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Organ des dͤeutſchen Anwalt: Vereins. 


Herausgegeben von 
Juſtizrat Dr. Bugo Neumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar, Berlin W. 35. | 
Derlag und Expedition: Za. Moeſer Buchhandlung, Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 
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Preis für den Jahrgang 25 Mark, einzelne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2geſpaltene Petitzeile 50 Pie: 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 3 
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Inhalt. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. S. 1. — Ruhe⸗ 
A gehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechts⸗ 
| auwälte. S. 1. — Zum Jahreswechſel. Von Neumann. 
S. 1. — Vom Reichsgericht. Von Geh. Juſtizrat Dr. Seelig, 
Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke. S. 2. — Grund⸗ 
legende Entſcheidungen. S. 24. 


Bi; Älterer Rechtsanwalt und Notar 


bei einem größeren Amtsgericht der Mark Brandenburg fucht einen 
. jüngeren Aſſeſſor eventl. als Sozius. Angebote unter B. 2 an 
a die Expedition der Juriſtiſchen Wochenſchrift, Berlin 8. 14. 


Beſchäftigter älterer Anwalt 
mit Simultanzulaſſung, ſucht ab 1. Januar 1908 für längere Zeit 
gewiſſenhaften energiſchen jüngeren Kollegen als Termins vertreter. 
Gefl. Offerten mit Honoraranſpr., am liebſten von Kollegen mit 
Bureau inmitten der Stadt unter E. 9 an die Expedition dieſes 
Blattes, Berlin S. 14, erbeten. 


TT. ͤ—v—— —u— 
Beſoldeter Stadtrat. 
7 2 Die Stelle eines beſoldeten Juriſtiſchen Stadtrates iſt möglichſt 
bald zu beſetzen. 
as Gehalt iſt vorbehaltlich beſonderer Vereinbarungen wie 

folgt geregelt: 
Anfangsgehalt 5500 M., Zjährige Steigerungen von je 500 M., 
Höchſtgehalt 7000 M., Penſionsberechtigung und Hinterbliebenen⸗ 
7 Fürſorge nach den geſetzlichen Beſtimmungen (S 65 der Städte⸗ 
— ordnung vom 30. Mai 1853, SS 14 und 15 des Kommunalbeamten⸗ 
2. geſetzes vom 30. Juli 1899). 
0 Für den Fall der Dienſtunfähigkeit oder des Todes vor 

vollendetem 6. Dienſtjahre wird / des Gehaltes als Penſion bezw. 
N die danach bemeſſene Hinterbliebenenverſorgung zugeſichert. 
2 g Die Übernahme entgeltlicher Nebenbeſchäftigung bedarf der 

Genehmigung der ſtädtiſchen Behörden. 

Bewerber, welche die zweite juriſtiſche Staatsprüfung beſtanden 

haben, wollen ihre Geſuche unter Beifügung der Zeugniſſe und eines 
t Lebenslaufes bis 15. Januar 1908 an den Magiſtrat zu Händen 

des Oberbürgermeiſters einreichen. 

Gleiwitz, den 23. Dezember 1907. 


\ Der Magiſtrat. 
Eee Mentzel, 
* Oberbürgermeiſter. 


SER Die BStadtverordnetenverſammlung. 


7 C. F. Neumann, 
3 ö Stadtverordneten⸗Vorſteher. 


in Station bevorzugt. 


Das Regiſter und Inhaltsverzeichnis des 
Jahrganges 1907 liegt dieſer Nummer bei. 
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Ein beſchäftigter Rechtsanwalt und Notar in Berlin, 
ſucht mit Rückſicht auf ein Augenleiden zu ſeiner Unterſtützung in 
den Geſchäftsſtunden einen 

jungen Juriſten | 
mit angenehmen Umgangsformen, der ſtenographieren kann. Referendar 
Offerten sub J. S. 5303 befördert 
Rudolf Moſſe, Berlin S. W. 


Referendar 
in Station gegen n von Zivil⸗ und Kriminalanwalt 
geſucht. Offerten unter 11 an die Geſchäftsſtelle dieſes Blattes, 
Berlin 8. 14, erbeten. 


Jüngerer Anwalt 


wünſcht W bei einem Landgerichte. Gefl. Mitteilungen erbeten 
unter A. B. 15 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Allelfor, 


aus angeſehener Familie in Induſtrieſtadt Mitteldeutſchlands, mit 
guten Zeugniſſen und Referenzen, ſucht Stellung bei größerem 
Induſtrie⸗, Handels⸗, Bank⸗ oder Verſicherungsunternehmen oder 
Induſtrieverband. Off. unter A. 1 an die Expedition dieſes Blattes, 
Berlin 8. 14, erbeten. 
Aſſeſſor, 

junger, beſtrebt und imſtande, Brauchbares zu leiſten, ſucht Aſſoz. 
zunächſt auch geg. Fix. od. led Stellung. Angebote erbeten unter 
G. 12 an die Geſchäftsſtelle die dieſes Blattes, Blattes, Berlin 8. 14. 


— nn — — 


Gerichtsaſſeſſor 


ſucht Aſſoziation, ev. auch Vertretung bei Anwalt. Angebote unter 
H. 13 a 13 an die Geſchäftsſtelle d. Blattes, Berlin 8. 14, erbeten. 


Junger Berliner Rechtsanwalt, 


der beide Examina mit Prädikat beſtanden, ſ. günſtige Aſſoziation. Off. 
u. J. 14 and. Geſchäftsſt. d. Jur. Wochenſchr., Berlin 8. 14, erb. 


— m 


Gerichtsalſeſſor, Dr. jur. 


früher in der Induſtrie tätig geweſen, ſucht N (eventl. zu⸗ 
nächſt auch geg. Fixum) mit älterem Landgerichtsanwalt in größerer 
Induſtrieſtadt Rheinlands oder Weſtfalens. Offerten erbeten unter 
K. 15 an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Gerichtsalſeſſor, 
mit Anwaltspraxis durchaus vertraut, ſucht Aſſoziation mit viel⸗ 


beſchäftigtem Rechtsanwalt in Großſtadt. Angebote unter A. Z. 27 
an die Expedition dieſes Blattes, Berlin S. 14, erbeten. 
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Gerichtsaſſeſſor 
wünſcht Anwalts⸗ oder Notariats⸗Vertretung. Angebote erbeten unt. 
P. 54 an die Geſchäftsſtelle dieſes Blattes, Berlin S. 14. 


Aſſeſſor, Dr. jur., 
ſucht Beſchäftigung als Hilfsarbeiter bei einem Anwalt. Oſten be⸗ 
vorzugt. Angebote unt. Qu. 35 an die Expedition der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, Berlin 8. 14, erbeten. 


Aſſeſſar, 
der über ein Jahr in Berlin Anwälte und Notare (auch beim 
Kammergericht) vertreten hat, möchte ſich aſſoziieren (am liebſten in 
Berlin). Offerten unter T. 40 an die Geſchäftsſtelle dieſes 
Blattes, Berlin 8. 14, erbeten. 


| Junger Rechtsanwalt 
in ſchönſtgelegener Stadt Mitteldeutſchlands, ſucht umſtändehalber 
Amtsgerichtspraxis zu tauſchen, auch mit einer ſolchen in kleiner 
Stadt. Angebote unter V. 43 an die Geſchäftsſtelle dieſes Blattes, 
Berlin 8. 14, erbeten. 


Rechtsanwalt und Notar 


wünſcht Praxis beim Amtsgericht, eventl. tauſchweiſe zu übernehmen 
Angebote unter W. 47 an die Geſchäftsſtelle dieſes Blattes, 
Berlin 8. 14, erbeten. 


Rechtsanwalt und Nota | 


(7 Jahre Anwalt, 3 Jahre Notar), wünſcht Aſſoziation mit Anwalt 
oder Übernahme einer Praxis, letztere am liebſten tauſchweiſe. Gefl. 
Offerten erbeten unter X. 49 an die Expedition dieſes Blattes, 
Berlin 8. 14. 


Gerichtsaſſellor, 
mehrfach Berliner Anwälte vertreten, gut empfohlen, ſucht Anwalts⸗ 
vertretung. Offerten sub X. 50 an die Expedition dieſes Blattes, 
Berlin 8. 14, erbeten. 


Gerichtsaſſeſſor 


Bitte um Nachweis geeigneten Niederlaſſungsortes als An: 
walt. Nähe Berlins bevorzugt. Offerten erbeten unter A. 54 
an die Expedition dieſes Blattes, Berlin 8. 14. 


Bisheriger Kaiſerlicher Vize⸗Konſul (Gerichts⸗Aſſeſſor), 
der wegen Verluſts des Augenlichts den Reichsdienſt aufgeben muß, 
ſucht neben der jetzt aufgenommenen Dozententätigkeit zugleich 
praktiſche Verwertung ſeiner Kenntniſſe auf dem ausländiſchen 


Rechtsgebiet als N " 
5 Hilfsarbeiter 


eines Berliner Anwalts oder in ähnlicher Stellung. Eigener 
Sekretär vorhanden. Gefl. Offerten werden erbeten sub B. 58 
an die Expedition dieſer Zeitſchrift, Berlin 8. 14, woſelbſt auch 
Referenzen zu erfahren ſind. 


Gerichtsaſſeſſor, 


Dienſtalter 1¾% Jahr, wünſcht Vertretung. Notare wiederholt ver⸗ 
treten. Königsberg ſehr erwünſcht. Offerten untee D. 62 an die 
Geſchäftsſtelle dieſer Zeitſchrift, Berlin 8. 14, erbeten. 

Termins vertretungen 
übern. Anw. b. Ldg. I. Off. sub C. A. 61, Berlin, P.⸗A. Nr. 50. 


TCeermiusuertretung, 


eventl. ſonſtige Beſchäftigung, ſucht junger Berliner Anwalt. Angeb. 
unter Ank. 275, Daube & Co., Neue Königſtr. 51. 


ö 


ſucht Aſſoziierung mit Berliner Anwalt. Gefl. Off. sub F. L. 32 
an Haaſenſtein & Vogler, Berlin W 8, erbeten. 


Tortſetzung ſiche Seite 3. 
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Henneberg, Sitıfarik., Zürich 
Direkte Bezugsquelle von Seidenstoffen jeder Art. 


Zollfrei! — Muster an Jedermann! 


Ilitglieder 


des Deutschen Anwaltvereins 
folgen den Gesetzen der Klugheit u. Sparsamkeit 


indem Sie durch das gemeinsame Einkaufshaus einkaufen. Die 
jährliche Einkaufsgebühr von 20 Mark ist für! jeden einzelnen 
gering, aber durch die massenhaften Bareinkäufe und Zentrali- 
sation des Einkaufs in einer Hand werden die kleinsten 
Konsumenten stark 


und erreichen Ausserordentliches. 
Prüfen Sie die für den gemeinsamen Einkauf festgelegten 


Preise und Qualitäten, z. B. 
0 f beste Qualität, vom Kgl. 


Justiz ministerium geprüft 


Schreibmaschinenbänder, una als Notariatsband zu- 


N. 300 1.50 


prima amerikanische, 
4.50 6.00 9.00 12.00 


N anstatt Mk. 
Kohlenp ap lere, für „ 2.50 4.00 6.00 9.00 
anstatt Minimalpreis d. deutschen 


Ouaribriefe, holzfrei, PER Mark 1 77 


n 


Konzept-, Kanzlei-, Schreibmaschinenpapier 
Drucksachen unerreicht billig. 
Offerten, Muster 


gratis durch 


„RECORD“ 


Papiereinkaufshaus 
Fernsprecher 5035. Leipzig Fernsprecher 5035. 


Schreibmaschinen-Ärbeiten, Stang 
Frau E. Hauenschild, Berlin N., Elſaſſerſtraße 35. 


Hermann bahr 


E Verlag, Sortiment, Antiquariat und 


Leihinstitut 
rechts- nnd staatswissenschaftlicher Literatur. 
einn 


am Potsdamer Platz. 


Umfangreiches Bücherlager 
von über 500 000 Banden. 
Eingehende Aufträge finden stet prompteErledigung. 


Käufliche Lieferung in neuen und antiquarischen Exemplaren. 


el 
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@ Bedingungen des Leihinstituts auf Verlangen. ® 


Anfang Januar. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Herausgegeben von 


Juſtizrat Dr. Bug Neumann, 


Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar. 


Organ 
des Deufſchen Anwalt⸗Vereins. 


Ötebenundireißigfler Jahrgang. 
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Berlin. 


W. Moeſer Buchhandlung. 
1908. 


Zitierweiſe 
nach den Vorſchlägen des Deutſchen Juriſtentags: 
IW. 1908. 
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iebenunddreißigſten Jahrgangs der Juriſtſchen Wochenſchrift 
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Pagenſtecher, Max, Gerichtsaſſeſſor Dr., Würzburg: Ausbeutung 
der Rechtskraft gegen die guten Sitte˖enn 
Peiſer, Georg, Rechtsanwalt, Breslau: Die Juſtizreform und 
die Zwangsvollſtreckun ggg ꝙ 
Petitionen des Verbandes deutſcher Bureaubeamten 
Petzold, Kammergerichtsrat Dr., Berlin: Die Stellung der 
höheren Juſtizbeamten in dem bayriſchen Entwurfe einer 
Gehaltsordnunn⸗MAKggdmLdLLLm . en 
— Die Stellung der höheren Juſtizbeamten in dem ſächſiſchen 
Entwurfe einer Gehaltserhöhunnn ggg q æ 
Przibilla, Em., Rechtsanwalt Dr., Cöln: Zur Lehre vom 
mittelbaren Betti nennen 


Nechtsanwaltsgebührenordnung, Zur Neviſion der. 
Reichel, Hans, Privatdozent Dr., Leipzig: Mehrkoſten eines 
Prozeſſes, verurſacht durch fahrläſſige Fehlbegutachtung 
Reichsgerichtsentſcheidungen. 
Zivilſachen: 2. 27. 67. 103. 138. 190. 233. 239. 298. 
401. 480. 442. 473. 515. 543. 685. 652. 673. 709. 
Grundlegende Entſcheidungen: 24. 56. 88. 120. 176. 224. 


288. 820. 391. 416. 440. 478. 504. 535. 664. 696. 728. 
, entararesee 154. 358. 570. 
Grundlegende Entſcheidunge n 176. 392. 


Reinſch, Amtsgerichtsrat, Greifenberg i. P.: Zur Reform des 
Mahnverfahre.ns . 
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Sivilregiffer 
über den gefamten Inhalt 


des XXXVII. Jahrgangs der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 
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A. Sachregiſter. 
Vorbemerkung: p bedeutet preußiſches, g gemeines,f franzöſiſches (rheiniſches und badiſches), ſ ſächſiſches Recht. 


Abandonrecht ſ. Bergbau 
Ablieferung 
A. der Kaufſache ſ. Gewährleiſtung, Kaufvertrag 
Abnahme ſ. ag, Verjährung 
Abhandlungsrecht ſ. Konkurs 
Abtretbarkeit 
A. von Kommanditiſtenanſprüchen 305 
A. des Bierbezugsrechts 3194 
A. des Anſpruchs aus dem Darlehnsvorvertrag 44913 6766 
Abtretung 
A. während der Rechtshängigkeit 30311 407° 
A. von Anteilen ſ. Geſellſchaft m. b. H. 
Abtretungsverbot 
Pfändbarkeit der Penſion von Privatbeamten (von Juſtizrat 
Georg Meyer in Berlin) 25 
Abzablungsgeſchäfte 
A. über einen ganzen Geſchäfts betrieb 195» 
Verbindung eines A. mit einem andern Vertrage 69226 
Adelstitel 
Zuſtändige Behörde für den Streit über A. 220 46 
Agenturvertrag 
Behandlung des A. als Dienſtvertrag 1388 
Aktien ſ. Urkundenſtempel 
Effektenſtempel und Aktienwert (von Rechtsanwalt Dr. Gut⸗ 
mann, Gotha) 672 
Aktiengeſellſchaft 
Fuſton zweier A. durch Aktienaustauſch (doppelte Stempel: 
pflicht) 84 51 
Verfahren bei Kapitalserhöhung Statutenänderung 11315 
34635 40g 11 
Entlaſſung eines Auffichtsratsmitglieds durch die General; 
berfammlung 344 34 
chleierung 14928 34435 53350 


Sonderrechte (Rübenlieferung) 40811 
Anfechtung von Generalverſamumlungsbeſchlüſſen 46234 464 86 
Aktienkauf 
Haftung des Vorſtandes und Aufſichtsrats gegenüber dem 
durch Verſchleierung geſchädigten Käufer 533 20 
Aktienzeichnung 
Nichtigkeit von Nebenabmachungen 464 85 
Rechtsverhältnis zwiſchen Zeichner und Zeichnungsſtelle 480 15 
Aktivlegitimation 
Klage eines Bevollmächtigten in eigenem Namen 479 11 
Amtsgerichtsverfahren ſ. Juſtizreform 
Amtshandlung 
Negatorienklage gegenüber einer A. 255 28 33417 6532 
Amtsniederlegung 
A. eines Geiſtlichen 756 27 
Anerkenntnisvertrag ſ. Schuldanerkenntnis 
Anerkenntuisurteil 
A. und Koſtenlaſt im Verfahren über Vollſtreckbarkeit eines 
Schiedsſpruchs (Amtsrichter Dr. Thieſing, Celle) 441 
Anfechtung | 
Reſziſſionsklage f ſ. d. 
Anfechtung der eigenen Willenserklärung 
A. prozeſſualer Erklärungen 71817 
A. von Verträgen eines Straßenanliegers mit der Behörde 
147 2 
Form der A. (Erkennbarkeit des Willens, den vollzogenen 


Täuſchung (Verſchweigen der eigenen Zahlungsunfähigkeit) 
476° 

Enthält die A. wegen Täuſchung zugleich die wegen Irrtums? 
1343 
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Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung 
Mangelnde Benachteiligung, nachträglicher Eintritt der nicht 
gewollten Benachteiligung 308 20 5673? 
Dienſtvertrag, wonach nur der unpfändbare Gehaltsteil an 
den Schuldner, der Überſchuß an feine Frau zu zahlen iſt 
308 2⁰ 
Sittenwidrigkeit anfechtbarer Geſchäfte (Nichtigkeit?) 444“ 
Freiwillige Gläubigerbefriedigung während des Konkurſes 
mit Hilfe einer nicht zur Konkursmaſſe gefallenen Erbſchaft 
7222. 
Zahlungseinſtellung 
34230 (Bedeutung eines Moratoriums) 
45930 (Nachweis der Zahlungseinſtellung) 
459 21 (Kenntnis des Vertreters) 
6887 (Zahlungseinſtellung mehr als 6 Monate vor der 
Konkurseröffnung) 
A. einer Vollſtreckungspfändung nach 8 3 AnfG. 49636 
A. eines Treuhandvertrages 49637 
Nachbringung des Schuldtitels nach Ablauf der zweijährigen 
Friſt des 8 4 AnfG. 281% 
Geltendmachung von Einwänden, die in den Hauptprozeß 
gehören 3071? 
Urteilsausſpruch (Erklärung einer Pfändung als anfechtbar, 
ſtatt unwirkſam) 45829 
Angemeſſenheit 
A. und Kundenüblichkeit (Prof. Danz, Jena) 631 
Angeſtellte ſ. Bureaubeamte, Handlungsgehilfen 
Erfinderrechte der A. (Juriſtentag) 620 
Haftung für A. ſ. Schadenerſatz 3 
Anlieger 
Verpflichtung der A. zur Beſchaffung von Straßenland 8320 
Verträge des A. mit der Behörde (Anfechtbarkeit wegen 
Irrtums) 147 21 
Rechte der A. an verlaſſenen Flußbetten (Amtsgerichtsrat 
Schumacher) p 648 
Aunabme einer Offerte |. Vertragsſchluß 
Anſchlußberufung 
A. nach Zurückverweiſung aus der Reviſionsinſtanz 661 v2 
Auſchlußreviſion 
Eventuelle A. in Eheſachen 5592 
Anträge |. a. Beweisantrag, Klagantrag 
Beurteilung mehrerer logiſch unvereinbarer A. 45 21 
Anuwaltskammern 
Beiträge der A. zur Hilfskaſſe ſ. d. 
Stellungnahme der vereinigten Vorſtände der A. zur Juſtiz⸗ 
reform 536 
Befugnis der Kammervorſtände zu Warnungen und Rügen 
außerhalb des ehrengerichtlichen Verfahrens 419 
Aufſicht der Oberlandesgerichte; Aufhebung eines Kammer⸗ 
beſchluſſes, der in die Kompetenz des Vorſtandes eingreift 
419 
Vorſchlag einer Kompetenzerweiterung (Fürſorge für Bureau⸗ 
beamte) 639 
Zuſtimmung der A. Düſſeldorf und Nürnberg zu den Be⸗ 
ſchlüſſen des Leipziger Anwaltstags 25 
Stellungnahme der badiſchen A. zur Novelle 89 
Beſchluß der A. Nürnberg zur Gebührenerhöhung 175 


Auwaltsgebühren |. Rechtsanwaltsgebühren 
Anwaltstag 
Fernbleiben des Reichsjuſtizamts bei Juriſtentag und A. 
(Neumann, Zum Jahreswechſel) 2 
A. 1909 zu Roſtock 665 
Anwaltverein 
Sammelſtelle des Berliner A. (Neumann, Zum Sahreswechſch 
1 2 
Gegenentwurf des Berliner A. zur Prozeßnovelle 89 
Stellungnahme des Berliner und Hamburger A. zur Novelle 
89 256 
Der hamburgiſche A. zur Gebührenerhöhung 256 
Anwaltszwang 
A. und Armenſachen (Neumann, Zum Jahreswechſel) 2 
Arbeiterverbände ſ. a. Boykott 
Parteifähigkeit der A. (Zahlſtellen) 659° 
Geſetzliche Regelung der Tarifverträge (Juriſtentag) 621 
Arbeitskammern 
A. für Bureaubeamte 639 
Armenrecht ſ. a. Rechtsanwälte, Ehegatten 
Anwaltszwang und A. (Neumann, Zum Jahreswechſel) 
130 
A. und ſoziale Fürſorge (Juſtizrat Meyer, Hannover) 510 
Armenrechtsgeſuch 
Rechtzeitigkeit des A. |. Wiedereinſetzung 
Armenrechtsprozeſſe 
Zur Statiſtik der A. (Rechtsanwalt Dr. Löwenſtein, Stutt⸗ 
gart) 130 | 
Arreſt und Einſtweilige Verfügung 
»Arreſtgrund; Vollſtreckung im Auslande 
687 2⁰ 
Streitwert eines A. 456 25 
Schadenerſatzpflicht verneint, weil Arreſtgrund nach objektiver 
Beurteilung ſcheinbar vorlag 205 56 
Vollziehungsfriſt 472. 
E. V. in Eheſachen 27910 


(Konſularbezirk) 


E. V. auf Löſchung einer Firma, mehr als beantragt 
434 1⁰ 
E. V. auf zeitweilige Hemmung des Wechſelanſpruchs 


53017 
Arzt ſ. a. Zahnarzt 
Gewerbebetrieb 249 23 
Körperverletzung durch unberechtigte Operation 480“ 
Aufgebotsverfahren 
Ausſchluß eines unbekannten Hypothekengläubigers 121 
Anflaffung 
A. auf Grund bedingten Kaufvertrags (Verzicht auf die Bes 
dingung?) 2703 
Entbehrlichkeit der A. bei Ausſcheiden eines offenen Handels⸗ 
geſellſchafters 45015 
Heilung des Formmangels durch A. 43813 
Aufrechnung 
A. gegen den Geſindelohnanſpruch (Amtsrichter Cordes, 
Cloppenburg) 294 
Vertragsmäßige A. gegen die Einlage einer Geſellſchaft m. b. H. 
3105 
A. im Konkurſe ſ. d. 
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Auftrag 
Rechtſprechung des Reichsgerichts von Kuhlenbeck 701 
Ausknuftsburean 
Haftung wegen unrichtiger Auskunft Gichtverwendung vor⸗ 
liegenden Materials) 2411 
Ausland 
Erziehung des Kindes im A. (Amtsrichter Citron, Reckling⸗ 
hauſen) 542 
Arreſtgrund der Vollſtreckung im A. (Konſularbezirk) 6872“ 
Ausländer 
Anerkennung der natürlichen Vaterſchaft durch einen A. 209°! 
Entſchädigung des A. wegen unſchuldig erlittener Unter⸗ 
ſuchungshaft 218 
Veräußerung einer Schiffspart an einen A. 314 
Auslegung 
Verkehrsſitte 324 
A. eines Kartellvertrags 544° 
Kohlenlieferungsvertrag (Streik, Wagenmangel) 474“ 
Anslobung 
Rechtſprechung des Reichsgerichts von Kuhlenbeck (Klage gegen 
die Entſcheidung des Preisrichters; A. in Wettabſicht) 645 
Ausſchließung von Vereinsmitgliedern 503“ 
Ansſetzung und Unterbrechung des Verfahrens 
Aufnahme durch Konkursverwalter und Gemeinſchuldner 30515 
Aufnahme in der Reviſionsinſtanz, nach Einlegung, aber vor 
Begründung der Reviſion 453 20 
Außereheliche Kinder 
Anerkennung der Vaterſchaft eines Ausländers 20931 
Außerebeliche Mutter 
Schadenerſatzanſpruch gegen die a. M. wegen rechtskräftiger 
Vereitelung der ex eptio plurium (Privatdozent Pagen⸗ 
ſtecher) 187 | 
Ansſtattung |. a. Warenzeichen 
Ausſtattungsverſprechen 
Schenkung durch A. 71° (Klage der Tochter aus einem dem 
Schwiegerſohn gegebenen A.) 103: (Klage des Ehemanns 
auf die der Frau verſprochenen Zuſchüſſe) 
Antomobilunfälle 
Haftung für A. Landrichter Freymuth, Konitz 540 
A. auf der Probefahrt 4731 
Mitnehmen aus Gefälligkeit 701 (Kuhlenbeck, Rechtſprechung) 
Strenge Anforderungen an die Rückſicht auf den ſonſtigen 
Verkehr, Grenzen derſelben 106? 678° —680 12 
Anſprüche! des durch einen Hund zu Fall gebrachten Motor⸗ 
radfahrers 68012 
Darf ſich der Beſitzer auf den Chauffeur verlaſſen? 4057 524° 
Bahnhof 
Inſtandhaltung der Zugangsrampe zum B. 715 
der Zugänge 53523 
Bauerlaubnis 
Ungültigkeit der geſetzwidrig zur Bedingung der B. gemachten 
Verpflichtung zur Straßenlandabtretung 830 
Bauentrepriſevertrag 
B. nach BGB. (Verjährung) 235° 328° 739 6 
Bauforderungen 
Haftung des Drüten, der den Bauhandwerker mündlich zur 


Kreditgewährung veranlaßt hat 676° 


Baugelderhypothek 

Verzicht auf die Eigentümerhypothek wegen des nicht valutierten 
Reſtes der B. 20015 

Bauwerk 

B. im Sinne $ 638 BGB. 
431. (Schiffsmühle) 
657° (Tiefbau) 

Beamte ſ. a. Ruhegehalt, Reichsbeamte, Staatsbeamte, Ge⸗ 
meindebeamte, Komunalbeamte, Konſularbeamte, Privatbeamte 
Penſionsanſpruch des entlaſſenen Beamten 2220 
Haftung für Beamte 24 (f) 2691 6521 
Negatorienklage gegen B. wegen Verletzung eines Privat⸗ 

rechts 6532 
Grenzen des dienſtlichen Gehorſams 654° 

Beamtenfürſorge ſ. a. Unfallfürſorge 
Dienſtunfähigkeit 54°? 

Ausſchluß der Unfallverſicherung durch B. ſ. Unf. 

Bedingung 
Bedingter Wechſelbegebungsvertrag 15125 
Erfüllung des bedingten Geſchäfts vor Eintritt der B. 
Poteſtativbedingung (si voluerim) 711° 

Befehlsgewalt 
Grenzen der B. 654° 

Befriſtung 
Beweislaſt für B. einer Kaufpreisforderung 4301 

Behauptungslaſt ſ. Beweislaſt 
„Lüge“ im Prozeß (Neumann gegen Hellwig) 641 

Beleuchtung 
Pflicht zur B. der dem Verkehr eröffneten Zugänge 45118 

53523 7151 74413 

Bergelohn 
Anſpruch auf B. gegen den Militärfiskus 688 80 

Bergbau 
Vertragsmäßiger Verzicht auf das Abandonrecht des Kux⸗ 

inhabers p 635° 
Rechte der Hypothekengläubiger an der dem Eigentümer als 
Sicherheit für Bergſchäden beſtellten Hypothek 787 

Bereicherung ſ. a. Schenkung 

Rückforderung der ungeſetzlich zur Bedingung einer Bau⸗ 
erlaubnis gemachten Verpflichtung zur Straßenland⸗ 
abtretung 83 

Zurückhaltung einer Kaution wegen eines Bereicherungs⸗ 
anſpruchs 7° 

Rückforderung eines Anerkenntniſſes 31° 

Geſamtſchuldverhältnis mehrerer bereicherter 70 


Unmittelbarkeit der Vermögens verſchiebung; actio de in rem 
verso 43266 


B. durch Vorrücken einer Hypothek 6577 
Einwand der Sittenwidrigkeit gegen den Anſpruch aus der 
B. 677° 


270° 


‚Bernfögenoflenfchaft 


Regreßanſpruch der B. 107* (Tätigkeit im Fabrilbetriebe) 
2184! (Einwand des Arbeitgebers aus § 254 BGB.) 723 2⁵ 
Verſäumte Geltendmachung des Übergangs der Forderung 
auf die B. (kann nach Erlaß des Zwiſchenurteils über den 
Anſpruchsgrund nicht nachgeholt werden) 4511 
Beamte der B. nicht mittelbare Staatsbeamte 283 20 
1* 
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Berufung 
Einſchränkung der B. (Neumann, Zum Jahreswechſel) 1 2 
B. nach Erledigung der Hauptſache (verſchiedene Stellung des 
Klägers und Beklagten) 45°! 
Zuläſſigkeit der B. (Schluß des Verfahrens nach Einlegung 
der B. für den Konkursverwalter) 2032“ 
Zurücknahme der B. zufolge Vergleichs 340 25 
Nachträgliche Beſchränkung der B. auf den Koſtenpunkt 557? 
B. gegen ein Koſtenurteil trotz 8 99 Abs. 3 ZPO. 635 
Anſchlußb. nach Zurückverweiſung aus der Reviſionsinſtanz 
6612 
Berufungsfriſt 
Abkürzung der B. in Amtsgerichtsſachen (von Peiſer) 290 
Berufungsinſtanz | 
Beſtreitung der Klagbehauptungen in der B., nachdem in erſter 
Inſtanz nur über das Maß der Erbenhaftung geſtritten 
war 46 
Unbeſchränkte Entſcheidung in der B. ohne Zurückverweiſung, 
nachdem das Landgericht nur über eine Verzichtseinrede 
verhandelt hatte 45218 
Zurückverweiſung in die Vorinſtanz wegen Unbeſtimmtheit 
des Klagantrags 454°! 
Verweiſung einer Einrede ins Nachverfahren ohne Antrag 
558 2⁰ 
Berückſichtigung des feſtgeſtellten Sachverhältniſſes beim 
Verſäumnisurteil 55828 
Beſchwerde 
Rechtsmittel gegen ein Koſtenurteil, wenn die Koſtenforderung 
Hauptforderung war 6351 
Beſitzerwerb 
Einſeitiger B. des Pfandgläubigers, B. des Käufers mit 
Eigentums vorbehalt 68113 
Beſitzdienſt 
Zur Lehre vom mittelbaren Beſitz. Von Rechtsanwalt 
Dr. Przibilla, Cöln 395 
B. nicht notwendig dauerndes Verhältnis 52712 
Beſitzſtörung 
B. durch wörtliches Beſtreiten (ſeeliſche Beunruhigung) 274? 
Beſoldungsordnung 
Gehälter der höheren Juſtizbeamten nach der ſächſiſchen B. 
Von Kammergerichtsrat Dr. Petzold 425 
Derſelbe über die bayriſche B. 226 
Beſtandteil 
Weſentlicher B. eines Grundſtücks 
21 (Beachtung der Verkehrsauffaſſung) 
67 (Vertragsklage auf Herausnahme eines B. durch den 
Eigentümer) 
2951 (Wellblechbaracken) 
822° 5151 517% (Geſentlicher B. des Fabrikbetriebs 
nicht notwendig weſentlicher B. des Fabrik gebäudes) 
621 (Juriſtentag über Eigentumsvorbehalt an Maſchinen) 
738? (Motor in einer Mühle) 
738° (Lokomobile) 
Beſtätigung |. Genehmigung 
Betriebsgefahr ſ. a. Haftpflicht 
Haftung für B. ohne Verſchulden (Luftſchiffahrt und Grund⸗ 
eigentum, von Profeſſor Kipp) 644 


Betriebsort im Sinne des Gewerbeſteuergeſetzes 
B. einer Elektrizitätsanlage 55 (OVG.) 
Betriebsunfall ſ. Haftpflicht, Unfallverſicherung 
Betrug 
Kann ſich der Täuſchende auf Mitverſchulden des Getäuſchten 
berufen? 91° 
Gewinn durch Betrugsklage (Aufſatz von Weſtrum) 60 
Verſchweigen der eigenen Zahlungsunfähigkeit 476° 
Beweisanträge 
Ablehnung von B. wegen Unerheblichkeit 203? 
Reviſionsrüge nichtbeachteter B. (Verweiſung auf den ſie 
enthaltenden Schriftſatz der Vorinſtanz) 490° 
Beweisaufnahme |. a. Rechtshilfe 
Verwertung der B. des Vorprozeſſes (kann ſie verhindert 
werden?) 7510 30413 
Beweislaſt 
Abhandlungen: 
Rechtsanwalt Dr. Roſenthal, Hamburg 257 647 
Stölzel 393 
Profeſſor Danz, Jena (Preisvereinbarung beim Kauf⸗ 
vertrage) 631 
Entſcheidungen: 
11414 (Seefrachtvertrag) 
151% (Bedingter Wechſelbegebungsvertrag) 
196 10 (8 836 BGB.) 
21437 (B. gegenüber dem Eintrag im Genoſſenregiſter) 
237 (Umkehrung der B.) 
4301 (Befriſtung eines Kaufvertrags) 
478° (B. für das Verſchulden bei weſentlicher Ver⸗ 
ſchlechterung der gewandelten Ware) 
4791 (Zahlungs bedingungen beim Kauf) 
495 58 (B. für eigenes Verſchulden) 
685 (B. für den Umfang einer an ſich nicht ſtreitigen 
nachträglichen Rechtseinſchränkung) 
Bierbezugsvertrag 
Wann verſtößt ein B. gegen die guten Sitten 32 3277 
Rücktritt vom B. wegen ſchlechter Lieferung 21 77 
Abernahme der Verpflichtung aus dem B. durch ein den 
Gaſthof kaufendes Ehepaar, Nichtaufnahme dieſer Ver⸗ 
einbarung im notariellen Vertrage 137° 
Abtretbarkeit des Anſpruchs der Brauerei aus dem B. 21915 
Nachträgliche Preiserhöhung 325° 
Bieterkomplott 
Zuläſſiges B. bei Submiſſionen 296°? 
Binnenſchiffahrt 
Haftung mit Schiff und Fracht 213 36 
Perſönliche Haftung 350 10 
Bildwerke 
B. im Sinne § 44 Gewd. (vgl. auch Strafſachen) 768 25 
Börſentermingeſchäft 
Einwand der Argliſt gegenüber der Berufung auf den 
Differenzeinwand 46780 
Bordellgrundſtücke 
Hypothek auf einem B. 2973 
Boykott ſ. a. Verruf 
Erlaubte und unerlaubte Kampfmittel 39 
Warnung vor Zuzug 679 11 
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Briefadreſſe 
Adreſſierung an mehrere Perſonen (Eheleute) 705 
Brandmauer 
Aufbau der B. auf der Grenzmauer 1313 
Brauſteuer 
Rechnungsjahr (Geſchäfts jahr 7). Entfernung (Luftlinie) 69337 
Bürgfchaft 
B., kumulative Schuldübernahme, Kreditauftrag 316 1375 
6767 
Befreiung des Bürgen durch Erlaß der Hauptſchuld trotz 
Vorbehalt 8724 
Wandelung und Minderung des Bürgen (von Rechtsanwalt 
Dr. Felix Friedenthal, Berlin) 132 
Beſtand der Hauptſchuld (Gültigkeit der B. bei dauernden 
und dilatoriſchen Einreden) 403° 
Bureaubeamte 
Petition des Verbandes deutſcher B. 639 
Bureauvorſteher 
Inkaſſobefugnis des B. (Rechtsanwalt Albrecht, Hamburg) 729 
Culpa in contrahendo ſ. Vertragsſchluß 
Darlehusvorvertag 
Abtretbarkeit des Anſpruchs aus dem D. 44913 6766 
Dienftvertrag 
Behandlung des Agenturvertrags als D. 1385 
5 844 BGB. bei Verletzung des Dienſtpflichtigen 4491 
Tarifverträge der Arbeiter⸗ und Arbeitgeberverbände (Juriſten⸗ 
tag) 621 
Unterlaſſungsanſpruch des Dienſtherrn (Rechtsanwalt F. Fuchs, 
Berlin) 700 
Sittenwidrigkeit nachträglicher Aus bedingung einer Sonder⸗ 
vergütung 710? 
Deliktsanſpruch 
Konkurrenz des D. mit dem Vertragsanſpruch 230 4327 44914 
Dienftvermittelung 
Gültigkeit der preußiſchen Verordnung vom 26. 7. 00 zu 
5 38 Gemd., wonach die Vermittelungsgebühr zurück⸗ 
zuzahlen iſt, wenn der Dienſtantritt nicht erfolgt 240 12 
Dinglicher Vertrag 
Nichtigkeit des D. V. bei Anfechtung des Hauptvertrags 4763 
Doppelbeftenerung 
51 (Einkommen aus Grundbeſitz, Veräußerungsgewinn) 
43618 (Beſteuerung des über mehrere Staatsgebiete ſich aus⸗ 
dehnenden Eiſenbahnbetriebs) 
Ehegatten 
Vereinbarung der E. über Einſchränkung der Kinderzahl 28° 
Gemeinſamer Kauf einer Gaſtwirtſchaft mit Bierzwang 137° 
Unfall der Ehefrau (Verluſt der Erwerbsfähigkeit) 2788 
Gehalts berechtigung der Frau nach dem Dienſtvertrag des 
Mannes (Anfechtbarkeit) 30820 
Verbindung einer einwandfreien Vereinbarung zwiſchen E. 
mit einer anderen, welche nichtig ſein würde, aber auch 
gar nicht bindend gemeint iſt 4455 
Klage der Ehefrau im Beiſtande des Mannes 52914 
Anſprüche der gütergemeinſchaftlichen Frau wegen Tötung 
des Mannes 5521 
Zuſtellung einer Kündigung an beide E. unter gemeinſchaft⸗ 
licher Adreſſe (Landgerichts direktor Winkler, Erfurt) 705 


Ebegũterrecht 
Gütergemeinſchaft 

70° (Beugenvernehmung der Frau) 

55214 (Ansprüche der Frau bei Tötung des Mannes) 
Ehelicher Aufwand (Beitragspflicht der Frau) 1109 
Miteigentum der Eheleute (Antrag auf Teilung ohne Zu⸗ 

ſtimmung der Frau) 19918 
Prozeßkoſtenvorſchußpflicht und Armenrecht (Landgerichtsrat 

Oppler, Straßburg im Elſaß) 290 
Vorbehaltsgut (Eingang des Gewinns aus vorehelichen Ge⸗ 

ſchäften während der Ehe) 48417 

Eheherſtellungsklage 
Einwand des Rechts miß brauchs gegen die E. (ehrenrüchige 

Behauptungen des Mannes im erledigten Scheidungs⸗ 

prozeß 1108 
Dasſelbe (Vereinbarung über die Wohnung mit Rüdficht auf 

die Verwaltung des Befites der Frau) 4065 
Enthält die eventuell erhobene E. eine Rückkehraufforderung 

nach $ 1571 BGB? 4338 

Eheliche Geburt f. Eltern und Kinder 
Ebenichtigkeit 
Inzidentfeſtſtellung der E. im Erbſchaftsſtreit 202 20 
Eheſachen 
Eventuelle Anſchlußreviſion in E. 559 
Einſtweilige Verfügung in E. (Glaubhaftmachung des 
Scheidungsgrundes ?) 279 10 
Ebeſcheidung und Ehetrennung 
Liegt in der Scheidungswiderklage gegen die Trennungsklage 
der Antrag, ſtatt der Trennung auf Scheidung zu er⸗ 
kennen? 302° 
Ehebruch (Widerruf der Zuſtimmung) 33619 
Zerrüttung 

4217 (ſtrenge Beurteilung neuer Vorfeblungen nach Verzeihung 
der alten; Entſchuldigung mit reizbarer Charakteranlage 
und dergl.; Maß der Zerrüttung, Möglichkeit der 
Widerverſöhnung; Eintritt der Zerrüttung während 
des Prozeſſes) 

4316 48418 (Abwägung der beiderſeitigen Verfehlungen) 

276% (grobe Mißhandlung, Schlag ins Geſicht) 

484 8 (Verheimlichung einer Fruhgeburt) 

68345 (Verweigerung der ehelichen Pflicht zehn Wochen 
lang nach der Eheſchließung; bloße Unterlaſſung auf 
ſeiten des Mannes) 

Verluſt des Klagerechts 

276° (Beginn der Klagfriſt 8 1568) 

433° (Aufforderung nach 8 1571 durch Erhebung der 
Herſtellungsklage) 

Ehrengericht 
E. und Begnadigung (von Syring) 127 
Eid 
Schätzungseid im Enteignungsſtreit 75 11 
Schweigen der Urteilsgründe über eine Eideszuſchiebung 

20323 
Eidesthema 

761 (innere Tatſachen, Überzeugungseib der Erben, Frage 
pflicht des Richters bei ungenügender Formulierung) 

30414 (Geſchlechtsverkehr im allgemeinen) 
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31225 435 (innere Tatſachen; „kein Zweifel“, „Über 
zeugung“) 

53016 (Geſundheit, Wohlbefinden) 

660 (Nichtanwendung der Befugnis zur Auferlegung 
eines richterlichen Eides) 

Eideserklärungen 
Anfechtung von E. wegen Irrtums 71817 
Eigenmacht 
Objektive Natur der E., Unrechtlichkeit guten oder böfen 
Glaubens 19913 
Eigentümergrundſchuld 
Verzicht auf E. zugunſten 
200 15 
Eigentum 
Erwerb des E. Eddeszuſchiebung über Gutgläubigkeit, „kein 
Zweifel“) 31225 
Übergabe (Übertragung mittelbaren Beſitzes) 7171 
Verluſt des E. (Verwandlung eines Grundſtücks in ein 

Flußbett) 443? 

Vindikation ſtatt der Pfandinterventionsklage 11212 

Ungenügende Bezeichnung des Klaggegenſtandes, die ſich erſt 
bei der Beweisaufnahme herausſtellte (Rüge des 9 
in der Reviſionsinſtanz) 24210 

Eigentumsſtörung (Immiffion) 

1112 (Flugaſche, Kohlenſtaub, Gaſe, Gemeinüblichkeit) 

2552 33417 6532 (Negatorienklage gegen Amtshandlungen, 
ſachliche Einwände aus öffentlichem Recht innerhalb des 
Rechtswegs) 

6824 (Beläſtigung durch einen Schießſtand, Faſſung der 
Verurteilung, wenn es ſich um Beſchränkung auf das 
gemeinübliche Maß handelt) 

Schadenerſatzklage des Eigentümers 
1192 (Bergſchäden) 
644 705 (Funkenflug, Luftſchiffahrt) 
Eigentums vorbehalt 
Beſitzſtand des Käufers unter E. 681: 
E. an Maſchinen (Juriſtentag) 621 |. a. Beſtandteil 
E. an einem ganzen Geſchäft 195° 
Eiſenbahnbetrieb ſ. a. Kleinbahnen 
Verpflichtung zur Anlegung von Schutzwehren zwiſchen Gleiſen 
und Fahrweg 6913 
Beleuchtung der Bahnhofszugänge 53578 715 11 
Beſteuerung eines über mehrere Bundesſtaaten ſich er⸗ 
ſtreckenden E. 43615 (vgl. a. 55) 
Eiſenbahnfrachtvertrag 
Verjährung nach Art. 4 des Internationalen Übereinkommens 
6° 11718 


eines Hypothekengläubigers 


Eiſenbahnunfall 

Haftpflicht, Sachſchaden ſ. Haftpflicht 
Eingemeindung 

Wirkung der E. auf die Beamten 221. 
Einkommenſteuer 


Ermäßigung der E. nach verwaltungsgerichtlichem Ermeſſen 
224 (OG.) 


Einrede ſ. Beweislaſt 
Einſtweilige Verfügung |. Arreſt 
Einwirkung (Immiſſion) ſ. Eigentum 


Elektrizitätswerk 
Betriebsort 55 (OVG. vgl. a. 43610) 
Eltern und Kinder (außereheliche K. ſ. d.) 
Gegenbeweis gegen eheliche Abſtammung 1441“ 48519 
Legitimation durch nachfolgende Ehe, Wirkung des Eintrags 
im Geburtsregiſter 276“ 
Hemmung der Verjährung zwiſchen E. und K. 
Enteignung (Fluchtliniengeſetz p) 
Neue Anlage 2331 
Nachholung der Zins forderung in II. Inſtanz 2432 
Mehrkoſten des Geſchäftsbetriebs im neuen Hauſe — kein 
Schätzungseid 75 11 
Ausgleich der Nach⸗ und Vorteile 7511 821° 
Wertsminderung des im teilweiſe enteigneten Hauſe betriebenen 
Geſchäfts 285° 
Zinsverluſt bei Hinterlegung der Enteignungsſumme, Mieter⸗ 
entſchädigung 31625 
Mehrkoſten des Betriebs durch Entziehung eines Ablagerungs⸗ 
platzes, bedingte oder betagte Entſchädigung, Rechtsweg 
31730 
Klage des Eigentümers auf E. (ſtillſchweigendes „Verlangen“ 
8 13 Fluchtliniengeſetz) 31831 
Stillſchweigendes Abtretungsverlangen (Benutzung einer an⸗ 
gelegten Straße im öffentlichen Intereſſe, gleich als ob 
fie ſchon enteignet wäre) 569 30 
E. eines Flußbetts (Flußverlegung) 650 
Geſonderte Anſprüche aus der E. und Bauverbot älteren 
Rechts p 724 26 
Stichtag für die Wertsermittlung 726 28 
Stellung des Antrags auf Vollenteignung in einem ſpäteren 
Termin 726 59 
Entſchädigung für einen Nachteil, der au andere Beteiligte 
trifft (vom Reſtgrundſtück geht noch der Vorgarten ab) 75628 
Eigentumswechſel während der Verhandlung über die E., 
Richtung 757 2⁰ 
Entmündigung 
Wegfall des Grundes der E. 234° 
Beginn der Friſt für die Anfechtungsklage (Kenntnis vom 
Grunde der E.) 45727 
Entrepriſe ſ. Bauentrepriſe 2358 328 739° 
Erbſchaftsſteuer 
Verbindlichkeit des Erbenvergleichs für die Steuerbehörde 
725 
Schenkung an einen Verein (Reichserbſchaftsſteuer) 754 20 
Erbſchaftsteilung 
Erzwingung der Verkaufspflicht des beauftragten Erben 313 0 
Erbverzicht 
Mangelhafte notarielle Beurkundung 520“ 
Erſinderrecht 
E. der Angeſtellten (Juriſtentag) 620 
Erfüllung 
E. durch Poſt (Selbſtabholung des Empfängers) 546 
Erfüllungsort 
Rechtsverſchiedenheit der beiderſeitigen E. 1925 
Unrichtige Angabe des E. bei Stellung der Nachfriſt 
446° 
E. 8 2 PrStempel G. 287 20 
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Fabrikbetrieb 
Kennzeichen des F. (Elektrizitätswerk) 11517 
Fabrikgrundſtück 
Weſentlicher Beſtandteil eines F. ſ. Beſtandteil 
Feiertag 
Herkömmlichkeit des Johannisfeſtes in München 20210 
Feſtſtellungsklage 
Inzidentf. über Ehenichtigkeit im Erbſchaftsſtreit 202 20 
Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. auf F. 3382 71918 
Wegfall des Feſtſtellungsintereſſes während des Prozeſſes 
33828 
Gleichzeitiger Ausſpruch der Unzuläſſigkeit und ſachlichen Ab⸗ 
weiſung der F. 339 25 
Zuläſſigkeit der F., wenn die Leiſtungsklage nicht teilweiſe 
möglich iſt 685 21 
FJeuerverſicherung 
Falſche Angabe der verbrannten Sachen (Wiſſentlichkeit der 
Vorausſetzung des Rechtsverluſts) 49 28 
Fideikommiß 
Subſtanz und Früchte 235 
Firma 
F. der Zweigniederlaſſung 183 
Löſchung einer F. durch einſtweilige Verfügung 439 10 
Fortführung des Namens eines ausgeſchiedenen Geſellſchafters 
ohne deſſen Zuſtimmung 46133 
Benutzung eines mißverſtändlichen Eigennamens 7372 
Fiskus 
Vertretung des F. im Prozeſſe 20116 282° 30210 5431 
Haftung des F. für Beamte p 6521 
Fluchtlinie ſ. Enteignung 
Rückforderung der Sicherheit für künftige Anliegerbeiträge 
(Rechtsweg) 28628 | 
Flußbett 
Verwandlung eines Grundſtücks in ein F. 443° 
Anliegerrechte am verlaſſenen F. des künſtlich verlegten 
Fluſſes (Amtsgerichtsrat Schumacher) 648 
Form ſ. a. Erbverzicht, Letztwillige Verfügung, Notar 
Anwendung des 8 313 BGB. auf Vorkaufsrecht (Aufgabe 
der bisherigen Reichsgerichtspraxis) 69° 
Vereinbarte Form (Ungültigkeit des mehrjährigen Miet⸗ 
vertrags 1031 1052 446° 
Aufhebung eines formrichtigen Vertrags durch formloſe Ab⸗ 
rede 118"? 
Grundſtücks zertrümmerungsvertrag 331 
Heilung des Formmangels durch Auflaſſung 331“ 438 
Vorvertrag zu einer Geſellſchaft m. b. H. 349° 
Zustandekommen der Schriftform (Entäußerung der Urkunde 
ohne Übergabe an den Vertragsgegner — Einreichung des 
Jagdpachtvertrags einer Gemeinde bei der Genehmigungs⸗ 


behörde) 442 N 
Kauſalgeſchäft für die Abtretung von Geſchäftsanteilen einer 


Geſellſchaft m. b. H. 500 
Nachträgliche Vereinbarung der Schriftlichkeit 789° 
Frachtvertrag |. Eiſenbahnfrachtvertrag, Binnenſchiffahrt 48°” 
Fragerecht und Fragepflicht des Richters 
Mangelnde Veranlaſſung zur Ausübung des F. 1416 
F. bei ungenügender Eibeöformulierung 76 


F. nach Beweismitteln bei Erfolgloſigkeit des zunächſt an⸗ 
gebotenen Beweiſes 634 
F. wenn ein Beweisantrag wegen Unglaubwürdigkeit des 
Zeugen abgelehnt werden ſoll 6851 
Funkenflug 
Haftung ohne Verſchulden (Profeſſor Kipp) 643 
Gaſtwirt 
Bierbezugsvertrag |. d. 272° 
Fehlendes Treppengeländer 108° 
Vergiftung des Gaſts durch Verwechſlung 237° 
Scheibenſchießen in der Gaſtſtube 405° 
Unterlaſſene Beleuchtung 45116 
Gattungskanf 
Beſchränkung auf die gelieferte Sache 740° 
Gebrauchs muſter 
Wirkſamkeit der Übertragung des G. 533? 
G. neben Patent (Vorbenutzung) 247? 
Nichtigkeit des Vertrags über ein löſchungspflichtiges G. 448 12 
Kombinationsmuſter; Berückſichtigung von Eigentümlichkeiten, 
die in der Schutzſchrift nicht erwähnt find 4980 
Gegenſeitigkeit 
Verbürgte G. (Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unter⸗ 
ſuchungshaft) 218. 
Gehaltsorduung 
Gehälter der höheren Juſtizbeamten nach der neuen ſächſiſchen 
und bayeriſchen Gehaltsordnung (Kammergerichtsrat Petzold) 
226 425 
Gehorſam 
Grenzen des dienſtlichen G. 6542 
Geiftesfhwäche 
G. und beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 3233 
Geiſtliche 
Amtsniederlegung eines G. 75627 
Gemeinde 
Entſchädigungspflicht der G. für Schaden bei öffentlichen Auf⸗ 
läufen (Fall der abgehauenen Hand) p 8117 
Gemeindebeamte ö 2 
Eingemeindung 221“ 
Rechtsweg (Vorentſcheidung) p 636“ 
ſ. a. Kommunalbeamte 
Genehmigung 
G. einer Gewerbsanlage ſ. d. 
G. eines Rechtsgeſchäfts, das ein Vertreter unzuläſſigerweiſe 
mit ſich ſelbſt abgeſchloſſen hat 5. 
Stillſchweigende G. des zweiten Geſchäftsführers bei Kollektiv: 
vertretung 15128 
G. der eigenen Schuldbefreiung (G. des Vaters zum Schuld⸗ 
übernahmevertrage der Kinder) 2715 
Rückwirkende Kraft der G. 5442 709! 
Generalbevollmächtigte 
Zuftellung der Klage an den G. 659° 
Genoſſenſchaft 
Offentlicher Glaube des Regiſters (Gegenbeweis gegen den 
Eintrag in der Liſte der Genoſſen) 21437 
Auseinanderſetzung der G. mit dem ausſcheidenden Genoſſen (Be⸗ 
richtigung der Bilanz bei auf Grund der veränderten Ver⸗ 
mögenslage) 214886 421 (Juſtizrat Dr. Rewoldt, Berlin) 
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Ausſchließung eines Genoſſen, Nachprüfung im Rechtswege 
250% 35041 
Auffüllung der Einlage bei Wegfall der angerechneten Ge⸗ 
winne 250 
Haftung der G. für Betrug des Vorſtandes 498 51 
Gerichts ſtand 
Vereinbarung eines ausſchließlichen G. 488°? 
Geltendmachung der Vertragsſtrafe im G. der Hauptverpflich⸗ 
tung 4885 
Geſamtſchuld 
Verurteilung als Geſamtſchuldner ohne darauf gerichteten 
Antrag 161 
Ausgleichung unter den G. 33° 
Mehrzahl von Bereicherten 70“ 
Schädigung durch Bergbau und Immiſſionen mehrerer 119 
Geſchäft 
Vertragsabſchluß mit einem G. ohne Kenntnis des Inhabers 29° 
Geſchäftsbetrieb ſ. a. Gewerbe 
Veräußerung eines ganzen G. (Gewährleiſtung, Eigentums⸗ 
vorbehalt) 88 195° 
Erhöhung der Unkoſten, Entwertung des G. durch Enteignung 
7511 2857 31780 
Störung fremden G. (insbeſondere durch ehrenrührige Vor⸗ 
würfe) 133 1 2727 
Geſchäftsfähigkeit 
Beſchränkte G., Geiſtesſchwäche 3233 
Geſchäftsunfähigkeit 
Genehmigung des Grundbuchantrags eines vollmachtloſen 
Vertreters nach Eintrag eines Widerſpruchs 709 
Geſellſchaft 
Handelsgeſellſchaften ſ. d. 
Geſellſchaftsanteil 
Konkurrenz des Pfandrechts am G. mit jüngerem Pfandrecht 
am Auseinanderſetzungsanſpruch 197 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
Stillſchweigende Genehmigung des zweiten Geſchäftsführers 
bei Kollektivvertretung 1519 
Wandlung, Anfechtung oder ſonſtige Beſeitigung des Illations⸗ 
vertrags 309 51 
Nichtigkeit der G. wegen geſetzwidriger Statutenbeſtimmungen 
(Veräußerlichkeit der Anteile) 31022 | 
Vertragsmäßige Aufrechnung bei Gewährung der Einlage 31123 
Vereinigung ſämtlicher Anteile in einer Hand, Vertrags⸗ 
ſchluß des Inhabers mit der G. 3112 
Vorvertrag zur G. 349 80 
Unentziehbare Sonderrechte 407° 
Ankauf eines volleingezahlten Anteils durch die G. (An⸗ 
fechtung) 469 (1 
Kauſalgeſchäft für die Abtretung eines Anteils 500 41 
Verbotene Abtretung, Umgehung des Verbots 56738 
Gründung durch einen Bevollmächtigten, Nichtigkeit der Voll⸗ 
macht 6558 
Geſetzwidrigkeit |. a. Sittenwidrigkeit 
Kaſtellanvertrag 1395 
G. des Ausſchluſſes von Schadenerſatzanſprüchen der den 
Nordoſtſeekanal benutzenden Schiffe 46533 
ſ. a. Geſellſchaft m. b. H. 31022 5004 6553 


Geſindeorduung 
Aufrechnung gegen Lohnforderungen 294 
Gewerbebetrieb 
Rechtsweg wegen behördlicher Unterſagung eines G. 349 58 
Gewerbegerichte 
Ausſchluß der Rechtsanwälte (Neumann, Zum Jahres⸗ 
wechſel) 2 
Gewerbsaulage 
Genehmigung einer G. nach 8 16 GewO. (Nachbarrecht) 301° 
Gewährleiſtung 
Mängelrüge, Rechtsmängel ſ. d. 
G. bei Verkauf eines ganzen Geſchäfts 8° 
Argliſtig verſchwiegene Mängel 361° 
G. und Bürge (Rechtsanwalt Dr. Felix Friedenthal) 132 
Recht des Erfüllungsorts (welches?) 1925 
Rechts⸗ oder Sachmangel? 7127 
Schwamm, Schwammverdacht 74210 11 
Eigenſchaft des Grundſtücks (Mietertrag) 549° 
Zuſicherung (falſche Angabe der Menge bei Verkauf eines 
Reſtes) 4775 
Wandlung 
292 (Verluſt des Wandlungsrechts durch Veräußerung, 
von Landgerichtsrat Zeiler, Kempten) 
309 (Wandlung des Illationsvertrags bei einer Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H.) 
478° (Ausſchluß der Wandlung durch weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung, Beweislaſt) 
Preisminderung 35° (Unklarheit, ob Preisminderung oder 
Schadenerſatz gefordert wird) 
Schadenerſatz (Vorſpiegelung einer nicht zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaft, von Matthieſſen) 60 
Viehhandel: 
ſ. o. Wandlung 292, 478° 
Haftung aus ſogenannter poſitiver Vertragsverletzung 
(8 276 BGB.), Verjährung (Rechtsanwalt Dr. Stölzle, 
Kempten) 633 
Abnahme in Kenntnis des Mangels (Übergabe, Auflaſſung) 
1377 
Ablieferung (Übergabe, Fertigſtellung, Kundgabe) 431? 
Abnahme ohne Verzicht auf G. 4325 
Gewinn 
Abſtrakte und konkrete Berechnung entgangenen Gewinns, 
Schätzung der Verkäuflichkeit neuartiger Waren, deren 
Lieferung nicht erfolgt iſt 298. 
Grenzmauer 
Aufbau eines Brandgiebels auf der G. 1213 
Grundbuch 
Offentlicher Glaube (perſönliche Forderung) 658° 
Grundbuchrichter 
Grobe Fahrläſſigkeit des G. 412 10 
Grundeigentum 
G. und Luftſchiffahrt (Prof. Kipp, Berlin) 643 
Grundſchuld |. Eigentümergrundſchuld 
Grundſchuldbrief ſ. a. Hypothekenbrief 
Anſpruch des Zurückhaltungsberechtigten auf Herausgabe des 
vor Erledigung des Zurückhaltungsrechts an den Grund» 
ſchuldgläubiger zurückgelangten Briefs 447° 


4 * 


Zivilregiſter 

Grundſteuer Hypothek 
G. und Einkommenſteuer 51% Ausſchluß des Gläubigers durch Aufgebotsverfahren 12 

Grund ſtück Weiterveräußerung des Grundſtücks vor Übergang der beim 
Verwandlung eines G. in ein Flußbett 4432 Erwerb übernommenen H. 327 

Grundſtũcks ſchatzung H. und Nießbrauch, Hypothekengläubiger als Nebenintervenient 
Reichsgerichtliche Mißbilligung des bisher geübten Verfahrens zugunſten des Zwangs verwalters 135 

8 285 7 Verzicht auf die Eigentümergrundſchuld zugunſten eines 
Hypotbekengläubigers 200 18 


Grund ſtückszertrümmerungsvertrag 
5 313 BGB. 331 
Gute Sitten ſ. Sittenwidrigkeit 
Gutachten ſ. a. Schiedsgutachten, Verwaltungsſtreit 
Zuläſſigkeit der Einholung ſchriftlicher Gutachten von Fach⸗ 
behörden 6862 
Gutgläubiger Erwerb 
Eideszuſchiebung („kein Zweifel“) 31225 
Haftpflicht zugleich Sachſchaden, Schmerzensgeld; ſ. a. Eiſen⸗ 
bahnbetrieb 
Unterbrechung der Verjährung durch Anerkenntnis dem Grunde 
nach unter Beſtreiten der Höhe 79 15 
Betriebsunfall 2102 49535 690 33 33 721 7499 
Schreckwirkung eines Eiſenbahnunfalls auf Angehörige 306 17 
Anwendung des § 254 in Haftpflichtfällen 49535 55215 
69033 7429 
Sachſchaden und Reiſekoſten (Verjährung) 196 10 209 20 
Schmerzensgeld ($ 836 BGB., Beweislaſt) 19610 
Handelsbrauch 
Widerſpruch gegen den H. nach Vertragsſchluß 488 24 
Handelsbücher 
Anordnung des Vorlegens der H. Folgen der Ablehnung 491 20 
Handelsgeſchäft 
Vorbereitungsgeſchäft 1482? (Bierbezugsvertrag) 206 27 (Ber: 
trag über Erwerb des Geſchäftsbetriebs, Erbauseinander⸗ 
ſetzung) 
Übertragung des H. im Ganzen 548° 
Handelsgeſellſchaft 
Beginn der Verjährung gegen den ausgeſchiedenen Geſell⸗ 
ſchafter 19 
Abtretbarkeit der Kommanditiſtenanſprüche 30° 
Entbehrlichkeit der Auflaſſung bei Ausſcheiden eines Geſell⸗ 
ſchafters 45015 
Fortführung der Firma mit dem Namen des Ausſcheidenden 
ohne deſſen Zuſtimmung 461 
H. im Konſularbezirk 4912 
Vollſtreckungsurteil gegen eine inzwiſchen aufgelöſte H. 686 25 


Handlungsgehilfe 


Zuläſſigkeit ungleicher Kündigungsbeſtimmungen, wenn ſie dem 


H. günſtiger find 435 15 
Hinterlegung 
Depositum 5 708 
Hülfs kaſſe 
Beihilfen der Anwaltkammern 1 25 57 177 225 321 393 
473 506 577 617 625 641 665 697 729 
Sonſtige Zuwendungen 506 617 665 
Generalverſammlung vom 27. September 1908 
Tagesordnung 441 473 505 537 
Anträge Heyne und Begründung 505 537 614 
Bericht über die Beſchlüſſe 625 flg. 


H. am Grundſtücksanteil 27410 
Haftung des Zubehörs für die H. im Konkurſe 5183 56127 
Sicherungshypothek (für Baugelder), Löſchungsvormerkung 
55516 
Bereicherung durch Vorrücken der H. 6577 
Offentlicher Glaube (perſönliche Forderung) 6585 
Rechte der Gläubiger an Verſicherungsgeldern und Berg⸗ 
ſchadenvergütung 7371 74716 
Hypothekenbrief ſ. a. Grundſchuldbrief 
Teilabtretung der Briefhypothek 482 16 
Zurückhaltungsrecht am H. 547° 
Immiſſion ſ. Eigentum 
Inkaſſovollmacht 
J. des Bureauvorſtehers (Rechtsanwalt Dr. Albrecht, Ham⸗ 
burg) 729 
. ſ. Feſtſtellungsklage 
ag 
Anſprüche des Vaters wegen Verletzung des als Treiber 
dienenden Sohnes 525 10 
Rechtsweg (8 24 p Jagd.) 635° 
Negatorienklage des Jagdberechtigten gegen behördliche Bes 
ſchränkung 653 
Jagd pachtvertrãge 
J. der Gemeinden 11819 4421 


Jundikatszinſen 


Keine Herabſetzung der unter älterem Recht zugeſprochenen 3 
Verjährung 654 
Suriftentag 
Fernbleiben des Reichsjuſtizamts vom J. 2 
Tagesordnung des Karlsruher J. 471 
Bericht darüber 617 
Juſtizbeamte 
Gehälter der höheren J. in Bayern und Sachſen (Kammer⸗ 
gerichtsrat Dr. Petzold) 226 425 
Juſtizreſorm 
1. Berichte über Stellungnahme 
der Anwaltskammern Düſſeldorf und Nürnberg zum 
Leipziger Anwaltstage 25 
des Vereins für gewerblichen Rechtsſchutz zur Prozeß⸗ 
nobelle 120 
der vereinigten Kammervorſtände 536 
des Juriſtentags 618 
des Reichstags 697 
2. Darlegungen und Vorſchläge zur J. 
a) im ganzen 
Juſtizrat Neumann, Zum Jahres wechſel 1, Finanzielle 
Seite der Novelle 170, Prozeßreform 630 
Gegenentwurf des Berliner Anwaltvereins 89 


Lüge im Prozeß (Hellwig, Neumann) 641 665 666 
2 
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10 Zwilregifter 


Zelter, Replik, Amtsgerichtliches Verfahren, Zur 
Reform 98 121 182 511 697 
Dittenberger, Neue Faſſung der Novelle, Kommentar 
177 319 
Kleinrath, Zur neueſten Faſſung 225, Zur Zivil⸗ 
prozeßreform 708 
b) im einzelnen 
Rechtsgelehrte Schöffen in Zivilſachen (Neumann) 
2 630 
Rechtsanwalt Dr. Herr, Hamm, Wirkung der 
Kompetenzerhöhung auf die kleinen Landgerichte 
264 
Anwaltgebühren und Pauſchſätze 
98 121 182 (Zelter) 
170 (Statiſtik des Reichsjuſtizamts) 
175 (Anwaltskammer Nürnberg) 
183 (Erythropel, Reviſionsbegründungszwang) 
187 (Rechtsanwalt Büchmann, Regensburg, 
Wirkung auf die Provinzialanwälte) 
754 (Mosler, Lüchow) 
Gerichtskoſtenerhöhung (Juſtizrat Striemer, Königs⸗ 
berg) 538 
Richterliche Erörterung des Streitſtandes (Neu⸗ 
mann) 2 
Wahrheitspflicht der Parteien (Neumann, Hellwig) 
641 665 666 
Verkündung der Beweisbeſchlüſſe (Kleinrath) 709 
Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen 
W Juſtizrat Striemer, Armbruſter) 417 708 
Mündliche Verhandlung II. Inſtanz vor Ablauf der 
Berufungsfriſt (Kleinrath) 709 
Reviſion gegen Berufungsurteile des Landgerichts 
(Neumann) 2 630 
Mahnverfahren 266 (Rechtsanwalt Dr. Kempfe, 
Groß⸗Salze) 634 (Amtsgerichtsrat Reinſch, 
Greifenberg) 
Zwangsvollſtreckung (Peiſer) 289 
Pfändbarkeit der Dienſtbezüge Privatangeſtellter 
(Strauß) 670 
Kartellvertrag 
Unklarheit des K. (wem gebührt die Vertragsſtrafe) 5442 
Kaſſatoriſche Klauſel 
Verluſt der K. durch Verzögerung des Gebrauchs 2345 550 11 
Kaſtellanvertrag 
Geſetzwidrigkeit des K. 139° 
Kaufmannsgericht 
Ausſchluß der Rechtsanwälte vom K. 2 
Zuſtändigkeit des K. beim Streit über zedierte Anſprüche 2228 
Kaufvertrag ſ. a. Gewährleiſtung 
Kauf eines Grundſtücks mit Bierbezugsvertrag. Rücktritt 
von dem letzteren 3° 
Koſten der Warenüberſendung (Frachturkundenſtempel) 284 26 
Beweislaſt beim K. 
430 479° (Befriſtung, Geſtundung) 
631 (Preisvereinbarung, Kundenüblichkeit) 
Ablieferung ohne Übergabe, ohne gehörige Fertigſtellung 4312 
Spezieskauf (Reſt unbeſtimmter Menge) 477 


Preisangemeſſenheit, Kundenüblichkeit 631 
Gattungskauf, Konzentration 740° 
Kaution 
Zurückhaltung einer K. wegen eines Bereicherungsanſpruchs 7 
Kenntnis |. Anfechtung, Entmündigung 
Kirchenamt 
Niederlegung des K. 756° 
Kirchenpatronat 
Erſitzung des K. p 353“ 
Klage ſ. a. Feſtſtellungsklage 
K. eines Bevollmächtigten ohne Abtretung 479 10 
Klagabweiſung 
K. angebrachtermaßen 5571 
Klagänderung 
Abweiſung der Klage wegen mangelnder Begründung und 
zugleich wegen K. 71818 
Klagantrag |. a. Anträge 
Mangelnde Beſtimmtheit des K. 45421 
Klaggrund 
K. oder Einrede (Beweislaſt) 4301 4799 631 
Klagzuſtellung 
K. an einen Bevollmächtigten 659° 
Klein bahnen 
Pfandrecht p 4141 
Knappſchaft 
Klage der Witwe gegen die K. und den Schuldigen 24113 
Kein Übergang des Schadenerſatzanſpruchs auf die K. 4467 
Kommanditgeſellſchaft |. Handelsgeſellſchaft 
Kommiſſionsgeſchäft 
Vertragsverhältnis des Kommiſſionsagenten (Kündbarkeit) 
71419 
Kommunalbeamte |. a. Gemeindebeamte 
Trichinen⸗ und Fleiſchbeſchauer p 354% 


N Kondiktion ſ. Bereicherung 


Konkurrenzklauſel ſ. Wettbewerbsverbot 
Konkurs 

Abſonderungsrecht des Miteigentümers 48 25 

Vorzug der abgelöſten Zollſchuld 781. 

Maſſeforderung (Erſatzanſpruch des Untermieters, der räumen 
muß, weil der Konkursverwalter den Mietvertrag nicht 
aushält) 208 25 

Aufrechnung im K. (Leibrente) 46152 

Abſonderungsrecht der Hypothekengläubiger am Zubehör 
5183 561227 

Rückverſicherung (Kuhlenbeck) 703 

Befriedigung eines Gläubigers aus der während des K. dem 
Gemeinſchuldner angefallenen Erbſchaft 722 

Konkursverwalter 
Berufung des K., Schließung des Konkurſes vor der Ber: 
handlung 203 21 

Konſularbeamte 

Umzugskoſten der K. 210° 
Konſularbezirk 

Handelsgeſellſchaft im K. 49128 
Kontokorrent 

K. und laufende Rechnung 1518 72010 
Koſten ſ. Prozeßkoſten, Juſtizreform 
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Zivilregiſter 


Koſtenurteil ſ. a. Prozeßkoſten 
Berufung oder Beſchwerde (Koſtenanſpruch Hauptforderung) 
6351 
Koſtenverteilung ſ. a. Prozeßkoſten 
Anwendung des 8 92 Abſ. 2 ZPO. ſteht im Ermeſſen des 


Gerichts 201.1 


Körperverletzung 
Unbefugte Operation 4801“ 
Krankenverſicherung 
Ausdehnung der Wohltat des § 63 HGB. auf Bureaubeamte 639 
Kreditauftrag 
K. und Bürgſchaft 6767 | 
Kreisärzte 


Gebühren der K. für Verrichtungen im Auftrage der Orts⸗ 
polizei 696 . 

Kundenüblichkeit 

K. und Angemeſſenheit (Profeſſor Danz) 631 
Kündigung 

K. durch Klagerhebung 270“ 

Günftigere Bedingungen für die Handlungsgehilfen 435 15 
Laden 8 56 HGB. 

„Stand“ in einer Ausſtellungshalle 720 21 
Lagerſcheine 

L. und Lagerpfandſcheine (Juriſtentag) 619 
Legitimation ſ. Außereheliche Kinder 


Lebens verſicherung 
Unterbleiben telegraphiſcher Benachrichtigung vom Tode, Be⸗ 


ginn der Klagfriſt für die Erben 53115 
L. zugunſten der Erben (wer iſt berechtigt?) 6891 
Leibrente 
Zuſchußverſprechen an den Schwiegerſohn 103“ 
Einheitlichkeit des Anſpruchs auf die L. 46132 
Letztwillige Verfügung 
Eigenhändiges Teſtament 336 
Mangelnde Erklärung des Teſtators, daß er nicht ſchreiben 
könne 5271 55617 


Literaturbeſprechungen 
87 Friedländer, Rechtsanwaltsordnung 


88 Joachim, Gebührenordnung 
288 Görres, Reichs beamtengeſetz 
Weißler, Reichsarchiv 
319 Dittenberger, Kommentar zur Novelle 
Mügel, Preußiſche Koſtengeſetze 
416 Cahn, Reichsgeſetz über Erwerb und Verluſt der Reichs⸗ 
und Staatsangehörigkeit — Zur Reform desſelben Geſetzes 
624 v. Bar, Geſetz und Schuld im Strafrecht 
664 Bamberger, Erbrechtsreform 
Borchardt, Erbrecht 
Peiſer, Teſtamentsrecht 
Marcus, Das deutſche Teſtament 
768 Breit, Vinkulation 
Lohnforderungen 
Aufrechnung gegen L. des Geſindes (Amtsrichter Dr. Cordes, 
Cloppenburg) 294 
Lohnkampf 
Verrufserklärungen, Tarifverträge (Juriſtentag) 621 


Warnung vor Zuzug 679 


Lüge im Prozeß 
Abwehr, Abwehr gegen Abwehr, Duplik (Neumann, Hellwig) 


641 665 666 
Luftſchiffahrt 
L. und Grundeigentum (Profeſſor Kipp, Berlin) 643 
Schadenerſatzpflicht des Luftſchiffers (Ludowieg, Halle) 
705 
Luſtbarkeiten 
L. im Sinne des preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes 
OVG. 224 
Mahnverfahren 


Reform des M. 
266 Rechtsanwalt Dr. Kempfe, Groß ⸗Salze 


634 Amtsgerichtsrat Reinſch, Greifenberg 
Makler 
Rechtsweg gegen Verſagung des Gewerbebetriebs 246 21 
Maklertaxen 
M. und § 653 BGB. 321 
Maſchinen ſ. Beſtandteil 
Eigentumsvorbehalt an M. (Juriſtentag) 621 
Mängelhaftung ſ. Gewährleiſtung 
Mängelrũge 
Rechtzeitigkeit, Unterſuchungspflicht 49230 
Mietvertrag 
Anſprüche der Erben des verunglückten Mieters 9° 
Nichtigkeit eines unter Vorbehalt der Schriftform mündlich 
abgeſchloſſenen mehrjährigen M. 1031 1052 446° 
Mieterentſchädigung bei der Enteignung 316 20 
Untermieter des Gemeinſchuldners im Konkurſe 208 20 
Kaſſatoriſche Klauſel ſ. d. 
Minderjährige 
Eigenes Verſchulden verunglückter M. ſ. Schadenerſatz 
Haftung M. für unerlaubte Handlungen des geſetzlichen Ver⸗ 
treters 52915 
Können M. eine Schuld ihres Vaters übernehmen? 271° 
Minderkanfleute 
Entwicklungsſtadium eines Großgewerbes 148 22 
Viehhandel 34382 
Miteigentum 
Abſonderungsrecht des Miteigentümers wegen ſeines Aus⸗ 
gleichungsanſpruchs 4825 
Keine notwendige Streitgenoſſenſchaft unter Miteigentümer 
15416 
M. von Ehegatten; bedarf der Mann der eheweiblichen Zu: 
ſtimmung, um zwecks Teilung auf Zwangsvollſtreckung 
anzutragen? 19912 
Hypothek am Grundſtücksanteil 2741 
Veräußerung einer Schiffspart an einen Ausländer 31327 
Miterben 
Klage gegen einzelne M., Vollſtreckung in den ungeteilten 
Nachlaß 335 20 
Moratorium 
Bedeutung des M. für die Zahlungseinſtellung 342 
Rücktritt vom M. wegen weiterer Verſchlechterung der Ver⸗ 
mögenslage 711“ 


Mündlichkeit 
Verwertung von Zeugenausſagen eines Vorprozeſſes 304 
2 * 
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12  Bisilsegifler 


Mündliche Verhandlung 
Beſchränkung der m. V. erſter Inſtanz auf ein Verteidigungs⸗ 
mittel. Unbeſchränkte m. V. und Entſcheidung in der 
Berufungsinſtanz 45218 
Muſterſchutz ſ. Gebrauchsmuſter 
Nacherbſchaft 
Entbehrlichkeit der Zuſtimmung des Nacherben zu Grundbuch⸗ 
anträgen befreiter Vorerben 68317 
Nachfriſt |. Rücktritt 
Nachlaß ſſchuld 
Beſtreiten der Schuld in II. Inſtanz, während vorher nur 
über die persönliche Haftung des Erben geſtritten wurde 
46 22 
Negatorienklage 
N. gegen Amtshandlungen 255°? 33417 6532 
Nießbrauch 
Anſprüche des Nießbrauchers und Hypothekariers an den 
vom Zwangsverwalter hinterlegten Mietzinſen 135“ 
N. zu Pfandzwecken 19914 
Nichtigkeit 
Teilweiſe Aufrechterhaltung des Rechtsgeſchäfts 32 445° 
Rechtsgeſchäfte eines Vertreters mit ſich ſelbſt 5“ 311% 7091 
N. des Geſellſchaftsvertrags einer Geſellſchaft m. b. H., eines 
Vertrages, durch den die Geſellſchaft m. b. H. einen Anteil 
erwirbt 31022 
Veräußerung einer Schiffspart an einen Ausländer 313 
Verbindung eines gültigen Rechtsgeſchäfts mit einer Ver⸗ 
abredung, welche als Rechtsgeſchäft nichtig ſein würde, 
aber nicht als ſolches gemeint iſt 4455 
N. und Gewährleiſtung für Rechtsmängel (Anfechtung eines 
Geſchäftskaufs, bei welchem ein nichtiger Muſterſchutz mit⸗ 
veräußert iſt) 44812 
N. des dinglichen Erfüllungsgeſchäfts bei Vertragsanfechtung 
476° 
Notar 
Aufnahme eines Protokolls über getrennte Verhandlungen 
mit jedem der Vertragſchließenden 520“ 
Teſtament eines Schreibunfähigen (Mangel ſeiner eigenen 
Erklärung) 33722 
Nordoſtſeekanal 
Ungültigkeit des Schadenerſatzausſchluſſes in der Betriebs⸗ 
ordnung vom 29. Juli 1901 4658 
Öffentliche Wege 
Entſtehung eines ö. W. im Staatsforſt p 438? 
Partei 
Klage der Ehefrau „im Beiſtand“ des Mannes 52914 
Parteifähigkeit 
P. der zur Vertretung des Fiskus berufenen Behörde (ham⸗ 
burgiſche Finanzdeputation) 20116 30210 
Preußiſche Sparkaſſen 41317 
P. eines Arbeiterverbands und ſeiner Zahlſtelle, Klagzuſtellung 
an den Leiter als General bevollmächtigten 659 
Paſſiplegitimation 
Geltendmachung mangelnder P. in der Reviſionsinſtanz 44 20 
Patent 
P. neben Gebrauchsmuſter (Vorbenutzung) 247 22 
Abhängigkeit 43716 


Rechnungslegung und Schadenerſatz 558°? 
Erfinderrecht der Angeſtellten (Juriſtentag) 620 
Patentanwalt 
Verpflichtung des P., für Zahlung der Jahresgebühr zu 
ſorgen 49758 

Patentprozeſſe 

Sondergerichte, Sachverſtändige für P. (Landr. Rathenau) 56 
Penſion ſ. Ruhegehalt 

Pfänd barkeit der P. von Privatbeamten 25 
Penſiousanſtalt 

Verkauf einer P. (Zimmervermietung); Gewährleiſtung 88 
Penuſionierung ſ. Ruhegehalt 
Pfändbarkeit |. Abtretbarkeit 

Pf. der Penſionsanſprüche Privatbeamter (Juſtizrat Georg 
Meyer, Berlin) 25 

Erhöhung der Grenze pfandfreien Dienſteinkommens der 
Privatbeamten (Rechtsanwalt Dr. Strauß, Nürnberg) 670 

Pfandleihe 
Verdeckte Pf. 14318 
Pfandrecht ſ. a. Zurückhaltung 

Erwerb des Pf. (einfeitige Beſitzergreifung) 

Rechte des Hypothekengläubigers am Zubehör, an Ver⸗ 
ſicherungsgeldern, der Bergſchadenvergütung 14318 51813 
7371 7471 

Pf. am Geſellſchaftsanteil und Auseinanderſetzungsguthaben 
19711 

Austauſch des Pfandes mit Zuſtimmung des Gläubigers 33518 

Pf. am Sparkaſſenbuch 413 

Kleinbahnen p 4141? 

Pfandvertrag 
Verpfändung eines Zeitungsverlags 251° 
Verpfändung auf Zeit 3288 
Pfandinterventionsklage 
Eigentumsklage ſtatt Pf. 11212 
Pfändung 

Pf. von Baugeldern, Abtretung zwiſchen Aufhebung und 

Wiederherſtellung der Pf. in verſchiedenen Inſtanzen 559 26 
Pflichtteil 

Anrechnung des Vorempfangs (Abſicht der anrechnungs⸗ 
fähigen Zuwendung) 11019 

Zeit der Zuwendung 74717 

Polizeiſtunde 
Widerruf der unter Vorbehalt feſtgeſetzten P., verſchiedene P. 
für verſchiedene Abteilungen derſelben Wirtſchaft) OLG. 613 
Poſtabholung | 
Erfüllung durch die Poſt 546“ 
Poſtproteſt 

Wechſelproteſtnovelle in der Praxis (Rechtsanwalt Hallens⸗ 

leben, Berlin) 668 
Poſtverkehr 
Erlöſchen des Erſatzanſpruchs durch Empfang des Wert⸗ 
briefs 46840 
Preisrichter 
Rechtsweg gegen die Entſcheidung des P. 645 
Privatbeamte 
Pfändbarkeit der Penſion 25 
Erhöhung des unpfändbaren Gehalts betrags 670 
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Zivilregiſter 
Privatflũſſe Rechtshilfe N 
Recht der Brivatflüffe in Preußen (Amtsgerichtsrat Schumacher, Strafverfügungen des erſuchten Gerichts 2455 
Cöln) 648 R. in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, insbeſondere in ſolchen 
Fällen, die nach der Landesgeſetzgebung des erſuchten Ge⸗ 


Rechtsweg 301“ 
Verwandlung eines Grundſtücks in ein Flußbett 443° 
Künflliche Flußverlegung 648 
Flußverunreinigung 119% 
Proviſionsagent 
Behandlung des Agenturvertrags als Dienſtvertrag 138° 


Prozeß fähigkeit | 
Durchführung des Streits über bie P. durch den Prozeß⸗ 


unfähigen 739 
Prozeßkoſten |. a. Koſtenurteil, Koſtenverteilung 
Vorſchußpflicht des Ehemanns und Armenrecht (Landgerichts⸗ 
rat Oppler, Straßburg i. E.) 290 
Anwendbarkeit des 8 93 ZPO. ein Verfahren über Voll⸗ 
ſtreckbarkeit eines Schiedsſpruchs (Amtsrichter Dr. Thiefing, 
Celle) 441 
Prozeßreform ſ. Juſtizreform 
Realgewerbeberechtigung 
Abtrennung einer R. vom Grundſtück 219% 
Rechts auwälte 
1. R. und Juſtizreform 
Sammelſtelle des Berliner Anwaltvereins 2 
Dureaukoſten, Pauſchſätze 754 
Kompetenzerhöhung und kleinere Landgerichte 264 
R. als Schöffen in Zivilſachen 630 
Erlaß von Zahlungsbefehlen durch R. 634 
Sondergerichte, Wahrheitspflicht 641 
2. Standesfragen 
Neumann, Zum Jahreswechſel 2 
Standes fragen, Juſtizrat Meyer, Hannover 506 
Begnadigung im ehrengerichtlichen Verfahren 127 
Rechtsauskunftsſtellen 2 57 
Bureaubeamten 639 
Verträge mit Intereſſentengruppen 419 
3. Sonſtiges 
Auftreten für einen Prozeßunfähigen 73° 
Pflicht, alle Eingänge ſofort zu leſen 73° 
Zeugnisverweigerungsrecht 14517 
Pflicht zur Einſicht der Zwangsverſteigerungsakten vor 
dem Termin 44710 
Verſtändigung des Armenanwalts mit dem fremdſprachigen 
Klienten 696 
Darf ſich der R. darauf verlaſſen, daß ein Kollege auch 
das zweite Verſäumnisurteil nicht ohne Verſtändigung 
ausbringt? 750 50 
Rechtsanwalts gebühren 
Eingabe der Anwaltskammer Nürnberg 175 
Rechts aus kunfts ſtellen 
R. und Rechtsanwälte 2 57 510 
Kechtsgeſchäft ſ. Anfechtung, Dinglicher Vertrag, Nichtigkeit, 
Vernageſchluß 
Mangel rechtsgeſchäftlichen Willens (bewußte Nichtigkeit) 
4455 


Nechtsfähigkeit 
Vechſelzeichnung eines nicht rechtsfähigen Vereins 544° 


richts zur Zuſtändigkeit der Notare gehören 2547 68316 
Ablehnung der Mitwirkung zur Erhebung eines ſchriftlichen 
Gutachtens 751 * 
Rechtshängigkeit 
Abtretung während der R. (Anderung des Antrags) 303 11 
407° 


Rechtskraft 
Erſchleichung und Ausbeutung der R. unter Verſtoß gegen 


die guten Sitten 381 187 715 
R. des Zuſchlagsbeſchluſſes 204 * 
Nechtsmängel 
Belaſtung eines Grundſtücks 35° 3292 
Nichtigkeit des übertragenen Rechts 448 
R. oder Sachmangel? 7127 
Mechtsmittel |. Anſchließung, Berufung, Revifton 
Rechtſprechung 
R. des Reichsgerichts von Kuhlenbeck (Auslobung) 645 
Rechtsweg 
R. wegen privater Anſprüche auf Wegbenutzung 1535 
Eigentumsſtörung durch Bahnanlagen 245 50 
Behördliche Unterſagung des Gewerbebetriebes 2461 34938 
Negatorienklage gegen Amtshandlungen 2558 653? 
Rückforderung einer Sicherheit für künftige Anliegerbeiträge 
p 286 38 
Waſſerrecht 301“ 
R. gegen den Defektenbeſchluß 411 
Schadenerſatzanſprüche preußiſcher Staatsbeamter aus dem 
Dienſtvertrage 4481 72780 
Erſatzanſprüche wegen verſäumter Wegeunterhaltung 535 23 
Jagdſachen (824 preuß. Jagdordnung vom 15. Juli 1907) 635 
Zeitige Unzuläſfigkeit des R. (Fehlen verwaltungsgerichtlicher 
Vorentſcheidung) p 636° 
R. gegen die Entſcheidung des Preisrichters 645 
R. gegen Ausſchluß aus Vereinen und Genoſſenſchaften 2502 
350% 503“ 674° 
Referendare 
Zur Ausbildung der R. (von Salinger) 64 
Reichs beamte 
Rechtsweg gegen einen Defektenbeſchluß 411 
Reichsgericht 
Überlaftung des R. 1 619 
Rechtſprechung des R. von Kuhlenbeck (Auslobung) 645 


Reichsjuſtizamt 
Fernbleiben des R. vom Juriſtentag und Anwaltstagen 2 


Statiſtik des R. 170 
Rente ſ. Leibrente, Schadenerſatz 
Neſziſſionsklage f 

Wirkung ex tune 727°. 


Reſtitutionsklage | 
Keine R. gegen einen die Reviſion als unzuläſſig verwerfenden 


Beſchluß (nachträgliche Glaubhaftmachung der Reviſions⸗ 
ſumme, verjpäteter Zuſtellungsnachweis) 456 
8 826 als Hilfe bei verſäumter R. 189 II 190 IV 


14 Zivilregiſter 


Reviſible Nechtsnormen 
Anwendung des Reichsrechts kraft Verweiſung der Landes⸗ 
geſetze 201% 
Badiſches Ausführungsgeſetz zum BGB. 2331 
Reviſion | 
Anſchlußreviſion ſ. d. 
Zur Reviſion in Zivilſachen (Rechtsanwalt Werner, Magde⸗ 
burg) 399 
Zuläſſigkeit der R. (Verluſt der Reviſionsſumme durch unſtatt⸗ 
hafte Teilung des Urteils in verbundenen Prozeſſen) 433° 
Teil: und Schlußurteil 559 25 
R. gegen Berufungsurteile der Landgerichte 630 
Reviſions begründung 
Der Reviſionsbegründungszwang, von Erythropel 183 
Prozeßrügen: 
46°? (mangelnde Bezeichnung der gerügten Tatſache) 
11211 455 66214 6858 (unſchädliche Rügenverſäumung) 
1121 4552 (Mangel des Tatbeſtands) 
11211 68585 (unzuläſſiges Zwiſchenurteil nach 8 304 3PP.) 
490 (Rüge der Ablehnung von Beweisanträgen unter 
Bezugnahme auf den ſie enthaltenden Schriftſatz der 
Vorinſtanz) 
660 (mangelnde Erwägung wegen Auferlegung richter⸗ 
lichen Eides) 
R. in bayriſchen Sachen 14415 
Teilweiſer Mangel der R. 7713 407 10 
Neviſionsinſtanz 
Rüge mangelnder Paſſivlegitimation in der R. 4420 
Entbehrlichkeit eines Sachantrags in der R. 279 18 
Aufnahme des Verfahrens in der R. nach einer vor der 
Reviſionsbegründung eingetretenen Unterbrechung 45320 
Anderung der Urteilsformel in der R. 45422 
Neviſionsſumme ſ. a. Streitwert 
Feſtſtellung einer künftigen Schadenerſatzverpflichtung 1316 
Erhöhung des Streitwerts nach der Klagzuſtellung 16 20 
R. bei unbeſtimmtem Klagantrage 340 27 
Verluſt der R. durch unzuläſſige Trennung des Urteils über 
verbundene Sachen 433° 
Reſtitutionsklage gegen den die Reviſion als unzuläſſig zurück⸗ 
weiſenden Beſchluß 456 26 
R. für den Beklagten nicht höher als das Intereſſe des 
Klägers (Widerklage) 49025 
Zinſen im Kontokorrent 720 10 
Nuhegehalt 
R. der Offiziere (Servis und Dienſtzulage) 532 10 
Beginn des R. bei unfreiwilliger Penſionierung 56834 
Nuhegehaltskaſſe 
Aufrufe 1 473 697 
Tagesordnung vom 27. September 1908 473 537 
Nück forderung |. Bereicherung 
Rücktritt 
R. wegen ſchlechter Teillieferungen 32 77 994 
ä der Nachfriſt wegen Erfüllungsweigerung 
R. wegen Nichterfüllung nach franzöſiſchem Recht 44020 
Nachftiſt für die Ankunft, ſtatt für die Abſendung der Ware 
(Umrechnung) 446° 


R. vom R. (Verſäumung bei Vollzug des R.) 479° 
Gläubigerverzug (Friſt für die Auflaſſung) 523 
Verfrühte Setzung der Nachfriſt bei ungefähr beſtimmter 
Lieferfriſt 676° 
Androhung des R. (kein bloßer Vorbehalt) 676 
R. vom Moratorium (wegen weiterer Vermögens verſchlechterung) 
711 
Nückverſicherung 
Rechtſprechung des Reichsgerichts von Kuhlenbeck 701 
Sachverſtändige ſ. a. Schiedsgutachten, Verwaltungsſtreit 
Einholung fachbehördlicher Gutachten 68624 
Fahrläſſige Fehlbegutachtung (Privatdozent Reichel) 232 
Sammelſtelle des Berliner Anwaltvereins 
Neumann, Zum Jahreswechſel 2 
Schadenerſatz 
1. Grund des ©. ſ. a. Haftpflicht, Tierhalter 
Fahrläſſiger Umgang mit Schußwaffen 3812 405° 
S. wegen argliſtiger Täuſchung (Landrichter Matthieſſen, 
Kiel) 60 
Unerlaubte Handlung bei der Vertragserfüllung 71° 
Gewährt die Enteignung Anſpruch auf S.? 7511 
Haftung der Gemeinde bei Aufläufen (Fall Biewald) 
81 17 
Beweislaſt 8 836 BGB. 196 10 
Ungenügende Verwahrung einer Treppe 3006 
Vertragsmäßige Übernahme der Gefahr als Klag⸗ 
grund 30516 
Vertragliche neben außervertraglicher Haftung 230 
4327 44811 
Unterlaſſene Beleuchtung 450 16 
Waſſerſtraßen 465 88 | 
Anſpruch des Aktienkäufers wegen gefälſchter Bilanzen 
53320 
Haftung ohne Verſchulden (Luftſchiffahrt) 643 705 
Bahnhofszugänge 53528 71511 
2. Einwände 
a) Vertragsmäßiger Ausſchluß der Haftung (Gefälligkeit) 
3017 4731 701 
b) Mangelndes Verſchulden 
Darf man ſich auf Sachverſtändige verlaſſen? 
108° 4801? 
Darf ſich der Automobilbeſitzer auf den Chauffeur 
verlaſſen? 5248 678° 
e) Eigenes Verſchulden des Verletzten 
Eigenes Verſchulden des von einem Hunde zu Fall 
gebrachten Motorradfahrers 1063 
Streicheln eines gebiſſenen Hundes 2367 
Verſchulden eines Dritten 43411 
Verſchulden Minderjähriger 494°: 52256 
Gebotene Vorſicht im fremden Hauſe 5227 
d) Beiderſeitiges Verſchulden 
Internationaler Frachtverkehr 6° 
Mitverſchulden bei vorſätzlicher Schädigung 910 
§ 254 bei Tierſchaden 4018 
Reizung des Angreifers 32911 
Anwendung des § 254 ohne ausdrückliche Bezug⸗ 
nahme 522° 
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3. Rechtsverhältniſſe zu Dritten 
a) Verſchulden eines Dritten 43411 
b) Haftung für Dritte 
Haftung des Staats für Beamte 243° 
Haftung für fremdes Verſchulden bei konkurrierendem 
außervertraglichen Verſchulden (Syndikus Hinze, 
Berlin) 230 
Regreß unter mehreren wegen eigenen Verſchuldens 
haftbaren 299 5 
Auswahl und Aufſichtspflicht 4022 4057 
Haftung der Geſellſchaft für Verſchulden des Ge⸗ 
ſchäftsführers 4731 
Haftung für Verſchulden der Beteiligten bei einer 
geteilten Arbeit 747° 
Haftung des Mannes für die Frau als Bevoll⸗ 
mächtigte 678 10 
e) Anſprüche Dritter 
Anſprüche der Erben eines verunglückten Mieters 
gegen den Vermieter 9° 
Übergang des Anſpruchs auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft (nicht auf die Knappſchaft) 4467 45117 
Anſprüche der Eltern wegen Verluſt des Kindes 
52510 
Anſprüche der Ehefrau des Verunglückten 273° 5524 
4. Urſächlicher Zuſammenhang 
„ Feſtſtellung desſelben (hohe Wahrſcheinlichkeit) 196 10 

Verſchlimmerung des Geſundheitszuſtandes durch die 
Aufregung des Prozeſſes 405° 52611 

Hinzutritt einer weiteren Beſchädigung 43411 

5. Bemeſſung des S. ſ. a. Schmerzensgeld 

Werts berechnung 1315 

Abſtufung der Rente 140 10 11 

Verluſt der Erwerbsfähigkeit 2738 45117 

Abſtrakte und konkrete Berechnung des entgangenen 
Gewinns 298 

Herabſetzung einer Rente wegen veränderter Umſtände 
(Hinzutritt einer weiteren Beſchädigung) 43411 

Doppelter S. (Knappſchaft) 4467 45117 

Berufswechſel infolge des Unfalls 712° 

Aufrechnung von Vorteilen 713° 

6. Geltendmachung des S. 

Verjährung (Beginn, Unterbrechung, Anerkenntnis dem 
Grunde nach, § 852 in Anwendung auf ältere Ans 
ſprüche) 10 971 

Prozeßvorausſetzungen des $ 148 Lwu VG. 141° 

Freies Ermeſſen des Richters 27817 

Verpflichtung des Verletzten, ſich einer Behandlung zu 
unterziehen 1925 329 10 

Doppelte Geltendmachung 4467 45117 


Zwiſchenurteil über den Grund des S. ſ. Zwiſchen⸗ 


urteil 
Schãtzungs eib 
Kein S. bei der Enteignung 7511 
Schankerlaubnis 
Geſetzwidrigkeit des Kaſtellanvertrags 139 
Scheckverkehr 
Nachindoſſament im S. (Dr. Breit) 259 


Schenkung | 
Ausſtattungs verſprechen 71° 103! 
Schulderlaß beim Akkord 22218 
Widerruf der S. bei einem teilweiſe läftigen Vertrage 431° 
Unwirkſamkeit einer S. nach Allgemeinem Landrecht 6621 
Schiedsgutachten 
Anfechtung eines S. wegen Unbilligkeit. S. eines Ver⸗ 
trauensarztes 565°! 
Schiedsſpruch 
Niederlegung des S. nach Tod eines Schiedsrichters 1517 
Zuſtändiges Gericht für die Niederlegung. Bezugnahme 
eines gültigen auf die Gründe eines ungültigen S. 34122 
Anwendbarkeit des §8 93 3PO. beim Verfahren über Voll⸗ 
ſtreckbarkeit des S. (Amtsrichter Dr. Thieſing, Celle) 441 
Schiedsverfahren 
Zwiſchenurteil im S. 2437 
Schiedsvertrag 
Beſchränkung der Schiedsrichter auf einzelne Streitpunkte 1621 
Entſcheidung des Schiedsgerichts über Gültigkeit des S. 1722 
Beſtimmtheit des S. über künftige Streitigkeiten aus der 
„Geſchäftsverbindung“ 458 28 
Schiffsanteil 
Veräußerung des S. an einen Ausländer 3132 
Schiffsmühle 
Bauwerk oder Grundſtück? 
Schik aue 
Erfordernis objektiver Beurteilung 477° 
Schmerzensgeld 
Abweiſung des Anſpruchs auf S. weil der materielle Schaden 
ſchon reichlich entſchädigt ſei 5502 
Schöffen 
Rechtsgelehrte S. in Zivilſachen 630 
Schriftlichkeit ſ. Form 
Schuldanerkenntnis 
S. auf Grund einer Abrechnung, Kondiktion 31° 
Schuldübernahme 
Kumulative S. 31° 137° 676° 
Weiterveräußerung des Grundſtücks vor Perfektion der S. 327 
Kündigung des befreiten Schuldners 73° 
Mitteilung der S. an den urſprünglichen Gläubiger der 
unbekannterweiſe abgetretenen Schuld 2391 
S. der unmündigen Kinder für den Vater 272° 
Heilung des Formmangels durch Auflaſſung p 43818 
Schulzwang 
Erziehung im Auslande (Amtsgerichtsrat Citron, Reckling⸗ 
hauſen) 542 
Schußwaffe 
Leichtſinniger Umgang mit der S. 3812 405° 
Schwamm 
S. und Schwammverdacht 742 11 
Seefrachtvertrag 
S. oder Schiffsvermietung (Charter) 5647 
Schleppvertrag 48 
Beweislaſt für Verſchulden 114 
Seeverſicherung 
„Nur für Seegefahr“ 
Schiffs) 


G 638 BGB.) 431 


1492“ (Kaperung des geſtrandeten 
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„Frei von Beſchädigung außer im Strandungsfall“ 72122 
Falſche Bezeichnung des Verſicherungsgegenſtands (Fracht 
ſtatt Charter) 564% 
Selbſtmord 
S. als Unfallfolge 52611 
Selbſthilſeverkauf 
S. nach Verluſt des aktiven Wandlungsanſpruchs 294 
Sicherungshypothek 
»Löſchungsvormerkung 343 21 
Sicherheit 
Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe (5320 BGB.) 1937 
Sittenwidrigkeit 
Vortrag über Einſchränkung der Kinderzahl 28 
Erſchleichung und Ausbeutung der Rechtskraft 38 18 187 71512 
Boykott 39 4 67911 
Darlehn zu Spielzwecken 1913 6773 
Beſchränkung der perſönlichen Freiheit 234“ 3255 (Arzt) 
Eingriff in fremden Geſchäftsbetrieb 2727 
Löſchung eines ſittenwidrig angemeldeten Warenzeichens 281 53 
Bietervereinbarung bei Submiſſion 2962 
Hypothek auf Bordellgrundſtück 297° 
Bierbezugsvertrag 32 3277 
Ankündigung zur Täuſchung des Publikums (Wiederholungs⸗ 
gefahr, Unterlaſſungsanſpruch) 333 1° 
Nichtigkeit eines übermäßigen Wettbewerbs verbots 4011 
Anfechtbare Rechtsgeſchäfte 444“ 
Wahrheitsgemäßer Vergleich eigener und fremder Waren 482 1° 
Geſetzesumgehung 56722 
Aus bedingung einer Sondervergütung für Vertragserfüllung 
710 
Sondergerichte 
S. für Patentprozeſſe 56 
Werbende Kraft der S. 641 
Sparkaſſe 
Prozeßfähigkeit 41317 
Sparkaſſen buch 
Pfandrecht, Zurückbehaltungsrecht 41317 
Spiel 
Darlehn zu Spielzwecken 1912 6773 
Auftrag zum S. 701 
Staatsbeamte 
Mittelbare S. (Berufsgenoſſenſchaft) 283 25 
Haftung des Fiskus für S. 6521 
Staatsangehörigkeit 
Anerkennung eines außerehelichen Kindes durch einen Aus⸗ 
länder 209 51 
Stadtgemeinde 
S. als Beſitzerin eines Elektrizitätswerkes 11517 
Haftung der S. für ihre Beamten 2691 
Haftung der S. als Verwalterin einer Stiftung 6731 
Stellvertreter ſ. a. Vertreter 
Vertragsabſchluß mit einem irrtümlich als Geſchäftsinhaber 
angeſehenen S. 293 
Abſchluß des S. mit ſich ſelbſt 5“ 311 7091 
Stempelſtener ſ. Urkundenſtempel 
Stiftung | 
Haftung einer Stadtgemeinde als Verwalterin einer S. 6731 


Straßenbauland 
Verpflichtung der Anlieger 83% 
Straßenbankoſten 
Anträge der Anlieger mit der Behörde über S. 147 
Streikklauſel 
Auslegung der S. 476“ 
Streitgenoſſenſchaft 
Käufer zu Miteigentum 15410 
Streitwert ſ. Reviſionsſumme 
Zukünftig beginnende Rente 441? 
Arreſtſachen 45655 
Koſtenſtreit 6351 
Stundung 
Beweislaſt 4301 
Submiſſion 
Zuläſſige Bietervereinbarungen 296? 
Tarifverträge | 
Juriſtentag 621 
Taxen 
Mißbilligung des bisherigen Verfahrens bei Grundſtücks⸗ 
taren 285° 
Tänſchung |. Anfechtung 
Teilurteil ſ. Urteil 
Teſtament ſ. Letzwillige Verfügung 
Teſtamentserõffuung 
Benachrichtigung der nicht erſchienenen Beteiligten (hat der 
Nachlaßrichter den Bedachten zu ermitteln?) 71715 
Tierhalter ſ. a. Schadenerſatz 2 flg. 
Bloßer Schreck 4116 
Ausſchluß der Haftung des T. (Verletzung des aus Gefällig⸗ 
keit mitgenommenen Fahrgaſtes) 108° 3017 631 701 
Anſpruch des wegen Verletzung durch ein fiskaliſches Pferd 
penſionierten Beamten 44811 
Sturz eines Motorradfahrers beim Ausweichen vor einem 
Hunde 680 13 | 
Umſichſchlagen eines gefeflelten Tieres 746 55 
Tren und Glauben ſ. Vertragsſchluß 
Übergangsbeſtimmungen 
Anwendung des 8 883 auf Schadenerſatzanſprüche älteren 
Rechts 271 
Umzugskoſten 
U. der Konſularbeamten 21033 
Unbeſcholtenheit 
Eideszuſchiebung über Geſchlechtsverkehr im allgemeinen 304 14 
Unbilligkeit 
Anfechtung eines Schiedsgutachtens wegen offenbarer U. 711° 


Unfall fürſorge 


„Betriebsunfall“ und „bei dem Betriebe ſich ereignender 
Unfall“ 31528 

Beſchränkung der Beamten auf die Fürſorgeleiſtungen 448 11 
727 30 

Unfallverſicherung 

Heilungsverſuch 1925 329 10 

Übergang des Anſpruchs auf die Berufsgenoſſenſchaft 21 
218 45112 

Auslegung der Verſicherungsbedingungen (Gliedertaxe) 190! 

Betriebsaufſeher oder „Dritter“ 211% 
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Verſicherung gegen Wirkungen, die ausſchließlich auf den Un⸗ 
fall zurückgehen, Beweislaſt 280 21 34837 564 20 
Schaden bei der von der Verſicherung geforderten ärztlichen 
Behandlung 305 16 
Blutvergiftung durch Stich mit einer Schreibfeder 347 36 
Landwirtſchaftlicher Betrieb 3512 
Falſche Angabe im Verſicherungsantrage 41012 
Kein Regreßanſpruch der Knappſchaft 4467 
Sturz infolge Ohnmachtsanfalls 49433 
Schiedsgutachten, Anfechtung 565 31 
Unmittelbarkeit des Verfahrens 
Benutzung von Beweisergebniſſen des Vorprozeſſes 30413 
Unmöglichkeit 
Unverfhuldete U. (Verkauf der geſchuldeten Sache durch die 
Erben, Verſchulden des Erblaſſers an der Unkenntnis) 80 16 
U. und Unvermögen 7127 
Exceptio non adim pleti contractus 5487 
Unterbrechung |. Ausſetzung, Verjährung 
Unterlaſſungsanſpruch 
Anſpruch auf Unterlaſſung des der Leiſtungspflicht zuwider⸗ 
laufenden Verhaltens 700 
Unterſuchungs haft 
U. des Ausländers (Gegenſeitigkeit) 218. 
Urheberrecht 
Oper 523 
Urkundenbeweis 
Einwand, eine Urkunde vor der Unterſchrift nicht geleſen zu 
haben 3277 
urkundenſtempel 
1. Reichsſtempel 

3 34. Stempelpflicht für Frachturkunden 28420 

Tarifnummer 1 a. Ermittlung des Aktienwerts 2153 
25125 66113 672 

Tarifnummer 1 b. Ausländiſche Aktienzertifikate 216% 

Tarifnummer 2a. Schuldverſchreibungen 20 20 

Tarifnummer 4. Schlußnoten 753% 

Tarfrummer 4 a. Reichsſtempel neben Landes ſtempel 
Fuſton zweier Aktiengeſellſchaften durch Aktien⸗ 
austauſch) 8421 

Tarifnummer 9. Tantieme 543% 

2. Puußiſcher Stempel 

32% Erfüllungsort 287 25 

3, 6. Kauf oder Geſellſchaft? Abzug des Zwiſchen⸗ 
zinſes 6353 

9 de. Freiwilliger Erwerb ftatt Enteignung 3554 

9 10. Werkvertrag in einem ſtempelfreien Veräußerungs⸗ 
bertrage 569 26 (Kanalbau) 

3 26, 28. Friſt für die Rückforderungsklage 255 20 

Tariffielle 2. Zeſſion des Teſtamentvollſtreckers an die 
Erben 41318 

Tarifſtellen 25, 32a. Einbringen von Grundſtücken in 
offene Handelsgeſellſchaft 3182 

Tarifftelle 25 c. Landesſtempel neben Reichsſtempel 
Aktienaustauſch) 84 21 

Tarifſtelle 25 d. Eigentumswechsel bei Ausſcheiden eines 
Geſellſchaſters 47042 

Tariftelle 26. Kauf oder Geſellſchaft? Zwiſchenzins 6353 


Tarifſtelle 32. Verbrauch im Gewerbe 663 15 
Tarifſtelle 486. Pacht 75730 
Tarifſtelle 56. Schenkung (Schulderlaß beim Akkord) 
222 48 
Tarifſtelle 58. 
Schuldverſchreibung oder Vertragsofferte? 85 22 
Verſtempelung des Hypothekenantrags neben der 
Schuldverſchreibung 8628 22346 
Tariſſtelle 58 III. Sicherungshypothek 35847 
Tariſſtelle 72 Nr. 2. Werkvertrag im Großbetriebe einer 
Genoſſenſchaft 287 30 
Tarifſtelle 73. Gemeinſame Vollmacht 69438 
Tarifſtelle 74. Vorrechtseinräumung vor der Eintragung 
69539 
Urſache ſ. Schadenerſatz 299 5 
Urteil 
Tenor 
313286 Abgabe einer Willenserklärung (Zwangsverſteigerungs⸗ 
antrag) 
Tatbeſtand (Kurze Andeutung ſtatt gedrängter Darftellung) 
685 |. a. Reviſionsbegründung 455 2 
Teilurteil (Reviſion) 559 25 
Zwiſchenurteil ſ. d. 
Veräußerungsgeſchäft f. Urkundenſtempel 
Verein 
Wechſelzeichnung eines nicht rechtsfähigen V. 5442 
Ausſchluß eines Mitgliedes 50344 6748 
Vergleich 
Zurücknahme der Berufung auf Grund V. 34028 
Muß der gerichtliche V. vom Richter vorgeleſen werden? 720 20 
Verhandlung 
Wiedereröffnung der V. 20218 
Verjährung 
V. von Schadenerſatzanſprüchen älteren Rechts nach § 833 
BGB. 27 1 
Hemmung der V. (Eltern und Kinder) 1924 
Unterbrechung der V. 
1011 (Teilklage) 
796 (Anerkennung dem Grunde nach) 
2356 (Vormerkung) 
7407 (Rücknahme der Konkursanmeldung) 
Kurze V. 
19% (Haftung des ausgeſchiedenen Geſellſchafters) 
117 (Eiſenbahnfrachtvertrag) 
235° 3289 739° (Bauentrepriſe) 
431“ 657° (Werkvertrag — Bauwerk!) 
534 (Offentliche Abgaben — Freikuxgelder) 
633 (Anſpruch aus ſogenannter poſitiver Vertrags⸗ 
verletzung — § 276 BGB. — beim Viehhandel) 
656“ (Judikatszinſen, vor 1900 zuerkannt) 
Verkehrsanſchauung N 
Einheitlichkeit gleichzeitiger Verträge (Gaſthofskauf, Bier⸗ 
bezug) 3? 
Verkehrsauffaſſung 
Beſtandteil eines Fabrikgrundſtücks 2: 
Verkehrsſitte 
Auslegung von Verträgen 324“ 


18 Zivilregiſter 


Verkehrsũblichkeit 
Beſtimmung des angemeſſenen Kaufpreiſes 631 
Verlöbnis 
Vereinbarung über die Kinderzahl 28°? 
Vermächtnis 
Vermächtnisanwartſchaft 3524 
Anſprüche nichtbefriedigter Gläubiger gegen die zu Unrecht 
ausgezahlten Vermächtnisnehmer 4872 
Vermögen 
Veräußerung eines ganzen V. 548° 
Verpfändung |. Pfandvertrag 
Verrufserklärung 
Lohnkampf 621 (Juriſtentag) 
Verſchulden |. Schadenerſatz 2 
culpa in contrahendo ſ. Vertragsſchluß 
Verſäumnisurteil 
V. trotz unzureichender Faſſung des Antrags 4532 
V. in der Berufungsinſtanz (Beachtung des feſtgeſtellten 
Sachverhältniſſes) 55828 
Darf ſich der Anwalt darauf verlaſſen daß ein Kollege nicht 
ohne Verſtändigung V. ausbringt? 750 
Verſicherung |. Feuerwerk, Lebensverſicherung, Unfallver⸗ 
ſicherung, Rückverſicherung 
Verſicherungsgelder 
Rechte der Hypothekarier an V. 74716 
Vertrag |. Anfechtung, Auslegung, Bedingung, Dinglicher 
V., Nichtigkeit, Rücktritt 
Läſtige, freigebige, gemiſchte V. 431° 
Einſeitige Bindung (ſog. Poteſtativbedingung) 7115 
Vertragsſchluß 
Gewollte Unklarheit eines Antrags unter Abweſenden 4° 
Unklarheit über die Perſon des Geſchäftsinhabers 289° 
V. eines Vertreters mit fich ſelbſt 5“ 311% 
Notarieller V. (getrennte Aufnahme der beiderſeitigen Er⸗ 
Härungen, Vereinigung der Protokolle) 444 520“ 
V. ohne Vereinbarung der Gegenleiſtung 631 
V. durch Vertreter kraft nichtiger Vollmacht 655° 
Bertragsftrafe 
Verluſt des Rechts auf V. durch vorbehaltloſe Annahme der 
Leiſtung, durch Zögerung 2345 23810 55011 
Verpflichtung zur Aufgabe der ärztlichen Praxis 3255 
Wettbewerbsverbot 4011 
Einklagung der V. im Gerichtsſtande der Hauptſache 488 28 
on für V. wegen Handlungen des Nachfolgers 
Vertreter 
Rechtsgeſchäfte des V. mit ſich ſelbſt 5“ 311% 7091 
Vertretung des Kindes durch den Vater bei Geſchäften zu 
deſſen Gunſten 2725 
Kenntnis des V. (mit und ohne Vertretungsmacht) 45931 
Klage des V. im eigenen Namen 4791 
Unerlaubte Handlungen des V. 678 10 
Berwaltungsſtreitverfahren 
Vorentſcheidung 636“ 
Sachverſtändigenbeweis (Privatgutachten) 638 
Verwendung 
Actio de in rem verso nach BGB. 432 


Verzicht 
Verluſt des Wandlungsrechts durch Veräußerung 292 
Stillſchweigender V. ſ. Vertragsſtrafe 
Verzug 
Rücktritt wegen V. § 326 BGB. |. Rücktritt 
Vorleiſtungspflicht (Klauſel Kaſſe gegen Faktur) 521° 
Anwendung des § 276 BGB., wenn der V. nur Folge 
poſitiver Vertragsverletzung iſt 331° 
Verzugszinſen 
V. älteren Rechts (Herabſetzung) 654“ 
Volljährigkeit 
Vorſpiegelung der V. 677° 
Vollmacht | 
Klage des Bevollmächtigten in eigenem Namen auf Leiſtung 
an den Machtgeber 47911 
V. auf Grund nichtigen Vertrages 655° 
Vollſtreckbarkeit 
Vorläufige V. und Amtsgerichtskompetenz 289 
V. des Schiedsſpruchs 441 
Vollſtreckungsurteil 
Auflöfung der verurteilten Handelsgeſellſchaft vor Erlaß 
des V. 68626 
Vorbereitungsdienſt | 
Zur Ausbildung der Referendare (Landgerichtsrat Salinger, 
Breslau) 64 
Vorkaufsrecht 
Formbedürftigkeit des V. an Grundſtücken 69 
Vormerkung des V. 71713 
Vorleiſtung 
Klauſel Faktur gegen Kaſſe (Muß die Ware mit der Faktur 
gleichzeitig abgehen?) 521° 
Vormerkung 
V. kraft einſtweiliger Verfügung 47 
Löſchungsv. wegen einer nicht erfüllten Hypothek 275 1 
Anfechtung einer in eine V. umgewandelten Sicherungs⸗ 
hypothek 34331 
V. eines Vor: und Wiederkaufsrechts 71718 
Vormundſchaftsgericht 
Grenzen der Aufſichtsbefugniſſe des V. 24316 
Geſchäftsbereich des V. 254 
Verkehr der Kinder mit den in Scheidung liegenden Eltern 486 
Wahlagitationskoſten 
Streit über die W. zwiſchen dem Wahlverein und ſeinem 
Kandidaten 3711 
Wählerliſten 
Weſtfäliſche Städteordnung OVG. 663 
Warenlager 
Verurteilung auf Herausgabe eines W. 458” 
Warenzeichen 
Art. 28 des deutſch⸗ franzöſiſchen Handelsvertrages von 1862 
50 29 
Nichtbeginn des Geſchäftsbetriebs 212°° 
Löſchung eines fittenwidrig angemeldeten W. 2812 691°° 
Kolliſion inländiſcher und ausländiſcher W. 437 
W. Chartreuſe 501 
Ausftattung 502!“ 
Farbe des W. 75223 
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Waſſerrecht 
Rechtsweg wegen einer Wehrerhöhung 301s 
handlung des Kuriſchen Haffs als „öffentlichen Stroms“ 
58421 


Mühlen und Wieſenbewäſſerung pr. OVG. 638 
Privatflüſſe und verlaſſenes Flußbett 648 
Haftung des Fiskus für Beamte im Gebiete des pr. W. 
6521 | 
Waſſerſtraßen bau 
en des Erbauers zur betriebsſicheren Herſtellung 
465 38 
Wechſel 
Bedingte Begehung des W. 15125 
Präſentation bei Sichtwechſel und Scheck 260 
Vechſelzeichnung der Frau mit dem Namen des Mannes, 
den ſie als Firma führt 28020 
Vechſelbürgſchaſt 307 18 
Gefälligkeit 410 1 750 21 
Dlankoalzept 492 51 
Sichtwechſel 49338 
des Wechſelanſpruchs durch einſtweilige Verfügung 


W. eines nicht rechtsfähigen Vereins 5442 
155 emes vor der Ausſtellung liegenden Zahlungstages 
9 


Wechſelproteſt 

Kontraproteft 11415 

Segitimation (Durchſtreichen der Nachmänner) 563 28 
Wechſelproteſtuovelle 

5 5 der Praxis (Rechtsanwalt Hallensleben, Berlin) 


Wegbeuntung f. Offentliche Wege 
gtsweg wegen Privatrechts auf W. 15327 
Wegebau [. Straßenbau 
Wegennterhaltung 
N 41115 535 28 
mg zum Bahnhof 53523 71511 
Werkvertrag N 
Amahıne Bericht auf Mängelrüge) 23810 4325 
awentrepriſe (Verjährung) 3289 7390 
Bauwerk 4317 ESchiffsmühle), 657° (Tiefbau) 
Ücknung der Mängelbefeitigung 6755 
lung 74312 


Wertzermittelung 
E. bei Grundstücken 285 27 
ertſendungen 
krſatpficht der Poſt, Verluſt des Anſpruchs durch Empfang⸗ 
nahme 46840 
Wettbewerb 
1 826 G8. 33316 42 18 
dverkaufsweſen (Juriſtentag) 620 
Wettbewerbsverbot f 
ſcweigendes W. 1353 
bei Aufhebung des Dienſtvertrags 20728 
5 — Vertragsſtrafe 4011 
auf Vertragsſtrafe im Geri t⸗ 
Veit 2 le fe im Gerichtsſtande der Haup 


Wette 
Auftrag zur W. 646 
W. in Geſtalt der Auslobung 701 
Widerklage 
Sachliche Entſcheidung über unzuläſſige W. 489% 
Kein Zwiſchenurteil über die W. bei event. Aufrechnung 529 15 
Widerſprüch | 
Eintrag des W. vor ber erforderlichen Genehmigung des 
Grundbuchantrags 7091 
Wiedereinſetzung 
Verſchuldete Unkenntnis mangelnder Beglaubigung der 
Terminsbeſtimmung 73° 
Anbringung des Armenrechtsgeſuchs eine Woche vor Friſt⸗ 
ablauf 146 10 
Falſche telephoniſche Mitteilung des Zuſtellungstags 277 1° 
Hebung des Hinderniſſes durch Rüge des Gegners während 
der Gerichtsferien 45210 
Wiedereröffnung der Verhandlung 
Vorausſetzungen der W. 20218 
Wiederkaufsrecht 
Vormerkung eines W. 71713 
Willenserklärung 
Wirklicher und innerer Wille, Eidesauflage 270° 
Stillſchweigende W. 3017 621 
Abgabe, Zugang der W. 4421 4443 
Wohuſitz 
Mehrere Gerichtsbezirke in einer Ortſchaft 727 
Wucher 
Miß verhältnis der Leiſtungen 14313 
Vergleich zwiſchen den Bewucherten 1912 
Freiheitbeſchränkende Darlehnsbedingungen 2344 
Leichtſinn 5463 
Zablungsbefehl ſ. Mahnverfahren 
Zahlungseinſtellung ſ. a. Anfechtung 
Stillſchweigende Geſtundung 48 26 
Moratorium 34230 
Willenserklärung der Z. 459 30 
Zahnarzt 
3. und Vollärzte 249 28 
Zeitſchrift | 
Unbefugte Einheftung von Annoncen zwiſchen den Blättern 
einer Z. 75325 
Zeitungsverlag 
Verpfändung eines Z. 25120 
Zeugen 
Zeugnis der Ehefrau im Gütergemeinſchaftsprozeß 70° 
Verwendung von Zeugenausſagen eines Vorprozeſſes 75 10 
30413 
Geheimhaltungspflicht des Anwalts 14517 
Zwiſchenurteil über Zeugnisverweigerung 146 20 
Ablehnung der Vernehmung eines unglaubwürdigen Z. 68519 
Benutzung einer unzuläſſigerweiſe erhobenen Zeugenausſage 
74818 
Zollpflicht 
Ablöſung der Z. des Lieferanten durch den Beſteller, An⸗ 
meldung des Erſatzanſpruchs mit Vorrecht 781% 


Beſchädigung bei der Zollabfertigung 209 50 
3 * 
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Zubehör |. Beſtandteil 
Rechte der Hypothekengläubiger am Z. 518° 
Zugeſtändnis N 
Enthält die Anerkennung des Klaganſpruchs ein Z. der 
Klagbehauptungen? 465 
Zurückhaltungsrecht 
Konnexität 7 236° 
Teillieferungen 1939 
Vermögensverſchlechterung 1937 
Sparkaſſenbuch 41317 
Hypothekenbrief 447 547° 
exceptio non adimpleti contractus (Unmöglichkeit) 5487 
Zuſchlag |. Zwangsverſteigerung 
Zuſtäudigkeit 
Z. der ordentlichen Gerichte 4111 
Zuſtellung 
Z. einer unbeglaubigten Urteilsausfertigung 1461? 
3. von Amts wegen (Weglaſſung des Datums auf dem Um⸗ 
ſchlage) 27716 
Z. des Urteils im Auftrage des Konſulargerichts 303 12 
Z. im Zwangspenſionierungsverfahren 5683 
Gemeinſchaftliche Z. (an Eheleute, Rechtsanwälte) 705 
Zwangs⸗ und Bannrechte ſ. Realgewerbeberechtigung 
Zwangsetatiſierung 
Mangelnde Vollſtreckbarkeit der zu erzwingenden Leiſtung 
OVG. 415 
Zwangsverſteigerung 
Rechtskraft des Zuſchlags, Schadenerſatz 20425 71513 
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Verurteilung zur Stellung des Antrags auf Z. 313“ 
Antrag des Ehemanns auf Z. bei Miteigentum der Eheleute 199 12 
Zwangsverwalter 
Streit zwiſchen Nießbraucher und Hypothekarier über die 
vom Z. vereinnahmten Mietzinſen 135“ 
Zwangsvollſtreckung 
Pfandinterventions⸗ und Eigentumsklage 112“ 
Juſtizreform und Z. 289 
Z. in den ungeteilten Nachlaß 336 
Einſtellung der Z. 5596 
Zweigniederlaſſung 
Verkauf einer Z. mit Firma 18 
Zwiſchenurteil 
Z. über den Grund des Anſpruchs 
1518 (laufende Rechnung) 
1097 55415 (Begrenzung der Rentendauer) 
20322 33926 68522 (Reviſion gegen unzuläſſiges 3.) 
245 1s 440 20 71918 (Aufrechnungseinrede) 
338 (Feſtſtellungsklage) 
45117 (Verſäumung von Einwänden, die vor dem Z. hätten 
geltend gemacht werden müſſen) 
45523 55821 (genügende Bezeichnung des feſtgeſtellte 
Anſpruchs) g 
46537 (erkennbare Zuviel forderung) 
52915 (Widerklaganſpruch, der eventuell zur Aufrechnung 
verwandt werden ſoll) 
Z. über Zeugnis verweigerung 14650 
Z. im Schiedsverfayren 2431 


B. Geſetzesregiſter. 


Erſter Feil. Reichsrecht. 
n I. Keichsjuſtizgeſetze. 
1. Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877. 
8 13: 14721 15327 24520 3018 41115 HB35 28 
653? 
8 23: 90 1 289 320 


8 137: 
§ 159: 
§ 160: 
§ 165: 
§ 202: 


469 41 

68316 750°: 
254 

750°. 

90 I 256 ?° 


8 51: 
8 52: 
S 56: 
S 62: 
8 78: 
§ 86: 734 

8 91: 232 

88 91—103: 177 

§ 92 Abſ. 2: 20117 

8 93: 441 

§ 99: 451 55718 6351 


5431 659 
738 

442° 659° 
144 1® 
14416 


Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 11: 6532 
2. Zivilprozeßordnung. 
8 3: 1315 4410 
: 16? 
: 2771 49025 
131 44.19 
. 727 
34120 
2824 
: 3412 
28325 488 23 
401 
: 201!° 30210 659° 


DD 0 m pe (DO ALU 
S S 0 


eo e UN N e U U OD AD N 
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8 102: 
§ 105: 
S 114: 
8 119: 
S 121: 
§ 137: 
8 138: 
§ 139: 


8 141: 
8 144: 
§ 146; 
§ 147: 


232 635 

90 II. 

90 II? 266 291 

146 !° 

1461? 

65 

14 16 

1416 359 341 
68418 68519 

90 IIS 177 666 

53016 

45218 539 

433° 


53016 55715 15 


8 155 a. F.: 706 


§ 156: 


202 18 
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9 157: 90 11. 179 21 
8 162: 720 20 § 323: 43411 | 
8 166: 90 II5 30312 § 331: 46% | 
9 168: 27710 8 340: 90 IIe 
8 169: 706 § 344: 750 20 | 
8 170: 14618 706 8 345: 75020 | 
8 171: 6595 § 367 ff.: 686% 
8 173: 6595 8 373: 703 
8 178: 666 8 380: 232 
9 183 Abſ. 2: 706 9 383: 145 15 
§ 187: 659° 8 386: 14517 
8 190: 27716 8 387: 146% 
9 191: 14618 30312 706 8 389: 14517 146% 
8 198: 14618 9 390: 232 
8 207: 90 II. 88 391—397: 751% | 
8 211: 568% 8 392: 179 | 
8 212: 27716 § 393: 703 
8 216: 90 II? 8 398: 30413 
9 217: 266 8 402: 232 751% | 
9 222: 20219 8 410: 232 75123 a 
8 223: 45319 8 411: 751% 
§ 233: 739 14619 400 9 415: 74818 f 
§ 234: 739 45810 8 418: 27614 3 
8 236: 739 8 427: 491% Ä 
§ 239: 45320 8 445: 76 30414 48512 530 16 554 16 
9 240: 30515 8 446: 20328 B 
8 250: 30515 8 451: 7612 3041 f 
8 253: 45421 8 454: 74810 
8 254: 55822 8 459: 7612 | 
9 256: 3382324 33925 45422 68521 8 463: 74819 
8 265: 303 11 407 5004 8 464 Abſ. 2: 71817 74819 
8 268: 718 16 § 475: 31226 43512 660 10 0 
8 270: 151ë 15327 6731 9 476: 312˙ | 
8 274 Ziff. 3: 1517 245 20 8 482: 177 j 
8 275: 245 20 8 496: 90 II10 180 | 
8 279: 55820 88 496—510: 89 177 180 ) 
§ 280: 20220 § 497: 90 IIII 1 
8 286: 46 22 75 10 196 10 20321 4775 491 20 8 500: 540 1 

558 28 66010 68519 748 18 5 501: 90 7% 
8 287: 75 1¹ 196 10 97817 2981 5521 8 504: 90 II 225 
8 288: 4688 8 505: 90 II“ 
8 289: 4301 74819 8 508: 90 II 16 16 181 
8 290: 71817 8 509: 417 | 
8 292: 97614 S 510b: 90 II" 
8 296: 179 8 5l0c: 540 | 
8 299: 146 1s 399 8 5lla: 90 IIıs 
9 303: 2437 685 23 8 515: 340% u 
9 304: 9 1518 1094 15126 903% 245 18 § 516: 30311 5 

3384 339 26 440 20 455 28 46555 1 10 0 | 

480 12 15 2 5 

1 5 529 16 554 16 558 21 22 685 22 8 525: 45215 | 
$ 307: 55718 8 526: 45218 l 
8 1 

3 Nr. 3: 11 455% 
555 5 532: 462 112 ö 
9 317: 90 IIS 14618 8 533: 180 | 
9 329: 115 146 16 303 10 9 536: 489° 
§ 538: 1514 45218 45421 52916 71918 
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8 539: 452'® 
8 540: 340?7 558 § 811 Nr. 2: 25 
8 542 Abſ. 2: 32912 558% § 828: 55926 
8 543: 685° § 829: 55926 
§ 845: 634 


S 544 Abf. 3 Nr. 2b: 4622 5 850 Ab 
8 546: 151 16 441° 27715 45625 25 1 Nr. 3: 25 294 
72019 = § 865 Abf. 2: 5183 
8 547: 203% 3500 5 888 Abſ. 2: 700 

8 549: 20116 2331 282“ 341 438° § 888 a: 90 II 28 
§ 890: 6532 700 


8 551 Nr. 5: 34125 
8 553: 27918 453 20 | 8 894: 132 
9 554: 7718 14515 183 277 4070 45320 5 
455 4 490 26 661 66214 6731 § 917 Abſ. 2: 687° 
8 557: 46% 8 924: 47% 53017 
8 559: 183 24518 4554 489% 6611 66214 8 925: 47% 
8 561: 20425 27716 455 8 929: 47% 56 
8 562: 2332 § 935: 291 
§ 563: 30516 936: 47% 53017 
565 Abſ. 1: 53016 25 2 0 937: 47% 
566: a: Bu Den nn 8 938: 43419 
8 569: 14517 8 939: 53017 
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Art. 12 Abſ. 4: 11718 
1891. 7. April. Patentgeſetz. 
§ 5 Abf. 1 und 2: 24722 
8 8: 4973 
8 12: 533% 
§ 19: 53832 
§ 28: 53332 
s 1. Juni. Gebrauchsmuſtergeſetz. 
88 1, 2: 4980 
8 3: 5352 
§ 7: 533% 
1892. 30. März. Schutzgebietgeſetz. 
ä 9 3: 127 II 


1892. 20. April. Geſetz betreffend die Geſellſchaften m. b. H. 


9 2: 3495 6553 
8 3: 34955 
9 13: 311% 


9 15 Abſ. 4: 4552 50041 56788 6553 


8 19: 31123 469 41 
: 4694 

: 46941 

309 21 
151?° 3112 
: 40710 

674? 

40719 

: 310% 


1894. 12. Mai. Warenzeichengeſetz. 
8 2: 75228 
8 7: 500% | 
8 9 Abſ. 1 Nr. 2: 21235 28125 
§ 9 Abſ. 1 Ziff. 3: 69135 
: 50042 
: 43717 
137° 
50243 737? 
43717 
: 5004 
» 16. Mai. Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte. 
8 5: 195° 69256 
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1896. 27. Mai. Wettbewerbgeſetz. 
9 1: 2492 737° 


9 4: 737° 


„ 22. Juni. Börſengeſetz. 
8 66: 467% 

„ 5. Juli. Bankdepotgeſetz. 
88: 312% 


15. Juni. Weltpoſtübereinkommen. 
Nr. 1, 3, 9: 4680 


20. Mai. Geſetz, betreffend die Entſchädigung der im 
Wiederaufnahmeverfahren gegen bürgerliche Straf⸗ 
urteile freigeſprochenen Perſonen. 

9 5: 282% 

s 20. Mai. Geſetz betreffend die Anfechtung von Rechts⸗ 

handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurſes 

(Anf G.). 

§ 3: 


15. Juli. Hinnenſchiffahrtsgeſetz 


20. Mai. 
8 4: 213°° 
8 4 Abſ. 4 Satz 2: 350% 
8 7 Abſ. 3: 350% 
88 102—104: 213 
8 112: 213% 
8 115: 21330 
20. Juni. Geſetz vom 
88 3, 4, 7, 8, 11: 465° 
. 13. Juli. Invalidenverſicherungsgeſetz. 
8 54: 4517 
88 56, 65, 73, 169: 283% 
88 74, 98: 283° 636 
„ 22. Juli. Reichsgeſetz betreffend das Flaggenrecht der 
Kauffahrteiſchiffe. 
88 2, 13, 14, 18: 314˙ 
„ 26. Oktober. Eiſenbahnverkehrsordnung. 
8 44: 690°° 


20. März. Poſtordnung. 
8 39 Nr. III: 705 
8 40 Nr. VII: 706 


„ 7. Mai. Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. 
8 41: 3032 
8 72: 127 II 


s 21. Mai. Geſetz betreffend die Patentanwälte. 
§ 5: 49735 
. 5. 1/1900. 30. i. 
1900. 13. Jun 15. Jill. Unfallverſicherungsgeſetz für 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft. 
8 7 Abſ. 2, 3: 212 
§ 8 Abſ. 2—5: 2177 
8 14: 21 
8 18: 21 
8 33: 211% 
8 78: 21 r 


49686 


1899. 


88 95, 96, 99 Abſ. 5, 101: 21°” 

8 146: 211% 3512 

88 147, 148: 14% 211% 

8 148: 2115 

8 151: 21?7 211% 
14. Juni. Reichsſtempelgeſetz. 

Tarifnummer 1a: 2155 251?° 66115 
1b: 216 
2a 84 Abſ. 2: 2056 
4 Spalte 4: 2512 753% 
4a Ziff. 4 Abſ. 1: 84° 


1900. 


N 


* n 


1900. 30. Juni. 

1900. 5. Juli. Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 
§ 48: 28325 
8 136: 218 ½ 723°° 
8 140: 107“ 11617 


1900. 26. Juli. Gewerbeordnung. 
§ 6 Abſ. 1: 249 25 
88 16, 17, 18, 19: 3019 
88 20, 21: 2462 
8 26: 240 1 3015 645 
88 29, 30: 24925 
8 33: 139° 
§ 38: 240? 
§ 40: 24651 
§ 56a Ziff. 1: 249°° 
8 80: 249% 
8 120a: 349°8 
8 120d: 34958 
8 133: 4011 640 
8 133a: 4011 
9 347: 139° (Ziff. 3 249%) 
8 152: 3255 
8 153: 679 u 


1870. 11. Juni. 


1901. 19. Juni. 
25126 


8 2: 
§ 4: 251 76325 2 
8 5: 5231 

89: 753? 

8 11: 52°1 753° 


Literatur⸗Urhebergeſetz. 


8 30: 5251 
88 41 ff.: 25126 
8 51: 528 
1904. 6. Juli. Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte. 
8 1: 2228 
s 14. Juli. Geſetz betreffend die Entſchädigung für un⸗ 
ſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. 
88 1, 2, 4, 12: 218% 
E 4. November. Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung. 
8 138 Abſ. 2: 691% 
1906. 31. Mai. Geſetz über die Penſionierung der Offiziere uſw. 
§ 41 Nr. 2: 532 


— 
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1906. 3. Juni. Geſetz wegen Anderung des Reichsſtempel⸗ 


2 


1908. 30. Mai. Geſetz über den Verficherungsvertrag. 


geſetzes. 


Zur Tarifnummer 9: 54% 


9 34: 28426 


3. Juni. Erbſchaftsſteuergeſetz. 
98 12, 55, 56: 754 20 


3. Juni. Brauſteuergeſetz. 


88 6, 26: 69357 


9 167: 689 51 


Zweiter Feil. Preußiſches Recht. 
J. Preußiſches Allgemeines Tandrecht. 
Teil Titel 
I 


— — — 
e & O α α M e do de do 


8 — — 
© mn — S S S oo © 


§ 68: 
§ 69: 
8 71: 
§ 109: 
§ 131: 
§ 165: 
§ 253: 
8 269: 


241 


219 4 

219 4 

219% 
68° 
43818 
70° 
646 
646 


8 8: 53320 
8 9: 53320 


§ 12: 

8 14: 

8 142: 
§ 176: 
8 267: 
8 268: 
8 270: 
8 271: 
§ 994: 


69 1037 ff.: 6621 


8 217: 


533 20 

533 20 
16 20 
53421 
534 2¹ 
53421 
650 
650 
645 


5330 


5 22: 219% 


§ 23: 
8 395: 
S 536: 
§ 542: 
§ 188: 
8 43: 


2204⁵ 
55 88 ff.: 41216 
88 568 ff.: 35344 


8 43: 


219 
2194 
76 
76 
52914 

503 4 


542 


ı 542 
2 542 


1783. 


1793. 


1807. 


1811. 


1838. 


1861. 


1865. 
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Teil Titel 
1 15 8 12: 6521 
15 8 38: 53421 
15 844: 5342 
15 8 47: 53421 
88 68 ff.: 650 
15 8 79: 6521 
16 8 8: 651 
16 8 118: 219% 
Einleitung zum Allgemeinen Landrecht. 
8 49: 53421 
8 74: 72420 
5 75: 25523 31851 72426 


un u u u u u 
— 
A 


II. Sonſtige preußiſche Candesgeſetze. 
20. Dezember. Hypothekenordnung. 
8 14: 219% 
6. Juli. Allgemeine Gerichtsordnung. 
89 16 ff., 19 Teil I. 1: 529 
9. Oktober. Edikt vom 
5 4: 219“ 
7. September. Geſetz über die polizeilichen Verhältniſſe 
der Gewerbe. 
8 33: 2194 
3. November. Eiſenbahngeſetz. 
8 14: 24520 33477 
8 25: 644 
12. Dezember. Reglement 4137 
18. Juni. Verjährungsgeſetz. 
88 5, 14: 534% 


11. Mai. Geſetz über Zuläſſigkeit des Rechtswegs. 


8 4: 245 20 
28. Februar. Geſetz über Privatfluſſe. 
8 16 b: 638 
7. März. Jagzdpolizeigeſetz. 
8 9: 119% 
14. April. Preußiſches Strafgeſetzbuch. 
8 270: 2962 320 
21. Juli. Geſetz betreffend die Dienſtvergehen der 
nichtrichterlichen Beamten uſw. 
89 13, 89—92: 568% 
30. Mai. Städteordnung für die öſtlichen Provinzen. 
8 56: 431 
19. März. Weſtfäliſche Städteordnung. 
8 23 Abſ. 2: 663 
20. Auguſt. Inſtruktion für die Polizeiphyſiker zu 
Berlin. 
8 17: 695% 
24. Mai. Preußiſches Geſetz über die Erweiterung des 
Rechtsweges. 
8 1: 44811 
24. Juni. Allgemeines Berggeſetz. 
8 130: 635° 
88 148, 149: 119 7361 


— 22 —— nn u 
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1872. 


1873. 
. 19. Mai. 


1891 


1874. 


1875. 
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5. Mai. Grundbuchordnung. 
8 29 Satz 2: 68317 


30. Mai. Erbſchaftsſteuergeſetz. 
88 5, 29: 725 55 


11. Juni. Enteignungsgeſetz. 

8 2: 35546 

8 8: 8218 

§ 10 Abſ. 2: 2331 8218 284 
316 
8 16: 72628 
§ 17: 355° 
8 24: 255% 
8 25: 31730 71628 
8 29: 316 
§ 30: 24°? 316?° 
88 31 ff.: 316% 
726 58 
: 35946 


2. Juli. Fluchtliniengeſetz. 
5 1 Abſ. 4: 75656 
8 11 Satz 2: 355 
8 12: 8320 
8 13: 2351 3181 56938 75628 757° 
8 14: 2331 2558 31831 
8 15: 8320 2868 


12. März. Geſetz vom 
8 25: 44914 


17. März. Geſetz betreffend das Pfandleihgewerbe. 
88 1, 3, 5, 12, 16: 14213 


. 30. Juli. Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung. 


8 127: 14721 43815 


1. Auguſt. Zuſtändigkeitsgeſetz. 
8 56: 15327 4111 53525 
8 160: 221% 


23. März. Allgemeine Verfügung des preußiſchen 
Juſtizminiſters 282 
24. Juni. Einkommenſteuergeſetz. 
8 19: 224 
3. Juli. Landgemeindeordnung für die öftlichen Pro: 
vinzen. 
8 88: 1181 
8 88 Abſ. 4 Ziff. 7: 4421 
11. Juli. Wildſchadengeſetz. 
8 2: 1181 


1895. 25. Juni. Koſtengeſetz in der Faſſung vom 6. Oktober 


1895. 19. Auguſt. 


1902. 


1899 320 


II. Juni. Geſetz betreffend das Pfandrecht an Privat⸗ 


eiſenbahnen und Kleinbahnen uſw. 
82: 41410 
8 5: 41419 


1895. 


1900. 


1901. 


31. Juli. Stempelſteuergeſetz. 
Tarifſtelle 2: 41313 

de: 355% 

250: 8421 31832 

25d: 470% 

32 Nr. 3: 66315 

32a: 31852 56936 6353 

35 Abſ. 1: 355% 

48 b: 75750 

56: 222348 

58: 8522 6353 

58 Ziff. III: 86°? 223 3587 

71 Nr. 2: 28730 

73 Abſ. 6: 69438 

74: 69438 
28725 
Abſ. 2: 6355 
Abf. 3: 


* 


* * 1 * * * * “a * * 1 


8 26: 255 25 
8 28: 255% 


4. Auguſt. Landgemeindeordnung für Heſſen⸗Naſſau. 
8 59 Ziff. 7: 4421 
30. Juli. Kommunalbeamtengeſetz. 
8 4: 35445 
8 7: 636“ 
8 15: 354% 
16. September. Geſetz betreffend die Dienſtſtellung des 
Kreisarztes uſw. 695 4° 
26. September. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 
Art. 12: 4443 472 
37: 7361 
s 47: 55214 
- 89 Ziff. 2: 2433 41210 
88 1, 3: 35445 
17. Juni. Geſetz vom 
8 2: 636“ 
18. Juni. Unfallfürſorgegeſetz für Beamte uſw. 
Art. 1: 5433 31528 
s 10: 31528 
8 12: 545 
Art. 12 Abſ. 2: 7273 
8 14: 5438 
10. Auguſt. Verordnung vom 
Nr. 11: 24012 
28. Juni. Ausführungsgeſetz zum Fleiſchbeſchaugeſetz. 
88 1, 3: 354% 
15. Juli. Jagdordnung. 
88 20—24, 86 Nr. 8: 6375 


Dritter Teil. Andere Candesgeſetze. 


Code Civil. 


Art. 539: 651 
s 545: 645 
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Art. 563: 651 


1116, 
1179, 
1285, 


“ 2 * ＋ 2 * * 


1382, 


1384: 


s 2011, 


s 2062: 


1304: 


639, 661: 287 21 1886. 
713: 651 


1117: 7273! 

1183, 1184: 44050 
1287: 87 

72731 

1383: 271 533 ˙ 7278 


2433 27 1867. 


2026, 2028: 87% 
271 


1879. 


Baden. 


Badiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Ge⸗ 


ſetzbuch. 


1903. 


Art. 5: 2331 


Bayern. 
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8. Juli. Dienſtinſtruktion für den Königlich Bayriſchen 


Waldwärter. 
8 18 Abſ. 1: 7585 


Hamburg. 
Kirchenverfaſſung. 
8 30 Abi. 3: 756° 
Allgemeine Seeverſicherungs bedingungen. 
88 69, 100, 101, 109: 149% 
8 103: 721% 


Geſetz über das Verhältnis der Verwaltung zur 


Rechtspflege. 
8 24: 24621 | 
2. Februar. Einkommenſteuergeſetz. 
8 6: 51% 
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Strafregiſter. 


A. Sachregiſter. 


Abbildungen, unzüchtige |. Unzucht 
Ablehnung von Gerichtsperſonen 
Zuſtändigkeit der regelmäßigen oder zeitweiligen Vertreter der 
Strafkammermitglieder zur Entſcheidung über ein fie alle 
betreffendes Ablehnungsgeſuch 359“ 
Entſcheidung der Landgerichtsſtraftammer über A. der Richter 
einer detachierten Strafkammer 589 75 
Ablehnung von Beweisanträgen ſ. d. 
Abtreibung 
Anſtiftung zur A. (Verſuch oder Vollendung?) 357838 
Erreichung des Zwecks durch unbekannte Wirkung des 
Mittels 661° 
Aktiengeſellſchaft 
Verſchleierung 603117 
Amtsanmaßung | 
Anmaßung eines gar nicht exiſtierenden Amts 7593 
Amtshandlung 
Falſche Meldung eines Beamten 167! 
Amtsverſchwiegenheit 
5 353a StGB. (Beamte des Kolonialamts) 170 (5 
Angeklagter 
Verſagung des letzten Worts 592589 
Anklage 
Verſchiedene Behandlung verbundener A. 560° 
Anuklageſchrift 
§ 17 PreßG.; „Kundgabe“ der A. 3686 
Überlaffung der A. zum Druck 3687 
Auſchuldigung |. Falſche A. 
Antrag |. Beweisantrag, Strafantrag 
Arbeiterverbände 
8 153 GewO. 596105 
Aufforderung zum Ungehorſam gegen Geſetze uſw. 
Schulſprache (Gebet, Begrüßung des Lehrers, Religions⸗ 
unterricht) 1550 3774 
Turnunterricht in Schleswig 156” 
Irrtum über die Geltung des Geſetzes 7581 
Auflöſung 
A. einer Verſammlung ſ. d. 
Augenſcheinseinnahme 
Abhaltung der Hauptverhandlung am Orte der A. außerhalb 
des Gerichtsſitzes 3591 


Zuziehung von Zeugen zur A. 359° 
Verleſung des Protokolls über A. 7641s 
Ausland 
Strafbarkeit der im A. begangenen Handlung 154 
Auslieferung 
Belgiſcher Vertrag 599 100 
Ausſpielung 
Kundenprämien 76211 
Auswanderer 
Begriff des A. 37115 . 
Bankerott |. Konlursvergehen 
Bauleiter 
Fürſorge für Unfallverhütung 16228 
Verſtoß gegen die allgemein anerkannten Regeln 588% 
Beamte 
88 352, 353 StGB. 17048 
Stellvertretende Gutsvorſteher p 589°? 
Begnadigung 
Bedingte B. und Verurteilung 398 
Begünſtigung 
B. durch Abhaltung des Verletzten vom Strafantrag 1642 
Beihilfe 
B. zur Entführung 3811 
Beiſtand 
Auftreten des geſetzlichen Vertreters als B. 5607 
Bigamie 
Muß die zweite Ehefrau als Zeugin beeidigt werden? 589 76 
Bildwerke | 
8 44 GewO. 7682 
Beleidigung 
Feſtſtellung des Tatbeſtandes (die Zeugen wiſſen nur noch, 
daß, aber nicht welche Schimpfworte gebraucht worden 
find) 1543 
B. durch Unterlaſſung einer Ehrenbezeugung 1544 
B. durch Verführung oder Verſuch 160 10 
Teilnahme des Beleidigten an der B. 38111 
B. durch die Preſſe (Beginn der Antragsfriſt, Kenntnis des 
verantwortlichen Redakteurs) 571° 
B. durch fortgeſetzte Handlung, von der ein Teil erſt nach 
dem Strafantrage begangen iſt 5717 
B. durch unſittliche Handlungen 5783. 
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Vorwurf der Zahlungsunfähigkeit 578 25 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
161 (Wahlkampf) 
161 (Strafloſe Übertreibung) 
161* (Kritik richterlicher Urteile als wiſſenſchaftlicher 
Leiſtungen) 
380 12 (Strafanzeige) 
5783° (Zeugenausſage) 
7605 (Amtspflicht) 
761“ (Mangel des Willens zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen) 
Strafantrag ſ. d. 
Berufnungs verfahren 
llbernahme der öffentlichen Strafverfolgung während des B. 
595 100 
Beſchlagnabme 
Wörtliche B. Befugnis des Kriminalſchutzmanns zur B. 
385 30 i 
Betrug 
Unbefugte Abhebung eines Sparkaſſenbuchs 1643 
Vermögens beſchädigung (Verzicht auf wertloſe Anſprüche) 
389 18 


Daßſelbe (Eingehung eines Verſicherungsvertrags) 38215 
Urſachzuſammenhang 382 20 
Dasſelbe (Mitfahrt eines blinden Paſſagiers) 383 21 
Vorſpiegelung eines Gluückſpiels 38322 
Rechtzwidriger Vermögensborteil 582 56 
Cbentualdolus 58251 
Vemögensbeſchädigung (Gewinnvereitelung) 58352 
Zechprellerei 761° 
Beweis antrag 
Gegenſtand des B. (innere Tatſachen) 360 10 
B. auf Verleſung reichsgerichtlicher Urteile 3601 
Unbeſchiedene, abgelehnte B. 36317 591er 88 m 
765 » GVerſchleppungsabficht) 
Strufzumeſſung 365 20 
Beweismittel 
berbeigeſchaffte B. Erfordernis des Antrags auf Verleſung 
beigebrachter Urkunden) 360 1 
a u 


Tod eines Menſchen infolge der Brandstiftung 168“ 
Dranſtener 


daſtung des Brauers 39140 
Jubereitungen 609 132 133 
iehung verbotener Zuſätze 610 133 130 
Dauerdelikt ö 
Juſammentreffen eines D. mit einer andern Straftat (Fahr⸗ 
läffige Tötung und Fahrkontravention) 57110 
Diebſtahl und Unterſchlagung 
Stafrechtlicher Gewahrſam (Einmieterdiebſtahl) 1632 
zung des Gewahrſams durch ein Werkzeug 16328 
Schwerer Diebſtahl 
164 (Verſchloſſener Raum, Hühnerſtall) 
361 (Enbruch) 
381% (Behältnis — Kuhſtall) 
580% (Behältnis Briefumſchlag) 
300% Erbrechen — Entfernung loſer Steine) 


Unterſchlagung 
164 (U. gegen eine Konkurs maſſe) 
58048 (Zueignung — Ankauf im Namen des Eigen⸗ 
tümers) 
580 (Eigentum an dem zu Händen eines Vertreters 
gezahlten Gelde) 
58047 (Vermiſchung) 
Drohung 
Schreckſchuß 573 16 
Strafanzeige 58240 
Ebefranu f 
Beruf der E. 8 230 StGB. 38115 
Scheininhaberſchaft der E. 604110 
Einkommenſtener : 
Wiſſentlich falſche Schätzung 3743 
Tätige Reue 3744 613142 
Abzug veruntreuter Beträge, Schätzung für Vergangenheit 
und Zukunft 391% 
Ergänzung der Deklaration (GHeſſiſches Geſetz) 612138 
Einziehungsverfahren 
Anwendbarkeit der 88 259 und 266 SED. im E. 
361° 
Beteiligte 76722 
Eiſenbahn 
Transportgefährdung ſ. d. 
Elektrizität 
Entziehung der E. oder Betrug? (Umgehung des Zähl⸗ 
apparats) 604 121 
Entführung |. a. Fürſorgeerziehung 
Beihilfe zur E. 38114 
Eröffnung 
E. der gerichtlichen Unterſuchung 8 154 8PO. 560 8 
Unzuſtändigkeit des Gerichts 5959 
Erpreſſung 
Zurückbehaltung zur Erzwingung eines Trinkgeldes 164°: 
Zuſammentreffen mit Nötigung 580 42 N 
Gewalt zur Durchſetzung zivilrechtlicher Anſprüche 5818 
Drohung mit Strafanzeige 582‘? 
Rechtswidriger Vermögensvorteil 582 v0 


Erzieher 


Dienſtherr eines zugewieſenen Fürſorgezöglings 15813 
Eventualdolus 

Patentverletzung 388 38 

Betrug 58261 

E. des Sortimenters, der unzüchtige Schriften vertreibt, ohne 

fie zu leſen 760° | 

Fabrikbetrieb 

Zerlegung in Einzelbetriebe 3661 
Fabrikarbeiterinnen 

Überftunden der F. 3672 
Fahrläſſiger Falſcheid 

Gedächtnisanſtrengung 158 11 12 

Fahiläſſigkeit 377° 

Verurteilung wegen f. F. bei Meineidsverdacht 573 20 
Jahrläſſige Körperverletzung 

Aufſichtspflicht des Bauleiters 16220 


Beruf (Ehefrau) 381 1e 
5 * 
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Fahrläſſige Tödtung 
Fürſorgepflicht des Dienſtherrn 1622 
Zuſammentreffen f. T. einer Fahrkontravention 57110 
Fürſorgepflicht des Sandgrubenbeſitzers (unbefugte 
näherung) 579°? 
Verantwortlichkeit des Einſtürzens 579 1 
Fahrläſſige Transportgefährdung 
Nichtbeachtung der Dienſtanweiſung 169 0 
Überſchreiten unbeſchrankter Gleiſe 3842 
Falſche Anſchuldigung 
F. A. durch Privatklage 574 
Falſchbeurkundung 
Protokollbuch des Gemeinderats 169 
Beurkundung eines noch nicht bewirkten Eintrags im Notariats⸗ 
regiſter 588 71 
Falſcheid |. Fahrläſſiger F. 
Felddiebſtahl 
Lagern von Kartoffeln in Säcken auf dem Felde 611 
Firma 
F. im Warenzeichen 369 13 
Fleiſchbeſchan 
Wurſt aus Pferdefleiſch 6041°° 
Forſtfrevel 
F. oder Sachbeſchädigung? 7621 
Fortgefegte Straftat 
Der Strafantrag deckt es nachfolgende Fortſetzungshand⸗ 
lungen 5717 
Verführung 574 
Gereicht die Annahme einer f. St. dem Angeklagten zum 
Nachteil? 595% 
Fürſorgeerziehung 
Aufnahme des entflohenen Zöglings bei den Eltern 
874° 
Unterbliebene Zuſtellung des Überweiſungsbeſchluſſes an den 
Vormund 6120 
Entführung gerechtfertigt durch Notſtand 61314 
Freiheitsberanbung 
Selbſthilfe durch F. 581“ 
Gebührenüberhebung 
G. eines Beamten 170“ 
Platzkarten 385 28 
Vorſchüſſe für Gebühren 3852 
Gefangenenbefreiung 
Vorübergehende Befreiung ohne Abſicht dauernder Befreiung 
5731 
Vorausſehbarkeit der Möglichkeit des Entweichens 588 50 
Unbefugte Beurlaubung 7631 
Geheimverbindung 
Die Strafbarkeit von G. erfordert nicht ſtaatsgefährlich en 
Charakter, auch ſind unter öffentliche Angelegenheiten nicht 
nur ſolche des Reiches oder eines Bundesſtaats zu ver⸗ 
ſtehen 57317 
Gerichte 
Geſchäftsverteilung (Präſident und Präſidium) 5895 73 
Gerichtskundigkeit 
G. gewerblicher Gewohnheiten und Auffaſſungen des 
Publikums 361 


An⸗ 


Gerichtsſchreiber 
Aktenbemerkung des G. über Rechtsmittelverzicht 36419 
Genehmigung des G. zu Einſchaltungen des Vorſitzenden im 
Sitzungsprotokoll 363167 7651 
Gerichtsſitz 
Abhaltung der Hauptverhandlung außerhalb des Gerichts⸗ 
ſitzes 3581 
Gerichtsvollzieher 
Steht die Zuſtellungstätigkeit des G. unter dem Schutze des 
8 113 StGB.? 57212 
Geſchäftsin haber 
Scheininhaberſchaft der Ehefrau 60411? 
Geſellſchaft m. b. H. 
8 8 Abf. 2 des Geſetzes. 
Glücksſpiel 
Betrug durch Vorſpiegelung eines G. 38322 
Gleichzeitige Beteiligung geübter und ungeübter Spieler 
586 66 587 66 
Grenzzeichen 
Geſchützte G. 3832“ 
Haudelsgeſellſchaft 
Strafantrag einer in Liquidation ſtehenden offenen H. 5718 
Hauptverhandlung 
Abhaltung der H. am Orte der Augenſcheinseinnahme a 
halb des Gerichtsſitzes 3581 
Benutzung von Erkenntnisquellen außerhalb der H. 
76518 
Wiederholte H. nach Zurückverweiſung aus der Reviſions⸗ 
inſtanz 7662 767 21 
Hausfriedeusbruch 
H. oder bloßer Ungehorſam eines Dienſtboten? 157° 
Zuſammentreffen von H. und Diebſtahl 157° 
Hehlerei 
Verheimlichen 16435 
Heilung 
H. prozeſſualer Verſtöße 595 58 
Hilfsfrage 
Verweiſung auf eine Vorfrage 593% 
Irrtum 
J. über die Unzüchtigkeit der Handlung 158!“ 
Rechtsirrtum 3685 7581 
Züchtigungsrecht 38113 
Jagd 
Jagdbare Tiere (wilde Kaninchen) 587 67 
Kauf 
K. oder Tauſch? 6123 
Kauſalzuſammenhang |. Urſachwirkung 
Kinderſchutz 
Dienſtleiſtungen aus Gefälligkeit 608 17° 
Koalitionsrecht 
8 153 GewO. 596 10 
Kolonialamt 
8 3536 StGB. 170% 
Kommiſſariſche Beweisaufnahme 
Unterlaſſene Benachrichtigung des Angeklagten 560 80 31 
Benutzung der vom Schöffengericht angeordneten K. B. von 
der Strafkammer 59286 


Wahrheit der Anmeldung 368° 


164 1° 
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Konkurrenz |. Zuſammentreffen 
Konkursvergehen 
Nuß die Buchführung auch das Vermögen umfaſſen, welches 
nicht im Handelsgewerbe angelegt iſt? 390 41 
Umwandlung des Minderkaufmanns⸗ in ein Vollkaufmanns⸗ 
geſchäft, Eröffnungsbilanz 603 118 
Scheininhaberſchaft der Ehefrau 604110 
Entbindung eines Geſellſchafters von der Buchführung durch 
Vertrag 604 120 
Konſularbeamte 
Anwendung des § 113 StGB. auf weiße und farbige K. 
573 13 14 a 
Konterbande 
Unternehmen der K. 3673 
K. und Defraudation (Vieh, das von ſelber über die Grenze 
läuft) 368“ 
Körperverletzung |. a. Fahrläſſige K. 
Verluſt eines wichtigen Gliedes (Mittelfinger der linken Hand) 
162% 
Verluſt des Sehvermögens 579 41 
Koſten 
Nebenklage 366 28 
Krankenkaſſenwahlen 
Anwendung des 8 108 StGB. auf K. 57211 
Kunfttwein |. Weinfälſchung 
Auppelei 
Egennutz 574 2. 
Auryfuſcher 
Verantwortlichkeit der K. 57940 
Laudesſtrafrecht | 
ortgeltendes L. ($ 20 Pr. Geſetz vom 8. Mai 1887) 
3741 


Lohnkampf 
$ 153 GewO. 596 10 
Rajeſtätsbeleidigung 
deſſtellung des Tatbeſtandes (die Zeugen wiſſen nur noch, 
daß, aber nicht welche Schimpfworte, gebraucht worden 
find) 1543 
N. durch Unterlaſſung (GKaiſerhoch) 154. 
Pnlitärperfonen 
im Sinne des Perſonenſtandsgeſetzes 599 107 
Mündlichkeit eue 
denuzung von Erkenntnisquellen außerhalb der Haupt⸗ 
verhandlung 76415 765 18 
Muſikanfführung 
Veranftalter der M. 605 127 608 22s 
Ruſterſchutverletzung 
afantrag gegen Veranſtalter und Verbreiter 598104 
achdruck 


Urheberrecht des Textdichters 39044 

Sqriſtwerk (Berichte über Gerichtsverhandlungen) 390 46 
Abu 3 605 126 

mittel fa 
5 5 lfälſchung 
mwein alkoholfrei 599 108 
Aunfthonig, Honig künſtlich gefütterter Bienen 600 100 
Verfälschung durch unſchädliche Zuſätze (Borſäure) 600 105 


Nebenkläger 
Koſten 366 25 
Abänderung zugunſten des Angeklagten auf Reviſion des 
N. 59596 
Auftreten einer politiſchen Körperſchaft als N. 596 11 
Notariatsregiſter 
Beurkundung eines noch nicht erfolgten Eintrags im N. 
98871 
Nötigung 
Zuſammentreffen mit Erpreſſung 58042 
Notſtand 
Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen 611137 
Entführung zur Abwendung eines Notſtandes 613141 
Notwehr 
N. durch Urkundenfälſchung 571“ 
Notzucht ſ. Unzucht 
Offenkundigkeit ſ. Gerichtskundigkeit 
Offentlichkeit 
Ausſchluß dor O. ohne Angabe von Gründen 3592 
Orts kraukenkaſſen ſ. Krankenkaſſenwahlen 
Patentverletzung 
Eventualdolus 3888 
Pfandentſtrickung 
Konkursmaſſe 57319 
Platzkartengebühr 
P. für Schnellzüge (§ 353 StGB.) 385 25 
Poſtmonopol 
Brief (Adreſſe) 37120 37221 
Anſtalt (organifierter Betrieb) zur Privatbriefbeförderung 
373˙2⁸ 
Poſtzuſtellungsurkunde 
Unbefugte Ausfüllung einer P. 16536 
Preßvergehen 
Zuſtändigkeit ſür P. (Ankündigung eines zu unzlchtigem 
Gebrauch beſtimmten Mittels) 359 
§ 17 PreßG.; „Kundgabe“ der Anklageſchrift 368 
Überlaſſung zum Druck 3687 | 
88 20, 21 Preß G. 38836 
Beginn der Strafantragsfriſt (Kenntnis von ber Perſon des 
verantwortlichen Redakteurs) 5715 
Stellvertretung des verantwortlichen Redakteurs 598 105 
Privatklage 
Übernahme der öffentlichen Strafverfolgung nach Einlegung 
der Berufung 595 100 
Protokoll |. Sitzungs protokoll 
Prozeßverſtöße 
Heilung von P. 595 98 9 
Reblausgeſet 
Gültigkeit von Polizeiverordnungen zum R. 608 180 


Rechtshängigkeit 
R. der Strafklage (Kollektiv⸗ und Einzeldelikt) 589 7. 


Rechtsmittel 
Abänderung zugunſten des Angeklagten auf Reviſion des 


Nebenklägers 595 56 


Rechtsmittelfriſt 
Keine Wahrung der R. durch Behändigung an den Gerichts⸗ 


diener 364 20 
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Redakteur, verantwortlicher |. Preßvergehen 
reformatio in pejus 
6½ Jahre Gefängnisſtrafe, 5 Jahre Zuchthaus 366 ?° 
Veröffentlichungsbefugnis 3711 | 
Reue ö 
Tätige R. (Steuerhinterziehung) 374% 
Reviſion 
Verzicht auf die R. kann nicht durch Aktenbemerkung des 
3S. bewieſen werden 364 
Unzuläſſigkeit der R. wegen Formmangels 365°! 
Nachprüfung nur in einzelnen Richtungen 365 22 
Reviſionsgründe 
Eingang der R. zu Händen des Gerichtsdieners 3642 
Erfordernis beſtimmter Behauptung für prozeſſuale Rügen 
365 21 
Nevifionsiuftanz 
Wechſel der Strafgeſetzgebung während der R. 376 
Verfahren nach Zurückverweiſung aus der R. 7662 76721 
Neviſiousſchrift 
R. eines Anwaltsſubſtituts des Verteidigers, nachträglicher 
Nachweis der Vollmacht 364° 
Richter 
Ablehnung ſ. d. 
Sachbeſchädigung 
S. oder Forſtfrevel? 76213 
Sachverſtändigeneid 
Wahrnehmungen ſachverſtändiger Zeugen 38635 
Salzabgabendefraudation 
Strafloſigkeit wegen Rechtsirrtums 368° 
Schaumwein 
Alkoholfreie Imitation S. 599 108 
Scheingeſchãft 
Scheininhaberſchaft der Ehefrau 604115 
Schiffsgefährdung 
8 297 StGB. Schmuggelwaren 384 
Schmuggel ſ. Konterbande 
Schiffsgefährdung durch S. 38420 
Schreckſchuß 
Angriff oder Drohung? 573 
Schuldfrage ſ. a. Hilfsfrage 
Berichtigungsverfahren 5949 
Schulſprache 
Polniſches Gebet, Begrüßung des Lehrers 155° ® 
Schulzwang 
Unterrichtsſprache (Hausaufgaben des Religionsunterrichts) 
377° 
Schwägerfhaft 
Bigamie 5897° 
Selbſthilfe 
Selbſthilfe durch Freiheitsberaubung 581“ 
Sittlichkeitsvergehen ſ. Unzucht 
Sitzungsprotokoll 
Einſchaltungen von der Hand des Vorſitzenden 36316 
Nachträge zum S. 36317 
Einſeitige, verſpätete Korrektur des S. 76519 
Sparkaſſenbuch 
Unbefugte Abhebung eines S. 164 


Sprengſtoffverkehr 
Beſitz 601111 
Verkehr 601112 113 
Spiel |. Glücksſpiel 
Staatsanwalt 
S. als Zeuge 763“ 
Staatsgewalt 
Widerſtand gegen die S. |. Widerſtand 
Stempelhinterziehung 
Befreiung der übrigen durch Beſtrafung eines Mitſchuldigen“ 
37325 
Geſchäftsvermittelung 609 131 
Stempelftener 
Entwertung von Stempelmarken 596 1% 
Strafantrag 
Beginn der Antragsfriſt (Kenntnis von der Perſon des 
Täters) 1542 5715 
Begünſtigung durch Abhaltung des Verletzten vom S. 
164 3? 
Anzeige ohne Strafantragswillen 571° 
Der S. deckt auch nachfolgende Fortſetzungshandlungen 
5717 
S. einer in Liquidation ſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft 
5718 
S. von Behörden 8 196 StGB. 578° 
Hauptverhandlung trotz Zurücknahme des S., Verurteilung 
unter anderem rechtlichen Geſichtspunkte 593 51 
S. gegen Veranſtalter und Verbreiter 598 104 
Strafausſchließungsgrund 
Sinnloſe Trunkenheit 377? 8 
Strafbarkeit 
S. der im Auslande begangenen Handlung 154! 
Strafgeſetze 
Zeitliche Geltung der S. (Wechſel vor Erlaß des Reviſions⸗ 
urteils) 3761 
Strafklage 
Verbrauch der S. 593 0 
Straftat 
Einheit der S. ſ. Dauerdelikt, fortgeſetzte S., Zuſammen⸗ 
treffen 
Strafzumeſſung Ä 
Beweisanträge in Richtung der Schuldloſigkeit der ©. 
halber 365% 
Zuläſſige Geſichtspunkte bei der S. 5701 
Verhandlungen des Deutſchen Juriſtentags 622 
Straßenverkehr 
Zuſammentreffen einer Fahrkontravention mit fahrläſſiger 
Tötung 57110 
Streikpoſten 
Nötigung, 8 153 GewO. 3875 
Tatſache 
Offenbar erfundene T. 57318 
Tauſch 
T. oder Kauf 612'3° 
Teilnahme 
T. des Beleidigten an der Beleidigung 38111 
Tötung |. Fahrläſſige Tötung 


Strafregiſter 39 


Trausportgefährdung ſ. a. Fahrläſſige T. 
Sprengſchuß 168° 
Trinkgeld 
Kein Recht auf T., Erpreſſung 164°! 
Trunkenheit |. Strafausſchließung 
Umſatzſtener 
Kauf und Tauſch 612135 
Ungehorſam gegen obrigkeitliche Anordnungen 
Aufforderung zum Ungehorſam (Schulſprache) 155 
Turnunterricht in Schleswig 1567 
Irrtum über die Geltung des Geſetzes 7581 
Unternehmen 
U. der Konterbande 367? 
Geſchäftliches U. (Warenzeichen) 369° 
Unterſchlagung |. Diebſtahl 
Untreue 
Sittenwidrigkeit des Vollmachtsverhältniſſes 58353 
Verfügung (unentgeltliche Gebrauchsüberlaſſung) 5835. 
Unzucht 
§ 174 Nr. 1. Erzieher 15813 
Pflegevater (Stiefvater) 57422 
Sondervormund, Pfleger 57423 
176. Irrtum über die Unzüchtigkeit der Handlung 
15814 
Zuſammentreffen mit 8 177 15915 
Verſuch und Vorbereitungshandlung 570° 
Beſtrafung unſittlicher Handlungen als Beleidigung 
57881 
§ 177. Zuſammentreffen mit S 176 15915 
§ 180. Eigennutz 5742 
§ 182. Zuſammenhang mehrerer Verfügungshandlungen 
5745 
8 184 Nr. 1. Nackte Abbildungen, wiſſenſchaftliche Wert⸗ 
loſigkeit, Reklamezweck 574. 
Art der Darbietung 575 
Nacktphotographien 1596 3787 759 
Druckſchrift (Beſtimmung für ein ſittlich unempfindliches 
Publikum) 159 1 16018 
Beigabe der Abbildungen der Urteilsanlagen anſtatt einer 
Beſchreibung in den Urteilsgründen 36115 
Künſtleriſche Wirkung 3787 759“ 
Nachbildung unſtreitiger Kunſtwerke 3798 
Eventualdolus des Sortimenters 760° 
§ 184 Nr. 3. Ankündigung durch die Preſſe 3593 
Beſtimmung zu unzüchtigem Gebrauch 38010 
Anpreiſung durch geſchütztes Warenzeichen 57578 
Ankündigung ohne Verletzung des Schamgefühls 57620 
Anpreiſung nur an Eheleute 576 0 57731 
Verſtändlichkeit der Anpreiſung 577°? 
Anpreiſung patentierter Gegenſtände 5785 
Unzuſtändigkeit 
Eröffnung des Verfahrens vor unzuſtändigem Gericht 595° 
Urkundenfälſchung 
Falſchbeurkundung ſ. dieſe 
Falſche Angaben zur Exlangung einer Anſtellung 165% 
Unbefugte Ausfüllung des Vordrucks einer Poſtzuſtellungs⸗ 
urkunde 16502 


Quittungsbücher der Eiſenbahnverwaltungen 1657 

Kontrollapparate 16638 

Gebrauch einer gefälſchten Urkunde 16635 

Vermögensſchädigung (Vereitelung eines Spielgewinns) 
166 4° 

Zusammentreffen 88 267, 363 SGB. 166*' 

Schriftliche Lüge 38323 

U. als Mittel der Notwehr 571“ 

Gebrauch 583 65 

Beweiserheblichkeit (erkennbarer Ausſteller) 583° 

Datumsangabe bei Entwertung von Stempelmarken 584 

Unbefugte Ausſtellung einer öffentlichen Urkunde 584 °° 

Beſtimmung der gefälſchten Urkunde als Beweismittel 
584 59 


Beſeitigung der Verfälſchung vor dem Gebrauch 584 
Rechtswidrige Abſicht, Vermögensvorteil 585 61 
Intellektuelle U. 585 62 63 
Urkundenſtempel ſ. Stempelhinterziehung 
Urkundenvernichtung 
Vernichtung der Urkunde über einen nichtigen Vertrag 5868 
Urſachwirkung 
Brandſtiftung (Tod eines Menſchen) 168“ 
Transportgefährdung 168*° 
U. der Täuſchung beim Betrug 3822 
Kurpfuſcherei 57910 
Urteils gründe 
Reviſionsgrund des Mangels der U. (Beigabe der als 
unzüchtig unter Anklage geſtellten Abbildungen an Stelle 
einer Beſchreibung desſelben in den U.) 36115 
Urteilsverkündung 
Anderung eines ſchon verkündeten Urteils 361 
Verbindung zur Verhinderung der Geſetzesvollziehung 
Abſicht der Losreißung von Gebietsteilen 1571 
Geheimverbindung |. d. 
Verbindung mehrerer Strafſachen 
Wiederaufhebung der V. 591 
Verbrauch der Straftlage 
Einſtellung des Verfahrens wegen V. 593°° 
Verführung 
Beſtrafung des Verſuchs der V. als Beleidigung 1601 
Zuſammenhang einzelner Verführungshandlungen 574 * 
Verleſung 
V. reichsgerichtlicher Urteile 360 11 
V. eines polizeilichen Geſtändnisprotokolls, welches bei richter⸗ 
licher Vernehmung in Bezug genommen iſt 36117 
V. einer kommiſſariſchen Beweisaufnahme. Widerſpruch des 
nicht benachrichtigten Angeklagten 590 5 
Erſatz der V. Protokollariſche Beurkundung 592°" 
V. polizeilicher Protokolle 592 88 
Augenſcheinsprotokoll 7645 
Verlõbnis 
V. trotz Ehehinderniſſes nach 8 1812 BGB. 3595 
Vermittlung 
V. von Verträgen (Stempelpflicht) 609181 
Berfammlung 
Muß bei Auflöfung der V. auch der Eigentümer des Lokals 
dasſelbe verlaſſen? 374° 
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Unberechtigte Auflöſung 375° 
Auflöſungspflicht des Leiters einer V., Folgen der Unter⸗ 
laſſung 3767 
Verſicherungs unternehmen 
V. ohne Rechtsanſpruch des Verſicherten 605 123 
Verſicherungsunternehmung 
Offentliche und private V. 3732 
Verſicherungsvertrag 
Vermögensbeſchädigung durch Eingehung eines V. 38219 
Verſuch 
Beſtrafung der Tat bei V. bei Zweifel über die Vollendung 
5702 
Abgrenzung von V. und Vorbereitungshandlung 570° 
V. oder Vollendung der Abtreibung 57838 
Verteidiger 
Nachbringung der Vollmacht des Anwaltſubſtituten 36413 
Anzeige der Beſtellung des V. 38631 
Unterlaſſene Benachrichtigung des V. bei einer kommiſſariſchen 
Beweisaufnahme 590 80 81 
V. vor Jugendgerichten 616 
Viehgewährſchaft 
Wandlungsrecht wegen jedes Mangels bei Zuſicherung der 
Fehlerfreiheit 38217 
Vollmacht des Verteidigers ſ. d. 
Vorſatz 
Eventualdolus 388 88 58251 
V. bei Preßvergehen 598105 
Wahlfälſchung 
Anwendung des S 108 StGB. auf Krankenkaſſenwahlen 
57211 
Ware ſ. Warenzeichen, Zolldefraudation 
Warenzeichen 
Kann ein „Geſchäftsunternehmen“ Inhaber eines W. ſein? 
369? 
Ware (Zeitung) 36910 11 
Herkunfts⸗ oder Beſchaffenheitsangabe 
369 12 
Firma im W. 36913 
W. oder Beſchaffenheitsangabe, Verwechſlungsgefahr 38940 
Unzüchtiger Gebrauch eines W. 57528 
Benutzung der mit dem W. verſehenen Behältniſſe 60211 
Wechſelſtempel 
Entwertung von Stempelmarken 596103 
Wein 
Herkunfts⸗ 
369 12 
Weinfälſchung 
Weinähnliches Getränk 37426 3903 
Vollendung im Auslande 390“ 
Alkoholfreier Schaumwein 599108 
Extraktſtoffe (Kochſalz) 60512“ 
Anerkannte Kellerbehandlung (neue Klärungsmittel) 605 125 
Wettbewerb 
Beſtimmung für einen größeren Perſonenkreis 3701“ 
Auszeichnungen (private Anerkennungsſchreiben) 37015 
Urteil oder Tatſache 3706 602115 603116 
Betriebsgeheimnis 3717 


(Tokaier Wein) 


oder Beſchaffenheitsangabe (Tokaier Wein) 


Veröffentlichungsbefugnis 37118 
Anſchein günſtigen Angebots 389° 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt 

Zuſtellungsbeamte 57212 
Weiße und farbige Schutzleute 
57313 14 
W. durch Schreckſchuß 57315 
Anwendung des 8 117 StGB. auf bayeriſche Waldwärter 
7582 
Wiedereinſetzung 
Unanfechtbarkeit der gewährten W., auch wenn ſie von einem 
unzuſtändigen Gerichte ausgeſprochen iſt 359° 
Ablehnung der W. wegen verſpäteter Abſendung der Rebiſions⸗ 
gründe 365 23 
Wort 
Verſagung des letzten W. 59289 
Beſprechung der Anklageſchrift 5932 
Wucher 
Mißverhältnis, Erfüllungshandlungen 167“ 
Notlage eines reichen Erben 58768 


der Konſulargemeinden 


Zeitung 
3. als Ware 369 10 11 
Zeugen 
§ 51 Ziff. 1. Zeugnisweigerungsrecht des Verlobten (der 


§ 1312 BGB. Ehehindernis) 359“ 
Zuziehung von Z. zur Augenſcheinseinnahme 3597 
Entlaſſung eines die Ausſage verweigernden Z. ohne Gehör 
der Parteien 38632 
Bigamie (Beeidigung der zweiten Ehefrau?) 589 76 
Staatsanwalt als Z. 76314 
Zeugenvernebmung 
Z. im Auslande ohne 
3603 
Beanftandung einer inländiſchen kommiſſariſchen Z. wegen 
nicht rechtzeitiger Benachrichtigung 360 
Zigarettentabak 
Wirklicher Preis 610135 
Zolldefraudation 
Z. und Konterbande ſ. d. 
Zollpflichtige Ware (zuſammengefegtes Getreide) 3863“ 
Züchtigungsrecht 
Mangel landesrechtlicher Beſtimmungen 1622 
Z. der Eltern (Rechtsirrtum) 3813 
Zuſammentreffen 
Z. von Hausfriedensbruch und Diebſtahl 157° 
Nötigung und Erpreſſung 580 *? 
Zuſtändigkeit 
Preßvergehen (Ankündigung eines Mittels zu unzüchtigem 
Gebrauch) 3593 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand durch ein unzuſtändiges 
Gericht 3595 
Zuſtellungsbeamte 
Schutz der Z. durch $ 113 StGB. 57212 
Zwangsvollſtreckung 
Vereitelung der Z. 38425 
Vereitelung der Z. (Vermögensvorteil des Ehemanns der 
Schuldnerin) 7611 


Benachrichtigung der Parteien 
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B. Geſetzesregiſter. 


1. Reichsgeſetze. N 8 259: 1643° 
1. Strafgeſetzbuch. 5 263: 164“ 16535 38217 18-20 38324 22 
8 2: 376 58250 81 58352 
5 4 Abſ. 2 Nr. 5: 1541 5 266: 583 °° 


8 267: 1656 7 1663-41 3832 583 55 © 
584 57-60 5851 593°! 
§ 268 Abf. 1: 3832? 585% 761 762 


88 14—21: 570 
8 43: 57023 571 57838 582% 


8 48: 57838 
8 49: 76519 § 270: 166“ 
851: 3772 392 § 271: 1653 585 62 6 
8 56: 37856 8 273: 16555 
8 59: 38118 596 108 8 274 Nr. 2: 383° 586 
8 61: 1542 5715-8 8 278: 16555 
§ 68: 571° § 279: 16585 
8 74: 57110 590” § 284: 58655 58766 
8 95: 15434 8 288: 38425 
8 97: 3761 88 292—294: 587% 
8 108: 572 616 8 297: 38426 
§ 110: 1555 1567 377 7581 5 302 a: 167 
8 113: 572 573 18—15 § 303: 762)? 
S 117: 57315 7582 8 306: 168“ 
S 122 Abſ. 2: 57316 8 315: 16845 38497 
8 123: 1578 8 316: 168 169 
8 128: 57317 8 330: 58869 
8 129: 15710 8 331: 167%? 594% 
8 131: 57318 | § 347 Abſ. 1: 76313 
8 132: 759° S 347 Abſ. 2: 5887 
8 137: 57315 8 348: 16947 58871 
8 163: 158 1 12 3775 57320 § 350: 594“ 
8 164: 378357421 8 352: 1704 
8 174: 15813 57422 28 5 353: 170 38525 25% 
8 176: 158, 17° S 353a: 170% 176 
8 176 Nr. 1: 15916 § 359: 5897 
8 182: 57426 8 363: 16741 38525 
8 184 Nr. 1: 159 16016 36116 3787 8 366 Nr. 10: 5710 
3798 10 5742 26 57527 7594 7605 Einfü 
8 184 Nr. 3: 378° 38010 575 28 20 30 5773138 er er nn 
57833 : 
8 185: 160 380 1 57884 760° 2. Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1897. 
8 186: 38011 12 57835 8 62: 359“ 
8 193: 16120 21 22 3786 38012 57836 7617 8 66: 3594 58973 
8 196: 578?7 8 78: 58975 
8 200: 3719 8 98: 3581 
8 218: 578358 7613 8 175: 3582 
— 23 24 13 39 8 
re e Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 224: 57941 9 11: 760° 
8 230: 16224 38113 3. Strafprozeßordnung. 
8 237: 38114 8 7: 3593 
9 240: 580° 8 12: 58974 
5 242: 163 25 8 16: 359° 
8 243: 164 38118 58048 4 76515 g 8 27: 359“ 58976 
8 246: 164 58045 4 581“ 8 28: 3594 
8 253: 16431 58042 58148 58249 50 8 46: 3595 
8 257: 76519 8 51: 5895 
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Strafregiſter 

8 51 Ziff. 1: 359° § 441 Abſ. 1: 595% 
8 58: 3597 § 478: 3611 76722 
8 60: 3597 589 55 8 479: 36115 
8 94: 385 20 8 497: 366 20 
8 98: 385 20 8 499: 366 
8 149: 590°” 8 505 Abſ. 1 Satz 1: 366° 
8 153: 5907? 
8 154: 590° 4. Bürgerliches Geſetzbuch. 
§ 168: 3593 8 93: 76825 
8 191 Abſ. 3: 590 9 183: 390 
5 210: 5907 8 229: 581 6157 
8 217: 38651 § 230: 581 
8 222: 360° 5925388 8 561 Nr. 1: 581 
8 223: 3603 590 81 592 § 855: 60111 
8 224: 592586 8 904: 61117 
8 232: 3595 8 919: 383% 
§ 243: 360 591 88 81 76314 § 1312: 3596 

. 11 80 85 78415 
75 N en 9a Ave Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
8 247: 3865 Art. 46 Ziff. 4: 599 10 
5 248: 5929 764° 5. Gewerbeordnung. 


8 250: 3605 590 81 


8 250 Abſ. 2: 5925 8 44 au 5 768 22 

8 253: 36112 59288 § 137: 366 

8 257: 36118 59255 8 153: 38735 392 596 10 
8 154: 367° 


§ 259: 5930 91 
§ 260: 36114 3914 592 76311764 1 76518 6. Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869. 
8 260 Abſ. 4: 36118 


8 283: 2 59077 593192 8 22: 386% 
5 264: 765 1 9 111: 386% 
§ 269: 85 =. 8 134: 3673 
$ 270: 591% 592 9 135: 386% 
8 271: 765 8 136: 368 
§ 273: 3863 
8 274: 3631817 7651 7. Konkurs ordnung. 
8 275: 36118 8 240: 390 ½ 6031 604 1 1m 
§ 293: 593» . 
8 305: 594% 8. Handelsgeſetzbuch. 
§ 307: 59555 88 1, 39: 603118 
§ 309: 594 8 115: 38323 
§ 339: 36413 85 312, 314: 603117 
343: 59596 N 
a sen 9. Wechſelordnung. 
8 346: 595 100 Art. 4: 382 * 
§ 369 Abſ. 3: 595 5: 5 f 
8 376: 36115 380 u 590d 503 . f Andere Geſetze nach der Zeitfolge geordnet. 
5 377: 36317 5928 76310 1867. 12. Oktober. Salzabgabengeſetz. 
8 381: 36420 8 13: 368° 
§ 384: 36521 25 1869. 10. Juni. Wechſelſtempelgeſetz. 
8 385: 36523 8 4: 59610 
8 393: 365% 8 11: 596 103 
§ 394: 3652 88 13 Abſ. 2, 14, 15: 596 
8 398: 3662 37148 766 20 76921 1870. 11. Juni. Muſterſchutzgeſetz. 
5 413: 76721 8 18: 59810: 
§ 417: 595 1% 8 25: 598104 
429 597 
15 585 10 1871. Reichsverfaſſung. 


88 1, 7: 3863. 


Art. 2: 


376 


1874. 


1875. 


1877. 


1879. 


1884. 


1891. 


1892. 


1892. 


1898 


20. Mai. 


1894. 


1896. 


1900. 


be ̃ ˙ ·˙—:: — ——ũ—H 


1906. 


Strafregifter 


7. Mai. Preßgeſetz. 
§ 17: 3685 
§ 18: 3687 
8 20: 38885 
§ 20 Abſ. 2: 5985 
8 21: 388° 
24. Dezember. Auslieferungsvertrag mit Belgien. 
Art. 1, 6: 599 106 
6. Februar. Perſonenſtandsgeſetz. 
85 38 Satz 1, 69: 59919 
30. Januar. Zivilprozeßordnung. 
8 193: 165% 
8 195: 165% 
14. Mai. Nahrungsmittelgeſetz. 
8 10 Nr. 1 und 2: 599108 600109 110 
§ 11: 600° 
8 12 Abſ. 1: 38877 
9. Juni. Sprengſtoffgeſetz. 
8 2: 601 un 
8 9 Abſ. 2: 601 60215 
7. April. Patentgeſetz. 
§ 36: 388338 
10. April. Krankenverſicherungsgeſetz. 
8 75: 3734 
20.-Arril. Ger betreffend die Geſellſchaften m. b. H. 
8 8: 368° 
12. Mai. Warenzeichengeſetz. 
8 5: 602114 
S 7: 369 
8 9: 602114 
8 14: 36910 37118 38940 
8 15: 369 u 37118 
8 16 Abſ. 2: 369 37116 
8 20: 36913 
27. Mai. 5 
37014 602113 
3701. 16 16 371 18 389 39 6021¹⁵ 6031¹6 
37118 | 
3717 
8 13: 37116 
9. Juni. Auswanderungsgeſetz. 
8 23a: 371° 
26. Oktober. Eiſenbahnverkehrsordnung. 
8 54 Nr. 8: 1653 
20. Dezember. Poſtgeſetznovelle. 
Art. 3: 37120 37221 373°° 
9. April. Elektrizitätsgeſetz. 
8 1: 604121 
3. Juni. Fleiſchbeſchaugeſetz. 
88 4, 8: 604 12 


14. i. a 

3. Fa Reichsſtempelgeſetz. 
8 22: 609131 
8 45: 37325 


1907. 


m N WR 
S 


1901. 


1903. 
1904. 


1906. 


1837. 
1843. 


1850. 


1851. 
1853. 


1856. 
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12. Mai. Geſetz über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen. 
8 1-3: 373% 6051% 
8 108: 605 125 
19. Juni. Urheberrechtsgeſetz. 
8 1: 3904 
8 15: 605 120 
8 18: 390 (5 
8 20: 390“ 
8 28: 390 
§ 38 Nr. 1: 390 
8 38 Nr. 2: 605 27 608 125 
8 45: 3904 


30. März. Kinderſchutzgeſetz. 
88 5, 8, 23: 608 125 


Reblausgeſetz. 
8 2: 608 150 


3. Juni. Brauſteuergeſetz. 
8 1: 609152 
8 2: 61013 
§ 3 Abſ. 2: 609 12 610 
8 18: 391 
8 37 Abſ. 3, 4: 6108. 
3. Juni. Zigarettenſteuergeſetz. 
88 2, 5, 6: 610158 
24. Mai. Weingeſetz. 
8 1: 37428 
8 2: 605 12˙ 
8 3 Abſ. 1: 374 3904? 60517 1° 
8 7: 390 % 41 
8 13: 374 390 4 41 45 


6. Juli. 


II. Candesgeſetze. 


Preußen. 
Preußiſches Allgemeines Landrecht. 
Teil I Titel 8 88 99, 100: 611'” 
Preußiſches Geſetz vom 
8 20: 374 
28. Februar. Geſetz vom 
88 1, 7, 13: 611.97 
11. März. Preußiſches Vereinsgeſetz. 
8 4: 374° 
8 5: 3745 
8 6: 3745 375° 
8 8: 3745 
8 15: 375° 
14. April. Preußiſches Strafgeſetzbuch. 
§ 327: 170 
30. Mai. Städteordnung für die 6 östlichen Provinzen. 
8 47: 169“ 


15. Mai. Geſetz betreffend die Gemeindeverfaſſung in 


der Rheinprovinz. 
Art. 17, 47, 66: 


8. Mai. 


169 #7 
6* 
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1880. 


1891. 24. Juni. 


1906. 


1896. 


1899. 


1900. 


1905. 


Strafregister 


1. April. Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz. 
8 18: 61138 
8 30 Nr. 1: 61137 


19. Juni. Preußiſches Einkommenſteuergeſetz. 
Art. 13, 15, 16: 391“ 
s 66: 3743 
s 72 Abſ. 3: 61311 
28. Mai. Regulativ des Finanzminiſters für den Frei⸗ 
bezirk Neufahrwaſſer. 


88 4, 5 Abſ. 1; 7, 9 Abſ. 1; 11, 18, 20, 21: 


3864 
20. September. Preußiſches Ausführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch. 

Art. 89 Nr. 1b: 611137 
2. Juli. Fürſorgeerziehungsgeſetz. 

88 4 Abf. 4, 16: 61210 

8 21: 3742 61311 
14. September. Polizeiverordnung des Handelsminiſters 


und des Miniſters des Innern. 
8 27: 60111 


Bayern. 
Forſtgeſetz. 
Art. 95: 76212 


1851. 


1874. 


1899. 


1906. 


1899. 


Braunſchweig. 
Vereinsgeſetz. 
8 20: 3757 


Hamburg. 
30. Juni. Vereinsgeſetz. 
S 5: 3757 


Heſſen. 
12. Juni. Geſetz betreffend die innere Verwaltung der 
Kreiſe uſw. 
Art. 78: 608130 
12. Auguſt. Einkommenſteuergeſetz. 
Art. 20: 612138 


Sachſen. 
Vereinsgeſetz. 
88 8, 33, 34: 3757 
24. Juli. Einkommenſteuergeſetz. 
8 69 Abſ. 2: 3744 


Württemberg. 


28. Dezember. Umſatzſteuergeſetz. 
Art. 25: 6121150 


16. Okt.: 


23. 
30. 


21. 


22. 


25. 


26. 


29. 
30. 


- 


10 * * 8 K N * * 
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Perzeichnis 


der abgedruckten 


Keichsgerichtsentſcheidungen nach dem Datum geordnet. 


5332 — V 158/07. Berlin: 31° 


Zivilſachen. 
1907 2. Dez.: 
I 39/07. Hamburg: 48° 
I 30/07. Cöln: 30° 3. 
V 41/07. Naumburg: 1112 | 
: 1 118/07. Caſſel: 91° — V 53/07. Stuttgart: 2 4. 
V 194/07. Dresden: 5* 5. = 
II 228/07. Hamburg: 51 — II 238/07. Jena: 8° 6. = 
V 98/07. Dresden: 12'? — V 107/07. Berlin: 68? 7. 
VI 151/07. Cöln: 10! 
VII 56/07. Hamm: 1621 9. 
I 34/07. Berlin: 5251 — V 105/07. Breslau: 1621 
VI 94/07. Königsberg: 7° — VI 153/07. Berlin: 131 
II 283/07. Hamburg: 85 — III 146/07. Cöln: 9° 
— VI 68/07. Celle: 4410 — VII 79/07. 10. 
Nürnberg: 202 — VII 46/07. Berlin: 195 
— VI 65/07. Berlin: 2432 
1 45/07. Berlin: 75 — 1 44/07. Frankfurt: 1822 12. 
— V 102/07. Naumburg: 3° — VB. 153/07. | 
Noftod: 12. 13. = 
I 51/07. Berlin: 11313 — VI 7207. Poſen: 14. 
1416 — VII 12/07. Berlin: 1722 16. = 
III 149/07. Hamm: 15:3 — III 15207. Berlin: 17. 
2228s — III 134/07. Cöln: 24353 — VII 10807. 
Caſſel: 233° — VII 103/07. Jena: 4928 — 
VII 352/07. Berlin: 54 
IV 163/07. Dresden: 401° — V 156/07. Königs⸗ 
berg: 19% — VI 71/07. Hamm: 1610 18. = 
II 294/07. Hamburg: 33° — II 260/07. Ham: 19. = 
burg: 502” — VII 17/07. Colmar: 157 — 
VII 21/07. Cöln: 23 — VII 55/07. Ham⸗ 
burg: 513 20. 
IV 153/07. Karlsruhe: 2127 — VI 109/07. 
Dresden: 3711 — VI 68/07. Celle: 5483 
II 264/07. Cöln: 271 — II 259/07. Hamburg: 23. = 
362° — III 182/07. Roſtock: 22% — 
VII 64/07. Hamm: 8215 28. 
VII 119/07. Berlin: 29° 
1 24/07. Düſſeldorf: 4521 — I 262/07. Cöln: 30. 


IV 206/07. München: 282 — VI 86/07. Jena: 
3814 — VI 77/07. Berlin: 3815 

VII 91/07. Berlin: 4828 — VII 90/07. Cöln: 
715 — VII. 60/07. Breslau: 73° 

V 189/07. Marienwerder: 327 

IV 101/07. Berlin: 44 

II 282/07. Berlin: 46 

V 411/07. Berlin: 472 — V 192/07. Stutt⸗ 
gart: 48 26 

IV 202/07. Berlin: 417° — IV 137/07. Celle: 
4217 — VI 89/07. Hamburg: 3812 — 
VI 118/07. Berlin: 4622 — VI 276/07. 
Berlin: 727 

II 310/07. Berlin: 294 — II 322/07. Ham⸗ 
burg: 35° — VII 126/07. Hamm: 751. — 
VII 101/07. Berlin: 84° 

IV 282/07. Marienwerder: 4313 — IV 221/07. 
Marienwerder: 1031 

VII 111/07. Celle: 78 

I 141/07. Berlin: 73° 

VI 106/07. Dresden: 115 

II 384/07. Hamm: 671 — II 268/07. Düſſel⸗ 
dorf: 832° — II 275/07. Darmſtadt: 87% — 
III 190/07. Breslau: 8117 — III 197/07. 
Berlin: 751° — III 272/07. Celle: 8016 — 
VII 138/07. Breslau: 8622 

I 123/07. Dresden: 7713 

VI 374/07. Poſen: 70° — VI 178/07. Berlin: 
704 — VI 150/07. Braunſchweig: 761 — 
VI 378/07. Berlin: 791° 

VII 172/07. Breslau: 8522 — VII 9/07. Breslau: 
8216 — VII 95/07. Frankfurt: 11516 — 
VII 107/07. Naumburg: 11819 

VI 113/07. Celle: 1097 — VI 350/07. Marien⸗ 
werder: 71° 

I 90/07. Königsberg: 1171s — V 172/07. Hamm: 
11920 

VII 83/07. Düſſeldorf: 14721 — VII 110/07. 
Hamburg: 2174 
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1908 


2. Jan.: I 332/07. Berlin: 114 — 1 319/07. Hamm: 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


31. 


1355 — II 105/07. Karlsruhe: 
IV 219/07. Augsburg: 108° 
III 231/07: 1052 — III 234/07. Stettin: 108° 
I 151/07. Hamburg: 11414 — IV 251/07. Berlin: 
1101 — VI 159/07. Stuttgart: 106? — 
VI 136/07. Colmar: 218 

I 167/07. Berlin: 14213 — II 445/07. Nürn⸗ 
berg: 14425 — II 385/07. Darmſtadt: 15126 
— IV 232/07. Düſſeldorf: 112 

v 186/07. Frankfurt: 1422 — V 188/07. Bres⸗ 
lau: 15327 

IV 207/07. Stuttgart: 110° 

II 280/07. Berlin: 194° — VII 203/07. Augs⸗ 
burg: 11212 — VII 129/07. Berlin: 1375 


107! — 


IV 479/07. Poſen: 110° — VI 123/07. 
Breslau: 14922 — VI 189/07. München: 
196 10 


II 333/07. Berlin: 1331 — II 262/07. Hamm: 
139° — III 261/07. Hamburg: 1389 — 
III 303/07. Hamm: 14822 — VII 122/07. 
Celle: 19711 — VII 208/07. Darmſtadt: 
215339 

I 131/07. Breslau: 207 26 — I 179/07. Colmar: 
209 30 — I 197/07. Berlin: 21438 

I 475/07. Berlin: 15125 — IV 254/07. Colmar: 
14414 _ IV B 436/07: 2204 — VI 141/07, 
Frankfurt: 1400 — VI B 254/07. Berlin: 
146 260 — VI 148/07. Oldenburg: 218“ 

II 325/07. Hamburg: 1342 — II 256/07. Ham⸗ 
burg: 21258 — III 249/07. Berlin: 210° 
— III 248/07. Hamm: 2214” — VII 184/07. 
Hamburg: 2011° — VII 197/07. München: 
251 °° 

I 120/07. Hamburg: 149“ — 
Breslau: 1377 — V 220/07. Berlin: 14416 
— V 144/07. Berlin: 1351 — V 157/07. 
Berlin: 219“ 

II 344/07. Hamburg: 1925 — VII 162/07. 
Breslau: 200 16 — VII 177/07. Hamm 223 4 

I 171/07. Hamburg: 21356 

IV 310/07. Stettin: 14615 

II 421/07. Berlin: 203% — II 381/07. Karls⸗ 
ruhe: 2093? — II 348/07. Stuttgart: 219 
— VII 299/07. Berlin: 255 28 

1 109/07. Jena: 24722 — VI 165/07. Jena: 
20322 — VI 166/07. Hamm: 210° 

II 477/07 München: 146° — VII 173/07. 
Celle: 202 18 — VII 185/07. Berlin: 243 

I 165/07. Darmſtadt: 214 37 

IV 235/07. Breslau: 2022“ — VI3/08. Poſen: 
14517 — VI 154/07. München: 1913 

II 438/07. Cöln: 20328 — II 330/07. Dresden: 
20526 — III 245/07. Karlsruhe: 208° — 
VII 199/07. Kiel: 190 


1. Febr.: I 210/07. Celle: 2509 


V 201/07. 


3. Febr.: 


15. 


26. 


28. 


29. 


2. März: 


3. 


2 


* 


IVB 50/08. Caſſel: 254?" — V 261/07. Düſſel⸗ 
dorf: 199% — V 234,07. Celle: 204° — 
VI 216/07. Düſſeldorf: 211 — VI 130/07 
Berlin: 2411“ 

II 425/07. Hamburg: 195° — II 315/07. Nürn⸗ 
berg: 2021 — VII 212/07. Hamm: 255° 
— VII 226/07. Cöln: 28658 

II 450/07. Hamm: 1936 — II 400/07. Dresden: 
24922 — II 296/07. Berlin: 28122 — 
VII 466/07. Berlin: 19913 — VII 187/07, 
Berlin: 222° — VII 217/07. Caſſel: 2512 

V 256/07. Berlin: 20015 

V 516/07. Naumburg: 1991? — V 264/07. Hamm: 
203 21 

IV B 11/08. Hamburg: 27511 — VI 172/07. 
Naumburg: 236° 

III 371/07. Berlin: 2344 — III 376/07. Berlin: 
24012 — VII 240/07. Berlin: 1912 — 
VII 155/07. Poſen: 2214 — VII 166/07. 
Cöln: 30516 

V 254/07. Berlin: 24215 

IV 292/07. Berlin: 20627 — VI 190/07. Hamm: 
235° — VI 193/07. Hamburg: 246% — 
VI 192/07. Düſſeldorf: 2822“ 

II 385/07. Karlsruhe: 2331 — II 431/07. Dresden: 
2368 — VII 225/07. Cöln: 28427 

I 273/07. Hamburg: 314?” — V 360/07. Naum⸗ 
burg: 2343 — V 287/07. Berlin: 234° 

IV 238/07. Berlin: 1924 — VI 337/07. Königs⸗ 
berg: 2357 

II 465/07. Hamburg: 245’° — II 422/07. Cöln: 
27817 — III 29207. Dresden: 24316 — 
VII 221/07. Königsberg: 316 25 

I 110/07. Mombaſſa: 30312 — I 230/07. Cöln: 
30921 — V 274/07. Berlin: 23911 — 
V 427/07. Hamm: 245 20 

IV 313/07. Frankfurt: 2342 — VI 129/07. Hamm: 
24113 — VI 235/07. Cöln: 27918 

III B 18/08. Breslau: 24519 — V B 20/08. 
Dresden: 27410 — VII 204/07. Hamburg: 
242 31 

I 247/07. Berlin: 28020 — 1 294/07. Breslau: 
30618 — V 185/07. Jena: 271° — V 276/07. 
Dresden: 27511 

II 472/07. Cöln: 23810 — II 487/07. Hamm: 
28426 — VII 242/07. Naumburg: 28021 — 
VII 214/07. Cöln: 2995 

I 193/07. Königsberg: 3112 — V 266%, 296/07. 
Celle: 2691! 

IV 564/07. Berlin: 2791 — VI 220/07. Stettin: 
30617 

III 297/07. Nürnberg: 272° — III 457/07. 
Cöln: 28328 — VII 160/07. Berlin: 281° 
— VII 282/07. Berlin: 28750 — VII 286/07. 
Hamburg: 308° — VII 288/07. Hamm: 
3587 

V 275/07. Berlin: 2951 


5. März: IV 324/07. 


6. 


ms 
‘ 


16. 
17. 


19, 


20. 


21. 
23. 


24. 


Dresden: 27518 — VI 261/07. 
Berlin: 273° 
VII 250/07. Frankfurt: 2692 — VII 260/07. 
Berlin: 287 25 


1 357/07. Breslau: 2962 — I 263/07. Naum⸗ 
burg: 3504 — V 307/07. Breslau: 270° 
— V 316/07. Stettin: 27715 — V 309/07. 
Düſſeldorf: 28751 

IV 350/07. Hamburg: 27612 — IV 582/07. 
Berlin: 27716 — VI 260/07. Dresden: 272° 

VII 222/07. Hamm: 317 

V 236/07. Naumburg: 2973 — V 547/07. Ham⸗ 
burg: 30210 

VI 468/07. Braunſchweig: 270“ 

IV 406/07. Marienwerder: 3534 — VII 256/07. 
Celle: 33418 

I 304/07. Cöln: 31022 — V 355/07. Dresden: 
3013 

IV 362/07. Dresden: 3041“ 

II 29/08. Dresden: 325% — II 530/07. Dresden: 
3277 — VII 288/07. Hamm: 303% 
VII 296/07. Berlin: 30719 — VII 233/07. 
Berlin: 312225 VII 255/07. Berlin: 
3460 — VII 179/07. Braunſchweig: 352“ 


IV 322/07. Stuttgart: 3007 — IV 369/07. 
Berlin: 31558 — VI 285/07. Dresden: 
300° — VI 258/07. Naumburg: 32911 

II 586/07. Duſſeldorf: 311%: — VII 268/07. 
Berlin: 2984 — VII 320/07. Breslau: 
31831 — VII 273/07. Cöln: 340% — 
VII 272/07. Königsberg: 355 4 


I 258/07. Hamburg: 350% 

IV 375/07. Cöln: 301° — IV 536,07. Stettin: 
3142° — VI 243/07. Colmar: 30413 
VI 237/07. Berlin: 33316 — VI 201/07. 
Cöln: 34332 

II 589/07. Nürnberg: 349° III 250/07. 
Dresden: 30518 — III 416/07. Cöln: 3245 — 
VII 264/07. Hamburg: 341 — VII 306/07. 
Berlin: 34837 


I 270/07. Dresden: 3443 

IV 396/07. Dresden: 32910 — IV 409/07. 
Oldenburg: 351“ 

II 598/07. Stuttgart: 324. — III 411/07. 


Frankfurt: 3211 — VII 274/07. Berlin: 33115 

V 299/07. Berlin: 33113 — V 348/07. Berlin: 
33620 — V 374/07. Hamm: 33823 

364/07. Hamburg: 323° 

II 603/07. Celle: 3443 — VII 283/07. Cöln: 
34230 


il: V 388/07. Stettin: 328 


IV 418/07. Cöln: 336 51 — VI 311,07. Berlin: 
3382 

II 607/07. Berlin: 339 26 — III 455/07. Hamm: 
35445 — VII 249/07. Königsberg: 4131 

I 302/07. Berlin: 4070 — I 316/07. Königs⸗ 
berg: 468% — IV 417/07. Berlin: 328° 
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— V 448/07. Zweibrücken: 3222 — V 432/07. 
Naumburg: 4141? 


6. April: VI 283/08. Berlin: 402° 


7. 


10. 


11. 


2 


. Mai: 


II 610/07. Colmar: 329°° — 11 609/07. Ham⸗ 
burg: 346° III 315/07. Darmſtadt: 
401! — VII 271/07. Hamm: 41012 

1 323/07. Dresden: 44812 — I 595/07. Hamm: 
462% — I 82/08. Frankfurt: 464° 

II 616/07. Nürnberg: 3311“ — II 622/07. Naum⸗ 
burg: 40911 — III 233/07. Jena: 340 
— VII 342/07. Berlin: 41318 — VII 335/07. 
Hamburg: 43615 

I 117/07. Hamm: 4101 — V. 475/07. Poſen: 
3311 — V 460/07. Hamm: 33417 

IV 386/07. Celle: 336 — VI 359/07. Hamburg: 
349 8 — VI 623/07. Breslau: 403“ 

III 380/07. Hamburg: 405° 

I 305/07. Stettin: 432° — I 312/07. Karls⸗ 
ruhe: 43518 — 1238/07. Naumburg: 436 1° 
IVB 139/08. Darmſtadt: 337 22 — V 398/07. 
Düſſeldorf: 41115 

V 306/07. Breslau: 41216 

VI 437/07. Dresden: 406° — VI 299/07. Cöln: 
4057 ö 

III 452/07. Colmar: 41114 — III 410/07. Celle: 
4391? — III 440/07. Kiel: 465°? 

I 185/07. Dresden: 4340 — V 324/07. Hamm: 
407? 

VI 327/07. Cöln: 403? — VI 418/07: Frank⸗ 
furt: 405° 

II 529/07. Naumburg: 4301 — II 511/07. Cöln: 
440 °° VII 324/07. Colmar: 4327 — 
VII 328/07. Naumburg: 435 VII 
349/07. Königsberg: 444% 

II 397/07. Stuttgart: 433° — II 515/07. Königs⸗ 
berg: 43717 — 11 558/07. Naumburg: 455 
— 11 623/07. Karlsruhe: 4646 — II 583/07. 
Breslau: 46941 — III 551/07. Kiel: 43514 — 
III 312/07. Berlin: 44811 — VII 523/07. 
Berlin: 4455 — VII 397/07. Cöln: 45825 

V 387/07. Stettin: 430° 

VI 323/07. Naumburg: 
Berlin: 45625 

II 505/07. Hamburg: 431? — II 539/07. Ham⸗ 
burg: 4468 — III 606/07. Naumburg: 431“ 
— III 493/07. Hamm: 449 — VII 508/07. 
Düſſeldorf: 458 28 

IV 497/07. Breslau: 4328 — IV 174/08. Reiche: 
gericht: 4562s — IV 543/07. Poſen: 535 25 
— VI 396/07. Berlin: 432° 

II 538/07. Hamburg: 46132 — II 628/07. 
Düſſeldorf: 498 — III 486/07. Cöln: 45218 

I 353/07. Darmſtadt: 46133 — 1 688/07. Berlin: 
4673° — V 583/07. Breslau: 45319 

VI 259/07. Naumburg: 43411 — VI 388,07. 
Kiel: 4481? — VI 479,07. Poſen: 45421 — 
VI 393/07. Kiel: 46557 


4552 — VI 504/07. 


48 


12. Mai: 


13. 
14. 
15. 
16. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 


26. 
27. 


29. 


30. 


16. 


17. 


18. 


19. 


* * 


* 


III 464/07. Colmar: 446° — VII 401/07. Kiel: 
459 30 VII 313/07. Cöln: 4593 
VII 370/07. Berlin: 470 

I 601/07. Breslau: 48822 — I 374/07. Naum⸗ 
burg: 503% — V 415/07. Hamburg: 443° 

IV 621/07. Hamm: 446° 

III 496/07. Hamm: 4471 

V 492/07. Breslau: 447° 

VI 562/07. Hamm: 45320 

II 531/07. Cöln: 4442 — II 570/07. Berlin: 
47910 — II 630/07. Celle: 500“ 

I 388/07. Berlin: 4921 — V 372/07. Hamm: 
475° 


IV 62/08. Berlin: 45727 — VI 509/07. Jena: 
45217 

II 8/08. Hamm: 4775 — VII 417/07. Frank⸗ 
furt: 4421 

I 365/07. Stettin: 533 20 — VB 70/08. Frank⸗ 
furt: 45010 — V 336/07. Königsberg: 5342 


— VI 459/07. Dresden: 4943 

V 630/07. Breslau: 53421 

VII 468/07. Düſſeldorf: 477° 

I 546/06. Berlin: 4892“ — I 245/07. Naum⸗ 
burg: 498% — IV 457/07. Jena: 52713 — 
VI 362/07. Hamm: 45110 — VI 328/07. 

Cöln: 4731 — VI 484/07. Karlsruhe: 4801“ 

II 629/07. Schangai: 49128 — 11 580/07. Ham⸗ 
burg: 5002 — III 491/07. Berlin: 4801? — 
III 558/07. Nürnberg: 488%? — VII 499/07. 
Colmar: 4912 — VII 430/07. Berlin: 493°? 
— VII 411/07. Kiel: 5151 

I 30/08. Kiel: 4933? 

I 694/07. Berlin: 49738 — IV 548/07. Breslau: 
4801? — VI 569/07. Berlin: 49535 

II 46/08. Karlsruhe: 503% — III 615/07. 
Hamburg: 476° 

I 373/07. Berlin: 4787 — V 597/07. Breslau: 
4788 — V 408/07. Berlin: 482° 

IV 443/07. Cöln: 4851? — IV 185/08. Düſſel⸗ 
dorf: 49026 

VII 527/07. Berlin: 49637 

VI 295/07. Berlin: 48215 

VII 384/07. Berlin: 49637 — VII 565/07. 
Berlin: 56531 — VII 348/07. Hamm: 56935 
— VII 771/07. Celle: 635° 

V 471/08. Hamm: 48721 

IV 604/07. Hamburg: 48417 — IV 4/08. Col: 


mar: 48418 

VII 564/07. Berlin: 49027 — VII 405/07. 
Berlin: 52712 — VII 364/07. Frankfurt: 
53118 


V 509/07. Hamm: 479° — V 366/07. Marien: 
werder: 490 26 — V 629/07. Kiel: 5183 

IV 56/08. Berlin: 48620 — VI 389/07. Stettin: 
522° 

II 67/08. Hamburg: 47911 — III 553/07. Ham: 
burg: 52612 — III 504/07. Berlin: 5320 


22. Juni: IV 653/07. 


23. 


=? 


11. 


13. 


24. 


Caſſel: 53016 — V 627/07. Cöln: 
56127 — VI 394/07. Berlin: 5488 

II 2/08. Braunſchweig: 52918 — VII 387/471/07. 
Hamburg: 55925 — VII 403/07. Berlin: 
56936 

1 554/07. Hamm: 5632s — V 424/07. Berlin: 
5238 

II 51/08. Hamm: 5172 — III 2,08. Breslau: 
56834 — VII 366/07. Berlin: 559 25 

V 511/07. Breslau: 5294 

I 75/08. Berlin: 53017 — VI 510/07. 
burg: 5227 

II 27/08. Hamburg: 521° - 

I 463/07. Hamburg: 564° 

IV 583/07. Duüſſeldorf: 520 — IV 580,07. 
Breslau: 55617 — VI 461/07. Berlin: 524° 
VI 527/07. Düſſeldorf: 5431 — VI 485/07. 
Roſtock: 5476 — VI 470/07. Colmar: 5521 

II 65/08. Cöln: 5487 — VII 414/07. Königs⸗ 
berg: 5490 — VII 433/07. Berlin: 55823 

VI 405/07. Poſen: 5521“ — VI 421/07. Breslau: 
55821 

II 64/08. Dresden: 547 — II 632,07. Karls⸗ 
ruhe: 56733 — VII 412/07. Berlin: 564 — 
VII 431/07. München: 56732 

1 458/07. Dresden: 55822 — V 539/07. Berlin: 
549° — V 537/07. Breslau: 55011 
V 436/07. Kiel: 55516 — V 401/07. Cöln: 
635? 

IV 626/07. Colmar: 55713 
Hamm: 5501? 

II 153/08. Hamm: 558°° — III 555/07. Berlin: 
636* — VII 391/07. Colmar: 5571 

I 132/08. Cöln: 5442 — V 530/540,07. Königs⸗ 


Augs⸗ 


VI 490/07. 


berg: 5475 
IV 602/07. Dresden: 558% — VI 411/07. 
Dresden: 55415 
: VII 257/08. Berlin: 6375 


I 499/07. Dresden: 75326 — V 347/07/207/08: 
Marienwerder: 6588 

VI 457/07. Berlin: 
Dresden: 68011 

III 563/07. Berlin: 6521 — III 565/07. Poſen: 
657° — VII 517/07. Berlin: 6351 
VII 151/08 / 239/08. Hamm: 661? 
VII 511/07. Cöln: 6621“ 

1400/08. Hamburg: 6882” — V 474/07. Stettin: 
6611? 

IV 637/07. Hamburg: 6577 — VI 538/07. 
Frankfurt: 653° — VI 387/07. Dresden: 677 ® 

II 80/08. Colmar: 66019 

1 571/07. Celle: 68522 — 1571/07. Celle: 688 50 
— V 531/07. Berlin: 6575 — V 548,07. 
Berlin: 68418 

IV 650/07. Celle: 68012 — VI 546.07. Ham⸗ 
burg: 679° — VI 415/07. Braunſchweig: 
6766 — VI 601/07. Cöln: 6903 


6611¹ VI 423/07. 


25. Sept.: II 125/08. Colmar: 6851% — II 77/08. Naum 15. Okt.: 
burg: 69256 — III 529/07. Berlin: 695 (0 
— VII 169/08. Hamm: 68625 — VII 515/07. 16. = 
Caſſel: 72537 
s V 560/07. Berlin: 656“ — V 565/07. Breslau: 17. 
685 23 
„ VI 42808. Berlin: 6767 — VI 24/08. Cöln: 19. 
96033 20. 
29. „ II 154/08. Berlin: 655° — II 114/08. Dresden: 
69155 — III 568/07. Karlsruhe: 679° — 21. = 
VII 536/07. Cöln: 66315 — VII 532/07. 
Hamburg: 6937 — VII 495/07. Berlin: 
72426 — VII 497/07. Berlin: 726 20 22. 
30. 1 205/07. Konſulargericht zu Schangai: 72122 
1. Okt.: IV 425/08. Nürnberg: 68726 23. 
2. „II 105/08. Frankfurt a. M.: 712° — III 572/07. 
Darmſtadt: 691% — VII 549/07. Berlin: 24. 
6877 — VII 504/07. Breslau: 69430 
3. V 558/07. Kiel: 8624 — V 595/07. Celle: 68317 26. 
6. II 103/08. Hamburg: 676° — II 129/58. Frank- 
furt: 688 28s — III 567/07. Dresden: 6741 — 27. = 
VII 567/07. Berlin: 753% 
7. s 1637/07. Hamburg: 711° 
8. IV 654/07. Hamburg: 675° — IV 19/08. Dresden: 29. 
68316 — VI 506/07. Cöln: 6789 — 3. : 
VI 521/07. Düſſeldorf: 712° 
9. II 147/08. Hamm: 6764 — II 106/08. Colmar: 
7191s — III 627/07. Hamm: 68520 — 
III 59907. Berlin: 6841 — III 521/07. 2. Nov 
Celle: 686 — VII 120/08. Cöln: 675° — 3. 
VII 552/07. Berlin: 68981 — VII 534/07. 
Celle: 69433 4. 
10. 1245/08. Berlin: 71817 — V 578/07. Poſen: 713° 
12. VI 541/07. Breslau: 72325 5. 
13. s II 92/08. Cöln: 72731 — VII 566/07. Marien 7. 
werder: 7262s — VII 529/07. Cöln: 75628 10. 
14. V 546/07. Celle: 709! 
Strafſachen. 
1907 26. Sept.: 
12. Jan.: I 746/06: 8595 27. 
20. Juni: I 265/07: 15918 30. 
8. Juli: III 850/07: 371% 
9. IV 336/07: 16556 — V 299/07: 16018 
27. W Feerienſenat 698/07: 15915 1. Okt. 
12. Aug.: Ferienſenat 632/07: 36415 
9. Sept.: Ferienſenat 673/07: 164% 3. 
16. I 431/07: 1601» — I 414/07: 165 7. 
17. V 329/07: 167.5 8. 
19. 1468/7: 367 
20. IV 933/07: 166% — V 380/07: 16641 — 11. = 
V 328/07: 3637 
s I 364/07: 1655 — I 70207: 36521 — 15. 
III 338/07: 16638 
24. IV 1678/07: 359° 17. 


: V 414/07: 3698 
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IV B 373/08. Karlsruhe: 683 — VI 584/07. 
Berlin: 72730 

III 583/08. Naumburg: 71716 — VII 595/07. 
Roſtock: 754. — VII 573/07. Berlin: 75729 

V 582/07. Berlin: 71612 — V 194/08. Naum⸗ 
burg: 71713 — V 601/07. Hamm: 742 

VI 553/07. Dresden: 7151 

II 289/08. Cöln: 720%: — VII 33/08. Berlin: 
7113 | 

I 641/07. Berlin: 7372 — V 598/07. Berlin: 
7127 — V 183/08. Cöln: 74717 — V e 
Stettin: 74919 

VI 574/07. Stettin: 720% — VI 108/08. Kiel: 
721%? — VI 217/08. Hamburg: 742° 

I 681/07. Hamburg: 711% — III 30/08. Berlin: 
710? | 

I 53/08. Düſſeldorf: 71410 — V 620/07. Münden: 
138° — V 328/08. Königsberg: 738“ 

I 307/08. Frankfurt: 750 21 VI 558/07. 
Darmſtadt: 74413 — VI 563/07. Cöln: 74818 

III 11/08. Cöln: 718 0 — III 256/08. Beſchwerde 
des LG. Gotha betr. Naumburg: 75122 — 
VII 579/07. Berlin: 722% 

VI 545/07. Berlin: 74514 

II 160/08. : Cöln: 753%? — III 594/07. Dresden: 
74312 — VII 301/08. Naumburg: 71714 — 
VII 328/08. Berlin: 7202 — VII 600/07. 
Berlin 75790 


: IV 143/08. Naumburg: 747 


III 44/08. Berlin: 7500 — III 19/08. Ham⸗ 
burg: 756. — VII 577/07. Hamm: 7395 

I 563/07. Berlin: 74211 — V 33/08. Stettin: 
7395 

VI 74/08. Zweibrücken: 746 15 

V 530/07. Breslau: 7361 

II 169/08. Königsberg: 7418 — VII 555/07. 


Hamburg: 7407 


I 381/07: 16327 — III 407/07: 161 

II 517/07: 36010 — V 706/07: 36522 

I 547/07: 36315 1 533/07: 374 
III 528/07: 360° — III u 3613 
III 384/07: 361 


V 535/07: 37117 


— 


V 315/07: 37323 
I 494/07: 16225 
I 497/07: 162% — III 432/07: 3732 
II 559/07: 375° IV 893/07: 164 
IV 509/07: 374 — V 649/07: 3592 


II 535/07: 37221 — IV 516/07: 154? — 
V 476/07: 1684 — V 313/07: 374° 

II 520/07: 161% — II 766/07: 3611 — 
1V 538/566/07: 155° 

I 592/07: 168*5 


21. Okt.: 
22. 
24. 
25. 
29. 
1. Nov. 
4. 
5. 
8. 
9 = 
12. 
15. 
19. = 
21. = 
25. 
26. 
28. 
29. = 
2. Dez. 
3. 
6. 
7. 
9. 
10. =: 
12. 
13. 
17. 
20. 
23. 
3. Jan 
4. 
7, : 
10. = 
11. 
13. 
14. 
17. = 
19. = 
20. 
21. 
25. 
30. 
31. 
1. Febr.: 
2. 


V 414/07: 36913 
II 511/07: 368% 
III 485/07; 3741 
II 608/07: 161?% 
IV 604/07: 369° 


— V 769/07: 1543 
— V 569/07: 359 


: V 394/07: 3745 


II 563/07: 1643° — III 552/07: 368° 
IV 645/07: 3581 — IV 637/07: 37015 
II 717/07: 3685 II 666/07: 369 1% 
ö II 768/07: IV 660/07: 


en 3701 
1555 

I 592/07: 16845 

v 588/07: 366° | 

IV 691/07: 1694 — v 675/07: 1708 — 
V 792/07: 37118 

IV 917/07: 15710 — IV 653/07: 37322 — 
IV 680/07: 375° 

III 458/07: 1567 

I 601/07: 360° — III 704/07: 1643 

v 696/07: 369 15 

IV 548/07: 1541 

V 802/07: 157 — V 709/07: 37117 


——— 


: III 618/07: 366° 


IV 715/07: 366% — V 779/07: 16947 
II 766/07: 3611 — IV 862,07: 359® 
IV 862/07: 3590 
I 676/07: 159 — III 458/07: 1567 
V 808/07: 162% — v 592/07: 359% 
I 708/07: 36135 | 
I 1431/06: 365° — IV 884/07: 1575 
V 555/07: 1581 — V 848/07: 365% 
II 755/07: 1581 — II 821/07: 167% 
II 89907: 3661 — V 841/07: 37010 
II 792/07: 170 — III 898/07: 15818 
IV 928/07: 3741 — V 884/07: 164% 
v 520,07: 36418 
IV 964/07: 162% 


1908 


: IV 987/07: 3904 


I 906/07: 378” — I 878/07: 390% 

IV 970/07: 38886 

II 841/07: 39041 

II 881/07: 379° 

I 1074/07: 378° — I 755/07: 3914 

II 1098/07: 3811 — II 681/07: 

IV 921/07: 386% 

v 984/07: 380% 

I 950/07: 390 (5 

I 1015/07: 388 6 — III 1016/07: 377° 

IV 1088/07: 3811 — IV 1083/07: 3914 — 
V 806/07: 380 10 

III 995/07: 38426 

I 4/08: 380 — III 11/8: 377° 

IV 1130/07: 385 6 — V 971/07: 386 21 

I 644/07: 3798 

III 982,07: 386 82 


38785 


De 


3. 


Febr.: 


2 * * 


1644/07: 3798 — I 981/07: 38317 — 1 1002/7: 
3821s — III 935/07: 38497 

II 1062/07: 3904 — IV 1128/07: 38425 

IV 1165/07: 377 — IV 13/08: 381. — 
v 908/07: 572 

I 27/08: 3821 

IV 5/08: 382° — IV 1095/7: 385% — 
V 35/08: 377° — V 39/08: 383% — 
v 987/07: 584% 

III 828/07: 383% 

II 995/07: 3811 — II 4/08: 386 88 — V 24/08: 
3894 — V 988/07: 589% 

v 40/08: 588 60 | 

I 83/08: 382°: — I 65/08: 389 — III 1/08: 
59597 

II 1105/07: 385°° — IV 48/08: 589 

II 22/08: 5897 

I 1084/07: 5721 — I 1103/07: 
III 80/08: 383% 

IV 1106/07: 58871 

I 77/08: 593% 


58870 


: 1 61/08: 583°° — I 1119/07: 604128 


II 1112/07: 593° — IV 71/08: 599 8 — 
V 68/08: 601211 

III 37/08: 581 45 

II 18/08: 603 1 — IV 628: 571° 

III 39/08: 574% — III 36/08: 61118 

II 1055/07: 610 — IV 51/08: 59810 

I 158/08: 5907s — II 372/08: 59255 

II 116/08: 59286 — IV 90/08: 571° — V 48/08: 
596 101 

III 64/08: 3761 

I 88/08: 575% — III 77,08: 5741 

II 74/08: 57316 — II 1068/07: 5897 
II 157/08: 591 — IV 136 / 8: 58046 — 
V 14/08: 58251 

I 173/08: 593% 
III 33/08: 585% 

II 88/08: 578°° — II 153/08: 579 — II 88/08: 
58045 


III 92/08: 5717 


I 84/08: 570° — 1 1003/07: 609 — 
III 66/08: 57316 — III 1060/07: 578 
— III 79/08: 580% — III 106/08: 
5820 

I 193/08: 574% — III 121/08: 582% — 


III 110/08: 586% 
II 85/08: 60010 — IV 205/08: 585°° 
I 1098/07: 5968 — I 1012/07: 600100 
II 162/08: 613 — V 150/08: 583 56 


il: I 140/08: 595% 


IV 155/08: 5863s — IV 159/08: 589”? 

I 217/08: 388°” — III 164/08: 574 

IV 175/08: 5990 — V 156/08: 594% 

IV 203/08: 591 ®% 

III 185/08: 60812? — III 108/08: 6081 — 
III 108/08: 609153 

IV 227/08: 5748 
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24. 15 5 181/08: 5848 — II 232/08: 6021 23. Juni: IV 364/08: 598 1s — V 365/08: 6051“ — 
25. III 196/08: 5786 IV 330/08: 57310 
27. 1 198/08: 57622 — II 264/08: 58457 25. s III 142/08: 5712 — III 850/08: 58352 — 
W. „II 268/08: 604121 — V 250/08: 584 — V 143/08: III 348/08: 104 
603118 26. s II 498/08: 591% — IV 309/08: 596 1% 
29. DI 156/08: 5731 — III 841/07: 610183 29. „I 410/08: 76313 
1. Mai: II 221/08: 5737 — II 200/08: 604119 — 30. IV 401/08: 570° — IV 340/08: 57143 — 
V 286/08: 593% V 336/08: 602113 
4 s IIII 17908: 5835% — III 158/08: 610134 2. Juli: I 489/08: 57320 
5. II 320/08: 580% — V 215/08: 599100 3. IV 497/08: 592886 — V 420/08: 5784 
7. = 1236/08: 60216 5. IV 426/08: 59077 
8. IV 231/08: 60843 — V 167/08: 603117 6. = 1 78/08: 590” — III 300/08: 577% — 
ll. = 129608: 57110 — 1211/08: 6121 — III 226/08: III 405/08: 587° — III 399/08: 605 126 
576 80 N — III 422/08: 6111 
12. II 358/08: 5804 — II 346/08: 5908 — 7. II 524/08: 578°? 
IV 257/08: 5757 — V 284/08: 595% — 11. s IV 484/08: 613 
V 276/08: 605 125 28. II 647/08: 595 8 
15. II 381/08: 59287 18. Sept.: IV 507/08: 56721 
19. = IV 339/08: 5908! 21.1 513/08: 76825 
21. 1 1096/07: 5731 22. V 489/08: 76415 
22. IV 325/08: 57838 24. III 385/08: 7581 
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Gülfskaffe für beutſche EEE 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberkandesgerichts 


zu Stuttgart hat der Kaffe zu dem Unterſtügungsfonds eine 


nßerorbentliche Beihilfe von 800 Mark, die Anwalts- 
Immer im Bezirfe des Oberlandesgerichts zu Stettin 
tine Beihilfe ebenfalls zu dem Usterftägungs fonds von 
1000 Mark gewährt. Den Kammern und ihren zn 
in für die reichen . der e aus- 


geſprochen worden. e 


— — — — 


Snhrgehalts-, witwen- und —— | 


für dentſche Rechtsanwälte. 


Auf die vielen an mich 
ih den Herren Kolle en ut er wi mit, daß die uunmehr 
nu! feftgeftellte Satzung mit vollſtändigen Tarifen ge- 


Nach Fertigſtellung des Druckes wird an alle Kollegen, 
ud au die, die fi ſchon K haben, eine ſolche 
Schung mit einer, an den Borſtaud in Leipzig gerichteten 


ka verſandt. 
Der Borſtand erteilt daun dem Beitretenden eine Be⸗ 


been, über die Mitgliedſchaft (8 2 der Satung). 

get bitte ich die Herren Kollegen, die ſich no N.. 
angemeldet haben, mir ſchlennigſt kurz mitzuteilen: 
trete der Penſionskaſſe damit die 700 Mitglieder er 
u zusammen kommen, und ich bei der Hülfskaſſe d 
llerweifung der 500 000 Mark beantragen kann. Denn 
unner darf nnſere Kaſſe ihren Geſchüftsbetrieb nicht eröffnen. 

belle a. S., den 4. Dezember 1907. 

Collegialiter 
Eu, Juſttrat 


— ——¹öv— ſ—u—— — 


Zum Jahreswechſel. 
Von Neumann. 

Das neue ue Jahr findet die deutſche Rechtsanwaltſchaft auf 
im Schanzen. Wiederum droht eine Rechtsverſchlechterung. 
Das if mit der Verſtümmelung der Reviſion, mit dem 
nechmiſch plumpen Mittel der Erhöhung der Reviſionsſumme 
wicht worden? Auch heute wieder Termine mit Jahresfriſt 
im dem Reichsgericht! Die warnenden Vorausſagen find 
al eingetroffen. Und ſchon wieder holt biefelbe Hand aus 
u een Schlage. Dieſes Mal gilt es der unterſten Inſtanz. 


J 


gerichteten Anfragen teile 


Die Rechtsanwaltſchaft hat zweimal ihre Stimme er⸗ 
hoben. Zwei Anwaltstage haben einmütig auf Grund meiſter⸗ 
hafter Referate die Prozeßnovelle verworfen und auf die 
ſchweren Bedenken hingewieſen ſowie auf die Nachteile, die 
der Rechtspflege drohen. Wird man es wagen, dieſe Stimmen 
achſelzuckend als parteiiſch, als Wahrnehmung des eigenen 
anwaltlichen Standesintereſſes bei Seite zu ſchieben? Die 
Rechtsanwaltſchaft erkennt das öffentliche Wohl als höchſtes 
Geſetz auch ſich gegenüber an. Ihr Intereſſe ſoll zurücktreten, 
wo das Wohl des Ganzen es erfordert. Aber gerade das 
Ganze hat ein ſehr hohes Intereſſe an dem Vorhandenſein 
eines ſozial, wirtſchaftlich und ethiſch hochſtehenden Anwalt⸗ 
ſtandes als einer notwendigen Vorausſetzung einer geſunden 
Rechtspflege. Und des halb muß auch auf die Nachteile hin⸗ 
gewieſen werden, die der Entwurf zugleich für die Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft im Gefolge hat. 

Wir verlangen, daß man die Gründe prüfe, die wir dem 
Entwurf entgegengeſtellt haben. Aber nach den Erfahrungen, die 
ſoeben der Juriſtentag in der Tierhalterfrage macht, ſcheint gegen⸗ 
wärtig im Reichs juſtizamt nicht gerade das Bedürfnis zu beſtehen, 
den großen korporativen Vereinigungen der Juriſten die Rückſicht 
zu bezeigen, die man ihnen immer dann in ſo reichem Maße 
entgegenbrachte, wenn man ihre Beſchlüſſe zur Unterſtützung 
einer Regierungsvorlage glaubte gebrauchen zu können, auf die 
ſte nach ihrer Geſchichte und ihren Verdienſten um das deutſche 
Nechtsleben einen unbeſtrittenen Anſpruch aber auch dann 
haben, wenn ſie ſich gegen einen Geſetzemwurf ausſprechen. Der 
von dem Juriſtentag mit überwältigender Mehrheit abgelehnte 
Tierhaltergeſetzentwurf iſt dem Reichstage wieder zugegangen. 
Hiergegen iſt natürlich nichts einzuwenden. Aber wenn an 
Stelle der Widerlegung der vom Juriſtentag vorgebrachten 
Gründe ſein Beſchluß im weſentlichen damit abgetan wird, daß 
der deutſche Landwirtſchaftsrat und der Verband deutſcher Lohn⸗ 
fuhrunternehmer ſich in entgegengeſetztem Sinne ausgeſprochen 
haben, ſo liegt hierin nicht nur eine Verkennung der dem Juriſten⸗ 
tag als ſolchem zukommenden Rückſicht ſondern auch des Unter⸗ 
ſchieds zwiſchen Beſchlüſſen von Intereſſentenvertretungen und 
ſolchen, die von einer angeſehenen Körperſchaft ausgehen, 
welche es ſich zur Aufgabe macht, frei von jeder Intereſſen⸗ 
vertretung * zu fördern, was Gerechtigkeit und Billigkeit 


fordert! | 
1 
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Die ſe Methode entſpricht voll und ganz der Tatſache, daß das 


Reichs juſtizamt bei den Verhandlungen des Juriſtentags ebenſo⸗ 


wenig vertreten war wie auf den beiden Anwaltstagen! 

Nun dieſe anſcheinend. abſichtlich zur Schau getragene 
Geringſchätzung dürfte die beiden Körperſchaften in der Er⸗ 
füllung ihrer, dem deutſchen Volke gegenüber freiwillig über⸗ 
nommenen Pflicht nicht beirren, wichtige Fragen der Geſek⸗ 
gebung zu beſprechen und zu begutachten. 


Bedauerlicher als alles andere aber iſt der Mangel an 


ſozialem Empfinden oder Verſtändnis, wie er ſich in dem Tier: 
haltergeſetzentwurf und in der Prozeßnovelle offenbart. 

Weil die kleinen Unternehmer von der Möglichkeit, ſich mit 
überraſchend geringfügigen Beträgen“) im Wege der Verſicherung 
gegen Schaden zu ſchützen, erfahrungsgemäß keinen Gebrauch 


machen, muß das Publikum die Gefahr und den Schaden 


tragen. Auch der ärmſte Mann, der durch ein einem Groß⸗ 
unternehmer gehörendes Tier verletzt wird. Man verſuche doch 


mal mit der angeblichen Rückſicht auf den „Heinen Tierhalter“ 


Ernſt zu machen und den Tierhalter, dem durch ſeine Schadens⸗ 
erſatzpflicht nicht die Mittel zum ſtandesgemäßen Unterhalt ent⸗ 
zogen werden, weiter nach § 833 haften zu laſſen! Die Parteien, 
die eine Anderung des Geſetzes jetzt ſo emſig betreiben, würden 
das Intereſſe an der Anderung des Geſetzes ſehr ſchnell verlieren. 

Gegenüber der Prozeßnovelle iſt darauf hingewieſen, daß 


mit der Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit ſich die 


Fälle der Beiordnung eines Anwalts an die arme Partei ver 
mindern werden, wie denn der Zwang zu unentgeltlicher Hilfe⸗ 
leiſtung ſeitens des Anwalts und der Anwaltszwang in einem 
korrelativen Verhältniſſe ſtehen. Als Folge dieſes Zurücktretens 
anwaltlicher Beteiligung befürchtet ein unverdächtiger Sach⸗ 
verſtändiger ) mit Recht eine weniger gründliche Vorbereitung 
und damit eine weniger erſchöpfende Behandlung der Armen⸗ 
ſachen, wodurch bei ihrer Entſcheidung dem Zufall eine größere 
Rolle als bisher angewieſen werde; weiß dieſer Sachverſtändige 


doch zu bekunden, — was für den Kenner des anſtändigen, 


nicht gewiegten Gerichtspublikums keines Beweiſes bedarf — 


daß ſich ſelbſt vertretende Parteien aus Ungeſchick oder 


Verwirrung ſogar ſolche für ſie wichtige Tatſachen 
nicht vorbrachten, die ihnen bei der vorhergehenden 
Inſtruktion auf der Rechtsauskunftsſtelle als beſonders be⸗ 
deutſam bezeichnet worden waren. Hieran wird durch 
die „vorgeſchriebene eingehende Erörterung des Sach⸗ und 
Streitſtands“ durch den Richter nichts geändert werden, die 
Partei wird ſich in der ungewohnten Umgebung nicht frei 
fühlen und erſt, wenn es zu ſpät iſt, aus dem Urteil lernen, 
worauf es ankam. Die Lage iſt für die arme Partei noch 
ſchlimmer, wenn der Gegner durch einen Anwalt vertreten ft. 
Die antiſoziale Tendenz der Berufungsbeſchränkung zeigt 
derſelbe Autor, in dem er das vielfach gebrauchte Gleichnis, 
der Maus ſei ihr Fell eben ſo lieb wie dem Löwen, der Sach⸗ 
lage entſprechend ausbaut; „der Löwe“, ſo ſagt er, „kann ein 
pfenniggroßes Stück Fell ohne Schaden verlieren, aber die Maus 
geht daran zugrunde“. Und deshalb muß auch der Maus zuſtehen, 
doppelt prüfen zu laſſen, ob das ihr unglünſtige Urteil richtig ft. 


TEL 28. DIT. 3 6. 9 
**) Gerichtsaſſeſſor Dr. Fritz a Leiter der Kechtsauskunſtsſtelle 
des Sozialen Muſeums in Frankfurt a. M. Soziale Praxis 07, 2651 


Von ſeiten der Rechtsawvaltſchaft⸗iſt die Behauptung 


immer aufgeſtellt und wiederholt worden, daß das Rechtsmittel 


nicht nur der einzelnen Sache, in der es benutzt wird, von 


„ Borkeil ift, ſoubern daß dir ganze Rechtſpeechung eines Gerichts, 


allein ſchon durch das Vorhandenſein der Möglichkeit eines 


„RNechtspnittels günſtig beeinflußt werde oder, was dasſelbe 


beſagt, daß das Fehlen eines Rechtsmittels nachteilig auf die 
Rechtſprechung einwirken könne. 

Ich ſehe davon ab, oft angeführte typiſche Fälle zu wieder⸗ 
holen. Es ſei nur an die auf dem Berliner Anwaltstage 
von 1896 erwähnten Breslauer „Leberſachen“ erinnert, d. h. 
ſolche Sachen, bei denen nach der Äußerung eines Richters 
am Oberlandesgericht frei von der Leber weg geurteilt werde, 


da ſie ja doch nicht reviſibel ſeien. 


Schon längſt habe ich es als wetwendig Bere hnet, daß 
die Rechtsanwaltſchaft Material zum Beweiſe für dieſe Be⸗ 
hauptungſamimelt und. damit nötigenfalls den an. der Geſetz⸗ 
gebung beteiligten Faktoren diejenige Einzelkenntnis der Ver⸗ 
Vati verſchafft, die ihnen gegenwärtig abzugehen ſcheint. 

„Die Sammelſtelle des Berliner Anwaltvereins, “) an die ich 
hierdurch mit der Bitte um fleißige Benutzung erinnere; wird gern 
zur Entgegennahme von Material bereit fein, bis der Deutfche An- 
waltwerein ein geeignetes Organ geſchaffen haben wird. Hoffentlich 
bringt uns die gegenwärtig ſchwebende Statutemeviſion eine 
auch hierfür brauchbare Arbeitsſtelle. Die Rechtsanwaltſchaft 
hat nur zu lange dem Laufe der Dinge in Untätigkeit zu⸗ 
geſchaut und die Mahnungen der Warner nicht befolgt, bis 
endlich jetzt eine unliebſame aber gründliche Aufrüttlung erfolgt 
iſt. Möge das friſche Leben, das ſie hervorgerufen hat, von 
Dauer ſein und nicht ſpurlos vergehen wie Flackerfeuer. 


„ »BVom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juftizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wix berichten über die in der Zeit vom 2. dis 14. De⸗ 
zember 1907 ausgefertigten isientjcheidungen 
. I. Reichsrecht. N 

Bürgerliches Geſetz buch. 

1. 88 93, 94, 97, 98 Bh. Weſentlicher Beſtandteil 
Zubehör. (Fabrik, Mafchinen.)] 

Um im einzelnen Falle Entſcheidung darüber zu treffen, 
ob der im Streite befindliche Gegenſtand nach 8 93 oder 5 94 
BGB. weſentlicher Beſtandteil einer Sache iſt, muß man ſich 
in erſter Linie von der Borſtellnag leiten laſſen, daß der Gegen⸗ 
ſtand ein Beſtandteil, ein Teil des Beſtandes, ſein und daß 
dieſer Teil mit anderen Teilen zuſammen eine Sache bilden 
muß. Als Beſtandteile einer Sache find, wie ber erkennende 
Senat wiederholt ausgeſprochen hat, — RG. 63, 178, 
418 — diejenigen körperlichen Gegenſtände anzuſehen, die ent⸗ 
weder von Natur eine Einheit bilden, oder durch Verbindung 
miteinander ihre Selbſtändigkeit dergeſtalt verloren haben, 


) W. 07, | 
* Nachdruck Pie Angabe der Quelle verboten. 


Ya, 


37. Jahrgang. BE 


daß fie fortan, folange die Verbindung dauert, als eine 
einzige Sache erſcheinen. Und Sachen im Sinne des BGB. 
find nach 9 90 nur körperliche Gegenſtände. Zu den 
Sachen, alſo körperlichen Gegenständen, iſt nach dem BER. 
auch eine „Fabrik“ zu zählen. Dies ergibt ſich aus 8 98 
968., wonach eine Fabrik im Verhältniſſe gu den Betriebs⸗ 
prähaften Hauptſ ache fein ban, Zugleich aber folgt aus 
diem 8 98, der von einem: Gebäude, das für einen gewerb⸗ 


lichen Betrieb dauernd eingerichtet iſt, ins beſondere einer 


Fabrik spricht, daß unter Fabril nur eine ſolche Sache zu ver⸗ 
heben iſt, die ſich als ein für einen gewerblichzu Betrieb 
dauernd eingerichtetes Gebäude darſtellt. Denumdy iſt eine 


Nuschine mur dann als „VBeſtandteil einer Fabrik“ anzuſehen, 
wenn fie dergeſtalt in den körperlichen Gegenſtand mieſes ge - 
verblichen Gebäudes aufgegangen iſt, daß nur noch ein 


Koͤrper, nämlich das Gebäude beſteht. Jedoch“ iſtuzu bes 


werten, daß bei der Beſtimmung, was Teil, eines / Gebaudes iſt, 


in eingelnen: Falle nicht von dem Begriff einen Gehäudps in 


Raum von der Außenwelt abſchließenden Baulichkeit, auszu⸗ 
geben, ſondern die Zweckbeſtimmung des betreffenden Gehäubes 


als maßgebend in Betracht zu ziehen it. Es kommt dabei 


weimtlih auf die Verkehrsauffaſſung an... Danach iſt 
für die Beſtandtrilseigenſchaft einer Maſchine im Verhültniſſe zu 
einer Fabril zu erfordern, daß beide miteinander deyart ver⸗ 
emigt find, daß nach det Verkehrsauffaſſung nur eine 
Sache, und zwar in Geſtalt des für den betreffenden ge⸗ 
werblichen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäudes, 
borliegt. Weiter aber iſt nicht außer acht zu laſſen, daß 8 98 
8688. beſtimmt, daß bei einem gewerblichen: Gebäude, ins⸗ 
beſondere einer Fabrik, die zu dem Betriebe beſtimmten 
Naſchinen und ſonſtigen Gerätſchaften Zubehör fein. Nach 
dn Mot. (Bd. 3 S. 66) if dieſe Vorſchriſt in dus Geſetz 
aufgenommen worden, um der in den Gebieten des gemeinen 
Rechts verbreiteten Anſchauung entgegenzutreten, daß das In⸗ 


bentar eines gewerblichen Gebäudes nicht Zubehör ſei, weil es 


mr den perſönlichen Zwecken des Grumdſtücksheſthers diene. Es 
ha alſo der Geſetzgeber es ſogar für zweifelhaft erachtet, ob 


und hat deshalb eine ausdrückliche Beßtimmung hierüber für 
erforderlich gehalten. Dies ſchließt allerdings, wie ſich aus ben 
Morten „ohne Beſtandteile der Hauptſache zu fein“ in dem den 
Vegriff des Zubehörs beſtimmenden 997 BEB. ergibt, — RE. 


63, 418 — nicht aus / daß die Maſchinen nach Lage des 


impelnen Falles Beſtundteile des gewerblichen Gebäudes ſein 
haben ſie eine Konventionalſtrafe von je 6 — ſechs Mark — 


Innen. Aber es darf den Maſchinen wur dann Beſtandteils⸗ 


eigenschaft beigelegt werden, wenn fie nach der Verkehpsauf⸗ 


ſaſung zufolge der Vereinigung mit dem gewerblichen Gebäude 
cht mehr ſelbſtändige Einzelkörper ſind, ſondern, ſolantze die 
Vereinigung dauert, nur noch als Sachteile des gewerblichen 
Gebäudes gelten. Dazu wird freilich nicht immer unbedingt 


roivendig fein, daß die Maſchinen in den Körper des Gebäudes 
wolig auſgenonnnen ſind, vielmehr kann unter Umſtänden nuch 


ene lose Verbindung genügen. — R®.63, 173; JW. 04, 111% 
bab. — Dann naß aber die Art der Herſtellung und Einrichtung 
ln Bafdinen aber deb gewerblichen Gehhnckes eine fohhe fein, 
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daß der Verkehr trotz der loſen Verbindung alles zuſammen 
als nur eine Sache auffaßt. Dies kann beiſpielsweiſe der 
Fall ſein, wenn die Maſchinen nicht Marktwaren, ſondern 
individuell für das betreffende gewerbliche Gebäude hergeſtellt 
ſind, oder wenn das Gebäude eigens um eine Maſchine herum⸗ 
gebaut ift... Zwar glaubt der Berufungsrichter ſich für die 
Richtigkeit ſeiner (entgegengeſetzten) Annahme auf eine Anzahl 
Entſcheidungen des RG. ſtützen zu können. Tatſächlich hat 
‚aber das RG. immer die gleichen Grundſätze für die Beſtim⸗ 
mung der Beſtandteilsęigenſchaft von Maſchinen im Verhältniſſe 
zu Fabriken aufgeſtellt, insbeſondere auch der erkennende Senat 
in RG. 50, 241; 63, 171, 173; JW. 04, 548°; 06, 543°; 
O, 12807 und der VII. 38S. in RG. 58, 838; 62, 406; 
JM. 04, 364°; 05, 887°; 06, 189°. Nur iſt nicht überall Vers 
anlaſſung dazu geweſen, in gleicher Schärfe wie hier zu betonen, 
daß Maſchinen nur dann als Beſtandteile eines gewerblichen 
Gebäudes, insbeſondere einer Fabrik, erachtet werden dürfen, 
wenn das Ganze nach der Verkehrsauffaſſung als eine 


abstracto, alſo etwa einer durch Wände und Dächer einen Sache gilt. Auch iſt zu bemerken, daß die von einer umfang- 
reichen Literatur angefochtenen verſchiedenartigen Ergebniſſe in 


den einzelnen Fällen zumeiſt, auf tatſächlichen Feſtſtellungen der 
Berufungsgerichte beruhten, die eine Beeinfluſſung durch rechts⸗ 
irrtümliche Auffaſſungen nicht eykennen ließen, Allerdings ift 
in dem der Eutſcheidung des VII / 38S. JW. 06, 417 zugrunde 
liegenden. Falle eine auf einem maſſiven Fundamente feſt⸗ 
geſchraubte Hochdruck- Expanſions-Lokomobile als Beſtandteil einer 
zur Herſtellung von Steinſchlag errichteten Schotteranlage, mit 


„ber ſie durch einen Treibritmen verbunden wax, angeſehen worden; 
aber auch dort beruht die Entſcheidung auf der tatſächlichen Feſt⸗ 


„ſtellung des Berufungsgerichts, daß das Ganze eine ſachliche Ein⸗ 


heit bilde. — S. o. M., U. v. 2. Nob. 07, 58/07 V. — Stuttgart. 


2. 69 139, 280, 325, 326, 346, 356, 469 BGB, Wider⸗ 
ſpricht ein ſogen. auf lange Zeit abgeſchloſſener Bierlieferungs⸗ 
vertrag unter allen Umſtänden den guten Sitten? Teilweiſer 
Rücktritt gegenüber den Beſtimmungen in 89 325, 326. BEB.] 
Der Kläger, ein Brauereibeſitzer, erwarb eine Gaſtwirtſchaft 
im Zwangs verſteigerungsverfahren für 24 000 M und ver⸗ 
kaufte ſie durch notariellen Vertrag an die Beklagten für 


bie zu dem Betriebe beſtimmten Maſchinen auch nur als Zu⸗ 17 500 l. Vom Kaufpreis ſollten 4 000 M anbezahlt, 
behör des gewerblichen Gebäudes angeſehen werden würden, 


5 540 M als eine 18 Jahre lang unkündbare Hypothek ein- 
getragen, das übrige durch Hypothekübernahme berichtigt werden. 
Der g 5 des Kaufvertrages lautet: „Die Käufer verpflichten 
ſich auf die Dauer von 18 Jahren nur Lagers und Braunbier 
aus der Brauerei des Verkäufers zum Ausſchank zu bringen. 
Für jedes Hektoliter Bier, welches Käufer aus einer anderen 
Brauerei beziehen und in der erkauften Gaſtwirtſchaft verſchänken, 


an Verkäufer zu zahlen und ſie unterwerfen ſich derſelben hier⸗ 
mit ausdrücklich.“ Zur Sicherung dieſer Verpflichtung be⸗ 
ſtellten die Beklagten in 8 7 eine Sicherungshypothek von 
3 000 M. In der Klage iſt Zahlung einer Vertragsſtrafe 
gefordert, weil die Beklagten Bier aus andern Brauereien be⸗ 
zogen hätten. Die Beklagten beantragten nicht nur Abweiſung 
der Klage, fondern widerklagend zugleich, daß der Kläger zur 
Anerkennung ihres Rechtes, die Vertrags beſtimmung 8 5 auf⸗ 
zurufen, und zur Löſchunz der Sicherungs hypothek zu 3 000 M 
verurteilt werde, weil ſie wegen fortgeſetzter Lieferung ſchlechten 
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Die ſe Methode entſpricht voll und ganz der Tatfache, daß das 
Reichsjuſtizamt bei den Verhandlungen des Juriſtentags ebeufos 
wenig vertreten war wie auf den beiden Anwaltstagen! 

Nun dieſe anscheinend abſichtlich zur Schau getragene 
Geringſchätzung dürfte die beiden Körperſchaften in der Er⸗ 
füllung ihrer, dem deutſchen Volke gegenüber freiwillig über⸗ 
nommenen Pflicht nicht beirren, wichtige Fragen der Beet 
gebung zu beſprechen und zu begutachten. 


Bedauerlicher als alles andere aber iſt der Mangel an 


ſozialem Empfinden oder Verſtändnis, wie er ſich in dem Tier- 
haltergeſetzentwurf und in ber Prozeßnovelle offenbart. 

Weil die kleinen Unternehmer von der Möglichkeit, ſich mit 
überraſchend geringfügigen Beträgen“) im Wege der Verſicherung 
gegen Schaden zu ſchützen, erfahrungsgemäß keinen Gebrauch 


tragen. Auch der ärmſte Mann, der durch ein einem Groß⸗ 
unternehmer gehörendes Tier verletzt wird. Man verſuche doch 
mal mit der angeblichen Rückſicht auf den „keinen Tierhalter“ 
Ernſt zu machen und den Tierhalter, dem durch ſeine Schadens⸗ 
erſatzpflicht nicht die Mittel zum ſtandesgemäßen Unterhalt ent⸗ 
zogen werden, weiter nach § 833 haften zu laſſen! Die Parteien, 
die eine Anderung des Geſetzes jetzt fo emftg betreiben, würden 
das Intereſſe an der Anderung des Geſetzes ſehr ſchnell verlieren. 
Gegenüber der Prozeßnovelle iſt darauf hingewieſen, daß 
mit der Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit ſich die 
Fälle der Beiordnung eines Anwalts an die arme Partei ver⸗ 
mindern werden, wie denn der Zwang zu unentgeltlicher Hilfe⸗ 
leiſtung ſeitens des Anwalts und der Anwaltszwang in einem 
korrelativen Verhältniſſe ſtehen. Als Folge dieſes Zurücktretens 
anwaltlicher Beteiligung befürchtet ein unverdächtiger Sach⸗ 
verſtändiger ) mit Recht eine weniger gründliche Vorbereitung 
und damit eine weniger erſchöpfende Behandlung der Armen⸗ 
ſachen, wodurch bei ihrer Entſcheidung dem Zufall eine größere 
Rolle als bisher angewieſen werde; weiß dieſer Sachverſtändige 
doch zu bekunden, — was für den Kenner des anſtändigen, 
nicht gewiegten Gerichtspublikums keines Beweiſes bedarf — 
daß ſich ſelbſt vertretende Parteien aus Ungeſchick oder 
Verwirrung ſogar ſolche für ſie wichtige Tatſachen 
nicht vorbrachten, die ihnen bei der vorhergehenden 
Inſtruktion auf der Rechtsauskunftsſtelle als beſonders bes 
deutſam bezeichnet worden waren. Hieran wird durch 
die „vorgeſchriebene eingehende Erörterung des Sach⸗ und 
Streitſtands“ durch den Richter nichts geändert werden, die 
Partei wird ſich in der ungewohnten Umgebung nicht frei 
fühlen und erſt, wenn es zu ſpät iſt, aus dem Urteil lernen, 
worauf es ankam. Die Lage iſt für die arme Partei noch 
ſchlimmer, wenn der Gegner durch einen Anwalt vertreten iſt. 
Die antiſoziale Tendenz der Berufungsbeſchränkung zeigt 
derſelbe Autor, in dem et das vielfach gebrauchte Gleichnis, 
der Maus ſei ihr Fell eben ſo lieb wie dem Löwen, ber Sach⸗ 
lage entſprechend ausbaut; „der Löwe“, fo fagt en, „kann ein 
pfenniggroßes Stück Fell ohne Schaden verlieren, aber die Maus 
geht daran zugrunde“. Und deshalb muß auch der Maus zuſtehen, 
doppel prüfen zu laſſen, ob das ihr ungümſtige Urteil richtig iſt. 
9 Vgl. 28. DIT. 8 S. 9, 71. 


**) Gerichtsaſſeſſor Dr. Fritz Lutz, Leiter der Rechtsauskunſtsſtelle 
des Sozialen Muſeums in Frankfurt a. M. Soziale Praxis 07, 265) 
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Von ſeiten der Rechtsarvaltſchaft⸗iſt die Behauptung 


immer aufgestellt und wiederholt worden, daß das Rechtsmittel 


nicht nur der einzelnen Sache, in der es benutzt wird, von 


Vorteil iſt, ſondern daß die ganze Rechtſprechung eines Gerichts 


allein ſchon durch das Vorhandenſein der Möglichkeit eines 


„Rechtsmittels günſtig beeinflußt werde oder, was dasſelbe 


beſagt, daß das Fehlen eines Rechtsmittels nachteilig auf die 
Rechtſprechung einwirken könne. 


ſehe davon ab, oft angeführte typiſche Fälle zu wieder⸗ 
holen. Es ſei nur an die auf dem Berliner Anwaltstage 


von 1896 erwähnten Breslauer „Leberſachen“ erinnert, d. h. 
ſolche Sachen, bei denen nach der Außerung eines Richters 


am Oberlandesgericht frei von der Leber weg geurteilt werde, 


da ſie ja doch nicht reviſibel ſeien. 
machen, muß das Publikum die Gefahr und den Schaden 


Schvn lüngſt herbe ich es als wtwendig Berechnet, daß 
die Rechtsanwaltſchaft Material zum Beweiſe für dieſe Be⸗ 
hauptung fammelt und⸗ damit nötigenfalls den an der Geſetz⸗ 
gebung beteiligten Faktoren diejenige Einzelkenntnis der Ver⸗ 
hältniſſe verſchafft, die ihnen gegenwärtig abzugehen ſcheint. 

Die Sammelſtelle des Berliner Anwaltvereins, “) an die ich 
hierdurch mit der Bitte um fleißige Benutzung erinnere) wird gern 
zur Entgegennahme von Material bereit fein, bis der Deutsche An⸗ 
waltverein ein geeignetes Organ geſchaffen haben wird. Hoffentlich 
bringt uns die gegenwärtig ſchwebende Statutenreviſion eine 
auch hierfür brauchbare Arbeitsſtelle. Die Rechtsanwaltſchaft 
hat nur zu lange dem Laufe der Dinge in Untätigkeit zu⸗ 
geſchaut und die Mahnungen der Warner nicht befolgt, bis 
endlich jetzt eine unliebſame aber gründliche Aufrüttlung erfolgt 
iſt. Möge das friſche Leben, das ſie hervorgerufen hat, von 
Dauer fein und nicht ſpurlos vergehen wie Flackerfeuer. 


— ——— — 


3 5 1. N 


ge „Vom Reichsgericht.) 3 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 
Wir berichten Über die in der Zeit vom 2. bis 14. De⸗ 
zember 1907 ausgefertigten Bisilentfeibungen. | 
I. Reichs recht. Ze ' 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
1. 88 93, 94, 97, 98 BER. Weſentlicher Beſtandteil, 
Zubehör. (Fabrik, Mafchinen.)] 
Um im einzelnen Falle Entſcheidung darüber zu treffen, 
ob der im Streite befindliche Gegenſtand nach 8 93 oder 8 94 
BGB. weſentlicher Beſtandteil einer Sache iſt, muß man ſich 
in erſter Linie von der Borſte lung leiten laſſen, daß der Gegen⸗ 
ſtand ein Beſtandteil, ein Teil des Beſtandes, ſein und daß 
dieſer Teil mit anderen Teilen zuſammen eine Sache bilden 
muß. Als Beſtandteile einer Sache ſind, wie det erkennende 
Senat wiederholt ausgeſprochen hat, — R. 63, 173, 
418 — diejenigen körperlichen Gegenſtände anzuſehen, die ent⸗ 
weder von Natur eine Einheit bilden, oder durch Verbindung 
miteinander ihre Selbſtändigkeit dergeſtalt verloren haben, 


9) JW. 07, 344. | 
* Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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baß fie fortan, folange die Verbindung dauert, als eine 
einzige Sache erſcheinen. Und Sachen im Sinne des BGB. 
find nach 8 90: nur körperliche Gegenſtände. Zu den 
Sachen, alſo körperlichen Gegenſtänden, iſt nach dem BGB. 
auch eine „Fabrik“ zu zählen. Dies ergibt ſich aus 8 98 
96 B., wonach eine Fabrik im Verhältniſſe zu den Betriebs⸗ 
grötfhaften Hauptfach“ fein Mun, Zugleich aber folgt aus 
van 8 98, der von einem Gebäude, das für einen gewerb⸗ 
ſchen Betrieb dauernd eingerichtet iſt, ins beſondere einer 
Fahrid ſpricht, daß unter Fabril. nur eine ſolche Sache zu ver⸗ 
heben iſt, die ſich als ein für einen gewerblichen Betrieb 
danernd eingerichtetes Gebäude darſtellt. Denmich iſt eine 
Naſchine nur dann als „Beſtandteil einer Fabrik“ anzuſehen, 
penn fie derzeſtalt in den körperlichen Gegenſtand mieſes ger 
verblichen Gebäudes aufgegangen iſt, daß nur noch ein 
Körper, nämlich das Gebäude, beſteht. Jedoch) iſtazu bes 
merken, daß bei der Beſtimmug, was Teil, eines Gebäudes iſt, 
in einzelnen Falle nicht von dem Begriff eines Gebäudes in 
ibstracto, alſo etwa einer durch Wände und Dächer einen 
Raum von der Außenwelt abſchließenden Baulichkeit, auszu⸗ 
geben, ſondern die Zweckbeſtimmung des betreffenden Gebäudes 
als maßgebend in Betracht zu ziehen iſt. Es kommt dabei 
wesentlich auf die Verkehrsauffaſſung an.. . Danach iſt 
fir de Beſundteilzeigenſchaft eiser Mefchine im Verhältuiffe. zu 
einer Fabrik zu erfordern, daß beide miteinander deyart ver⸗ 
einigt find, daß nach det Verkehrsauffaſſung nur eine 
Sache, und zwar in Geſtalt des für den betreffenden ge⸗ 
berblihen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäudes, 
bolliegt. Weite aber iſt nicht außer acht zu laſſen, daß 8 98 
868 beſtimmt, daß bei einem gewerblichen Gebäude, ins⸗ 
beſondere einer Fabräk, die zu dem, Betriebe beſtimmten 
Naſchinen und ſonſtigen Gerätfchaften Zubehör fein Nach 
den Mot. (Bd. 3 S. 66) iſt dieſe Vorſchriſt in dns Geſetz 
aufgenommen worden, um der in den Gebieten des gemeinen 
Nechs verbreiteten Anſchauung entgegenzutreten, daß das In⸗ 
bentar eines gewerblichen Gebäudes nicht Zubehör ſei, weil es 
nur den perſönlichen Zwecken des Grundſtücksbeſitzers diene. Es 
bat alſo der Geſetzgeber es ſogar für zweifelhaft erachtet, ob 
die u dem Betriebe beſtimmten Maſchinen auch nur als Bu- 
bchör des gewerblichen Gebäudes angeſehen werden würden, 
und hat deshalb eine ausdrückliche Beſtimmung hierüber für 
aforderlich gehalten. Dies ſchließt allerdings, wie ſich aus; den 
Auen „ohne Beſtandteile der Hauptſache zu fein“ in dem den 
degiff des Zubehörs beſtimmenden 5 97 BGB. ergibt, — RE. 
63, 418 — nicht aus, daß die Maſchtnen nach Lage des 
emgelnen Falles Beſtaudteile des gewerblichen Gebäudes ſein 
innen. Aber es darf den Maſchinen mir dann Beſtandteils⸗ 
etgenſchaft beigelegt werden, wenn fie nach der Verkehysauf⸗ 
Iflung zufolge der Vereinigung mit dem gewerblichen Gebäude 
uc mehr ſelbſtändize Einzellörper ſind, fondern, folange die 
Vereinigung dauert, nur noch als Sachteile des gewerblichen 
Jebäudes gelten. Dazu wird freilich nicht iuuner unbedingt 
wiwenditz fein, daß die Maſchinen in den Körpet des Gebändes 
zaͤlig aufgenommen: find, - vielmehr kann unter Umſtänden nuch 
Me loſe Verbindung genügen. — NJ. 63, 178; JW. 04, 111%, 
8", — Dann naß aber die Art der Herſtellung und Einrichtung 
in Naſchmen oder des gewerzlichen Gebäudes eine ſolthe fein, 
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daß der Verkehr trotz der loſen Verbindung alles zuſammen 
als gur eine Sache auffaßt. Dies kann beiſpielsweiſe der 
Fall ſein, wenn die Maſchinen nicht Marktwaren, ſondern 
individuell für das betreffende gewerbliche Gebäude hergeſtellt 
ſind, oder wenn das Gebäude eigens um eine Maſchine herum⸗ 
gebaut ift... Zwar glaubt der Berufungsrichter ſich für die 
Richtigkeit ſeiner (entgegengeſetzten) Annahme auf eine Anzahl 
Entſcheidungen des RG. ſtützen zu könen. Tatſächlich hat 
‚aber das RG. immer die gleichen Grundſätze für die Beſtim⸗ 
mung der Beſtandteilseigenſchaft von Maſchinen im Berhältnifie 
zu Fabriken aufgeſtellt, insbeſondere auch der erkennende Senat 
in NG. 50, 241; 63, 171, 173; JW. 04, 548°; 06, 543°; 


or, 12857 und der VII. BE. in RG. 58, 338; 62, 406; 


JM. 04, 364°; 05, 387; 06, 189°. Nur iſt nicht überall Ver⸗ 
anlaſſung dazu geweſen, in gleicher Schärfe wie hier zu betonen, 
daß Maſchinen nur dann als Beſtandteile eines gewerblichen 
Gebäudes, insbeſondere einer Fabrik, erachtet werden dürfen, 
wenn das Ganze nach der Verkehrsauffaſſung als eine 


„Sache gilt. Auch iſt zu bemerken, daß die von einer umfang⸗ 


reichen Literatur angefochtenen verſchiedenartigen Ergebniſſe in 
den einzelnen Fällen zumeiſt auf tatſächlichen Feſtſtellungen der 
„Bexufungsgerichte beruhten, die sine Beeinfluſſung durch rechts⸗ 
irrtümliche Auffaſſungen nicht eykennen ließen, Allerdings iſt 
in dem der Entſcheidung des VII 8 S. JW. 06, 417 zugrunde 


liegenden Falle eine auf einem maſſiven Fundamente feſt⸗ 


geſchraubte Hochdruck⸗Expanfions-Lokomobile als Beſtandteil einer 
zur Herſteltung von Steinſchlag errichteten Schotteranlage, mit 


„der ſie durch einen Treibriemen verbunden wax, angeſehen worden; 
aber auch dort beruht die Entſcheidung auf, der tatſächlichen Feſt⸗ 
stellung des Berufungsgerichts, daß das Ganze eine ſachliche Ein⸗ 


heit bilde. — S. c. W., II. v. 2. Nov. 07, 58/07 V.,— Stuttgart. 
2. 88 139, 280, 325, 326, 346, 356, 469 BGB. Wider⸗ 
pricht ein ſogen. auf lange Zeit abgeſchloſſener Bierlieferungs⸗ 
vertrag“ unter allen Umſtänden den guten Sitten? Teilweiſer 
Rücktritt gegenüber den Beſtimmungen in 88 325, 326. BGB.] 
Der Kläger, ein Brauereibeſitzer, erwarb eine Gaſtwirtſchaft 


im Zwangs verſteigerungsverfahren für 24 000 M und ver⸗ 


kaufte ſie durch notariellen Vertrag an die Beklagten für 
17 50 M. Vom Kaufpreis ſollten 4 000 M anbezahlt, 
5 540 M als eine 18 Jahre lang unkündbare Hypothek ein⸗ 
getragen, das übrige durch Hypothekübernahme berichtigt werden. 
Der 8 5 des Kaufvertrages lautet: „Die Käufer verpflichten 
ſich auf die Dauer von 18 Jahren nur Lager⸗ und Braunbier 
aus der Praueyri des Verkäufers zum Ausſchank zu bringen. 
Für jedes Hektoliter Bier, welches Käufer aus einer anderen 


„Brauerei beziehen und in der erkauften Gaſtwirtſchaft verſchänken, 


haben fie eine Konventionalſtrafe von je 6 — ſechs Mark — 


an Verkäufer zu zahlen und fie unterwerfen ſich derſelben hier⸗ 


mit ausdrücklich“ Zur Sicherung dieſer Verpflichtung be⸗ 
ſtellten die Bellagten in 8 7 eine Sicherungshypothek von 
8000 M. In der Klage iſt Zahlung einer Vertragsſtrafe 
gefordert, weil die Beklagten Bier aus andern Brauereien be⸗ 


‚zogen hätten. Die Beklagten beantragten nicht nur Abweisung 
der Klage, fondern widerklagend zugleich, daß der Kläger zur 


Anerkennung ihres Rechtes, die Vertrags beſtimmung 8 5 aufs 

zurufen, und zur Löſchung der Sicherungshypothek zu 3 000 M 

verurteilt werde, weil ſie wegen fortgeſetzter Lieferung schlechten 
1 * 


4 u Juriſtiſche Wochenschrift. 


— — — — — nn a rn  . 


ungenießbaren Bieres vom Bierlieferungsvertrage zurückgetreten 
ſeien. Der erſte Richter erachtete ſchlechte Bierlieferung nicht 
für erwieſen und ſprach deshalb die Klage zu, während er die 
Widerklage abwies. Die Beklagten haben Berufung eingelegt 
und machten nun als Einrede und Widerklagegrund auch das 
Verſtoßen des 8 5 gegen die guten Sitten und daher die Nichtig⸗ 
keit dieſer Vertragsbeſtimmung geltend. Vom OLG. iſt unter 
Zurückweiſung der Berufung im übrigen die Klage abgewieſen 
worden. Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. 
1. die Frage, ob ein Vertrag wider die guten Sitten verſtößt, 
iſt inſofern Rechtsfrage, als auch vom Reviſionsgerichte nach⸗ 
geprüft werden kann und muß, ob die von den Untergerichten 
einwandfrei feſtgeſtellten tatſächlichen Umſtände, die den Ver⸗ 
tragsabſchluß begleiteten und bei Vertragserfüllung weiter 
wirken, jenem Maß von Sittlichkeits⸗ und Anſtandsrückſichten 
widerſprechen, das im Geſchäftsverkehre auch von Dutchſchnitis⸗ 
menſchen gefordert werden kann. Jeder Vertrag — jede 
obligatio — beſchränkt mehr oder minder die Handlungsfreiheit 
der Vertragſchließenden. Ganz beſonders muß dies von ſolchen 
Verträgen gelten, die auf eine Reihe von Jahren hinaus den 
einzelnen zu ſchweren, gewichtigen Leiſtungen und Unterlaſſungen 
verpflichten. Gleichwohl hat der erkennende Senat ſchon in 
ſeinen Urteilen V. 295/04 vom 7. Januar 1905, V. 163/05 
vom 15. November 1905, V. 302/05 vom 24. Januar 1906 
und V. 512/05 vom 29. Mai 1906, (JW. 06 453°) 40⸗ ja 
15 jährigen Zwang zur Bierentnahme an ſich noch nicht ohne 
weiteres für wider die guten Sitten verſtoßend erklärt, weil es 
dabei, wie auch im letzterwähnten Urteil ausgeführt, auf die 
Geſamtumſtände der Vertragsſchließung und Vertragswirkung 
ankomme. (Wird weiter dargelegt.) 2. Der Berufungsrichter 
verwendet ſeine Würdigung des Kaufvertrages vom 5. März 
1901 als eines einheitlichen und untrennbaren Ganzen zugleich 
als einzigen Grund für Abweiſung des in zweiter Reihe be⸗ 
abſichtigten Rücktritts der Beklagten nur von der Bier⸗ 
entnahmeverpflichtung in 8 5 des Vertrages. Der Angriff der 
Reviſionskläger, womit ſie gegenüber der Zurückweiſung ihres 
teilweisen Vertragsrücktritts Verletzung des 8 313 Nr. 4 
ZPO. und des 8 139 BGB. rügen, konnte keinen Erfolg 
haben. Richtig iſt zwar, daß auf dieſe Frage der 8 139 888. 
nicht unmittelbare Anwendung finden kann, und daß das Geſetz 
Rücktrittsfälle der vorliegenden Art, in denen ein Überein⸗ 
kommen über fortlaufendes Beziehen von Waren mit einem 
Vertrag über ein Grundſtück verbunden iſt, nicht ausdrücklich 
behandelt hat, gleichwohl aber iſt die Entſcheidung des Be⸗ 
rufungsgerichts gerechtfertigt, insbeſondere iſt dabei auch 8 313 
Nr. 4 ZPO. nicht verletzt. Wenn die Reviſion meint, das 
OLG. hätte nicht nur den Abſchluß des Vertrages als eines 
einheitlichen, ſondern auch die Vereinbarung fortdauernder 
Abhängigkeit des ganzen Vertrages vom Abkommen über die 
Bierabnahme feſtſtellen müſſen, fo überfieht fe, daß auch dieſe 
von ihr vermißte Feſtſtellung als ſelbſtverſtändliche im Be⸗ 
rufungsurteil zu finden iſt und daß äußerſtenfalls die Wider⸗ 
Häger für Vereinbarung des ſpäteren Aufhörens des einmal 
geſchaffenen Zuſtandes behauptungs und beweispflichtig geweſen 
wären. Die ſcheinbar abweichende Entſcheidung des II. 38S. 
des RG. in JW. 02, 1816 behandelt einen einfachen, mit 
einem Grundſtücksverkauf nicht verbundenen Bierabnahmevertrag. 


1. 1908. 
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Bei der rechtlichen Beurteilung des beſtrittenen teilweiſ en Ver⸗ 
tragsrücktritts iſt ſodann von 8 326 BGB. auszugehen. Nach 
Abſ. 1 Satz 3 dieſer Geſetzesſtelle findet bei teilweifer Nicht⸗ 
bewirkung der Leiſtung innerhalb der Nachfriſt die Vorſchrift 
des 8 3 25 Abſ. 1 Satz 2 entſprechende Anwendung. Der Satz 1 
des 8 325 ſpricht von Schadenserſatz oder Rücktritt vom 
(ganzen) Vertrag als Regel bei gänzlicher Unmöglichkeit der 
Leiſtung. Ihm folgt der zweite ausdehnende Sat mit dem 
Wortlaut: „Bei teilweiſer Unmöglichkeit iſt er (der andere Teil), 
wenn die teilweiſe Erfüllung des Vertrages für ihn kein Intereſſe 
hat, berechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen 
Verbindlichkeit nach Maßgabe des 8 280 Abſ. 2 zu verlangen 
oder von dem ganzen Vertrage zurückzutreten.“ Hieraus könnte 
man mittels der Schlußfolgerung auf das Gegenteil (argu- 
mentum e contrario) entnehmen, daß, wenn die teilweiſe Er⸗ 
fülluntz des Vertrags für den andern, den vertragstreuen Teil 
„Intereſſe hat, er immer berechtigt iſt, dom Vertrage nur teil- 
weiſe, nämlich nur in Beziehung auf die vom Gegner. nicht 
eingehaltene Einzelbeſtimmung des Vertrages zurückzutreten. 
Allein dies iſt im Geſetze nicht ausdrücklich geſagt und die er⸗ 
wähnte Schlußfolgerung auf das Gegenteil darf nur dann an⸗ 
gewendet werden, wenn ihr andere aus dem Geſetzeswillen zu 
entnehmende Gründe nicht entgegenſtehen. Dies iſt aber hier 
der Fall. Es, kann ſich zunächſt fragen, ob in dem Kauf⸗ 
vertrage neben der Bierabnahmepflicht der Beklagten eine Bier⸗ 
lieferung spflicht des Klägers begründet iſt, ob dieſe nicht 
: auf beſonderen Abmachungen außerhalb jenes Vertrages beruht 
und ob deshalb überhaupt der von 8 326 und deſſen dritten 
Satz ins Auge gefaßter Zuſammenhang zwiſchen den einzelnen 
Leiſtungen beſteht. Nimmt man dies und daher die unmittel⸗ 
bare Anwendbarkeit der 88 326, 325 aber auch an, fo muß 
doch aus dem aus verſchiedenen Stellen des BGB., z. B. 
88 189, 280 Ab. 2, 469 Satz 2, 346, 35 6 zu entnehmen 
den allgemeinen Nechtsgrundſatz, daß gewöhnlich ein einheitlicher 
Vertrag auch nur einheitlich ſtehen oder fallen ſoll, gefolgert 
werden, daß auch in den Fällen der angezogenen 88 326, 
325 bei teilweiſet Nichterfüllung eines einheitlichen Ver⸗ 
trages dieſer nicht in mehrere Stücke zerlegt, daß nicht von 
einem Teil zurückgetreten, bei dem andern Teil ſtehen ‚geblieben 
werden kann. Vgl. Planck BGB. 8 325 Anm. 3c. Dies 
eniſpricht auch der allgemeinen Verkehrsanſchauung. Die Wirte, 
die ſich ihrer Bierabnahmepflicht der Brauerei gegenüber ent⸗ 
ledigen wollen, halten es meiſt für ſelbſtverſtändlich, daß ſie 
dann auch die ihnen dafür von der Brauerei auf länger 
hinaus geſtundeten Darlehne ſofort zurückzahlen müſſen. Vgl. 
Urteile des RG. V. 295/04 vom 7. Januar 1905, V. 154/06 
vom 13. Ditober 1906 (JW. 06 735%). Es hat aber der 
erkennende Senat in einem der vorliegenden Sache ganz ähn⸗ 
lichen Falle auch ſchon ausdrücklich, wenn auch ohne nähere 
„Begründung entſchieden, daß nach 8 326 BGB. der Wirt von 
einem mit einem Grundſtückskauf verbundenen Bierabnahme⸗ 
verſprechen allein nicht zurücktreten dürfe und es beſteht kein 
Anlaß, von dieſer Entſcheidung hier abzugehen. Bgl. U. des 
RG. V. 302/05 vom 24. Januar 1906. E. o. B., U. v. 
16. Nov. 07, 102/07 V. — Naumburg. u 
3. 88 145 ff., 157, 284, 326 BGB. Vertragsantrag unter 
Abwuſenden (Auslegung nach Treu und Glauben). — Voraus⸗ 
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ſetzungen des Verzuges. Wann bedarf es nicht der Setzung 
einer Nachfriſt f] 

Nach der Rechtſprechung des RG. (vgl. die Urteile des 
erkennenden Senats vom 15. Januar 07 II. 293/06, des VII. 36, 
vom 30. Juni 06 VII. 342/05 und des VI. 38S. vom 
22. Januar 06 VI. 179/05) iſt ein Vertragsantrag unter Ab⸗ 
weſenden grundſätzlich in dem Sinne zu verſtehen, den er, an 
und für ſich betrachtet, nach Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsfitte hat. Wenn er ſo von dem Empfänger 
verſtanden wird, iſt dieſe ſeine Auffaſſung für die Auslegung 
des Vertrags maßgebend, nicht aber der abweichende beſondere 
Sinn, den der Antragſteller feinem Antrag beigelegt hat, 
namentlich wenn der letztere Sinn nicht aus dem Vertrags⸗ 
antrag ſelbſt, auch nicht aus den über den Abſchluß des 
ſtreitigen Geſchäfts ſelbſt geführten Verhandlungen zu entnehmen iſt, 
ſondern nur aus anderen Umſtänden, wie z. B. aus dem Intereſſe, 
das der Antragſteller an einer gewiſſen Geſtaltung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes haben mag, gefolgert werden kann; denn es iſt 
keineswegs ſelbſtverſtändlich, daß der Antragsempfänger, — 
ſelbſt wenn er ſich des Beſtehens eines ſolchen Intereſſes des 
Antragſtellers bewußt iſt — aus einem keine entſprechende 
Vertrags beſtimmung enthaltenden Vertragsantrag entnehmen 
müßte, daß dennoch eine dieſes Intereſſe wahrende Vertrags⸗ 
beſtimmung von dem Antragſteller gewollt ſei. Der Antrags⸗ 
empfänger kann daher auch in der Regel nicht für verpflichtet 
erachtet werden, bei Annahme des Antrags ſeinerſeits gegen 
eine derartige, von dem Antragſteller nicht geltend gemachte 
Vertrags beſtimmung bei Vermeidung des Rechtsnachteils der 
Annahme auch der letzteren ſich zu verwahren. In gleicher Weiſe 
ft aber auch die Annahme eines Vertragsangebots, das eine 
dem Annehmenden ungünſtige Vertragsbeſtimmung enthält, zu 
beurteilen, wenn die Annahme ſelbſt nicht deutlich erkennen läßt, 
daß die fragliche Vertragsbeſtimmung abgelehnt werden ſoll; 
denn auch hier erfordern die Grundſätze von Treu und Glauben 
eine klare, unzweideutige Erklärung eines von dem 
Vertragswillen des Anttagſtellers etwa abweichenden Willens 
ſeitens des Antragsempfängers und zwar um ſo mehr, als 
dieſer durch die ausdrückliche Geltendmachung der betreffenden 
Vertragsbeſtimmung ſeitens des Antragſtellers auf die aus⸗ 
drückliche deutliche Erklärung eines etwaigen gegenteiligen 
Vertragswillens ſeinerſeits beſonders hingewieſen iſt. In Er⸗ 
mangelung einer ſolchen Erklärung des Antragsempfängers wird 
daher der Antragſteller in der Regel aus einem ſich als „Be⸗ 
ſtätigung“ des Vertragsſchluſſes bezeichnenden, die fragliche 
Vertragsbeſtimmung nicht ausdrücklich zurückweiſenden Annahme⸗ 
ſchreiben die unbeſchränkte Annahme ſeines Antrags ent⸗ 
nehmen dürfen und ſomit der Vertrag nach den Grundſätzen 
von Treu und Glauben als in dieſem Sinne zuſtande gekommen 
anzuſehen ſein, jo daß die Beſtimmung des 8 150 Abſ. 2 BGB. 
keine Anwendung zu finden hat. Alles dieſes wird beſonders 
dann zu gelten haben, wenn die Unklarheit einer vertraglichen 
Erklärung ihren Grund in dem Beſtreben des Erklärenden hat, 
den von ihm ſeiner Erklärung beigelegten beſonderen Sinn dem 
Empfänger der Erklärung gegenüber nicht klar hervortreten zu 
laſſen .. Die Anſicht des Berufungsgerichts, die Beklagte fei 
aus dem Geſichtspunkte des 8 326 BGB. wegen aus⸗ 
geſprochener Erfüllungsweigerung des Klägers zum Sichlosſagen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 5 


vom Vertrag ohne Setzung einer Nachfriſt berechtigt geweſen, ver⸗ 
ſtößt gegen die Vorſchriften der 88 284 und 326 Abſ. 1 BGB. 
Zwar hat das RG. ſchon wiederholt in Übereinſtimmung mit 
der Denkſchrift zum HGB. n. F. ausgeſprochen, daß auch unter 
der Herrſchaft des BGB. ein Schuldner auch ohne Mahnung 
des Gläubigers dann mit der ihm obliegenden Leiſtung in 
Verzug gerate und daß es zum Eintritt der in $ 326 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. feſtgeſetzten Folgen des Verzugs der Beſtimmung 
einer angemeſſenen Friſt zur Bewirkung der Leiſtung gemäß 
Satz 1 daſelbſt dann nicht bedürfe, wenn der Schuldner im 
voraus die Vertragserfüllung ernſtlich und entſchieden 
verweigert und ſich dadurch vom Vertrag losgeſagt habe (vgl. 
RG. 51, 350; 52, 151; 53, 12; 56, 233; 57, 122 ff.). 
Andererſeits ergibt ſich aber, wie in dem Urteile des erkennenden 
Senats vom 1. November 1907 — II. 173/07) — bereits 
dargelegt iſt, aus der Begründung der erſteren Urteile, daß bei 
der Beurteilung der Frage, ob eine ſolche Erfüllungsweigerung 
vorliegt, welche den Eintritt der Folgen des § 326 Abſ. 1 cit. 
ohne Setzung einer Nachfriſt rechtfertigt, ein ſtrenger Maß⸗ 
ſtab anzulegen iſt. Hiernach genügt zum Eintritt dieſer Folgen 
namentlich nicht ſchon die einfache Ablehnung der Er⸗ 
füllung, insbeſondere wenn dieſe wegen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über den Vertragsinhalt erfolgt. 
Vielmehr müſſen gewichtige tatſächliche Momente vorliegen, 
welche es nach Lage der Sache als ausgeſchloſſen erſcheinen 
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durch Setzung einer Nachfriſt vor die Frage geſtellt wird, ob 
er die Folgen des § 326 Abſ. 1 auf ſich nehmen oder durch 
nachträgliche Erfüllung dieſe Folgen von ſich abwenden ſoll, ſich 
für die letztere Alternative entſcheiden werde. Von dieſen Geſichts⸗ 
punkten aus iſt aber auch die Frage zu beurteilen, ob ein 
Schuldner durch ſeine Erfüllungsweigerung in Verzug geraten 
iſt. Ferner kommt hier das Urteil des erkennenden. Senats 
vom 7. Oktober 1904 — II. 8/04 — in Betracht, in dem die 
Erklärung eines bedingten Rücktritts vom Bertrag für nicht 
genügend erachtet worden iſt, um daraufhin den anderen Teil 
zum Abgehen vom Vertrag ohne vorgängige Mahnung und 
Friſtſetzung zu berechtigen. C. o. M. 5 Co., U. v. 8. Nov. 07, 
„ II. — Hamburg. 

4. 5 181 863. Selbſtkontrahieren eines Werten ni 
oder anfechtbar ?] 

Die Frage, ob Rechtsgeſchäfte, welche ein Vertreter, der 
Vorſchrift des 8 181 BGB. zuwider, mit ſich ſelbſt im eigenen 
Namen oder in. Vertretung eines anderen vornimmt, nichtig 
oder nur anfechtbar ſind, iſt beſtritten. Der erkennende Senat 
hat in einem früheren Fall (RG. 51, 426) Nichtigkeit ange⸗ 
nommen; bei nochmaliger Prüfung glaubt er jedoch, an dieſer 
Anſicht nicht feſthalten zu können. Es iſt zuzugeben, daß bei 
Beratung des zweiten Entw. zum BGB., als in der Kom⸗ 
miſſion Zweifel darüber entſtanden, ob der erſt in dieſen Entw. 
neu aufgenommene jetzige 8 181 im Sinn einer Nichtigkeit oder 
bloß einer Genehmigungsbedürftigkeit der dawider vorge⸗ 
nommenen Rechtsgeſchäfte zu verſtehen ſei, die Mehrheit der 
Kommiſſionsmitglieder ſich für die Nichtigkeit ausgeſprochen hat. 
Aber oe Umſtande würde nur dann er beizumeſſen 
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ſein, wenn die Anſicht der Mehrheit im Geſetz einen Ausdruck 
gefunden hätte. Das läßt ſich indes mit gutem Grunde ver⸗ 
neinen. (Wird näher ausgeführt.) Das Intereſſe des Vertretenen 
iſt genügend gewahrt durch die vorläufige Wirkungsloſigkeit 
einer verbotwidrigen Vertretung, die erſt gehoben wird durch 
ſeine nachträgliche Genehmigung. Müßte ſtatt deſſen eine Nichtig⸗ 
keit des Rechtsgeſchäfts angenommen werden, die eine neue 
Vornahme des Geſchäfts nötig machen würde, wenn der Ver⸗ 
tretene bei dem Geſchäft ſtehen bleiben will, ſo wäre das eine 
Verkehrserſchwerung, die um ſo läſtiger empfunden werden 
würde, als bei dem weiten Umfange des Verbots in § 181, 
das ſich auf Rechtsgeſchäfte aller Art und auf alle Vertretungs⸗ 
verhältniſſe erſtreckt, häufig ſolche Fälle vorkommen werden, in 
denen die Möglichkeit eines Geſchäftsabſchluſſes auf dem Wege 
der ſogenannten Doppelvertretung ſich als eine ſehr erwünſchte 
Verkehrsecleichterung darſtellt. Auch aus dieſen praktiſchen 
Erwägungen rechtfertigt ſich die Annahme, daß durch die Auf⸗ 
nahme des jetzigen §8 181 in den Entw. der zweiten Kom⸗ 
miſſion die grundſätzliche Auffaſſung des erſten Entw. nicht 
verlaſſen werden ſollte: daß die Unwirkſamkeit des ſogenannten 
Selbſtkontrahierens aus dem Mangel einer jo weit gehenden 
Vertretungsmacht des Vertreters erklärt werden müſſe und 
darum durch die Genehmigung des Vertretenen (S 177) geheilt 
werden könne. In dieſem Sinne hat auch bereits der I. 38S. 
des NG. entſchieden (RG. 56, 107ff.). F. c. R., U. v. 
6. Nov. 07, 194/07 V. — Dresden. 

5. 5 254 BGB. verb. mit dem internationalen Aber⸗ 
einkommen vom 14. Oktober 1890 (RGBl. 1892 S. 795) 
Haben die geſetzlichen Beſtimmungen des Landesrechts bezüglich 
des konkurrierenden Verſchuldens bei Anwendungen des inter⸗ 
nationalen Übereinkommens zur Anwendung zu gelangen? 
Grundſätze für die Anwendung des § 254.] 

Vom Spediteur Ch. in Paris wurde dortſelbſt ein dem 
Kläger gehöriger großer Bernhardiner Hund als Eilfrachtgut 
nach Berlin⸗Charlottenburg an die Adreſſe J. K. zur Bahn 
gegeben. Der Hund befand ſich unangebunden in einem aus 
Holzlatten gebildeten Käfig und wurde von der franzöſiſchen 
Bahnbehörde in dieſem Zuſtande zur Beförderung übernommen. 
Beim Offnen des zur Beförderung dienenden Güterwagens auf 
der Station M. a. Rh. entſprang der Hund und es zeigte ſich, 
daß er einen Teil der Latten ſeines Käfigs durchgebiſſen und 
ſich dadurch freigemacht hatte. Der Hund wurde im Auftrage 
des Stationsvorſtehers durch einen Nachtwächter eingefangen 
und zur Station zurückgebracht, wo ihn der Lademeiſter Z. 
wieder in den inzwiſchen vom Werkſtattiſchler ausgebeſſerten 
Käfig ſperrte und darin mittels zweier Leinen anband. Der 
Käfig mit dem Hunde wurde alsdann wieder verladen und 
weiter befördert. Bei der Ankunft in Berlin fand es ſich, daß 
der Hund ſich mit dem Kopf in den Leinen verfangen hatte 
und erdroſſelt war. Der Empfänger lehnte die Annahme des 
Frachtbriefes ab. Der Abſender hat alle ſeine Erſatzanſprüche 
gegen den Beklagten an den Kläger abgetreten. Der Kläger 
macht den beklagten Preuß. Eiſenbahnfiskus wegen Verſchuldens 
ſeiner Leute für den Tod des Hundes verantwortlich, da dieſer 
durch das Anbinden des Tieres im Käfig herbeigeführt, ſolches 
Anbinden aber wegen der Gefahr der Erdroſſelung unzuläſſig 
ſei. Das LG. wies ab, das KG. erkannte: „Der Anſpruch des 
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Klägers wird ſeinem Grunde nach zu ¼½ für gerechtfertigt 
erklärt“. Auf Reviſion des Beklagten erkannte das RG. den 
Klaganſpruch in Höhe von /½ für gerechtfertigt an: Das KG. 
hat angenommen, daß den Beklagten an der Entſtehung des 
Schadens ein doppelt ſo großes Verſchulden treffe als den 
Kläger und hat danach den Klaganſpruch ſeinem Grunde nach 
zu ¼ für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion rügt Verletzung 
des §8S 254 BGB., da, wie fie meint, in dem Verſchulden des 
klägeriſchen Zedenten nicht nur nach dem Grade des beiden 
Parteien zur Laſt fallenden Verſchuldens, ſondern vor allem 
auch nach dem Maße, in welchem ihr Verſchulden als Urſache 
des Schadens müſſe angeſehen werden, die weitüberwiegende 
Schadensurſache zu finden ſei. Es erhebt ſich zunächſt die 
Frage, ob der 8 254 BGB., worauf ſich die Reviſion 
beruft und von dem auch das KG., obgleich es ihn nicht an⸗ 
zieht, offenbar ausgegangen iſt, für die Entſcheidung maßgebend 
ſei. Der Klaganſpruch unterliegt den Vorſchriften des inter⸗ 
nationalen Übereinkommens vom 14. Oktober 1900. Das 
internationale Übereinkommen geht grundſätzlich darauf aus, 
für die von ihm beherrſchten Rechtsverhältniſſe ein einheitliches, 
von den Landesrechten unabhängiges Recht zu ſchaffen. Allein 
dieſes Ziel hat es nicht vollſtändig erreicht. Abgeſehen davon, 
daß es an verſchiedenen Stellen ſelbſt auf das Landesrecht Bezug 
nimmt, ſind auch ſeine eigenen Vorſchriften nicht überall ſo 
vollſtändig und in ſich abgeſchloſſen, daß die Auslegung und 
nähere Entwicklung lediglich auf dem Boden des Übereinkommens 
erfolgen könnte. Hierher gehört insbeſondere auch die Frage, 
ob und welchen Einfluß auf die Haftung des ſchuldigen Teils 
der Umſtand habe, daß auch das Verhalten des Gegners nicht 
zu billigen iſt, die Frage nach Begriff und Wirkung des ſo⸗ 
genannten konkurrierenden Verſchuldens. Das internationale 
Übereinkommen beſtimmt darüber nichts. Es wäre aber auch 
ganz hoffnungslos, in dieſer ſehr beſtrittenen und der ver⸗ 
ſchiedenſten Auffaſſungen fähigen Materie einen durch allgemeine 
Abereinſtimmung geſicherten Rechts beſtand feſtzuſtellen, aus dem 
die Lücke des Übereinkommens ergänzt werden könnte. Daher 
bleibt, wenn man nicht das Verſchulden des anderen Teils ganz 
außer acht laſſen will, was ſelbſtverſtändlich gar nicht in Frage 
kommen darf, nichts anderes übrig, als auf die einſchlagenden 
Beſtimmungen desjenigen Landesrechts zurückzugreifen, welches 
an ſich auf den zu entſcheidenden Fall Anwendung finden müßte. 
Der Senat ſchließt ſich alſo in der Frage des ſogenannten 
konkurrierenden Verſchuldens derjenigen Auffaſſung des inter⸗ 
nationalen Übereinkommens an, welche in bezug auf den Begriff 
der höheren Gewalt der VI. 3S. in dem Urteile VI. 318/03 
vom 25. Februar 1904 — veröffentlicht in RG. 57, 142 ff. 
— entwickelt hat. Von dieſem Standpunkt aus kann es dann 
weiter keinem Zweifel mehr unterliegen, daß im vorliegenden 
Falle die ergänzenden Vorſchriften dem deutſchen Rechte zu 
entnehmen find und daß daher der S 254 BGB. Anwendung 
finden muß. Begründet aber iſt der Einwand der Reviſion 
gegen die Art, wie das KG. auf Grund dieſer Geſetzesſtelle die 
Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens vorgenommen und 
danach den Umfang der den Beklagten treffenden Erſatzpflicht 
beſtimmt hat. Zwar hat das KG. keineswegs überſehen, daß 
es für dieſe Verteilung insbeſondere auf die urſächliche Be⸗ 
deutung des Verſchuldens, nämlich darauf ankommt, inwieweit 
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der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen 
Teile verurſacht worden iſt — RG. 54, 14 —, aber es hat 
dieſen Geſichtspunkt in einer Weiſe verwertet, die nicht gebilligt 
werden kann. Der entſcheidende Grund für das KG., das vom 
Beklagten zu vertretende Verſchulden des Lademeiſters Z. für 
das weit ſchwerere zu halten, iſt in ſeiner Erwägung zu finden, 
daß die Unterlaſſungen des klägeriſchen Zedenten nur die Ver⸗ 
anlaſſung, nicht die notwendige Urſache des von Z. begangenen 
Fehlers geweſen ſeien. Nun iſt freilich nicht zu beſtreiten, daß 
Z. auch anders hätte handeln können. Aber bei dieſer formalen 
Gegenüberſtellung kommt doch die ſachliche Bedeutung, welche 
das Verhalten auf beiden Seiten für den ungünſtigen Ausgang 
hatte, nicht zur richtigen Geltung. Darüber kann kein Zweifel 
fein, daß Z. in der beſten Abſicht eingegriffen hat und durch 
die von ihm vorgenommene Befeſtigung des Hundes deſſen 
Weitertransport ſichern wollte und geſichert zu haben glaubte. 
In der Tauglichkeit dieſes Mittels hat er ſich nun allerdings 
getäuſcht und nach der Feſtſtellung des KG. trifft ihn babei 
auch ſubjektiv der Vorwurf der Fahrläſſigkeit. Es iſt aber 
nicht zu überſehen, daß durch das Ausbrechen des Hundes eine 
ſchwierige Lage geſchaffen war, und wenn dem Z. bei ſeinen 
wohlmeinenden Bemühungen, dieſe Schwierigkeiten zu beſeitigen, 
ein Verſehen untergelaufen iſt, das doch unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden nicht als beſonders ſchwer angeſehen werden kann, ſo 
muß der größere Teil der Verantwortlichkeit auf denjenigen 
zurückfallen, durch deſſen Schuld die ſchwierige Lage herbei⸗ 
geführt worden iſt. Es beruht auf Verkennung dieſer maß, 
gebenden Geſichtspunkte und iſt rechtlich nicht haltbar, wenn 
das KG. den von dem Beklagten zu leiſtenden Erſatz auf /, 
des Schadens feſtgeſetzt hat. Preuß. Eiſenbahnfiskus c. W., 
U. v. 16. Nov. 07, 45/07 I. — Berlin. 

8. 5 273 BOB. (verb. mit ALR. SS 536, 542 Tl. 1 Tit. 20). 
Zurückbehaltungsrecht wegen eines Kondiktionsanſpruchs.] 

Die Klägerin hat durch einen am 25. Mai 1897 mit der 
beklagten Stadtgemeinde abgeſchloſſenen Vertrag die Ausführung 
der Arbeiten und Lieferung der Materialien zum Neubau von 
Mannſchaftskaſernen und einer Offizierſpeiſeanſtalt übernommen 
und hat die verdungenen Bauten in den Jahren 1897 und 1898 
ausgeführt. Gemäß den Beſtimmungen des Vertrages hat die 
Klägerin eine Kaution in Geſtalt eines Depotwechſels im Be⸗ 
trage von 67 700 M hinterlegt. Sie hat nun mit der Be 
hauptung, daß ihre Verbindlichkeiten aus dem Vertrage ſämtlich 
erledigt ſeien, auf Zurückgabe des Depotwechſels geklagt. Die 
Vorinſtanzen haben die Beklagte verurteilt, der Klägerin den 
Depotwechſel zurückzugeben. Aus den Gründen: Unſtreitig 
hat die Klägerin den Vertrag hinſichtlich der übernommenen 
Bauten erfüllt. Die Kaſernenbauten ſind im Oktober 1898 
fertiggeſtellt und bezogen geweſen, die — unbedeutenden — 
ergänzungsarbeiten uſw. im November 1898 nachgeleiſtet worden; 
die Beſchaffenheit der Leiſtungen wird von der Beklagten nicht 
bemängelt, die Dauer der vertraglichen Haftpflicht der Klägerin, 
drei Jahre nach erfolgter Abnahme des Werkes, iſt längſt ver⸗ 
ſtrichen. Es handelt ſich nur noch um die von der Beklagten 
beanſpruchte Rückgabe eines von ihr überzahlten Betrages, wegen 
deſſen fie die von der Klägerin geleiſtete Kaution einbehalten 
will. Bei der im Juni 1903 von der Beklagten und einem 
Vertreter der Klägerin vorgenommenen Schlußabrechnung hat 
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ſich ergeben, daß die Beklagte auf das rechnungsmäßige Gut⸗ 
haben der Klägerin 18 010 M 32 Pf. zu viel bezahlt hat. 
Hieran will ſich die Beklagte 1448 M 65 Pf. als Ber 
zugszinſen abrechnen laſſen, wonach der Mehrempfang der 
Klägerin noch 16561 M 67 Pf. betrüge. Erſt wenn dieſer 
letztere Schuldbetrag der Klägerin beglichen ſein würde, iſt die 
Beklagte zur Herausgabe des Depotwechſels bereit... Die 
Reviſion geht davon aus, daß, wie offenbar auch der Berufungs⸗ 
richter annehme, die Beklagte, wenn ihr das behauptete Gut⸗ 
haben von 16561 M 67 Pf. aus der Schlußabrechnung mit 
der Klägerin zuſtehe, ſich dieſerhalb zweifellos an den als Haft 
geld hinterlegten Wechſel über 67700 M halten könne. Das 
folge auch aus § 3 des Vertrages, wonach die Kaution erſt 
nach Erledigung der Schlußabrechnung herauszugeben ſei. 
Eventuell komme $ 320 BGB. zur Anwendung. Die Reviſions⸗ 
beklagte dagegen hält es für nicht unbedenklich, ob überhaupt 
das Haftgeld für eine Forderung, wie die hier in Frage ſtehende, 
zurückbehalten werden könne. Die Kaution hafte für die Ver⸗ 
pflichtungen des Unternehmers aus dem Werkvertrage. Vor⸗ 
liegend handle es ſich nicht um eine ſolche Verpflichtung, ſondern 
um eine außerhalb des Vertragsverhältniſſes ſtehende, um eine 
Kondiktion. Hierwegen werde die Zurückbehaltung auch nicht 
auf den § 320 BGB. geftügt werden können. — Zu dieſem 
Punkte iſt der Reviſion recht zu geben. Das Zurückbehaltungs⸗ 
recht iſt in dem vorausgeſetzten Falle ſchon aus dem zwiſchen 
den Parteien geſchloſſenen Vertrage begründet. Nach 8 3 
des Vertrages in Verbindung mit § 4 der beſonderen Be 
dingungen kann die Kaution von dem Unternehmer erſt „nach 
Erledigung der Abrechnung“ zurückverlangt werden. Erledigt 
iſt aber nach der vom Berufungsgericht augenſcheinlich gebilligten 
Auslegung des erſten Richters die Abrechnung nur dann, wenn 
der Unternehmer die ihm obliegenden Verbindlichkeiten voll⸗ 
ſtändig erfüllt hat. Dieſe Auslegung iſt im Hinblick auch auf 
8 22 letzter Abſatz der allgemeinen Bedingungen nicht zu be⸗ 
anſtanden. Und weiterhin erſcheint es gerechtfertigt, unter den 
hier in Frage ſtehenden Verbindlichkeiten auch die Verpflichtung 
zur Begleichung eines etwa bei der Abrechnung ſich zugunſten 
des Bauherrn ergebenden Saldos mit zu begreifen. Der An⸗ 
ſpruch auf Rückerſtattung eines ſolchen Mehrempfanges darf 
bei der Natur eines derartigen Vertrags⸗ und Rechmmgs⸗ 
verhältniſſes unbedenklich als ein in erſter Linie vertraglicher 
aufgefaßt werden. Übrigens wäre auch wegen eines Konditktions⸗ 
anſpruches in bezug auf die Aberzahlung der Beklagten eventuell 
ein geſetzliches Zurückbehaltungsrecht zu verſtatten. Und zwar, 
wofern das Recht des BGB. anzuwenden wäre, zwar nicht aus 
8 320 BGB., wohl aber aus $ 2731 BGB. (vgl. RG. 57, 
67), wenn aber gemäß Art. 170 EGBGB. das alte Recht 
Anwendung zu finden hätte, ein Zurüdbehaltungssecht an dem 
Depotwechſel aus SS 536, 542 ALR. I 20 — (vgl. RG. 21, 
287 ff.). Stadt N. c. H. & W., U. v. 14. Nov. 07. 94/07 VI. 
— Königsberg. 

7. 5 326 BGB. Recht des Rücktritts von einem auf 
längere Zeit abgeſchloſſenen Bierabnahmevertrage.] 

Auf Grund Vertrages vom 26. April 1904 erachtet die 
Klägerin den Beklagten für verpflichtet, das von ihm in ſeiner 
Würtſchaft gebrauchte Bier bis zum 26. April 1912 bei Ver: 
meidung einer Kon ventionalſtrafe von 50 M für jeden Fall 
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der Zuwiderhandlung von ihr zu beziehen; da fich der Beklagte 
des weiteren Bierbezuges von der Klägerin geweigert hat, iſt 
dieſe dahin klagbar geworden, die Verpflichtung des Beklagten 
zu dem Bierbezuge bei Vermeidung der Konventionalſtrafe feſt⸗ 
zuſtellen. Der Beklagte hat eingewandt: er ſei wegen fort⸗ 
dauernd ſchlechter Bierlieferung ſeitens der Klägerin zum 
Rücktritt vom Vertrage berechtigt geweſen. Das OLG. hat 
die Verpflichtung des Beklagten zu dem Bierbezuge der Klage 
gemäß feſtgeſtellt. Der Reviſion wurde aus folgenden Gründen 
ſtartgegeben: Bei der Erörterung des Einwandes des Beklagten, 
zum Rücktritt von dem Vertrage wegen fortdauernd ſchlechter 
Bierlieferung ſeitens der Klägerin berechtigt geweſen zu ſein, 
geht der Berufungsrichter davon aus, daß der Rücktritt dann 
begründet ſein würde, wenn Bierlieferungen erfolgt wären, die 
als vertragswidrig angeſehen werden müßten, und Umſtände 
dafür vorlägen, daß auch in Zukunft die Klägerin nicht anders 
liefern werde, wenn danach die Erreichung des Vertragszwecks 
gefährdet wäre und weitere Bierlieferungen der Klägerin für 
den Beklagten kein Intereſſe hätten. Der Berufungsrichter 
ſtellt ſich dabei (auch ausdrücklich) auf den Boden der Ent⸗ 
ſcheidung des auch jetzt erkennenden Senats vom 11. Mai 1906, 
mitgeteilt in RG. 63, 297/98, und er ſetzt ſich auch nicht in 
Widerſpruch mit der in JW. 02, 8018 mitgeteilten Ent⸗ 
ſcheidung; ſeine Ausführungen ſind dahin zu verſtehen — und 
es war zwiſchen Parteien auch unſtreitig —, daß die Klägerin 
fortgeſetzt gutes Bier zu liefern verpflichtet war und alſo 
der Beklagte, wenn die Klägerin dieſe Verpflichtung nicht er⸗ 
füllte, an den Vertrag nicht gebunden, vielmehr von demſelben 
auch ihrerſeits abzugehen berechtigt war. Ein Rechtsirrtum iſt 
hierbei nicht erſichtlich. Der Berufungsrichter führt ſodann 
aus, daß beſtimmte Mängelrügen im übrigen nicht dargetan 
ſeien und nur die von Direktor V. in der erſtinſtanzlichen 
Beweisaufnahme bezeugten Fälle von Bierbeanſtandungen ſeitens 
des Beklagten in Frage kämen; daß es ſich dabei aber nur 
um vereinzelte Fälle handele, die ſich auf einen derartig 
langen Zeitraum verteilten und zeitlich voneinander ſo weit 
auseinander lägen, daß man nicht zu der Schlußfolgerung einer 
Vertragsgefährdung durch dieſe vereinzelten Fälle gelangen 
könne. Der Umſtand, daß, wie die Beweisaufnahme I. Inſtanz 
ergeben habe, das Bier in der Wirtſchaft des Beklagten tat⸗ 
ſächlich eine Zeitlang im November 1905 ſchlecht geweſen 
ſei, laſſe ſich (auch wenn es ſo von der Klägerin angeliefert 
ſein ſollte) für die ſpätere Zeit als Grund zum Rücktritt vom 
Vertrage nicht verwerten, denn der Beklagte habe einmal durch 
die Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes bis zum März 1906, 
zum andern dadurch, daß er im November 1905 nur 23 Liter 
zur Verfügung geſtellt habe, zum Ausdruck gebracht, daß er 
trotz der damaligen ſchlechten Lieferung an der weiteren Ver⸗ 
bindung mit der Klägerin noch Intereſſe habe, und daß er 
deshalb von dem ihm aus dem Vorhandenſein der Mängel er⸗ 
wachſenen Rechte keinen Gebrauch machen wolle. Dieſe Art 
der Begründung des Urteils erſcheint rechtlich verfehlt. Der 
Berufungsrichter überſieht dabei, daß, wenn der Beklagte auch 
wegen der im November 1905 erfolgten ſchlechten Bierlieferung 
erkennbarerweiſe noch keinen Gebrauch von den ihm daraus er⸗ 
wachſenen Rechten hat machen wollen, er dennoch, ſofern 
wiederum ſchlechte Lieferungen erfolgten, ſehr wohl zur Be⸗ 
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leuchtung der geſamten Art der Vertragserfüllung von ſeiten 
der Klägerin auch dieſe Fälle der Vertragsverletzung mit 
heranziehen konnte (JW. 07, 150). Demgemäß hätte der 
Berufungsrichter, wie der Reviſionskläger mit Recht hervorhebt, 
die von V. bekundeten Einzelfälle, die zum Teil im No⸗ 
vember 1905, im Dezember 1905 und im März 1906 lagen, 
im Zuſammenhalt und in Verbindung mit der im No⸗ 
vember 1905 eine Zeitlang erfolgten ſchlechten Bierlieferung 
in Betracht ziehen und anſtatt die einzelnen Tatſachen zerſtückelt, 
die geſamte Sachlage ſeiner Prüfung unterwerfen müſſen; 
nur ſo konnte er zu einer zutreffenden Beurteilung der aus⸗ 
ſchlaggebenden Frage gelangen, ob die bisherige Vertrags⸗ 
erfüllung der Klägerin als eine gehörige und ordnungsmäßige 
oder als eine ſolche zu erachten war, daß dem Beklagten eine 
Fortſetzung des Vertrages billigerweiſe nicht mehr zuzumuten 
war. N. c. B. & R., U. v. 8. Nov. 07, 238/07 II. — Jena. 

8. 8$ 450 ff. BGB. Analoge Anwendung derſelben auf 


die Veräußerung eines ſogenannten Zimmervermietungsgeſchäfts 


(Penfionats).] 

Aus den Gründen: Gegenſtand der Veräußerung gegen 
einen Preis von 13 600 M war ein Zimmervermietungs⸗ 
geſchäft — eine Penſion —, das in gemieteten Stockwerken 
betrieben wurde, mit Inventar. Ein ſolcher Geſchäftsbetrieb 
kann gleich einem Handelsgeſchäft — fonds de commerce — 
zum Verkehrsgegenſtande und veräußerlichen Lebensgute werden. 
Zwar iſt ein ſolches Lebensgut weder Sache noch Recht im 
Sinne des § 433 Abſ. 1 BGB. Auf ſeine Veräußerung 
gegen Entgelt finden indes die allgemeinen Grundſätze über 
Kauf Anwendung. Das hat der erkennende Senat in ſeinem 
Urteile vom 13. März 1906 — RG. 63, 57 — ausgeſprochen. 
— Die Beſtimmungen des BGB. über Gewährleiſtung wegen 
Mängel — 88 459 ff. — ſetzen nach ihrem Wortlaute Mängel 
einer körperlichen Sache voraus. In der vielerörterten Frage, 
ob jene Beſtimmungen auch auf den Kauf von Vermögens⸗ und 
Verkehrsgegenſtänden der hier in Betracht kommenden Art, die 
nicht körperliche Sachen ſind, analog angewendet werden können, 
hat der erkennende Senat in dem bezogenen Urteile den 
Standpunkt eingenommen, daß, wenn beim Kaufe eine Eigen⸗ 
ſchaft eines ſolchen Lebensgutes vertraglich zugeſichert iſt, die 
Beſtimmungen der SS 463 ff. analog anzuwenden fein. An 
der dort ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung wird feſtgehalten. — 
In jenem Urteile war dagegen die Frage unentſchieden geblieben, 
ob beim Verkaufe ſolcher Lebensgüter — wie Handels- oder 
Geſchäftsbetriebe — die Beſtimmungen der SS 459 ff. über 
Gewährleiſtung von Fehlern auch dann anzuwenden ſeien, wenn 
der verkaufte Geſchäfts⸗ oder Handelsberrieb mit Fehlern be⸗ 
haftet iſt, die ſeinen Wert oder ſeine Tauglichkeit zu dem ge⸗ 
wöhnlichen oder dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Ge⸗ 
brauche aufheben oder mindern. — Die Beklagte hatte geltend 
gemacht, das ihr als „Penſionat“ verkaufte Geſchäft ſei unter 
der Führung ſeitens der Klägerin ein der Unzucht dienendes 
ſogenanntes „Abſteigequartier“ geweſen. Es muß 
daher auf die Rechtsfrage eingegangen werden, ob überhaupt 
die analoge Anwendung der SS 459 ff. BGB. — hier der 
Wandlung — zuläſſig iſt, wenn das verkaufte Penſionat in 
Wirklichkeit den behaupteten Fehler hatte, daß es ein der Un⸗ 
zucht dienendes Abſteigequartier war. Das Berufungsgericht 
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hat eine ſolche analoge Anwendung der Beſtimmungen über die 
Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache verneint. Der 
erkennende Senat bejaht ſie dagegen bei der hier gegebenen 
Sachlage. Schon der Ausgang des Berufungsgerichts, die Be⸗ 
ſimmungen des BGB. über die Gewährleiſtung wegen Mängel 
der Sache ſeien Ausnahmebeſtimmungen poſitiver Art für den 
Kauf körperlicher Sachen und ließen ſchon aus dieſem Grunde 
leine analoge Anwendung auf den Kauf anderer Lebensgüter 
zu, gibt zu Bedenken Anlaß. (Wird näher ausgeführt.) — Die 
Bedeutung der geſetzlichen Regelung der Gewährleiſtungsanſprüche 
liegt gerade darin, den durch einen verborgenen Mangel des 
Raufgegenftandes geſchaffenen Intereſſenkonflikt zwiſchen Käufer 
und Verkäufer durch poſitive Beſtimmungen zu löſen. An die 
Stelle ſchwankender, von der Auffaſſung des Augenblicks ab⸗ 
hängiger Anwendung der Grundſätze von Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte oder einer durch künſtliche 
Auslegung erſt zu gewinnenden ſtillſchweigenden Vereinbarung 
eines Rücktrittsrechts, einer ſtillſchweigenden Bedingung des 
gehlens eines ſolchen Mangels find im Intereſſe der Rechts: 
und Verkehrsſicherheit dem Käufer die Rechtsbehelfe poſitiv 
geregelt, die ihm zur Löſung jenes Konfliktes gegeben ſind. 
Ihre Regelung iſt dabei weniger davon beſtimmt, daß der Kauf⸗ 
gegenſtand eine körperliche Sache iſt, als davon, zwiſchen den 
widerſtreitenden Intereſſen des Käufers und Verkäufers einen 
billigen, dem treugläubigen Verkehr entſprechenden Ausgleich zu 
ſcaffen. Daß aber auch Verkehrsgegenſtände der hier frag⸗ 
lichen Art — Handelsgeſchäfte, andere Geſchäftsbetriebe — an 
verborgenen Mängeln leiden können, deren Vorhandenſein ben 
gleichen Schutz des Käufers verlangt, den beim Kaufe körper⸗ 
licher Sachen die 88 459 ff. BGB. dem Käufer gewähren, 
wird durch den vorliegenden Fall am beſten dargetan. Es 
wäre ein recht wenig befriedigendes Ergebnis, den Käufer eines 
Zimmervermietungsgeſchäfts — einer Penſion, die in Wirklich⸗ 
keit ein der Unzucht dienendes Abſteigequartier iſt, lediglich auf 
den zweifelhaften Schutz des 8 157 BGB. oder einer ſchwer 
zu beweiſenden argliſtigen Täuſchung zu verweiſen. Allerdings 
wird die Entſcheidung der Frage, was als Mangel eines 
Handelsgeſchäftes, eines anderen Geſchäftsbetriebes angeſehen 
werden kann, der die analoge Anwendung der 88 459 ff. 
schtfertigt, zurückhaltende Mäßigung erfordern. Nach dieſer 
Richtung verdienen die Ausführungen des Berufungsgerichts, 
daß eine ſchrankenloſe analoge Anwendung der 88 459 ff. die 
Stellung des Verkäufers allzuſehr erſchweren könnte, volle Be⸗ 
achtung. Indes kann es für den hier gegebenen Fall keinem 
Bedenken unterliegen, daß grundſätzlich, ſoweit nicht aus dem 
Inhalt des Vertrags oder den begleitenden Umſtänden ſich ein 
anderes ergibt, eine verkaufte Penſion, die in Wirklichkeit ein 
der Unzucht dienendes Abſteigequartier iſt, an einem Mangel 
lidet, der die analoge Anwendung der 88 459 ff. zuläßt. 
E. c. S., U. v. 15. Nov. O7, 283/07 II. — Hamburg. 

9. 89 823, 843, 844 BGB. verb. mit $ 304 30. 
Anspruch der Erben aus einem Unfall ihres Erblaſſers gegen 
den Vermieter, oder 8 823 des BGB.? Entſcheidung über die 
Dauer der Rente durch Zwiſchenurteil ?! 

1. Soweit die Klage auf den zwiſchen dem Ehemann und 
Vater der Kläger einerſeits und dem Beklagten andererſeits ge: 
ſcloſfenen Mietvertrag geſtützt wird, iſt ſolche unbegründet. 
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Denn geklagt iſt auf Erſatz des Schadens, der den Klägern 
dadurch entſtanden iſt, daß infolge der durch ein Verſchulden 
des Beklagten als Vermieters eingetretenen Tötung des Mieters 
das den Klägern gegen den letzteren kraft Geſetzes zuſtehende Recht 
auf den Unterhalt entzogen worden iſt. Dieſer Schadenserſatz⸗ 
anſpruch ſteht aber lediglich den Unterhalts berechtigten als ſolchen 
zu, er kann ebenſowenig wie dem Mieter deſſen Erben als ſolchen 
zuſtehen. Die Nichterfüllung eines Vertrags durch den Schuldner 
bewirkt nach dem BGB. regelmäßig nur einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Gläubigers oder deſſen Rechtsnachfolgers, nicht 
auch einen ſolchen außerhalb des Vertragsverhältniſſes ſtehender 
dritter Perſonen, welche durch die Vertragsverletzung nur in⸗ 
direkt beſchädigt worden ſind. Eine Ausnahme von dieſer 
Regel enthalten die Beſtimmungen des BGB. über den Miet⸗ 
vertrag nicht, während eine ſolche Ausnahme z. B. in § 618 
BGB. über den Dienſtvertrag (vgl. auch S 62 HGB.) vor⸗ 
geſehen iſt. 2. Es kann vielmehr die Klage vorliegend nur 
auf 8 823 in Verbindung mit $ 844 BGB. geſtützt werden, 
in welcher Beziehung das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum 
den Abſatz 1 des 8 823 für anwendbar erachtet hat, weil 
Beklagter die Verpflichtung, die dem öffentlichen Verkehr in 
ſeinem Hauſe dienende Treppe in einem Leben und Geſundheit 
der ſie Betretenden nicht gefährdenden Zuſtande zu erhalten, 
fahrläſſig außer acht gelaſſen und dadurch den Tod des 
klägeriſchen Unterhaltspflichtigen verurſacht hat. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung beruht auf tatſächlichen Erwägungen, welche einen 
Rechtsirrtum nicht enthalten. Dagegen iſt es rechtsverletzend, 
wenn das Berufungsgericht die Anwendung des $ 831 BGB., 
deſſen Vorausſetzungen der Beklagte behauptet hat, aus dem 
Grunde ablehnt, weil die Klage ſchon aus dem Mietvertrage 
begründet ſei und es daher nicht darauf ankomme, ob die damit 
tatſächlich zuſammenfallende Haftung aus $ 823 Abſ. 1 BGB. 
mit Rückſicht auf 8831 BGB. verſage oder beſtehe; denn, wie 
unter 1 ausgeführt, findet vorliegend eine vertragsmäßige 
Haftung nicht ſtatt. 3. Hinſichtlich der Dauer der Rente, 
welche von der Witwe für dreißig Jahre und von den Kindern 
bis zur Volljährigkeit eines jeden beanſprucht wird, hat der 
Beklagte beſtritten, daß der im Alter von 47 Jahren Ver⸗ 
ſtorbene, der ein keineswegs geſunder Mann geweſen ſei, noch 
dreißig Jahre gelebt haben würde und daß die Kinder eine 
Rente bis zur Volljährigkeit beanſpruchen könnten. Demgegen⸗ 
über hat ſich das Berufungsgericht auf die Bemerkung beſchränkt, 
daß dieſe Frage lediglich die Höhe der Renten betreffe und 
deshalb im gegenwärtigen Verfahren, in welchem bloß über 
den Grund der Klaganſprüche zu befinden fei, nicht zu ent⸗ 
ſcheiden ſei. Dieſe Anſicht iſt wohl zutreffend im Falle des 
5843 BGB., nicht aber im dermaligen vorliegenden Falle des 
8844 BGB., in welchem vielmehr die Frage der Zeitdauer 
der Renten zum Verfahren über den Grund im Sinne des 
5 304 ZPO. gehört (vgl. einerſeits JW. 06, 7105 a. E:; 
07, 3661, andererſeits JW. 06, 55323; 07, 482 20). M. c. N 
U. v. 15. Nov. 07, 146/07 III. — Cöln. 

10. 55 826, 254 BGB. Mitwirkendes Verſchulden des 
Beſchädigten iſt der vorſätzlichen Schadenszufügung gegenüber 
unbeachtlich. 

Rechtsirrig erſcheint die Ausführung des OL G., daß, wenn 
auch die Beklagten wegen vorſätzlicher gegen die guten Sitten 
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verſtoßender Schadenszufügung an und für ſich dem Kläger 
verantwortlich wären, ſein Schadenserſatzanſpruch im vorliegenden 
Falle doch deshalb ausgeſchloſſen erſcheine, weil er ſelbſt die 
Angelegenheit leichtſinnig behandelt, insbeſondere auf die Vor⸗ 
lage der Bilanzen nicht beſtanden und ſich über die finanzielle 
Lage der Geſellſchaft vor Abſchluß der Verträge vom 11. Mai 
1904 nicht genügend unterrichtet habe. Das OLG. nimmt 
hiernach ein mitwirkendes und zwar ganz überwiegendes Ver⸗ 
ſchulden des Klägers ſelbſt an. Allein dieſe Auffaſſung verſtößt 
gegen den bereits vom II. ZS. des RG. in feinem Urteil vom 
22. März 07, II 466/06 aufgeſtellten Rechtsgrundſatz, daß der: 
jenige, welcher durch argliſtige Täuſchung einen andern zum 
Abſchluß eines Vertrags beſtimmt hat, ſich nicht darauf berufen 
kann, daß dieſer inſolge Vertrauensſeligkeit oder mangelnder 
Vorſicht das Opfer feiner Argliſt geworden if. G. c. S. 
Ziegelwerke u. Gen., U. v. 2. Nov. 07, 118/07 I. — Caſſel. 

11. 85 852, 209 BGB. Beginn der Verjährung des 
Schadenserſatzanſpruchs aus einer unerlaubten Handlung. 
Unterbrechung der Verjährung durch gerichtliche Geltendmachung 
eines Teils des Anſpruchs 2] 

Der Kläger fordert vom Beklagten Erſatz des Schadens, 
der ihm infolge einer Körperverletzung entſtanden ſein ſoll, die 
er am 15. Juni 1901 durch eine von einem Neubau herab⸗ 
gefallene Leiter erlitten hat. In der Klage hatte er 3000 M 
nebſt Zinſen gefordert und dabei bemerkt, er ſei in ſeinem Ge⸗ 
ſchäfte noch immer vollſtändig beeinträchtigt und habe erheb⸗ 
liche Beträge zur Wiederherſtellung ſeiner Geſundheit auf⸗ 
gewendet, eine vollſtändige Abrechnung ſei noch nicht möglich, 
die 3000 M würden nur vorläufig und unter dem Vor⸗ 
behalt der Erhöhung der Schadenserſatzforderung verlangt. 
Der in dieſer Weiſe erhobene Anſpruch iſt rechtskräftig als dem 
Grunde nach berechtigt erklärt worden. Bei der Verhandlung 
über den Betrag hat der Kläger am 30. November 1905 ſeinen 
Klagantrag erweitert, indem er 165 M für Arztkoſten, 
2500 M als Aufwand für Bade⸗ und Erholungsreiſen, 
endlich zum Ausgleich des ihm durch Verminderung ſeiner Er⸗ 
werbsfähigkeit erwachſenen Schadens auf die Zeit vom 
1. Juli 1904 ab eine Jahresrente von 5000 M forderte. 
Das LG. hat ihm die 165 Mark für Arztkoſten voll, für den 
durch Bade⸗ und Erholungsreiſen entſtandenen Aufwand 
1000 M und wegen verminderter Erwerbsfähigkeit vom 
1. Juli 1904 ab zeitlich unbegrenzt eine Jahresrente von 
1200 M zugeſprochen. Das von beiden Teilen angerufene 
OLG. hat die Anſchließungsberufung des Klägers vollſtändig, 
die Berufung des Beklagten aber inſoweit zurückgewieſen, als 
ſie ſich gegen ſeine Verurteilung zur Zahlung der 165 M, 
der 1000 M ſowie zur Entrichtung der Rente auf die Zeit 
bis Ende Juni 1906 gerichtet hatte, betreffs der Rente für die 
ſpätere Zeit und im Koſtenpunkte iſt die Entſcheidung vor⸗ 
behalten. Der gegen dieſes Teilurteil von der Beklagten ein⸗ 
gelegten Reviſion wurde zum Teil ſtattgegeben: Begründet er⸗ 
ſcheint die Reviſion, ſoweit fie ſich gegen die Beurteilung 
richtet, welche die vom Beklagten in der Berufungsinſtanz vor⸗ 
geſchützte Einrede, daß die Anſprüche des Klägers, ſoweit ſie 
den Betrag von zuſammen 3000 M überſtiegen, verjährt 
ſeien, ſeitens des Berufungsgerichts gefunden hat. Die von 
dieſem für die Zurückweiſung der Einrede geltend gemachten 
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Erwägungen gehen dahin: Nach der Art, wie der Kläger ſeinen 
Anſpruch auf Gewährung einer Rente wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit, die nur für die Zeit vom 1. Juli 1904 ge⸗ 
fordert werde, begründet habe, handele es ſich um Vermögens⸗ 
nachteile, die dem Kläger zur Zeit der Klagerhebung noch 
nicht bekannt geweſen ſeien, vielmehr auf Umſtänden beruhten, 
die erſt im Sommer 1904 eingetreten ſeien. Daher laufe die 
in 8 852 BGB. geordnete Verjährung für die vom 1. Juli 
1904 ab geforderte Rente erſt von dieſem Tage ab, ſie ſei 
alſo zu der Zeit, wo der Klagantrag auf die Rente erſtreckt 
worden ſei, noch nicht abgelaufen geweſen. Aber auch ab⸗ 
geſehen hiervon erſcheine die Einrede unbegründet. Nach den 
vom Kläger bereits in der Klagſchrift gemachten Angaben habe 
er von vornherein den ganzen ihm durch den Unfall erwachſenen 
Schaden geltend machen wollen und ihn nur nach den damals 
vorliegenden Verhältniſſen auf nicht höher als 3000 M ge⸗ 
ſchätzt; er habe ſich auch dementſprechend für den Fall, wenn 
ſich dieſe Schätzung als zu niedrig erweiſen ſollte, Erhöhung 
der Erſatzforderung vorbehalten. Den Gegenſtand des Pro⸗ 
zeſſes habe alſo von Anfang an der geſamte dem Kläger durch 
den erlittenen Unfall erwachſene und künftig entſtehende Schaden 
gebildet, es könnten alſo die in dem reichsgerichtlichen Urteil 
in RG. 57, 372 flg. dargelegten Erwägungen, denen das Be⸗ 
rufungsgericht an ſich beitrete, nicht Anwendung finden, die 
Sache liege vielmehr im Grunde nicht anders, als wenn der 
Kläger ohne Angabe einer beſtimmten Summe lediglich Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Bezahlung desjenigen Betrags, den 
das Gericht als angemeſſene Ausgleichung des dem Kläger 
erwachſenen Schadens anſehen werde, gefordert, oder auf Feſt⸗ 
ſtellung der Schadenserſatzpflicht des Beklagten im allgemeinen 
geklagt hätte. Danach ſei durch die Klagerhebung die Ver⸗ 
jährung bezüglich des ganzen Schadens, deſſen Erſatz der Kläger 
zu beanſpruchen habe, unterbrochen worden. Dieſer Auffaſſung 
hat nicht beigetreten werden können. Es mag nicht in Zweifel 
zu ziehen ſein, daß der Kläger bei der Klagerhebung beab⸗ 
ſichtigt hat, den ganzen Schaden, der ihm durch den Unfall 
vom 15. Juni 1901 erwachſen ſei und noch entſtehen werde, 
im jetzigen Prozeſſe geltend zu machen. Allein dadurch wird 
an der Tatſache nichts geändert, daß zunächſt und bis zu 
der Klagerweiterung vom 30. November 1905 nur ein Anſpruch 
auf Bezahlung von 3000 M ſ. A. rechtshängig geworden 
iſt, denn der Kläger hat ausſchließlich die Verurteilung des 
Beklagten zur Zahlung dieſer Summe gefordert und in keiner 
Weiſe durch einen Antrag zum Ausdruck gebracht, daß er etwa 
über dieſen Betrag hinaus die Feſtſtellung der Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Beklagten verlange, im Gegenteil iſt durch den 
Vorbehalt der Erweiterung des Klagantrags deutlich aus⸗ 
geſprochen worden, daß der Kläger, ſofern ſich die zunächſt ge⸗ 
forderte Summe als zu niedrig erweiſen ſollte, die Erhöhung 
des Erſatzanſpruchs zum Gegenſtand eines neuen auf die 
Zahlung einer weiteren Geldſumme gerichteten Antrags machen, 
alſo die erhobene Leiſtungsklage ausdehnen wolle. Dem⸗ 
zufolge kann auch der in dem rechtskräftig gewordenen Be⸗ 
rufungsurteil vom 14. Mai 1904 enthaltene Ausſpruch, daß 
die Klage für dem Grunde nach berechtigt erklärt werde, nur 
auf die bis dahin allein erhobene Forderung von 3000 M 
bezogen werden. Nun wird aber, wie in dem ſchon in der 
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Vorinſtanz angezogenen reichsgerichtlichen Urteil eingehend 
dargelegt worden iſt, nach dem jetzt geltenden Rechte 
die Verjährung eines Anſpruchs durch deſſen gerichtliche Geltend⸗ 
machung immer nur inſoweit unterbrochen, als der Anſpruch 
tehtähängig gemacht worden iſt. Offengelaſſen worden iſt in 
jenem Urteil die Frage, ob unter Umſtänden dann, wenn nach 
Erhebung der auf einen ziffermäßig beſtimmten Betrag ge⸗ 
nchteten Klage der Klagantrag erweitert und auf eine über 
jenen Betrag hinausgehende Summe erſtreckt wird, durch die 
Erhebung der beſchränkten Klage die Verjährung wegen des 
ganzen Anſpruchs unterbrochen wird, ſie iſt indes zu verneinen. 
Denn auch dann, wenn in ſolchem Falle der Kläger bei der 
Kagerhebung von der Meinung ausgegangen iſt, daß der von 
ihm geforderte Betrag zur Deckung ſeines Anſpruchs ausreichen 
werde, und ſich dieſe Annahme erſt nachträglich als nicht zu⸗ 
neffend erweiſt, bleibt die Tatſache beſtehen, daß in Wahrheit 
zunächſt bloß ein Teil des Geſamtanſpruchs der richterlichen 
Entſcheidung unterſtellt und rechtshängig gemacht worden iſt. 
Im vorliegenden Falle hat übrigens der Kläger, wie ſeine 
Angaben in der Klagſchrift ergeben, von vornherein als möglich 
angeſehen, daß der Schaden, für den er den Beklagten hafibar 
machen wollte, den zunächſt eingeklagten Betrag überſteigen, 
dieſer alſo nur ein Teil deſſen ſein werde, was er von dem 
Beklagten beanſpruchen wolle. Gleichwohl hat er davon Ab⸗ 
fand genommen, den etwaigen Mehrbetrag zum Gegenſtand 
eines Feſtſtellungsantrags zu machen. In dem Urteil in 
RO. 57, 372 iſt auch dahingeſtellt gelaſſen worden, ob im 
Anſchluß an die von Rehbein (BGB. I, 319) vertretene 
Meinung angenommen werden könnte, daß dann, wenn die nur 
wegen eines Teils eines Anſpruchs erhobene Klage nach ihrer 
Natur und ihrem Inhalte die Feſtſtellung des ganzen Anſpruchs 
erforderlich mache, auch nach dem jetzigen Rechte die Erhebung 
der Teilklage die Verjährung des ganzen Anſpruchs unterbreche, 
diefe Frage iſt aber ſeitdem mehrfach von dem erkennenden 
Senat in verneinendem Sinne beantwortet worden (Urt. vom 
25. März 1907, VI. 276/06, abgedruckt in JW. 07, 3025; 
Urt. v. 15. April 1907, VI. 331/06), und es liegt kein Anlaß 
vor, von dieſer Auffaſſung abzugehen. In dem von dem Be⸗ 
mfungsgericht angezogenen Urteil des IV. ZS. des RG. vom 
23. Oktober 1905 (JW. 05, 717°) iſt etwas Gegenteiliges nicht 
ausgeſprochen, die erwähnte Frage iſt dort vielmehr unent⸗ 
ſchieden gelaſſen. Auch dem weiteren Grunde, aus dem die 
Vorinſtanz die Verjährungseinrede verworfen hat, daß nämlich 
die Verjährungsfriſt für die geforderte Rente erſt vom 1. Juli 
1904 ab zu berechnen ſei, hat nicht beigepflichtet werden können. 
Wenn nach 8 852 BGB. bei Schadenserſatzanſprüchen aus 
unerlaubten Handlungen die dreijährige Verjährung erſt mit 
den Zeitpunkt beginnen fol, in dem derjenige, gegen den bie 
merlaubte Handlung gerichtet war, von der Perſon des dafür 
Haſtpflichtigen und von dem Schaden Kenntnis erlangt hat, ſo 
it unter dieſer letzteren Kenntnis allerdings nicht ſchlechthin 
Ind Wiſſen des Verletzten davon, daß er überhaupt geſchädigt 
I, zu verſtehen. Eine ſolche Handlung kann neben ſich fofort 
Figenden ſchädlichen Wirkungen auch erſt ſpäter hervortretende 
öolgen haben, die vielleicht auch erſt beim Hinzutritt nachträg⸗ 
lch eingetretener Umſtände, dem Verletzten Nachteile bereiten 
dder für ihn in einer von ihm von vornherein nicht erkannten 
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Weiſe ſchädlich ſind. Soweit in ſolchen Fällen ein erſt nach⸗ 
träglich eingetretener Schaden zu dem von Anfang an vor⸗ 
liegenden hinzugetreten iſt, oder dem Verletzten eine ihm nach⸗ 
teilige Wirkung der unerlaubten Handlung erſt ſpäter bekannt 
oder von ihm als Folge der Handlung erkannt wird, beginnt 
die Verjährung für den Erſatzanſpruch wegen dieſer Schäden 
erſt von der Zeit an, wo er Kenntnis von dieſem auf die un⸗ 
erlaubte Handlung zurückzuführenden Schaden erlangt (vgl. 
Mot. z. Entw. d. BGB. II, 742). Auf der anderen Seite 
iſt der Beginn der Verjährung wegen des ganzen Schadens 
nicht davon abhängig, daß der Verletzte die Höhe des Ver⸗ 
mögensnachteils, den er durch die wider ihn begangene wider⸗ 
rechtliche Handlung erleidet, noch nicht zu beſtimmen vermag 
(vgl. auch die Bemerkungen zu $ 852 BGB. in dem Planck⸗ 
ſchen (III. Aufl.) und dem Staudingerſchen (II. Aufl.) Komm. 
z. BGB. und Dernburg, das Bürg. Recht uſw. II® 720 unter II). 
Es mag nun in manchen Fällen zweifelhaft ſein können, ob 
ein neueingetretener bzw. erſt neuerkannter Schaden vorliegt 
oder nicht, jedenfalls kann dies aber hier bezüglich der dem 
Kläger nach ſeiner Angabe in der Zeit vom 1. Juli 1904 an 
erwachſenen Nachteile nicht angenommen werden. Nach der 
von ihm ſelbſt bereits in der Klagſchrift gemachten, nachmals 
auch nicht zurückgenommenen Angabe war ſchon von Anfang 
an durch den Unfall ſeine Erwerbsfähigkeit über die Zeit hinaus, 
welche die Heilung der durch die herabgeſtürzte Leiter verur⸗ 
ſachten Wunde erfordert hatte, vermindert, und die von ihm ge⸗ 
forderte Summe ſollte zugleich zur Ausgleichung des durch die 
Erwerbsverminderung erwachſenen und noch zu erwartenden 
Schadens dienen, es iſt auch nicht feſtgeſtellt und auch nicht 
behauptet, daß ſich die Erwerbsfähigkeit des Klägers im Ver⸗ 
gleich mit dem Zuſtande zur Zeit der Klagerhebung nachträglich 
verringert habe, die Verſchlechterung ſeiner wirtſchaftlichen Lage 
vom 1. Juli 1904 ab wird vielmehr allein darauf zurückgeführt, 
daß vor dieſer Zeit die durch den Unfall herbeigeführte Minde⸗ 
rung ſeiner eigenen Leiſtungsfähigkeit durch die von ſeiner Frau 
und einer Tochter entfaltete wirtſchaſtliche Tätigkeit ausgeglichen 
worden ſei, dies aber von jener Zeit an nicht mehr geſchehen 
ſei. Der Nachteil, der dem Kläger durch dieſen mit dem er⸗ 
littenen Unfall in keinerlei Zuſammenhang ſtehenden Wegfall 
der Dienſte ſeiner Angehörigen erwachſen iſt, kann als ein 
neuer Schaden in dem oben bezeichneten Sinne nicht angeſehen 
werden. Danach erſcheint, ſoweit der Kläger im ganzen nach⸗ 
träglich mehr als 3000 M gefordert hat, die Einrede der 
Verjährung begründet. N. c. L., U. v. 11. Nov. 07, 151/07 VI. 
— Cöln. 

12. 8 906 BGB. Immiſſion von Flugaſche, Kohlen⸗ 
ſtaub, Gaſen. Einrede: daß ſolche nach den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen gewöhnlich.] | 

Der Kläger iſt der Eigentümer mehrerer Ackerpläne. Uns 
weit von dieſen liegt die der Beklagten zu 1 gehörige Braun⸗ 
kohlengrube mit der dazu gehörigen Brikettfabrik und etwa 
2000 m hinter ihnen die elektrochemiſche Fabrik der Beklagten 
zu 2. Beide Anlagen ſind mit Genehmigung der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörden errichtet. Der Kläger behauptet, ſie 
ſügten durch Einwirkung von Flugaſche, Kohlenſtaub, Gaſen 
und dergleichen ſeinen Feldern Schaden zu und verlangt von 
den Beklagten als Geſamtſchuldnern den Erſatz dieſes Schadens 
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Jede der beiden Beklagten behauptet, ihre Grundſtücksbenutzung 
ſei nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage 
gewöhnlich. Der Berufungsrichter hat die Klage gegen die 
Beklagte zu 2 abgewieſen, den Anſpruch gegen die Beklagte 
zu 1 dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das RG. 
hob auf und verwies die Sache an das Berufungsgericht aus 
folgenden Gründen zurück: Die Reviſion der Beklagten zu 1 
iſt inſofern begründet, als vom Berufungsgericht nicht richtig 
erfaßt worden iſt, worauf es bei der Anwendung derjenigen 
Vorſchrift des 8 906 BGB. ankommt, auf die ſich die Be⸗ 
klagte in zweiter Linie berufen hat, der Vorſchrift nämlich, daß 
ein Grundſtückseigentümer von einem andern Grundſtück aus⸗ 
gehende Einwirkungen inſoweit nicht verbieten kann, als die 
Einwirkung durch eine Benutzung des andern Grundſtücks her⸗ 
beigeführt wird, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grund⸗ 
ſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt. Als Grundſtücke dieſer Lage 
hat hier das Berufungsgericht die Grundſtücke angeſehen, die 
einem in ſeinen Grenzen genau von ihm beſtimmten Bezirke 
angehören, und nichts nötigt dazu, die Angemeſſenheit dieſer 
Bezirksabgrenzung in Zweifel zu ziehen. Alsdann iſt die Ent⸗ 
ſcheidung davon abhängig, wie groß verhältnismäßig die Zahl 
derjenigen Grundſtücke des Beobachtungsbezirks iſt, von denen 
Einwirkungen durch Zuführung von Flugaſche ausgehen und 
ob und welche Verſchiedenheiten zwiſchen ihnen in bezug auf 
das Maß der Zuführung obwalten. Eine Feſtſtellung in dieſer 
Richtung läßt aber das Berufungsurteil vermiſſen. Den Sach⸗ 
verſtändigen iſt die Frage vorgelegt worden, ob die Grundſtücke 
des Klägers ſtärker von Flugaſche betroffen werden, als es 
innerhalb jenes Bezirks durchweg geſchieht und bereits ge⸗ 
wöhnlich (d. h. in der Gegend üblich) erſcheint. Mit der 
Bejahung dieſer Frage, deren Sinn übrigens ſchon an ſich nicht 
ganz klar iſt, haben die Sachverſtändigen über das, was hier 
zu unterſuchen iſt, keinen Aufſchluß gegeben. Der ihrer Ant⸗ 
wort hinzugefügte, vom Berufungsgericht für unerheblich er⸗ 
achtete Zuſatz: wenn man den Beobachtungsbezirk nach den 
Rauchquellen hin verengere, ergebe ſich ein Bereich, innerhalb 
deſſen der Befall mit Flugaſche ſchon gewöhnlich zu nennen ſei, 
ſcheint ſogar ſagen zu ſollen, daß zwiſchen den Rauchquellen, 
die in dem vom Berufungsgericht beſtimmten Bezirke liegen, 
weſentliche Verſchiedenheiten hinſichtlich des Erzeugens von Flug⸗ 
aſche nicht beſtehen. — S. Th. A. G. c. H., U. v. 30. Okt. 07, 
41/07 V. — Naumburg. 

13. 88 921, 922 BGB. Benutzung einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Grenzmauer.] 

Die Parteien ſind Grundſtücksnachbarn bezüglich zweier 
Villengrundſtücke. Beide Grundſtücke werden auf einer Strecke 
durch eine gemeinſchaftliche Grenzmauer voneinander ab⸗ 
geſchloſſen. Ende 1902 errichtete der Beklagte auf ſeinem 
Grundſtück unmittelbar an das des Klägers angrenzend ein 
Nebengebäude, dergeſtalt, daß die Brandmauer dieſes Gebäudes 
auf der Grenzmauer bis zur Hälfte ihrer Stärke ſteht. Der 
Kläger behauptet, der Bau verſtoße gegen die 88 921, 922 
des BGB. Solches liegt nicht vor. Jede Partei kann nach 
8 922 Satz 1 die Grenzmauer zu dem Zwecke, der ſich aus 
ihrer Beſchaffenheit ergibt, inſoweit benutzen, als nicht das Mit⸗ 
benutzungsrecht der andern Partei beeinträchtigt wird. Wenn 
im Satz 3 vorgeſchrieben iſt, daß die Grenzmauer ohne Zu⸗ 
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ſtimmung des Nachbarn, der an ihrem Fortbeſtande ein Inter⸗ 
eſſe hat, nicht beſeitigt oder abgeändert werden darf, ſo kann 
mit der Anderung nicht jede beliebige, ſondern nur eine ſolche 
Anderung gemeint ſein, durch welche die Mitbenutzung des 
Nachbarn, der an dem Fortbeſtande der Mauer ein Intereſſe 
hat, beeinträchtigt wird. Es fragt ſich alſo, ob durch das Auf⸗ 
ſetzen der Brandmauer auf die Grenzmauer deren Mitbenutzung 
durch den Kläger beeinträchtigt wird. Wird (wie das Berufungs⸗ 
gericht feſtgeſtellt hat) die Haltbarkeit der Grenzmauer durch 
den Aufbau der Brandmauer nicht beeinträchtigt, ſo wird auch 
der Kläger in ſeinem Recht, die Mauer mitzubenutzen, nicht 
geſtört. Auch nach dem Aufſetzen der Brandmauer dient ihm 
die Grenzmauer als Scheidewand zwiſchen ſeinem und des Be⸗ 
klagten Grundſtück. Der Kläger braucht allerdings eine Be⸗ 
ſchränkung ſeines Eigentums nur inſoweit zu dulden, als es im 
§ 922 BGB. vorgeſchrieben if. Er braucht alſo eine Ein⸗ 
wirkung des Beklagten auf den Teil der Grenzmauer, der auf 
ſeinem Grund und Boden und damit in ſeinem Eigentum ſteht, 
nicht weiter zu dulden, als der Beklagte die Grenzmauer zu 
dem Zwecke, der ſich aus ihrer Beſchaffenheit ergibt, benutzen 
darf. Der Zweck der Grenzmauer iſt, die beiden Grundftüde 
der Parteien voneinander abzuſchließen. Nur zu dieſem Zweck 
darf der Beklagte den auf des Klägers Grundſtück und damit 
in deſſen Eigentum ſtehenden Teil der Grenzmauer benutzen. 
Er darf alſo nicht auf dieſen Teil der Grenzmauer eine Brand⸗ 
mauer aufſetzen. Andererſeits iſt der Kläger an der Mit⸗ 
benutzung der Grenzmauer nicht gehindert, wenn der Beklagte 
auf den auf ſeinem, des Beklagten, Grundſtück ſtehenden 
Teil der Mauer eine Brandmauer aufſetzt. Der Beklagte darf 
alſo auf den in ſeinem Eigentum ſtehenden Teil der Mauer als 
Eigentümer dieſes Teils ſeines Grundſtücks eine Brandmauer 
aufſetzen. (Wolff im Recht 1900, 476; Meißner Nachbar⸗ 
recht S. 36.) K. c. B., U. v. 9. Nov. 07, 98/07 V. — Dresden. 

14. SS 1170 (1192) BGB. (88 982, 953, 946, 947 
ZPO) Ausſchluß eines unbekannten Hypotheken⸗(Grundſchuld⸗) 
Gläubigers im Wege des Aufgebotsverfahrens. Wirkung des 
Vorbehalts der angemeldeten Rechte.] 

Der Beſchwerdeführer iſt Erbpächter eines im Grundbuche 
von H. verzeichneten Grundſtücks. In Abt. III daſelbſt ſteht 
für den Erbpächter M. eine Grundſchuld von 3000 Mark nebſt 
5 Prozent Zinſen eingetragen. Auf Antrag des Beſchwerde⸗ 
führers, der angab, daß der eingetragene Gläubiger verſtorben 
ſei und daß die Vorausſetzungen des S 1170 BGB. für ein 
Aufgebotsverfahren nach Maßgabe der 88 982 ff. ZPO. vor⸗ 
lägen, erließ das AG. ein Aufgebot der unbekannten Gläubiger 
der Grundſchuld und, nachdem fünf Perſonen als angebliche 
Erben des eingetragenen Gläubigers Rechte als Gläubiger der 
Grundſchuld angemeldet hatten, am 11. Juni 1906 ein Aus⸗ 
ſchlußurteil dahin, daß alle diejenigen, welche Rechte an die 
Grundſchuld nicht angemeldet hätten, mit ihren Rechten auf die 
Grundſchuld ausgeſchloſſen, den fünf anmeldenden Perſonen aber 
alle ihre Rechte vorbehalten würden. Auf Grund dieſes Urteils 
ſtellte der Beſchwerdeführer bei dem Grundbuchamte, dem AG. 
den Antrag, die Grundſchuld auf ihn umzuſchreiben. Das 
Grundbuchamt lehnte dieſen Antrag ab, weil der in dem Urteil 
ausgeſprochene Vorbehalt der Rechte der fünf Perſonen durch 
Verzichterklärungen oder durch entſprechende rechtskräftige Ver⸗ 
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iteilungen dieſer Perſonen zugunſten des Beſchwerdeführers 
munächſt erledigt fein müſſe. Die Beſchwerde hierüber wurde 
durch Beſchluß des LG. aus dem gleichen Grunde zurückgewieſen. 
Die weitere Beſchwerde wies das NG. (deſſen Zuſtändigkeit ſich 
auf § 79 Abſ. 2 GBO. gründete) aus folgenden Gründen zurück: 
Nach 8 1170 Abſ. 1 BGB. kann unter den dort aufgeführten 
Voraus ſetzungen der Gläubiger einer Hypothek und alſo gemäß 
91192 BGB. auch der Gläubiger einer Grundſchuld im Wege 
des Aufgebotsverfahrens mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden, 
wenn er unbekannt ift, und nach Abſ. 2 des 8 1170 BGB. 
erwirbt mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils der Eigentümer 
die Poſt. Unter Ausſchließung des Gläubigers verſteht aber 
$ 1170 BGB. eine ſolche, die nach Maßgabe der Vorſchriften 
det ZPO. üder das Aufgebotsverfahren ausgeſprochen worden 
iſt. Dies ergibt ſich aus den Worten „im Wege des Auf⸗ 
gebots verfahren. . 5 1170 BGB. beſtimmt nur die 
materiellen Vorausſetzungen für das Aufgebot und die mit der 
Erlaſſung des Ausſchlußurteils verbundenen Wirkungen, während 
durch die Vorſchriften der ZPO. dem Ausſchlußurteil fein 
Weſen und Inhalt gegeben wird. Das Aufgebotsverfahren 
der ZPO. aber hat nur zum Ziele, die geſetzlichen Rechtsnach⸗ 
teile gegen alle diejenigen feſtzuſtellen, die ſich auf das erlaſſene 
öffentliche Aufgebot hin nicht gemeldet haben (Mot. zu 8775 
— jetzt 953 — Entw. III ZPO., Gaupp⸗Stein Anm. II zu 
8 953 ZPO.). Nach 8 946 ZPO. hat nur „die Unterlaſſung 
der Anmeldung“ die betreffenden Rechtsnachteile zur Folge und 
nach S 947 ZPO. iſt in das Aufgebot unter anderem aufzu⸗ 
nehmen die Bezeichnung der Rechtsnachteile, welche eintreten, 
wenn „die Anmeldung unterbleibe“. Derjenige, der ſich auf 
das Aufgebot meldet, wird mit ſeinem Rechte nicht ausgeſchloſſen, 
denn er iſt eben der ergangenen öffentlichen Aufforderung zur 
Anmeldung ſeines Rechtes gefolgt und daher trifft die Vor⸗ 
ausſetzung der Ausſchließung, daß der Aufforderung nicht nach⸗ 
gekommen iſt, gegen ihn nicht zu. Vielmehr iſt einem ſolchen 
Anmeldenden gemäß § 953 ZPO. in dem Ausſchlußurteile das 
angemeldete Recht vorzubehalten. Dabei hat der Aufgebots⸗ 
richter nur zu prüfen, ob die Anmeldung formgerecht und recht⸗ 
zeitig erfolgt iſt; eine Entſcheidung darüber, ob das angemeldete 
Kecht auch wirklich beſteht, iſt nicht in ſeine Hand gegeben 
Vorliegend find, nachdem auf den Antrag des Beſchwerdeführers, 
der behauptete, Inhaber der fraglichen Grundſchuld geworden 
m fein, in dem Aufgebote die Aufforderung zur Anmeldung 
von Rechten und Anſprüchen auf die Grundſchuld erlaſſen war, 
von den genannten fünf Perſonen Gläubigerrechte auf die 
Grundſchuld angemeldet worden. Mit Recht hat daher der 
Aufgebotsrichter ein Urteil dahin erlaſſen, daß alle diejenigen, 
welche Rechte nicht angemeldet hätten, mit ihren Rechten auf 
die Grundſchuld ausgeſchloſſen, den fünf anmeldenden Perſonen 
aber alle ihre Rechte vorbehalten würden (Mot. a. a. O., Daude 
S. 214). Zu dem gleichen Ergebniſſe gelangt überwiegend 
auch die Literatur (Predari GBO. S. 424, Biermann Sachen⸗ 
recht Anm. 3b, Staudinger BGB. Anm. 4, Fuchs Grund⸗ 
buchrecht Anm. 4 e, ſämtlich zu $ 1170 BGB., Bruck Eigen⸗ 
tümerhypothek S. 194). . .. Demnach wird vorliegend durch 
das die Gläubigerrechte der fünf Anmeldenden vorbehaltende 
Ausſchlußurteil für ſich allein nicht nachgewieſen, daß der Be⸗ 
ſchwerdeführer, der als Erbpächter gemäß Art. 63 EGBGB. 
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dem Eigentümer gleichſteht, die Grundſchuld erworben hat. Mit 
Recht haben daher der Grundbuchrichter und das LG. den 
Antrag des Beſchwerdeführers, die Grundſchuld auf ihn umzu⸗ 
ſchreiben, abgelehnt. Nur dann, wenn der Beſchwerdeführer 
den weiteren Nachweis erbrächte, daß der Vorbehalt zugunſten 
der Anmeldenden rechtswirkſam beſeitigt ſei, insbeſondere durch 
einen Verzicht der Anmeldenden auf ihre Rechte aus dem Vor⸗ 
behalte oder durch ihre rechtskräftige Verurteilung zur Abgabe 
dieſer, Verzichtserklärung, könnte dem Umſchreibungsantrage ſtatt⸗ 
gegeben werden. Denn es würde dann das Ausſchlußurteil in 
einer dem Erfolge nach gleichen Weiſe, wie wenn der Auf⸗ 
gebotsrichter zufolge der Anmeldung die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens angeordnet und, nachdem die Anmeldenden in einem 
beſonderen Rechtsſtreite zur Anerkennung des Nichtbeſtehens der 
angemeldeten Rechte rechtskräftig verurteilt worden wären, ein 
vorbehaltloſes Ausſchlußurteil erlaſſen hätte, zu einem vor⸗ 
behaltloſen geworden ſein und nunmehr als ein alle unbekannten 
Gläubiger mit ihren etwaigen Rechten auf die Poſt aus⸗ 
ſchließendes Urteil im Sinne des 8 1170 Abſ. 2 BGB. zu 
gelten haben, mit deſſen Erlaſſung der Beſchwerdeführer die Poſt 
erworben hätte. Beſchl. v. 16. Nov. 07, B 153/07 V. — Roſtock. 

Zivilprozeßordnung. 

15. 88 3, 9, 546 ZPO. (verb. mit $ 9a GKG.) . Be⸗ 
rechnung der Reviſionsſumme bei Klagen auf Feſtſtellung einer 


künftigen Schadenserſatzpflicht.] 


Der Kläger (der Reichspoſtfiskus) hat Feſtſtellungsklage 
gegen den Beklagten mit dem Antrage erhoben, daß der Be⸗ 
klagte für verpflichtet erklärt werde, dem Kläger im Umfange 
des BeamtFUürf®. den Schaden zu erſetzen, der einem Poſtboten 


durch die Exploſion des von dem Beklagten aufgegebenen 


Briefes entſtehen werde. Die Gerichte der Vorinſtanzen haben, 
einem Antrage des Klägers entſprechend, den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes für die erhobene Feſtſtellungsklage auf 2587,50 M 


feſtgeſetzt, indem ſie unter Annahme einer Minderung der Er⸗ 


werbsfähigkeit des Verletzten in Höhe von 30 Prozent eine 
nach dem Unfallfürſ GG. dieſem zu gewährende Unfallpenſion von 
jährlich 207 M der Berechnung zugrunde legten und in An⸗ 
wendung des 8 9 ZPO. den Wert des Klagbegehrens auf den 
zwölfeinhalbfachen Betrag des einjährigen Bezuges dieſer Unfall⸗ 
penſion beſtimmten. Dieſer Feſtſetzung, welcher für den Anſatz 
der Gebühren, zu deren Zweck fie erfolgt iſt, übrigens 8 9a 
GKG. entgegenſteht, kann auch für die Berechnung des Wertes 
des Beſchwerdegegenſtandes der Reviſionsinſtanz, nach 8 546 
ZPO., für welche 8 9 ZPO. maßgebend bleibt, und § 9a 
GKG. nicht Anwendung findet, nicht beigetreten werden. Die 
erhobene Feſtſtellungsklage hat nicht einen gegenwärtigen und 
unbedingten Erſatzanſpruch des Klägers zum Gegenſtande; fie 
verlangt vielmehr wegen drohender Verjährung die Feſtſtellung 
einer künftigen und ihrem Eintritte nach überhaupt ungewiſſen 
Erſatzpflicht des Beklagten für die Fälle, daß der Verletzte 
möglicherweiſe aus irgend einem Grunde einmal aus dem 
Dienſte der Poſtverwaltung entlaſſen würde, oder daß eine 
mögliche künftige Verſchlimmerung ſeines Zuſtandes ſeine 
dauernde Dienſtuntauglichkeit und dadurch ſeine Verſetzung in 
den Ruheſtand herbeiführen würde, da in beiden Fällen Leiſtungen 
des Klägers an den Verletzten aus dem UnfallfürſG. vom 
18. Juni 1901 zur Entſtehung gelangen würden. Beide Fälle, 


14 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


in denen allein der Erſatzanſpruch, deſſen Feſtſtellung die Klage 
verlangt, praktiſche Bedeutung erlangen wird, bedeuten nur 
Mbglichkeiten einer ungewiſſen Zukunft; der Verletzte iſt zurzeit 
dienſtfähig und befindet ſich auch noch im Poſtdienſte; es iſt 
nach dem Klagevortrage auch zunächſt nicht zu erwarten, daß 
ſich hieran etwas ändern wird. Unter dieſen Umſtänden kann 
der Wert des Beſchwerdegegenſtandes für die Reviſionsinſtanz 
nicht nach 8 9 ZPO. berechnet werden, feine Feſtſetzung muß 
vielmehr gemäß § 3 ZPO. nach freiem Ermeſſen des Gerichts 
erfolgen (vgl. RG. 26, 409; JW. 96, 1871), wobei die Wahr: 
ſcheinlichkeit des Eintritts der Vorausſetzungen für die Ent⸗ 
ſtehung des künftigen Anſpruchs zu berückſichtigen iſt. Der 
Beklagte ſelbſt hat in der Berufungsinſtanz aus dem Grunde, 
daß es in unbeſtimmter und unabſehbarer Ferne ſtehe, ob dem 
Kläger jemals Verpflichtungen aus dem BeamtuUFürſG. gegen⸗ 
über dem Verletzten erwachſen werden, den Streitwert auf 
300—450 M feſtzuſetzen beantragt. Würde auch eine 
ſolche Schätzung im Hinblick auf die Höhe der Leiſtungen, die 
im Falle des Eintritts jener Vorausſetzungen vom Kläger auf⸗ 
zuwenden find, der Sachlage nicht gerecht werden, jo kann doch 
die völlige Ungewißheit, ob einer der beiden für den Klag⸗ 
anſpruch vorausgeſetzten Fälle überhaupt jemals eintreten wird, 
nicht verkannt werden, und eine richtige Schätzung des Wertes 
des Streit⸗ und Beſchwerdegegenſtandes muß deshalb weit 
hinter dem Betrage zurückbleiben, zu dem die Feſtſetzung zu 
erfolgen hätte, wenn es ſich um einen gegenwärtigen und un⸗ 
bedingten Anſpruch, ſei dieſer im Wege der Leiſtungs⸗ oder der 
Feſtſtellungsklage geltend gemacht (JW. 84, 169; RG. 57, 
411), handeln würde. Aus dieſem Grunde kann nicht ans 
genommen werden, daß der Beſchwerdegegenſtand der Reviſion 
einen den Betrag von zweitauſend fünfhundert Mark über: 
ſteigenden Wert erreicht. — J. c. Reichspoſtfiskus, U. v. 
14. Nov. 07, 153/07 VI. — Berlin. 

16. SS 138, 139 ZPO. Erklärungspflicht der Partei. 
Umfang des richterlichen Fragerechts.] 

Die Klägerin verlangt mit der gegenwärtigen Klage vom 
Beklagten Erſatz der Aufwendungen, welche ſie für die Hinter⸗ 
bliebenen des am 3. Januar 1905 in dem Betriebe des 
Beklagten beim Ausdreſchen mittels Dreſchkaſtens tödlich ver⸗ 
unglückten Arbeiters V. in Erfüllung ihrer geſetzlichen Ver⸗ 
pflichtung gemacht hat und fernerhin zu machen haben wird, 
indem ſie behauptet, daß der Beklagte den Unfall durch Fahr⸗ 
läſſigkeit mit Außerachtlaſſung der ihm vermöge ſeines Berufs 
beſonders obliegenden Aufmerkſamkeit herbeigeführt habe. Klage, 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. Der erſte 
Richter hat die Klage aus dem Grunde abgewieſen, weil dem 
Beklagten eine Fahrläſſigkeit nicht zur Laſt zu legen ſei. In 
der Berufungsinſtanz hat der Beklagte vorgebracht: Nach § 147 
des landwirtſchaftlichen UBerf®. ſei ohne vorgängiges ſtraf⸗ 
gerichtliches Urteil überhaupt keine Schadensklage zuläſſig, an 
einem ſolchen Urteile fehle es aber. Ferner fehlten die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen des 8 148 des Geſetzes, denn die 
Klägerin habe dem Beklagten einen Beſchluß im Sinne des 
8 148 des Geſetzes überhaupt noch nicht mitgeteilt. Er habe 
daher die Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſammlung noch 
nicht anrufen können. Im Tatbeſtande iſt dann bemerkt: „Auf 
richterliches Befragen hat Klägerin erklärt, weitere tatſächliche 


1. 1908. 
Angaben nicht mehr machen zu wollen.“ Das Berufungsgericht 
führt nun in den Gründen aus: Es ſei mangels Beſtreitens 
ſeitens der Klägerin als feſtgeſtellt zu erachten, daß ſie den 
Beſchluß, einen Erſatzanſpruch im Sinne des § 147 Abſ. 1 
Satz 3 des landwirtſchaftlichen UVerſcß. gegen den Beklagten 
geltend machen zu wollen, dieſem vor der jetzigen, auf einen 
ſolchen Erſatzanſpruch gerichteten Klage nicht ſchriftlich mit⸗ 
geteilt habe. Darnach fehle die Prozeß vorausſetzung des 8 148 
a. a. O. Es ſei daher die Klage verfrüht angeſtellt und aus 
dieſem Grunde die Klagabweiſung gerechtfertigt. Aus den 
Emſcheidungsgründen des RG.: Wie in dem Urteile des er⸗ 
kennenden Senats vom 26. Februar 1906, RG. Bd. 62 
Nr. 104 S. 430 ausgeführt iſt, hängt die Zuläſſigkeit 
der Klage der Berufsgenoſſenſchaft gegen den Betriebsunter⸗ 
nehmer wegen eines Erſatzanſpruches aus § 136 Abſ. 1 Satz 3 
GewülVerſcß. — 5 147 Abſ. 1 Satz 3 UVerſG. für Lands 
und Forſtwirtſchaft — von der Erfüllung der in $ 137 [148] 
aufgeſtellten Vorausſetzungen ab und iſt es Sache der klagenden 
Genoſſenſchaft, zu behaupten und zu beweiſen, daß die geſetz⸗ 
liche Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Klage vorliegt. Das 
Berufungsgericht verkennt dies, wenn es für nötig hält, poſitiv 
(als von der Klägerin durch Nichtbeſtreiten zugeſtanden) feſt⸗ 
zuſtellen, daß die geſetzlich vorgeſchriebene Mitteilung nicht 
erfolgt ſei. Es hätte vielmehr für die Abweiſung der Klage 
ſchon ausgereicht, wenn die Klägerin jene zur Klagbearündung 
gehörige Tatſache nicht ihrerſeits dargetan hatte. Aber eben 
deshalb iſt auch die Rüge einer Verletzung des 8 138 ZPO. 
gegenſtandslos, der gerügte Fehler ohne Bedeutung. Ungerecht⸗ 
fertigt ſodann iſt der Vorwurf, daß der Berufungsrichter das 
Fragerecht nicht dem Senne des 8 139 ZPO. gemäß aus⸗ 
geübt habe. Es iſt zwar richtig, daß das Gericht der ihm in 
dieſer Vorſchrift auferlegten Pflicht durch Fragen auf die Klar⸗ 
ſtellung und Vervollſtändigung des Streitſtandes hinzuwirken, 
mit ganz allgemein gehaltenen Fragen nicht genügen würde, 
daß vielmehr die Befragung unter ſpezieller Darlegung der 
aufzuklärenden Punkte zu erfolgen hat. Auch mag der Reviſion 
zugegeben werden, daß im vorliegenden Falle dem Urteils⸗ 
tatbeſtand nicht zu entnehmen iſt, das Berufungsgericht habe 
den Prozeß bevollmächtigten der Klägerin ſpeziell über das Vor⸗ 
liegen der Erforderniſſe des 8 148 b und f UVerſG. be⸗ 
fragt. Allein zu einer ſolchen beſonderen Frageſtellung war 
hier keine Veranlaffung gegeben. Einmal handelte es ſich, wie 
ſchon erwähnt, um eine geſetzliche Vorausſetzung für die Klag⸗ 
ethebung und die Kenntnis der fraglichen Geſetzes vorſchrift durfte 
dem rechtskundigen Vertreter der Klägerin von vornherein zu⸗ 
getraut werden. Weiter aber war ja der letztere durch das 
ausdrückliche Beſtreiten der erfolgten Mitteilung ſeitens des 
Prozeßgegners auf dieſen Punkt hingewieſen worden. Dafür, 
daß der klägeriſche Anwalt dieſen Hinweis überſehen, aus tat⸗ 
ſächlichem Irrtum unbeachtet gelaſſen hätte, lag doch wohl kein 
Anhalt vor. Denkbar wäre, daß derſelbe rechtsirrtümlich der 
Meinung geweſen ſei, die Einhaltung der Vorſchrift des 8 148 
des Geſetzes wäre im vorliegenden Falle gar nicht notwendig. 
Darauf ſcheint der Umſtand hinzudeuten, daß laut der, durch 
Gerichtsbeſchluß vom 25. Januar 1907 erfolgten Berichtigung 
des Tatbeſtandes (Akt. Bl. 35 a) der Prozeß bevollmächtigte der 
Klägerin zunächſt — d. h. wohl vor den Ausführungen über 
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ſahrläſſige Herbeiführung des Unfalls Bl. 33v — vorgetragen 
bat, der Beklagte habe „in Kenntnis der Regierungspolizei⸗ 
verordnung vom 26. Oktober 1883 dieſe übertreten“. Indes 
wenn auch aus dem bezüglichen Vorbringen dem Gerichte er⸗ 
kembar geworden fein ſollte, daß der klägeriſche Anwalt in 
einer unrichtigen Auffaſſung über die Vorſchrift des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes oder etwa über die Rechtsbegriffe von 
Vorſatz und Fahrläſſigkeit nach 8 147 Abſ. 1 Satz 1 und 3 des 
Geſetzes befangen ſei, — was übrigens von der Reviſion nicht 
geltend gemacht iſt — ſo hätte dies doch dem Vorſitzenden 
noch leinen Anlaß zu einer weiteren Frageſtellung geben müſſen. 
P. landw. Berufsgenoſſenſchaft o. F., U. v. 18. Nov. 07, 
72/07 VI. — Poſen. 

17. 88 2747, 315, 1039 ZPO. Iſt ein ſchiedsrichter⸗ 
liches Verfahren ordnungsmäßig erledigt, wenn der Schiedsſpruch 
von den Überlebenden Schiedsrichtern, nicht auch von einem in⸗ 
zwichen verſtorbenen hinterlegt und zugeſtellt iſt 7] 

Nach 8 1039 ZPO. iſt der Schiedsſpruch den Parteien 
in einer von den Schiedsrichtern, das iſt von ſämtlichen 
Schiedsrichtern, unterſchriebenen Ausfertigung zuzuſtellen. Auch 
die Zuſtellung und die Hinterlegung des Schiedsſpruchs hat 
auf Betreiben aller Schiedsrichter zu erfolgen. Aber während 
bei dieſen Handlungen die Vornahme durch einen Teil der 
Schiedsrichter genügt, wenn ſie nur hierbei zugleich im Auftrag 
der übrigen handeln — vgl. RG. 37, 413 — gilt das gleiche 
nicht auch für die Unterzeichnung des Schiedsſpruchs oder der 
mzuſtellenden Ausfertigungen. Der 8 315 ZPO. iſt auf das 
ſchiedsrichterliche Verfahren nicht anwendbar. Übrigens liegt 
auch nichts dafür vor, daß der verſtor bene Schiedsrichter noch 
den Auftrag zur Zuſtellung und Hinterlegung des Schiedsſpruchs 
erteilt habe. — Die Einhaltung der im 8 1039 30. ver 
orbneten Förmlichkeiten iſt unerläßlich; erſt durch fie gelangt 
das Verfahren zu dem, der Verkündung gerichtlicher Urteile 
eutſprechenden Abſchluß. Daraus ergibt ſich, daß mit dem 
Tode des einen Schiedsrichters die Möglichkeit, das Verfahren 
in geſetzmäßiger Weiſe zu Ende zu führen, überhaupt aus⸗ 
geſchloſſen war; die Rechtslage war die gleiche, als wenn etwa 
ein Schiedsrichter ſchon vor der Fällung des Schiedsſpruchs, 
ſchon vor der Abſtimmung über den zu fällenden Spruch, ge⸗ 
fiorben wäre. Hätten die übrigen Schiedsrichter dieſe Rechts⸗ 
lage erkannt und deshalb, wie es angezeigt geweſen wäre, ihre 
weitere Tätigkeit abgelehnt, ſo wäre es zu einem der Auf⸗ 
hebung fähigen Schiedsſpruche überhaupt nicht gekommen. Das 
Vochandenſein einer von allen Schiedsrichtern unterſchriebenen 
Urſchrift des Schiedsſpruchs wäre ohne rechtliche Bedeutung. 
In dieſem Falle könnte auch der Schiedsvertrag nicht als durch 
das unbeendigte Verfahren erledigt angeſehen werden, und es 
würde der Klage im ordentlichen Verfahren mit Grund die 
Eintede des Schiedsvertrags (8 274 Ziff. 3 ZPO.) entgegen⸗ 
gehalten werden können. Nun ſind aber die überlebenden 
Schiedsrichter nicht in dieſer Weiſe zu Werke gegangen; ſie 
haben vielmehr die Zuſtellung und Hinterlegung des Spruchs 
offenbar mit dem Willen, das Verfahren ordnungsmäßig zu 
ende zu führen, und in der Meinung, hierzu auch ohne Mit⸗ 
wirkung des weggefallenen Schiedsrichters berechtigt zu fein, 
vorgenommen. Bei dieſer Sachlage muß aber die Klage auf 
Aufhebung des Schiedsſpruches zuläſſig ſein. Bei der weſent⸗ 
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lichen Bedeutung, die der Zuſtellung und Hinterlegung für das 
Zuſtandekommen des Schiedsſpruchs ſelbſt zukommt, muß ein 
Verſtoß gegen zwingende Vorſchriften betreffs dieſer Verfahrens⸗ 
akte als ein unzuläſſiges Verfahren im Sinne des 8 1041 
Ziff. 1 ZPO. angeſehen werden. Eben weil ein rechtsgültiger 
Schiedsſpruch erſt durch die Hinterlegung des zugeſtellten 
Spruchs zuſtande kommt, muß ein hierbei vorgekommener 
weſentlicher Verſtoß ebenſo behandelt werden, wie ein der 
Spruchfällung im engeren Sinne vorangegangener oder ſie be⸗ 
gleitender Fehler. Jedenfalls muß dies dann gelten, wenn 
wie hier, eine nachträgliche Verbeſſerung des unzuläſſigen Ber 
fahrens nicht mehr möglich iſt. Der Klage auf Aufhebung 
des Schiedsſpruchs haben ſonach beide Vorinſtanzen mit Recht 
ſtattgegeben. Der ſtändigen Rechtſprechung des RG. entſpricht 
es aber auch, wenn die Vorinſtanzen angenommen haben, daß 
mit der Aufhebung des fehlerhaften Schiedsſpruchs das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren nicht von neuem eröffnet worden iſt. 
Das von den überlebenden Schiedsrichtern eingeſchlagene Ver⸗ 
fahren ſollte den Streit vollſtändig erledigen; ſie haben als 
das beſtellte Schiedsgericht gehandelt, das durch die Hinter⸗ 
legung des Schiedsſpruchs das Verfahren zum formellen 
Abſchluß bringen wollte und gebracht hat. Wird dieſer 
Schiedsſpruch aufgehoben, ſo unterliegt der Streit der Parteien 
nunmehr der gerichtlichen Entſcheidung. St. P. c. S., U. v. 
22. Nov. 07, 17/07 VII. — Colmar. 

18. 8 304 ZERO. Z wiſchenurteil über einen Klag⸗ 
anſpruch aus „laufender Rechnung“. 

Der Kläger hat durch Vertrag vom 15. Oktober 1900 die 
Verwaltung des dem Beklagten gehörigen Reſtaurants „W.“ 
in W. übernommen und dieſe bis zum 1. November 1901 
geführt. Er behauptet, es ſei ihm vom Beklagten ein Rein⸗ 
gewinn von 3000 M für das Jahr garantiert worden, er 
habe aber in dem einen Jahr ſeines Betriebs mit einem Verluſte 
von 945 M 42 Pf. abgeſchloſſen. Dieſen Betrag müſſe 
ihm der Beklagte erſetzen und dazu noch die garantierte Summe 
von 3000 M zahlen. Außerdem macht der Kläger acht 
verſchiedene, in der Klage näher dargelegte Anſprüche geltend, 
die unter ſich auf verſchiedenen, tatſächlichen und rechtlichen 
Gründen beruhen und zuſammen 1735 M 82 Pf. betragen. 
Sein Klagantrag geht demgemäß auf Zahlung von 5 681 M 
24 Pf. nebſt Zinſen. Das Berufungsgericht hat „die Klag⸗ 
forderung dem Grunde nach für berechtigt erklärt“. Es geht 
davon aus, daß die „Klagforderung ſich als eine einheitliche, 
als das angebliche Ergebnis der noch ausſtehenden Abrechnung 
der Parteien aus dem Vertragsverhältniſſe darſtelle“. Von 
dieſem Standpunkte aus lehnt es ab, auf die in der Klage 
aufgeſtellten Poſten der Klagſumme im einzelnen einzugehen. 

Darin liegt ein Verſtoß gegen die Grundſätze des 8 304 
ZPO. Ein Vertragsverhältnis wie das vorliegende, wo eine 
periodiſche Abrechnung über die gegenſeitigen Leiſtungen der 
Vertragsteile ſtattfinden ſoll, wird allerdings ſo aufzufaſſen 
ſein, daß die Parteien in „laufender Rechnung“ zueinander 
geſtanden haben. Jedoch werden durch ein ſolches Verhältnis 
die einzelnen Leiſtungen und die daraus hervorgehenden An⸗ 
ſprüche nicht ihres ſelbſtändigen Charakters als Forderungen 
entkleidet, wie dies beim echten Kontokorrent der Fall iſt. Es 
kann, ſoweit nicht ein Anerkenntnis vorliegt, nicht auf das 
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Rechnungsergebnis, den ſogenannten Saldo, geklagt werden, 
vielmehr muß die Klage die einzelnen Poſten darlegen, weil 
die Einwirkung der Gegenpoſten nur im Wege der gewöhnlichen 
Aufrechnung oder Zahlung zuſtande kommt. Der Grund der 
Klage iſt alſo der den einzelnen Poſten zugrunde liegende 
Schuldgrund. (RG. 22, 152; JW. 1902, 321 v0.) 
Dieſer muß für jeden einzelnen in der Klage befangenen An⸗ 
ſpruch feſtſtehen, wenn das Gericht in einem Urteile nach §S 304 
ZPO. den „Klaganſpruch dem Grunde nach für berechtigt“ 
erklären will. Das Berufungsgericht hat nun außer dem auf 
8 6 des Vertrags geſtützten Reingewinnanſpruche keinen der 
mit der Klage verfolgten Anſprüche ſachlich geprüft, und ſchon 
hieraus ergibt ſich die Unzuläſſigkeit der von ihm getroffenen 
Entſcheidung. G. c. R., U. v. 19. Nov. 07, 149/07 III. — 


m. 

19. 5 308 ZPO. Enthält die Verurteilung mehrerer 
Beklagter als Geſamtſchuldner ohne Antrag des Klägers eine 
Verurteilung ultra petita?] 

Die Reviſion beſchwert ſich zunächſt darüber, daß das Be⸗ 
rufungsgericht die Beklagten zur Zahlung des mit der Anſchluß⸗ 
berufung geforderten Betrags als Geſamtſchuldner verurteilt 
hat, obgleich ein dahingehender Antrag vom Kläger nicht geſtellt 
worden war, ſie iſt der Anſicht, daß dem Kläger dadurch etwas 
zugeſprochen worden iſt, was er nicht beantragt habe, daß 
ſomit $ 308 ZPO. verletzt ſei. Dieſe Rüge iſt unbegründet. 
Ebenſowenig wie die Verurteilung mehrerer Beklagten zu einer 
teilbaren Leiſtung ohne den Zuſatz, daß ſie als Geſamtſchuldner 
leiſten ſollen, zu dem Schluſſe zwingt, daß die Beklagten nur 
zu Bruchteilen leiſten ſollen, ſondern auch im Sinne einer ge⸗ 
ſamtſchuldneriſchen Verpflichtung aufgefaßt werden kann und im 
Zweifel auch ſo aufzufaſſen iſt, wenn eine ſolche Verpflichtung 
aus dem der Verurteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis 
ſich ergibt (RG. 30, 340 a. E.), ebenſowenig wird aus dem 
gegen mehrere Beklagte auf Entrichtung einer teilbaren Leiſtung 
gerichteten Klagantrag gefolgert werden müſſen, daß der, 
Kläger von jedem Beklagten nur die Leiſtung eines Bruchteils 
verlange, ſondern es wird Sache der Auslegung ſein, welche 
Tragweite der Klagantrag hat und man wird, wenn das dem 
Klagantrag zugrunde liegende Rechtsverhältnis eine geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Haftung ergibt, davon auszugehen haben, daß der 
Kläger eine Verurteilung der Beklagten als Geſamtſchuldner 
beantragt haben wolle. Da vorliegendenfalls die Beklagten nach 
dem mit dem Kläger geſchloſſenen Vertrag als Geſamtſchuldner 
haften (LR. SS 424, 425 I. 5), fo iſt auch anzunehmen, daß 
der Klagantrag trotz Nichtgebrauchs der Worte „als Geſamt⸗ 
ſchuldner“ auf Verurteilung der Beklagten als Geſamtſchuldner 
gerichtet iſt. S. u. E. c. S., U. v. 21. Nov. 07, 71/07 VI. 
— Hamm. 

20. SS 546, 4 ZPO. Berechnung der Reviſionsſumme. 
Wertveränderung des Streitgegenſtandes im Lauf des Rechts⸗ 
ſtreits. 

Parteien find Hausnachbarn. Das Haus des Beklagten 
wurde früher als Stallgebäude benutzt und war bis zum Dach⸗ 
firſt nur 7,20 m hoch, ſo daß man nach Angabe der Klägerin 
aus den beiden ungeöffneten Fenſtern ihres Oberſtocks zur Not 
noch den Himmel ſehen konnte. Beklagter erhöhte das Haus 
um 3,70 m. Wegen der dadurch bewirkten Beeinträchtigung 


M 1. 1908 
der Lichtzuführung hat die Klägerin den Beklagten verklagt: 
mit dem Neubau nach $ 142 Tl. J Tit. 8 ALR. zurückzutreten. 
Aus den Gründen: Die Zuläſſigkeit der Reviſion war 
nicht zu beanſtanden. Das LG. hat allerdings auf die An⸗ 
gabe der Klägerin hin den Streitwert auf 650 M feſtgeſetzt 
und der Beklagte hat weder damals noch in der Folge etwas 
dagegen erinnert. Eine nähere Erörterung hat jedoch in den 
Vorinſtanzen nicht ſtattgefunden. Da es ſich um eine 
ſervitutenähnliche nachbarrechtliche Eigentumsbeſchränkung, ſog. 
Legalſervitut, handelt, auf die auch ſonſt die Grundſätze über 
Grundgerechtigkeiten Anwendung finden (vgl. ALR. I. 22 SS 1 ff. 
RG. 44, 315), konnte es keinem Bedenken unterliegen, auch 
bei der Bemeſſung des Streitwerts den $7 ZPO. anzuwenden 
(vgl. Peterſen⸗Anger, 5. Aufl., Anm. 3, Gaupp⸗Stein, 8/9. Aufl., 
Anm. III, Skonietzi⸗Gelpcke, Anm. 1, zu § 7 a. a. O.). Mag 
nun auch das Intereſſe der Klägerin, wie dieſe durch ein in 
der Reviſionsinſtanz eingereichtes Gutachten glaubhaft machen 
will, ſogar noch weniger als 651 M, nämlich nur 225 M, 
ausmachen, ſo war doch die Wertverringerung, die das Grund⸗ 
ſtück des Beklagten nach den vom RG. (RG. 63 S. 98, 100) 
aufgeſtellten Grundſätzen erleidet, höher als 2 500 M zu 
bewerten. Das von dem Beklagten eingereichte Gutachten be⸗ 
rechnet den Verluſt, den der Beklagte „im Falle der Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes“ erleiden würde, auf 
12500 Mark. .. . Nun hat allerdings die Klägerin noch geltend 
gemacht, daß der Neubau auf dem Grundſtücke des Beklagten 
zur Zeit der Zuſtellung der Klage noch nicht vollendet geweſen 
ſei und deshalb nach 8 4 ZPO. bei der Berechnung des 
Streitwerts und nach $ 446 a. a. O. bei der Berechnung der 
Reviſionsſumme nicht in Betracht gezogen werden dürfe; dies 
konnte jedoch nicht für richtig erachtet werden. Denn abgeſehen 
davon, daß der Neubau zur Zeit der Zuſtellung der Klage zum 
Teil wenigſtens bereits ausgeführt war, bezieht ſich § 4 a. a. O. 
auch nur auf den Fall, wenn der Wert des unverändert ge⸗ 
bliebenen Streitgegenſtandes nach Zuſtellung der Klage ſinkt 
oder ſteigt, dagegen nicht auf den Fall, daß der Streitgegen⸗ 
ſtand ſelbſt Veränderungen erleidet (vgl. Mot. zu den 
ss 3—9 des Entw. einer ZPO.; RG. 15 S. 75, 407; 323, 361; 
Skonietzki Gelpcke Anm. 2 zu § 4; Peterſen⸗Anger Anm. I 2 
zu 84, Anm. 4b zu § 546; Gaupp⸗Stein Anm. I zu § 4, 
Anm. VI zu 8 546 3PO.). Übrigens würde, auch wenn 
man den Neubau außer Betracht läßt, die Wertverringerung, 
die das Grundſtück des Beklagten durch die Unmöglichkeit, den 
beabſichtigten Neubau in dem in Ausſicht genommenen Umfange 
auszuführen, erleidet, ebenfalls auf mehr als 2 500 M zu 
veranſchlagen fein. A. c. Stadtgem. G., U. v. 13. Nov. 07, 
105/07 V. — Breslau. 

21. S 1025 3PO. Begriff des Schiedsvertrags.] 

Die Parteien M. und K., welche in offener Handels⸗ 
geſellſchaft eine Weberei betrieben hatten, gerieten in Zwiſtig⸗ 
keiten und ſchloſſen zur Beſeitigung derſelben einen Vergleich. 
Nach dieſem Vergleiche ſoll ein von der Kammer für Handels⸗ 
ſachen in B. zu ernennender, mit der Kraft eines Schiedsrichters 
in Gemäßheit der SS 1025 ff. ZPO. bekleideter Sachverſtändiger 
den Lagerbeſtand und die ausſtehenden Forderungen der alten 
Firma für den 15. Juli 1901 ermitteln und feſtſtellen und 
auch darüber entſcheiden, wer die Koſten dieſer Ermittlungen 
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und Auseinanderſetzungen trägt. Es find ſodann ferner von 
der Kammer für Handelsſachen zu ernennen: a) ein Schieds⸗ 
richter zur Schätzung des der alten Firma gehörig geweſenen 
Grund und Bodens; b) ein Schiedsrichter zur Schätzung der 
Gebäude derſelben, c) ein Schiedsrichter zur Schätzung der 
Maſchinen, des Fabrikinventars und der Appreturanſtalt. Die 
zuletzt erwähnten drei Schiedsrichter ſollen ihre Taxe geſondert 
abgeben. Sodann einigen ſie ſich, wie es im Vergleiche 
wörtlich heißt, und bilden zuſammen ein Schiedsgericht, welches 
über die zu ermittelnden Werte nach Maßgabe der 88 1025 ff. 
3PO. nach vorheriger Anhörung der Parteien, einen für dieſe 
bindenden Schiedsſpruch mit Gründen abgeben und hierbei die 
Vorſchriften der SS 1039 ff. ZPO. beſonders beachten müſſen. 
Über die Koſten des Verfahrens entſcheidet der Schiedsſpruch 
gleichzeitig. Die Schiedsrichter ſind ernannt; die Schiedsrichter 
m a,b und c ſetzten durch Spruch vom 3. März 1905 den 
Wert der ihrer Schätzung unterbreiteten Objekte auf zuſammen 
237 227 M feſt und legten die Koſten des ſchiedsgerichtlichen 
Verfahrens dem M. auf. Der Schiedsrichter inbetreff des 
Lagers und der Außenſtände ſetzte in ſeinem Spruche vom 
8. Mai 1905 die Werte auf 270 829 M 95 Pf. bzw. 
73 356 M 63 Pf. feſt und legte gleichfalls dem M. die 
Koſten auf. In einem ebenfalls vom 8. Mai 1905 datierten 
Nachtrage, der den Parteien zugeſtellt und ebenfalls niedergelegt 
iſt, ſtellte dieſer Schiedsrichter eine Schlußberechnung auf, nach 
der das Guthaben Ws. 122 190 M 21 Pf. beträgt. Hierauf hat 
jede der Parteien eine Klage angeſtellt. M. mit dem Antrage: 
die Schiedsſprüche vom 3. März und 8. Mai 1905 aufzuheben. 
W. mit dem Antrage: a) die Schiedsſprüche vom 3. März 
und 8. Mai 1905 für rechtmäßig zu erklären und hinſichtlich 
der Koſten die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung aus den⸗ 
ſelben auszuſprechen. d) den M. zur Zahlung von 
122 190 M 21 Pf. nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 15. Juli 1905 
zu verurteilen. Die Vorinſtanzen haben nach dem von W. 
geſtellten Antrage erkannt und die von M. angeſtrengte Klage 
abgewieſen. Der von M. eingelegten Reviſion wurde ſtatt⸗ 
gegeben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an das OLG. zurückverwieſen. Aus den Gründen: 
die Annahme des Berufungsgerichts, es ſei durch den Vergleich 
vom 13. März 1903 ein Schiedsvertrag mit der Wirkung 
geſchloſſen, daß die in Ausführung desſelben erfolgten Werts⸗ 
feftfegungen als Schiedsſprüche im Sinne des Geſetzes an⸗ 
zuſehen feien, iſt als rechtsirrtümlich nicht aufrecht zu halten 
Die Aus führungen des Berufungsgerichts verkennen, daß nach 
5 1025 ZPO. der Schiedsvertrag die Entſcheidung eines 
Rechtsſtreits zur Vorausſetzung hat, daß der Entſcheidung 
des Schiedsgerichts vorbehalten wird, was im ordentlichen 
Nechtswege der ſtaatlich beſtellte Richter durch Fällung eines 
Urteils vornimmt. — Peterſen, ZPO., 5. Aufl., Anm. 36 zu 
8 1025. — Ein Vertrag, der, wie das Berufungsgericht den 
Vergleich auslegt, dem Dritten, deſſen Urteil die Parteien ſich 
unterwerfen wollen, nicht die Entſcheidung ſelbſt, ſondern nur 
die Feſtſtellung der Elemente für die Entſcheidung überträgt, 
M kein gültiger Schiedsvertrag. Daß für den ordentlichen 
Richter bei Zugrundelegung dieſer Entſcheidungselemente nur 
die Feſtſtellung der Endſumme durch Urteil übrig bleibt, iſt 
von keiner ausſchlaggebenden Bedeutung; die dem Schieds⸗ 
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vertrage weſentliche Vorausſetzung, ganze oder teilweiſe Er⸗ 
ſchöpfung des Rechtsſtreits durch einen dem Urteile des 
ordentlichen Richters gleichen Spruch, fehlt auch in einem ſolchen 
Falle. — NG. 45, 352; JW. 02, 6361, — Ein Spruch, 
wie er hier gefällt werden ſollte und tarſächlich auch gefällt 
worden iſt, iſt kein Schiedsſpruch im Sinne des Geſetzes und 
kann zu einem ſolchen auch dadurch nicht werden, daß die 
Schätzer als Schiedsrichter bezeichnet und auf die Anwendung 
der geſetzlichen Vorſchriften über den Schiedsvertrag von den 
Parteien verwieſen find. — JW. 06, 573%, — Wie der 
Wille der Parteien für die Anfechtung eines Spruches, der 
ſich als wirklicher Schiedsſpruch darſtellt, keine anderen Gründe 
ſchaffen kann, als die vom Geſetze aufgeſtellten, ſo vermag 
Parteivereinbarung auch nicht bloße Schätzer mit den im Geſetze 
geregelten, zum Teil öffentlich⸗rechtlichen Funktionen (S8 1035, 
1036 ZPO.) von Schiedsrichtern auszuſtatten, und ebenſowenig 
können Gutachten, die keine Schiedsſprüche find, durch Partei⸗ 
vereinbarung zu Schiedsſprüchen gemacht und hinſichtlich ihrer 
Wirkung und Anfechtbarkeit den das ſchiedsgerichtliche Ver⸗ 
fahren regelnden Beſtimmungen der ZPO. unterworfen werden. 
M. c. W., U. v. 12. Nov. 07, 56/07 VII. — Hamm. 

22. SS 1039, 1041 ZPO. Schiedsſpruch. Angabe des 
„Tages der Abfaſſung“. Zuſtellung. Entſcheidung des Schieds⸗ 
gerichts über die Gültigkeit des Schiedsvertrags.] 

Die erſten beiden von der Reviſion erhobenen Angriffe 
betreffen die Frage, ob der Schiedsſpruch den im 8 1039 
ZPO. aufgeſtellten formalen Vorſchriften entſpricht, nach denen 
der Schiedsſpruch den Tag ſeiner Abfaſſung angegeben und den 
Parteien von den Schiedsrichtern zugeſtellt ſein muß. 
Beiden Angriffen iſt der Erfolg zu verſagen. Der Schieds⸗ 
ſpruch trägt oben an ſeiner Spitze das Datum: „B. den 
25. Mai 1905.“ Daß durch dieſe Datierung die Schiedsrichter 
ihrem Spruch die durch das Geſetz erforderte Bezeichnung des 
Tages der Abfaſſung haben geben wollen, muß ohne weiteres 
bis zum Beweiſe des Gegenteils angenommen werden. Ob die 
Datierung, wie hier, über dem Schiedsſpruch ſteht, oder, was 
die Reviſion für erforderlich erachtet, unter dem Spruch, kann 
dabei keinen Unterſchied machen. Es genügt zunächſt, daß das 
Datum, deſſen Beifügung freilich für die Feſtſtellung der Iden⸗ 
tität des Spruchs unentbehrlich iſt, in ſolcher Weiſe auf der 
den Spruch enthaltenden Urkunde angebracht iſt, daß die An⸗ 
nahme nicht ausgeſchloſſen erſcheint, die Schiedsrichter hätten 
durch die Datierung den Tag der Abfaſſung des Spruchs an⸗ 
geben wollen. Die Reviſion macht aber geltend, das Datum 
müſſe den richtigen Tag der Abfaſſung des Spruchs angeben, 
der auf dem ergangenen Spruch ſtehende Vermerk: „25. Mai 
1905“ ſtelle jedoch nicht den Tag der Abfaſſung des Spruchs 


dar, ſondern den Tag der letzten Verhandlung vor dem Schieds⸗ 


gericht. Dieſe Forderung der Reviſion geht jedoch zu weit. 
Dem Geſetz iſt Genüge geſchehen, wenn die Schiedsrichter den 
Spruch mit einem Datum bezeichnen, das ſie ſelbſt als den 
Tag der Abfaſſung des Spruchs angeſehen wiſſen wollen. Wäre 
aber auch davon auszugehen, daß der als Tag der Abfaſſung 
auf den Spruch geſetzte Tag der Tag ſein müſſe, an dem der 
Spruch wirklich abgefaßt iſt, und daß im vorliegenden Fall der 
25. Mai 1905 nicht der Tag der wirklichen Abfaſſung ſei, 
ſo würde doch hieraus nichts zugunſten der Reviſion zu folgern 
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fein. Denn die Formvorſchriften des §S 1039 haben, wie die 
Motive ergeben, den Zweck, die Übereinſtimmung des Spruchs 
mit dem Willen der Schiedsrichter zu ſichern und die Beendigung 
des Verfahrens feſtzuſtellen. Daß dieſer Zweck hier aber erreicht 
iſt, ſollte ſelbſt der Spruch ſeinerzeit von den Schiedsrichtern 
nicht am 25. Mai 1905, ſondern an einem anderen Tage ab⸗ 
gefaßt worden ſein, kann nicht zweifelhaft ſein. Weder behaupten 
die Beklagten, noch iſt ſonſt irgenwie ein Anhalt für die Annahme 
vorhanden, daß der dem Protokoll beigefügte Spruch einen 
anderen Inhalt gehabt habe als der entſcheidende Teil der mit 
eingehenden Gründen verſehenen und von den Schiedsrichtern 
unterſchriebenen, den Parteien zugeſtellten Ausfertigung des 
Spruchs. Schon im Urteil vom 20. Januar 1905 (VII 516/04) 
hat der jetzt erkennende Senat ausgeführt: ſelbſt wenn im ein⸗ 
zelnen Falle feſtſtehe, daß der Schiedsſpruch nicht an dem 
Tage abgefaßt ſei, den er ſelbſt als den Tag der Abfaſſung 
angibt, ſo ſei hierin doch ein ſo weſentlicher Verſtoß gegen den 
8 1039, daß der Spruch für unwirkſam zu halten ſei, nicht 
zu finden, wenn nicht erſichtlich ſei, daß jene an ſich neben⸗ 
ſächliche Unrichtigkeit die Überzeugung davon zu erſchüttern vers 
möchte, daß der Schiedsſpruch genau ſo, wie beſchloſſen, nieder⸗ 
geſchrieben worden und das Verfahren auch im übrigen ein 
rechtmäßiges geweſen ſei. An dieſen Grundſätzen hält der 
Senat auch bei erneuter Prüfung der Tragweite des 5 1039 
feſt. Daß die Zuſtellung des Schiedsſpruchs an die Parteien 
ſeitens der Schiedsrichter ſelbſt veranlaßt worden iſt, 
die den Protokollführer des Schiedsgerichts Dr. P. mit der 
Ausführung der Zuſtellung beauftragt hatten, ſtellt der Be⸗ 
rufungsrichter ohne Rechtsirrtum feſt. Die Beklagten machen 
zwar geltend, ſie hätten angenommen und annehmen müſſen, 
die Zuſtellung des Spruchs an ſie erfolge nicht im Auftrage 
der Schiedsrichter, ſondern der Klägerin, weil inhalts der Zu⸗ 
ſtellungsurkunde die Zuſtellung im Auftrage des Juſtizrats A. 
erfolgt ſei und dieſer der Sozius des Juſtizrat B. geweſen ſei, 
der die Klägerin im Schiedsverfahren vertreten habe. Der 
Berufungsrichter führt aber aus, zur Durchführung der Zuſtellung 
habe ſich Dr. P., der Beauftragte der Schiedsrichter, nicht aber 
die Klägerin, des Juſtizrats A. bedient und der letztere ſei 
weder jemals Bevollmächtigter der Klägerin geweſen noch im 
Schiedsverfahren für ſie aufgetreten. Hiernach entſpricht die 
Zuſtellung ſachlich dem Erfordernis des 8 1039, daß fie auf 
Veranlaſſung der Schiedsrichter erfolgen muß. Der Inhalt 
der Zuſtellungsurkunde, der übrigens für ſich allein für die Be⸗ 
urteilung der Wirkſamkeit der Zuſtellung nicht maßgebend iſt 
(RG. 17, 413 und 37, 414), ſteht mit der Wahrheit nicht in 
Widerſpruch, iſt vielmehr nur ein unvollſtändiger und durfte 
inſoweit durch den Berufungsrichter ergänzt werden. Daß die 
Beklagten hätten annehmen müſſen, der Juſtizrat A. ſei von 
der Klägerin mit der Zuſtellung beauftragt, iſt nicht anzu⸗ 
erkennen. Hatten ſie Zweifel, in weſſen Auftrage die Zuſtellung 
erfolgt war, ſo konnten ſie dieſe durch Erkundigung beſeitigen. 
Haben ſie aber ſelbſt angenommen, die Zuſtellung ſei im Auf⸗ 
trage der Klägerin erfolgt, ſo mögen ihnen vielleicht Anſprüche 
auf Erſatz des Schadens zuſtehen, der ihnen etwa aus dem in 
ihnen erregten Irrtum erwachſen iſt, die Rechtsgülrigkeit der 
Zuſtellung des Schiedsſpruchs wird aber hierdurch nicht berührt. 
Die dritte von der Reviſion erhobene Rüge iſt materiellrechtlicher 


M 1. 1908. 


Art. Sie geht dahin, der „Hauptvertrag“ und damit auch der 
einen Beſtandteil desſelben bildende Schiedsvertrag ſeien infolge 
weſentlichen Irrtums der Beklagten über den Inhalt des Haupt⸗ 
vertrages nichtig. ... Zwar iſt regelmäßig anzunehmen, daß 
bei der Vereinbarung eines Schiedsvertrages der Vertrags wille 
der Parteien nicht dahin gegangen iſt, die Schiedsrichter ſollten 
auch darüber entſcheiden, ob die Grundlage des Schiedsgerichts, 
der Schiedsvertrag, gültig zuſtande gekommen iſt. Eine ſolche 
Entſcheidung iſt vielmehr, ſoweit der Schiedsvertrag ſelbſt nicht 
anders beſtimmt, dem ſtaatlichen Gericht vorbehalten (JW. 02, 
171%. Im vorliegenden Fall aber haben die Beklagten 
den vorbezeichneten Einwand des Irrtums bei ihrer Verteidigung 
vor dem Schiedsgericht dieſem ſelbſt unterbreitet und mit der 
Klägerin vor dem Schiedsgericht über dieſen Einwand ver⸗ 
handelt. Hierdurch iſt ein neuer Schiedsvertrag von den 
Parteien ſtillſchweigend dahin abgeſchloſſen, daß das Schieds⸗ 
gericht auch dieſen Einwand zum Gegenſtand ſeiner Entſcheidung 
machen ſolle. Nachdem in Erledigung dieſes Schiedsvertrages 
das Schiedsgericht den Einwand verworfen und in dem Rechts⸗ 
ſtreit der Parteien eine endgültige Entſcheidung getroffen hat, 
iſt kein Raum für eine über denſelben Einwand durch das ſtaat⸗ 
liche Gericht zu treffende Entſcheidung. S. c. Zentrale f. 
Spiritus verwertung, U. v. 18. Okt. 07, 12/07 VII. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

23. 5 37 Abſ. 2 HGB. verb. mit $ 12. BGB. Kann 
der Erwerber eines Handelsgeſchäfts mit der Firma ohne Ge⸗ 
nehmigung des Veräußerers Zweigniederlaſſungen mit der ab⸗ 
geleiteten Firma an andere übertragen?! 

Der Kläger verkaufte ſein Handelsgeſchäft in F. mit 
der Firma E. Sch. & Co. an den Beklagten, der bald 
darauf den Juwelier T. als Geſellſchafter aufnahm. Die hier⸗ 
durch begründete offene Handelsgeſellſchaft wurde aufgelöſt. 
T. übernahm das Handelsgeſchäft und führte es unter der 
alten Firma fort. Am 7. Dezember 1904 wurde eine Zweig⸗ 
niederlaſſung derſelben in das Handelsregiſter des AG. in W. 
eingetragen, die, wie der Beklagte behauptet, bereits ſei Mai 
1904 beſtand. Laut Eintrag im Handelsregiſter vom 9. Januar 
1905 wurde die Zweigniederlaſſung unter der bisherigen Firma 


als ſelbſtändiges Geſchäft weitergeführt. Ihr alleiniger Inhaber 


iſt der Beklagte. Der Kläger erhob mit der Behauptung, daß 
er hierzu ſeine Genehmigung nicht erteilt habe, der Beklagte 
daher nicht berechtigt ſei, die Firma E. Sch. & Co. zu führen, 
Klage mit dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, 1. dieſe 
im Handelsregiſter des AG. in W. eingetragene Firma zu 
löſchen, 2. ſich des ferneren Gebrauchs der Firma bei Ver⸗ 
ineidung einer Geldſtrafe zu enthalten. Beklagter wurde vers 
urteilt und ſeine Reviſion wurde zurückgewieſen: Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob und inwieweit die Veräußerung einer Zweig⸗ 
niederlaſſung mit dem Firmenrecht unter die Beſtimmung des 
8 22 HGB. fällt. Jedenfalls müßte der Beklagte, der nach 
Lage der Sache ſein Firmenrecht nur auf dieſes Geſetz ſtützen 
kann, den Nachweis führen, daß der Kläger in die Fortführung 
der Firma für die weiter veräußerte Zweigniederlaſſung aus⸗ 
drücklich gewilligt habe. Nun liegt bei dem Erwerbe eines 
Handelsgeſchäfts in der Zuſtimmung des früheren Firmen⸗ 
inhabers zur Fortführung der Firma im Zweifel zwar die Er⸗ 
mächtigung, die Firma auch für Zweigniederlaſſungen zu ges 
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brauchen, dagegen nicht auch die Ermächtigung, die Zweig⸗ 
niederlaſſung mit der abgeleiteten Firma als ſelbſtändiges 
Geſchäft weiter zu veräußern. Regelmäßig wird vielmehr, wie 
das OLG. zutreffend ausführt, eine ſolche Vervielfältigung der 
Fuma nicht als dem Willen des früheren Firmeninhabers ent⸗ 
ſprechend anzuſehen ſein. S. c. S., U. v. 16. Nov. 07, 44/07 I. 


ankfurt. 

24. 8 159 HGB. verb. mit 8 199 BGB. u. Art. 169 
E88. Beginn der Verjährung gegen einen ausgeſchiedenen 
Geſellſchafter bezüglich einer nach der Verlautbarung im Handels⸗ 
regiſter fällig gewordenen Forderung.] 

Sowohl nach § 159 des jetzt geltenden HGB. wie nach 
Art. 146 des früheren HGB. begunt der Lauf der fünfjährigen 
Verjährungsfriſt gegen einen ausgeſchiedenen Geſellſchafter in 
Fällen, in denen die Forderung erſt nach Eintragung des Aus⸗ 
ſcheidens im Handelsregiſter fällig geworden iſt, mit dem Zeit⸗ 
punfte der Fälligkeit. Gegenwärtig handelt es ſich um zwei 
mit ſechs monatiger Friſt kündbare Forderungen, die am 3. Ok⸗ 
wber 1899 — an welchem Tage das Ausſcheiden des Be⸗ 
llagten aus der Handelsgeſellſchaft Gebrüder F. im Handels⸗ 
regiſter eingetragen wurde — noch nicht gekündigt, alſo noch 
nicht fällig waren. Sie waren auch am 1. Januar 1900 noch 
nicht fällig. Folglich begann die fünfjährige Verjährung gemäß 
8 199 BEB. Art. 169 EGBGB. keinenfalls vor dem 
3. April 1900; erhoben iſt aber die Klage, wie der Berufungs⸗ 
richter feſtſtellt, bereits am 30. März 1905. W. c. V., U. 
v. 21. Nov. 07, 156/07 V. — Königsberg. 

Verſicherungsrecht. 

25. Verpflichtung des Verſicherten, ſich nach einem Unfall 
einer ärztlichen Unterſuchung zu unterziehen. Geht die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft ihres Rechts auf Emnſetzung einer Kom⸗ 
miſſion behufs Ermittelung des Umfangs des Schadens durch 
deſſen Beſtreiten verluſtig? Bedeutung des Urteils, das über 
den Grund des Anſpruchs entſcheidet.] 

Der bei der Beklagten verſicherte Kläger hat am 20. März 
1901 einen Unfall erlitten. Nach Empfang einer Entſchädigung 
von 72 M machte er weitere Anſprüche geltend, da ein 
Bruchleiden entftanden ſei. Durch Schreiben vom 4. Mai 1901 
wies Beklagte jeden weiteren Anſpruch ab, weil ſie für Brüche 
nicht hafte. Im Oktober 1901 erhob ſodann Kläger mit der 
Behauptung, daß der Unfall außer dem Bruch noch weitere 
innere Schäden, insbeſondere eine Wanderniere zur Folge gehabt 
habe, Klage auf Zahlung einer / jährlichen Rente von 
188,61 M. Das 2G. wies die Klage ab, da fie nicht 
innerhalb der Friſt der Nr. 56 der Verſicherungsbedingungen 
erhoben ſei. Das KG. erkannte, daß der Uaganſpruch dem 
Grunde nach gerechtfertigt ſei, indem es einen ſo hohen Grad 
von Wahrſcheinlichkeit für das behauptete Nierenleiden als dar⸗ 
getan annahm, daß es dieſes als erwieſen anſah. Zugleich 
wurde die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung über 
den Betrag des Anſpruchs an das LG. zurückverwieſen, 
mater Verwerfung des Einwands der Beklagten, daß über die 
Höhe der Emſchädigung nach Nr. 62 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen die Arztelommilfion zu entſcheiden habe. Das 
LG. hat darauf nach dem Klagantrag erkannt. Die hiergegen 
eingelegte Berufung hat das KG. als unbegründet zurück⸗ 
getvieien. Es geht mit dem LG. davon aus, daß die Beſtim⸗ 


mung der Nr. 62 ff. vorliegend die richterliche Entſcheidung 
über die Höhe der zu leiſtenden Entſchädigung nicht ausſchließe 
und daß Kläger nur zwecks Vorbereitung der nach Nr. 62 zu 
treffenden Entſchließungen verpflichtet ſei, ſich von den Arzten 
der Beklagten unterſuchen zu laſſen, ſomit ein Verſtoß gegen 
die Nr. 27 und 32 nicht vorliege. Weiter billigt das Be⸗ 
rufungsgericht die Beweiswürdigung des LG., daß die Beein⸗ 
trächtigung der Erwerbsfähigkeit des Klägers um 50 Prozent 
hinreichend erwieſen ſei. Das RG. hob auf, inſaweit zuun⸗ 
gunſten der Beklagten erkannt war: Die Auslegung, die der 
Berufungsrichter der unter Nr. 27 der Verſicherungs bedingungen 
ſich findenden Vertragsbeſtimmung dahin gibt, daß der Ver⸗ 
ſicherte nur dann verpflichtet ſei, dem von der Geſellſchaft be⸗ 
auftragten Arzt die Unterſuchung ſeines körperlichen Zuſtandes 
zu geſtatten, falls dieſe zur Vorbereitung ihrer Entſchließung 
über Anerkennung oder Ablehnung der vom Verſicherten ver⸗ 
langten Entſchädigung erfolgen ſoll, iſt in hohem Grade be⸗ 
denklich. Weder nach dem Wortlaut dieſer Beſtimmung noch 
aus dem Zuſammenhang mit den übrigen Verſicherungs⸗ 
bedingungen dürfte eine ſolche Beſchränkung des Unterſuchungs⸗ 
rechts der Beklagten zu rechtfertigen ſein. Ganz beſonders be⸗ 
denklich erſcheint die Beſchränkung in einem Fall, wie der 
vorliegende, in dem die Geſellſchaft nach Erlaß eines den er⸗ 
hobenen Entſchädigungsanſpruch dem Grunde nach anerkennen⸗ 
den Urteils die Geſtattung der ärztlichen Unterſuchung fordert, 
um nunmehr ihre Entſchließung über die Höhe der geſchuldeten 
Eutſchädigung zu treffen. Allein die Zurückweiſung des von 
der Beklagten auf Grund der Nr. 27 und 32 der Verſiche⸗ 
rungs bedingungen geltend gemachten Verwirkungseinwands iſt 
deshalb aufrecht zu erhalten, weil nach Lage der Sache anzu⸗ 
nehmen iſt, daß Kläger trotz Anwendung der erforderlichen 
Sorgfalt ſich auf Grund der Verſicherungs bedingungen wicht 
für verpflichtet hielt, die begehrte ärztliche Unterfuchung zu 
getdatten. Ein etwa vorliegender Verſtoß gegen die Nr. 27 
der Verſicherungsbedingungen würde auf einem Verſchulden 
des Klägers nicht beruhen und deshalb die Verwirkung des 
Anſpruchs nach Nr. 32 daſelbſt nicht zur Folge haben, denn 
nach Treu und Glauben kann dieſe letztere Beſtimmung nur 
dahin verſtanden werden, daß nur ein ſchuldhaftes Zu⸗ 
widerhandeln gegen Nr. 27 die Verwirkung herbeiführen ſoll. 
Wollte man aber die für Verſäumung von Friſten in Nr. 32 
ausgeſprochene Beſtimmung, daß auch ihre ſchuldloſe Ver⸗ 
ſäumung die Anſprüche verwirken ſoll, als auch für Zuwider⸗ 
handlungen gewollt anſehen, ſo würde ſie als gegen die guten 
Sitten verſtoßend nicht zu beachten ſein. Hat ſich hiernach die 
Beklagte zu Unrecht auf eine Verwirkung des klägeriſchen Ans 
ſpruchs gemäß Nr. 27 und 32 der Verſicherungs bedingungen 
berufen, ſo muß dagegen ihr auf die Nr. 66 daſ. geſtütztes 
Vorbringen als begründet erachtet werden. Der Berufungs⸗ 
richter geht hier davon aus, daß im Fall eines Rechtsſtreites 
der Grad der Erwerbsunfähigkeit nur dann durch das Gut⸗ 
achten des Vertrauensarztes (Nr. 62 Satz 1) bez. der Sach⸗ 
verſtändigenkommiſſion (daſ. Satz 2) feſtzuſtellen ſei, falls ein 
derartiges Gutachten rechtzeitig eingeholt ſei, daß es vorliegend 
die Pflicht der Beklagten geweſen ſei, trotzdem ſie jede Ent⸗ 
ſchädigungspflicht ablehnte, auf Grund des einzuholenden Gut⸗ 
achtens ihres Vertrauensarztes eine eventuelle Entſcheidung 
3 * 
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über die Höhe der Entſchädigung zu treffen und im Nicht⸗ 
anerkennungsfall weiter vorſorglich das Gutachten der Sach⸗ 
verſtändigenkommiſſion herbeizuſchaffen. Der Berufungsrichter 
nimmt an, daß die Beklagte die Gutachten nicht rechtzeitig be⸗ 
ſchafft und deshalb die Befugnis verloren habe, ſich darauf zu 
berufen, daß die Kommiſſion über die ſonſt ihr vorbehaltenen 
Fragen Entſcheidung zu treffen habe. Dieſe Annahme kann 
nicht aufrechterhalten werden. Die Verſicherungs bedingungen, 
insbeſondere die Nr. 62 bis 66 bringen in ihrem Zuſammen⸗ 
hang unzweideutig den Willen zum Ausdruck, daß auch im 
Falle eines Rechtsſtreites grundſätzlich über die Dauer und den 
Grad der Erwerbsunfähigkeit die Sachverſtändigenkommiſſion 
zu entſcheiden hat. Es kann nun nicht ohne weiteres ange⸗ 
nommen werden, daß die Beklagte, auch falls ſie ihrerſeits jede 
Entſchädigungspflicht beſtreitet, weil ſie einen unter den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag fallenden Unfall als vorliegend nicht erachtet, 
dennoch verpflichtet ſein ſoll, das Gutachten ihres Vertrauens⸗ 
arztes zu erfordern, dann ſelbſt eine eventuelle Entſcheidung zu 
erlaſſen und weiter bei deren Nichtanerkennung ein Gutachten 
der Kommiſſion herbeizuführen. Ein derartiges mit Koſten und 
Weiterungen verbundenes Verfahren, das für den Fall, daß 
tatſächlich ein Verſicherungsfall nicht vorliegt, ohne jede Be⸗ 
deutung ſein würde, hätte ausdrücklich in den Verſicherungs⸗ 
bedingungen angeordnet werden müſſen. Das iſt nicht geſchehen 
und deshalb iſt eine Verpflichtung der Beklagten, wie ſie der 
Berufungsrichter annimmt, nicht anzuerkennen und damit ent⸗ 
fällt die vom Berufungsrichter aus der Nichtbefolgung der 
vermeintlichen Verpflichtung gezogene Folgerung. Der vom 
Berufungsrichter noch angezogene 8 315 Abſ. 3 BGB. ſchlägt 
hier überhaupt nicht ein. Iſt aber hiernach die Beklagte als 
berechtigt anzuſehen, die Befragung ihres Arztes bez. der Sach⸗ 
verſtändigenkommiſſion bis zur Feſtſtellung, daß ſie überhaupt 
zur Entſchädigung verpflichtet iſt, aufzuſchieben, ſo ſchließt auch 
das Anhängigwerden des Rechtsſtreites nicht aus, daß die Be⸗ 
klagte ſich auf die Beſtimmung des Verſicherungsvertrags 
berufen kann, nach der die Feſtſtellung des Grades der Er⸗ 
werbsunfähigkeit außerhalb des gerichtlichen Verfahrens ſtatt⸗ 
zufinden hat. Es fragt ſich aber, ob nicht vorliegend etwa das 
den Klaganſpruch dem Grunde nach anerkennende Urteil vom 
29. Juni 1905 eine ſolche Wirkung hat. Allein auch dies iſt 
zu verneinen, denn dieſes Urteil läßt ausdrücklich die Frage 
unentſchieden, „inwieweit etwa im weiteren Verlauf der Grad 
der Erwerbsunfähigkeit durch das Gutachten des Vertrauens⸗ 
arztes oder die Entſcheidung der Arztekommiſſion feſtzuſetzen 
iſt. Nach der oben vertretenen Auslegung der Verſicherungs⸗ 
bedingungen liegt die Sache infolge dieſes Urteils ſo, daß 
rechtskräftig feſtſteht, daß die Beklagte für die Folgen des Un⸗ 
falls, abgeſehen von dem Leiſtenbruch, Entſchädigung gewähren 
muß, daß aber zur Durchführung des Rechtsſtreites noch über 
die Höhe der Entſchädigung zu erkennen iſt. Sache der Par⸗ 
teien iſt es, die den Richter bindende Feſtſtellung durch die 
Arztekommiſſion herbeizuführen und ſo den Richter in die Lage 
zu verſetzen, ſein Endurteil fällen zu können. Sollte nach 
Erlaß des jetzigen Urteils Kläger oder Beklagte die Herbei⸗ 
führung der Kommiſſionsentſcheidung ſchuldhaft verzögern oder 
vereiteln, ſo hat der Richter hieraus die gebotenen Folgen zu 
ziehen. V. c. O., U. v. 15. Nov. 07, 46/07 VII. — Berlin. 
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Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

26. Tarifnummer 2a § 4 Abſ. 2. Zum Begriff von 
Schuldſcheinen, die als inländiſche für den Handelsverkehr be⸗ 
ſtimmte Schuldverſchreibungen der Stempelabgabe unterliegen.] 

Im Jahre 1905 hat die aus acht Mitgliedern beſtehende 
Geſellſchaft „Laderkorporation N.“ infolge einer zwiſchen ihr 
und der Klägerin getroffenen Vereinbarung zur Ermöglichung 
einer Vereinigung mit dieſer letzteren eine Geſellſchaft m. b. H. 
gegründet und in dieſe das ganze Vermögen der Laderkorpo⸗ 
ration eingebracht. Die acht Mitglieder der Geſellſchaft traten 
ihre Geſchäftsanteile an die Klägerin ab. Das Entgelt dafür 
beſtand teils in barem Gelde, teils in neu auszugebenden 
Aktien der Klägerin; ein Teilbetrag von 150 000 M wurde 
unter beſonderen Rückzahlungsbedingungen geſtundet. Behufs 
Begleichung dieſer Schuld ſtellte die Klägerin 150 Stück auf 
den Namen der Laderkorporation lautende Schuldſcheine über je 
1000 M aus und händigte fie den Mitgliedern der Lader⸗ 
korporation aus. Das Stempelamt in N. hat dieſe Schuld⸗ 
ſcheine als „inländiſche für den Handelsverkehr beſtimmte Schuld⸗ 
verſchreibungen“ im Sinne der Tarifnummer 2a RStemp®. 
vom 14. Juni 1900 angeſehen und deshalb für jeden Schuld⸗ 
ſchein eine Stempelabgabe von 6 M erfordert. Die Klägerin 
zahlte, erhob Klage und der beklagte Fiskus wurde verurteilt; 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die hier vor⸗ 
liegenden Schuldſcheine weiſen in keiner Beziehung beſondere 
Merkmale auf, die ſie von gewöhnlichen Schuldverſchreibungen 
unterſcheiden und ſie zum Umlauf im Handelsverkehr geeigneter 
machen. Die Zahlung der Schuldſumme ſoll nicht an den 
Inhaber oder an die Order des benannten Gläubigers erfolgen, 
ſondern an den benannten Gläubiger (die Laderkorporation) oder 
deren Rechtsnachfolger geſchehen. Auch in der Beſtimmung, 
daß die Zahlung „gegen Rückgabe des abquittierten Schuld⸗ 
ſcheins“ erfolgen ſoll, iſt eine weſentliche Beſonderheit nicht zu 
erblicken, da auch ſonſt nach 88 368, 371 BGB. der 
Schuldner Quittung und daneben noch Rückgabe des Schuld⸗ 
ſcheins verlangen darf. Der Umſtand ferner, daß es der 
Klägerin vom 1. Juli 1915 ab freiſteht, jederzeit jeden Betrag 
aus der jeweils noch beſtehenden Schuld zur Heimzahlung 
binnen zwei Monaten durch Verloſung und Bekanntmachung 
im Fränkiſchen Kurier oder nach Wahl der Schuldnerin 
an die in ihren Büchern vorgemerkten Gläubiger zu kündigen, 
ſteht offenbar ſogar der Annahme entgegen, daß die Schuld⸗ 
ſcheine für den Umlauf im Handelsverkehr beſonders geeignet 
ſeien. Dieſer Umlauf wird zwar, worauf die Reviſion Gewicht 
legt, in gewiſſer Beziehung erleichtert, wenn die Übertragung 
der in den Schuldſcheinen verbrieften Forderungen nicht durch 
gewöhnliche ſchriftliche Abtretung, ſondern durch Blankoabtretung 
erfolgt. Eine ſolche iſt aber bei allen verbrieften Forderungen 
möglich, ohne daß hieraus die Folgerung gezogen werden 
könnte, daß ſie auch ſämtlich für den Handelsverkehr geeignet 
ſeien. Auch bei Blankoabtretungen beſteht die mit dem Handels⸗ 
verkehr nicht verträgliche Abhängigkeit des Rechts der die 
Abtretung für ſich geltend machenden Perſon von dem Rechte 
desjenigen Vormanns, der die Blankoabtretung erklärt hat. 
Ob die Befürchtung, daß die Klägerin aus dem letzteren Recht 
Einwendungen erheben werde, im vorliegenden Fall, wie die 
Reviſion hervorhebt, „nahezu ausgeſchloſſen“ erſcheint, macht 
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keinen Unterſchied, da die rechtliche Möglichkeit der Erhebung 
folder Einwendungen beſtehen bleibt und von einem mit den 
Umftänden, die zur Ausſtellung der Schuldſcheine geführt haben 
und mit der Kreditwürdigkeit der Klägerin nicht vertrauten 
Erwerber berückſichtigt wird. Daß. von vornherein ein. handels⸗ 
mäßiger Umlauf der Schuldſcheine nicht in Ausſicht genommen 
war, daß vielmehr zunächſt nur eine einmalige Übertragung der 
verbrieften Forderungen, und zwar an die einzelnen Mitglieder 
der Laderkorporation, beabſichtigt war, ergibt ſich daraus, daß 
das auf der vierten Seite der Schuldſcheine befindliche: Formular 
für einen Ülbertragungsvermerk dort nur einmal, und zwar 
unter gedruckter Angabe der Laderkorporation als der über⸗ 
tragenden Gläubigerin, vorgedruckt iſt und daß darin als Datum 
der vorgeſehenen ‚Übertragung. der 1. Juli 1905, angegeben: iſt, 
der auch unter den Schuldſcheinen ſelbſt als. der Ausſteſtungstag 


bezeichnet iſt. Auch der von der Neviſion in Bezug genommene 


Wortlaut des 8 4 Abſ. 2 RStemp. vom 14. Jimi 1900 
läßt ſich zu ihren Gunſten nicht verwerten, wonach von ber 
Umichreibung der der Reichsſtempelſteuer unterworfenen Werts 
papiere in den Büchern und Regiſtern der Geſellſchaſt ſowie 
„von den auf die Wertpapiere ſelbſt geſetzten 
vermerken (Indoſſamenten, Zeſſionen uſw.) eine ‚(ande 
Rempel-) Abgabe nicht zur entrichten“ iſt. Err ergibt nicht, = 
auch Papiere, die nur durch Zeſſton n übertragbar find, dem 
Neichsſtempel aus Tarifnummer 2a mnterliegen, vielmehr nur, 
daß Zeſſionen, wenn ſis alif veichs ſtentpelpflichtige Papiere 
geſetzt find, frei vom Landesſtempel ſend / ſo. z. B. die „Ab⸗ 
tretung ſcheine der Tarifnummer 4a Ziffer 3. Die Vorſchrift 
des 8 4 trägt mir dem Umſtande Redmung,; daß auch die 
Forderungen aus indoſſabelen Papieren durch bloße Abtretung 
übertragen werden können. Bau]! FJ. c N.⸗F. T. G. U. v- 
15. Nov. 07, 79/07 VII. — Nürnberg. 
unfallverſicherungsgeſes für denne fe 
vom 30. Juni 1900. 

27. 88 18, 151 verb. mit 89 3 u. 639 808. 
Zeitpunkt, von welchem an der Anſpruch des Verletzten auf 
die Berufsgenoſſenſchaft übergeht. Anſpruch gegen den urſprüng⸗ 
lich Verpflichteten, wenn eine Forderung gegen die Genoſſenſchaft 
nicht beſteht. Verſchulden des Un a die un nicht 
in Anſpruch nimmt.) 

Die Klägerin: wurde von einem Bienenföhtvarme es Be 
klagten überfallen und ſchwer verletzt. Sie verlangt Schadens⸗ 
erſatz. Beklagter wurde verurteilt und feine Reviſion wurde 
rückgewieſen. Die Schadenserſatzpflicht des Beklagten ift an 
ſich nicht beſtritten und folgt aus 8. 833 5B. Von der 
Revifion wird zunächſt die Verwerfung eines Einwandes gerügt, 
den der Beklagte daraus berleitete, daß es ſich um einen land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebsunfall gehandelt hat, gegen deſſen Folgen 
die Klägerin nach Maßgabe des UBeri®. für Lands und Forſt⸗ 
wutſchaft vom 30. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 641) ver⸗ 
ſichert war. Er machte geltend, daß im Umfange ber buch 
dieſes Geſetz begründeten Entſchädigungspflicht der gegen ihn 
erwachfſene Anſpruch gemäß 8 151 des Geſetzes auf die Be 
tufsgenoffenſchaft übergegangen ſei. Der Berufungsrichter, dat 
dieſes Verteidigungs vorbringen ans, dem Grunde abgelehnt, 
weil feſtſteht, daß die Klägerin innerhalb der in 8 78 Abſ. 1 
des Gesetzes vorgeſehenen zweijährigen Ausſchlußfriſt ihren An⸗ 
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ſpruch aus dem Verſicherungsverhältniſſe bei der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft nicht angemeldet hat. Er führt aus: Nach der neueren 
Nechtſprechung des NI. trete der in 8 151 des Geſetzes bor⸗ 
„ geſehene Übergang des Anſpruchs gegen den Dritten nicht erſt 
mit deni Zeitpunkte ein, wenn die Entſchädigungspflicht der 
»Genoffenſchaft in dem durch das Geſetz vorgeſchriebenen Ber: 
fahren freſtgeſtellt werde, er vollziehe ſich vielmehr ſofvrt mit 
der Entftehung des Anſpruchs gegen den Dritten. Die Geſetz⸗ 
gebung über die Unfallverſicherung habe jedoch dieſen Übergang 
nur zugunſten der Berufsgenoffenſchaft und nicht zugunſten des 
ſchadenserſatzpflichtigen Dritten vorgeſehen. Der Ubergaug habe 
zur Vorausſetzung, daß der Rentenanſpruch des Beſchädigten 
: überhaupt verwirklicht werde. Wenn dagegen aus irgend einem 
Grunde, ſei es dadurch, daß ein Betriebsunfall nicht anerkaunt 
wird, ſei es durch Verſäumung ber, Ammelbungsfrift der Ver⸗ 
ſicherungsanſpruch des Geſchädigten ausgeſchaltet werde, fo 
trete dieſer wieder in feine Gläubigerrechte gegen lber Dritten 
ein. Dieſen Fall erachtet alfo der Berufungsrichter wegen des 
Anſpruchsverluſtes nach 8.78 des Geſetzes für vorliegend. 
Für den gegebenen Fall findet der anerlennende Senat keinen 
„Anlaß, der Frage näher zu treten, ob unter den Voraus- 
ſetzungen des 8151 Satz 2 der Übergang des dem Ver⸗ 
ı fiherten gegen den Dritten erwachſenen, Anſpruchs ſchon mit 
der Entſtehung des Anſpruchs in Wirkſamleit tritt oder ob in 
Abereinſtimmnung mit der früheren Nechtſprechung des RG. ans 
zunehmen iſt, daß erſt ‚bie Feſtſtellung des verſicherungösrecht⸗ 
lichen Entſchädigungsanſpruchs in dem durch die Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſetze vorgeſehenen beſonderen Verwaltungsverfahren und 
Verwaltungs ſtreitverfahren den Anſpruchsübergang in Vollzug 
ſetzt. Für die Aufrechterhaltung dieſer früheren Rechtsanſicht 
kame namentlich in. Betracht, daß die nach 8 151. für. den 
„Umfang des Rechtsüberganges maßgebende Größe des vers 
ſicherungsrechtlichen Entſchädigungsanſpruchs ſich keineswegs 
unmittelbar aus dem Geſetze ergibt und auch nicht immer ob⸗ 
„jektw beſtimmbar ift, daß fie vielmehr. in zahlreichen Fällen 
(83 7 Abf. 2, 8, 8 8 Abſ. 2 bis 5, 88 78 Abſ. 2,98, 96, 
99 Abf. 5, 101 des Geſetzes) teils von dem gutachtlichen 
„Ermeſſen der zuſtändigen Verſicherungsinſtanzen über das Be⸗ 
‚‚fteben und den Grad der Erwerbsunfähigkeit, teils ſogar von 
ihrem abmisirtiven Zweckmäßigkeit sermeſſen (vgl. in dieſer 
Beziehung u. u. S 14 des Geſetzes) oder auch (8 79 Abſ. 2) 
von einer Glaubhaftmachung im Feſtſtellungs verfahren abhängt. 
„Gegenwärtig ſteht feft, daß Klägerin mit ihrem derſicherungs⸗ 
rechtlichen Eutſchädigmmgsanſpruch gemäß § 78 Abſ. 1 des 
Geſetzes ausgeſchloſſen iſt und es fehl in dem Verteidigungs⸗ 
vorbringen des Beklagten jeder Anhalt. dafür, daß te r in der 
Lage wäre, eine nachträgliche Anmeldung gemäß 8.78. Abfı 2 
mit dem Erfolge der Zubilligung des Anſpruchs anzubringen, 
geſchweige denn, daß fie in dieſer Weile. gegen die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft tatſächlich, vorgegangen ſei. Gleichviel alſo, ob 
man den Rechtsübergang auf; den Zeitpunkt der. verſicherungz⸗ 
rechtlichen Eniſchädigungs feſtſtellung verlegt oder doch wenigſtens 
die, Wirkſamkeit des Rechtsüberganges nach außen chin mit 
dieſer Feſtſtellung zufamunenfallen läßt oder ob. mun endlich 
von der Annahme, aus, daß der Rechtsübergang mit, der Ent⸗ 
ſtehung des Anſpruchs gegen den Dritten zuſammenfällt, einen 
im Giſetze freilich uirgends erwähnten Rückü bergang des 
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Anſpruchs auf den Verficherten für ſolche Fälle annimmt, in 
denen dieſem der Anſpruch gegen die Berufsgenoſſenſchaft ab⸗ 
erkannt oder durch Friſtablauf unwiderbringlich verloren wird; 
vom Standpunkte ſowohl der älteren wie auch der neueren 
Nechtſprechung iſt Klägerin unter den obwaltenden Umſtänden 
zur Erhebung des Klaganſpruchs in vollem Umfange berechtigt. 
Die Rüge, es ſei ihr die Aktivlegitimation zu Unrecht zuer⸗ 
kannt, geht daher fehl. Ebenſowenig konnte ein weiterer An⸗ 
griff der Reviſion Erfolg haben. Wie in der Vorinſtanz wird 
geltend gemacht, Klägerin habe ſich durch Nichtanmeldung des 
Unfalls bei der Berufsgenoſſenſchaft eines unter 8 254 
Abs. 2 BGB. fallenden Verſehens ſchuldig gemacht. Der Bes 
rufungsrichter hat das deshalb verneint, weil im Falle der 
Feſtſetzung einer Verſicherungsrente die Berufsgenoſſenſchaft 
ſicher ihren Rückgriff auf den Beklagten genommen haben 
würde. Das will die Reviſion nicht gelten laſſen, weil es 
nicht ausgeſchloſſen ſei, daß die Berufsgenoſſenſchaft ſich aus 
Gründen der Billigkeit von einem Vorgehen gegen den Bes 
Hagten hätte abhalten laſſen oder daß ſie die Geltendmachung 
berfäumt hätte. Allein ſelbſt wenn die Vorausſetzungen des 
8 254 ſonſt vorlägen, was keineswegs zugegeben werden kann, 
weil die Geltendmachung eines Verſicherungsanſpruches noch 
nicht ohne weiteres als Abwendung oder Minderung des dem 
Erſatzberechtigten einmal entſtandenen Schadens anzuſehen ſſt, 
ſo würde immer der vom Berufungsrichter angegebene Geſichts⸗ 
punkt durchgreifen, daß der Erſatzpflichtige nicht beſſer ge⸗ 
ſtellt iſt, wenn ihm nach geſchehener Anmeldung und Rentens 
feſtſtellung mmmehr zwei ftatt eines Gläubigers je für einen 
Teil der Verpflichtung gegenüberſtehen. In welcher Weiſe der 
zweite Gläubiger (die Genoſſenſchaft) von ihrem Rechte Ges 
brauch macht, hat mit der Frage, ob Beklagter durch die Ans 
meldung entlaſtet worden wäre, nichts zu tun. B. e. H., 
U. v. 25. Nov. 07, 153/07 IV. — Karlsruhe. 
Geſetz betr. Kaufmannsgerichte vom 6. Juli 1904. 

28. Zuſtändigkeit der KfmG. auch wenn der Anſpruch 
des Angeſtellten infolge Abtretung san. einem Dritten geltend 
gemacht wird.] 

Die Klägerin klagt auf Zahlung einer Gehaltsforderung, 
die ihrem Schuldner, dem Buchhalter A. gegen die verklagte 
Firma zuſtehen fol und ihr im Wege der Pfändung und Über 
weiſung übertragen worden iſt. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. Der 
8 1 Abſ. 1 Gew. beſtimmt: „Für die Entſcheidung von 
gewerblichen Streitigkeiten zwiſchen Arbeitern einer⸗ 
ſeits und ihren Arbeitgebern andererſeits ſowie 
zwiſchen Arbeitern desſelben Arbeitgebers können 
Gew. errichtet werden“. Der $ 1 Abſ. 1 des Geſetzes bes 
treffend Kfm®. vom 6. Juli 1904 lautet dagegen: „Zur Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten aus dem Dienſt⸗ oder 
Lehrverhältniſſe zwiſchen Kaufleuten einerſeits und 
ihren Handlungsgehilfen oder Handlungslehrlingen 
andererſeits können bei vorhandenem Bedürfniſſe Kfm. 
errichtet werden“. Während alſo dort als Vorausſetzung für 
die Zuſtändigkeit des GewG. angegeben wird, daß der Arbeiter 
und Arbeitgeber Parteien des Rechtsſtreits ſind, ſpricht 
hier die Wortfaſſung dafür, daß das Kfm. in allen Fällen 
zuſtändig ſein ſoll, in denen die Streitigkeit aus dem Dienſt⸗ 
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oder Lehrverhältnis herrührt. Hiernach iſt nicht Vor⸗ 
ausſetzung der Zuſtändigkeit, daß der Rechtsſtreit gerade zwiſchen 
den bezeichneten Perſonen geführt wird. J. C. S., U. v. 
19. Row. 07, 152/07 III. — Berl. | Ä 
II. Das Gemeine Recht. 
9. Anſpruch des erkrankten Beamten auf Penſion.] 
Der Kläger iſt durch landes herrliche Verfügung vom 
1. April 1900 ab zum Bürgermeiſter der beklagten Mecllen⸗ 
burg⸗Schwerinſchen Stadt Teſſin ernannt geweſen. Im Auguſt 
1902 erkrankte er an einem Nervenleiden und wurde infolge⸗ 
deſſen durch landes herrliche Verfügung wegen dauernder Dienſt⸗ 
unfähigkeit aus ſeinem Amte zum 1. Oktober 1904 in Gnaden 
entlaſſen. Sein Gehalt betrug zur Zeit der Entlaſſung 2 400 M. 
Er klagt durch ſeinen Pfleger auf Zahlung einer an⸗ 


gemeſſenen Penſion von 600 M für das Jahr. Die Vor⸗ 


inſtanzen haben ihm die Penſton zugeſprochen, deren Zahlung 


die Beklagte um deswillen verweigert hatte, weil es für den 


Anſpruch an einer geſetzlichen Grundlage fehle. Die Reviſton 
der Beklagten wurde zurückgewieſen. Daß der Staatsbramte, 
der ohne ſein Verſchulden während ſeiner Dienſtzeit dienſt⸗ 
unfähig wird, bei der Entlaſſung aus dem Amte Anſpruch auf 
Gewährung eines Ruhogehalts hat, iſt vom Berufungsgerichte 


mit Recht und mit zutreffender Begründung als ein Nechtsſatz 


des gemeinen denutſchen Staatsrechts angeſehen worden. Dieſer 


„Satz iſt nicht mur eine in vielen einzelſtaatlichen Rechts urd⸗ 


nungen vorkommende poſitive Norm, ſondern beruht auf einer 
für ganz Deutſchland verbindlichen Nechtsquelle, dem Gewohn⸗ 
beitöredbte, das ſich auf die allgemeine Nechtsüberzeugung 
grümdet, die ſich im Laufe der Zeit herausgebildet hat. Dieſe 
Rechts überzeugung iſt aus der Erkenntnis erwachſen, daß den 
Staatsbeamten durch die Erziehung und die Vorbereitung zen 
Staatsdienſte die Möglichkeit zur Benutzung der meiſten Übrigen 
Erwerbszweige entzogen wird, und daß ſie, indem ſie ihre 
Tätigkeit ausſchließlich der Verwaltung ihres Amtes, dem 
Staate, widmen, ſich der freien Ausnutzung ihrer Kräfte zur 
Gewinnung wirtſchaftlicher Güter begeben, und daß infolge⸗ 
deſſen der Staat die Gewährung des Unterhalts für den 
Beamten zu übernehmen hat. Die dem Beamten vom Staate 
zukommende Vergütung ſteht daher zu den Dienſten, die er 
leiftet, nicht im Verhältnis der privatrechtlichen Gegenleiftung, 
die mit dem Aufhören der Dienſtleiſtung auch ihrerſeits weg⸗ 
fiele. Der Anſpruch des Staatsbeamten auf Fortgewährung 


des Unterhalts auch nach der unverſchuldeten Entlaſſung aus 


dem Amte, tft deshalb nicht nur in der ſtaatzrechtlichen Literatur 
älterer und neuerer Zeit faſt einhellig als ein im gemeinen 
deutſchen Rechte begründeter angeſehen worden, fondern er wird 
auch von der Rechtſprechang des vorigen Jahrhunderts durch⸗ 
weg als ſolcher anerkannt. Letzteres gilt ins befondere auch für 
Mecklenburg⸗Schwerin, wie die von der Vorinſtanz angeführten 
Erkenntniſſe aus dem Jahre 1853 bei Buchka und Budde, 
Entſcheidungen des Oberappellationsgerichts Roſtock Bd. I 
S. 228 ff., bezeugen. In den Penſionsordnungen der Einzel⸗ 
ſtaaten kommt die dieſen Anſpruch anerkennende allgemeine 
Rechtsüberzeugung ebenſo zum Ausdruck, wie in den Orts⸗ 
geſetzen zahlreicher Mecklenburgiſcher Städte, in denen nach den 
Feſtſtellungen des erſten Richters die Penſions berechtigung der 
Beamten näher geregelt wird. Da nach der irrevifiblen Feſt 
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ſtellung des Berufungsgerichts weder das allgemeine mecklen⸗ 
burgiſche Staatsrecht noch die beſonderen Ortsgeſetze der Stadt 
Teſſin eine Sonderbeſtimmung über die ſtreitige Frage ent⸗ 
halten, jo kommen die Sätze des gemeinen deutſchen Staats⸗ 
rechts zur Anwendung. Das folgt aus dem Begriffe des ge 
meinen Rechts von ſelbſt und iſt auch bisher nicht bezweifelt 


worden. (RG. 10, 183 ff.) Zutreffend hat auch das Be 


rufungsgericht dargelegt, daß eine Beſchränkung des Penſions⸗ 
anfpruch in der Weile, daß er erſt nach einer beſtimmten 
Reihe von Dienſtjahren verdient iſt, gemein rechtlich nicht 
beſteht. Derartige Beſchrankungen ſtellen ſich als partikular⸗ 
rechtliche Sonderbeſtimmungen dar, die, wo ſie beſtehen, im 
fiskaliſchen Intereſſe, um die Penſionslaſt nicht zu ſehr ans 
wachſen zu laſſen, eingeführt worden find (Zöpfl, Grundſätze 
des gemeinen deutſchen Staatsrechts, 5. Aufl., 1863, 8 517, 
S. 795 ff.). Auf die gemeinrechtlich beſtehende Streitfrage, ob 


nach der Entlaſſung dem Beamten das volle Gehalt weiter zu 


zahlen oder ob ihm nur ein angemeſſen verkürztes Ruhegehalt 
zu gewähren iſt, braucht hier nicht eingegangen zu werden, da 
ſicher das letztere dem Beamten gebührt und der Kläger hier 
nicht mehr verlangt. Stadt T. c. S., U. v. 26. Nov. 07, 
182/07 III. — Roſtoc. se | 
III. Prenziſches Recht. 
Fideikommißrecht. | 
30. Früchte oder Subſtanz eines tee 21 
Der Fiskus verlangte von den Gliedern einer freiherr⸗ 


lichen Familie den Stempelſteuerbetrag wegen außerordentlicher 


Hauungen aus einem zu einem Fideilemmiß gehörigen Walde. 
Auf Grund nach der Zahlung erhobener Klage wurde der 
Fiskus verurteilt und ſeine Reviſion zurückgewieſen: Die ſämt⸗ 
lichen durch außerordentliche Hamingen gewonnenen Hölzer 
waren nicht Früchte des Waldes, behielten vielmehr die ihnen 
vor der Hauung innewohnende Eigenschaft, Subſtanz des Fidei⸗ 


tomuniſſes zu fein, Iwenfalls fo lange bei, als fie ſich auf dem 


Fideikommißgut befanden und nicht zu außerhalb des Fidei⸗ 


kommiſſes liegenden Zwecken verwendet wurden. Dieſe Eigen⸗ 


ſchaft verloren freilich die Hölzer, ſobald ſie verkauft und vom 
Grundſtück entfernt wurden; wurden dadurch von der aus 
jener Eigenſchaft folgenden haben frei und dem freien 
Verkehr übergeben. Dafür wurde jedoch die Forderung auf 


den Kaufpreis Eigentum des Veräußerers. Als ſolcher find 


aber hier nicht die derzeitigen Fiveikommißbefitzer als die zum 
Beß brauch, alſo zur Ziehung der Früchte Berechtigten anzu⸗ 
ſehen, ſondern, ebenſo wie bei der Einziehung anderer Fidei⸗ 
tommiß kapitalien, das Fideikommiß ſelbſt, vertreten durch die 
zur Verwaltung und Erhaltung der Fideikommißſubſtanz Bes 
rechtigten und Verpflichteten, wobei es keinen 5 machen 
dann, ob man dem Fideikommißbefitzet oder der geſamten 
Familie das Eigentum am Fideikommiß zuſchreibt. Denn nach 
der Feſtſtellung des Berufungsrichters haben vie Fideikommiß⸗ 


befiger dis Hölzer nicht auf ihren Namen und für ſich verkauft, 


die Veräußerung iſt nielmehn auf Grund eines Beſchluſſes der 


Fweikommißinhaber lediglich für die Zwecke des Fideikommiſſes, 


nämlich zur Ermöglichung der Errichtung einer Glasfabrik ers 
folgt. Gehörte hiernach die Kauſpreisförderung nicht zu den 
den Nutzungs berechtigten gebührenden Früchten, ſondern zur 


Subſtanz des Fideikommiſſes, ſo wurde auch der zur Tilgung 
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dieſer Forderung vom Käufer erlegte Geldbetrag unmittelbar 
Beſtandteil des Fideikommiſſes. Pr. Fiscus c. v. B., U. v. 

19. Nov. 07, 108/07 VII. — Caſſel. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874 (verbunden 
mit Preußiſchem Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

31. 88 10 Abſ. 2 Enteignungs®. (88 13, 14 Flucht⸗ 
linien G.). Begriff der „Neuen Anlage“; Einfluß derſelben auf 
den Wert des abzutretenden Grundſtücks.] 

Durch einen im Jahre 1888 aufgeſtellten Bebauungsplan 
iſt im Bezirk der Stadt D. die Anlegung eines freien Platzes, des 
C-Platzes, und zweier ihn zöſtlich und fühlih begrenzender 
Straßen, der M.⸗Straße und der P.⸗Straße, vorgeſehen. Im 
Jahre 1903/4 ſchritt die Stadt zur Ausführung des C.⸗Platzes. 
Zu dieſem Zwecke wurde den Klägern ihr in die Fluchtlinie 
dieſes Platzes fallender Grunbbefig enteignet. Nach 8 10 
Abſ. 2 Enteignungs G. kommt bei der Entſchädigungsberechnung 
eine Werterhöhung, die das Grundſtück erſt infolge der neuen 
Anlage erhält, nicht in Anſchlag. Dies gilt auch für Ent⸗ 
eignungen auf Grund des Yluchtliniend. Als neue Anlage 
iſt hierbei das Unternehmen, zu deſſen Durchführung die Ent⸗ 
eignung erfolgt, anzuſehen. Das RG. hat nun in dem vom 
Berufungsgerichte angeführten Urteile (RG. 63, 1) dargelegt, 
daß bei Anwendung des 8 10 Abſ. 2 Enteignungs G. 
das Unternehmen, die neue Anlage, ſich nicht gerade auf die 
zur Ausführung gelangende Straße beſchränken muß, daß es 
vielmehr noch andere Teile eines Bebauungsplanes umfaſſen 
kann, deren Einfluß: auf die Werterhöhung des Grundſtücks zu 
würdigen iſt. Auf einen Fall der hier vorliegenden Art iſt 
jene Entſcheidung ſchlechthin unanwendbar. Wenn eine Stadt 
einen quadratförmigen Platz mit vier ihn begrenzenden Straßen 
anzulegen beabſichtigt, ſo wird man dieſes Unternehmen 
unbedenklich als ein einheitliches im Sinne des g 10 Abſ. 2 Ent 

eignungsG. bezeichnen können. Nirgends aber gewährt dieſes 
Geſetz oder das Fluchtlinien. eine Handhabe dafür, daß 
dieſes Unternehmen nun auch in einem einheitlichen Ent⸗ 
eignungs verfahren durchgeführt werden muß. Die Gemeinde 
als Unternehmerin hat es in der Hand, das Unternehmen auf 
einmal oder nach und nach durchzuführen. Wenn ſie zunächſt 
zur Anlage einer Straße ſchreitet und hierwegen das Ent⸗ 
eignungsverfahren durchführt, ſo kann ein hierbei beteiligter 
Grundeigentümer nicht verlangen, daß ihm in dieſem Ver: 
fahren ſein an einer anderen Straße gelegenes Grundſtück 
abgenommen wird, mag es auch durch die Fluchtlinie dieſer 
anderen Straße völlig unbebaubar geworden fein. Eine ſolche 
Wirkung det Einheitlichkeit des Unternehmens findet in den 

Geſetzen keinen Boden. So liegt nun der Fall hier. Die 
Anlegung des C.⸗Platzes und die Abtrennung des hierzu bes 
fuamten Grundſtücksſtreifens der Kläger berührt, wie oben 
gezeigt, die Bebaubarkeit oder ſonſtige Benutz barkeit des 
Gtundſtücks in keiner Weiſe. Unterſtellt kann werden, daß 


das Grundſtück durch die Fluchtlinie der M.⸗Straße unbebaubar 


geworden iſt. Daraus kann möglicherweiſe den Klägern das 
Recht erwachſen, die Beklagte auf Grund des 8 13 Abf. 1 
Nr. 3 FluchilinienG. zur Enteignung der in die Fluchtlinie der 
M.⸗Straße fallenden Fläche zu nötigen, und bei Durchführung 
dieſes Enteignungs verfahrens kann die Übernahme des Reſt⸗ 


beſitzes nach I 13 Abſ. 3 FluchtlinienG. in Frage kommen. 
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Dieſes Recht aber ſteht mit der Anlage des C.⸗Platzes in 
keinem Zuſammenhange. Es ſtand ihnen — ſofern es über⸗ 
haupt beſteht — ſchon ſeit dem Jahre 1888 zu, und würde 
ihnen auch zuſtehen, wenn der C.⸗Platz nicht ausgeführt, ja 
niemals geplant worden wäre. Die Ausübung dieſes Rechtes 
hat nach 8 14 FluchtlinienG. in der Weiſe zu geſchehen, daß 
die Kläger die Emleitung des Verwaltungs verfahrens nach 
8 24 ff. Enteignungs G. verlangen und nötigenfalls die 
emeinde im ee ee Stellung des bezüglichen Antrages 
anhalten. So ſind die Kläger nicht zu Werke gegangen, 
ſie haben vielmehr erklärt, ihren Anſpruch auf den 8 13 
Abt, 1 Ziff. 3 FluchtlinienG. nicht gründen zu wollen. Sie 
könnten dies auch nicht ohne vorgängige Durchführung 
des Verwaltungsverfahrens nach 88 24 ff. EnteignungsG. 
Das Verlangen der Kläger auf Übernahme ihres Reſtbeſitzes 
iſt demnach mit Recht zurückgewieſen worden. N. e. D., U. 
v. 22. Okt. 07. 21/07, VII. - Cöln. 8 eo 
232. 5 30 Enteignungd®. Über Zindforderungen, die 
in der Berufungsinſtanz geltend gemacht werden.]! 
Beſchreitet der Eigentümer des zu enteignenden Grund⸗ 
beſitzes den Rechtsweg gegen den Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluß der Verwaltungs behörde, fo richtet ſich die Klage gegen 
die geſamte Feſtſtellung. der Entſchädigung, ſoweit ‚fie dem 
Kläger ungünſtig iſt, als eine Einheit. Es wird daher auch 
ein dem Eigentümer zuſtehender Zinsanſpruch, wenn er von der 
Verwaltungsbehörde nicht berückſichtigt oder ihm abgeſprochen 
worden iſt, von dem gerichtlichen Verfahren mit erfaßt. Selb 
verſtändlich können Zinſen, wenn der Kläger ſie im gericht⸗ 
lichen Verfahren nicht fordert, nicht von Amts wegen ihm zuge⸗ 
ſprochen werden. Unterläßt er ihre Inanſpruchnahme in I. Inſtanz, 
fordert ſie aber in II. Inſtanz, ſo finden lediglich die Vorſchriften 
über die Erweiterung des Klagantrages Anwendung (vgl. auch 
Urteil des V. ZS. vom 14. Januar 1885, RG. 12, 299), welche 
eine derartige nachträgliche Beanſpruchung von Zinſen als 
zuläſſig erſcheinen laſſen (8 2681 3D.) Die Emſcheidun 
des erkennenden Senats vom 20. Dezember 1901, l die fi 
der e für ſeine Anſicht beruft, ſteht ihm nicht 
zur Seite. Es heißt dort vielmehr: „Iſt das der Fall, ſo war 
der Verzinſungzanſpruch ſpäteſtens bei der Berufung gegen das 
erſtinſtanzliche Urteil in dem gerichtlichen Entſchädigungsſeſt⸗ 
ſtellungsverfahren geltend zu machen.“ Es hat alfo ſchon, 
damals der Senat ſeine Meinung dahin zu erkennen gegeben, 
daß der Zinsanſpruch des Eigentümers nicht ſchon in der Prä⸗ 
kluſtwfriſt des § 30 EnteignungsG. erhoben werden mülſſe 
B. c., Stadtgemeinde C., U. v. 15. Nov. 07, 65/07. VII. — 
Berlin. J. a 8 
IV. Das Rheiniſche Recht. 50 | t, 
33. Art. 1384 c. c. (Art. 89 Ziff. 2 PrAGBGB.). Iſt 
Art. 1384 nur inſoweit aufrechterhalten, als er auf die Haftung, 
des Staats für ſeine Beamten Anwendung findet ?] Bu 
Drei bei dem Klüger auf Anordnung des Unterſuchungsrichters 
beſchlagnahmte Bilder find dem Kläger in beſchädigtem Zuſtande 
rückgegeben. Es iſt feſigeſtellt, daß die Beſchädigung des einen 
ildes auf eine mangelhafte Verpackung ſeitens des Bürgermeiſters 
zu W., welcher von dem Unterſuchungsrichter um die Beſchlag⸗ 
nahme und Einſendung erſucht war, und eine weitere Beſchädigung 
dieſes Budes ſowie der beiden anderen Bilder auf mangelhafte 
Verpackung bei der Rückſendung, die durch einen Sekretär der 
Staatsanwaltſchaft beſorgt war, zurückzuführen iſt. Der Kläger hat 
daher den Beklagten (Juſtizfiskus) auf Grund des Art. 1384 c. C., 
Art. 89 Ziffer 2 Pra GB., Art. 77 EGBGB. auf Schadens⸗ 
erſatz belangt, und das Berufungsgericht hat den Klaganſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Rediſion wurde 
urückgewieſen. Aus den Gründen: Die Auffaſſung des 
eklagten, der Art. 89 PrAGG. habe den Art. 1384 c. e. 
dahin einſchränken wollen, daß der Staat, wenn er jemand die 
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Ausübung öffentlicher Gewalt anvertraut, für die von dieſem 
hierbei begangenen Verſehen nur dann hafte, wenn er Staats⸗ 
beamter im eigentlichen Sinne (im Sinne der Beamtengeſetze) 
ſei, wonach 15 wenn einem Kommunalbeamten auch ſtaatliche 
Funktionen A 

öffentliche Gewalt anvertraut wird, der Staat nicht haften 
würde, kann als richtig nicht anerkannt werden. Zunächſt 
zwingt nicht der Wortlaut zu dieſer Auffaſſung. (Wird aus⸗ 
geführt.) Auch die Entſtehungsgeſchichte des Art. 89 AG. gibt 
der Auffaſſung der Reviſion keinen Anhalt. (Wird ausgeführt.) 


Pr. Juſtigfiskus e. It, U. v. 19. Nov. 07, 134/07 III. — Cöln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. wird die Praxis vorausſichtlich einen 
wichtigen Fingerzeig ſehen, den Begriff der Beſtandteilseigenſchaft, 
inſonderheit im Verhältnis von Fabrik und Maſchinen, den 
Bedürfniſſen des Verkehrs entſprechend einzuſchränken. Die 
Eniſcheidung beweiſt wieder einmal, daß die Rechiſprechung ſich 
den Bedürfniſſen des Lebens auch da anpaſſen kann, wo ſie 
un. früher einmal durch den Wortlaut des Geſetzes behindert 
glaubte. 

Entſch. Nr. 2 behandelt den langfriſtigen Bierentnahme⸗ 
vertrag, der zwiſchen Gaſtwirt und Brauerei bei Verkauf des 
Gaſtwirtſchaft dſtücks abgeſchloſſen iſt. Erörtert wird die 
Frage des Verſtoßes gegen die guten Sitten und des teilweiſen 
Rücktritts vom Vertrage wegen Lieferung ſchlechten Bieres. 


In Entſch. Nr. 4 verläßt der V. 3 S. — dem I. 388. 
folgend — ſeine frühere Aufſaſſung des $ 181 BGB. und 
erklärt das unter Verſtoß gegen die Vorſchrift über das Selbſt⸗ 
kontrahieren abgeſchloſſene Geſchäft für genehmigungs fühig. 

Die grundſätzliche Bedeutung der Entſch. Nr. 5 liegt in 
der Anwendung des 8 254 BGB. bei Beurteilung des kon⸗ 
kurrierenden Verſchuldens in einem im übrigen nach dem inter 
nationalen Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr zu 
beurteilenden Falle. 235 8 

In Entſch. Nr. 8 werden, in Weiterbildung der bisherigen 


Rechtſprechung, die Vorſchriften über die Gewährleiſtung auf 


den Verkauf nicht körperlicher Verkehrsgegenſtände (z. B. Handels⸗ 
unternehmen, Penſions inſtitut) auch dann angewendet, wenn die 
fehlenden Eigenſchaften zwar nicht zugeſichert, das Fehlen aber 
geeignet iſt, Wert und Tauglichkeit des Kaufgegenſtandes zu 
beeinträchtigen. a N 5 
Wie notwendig es iſt, bei teilweiſer Geltendmachung eines 
Schadenserſatzanſpruchs aus unerlaubter Handlung zugleich den 
Foſtſtellungsanſpruch wegen des ganzen Schadens rechtshängig 
zu machen, um nicht der Gefahr der dreijährigen Verjährung 
ausgeſetzt zu ſein, zeigt Entſch. Nr. 11. „5 
Dem Nachbar iſt nach Entſch. Nr. 13 geſtattet, auf dem 
auf feen Gewſtack befindlichen Tele einer Grenzmauer eine, 
Brandmauer aufzuſetzen, wenn dadurch die Haltbarkeit der 
Grenzmauer nicht beeinträchtigt wird. ee e 
Zur Klarſtellung der Wirkungen des auf Ausſchluß der 
unbekannten Hypothekengläubiger im Aufgebotsverfahren er⸗ 
gehenden Urteils, in dem zugleich die Rechte einiger Intereſſenten 
vorbehalten ſind, dient der Beſchluß Nr. 14. 


Ai 8 * „ 


Aus der Verſchiedenheit der Wortfaſſung des GewG. 
und des KfmGG. entnimmt Entſch. Nr. 28, daß für die 
Zuſtändigkeit des GewG. vorausgeſetzt wird, daß Arbeiter und 
Arbeitgeber Parteien des Rechtsſtreits ſind, während für die 
Zuſtändigkeit des Kin. es nur darauf ankommt, ob die 
Streitigkeit aus dem Dienſt⸗ oder Lehrverhältnis herrührt, 
auch wenn der Anſpruch an einen Dritten abgetreten iſt. N, 
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ertragen werden oder wenn Nichtbeamen eine 
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Vereins nachrichten. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
iu Düſſeldorf hat unterm 14. Dezember 1907 nachſtehenden 
eſchluß gefaßt, welcher dem Herrn Staatsſekretär des 

Neichsjuſtizamts zur Kenntnisnahme überreicht iſ:: 
e Anwaltskammer des Oberlandesgerichtsbezirks 
Daſſseldorf erklärt ihr Einverſtänduis mit den Be⸗ 
ſchlüſſen des Leipziger Auwaltstages betreffend die 


Novelle zu den Juſtizgeſetzen und erſucht den Vor⸗ 


ſtand des Dentſchen Anwaltvereins, dieſe Stellung⸗ 
nahme zur Keuntuis der Juſtizverwaliung zu bringen.“ 


— — — — 


Der Borftand der Anwaltskammer des Oberlanbesgericts- 
bezirkes Nürnberg teilt mit: Die am 15. d. Mts. ftatt- 
gefundene Berfammlung der Anwaltskammer des Oberlandes- 
gerichts ſpreugels Nürnberg hat ſich einſtimmig den von dem 
anßeron deutlichen deutſchen Auwaltstage am 23. November 
1907 gefaßten Beſchlüſſen angel chloſſen und gleichfalls Bundes- 
rat und Reichstag erfucht, den vom Reichsjnſtizamt aus- 
gearbeiteten Entwurf eines Geſetzes betr. die Anderung des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des 
Geridjtsfoftengeienes und der Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte nicht zur Grundlage der Beratung zu machen, ſondern 
die Ausarbeitung eines Entwurfs, der alle Gebiete des 
Prozeſſes e in e Bälde anzuordnen. 


Sülfshafe für deutſche 1 
Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Frankfurt a. M., Königsberg und Bamberg haben der Kaſſe 
zu dem Unterkügungsfonds je eine Beihilfe von 1500 M ge- 
währt. Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die 
reiche Beihilfe der anfrichtigfte Dank ausgeſprochen worden. 


Wie weit iſt die Peuſion von Privatbeamten 
unpfändbar? 
Von Juſtizrat Georg Meyer in Berlin. 

In den letzten Jahrzehnten iſt es im Kaufmannsſtande, 
beſonders bei großen induſtriellen Unternehmungen Sitte ge 
worden, ihren Angeſtellten (Privatbeamten) für den Fall lang⸗ 
jähriger Dienſtzeit oder eintretender Arbeitsunfähigkeit ein 
Ruhegehalt (Penſion) zu gewähren; auch wo dies nicht geſchieht, 
baben ſich die Angeſtellten eines oder mehrerer Unternehmer 


Buchhandlung, Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 54. 35. 


Jahrgang einzelne Nummern pro Bogen 30 o Pfg. Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 Pfg. Beſtellungen 
übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


oder ganzer Berufsklaſſen ſelbſt häufig zu einer Penſions⸗ 
verſicherungsanſtalt oder Kaſſe zuſammengeſchloſſen, um ſich 
dadurch für die Zeit beſchränkter Erwerbskraft die Mittel für 
einen ſorgloſen Lebensabend zu ſichern. So kommt es, daß 
die Zahl der penſionsberechtigten Privatbeamten allmählich eine 
ſehr große geworden iſt. Je mehr aber ihre Anzahl wächſt, 
je öfter das Bedürfnis nach einer ausreichenden Sicherung der 
Penſionen gegen Pfändung hervortritt, deſto mehr zeigt ſich das 
Unzureichende ihres Schutzes dem Zugriffe von Gläubigern 
gegenüber nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung. 

Eine Betrachtung des beſtehenden Rechtszuſtandes wird 
dieſes erweiſen. 

Poſitive Vorſchriften über die Pfändung von Penſionen 
der Privatbeamten gibt die ZPO. nicht. Dieſe Penſionen 
unterliegen daher, gleichviel ob ausgezahlt oder nicht, grund⸗ 
ſätzlich ſchlechthin der Beſchlagnahme; nur einige allgemeine 
Pfändungsbeſchränkungen haben unter gewiſſen Vorausſetzungen 
Ausſchluß bezw. Einſchränkung ihrer Pfändung im Gefolge. 

Was zunächſt die ausgezahlten Penſionsbeträge 
betrifft, ſo ſind ſie in den allerſeltenſten Fällen der Pfändung 
entzogen. Nach § 811 Nr. 2 3PO. iſt nur ein Geldbetrag 
der Pfändung nicht unterworfen, der zur Beſchaffung der für 
den Schuldner, feine Familie und fein Gefinde auf zwei 
Wochen nicht vorhandenen Nahrungs⸗, Feuerungs⸗ und Be⸗ 
leuchtungsmittel benötigt wird, wenn die Beſchaffung nicht auf 
anderem Wege geſichert iſt. Alſo der Penſionsbetrag bleibt 
überhaupt nur dann der Beſchlagnahme unzugänglich, wenn 
und inſoweit zufällig die bezeichneten Vorräte erſchöpft ſind, 
für den genannten Zeitraum beſchafft werden müſſen und 
andere Hilfsquellen zu ihrer Beſchaffung nicht offen ſtehen. 
Sonſt iſt er ohne weiteres ganz pfändbar; nicht einmal in dem 
ſogleich zu erörternden Falle, in welchem die Penſions forderung 
nach § 850 Abſ. 1 Nr. 3 ZRO. der Beſchlagnahme beſchränkt 
unterliegt, wird ein der unangreifbaren Forderung entſprechender 
ausbezahlter Geldbetrag dem Schuldner bei der Pfändung 
belaſſen. Eine Beſtimmung, wie ſie in einer dem Schutz des 
§ 850 entſprechenden Weiſe in 8 811 Nr. 8 a. a. O. für 
die Beamtenpenſionen vorgeſehen iſt, beſteht hinſichtlich der 
Penſionen der Priwatbeamten nicht! Es iſt ein ſchlechter 
Troſt und des Geſetzgebers nicht würdig, wenn die Motive 
zum BGB. 4, 215 dieſe unterſchiedliche Behandlung der 

4 
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Bezüge beider Beamtenkategsrien damit rechtfertigen, „daß es 
dem Berechtigten regelmäßig ohne Schwierigkeit möglich ſein 
wird, das ihm bezahlte Geld, auch wenn dasſelbe geſetzlich der 
Pfändung nicht entzogen iſt, doch tatſächlich derſelben zu ent⸗ 
ziehen und für diejenige Quelle zu verwenden, um derenwillen 
die Pfändung der Forderung ausgeſchloſſen iſt“. 

Auf die Penſionsforderung findet 8 850 Abſ. Nr. 3 ZPO. 


| Anwendung; derſelbe erklärt diejenigen fortlaufenden Einkünfte 


für pfandfrei, welche aus Stiftungen oder ſonſt auf Grund 
der Fürſorge und Freigebigkeit eines Dritten bezogen werden, 
inſoweit der Schuldner zur Beſtreitung des notbürftigen Unter⸗ 
halts für ſich, ſeinen Ehegatten und ſeine unverſorgten Kinder 
dieſer Einkünfte bedarf. Damit ſind die Grenzen ihrer Un⸗ 
pfändbarkeit eng gezogen. Es find nur fortlaufende Einkümfte 
— alſo nicht als Ruhegenüſſe gedachte einmalige oder mehr⸗ 
malige Abfindungen — in dem bezeichneten Umfange von der 
Beſchlagnahme ausgeſchloſſen und auch dieſe lediglich dann, 
wenn ſie aus Stiftungen herrühren oder auf freigebiger und 
fürſorglicher Abſicht eines Dritten beruhen. Die Freigebigkeit 
der Zuwendung äußert ſich in deren freiwilliger und unentgelt⸗ 
licher Hingabe !), die Fürſorge des Gebers in dem Beſtreben 
der Hebung der wirtſchaftlichen Lage des Bedachten, unabhängig 
davon, ob Bedürftigkeit des Bedachten vorliegt und ob ſich die 
Zuwendung auf Notwendiges beſchränkt. (Auch die Ermög⸗ 
lichung eines angenehmeren Lebens durch Beſitz einer größeren 
Rente ſtellt ſich als Produkt der Fürſorge dar. SeuffBl. 
59, 136.) Entſpringt daher die Einräumung des Penſions⸗ 
genuſſes der Fürſorge des Gebers, beruht ſie im übrigen aber 
auf Vereinbarung mit dem Angeſtellten oder auf Dienſten des⸗ 
ſelben, als deren Entgelt ſie erſcheint, ſo entſcheidet die Frage 
der Pfändbarkeit nicht § 850, vielmehr 8 851 a. a. O. 

Der § 851 Abſ. 1 3PO. unterwirft eine Forderung in 
Ermangelung beſonderer Vorſchriften der Pfändung nur inſoweit, 
als ſie übertragbar iſt. Dieſe Eigenſchaft beſitzt die Penſions⸗ 
forderung aber, da „die Leiſtung an einen anderen, als den 
urſprünglichen Gläubiger ohne Veränderung ihres Inhaltes 
erfolgen kann“ (8 399 BGB.). Wohl find gewiſſe Voraus⸗ 
ſetzungen in der Perſon des Bedachten für ihre Rechtserzeugung 
beim Geber maßgebend, aber nicht für die Fortdauer ihres 
Rechtsdaſeins. Dem Wunſche des Zuwendenden für den 
Unterhalt des Bedachten zu ſorgen, wird ausreichend dadurch 
Rechnung getragen, daß er das Aquivalent der Zuwendung 
erhält. Die Penſionsforderung verlangt daher ihrem Weſen 
nach nicht eine beſtimmte oder beſtimmt geartete Perſon als 
Gläubiger, ſo daß Erfüllung gegenüber einem anderen ihren 
Inhalt nicht verändert. Es ſteht daher ihrer Abtretung an 
ſich ihre Natur nicht entgegen. 

Als eine die Übertragung verbietende „beſondere Vorſchrift“ 
könnte das Lohnbeſchlagnahmegeſetz (5 2) in Frage kommen, 
wenn die Penſion als Vergütung im Sinne feines 8 1 zu 
betrachten wäre. Allerdings bildet ſie, wenn ſie zuſammen mit dem 
Lohn oder Gehalt zu Beginn oder während der Dauer des Dienſt⸗ 
verhälmiſſes vereinbart wird, einen Teil der Vergütung, welche 
für die in dieſem Verhäliniffe geleiftete Arbeit gezahlt wird, 


a ) Die Ausſetzung der Penſton iſt nicht ohne weiteres als 
Entgelt der geleiſteten Dienſte anzuſehen, wenn ſie auch als Be⸗ 
lohnung für dieſelben erfolgt. 


iſt alſo Arbeits⸗Aquivalent.) Trotzdem unterliegt fie wicht 
der Beſtimmung dieſes Geſetzes; denn dieſes regelt nur die 
Frage der Pfändung der in unmittelbarem Anſchkuſſe am die 
Arbeit als deren Entgelt bam Ende eier jeden Bohnperiode 
gegebenen Vergütung, alfo den Arbeits: und Dienſtlahn im 
allerengſten Sinne des Wortes.“) 

Somit ſteht die Übertragbarkeit der auf Vereinbarung 
beruhenden Penſionsforderung, folgeweiſe auch ihre Pfändbarkeit 
nach 8 851 Abſ. 1 30. feſt. 

Es fragt ſich aber: Iſt der Arbeitgeber imſtande, durch 
ein bei der Zuwendung ausgeſprochenes Abtretungs verbot, die 
Beſchlagnahme der Penſionsforderung auszuſchließen? 

Der § 399 BGB. läßt das pactum de non cedendo zu, 
„die Abtretung kann duch Vereinbarung mit dem Schuldner 
ausgeſchloſſen werden.““) 

Aber eine Vereinbarung mit dem Schuldner iſt Voraus⸗ 
ſetzung für die Rechtsgültigkeit des Abtretungsverbots; es 
wird alſo ein zwiſchen Gläubiger und Schuldner, daher unter 
Lebenden geſchloſfener Vertrag verlangt. 

Daher bindet das in einer letzwilligen Verfügung aus⸗ 
geſprochene Verbot der Übertragung der Penſions forderung 
zwar den mit letzterer Bedachten (Vermächtnis nehmer, Beſchenkten), 
welcher die Zuwendung angenommen hat, hat aber deine rechts⸗ 
erzeugende Kraft gegen Dritte, mögen ſie von der Beſchränkung 
Kenntnis haben oder nicht (Rehbein, Komm. zum BGB. 1, 178 ff.) 
und die Pfändung der Forderung iſt zuläſſig. 

Eine bindende Vereinbarung des Abtretungsverbotes im 
Sinne des 8 399 wird man aber nicht nur in einem Vertrage 
des Arbeitgebers mit dem Angeſtellten finden, ſondern auch 
dann anerkennm müſſen, wenn z. B. in den Satzungen einer 
Ruhegehaltskaſſe, welcher der Angeſtellte beigetreten iſt, die 
Abtretung der Bezüge durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden der 
Kaſſe gegenüber für unwirkſam erklärt iſt, oder wenn ein 
Arbeitgeber ſeinen Beamten in eine Lebonsverſicherungsgeſellſchaft 
mit einer zu beftimmter Zeit zahlbaren fortlaufenden Penfion 
für den Erlebensfall einkauft und dabei deſtimmt, daß die 
Geſellſchaft nur dem Beamten ſelbſt, nicht einem Dritten auf 
Grund ſeiner Abtretung auszahlen darf. In erſterem Falle iſt 
des Angeſtellten Beitritt zur Kaſſe nach Maßgabe ihrer 
Satzungen erfolgt; dieſe ſind daher als Grundlage ſeines Ver⸗ 
trages mit der Kaſſe für ihn bindend. Im zweiten Falle 
erlangt der Beamte als Dritter in Gemäßheit der 88 328 ff. BGB. 
ein nach dem Zwecke des Vertrages unmittelbares, wenn auch 
betagtes Recht auf die Penſion, aber natiulich mit den 
Beſchrümkungen, wie die Bermagſchließenden ſelbſt es beſtimmt 
haben, alfo auch fo indiwidualiſtert, daß das Verlangen der 
Leiſtung an einen andern als ihn ſelbſt nicht als die übernommene 
Leiſtung erſcheint. — In dieſen und anderen Fällen würde die 
Penflonsforderung durch das rechtswirksame pactum de non 
cedendo nach 8 851 Abſ. 1 3. unpfändbar fein; indeſſen iſt 


Aus dieſem Grunde hat ſich Peterſen Komm. zur ZPO. 
8 880 5c in dieſem Falle für die Anwendbarkeit des Lohn B., geſtützt 
auf eine Entſch. des OLG. Königsberg (Poſen. MZtg.%, 8 60 epo. 
3) vgl. m. Recht der Beſchlagnahme 2. Aufl. S 
9 Vie gegenteilige Beſtimmung des erſten an eines 
BGB. § 298 iſt durch Beſchluß der zweiten Kommifſten mit Rückſicht 
auf die beſonderen Bedärfniſſe der einzelnen in ihrem Verkehre 
untereinander aufgehoben worden. (Prot. Hahn, S. 578). 


„„ 
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der Gefahr, daß auf dieſe Weiſe die Forderung dem Zugriff des 
Oläubigerd entzogen werden kann, durch den Zuſatz eines 
Usa 2 vorgebeugt, inhaltsdeſſen die nicht übertragbare 
Forderung inſoweit gepfändet werden kann, als der gepfändete 
(egenſtand der Pfändung unterworfen iſt. | 

Der gepfändete Gegenſtand, der aus bezahlte einzelne 
Penfions betrag, if aher, wie vorher gezeigt, nach 8 811 a. a. O. 
in den weitaus meiſten Fällen im vollen Umfange der Pfändung 
unterworfen; fein Schirtſal teilt daher die unabtrethaxe Penſions⸗ 
Inderung und auch die entgegengefegte Abſicht des Zuwendenden 
lum diaſes Geſchick nicht abwendan oder aufhalten. 

Ein Mittel gibt es allerdings, um ſowohl in dieſem, 
vie in allen feſyrochenen Höfen die Penſionsforderung 
ganz dem Zugriffe des Gläubigers zu entziehen, aljo 
auch dem Verbote ihrer Abtretung überall mehr als obliastoriſche 
Wulung zu perſchaffen: das iſt die bei ihrer Zuwendung 
items des Gebers getroffene Beſtimmung, daß das Recht des 
dupfängers im Falle einer Abtretung oder Pfändung auf eine 
andere Perſon übergehen fol. Auf dieſe Weiſe wird das 
Recht zu einem auflöſend bedingten gefteltet und erlischt daher 
in Augenblicke der Peſchlagnahme. (88 161, 2075 BGB.; 
RG. 22, 976 flg.; Nehbein I, 179.) | 

Allerdings verſagt damit das Mittel dort, wo bie Benfion 
hen Empfänger erhalten bleiben ſoſl. | 

Das Ergebnis der Ausführungen kann als befriedigend 
nicht bezeichnet werden / In der Mehrzahl der Fälle unterliegt 
de Penſion der Beſchlagnahme, und dies entspricht weder der 
Lbſicht des Webers, welcher gerade die mit Penſion Bedachten 
fir die Wechſelfälle des Lebens ſicher ſtellen wollte, nach der 
kialen Fürſorge für den Stand zahlssicher kaufmänniſcher An⸗ 
gestellter, die, durch Alter oder Invalidität gezwungen, ihrem 
geruf etſagen. Es iſt dieſer Zuſtand wohl vornehmlich darauf 
mädjühsen, daß bei Extftefung der ZPO. von PBenfionen 
der Bribatkeamten kaum die Rede war, und der Gedanke der 
durorge für die arbeitende Klaſſe fi eerſt ſpäter mehr und 
nahe Bahn gebrochen hat. Jetzt aber, wo eine größere Reform 
du 300. in Ausſicht ſteht, iſt es an der Zeit, den Münſchen 
de Privatbeaumen bezüglich der Sicherung ihrer Penfion ges 
nend Rechnung zu tragen, damit auch ſie ſith gleich den 
anderen arbeitenden Klaſſen der ſozialen Fizrſorge erfreuen, 
bie fie ez bei der Bedeutung ihrer Stellung im wirtſchgſelichen 

Gewiß erheiſchen auch die Rechte der Gläubiger bei der 
Mändung volle und um fo größere Berückſichtigung, je mehr 
dhe Nobiliarzwangsvollſtrechug erſchwert ißt; aber es läßt ſich 
ut wohl ein Ausgleich der widerſtreitenden Interaſſen herbei 
Hm. Die üſterreichiſche Geſetzgebung zeigt uns den 
Beg dazu; fie, welche auf dem Gebiete der Lohn- und Ge: 
hläbeiflagnahme dem deutſchen Recht nachgefolgt if, hat in 
de hier behandelten Frage die Führung übernommen, indem 
ſe in Reihägefeg vam 26. Mai 1888 den Zugriff aller Ruhe⸗ 
bal in welcher Form fie ach immer gewährt werden, nur 
Über einen Jahresbetrag von 500 Gulden hinaus geſtattet.“) 

N Möge die deutſche Geſetzgebung ihrem Beifpigle folgen! 

) Der Artitel 2 des genannten Geſetzes lautet: 


Len Nuhegenüſſen, welche den im Brivatdienfte dauernd 
duſulten 2 des Beſehes vom 29. April 1873, RGBl. Nr. 68) 
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Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 14. Dezember 

1907 bis 4. Januar 1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 
Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

1. Art. 169 EGBGB. Dieſe Ubergangsvorſchrift wegen 
Verjährung findet Anwendung auch auf die im EG. der Landes⸗ 
geſetzgebung vorbehaltenen Materien des früheren Rechts, ſofern 
die letzteren für die Zeit ſeit 1. Januar 1900 geregelt ſind 
und keine beſondere Verjährungsvorſchriften enthalten.] 

Der Kläger beauftragte im Juli 1898 den Gerichts⸗ 
vollzieher B., der damals in Königswinter amtlich tätig war, 
auf Grund eines vollſtreckbaren Titels bei dem Kaufmann R. 
in Königswinter für 60 000 M eine Mobiligspfänbung vor: 
zunehmen. B. pfändete am 19. Juli 1898. Während er im 
Pfändungsprotokoll die gepfändeten Sachen einzeln und genau 
bezeichnet aufführte, brachte er nur an einem kleinen Teile der 
Pfandſtücke Pfandmarxken an, die Pfändung der übrigen Gegen 
ſtände, des Marenlagers, ſuchte er in dex Weiſe kenntlich zu 
machen, daß er in den Geſchäftsräumen des Schuldners Pfand⸗ 
anzeigen anheftete, die jedoch die Pfandgegenſtände weder nach 
Stückzahl noch nach Quantitäten, noch nach der Verpackung 
bezeichneten. Am 10. März 1899 wurde üher das Vermögen 
des R. das Konkursverfahren eröffnet. Auf Grund der Pfän⸗ 
dung verlangte der Kläger für ſeine Forderung abgeſonderte 
Beftiedigung. Da der Konkursverwalter den Anſpruch nicht 
anerkannte, erhob der Kläger gegen ihn Klage auf Anerkennung 
feines Anſpruchs auf abgeſonderte Befriedigung aus dem Erlbſe 
der inzwiſchen verkauften Waren. Im Laufe des Rechtsſtreites 
verkündete er am 15. Juni 1899 dem Gerichts vollzieher B. 
den Streit, der nunmehr als Nebenintervenient in den Nechts⸗ 
ſtreit eintrat. Durch am 1. April 1903 in der Berufung inſtanz 
beſtätigteß, rechtskräftig gewordenes Urteil vom 14. Juli 1902 
wurde die Klage, ſoweit ſie auf vorzugsweiſe Befriedigung ge⸗ 
richtet wax, mit der Begründung abgewieſen, daß die Pfändung 
des Waxenlagers ungültig geweſen ſei, weil B. entgegen der 
Vorſchrift des 5 712 ZPO. unterlaſſen habe, die Pfändung 
austrichend erkennbar zu machen. Mit der Behauptung, daß 
er infolge Ungültigkeit der Pfändung Schaden erlitten habe, 


von ihren Dienſtgebern gewährt werden, dann von den Bezügen, 
welche wegen der Dienſte dieſer Perſonen den Witwen oder Kindern 
derſelben von dem Dienſtgeber verliehen worden ſind, ferner von 
jenen Penſionen, Proviſionen, Unterhalts- und Erziehungsgeldern, 
die von Anftalten, Geſellſchaften oder Vereinen, welche die Unter: 
ſtützung oder Verſorgung ihrer Mitglieder und deren Hinterbliebenen 
zum Zweck haben, an dieſe verabreicht werden, unterliegt der Exekution 
nur derjenige Betrag, um welchen der aus dieſem Anlaſſe gebührende 
Jahresbezug den Betrag von 500 Gulden überſteigt. 

Bon einer Abfertigung (d. h. Abfindung. D. Verf.), welche einem 
im Privatdienſte dauernd Angeſtellten oder der Witwe oder den 
Kindern desſelben von dem Dienſtgeber gewährt wird, unterliegt der 
Exekution gleichfalls nur derjenige Betrag, um welchen die Abfertigung 
den Betrag von 500 Gulden überſteigt.“ 

Dieſe Vorſchrift findet auch auf die durch das Reichsgeſetz vom 
16. Dezember 1906, betreffend die . eee der in privaten 
Dienſten Angeſtellten zugeſprochenen Invaliditäts⸗ und Alters renten 
Anwendung. 5 

) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 

4 * 
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und ihm hierfür: der Gerichtsvollzieher und der preußiſche 
Juſtizfiokus hafte, erhob der Kläger im Herbſt 1904 gegen 
beide Klage und beantragte, die Beklagten als Geſamiſchuldner 
zur Zahlung von 14 500,04 M nebſt 4 Prozent Zuſen ſeit 
der Klagzuſtellung zu verurteilen. Der Kläger berief ſich gegen⸗ 
über dem Fiskus auf die Art. 1382, 1383 und 1384 c. c. 
Die Beklagten beantragten, die Klage abzuwerſen. Der Fiskus 
machte namentlich geltend, die 3 jährige Verjährungsfriſt des 
8 852 BGB. ſei bei der Klagerhebung bereus abgelaufen 
geweſen. Das LG. in Cöln erachtete den Verjührungseinwand 
für zutreffend und wies durch Teilurteil vom 15. Februar 
1905 die Klage gegen den Fiskus ab, und legte die Hälfte 
der bis dahin entſtandenen gerichtlichen Koſten ſowie die ſämt⸗ 
lichen außergerichtlichen Koſten des Juſtizfiskus dem Kläger zur 
Luſt. Das DRG. in Cöln wies durch Urteil vom 
27. März 1907 die Berufung koſtenfallig zurück. Die Reviſion 
iſt zurückgewieſen. Das OG. tft rechtlich zutreffend davon aus: 
gegangen, daß die Klage gegen den Fiskus nach Art. 1384 c. c. 
zu beurteilen iſt, und hiernach gemäß ſtändiger Rechtſprechung 
des RG. (RG. 54, 19 und die dort angeführten Zitate, 
Rhein Arch. 93, 2, 110— 104, 2, 221) der beklagte Fiskus für 
die ſchuldhafte ſchädigende Handlungsweiſe des Gerichts⸗ 
vollziehers, der bei der Vornahme der Pfändung nicht nur als 
Beauftragter des Klägers, ſondern auch in ſeiner Eigenſchaft 
als preußiſcher Staatsbeamter in Ausübung der ihm anver⸗ 
trauten öffentlichen Gewalt gehandelt hat, dem Kläger neben 
dem Gerichts oollzieher ſchadenserſatzpflichtig iſt. Die die Klag⸗ 
abweiſung des LG. beſtatigende Entſcheidung des OLG. beruhr 
auf der Annahme der Verjährung des Anſpruches gegen den 
Fiskus nach 8 852 Abſ. 1 BGB. Da die angeblich geſetzlich mangel⸗ 
hafte, die Urſache des entſtandenen Schadens bildende Pfändung 
am 19. Juli 1898 in Königswinter, unter der Herrſchaft des 
Code civil, ausgeführt worden iſt, und der Art. 1384 keine 
Verjährungs vorſchrift emhält, würde nach franzöfiſchem Rechte 
die 30 jährige Verjährung des Art. 2262 c. c. Platz greifen. 
Nun ſchreibt aber im EGBGB. die ÜUbergangsvorſchrift des 
Art. 169 Abſ. 2 vor, daß, wenn die Verjährungsfriſt nach 
dem BGB. kürzer als nach den bisherigen Geſetzen iſt, die 
kürzere Friſt von dem Inkrafttreten des BGB. an berechnet 
werden ſoll, vorausgeſetzt, daß die nach dem bisherigen Recht 
beſtimmte längere Friſt nicht vor der kürzeren Friſt des BGB. 
abläuft. Der Senat hält die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift 
auf den vorliegenden Fall für zuläſſig. Denn wenn auch nach 
Art. 77 EGBGB. die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
Haftung des Staates, der Gememde und anderer Kommunal⸗ 
verbände für den von ihren Beamten in Ausübung der dieſen 
anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden von dem 
BGB. unberührt bleiben, und damit das Geſetz zum Ausdruck 
gebracht hat, daß dieſe Vorſchriften im BGB. nicht geregelt 
ſind, ſo betrifft doch die Vorbehaltbeſtimmung nur die Frage 
der Haftpflicht, nicht auch die eventuelle Frage der Ver⸗ 
jährung. Aus dem Umſtande, daß Art. 169 eine Über⸗ 
gangs beſtimmung iſt, und in feinem Eingange hervorhebt, daß 
die Vorſchriften des BGB. über die Verjährung auf die vor 
dem Inkraftireten des BGB. entſtandenen, noch nicht verjährten 
Anſprüche Anwendung finden, iſt aber zu entnehmen, daß dieſe 
Übergangs vorſchrift auch auf die im EG. der Landesgeſetzgebung 


M2. 1908. 
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vorbehaltenen Materien des früheren Rechts Anwendung finden 
ſoll, ſofern die letzteren für die Zeit ſeit dem 1. Januar 1900 
geregelt ſind und keine beſonderen Verjährungsvorſchriften ent⸗ 
halten. Der Art. 1384 c. c. iſt in dem hier in Betracht 
kommenden Umfange durch Art. 89 Z. 2 PrAG BGB. aufrecht⸗ 
erhalten, ohne daß hinſichtlich der Verjährung dabei Beſtimmung 
getroffen iſt, obwohl die Verjährungsvorſchriften des Code civil 
aufgehoben find. Er enthält den gleichen Tatbeſtand, wie die 
dem gegenwärtigen Anſpruch zugrunde liegende Vorſchrift des 
alten Rechts, daher die vorerwähnte Ubergangsvorſchrift An⸗ 
wendung findet. Die Ausführungen in den Urteilen des RG. 
(RG. 56, 253 und 64, 421) ſtehen hiermit nicht im Wider⸗ 
ſpruch; denn in dem erſteren Urteile handelte es ſich nicht um 
einen der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Tatbeſtand, und in 
dem zweiten Urteile ſtand eine ſpezielle Verfährungsvorſchrift 
des Landesrechts in Frage, in beiden Fällen lag alſo kein Anlaß 
für eine Erörterung der Anwendbarkeit des Art. 169 auf die der 
Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Materien vor. Nun beruht 
die in Art. 1384 c. c. anerkannte Haftung des Staates auf 
der Vermutung eines Verſchuldens der Staatsgewalt, daß ſie 
nämlich in der Auswahl der Beamten fahrläſſig gehandelt habe, 
der Code civil erblickt darin ein Quaſidelikt, eine Art uner⸗ 
laubter Handlung. Das BGB. faßt aber in dem 25. Titel 
ſeines VII. Abſchnitts den Begriff einer unerlaubten Handlung 
in einem weiten Sinn auf, wodurch ſich die Annahme recht⸗ 
fertigt, daß ſich auch die Verjährungsvorſchrift des 8 85 2 BGB. 
in betreff des Anſpruchs auf Erſatz des aus einer unerlaubten 
Handlung entſtandenen Schadens auf den Schadenserſatzanſpruch 
aus unerlaubten Handlungen im weiten Umfange, alſo auch 
des alten Rechts erſtreckt, falls für letztere nicht eine ganz 
ſpezielle Verjährungsvorſchrift im alten Recht beſteht, was in 
vorliegender Sache nicht der Fall iſt. Hat ſonach das OLG. 
mit Recht auf Grund des Art. 169 Abſ. 1 und Abſ. 2 EGBGB. 
den 8 852 BGB. auf den dem Fiskus gegenüber erhobenen 
Klaganſpruch in Anwendung gebracht, fo iſt auch ſeine Feſt⸗ 
ſtellung, daß die 3 jährige Verjährungsfriſt der letzteren Vor⸗ 
ſchrift am 31. Dezember 1902, alſo vor der Klagerhebung, 
abgelaufen geweſen ſei, rechtlich nicht zu beanſtanden. 7 
dargelegt.) K. Sp. und K.⸗V. c. J.⸗F., U. v. 26. a 
264/07 II. — Cöln. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

2. 5 138 BGB. Verſtößt das Abkommen künftiger Ehe⸗ 
gatten über eine Einſchränkung der Kinderzahl gegen . guten 
Sitten 7] 

Kläger behauptet, daß zwiſchen ihm und der Bellagten 
mehrere Jahre hindurch ein Verlöbnis beſtanden habe und daß 
die Beklagte hiervon grundlos zurückgetreten ſei. Seine auf 
6000 M Schadenserſatz gerichtete Klage iſt nach dem Antrage 
der Beklagren von beiden Vorinſtanzen abgewieſen worden. 
Das Berufungsurteil beruht auf der Feſtſtellung, daß die Par⸗ 
teien eine Beſchränkung der Zahl der in der Ehe zu erzeugenden 
Kinder verabredet hätten. Ein mit einer derartigen Vertrags⸗ 
bedingung geſchloſſenes Verlöbnis, wenn es überhaupt zum 
Verlöbnis gekommen wäre, ſei als gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßend nichtig. Der Reviſion wurde aus folgenden Gründen 
ſtattgegeben: Selbſt wenn ein Rechtsgeſchäft im Sinne von 
8 138 Abſ. 1 BGB. vorläge, fo geht der Berufungsrichter 
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doch zu weit, wenn er in jeder Abmachung künftiger Ehegatten 
über eine Emmſchränkung der Kinderzahl ſchlechihin und unter 
allen Umſtänden einen Verſtoß gegen die guten Sitten erblickt. 


Wie das RG. wiederholt anerkannt hat, iſt die Ehefrau zur 


ehelichen Beiwohnung nicht verpflichtet, wenn ihr aus der Bei⸗ 
wohnung ſelbſt oder aus einer Schwangerſchaft und Geburt 
außergewöhnlich ſchwere Gefahr für Leben oder Geſundheit 
droht. Der Berufungsrichter durfte deshalb nicht dahingeſtellt 
laſſen, ob die Beklagte, wie ſie ausweislich des Tatbeſtandes 
ſelbſt vorgetragen hatte, ſchwer unterleibsleidend war und des⸗ 
halb den Kinder ſegen mit Recht fürchten mußte. Es iſt auch 
rechtsirrig, wenn er ſich der nähern Prüfung um des willen 
überhoben achtet, weil der Kläger von dem angeblichen Leiden 
der Beklagten erſt jetzt im Prozeſſe erfahren habe. War es 
in der Tat zur Zeit der angeblichen Verabredung über die 
künftige Kinderzahl in gefahrdrohender Weiſe vorhanden, ſo 
könnte die Verabredung ſchon objektiv, ihrem Inhalte nach nicht 
als eine unfittliche bezeichnet werden. Nun kann zwar, wie 
das RG. ſchon häufig anerkannt hat, dieſe Unſittlichkeit unter 
Umſtänden auch aus der ſubjektiven Seite des Rechtsgeſchäfts, 
aus den Beweggründen und den von den Beteiligten verfolgten 
Zwecken des Geſchäfts abgeleitet werden. Dies kann aber nicht 
dazu führen, mit dem Berufungsrichter das ganze Rechtsgeſchäft 
ſchon dann als fütlich anſtößig und deshalb nichtig zu erklären, 
wenn der eine Teil bei Abſchluß des Geſchäfts auf der andern 
Seite fälſchlich und irrtümlich unlautere Zwecke und Beweg⸗ 
gründe vorausſetzt, und dieſe in Wahrheit gar nicht vorhan⸗ 
denen Momente auch ſeinerſeits gutheißt. Endlich iſt zwar 
richtig, daß auch das Rechtsgeſchäft des Verlöbniſſes, wenn es 
von vornherein mit dem Makel der Unfittlichleit behaftet iſt, 
von vornherein nichtig iſt. War es aber, wie der Berufungs⸗ 
richter als möglich unterſtellt, zunächſt gültig und in Überein⸗ 
ſtimmung mit den guten Sitten zuſtande gekommen, jo bedarf 
es jedenfalls noch genauerer Begründung, inwiefern eine ſpätere, 
neu hinzukommende unſittliche und deshalb von vornherein uns 
wirkſame Abrede immerhin die Kraft gehabt habe, das ganze 
Verlöbnis auf eine neue Grundlage zu ſtellen und nunmehr in 
feinem ganzen Beſtande nichtig zu machen. Z. c. G., U. v. 
2. Dez. 07, 206/07 IV. — München. | 

8. 8164 Abſ. 2 BGB. Die Ausführung eines Werkes 
kann einem beſtimmten Geſchäftsbetriebe übertragen werden, 
auch wenn unbekannt blieb, wer der Geſchäftsinhaber iſt.] 

Es iſt bei einem Werkvertrage, wie er hier vorliegt, die 
rechtliche Beurteilung, der Wille des Beſtellers ſei darauf ge⸗ 
richtet geweſen, die Ausführung des Werks einem beſtimmten 
Geſchafts betriebe zu übertragen, möglich, auch wenn unbekannt 
blieb, wer der Geſchäftsinhaber iſt. Nimmt dann der Gegen» 
kontrahent in berechtigter Vertretung des Geſchäftsinhabers die 
Beſtellung an, ſo iſt durch Willensübereinſtimmung ein Vertrag 
perfekt geworden, durch welchen der Geſchäftsinhaber und nicht 
derjenige, welcher für ihn verhandelt hat, berechtigt und ver⸗ 
pflichtet wird. Im kaufmänniſchen und im gewerblichen Verkehre 
kann ein Vertrag mit dem Geſchäftsinhaber auch dann perfekt 
werden, wenn der ihn abſchließende Vertreter irrtümlich für den 
Geſchäfts inhaber ſelbſt gehalten iſt. Entſcheidend iſt die Willens⸗ 
einigung darüber, wer berechtigt und verpflichtet werden ſoll; 
die Perſon, durch welche dieſe Einigung herbeigeführt wird, tritt 
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demgegenüber der Regel nach zurück. Demgemäß liegt der im 
8 164 Abſ. 2 BGB. vorgeſehene Tatbeſtand, auch wenn der 
Wille des Vertreters, im fremden Namen zu handeln, nicht 
erkennbar geworden iſt, dann nicht vor, wenn auf beiden Seiten 
das Gleiche, Abſchluß des Geſchäfts mit dem Vertretenen, 
gewollt iſt. Für die Anwendung der Beſtimmung des 8 164 
Abi. 2 BGB., die im Intereſſe der Verkehrsſicherheit in dem 
von ihr vorgeſehenen Falle die Berufung auf einen Millens⸗ 
mangel ausſchließt, bleibt kein Raum, wenn ein ſolcher Willens⸗ 
mangel überhaupt nicht vorliegt. Es kann deshalb der Reviſion 
nicht zugegeben werden, daß, ſofern die vom Berufungsgerichte 
getroffene Feſtſtellung über die Willensrichtung aufrecht zu 
halten iſt, § 164 Abſ. 2 B 38. verlegt iſt. D ieſe Feſtſtellung 
konnte aber nicht aufrecht gehalten werden, denn ſie entbehrt 
der notwendigen tatſächlichen Unterlage und damit der aus⸗ 
reichenden Begründung. (Wird ausgeführt.) M. o. L., U. v. 
29. Nov. 07, 119/07 VII. — Berlin. 

4. 89 325, 336. 454 B33. Das Rücktrittsrecht des 
Verkäufers bei Sukzeſſivlieferungsverträgen iſt nur wegen des 
erfüllten Teiles der Lieferung ausgeſchloſſen.] | 

Die Klägerin hat von der Beklagten 207 ebm Siefern- 
holz — lieferbar auf Abruf in der Zeit vom 1. April bis 
1. Juli 1906 — gekauft, jedoch nur eine einzige, am 
14. Mai 1906 verladene Teillieferung erhalten. Hiervon hat 
ſie einen Teil als mangelhaft zur Verfügung geſtellt. Weitere 
Lieferung hat die Beklagte abgelehnt, obwohl ſie von der 
Klägerin durch Schreiben vom 21. Juni 1906 zur Lieferung 
der einen Hälfte des Reſtes bis zum 5. Juli und der anderen 
bis zum 12. Juli 1906 unter der Androhung aufgefordert 
worden iſt, daß Klägerin nach fruchtloſem Ablauf der Friſt 
ſich auf Koſten der Beklagten decken werde. Die Klägerin hat 
nun Klage auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung erhoben. 
Die Beklagte hat Klagabweiſung beantragt mit der Behauptung, 
ſie habe den Reſt des Schluſſes nicht geliefert, weil ſie wegen 
Zahlungsverzuges der Klägerin von dem Vertrage, ſoweit er 
nicht erfüllt war, zurückgetreten ſei. Auf den nach Abzug der 
Fracht verbleibenden Reſt des Kaufpreiſes der Teillieferung von 
781,03 M habe fie nämlich am 5. Juni 1906 nur erhalten 
519 M. Wegen des Reſtes habe ſie am gleichen Tage gemahnt 
und am 12. Juni 1906 der Klägerin zur Zahlung eine Friſt 
von drei Tagen beſtimmt unter der Androhung: „Sollte ich 
bis 15 huj. abends nicht im Beſitz des reſtlichen Betrages 
nebſt Frachtbrief ſein, ſo halte ich mich nicht weiter an meinen 
Vertrag gebunden.“ Der Reſtbetrag ſei jedoch erſt nach Friſt⸗ 
ablauf, am 18. Juni 1906, eingegangen. Demgegenüber be⸗ 
hauptete die Klägerin, die Zahlung ſei bereits am 16. Juni 1906 
erfolgt, und ſie beſtritt, daß die geſetzte Friſt angemeſſen ge⸗ 
weſen ſei. Das OLG. hat den Klaganſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt und die Sache zur weiteren Verhandlung 
und Entſcheidung über den Betrag des Schadenserſatzes in 
die I. Inſtanz zurückverwieſen. Es hat erwogen, Beklagte ſei 
gemäß § 454 BGB. zum Rücktritt nicht berechtigt geweſen, 
Denn nach ihrer eigenen Behauptung habe ſie den Vertrag. 
ſoweit die Lieferung vom 14. Mai 1906 in Betracht komme, 
ihrerſeits erfüllt und den Kaufpreis geſtundet. Der 8 454 
BGB. finde auch Anwendung, wenn, wie hier, der Verkäufer 
den Vertrag quantitativ nur teilweiſe erfüllt habe. Denn 
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es ſolle gemäß 8 454 dem Verkäufer dasjenige Recht verfagt 
ſein, das den Käufer zwinge, das vom Verkäufer Geleiſtete 
zurückgeben zu müſſen, weil ſonſt der Käufer in der Verfügung 
über die empfangene Ware gehindert und eine Stundung des 
Kaufpreiſes für ihn ohne Vorteil ſein würde. Daher ſei, wie 
ausgeführt ift, der Anſpruch auf Schadenserſatz dem Grunde 
nach gerechtferügt. Das RG. hob auf: Dem Berufungsurteile 
ſcheint die irrige Anſicht zugrunde zu liegen, die Beklagte habe 
auch in Anſehung des bereits erfüllten Teiles des Vertrages 
zurücktreten wollen; in Wahrheit hat fie jedoch ihren Rückttitt 
vom Vertrage nur rückſichtlich des noch nicht erfüllten Teiles 
erklärt. Daß dies ihre wahre Willensmeinung war, darüber 
läßt der angeführte Inhalt ihres Schreibens vom 12. Juni 1906, 
in Verbindung mit der Klagbeantwortung, keinen Zweifel zu. 
Bezüglich der noch ausſtehenden Lieferungen wurde aber 
ihr Recht zum Rücktritte vom Vertrage wegen Zahlungsverzuges 
der Klägerin durch 8 454 BGB. nicht ausgeſchloſſen. Es 
handelt ſich um einen Sukzeſſivlieferungs vertrag, der die Lieferung 
einer teilbaren Ware zum Gegenflande hat und durch die Liefe⸗ 
rung vom 14. Mai 1906, wie das Berufungsgericht mit Recht 
annimmt, quantitativ nur teilweiſe erfüllt iſt. Der § 454 
BGB. trifft eine Sonder vorſchriſt für den Fall, daß der Ver: 
käufer den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geſtundet hat. 
In dieſem Falle ſteht ihm das im 8 325 Abf. 2 und im 
8 326 beſtimmte Rücktrittsrecht nicht zu. Die (durch die 
II. Kommiffton, Prot. 2, 694 flg., eingeſtellte) Vorſchrift bezweckt 
den Schutz der vom Käufer über den Kaufgegenſtand getroffenen 
Verfügungen. Der Käufer, dem die Kauſſache vollftänsig über 
tragen und der Kaufpreis geſtundet iſt, fol ſicher über die 
Sache verfügen können, und aus Rückſichten der Billigkeit und 
im Intereſſe des Verkehrs dagegen geſichert ſein, daß er ſeine 
tatſächlichen oder rechtlichen Verfügungen wieder rückgängig 
machen oder wegen derſelben Schadenserſatz leiſten muß. In 
der Entſcheidung (RG. 50, 138) hat der V. 3S. erwogen, 
nach feinem klaren Wortlaute begreife 8 454 nur den Fall 
der Vollerfüllung, und wenn man dielleicht auch anzunehmen 
haben möchte, daß die Unterlaſſung unerheblicher Erfüllengsteile 
dem Verkäufer das Rücktrittsrecht erhalte, fo erſcheine es doch 
keinesfalls zuläſſig, eine Erfüllung im Sinne des § 454 an⸗ 
zunehmen, wenn der weſentlichſte Teil einer ſolchen, z. B. die 
Auflaſſung noch ausſtehe. Gine nur teilweiſe Erfüllung in 
qualitativer Hinſicht wird allerdings zur Anwendung des 
8 454 BGB. nicht genügen. Ob jedoch der § 454 nicht 
wegen Gleichheit des geſetzgeberiſchen Grundes auch dann an⸗ 
wendbar und folgeweiſe das Rücktrittsrecht des Verkäufers be⸗ 
züglich des verkauften und übergebenen Teiles einer Ware 
ausgeſchloſſen wäre, wenn der Vertrag teilbar, ein Teil einer 
teilbaren Ware voll erfüllt und der Kaufpreis für den er⸗ 
füllten Teil geſtundet wäre, dieſe Frage bedarf nach Lage des 
Falles der Entſcheidung nicht. Denn jedenfalls verbietet die 
Natur des § 454, als einer Ausnahmevorſchrift, ſeine An⸗ 
wendung weiter auszudehnen und demgemäß das Rücktrittsrecht 
des Verkäufers weiter auszuſchließen, als der Grund und Zweck 
der DVorfihrift es erfordert. Dieſer aber erfordert die Aus: 
ſchließung des Rücktrittsrechts nur bezüglich des erfüllten 
Teiles; es liegt kein Grund vor, eine Abweichung don den 
allgemeinen Gtundſätzen der 88 325 und 326 auch bezüglich 


N 2. 1908. 


— — — — — — — — — — — 


des nicht erfüllten Teiles anzunehmen. Im Gegenteil er⸗ 
fordern das Verkehrsbedürfnis und billige Rückſicht auf die 
Intereſſen des Verkäufers die Zuluffung des Rücktrittsrechts 
inſoweit, als der Vertrag noch nicht erfüllt iſt. Dies gilt 
namentlich bei einem Sukzeſſivtie ferungsvertrage bezüglich der 
noch ausſtehenden Lieferungen. Hiernach beruht die angefochtene 
Entſcheidung, die das Rücktrittsrecht des Beklagten grundſätzlich 
bloß unter Anwendung des § 454 BGB. verneint hat, ohne 
überhaupt in eine Erörterung der Frage einzutreten, ob die 
ſonſtigen Vorausſetzungen des Rückteittsrechts der Beklagten 
nach Lage des Falles und abgejehen von dem § 454 gegeben 
wären, auf einer Verletzung dieſes Paragraphen. N. c. B., 
U. v. 10. Dez. 07, 310/07 II. — Berlin. 

5. SS 400 u. 717 BGB. in Verbindung zen Beſtim⸗ 
mungen des HGB. — Abtretbarkeit von Anſprüchen des 
Kommanditiſten nach altem und neuem Recht.] 

Durch Urkunde von 26. September 1900 hat der Kom- 
manditiſt der beklagten Kommanditgeſellſchaft, der Kaufmann 
Adelf D. in Frankenſtein, welchem die Klägerin einen Kredit 
eingeräumt hatte, an diefe Anſprüche abgeweten. In der Abs 
wetungsurkunde erklärte D. folgendes: „Ich bin bei der Kom⸗ 
manditgeſellſchaft Karl K. in Grevenbroich mit 48000 M bes 
teiligt. Als ſolcher habe ich in Anrechnung auf meinen 
Gewinnanteil und auf das, was mir ſonſt als Kommanditiſt 
gebührt, jährlich 4000 M in vierteljährlichen Teilbeträgen zu 
beanſpruchen. — Zur Sicherung der Handelsgeſellſchaft B. M. St. 
in Meiningen wegen der zwiſchen ihr und mir beſtehenden 
Geſchäſts verbindung trete ich ihr hiermit meine Anſprüche aus 
der vorbezeichneten kommanditoriſchen Beteiligung, ins beſondere 
den Anſpruch auf die jährliche Zahlung von 4000 M ab.“ Die 
Beklagte wurde durch die Klägerin von der Abtretung in 
Kenntnis geſetzt. Die beklagte Geſellſchaft iſt im Jahre 1893, 
alſo unter der Herrſchaft des alten Rechtes, gegründet worden, 
und die bisherigen Feſtſtellungen des Berufungsgeriches ergeben, 
daß erſt vom 1. Oktober 1902 an ein neuer Geſellſchafts vertrag 
wirkſam geworden if. Da ferner angenommen wird, daß die 
hier eingeklagten, von dem Kommanditiſten D. abgetretenen 
Anſprüche auf 5 Teilbeträge von je 1000 M am 1. Januar, 
1. April, 1. Juli, 1. Oktober 1902 und 1. Januar 1903 fällig 
geworden find, jo ergibt ſich nach Art. 170 EGBGB, 
daß wenigſtens die Anſprüche auf die erſten drei Raten der 
Herrſchaft des alten Rechtes unterſtehen. Für dieſe Anſprüche 
gilt daher der bereits in einem Urteil des erkennenden Senats 
vom 25. Januar 1905 (Nep. I 314/04) ausgeſprochene all 
gemeine Grundſatz, daß ihre Übertragbarkeit nach altem Rechte 
zu beurteilen iſt. Die Ansprüche wurden freilich erſt voll wirk⸗ 
ſam, als das neue Recht bereits in Geltung war, aber der 
Grund für ihre Entſtehung war früher gelegt worden, ſie 
gingen hervor aus dem nach altem Rechte zu beurteilenden 
Geſellſchaftsvertrage. Das alte HGB. enthält über die Ab⸗ 
tretbarkeit keine beſonderen Vorſchriften und auch in dem dans ben 
in Betracht kommenden franzöſiſchen Necht finden ſich ſolche 
nicht (vgl. C. Crome, die Grundlehren des franzöſiſchen Obli⸗ 
gationenrechts 8 21 V S. 256). Nach den Art. 169, 119 
des alten HGB. if aber in Anſehung der Privatgläubiger eines 
Geſellſchafters nur dasjenige Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung, 
„was der Geſellſchafter an Zinſen und an Gewinnanteilen zu 
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lem beechugt in“. Das Veshältnis zwichen Zinfen und 
Gewinn wird näher durch die Art. 161, 106 des alten H. 
gegelt; nach dieſen Beſtimmungen bezieht der Kommanditiſt zu 
richft von feiner Einlage 4 Prozent Binfen, und vor Deckung 
deſer Zinſen wird ein Gewinn als vorhanden nicht angenommen. 
Die Borſchriſten der angeführten Art. 169, 119 beziehen ſich 
mumittelbar nur auf die Zwangs vollſtreckung, und nach fran⸗ 
pöſiſcem Recht ſchloß ein Volkſtreckungsverbot ein Abtretungs⸗ 
verbot nicht in ſich. Jene Vorſchriften gewinnen indeſſen unter 
Berückſichtigung des 8 400 G. auch Bedeutung für die 
ziuge der Abtretbarkeit. Der oben für die Anwendung des 
alen Rechtes angeführte Grundſat ſchließt nämlich — worauf 
ſcon in dem angezogenen Urteil des RG. hingewieſen wird — 
richt aus, daß das neue Recht dort angewendet wird, wo dieſes 
in Intereſſe des Gläubigers aus ſozialen Erwägungen die Ab» 
tetung nicht zuläßt. Und dieſe Vorausſetzung trifft bei dem 
8400 YEB. zu, nach weichem „eine Forderung nicht abgetreten 
werden kann, ſoweit fie der Pfändung nicht unterworfen iſt“ 
ei decken ſich alſo, auch ſoweit grundſätzlich altes Recht an⸗ 
gewendet iſt, infolge der Einwirkung des S 400 BGB. die 
Grenzen der Pfaͤndbarkeit mit den Grenzen der Abtretbarkeit. 
Was die eingellagten beiden Teilbeträge zu je 1000 M, die 
an 1. Oktober 1902 und 1. Januar 1903 fällig geworden fein 
ſollen, anlangt, fo ſcheint es — wenn auch beſondere Feſt⸗ 
ſtelungen darüber fehlen — nicht zweifelhaft zu fein, daß es 
Ab hier um Anſprüche handelt, die auf den Rechnungsabſchluß 
des Geſchaͤftsjahres 1. Oktober 1901/02 gegründet find. Anderer⸗ 
eis iR es nach den bisherigen Feſtſtellungen nicht ausgeſchloſſen, 
daß ſämtliche Entnahmen der Geſellſchafter ſchon vom 1. Oktober 
1902 an nach dem neuen Geſellſchaftsvertrage, der vor der 
gäligleit der beiden Beträge geſchloſſen fein wird, ſich richten 
ſolten und dem neuen Recht unterworfen wurden. Es muß 
daher weiter geprüft werden, inwieweit die Anſprüche des Kom⸗ 
nunditiſten D. nach neuem Recht abtretbar waren. Bei dieſer 
Prüfung tritt die Frage in den Vordergrund, ob der Wortlaut 
des 8717 BGB. maßgebend bleiben muß, oder ob über feinen 
Vortlaut hinaus den Anſprüchen auf einen Gewinnanteil gleich⸗ 
gefellt werden dürfen die von Gewinn und Berluſt unab⸗ 
hängigen und im Einzelfalle durch Gewinn nicht gedeckten An⸗ 
niche eines Kemmanditiſten auf beſtimmte Entnahmen aus 
ber Geſellſchaftskaſſe, die durch den Geſellſchaftsvertrag oder 
die ſonſt unter den Geſellſchaftern zu feiner Ergänzung ge 
ttofenen Vereinbarungen unter dem Titel ſogenannter feſter 
Zuſen oder in anderer Form zugelaſſen ſind. Es könnte ver⸗ 
ſuct werden, auf die Ausführungen der Motive zu 8 644 des 
Entwurfs eine Auslegung des Geſetzes in dem angegebenen 
weren Sinne zu ftüßen. Der Verſuch hätte jedoch keine Be⸗ 
wöhtigung. Denn das Geſetz ſelbſt hat durch die im zweiten 
Sate des 8 717 aufteſtellzen und deutlich abgegrenzten Einzel: 
Kfimmungen darüber Entſcheidung getroffen, welche Ausnahmen 
dan dem bezeichneten leitenden Geſichtspunkte aus zugelaflen 
fad. Das Geſetz hat nur die „unbedenklichen“ Ausnahmen 
Baden wollm, und es könnte nicht als gerechtfertigt angeſehen 
werden, über die einzelnen vom Geſetz zugelaſſenen Ausnahmen 
heraus zu anderen mehr oder minder bedenklichen Ausnahmen 
von der Regel des 8 717 Satz 1 fortzuſchreiten. Dies erſcheint 
um pp weniger gerechtfertigt, als die Zahlung fogenannter feiter 
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Zinſen oder ähnlicher Bezüge, die dem Gefellſchafter ohne Nück⸗ 
ſicht auf wirklich erzielten Gewinn zuſtehen, zu dem Zwecke zu 
geſchehen pflegt, den laufenden Lebensunterhalt des Gefell- 
ſchafters zu decken. Von beſtimmendem Ginfluß iſt hierbei das 
innere Verhältnis der Geſellſchafter. Auf anderem Gebiete 
liegt aber die Frage, ob ſolche Bezüge abtretbar ſeien und damit 
dem zwangsmäßigen Zugriffe der Privatgläubiger des Geſell⸗ 
ſchafters ausgeſetzt werden ſollen oder ob nicht die Intereffen 
der Gläubiger durch die ihnen im $ 135 HGB. gewährten 
Rechte genügende Berückſichtigung erfahren. Es zeigt ſich 
zwiſchen den Vorſchriften des alten und des neuen HGB. der 
auch in der Denkſchrift zu dem Entwurf des neuen Geſetzbuchs 
hervorgehobene Unterſchied, daß nach altem Recht der Gewinn 
erſt nach Deckung der vierprozentigen Einlagezinſen beginnt, 
während nach neuem Recht dieſe Zinſen bereits als innerhalb 
der Gewinngrenze liegend betrachtet werden. Es ergibt füch 
ferner, daß, ſoweit das alte Recht anzuwenden iſt, die Einlage⸗ 
zinſen, von beſonderen Abmachungen abgeſehen, als abtretbar 
angefehen werden müſſen, wogegen nach neuem Recht die Ein⸗ 
lagezinſen mir inſoweit abtretbar find, als fie in dem unter 
die Geſellſchaſter zu verteilenden Gewinn ihre Deckung finden. 
Im übrigen kommen altes und neues Recht in Anfehung der 
nach dem 1. Januar 1900 erfolgten Abtretungen darin überein, 
daß ſonſtige Entnahmen nur abgetreten werden können, ſoweit 
ſie durch Gewinn gedeckt ſind. Die rechtliche Beurteilung, 
welche der Berufungsrichter ſeiner Entſcheidung zugrunde gelegt 
hat, iſt nicht ausreichend und unterliegt deshalb der Aufhebung. 
K. c. St., U. v. 23. Okt. 07, 30/07 I. — Cöln. 

6. SS 414 ff., 766, 421, 781, 782, 812, 814 308. 
Kumulative Schuldübernahme oder Bürgſchaft? — Schuld⸗ 
anerlenntnisvertrag. Schuldanerkenntnis auf Grund einer Abs 
rechnung. Begriff der Abrechnung. Beſeitigung des Schuld⸗ 
anerkenntniſſes, wenn eine nicht beſtehende Schuld in die 
Abrechnung einbezogen wurde, durch die Bereicherungsklage. 
Beweis laſt.] 

Das RE. hat wiederholt als möglich anerkannt, daß neben 
dem Schuldner ein Drüter durch das Verſprechen, für die Ver⸗ 
bindlichkeit des urſprünglichen Schuldners gleichwie dieſer ſelbſt 
einzuſtehen, eintreten kann, ohne daß der Gläubiger infolge des 
ihm abgegebenen Verſprechens des Eintretenden ſeinen Anſpruch 
gegen ſeinen urſprünglichen Schuldner aufgibt. Dabei iſt betont 
werben, daß dieſe fog. kumulative Schuldübernahme allerdings 
im Zweifel und regelmäßig Bürgſchaftscharakter haben, alſo 
als ein Einſtehen für die Erfüllung einer fremden Schuld ge⸗ 
wollt ſein werde, daß aber, wenn aus beſonderen Umſtänden 
auf den Willen des eintretenden Schuldners zu ſchließen ſei, 
derart für die Verbindlichkeit des urſprünglichen Schuldners ein⸗ 
zuſtehen, daß ſeine Verbindlichkeit von vornherein und fortdauernd 
von der Verbindlichleit des urſprünglichen Schulbners und deren 
Fortbeſtand unabhängig fein ſolle, eine felbftändige Ver⸗ 
bindlichkeit des Eintretenden nach 8 421 BGB. als begründet 
anzunehmen ſei. Und es iſt weiter ausgeſprochen, daß ein 
ſolches Eintreten in eine Schuld als Geſamtſchuldner ſeinem 
Weſen nach verſchieden ſei von der Übernahme einer Bürgſchaft 
für eine fremde Schuld und daher die Formvorſchrift des 
8 766 BGB. darauf keine Anwendung finde. (RG. 51, 120; 
59, 233; 64, 318; Gruchots Beitr. 50, 946.) Hieran iſt ſeſt⸗ 
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zuhalten. Ein beſonderer Umſtand, aus dem auf den bezeichneten 
Willen des Eintretenden zu ſchließen wäre, wird namentlich 
dann gegeben ſein, wenn die Verbindlichkeit des urſprünglichen 
Schuldners auf einem Vertrage beruht und die Vorteile aus 
dieſem Vertrage ganz oder zum Teil dem Eintretenden zugute 
kommen, wiewohl er ſelbſt Vertragsteil nicht iſt; denn es iſt 
dann der urſprüngliche Schuldner zwar rechtlich der Verpflichtete, 
aber wirtſchaftlich iſt der in die Schuld Eintretende derjenige, der 
die ſchuldige Leiſtung zu bewirken hat. 

Der Kläger hat die Klage auch darauf geſtützt, daß 
Beklagte auf Grund einer Abrechnung die eingeklagte Forderung 
anerkannt haben. Wäre das Anerkenntnis nicht bloß einſeitig, 
ſondern auf Grund eines Vertrages mit dem Kläger erteilt 
(IW. 07, 70915), fo würde ſich daraus eine ſelbſtändige, von 
dem Beſtehen eines früheren Schuldverhältniſſes unabhängige 
Begründung der Verpflichtung der Beklagten ergeben, auf welche 
der Kläger ſeine Klage ſtützen könnte, ohne daß er das Beſtehen 
ſeiner Klaganſprüche im einzelnen darzutun brauchte; und wäre 
das Anerkenntnis auf Grund einer Abrechnung erteilt, ſo würde 
es gemäß 8782 BGB. zur Gültigkeit der ſchriftlichen Form 
nicht bedürfen. Unter Abrechnung iſt nicht nur ein gegenſeitiges 
Abrechnen von Forderungen und Gegenforderungen der Be⸗ 
teiligten zu verſtehen, ſondern auch eine Berechnung ber lediglich 
auf einer Seite beſtehenden Forderungen nebſt Schlußfeſtſtellung 
des ſchuldigen Geſamtbetrages durch Addition der einzelnen 
Forderungsbeträge; denn nach dem maßgebenden gewöhnlichen 
Sprachgebrauche iſt eine ſolche Berechnung ebenfalls eine Ab⸗ 
rechnung (Planck, Anm. 2 zu 5 782 BGB., Rümelin im 
Arch ZivPrax. 98, 192; Regelsberger in Iherings J. 46, 5) 
Auch wenn die Beteiligten eine Nichtſchuld als vermeintlich 
beſtehende Schuld in die Abrechnung einbezogen haben, iſt eine 
Abrechnung im Sinne des 8 782 BGB. erfolgt und iſt das 
daraufhin erteilte Anerkenntnis an ſich rechtsgültig; denn die 
tatſächlich nicht beſtehende Schuld iſt durch die Abrechnung und 
das Anerkenntnis als beſtehend feſtgeſtellt. Das Nichtbeſtehen 
einer Schuld, die der Abrechnung zugrunde gelegt worden iſt, 
hat nur die Wirkung, daß der Schuldner das Anerkenntnis von 
dem Gläubiger wegen ungerechtfertigter Bereicherung gemäß 
8812 Abſ. 1, 2 BGB. zurückverlangen (kondizieren), alſo gegen⸗ 
uber dem Gläubiger die Unverbindlichkeit des Anerkenntniſſes 
geltend machen kann, ſofern nicht etwa ein Fall des § 814 
BGB., insbeſondere eine Leiſtung im Bewußtſein des Nicht⸗ 
beſtehens der Schuld, vorliegt (Rümelin a. a. O. S. 204, 206, 
207, 225, 228, 250). Vorausſetzung für dieſe Geltendmachung 
aber iſt, daß der Anerkennende beweiſt, daß die in die 
Abrechnung einbezogene Schuld tatſächlich nicht beſtanden hat 
(Planck, Anm. 2 zu 8812 BGB.). S. c. G., U. v. 30. Nov. 07, 
158/07 V. — Berlin. 

7. 88 415, 416 BGB. Mbernahme von Hypotheken 
beim Verkauf eines Grundſtücks. Verſpätete Mitteilung der 
Schuldübernahme ?! | 

Die Beklagten werden als perſönliche Schuldner für eine 
ausgefallene Hypothek auf Zahlung in Anſpruch genommen. 
Die Hypothek war von T. im Jahre 1893 für ein von K. 
empfangenes Darlehn von 60 000 M beſtellt und nach 8.3 
Tode auf deſſen Erben, die jetzigen Klägerinnen, umgeſchrieben 
worden. Das verpfändete Grundſtück kam noch zu T.s Beſitz⸗ 
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zeit zur Zwangsverſteigerung und wurde am 23. Oktober 1902 
den Beklagten zugeſchlagen, wobei die erwähnte Hypothek, die 
im geringſten Gebot lag, beſtehen blieb, alſo von den Erſtehern 
übernommen wurde (88 5 2, 53 3 G.). Schon im Dezember 
1902 verkauften und übertrugen die Erſteher das Grundſtück 
an die D. G.⸗Fabrik, eine Geſellſchaft m. b. H., die dabei jene 
Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis übernahm. Im 
Jahre 1905 kam das Grundſtück wieder zur Zwangsverſteige⸗ 
rung und wurde am 28. Oktober 1905 von den Klägerinnen 
erſtanden; die Hypothek fiel jetzt aus. Erſt am 20. Februar 
1906 machte nun T. den Klägerinnen (Gläubigern) Mitteilung 
von der Schuldübernahme durch die Beklagten im Jahre 1902, 
der die Klägerinnen jetzt ihre Genehmigung erteilten. Die 
Klägerinnen ſtützten die perſönliche Haftung der Beklagten 
darauf, daß deren Schuldübernahme, nachdem ſie ihnen von T. 
mitgeteilt war, von ihnen genehmigt worden iſt. Die Beklagten 
halten die Genehmigung der Schuldübernahme durch die Kläge⸗ 
rinnen für wirkungslos, weil die dazu erforderliche Mitteilung 
durch die Veräußerer (§S 416 Abſ. 1 Satz 1) nicht mehr babe 
erfolgen können, nachdem nicht bloß das Grundſtück ſchon wieder 
den Beſitzer gewechſelt hatte, ſondern auch ſogar die Hypothek 
erloſchen war. Die Beklagten ſind in beiden Inſtanzen nach 
dem Klagantrage verurteilt worden. Die Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: Der Berufungsrichter verwirft 
den Einwand der Beklagten, daß ſchon ihre Weiterveräußerung 
des Grundſtücks vor der Mitteilung von der Schuldübernahme 
an die Klägerinnen die Möglichkeit einer Genehmigung der Schuld⸗ 
übernahme durch die Klägerinnen ausgeſchloſſen habe. Er tritt 
in dieſer Beziehung der dieſe Frage betreffenden Entſcheidung 
des erkennenden Senats (RG. 56, 200) bei, an der feftgebalten 
wird. Aber auch dem Umſtande wird vom Berufungsrichter 
keine Bedeutung beigemeſſen, daß vor der Mitteilung von der 
Schuldübernahme die Hypothek bereits ausgefallen war. Dies 
wird damit begründet, daß der Wortlaut des Geſetzes (§ 416 
Abſ. 1 Satz 1) ein Fortbeſtehen der Hypothek bis zur Mit⸗ 
teilung von der Schuldübernahme nicht verlange und keinen 
Endtermin für die Zuläſſigkeit der Mitteilung vorſchreibe, ſon⸗ 
dern nur vorausſetze, daß die Hypothek zur Zeit der Schuld⸗ 
übernahme beſtand; daß ferner aber auch innere Gründe gegen 
eine andere Auslegung des Geſetzes ſprächen. Dieſe werden 
darin gefunden, daß die Vorſchrift des §S 416 den Veräußerer 
vor der Gefahr einer zweimaligen Bezahlung der Schuld ſchützen 
ſolle, die ſo lange vorhanden ſei als die perſönliche Schuld 
fortdaure, und daß andererſeits der Schuldübernehmer, der dem 
Veräußerer gegenüber zu deſſen Befreiung von der perſönlichen 
Haftung verpflichtet ſei, nicht in eine ſchlimmere Lage komme, 
wenn er ſtatt deſſen unmittelbarer Schuldner des Gläubigers 
werde. Nun mag darüber geſtritten werden können, ob für 
den in 8 416 behandelten Fall der Übernahme von Hypothek⸗ 
ſchulden durch Vertrag mit dem Schuldner die dortigen Bor: 
ſchriſten auch dann noch maßgebend ſind, wenn die Hypothek 
inzwiſchen weggefallen iſt, oder ob dann der § 415 in An⸗ 
wendung kommt, der die Übernahme einer bloß perſönlichen 
Schuld durch Vertrag mit dem Schuldner regelt. Es kann 
dies dahingeſtellt bleiben, denn daß die Mitteilung von der 
Schuldübernabme durch den Veräußerer und in der nach 8 416 
vorgeſchriebenen Form erfolgt iſt, hat der Berufungsrichter feſt⸗ 
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geſtellt, dies iſt auch nicht ſtreitig, ebenſowenig iſt aber: bes 
ſriten, daß die Gläubiger, Klägerinnen, die ihnen mitgeteilte 
Schuldübernahme gegenüber den Veräußerern, alſo ſowohl nach 
8416 wie nach 8 415 in galtiger Weiſe (vgl. S 182) ges 
nehmigt haben, fo daß nicht erſt in Frage kommen kann, ob 
ein Schweigen auf die Mitteilung die Folgen des § 416 oder 
die des 8 415 nach ſich gezogen haben würde. Mit Unrecht 
wird aber von den Beklagten beſtritten, daß eine Genehmigung 
ihrer Schuldübernahme überhaupt nicht zuläſſig geweſen ſei. 
Auch wenn mit dem Berufungsrichter angenommen wird, daß 
me der § 416, nicht der 8 415 anwendbar ſei, muß ihm in 
feiner Begründung der getroffenen Entſcheidung lediglich bei⸗ 
getreten werden. Ganz abgeſehen von dem Wortlaut des 
8 416 fehlt es durchaus an inneren Gründen, die der ab» 
weichenden Auffaſſung der Beklagten das Wort reden könnten. 
Die Gefahr der doppelten Zahlung, einmal durch Kürzung im 
Kaufpreiſe und dann noch einmal bar auf perſönliche Klage des 
Gläubigers, beſteht für den Veräußerer fort ſolange nicht die 
Hypothek bezahlt worden iſt. Sollte dieſe Gefahr beſeitigt 
werden, wie es der letzte und Hauptzweck der Vorſchriften des 
8 416 iſt, fo mußte dem Veräußerer das dort gegebene Mittel, 
keine perſönliche Haftung zu löſen, während der ganzen Dauer 
der Gefahr belaſſen werden. Das enthält auch keine undillig⸗ 
keit gegen den Schuldübernehmer. Gewiß hat auch er ein In⸗ 
tereſſe daran, im Fall der Weiterveräußerung des Grundſtücks 
von der perſönlichen Haftung für die vom neuen Erwerber in 
Amechnung auf den Kaufpreis übernommenen Hypotheken frei 
zu werden. Das Geſetz hat ihm aber in 8 416 Abſ. 3 auch 
ein Mittel dafür an die Hand gegeben, indem er von ſeinem 
Veräußerer verlangen kann, daß dieſer die Mitteilung von der 
Schuldübernahme der Vorſchrift in Abſ. 1 gemäß an den 
Gläubiger beſchaffe, um dadurch ſeinerſeits in ein persönliches 
Schuldverhältnis zum Gläubiger und ſo zu der Möglichkeit zu 
gelangen, ſich davon auf dem in Abſ. 1 gewieſenen Wege 
wieder zu befreien. Macht der Schuldübernehmer von dieſem 
Mittel keinen Gebrauch, ſo muß er die Folgen hinnehmen. 
Weil die Beklagten die Beſchaffung der Mitteilung von ihrer 
Schuldübernahme an die Klägerinnen nicht früher betrieben 
haben, tragen ſie auch ſelbſt die Verantwortung dafür, daß ſie 
nach wie vor ihrem Veräußerer gegenüber verpflichtet geblieben 
waren, die Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen (8 415 Abſ. 8). 
Daß dieſe Verpflichtung eine Verſchärfung dadurch erfahren 
hätte, daß ſie jetzt, infolge der Genehmigung ihrer Schuldüber⸗ 
nahme, dem Gläubiger unmittelbar gegenüber zur Zahlung 
verpflichtet find, wird mit Recht vom Berufungsrichter verneint; 
die Neviſion hat auch gar nicht verſucht, dies zu beſtreiten. 
Sie meint jedoch, die Beklagten befanden ſich jetzt inſofern in 
eimer übleren Lage, als ſie doch nur eine Schuld übernommen 
hätten, für die eine Hypothek beſtand, die jetzt weggefallen fei. 
Aber auch dies iſt eine Folge ihres eigenen Verhaltens. Sie 
hatten die Hypothek durch Zahlung erwerben können, ſolange 
fe noch beſtand (88 1163, 1164), fie hätten fi in der 
Wahl ihres Abkäufers beſſer vorſehen und ſchließlich auch durch 
Beſchleunigung der Mitteilung von ihrer eigenen Schuldüber⸗ 
nahme wenigſtens den Verſuch machen können, die Genehmigung 
der Mägerinnen zu der weiteren Schuldübernahme durch ihren 
Abkaͤufer zu erlangen. Auch kann nicht anerkannt werden, 
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was die Reviſion noch geltend macht, daß fie bei dem jetzigen 
Stande ber Dinge keinen Anlaß gehabt hätten, die Hypothek 
herauszubieten“ Sie hafteten doch damals ihrem Verkäufer 
gegenüber für die rechtzeitige Befriedigung des Gläubigers und 
hätten wohl Veranlaſſung gehabt, hierfür von dem Wert der 
Hypothek ſo viel zu retten wie möglich war. M. c. K., U. v. 
4. Dez. 07, 189/07 V. — Marienwerder. i 

8. 88 421, 426, 780 BGB. Unterſchied zwiſchen einem 
echten und unechten Geſamtſchuldverhältnis; Ausgleichungs⸗ 
pflicht beſteht nur bei einem eee im Sinne 
des 8 421. | 

Die Klägerin, welche dem im H. für zwei 
von dieſem in der von E.⸗Straße und A.⸗Straße in Hamburg 
errichtete Bauten Hölzer geliefert hatte, hatte Ende Januar 1906 
aus dieſen Lieferungen eine Reſtforderung von 18 008,13 M 
an H. Der Beklagte, welcher nach den Behauptungen der 
Klägerin dieſe Bauten finanziert hatte und an denſelben be⸗ 
teiligt iſt, verpflichtete ſich am 1. Februar 1906 durch ſchrift⸗ 
liche Urkunde, der Klägerin in der Zeit vom 1. Februar bis 
1. Juli 1906 6008,13 M in monatlichen Raten zu zahlen; in 
der Urkunde heißt es weiter: „die als Hypothek feſtgelegten 
7000 M werben vom 1. Juli 1906 ab ſukzeſſive bis Ende 
Oktober 1906 in bar von mir bezahlt und abgetragen.“ Der 
Beklagte zahlte auch die Summe von 6 008,13 M an die 
Klägerin, verweigerte aber die Zahlung der weitern 7 000 M, 
weil die Klägerin nicht in der Lage ſei, eine Hypothek von 
7 000 M, deren Eintragung auf ein Grundſtück des H. dieſer 
der Klägerin zugeſagt hatte, ihm abzutreten. H. hatte ſich 
nämlich verpflichtet, zugunſten der Klägerin zwecks Sicherſtellung 
der Forderungen aus den erwähnten Holzlieferungen eine 
Hypothek von 7000 M nach einer Beſchwerung von 130 000 M 
auf fein Gtundſtück Ecke der von E.⸗Straße und A.⸗Straße 
einzutragen. Der Beklagte, dem eine Hypothek von 4000 M 
nach 130 000 M auf dieſes Grundſtück eingetragen war, mußte 
der Klägerin für die einzutragenden 7000 M den Vorrang vor 
ſeiner Hypothek einräumen, was auch geſchehen iſt. Trotzdem 
unterblieb die Eintragung der Hypothek von 7000 M für die 
Klägerin. Dieſe erhob daher auf Grund des Verpflichtungs⸗ 
ſcheins vom 1. Februar 1906 Klage mit dem Antrag, den 
Beklagten zu verurteilen, ihr bis Ende Oktober 1906 7000 M 
zu zahlen. In allen drei Inſtanzen wurde nach dem Klagantrage 
erkannt. Das Berufungsgericht hat die von ihm angenommene 
Verpflichtung des Beklagten zur Bezahlung der ſtreitigen 7000 M 
unter Verneinung der Frage, ob das Schuldverſprechen desſelben 
vom 1. Februar 1906 als eine Bürgſchaftsübernahme anzu⸗ 
ſehen ſei, im weſentlichen folgendermaßen begründet: Der Be⸗ 
klagte habe in der Urkunde vom 1. Februar 1906 die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der ſtreitigen 7000 M der Klägerin 
gegenüber übernommen, ohne daß hierbei zum Ausdruck gelangt 
ſei, daß die Erfüllung dieſer Verpflichtung von einer Gegen⸗ 
leiſtung der Klägerin abhängig oder der Beklagte berechtigt ſein 
ſolle, nach der Leiſtung ſeinerſeits eine Gegenleiſtung der 
Klägerin zu beanſpruchen. Insbeſondere ſei dies nicht aus der 
in der Urkunde enthaltenen Bezeichnung des ſtreitigen Betrags 
als „der als Hypothek feſtgelegten 7 000 M“ zu entnehmen. 
Einen Anſpruch auf Abtretung der in der Urkunde erwähnten 
Hypothek, zu deren Beſtellung zugunſten der Klägerin H. bereit 
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geweſen fei, würde bei dem ſich aus der Urkunde ergebenden 
abſtrakten Schuldverſprechen der Beklagte nur erheben können, 
wenn er eine bezügliche Vereinbarung mit der Klägerin zu be⸗ 
haupten und nachzuweiſen in der Lage wäre. Seine Annahme, 
die Parteien hätten beabſichtigt, feine Zahlungs verpflichtung von 
der Bedingung der Zuſchreibung der Hypothek von 7000 M 
an die Klägerin abhängig zu machen, — wobei er als ſelbſt⸗ 
verſtändlich vorausſetze, daß ihm ein Anſpruch auf Abtretung 
dieſer Hypothek gegen die Klägerin im Falle der Begleichung 
der Forderung derſelben an H. zugeſtanden hätte, ſei irrig. 
Das von H. an den Beklagten gerichtete und durch die Aus⸗ 
ſtellung der Urkunde vom 1. Februar 1906 erfüllte Erſuchen, 
die 7000 M an die Klägerin in Raten abzuzahlen, habe in 
keinem Zuſammenhang mit der von H. der Klägerin gegenüber 
übernommenen Verpflichtung zur Eintragung einer Hypothek 
von 7000 M in fein Grundſtück zugunſten der Klägerin ges 
ſtanden, welche Eintragung auch mur zur vorläufigen Zufrieden⸗ 
ſtellung der Klägerin habe erfolgen ſollen und dieſe daher nicht 
berechtigt habe, nach Befriedigung ihrer Forderung an H. ohne 
deſſen Genehmigung über die Hypothek zu verfügen. Es könne 
deshalb auch nicht angenommen werden, daß die Klägerin be⸗ 
abſichtigt, geſchweige denn dem Beklagten gegenüber bie Ver⸗ 
pflichtung übernommen hätte, ihm dieſe Hyvothek gegen Be⸗ 
friedigung ihrer Forderung an H. abzutreten. Ohne eine Ver⸗ 
pflichtung der Klägerin zur Abtretung der Hypothek gegen oder 
nach Befriedigung ihrer Forderung durch den Beklagten ſei die 
Zuſchreibung der Hypothek ſeitens des H. an die Klägerin ohne 
jede praktiſche Bedeutung geweſen und es ſei deshalb auch nicht 
erfindlich, aus welchem Grunde der Beklagte die Übernahme 
der Verpflichtung zur Bezahlung der 7 000 M von der Bedin⸗ 
gung abhängig gemacht haben ſollte, daß der Klägerin die 
Hypothek von 7000 M durch H. zugeſchrieben werde. Der 
Reviſionskläger hat hauptſächlich den letzten Satz dieſer Urteils⸗ 
gründe als rechtsirrtümlich beanſtandet und hierzu folgendes 
ausgeführt. Da H. die 7000 M, die er, der Beklagte, laut 
der Urkunde vom 1. Februar 1906 der Klägerin zu zahlen ver⸗ 
ſprochen habe, dieſer aus Holzlieferungen ſchuldig geweſen ſei, 
ſo ſeien H. und der Beklagte Geſamtſchuldner im Sinne des 
8 421 BGB. bezüglich dieſes Betrags geworden. Der Bes 
klagte ſei aber dieſe eigene, ſelbſtändige ſolidariſche Verbindlich⸗ 
keit auf Grund des Erſuchens des H. eingegangen. Dieſer 
würde daher als Auftraggeber dem Beklagten für eine etwa 
von ihm der Klägerin geleiſtete Zahlung nach 8 426 BGB. 
erſatzpflichtig geworden, und hiermit die Forderung der Klägerin 
gegen H. und mit dieſer Forderung nach 8 1153 BGB. auch 
die etwa von H. der Klägerin dafür beſtellte Hypothek auf den 
Beklagten übergegangen ſein. Dieſe das Intereſſe des Be⸗ 
klagten an der Eintragung der fraglichen Hypothek ergebende 
Rechtslage habe aber das Berufungsgericht bei ſeiner Auslegung 
der Urkunde vom 1. Februar 1906 und bei ſeiner Verneinung 
der Frage, ob die Zahlungspflicht des Beklagten von der er⸗ 
folgten Eintragung der Hypothek von 7000 M zugunſten der 
Klägerin abhängig gemacht worden ſei, verkannt und ſonach die 
angeführten Vorſchriften verletzt. Bei der Beurteilung dieſer 
Reviſionsbeſchwerde iſt von der ſchon in dem Urteile des VI. ZS. 
des RG. vom 29. Mai 1905 (RG 61, 60) hervorgehobene 
Unterſcheidung zwiſchen Fällen eines ſogenannten echten Ge⸗ 
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ſamtſchuldverhältniſſes im Sinne des 8 421 BGB. und Fällen 
eines ſogenannten unechten Geſamtſchuldverhältniſſes auszu⸗ 
gehen. Die letzteren Fälle unterſcheiden ſich nach dem ange⸗ 
führten Urteile von den erſteren hauptſächlich dadurch, daß in 
ihnen „nur zufällig aus verſchiedenen von einander völlig unab⸗ 
hängigen Schuldgründen die Verpflichtung mehrerer auf einen 
gleichen Leiſtungsinhalt oder mit demſelben Obligationszwecke 
begründet iſt.“ Durch das laut der Urkunde vom 1. Februar 
1906 von dem Beklagten für die Summe von 7000 M geleiſtete 
abſtrakte Schuldverſprechen in Verbindung mit der bereits vor⸗ 
her auf Grund der zwiſchen der Klägerin und H. geſchloſſenen 
Kaufverträge beſtehenden Verpflichtung des letzteren zur Be⸗ 
zahlung ſeiner Kaufpreisſchuld von gleicher Höhe, iſt aber kein 
Geſamtſchuldverhältnis im Sinne des § 421 BGB. zwiſchen H. 
und dem Beklagten der Klägerin gegenüber begründet worden, 
denn bei der Schuld des H. und derjenigen des Beklagten iſt 
zwar der Leiſtungsinhalt, — die 7000 M, welche die Klägerin 
offenbar nur einmal fordern durfte, — und auch der Obligations⸗ 
zweck — der Klägerin dieſe Summe zu verſchaffen, — derſel be 
geweſen. Aber die Verpflichtung des H. einerſeits und die⸗ 
jenige des Beklagten andererſeits, die beide denſelben Schuld⸗ 
betrag zum Gegenſtand haben, beruhen auf verſchiedenen, recht⸗ 
lich voneinander völlig unabhängigen Schuldgründen, nämlich 
die Verpflichtung des H. auf den erwähnten Kaufverträgen, 
diejenige des Beklagten auf dem von ihm der Klägerin ge⸗ 
leiſteten abſtrakten Schuldverſprechen im Sinne des 8 780 BGB., 
durch welches ſeine Verpflichtung zur Zahlung derſelben 7000 M 
ſelbſtändig und rechtlich völlig losgelöſt von der Verpflichtung 
des H. aus dem urſprünglichen Kaufvertrag begründet worden 
iſt. Daher beſteht trotz des zwiſchen beiden Schuldverhältniſſen 
hinſichtlich ihres Zwecks und der Einheit des Leiſtungsgegen⸗ 
ſtands vorhandenen Zuſammenhangs doch bezüglich des 
materiellen Schuldgrunds der einen und der andern 
Obligation zwiſchen H. und dem Beklagten keine Gemeinſchaft, 
wie ſie für die Anwendung der 88 421 und 426 BGB. 
erforderlich iſt. Hierdurch unterſcheidet ſich der vorliegende Fall 
weſentlich von dem durch das Urteil des erkennenden Senats 
vom 23. November 1906 (RG. 64, 318) entſchiedenen Falle, 
in dem der neue Schuldner, der ſich nachträglich zur Zahlung 
einer urſprünglich in der Perſon eines andern entſtandenen 
Kaufpreisſchuld verpflichtet hatte, dem Gläubiger nicht ein 
abſtraktes Schuld verſprechen geleiſtet, ſondern die Zahlung 
der urſprünglichen Kaufpreisſchuld ſelbſtändig im eigenen 
Intereſſe übernommen hatte. In dieſem Falle war die An⸗ 
nahme eines nach 8 421 BGB. zu beurteilenden Geſamtſchuld⸗ 
verhältniſſes gerechtfertigt, weil durch die von dem Berufungs⸗ 
gerichte feſtgeſtellte ſogenannte kumulative Schuldübernahme 
zwiſchen den beiden nunmehr für die gleiche Kaufpreisſchuld 
haftenden Schuldnern ein wenigſtens zum Teil auf dem 
urſprünglichen Kaufvertrage beruhendes Gemein. 
ſchaftsverhältnis entſtanden war, während es im gegen⸗ 
wärtigen Falle nach vorſtehenden Ausführungen an einem den 
beiden Verpflichtungen gemeinſamen Schuldgrunde fehlt. Da 
aber hiernach durch das Schuldverſprechen des Beklagten vom 
1. Februar 1906 zwiſchen dieſem und H. kein Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis im Sinne des 8 421 BGB. der Klägerin gegen⸗ 
über begründet worden iſt, ſo würde auch dann, wenn der Be⸗ 
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Hagte in Erfüllung dieſes Verſprechens der Klägerin die 
7000 M zahlen ſollte, nicht eine Ausgleichungspflicht des H. 
gemäß 8 426 Abſ. 1 BGB. begründet werden; denn dieſe 
Ausgleichungspflicht hat, wie in der Rechtslehre allgemein an⸗ 
erkannt iſt, das Vorhandenſein eines Geſamtſchuldverhältniſſes 
im Sinne des $ 421 cit. zur Vorausſetzung, da dieſe Pflicht 
gerade auf dem Beſtehen einer rechtlichen Gemeinſchaft der 
mehreren Schuldner in bezug auf den Schuldgrund beruht, 
welche Gemeinſchaft aber nur bei einem echten, nicht aber auch 
bei einem unechten Geſamtſchuldverhältniſſe vorhanden iſt. Da 
aber hiernach der Grundſatz der Ausgleichung, auf dem die 
einzelnen Vorſchriften des 8 426 BGB. beruhen, im gegebenen 
Falle überhaupt keine Anwendung findet, ſo ſind auch die er⸗ 
wähnten Vorſchriften hier nicht maßgebend. Daher würde auch 
im Falle der Zahlung der ſtreitigen 7000 M durch den Beklagten 
ein Übergang der der Klägerin dem H. gegenüber zuſtehenden Kauf⸗ 
preis forderung gemäß 8.426 Abi. 2 und ſomit auch ein Über⸗ 
gang einer der Klägerin an dem Grundſtücke des H. etwa zu⸗ 
stehenden Hypothek gemäß 8 1153 Abſ. 1 BGB. auf den 
Beklagten kraft Geſetzes nicht ſtattfinden. K. e. H. & C., 
U. v. 22. Nov. 07, 294/07 II. — Hamburg. 

9. 88 434, 440 Abſ. 1, 325, 326, 472, 473 868. 
(in Verb. mit 8 139 ZPO). Anſprüche des Käufers gegen 
den Verkäufer, der das von ihm verkaufte Grundſtück nach 
täglich (vor der Auflaſſung) mit einer nachbarlichen Fenſter⸗ 
gerechtigkeit belaſtet hatte. — Undeutliches Klagvorbringen 
(Fragerecht).] 

Durch notariellen Vertrag vom 3. Oktober 1905 verkaufte 
der Beklagte ſein Grundſtück an den Kläger. In dieſem Kauf⸗ 
vertrag geſtattete Kläger dem Beklagten die Anlegung einer 
„Lichtklauſel“. Als das Grundſtück in der Folge dem Kläger 
aufgelaſſen wurde, ergab ſich, daß der Beklagte nicht nur die 
ausdrücklich geſtattete Lichtklauſel, ſondern außerdem auch noch 
eine Fenſtergerechtigkeit hatte eintragen laſſen, die es dem Nach⸗ 
barn ermöglichte, an der Grenze nach außen ſchlagende Fenſter 
anzubringen. Der Kläger meint, das gekaufte Grundſtück habe 
infolge dieſer Belaſtung mit einer Fenſtergerechtigkeit, die am 
5. Oktober vom Beklagten bewilligt und am 6. November 1905 
eingetragen worden iſt, einen Minderwert von 5000 M. Der 
Kläger iſt als Eigentümer auf Grund der am 31. Oktober 1905 
ſtattgehabten Auflaſſung am 6. November 1905 eingetragen. 
Der Kläger macht geltend, der Beklagte habe ihm das Eigen⸗ 
tum nicht frei von Rechten Dritter, wie es $ 434 BEB. vor⸗ 
ſchreibt, ſondern mit einer nachträglichen Belaſning der ein- 
getragenen Feuſtergerechtigkeit verſchafft und erhebt Anſpruch 
auf Exjak dieſes Minderwertes von 5000 M. Das Berufung 
urteil hat die Klage abgewieſen. Der Revi ion wurde mit 
folgender Begründung ſtattgegeben: Der Berufungsrichter weiſt 
die Klage ab, weil der Kläger Preisminderung begehrt habe; 
einen Anſpruch auf Preisminderung gewähre 8 440 BGB. in 
Verbindung mit 85 434, 320 bis 327 BGB. aber nicht; 
der Kläger behaupte zwar Schadenserſatz verlangt zu haben, 
allein es bedürfe keiner Prüfung, ob dies richtig ſei, denn 


Schadens erſatz gewähre 8 440 BGB. nur, wenn die Formen 


des 8 326 BB. beobachtet ſeien, oder wenn ein argliſtiges 
Verhalten geltend gemacht werde; der Kläger wolle allerdings 
auch dieſe zwei Klaggründe in II. Inſtanz vorbringen; hiermit 
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ſtoße der Kläger aber auf die Verwahrung des Beklagten gegen 
die geänderte Klage. Das neue Vorbringen ſei daher unzuläſſig. 
Der Klageanſpruch iſt allerdings höchſt dürftig begründet, ſo 
daß dem Richter die Pflicht zur Klarſtellung erwuchs, wenn 
ihm das rechtliche Ziel der Klage nicht deutlich genug 
erkennbar war. Würde das Fragerecht ausgeübt worden em, 
jo hätte ſich die Unhaltbarkeit der tatſächlichen Unterſtellung, 
von der der Berufungsrichter ausgeht, ſchon nach der derzeitigen 
Sachlage ergeben. Aber auch den rechtlichen Darlegungen des 
Berufungsrichters iſt nicht beizutreten. Es ergibt ſich dies aus 
folgendem: 1. Der Kaufvertrag iſt am 3. Oktober 1905 ab⸗ 
geſchloſſen. Nach deſſen Abſchluß hat Beklagter, wie Kläger 
behauptet, widerrechtlich das verkaufte Grundſtück mit einer 
Fenſtergerechtigkeit belaſtet. Hiermit war die Behauptung einer 
vorſätzlichen Vertragsverletzung aufgeſtellt. Da der Beklagte 
einwendet, es habe ihm der Kläger zu ſeinem Verhalten das 
vertragliche Recht gegeben, ſo kam in Frage, ob der Kläger 
eine ſchuldhafte Vertrags verletzung, die nach 8 276 BGB. zu 
Schadenserſatz verbindet, in dem Vorgetragenen behaupten wollte. 
Ein argliſtiges Verhalten hat der Kläger dem Beklagten ohne 
nähere Begründung in II. Inſtanz vorgeworfen; er hat alſo 
ein bewußt widerrechtliches Verhalten des Beklagten behauptet. 
Es kommt alſo darauf an, ob eine auf 3276. BGB. geſtützte 


poſitive Vertragsverletzung ſchon in I. Inſtanz zur Grundlage 


des Schadenserſatzanſpruchs, der eingeklagt war, gemacht werden 
ſollte. Der Berufungsrichter meint zwar, es ſei vom Kläger 
Preisminderung begehrt. Dieſe Meinung beruht auf einem 
offenbaren Mißverſtändnis. In der Klage, in der angezogenen 
Replik des Klägers und ſelbſt nach den Feſtſtellungen des Bes 
rufungsrichters verlangt Kläger Erſatz für den nach ſeiner Anſicht 
erlittenen Vermögensanteil. Praktiſch vermochte er dieſes Ver⸗ 
langen gar nicht anders als dahin auszudrücken, daß er Rück⸗ 
erſtattung desjenigen Teils des bezahlten Kaufpreiſes begehrte, 
um den ſich der Wert des Grundſtücks durch die Belaſtung 
gemindert hatte. Das war ſein Schaden. Wenn der Kläger 
dieſen Schaden auch als eine Minderung des Kaufpreiſes be⸗ 
zeichnete, ſo war es Sache des Richters, dieſe Ungenauigkeit der 
Ausdrucksweiſe unter Hinweis darauf klar zu ſtellen, daß es an 
allen Angaben, die zu einer Preisminderung im ſtreng recht⸗ 
lichen Sinne des 8 472 BGB., gehören, fehlte. Auch der 
Beklagte nahm nach ſeiner Verteidigung nicht an, daß der 
Kläger an eine Preisminderung nach 8 472 BGB., auf 
welchen die 88 440, 825 BGB. übrigens verweiſen, denke. 
An dem irreführenden Ausdruck „Preisminderung“ konnte der 
Berufungsrichter ſomit den Kläger nicht feſthalten, ohne den 
Willen des Klägers mit Hilfe des Fragerechts klargeſtellt zu 
haben. 2. Nach § 434 BGB. hat der Beklagte für die Be: 
laſtung des verkauften Grundſtücks dem Kläger einzuſtehen, 
wenn der Kläger mit der Beſtellung des Fenſterrechts nicht ein⸗ 

war. Die Wirkung dieſer Verantwortlichkeit richtet 
ſich nach 8 440 Abſ. 1 BGB. Dort find dem Berechtigten, 
ſoweit es hier darauf ankommen kann, zwei Wege eröffnet: 
a) Iſt die Beſeitigung der Belaſtung möglich, ſo läßt 
8 440 Abſ. 1 BGB. die in § 326 aufgeſtellten Grundſätze 
über Leiſtungsverzug zur Anwendung kommen; ſie führen zum 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder zum Rücktritt, wenn 
der Säumige nach Setzung gehöriger Nachfriſt und Androhung, 
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daß nach Ablauf der Nachfriſt Erfüllung nicht mehr ange⸗ 
nommen werde, feiner Pflicht, den Dienſtbarkeits berechtigten zur 
Einwilligung in die Löſchung zu bewegen, nicht genügt. Die 
Pflicht des Beklagten beſtände ſomit hier darin, die Löſchungs⸗ 
bewilligung beizubringen. Nun hat der Kläger, wie die In⸗ 
ſtanzen feſtſtellen, vom Beklagten die Beſeitigung der Dienſtbarkeit 
vergeblich verlangt und den Beklagten, weil dieſer ſich beſtimmt und 
ernſtlich weigerte, auf Schadenserſatz verklagt. Eine Nachfriſt 
hat der Kläger dem Beklagten allerdings nicht geſetzt; die 
Setzung einer Nachfriſt war hier aber auch nicht nötig, weil ſie 
zwecklos geweſen wäre. Was nun der Berufungsrichter mit 
der nicht weiter begründeten Behauptung, es hätte der Kläger 
in gehöriger Weiſe nach S 326 BGB. verfahren müſſen, be⸗ 
ſagen will, iſt daher nicht verſtändlich. Wie aber in der in 
II. Inſtanz neu behaupteten Tatſache, es habe der Kläger dem 
Beklagten eine Nachfriſt geſetzt, eine Klagänderung enthalten 
ſein ſoll, iſt unter dieſen Umſtänden gleichfalls nicht zu ver⸗ 
ſtehen. Denn dieſer Behauptung bedurfte es gar nicht. b) Iſt 
die Beſeitigung der Dienſtbarkeit nicht möglich, ſo 
gewährt 5 325 Abſ 1 Satz 1 BGB., auf den $ 440 Abſ. 1 
BGB. Bezug nimmt, die Wahl zwiſchen Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung und Rücktritt; und zwar hinſichtlich des ganzen 
Vertrags, wenn vollſtändige Unmöglichkeit der Vertragserfüllung 
anzunehmen iſt. Wäre dagegen in Beſtellung der Dienſtbarkeit 
nur eine teilweiſe Unmöglichkeit zu erblicken, ſo käme Satz 3 
Abſ. 1 des 5 325 BGB. in Betracht, der auf 8 323 BGB. 
verweiſt. An letzterer Stelle iſt ausdrücklich ein Preisminde⸗ 
rungsanſpruch nach 88 472, 473 BGB. eingeräumt. 3. Dar⸗ 
über ob eine Unmöglichkeit im Sinne des 8 325 BGB. vor⸗ 
liegt und ob, wenn ſie vorliegt, eine teilweiſe Unmöglichkeit an⸗ 
zunehmen wäre, hat eine Erörterung in den Inſtanzen über 
haupt noch nicht ſtattgefunden. Alle dieſe Fragen ſind nicht 
nur in der Literatur ſehr ſtreitig, ſondern fie laſſen ſich ohne 
genaue tatſächliche Feſtſtellung des Sachverhaltes nicht beant⸗ 
worten. An einer ſolchen Feſtſtellung fehlt es aber völlig. 
Auch würden alle hier dargelegten Geſichtspunkte gegenſtandslos, 
ſobald ſich ergeben ſollte, daß der Beklagte zur Beſtellung der 
Dienſtbarkeit befugt war. W. c. B., U. v. 10. Dez. 07, 
322/07 II. — Hamburg. 

10. 88 459, 460, 463, 823, 826 BGB. in Verb. mit 
§ 263 StGB. Der Tatbeſtand des argliſtigen Verſchweigens 
von bekannten Fehlern im Sinne des $ 463 Abf. 2 BGB. 
deckt ſich nicht mit dem en des 8 263 StGB. und 
dem des 5 826 BGB.] 

Der Beklagte hat durch ein Schreiben vom 7. März 1905 
die Vermittlungsſtelle der Zeitſchrift „Die Yacht“ mit dem 
Verkauf ſeines Sonderklaſſenbootes „Iſis“ beauftragt. Nach 
einem ihm von der Vermittlungsſtelle überlaſſenen Formular 
überfandte er dieſer eine Beſchreibung des Bootes. Unter der 
Rubrik „Beſchaffenheit“ trug er ein: „In beſter Verfaſſung, 
es bewährt ſich gleich gut bei Flaute und ſtarker Briſe, ebenſo 
bei hohem Seegang vorzüglich, kreuzt ſehr gut und hat keine 
Segelfehler.“ Die Vermittlungsſtelle veröffentlichte darauf in 
Nr. 17 der „acht“ unter der Rubrik „Verkäufe“ die Annonce 505 
„Sonderklaſſenboot — 6,95 S. L., gewann mehrere Preiſe, 
in ſehr gutem Zuſtande, 1 300 M“ —. Auf dieſe Annonce tele: 
graphierte der Kläger am 19. März 1905 um ausführliche 
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Auskunft über den Verkauf des Sonderklaſſenboots Annonce 505, 
und nachdem ihm die Vermittlungsſtelle am 20. März 1905 
zurücktelegraphiert hatte: „Boot Nr. 505 iſt die bekannte 
Sonderklaſſenyacht Iſis. Wir bitten um umgehenden Entſchluß, 
da ſonſt von anderer Seite vorgegriffen würde“, telegraphierte 
er noch am 20. März 1905 an die Vermittlungsſtelle der 
„Yacht“: „Ich kaufe Iſis zu dem angegebenen Preiſe von 
1300 M. Erbitte ſofort telegraphiſche Antwort, ob ich Iſis 
erhalte und wo ſie ſich augenblicklich befindet zur Beſichtigung.“ 
Die Vermittlungsſtelle gab ihm die Adreſſe des Beklagten auf. 
An den Beklagten telegraphierte ſie noch am 29. März: „Iſis 
verkauft, Brief folgt“ und ſandte am 22. März 1905 das Schreiben 
59 Y. Durch Schreiben vom 23. März bat der Beklagte 
den Kläger um Mitteilung, ob er das Boat durch Bahn ſenden 
oder welche andere Art des Transports Kläger verlange. — 
Nach jenem Depeſchenwechſel war der Kläger nach Lübeck ge⸗ 
reiſt und hat dort in Gegenwart des Beklagten die dort liegende 
Nacht beſichtigt. Bei dieſer Beſichtigung ſoll nach Darſtellung 
des Klägers der Beklagte ihm ausdrücklich zugeſichert haben, 
die Yacht ſei dicht, gebrauchsfertig und fähig, Touren und Res 
gatten zu ſegeln. Durch die Klage wird wegen Fehlens zu⸗ 
geſicherter Eigenſchaften und argliſtigen Verſchweigens von 
Fehlern aus 8 463 BGB. Schadenserſatz in Höhe von 
2508,07 M verlangt. Der Beklagte beantragte die Klage ab⸗ 
zuweiſen. In II. Inſtanz iſt die Klage abgewieſen. Reviſion 
iſt zurückgewieſen. Nach dem Tatbeſtande des erſten Richters 
verlangt der Kläger auf Grund des 8 463 BGB. Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung, da die vom Beklagten zugeſicherten 
Eigenſchaften ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes nicht vor⸗ 
handen geweſen ſeien, der Beklagte auch die Mängel des Bootes 
gekannt und ſie argliſtig verſchwiegen habe. — Von dem Aus⸗ 
gange, daß 5 463 Satz 2 argliſtiges Verſchweigen eines 
Fehlers der in 8 459 Abſ. 1 bezeichneten Art vorausſetze, 
prüft das Berufungsgericht, ob das verkaufte Boot überhaupt 
mit einem Fehler der in 8 459 Abſ. 1 bezeichneten Art be 
haftet war. Es verneint dies, indem es zunächſt prüft, was 
für einen Kaufgegenſtand der Kläger nach Lage der Umſtände 
erwarten durfte. Bei dieſer Prüfung gelangt es zu dem Schluß⸗ 
ergebnis, der Kläger habe bei einem Preiſe von 1 300 M und 
nach den übrigen Umftänden von vornherein damit rechnen 
müſſen, daß das verkaufte Boot Schwächen haben werde, wie 
ſie bei den weſentlich zu Regattazwecken überaus leicht erbauten 
Sonderklaſſenbooten vorzukommen pflegen. Mehr als ſolche 
Schwächen habe das Boot nicht gehabt. — Sodann wird aus⸗ 
geführt, ſei darnach zu verneinen, daß das verkaufte Boot mit 
einem Fehler der in 8 459 Abſ. 1 bezeichneten Art behaftet 
war, ſo komme es auf das weitere Erfordernis des argliſtigen 
Verſchweigens ſolcher Fehler nicht an. Hiergegen erhebt die 
Reviſion ihre Hauptangriffe. Sie führt aus: Erhoben ſei eine 
Betrugsklage, die nicht bloß nach 8 463 BGB., ſondern auch 
nach 88 823 Abſ. 2 und 826 BGB. zu beurteilen ſei. Zur 
Anwendung letzterer Geſetzesbeſtimmungen ſei nicht die argliſtige 
Täuſchung über einen Fehler, der unter 8 459 Abſ. 1 falle, 
erforderlich, vielmehr reiche eine argliſtige Täuſchung über jede 
Eigenſchaft zu, wenn ſie für den Vertragsſchluß kauſal war. 
Der Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Wenn der Kläger den ver⸗ 
langten Schadenserſatz wegen Nichterfüllung in dem oben dar 
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gelegten Zuſammenhange auch darauf geſtützt hat, daß der Bes 
Hagte die Fehler gekannt und fie argliſtig verſchwiegen habe, 
ſo konnte das Berufungsgericht dieſes Vorbringen dahin auf⸗ 
faſſen, daß damit wegen argliſtigen Verſchweigens im Sinne 
von 8 463 Satz 2 Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ver⸗ 
langt werde. Dagegen hatte es keinen Anlaß zu erörtern, ob 
richt ein Anſpruch auf Erſatz des poſitiven Schadens aus arg⸗ 
liſtiger Täuſchung nach 8 823 Abſ. 2. wegen Verletzung des 
Schutzgeſetzes in 8 263 StGB. oder nach 8 826 erhoben fei. 
Der Tatbeſtand des argliſtigen Verſchweigens von bekannten 
Fehlern im Sinne von § 463 Satz 2 deckt ſich weder mit dem 
Tatbeſtande eines Betruges nach 8 263 StGB., noch deckt er 
ſich ſchlechthin mit den Erforderniſſen des 8.826. Wollte der 
KAäger aus unerlaubter Handlung auf Grund letzterer Geſetzes⸗ 
beſtemmungen den Erſatz feines poſitiven Schadens verlangen, 
ſo hatte er dies unter Darlegung des beſonderen Tatbeſtandes 
jener unerlaubten Handlungen zu tun. Eine ſolche Darlegung 
iſt in den Inſtanzen nicht geſchehen. Im übrigen laſſen die 
Ausführungen des Berufungsgerichts Verletzung des materiellen 
Rechts nicht erkennen. Sein Ausgang, 8 463 Satz 2 ver⸗ 
lange argliſtiges Verſchweigen eines Fehlers nach 8 459 Abſ. 1, 
iſt rechtlich bedenkenfrei. Seine weiteren Ausführungen find 
aber dahin zu verſtehen, nach den Umſtänden des gegebenen 
Vertrags war verkauft ein Boot, bei dem ſolche Schwächen 
leine Fehler im Sinne des § 459 Abf. 1 find. Damit zerfällt 
ein weiterer Angriff der Reviſion. In feinen Erörterungen 
darüber, auf welche Eigenſchaften der Kläger im Hin⸗ 
Bid auf den Kaufgegenſtand und den Kaufpreis habe 
rechnen können, find unter anderem die Stellen enthalten, 
„der Kläger hätte mit den Schwächen der Bauart rechnen 
müſſen“, „er hatte fie erkennen müſſen“. Die Reviſion 
hebt hervor, das reiche nach S 460 Satz 2 nicht zu, das bes 
hauptete argliſtige Verſchweigen zu beſeitigen; dazu wäre er⸗ 
forderlich geweſen, daß der Kläger jene Mängel gekannt hat. 
Die Ausführungen des Berufungsgerichts find indes dahin zu 
verſtehen, daß jene Schwächen bei der gegebenen Sachlage 
überhaupt keine Gewährsleiſtungsmängel im Sinne des 
8 459 Abſ. 1 waren. Darum ſcheidet 8 460 Satz 2 voll» 
ſtändig aus und kam ein argliſtiges Verſchweigen auch im 
Sime des 8 460 Satz 2 überhaupt nicht in Betracht. R. c. L., 
U. v. 26. Nov. 07, 259/07 II. — Hamburg. 

11. 5 683 BGB. Die Koſten einer für einen beſtimmten 
Neichstagskandidaten ins Werk geſetzte Wahlagitation hat nicht 
ohne weiteres der die Kandidatur empfehlende Wahlverein zu 
tragen.] | 

Bei der Erſatzwahl, die im Herbſt 1904 im Wahlkreiſe 
JI und II für den Reichstag ſtattzufinden hatte, hat der bes 
klagte Verein Wahlaufrufe herſtellen laſſen, welche die Unter⸗ 
ſchrift „Die Leitung der Deutſchen Reformpartei“ trugen, in 
denen der Kläger als alleiniger Kandidat des Mittelſtandes in 
Stadt und Land bezeichnet und an „alle Geſinnungs freunde 
der Ruf zur rührigen Mitarbeit“ enthalten war. Dabei war 
bemerkt, diejenigen, welche ſich perſönlich nicht zur Verfügung 
ſtellen könnten, würden um Unterſtützung durch finanzielle 
Mittel gebeten. Die infolge dieſer letzten Aufforderung bei den 
in den Aufrufen bezeichneten Zahlſtellen eingegangenen Gelder 
find, ſoweit fie nicht direkt an den Kläger ſelbſt geſendet worden 
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waren, an dieſen abgeliefert worden, er ſelbſt hat 1000 M 
beigefügt. Die auf dieſe Weiſe zuſammengebrachten Mittel 
haben aber bei weitem nicht ausgereicht, die Unkoſten zu decken, 
die durch die vom Kläger ſelbſt zur Förderung ſeiner Wahl 
ergriffenen Maßnahmen entſtanden ſind. Er verlangt, daß der 
beklagte Verein den Fehlbetrag decke, und iſt der Meinung, 
daß dieſer hierzu ſchon deshalb verpflichtet ſei, weil er den 
Kläger als Kandidaten für die Wahl aufgeſtellt und zur Über: 
nahme der Kandidatur veranlaßt habe. Denn danach ſei der 
Verſuch, ſeine Erwählung zum Abgeordneten des Kreiſes J. 
herbeizuführen, ein Unternehmen des beklagten Vereins geweſen, 
und er ſelbſt habe, indem er zur Erreichung dieſes Zieles ans 
gemeſſene Maßnahmen getroffen habe, als Beauftragter des 
Vereins gehandelt oder doch auftraglos deſſen Geſchäfte nach 
Maßgabe von 8 683 BGB. geführt. Die I. Inſtanz iſt dieſer 
Auffaſſung grundſätzlich beigetreten, fie hat aber eine dem 
Kläger günſtige Folgerung daraus deshalb nicht abgeleitet, weil 
ſie als erwieſen anſieht, daß bei der Deutſchen Reformpartei bezüg⸗ 
lich der Wahlen für den Reichstag, wie dem Kläger bekannt 
geweſen ſei, ein anderer Gebrauch beſtanden habe; der beklagte 
Verein habe nämlich zu den Wahlkoſten aus ſeinen Mitteln 
immer nur einen verhältnismäßig niedrigen Beitrag geleiſtet 
und ſich im übrigen darauf beſchränkt, Aufforderungen an ſeine 
Parteigenoſſen zur Gewährung von Beiträgen zu erlaſſen; ſo⸗ 
weit dies nicht ausgereicht habe, ſei die Aufbringung der er⸗ 
forderlichen Mittel den Wahlausſchüſſen der Wahlkreiſe und 
nötigenfalls dem aufgeſtellten Kandidaten ſelbſt überlaſſen 
worden. Hieraus folgert das LG., daß es im vorliegenden 
Falle einer beſonderen Abmachung bedurft hätte, um für den 
Beklagten eine Verpflichtung der ihm jetzt vom Kläger ange⸗ 
ſonnenen Art zu begründen. Das Berufungsgericht iſt zu dem 
gleichen Ergebnis auf einem anderen Wege gelangt, indem es 
ausführt: Die Wahl eines von einem Parteiorgan aufgeſtellten 
Kandidaten ſei nicht bloß eine Angelegenheit der Partei, ſon⸗ 
dern auch ſeine eigene; Handlungen des Kandidaten ſelbſt oder 
dritter Perſonen, die zum Zwecke der Wahl dienten, ſeien des⸗ 
halb ebenſo Handlungen in ſeinem Intereſſe, als in dem der 
Partei, auch würden ſolche Handlungen vielfach wegen des 
perſönlichen Intereſſes geleiſtet, das der einzelne Parteiangehörige 
an den Parteiangelegenheiten nehme, nicht aber in der Abſicht, 
für den die Wahl betreibenden politiſchen Verein zu handeln 
und deſſen Geſchäfte als fremde zu führen. Dieſer Auffaſſung, 
gegen die ſich die Angriffe der Reviſion in erſter Linie richten, 
iſt beizupflichten. Wenn jemand die Wahl eines von einer 
Partei oder einem deren Intereſſe vertretenden Vereine für den 
Reichstag oder eine andere zur Mitwirkung bei der Geſetz⸗ 
gebung berufene Körperſchaft aufgeſtellten Kandidaten zu fördern 
ſucht, ſo muß angenommen werden, daß er es tut, weil er die 
von der betreffenden Partei in politiſcher und volkswirtſchaft⸗ 
licher Beziehung vertretenen Anſchauungen teilt oder wenigſtens 
unter den gegebenen Umſtänden die Erwählung eines Mannes 
für wünſchenswert hält, von dem zu erwarten iſt, daß er ſich 
bei ſeiner Tätigkeit als Abgeordneter von dieſen Anſchauungen 
leiten laſſen werde. Demzufolge muß auch, ſoweit nicht be: 
ſondere Umſtände eine andere Beurteilung erfordern, ange⸗ 
nommen werden, daß er dabei nicht ein fremdes Unternehmen 
unterſtützen, die Geſchäfte eines anderen beſorgen will, ſondern 
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die Opfer an Zeit, Arbeit und Geld für die Erreichung eines 
Erfolges bringt, den er ſelbſt zum allgemeinen Beſten oder im 
Intereſſe beſtimmter Volkskreiſe anſtrebt. Dasſelbe muß für 
denjenigen, der ſelbſt von einer Partei als Kandidat aufgeſtellt 
wird, gelten. Bei ihm erſcheint die Auffaſſung, daß er, wenn 
er ſelbſt durch mit größeren Ausgaben verknüpfte Maßnahmen 
auf die Erringung eines Wahlſieges hinzuwirken bemüht iſt, 
dabei vor allem ſeine eigenen Geſchäfte beſorge, noch im ver⸗ 
ſtärkten Maße gerechtfertigt; denn abgeſehen von allen anderen 
Gründen, die ihm die Erwählung zum Mitglied einer ſolchen 
Körperſchaft erwünſcht erſcheinen laſſen mögen, muß jedenfalls 
unterſtellt werden, daß er an der Erwählung ein perſönliches 
Intereſſe deshalb hat, weil fie ihm die Möglichkeit verſchafft, 
feine politiſchen und wirtſchaftlichen Anſchauungen an einer für 
die Geſtaltung der Verhältniſſe mit maßgebenden Stelle zur 
Geltung zu bringen. Mit Recht hat daher die Vorinſtanz an⸗ 
genommen, daß der vom Kläger erhobene Anſpruch nur dann 
begründet erſcheinen würde, wenn zwiſchen dem Kläger und dem 
beklagten Vereine eine Willenseinigung dahin zuſtande ge⸗ 
kommen wäre, wonach dieſer die Koſten der für die Kandidatur 
des Klägers ins Werk geſetzten Wahlagitation auch inſoweit 
tragen ſolle, als dieſe Koſten durch von dieſem ſelbſt ergriffene 
Maßnahmen verurſacht werden würden. Eine ſolche Willens⸗ 
einigung könnte nun freilich auch aus den Umſtänden des 
Falles entnommen werden, und inſoweit würde es von Bedeu⸗ 
tung fein, wenn allgemein bei den Reichstagswahlen die Übung 
beſtände, daß die Parteiorganiſationen, die einen eigenen Kan⸗ 
didaten aufſtellen, auch für die Koſten des Wahlbetriebs in 
dem bezeichneten Umfange aufkommen. Eine ſolche Behauptung 
hat der Kläger ſelbſt nicht aufgeſtellt, es kann auch nicht als 
gerichtskundig erachtet werden, daß ein ſolcher allgemeiner Ge⸗ 
brauch beſtehe. Der Kläger hat ſich auch nicht darauf berufen, 
daß eine Übung der bezeichneten Art wenigſtens bei der 
Deutſchen Reformpartei beſtanden habe, er hat nur die von 
dem beklagten Vereine aufgeſtellte Behauptung, daß die genannte 
Partei immer nur einen mäßigen Beitrag zu den Wahlkoſten 
gegeben habe, in Abrede geſtellt und behauptet, daß er hiervon 
jedenfalls keine Kenntnis gehabt habe. Die inſoweit von dem 
LG. vorgenommene Beweisaufnahme hat, wie das Berufungs⸗ 
gericht einwandfrei feſtgeſtellt hat, keinesfalls ein dem Kläger 
günſtiges Ergebnis gehabt. In Frage kommt daher nur, ob 
eine ausdrückliche Vereinbarung der Parteien in dem oben be⸗ 
zeichneten Smne zuſtande gekommen iſt. Dies wird verneint. 
W. c. Deuiſche Reformpartei, U. v. 25. Nov. 07, 109/07 VI. 
— Dresden. Ä 

12. 55 823, 276 BGB. Fahrläſſige Handhabung ein 
Schußwaffe. 

Jeder, der eine Schußwaffe führt ohne die Gewißheit, daß 
ſie nicht geladen ſei, muß mit der Möglichkeit rechnen, daß ſie 
geladen fein und bei der Empfindlichkeit des Schieß mechanismus 
infolge irgend eines unvorherſehbaren Ereigniſſes ſich entladen 
könne. Wer daher eine Schußwaffe, von der er nicht beſtimmt 
weiß, daß ſie ungeladen iſt, ſo hält, daß durch ihre Entladung 
ein anderer beſchädigt werden kann, verletzt die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt, auch wenn er den Hahn nicht berührt. 
Dies gilt ganz beſonders, wenn, wie es hier der Fall geweſen 
zu ſein ſcheint, Körperteile eines Dritten nahe der Gewehr⸗ 
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mümdung in der Schußlinie ſich befinden. Die Erfahrung lehrt 
auch hundertfältig, und ſie iſt jedermann im Volke geläufig, 
daß durch ſolche Sorgloſigkeit und Unvorſichtigkeit in der Hands 
habung von Feuerwaffen Leben und Geſundheit der Neben⸗ 
menſchen aufs Spiel geſetzt werden. T. c. R., U. v. 9. Dez. 07, 
89/07 VI. — Hamburg. | 

13. 8 826 BGB. Klage auf Unterlaſſung der Geltend⸗ 
machung eines zwar rechtskräftigen aber materiell unrichtigen 
Urteils.] 5 | 

Im anmtsgerichtlichen Vorprozeß war der Kläger zur Zah⸗ 

lung von Unterhaltsgeldern an den jetzigen Beklagten bis 
zur Vollendung des ſechzehnten Lebensjahres dieſes verurteilt 
worden. Das Urteil gründete ſich darauf, daß Kläger der 
Mutter des jetzigen Beklagten während der Empfängniszeit bei⸗ 
gewohnt hatte. Kläger hatte im Vorprozeß. die exceptio 
plurium geltend gemacht. Es wurde aber dieſe Einrede haupt⸗ 
ſächlich auf Grund des eidlichen Zeugniſſes der Mutter für 
nicht bewieſen erachtet. Nachdem jenes Urteil die Rechtskraft 
erlangt hatte, wurde die Mutter ſtrafrechtlich rechtskräftig ver⸗ 
urteilt, weil ſie ſich durch jenes Zeugnis einer fahrläſſigen 
Verletzung der Eidespflicht ſchuldig gemacht hatte. Die Friſt 
der Reſtitutionsklage hat Kläger verſäumt. Jetzt hat er auf 
Grund des 8 826 BGB. mit dem Antrag geklagt: den Be: 
klagten koſtenpflichtig zu verurteilen, die fernere Geltendmachung 
des vom AG. erlaſſenen Urteils gegen den Kläger zu unter⸗ 
laſſen. Das LG. hat dem Klagantrage ſtattgegeben. Das 
OLG. hat die Klage zurückgewieſen. RG. beſtätigte. Aus 
den Gründen: Der 8 826 BGB. gewährt nicht etwa all⸗ 
gemein einen Anſpruch auf Unterlaſſung von Handlungen, die 
gegen die guten Sitten verſtoßen, ſondern zunächſt nur eine 
Klage auf Erſatz des Schadens, den jemand einem andern 
vorſätzlich in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
zugeſügt hat, und es iſt nur in der Rechtſprechung angenommen, 
daß, wenn Grund zu der Befürchtung vorliegt, daß jemand in 
der Zukunft ſolche Schadenszufügungen vornehmen werde, dann 
auch ſchon ſogleich auf Unterlaſſung derſelben gegen ihn geklagt 
werden kann. Die erſte Vorausſetzung iſt alſo jedenfalls, daß 
überhaupt eine Schadens zu fügung in Frage ſtehe. Davon 
kann hier aber gar nicht die Rede ſein; denn dadurch, daß 
jemand angehalten wird, eine ihm aus einem rechtskräftigen 
Urteil obliegende Verbindlichkeit zu erfüllen, wird ihm kein 
Schade zugefügt. A. c. Z., U. v. 2. Dez. 07, 77/07 VI. — 
Berlin. 

14. 5826 BGB. Über die Zuläſſigkeit des ſog. Boykotts.] 

Als nach Erlaß des Reichsgeſetzes vom 3. Juni 1906, 
betreffend die Anderung des Brauſteuergeſetzes von den Braue⸗ 
reien und demnächſt von den Bierwirten und Flaſchenbier⸗ 
händlern die Bierpreiſe erhöht wurden, und dieſerhalb wie an 
verſchiedenen anderen Orten, ſo auch in Eiſenach ein ſog. Bier⸗ 
krieg entſtanden war, iſt von ſeiten der dortigen Gewerkſchaften 
oder des dieſe zuſammenfaſſenden Gewerkſchaftskartells gegen 
die Gaſtwirte und Flaſchenbierhändler eine Reihe von Maß⸗ 
regeln ergriffen worden, die darauf abzielten, mittels Boykottierung 
derjenigen Wirte uſw., welche ſich den Forderungen des Gewerk⸗ 
ſchaftskartells nicht gutwillig fügten, eine Herabſetzung der 
Bierpreiſe durchzuſetzen. Acht Gaſtwirte haben eine einſtweilige 
Verfügung erwirkt, wodurch den Antragsgegnern, nämlich „dem 
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Verein Gewerkſchaftskartell, insbeſondere jedem ſeiner unter 
Ziff. 1— 16 genannten Vertreter“ bei Vermeidung einer Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 1 500 M für jeden Zuwiderhandlungs fall verboten 
wurde, einzeln oder in gemeinſchaftlicher Betätigung die be⸗ 
treffenden, unter Nr. 1—4 der Verfügung näher bezeichneten 
Handlungen vorzunehmen. Das ſind im weſentlichen: 1. öffent⸗ 
liche Aufforderungen, die Wirtſchaften und Flaſchenbiergeſchäfte, 
welche die Forderungen des Gewerkſchaftskartells oder der 
„Leitung des Bierkrieges“ nicht bewilligt hatten, zu meiden, 
2. Aufforderung an einzelne Wirte uſw. zu erlaſſen, daß 
Plakate, auf denen die angeblich gemeinſam mit der Leitung 
des Bierkriegs ausgearbeiteten Bierpreiſe ſtehen, in den Lokalen 
oder Verkaufsräumen öffentlich an ſichtbarer Stelle aufgehängt 
werden, ſowie eine Kontrolle darüber, daß dies geſchehen, durch 
einzelne oder mehrere Leute über die Wirte zu üben. 3. Ver⸗ 
zeichniſſe der Wirte uſw., welche die Forderung des Gewerk⸗ 
ſchaftskartells bewilligt, oder welche ſie nicht bewilligt haben, 
öffentlich bekannt zu geben. 4. In öffentlichen Aufforderungen 
vor dem Beſuche der Wirtſchaften, in denen Eiſenacher oder 
Apoldaer Bier verzapft wird, zu warnen oder das Trinken 
folder Biere zu verbieten. Infolge Widerſpruchs hat das 86. 
1. die einſtweilige Verfügung in Anſehung des unter Ziff. 2 
erlaſſenen Verbotes wieder aufgehoben, 2. im übrigen dieſe 
Verfügung als rechtmäßig ergangen beſtäktigt. Hiergegen wurde 
von beiden Parteien Berufung eingelegt. Das Os G. hat 
unter Zurückweiſung der Berufung der Antragſteller auf die 
Berufung der Antragsgegner die einſtweilige Verfügung des 
LG. vom 27. Auguſt 1906 in Anſehung der im Eingang 
bezeichneten Antragsgegner, ſoweit es nicht ſchon durch 
das landgerichtliche Urteil geſchehen if, aufgehoben. 
Die Reviſion der Antragſteller wurde zurückgewieſen: 
Es iſt gewiß an ſich nichts Unerlaubtes oder ſittlich Verwerfliches, 
wen Konſumenten ſich zuſammenſchließen und durch gemein⸗ 
ſames Vorgehen, namentlich durch das Mittel einer Meidung 
beſtimmter Produzenten oder Gewerbetreibender auf dieſe einen 
Druck zu dem Zwecke ausüben, um billigere Preisſätze für die 
betreffende Ware zu erlangen. Das kann zumal in dem Falle 
nicht als unerlaubt gelten, wenn es ſich für die Konſumenten 
um den Bezug von Lebensmitteln handelt — um Nahrungs⸗ 
mittel oder allgemein gebräuchliche Genußmittel —. Durch ein 
ſolches Vorgehen wird natürlich immer ein gewiſſer Zwang, 
eine Einwirkung auf die freie Willens beſtimmung des Gegners 
ausgeübt; aber eine ſolche Einwirkung iſt nicht ohne weiteres 
widerrechtlich oder unſittlich. Und das Übel, welches dem 
Gegner mit der Meidung ſeiner Verkaufsſtätte und Nicht⸗ 
abnahme ſeiner Ware zugefügt wird, um ſeinen Willen zu 
beugen, beſteht notwendigerweiſe in einer Schädigung desſelben, 
einer nachteiligen Beeinfluſſung feiner Vermögenslage. Aber 
eine, wenngleich vorſaätzliche Schädigung des Gegners im wirt⸗ 
ſchaftlichen Kampfe iſt inſolange nicht unerlaubt, als ſie nicht 
ein geſetzlich geſchütztes Rechtsgut verletzt oder in einer gegen 
die guten Sitten verſtoßenden Weiſe erfolgt. Eine ſolche Maß⸗ 
regelung des Gegners ſeitens einer Intereſſentengruppe dadurch, 
daß die Teilnehmer der Vereinigung und deren Parteigänger 
zum Abbruch und zur Vermeidung geichäftlicher oder fonftiaen 
rechilichen Beziehungen zu jenem beſtimmt werden, bilden eben 
das Weſen des ſogenannten Boykotts. Daß der Boykott nicht 
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ſchlechthin ein unerlaubtes, gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßendes Kampfmittel iſt, daß er aber nach Umſtänden zu einer 
rechtswidrigen oder fittlich verwerflichen Handlungsweise aus⸗ 
arten kann und letzterenfalls der Beurteilung nach 8 826 
BGB. unterſteht, das find Grundſätze, die auch von dem 
erkennenden Senat wiederholt, ſo namentlich für das Gebiet 
des Lohn: und Klaſſenkampfes zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit 
nehmer, zur Anwendung gebracht worden ſind. Vgl. RG. Bd. 51 
Nr. 86 S. 381 ff.; Bd. 60 Nr. 21 S. 104; Bd. 65 Nr. 15 
S. 53 ff.; Urteil vom 14. Oktober 1907 VI. 508/06. Auch 
für einen Intereſſenkampf der hier vorliegenden Art ſind im 
weſentlichen die gleichen rechtlichen Geſichtspunkte maßgebend, 
wie für die in den neuzeitlichen Lohnkämpfen üblich gewordenen 
Maßregeln der Verrufserklärung, — Streik, Ausſperrung uſw. 
Es konnmt für die Frage, ob die betreffende Handlungsweiſe 
erlaubt oder unerlaubt, unſittlich ſei, einerſeits auf den damit 

verfolgten Zweck, andererſeits auf die dabei angewendeten 
Kampfmittel an. Vgl. insbeſondere auch Oertmann „Verrufs⸗ 
erklärungen“ in Seuff Bl. 72 (1907), 218 ff., 280 ff.; Brück⸗ 
mann JW. 02, 626 ff. — Ziel und Zweck des Kampfes 
werden bei der Beurteilung des Boykotts im Hinblick auf 
8 826 BGB. immer eines derjenigen Momente bilden, die für 
die fittliche Wertung der Handlungsweiſe maßgebend ſind; und 
deshalb hat im vorliegenden Fall die Reviſion unrecht, wenn 
ſie dem Berufungsgericht zum Vorwurf macht, daß es auf den 
Gegenſtand des Streites, den Zweck des ſogenannten Bier⸗ 
krieges ein ſo erhebliches Gewicht gelegt hat. Freilich würde 
auch ein erlaubter und gerechter Zweck die fragliche Maßregel 
nicht entſchuldigen können, wenn die gewählten Mittel für ſich 
als ſittlich verwerflich zu betrachten wären. Aber wofern 
Kampfmittel und Kampfart an ſich in den Grenzen, die im 
allgemeinen durch Geſetz und Sittlichkeit gezogen ſind, geblieben 
wären, ſo härte allerdings der Gegenſtand des Streites oder 
die Zweckſetzung noch immer den Boykott als eine ſittenwidrige 
Schädigung nach Umſtänden erſcheinen laſſen können; und 
andererſeits war es auch für die Beurteilung der angewandten 
Mittel von Bedeutung, ob fie im gerechten Verhältniſſe 
zu den umſtrittenen Intereſſen ſtanden. Wenn nun der 
Berufungsrichter für den Fall, daß die Antragſteller den 
Erlaß des neuen Steuergeſetzes in wiriſchaftlich ungerechtfertigter 
und für die minderbemittelten Bierkonſumenten drückender Weiſe 
zum Zweck der Erhöhung der Bierpreiſe ausgenützt hätten, das 
Vorgehen mit Boykott zur Abwehr einer unbilligen Über 
vorteilung der Konſumenten als eine ſittenwidrige Schädigung 
des Gegners nicht anſehen will, ſo iſt dem vom Rechtsſtand⸗ 
punkte aus nicht entgegenzutreten. Es würde ſich nur fragen, 
ob das Berufungsgericht prozeßrechtlich bezw. nach den Grund⸗ 
ſätzen über Beweislaſt in der Lage geweſen iſt, jene Unter: 
ſtellung ſeiner Emſcheidung zugrunde zu legen. Der Reviſion, 
welche dies beſtreuet, iſt aber auch hierin nicht Recht zu geben. 
Die Sache liegt nicht ſo, daß die Antragſteller einen Tatbeſtand 
behauptet und glaubhaft gemacht hatten, welcher an ſich ſchon 
und bis zur Führung eines etwaigen Entlaſtungsbeweiſes ſeitens 
der Antragsgegner ſich als eine unerlaubte Schädigung im 
Sinne von 8 826 BGB. darſtellen würde. Anlangend 
weiter die von den Antragsgegnern in Anwendung ge⸗ 


brachten Kampf mittel, fo find auch nach dieſer Richtung 


40 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


die Angriffe der Reviſion nicht als berechtigt anzuerkennen. 
Das Vorgehen des Gewerkſchaftskartells wird dadurch nicht zu 
einem unerlaubten, daß von ihm mittels der Preſſe die Unter⸗ 
ſtützung weiterer Kreiſe angerufen, daß öffentlich die biertrinkende 
Bevölkerung zur Beteiligung an dem Boykott aufgefordert und 
daß die Angelegenheit in einer Volksverſammlung zur Er⸗ 
örterung gebracht wurde. Die organifierten Arbeiter mußten 
weitere Kreiſe für die Sache intereſſieren, wenn ſie ausgiebige 
Hilfe für die Erreichung des angeſtrebten Zieles gewinnen 
wollten. (Vgl. auch das Urteil vom 12. Juli 1906, RG. 64 
S. 58, 62.) Der Fall, daß die Boykottanten in ihren öffent⸗ 
lichen Kundgebungen die Sachlage wahrheitswidrig dar⸗ 
geſtellt hätten, (vgl. Urteil vom 14. Oktober 1907 in Sachen 
L. u. Gen. c. S. VI. 508/06) liegt hier nicht vor. Zudem 
handelte es ſich hier um Verhältniſſe, die gewiß in Eiſenach 
und Umgebung allgemein bekannt waren. — Auch die Nam⸗ 
haftmachung der einzelnen Wirte, die ſich den Forderungen der 
Boykottpartei gefügt oder nicht gefügt hatten, eine Maßnahme, 
die mit der Ausführung des Boykotts von ſelbſt gegeben war, 
geſtaltet ſich durch die Veröffentlichung nicht zu einem verwerf⸗ 
lichen Mittel. Die Maßregel, wonach die Wirte veranlaßt 
wurden, Plakate mit Angabe der Bierpreiſe in ihren Lokalen 
aufzuhängen, und hierwegen eine Kontrolle ausgeübt werden 
ſollte, wobei die betreffenden Wirte mit der Fortdauer der 
Sperre bedroht waren, mag vielleicht einen weitergehenden 
Eingriff in die Willensfreiheit der davon betroffenen Gewerbe⸗ 
treibenden bedeuten. Allein Umſtände, die erkennen ließen, daß 
hierbei die Grenzen des Erlaubten überſchritten worden wären, 
find nicht dargelegt; das LG. hat gerade dieſe Maßregel nicht 
für eine unter $ 8 26 BGB. fallende erachtet. — Faßt man 
die von dem Gewerkſchaftskartell ergriffenen Maßregeln in 
ihrem Zuſammenhang und nach ihrer Geſamtwirkung ins Auge, 
ſo gelangt man doch nicht zu der von der Reviſion vertretenen 
Auffaſſung. Wenn die Wirte, wie zu unterſtellen iſt, die Biere 
preiſe übermäßig erhöht hatten und dem Verlangen der Herab⸗ 
ſetzung auf ein normales Maß, ohne dabei Schaden zu leiden, 
nachgeben konnten, wenn andererſeits eine nachdrückliche Ein⸗ 
wirkung und Machtentfaltung ſeitens der vereinigten Kon⸗ 
ſumenten erforderlich erſchien, um die Gegner zum Nachgeben 
zu bewegen, ſo läßt ſich bei der, für die beteiligten Volkskreiſe 
immerhin erheblichen wirtſchaftlichen Bedeutung des Streit⸗ 
gegenſtandes nicht ſagen, daß die Boykottanten um einer un⸗ 
verhältnismäßig minderwertigen eigenen Zweckſetzung willen 
höherwertige fremde Intereſſen rückſichtslos zu opfern unter⸗ 
nommen hätten. Von einem Terrorismus, einer Vergewaltigung 
des anderen Streitteiles durch Mißbrauch der Solidarität der 
Arbeiterſchaft kann im vorliegenden Falle nicht geſprochen 
werden. Es mag ſein, daß die Antragſteller, die nach der 
Anführung des erſten Richters vorwiegend auf den Konſum 
der Arbeiterbevölkerung angewieſen ſind, durch die Ausführung 
des Boykotts von einem empfindlichen Vermögensſchaden bedroht 
oder betroffen ſind. Aber daß die von dem Gewerkſchaftskartell 
verhängten Maßregeln an ſich mit der Abſchneidung jeder Er⸗ 
werbsmöglichkeit für die Betroffenen verknüpft wären oder daß 
es hierbei darauf abgeſehen ſei, die Boykottierten dauernd in 
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„Bierkrieg“ mird gewöhnlich nach der Natur der hier maß⸗ 
gebenden Verhältniſſe auch mur von beſchränkter Dauer fein, 
und die Regulierung des Streitverhältniſſes wird durch die 
Vermittelung der in Mitleidenſchaft gezogenen Brauereien 
erleichtert werden. S. c. G., U. v. 2. Dez. 07, 86/07 VI. 
— Jena. 

15. 8 833 in Verb. mit 8 254 BGB. Anwendung des 
8 254 auf Fälle, in denen kein Verſchulden vorliegt, aber 
objektive Haftbarkeit des Beſchädigten anzunehmen iſt.] 

Als der Kläger am 1. Mai 1905 in ſeinem mit einem 
Pferde beſpannten Wagen am B. ſchen Gaſthof in Gaunitz 
vorbeifuhr, ſprang der braune Spitz des Beklagten vom Gaſthof 
aus auf das Pferd des Klägers zu und bellte es an. Das 
Pferd ſcheute, ging durch und warf den Wagen um, wobei der 
Kläger verletzt wurde. Der Kläger behauptet, der Hund habe 
das Scheuwerden und Durchgehen des Pferdes verurſacht, da 
er unvermutet und plötzlich hervorgeſtürzt und dem Pferde 
bellend zwiſchen die Beine gefahren ſei, es auch gebiſſen habe. 
Er hat den Beklagten auf Schmerzensgeld, Erſatz des erlittenen 
Schadens und Gewährung einer Rente in Anſpruch genommen. 
Die I. Inſtanz wies die Klage ab. Auf die Berufung des 
Klägers änderte die II. Inſtanz durch Urteil vom 1. Februar 
1907 die erſte Entſcheidung dahin ab, daß der Klaganſpruch 
auf Schadenserſatz und Schmerzensgeld unter Abweiſung des 
Mehrgeforderten zur Hälfte dem Grunde nach feſtgeſtellt wurde. 
Revifion des Beklagten und Anſchlußreviſion des Klägers iſt 
zurückgewieſen. Der Beklagte macht geltend: das Anbellen und 
Anſpringen der Pferde durch einen Hund ſei erfahrungsmäßig 
ein ſo gewöhnlicher und normaler Fall, daß die Pferde ſolchen 
Eindrücken gewachſen ſein müſſen, und wenn ſie dies im Einzel⸗ 
falle nicht find, ihre Natur fo überwiegend wirkſam ſei, daß 
das Tun des Hundes nach der Auffaſſung des Lebens nicht 
mehr als Miturſache in Betracht gezogen werden könne. Aller⸗ 
dings würde für die Annahme der Kauſalität des Hundes nicht 
ausreichen, wenn derſelbe dem Pferde nur einen Anreiz zu dem⸗ 
jenigen willkürlichen Tun gegeben hätte, das ſich als ſchaden⸗ 
bringend erwies. Nur wenn die Einwirkung des einen Tieres 
auf die Inſtinkte des anderen Tieres kräftig genug war, um nach 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge, je nach der Natur der in 
Betracht kommenden Tiergattung mit einer gewiſſen Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit ein beſtimmtes Verhalten des letzteren auszulöſen, 
kann davon geſprochen werden, daß der ſchädigende Erfolg auch 
durch das zuerſt tätig gewordene Tier hervorgerufen worden iſt 
(Urteil des erkennenden Senats vom 5. März 1906 in 
Sachen IV 419/05). Eben dieſe Vorausſetzungen ſind aber 
vom Berufungsgericht in weſentlich tatſächlicher Würdigung 
bejaht, und iſt ein Rechtsirrtum in dieſen Ausführungen nicht 
erkennbar. Es iſt auch weiterhin der Rechtsauffaſſung des Be⸗ 
rufungsgerichts beizutreten, daß im Sinne des 8 254 Abſ. 1 
BGB. dem bei der Entſtehung des Schadens mitwirkenden 
Verſchulden des Beſchädigten gleichzuſtellen iſt: die nicht durch 
ein ſubjektwes Verſchulden bedingte, aber ſonſt im Geſetze be: 
gründete Verantwortlichkeit des Beſchädigten für eine bei der 
Entſtehung des Schadens mitwirkende Tatſache, namentlich die 
Verantwortlichkeit des Beſchädigten für das Tun des von ihm 
gehaltenen Tieres gemäß dem 8 833 BGB. Der $ 254 be⸗ 
handelt den Fall der ſogenannten Kompenſation der culpa. 
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Mit Recht iſt aber ſchon anderweit bemerkt worden (Staudingers 
Kommentar II. Aufl. Bd. II Bem. 2 zu $ 254), daß es ſich 
hierbei in Wahrheit nicht um Aufrechnung beiderſeitiger Schuld 
handelt. Schon nach dem Wortinhalte des 8 254 Abſ. 1 
braucht mindeſtens auf einer Seite keine Schuld vorzuliegen. 
Vielmehr liegt dem $ 254 weſentlich der Gedanke zugrunde, 
daß, wenn der Beſchädigte neben der von dem Schädiger ge⸗ 
ſezten Urſache eine mitwirkende Urſache für den ſchaden⸗ 
bringenden Erfolg hergeſtellt hat, dieſer Umſtand auf das Be⸗ 
Reben und die Höhe des Schadenserſatzanſpruchs des Beſchä⸗ 
digten maßgebend einzuwirken vermag. In erſter Linie iſt 
demnach darauf zurückzugehen, ob neben dem Schädiger auch 


der Beſchädigte bei der Herſtellung des objektiven Kaufal⸗ 


zuſammenhangs, ſei es durch poſitives Tun, ſei es durch das. 
qualifizierte Unterlaſſen des Abſ. 2 daſelbſt, mittätig geworden 
ſei. Freilich genügt nicht ſchlechthin die Tatſache, daß beide 
Teile in ihrem Zuſammenwirken objektiv urſächlich geworden 
ſind. Wenn in einem Rechts ſyſtem die Haftbarkeit für ein Tun 
oder Unterlaſſen dadurch mitbeſtimmt iſt, daß dieſem Tun 
oder Unterlaſſen eine ſubjektive Schuld zugrunde liegt, ſo 
wird dem objektiven Kauſalzuſammenhange eine Schuld ent⸗ 
ſprechen müſſen. Der I. Entwurf zum BGB. ſtand ſtreng auf 
dem Boden des Schuldprinzips. Dieſem Standpunkt entſprach 
die Vorſchrift des 9 254 daſelbſt, wonach der Fall der kon⸗ 
lurtierenden Schuld dann gegeben war, wenn „bei der Ent⸗ 
febung des von einem anderen verſchuldeten Schadens eine 
Fahrläſſigkeit des Beſchädigten mitgewirkt hat“. Dieſem 
ſubjektiwen Standpunkt entſprach es weiter, wenn nach Satz 2 
des 8 254 bei der Verteilung des Schadens ins beſondere 
zu würdigen iſt, „ob und inwiefern das Verſchulden des 
andern oder die Fahrläſſigkeit des Beſchädigten überwogen 
hat“. Bei der zweiten Beratung des. Geſetzentwurfs wurde 
nicht mehr abſolut am Schuldprinzip feſtgehalten. Es wurde 
dem Gedanken Geltung verſchafft, daß in gewiſſen Fällen eine 
Haftung auch ohne Verſchulden einzutreten habe. Vornehmlich 
wurde eine objektive Haftung des Tierhalters für den durch 
das Tier verurſachten Schaden anerkannt. Unter der Begrün⸗ 
dung, daß nunmehr auch ſolche Fälle zu denken feien, in welchen 
jemand für feine Handlungen ohne Rüdficht auf fein Verſchulden 
eizzuſehen habe, wurden Anträge geſtellt, dem 8 254 bie 
Faſſung zu geben: „Inwieweit ein Verſchulden des Beſchä⸗ 
digten, welcher bei der Entſtehung des Schadens mit⸗ 
zewirkt hat, den Erſatzanſpruch ausſchließt, hängt von den Um⸗ 
Ninden des Falles, ins beſondere davon ab, inwieweit der 
Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teile 
berurſacht worden iſt.“ (Hahn Materialien zum BGB. 2, 519.) 
In weſemlichen iſt dies in das Geſetz übergegangen. In 
kweierlei Richtung iſt dadurch dem Gedanken der objektiven 
Haftung Rechnung getragen. Einmal wird auch ein nicht 
ſchuldhaftes Verhalten des Schädigers als Haftungsgrund 
merkannt. Sodann wird nach beiden Seiten hin für die Ver⸗ 
lelung des Schadens als beſtimmend angeſehen, inwieweit der 
Schaden vorwiegend von dem einen oder anderen Teile ver⸗ 
urſacht worden if, alſo das objektive Verhältnis der ver⸗ 
ſchedenen Kaufaltäten als weſentlich entscheidend in Betracht 
sogen. Eine Haftung des Beſchädigten auch da, wo ihn 
Laſchulden nicht trifft, iſt in 8 25 4 nicht ausdrücklich aus⸗ 
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geſprochen. Das erſichtlich gemachte allgemeine geſetzgeberiſche | 


Motiv, das „konkurrierende Verſchulden“ auch inſoweit anzu⸗ 
nehmen, als das Geſetz eine Berantwortlichkeit ohne Schuld 
anerkennt, muß aber zu der Annahme führen, daß auch die im 
Geſetz begründete objektive Haftbarkeit des Beſchädigten für 
die Anwendbarkeit des 8 254 in Betracht zu kommen hat. 
Der Beſchädigte hat in ſolchem Falle ebenſo wie der Schädiger 
in geſetzlich verantwortlicher Weiſe eine Miturſache für den 
ſchadenbringenden Erfolg geſchaffen, und es läßt ſich nicht ab⸗ 
ſehen, warum für dieſen Fall ſeine ſonſt begründete Haftbarkeit 
völlig ausgeſchloſſen ſein ſoll. Dieſe Grundſätze müſſen ins⸗ 
beſondere auch dann zur Anwendung kommen, wenn es ſich um 
die Verantwortlichkeit des Beſchädigten auf Grund des 8 833 
BGB. handelt. Mit Recht iſt daher der 8 254 Abſ. 1 im 
vorliegenden Falle zur Anwendung gelangt, und entſpricht es 
auch der Sachlage, wenn das Berufungsgericht den Schaden 
gleichmäßig auf beide Parteien verteilt hat. Der vorentwickelten 
Auffaſſung ſtellt ſich die ſonſtige Rechtſprechung des RG. nicht 
entgegen. Handelt es ſich um eine Handlung eines Kindes 
unter 7 Jahren oder ſonſt einer nicht deliktsfähigen Perſon, fo 
kann von einem Verſchulden des Beſchädigten nach 8 254 
Abſ. 1 in der Tat nicht geſprochen werden, und das RG. hat 
mit Recht jede ausdehnende Auslegung inſoweit abgelehnt. 
Denn alsdann entfällt überhaupt jeder Grund für die Verant⸗ 
wortlichkeit des Beſchädigten. Eine objektive Haftung erkennt 
hier das Geſetz grundſätzlich nicht an. M. e. F., U. v. 
21. Nov. 07, 163/07 IV. — Dresden. ö 

16. 8 833 BGB. Anſpruch gegen den Tierhalter, wenn 
durch das Bellen ſeines Hundes der Verletzte vor Schreck zu 
Boden ſtürzt 7] 

Klägerin behauptet, der Hund des Beklagten habe ſie 
körperlich verletzt und ſie ſei dadurch erwerbsunfähig geworden. 
Sie ſtellt den Vorfall ſo dar, daß ſie, um in ihre im Hauſe 
des Beklagten befindliche Wohnung zu gelangen, aus dem 
Vorderhauſe in den Hof hinausgetreten ſei; dort ſei der Hund 
bellend und ohne Maulkorb auf fie zugeſprungen, fie aber fei 
vor Schreck hierüber zu Boden geſtürzt. Klage, Berufung und 
Reviſion find zurückgewieſen worden: Die Reviſion bekämpft 
zunächſt die Annahme des Berufungsrichters, daß, obwohl der 
Hund gebellt und die Klägerin danach mit einem Aufſchrei zu 
Boden gefallen ſei, ein Anwendungsfall des §8 833 BGB. 
nicht vorliege. Ein Angriff des Tieres ſei hierzu nicht er⸗ 
forderlich. Das Bellen des Hundes habe ſich aber auch auf 
die Klägerin bezogen und ſei von ihr als ein drohender Angriff 
angeſehen worden. Die Reviſton verweiſt auf das in 
Sachen G. c. L. (IV. 507/05) erlaſſene Urteil des Senats vom 
11. April 1906 (JW. S. 3497), wonach 8 833 BGB. auch 
dann anwendbar ſei, wenn jemand durch einen unter Bellen 
gegen ihn heranlaufenden Hund in die Flucht getrieben wird, 
dabei zu Fall kommt und, ohne von dem Hunde körperlich 
berührt zu werden, einen Körperſchaden erleidet. Das iſt 
verfehlt. Allerdings kann der Körper eines Menſchen durch 
ein Tier verletzt werden, auch ohne daß es zwiſchen dem Tiere 
und dem Menſchen zu einer körperlichen Berührung kommt. 
Dies hat der Senat nicht nur in dem von der Reviſion bes 
zeichneten Urteile mit dem Hinweiſe darauf angenommen, daß 
es ſich damals um einen biſſigen Hund handelte, deſſen 
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Bellen und Heranlaufen wohl geeignet geweſen ſei, den Ver⸗ 
letzten zu erſchrecken und ihn zum Fortlaufen zu veranlaſſen; 
ſondern der Senat hat es auch ſonſt gelten laſſen, ſo oft das 
Verfahren des Tieres den Menſchen in eine ernſte Gefahr 
bringt und der Gefährdete durch die Art und Weiſe, wie er 
der Gefahr zu begegnen ſucht, zu Schaden kommt. (Vgl. die 
Urteile des Senats in Sachen G. o. G. vom 18. Juni 1906, 
Gruchots Beitr. 51, 197 ff. und in Sachen A. c. R. vom 
25. März 1907, JW. S. 3072.) Allein im gegenwärtigen 
Rechtsfalle ſchließen die Feſtſtellungen des Berufungsrichter die 
Annahme aus, daß zwiſchen dem Verhalten des Hundes und 
dem angeblichen Körperſchaden der Klägerin im Rechtsſinne 
ein auch nur mittelbarer urſächlicher Zuſammenhang beſtanden 
hat. Der Hund des Beklagten war — dies ſtellt der Berufungs⸗ 
richter feſt — ein gutmütiges, zu harmloſem Spiele geneigtes 
Tier. Er hat nur gebellt und ift nicht auch bellend auf die 
Klägerin zugelaufen. In eine wirkliche Gefahr iſt daher die 
Klägerin durch das Benehmen des Hundes nicht geraten; dies 
ſelbſt dann nicht, wenn, wie jetzt von der Reviſion aufgeſtellt 
wird, ſich das Bellen an die Adreſſe der Klägerin richtete. 
Nach täglicher Lebenserfahrung war vielmehr auch ein ſolches, 
von einem zahmen und gutartigen Hunde ausgehendes Bellen 
ein ungefährlicher Vorgang. Haben aber in der Perſon der 
Klägerin vermöge ihrer Nervenſchwäche ungewöhnliche Vor⸗ 
ausſetzungen beſtanden, die — trotz der Ungefährlichkeit des 
Vorganges in objektiver Betrachtung — den Eintritt eines 
Körperſchadens erſt ermöglichten, ſo kommt die nach rein 
theoretiſcher Anſchauung vielleicht beſtehende Kauſalverbindung 
zwiſchen dem Bellen des Hundes, dem Hinfallen der Klägerin 
und ihrer etwa dabei erlittenen Verletzung für die Rechts⸗ 
anwendung nicht in Betracht, weil ſie außerhalb der vom 
Geſetze gewollten Regelung liegt“ Was ſodann den Verſuch 
der Klägerin anlangt, das Halten des Hundes als einen Verſtoß 
gegen die dem Beklagten als ihrem Vermieter obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen darzuſtellen, ſo weiſt der Berufungsrichter darauf 


hin, daß die von der Klägerin bezogene Mietswohnung ſich in. 


dem Hauſe eines Schlächtermeiſters, des Beklagten, befinde. 
Bei einem ſolchen Gewerbetreibenden bilde das Halten eines 
Hundes die Regel. Damit wird verneint, daß ohne beſondere 
und ausdrückliche Vertragsabmachungen dem Beklagten das 
Halten eines ſolchen Hundes, wie es ſeine junge Doage iſt, 
vertragsmäßig unterſagt war. Wenn aber die Reviſion auf 
das Urteil des III. ZS. vom 26. Januar 1904 (JW. S. 141) 
verweiſt, wonach es die Pflicht des Vermieters iſt, für eine 
gefahrloſe Benutzbarkeit der dem Gemeingebrauch im Hauſe 
dienenden Hausteile Sorge zu tragen, ſo ſcheitert der hierauf 
geſtützte Reviſionsangriff an der feſtgeſtellten Gutmütigkeit und 
Ungefährlichkeit dieſes Hundes. = c. K., U. v. 9. Dez. 07, 
202/07 IV. — Berlin. 

17. 88 1568, 1573 BGB. Schwere Beleidigungen in 
Verbindung mit früheren verziehenen Verfehlungen. Weſent⸗ 
licher Zeitpunkt für die Zerrüttung. Hervortreten der Zerrüttung 
im Eheprozeſſe.] | 

Das OLG. verkennt, daß die von der beklagten Ehefrau 
im Laufe der Streitigkeiten im März und April 1903 getanen 
Außerungen: „Das iſt niederträchtig und gemein, ich ſehe ein, 
welch einen gemeinen und niederträchtigen Charakter Du kriegſt“ 


2. 1908. 
und ferner die Schimpfworte: „Meineidsſchwörer und Ehe 
brecher“, gleichviel was ſie damit gemeint hat, ſchon der Form 
nach ſchwere Beleidigungen des Mannes enthalten. Mögen ſie 
immerhin, für ſich allein betrachtet, zur Begründung der Schei⸗ 
dungsklage nicht ausreichen, ſo können ſie doch unter gebildeten 
Ehegatten durch keine der vom Berufungsrichter angeſtellten 
Erwägungen ſoweit entſchuldigt werden, daß fie nicht wenigſtens 
mit Unterſtützung andrer verjährter oder verziehener Tatfachen 
als vollwichtige Scheidungsgründe verwendbar wären. Der 
Berufungsrichter fordert ferner zur Anwendung des 81573 
mit Unrecht, daß jene älteren verziehenen Tatſachen immerhin 
„eine ſchwere Mißſtimmung zurückgelaſſen haben müßten“ und 
kommt zu dem unannehmbaren Ergebnis, dem Kläger die nach⸗ 
trägliche Geltendmachung jener Tatſachen gerade deshalb zu 
verſagen, weil er die ihm widerfahrenen ſchweren tätlichen In⸗ 
fulten ſeinerzeit „herzlich, reſtlos, ehrlich vergeben und vergeſſen 
hätte“. Im Gegenteil wäre gerade aus der Vollſtändigkeit und 
Gründlichkeit der Verzeihung zu folgern geweſen, daß der andre 
Teil um ſo peinlicher bemüht ſein mußte, ſich neue Verfehlungen 
nicht zuſchulden kommen zu laſſen. Wenn ſich daher die Be⸗ 
klagte nach der im Jahre 1893 erlangten Verzeihung in den 
Jahren 1896 und 1898 zu neuen wiederum verziehenen Tät⸗ 
lichkeiten und ſodann im Frühjahr 1903 zu ſchweren Belei⸗ 
digungen hat hinreißen laſſen, ſo waren dieſe Verfehlungen mit 
beſonders ſtrengem Maße zu meſſen. Es genügt, von den 
älteren Vorgängen hervorzuheben, daß die Beklagte auch nach 
den Annahmen des Berufungsrichters im Januar 1896 den 
ſpät und angetrunken nach Hauſe kommenden Kläger angeſpuckt 
und daß ſie ihm im Jahre 1898, während er an dem Sohne 
der Parteien eine „objektiv das gewöhnliche Maß nicht über⸗ 
ſteigende Züchtigung“ vornahm, ohne jede Veranlaſſung eine 
Ohrfeige verſetzte. Der Berufungsrichter tritt an die Beur⸗ 
teilung dieſer überaus ſchweren älteren wie der neueren Ver⸗ 
fehlungen mit Erwägungen heran, die in mehrfacher Beziehung 
rechtsirrtümlich find. Er verlangt, daß alle Verfehlungen, wenn 
damit die Scheidung begründet werden ſoll, „ihren Grund finden 
müßten in liebloſer Geſinnung, in Zank⸗ oder Herrſchſucht oder 
in einem unzähmbaren Temperament“, ſomit in einer Gemüts⸗ 
anlage, die eine Wiederholung ähnlicher Geſchehniſſe beſorgen 
laſſe. Wenn damit geſagt fein fol, daß in 8 1573 eine ge⸗ 
wiſſe Gleichartigkeit der verſchiedenen Gruppen von Tatſachen 
vorausgeſetzt werde, jo iſt dieſe Auffaſſung vom RG. bereits 
vielfach als rechtsirrig zurückgewieſen worden. Es iſt ferner 
überſehen, daß 8 1568 Schlußſatz die grobe Mißhandlung — 
und um eine ſolche handelt es ſich bei allen drei älteren Vor⸗ 
gängen — immer als ſchwere Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten „gelten“ läßt. Damit iſt, wie das RG. 
gleichfalls, ſo erſt neuerdings in Sachen R. c. R. IV. 98/07 
mit Urteil vom 14. Oktober 1907 anerkannt hat, für Berück⸗ 
ſichtigung fubjeltiver Momente, wenn überhaupt, nur ein äußerſt 
geringer Spielraum gelaſſen. Keinesfalls kann dem ſchuldigen 
Teile ſeine zu Mißhandlungen neigende Charakteranlage, Leiden⸗ 
ſchaftlichkeit, Heftigkeit und leichte Erregbarkeit auch nur mildernd 
zugute gerechnet werden. Ebenſowemg wird die Mißhandlung 
ihres Charakters als ſchwerer Pflichtverletzung dadurch entkleidet, 
daß der Mißhandelte darauf ſeinerſeus mit Tätlichkeiten er⸗ 
widert hat, zumal wenn ſie, wie im Streitfalle auch der Be⸗ 


37. Jahrgang. 


rufungsrichter annimmt, nur ſehr leichter Natur geweſen ſind. 
Endlich kann nicht davon die Rede ſein, daß Mutterliebe oder 
Sorge um die Gefundheit des Kindes auch nur einigermaßen 
entſchuldigen könnten, daß eine Mutter den in der Ausübung 
des Züchtigungsrechtes begriffenen Vater ebendeshalb vor den 
Augen des Sohnes ohrfeigt. Legt man an das Verhalten der 
Beklagten den objektiven, deshalb auch in dieſer Inſtanz zu 
handhabenden Maßſtab des Geſetzes an, ſo iſt ferner zu ſagen, 
daß dem Kläger, nachdem er dreimal der Beklagten Verfehlungen 
ſchwerſter Art verziehen und trotzdem neuen ſchweren Beleidigungen 
von ihr ausgeſetzt worden iſt, die Fortſetzung der Ehe nicht 
mehr zugemutet werden kann. Wenn ſomit ſämtliche übrigen 
Erforderniſſe des Geſetzes erfüllt ſind, ſo kann ſich nur noch 
fragen, ob gegenwärtig eine tiefe Zerrüttung des ehelichen Ver⸗ 
hältniſſes eingetreten iſt und bejahenden Falls, ob ſie durch 
das Verhalten der Beklagten verurſacht oder doch mit verurſacht 
iſt. Allerdings iſt dieſe Frage weſentlich tatſächlicher Natur. 
Das NG. iſt deshalb verhindert, aus 8 1568 BGB. ſofort 
auf Scheidung der Ehe zu erkennen, obwohl die ganze Sachlage 
augenſcheinlich auf Bejahung der Frage zudrängt. Daß das 
eheliche Verhältnis der Parteien gegenwärtig tief zerrüttet iſt, 
ſcheint auch der Berufungsrichter nicht zu verkennen, wenn er 
am Schluſſe ſeines Urteils hervorhebt, daß die Parteien „jetzt 
eine förmliche Erbitterung gegeneinander hegen, ſo daß ein Zu⸗ 
ſammenleben beiden Teilen in hohem Grade peinlich ſein müßte“. 
Damit iſt unverträglich, wenn er unmittelbar vorher nur „eine 
an Zerrüttung grenzende Spannung und Verſtimmung“ gelten 
laſſen will. Jedenfalls iſt es rechtsirrig, wenn er hierbei die 
Möglichkeit einer künftigen Wiederverſöhnung der Parteien mit 
hereinzieht. Das RG. hat in beſtändiger Rechtſprechung dieſen 
Geſichtspunkt zurückgewieſen und dabei hervorgehoben, daß als 
maßgebender Zeitpunkt dafür, ob ſämtliche Erforderniſſe des 
8 1568 BGB. gegeben find, lediglich die letzte mündliche Vers 
handlung vor Erlaß des Urteils in Betracht kommt. Bezüglich 
des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der Zerrüttung der 
Ehe und dem Verhalten eines Ehegatten darf ferner bei An⸗ 
wendung des 8 1573 nicht gefordert werden, daß die ehe⸗ 
jerrüttende Wirkung ſowohl von der einen als von der anderen 
Gruppe von Tatſachen ausgeht. Es genügt vielmehr, daß auch 
nur eine der Tatſachen dieſe Wirkung hervorgerufen hat, während 


'die übrigen Tatſachen nur für die Beurteilung des Schuld» 


maßes in Betracht kommen (Urteil in Sachen S. c. S. 
IV. 473/05 vom 29. März 1906). Namentlich kann auch die 
wiederauflebende Erinnerung an eine erlittene, wenngleich ſeiner⸗ 
zeit verziehene Schmach allein ſchon eine ehezerrüttende Folge 
haben. Endlich darf das Vorhandenſein der Zerrüttung wie 
des urſächlichen Zuſammenhanges auch nicht deshalb verneint 
werden, weil beides erſt im Verlauf des Eheprozeſſes hervor⸗ 
getreten iſt. Es wird im Gegenteil regelmäßig einer beſonderen 
Begründung bedürfen, wenn angenommen werden ſoll, daß eine 
in der Tat vorhandene eheliche Zerrüttung nicht auf die geltend 
gemachten, an und für ſich triftigen Scheidungsgründe zurück⸗ 
zuführen ſei, daß ſich die Klagpartei vielmehr in Wahrheit 
hiergegen gleichgültig verhalte oder ſie lediglich als Vor⸗ 
wand zu einer aus andern Gründen erſtrebten Eheſcheidung 
benutzen wolle. E. c. E., U. v. 9. Dez. 07, 137/07 IV. — 
Celle. | | 
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18. 88 1568, 1574 BOB. verb. mit 8 620 8 PO. Geltend⸗ 
machung von Tatſachen des Ehelebens als Grund der Ehe⸗ 
ſcheidung. Anerkennung gleicher Empfindlichkeit des Beklagten 
wie die der Klägerin. Berückſichtigung der Ausſetzung des Vers 
fahrens von Amts wegen. | 

Die Ehe der Parteien iſt durch das Urteil des LG. auf die 
Klage der Frau aus Verſchulden des Mannes geſchieden worden. 
Die Berufung des Beklagten, mit der er den Antrag auf 
Abweiſung der Klage wiederholt und für den Fall der Auf 
rechterhaltung der Scheidung die Klägerin für mitſchuldig zu 
erklären beantragt hatte, iſt zurückgewieſen. Das RG. hob auf: 
Die Reviſion wendet ſich nicht ohne Grund dagegen, daß in 
der Art und Weiſe, wie der Beklagte ſich gegen die Prozeß⸗ 
behauptung der Klägerin verteidigte: ſie habe ſich ihm nicht 
freiwillig hingegeben, eine rechtlich in Betracht kommende 
Verfehlung erblickt worden iſt. Die Rechtserheblichkeit der Frage, 
ob die Beiwohnungen, wie die Klägerin behauptete, nur mit 
Drohungen erzwungen waren, ſtand außer Zweifel, da von ihr 
die Entſcheidung über den Einwand der Verzeihung abhing. 

War nun die Behauptung der Klägerin unwahr, ſo iſt es aller⸗ 
dings richtig, daß der Beklagte ſie hinzunehmen oder mit 
ſchlichtem Beſtreiten zu beantworten hatte, ſofern ſein Verhalten 
ausſchließlich nach dem Maßſtabe einer tieferen Herzensbildung 
und einer vornehmeren Gefinnung zu würdigen geweſen wäre. 
Dagegen iſt es vom Rechts ſtandpunkte aus unrichtig, ihn 
für die ſchriftlichen und mündlichen Auslaſſungen ſeines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten ſelbſt dann verantwortlich zu machen, wenn 
dieſem bei der Erteilung der Information eine derartige Ver⸗ 
wendung der ihm gemachten Muteilungen unterſagt war. Die 
bloße Vermutung, daß der Beklagte den jene Auslaſſungen 
enthaltenden Schriftſatz ſelbſt „korrigiert“ oder „konzipiert“ habe, 
ändert hieran nichts. Jedenfalls würde auch im Falle einer 
nachträglichen Billigung dieſes Vorbringens, weit mehr aber 
noch inſoweit, als es ſich um die vertraute Erörterung der 
Vorgänge zwiſchen dem Beklagten und ſeinem Sachwalter 
handelte, dem Beklagten rechtlich als entlaſtend anzurechnen 
ſein, daß er ſachlich erhebliche und zu einer prozeſſualiſch wirk⸗ 
ſamen Verteidigung dienliche Behauptungen vorbrachte, von 
denen einſtweilen noch nicht feſtſteht, daß fie tatsächlich unrichtig 
ſind. Daß ſolche Behauptungen, wie der erſte Richter unter 
Billigung des Berufungsrichters annimmt, nur angedeutet 
und nicht auch aus geſprochen werden durften, entſpricht nicht 
den Anforderungen voller Klarheit und Offenheit, die für jedes 
gerichtliche Verfahren die grundſätzliche Regel bilden müſſen. 
Hiernach iſt in einem Punkte, auf den der Berufunsrichter ſelbſt 
das erheblichſte Gewicht legt, die Annahme unhaltbar, daß dem 
Beklagten eine Eheverfehlung zur Laft fällt. Vollends unhaltbar 
iſt das Berufungsurteil inſoweit, als der Berufungsrichter den 
bedingten Unterantrag des Beklagten, die Klägerin für mit⸗ 
ſchuldig zu erklären, zurückgewieſen hat. Der Berufungsrichter 
unterſtellt dabei die Richtigkeit der Behauptung. Klägerin habe 
an zwei verſchiedenen Orten in Gegenwart Fremder gegen den 
Beklagten Schimpfworte wie „Schuft“, „Hund“, „gemeiner 
Kerl“ ausgeſtoßen; ſie habe auch ſchon vor der Trennung bei 
den geringſten Anläſſen ihn „Kerl“ und „Hund“ geſchimpft, 
das gemeinſame Kind einen Bauernbengel genannt, den Beklagten 
wegen feiner politiſchen Anſchauungen als rückſtändig bezeichnet 
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und ihn mit bezug auf ſeine Stellung als Reſerveoffizier durch 
die Bemerkung verhöhnt, daß dies jeder Schuſter und Schneider 
werden könne. Das alles ſoll entſchuldbar ſein, weil Beklagter 
die Klägerin andauernd ſchlecht behandelt habe. Es fehlt 
indeſſen jede Feſtſtellung darüber, worin vor der Trennung der 
Parteien — und um dieſe Zeit ſcheint es ſich doch in erſter 
Linie zu handeln — die ſchlechte Behandlung der Klägerin 
beſtanden hat. Was aus der ſpäteren Zeit als den Beklagten 
belaſtend feſtgeſtellt iſt — Außerungen, die zum Teil auch von 
der Erregung Über die heimliche Wegnahme des Kindes, über 
deſſen Gefährdung durch vermeintlich unzweckmäßige Behandlung 
und nicht minder von der Abſicht, die Klägerin zum Einlenken 
zu bewegen, eingegeben ſein konnten — erreicht an Schwere 
nicht entfernt die der Klägerin vorgeworfenen Schimpfworte und 
Schmähungen. Stellt man ſich auf den gleichen Standpunkt, 
den der Berufungsrichter der Klage gegenüber einnimmt, daß 
Außerungen, wie ſie dem Beklagten vorgeworfen werden, unter 
den obwaltenden Umſtänden das feinfühlige Empfinden der 
Klägerin bis zur gänzlichen Zerſtörung ihrer ehelichen Geſinnung 
verletzen konnten, ſo iſt nicht abzuſehen, weshalb die Anerkennung 
gleicher Empfindlichkeit gegenüber derartigen Angriffen, die ſich 
gegen einen Mann in angeſehener Stellung richteten und ſein 
Ehrempfinden zum Teil an beſonders verwundbaren Stellen 
treffen mochten, dem Beklagten verſagt ſein ſoll. Die Reviſion 
zieht in dieſem Zuſammenhange auch den gegen die Klägerin 
erhobenen Vorwurf heran, daß ſie bei der Ausbringung der 
Zwangsvollſtreckung den Gerichtsvollzieher angewieſen habe, 
ohne Grund gerade ſolche Sachen bei dem Beklagten zu pfänden, 
an denen beſonders ſein Herz hing; ſo ſeine Offiziersuniform 
und ſeinen photographiſchen Apparat. In dieſer Beziehung iſt 
jedenfalls ſoviel richtig, daß die Erwägungen des Berufungs⸗ 
richters, wonach der Beklagte durch ſeine Hartnäckigkeit zu der 
Erwirkung der gegen ihn erlaſſenen einſtweiligen Verfügung 
ſowie zu der Zwangsvollſtreckung ſelbſt Veranlaſſung gegeben 
habe, dem Vorbringen des Beklagten nicht gerecht werden. 


Denn der Beklagte warf der Klägerin vor, dem Gerichtsvollzieher 


ohne praktiſchen Zweck eine unnötige, ihm aber beſonders 
empfindliche Ausführung der Vollſtreckung aufgetragen zu 
haben. Unter den gegebenen Verhältniſſen iſt hiernach die 
Ablehnung einer Anwendung der 88 1568 und 1574 Abſ. 3 BGB. 
unzureichend begründet. Das NG. ſah ſich ſchließlich durch die 
Sachlage vor die Frage geſtellt, ob von Amts wegen unter 
Befolgung der im §S 620 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. enthaltenen 
Geſetzesvorſchrift die Ausſetzung des Verfahrens noch in der 
Reviſionsinſtanz anzuordnen ſei. Der Umſtand, daß die Klägerin 
allein in der Berufungsinſtanz jede Ausſöhnung abgelehnt hat, 
ſtand einem ſolchen Beſchluſſe nicht entgegen. Läßt ſich 
annehmen, daß auf ſeiten des Beklagten immer noch eine wahre 
und tiefe Zuneigung zu der Klägerin beſteht und daß es ihm 
ernſtlich darum zu tun iſt, geſchehenes Unrecht wieder gut zu 
machen, ſo darf ihm im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe 
die Anwendung der bezeichneten Geſetzesvorſchrift nicht verſagt 
bleiben. Dies um ſo weniger, wenn mit der Möglichkeit gerechnet 
werden kann, die Klägerin dem Einfluſſe ihrer Eltern zu 
entziehen, von denen der Berufungsrichter ſelbſt annimmt, daß 
ſie an der Trübung des ehelichen Verhältniſſes vielleicht nicht 
ganz ſchuldlos geweſen ſeien, ſowie wenn die Möglichkeit 
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beſtände, daß das gemeinſchaftliche Hausweſen an einen dritten 
Ort verlegt wird. Da jedoch Veranlaſſung vorlag, das 
Berufungsurteil aufzuheben und die Sache in die Inſtanz 
zurückzuverweiſen, ſo erſchien es angezeigt, die Entſcheidung auf 
Grund unmittelbarer und umfaſſenderer Würdigung der Ver⸗ 
hältniſſe auch in dieſer Beziehung dem Berufungsrichter zu 
überlaſſen. R. c. R., U. v. 12. Dez. 07, 282/07 IV. — 
Marienwerder. 

Zivilprozeß ordnung. 

19. SS 3, 9, 546 ZPO. Berechnung des Streitwerts, 
wenn es ſich um eine erſt in der Zukunft beginnende Rente 
handelt.] 

Aus den Gründen: Streitgegenſtand iſt in dieſer In⸗ 
ſtanz nur noch die Jahrespenſion von 717 M, vom 60. Ge⸗ 
burtstage des Klägers, d. h. vom 17. Oktober 1922, an auf 
unbeſtimmte Zeit. Keineswegs darf auf dieſer Grundlage der 
Beſchwerdewert nach Maßgabe des § 9 verb. mit 8 546 
Abſ. 2 ZPO. auf 12 ½ X 717 M, d. h. auf 8962,50 M, 
angeſetzt werden; das würde nur dann richtig ſein, wenn die 
ſtreitigen Jahreszahlungen ſofort zu laufen begönnen. Da ſie 
erſt mit dem 17. Oktober 1922 eventuell anfangen, ſo iſt eines⸗ 
teils wegen der Ungewißheit, ob der Penſionär dann überhaupt 
noch leben wird, andernteils wegen der jedenfalls noch weit 
hinausgeſchobenen Fälligkeit ein weſentlich geringerer Wert nach 
freiem Ermeſſen (8 3 ZPO.) anzuſetzen. Der Senat hat ins 
deſſen kein Bedenken gefunden gegen die Annahme, daß der 
fragliche Wert jedenfalls 2500 M noch überſteige. Somit 
erſchien die Reviſion nach 8 546 ZPO. als zuläſſig. M. c. 
Preuß.⸗Eiſenb.⸗Fisk., U. v. 15. Nov. 07, 68/07 VI. — Celle. 

20. 88 56, 528,566 3PO. Geltendmachung der mangelnden 
Paſſivlegitimation in der Reviſionsinſtanz.] 

In einer Klagſache der Stadtgemeinde Berlin gegen den 
Königlichen Preußiſchen Fiskus, vertreten durch die Königliche 
Charité daſelbſt, war der Klaganſpruch durch Zwiſchenurteil 
des LG. für berechtigt erklärt und die Berufung des Beklagten 
zurückgewieſen worden. Das RG. hob auf und verwies zurück: 
Die Reviſion hat die prozeßhindernde Einrede der mangelnden 
geſetzlichen Vertretung des Beklagten erhoben, da die Charité⸗ 
direktion nur die mit eigener Rechtsperſönlichkeit ausgeſtattete 
Charité vertrete, nicht aber den beklagten Fiskus. Dieſe Ein⸗ 
rede konnte noch in der Reviſionsinſtanz vorgebracht werden. 
Der S 528 3PO., deſſen Vorſchriften nach S 566 auf die 
Reviſion entſprechende Anwendung finden, ſchließt die Geltend⸗ 
machung prozeßhindernder Einreden in der Berufungsinſtanz 
oder Reviſionsinſtanz nur aus, ſoweit es ſich um Einreden 
handelt, auf welche die Partei wirkſam verzichten kann. Der 
Mangel der geſetzlichen Vertretung iſt aber nach 8 56 ZPO. 
von Amts wegen zu berückſichtigen und iſt ſomit die fragliche 
Einrede dem Verzicht der Parteien entzogen. An der Geltend⸗ 
machung der Einrede iſt ferner der Beklagte nicht dadurch ge⸗ 
hindert, daß in der Berufungsinſtanz von ihm ein Gutachten 
des Profeſſors L. vorgetragen iſt, in welchem angenommen 
wird, daß die Charité, wie nicht zu bezweifeln ſei, eine fiskaliſche 
Station bilde. Damit iſt nicht von dem Beklagten ein bindendes 
Zugeſtändnis einer Tatſache abgegeben, welche ergibt, daß der 
Fiskus der richtige Beklagte iſt. Es handelt ſich vielmehr 
lediglich um eine Rechtsanſicht, wie denn auch das Gutachten 
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des Profeſſors L. nur dazu dienen ſollte, die für den Prozeß 
in Betracht kommenden Fragen rechtlich zu beleuchten. Dem 
Beklagten iſt es deshalb nicht verwehrt, die Unrichtigkeit ſeiner 
früheren Rechtsanſicht darzutun. Dahingeſtellt kann bleiben, 
ob überhaupt, da die geſetzliche Vertretung von Amts wegen 
zu prüfen iſt, die hierfür grundlegenden Tatſachen der Ver⸗ 
fügungsfreiheit der Parteien unterliegen, ob namentlich durch 
Zugeſtändnis hierüber verfügt werden kann. Es kann auch 
nicht der von der Klägerin in der mündlichen Verhandlung 
geltend gemachte Geſichtspunkt Platz greifen, daß die als geſetz⸗ 
liche Vertreterin des Fiskus in Anſpruch genommene Charité⸗ 
direktion, wenn ſie als geſetzliche Vertreterin der Charité anzu⸗ 
erkennen ſei, die Vertretungsbefugnis für dieſen Prozeß nach 
ihrem im Progeſſe gezeigten Verhalten dem beklagten Fiskus 
überlaſſen habe und deshalb aus der Rechtsperſönlichkeit der 
Charité kein Grund zur Abweiſung der Klage zu entnehmen 
ſei. Die Charité direktion kann zwar als geſetzliche Vertreterin 
der Charits — wenn deren Rechtsperſönlichkeit unterftellt wird 
— die Prozeßführung einem Dritten übertragen, ſie kann aber 
nicht ihre Rechtsperſönlichkeit in die des Fiskus aufgehen laſſen. 
Der in zweiter Linie von der Klägerin geſtellte Antrag, daß 
an Stelle des beklagten Fiskus die Charitö nach dem Klag⸗ 
antrage verurteilt werden möge, kann für die Reviſionsinſtanz 
keine Bedeutung beanſpruchen. Ein ſolcher Wechſel der Partei, 
daß an Stelle des Beklagten ein anderer tritt, gegen den von 
vornherein die Klage hätte gerichtet werden müſſen, enthält eine 
Klagänderung (vgl. das zum Abdruck beſtimmte Urteil des RG. 
vom 22. Juni 1907 I. 40/07) ). Der vorliegende Fall kann 
nicht, wie die Klägerin will, mit dem in dem Urteile des RG. 
vom 10. November 1906 (abgedruckt in RG. 64, 400 ff.) bes 
handelten Falle gleichgeſtellt werden. In dieſem letzteren Falle, 
in dem ſtatt der Stadtgemeinde, die eine eigene Rechtsperſön⸗ 
lichkeit nicht beſitzende ſtädtiſche Sparkaſſe verklagt war, hat 
das RG. angenommen, daß die unrichtige Bezeichnung der 
Partei nicht zur Abweiſung der Klage wegen mangelnder 
Parteifähigkeit führe. Dieſe Entscheidung beruht darauf, daß 
eine ſtädtiſche Sparkaſſe mit eigener Rechtsperſönlichkeit übers 
haupt nicht exiſtierte und bei dem in dieſer Hinſicht zweifellofen 
Nechtszuſtand nur die Stadtgemeinde als Beklagte gemeint fein 
konnte. Der vorliegende Fall iſt hiervon weſentlich verſchieden. 
Verklagt iſt der Fiskus, der unbeſtreitbar, mag nun die Charité 
die Eigenſchaft einer rechtsfähigen Anſtalt haben oder nicht, 
juriſtiſche Perſönlichkeit befigt und die Parteien ſtreiten darüber, 
ob der Fiskus oder die Charité der richtige Beklagte iſt, wobei 
die Klägerin in erſter Linie daran feſthält, daß der Fiskus die 
zu verklagende Partei ſei. Die Erſetzung des beklagten Fiskus 
durch die Charité kann hiernach nur als eine Klagänderung 
aufgefaßt werden. Eine ſolche Klagänderung iſt in der 
Reviſionsinſtanz, da der Reviſionsrichter nur über die materielle 
Begründetheit des Anſpruchs zurzeit des Abſchluſſes der Berufungs⸗ 
inſtanz zu urteilen hat, grundſätzlich unzuläſſig und würde auch 
unzuläſſig fein, ſelbſt wenn Parteien vereinbaren, daß an Stelle 
des Fiskus die Charité verklagt ſein ſolle. Eine derartige Ver⸗ 
einbarung würde nur in der Berufungsinſtanz, in welcher eine 
Klagänderung mit Einwilligung des Gegners ſtatthaft iſt 
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(S 527 3 O.), Berückſichtigung finden können. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits hängt hiernach — abgeſehen von 
den andern Streitpunkten — weſentlich davon ab, ob mit dem 
Beklagten die Charité als mit juriſtiſcher Perſönlichkeit aus⸗ 
geſtattete Anſtalt anzuſehen iſt. Wenn auch dem Berufungs⸗ 
gericht daraus, daß es die Prüfung der Rechtsfaͤhigleit der 
Charité unterlaſſen hat, nicht ein beſonderer Vorwurf gemacht 
werden kann, und wenn auch die Bedeutung der Frage der 
juriſtiſchen Perſönlichkeit der Charite in ihrem vollen Umfange 
erſt in der Reviſionsinſtanz hervorgetreten iſt, fo liegt doch 
immerhin objektiv in dem Verfahren des Berufungsgerichts ein 
von der Reviſion geltend gemachter Verſtoß gegen Prozeßrechts⸗ 
normen, welcher das Reviſionsgericht berechtigt, unter Aufhebung 
des Berufungsurteils die Sache zu anderweiter Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen 
(83 564, 565 ZPO.) Preußiſcher Fiskus c. Stadtgemeinde 
Berlin, U. v. 5. Dez. 07, 101/07 IV. — Berlin. 

21. 8 99 Abſ. 1 ZPO. Wie iſt, nach Erledigung der 
Hauptſache vor Einlegung der Berufung, der in der Berufungs⸗ 
inſtanz geſtellte Antrag des Klägers, die Hauptſache für erledigt 
zu erklären und dem Beklagten die Koſten des Rechtsſtreits 
aufzuerlegen, zu beurteilen?] 

Die Reviſion der Klägerin iſt nicht für begründet erachtet 
worden. Klägerin hat in der mündlichen Verhandlung der 
Berufungsinſtanz nur den Eventualantrag I. Inſtanz und die 
in dem Schriftfage vom 1. Dezember 1906 angekündigten An⸗ 
träge geſtellt. Damit hat ſie deutlich zum Ausdruck gebracht, 
daß ſie neben jenem Eventualantrag den prinzipalen Antrag 
I. Inſtanz nicht aufrechterhalte. Es kann daher dahingeſtellt 
bleiben, wie bei dieſer Sachlage der in der Berufungsſchrift 
angekündigte Anttag, es möge nach „dem Klagantrage“ er⸗ 
kannt werden, auszulegen iſt, denn der prinzipale Antrag 
I. Inſtanz kommt für die Frage der Zuläſſigkeit der Berufung 
keinenfalls mehr in Betracht, weil er durch die erwähnte Be⸗ 
ſchränkung bei der mündlichen Verhandlung aufgegeben iſt, ohne 
daß dies etwa durch eine nach der Berufungseinlegung erfolgte 
Erledigung veranlaßt wäre. Klägerin hat ſich vielmehr, wie 
die Beſchränkung auf den Eventualantrag zeigt, bezüglich des 
prinzipalen Antrages bei der Abweiſung der I. Inſtanz be⸗ 
ruhigt (ogl. RG. 18, 420). Aber auch der Eventualantrag 
iſt nicht zu berückſichtigen. Klägerin hat inhalts des vor⸗ 
getragenen Schriftſatzes vom 1. Dezember 1906 ausdrücklich 
erklärt, daß auch bezüglich des Eventualantrages die Haupt⸗ 
ſache ſchon vor Einlegung der Berufung erledigt geweſen ſei. 
Dies entſprach dem Tatbeſtande. Wenn: Klägerin trotzdem in 
der mündlichen Verhandlang den Anſpruch erhoben hat, daß 
Beklagter die bereits erfolgte Löſchung bewirke, ſo ſtand dies 
mit ihrem eigenen Vorbringen und dem gleichzeitig geſtellten 
Antrage, die Hauptſache für erledigt zu erklären, in einem ſo 
offenbar logiſchen Widerſpruch, daß der darauf gegründete An⸗ 
trag nicht als ernſtlich gemeint erachtet und ſomit nicht berück⸗ 
ſichtigt werden konnte (RG. 27, 368; Urt. des 1. ZS. vom 
April 05 I. 45/05; Urt. des 7. ZS. vom 27. September 07; 
JW. 712). Hiernach iſt die Sache fo zu beurteilen, wie 
wenn Klägerin bei Einlegung der Berufung nur den Antrag 
angekündigt und bei der mündlichen Verhandlung mur den An⸗ 


trag geſtellt hätte, 1. die Hauptſache für erledigt zu erklären; 
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2. die geſamten Koſten des Rechtsſtreits dem Beklagten aufzu⸗ 
erlegen. Denn es beſtand in der Berufungsinſtanz kein Streit 
darüber, daß die Hauptſache vor Einlegung der Berufung er⸗ 
ledigt war (vgl. RG. 27, 365), und es iſt unerheblich, ob der 
Klägerin die ſtattgehabte Erledigung ſchon bei Einlegung des 
Rechtsmittels bekannt war, oder nicht (RG. 15, 407). Das 
RG. hat aber bereits erkannt, daß in dem Berufungsantrage 
des mit der Klage abgewieſenen Klägers, den Rechtsſtreit in 
der Hauptſache für erledigt zu erklären, keine Anfechtung des 
erſten Urteils in der Sache ſelbſt zu erblicken iſt (RG. 18, 422). 
Wiederholt iſt daher ein Rechtsmittel des abgewieſenen Klägers 
für unzuläſſig erklärt worden, wenn vor Einlegung desſelben 
der Rechtsſtreit, wie von ihm anerkannt wurde, in der Haupt⸗ 
ſache erledigt war (RG. 15, 407; 45, 412; JW. 07, 7122). 
Als Grund wird in der Entſcheidung Bd. 45 S. 407 zutreffend 
angegeben, daß nach dem Erlöſchen des Anſpruchs nicht mehr 
auf Verurteilung des Beklagten erkannt werden könne. Man 
kann auch ſagen, daß die Abweiſung der Klage den Kläger 
nicht mehr beſchwert, wenn er inzwiſchen voll befriedigt worden 
iſt; er könnte höchſtens geltend machen, daß die Abweiſung der 
Klage zu der Zeit, wo ſie ausgeſprochen wurde, noch nicht 
gerechtfertigt war. Anders liegt die Sache in dem umgekehrten 
Falle, wo der nach der Klage verurteilte Beklagte Berufung 
einlegt, nachdem inzwiſchen der Klaganſpruch durch Verzicht des 
Klägers oder in anderer Weiſe erledigt worden iſt, weil dann 
der Beklagte durch das Beſtehenbleiben des ihn verurteilenden 
und eventuell vollſtreckbaren Erkenntniſſes immer noch in der 
Hauptſache beſchwert bleibt (RG. 27, 407; 33, 383). Ebenſo 
iſt zutreffend ausgeſprochen, daß, wenn in I. Inſtanz über die 
anfängliche Rechtmäßigkeit eines Arreſts oder einer einſtweiligen 
Verfügung geſtritten wurde, eine Erledigung der Hauptſache 
nicht ſchon dadurch herbeigeführt wird, daß der Arreſt⸗ oder 
Verfügungskläger, ohne die urſprüngliche Unrechtmäßigkeit an⸗ 
zuerkennen, die Aufhebung des Arreſtes, der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung oder der Vollſtreckungsmaßnahmen veranlaßt, weil dann 
immer noch neben dem Koſtenpunkte die Rechtmäßigkeit des 
Arreſts oder der einſtweiligen Verfügung im Streite bleibt 
(RG. 16, 323; 54, 345). Dieſen Grundſätzen folgend, nimmt 
der Senat an, daß im vorliegenden Falle der Kläger in der 
Berufungsinſtanz einen Antrag zur Hauptſache in beachtlicher 
Weiſe nicht geſtellt hat, woraus ſich ergibt, daß ſeine Berufung 
gemäß ZPO. 5 99 Abſ. 1 mit Recht als unzuläſſig verworfen 
iſt. Rh. Bank e. H., U. v. 30. Nov. 07, 24/7 I. — 
Düſſeldorf. 

22. 88 286, 331, 544 Abſ. 3 Nr. 2b, 557 BRD. 
Spezialifierung prozeſſualer Angriffe.] 

Allerdings könnte man in dem jetzt angefochtenen Urteile 
vielleicht eine genügende Begründung im Sinne des § 286 
Abſ. 1 ZPO. inſofern vermiſſen, als darin nur das neue 
Material ausdrücklich beſprochen, aller übrige erhebliche Prozeß⸗ 
ſtoff mit Stillſchweigen übergangen iſt. Es ließen ſich jedoch 
die Entſcheidungsgründe allenfalls wohl dahin verſtehen, daß 
Jin der letzteren Beziehung das Berufungsgericht durchgehends 
bei dem von ihm im Urteile vom 2. Dezember 1905 Aus⸗ 
geführten ſtehen geblieben ſei. Indeſſen kommt es hierauf 
nicht einmal an; denn im anderen Falle würde es ſich um 
einen unter $ 554 Abſ. 3 Nr. 2b ZPO. fallenden prozeſſualen 
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Verſtoß handeln, der, weil er in der ſchriftlichen Neviſions⸗ 
begründung nicht gerügt wäre, nach 8 557 daſelbſt nicht zu 
beachten ſein würde. Freilich iſt in der Begründungsſchrift 
unter den angeblich verletzten Rechtsnormen auch der 5 286 
ZPO. genannt; aber ein ſolches bloßes Zitat kann nicht „die 
Bezeichnung der Tatſachen, welche den Mangel ergeben“, er 
ſetzen; in jenem Schriftſatze hat die Anführung des § 286 


‚eine andere, hier nicht in Betracht kommende Beziehung. 


B. c. G., U. v. 9. Dez. 07, 118/07 VI. — Berlin. 

23. 88 288 ff., 532 ZPO. Liegt in der vom Kläger 
nicht akzeptierten Erklärung des Beklagten, daß er den Klag⸗ 
anſpruch mit der Maßgabe anerkenne, daß er nur nach 
Kräften des Nachlaſſes des urſprünglichen Schuldners, ſeines 
Erblaſſers, hafte, ein Geſtändnis der Klagtarfachen?] 

N. hat gegen die Eheleute P. als alleinige Erben ihres 
am 1. April 1905 verſtorbenen Sohnes Klage auf; Zahlung 
von 3500 M als Kaufpreis für demſelben im Jahre 1904 
nach ihrer Behauptung käuflich gelieferte Goldwaren erhoben. 
Die Beklagten haben in I. Inſtanz erklärt, daß ſie den Klag⸗ 
anſpruch mit der Maßgabe anerkennten, daß ſie nur nach 
Kräften des Nachlaſſes hafteten. Das LG. hat dem Klag⸗ 
antrag entſprochen, indem es annahm, daß die Beklagten, welche 
die Forderung des Klägers an ſich nicht beſtritten hätten, der 
Rechtswohltat des Inventars wegen Nichtinnehaltung der ihnen 
gemäß § 1994 BGB. zur Errichtung eines Inventars geſetzten 
Friſt verluſtig gegangen ſeien. Nach Einlegung der Berufung 
ſeitens der Beklagten wurde über das Vermögen des Klägers 
der Konkurs eröffnet, und demnächſt das Verfahren von dem 
beſtellten Konkursverwalter aufgenommen. In der Berufungs⸗ 
inſtanz beſtritten die Beklagten das der Klage zugrunde ge⸗ 
legte Kaufgeſchäft; ſie behaupteten, es habe ſich von ſeiten ihres 
Sohnes lediglich um Vermittlung von Wuchergeſchäften des N. 
durch Verſetzen von Goldwaren gehandelt. Der Konkursver⸗ 
walter hat dieſe Beſtreitung als unzuläſſig bezeichnet, weil die 
Beklagten in I. Inſtanz den Klaganſpruch an ſich anerkannt 
hätten. Die II. Inſtanz hat nach einer Beweisaufnahme 
über die dem Einwand der Beklagten zugrunde liegenden 
Behauptungen die Klage abgewieſen. Die Reviſion des Kon⸗ 
kursverwalters wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Bei der Verhandlung vor dem LG. hatten die Beklagten 
nach dem Tatbeſtand durch ihren Anwalt erklärt, ſie er⸗ 
kennten den Klaganſpruch mit der Maßgabe an, daß ſie nur 
nach Kräften des Nachlaſſes hafteten. Seitens des Klägers N. 
iſt indeſſen eine Annahme dieſes Anerkenntniſſes nicht erfolgt, 
auch ein eventueller Antrag auf Verurteilung der Beklagten 
nach Maßgabe dieſes Anerkenntniſſes nicht geſtellt; vielmehr 
hat derſelbe auf der unbeſchränkten Zuſprechung des Klag⸗ 
antrages beſtanden. Dem wurde in der I. Inſtanz, in der 
weſentlich nur darüber geſtritten wurde, ob die Beklagten der 
Rechtswohltat des Inventars verluſtig gegangen jeien, ent 
ſprochen, indem dieſe Frage zuungunſten der Beklagten ent⸗ 
ſchieden wurde. Das Berufungsurteil iſt davon ausgegangen, 
daß das in I. Inſtanz erklärte beſchränkte Anerkenntnis der Be⸗ 
ſtreitung in II. Inſtanz nicht entgegenſtehe. Hiergegen wird 
von dem Reviſionskläger geltend gemacht, das abgegebene An⸗ 
erkenntnis habe, da es ein dem Geſtändnis entſprechender Dis⸗ 
poſitionsakt ſei, nach S 290 3 PO. nur im Falle des Nachweiſes, 
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daß es durch einen Irrtum veranlaßt worden ſei, widerrufen 
werden können. Dieſer Angriff iſt verfehlt. (Es wird näher aus⸗ 
geführt, daß das Berufungsurteil kein Geſtändnis der Klag⸗ 
tatſachen annehme.) Dieſe Annahme iſt weder materiellrechtlich 
noch prozeſſual zu beanſtanden. Die ſelbe ergibt aber die Folgerung, 
daß die Beklagten jene Tatſachen in der Berufungsmſtanz be⸗ 
ſtreiten konnten, ohne den Nachweis zu erbringen, daß ſie bei 
Abgabe der Erklärung ſich in einem Irrtum befanden. G. c. P., 
U. v. 6. Dez. 07, 282/07 II. — Berlin. 

24. 88 924, 925, 929, 986, 937 ZPO. Iſt gegen die 


vom Amtsgericht erlaſſene einſtweilige Verfügung Widerſpruch 


und Ladung vor das Landgericht zuläffig? — Unzuläſſigkeit 
der Vollziehung einer einſtweiligen Verfügung wegen nicht ein⸗ 
gehaltener Zuſtellungsfriſt (8 929). Wann beginnt die Friſt, 
wenn es ſich um die Eintragung einer Vormerkung handelt 7] 
Gemäß dem von der Antragſtellerin geſtellten Antrage 
erließ das AG. B. am 12. Dezember 1904 im Wege der einſt⸗ 
weiligen Verfügung eine Anordnung dahin, daß wegen einer 
glaubhaft gemachten Forderung der Antragſtellerin gegen den 
Antragsgegner für Bauarbeiten von 174 854 M auf das Grund» 
ſtück des Antragsgegners in Berlin eine Vormerkung zur Siche⸗ 
rung des Anſpruchs auf Einräumung einer Sicherungs hypothek 
eingetragen und das Grundbuchamt um Eintragung der Vor⸗ 
mer kung erſucht werde. An demſelben Tage wurde die einſt⸗ 
weilige Verfügung der Antragſtellerin zugeſtellt und ging das 
Eintragungderfuchen des AG. bei dem Grundbuchamte ein. Die 
Emtragung erfolgte am 15. Dezember. Der Antragsgegner 
lud ſodann die Antragſtellerin vor das LG. B. und beantragte 
die Vollziehung der einſtweiligen Verfügung wieder aufzuheben, 
weil die Zuſtellung der einſtweiligen Verfügung an ihn erſt am 
23. Dezember, alſo nicht innerhalb einer Woche nach der Voll: 
ziehung erfolgt ſei, erhob aber zugleich Widerſpruch gegen die 
einſtweilige Verfügung und ſtellte eventuell den Antrag, die 
einſtweilige Verfügung aufzuheben, weil die Forderung der An⸗ 
tragſtellerin nicht glaubhaft gemacht ſei. Der erſte Richter wies 
den Antrag des Antragsgegners auf Wiederaufhebung der Voll⸗ 
ziehung zurück und beſtätigte die einſtweilige Verfügung. Er 
ſtellte feſt, daß die einſtweilige Verfügung dem Antragsgegner 
nicht erſt am 23., ſondern ſchon am 22. Dezember zugeſtellt 
ſei, erachtete danach die Zuſtellung als innerhalb einer Woche 
nach der durch die Eintragung vom 15. Dezember bewirkten 
Vollziehung und ſomit rechtzeitig erfolgt und erklärte die Forde⸗ 
rung der Antragſtellerin für glaubhaft gemacht. Auf die Be⸗ 
tufung des Antragsgegners hob der zweite Richter die einſt⸗ 
weilige Verfügung und die Vollziehungsmaßregeln auf. Das 
RG. wies die Reviſion zurück. Aus den Gründen: Der Bes 
rufungsrichter erklärt es für zuläſſig, daß der Antragsgegner 
den die einſtweilige Verfügung betreffenden Streit vor das 
Gericht der Hauptſache zur Verhandlung und Entſcheidung ge⸗ 
bracht habe. Er führt aus, der von dem Antragsgegner ge⸗ 
wählte Weg, die Entſcheidung des Gerichtes der Hauptſache über 
die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung herbeizuführen, 
ſei nicht der im Geſetze ausdrücklich vorgeſehene; vielmehr ver⸗ 
ordne S 942 Abi. 2 ZPO., auf Grund deſſen das NG. die 
einſtweilige Verſügung erlaſſen habe, daß auf Antrag des 
Gegners das AG. eine Friſt zu beſtimmen habe, innerhalb 
welcher der Antragſteller den Gegner zur mündlichen Perhand⸗ 
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lung über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung vor 
das Gericht der Hauptſache zu laden habe. Indeſſen ſei zwar 
der Antragſteller verpflichtet, aber auch der Antragsgegner be 
rechtigt, vor das Gericht der Hauptſache zur Verhandlung über 
die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung zu laden. Die 
von der Reviſion hiergegen erhobene Rüge der Verletzung des 
8 942 ZPO. iſt unbegründet. (Wird näher ausgeführt.) 
Den Aufhebungsantrag ſtützt der Antragsgegner in erſter Linie 
darauf, daß die einſtweilige Verfügung ihm zu ſpät zugeſtellt 
und daher die erfolgte Vollziehung unwirkſam ſei. Mit Recht 
hat der Berufungsrichter die Geltendmachung dieſes Aufhebungs⸗ 
grundes zugelaſſen. Nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
RG. können auch im Widerfpruchsverfahren ſolche nach Er⸗ 
laſſung der einſtweiligen Verfügung eingetretene Umſtände, 
welche gemäß 88 927, 936 ZPO auch nach Beſtctigung 
der einſtweiligen Verfügung den Antrag auf Aufhebung 
rechtfertigen würden, zur Herbeiführung der Aufhebung der 
einſtweiligen Verfügung vom Antragsgegner geltend gemacht 
worden. (RG. 51, 134; 57, 223.) Weiter aber erklͤrt der 
Berufungsrichter ebenfalls mit Recht die Zuſtellung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung an den Antragsgegner für verſpätet und 
damit die Vollziehung der einſtweiligen Verfügung für unwirk⸗ 
ſam. Durch den von der Novelle vom 30. April 1886 hinzu⸗ 
gefügten Abſ. 3 des 8 929 ZPO. wurde dem Antragſteller 
die Vollziehung zwar auch ſchon vor der Zuſtellung geſtattet, 
jedoch zugleich beſtimmt, daß die Vollziehung ohne Wirkung ſei; 
wenn die Zuſtellung nicht innerhalb einer Woche nach der 
Vollziehung und innerhalb zwei Wochen nach der Verkündung 
oder der Zuſtellung des Arreſtes (der einſtweiligen Verfügung) 
an den Antragſteller nachgeholt werde. Nach 5 932 Abſ. 3 ZPO. 
gilt im Falle der Vollziehung eines Arreſtes in ein Grundſtück 
durch Eintragung einer Sicherungshypothek für die Forderung 
der Antrag auf Eintragung der Hypothek als Vollziehung des 
Arreſtbefehls im Sinne des 8 929 Abſ. 2, 8 ZPO. Daraus 
folgt mit Notwendigkeit, daß, wenn der Antragſteller die Voll⸗ 
ziehung des Arreſtes durch Eintragung einer Sicherungs hypothek 
vor der Zuſtellung des Arreſtbefehls an den Antragsgegner 
betreibt, gegen ihn die Friſt zur Nachholung der Zuſtellung 
mit dem Eingange ſeines Eintragungsantrags bei dem Grund⸗ 
buchamte zu laufen beginnt, nicht erſt mit der Eintragung der 
Sicherungshypothek. (Wird ausgeführt.) Hierüber herrſcht auch 
in Literatur und Rechtſprechung fat völlig (abw. Fiſcher⸗Schasfer 
3G. S. 165) Übereinſtinmnung (Gaupp⸗Stem Anm. IIb; 
Seuffert Anm. 36 zu 8 932 ZPO.; Turnau⸗Foerſter Liegen⸗ 
ſchaftsrecht 1, 1061; KGJ. 31A, 382). Was aber von der Voll⸗ 
ziehung eines Arreſtes durch Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek gilt, hat gemäß 8 986 ZPO. in gleicher Weile auch 
von der Vollziehung einer auf Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung einer Sicherungs⸗ 
hypothek gerichteten einſtweiligen Verfügung zu gelten (Garpp⸗ 
Stein Anm. II 1 zu 8 938). Ferner iſt, wenn das eine 
ſolche einſtweilige Verfügung erlaſſende Gericht von der im 
8 941 3PO. gewährten Befugnis, das Grundbuchamt um die 
Eintragung zu erſuchen, Gebrauch macht, gemäß 8 39 GBO. 
das Eintragungserſuchen einem nach 8 13 GBO. geſtellten 
Eintragungsantrage gleich zu achten (Begr. zu § 8192 der 
Nov., 8 941 Geſetzes). Mit Recht hat daher vorliegend der 
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Berufungsrichter angenommen, daß, weil das Erſuchen des AG. 
um Eintragung der Vormerkung am 12. Dezember 1904 bei 
dem Grundbuchamte eingegangen iſt, die erſt am 22. Dezember 
erfolgte Zuſtellung der einſtweiligen Verfügung an den Antrags⸗ 
gegner verſpätet war, wiewohl die Eintragung der Vormerkun 
am 15. Dezember erfolgt iſt. Baugeſellſchaft für L.⸗E. c. S., 
U. v. 7. Dez. 07, 411/07 V. — Berlin. a 

Konkursordnung. u 

25. 8 51 KO. (8 1010 BGB., 88 355 ff. HGB.) Abſonde⸗ 
rungsrecht des Miteigentümers eines Grundſtücks wegen ſeines 
nicht im Grundbuch eingetragenen Ausgleichungsanſpruchs. 
Begriff der „Auseinanderſetzung“ im Sinne des $ 51 KO. — 
Sicherſtellung einer in das Kontokorrent 3 ge 
ſicherten Forderung.] 

Kläger iſt zur ideellen Hälfte Miteigentümer verſchiedener 
Grundſtücke. Die andere Miteigentumshälfte gehörte dem 
Erblaſſer der beklagten Nachlaßkonkursmaſſe F., und iſt von 
dem Konkursverwalter für 8000 M, wovon 6750 M bar zur 
Konkursmaſſe gezahlt find, an einen Dritten verkauft und auf⸗ 
gelaſſen worden. Noch bei Lebzeiten des F., im September 
1901, hat Kläger eine auf dem ganzen Grund beſitz laſtende 
Sparkaſſenhypothek mit Einſchluß der aufgelaufenen Zinſen in 
Geſamihöhe von 5710,95 M van die Hypothekengläubigerin 
bezahlt und die Hälfte davon von F., mit dem er in dauernder 
Geſchäftsverbindung ſtand, im laufenden Konto gutgeſchrieben 
erhalten. Eine Eintragung ſeines bezüglichen Ausgleichungs⸗ 
anſpruchs im Grundbuch gemäß § 1010 Abſ. 2 BGB. iſt 
nicht erfolgt. Kläger iſt indeſſen der Anſicht, daß er auf 
Grund des 8 51 KO. auch der beklagten Konkursmaſſe gegen⸗ 
über an dem ihr zugefloſſenen baren Kaufpreis ein Abſonde⸗ 
rungsrecht wegen ſeines Ausgleichungsanſpruchs geltend machen 
dürfe, da die vom Konkursverwalter bewirkte Verwertung des 
F.ſchen Eigentumsanteils einer Auseinanderſetzung im Sinne 
der zitierten Geſetzesvorſchrift gleichſtehe. Er hat demgemäß 
mit dem Antrage geklagt, die beklagte Konkursmaſſe zur Zahlung 
von 2855,48 M nebſt Zinſen zu verurteilen. Beide Vorinſtanzen 
haben zu Klägers Gunſten erkannt. RG. hob auf. Aus den 
Gründen des R.: I. Der Berufungsrichter führt aus, daß eine 
Auseinanderſetzung im Sinne des 8 51 KD. ſich zwar in der Regel 
zwiſchen den Teilhabern (Miteigentümern) vollziehen werde, 
wobei der Konkursverwalter den Gemeinſchuldner gegenüber 
den außerhalb des Konkurſes ſtehenden anderen Teilhabern ver⸗ 
trete, daß jedoch die zitierte Geſetzesvorſchrift in gleicher Weiſe 
auch dann anwendbar ſei, wenn der Konkursverwalter den Ge⸗ 
meinſchafts⸗ (Eigentums-) anteil des Gemeinſchuldners veräußere. 
Denn auch in dieſem Falle habe die zwiſchen dem Gemein⸗ 
ſchuldner und dem Dritten beſtandene Gemeinſchaft ihr Ende 
erreicht und es ſei zugleich ohne weiteres der gemeinſchuldneriſche 
Anteil an der Gemeinſchaft ermittelt; er beſtehe in dem für den 
Gemeinſchafts⸗ (Eigentums⸗) anteil erzielten Kaufpreiſe, ſofern, 
wie im vorliegenden Falle, die Bezahlung des Kaufpreiſes die 
einzige Gegenleiſtung des Käufers bilde und dem Gemein⸗ 
ſchuldner gegen den anderen Teilhaber keine Ausgleichungs⸗ 
anſprüche aus der Gemeinſchaft zuſtünden. Die Reviſion greift 
dieſe Ausführungen als rechtsirrtümlich an, jedoch mit Unrecht. 
(Wird ausgeführt.) II. Dagegen war dem eventuell erhobenen 
Revifionsangriff der Erfolg nicht zu verſagen. Der Berufungs⸗ 
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richter läßt die in den Vorinſtanzen beſtrittene Frage, ob das 
dauernde Abrechnungsverhältnis zwiſchen dem Kläger und F. 
als ein Kontokorrentverhältnis im Sinne der 88 355 bis 
357 HGB. aufzufaſſen war oder nur den Charakter einer ſo⸗ 
genannten offenen oder uneigentlichen laufenden Rechnung gehabt 
hat, unentſchieden. . Demgegenüber macht die Revifion 
geltend, daß, wie die Denkſchrift zum Entw. des HGB. S. 214 
hervorhebe und auch in der Literatur allgemein anerkannt ſei, 
beim Vorhandenſein mehrerer Saldi die in das Kontokorrent 
eingeſtellte geſicherte Forderung nur zum Betrage des 
niedrigſten Saldo durch das Sicherungsmittel gedeckt bleibe. 
Im vorliegenden Falle habe ausweislich des vorgelegten 
Rechnungsauszugs nach der am 15. September 1901 erfolgten 
Einſtellung der klägeriſchen Forderung am 31. Auguſt 1902 
ein Kontokorrentabſchluß ſtattgefunden, der einen Saldo zugunſten 
des Klägers von nur 481,13 M ergeben habe. Demgemäß ſei 
im damaligen Zeitpunkt der Kläger nur berechtigt geweſen, ſein 
Vorrecht für dieſen Betrag geltend zu machen; durch die ſpätere 
erneute Kreditgewährung an F. habe das im übrigen unter⸗ 
gegangene Vorrecht nicht zugunſten einer ganz anderen Forde⸗ 
rung wieder aufleben können. Daß dieſer Reviſionsangriff 
ſachlich begründet iſt, ſteht, wie auch der Vertreter des 
Reviſionsbeklagten zugegeben hat, unter der Vorausſetzung 
außer Zweifel, daß die behauptete Abrechnung vom 31. Auguſt 
1902 tatſächlich ſtattgefunden hat. 8. c. G., U. v. 7. Dez. 07, 
122/07 V. — Stuttgart. 

26. 5102 KO. „Zahlungseinſtellung“ ſetzt nicht bloß 
Verzug des Schuldners ſondern auch Zahlungsbegehren des 
Gläubigers voraus.] 

„Aus den Gründen: Zwar die allgemeine Begriffs: 
beſtimmung der Zahlungseinſtellung, die das Berufungsgericht 
an die Spitze ſeiner Entſcheidungsgründe ſtellt, iſt nicht zu 
beanſtanden. Danach iſt unter Zahlungseinſtellung zu ver: 
ſtehen die nach außen erkennbar gewordene Tatſache, daß der 
Schuldner infolge Mangels an den erforderlichen Geldmitteln 
in der Allgemeinheit aufgehört hat, ſeine fälligen Zahlungs⸗ 
verbindlichkeiten zu erfüllen. Zu dieſer, der Rechtſprechung des 
RG. entnommenen Begriffsbeſtimmung iſt nur noch zu bemerken, 
was ſich von ſelbſt verſteht, daß in der Nichterfüllung von 
Verbindlichkeiten, die zwar fällig ſind, bezüglich deren aber die 
Gläubiger, ſei es auch nur ſtillſchweigend, Aufſchub gewähren, 
nicht eine ausreichende Grundlage für die Feſtſtellung der 
Zahlungseinſtellung gefunden werden kann. Reicht auch der 
Eintritt des kalendermäßig beſtimmten Zeitpunktes der Fällig⸗ 
keit hin, um, ohne Mahnung, den Schuldner in Verzug zu 
ſetzen (S 284 Abſ. 2 BGB.), fo gilt doch Entſprechendes nicht 
für die Zahlungseinſtellung. Dieſe ſetzt Zahlungsbegehren 
der Gläubiger voraus. H. c. D., U. v. 3. Dez. 07, 91/07 VII. 
— Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

27. Vertrag über Verholung eines Dampfers als Fracht⸗ 
vertrag — Schleppvertrag.] 

Die Klägerin hat es durch Vertrag mit der Beklagten 
vom 29. Januar 1904 übernommen, den von der Beklagten 
auf Abbruch gekauften Kabeldampfer Chiltern von Plymouth 
nach Harburg zu verholen und zwar inkluſive Schlepptroſſen 
und inkluſive Geſtellung der Bemannung zur Rate von 135 £ 


N. Jahrgang. 


in full und unter der Klauſel no eure no pay. Da der von 
dem Klägeriſchen Schlepper Diomedes ins Tau genommene 
Chiltern auf der Fahrt ſehr viel Waſſer machte und zu ſinken 
drohte, wurde nach Behauptung der Klägerin Portland als 
Nothafen angelaufen, dort der Chiltern repariert und auf Rat 
der Experten nach der Reparatur eine Extrapumpe mit Donkey⸗ 
keſſel für ihn gemietet und ein zweiter Schlepper Gladiator zur 
Begleitung beziehungsweiſe Afßfiſtenz des Schleppzugs zugezogen. 
Mu der Klage beanſprucht Klägerin: J. 1 660,50 M für Miete 
der Extrapumpe, 2. 43,30 M für RNückfracht derſelben, 


3 2048 M für Begleitung des Gladiator, 4. 717 M für 


Extraunkoſten in Portland, darunter 92 M für Uberſtunden der 
Beſatzung, zuſammen 4468,80 M nebſt 5 Prozent Zinſen 
vom Klagzuſtellungstage an. In rechtlicher Hinſicht wird der 
Anſpruch auf nützliche Geſchäftsführung geſtützt. Die Beklagte 
hat Abweiſung der Klage beantragt und widerklagend gebeten, 
die Klägerin zur Zahlung von 3 200. M zu verurteilen. Nach 
ihrer Auffaffung liegt ein Frachtvertrag vor, der die Klägerin 
zu den gemachten Aufwendungen ohne weiteres verpflichtete. 
Sie behauptet überdies, daß ein Verſchulden der Beſatzung des 
Chiltern- vorliege, welche den Donkeykeſſel desſelben ohne Waſſer 
geheizt hätte; dieſe Beſatzung gehöre nach dem Vertrag zu den 
Leuten der Klägerin, insbeſondere auch der zur Bedienung des 
Keſſels von der Klägerin engagierte Maſchiniſt, obwohl Be: 
klagte ihn beſonders bezahlt hat. Der Chiltern ſei vor der 
Abfahrt von Plymouth ſeetüchtig geweſen und der Keſſel habe 
einen Wert von 3 600 M gehabt. Nach der Ankunft in Har⸗ 
burg ſei er nur noch 400 M wert geweſen. Nach 8 606 
BGB. hafte Klägerin für den entſtandenen Schaden. Klägerin 
bat beſtritten, daß ſie als Frachtführerin hafte, und für ein 
Verſchulden der Beſatzung des Chiltern verantwortlich ſei. Sie 
bat Abweiſung der Widerklage beantragt. Der erſte Richter 
bat die Klägerin mit der Anforderung für Uberſtunden (92 M) 
abgewieſen, im ubrigen aber die Klage und die Widerklage 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung haben beide Teile Berufung eingelegt. Das HanſOs G. 
bat die Berufung der Beklagten zurückgewieſen, auf die Bes 
rufung der Klägerin aber das landgerichtliche Urteil inſoweit 
aufgehoben, als es die Widerklage dem Grunde nach für 
berechtigt erklärt und die Widerklage abgewieſen. Auf Reviſion 
der Beklagten hob RG. auf und verwies die Sache zurück. 
Die Revifion wendet ſich zunächſt gegen die Auffaſſung des 
OL G., daß der am 29. Januar 1904 zwiſchen den Parteien 
abgeſchloſſene Vertrag über die Verholung des Dampfers 
Chiltern kein Frachtvertrag ſei. Der Angriff iſt begründet. 
Der Vertrag vom 29: Januar 1904 iſt in der Tat ein Fracht⸗ 
vertrag, weil er die weſentlichen Kriterien desſelben — Über: 
gabe eines Gutes in die Cuſtodia des Transportunternehmers 
zum Zwecke der Beförderung — in ſich trägt. Man hat 
mehrfach verſucht Schleppvertrag und Frachtvertrag 
begrifflich in einen Gegenſatz zu ſtellen; vgl. RO HG. 23, 320; 
Seuff A. Bd. 46 Nr. 50, Hanf. Hauptbl. 1900 Nr. 103, 
ferner: Lewis⸗Bovens Seerecht 2, 93, Mittelſtein 
Binnen SchG. II. Aufl. Bd. I S. 53. Der Sprachgebrauch iſt 
dieſer Unterſcheidung nicht gefolgt, und es iſt wohl richtiger 
davon auszugehen, daß der Ausdruck „Schleppvertrag“ über⸗ 
haupt keine juriſtiſch⸗techniſche ſondern eine rein tatſächliche Be: 
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zeichnung iſt, welche finngenäß auf alle Verträge Anwendung 
findet, welche die Benutzung der Schleppkräfte eines Transport⸗ 
unternehmers zum Gegenſtande haben. (Vgl. RG. 6, 99.) 
Der Schleppvertrag wird in der Negel ein gewöhnlicher Werk⸗ 
vertrag, er kann aber auch ein Die nſt vertrag oder ein Fracht⸗ 
vertrag ſein. Frachtvertrag iſt er dann, wenn der Transport- 
unternehmer nicht nur die bewegende Kraft zum Zwecke der 
Beförderung zur Verfügung ſtellt, ſondern wenn ihm der zu 
befördernde Gegenſtand außerdem zum Zwecke der Beförderung 
in feine. Obhut übergeben wird. Iſt dieſes ein Schiff, ſo wird 
es damit Frachtgut und fährt unter ausſchließlicher Leitung, 
Obhut und Verantwortlichkeit des Transportunternehmers. 
Vgl. Schaps Seerecht Vorbem. zum IV. Abſch. ? Anm. 29 
S. 297, Förtſch Binnen Sch., II. Aufl. S. 96, Staub 
Kommentar zum HGB. VIII. Aufl. 8 425 Anm. 4. Makower 
XIII. Aujl. 5 425 Ike 4, Düringer⸗Hachenburg Bd. III 
S. 534. Mit Unrecht legt das OLG. für feine gegenteilige 
Annahme entſcheidendes Gewicht davauf, daß ein großes Schiff 
nicht wie ſonſtiges Frachtgut ein⸗ und abgeladen werden kann, 
und daß eine Reihe von hiermit in Zuſammenhang lebenden 
Beſtimmungen des HGB. keine Anwendung finden können, 
wenn ein ganzes Schiff Gegenſtand der Beförderung iſt. 
Daraus folgt aber, wie die Reviſion zutreffend ausführt, 
nicht die Exemtion dieſes Falles aus dem Frachtrecht über⸗ 
haupt, und das OLG. hat ſelbſt nicht verkannt, daß feine 
Auffaſſung mit der bisherigen Judikatur, welche bei Übergabe 
des Schiffes in die Cuſtodia des Schleppſchiffahrtsunternehmers 
gleichfalls Frachtvertrag annahm (vgl. die oben zitierten Urteile, 
insbeſondere RG. 6, 99), nicht im Einklang ſteht. Die rechts⸗ 
irrtümliche Annahme, daß der Vertrag vom 29. Januar 1904 
kein Frachwertrag ſei, obwohl der Chiltern der Klägerin zum 
Transport „übergeben“ war und ſie Schlepptroſſe und Be⸗ 
mannung zu ſtellen hatte, hat aber die Entſcheidung des OLG. 
in allen weſentlichen Punkten beeinflußt. (Wird bezäglich 
der einzelnen Anſprüche dargelegt.) N. & Co. e. B. u. F. G., 
u. v. 16. Okt. 07, 39/7. I. — Hamburg. 
nn. 

. Feuerverſicherung. Falsche Angaben des Bee 
in 3 der verbrannten Gegenſtände.] 

Aus den Gründen: Nach den 88 11 und 13 der All⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen der beklagten Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft hat nach Eintritt eines Brandſchadens der Verſicherte 
eine ſpezielle Nachweiſung der verbrannten oder verlotenen und 
der (beſchädigt oder unbeſchädigt) geretteten Gegenſtände anzu⸗ 
fertigen und einzureichen. Es darf darin weder ein nicht vor⸗ 
handen geweſener Gegenſtand als verbrannt oder verloren an⸗ 
gegeben, noch das Vorhandenſein eines geretteten Gegenſtandes 
verſchwiegen ſein. Die Nachweiſung muß mit ſpeziellen Wert⸗ 
angaben nach dem Grundſatze des 8 7 (das iſt nach dem 
wahren Wert zur Zeit des Brandes) verſehen ſein. Wenn der 
Verſicherte ſich einer hiernach unerlaubten Angabe oder Ver⸗ 
ſchweigung ſchuldig macht, fo verliert er jeden Anspruch auf 
Entſchädigung. — Auf dieſe Beſtimmungen ſtützt die Beklagte 
ihre Weigerung, dem Kläger irgend eine Entſchädigung zu 
zahlen. Sie macht dem Kläger zum Vorwurf, daß er bezüglich 
zahlreicher Gegenſtände falſche Angaben gemacht habe. Das 
Berufungsgericht weiſt die Einrede der Beklagten deshalb zurück, 
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weil nach dem Vertrage der Vorluſt des Anſpruchs nur als Folge 
wiſſentlich falſcher Angaben angedroht ſei, ſolche aber dem 
Kläger nicht nachgewieſen ſeien. Die Revifion wendet ſich gegen 
dieſe Vertagsauslegung. Sie macht geltend, der Vertratz mache 
dem Verſicherten die gewiſſenhafte Anfertigung einer Auf⸗ 
ſtellung der verbrannten oder verlorenen, ſowie der beſchädigt 
oder unbeſchädigt geretteten Gegenſtände zur Pflicht. Wenn 
ſodann im 8 13 der Verſicherungs bedingungen als Folge der 
Verletzung dieſer Verpflichtung der Verluſt des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs angedroht fei, jo trete dieſe Folge ſchon ein bei ver⸗ 
ſchuldeter, jedenfalls aber bei grob fahrläſſiger Verletzung. 
Eine Beſchränkung auf den Fall abfichtlicher falſcher Angaben 
finde in den Vertragsbedingungen keine Stütze. Die Erwägung, 
daß dann möglicherweiſe nur geringe Verſehen mit der gleichen 
Strafe belegt ſeien, wie betrügeriſches Handeln, ſei abwegig, 
weil es ſich nicht um eine Strafe, ſondern um die Folgen einer 
nicht erfüſnen Vertragspflicht handle. — Dieſer Angriff kann 
kinen Erfolg haben. Zwar iſt es richtig, daß die Anſpruchs⸗ 
verwirkung nicht als Strafe, ſondern als Folge der Nicht⸗ 
erfüllung einer Vertragspflicht eintritt. Allein die Reviſion 
legt mit Unrecht beſonderes Gewicht auf die Bezeichnung der 
Verwirkung als Strafe. Die maßgebende Erwägung des Bes 
rufungsgerichts geht vielmehr davon aus, daß unter Umſtänden 
die Falſchmeldeng eines Gegenſtandes von geringem Werte für 
den Verſicherten den Berluſt eines Anſpruches von hundert⸗ 
eder tauſendfachem Werte zur Folge haben kann. Aus dieſem 
möglichen Mißverhältniſſe zieht das Berufungagericht die 
Folgerung, daß es nicht wohl Bertvagswille der Parteien ges 
weſen ſein kann, dieſe ſchwere Folge ſchon auf bloße Unacht⸗ 
ſankeit, auf fahrläſſige Vertragäverletzung zu ſetzen, ſondern 
daß fie nur auf wiſſentliche, vorſätzliche falſche Angaben anges 
droht if Das Mißverhältnis iſt erträglich als Folge eines 
auf abſichtliche Ubernorteilung der Gefellſchaft abzielenden Ver⸗ 
haltens des Verſicherten, es wäre laum erträglich als Folge 
bloßer Fahrläſſigkeit. Ein Rechts irrtum kann in dieſen Folge⸗ 
rungen nicht gefunden werden, das Berufungsgericht über» 
ſchreitet damit nicht die Grenzen ſachgemäßer Vertrags aus legung. 
Mag der Wortlaut des Vertrags nicht gerade zu diefer Aus⸗ 
legung nötigen, wie übrigens auch das Berufungsgericht ſelbſt 
anerkennt, jo ſiaht er ihr doch auch nicht zwingend entgegen. 
Die Auslegung eniſpricht vielmehr dem offenfichtlichen Haupt⸗ 
zwecke der fraglichen Beſtimmung, die Geſeltſchaft vor betrüge⸗ 
riſchen Benachteiligungsverſuchen zu ſchützen. A.⸗L.-Verſich.⸗ 
Gef. c. S., U. v. 19. Nov. 07, 183/07 VII. — Jena. 

Deutſch⸗franzöſiſcher Handels vertrag 
2. Auguft 1862. 

20. Art. 28 desſelben iſt durch den Friedendwertrag vom 
10. Mei 1871 und die Deklaration nom 8. Oktober 1873 wieder 
in Kraft geſetzt und durch die Pariſer Union nicht aufgehoben; 
Sinn des Abi. 2 des Art. 28] 

Der Klägerin if das Wort „Driva“ als Warenzeichen für 
Tennisschläger am 15. April 1905 durch Eintratzung in die Zeichen⸗ 
rolle des Pat l. geſchützt. Die Beklagte — Frau W. in Paris — 
vertutibt unter derſelben Bezeichnung in Deutſchland Tennisschläger; 
fie hat ſolche auch in Hanburg annomoiert; die Beklagte fabriziert 
Tennisschläger. Durch dieſes Vongehen der Bellagten erachtet 
ve Rlägerin ihr Zeichenrecht als verlatzt; fie behauptet, die Be 


ME 9. 1909. 
Hagte habe bei dieſem Eingriff wiſſentlich eder bach grob fahr; 
läffig gehandelt. Geſtützt auf 86 12 und 14 WeaumuBB. hat 
Klägerm beim LG. Hamlurg Klage mit dem Untrag euhsben, 
der Beklagten bei Strafe zu unterſagen, Tenmiäichläger mit dem 
Wortzeichen „Driva“ in Deatſchland ſeilzuhalten und in Baus 
kehr zu bringen oder amulünbigen; ferner fall die Beklagte 
ſchadenzerſatzpflicheig erklärt und verurteilt werden, der Alägerin 
den Schaden zu ersehen, weicher ihr bauch die Verleeng des 
Zeichemechts entſtanden iſt. Dieſer lee Teil des Antrags 
ſoll als salva liquidatiose geſtellt oder als Feſtſtellungsantrag 


aufgefaßt werden. Die Beklagte hal ſich des freitigen Zeichens 


in Frankreich, dem Herſtellungsland der Tennisschläger, bereits 
bedient, ehe die Klägerin den deutſchen Zeichenſchutz erlangt hat. 
Außerdem iſt das Wort „Driva“ als Fabrilzeichen am 
23. April 1903 für Tennisschläger mit der Nr. 79 405 für 
einen gewiffen Shepherd deponiert. Nach Behauptung der Bes 
klagten, die Klägerin beſtreitet, iſt dieſer Shepherd der alleinige 
Inhaber der Beklagten. Die Beklagte hält ſich daher durch 
Art. 28 des Handels vertrags für geſchätzt, den Frankreich mit 
den Staaten des deutſchen Zoll⸗ und Handels vereins am 2. Auguſt 
1862 abgeſchloſſen hat. Die Klage iß in II. Inſtanz ab⸗ 
gewieſen. Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. Das 
OsG. ſtellt feſt, daß Shepherd, auf deſſen Namen das Wort 
„Driva“ am 23. Apel 1903 unter Nr. 79405 in Frankreich 
als Fabrikzeichen deponiert worden iſt, Alleininhaber der Bes 
klagten iſt, und daß die Beklagte ſich, lange bevor die Klägerin 
das Wort „Driva“ für Tennisſchläger beim Deutſchen Pat A. 
zur Eintragung angemeldet hat, dieſes Fabrikzeichens für die 
von ihr vertriebenen Tennisſchläger in Frankreich bediente. Der 
Berufungsrichter weiſt unter Hinweis auf dieſe Sachlage die 
Klage ab, weil Art. 28 Abſ. 2 des deutſch franzöſiſchen Handels⸗ 
vertrages vom 2. Auguſt 1863 durch die Pariſer Union (d. h. 
durch die internationale Übereinkunft zum Schutze des gewerb⸗ 
lichen Eigentums vom 20. März 1883), welcher das Deutſche 
Reich nach Velanntmachumg des Reichskanzlers vom 9. April 
1903 (GBl. 03, 147) mit Wirkung vom 1. Mai 1903 bei⸗ 
getreten iſt, nicht aufgehoben ſei und Abſ. 2 des Art. 28 des 
gedachten Handels vertrags den Vorbenützer eines Fabrikzeichenz 
vor Verfolgung ſchützte. Klägerin bekämpft dieſe Auffaſſung 
unter Berufung auf Fingers Kommentar zum Waren Gl. 2. Aufl. 
S. 496 unter e, während ſich der Berufungsrichter auf die gegen⸗ 
teilige Annahme Seligſohns in ſeinem Kommentar 2. Aufl. 
S. 153/54 bezieht. Beide Schriftſteller geben für ihre Meinung 
keine Begründung. Der erkennende Senat hat bereits in feiner 
Entſcheidung tem 20. November 1906 (NG. 64, 304) aus- 
geführt, daß Art. 28 des gedachten Handelsvertrags durch den 
Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 und die Deklaration vom 
8. Oktober 1873 wieder in Kraft geſetzt worden iſt und ſeine 
Bedeutung weder durch die deutſche Markenſchutzgeſetzgebung 
noch durch das Waren 3G. vom 12. Mai 1894 eingebüßt hat. 
Dort iſt ferner als Sinn des Abſ. 2 des Art. 28 angensmmen, 
daß das in Frankreich geſchützte Zeichen ven dem franzöfiſchen 
Staatsangehörigen beim Vertrieb ſeiner Erzeugniſſe in Deutſch⸗ 
land ohne die Gefahr ſtrafrechtlicher oder zivilrechtlicher Ver⸗ 
folgung geführt werden darf, wenn dieſes Zeichen in Frankreich 
benutzt wurde, ehe dasſelbe Zeichen in Deutſchland durch Gin⸗ 
tagung für einen anderen geſchützt worden iſt. Durch dieſe 
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Nurſchrift den, Aut. 28 des Handelsvextrags iſt nur eint tat⸗ 
ſahlihs Duldung gawährleiſtet; der gedachte Art. 28 gibt in 
feiern. bl. 2 jedoch nicht das Rocha, eine Löſchung des in 
Deuiſchland eingetragenen gleichen Zeichens zu verlangen aber 
den Eingeimgenen die aus feiner Eintragung nach dam Waren 8G. 
aafanbenen Anſprüche ſtreitig zu machen, noch auch gibt dieſer 
Attilel das Recht, nun in Deutſchland eine Eintragung des 
werft in Frankreich angewendeten Zeichens zu verlangen. Aus 
der Guiſtehungsgeſchichte des Art. 28 (wird mitgeteilt) folgt, 
daß der Abi. 2 des Art. 28, obgleich er nur von Fahrikzeichen 
prict unter Fabrüzeichen auch die in Abſ. 1 erwähnten Handels. 
yiden mitverſtanden hat. Die Ungenauigleit des Ausdrucks 
aläart ſich durch die beabſichtigte ſmachliche Kürze. Denn in 
Srankrich gibt es keinen Unterſchisd in den rechtlichen Behand⸗ 
lug bon Fabeil und Handelszzichen, Auch in Dautſchland 
leſaht zur Zeit und beſtand auch früher keine ſolche Unter⸗ 
ſcheidung mit rechtlichen Folgen. Die internationalen Beſtre⸗ 
bungen zielen ebenfalls darauf hin, derartige Unterſcheidungen, 
vo ſis etwa beſtehen, aufzuheben. Pelletier et Vidal-Naquet, 
la Convention d Union poux la Protection de la Propriété 
industrielle, Paris 1902 Nr. 340. Kommt Art. 28 Abſ. 2 
des vom Deutſchen Zollverein mit Frankreich vom 2. Auguſt 
1862 abgeſchloſſenen Handels vertrags zur Anwendung, ſo iſt 
du Mage abzuweiſen aus den ſoeben angeführten Gründen. 
Jun gehörte Hamburg zu jener Zeit dem Zollversin nicht an. 
Alen an Stelle des Zollvereins entſtand der Norddeutſche 
Dund, der mit ben 4 ſüddeutſchen Staaten den Zollvereinigungs⸗ 
dernag vom 8. Juli 1867 abſchloß. Durch Art. 40 der Reichs⸗ 
bafaſſung wurden die Beſtimmungen des Zollvereinigungs⸗ 
bemmags aufrechterhalten und das Reichsgebiet zu einem eins 
heilichen Zoll: und Handelsgebiet erklärt. Laband, das Staats⸗ 
uicht des Deutſchen Reiches 4. Aufl. Bd. 4 S. 385. Nachdem 
mu der Vertrag vom 2 Auguſt 1862 von dem Deutſchen 
Reich, das an Stelle aller Einzelſtaaten als vertragſchließender 
Dil aufgetreten iſt, und Frankreich, als vertragſchließenden 
Dartrien wieder in Kraft geſetzt worden iſt, muß angenommen 
werden, daß nun die Geltung des Handelsvertrags vom 2. Auguſt 
1882 mit feinem Art. 28 auf das ganze Reichsgebiet, ein⸗ 
Mlehlih Hamburgs, ausgedehnt worden if Die frühere 
Eunderftellung Hamburgs erweiſt fi) daher als einflußlos für 
lie Auwendunz des mehrgedachten Art. 28. So wenig nun 
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dle denſche Warenzeichengeſetzgebung an der Fortgeltung des 


Ar 28 des mehrgebachten Handelsvertrags etwas geändert 
du ſo wenig wurde fie durch die Pariſer Union beeinflußt. 
(Bird ausgeführt.) S. c. W. & C., U. v. 22. Nov. 07, 

Geſetz wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung 
dom 18, Mai 1870. 

30. 88 1, 3 verbunden mit § 6 des hamburgiſchen Ein 
lnmenfrurrgeſezes vom 2. Februar 1904. Besteuerung eines 
uch Veräußerung eines Grundstücks erlangten Erlöſes über 
in Emnfandspreis hinauz.] 

Die Ehefrau des im Laufe des Rechtsſtreits verſturhenen 
t, die mit dieſem zuſammen in Hamburg wohnte, iſt 
Malin ihres im Jahre 1902 in Altona verſtorbenen Vaters. 
En zu deſſen Nachlaß gehöriges, in Altona belegenes Grund⸗ 
had, das der Erblaffer im Jahre 1868 für 81740 M erworben 
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haute, iſt von einem andern Miterhen im Jahre 1903 für 100 000 M 
übernommen worden, jo daß ſich ein Gewinn von 18 260 M ergab. 
Von dieſem Gewinn iſt auf den, Erbteil der Ehefrau des Klägers 
der Betrag von 6 847 M entfallen. Megen diefes Umftanbes hat 
die hamburgiſche Steuerdeputauon den Kläger für das Jahr 
1904 zur Einkammenſteuer veranlagt. Kläge verlangt Gr 
mäßigung der Einkommenſteuer um 344,17 M. Klage, Be: 
rufung und Reviſion wurden zurückgemieſen: Die zu ent⸗ 
ſcheidende Frage iſt nicht dahin zu Rellen, ob hier eine doppelte 
Beſteuerung dea ſelben wirtſchaftlichen Gegenſtandes erfolgt iſt, 
ſondern dahin, ob eine ſolche Doppel beſteuerung vorliegt, wie 
fie das Neichsgeſetz verbietet. Denn dieſes bezweckt nicht, jede 
Dappelbeſteueruntz auszuſchließen, ſondern eine ſalche nur nach 
beſtimmten Richtungen hin einzuſchränken (Ri. 13, 149). Eine 
Verletzung des § 1 liegt nicht vor. Er beſtimmt, daß ein 
Deuiſcher vorbehaltlich der Beſtimmungen in den SG 3 und 4 
zu den direkten Staatsſteuern nur in demjenigen Bundesſtaat 
herangezogen werden darf, in dem er feinen Wahnſitz hat. Die 
hier erhobene Steuer if eine direlte Staatsſteuer; fie durfte 
vom beklagten Fiskus aber erhoben werden, da der Kläger [ve 
wohl als auch ſeine Ehefrau ihren Wohnſitz in Hamburg haben. 
Der 8 3 des Geſetzes beſtimmt: „Der Grundbeſitz und der 
Betrieb eines Gewerbe, ſowie das aus dieſen Quellen her⸗ 
rührende Einkommen darf nur von demjenigen Bundes ſtaat 
verſteuert werden, in welchem der Grundbeſitz liegt oder das 
Gewerbe betrieben wird.“ Es kommt alſo hier darauf au, ob der 
Gegenſtand der vom Beklagten bewirkten Beſteuerung 1) der 
in Altona, alſo außerhalb des Hamburger Gebiets liegende 
„Grundbeſitz“ der Klägerin oder Y das aus dieſer Quelle her⸗ 
rührende „Einkommen“ war. Auch dieſe Fragen find zu ver⸗ 
neinen. Geht man zunächſt auf die Frage zu 2) ein, ſo iſt 
folgende Erwägung entſcheidend: Der aus der Veräußerung des 
Grundſtücks an den übernehmenden Er hen über den Einſtands⸗ 
preis hinaus erzielte, in das Vermögen der Klägerin gefloſſene 
Mehrbetrag hat weder die Natur eines Einkommens, noch 
rührt er aus der Quelle des Grundbeſitzes her. Unter „Ein⸗ 
kommen“ im ſteuertechniſchen Sinne iſt regelmäßig nur der 
Inbegriff derjenigen wirtſchaftlichen Güter zu verſtehen, die 
dem einzelnen wiederkehrend aus dauernden Erwerbsquellen zu⸗ 
fließen und ohne Verminderung ſeines Vermögens zum Ver⸗ 
brauche für ihn und feine Familie, mit dem erſparten Betrage 
aber zur Bildung von Vermögen ihm zur Verfügung ſtehen. 
(Fuiſting, die preußiſchen direkten Steuern, 7. Aufl. Bd. 1 
S. 57, 58.) Das Vorhandenſein eines Einkommens ſetzt ins⸗ 
beſondere eine gewiſſe Stetigkeit der in Betracht kommenden 
Bezüge voraus (PrOVG. 14, 142 ff.). Dieſe Anſchauung liegt 


auch der Vorſchrift des § 3 des Geſetzes vom 13. Mai 1870 


zugrunde, worauf ſchon der Gebrauch des Wortes „Quelle“ 
hinweiſt. Im Streitfall handelt es ſich aber nicht um eine 
wiederkehrende, ſondern um eiye einmalige Einnahme, die nicht 
aus einer dauernden Einnahmequelle, ſondern durch den Umſatz 
eines ſeit länger als 30 Jahren im Beſitz der Familie der 
Klägerin befindlich geweſenen Grundſtücks erzielt iſt, und die 
offenbar ebenſo wie dies Grundſtück ſelbſt, nicht zum Verhrauche, 
ſondern zum dauernden Genuß, alſo dazu beſtimmt wax, 
wiederum ein bleibender Beſtandteil des zu erhaltenden Ver⸗ 
mügens zu werden. Zwar bezeichnet das hamburgiſche Ein⸗ 
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kommenſteuergeſetz derartige Einnahmen ausdrücklich als zum 
„Einkommen“ gehörig; dadurch werden ſie aber nicht zu Ein⸗ 
kommen im Sinne des gewöhnlichen und des allgemeinen 
ſteuertechniſchen Sprachgebrauchs und insbeſondere, worauf es 
hier ankommt, im Sinne des Reichsgeſetzes vom 13. Mai 1870. 
Daß der hamburgiſche Geſetzgeber ſich bewußt mit dem ſonſt 
üblichen Begriff des „Einkommens“ hat in Widerſpruch ſetzen 
wollen, kann aus der Erwiderung des Senats vom 21. No⸗ 
vember 1902 (Nr. 192) auf die Abänderungsanträge der Bürger⸗ 
ſchaft zum Entwurfe des Einkommenſteuergeſetzes entnommen 
werden. Entſprechend jenem allgemeinen Begriff des Ein⸗ 
kommens iſt nach der Rechtſprechung des RG. als „Einkommen 
aus Grundbeſitz“ im Sinne des 8 3 des Reichsgeſetzes vom 
13. Mai 1870 nur „der laufende Reinertrag des fortdauernden 
Grundbeſitzes anzuſehen, nicht aber der hier fragliche, hinſichtlich 
der Verſteuerung „nach der allgemeinen Regel des 8 1 daſelbſt zu 
behandelnde Gewinn aus den über Grundſtücke abgeſchloſſenen 
Anſchaffungs⸗ und Veräußerungsgeſchäften“ (RG. 27, 110 ff. 
und 50, 104). Endlich hat der Beklagte auch den „Grund⸗ 
beſitz“ ſelbſt, nämlich das in Altona liegende Nachlaßgrundſtück, 
nicht zum Gegenſtand der Beſteuerung gemacht. Dieſes Grund⸗ 
ſtück war zur Zeit der Veranlagung und Erhebung der von 
der Klägerin erforderten Steuer durch die Veräußerung an 
einen Miterben aus dem Vermögen der Klägerin ausgeſchieden. 
An ſeine Stelle war der auf die Klägerin entfallende Teil des 
Kaufpreiſes, alfo ein Kapital getreten. Dieſes ftellte zwar, 
ſoweit es den früheren Erwerbspreis überſteigt, einen mit 
Hilfe des Grundbeſitzes unter Vermittlung eines Rechts⸗ 
geſchäfts erzielten, vorher im Vermögen der Klägerin noch nicht 
vorhandenen Wert dar, die Beſteuerung dieſes Vermögens⸗ 
wertes iſt aber nicht als eine ſteuerliche Belaſtung des früheren 
Grundbeſitzes anzuſehen, erfaßt vielmehr einen Vermögens⸗ 
beſtandteil, der die Natur des Kapitalvermögens hat. Ob 
dieſes Kapitalvermögen aus dem Wertzuwachs des früheren 
Grundbeſitzes erwachſen iſt und ob die durch die Beklagte be⸗ 
wirkte Beſteuerung, wie die Klägerin meint, dahin führt, daß 
der hamburgiſche Staat einen Gewinn mit einer Abgabe be⸗ 
laſtet, deſſen ſich auch ſchon der preußiſche Staat zu Lebzeiten 
des Erblaſſers unter verſchiedenen Geſichtspunkten als eines 
Steuerobjekts bemächtigt hat, iſt für die Cnticheidung der 
Frage, ob das Reichsgeſetz vom 13. Mai 1870 verletzt iſt, 
mit dem Berufungsrichter als nicht maßgebend anzuſehen. 
H. c. Hamb. Fiskus, U. v. 22. Nov. 07, 55/07 VII. — 
Hamburg. | | 

Literatururheberrecht. 
und 19. Juni 1901. 

41. 5851 und 88 5 und 28 Lit UrhG. Selbſtändige Einzelrechte 
des Komponiſten und des Textdichters hinſichtlich einer Oper.] 

Klägerin klagt als Rechtsnachfolgerin des Aberſetzers des 
Textes zur Meyerbeerſchen Oper „Die Afrikanerin“ Ferdinand G. 
mit dem Antrag, ſeſtzuſtellen, daß der Beklagte nicht berechtigt 
ſei, den von Ferdinand G. verfaßten Text ohne Einwilligung 
der Klägerin aufzuführen. Der beklagte Theaterdirektor hält 
ſich hierzu auf Grund des $ 51 des alten, § 28 des neuen 
LitUrh G. für berechtigt und hat Abweiſung der Klage beantragt. 
Beide Vorinſtanzen haben nach dem Antrag der Klägerin ent⸗ 
ſchieden. Reviſion iſt zurückwieſen. Der Vertreter des beklagten 
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Reviſionsklägers hat in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Neviſionsgericht erklärt, daß er auf die in der Rediſions⸗ 
begründung enthaltenen prozeſſualen Angriffe nicht zurückkomme, 
ſondern lediglich die materielle Rüge der Verletzung der SI 51 
Liturhc. vom 11. Juni 1870, 28 und 5 LiturhG. vom 
19. Juni 1901 aufrecht erhalte. Die Grundlage des klägeriſchen 
Anſpruchs iſt der 85 Lit UrhG. vom 19. Juni 1901. In der 
Oper wird ein Schriftwerk mit einem Werke der Tonkunſt ver⸗ 
bunden. Für jedes dieſer Werke gilt ſein Verfaſſer auch nach 
der Verbindung als Urheber. Der Texidichter, im vorliegenden 
Falle der Überfeger des franzöſiſchen Textes (vgl. 8 2 Sat 2 
des Geſetzes), iſt in Anſehung des Urheberrechts an der Oper 
dem Komponiſten grundſätzlich gleichgeſtellt. Schon das Geſetz 
vom 11. Juni 1870 enthielt dieſe Gleichſtellung. Es enthielt 
auch in feinem 8 51 die dem jetzigen 8 28 entſprechenden Be 
ſtimmungen. Beide ſtimmen ſachlich überein; wäre ein Unter 
ſchied vorhanden, fo wäre nach § 62 Satz 1 des neuen LitUrh. 
das neue Geſetz anzuwenden. Das Verhältnis des 8 28 Abſ. 2 
zu der grundlegenden Beſtimmung des 8 5 haben die Vor⸗ 
inſtanzen durchaus zutreffend aufgefaßt. Der 8 28 Abſ. 2 
hebt das Urheberrecht des Textdichters nicht auf, er beſchränkt 
es auch nicht virtuell, er regelt lediglich das Verhältnis der 
beiden gleichberechtigt nebeneinanderſtehenden Urheber gegenüber 
Dritten. Und zwar geſchieht dies lediglich im Intereſſe der 
Erleichterung des Verkehrs Dritter mit den Urhebern. Der Ver⸗ 
anſtalter der Aufführung bedarf nur der Einwilligung des Kom⸗ 
poniſten. Wie ſich Textdichter und Komponiſt, die ſich zur Herſtellung 
eines gemeinſamen Werkes „verbunden“, vergeſellſchaftet haben, 
im inneren Verhältniſſe miteinander verſtändigen oder ausein⸗ 
anderſetzen, iſt ihre Sache. Eine materielle Einſchränkung des 
Urheberrechts des einen oder andern findet durch die Vorſchrift 
des § 28 Abſ. 2 nicht ſtatt. Man kann das Verhältnis als 
das einer geſetzlichen Vertretung des Textdichters durch den 
Komponiſten auffaſſen. Dieſe Vertretung iſt aber nicht im 
Intereſſe des Vertretenen, ſondern im Intereſſe der dritten 
Kontrahenten, der Veranſtalter der Aufführung eingeführt. 
Unterſtellt man eine vom Geſetz fingierte Bevollmächtigung des 
Komponiſten, fo iſt zwar dieſe, weil nur im Intereſſe der Ver⸗ 
anſtalter der Aufführung beſtimmt, der Dispofitionen und dem 
Widerruf des Textdichters entzogen. Aber in allen übrigen 
Beziehungen bleibt das Urheberrecht des Textdichters völlig un⸗ 
berührt. Insbeſondere beſtimmt ſich ſeine Dauer lediglich nach 
den in feiner Perſon liegenden Verhältniſſen (S 29 des Geſetzes). 
Der Fall des 8 30 des Geſetzes, daß dasſelbe Urheberrecht 
mehreren gemeinſchaftlich zuſteht, liegt nicht vor. Vielmehr 
haben ſowohl Textdichter als Komponiſt jeder ſein eigenes 
Urheberrecht. Die Anwendung der Vorſchrift des S 28 ſetzt 
aber gerade das Nebeneinanderbeſtehen der beiden ſelbſtändigen 
Urheberrechte, des Textdichters und des Komponiſten voraus. 
Nur für dieſen Fall trifft die oben angegebene ratio legis zu. 
Erliſcht das Urheberrecht des einen oder des andern, ſo iſt für 
die fernere Anwendung des $ 28 Abſ. 2 kein Raum. Im 
vorliegenden Falle iſt, wie unbeſtritten, das Urheberrecht des 
Komponiſten erloſchen. Das Urheberrecht des Überſetzers, 
welches hinſichtlich feiner Dauer lediglich nach 88 5, 29 des 
Geſetzes zu beurteilen iſt, beſteht noch. Nach § 11 Abſ 2 des 
Geſetzes bedarf daher der Beklagte der Einwilligung des Über: 
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ſetzers. Der Abetſetzer hat feine Rechte an die Klägerin ab⸗ 
getreten. Der Klaganſpruch ift däher begründet. P. e. B. & B., 
U. v. 13. Nov. 07, 34/07 I. — Berlin. . 

Gebrauchs muſtergeſetz vom 1. Juni 1891. 

32. 88 3, 7 GebrMuſtG. verb. mit § 19 des PatG. vom 
7. April 1891. Iſt für die Geltendmachung eines Gebrauchs⸗ 
muſters Eintragung in die Rolle erforderlich oder genügt ſchon 
ein Vertrag mit dem Berechtigten? q Anſpruch gegen den Em 
getragenen. Anwendung der einſchlagenden 83 des 
Patentgeſetzes.] 5 

Nach 8 7 GebrMuſtG. kann das durch die Eintragung 
des Gebrauchsmuſters begründete Recht durch Vertrag auf 
Andere übertragen werden. Für die Wirkſamkeit der Über⸗ 
tagung iſt die Eintragung des Erwerbers in die Gebrauchs⸗ 
mufterrofle nicht erforderlich, ebenſowenig wie im gleichen Falle 
der § 6 PatG. feine Eintragung in die Patentrolle verlangt. 
Durch Vertrag hat daher der Kläger trotz unterbliebener ms 
ſchreibung in der Gebrauchsmuſterrolle das Recht aus dem 
Gebrauchs muſter erworben, und die Veräußerer konnten, obgleich 
die Eintragung auf ihren Namen beſtehen blieb, dem Bes 
klagten, inſofern die erſte Übertragung nicht rückgängig wurde, 
durch den ſpäteren Vertrag, trotz der erfolgten Umſchreibung, 
das ſchon veräußerte Gebrauchsmuſterrecht nicht mehr ver⸗ 
ſchaffen. Wenn hiernach nicht zu bezweifeln iſt, daß der 
Kläger das Recht aus dem Gebrauchsmuſter auch ohne Eins 
tagung erworben hat, ſo fragt es ſich doch, ob er es ohne 
Eintragung auch gerichtlich kann geltend machen, oder ob für 
die Geltendmachung die beſchränkenden Beſtimmungen Platz 
greifen, welche im 8 19 Abſ. 2 Pat. getroffen find. Das 
Geſetz, betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern, lehnt ſich 
an das PatG. an, dem es in ſeinen materiellen Voraus⸗ 
ſetungen nachgebildet if: In feiner knappen Faſſung gibt es 
keme erſchöpfende Negelung der Materie, ſondern beſchränkt ſich 
darauf, die weſentlichen Beſtimmungen zu treffen. Die Folge 
davon iſt, daß es für manche Einzelfragen der Erläuterung 
oder Ergänzung bedarf, die aus dem Geſetze ſelbſt nicht zu 
entnehmen ſind. Die Verwandtſchaft der Gegenſtände und das 
Verhältnis des ſpäteren GebrMuſtG. zu dem für das 
Erfinderſchutzrecht grundlegenden PatG. rechtfertigen es denn, 
daß, wo nicht beſondere Gründe entgegenſtehen, die Abhilfe in 
den einſchlagenden Beſtimmungen des PatG. geſucht wird. 
liber die Eintragungen in die Rolle für Gebtauchsmuſter enthält 
§ 3 GebrMuſtG. Beſtimmungen, zu deren Ergänzung ein Zurück⸗ 
gehen auf die vollſtändigeren Vorſchriften des 8 19 PatG. im 
allgemeinen für zuläffig gehalten wird. In Abf. 4 beſtimmt 
ver 8 3, daß Anderungen in der Perſon des Eingetragenen auf 
Antrag in der Rolle vermerkt werden. Es fehlt aber ein dem 
PatG. 8 19 Abſ. 2 letzter Satz entſprechender Zuſatz über die 
Fortdauer der Berechtigung und Verpflichtung des früheren 
Gebrauchsmuſterinhabers bis zur Eintragung der Anderung. 
Daß trotz dem Fehlen einer derartigen Beſtimmung die Ein⸗ 
tragung des früheren Inhabers wirkſam bleibt, anerkennt das 
Geſetz ſelbſt inſofern, als nach 8 6 die Löſchungsklage gegen 
den Eingetragenen zu richten iſt, woraus ſich auch ergibt, daß 
dieſer zur Löſchung legitimiert fein muß. Der Senat glaubt, 


daß man die Wirkung der fortbeſtehenden Eintragung ganz nach 


der Vorſchrift dez PatG. zu beurteilen habe. Der weſentliche 
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Zweck dieſer 3 iſt, neben der Sicherheit des Verkehrs 
mit dem Pat A., den Beteiligten für die Richtung von Angriff 
und Verteidigung des Schutzrechts eine feſt beſtimmte, leicht 
erkennbare Grundlage zu bieten, „ein Mittel zu verſchaffen, 
um die Legitimation für die Vertretung zuverläſſig und leicht 
erbringen zu können —“ Urteil J 143/01 vom 14. Dezember 
1901 (JW. 02, 982). Dieſes Sicherheits bedürfnis iſt auf 
dem Gebiete der Gebrauchsmuſter nicht weniger vorhanden als 

bei Petenten. Aus den ſonſtigen Beſtimmungen des GebrMuſtG. 
ergibt ſich nichts, was der analogen Anwendung dieſer Patent⸗ 
rechtsvorſchrift eutzegenſtehen könnte. Die Revifton führt aus, 
daß es nach 5 19 Abſ. 2 PatG. nicht gerechtfertigt fet, die 
Aktivlegitimation des Klägers zu verneinen, indem ſich dieſe 
Vorſchrift nicht auf Geltendmachung des Schutzrechts vor den 
ordemlichen Gerichten beziehe. Der Angriff iſt nicht begründet. 
Es handelt ſich um eine bekannte Streitfrage. Bei der Aus⸗ 
legung des 8 19 Abſ. 2 ſtehen ſich in der Hauptſache zwei 
Anſichten gegenüber. Die erſte. — in der Literatur überwiegend 
vertreten — verſteht das Geſetz dahin, daß die bis zur Ein⸗ 
tragung der Anderung dem früheren Patentinhaber verbleibende 
Legitimation ſich nur auf das Verfahren vor dem Pat A. be⸗ 
ziehe, während nach der zweiten Anſicht dieſe Legitimation auch 
die Geltendmachung der nach Maßgäbe des PatG. beſtehenden 
Rechte und Verpflichtungen im Wege der gerichtlichen Klage 
und der ſtrafgerichtlichen Verfolgung umfaſſen ſoll (vgl. Kohler, 
Handbuch S. 531, 533). Der erkennende Senat hat ſich früher 
der erſten Anſicht zugeneigt. Beginnend mit dem Urteile I 
166/99 vom 19. Juni 1899 (JW. S. 543) hat er aber feine 
Stellungnahme zur Frage geändert und im Urteile 1 268/01 
vom 11. Dezember 1901*) ſich det zweiten Auslegung ange⸗ 
ſchloſſen. In der Begründung dieſes Urteils wird ausgeführt, 
daß auf die nach Maßgabe des PatG. zuſtehenden Rechte ſich 
nicht bloß beziehe, „ſeine (des Eingetragenen) Legitimation als 
Patentinhaber dem Pat A. gegenüber und in einem eigentlichen 
Patentſtreite gemäß § 28 ff. Pat., ſondern auch die Befugnis 
verletzungen des Patentes vor den Gerichten zu verfolgen; 
denn auch das Klagrecht auf Entſchädigung wegen Verletzung 
eines Patentes ſei durch das PatG. normiert (88 35 ff.)“. 
Als entſcheidendes Argument für dieſe Auslegung wird, mit 
Kohler S. 532 geltend gemacht, daß zum Unterſchiede von 812 
PatG. in § 19 Abf. 2 nicht von dem nach Maßgabe des 
PatG. ſtattfindenden „Verfahren“ die Rede ſei. Das Urteil 
hatte damals keine Veranlaffung ſich mit der Unterlaſſungsklage 
zu befaſſen, aber die Begründung führt mit Notwendigkeit dazu, 
ſie in gleicher Weiſe zu behandeln wie die Verletzungsklage. 
Das Geſetz gibt keinen Raum für eine doppelte Legitimation 
des Eingetragenen und des Nichteingetragenen, wodurch, ſtatt 
der bezweckten Sicherheit, nur eine größere Unſicherheit erreicht 
fein würde. Wenn nach 8 19 Abſ. 2 der frühere (eingetragene) 
Patentinhaber berechtigt und verpflichtet „bleiben“ ſoll, ſo iſt 
damit geſagt, daß der ſpätere (nicht eingetragene) es nicht iſt, 
vgl. das ſchon erwähnte Urteil vom 14. Dezember 1901. Der 
Senat hat keine Veranlaſſung, die in dem früheren Urteile ge⸗ 
billigte Auslegung des S 19 Abſ. 2, für welche inzwiſchen 
auch Kent, Patentrecht Not. 26, 27 zu 3 19, Seligſohn in der 
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III. Aufl. ſeines Kounnentars S. 243/244 eingetreten find, 
wieder aufzugeben. Der Einwurf bei Iſay S. 262 Anm. 16, 
daß dann der eingetragene Nichtberechtigte Schadenserſatz würde 
verlangen können, obgleich ihm kein Schaden entstanden wäre, 
erledigt ſich dadurch, daß er kraft feiner Aktions berechtigung 
fremden Schaden geltend macht. Daß das Urteil des II. StS. 
vom 24. November 1884 (RGSt. 11, 266) dem 8 19 Abſ. 2 
eine abweichende Auslegung gegeben hat, iſt ſchon in dem Urteile 
vom 11. Dezember 1901 hervorgehoben worden; es ift aber 
auch ausgeführt worden, daß trotzdem die Anrufung des 
Plenums nicht geboten fi. Dies kaun gegenwärtig um fo 
weniger zweifelhaft ſein, als es ſich jetzt, abweichend von der 
Entſcheidaung des StS., um die Klaglegitimation eines GBehrauchs⸗ 
muſterſchutzberechtigten handelt. T. c. B., U. v. 30. Nov. 07, 
262/07 I. — Cöln. 

Unfallfürſorgegeſetz 
18. Juni 1901. 

33. Art. 1 88 12, 14 BeamtugmſG. in Verb. mit 85 1, 
38, 7 Haftpfl®. Umfang der dem Betriabaunternehmer einer 
Privateiſenbahn nach Maßgabe des Haftpflah. obliegenden 
Schadenserſatzpflicht, wenn der im Betriebe Verletzte ein pen⸗ 
ſionsberechtigter Beamter iſt.⸗!] 

Aus den Gründen: Der Klaganſpruch ſtützt ſich auf 
Art. 1 8 14 vgl. mit 8 12 BeamtlI Fürſcß. vom 18. Juni 1901 
in Verbindung mit den 88 1, 3a und 7 Hafipfld. Die Be⸗ 
Uagte iſt als Unternehmerin einer Eiſenbahn, bei deren Betrieb 
ein Beamter des Klägers, der Weichenſteller H., im Dienſte ſo 
ſchwer verletzt worden iſt, daß er dauernd dienſtunfähig ge⸗ 
morden iſt, für verpflichtet gehalten worden, dem Kläger die 
von ihm wegen des Unfalls dem H. zu zahlende PBenfion ſoweit 
zu erſtatten, wie ſie an ſich dem H. ſelbſt ſchadenserſatzpflichtig 
ſein würde. Dies iſt im allgemeinen und grumdſätzlich jeden⸗ 
falls richtig, insbeſondere auch in dem Sinne, daß nicht etwa 
die Schadenserſatzpflicht des Dritten former, wie der Beſchädigte 
gerade durch den Unfall einen Penſionsanſpruch erwirbt, von 
vornherein wegfällt, weil inſoweit etwa kein Vermögensſchade 
entſtanden wäre; denn die Anſprüche aus den Unfallverſicherungs⸗ 
und Unfallfürſorgegeſetzen ſtehen vielmehr umgekehrt den Bes 
ſchädigten von vornherein nur mit der Maßgabe zu, daß dafür 
die dieſen durch den Unfall gegen Dritte erwachſenen geſetzlichen 
Anſprüche inſoweit auf den Zahlungspflichtigen übergeben. 
Daher hat auch der IV. 36. des NRG. — 63, 383 ff. — 
bereits ſich in dieſem Sinn ausgeſprochen. Nur die Frage hat 
er dort offen gelaſſen, ab auch für diejenige ſpätere Zeit, wo 
der Verletzte auch ohne den Unfall dauernd dienſtunfähig ge⸗ 
weſen fein würde, Anſprüche gegen den Dritten mitübergehen. 
Dieſe Frage war damals vom Berufungsgericht verneint 
worden, und da gegen dieſen Teil der Entſcheidung lein Rechte⸗ 
mittel eingelegt worden war, fo hatte der IV. 38S. keinen 
Anlaß, ſich über dieſen Punkt zu äußern. Im vorliegenden 
Fall iſt nun vom OLG. tatſächlich feſtgeſtellt, daß H. auch 
ohne den Unfall mit dem 17. Oktober dauernd bienftunfähig 
ſein würde, alſo jedenfalls auch vom 17. Oktober 1922 an 
dauernd dienſtunfähig ſein würde, und aus dieſem Grunde ver⸗ 
langt jetzt die Beklagte die Aufhebung ihrer Verteilung fir 
die Zeit vom 17. Oktober 1922 an. Für eine ſolche Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen der Zeit vor und nach dem Zeitpunkte, wo 


für Beamte uſw. vom 


| | 2. 1908. 


auch ſonſt die dauernde Dienſtunfähigkeit eingetreten fein würde, 
wäre jedoch keinerlei Grund erfindlich. (Wird näher ausgeführt.) 
M. c. Preuß. Eiſenb.⸗Fisk., U. v. 25. Nov. 07, 68/07 VI. — 
Celle. 

Geſetz wegen Anderung des Reichsſtempelgeſetzes 
vom 3. Juni 1906. 

34. Zur Tariſnummer 9. Stempelabgabe für die „Auf⸗ 
ſte lungen“ der Aktiengeſellſchaften über die Höhe der gesamten 
Vergütungen (Tantiemen uſw.). Laſtet die Stempelabgabe auf 
der Urkunde oder auf der Vergütung 2] 

Die klagenden Vorſtandsmitglieder haben für das vom 
1. April 1905 bis zum 31. Mäxz 1906 laufende Geſchäſts jahr 
der Hotelbetriebs⸗Aktiengeſellſchaft H.⸗B.⸗Z. in B. auf Grund 
des Generalverſammlungsbeſchluſſes vom 2. Juli 1906 an die 
Mitglieder des Aufſichtsrats 67 200 M Vergütungen (Tan⸗ 
tiemen) bezahlt. Mit der Klage verlangen die Kläger Rück⸗ 
zahlung der unter Vorbehalt gezahlten Steuer zum Betrage 
von 5876 M, weil das Geſetz vom 3. Juni 1906 wegen Ande⸗ 
mung des RStempſß. erſt am 1. Juli 1906, alſo nach dem 
Allauf des Geſchäftsjahres in Kraft gatreten ſei, für das die 
Vergütungen gezahlt find. Die Vaxrinſtanzen haben verurteilt. 
Die Reviſion iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: Nach 
der Tarifnummer 9 des MStanpG. vom 3. Inni 1906 bilden 
den Gegenſtand der auf 8 v. H. der Geſamtſumme der Ver⸗ 
gütungen zu berechnenden Reichs ſtempelabgabe die „Aufſtellungen“ 
der Aktiengeſellſchaften über die Höhe der geſamten Vergütungen 
(Tantiemen uſw.), die den zur Uberwachung der Geſchäſts⸗ 
führung heſtellten Perſonen (Mitgliedern des Auffichtsrate) ſeit 
der letzten Bilenzaufſte lung gewöhnt worden find. Hat diaſe 
Abgabe den Charakter einer lediglich auf der „Auſſte lung“ als 
einer Urkunde ruhenden Steuer, ſo würde, ſoweit etwa aus 
dem Inhalt und der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes nicht 
etwas anderes zu folgern wäre, davon ‚aufzugeben ſein, daß 
der ſtreinige Stempelauſpruch begründet wäre. Denn der Ur⸗ 
kundenſtempel trifft grundſäplich alle Urkunden, die nach dem 
Inkrafttreten des dieſen Stempel beſtimmenden Geſetzes ent⸗ 
ſtanden find, ſoweit fie den von dieſem Geſetz für die Stempel 
pflichtigkeit feſtgeſetzten Erſorderniſſen nach Form und Inhalt 
entſprechen, und letzteres trifft für die hier fragliche, erſte am 
2. Juli 1906, alſo nach dem Inkrafttreten des die Verginungs⸗ 
ſteuer neu einführenden RStemplh. angefertigte Auſſtellung zu. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß die Vergütungsſteuer nach ihrer 
äußeren Form als eine Urkundenſteuer bezeichnet werden 
kann. (Wird ausgeführt.) Als Gegenſtand der Urkundenbeſtene⸗ 
rung im Sinne des bisherigen Stempelrechts find aber nicht 
Schriftſtücke anzuſehen, die nicht von den Beteiligten freiwillig 
ausgeſtellt find, um dem Rechtsverkehr zu dienen, zu deren 
Errichtung der Stagt vielmehr lediglich in ſein em Intreſſe 
die Beteiligten durch Strafandrohung zwingt, um die Ein⸗ 
ziehung der Abgabe zu erleichtern und zu ſicharn. Zu der⸗ 
artigen Urkunden gehören die Schlußnoten und Mie:werzeichniſſe, 
hinſichtlich deren das NG. bereits feſtgeſtellt hat, daß fie nicht 
Gegenſtand des Urkunde nſtempels find (Urteil vom 1. Fehruar 
1907 in Sachen Fiakus wider Löwe & Co. VII 213/06 und 
Urteil vom 19. Juni 1900 RG. 46, 293). Zu ihnen gehört 
aber aus gleichen Gründen die „Aufſtellung“ dar Tarifnummer 9, 
da fie nur eine im ſteuerlichen Intereſſe erfarderliche Anzeige 
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der für ein beſtimmtes Geſchäftsjahr gewährten Vergütungen 
enhält. Der hier ſtreitige Stempelanſpruch läßt ſich hiernach 
nicht daraus herleiten, daß die Abgabe lediglich auf der nach 
dem Inkrafttreten des neuen RStempG. angefertigten „Auf: 
ſellung“ als der ſtempelpflichtigen Urkunde laſte. Der eigentliche 
Gegenſtand der neu eingeführten Steuer find nicht die Aufſtellungen 
über Berzüttugen, fondern die Vergütungen felbit. (Wird ausge⸗ 
füht) Fer die Entſcherdung der Frage, wieweit ſich die Erhebung 
der neuen Steuer nach rückwärts zu erſtrecken hat, iſt die Erwägung 
mahgebend, daß kraft des Geſetzes mit der Tatſache der Ent⸗ 
hang der Steuer gleichzeitig ausnahmslos das Nückgriffsrecht 
im Ertſtehung gelangt. Es dann nicht die Abſicht des Geſet⸗ 
cet geioefen fein, die Steuer auch in solchen Fäſlen zu er⸗ 
heben, in denen die Ausübung des⸗Rirkgriffs notwendig Folgen 


nt ſich bringen muß, die mit dem Grundſatz in Widerſpruch 


teten, daß ein neues Geſetz auf vergangene Fälle nicht bes 
jogen werden darf, außer wenn es, was hier nicht zutrifft, 
nichvirklende Kraft ſich felbſt beilegt. Eine Rückwirkung würde 
aber eintreten, wenn der Bellagte die fireitige Steuer ziehen 
Virfte, Denn die Vergittungen find im vorliegenden Fall für 
die vergütungs berechtigten Aufſichtsratmitglieder ſchon durch die 
von ihnen in dem Geſchäfts jahr 1. April 1905 / 31. März 1906, 
a vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes, aufgewendete 
tigkeit verdient worden. Der Anſpruch auf diefe Vergü⸗ 
ungen iſt daher frei von jeder Steuerbelaſtung enrſtanden und 
ba zum 80. Juni 1906 ebenſo geblieben. Der ſteuerlichen 
Beleſeng unterworfen wurde er auch nicht durch den zufälligen 
Inftend, daß der Generalverſammlungsbeſchluß, durch den die 
doͤhe der Vergütungen der Sachkage entſprechend feſtgeſetzt 
worden ſſt, nicht ſchon in der Zeit zwiſchen dem 1. April 1906 
ud 60. Juni 1906, ſondern erſt am 2. Juli 1905 gefaßt 
worden ist. Prtuß. Fiskus c. Akt.⸗Geſ. H. B. Z.⸗Hetel, U. v. 
19. Nov. 07, 352/07 VII. — Bertin. 
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Bum Oberverwaltungsgericht.“) 

Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Göcres in Berlin. 
Zedeutung elektriſcher Stromleitungen für das 
Vorhandenſein des „Betriebsortes“ im Sinne des 

Gewer beßde verge ſe tzes. 

Der Kläger betreibt im Gutsbezirk X ein Elcktrizitätswerk, 
ton welchem aus er ſeit Dezember 1904 an die Stadt Y 
likrriche Energie abgibt. Der von dem Kläger erzeugte Dieb 
um nid miüttelß eines Kabels uach J gelstiet, wo er einen · Elel⸗ 
kiäkömeffer durchläft und einer ſtüdtiſchen Umformerſtation 
ugefchrt wird, welche ihn in Gleichſtrom verwandelt und in 
Bir dom mittels des ſtädtiſchen Verteilungskabelnetzes an 
De Bener abgibt. Ob ſich der Glekrizitätsmeſſer vor oder 
ne der Uefermerſtatton befindet, in aktemsethög wicht fe 
felt Dagegen flieht feſt, daß der Rläger Gigemümer des 
SukitungStabelg zur Umformerſtation I, ſoweit es Straßen der 
Eu 9 berührt, und daß ihm auch der Elekrriztcätzmeſſer gehört. 

Nit Rückficht auf diefen Tatbeſtand hat der Bellagte den 
Mage alf Grund der Steuerordnuntz vom 17. November 1003 zu 
eine der Höhe nach nicht beſtrittenen Gewerbeſtener herungezogen. 


) Nachdruck ohne. Quellenangabe verboten. 
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Kläger hat gegen dieſe Heranziehung nach fruchtloſem 
Einſpruche Klage erhaben. 

Er beantragt Freiſtellung von der veranlagten Steuer, 
weil er in ) kein Gewerbe betreibe. Die Aufſicht und die 
Bedienung der Umformerſtation, behauptet er, werde durch die 
Angeſtellten und Arbeiter der Stadt Y beſorgt. Er ſelbſt übe 
in Y keine Tätigkeit zum Zwecke der Gewinnerzielung aus, 
wie fie Vorausſetzung des Gewerbebetriebes ſei. Der von ihm 
gelieferte Drehſtrom ſei ein Rohprodukt, welches ohne weiteres 
zum Verbrauch nicht verwendbar ſei, vielmehr von ſeiner Ab⸗ 
nehmerin erſt dem Verwendungszwecke entſprechend umgearbeitet 


werden müſſe. In Y finde lediglich ein Transport der fertig⸗ 


geſtellten Ware ſtatt. 
Der Bezirksausſchuß zu Schleswig hat dem Antrage des 


Beklagten entſprechend die Klage mittels Urteils vom 26. November 
1906 abgewieſen. | 

Die gegen dieſes Urteil vom Kläger eingelegte Revifion 
erwies ſich als unbegründet. 

Im Sinne des Gewerbeſteuergeſetzes und mithin, wie an⸗ 
zunehmen iſt, auch im Sinne der lokalen Steuerordnung ift 
ein Betriebsort überall da, wo ein Teil des Gewerbebetriebes 
ausgeübt wird. Das nimmt auch der Vorderrichter an. Wenn 
dieſer dann weiter ausführt, daß der Kläger ſein Gewerbe auch 
in der Stadt ) betreibe, fo iſt ihm auch hierin beizutreten. 
Der elektriſche Strom iſt keine Ware, überhaupt kein Stoff, 
der von einem Orte zum andern transportiert werden kann. 
Die Zuführung des elektriſchen Stromes zum Zwecke ſeiner 
Nutzbarmachung iſt ein ebenſo weſentlicher Beſtandteil des 
Gewerbebetriebes wie die Erzeugung des Stromes ſelbſt. Des⸗ 
halb iſt die Kabelleitung ein weſentlicher Teil der Fabrckations⸗ 
anlage und der Tätigkeit, die vermittels ihrer ausgeübt wird, 
ein Teil des Gewerbebetriebes. Handelte es ſich um Gas, 
das von jemandem an einem Orte hergeſtellt und dann mittels 
einer Rohrleitung einer anderen Gemeinde zugeführt, und an 
dieſe im ganzen abgeſetzt würde, damit die Gemeinde es mittels 
ihrer Leitungen an die einzelnen Benutzer weiterabſetze, ſo würde 
die Sache anders liegen. Denn Gas iſt ein Stoff, der in der 
Gasanſtalt fertiggeſtellt wird, und bei dem es ſich im an⸗ 
gegebenen Falle um einen Transport handeln würde.“) 

Da hiernach dem Vorderrichter weder ein Rechtsirrtum 
noch ein Verfahrensmangel zur Laſt fällt, war die angegriffene 
Entſcheidung lediglich zu beſtätigen. Ingenieur B. c. Magiſtrat 
zu Y. U. v. 15. Okt. 07, II 1789. Rep. Nr. II C 90/07. 
Bezirksausſchuß Schleswig. | 


iteraturbeſprechung. 
Das Sachverſtändigenweſen in Patentprozeſſen. 
Zugleich ein Beitrag zur Frage der Errichtung 
eines ſelbſtändigen, gemiſchten Patentgerichts⸗ 
5 9) Pief e Begründung erſcheint abwegig. Denn einmal iſt 


ein zum Zweck der Nugbarmadung ebenſo 


auch die e 
weſentlicher Beſtandteil des Gewerbebetriebs wie die Gaserzeugu 
1118 Und zweitens hat das OBG. in der Entſch. vom 17. Oktober 


j 

1895, Entſch. in Staatsſteuerſ. 4, 384 als Betriebsort eines Gas⸗ 
und Waſſerwerkes jede Gemeinde bezeichnet, die von demſelben 
gegen Entgelt fortgeſetzt und dauernd mit Gas und Waſſer ver⸗ 


ſorgt wird. Görres. 
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hofes. Von Dr. Frith Rathenau, Landrichter in 
Berlin. Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1908. 


Eine Streitſchrift — aber eine ſolche im beſten Sinne des 
Wortes! Der Verfaſſer macht, Front gegen die ſeit Jahren in 
den Kreiſen der Techniker ſich bemerkbar machende Bewegung, 
welche auch auf dem diesjährigen Düſſeldorfer Kongreß für 
gewerblichen Rechtsſchutz lebhaft in die Erſcheinung trat: ») nach 
Einrichtung von Sondergerichten für Patentprozeſſe. Er ſteht 
ganz auf dem Standpunkt, auf dem auch das preußiſche Juſtiz⸗ 
minifterium nach den in Düſſeldorf abgegebenen Erklärungen 
ſeines Vertreters ſowie nach dem in der Folgezeit ergangenen 
Miniſterialerlaß vom Oktober 1907 ſteht, daß die Einrichtung 
weiterer Sondergerichte im Intereſſe der Rechtspflege unbedingt 
zu vermeiden ſei, daß ſich die Befürworteter der Sondergerichte 
offenbar auch nicht der prozeſſualen Schwierigkeiten bewußt 
ſeien, und daß die allerdings nicht zu leugnenden Mängel der 
jetzigen Rechtspflege gerade auf dieſem Gebiete, ſchon auf Grund 
der bisherigen Geſetzgebung beſeitigt werden können. Der Ver⸗ 
faſſer erörtert die Gründe für die häufig mangelhafte Behand⸗ 
lung dieſer Sache und er erblickt ſie im weſentlichen in den 
Mängeln des Sachverſtändigenweſens ſowie in der mangelnden 
Vertrautheit unſerer Durchſchnittsrichter mit der einſchlägigen 
Materie. Er empfiehlt, daß bereits in den Unterinſtanzen 
erfahrene Spezial⸗ Sachverſtändige beſtellt werden und daß 
daher von der jetzt vielfach üblichen Ernennung beeidigter Sach⸗ 
verſtändiger abzuſehen iſt, wenn dieſelben nicht für das in 
Betracht kommende Gebiet beſonders ſachkundig ſeien. 

Den Schwierigkeiten, welche es für die Gerichte bietet, 
derartige Sachverſtändige anerkannten Rufes zu finden, ſucht er 
dadurch abzuhelfen, daß er empfiehlt, techniſche Behörden, Hoch⸗ 
ſchulen und dergl. zu befragen, und daß dieſen Behörden 
wiederum die Pflicht auferlegt werde, geeignete Sachverſtändige 
den Gerichten zu benennen, ſowie, daß den öffentlichen Beamten 
die erforderliche Genehmigung nur in zwingenden Fällen zu 
verſagen ſei, an Stelle des bisherigen Syſtems, nach welchem 
dieſe Genehmigung, auf Wunſch des betreffenden Sachverſtändigen 
bereitwilligſt verſagt wird. Selbſtverſtändlich müßten alsdann 
die Gebühren der Sachverſtändigen höher normiert werden. 
Die Sachverſtändigen müßten, ſchriftlich und mündlich vernommen 
werden. Die Errichtung von Sachverſtändigenkammern ſei zu 
vermeiden, wie überhaupt Korporationsgutachten zu verwerfen 
ſeien. Da die Mangelhaftigkeit der Handhabung der Geſetze 
im weſentlichen auf die Ungeübtheit der Richter zurückzuführen 
ſei, ſo befürwortet der Verf. die Bildung beſonderer Patent⸗ 
kammern bei den Landgerichten, die ihren Sitz an dem Sitz 
eines Oberlandesgerichtes haben. Dieſe Landgerichte ſollten als 
ausſchließlich zuſtändig für die Patentſachen erklärt werden. 

Mit Freude iſt zu begrüßen, daß die Anregungen des Verf., 
welche durchweg auf Grund ſachkundiger und objektiver Abwägung 
beruhen, ſich im weſentlichen mit dem des obengenannten 
Miniſterialerlaſſes decken. Es iſt zu. hoffen, daß die Vorſchläge 
dieſer Schrift auch in den Kreiſen I erkennenden Gerichte 
Nachachtung finden mögen. Magnus. 


— 


. ef. S. 665 dieſes Blattes von 1907. 
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Grundlegende Eutfgeidungen. 1 

Die Ubergangsvorſchrift über die Verjährung (Art. 169 
EGBGB) iſt nach Enid. Nr. 1 auch auf bie der Landes⸗ 
geſetzgebung vorbehaltenen Rechtsmaterien anzuwenden, wenn 
dieſelben die Verjährung nicht durch beſondere Vorſchrift regeln. 


Die Vorſchrift des § 454, wonach dem Verkäufer, det 
erfüllt und den Kaufpreis geſtundet hat, das Rücktrittsrecht. aus 
8 326 nicht zuſteht, findet nach Entſch. Nr. 4 auf den Sukzeſſiw⸗ 
lieferungsvertrag nicht Anwendung, ſoweit es ſich um aus⸗ 
ſtehende me handelt. 

Entſch. Nr. 6 erörtert das Verhältnis der kumulätiben 
Schuldübernahme zur Bürgſchaft und den Begriff der . 
nung als Grundlage für ein abſtraktes Anerkenntnis. 

Einen etwas verwickelt liegenden Fall der Schuldübernahme 
in Anſehung einer Hypothek behandelt Entſch. Nr. 7. Dik 
Mitteilung des Veräußerers von der Schuldübernahme und 
ihre Genehmigung durch den Gläubiger, war erſt nach Weiter⸗ 
veräußerung des Grundſtücks und Ausfall der Hypothek erfolgt. 


In Entſch. Nr. 8 hatte ſich der Beklagte dem Kläger 
gegenüber durch ein abſtraktes Schuldverſprechen zur Zahlung 
des Betrags verpflichtet, der einer dem Kläger gegen einen 
Dritten zuſtehenden Kaufgeldforderung entſprach. Die Entſch. 
erörtert und verneint die Frage, ob durch das abſtrakte Schuld⸗ 
verſprechen im Verhältniſſe zu der Kaufgeldſchuld ein Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis en wurde, welches dem das Schuld: 
verſprechen erfüllenden Schuldner das Recht auf Abtretung 
der Kaufgeldforderung nebſt der für ſie beſtehenden Sicherheit 
. ($ 426 BGB.) 

Entſch. Nr. 9 bietet einen in mehr als einer Richtung 
lehrreichen Schulfall. Der Verkäufer eines Grundſtücks hatte 
zwiſchen Kaufabſchluß und Auflaſſung das Grundſtück mit einer 
„ belaſtet. Erörtert werden die ſich hieraus für 
den Käufer ergebenden Rechte. 

Der Anſpruch des Käufers auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung aus dem Grunde argliſtigen Verſchweigens (8 463 
BGB.) wird in Entſch. Nr. 10 auf ſolche Mängel beſchränkt, die 
unter § 459 fallen. Zugleich wird das Verhältnis dieſes 
Anſpruchs zu dem aus dem⸗Betruge als unerlaubter Handlung 
abgeleiteten Schadenserſatzanſpruche erörtert. 

Tatſächliches Intereſſe bietet Entſch. Nr. 11, die den An⸗ 
ſpruch eines Reichstagskandidaten gegen, feine Partei auf Er⸗ 
ſtattung von Wahlagitationskoſten behandelt. 

Eine weitgehende aber berechtigte Sorgfaltspflicht verlangt 
Entſch. Nr. 12 von dem Beſitzer von Schußwaffen zwecks 
Sicherung ſeiner Umgebung. 


Eine auf $ 826 geſtützte Klage auf Unterlaſſung der 


Geltendmachung eines rechtskräftigen unter Verletzung der Eides⸗ 
pflicht erlangten, aber der e nicht mehr zu⸗ 
gängigen Urteils behandelt Entſch. Nr. 13. 

Ensch. Nr. 14 handelt von dem Boykott im Eiſenacher Bierkriege 
und gien eine überſichtliche Zuſammenfaſſung und Beurteilung 
der bisher in der Boykottjudikatur hervorgetretenen Geſichtspunkte⸗ 

Der verletzte Eigentümer eines durch einen ee Hund 
ſcheu gemachten Pferdes klagt ſeinen Schaden gegen den Hunde⸗ 
halter ein. In Entſch. Nr. 15 wird die Anwendbarkeit des 
§ 254 auf dieſen Fall dargelegt. — Einen anderen Fall der 
Tierhaftung behandelt Entſch. Nr. 16. Hier wurde ein Anſpruch 
gegen den Tierhalter nicht anerkannt, weil die Beſchädigung nicht 
auf das Bellen des gutmütigen Hundes, ſondern auf die außer⸗ 
e Nervoſität der Verletzten zurückzuführen war. 

Die für das Recht des Arreſtes und der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung wichtige Entſch. Nr. 24 ſpricht aus, daß die zweiwöchige 
ort für die Nachholung der Zuſtellung des eine 'geamdbuichliche 
Eintragung anordnenden Arreſtbeſchluſſes (ZPO. $ 929) mit 
dem Eingange des Antrags oder des gerichtlichen Eintragungs⸗ 
erſuchens bei dem Grundbuchamte zu laufen beginne. N. 
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gülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwalts kammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
u Breslan und Marienwerder haben der Kaſſe abermals 
je eine Beihilfe von 2000 M gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorständen iſt für die reichen Beihilfen der aufrichtigſte 
Dank ansgeſprochen worden. ; 


Bnhegehalts-, mitwen- und Mailenkafle 
für deutſche Redytsanmätte, 
Noch einmal die herzliche und dringende Bitte an alle 
derm Kollegen, die unferer Kaſſe noch uicht beigetreten find: 
„Treten Sie ſchleunigſt bei und teilen Sie mir Ihren 
Beitritt kurz auf Poſtkarte mit.“ 1 
Es fehlen an den 700 Mitgliedern immer noch über 100. 
Es liegt im allſeitigen Jutereſſe, daß der Betrieb der 
Rafie ſpäteſtens am 1. April d. F. eröffnet wird. Daher 
tut Eile not. ö i | 
dalle a. S., Ende Januar 1908. 


Mit kollegialem Gruß 
Elk, Juſttyrut. 


Schädigen die Rechtsauskunftsſtellen für Minder⸗ 

bemittelte die Anwaltſchaft in wirtſchaftlicher 

Beziehung? j 

Bon Dr. jur. Fritz Lutz, Frankfurt a. M. 

bberraſchend ſchnell hat ſich über Deutſchland ein ſchon 
fenlich dichtes Netz von Rechtsauskunftsſtellen ausgebreitet, die 
in ninderbemittelten Klaſſen in Rechtsſachen unentgeltlich oder 
uh fat unentgeltlich durch Erteilung von Rat und Anfertigung 
im Shriftfägen wie Armenrechtsgefuchen, Klagen, Mahnbriefen, 
npaben an Behörden u. dgl. Beiſtand leiſten ſollen. Allgemein 
Inden die Bestrebungen dieſer Stellen bei der Nechtonnwalt⸗ 
a vergehendez Entgegenkommen und freundliche Förderung. 
Des it um fo dankbarer zu würdigen, als daneben auch 
aalgerlich geklagt wird, daß dieſe Stellen auf das wirtſchaft⸗ 
ice Gedeihen der Anwaltſchaft nachteilig einwirken. Z. B. führt 


die Nürnberger Anwaltskammer in einer Eingabe an das 
baheriſche Juſtizminiſterium [JW. 07 Nr. 3 S. 95] aus, daß 
neben einigen anderen Umſtänden die Schaffung von öffentlichen 
Auskunftsſtellen die wirtſchaftliche Lage der Anwaltſchaft derart 
verſchlechtere, daß die wachſende Bürde der Armenſachen nach⸗ 
gerade unerträglich werde. Auf Grund einer nunmehr faſt 
zweijährigen Tätigkeit auf einer der größten gemeinnützigen 
Rechtsauskunftsſtellen Deutſchlands, der des Sozialen Muſeums 
zu Frankfurt a. M., möchte ich verſuchen darzulegen, wie weit 
dieſe Klagen begründet ſind, und ob etwa Abhilfe nötig iſt. 

Offentliche Auskunftsſtellen zur unentgeltlichen Beratung 
und Unterſtützung der minderbemittelten Volksſchichten in 
Rechtsangelegenheiten gibt es in Deutſchland ſeit der Mitte 
der neunziger Jahre, nachdem vor allem die Durchführung 
der durch die ſozialpolitiſche Geſetzgebung gewährten Anſprüche 
gezeigt hatte, wie groß das Bedürfnis nach einer von dem 
Winkeladvokatentum losgelöſten Rochtsberatung war, dem die 
Anwaltſchaft wegen der Vermögensloſigkeit der Bedürftigen 
nicht genügen konnte. Seitdem wetteifern politifche Parteien, 
Berufsvereine, gemeinnützige Organisationen und neuerdings die 
größeren Städte, erſtere vorwiegend aus Gründen der Propaganda, 
letztere der Sozialpolitik in der Errichtung immer: neuer Stellen. 
So haben wir jetzt in runden Zahlen etwa: 

80 Arbeiterſekretariate der ſozialdemokratiſchen Gewerk⸗ 
ſchaften, | 
120 Volksbureaus oder Arbeiterſekretariate konfeſſioneller 
und Fachvereine, 8 
60 Rechtsſchutzſtellen für Frauen und Mädchen, 

60 unparteiiſche Rechtsauskunftsſtellen von Städten und 

gemeinnützigen Vereinen. 

Die Arbeiterſekretariate und Volks bureaus befaſſen ſich 
naturgemäß überwiegend mit dem eigentlichen Arbeiterrecht, d. h. 
Sachen aus der ſozialen Geſetzgebung wie Unfall, Kranken⸗ 
und Invbalidenverſicherung, und Streitigkeiten aus Arbeits⸗ 
berträgen. Aus dem Bürgerlichen Recht kommen vor allem 


Miets- und Eheſachen, aus dem Verwaltungsrecht Steuer⸗ 


ſachen und aus dem Strafrecht Beleidigungen und Körper⸗ 

verletzungen in Frage. Alles übrige tritt verhältnismäßig 

bedeutend zurück. Die Leiter dieſer Stellen ſind meiſt in der 

Arbeiterbewegung emporgekommene Leute, die offenſichtlich im 

eigentlichen Arbeiterrecht durchweg Tüchtiges und Ausreichendes 
8 
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leiſten. Darüber hinaus muß ihre Tätigkeit freilich mehr auf 
dem Gefühl als auf wirklicher Nechts kenntnis beruhen, und bie 
Erkenntnis hiervon läßt auch wohl die Sozialdemokratie be⸗ 
ſondere Auskunftsrichter — ſtaatliche Volksanwälte mit richter⸗ 
licher Vorbildung — verlangen. 

Die Rechtsſchutzſtellen für Frauen werden zumeiſt von 
dilettantierenden Damen verſehen und find nur in Ehe⸗ und 
Alimentenſachen von einiger Bedeutung. 

Auf den unparteiiſchen Rechtsauskunftsſtellen endlich find 


bis jetzt meiſt Subalternbeamte tätig, die im Kommunaldienſt, 


namentlich auf der Gerichtsſchreiberei eines Gewerbegerichts ſich 
gewiſſe Rechtskenntniſſe und die Fähigkeit der formalen Be⸗ 
handlung angeignet haben. In letzterer ſind ſie den Arbeiter⸗ 


ſekretären im allgemeinen wohl überlegen, in der Kenntnis des 


Arbeiterrechts dagegen ſicher nicht, da es in ihrer Ausbildung 
nur zum Teil eine beſondere Rolle ſpielte, z. B. nur Invaliden⸗ 
verficherung oder nur Gewerberecht, und ihnen auch durch das 
Gefühl, daß es eine wichtige Standesangelegenheut fei, nicht 
wie den Arbeiterſekretären näher gebracht wurde. Außerdem 
tritt das Arbeiterrecht bei ihnen mehr als bei den Arbeiter⸗ 
ſekretariaten zurück, da ſich die Klientſchaft nicht ſo ſehr als 
wie bei dieſen aus der reinen Lohnarbeiterſchaft zuſammenſetzt, 
ſondern auch zum guten Teil aus ſelbſtändigen Handwerkern, 
Kleinhändlern, Handlungsgehilfen und Unterbeamten. Es tritt 
alſo neben und zum Teil vor die Arbeiterſchaft die ihr wirt⸗ 
ſchaftlich ziemlich gleichgeſtellte unterſte Schicht des Mittel⸗ 
ſtandes. Da deren Rechtsleben erheblich komplizierter iſt als 
das der reinen Arbeiterklaſſe, verſchiebt ſich das Schwergewicht 
der Tätigkeit nach dem eigentlichen Bürgerlichen Recht und den 
ſonſtigen Rechtsgebieten, wodurch der Mangel an ſyſtematiſcher 
Rechtsausbildung noch fühlbarer wird. 

Eine Schädigung der Einnahmen der Rechtsanwälte durch 
die Tätigkeit dieſer Stellen iſt ausgeſchloſſen, ſchon weil die 
von ihnen beratenen Kreiſe — die Arbeiterſchaft und der 
unterſte Mittelſtand — ſich wegen der für ihre Berbältnifie 
meiſt zu hohen Gebühren faſt nie an einen Anwalt wenden 
können, und ſelbſt in den Ausnahmefällen, in denen ſie es 
könnten, es niemals getan haben und auch ſchwerlich je tun 
werden. Denn ſie können das Gefühl nicht los werden, bei 
dem ſonſt im allgemeinen auf die Vermögenden angewieſenen 
Anwalt doch nur Klienten zweiter Klaſſe zu ſein, und glauben 
aus Unkenntnis mit den Grundſätzen der Gebührenordnung, daß 
ihnen aus Mitleid nur wenig abgenommen werde, wenn die 
verlangte Gebühr wegen der Geringfügigkeit des Streitgegen⸗ 
ſtandes nur niedrig iſt. Daraus ziehen ſie aber auch den 
Schluß, daß folglich das Intereſſe für ihre Sache nicht groß 
ſein könne. Hiergegen ſpricht auch nicht, daß ſo häufig im 
Armenrecht auch dann die Beiordnung eines Anwalts verlangt 
wird, wenn die Vertretung durch einen ſolchen nicht geſetzlich 
vorgeſchrieben iſt. Denn hier nimmt man, wenn auch irrtümlich, 
meiſt an, daß der Anwalt vom Gericht beaufſichtigt und ent⸗ 
ſchädigt wird, weshalb man auch vorausſetzt, daß er ſich 
wenigſtens dem Gericht gegenüber alle Mühe geben wird. 

Was materiell über dem unterſten Mittelſtand ſteht und 
regelmäßig in der Lage iſt, ſich an einen Anwalt zu wenden, 
wird dies auch nach wie vor tun oder bei dem in beſſeren 
Kleinbürgerkreiſen ſonderbarerweiſe jo beliebten Winkeladvokaten 
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bleiben. Denn zunächſt fehlt es dieſen Stellen an jeder Ver⸗ 
anlaſſung, zahlungsfähige Leute an ſich zu ziehen, da ſie grund⸗ 
ſätzlich doch kein Entgelt nehmen und außerdem hierdurch in 
ihrer eigentlichen Aufgabe, der Beratung Minderbemittelter, 
nur gehindert würden. Dies trifft auch für die aus Gründen 
der Propaganda errichteten Stellen politiſcher oder religiös⸗ 
politiſcher Organisationen zu, weil fie ſchwerlich hoffen können, 
durch einen gelegentlich erteilten Rat unter dieſen den Intereſſen 
ihrer Verbände fernſtehenden Leuten Anhänger zu werben. 
Sodann wird unter den Bemittelten nicht viel Neigung ſein, 
ſich erſparnishalber an dieſe Stelle zu wenden, weil es ihnen 
auf die Dauer nicht verborgen bleiben kann, daß vom reinen 
Arbeiterrecht abgeſehen, das aber für ſie nur ausnahmsweiſe 


uin Frage kommen kann, es dort vielfach an den zur richtigen 
„Beurteilung nötigen Rechtskenntniſſen fehlt. 


Dies wird um ſo 
leichter zu erkennen ſein, als die Anwendung der bei Winkel⸗ 
advokaten zur Täuſchung hierüber üblichen Kniffe bei dieſen 
Stellen ausgeſchloſſen iſt. Auch empfindet man zum Glück 
noch immer in den weſteſten Kreiſen jede Entgegennahme un⸗ 
entgeltlicher Leiſtungen als ehrenrührig und vermeidet deshalb 
auch die Einholung unentgeltlicher Ratſchläge, wenngleich in 
größeren Städten dieſes Gefühl bedenklich zu ſchwinden anfängt. 

Nur im eigentlichen Arbeiterrecht beſteht die Gefahr, daß 
den Anwälten durch die hier meiſt Gediegenes leiſtenden Stellen 
die eine oder andere Beſprechung entgeht, zumal mancher wohl⸗ 
meinende Arbeitgeber in ftreitigen Fragen ſich an dieſe im 
Intereſſe der Arbeiter errichteten Stellen wendet, um ja ſeinen 
Leuten nicht zu nahe zu treten und unrecht zu tun. Indeſſen 
wird dies immer weniger bedeutſam, da auch dieſe Arbeitgeber 
immer mehr in die Kampfſtellung gegenüber den Arbeitnehmern 
gedrängt und zu Organiſationen zuſammengeſchloſſen werden, 
von deren meiſt juriſtiſch geſchulten Leitern ſie nunmehr Rat 
und Rechtsauskunft in ſolchen Sachen einzuholen beginnen. 
Dieſe Leiter wiſſen denn auch auf dem durch die häufig wider⸗ 
ſpruchsvolle Praxis der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte ſchwierig 
gewordenen Gebiet durch ſtändige Tätigkeit oft beſſer Beſcheid 
als die durch den geſetzlichen Ausſchluß von dieſen Gerichten 
intereſſelos gewordenen Anwälte. Ob freilich das dadurch be⸗ 
dingte Zurücktreten der unparteiiſchen Anwälte und Auskunfts⸗ 
ſtellen hinter Vertreter des engherzigen Arbeitgeberſtandpunkts 
ſozialpoluiſch ein Fortſchritt iſt, mag billig bezweifelt werden. 

Wie wenig übrigens wenigſtens unter den gemeinnützigen 
und unparteiiſchen Rechtsauskunftsſtellen auch, abgeſehen vom 
Können, der Wille vorhanden iſt, irgendwie der Anwaltſchaft 
zu nahe zu treten, zeigte fich deutlich auf dem letzten Verbandstag 
dieſer Stellen in Cöln am 5. Oktober d. J. Es war ver⸗ 
ſchiedentlich bereits betont worden, daß man ſich, abgeſehen vom 
reinen Arbeiterrecht, ſtreng auf die Beratung Minderbemittelter 
beſchränken müſſe und jede Beratung ſolcher ablehnen müſſe, 
die ſich an einen Anwalt wenden könnten. Als hiergegen der 
nicht als Vertreter einer Stelle ſondern nur als Gaſt für den 
Deutſchen Werkmeiſterverband anweſende Abgeordnete Polthoff 
einwandte, er könne dieſe Beſchränkung nicht billigen, bezeigte 
ihm die Verſammlung in ſchroffer Weiſe ihr Mißfallen, und 
nachdem verſchiedene Redner aus ihrer Mitte ſich gegen ihn 
gewandt hatten, betonte noch Prof. Dr. Stein, Frankfurt a. M. als 
Müglied des Verbands vorſtandes und für dieſen aufs energiſchſte, 
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es lönne und dürfe nicht Aufgabe der Auskunftsſtellen fein, 
einen unſerer unentbehrlichſten Berufs ſtände zu beeinträchtigen. 
Nacht gegen nur neben der Anwaltſchaft und ſoweit dieſe 
wegen der Mittellofigleit der Beteiligten dazu nicht imſtande 
fi, wolle man der Rechts beratung dienen und wolle man 
hs ſich das Wohlwollen der Anwälte zu erhalten ſuchen, 
das bis jetzt fo vielen Stellen fördernd zugute gekommen fei. 

Alle Rechtsauskunftsſtellen halten ſich ferner von jeder 
tamttenden Tätigkeit vor den ordentlichen Gerichten grund⸗ 
ſitlih fern und übernehmen nur vor den Gewerbes und 
Kaufmannsgerichten die Vertretung außerhalb wohnender 
Parteien, ausnahmsweiſe auch einmal die perſönliche Durch⸗ 
führung einer Sache vor einem Schiedsgericht für Arbeiter- 
terſicherung. Auf dem Hauptgebiet anwaltlicher Tätigkeit in 
der Prozeßführung iſt ſomit jede Schädigung der Anwaltſchaft 
mbedingt ausgeſchloſſen. Dagegen gewähren fie hier einzelnen 
miwärts am Sitz der Auskunftsſtelle wohnenden armen 
Parteſen beigeordneten Rechtsanwälten dadurch eine gewiſſe 
Unterſtützung, daß fie die Inſtruktion aufnehmen und fie fo 
tines ſchwierigen Briefwechſels mit der meiſt ſchriftungewandten 
Partei entheben. . 

Einen gewiſſen Nutzen gewähren die Auskunftsſtellen der 
Auwaltſchaft auch dadurch, daß fie wenigſtens zum Teil den 
Vinkelkonſulenten die von dieſen ausgebeuteten unteren Klaſſen 
mtzieben und durch dieſe Schmälerung ihres Nährbodens 
einigen von ihnen die Exiſtenzmöglichkeit rauben. Zu groß 
darf man ſich freilich dieſen Erfolg nicht vorſtellen. Den 
Krbsſchaden der Winkeladvokatur werden weder die Auskunſts⸗ 
felen, noch unentgeltliche Sprechſtunden der Anwälte für 
Nnderbemittelte, noch die geplante Möglichkeit der Zurück⸗ 
beifung gewerbsmäßiger Zeſſionare durch die Gerichte beſeitigen. 
dir hilft nur die Einführung eines Befähigungsnachweiſes 
nuch Anderung der Gewerbeordnung. f | 

Vielfach wird auch behauptet, daß die Auskunftsſtellen 
ber Anwaltſchafk dadurch nützten, daß fie eine große Zahl von 
Strriſachen gütlich erledigten und fo eine Verminderung der 
li Anwälte fo ſchwer belaſtenden Armenſachen herbeiführten. 
8e, wie die Auskunftsſtellen bisher beſetzt find, kann ich dies 
niht für möglich hakten, ſondern glaube eher das Gegenteil 
mmehmen zu miſſen. Würden nämlich durch die Auskunfts⸗ 
len die Armenſachen vermindert, fo müßte dies vor allem 
n den ftädtiſchen Gerichtsbezirken ſich zeigen, in denen biefe 
Selm vorwiegend ihren Wirkungskreis finden. Nach den 
ürrrinfimmenden Beobachtungen der Anwälte und Richter 
nicht aber die Zahl dieſer Sachen noch immer beſtändig, und 
ber in den ſtädtiſchen Bezirken noch mehr als in den länd⸗ 
ien obwofl zwei Umſtände vorliegen, die eigentlich zu einer 
Unahme hätten führen müffen, nämlich das ftatiftifd nach⸗ 
Miefene Steigen des allgemeinen Wohlſtands und die Ein⸗ 
htm der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte. Dieſe Ge⸗ 
ite haben einen großen Teil der Sachen den ordentlichen 
Serihten und damit dem Armenrecht entzogen, die früher 
kinder häufig zur Gewährung des Armenrechts Veran⸗ 
ling boten. Daß nicht als Folge eine Verminderung der 
ünmſachen eingetreten iſt, glaube ich auf die dieſe Gründe 
chende Tätigkeit der inzwiſchen aufkommenden Auskunfts⸗ 
un kurückführen zu müſſen. Denn gar mancher wird durch 
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fie in der Verfolgung feiner Anſprüche durch Anfertigung des 
Armemrechtsgeſuchs unterſtützt, der ſonſt aus Unkenntnis und 
Ungewandtheit davon hätte Abſtand nehmen müſſen. Daß die 
Auskunſtsſtellen in ihrer bisherigen Beſetzung eine derart er⸗ 
folgreiche Vermittlungstätigkeit entfalten, daß die ſo bedingte 
Vermehrung det Armenſachen wieder aufgehoben wird, halte ich 


für ausgeſchloſſen. Denn die Mehrzahl ihrer Leiter iſt — ohne 


ihnen irgendwie zu nahe treten zu wollen — gerade im Bürgerlichen 
Recht am wenigſten gut beſchlagen, das juriſtiſch den Tatbeſtand 
der meiſten Armenſachen und jetzt noch mehr als früher bildet. 
Sie find deshalb auch vielfach nicht in der Lage, ihre Mahn» 
briefe, Vermittlungs⸗ und Vergleichs vorſchläge durch gemein⸗ 
verſtändliche Rechtsbelehrungen zu ſtützen, ohne die der Gegner 


der durch ſie beratenen Partei doch nun einmal nur ſelten be⸗ 


wogen werden kann, ihre Schreiben anders zu behandeln, als 


die vorausgegangenen vergeblichen Anforderungen der Partei 


ſelbſt. Die Gefahr dieſer Mißachtung wird bei den Stellen 
mit politiſchem und ſozialpolitiſchem oder religiöfem Charakter 
durch ein hierdurch leicht hervorgerufenes Mißtrauen noch ver⸗ 
ſtärkt, und ſo muß der beſtgemeinte Vermittlungsverſuch oft 
ſcheitern und in ein Armenrechtsgeſuch auslaufen, das ja keine 
beſondere Rechtskentniſſe erfordert, und wenn einmal abgelehnt, 
ſo lange ergänzt wieder eingereicht werden kann, bis es zum Ziel 


Günſtiger liegen die Dinge bei denjenigen Stellen, die mit 
Juriſten beſonders auch mit auf Zeit beurlaubten Gerichts⸗ 
aſſeſſoren beſetzt ſind, was neuerdings bei den größten Stellen 
wenigſtens mehr und mehr in Aufnahme kommt. Hier ſind die für 
eine erfolgreiche Vermittlungstätigkeit nötigen Rechtskenntniſſe auch 
im Bürgerlichen Recht vorhanden, und was ſich durch von ſolcher 
Seite ausgehende gemeinverſtändliche Geſetzeshinweiſe erreichen 
läßt, hat meine anfangs geringen Hoffnungen weit übertroffen. 
So gingen z. B. im Januar 1907 in gütlich erledigten Bagatell⸗ 
ſachen an 500 M allein bei uns ein, obwohl den Gegnern 
die Wahl gelaſſen wird, an die Partei ſelbſt oder an uns zu 
zahlen, während nur 14 Armenrechtsgeſuche nötig wurden. 
Dabei waren es faſt nur geringe Beträge, die zum Teil noch 
in winzigen Raten gezahlt wurden und auch von ſolchen, die 
ganz unpfändbar waren, wenigſtens nach Angabe ihrer Gegner. 
Es beweiſt dies, daß im Volk doch mehr Rechtsgefühl und 
Achtung vor dem Geſetz vorhanden iſt, als man im allgemeinen 
annimmt, daß aber dieſe Eigenſchaften durch gemeinverſtändliche 
Geſetzeshinweiſe geweckt werden müſſen. Da dies im allgemeinen 
nur Juriſten möglich ſein wird, glaube ich, daß die mit ſolchen 
beſetzten Stellen auch vom Standpunkt der Anwaltſchaft die 
beſſeren find, weil fie wenigſtens die Armenſachen nicht mehren. 

Allerdings könnte es ſcheinen, als ob durch dieſe juriſtiſch 
geleiteten Stellen die Gefahr einer Schädigung der Anwaltſchaft 
wegen der beſſeren Rechtskenntniſſe näher gerückt wäre. Denn 
mancher wird es vorziehen, ſtatt bei einem Anwalt gegen 
Entgelt ſich hier umſonſt Rechtsauskunft zu holen, zumal dieſe 
Stellen auch zu anderen als den üblichen Bureauzeiten der 
Anwälte geöffnet und ſomik bequemer aufzuſuchen find. Eine 
gewiſſe Neigung hierzu iſt denn auch vorhanden, und es bedarf 
bei uns gelegentlich eines recht draſtiſchen Hinweiſes darauf, 
daß für Bemittelte die Anwälte da ſind. Um jeder Neigung 
einzelner, die Anwälte ohne Not zu umgehen, begegnen zu 
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können, iſt eine ſtatutennäßige Beſchränkung der Auskunfts⸗ 
erteilung auf Minderbemittelte außer in reinen Arbeiterrechts⸗ 
ſachen erforderlich aber auch genügend, und ſie findet ſich denn 
auch bei allen größeren Stellen. Weitergehende Sicherheits⸗ 
maßregeln, wie Vorlage des Steuerzettels oder Armutszeugniſſe 
ſind dagegen nicht nötig. Denn die Darlegung deſſen, worüber 
Auskunft verlangt wird, gewährt faſt immer einen ſicheren 
Einblick in die Vermögensverhältniſſe des Erſchienenen, ſicher 
aber einen beſſeren als ihn die ſonſt die Dürftigkeit beſcheinigende 
Behörde hat, weil manches hier geoffenbart wird und geoffenbart 
werden muß, was der Behörde ſorgſam verſchwiegen wird und 
verſchwiegen werden kann. Es darf alſo mit Beſtimmtheit aus⸗ 
geſprochen werden, daß auch bei dieſen juriſtiſchen Stellen eine 
Schädigung der Anwaltſchaft durch Raterteilung an Bemittelte 
abgeſehen von dem reinen Arbeiterrecht ſo gut wie ſicher aus⸗ 
geſchloſſen iſt und ſelbſtverſtändlich ebenſo eine ſolche durch 
Prozeßführung vor den ordentlichen Gerichten, da dieſe ebenſo⸗ 
wenig wie bei den anderen Stellen zu ihrem beſtimmungs⸗ 
gemäßen Wirkungskreis gehört. 

Zum Schluß ſeien zur näheren Orientierung über die Art 
und den Umfang der Geſchäfte einer der größten Stellen noch 
die Monatsabſchlüſſe der Auskunftsſtelle des Sozialen Muſeums 
zu Frankfurt a. M. für September und Oktober 1907 mit⸗ 
geteilt. 

Im erſteren Monat wurde in insgeſamt 1010, im letzteren 
in insgeſamt 1049 Fällen Auskunft erteilt. Davon betrafen: 


im im 
b September Oktober 
das ſoziale Verſicherungsrecht . 113 Fälle 


den gewerblichen Arbeitsvertrag 88 = 94 . 
„ kaufmänniſcen 32 38 
Gefindedienſt vertrag 18 25 
Mietsſachen 3 s 90 
Ehe⸗ und Familienſachen 65 = 78 
Vormundſchaftsſache˖nn . 1 5 15 
Nachlaßſachenn 58 s, 57 
ſonſtige Zivilſachennn 287 = 309 
anhängige Zwilprozeſte u. Zwangs⸗ | 
vollſtreckungen 88 113 
Strafſa chen 57 70 


Der Reſt gehörte in beiden Monaten 8 perfchiebenflen 
Gebieten des öffentlichen Rechts an. [Die geringe Zahl der 
Vormundſchaftsſachen erklärt ſich daraus, daß die einfacheren 
Rechtsfragen auf dieſem Gebiet von einem mit der Auskunfts- 
ſtelle in Fühlung ſtehenden Verein bearbeitet werden.] 

An Schriftſtücken wurden angefertigt: 

im September 405 mit 823 Schreibſeiten, darunter 
30 Armengeſuche, 
im Oktober 475 mit 992 Schreibſeiten, darunter 
| 31 Armengeſuche, 
während im September 110, im Oktober 103 Schriftſtücke 
einliefen. 

In beiden Monaten zuſammen wurden in gütlich erledigten 
Bagatellſachen an 800 M ER und an bie Berechtigten 
weitergegeben. 
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Zur Rechtſprechung des Reichsgerichts über 
Schadenserſatz wegen argliſtiger Tänſchung. 
Von Landrichter Dr. Matthieſſen in Kiel. 

Das Reichsgericht hat in wiederholten Entſcheidungen dem 
Käufer den Anſpruch auf das volle Erfüllungsintereſſe in den 
Fällen zugeſprochen, in denen der Verkäufer eine Eigenſchaft 
der Kaufſache zwar nicht vertragsmäßig zugeſichert, aber be⸗ 
trüglich vorgeſpiegelt hatte. Der Verkäufer hat alsdann den 
Käufer nach Anſicht des Reichsgerichts ſo zu ſtellen, als wenn 
die vorgeſpiegelte Eigenſchaft vorhanden wäre. Andererſeits 
ſoll der Käufer auch berechtigt ſein, den Kaufpreis um den 
Betrag zu ermäßigen, den er weniger bewilligt hätte, wenn ihm 
das Fehlen der vorgeſpiegelten Eigenſchaft beim Vertragsſchluß 
bekannt geweſen wäre. Ob auch der Verkäufer zu dieſem 
niedrigeren Preiſe verkauft hätte, erklärt das Reichsgericht für 
unerheblich. Auch kommt es nach Anſicht des Reichsgerichts 
nicht darauf an, ob der Käufer durch den Vertragsſchluß als 
ſolchen geſchädigt iſt. 

Zur Begründung dieſes Schadenzerſatzauſpruchs wurde in 
den bisherigen Entſcheidungen in erfter Linie auf den 8 249 BGB. 
Bezug genommen, wonach der Schadenserſatzpflichtige den Zuſtand 
herzuſtellen hat, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatz ver⸗ 
pflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre. Aus dieſer Be⸗ 
ſtimmung hatte das Reichsgericht für den vorliegenden Fall 
gefolgert, daß die Unwahrheit der vorgeſpiegelten Tatſache hier 
der zum Schadenserſatz verpflichtende Umſtand ſei, und daß 
demnach der Verkäufer den Käufer ſo zu ſtellen habe, als wenn 
die Tatſache wahr wäre. 

Dieſe bisherige Rechtſprechung des Reichsgerichts (RG. 59, 
159; 63, 112; JW. 02, Beilage, 239; 04, 140; 05 S. 42, 226; 
Gruchot 49 S. 889, 902; Seuff A. 60, 443) it lebhaft bekämpft 
worden (vgl. Werner im „Recht“ 1905, 303; Oberlandesgericht 
Marienwerder in Rechtſprechung der OLG. 12, 12; Lenel in 
der DIZ. 07, 455; Weſtrum in JW. 07, 39). Insbeſondere 
haben Werner, Weſtrum und das Oberlandesgericht Marien⸗ 
werder die Anwendung des § 249 als verfehlt bezeichnet und 
ausgeführt, der zum Schadenserſatz verpflichtende Umſtand ſei 
nicht die Unwahrheit der vorgeſpiegelten Eigenſchaft, ſondern 
eben die Vorſpiegelung, die Täuſchung, und der Betrogene 
könne daher nur verlangen, ſo geſtellt zu werden, als wenn die 
Täuſchung nicht vorgefallen wäre; ein Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Fehlens der vorgeſpiegelten Eigenſchaft bzw. auf 
entſprechende Preisreduktion laſſen ſich hieraus nicht ableiten; 
wäre die Vorſpiegelung nicht erfolgt, ſo wäre — meint 
Weſtrum — der Vertrag überhaupt nicht geſchloſſen worden, 
der Käufer könne alſo nur das negative Vertragsintereſſe 
verlangen. | | | | 

Dieſe Angriffe haben ihre Wirkung auf das Reichsgericht 
nicht verfehlt. In einer neueſten Entſcheidung vom 2. Oktober 
1907 (JW. 07, 670) gibt das Reichsgericht zu, daß ſich der 
5 249 BGB. zur Begründung des rn auf das Er⸗ 
füllungsintereſſe nicht verwerten laſſe. 5 

Dennoch hält das Reichsgericht an der Gewährung dieſes 
Anſpruchs feſt, indem es eine neue — in den bisherigen Ent⸗ 
ſcheidungen nur angedeutete (vgl. z. B. RG. 63, 113) — 
Begründung gibt. 


37. Jahrgang. 


Das Reichsgericht ſagt: 

Im 8 463 888. e daß 
der verkauften Sache zur Zeit des Kaufs eine jugeſicherte 
Cigenfhaft fehle oder daß ber Berläufer einen Fehler arglifig 
verſchwiegen habe, für berechtigt erklärt, ſtatt der Wandlung 
oder Minderung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu ver» 
langen. Stehe dem Käufer aber ein ſolcher Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen Fehlens einer zugeſicherten Eigenſchaft und 
wegen argliſtigen Verſchweigens eines Fehlers zu, ſo müſſe 
daraus wegen Gleichheit des Rechtsgrundes gefolgert werden, 
daß das Geſetz dem Käufer auch wegen Fehlens ſolcher Eigen⸗ 
ſchaften, deren Vorhandenſein vom Verkäufer betrüglich vor⸗ 
geſpiegelt worden ſei, einen Anſpruch auf Schadensetſatz wegen 
Nichterflellung gewähren wolle, wenn auch eine ausdrückliche 
Geſetzesvorſchrift in dieſer Hinficht nicht gegeben ſei. 

Gegen dieſe Begründung ſprechen meines — die 
ſchwerwiegendſten Bedenken. 

Daß das Reichsgericht für ſeine Anſicht tie. Direkte 
Stütze im Geſetz findet, wird zugegeben; lediglich „wegen 
Gleichheit des Rechisgrundes“ hält das Reichsgericht ſich für 
befugt, den in-8 463 BGB. gegebenen Anſpruch auch hier zu 
gewähren, obwohl die . Meet BEREIT 
an ſich nicht vorliegen. a 

Da erhebt ſich zunächſt die Borfrage: Iſt das nicht eine 
übev das Gebiet der Rechts findung bedenklich hinausgehende 
Kechtsſchöpfung? Wenn das Geſetz auch in unſerem Falle, 
wie das Reichsgericht meint, den Anſpruch auf das Erfüllungs⸗ 
intereſſe geben „will“ — der vielbefehdete „Wille“ des Geſetz⸗ 
gebers taucht hier wieder auf —, warum hat dann das Geſetz 
dieſen Willen nicht zum Ausdruck gebracht? War es etwa fo 
ſelbſtverſtändlich, daß es einer ausdrücklichen Hervorhebung 
nicht bedurfte? Dann wären wohl kaum ſieben Jahre ſeit der 
Anwendung des BGB. in das Land gegangen, ohne daß man 
dieſe Selbſtwerſtändlichkeit erkannt hätte. Und wo bietet ſich 
in der Vorgeſchichte des BG8., die das Reichsgericht doch 
ſonſt in ſolchen Fällen gern heranzieht, irgend ein Anhalt für 
dieſen Willen des Geſetzes? Das Reichsgericht ſchweigt 
hierüber, und tatfächlich bietet die Vorgeſchichte keinen Anhalt. 

Von Intereſſe könnte hier ſein, daß in der 2. Leſung zu 
dem 8 885 des Entwurfs I (jetzt § 468 des Geſetzes) ein 
Antrag geſtellt war, den Verkäufer nur bei argliſtiger Zuſiche⸗ 
rung auf Schadenserſatz haften zu laſſen. Dieſer Antrag iſt 
abgelehnt, und die Kommiſſion hielt den Standpunkt des Ent⸗ 
wurſes aufrecht, wonach aus der Zuſicherung auch ohne Ver⸗ 
ſchulden auf Schadenserſatz gehaftet werden ſollte (vgl. die 
Prot. der 2. Lefung bei Guttentag Bd. I S. 686 flg.). In 
keiner Weiſe aber iſt bei den Vorberatungen des Geſetzes davon 
die Rede geweſen, daß der Schadenserſerzanſpruch wegen Nicht» 
erfüllung auch dann zu gewähren fei, wenn eine Zuſicherung 
im Sinne dieſer Geſetzes beſtimmung nicht vorliege, vielmehr 
eine falſche Vorſpiegelung erfolgt ſei, die den Begriff der Zu⸗ 
ſicherung im Sinne des jetzigen 8 468 nicht erfülle. Die 
Mehrheit der 2. Kommiſſion wird eine ſolche Beſtimmung ſchon 
deshalb für nicht erforderlich gehalten haben, weil ſie davon 
ausging (vgl. Prot. Bd. I S. 688), daß die Zuſicherung 
durchaus kein Garantieverſprechen zu enthalten brauche, daß 
es vielmehr der Verkehrsauffaffung und den Grundſätzen von 
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Treu und Glauben entſpreche, daß derjenige, der eine ar 
rung erteile, auch uneingeſchränkt für fie einſtehen müſſe, und 
daß wenigstens in Zweifelsfalle dieſe weitergehende Haftung 
des Verſprechenden anzunehmen ſei. 

Es iſt damals offenbar noch nicht borunsgefehen worden, 
daß durch die Praxis, insbeſondere des Reichsgerichts, dem 
Begriff der Zuſicherunz im Sinne der 88 459 Abſ. 2, 463 BB. 
ſo enge Grenzen gezogen werden würden, wie dies geſchehen 
ift. Das Reichsgericht erfordert bekanntlich für die Zuſicherung 
im Sinne des 9 468 BGB, daß fie vom Käufer vertrags⸗ 
mäßig verlangt und vom Verkäufer in vertragsmäßig bindender 
Weiſe abgegeben werde (RG. 54, 223). Iſt ferner eine 

e errichtet, ſo hat ſie nach der feſtſtehenden 
Praxis des Reichsgerichts die tatſächliche Vermutung der Voll⸗ 
ſtändigkeit für ſich; es bedarf gegenüber der Urkunde des Nach⸗ 
weiſes, daß die nur mündlich erteilte Zuſicherung trotz ihrer 
Weglaſſung aus der Urkunde als verpflichtende Zuſicherung 
neben der Urkunde fortgelten ſollte (RE. 52, 23; Recht 1908, 
428). Bedurfte endlich der Vertrag der Form des 8 818 
BEB., fo find Nebenabreden nichtig, die an dieſer Form nicht 
tellgenommen haben (RG. 52, 3; 56, 47), und die Auflaſſung 
und Eintragung kann den Formmangel mur inſoweit heilen, 
als zur Zeit der Auflaſſung noch Willensübereinſtimmung hin⸗ 
ſichtlich der mündlichen Zuficherung beſteht . 62, 4; 
64, 10%//; 

Durch dice Rechtſprechung erſt iſt es in vielen Füllen 
unmöglich geworden, „der Verkehrsauffaſſung und den Grund⸗ 
ſätzen von Treu und Glauben entſprechend“ im Zweifelsfalle 
eine bindende Zuſicherung im Sinne des 8 463 BGB. an⸗ 
zunehmen, wie dies die 2. Kommiſſion wollte, und gerade der 
hier zum Ausdruck gebrachte Wille der Kommiſſion weiſt 
deutlich darauf hin, daß bei Ausarbeitung des Geſetzes die 
Meinung dahin ging, den Begriff der Zuſicherung möglichſt 
weitgehend aufzufaſſen, nicht aber die an die Zuficherung ges 
knüpfte Haftung auf Fälle auszudehnen, wo es an einer Zu⸗ 
ſicherung im Sinne des Geſetzes fehlt. 8 

Alſo auch die Vorgeſchichte des Geſetzes Rast die Anficht 
des Reichsgerichts nicht, und ſelbſt wenn dies anders wäre, 
ſo bliebe doch zu beachten, daß das Geſetz ſelbſt dieſem Willen 
keinen Ausdruck gegeben hat, und daß nicht Geſetz iſt, was der 
Geſetzgeber will, ſondern was er will und ſagt (vgl. hierüber 
neueſtens Brütt, Kunſt der Rechtsanwendung, S. 49 flg.). 

Aber ſehen wir von dieſem Bedenken ab und nehmen wir 
ferner an, es liege eine Lücke im Geſetze vor — tatſächlich iſt dies 
nicht der Fall — und der Richter wäre befugt, dieſe Läcke 
auszufüllen: Iſt dann „wegen Gleichheit des Nechtagrundes“ 
der 9 463 heranzuziehen? 

Auch dies iſt zu verneinen. 

Der Anſpruch aus 8 463 gründet ſich auf den Vertrag. 
Bezüglich der zugeſicherten Eigenſchaften betont dies das 
Reichsgericht ſelbſt, wie wir geſehen haben, nachdrücklich: Die 
Zuſicherung muß als eine vertragsmäßige erteilt, ſie muß 
Beſtandteil des Vertrages geworden fein. Aber auch die 
Haftung wegen argliſtigen Verſchweigens von Fehlern der 
Kauffache gründet ſich in erſter Linie auf den Vertrag, und 
die Argliſt tritt lediglich als der neben dem Vertrage erforder⸗ 
liche weitere Grund des Anſpruchs hinzu. Denn, wenn der 
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8 463 als Vorausſetzung des Schadenserſatzanſpruchs hinſtellt, 
daß der Verkäufer „einen Fehler“ argliſtig verſchwiegen habe, 
fo wird hiermit auf den 8. 459 BGB. Bezug genommen, nach 
welchem der Käufer aus dem Kaufvertrage dafür haftet, daß 
die Kaufſache nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert oder 
die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Ver⸗ 
trage vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder mindern (vgl. 
Planck, Anm. 3 zu 8 463). Alſo ſchon aus dem Vertrage 
haftet der Verkäufer dafür, daß der Mangel nicht beſteht; tritt 
argliſtiges Verſchweigen hinzu, ſo erhöht ſich die Haftung über 
8 462 BGB. hinaus nach Maßgabe des S 463: Es kann ſtatt 
der Wandlung oder Minderung Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangt werden. Grundlage des Anſpruchs aus 
8 463 bleibt aber auch beim argliſtigen Verſchweigen die 
Nichterfüllung der ſich aus dem Vertrage ergebenden 
Verpflichtung des Verkäufers. 

An dieſer Vertragsgrundlage fehlt es durchaus in unſeren 
Fällen, wo der Verkäufer eine wertſteigernde Eigenſchaft der 
Kaufſſache, deren Fehlen nicht etwa einen Mangel im Sinne 
des 8 459 Abſ. 1 darſtellt, betrüglich vorgeſpiegelt hat, ohne 
ſie vertragsmäßig bindend zuzuſichern. Hier iſt der Verkäufer 
vertragsmäßig nicht verpflichtet, für dieſe Eigenſchaft der Kauf⸗ 
ſache einzuſtehen. Dann läge eben eine vertragsmäßige Zu⸗ 
ſicherung vor. Die Vorſpiegelung iſt vielmehr eine zwar bei 
den Vertragsverhandlungen erfolgte und den Verlragsſchluß 
beeinfluſſende Handlung des Verkäufers, aber ſie iſt nicht 
Beſtandteil des Vertrages geworden und begründet daher leine 
Haftung aus dem Vertrage, ſondern nur eine Haftung aus 
unerlaubter Handlung, aus dem Betrug, wie das Reichsgericht 
in den am Eingang zitierten Entſcheidungen ſtets ausgeſprochen 
hat. Auch in der neueſten Entſcheidung (JW. 07, 670) führt 
das Reichsgericht die Haftung aus der N nicht auf 
den Vertrag zurück. 

Es ermangelt hiernach durchaus an der vom Reichägerit 
behaupteten Gleichheit des Rechtsgrundes: 

Der Rechtsgrund der Haftung aus 8 463 iſt in erſter 
Linie der Vertrag, für die falſche Vorſpiegelung dagegen kann 
nicht aus dem Vertrage, ſondern nur aus dem Delikt gehaftet 

Bei dieſer Verſchiedenheit des Rechtsgrundes verbietet ſich 
die analoge Anwendung des 8 468 auf unſern Fall. 

Zugleich ergeben ſchon die bisherigen Ausführungen, daß 
eine Lücke im Geſetz nicht vorliegt. 

Einmal iſt der Weg der Anfechtung gegeben (5 128 
BGB.), und zwar iſt dies, wie das Reichsgericht in der 
bedeutſamen Entſcheidung NG. 63, 268 aus führt, der einzige 
Weg, auf dem die Aufhebung des Vertrages und die Nüds 
gängigmachung der Erfüllung erlangt werden kann. | 

Sodann aber gewährt der verübte Beirug den Anſpruch 
auf Schadenserſatz ſowohl nach 8 826 BGB. als auch nach 
8 823 Abſ. 2 BB. in Verbindung mit dem Schutzgeſetz des 
8 263 StGB. 

Da das Geſetz alſo bereits durch die Grundſätze über die 
Haftung aus unerlaubter Handlung einen Schadenserſatzanſpruch 
gewährt, wie das Reichsgericht ſtets anerkannt hat, iſt es 
unzuläſſig, an Stelle dieſes Anſpruchs oder neben demſelben einen 
im Geſetz für dieſen Fall nicht gegebenen Anſpruch zu ſchaffen. 


M23. 1908. 


Vielmehr find lediglich die Grundſätze über unerlaubte 


Handlungen anzuwenden. Die Anwendung dieſer Grundſätze 


führt auch zu völlig befriedigenden Ergebniſſen. 

Allerdings kann der Anſpruch durch die Tatſache allein, 
daß der Verkäufer falſche Vorſpiegelungen gemacht habe, nicht 
ausreichend begründet werden. Hinzutreten muß die weitere 
Behauptung, daß der Verkäufer dem Käufer durch die falſche 
Vorſpiegelung, die als ſolche zweifellos gegen die guten Sitten 
verſtößt, vorſätzlich Schaden zugefügt habe. Denn dies iſt eine 


notwendige Grundlage ſowohl des Anſpruchs aus 8 826, wie 


auch des Anſpruchs aus 8 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung 
mit 8 263 StB. (vgl. die bereits zitierte Entſcheidung des OLG. 


Marienwerder in Rechtſprechung der OLG. 12, 12, und bezüglich 


der nach 8 263 StGB. erforderlichen Vermögens beſchädigung 
die Entſcheidung des RGSt. 16, 1 flg. 7. 

Es muß daher, da die Täuſchung des Verkzufers, wie 
wir annehmen wollen, den Käufer beſtimmt hat, den Vertrag 
fo abzuſchließen, wie geſchehen, feſtgeſtellt werden, daß durch 
den Vertragsſchluß der Käufer bewußt vom Verkäufer ge⸗ 
ſchädigt iſt. Hierbei iſt natürlich auch auf die individuellen 
Verhältniſſe des Käufers, ſoweit fie dem Verkäufer belannt 


find, und der Vorſatz des Verkäufers ſich daher auf fie erſtreckt, 


Rückſicht zu nehmen, z. B. die Kauſſache hat ohne die vor⸗ 
geſpiegelte Eigenſchaft für den Gewerbebetrieb des Käufers, 
wie der Verkäufer weiß, überhaupt keinen oder nur einen ge⸗ 
ringen Wert (vgl. NGSt. 23, 430). Regelmäßig wird aber 
der Käufer, um den Tatbeſtand der unerlaubten Handlung zu 
erweisen, nachzuweiſen haben, daß er infolge der falſchen Vor⸗ 
ſpiegelung einen höheren Kaufpreis gezahlt habe, als dem Wert 
der Kaufſache entſprichtz denn andernfalls iſt er eben im Regels 
fall nicht geſchädigt. Auch wird zu beweiſen ſein, daß der 
Verkäufer gewußt habe, daß der Käufer mehr zahle als die 
Sache wert ſei, oder daß doch der Verkäufer mit dieſer Möglich⸗ 
keit gerechnet habe; dies letztere reicht aus, da für die An⸗ 
wendung des 8 826 BGB. Eventualdolus genügt (vgl. RG. 
in DIE. 06, 1095). Für das Vorhandenſein dieſes Dolus 
wird übrigens vielfach die Tatſache, daß der Verkäufer zu 
falſchen Vorſpiegelungen griff, um den Preis zu erhalten, ein 
Indiz ſein können. 

Wenn das Reichsgericht dieſen Schadens nachweis bisher 
nicht verlangt hat, fo wurde dies mit der jetzt vom Reichs⸗ 
gericht aufgegebenen Hereinziehung des § 249 BGB. begründet, 
einer Vorſchrift, die hier um ſo weniger in Betracht kommen 
konnte, als fie den Inhalt des Schadenserſatzanſpruchs betrifft, 
während es ſich hier um die Begründung dieſes Anſpruchs 
handelt. 


Nachdem das Reichsgericht jetzt dieſe Begründung fallen 
gelaſſen hat, wird es, wenn es nicht an ſeiner neueſten Rechts⸗ 
ſchöpfung, deren Unzuläſſigkeit ausgeführt wurde, feſthalten will, 
genötigt ſein, den Schadensnachweis durch den Vertragsſchluß 
für erforderlich zu erklären, wie dies den Grundſätzen über An⸗ 
ſprüche aus unerlaubten Handlungen entſpricht. . 

Der Käufer kann hiernach Erſatz des Schadens verlangen, 
der ihm durch den Vertragsſchluß, ſoweit derſelbe durch die 
Täuſchung beeinflußt iſt, zugefügt iſt. Er kann insbeſondere 
den Teil des Kaufpreiſes erſetzt verlangen, den er über den 
wirklichen Wert der Kaufſache hinaus infolge der Bor: 
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fiegelung mehr bewilligt hat, und es iſt für die Anwendung 
des 8 826 BGB. gleichgültig, ob der Verkäufer ſich der Höhe 
dice Differenz, alſo des dem Käufer zugefügten Gchadens, bes 
wußt war, wenn er ſich nur bewußt war, daß die Sache über⸗ 
haupt weniger wert ſei als der Kaufpreis, der Käufer alſo ges 
ſcädigt werde; denn der Vorſatz aus 8 826 BGB. braucht 


ſich nicht auf die Höhe des Schadens zu erſtrecken. a 
Nicht beigetreten werden kann der Ausführung Weſtrums 
(a a. O.), der dem Käufer nur den Anſptuch auf das negative 
Butragsintereſſe zubilligen will, indem er meint, daß es ohne 
bie unrichtige Angabe zum Vertragsſchluß überhaupt nicht 
gelommen wäre. Aber, auch wenn dem ſo iſt, fo bleibt doch 
die Tatſache beſtehen, daß infolge der Dauſchung der Vertrag 
mm einmal geſchloſſen iſt, und daß der Käufer, wie das Reichs ⸗ 
gericht in den angeführten Entſcheidungen mit Recht hervorhebt, 
nicht genötigt — fondern nur berechtigt — iſt, den Vertrag 
durch Anfechtung zu beſeitigen. Wird der Vertrag alſo nicht 
angefochten, ſondern bleibt er beſtehen, ſo kommt es nicht mehr 
darauf an, was geſchehen wäre, wenn die Täuſchung nicht 
erfolgt wäre, ſondern der Käufer kann geltend machen, daß der 
Vetrag als Folge der Täuſchung geſchloſſen iſt und fein Ver⸗ 
mögen ungünſtig beeinflußt hat. Dieſer Schaden iſt vom 
Verkäufer zu erſetzen, wenn er ihn bewußt herbeigeführt hat. 
Dagegen kann der Käufer nicht, wie das Reichsgericht 
wil, den Kaufpreis einfach um den Betrag ermäßigen, den er 
weniger gezahlt hätte, wenn ihm das Fehlen der zugeſicherten 
kigenſchaft bekannt geweſen wäre. Soweit der vereinbarte 
Kaufpreis ungemeſſen war, fehlt es überhaupt an einer 
Schädigung und entſteht daher kein Anſpruch aus unerlaubter 
Handlung. War der vereinbarte Kaufpreis dagegen höher als 
der Wert der Kauſſache, fo kann der Käufer bei Vorſatz des 
Verkäufers dieſe Differenz zwar erſtattet verlangen; inſoweit er 
duch die Täuſchung zur Bewilligung dieſes höheren Kaufpreiſes 
beanlaßt iſt, aber niemals kaun er geltend machen, daß er 
beniger zahlen wolle, als die Sache wert fei; denn dies wäre 
= Schadenserſaß, ſondern Bereicherung auf Koſten des Ver⸗ 


Demgegenaber beruft fi das Reichsgericht (vgl. z. B. 
Seuff. A. 60, 443) darauf, daß der Schaden auch den entgangenen 
Sewin umfaſſe (3 252 58 .). Von dieſer Auffaſſung aus 
muß aber zum mindeſten der Beweis vom Käufer erbracht 
berden, daß der Verkäufer an ſich bereit und gewillt geweſen 
bin, die Sache dem Käufer zu dem niedrigeren Preiſe zu 
klaſſen (vgl. Werner a. a. O.). Hier handelt es ſich nicht 
um einen tatſächlich geſchloſſenen Vertrag, ſondern um die 
Frage, ob ein anderer Vertrag geſchloſſen wäre. In unſerem 
dale müßte alfo der Käufer beweiſen, daß der Verkäufer ihm 
de Sache billiger uberlaſſen wolte, als fie wert war. Dies 
ft jur Begründung des Anſpruchs erforderlich; denn der Käufer 
bat m beweiſen, daß ihm der Gewinn in Ausſicht ſtand, und 
3 bedarf wohl keines Hinweiſes darauf, daß dieſer Beweis 
waliſch nicht zu führen fein wird. Wer ſeinen Käufer täuſcht, 
hat nicht vorher die Abficht gehabt, ihn zu bevorzugen. 

es muß weiter die Wahrſcheinlichleit der Gewinnerzielung 
uh beſanden haben, als das ſchadenbringende Ereignis, die 
Tauchng, eintrat. In unſeren Fällen aber wird der Ver⸗ 
Kufer feine etwa früher beſtehende Abſicht, billiger zu verkaufen, 
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durchweg ſchon wieder aufgegeben haben, ehe er mit dem Käufer 
in Verhandlung trat, ihn täuſchte und den höheren Kaufpreis 
forderte. . 

Unter allen Umſtänden begründet eine für einen früheren 
Zeitpunkt erwieſene Neigung des Verkäufers, billiger zu ver⸗ 
kaufen, nur eine unſichere Hoffnung auf einen ſolchen vorteil“ 
haften Kauf, nicht aber eine begründete Erwartung ſeines 
Zuſtandekommens, wie in 8 252 BGB. vorausgeſetzt wird. 

Endlich laßt ſich der Erfüllungsanſpruch bzw. der Anſpruch 

auf entſprechende Minderung des Kaufpreiſes auch nicht durch 
den Hinweis begründen, daß die vertragsmäßigen Feſtſetzungen, 
ſoweit fie nicht durch den Betrug betroffen würden, bei der 
Nichtanfechtung des Vertrages maßgebend blieben (RG. 63, 
112); denn die falſche Vorſpiegelung, die ja eben in unſeren 
Fällen nicht vertragsmäßige Zuſicherung iſt, gehört nicht zu 
den vertragsmäßigen Feſtſetzungen, und der Käufer hat, wie 
bereits betont, keinen Anſpruch aus dem Vertrage auf Her⸗ 
ſtellung der vorgeſpiegelten Eigenſchaft. : 
Die Begrenzung, die nach dieſen Ausführungen der 
Schadenserſatzanſpruch des Getäuſchten erfährt, erſcheint im Er⸗ 
gebnis ſachgemäß, und es entſpricht den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen der Betrugshaftung, daß der Betrüger nur den dem 
andern Teil wirklich zugefügten Schaden zu erſetzen hat. Das 
Reichsgericht aber gelangt dahin, dem — glücklichen! — Be⸗ 
trogenen die erheblichſten Gewinne zuzuſprechen, und zwar bei⸗ 
ſpielsweiſe im Falle RG. 63, 110, obwohl der Kaufgegenſtand 
nach Anſicht des Sachverſtändigen ſchon an ſich mehr wert war, 
als der Kaufpreis betrug! | 

Eine ſolche Haftung läßt ſich nur rechtfertigen, wenn man 
annehmen kann, daß der Verkäufer für das Vorhandenſein 
der angegebenen Eigenſchaft habe einſtehen wollen, dieſe alſo 
vertragsmäßig zugeſichert habe, und, wenn das Reichsgericht 
beſtrebt iſt, dieſen weitergehenden Entſchädigungsanſpruch zu 
gewähren, ſo iſt der durch das Geſetz gebotene Weg der, für 
den die zweite Kommiſſion ſich, wie bereits erwähnt, aus⸗ 
geſprochen hat: daß man im Zweifel die Angaben des Verkäufers 
als vertragsmäßige Zuſicherungen auffaßt. Die zweite Kommiſſion 
hat in dieſer Hinſicht für das allgemeine Rechtsempfinden ein 
feineres Verſtändnis gezeigt, als dies die heutige den Begriff 
der Zuſicherung einengende Praxis tut. Wenn der Verkäufer 
bei den Verkaufsverhandlungen Angaben über Mieteeinnahmen, 
Höhe des Umſatzes und dgl. macht, ſo legt der Käufer gerade 
auf ſolche Angaben entſcheidendes Gewicht, er glaubt ſich auf 
ihre Richtigkeit verlaſſen zu können, und es entſpricht Treu 
und Glauben und allgemeiner Anſchauung, daß der Verkäufer, 
wenn nicht das Gegenteil erhellt, für ſeine Angaben als 
vertragsmäßige Zuſicherungen einzuſtehen hat. 

Sehr vielfach halten dann die Parteien es — leider — 
nicht für nötig, dieſe Zuſagen in die Vertragsurkunde auf⸗ 
zunehmen, indem fie es aber doch für ſelbſtverſtändlich erachten, 
daß der Verkäufer aus ſeiner Zuſage hafte (vgl. Werner a. a. O.). 
Mit der vom Reichsgericht präſumierten Vollſtändigkeit des 
Vertrages iſt es im Geſchäftsleben doch wirklich ein eigen Ding. 
Parteien und Notare ſind viel zu beſchäftigt, als daß ſie jede 
Nebenabrede in den Vertrag aufnähmen, und, wenn eine 
Statiſtik möglich wäre und veranſtaltet würde, würde ſich ſehr 
leicht ergeben können, daß tatſächlich die meiſten Vertrags⸗ 
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urkunden ſich auf die Fixierung der Hauptpunkte beſchränken. 
Jedenfalls müßte die Vermutung dann als widerlegt gelten, 
wenn ſich ſchon aus dem Inhalt der Urkunde ergibt, daß ſie 
nur die Hauptpunkte des Vertrages betrifft, ober wenn feſtſteht, 
daß auch eine andere maßgeblich gebliebene Nebenabrede nicht 
aufgenommen iſt. 

Ob es nötig war, die Formvorſchrift des 8 318 BGB. 
auch auf die Nebenabreden zu beziehen, ſoll hier nicht erörtert 
werden. Den Notaren und Beamten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit erwächſt aber durch die reichsgerichtliche Rechtſprechung 
die Pflicht, ſtets auf die Aufnahme aller Nebenabreden in den 
Vertrag zu dringen. 

Was endlich die heilende Kraft der Auflaſſung betrifft, 
ſo wird man durchweg davon ausgehen können, daß ſie eine 
Beſtätigung des geſamten wirklichen Vertragsinhalts darſtellt, 
alſo auch der mündlichen Zuſicherungen. 

Nur auf dieſem Wege, indem man den vertragsmäßigen 
Charakter der Zuſicherungen wieder mehr zur Geltung bringt, 
läßt ſich das vom Reichsgericht erſtrebte Ziel, den Betrüger 
auf das Erfüllungsintereſſe haften zu laſſen, erreichen. 


Zur Ausbildung der Referendare. 
Von Landgerichtsrat Dr. Salinger in Breslau. 


Man wird der Juſtizverwaltung nicht zum Vorwurf machen 
können, daß ſie der Ausbildung der Referendare ſorglos zuſieht. 
Zahlreiche Erhebungen beweiſen, daß man ihre Vorbereitung 
dauernd überwacht, und auch eine große Reihe von Ver⸗ 
fügungen, nicht allein der Zentralſtelle, ſondern auch der 
Präſidenten der Oberlandes⸗ und Landgerichte beſtätigt, daß 
man ftändig bemüht if, die Schulung der Referendare zu 
verbeſſern. Ä 

Ob man 1 Keen dee. daß ihre Durchbildung zur⸗ 
zeit eine zweckentſprechende und darum auch erfolgreiche iſt, 
wird nicht unzweifelhaft erſcheinen. Vielleicht ſind die klaſſiſchſten 
Zeugen hierfür die Referendare ſelbſt. Sie mögen nicht immer 
wiſſen, was ihnen noch not tut, ſie wiſſen aber am beſten, was 
ſie gelernt haben. Und der Erfolg der Schule iſt der beſte 
Prüfſtein ihrer Güte. Dieſer Erfolg darf nach den Zeugniſſen, 
welche in den einzelnen Vorbereitungsſtationen ausgeſtellt zu 
werden pflegen, nicht allein beurteilt werden. Die Zeugniſſe 
verhalten ſich nur über die Leiſtungen des Referendars. Dieſe 
Leiſtungen aber können nicht ausſchließlich auf die Rechnung 
ihrer Ausbildung geſetzt werden. Vielleicht ſogar am wenigſten. 
In der Hauptſache ſind ſie die Ergebniſſe eigener Studien und 
weſentlich abhängig auch von der Begabung des einzelnen. Ein 
Schluß von ihnen auf die Vollkommenheit der Ausbildung muß 
daher immer gewagt erſcheinen. Er kann auch aus dem Ausfall 
der Prüfungen mit Zuverläffigleit nicht gezogen werden. Denn 
auch das Ergebnis der Prüfungen iſt — ganz abgeſehen davon, 
daß es von zahlreichen Zufälligkeiten abhängt und darum 
eigentlich nicht einmal entſcheidender Maßſtab für die Leiſtungen 
des einzelnen ſein dürfte, zum wenigſten jedenfalls für eine 
dauernde Bewertung — in Wirklichkeit nichts anderes, als ein 
Zeugnis über die Leiſtungen des einzelnen. Deshalb trifft 
hier dasſelbe zu, wie hinſichtlich der Zeugniſſe in den einzelnen 
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Stationen. Am zuverläſſigſten werden, wie geſagt, die Referendare 
ſelbſt wiſſen, was fie von ihrem Können der Ausbildung zu 
danken haben und was ſich ſelber. Eine Umfrage bei ihnen aber, 
glaube ich, würde nicht zugunſten der zeitigen Lehrmethode 
ausfallen. 

Ich will davon abſehen, daß ſie ſich in erſter Linie wohl 
darüber beklagen werden, daß fie mit Übermaß zum Dienſt 
eines Gerichtsſchreibers herangezogen werden. Die Laſt des 
Protokollierens müſſen ſie in den Kauf nehmen. Auch wenn 
der Staat ſie ſich im Koſtenintereſſe als Gerichtsſchreiber mehr 
nutzbar macht, als es ihre Ausbildung erfordert, iſt das ſein 
Recht. Nicht allein deshalb, weil er ihnen in Zukunft aus⸗ 
ſchließlich auch die dotierten Richterſtellen vorbehält, ſondern — 
und das trifft auch gegenüber den Herren zu, die nicht im 
Staatsdienſte bleiben — vor allem auch darum, weil er ihnen 
koſtenlos die Lehrkräfte und Lehrmittel zur Verfügung ſtellt. 
Daß er ſich aus dieſem Grunde für berechtigt hält, auch ihre 
Arbeitskraft in Anſpruch zu nehmen, ſoweit das unbeſchadet 
ihrer Ausbildung und vielleicht ſogar Hand in Hand mit dieſer 
geſchehen kann, iſt nicht unbillig zu nennen. Das iſt im wirt⸗ 
ſchaftlichen Leben keineswegs anders. Auch der Lehrling des 
Kaufmanns oder Handwerkers wird zu Verrichtungen heran⸗ 
gezogen, die nicht ausſchließlich Lehrzwecken dienen. Darum 
werden fie übrigens keine ſchlechteren Gehilfen oder Geſellen. 
Denn in jeder Arbeit ſteckt ein Wert. Zum mindeſten ein 
erzieheriſcher für die Arbeit als ſolche. Es mag richtig ſein, 
daß eine rein mechaniſche Tätigkeit für die geiſtige Ausbildung 
nichts abwirft und damit auch geiſtig unproduktin iſt. Aber 
in ſie läßt ſich die Führung des Protokolls nicht ohne weiteres 
hineinweiſen. Das Protokollieren in Strafſachen unter keinen 
Umſtänden. Das Protokoll über die Verhandlung einer Straf⸗ 
ſache vor dem Schöffengericht oder auch der Strafkammer und 
dem Schwurgericht, wenn darin die Zeugenausſagen aufgenommen 
werden, iſt eine Gedankenarbeit, die für den Referendar auch 
für ſeine zukünftige Tätigkeit von allerhöchſter Bedeutung iſt. 
Er lernt hier beohachten und begreifen, hören und verſtehen, 
die Aufmerkſamkeit ſpannen und behalten, das Weſentliche vom 
Unweſentlichen unterſcheiden, das Gehörte zuſammenfaſſen und 
formen. Das alles braucht er für ſeinen zukümftigen Beruf, 
und zwar gleichviel, ob er Richter oder Staatsanwalt oder 
Rechtsanwalt wird. Denn für alle dieſe Faktoren der Recht⸗ 
ſprechung, mögen ſie auch noch ſo verſchieden an dieſer beteiligt 
ſein, gibt es nichts Wichtigeres, als zu hören, zu verſtehen und zu 
ſichten. Ob das unter anderem auch in der Funktion des 
Gerichtsſchreibers gelernt wird, iſt gleichgültig. 

Das Protokollieren in Zivilſachen hat, ſoweit es ſich nicht 
gerade um die ſelbſtändie Beurkundung einer Zeugenausſage 
oder eines Sachverſtändigengutachtens handelt, dieſen Wert 
zwar nicht. Aber ohne Zweck für die Schulung des Neferendars 
iſt auch dieſes nicht. Zum mindeſten inſoweit nicht, als es ſich 
bei dem Protokoll um die Beurkundung gewiſſer Förmlichkeiten 
handelt. Es gewöhnt hier an Gewiſſenhaftigkeit, Genauigkeit 
und Vorſicht, alles Eigenſchaften, die einem Juriſten, in 
welcher Stellung es auch ſei, nicht genügend eingeſchärft werden 
können. Aber eine zu große Inanſpruchnahme für den Gerichts⸗ 
ſchreiberdienſt in Zivilſachen können ſich die Referendare übrigens 
nicht beſchweren. Er kommt eigentlich nur bei größeren Gerichten 
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in Frage. Hier aber pflegen bei einer Kammer oder einem 


Senat ſoviel Referendare beſchäſtigt zu fein, daß die Führung 


des Protokolls derart verteilt werden kann, daß auf die einzelnen 
mir wenige Protokolle entfallen und deshalb jeder Zeit finden 
kann, dem Parteivortrag zu folgen. Ein einſichtiger Vorfigender 
wird jedenfalls darauf bedacht ſein, ihnen das zu ermöglichen, 
und ein Referendar, der lernen will, auch von ſelber bemüht 
ſein, das zu können. 

Es iſt von allergrößter Wichtigkeit für den Referendar, 
dieſen Vortrag in ſich aufzunehmen. Denn nur ſo kann er 
der Beratung folgen und die Diskuſſion in dieſer verſtehen. 
Freilich wird es, beſonders in tatſächlich komplizierten Fällen, 
für den Referendar nicht immer leicht ſein, dem Vortrag der 


Parteien zu folgen und ihn zu erfaſſen. Aber das liegt dann 


zum größten Teil an den Vorträgen der Parteien oder, da ich 
hauptſächlich die Verhandlungen mit Anwälten hier im Auge 
habe, ihrer Parteivertreter ſelbſt. Mit Recht weiſt Düringer 
in einem Auſſatz „Schreibjuſtiz und Richterlönigtum” („Recht “ 
Bd. 11 S. 1034) darauf hin, daß für den mündlichen Vortrag 
des Streitverhältniſſes an ſich dasſelbe Abung werden müßte, 
was für den Tatbeſtand des Urteils geſetzlich vorgeſchrieben 
iſt. Gleichwie dieſer nur eine gedrängte Darſtellung des Sach⸗ 
und Streitſtandes unter Hervorhebung der geſtellten Anträge 
enthalten ſoll, ſo braucht ſich auch der mündliche Vortrag nur 
auf eine knappe Erörterung des Streitverhältniſſes zu beſchränken, 
der darum doch erſchöpfend ſein kann. Es iſt durchaus nicht 
nötig, daß die Parteivertreter ſich bei ihrem Vortrage in 
Einzelheiten verlieren. Sie dienen der Sache damit doch nicht. 
Denn der Vorſitzende und der Berichterſtatter ſind über dieſe 
aus denk Akten ſchon unterrichtet, die übrigen Mitglieder des 
Gerichtshofes werden ſie nicht behalten. Man tut auch der 
Vorſchrift des 5 137 ZPO. nicht allzugroßen Zwang an, 
wenn man es für zuläffig hält, ſchriftſätzlich niedergelegte 


Einzelheiten nur in Umriſſen hervorzuheben. Zum wenigſten 


ſo lange nicht, als es auf dieſe Einzelheiten noch gar nicht 
ankommt. Gerade in letzterer Beziehung wäre ein Maßhalten 
der Prozeß bevollmächtigten durchaus erwünſcht. Sie würden 
damit die Verhandlung weſentlich kürzen und dadurch die 
Möglichkeit eröffnen, die Sache in jeder Verhandlung möglichft 
ganz vorzutragen. Daß das der Rückſicht auf die Würde des 
Gerichts mehr emſprechen würde, als die leider eingeriſſene 
Gewohnheit, nach Art eines Kolloquiums mit dem Gericht über 
einzelne Punkte ab ruptu zu verhandeln, kann nicht bezweifelt 
werden. Für das Intereſſe der Referendare wäre jedenfalls 
eine ſolche geordnete Verhandlung ein wahrer Segen. Kommen 
fie mit dem weſentlichen Tatſachenmaterial bekannt in die Bes 
ratung, ſo wiſſen ſie bei der Diskuſſion wenigſtens, worum es 
ſich handelt. Zurzeit iſt ihnen das, von den Sachen, die 
ihnen ſelbſt zur Bearbeitung zugeteilt ſind, abgeſehen, ge⸗ 
wöhnlich ein Geheimnis. Das aber iſt zu bedauern. Denn ſie 
entbehren dadurch den Nutzen der Beratung. Die ihnen ſelbſt zu⸗ 
geteilten Sachen genügen nicht, um für fie jede Sitzung in 
ausgiebiger Weiſe fruchtbringend ſein zu laſſen. Auch aus 
anderen Sachen ſollen und müſſen ſie lernen. Der Nutzen, 
den ſie für ihr juriſtiſches Denken aus dieſen ziehen, iſt vielleicht 
ſogar beſonders einzuſchätzen. Denn mehr wie das, was ſie 
mühſam am Studiertiſch bei der Bearbeitung der ihnen zu⸗ 
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geteilten Sachen zuſammengetragen haben, iſt es ihrer juriſtiſchen 
Durchbildung dienlich, wenn ſie plötzlich und unvorbereitet ſich 
ihr Urteil bilden. Gerade in der Auffaſſung und dem Entſchluß 
zeigt ſich der juriſtiſche Takt. Ihn zu wecken und zu fördern, 
iſt darum die Hauptaufgabe bei der Schulung der Referendare. 
Dabei kommt es zunächſt gar nicht darauf an, welches Urteil 
ſich der Referendar über die eben gehörte Sache bildet, 
weſentlich iſt nur, daß er ſich überhaupt eins bildet. In⸗ 
wieweit er mit ihm auf falſcher Fährte iſt, wird er aus der 
Diskuſſion ſchon lernen. Freilich auch die Debatte wird ihm 
nicht immer ſchon verſtändlich ſein, wenn er nur das tatſächliche 
Material beherrſcht. Er muß auch den Rechtserörterungen zu 
folgen vermögen. Gerade das aber hat ſeine Schwierigkeiten. 
Sie liegen zum größten Teil darin, daß die Richter bei der 
Entwicklung ihrer Anſichten in rechtlicher Beziehung natur⸗ 
gemäß vieles als bekannt und ſelbſtverſtändlich vorausſetzen, 
was der Referendar nicht weiß. Und hier müßte meines Er⸗ 
achtens eingeſetzt werden, wenn die Beratung und Diskuſſion 
für den Referendar wirklich inſtruktiv fein fol. 

Es kann natürlich den Richtern nicht zugemutet werden, 
nur damit der Referendar ihren Ausführungen zu folgen 
vermag, die einzelnen Fragen möglichſt ab ovo zu behandeln. 
Denn einmal fehlt dazu die Zeit und zum anderen iſt das 
Beratungszimmer auch nicht der Ort für eine Belehrung der 
Referendare. Die Teilnahme an der Beratung ſoll zwar 
Lernzwecken dienen, Lehrzwecken aber dient ſie niemals. Hierin 
liegt ein weſentlicher Nachteil, den der lernende Juriſt gegen den 
lernenden Mediziner hat. Er muß auf die kliniſche Aus⸗ 
bildung verzichten, nicht allein deshalb, weil auch bei einer 
Zerlegung des Rechtsfalles Hauptſache immer doch die Begriffe 
und Rechtsſätze bleiben, die ſich nicht demonſtrieren laſſen, 
ſondern auch aus dem rein tatſächlichen Grunde, weil die Ent⸗ 
ſcheidung drängt und deshalb der praktiſche Rechtsfall eine 
kliniſche Behandlung nicht verträgt. Trotzdem kommt es für 
den Referendar natürlich darauf an, daß er die rechtliche Be⸗ 
handlung, die der Rechtsfall in der Beratung erfährt, ſoweit 
wie möglich verſteht. Und deshalb bleibt nur übrig, ihm das 
Rüſtzeug hierzu ſchon außerhalb der Sitzung in die Hand zu 
geben. Dieſes Rüſtzeug aber iſt nicht blos die Kenntnis des 
Geſetzes. Es gehört dazu auch die Kenntnis der Rechtſprechung 
und Literatur. Auch wenn er dieſe Kenntnis nur in be⸗ 
ſchränkten Grenzen hat, wird er ausreichend imſtande ſein, der 
Beratung zu folgen. Sie wird ihm dann jedenfalls nicht bloß 
ein Redekampf ſein, aus dem nur Worte an ſein Ohr klingen. 
Heute iſt ſie ihm das in den allermeiſten Fällen, wenigſtens 
den meiſten. Ich habe das zu beobachten unendlich oft Ge⸗ 
legenheit, wenn ich mit den mir zur Beſchäftigung überwieſenen 
Referendaren, wie ich allwöchentlich zu tun pflege, die Rechts⸗ 
fragen, welche die Sitzungswoche brachte, an der Hand der 
verhandelten Fälle beſpreche. Da zeigt ſich, daß ſelbſt die 
Begabteſten unter ihnen den Kernpunkt der Sache doch nicht 
richtig erfaßt haben. Der Grund war in den allermeiſten 
Fällen Unkenntnis der durch die Judikatur feſtgelegten Rechts⸗ 
grundſätze, außerdem freilich auch die Unkenntnis des Geſetzes, 
beſonders in prozeſſualen Fragen. 

Um dieſe Lücken auszufüllen, müßte mehr darauf Bedacht 
genommen werden, die Referendare in weiterem Maße, als es 
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zurzeit geſchieht, in die Judikatur und Literatur einzuführen. 
Daß fie ſich von Fall zu Fall mit dieſer vertraut machen, iſt 
zu wenig. Sie vermögen ſelber auch nicht immer mit dem 
richtigen Verſtändnis das einſchlägige Material zu leſen. Schon 
darum nicht, weil in den in Betracht kommenden Entſcheidungen 
oder Abhandlungen vielfach mit Rechtsgrundſätzen und Begriffen 
operiert wird, die anderswo bereits feſtgelegt, ihnen aber fremd 
find. Der einzelne Richter kann ſich der Aufgabe, die ihm zur 
Beſchäftigung überwieſenen Referendare mit der Rechtſprechung 
bekannt zu machen, nur ſchwer unterziehen. Dazu fehlt ihm 
wegen der Arbeitslaſt, welche auf ihm ruht, nicht nur die Zeit, 
ſondern für gewöhnlich auch die Luſt. Vielleicht fehlt ihm auch 
die Art. Nicht jeder hat pädagogiſche Intereſſen und vor 
allem nicht jeder pädagogiſches Geſchick. Es bleibt daher nur 
übrig, die Beſprechung der Rechtſprechung und Literatur in die 
ſeminariſtiſchen Kurſe zu verlegen, welche auf Veranlaſſung der 
Juſtizverwaltung zurzeit wohl bei den meiſten Kollegialgerichten 
zur Ausbildung der Referendare eingerichtet find und nach den 
gemachten Erfahrungen ſich auch bewährt haben. In dieſen 
Kurſen, die beſonders darum ihren Wert haben, weil der 
Referendar hier ungezwungen und näher mit dem Lehrer ver⸗ 
kehrt, als mit dem ihn ausbildenden Richter, wird jetzt außer 
der Anleitung im Referieren das geltende Recht entweder 
ſyſtematiſch vorgetragen oder an praktiſchen Fällen, die faſt 
ausnahmslos der Praxis des Kurſusleiters entnommen ſind, zu 
lehren geſucht. Die Rechtſprechung und Literatur wird dabei 
nur nebenher geſtreift, ex professo aber faſt nirgends behandelt. 
Und gerade das halte ich für notwendig. Es würde ein nicht 
zu unterſchätzender Nutzen nicht bloß für den Referendar ſelbſt, 
ſondern auch für die in Zukunft von dieſen Referendaren 
auszuübende Nechtſprechung fein, wenn es gelänge, die Referendare 
ſchon in ihrem Vorbereitungsdienſt mit der Judikatur und, wenn 
möglich, auch mit der theoretiſchen Behandlung einſchneidender 
Rechtsfragen laufend bekannt zu machen. Nicht etwa deshalb, 
weil es ſich bei den Gerichten zum Brauch ausgebildet hat, 
ihre Entſcheidungen durch ſolche höherer oder gleichgeordneter 


Gerichte zu belegen. Auch nicht deshalb, weil in der Praxis 


den Entſcheidungen höherer Gerichtshöfe meiſt eine ſolche 
Autorität beigelegt zu werden pflegt, daß einfach ſo entſchieden 
wird, weil in ihnen ſo entſchieden iſt. Dieſer Kultus braucht in 
den Referendaren beſſer nicht groß gezogen zu werden. Er iſt 
von Übel, nicht allein, weil die kritikloſe Übernahme einer 
Rechtsanſicht dieſe am letzten Ende ſelbſt zum Rechtsſatz macht, 
ſondern auch darum, weil er gar zu leicht das eigene Denken 
des Richters untergräbt und damit die Gefahr beſchwört, daß der 
eigenen richterlichen Uberzeugung der maßgebende Einfluß auf die 
Entſcheidung genommen wird. Aber darin liegt auch nicht der Wert 
der Judikaturkenntnis, daß man in den ergangenen Entſcheidungen 
für jeden zur Entſcheidung ſtehenden Fall eine Brücke findet. 
Läge er darin, ſo genügte es, die in der Rechtſprechung 
entwickelten Rechtsgrundſätze nur auszugsweiſe, d. h. für fich 
allein zu wiſſen. Wer aber ſie nur kennt, der genießt den 
Wert der Rechtſprechung nicht voll und jedenfalls nicht nutz⸗ 
bringend. Es mag ſein, daß es für den gegebenen Fall 
ausreicht, nur den Lehrſatz einer Entſcheidung zu kennen. Es 
mag auch zugegeben werden, daß für dieſen Zweck die periodiſchen 
Zuſammenſtellungen der Rechtſprechung in Zeitichriften oder 
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Nachſchlagebüchern genügen und vielleicht auch förderlich ſind, 
ſelbſt auf die Gefahr, daß der Richter ſich nicht dazu verſteht, 
die Entſcheidung ſelbſt nachzuleſen. Aber für die juriſtiſche 
Fortbildung überhaupt iſt die bloße Kenntnis der durch die 
Rechtſprechung oder Literatur aufgeſtellten Rechtsgrundſätze 
nutzlos. Nur zu wiſſen, wie die höheren Gerichte entſchieden 
haben, iſt nichts mehr als ein Halbwiſſen. Die Hauptſache 
iſt, zu wiſſen, warum ſie ſo entſchieden haben. Für den 
Referendar, der ſich aus⸗ und fortbilden will, ganz beſonders. 
Für ihn wäre es geradezu gefährlich, wenn er an der Hand 
der ſummariſchen Zuſammenſtellungen ſich die Judikatur ein⸗ 
prägt. Er würde damit vielleicht ein reiches Wiſſen erlangen, 
nie aber ein erfolgreiches. Will er das erlangen, jo muß gr 
die Begründung der Entſcheidung leſen und verarbeiten. Denn 
gerade darin ſteckt für ihn der Vorteil des Studiums der 
Judikatur und Literatur, daß er an dem Gedankenreichtum und 
dem Scharffinn, der in den Entſcheidungen der höheren Gerichts⸗ 
höfe oder literariſchen Abhandlungen entwickelt iſt, ſeine 
Urteilskraft und juriſtiſche Denktätigkeit ſelbſt übt und bildet. 
Der pädagogiſche Satz, daß man am eheſten lernt und lernen 
muß durch die Gedanken anderer, behält auch hier ſeine 
Wahrheit. Und zwar nicht nur in dem Sinne, daß man ſich dieſe 
Gedanken und ihr Ergebnis ſelbſt zu eigen macht, ſondern vor 
allem auch inſofern, als man aus dieſen Gedanken lernt, ſich ſelbſt 
Gedanken zu bilden. Das letztere iſt viel wichtiger, als das 
Wiſſen ſelbſt. Zumal für den Juriſten. Denn da dieſer tag⸗ 
täglich dazu berufen iſt, ſich über die ihm zur Entſcheidung 
unterbreiteten Fälle ein Urteil zu bilden, ſo muß er auch die 
Fähigkeit zu einer ſolchen Urteilsfindung beſitzen. Dieſe Fähigkeit 
mag zu einem weſentlichen Teile Anlage ſein. Sie erfordert 
trotzdem aber Ausbildung, denn jeder Geiſt, der ſich in einer 
beſtimmten Richtung bewegen und betätigen ſoll, braucht eine 
gewiſſe Schulung. Beſonders bei Leuten, die erſt ins Leben 
treten und beginnen, ſich einem Beruf zu widmen. Darum 
muß im Vorbereitungsdienſt der Referendare auf ſie aber auch 
beſonderes Gewicht gelegt werden, und zwar um ſo mehr, als 
die Urteilsfähigkeit das wichtigſte Werkzeug des entſcheidenden 
Richters iſt. Es ſoll natürlich nicht behauptet werden, daß die 
Urteilskraft und der Scharfſinn ſich lernen laſſen. Aber es läßt 
ſich durch bung darauf hinarbeiten, daß jemand verſtehen lernt, 
das Beiwerk vom Weſentlichen zu unterſcheiden, einen Rechtsfall 
juriſtiſch zu konſtruieren und unterzubringen und damit den Kern 
einer Sache zu finden. Gerade aber von dieſem Geſichtspunkt 
rede ich der Beſchäftigung mit Literatur und Rechtſprechung 
das Wort. Denn abgeſehen davon, daß es natürlich leichter 
iſt, eine Sache juriſtiſch richtig anzufaſſen, wenn man über 
gleich oder ähnlich liegende Fälle ſorgfältig abgewogene 
Entſcheidungen anderer Gerichte bereits geleſen hat oder über 
die einſchlägigen Fragen aus theoretiſchen Abhandlungen unter⸗ 
richtet iſt, iſt das Vertrautmachen mit Rechtſprechung und 
Literatur an ſich auch als Hilfsmittel für die Entwicklung 
juriſtiſcher Denktätigkeit zu veranſchlagen. Es wirkt auf den 
Geiſt, wie eine gymnaſtiſche Abung auf den Körper, indem es 
das juriſtiſche Gefühl nicht allein weckt und fördert, ſondern 
den Geiſt auch fähig macht, juriſtiſche Probleme zu erfaſſen. 
Und das zu können, iſt unzweifelhaft das Wichtigſte beim 
Juriſten. Viel wichtiger als die Fähigkeit, ein gutes Urteil 
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ahzuſehen, viel wichtiger auch als ein gutes Referat und Votum. 
Und doch wird bei der Ausbildung der Referendare in der 
Praxis gerade auf dieſe Dinge ein fo erhebliches Gewicht 
gelegt. Beim Examen ſind ſie ſogar ausſchlaggebend, wiewohl 
ihnen hier eigentlich um ſo weniger Wert beigelegt werden 
müßte, weil Arbeiten für das Examen erfahrungsgemäß unter 
dem Einfluß von Aufregung, Angſt, Überarbeitung und Haft 
zuſtande kommen und darum nicht geeignet find, einen Maßſtab 
für die juriſtiſchen Fähigkeiten des Referendars zu bilden. 
Gewiß können ſich dieſe Fähigkeiten an ſich auch aus einem 
Eutachten oder Urteil zeigen. Aber höchſtenfalls bezeugen 
ſolce Arbeiten doch nur, daß der Referendar imſtande iſt, 
lar, ſcharf und folgerichtig zu denken. Ein Mittel zur 
Förderung juriſtiſcher Denktätigkeit find fie nie. Sie find nur 
Produkte einer ſolchen. Beim Sachbericht trifft nicht einmal 
das ſchlechthin zu. Er hat lediglich den Zweck, den Referendar 
eine richtige, erſchöpfende und formgerechte Zuſammenfaſſung des 
Tatſachenmaterials lernen zu laſſen. Gewiß iſt auch das 
nötig für einen Juriſten und die ausgezeichneten Anleitungen, 
welche von Stölzel, Vierhaus und Daubenſpeck in dieſer Be⸗ 
jiehung gegeben find, find zweifellos als überaus nützlich zu 
betrachten und von dem Referendar in jedem Falle auf das 
ſorgfältigſte zu befolgen. 
berichten, Gutachten und Urteilen darf nicht den Schwerpunkt 
in dem Vorbereitungsdienſt der Referendare bilden, was mit 
jmen Anleitungen auch gar nicht bezweckt iſt. Nicht im Sprechen 
und Schreiben ſteckt die Tüchtigkeit des Juriſten, ſondern im 
Denken. Auch wer keine ſtilgewandten, ſcharf treffenden Urteile 
zu fertigen imſtande iſt, kann ein guter Juriſt ſein. Das 
ſchriftlich abgeſetzte Urteil iſt weiter nichts, als eine Recht⸗ 
fetigung gegenüber der Partei. Nicht darauf aber kommt es 
an, daß der Richter ſeine Entſcheidung ihr gegenüber möglichſt 
gut zu rechtfertigen verſteht, ſondern daß fie gerechtfertigt ift. 
Bas er im Denken aufgewendet hat, um fie zu finden, iſt die 
Krone feiner Tätigkeit. Und darum kann es auch nur richtig 
fein, bei den lernenden Juriſten dieſe Denktätigkeit in Gang 
Mm bringen und zu ſchärfen. Jedenfalls werden ihm ſolche 
Oenlübungen auch vielmals angenehmer fein, als wenn er 
ebloſe Sachberichte und Gutachten von Sitzung zu Sitzung 
ſchreiben muß. Sie erlahmen ihn oft ſchon phyſiſch, fo daß 
er schließlich gar nicht mehr die Kraft beſitzt, der juriſtiſchen 
Sete der Sache die gehörige Aufmerkſamkeit und Sorgfalt zu 
wümen. Zum mindeſten verliert er dazu die Luſt. Das aber 
it dom Standpunkt der Schulung zu bedauern, denn nur bei 
ber Aheitsfreudigkeit, nicht im Zwange kann der Erfolg ges 
bdeihen. Wenn es der Referendar dann noch über ſich ergehen 
laſen muß, feine Arbeiten zenſiert zu ſehen, ſo wird ihm die 
Örrude an der Fertigung der Berichte und Gutachten vollends 
genommen. 

Und darum will es mir ſcheinen, daß es vielleicht nicht 
angebracht wäre, jetzt, wo fo vieles Neue in Ausſicht ſteht, 


auch die Art des Vorbereitungsdienſtes moderner zu geſtalten. 


Dan laſſe die Referendare weniger ſchreiben und mehr denken, 
nan laſſe fie nicht bloß von Fall zu Fall mühſam zuſammen⸗ 
tagen, ſondern verhelfe ihnen — und zwar auch unter Bes 
Ülfihtigung der wirtschaftlichen Seite des Rechtslebens — 


M einer allgemeinen juriſtiſchen Bildung, man bilde in ihnen 
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das juriſtiſche Feingefühl mehr aus und nicht bloß die Fähigkeit, 
die gefaßten Gedanken zu Papier zu bringen. Ob das beim 
Amtsgericht, Landgericht oder Oberlandesgericht geſchieht, iſt 
gleichgültig, denn wo ſie lernen, darauf kommt es nicht an. 
Das Amtsgericht mag wegen der näheren Berührung, in 
welche der Referendar hier zum Richter kommt, ſeiner Aus⸗ 
bildung vielleicht beſonders dienlich ſein. Aber auch Kollegial⸗ 
gerichte haben für den Vorbereitungsdienſt der Referendare 
ihre Vorzüge, von denen der größte vielleicht der iſt, daß hier 
vor der Entſcheidung Beratung und Debatte ſtattfinden. Sie 
bedeuten ungeheuer viel für die Entſcheidung eines Rechtsfalls, 
wie auch trotz Adickes wahr bleibt, darum aber auch viel für 
den, der aus einem Rechtsfalle lernen ſoll und will. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 4. bis 18. Januar 
1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 893 BGB. Steht der Vertragsklage auf Herausgabe 
einer Lokomobile der Umſtand entgegen, daß dieſelbe vom Schuldner 
durch Einbauen in ſein Grundſtück zum Beſtandteil dieſes ge⸗ 
macht worden iſt ?] 

Durch Vertrag vom 27. Aug. 01 „vermietete“ der Kläger 
dem Beklagten eine Lokomobile für die Zeit vom 1. Sept. 01 
bis 31. Dez. 05 gegen einen „Mietzins“ von 10823,50 M, 
der im Betrage von 3600 M „durch Hergabe der alten Loko⸗ 
mobile“ und im übrigen in 6 der Höhe nach verſchiedenen 
Teilzahlungen am 1. Dez. Ol, am 1. Sept. der Jahre 02, 
03, 04 und 05 und am 31. Dez. 05 entrichtet werden ſollte. 
In dieſem Vertrage wurde insbeſondere vereinbart, daß mit 
Zahlung der letzten am 31. Dez. 05 fälligen Mietrate das 
Eigentum der Lolomobile ohne nochmalige Übergabe und ſonſtige 
Erklärung auf den Beklagten übergehe, falls aber der Beklagte 
den übernommenen Verpflichtungen nicht nachkomme, insbeſondere 
eines der auf die Mietraten in Zahlung gegebenen Wechſel⸗ 
alzepte nicht einlöſe, der Kläger zur Vertragsaufhebung be⸗ 
rechtigt fein ſolle und zwar derart, daß ihm die geleiſteten 
Zahlungen verblieben. Da der Beklagte nach der Behauptung 
des Klägers nur 2 Mietraten zahlte und mit den Raten ſeit 
1. Sept. 02 im Rückſtand blieb, ſo erklärte ihm der Kläger 
mittels der im Okt. 05 erhobenen Klage, daß er den Miet⸗ 
vertrag aufhebe und Rückgabe der Lokomobile verlange, ſowie 
daß der Wert der Überlaffung der Lokomobile und die durch 
deren Gebrauch herbeigeführte Wertverminderung derſelben größer 
ſeien als die bisherigen Leiſtungen des Beklagten. Der Klag⸗ 
antrag ging daher dahin, den Beklagten zu verurteilen, dem 
Kläger die ihm durch den Vertrag vom 27. Aug. 01 mietweiſe 
übergebene (näher beſchriebene) Hochdruck⸗Lokomobile Nr. 752 
nebſt dem (einzeln aufgeführten) Zubehör herauszugeben. Der 
Beklagte machte u. a. geltend: die Lokomobile ſei im Einver⸗ 

# ©. 
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ſtändnis mit dem Kläger in das Hausgrundſtück des Beklagten 
derart eingebaut worden, daß fie Teil dieſes Grundſtücks ges 
worden ſei. Deshalb und weil die Lokomobile ſo Eigentum 
des Beklagten geworden ſei und auch den Hypothekengläubigern 
hafte, ſei das Verlangen auf Herausgabe derſelben unberechtigt. 
Aus den Gründen: Das Berufungsgericht hat zugunſten des 
Beklagten angenommen, daß die Lokomobile Beſtandteil des 
Grundſtücks desſelben geworden ſei, mit Recht aber die ange⸗ 


nommene Verbindung beider Sachen als für den erhobenen 


vertraglichen Anſpruch unerheblich erachtet. Ein Vertrag, 
welcher eine Sache zum Gegenſtand hat, die Beſtandteil 
eines Grundſtücks iſt oder es nach dem Vertragsabſchluß ge⸗ 
worden iſt, iſt trotz des Umſtands, daß die Erfüllung des Ver⸗ 
trags nicht ohne Trennung dieſes Beſtandteils von dem Grundſtück 
möglich iſt, doch in der Regel als gültig und wirkſam anzu⸗ 
ſehen. Dies kann namentlich für den letzteren, hier vorliegenden 
Fall, daß die den Gegenſtand des Vertrags bildende Sache erſt 
nach deſſen Abſchluß Beſtandteil des Grundſtücks geworden iſt, 
keinem Zweifel unterliegen. (Vgl. das Urteil des VII. 35. 
des RG. v. 15. Mai 06, RG. 63, 308, auf welches Urteil, 
das im übrigen auf der hier nicht in Betracht kommenden Vor⸗ 
ſchrift des 8 43 KO. beruht, der Reviſionskläger fi daher 
mit Unrecht für ſeine gegenteilige Anſicht berufen hat.) Zur 
Erfüllung eines gültigen Vertrags iſt aber der Schuldner in 
der Regel, — von beſonderen, hier nicht vorliegenden Aus⸗ 
nahmefällen (vgl. 88 321 bis 325 BGB.) abgeſehen, — 
verpflichtet, ſomit in dem vorliegenden Falle der Beklagte auch 
zur Trennung der Lokomobile von dem Grundſtück oder wenigſtens 
zur Duldung dieſer Trennung ſeitens des Klägers, ſofern eine 
ſolche Trennung zu der vertragsmäßigen Herausgabe der Loko⸗ 
mobile erforderlich ſein ſollte. Mit der Vornahme einer ſolchen 
Trennung, deren phyſiſche Unmöglichkeit nicht behauptet iſt, wird 
aber das der Herausgabe zur Zeit etwa entgegenſtehende Hindernis 
beſeitigt. Einer Entſcheidung der Frage, ob und in welcher 
Weiſe dieſe Trennung erzwungen werden kann, bedarf es 
im gegenwärtigen Rechtsſtreite nicht, zumal da die Möglich⸗ 
keit einer freiwilligen Vornahme dieſer Trennung ſeitens des 
Beklagten beſteht. An der hiernach dem Kläger gegenüber be⸗ 
gründeten unbeſchränkten vertraglichen Verpflichtung des Be⸗ 
klagten zur Herausgabe der Lokomobile wird auch dadurch nichts 
geändert, daß das Grundſtück, mit dem dieſe Maſchine zur 
Zeit zu einem nicht bloß vorübergehenden Zweck verbunden ſein 
ſoll, mit Hypotheken belaſtet iſt, — was der Beklagte behauptet 
und das Berufungsgericht nicht verneint hat. Zwar erſtrecken 
ſich dieſe Hypotheken kraft der geſetzlichen Vorſchriften des 
S 1120 und $ 95 BGB. ohne weiteres auch auf die mit dem 
Grundſtücke derart verbundene Maſchine als auf einen Beſtand⸗ 
teil desſelben. Daß aber die Hypothekengläubiger etwa durch 
eine Beſchlagnahme gemäß 88 1121 und 1122 BGB. ihre 
Anſprüche auf die Maſchine ſchon geltend gemacht hätten, iſt 
nicht behauptet. Es iſt auch gänzlich ungewiß, ob die Hypo⸗ 
thekengläubiger jemals ihre Anſprüche auf die Maſchine wahren 
werden. Schon aus dieſem Grunde iſt der Beklagte zur Geltend⸗ 
machung der Rechte der Hypothekengläubiger weder im eigenen 
Namen noch im Namen dieſer Gläubiger dem Kläger gegenüber 
befugt. Einer ſolchen Geltendmachung würde auch die erwähnte 
vertragliche Verpflichtung des Beklagten dem Kläger gegenüber, 


dieſem die Maſchine herauszugeben, entgegenſtehen, kraft deren 
er auch dazu verbunden iſt, die dem vertraglichen Anſpruch des 
Klägers etwa entgegenſtehenden Hypothekenrechte ſelbſt zu 
beſeitigen. Was aber die weitere Frage betrifft, ob die gegen⸗ 
wärtige Klage gegen den Beklagten allein ohne Zuziehung der 
Hypothekengläubiger erhoben werden durfte, fo kommt in Betracht, 
daß dieſelbe nicht auf Grund eines etwaigen Eigentumsanſpruchs 
des Klägers, ſondern lediglich auf Grund des dieſem zuſtehenden 
vertraglichen Anſpruchs gegen den Beklagten in ſeiner 
Eigenſchaft als Mitkontrahent des Klägers erhoben 
und lediglich auf Erfüllung der vertraglichen Verpflichtung 
des Beklagten gerichtet iſt, wonach dieſer die ihm überlaſſene 
Maſchine dann zurückzuliefern hat, wenn Kläger wegen etwaiger 
Vertrags verletzungen des Beklagten die Aufhebung des Vertrags 
erklären ſollte. Es iſt aber kein Rechtsgrund erfindlich, aus 
dem eine ſolche reine Vertragsklage auch gegen die Hypo⸗ 
thekengläubiger des Grundſtücks, deſſen Beſtandteil die zurück⸗ 
zuliefernde Maſchine inzwiſchen geworden ſein ſoll, gerichtet 
werden müßte oder aus dem fie gegen dieſe Hypothekengläubiger 
überhaupt mit Erfolg würde erhoben werden können; denn es 
beſteht weder ein allgemeiner noch ein gerade derartige Rechts⸗ 
verhältniſſe betreffender beſonderer Rechtsſatz, wonach ein 
Gläubiger eine ihm aus einem Vertrage zuſtehende Klage nicht 
nur gegen den ihm vertraglich Verpflichteten, ſondern auch 
gegen dritte Perſonen zu richten hätte, die an der Nichterfüllung 
der ſtreitigen Verpflichtung ein mittelbares, wirtſchaftliches 
Intereſſe haben. Jedenfalls iſt eine ſolche Folgerung bezüglich 
der Hypothekengläubiger, die ihre Anſprüche auf die Beſtand⸗ 
teile eines Grundſtücks nicht durch eine Beſchlagnahme gewahrt 
haben, nicht aus 88 1120 bis 1122 BGB. herzuleiten. Hier⸗ 
nach ſteht die Vorſchrift des 893 BGB. der Verurteilung des 
Beklagten zur Herausgabe der Maſchine in keiner Weiſe ent⸗ 
gegen. — W. c. G., U. v. 17. Dez. 07, 384/07 II. — Hamm. 

2. 88 505, 313 BGB. Das perſönliche Vorkaufsrecht 
an einem Grundſtück erfordert gerichtliche oder notarielle Be⸗ 
urkundung. Entgegengeſetzte Anſicht und Entſcheidung in 
RG. 60, 225 aufgegeben.] 

Der Beklagte hatte ein ihm gehöriges Haus in W. für 
die Zeit vom 1. Oktober 1902 bis 1. Oktober 1905 an den 
Kläger vermietet und dieſem für die Zeit der Kontraktsdauer 
„das Vorkaufsrecht für 120 000 M“ eingeräumt. Im Auguſt 
1905 hat dann der Beklagte das Grundſtück für den Preis 
von 135 000 M an einen Dritten verkauft und es dieſem 
ſpäter auch aufgelaſſen. Der Kläger ſieht hierin eine Ber: 
letzung feines „Vorkaufsrechts“ und beanſprucht deshalb 
Schadenserſatz, und zwar zunächſt in Höhe von 2 600 M. 
Beide Vorinſtanzen haben den Anſpruch für unbegründet er⸗ 
achtet, weil die Formvorſchrift des 8 313 BGB. nicht gewahrt 
ſei. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. — Das BGB. kennt ein 
dingliches und ein perſönliches Vorkaufsrecht. Erſteres beſteht 
in einer Belaſtung des Grundſtücks und iſt inhaltlich durch das 


Geſetz ſelbſt genau begrenzt; letzteres ſtellt ein rein perſönliches 


Schuldverhältnis dar und wird daher beherrſcht von dem 
Grundſatze der Vertragsfreiheit. Dieſer Grundſatz hat auch 
keine Einſchränkung erlitten durch die Vorſchrift in 8 505 


Abſ. 2 BG8., wonach der Verkauf unter den zwiſchen dem 


Verpflichteten und dem Dritten zu vereinbarenden Bedingungen 


wet 
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mftande kommt. Dies ift der Regelfall, Sonderabreden find 
indeſſen nicht unzuläſſig. Das PrALR. enthielt in 8 568 
A. J Tit. 20 die ausdrückliche Beſtimmung, daß das Vor⸗ 
aufrecht die Befugnis gibt, die vom Eigentümer an den 


Dritten verkaufte Sache unter den Bedingungen des ge⸗ 


ſchloſſenen Kaufs oder unter gewiſſen im voraus beſtimmten 
Bedingungen käuflich zu übernehmen. Die Auffaſſung des 
BGB. iſt, wie in der Literatur — vgl. zu §S 505 Oertmann, 
Staudinger, Planck — anerkannt wird, keine andere; eine 
ausdrückliche Vorſchrift in jenem Sinne iſt nur deshalb in 
das Geſetz nicht aufgenommen worden, weil man ſie — Bgr. 
S. 347 — für ſelbſtverſtändlich und deshalb überfluſſig er: 
achtet hat. Auch im vorliegenden Falle handelt es ſich deshalb 
um ein Vorkaufsrecht im Sinne des BGB., und die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits hängt daher allein von der Frage 
ab, ob das Vorkaufsrecht der Vorſchrift in 8 313 a. a. O. 
mterliegt, wonach ein Vertrag „durch den ſich der eine Teil 
verpflichtet, das Eigentum an einem Grundſtücke zu über⸗ 
tragen“, der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung bedarf. 
Dies wird von einem Teile der Schriftſteller, allerdings unter 
verſchiedener Begründung. lebhaft beſtritten, und iſt auch von 
dem jetzt erkennenden Senate in dem Urteile vom 4. März 1905, 
abgedruckt in RG. 60, 225 flg., verneint worden. Es wird 
geltend gemacht, bei dem Vorkaufsrechte handele es ſich nur 
um den Eintritt in den künftig mit dem Dritten zu 
ſchließenden Kaufvertrag — Kretſchmar 2, 351 flg. — oder 
um ein Einlöſungsrecht — Schollmeyer, Einzelabhandlungen 
S. 42 —, der Vorkaufsvertrag ſei nur erſt ein Vor vertrag — 
duhlenbeck JW. 01, 392 — und vor allem, ein Recht werde 
überhaupt erſt durch die Ausübung des Vorkaufsrechts be⸗ 
gründet — Oberneck S. 603; Turnau⸗Förſter 1, 638 —. 
Allein daß der Vorkaufsberechtigte in den Kauf mit dem 
Dritten „eintritt“, oder daß er bei dieſem die Kaufſache 
„tinlöſt“, iſt jedenfalls vom Standpunkte des BB. aus nicht 
utreffend. Mit dieſer Auffaſſung ift jene Vorſchrift in § 505 
nicht vereinbar, wonach mit der Ausübung des Vorkaufsrechts 
ein Kauf zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten 
zuſtande konnt. Von einem „Eintritte“ oder einer „Ein⸗ 
fung” würde ins beſondere dann nicht geſprochen werden 
können, falls, wie vorliegend, die beiden Verträge unter ver⸗ 
ſciedenen Bedingungen abgeſchloſſen find. Die Annahme 
eines Vorvertrags würde, abgeſehen von ihr an ſich ent⸗ 
gegenftehenben Bedenken, die vorliegende Streitfrage nicht er⸗ 
ledigen, weil der Vorvertrag zu einem obligatoriſchen Vertrage 
den gleichen Formvorſchriften wie dieſer — RG. 53, 237 — 
unterſtehen muß. Dagegen iſt unverkennbar die Anſicht von 
erheblichem Gewicht, daß der Vorkaufsvertrag überhaupt noch 
nicht eine Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums be⸗ 
gründe. Dieſe Auffaſſung liegt auch dem Urteile vom 
. März 1905 zugrunde. Hier iſt ausgeführt, die Ver⸗ 
plichtung zur Übertragung des Eigentums „entſtehe“ erſt mit 
br Abſchließung des Kaufvertrages mit dem Dritten. Bis 
dahin fei der Eigentümer überhaupt nicht verpflichtet, auch 
niht „bedingt · er habe vielmehr vor wie nach freie Hand, ob 
ir beräußern wolle oder nicht. Allein dieſe Rechtsanſicht hat 
ki wiederholter Prüfung nicht aufrecht erhalten werden können. 
Aledings braucht der Eigentümer, der ein Vorkaufsrecht ein⸗ 
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geräumt hat, nicht zu veräußern, allein nichtsdeſtoweniger hat 
er ſich für den Fall, daß er veräußert, vertraglich gebunden. 
Dieſe rechtliche Gebundenheit beſteht bereits gegenwärtig und 
ſie iſt nicht von einem erſt künftigen Wollen abhängig gemacht. 
Nur, wo letzteres der Fall iſt, handelt es ſich um die 
fog. reine Poteſtativbedingung, und nur dieſe iſt wirkungslos. 
Daß dagegen eine, wenngleich von der Willkür des Ver⸗ 
pflichteten abhängige Handlung wirkſam als Bedingung 
geſetzt werden kann, unterliegt keinem Bedenken. Dies war im 
gemeinen Rechte — Windſcheid, Pandekten Bd. J 8 93 S. 413 — 
wie auch im preußiſchen Rechte — § 109 flg. I 4 ANR. — 
anerkannt, und es iſt auch bei Beratung des BGB. nicht in 
Zweifel gezogen worden — Begr. 1, 266; Prot. 1, 373 —. 
Schon der Abſchluß des Vorkaufsvertrages ſchuf daher für den 
Beklagten eine bedingte Verpflichtung, und dieſe gelangte nicht 
erſt durch den ſpäteren Abſchluß des Kaufvertrags mit dem 
Dritten „zur Entſtehung“. Es war nunmehr die eine von den 
beiden Bedingungen eingetreten, von denen die Verpflichtung 
des Beklagten abhängig war. Die andere Bedingung beſtand 
in der Ausübung des Vorkaufsrechts. Sie war, da es 
lediglich vom Belieben des Klägers abhing, ob er von dem 
Vorkaufsrechte Gebrauch machen wollte oder nicht, eine reine 
Poteſtativbedingung, aber als ſolche hier zuläſſig, da der 
Kläger der Berechtigte war. Die Zuläſſigkeit iſt in 8 495 
BGB. ausdrücklich für den Kauf „auf Probe“ anerkannt, und 
ſie unterliegt auch, ſoweit es ſich lediglich um das Belieben 
des Berechtigten handelt, ſonſt keinem Bedenken. Ein form⸗ 
gültig abgeſchloſſener Vorkaufsvertrag würde hiernach ein zwar 
bedingtes, aber — 5 305 BGB. — rechtlich wirkſames 
Schuldverhältnis geſchaffen haben, und kraft dieſes Schuld⸗ 
verhältniſſes würde der Kläger — 5 241 — leiſtungs berechtigt 
geworden ſein, der Kläger würde nicht, wie beim dinglichen 
Vorkaufsrechte ein Recht an der Sache, ſondern einen „be⸗ 
dingten“ Anſpruch gegen den Beklagten als den obligatoriſch 
Verpflichteten erlangt haben. Der Anſpruch beſtand dann 
bereits, aber er wurde erſt wirkſam — 8 158 — mit dem 
Eintritt der Bedingung. Dieſe Auffaſſung iſt auch mit der 
Vorſchrift des 8 505 BGB. verträglich. Allein will man 
auch in dieſer Vorſchrift eine Sondervorſchrift und demgemäß 
in dem „Zuſtandekommen des Kaufs“ die Begründung eines 
neuen Rechtsverhältniſſes ſehen, ſo berührt dies die Tatſache 
nicht, daß die Verpflichtung des Eigentümers zur Übertragung 
des Eigentums ausſchließlich auf dem Vorkaufsvertrage beruht. 
Eine andere Verpflichtung als durch dieſen Vertrag iſt der 
Eigentümer nicht eingegangen, er ſteht der Ausübung des 
Vorkaufsrechts rechtsgeſchäftlich fern. Für ihn iſt deshalb. nur 
der Vorkaufsvertrag derjenige Vertrag, durch den er ſich für 
ſeinen Teil verpflichtet hat, das Eigentum an dem Grundſtück 
zu übertragen. Der $ 313 BGB. findet daher ſchon feinem 
Wortlaute nach Anwendung. Ein Bedenken gegen dieſe 
Vorſchrift kann auch nicht aus Satz 2 des § 313 erhoben 
werden, wonach ein ohne Beobachtung der vorgeſchriebenen 
Form geſchloſſener Vertrag feinem ganzen Inhalte nach gültig 
wird, wenn die Auflaſſung und Eintragung erfolgt. Unter 
welchem Geſichtspunkte immer man den „Kauf“ beurteilen 
mag, in jedem Falle bildet der obligatoriſche Vorkaufsvertrag 
mindeſtens einen feiner weſentlichen Beſtandteile. Überdies 
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gilt der Satz 1 des § 313 ausnahmslos — NG. bei 
Gruchots Beitr. 49, 627; Turnau⸗Förſter 1, 417 — für alle 
eine Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums be⸗ 
gründenden Verträge, und es enthält der Satz 2 nur inſoweit 
eine Einſchränkung, als Auflaſſung und Eintragung als Erſatz 
für mangelnde gerichtliche oder notarielle Beurkundung nach⸗ 
gelaſſen ſind. Es liegt auch kein Grund vor, den Vorkaufs⸗ 
vertrag von dem Formzwange auszunehmen. (Wird eingehend 
begründet.) Die hier vertretene Anſicht wird — vgl. Dernburg 
Bd. II 8 196, Planck Vorb. zu 8 504, Rehbein II 161, 
Fuchs zu §8S 1094, Goldmann & Lilienthal 1, 522, Staudinger 
Anm. f. zu § 313 — Windſcheid⸗Kipp 2, 697 — auch in der 
Literatur von weitaus der Mehrzahl der Schriftſteller vertreten, 
und ſie entſpricht der Entſch. des III. Senats des RG. in 
Bd. 59 S. 132. Hiernach hat das Berufungsgericht mit Recht 
den der Klage zugrunde liegenden Vertrag für formungültig 
erachtet. S. c. K., U. v. 9. Nov. 07, 107/07 V. — Berlin. 

3. 5700 BGB. verb. mit SS 373 ff. ZPO. Depositum 
irregulare. — Kann im gütergemeinſchaftlichen Prozeß des 
Ehemannes die Frau als Zeugin vernommen werden 2] 

Das Berufungsgericht hat die Verurteilung des Beklagten 
zunächſt geſtützt auf einen von der Ehefrau des Klägers vor 
ihrer Verheiratung in der Zeit vor dem Jahre 1900 mit ihrem 
Bruder, dem Beklagten, mündlich abgeſchloſſenen und von ihrer 
Seite erfüllten Vertrag über Handlungen. Der Beklagte hatte 
ihr nach der Feſtſtellung des OLG. für den Fall, daß ſie bis 
zu ihrer etwaigen Verheiratung bei ihm bleibe und ihm die 
Wirtſchaft führe, 6000 M verſprochen, und fie hatte dies getan, 
woraus nach 8 165 ALR. I. 5 ſich feine Verpflichtung zur 
Zahlung dieſer Summe ergab. Es würde ſich hieraus noch 
nicht die Verurteilung des Beklagten in 3 ½ Prozent jährlicher 
Zinſen ſeit dem 1. Januar 1902 rechtfertigen, und hierfür hatte 
das Berufungsgericht auch noch eine andere Grundlage, nämlich 
die Anfang Januar 1900 vom Beklagten der damals ſchon 
verheirateten klägeriſchen Ehefrau ausgeſtellte Urkunde, in welcher 
er ihr 6000 M „von feinem Vermögen verſchreibt“, das 
Kapital, das bei ihm deponiert ſei, mit 3 ½ Prozent jährlich 
zu verzinſen verſpricht, endlich hinzufügt: „Das Kapital kann 
auf Verlangen im Falle eintretender Notwendigkeit ſofort aus⸗ 
gezahlt werden.“ Daß die Ausſtellung dieſes Scheines, wie 
das LG. angenommen hat, ein Schuldanerkenntnis im Sinne 
des 8 781 BGB. darſtelle, kann mit Grund bezweifelt werden; 
insbeſondere findet ſich darin keinesfalls eine Anerkennung 
einer ſchon beſtehenden Zins verbindlichkeit, ſondern nur die 
Neubegründung einer Verpflichtung ſolchen Inhaltes durch ein 
Verſprechen. Aber auch ein abſtraktes Schuldverſprechen im 
Sinne des S 780 BGB. wird man hier kaum annehmen 
können, da ein beſtimmter materieller Schuldgrund, nämlich ein 
über die 6000 M abgeſchloſſener Verwahrungsvertrag, in der 
Urkunde angegeben iſt. Von dieſem Standpunkt aus erſcheint 
der Schein als Beweisurkunde für eine nach Maßgabe von 
5 700 Abſ. 1 BGB. vorgenommenen Hinterlegung der 6000 M, 
und zwar fo, daß gemäß des hier nach dem angeführten 8 700 
Abſ. 1 ebenfalls anzuwendenden S 607 Abſ. 2 BGB. eine 
ſchon beſtehende Schuld dieſes Betrages als in ein ſogenanntes 
depositum irregulare umgewandelt bezeichnet iſt, und zugleich 
als ein ſchriftliches Verſprechen, das Hinterlegte zu verzinſen, 
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wie dies nach dem gleichfalls hier anwendbaren 8 608 BGB. 
auch beim irregulären Depoſitum ſtatthaft iſt. Übrigens würde 
die Klage auf Grund der Urkunde bei jeder dieſer Auffaſſungen 
ſich als ſchlüſſig darſtellen, da, auch wenn man in den Worten 
„im Falle eintretender Notwendigkeit“ eine für die Fälligkeit 
geſetzte Bedingung, und nicht bloß eine rechtlich bedeutungsloſe 
Enunziation finden will, dieſe Bedingung, wie das OLG. zu⸗ 
treffend ausgeführt hat, eingetreten fein würde. 

Der Beklagte hat gerügt, daß die Ehefrau des Klägers, 
mit der er in allgemeiner Gütergemeinſchaft des BGB. lebt, 
unzuläſſigerweiſe als Zeugin vernommen worden ſei. Es iſt 
bisweilen behauptet worden, daß, wenn der Ehemann als Haupt 
der Gütergemeinſchaft prozeſſiere, insbeſondere wenn er dies 
über urſprüngliches Frauenvermögen tue, auch die Frau mit 
Partei ſei und daher nicht Zeugin ſein könne; vgl. Gerlach 
in der Zeitſchr. für deutſchen Ziwilprozeß 22, 386 ff., und Simon 
in der Juriſt. Monatsſchr. für Poſen, Oſt⸗ und Weſtpreußen 
v. 1899 S. 37 f. (a. M. Landsberg ebenda Jahrg. 1898 
S. 3 f.). Dies iſt jedoch grundlos, da der Mann aus eignem 
Rechte und nicht als Vertreter der Frau den Prozeß führt, 
mag letztere auch unmittelbar beteiligt im Sinne des $ 393 
Abſ. 1 Nr. 4 ZPO. fein. In dieſem Sinne hat auch das RG. 
ſtets erkannt; jo der V. ZS. bei Bolze Pr. Bd. 10 Nr. 783, 
und laut JW. 98, 197 und der IV. 3S. laut JW. 96, 371“. 
Hieran iſt auch unter der Herrſchaft des BB. feſtzuhalten. 
Weshalb es einen Unterſchied machen ſollte, daß der Mann 
hier aus einem von der Frau ſelbſt abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfte geklagt hat, iſt nicht abzusehen. Freilich hat der 
III. 38S. des RG. laut RG. 12, 188 f. einmal im Falle 
eines gemeinrechtlichen Gewalthabers, der wegen des ſogenannten 
peculium adventicium regulare klagte, den Sohn für zeugnis⸗ 
unfähig erklärt; allein wenn dieſe Frage auch eine gewiſſe 
Analogie mit der jetzt in Rede ſtehenden darbietet, ſo iſt ſie 
doch eben verſchieden davon, und es braucht daher jetzt nicht 
in weitere Erörterungen über jene Entſcheidung des III. 38S. 
eingetreten zu werden. — N. c. N., U. v. 19. Dez. 07, 
374/07 VI. — Poſen. 

4. 88 812, 420, 427, 431 BGB. Geſamtſchuldneriſche 
Haftung gegenüber der Bereicherungsklage.] 

Zur Ausnutzung einer von dem Chemiker St. gemachten 
Erfindung verband ſich dieſer mit dem Beklagten Z. Da die 
den beiden zur Verfügung ſtehenden Geldmittel dafür nicht aus⸗ 
reichten, traten ſie in Verbindung mit dem Kläger, der ſie bei 
ihrem Unternehmen mit 6 000 M unterſtützte, die unter den in 
der Urkunde vom 21. März 1902 feſtgeſtellten Bedingungen 
von ihnen dem Kläger zurückzuzahlen waren. Als hinterher 
der Kläger erkannte, daß er von St. über den Wert der Er⸗ 
findung durch falſche Vorſpiegelungen getäuſcht ſei, erhob er 
unter Anfechtung des geſchloſſenen Vertrages gegen St. und 3. 
Klage auf Rückzahlung der 6 000 M als Geſamtſchuldner. Sie 
ſind klaggemäß verurteilt worden. Die Reviſion des Beklagten 
Z. wurde mit folgender Begründung zurückgewieſen: Der Ver⸗ 
trag iſt vom Kläger wegen des von St. gegen ihn verübten 
Betruges mit Erfolg angefochten und die gegenwärtige Klage 
iſt nicht die Vertragsklage und nicht gerichtet auf die vertrags⸗ 
mäßig bedungene Leiſtung, ſondern mit ihr wird die Rück⸗ 
gewähr deſſen gefordert, was Kläger auf Grund des nichtigen 
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Vertrags, alſo ohne rechtlichen Grund an Z. und St. gemeinſam 
geleiſtet hat. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß 
auch dieſem Anſpruch gegenüber beide als Geſamtſchuldner vers 
haftet ſeien, während die Reviſion die Rechtsanſicht vertritt, 
daß der Beklagte Z., der an der Täuſchung des Klägers nicht 
teilgenommen habe, gar nicht oder nur anteilsweiſe zur Er⸗ 
ſatung des Geldes verpflichtet ſei. Der Berufungsrichter hat 
die Frage, ob der Beklagte gegenüber der Bereicherungsklage 
mur anteilsweiſe zu haften habe, unter Berufung auf § 431 
BGB. verneint. Dieſe Vorſchrift iſt hier jedoch nicht anwendbar, 
weil die llagend geforderte Leiſtung, die Zahlung einer Geld⸗ 
fumme alſo, teilbar iſt. Allerdings hat man in den Fällen, 
wo es untunlich iſt, das auszuſondern, was der einzelne der 
nehreren Teilnehmer auf Grund des nichtigen Vertrages erhalten 
hat, von einer Unteilbarkeit der von ihnen geſchuldeten Leiſtung 
d. i. der Rückgewähr ſprechen wollen. Allein dieſe Auffaſſung 
it abzulehnen. Die Ungewißheit des Umfangs einer Schuld 
hat mit der Frage, ob die geſchuldete Leiſtung teilbar iſt, an 
ſic nichts zu ſchaffen. Die Sondervorſchrift des 8 830 Satz 2 
808. darf über den Kreis der unerlaubten Handlungen hinaus 
nicht angewendet werden. Bei der Beantwortung der obigen 
Sage iſt hiernach zunächſt von dem Grundſatz des 5 812 
BOB. auszugehen, daß jeder der mehreren Teilnehmer des 
nichtigen Vertrags das zurückzugewähren hat, was er auf Koſten 
des Klägers ohne rechtlichen Grund erhalten hat. Aber aus 
der Vorſchrift des 8 427 BGB. iſt zu entnehmen, daß jeder 
der mehreren Vertragsteilnehmer in ſolchem Falle als Empfänger 
des Ganzen zu gelten hat. Die Haftung des Beklagten als 
Geſamtſchuldner wird auch durch 8 420 BGB. nicht ein⸗ 
heſchränkt, da nach ihm eine Teilung der Haftung nur im 
Zweifel eintreten ſoll, alſo nur, wenn nicht beſondere Gründe 
zu einem abweichenden Ergebnis führen. Solche Gründe ergeben 
ſch aber für Fälle der hier vorliegenden Art aus den obigen 
Ausführungen, die zugleich eine weitere Unterſtützung in der 
Erwägung finden, daß die gegenteilige Anſicht zu einem für 
den Kläger durchaus unbilligen Ergebnis führen würde. Es 
t „im Zweifel“ nicht anzunehmen, daß er genötigt if, entweder 
lotz des wider ihn verübten Betruges an dem nachteiligen 
Bertage feſtzuhalten oder die Sicherheit aufzugeben, die ihm 
tie Haftung der anderen Vertragsteile als Geſamtſchuldner 
betet. Auf ſeiten des Beklagten iſt erſt recht nicht Anlaß, ihn 
wegen der Anfechtung des Vertrages von der Haftung als 
Geſannſchuldner freizumachen. — 8. c. V., U. v. 19. Dez. 07, 
17/7 VI. — Berlin. 

5. 8 823 fl. BGG. verbunden mit SS 11, 12 RPoft®. 
dom 28. Oktober 1871. Haftung aus einer unerlaubten 
Handlung, die mit der Vertragserfüllung in untrennbarem Zu⸗ 
ſmmenhange ſieht. — Umfang der Haftung der Reichspoſt⸗ 
brwaltung bei Beförderung von Reiſenden.] 

Käger fuhr am 23. Juli 1902 mit einem vom Land⸗ 
hieſträger K. geleiteten Fuhrwerk — für das, wie feſtſteht, 
ile weſentlichen Merkmale einer ordentlichen Poſt zutreffen — 
on G. nach W. Unterwegs fiel der Wagen um und zwar 
Molge eines Verſchuldens des K. und Kläger erlitt dadurch 
aßebiche Verlezungen. Er verlangte vom Neichspoſtfiskus 
kecz seines Schadens und ſtützte die Klage, da fie als Ver⸗ 
uagzllage nach 8 14 PoſtG. verjährt war, auf deliktiſche 
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Haftung des Fiskus. Das OLG. wies zurück. Das RG. beſtätigte. 
Aus den Gründen: Das Berufungsgericht hat mit Recht 
angenommen, daß der Klaggrund für den Anſpruch gegen den 
Reichspoſtfiskus durch den § 12 Pofl®. ausgeſchloſſen ſei. 
Nach § 11 Ziff. 2 daſelbſt leiſtet die Poſtverwaltung Erſatz 
für die erforderlichen Kur⸗ und Verpflegungskoſten im Falle 
der körperlichen Beſchädigung eines Reiſenden bei Reiſen mit 
den ordentlichen Poſten, ausgenommen den Fall höherer Gewalt 
oder eigener Fahrläſſigkeit des Reiſenden. Nach § 12 wird 
eine weitere als die im $ 11 beſtimmte Entſchädigung von der 
Poſtverwaltung nicht geleiſtet. Die Faſſung dieſer Beſtimmungen 
läßt Kar erkennen, daß damit die Haftung der Poſtverwaltung 
umfaſſend und erſchöpfend geregelt werden und insbeſondere 
eine weitergehende Haftung auch in dem Falle ausgeſchloſſen 
ſein ſollte, daß einen Beamten ein Verſchulden trifft, das ſeine 
unbeſchränkte Haftung nach den Vorſchriften über unerlaubte 
Handlungen begründet. Ob dies ausnahmslos, ohne Rückſicht 
auf die Art des Verſchuldens, gilt, mag vielleicht in Zweifel 
gezogen werden können... Im gegenwärtigen Falle beſtand die 
ſchuldhafte Handlung in der Verwendung eines untüchtigen 
Transportmittels, oder in der Unterlaſſung der vorgängigen 
Prüfung des Transportmittels auf ſeine Tüchtigkeit. Eine an 
ſich objektiv unerlaubte Handlung lag hierin überhaupt nicht, 
die Handlung wurde zu einer unerlaubten nur dadurch, daß ſie bei 
Erfüllung des von dem Kläger mit der Poſt geſchloſſenen 
Vertrages geſchah. Gerade die ungenügende Sorgfaltsanwendung 
bei Erfüllung des Vertrages bildet hier das Weſentliche der 
unerlaubten Handlung, dieſe ſtand mit der Vertragserfüllung 
in einem inneren, untrennbaren Zuſammenhang. In ſolchem 
Falle rechtfertigt es ſich ſchon nach allgemeinen Grundſätzen, 
daß die Schadenserſatzpflicht nur nach den das Vertrags: 
verhältnis beherrſchenden Rechtsregeln, unter Ausſcheidung der 
Vorſchriften über die außervertragliche Haftung, beurteilt wird. 
Vgl. Entſch. des VI. 3S. vom 4. Febr. 04 VI. 491/03, 
JW. 04, 166“. Um fo weniger kann die Anwendung des 
§ 12 Poft®. hier einem Bedenken unterliegen. Scheidet aber 
ſchon aus dieſem Grunde die außervertragliche Haftung der 
Poſtverwaltung aus, fo bedarf es keines weiteren Eingehens 
auf die Frage, ob die Vorausſetzungen, unter denen nach 
Art. 1384 c. c. oder nach $ 381 BGB. die Poſtverwaltung 
für das Verſchulden ihrer Beamten haften würde, hier gegeben 
find. P. c. Reichspoſtfſiskus, U. v. 3. Dez. O07, 90/07 VII. — Cöln. 

6. 5 1624 BGB. Ob eine Ausſtattung, ſoweit fie das 
durch die Vermögensverhältniſſe gegebene Maß überſteigt, 
Schenkung iſt, hängt davon ab, ob die Vorausſetzungen des 
Tatbeſtands einer Schenkung vorliegen. — In dem Mitgiſt⸗ 
verſprechen gegenüber dem Bräutigam der Tochter liegt zugleich 
das Ausſtattungsverſprechen für die Tochter.] 

Das Berufungsgericht erachtet für erwieſen, daß die Be⸗ 
klagte ſchon zur Zeit der Verlobung und wiederholt am Tage 
der Hochzeit ihrer Tochter mit F. dieſem eine Mitgift von 
3000 M für ihre Tochter zugeſagt, und da fie erklärte, zur 
Zeit die flüſſigen Mittel zur Auszahlung nicht zu beſitzen, ſtatt 
des Kapitals ihm den von ihr ausgeſtellten Schuldſchein über⸗ 
geben habe.. Wenn in $ 1624 BGB. ausgeſprochen iſt, 
die Ausſtattung, und demgemäß auch das Ausſtattungs⸗ 
verſprechen, gelte nur dann und nur inſoweit als Schenkung, 
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als die Ausſtattung das den Vermögensverhältniſſen des 
Vaters oder Mutter entſprechende Maß überſteige, ſo iſt daraus 
nicht zu folgern, daß die Ausſtattung, ſoweit der letztere Fall 
zutrifft, unter allen Umſtänden als Schenkung angeſehen werden 
mußte. Die Bedeutung des 8 1624 iſt gerade die, daß klar⸗ 
geſtellt werden ſoll, die Ausſtattung ſei an ſich keine Schenkung. 
Ob ſie, ſoweit ſie das durch die Vermögensverhältniſſe gegebene 
Maß überſteigt, im einzelnen Falle Schenkung iſt, bleibt ſtets 
eine offene Frage, und die Bejahung der Frage ſetzt voraus, 
daß die allgemeinen Vorausſetzungen des Tatbeſtandes der 
Schenkung vorliegen. Iſt das Ausſtattungsverſprechen nach 
dem Ergebniſſe dieſer Prüfung nicht als unentgeltliche Zu⸗ 
wendung, ſondern als Gegenleiſtung eines gegenſeitig ver⸗ 
pflichtenden Vertrages erfolgt, dann fehlen die Erforderniſſe 
der Schenkung nach 8 516 BGB., und es iſt deshalb eine 
ſolche auch nicht im Falle des S 1624 BGB. anzunehmen. 
Ein Mitgiftverſprechen kann und wird häufig als Zuficherung 
einer Gegenleiſtung für die Eheſchließung erfolgen, und dann 
liegt eine Schenkung nicht vor (RG. 62, 273; 63, 323; 
JW. 1903 Beil. Nr. 290; 1904, 405°; 1906, 46217. Oert⸗ 
mann, Recht der Schuldv. 2. A. S. 440). Dieſe Grundſätze 
ſind vom Berufungsgerichte nicht verkannt worden. Nach deſſen 
Feſtſtellungen war die Mitgift von 3000 M dem F. längere 
Zeit vor der Eheſchließung von der Beklagten zugeſagt worden. 
Ihre Gewährung war für ihn die notwendige Gegenſeite ſeines 
Eheverſprechens; denn ſie ſollte ihm die Mittel bieten, einen 
Gewerbebetrieb zu beginnen, der beiden Eheleuten den Unterhalt 
verſchaffen ſollte. Davon, und daß er die Ehe nicht eingehen 
werde, wenn die Beklagte nicht die Mitgift leiſten werde, hat 
er die Beklagte verſtändigt, und ſie hat daraufhin, um den F. 
ihrerſeits zur Eingehung der Ehe zu verpflichten, den Schuld⸗ 
ſchein unterzeichnet. Auf dieſe Weiſe iſt die Abhängigkeit der 
Leiſtungen, der Eingehung der Ehe einerſeits und des Mitgift⸗ 
verſprechens andererſeits, voneinander und ihre Gegenſeitigkeit 
zueinander von beiden Teilen angenommen und zum Aus⸗ 
drucke gebracht worden. Für dieſe Annahme der Gegenſeitigkeit 
der Leiſtungen iſt es nicht von Bedeutung, daß das Ausſtattungs⸗ 
verſprechen ſeinem Begriffe nach eine Zuwendung an das Kind 
des Verſprechenden, hier an die Ehefrau F. zum Gegenſtande 
hat, dergeſtalt, daß die gegebene Ausſtattung dem eingebrachten 
Gute der Genannten zugebören ſollte und zugehören muß, 
während als die Vertragsparteien die Beklagte und der Ehe⸗ 
mann F. erſcheinen. In dem Mitgiftverſprechen gegenüber dem 
Bräutigam iſt zugleich das Ausſtattungsverſprechen für die 
Tochter und an die Tochter, die bei der Unterzeichnung des 
Schuldſcheines und deſſen Vorbeſprechung zugegen war, enthalten, 
und der gegenſeitige Vertrag iſt inſoweit als Vertrag zugunſten 
eines Dritten (der Braut) anzuſprechen. K. c. L., U. v. 
23. Dez. 07, 350/07 VI. — Marienwerder. 

Zivilprozeßordnung. | 

7. 813 ZPO. (verb. mit 87 BGB.) Begriff des pro- 
zeßrechtlichen Wohnſitzes. Iſt für die Organiſation der Gerichte 
eine andere Einteilung als die allgemeine (in politiſchen Ge⸗ 
meinden) geſetzlich eingeführt, dann iſt dieſe für die Beſtimmung 
des allgemeinen Gerichtsſtandes einer Perſon maßgebend.] 

Die auf Zahlung einer Darlehnsforderung gerichtete Klage 
iſt vom LG. Berlin abgewieſen worden, weil nicht das an⸗ 
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gegangene LG. I, ſondern das LG. II als Gericht ſowohl des 
Wohnſitzes des Beklagten wie des Erfüllungsortes örtlich zu⸗ 
ſtändig ſei. Das Berufungsurteil beſtätigte. Die Reviſion 
der Klägerin wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Die Behauptung einer Vereinbarung des Erfüllungsortes ſei, 
führt das Berufungsurteil aus, von der Klägerin nicht bewieſen 
worden. Es handle ſich alſo nur darum, ob das LG. I, ob: 
wohl der Beklagte in dem zum Bezirke des LG. II gehörigen 
Teile von Berlin wohne, ſei es als allgemeiner Gerichtsſtand, 
ſei es als Gericht des geſetzlichen Erfüllungsortes zur Ent⸗ 
ſcheidung der Sache zuſtändig ſei. Das ſei zu verneinen. Der 
Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Nach 8 13 ZBO. wird 
der allgemeine Gerichtsſtand einer Perſon „durch den Wohn⸗ 
ſitz beſtimmt“ ... Zum Begriffe des Wohnſitzes gehört es, daß 
er die Perſon mit einem Orte, einer Fläche im Raume, in 
rechtliche Beziehung bringt. Der Wohnſitz iſt der — räumliche 
— „Mittelpunkt des geſamten Lebens einer Perſon“ (Dernburg), 
das „Zuſtandsverhältnis“, das durch die Verknüpfung der 
Lenkung und Leitung der Angelegenheiten einer Perſon mit 
einem Orte hergeſtellt wird (Kohler). Iſt hiermit das Weſen 
des Wohnſitzes, von der Beſtimmung des Ortes feiner räum⸗ 
lichen Beziehung abgeſehen, umſchrieben, ſo läßt die letztere 
zwei weſentlich verſchiedene Auffaſſungen zu. Als Ort des 
Wohnſitzes kann ſowohl der Ort im Raume, der Flächen⸗ 
abſchnitt angeſehen werden, auf dem die ſtändige Niederlaſſung 
einer Perſon ſich befindet, wie das Ortsganze, die Ortſchaft, 
innerhalb deren die Niederlaſſung belegen iſt. Von dem erſteren 
Geſichtspunkt aus (Hölder, Stölzel, Eccius) iſt die Beantwortung 
der zur Entſcheidung ſtehenden Frage ohne weiteres gegeben. 
Der allgemeine Gerichtsſtand einer Perſon nach Maßgabe des 
813 ZPO. iſt auf feiner Grundlage bei dem Gerichte be⸗ 
gründet, in deſſen Bezirk ihr Wohnſitz, der räumliche Punkt 
ihrer Niederlaſſung, ſich befindet. Die Abgrenzung der Ge⸗ 
richtsbezirke aber iſt Sache der Landesgeſetzgebung. Aber auch 
die zweite Anſchauungsweiſe führt zu keinem anderen Ergebniſſe. 
Die Klägerin vertritt unter Berufung auf die Autorität von 
Savigny und Dernburg die Auffaſſung, daß als Ort des Wohn⸗ 
ſitzes im Sinne des § 7 BGB. die politiſche Gemeinde zu 
denken ſei, und meint, daß, wenn in dieſer Weiſe der Ort des 
Wohnſitzes reichsgeſetzlich feſtgelegt ſei, ein Landesgeſetz, wie 
das Preußiſche Gerichts organiſationsgeſetz für Berlin und Um⸗ 
gegend vom 16. September 1899 (Geſetzſ. S. 391) daran 
nichts zu ändern vermöge. Allein weder kann die Zugehörigkeit 
der Niederlaſſung einer Perſon zu einer politiſchen Gemeinde 
zu den weſentlichen Elementen des Wohnſitzbegriffes gezählt 
werden, noch iſt der Ort des Wohnſitzes als eine ein für allemal 
beſtimmte Einheit anzuſehen. (Wird ausgeführt.) Iſt demgemäß 
für die Organiſation der Gerichte eine andere Einteilung als 
die allgemeine in fog. politiſche Gemeinden geſetzlich eingeführt, 
dann iſt dieſe für die Beſtimmung des allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtandes einer Perſon maßgebend; der letztere iſt bei dem Ge⸗ 
richte desjenigen Sprengels begründet, in welchem der Raum⸗ 
abſchnitt ihrer ſtändigen Niederlaſſung belegen iſt. Hiergegen 
kann nicht eingeworfen werden, daß die politiſche Gemeinde, 
die nach der von der Klägerin vertretenen Auffaſſung 8 7 des 
BGB. als Ort des Wohnſitzes im Sinne habe, ein geſchichtlich 
gewordenes, ſelbſtändiges korporatives Gebilde ſei, dem auch 
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dem Staate gegenüber eine unabhängige Exiſtenz zukomme, und 
dem daher nicht nach irgend einer Seite ein formaler ſtaatlicher 
Verwaltungsbezirk untergeſchoben und gleichgeſtellt werden 
könne. (Wird ausgeführt.) Für die Zuſtändigkeit des ange⸗ 
gangenen Gerichts kommt im gegebenen Falle außer dem all⸗ 
gemeinen Gerichtsſtande des 8 13 ZPO. noch der Gerichtsſtand 
des Erfüllungsortes (8 29 ZPO.) in Betracht. Eine ab⸗ 
weichende Beantwortung der zur Entſcheidung ſtehenden Frage 
kann ſich hier dann ergeben, wenn der Erfüllungsort Berlin 
ohne nähere Beſtimmung, ohne daß eine der Vertragsparteien 
ihren Wohnſitz oder Sitz in Berlin hätte, und ohne daß im 
Wege der Auslegung des Vertrages einer der mehreren Ge⸗ 
richtsſprengel als Erfüllungsort nach der Abſicht der Parteien 
zu ermitteln wäre, vereinbart ſein würde. Dieſer Fall liegt 
nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts nicht vor. Der 
geſetzliche Erfüllungsort des 8 269 BGB., der allein in Frage 
kommt, iſt von dem Wohnſitze des Schuldners abhängig, und 
auf ihn findet, ſoweit es ſich um den Gerichtsſtand handelt, 
alles Anwendung, was über den durch den Wohnfſitz beſtimmten 
allgemeinen Gerichtsſtand des Beklagten ausgeführt worden iſt. 
Hiernach if, mag man den Ort des Wohnſitzes im engeren 
Sinne als räumlichen Ort der Niederlaſſung oder im 
weiteren als größere Ortseinheit, als Ortsbezirk auffaſſen, der 
allgemeine Gerichtsſtand des Beklagten ſowohl wie der Ge⸗ 
richtsſtand des Erfüllungsortes für die von ihm geſchuldete 
Leiſtung bei demjenigen der drei Landgerichtsbezirke in Berlin 
begründet, in deſſen Bezirk er ſeinen Wohnſitz, ſeine ſtändige 
Niederlaſſung hat und (8 269 BGB.) zur Zeit der Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes hatte. Dieſer Bezirk iſt nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts nicht der des angegangenen 
LG. I. Die Klage iſt mithin bei einem örtlich nicht zuſtändigen 
Gericht erhoben. Aktiengeſ. B.⸗T.⸗T. c. O., U. v. 9. Dez. 07, 
276/07 VI. — Berlin. | 

8. 852 ZPO. Abweiſung der Klage wegen mangelnder 
Prozeßfähigkeit.] 

Beklagter hatte gegen ein ihn zur Zahlung verurteilendes 
Urteil des LG. Berufung eingelegt. Bei der erſten mündlichen 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht, die am 7. März 1906 
ſtattfand, brachte der Kläger zur Sprache, daß in einer gegen 
den Beklagten anhängigen Privatklageſache wegen Beleidigung 
vom Königlichen AG. in N. durch Beſchluß vom 20. Februar 1905 
das Verfahren wegen Geiſteskrankheit des Beklagten eingeſtellt 
worden ſei. Das Berufungsgericht hat darauf von Amts 
wegen eine Begutachtung des zuſtändigen Kreisarztes über die 
Frage angeordnet, ob und ſeit wann der Beklagte ſich in 
einem nicht etwa bloß ſeiner Natur nach vorübergehenden Zu⸗ 
ſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befindet, welcher 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließt. Der Medizinalrat 
Dr. E. gab hierauf nach perſönlicher Beobachtung des Beklagten 
das in der mündlichen Verhandlung eidlich beſtätigte Gutachten 
dahin ab, daß der Beklagte ſowohl am 23. Februar 1904, als 
dem Tage der Klagzuſtellung, als auch zur Zeit der Unter⸗ 
ſuchung durch den Sachverſtändigen geiſteskrank im Sinne des 
BGB. geweſen ſei und daß es nach der Natur der Krankheit 
— von welcher die nervöſen Zentralorgane angegriffen ſeien — 
fiher ſei, daß die Geiſteskrankheit fortdauere. Das Berufungs⸗ 
gericht hat hierauf das Urteil des LG. aufgehoben und die 
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Klage wegen Mangels der Prozeßfähigkeit des Beklagten ab⸗ 
gewieſen. Das RG. beſtätigt: Es ift zwar richtig, daß der 
IV. 3S. des N. in den Entſcheidungen vom 4. Juli 1898 
(JW. 98, 501%) und 24. April 1899 (JW. 99, 3657) die 
Reviſion einer geiſteskranken Klägerin als nicht eingelegt er⸗ 
achtet hat, nachdem in beiden Fällen in der Berufungsinſtanz 
die Geiſteskrankheit der Klägerin und Berufungsklägerin auch 
ſchon für die Zeit der Erhebung der Klage feſtgeſtellt und 
daraufhin die Klage abgewieſen worden war. Der IV. 35. 
hat aber die rechtliche Auffaſſung, welche den beiden erwähnten 
Urteilen zugrunde lag, nicht aufrechterhalten, ſondern hat in 
der Sache Schultze wider Schultze IV 249/04 — Urt. vom 
1. Dez. 04 — die Revifion der geiſtes kranken Klägerin, welche 
zwar in I. Inſtanz, dagegen nicht in der Berufungsinſtanz in 
geſetzlicher Weiſe vertreten war, beachtet, aber auf Grund des 
§ 551 Nr. 5 ZPO. das Urteil des Berufungsgerichts aufs 
gehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an das Berufungsgericht zurückverwieſen. Im vor: 
liegenden Fall liegt die Sache nun ſo, daß der Beklagte, gegen 
deſſen Prozeßfähigkeit in der I. Inſtanz kein Bedenken erhoben 
worden war, gegen die Entſcheidung des LG., die ihm zur 
Zahlung von 1600 M nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 
1. Aug. 02 verurteilt hatte, das Rechtsmittel der Berufung 
eingelegt hatte und erſt in der Berufungsinſtanz zur Sprache 
kam und feſtgeſtellt wurde, daß der Beklagte geiſteskrank iſt 
und bereits zur Zeit der Klagerhebung geiſteskrank geweſen 
war. Es mangelte ihm fomit die gemäß 8 56 ZPO. von 
Amts wegen zu berückſichtigende Eigenſchaft der Prozeßfähigkeit, 
und demgemäß hatte eine rechtlich wirkſame Klagerhe bung 
nicht ſtattgefunden. Bei dieſer Sachlage iſt die Entſcheidung 
des Berufungsgerichts, daß das landgerichtliche Urteil aufzu⸗ 
heben und die Klage wegen Mangels der Prozeßfähigkeit des 
Beklagten — ſo, wie ſie angebracht iſt — abzuweiſen ſei, 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Solange der Mangel der 
Prozeßfähigkeit nicht durch rechtskräftiges Urteil feſtgeſtellt iſt, 
kann der auf den Namen des Prozeßunfähigen geführte Rechts⸗ 
ſtreit auch durch Handlungen des in Wirklichkeit Prozeßunfähigen 
und ſeines Prozeß bevollmächtigten weitergeführt werden. Die 
in RG. 18, 383 und 29, 408 veröffentlichten Urteile des 
VI. und II. 3S., ſowie das in JW. 00, 7501 veröffent⸗ 
lichte Urteil des VII. 3S. gehen von derſelben Grund⸗ 
anſchauung aus, und dieſe liegt auch dem obenerwähnten Urteil 
des IV. 38S. vom 1. Dezember 04 zugrunde. Demnach 
war die Revifion des Klägers, ohne daß es einer Ent⸗ 
ſcheidung der vereinigten 3S. bedürfen würde, als unbegründet 
zurückzuweiſen. W. c. B., U. v. 14. Dez. 07, 141/07 I. — 
Berlin. f 

9. 88 233, 234, 236. ZPO. Nur die unverſchuldete 
Unkenntnis von der unterlaſſenen Beglaubigung der Termins⸗ 
beſtimmung auf der Berufungsſchrift ſeitens des Gerichts⸗ 
vollziehers iſt ein unabweis barer Zufall.] 

Zwecks Einlegung der Berufung gegen das erſtinſtanzliche 
am 24. Januar 1906 zugeſtellte Urteil, durch das die Klage 
abgewieſen und der Widerklage ſtattgegeben worden war, reichte 
die Klägerin am 20. Februar 1906 bei dem Gerichtsſchreiber 
des OLG. Breslau eine vom 19. Februar 1906 datierte 
Berufungsſchrift nebſt der erforderlichen beglaubigten Abſchrift 
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zur Terminsbeſtimmung und Vermittlung der Zuſtellung ein. 
Dieſe Abſchrift wurde dem Bekagten am 26. Februar 1906 
zugeſtellt, jedoch war die darauf vom Gerichtsſchreiber über⸗ 
tragene Terminsbeſtimmung vom Gerichtsvollzieher nicht be⸗ 
glaubigt worden. In der Berufungsbeantwortung wurde dies 
der Klägerin noch nicht mitgeteilt, denn dieſer Schriftſatz 
enthielt nur den gedruckten formularmäßigen eventuellen 
Antrag, daß, wenn die Unzuläſſigkeit des Rechtsmittels ſich 
ergeben ſollte, die Berufung als unzuläſſig verworfen werden 
möge. Dagegen bemerkte der Beklagte in der dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Klägerin am 3. Mai 1906 zugeſtellten, 
nur vier Seiten umfaſſenden Erwiderung auf die Berufungs⸗ 
rechtfertigung unter Nr. II auf S. 3, in der am 
26. Februar 1906 durch Vermittlung des Gerichtsſchreibers 
dem Prozeß bevollmächtigten des Beklagten zugeſtellten bes 
glaubigten Abſchrift der Berufungsſchrift ſei die Terminsnote 
nicht beglaubigt. Dabei war der Zuſatz beigefügt („Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidungen in Jur. Wochenſchr. pro 1901 Seite 29°). 
Unter den auf. der erſten Seite befindlichen Anträgen war aller⸗ 
dings nicht auch ein ſolcher enthalten, deswegen die Berufung als 
unzuläffig zu verwerfen, ſondern dieſe Anträge gingen nur dahin: 
a) die Berufung zurückzuweiſen, b) auf die eingelegte Anſchluß⸗ 
berufung in näher angegebener Weiſe zu erkennen. Der 
Prozeßbevollmächtigte der Klägerin hielt, wegen dieſes Antrages 
den übrigen Inhalt des Schriftſatzes für unverfänglich, 
nahm daher von ihm jetzt noch keine Einſicht ſondern ſandte das 
Schriftſtück ohne weiteres zur Informationserteilung an die 
Klägerin. Der Dezernent für dieſe Angelegenheit, der zweite 
Bürgermeiſter, erlangte erſt am 20. Mai 1906 von dem Inhalt 
des Schriftſtücks Kenntnis, da ihm dieſes erſt an dieſem Tage 
vorgelegt wurde. Erſt am 28. Mai 1906 wurde nach ſeiner 
eidesſtattlichen Verſicherung dem Proze ßbevollmächtigten der 
Klägerin der Mangel bekannt. Er legte ſodann in einem vom 
30. Mai 1906 datierten, dem Beklagten am 1. Juni 1906 
zugeſtellten Schriftſatz von neuem Berufung ein und beantragte 
zugleich in dieſem Schriftſatz Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt. In der 
erſten mündlichen Verhandlung vom 19. Juni 1906 ſtellte der 
Beklagte den Prinzipalantrag, die Berufung als unzuläſſig zu 
verwerfen, weil die Friſt des §S 234 Abſ. 1 ZPO. nicht inne⸗ 
gehalten ſei. Das Berufungsgericht erließ indeſſen unter dem 
19. Juni 1906 ein Zwiſchenurteil des Inhalts, daß die Klägerin 
gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt in den vorigen Stand 
wieder eingeſetzt werde. Durch Endurteil vom 11. Dezember 
1906 erkannte das Berufungsgericht alsdann unter Abänderung 
des erſtinſtanzlichen Urteils zugunſten der Klägerin. Das 
Zwiſchenurteil iſt vom Berufungsrichter mit folgenden Er⸗ 
wägungen begründet worden: Das Unterbleiben der Beglaubi⸗ 
gung der Terminsnote bei der erſten Berufungseinlegung ſei 
ein unabwendbarer Zufall und der Wiedereinſetzungsantrag 
rechtzeitig geſtellt; denn das der wirkſamen Rechtsmitteleinlegung 
entgegenſtehende Hindernis, nämlich die Unkenntnis von dem 
unwirkſamen Zuſtellungsakt, ſei nicht ſchon mit dem 3. Mai 1906, 
an welchem Tage dem Anwalt der Klägerin der auf den vor⸗ 
bezeichneten Mangel hinweiſende Schriftſatz des Beklagten 
zugegangen ſei, ſondern erſt am 20. bzw. 28. Mai 1906 be⸗ 
hoben, da erſt an dieſen Tagen nach den abgegebenen eides⸗ 
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ſtattlichen Verſicherungen der betreffenden Perſonen das zur 
Vertretung der Klägerin berufene Willensorgan und ihr Prozeß⸗ 
bevollmächtigter von dem Zuſtellungsmangel Kenntnis erhalten 
hätten und nach § 234 Abſ. 1 3 PO. die Friſt für den Antrag 
auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erſt mit dem Tage 
beginne, an welchem das Hindernis tatſächlich behoben ſei. 
Dieſe Auffaſſung des Berufungsrichters kann nicht geteilt werden. 
Die 88 233, 234 und 236 ZPO. gehören zuſammen. § 233 
beſtimmt, daß einer Partei, welche durch unabwendbare Zufälle 
verhindert worden iſt, eine Notfriſt einzuhalten, auf Antrag 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu erteilen iſt. Nach 
8 234 muß dieſer Antrag innerhalb einer zweiwöchigen Friſt 
geſtellt werden, welche mit dem Tage beginnt, an dem das 
Hindernis behoben iſt und § 236 ſchreibt vor, daß in dem den 
Antrag auf Wiedereinſetzung enthaltenden Schriftſatz die ver⸗ 
ſäumte Prozeßhandlung nachzuholen iſt. Im gegenwärtigen 
Falle wurde die Klägerin an der rechtswirkſamen Innehaltung 
der Berufungsfriſt dadurch gehindert, daß die Zuſtellung der 
Berufungsſchrift durch Vermittlung des Gerichtsſchreibers er⸗ 
folgte und daß aus dieſem Grunde der Klägerin und ihrem 
Prozeßbevollmächtigten ohne ihr Verſchulden innerhalb der Be⸗ 
rufungsfriſt unbekannt blieb, daß die Beglaubigung der Termins⸗ 
beſtimmung auf der dem Beklagten zugeſtellten Abſchrift der 
Berufungsſchrift von dem Gerichtsvollzieher unterlaſſen worden 
war. Daß in ſolchem Falle ein unabwendbarer Zufall im 
Sinne des § 233 ZPO. vorliegt, iſt von den Ver. 
des RG. anerkannt worden. (RG. 48, 409.) Das 
Hindernis der rechtswirkſamen Zuſtellung der Berufungs⸗ 
ſchrift vom 19. Februar 1906 beſtand hiernach nicht, wie der 
Berufungsrichter annimmt, in der bloßen Unkenntnis der 
Klägerin und ihres Prozeß bevollmächtigten von jenem Zuſtellungs⸗ 
mangel, ſondern in ihrer unverſchuldeten Unkenntnis dieſes 
dieſes Mangels; denn eine Unkenntnis, die verſchuldet iſt, ſtellt 
keinen unabwendbaren Zufall dar. Richtig iſt die Anſicht des 
Berufungsrichters, daß die Friſt des S 234 ZPO. mit dem 
Tage beginnt, an welchem das Hindernis tatſächlich gehoben 
iſt; das Geſetz beſagt dies klar und deutlich. Allein unzu⸗ 
treffend iſt die Folgerung des Berufungsrichters, daß deshalb 
im vorliegenden Falle das einer rechtswirkſamen Berufungs⸗ 
einlegung entgegenſtehende Hindernis erſt in dem Zeitpunkt 
tatſächlich gehoben worden ſei, als das zur Vertretung der 
Klägerin berufene Willensorgan bzw. ihr Prozeßbevollmächtigter 
tatſächlich von dem gerügten Zuſtellungsmangel Kenntnis er: 
hielten. Wie ſich daraus, daß hier der unabwendbare Zufall in 
der unverſchuldeten Unkenntnis der Klägerin bzw. ihres 
Anwalts beſteht, ohne weiteres ergibt, war das Hindernis in 
Wirklichkeit tatſächlich in dem Zeitpunkt gehoben, in welchem 
die Unkenntnis der Klägerin bezw. ihres Anwalts 
aufhörte unverſchuldet zu ſein. Nun mag vielleicht an⸗ 
zunehmen ſein, daß dieſer Zeitpunkt nicht ſchon am 3. Mai 1906 
eintrat, d. i. an dem Tage, an welchem dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten der Klägerin der auf den obenbezeichneten Zu⸗ 
ſtellungsmangel hinweiſende Schriftſatz des Beklagten zuging; 
denn es muß auch bei Beurteilung ſolcher Fragen den Lebens⸗ 
verhältniſſen Rechnung getragen werden und es kann deshalb 
nicht als ein unter allen Umſtänden ſchlechthin erfüllbares Er⸗ 
fordernis aufgeſtellt werden, daß ein beſchäftigter Anwalt alle 
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eingehenden Schriftſtücke ſofort am Tage des Einganges voll⸗ 
fündig durchlieſt. Wenn der Anwalt der Klägerin erſt einige 
Tage nach dem 3. Mai 1906 von dem Inhalt des gegneriſchen 
Schriftſatzes vollſtändig Einfiht genommen und innerhalb 
eier Wochen nach der hierdurch erfolgten Kenntnisnahme des 
Zuſtellungsmangels die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
beantragt und die Berufungseinlegung wiederholt hätte, ſo hätte 
daher die Frage erwogen werden können, ob nicht dem Antrage 
Rattzugeben ſei. Allein in dieſer Weiſe hat der Anwalt der 
Kägerin ſich nicht verhalten, ſondern er hat nur von dem Ans 
nage in dem ihm am 3. Mai 1906 zugeſtellten gegneriſchen 
Schrifſaz Kenntnis genommen und dann dieſen Schriftſatz 
ohne von ſeinem weiteren Inhalt Einſicht zu nehmen, alsbald 
der Klägerin zur Informationserteilung überſandt. Es ſoll nun 
nicht verkannt werden, daß dem Anwalt der Klägerin für dieſes 
Verhalten gewiſſe Entſchuldigungsgründe zur Seite ſtehen. Er 
vunfte es als naheliegend betrachten, daß, wenn der Zuſtellung 
der Berufungsſchrift Mängel anhafteten, der Anwalt des 
Gegners dieſe Mängel ſofort in der Berufungsbeantwortung 
angab; vor allem iſt es aber erklärlich und begreiflich, daß er 
annahm, der Anwalt des Beklagten werde, wenn formelle 
Mängel der Zuſtellung vorhanden feien, den dadurch notwendig 
gebotenen Antrag ſtellen, die Berufung als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen, und es iſt befremdlich, daß der Anwalt des Beklagten 
tes unterlaflen hat, dieſe Obliegenheit zu erfüllen. Allein auch, 
wenn man dieſes alles berückſichtigt und wenn auch, — wo⸗ 
rüber hier nicht zu entſcheiden iſt — anzunehmen wäre, daß 
dem Anwalt der Klägerin nicht ein grobes Verſchulden 
ſndern nur ein leichtes, vielleicht ſogar nur ein recht 
leichtes Verſehen zur Laſt fiele, fo kann dies doch nicht 
qu der Feſtſtellung führen, es ſei ein unabwendbarer Zufall 
heweſen, daß der Anwalt der Klägerin nicht alsbald nach dem 
3. Mai 1906 von dem an dieſem Tage ihm zugegangenen 
Schiftſatz des Beklagten vollſtändig Einficht genommen und 
daher damals keine Kenntnis von dem gerügten Zuſtellungs⸗ 
nangel erlangt hat. Dies kann um ſo weniger geſchehen, als 
ts fih hier nicht um einen bogenreichen Schriftſatz handelte, 
der nach dem an die Spitze geſtellten Antrage und den Beginn 
finer Ausführungen nur ſachlichen Inhalt zu haben ſchien, 
ſondern vielmehr nur um einen vier Seiten umfaſſenden Schrift⸗ 
ſaß, der leicht durchzuleſen war. Da hiernach zu der Zeit, als 
der Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand bei 
dem Gerichtsſchreiber eingereicht (30. Mai 1906) und dem Be⸗ 


lagten zugeſtellt wurde, (1. Juni 1906) die zweiwöchige Friſt 


des 5 234 Abſ. 1 ZPO. jedenfalls abgelaufen war, auch 
wenn man die dem Anwalt der Klägerin zur vollſtändigen 
Aemtnisnahme des gegneriſchen Schriftſtückes zu bewilligende 
Fri reichlich, nämlich auf acht Tage bemißt, fo mußte unter 
Aufhebung der Berufungsentſcheidung (des Endurteils nebſt 
des Zwiſchemurteils) der Antrag der Klägerin auf Wieder⸗ 
enſezung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der 
Verafungäfrift zurückgewieſen und die Berufung der Klägerin 
gegen das erſtinſtanzliche Urteil als unzuläſſig verworfen 
waden. W. c. B., U. v. 3. Dez. 07, 60/07 VII. — 
Breslau, 

10. 9 286 ZPO. Verwertung von Zeugen: und Sach⸗ 
rfändigenausfagen aus einem anderen Prozeß im Wege des 
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Urkundenbeweiſes nicht zuläffig, wenn erneute Vernehmung bes 
antragt ift.] | i 

Mit Recht hat das Berufungsgericht angenommen, daß die 
Verwendung der in einem anderen Prozeß abgegebenen Aus⸗ 
ſagen von Zeugen und Sachverſtändigen im Wege des Urkunden⸗ 
beweiſes als einer Erkenntnisquelle für die Entſcheidung zu⸗ 
läſſig iſt (vgl. RG. 46 S. 410 ff, 412; 28, 411; 15, 335 
und S. 342, 343). Ein Proteſt der Gegenpartei gegen die 
an ſich zuläſſige Beweisantretung iſt bedeutungslos (vgl. RG. 
46, 414). Anders liegt die Sache, wenn die Gegenpartei die 
Vernehmung der im Vorprozeß vernommenen Zeugen oder 
Sachverſtändigen beantragt. Nach der ſtändigen Rechtſprechung 
des RG. iſt die Verwertung der in einem anderen Prozeß er⸗ 
ſtatteten Ausſagen von Zeugen und Sachverſtändigen als 
Urkundenbeweis auf Antrag der beweispflichtigen Partei nur 
unter der Vorausſetzung zuläffig, daß von der Gegenpartei 
ein Antrag auf Vernehmung der Zeugen nicht geſtellt worden 
ft. (Vgl. Urteile des RG. in JW. 02, 588; 00, 292°; 
97, 168 und 343°; NG. 46 S. 412-414; Gruchots⸗ 
Beitr. 40, 11283; 35 S. 1188, 1189.) Im vorliegenden 
Nechtsſtreit hat aber der Beklagte einen Antrag auf nochmalige 
Vernehmung der im Vorprozeß vernommenen Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen nicht geſtellt. Sch. c. N., U. v. 17. Dez. 07, 
197/07 III. — Berlin. ö 

11. 8 287 ZPO. findet in Enteignungsprozeſſen keine 
Anwendung, alſo auch kein Schätzungseid.] 

Der Kläger war früher Eigentümer eines in H. in der 
Alte⸗Straße belegenen, mit einem Wohnhauſe und einem Back⸗ 
hauſe bebauten Grundſtücks, auf dem er die Bäckerei betrieb. 
Auf den Antrag der beklagten Stadtgemeinde wurde zur Ver⸗ 
breiterung der Alte⸗Straße und zur Neuanlegung der Brücken⸗ 
ſtraße dies Grundſtück zu drei Vierteln enteignet. Für die ent⸗ 
eignete Grundfläche wurde von der Enteignungs behörde eine 
Entſchädigung von 10 500 M für das Ar, für die darauf 
ſtehenden Baulichkeiten eine ſolche von 10 000 M feſtgeſetzt, 
und die Beklagte für berechtigt erklärt, den Reſt des Grund⸗ 
ſtücks gegen eine Entſchädigung von 10 500 M für das Ar zu 
übernehmen. Von dieſer Befugnis machte die Beklagte Gebrauch. 
Die Geſamtentſchädigung für das ganze 156 ar große Grund⸗ 
ſtück wurde demgemäß auf 26 380 M feſtgeſetzt und von der 
Beklagten hinterlegt. Mit der Klage verlangt der Kläger eine 
Entſchädigung 1. für den Bodenwert nach dem Satze von 
14 500 bis 15 000 M für das Ar, 2. für den Gebäudewert von 
mindeſtens 15 000 M und 3. für den geſchäftlichen Verluſt 
infolge der Entziehung des Bäckereigeſchäfts von 84 000 M. 
Die Beklagte hat die Abweiſung der Klage beantragt. Der erſte 
Richter hat für die Grundfläche den Betrag von 12 000 M 
für das Ar, für die Gebäude den Betrag von 10 000 M und 
für Geſchäftsverluſte und durch die Enteignung verurſachte 
ſonſtige Unbequemlichkeiten den Betrag von 10 000 M als eine 
angemeſſene Entſchädigung erachtet und deshalb dem Kläger 
einen weiteren Entſchädigungsbetrag von 12 340 M zugeſprochen. 
Beide Parteien haben Berufung eingelegt. Die Berufungen 
find zurückgewieſen. Das RG. hob auf Reviſion des Klägers auf: 
Der Streit der Parteien hat für die jetzige Inſtanz nur die 
Frage zum Gegenſtand, wie hoch der infolge der Enteignung 
für den Kläger eingetretene Geſchäftsverluſt zu veranſchlagen 
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fei. Der Berufungsrichter berechnet den vom Kläger in feinem 
neu erworbenen Haufe für den Geſchäfts betrieb gegen früher 
aufzuwendenden Mehrbetrag auf jährlich 700 M, was zu 
4 v. H. kapitaliſiert eine einmalige Entſchädigung von 17 500 M, 
im ganzen alſo eine ſolche von 46 500 M ergeben würde. Der 
Berufungsrichter erwägt aber, daß der Kläger jetzt ſein Ge⸗ 
ſchäft in einem vollſtändig neuen Hauſe mit verbeſſerten Be⸗ 
triebseinrichtungen betreibt, während er vor der Enteignung die 
Bäckerei in einem alten, aus Fachwerk errichteten und darum 
der Abnutzung in erheblichem Maße unterliegenden Hauſe aus⸗ 
übte, daß ferner die Faktoren für die Ermittlung der Auf⸗ 
wendungen zum Erwerbe des Erſatzgrundſtücks unſicher ſeien 
und die Schätzung eine ſchwierige ſei. Hieraus nimmt der 
Berufungsrichter Anlaß, den Schaden des Klägers aus der 
Enteignung gemäß 8 287 3 PO. unter Würdigung aller 
Umſtände nach freiem Ermeſſen zu ſchätzen, und er gelangt 
dabei zu dem Ergebnis, daß der Kläger mit der in der I. Inſtanz 
feſtgeſetzten Enteignungsentſchädigung von 26 880 M und 
12 340 M gleich 38 720 M voll entſchädigt ſei. Mit Recht 
rügt die Reviſion, daß hierbei der S 287 ZPO. durch An⸗ 
wendung und der 8 286 daſ. durch Nichtanwendung verletzt 
ſei. Die früher ſchwankende Rechtſprechung hat ſich ſeit längeren 
Jahren dahin feſtgeſtellt, daß es ſich bei der Geltendmachung 
und Feſtſetzung der Enteignungsentſchädigung nicht um einen 
Schadenserſatzanſpruch im Sinne des 8 287 handelt, 
ſondern um die Ermittlung und den Erſatz des Wertes des 
enteigneten Grundſtücks unter Berückſichtigung der im Ent⸗ 
eignungsgeſetz für die Wertermittlung aufgeſtellten Grundſätze 
(RG. 12, 402 ff.; JW. 95, 531%, wo die dieſen Punkt 
betreffende Rechtſprechung ſchon als eine feſtſtehende bezeichnet 
wird). An dieſer Auffaſſung hat insbeſondere der erkennende 
Senat bis in die neuefte Zeit ſtändig feſtgehalten. Eine Ab- 
weichung hiervon wollte auch das von der Reviſionsbeklagten 
angeführte Urteil dieſes Senats vom 30. Oktober 1903 (VII. 
245/03) nicht ausſprechen. In dem dieſer Entſcheidung zu⸗ 
grunde liegenden Prozeß war die Frage, ob bei Enteignungs⸗ 
entſchädigungen der 8 287 oder der 8 286 ZPO. anzuwenden 
ſei, nicht ſtreitig geweſen und es iſt deshalb aus dem im Urteile 
enthaltenen gelegentlichen Hinweis auf den S 287 für die 
Beantwortung jener Frage nichts Weſentliches zu entnehmen. 
Soweit etwa eine Abweichung von der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung als vorliegend angeſehen werden könnte, wird ſie vom 
erkennenden Senat nicht aufrechterhalten. Das Berufungs⸗ 
urteil war hiernach aufzuheben und die Sache an den Berufungs⸗ 
richter zurückzuverweiſen, um auf Grund des 8 286 ZROD., 
erforderlichenfalls unter Zuziehung von Sachverſtändigen, zu 
prüfen, ob und inwieweit die dem Kläger für ſeinen Geſchäfts⸗ 
betrieb jetzt gegen früher obliegenden Mehraufwendungen ihren 
Ausgleich darin finden, daß der Kläger im neuen Hauſe im 
Vergleich zur Zeit vor der Enteignung ſein Geſchäft unter 
günſtigeren Bedingungen betreibt, die eine erhöhte Ertrags⸗ 
fähigkeit des Geſchäfts mit ſich bringen. In der Berückſichti⸗ 
gung dieſer Vorteile kann die von der Reviſion behauptete 
Verletzung des 8 10 Abſ. 2 des Enteignungsgeſetzes nicht 
gefunden werden; ſie ſtellen nicht eine Werterhöhung dar, die 
das enteignete Grundſtück infolge der neuen Anlage erhalten 
hat, deren Herſtellung die Enteignung diente, ſondern einen 
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Gewinn, den ſich der Kläger mittels Neuerwerbs eines anderen 
Grundſtücks verſchafft hat. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß er den 
für dieſe Vorteile aufgewendeten Gegenwert, der mit der Ent⸗ 
eignung nichts zu tun hat, nicht der Beklagten in Rechnung 
ſtellen darf. Nicht gerechtfertigt iſt ferner das Verlangen des 
Klägers, zum Schätzungseid verſtattet zu werden, denn dieſer 
Eid iſt nur im Falle des 8 287 ZPO. zuläſſig. A. c. H., 
U. v. 10. Dez. 07, 126/07 VII. — Hamm. 

12. 88 445, 451, 459 ZPO. Eideszuſchiebung. 
Begriff der „Tatſache“, über welche die Eideszuſchiebung zu⸗ 
läſſig iſt. Pflicht des Richters, auf Darſtellung und Ergänzung 
einer Eideszuſchiebung hinzuwirken.] 

Mit Recht beſchwert ſich die Reviſion darüber, daß dem 
Kläger die von ihm unternommene Beweisführung abgeſchnitten 
worden ſei. Nach dem Tatbeſtande des Berufungsurteils hat 
der Kläger den Beklagten darüber den Eid zugeſchoben, „daß 
ihr Erblaſſer vom Inhalte beider Briefe alsbald nach ihrem 
Eingange Kenntnis erlangt und ſie nach ihrer weſentlichen Be⸗ 
deutung verſtanden habe oder von ſeinem Sohne hierüber 
unterrichtet worden ſei“. Wenn nun das Berufungsgericht 
meint, daß der Eid hier lediglich über ein reines Urteil 
zugeſchoben ſei, ſo trifft das keineswegs unbedingt zu. Als 
Tatſachen im Sinne des 8 445 ZPO. find, wie das Bes 
rufungsgericht ſelbſt anführt, auch die ſogenannten inneren 
Tatſachen anzuſehen, alſo Seelenvorgänge wie das Wiſſen oder 
die Überzeugung, ein Wollen oder eine beſtimmte Abſicht. 
Dahin würde an ſich auch das Verſtändnis der Bedeutung 
einer mündlichen oder ſchriftlichen Mitteilung gehören, — das 
Wiſſen oder Erkennen, daß die geſprochenen oder geſchriebenen 
Worte beſtimmte äußere oder innere Tatſachen zum Ausdruck 
bringen. Der Umſtand, daß das Verſtehen durch Schluß⸗ 
folgerungen vermittelt wird, ſchließt es von dem Begriffe 
der Tatſache noch nicht aus; auch ſonſt entſteht ein Tatſachen⸗ 
urteil regelmäßig durch Schlußfolgerung, die freilich bald ein⸗ 
fach, bald mehr oder weniger verwickelt iſt. (Vgl. Gaupp⸗ 
Stein ZPO. zu § 282 Z. II. 1., 8 445 3.1.) Das Über: 
zeugtſein oder Nichtüberzeugtſein ſodann, über welches die 
beklagten Erben nach 8 459 Abſ. 3 ZPO. den Eid zu leiſten 
hätten, kann nicht noch beſonders als ein „Urteil“ in Betracht 
kommen. Wäre das, worüber der im Laufe des Prozeſſes 
verſtorbene Beklagte ſelbſt im gegebenen Falle zu ſchwören 
gehabt hätte, eine Tatſache im Sinne des §S 445 ZPO., fo 
haben feine jetzt beklagten Rechtsnachfolger den Eid als Über: 
zeugungseid zu leiften, obſchon ihnen dabei der Geſetzesvorſchrift 
(S 459 c.) zufolge noch eine weitere Gedankenoperation zuge: 
mutet wird. Und es wäre in dieſem Falle auch nicht, wie 
der Berufungsrichter anzunehmen ſcheint, von dem Kläger die 
Angabe von Erkenntnis quellen, wie von Handlungen oder 
Außerungen des Erblaſſers, aus denen die ſchwurpflichtigen 
Erben mittels Prüfung und Erkundigung eine Überzeugung 
gewinnen könnten, zu verlangen. Nun würde freilich der Eid 
in der Weiſe, wie er hier den Beklagten zugeſchoben iſt, dieſen 
nicht ungeändert auferlegt werden können; — er hätte in 
ſolcher Form auch dem verſtorbenen Beklagten nicht angeſonnen 
werden dürfen. Denn das Verſtändnis der fraglichen Mit⸗ 
teilungen „nach ihrer weſentlichen Bedeutung“ ſtellt allerdings 
nicht eine einfache Tatſache dar, vielmehr würde hierbei von 
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dem Schwurpflichtigen ein Urteil darüber erfordert, welche der 
mitgeteilten Tatſachen in Hinſicht auf die Begründung des 
Klaganſpruchs weſentlich, rechtlich erheblich ſeien, und daß die 
dazu nötigen juriſtiſchen oder ſonſtigen Sätze und Begriffe den 
Schwurpflichtigen bekannt und geläufig ſeien, war hier nicht 
vorauszuſetzen. Allein daraus ergab ſich doch nicht, daß die 
Eideszuſchiebung ohne weiteres als unzuläſſig zurückzuweiſen 
ſei, ſondern zunächſt nur die Notwendigkeit einer Auflöſung 
des Eidesthemas in feine rein tatſächlichen Elemente. Sache 
des Berufungsgerichts wäre es geweſen, zum Zwecke der Nor⸗ 
mierung eines Eides über beſtimmte Tatſachen (ZPO. 8 451) 
auf Klarſtellung und Ergänzung der Eideszuſchiebung mit 
Rüdficht auf ihre konkrete tatſächliche Grundlage hinzuwirken. 
S. e. H., U. v. 19. Dez. 07, 150/07 VI. — Braunſchweig. 

18. 5 554 ZPO. Reviſionsbegründungszwang für jeden 
einzelnen ſelbſtändigen Anſpruch.] 

Kläger war bis zu ſeinem am 12. Dez. 1892 eröffneten 
Konkurſe Mitglied des beklagten Vereins. Dieſer hat im 
Konkurs eine Forderung von 1 723,42 M angemeldet, welche 
vom Konkursverwalter in Höhe von 1707,67 M anerkannt 
und in dieſem Betrage zur Tabelle feſtgeſtellt worden iſt. 
Darauf hat der Beklagte eine Konkursdividende von 134 M 
erhalten. Auf Grund vollſtreckbarer Ausfertigung über den 
Tabelleneintrag hat der Beklagte im Jahre 1893 Zwangs⸗ 
verwaltung und Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks des 
Klägers betrieben und dabei 408,08 M erlöſt. Kläger be: 
hauptet, daß auf ſeine Schuld an den Beklagten, welche für 
Ende 1902 im Soll einen Betrag von zuſammen 13 438,80 M 
Hauptgeld erreicht habe, nicht nur die ihm darauf gut⸗ 
geſchriebenen Poſten von zuſammen 13 238,80 M bezahlt 
worden ſeien, ſondern daß darauf im Jahre 1892 teils von 
ihm ſelbſt, teils von dritten für ihn noch weitere, im einzelnen 
angegebene Zahlungen gemacht worden ſeien, ſo daß im 
Ergebnis eine Überzahlung im Betrage von 3 081,85 M 
ſtattgefunden habe. Kläger macht geltend, daß er im Prüfungs⸗ 
termine der Anmeldung des Beklagten ausdrücklich wider⸗ 
ſprochen habe, und iſt der Anſicht, daß hiernach der Beklagte 
durch den Empfang ſowohl der Konkursdividende und des 
Erlöſes aus der Grundſtückszwangsvollſtreckung als auch der 
Überzahlung ohne Grund bereichert ſei. Auf Herausgabe 
dieſer Bereicherung in Höhe von 3 523,93 M famt 4 Prozent 
Zinſen ſeit der Klagzuſtellung iſt er gegen den Beklagten 
Hagbar geworden. Durch das landgerichtliche Urteil iſt die 
Klage koſtenpflichtig abgewieſen worden. In der Berufungs⸗ 
inſtanz hat Kläger die Klagbitte widerholt, die Überzahlung 
aber nur noch in Höhe von 2 949,85 M geltend gemacht. 
Durch das Urteil des OLG. iſt unter Abänderung des land⸗ 
gerichtlichen Erkenntniſſes die Klage unbedingt nur in ſoweit 
zurückgewieſen worden, als Kläger die Zahlung von mehr als 
600 M ſamt Zinſen verlangt hat. Im übrigen iſt die Ent⸗ 
ſcheidung von einem dem Kläger in alternativer Form auf⸗ 
erlegten Eid über eine angeblich im September 1902 von ihm 
und feiner Frau bewirkte Abzahlung in Höhe von 600 M ab» 
hängig gemacht worden: Die Reviſion mußte als unzuläſſig 
verworfen werden, da der Beſchwerdegegenſtand, ſoweit er be⸗ 
rückſichtigt werden kann, nur einen Wert von 542,08 M 
darſtellt, SS 546, 566, 535 der ZPO. Die vom Kläger 
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in I. Inſtanz mit zuſammen 3 523,93 M nebſt Zinſen be 
anſpruchte Summe ſetzt ſich zuſammen aus a) den vom 
Beklagten auf Grund der Tabelleneintragung eingenommenen 
Beträgen: den Konkursdividenden mit 134 M und dem 
Zwangsvollſtreckungserlöſe mit 408,08 M, alſo = 542,08 M 
und aus b) demjenigen Betrage, welchen der Beklagte nach 
den Behauptungen des Klägers über den Beſtand ſeiner 
Forderungen hinaus durch verſchiedene Zahlungen erhalten 
haben ſoll. In der Berufungsinſtanz iſt darin nur inſofern 
eine Anderung eingetreten, als der Kläger den Betrag der 
Aberzahlungen, ſtatt auf 3 081,85 M, auf 2 949,85 M an- 
gegeben hat. Das Berufungsgericht hat den Klaganſpruch 
in bezug auf den unter a) erwähnten Betrag mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt, daß mit Rückſicht auf die im Konkurs 
erfolgten Feſtſtellungen der Anſpruch auf Rückgewähr nicht 
gerechtfertigt ſei, weil dieſer Anſpruch vom Kläger lediglich 
darauf geſtützt werde, daß der Beklagte die Konkursdividende 
und den vollſtreckbaren Tabellenauszug zur Durchführung der 


Zwangsvollſtreckung zu Unrecht erhalten habe. In bezug auf 


den Klaganſpruch im übrigen wird erwogen, daß zwar nach 
dem zur Anwendung zu bringenden Rechte des Sächſ. BGB. 
die Zurückforderung der Überzahlungen zuläffig fein würde, 
daß aber der Beweis dieſer Mehrzahlungen nicht erbracht ſei. 
Nur für eine Zahlung im Betrage von 600 M hat das 
Berufungsgericht noch die Erhebung eines zurückgeſchobenen 
Eides für erforderlich gehalten. Der Reviſionsantrag geht 
nun freilich allgemein auf Aufhebung des angefochtenen Urteils, 
ſoweit zum Nachteil des Klägers erkannt, und auf Entſcheidung 
nach den klägeriſchen Berufungsanträgen. Allein begründet 
worden iſt dieſer Antrag in dem Schriftſatze vom 23. März 07 
nur dadurch, daß eine Stelle aus den Entſcheidungsgründen, 
welche die Anfechtung einer zur Konkurstabelle erfolgten Feſt⸗ 
ſtellung durch einfachen Nachweis unrichtiger Beurkundung für 
unzuläſſig erklärt, als materiell falſch, und eine zweite, worin 
die Behauptung des Klägers, daß er im Prüfungstermin aus⸗ 
drücklich Widerſpruch erhoben habe, für bereits widerlegt erklärt 
wird, als prozeſſual verfehlt angegriffen wird. Dieſe Er⸗ 
wägungen des Berufungsgerichts beziehen ſich nur auf die 
Begründung der Entſcheidung über die angeblich zu Unrecht 
eingenommenen Konkursdividenden und Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ergebniſſe, mit dem übrigen Teile der Klagforderung haben ſie 
nichts zu tun. Der Vertreter der Reviſion war auch nicht 
imſtande, nachzuweiſen, daß in dieſer Richtung der Erfolg der 
Reviſionsrügen irgend welchen Einfluß haben könnte. Für 
dieſen anderen Teil der Klagforderung fehlt es daher an einer 
Begründung der Neviſion. Trotz der einheitlichen Klagſumme 
ſtehen ſich aber der Anſpruch aus den angeblichen Über: 
zahlungen, welchen das Berufungsgericht nach irreviſibelem 
Recht für einen Rückforderungsanſpruch wegen Leiſtung einer 
Nichtſchuld hält und der Anſpruch auf Rückzahlung des auf 
Grund der angeblich unrichtigen Feſtſtellung zur Konkurstabelle 
Empfangenen als ſelbſtändige Anſprüche gegenüber, wobei es 
vorliegend nicht darauf ankommt, ob nicht auch den einzelnen 
Poſten unter ſich die gleiche Selbſtändigkeit beizulegen wäre. 
Die Begründung der Reviſion für die 542,08 M wirkt daher 
nicht auch für den weiteren Betrag der Klagforderung. In 
bezug auf dieſe iſt die Reviſion wegen fehlender Begründung 
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unzuläſſig und da alsdann nur ein Beſchwerdegegenſtand 
übrig bleibt, deſſen Wert die Reviſionsſumme nicht erreicht, 
fo führt dies zur Verwerfung der ganzen Reviſion wegen 
Unzuläſſigkeit. Vgl. RG. 62, 15 und JW. 07, 484“. 
S. c. Spar: und Kreditverein E., U. v. 18. Dez. 07, 123/07 J. 
— Dresden. 

Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869. 

14. 8 13 in Verb. mit $ 61 Nr. 2 KO. Perſönlicher 
Anſpruch des Zollfiskus neben der Haftung der Ware für den 
Zoll, zollpflichtig der Inhaber der Ware zur Zeit der Fälligkeit 
des Zolles, geſetzliches Pfandrecht des Fiskus an der Ware, 
ius offerendi eines Dritten.] 

Die Kommanditgeſellſchaft in Firma E. R. zu Emmertal 
bei Hameln, führte im Oktober des Jahres 1903 vom Zollaus⸗ 
lande zu Schiff 3090 Sack Hartweizen ein. Die Ware ſollte 
in Hameln zollamtlich auf einen von jener Firma unterzeich⸗ 
neten Begleitſchein I gemäß SS 41 ff. des VereinszollG. vom 
1. Juli 1869 abgefertigt werden. Sie wurde auf der Weſer 


in dem Kahne „Minden 27“ verſchifft. Die Klägerin hatte einen 


Teil des Weizens, nämlich 2000 Sack, mit 25 000 M belieben, 
weshalb ihr zwei Flußſchiffahrtskonnoſſemente der Mindener 
Schleppſchiffahrtsgeſellſchaft, lautend über 1 200 und 800 Sack, 
zum Zwecke der Verpfändung übergeben wurden. Das eine 
dieſer Konnoſſemente (Ladeſcheine) über 800 Sack übertrug die 
Klägerin gegen ein Akzept über 10 000 M der jetzigen 
Gemeinſchuldnerin S., welche auch als legitimierte Beſitzerin 
des dritten Ladeſcheins über den Reſt von 1090 Sack zu ver⸗ 
fügen berechtigt war (ob als Eigentümerin oder Pfandgläubigerin, 
it ſtreitig). Nach der Ankunft des Weizens in Hameln ließ 
die letztere ohne Einwilligung der Steuerbehörde durch den von 
ihr beauftragten Spediteur G. diejenigen 1890 Sack, über 
welche ihre Ladeſcheine lauteten, löſchen und zur Vermahlung 
mit der Eiſenbahn nach Emmertal ſchaffen. Nunmehr beſchlag⸗ 
nahmte die Steuerbehörde die noch vorhandenen 1200 Sack, 
über die der Klägerin das Verfügungsrecht zuſtand, und forderte 
von dieſer die Zahlung des Zolles für die geſamte Ladung mit 
10 814,70 M einſchließlich des auf die gelöſchten 1890 Sack 
entfallenden Anteils von 6614,70 M. Die Klägerin zahlte 
infolgedeſſen den ganzen Zoll und meldete in dem inzwiſchen 
ausgebrochenen Konkurs über das Vermögen der Firma S. 
den Betrag von 6614,70 M mit dem Vorrechte des 8 61 
Nr. 2 KO. an. Da die Forderung vom Verwalter beſtritten 
wurde, erhob ſie Klage mit dem Antrag auf entſprechende 
Feſtſtellung ihres Anſpruchs. Das LG. erkannte auf Ab⸗ 
weiſung. Auf die Berufung der Klägerin erging indeſſen 
ein Urteil des OLG. dahin: „Es wird feſtgeſtellt, daß der 
Klägerin gegen die Konkursmaſſe der Firma W. S. in 
Liquidation zu Hameln eine Forderung von 6614,70 M 
zuſteht und zwar mit dem Vorzugsrecht derjenigen Rang⸗ 
ſtufe, die nach §8 61 Ziff. 2 KO. den Forderungen der 
Staatslaſſe wegen öffentlicher Abgaben eingeräumt iſt“ . 
Die Reviſion der beklagten Konkursmaſſe iſt zurückgewieſen: 
Der Berufungsrichter gelangt zu der von ihm getroffenen Ent⸗ 
ſcheidung auf Grund der Annahme, daß die Klägerin vermöge 
des Eintrittsrechts (ius offerendi) nach 8 1249 in Ber 
bindung mit den 88 1257, 401, 412 BGB. die Forderung 
des Zollfiskus mit dem Vorrechte des 8 61 Nr. 2 KO. er⸗ 
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worben habe. Die von der Reviſion gegen dieſe Annahme 
erhobenen Angriffe ſind nicht begründet. Die Reviſion be⸗ 
ſtreitet zunächſt, daß eine perſönliche Zollſchuld der Firma 
W. S. gegenüber dem Fiskus beſtanden habe, daß mithin eine 
auf die Klägerin mit dem konkursrechtlichen Vorrecht übertrag- 
bare Forderung vorhanden geweſen ſei. Unter Berufung auf 
Laband (das Staatsrecht des Deutſchen Reiches 4. Aufl. Bd. 4 
8 123 ©. 434 ff.) wird ausgeführt, daß der S 13 des Ber: 
einszollG. vom 1. Juli 1869 keine perſönliche Zollverpflichtung, 
ſondern nur eine dingliche Belaſtung der zollpflichtigen Ware 
feſtſetze. Wäre dies richtig und wäre die Zollpflicht ſchlechthin 
nur eine auf der Ware ruhende dingliche Schuld, etwa der 
Grundſchuld auf dem Gebiete des Privatrechts vergleichbar, ſo 
würde das Konkursprivileg des Fiskus aus 8 61 Nr. 2 KO. 
für Zollanſprüche gegenſtandlos ſein und inſoweit lediglich das 
Abſonderungsrecht aus 8 49 Nr. 1 KD. in Betracht kommen. 
So weit geht aber auch Laband nicht. Er räumt ein (Anm. 3 
S. 434), daß neben die primäre (dingliche) Zollſchuld eine 
perſönliche Zollpflicht trete, wenn die Ware zollamtlich ab⸗ 
gefertigt worden ſei, oder wenn die zollgeſetzlichen Vorſchriften 
verletzt ſeien. Man würde alſo im vorliegenden Fall, in 
welchem der letztere Geſichtspunkt zutrifft, eine perſönliche Zoll⸗ 
ſchuld auch im Sinne Labands nicht leugnen können. Das 
Geſetz unterſcheidet nach ſeinem klaren Wortlaute zwiſchen der 
Verpflichtung zur Entrichtung des Zolles (8 13) und der 
Haftung der Ware (§ 14), läßt mithin darüber keinen Zweifel, 
daß der Anſpruch des Zollfiskus nicht ausſchließlich an der 
zollpflichtigen Ware haftet, ſondern auch eine perſönliche 
Richtung hat. Nur ſoviel wird man einräumen können, daß 
die dingliche Haftung nicht nach Art eines ſtreng akzeſſoriſchen 
Pfandrechts unter allen Umſtänden von dem Beſtehen einer 
perſönlichen Zollſchuld abhängig iſt, vielmehr ihre Wirkſamkeit 
ſelbſtändig äußert, auch wenn ein perſönlich haftender Zoll⸗ 
ſchuldner fehlt (vgl. Behr i. ArchOffR. 14, 177 ff.). Aus 
der Ware, auf welcher nach den Worten des Geſetzes der Zoll 
ruht, kann der Fiskus ſich wegen des Zolles jedenfalls be⸗ 
friedigen, ohne die Frage, ob auch eine zollpflichtige Perſon 
vorhanden ſei, entſcheiden zu müſſen. Daraus folgt aber nicht, 
daß ein Zollſchuldner dem Geſetz überhaupt fremd iſt. Der 
§ 13 beſtimmt ausdrücklich, daß zur Entrichtung des Zolles 
dem Staate gegenüber derjenige verpflichtet iſt, welcher zu der 
Zeit, wo der Zoll zu entrichten, Inhaber (natürlicher Beſitzer) 
des zollpflichtigen Gegenſtandes iſt. Daß dieſer Inhaber nur 
mit der Ware hafte und nur deshalb, weil er ſie als durch 
die Zollpflicht gebunden beſitze, iſt aus dem Geſetze nicht zu 
entnehmen. Mit Recht hat daher der Berufungsrichter eine 
Zollforderung des Fiskus für gegeben erachtet und es läßt ſich 
nach den von ihm getroffenen, nicht angefochtenen und auch 
nicht anfechtbaren Feſtſtellungen ebenſowenig beanſtanden, daß 
er die Firma W. S. als die Zollſchuldnerin angeſehen hat. 
Es unterligt auch nach der Sachlage keinem Bedenken, ſie als 
unmittelbare Beſitzerin (Inhaberin, natürliche Beſitzerin im 
Sinne des Zollgeſetzes) der zollpflichtigen Ware zu dem ent⸗ 
ſcheidenden Zeitpunkte zu betrachten. Sie durfte die Ware, 
über welche fie die tatſächliche Gewalt hatte, nicht in den 
Verkehr bringen, ohne den Zoll entrichtet zu haben. Mit der 
Innehabung entſtand nach 8 13 Vereinszoll G. die perſönliche 
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Zolſchuld, daß dieſe Auslegung des Geſetzes dahin führe, 
jeden als perſönlich verpflichtet zu erklären, der in irgend 
einem Zeitpunkte zwiſchen dem Eintritt der Zollpflicht und der 
Zahlung des Zolles einmal Inhaber des zollpflichtigen Gegen⸗ 
ſundes geweſen ſei, kann der Reviſion nicht zugegeben werden. 
Die Innehabung zur Zeit der Fälligkeit des Zolles 
eutſcheidet. Die Reviſion rügt ferner Verletzung des § 14 
Verrinszoll G. inſofern, als der Berufungsrichter die Haftung 
auch der der Klägerin verpfändeten 1 200 Sack Weizen für den 
gefamten Zoll einſchließlich des von W. S. geſchuldeten 
Beuages angenommen hat. Es handelt ſich indeſſen um eine 
einheitliche, in einem Kahn verſchiffte Sendung, die auf einen 
Begleitſchein I abgefertigt worden iſt. Daß eine ſolche Sendung 
jollamtlih als unteilbar in dem Sinne der Gebundenheit der 
ganzen Ladung für den geſamten Zoll zu gelten hat, folgt 
auch aus § 50 Abſ. 2 Vereinszoll G. (Wird ausgeführt.) Die 
Revifion wendet ſich ſchließlich gegen die Erwägungen des 
Berufungsrichters, durch welche die Gleichſtellung des Rechtes 
des Fiskus an dem beſchlagnahmten Weizen mit einem geſetz⸗ 
licen Pfandrecht begründet wird. Es iſt richtig, daß die 
Motive zu dem Entwurf eines Einführungsgeſetzes zum BGB. 
(S. 112) es ablehnen, das Verhältnis des Staates oder der 
ſanſtigen öffentlichen Kaſſen rückſichtlich der wegen des Boll: 
und Steuerintereſſes nach den beſtehenden öffentlich ⸗ rechtlichen 
Vorſchriften in amtlicher Verwahrung befindlichen Gegenſtände 
duch Bezeichnung des dem Fiskus in 8 41 Nr. 1 (jet 8 49 
Nr. 1) der KO. eingeräumten Vorrechts als geſetzlichen Pfand⸗ 
uchts den Vorſchriften über das Pfandrecht zu unterſtellen, 
wobei insbeſondere auf die 88 1156 bis 1159 des (erften) 
Entwurfs verwieſen wurde. Damit ſollte indeſſen nur der un⸗ 
mittelbaren Anwendung der privatrechtlichen Vorſchriften über 
die Rechte und Pflichten des Pfandgläubigers entgegengetreten 
werden. Daß es ſich aber bei jenem Verhältnis um eine auf 
bem öffentlichen Rechte beruhende Haftung der zurückbehaltenen 
oder beſchlagnahmten zoll⸗ oder ſteuerpflichtigen Sachen für den 
Zoll, bzw. Steueranſpruch des Staates oder der ſonſtigen 
Anſtalt handelt, und daß dieſe Haftung, inſofern fie die Be⸗ 
fugnis in ſich ſchließt, aus dem Erlöſe der Sachen Befriedigung 
mgen des Anſpruchs zu verlangen, die weſentlichen Merkmale 
eines Pfandrechts an ſich trägt, iſt durch die erwähnte 
Bemerkung in den Motiven nicht in Zweifel gezogen. 
Wollte man ſelbſt Anſtand nehmen, das fislalifche Recht unter 
den Begriff des geſetzlichen Pfandrechts zu bringen, fo würde 
eme ausdehnende Auslegung des Wortes „Pfandgläubiger“ in 
91249 BGB. aus denſelben Gründen angezeigt fein, aus 
km der V. 36. in dem Urteil vom 8. Oktober 1884 (RG. 
12, 255) dem dinglich Berechtigten das im PrALR. 1 20 8 37 
währte Eintrittsrecht auch gegenüber dem den Zwangsverkauf 
de Gaumdſtücks betreibenden, nicht eingetragenen Gläubiger 
eflanden hat. Gegen dieſe Auslegung ſprechen auch nicht 
eta aus dem fiskaliſchen Rechte zu entnehmende Bedenken; 
den Inttreſſe des Staates läuft das Eintrittsrecht gewiß nicht 
uwider, und es wäre daher unbillig. dem nachſtehenden 
Pandgläubiger dieſes Recht nur deshalb zu verfagen, weil ber 
zülus nicht als wirklicher Pfandgläubiger im Sinne des 
Uewatechts anzuſehen fi. W. S. c. W. L. V., U. v. 
la. Der 67, 111/07 VIL — Celle. 
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Reichs haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1877. 

15. 88 SHaftpfl®. (verb. mit 88 208, 209 BGB.) Unter⸗ 
brechung der Verjährung durch Anerkennung der Verpflichtung 
zum Schadenserſatze.] | 

Die Klägerin hat am 29. Mai 03 als Fahrgaſt eines 
Motorwagens der Beklagten einen Unfall erlitten, der durch 
die ihr zugefügten Verletzungen ihre Erwerbsfähigkeit beein⸗ 
trächtigt hat. Ihrer auf den Erſatz des entſtandenen Schadens 
durch Zahlung einer Rente gerichteten Klage gegenüber hat 
Beklagte ſich auf den Einwand der Verjährung ($ 8 HaftpflG.) 
geſtützt. Die Klägerin hat Unterbrechung der Verjährung 
durch Anerkenntnis geltend gemacht. Aus den Gründen: Der 
Reviſion der verurteilten Beklagten war der Erfolg zu ver⸗ 


ſagen. Die Verjährung, die für den Klaganſpruch, ſoweit er 
auf das RHaftpflG. ſich ſtützt, nach § 8 dieſes Geſetzes mit dem 


29. Mai 05 ſich vollendete, wird gemäß 85 208, 209 BGB. 
unterbrochen durch Erhebung einer auf Befriedigung oder auf 
Feſtſtellung des Anſpruchs gerichteten Klage, aber auch durch 
Anerkennung des Anſpruchs. Beide Arten der Unterbrechung 
der Verjährung ſtehen naturgemäß in einem Parallelverhältnis 
zueinander. Wenn die gerichtliche Geltendmachung eines Teiles 
des Anſpruchs nicht die Verjährung für den ganzen Anſpruch 


unterbricht, ſondern nur für den zum Gegenſtand der Klage 


gemachten Teil (RG. 57, 372; 60, 387), ſo muß 
ebenſo angenommen werden, daß auch ein Anerkenntnis, das 
ſich nur auf einen Teil des Anſpruchs erſtreckt, nicht die Kraft 
hat, die Verjährung über dieſen Teil hinaus zu unterbrechen. 
Wie andererſeits ferner die Verjährung nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung des Geſetzes nicht nur durch die Leiſtungsklage auf 
Erfüllung, ſondern auch durch eine auf Feſtſtellung des An⸗ 
ſpruchs gerichtete Klage unterbrochen wird, ſo muß folgerichtig 
auch angenommen werden, daß ein Anerkenntnis die Verjährung 
unterbricht, das den Anſpruch nur in ſeinem Grunde, un⸗ 
abhängig von der Feſtſtellung des Umfanges und Betrages, 
zum Gegenſtande hat. Durch ein Anerkenntnis wird mithin 
die Verjährung für den ganzen Anſpruch unterbrochen, wenn 
es ſich auf den Anſpruch im ganzen bezieht, es genügt aber, 
wenn ebenſo wie bei der Feſtſtellungsklage die Anerkennung 
eine allgemeine Richtung auf das Beſtehen des Anſpruchs, für 
eine Schadenserſatzklage, wie im gegebenen Falle, auf die Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenserſatz, ſoweit der Schaden reicht, ge⸗ 
nommen hat (RG. 63, 382). Für die Unterbrechung der 
Verjährung durch Anerkennung kommen für den vorliegenden 
aus dem RHaftpfl®. erhobenen Anſpruch die Schreiben der 
Beklagten vom 20. Juli und 22. Oktober 04 in Betracht, in 
denen das Berufungsgericht eine Anerkennung in dem vor⸗ 
gedachten Sinne einer Umfaſſung des ganzen Anſpruchs, los⸗ 
gelöſt jedoch von deſſen Betrage, erblickt hat. Der Reviſion 
iſt nun zuzugeben, daß die Klägerin bis zur Erhebung, ja bis 
zur Erweiterung der gegenwärtigen Klage, die erſt in der Ver⸗ 
handlung der I. Inſtanz vom 15. Oktober 06 erfolgt iſt, nur 
zeitlich beſchränkte Schadenserſatzforderungen geltend gemacht hat. 
Dies ſchließt aber, zumal der Schaden ſich, wider Erwarten 
beider Parteien, immer weiter fortſetzte und ſo dahin führte, 
daß dem einen zeitlich beſchränkten Anſpruch regelmäßig alsbald 
ein neuer für eine weitere Zeit folgte, keineswegs aus, daß der 
Briefwechſel der Parteien in bezug auf eine gütliche Abfindung 
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der Klägerin über den jedesmaligen Teilanſpruch hinaus ſich 
erſtreckte und den Schadenserſatzanſpruch der Klägerin im ganzen 
nach ſeinem Grunde zum Gegenſtande nahm. Wenn in dieſem 
Briefwechſel die Beklagte zum Ausdrucke brachte, daß ſie ſich 
für verpflichtet erachte, der Klägerin allen und jeden Schaden, 
der ihr nachweisbar aus dem Unfalle entſtanden ſei und ent⸗ 
ſtehen werde, zu erſetzen, dann iſt dieſer zu erfordernde Inhalt 
des Anerkenntniſſes gegeben, wenngleich der nächſte Zweck der 
Korreſpondenz nur dahin ging, den eben damals vorliegenden 
Schaden zu regeln. Eine Bezugnahme auf die möglichen 
Schadensfolgen der Zukunft überhaupt, auf den Schaden der 
Klägerin im allgemeinen iſt nun in den beiden Briefen der 
Beklagten vom 20. Juli und 22. Oktober 04 allerdings ent⸗ 
halten und ſie erhellt noch mehr aus den Anfragen, auf welche 
dieſe Briefe als Antwortſchreiben ergangen find. Wenn auf die 
Anfrage, ob ſie ihre Erſatzverpflichtung auch über den 
30. Mai 04 hinaus, bis wohin dieſe bereits geregelt war, 
anerkenne, die Beklagte erwidert, daß ſie den Schaden nicht in 
der angegebenen Höhe für vorliegend erachte, aber zunächſt auf 
vier weitere Monate eine Rente wegen geminderter Erwerbs⸗ 
fähigkeit in etwas geringerer Höhe zu zahlen bereit ſei, und 
wenn ſie auf eine fernere Anfrage nach ihrer Geneigtheit, die 
Klägerin wegen ihres ganzen Schadens durch Kapital ab⸗ 
zufinden, dieſe Art der Abfindung nicht für tunlich findet, aber 
doch Vorſchläge dahin zu machen anheimſtellt, ſo kann in 
dieſen Erklärungen ohne Rechtsirrtum, auf Grund tatſächlicher 
Würdigung, der Ausdruck daſür, daß die Beklagte ſich ihrer 
Verpflichtung bewußt ſei, der Klägerin für allen Schaden aus 
dem Unfalle, ſolange und ſoweit ein ſolcher vorhanden ſei, 
gerecht zu werden, wohl gefunden werden. Damit iſt aber die 
Entſcheidung des Berufungsgerichts hinſichtlich der Verjährungs⸗ 
einrede gerechtfertigt, da ſeit der Unterbrechungshandlung 
(22. Oktober 04) bis zur Geltendmachung des erweiterten Klag⸗ 
anſpruches in der mündlichen Verhandlung vom 15. Oktober 06 
eine neue Verjährung ſich noch nicht vollendet hat. Gr. B. 
Straßenbahn A.⸗G. c. Z., U. v. 19. Dez. 07, 378/07 VI. — 
Berlin. 

II. Das Gemeine Recht. 

16. Gemeines Recht in Verb. mit BGB. Unverſchuldete 
Unmöglichkeit der Erfüllung befreit, auch wenn die Unmöglich⸗ 
keit durch eigene Handlung des Verpflichteten herbeigeführt ift. 
— 88 275, 276 BGB] 

Das Berufungsurteil beruht auf der Annahme, daß die 
Erfüllung der Verpflichtung, welche der Erblaſſer S. durch Ein⸗ 
räumung des Vorkaufsrechts bezüglich der Parzelle 2287/204 
dem Kläger gegenüber im Jahre 1899 übernommen hatte, un⸗ 
möglich geworden iſt, weil im Jahre 1905 die Parzelle vom 
Beklagten anderweitig veräußert und aufgelaſſen iſt, ohne daß 
die Erwerber zur Rückgewähr ſich bereit gefunden haben, ſowie 
weiter auf der Rechtsanſchauung, daß dieſe Unmöglichkeit der 
entſchuldbaren Unkenntnis des Beklagten von der Schuldverbind⸗ 
lichkeit des Erblaſſers als unverſchuldet zu erachten iſt, trotzdem 
ſie durch ſeine Handlung bewirkt ward, daß aber dieſe nach⸗ 
folgende unverſchuldete Unmöglichkeit der Leiſtung die Befreiung 
von der Schuldverbindlichkeit zur Folge hat. Die Annahme 
der Unmöglichkeit der Leiſtung bzw. des Unvermögens des 
Beklagten zur Leiſtung iſt, bedenkfrei wie ſie erſcheint, von der 
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Reviſion nicht angegriffen; angefochten wird die Entſcheidung 
mit dem Einwand, daß der Schuldner durch die Unmöglichkeit 
der Leiſtung nicht befreit wird, wenn er ſie durch eigne freie 
Handlung herbeigeführt hat, und eventuell mit der Rüge, daß 
die Unkenntnis des Beklagten als entſchuldbar angenommen iſt, 
trotzdem dieſelbe auf ein Verſchulden des Erblaſſers zurück⸗ 
zuführen ſei. Die Anfechtung iſt in der einen wie andern 
Richtung verfehlt und die rechtsirrtümliche Grundlage der Ent⸗ 
ſcheidung zu verneinen. Das Berufungsgericht läßt dahingeſtellt, 
ob die Frage der befreienden Wirkung durch die nachfolgende 
unverſchuldete Unmöglichkeit der Leiſtungen aus den Be⸗ 
ſtimmungen des Gemeinen Rechts oder unter Zugrundelegung 
des BGB. zu beantworten iſt. Es geht davon aus, daß die 
befreiende Wirkung ſich ergibt, einerlei welches der beiden 
Rechtsſyſteme zur Anwendung gelangt. Ein Rechtsirrtum iſt 
hierin nicht zu finden. Maßgebend iſt, daß den Vorſchriften 
des Gemeinen Rechts der Grundſatz zu entnehmen iſt, daß die 
nachfolgende Unmöglichkeit den Schuldner der Leiſtungspflicht 
enthebt, wenn ſie ihm nicht zur Verſchuldung anzurechnen iſt, 
und daß daneben eine Ausnahme für den Fall, daß die Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung auf die eigne Handlung des Schuldners 
zurückfällt, nicht, inſonderheit auch nach der Seite, daß der 
Schuldner zu ſeiner Befreiung auf entſchuldbare Unkenntnis 
ſeiner Schuldverbindlichkeit ſich nicht berufen kann, nicht auf⸗ 
geſtellt iſt. Die poſitive Vorſchrift folder Ausnahmen iſt zu 
ihrem Beſtand erforderlich, weil begrifflich die Herbeiführung 
der Unmöglichkeit durch eigne Handlung des Schuldners, ohne 
daß fie ihm als Verſchuldung im Rechtsfinn anzurechnen iſt, 
ſich nicht in Abrede nehmen läßt, namentlich auch der Mangel 
der Verſchuldung aus entſchuldbarer Unkenntnis der Schuld⸗ 
verbindlichkeit ſich ergeben kann, wenn ſchon nicht zu verkennen 
iſt, daß zur Annahme der Entſchuldbarkeit ſolcher Unkenntnis 
ſtrenge Prüfung der Sachlage erforderlich wird. Es bedarf 
hiernach nicht des Hinweiſes, daß in den Quellen des Gemeinen 
Rechts die Folgerung, daß die nachfolgende Unmöglichkeit auch 
den Schuldner befreit, der ſie ſelbſt, jedoch ohne Verſchuldung, 
veranlaßt hat, ausdrückliche Anerkennung gefunden hat — vgl. 
196 D 45, 1, 1 53 83 D 30, 11 8 47 P 16, 3 —, um zu 
dem Schluß zu gelangen, daß die dem angefochtenen Urteil zu⸗ 
grunde liegende Rechtsanſicht, die das Gemeine Recht betrifft, 
als zutreffend ſich erweiſt. Dieſelbe Erwägung, die dem Vor⸗ 
ſtehenden nach die Befreiung des Schuldners im Herrſchafts⸗ 
gebiet des Gemeinen Rechts bedingt, führt aber auch im Geltungs⸗ 
bereich des BGB. zu dem gleichen Ergebnis. Denn auch dieſes 
enthält die Regel, daß der Schuldner von der Leiſtungspflicht 
frei wird, wenn nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes 
die Leiſtung ohne Verſchulden des Schuldners bzw. ſeiner 
Vertreter oder Gehilfen unmöglich wird, einerlei, ob die 
Unmöglichkeit objektiver oder ſubjektiver Natur iſt — 85 275, 
276 BGB. —, und hat auch ebenſo dieſes die obgedachte 
Ausnahme von der Befreiung nicht aufgeſtellt. Richtig 
iſt, daß der im § 241 I. Entw. z. BGB. enthaltene Aus⸗ 
ſpruch, nach dem der Schuldner, der ſich in Anſehung des 
Schuldverhältniſſes in einem entſchuldbaren Irrtum befunden 
hat, die durch ſeine Handlung herbeigeführte Unmöglichkeit der 
Leiſtung nicht zu vertreten hat, von der II. Kommiſſion ge⸗ 
ſtrichen iſt. Aber, wie die Protokolle ergeben, iſt die Streichung 
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wiolgt, nicht weil er in feiner Richtigkeit beanſtandet, ſondern 
weil er mit Recht für ſelbſtverſtändlich erachtet ward. Die 
Lechtsauffafſung des Berufungsgerichts iſt daher auch, ſoweit 
fie das BGB. betrifft, zu billigen. Die Verſchuldung des 
Aablaſſers an der Unkenntnis des Beklagten verneint das Bes 
afungögericht mit der Ausfuhrung, daß ſolche vach dem vor- 
legenden Tatbeſtand nur inſofern in Frage kommen könne, als 
berſelbe unvollſtändige Aufzeichnungen über das Grund ſtlck 
hiterlafien habe, daß aber in der Unterlaffung ſchriftlicher 
Frierung, die den Erben vollſtändige Kenntnis des Rechts⸗ 
geſchäfts zu ſchaffen geeignet ſeien, eine Außerachtlaſſung der 
in Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht gefunden werden könne. 
Ein Rechtsverſtoß tritt in dieſer Ausführung nicht hervor. 
St. c. H., U. v. 17. Dez. 07, 272/07 III. — Celle. 
III. Preußiſches Recht. | 
Geſetz betr. die Verpflichtung der Gemeinde zum 
Erſatz des bei öffentlichen Aufläufen verurſachten 
Schadens vom 11. März 1850. Ä 
17.8 1. Zuſammenhang zwiſchen Tumult und Beſchädigung, 
Maßregeln gegen die offene Gewalt. (Fall Biewald aus Breslau.) 
In den Spätnachmittags⸗ und Abendſtunden des 
19. April 1906 fanden in Breslau aus Anlaß der Ausſperrung 
bon Metallarbeitern Zuſammemottungen erregter Volksmaſſen 
ſatt, die einen fo bedrohlichen Charakter annahmen, daß um⸗ 
ſaſſende polizeiliche Maßregeln getroffen und von der blanken 
Waffe Gebrauch gemacht werden mußte. Außer andern Perſonen 
it hierbei auch der Kläger verletzt worden, dem durch einen 
Säbelhieb die linke Hand abgeſchlagen iſt, und der deshalb 
jezt auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 die beklagte 
Stadtgemeinde in Anſpruch genommen hat. Soweit die Ders 
kung des Klägers in Frage ſteht, fo war von der Polizei 
auch die Maßregel getroffen, daß Patrouillen ausgeſandt 
wurden mit der Meifung, Anſammlungen in den Straßen zu 
gruen, die Leute anzuhalten, nach Haufe zu gehen, zu ver⸗ 
hindern, daß fie aus den Haus fluren wieder auf die Straße 
brängten, und dabei nötigenfalls Waffengewalt anzuwenden. 
Eine ſolche Patrouille lam abends zwiſchen 7 und 8 Uhr auch 
in die H. Straße, wo der Kläger mit einer Anzahl anderer 
Perlonen vor dem Haufe Nr. 25, in welchem er wohnte, ſtand. 
Vor der nahenden Mannſchaft flüchteten die Leute in das Haus. 
dach der von der Beklagten nicht beſtrittenen Darſtellung des 
Klägers ſchloß einer von den flüchtenden Leuten die Tür vor 
den Schutleuten zu, dieſe aber ſprengten fie wieder auf und 
berfolgten die auf der Hausflur verſammelte, jetzt aber aus⸗ 
emander laufende Menge, wobei ein feiner Perſönlichkeit nach 
nicht ermittelter Schutzmann dem Kläger, der nach feiner An⸗ 
gabe im Gefühl feines ſchuldloſen Verhaltens — er war an 
ben Straßenerzeſſen nicht beteiligt geweſen — etwas langſamer 
ung, folgte und mit den von einer Zeugin bekundeten Worten: 
„Amp, mach, daß Du rauf kommſt, fonft paſſiert etwas!“ 
ut dem Säbel auf ihn einhieb und mit dem dritten Schlage 
in die linke Hand, mit der er das Treppengeländer gefaßt 
belt, vom Arme trennte. Bei dieſer Sachlage hält die Bes 
lagte die Voraussetzungen des Geſetzes vom 11. März 1850 
für nicht gegeben und beantragt Abweiſung der Klage, indem 
fe geltend macht: 1. es habe weder ein zeitlicher noch ein ört⸗ 
licher Zusammenhang zwiſchen den Zuſammenrottungen und der 
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Beſchädigung des Klägers beſtanden; 2. die getroffenen geſetz⸗ 
lichen Maßregeln hätten ſich nicht, wie das Geſetz erfordere, 
unmittelbar gegen offene Gewalt gerichtet; 3. das Vorgehen 
des Schutzmauns ſei leine geſetzliche Maßregel, vielmehr direkt 
ungeſetzlich geweſen. Das Berufungsgericht hat aber alle dieſe 
Einwendungen der Beklagten für unzutreffend erachtet und den 
Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Da⸗ 
gegen richtet ſich die jetzt erhobene Reviſion, die aber in keiner 
Beziehung für begründet erachtet werden kann. Es iſt vielmehr 
überall den Ausführungen des Berufungsgericht? beizutreten. 
Zunächſt liegt offenbur ein zeitlicher und örtlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Tumult und der Beſchädigung des Klägers vor. 
(Wird dargelegt.) Ebenſo verfehlt iſt der zweite Einwand, 
daß die getroffenen geſetzlichen Maßregeln ſich nicht, wie das 
Geſetz erfordere, gegen offene Gewalt gerichtet hätten. Zunächſt 
iſt dem Berufungsgericht ſchon darin beizuſtimmen, daß. das 
Wort „dagegen“ in 8 1 des Geſetzes vom 11. März 1850 
ſich nicht ſowohl auf das unmittelbar vorausgehende Wort 
„offene Gewalt“ als vielmehr auf die Worte „Zufammen⸗ 
rottungen und Bufammenläufe” bezieht. Das ergibt ſich aus 
dem Zweck des Geſetzes und wird, wie das Berufungsgericht 
ausführt, durch die Entſtehungsgeſchichte desſelben beſtätigt, 
wonach die Worte „geſetzliche Maßregeln“ auch gegenüber 
bloßen Zuſammenläufen, wobei offene Gewalt nicht in Frage 
kommt, gemeint find... Außerdem kann aber auch bei anderer 
Auffaſſung im vorliegenden Falle gar nicht in Frage geſtellt 
werden, daß die angeordneten Maßregeln, das Aufgebot der 
Schutzmannſchaft, die Ausſendung der Patronillen und die An⸗ 
ordnung. eventuellen Waffenge brauchs gegen offene Gewalt ges 
richtet waren, da die Exzedenten ſowohl gegen die Arbeits⸗ 
willigen wie gegen die Polizeibeamten gewalttätig vorgegangen 
waren. Endlich iſt auch der dritte Einwand vom Berufungs- 
gericht mit Recht zurückgewieſen. Allerdings hat der Schutz⸗ 
mann, wie auch das Berufungsgericht amtimmt, mindeſtens in⸗ 
ſoweit ungeſetzlich gehandelt, als er, ſelbſt wenn er fi zur 
Anwendung von Maffengewalt für befugt hielt, nicht mit der 
nach den beſtehenden Vorſchriften gebotenen Vorſicht und 
Schonung vorgegangen iſt. Aber nicht das iſt entſcheidend, 
ſondern nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes: ob die Ver⸗ 
letzung in Anwendung der geſetzlichen Maßregeln erfolgt iſt. 
Dieſe Maßregeln ſind, wie das Berufungsgericht mit Recht 
annimmt, die Anordnungen, welche von den Leitern der Sicher⸗ 
heitsorgane in den Schranken des Geſetzes getroffen werden 
und von den Exekutivbeamten zu befolgen find. Soweit ſich 
die Exekutivbeamten überhaupt im Rahmen der getroffenen 
Maßregeln bewegen, ſind die Gemeinden für die von ihnen 
herbeigeführten Beihäbigungen und Verletzungen haftbar, auch 
wenn fie in fahrläfſiger Aberſchreitung ihrer Befugniſſe handeln. 
Zu dieſer Auffaſſung nötigt, wie das Berufungsgericht mit 
Recht ausführt, der Zweck des Geſetzes; andernfalls würde 
das Recht des Geſchädigten nicht ſelten vereitelt werden, da 
bei ſolchen Tumulten die Beſonnenheit zu leicht verloren geht. 
Die Reviſion beſtreitet nun zwar, daß bei dieſem. Vorfall die 
Patrouille und beſonders der in Frage ſtehende Schutzmann 
überhaupt noch im Rahmen ihres Auftrags, in Anwendung der 
getroffenen Anordnungen, gehandelt hätte, da die auf der 
Straße ſtehenden Menſchen in das Haus hineingegangen ſeien 
11 
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und die Tür geſchloſſen hätten. Die Reviſion überſieht aber, 
daß die Schutzleute ausdrücklich auch angewieſen waren, dafür 
zu ſorgen, daß die Leute in ihre Wohnung gingen und nicht 
wieder auf die Straße hervorbrächen. Wenn nun ein Menſchen⸗ 
haufen zuſammen in einen Hausflur flüchtet und vor den an⸗ 
rückenden Schutzleuten die Tür ſchließt, dann kann mit Recht 
befürchtet werden, daß die Menge, wie das nach der Be⸗ 
kundung des Zeugen S. an dem fraglichen Tage tatſächlich 
bereits wiederholt vorgekommen war, alsbald wieder auf die 
Straße hervorbrechen werde; und ferner handelte auch der in 
Frage ſtehende Schutzmann inſoweit in Ausführung feines Auf⸗ 
trags, als er den Verletzten veranlaſſen wollte, ſchleunigſt ſich 
in feine Wohnung zu begeben. Nach alledem find die Vor⸗ 
ausſetzungen des Geſetzes vom 11. März 1850 gegeben, und 
iſt daher mit Recht der Klaganſpruch dem Grunde nach für 
derech fertig, erflärt 8.0.8. ‚16.17.29, 07, 190/07 III. — 
Breslau. | 

Enteignungsgeſetz ven 11. Juni 1874. 

18. 5 8 Enteignungscß. Wertsermittlung eines Vor⸗ 
gartens. — Kein Anſpruch a 
Anlegung des Bürgerfteigs.] 

Der Kläger iſt Eigentümer eines zu G. Wegen Dane 
grundſtücks. Vor dem Hauſe befindet ſich nach der Straße zu 
ein Vorgarten. Dieſer iſt zum Zwecke der Verbreiterung der 
Straße, die auf Grund einer älteren Fluchtlinie erfolgen ſoll, 
von der Beklagten im Wege der Enteignung in Anſpruch ge⸗ 
nommen worden. 1. Bei ber Berechnung der dem Klüger 
nach 8 8 EnteignungsG. zu gewährenden Entſchädigung 
legt der Berufungsrichter die bisherige Benutzungsart 
des enteigneten Teilſtücks, nämlich feine Verwendung als Vor⸗ 
garten für das auf dem Reſtgrundſtück ſtehende Wohnhaus, zu⸗ 
grunde, indem er feſtſtellt, daß die Berechnung nach dem 
Maßſtabe der Benutzungsfähigkeit des Trennſtücks als 
Teils einer als Bauland anzuſprechenden Geſamt fläche zu einem 
dem Kläger günſtigeren Ergebniſſe nicht führen würde. Dieſe 
Feſtſtellung iſt nicht zu beanſtanden und wird auch von der 
Reviſion nicht beanſtandet. Es kann ſich nur fragen, ob bei 
der vom Berufungsrichter angewendeten Methode alle in Betracht 
kommenden Umſtände berüdfichtigt find. Die Reviſion leugnet 
dies; ſie meint, daß dem Kläger für das enteignete Vorgarten⸗ 
land ſelbſt eine Entſchädigung überhaupt nicht zugeſprochen 
worden ſei oder daß es doch mindeſtens zweifelhaft erſcheine, 
ob es der Fall ſei. Der Angriff beruht indeſſen auf einer 
mißverſtändlichen Auffaſſung der Erwägungen des Berufungs⸗ 
richters. Dieſe gehen nach ihrem Zuſammenhange dahin, daß 
der dem Kläger infolge der Enteignung erwachſene Schaden 
durch die Zubilligung der kapitaliſierten Mietsausfälle völlig 
ausgeglichen, daß damit insbeſondere auch der Wert der Vor⸗ 
gartenfläche gedeckt ſei. Es wird ausgeführt, daß dem Vor⸗ 
garten außer ſeiner Bedeutung als mietszinsſteigernder Faktor 
ein ſonſtiger Wert nicht innegewohnt habe und daß daher dem 
Kläger nur der Betrag zukomme, der dem Werte der Fläche 
als Vorgarten, als ein der Erhöhung der Sicherheit und 
Annehmlichkeit der Wohnräume dienendes Geländes entspreche. 
Jenen Betrag bemißt der Berufungsrichter nach der Einbuße, 
die das Reſtgrundſtück durch den Verluft des Vorgartens er⸗ 
leidet, und wenn er darüber hinaus nicht noch eine Summe 
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für den Grund und Boden an ſich bewilligt, ſo befindet er 
ſich dabei auf dem Boden ſowohl des Enteignungsgeſetzes wie 
des von ihm in Bezug genommenen Urt. des V. 36. vom 
7. März 1894 (Gruchot 38, 1092). 2. Wenn der Berufungs⸗ 
richter den Anſpruch des Klägers auf Erſtattung der ihm orts⸗ 
ſtatutariſch zur Laſt fallenden Beiträge zu den Koſten der An⸗ 
legung des Bürgerſteigs zurückweiſt, fo befindet er ſich damit 
im Einklange mit der Rechtſprechung des RG. (vgl. JW. 94, 
18938, ferner für die Fälle eines nach 8 15 Fluchtlinien . 
vom 2. Juli 1875 erlaſſene Ortsſtatuts Gruchot 32, 717, 
auch IMöbl. 88, 283). An dieſer Rechtſprechung iſt feſt⸗ 
zuhalten. Der Kläger iſt nicht befugt, die bezeichneten, ihm 
als Hauseigentümer obliegenden Koſten unter dem Titel der 
Enteignungsentſchädigung von der beklagten Stadtgemeinde 
wieder e R. c. G, U. v. 20. — 07, en VII. — 
Breslau. 
19. 9 10. Art der der hung de Rate und Bor 
teile aus der Enteignung. ] 

Zum Zweck der Durchlegung der G. Straße in der Stadt 
M. wurde dem Beklagten aus einem ihm gehörigen Grundſtück 

eine Fläche von 10,79 ar enteignet. Im Entſchädigungs⸗ 
FefRelkumgsbefchtuffe des Bezirksausſchuſſes wurde ihm außer 
der Hauptentſchädigung für das. enteignete Land noch eine 
Nebenentſchädigung von 3 262,45 M zugeſprochen und zwar für 
eine aus Mauer und Gitter nebſt zwei Toren beſtehende Ein⸗ 
friedigung, die er nach Annahme des Bezirksansſchuſſes auf 
Grund einer für die Stadt M. erlaſſenen Baupolizeiordnung 
auf feinem Reſtgrundſtück zu beiden Seiten des neuen dieſes 
Reftgrundftüd durchſchneidenden Teiles der G.⸗Straße würde 
errichten müſſen. Die Stadt M., welche der Anſicht iſt, daß 
dem Beklagten dieſe Nebenentſchädigung nicht gebühre, beſchritt 
den Rechtsweg mit dem Antrage, die Enteignungsentſchädigung 
um dieſen Betrag zu mindern. Beide Vorinſtanzen wieſen die 
Klage ab. RG. hob auf: Der Berufungsrichter gelangt zu 
ſeiner Entſcheidung auf folgendem Wege: Gr bejaht die Frage, 
ob die der Polizeibehörde nach der M. ſchen Polizeiordnung 
vom 9. Februar 1904 zuſtehende Befugnis, eine Einfriedigung 
des Reſtgrundſtücks des Beklagten zu verlangen, eine durch die 
Enteignung entſtandene Wertsminderung dieſes Reſtgrundſtücks 
darſtelle und weiſt den Einwand der Klägerin, daß das Reſt⸗ 
grundſtück durch die Enteignung nicht eine Wertsminderuntz 
ſondern eine Wertserhöhung erfahren habe, mit der Begründung 
zurück, es ſei zwar richtig, daß ein an die Straße gerücktes 
Grundſtück höher bewertet werde als ein nicht an einer ſolchen 
belegenes, allein es handele ſich hierbei um allgemeine Vorteile, 
deren Aufrechnung gegen die dem Reſtgrundſtück aus der Ent⸗ 
eignung erwachſenen beſonderen Nachteile unzulüſſig ſei. Dieſe 
Ausführung wendet einen richtigen Grundſatz auf einen Fall 
an, auf den er nicht paßt. Von einer „Aufrechnung“ oder 
„Ausgleichung“ von Vorteilen mit Nachteilen kann nur da die 
Rede fein, wo auf beiden Seiten ſelbſtändige, für ſich beſtehende 
Faktoren vorhanden find. Dagegen verſagen die für ſolche 
Fälle beſtehenden Grundſätze, wenn es ſich um die einheitliche 


Wirkung einer und derſelben Tatſache handelt. Dieſer Fall iſt 


hier gegeben. Durch das Grundſtück des Beklagten iſt eine 
Stwaße gelegt worden, infolgedeſſen wird dieſe auf beiden Seiten 
von dem Reſtgrundſtück des Beklagten begrenzt. Wird mim 
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angenommen, daß hierdurch das Reſtgrundſtück an Wert ge 
wonnen hat, — was der Wahrſcheinlichkeit entſpricht, jedoch, 
da eine Feſtſtellung nach dieſer Richtung nicht getroffen worden 
it, in gegenwärtiger Inſtanz Annahme bleiben muß, — fo 
kunnen aus der einheitlichen Wirkung, welche die Belegenheit 
dez Neſtgrundſtücks an der neuen Straße auf dieſes ausübt, 
nicht einerſeits dieſe Wertserhöhung und andererſeits die Laſten, 
die in Geſtalt gewiſſer, von dem Beklagten zu leiſtender Auf⸗ 
wendungen aus eben dieſer Tatſache für das Reſtgrundſtück er 
wachſen find, als ſelbſtändige, für ſich beſtehende Faktoren 
herausgelöſt und jeder für ſich rechtlich gefordert behandelt 
werden; es iſt vielmehr auf das Endergebnis, das Fazit dieſes 
einheitlichen Vorganges, zu ſehen, Geſetzt, daß die Werts⸗ 
eböhung, für ſich allein betrachtet, 10 000 M betragen würde, 
während die Laſt, die infolge der Belegenheit des Reſtgrund⸗ 
ſtics an der neuen Straße dieſem obliegt, im gegenwärtigen 
Fall die Laſt, eine Einfriedigung herzuſtellen, 3 500 M betrügt, 
fo bleibt immer noch eine Wertserhöhung übrig, die das Reſt⸗ 
grundstück durch die Enteignung erfahren hat, und es würde 
dieſer nicht wegzuleugnenden Tatſache widerſtreiten und mit 
ihr unvereinbar ſein, wenn man trotzdem erklären und annehmen 
wollte, das Reſtgrundſtück habe durch die Enteignung eine 
Bertöminderung erlitten. Die Tragung einer ſolchen Laſt ruht 
mittelbar auf der werterhöhenden Tatſache und iſt von dieſer 
unisennbar. In ähnlichem Sinne hat ſich bereits früher der 
V. 88. des R. im Urteil vom 10. Febtuar 1894 (JW. 1894, 
190%) ausgeſprochen, indem dort ausgeführt iſt, von einer 
Bertöminderung des Reſtgrundſtücks könne keine Rede ſem, 
kenn die Belaſtung, die das Reſtgrundſtück als Folge der Bes 
fung treffe, im Sinne des Geſetzes nichts anderes ſein, als 
daß Aquivalent für die Vorteile, die dem Reſtgrundſtück aus 
dem Unternehmen der Straßenanlage erwüchſen. Gegen dieſe 
Auffaſſung kann nicht die Entſcheidung des erkennenden Senats 
dom 2. Februar 1904 (RG. 57, 243 ff.) verwertet werden, 
da der damals behandelte Fall völlig anders geſtaltet war. 
(Bird dargelegt.) Auch die übrigen die Vorteils⸗ und Nach⸗ 
teilzausgleichung bei der Enteignung betreffenden Urteile des 
RG. ſtehen, wie in Kürze bemerkt werden mag, der oben ges 
offenen Entſcheidung nicht entgegen, was deren im einzelnen 
bier nicht näher zu erörternde Sach⸗ und Rechtslage ergibt. 
Der Berufungsrichter wird demgemäß zu prüfen haben, ob nach 
Naßgabe dieſer Geſichtspunkte der Anfpruch der Klägerin be⸗ 
hundet iſt, ins beſondere, ob eine Wertsminderung oder eine 
Bertöerhöhung des Reſtgrundſtücks eingetreten iſt. Indeſſen 
gt auch abgeſehen von diefer grundſätzlichen Frage das Ber 
mfungsurteil der Klägerin berechtigten Anlaß zur Beſchwerde. 
es iſt kußerſt unwahrſcheinlich, daß die ſtreitige Beſtimmung 
der Niſchen Polizeiverordnung ſo gehandhabt wird und 
werden kbante und dürfte, daß in neuen, der Bebauung eben 
aft erſchloſſenen Straßen jeder Eigentümer eines angrenzenden 
Örundküds ſofort und ohne weiteres zur Herſtellung einer koſt⸗ 
ſpieligen, aus Mauer und Gitter beſtehenden Sinfrieditzung ges 
Hungen würde. Die angebliche von dem erſten Richter be⸗ 
hmdete Notorietät, daß katſächlich von der Polizeibehörde ſtets 
me ſolche Einfriedigung gefordert werde, und die entſprechenden 

des Sachverſtändigen find für die Entſcheidung des 
Berufmgsrichters nicht verwertbar; denn fie unterſcheiden die 
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verſchiedenen Fälle nicht, auf dieſe Unterſcheidung aber kommt 
es grade an. Der Berufungsrichter burfte daher, den von der 
Klägerin unter Berufung auf Auskunft der Polizeibehörde an⸗ 
getretenen Beweis dafür, daß dieſe die Polizeiverordnung in 
der von der Klägerin angegebenen Weiſe handhabe, nicht ab⸗ 
lehnen. M. c. K., U. v. 26. Nov. 07, 64/07 VII. — Hamm. 
Flluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. Ä 
20. 68 12, 15 Yluchtlinin®. — Beſchränkung des $ 12 
auf „Wohngebäude“. — Nach $ 15 darf die Erteilung der 
Bauerlaubnis nicht von einer vorherigen unentgeltlichen Land⸗ 
abtretung abhängig gemacht werden.] 
Die Beklagte iſt Eigentümerin eines Grundſtücks mit 
bäuben (Dampfſägewerk, Wohnhaus uſw.) in D., das an die 
alte Weſelerſtraße und an die im Fluchtlinienplane von 1899 
bereits feſtgeſetzte, aber noch nicht ausgebaute W.⸗Straße grenzt. 
Auf dieſem Grundſtücke wollte ſie ein neues offenes Lager⸗ 
gebäude errichten. Ihre Zuſtimmung hierzu machte die Klägerin 
(die Stadt) davon abhängig, daß die Bellagte ſich verpflichtete, 
die vor ihrem Grundſtücke liegende, in die W.⸗Straße fallende 
Grundfläche längs der ganzen die W.⸗Straße berührenden 
Grenze ihres Baugrundſtücks bis zur Mitte der Straßenbreite 
freizulegen ſowie laſtenfrei und unentgeltlich abzutreten und 
aufzulaſſen. Dem Verlangen der Klägerin entſprechend übernahm 
die Bellagte dieſe Verpflichtung. Nach erteilter Bauerlaubnis 
hat die Beklagte das geplante Lagergebäude errichtet und einen 
Teil des fraglichen Grundſtückſtreifens an die Klägerin auf⸗ 
gelaſſen, aber die Freilegung und Auflaſſung des übrigen Teiles 
verweigert. Die Klägerin hat deshalb Klage erhoben mit dem 
Anträge, die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin die Parzelle 
Flur 21 Nr. 295ù226 freizulegen ſowie laſtenfrei und unentgeltlich 
abzutreten und aufzulaſſen. Das Berufungsgericht hat die 
Klage abgewieſen. Es hat erwogen, der Klägerin habe weder 
nach dem Geſetze vom 2. Juli 1875 noch nach dem auf Grund 
dieſes Geſetzes erlaſſenen Ortsſtatut ein Anſpruch auf Abtretung 
des ſtreitigen Grundſtreifens gegen die Beklagte zugeſtanden und 
ſei auch geſetzlich nicht befugt geweſen, ihre Zuſtimmung zu dem 
fraglichen Neubau von einer ſolchen unentgeltlichen Abtretung 
des Straßenlandes abhängig zu machen und zwar deshalb nicht, 
weil die Errichtung des fraglichen Lagergebäudes einem rechts⸗ 
gültigen Bauverbote überhaupt nicht unterlegen und daher auch 
der Erlaubnis der Klägerin nicht bedurft habe. Nach 8 12 
des bezogenen Geſetzes hätten nämlich die Gemeinden nur das 
Recht, durch Ortsſtatut feſtzuſtellen, daß an unfertigen Straßen 
Wohngebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang 
hätten, nicht errichtet werden dürften. Indem nun der 8 16 
des Ottsſtatuts der Klägerin diefes Verbot auf Gebäude 
ſchlechthin erſtrecke, gehe es über die vom Geſetze vorgeſchriebenen 
Grenzen hinaus und entbehre inſoweit der Rechtswirkſamkeit. 
Die Beklagte habe ſich nun bei Abgabe ihrer verpflichtenden 
Erklärung tatſächlich in dem Irrtum befunden, fie ſei nur gegen 
unentgeltliche Abtretung des Straßenlandes berechtigt, das 
Lagergebäude zu errichten. Mit dieſer Erklärung habe ſie nur 
ein vermeintlich für ſie beſtehendes Bauverbot oder ein ver⸗ 
meintliches Widerſpruchsrecht der Klägerin gegen die Errichtung 
des Lagergebäudes beſeitigen wollen. Da nun aber ein rechts⸗ 
gültiges Bauverbot, deſſen Behebung der beiderſeits voraus⸗ 
geſetzte) Zweck des Vertrages geweſen ſei, nicht beſtanden habe, 
11* 


84 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ſo ſei die Gegenleiſtung der Klägerin für die von der Beklagten 
übernommene Verpflichtung zur unentgeltlichen Abtretung des 
Straßenlandes nur eine vermeintliche geweſen. Die Beklagte 
habe demnach dieſe Verpflichtung ohne rechtlichen Grund über⸗ 
nommen und anderſeits die Klägerin durch das Mittel des Ver⸗ 
trages gegen die Beklagte, alſo auf deren Koſten, einen An⸗ 
ſpruch erworben, der des rechtlichen Grundes entbehre. Nach 
§ 812 BGB. könne die Beklagte die Aufhebung der von ihr 
übernommenen Verbindlichkeit verlangen und natürlich auch die 
mit der Klage beantragte Erfüllung der Verpflichtung gemäß 
8 821 BGB. verweigern, ohne daß es noch auf eine Prüfung 
der weiteren Einwendungen der Beklagten ankomme. Die Re⸗ 
viſion der Klägerin macht in erſter Linie geltend: erſt durch 
den Vertragsſchluß ſei die Verpflichtung der Beklagten kon⸗ 
ſtituiert worden (8 812 Abſ. 2 BGB.). Da nun des Ber 
trag nach Annahme des Berufungsgerichts wegen Irrtums oder 
Drohung nicht anfechtbar ſei, fo liege eine ungerechtfertigte 
Bereicherung nicht vor. Der Zweck, zu dem der Vertrag abs 
geſchloſſen ſei, begründe die Anwendung des 8 812 BGB. 
nicht. Dieſer Angriff iſt nicht gerechtfertigt. (Wird näher aus⸗ 
geführt): Kann ſomit dieſer Angriff nicht zur Aufhebung des 
Urteils führen, ſo kommt es noch auf die weitere Rüge einer 
Verletzung der angeführten Vorſchriften des Fluchtlinien B. an. 
In dieſer Hinficht geben allerdings die Aus führungen des Bes 
rufungsgerichts zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Das Berufungs⸗ 
urteil leidet an dem Rechtsirrtum, daß es die 88 12 und 15 
Fluchtlinien G., auf Grund deren das Ortsſtatut der Klägerin 
Kerlaſſen worden iſt, nicht auseinander gehalten und uur den 
8 12 in den Kreis ſeiner Erwägungen gezogen hat. Darin 
hat allerdings das Berufungsgericht recht, daß der 8 12 die 
Gemeinden zu einem Bauverbot nur in betreff der Wohn⸗ 
gebäude ermächtigt, indem es ihnen überläßt, durch Ortsſtatut 
ſeſtzuſtellen, daß an Straßen oder Straßenteilen, welche noch 
nicht gemäß der baupolizeilichen Beſtimmungen des Ortes für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig geſtellt find, 
Wohngebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, 
nicht errichtet werden dürfen. Im Unterſchiede von 8 12 be⸗ 
ſchränkt aber der S 15 feine Anwendbarkeit nicht auf Wohn⸗ 
gebäude, ſondern erſtreckt ſich auf Gebäude aller Art, ſelbſt 
minderwertige nicht ausgenommen, ſofern nicht, was den Ge⸗ 
meinden freiſteht, im Ortsſtatut etwas anderes beſtinomt iſt. 
Ob das von der Beklagten errichtete Lagergebäude als ein Ge⸗ 
bände im Sinne des 8 15 anzuſehen iſt, darüber enthält das 
Berufungsurteil eine Feſtſtellung nicht. Bei dem Mangel gegen⸗ 
teiliger Feſtſtellung iſt daher in der Reviſionsinſtanz davon aus⸗ 
zugehen, daß es ein Gebäude im Sinne des 8 15 iſt. Der 
8 15 räumt nun den Gemeinden zur Erleichterung ihrer Vers 
pflichtung, für die Herſtellung und Unterhaltung der Orts⸗ 
ſtraßen und Plätze zu ſorgen, unter beitinunten Vorausſetzungen 
und innerhalb gewiſſer Grenzen das Recht ein, durch Ortsſtatut 
den Unternehmer einer neuen Straße ſowie die angrenzenden 
Eigentümer mit Rückſicht auf die ihnen aus dem Straßen⸗ 
verlehr regelmäßig erwachſenden Vorteile zu den Straßenbau⸗ 
loſten heranzuziehen. Insbeſondere ermächtigt er ſie, durch 
Ortsſtatut feſtzuſtellen, daß bei der Anlegung einer neuen Straße, 
wenn folche zur Bebauung beſtimmt iſt, von dem Unternehmer 
der neuen Anlage oder von den angrenzenden Eigentümern — 
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von letzteren, ſobald fie Gebäude an der neuen Straße errichten, 
— die „Freilegung“ der Straße in der dem Bedürfniſſe 
entſprechenden Weiſe beſchafft bezw. ein verhältnis mäßiger Bei⸗ 
trag oder der Erſatz der zu allen dieſen Maßnahmen erforder⸗ 
lichen Koſten geleiſtet werde.. .. Dagegen enthält der 8 1:5 keine 
Beſtimmung, wonach die Erteilung der Bauerlaubnis von einer 
vorherigen unentgeltlichen Landabtretung abhängig gemacht 
werden dürfte. Daher ift die Erwägung des Berufungsgerichts, 


daß der 8 16 des Ortsſtatuts der Klägerin inſoweit der Rechts⸗ 


wirkſamkeit entbehre, als darin unter Aberſchreitung der im 8 12 
des Geſetzes vorgeſehenen Beſchränkung auf Wohngebäude die 
Erteilung der Bauerlaubnis zu Gebäuden ſchlechthin von unentgelt⸗ 
licher Landabtretung abhängig gemacht iſt, vechtlich nicht zu bes 
anſtanden. Allein die Unwirkſamkeit dieſes den § 12 betreffenden 
Teiles des Ortsſtatuts, das als ein einheitliches für die Aus⸗ 
führung der 88 12 und 15 des Geſetzes erlaſſen iſt, hat nicht 
auch die Unwirkſamkeit des den 8 15 betreffenden Teiles des 
Ortsſtatuts zur Folge, ſoweit dieſer ſich im geſetzlichen Rahmen 
hält. Nachdem die Beklagte den geplanten Neubau errichtet 
hat, iſt es nunmehr für die Frage, ob die Klägerin noch jetzt 
ohne rechtlichen Grund auf Koſten der Beklagten bereichert ift, 
nicht von entſcheidender Bedeutung, daß die Klägerin die Er⸗ 
teilung der Bauerlaubnis an eine unzuläſſige Bedingung ge⸗ 
Inüpft hat (vgl. RGJ. im IMöBl. 1883, 335.) Vielmehr 
iſt hierfür der Umſtand maßgebend, ob die Klägerin gegen⸗ 
wärtig nach Maßgabe des 8 15 Fluchtlinien G. und ihres 
Ortsſtatuts ein Recht auf unentgeltliche Abtretung des frag: 
lichen Grundſtückſtreifens hat oder nicht. Auf eine Erörterung 
dieſer Frage iſt das Berufungsgericht nicht eingegangen, weil 
es den 8 15 des Geſetzes überhaupt nicht in den Kreis ſeiner 
Erwägungen gezogen hat. e c. M., U. v. 17. = 07, 
268/07 II. — Düſſeldorf. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 

21. Tatifſtelle 25 in Verb. mit Tarifnummer 4a 
Ziff. 4 Abſ. 1 NStemp®. vom 14. Juni 1900. Verſteuerung 
von Illationsgeſchäften bei Ausreichung von Aktien, wenn Über⸗ 
gang der Wertpapiere im Wege der Fufion gemäß § 306 
GB. erfolgt. 

Zwiſchen der Klägerin und der Berliner Bank wurde unter 
dem 20. Dezember 1904 eim Vertrag geſchloſſen, mittels deſſen 
die Berliner Bank ihr Vermögen als Ganzes nach dem 
Stande der Bilanz vom 31. Dezember 1904 auf die Klägerin 
übertrug. Dieſe gewährte den Aktionären der aufgenommenen 
Bank 33 600 000 M neue Aktien mit Dividendenbezugsrecht 
vom 1. Januar 1905 ab. Der Vertrag fand die Genehmigung 
der Generalverſammlungen. In dem Vermögen der Berliner 
Bank waren auch Wertpapiere und Anteile an bergrechtlichen 
Gewerkſchaften. Außer dem Stempel für die Ausreichung der 
neuen Aktien an die Aktionäre der Berliner Bank (Tarifſtelle 4 a 
Ziff. 4 Abſ. 2 RStempG.) wurde der Erwerb der Wertpapiere 
und Anteile von der Steuerbehörde als Anſchaffungsgeſchäft 
im Sinne der Tarifſtelle 4a Ziff. 2, 3, 4 Abſ. 1 ſeitens der 
Klägerin, in deren Eigentum jene Gegenſtände übergingen, an⸗ 
geſehen und demgemäß Schlußnoten ausgeſtellt, die insgeſamt 
mit 4 527,90 M verftempelt worden find. Die Klägerin war 
der Meinung, daß der Stempel nur eimnal nach dem höchſten 
Satze, der für die — nach ihrer Anſicht ausgetauſchten — 


— — — — 


37. Jahrgang. 


geiſungen in Betracht komme, anzuſetzen ſei. 
Satz ſei 1 v. T. von dem Werte der gewerkſchaftlichen Anteile. 
Da von den neuen Aktien nur / b. T. gezahlt ſeien, fo recht⸗ 
fertige ſich ein Anſatz von noch / v. T. von den Kuren, 
nämlich von 77 M. Den Mehrbetrag von 4 450,90 M forderte 
die Kägerin im Nechtswege nebſt Zinfen feit der Klag⸗ 
mſtellung zurück. Die I. Inſtanz erkannte nach dem Klag⸗ 
arage, die II. Inſtanz wies die Klage ab. Die Reviſion iſt 
urddgewiefen: Der erkennende Senat hat die Frage, ob neben 
dem Reichs ſtempel für die Ausreichung von Aktien ſeitens der 
Arengefellſchaften an den erſten Erwerber (Tarifnummer 4 a 
Ziff. 4 Abſ. 1 RStempG.) der Stempel für das Einbringen 
von Wertpapieren der in der Tarifnummer 4a Ziff. 2 und 4 
AH, 1 bezeichneten Art nach dem dort bezeichneten Satze zu 
aheben ſei, für einen Fall bejaht, in welchem ſich eine Einzel⸗ 
perſon verpflichtet hatte, neus Aktien einer ſchon beſtehenden 
Aktiengeſellſchaft zu übernehmen und ihre Einlage in Geſtalt 
eingebrachter ausländiſcher Aktien zu machen (RG. 51, 351), 
Mit ausführlicher Begründung iſt dargelegt, daß es fich bei 
der Übereignung der fremden Aktien um deren Umſatz, um ein 
den Eigentumserwerb ſeitens der Aktiengeſellſchaft bezweckendes 
Geſchäft handle, das jedenfalls nicht als unentgeltliches bes 
nachtet werden könne und nach der klaren Abſicht des Geſetzes 
ben dem Reichsſtempel getroffen werden ſolle. Dabei iſt auch 
erwogen, daß ſich dieſe Anſchauung nicht mit der reichsgericht⸗ 
hen Rechtſprechung über das Anſchaffungsgeſchäft, insbeſondere 
mit dem Beſchluſſe der Ver ZS. vom 30. Juni/ 1892 (XG. 31, 
17 fl.) und dem Urteile des erkennenden Senats vom 
5. Januar 1900 (RG. 45, 99 ff.), in Widerſpruch ſetze. An 
dem hiernach ausgeſprochenen Grundſatze hat der Senat ſeither 
feſtgehalten (vgl. die Urteile vom 6. April 1906 — VII. 
356/05 — und vom 1. Februat 1907 — VII. 219/08) und 
der vorliegende Rechtsſtreit bietet keinen Anlaß, von ihm abzu⸗ 
wichen. Die von der Reviſion vertretene Auffaſſung, daß nur 
ein einziges Umſatzgeſchaft, nämlich der Austauſch der jungen 
Alien gegen Wertpapiere, vorliege, das nur der einmaligen 
Beſteuerung unterworfen ſei, iſt abzulehnen. Sie iſt mit der 
nuchtlichen Natur der Übernahme der Aktien unvereinbar, wie 
dies ſchon in den früheren Urteilen hervorgehoben iſt. Dabei 
nacht es für die zu entſcheidende Frage leinen Unterſchied, ob 
bie Mbernabıne bei der Gründung oder bei der Erhöhung des 
Gandlaptals der Aktiengeſellſchaft erfolgt; fir iſt ein ſelbſtändiges, 
mit der Einlage in keinem ſynallagmatiſchen Zuſammenhange 
Nehendes Geſchäft, vas gleich einem Anſchaffunzsgeſchäft nach 
den durch das Geſetz vom 27. April 1894 neu eingefügten 
IM. 2 Ziff. 4 der Tarife 4a RStemp@: beſtenert 
wied. Iſt dies aber der Fall, fo iſe weber die Landesgefetz⸗ 
gebung gehindert, neben dieſer Steuer noch einen Stempel für die 
Enbringung der für den. Erwerb der Aktien gemachten Einlage 
u erheben (vgl. Tarifftelle 25 6 Pr temp. vom 31. Juli 1905 
ind das NG. 45, 99 abgedruckte Urteil), noch erſcheint es 
wögeſchloſſen, ſofern dieſes Einbringen ben: Tatbeſtand einer 
dum dez NStempG. erfüllt, letztere neben dem Abs. 2 Ziff. 4 
a. 4. O. und ſelbſtverſtändlich unter Ausſchkuß landesgeſetzlicher 
Beſzuerung- anzttwenden. Darum iſt auch die in Wertpapieren 
wire Einlage als Anſchaffungsgeſchäft für ſtempelpflichtig 
erachtet worden. Nuß es ſonach bei dem grundſätzlichen Stand» 
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punkte, den der Senat gegenüber der Verſteuerung der Illations⸗ 
geſchäfte bei der Ausreichung von Aktien an den erſten Erwerber 
eingenommen hat, bewenden, ſo konnte nur zweifelhaft ſein, ob 
das von der Revision aus der Beſonderheit des gegebenen 
Falles hergeleitete Bedenken begründet if. Der Übergang der 
Wertpapiere, den der Fiskus für ſteuerpflichtig erachtet, hat ſich 
gegenwärtig im Wege der Fuſion mit Verſchmelzung 
(unter Ausſchluß. der Liquidation) gemäß 8 306 HGB. voll⸗ 
zogen, indem die Berliner Bank ihr Vermögen als Ganzes. ber 
Klägerin als der aufnehmenden Geſellſchaft übereignet hat und 
dieſe Übereignung ohne die Notwendigkeit beſonderer Über⸗ 
tragungsakte als Geſamtrechtsnachfolge wirkſam geworden iſt. 
Indeſſen wird dadurch an der rechtlichen Beurteilung der Sache 
nichts geändert. (Wird näher ausgeführt.) Ke u. D.⸗G. e. 
Preuß. Fisk., U. v. 10. Dez. 07, 101/07 VO. — Berlin. 
32. Tarifſtelle 58. Stempelfreiheit der Offertſchreiben.] 
Der beklagte Steuerfiskus erachtete fünf Schreiben, die 
unter Anwendung eines Formulars im Jahre 1906 von ver⸗ 
ſchiedenen Perſonen an die Klägerin gerichtet waren, für ſtempel⸗ 
pflichtige Schuldverſchreibungen im Sinne der Tarifſtelle 58 
zum PrStempG. vom 31. Juli 1895. Die Schreiben ent⸗ 
halten Beſtellungen landwirtſchaftlicher Maſchinen unter genauer 
Angabe der beiderſeits zu übernehmenden Verpflichtungen. Ins⸗ 
beſondere heißt es darin, daß der Beſteller ſich verpflichte, den 
— ziffermäßig beſtimmten — Preis in gewiſſen Teilbeträgen 
zu entrichten. In einem Schreiben iſt geſagt: „Die Annahme 
dieſes Antrages bleibt Ihnen vorbehalten“, in den vier anderen: 
„Die Ans führung vorſtehenden Auftrags bleibt. Ihnen vorbehalten“. 
Die Klägerin forderte die Erſtattung des von ihr mit zufanmen 
8,50 M entrichteten Stempels, indem fie geltend machte, daß nur 
ſtempelfreie Vertragsanträge vorlägen. Der Beklagte begehrte 
Abweiſung der Klage. In I. Inſtanz wurde die Klage abge⸗ 
wieſen, in II. Inſtanz nach der Klage erkannt. Neviſion iſt 
zurückgewieſen: Der Berufungsrichter legt die Beſtellſchreiben, 
von denen der Stempel erfordert worden iſt, dahin aus, daß 
fie lediglich Vertragsangebote enthielten. Gegen dieſe Aus⸗ 
legung iſt rechtlich nichts zu erinnern. Aus der erſchöpfenden 
Wiedergabe des Inhalts der beabſichtigten Werkverträge oder 
Werklieferungsverträge konnte ſehr wohl die rechtliche Tragweite 
der Schreiben als bloßer Offerten entnommen werden. Bei der 
Schuldverſchreibung im Sinne der Taxifſtelle 58 zum StempG. 
vom 31. Juli 1895 handelt es ſich um die ſchriftliche ÜUber⸗ 
nahme oder Anerkennung einer auf Zahlung einer Geldſumme 
gerichteten neuen und ſelbſtändigen Verpflichtung, wobei es nach 
8 8 Abf. 2 StempG. freilich nicht darauf ankommt, ob die 
Verpflichtung nur unter einer Bedingung erklärt worden iſt. 
Wer einem anderen die Schließung eines Vertrages anträgt, iſt 
regelmüßig an. den Antrag gebunden (88 146 ff. BGB.), aber 
et verpflichtet ſich nicht unter ber Bedingung der rechtzeitigen 
Annahme des Antrages. Die Gebundenheit bedeutet die 
Unwiderruflichkeit, die rechtliche Unmüglichtett, den durch ben 


Vorſchlag kund getanen Willen, einen Vertrag abzuſchließen, 


wieder zu andern, nicht das Setzen einer Bedingung, von deren 
Eintritt; der rechtliche Erfolg der Erklarung abhängt. Bis zur 
Annahme HM überhaupt bein Vertrag, auch kein. bedingter, abge⸗ 
ſchloſſen und wer ein schriftliches Angebot macht, will, baß der 
Vertrag zuſtande komutt, nicht aber will er eine bereith, wenn 
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auch nur bedingt beſtehende Schuld verbriefen. Möglich iſt 
allerdings, daß eine Schuldverpflichtung unter der Bedingung 
des Zuſtandekommens eines Vertrages beurkundet wird. Aber 
dieſe Annahme liegt durchaus fern, wenn an einen anderen ein 
die Bedingungen des Vertrages ausführlich wiedergebendes, 
insbeſondere die beiderſeitigen Verpflichtungen umfaſſendes 
Beſtellſchreiben gerichtet wird. Deshalb konnte der Berufungs⸗ 
richter ohne Verletzung von Rechtsnormen die Schreiben der 
Beſteller als bloße Angebote mit dem Zweck, ein Vertrags⸗ 
verhältnis zu begründen, anſehen. Daß damit dem Empfänger, 
wenn er annimmt, ein Beweismittel für den Umfang der vom 
Offerenten übernommenen Verbindlichkeiten verſchafft wird, iſt 
nicht entſcheidend. Es gilt dies auch zugunſten des Offerenten 
in Anſehung der Pflichten des Empfängers. Das Weſentliche 
iſt, daß die Annahme vorbehalten war, daß alſo die Klägerin 
freie Hand hatte, ja oder nein zu ſagen, und daß nicht eine 
über den Rahmen eines Angebots hinausgehende Verpflichtung 
beurkundet war. Erloſch der Antrag, ſo verlor er ohne weiteres 


ſeine bindende Kraft. Darauf kommt es nicht an, ob die 
Beſteller mit den Agenten, die keine Abſchlußwollmacht hatten, 


über alle Punkte des Vertrages einig waren. Empfänger der 
Offerten waren nicht fie, ſondern es war dies die Klägerin. 
Als, Angebote find die Schreiben mit Recht vom Berufungs⸗ 
richter für ſtempelfrei erachtet worden. Der Standpunkt des 
Fiskus würde übrigens dahin führen, die dem Vertragsſchluß 


durch Briefwechſel grundſätzlich gewährte Stempelfreiheit (8 1. 


Abſ. 2 StempG.) für eine Reihe von Fällen wieder zu 
beſeitigen, ſofern man genötigt wäre, in dem denmächſt schriftlich 
angenommenen Offertſchreiben eine ſtempelpflichtige Schuldver⸗ 
ſchreibung zu erblicken. Der Vertrag iſt zu versteuern, wenn 
die Vorausſetzungen des zweiten Satzes des Abſ. 2 des 8 1 
StempG. gegeben find, niemals aber das Offertſchreiben als 
folches. St.⸗F. c. A.⸗G. E. & B., U. re 07; 
172/07 VII. — Breslau. 

23. Tarifſtelle 58, Ziff. III (ol. Tarifſel 2 Abl. 5 
bis 8) Stempelpflichtigkeit eines Antrags auf Eintragung einer 
Sicherungshypothek für eine Teilſchuldverſchreibungsanleihe. 
(Nichtvorlegung der Urkunde über die perſbnliche e 
bindlichkeit.) ] = 

Die Klägerin hat zu rare Protololl vom 11. Nob. 04 
erklärt, daß fie beabſichtige, durch Vermittlung der Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien in Firma „B. H.“ zu B. eine Anleihe 
von 3 500 000 M. aufzunehmen, die zu 4½ v. H. in halb⸗ 
jährlichen Zielen am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres 
verzinslich, zum Nennwerte rückzahlbar, bis zum 1. April 1909 
unkündbar, von dieſem Zeitpunkt ab innerhalb 25 Jahren tilgbar 
und in 3 500 Stück über je 1 000 M lautende und auf den 
Namen der B. H. oder an deren Order geſtellte Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen zerlegt ſei. Zur Sicherung dieſer Teilſchuld⸗ 
verſchreibungsanleihe belaſte — wie es weiter heißt — die 
Klägerin mit einer Sicherungs hypothek gemäß 8 1187 BGB. 
in Höhe von 3 500 000 M nebſt 4¼ v. H. Zinſen ſeit dem 
1. Okt. 04 die nachfolgenden, ihr gehörigen Grundſtücke zur 
Geſamthaftung (die Gründſtücke werden näher bezeichnet). 
Dann folgt die Beſtellung der B. H. zur Vertreterin der je 
weiligen Gläubiger nach 8 1189 BGB. unter Angabe der 
ihr zuſtehenden Befugniſſe, und es wird ſortgefahren; Dem⸗ 


N 3. 1908 
gemäß bewilligt und beantragt fie (die Klägerin) die Ein⸗ 
tragung folgenden Vermerks in die vorbezeichneten Grund bücher: 
3 500 000 M nebſt 4 ½ v. H. Zinſen uſw. (folgt der Eins 
tragungsvermerk, wie er von der Klägerin vorgeſchlagen wird). 
Zu der Urkunde wurde ein Stempel von 5 M verwendet. Nach 
Eintragung der Hypothek auf dem Blatt eines im Bezirke des 
AG. zu B. belegenen Grundſtücks erforderte das AG. einen 
Stempel von 2 917 M nach Tarifſtelle 58 PrStempG. vom 
31. Juli 1895. Die Beſchwerde hatte nur den Abſtrich von 
5 M zur Folge, indem das Kö. den verwendeten Stempel auf 
den nach feiner Meinung nach Ziff. I der Tarifſtelle 58 ge 
ſchuldeten Stempel verrechnete. Die Klägerin forderte im Rechts⸗ 
wege die Rückzahlung des am 23. Okt. 05 entrichteten Be⸗ 
trages von 2 912 M nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit dieſem Tage. 
Sie machte geltend, daß ſie innerhalb von zwei Wochen nach 
Zuſtellung der Gerichtskoſtenrechnung die amtlichen Quittungen 
über die Verwendung des Reichsſtempels zu den von ihr aus⸗ 
gegebenen Teilſchuldverſchreibungen dem A. vorgelegt habe; 
die Schuldverſchreibungen felbft habe fie, weil im Uulaufße be⸗ 
ſindlich, nicht einreichen können. Das 26. wies die Klage ab; 
es erachtete Ziff. I. der Tarifſtelle 58 für anwendbar. Das 
OLG. wies die Berufung zurück; es nahm indeſſen an, daß 
der Stempel aus Ziff. III geſchuldet werde. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen. Der Berufungsrichter legt die notarielle 
Urkunde vom 11. Nov. 04 dahin aus, daß ſie lediglich die Be⸗ 
ſtellung der Sicherungshypothek für die aufzunehmende Anleihe 
von 3 500 000 M zum Gegenſtande habe und daß die perfönliche 
Schuldverbindlichkeit nur zur näheren Erläuterung der auf die 
Einräumung der Hypothek gerichteten Erklärung, nicht in der 
Abſicht, auch die Schuldverbindlichkeit zu verbriefen, erwähnt 
worden ſei. Dieſe Auslegung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Die Begründung einer Hypothek erheiſcht die Bezeichnung der 
Forderung, zu deren Befriedigung das zu belastende Grund⸗ 
ſtuck dienen ſoll (58 1118, 1115 BGB.) Wenn daher der 
Berufungsrichter in den das perſönliche Schuldwerhältnis be⸗ 
treffenden Angaben der Urkunde nur jene Bezeichnung als einen 
unerläßlichen Beſtandteil der Eintragungsbewilligung findet, 
fo läßt ſich dagegen nichts erinnern. Allein -auch die fernere 
Annahme des Berufungsrichters, daß die Urkunde als Antrag 
auf Eintragung einer Hypothek nach Tarifſtelle 58 Ziff. III 
PrStempG. vom 31. Juli 1895 ſtempelpflichtig ſei und daß 
die Stempelpflicht nicht durch den Abſ. 2 der Ziff. III ausge⸗ 
ſchloſſen werde, iſt frei von Rechtsirrtum und darum erweiſt 
ſich die Reviſion als unbegründet. Nach Abſ. 2 a. a. O. finden 
die Vorſchriften der Tarifſtelle „Abtretung von Rechten“ 5. bis 
einſchließlich 8. Abſatz ſinngemäße Anwendung. In Betracht 
kommt der 6. Abſatz; danach wird der Stempel nicht erhoben, 
wenn bei der Anbringung des Antrages oder innerhalb einer 
näher bezeichneten Friſt die Urkunde über die dem Antrage zu⸗ 
grunde liegende Abtretung in Urſchrift, Ausfertigung oder be⸗ 
glaubigter Abſchrift vorgelegt wird, und es iſt als eine ſolche 
Urkunde nur diejenige anzuſehen, welche die Abtretung jo ent 
hält, wie ſie unter den Beteiligten hinſichtlich des Wertes der 
Gegenleiſtung verabredet iſt. Der Abſ. 2, der Ziff. III Tarife 
ſtelle 58 ſoll durch den Hinweis auf die Tarifſtelle 2 zu dem 
Ergebnis führen, welches bei Anwendung der SS 8 bis 12 des 
Geſetzes, betr. die Stempelabgaben von gewiſſen, bei dem Grund⸗ 


37. Jahrgang. 
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buchamte Anträgen, vom 5. Mai 1872 gewonnen 
wurde. Dieſe (durch §8 35 Stemp®. aufgehobenen) Beſtim⸗ 
mungen bezweckten, dem Staate den Schuldverſchreibungsſtempel 

von Yız v. H. auch dann zu ſichern, wenn die Vorlegung einer 
hulbuetunbe ſich erübrigte (Turnau, GBO. 5. Aufl. Bd. 2 
S. 49 Anm. 2 zu 8 8 des erwähnten Geſetzes). Für die Hypo⸗ 
thel hatten fie kaum eine praltiſche Bedeutung, weil vor ihrer 
Eintragung die Schaldurkunde vorgelegt werden mußte (8 19 


Nr. 1 Pr. ). Anders verhält es ſich nach dem neuen 


Rechte (§ 58 .). Hiernach würde der Antrag in der Ur⸗ 
tunde vom 11. Nov. 04 nur dann ſtempelfrei fein, wenn die 


Urhmbe über die perſönliche Schuldverbindlichleit, wie ſie in 


der Eintragung und der Bewilligung bezeichnet iſt, vorgelegt 
worden wäre. Daß ſie von jener Urkunde nicht umfaßt wird, 
ſt nach der Auslegung des Berufungsrichters nicht mehr zu be⸗ 
zweifeln. Es kommt alſo nur in Frage, ob etwa die Zeil» 
ſchuldverſchreibungen, in welche die Anleihe zerlegt iſt, als die 
die Stempelpflicht des beſeitigende Schuld⸗ 
urkunde anzuſehen ſind. Auch dies wird vom Berufungsrichter 
ohne rechtlichen Verſtoß verneint. (Wird weiter ausgeführt.) 
A. G. für T.- u.⸗O.⸗Induſtrie c. Preuß. Fisk., u. v. 17. . 07, 
138/07 VII. — Breslan. 

IV. Das franzöſiſche Recht. 

24. Art. 1287, 1285, 2011, 2026, 2028 c. c. pr 
der Hauptſchuld ſeitens des Gläubigers bewirkt Erlöſchen der 
Bürgſchaft trotz eines dem Bürgen gegenüber gemachten Vor⸗ 
behalts. Dieſer Grundſatz gilt auch für die Solidarbürgſchaft.] 

Auf Grund des mit Recht auf das Bürgſchaftsverhältnis 
angewendeten franzöſiſchen Rechts hat das Berufungsgericht 
ohne Geſetzes verletzung angenommen, daß infolge des Erlaſſes 
der Hauptſchuld ſeitens des Gläubigers, trotz des hierbei von 
dieſem dem Bürgen gegenüber gemachten Vorbehalts, auch die 
Bürgſchaftsſchuld des Beklagten von Rechts wegen erloſchen ſei. 
Dieſe Annahme wird durch die Vorſchrift des Art. 1287 c. c. 
gerechtfertigt, wonach ein Erlaß oder eint Befreiung, welche 
dem Hauptſchuldner gewährt wird, auch den Bürgen befreit. 
Dieſer Sag gilt nämlich ohne Rüdficht darauf, ob der Gläubiger 
ſich bei einer ſolchen Rechtshandlung eine Rechte gegen den 
Bürgen vorbehält oder nicht, indem ein derartiger Vorbehalt, 
als mit dem Erlaß in Widerſpruch ſtehend, für unwirkſam zu 
erachten iſt; denn da nach Art. 2028 c. o. der Bürge, dei 
den Gläubiger bezahlt hat, ſeinen Rückgriff gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner hat, ſo würde dieſer, wenn der fragliche Vorbehalt 
wirkſam wäre, trotz des ihm gegenüber erfoltzten Edlafies der 
Schuld dennoch den Schaldbetrag an den Bürgen zu zahlen 
haben, nachdem letzterer, auf Grund des Vorbehalts von dem 
Gläubiger belangt, an dieſen die von ihm verbürgte Schuld 
bezahlt hätte. Hiermit würde aber die von dem Gläubiger dem 
Hauptſchuldner gewährte Befreiung von der Schuld wenigſtens 
ihrer Wirkung nach wieder hinfällig. Da dies nicht als der 
Abſicht des erlaſſenden Gläubigers entſprechend zu erachten iſt, 
fo muß der von dieſem dem Hauptſchuldner gewährte Erlaß, 
ohne Rüdficht auf einen derartigen Vorbehalt, durch den der 
Gläubiger ja nicht den dem Bürgen nach Art. 2028 c. 6. 
zuftebenden Rückgriff entziehen kann, auch das Erlöſchen der 
Dürgſchaftsſchuld zur Folge haben. Dies iſt auch in der Vor⸗ 
ſchrift des Art. 1287 c. €. dadurch zum Ausdruck gekommen, 


daß darin die in Art. 1285 daſelbſt gebrauchten Worte: 


„à moins que le créancier n'ait expressäment reserves 


ses droits“ nicht wiederholt find. Es fragt ſich aber weiter, 


ob dieſe gemäß Art. 1287 zugunſten des Bürgen geltenden 
Grundſätze auch im gegebenen Falle verwendbar ſind, indem 
der Beklagte dem Kläger gegenüber eine ſolidariſche Bürg⸗ 
ſchaft für die Eheleute N. übernommen hat, oder ob nicht 
vielmehr auf einen ſolchen Fall der Solidar bürgſchaft die 
Vorſchrift des Art. 1285 c. o/ mußgebend if, wonach der 
Erlaß oder die Befreiung, welcher zum Vorteile eines der 
Solidarſchuldner durch Vertrag geſchieht, alle übrigen bes 
freit, es ſei denn, daß der Gläubiger ſich ſeine Rechte 
gegen dieſe ausdrücklich vorbehalten hat. In dieſer 
Hinſicht ergeben ſich zwar namentlich aus der Vorſchrift des 
Art. 2021 c. c. Zweifel, wonach dann, wenn ein Schuldner 
ſich dem Gläubiger gegenüber ſamt verbindlich verpflichtet hat, 
die Wirkung ſeiner Verbindlichleit ſich nach den für die Geſamt⸗ 
ſchuld aufgeſtellten Grundſätzen richtet. Doch ſprechen über 
wiegende Gründe dafür, auch in einem ſolchen Falle die Vor⸗ 
ſchrift des Art. 1287 und nicht diejenige des Art. 1285 0. e. 
anzuwenden. Vor allem kann die erwähnte Beſtimmung 
des Art. 2021 nicht den Ausſchlag geben; denn dieſe bezweckt 
nach ihrem fonftigen Inhalte nur, dem Solidarbürgen ebenſo 
wie demjenigen Bürgen, der auf die Einrede der Vorausklage 
des Hauptſchuldners ausdrücklich verzichtet hat, diefe Emrede 
zu verſagen, neben welcher in Art. 2031 beſonders hervor⸗ 
gehobenen Folge der Wegfall der Einrede der Teilung ſich für 
den Solidar bürgen aus der don ihm übernommenen Haftung 
für das Ganze von ſelbſt ergibt (vgl. Art. 2026 c. e.). Im 
übrigen wird aber durch die Vereinbarung, daß eine ſamt⸗ 
verbindliche „Bürgſchaft“ für den Hauptſchuldner über 
nommen werde, die rechtliche Natur derſelben als einer 
akzefſoriſchen Verbindlichkeit, alſo einer wirklichen Bürg⸗ 
ſchaft, nicht geändert, namentlich wenn dies, wie im gegebenen 
Falle, in der Bügſchaftsurkunde durch den Gebrauch des Wortes 
Bürgſchaft auch dem Gläubiger gegenüber zum Ausdruck gebracht 
iſt. Hiernach iſt der ſamtverbindliche Bürge feiner allge⸗ 
meinen vechtlichen Stellung nach als wirklicher Bürge an⸗ 
zuſehen. Deshalb findet auch nach der herrſchenden Anſicht die 
Vorſchrift des Art. 2037 c. c. auf denſelben Anwendung, in 
welchem Sinne ſich auch der erkennende Senat bereits in dem 
Urteile vom 9. Juni 1903 II 165/03 ausgeſprochen hat. Dies 
muß aber dazu führen, auf die ſamwerbindliche Bürgſchaft 
auch die Vorſchrift des Art. 1287 und nicht diejenige des 
Art. 1285 c. c. anzuwenden. Hiernach erſcheinen die erwähnten 
Ausführungen dez Berufungsgerichts als rechtlich eintanbäfrei. 
D. c. B., U. v. 17. Dez. 07, 275/07 II. — Darmftabt. 


%. 


Lüteratrrbeſprechurgen 


„Kommentar zur Rechtsanwalts ordnung vom 1. Juli 1878. 
Von Dr. Adolf Friedländer, Landgerichtsrat in Lim⸗ 
burg a. L. und Dr. Nax Friedländer, Rechtsanwalt in 
München, München 1908. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellter). 

Faſt ein Menſchenalter iſt es her, daß wir eine einheitliche 


beutſche Anwaltſchaft, einen deutſchen Anwalts ſtand haben; in keiner 


88 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Periode dieſes langen Zeitraums aber wurde in Tages⸗ und Fach⸗ 
preſſe ſo viel von Anwaltſchaft und Anwaltsſtand geſprochen, als 


ſeit dem Momente, da die Zivilprozeßordnung mit einer Novelle 


kreiſen geht. 

Und mancher Kollege und mancher Externe, der in den Tagen 
des Kampfes nach dem Grundgeſetz ie Standes griff, mußte zu 
ſeinem Erſtaunen erfahren, daß es, von kleinen nn ab» 
geſehen, eine zeitgemäß kommentierte Ausgabe der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung nicht gebe. 

Möglich, baß die Kommentierung eines Geſetzes abſchreckte, in 


welchem die verſchiedenſten Rechtsmaterien zuſammengetragen ſind, 


das teilweiſe nur Ergänzungen anderer Geſetze oder kleinere Nuss 
ſchnitte aus größeren Rechtsgebieten enthält — und das ſchließlich 
doch nur für einen relativ kleinen Kreis von Intereſſe iſt. 

Gerade zur rechten Zeit und einem wirklichen Bedürfniſſe der 
Berufögenoffen abhelfend erſchien daher vor wenigen Tagen bei 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München als gemeinſchaft⸗ 
liche Arbeit des Landgerichtsrats Dr. Adolf Friedländer in Limburg a. L. 
und des Rechtsanwaltes Dr. Max Friedländer in München ein Kom⸗ 
mentar unſerer Rechtsanwaltsordnung. 

Außerlich, in der Anlage, dem bewährten Staubſchen Vorbilde 
folgend, iſt das Werk auch innerlich von Staubſchem Geiſte erfüllt, 
dem ſcharfen juriſtiſchen kritiſchen Geiſte, und von hervorragender 
Klarheit in der Diktion, die Pi 5 als eine Folge volllommener 
Beherrſchung des umfangreichen und ſchwierigen Stoffes barftellt. 

Es iſt ein reiches Buch, das mehr gibt, als ſein Titel vermuten 
läßt, und das kein Kollege aus der Hand legen wird, ohne mannig⸗ 
fache Belehrung oder wenigſtens vielfältige Anregungen zu weiteren 
Forſchungen empfangen zu haben, und ein ſtolzes Buch, auf das auch 
unfer ganzer Stand ſtolz fein kann, da es hochgemut für die unein⸗ 
geſchränkte Freiheit des Berufes plädiert und als deren alleinige 
Korrektive die weiteſt ausgedehnte nobilitas officii aufſtellt und das 
Standesbewußtſein, in Ausübung des Berufes nicht Diener einer 
Partei, ſondern Diener des Rechtes fein zu müſſen (vgl. z. B. N35 
Einleitung Anm. 9— 12, 18 Abſ. 5, 8 28 Anm. 4—6, 10, 37, 
Exkurs vor 8 30 uſw.). 

Daß die Judikatur des Ehrengerichtshofs zwar ausgiebig ver⸗ 
wertet, von einer vollſtändigen Aufzählung der Entſcheidungen 
aber abgeſehen wurde, billige ich, zumal jeder Band der Ehren⸗ 
gerichtshof⸗ . ge ein Generalregiſter enthält. 

Um aus der Fülle des Gebotenen einzelnes herauszugretfen, 
fo weiſe ich die Kollegen ſpeziell auf den Exkurs vor § 30 hin, der 
eine eingehende 5 des Vertrags verhältniſſes smifgen dem 
Rechtsanwalt und feinem Klienten enthält und — was die Ber 
jährungsfrage anlangt — ſich wit der von mir auf dem Mannheimer 
Anwaltstage vertretenen Anſchauung deckt ($ 28 Anm. 58 und Exkurs 
vor $ 80 Anm. 64). 

Bon großem Intereſſe find die Ausführungen über die Rechts⸗ 
folgen aus fter und vertragswidriger Leiſtung anwaltlicher 
Dienſte (Anm. 54 ff. a. a. O.), aus der unzeitigen n des 
Vertrags (Anm. 104 ff. a. a. O.) und aus der fehlend dentität 
zwiſchen Auftraggeber und Bollmachtgeber (Anm. 126 f. a. a. O.). 

Nicht minder . iſt die erſchöpfende Kommentierung 
des § 32, der ich jedoch in dem Punkte nicht beipflichten kann 
(Anm. 44), daß mit dem Ablauf der fünfjährigen . s 
pflicht auch das Recht des Auftraggebers auf Herausgabe der 
akten erlöſche, gleichviel ob die Handakten ſich noch im Befie des 
Anwaltes befinden oder nicht, und ebenſo der Exkurs zu § 40: 
„Die Anwalts⸗ Sozietät“; denn dieſes im praktiſchen Leben fo häufig 
vorkommende Nechtsinſtitut birgt in ſich eine Summe von Streit⸗ 
fragen beſonders, wenn „zum Schluſſe das Auseinandergehen kommt“. 

Die vielfach auch ehrengerichtlich ausgetragene Frage der dung 
von Zweigbureaus (Filialen) behandelt Anm. 21 zu 8 18, die Hono⸗ 
rierung der Tätigkeit der nach § 25 Abſ. 3 Sat 2 privileg ierten 
Perſonen in origineller Weiſe Anm. 47 zu 8 25, die ehrengerichtliche 
Urteilsfindung und ⸗abfaſſung der Exkurs zu 8 88. 

Sehr ſympatiſch wird die Amtsgerichtsanwälte der Kommentar zu 
89 berühren, weniger die Herren Kollegen vom Reichsgericht die hiſtoriſch 
und ſachlich zutreffende Vorbemerkung zum 5. Abſchnitt; und was 
— last not least — daß genus femininum unter den Rechts⸗ 

elehrten anlangt, ſo wird es unſere weiblichen Kollegen hoch er⸗ 
cr (Exkurs zu 8 1 Anm. aD daß ihrer Bulaflung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft in den Bezirken der Konſulargerichtsbarkeit und in den 

ieten ein Hindernis nicht entgegenſtehen dürfte. Freuen 
wir uns neidlos mit ihnen! 


München. Rechtsanwalt Dr. Eduard Bloch J. 


M 3. 1908. 


Die deutſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
7. Juli 1879 in der Faſſung vom 20. Mai 1898 nebſt 
den landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren 
der Rechtsanwälte in Preußen, Bayern, Sachſen, 
Württemberg und Baden erläutert von Albert Joachim, 
Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Kammergericht und Notar. 
Fünfte Auflage des Walterſchen 5 Gweite Auflage der 
Neubearbeitung). Berlin 1908, H. W. Müller. 

Die Joachimſche Gebührenordnung hat ſich ſchnell in den Kreisen 
der Berufsgenoſſen 1 und ſich als hrauchbarer Wegweiſer 
auf den oft n egen des Gcsübverrechts erwieſen. Die 
neue Auflage tft an der Hand der reichen RNechtſprechung und unter 
Berückſichtigung der wiſſenſchaftlichen Arbeiten durchgeſehen und ver⸗ 
beſſert. Ihr ſind zwei Anhänge beigegeben; in dem erſten iſt der 
augenblicklich noch in der Vorbereitung befindliche Entwurf der 
Prozeßnovelle erörtert, ſoweit ſie für das Gebiet der Gebühren in 
Betracht kommt, alſo die geplante Anderung der Schreibgebühren, 
kurz erläutert. Der zweite Anhang bringt die im Titel erwähnten 
lan e Gebührenvorſchriften. Für beide N e die 

. dem Berfaſſer Dank wiſſen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Der Vermieter einer Lokomobile, die inzwiſchen Beſtandteil 
des dem Mieter gehörenden Grundſtücks geworden war, fordert 
in Gemäßheit des Vertrags Rückgabe der Mietſache. Dieſer 
obligatorische Anſpruch iſt trotz Berufung des Beklagten auf 
8 93 BGB. auf die Rechte = Hypothekengläubiger in Entſch. 
Nr. 1 zugelaſſen, ohne daß in 585 Prozeſſe Rückſicht auf 
die Snpotbelengläubiger zu nehmen 
n Entſch. Nr. 2 gibt der v. Zivilſenat ſeine Meinung 
über die Frage der Formbedürftigkeit des auf Einräumung eines 
perſönlichen Vorkaufsrechts in Anſehung eines Grundftücks ge⸗ 
richteten Vertrags auf und unterſtellt dieſen Vertrag der Vor⸗ 


ſchrift des 8 313 BGB. 
pi gen e e 05 alte: ergemeinſchaftlichen on 
wird in Entſch. 3 auch m f N angenommen, daß es 
urſprüngliches Frauen⸗ 


ſich um einen Der des Ehemann 
vermögen handel 


Die Vorſchriſ des § 427 BOB, wonach die Haftung 
mehrerer aus gemeinſchaftlichem Vertrag im Zweifel eine 
gefamtfjulbmerifge ie hee uch nun unde Kr. 4 auch auf 
die Haftung wegen der Bereicherung, wenn der Vertrag wegen 
Betrugs einer der mehreren Kontrahenten angefochten wird. 

Das Ausſtattungsverſprechen kann nach R; 1624 BGB. 
jedenfalls nur ſoweit als Schenkung gelten, als es über das 
een Maß hinausgeht. Ob 03 aber ſelbſt dann als 

Schenkung zu gelten hat, hängt, wie Entſch. Nr. 6 darlegt, 
davon ab, ob es als einſeitige Zuwendung oder als Gegen⸗ 
lei für die . der Ehe abgegeben iſt. 

ntſch. Nr. 7 behandelt die für Berlin wichtige Frage der 
Beſtimmun 15 des Ortes des Wohnſitzes und der Erfüllung, a 
politiſche Gemeinde und Gerichtsbezirk ſich nicht decken 
allgemeine Gerichtstand iſt bei dem Gerichte desjenigen See 
be „ in welchem der Raumabſchnitt der ſtändigen 
laſſung belegen iſt. Dasſelbe gilt für den Gerichtsſtand des 
1 wenn er ſich von dem Wohnſitze 8: 269 BGB.) 
ableitet 

Bedauerlich iſt die Entſch. Nr. 9, weil fie zu einem 
des formellen über das materielle Recht führt 118 die e 
ſetzung für die Wiedereinſetzung im Falle der Verſäumung einer 
Notfriſt ohne Zwang und Zweck erſchwert. Es wird dem 
Anwalt zugemutet, die gegneriſchen Schriftſätze ſofort darauf 
durchzuleſen, ob in ihm vielleicht eine Mitteilung über einen 
Mangel der Zuſtellung des Rechtsmittelſchriftſatzes enthalten iſt. 
Es iſt zu hoffen, daß dieſe Entſcheidung das Schickſal der wohl 
nirgends befolgten Entſcheidung RG. 55, 20 über die ver⸗ 
brauchte Terminsbeſtimmung“ teilen möge! N. 


Für die Redaktion * . Dr. Hugo Neumann in Berlin nn 35, Potsdamer Straße 118. 
W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 1 


4 Bo 4 Bogen 12 bis 15). 


Berlin, 15. Februar 1908. 15. Februar 1908. 
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Juſtirat Dr. Bugo Neumann, 
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Vereins nachrichten. 


Die Badiſche Anwaltskammer hat folgende 
Reſolntion 
zu dem Geſetzentwurf betreffend Abänderung des Gerichts 
erfafſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichts⸗ 
loſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
sefaht: 
„Die außerordentliche e der badiſchen 
Nechtsauwaltſchaft erklärt einmütig ihr volles Einver⸗ 
ſtindnis mit den Beſchlüſſen des Leipziger dentſchen An- 
waltstages vom 23. November 1907. Die Kammer⸗ 
verſammlung ſpricht wiederholt ihre Überzeugung ans, 
baß der Geſetzentwurf eine eutſchiedene Verſchlechterung 
inſerer Rechtspflege zur Folge hätte, auch der im Staats⸗ 
intereſſe gebotenen Nückſichtnahme auf die wirtſchaftliche 
and fsziale Stellung der dentſchen Rechts anwaltſchaft 
richt gerecht wird. 
Zur Rechtsagentenfrage erklärt die Kammerverſammlung: 
In Erwägung, | 
daß die Reichsgeſetzgebung im wohlverſtandenen Intereſſe 
der Rechtspflege und des Volkes davon ausgegangen iſt, 
daß, wer berufsmäßig als Berater des Volkes im Rechte 
ind als Verteidiger des Rechtes vor Gericht ſich be⸗ 
tätigen will, in ſeiner Perſon auch die Garantie für 
die erforderliche Rechtskenntnis gewähren muß; 
in Erwägung, 
daß das Rechtsagententum dieſer Garantie vollſtändig 
ermangelt, und überdies jeder diſziplinären Kontrolle 
ſeiner Geſchäftsgebahrung entrückt iſt; 
in weiterer Erwägung, 
daß die Zulafjung von Agenten zu due Rechtsver⸗ 
tretung, welche von dem bloßen Ermeſſen des einzelnen 
Richters abhängig ift, notwendig die unabhängige und 
freimütige Wahrung der Intereſſen der Rechtſuchenden 
keintüchtigt; 
endlich in der Erwägung, 
af es dem Staate nicht wohl auſtehen ER dem im 
Bellemund als „Winkelabvokatur“ bezeichneten Gewerbe⸗ 
betrieb in Konkurrenz mit dem Auwaltſtand den Schein 
der gleichen Befähigung zu gewähren, welche die Mit⸗ 


glieder des Anwaltſtandes in langjährigem theoretiſchen 
und praktiſchen Studiengang nach ſtaatlicher . 
ſich erwerben mußten, — 

erſucht der badiſche Anwaltstag den Vorſtand, dahin zu 
wirken und bei den berufenen Stellen darauf zu dringen, 
daß das Prozeßagententum bei allen Gerichten für ans. 
geſchloſſen erklärt wird, au deren Sitz ſich wenigſtens 
zwei Rechtsanwälte niedergelaſſen haben. 

Karlsruhe, den 12. Jaunar 1908.“ 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins hat an das 
Reichs⸗Juſtizamt und die Landes- Jnſtizverwaltungen das 
Erſuchen gerichtet, eine der Reſolntion 3 geſetz⸗ 
* Regelung herbeizuführen. 


Zur Prozeßnovelle. 


Eingabe des Berliner Anwaltvereins an die geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaſten. 

Der Berliner Anwaltverein erachtet den am 5. Oktober 1907 
veröffentlichten Entwurf eines Geſetzes, betreffend Anderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des 
Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte, nicht als eine geeignete Grundlage für die Reform 
des Zivilprozeßrechts, da der Entwurf nicht geeignet iſt, die 
auf Schaffung eines einfachen, ſchleunigen und billigen amts⸗ 
gerichtlichen Verfahrens gerichteten Wünſche zu erfüllen. Der 
Entwurf läßt den landgerichtlichen Prozeß als Grundlage des 
amtsgerichtlichen Verfahrens beſtehen, führt aber durch die nur 
für das letztere vorgeſchlagenen Anderungen eine Zwieſpältigkeit 
des landgerichtlichen und des amtsgerichtlichen Verfahrens auch 
da herbei, wo eine einheitliche Geſtaltung geboten iſt. Inſoweit 
die Vorſchläge des Entwurfs Verbeſſerungen gegenüber dem 
gegenwärtigen Rechtszuſtand enthalten, iſt in den meiften Fällen 
nicht einzuſehen, aus welchem Grunde dieſe Verbeſſerungen 
dem landgerichtlichen Verfahren vorenthalten bleiben ſollen. 
Die Beſchränkung der in den 88 496 bis 5106 ZPO. ent⸗ 
haltenen Neuerungen auf das amtsgerichtliche Verfahren en 
überdies zur Folge gehabt, daß die einzelnen Anderungen in 


ihrer Tragweite nicht genügend durchdacht und mit den auch 
12 


Nr N „„ 


für das amtsgerichtliche Verfahren in Geltung bleibenden 
allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes nicht durchweg in Einklang 
gebracht find. 

Auf Grund der im Berliner Anwaltverein geführten Ver⸗ 
handlungen darf die einmütige Überzeugung der Berliner Rechts⸗ 
anwaltſchaft dahin feſtgeſtellt werden, daß entweder das geſamte 
Zivilprozeßrecht einer einheitlichen, durchgreifenden Reform 
unterzogen oder das amtsgerichtliche Verfahren in einem 
beſonderen, in ſich abgeſchloſſenen Geſetze geregelt, in jedem 
Falle aber dem Wunſche nach Vereinfachung und Verbilligung 
des amtsgerichtlichen Verfahrens in eee N 
Rechnung getragen werden muß. 

Einer näheren Darlegung der Gründe, welche die Ab⸗ 
lehnung des Entwurfs rechtfertigen, glaubt der Berliner Anwalt⸗ 
verein ſich enthalten zu können, weil er im weſentlichen auf 
demjenigen Standpunkte ſteht, auf den in den Verhandlungen 
der Deutſchen Anwaltstage in Mannheim und Leipzig die 
deutſche Anwaltſchaft mit en Ausnahmen ſich 

geſtellt hat. 

Wenngleich hiernach von ſeiten des Berliner Anwalt⸗ 
vereins den geſetzgebenden Körperſchaften die Bitte unterbreitet 
wird, dem Entwurfe die Zuſtimmung zu verſagen, jo hat es 
die vom Verein mit der Berichterſtattung über den Entwurf 
betraute Kommiſſion doch als ihre Aufgabe erachtet, die einzelnen 
Beſtimmungen des Entwurfs einer Prüfung zu unterziehen. 
Das Ergebnis dieſer Prüfung ſind die nachſtehenden Vorſchläge, 
welche indeſſen nur für den Fall gemacht werden, daß der 
Entwurf nicht grundſätzlich abgelehnt werden ſollte. 


I. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. | 
1. Zu 8 23 wird beantragt, von jeglicher Erweiterung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit Abſtand zu nehmen. 

Der Berliner Anwaltverein ſteht der Erweiterung des 
Tätigkeitsgebiets des Einzelrichters nicht grundſätzlich ab⸗ 
lehnend gegenüber, bekämpft aber die vom Entwurf vor⸗ 
geſchlagene mechaniſche Erhöhung der bisherigen Grenze für 
die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit, ſolange nicht weitgehende 
Anderungen in Anſehung der Gerichtsverfaſſung und des 
Inſtanzenzugs durchgeführt werden. Überdies erſcheint es in 
hohem Maße bedenklich, bei einer Reform, welche auf Verein⸗ 
fachung, Verbilligung und Beſchleunigung des amts⸗ 
gerichtlichen Verfahrens gerichtet iſt, das in weſentlichen 
Teilen umgeſtaltete, in der Praxis noch nicht erprobte 
Verfahren mit dem Schwergewicht einer erheblichen Er⸗ 
weiterung der Zuſtändigkeit zu belaſten. 

2. Zu 8 202 wird vorgeſchlagen, die beiden letzten Alſar. 
wie folgt, zu faſſen: 

In dem Verfahren vor den Amtsgerichten und in 
dem Verfahren erſter Inſtanz vor den Landgerichten hat 
das Gericht oder der Vorſitzende auf Antrag auch 
andere Sachen als Ferienſachen zu bezeichnen. Werden 
in einer Sache, die durch Beſchluß des Gerichts oder 
des Vorſitzenden als Ferienſache bezeichnet iſt, in einem 
Termine zur mündlichen Verhandlung einander wider⸗ 
ſprechende Anträge geſtellt, jo iſt der Beſchluß uur 
aufzuheben, wenn die Sache beſonderer Beſchleunigung 
nicht bedarf. 


M 4. 1908. 


In dem Berfahren in den höheren Inſtanzen dann 
das Gericht auf Antrag auch ſolche Sachen, weldie nicht 
unter die Vorſchriſten des Abſ. 1 fallen, ſoweit ſie be⸗ 
ſonderer Beſchleunigung bedürfen, als Ferienſachen be⸗ 
zeichnen. Die gleiche Befugnis hat vorbehaltlich der 
Entſcheidung des Gerichts der Vorſitzende. 

Begründung: Mit bezug auf die Begrenzung des Kreiſes 
der Ferienſachen iſt eine Unterſcheidung zwiſchen amtsgerichtlichen 
und landgerichtlichen Prozeſſen nicht gerechtfertigt. Für die Aus⸗ 
dehnung des Kreiſes der Ferienſachen auf alle diejenigen Sachen, 
welche durch Versäumnisurteil, Anerkenntnisurteil oder dergleichen 
zur Erledigung gelangen, beſteht bei beiden Verfahrensarten das 
gleiche Bedürfnis. Durch die zum Abſ. 3 Satz 2 vorgeſchlagene 
Anderung ſoll klargeſtellt werden, daß das Gericht in jedem einzelnen 
Falle ſorgfältig zu prüfen hat, ob die Sache beſonderer Beſchleunigung 
bedarf, und daß nur, wenn dieſe Frage verneint wird, der ergangene 
Beſchluß aufgehoben werden darf. 


II. Zivilprozeßorbnung. 
1. Für 8 105 des Entwurfs wird folgende Faſſung vor⸗ 
geſchlagen: 
Der Feſtſetzungsbeſchluß tann auf das Urteil und die 
Ausfertigungen geſetzt werden, ſofern bei der Anbringung 
des Geſuchs eine Ausfertigung des Urteils noch nicht 
erteilt iſt und eine Verzögerung der Ausfertigung nicht 
eintritt. Eine beſondere Ausfertigung und Zuſtellung 
des Feſtſetzungsbeſchluſſes findet in dieſem Falle nicht 
ſtatt. Den Parteien iſt der feſtgeſetzte Betrag mit⸗ 
zuteilen, dem Gegner des Antragſtellers unter Beifügung 
der Abſchrift der Koſtenberechnung. 
Die Verbindung des Feſtſetzungsbeſchluſſes mit dem 
Urteile hat zu unterbleiben, wenn der Antragſteller eine 
beſondere Ausfertigung des Feſtſetzungsbeſchluſſes bean⸗ 
tragt oder wenn dem Feſtſetzungsgeſuche auch nur teil⸗ 
weiſe nicht entſprochen wird. 
(Folgt Abf. 2 des Entwurfs als Abſ. 3.) 
Begründung: Es gibt zahlreiche Fälle, in denen eine Zuſtellung 
des Urteils nicht erforderlich iſt, z. B. wenn alsbald nach Erlaß des 
Urteils die Klageforderung bezahlt wird. Hier würden durch die 
Ausfertigung und Zuſtellung des Urteils unnütze Arbeit und über⸗ 
flüſſige Koſten erwachſen, und daher muß das Recht der Partei 
gewahrt werden, in jedem Falle eine deſondere Ausfertigung des 
Feſtſetzungsbeſchluffes zu beantragen. 
2. Es empfiehlt ſich, dem bisherigen S 114 3PO. folgende 
Ba, als Abf. 2 hinzuzufügen: 
Macht der Antragſteller einen ihm abgetretenen Anſpruch 
geltend, ſo iſt das Armenrecht zu verſagen, wenn 
nach der Aberzeugung des Gerichts die Abtretung an 
den Antragſteller nur zu dem Zwecke erfolgt iſt, um im 
Hinblick auf ſein Unvermögen die in des 
Armenrechts herbeizuführen. 
es Der dieſem Vorſchlage . liegende Fall 
kommt in der Praxis nicht ſelten vor; es beſteht daher das Be⸗ 
dürfnis, gegen einen derartigen Mißbrauch des Armenrcchts geſetz⸗ 
liche Abhilfe zu ſchaffen. 
3. Es wird beantragt, den 8 141 des Entwurfs durch Hin⸗ 
zufügung eines weiteren Satzes, wie folgt, abzuändern: 
Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen einer 
Partei zur Aufklärung des Sachverhältniſſes anordnen. 


Wird das Erfcheinen angeordnet, jo iſt die Partei von 
Amts wegen zu laden. 
Die Ladung iſt der Partei ſelbſt zuzuſtellen, auch 
wenn ſie einen Prozeßbevollmächtigten beſtellt hat. 
Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn der 
Prozeßbevollmächtigte ein Rechtsanwalt iſt. 

Begründung: Die Vorſchrift des Satzes 3 des Entwurfs iſt, 
wie ihre Begründung ergibt, der Ausdruck eines Mißtrauens gegen 
die Anwälte. Dieſes Mißtrauen iſt völlig unbegründet. Der Berliner 
Anwaltverein glaubt in Übereinftimmung mit der geſamten deutſchen 
Nechtsanwaltſchaft feſtſtellen zu dürfen, daß, wenn das Gericht das 
perſönliche Erſcheinen der von einem Rechtsanwalt vertretenen Partei 
anordnet, die Partei von ihrem Prozeßbevollmächtigten ſtets Nach⸗ 
richt über dieſen Beſchluß erhält. Gegen die in der Begründung des 
Entwurfs zum Ausdruck gelangende abweichende Auffaſſung muß 
ſeitens der Anwaltſchaft entſchieden Verwahrung eingelegt werden. 

4. Zu § 157 des Entwurfs wird beantragt, in Abſ. 1 ſtatt 
des Wortes „kann“, das Wort „ſoll“ zu ſetzen. 

Begründung: Die Gerichte haben von der ihnen eingeräumten 
Befugnis zur Zurückweiſung von Nechtskonſulenten, die nicht von 
der Juſtizverwaltung zugelaſſen ſind, vielfach einen zu geringen Ge⸗ 
brauch gemacht. Die Ausſchließung derartiger Rechtskonſulenten liegt 
im Intereſſe der Rechtspflege und daher tft eine ſchärfere Faſſung 
der geſetzlichen Beſtimmung in dem Sinne, daß den Gerichten eine 
beſtimmte Anweiſung erteilt wird, geboten. 

5. Es wird vorgeſchlagen, im 8 166 Abſ. 2 ZPO. den letzten 
Satz, wie folgt, abzuändern: 
Das Gleiche gilt für Anwaltsprozeſſe in Anſehung der 
Zuſtellungen, durch welche eine Friſt gewahrt oder die 
Verjährung unterbrochen werden ſoll. 

Begründung: Die gegenwärtige Beſtimmung des § 166 Abſ. 2 
Satz 2 ZPO. bezieht ſich nur auf Notfriſten. Es erſcheint geboten, 
im Anſchluß an § 496 Abſ. 3 des Entwurfs die Vorſchrift auf 
ſämtliche Friſten und auf die Verjährung auszudehnen. 

6. Es wird vorgeſchlagen, den S 207 Abſ. 2 3PO., wie 

folgt, abzuändern: 

Wird ein Schriftſatz, deſſen Zuſtellung unter Ver⸗ 
mittelung des Gerichtsſchreibers erfolgen ſoll, demnächſt 
zugeſtellt, ſo tritt, ſofern durch die Zuſtellung eine Friſt 
gewahrt oder die Verjährung unterbrochen wird, die 
Wirkung der Zuſtellung bereits mit der Einreichung bei 
dem Gerichtsſchreiber ein. 

Begründung: Dieſe Abänderung iſt eine notwendige Folge der 
zu 8 166 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. vorgeſchlagenen Anderung. 

7. Es wird vorgeſchlagen, dem 8 216 ZPO. als vierten 
Abſatz folgende Beſtimmung hinzuzufügen: 
Im Anwaltsprozeſſe muß die Terminsbeftimmung, ſofern 
die Zuſtellung nicht an einen Rechtsanwalt erfolgt, die 
Belehrung enthalten, daß die Partei ſich durch einen 
bei dem Prozeßgerichte zugelaſſenen Rechtsanwalt als 
Bevollmächtigten vertreten laſſen muß. 

Begründung: Die Vorſchrift des 8 215 ZPO., inhalts deren 
die Ladung die Aufforderung enthalten muß, einen bei dem Prozeß⸗ 
gerichte zugelaſſenen Anwalt zu beſtellen, wird noch heute vielfach 
nicht verſtanden und gibt zu Mißverſtändniſſen Anlaß. Ihre Fafſung 
iſt unklar; denn eine bloße Aufforderung läßt nicht erkennen, daß 
ein geſetzlicher Zwang beſteht, der Aufforderung Folge zu leiſten. 
Ferner ſieht die Partei, welche geladen wird, häufig nicht ein, daß 
die ladende Partei das Recht hat, ihr eine derartige zwingende Be: 
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lehrung zu erteilen. Deswegen erſcheint eine Rechtsbelehrung durch 
das Gericht angemeſſen und die vorgeſchlagene beſtimmte Form 
zweckmäßig. 

Eine Belaſtung für das Gericht ergibt ſich aus der vorgeſchlagenen 
Anderung nicht, da der erweiterte Inhalt der Terminsnote durch 
Vordruck hergeſtellt werden kann. Der Terminsvermerk iſt die 
paſſende Stelle für die Belehrung, da er vom Nichter unterſchrieben 
wird und da mit Sicherheit darauf gerechnet werden kann, daß er 
vom Beklagten geleſen wird. 

8. Es wird vorgeſchlagen, dem 8 317 Abſ. 2 ZPO. folgende 

Faſſung zu geben: 

Solange das Urteil nicht verkündet und die Urteils⸗ 
formel nicht unterſchrieben iſt, dürfen Ausfertigungen, 
Auszüge und Abſchriften des Urteils nicht erteilt werden. 

Begründung: Es erſcheint zweckmäßig. die im 8 496 Abſ. 6 
des Entwurfs für die Urteile der Amtsgerichte vorgeſehene Beſtim⸗ 
mung mit der diesſeits vorgeſchlagenen Abänderung (vgl. den Antrag 
zu § 784 ZPO.) auch auf die Urteile der anderen Gerichte zu er: 
ſtrecken. Daraus ergibt ſich die zu 8 317 vorgeſchlagene Abänderung. 

9. Es wird vorgeſchlagen, den 8 340 ZPO., wie folgt, ab: 
zuändern: | 
Die Einlegung des Einſpruchs erfolgt durch Einreichung 
der Erklärung bei dem Gerichte, daß Einſpruch eingelegt 
werde. Iſt das Verſäumnisurteil von dem Amtsgericht 
erlaſſen, ſo kann die Abgabe der Erklärung auch zum 
Protokoll des Gerichtsſchreibers erfolgen. 

Begründung: Die Beſtimmung des 8 508 Abſ. 3 des Ent⸗ 
wurfs erſcheint durchaus zweckmäßig; dagegen iſt nicht einzuſehen, 
aus welchem Grunde ſie auf das amtsgerichtliche Verfahren beſchränkt 
werden joll. 

10. Für 5 496 des Entwurfs wird folgende Faſſung vor⸗ 
geſchlagen: 

Die Zuſtellungen erfolgen unbeſchadet der Vorſchrift des 
§ 317 Abſ. 1 von Amts wegen. 

Die Klage ſowie ſonſtige Anträge und Erklärungen 
einer Partei, die der Zuſtellung bedürfen, ſind bei dem 
Gerichte ſchriftlich einzureichen oder mündlich zum Proto⸗ 
koll des Gerichtsſchreibers anzubringen. Die Partei 
ſoll den Schriftſätzen, welche ſie bei dem Gericht ein⸗ 
reicht, die für die Zuſtellung erforderliche Zahl von Ab⸗ 
ſchriften beifügen. 

Soll durch die Zuſtellung eine Friſt gewahrt oder 
die Verjährung unterbrochen werden, ſo tritt die Wir⸗ 
kung bereits mit der Einreichung oder Anbringung des 
Antrags oder der Erklärung ein, ſofern die Zuſtellung 
demnächſt erfolgt. 

Werden beide Parteien durch Anwälte vertreten, ſo 

iſt die unmittelbare Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt 
nach Maßgabe des 8 198 zuläſſig; enthält der zuzu⸗ 
ſtellende Schriftſatz die Erklärung, daß die Zuſtellung 
unmittelbar von Anwalt zu Anwalt bewirkt werde, ſo 
findet eine Zuſtellung von Amts wegen nicht ſtatt. 

Auf Beſtimmung des Gerichts kann die Mitteilung 
von Anträgen und Erklärungen ohne beſondere Form 
erfolgen. | 

Begründung: In Abſ. 2 des Entwurfs find die Worte „Anträge 
und Erklärungen einer Partei, die zugeſtellt werden ſollen“, nicht 
klar. Aus der Begründung des Entwurfs ergibt ſich, daß über die 


12* 


— 


Frage, ob ein Bedürfnis zur Zuſtellung vorliegt, das Gericht befinden 
fol. Mit Rückſicht hierauf empfiehlt es ſich, die Vorſchrift dahin zu 
faſſen, daß ſie auf ſolche Anträge und Erklärungen, die der Zuſtellung 
bedürfen, beſchränkt wird. 

Zum Abſ. 3 iſt nicht einzuſehen, aus welchem Grunde die Wir⸗ 
kungen der Einreichung des Schriftſatzes dann nicht gelten ſollen, 
wenn die Zuſtellung verſpätet erfolgt; denn durch den Amtsbetrieb 
wird den Parteien jede Einwirkung auf die Rechtzeitigkeit der Zu⸗ 
ſtellung entzogen. Der diesſeitige Vorſchlag, wonach, wenn durch 
die Zuſtellung eine Friſt gewahrt oder die Verjährung unterbrochen 
werden ſoll, die Wirkung bereits mit der Einreichung oder An⸗ 
bringung des Antrags eintritt, ſofern die Zuſtellung demnächſt erfolgt, 
lehnt ſich an die jetzige Vorſchrift des § 207 Abſ. 1 ZPO. an. 

Zum Abſ. 4 erſcheint es zweckmäßig, im Intereſſe der Beſchleunigung 
die Möglichkeit der unmittelbaren Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt 
auch für das amtsgerichtliche Verfahren zuzulaſſen. 

Zum Abſ. 6 des Entwurfs darf anerkannt werden, daß die in 
Vorſchlag gebrachte Ausfertigung von Urteilen unter Weglaſſung des 
Tatbeſtandes und der Enſcheidungsgründe zweckmäßig iſt. Ein be⸗ 
ſonderer Anlaß zur Beſchleunigung beſteht jedoch lediglich zum Zwecke 
der Zwangsvollſtreckung. Im übrigen aber erſcheint es bedenklich, 
der Zuſtellung der bloßen Urteilsformel die gleichen Rechtswirkungen 
beizulegen wie der Zuſtellung des vollſtändigen Urteils. Namentlich 
empfiehlt es ſich nicht, daß durch die Zuſtellung der bloßen Urteils⸗ 
formel die Friſt zur Einlegung von Rechtsmitteln und zur Berichtigung 
des Tatbeſtandes in Lauf geſetzt wird. Bevor die Partei ſich darüber 
ſchlüſſig machen kann, ob ſie ein Rechtsmittel einlegen wolle, muß 
ſie die Entſcheidungsgründe kennen, und bevor die Partei zu erkennen 
vermag, daß ein Antrag auf Berichtigung des Tatbeſtandes geboten 
iſt, muß ſie den Tatbeſtand des Urteils in Händen haben. Auf der 
anderen Seite iſt die Zulaſſung der Zwangsvollſtreckung auf Grund 
der Zuſtellung der bloßen Urteilsformel nicht nur für den amts⸗ 
gerichtlichen Prozeß, ſondern auch im landgerichtlichen Verfahren und 
für die Urteile der Oberlandesgerichte zweckmäßig. 

Die vorſtehenden Erwägungen führen zu dem Vorſchlage, den 
§ 496 Abſ. 6 des Entwurfs zu ſtreichen, dagegen den § 724, wie 
folgt, abzuändern: 

Die Zwangsvollſtreckung erfolgt auf Grund einer mit 
der Vollſtreckungsklauſel verſehenen Ausfertigung des Ur⸗ 
teils (vollſtreckbare Ausfertigung). Zur Zwangsvollſtreckung 
genügt auch eine unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und 
der Entſcheidungsgründe erteilte Ausfertigung des Urteils. 

Die vollſtreckbare Ausfertigung wird von dem Gerichts⸗ 
ſchreiber des Gerichts I. Inſtanz, und, wenn der Rechts⸗ 
ſtreit bei einem höheren Gericht anhängig iſt, von dem 

Gerichtsſchreiber dieſes Gerichts erteilt. Die Ausfertigung 
iſt auch dann zu erteilen, wenn der Tatbeſtand und die 
Entſcheidungsgründe noch nicht niedergeſchrieben ſind. 


11. Zu 8 497 wird vorgeſchlagen, in Abſ. 2 Satz 1 vor 
„mitgeteilt“ das Wort „ſchriftlich“ einzufügen. 
Begründung: Das Erfordernis einer ſchriftlichen Mitteilung 
an Stelle der Ladung empfiehlt ſich, um Irrtümern und Mißverſtänd⸗ 
niſſen vorzubeugen. 
12. Es wird vorgeſchlagen, den 5 501 des Entwurfs, wie folgt, 
zu faſſen: 
Das Gericht kann Anordnungen, die nach der Klage⸗ 
ſchrift oder in vorbereitenden Schriftſätzen zur Auf⸗ 
klärung des Sachverhältniſſes dienlich erſcheinen, ſchon 
vor der mündlichen Verhandlung treffen. Das Gericht 
kann ins beſondere 
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1. den Parteien die Vorlegung der in ihren Händen 
befindlichen Urkunden, auf welche ſie ſich bezogen 
haben, ſowie die Vorlegung von Stammbäumen, 
Plänen, Riſſen und ſonſtigen Zeichnungen aufgeben; 

2. öffentliche Behörden oder öffentliche Beamte um 
Mitteilung von Urkunden, auf welche eine Partei 
ſich bezogen hat, erſuchen; 

3. amtliche Auskünfte von Behörden einziehen; 

4. Zeugen und Sachverſtändige zur mündlichen Ver⸗ 
handlung laden; 

5. das perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen; 

6. die Einnahme des Augenſcheins, ſowie die Begut⸗ 
achtung durch Sachverſtändige anordnen. 

Eine Anordnung der unter Nr. 4 bis 6 bezeichneten 
Art darf nur ergehen, wenn die Anordnung dem Gegner 
derjenigen Partei, auf deren Antrag ſie erfolgt, ſpäteſtens 

am dritten Tage vor dem Termine mitgeteilt wird und 
wenn die Anordnung entweder den Parteien beſondere 

Koſten nicht verurſacht oder zur Vermeidung weſentlicher 

Nachteile geboten erſcheint oder von einer Partei bean⸗ 

tragt wird. 

Bevor eine mündliche Verhandlung ſtattgefunden hat, 
in der von beiden Parteien einander widerſprechende 
Anträge geſtellt worden ſind, ſoll eine Anordnung der 
unter Nr. 4 und 6 bezeichneten Art nur getroffen werden, 
wenn der Beklagte in einem vorbereitenden Schriftſatze 
dem Klageantrage widerſprochen hat. 

Die Parteien find von der Anordnung zu benach⸗ 
richtigen. Bei einer Anordnung der unter Nr. 4 und 6 
bezeichneten Art hat die Benachrichtigung ſpäteſtens am 
dritten Tage vor dem Termine zu erfolgen. Wird das 
perſönliche Erſcheinen angeordnet, ſo findet die Vor⸗ 
ſchrift des 8 141 Abſ. 1 Satz 2 Anwendung. 

Begründung: Der vorſtehende Vorſchlag geht einerſeits über 
den Entwurf hinaus, ſofern er den einſeitigen Antrag einer Partei 
als ausreichend für die Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen 
erachtet, und zwar auf Grund der Erwägung, daß der Vorſchlag des 
Entwurfs ſonſt ſchwerlich praktiſche Bedeutung gewinnen würde. 
Andererſeits erachtet der Anwaltverein es für erforderlich, daß, um 
der Gefahr einer Überrumpelung der Gegenpartei vorzubeugen, die 
Schutzbeſtimmungen des zweiten Abſatzes verallgemeinert werden 
und daß die Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen ohne vorherige 
mündliche Verhandlung nur dann zugelaſſen wird, wenn die Gegenpartei 
mindeſtens am dritten Tage vor dem Termine hiervon Kenntnis erhält. 
13. Zu 8 504 des Entwurfs wird beantragt: 

den im Entwurf geſtrichenen Abſ. 2 des 8 504 der 
gegenwärtigen Faſſung wiederherzuſtellen. 

Begründung: Die Streichung der Vorſchrift des § 504 Abſ. 2, 
wonach das Amtsgericht, wenn es ſachlich unzuſtändig iſt, den Be: 
klagten vor der Verhandlung zur Hauptſache auf die Unzuſtändigkeit 
aufmerkſam zu machen hat, erweckt den Anſchein, als ob in Zukunft 
das Gericht etwaige Bedenken gegen die Zuſtändigkeit unterdrücken 
oder trotz offenbarer Unzuſtändigkeit den Beklagten auf die Un⸗ 
zuſtändigkeit nicht aufmerkſam machen ſolle. Dieſer Anſchein muß 
unter allen Umſtänden verhütet werden; die geplante Erweiterung 
der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit darf in keinem Falle dahin auf⸗ 
gefaßt werden, daß rechtsunkundige Parteien durch mangelnde Be: 
lehrung ſeitens des Richters den prozeßhindernden Einwand der 
Unzuſtändigkeit verlieren ſollen. 


37. Jahrgang. 


14. Zu 8 505 wird eine Erweiterung dahin vorgeſchlagen, daß 
im Falle der Zuſtändigkeit eines Kaufmanns⸗ oder Gewerbe⸗ 
gerichts auf Antrag des Klägers auch die Verweiſung an 
das Kaufmanns⸗ oder Gewerbegericht zu erfolgen hat. 

Einer beſonderen Begründung bedarf dieſer Vorſchlag 
nicht; er liegt im Rahmen derjenigen Erwägungen, auf 
welchen 8 505 des Entwurfs beruht. 

15. Zu 8 508 des Entwurfs wird vorgeſchlagen, die beiden 
erſten Abſätze zu ſtreichen. 

Begründung: Der erſte Abſatz des Entwurfs erſcheint un⸗ 
zweckmäßig, da er nur eine Verzögerung der Zwangsvollſtreckung zur 
Folge haben würde. Zu einer Abkürzung der Einſpruchsfriſt liegt 
leine Beranlaſſung vor; die bisherige zweiwöchige Friſt hat zu 
Nißverſtändniſſen irgendwelcher Art, insbeſondere zur Prozeß⸗ 
verſchleppung, nicht geführt und daher liegt keine Veranlaſſung vor, 
für das amtsgerichtliche Verfahren eine kürzere Einſpruchsfriſt als 
für den landgerichtlichen Prozeß einzuführen. 

16. Zu 8 509 des Entwurfs wird vorgeſchlagen, aa 2 
Satz 1, wie folgt, zu faflen: 

Die Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen erfolgt 
nur, wenn dies von dem Gerichte zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Ausſage für notwendig erachtet 
oder von einer Partei vor Entlaſſung des Zeugen oder 
des Sachverſtändigen beantragt wird; der Antrag kann 
auch ſchriftlich geſtellt werden. 

Begründung: Die Zulaſſung eines ſchriftlichen Antrags auf 
Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen iſt erforderlich, weil 
es den Parteien und ihren Bevollmächtigten nicht möglich iſt, ſämt⸗ 
liche Termine wahrzunehmen, und weil insbeſondere bei auswärtigen 
Beweisterminen durch die Notwendigkeit, behufs Stellung des Ans 
trags auf Beeidigung einen beſonderen Terminsvertreter zu beſtellen, 
unnötige Koſten und Weiterungen verurſacht würden. Die Frage, 
wann die Vernehmung eines Zeugen oder Sachverſtändigen abge⸗ 
ſchloſſen iſt, kann häufig zu Zweifeln Anlaß geben; aus dieſem 
Grunde empfiehlt es ſich, den Antrag auf Beeidigung zuzulaſſen, 
ſolange der Zeuge oder der Sachverſtändige noch nicht entlaſſen iſt. 
17. Es wird vorgeſchlagen, den 8 510b des Entwurfs zu 

ſtreichen. 

Begründung: Es kann nicht anerkannt werden, daß ein prak⸗ 
tiſches Bedürfnis für eine derartige Vorſchrift ſich herausgeſtellt hat, 
und inäbeſondere iſt nicht einzuſehen, aus welchem Grunde auch hier 
ein Unterſchied zwiſchen dem amtsgerichtlichen Prozeß und dem land⸗ 
gerichtlichen Verfahren eintreten ſoll. Zur Zeit der Verurteilung 


zur Vornahme einer Handlung läßt ſich der Umfang des Schadens, 


welcher durch die Nichtvornahme der Handlung entſtehen wird, in der 

Regel noch nicht überſehen und daher beſteht nicht die geringſte Ge⸗ 

währ dafür, daß die vom Gerichte feſtgeſetzte Entſchädigung und der 

wirklich eintretende Schaden ſich auch nur einigermaßen decken. 

18. Zu § 511 a des Entwurfs erklärt der Anwaltverein ſich 
entſchieden gegen jede Einſchränkung der Berufung, ins⸗ 
beſondere gegen die Einführung einer Berufungsſumme 
von 50 M. Die Wirkung einer derartigen Beſtimmung 
würde zweifellos eine weſentliche Verſchlechterung der 
Rechtſprechung in den der Berufung nicht unterliegenden 
Sachen ſein. Die Verminderung der Garantien für 
eine gute Rechtſprechung entſpricht in keiner Weiſe dem 
ſozialen Empfinden der Zeit. Es erſcheint auch durchaus 
inkonſequent, gegen Koſtenurteile, unabhängig vom Werte 
des Beſchwerdegegenſtandes, ein Rechtsmittel zuzulaſſen, 
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dagegen bei Entſcheidungen in der Hauptſache das Rechts⸗ 
mittel der Berufung von einem beſtimmten Werte des 
Beſchwerdegegenſtandes abhängig zu machen. Nur für 
den Fall, daß, trotz der ſchwerwiegenden Bedenken gegen 
den § 511 a des Entwurfs, eine Berufungsſumme eins 
geführt wird, iſt als ein Erſatz für die Berufung die Zu⸗ 
laſſung der ſofortigen Beſchwerde an Stelle der Berufung 
in Vorſchlag zu bringen. 

19. Es wird vorgeſchlagen, den § 518, wie folgt, abzuändern: 

Die Einlegung der Berufung erfolgt durch Einreichung 
der Berufungsſchrift bei dem Berufungsgerichte. 

Die Berufungsſchrift muß enthalten: 

1. die Bezeichnung des Urteils, gegen welches die 

Berufung gerichtet wird, 

2. die Erklärung, daß gegen dieſes Urteil Berufung 

eingelegt werde. 

Bei der Einreichung der Berufungsſchrift ſoll eine 
Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift des Urteils, 
gegen welches die Berufung ſich richtet, dem Berufungs⸗ 

gerichte vorgelegt werden. 

Begründung: Die Einlegung der Berufung durch Einreichung 
der Berufungsſchrift bei dem Berufungsgericht erſcheint geboten, 
nachdem für die Reviſion dieſelbe Form eingeführt iſt und die gleiche 
Form für den Einſpruch (nach dem Entwurf freilich nur für das 
amtsgerichtliche Verfahren) eingeführt werden ſoll. Damit werden 
in einfachſter Weiſe alle diejenigen Schwierigkeiten beſeitigt, welche 
die bisherigen Vorſchriften ergeben haben. 

8 520 HRO. würde, ſofern die Einlegung der Berufung durch 
die Einreichung der Berufungsſchrift erfolgt, nachſtehende Faſſung 
erhalten müſſen: | 

Der Termin zur mündlichen Verhandlung über die 
Berufung iſt von Amts wegen zu beſtimmen und den 
Parteien bekannt zu machen. 

In betreff der Friſt, welche zwiſchen dem Zeitpunkte 
der Bekanntmachung des Termins und der mündlichen 
Verhandlung liegen muß, finden die Vorſchriften des 
8 262 entſprechende Anwendung. 

20. Es wird vorgeſchlagen, den 8 577 Abſ. 3 ZPO. des 

Entwurfs, wie folgt, abzuändern: 

Das Gericht iſt zu einer Anderung ſeiner der Be⸗ 
ſchwerde unterliegenden Entſcheidung nicht befugt, wenn 
die Beſchwerde beim Beſchwerdegericht eingereicht iſt 
oder wenn in der Beſchwerdeſchrift der Antrag geſtellt 
wird, daß die Beſchwerde ſofort dem Beſchwerdegerichte 
vorgelegt werde. 

Begründung: Die Vorſchrift, daß das Gericht in den Fällen 
der ſofortigen Beſchwerde zu einer Anderung ſeiner Entſcheidung 
nicht befugt ſein ſoll, führt in allen denjenigen Fällen, in welchen 
das Gericht auf Grund der Beſchwerde zu einer Abänderung ſeiner 
Entſcheidung bereit ſein würde, zu einer Verzögerung des Verfahrens. 
Andererſeits beſteht die Gefahr, daß, wenn das Gericht in jedem 
einzelnen Falle ſeine Entſcheidung ſelbſt nachprüft, eine Verzögerung 
auch in ſolchen Fällen, in denen das Gericht bei feiner RNechts⸗ 
auffaſſung ſtehen bleibt, verurſacht wird. Dieſe Erwägungen recht⸗ 
fertigen den Vorſchlag, inhalts deſſen es der Partei überlaſſen 
werden ſoll, den ihr im einzelnen Falle zweckmäßig erſcheinenden 
Weg zu wählen. Neicht die Partei die ſofortige Beſchwerde bei 
demjenigen Gericht ein, deſſen Entſcheidung angefochten wird, und 
unterläßt fie es, den Antrag auf ſofortige Abgabe der Beſchwerde 
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an das Beſchwerdegericht zu ſtellen, ſo gibt ſie damit zu erkennen, 
daß ihr vor Abgabe der Beſchwerde an das Beſchwerdegericht eine 
nochmalige Prüfung der Sache durch das Gericht, deſſen Entſcheidung 
mit der Beſchwerde angefochten wird, genehm iſt. 
21. Es wird vorgeſchlagen, dem $ 604 Abſ. 3 des Entwurfs 
folgenden Zuſatz hinzuzufügen: | 
Die Vorſchrift des § 524 findet keine Anwendung. 
Begründung: Die im Abſ. 3 des 5 604 für die höheren 
Inſtanzen vorgeſchlagenen kurzen Friſten ſind wirkungslos, wenn der 
Berufungsbeklagte die Möglichkeit hat, auf Grund des § 524 die 
Vertagung zu beantragen. Es erſcheint unbedenklich, die Anwend⸗ 
barkeit des 8 524 auf den Wechſelprozeß auszuſchließen; denn da der 
Berufungsbeklagte ſeinerſeits während des Laufes der Berufungsfriſt 
ſelbſtändig Berufung einlegen kann, ſo kann ihm ein Schaden aus 
dem diesſeitigen Vorſchlage nicht erwachſen. 
22. Es wird vorgeſchlagen, den 8 693 Abſ. 3 des Entwurfs, 
wie folgt, zu faſſen: 
Soll durch die Zuſtellung eine Friſt gewahrt oder die 
Verjährung unterbrochen werden, ſo tritt die Wirkung, 
wenn die Zuſtellung demnächſt erfolgt, bereits mit der 
Einreichung oder Anbringung des Geſuchs um Er⸗ 
laſſung des Zahlungsbefehls ein. 
Zur Begründung der vorgeſchlagenen Anderung wird auf die 
diesſeitigen Ausführungen zu § 496 Abſ. 3 verwieſen. 
23. Es wird vorgeſchlagen, den 8 888 a des Entwurfs zu 
ſtreichen. ö 
Begründung: Die Streichung des § 888 ergibt ſich als 
notwendige Folge, wenn dem diesſeitigen Antrag auf Streichung 
des § 510 b des Entwurfs entſprochen wird. 


III. Gerichtskoſtengeſetz. 
1. Zu 8 48 wird beantragt: 
die im Entwurfe vorgeſchlagene Anderung des § 48 ab: 
zulehnen. 

Begründung: Mit der Begründung des Entwurfs iſt an⸗ 
zuerkennen, daß der jetzt geltende § 48 GK. verfehlt iſt. Das 
Gleiche gilt aber von dem jetzt vorgeſchlagenen §8 48 des Entwurfs. 

Der Grundſatz, daß ein Kechtsſtreit in drei und, falls eine Be⸗ 
weisaufnahme ſtattfindet, in ſechs Verhandlungsterminen zu Ende 
geführt ſein müſſe, iſt als willkürlich und mechaniſch zu bezeichnen, 
und die Begründung des Entwurfs iſt nicht in der Lage, ſich für 
dieſe Auffaſſung und für die in Anſehung der Koſtenberechnung aus 
ihr gezogene Konſequenz auf das Vorbild der Geſetzgebung irgend 
eines anderen Staates zu berufen. Es iſt auch nicht anzuerkennen, 
daß die in der Begründung des Entwurfs mitgeteilten ſtatiſtiſchen 
Erhebungen irgend einen ſachlichen Wert beſitzen. In dieſen Mit⸗ 
teilungen werden Prozeſſe, in welchen eine Beweisaufnahme ſtatt⸗ 
gefunden hat, von denjenigen, in welchen Beweis nicht erhoben iſt, 
nicht geſondert. Überdies aber werden von den Parteien und ihren 
Vertretern ſehr häufig Terminsverlegungen in ſolchen Fällen bean⸗ 
tragt, in welchen auch ohne dieſen Antrag die Vertagung von Amts 
wegen erfolgen müßte, ja, es werden nicht ſelten Terminsvertagungen, 
die tatſächlich von ſeiten des Gerichts verlangt oder mindeſtens 
angeregt ſind, als von den Parteien beantragt protokolliert. 

Vor allen Dingen aber gefährdet §8 48 des Entwurfs ein ge⸗ 
deihliches Zuſammenwirken zwiſchen Richter und Anwalt und das 
Vertrauensverhältnis zwiſchen dem Anwalt und feiner Partei; er 
ſchafft den Boden für eine Kritik des Anwalts über die Prozeß⸗ 
leitung des Gerichts, insbeſondere über die Anordnung der Beweis⸗ 
aufnahme, auf welche die erhöhte Zahl der Termine zurückzuführen 
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ſei und durch welche die Partei unnötig mit Koſten belaſtet worden 
ſei; er ermöglicht es der Partei, gegen den Anwalt den Vorwurf zu 
erheben, daß dieſer durch ſeine Prozeßführung die mit beſonderen 
Koſten verbundene Häufung der Termine verſchuldet habe und hierauf 
Regreßanſprüche wegen der Koſten zu ſtützen. Das find Konſequenzen, 
die im Intereſſe der Rechtspflege und des gedeihlichen Zuſammen⸗ 
wirkens ihrer Organe unter allen Umſtänden vermieden werden 
müſſen. 

Für die Zuſatzgebühr des § 48 wird eine doppelte Begründung 
verſucht: 

a) Die Pauſchgebühren ſollen eine normale Arbeitsleiſtung des 
Gerichts vorausſetzen; ſie ſollen daher nicht ausreichen, wenn durch 
eine die Norm überſteigende Zahl von Verhandlungsterminen eine 
Mehrbelaſtung des Gerichts eintritt. Hierbei wird jedoch überſehen, 
daß die Pauſchgebühren mit der Arbeitsleiſtung des Gerichts über⸗ 
haupt nichts zu tun haben, daß ſie vielmehr nach dem Streitwerte 
der Prozeſſe bemeſſene Abgaben darſtellen. 

Dadurch, daß der Staat den ſeiner Gerichtsbarkeit unterſtellten 
Perſonen Rechtsſchutz gewährt, erfüllt er nur eine ihm als Nechtsſtaat 
obliegende Pflicht. Hierfür Bezahlung zu verlangen, ſteht weder dem 
Richter noch dem Staate zu. Wenn gleichwohl Gerichtskoſten erhoben 
werden und dieſe Einrichtung an ſich von keiner Seite angefochten 
wird, fo hat das darin feinen Grund, daß die beträchtlichen Koſten 
der Rechtspflege bei der Unzulänglichkeit der ſonſt verfügbaren Mittel 
wenigſtens zum überwiegenden Teile durch das rechtſuchende Publikum 
aufgebracht werden müſſen. Die Gerichtskoſten haben daher den 
Charakter einer Steuer. Die Höhe der Steuer wird aber nach 
fiskaliſchen Grundſätzen und nicht danach beſtimmt, ob und in welchem 
Umfange der Staat dem Beſteuerten etwas leiſtet. Die Frage nach 
der Gegenleiſtung kann vielmehr nur dann aufgeworfen werden, wenn 
der Zahlungspflichtige zu dem anderen Teile in einem zivilrechtlichen 
Verhältniſſe ſteht, wie beiſpielsweiſe die Partei zu ihrem Anwalt. 
Wenn es daher geboten erſchiene, erheblichen Verſchiedenheiten in der 
Zahl der Termine einen Einfluß auf die Höhe der Gebühren ein⸗ 
zuräumen, ſo könnte dies nur für die Anwaltsgebühren gelten. In 
der Tat würden für eine der Zahl der Termine entſprechende Ab⸗ 
ſtufung der Anwaltsgebühren die in der Begründung des Entwurfs 
enthaltenen Ausführungen um ſo mehr zutreffen, als die Arbeitsleiſtung 
der Anwälte bei der Vorbereitung zur mündlichen Verhandlung und 
bei der Verhandlung felbft derjenigen der Richter mindeſtens gleich 
iſt, und bei längerer Dauer des Prozeſſes — die zumeiſt nicht durch 
die Partei oder ihren Anwalt verſchuldet, ſondern durch den Umfang 
des Prozeßſtoffes, vielfach auch durch die Art der richterlichen Prozeß⸗ 
leitung oder durch einen Wechſel in der Perſon des Nichters und 
einen dadurch bedingten Wechſel in der richterlichen Beurteilung des 
Sach⸗ und Streitverhältniſſes veranlaßt iſt — der Anwalt nach dem 
jetzigen Maßſtabe eine Vergütung erhält, die im Verhältniſſe zu ſeiner 
Arbeitsleiſtung und zu dem mit der Wahrnehmung der gerichtlichen 
Termine notwendig verbundenen Zeitaufwande durchaus unzulänglich, 
bei geringeren Streitobjekten geradezu unwürdig iſt. 

Der Umfang der richterlichen Tätigkeit könnte es niemals recht⸗ 
fertigen, daß der Staat für dieſelbe Arbeitsleiſtung bei größeren 
Objekten höhere Gebühren als bei geringeren Objekten und bei großen 
Objekten ſogar ſehr hohe Gebühren erhebt. Dies iſt nur durch den 
ſteuerlichen Charakter der Gerichtskoſten und durch das Syſtem der 
Pauſchgebühren zu begründen. Sollte der Umfang der richterlichen 
Arbeitsleiſtung auf die Höhe der Gerichtskoſten von Einfluß ſein, ſo 
müßte das ganze Koſtenweſen geändert werden. 

b) Verſtändlicher iſt der mit der neuen Gebühr verfolgte Zweck, 
der Verzögerung der Prozeſſe entgegenzutreten. Die Zuſatzgebühr 
des Entwurfs iſt denn auch offenbar eine Strafgebühr, wie daraus 
erhellt, daß nicht bloß die Termine, in denen verhandelt worden iſt, 
ſondern auch die nur angeſetzten Termine gezählt werden ſollen. Die 
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vorgeſchlagene Zuſatzgebühr durſte daher, wie die Gebühr des jetzigen 
§ 48, nur für den Fall eines Berſchuldens angeordnet werden. Nach 
dem Entwurf aber triſſt die Zuſatzgebühr einfach die unterliegende 
Partei, und zwar auch dann, wenn gerade ſie mit e Eifer 
bemüht geweſen iſt, den Prozeß zu beſchleunigen. 

Es iſt aber auch keineswegs dem Entwurf und ſeiner Begründung 
überall in der Beurteilung der Frage beizupflichten, was als prozeß⸗ 
verzögernd zu qualifizieren ſei. Der Entwurf will auch diejenigen 
Termine mitzählen, welche nach Eintritt in die Verhandlung von 
Amts wegen vertagt werden. Denigegemüber. ift: feftzuftellen, daß 
ſolche Bertagungen keineswegs regelmäßig durch eine mangelhafte 
Vorbereitung der Sache herbeigeführt werden und daß, wenn ein 
folder Mangel wirklich die⸗Urſache geweſen iſt, er ſehr häufig weder 
von den Parteien noch von ihren Anwälten verſchuldet iſt. Die 
Frage der Terminsvereitelungen hat im Jahre 1902 den Gegenſtand 
einer ſorgfältig vorbereiteten Verhandlung zwiſchen den Senats⸗ 
vorſizenden und einem Ausſchuſſe der Rechtsanwälte des Kammer: 
gerichts gebildet. Bel dieſen Verhandlungen, über welche in der 
JW. 05, 413 Bericht erſtattet worden iſt, wurde allſeitig anerkannt, 
daß Bertagungen, welche notwendig werden, weil ſich in der Ber: 
handlung das Bedürfnis nach weiterer Aufklärung und Ergänzung 
des Prozeßmaterials herausgeſtellt hat, keine Verzögerung, ſondern 
mehr eine Förderung des Prozeſſes bedeuten. Im übrigen haben 
dieſe Verhandlungen, wie der Bericht ergibt, gezeigt, daß ſchon die 
gegenwärtige Geſetzgebung ausreichende Mittel gewährt, um ein 

raſcheres Prozeßverfahren herbeizuführen. 

Der geplante neue § 48 wird aber auch feinen Zweck völlig ber: 
ſehlen. Die Rechtsanwälte werden pflichtgemäß, um eine Vermehrung 
der Koſten zu vermeiden, dahin ſtreben, daß möglichſt wenig Termine 
angeſetzt werden. Sie werden daher, falls eine Verhandlung in dem 
erſten Termine ſich nicht ermöglichen läßt, zu einem zweiten Termin 
erſt nach Beendigung des Schriftſatzwechſels laden. Das wird aber 
zu einer erheblichen Verzögerung der Prozeſſe führen, da erfahrungs⸗ 
gemäß nichts geeigneter iſt, auf die Beſchleunigung des Schriftſatz⸗ 
wechſels hinzuwirken, als der nahe bevorſtehende Verhandlungstermin. 
Die geplante Neuerung wird weiter die unſeren ganzen Prozeß 
beherrſchende mündliche Verhandlung gefährden. Sie wird das 
Schwergewicht des Prozeßverfahrens dergeſtalt in den Schriftſatz⸗ 
wechſel verlegen, daß dieſer nicht mehr eine bloße Vorbereitung der 
mündlichen Verhandlung, ſondern das Weſentliche des ganzen Ver⸗ 
fahrens ſein wird. Man wird mit Angſtlichkeit bemüht ſein, in tat⸗ 
ſächlicher und rechtlicher Beziehung nicht das Geringſte der münd⸗ 
lichen Verhandlung vorzubehalten; dieſe wird zu einer leeren Form 
werden, und der Prozeß wird feine Elaftigität völlig einbüßen. 
Damit werden aber von neuem alle Schäden des durch unſere Zivil⸗ 
prozeßordnung wenigſtens zum Teil üÜberwundenen ſchriftlichen Ver⸗ 
fahrens zutage treten. Die Akten werden bis zur Unüberſichtlich⸗ 
keit anſchwellen, und die Prozeßverſchleppung, der man durch den neuen 
§ 48 begegnen will, wird durch ihn in ungeahntem Umfange herbei⸗ 
geführt werden. Dem Entwurfe liegt offenbar ein völliges Miß⸗ 
verſtändnis in bezug auf die Vorbereitung der mündlichen Ver⸗ 
handlung zugrunde. Dieſe Vorbereitung bedeutet nicht, daß alles, 
was denkbarer Weiſe mit der Sache zuſammenhängt, in Schriftſätzen 
vor der Verhandlung niederzulegen iſt; es muß vielmehr der prakti⸗ 
ſchen Erfahrung und dem Takte der Rechtsanwälte überlaffen bleiben, 
aus dem ihnen mitgeteilten tatſächlichen Material dasjenige aus: 
zuſondern, was für den Schriftſatz geeignet iſt, und den Prozeß nicht 
von vornherein mit Tatſachen zu belaſten, deren Vorbringung ſich 
möglicherweiſe erübrigt. Bei einer ſolchen allein ſachgemäßen Be⸗ 
arbeitung der Schriftſätze iſt es unvermeidlich und unſerem Zivil⸗ 
prozeßverfahren entſprechend, daß häufig erſt die mündliche Ver⸗ 
handlung den Anlaß bietet, das tatſächliche Material nach beſtimmten 
Richtungen zu ergänzen. 
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2. Zu § 79 des Entwurfs iſt eine Anderung dahin geboten, 
daß jeder Partei eine Abſchrift der Protokolle und eine 
Ausfertigung des Urteils auf ihren Antrag frei von 
Schreibgebühren zu erteilen iſt. 

Begründung: Die Protokollabſchriften ſind notwendig, um 
den Gang des Prozeſſes zu überſehen, und jede Partei bedarf, ſei 
es, daß ſie das Urteil zuſtellen oder ſich über die Einlegung eines 
Rechtsmittels ſchlüſſig machen will, mindeſtens einer Ausfertigung 
des Urteils. Es iſt nicht einzuſehen, warum dieſe für die Parteien 
notwendigen Schriftftüde nicht durch die Pauſchgebühr abgegolten 
ſein ſollen. 


IV. Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 


1. Zu 8 76 des Entwurfs wird vorgeſchlagen, an die Stelle 
des Entwurfs folgende Vorſchriften zu ſetzen: 

8 76. Für die Höhe der Schreibgebühren find die 
Vorſchriften des § 80 des Gerichtskoſtengeſetzes maß: 
gebend. 

§ 76a. Für die Herſtellung des Schreibwerks ſowie 
zum Erſatze der Portoauslagen erhält der Rechtsanwalt 
Pauſchſätze. 

Der einzelne Pauſchſatz beträgt 20 vom Hundert 
der zum Anſatze gelangenden Gebühr, jedoch mindeſtens 
1 M und höchſtens 20 NM. 

Steht dem Rechtsanwalt nach 8 13 Nr. 1, 88 19, 
42, 43, 54, 52 die Prozeßgebühr zu, ſo beträgt die 
Summe der in einer Inſtanz bis zum Urteil nach den 
88 13, 16 bis 22, 27, 28, 30 Abſ. 1 Nr. 3, 37, 38, 
42, 43, 44, 50 bis 52 anzuſetzenden Pauſchſätze 
mindeſtens 4 M und höchſtens 50 M und, wenn dem 
Rechtsanwalt nach 8 13 Nr. 4, § 19 auch die Beweis⸗ 
gebühr oder nach § 13 Nr. 3, § 18 die Vergleiche» 
gebühr zuſteht, mindeſtens 6 M und höchſtens 60 M. 

Steht dem als Verteidiger oder als Vertreter eines 
Privatklägers, eines Nebenklägers oder einer Ver⸗ 
waltungsbehörde beſtellten Rechtsanwalt die im § 63 
beſtimmte Gebühr zu, fo beträgt der Pauſchſatz 


mindeſtens 4 M. 
8 76 b. Die Beſtimmungen des S 76 a finden keine 
Anwendung: 
1. auf die auf beſonderes Verlangen gefertigten 
Abſchriften, 


2. auf das Zwangsvollſtreckungsverfahren, 
3. auf das Verfahren in der Reviſionsinſtanz. 

Der Anſatz der im § 79 Nr. 2 GKG. bezeichneten 
Gebühren ſowie der Anſatz von Zuſtellungskoſten, 
Portoauslagen für Geldſendungen und anderen Aus⸗ 
lagen wird durch den Pauſchſatz nicht ausgeſchloſſen. 

Begründung: 8 76 des Entwurfs iſt unzweckmäßig gefaßt. 
Dem Wortlaute nach würde auch die Zwangsvollſtreckungsinſtanz 
darunter fallen, während dies nach der Begründung offenbar nicht 
der Fall ſein ſoll und auch nicht ſein kann. Denn es iſt klar, daß die 
Vollſtreckung mit dem Koſtenfeſtſetzungsverfahren nichts zu tun hat, 
da ſie dem Urteil erſt nachfolgt. Es iſt auch ausgeſchloſſen, daß die 
Auslagen der Zwangsvollſtreckung. z. B. bei Pfändung von Miets⸗ 
forderungen und dergl., durch die vorgeſchlagenen Pauſchſätze auch 
nur annähernd gedeckt werden können. 

Die Statiſtik, welche der Begründung beigegeben iſt, iſt nicht 
richtig verwertet. Es iſt nicht angängig, die Summen aller Wert⸗ 
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ſtufen zuſammenzuziehen; denn dem Anwalt, der mit Streitwerten 
bis 300 M oder bis 450 M zu tun hat, nützt es nichts, wenn bei 
Streitgegenſtänden von 10 000 M eine genügende Entlohnung für 
Schreibgebühren eintritt. Selbſtverſtändlich mußte, wie das ja auch 
in der Aufftelung geſchehen iſt, jede Wertſtufe für ſich betrachtet 
werden. 

Der Entwurf will, daß die Rechtsanwälte in den Pauſchſätzen 
eine auskömmliche Entſchädigung für ihre Auslagen erhalten. Im 
Widerſpruch mit dieſem Willen ſtehen aber die Vorſchläge der 
Mindeſtſätze; denn ſie bilden keine auch nur annähernd ausreichende 
Entſchädigung. Dies ergibt ſich aus folgender Betrachtung der Tabelle: 


Summe der Schreib⸗ „Summe ber Pauſch⸗ 

Wertſtufe und Poſtgebühren 8 
bis 20 0 186,64 M 136,00 M 
: 60: 485,66 : 333,00 > 
120 529,52 312,00 
200 ⸗ 421,17 ⸗ 283,00 ⸗ 
300 42747 275,00 
: 450 ⸗ 801,97 s 275,10 : 


Schon dieſe Vergleichung zeigt, daß der Entwurf mit den Mindeſt⸗ 
ſätzen ſeiner eigenen Abſicht nicht gerechnet wird. Hierzu kommt aber 
folgendes: 

In der Tabelle ſind die Schreibgebühren nur mit 10 Pf. 
für die Seite berechnet. Der Entwurf erkennt aber bei dem Vor⸗ 
ſchlage zur Abänderung des Gerichtskoſtengeſetzes ausdrücklich an, 
daß die Verhältniſſe ſeit dem Jahre 1879, als für die Schreibſeite 
10 Pf. feſtgeſetzt wurden, ſich weſentlich verſchoben haben, daß 
die Schreiblöhne ſehr geſtiegen ſind und daß die Schreibgebühren 
je länger, je mehr eine unzureichende Entſchädigung für die Unkoſten 
des Schreibwerks darſtellen. Dies iſt zweifellos richtig, und zwar 
ſchon ſeit mindeſtens 15 Jahren. ö 

Auch die Geſamtſumme ergibt ein Zurückbleiben des Entwurfs 
hinter den notwendigen Forderungen. Es ergibt ſich klar, daß die 
Sätze des Entwurfs nicht ausreichen. Infolgedeſſen werden für den 
Einzelpauſchſatz mindeſtens 1 M und höchſtens 20 M vorgeſchlagen. 
Wenn der Entwurf einen Höchſtſatz von 30 M vorſchlägt, fo erſcheint 
ein ſolcher nicht erforderlich, da auch bei Prozeſſen mit dreifacher 
Gebühr nur ein Höchſtſatz von 60 M beftimmt iſt. Es muß daher 
im Abſ. 3 ein Mindeſtſatz von 4 M und 6 M eintreten, und dieſer 
Satz muß nicht nur dem Prozeßbevollmächtigten zuſtehen, ſondern auch 
dem Korreſpondenzanwalt, der nach den §§ 42, 43 oder 44 RAGebd. 
tätig iſt. 

Der Ausdruck „Poſtgebühr“ im erſten Abſatze des § 76 kann 
zu Zweifeln darüber Anlaß geben, ob nicht auch die Zuſtellungskoſten 
der Poſt darunter fallen. Dies iſt offenbar nicht gemeint, und daher 
wird vorgeſchlagen, das Wort „Poſtgebühren“ durch „Portoauslagen“ 
zu erſetzen. Auch die Portoauslagen aber müſſen beſonders erſetzt 
werden, ſoweit es ſich um die zuweilen recht erheblichen Porti für 
Geldſendungen handelt. 

Die Anwendung des Pauſchſatzes erſcheint für die Reviſions⸗ 
inſtanz nicht angemeſſen, da fie bei den in die Reviſionsinſtanz ge: 
langenden Prozeſſen im Hinblick auf die hohen Objekte zu einer nicht 
unerheblichen Erhöhung der Gebühren führen würde und da das 
Schreibwerk der Anwälte in der Reviſionsinſtanz ein ſehr geringes 
iſt. Das Intereſſe der in der Reviſionsinſtanz tätigen Anwälte wird 
in ausreichendem Maße gewahrt, wenn die Gebühr für die Schreib⸗ 
ſeite von 10 Pf. auf 20 Pf. erhöht wird. 


V. Übergangs- und Schlußbeſtimmungen. 
Nach Art. 4 der Übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen 
ſollen die Vorſchriften des Entwurfs auch auf die Landes⸗ 
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geſetze Anwendung finden. Somit würde der zum Erſatze 
für die Schreibgebühren und Portoauslagen beſtimmte 
Pauſchſatz auch im Rahmen des preußiſchen Geſetzes, ent⸗ 
haltend die Vorſchriften über die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte, in der Faſſung vom 6. Oktober 1899 zur An⸗ 
wendung kommen. Hier iſt aber ein Pauſchſatz nicht 
angebracht im Hinblick auf das andersartige Verfahren 
und die ganz ungerechtfertigten geringen Gebührenſätze. 
Der Mindeſtſatz von 50 Pf., wie ihn der Entwurf vor⸗ 
ſchlägt, und von 1 M, wie er oben in Vorſchlag gebracht 
wird, iſt viel zu gering. Da die Landesgebühren immer 
die Einzeltätigkeit der Rechtsanwälte umfaſſen, hierbei 
auch von einem Koſtenfeſtſetzungsverfahren in der Regel 
nicht die Rede ſein kann, ſo empfiehlt ſich hier überhaupt kein 
Pauſchſatz, ſondern nur die Erhöhung der Schreibgebühren 
von 10 Pf. auf 20 Pf. für die Seite. Es wird alſo in 
Art. 15 des Landesgeſetzes die Beziehung auf S 76 
RAGebd. zu ſtreichen und dagegen die Anwendbarkeit 
des 8 80 GKG. auszuſprechen ſein. 


VI. Weitere ſelbſtändige Vorſchläge. 

Im Vorſtehenden ſind nur die Anderungen, welche der 
Entwurf vorſchlägt, Gegenſtand der Erörterung geweſen. Die 
Verhältniſſe, welche der Entwurf bezüglich der Schreibgebühren 
und bezüglich der von ihm in Vorſchlag gebrachten Anderungen 
zugrunde legt, haben ſich jedoch nicht nur in Beziehung auf 
die Schreibgebühren, ſondern im allgemeinen weſentlich geändert. 
Bereits im Jahre 1886 haben die Vorſtände der deutſchen 
Anwaltskammern eine Abänderung des Gerichtskoſtengeſetzes 
und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte beantragt, und 
jetzt nach wiederum 20 Jahren erſcheint es geboten, daß 
dieſem Gedanken nähergetreten wird. 

Die wirtſchaftliche Lage der Anwälte erfordert eine voll⸗ 
ſtändige Reviſion der Gebührenordnung. Wir beſchränken uns 
im folgenden darauf, diejenigen Beſtimmungen der Gebühren⸗ 
ordnung herauszugreifen, bei welchen ſich die Gebührenſätze 
von Anfang an als zu niedrig erwieſen haben, deren Ab⸗ 
änderung daher ſchon ſeit vielen Jahren als notwendig anzu⸗ 
ſehen iſt. | 

Wir heben im einzelnen folgendes hervor: 

1. Zu 8 9 Gebd.: 

Die Sätze des § 9 find ebenſowenig zeitgemäß wie die 
gegenwärtig geltenden Schreibgebühren. Auch hier haben ſich 
die Verhältniſſe ſeit dem Jahre 1879 weſentlich verändert. 
Eine wenn auch mäßige Erhöhung der Gebührenſätze bedarf 
in der Tat keiner weiteren Begründung; es genügt, für eine 
ſolche Erhöhung auf die Begründung des Entwurfs Bezug 
zu nehmen. 

An Stelle der gegenwärtig geltenden Gebührensätze wird 
folgende Skala vorgeſchlagen: 


Neuer Bisheriger 

Wertſtufe: Gebührenſatz: Gebührenſatz: 
— 20 M 3 M 2 M 
20 — 60 ⸗ 4 : 3 ⸗ 
60—120 = 6 = 4 = 
120—200 =: 9 s 7 ⸗ 
200 — 300 = 12 10 = 


A. Jahrgang. — 
Wertſtufe: 80 Gehuhrenſatz Gebalhrenaß: 
300 — 450. M 6 M, „ IAM 
450, 630 - 20. . e 
450 — 900 ö on 3, 1 
900— 1 200 ne = 28⸗᷑⸗ũ —⸗6öm 
1200 1.600 = 35 ⸗«« 32.4 
1 600-— 2,100 = 2.40 ⸗ 1 36 ů„ 

2 100— 2700. = 4506 ⸗ 40 
2700—. 3.400 - 502 rate. 
.34d— 4300 „ 55 ⸗ . 48 „ 

4300 — 5 400 K 60 80 
4 60700 dt i 651\.=.. 1 F 56 2 a 
6700. 8 200° = 1.170 '= 60: 

7b, ⸗ 64 a: _ 


SMO-:19000 - t 
Von hier an ſteigen die Stufen um je 2 000 M/ und 
vie Gebühren ſieigen bis zu 50 000 M nen um je 5 M, 
früher um je 14, M, von 50 000 M bis 100 000 M neu um 
E 4 M, bisheriger Satz um je 8 M 1 108000 M. neu 
um je 3 M, o ne” ae a 
2. Zu 819 Gebo u... 2 une 
8 19 Geb. iſt zu reichen, 1 daß auch fur 1 Urhandben⸗ 
ud Mechſelprogeſſe die e we 8 13. bis 15 
in Anſatz kommen. A 
Bei Urkunden und Weifelpropeffen * für den 3 
en erhöhtes Maß von Mühe und Sorgfalt geboten; er muß 
auf eine beſonders ſprgfältige Prüfung der Urkunden und Be 
weiämittel Bedacht nahmen. Es iſt ſchlechterdings nicht etſichtlich, 
as welchem Grunde os gerechtfertigt / ſein ! follte, für. ſolche 
drwyrſſe ein geringeres / Aquwalent zu gewähren als für Progeſſe 
die im ordentlichen Verfahren geführt werden. Bliebe 8 19 
Geb O. beſtehen fo würde, auch das Pauſchalſyſtem für die 
Schmibgebührem und Portonus lungen befondeus. ungerecht wirken 
gerade beim Wechſel⸗ und Urkundenprozeß, iſt ein beſonders 
umfangreiches Schreidtwetk ktſprbetlich. Man denke nur an den 
Fall, daß drei, vier oder mehr Wechſerbeklagte find. ! Soll 
hierbei auch nun der ſunſtige Paliſchſatz für. die. Auslagen ein⸗ 
teten, fo würde, da die Gebütren nur / der Gebühren des 
endlichen Prozeffes“ betrugen, der Anwalt v bei den Ans kagen 
erhebliche Bettäge aus eigener Taſche zuſetzen N was 
duch offenbar nicht in der Abſicht des Geſetzes 1 a 
A Zu- 20 Geb O.: ie eee 
Es wird beantragt: „ 
den 8 20. Geb D. dahin ya ändern, bu: die Ermäßigung 
nut eintritt, wenn bie durch die Gebühr zu vergütende 
Tätigkeit des Rechtsanwalts ausſchlöeßlich die im & 26 
Nr. 1 bis 7 GRGI, bezeichneten Gegenſtände betrifft. 
Die im 9.26 Nr. 8 is 10 GKG. bezeichneten Gepenftände 
Mage auf Ertzilung ver- Wollftreckungsklaufel, Arreſt iwd rinſt⸗ 
weilige Verfügung durch Urteil, Kiagem auf Aufhebung eines 
Sürrbeſpruchs oder auf Umzuläfſigkeit des ſchisdorichterlichen 
Verfahrens) find in' der Negzel: besonders mühevoll und vel 
mich; es beſteht daher kein Grund, für dieſe Gegenftände eine 
ae On als für gewöhatich ordentliche Prozeſſe ! zu 


4. Zu 8. 23 Gebo. 
dier iſt die Bezugnahme auf N 35 Ne. 3 1 
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5. Zu 88 29, 30 Gebo. : 


Es wird beantragt, N 
im § 29 Nr. 4 und im 5 30 Nr. 2 die Worte „über 


einen Antrag auf Anordnung oder Aufhebung eines 
Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung ſowie“ 


zu ſtreichen. 
Dee Erfahrung 10 dacht. daß es — in, Anträge 
quf Anordnung von Arxeſten oder einſtweiligen Verfügungen, 
die auf ganz beſonderen Vorausſetzungen beruhen, ſehr viel 
Mühe und Arheit verurſachen, durch dir Gebühren des ordent⸗ 
lichen Prozeſſes ahgegolten ſein zu laſſen. Es erſcheint auch 
nicht berechtigt. daß die, Gebühr danach abgeſtuft werde, ob 
das Arreſtgeſuch ‚zu: denſelben Akten, in denen der Hauptprozeß 
geführt wird, oder zu; anbesen Akten eingereicht wird. Deshalb 
ift;. der Antrag, auf unde = oben bezeichneten Worte 


gerechtfertigt. > 


4. Zu 8:52 Gebi: er 
„Es wird beantragt, 
den 8 52 Gebo. dahin anden, br er, wie 
folgt, luntete.. 3. ar. 


„In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die Gebühren⸗ 
ſätze um , in der Reviſionsinſtanz um e 
15 Da die Anwälte bei den Oberlandesgerichten im Falle 
einer Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit einen Teil 
ihrer Mandate einbüßen, fo iſt es ein Gebot der Gerechtigkeit, 
fie hierfür zu entſchädigen. Auch die Anwälte an den Land⸗ 
gerichten verlieren dadurch, daß für die Sachen mit einem 
Streitwerte von mehr als 300 bis 800 M der Anwaltszpvang 
aufhört, einen. Teil ihrer, Mandate, wenn, auch nicht in ſo 
erheblichem Umfange wie, die Anwälte. an ben, HOberlandes⸗ 
gerichten, 
Aber auch sachlich und gang unabhängig von dor in Aus, 
ſicht genommenen Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit 
iſt eine Erhöhung der Gebühren in der Berufungsinſtanz gerecht⸗ 
fertigt ). In erſter Inſtanz findet der Anwalt einen Ausgleich 
für die ſchwierigen Sachen dadurch, daß auch einfache Sachen, 
die durch. Veiſäumnisurteil, Anerkenntnisurteil oder Klagerück⸗ 
nahme ‚erlebigt werben, zur wee une. kommen, und daher 
wird der einzelne Anwalt für die größere und häufig nicht 
entſprechend Entlohnte „Mühe bei verwickelten Sachen durch 
die rlangüng der gleichen Gebühr bei ſehr einfachen Sachen 
enffchäbigt. In der ene findet eine ſolche Aus⸗ 
gleichung nicht ſtatt, weil ganz einfache Sachen nicht in die 
Berufungsinſtanz zu gelangen pflegen. Infſolgedeſſen würde es 
son: Anfang: an der Gerechtigkeit entſprochen haben, den Grund⸗ 
ſatz des 5 49 GKG. auch auf die Gebühren der Rechtsanwälte 
anzuwenden. Wenn dies bisher nicht geſchehen iſt, ſo erſcheint 
es jetzt bringend notwendig, den § 53 Gebd. in der beantragten 
Weiſe dahin zu ändern, daß, ebenſo wie für die Gerichtskoſten, 
ſo aüch füt die Gebühren der Rechtsanwälte in der 5 
inſtanz eine ee um ¼ eintritt. 3 | 


9 vn Auf von! Alt, d 07, 207. ee | 
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Zur Zivilprozeßreform. 
Eine Replik. 
Von Juſtizrat Zelter in Stettin. 
| I. 
| Im nicht amtlichen Teil des IJMBL vom 24. Januar 1908 
gibt ein Aufſatz über die finanzielle Wirkung der Reform in 
dankenswerter Weiſe neue Aufſchlüſſe, die zum Teil auf 
ſtatiſtiſchen Erhebungen, zum Teil auf Schätzungen beruhen. 
Er kommt zu dem Schluß, daß weder für das Publikum eine 
Belaſtung durch die Reform eintreten würde, noch daß die 
Einkünfte der Anwaltſchaft weſentlich herabgemindert würden. 
Da der Aufſatz ausgeht von meinen kurzen Berechnungen 
in der JW. ) und dieſe überall richtig ſtellen will, wird mir 
eine ſachliche Nachprüfung geftattet ſein. Ich würde mich 
freuen, wenn ich dem Reſultat zuſtimmen könnte. Leider komme 
ich, wenn ich auch nun infolge einzelner Aufklärungen mein 
Urteil modifizieren muß, doch bei weitem nicht zu einem günfligen 
Reſultat. 
A. Verbilligung der Nechtspftege. 
Der Aufſatz macht mir folgendes als Fehler zum Vorwurf: 
1. Ich habe bei meiner Berechnung weder das Straf⸗ 
verfahren noch das Mahnverfahren berückſichtigt. Das erſte 
halte ich für keinen Fehler, denn wenn die Reform das Zivil⸗ 
prozeßpublikum belaſtet, ſo kann man dagegen mit Kompen⸗ 
ſationen, die dem Angeklagten zugewieſen werden, nicht auf⸗ 
rechnen. 1 | \ 
Etwas anders lag es beim Mahnverfahren. Ich konnte 
nicht überſehen, ob in der Statiſtik die Schreibgebühren des 
Mahnverfahrens enthalten waren, und ich glaubte damals an⸗ 
nehmen zu können, daß Vorteile und Nachteile beim Mahn⸗ 
verfahren ſich ungefähr die Wage halten würden. Die Gründe 
zu detaillieren würde hier zu weit führen.! ))))))))) 
2. Ferner ſoll ich das Verhältnis zwiſchen Amtsſchreib⸗ 
gebühren und Antragsſchreibgebühren unrichtig angenommen 
haben. Ich nahm für den Amtsgerichtsprozeß, abgeſehen von 
den Urteilen, 50 Prozent, für die andern Inſtanzen 75 Prozent, 
an. Der Auffa rechnet 65 Prozent, 72 /, Prozent, 69 Prozent, 
alſo ungefähr dasſelbe. ) | 
3. Die Erſparniſſe für eine Zuftellung der Klage ſoll ich 
zu niedrig angeſetzt haben. Ich werde unten zeigen, daß der 
Auſſatz im IMBl. fie zu hoch anſetzt. . 
1) JW. 07, 690. E65 | 
9 Ich nahm weder einen jo niedrigen Durchſchnitt des Objekts 
noch Nachnahme an. | E 
) Daß der Prozentfag der oberlandesgerichtlichen Schreib⸗ 
gebühren geringer iſt als der der landgerichtlichen, hat mich über⸗ 
raſcht. Bei der gewöhnlichen oberlandesgerichtlichen kontradiktoriſchen 
Sache, Urteil von 4 Seiten, entſtehen an Amtsſchreibgebühren nur 
4 Seiten, an Antragsſchreibgebühren für 2 Ausfertigungen und 
2 beglaubigte Abſchriften für die beiden Anwälte 16 Seiten und für 
2 Protokollabſchriften 4 Seiten = 20 Seiten, alſo nur / Amts: 
ſchreibgebühren. Die Beweisaufnahme kann die Antragsſchreibgebühr 
prozentual meines Erachtens doch kaum mindern, nur dann, wenn 
etwa die Requifition aus dem Beweisbeſchluß überall mit Abſchriften 
an die einzelnen Amtsgerichte ergeht. Sonſt bringt jede Zeugenausſage 
in doppelter Abſchrift doch mindeſtens 4 Seiten, Requiſition nur eine. 


„ uxiſtiſche Wochenſchrift. 
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| 4. Von weſenilicher Neuheit und Bedeutung iſt aber der 
mir damals unbekannte Umſtand, daß in den 11 Millionen 
Gebühren (Entwurf Anlage 1) 2¼ Million Zwangsverſteigerungs⸗ 
gebühren enthalten waren und dementſprechend auch die Schreib⸗ 
gebühren und Porti für Immobiliarvollſtreckung. Ich entnehme 
daraus, daß die Statistik (Entwurf Anlage: 1) ſich auf alle 
Poſitionen der Spalte A 1 der Geſchäftsüberſicht 1904 erſtreckt. 
Daraus ergibt ſich zunächſt die erfreuliche Tatsache, daß 
10 Prozent der Gebühren ungefähr nur /1 der Schreib⸗ 
gebühren und Porti ausmachen, während die Motive. zu 8 80 b 
ausdrücklich ſagen: in Zivilſachen machen die Schreib⸗ und 
Portogebühren ziemlich genau 10 Prozent der Gebühren 
aus. Das ergibt mit Rückſicht auf die etwaige Verdoppelung 
einen Abſtrich von ¼ Million. Das Porto in dieſen 
Sachen durfte dann aber nicht als erſpart angenommen 
werden. 5 1 2 | 
Aus dieſen Unterſchieden ergibt ſich aber allein nicht die 
gewaltige Differenz zwiſchen meinen damaligen Ziffern und 


denen des Aufſatzes im IM Bl. Um zu ſeinem Schluß zu 


gelangen, bedurfte der Verfaſſer jenes Aufſatzes noch erheblicher 
Abſtriche; dieſe beruhen nicht erwa auf der direkten Anwendung 
des Entwurfs auf die Sätze von 1904, ſondern zum großen 
Teil auf unſicheren Schätzungen über die Erſparniſſe, die 
ſich das Publikum machen könnte. Ä | 
Ich kann bei meiner Nachprüfung daher nur einzelne 
jener Abſtriche als richtig anerkennen und muß jetzt auch das 
Plus für 1906 ziffermäßig einftellen, weil auch jener Aufſatz 
überall ſogar die Zukunft diskontiert. Das Neſultat der nach⸗ 
ſtehenden Berechnung beruht auf der ſtatiſtiſchen Grundlage des 
neuen Aufſatzes, nur zum geringen Teil auf Abſtrichen in der 


8. | | „ | 
Ich werde, um das Bild möglichſt klar zu geſtalten, das 
Mahnverfahren und das Prozeß verfahren beſonders betrachten. 


I. Amtsgerichtsverfahren. 0 
1. Die Schreibgebühren betragen 1904. 1 371 926 M. 
Hierin find enthalten für Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung rund 25 000 M, die als ſolche erhalten bleiben. 
In das Mahnverfahren fallen nach dem Auffag 90 000 M für 
Jahlungsbeſehle; wegfallen ſollen ferner 72 000 M für Zwangs- 
vollſtreckungsamtsſchreibgebühren“), dann 120000 M für Urteile 
und 50 000 M für Protokollabſchriften. Dieſe würde das 
Publikum zwar nicht durch den Entwurf ſelbſt, wohl aber nach 
Anſicht des Verfaſſers durch Verzicht oder durch Erbitten 
abgekürzter Abſchriften erſparen können. Die beiden letzten 
Pofitionen muß ich ſtreichen. 
da) Nur der Anwalt läßt ſich Protokollabſchriften geben, 
meiſt auf generellen Antrag. Erſparung wäre hier nur denkbar, 
wenn der Anwalt bei jedem einzelnen Protokoll vorprüft und 
dann Abſchrift beantragt oder nicht. | 1 
Eme ſolche Anderung der Praxis iſt nicht zu erwarten. 
Mit ſolchen Hoffnungen darf man nicht rechnen. Vielmehr 
wird der Anwalt künftig bei Pauſchalierung ſeiner Schreib⸗ 
gebühren zur Vereinfachung des Betriebes, ſowohl für den 


) Zweifelhaft, alle Arreſte, Einſtellungsbeſchlüſſe bleiben ge⸗ 
bührenpflichtig. Den 


37. Jahrgang. 


— — = — „ r 


Gerichtsſchreiber wie für ihn, wie in der II. Inſtanz überall 
üblich, auch dort generelle Anträge ſtellen, wo er ſie bisher 
nicht geſtellt hat. Die Protokollabſchriften werden ſich alſo 
vermehren, nicht in jedem kontradiktoriſchen Amtsgerichtsprozeß 
um 3 Seiten vermindern. Der Anwalt muß ſeine nn jo 
vollſtändig haben wie das Gericht. 

b) Die 120 000 M Ermäßigung für Urteile ſind zu ſtreichen. 
Der Verfaſſer ſcheint anzunehmen, daß 1 200 000 Verſäumnis⸗ 
urteile 1904 herausgegeben worden ſind, alſo über 4 10 000 in 
doppelter Ausfertigung. Das iſt zu viel, nur in Berlin werden 
jetzt zwei Ausfertigungen verlangt, anderswo nicht.“) Es 
können alſo nicht 410000 Doppelegemplate geweſen ſein, ſondern 
vielleicht 150000!) 

Richtig ift nun, daß dieſe Urteile auf die verkürzte Aus⸗ 
fertigung künftig reduziert werden. Aber gerade infolge der 
Pauſchalierung wird ſich künftig folgendes ergeben. Von jetzt 
ab wird, wie bei den Oberlandesgerichten ſchon üblich, auch 
bei allen Gerichten I. Inſtanz, und zwar nicht nur für die 
Verſäumnisurteile, ſondern auch für die kontradiktoriſchen Urteile 
der Anwalt doppelte Ausfertigungen oder Abſchriften erbitten, 
nur praktiſch für Fiskus und Anwalt. Für die Vollſtreckung 
wird dies der Anwalt ja ſchon tun müſſen, weil er ſonſt 
bei dem Pauſchquantum für die Volufrecung noch mehr 
zuſetzt. 

Selbſt wenn aber auch die ſiegende Partei neben der 
vollen Ausfertigung, die ſie für die Rechtskraft gebraucht, nur 
noch doppelte abgekürzte Ausfertigung des kontradiktoriſchen 
Urteils für die Vollſtreckung entnimmt, iſt der Abzug für die 
von dem Herrn Verfaſſer eingeſtellte Verkürzung wettgemacht. 


784 000 und 120 000 wegfallende Doppelfeiten, dagegen 


660 000 und 340 000 neu hinzukommende einfache Seiten mit 


Doppelſatz. 
Ich kapitaliſiere auf beiden Seiten weder die, Möglichkeit 


des Vorteils wie des Nachteils, ſtelle auch beim Landgericht 


dieſe ſichere Zukunftsbelaſtung nicht ein, darf aber auch die 
120 000 M Abſtrich nicht zugeben. 

c) Schließlich wurde noch eine Ersparnis auf S. 13 von 
44 000 M eingeſtellt, weil 80 000 Ladungen und Klagen zu 
Protokoll erklärt worden ſeien. Das iſt unbedenklich zu hoch. 
Das tut nur der Arme, für den keine Schreibgebühren berechnet 
werden. Dem wohlhabenden Kläger, ſelbſt wenn er keinen 
Anwalt hat, iſt vs Zeit wertvoller als die zu 8 
Pfennige. 

Der Verfaſſer kommt auf ungefähr 6 Prozent von allen 


Klagen und Ladungen; die Ladung beträgt doch auch meiſt nur 


eine Seite. Wenn er mit Rüdficht auf . geringe Anzahl 

9 Berlin it %% aller anner hie, amn bocgſens 5 aler 
Prozeſſe haben. 

6) Sonſt reichten ja auch die Antragsſchreibgebühren 7 700 000 
Seiten nicht aus. Deu Verfaſſer will haben 2 400 000 Verſäumnis⸗ 
urteilſeiten, 440 000 Ladungen und Klagen, dazu 1 400 000 andere 
Urteils ſeiten (2 X 4 X 175.000), 1 000 000 Feſtſetzungsbeſchlüſſe, 
960 000 Seiten für 820 000 Beweisbeſchlüſſe — meiſt doppelt! — 
300 000 Seiten für 85 000 Vergleiche, 1 200 000 Seiten für Beweis⸗ 
aufnahme (nur 2 K 2 Seiten für jeden an Mo bleiben 
dann die anderen Protokolle? a 
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der ländlichen Amtsgerichte 10 000 M einſetze, halte ich das 
für Es ergibt ſich danach folgende Rechnung: oo. 


e 1371 926 
ER; ab e 187 000 (162 000 + 25 000 
bleiben. .. 1184926. Zwangsverſteigerung) 


Davon 65 Prozent = 770 200 & 2 
dazu die oben abgeſetzten, nach Landesgeſetz ver⸗ 
bleibenden Zwangsverſteigerungs⸗ Schreib⸗ 


1540 400 M 


en ee ee — 25 000 = 
| | . I 565 400 M. 

Davon ab: | in 1 
eh die 2 10 000 M.. . 20 000 M 


b) die Erſparnis für die Ladungen nach 
Widerſpruch, reichlich hoch mit 
einzuſetzen. 

Erwägt man, daß nicht alle Ladungen 2 Seiten umfaſſen, 
die gedruckten Ladungen faſt durchweg nur 1 Seite darſtellen, 
280 000 Ladungen auch ein ſehr hoher Prozentſatz erſcheinen, 
ſo erſcheint ſogar dieſe Erſparnis zu hoch. 

Reſultat: 1485 400 M. 

2. Erſparniſſe an Auslagen. . 

a) Die Erſparnis der Poſtgebühren kann, da ja fe in 
Ziwangsverfteigerungen und Zwangsverwaltungen von im ganzen 
29 000 Nummern verbleiben, nicht voll wie bisher, eingeſtellt 
werden. Gezahlt werden hier ungefähr, gering gerechnet, 
18 000 M (60 Pf. pro Sache). Die Erſparnis an Poſt⸗ 
gebühren beträgt alſo nur 110 479 M. 

b) Für die Erſparnis an Zuſtellungskoſten hatte ich 
bei 1 370 000 Prozeſſen nur 800 000 M eingeſetzt. Der Aufſatz 
rechnet überall zu den 50 Pf. 25 Pf. Nachnahme hinzu. Das 
iſt aber nicht zutreffend. Dig geringſte Nachnahme bei Orts⸗ 
porto beträgt 20 Pf. inkl. Beſtellgeld, nicht 30 Pf. Den 
Nachteil der Nachnahmen, den die Gerichtsvollzieherordnung 
gewährt, hat man aber faſt überall durch Abrechnungsſtellen 
bei den Verteilungsſtellen befeitigt®). Bei kleinen Amtsgerichten 
rechnet der Anwalt ohne Nachnahme mit den Gerichtsvollziehern 
ab). Es gibt bei 800 Amtögerichten in Preußen Einzelgerichts⸗ 
vollzieher, / aller Gerichtsvollzieher! 

Ich will aber mit Rüdfiht darauf, daß bi an das ent⸗ 
fernte Amtsgericht eingereichten Klagen nur mit Nachnahme 
zurückgehen können, mit Nückſicht auf die allerdings felten ein⸗ 
tretende Zuſtellung von 65 Pf., auf die Hälfte der Klagen 
den ganzen Satz des Aufſatzes von 25 Pf. zuſchlagen, alſo 
171 250 M, das iſt reichlich hoch. 0) 

c) Die Erſparnis für weitere Zuſtellungen und für Neu: 
ladung hat der Verfaſſer des Aufſatzes auf 145 200 M an⸗ 
genommen. Das iſt zu hoch. Bei nur zirka 170 000 kontra⸗ 
diktoriſchen Endurteilen, mit Rückſicht auf die Verkündung der 
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60.000 = 


9 441 Amtsgerichte haben Einzelrichter und ungefähr 100 000 


bis 180 000 Prozeſſe; das wäre ungefähr 15 Prozent dieſer Prozeſſe! 


9) So Stettin, Düſſeldorf, Königsberg, Hannover. 
„ In Stettin benutzen die Abrechnungsſtellen 38 Anwälte und 
8 Firmen, welche ohne Anwalt viele Prozeſſe führen. Nach ſach⸗ 
kundiger Schätzung werden ¼ der Klagen, die hier eingereicht werden, 
auf Abrechnung, alſo ohne Nachnahme, zugeſtellt. 
10) Genauere Statiſtik behalte ich mir noch vor. 
13 * 


100 


meilten Termine, mit Rückſicht auf die Anwaltsladung, die ich 
früher für den Amtsgerichtsprozeß auch nicht berückſichtigt habe, 
kann ich höchſtens 43 000 M einſetzen, alſo vielleicht in jedem 
dritten kontradiktoriſchen Prozeß eine neue Ladung durch Gerichts⸗ 
vollzieher, für jeden zweiten eine Anwaltsladung. Erſparniſſe 
an Zuſtellungskoſten alſo 685 000 und 171 250 und 43 000 
= rund 900 000 M. 

3. Die Pauſchſätze werden für das ganze Amtsgerichts⸗ 
verfahren inkl. Mahnverfahren und inkl. Mindeſtzuſchlag auf 
1 228 900 Prozent berechnet. Ich ſetze für Pfennigabrundung 
hier 20 000 M ein. Der Verfaſſer berechnet hier offenbar auch 
für das Mahnverfahren mit. !!) Für den Zivilprozeß iſt aber 
auszuſchalten dasjenige, was auf das Mahnverfahren ſich bezieht. 
Es iſt vielleicht nicht leicht zu berechnen, man kann hier aber 
eher ſchätzen, da ſich nur das Verhältnis des Mahn⸗ 
verfahrens zum Zivilprozeß etwas verſchieben könnte. Ich 
habe den Pauſchſatz des Mahnverfahrens unten auf 233 000 M 
berechnet. 

Es bleibt für den Amtsgerichtsprozeß als Pauſchſatz alſo 
1 248 900 — 233 O00O000o0oo .. —= 1015900 M 

Es ergibt fih nun die Rechnung: 

1. Bisherige Schreibgebühren und Porti des Amtsgerichts 

abgeſehen von den Schreibgebühren des Mahnverfahrens 


— — nn — — 


1500 000 — 90 000o — 1410000 M 
2. Jetzige Belaſtung: 
a) Pauſchquantrunn 1015900 = 
b) Antragsſchreibgebühr und Zwangs⸗ 
verſtei gerung 1485 400 
e) Poſtgebühren der Immobiliarvol⸗ 
ſtreckung ( — — —„—-—¼ 18000 = 


2518300 M 
3. Erſparniſſe an Zuſtellungskoſten und 


Nachnahmen FCC 900 000 = 
ergibt . 1628300 M 

alſo eine Mehrbelaſtung gegen den Anſatz für 
das Jahr 1904 voo n 218 000 = 


Hierzu tritt nun die Mehrbelaſtung aus dem erhöhten Prozeß⸗ 
betriebe (bis 1906 — 40 000 Prozeſſe), die ich aber beim 
Amtsgericht nicht als erheblich einſchätzen kann, da im Durch⸗ 
ſchnitt die Mehrbelaſtung nur 18 Pf. für die Sache betrug 
und nicht 40 Pf., wie ich in der JW. eingeſchätzt hatte. 


II. Das Mahnverfahren. 
Hier tritt eine weſentliche Verbilligung ein. 


1. Antragsſchreibgebühren: 

a) Der Aufſatz rechnet als vorhanden 90 000 M Schreib⸗ 
gebühren. Die Abſchriften der Zahlungsbefehle find es nicht, 
denn dieſe werden ja vom Gerichtsvollzieher und Publikum ge⸗ 
fertigt; es ſind alſo die Ausfertigungen des Zahlungsbefehls, 
die mit Nückſicht darauf, daß das Publikum ſie zum Teil ein⸗ 
reicht, nur auf 900 000 Seiten angenommen ſind. Dieſe fallen 
zunächſt fort, denn der Zahlungsbefehl bleibt bei den Akten. 
In den Fällen, in denen aber jetzt Vollſtreckungs befehle erteilt 
werden, wird doch auf Antrag von dem bei den Akten be⸗ 
findlichen Zahlungsbefehl eine Ausfertigung des Befehls mit 
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1) Es intereſſieren Beträge von 72, 75, 92, 138, 225 Pf. 
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Vollſtreckungsbefehl erteilt; in dieſen Fällen iſt die Antrags⸗ 
ſchreibgebühr für den gahlungsbefehl (1 Seite), nicht für den 
Vollſtreckungsbefehl zu zahlen. Dieſe ſtellt der Aufſatz nicht 
ein. Es ſind alſo einzuſtellen ſtatt 90 000 als Belaſtung für 
500 000 vollſtreckbare Zahlungsbefehle 100000 M, alſo ein 
Plus von 10 000 M. 

Ich glaube nicht, daß man die 90 000 M anders rechnen 
kann. Will das IM. etwa damit ſagen, daß von 1 400 000 
bisherigen Antragsſchreibſeiten 500 000 Seiten übrig bleiben, 
ſo iſt zweierlei nicht zu erklären. Wie kommt der erſte Anſatz 
1 400 000 Seiten heraus? Wie könnten dann noch die 
785 000 M verbleibenden Antragsſchreibgebühren genügen, wenn 
ſie auch die Zahlungsbefehle mit umfaſſen? 5 

b) Erſpart ſollen ferner werden 120 000 M für die Ab⸗ 
ſchriften. Das will ich konzedieren, trotzdem Formularabſchriften 
billiger. find. 

2. Pauſchquantum. 

a) Ich ſetze nach Einſicht eines größeren Mahnregiſters die 
Stufe von 20 bis 60 M als Durchſchnitt ein.“) Dies ergibt an 
Gebühren für die 1 200 000 Zahlungsbefehle durchſchnittlich 50 Pf. 
600 000 M, davon 10 Prozent 60 000 M. Jeder Zahlungs⸗ 
befehl koſtet nun freilich 10 Pf. Schreibgebührpauſchquantum, 
das Plus von 60 000 M ift aber in dem Koſtenpauſchquantum 
des Zivilprozeſſes nicht enthalten. Ferner gibt der Reſt des 
Mindeſtzuſchlages für 300 000 Widerſprüche mit Ladung zu 40 Pf. 
120000 M; die 500 000 Vollſtreckungsbefehle koſten rund 10 Pf., 
50 000 M, die 30 000 zurückgewieſenen Geſuche 3000 M. Das 
Koſtenſchreibgebührenpauſchquantum des Mahnverfahrens, ſoweit 
es in dem Pauſchquantum des Zivilprozeſſes enthalten iſt, 
beträgt danach 233 000 M. 

b) Nicht dagegen iſt in den Zivilprozeßgebühren enthalten 
die Abrundung auf 10 Pf., oben mit 60 000 M berechnet. 
Ferner iſt das Pauſchquantum für diejenigen Widerſprüche, bei 
denen eine Ladung nicht erfolgt, nicht völlig auszuſchalten. 
Das Plus des Mindeſtzuſchlages über die urſprüngliche Gebühr 
bleibt hier beſtehen, ohne daß es in dem Pauſchquantum des 
Aufſatzes im IM. enthalten fein könnte. 

Mit dem JM. ſetze ich nur für 27 000 folder Wider⸗ 
ſprüche das Plus des Mindeſtzuſchlages auf 35 Pf. an. Es 
treten hier 9 000 M hinzu. 

Ferner iſt durch die oben erwähnte Abrundung der 
1200 000 Zahlungsbefehle von durchſchnittlich 5 Pf. auf 
10 Pf. noch nicht genügende Pfennigabrundung feſtgeſtellt. 
Bei den 900 000 Zahlungsbefehlen ohne Widerſpruch iſt die 
Pfennigabrundung in den höheren Klaſſen doch auch noch zu 
verzeichnen. Ich will entſprechend der Statiſtik nur für 
200 000 von den Zahlungsbefehlen ohne Widerſpruch durch⸗ 
ſchnittlich 5 Pf. einſetzen, das ergibt 10 000 M. 


3. Erſparnis an Zuſtellungskoſten. 


Der Aufſatz rechnet 240 000 M. Nachnahme. Bei 800 Amts⸗ 
gerichten mit Einzelgerichtsvollziehern, bei den vielen Abrechnungs⸗ 


12) Von 93 Geſuchen 44 unter 20, 27 20 — 60, 22 über 60 —600. 
Nähme ich eine höhere Stufe, jo würde hier das Pauſchquantum 
höher, das im Zivilprozeß geringer. Es kommt alſo auf dasſelbe 
heraus. Bei einer niedrigeren Stufe würde die Pfennigabrundung 
höher, die Belaſtung auch. 


37. Jahrgang. 


ſtellen darf ich / der Nachnahmen als gering ſtreichen, ſetze 

alſo nur 180 000 M Nachnahmen als ſehr hoch an. 

Rechnung: 
1. Erſparnis an Zuſtellungskoſten 600 000 und 
18⁰⁰⁰bhbÿMůPPrær7ſ lk 780 000 M 
2. Erſparnis an Ladungsabſchriften .. 120000 - 
900 000 M. 
Demgegenüber 
a) Antragsſchreibgebühren mehr 10 000 M 
b) Koſtenpauſchquantum, ſoweit es im Zivil⸗ 
prozeßpauſchquantum enthalten iſt 
c) beſonderes Koſtenpauſchquantum des 
Mahnverfahrens 60 000 und 9 000 und 
10:000: 2.20: we ea 79000 ⸗ 
zuſammen .. 322000 M. 
Verbilligung 578 000 M. 

Dieſe Verbilligung ſteigert ſich aber nicht. 

Das Mahnverfahren ſinkt von Jahr zu Jahr, von 1903 
bis 1906 um 5 Prozent. Die Verbilligung desſelben wird 
nicht nur für den Gläubiger, ſondern auch für die langſamen 
Zahler eine Freude ſein. Im Jahre 1906 haben wir 
40 000 Zahlungs befehle weniger als 1904. Die Zahl der 
Widerſprüche ſteigt dagegen prozentual (im Jahre 1882 ungefähr 
20 Prozent, im Jahre 1906 ungefähr 27 Prozent der Zahlungs⸗ 
befehle). 

Das Mahnverfahren brauchbar machen wird man nur 
dadurch, daß man allein den Widerſpruch dem . 
beſonders verteuert. 


233 000 =: 


III. Landgericht und Oberlandesgericht. 

Bei den höheren Inſtanzen wird die Mehrbelaſtung zu⸗ 
gegeben, jedoch gegenüber meiner Ziffer von 1 460 000 nur 
1040 000, alſo 420 000 M weniger. 

Der Unterſchied der Berechnung von meinem Aufjag liegt 
in folgenden Momenten: 

a) Nach der Statiſtik differieren meine Prozentſätze der 
Antragsſchreibgebühren um 6 reſp. 2½ Prozent. Dieſe Differenz 


macht 2½ Prozent von 650 000 MM = 16 250 M 
und 6 Prozent von 156 000 JV — ... = 9360 s 
zuſammen . . 25610 M. 


Reſultat der Differenz 53 220 M. 

b) Es ſollen 15 000 Berufungen fortfallen. Das habe 
ich abfichtlich nicht berückſichtigt, weil es keine reine Erſparnis 
iſt. Ich folge, muß dann aber auch den Aus fall der Gebühren 
bei der Anwaltſchaft einſtellen. Für 15 000 Berufungen will 
ich je 3 M Geſamtſchreibgebühr mit 2,10 M Antragsſchreib⸗ 
gebühr berechnen, alſo einen Ausfall von 31 500 M und eine 
Differenz von 63 000 M als Reſultat zugeben. 

c) Ferner zieht der Aufſatz einen weiteren Abſtrich von 
der Hälfte der landgerichtlichen Schreibgebühren, weil durch 
die Zuweiſung an das Amtsgericht Schreibgebühren fort fielen 
und in den Beſchwerdeſachen die Schreibgebühren vorzugsweiſe 
Amtsſchreibgebühren feien. 

Der Prozentſatz dieſer Hälfte würde bei 72 ½ Prozent 
235 625 M ausmachen. Davon läßt der Aufſatz unter Bes 
rückſichtigung des Abſtrichs zu b nur ungefähr 130 000 M als 
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Antragsſchreibgebühren beſtehen, fo daß 105 000 M auf Bes 
rufungen unter 50 M, Zuweiſung an das Amtsgericht und Be⸗ 
ſchwerden abgehen. Die Antragsſchreibgebühren für Berufungen 
unter 50 M betrugen 31 500 M; für 20 000 Beſchwerden 
können unmöglich beinahe 65 000 M wegfallen (für jede 
30 Seiten!), ich kann höchſtens 12 000 M eee 
für die Beſchwerdeinſtanz abſetzen. 

Die Zuweiſung der Landgerichts objekte an das Amtsgericht 
verringert die Antragsſchreibgebühren nicht. Ausfertigung des 
Verſäumnisurteils braucht auch der Kläger, der ſich nicht durch 
einen Anwalt vertreten läßt; in den 31 000 kontradiktoriſchen, 
an das Amtsgericht abwandernden Prozeſſen werden höchſtens 
3 000 Mandate anwaltsfrei werden. Wenn ich aber hierfür 
auch noch 30 000 erſparte Seiten rechne, fo erhalte ich 
als Abſtrich von der Rechnung des Miniſterialblattes 
105 000 — (15 000 und 31 000) = 48 500 Antragsſchreib⸗ 
gebühren = 97 000 M Differenz. 

d) Der Auſſatz zieht von den Antragsſchreibgebühren 
für wegfallende Protokolle gegenüber ſeinem Prozentſatz 
noch weiter rund 9 Prozent von 156000 M und rund 
12 ½ Prozent von 325 000 M ab, nämlich 55 000 M für Ab⸗ 
ſchriften, die künftig die Partei erſparen ſoll, weil fie nicht alle 
Protokolle mehr erbittet, alſo in jedem Oberlandesgerichtsprozeß 
mindeſtens 5 Seiten, in jedem kontradiktoriſchen Landgerichts⸗ 
prozeß über 10 Seiten! Ich muß dieſe ganze Erwartung 
von 550 000 ausfallenden Seiten, 110 000 M Gewinn ſtreichen. 
Gründe ſind oben angegeben. Der Anwalt wird ſeine Akten 
weiter vollſtändig führen. 

e) Ferner werden 105 700 M abgezogen, weil der Höchſt⸗ 
betrag der Pauſchſätze auf 100 reſp. 50 M begrenzt iſt. Die Er⸗ 
ſparnis würde nur gegeben ſein, wenn die Summe der Gebühren 
am Landgericht und Oberlandesgericht in den Prozeſſen über 
92 000 M zuſammen eine Gebührenſumme von 1 057 000 über 
die Höchſtſätze ergäbe. Wäre der Durchſchnitt dieſer Prozeß⸗ 
objekte eine Million, und wären Verſäumnisprozeſſe und kontra⸗ 
diktoriſche in dieſen hohen Stufen ungefähr gleich, ſo würden 
dieſe Prozeſſe zirka 140 an der Zahl ſein, was unwahrſcheinlich 
iſt; wäre dagegen der Durchſchnitt des Objekts 150 000, ſo 
würden es ungefähr 2200 ſein. Im letzteren Fall würden 
aber auf die Prozeſſe über 92 000 zirka 2 ½ Millionen, auf 
die Prozeſſe von 300 bis 800 zirka 3 Millionen und auf die 
Prozeſſe von 800 bis 92 000 M nur zirka 4 / Millionen ents 
fallen. Das erſcheint nicht annehmbar, entſpricht auch nicht der 
Statiſtik der Anwaltsgebühren, weil dann das Durchſchnitte objekt 
der Sachen von 800 bis 92 000 M ungefähr 900 bis 1 200 M wäre! 

Man wird es mir deshalb nicht verdenken, wenn ich dieſe 
Veranſchlagung zu hoch anſchlage und nur auf 50 000 M 
einſtelle, rund 55 700 M davon ſtreiche. 

Ich muß zu e, d, e, 97 000, 110000, 55 750 M 
im ganzen 262 750 M hinzuſetzen, und gebe nur eine Differenz 
von rund 198 000 M zu. 

Hinzu tritt nun noch ein bißher nicht erörtertes Moment, 
die neue Stempelpflicht der Vollmachten für die vom Land⸗ 
gericht abwandernden Prozeſſe, die nicht mehr dem Anwalts⸗ 
zwang unterliegen. Es find das nach meinem Aufſatz 30 100 
lontradiktoriſche und 65 900 Verſäumnisprozeſſe, alſo 126 000 
Vollmachten. Die Stufen von 300 bis 500 und don 500 bis 
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800 werden ungefähr gleich ſein. Ich kann alſo mit dem 
Durchſchnitt der beiden Stempel von 50 Pf. und 1 M rechnen; 
von den 94 000 M Stempel ziehe ich für ganz ſelten vor⸗ 
kommende Fälle, daß geſtempelte Vollmachten im Anwalts⸗ 
prozeß überreicht werden, noch 2000 M und. für Armenrechts⸗ 
prozeſſe noch 3000 M, im ganzen 5000 M ab, bleibt een 
belaftung 89 000 M. 


Für das Jahr 1904 ſtelle ich alſo die Berechnung dahin: 


Satz des Drinifterinlblatte . 1040 000 M 

in. een 262 750 = 

Stempfeell!l!˖ñ 89 000 = 
1391 750 M 


Da die e von 1904 bis 1906 durch⸗ 
ſchnittlich um *%ıs, die Oberlandesgerichtsprozeſſe um ½ ge 
ſtiegen find, iſt die Steigerung auf 1906 um ½, im ganzen auf 
200 000 M zu veranſchlagen. Es beträgt die Mehrbelaſtung 
für die jetzigen Landgerichtsſachen nach dem Stande des Jahres 
1906 alſo 1 600 000 M und wird für den Stand des Jahres 
1907 noch etwas höher ſein. 

Die ganze Mehrbelaſtung des Ziilprozeß⸗ Publikums im 
ordentlichen Verfahren iſt danach auf 1¾ bis 2 Millionen 
feſtgeſtellt, während dem eine Erſparnis von zirka 570 000 M 
im Mahnverfahren gegenüberſteht. 

Meine Abweichungen von der amtlichen Vece 
teſultieren alſo, wie ich nochmals hervorheben muß, nur zum 
geringen Teil auf Schätzung. Sie beruhen in Höhe von 
, Million auf der nicht zutreffenden Heranziehung des Straf⸗ 
verfahrens, in Höhe von ungefähr J Million darin, daß ich 
die dem Publikum vorgeſchlagene zukünftige Erſparnis 
an Protokollabſchriften nicht für denkbar halte, in Höhe von 
½ Million darin, daß ich nicht annehmen darf, daß alle Klagen 
und Zahlungsbefehle per Nachnahme zugeſtellt werden, viel⸗ 
mehr nur die Hälfte der Klagen und ¼ der Zahlungsbefehle, in 
Höhe von ungefähr ¼ Million darin, daß ich nicht annehme, daß 
die Verſäumnisurteile jetzt zu / ſämtlich doppelt ausgefertigt 
werden, ſpäter aber nicht in weiterem Umfang, daß ich 
vielmehr die Verringerung des Schreibwerks durch Erhöhung 
der künftigen gerichtlichen Urteilsabſchriften für ausgeglichen 
erachte, in Höhe von 100 000 M darin, daß ich die Antrags⸗ 
ſchreibgebühren für die verbleibenden Zahlungsbefehle einftelle, 
in Höhe von 289 000 M darin, daß ich korvekt den Ausfall 
des Jahres 1906 und Vollmachtsſtempel berechne, in Höhe 
pon 18 000 M darin, daß ich auch die Porti für das Zwangs⸗ 
verſteigerungs verfahren richtig einſtelle. 

„Dieſe Abſtriche, von denen ich nicht zweifl, daß ſie an⸗ 
erkannt werden müſſen, betragen über 1400000 M. 

Nur der Reſt der Differenz zu meinem jetzigen Reultat 
von zirka 300 000 M beruht darauf, daß ich dort, wo auch bei 
dem amtlichen Aufſatz die Erſparniſſe geſchätzt werden, von 
dieſen Schätzungen von im ganzen 650 000 M zirka 300 000 M 
abziehe, und die Pfennigabrundung im Amtsgerichtsproßeß und 
Mahnverfahren auf etwa 30 000 M höher berechne. Überall 
aber habe ich dieſe en eingehend begründet, ich glaube, 
ich könnte weiter gehen. So if 3. B. nicht klar, ob der 
Mindeſtzuſchlag des Aufſatzes ſich auf Prozeß⸗ und Mahn: 
verfahren zuſammen bezieht, es werden wahrſcheinlich die 
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doppelten Urteilsabſchriften infolge der Pauſchalierung der An⸗ 
waltsgebühren noch ein weiteres Plus ergeben, ich habe die 
Anwendung der neuen Sätze auf das Konkursverfahren 1“) und 
die Landesgeſetze gar nicht geprüft. Jedes dieſer Momente 
kann die Belaſtung um Hunderttauſend erhöhen. 


. 8 48. 

Um ausbrücken zu 9 daß der Prozeß ſich verbilligt, 
läßt der Verfaſſer den § 48 ganz beiſeite; einmal ſei der Zweck 
kein fiskaliſcher und dann hätte auch ich eine beſtimmte Summe 
nicht eingeſtellt. Dieſe Schlußfolgerung iſt wohl nicht tendenzfrei. 
Die Wirkung, nicht der Zweck entſcheidet die tatſächliche Ver⸗ 
teuerung. Ich habe aber nur erklärt, daß ich die Höhe des 
Reinertrages nicht ermeſſen könnte, weil ich nicht weiß, wie 
weit wir Anwälte dem Publikum die Belaſtung erſparen können, 
zu gleicher Zeit betont, daß die Belaſtung ohne ſolche Erſparung 
meiner Schätzung nach 1 Million betragen würde. 

Eins iſt aber für jeden Praktiker klar, daß eine vollſtändige 
Beſeitigung der Gebühr nicht möglich iſt. Man müßte dann 
in den großen Sachen auf den ausreichenden Schriftwechſel ver⸗ 
zichten, man müßte an den großen Gerichten das Preisrätſel 
der Vermeidung der Kolliſionen löſen, und man müßte eben in 
den Sachen mit Beweisaufnahme auf mehrere Beweisbeſchlüſſe 
verzichten, wodurch ſich natürlich die Berufungen vermehren 
würden. Bei den kleinen Oberlandesgerichten wird ſich aller⸗ 
dings die Gebühr des § 48 bis auf ſeltene Fälle vermeiden 
laſſen. Dies hatte ich aber ſchon gar nicht bei meiner Schätzung 
berückſichtigt. Selbſt wenn bei den I. Inſtanzen ungefähr die Hälfte 
der Termine vermieden werden könnte, was weder der Verfaſſer 
jenes Artikels noch ich überſehen können, würde für ganz Deutſchland 
eine Mehrbelaſtung von ungefähr 1 Million übrig bleiben. 


V. Der Fiskus. . 

Der Satz, daß die Erſparnis des Publikums ſich mit dem 
Gewinn des Fiskus nicht deckt, iſt richtig, ein Fehlſchluß aber, 
aus der angeblichen Erſparnis des Publikums eine Belaſtung 
des Fiskus anzunehmen. Die Koſten der fiskaliſchen Zuftellung 
(20 Pf. bei Ortsporto, 30 Pf. bei Fernporto) erreichen eben 
die Koſten der Gerichtsvollzieherzuſtellung (50 bis 65 Pf. ohne 
Nachnahme) bei weitem nicht. Der Fiskus ſpart bei der Verein⸗ 
fachung von 2½ Millionen Zuſtellungen viel mehr Gerichts⸗ 
vollzieher als Poſtboten, abgeſehen von dem Gehaltsunterſchied. 
Durch dieſe Sätze laſſe ich mir die Uberzengung, daß der Juſtizfiskus 
mindeſtens 1 Millionen verdient, nicht rauben. Würden biefelben 
nur zur Mehranſtellung und Mehrbeſoldung der Richter verwandt, 
anſtatt daß man an den Stellen ſparen will, ſo wäre dagegen 
nichts einzuwenden. Nehme ich aus meinen Sätzen die Erſparnis 
des Publikums heraus, ſo erhält der Fiskus im Amtsgerichts⸗ 
prozeß 1 140 000 M, im Mahnverfahren 347 000 M, in den 
weiteren Inſtanzen 1 690 000 Man Gebühren mehr, alſo ſelbſt 
wenn meine Schätzungspoſitionen von 300 000 M um die Hälfte 
zu hoch iſt, noch über 3 Millionen. Dafür hat er neu zu leiſten 


13) Bei zirka 7000 Konkurſen mit einem Durchſchnittsobjekt 
von 8000 M (Statiſtik des Kreditorenverbandes) kann, falls Anlage I 
die Gebühren nicht enthält, noch ein N von zirka 100 000 M 
an neuer Gebühr gegeben fein. 
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die geſamten Zuſtellungen der Zahlungsbefehle, der Amtsgerichts⸗ 
prozeſſe und 80 000 M an Ladungen und Abſchriften. (Her 
ſtellungskoſten zu 20 Pf.) 1½¼ Millionen Mark ergeben aber 
ſchon 6 Millionen vereinfachte Zuſtellungen; für den Amtsgerichts⸗ 
yrozeß bleiben daher 4 Millionen Zuſtellungen, für die nenen 
Kagen (zirka 1 600 000) durchſchnittlich 2 für die Verſäumnis⸗ 
prozeſſe, 5 bis 6 für die kontradiktoriſchen .)) 
(Ein zweiter Aufſatz folgt.) 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 
Wir berichten über die in der Zeit vom 20. Januar bis 
1. Februar 1908 ausgefertigten . 
I. Neichsrecht. 
Bürgerliches Seſetbuch. N 
1. 58 99, 100, 126, 133, 157, 811-313, 328, 518, 
759, 761, 766, 1073, 1074, 2033, 2048, 2050 BGB. Ben 
ſtoß gegen Treu und Glauben. Schenkungsverſprechen oder 
Leihrentenvertrag! Begriff des letzteren. Bedeutung der für 
einen kauſalen Vertrag beſtehenden Formvorſchrift. Ergänzung 
der Form durch Auslegung einer Urkunde.] ö 
Der Kläger ift mit der Tochter des Beklagten verheiratet. 
Als er um deren Hand anhielt, kam es zwiſchen ihm und dem 
Beklagten zu einer Erörterung über die Vermögens verhältniſſe. 
Dabei erklärte Kläger dem Beklagten, daß er mit ſeinem Richter⸗ 
gehalt und ſeinen Zinſen einen ſtandes mäßigen Haushalt nicht 
würde beſtreiten können und daß er deshalb einen ſtändigen 
Beitrag beanſpruche. Der Beklagte ſagte ihm einen ſolchen zu, 
ohne daß über die Höhe etwas weiteres verabredet wurde. 
Vor der Hochzeit antwortete Beklagter auf einen Brief, in dem 
ihn Kläger bat, den Wirtſchaftszuſchuß ſeinem Betrage nach 
feſtzuſetzen: er habe ſeiner Tochter erklärt, daß er ihr als 
Minimum monatlich 100 M aus feinen Anwaltseinnahmen 
ausſetzen wolle; ſie habe dies für durchaus ausreichend erklärt. 
Nach Eingehung der Ehe hat demnächſt der Beklagte den Wirt⸗ 
ſchaftszuſchuß mit 100 M allmonatlich entrichtet. Dieſe Zahlungen 
hat er jedoch nicht weiter fortgeſetzt, als die Ehefrau des Klägers 
dieſen verließ und gegen ihn auf, Scheidung klagte. Die Klage 
auf Entrichtung des Wirtſchafts zuſchuſſes iſt in I. Inſtanz 
abgewieſen, da es ſich um einen Leibrentenvertrag handele, der, 
weil ihm die Schriftform fehle, nichtig, ſei. Die Berufung 
wurde zurückgewieſen. Das RG. hob auf: Es handelt ſich 
um drei Fragen: einmal darum, ob der Beklagte ſich über⸗ 
haupt zur Entrichtung eine Wirtſchaftszuſchuſſes verpflichtet 
hat. Sodann darum, ob, wenn er dies tat, er damit eine 
Leibrente verſprochen hat. Und endlich, wenn auch dieſe 
Frage zu bejahen iſt, darum, ob die Form des 8 761 BGB. 
als gewahrt gelten kann. I. So allgemein geſtellt, wie die 
erſte Frage hier gefaßt iſt, hat der erkennende Senat kein Bes 
denken getragen, ſie von ſich aus zu bejahen. Die von der 


14) Daran würde auch die Rechnung im JM. nichts ändern. 
Würde nach dem Verfaſſer das Publikum mehr erſparen, ſo leiſtet 
dann auch der Fiskus weniger?! 

) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Reviſion vorgebrachte Rüge, daß die 88 188 und 157 88. 
durch Nichtanwendung verletzt ſeien, iſt unter der Vorausſetzung 
begründet, daß der Berufungsrichter fie — insbeſondere ver: 
möge der Bezugnahme auf die Begründung des erſten Urteils — 
hat verneinen wollen. Ließ Beklagter es zu, daß der Kläger 
im Vertrauen auf die ihm gegebene Antwort die Che einging, 
ſo verſtößt es gegen Treu und Glauben, das Verſprechen als 
überhaupt nicht gegeben anzuſehen oder mit dem Berufungs- 
richter anzunehmen, der Beklagte habe es verſtanden, feinen 
Worten eine fo vorſichtige Faſſung zu geben, daß er zwar 
moraliſch, nicht aber auch rechtlich eine Verpflichtung einging. 
Vielmehr führt eine rechtliche Würdigung deſſen, was über den 
Verlauf der Angelegenheit tatſächlich bereits feſtſteht, zu der 
Annahme, daß es zu einem zweimaligen Vertragsabſchluß unter 
den Beteiligten gekommen iſt. Beklagter hat zunächſt ſeiner 
Tochter verſprochen, ihr aus ſeinen Anwaltseinnahmen einen 
Wirtſchafts zuſchuß von mindeſtens 100 M zu gewähren, und 
die Tochter hat dieſes Verſprechen angenommen. Sodann ent⸗ 
ſprach er aber auch dem Verlangen des Klägers, ſich ihm ver⸗ 
bindlich zu machen, indem er ſich zu dem der Tochter gegebenen 
Verſprechen bekannte und damit gleichzeitig dem Kläger ge⸗ 
genüber die nämliche Verpflichtung zugunſten der Tochter als 


eines Dritten einging (8 328 Abſ. 1 BGB) Wie das 


Verſprechen des Beklagten im übrigen beiderſeits gemeint und 
verſtanden worden iſt, bleibt als eine weitere Auslegungsfrage 
der Entſcheidung des Tatrichters vorbehalten. Es handelt ſich 
um ein Schenkungsverſprechen (88 516, 518 BGB.). Dieſes 
Schenkungsverſprechen erfüllt aber zugleich die Vorausſetzungen 
des S 1624 Abſ. 1 B., weil auf beiden Seiten Willensüber⸗ 
einſtimmung darüber beſtand, daß die Leiſtungen des Beklagten mit 
Rückſicht auf die Verheiratung der Tochter dieſer zur Erhaltung 
der Wirtſchaft zugewendet werden ſollten. Da nun das beider 
ſeitige Parteivorbringen nichts darüber enthält, daß die ver⸗ 
ſprochenen Leiſtungen über die im § 1624 Abſ. 1 bezeichneten 
Grenzen der Angemeſſenheit hinausgegangen wären, fo bedurfte 
es, wie ſich aus den Ausführungen in dem Urteile des Senats 
vom 11. Januar 1906 (RG. 62, 275) ergibt, zu feiner Rechts 


wirkſamkeit der Form des 8 518 Abſ. 1 jedenfalls nicht; 


auch nicht inſoweit, als der Beklagte ſich dem Kläger gegen⸗ 
über zugunſten ſeiner Tochter verbindlich machte, weil in dieſer 
Beziehung eine zwar nicht unmittelbare aber doch analoge An⸗ 
wendung des aus 8 1624 Abſ. 1 zu entnehmenden Grund» 
ſatzes der im Umfange begrenzten Formfreiheit den Geſetzesabſichten 
5 Gleichzeitig handelt es ſich freilich auch um Zu⸗ 
ſchüſſe, die zu dem Zwecke gegeben werden ſollten, als Einkünfte 
verwendet zu werden. (8 2050 Abſ. 2 B68.) Zuſchüſſe 
dieſer Art ſtehen aber nicht, wie Jacubezki in der Zeitſchrift 
„das Recht“ 1906 S. 284 Anm. 4 ausführt, in einem be⸗ 
grifflichen Gegenſatze zu den im § 1624 Abſ. 1 und in 
8 2050 Abſ. 1 behandelten Ausſtattungen, jo daß danach die 
auf 8 1624 beruhende Formfreiheit für ein Zuſchußverſprechen 
nicht gelten würde. Sind ſie auch nicht mit Binder (die 
Rechtſtellung des Erben, Bd. 3 S. 144, 165) unter allen 
Umſtänden als Ausſtattung anzuſehen, ſo trifft das doch im 
gegebenen Falle zu und darum ſteht die Formvorſchrift des 
8 518 Abſ. 1 dem Klaganſpruch nicht entgegen. II. Handelt 
es ſich aber auch um ein Leibrentenverſprechen? Läge 
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ein Leibrentenverſprechen immer ſchon dann vor, wenn ptriodiſch 
wiederkehrende gleichmäßige Leiſtungen für: dine längere Zeit 
verſprochen werden, ſo würde im Falle der Formloſigkeit der 
Vertrag nach heutigem Rechte nichtig ſein. Er bliebe auch 
nichtig trotz beiderſeitiger Erfüllung. Denn es fehlt im Gefetze 
eine den Formzwang des 5 761 abmildernde Vorſchrift, die 
wie in den Fällen der SS 313 oder 766 Satz 2 der Cr: 
füllung eine den Formmangel heilende Wirkung beilegt. 
Mit Eccius in Gruchots Beitr, 45, 12 hätte man 
alsdann die Kondizierbarkeit der beiderſeitigen Leiſtungen, und 
zwar für die Dauer der dreißigjährigen Verjährungsfriſt, an⸗ 
zuerkennen. Schon dieſe Erwägung macht es zur unabweis⸗ 
baren Notwendigkeit, den Leibrentenbegriff, wenn angängig, 
durch Aufſtellung weiterer Begriffserforderniſſe einzuengen. 
Feſtzuhalten iſt dabei zunächſt an dem Begriffserfordernis, daß 
inhaltlich gleichmäßige und ſich in gleichmäßigen Zeitabf änden 
wiederholende Leiſtungen verſprochen ſein müſſen. Dagegen 
bildet die Erſtreckung der Verpflichtung auf einen längeren 
Zeitraum zwar eine regelmäßige Erſcheinung; ſie vermag jedoch 
ſchon um ihrer Unbeſtimmtheit willen kein juriſtiſch brauchbares 
Unterſcheidungszeichen abzugeben. Es treten zwei weitere Be⸗ 
griffserforderniſſe hinzu. Mit Recht wird nämlich von mehreren 
Schriftſtellern zumichſt darauf hingewieſen, daß, man unter einer 
Leibrente nach der ſprachlichen Bedeutung des Wortes nur eine 
auf die Lebenszeit eines Menſchen geſtellte Rente verſtehen 
kann. Vor dem Inkraftiraten des BGB. ſtimmten alle den 
Begriff feſtſtellenden Geſetzgebungen darin überein, daß die 
Leibrente eine lebenslängliche, wenn auch nicht immer nach dem 
Leben des Rentenempfängers bemeſſene Rente ſein müſſe; ſo 
8 606 T. I Tit. 11 AL R., Art. 1971, 1972 c. e., $ 1284 
öſterr. Geſetzbuch, $ 1150 ſächſ. BGB. Auf alle dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchriften und auf Vorſchläge, die in ſpäteren Geſetzentwürfen 
damit übereinſtimmend gemacht waren, iſt in den Motiven zum 
I. Entw. des BGB. (Bd. 2 S. 637 Anm. 1) hingewieſen. 
Die beiden einzigen Punkte, in denen die damals geltenden ge⸗ 
ſetzlichen Definitionen zu eng befunden wurden, betrafen das 
Erfordernis einer I in Geld oder in Geldeswert beſtehenden 
Gegenleiſtung und die Einschränkung des. Gegenſtandes der 
Leiſtungen auf Geld oder andere vertretbare Sachen. Keines⸗ 
wegs war es alſo bei den wenigen nach den Vorſchlägen der 
Geſetzentwürfe in das BGB. übergegangenen Einzelvorſchriften 
darauf abgeſehen, jenes in der bisherigen Rechtsentwicklung 
feſtgehaltende Begriffserfordexnis für das heutige Recht auf 
zugeben. Auch die in dieſer Beziehung. leicht, irreführende 
Faſſung des 8759 Abſ. 1 unſeres Geſetzbuches und die ſachlich 
damit übereinſtimmenden SS 660 1. Entw. und 704 JI. Entw. 
nötigen nicht zu der Annahme, daß dies geſchehen ſei ! Denn 
wenn das Geſetz a. a. D. ſagt: „wer zur Gewährung einer 
Leibrente verpflichtet iſt, hat die Rente im Zweifel für die 
Lebensdauer des Gläubigers. zu entrichten“, jo iſt das eine 
Auslegungsvorſchrift, die den Begriff der Leibrente als bereits 
gegeben zur Vorausſetzung hat. Zu einem Teile wird damit 
eine bereits in § 1153 ſächſ. BGB. gegebene Vorſchrift 
wiederholt, die dahin lautete: „Soll die Dauer der Leibrente 
von dem Leben des Rentenſchuldners oder eines Dritten ab⸗ 
hängen, ſo iſt die Rente, wenn nicht beſtimmt worden, daß ſie 
auf die Erben des Nentengläubigers übergehen ſoll, bloß auf 
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deſſen Lebenszeit zu entrichten.“ Zum audern Teile geht fie 
aber auch über dieſe ſächſiſch⸗vechtliche Geſetzesvorſchrift hinaus, 
weil mmmehr, wenn Zweifel darüber obwalten, aaf weſſen 
Leben die Reute geſtellt iſt, die Rente gemäß 5 750 Abi. 1 
mangels entgegenſtehender Beſtimmungen als auf, das Leben 
des Gläubigers geſtellt zu gelten hal. Mit dem; Begriffe: 
erfordernis der Lebenslänglichkeit iſt es indeſſen nicht unvereink 
bar, wenn das Beſtehen des Leibrentenrechts ſelbſt in dem 
gleich zu erörternden Unterſchiede von dem Anſpruche auf die 
Einzelleiſtungen vom Eintritt einer Bedingung aufſchiebend oder 
auflöſend abhängig gemacht, oder wenn ſeine Entſtehung auf 
einen künftigen Termin hinausgeſchoben oder wenn ein äußerſter 
Zeitpunkt ſeines Beſtehens für den Fall des Aberlebens feſt⸗ 
geſetzt wird. Das ſind dann Nebenbeſtimmungen, die mit dem 
Weſen des Leibrentenverſprechens nichts zu tun und die daher 
auch für die Begriffsbeſtimmung keine Bedeutung haben. Der 
in dem Erfordernis der Lebenslänglichkeit beſtehenden erſten 
Einſchränkung des Leibrentenbegriffs tritt eine zweite hinzu: 
Die Leibrente beſteht nicht aus einer Mehrzahl eingelner, 
ſelbſtändiger Anſprüche mit fortſchreitend aufeinander folgenden 
Fälligkeitsterminen, ſondern ſie iſt ein in ſich geſchloſſenes ein⸗ 
heitliches Recht, dem die Eigenſchaft der Nutzbarkeit im Sinne 
der 88:99 Abſ. 2 und 100 BG. beiwohnt. Dieſe rechtlich 
und wiriſchaftlich beſonders wichtige Eigenart iſt ihr aufgeprägt 
durch ihre rechtsgeſchichtliche Entwicklung. Der Vertrag, durch 
den ſich der Leibrentengeber zut Rentengewährung verpflichtet, 
wird in allen Fällen nicht erſt durch die Einzelleiſtungen, ſondern 
ſchon durch die Beſtellung des Leibrentenrechtes erfüllt. Iſt 
das Leibrentenverſprechen/ in dem die Verpflichtung zur Leib⸗ 
rentenbeſtellung begrümdenden kbauſalen Vertrage noch nicht ent⸗ 
halten, jo bezieht ſich das Formerfordernis des 8 761 immer 
auch auf den kauſalen Vertrag (vgl. Eccius a. a. O- S. 28 
und S. 12 ff.)) Das folgt mit Notwendigkeit aus dem Vor: 
behalte, der mit den Geſetzesworten: „ſoweit nicht eine andere 
Form vorgeſchriebenen iſt“ dem Formgebote beigefügt iſt. 
Denn eine ſolche andere Form ift für das Leibrentenverſprechen 
ſelbſt in den Geſetzen nirgend, wohl aber an zahlreichen Stellen 
für den kauſalen Vertrag vorgeſchrieben. (88 311, 312 Abſ. 2, 
313, 518 Abſ. 1, 2033, 2048 BGB. usw.) Soll alſo 
vermöge beſonderer Geſetzesvorſchriften die im § 761 verlangte 
einfache Schriftform verändert d. h. geſteigert werden, ſo muß 
ſich das Formgebot auf die zur Entſtehung des kauſalen Ver: 
trages notwendige Erklärung des Leibrentenbeſtellers mitbeziehen. 
Offenbar hat in der Kommiſſidn des Reichstages, als dort die 
Einfügung des jetzigen § 761 in den Regierungsentwurf be 
ſchloſſen warde, bei der Abfaſſung des Geſetzestertes die mi 
für den Regelfall zutreffende Anſchauung beſtanden, daß eine 
Erklärung, mit der die Verpflichtung zur Leibrentenbeitellung 
übernommen wird, das Leibrentenverſprechen ſelbſt immer ſchon 
in ſich ſchließe. Erledigt ſich damit das hervorgehobene Be⸗ 
denken, ſo findet andererſeits die Auffaſſung, daß man unter 
einer Leibrente ein einheitliches nutzbares Recht zu verſtehen 
hat, einen erheblichen Anhalt in der Geſetzesvorſchrift des 
8 1073 BGB. Es macht nichts aus, daß bei der Entſtehung 
der beiden erſten Entwürfe des Geſetzbuchs in beiden Kommiſſionen 
die Abſicht beſtanden hat, den Streit um die Eumheitlichkeit des 
Leibrentenrechts durch dieſe Geſetzesvorſchrift wiederum nicht 
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zu entſcheiden, die Entſcheidung vielmehr auch hier der Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis vorzubehalten (Mot. 3, 543, Prot. II. Leſung 
5, 417). Denn die Vorſchrift des S 10 73 bildet nach dem 
Vorange führten nicht den alleinigen Grund, weshalb der Begriff 
der Leibrente durch Aufſtellung dieſes Begriffserjorderniſſes ein⸗ 
zuſchränken iſt. Das fachliche Gewicht des Unterſchiedes, den 
das Geſetz in den 88 1073 und 1074 zwiſchen dem Inhalte 
der Rechte, die dem Nieß braucher einer Leibrente und dem 
Juhak der Rechte macht, die dem Nieß braucher einer Forderung 
zustehen, fällt für die gegenwärtig zu entſcheidende Rechtsfrage 
immerhin unterſtützend ins Gewicht. Nach alledem hat man 
unter einer, Leibrente ein einheitliches nutzbarcs Recht zu ver⸗ 
Reben, das idem Berechtigten für die Lebensdauer eines Menſchen 
eingeräumt iſt und deſſen Erträge aus fortlaufend wiederkehrenden 
gleichmäßigen Leiſtungen in Geld oder vertretbaren Sachen beſtehen. 
Im gegebenen Falle fehlt in dem Berufungsurteile zunächſt ein 
näheres Eingehen darauf, ob der Beklagte ſich überhaupt auf 
ingend jemandes Lebenszeit verpflichtet hat. Kann dies an⸗ 
genommen werden und läßt ſich der in, dem Verſprechen ent⸗ 
baltene. Hinweis auf die Anwaltscinnahmen etwa ſo verſtehen, 
daß der Beklagte, wenn er, ſich entweder für die eigene oder 
für die Lebenszeit, der Tochter verbindlich machte, immerhin als 
äußerſten Termin fein. Ausſcheiden aus dem Anwalteſtende 
vorgeſehen haben ‚wollte, jo mag ſich das erſte der vorhin er⸗ 
ötterten Unterſcheidungsmerkmale einer Leibrente als. notdürſtig 
vorhanden annehmen laſſen. Ein Leibrentenverſprechen liegt 
aber auch dann erſt vor, wenn der Beklagte ſich mit einer ein⸗ 
heitlichen Kapitalſchuld belaſten wollte, die, wie Endemann 
Bürgerliches Recht (8. Aufl.) Bd. 1 S. 1185 es ausdrückt, ſo be⸗ 
ſchaffen war,, daß fie. in einer fortlaufenden Reihe von Einzel; 
leiſtungen ſich ausgab. Das iſt, nicht der Fall, ſofern Be⸗ 
llagter dieſe Einzelleiſtungen von wirtſchaftlichen Vorausſetzungen 
irgendwelcher Axt, z. B. pon der Ergiebigkeit ſeiner Anwalts⸗ 
tätigkeit oder von der fortdauernden Zuſchußbedürftigkeit des 
Klägers abhängig gemacht hat. Ebenſowenig dann, wenn die 
Beſtimmung eines monatlichen Mindeſtbetrages die Annahme 
begründet, daß je nach den obwaltenden Verhältniſſen auch 
darüber hinaus ein Mehrbetrag, in angemeſſener, wenn nur 
objektiw beſtimmbarer Höhe zu entrichten ſein ſollte. III. Fällt 
in allen dieſen Beziehungen die dem Richter der Tatfrage vor⸗ 
zubehaltende Entſcheidung ſo aus, daß ein Leibrentenverſprechen 
vom Rechtsſtandpunkte aus als erteilt gelten darf, ſo entſteht 
endlich die Frage, ob mit dem Briefe, vom 5. Auguſt 1901 
die Form des 8 761 BGB. erfüllt iſt. Bei der Verneinung 
dieſer Frage hat der Bernfungsrichter zutreffend auf das in 
NG. 57, 258 ff. sowie auszugsweiſe in der JW. von 1904 
S. 232“ mitgeteilte Urteil des RG. vom 8, März 1904 hin⸗ 
gewieſen. Wie dort handelt es ſich auch hier nicht um die 
Erfüllung einer durch Vereinbarung frei gewählten (§ 127 
Satz 2 BGB.), ſondern um eine für die Willenserklärung des 
einen Vertragsteils geſetzlich porgeſchriebene Form (8 126 
Abf. 1 BGB.). Es iommt deshalb darauf an, daß der für 
das Rechtsgeſchäft we ſentliche Inhalt ſich vollſtändig und 
unmittelbar aus der Urkunde ergeben muß. Allein die 
Grenzen, innerhalb deren es zuläſſig iſt, die Urkunde, wenn 
auch unter Berückſichtigung anderer Tatumſtände erläuternd 
auszulegen, dürfen nicht zu eng gezogen werden. Zwar fehlt 
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es an der Form, die das Geſetz im § 126 Abf. I näher 
beſtimmt, wenn es ſich als notwendig erweiſt, die Urlunde 
auf ſolcher Grundlage in einem weſentlichen Punkte zu er⸗ 
gänzen. Läßt ſich indeſſen für das, was in dem Briefe — 


wiewohl ‚nur unvollkommen — enthalten iſt, durch Aus: 


legung eine nähere Beſtimmung ſoweit gewinnen, daß ſich 
alsdann alle weſentlichen Beſtandteile der Erklärung in ihm 
niedergelegt finden, ſo iſt die Furm gewahrt (vgl. das Urteil 
des Senats in Sachen Schaafhauſenſchen Bankverein o. 
Brennecke IV, 490, 04. JW. 05 S. 336°). Der Berufungs⸗ 
richter wird daher zu prüfen haben. sinmal ob ſich in den 
abgeſchloßſenen beiden Verträgen ein den vorhin dargelegten 
Anforderungen entſprechendes Leibrentenverſprechen enthalten 
findet und ſodann, op ſich dieſes Leibeentenverſprechen in dem 
vorhin dargelegten Sinne aus dem Briefe des Beklagten vom 
5. Auguſt 1901 unmittelbar exgibt. Trifft das letztere zu, 
ſo kann die Klage an der Formvexſchrift des 5 761 BGB. 
nicht ſcheitern. R., c. K., U. v. 12. Dez. 07, 221/07 IV. — 
Marieswerder. 

2. 88 125, 126, 130, 148, 154, 566 BGB. SER 
der vereinbarten Schriftform eines Vertrages. Einhaltung der 
ausgemachten Friſt für die Vollziehung der Urkunde. Zugehen 
der Genehmigung. Abschluß eines Mietvertrages nur bei Be⸗ 
obachtung der Form.] 

Nach der Seftfiellung des Berufungsgerics hat der Be 
klagte auf Grund einer Verhandlung mit dem klägexiſchen 
Reiſenden G. eine Urkunde über einen betreffs der beklagtiſchen 
Wirtſchaft mit der Klägerin auf 3 Jahre abzuſchließenden Miet⸗ 
vertrag am 11. April 1906 unterſchrieben, während der kläge⸗ 
riſche Reiſende dieſe Urkunde nicht umterſchrieben hat. Die 
beiden letzten Paragraphen dieſes Vertrags lauten: „§ 10. Es 
wird hiermit ausdrücklich beſtimmt, daß bezüglich dieſes Vertrags⸗ 
verhältniſſes qusſchließlich nur gegenwärtiger Vertrag maß⸗ 
gebend und entſcheidend iſt, ſomit keiner der Kontrahenten ſich 
auf frühere oder ſpätere mündliche Abmachung auch anderen 
gegenüber berufen kann. 8 11. Die Genehmigung zu vor⸗ 
ſtehendem Abkommen bleibt der Direktion (der Klägerin) 3 Tage 
von heute ab, vorbehalten.“ Innerhalb der 3 Tage hat der 
klägeriſche Reifende dem Beklagten die klägeriſche Genehmigung 
des Vertrags mündlich mitgeteilt. Klägerin hat jedoch inner⸗ 
halb dieſer Friſt die Vertragsurkunde nicht unterſchrieben, was 
dem Beklagten nicht bekannt war. Beklagter hat dies erſt nach 
Friſtablauf erfahren und Klägerin hat erſt viel ſpäter die Ur⸗ 
kunde unterſchrieben. Das RG. hob das verurteilende Urteil 
des OLG. auf: Die Feſtſtellung des Berufungsgerichts, daß 
die Parteien die Beurkundung des Vertrags gewollt haben, iſt 
— zumal angeſichts des 8 10 des Vertrags — nicht zu be 
anſtanden. Im übrigen aber ift die Entſcheidung rechts⸗ 
irrtümlich. Denn 8 154 Abſ. 2 hat (ebenfo wie § 125 
Satz 2 BGB) nicht die Bedeutung, daß das Nichtgeltenſollen 
vor vollzogener Beurkundung (bzw. die Nichtigkeit beim Mangel 
der durch Rechtsgeſchäft beſtimmten Form) erſt noch beſonders 
bewieſen werden müſſe, vielmehr geben dieſe Geſetzesbeſtimmungen 
eine Auslegungsregel dahin, daß, wenn eine Beurkundung ver⸗ 
abredet worden iſt, im Zweifel der Vertrag nicht geſchloſſen iſt, 
bis die Beurkundung erfolgt iſt, und daß der Mangel der durch 
Rechtsgeſchäft beſtinvnten Form im Zweifel Nichtigkeit zur 
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Folge hat. In Ermangelung beſonderer für das Gegenteil 
ſprechender Tatumſtände, die nicht vorliegen, iſt daher ein Ver⸗ 
trag nicht vorhanden. Ebenſo iſt die Auslegung des 8 126 BGB. 
durch das Berufungsgericht unrichtig, denn es iſt gerade um⸗ 
gelehrt beſtimmt, daß die ſchriftliche Form die eigenhändige 
Unterzeichnung erfordert und daher dieſe Form vorher nicht 
gewahrt if. Es kommt aber weiter 8 148 BGB. in Be 
tracht, wonach, wenn der Antragende für die Annahme des 
Antrags eine Friſt beſtimmt hat, die Annahme nur innerhalb 
der Friſt erfolgen kann und ebenſo iſt 8 130 BGB. zu be⸗ 
achten, wonach eine Willenserklärung, die einem anderen gegen⸗ 
über abzugeben iſt, in dem Zeitpunkte wirkſam wird, in welchem 
ſie ihm zugeht (vgl. RGZ. Bd. 61 Nr. 98). Es mußte daher 
die vereinbarte klägeriſche Unterſchrift des Vertrags dem Be⸗ 
klagten innerhalb der verabredeten 3 Tage zugehen, die bloß 
mündliche Mitteilung des Hägerifchen Reiſenden über die (zudem 
nicht ſchriftlich erfolgte) klägeriſche Genehmigung war rechtlich 
bedeutungslos. Die Meinung des Berufungsgerichts, daß das 
Vorhandenſein der Unterſchrift in dem Zeitpunkte genüge, zu 
welchem die Vertragsurkunde in irgendeiner Weiſe erheblich 
werde, iſt gegenſtandslos, da im vorliegenden Falle eben die 
Unterſchrift der Klägerin mit dem Ablauf der drei Tage er⸗ 
heblich war. — Ebenſowenig iſt die eventuelle Anſicht des 
Berufungsgerichts ſtichhaltig, daß nach Maßgabe des 8 566 BGB. 
der Vertrag für die Dauer eines Jahres bindend von dem 
Beklagten abgeſchloſſen worden ſei. Denn dieſe Geſetzesſtelle, 
wonach ein Mietvertrag über ein Grundstück, der für längere 
Zeit als ein Jahr abgeſchloſſen wird, der ſchriftlichen Form 
bedarf und, falls die Form nicht beobachtet wird, der Vertrag 
als für unbeſtimmte Zeit geſchloſſen gilt, die Kündigung jedoch 
nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß des erſten Jahres 
zuläſſig iſt, ſetzt im Falle der nicht beobachteten ſchriftlichen 
Form voraus, daß ein mündlicher Mietvertrag gültig geſchloſſen 
worden iſt. Dies iſt jedoch vorliegend nicht der Fall, da die 
Streitteile nur einen ſchriftlichen Mietvertrag, der wegen Nicht⸗ 
beobachtung der Erforderniſſe eines ſolchen nicht vorliegt, 
ſchließen wollten und daher nicht von einem mündlichen Miet⸗ 
vertrage gemäß §8 566 BGB. die Rede fein kann (vgl. auch 
Planck, Kommentar zum BGB. 3. Aufl. Bd. 2, 8 566 Bem. 3 
Abſ. 2 S. 433, Brückner, Die Miete 2. Aufl. S. 39). 
8. c. St., U. v. 3. Jan. 08, 231/07 III. — Karlsruhe. 
3. 58 276, 823 BGB. Strenge Anforderungen an die 
Achtſamkeit der Motorradfahrer wegen der Gefährlichkeit der 
Motorräder.] | 1 N 
Der Ehemann der Klägerin, der Hauſierer Georg G., iſt 
am 13. Auguſt 1905 auf der Straße von Saulgau nach 
Buchau von dem Beklagten mit dem Motorrad angefahren 
worden und an den Folgen der dabei erlittenen Verletzungen 
am 30. Auguſt 1905 geſtorben. Die Klägerin fordert von 
dem Beklagten als Schadenserſatz eine Jahresrente von 750 M. 
Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das OLG. hat den 
Anſpruch bis zum 13. Auguſt 1925 d. i. bis zu dem Zeitpunkt, 
bis zu welchem der Getötete ohne den Unfall mutmaßlich 
gelebt haben würde, dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Reviſion des Beklagten ift zurückgewieſen: Der Ehemann der 
Klägerin wanderte auf der Mitte der Landſtraße mit dem 
Spielzeughändler St. und deſſen Frau zum Markt nach O. 
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M 4. 1908. 
Seinen Korb mit Waren hatte er auf das Pritſchenwägelchen 
der Eheleute St. geſtellt, das ſchon mit ihren Spielzeugkiſten 
beladen war und von ihnen ſelbſt gezogen wurde. G. ſchob 
hinten an dem Wägelchen, auf deſſen linker Seite gehend. 
Als der Beklagte ſich ihnen mit der gewöhnlichen Geſchwindigkeit 
eines Motorradfahrers näherte, gab er fortgeſetzt Signale mit 
der Hupe. Sie hörten ſie aber nicht, wohl wegen des Ge⸗ 
polters ihres Wagens, und wendeten auch nicht den Kopf 
zurück. Auf 10—15 m Entfernung gab der Beklagte nochmals 
ein Signal, ſtellte die Zündung an dem Rad ab, bremſte und 
verlangſamte dadurch. feine Geſchwindigkeit erheblich; er hielt 
ſich auch an dem linken Bankett. Das letzte Signal hörte G., 
ſchaute ſich um, machte, um ſich in Sicherheit zu bringen, 
einen Sprung zum linken Bankett und wurde dabei von dem 
Nad des Beklagten, der in gleiche Höhe mit G. gekommen 
war, zu Boden geſtoßen. Der Beklagte felbft fuhr über das 
Bankett in den Straßengraben hinein, wo auch er mit dem 
Rade fiel, ohne aber Schaden zu nehmen. Das Berufungs⸗ 
gericht ſtellt feſt, daß der Beklagte ſich bewußt war, daß G. 
ſein Herankommen nicht bemerkte, und begründet das Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten an dem Zuſammenſtoß wie folgt. Be⸗ 
klagter habe damit rechnen müſſen, daß G. in der Beſtürzung 
nach links ſpringen werde, und er habe ſich, wie aus der Ab⸗ 
ſtellung der Zündung hervorgehe, in der Tat dieſe Möglichkeit 
vergegenwärtigt. Er hätte deshalb, nachdem er in gefahr⸗ 
drohender Nähe der Leute noch keine Gewißheit gewonnen, 
daß ſie ſeine Annäherung wahrnahmen, ſo zeitig und ſo ſtraff 
die Bremſe anziehen müſſen, daß, wenn G. im letzten Augen⸗ 
blick auf ihn aufmerkſam werden ſollte, ein Zuſammenſtoß 
nicht eintreten oder dem G. nicht mehr ſchaden konnte. Er 
habe aber die Bremſe nicht genügend gebraucht, ſo daß ihm 
eine die Gefahr für G. ausſchließende Verlangſamung der 
Fahrt nicht gelungen ſei. Die Reviſion leugnet eine Fahr⸗ 
läſſigkeit des Beklagten, der alles getan habe, was man von 
einem ſorgfältigen Motorradfahrer verlangen könne, und mit 
dem finnloſen und unvorherſehbaren Seitenſprung des G. nicht 
habe zu rechnen brauchen. Der Senat hat jedoch keinen 
Anlaß gefunden, der Auffaſſung des Berufungsgerichts ent⸗ 
gegenzutreten. Mit Recht hat dieſes wegen der Gefährlichkeit 
der Motorräder für den Verkehr auf der Landſtraße ſtrenge 
Anforderungen an die Achtſamkeit und Vorſicht eines Motor⸗ 
radfahrers geſtellt. Seine Entſcheidung wird von der Felt 
ſtellung getragen, daß G. das Nahen des Beklagten nicht 
wahrgenommen und daß Beklagter dies gemerkt hat. Die 
tägliche Erfahrung lehrt nun, daß infolge des rückſichtslos 
raſchen Fahrens vieler Fahrer von Kraftfahrzeugen auf der 
offenen Landſtraße die meiſten Menſchen, wenn ſie auf der 
Mitte der Straße ſchreiten und plötzlich das Hupemzeichen 
wenige Schritte hinter ſich vernehmen, aufs heftigſte erſchrecken 
und durch einen Sprung nach der Seite der drohenden Gefahr 
zu entrinnen ſuchen. Zutreffend nimmt das Berufungsgericht 
an, daß der Beklagte, wenn er ſo kurz hinter G. nochmals 
die Hupe ertönen ließ, vermöge dieſer Erfahrung auf eine 
haſtige und ungeſchickte Bewegung des überraſchten Mannes, 
die ihn vor das Rad bringen konnte, gefaßt ſein und deshalb 
die Fahrgeſchwindigkeit dermaßen verringern mußte, daß ein 
Zuſammenſtoß mit ihm vermieden wurde oder unſchädlich für 
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ihn blieb. Bedenkenfrei hat das Berufungsgericht weiter 
verneint, daß den G., der in höchſter, durch das Verhalten 
des Beklagten erzeugter Verwirrung den Falſchſprung getan 
habe, ein eigenes Verſchulden treffe. Einen Vorwurf wird 
man unter ſolchen Umſtänden gegen G. mit Fug um ſo weniger 
erheben können, als nicht ausgeſchloſſen, jedenfalls von dem 
beweiöpflichtigen Beklagten nicht widerlegt iſt, daß ihm in dem 
kritiſchen Augenblick der Sprung nach rechts durch den St. ſchen 
Wagen verlegt war. Die Reviſion hat denn auch ein Selbſt⸗ 
betſchulden des G. nicht behauptet. E. c. G., U. v. 4. Jan. 08, 
159/07 VI. — Stuttgart. | 
4. 88 611, 612, 618 BGB. verb. mit $ 140 Gew VerſG. 


ind $ 2 Hafipfl®. Unfall eines von einem Betriebs⸗ 
unternehmer angeſtellten Arbeiters bei der Dienſtleiſtung in 
einer von einem anderen Unternehmer zu bewirkenden Arbeit 
bezüglich der Frage, ob die Berufsgenoſſenſchaft den letzteren 
in Anfpruch nehmen kann. Tätigkeit im Fabrikbetrieb?! 

Bei Ausführung einer Arbeit, welche der Beklagte W. 
auf Beſtellung der mitklagenden Aktienbrauerei in dem Sud⸗ 
banfe der letzteren durch den Monteur Be. vornehmen ließ, 
iſt der Maurer B., der damals im Auftrage der Bau⸗ 
unternehmer H. & H. mit Maurerarbeiten in dem Sudhauſe 
leſchäftigt war und nun aushilfsweiſe zu einer Dienſt⸗ 
leitung bei der Montagearbeit beigezogen wurde, verunglückt. 
Die klagende Berufsgenoſſenſchaft, welche nach Beſchluß 
des Reichsverſicherungsamtes den B. für die Folgen des 
Unfalls zu entſchädigen hat, verlangt mit der gegenwärtigen 
Ange gemäß § 140 des GewuVerſG. Erſatz für ihre Leiſtungen 
bon dem Beklagten W. Das DRG. wies die Klage ab, die 
Revifion wurde zurückwieſen: Nach der von dem Reichsverſiche⸗ 
mungsamt getroffenen, von beiden Parteien als maßgebend 
betrachteten Entſcheidung iſt der Unfall des Arbeiters B. in 
dem Betriebe der Baufirma H. & H., der bei der klagenden 
Berufsgenoſſenſchaft verfichert iſt, erfolgt, nicht in dem Betriebe 
der klagenden Brauerei; keinenfalls aber iſt hiernach der Unfall 
in dem Betriebe des Beklagten als demjenigen, bei welchem 
der Verletzte nach Maßgabe des GewuVerſG. verſichert wäre, 
eingetreten. Der Beklagte iſt alſo nicht der „Betriebsunter⸗ 
nehmer”, den der 8 135 des Geſetzes im Auge hat, vielmehr 
„Dritter“ im Sinne des § 140 des Geſetzes. Es iſt ſehr 
wohl möglich, daß ein Arbeiter einen Unfall durch einen 
fremden Betrieb erleidet, mit der Rechtsfolge, daß ihm einer⸗ 
Mid der Verſicherungsanſpruch an die Berufsgenoſſenſchaft, 
welcher fein eigener Arbeitgeber als Betriebsunternehmer an⸗ 
gehört, andererſeits ein Entſchädigungsanſpruch auf Grund 
ſonftiger gefeglicher- Vorſchriften, ſo des Haftpfl®. gegen den 
Unternehmer jenes fremden Betriebes erwächſt (vgl. Rieſenfeld, 
das beſondere Haftpflichtrecht 8 22 S. 281. Siehe auch 8 28 
A. 4 UVerſch). Für die Haftung aus § 2 HaftpflG. 
bunt es nicht darauf an, ob der Verletzte im Dienſte des 
Setriehäuntermehmers, in irgend einem Rechtsverhältniſſe zu 
niſem fteht oder nicht. Anders freilich verhält es ſich in dieſer 
Vegiehung bei dem Anſpruch aus $ 618 BGB. Indes 
mil die Klägerin mit dem letzteren Klaggrund nicht das Be⸗ 
Neben eines Dienftverhältniſſes zwiſchen dem verletzten B. und 
dem Vellagten von der Art behaupten, daß dadurch der erſtere 
in den Derficherungsbetrieb des Beklagten eingetreten wäre. 
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Eines weiteren Eingehens darauf, ob dieſe Klagbegründung 
überall mit der Vorſchrift des 8 135 Gew Verſcg. vereinbar 
wäre, bedarf es jedoch nicht. Denn auch die von der Reviſion 
verſuchte rechtliche Konſtruktion des Erſatzanſpruchs vermag 
dieſen nicht zu rechtfertigen. Der $ 618 BGB. ſetzt voraus, 
daß zwiſchen den Parteien ein Dienſtvertrag beſteht, und 
ein weſentliches Merkmal dieſes Vertrages iſt, daß für 
die Dienſtleiſtung eine Vergütung, ſei es nach ausdrück⸗ 
licher Abrede oder kraft ſtillſchweigender Vereinbarung 
(BGB. 89 611, 612) zu gewähren iſt. Es mag der Reviſion 
foviel zugegeben werden, daß ein Dienſtverhältnis zwiſchen dem 
Arbeiter B. und dem Beklagten denkbar wäre, auch wenn 
er die Vergütung für den geleiſteten Dienſt nicht vom Beklagten 
ſelbſt, ſondern von feiner Arbeitgeberin, der Firma H. & H., 
ſei es in Geſtalt ſeines Tagelohnes oder durch beſonderes Entgelt 
zu erhalten hatte. Allein die unmittelbare oder auch die ana⸗ 
loge Anwendung des 8 618 BGB. (wofern die letztere an 
ſich zuläſſig ſein ſollte) auf den gegenwärtigen Fall erſcheint 
gleichwohl bei dem von den Vorinſtanzen feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt ausgeſchloſſen. Darnach iſt der Arbeiter B. zu dem 
fraglichen Aushilfsdienſte nicht von dem Monteur des Beklagten, 
ſondern von dem Angeſtellten der Brauerei, dem Braumeiſter W., 
beigezogen worden. Der von dem Beklagten beſtellte Monteur Be. 
wäre wohl nicht einmal befugt geweſen, für den Beklagten W. 
einen Vertrag abzuſchließen, wodurch eine fremde Hilfsperſon 
vorübergehend zum Dienſte des Beklagten W. angenommen und 
der letztere dementſprechend verpflichtet wurde. Ein Einverſtändnis 
der Dienſtherrin des B., der Firma H. & H. mit der Ver⸗ 
wendung ihres Arbeiters in dieſem Sinne iſt nicht ohne 
weiteres zu unterſtellen, wäre aber auch nicht maßgebend. 
Ebenſowenig iſt von weſentlicher Bedeutung, daß die zu dem 
Hilfsdienſt von der Brauerei beorderten Perſonen bei Aus⸗ 
führung dieſer Verrichtung der Leitung und den Anordnungen 
des Monteurs Be. unterworfen waren. Vgl. Urteil des er⸗ 
kennenden Senats vom 12. Dezember 1907 VI. 112/07 in 
Sachen W. c. K. B. hat, wie der erſte Richter unangefochten 
feſtſtellt, den Aushilfsdienſt aus bloßer Gefälligkeit geleiſtet. 
Das ſoll zweifellos heißen aus Gefälligkeit gegenüber der 
Brauerei, welche ſeine Dienſte für die Aushilfe in Anſpruch 
genommen hat; alſo nicht etwa aus Gefälligkeit gegen den 
Beklagten. Hiernach kann davon nicht die Rede ſein, daß B. 
vorübergehend in den Dienſt des Beklagten übergetreten, daß 
dieſer inſoweit der Dienſtberechtigte geworden wäre. Und es 
läßt ſich auch nicht, wie die Revifion eventuell ausgeführt hat, 
ein „vertragsähnliches“ Rechtsverhältnis, auf welches der Grundſatz 
des 8 618 BGB. entſprechend anzuwenden ſei, aus dem vor⸗ 
liegenden Tatbeſtande entnehmen. Auch in Hinſicht auf den 
Klaggrund des § 2 Haftpfl@. iſt die Entſcheidung der 
Vorinſtanz rechtlich nicht zu beanſtanden. Zwar iſt die An⸗ 
wendung dieſer Geſetzesvorſchrift auf Arbeiten, welche der 
Fabrikunternehmer außerhalb der Fabrikräume ausführen läßt, 
nicht ſchlechthin auszuſchließen. Die Anwendung derſelben auf 
ſogenannte Außenarbeiten kann ſich nach Umſtänden aus dem 
Geſichtspunkte rechtfertigen, daß die betreffenden Arbeiten ledig⸗ 
lich einen Teil des, über die eigentlichen Fabrikräume hinaus⸗ 
reichenden Fabrikbetriebes oder eine Ausſtrahlung desſelben dar⸗ 
ftellen, fo bei Außenarbeiten eines Elektrizitätswerkes, einer 
14 * 
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Gasanſtalt, eines Röhrenleitungsbetriebes. (Vgl. Urteil des 
erkennenden Senats vom 16. Dezember 1907 VI. 106/07 in 
Sachen Stadt Chemnitz c. Sächſiſche Holzbauberufsgenoſſenſchaft 
und die bei Eger Haftpfl®. 6. Aufl. S. 231 ff. angeführten 
Entſcheidungen.) Ein Fall dieſer Art liegt hier nicht vor. Es 
könnte auch nicht geſagt werden, daß mit der von dem Monteur Be. 
in der Brauerei ausgeführten Montierungsarbeit dort ein Teil 
des Emmendinger Fabrikbetriebes des Beklagten in Wirkſamkeit 
getreten ſei. Nicht nur fehlt es hier an jeder räumlichen Be⸗ 
ziehung der betreffende Tätigkeit zu der Fabrik, ſondern auch 
an dem erforderlichen inneren Zuſammenhang mit der Fabrik⸗ 
anlage und der Gefährlichkeit dieſes Betriebes, hier der Maſchinen⸗ 
fabrikation. Insbeſondere kommt gegen die Anwendung des 
Hafrpfl ß. in: Betracht, daß die Tätigkeit, bei welcher der 
Arbeiter B. verunglückt iſt, außerhalb des Herrſchaftsgebietes 
des Betriebsunternehmers der Maſchinenfabrik gelegen hat, daß 
in einem ſolchen Falle dem Fabrikherrn gerade die — ein 
Korrelat ſeiner Haftpflicht bildende — Möglichkeit, im Bereiche 
der Fabrikleitung durch Überwachung oder ſonſtige Sicherheits⸗ 
maßregeln der Betriebsgefahr vorzubeugen, nicht zu Gebot ſteht. 
Südweſtliche Baugewerksberufsgenoſſenſchaft e. W., U. v. 
2. Jan. 08, 105/07 II. — Karlsruhe. 

5. 8 828 BGB. Liegt Verletzung der im Verkehr er⸗ 
forderlichen Sorgfalt vor, wenn ſich der Gaſtwirt auf eine 
durch einen Sachverſtändigen hergeſtellte Anlage beziehen kann?] 

Der Kläger iſt am 20. Auguſt 1905 im Gaſthofe des 
Beklagten, bei Gelegenheit eines Tanzvergnügens, dem er als 
Gaſt beiwohnte, auf einer mit 3 Stufen von der Schankſtube 
nach dem Tanzſaale hinabführenden „Treppe“ zu Fall gekommen. 
Er führt den Sturz auf die angebliche Gefährlichkeit des frag⸗ 
lichen Zugangs zum Tanzſaale zurück. Gefährlich ſei diefer 
Zugang um deswillen, weil der Treppe das vorgeſchriebene 
Geländer fehle. Das Berufungsgericht hat die Klage ab⸗ 
gewieſen, die Reviſion hatte keinen Erfolg: Aus den all⸗ 
gemeinen Vertragsgrundſätzen über die vom Wirte den Gäſten 
zu gewährende Verkehrsſicherheit feiner Räume iſt eine Pflicht 
des Beklagten, an dieſem nur etwa einen halben Meter hohen 
und keineswegs ſteilen Stufenabſtiege nach dem Tanzſaale ein 
Geländer anzubringen, nicht herzuleiten. Das Berufungsgericht 
hat dieſe Pflicht aber aus § 32 Abſ. 6 der Baupolizeiordnung 
für das platte Land der Provinz Pommern vom 7. März 1903 
gefolgert. Das LG. hatte verneint, daß dieſe Vorſchrift der 
Baupolizeiordnung. die von „Treppen“ ſpricht, auf ſolche ein⸗ 
fache Stufenzugänge aus einem Zimmer in das andre desſelben 
Stockwerks zu beziehen ſei. Das Reviſionsgericht hat nicht 
nachzuprüfen, welche Auslegung des irreviſiblen Geſetzes zu⸗ 
treffend iſt, es muß die Auslegung des Berufungsgerichts zu 
Grunde legen ($ 562 3PO.). Zur Schadenserſatzpflicht des 
Beklagten gehört aber, das ihm hinſichtlich des objektiv vor⸗ 
liegenden Verſtoßes gegen die Bauordnung Fahrläffigfeit im 
Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. zur Laſt fällt. Das iſt zu 
verneinen. Aus der verſchiedenen Auffaſſung der Vorinſtanzen 
über die Auslegung der Bauordnung folgt, daß der vom Be⸗ 
rufungsgericht feſtgeſtellte Inhalt des Geſetzes nicht ohne weiteres 
zweifelsfrei zu erkennen war. Nun iſt feſtgeſtellt, daß die 
Treppe von einem Baugewerksmeiſter angelegt worden iſt. 
Ohne die im Verkehre erforderliche Sorgfalt zu verletzen, konnte 
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ſich der Beklagte darauf verlaſſen, daß dieſer Fachmann die 
Treppe den baupolizeilichen Vorſchriften entſprechend anlegen 
würde und angelegt habe. Dem Beklagten als Laien kann man 
keinen Vorwurf daraus machen, daß er von dem Fachmanne 
nicht das Anbringen eines Geländers verlangt hat. T. c. L., 
U. v. 3. Jan. 08, 234/07 III. — Stettin. 

6. 5 833 BGB. Stillſchweigende Einigung über Aus: 
ſchluß der Tierhalterhaftung bei unentgeltlicher Mitfahrt.] 

Am 1. Juni 1906 fuhr der Beklagte auf feinem Fuhr⸗ 
werk von Schwabmünchen nach Hiltenfingen. Auf Bitte des 
Klägers ließ er dieſen unentgeltlich mitfahren. Unterwegs 
ſcheure das Pferd und ging durch. Der Wagen wurde um: 
geworfen; die beiden Inſaſſen wurden erheblich verletzt. Kläger 
verlangt von dem Beklagten als Tierhalter Schadenserſatz. Die 
Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen: Das LG. und das 
OLG. haben angenommen, daß die Haftung des Beklagten als 
Tierhalter durch ſtillſchweigenden Vertrag ausgeſchloſſen worden 
ſei. Das LG. hat ausgeführt, dem Kläger als Landwirt und 
Viehhändler ſei wohlbekannt geweſen, daß mit der Benutzung 
eines Pferdefuhrwerks immer eine Gefahr verbunden ſei; auch 
ſei ihm wohlbekannt geweſen, daß nach der in der bäuerlichen 
Bevölkerung herrſchenden Auffaſſung der Ausſchluß der Tier⸗ 
halterhaftung ſich von ſelbſt verſtehe, wenn jemand aus Freund⸗ 
ſchaft, Nächſtenliebe oder Barmherzigkeit ſich verpflichte, einen 
anderen unentgeltlich zu transportieren; dadurch, daß Kläger 
den Beklagten gebeten habe, ihn wegen der Ungunſt des 
Wetters und zur Abkürzung des Weges — felbfiverftändlich 
unentgeltlich — mitfahren zu laſſen und Beklagter dem will⸗ 
fahrt habe, ſei der Ausſchluß der Tierhalterhaftung ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbart worden; Kläger hätte den Verzicht auf 
die Haftung auch ausdrücklich erklärt, wenn dies verlangt 
worden wäre, andererſeits habe ſich der Beklagte darauf ver⸗ 
laſſen dürfen, daß Kläger, wenn er die unentgeltliche Be⸗ 
förderung nachſuchte, auf die Tierhalterhaftung verzichte. Das 
Berufungsgericht hat die Ausführungen des LG. im allgemeinen 
gebilligt, jedoch angenommen: Das Mitfahren des Klägers 
habe nicht auf einem Vertrage, ſondern auf einer Gefälligkeit 
des Beklagten beruht. Für den Regelfall gehe die Auffaſſung 
der Allgemeinheit dahin, daß eine Haftung desjenigen, der eine 
ſolche Gefälligkeit erweiſe, jedenfalls dann nicht in Anſpruch 
genommen werden könne, wenn dieſen kein Verſchulden treffe. 
Jedermann wiſſe, daß, wenn er einem Fuhrmann die etwaige 
Haftung anſinnen wollte, ſeine Bitte um unentgeltliche Mit⸗ 
nahme unfehlbar zurückgewieſen würde. Deshalb werde in 
ſolchen Fällen ſtillſchweigend auf Haftung verzichtet. Immerhin 
ſei nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu prüfen, ob ein 
vertragsmäßiger Ausſchluß der Tierhalterhaftung vorliege. Im 
vorliegenden Falle ſei der Ausſchluß der Haftung unter den 
Parteien, die beide die mit dem Fahren verbundene Gefahr 
wohl gekannt hätten, ſo ſelbſtverſtändlich geweſen, daß der 
Kläger ſchon aus Gründen der Billigkeit und des Anſtands 
gar nicht gewagt haben würde, mit einem Anſinnen auf 
Haftung hervorzutreten. Beklagter hätte ihm ſolchen Falles 
das Mitfahren nicht geſtattet. Dieſe Willensrichtung des Be⸗ 
klagten erkennend habe Kläger derſelben ſich ſtillſchweigend ge⸗ 
fügt, alſo auf die Haftung aus 8 833 BGB. verzichtet. Es 
verſtoße gegen Treu und Glauben, wenn er jetzt ſolche An⸗ 
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ſprüche geltend machen wolle. Die Entſcheidung des Berufungs⸗ 
gerichts beruht hiernach auf der Annahme, die Parteien hätten, 
indem Kläger um Geſtattung der Mitfahrt gebeten, Beklagter 
feine Einwilligung erklärt habe, ſich ſtillſchweigend dahin ge⸗ 
einigt, daß die Mitfahrt für den Kläger unentgeltlich fei, dem 
Beklagten aber aus der Gefälligkeit kein Nachteil erwachſen 
dürfe, ſofern ihn nicht etwa ein Verſchulden treffe. Zu recht⸗ 
licen Bedenken gibt die Annahme des Berufungsgerichts keinen 
Anlaß. Die Reviſion macht geltend, der Berufungsrichter ver⸗ 
neine, daß ein Vertrag sverhältnis zwiſchen den Parteien bes 
Randen habe, trotzdem nehme er an, es ſei vertragsmäßig auf 
die Haftung verzichtet worden, das ſei ein Widerſpruch. Die 
Rüge iſt nicht zutreffend. Der Berufungsrichter hat nur ver⸗ 
neint, daß der Beklagte ſich zur Beförderung des Klägers 
berpflichtet habe; die Bewilligung der Mitfahrt beruhte nach 
der Feſtſtellung des Berufungsrichters auf einer Gefälligkeit des 
Beklagten. Dagegen war nach der Darlegung des Berufungs⸗ 
rchters die Willenseinigung der Parteien inſofern auf die 
Herbeiführung eines rechtlichen Erfolges gerichtet, als einer⸗ 
ſeits für die tatsächlich gewährte Mitfahrt jegliche Vergütung, 
andererſeits für eine von dem Beklagten nicht verſchuldete Gefähr⸗ 
dung jegliche Haftung ausgeſchloſſen ſein ſollte. Ein Widerſpruch 
in der Begründung des Berufungsurteils liegt ſohin nicht vor. 
Die Reviſion rügt ferner, der angebliche Verzicht des Klägers 
ſei rechtsirrig begründet, es ſei keine Erklärung oder Handlung, 
die einen Verzicht entnehmen ließe, feſtgeſtellt, der Berufungs⸗ 
rihter führe unter Hinweis auf die Abhandlung in der 
JW. 04 S. 228, 229 einige Beiſpiele an, die aber 
deswegen nicht rechtsähnlich feien, weil in jenen Fällen nur 
ein Verschulden zum Erſatz verpflichte, $ 833 jedoch kein Ver⸗ 
ſchulden verlange. Auch dieſer Angriff kann keinen Erfolg 
haben. Ob die von dem Berufungsrichter gewählten Beifpiele 
Mitchend find, kann dahingeſtellt bleiben; denn darin war ſich 
der Berufungsrichter klar, daß eine Einigung über den Aus⸗ 
ſcluß der Tierhalterhaftung erforderlich war und daß nicht 
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Bellagten genügte. In der Bitte des Klägers um Gewährung 
der Mitfahrt aber und in der Einwilligungserklärung des Be 
lagten konnte der Berufungsrichter unter den von ihm an⸗ 
geführten Umſtänden ohne Rechtsirrtum den Abſchluß eines 
Verrags über den Ausſchluß der Tierhalterhaftung finden. 
4. e. B., U. v. 2. Jan. 08, 219/07 IV. — Augsburg. 

7. 95 844, 1602, 1603 BGB. verb. mit § 304 ZPO. 
Anfprud der Erben des Getöteten für die Zeit der Unter⸗ 
lalepflicht des letzteren. Begrenzung. hinſichtlich der Zeit 
m Jwiſchenurteil. Entſcheidung über die Koſten.] | 

Der Kaufmann S. M. ift auf der Landſtraße dadurch ver⸗ 
unglüct, daß das Pferd des von ihm benutzten einfpännigen 
Wagens durchging; er wurde bei dem Verſuche, das Tier auf⸗ 
halten, niedergeworfen und tödlich verletzt. Seine Witwe und 
hin minderjähriger Sohn behaupten, der Unfall ſei durch 
ſchudhaftes Verhalten des Beklagten bei Leitung eines Kraft⸗ 
wagens verursacht worden, und fordern von ihm Schadenserſatz; 
ne Witwe verlangt für das Jahr 1905 den Betrag von 
2800 M und vom 1. Januar 1906 ab für die Dauer ihres 
Leben eine Rente von 4 000 M. jährlich, der Sohn fordert 


N das Jahr 1905 940 M, und für die Zeit vom 
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1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1909 jährlich 1 500 M. 
Der Beklagte beſtreitet jedes Verſchulden auf ſeiner Seite 
Beide Vorinſtanzen haben die Verhandlung auf den Grund des 
Anſpruchs beſchränkt und dieſen dem Grunde nach für berechtigt. 
erklärt. Die Reviſion wurde mit der Maßgabe zurückgewieſen, 
daß der Klaganſpruch beider Kläger nur inſoweit dem Grunde 
nach für berechtigt erklärt wird, als der getötete S. M. während 
der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung des 
Unterhalts verpflichtet geweſen ſein würde. Die Koſten der 
Reviſionsinſtanz wurden dem Reviſionskläger auferlegt. Nach 
Widerlegung der ſonſtigen Angriffe iſt von dem RG. folgendes 
ausgeführt worden: Die Reviſion hat endlich noch gerügt, die 
Vorinſtanz habe gegen 5 304 ZPO. verſtoßen, indem Fragen, 
die zur Entſcheidung über den Grund des Anfpruchs gehürten, 
nicht geprüft worden ſeien. Der Vorwurf iſt nicht unbegründet. 
Nach 8 844 BGB. hat, wenn, durch die Schuld eines anderen 
ein Menſch getötet und hierdurch einem dritten das Recht auf 
Unterhalt entzogen worden iſt, der Erſatzpflichtige hierfür 
Schadenserſatz durch Entrichtung einer Rente inſoweit zu Lsiften, 
als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer feines 
Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen ſein 
würde. Die Prüfung der Frage, ob die im einzelnen Falle 
geforderte Rente ſich in den Grenzen hält, die der Haftung des 
Erſatzpflichtigen durch das Geſetz gezogen ſind, gehört, wie 
das RG. ſchon ſehr oft, ausgeſprochen hat, zum Verfahren 
über den Grund des Anſpruchs. Demgemäß dürfte im vor⸗ 
liegenden Falle der Anſpruch der verw. M. ſo, wie er erhoben 
worden iſt, keinesfalls für dem Grunde nach berechtigt erklärt 
werden, denn ſie hat die Rente auf ihre Lebensdauer, nicht für. 
die mutmaßliche Dauer des Lebens ihres verſtorbenen Mannes 
gefordert. Wie die Klagſchrift ergibt, ift ſich ihr erſtinſtanz⸗ 
licher Vertreter wohl bewußt geweſen, daß fie eine, Rente. 
keinesfalls über die mutmaßliche Dauer des Lebens des Ge⸗ 
töteten hinaus beanſpruchen könne, er hat aber gemeint, den 
für, fie. geſtellten Antrag durch die Behauptung begründen: zu 
können, daß dieſe mutmaßliche Lebensdauer keinesfalls geringer, 
anzunehmen je, als die mutmaßliche Dauer ihres eigenen 
Lebens. Das Berufungsgericht hat indes nicht geprüft, ob dies, 
zutreffend ſei, dazu auch gar keine Unterlagen gehabt. Es, 
kommt aber darauf überhaupt gar nicht an. Gefordert iſt, die 
Rente nicht auf die mutmaßliche Lebensdauer dex Klätzerin,, 
ſondern für ihre wirkliche Lebenszeit. Dieſe kann ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ſehr wohl über das Maß, das jetzt im Wege der 
Vermutung, feſtgeſtellt werden könnte, und auch über die Zeit. 
hinausgehen, die ihr Mann ohne den Unfall mutmaßlich noch 
gelebt haben würde. Durch ein Urteil, in dem der Klägerin 
eine Reute auf ihre Lebenszeit zugeſprochen wird, wäre alſo der 
Beklagte der Gefahr ausgeſetzt, ihr dieſe Rente über die im 
5 844 beſtimmte Grenze hinaus gewähren zu müſſen. Ein, 
ſolches Urteil iſt daher auf keinen Fall zuläſſig, das gilt ebenso 
für das Endurteil, wie für ein Zwiſchenurteil im Sinne von, 
5 304 PO. Auch für den Erſatzanſpruch des minderjährigen 
Mitklägers F. M. beſteht die Beſchränkung, daß er eine Rente. 
nur für die mutmaßliche Dauer des Lebens ſeines Vaters he⸗ 
anſpruchen kann, zugleich aber die weitere Einſchränkung, daß 
ſein Schadens erſatzanſpruch auch nur für die Zeit, für. welche. er 
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Unterhaltsanſpruch an feinen Vater gehabt haben würde, beſteht. 
Der jetzt erkennende Senat hat indes in neuerer Zeit bereits 
öfter angenommen, daß es nicht unſtatthaft ſei, die zahlen⸗ 
mäßige Begrenzung der Zeit, für welche eine Rente zu ge⸗ 
währen ſei, dem Verfahren über die Höhe des Anſpruchs vor⸗ 
zubehalten, und hat dementſprechend auch hier davon abgeſehen, 
das angefochtene Urteil aufzuheben. Zur Klarſtellung der zeit⸗ 
lichen Grenze, die für die Anſprüche der Kläger unbedingt 
beſteht, war es aber mit Rückſicht auf das unrichtige Klag⸗ 
geſuch der klagenden Witwe geboten, dies in dem Reviſions⸗ 
urteil ſo, wie geſchehen, zu beſonderem Ausdruck zu bringen. 
Eine teilweiſe Abweiſung der Klage iſt darin nicht enthalten, 
da, wie oben bemerkt iſt, die Witwe ebenfalls nur eine Rente 
für die mutmaßliche Dauer des Lebens ihres Mannes hat 
fordern wollen und dies nur in einer unrichtigen Weiſe zum 
Ausdruck gebracht hat. Die Koſten der Reviſionsinſtanz ſind 
deshalb im vollen Umfange dem Beklagten auferlegt worden. 
L. c. M., U. v. 23. Dez. 07, 118/07 VI. — Celle. 

8. 88 1853, 1354 BGB. Mißbrauch des Rechts auf 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft während der Dauer des 
Eheſcheidungsprozeſſes. Behauptung ſchwerwiegender Vorwürfe 
erfordern zur ihrer Beachtung beſondere tatſächliche Behauptungen; 
der gute Glaube reicht nicht aus.] 

Im Laufe des zwiſchen den Parteien ſchwebenden Prozeſſes 
wegen Anfechtung bzw. Scheidung der Ehe wurde der getrennt 
von ihrem Ehegatten lebenden Klägerin im Wege der einſt⸗ 
weiligen Verfügung bis zur Rechtskraft des im Eheprozeß er⸗ 
gehenden Urteils eine Rente von monatlich 750 M rechtskräftig 
zugefprochen. Auf Antrag des Beklagten erhob nunmehr die 
Klägerin gemäß der 88 926, 936 3PO. im ordentlichen Pros 
zeſſe die Klage auf Gewährung der genannten Rente. Beklagter 
wurde verurteilt, die Reviſion wurde zurückgewieſen: Das Be⸗ 
rufungsgericht hält die Klägerin für berechtigt, die Herſtellung 
des ehelichen Lebens zu verweigern. Der Beklagte habe im 
Anfechtungsprozeſſe geltend gemacht, gewiſſe an dem Körper 


der Klägerin hervorgetretene Erſcheinungen könnten die Folge 


gonorrhöiſcher oder ſyphilitiſcher, durch Geſchlechtsverkehr ent⸗ 
ſtandenener Infektion oder zum Teil onaniſtiſcher Schädigung 
ſein. Unter ſolchen Umſtänden könne der Klägerin nicht zu⸗ 
gemutet werden, während des Eheſcheidungsprozeſſes die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft mit dem Ehemann aufrechtzuerhalten; ein 
hierauf gerichtetes Verlangen des Ehemannes ſtelle ſich viel⸗ 
mehr als Mißbrauch ſeines Rechts dar. Die Reviſion führt 
demgegenüber aus: der Annahme, daß ein Rechtsmißbrauch im 
Sinne von $ 1353 BGB. vorliege, fehle es an der erforder⸗ 
lichen Begründung. Denn es ſei nicht feſtgeſtellt, daß der Be⸗ 
klagte ſeine Behauptungen wider beſſeres Wiſſen aufgeſtellt habe. 
Seien fie von ihm nach feiner beſten Überzeugung aufgeſtellt, 


ſo habe er in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gehandelt. 


Auch komme ihm nach 8 1354 BGB. als Ehemann das Recht 
zu, Wohnort und Wohnung ſeiner Ehefrau maßgebend zu be⸗ 
ſtimmen. Die Revifionsangriffe gehen fehl. Der Rechtsbegriff 
des Mißbrauchs in 8 1353 iſt nicht verkannt, wenn das Be- 


rufungsgericht angeſichts der von ihm hervorgehobenen Umſtände 


das Verlangen des Ehemannes auf Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft als ehewidrig anſieht. Auf den guten Glauben 
des Beklagten kann es allein nicht ankommen. Stellt er ſo 
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ſchwerwiegende Vorwürfe gegen ſeine Ehefrau auf, ſo könnte 
es ihm nur zur Entſchuldigung gereichen, wenn ihm begründete 
tatſächliche Anhaltspunkte für ſeine Annahmen zur Seite ſtehen. 
So wie ſie vorgebracht ſind, erſcheinen die Behauptungen des 
Beklagten aber lediglich als vage Vermutungen. Darf hiernach 
die Klägerin die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern, 
fo kann von dem Rechte des Ehemannes aus 8 1354 BGB., 
Wohnort und Wohnung zu beſtimmen, keine Rede ſein. Nach 
feinem Wortlaut und Sinn hat dieſes Recht des Ehemannes 
zur Vorausſetzung, daß zwiſchen den Ehegatten die eheliche 
Lebensgemeinſchaft tatſächlich fortbeſteht, und iſt dies vom er⸗ 
kennenden Senat bereits in ſeinem Urteile vom 8. Mai 1907 
ausgeſprochen. v. M. c. v. M., U. v. 9. Jan. 08, 207/07 IV. 
— Stuttgart. 

9. 58 1371, 1427, 1428 we Begriff des „ehelichen 
Aufwandes“. 

Die Parteien ſind ſeit 1884 g ieee verheiratet, leben 
aber ſeit Oktober 1905 getrennt. Vor der Eheſchließung haben 
ſie die Gemeinſchaft der Güter und des Erwerbs ausgeſchloſſen. 
Die Beklagte bezieht aus einer für fie eingetragenen Hypother 
von 30 000 M jährlich 1 500 M Zinſeneinkommen. Kläger 
beanſprucht hiervon die Hälfte als Beitrag zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes und hat die Verurteilung der Beklagten 
zur Zahlung von zuſammen 562,50 M beantragt. Die Klage 
iſt in den Vorinſtanzen abgewieſen. RG. hob auf: Der 
Berufungsrichter erkennt an, daß die Beklagte nach dem unter 
den Parteien beſtehenden Güterrecht an und für ſich gemäß 
88 1371, 1427 BOB: verpflichtet iſt, dem Kläger einen 
Beitrag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes zu leiſten. 
Er erachtet aber den erhobenen Anſpruch um deswillen für 
unbegründet, weil die Parteien gegenwärtig und — wie er 
ohne nähere Begründung annimmt — dauernd getrennt leben. 
Das RG. hat bereits in Sachen Haack wider Haack IV. 489/06 
mit Urteil vom 27. Mai 1907 dieſe Rechtsanſicht als irrig 
bezeichnet und ausgeführt, daß unter „ehelichem Aufwand“ 
nicht bloß der durch die tatſächliche Ausübung der ehelichen 
Gemeinſchaft, ſondern ſchlechthin der durch den Beſtand der 
Ehe verurſachte Aufwand zu verſtehen ſei, daß die Beitrags⸗ 
pflicht der Frau auferlegt ſei als Ausfluß des ehelichen Güter⸗ 
ſtandes zum Ausgleich für die ihr ſelbſt vorbehaltenen Ver⸗ 
mögensnutzungen, und daß die Frage, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen ſie ausnahmsweiſe den Beitrag zur eigenen 
Verwendung zurückbehalten dürfe, in $ 1428 erſchöpfend ge- 
regelt werde. An dieſer Meinung, zu deren näherer Begründung 
auf das in der JW. 07 S. 48115 abgedruckte Urteil verwieſen 
werden darf, iſt feſtzuhalten. K. c. K, U. v. 13. N 08, 
479/07 IV. — Poſen. 

10. 88 2050, 2303, 2315, 2316 868. Aber An⸗ 
rechnung eines mit einer eee . ene 
auf den Pflichtteil. 

Die Beklagten find die Söhne und abe Teſtaments⸗ 
erben der am 21. Juli 1905 verſtorbenen Erblaſſerin. Kläger 
iſt der einzige Sohn eines bereits vorher verſtorbenen dritten 
Sohnes der Erblaſſerin. Bezüglich dieſes Sohnes hatte die 
Erblaſſerin in einem Teſtamentsnachtrage beſtimmt, daß er, „in 
Rückſicht auf ſeine beſſere Vermögensſtellung von Vaters Seite 
nunmehr von meinem Nachlaß nichts mehr erben ſoll“. 


—— — — 


31. Jahrgang. 


falls er ſich dieſen Beſtimmungen nicht unterwerfe, ſolle er 
um den geſetzlichen Pflichtteil erhalten und ſich darauf alles 
amechnen laſſen, was er bei Lebzeiten der Erblafſerin an⸗ 
nchnungsfähig von ihr erhalten haben würde. Kläger fordert 
im Prozeſſe von den Beklagten die Herauszahlung des Pflicht⸗ 
teils. Die Beklagten beantragen Klagabweiſung, da ſich der 
Kläger auf den Pflichtteil einen Betrag von 46 483,21 M an« 
zirechnen habe, den die Erblaſſerin kraft eines im Mai 1900 
getroffenen beſonderen Abkommens mit dem Vater des Klägers 
in Geſtalt einer auf feinem Gute für die Erblafferin eingetragenen 
Hypothek an dieſen abgetreten hat. Die Parteien ſtreiten unter 
näheren Darlegungen über den Inhalt jenes Abkommens, ob 
Kläger zu der Anrechnung verpflichtet ſei. Das KG. hat die Bes 
Hagten zur Zahlung von 27 589,85 M verurteilt. Das RG. 
bob auf: Der Kläger iſt von der Erbfolge in das Vermögen 
ſeiner Großmutter ausgeſchloſſen worden. Danach iſt er an 
uud für ſich gemäß § 2303 berechtigt, von deren Erben den 
Pflichtteil zu verlangen. Dieſer Anſpruch iſt auch nicht dadurch 
allem ſchon hinfällig geworden, daß der Vater des Klägers 
in Nai 1900 durch Abtretung der Hypothek von 46 483,21 M 
don der Erblaſſerin ſchon bei deren Lebzeiten gerade dasjenige 
abhalten hat, was ihm die Erblaſſerin in ihrem Teſtamente 
vom 25. Oktober 1899 für den Todesfall zugedacht hatte. 
Wäre es hierbei verblieben, fo würde er zwar bei einem Nach⸗ 
laßbeſtande von 218 501,78 M im Pflichtteil nicht verkürzt 
worden fein. Allein da nach 8 2311 BBB. der Berechnung 
des Pflichtteils grundſätzlich der Beſtand und der Wert des 
dachlaſſes zur Zeit des Erbfalles zugrunde zu legen iſt, fo ift 
a durch die bloße Tatſache der verfrühten, bereits unter 
Lebenden geſchehenen Zuwendung des ihm in Ausſicht geftellten 
Erdteils nicht des Anspruchs verkaftig gegangen, von dem tat⸗ 
ſichlich hinterlaffenen Vermögen der Erblaſſerin den Pflichtteil 
m fordern. Es handelt ſich mithin nur darum, ob jene 
Öppothelenabtretung als Zuwendung im Sinne des Geſetzes 
ufpufaſſen ift, und ob ſich der Kläger bejahendenfalls dieſe 
Zuwendung auf den Pflichtteil oder doch mindeſtens auf den 
fir Berechnung des Pflichtteills maßgebenden geſetzlichen Erbteil 
meehnen zu laſſen hat (88 2315, 2816 BGB). Dem Be⸗ 
mfnngzrichter ift darin beizutreten, daß die Anrechnung auf 
m Pflichtteil von der Erblaſſerin rechtswirkſam nicht ein⸗ 
ſeiig dinch ihre letztwillige, oben wiedergegebene Verfügung 
vom 7. Juni 1900 angeordnet werden konnte. 9 2316 Abſ. 4 
um ausdrücklich Bezug auf 9 2315 Abſ. 1 und dort iſt 
mwewdentig vorgeſchrieben, daß auf den Pflichtteil nur anzu⸗ 
wenn if, was dem Pflichtteils berechtigten durch Rechtsgeſchäft 
nter Lebenden mit einer dementſprechenden Beſtimmumg zu⸗ 


hewendet worden if Der Berufungsrichter beſchränkt ſich 


wahalb mit Recht auf die Prüfung, ob zwiſchen der Erblaſſerin 
m ihrem Sohne E. bei Abtretung der Hypothek ‚ein: ders 
ages Rechtsgeſchäft unter Lebenden zuſtande gekommen ſei. 
® valemt richt, daß hierzu die ftlüſchweigende Betätigung 
euhtgeſchäftlichen Willens genüge, kommt aber aus unzureichenden 
ud zum Teil rechtsirrtlimlichen Gründen zu dem Ergebnis, 
daß Hierfür nicht der geringſte Anhalt gegeben ſei. Dabei ft 


"lich nicht in Betracht gezogen, daß nach der Behauptung 


vr Bellagten, die nicht für widerlegt erachtet iſt, dem Grafen E. 


u im Mai 1900 feine Mutter, die Grblafierin, dazu 
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beſtimmte, ihm die Hypothek der 46 483,21 M- jetzt ſchon 
unter Lebenden abzutreten, der Inhalt ihres Teſtaments vom 
25. Oktober 1899 bekannt geweſen iſt. Er wußte mithin, wie 
für die Reviſion zu unterſtellen iſt, daß ihm ſeine Mutter nach 
ihrem Tode die Hypothek, und zwar von gewiſſen nebenſächlichen 
Beſtimmungen abgeſehen, als einzige Zuwendung und Abfindung 
aus ihrem Nachlaſſe zu übereignen beabſichtigte; daß die Erb⸗ 
laſſerin bei Abtretung der Hypothek im Mai 1900 andern 
Sinnes geworden ſei, ſcheint auch vom Berufungsrichter nicht 
angenommen zu werden. Keinesfalls folgt dies aus dem kurz 
darauf errichteten Teſtamentsnachtrage vom 7. Juni 1900. 
Die darin kundgegebene Abſicht, den Sohn E. völlig vom 
mütterlichen Nachlaß auszuſchließen und ihr zu hinterlaſſendes 
Vermögen lediglich ihren beiden andern Söhnen zuzuwenden, 
ließ ſich, wie eingangs ausgeführt wurde, durch letztwillige 
Verfügung allein überhaupt nicht erreichen. Daraus folgt aber 
keineswegs, daß ſie dieſe ihre Abſicht lediglich durch teſtamen⸗ 
tariſche Anordnungen zu verwirklichen geſucht habe. Es iſt 
vielmehr nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ihrem Sohne E. ſchon 
bei Abtretung der Hypothek, auf die im Nachtrage gerade 
Bezug genommen wird, zu erkennen gegeben hatte, er ſei hier⸗ 
mit völlig abgefunden oder mit andern Worten, er habe ſich 
den Vorempfang auch auf ſeinen etwaigen Pflichtteil anzurechnen. 
Ganz abwegig iſt, wenn der Berufungsrichter ferner gegen die 
Beklagten verwerten zu können glaubt, daß die Erblaſſerin in 
ihrem älteren Teſtamente vom 25. Oktober 1899 „keine Aus⸗ 
gleichungsanordnung erlaſſen habe“. Denn zu dieſer Zeit hatte, 
ſoweit erhellt, Graf E. aus dem Vermögen ſeiner Mutter unter 
Lebenden überhaupt noch keinerlei Zuwendung erhalten, für 
deren Ausgleichung zu ſorgen ſie hätte veranlaßt ſein können. 
Endlich hatte der Berufungsrichter, wenn ihm die eigentliche 
Willensmeinung der Erblaſſerin zweifelhaft erſchien, keinesfalls 
die am Schluſſe ſeiner Entſcheidungsgründe erwähnten hierzu 
geſtellten Beweisanträge über gewiſſe von der Erblaſſerin im 
Familienkreiſe getane Außerungen zurückweiſen dürfen. Freilich 
kann eine Verpflichtung des Klägers, ſich die ſeinem Vater ab⸗ 
getretene Hypothek von 46 483,31 M auf fen Pflichtteil oder 
doch mindeſtens auf ſein Erbteil am großmütterlichen Nachlaß⸗ 
anrechnen zu laſſen, nur dann in Frage kommen, wenn mit 
der Hypothekenabtretung eine Zuwendung im Sinne der 88 2315, 
2316 verbunden mit 8 2050 BGB. vollzogen worden ift. 
Es fehlt im Streitfalle nicht daran (JW. 02 Beil. S. 266 105), 
daß die Erblaſſerin ihrem Sohne E. ſeinerzeit die ſtreitige 
Hypothek freiwillig als einen ihm zugedachten Vorteil, und 
zwar als einen ſolchen, auf den er bei Lebzeiten der Erblaſſerin 
jedenfalls kein Anrecht hatte, überlaſſen hat. Soweit er ſich 
dafür zu Gegenleiſtungen verſtand, bleibt einmal zu unterſuchen, 
ob das Entgelt zum Ausgleich für die Valuta der Hypothek 
ſelbſt oder nicht vielmehr bloß für deren vorzeitige Mberlaffung 
beſtimmt war. Ferner ob ein Verzicht darauf, nach dem Tode 
der Mutter auf einen gewiſſen Beſtandteil ihres Vermögens 
(eine anderweitige Hypothek von 53 262,68 M) Erbanſprüche 
zu erheben, die, ihm im Falle gänzlicher Abfindung unter 
Lebenden ohnedies nicht zuſtanden, überhaupt als entgeltliche 
Leiſtung aufzufaſſen ſei. Endlich wird zu prüfen ſein, ob über⸗ 
haupt die Entgeltlichkeit des Geſchäfts grundſätzlich den Charakter 


der Zuwendung ausſchließt, zumal hierbei wenigſtens im Falle 
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des, 8 2050 Abſ. 3 eine rechtsgeſchäftliche Abmachung zwiſchen 
dem Erblaſſer und dem Empfänger der Zuwendung voraus⸗ 
geſetzt iſt, bei welchem ſich der letztere — ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend durch Annahme der unter dieſer Auflage ihm 
gemachten Zuwendung — mit der künftigen Ausgleichung ein⸗ 
verſtanden erllärt. Es läßt ſich die Frage aufwerfen, ob der 
Erblaſſer durch eine letztwillige Anordnung der Ausgleichung 
nicht wenigſtens den Erhteil eines Abkömmlings und dadurch, 
weil ſich nach der Höhe des Erbteils gemäß 88 2303 Abſ. 1, 
2316 Abf. 1 auch der Pflichtteil bemißt, mittelbar zugleich 
den Pflichtteil herabmindern kann. Daß der Erblaſſer vermöge 
der Teſtierfreiheit unter ſeinen zur geſetzlichen Erbfolge ge⸗ 
langenden Ahkömmlingen auch letztwillig, ſei es durch Teilungs⸗ 
anordnungen oder durch Vermächtniſſe oder Auflagen die Aus⸗ 
gleichung nachträglich herbeiführen kann, iſt nicht zu bezweifeln. 
Allein die Freiheit des Erblaſſers findet naturgemäß ihre 
Grenze in dem geſetzlichen Pflichtteilsrecht der Abkömmlinge, 
das durch derartige Anordnungen nicht beeinträchtigt werden 
darf. Daraus ergibt ſich, daß bei Ermittlung des rechnungs⸗ 
mäßigen, unter Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht zu 
bildenden geſetzlichen Erbteils (§ 231.6 Abſ. 1) diejenigen Zu⸗ 
wendungen, welche erſt durch letztwillige Verfügung als aus⸗ 
gleichungspflichtig erklärt worden ſind, inſoweit außer Betracht 
zu bleiben haben, als ſie zu einer Minderung des Pflichtteils 
führen würden, wenn es nach dem Beſtande und dem Wert 
des Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls (8 2311 Abſ. 1) zuzüglich 
der gemäß der drei Abſätze des 5 2050 ſich ergebenden Aus⸗ 
gleichungspoſten. (8 2316 Abſ. 1) berechnet wird. Daß dies 
die Auffaſſung des Geſetzes iſt, ergibt auch 5 2306 Abſ. 1 
Satz 1 BGB., wonach alle durch Teilungsanordnungen, Ver⸗ 
mächtniſſe oder. Auflagen angeordneten Beſchränkungen und 
Beſchwesungen des als Erben auf nicht mehr als den Pflicht⸗ 
teil eingeſetztm Pflichtteils berechtigten zu ſweichen find. Es iſt 
kein Grund erſichtlich, warum zum Nachteil; desjenigen Pflicht⸗ 
teilsberechtigten etwas anderes gelten, ſollte, der nicht als Erbe 
berufen, ſondern von der Erbfolge ausgeſchloſſen und dadurch 
gemäß 88 2317, 1967 Abſ. 2 lediglich Nachlaßgläubiger 
auf den Pflichtteilsanſpruch geworden iſt. Mit Recht hat 
deshalb der Berufungsrichter dem Teſtamentsnachtrag der Erb⸗ 
laſſerin vom 7. Juni 1900 für ſich allein die Kraft abgeſprochen, 
den Kläger zur Anrechnung des Vorempfanges der Hypothek, 
ſei es auf den Pflichtteil, ſei es auch nur auf den hierfür maß⸗ 
gehenden geſetzlichen Erbteil, zu nötigen. Dagegen bedarf es 
einer ſchlüſſigen und. von Rechts irrtum, freien Begründung, 
wenn er die durch. die ganze Sachlage gebotene Annahme nicht 
gelten laſſen will, daß E. zus Anrechnung des Vorempfangs 
auf den Pflichtteil von der Erblaſſerin mindeſtens ſtillſchweigend 
unter Lebenden gebunden worden ſei. v. B. ee U. u. 
4. Jan. 08, 251/07. IV. — Berlin. a, 
Zivilprozeßordnung. re Su 
11. 98 313 Nr. 3, 532. 3D. Mangel des Tatbestandes; 
Folgen der unterlaſſenen Prozeßrüge für das Urteil des RG.] 
Das Berufungsurteil konnte nicht aufrechterhalten werden. 
Ihm fehlt zunächſt ein den Arforderungen der 88.313 Nr. B, 
532,35. entſpoechender Tatbeſtand. Denn: der mit „Tat⸗ 
beſtand“ überſchriebene. Zeil. des Urteils enthält anſtatt einer 
Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes mr: eine Verweiſung 
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auf das Urteil I. Inſtanz, auf fünf Schriftſätze und auf die 
Anlage eines weiteren Schriftſatzes. Wäre diefer Mangel don 
der Reviſion gerügt worden, fo hätte ſchon aus dieſem Grunde 
das Berufungsurteil aufgehoben werden müflen (vgl. die Urteile 
des RG. JW. 08 S. 474, 572 07 & 205 , 311, 
483%). Das Ausbleiben der Reviſionsrüge nötigt nun zwar 
zu dem Verſuche, ſachlich auf die angefochtene Entſcheidung 
einzugehen (8 559 ZPO.) Allein bei der Unklarheit des Streit 
ſtandes führt dieſer Verſuch zu keinem die Aufrechterhaltumg 
des Urteils ermöglichenden Ergebniſſe, (Die weitere Begründung 
intereſſiert nicht.) B. c. B., N v. 7. Jan. 08, 232/07 IV. — 
Düſſeldorf. 
12. 88 771, 802 BRD. 8 ii Zuftänbige 
keit für die Widerſpruchsklage im Sinne des § 7714 
Der Gutsbeſitzer R. in L. hatte fein Leben bei der 
Bayeriſchen Verſicherungsbank in München mit 50 000 M unter 
der Beſtimmung verſichert, daß die Verſicherungsſumme an ihn 
ſelbſt zu bezahlen ſei, wenn er den 1. April 19065 erlebe, und 
an ſeine Ehefrau dann, wenn er vor dieſem Tage ſterbe. Da 
er eine verfallene Prämie nicht bezahlte, wurde den Vortrags⸗ 
beſtimmungen entſprechend die Verſicherung aufgehoben. Die 
Verſicherungspolice war rückkaufsfähig; der Rückkaufspreis betrug 
4062 M. Am 18. Dezember 1905 ſtarb R. Über feinen 
Nachlaß wurde von dem württembergiſchen AG. in Gmünb ber 
Konkurs eröffnet. Der Anſpruch auf den von der Verſicherungs⸗ 
bank zu gewährenden Rückkaufspreis wurde auf den Antrag der 
Beklagten als Gläubigerin der Ehefrau R. wegen: einer voll⸗ 
ſtreckbaren Forderung durch den Beſchluß des AG. in Gmümd 
vom 21. Februar 1906 gepfändet und der Gläubigerin zur 
Einziehung überwieſen. Die Beklagte nimmt deshalb die Rück⸗ 
kaufsſumme als Pfandobjekt für fi in Anſpruch, während der 
klagende Konkursverwalter fie als zum Nachlaß des R. gehörig 
zur Konkursmaſſe ziehen will. Die Verſicherungsbank als Dritt; 
ſchuldnerin hinterlegte den Rückkaufspreis mit 4 062,65. M bei 
der Königlichen Filialbank in München unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme. Den Klageanttag hat der Konkurs» 
verwahter. dahin geſtellt, 1. die durch das AG. in Gmünd 
erwirkte Zwangsvollſtreckung als unzuläſſig zu erklären und 
2. die Beklagte zu verurteilen, einzuwilligen, daß der hinter⸗ 
legte Betrag nebſt Hinterlegungszinſen an ihm herausgegeben 
werde. Die Beklagte erhob in erſter Reihe die Einrede der 
Unzuſtändigkeit des angerufenen bayeriſchen LG. in Augsburg 
und beantragte dieſerhalb die Abweiſung der lage. Alle 
3. Inſtanzen hielten, dieſe Einrede für begründet: Die Einrede 
der Unzuſtändigkeit des vom Kläger angerufenen LG. Augsburg 
iſt gerechtfertigt; wenn die vorliegende Klage eine Widerſpruchs⸗ 
Hage im Sinne des 5771 38 O. iſt. Denn eint ſolche Klage 
darf nach dieſer Vorſchrift in Verbindung mit, derjenigen des 
8 802 daſelbſt bei keinem anderen Gericht als demjenigen 
erhoben werden, in deſſen Bezirk die Zwangsvollſtrockung erfolgt. 
Als dies Gericht iſt hier, da es ſich um die Pfändung einer 
Forderung handelt, das LG. anzuſehen, in deſſen Bezirk der 
Pfändungsbeſchluß erlaſſen iſt, alſo das württembergiſche LG. 
über Gmünd (RG. 65, 377; JW. 01, 380% u. a. m), 
nicht aber das bayeriſche LG. Augsburg. Zuläſſig iſt zwar 
die Widerſpruchsklage nur fo lange, als die Zwangs vollſtreckung 
noch nicht beendet iſt. Dieſe von der Reviſion als nicht 
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gegeben bezeichnete Vorausſetzung iſt aber hier vorhanden. Nicht 
ſchon durch die Hinterlegung des Betrages der im Wege der 
Zwangs vollſtreckung gepfändeten Forderung, ſondern erſt durch 
die (hier noch nicht erfolgte) Befriedigung des Gläubigers aus 
dem hinterlegten Betrage wird die Zwangs vollſtreckung zu ihrem 
Ende geführt. Die Hinterlegung hatte nur die Wirkung, daß 
als Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung an die Stelle der 
gepfändeten Forderung nunmehr der hinterlegte Betrag getreten 
iſt. Der von der hinterlegenden Bank erklärte Verzicht auf die 
Rücknahme des hinterlegten Betrages hindert zwar, daß die 
Bank künftig Anſprüche auf den hinterlegten Betrag geltend 
machen kann, läßt aber die Frage unberührt, ob der Kläger 
oder ob der Beklagte dieſen Betrag für ſich beanspruchen darf. 
Die Annahme des Berufungsrichters, die angeſtellte Klage ſei 
eine Klage aus 8 771 ZPO. iſt nicht zu beanſtanden. Der 
Käger als Nachlaßkonkursverwalter kann auf den hinterlegten 
Kückkaufpreis nur inſoweit für die Konkursmaſſe Anſpruch 
erheben, als ein ſolcher Anſpruch dem Erblaſſer R. zuſtehen 
würde, wenn er noch lebte. Der Kläger behauptet, dem Erb⸗ 
laſſer würde in dieſem Falle das Eigentum an dem Rückkauf⸗ 
preiſe zuſtehen, alſo ein die Veräußerung hinderndes Recht an 
dieſem Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung. Der Zweck der 
Klage iſt die Beſeitigung der auf Antrag der Beklagten für 
dieſe gegen die Ehefrau R. erwirkten Zwangspfändung, die ſich 
in Widerſpruch mit dem Eigentum des Erblaſſers ſetze. Gerade 
dieſem Zweck dient aber die durch den 8 771 gewährte Klage, 
bei der ſich die Parteien nicht wie zwei Eigentumsprätendenten, 
ſondern als Eigentümer und Pfändungs⸗Pfandgläubiger gegen⸗ 
überfieben. Der Grund der Klage ift zwar das materielle 
Eigentumsrecht des Erblaſſers R., dieſes Recht darf aber der 
Kläger, ſolange die Zwangsvollſtreckung noch ſchwebt, gegenüber 
dem Pfandgläubiger nur in der prozeſſualen Form der Klage 
aus 8 771 geltend machen, alſo auch nur unter Wahrung der 
dort für die Zuſtändigkeit des Gerichts gegebenen Vorſchriften. 
Dieſe zwingenden öffentlich⸗rechtlichen Vorſchriften würden nach 
dem Belieben des Klägers in ihrer Wirkung beſeitigt werden 
können, wenn man ihm neben der Klage aus 8 771 noch eine 
andere lediglich materiell⸗ rechtliche Klage wegen Verletzung ſeines 
Eigentums gewähren wollte, die an die im 8 771 beſtimmten 
Vorausſetzungen, ins beſondere hinſichtlich der Zuſtändigkeit des 
Gerichts, nicht gebunden wäre. Das Gegenteil folgt auch keines⸗ 
wegs aus dem von der Revifion in Bezug genommenen Urteil 
des Reichsgerichts vom 25. Februar 1898 (JW. 98, 2467). 
Dort wird vielmehr nur ausgeführt, die Rechtsbehelfe 
aus 88 771 und 776 ZRO. beträfen nur das Ver⸗ 
hältnis des Widerſpruchsberechtigten zum Pfändungsgläubiger, 
ließen aber ſein Verhältnis zum Schuldner oder einem Dritten 
unberührt; doch könne die zivilrechtliche Klage gegen den 
Schuldner oder den Dritten mit der Widerſpruchsklage 
gehäuft werden. Zwar beſchränkt ſich der in der I. Inſtanz 
geſtellte Klagantrag nicht auf das Verlangen, die im Wege 
der Zwangs vollſtreckung erwirkte Pfändung für unzuläſſig zu 
erklären, ſondern fordert daneben noch die Verurteilung der 
Beklagten zur Einwilligung in die Auszahlung des hinterlegten 
Betrages zur Konkursmaſſe. Dieſen Umſtand wärdigt aber der 
Berufungsrichter zutreffend dahin, der zweite Teil des Antrags 
ſei über flüſſig, denn ſobald die Zwangsvollſtreckung für unzu⸗ 
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läſſig erklärt werde, ergebe ſich die Aufhebung der Vollſtreckungs⸗ 
maßregel nach 88 775 Nr. 1 und 776 3PO. auch ohne Ein 
willigung der Beklagten von ſelbſt. Die Hinzufügung dieſes 
Teils des Klagantrages konnte nichts daran ändern, daß die 
Klage nichts weiter als die Beſeitigung der Pfändung erſtrebt. 
Die Natur der Klage als einer bloßen Widerſpruchsklage aus 
8 771 iſt aber auch nicht dadurch beſeitigt worden, daß der 
Kläger in der Berufungsinſtanz den erſten Teil des Klag⸗ 
antrags fallen gelaſſen und nur den zweiten Teil aufrecht⸗ 
erhalten hat. — Konk. R. c. D., U. v. 10. Jan. 08, 203/07 VII. 
— Augsburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

13. 88 256, 274, 282 HGB. Ankündigung der Er⸗ 
höhung des Gtundkapitals einer Aktiengeſellſchaft und Zuläſſig⸗ 
keit des Beſchluſſes über die Art und Weiſe dieſer Erhöhung 
ohne Ankündigung hierüber. 

Die beklagte AS. beſchloß: „Das Grundkapital der 
Geſellſchaft wird um den Betrag von 1 500 000 M erhöht, und 
zwar durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Aktien 
zum Nennbetrage von je 1000 M. — Dieſe Aktien werden 
zum Kurſe von 110 Prozent ausgegeben Alle dieſe 
Aktien find vorzugsweiſe zunächſt dem Aktionär G. anzubieten, 
mit Zeichnungsfriſt bis einſchließlich 31. Dezember 19068. 
Soweit die neuen Aktien von G. nicht übernommen werden, 
ſind ſie zunächſt den anderen Aktionären gegen Barzahlung des 
vollen Betrages anzubieten.“ Der Gegenſtand vorſtehender 
Beſchlußfaſſung war bei der Berufung der Generalverſammlung 
auf folgende Weiſe angekündigt worden: „. 7. Erhöhung 
des Grundkapitals um 1 500 000 M und dementſprechende 
Anderung des Geſellſchaftsvertrages.“ — Der Kläger, welcher 
Aktionär ft, aber an der Generalverſananlung nicht teilnahm, 
hat die Anfechtungsklage erhoben und namentlich beantragt, 
die Beſchlüſſe zu Punkt 7 der Tagesordnung für nichtig zu 
erklären. Das LG. wies die Klage ab, das KG. erklärte die 
Beſchlüſſe für nichtig, das RG. hob auf und wies die Berufung 
des Klägers zurück: Da der Geſellſchaftsvertrag über das 
Bezugsrecht der Aktionäte auf neue Aktien keine Beſtimmungen 
enthält, kommt die Vorſchrift des 8 274 HGB., gemäß welcher 
„die beabfichtigte Anderung des Geſellſchaftsvertrags nach ihrem 
weſentlichen Inhalt erkennbar gemacht werden ſoll“, überhaupt 
nicht zur Anwendung. Lediglich darum handelt es ſich, ob die 
Vorſchrift des 8 256 HGB., nach welcher der Zweck der 
Generalverſammlung bekannt zu machen, die Verhandlungs⸗ 
gegenſtände anzukündigen find, verletzt worden if. Auch dies 
muß verneint werden. Die Erhöhung des Grundkapitals um 
1500000 M war als Verhandlungsgegenſtand vorſchrifts⸗ 
mäßig angekündigt. Dieſe Erhöhung ſchloß notwendig die 
Ausgabe der neuen Aktien in ſich. Sollte über die Erhöhung 
des Grundkapitals beſchloſſen werden, ſo ergab ſich alſo ohne 
weiteres, daß auch in betreff der Aktienausgabe eine nähere 
Regelung erforderlich war. Dieſe konnte nach $ 282 HGB. 
in der Weiſe erfolgen, daß jedem Aktionär das Bezugsrecht 
auf einen ſeinem Anteil an dem hisherigen Grundkapital ent⸗ 
ſprechenden Teil der neuen Aktien zugeſtanden wurde, es konnte 
aber auch eine andere Beſtimmung von der Generalverſammlung 
getroffen werden. Danach iſt es zu miß billigen, wenn das 
Berufungsgericht ohne Einſchränkung von einem „den Aktionären 
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geſetzlich gewährleiſteten Bezugsrechte“ redet. Die Aktio⸗ 
näre mußten vielmehr mit den beiden erwähnten Möglichkeiten 
rechnen. Schon allein durch die Ankündigung einer Beſchlußfaſſung 
über die Erhöhung des Grundkapitals wurde ſomit kundgetan, 
daß auch die Art der Aktienausgabe in den Bereich der Ver⸗ 
handlung falle. Richtig iſt freilich, daß es nach ausdrücklicher 
Vorſchrift des § 28 2 Abſ. 1 HGB. bei dem angeführten Bezugs⸗ 
rechte der Aktionäre ſein Bewenden behält, wenn ohne beſondere 
Zuſatzbeſtimmung die Erhöhung des Grundkapitals beſchloſſen 
wird. Das Geſetz betrachtet das Bezugsrecht der Aktionäre 
als die Regel. Will die Generalverſammlung der geſetzlichen 
Regel folgen, ſo kann ſie dieſen Erfolg ſchon dadurch herbei⸗ 
führen, daß ſie die Erhöhung des Grundkapitals beſchließt, im 
übrigen aber eine ausdrückliche Beſchlußfaſſung unterläßt. In 
dieſer Unterlaſſung liegt dann die ſtillſchweigende Willens⸗ 
äußerung, daß den Aktionären das Bezugsrecht zuſtehen ſoll. 
Daraus iſt aber nicht zu folgern, daß in Ermangelung der 
Ankündigung, es ſolle über das Bezugsrecht ein beſonderer 
Beſchluß gefaßt werden, angenommen werden müffe, der geſetz⸗ 
liche Regelfall werde eintreten. Denn die Generalverſammlung 
hat die ihr vom Geſetze verliehene Macht, ſich für die Aus⸗ 
nahme von der Regel ebenſowohl als für die Regel entſcheiden 
zu können. Der Aktionär muß deswegen in der Erkenntnis, 
daß eine Ausnahme von der Regel gemacht werden kann, 
darauf gefaßt ſein, daß die Ausnahme tatſächlich beſchloſſen 
werde. Auch die Faſſung des Geſetzes ſpricht dafür, daß in 
der Ankündigung der Erhöhung des Aktienkapitals ohne weiteres 
die Ankündigung einer Beſchlußfaſſung über die Art der Aktien⸗ 
ausgabe mitenthalten iſt. § 282 Abſ. 1 gibt den Aktionären 
das Bezugsrecht auf den entſprechenden Teil der neuen Aktien, 
„ſoweit nicht in dem Beſchluß über die Erhöhung des 
Grundkapitals ein anderes beſtimmt iſt“. v Das Geſetz ſieht 
nach dieſem Wortlaute die Beſtimmung über die von der Regel 
abweichende Unterbringung der neuen Aktien nicht als einen 
beſonderen, ſelbſtändigen Beſchluß an, ſondern als einen Beſtand⸗ 
teil des Beſchluſſes über die Erhöhung des Grundkapitals. 
Derſelben Ausdrucksweiſe wie im $ 282 bedient fi) das Ges 
ſetz im $ 278, deſſen Abſ. 3 vorſchreibt, daß der Mindeſt⸗ 
betrag der (zu einem den Nennbetrag überſteigenden Betrage 
auszugebenden) einzelnen neuen Aktien „in dem Beſchluß über 
die Erhöhung des Grundkapitals“ feſtzuſetzen iſt. Iſt es erheb⸗ 
lichen Zweifeln nicht unterworfen, daß dieſe Feſtſetzung eine 
dem Hauptbeſchluſſe ſich anfügende Nebenbeſtimmung darſtellt, 
die eine beſondere Ankündigung nicht verlangt, ſo liegt es nahe, 
gleiches für den im S 282 Abf. 1 geregelten Fall anzunehmen. 
A.⸗G. G. c. K., U. v. 18. Nov. 07, 51/07 I. — Berlin. 

14. 5 559 HGB. Analoge Anwendung ber Auslegungs⸗ 
grundſätze des 8 429. 

Bekanntlich iſt im neuen HGB. die Faſſung des §8 559 
gegenüber dem früheren Art. 560 in der Weiſe geändert 
worden, daß ſtatt der Schlußworte: „es ſei denn, daß die 
Mängel aller Sorgfalt ungeachtet nicht zu entdecken 
waren,“ gejagt iſt: „es ſei denn, daß der Mangel bei Ans 
wendung der Sorgfalt eines ordentlichen Verfrachters 
nicht zu entdecken war.“ Hierüber bemerkt die Denkſchrift zum 
Entw. eines HGB. Reichstagsdruckſ., 9. Legisl. IV. Seſſ. 
1895/97 zu Nr. 632 S. 280, 281, nachdem ausgeführt iſt, 
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daß und aus welchen Gründen die SS 598, 599 des Entw. 
(SGB. 88 606, 607) in Abänderung des alten Art. 607 
„die Haftung des Verfrachters für Verluſt oder Beſchädigung 
von Frachtgütern in genauer Übereinſtimmung mit den 
auf den Frachtführer bezüglichen Vorſchriften des 8 421 
(HGB. § 429) regeln“: „Damit wird zugleich eine Anderung 
der Vorſchrift des Art. 560 Abf. 2 erforderlich, wonach der 
Verfrachter ſür jeden aus dem mangelhaften Zuſtande des 
Schiffes entſtehenden Schaden haftbar iſt, es ſei denn, daß die 
Mängel aller Sorfalt ungeachtet nicht zu entdecken waren. Dieſe 
Vorſchrift, welche bisher eine Milderung der im Art. 607 auf⸗ 
geſtellten Regel enthielt, iſt nunmehr mit dem durch 8 598 
anerkannten Haftungsgrundſatze in Einklang zu bringen. 
Der 8 551 Abſ. 2 des Entwurfs beſtimmt deshalb, daß den 
Verfrachter eine Schadenserſatzpflicht nicht trifft, wenn der 
mangelhafte Zuſtand des Schiffes bei Anwendung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Verfrachters nicht zu entdecken war.“ Die⸗ 
ſelben Grundſätze find für den 8 559 analog anzuwenden, 
welche für die Auslegung des 8 429 HGB. gelten. In bezug 
auf 8 429 HGB. aber fagt die oben erwähnte Denkſchrift 
S. 257 zutreffend: „Der Frachtführer kann ſich danach nicht 
ſchon durch eine allgemeine Berufung auf ſorgſames Verhalten 
von ſeiner Verantwortlichkeit entlaſten; er hat vielmehr die 
Umſtände darzutun, welche den Verluſt oder die Beſchädigung 
des Frachtgutes verurſacht haben, und mit bezug auf dieſe 
Umſtände den Nachweis zu führen, daß ihm ein Verſchulden 
nicht zur Laſt fällt.“ Vgl. Entſch. des REG. I. 8. S., Urteil 
vom 20. April 1907, JW. 3687. 8 559 Abi. 2 HGB. 
ſpricht nun aus, daß der Verfrachter gegenüber dem Nachweiſe, 
daß die von ihm zu gewährende Seetüchtigkeit nicht vorhanden 
war, den Exkulpationsbeweis dahin zu führen hat, daß der 
Mangel bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Ver⸗ 
frachters nicht zu entdecken war. Die analoge Anwendung 
obigen Grundſatzes bedeutet alſo, daß der Verfrachter die 
Urſache der Nichtentdeckung des Mangels aufzuklären 
und in bezug auf den hieraus ſich ergebenden Tatbeſtand dar⸗ 
zutun hat, daß ihm und die Perſonen, für die er verantwortlich 
iſt, ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt. Geht man von dieſem 
Standpunkte an die Beurteilung des vorliegenden Falles heran, 
ſo ergibt ſich, daß Beklagte zur eventuellen Führung des Ent⸗ 
ſchuldigungsbeweiſes ausreichende Behauptungen nicht aufgeſtellt 
hat. (Wird tatſächlich ausgeführt.) H. A. P. c. R. & Cie., 
U. v. 4. Jan. 08, 151/07 I. — e 

Wechſelordnung. 

15. Art. 41, 56, 60 WO. 
proteſtes innerhalb der Proteftfrift.] 

Wenn ſich der Notadreſſat bei der Vorzeigung des Wechſels 
zur Intervention bereit erklärt, ſo muß der Inhaber des Wechſels 
noch innerhalb der Proteſtfriſt die angebotene Ehrenzahlung bei 
der Notadreſſe ſuchen. Hierzu bedarf es der abermaligen Vor⸗ 
legung des Wechſels mit der Urkunde über den aufgenommenen 
Proteſt mangels Zahlung; denn nur gegen Aushändigung von 
Wechſel und Proteſt braucht die Notadreſſe Zahlung zu leiſten. 
Wird auf ein ſolches rechtzeitig und orbnungsmäßig geſtelltes 
Zahlungsbegehren die Zahlung gleichwohl verweigert, ſo muß 
dies innerhalb der Proteſtfriſt durch einen Proteſt gegen die 
Notadreſſe, den ſog. Kontraproteſt, feſtgeſtellt werden, widrigen⸗ 


Erhebung des ſog. Kontra⸗ 
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ſalls der Wechſelinhaber den Regreß gegen den Honoraten und 
deſſen Nachmänner verliert. Dieſe Rechtsſätze hat das ROH. 
in ROH G. 11, 303 aus den Art. 62 und 63 der WO. ab⸗ 
geleitet und in ROG. 20, 114 gegenüber Bekämpfungen in 
der Literatur nochmals eingehend begründet. Die Anſicht wird 
jezt allgemein geteilt, und mit den Vorinſtanzen ſchließt ſich 
auch das RG. ihr an. Beachtenswerte und vom RDG. nicht 
bereits widerlegte Gegengründe hat auch die Reviſion nicht 
borzubsingen gewußt. Wenn fie geltend macht, daß durch die 
Notwendigkeit des Kontraproteſtes ein Formalismus geſchaffen 
werde, der zu praktiſchen Unzuträglichkeiten und zu einer erheb⸗ 
lichen Erſchwerung der Verfolgung wechſelrechtlicher Anſprüche 
führen würde, fo find das Erwägungen, die dem Geſetze gegen⸗ 
über nicht ins Gewicht fallen können. Übrigens laſſen ſich die 
von der Reviſion angedeuteten praktiſchen Schwierigkeiten wieder⸗ 
holter Proteſterhebung leicht umgehen, wenn nur vermieden 
wird, bei Wechſeln mit Notadreſſen die Proteſtierung gegen 
den Bezogenen auf die letzten Stunden des zweiten Werktages 
nuch dem Zahlungstage zu verſchieben, obwohl fie nach Art, 41 
Ab. 2 WO. ſchon am Zahlungstage ſelbſt zuläſſig iſt. Der 
Zweck der Wechſelintervention beſteht darin, daß der notleidende 
Wechſel durch eine freiwillige Zahlung in Ehren gehalten und 
der wechſelmäßige Regreß des Inhabers gegen die Indoſſanten 
und den Ausſteller vermieden werden fol. Die Ehrenzahlung 
mit ihren eigentümlichen Rechtswirkungen iſt nur möglich inner- 
halb der Proteſtfriſt. Eine freiwillige Zahlung außerhalb der 
Proteſtfriſt iſt niemals Ehrenzahlung. Der Intervenient aber 


t genötigt, bei der Bewirkung der Zahlung auf die Beob⸗ 


achtung der wechſelrechtlichen Formalitäten zu achten, um ſich 
ſelbſt den Rückgriff gegen den Honoraten und deſſen Vormänner 
zu erhalten. Er muß ſich zu dieſem Zwecke nicht nur Wechſel 
und Proteſt aushändigen laſſen, er muß auch die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit des Proteſtes und im Falle des Art. 64 WO. weiter 
prüfen, ob etwa ein anderer Intervenient, der zahlungsbereit 
it, mehr Wechſelverpflichtete befreien würde, als er ſelbſt. Nun 
neffen freilich im vorliegenden Falle dieſe Geſichtspunkte nicht 
ſäntlich u. Denn hier ift Intervenient, Honorat und Aus⸗ 
feller ein und dieſelbe Perſon. Der Beklagte konnte ſich Rück⸗ 
kiffsrechte nicht wahren, weil er keine Vormänner hatte. 
Andere Rechte als die gegen den Akzeptanten, die von der 
Brsteflerhebung nicht abhängen (Art. 44 WO.), kamen für ihn 
ncht in Frage. Hieraus darf aber die Entbehrlichkeit des 
nrchtzeitigen und ordwungsmäßigen Zahlungs begehrens und des 
Rontsnpeotefies für den vorliegenden Fall nicht abgeleitet 
berden Das Geſetz unterſcheidet nicht. Es unterſcheidet weder 
wiſchen der Intervention zugunſten eines Indoſſanten und der 
Agunften des Ausſtellers, noch zwiſchen der Intervention eines 
Dritten und der eines im Wechſelverbande Stehenden. Es iſt 
nicht angängig, bei einem formalen Rechte, wie dem Wechſel⸗ 
tete, auf Grund der größeren oder geringeren Wichtigkeit der 
formalen Wechſelhandlungen für den Einzelfall Unterſcheidungen 
afuftellen, die dem Geſetze fremd find. Völlig bedeutungslos 
ind übrigens die in Frage ſtehenden Handlungen auch im vor⸗ 
legenden Falle nicht. Denn als Ehrenzahler hätte der Bes 
lane nur die Wechſelſumme nebſt den Proteſckoſten zu ent⸗ 
richten gehabt, während er als Ausſteller nach Art. 50 auch 
noch die Propiſion hätte zahlen müſſen. Hiernach haben bie 
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Vorinſtanzen mit Recht angenommen, daß die Klägerin des 
Regreſſes gegen den Beklagten als Ausſteller verluſtig ges 
gangen iſt, weil ſie unterlaſſen hat, die angebotene Ehren⸗ 
zahlung innerhalb der Proteſtfriſt bei ihm unter Vorlage von 
Wechſel und Proteſt zu ſuchen oder deren Ausbleiben durch 
einen zweiten Proteſt rechtzeitig feſtſtellen zu laſſen. R.⸗B. c. G., 
U. v. 2. Jan. 08, 332/07 I. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 5 

16. Auf die Verwirkungsklauſel wegen nicht rechtzeitiger 
Klaganſtellung kann ſich die Verſicherungsgeſellſchaft nicht 
berufen, wenn fie Vergleichsverhandlungen anbahnt.] 

Dem Berufungsrichter iſt darin beizutreten, daß der 
klägeriſche Anſpruch nicht nach § 33 der Allgemeinen Verſiche⸗ 
rungsbedingungen verwirkt iſt. Mit Recht hat der Berufungs⸗ 
richter darauf entſcheidendes Gewicht gelegt, daß die Beklagte 
in demſelben Schreiben vom 13. November 1903, in dem ſie 
erklärt, ihre Verpflichtung zum Schadenserſatz nicht anerkennen 
zu können, zugleich Vergleichsverhandlungen anbahnt. Die Aus⸗ 
führungen des Berufungsrichters, daß bis zum Abbruch dieſer 
Vergleichsverhandlungen für Kläger kein Anlaß zur Klag⸗ 
erhebung beſtanden und erſt mit dieſem Zeitpunkt die Friſt des 
8 33 zu laufen begonnen habe, müſſen dahin verſtanden 
werden, daß das Schreiben vom 13. November 1903 den von 
den Anwälten der Klagſeite mit ihrem Schreiben vom 10. No⸗ 
vember 1903 gewünſchten definitiven Beſcheid, eine endgültige 
Erklärung der Beklagten im Sinne des § 33, die den Ver⸗ 
ſicherten in die Notwendigkeit verſetzte, nunmehr bei Verluſt 
ſeines Anſpruchs Klage zu erheben, noch nicht enthielt. Dieſer 
Auffaſſung iſt aus Rechtsgründen nicht entgegen zu treten. Iſt 
hiernach aber in dem Schreiben vom 10. November 1903 ein 
die Friſt des § 33 in Lauf ſetzender Beſcheid nicht zu erblicken, 
ſo kann dahingeſtellt bleiben, ob die Erhebung der früheren 
Klage die Friſt auch für die vorliegende Klage wahrte oder ob 
eine etwaige Verſäumnis der Friſt entſchuldbar ſein würde, da 
ein ablehnender Beſcheid der Beklagten im Sinn des 8 33 
überhaupt noch nicht vorliegt. Mit Rückſicht auf die dieſem 
Beſcheid beigelegte Wirkung kann ein ſolcher insbeſondere nicht 
etwa in dem bloßen Stillſchweigen der Beklagten auf den 
letzten Brief der Klagſeite vom 24. Januar 1904 oder in der 
Art der Verteidigung der Beklagten im Vorprozeß gefunden 
werden. P. c. L., U. v. 20. Dez. 07, 95/07 VII. — Frankfurt. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

17. § 2 HaftpflG. Zum Begriff der Fabrik und des 
Fabrikbetriebes.] f 

Die beklagte Stadtgemeinde betreibt ein Elektrizitätswerk, 
in dem elektriſcher Strom für Beleuchtungs⸗ und Betriebszwecke 
auch zur Abgabe an Private erzeugt wird. An der Spitze 
des Werks ſteht ein vom Stadtrat ernannter Direktor, dem die 
Leitung nach allen Richtungen übertragen iſt, zu ſeinem Stell⸗ 
vertreter war im Jahre 1904, ebenfalls uneingeſchränkt, der 
Betriebsingenieur S. von dem Stadtrat beſtellt. Zu den 
Abnehmern von Kraftſtrom gehörte der Kaufmann W.; ſeiner 
in Ch. gelegenen Fabrik wurde durch unterirdiſches Kabel ein 
Strom von 2000 Volt zugeführt. Am 17. Auguſt 1904 
zeigte W., der ſeine Fabrik nach R. verlegte, der Werkleitung 
brieflich an, daß er an dieſem Tage den Betrieb in Ch. ein⸗ 
ſtelle und um Unterbindung des Stroms bitte. Infolgedeſſen 
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begab ſich einige Tage danach der Ingenieur S. in die Fabrik 
räume Ws. und unterbrach die in einem Schaltſchrank be⸗ 
findlichen Verbindungen zwiſchen dem Erdkabel und den Leitungen, 
durch die der Strom dem Fabritmotor zugeführt worden war; 
die Zuleitung des Stroms durch das Erdkabel wurde dadurch 
nicht unterbrochen, es befanden ſich daher in dem Schaltſchrank 
noch unter Hochſpannung ſtehende Teile. Dieſer Zuſtand 
wurde von der Werkverwaltung zunächſt nicht geändert, weil 
ſie erwartete, daß die ſeither von W. benutzten Räume alsbald 
von anderer Seite zu Fabrikationszwecken verwendet und dazu 
wieder elektriſcher Strom gebraucht werden würde. W. be⸗ 
auftragte zwei Arbeiter, die Räume zur Weitervermietung vor⸗ 
zubereiten. Bei Ausführung dieſes Auftrags ſchritten die 
Arbeiter auch dazu, den Schaltſchrank von der Wand, an der 
er befeſtigt war, loszulöſen; hierbei wurde der Arbeiter D., 
als er nach Offnung des Schranks einen der in deſſen Innern 
befindlichen Teile der noch unter Hochſpannung ſtand, berührte, 
durch den Strom ſchwer an ſeiner Geſundheit verletzt. Die 
klagende Berufsgenoſſenſchaft, der D. angehörte, fordert, geſtützt 
auf 8 140 GewuVerſG., von der Beklagten Erſatz deſſen, 
was ſie D. gewährt hat. Beide Vorinſtanzen haben den Klag⸗ 
anſpruch für dem Grunde nach berechtigt erklärt. Die Reviſion 
der Beklagten wurde zurückgewieſen: Der Verwaltung des Werks 
war bekannt, daß W. feine Fabrik nach einem andern Ort verlegen 
und den Betrieb in Ch. am 17. Auguſt 1904 einſtellen werde. 
Sie mußte daher erwarten, daß W. bald nach dieſem Tage das 
in ſeinen bisherigen Fabrikräumen befindliche Inventar, zu dem 
auch der für die Zuführung des elektriſchen Stroms benutzte 
Schaltſchrank gehörte, fortſchaffen laſſen werde. Da der Ab⸗ 
bruch des Schrankes, ſolange er unter Hochſpannung ſtehende 
Teile enthielt, ſchwere Gefahren für die damit befaßten Arbeiter 
mit ſich brachte, mußte die Werkverwaltung für die alsbaldige 
Abſtellung der Stromzuleitung Sorge tragen. Bei dieſer Sach⸗ 
lage war es, auch wenn die Werkverwaltung die außerhalb der 
Fabrik vorzunehmenden Arbeiten alsbald ausführen laſſen 
wollte, ſelbſtverſtändlich, daß S. den Schaltſchrank zunächſt 
wieder abſchloß, und durchaus natürlich, wenn er auch noch 
ausdrücklich darauf hinwies, daß der Schrank noch Hoch⸗ 
ſpannung führende Teile enthalte und nicht geöffnet werden 
dürfe. Die Werkverwaltung hat hiernach unzweifelhaft die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen, indem ſie 
unterließ, die Stromzuleitung nach dem Schaltſchrank der 
Wſchen Fabrik abzuſtellen, ohne zugleich Vorkehrungen zu 
treffen, daß W. hiervon in verläſſiger Weiſe Kenntnis erhielt. 
Die Vorinſtanz hat angenommen, daß für das Verſchulden, 
das ſie ſpeziell dem Ingenieur S. beimißt, die beklagte Stadt⸗ 
gemeinde einzuſtehen habe, und zwar ſowohl nach SS 30, 31 
BGB. als auch nach 82 Haftpfl®. Ob ſich gegen die Auffaſſung, daß 
die Beklagte für die Folgen des Unfalls nach SS 89, 30 BGB. 
hafte, Bedenken erheben ließen, kann dahin geſtellt bleiben, denn 
jedenfalls erſcheint die Haftung der Beklagten aus § 2 Haftpfl®. 
begründet. Das Elektrizitätswerk, um das es ſich handelt, iſt 
ein gewerbliches Unternehmen der Stadtgemeinde Ch. Daß 
es nach ſeinem Umfang und der ganzen Art ſeines Betriebs 
den Charakter einer Fabrik hat, iſt nicht beſtritten. Gewiß 
wird im Verkehrs- und Rechtsleben unter einer Fabrik regel⸗ 
mäßig eine kaufmänniſch organiſierte, in einem größeren Um⸗ 
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fange betriebene Anſtalt verſtanden, in der bewegliche 
Sachen (Rohſtoffe oder Halbfabrikate) zu Waren für den 
Handel gewerbsmäßig verarbeitet, oder auch bereits fertige 
Gegenſtände wiederhergeſtellt oder durch Umgeſtaltung verbeſſert 
werden, es iſt auch anzuerkennen, daß früher bei dem Ausdruck 
Fabrik immer nur an Anſtalten dieſer Art gedacht worden iſt. 
Die dem zugrunde liegende Auffaſſung, ein für den Handel 
geeignetes wirtſchaftliches Gut könne durch menſchliche Arbeit 
immer nur in der Weiſe geſchaffen werden, daß körperliche 
Sachen, ſeien es feſte, flüſſige oder gasförmige, verarbeitet 
würden und die Subſtanz des gewonnenen Erzeugniſſes bildeten, 
hat ſich als nicht ausnahmslos zutreffend erwieſen. Unter 
Anwendung von Arbeitsmethoden und Hilfsmitteln, die dem im 
fabrikmäßigen Betriebe üblichen entſprechen, wird im elektriſchen 
Strom ein Erzeugnis gewonnen, das nach den herrſchenden 
Anſchauungen kein Körper iſt, aber gleichwohl für den wirt⸗ 
ſchaftlichen Güteraustauſch geeignet iſt, indem es in ähnlicher 
Weiſe wie flüſſige und gasförmige Stoffe entweder in be⸗ 
ſonderen transportablen Gefäßen (Akkumulatoren) oder was 
durchaus überwiegt, durch feſte Leitungsanlagen denen, die den 
Strom zu Trieb⸗, Beleuchtungs⸗ oder ſonſtigen Zwecken brauchen, 
in einer ihren Bedürfniſſen entſprechenden Menge und Stärke, 
gemeſſen nach einem geſetzlich beſonders geregelten Maßſyſtem, 
zugeführt und von ihnen durch den ordnungsmäßigen Gebrauch 
verbraucht wird. Die Beſonderheit, die dieſem wirtſchaftlichen 
Gute, das tatſächlich der Gegenſtand zahlloſer Lieferungs⸗ 
verträge iſt und im Verkehr durchaus als eine Ware behandelt 
wird (vgl. auch RG. 56, 408), verglichen mit andern Er⸗ 
zeugniſſen gewerblicher Arbeit in phyſikaliſcher Beziehung zu⸗ 
kommt, rechtfertigt es keineswegs, den Anſtalten, in denen es 
gewerbsmäßig erzeugt wird, den Charakter einer Fabrik im 
Sinne unſerer Geſetze und im beſonderen des § 2 Haftpfl®. 
abzuſprechen. Die Reviſion meint, die Anwendbarkeit der eben 
erwähnten Geſetzesvorſchrift ſei deshalb ausgeſchloſſen, weil ſich 
der in Rede ſtehende Unfall nicht im Betriebe des Elektrizitäts⸗ 
werks, ſondern außerhalb desſelben bei einem mit ihrem Betrieb 
nicht zuſammenhängenden Vorgange ereignet habe. Dem kann 
indes nicht zugeſtimmt werden. Die Zuleitung elektriſchen 
Stromes von der Erzeugungs⸗ nach der Verbrauchsſtelle der 
Abnehmer des Elektrizitätswerks kann nicht mit dem Transport 
fertiger Fabrikate (ROH. 22, 311) auf eine Stufe geſtellt 
werden. Dieſe Zuleitung erfordert, ähnlich wie bei Gas⸗ 
fabriken, Waſſerwerken, Anſtalten zur Lieferung von Druckluft uſw., 
beſondere dauernde Einrichtungen, die von dem Betriebs⸗ 
unternehmer beſchafft und erhalten werden, mit dem Werke 
ſelbſt verbunden und von dieſem dergeſtalt abhängig ſind, daß 
ſie nur funktionieren, wenn das Werk in Betrieb iſt; ſie 
erſcheinen ſomit als Außenwerke der Erzeugungsſtelle, als Be⸗ 
ſtandteile des Geſamtwerkes (vgl. auch RG. 48, 267), ihre 
Beſchickung mit Elektrizität bildet einen Teil des Geſamt⸗ 
betriebes, und ihre Bedienung unterliegt auch den für die 
Elektrizitätswerke eigentümlichen Gefahren. Die Stelle der 
Fabrikräume, wo das Kabel des Elektrizitätswerks der Bes 
klagten einmündete, war deshalb, ſolange die Stromzuführung 
fortdauerte, ein Ort, auf den ſich der Betrieb des Werkes 
erſtreckte, und ein dort vermöge des elektriſchen Stroms ein⸗ 
getretener Unfall muß daher von der Beklagten nach Maßgabe 
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der Beſtimmungen in 88 2 flg. Haftpfl@. vertreten werden. 

Stadtgemeinde Ch. c. Sächſ. Holzberufsgenoſſenſchaft, U. v. 

16. Dez. 07, 106/07 VI. — Dresden. 
Internationales Übereinkommen vom 14. Oktober 


1890. 
18. Art. 12 Abſ. 4. Bedeutung der einjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt, Art. 7 Abſ. 4. Begriff der „unrichtigen Angabe“.] 

Der Beklagte ſtützt den Einwand der Verjährung gegen 
die vorliegende Klage auf Art. 12 Abſ. 4 des internationalen 
lbereinkommens vom 14. Oktober 1890, wo geſagt iſt: „Wurde 
der Tarif unrichtig angewendet oder ſind Rechnungsfehler bei 
ber Feſtſetzung der Frachtgelder und Gebühren vorgekommen, 
ſo iſt das zu wenig Geforderte nachzuzahlen, das zuviel Er⸗ 
hobene zu erſtatten. Ein derartiger Anſpruch kann nur binnen 
Jahresfriſt vom Tage der Zahlung an geltend gemacht werden 
Kläger hat in der Reviſionsinſtanz darzulegen verſucht, daß es 
ſich hier gar nicht um eine Verjährungsfriſt, ſondern um eine 
Präkluſivfriſt handle und daß unter dem „Geltendmachen“ auch 
eine Reklamation bei der Eiſenbahn zu verſtehen ſei. Er hat 
ſich dafür bezogen auf die Entſcheidung des erkennenden Senates 
bom 3. Februar 1906 ZW. S. 205°. Dieſe Auslegung 
erscheint indeſſen durch den dritten Satz des Abſ. 4 Art. 12 
ausgeſchloſſen. Danach fol nämlich Art. 45 Abſ. 3 auf die 
ſtaglichen Forderungen Anwendung finden, und hier iſt geſagt: 
„Bezüglich der Unterbrechung der Verjährung entſcheiden die 
Geſetze des Landes, wo die Klage angeſtellt iſt.“ Da biefe 
deſtimmung durch die Inbezugnahme zu einem Beſtandteile des 
At. 12 Abſ. 4 gemacht iſt, iſt die hier bezeichnete Friſt das 
duch als eine Verjährungsfriſt gekennzeichnet worden. Eine 
Unterbrechung derſelben durch bloße Reklamation findet nur 
ſutt, fofern dies in dem einſchlägigen Landesgeſetze angeordnet 
it, was für den vorliegenden Fall unbeſtritten nicht zutrifft. 
klenſowenig greift nach der hier maßgebenden Faſſung des 
Übereintommend vom 14. Oktober 1890 die in dem Zuſatz⸗ 
ablommen vom 16. Juni 1898 angeordnete Hemmung der 
Verführung durch ſchriftliche Reklamation bei der Eiſenbahn 
Ar. 12 Abſ. 4, Art. 45 Abſ. 4 neuer Faſſung) Platz. Der 
Art. 12 Abſ. 4 Satz 1 und 2 hat gewiſſermaßen eine authentische 
Interpretation erfahren in 8 470 Abſ. 1 des neuen Deutſchen 
908, der dazu beſtimmt war, die Norm des erſteren allgemein 
uf den Deutſchen Eisenbahnverkehr zu übertragen (f. Denk⸗ 
hrift zu 8 443 des Entwurfes, amtliche Ausgabe von 1896 
8. 270). In der Faſſung des H@B. aber lautet die Ber 
kmmung: „Ansprüche der Eiſenbahn auf Nachzahlung zu wenig 
tthobener Fracht oder Gebühren ſowie Anſprüche gegen die 
kſenbahn auf Rüderftattung zu viel erhobener Fracht oder 
Gebühren verjähren in einem Jahre, ſofern der Anſpruch auf 
ene unrichtige Anwendung der Tarife oder auf Fehler bei der 
Verehrung geſtützt wird. Die Verjährung beginnt mit dem 
Alaufe des Tages, an welchem die Zahlung erfolgt iſt.“ Dies 
Min der Tat nichts anderes als eine verbeſſerte Rebigierung 
un Att. 12 Abſ. 1 und 2, die deſſen Sinn nur klarer zum 
Aulbruck bringt. Die Entſcheidung JW. 06, 205% kann nicht 
um Vergleiche dienen. Dort handelte es ſich um eine Kon⸗ 
uſſementellauſel, welche lautete: „Ansprüche auf Grund dieſes 
dumoſſements können nur innerhalb 4 Monate vom Datum 
bedfelben berüdfichtigt werden.“ Danach konnte ſehr wohl 
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angenommen werden, daß die Kontrahenten eine Anmeldung 
der Anſprüche beim Verfrachter ins Auge gefaßt hatten. Von 
Verjährung konnte überhaupt keine Rede ſein. Die hiernach in 
Art. 12 Abſ. 4 des internationalen Übereinkommens vor⸗ 
geſehene einjährige Verjährung iſt nun im vorliegenden Falle 
nach der tatſächlichen Geſtaltung desſelben, ſoweit fie nach den 
rechtlichen Vorausſetzungen der Anſprüche Platz greift, unbeſtritten 
eingetreten, denn die Klage hätte dann ſchon im Juli 1899 
erhoben werden müſſen, während fie erſt im Oktober 1899 
bzw. im März 1900 erhoben iſt. Für die Verjährungseinrede 
kommt es daher darauf an, inwieweit die erhobenen Anſprüche 
auf Erſtattung des zufolge unrichtiger Anwendung des Tarifes 
zu viel Erhobenen gerichtet find, mit anderen Worten um die 
Vorausſetzung noch mehr dem im konkreten Falle entſcheidenden 
Momente anzupaſſen, inwieweit zum Klaggrunde die un⸗ 
richtige Anwendung des Tarifes gehört. Soweit die 
Anfprüche notwendig auf dieſem Klaggrunde beruhen, find fie 
zur Abweiſung reif, ſoweit fie wenigſtens mit darauf geſtützt 
werden, iſt dieſer Klaggrund auszuſcheiden. (Es wird nun 
bezüglich der einzelnen Klaganſprüche ausgeführt, inwieweit ſie 
von der Verjährung betroffen werden.) Soweit die einzelnen 
Anſprüche von der Verjährung nicht betroffen werden, müſſen fie 
materiell geprüft werden. Es iſt zunächſt dem Vorderrichter darin 
beizutreten, daß die Anwendung des Art. 7 Abſ. 4 nicht auf 
Güter beſchränkt iſt, die in einer Verpackung aufgegeben werden, 
ſondern daß fie an ſich auch Auf unverpackte Güter anzuwenden 
iſt. Kein Gewicht iſt freilich auf den vom Vorderrichter ver⸗ 
werteten Umſtand zu legen, daß in Art. 6 unter d des inter⸗ 
nationalen Übereinkommens von der „Bezeichnung der Sendung 
nach ihrem Inhalte“ geſprochen wird und daß hier ohne Zweifel 
ſowohl unverpackte, wie verpackte Sendungen ins Auge gefaßt 
ſind. Denn im franzöſiſchen Texte, welcher als dem deutſchen 
gleichwertig zu gelten hat, (Gerſtner, internationales Eiſenbahn⸗ 
frachtrecht S. 2) ſteht hier: „La Désignation de la nature 
de la marchandise“, während es in Art. 7 Abſ. 4 heißt: 
„en cas de fausse déclaration du contenu“, und es erſcheint 
danach die Annahme nicht ausgeſchloſſen, daß im deutſchen 
Texte das Wort „Inhalt“ in der einen Beſtimmung einen 
anderen Sinn hat, wie in der anderen. Entſcheidend iſt jedoch, 
daß der Art. 7 ganz allgemein die Haftung des Abſenders für 
die „Richtigkeit der in den Frachtbrief aufgenommenen Angaben 
und Erklärungen“ behandelt, ohne irgendwie zwiſchen verpackten 
und unverpackten Sendungen zu unterſcheiden. Es iſt ferner 
keineswegs ausgeſchloſſen, daß auch bei unverpackt aufgegebenen 
Sendungen die Eiſenbahnverwaltung durch eine wiſſentlich oder 
fahrläſſig falſche Deklaration getäuſcht und in ihrem Fracht⸗ 
anſpruche verkürzt wird. Warum für derartige Fälle die Ver⸗ 
einbarung einer Vertragsſtrafe in Geſtalt von Frachtzuſchlägen 
nicht gelten ſollte, iſt nicht einzuſehen. Man braucht nur für 
den gegenwärtigen Fall zu unterſtellen, daß die verladenen 
Platten, Ständer und Deckel in dem Tarife ganz zweifelsfrei 
— etwa durch den Zuſatz „außer wenn es ſich dabei um Teile 
von Maſchinen handelt“ — als ſolche gekennzeichnet wären, die 
nach Gruppe 61 zu tarifieren ſeien, und der Abſender ihre 
Eigenſchaft als Maſchinenteile in der Deklaration ausdrücklich 
verneint hätte, um zu erkennen, daß es ungerechtfertigt wäre, 
unverpackte Sendungen allgemein von der Vorſchrift des Art. 7 
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Abſ. A auszunehmen. (Ebenſo Eger, internationales Überein⸗ 
kommen 2. Aufl. S. 134; a. M. Entſch. des Zentralamts 
vom 24. Oktober 1894 bei Eger, eiſenbahnrechtliche Entſch. 11, 
336.) Dagegen iſt der Reviſion darin beizutreten, daß auch 
dann, wenn die verfrachteten Waren ſämtlich bei richtiger Aus⸗ 
legung des maßgebenden deutſch⸗ruſſiſchen Tarifes der Gruppe 61 
zuzuzählen ſein würden, eine „unrichtige Angabe“ des Inhalts 
der Sendungen im Sinne des Art. 7 Abſ. 4 nicht als vor⸗ 
liegend anzunehmen wäre. Es iſt davon auszugehen, daß eine 
Deklaration nicht ſchon deshalb als „unrichtig“ angeſehen werden 
kann, weil ſie mit Rückſicht auf die Anwendung des Tarifes, 
insbeſondere wenn deſſen wahre Bedeutung nicht ohne weiteres 
klar iſt, ſondern erſt mit den techniſchen Mitteln der Auslegung 
feſtgeſtellt werden kann, unzutreffend erſcheint, ſondern daß das 
Merkmal der Unrichtigkeit der Regel nach nur dann vorliegt, 
wenn die Bezeichnung auch ohne Rückſicht auf den Tarif der 
allgemeinen Verkehrsauffaſſung als falſch erſcheinen muß. Nur 
dann wird man die Beziehung auf den Tarif allein für ent⸗ 
ſcheidend anſehen dürfen, wenn der Deklarant ſich der wahren 
Bedeutung desſelben wohl bewußt war und die hiernach unzu⸗ 
treffende Bezeichnung zu dem Zwecke gewählt hatte, um eine 
Frachtberechnung nach einer in Wahrheit nicht anwendbaren, 
ihm günſtigeren Tarifpofition herbeizuführen. (Wird näher be⸗ 
gründet.) — T. & Co. c. Pr. E.⸗F., U. v. 28. Dez. 07, 
90/07 I. — Königsberg. 

II. Preußiſches Recht. 

19. Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850. 5 88 Land» 
gemeindeordnung vom 3. Juli 1891. 5 2 Wildſchadengeſetz vom 
11. Juli 1891. Bedeutung einer nachträglichen mündlichen 
Vereinbarung zu dem abgeſchloſſenen Vertrage.] 

Der Kläger verlangt von der beklagten Jagdgenoſſenſchaft 
Anerkennung eines ihm von dieſer verpachteten Jagdmutzungs⸗ 
rechtes. Das OLG. wies die Klage ab, das RG. hob auf: 
Der Reviſion iſt nicht zuzugeben, daß das Berufungsgericht, 
indem es zur Gültigkeit eines unter der Herrſchaft des Jagd⸗ 
polizeigeſetzes vom 7. März 1850 über eine Gemeindejagd 
abgeſchloſſenen Jagdpachtvertrages Schriftform, Unterſchrift des 
Gemeindevorſtehers und eines Schöffen ſowie Beidrückung des 
Gemeindeſiegels für erforderlich erachtet, die Beſtimmung des 
888 Abſ. 4 Nr. 7 der Landgemeindeordnung für die ſieben 
öſtlichen Provinzen der Monarchie vom 3. Juli 1891 verletzt. 
Schon die Entſtehungsgeſchichte der geſetzlichen Beſtimmung, 
nach der eine Abänderung der Vorſchriften des Geſetzes vom 
14. April 1856 nur durch die vorerwähnte Vereinfachung des 
Geſchäftsgangs für geboten erachtet iſt, ſpricht für die Auslegung, 
welche der III. ZS. des RG. in ſeinem Urteile vom 2. Juni 1905, 
mitgeteilt in der JW. 05, 44635, und der II. ZS. in dem in 
RG. 64, 408 abgedruckten Urteile vom 4. Dezember 1906 der 
Beſtimmung gegeben haben. Dieſe Auslegung geht dahin, daß 
die Vorſchrift des 8 88 Abſ. 4 Nr. 7 der Landgemeindeordnung 
nicht nur für ſolche Fälle gegeben iſt, in denen tatſächlich eine 
Urkunde errichtet wird, ſondern daß die Gemeinde überhaupt 
nicht anders als in der vorgeſchriebenen urkundlichen Form 
Dritten verbindlich gemacht werden kann. Der jetzt erkennende 
Senat ſchließt ſich dieſer Auslegung an. Der Umſtand, daß 
es ſich im vorliegenden Falle um einen Jagdpachtvertrag handelt, 
der nicht die politiſche Gemeinde, ſondern die Beſitzer der jagd⸗ 
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berechtigten Grunbftüde verpflichtet, ändert an der vorſtehenden 
Auffaſſung Erhebliches nicht. Denn auch die Beſitzer der einen 
Jagdbezirk bildenden Grundſtücke werden nach § 9 des Jagd⸗ 
polizeigeſetzes vom 7. März 1850 von der Gemeindebehörde 
vertreten. Dieſe Vertretungsbefugnis iſt, wie in ſtändiger 
Rechtſprechung angenommen iſt, in demſelben Rahmen aus⸗ 
zuüben, wie die Vertretung der politiſchen Gemeinde. Daraus 
folgt, daß auch Jagdpachtverträge über Gemeindejagden ſchriftlich 
geſchloſſen und vom Gemeindevorſteher und einem Schöffen 
unter Beidrückung des Gemeindeſiegels unterzeichnet ſein müſſen; 
nur die Anführung des Gemeindebeſchluſſes kommt, da die Ge⸗ 
meinde als ſolche über die Verpachtung nicht zu beſchließen 
hat, in Fortfall. (OTrPräjudiz Nr. 2756. Entſch. 60, 302; 
Urteil vom 10. Juli 1877. Entſch. 80, 245; OVG. 28, 316. 
RG.: JW. 94, 73.) Gruchot 28, 982; 26, 147 der Ent⸗ 
ſcheidungen in Straſſachen. Die vorſtehende Auffaſſung ſetzt 
ſich auch nicht, wie die Reviſion meint, in Widerspruch mit 
anderen Entſcheidungen des RG. (Wird ausgeführt.) Hieraus 
ergeben ſich nachſtehende Folgerungen: Der am 30. Juli 1905 
geſchloſſene ſchriftliche Vertrag iſt, wie das Berufungsgericht 
zutreffend annimmt, formell gültig. Er iſt vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes vom 4. Juli 1905 betreffend die Verwaltung 
gemeinſchaftlicher Jagdbezirke — G.⸗S. Nr. 27, ausgegeben am 
26. Juli 1905 — geſchloſſen; S 7 dieſes Geſetzes findet, wie 
das Berufungsgericht weiter zutreffend ausführt, auf ihn noch 
nicht Anwendung; über ſeine privatrechtliche Wirkſamkeit iſt im 
ordentlichen Rechtswege zu entſcheiden, ſie wird durch den vom 
Kreisausſchuſſe erlaſſenen Beſchluß nicht berührt. Ob der er⸗ 
wähnte Vertrag materiell rechtsverbindlich iſt oder ob, wie die 
Beklagte behauptet, dem entgegen ſteht, daß ausdrücklich verab⸗ 
redet ſei, die Gültigkeit des Vertrages ſolle abhängen von der 
nachträglichen Genehmigung durch die Gemeindeverſammlung, 
dieſe Genehmigung ſei aber nicht erteilt, und wie eine ſolche 
mündliche Abrede rechtlich zu beurteilen iſt, iſt vom Berufungs⸗ 
gerichte noch nicht geprüft. Dasſelbe hat von dieſer Prüfung 
Abſtand genommen, weil es den ſchriftlichen Vertrag nicht mehr 
für entſcheidend erachtet, vielmehr annimmt, an ſeine Stelle 
habe die am Abend des 30. Juli getroffene mündliche Abrede 
treten ſollen; dieſe den ſchließlichen Vertragsabſchluß enthaltende 
Vereinbarung ſei aber mangels Beurkundung in der im 8 88 
a. a. O. vorgeſchriebenen Weiſe für die Beklagte nicht bindend. 
Dieſe Annahme gibt zu ſo erheblichen Bedenken Anlaß, daß 
die hierauf geſtützte Entſcheidung nicht aufrechtgehalten werden 
konnte. Sie entbehrt der ausreichenden tatſächlichen Begründung 
und Unterlage, es bedarf einer genaueren Feſtſtellung des 
Parteiwillens. Derſelbe iſt nach dem bisherigen Vorbringen 
auch dahingehend möglich, daß durch den ſchriftlichen Vertrag 
und durch die mündliche Abrede ein einheitliches Rechtsgeſchäft 
gewollt iſt, daß Kläger die durch den ſchriftlichen Vertrag er⸗ 
worbenen Rechte nicht hat aufgeben wollen, daß nicht mündlich 
ein neuer Pachtvertrag hat geſchloſſen werden ſollen, ſondern 
daß der Kläger am Abend auf ihm gemachte Vorſtellungen 
durch ein freiwilliges, von den Gemeindevertretern angenommenes 
Verſprechen lediglich eine höhere Pachtſumme zugeſagt hat, die 
er ja auch jetzt noch zahlen will. Ob Kläger auch noch höheren 
Wildſchadenserſatz übernehmen konnte oder ob er ſich nicht ſchon 
in dem ſchriftlichen Vertrage zum Erſatze des vollen Wild⸗ 
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ſchadens verpflichtet hat, wird durch Auslegung der Vertrags⸗ 
urkunde feſtzuſtellen ſein. Dieſe Feſtſtellung kann auch für die 
materielle Gültigkeit des ſchriftlichen Vertrages nach § 2 Abſ. 2 
des Wildſchadengeſetzes vom 11. Juli 1891 — G.⸗S. S. 307 — 
von Bedeutung ſein. Für die Feſtſtellung des Parteiwillens 
kann endlich auch der im Vorprozeſſe geſchloſſene Vergleich 
inſofern in Betracht kommen, als ein Rückſchluß aus demſelben 
auf die ſtreitigen Vereinbarungen möglich iſt. Aber auch wenn 
der ſchriftliche Vertrag durch die mündliche Abrede beſeitigt 
werden ſollte, iſt die rechtliche Auffaffung, es ſei dies mündlich 
zuläſſig geweſen, noch näher zu begründen. Es iſt in Erwägung 
zu nehmen, ob unter der Vorausſetzung der materiellen Gültig⸗ 
keit des ſchriftlichen Vertrages die Aufhebung desſelben die 
Gemeinde (Jagdgenoſſenſchaft) nicht dennoch dem Kläger gegen⸗ 
über inſofern verbindet, als dadurch bereits gegen Kläger 
beſtehende Rechte für fie aufgegeben werden. B. c. Jagd⸗ 
genoſſenſchaft S., U. v. 20. Dez. 07, 107/07 VII. — Naumburg. 

Allgemeines Berggeſeß vom 24. Juni 1865. 

20. 85 148, 149 in Verbindung mit 88 249, 251, 431 
BGB. Kein Geſamtſchuldverhältnis bei Schädigung von Grund⸗ 
ſtücken durch Bergbau einer Gewerkſchaft und durch ſchädliche 
Immiſſionen Dritter.] 

Die Kläger haben als Eigentümer einer bisher als Weide 
und Sandgrube benutzten Parzelle Flur I Nr. 124/69 der 
Gemeinde H. gegen die beklagte Grwerkſchaft wegen Berg⸗ 
ſchadens Klage erhoben mit dem Antrage, dieſelbe zu verurteilen, 
ihnen den nach den Gutachten gerichtlicher Sachverſtändiger zu 
ermittelnden durch den Bergbau der Beklagten verurſachten 
Minderwert der gedachten Parzelle zu erſtatten. Die Beklagte 
beſtreitet nicht, daß das Grundſtück der Kläger infolge ihres 
— der Beklagten — Bergbaus ſich geſenkt hat, daß es dadurch 
Aberſchwemmungen ausgeſetzt ſei und infolgedeſſen als Weide 
und Sandgrube nicht mehr in der bisherigen Weiſe benutzt 
werden könne. Sie hat aber geltend gemacht, der entſtandene 
Schaden ſei nicht durch ihren Bergbau allein herbeigeführt, da 
mehrere Städte, Bergwerke und induſtrielle Anlagen ihre 
ſchädlichen Abwäſſer den benachbarten Flußläufen der Emſcher 
und des Landwehrbachs zuführten, wodurch die Über⸗ 
ſchwemmungen der anliegenden Grundſtücke in erhöhtem Maße 
ſtattfinden und wegen der in dem zugeführten Waſſer ent⸗ 
haltenen ſchädlichen Subſtanzen beſonders nachteilig wirkten. 
Die Verhandlung wurde in I. Inſtanz auf den Grund des 
Anſpruchs beſchränkt, und es erkannte das LG. nach Anhörung 
eines Sachverſtändigen: Der Klaganſpruch wird dem Grunde 
nach feſtgeſtellt. In der Berufungsinſtanz fand eine neue 
Beweisaufnahme ſtatt, wobei der vernommene Sachverſtändige 
Kulturingenieur B. ſich dahin ausſprach, daß von dem an dem 
llägeriſchen Grundſtück durch Bodenſenkung und die infolges 
veſſen häufiger eintretenden Tiberflutungen angerichteten Schaden 
auf den Bergbau der Beklagten zwei Drittel, das letzte Drittel 
aber auf die Verſchlammung des Baches, Vermehrung des 
Bachwaſſers und Vergiftung desſelben mit pflanzenſchädlichen 
Stoffen durch Zechen⸗ und Fabrikwäſſer zurückzuführen ſei. 
Das Berufungsgericht iſt jedoch auf dieſe Teilung nicht ein⸗ 
gegangen, ſondern hat unter Annahme eines Geſamtſchuld⸗ 
verhältniſſes die Kläger, ſoweit ſie Schadenserſatz wegen der 
verlorenen Bauplatzqualität beanſpruchen, mit ihrer Klage ab⸗ 
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gewieſen, im übrigen aber die Berufung der Beklagten zurück⸗ 
gewieſen. RG. hob auf: die Reviſion der Beklagten war für 
begründet zu erachten, ſoweit ſie ſich gegen die Annahme eines 
Geſamtſchuldverhältniſſes richtet, und inſoweit Verletzung der 
88 148, 149 ABerg@. und der 88 249, 251, 431 808. 
rügt. Nach $ 148 ABergG. iſt der Bergwerksbeſitzer ver 
pflichtet, für allen Schaden, welcher dem Grundeigentume 
durch den Bergbaubetrieb zugefügt wird, vollſtändige Ent⸗ 
ſchädigung zu leiſten. Dieſe Entſchädigung ſchließt den ſo⸗ 
genannten mittelbaren Schaden (vgl. 8 3 1 4 A Berg.) ein. 
Vgl. Daubenſpeck, Bergrechtliche Entſcheidungen des RG. 
1 S. 244, 246; 2, 180.) Daran hat das BEB., welches 
zwiſchen unmittelbarem und mittelbarem Schaden nicht unter⸗ 
ſcheidet, nichts geändert. Es kann aber für den durch den 
Betrieb des Bergwerks verurſachten Schaden oder für einen 
Teil desſelben neben dem Bergwerksbeſitzer auch ein Dritter 
haftbar ſein, wenn zur Entſtehung oder Ausbreitung des 
Schadens eine ſchuldbare Handlung oder Unterlaſſung mit⸗ 
gewirkt hat. In dieſem Falle ſtehen dem Beſchädigten zwei 
aus verſchiedenen Rechtsgründen und meiſt in verſchiedenem 
Umfange Verpflichtete gegenüber, zwiſchen denen nach früherem 
Recht ein Geſamtſchuldverhältnis nicht beſtand und auch nach 
dem BGB., wie der Berufungsrichter mit Recht annimmt, aus 
den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen (88 830, 840) 
nicht hergeleitet werden kann, weil eben der Bergbau eine 
unerlaubte Handlung nicht iſt. Zur Annahme eines Geſamt⸗ 
ſchuldverhältniſſes gelangt der Berufungsrichter durch Ans 
wendung des S 431 BEB.: „Schulden Mehrere eine unteil⸗ 
bare Leiſtung fo haften fie als Geſamtſchuldner.“ Er nimmt 
dabei an, daß es ſich bei den verſchiedenen an der Schadens⸗ 
zufügung Beteiligten nicht um verſchiedene ſelbſtändige Obli⸗ 
gationen, ſondern um eine einzige Leiſtung, nämlich um den 
Erſatz des einheitlichen von ihnen gemeinſam zugefügten 
Schadens handle, und daß dieſe einheitliche Leiſtung, wenn 
auch als Geldforderung geltend gemacht, doch im Grunde eine 
unteilbare ſei, weil nach 8 249 BGB. die von dem Per: 
pflichteten geſchuldete Leiſtung in erſter Linie in Herſtellung 
(nach Möglichkeit) des früheren Zuſtandes beſteht. Daß dieſe 
Leiſtung eine unteil bare iſt, kann nicht bezweifelt werden; es 
mag auch mit dem Berufungsrichter angenommen werden, daß 
durch die Umwandlung des Anſpruchs Naturalreſtitution in 
eine Geldforderung (88 249 Satz 2, 251 BGB.) die ur⸗ 
ſprüngliche ſolidariſche Verpflichtung mehrerer Schuldner ſich 
nicht in eine anteilige verwandelt. (Vergl. Planck Anm. 2 zu 
8 431, ebenſo Staudinger, Rehbein, Windſcheid⸗Kipp.) Das 
gegen geht der Berufungsrichter fehl, wenn er unter der 
Vorausſetzung, daß die verſchiedenen Städte, Bergwerke und 
Fabriken, die ihre Abwäſſer in den Landwehrbach und die 
Emſcher abführen und dadurch zur Beſchädigung des Grundſtücks 
der Kläger beigetragen haben, ſich dadurch ſchadenserſatzpflichtig 
gemacht haben, die den mehreren Beſchädigern nach § 249 in 
erſter Linie obliegende Naturalreſtitution als eine einzige und 
einheitliche anſieht. Die Verpflichtung, für die Zukunft 
einen Zuſtand herzuſtellen, wie er beſtanden haben würde, wenn 
der zum Schadenserſatz verpflichtende Umſtand — alſo die ver⸗ 
tretbare ſchädigende Handlung — nicht eingetreten wäre, wird 
ſich, wo nicht ein gemeinſchaftliches Handeln vorliegt oder 
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überhaupt mehrere nebeneinander aus unerlaubter Handlung 
verantwortlich find (§S 840 a. a. O.), naturgemäß verſchieden 
geſtalten, je nachdem von dem einen und dem andern der 
mehreren Beteiligten auf das beſchädigte Grundſtück eingewirkt 
worden iſt. Das gilt insbeſondere bei ſukzeſſiven Beſchädigungen 
— wie ſie hier vorliegen. —, in welchem Fall die Natural⸗ 
reſtitution des erſten Beſchädigers inhaltlich eine andere ſein 
muß als die des andern, deſſen Einwirkung die Sache ſchon 
in beſchädigtem Zuſtande getroffen hat. So würde hier die 
Naturalreſtitution für die Beklagte in erſter Linie darin be⸗ 
ſtehen, die frühere Höhenlage des Grundſtückes der Kläger 
wieder herzuſtellen, für die erwähnten Städte, Bergwerke und 
Fabriken aber nur darin, die verderbliche Wirkung ihrer Ab⸗ 
wäſſer auf Pflanzenwuchs und Bodenbeſchaffenheit nach Möglich⸗ 
keit zu beſeitigen und für die Zukunft zu verhindern, daß ihre 
Abwäſſer in übermäßiger Menge und ſchädlicher Beſchaffenheit 
in den Landwehrbach und die Emſcher abfließen. Wird hier 
alſo nicht ein und dieſelbe Naturalreſtitution von mehreren 
geſchuldet, ſo fehlt eine notwendige Vorausſetzung für die An⸗ 
wendung des 8 431 BGB. und es unterliegt das hierauf 
beruhende Berufungsurteil der Aufhebung. In der Sache 
ſelbſt konnte ſchon deshalb nicht erkannt werden, weil der 
Berufungsrichter ein zum Schadenserſatz verpflichtendes Ver⸗ 
halten derjenigen phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſonen, die durch 
Zuführung von Abwäſſern in die mehrgedachten Flußläufe den 
Schaden mitbewirkt oder vergrößert haben, zwar augenſcheinlich 
vorausſetzt, aber den Verpflichtungsgrund, nämlich ein Ver⸗ 
ſchulden der Beteiligten, nicht näher erörtert und feſtgeſtellt hat. 
Zur Erörterung hierüber und demgemäß weiterer Verhandlung 
und Entſcheidung war die Sache an das Berufungsgericht 
zurückzuverweiſen. F. D. G. c. Sch. & W., U. v. 28. Dez. 07, 
172/07 V. — Hamm. 


Die Prozeſſnovelle und das gewerbliche Eigentum. 


Der „Deutſche Verein für den Schutz des gewerblichen Eigentums“ 
beſchäftigte ſich in ſeiner Sitzung vom 14. November 1907 gleichfalls 
mit der „Novelle zur Zivilprozeßordnung“, allerdings 
lediglich in Hinblick auf ihren Einfluß auf die Rechtspflege in Sachen 
des gewerblichen Rechtsſchutzes und der Immaterialgüterrechte. Re: 
ferent war Rechtsanwalt Julius Magnus Berlin, welcher den 
Entwurf von dieſem Standpunkt aus einer Kritik unterzog. Er 
wies namentlich darauf hin, daß die Vorſchriften des § 48 GVG. 
(Art. III der Novelle) gerade in derartigen Sachen (in welchen häufig 
ſich die Vertagung von Terminen zum Zwecke der Herbeiſchaffung von 
Akten des Patentamts, zum Zwecke der Anhörung weiterer Sachver⸗ 
ſtändiger uſw., alſo aus durchaus ſachlichen Gründen und ohne daß 
die Parteien ein Verſchulden treffe, notwendig erſcheine) zu großen 
Härten führen müſſe. Er gelangte von dieſem Standpunkt. aus 
dazu, ſich den Hachenburgſchen Vorſchlägen anzuſchließen. 

Vor allem aber erklärte er es für dringend wünſchenswert, 
daß die Prozeſſe aus dieſen RNechtsſachen ohne Kückſicht auf 
den Wert des Streitgegenſtandes den Landgerichten 
überwieſen werden und damit in letzter Inſtanz an das 
Reichsgericht gelangen.“) Namentlich letzteres ſei unbedingt 
nötig, da die Erſchwerung des Zutritts zum Reichsgericht gerade 
bei dieſen Sachen in der Praxis ſich bitter gerächt habe — wie 
ſie auch im Widerſpruch ſtehe mit dem Geift der einſchlägigen 


4) Letzteres befürwortet übrigens jetzt auch Bolze in feinem 
Artikel in der letzten Nummer der DIZ. 1907 S. 1285. 
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deutſchen Geſetze, welche ſämtlich davon ausgehen, daß dieſer Schutz 
für das ganze Reich ein einheitlicher ſein muß. Angeſichts der 
Freiheit aber, mit welcher die Praxis, über den Wortlaut des 
Schutzanſpruches hinaus, den Inhalt des ſelben durch Interpretation 
feſtſtelle, könne man nicht von einem einheitlichen Schutzrecht ſprechen, 
wenn dasſelbe für das ganze Reich nicht in letzter Inſtanz von einem 
und demſelben Gericht ausgelegt werde. So könne es kommen, 
daß, wenn auch das Patentamt für das ganze Reich das Patent 
einheitlich erteilt, der Patentinhaber gleichwohl kein einheitliches 
Schutzrecht durch das ganze Reich habe, daß vielmehr in einem 
Bezirk erlaubt, was im andern verboten ſei. 

Ahnliches gelte von den übrigen Schutzgeſetzen. 

Viel gefährlicher noch ſeien die Konſequenzen, die ſich daraus 
ergeben, daß für den Wert der Löſchungsklage gegen ein Warenzeichen 
oder ein Gebrauchsmuſter nicht der wirtſchaftliche Wert des Zeichens, 
ſondern lediglich das Intereſſe des jeweiligen Klägers maß⸗ 
gebend ſei. Dieſes Intereſſe erreicht ſehr häufig nicht die Reviſions⸗ 
ſumme und häufig nicht einmal die Summe von 800 Mark. So käme 
es denn, daß ein Muſter oder Zeichen endgültig durch ein Oberlandes⸗ 
gericht und künftig auch häufig durch ein Landgericht gelöſcht werden könne, 
obgleich ſein wirtſchaftlicher Wert für den Muſter⸗ oder Zeicheninhaber 
ſich auf Hunderttauſende belaufe. In keiner anderen Rechtsmaterie 
hätten wir eine derartige Konſequenz. Vielmehr ſei überall, wo 
ſonſt die Tragweite des Urteils über die Sache hinaus gelte, die 
unbedingte Kompetenz des Landgerichts gegeben. Da durch ein Reichs⸗ 
gerichtsurteil auch für alle andern Prozeſſe wegen des nämlichen 
Schutzrechtes ein autoritatives Präjudiz geſchaffen und dadurch andere 
Prozeſſe vermieden werden, fo ſei die Mehrbelaſtung des Reichs⸗ 
gerichts im Grunde genommen nur eine ſcheinbare. Jedenfalls 
würden hierdurch die unterinſtanzlichen Gerichte entlaſtet und die 
Prozeſſe beſchleunigt. 

Der Prozeß über gewerbliche Schutzrechte ſei aber auch der 
Typus eines Prozeſſes, der ſich nur für kollegiale Behandlung eignet. 
Daß dieſe Fragen beim Kollegium beſſer aufgehoben ſeien, habe 
auch für die analoge Frage der Vorprüfung von Patenten ſowohl 
der Präſident des deutſchen wie der des öſterreichiſchen Patentamts, 
auf dem diesjährigen Düſſeldorfer Kongreß, anerkannt. Die Geſichts⸗ 
punkte der Motive zur Novelle ſchlügen für die ſe Prozeſſe. in ihr 
Gegenteil um: Auf „die genauere Kenntnis der Perſönlichkeiten“ 
komme es hier nicht an, da faſt durchweg rein ſachliche Fragen 
zur Erörterung ſtünden. Auch die „ſchnellere und billigere“ Erledigung 
ſei hier nicht möglich, da die geeigneten Sachverſtändigen wohl kaum am 
Sitze der kleineren Amtsgerichte zu finden ſeien. Auch die „ſchnellere“ 
Erledigung des Prozeſſes ſei nicht gewährleiſtet, im Gegenteil ſei eine 
große Verzögerung zu befürchten, da — falls der Beklagte verſchleppen 
wolle — er wohl durchweg den Einwand der Unzuſtändigkeit erheben 
werde und erſt über dieſen befunden werden müſſe. 

Gerade wer im Prinzip für die Novelle ſei, müſſe daher die 
Herausnahme der Schutzrechtsfragen aus der amtsgerichtlichen Zus 
ſtändigkeit befürworten, und — werde dieſe abgelehnt — ſo wäre 
damit eine derartige Verſchlechterung der Rechtspflege zu befürchten, 
daß den Sondergerichtsbeſtrebungen wirkſamer Vorſchub geleiſtet 
werde. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 erörtert die Frage der Formbedürftigkeit 
eines Verſprechens des Vaters, der Tochter im Falle der Ver⸗ 
heiratung einen Wirtſchaftszuſchuß zu gewähren. Dabei wird 
namentlich der Begriff der Leibrente näher beſtimmt. 

In der Bitte des Beſchädigten um Gewährung der Mit⸗ 
fahrt und der Einwilligungserklärung des Tierhalters kann ein 
Vertrag über Ausſchluß der Tierhalterhaftung liegen. So 
Entſch. Nr. 6. Alſo auch ohne Geſetzesänderung konnte der 
Hauptbeſchwerdepunkt beſeitigt werden! 

Ausführliche Darlegungen zum Pflichtteilsrecht enthält 
Entſch. Nr. 11. 

Die Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit der Widerſpruchs⸗ 
klage aus § 771 ZPO. gegen die Pfändung eines Anſpruchs, 
8 Fragen der Zuſtändigkeit werden in Entſch. 9 12 
erörtert. : 
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Bälfskafle für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Herren Bertranensmänner erſuche ich die Beiträge 
der Mitglieder für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1907 bis 
30. Juni 1908 einzuziehen und im April 1908 an mich 


einzuſenden. Dr. Seelig, Schatmeiſter. 


Zur Zivilprozeßreform. 
Eine Replik.“ 
Von Juſtizrat Zelter in Stettin. 


II. 


B. Die Einwirkung des Geſetzentwurfes auf die Einnahme 
verbälfuiffe der Anwälte. 


Hier malt das IMDB. auf Grund feiner ftatiftiichen Feſt⸗ 
ſtellungen ein roſiges Zukunftsbild, das ich leider auch nicht 
als berechtigt anerkennen kann. Sehe ich zunächſt von der 
Statiſtik ab, ſo leidet die Methode der Berechnung an logiſchen 
Fehlerquellen, aber trotzdem wird die Anwaltſchaft ſehr dankbar 
ſein, denn dieſe Statiſtik ergibt mit zwingender Notwendigkeit 
ein Dilemma. Entweder iſt ſie zutreffend, und dann iſt die 
wirtſchaftliche Lage des preußiſchen Anwalts im Durchſchnitt 
derart gefährdet, daß der Staat oder Selbſthilfe einſchreiten 
muß, oder die miniſterielle Statiſtik iſt zu ungünſtig in 
bezug auf die jetzigen Einnahmen der Anwälte aus den 
Schreibgebühren, und dann iſt der Schluß, daß das neue 
Pauſchquantum überall einen Überſchuß für die Anwälte ergäbe, 
eben ein Trugſchluß. 

An Hand der neuen ſtatiſtiſchen Angaben und unter Be⸗ 
ſeitigung der Fehlerquellen verſuche ich eine richtige Bilanz, 
eine Veränderungsbilanz, auch Landgerichts⸗ und Amtsgerichts⸗ 
anwaltſchaft zu trennen. Dabei gehe ich überall von dem 
Stande des Jahres 1906 aus, weil dieſer, nicht der Stand 
des Jahres 1904, maßgebend ſein kann. 


) Der im PrI Ml. 07, 12 enthaltene Aufſatz „Die finanzielle 
Seite der Novelle zur Zivilprozeßordnung“ iſt nunmehr auf S. 170 
und folgende mit Erlaubnis des Juſtizminiſteriums abgedruckt. 


I. Logiſche Fehlerquellen der Methode. 
Veränderungsbilanz. 

1. In der JW. hatte ich bei Berechnung des Verluſtes 
lediglich den Gebührenverluſt feſtgeſtellt. Das IJMBl. will aus⸗ 
gleichen, indem es Überſchüſſe der Pauſchſätze konſtruiert. Ich 
war abſichtlich nicht weitergegangen, einmal weil nach den von 
mir feſtgeſtellten Daten ſchon vor der Hinrichſenſchen Statiſtik 
der Pauſchſatz keinen Uberſchuß ergab, ich dann aber auch zur 
richtigen Bilanzierung hätte einſtellen müſſen, was der Anwalt 
dadurch verliert, daß er feine Geſchäftsausgaben nicht in dem⸗ 
ſelben Maße vermindern kann, wie ſich die Geſchäfts⸗ 
einnahmen infolge des Geſetzes vermindern würden. Dieſen 
notwendigen Faktor einzuſtellen, unterläßt der Verfaſſer, dem 
nach den Motiven wohl die Tatſache bekannt ſein mußte, daß 
kein Anwalt ſeine ſachlichen Koſten aus den bisherigen Schreib⸗ 
gebühren bezahlen kann, daß vielmehr jeder Anwalt von ſeinen 
Gebühren einen erheblichen Teil für dieſe Geſchäftsunkoſten 
opfert. Der Prozentſatz dieſer Unkoſten fällt mit der 
Steigerung der Bruttoeinnahme, vermehrt ſich mit der 
Verminderung der Bruttoeinnahme. 

2. Die Zwangsvollſtreckung wird nicht berückſichtigt. Zwar 
ſtellt der Verfaſſer einen Minderertrag der Pauſchſätze als 
möglich hin, aber nicht ein. Dieſer Faktor iſt aber weit 
erheblicher. Nicht nur der angebliche Mehrertrag des Prozeß⸗ 
Pauſchſatzes, nein, die Gebühr des Anwalts wird durch den 
Minderertrag zum großen Teil aufgezehrt. 

Die bisherigen Schreibgebühren betragen bei der Voll⸗ 
ſtreckung aus dem Verſäumnisurteil mit Urteilsabſchrift und 
Nachricht an die Partei 70 Pf., Porto, Einſchreiben 40 Pf., 
Nachricht an die Partei 10 Pf., am Orte 5 Pf., alſo 1,20 M, 
Verluſt 70 Pf. Erſt bei doppelter Verſäumnisurteilsaus⸗ 
fertigung (vgl. zu A S. 99) verliert der Anwalt bei dem 
geringſten Pfändungsauftrag aus der Hauptſache nur 50 Pf. 
Bei der Vollſtreckung aus dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
deckt ſich Auslage und Pauſchquantum. Bei der Ladung 
zum Offenbarungseid verliert der Anwalt wieder 50 Pf., 
bei einem Pfändungsauftrag von 450 bis 650 M reſpektive 
einem Objekt von 300 bis 450 M unter Fortfall der Urteils⸗ 
abſchrift gleichen ſich Pauſchquantum und Auslage aus. 

In allen Amtsgerichtsſachen verliert alſo der Anwalt 
mindeſtens 50 Pf. bei der Vollſtreckung. Jeder Praktiker 

16 


—— u a — u — 


a be u hu — — a 


—— m nn nn m nn — 


weiß, daß aber der größere Teil der Vollſtreckung mehr 
Auslage macht. Durchſchnittlich wird alſo der Anwalt ſe ine 
ganze Vollſtreckungsgebühr bei dieſem Pauſchquantum zuſetzen 
und ich ſchätze ſehr niedrig, wenn ich auf jede Amtsgerichts⸗ 
ſache eine Minderung von 75 Pf. annehme.“) 


Zukunftsbilanz. 

1. Der Verfaſſer macht feine Zukunftsbilanz bis zum 
Jahre 1910 auf der Baſis aus, daß überhaupt kein 
Anwalt mehr zugelaſſen wird. Andererſeits ſollen auch 
die Richterſtellen beſchränkt werden. Was aus den vielen über- 
flüſſigen Aſſeſſoren werden fol, darüber ſpricht er ſich nicht aus. 
Nun iſt vielleicht anzunehmen, daß bei den Oberlandesgerichten 
in den erſten Jahren weniger Zuzug kommen wird, aber daß 
diejenigen fleißigen und geeigneten Kräfte, welche in der Richter⸗ 
karriere und auch in anderen Verwaltungszweigen eben keine 
Aufnahme finden können, den Konkurrenzkampf in der Anwalt⸗ 
ſchaft erſter Inſtanz aufnehmen werden, liegt auf der Hand. 
Dieſe Vorausſetzung iſt ein Bilanzierungs fehler.“) 

2. Die vierte Fehlerquelle liegt in der Schätzung der 
Geſchäftsſteigerung, welche der Verfaſſer nach den Zahlen. von 
1900 bis 1904 taxiert. Dabei wird üÜberſehen, daß in dieſen 
Jahren die Geſchäftszahlen deshalb unverhältnismäßig ans 
ſchwollen, weil die Übergangszeit des neuen Rechts Kontro⸗ 
verſen ſchuf.“) 

Folgende kleine Widerſprüche ſind zu beachten: 

a) Den Ausfall der Berufungen betrachtet der Verfaſſer 
als Erſparnis des Publikums wegen der ſortfallenden 
Schreibgebühr. Den Ausfall der Anwaltsgebühr ſtellt 
er nicht ein. 

b) Die Verluſtdifferenz am Pauſchquantum der land⸗ 
gerichtlichen Berufungen wird nicht eingeſtellt. 

c) Der Entwurf erklärt zwar 10 Pf. nicht als 
angemeſſen für die Schreibgebühren. Daß für das 
Koſtenpauſchquantum der Anwälte aber nur 10 Pf. 
zugrunde gelegt werden dürften, hält der Verfaſſer 
für richtig. Der Fiskus bekommt auch 20 Pf. für 
die neuen dreizeiligen Urteilsausfertigungen. Daß auch 
der Anwalt ſtellenweiſe 10 Pf. für eine angefangene 
Seite erhält, wird ihm beſonders belaſtet. 

Die prozentuale Steigerung der amtsgerichtlichen 

Verſäumnisurteile ſteht in Wechſelwirkung mit der 

Verminderung des Mahnverfahrens. Dem Publikum 

prophezeit man eine Steigerung des letzteren, den 

Anwälten die gleiche Steigerung der erſteren. 

e) Der Entwurf vertraut der Pflichttreue der Rechts⸗ 
anwälte, daß ſie die notwendige Schreibarbeit leiſten, 
dieſer Aufſatz meint, die Pauſchalierung führe zur 
Verminderung. Darüber, daß die Schriftſätze nicht 
der Schreibgebühren halber geſchr ieben werden, ver⸗ 
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) Dies bedeutet einen Verluſt von 800 000 M. 
2) Korrekt könne nur die Veränderung von dem Geſetzeseintritt 
ab gerechnet werden. 

) Man vergleiche die Zahlen von 1882 bis 1899 und die Zahlen 
von 1900 ab. OLG. 1882 9700 Prozeſſe; 1900 16 800, bis 
dahin 4% Durchſchnitt; 1906 28 000, bis dahin 10% Durchſchnitt 
vom Vorbeſtand. 
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liere ich kein Wort. Geſpart wird höchſtens inſoweit 
werden, als man generelle Anträge auf Abſchriften 
ſtellen wird, anſtatt beſonderer. 


II. Vergleichung der Statiſtik. 

Jetzt liegen 3 Statiſtiken vor: die des Entwurfs, des 
Kollegen Hinrichſen und des Miniſteriums. Ich ſtelle zunächſt 
die Ziffern für die 1. Inſtanz gegenüber unter Abrundung 
der Pfennige. 


Amtsgericht. 
Prozent⸗ Differenz 
Ge Schreib- Pauſch⸗ ſätze der zwiſchen 
bühren⸗ gebühren quantum e⸗ Pauſch⸗ 
durch⸗ und des bühren und quantum 
ſchnitt Porti Entwurfs Porti zu d. und 
Gebühren Auslagen 
M M % M 
1. Statiſtik d. 
Entwurfs. 11,10 5,20 3,44 45 1,75 — 
2. Hinrichſen. 10,30 4, 30 3,50 40 0,80 — 
3. IM Bl.. . 10,73 3, 16 3,54 30 0,38 + 


Ich korrigiere die der zweiten Statiſtik vorgeworfenen 
Fehler, unterſchiedsloſe Einſtellung des Mindeſtſatzes von 3 M 
für die Objekte von 200 bis 300 M, zu niedrige Bemeſſung des 
Pauſchſatzes bei den Sachen mit Zwangsvollſtreckung.“) 

Selbſt wenn / der Sachen von 200 bis 300 M kontra⸗ 
diktoriſch, ergibt das nur 60 M mehr; ſelbſt wenn noch für / 
der Sachen 50 Pf. zu wenig angeſetzt wären, ſo könnte der 
Fehler im ganzen auf 2406 Amtsgerichtsſachen 20 Pf. Durch⸗ 
ſchnitt ausmachen. Im Pauſchquantum weicht ja aber Hinrichſen 
nur um 4 Pf. ab! Selbſt dann bleibt ein Minus von 
60 Pf. pro Amtsgerichtsſache, bei der Statiftil des MBl. aber 
ein Plus von 38 Pf., dem jedoch 75 Pf. Verluſt bei der 
Vollſtreckung gegenüberſtehen. Man wird die tatſächlichen 
Schreibgebühren ſtets nach dem Durchſchnitt der drei Statiſtiken 
auf 4,22 M annehmen können, dann verliert der Amtsgerichts⸗ 
anwalt durchſchnittlich 1,40 M im ganzen! 


Landgericht. 
Prozent⸗ Differenz 
Ge⸗ Schreib⸗ Pauſch⸗ ſätze der zwiſchen 
Pauſch⸗ 


bühren⸗ gebühren quantum Schreibge⸗ 
nd 


durch⸗ u des bühren und quantum 

ſchnitt Porti Entwurfs Porti zu d. und 
Gebühren Auslagen 

M M M % M 

1. Statiſtik d. 

Entwurfs. 65,40 8,— 13,08 12/2 5,08 + 
2. Hinrichſen. 68,50 8,50 13,70 12! 5,20 + 
3. IMDB... 45,36 5,54 9,10 11 3,55 + 


Die Himtiichſenſche Aufſtellung korrigiere ich wegen der 
ungeraden Pfennigbeträge hoch mit 10 Pf. Sonſt ſind die 
Unterſchiede aber erheblich: 

a) bei den Gebühren ein Durchſchnittsunterſchied von 
23 M, 

b) bei den tatſächlichen Auslagen pro Sache ein Unter⸗ 
ſchied von 3 M. 

Wie iſt das zu erklären? 
Vorzug! 


Welche Statiſtik verdient den 


) Erſten Fehler teilt Hinrichſen mit der Entwurfsſtatiſtik. 


37. Jahrgang. 


Der oben korrigierte Fehler in der Hinrichſenſchen Statiftit 
kann dieſe Unterſchiede nicht beeinfluſſen. Der Unterſchied 
in bezug auf die tatſächlichen Schreibgebühren kann ſich nur da⸗ 
durch erklären, daß bei der Statiſtik aus der Koſtenfeſtſetzung 
verhältnismäßig mehr Verſäumnisſachen erſcheinen als 
dem Durchſchnitt entſprechen; das folgt vielleicht daraus, was 
der Verfaſſer nicht wiſſen kann, daß zur Koſtenfeſtſetzung mehr 
Verſäumnisſachen gelangen. Bei dieſen tritt faft ſtets Feſt⸗ 
ſetzung ein, bei den andern Prozeſſen mit größeren Objekten 
und wohlhabenden Parteien, bei den Ausgleichungen wird ſehr 
häufig ohne Feſtſetzung bezahlt, reſp. durch die Anwälte aus⸗ 
geglichen. Aus dieſem Grunde und aus der Nichteinbeziehung 
der Vollſtreckung gibt die Statiſtik aus den Beſchlüſſen ein im 
Durchſchnittsſatz abweichendes Bild. 

Andererſeits iſt ſowohl der Hinrichſenſche Gebührenſatz wie 
der Satz der Entwurfsſtatiſtik als Durchſchnittsſatz zu hoch. 
Bei Himichſen erklärt es ſich dadurch, daß, wie ich vermutete, 
auch einzelne Oberlandesgerichtsanwälte eingeſandt haben, bei 
der Entwurfsſtatiſtik durch die Qualität der Anwälte. 

Um den wirklichen Einkünften gerecht zu werden, ging ich 
perſönlich davon aus, daß die Wahrheit in der Mitte zwiſchen 
beiden Statiſtiken liegt, alſo in einem Gebührendurchſchnittsſatz 
von 57 des Landgerichtsmandats. Das wurde wieder beſtätigt 
durch die Benutzung einer größeren Statiſtik, welche ſich zur 
Aufgabe gemacht hat, die prozentuale Verteilung der 
Sachen in die einzelnen Wertſtu fen zu erforſchen. Dieſe 
Statiſtik, abgedruckt in dem ſoeben erſcheinenden Kommentar 
des Kollegen Dittenberger, entnommen aus 53 000 Prozeſſen, 
ergibt eine prozentuale Verteilung von ungefähr 70 Prozent 
auf die jetzigen Amtsgerichtsobjekte, auf die Wertſtufe von 300 
bis 900 M 16,29 Prozent, auf die Wertſtufe von 900 bis 
2100 M 8,10 Prozent, auf die Wertſtufe von 2 100 bis 
10 000 M 5,33 Prozent. Ermittle ich nun den Durchſchnitts⸗ 
ſatz der Gebühr in den einzelnen Objektklaſſen der Statiſtiken 
des Entwurfs und von Hinrichſen, und rechne für jede Stufe 
die entſprechenden Prozente, ſo komme ich bei der Hinrichſenſchen 
Statiſtik auf einen Durchſchnittsſatz von 54 M, bei der Ent⸗ 
wurfsſtatiſtik auf einen Durchſchnittsſatz von 59 M des Mandats. 
Der Durchſchnitt wird alſo wieder bei 57 liegen. Bei einer 
entſprechenden Verteilung der tatſächlichen Schreibgebühren 
mindert ſich der Satz von Hinrichſen nur auf zirka 8 M, ſo 
daß ich dieſen zugrunde legen kann. 

Schreib⸗ Prozentſatz der Differenzen 


Gebühren⸗ ebühren Pauſch⸗ Schreibgebühren zwiſchen Pauſch⸗ 
durchſchnitt m Porti quantum und Porti zu quantum und 


den Gebühren Auslagen 
M M M 05 M 
Bi 8,— 11,40 14 3,40 + 
Oberlandesgerichte. 
Hier iſt nur eine unſichere Statiſtik vorhanden, 78 Sachen. 
Schreib⸗ Differenzen 


Sebütren. gezühren Pausch. Progentfag der zwiſchen Pausch. 
durch ſchnitt und Porti quantum Auslagen quantum und 


Auslagen 
M M M % M 
66,— 7,32 13,20 11 5,85 + 
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Hier können nach meinen Erfahrungen zwar die Gebühren 
richtig ſein, dagegen nicht die Schreibauslagen. 

Ich habe deshalb eine umfaſſende Statiſtik veranlaßt: 
An den Oberlandesgerichten Breslau, Hamm, Naumburg, Stettin 
haben 22 Anwälte rund 850 Sachen gezählt und zwar die 
erſten je 25, 30, 50 Sachen aus den Jahren 1906, 1907, 
einzelne eine beſtimmte Angabe abliquidierter Sachen von einem 
andern Zeitpunkt ab. 

Die Durchſchnittsſätze der einzelnen Anwaltsbetriebe 
ſchwanken von 6,60 bis 28,50 und zwar je nach der Art der 
Praxis.“) Der Durchſchnitt zwiſchen den einzelnen Betrieben 
beträgt 12 M, iſt aber inſofern zu gering, als die umfang⸗ 
reicheren Mandate aus 1907 noch nicht erledigt ſind. Die 
Unterſchiede zwiſchen 1906 und 1907 betragen in dem Betriebe 
von 5 Kollegen durchſchnittlich je 2,50 M! 

Auch die Verhältniszahlen zu den Gebühren ſchwanken 
erheblich von 10 Prozent bis gegen 30 Prozent. Handels⸗ 
ſachen ohne Korreſpondenzabſchriften haben geringere Schreib⸗ 
gebühren, dingliche Sachen, Bauſachen, Kirchenſachen, Progeſſe, 
die in den Provinzen mit größerer Landbevölkerung überwiegen, 
erfordern durchſchnittlich mehr Schreibgebühren. | 


III. Einſtandsbilanz. 


Bei der Bilanzierung des Anwaltseinkommeiis find folgende 
Ziffern zu beachten: 373 Oberlandesgerichtsanwälte, 3 280 Land: 
gerichtsanwälte, 1350 Amtsgerichtsanwälte, 1032 Amtsgerichte, 
davon rund 98 am Sitze eines Landgerichts und rund 310 
ohne anwaltliche Beſetzung in Preußen. 

Oberland esgericht. 

Hier iſt dankbar anzuerkennen, daß auch dem Ver⸗ 
faſſer klar iſt, daß die Lage der Oberlande sgerichtsanwälte 
ſich nicht auskömmlich geſtaltet. Für ſie kommen nur die 
Prozeſſe zur Veranſchlagung, denn das Notariat iſt für ſie, die 
meiſt keine perſönliche Klientel haben, nur ausnahmsweiſe 
mehr als ein Ehrenſchmuck. Sf ein Landgericht am Ort, fo 
beherrſcht der Anwalt I. Inſtanz dieſe Tätigkeit, iſt es nicht, 
ſo kann die Stadt nur ſehr klein ſein. 

Im Jahre 1906 ſind bei 28 000 Sachen in Anwendung 
der Grundſätze des IMBl. nach Abzug der Armenſachen 
50 000 Mandate und 5 600 bis 6000 Armenmandate. 

Ich rechne mit 330 Oberlandesgerichtsanwälten, weil 
einzelne nach dem 1. Januar 1907, andere pro forma zu⸗ 
zugelaſſen ſind, und komme auf rund 170 Mandate, 152 bezahlte 
17 Armenſachen. 

Bilanz. 
nach meinen Ziffern 78 M Brutto: 


einnahmen der Mandate inkl. 
Schreibgebühren und Porto 


11 850 11175 


nach den Ziffern des IMBl. 
4 ½ M pro Mandat weniger 


Unkoſten für die Durchſchnittspraxis. 


Bureau 800 M, Heizung und Licht 250 M, Gehälter für 
eine Praxis von 170 Mandaten 2500 M, Papier, Bureau⸗ 
) Stettin (4) 8 bis 18, Breslau (9) 7,50 bis 12,60, Naumburg (7) 
8,02 bis 28,70, Hamm (2) 6,60. Poſen habe ich leider nicht mehr 
bekommen können. 
16 * 


utenfilien, Schreibmaſchine 300 M, Telephon, Beiträge, Haft- 
pflichtverſicherung 200 M, Porto 600 M zuſammen 4650 M) 
Reinertrag 


nach meinen Sätzen nach der miniſteriellen Statiſtik ungefähr 
7 200 6 500 


Landgerichts⸗ und Amtsgerichtsanwälte. 


Die Verteilung verſuche ich auf Grund zweier Momente, 
einmal der Durchſchnittserfahrung, daß der Landgerichtsanwalt 
im Durchſchnitt doppelt ſoviel Amtsgerichtsſachen hat als Land⸗ 
gerichtsſachen; beim jüngeren iſt das Verhältnis 1 zu 3, beim 
älteren vielleicht 2 zu 3,7) und daß der Durchſchnittsſatz der 
amtsgerichtlichen Zivilprozeßpraxis für den Amtsgerichtsanwalt 
hoch gerechnet 350 Zivilprozeßmandate betragen wird. Für die 
Verteilung auf die Amtsgerichte geben folgende Momente 
Anhalt: 

In Halle iſt ſeſtgeſtellt, daß von den abwandernden Land⸗ 
gerichtsſachen 70 Prozent in Halle, 30 Prozent an den 
andern Amtsgerichten bleiben, in Stargard i. Pom. umgelehrt 
von dortigen Kollegen, daß 70 Prozent der abwandernden 
Sachen an andere Amtsgerichte gehen, 30 Prozent an das 
Amtsgericht Stargard. 

Die kleinen Landgerichte haben zwar den größten Anteil 
der 98, andererſeits aber fällt auch Berlin ins Gewicht; es 
werden daher auf die 98 Amtsgerichte am Landgerichtsſitze 
durchſchnittlich 50 Prozent aller Amtsgerichtsprozeſſe entfallen, 
auf die 310 Amtsgerichte ohne Anwalt, die den 10. Teil 
ſämtlicher Amtsrichter in Anſpruch nehmen, vielleicht 6 Prozent 
aller Amtsgerichtsprozeſſe, der Reſt von 44 Prozent aller 
Amtsgerichtsprozeſſe auf die 600 Amtsgerichte und 1350 Amts⸗ 
gerichtsanwälte. Ich rechne weiter mit der Übertragung von / an 
die Anwälte. 1906: 1410000 Amtsgerichtsprozeſſe, davon rund 
bei 176 000 kontradiktoriſchen Urteilen und 84000 Vergleichen 
250 000 Nichtverſäumnisſachen, alſo 1650000 Mandate, von 
dieſen 50 Prozent auf die Amtsgerichte am Landgerichtsort 
825000, 618 000 für die Landgerichtsanwälte, 6 Prozent — 
99000 auf die unbeſetzten Amtsgerichte, auf die andern Amts⸗ 
gerichte 726 000, für die Amtsgerichtsanwälte formell 544 000 
Mandate. Dieſe letzte Zahl muß man, da dort, wo nur ein 
Amtsgerichtsanwalt zugelaſſen ift, nicht / aller Mandate dem 
einen Anwalt zufallen können, und mit Rückſicht auf vereinzelte 
Armenmandate noch mindern. Es werden nur 500 000 Mandate 
fein, ungefähr 360 Mandate für den Amtsgerichtsanwalt.“) 


6) Dieſe Sätze ſind als Durchſchnittsſätze gedacht, in den großen 
Städten ſind Miete und Gehälter höher. 

7) Die Statiſtik des Entwurfs bezog ſich auf 13 angeſehene 
Berliner Anwälte, bei denen das Verhältnis günſtiger iſt. Bei der 
Hinrichſenſchen Statiſtik iſt das Verhältnis 24 zu 10, weil dort auch 
Amtsgerichtsanwälte mitzählen. Bei der oben erwähnten Statiſtik iſt 
das Verhältnis zu den Mandaten von 300 bis 10000, 70 Prozent zu 
30 Prozent. 

8) Ich laſſe hier noch die für die Verteilung der Gebühren 
wichtige Frage unberückſichtigt, wieviele dieſer Prozeſſe ſogenannte 
Korreſpondenzprozeſſe ſind, bei denen die Klage durch einen andern 
Anwalt als den Amtsgerichtsanwalt eingereicht wird. Ich berück⸗ 
ſichtige dieſen Umſtand aber nachher. 
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Andererſeits nach dem Stande von 1906 230 000 Landgerichts⸗ 
prozeſſe, unter Zugrundelegung der in meinem erſten Auſſatz 
(JW. 07) feſtgeſtellten Verhältniszahlen des Prozentſatzes der 
kontradiktoriſchen Prozeſſe alſo 302 000 Mandate, von denen 
ich mit Rückſicht auf die Verſäumniszahlen und bie Handels⸗ 
mandate, nur 11000 als Armenſachen anſehen kann,“) alſo 
291000 Landgerichtsmandate, 93000 Berufungs mandate mit 
vielleicht 3000 Armenſachen. Auch dieſe Rechnung erweiſt 
wieder ungeſähr den Durchſchnittsſatz von 2 zu 1. 

Die Prozeßbilanz für den Amtsgerichtsanwalt ergibt Brutto 
für 360 Sachen nach dem JIMBl. zu 14,10 M 5076 M. Die 
Unkoſten kann ich nur wenig gegenüber den Oberlandesgerichts⸗ 
anwälten mindern. Bureaumiete wird in der Kleinſtadt 400 M 
weniger koſten, Schreibgebühren entſtehen aber nach der Statiſtik 
des IJMBl. im Oberlandesgerichtsmandat etwas über das 
Doppelte. 

Unkoſten ſind alſo etwa 4000 M; der Amtsgerichtanwalt 
hat aus ſeiner Zivilprozeßpraxis nur einen Reinertrag von 
1000 M. Für ihn bleibt noch übrig die Einnahme aus der 
Vollſtreckung, aus den Privatklageſachen, Strafſachen, Konkurs⸗ 
verwaltungen, aus der freiwilligen Gerichtsbarkeit und Korre⸗ 
ſpondenz in Landgerichtsſachen. Dieſe wird durchſchnittlich auf 
2500 bis 3000 M veranſchlagt werden können. 

Dann aber ſteht allerdings der Amtsgerichtsanwalt inſofern 
den andern beſſer gegenüber, als er abgeſehen von einzelnen 
größeren Amtsgerichten nach ein, zwei Jahren Notar wird. 
Die Einnahme des Amtsgerichtsanwalts, der Notar iſt, über⸗ 
ſteigt trotz der geringen Einnahme aus der Zivilprozeßpraxis, 
da die Notariatsunkoſten das Bureau nicht verhältnismäßig 
beſchweren, im Durchſchnitt die Einnahme des Oberlandes⸗ 
gerichtsanwalts erheblich. 

Landgerichtsanwälte: Weil eine Reihe von Anwälten 
nur pro forma, einzelne erſt im Jahre 1907 zugelaſſen find, 
rechne ich mit 3000 Landgerichtsanwälten. Auf ſie entfallen 
291000 Landgerichtsmandate, 90000 Berufungsmandate und 
618000 Amtsgerichts mandate, 


Bruttoeinnahme 
nach meinen nach dem 
Durchſchnittsziffern JMBl. (51 Mͤ) 

97 Landgerichtsmandate 65 M. 6 205 4947 
30 Berufungsmandate, Brutto⸗ 

einnahme je 16 M 480 480 
210 Amtsgerichtsmandate je 14 M 2 940 2 940 
Bruttodurchſchnitt der reinen 

Zivilprozeßprax iss. 9725 8 367 


Dazu die Einnahmen aus Konkurſen, Zwangsverſteigerungen, 
Zwangsvollſtreckungen, Strafſachen, Privatklageſachen, Konſul⸗ 
tationen, Korreſpondenz in II. Inſtanz und in auswärtigen 
Amtsgerichtsprozeſſen. Dieſe Gebühren kann ich höher als 
beim Amtsgerichtsanwalt auf 3500 M durchſchnittlich ver⸗ 
anſchlagen 10). 


9) 45 Prozent der kontradiktoriſchen Eheſachen — 5000, 
10 Prozent der kontradiktoriſchen Landgerichtsſachen — 4300, für 
Handels ſachen 1000. 

10) Wohl ſchon 1000 M allein auf die Zwangsvollſtreckung und 
Koſtenfeſtſetzung in zirka 200 Sachen. In Privatklageſachen, Straf⸗ 
ſachen werden die Gebühren ſtets vereinbart. 


37. Jahrgang. 


Die Unkoſten muß ich auch etwas höher einſchätzen, als 
die des Oberlandesgerichts, für den Durchſchnitt auf 5 000 M 
da durch Vollſtreckung und die Nebenangelegenheiten etwas mehr 
verbraucht wird. Nettoertrag des Landgerichtsanwalts durch⸗ 
ſchnittlich 

nach meinen Ziffern nach den Ziffern des IMBL 

8 200 6 900 

Beim Vergleich zwiſchen Landgzichts⸗ und Oberlandes⸗ 
gerichtsanwalt find folgende Momente zu beachten. Die Durch⸗ 
ſchnittstätigkeit des Oberlandesgerichtsanwalts ſtellt mehr An⸗ 
forderungen als die durchſchnittliche Tätigkeit des Landgerichts⸗ 
anwalts, 170 kontradiktoriſche Oberlandesgerichtsſachen erfordern 
mehr phyſiſche Arbeitsleiſtung als 300 Mandate des Land- 
gerichtsanwalts inkl. der Nebentätigkeit, weil nur 70 kontra⸗ 
diktoriſch ſind, der Anwalt dieſe von Beginn beherrſcht. Die 
Praxis des Landgerichtsanwalts läßt ſich auf das Vierfache 
des Durchſchnitts ſteigern 1). 250 bis 300 Oberlandesgerichtsſachen 
verlangen dagegen bei ſorgfältiger Bearbeitung die größte An⸗ 
ſpannung. 

Der Landgerichtsanwalt erhält durchſchnittlich je nach der 
Größe der Stadt nach zehnjähriger Dienſtzeit das Notariat. 

Der Oberlandesgerichtsanwalt hat 17 Armenmandate, die 
14 000 Landgerichtsarmenmandate verteilen ſich auf vielleicht 
1600 Landgerichts anwälte. 


Veränderungsbilanz. 


Den Oberlandesgerichtsanwälten gehen verloren gemäß den 
Sätzen des MBl. und dem Jahr 1906 Gleichung X: 56 000 = 
13 200: 48 000 = 15 400 Mandate als Nichtarmenſachen: 

nach meinen Ziffern (45 + 10) 847 000 M 

nach den Ziffern des JMBl. (45 + 6,50) 793 100 M. 
Bruttoverluſt für jeden der 330 Oberlandesgerichtsanwälte 2 560 
reſp. 2400 M. Erſparen kann der Anwalt in dieſem Fall 
nicht etwa / feiner Unkoſten, ſondern nur das Porto in 55 
Sachen mit 180 M, an Papier vielleicht 80 M, an Gehältern 
höchſtens durch Einſtellung minderwertiger Schreiber 200 M. 
Sein Verluſt beträgt abgeſehen vom Pauſchquantum alſo 
2000 —2 100 M. 

Eine Kompenſation durch den Pauſchquantumüberſchuß kann 
nach meinen Zahlen kaum vorhanden ſein, höchſtens vielleicht 
1 M pro Sache betragen.!) Wäre die Statiſtik des Miniſteriums 
richtig, jo würde allerdings der Verluſt ſich auf 1 200 M im 
Durchſchnitt vermindern. !“) Es iſt dann aber klar, daß bei 
einem Durchſchnitts einkommen des Oberlandesgerichtsanwalts 
von 6 500 M (J MBl.) auch ein Verluſt von 1 200 M nicht als 
angemeſſen ertragen werden kann. Natürlich ſchwanken die 
Zahlen, mancher jüngere Kollege verliert mehr als 40 Prozent 
feiner Mandate und kann, weil feine Durchſchnittseinnahmen für 

1) Deshalb wird auch wohl abgeſehen von Berlin jedes Lands 
gericht einen oder zwei Anwälte befigen, die ohne Notariat ein 
Einkommen von 20000 M haben, daß die Zahl aber ſehr klein iſt, 
beweiſt die Durchſchnittsziffer. 

12) Pauſchſatz für die Sachen über 800 M 16,20 wird einem 
tatſächlichen Durchſchnittsſatze von 16 entſprechen, wenn der tatſäch⸗ 


liche Durchſchnittsſatz aller Sachen 12— 13 M beträgt. 
13) 8,42 & 100 Nichtarmenſachen über 800 M ergeben 840 M. 
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das Mandat nicht ſo hoch ſind, unmöglich einen Ausgleich im 
Pauſchquantum haben. 

Die von verſchiedenen Seiten vorgeſchlagene, nach der 
Tagespreſſe anſcheinend auch vom Reichsjuſtizamt ſchon erwogene 
Erhöhung der Berufungsgebühren um ?/ıo, alſo 24,30 M für das 
verbleibende Mandat, würde das Durchſchnittseinkommen des 
Oberlandesgerichtsanwalts nach Rechtskraft des Geſetzes immerhin 
ſteigern, nach meinen Sätzen auf 7 200 — 2100 ＋ 2430 = 7530, 
nach den Sätzen des JMBl. auf 6 500 — 1 200 ＋ 2430 — 7730, 
allerdings für eine geminderte Arbeitsleiſtung von zirka 120 
Mandaten. 

Landgerichtsanwälte. 

Die Landgerichtsanwaltſchaft gewinnt dasjenige was die 
Oberlandesgerichtsanwaltſchaft verliert, die Bruttoſumme von 
847 000 reſp. 793 000 M. Sie verliert an Berufungen unter 
50 M 30 000 Mandate mit einem Durchſchnittsertrag von nur 
10 M 300 000 M. Sie verliert weiter diejenigen Landgerichts⸗ 
ſachen zwiſchen 300 und 800 M, die an die auswärtigen Amts⸗ 
gerichte abgehen, oben zu 50 Prozent der Mandate berechnet. 
Mandate und Gebührenſumme hatte ich für 1904 auf 126 100 
Mandate, 4 080 000 M berechnet, für 1906 ergibt die Steigerung 
von 1s Prozent 142 500 reſp. 4 622 000 M. Von der 
den Amtsgerichten am Landgerichtsort verbleibenden Hälfte 
2311000 M behalten die Landgerichtsanwälte ¼, verlieren 
alſo 577 750 M. Die Schreibauslagen für die ihnen ganz 
ausfallenden 62¼ Prozent der 142 500 Mandate (89 060) 
betragen rund zu 5 M 445 300 M. Die Landgerichtsanwälte 
verlieren alſo 300 000 + 2 311 000 -+ 577 750 ＋ 445 300 
— 793 000 (reſp. nach meinen Ziffern 847 000) — 2 841 050 M, 
nach meinen Ziffern 2 787 050 im Durchſchnitt 980 reſp. 960 M. 

Erſparen wird der Landgerichtsanwalt, da er für 30 erſt⸗ 
inſtanzliche Mandate, 10 Berufungen unter 50 M 5 kontra⸗ 
diktoriſche Berufungsmandate eintauſchen wird, nicht viel an 
Bureaukoſten, höchſtens 200 M. Nimmt man eine Ausgleichung 
durch den Pauſchſatz in Höhe von 7,10 reſp. 8 und 2 M mit dem 
IMBl. oder nur 3,40 mit mir an, ſo ändert ſich die Bilanz um 
450 oder 170 M. Andererſeits Verluſt am Pauſchquantum der 
Berufungsſachen über 50 bis 300 M je 2 M und Verluſt an der 
Vollſtreckung der alten Amtsgerichtsprozeſſe 150 M. Reſultat: 
Durchſchnittsverluſt 780, nach JM Bl. 520 M. 

Die Zahlen ſchwanken aber erheblich, da der Landgerichts⸗ 
anwalt in Berlin mehr erhält als bisher, der Landgerichts⸗ 
anwalt in Stargard von der Hälfte ſeiner Landgerichtspraxis, 
die an das Amtsgericht abwandert, nur 30 Prozent behalten 
könnte, und vielleicht nur 20 Prozent behält, alſo vielleicht 
25 Prozent ſeiner ganzen Einnahme, aus den Landgerichts⸗ 
objekten erſter Inſtanz verliert.“) 


Amtsgerichtsanwälte. 

Den Amtsgerichtsanwälten erwächſt zunächſt ein Vorteil 
aus dem Zuwachs der Mandate zwiſchen 300 bis 800 M. Auf 
die mit Anwälten beſetzten Amtsgerichte entfallen 44 Prozent 
der betreffenden Gebührenmaſſe; alſo 62 000 Mandate, 


10) Wenn er dort z. B. ein Nettoeinkommen von 10000 M 
hat, verliert er ſchon 2000 M an Prozeßgebühr und daneben die 
entſprechenden Einnahmen aus der Vollſtreckung. 
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2033680 M Gebühren und 310 000 M Schreibgebühren. 
Davon erhalten die Amtsgerichtsanwälte / mit rund 1 774 000, 
für 1350 Anwälte einen Bruttoverdienſt von je 1 300 M. Für 
dieſen Bruttoverdienſt hat der Anwalt aber zu leiſten für durch⸗ 
ſchnittlich 45 neue Mandate 90 M Porto und 150 M Schreib» 
auslagen. Eventuelles Plus nach MBl. 90 M. 

Ferner verliert der Amtsgerichtsanwalt bei ſeinen bis⸗ 
herigen 360 Sachen durch die Unterbilanz in der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung (ſiehe oben) mindeſtens 270 M. Er wird weiter 
dadurch, daß die Verteilung der Gebühren und Pauſchquantum 
bei den ſogenannten Korreſpondenzprozeſſen ſich unbedingt 
ändern muß, auch ungefähr 150 M verlieren, fo daß fein Zus 
wachs durchſchnittlich 650 M reſp. 740 M beträgt, vorausgeſetzt, 
daß die Statiſtik des JMBl. richtig iſt. Sind meine Ziffern 
bezüglich der tatſächlichen Schreibgebühren zutreffend, dann iſt 
ein weiterer Verluſt von 80 Pf. c 360 = 288 M zu verzeichnen.“) 


IV. Zukunftsbilanz. 
Oberlandesgerichtsanwälte. 

a) Auch wenn die Ansgleichung durch Pauſchquantum 
richtig wäre, kommt keine jahrelange Abergangszeit, nur das⸗ 
jenige Plus in Frage, was beim Landgericht anhängig iſt, und 
den Eingang eines Jahres nicht überſteigen kann, wenn auch 
die Abſchwächung ſich vielleicht auf 2 Jahre verteilt. 

b) Die Vermehrung iſt zu hoch angenommen. Von 1904 
bis 1906 haben ſich die Geſchäfte beim Oberlandesgericht nicht 
um je 10 Prozent geſteigert, ſondern zuſammen um ¼, alſo 
ungefähr um 16 Prozent, alſo um je 8 Prozent des Beſtandes 
von 1904. Der Prozentſatz wird ſich noch weiter verringern. 
Die Tröſtung, daß die Oberlandesgerichtsanwälte jetzt nicht 
auskömmlich geſtellt ſind, daß ſie 4 Jahre etwas verlieren 
werden, und daß fie dann nach 4 Jahren ungefähr dasſelbe 
Einkommen haben ſollen wie jetzt, während Lebens bedingung 


und Gehälter höhere Anforderungen machen, kann den Satz 


nicht beweiſen, daß die Oberlandesgerichtsanwälte keinen Nach⸗ 
teil haben. 

c) Bei meinen Ziffern würde eine Steigerung um 20 Pro: 
zent von 1906 bis 1910 zum Stande des Jahres 1906 
10000 Mandate über 800 M mehr ergeben, während 15 400 
Mandate abgehen. Dieſe 10000 Mandate würden allerdings 
eine Steigerung von 830000 reſp. 900 000 M15) ausmachen, 
während 847 000 reſp. 793 000 M verloren find, aber wenn 
die Zahl der Oberlandesgerichtsanwälte ſich nur um 20 bis 30 
ſeit 1906 vermehrt hat, bleibt noch ein erheblicher Verluſt. 


Anwälte erſter Inſtanz. 

Hier nimmt der Verfaſſer an, das die Geſamtheit der 
Landgerichts⸗ und Amtsgerichtsanwälte im Jahre 1910 ein 
Plus haben wird, die einzelnen, wenn keine neue Zulaſſung 
kommt. Das erſte mag richtig ſein, jene Erwartung als Grund⸗ 


15) Die Erſparnis bezüglich der Verſäumnisurteile iſt ſchon in 
der Minderung des Unterſchuſſes berückſichtigt, eine Minderung durch 
Neueintritt abwandernder Landgerichtsanwälte und Berluft von 
Korreſpondenzgebühren nicht erwogen. 

16) Der Einfachheit halber rechne ich ſogar den Überſchuß des 
Pauſchquantums 2 reſp. 9 M ohne die Unkoſten abzuziehen! 
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lage iſt aber falſch. Dadurch werden aber auch bei den ein⸗ 
zelnen Anwälten, die an den kleinen Landgerichten ſchwer 
geſchädigt werden, niemals die Verluſte ausgeglichen. 

1. Die Landgerichtsanwälte verlieren je nach JMBl. 
reſp. meinen Ziffern 1¼ reſp. 1% Millionen. Zur Aus⸗ 
gleichung ohne neue Zulaſſung genügte von 1906 bis 1910 
eine Steigerung von 12000 Mandaten über 800, 10000 Man⸗ 
daten über 300, 40 000 daten unter 300, falls der Pauſch⸗ 
ſatz die tatſächlichen Auslagen deckt, aber bei neuer Zulaſſung 
von nur 150 Anwälten pro Jahr müßten es ſchon 43000 
Mandate über 800 M, — 30 Prozent — ſein. 

2. Der Zuwachs der Amtsgerichtsanwälte beträgt freilich 
entweder 500 000 oder 850 000 M, aber beneidenswert iſt er 
nicht, da dafür 62 000 Mandate mehr bearbeitet werden müſſen 
und es werden die neuen Zulaſſungen verhältnismäßig mehr 
auf die Amtsgerichte verteilt, aber nur ſehr wenig kleine 
Amtsgerichte werden zur Beſetzung mit Anwälten geeignet fein. 
Bei den 310 unbeſetzten Amtsgerichten können nach der obigen 
Berechnung doch durchſchnittlich nur 300 Zivilprozeßnummern, 
bisher alſo vielleicht 220 Mandate möglich geweſen ſein. Treten 
dem nun auch noch 6 Prozent von 4622000 M, alſo auf 
jedes Amtsgericht ungefähr 600 M an Gebühreneinnahmen 
hinzu, ſo kann doch niemand davon exiſtieren, und das Notariat 
wird an ſolchen kleinen Amtsgerichten ſelbſt auch nicht lebens⸗ 
fähig ſein. An eine Steigerung des durchſchnittlichen Plus 
für 1910 glaube ich aus dieſen Gründen nicht. 


V. Reſultate. 

1. Die Sätze, daß die Reform für den Fiskus vorteilhaft 
ſei, daß fie das Publikum und die Anwälte materiell belaftet, 17) 
kann auch nach den ſtatiſtiſchen Erhebungen des JMBl. nur 
derjenige leugnen, der es nicht ſehen will. Ob man das 
Publikum belaſten kann, darüber könnte die Anſicht geteilt ſein. 
Die Verteilung der Belaſtung, die Kompenſation durch 
das Mahnverfahren erſcheint aber unpraktiſch und nicht angemeſſen. 

2. Der Entgelt, den der Anwalt für ſeine Prozeßtätigkeit 
erhält, iſt kein angemeſſener mehr. Er mag es 1882 geweſen 
ſein, denn in Preußen hat ſich die Anwaltſchaft nur gerade ſo 
vermehrt wie die Geſchäfte, von 1882 bis 1906 wenig über 
das Doppelte.“) 

Anders mögen die Verhältniſſe freilich in den andern 
Staaten liegen, denn nach den ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen von 
Kneer hat ſich die Anwaltſchaft in Deutſchland mehr vermehrt 
als die Prozeſſe, und deshalb wird die Lage der ſüddeutſchen 
Anwälte trotz der günſtigeren Lebensbedingungen und Unkoſten⸗ 
verhältniſſe noch ſchlechter ſein. 

Die allgemeine Verminderung der Einnahmen von 1882 
ergibt ſich, abgeſehen von der Einſchränkung des Arbeitsfeldes, 
(vgl. Kneer) aus zwei Momenten: 

a) Die Unkoſten ſind erheblich geſtiegen. Braucht der An⸗ 
walt jetzt bei dem obenbezeichneten Durchſchnitts⸗ 


1) Die Wage verſchiebt ſich noch zuungunſten der Anwälte. 

16) In Preußen 2326 Anwälte im Jahre 1882, im Jahre 1906 
5000. Amtsgerichtsprozeſſe 713 000 zu 1 040 000. Landgerichts: 
prozeſſe 98 000 zu 230 000. Oberlandesgerichtsprozeſſe 9000 zu 
28 000. 
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betrieb 4500 bis 5000 M für das Bureau, ſo hatte 
er im Jahre 1882 dementſprechend nur 2 500 bis 
3000 M zu zahlen. 

b) Die Lebens bedürfniſſe find geſtiegen. Eine Einnahme 
von 6000 M im Jahre 1882 iſt einer Einnahme 
von 9000 M im Jahre 1906 gleichwertig. 

Der preußiſche Anwalt müßte daher, bei gleicher 
Arbeitslaſt, 3. bis 4000 M im Durchſchnitt mehr 
verdienen, wenn er ein den Verhältniſſen von 1882 
gleichwertiges Einkommen haben ſollte. 

3. Die vorgeſchlagene Art der Pauſchalierung iſt in ſich 
mbillig und ſteht in keinem Verhältnis zu der Pauſchalierung 
für die Gerichtskoſten. Ich beharre bei meinem Vorſchlag der 
ieften Fixierung, die nach dem ftatiftifchen Material jetzt an⸗ 
gemeſſen abgeſtuft werden kann. 

4. Die ſtatiſtiſchen Erhebungen des JMBl. legen zwingend 
die Notwendigkeit einer Reviſion der Gebührenordnung dar. 

Dieſe Arbeit iſt mir nur deshalb ſchwer geworden, weil 
die Anwaltſchaft bei dem Kampf um die Reform überall dem 
ungerechtfertigten Mißtrauen begegnet, fie ſchiebe ihre wirtſchaft⸗ 
licen Intereſſen in den Vordergrund. Wenn aber die Aus⸗ 
führungen des ZMBL. dahin führen, daß geradezu in der 
Tagespreſſe behauptet wird, Publikum und Anwaltſchaft werde 
beſſer geſtellt werden, was durch ſtatiſtiſche Er⸗ 
hebungen bewiesen fei, fo war eine vollkommene Aufklärung 
notwendig. Wenn dieſe Arbeit dazu beiträgt, iſt ihr Zweck erreicht. 
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Begnadigung nach ehrengerichtlicher Beſtrafung. 
Von Juſtizrat Syring, Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht 
in Leipzig. 
I. 
| Es ift ſtreitig, ob und mit welcher Wirkung die Begnadigung 
eines im ehrengerichtlichen Verfahren rechtskräftig verurteilten 
Rechtzanwalts zuläſſig iſt. 

In einem Aufſatze des verſtorbenen Geheimen Juſtizrats 
Dr. b. Wilmowski (JW. 92, 295) ift ihr die Wirkung ab: 
geſprochen, die Verſagungsgründe aus 8 5 Nr. 2 und Nr. 5 RAD. 
der auch nur einen von ihnen zu beſeitigen. 

Der Vorſtand der Anwaltskammer im Bezirke des 
dane. zu Hamburg hat in zwei Gutachten (JW. 06 Tiber- 
it über die Jahresberichte der Vorſtände der Anwaltskammern 
5. 2-3 und JW. 07 Mberfiht S. 2—3) die Zuläſſigkeit der 
Leznadigung dahingeſtellt gelaſſen, aber ihre Wirkſamkeit gegen⸗ 
über 5 5 Nr. 5 verneint. 

I dem vor kurzem erſchienenen Kommentar von A. und 
N Frrdlander wird (S. 23, 30, 234 —236) die Begnadigung 


In der preußiſchen Juſtizverwaltung ſind 2 Fälle zur 
kuſceidung gelangt, in welchen es ſich um den gnadenweiſen 
kla der Ausſchließung handelte. In dem einen iſt die Be 
Mabigung erfolgt und demnächſt der Rechtsanwalt mit Bus 

ung des Vorſtandes der Anwaltskammer zugelaſſen worden. 
3 deſen Falle iſt angenommen, daß durch die Begnadigung 


der Verſagungsgrund aus § 5 Nr. 2 beſeitigt werde. Ob die 
Anwaltskammer befugt ſei, aus 8 5 Nr. 5 ſich gegen die Zu⸗ 
laſſung auszuſprechen, iſt damals nicht erörtert, weil der Vor⸗ 
ſtand der Begnadigung zugeſtimmt hatte. In dem anderen 
Falle ſcheint die Begnadigung verſagt worden zu ſein. 


In den Jahren 1903 bis 1906 hat wiederholt ein ſolcher 


Fall den Senat in Hamburg beſchäftigt. Das erſtemal iſt 
dem Gnadengeſuche nicht Folge gegeben worden. Auch die 
Wiederholung desſelben iſt vergeblich geweſen. Beide Male 
hat die Senatskommiſſion die Zuläſſigkeit der Begnadigung 
angenommen, aber, anſcheinend infolge des Widerſpruchs des 
Vorſtandes der Anwaltskammer, davon abgeſehen, ſie aus⸗ 


zuſprechen. 
II. 


Mag man die Begnadigung eines Verurteilten als einen 
Rechtsverzicht des Staates, ein publiziſtiſches Rechtsgeſchäft 
(Binding, Grundriß des gemeinen Deutſchen Strafrechts 8 110 
und Handbuch des Strafrechts 1 S. 862, 873 und v. Liszt, Straf⸗ 
recht 8 80), oder als einen Verwaltungsakt, die Ausübung 
eines Hoheitsrechts (Laband, Staatsrecht Bd. 3 8 93 S. 484, 
Meyer⸗Anſchütz, Staatsrecht S. 640) anſehen, in keinem Falle 
erſcheint ſie mir gegenwärtig nach Lage der Geſetzgebung gegen⸗ 
über ehrengerichtlichen Strafen zuläffig. 

A. Die Begnadigung hat ſich in Deutſchland vor der 
Rezeption des römiſchen Rechts als richterliches Begnadigungs⸗ 


recht aus dem Rechte der Ablöſung oder Ledigung entwickelt, 


alſo aus der Befugnis des Verbrechers, ſich von der Strafe 
durch Zahlung einer Geldbuße zu befreien. Auch das Be⸗ 


gnadigungsrecht der römiſchen Kaiſer, welches nach der Res 


zeption des römiſchen Rechts dem Anſpruch der Landesherrn 
auf jenes Begnadigungsrecht als auf ein landes fürſtliches Regal 
zur Stütze diente, hatte die kriminellen Strafen zum Gegen⸗ 
ſtande (Meyer⸗Anſchütz a. a. O. S. 638, Binding, Grundriß a. a. O., 
v. Liszt a. a. O.). Dieſen Charakter hat das Recht der Be⸗ 
gnadigung ſich bewahrt. Mit dieſem Inhalte hat es als Recht 
des Staatsoberhauptes in den Verfaſſungen der einzelnen 
Staaten (3. B. Art. 49 der preußiſchen Verfaſſung) und 
ſpäter in 8 485 StPO. Anerkennung gefunden. Mit dieſem 
Inhalte iſt auch für einzelne Fälle, insbeſondere in 8 484 StPO., 
§ 3 des Geſetzes vom 9. Juni 1871, 8 72 Kons., 
§ 3 Schutzgebc . das Begnadigungsrecht für den Kaiſer bes 
gründet worden (cf. Löwe⸗Hellweg StPO. vor $ 12 GG.). 

Die ehrengerichtlichen Strafen gehören nicht zu den 
kriminellen Strafen. Dieſe letzteren dienen dem Schutze der 
öffentlichen Rechtsordnung, die ehrengerichtlichen dem Schutze der 
Berufsordnung. Die kriminellen Strafen werden verhängt bei 
Verletzung der allgemeinen Pflichten der öffentlichen Rechts⸗ 
ordnung, die ehrengerichtlichen bei Verletzung der beſonderen 
Pflichten des Berufs. Beide unterſcheiden ſich voneinander durch 
den Kreis der Pflichten, welche durch ſie geſchützt werden ſollen 
und deren Verletzung durch ſie gerügt werden ſoll (ef. v. Liszt in 
v. Holtzendorff Encyklopädie II. Teil Rechtslexikon 2, 968 und in 
Strafrecht 8 60 unter IV, Harſeim in v. Stengel Wörter⸗ 
buch 1, 268, Olshauſen Kom. z. StGB. Anm. 6 zu 85 EB, 
OVG. 22, 445). 

B. Nun hat man in den einzelnen Staaten das Begnadigungs⸗ 
recht des Staats oberhauptes auch auf die Entſcheidungen der Diſzi⸗ 
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plinarbehörden erſtreckt (cf. v. Rheinbaben, die preuf iſchen 
Diſziplinargeſetze S. 241, Seuffert in v. Stengel 1, 151) und 
in 8 118 RBG. iſt dem Kaiſer das Recht verliehen, die von 
den Dihjiplinarbehörben verhängten Strafen zu erlaſſen oder zu 
mildern. Dieſes Begnadigungsrecht kann aber die Anwendung 
der Begnadigung auf ehrengerichtliche Strafen nicht recht⸗ 
fertigen. 
Es iſt von dem allgemeinen Begnadigungsrecht nach 
Weſen und Grund verſchieden. Jenes. beruht wie die von ihm 
betroffenen kriminellen Strafen auf der Juſtizhoheit, der 
öffentlichen Zwangsgewalt des Staates bezw. Reiches. Dieſes 
aber hat, wie die Diſziplinarſtrafen ſelbſt, ihren Grund in der 
dienſtherrlichen Gewalt des einzelnen Staates bzw. des 
Reiches gegenüber den Beamten. In dem einen Falle ver⸗ 
zichtet der Staat bzw. das Reich als Inhaber der Juſtizhoheit, 
als Träger und Schirmer der öffentlichen Rechtsordnung auf 
die Vollſtreckung der Strafe gegen denjenigen, der die öffent⸗ 
liche Rechtsordnung verletzt hat, in dem anderen verzichtet 
der Dienſtherr als Inhaber der Diſziplinarſtrafgewalt auf die 
Vollſtreckung der Diſziplinarſtrafe gegen denjenigen, der ſeine 
Dienſtpflicht verletzt hat (ef. Harſeim a. a. O. S. 267, 
v. Liszt bei Holtzendorff S. 970 und Strafrecht a. a. O.). Dieſes 
Begnadigungsrecht hat alſo im Gegenſatz zu dem allgemeinen 
Begnadigungsrechte ein Dienſtverhältnis zur Vorausſetzung. 

An einem ſolchen Dienſtverhältniſſe fehlt es zwiſchen 
dem Staate bezw. Reiche und den Rechtsanwälten. 

Man hat den Anwaltszwang eingeführt, damit der Prozeß 
in der Hand von Perſonen ruhe, welche eine ähnliche Garantie 
für die Sorgſamkeit und Zuverläſſigkeit ihrer geſchäftlichen 
Tätigkeit darbieten wie die Richter. Nur in der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Vertretung der Parteien durch Perſonen er⸗ 
folge, welche kraft ihrer Bildung, ihres Berufs, ihrer Standes⸗ 
ehre und ihrer amtlichen Stellung zum Prozeßgerichte ſolche 
Garantie bieten, hat man im Intereſſe einer freieren Geſtaltung 
des Verfahrens nach Möglichkeit von erſchwerenden Förmlich⸗ 
keiten abgeſehen (ef. Hahn, die geſamten Materialien zur 
ZPO. 1, 185). Die Rechtsanwaltſchaft iſt dieſer ihrer Zweck⸗ 
beſtimmung gemäß eine Stellung öffentlich⸗ rechtlicher Natur mit 
beſonderen Rechten und Pflichten. Ein Staats- oder Reichsamt 
iſt ſie aber nicht. Der Rechtsanwalt hat weder die Rechte 
noch die Pflichten eines Staats⸗ oder Reichsbeamten (cf. Meyer 
RAD. 2. Aufl. S. 4). Aus dieſem Grunde erfolgt nicht feine 
Anſtellung, ſondern ſeine Zulaſſung. Dieſer Standpunkt iſt in 
den Verhandlungen der Reichstagskommiſſion zur Vorberatung 
der Deutſchen Rechtsanwaltsordnung mit Nachdruck betont 
worden (ef. Siegel RAO. Anhang S. 110 bis 111). 

Um den aus der Freigebung der Rechtsanwaltſchaft mög⸗ 
licherweiſe entſtehenden Gefahren für die Rechtspflege vorzu⸗ 
beugen und für die Lauterkeit des Standes und ſeiner Berufs⸗ 
tätigkeit zu ſorgen, hat die RAO. der Rechtsanwaltſchaft 
ſelbſt die Aufſicht und die Handhabung der Diſziplin über die Be 
rufsgenoſſen übertragen (ef. Siegel, die geſamten Materialien zur 
RAO. S. 254). Inhaber der Diſziplinarſtraſgewalt über die 
Anwälte ſind kraft dieſer Verleihung ſeitens der Reichsgeſetz⸗ 
gebung in I. Inſtanz die Anwaltskammern ſelbſt. In ihre 
Kaſſe, nicht in die Staatskaſſe, fließen nach 8 97 RAD. die 
erkannten Geldſtrafen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


NE 5. 1908. 


Die Ehrengerichte ſind dementſprechend nicht Staatsgerichte, 
wie es bezüglich der ordentlichen Gerichte in 8 15 GVG. be⸗ 
ſtimmt iſt, ſondern Standesgerichte. Sie üben nicht die Juſtiz⸗ 
hoheit des Staates aus, ſondern die durch das Reich verliehene 
Diſziplinargewalt der Anwaltskammern. Sie find Organe von 
Selbſtverwaltungskörpern, denen die Reichsgeſetzgebung die 
Diſziplinarſtrafgewalt über ihre Mitglieder gewährt hat. Ob 
man fie aus dieſem Grunde mit RGRſpr. 10, 169 als Organe 
der Staatsgewalt bezeichnen kann, mag dahin geſtellt bleiben. 
Jedenfalls ſprechen ſie Recht nicht im Namen des Landesober⸗ 
hauptes oder des Kaiſers, ſondern kraft der ihnen durch das 
Reich beigelegten Strafbefugnis (ef. Meyer RAO. S. 100). 
Daher iſt es unrichtig, wenn die Urteile und Eröffmmgs⸗ 
beſchlüſſe der Ehrengerichte in Bayern mit den Worten: „Im 
Namen Seiner Majeſtät des Königs von Bayern“ beginnen. 
Der Landesherr iſt nicht Inhaber einer Diſziplinarſtrafgewalt 
über die in feinem Lande wohnhaften oder tätigen Rechts⸗ 
anwälte. 

Hieran ändert auch nichts der Umſtand, daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft zur Mitwirkung bei der Handhabung der Diſziplmar⸗ 
ſtrafgewalt berufen iſt. Die Einrichtung beruht auf dem 
beſonderen Intereſſe, welches das Reich an der gewiſſenhaften 
Handhabung der Diſziplinarſtrafgewalt hat. Dieſem Intereſſe 
hielt man es entſprechend, wenn wie in gewöhnlichen 
Strafprozeſſen ſo auch hier die Staatsanwaltſchaft mit⸗ 
wirke. Deshalb hat man ſich bei der Beratung der RAO. 
nach längeren Erörterungen ſchließlich mit jener Einrichtung 
einverſtanden erklärt (ef. Siegel 277 Siegeth 114 Anl. 57, 115). 


»Der Charakter der Ehrengerichte als Standes gerichte wird dadurch 


nicht berührt. 

Die Einrichtung der Ehrengerichte iſt nicht ein Ausfluß 
eines zwiſchen dem Staate bzw. Reiche und den Rechtsanwälten 
beſtehenden Dienſtverhältniſſes. Sie hat ihren Grund in der 
Geſetzgebungsgewalt des Reichs und ihren Zweck in der Sorge 
des Reichs für eine gedeihliche Rechtspflege und die Reinhaltung 
der zur Mitwirkung bei der Rechtspflege berufenen Organe. 

Beſteht kein Dienſtverhältnis zwiſchen dem Staate bezw. 
Reiche und den Rechtsanwälten, dann fehlt es mangels beſonderer 
geſetzlicher Vorſchriften an der Vorausſetzung, unter welcher 
der Staat oder das Reich befugt wäre, als Inhaber der 
Diſziplinarſtrafgewalt eine im ehrengerichtlichen Verfahren 
erkannte Strafe zu erlaſſen oder zu mildern. 

C. Wenn einzelne Juſtizverwaltungen von der Zuläſſigkeit 
der Begnadigung ausgehen, ſo dürften ſie für ihren Standpunkt 
zutreffende Gründe kaum anzuführen vermögen. 

Für die Zuläſſigkeit kann auch nicht mit A. und M. Fried⸗ 
länder (a. a. O. S. 234) auf $ 118 RBG. verwieſen werden. 
Hinſichtlich der Reichsbeamten iſt das Recht der Begnadigung 
in dem Dienſtverhältniſſe begründet. Ein ſolches fehlt bei den 
Rechtsanwälten. Es kann deshalb aus § 118 ein Schluß auf 
das Begnadigungsrecht gegenüber den Rechtsanwälten nicht 
gezogen werden. Dagegen dürfte die Ausführung von A. und 
M. Friedländer (a. a. O. S. 234), daß die Begnadigung zwar 
gegenüber den Rechtsanwälten bei den Landesgerichten, aber 
nicht gegenüber denjenigen bei dem RG. durchführbar ſei, zeigen, 
daß bei Erlaß der RAO. das Begnadigungsrecht, wenn es für 
die Rechtsanwälte Geltung erhalten ſollte, eine Regelung 
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erfordert hätte. Und es dürfte ferner der Umſtand, daß das 
NBG. bei der Abfaſſung der Vorſchriften der NAD. über das 
ehrengerichtliche Verfahren ausweislich der Motive (S. 77—94) 
als Vorbild gedient, das dort in $ 118 beſtimmte Begnadigungs⸗ 
recht aber in der RAO. nicht Ausdruck gefunden hat, klar⸗ 
ſtellen, daß man bei Erlaß der RAO. Beſtimmungen über die 
Begnadigung nicht hat aufnehmen wollen. Hieraus ſcheint der 
Schluß gerechtfertigt, daß man damals die Begnadigung nicht 
für zuläſſig gehalten haben wird. Andernfalls würde man eine 
Regelung des Begnadigungsrechts nicht haben vermeiden können. 

D. Iſt nach den obigen Ausführungen die Begnadigung gegen 
ehrengerichtliche Strafen nicht zuläſſig, weil dieſe nicht kriminelle 
Strafen und die Anwälte nicht Beamte find, fo ſtehen der 
Ausübung des Begnadigungsrechts auch noch mehrfache weitere 
Uunſtände entgegen. | 

Wenn gemäß 5 63 RAD. auf Warnung oder Verweis 
erkannt worden iſt, ſo gelten dieſe Strafen als vollſtreckt mit 
der Verkündung oder der Rechtskraft des ehrengerichtlichen 
Urteils (ef. Meyer RAD. S. 140, EG. 3, 25). Das Urteil 
iſt alſo in dem Augenblicke, in welchem die Begnadigung erfolgen 
könnte, bereits vollſtreckt. Es dürfte kaum ein Anwalt auf die 
Idee kommen, im Wege der Gnade die Aufhebung einer 
Warnung oder eines Verweiſes nachzuſuchen. 

Iſt das Begnadigungsrecht aufzufaſſen als ein Verzicht 
des Staates oder des Reichs auf ein Recht, ſo kann ferner 
das Oberhaupt des Staates oder des Reichs nur verzichten 
auf ein Recht, welches dem Staate oder dem Reiche zuſteht 
(ef. Elſaß, das Begnadigungsrecht S. 42). Die gemäß 
863 NAD. erkannten Geldſtrafen fließen aber ebenſo wie 
die gemäß 8 58 a. a. O. feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen nach 
897 a. a. O. zur Kaſſe der Anwaltskammer. Dieſe Geldſtrafen 
können alſo von dem Oberhaupte des Staates oder dem Kaiſer 
ohne ausdrückliche Geſetzesvorſchrift im Wege der Gnade nicht 
erlaſſen werden. 

Praktiſch wichtig dürfte die Frage der Zuläſſigkeit der 
Begnadigung nur ſein bezüglich der Ausſchließung von 
der Nechtsanwaltſchaft. Gnadengeſuche gegenüber anderen 
Strafen find bisher nicht bekannt geworden. 

Die Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft tritt nach 
8 96 RAD. mit der Rechtskraft des Urteils ein. Auf Grund 
des Urteils wird nach S 24 a. a. O. die Eintragung in der 
Liſte der Anwälte gelöſcht. Die Tatſache der Ausſchließung 
und der Löſchung könnte die Begnadigung, wenn fie zuläſſig 
wäre, nicht wieder beſeitigen. Die Befugnis zur Ausübung 
der Rechtsanwaltſchaft könnte der Ausgeſchloſſene nach S 20 
a. a. O. erſt wieder mit der Eintragung erlangen. Die Ein⸗ 
tagung hat nach 8 20 a. a. O. die Zulaſſung zur Voraus⸗ 
ſetzung. Nach den Beſtimmungen der RAD. würde alſo eine 
Begnadigung nicht ohne weiteres die Wiedereinſetzung des Aus⸗ 
geſchloſſenen in den früheren Stand zur Folge haben können 
(ef. Seuffert in v. Stengel 1, 150). Es würde ſich alſo nur 
fragen, ob der Begnadigung eine Bedeutung bei einem etwaigen 
Antrage des Ausgeſchloſſenen auf Wiederzulaſſung bei⸗ 
zulegen wäre. (So auch JW. 06 Überſicht S. 2.) 

Es iſt nun zweifelhaft, ob die Begnadigung, wenn fie 
zuläſſig wäre, den Verſagungsgrund aus § 5 Nr. 2 beſeitigen 
würde. In dem oben erwähnten Aufſatze von v. Wilmowski 
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(JW. 92, 295) iſt dieſe Frage deshalb verneint, weil lediglich 
die Tatſache der Ausſchließung als Hindernis der Zulaſſung 
beſtinunt worden ſei und die tatſächlich erfolgte Ausſchließung 
im Wege der Gnade nicht ungeſchehen gemacht werden könne. 
Man könnte zur Unterſtützung dieſer Anſicht auch geltend 
machen, daß die Verwirkung der Fähigkeit zur Rechts⸗ 
anwaliſchaft nur eine zur Reinhaltung des Standes und im 
Intereſſe der Rechtspflege beſtimmte Folge der Strafe der 
Ausſchließung, nicht aber ſel bſt vom Geſetze als Strafe ges 
ſetzt und daß fie deshalb der Gnade entzogen ſei (cf. Binding 
Handbuch S. 326, 327, 328, 873, 876). Auch könnte man 
dafür vielleicht in die Wagſchale werfen, daß mit dieſer Ver⸗ 
wirkung der Fähigkeit zur Rechtsanwaltſchaft der Erwerb des 
Rechts der Anwaltskammer auf Verſagung der Zulaſſung 
verbunden und daß aus dieſem Grunde für die Gnade lein 
Raum ſei (cf. Seuffert a. a. O. S. 150). Dagegen iſt aber 
anderer ſeits zu erwägen, daß in 8 5 Nr. 2 nach feiner Faſſung 
nicht die Tatſache der Ausſchließung, ſondern das Vor⸗ 
handenſe in der Ausſchließung gemeint ſein dürfte, die Be⸗ 
gnadigung aber die Ausſchließung für die Zukunft beſeitigen, 
ihr für die Zukunft die Rechtswirkung entziehen würde. Dafür 
ſpricht einmal der Wortlaut der Beſtimmung, wonach die Zu⸗ 
laſſung verſagt werden muß, wenn der Anwalt ausgeſchloſſen 


iſt, nicht ausgeſchloſſen worden iſt (wie im S 6 Nr. 3). 


Außerdem kommt in Betracht, daß in der Vorſchrift des 8 5 
Nr. 1, an welche ſich die ſtreitige Beſtimmung unmittelbar 
anſchließt, nicht die Tatſache des Verluſtes der Amter⸗ 
fähigkeit, ſondern das Fehlen derſelben als Verſagungsgrund 
feſtgeſetzt iſt. Aus dieſen Gründen möchte ich annehmen, daß 
durch die Begnadigung, wenn ſie zuläſſig wäre, das Hindernis 
aus 8 5 Nr. 2 fortfallen würde. (So auch A. u. M. Fried⸗ 
länder S. 23.) 

Nicht beſeitigt werden würde aber der Verſagungsgrund 
aus 8 5 Nr. 5. Wenn auch durch die Begnadigung die Aus⸗ 
ſchließung in ihren Wirkungen für die Zukunft aufgehoben 
werden könnte, ſo würde dadurch doch niemals die Verfehlung 
ſelbſt aus der Welt geſchafft werden. Die Anſicht (Loeb, 
Begnad gungsrecht S. 58—61 und Plochmann, das Begnadi⸗ 
gungsrecht S. 76), daß der Begnadigungsakt als lex specialis 
mit rüd wirkender Kraft der zur Strafe gezogenen Handlung die 
„deliktiſ he Natur“ nehme, die Handlung als eine nicht wider⸗ 
rechtliche darſtelle, ſowie die Anſicht (Lueder, das Souveränitäts⸗ 
recht der Begnadigung S. 185 ff.), daß nach der Begnadigung 
die begangene Handlung „als gar nicht begangen, als nicht 
exiſtierend“ zu betrachten ſei, iſt nicht zutreffend. Der Be⸗ 
gnadigung iſt vielmehr (Heinze in v. Holtzendorffs Handbuch 
des Strafrechts 2, 634, Binding a. a. O., Laband a. a. O., 
Seuffert a. a. O. und Elſaß S. 40) nur die Bedeutung beizu⸗ 
legen, duß fie die Folgen des Strafurteils, ſoweit möglich, 
für die Zukunft beſeitigt. Es bleibt alſo trotz der Begnadigung 
die Verfehlung des Ausgeſchloſſenen an ſich beſtehen. Der 
Vorſtand bleibt daher berechtigt, ſich in jenem nach 8 5 Nr. 5 
maßgebenden Gutachten dahin auszuſprechen, daß der Antrag⸗ 
ſteller ſuh eines Verhaltens ſchuldig gemacht habe, welches die 
Ausſchlie zung von der Rechtsanwaltſchaft bedingen würde. 
(So auch JW. 06 Überſicht S. 2— 3, JW. 07 Überſicht 
S. 2—3, A. u. M. Friedländer S. 30.) 
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III. 

Sind wir hiernach de lege lata zu einem verneinenden 
Ergebniſſe gelangt, ſo wird de lege ferenda das Ergebnis ein 
anderes fein müſſen. 

Wie die Begnadigung auf dem Gebiete der kriminellen 
Strafen dazu dienen ſoll, als „Selbſtkorrektur der Gerechtig⸗ 
keit“ als „Sicherheitsventil des Rechts“ die Forderung der 
Billigkeit zur Geltung zu bringen oder einen Irrtum des Ge⸗ 
richts zu verbeſſern (cf. v. Liszt Strafrecht 8 80), ſo erſcheint 
auch im ehrengerichtlichen Verfahren die Begnadigung „gegen⸗ 
über dem unvermeidlichen Durchſchnittscharakter der Geſetze 
und gegenüber den Irrtümern und Schwächen der urteilenden 
Menſchen“ „zur Vermittlung der individualiſierenden Gerechtig⸗ 
keit mit dem Durchſchnittsrechte und zur Beſeitigung der Folgen 
von Rechtsirrtümern, die prozeſſual nicht gutgemacht werden 
können“ (cf. Seuffert a. a. O. S. 148), unentbehrlich. Es 
können auch hier Fälle vorkommen, in welchen die Aufhebung 
oder Milderung einer erkannten Strafe im Intereſſe der Ge⸗ 
rechtigkeit geboten erſcheint (ef. Binding Handbuch S. 860, 
JW. 07 Überſicht S. 3). 

Ganz beſonders gilt dies für die Strafe der Ausſchließ ung. 
Es ſind Fälle denkbar, in welchen die Ausſtoßung aus dem 
Anwaltsſtande hinterher zu hart erſcheint, aber im Wege des 
Wiederaufnahmeverfahrens nicht beſeitigt werden kann. Hier 
wäre Gnade angebracht. 

Das RBG., das der RAD. im allgemeinen als Mufter 
gedient hat, gewährt in 8 118 dem Kaiſer das Recht, die von 
den Diſziplinarbehörden verhängten Strafen zu erlaſſen oder 
zu mildern. Man hat, wie erwähnt, von der Aufnahme einer 
ſolchen Beſtimmung in die RAD. vermutlich deshalb abgeſehen, 
weil nach obigen Ausführungen die Vorausſetzungen für das 
Begnadigungsrecht bei den Rechtsanwälten nicht gegeben waren. 
Indeſſen dürfte es zuläſſig ſein, im Wege der Reichsgeſetz⸗ 
gebung das Begnadigungsrecht auch auf die ehrengerichtlichen 
Strafen der Anwälte auszudehnen. Ich ſehe nichts, was einem 
ſolchen Geſetze hindernd im Wege ſtände. 

Als Träger des Begnadigungsrechts würde wie im RBG. 
der Kaiſer zu beſtimmen ſein. 

Die Wirkung der Begnadigung müßte dahin normiert 
werden, daß durch die Aufhebung der Ausſchließung die in 85 
unter Nr. 2 und Nr. 5 beſtimmten Verſagungsgründe und, falls 
die Strafe unter das in 8 6 Nr. 3 angegebene Höchſtmaß herab⸗ 
geſetzt wird, auch der dort beſtimmte Verſagungsgrund be⸗ 
ſeitigt wird. 

Es dürfte ſich daher empfehlen, dem 8 96 NAD. folgenden 
Zuſatz zu geben: 

Der Kaiſer hat das Recht, nach Anhörung des EGh. 
die Strafe der Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft 
zu erlaſſen oder zu mildern. Durch die Aufhebung der 
Ausſchließung werden die in 8 5 Nr. 2 und Nr. 5 
beſtimmten Verſagungsgründe beſeitigt. Dasſelbe gilt 
von dem in 8 6 Nr. 3 beſtimmten Verſagungsgrunde, 
falls die Strafe unter das dort angegebene Strafmaß 
gemildert wird. 
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Zur Statiſtik der Armenrechtsprozeſſe. 
Von Rechtsanwalt Dr. Löwenſtein, Stuttgart. 


Die auch ſonſt ſehr im Argen liegende offizielle Juſtiz⸗ 
ſtatiſtik befaßt ſich, ſo intereſſant Erhebungen auf dieſem Ge⸗ 
biete für den Juriſten und Nationalökonomen nach vielen 
Richtungen hin ſein müßten, mit den Armenprozeſſen nicht. 

Einer Anregung des Stuttgarter Anwaltvereins zufolge, 
habe ich nun ſtatiſtiſche Unterſuchungen über die Armenrechts⸗ 
prozeſſe gemacht, welche den beim OLG. und LG. Stuttgart 
wie den bei den 8 AG. des Landgerichtsbezirks Stuttgart zu⸗ 
gelaſſenen Anwälten im Laufe eines Jahres angefallen find. 
Zur Sammlung des Materials wurden an ſämtliche in Betracht 
kommenden Kollegen Fragebogen hinausgegeben. In dieſe 
waren auf Grund der bei den Gerichten geführten, mir von 
dieſen in überaus dankenswerter Weiſe zur Verfügung geſtellten 
Liſten die einzelnen von dem betreffenden Anwalt geführten 
Armenrechtsſachen zuvor eingetragen worden. Auf dieſe Weiſe 
verurſachte die Beantwortung der für jeden Prozeß geſtellten 
17 Fragen verhältnismäßig wenig Aufwand an Zeit und Arbeit. 
So gelang es denn auch, das Material mit faſt lückenloſer Voll⸗ 
ſtändigkeit zuſammenzutragen. Sehr erhebliche Mühe freilich mußte 
die Verarbeitung der auf über 11000 Fragen erſtatteten Ant⸗ 
worten machen. Immerhin bot die Aufgabe der Anregungen ſo 
viele, um die Arbeit als eine nicht zu drückende erſcheinen zu laſſen. 

Es empfahl ſich, da es galt, unter anderem auch dem 
Ausgang und dem Erfolg der für die Armenparteien geführten 
Prozeſſe nachzugehen, für die Statiſtik nicht eines der aller⸗ 
letzten Jahre zu wählen, ſonſt wäre eine viel zu große Anzahl 
noch im Gange befindlicher Prozeſſe in Betracht gekommen. 
So wurden die im Jahre 1905 angefallenen Sachen zur Unter⸗ 
ſuchung herangezogen. 

Es ergab ſich zunächſt, daß unſere Gerichte in der Zu⸗ 
teilung der Armenprozeſſe an die einzelnen Anwälte ein großes 
Entgegenkommen zeigen. Für einen Anwalt, der trotz ſeiner 
Zulaſſung die Praxis nicht ausübt und infolgedeſſen einen 
Bureaubetrieb nicht hat, iſt die Aberweiſung eines Armen⸗ 
prozeſſes mit beſonderen Unannehmlichkeiten verbunden. Alle 
dieſe Kollegen (und ihre Zahl iſt in Stuttgart, wo beiſpiels⸗ 
weiſe der Allgemeine deutſche Verſicherungsverein für ſich allein 
nahezu ein Dutzend Anwälte in ſeinen Räumen beſchäftigt, eine 
verhältnismäßig große) wurden von Armenmandaten verſchont. 
Infolgedeſſen hatten von den 100 beim LG. zugelaſſenen An⸗ 
wälten (den auf den Amtsgerichts ſitzen wohnenden Berufs⸗ 
genoſſen iſt in Württemberg der Zutritt zum LG. nicht ver⸗ 
wehrt) 61, alſo , von den 39 Oberlandesgerichtsanwälten 26, 
alfo “ die Laſt der Armenprozeſſe allein zu tragen. Für die 
zu dieſen Prozeſſen herangezogenen Anwälte hat das LG. einen 
regelmäßigen Turnus wenigſtens im großen und ganzen auf⸗ 
rechterhalten, ſo daß alſo die einzelnen Landgerichtsanwälte in 
der Zahl der ihnen übergebenen Armenmandate nicht erheblich 
differieren. Die gleiche Praxis befolgen die AB., denen ſich 
auch da, wo ein Zwang geſetzlich nicht beſteht, die den Beruf 
ausübenden Anwälte zum weitaus größten Teile freiwillig zur 
Abernahme von Armenmandaten zur Verflgung geſtellt haben. 
Bei dem OLG. war ein Beſtreben, eine Gleichmäßigkeit in der 
Zuteilung zur Anwendung zu bringen, nicht zu erkennen. 


7. Jahrgang. 
Bei dem LG. Stuttgart ſind in dem betreffenden Jahr 


den Anwälten Armenmandate zuge fallen 314, 
R hh! ³ĩð———W 8 85, 
C))ô⁰Ü˙ A 247, 

zuſammen . 646. 


Es kämen alſo auf jeden einzelnen die Praxis ausübenden 
Anwalt, auf das Jahr berechnet, etwa 7 / Mandate. Zieht 
man sämtliche bei den Gerichten zugelaſſenen Anwälte, alſo auch 
die den Beruf nicht ausübenden und mit Armenmandaten nicht 
bedachten, zur Berechnung heran, ſo ergibt ſich eine Zahl von 
etwa 4½ Mandaten pro Jahr und Anwalt. 

Sucht man den Prozentſatz der Armenſachen im Verhält⸗ 
nis zu den anderen Prozeſſen, ſo muß man ſich ſelbſtverſtändlich 
hüten, die Rechtsſtreitigkeiten, wo Kläger und Beklagter Armen⸗ 
parteien ſind, doppelt zu zählen. Die Zulaſſung beider Parteien 
zum Armenrecht iſt beſonders häufig in Eheſachen. Beim OLG. 
Stuttgart waren nun von den im Jahre angefallenen 731 Pro⸗ 
zeſſen 69, alſo zirka 9,5 Prozent, eine verhältnismäßig große 
Anzahl, Armenrechtsſtreitigkeiten. Geringer iſt der Prozentſatz 
beim L. Hier befanden ſich unter den 4051 Fällen 253 
Armenprogefie, alſo zirka 6,2 Prozent. Sehr klein war im Vers 
hältnis die Zahl der beim AG. Stuttgart den Anwälten ange⸗ 
fallenen Armenſachen, unter 9 518 nur 114, alſo zirka 1,2 Prozent. 

Die Erfahrung, daß der Rechtsſtreit der armen Leute die 
Cheſache und der Anſpruch gegen den außerehelichen Vater iſt, 
hat unſere Statiſtik mit eindringlichen Zahlen beſtätigt. Beim 
DRG. wurden 43 Eheſachen anhängig. Darunter waren 13, 
alfo zirka 30 Prozent Armenſachen. Beim LG. find von 214 
Eheſachen in nicht weniger als 114, alſo in zirka 53 Prozent die 
Armenanwälte tätig geweſen. Von den beim AG. den An⸗ 
wälten übertragenen 247 Armenſachen waren 178, alſo 72 Pro⸗ 
ent, ſolche, bei denen die außereheliche Vaterſchaft die Grund⸗ 
lage bildete. Streng ſchloſſen ſich die Kammern für Handels⸗ 
ſachen bon den Armenſachen ab. Denn von 1359 bei ihnen 
angefallenen Prozeſſen waren nur 2 ſolche, bei denen der 
Partei ein Armenanwalt beigegeben werden mußte. 

Verhältnismäßig ſehr beträchtlich ſind die Vermögenswerte, 
welche den Armenanwälten zur Vertretung anvertraut waren. 
Dei den 169 Ehemandaten des LG. und OLG. wurde freilich 
der für Eheſachen vorgeſehene Mindeſtſtreitwert von 200 M 
mur um weniges überſchritten. Die Summe der Streitwerte 
beläuft ſich hier auf 44 829 M, alſo für das Mandat auf 266 M. 

Den übrigen 230 Armenmandaten des OLG. und LG. 
lag ein Streitwert von zuſammen 475 513 M zugrunde, fo daß 
alſo auf den einzelnen Auftrag die recht hohe Summe von 
2067 M enfällt. 

Den Rekord erzielte eine Sache in Höhe von 42 000 M. 
Obtoohl bier die Partei ihren Prozeß zu ”/s gewonnen hat, 
ſceint ſie ihre Armut nicht verloren zu haben; denn ſie war 
mur in der Lage, ihrem Vertreter die von dieſem aufgewendeten 
huren Auslagen zu erſetzen. Dieſer Partei ſteht zunächſt eine 
ſolche, die mit einem Streitwert von 25 000 M in den Armen⸗ 
rogeh eingetreten iſt. Sie leiſtete ſich fogar den Luxus, dem 
ih beigegebenen Anwalt das Mandat zu kündigen. Von einem 
= für Gebühren und Auslagen hat er freilich nie etwas 
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Die amtsgerichtlichen, im Armenprozeß geführten Anſprüche 
aus außerehelicher Vaterſchaft ergeben zuſammen eine Streit⸗ 
ſumme von 157913 M, die übrigen Amtsgerichtsſachen eine 
ſolche von 9660 M. Die Geſamtſtreitſumme aller den An⸗ 
wälten übertragenen Armenſachen belief ſich auf 642887 M. 

Die von den Anwälten in den Armenſachen aufgewendeten 
baren Auslagen haben betragen 4397 M 

Dazu kommen die angefallenen Gebühren mit 29 333 ⸗ 

Summe der Koſten . .. 33 730 M. 

Nur in 118 von 646, alſo in etwa 17 Prozent der Fälle 
hat der Armenanwalt ganzen oder teilweiſen Erſatz ſeiner 
Koſten erhalten. Insgeſamt hat die Erſtattung mit zuſammen 
5719 M kaum die baren Auslagen überſchritten. 83 Prozent 
der Anwaltskoſten find völlig ungedeckt geblieben. Wenn die 
Stuttgarter Anwälte nach Abzug der erſetzten Beträge für die 
Armenſachen Opfer in Höhe von 28 014 M geleiftet haben, fo 
ergibt dies für den einzelnen, zu Armenmandaten herangezogenen 
Anwalt einen Betrag von etwa 280 M pro Jahr, der ſich, 
wenn man alle bei den Gerichten zugelaſſenen Anwälte in Rück⸗ 
ſicht nimmt, auf die Summe von etwa 200 M ermäßigt. 

Die Statiſtik ſollte auch darüber Aufklärung bringen, ob 
nicht das Armenrecht zu leicht, häufig bei mutwilliger oder von 
vornherein ausſichtsloſer Rechtsverfolgung verliehen werde. Ein 
Anwalt braucht noch nicht lange in der Praxis zu ſtehen, bis 
ihm ein Armenfall begegnet, bei dem eine auch nur auf der 
Oberfläche bleibende Prüfung dem Gericht Gewißheit darüber 
verſchafft hätte, daß die Vorausſetzungen der Verleihung des 
Armenrechts wegen Ausſichtsloſigkeit oder Mutwilligkeit der 
Rechtsverfolgung nicht gegeben waren. Nach unſerer Statiſtik 
ſcheint es ſich hier aber doch nur um Ausnahmefälle zu 
handeln. Freilich wird von der dem Gerichte zuſtehenden Be⸗ 
fugnis, der armen Partei das verliehene Armenrecht nachträglich 
zu entziehen, nur ſelten und offenbar viel zu wenig Gebrauch 
gemacht, bei uns nur in 7 von 646 Fällen. Auf der anderen 
Seite iſt aber auch die Erteilung des Armenrechts infolge einer 
an die höhere Inſtanz gerichteten Beſchwerde nicht häufig 
(Smal in 646 Sachen). Unſere Statiſtik iſt in jedem einzelnen 
Rechtsſtreit der Frage, ob die arme Partei obgeſiegt hat, unter⸗ 
legen iſt, oder zum Teile obgeſiegt hat, nachgegangen. In den 
Eheſachen und bei den Klagen aus außerehelichem Beiſchlaf iſt 
der Obſieg der armen Partei die Regel. Wenn man dieſe 
Prozeſſe ausnimmt, ſo hat ſich ergeben, daß faſt genau in V 
einem Drittel der Fälle die arme Partei vollſtändig durch⸗ 
gedrungen iſt, in einem weiteren Drittel wenigſtens zum Teil ob⸗ 
geſiegt hat und nur in einem Drittel der Sachen unterlegen 
iſt. Wenn hiernach in zwei Drittel der übrigen Fälle die 
Prozeßführung für die arme Partei, ſei es zu einem voll⸗ 
ſtändigen, ſei es zu einem teilweiſen Reſultate geführt hat, fo 
kann man, wenigſtens bei uns, nicht davon reden, daß ſich die 
zu leichte Verleihung des Armenrechts als umfaſſender Miß⸗ 
ſtand herausgeſtellt habe. 

In dem ſchweren Kampfe, den gegenwärtig der Anwalts⸗ 
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ſtand zu führen hat, wird nicht mit Unrecht darauf hingewieſen, 


wie bedeutend die Steuer iſt, mit welcher der Beruf durch die 

Armenprozeſſe zu den ſtaatlichen Aufgaben der Armenfürſorge 

herangezogen wird, wie hoch die hier ohne Klage gebrachten 

Opfer zu bewerten find, Unſere Statiſtik iſt aufgenommen 
17* 
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worden in einem Teile des Reichs, der ſich eines verhältnis⸗ 
mäßigen Wohlſtands erfreut, einen großen, kräftigen Mittel⸗ 
ſtand aufweiſt und der Proletariſierung nur in geringem Maße 
anheimgefallen iſt. Eine ganz andere, geradezu erſchreckende 
Sprache würde aber eine in vielen anderen Gegenden, namentlich 
in den großen Induſtriezentren des Reiches ſowie in weiten 
Teilen des öſtlichen Preußens, in beſtimmten Bezitken auch 
Süddeutſchlands erhobene Statiſtik ſprechen. Aus München 
beiſpielsweiſe wurde mir von dem Schriftführer des dortigen 
Anwaltvereins mitgeteilt, daß unter den bei den Zivilkammern 
des LG. im Jahre 1905 angefallenen 4910 Fällen nicht 
weniger als 1645, alſo über ½ (gegen 6,2 Prozent bei uns) 
im Armenrecht geführt werden; die Zahl der Prozeſſe im all⸗ 
gemeinen gehe rapid zurück, beiſpielsweiſe bei den Kammern 
für Handelsſachen in einem Jahre um zirka 30 Prozent, wo⸗ 
gegen die Armenrechtsſtreitigkeiten im Steigen begriffen ſeien. 
Daneben ein beängſtigender Zuwachs an neu zugelaſſenen An⸗ 
wälten. Die Reſultate von an ſolchen Orten gemachten ſtatiſti⸗ 
ſchen Erhebungen müßten einen nachhaltigen zwingenden Eindruck 
machen. Würde es ſich doch, ſelbſt wenn man unſere verhältnis⸗ 
mäßig ſehr günſtigen Zahlen auf das geſamte Reich anwenden 
würde, ergeben, daß der deutſche Anwalt pro Jahr mindeſtens 
in 30 000 Rechtsſtreitigkeiten jedenfalls 1 Millionen Mark, 
in Wirklichkeit aber viel mehr, für die Armenprozeſſe auf⸗ 
wendet. Dieſe Summen müßten, wenn fie einem Penſionsfonds 
zugewieſen würden, mit einem Schlage die Frage der Alters⸗ 
und Hinterbliebenenfürſorge für den Stand zur Löſung bringen. 

Es wäre im Standesintereſſe gewiß allſeitig zu begrüßen, 
wenn eine ſolche Armenſtatiſtik in möglichſt weiten Kreiſen auf⸗ 
genommen und in ihren Reſultaten zur Veröffentlichung gebracht 
werden könnte. 

Die rieſigen Summen, welche der Anwaltſtand in frei⸗ 
willigen Armenſachen opfert, bei denen er, ohne vom Gericht als 
Armenanwalt beſtellt zu ſein, ſeine Kenntniſſe, ſeine Zeit und 
materielle Aufwendungen unentgeltlich zur Verfügung ſtellt, 
entziehen ſich freilich jeder ziffernmäßigen Nachprüfung. Sie 
ſind meines Erachtens noch weit höher einzuſchätzen als die 
Beträge, welche bei den vom Gericht übertragenen Armen⸗ 
prozeſſen in Frage kommen. 


Wandelung und Minderung ſeitens des Bürgen. 


Von Dr. Felix Friedenthal, Rechtsanwalt 
beim Kammergericht, Berlin 


Das RG. hat in einer Entſcheidung vom 28. September 1907 
(RG. 66, 332; JW. 07, 70813) dem Bürgen gegenüber der 
Kaufpreisſchuld das Recht zu wandeln verſagt, das Recht zu 
mindern dagegen zugeſtanden. Die leitenden Geſichtspunkte 
find folgende: 8 768 BGB. gewähre dem Bürgen allgemein 
die Einreden des Hauptſchuldners. Vorausſetzung der Geltend⸗ 
machung im Einzelfalle ſei aber, daß der rechtliche Inhalt der 
betreffenden Einrede geſtatte, daß ſie nicht dem Hauptſchuldner 
ausſchließlich zuſtehe, daher nicht nur von ihm allein vorgebracht 
werden könne. Die Motive verſagten dem Bürgen, Willensakte 
an Stelle des Hauptſchuldners vorzunehmen und ſolche Verfügungen 
über den Inhalt der Schuld zu treffen, die von einer einſeitigen 
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Erklärung des Schuldners abhingen, fie verſagten ihm daher 
ſowohl Wandelung als Minderung. Dem ſcheine § 768 BGB. 
entgegenzuſtehen, indeſſen ſei der Beſtimmung des § 770 Abf. 1 
zu entnehmen, daß das Geſetz ſelbſt dem Bürgen ebenſo wie die 
Anfechtungseinrede die dieſer nahe verwandte „Wandelungseinrede“ 
höchſtens als aufſchiebende ſolange gewähren wolle, als ſie dem 
Hauptſchuldner zuſtehe. Die Erwägungen der Denkſchrift über 
die Anfechtung Pien auch auf die „Wandelungseinrede“ anwend⸗ 
bar. Bezüglich der „Minderungseinrede“ aber habe die Anſicht 
der Motive im Geſetz nirgends eine Stütze gefunden, daher 
habe es für dieſe bei 8 768 fein Bewenden. 

Die Beweisführung erſcheint gezwungen, das Ergebnis 
willkürlich und unbefriedigend. Zunächſt ergibt ſchon der 
Wortlaut der 88 768 und 770 BGB., daß letztere Vorſchrift 
nicht, wie das RG. annimmt, eine Ausnahme der erſteren ſein 
fol. Andernfalls würden entweder in § 768 die Worte ein⸗ 
geſchaltet worden fein: „vorbehaltlich der Vorſchrift des 8 770“ 
oder 8 770 hätte gelautet: „Die Anfechtungs⸗ und Aufrechnungs⸗ 
einrede ſteht dem Bürgen nicht zu. Jedoch kann er uſw.“ 
Nach der Faſſung beider Paragraphen iſt kein Zweifel, daß 
das Geſetz davon ausgeht, daß beide in keiner Weiſe kollidieren. 
Der Fehler bei der Beweisführung des RG. liegt meines Er⸗ 
achtens in der unrichtigen Auffaſſung des Begriffs „Einrede“ 
im Sinne des BGB. Schon vor dem Inkrafttreten des BGB. 
habe ich!) auf die Gefahr aufmerkſam gemacht, die in der 
Verwendung des ſeiner Natur nach prozeſſualen Begriffs der 
„Einrede“ (ebenſo der „Einwendung“) durch das BGB., und 
zwar in anderem Sinne als in der ZPO.) liegt. Uns 
willkürlich verführt der Ausdruck dazu, den Begriff weiter zu 
faſſen, als das BGB. ihn verſtanden wiſſen will. Dort ſtellt 
er einen eng umſchriebenen Begriff dar. Einig iſt man 
ſich heut darüber, daß die Einreden eine beſtimmte Art von 
Gegenrechten ſind, das ſind Rechte, deren Inhalt ſich darin 
erſchöpft, daß ſie ſich gegen einen Anſpruch richten. An⸗ 
ſpruch iſt nach 8 194 BGB. das „Recht, von einem anderen 
ein Tun oder Unterlaſſen zu verlangen“. Mittels des Gegen⸗ 
rechts wehrt ſich der „andere“ gegen dieſes Verlangen. Das 
Gegenrecht iſt alſo begrifflich niemals ſelbſt ein Anſpruch, es 
kann aber einen — begrifflich von ihm zu ſondernden — An⸗ 
ſpruch zur Vorausſetzung haben. So iſt z. B. begrifflich durchaus 
zu trennen der Anſpruch, mit dem aufgerechnet wird und das 
Recht, mit dieſem Anſpruch aufzurechnen. Letzteres allein iſt 
ein Gegenrecht. Einreden ſind nun ſolche Gegenrechte, die 
dem Schuldner das Recht geben, die Erfüllung eines 
rechtsgültig beſtehenden Anſpruchs zu verweigern, 
ohne den Anſpruch ſelbſt aufzuheben.“) Den Gegenſatz 


) „Einwendung und Einrede in der ZPO. und dem BGB. für 
das Deutſche Reich“ Jena, Guſtav Fiſcher, 1898. (Abhandlung zum 
Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen Reiches. Bd. 1. Heft 5.) 
S. 10, 72.) 

) Motive 1, 359: „Der Einredebegriff des materiellen Rechts 
deckt ſich nicht mit demjenigen des Prozeßrechts.“ 

3) Vgl. die Begriffsbeſtimmungen der einzelnen im Geſetz als 
Einreden bezeichneten Rechte, SS 202, 258, 273, 320, 821, 770, 
771, 867, 2014, 2015, 2217 BGB; ferner Motive a. a. O., wo 
es zur Rechtfertigung für das Beibehalten des Einredebegriffs heißt: 
„Es muß die Regelung zuläſſig fein, daß ein Umſtand einen An 
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innerhalb des Kreiſes der Gegenrechte bilden diejenigen, deren 
Geltendmachung den Anſpruch ſelbſt ganz oder teilweiſe ver⸗ 
nichtet. Dieſe Gegenrechte richten ſich alſo gegen den Beſtand, 
die Einreden mur gegen die Durchſetzung des Anſpruchs.“) 

Ich habe“) den Gegenſatz mit den Schlagworten „An 
ſpruchsvernichtungsrechte“ und „Leiſtungsverweigerungsrechte“ 
bezeichnet. Aus den Begriffen folgt, daß die Geltendmachung eines 
Anſpruchsvernichtungsrechts ein einſeitiges, den Vornehmenden 


bindendes Rechtsgeſchäft iſt, das ſowohl im Prozeſſe, als 


außerhalb erfolgen kann und nach deſſen Vornahme der An⸗ 
ſpruch aufgehoben iſt, während die Geltendmachung eines bloßen 
Leiſtungsverweigerungsrechts tatſächlich nur im Prozeſſe erfolgen 
kann, und auch wenn es ſich um ein dauerndes Recht handelt, 
an dem Beſtande des Anſpruchs nichts ändert, ſo daß alſo ein 
nachträglicher Verzicht auf die Einrede den Anſpruch trotz 
früherer rechtskräftiger Abweiſung vollwirkſam macht, ohne daß 
es einer Neukonſtituierung des Anſpruchs bedarf). Hiernach 
kann kein Zweifel ſein, daß Anfechtung und Aufrechnung keine 
Einreden im Sinne des BGB., ſondern Anſpruchsvernichtungsk 
rechte find. Mit Recht behandelt daher das Geſetz fie in 
8 770 getrennt von den Einreden, von denen lediglich 8 768 
handelt. Wandelung und Minderung aber find nach der Ge⸗ 
ſtalt, die ihnen das BGB. gegeben hat, überhaupt keine Gegen⸗ 
rechte, weder Einreden, noch Anſpruchsvernichtungsrechte, ſondern 
ſelbſt Anſprüche. Darum unterliegen ſie auch der Verjährung, 
was nach § 194 BGB. nur bei Anſprüchen der Fall iſt. Die 
Anſprüche haben nach 8 462 BGB. den Inhalt, daß der Be 
rechtigte vom Verpflichteten Rückgängigmachung des Kaufs 
oder Herabſetzung des Kaufpreiſes verlangen kann. Folgerichtig 
iſt die Wandelung oder Minderung nach § 465 erſt vollzogen, 
wenn der Verpflichtete dem Verlangen nachkommt. Erforderlich 
iſt alſo ſtets eine Willenserklärung des Verpflichteten, die nach 
§ 894 ZROD. nur durch das rechtskräftige Urteil erſetzt werden 
kann. Werden die Wandelung oder Minderung im Prozeſſe 
gegenüber der Kaufpreis forderung einredeweiſe (im Sinne 
der ZPO.) geltend gemacht, fo kommen fie im praktiſchen 
Ergebnis den Anſpruchsvernichtungsrechten ſehr nahe; der 
praktiſche Unterſchied beſteht nur darin, daß die Rechtsveränderung 
ſpruch nicht von Rechts wegen in ſeiner Entſtehung hindert oder auf 
hebt, ſondern dem Verpflichteten nur die Möglichkeit gewährt, die 
Befriedigung des an ſich begründeten Anſpruchs, ſei es zur Zeit 
oder der Perſon nach, ſei es für immer ablehnen zu dürfen.“ Vgl. 
ſerner meine Schrift S. 37 ff., 41, wo ich an der Hand aller Stellen, 
an denen das BGB. beſtimmte Dinge als „Einrede“ bezeichnet, nach⸗ 
gewieſen habe, daß. weil eine Begriffsbeſtimmung im Geſetze fehlt, 
man als Charakteriſtikum der Einreden betrachten muß, was alle 
im Geſetz als ſolche bezeichneten Einreden miteinander gemeinſam 
haben, und daß dies das oben Wiedergegebene iſt. S. . ze 
BEB., 8. Aufl. 1, 53; ne 8 1, 5. 

) Motive 1, 360. 

) d. a. O. S. 62. 

) So auch Motive a. a. O. bei Erörterung des Unterſchiedes 
zwiſchen Einrede und Anfechtung, ferner Planck, a. a. O. Dies ver⸗ 
kennt Sahm (Iheringsq. 49, 59 ff.). Einen Rechts ſatz des Inhalts, 
daß die Einrede nur im Prozeß geltend gemacht werden könne, gibt 
es freilich nicht. Da aber ſelbſt die gerichtliche Geltendmachung zwar zur 
Klagabweiſung führt, am Beftande des Anſpruchs aber nichts ändert, fo 
ift eine außergerichtliche Geltendmachung tatſächlich ohne jede Bedeutung. 
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nicht ſchon mit ihrer Geltendmachung, ſondern eiſt mit der 
Rechtskraft des Urteils eintritt. 

58 768 kann ſich daher auf Wandelung und 0 
nicht beziehen. Somit ſind die Motive im Rechk, wenn ſie 
dem Bürgen beides gleichermaßen verſagen. Daraus folgt 
aber nicht, daß der Bürge rechtlos iſt, ſofern dem Haupt⸗ 
ſchuldner dieſe Anſprüche zustehen: Zwar fehlt für dieſe eine 
dem $ 770 analoge Beſtimmung. Man wird aber durch 
richtige Auslegung des 8 478 zu dem gleichen Ergebnis ge 
langen. Dieſer Paragraph beſtimmt, daß derjenige Käufer, 
der dem Verkäufer den Mangel angezeigt oder die Anzeige an 
ihn abgeſendet hat, bevor der Anſpruch auf Wandelung oder 
Minderung verjährt war, auch nach Vollendung der Ber 


jährung die Zahlung des Kaufpreiſes inſoweit ber: 


weigern kann, als er auf Grund der Wandelung oder der 
Minderung dazu berechtigt ſein würde. Hier handelt es ſich 
alſo um eine wirkliche Einrede. Zu ihrer Geltendmachung 
iſt der Bürge nach § 788 zweifellos befugt. Die Einrede iſt 
auch nicht etwa auf die Zeit nach Eintritt der Verjährung 
beſchränkt. Es wäre ein wunderliches Ergebnis, wenn der 
Bürge aus dem Wandelungs⸗ und Minderungsanſpruch des 
Hauptſchuldners erſt dann Rechte herleiten könnte, wenn dieſe 
Anſprüche verjährt find. (Dieſer Widerſpruch würde auch nach 
der Theorie des RG. beſtehen, denn die in dem Urteil für 
den Ausſchluß der Wandelung gegebenen Gründe paſſen nicht 
auf die Einrede aus § 478.) 8 478 zwingt aber nicht zur 
Annahme eines ſolchen Ergebniſſes. Denn wenn das Geſetz 
dem Käufer das Recht gibt, unter den angegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen auch nach Vollendung der Verjährung die Zahlung 
zu verweigern, ſo folgt daraus, daß ihm dieſes Recht auch 
ſchon vorher, und dann natürlich unabhängig von der Erfüllung 
der beſonderen Vorausſetzungen zusteht. Freilich iſt dieſes bes 
ſondere Leiſtungsverweigerungsrecht für den Hauptſchuldner 
regelmäßig ohne Bedeutung. Denn er kann ſtatt deſſen die 
Wandelung oder Minderung ſelbſt wählen. Um fo wichtiger 
aber tft dieſes Recht für den Bürgen: Es ſchafft ihm Erfat 
für den fehlenden Wandelungs⸗ und Minderungsanſpruch. Das 
Ergebnis iſt alſo: Der Bürge kann nicht wandeln noch mindern. 
Er kann aber die Zahlung des Kaufpreiſes inſoweit verweigern, 
als der Hauptſchuldner auf 5 der n oder 
. Da an ae würde. ö 


„Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den en beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 3. bis 10. Februar 
1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichs recht. | 

Bürgerliches Geſetz buch. | 

1. 58 12, 823, 826, 862, 1004 BGB. enthalt der 
Ausdruck: ſchmutzige Prahlerei“ des Konkurrenten eine wider⸗ 
rechtliche Störung des Geſchäftsbetriebes !] | 

Der erkennende Senat hat in feinem Urteile vom 9. Juli. 
1907 - — II. 116/07. — in Übereinſtimmung mit der BR 


Se Sig 


5 Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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ſprechung des VI. 3S. fih der Auffaſſung angeſchloſſen, ein 
bereits eingerichteter und ausgeübter Betrieb eines ſelbſtändigen 
Handelsgewerbes ſei ein Rechtsgut, deſſen Verletzung nega⸗ 
toriſche Abwehr begründen könne; die hiernach ſchon wegen 
objektiver Rechtsverletzung zuzulaſſende Unterlaſſungsklage gründe 
ſich nicht auf die 88 823 und 826, ſondern auf analoge 
Anwendung der 58 12, 862 und 1004 BGB. als quasi 
negatori Nach dieſer Auffaſſung, an welcher der Senat 
feſthält, iſt zur Rechtfertigung des Unterlaſſungsanſpruchs nicht 
ein vorſätzliches oder fahrläſſiges Zuwiderhandeln nötig; viel⸗ 
mehr reicht zu eine objektiv widerrechtliche Störung des 
Geſchäftabetriebes der Klägerin. Das Berufungsgericht ver⸗ 
kennt nicht, daß in der zu Zwecken des Wettbewerbes gegen 
die Klägerin an deren Kundenkreis gerichteten Außerung die 
Reklamen der Klägerin ſeien ſchmutzige Prahlereien, eine 
ſolche objektive Störung des Geſchäfts betriebes der Klägerm 
liege. Soweit es aber auch für die Bezeichnung der Prahlereien 
als ſchmutzige die Widerrechtlichkeit der Störung verneint, 
beruht die Verneinung auf Verletzung des rechtlichen Begriffes 
„widerrechtlich“. Denn die Reklametätigkeit der Klägerin, wie 
ſie vom Berufungsgericht gewürdigt wurde, mag eine Abwehr 
durch Gegenreklame rechtfertigen. Sie rechtfertigt aber Leine 
Abwehr durch rechts verletzende Gegeneklame, zu welcher 
der Beklagte kein Recht hat. Eine ſolche rechts verletzende 
Gegenreklame enthält aber die Bezeichming „ſchmutzige“ 
Prahlerei. Sie enthält daher eine widerrechtliche Störung des 
Geſchäftsbetriebes der Klägerin und iſt dem Beklagten zu 
unterſagen. Die Bezeichnung der Reklame der Klägerin als 
„Prahlerei“ und auch als „ausländiſche Prahlereien“ fällt das 
gegen nach der gegebenen Sachlage noch in den Rahmen zu⸗ 
läſſiger Abwehr durch Gegenxeklame und enthält daher für ſich 
allein noch keine widerrechtliche Störung des Gewerbe⸗ 
betriebes der Klägerin. N. 6. M., U. v. 14. Jan. 08, 383/07 IL. 
— Berlin. 

2. 88 119 ff., 273 ff. BGB. Erklärung der Anfechtung 
wegen Irrtums. Willensübereinſtimmung für das Zuſtande⸗ 
kommen eines Vertrages. Dedeutung des Zurückbehaltungsrechts.] 

R., der Vertretereigenſchaft für die Beklagte nicht beſaß, 
verkaufte namens der letzteren Waren an P. in New Vork, die 
deſſen europäiſcher Bankier bezahlte, P. trat feine Rechte an 
die Kläger ab, und dieſe forderten Rückzahlung des Kaufpreiſes. 
Der Anſpruch war unter anderem auch damit begründet, es ſei 
wegen fehlender Willenseinigung überhaupt kein Vertrag zu⸗ 
ſtande gekommen. Das DIS. verurteilte zur Rückzahlung des 
Kaufpreiſes gegen Übergabe der Lagerſcheine mit Belaſtung der 
Speſen der Kläger. Die Reviſion der Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Die Reviſion rügt, das Berufungsgericht nehme zu 
Unrecht an, daß die Beklagten wegen Irrtums angefochten 
haben. Dieſer Angriff iſt gerechtfertigt. Zur Anfechtungs⸗ 
erklärung wegen Irrtums genügt, aber iſt auch nötig der Wille, 
das Geſchäft wegen jenes Willens mangels nicht beſtehen 
laſſen zu wollen. Die Anfechtungserklärung erfordert darnach 
als Mindeſtes Kenntnis der Moglichkeit eines Anfechtungs⸗ 
grundes — hier Kenntnis der Möglichkeit eines Willens⸗ 
mangels. Durch die Briefe vom 15. Juni und 21. Mai 
haben indes die Beklagten die Garantiezuſage, auf die von P. 
hingewieſen worden war, lediglich deshalb als unwirkſam be⸗ 
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zeichnet, da dem R. die Vertretungsmacht zur Übernahme einer 
olchen Garantie gefehlt habe. Die Bezeichnung einer Garantie⸗ 
zuſage als unwirkſam, da dem Vermittler die Vertretungsmacht 
fehlte, enthält keine auch nur fürſorgliche Anfechtung der Zu⸗ 
ſage oder des Vertrags wegen eines angeblichen Willens⸗ 
mangels — hier wegen eines Irrtums über den Inhalt der 
Erklärung — in der Perſon des angeblich Nichtvertretenen. 
Der Erwägungsgrund, aus dem das Berufungsgericht zur 
Nichtigkeit des Vertrags und zur Zuerkennung des Bereicherungs⸗ 
anſpruchs der Kläger gelangt iſt, iſt darnach nicht haltbar. Nach 
dem ſeſtgeſtellten Sachverhältniſſe kann indes die Entſcheidung 
des Berufungsgerichts aus anderen rechtlichen Gründen aufs 
rechterhalten werden. P. hat in ſeinem Telegramme erklärt 
„Semilodei“ — die Bellagten haben durch ihre Telegramme 
angenommen die Erklärung „Semilodei“. Semilodei iſt indes 
an ſich nur ein inhaltloſes Phantaſiewort (es war zwiſchen 
R. und den Beklagten für Erklärung einer feſten Beſtellung 
auf das freibleibende Angebot der Beklagten vereinbart). Die 
Erklärung dieſes Wortes iſt für ſich betrachtet die Erklärung 
eines inhaltloſen Nichts; gleiches gilt von der Annahme der 
Erklärung Semilobei. Für P. war die Erklärung des Worte 
Semilodei die Erklärung eines Kaufangebotes mit Gar antie⸗ 
zuſage; für die Beklagten war ſie die Erklärung eines Kauf⸗ 
angebotes ohne Garantiezuſage und darnach die Annahme 
der Erklärung Semilodei die Erklärung eines Kaufangebotes 
ohne Garantiezuſage. Dieſe Verſchiedenheit hatte ihren Grund 
in den unrichtigen Mitteilungen des R. an P. Nach den 
rechtlich einwandfreien Ausführungen des Berufungsgeriches 
hatte R. keine Vertretungsmacht der Beklagten; letztere haften 
daher aus dieſem rechtlichen Geſichtspunkte nicht für 
deſſen unrichtige Übermittlung ihres freibleibenden Angebotes. 
Zuungunſten des P. kann nicht geſagt werden, er habe 
ſich durch den Gebrauch des von der Beklagten gewählten 
Phantaſiewortes das angeeignet, was die Beklagten damit 
bezeichnen wollten, und habe daher letzteres mit dem Erfolge 
gegen ſich gelten zu laſſen, daß der Vertrag ohne Garantie⸗ 
zuſage zuſtande gekommen wäre. Aber auch die Auffaſſung zu⸗ 
ungunſten der Beklagten iſt abzulehnen, ſie hätten mit 
der Möglichkeit rechnen müſſen, daß R. ihren Vorſchlag unrichtig 
mitgeteilt, darnach P. durch die Erklärung Semilodei ein 
Kaufangebot anderen Inhalts als das von ihnen an N. über: 
ſchriebene erklärt habe, und ſie hätten darnach durch die Annahme 
der Erklärung Semilodei erklärt, allerdings nicht erklären 
wollen, das Kaufangebot anzunehmen, wie es von P. auf 
Grund der Mitteilungen von R. geſtellt worden ſei. Darum 
ſind die beiden Auffaſſungen nicht haltbar, mit denen 
das Berufungsgericht zur Annahme eines äußerlich zuſtande 
gekommenen, von den Beklagten nur wegen Irrtums über 
den Inhalt der Erklärung anfechtbaren Vertrags mit der 
Garantiezuſage gelangt iſt. — Vielmehr liegt infolge des 
Gebrauches des Phantaſiewortes Semilodei zur Erklärung beider 
Vertragsteile der eigenartige Fall vor: Außerlich ſtimmen die 
Erklärungen des P. und der Beklagten überein; jener bietet 
Semilodei an, dieſe nehmen Semilodei an. In Wahrheit hat 
aber doch jeder Teil damit etwas anderes im rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verkehr erklärt — P. ein Kaufangebot mit Garantie⸗ 
zuſage, die Beklagten die Annahme eines ſolchen ohne Garantie⸗ 
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mſage. Danach decken ſich die Erklärung des Kaufangebotes 
und die Erklärung ſeiner Annahme nicht. Die Parteien haben 
ſich über den Punkt der Garantiezuſage nicht geeinigt. Dielen 
Punkt hat das Berufungsgericht als „wichtigen“ bezeichnet, 
und es kann keinen Bedenken unterliegen, daß die Parteien 
ohne eine Beſtimmung über dieſen Punkt den Kaufvertrag nicht 
geſchloſſen hätten. Deshalb iſt wegen fehlender Willensüberein⸗ 
fünmung ein Vertrag überhaupt nicht zuſtande gekommen. Von 
dieſer Grundlage iſt der Anſpruch auf Herausgabe des Kauf⸗ 
preiſes nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung 
begründet. Aus dem gleichen rechtlichen Grunde haben die 
Bellagten einen Anſpruch auf Heraus gabe der Ware, die Kläger 
lönnen aber als Erſatz von Verwendungen auf dieſe Waren 
die Speſen verlangen, mit denen nach dem Berufungsurteile 
die Lagerſcheine belaſtet fein dürfen. Grundſätzlich könnten die 
Beklagten aus ihrem Herausgabeanſpruch ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht — 8 278 Abſ. 1 BGB. — gegen den Anſpruch auf 
Rückzahlung des Kauſpreiſes ableiten und dieſes Zurückbehaltungs⸗ 
recht fällt dadurch an ſich noch nicht weg, daß die Kläger 
aus ihren Verwendungen auf die Ware ihrerſeits ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht auf die Ware haben. Denn durch das Beſtehen 
eines Zurückbehaltungsrechts wird die Fälligkeit eines Anſpruchs 
nicht aufgehoben, da die Einrede des Zurückbehaltungsrechts 
nach 8 274 gegenüber der Klage des Gläubigers nur die 
Wirkung hat, daß der Schuldner zur Erfüllung Zug um Zug 
zu verurteilen iſt. Das Zurückbehaltungsrecht wegen der Ver⸗ 
wendungen hätte daher nur die Wirkung, daß die Kläger nicht 
verpflichtet ſind, die Ware anders als mit den Speſen belaſtet 
den Beklagten zur Verfügung zu halten, nicht aber die Wirkung, 
des Zurückbehaltungsrecht der Beklagten gegen die Forderung 
auf Herausgabe des Kaufpreiſes zu beſeitigen. Der Anſpruch 
der Beklagten auf Herausgabe der Ware geht indes nur auf 
Herausgabe an dem Orte, wo ſich die Ware befindet 
— im gegebenen Falle in New York. — Das Geltendmachen 
des Zurückbehaltungsrechts nach 8 273 vermag an dieſer 
Rechtslage nichts zu ändern. Der von den Beklagten noch mit 
der Reviſion aufrechterhaltene Standpunkt, weil fie nur in 
Hamburg den Anſpruch auf Rückzahlung des Kaufpreiſes zu 
erfüllen hätten, und das Zurückbehaltungsrecht aus ihrem An⸗ 
ſpruche auf Herausgabe der Ware die Wirkung habe, daß fie 
zur Zug un Zug gegen die Ware zu zahlen verpflichtet ſeien, 
ſo müßten die Kläger die Ware nach Hamburg ſenden, wo Zug 
um Zug gegen die Ware Zahlung zu leiſten ſei, iſt unbegründet. 
Die Beklagten find im Gegenteil in keiner Weiſe beſchwert, 
wenn das Berufungsgericht bei ſolcher Sachlage dem gedachten 
Zurickbe haltungsrechte der Beklagten noch inſoweit eine beſchränkte 
Wirkung zwerlannt hat, daß die Beklagten nur gegen Übergabe 
der Lagerſcheine über die Ware zur Zahlung verurteilt wurden. 
A. c. R, U. v. 17. Jan. 1908, 325/07 II. — Hamburg. 

2. 8 157 BOD. Verbot eines Konkurrenzgeſchäfts ohne 
auidtndliche Vereinbarung in dem Kaufvertrage 7] 

Die lage iſt auf die Behauptung einer ſtillſchweigend 
zwiſchen den Parteien dahin getroffenen Vereinbarung geſtützt, 
daß ber Beklagte kein Ronkurrenzgeſchäft in H. anfangen bürfe. 
Das OLG. gelangt zu dem Schluſſe, daß die Entſcheidung nur 
gegen den Kläger aus fallen könne. Dieſe Begründung wird 
Wr Sachlage nicht gerecht und verletzt damit den S 157 BGB. 
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Der ſchriftliche Kaufvertrag ſteht mit den Briefen des Beklagten 
vom 6. und 16. April 1901 in untrennbarem Zuſammenhange. 
Hiernach hatte ſich der Beklagte auf Anraten ſeines Arztes zum 
Verkaufe ſeines Geſchäfts entſchloſſen. Käufer ſollte der Kläger 
werden, der ſchon ſeit den Jahre 1895 zuerſt als Reiſender, 
dann als Teilhaber ſeine Arbeitskraft dem Geſchäfte gewidmet, 
und dem der Beklagte, wie aus feinem Briefe hervorgeht, ſchon 
damals die Ausficht auf die künftige Übernahme des Geſchäftes 
eröffnet hatte, weil er keinen Sohn habe. Wenn es nach dieſen 
Vorgängen zum Abſchluſſe des Kaufes zwiſchen den Parteien 
kam, ſo iſt bei dem hohen Lebensalter des Beklagten, der das 
70. Jahr bereits überſchritten hatte, keine andere Annahme 
ſtatthaft, als daß er ſich für den Reſt ſeines Lebens vom 
Geſchäft zurückziehen wollte, und daß es der Kläger gerade mit 
Rückſicht auf dieſen erkennbaren Willen des Beklagten über⸗ 
nahm. Nach Treu und Glauben bildet daher den ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Beſtandteil des Kaufvertrages das dem Beklagten auf⸗ 
erlegte Verbot, ein Konkurrenzgeſchäft in H. wieder zu eröffnen. 
Hierauf weiſt ſowohl der Umſtand hin, daß das verlaufte 
Geſchäft von dem Kläger in den alten Geſchäftsräumen weiter 
betrieben wurde, wie die Beſtimmung des ſchriftlichen Vertrages, 
wonach er das Geſchäft nebſt Firma und Buchforderungen 
übernahm. Dies rechtfertigt den Schluß, daß ihm auch die 
Kundſchaft des Geſchäfts übertragen werden ſollte. 9. c. K., 
U. v. 2. Jan. 08, 818/07 I. — Hamm. 

4. 88 401 — 408, 571, 577, 1124 808. Anſprüche des Nieß⸗ 
brauchers eines Grundſtücks oder eines hypothekariſchen Gläubigers 
an den don dem Zwanzéverwalter himerlegten Mietzinſen. 
Verhalten der Hauptpartei zu dem Rechtsmittel des Nebeuinter⸗ 
venienten. Iſt der Zwangsverwalter zu aktwer Vertretung 
des als Nebenintervenienten aufgetretenen Hypothekariers befugt ?] 

Im gegenwärtigen Prozeß ſtreiten die Parteien, ob die 
Mietszinſen des zweiten Quartals 1904 dem Kläger auf Grund 
ſeines ihm von dem früheren Grundſtücksbeſitzer eingeräumten 
Nießbrauchsrechts oder dem Nebenintervenienten L. als ausge⸗ 
fallenem vorgehenden Hypothekengläubiger gebühren. Beklagter 
war der Vertreter der Zwangsverwaltungsmaſſe, er beantragte 
Abweiſung der Klage und erhob Widerklage mit dem Antvage, 
den Kläger zu verurteilen, in die Auszahlung der hinterlegten 
Beträge an den Nebenintervenienten L. zu willigen. Berufung 
und Widerklage wurden abgewieſen. Kläger legte Reviſion, 
der Nebenintervenient Anſchlußreviſion ein. Beide Rechtsmittel 
wurden zurückgewieſen. Der Berufungsrichter verwirft zunächſt 
die Annahme des Klägers, daß ihm auf Grund feines Nieß⸗ 
brauchrechts die Mietszinſen für das zur Zeit der Beſchlag⸗ 
nahme des Grundſtücks — am 12. Januar 1904 — laufende 
ſowie für das nächſtfolgende Kalendervierteljahr deshalb Ja 
ſtünden, weil — fo meint der Kläger — die Nießbrauch⸗ 
beſtellung als eine „Verfügung“ über die Mietszinſen im Sinne 
des 8 1124 BGB. anzuſehen ſei. Gegen dieſe Annahme wird 
vom Berufungsrichter ausgeführt: Unter einer Verfügung ver⸗ 
ſtehe man nach dem Sprachgebrauche des BGB. Nechtsgeſchäfte, 
die unmittelbar auf beſtehende Vermögensrechte einwirken, 
indem fie die letzteren Übertragen, verändern oder beendigen. 
Darnach kämen als Beiſpiele für eine Verfügung über Miets⸗ 
zinsſorderungen die Abtretung, Verpfändung oder Einziehung 
ſolcher Forderungen in Betracht. Dagegen enthalte die Bes 
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ſtellung des Nießbrauchs an einem Grundſtück ausſchließlich 
eine Verfügung über letzteres, nicht auch zugleich eine Ver⸗ 
fügung über die Mietszinſen. Nur mittelbar erwerbe der 
Nießbraucher ein Recht auf dieſe inſofern, als er kraft ſeines 
dinglichen Rechts befugt ſei, die Nutzungen des Grundſtücks zu 
ziehen. Es komme dazu, daß der Nießbraucher durch ſeinen gemäß 
88 577, 571 BGB. ſtattfindenden Eintritt in die beſtehenden 
Mietsverträge nicht die Mietsforderung des Nießbrauchsbeſtellers 
erwerbe, ſondern einen neuen ſelbſtändigen Anſpruch mit dem 
Inhalt des bisherigen Mietsvertrages unmittelbar in ſeiner 
Perſon zur Entſtehung bringe, und daß ferner, wenn die in 
Rede ſtehende Auffaſſung richtig wäre, der Nießbraucher zu⸗ 
wider dem für die dinglichen Rechte untereinander beſtehenden 


Rangverhältnis für befugt erachtet werden müßte, im Falle 


einer Beſchlagnahme des Grundſtücks die Mieten des laufenden 
und, des folgenden Kalendervierteljahres ohne Rückſicht. auf 
Hypotheken, die ihm im Range vorgehen, einzuziehen. Endlich 
ſetze $ 1124 BGB., wie ſich insbeſondere aus deſſen Abſ. 3 
ergebe, das Aufhören der Verbindung zwiſchen dem Grundſtück 
und der Mietsforderung als Folge der vom Grundſtückseigen⸗ 
tümer getroffenen Verfügung voraus. An dieſer Vorausſetzung 
fehle es jedenfalls dann, wenn das Grundſtück zuſammen mit 
der Mietsforderung veräußert werde. Das Gleiche müſſe 
aber auch für den Fall der Belaſtung des Grundſtücks mit 
einem Nießbrauch gelten, da, wie $ 577 BGB. zeige, die Eins 
räumung des Nießbrauchs mit der Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks als rechtlich gleichliegend zu erachten ſei. Die Reviſion 
bekämpft dieſe Ausführungen als rechtsirrtümlich und es kann 
ihr zugegeben werden, daß die Schlüſſigkeit der vom Berufungs⸗ 
richter für ſeine Anſicht beigebrachten Argumente teilweiſe 
vielleicht Bedenken unterliegt. Ein Geſichtspunkt iſt jedoch 
jedenfalls zutreffend hervorgehoben worden und ſchon er 
führt mit Notwendigkeit dazu, die Auffaſſung des Berufungs⸗ 
richters als die richtige erſcheinen zu laſſen. Die Frage, wie 
der Eintritt des das vermietete Grundſtück erwerbenden neuen 
Eigentümers in das beſtehende Mietsverhältnis juriſtiſch zu 
konſtruieren ſei, iſt bereits von der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs eines BGB. bei der Beratung des $ 571 
BGB. erörtert worden. Dort wurde ein Antrag, die Rechte 
des Vermieters aus dem Mietsvertrage für die Zeit nach der 
Eigentumsübertragung nach Maßgabe der jetzigen 88 401 
bis 408 BGB. auf den Erwerber übergehen zu laſſen, ab⸗ 
gelehnt und zur Begründung der Annahme des jetzigen 8 571 
Abſ. 1 bemerkt, die Konſtruttion dieſes Grundſatzes lehne ſich 
an den deutſchrechtlichen Gedanken an, wonach gewiſſe Rechte 
und Pflichten mit dem Eigentum an einem Grundſtücke ver 
bunden ſeien; es handle ſich um eine den deutſchrechtlichen 
Reallaſten ähnliche Belaſtung des Grundſtücks. (Vgl. Prot. 2, 
139.) Darnach hat der Eintritt des neuen Eigentümers in 
das Mietsverhältnis eine Geſtaltung erfahren, die eine Nach⸗ 
folge in den Rechten⸗ und Pflichtenkreis des Veräußerers aus⸗ 
ſchließt und auf dem Gedanken beruht, daß durch den Übergang 
des Eigentums auf den neuen Erwerber in der Perſon des 
letzteren gleiche Rechte und Pflichten in bezug auf das Miets⸗ 
verhältnis unmittelbar kraft Geſetzes, alſo unabhängig 
von der Rechtsſtellung des Vorgängers lediglich aus dem Eigen⸗ 
tum erwachſen. Die einzelnen Mietszins forderungen werden 
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nicht durch rechtsgeſchäftlichen Akt übertragen, ſondern fie ent⸗ 
ſtehen, ſoweit ihre Fälligkeit in die Zeit nach dem Übergang 
des Eigentums fällt, neu in der Perſon des jetzigen Eigen⸗ 
tümers (vgl. RG. 59, 188; ferner Seuff A. 61, 14; Hell: 
wig, Verträge auf Leiſtung an Dritte, 1899, S. 431; Wind⸗ 
ſcheid⸗Kipp, Pandekten, 9. Aufl. Bd. 2 8 400 S. 733; 
Planck, Kommentar Anm. 3b zu 8 571). Wenn aber bei 
dem mit der Grundſtücksveräußerung verbundenen Übergang des 
Mietsverhältniſſes auf den neuen Erwerber keine Rede davon 
fein kann, daß der Übergang der Mietsforderungen durch eine 
„Verfügung“ des bisherigen Eigentümers vermittelt wird, ſo 
muß ein Gleiches auch für den Fall gelten, daß ber Eigentümer 
das Grundſtück mit einem Nießbrauch belaſtet. Denn au 
dieſen Fall findet gemäß 8 577 BGB. die Vorſchrift des 8571 
Abſ. 1 BGB. entſprechende Anwendung. Hierzu kommt noch 
folgendes. Die Beftimmung des 8 1123 Abſ. 1 BG. findet 
Anwendung, gleichviel, ob der Eigentümer, oder ob ein Eigen⸗ 
beſitzer oder ein dem Hypothekgläubiger nachſtehender Nieß⸗ 
braucher das Grundſtück vermietet oder verpachtet hat. (Vgl. 
Planck, Bem. 2 a. E. zu $ 1123; Staudinger, Bem. 2 
Abs. 2 zu 8 1123; Oberneck, Das Reichsgrundbuchrecht, 1 
S. 769, 770.) Hieraus folgt, daß, ſofern der dritte Fall vor⸗ 
liegt, die dem Nießbraucher geſchuldeten Miet⸗ oder Pachtzinſen 
nur dam nach Maßgabe des 8 1124 BGB. pfandfrei werden, 
wenn der Nießbraucher ſelbſt fie eingezogen oder ſonſt über fie 
verfügt hat. Alsdann aber ſpricht kein ſachlicher Grund dafür, 
dem nachſtehenden Nießbraucher in dem Falle, wenn nicht er, 
ſondern der Eigentümer vermietet oder verpachtet hatte, weiter⸗ 
gehende Rechte bezüglich der Miet⸗ oder Pachtzinſen einzu⸗ 
räumen, was geſchehen würde, wenn man ſchon in der Be⸗ 
ſtellung des Nießbrauchs an dem vermieteten oder verpachteten 
Grundſtück eine „Verfügung über den Miet⸗ oder Pachtzins“ 
im Sinne des § 1124 erblicken wollte. Die prozeſſuale Zus 
läſſigkeit der Anſchlußreviſion kann, obwohl ſie nur vom Neben⸗ 
intervenienten, nicht von der Hauptpartei eingelegt iſt, einem 
Bedenken nicht unterliegen. Überdies hat die bei der münd⸗ 
lichen Verhandlung durch einen beſonderen Anwalt vertretene 
Hauptpartei dadurch, daß ſie die Stellung eines ſolchen weiter⸗ 
gehenden Antrages duldete, dem ſelbſtändigen Vorgehen des 
Nebenintervenienten ſtillſchweigend zugeſtimmt. Sachlich erſchien 
jedoch die Anſchlußreviſion unbegründet. In der Rechtſprechung 
des RG. ſteht feſt, daß der Nebenintervenient, da feine pro⸗ 
zeſſuale Tätigkeit ſich in der bloßen Unterſtützung der Haupt⸗ 
partei erſchöpft, nichts für ſich ſelbſt erſtreiten darf. Der im 
vorliegenden Falle von dem Nebenintervenienten L. geſtellte und 
mit der Anſchlußreviſion wiederholte Antrag, nach dem Wider⸗ 
klageantrage zu erkennen d. h. den Kläger zu verurteilen, in 
die Auszahlung der hinterlegten Beträge an ihn, den Neben⸗ 
intervenienten, zu willigen, würde daher nur zuläſſig fein, wenn 
dem beklagten Zwangsverwalter die aktive Sachlegitimation zu⸗ 
ſtünde, im Prozeßwege die Zuerkennung der ſeiner Verwaltung 
unterſtehenden Maſſe an einen beſtimmten einzelnen Berechtigten 
zu verlangen. Das aber hat der Berufungsrichter mit zu⸗ 
treffenden, von der Anſchlußreviſtion zu Unrecht bekämpften 
Gründen verneint. Er führt richtig aus, daß die dem Zwangs⸗ 
verwalter durch ſein Amt zugewieſene Tätigkeit ſich darauf be⸗ 
ſchränke, für die ordnungsmäßige Inſtandhaltung und Benutzung 
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des Grundſtücks zu forgen, die Einkünfte des letzteren in Geld 
umzuſetzen und, ſoweit die Beſchlagnahme ſich auf Forderungen 
miterſtreckt, dieſe geltend zu machen, daß dagegen die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, an wen die flüſſig gemachte Zwangsverwal⸗ 
tungsmaſſe auszuzahlen ſei, nicht ihm, ſondern dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht zuſtehe, mithin im Streitfalle das Recht auf 
Auszahlung nicht zum Gegenſtande eines zwiſchen dem Präten⸗ 
denten und dem Zwangsverwalter zu führenden Prozeſſes ge: 
macht werden könne. F. c. R., U. v. 22. Jan. 08, 144/07 V. 
— Berlin. | 

5. 85 421, 766 BGB. Kumulative Schuldübernahme 
unter der Bedingung, daß der eine Schuldner nicht zahle.) 

Die Ausführungen des Berufungsrichters, daß Beklagter 
jedenfalls eine Haftung als Geſamtſchuldner neben O. nicht 
habe übernehmen wollen, ſondern höchſtens eine Bürgſchaft, 
weil er erklärt habe, zahlen zu wollen, wenn O. nicht zahle, 
legen die Annahme nahe, daß feine Enkſcheidung von einer uns 
richtigen Auffaſſung der rechtlichen Natur der Bürgſchaft und 
der kumulativen Schuldübernahme beeinflußt iſt. Der Berufungs⸗ 
richter ſteht anſcheinend zwar auf dem auch vom erkennenden 
Senat für richtig erachteten Standpunkt, den der 6. 3S. des 
RG. in feinen Entſcheidungen, abgedruckt in Gruchots Beitr. 50, 
946 und RG. 59, 232, vertreten hat, daß nämlich im einzelnen 
Fall eine von der Bürgſchaft verſchiedene ſogenannte kumulative 
Schuldübernahme, d. h. ein Hinzutreten eines neuen Schuldners 
neben den urſprünglichen als Geſamtſchuldner im Sinne des 
8 421 BGB. möglich iſt, und zwar ohne Beobachtung der 
Form des 8 766 BGB. Ein ſolches Hinzutreten eines weiteren 
Schuldners wird dann beſonders in der Abſicht der Parteien 
liegen, wenn, wie vorliegend, ein eigenes Intereſſe des Hinzu⸗ 
tretenden an der Erfüllung der Gegenleiſtung gegeben iſt. Wenn 
der Berufungsrichter trotzdem ein kumulatives Hinzutreten des 
Beklagten als weiteren Schuldners um deswillen verneinen zu 
müſſen glaubt, weil Beklagter die Zahlung nur unter der Be⸗ 
dingung „wenn O. nicht zahle“ verſprochen habe, ſo überſieht 
er, daß das Hinzutreten als Geſamtſchuldner auch unter einer 
Bedingung erfolgen kann und daß nichts im Wege ſteht, daß 
die Bedingung darauf abgeſtellt wird, daß der urſprüngliche 
Schuldner nicht zahlen ſollte. Eine derartige Bedingung würde 
keineswegs den begrifflichen Unterſchied zwiſchen der Bürgſchaft⸗ 
übernahme der Haftung für eine fremde Schuld und der kumu⸗ 
lativen Schuldübernahme — Übernahme der Schuld als einer 
eigenen — beſeitigen. P. c. T., U. v. 10. Jan. 08, 129/07 VII. 
— Berlin. 

6. 88 421, 427 BEB. Beſteht die Verpflichtung einer 
mitkontrahierenden Ehefrau bezüglich aller von ihrem Ehemann 
übernommenen Verpflichtungen auch hinſichtlich der Rechts⸗ 
wirkſamkeit des Vertrages 7] 

Der Kläger hatte bei Aufnahme eines hypothekariſchen 
Darlehns der Engelbrauerei gegenüber ſich verpflichtet, bis 
1. November 1908 das Bier für ſeine Wirtſchaft ausſchließlich 
von genannter Brauerei zu beziehen; dieſe Verpflichtung ſollte 
auch im Falle eines Verkaufs des Anweſens für den Rechts⸗ 
nachfolger fortbeſtehen. Am 5. Dezember 1904 verkaufte der 
Käger das Anweſen an die Beklagten und ließ es ihnen auf; 
auch iſt ihre Eintragung im Grundbuch erfolgt. In An⸗ 
rechnung auf den Kaufpreis übernahmen die Beklagten die 
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Hypothekenſchuld von 16 000 M. Der Bierbezugspflicht iſt in 
der notariellen Kaufurkunde keine Erwähnung getan. Bis 
Ende 1905 bezogen die Beklagten das Bier von der Engel⸗ 
brauerei weiter. Im Februar 1906 verkauften ſie die Wirt⸗ 
ſchaft weiter, ohne dem neuen Erwerber eine Bierbezugspflicht 
aufzuerlegen. Dieſer bezog das Bier anderwärts. Auf Grund 
der Behauptung, daß er deshalb der Engelbrauerei einen 
Schadenserſatz von 4000 M habe zahlen müſſen und daß die 
Beklagten gemäß mündlicher Vereinbarung bei dem Kaufabſchluß 
die Bierbezugspflicht übernommen hätten, hat der Kläger Ver⸗ 
urteilung der Beklagten als Geſamtſchuldner zum Erſatze des 
ihm entſtandenen Schadens von 4000 M verlangt. Das Bes 
rufungsgericht machte die Entſcheidung von der Leiſtung eines 
dem Kläger auferlegten richterlichen Eides über die Behauptung 
abhängig, daß der beklagte Ehemann nicht, wie dieſer 
behauptet hat, bei der notariellen Beurkundung des Kauf⸗ 
vertrages geäußert habe, er nehme das Bier von der Engel⸗ 
brauerei, wenn es ihm paſſe oder ſolange er gut bedient werde; 
eine Verpflichtung zum Bezuge des Bieres übernehme er aber 
nicht. Das RG. hob auf Reviſion der Beklagten auf: Die 
Reviſionskläger rügen unzureichende Begründung in betreff der 
Verpflichtung der beklagten Ehefrau. In dieſer Beziehung hat 
das Berufungsgericht erwogen, die Ehefrau hafte und zwar 
als Geſamtſchuldnerin (88 421, 427 BGB.), weil nach der 
Erfahrung des täglichen Lebens davon auszugehen ſei, daß die 
als Mitkäuferin auftretende Ehefrau ſich allen Vertrags⸗ 
beſtimmungen unterwerfen wolle, welche der Ehemann mündlich 
oder ſchriftlich getroffen habe, und beſondere Tatſachen, die 
dieſer Annahme für den vorliegenden Fall entgegenſtänden, dem 
Gericht nicht bekannt geworden ſeien. Auf den der Ehefrau 
S. zugeſchobenen Eid komme es danach nicht an. Der erkennende 
Senat erachtet dieſe Begründung für unzureichend, weil eine 
Vertretungsmacht des Beklagten zur Vertretung ſeiner Ehefrau 
nicht feſtgeſtellt, der von dem Berufungsgerichte zur Begründung 
angeführte Erfahrungsſatz aber in der Allgemeinheit als zu⸗ 
treffend nicht anzuerkennen iſt. Kann hiernach das Berufungs⸗ 
urteil, inſoweit es die beklagte Ehefrau betrifft, ſo, wie es be⸗ 
gründet iſt, nicht aufrechterhalten werden, ſo muß die Auf⸗ 
hebung dieſes Teiles der Entſcheidung die Aufhebung des ganzen 
Urteils zur Folge haben, weil unter Umſtänden die Frage ent⸗ 
ſtehen kann, ob und inwieweit der etwaige Mangel einer Ver⸗ 
pflichtung der beklagten Ehefrau auf die Rechtswirkſamkeit des 
Vertrages in betreff der übrigen Vertragſchließenden einwirkt. 
S. c. K., U. v. 21. Jan. 08, 324/07 II. — Karlsruhe. 

7. 8 464 BGB. Vorbehaltloſe „Annahme“ des ges 
kauften Grundſtücks bei Kenntnis eines Mangels vollzieht ſich 
durch Übergabe und Auflafiung.] 

Der Kläger verkaufte an den Beklagten ein Hausgrund⸗ 
ſtück. Er beanſprucht mit der Klage Zahlung eines an ſich 
unſtreitigen, als Hypothek eingetragenen Reſtkaufgeldes von 
1000 M nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 1. Oktober 1905. Der 
Beklagte behauptet, daß das Grundſtück mit Schwamm behaftet 
ſei und beanſprucht aus dieſem Grunde eine Entſchädigung von 
3000 M. Die Widerklage wurde abgewieſen und der Beklagte 
nach dem Klagantrage verurteilt. Das RG. beſtätigte: Aus den 
Gründen: Das Berufungsgericht hat aus der Tatſache, daß 
der Beklagte den Mangel zur Zeit der Auflaſſung gekannt hat, 
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gefolgert, daß es zur Wahrung des Rechts der Mängelrüge 


nech 8 464 BGB. eines Vorbehalts bedurft habe. Des Vor: 


bshalts der Rechte bedarf es „boi der Annahme“ der Sache. 
Was unter „Annahme“ im Sinne dieſer Vorſchrift zu verſtehen, 
iſt für Grundſtücke nicht unſtreitig, jedoch ſteht in der Recht⸗ 
ſprechang des RG. (RG. 58, 261), der die meiſten Schrift⸗ 
ſteiber beigetreten find (Planck, Ann. 1 zu 8 463, ebenſo 
Staudinger und Oertmann), feſt, daß der Vorbehakt zu erklären 
iſt, ſobuld entweder die Übergabe oder auch nur die Auflaſſung 
erfolgt; entſcheidend iſt der zeitlich frühere Akt. Vorliegend 
kann durch mangelnden Vorbehalt bei der Übergabe der 
Rechtsderluſt nicht eingetreten fein, weil damals der Beklagte 
den Schwannmfehker noch nicht kannte. Dann aber bedurfte es 
der Erklärung des Vorbehalts vor oder bei der Aufkaſſung. 
An ſich müſſen Übergabe und Auflaſſung zufammentreffen, 
wenn das Geundſtück als angenommen gelten ſoll; der Begriff 
wird erſt durch beide Rechtshandlungen erſchöpft. Die Er⸗ 
klärungspflicht beſteht daher, wenn der Rechtsverluſt nicht ſchon 
durch den erſten Rechtsakt erfolgt iſt, fort, bis zur vollen⸗ 
deten Annahme. Dieſe Auffaſſung liegt auch dem Urteile in 
R. 58, 261 zugrunde, wo die Erklärungspflicht bis zur Auf⸗ 
laſſung als fortdauernd angenommen iſt, trotz Enigegemmhme 
der Übergabe in Unkenntnis des Mangels. D. c. R., U. v. 
18. Jan. 08, 201/07 V. — Breslau. 

8. 89 611, 625, 620 BEL. (in Verb. mit $ 92 HGB. 
88 22, 61 D.). Der Agenturvertrag iſt Dienſtwertrag. 
Kündigungsfrift für ein ſtillſchweigend fortgeſetztes Dienſt⸗ 
verhältnis. 

Der Kläger hatte im Juli 02 mit der Beklagten einen 
Vertrag geſchloſſen, worin ſie ihm ihre Vertretung für die 
Städte H., A. und den Export über H. durch deutſche Export⸗ 
firmen übertrug. Der Agenturvertrag war „halbjährlich mit 
Semeſterbeginn“ kündbar. Am 28. Juni 05 kündigte die Be⸗ 
klagte für das Ende des Jahres. Am 14. Auguſt 05 fand in 
A. über die Verlängerung des Vertrags eine Verhandlung 
zwiſchen den Parteien ſtatt, deren Ergebnis ſtreitig iſt. Der Kläger 
ſetzte am 1. Januar 06 ſeine Agententätigkeit für die Beklagte 
in der bisherigen Weiſe fort. Am 27. Januar 06 erklärte die 
Beklagte dem Kläger, ſie werde mit Ende des Quartals, alſo 
mit dem 31. März 06, die Vertretung bei ihm abſchließen. 
Der Kläger will dieſe Kündigung nicht gelten laſſen, ſteht viel⸗ 
mehr auf dem Standpunkte, daß nur halbjährliche Kündigung 
bei Semeſterbeginn zuläſſig ſei, und begehrt von der Beklagten 
Zahlung der ihm durch die vorzeitige Entziehung der Ver⸗ 
tretung entgangenen Proviſion, die er auf die Zeit bis zum 
Ende des Jahres 06 auf 3 100 M berechnet. Das Berufungs⸗ 
gericht hat die Klage abgewieſen. Es legt die Verhandlung 
vom 14. Auguft 05 dahin aus, daß damals eine endgültige 
Vereinbarung über die Fortſetzung des Agenturvertrages über 
den 1. Januar 06 hinaus nicht zuſtande gekommen fei. Mithin 
müſſe, da der Agenturvertrag ein Dienſtverhältnis im Sinne 
det 88 611 ff. BGB. darſtelle, die tarſächliche Fortſetzung des 
Vertrags Über den 1. Januar 06 hinaus nach der Regel des 
g 628 BB. beurteikt werden. Danach habe der Vertrag 
nach dem 1. Januqe 06 der geſetzlichen Kündigungsfriſt des 
& 92 HGB. unterlegen, die frühere vertragsmäßige Kündigungs⸗ 
friſt jet nicht mehr in Betracht gekommen. Cine ſpätere erneute 
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Vereinbarung dieſer Friſt für den fortgeſetzten Vertrag laſſe 
ſich aus dem Vorbringen der Parteien nicht feftftellen. Die 
Reviſion rügt Verletzung des 8 625 BSB. Das Agentur⸗ 
verhältnis ſei kein Dienſtwerhältnis, wie das RG. ſchon wieder: 
holt erkannt habe. Auf den Agenturdertrag könne alſo $ 625 
BGB. überhaupt keine Anwendung finden. Falle ader die 
Vorſchrift des 8 625 fort, fo hätte bei der tatſächlichen Jort⸗ 
ſetzung des Vertrags über den 1. Janna 06 hinaus neben den 
übrigen Beſtimmungen auch die früher vertragsmäßig feſtge⸗ 
ſetzte Kündigungsfriſt ſortgelten müſſen. Der Angriff der 
Reviſion iſt nicht begründet. Wohl iſt es vom NG. ſtändig 
anerkannt worden, daß der Agenturvertrag kein „Dienſtver⸗ 
hältnis“ begründe, auf welches unterſchiedslos alle Regeln des 
Dienſtvertrags Anwendung zu finden hätten. Insbeſondere iſt 
die Anwendung der 85 22 und 61 Ziff. 1 KD. auf den 
Agenturvertrag abgelehnt worden (RG. 62, 249 und 63, 73). 
Dagegen iſt dieſen Entſcheidungen keineswegs zu entnehmen, 
daß der Agenturvertrag überhaupt nicht in die Vertragsart 
des „Dienſtvertrags“, von dem die SS 611 ff. BB. handeln, 
eingereiht werden könne. Im Gegenteil laſſen ſie erſehen, daß 
der erkennende Senat auch damals ſchon den Agentur vertrag 
als eine Unterart des' Dienſtvertrags aufgefaßt hat. Das 
Urteil in RG. 62, 249 ſpricht vom Handlungsagenten im 
Gegenſatze zu „anderen Dienſtverhältniſſen“ und das Urteil 
in RG. 63, 73 wendet auf den Agenturvertrag den § 23 
Abſ. 2 KO. an, der ſich auf den Fall bezieht, daß jemand ih 
durch einen Dienſtvertrag oder Werkvertrag verpflichtet 
hat, ein ihm vom Gemeinſchuldner übertragenes Geſchäft zu 
beſorgen. In gleicher Weiſe hat der Senat in dem Urteile 
vom 5. März 07 (III. Nr. 293/06) entſchisden, indem er darin 
ausführt, daß der Handlungsagent zu dem Geſchäftsherrn im 
Verhältnis des Dienſtverpflichteten zum Dienſtberechtigten ſtehe 
und daß das zwiſchen ihnen beſtehende Vertragsverhältnis da: 
jenige aus einem Dienſtvertrage ſei, nur allerdings einem 
ſalchen, der dem Dienſtverpflichteten die Selbſtändigkeit in der 
Art der Leiſtung der Dienſte, der Vermittlung der Geſchäfte 
für den Geſchäftsherrn, überläßt. Bei dieſer Nechtſprechung tft 
ſtehen zu bleiben. Der Dienſtvertrag, wie ihn das BGB. 
geſtaltet hat, umfaßt Dienſte jeder Art (8 611 Abſ. 2). Die 
gemeinrechtlichen Unterſcheidungen und Beſchränkungen ſind ab⸗ 
geſtreift. Weder die Art der Vergütung, die der Handlungs⸗ 
agent in Geſtalt von Proviſionen zu beziehen pflegt, noch feine 
Stellung als die eines ſelbſtändigen Kaufmanns ſind ein Hin⸗ 
dernis, ihn als Dienſtverpflichteten aufzufaſſen. Das BGB. 
hat eine beſtimmte Art der Vergütung nicht zum begrifflichen 
Merkmal des Dienſtvertrags erhoben, und nach ihm gehört es 
auch nicht zum Weſen dieſes Vertrags, daß der Dienſtver⸗ 
pflichtete feine Dienſte in einem Abhängigkeitsverhültniſſe zu 
dem Dienſtberechtigten leiſte. Auf dem hier eingenommenen 
Standpunkte ſteht auch die überwiegende Meinung in der 
Literatur (Staub, HGB., 8 84, Anm. 4a; Düringer⸗Hachen⸗ 
burg, HGB. 1, 257; Lehmann-Ring, HGB., 5 84, Amn. 4 
Goldmann, HGB. 8 84, Anm. 1; Jaeger, KD., § 23, Anm. 6. 
Andrer Anſicht: Makower, HGB. I 84, Ann. 1; Dernburg, 
Bürgerl. Recht, Bd. II 8 3401). Wenn ſich die Reviſion für 
ihve Auffaſſung auf ein Urteil des erkennenden Senats dom 
15. Januar 07 (III. Nr. 275/06) beruft, fo geſchieht dies nicht 
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mit Recht. Unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts hatte der 
1. 38. des NG. (RG. 31, 59 ff.) angenommen, daß der 
Agenturvertrag nicht nach den gemeinrechtlichen Regeln der 
Dienſtmiete, ſondern aks ein Vertrag eigener Art nach be: 
ſondern Regeln zu beurteilen ſei, und dieſe Annahme als Grund 
für die Entſcheidung der damals ſtreitigen Frage verwendet, 
ob der Agent Schadenserſatz beanſpruchen könne, wenn der 
Geſchäfts herr, durch äußere Umſtände hierzu genötigt, vor 
Ablauf der Vertragsfriſt die Produktion einſtelle. Diefe letztere 
Frage iſt in dem Urteile vom 15. Januar 07 für den zeitlichen 
Geltungsbereich des BGB. im gleichen Sinne, wie es ber 
I. 3 S. für das frühere Recht getan hatte, nämlich verneinend, 
entſchieden worden, ohne daß aber die Begründung jener Ent 
kheidung auch für das neue Recht als zutreffend anerkannt 
worden wäre. Iſt ſonach davon auszugehen, daß der Agentur⸗ 
vertrag unter den Dienſtvertrag der 88 61} ff. BGB. fällt, 
ſo iſt im vorliegenden Falle auch in der Anwendung des 8 625 
lein Rechtsverſtoß enthalten. Gegen die Auslegung des § 625 
felbſt, daß nämlich als Kündigungsfriſten für das ſtillſchweigend 
fortgeſetzte Dienſtverhältnis nur die geſetzlichen, nicht die vers 
traglihen in Betracht kommen können, hat die Reviſion keinen 
Einwand erhoben. Die Auslegung iſt auch richtig. Für das 
fortgefetzte Dienſwerhältnis bleibt der geſamte Vertragsinhalt 
beftehen, nur in bezug auf feine Beendigung ſteht es 
fortan unter den Regeln des Geſetzes, nicht mehr unter denen 
des Vertrags, es iſt ein „auf unbeſtimmte Zeit“ eingegangenes 
Verhältnis im Sinne von $ 620 Abſ. 2 BGB. geworden. 
Das beſagt der Wortlaut des § 625, iſt aber auch in der 
Entſtehungsgeſchichte deutlich zum Ausdruck gekommen. Aus 
alledem ergibt ſich, daß das Berufungsgericht den §S 625 BGB. 
ohne Rechtsirrtum auf den vorliegenden Fall angewendet hat. 
K. e. A., U. v. 14. Jan. 08, 261/07 III. — Hamburg. 

9. 59 817, 138 BGB. (verb. mit SS 33, 147 Gew.). 
Begriff der „Leiſtung“ im 8 817, Satz 2.] 

Für die Beklagten als Eigemümer des Hauſes H.⸗Straße 19 
in D. ſchloß Anfang 02 der Mitbeklagte H. A. zugleich als 
Devollmächtigter der übrigen Beklagten mit dem Wirte W. 
einen fogenannten Kaſtellanvertrag über die in dem Haufe bes 
triebene Gaſtwirtſchaft, für die dem Mitbeklagten H. A. die 
polizeiliche Erlaubnis erteilt war, dergeſtalt ab, daß nach außen 
dieſer als Inhaber der Wirtſchaft gelten, während in 
Vutlichkeit die Wirtſchaft für Rechnung Wes betrieben werden 
ſolte. Bei Übernahme der Wirtſchaft follte dieſer eine Sicherheit 
bon 3000 M leiſten. Demgemäß trat er durch eine ſchriftliche 
Aflärung vom 28. Febr. 02 eine Forderung von 3000 M, 
die ihm gegen den Wirt H. in D. zuſtand, an H. A. ab und 
fleichzeinig erklärte H. ebenfalls ſchriftlich ſich mit der Ab⸗ 
wetung einverſtanden. Er zahlte auch am 21. März 02 die 
3000 M an A. In der von biefem ausgeſtellten Quittung 
wurde der Betrag ausdrücklich „als Kaution für Herrn W.“ 
bezeichnet und wöttlich hinzugefügt: jedoch verpflichten wir uns, 
fals die Kongeſſion vom Hauſe O.⸗Straße 1 hierfelbſt nicht 
auf p. H. übertragen wird, den obigen Betrag an H. 
meldngahlen.”" Anfang 1904 erklärten die Beklagten den 
um W. geſchloſſenen Vertrag für nichtig, weil er gegen die 
Vorſchrifen der GewO. verſtoße, und erheben gegen ihn die 
Mänmumgsklage. Dieſer trat am 5. Februar 04 die Forderung 
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auf Rückzahlung der Sicherheit an die Kläger ab. Dieſe Ber 
antragen: die Beklagten zu verurteilen, an fie 3000 M nebſt 
4 v. H. ſeit dem 5. Februar 04 zu zahlen. Die Klage wurde 
abgewiefen. RG. hob auf. Aus den Gründen: Das 
Berufungsgericht hat feine die Klage abweifende Eniſcheidung 
lediglich darauf geſtlitzt, daß der zwiſchen dem Rechtsvorgänger 
der Kläger, W. und den Beklagten geſchloffenen Vertrag be⸗ 
zweckt habe, daß W., ohne felbſt eine polizeiliche Erlaubnis 
zum Wirtſchafis betriebe zu beſitzen, als ſcheinbarer Stellvertreter 
der Beklagten die dem Mitbeklagten H. A. erteilte Erlaubnis 
zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft ausnütze. Der Vertrag hube 
ſomit — ſo wird weiter ausgeführt — gegen die 88 33 und 
147 GewO. verſtoßen und fei deshalb, worüber die Parteien 
auch einig ſeien, nichtig. Außerdem verſtoße er auch gegen die 
guten Sitten. Aus Anlaß des Abſchluffes dieſes ſogenannten 
Kaſtellanvertrages habe aber W. den Beklagten eine Sicherheit 
geleiſtet, und zwar, wie die Kläger vorgetragen hätten, wegen 
ihrer Anſprüche auf Mietszins und Schadenserſatz, wenn das 
Inventur verſchlechert oder verbracht würde. Die Hergabe ber 
Sicherheit habe demnach W. den unerlaubten Wirtſchafts⸗ 
betrieb ermöglichen ſollen. Der Zweck der Sicherheit ſei daher 
ſo beſchaffen geweſen, daß einerſeits die Empfänger durch die 
Annahme gegen die guten Sitten verſtoßen hatten, daß aber 
andererſeits auch dem Leiſtenden ein ſolcher Verſtoß zur Laſt 
falle. Die Rückforderung ſei deshalb nach 8817 BGB. aus⸗ 
geſchloſſen. Begründet iſt die von der Reviſion erhobene Rüge 
der Verletzung des 8 817 BGB. Zutreffend hat zwar das 
Berufungsgericht angenommen, daß der fogenannte Kaſtellan⸗ 
vertrag zwiſchen W. und den Bekkagten, weil er gegen das 
Verbot der 88 33 und 147 Gewd. verſtieß, nichtig war 
($ 138 BGB.). Alle Leiſtungen alſo, die unmittelbar auf 
Grund die ſes Vertrages von der einen an die andere Partei 
erfolgten, unterlagen deshalb, da beiden Teilen ein Verſtoß 
gegen ein geſetzliches Verbot, bei der Gewährung wie bei der 
Annahme, zur Laſt fiel, der Ausnahmevorſchrift des 
zweiten Satzes des 8 817, wonach die Rückforderung aus⸗ 
geſchloſſen iſt, wenn anch der Leiſtende durch Hingabe der 
Leiſtung gegen das geſetzliche Verbot verſtoßen hat. Die Ge⸗ 
währung der Sicherheit der 3000 M dagegen erfolgte nicht 
unmittelbar auf Grund jenes Vertrages, ſie war keine der 
Leiſtungen, auf deren Austaufch der Mietsvertrag gerichtet 
war, ſondern ſie enthielt nur die Erfüllung eines mit dieſem 
Hauptvertrage verbundenen Nebenvertrages, der die 
Sicherung der Forderungen der Vermieter aus dem Miets⸗ 
vertrage in gewiſſem Umfange bezweckte. Dieſer unmittel⸗ 
bare Zweck der Leiſtung der Sicherheit verſtieß aber an ſich 
weder gegen ein geſetzliches Verbot noch gegen die guten Sitten. 
Nur auf ſolche Leiſtungen aber, die unmittelbar auf Grund 
eines weder gegen ein geſetzliches Verbot noch gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Vertrages die Parteien einander gewähren, 
läßt ſich die Ausnahmevorſchrift des zweiten Satzes des 8 817 
beziehen, während Leiſtungen, die, wie die Beſtellung eines 
Pfandes für eine aus dem Vertrage entſpringende Forderung, 
als ſolche einem erlaubten Zwecke dienen, von der Bes 
ſtimmung nicht betroffen werden. Der an ſich rechtsbeſtändige 
Nebenvertrag, auf Grund deſſen fie erfolgen, iſt nur fol ge⸗ 
weiſe hinfällig, weil der Hauptvertrag, mit dem er ver 
18* 
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bunden war und deſſen Zwecken er dienen ſollte, ſich als 
nichtig erweiſt, die Leiſtung auf Grund des Nebenvertrages, 
alſo lediglich deshalb ohne rechtfertigenden Grund geſchehen 
iſt. Auf ſie findet deshalb lediglich die allgemeine Vorſchrift 
des 8812 BGB. Anwendung, wonach, wer durch die Leiſtung 
eines anderen etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ihm 
zur Herausgabe verpflichtet iſt. Hiermit hängt aber noch ein 
ferneres Moment zuſammen. Die Zahlung der 3000 M als 
Sicherheit an die Beklagten war ihrer Natur nach gar nicht 
dazu beſtimmt, daß hierdurch dauernd deren Vermögen um 
dieſen Betrag vermehrt würde, ſondern ſie mußte, ſoweit ſie 
nicht zur Deckung beſtimmter Forderungen aus dem Miets⸗ 
verhältniſſe zu verwenden waren, nach Aufhebung dieſes Rechts⸗ 
verhältniſſes an W. zurückgewährt werden. Als „Leiſtung,“ 
deren Rückforderung nach 8817 Satz 2 ausgeſchloſſen iſt, 
wenn außer dem Empfänger durch die Annahme auch dem 
Leiſtenden durch die Gewährung der Leiſtung ein Verſtoß gegen 
ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten zur Laſt 
fällt, kann aber nur die Gewährung eines ſolchen Vermögens⸗ 
vorteils angeſehen werden, der dazu beſtimmt iſt, endgültig 
in das Vermögen des Empfängers überzugehen, nicht aber 
eines ſolchen, der nur zu vorübergehenden Zwecken dieſem 
zugeführt worden iſt und, ſoweit ſpäter kein Grund für ſeinen 
dauernden Übergang in das Vermögen des Empfängers ein⸗ 
getreten ift, ſchon feiner Natur nach zurückgewährt werden 
muß. S. c. A., U. v. 14. Jan. 08, 262/07 II. — Hamm. 
10. 8 843 BGB. Auf eine Rente für die ganze 
Lebenszeit in unveränderter Höhe iſt nur im Fall zuverläſſiger 
Beurteilung der künftigen Geſtaltung des Verhältniſſes zu 
erkennen.] 

„Die Reviſion führt Beſchwerde darüber, daß das Be⸗ 
rufungsgericht zu Unrecht dem Kläger die nach ſeiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit vor dem Unfall berechnete Rente in unveränderter 
Höhe für ſeine ganze Lebenszeit zugebilligt habe, obwohl 
nicht feſtgeſtellt ſei, noch habe feſtgeſtellt werden können, daß 
die Erwerbsfähigkeit des Klägers ohne den Unfall bis zu 
ſeinem Tode gleich geblieben ſein würde. Es hätte die nach 
der Regel des Lebens vorausſehbare, durch das zunehmende 
Alter des Klägers bedingte Minderung und ſchließliche Auf⸗ 
hebung ſeiner Arbeitsfähigkeit, vor allem ſeiner Fähigkeit zu 
ſchwerer landwirtſchaftlicher Arbeit berückſichtigt werden 
müſſen. Verletzt ſeien hiermit § 286 Ahſ. 1 ZPO., 88 249, 
8431 BGB. wie auch 5 323 ZPO., indem die letztere Vor⸗ 
ſchrift nicht, wie das Berufungsgericht angenommen haben 
möge, die Nichtberückſichtigung vorausſehbarer zukünftiger An⸗ 
derungen der Verhältniſſe rechtfertigen könne. Dieſer Angriff 
erweiſt ſich als begründet. Wie der jetzt erkennende Senat des 
öfteren ausgeſprochen hat (z. B. JW. 05 S. 15238, 283“, 
4931; U. vom 19. März 06 VI. 257/05, vom 19. Dez. 06 
VI. 161/06) iſt bei Bemeſſung einer Rente auf Grund von 
8 843 BGB. auch die zukünftige Geſtaltung der Verhältniſſe, 
ſoweit fie ſich zur Zeit der Urteils fällung überſehen läßt, zu 
berückſichtigen und ſo insbeſondere auch der Einfluß, den nach 
allgemeiner Lebenserfahrung und bei normalem Verlaufe der 
Dinge das zunehmende Lebensalter auf die Arbeits⸗ und Er⸗ 
werbsfähigkeit des Menſchen auszuüben pflegt. Das Be⸗ 
ruſungsgericht hat im vorliegenden Falle zwar ſelbſt anerkannt, 
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daß „das Gericht die Pflicht habe, ſich auch darüber auszu⸗ 
ſprechen, ob die zuerkannte Rente in Zukunft etwa herabzu⸗ 
ſetzen ſei“. Aber ſeine weitere Ausführung, daß und weshalb 
im gegenwärtigen Falle das Gericht hierzu nicht in der Lage 
ſei, bewegt ſich einſeitig nur in der Richtung einer von den 
Sachverſtändigen unterſtellten Möglichkeit, daß dann, wenn 
einmal die Aufregung des Rechtsſtreits für den Kläger in 
Wegfall gekommen ſein wird, eine Beſſerung und vielleicht 
ſogar eine völlige Heilung des Krankheitszuſtandes eintrete. 
In dieſer Beziehung verweiſt der Berufungsrichter den Be⸗ 
klagten auf eine ſeinerzeit nach 8 323 ZPO. anzuſtellende 
Klage. — Der Einwirkung des zunehmenden Lebensalters 
wird in den Urteilsgründen nicht gedacht und ſie würde, ſoweit 
der künftige Verlauf ſchon jetzt zu überſchauen iſt, auch nicht 
eine nachträgliche Veränderung der Verhältniſſe von der Art, 
wie ſolche 8 323 3PO. im Auge hat, darſtellen können. Es 
gibt allerdings, wie der erkennende Senat gleichfalls wieder⸗ 
holt zugegeben hat, Fälle, in denen auch nach dieſer Richtung 
eine Beurteilung der künftigen Geſtaltung der Dinge dem 
Gericht zur Zeit nicht oder nicht mit der erforderlichen Be⸗ 
ſtimmtheit möglich iſt, und ihm daher eine Berückſichtigung 
des fraglichen Umſtandes auch nicht angeſonnen werden kann. 
Es kann auch unter beſonderen Umſtänden eine Sachlage ge⸗ 
geben ſein, bei der unbedenklich davon ausgegangen werden 
darf, daß ein beſtimmter Erwerb dem Schadenserſatzberechtigten 
ohne den vom Gegner zu vertretenden Vorgang bis ins hohe 
Greiſenalter möglich geweſen ſein würde. Allein daß hier ein 
Fall der einen oder anderen Art vorläge, iſt vom Berufungs⸗ 
gericht nicht ausgeſprochen, noch aus den im Berufungsurteile 
feſtgeſtellten Verhältniſſen des Klägers erſichtlich. Letzteres um 
ſo weniger, als darnach der Schwerpunkt der Erwerbstätigkeit 
des Klägers in der perſönlichen landwirtſchaftlichen Arbeit 
liegen würde. — St. c. S., U. v. 16. Jan. 08, 141/07 VI. 
— Frankfurt. 

11. 5 843 BGB. Zuläffigteit der Verurteilung zur 
Zahlung einer jährlichen Rente „auf ſolange, als Klägerin 
in dem Maße wie jetzt erwerbsunfähig iſt“ 2] 

Am 20. September 01 iſt die damals 19 Jahre alte und 
noch unverehelichte Klägerin durch Abſtürzen von dem Hinter⸗ 
perron eines Wagens der von der Beklagten in C. betriebenen 
elektriſchen Straßenbahn verunglückt. Sie hat die Beklagte auf 
Erſatz des ihr hierdurch entſtandenen Schadens in Anſpruch ge⸗ 
nommenen. Das OLG. hat die Beklagte verurteilt, der 
Klägerin vom 1. Juli 04 ab „auf ſolange als ſie in dem 
Maße wie jetzt erwerbsunfähig iſt“ eine jährliche Rente von 
1000 M zu zahlen. Die Reviſion der Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: Die Nevifion bes 
mängelt die Entſcheidung der Inſtanzengerichte, inſofern hiernach 
die Beklagte der Klägerin „ſolange, als ſie in dem Maße 
wie jetzt erwerbsunfähig iſt“, eine jährliche Rente von 
1000 M bezahlen fol. 1. Der betonte Zwiſchenſatz ſei zum 
Teil ſelbſtverſtändlich, zum Teil aber auch mißverſtändlich. 
Letzteres nämlich inſofern, als dabei die Urſache der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit nicht genannt ſei. Angenommen, die Wirkungen 
des Unfalles würden im Laufe der Zeit gemildert oder auf⸗ 
gehoben, Klägerin werde aber krank und infolgedeſſen 
wiederum erwerbsunfähig, dann laſſe das landgerichtliche Urteil 


.. mr Di. m — 


——— —- — = mer — — . — — — — 


37. Jahrgang. 

die Auslegung zu, daß die Beklagte gleichwohl die Renten, 

zahlung fortſetzen müſſe. Dieſe Auslegung möge nicht be⸗ 
abſichtigt fein, ihre Möglichkeit aber ſei nicht zu verkennen. — 

Dieſer Einwand iſt nicht berechtigt. Der beanſtandete Zwiſchen⸗ 

ſa war allerdings überflüſſig, ſofern dadurch mar eben das 

zum Ausdruck kommt, was nach § 3a NHaftpfl®. und. § 323 

ZPO., ohnehin Rechtens iſt. Die Rente iſt der Klägerin 

zugeſprochen als Erſatz für den Schaden, welcher ihr dadurch 

erwächſt, daß infolge der erlittenen Verletzung ihre Erwerbs⸗ 

ſähigkeit aufgehoben iſt; und der $ 323 ZPO. gibt für den 
Fall einer nachträglich eintretenden weſentlichen Anderung der⸗ 

jenigen Verhältniſſe, welche für die jetzige Verurteilung zur 

Rentenleiſtung maßgebend waren, jedem Teile das Recht, im 

Wege der Klage eine entſprechende Abänderung des Urteils zu 

verlangen. Über die Bedeutung des Urteilsausſpruches kann 

im vorliegenden Falle ein Mikperftändnis vernimftigerweiſe 
nicht Platz greifen. Insbeſondere ergibt ſich auch aus den 

Urteilsgründen, die nötigenfalls zux Erläuterung der Urzeils⸗ 

formel heranzuziehen wären, unzweideutig als der Sinn jener 

Einſchränkung, daß die Rente inſolange zu entrichten iſt, als 

die Klägerin infolge des am 20. September 01 erlittenen 

Unfalles ſo wie jetzt erwerbsunfähig bleibe. 2. Als rechts⸗ 
irrig bezeichnet es die Reviſion, daß die zugeſprochene Rente 

nicht zeitlich begrenzt und abgeſtuft worden, ſei. — Auch 
dieſe Rüge greift nicht durch. Das Berufungsgericht hat in 
Übereinſtimmung mit dem erſten Richter angenommen, daß die 
Klägerin, wäre ſie nicht verunglückt, im Verfolge der von ihr 

längere Zeit vor dem Unfalle im Einvernehmen mit ihren 

Eltern und ihrem damaligen Verlobten, jetzigen Ehemanne, 

gefaßten Lebensplanes eim Damenſchneidergeſchäft errichtet und 

ſelbſtändig zum Zwecke des Erwerbes betrieben, hierbei aber 
jährlich im Durchſchnitt mindeſtens den Betrag von 1000 M 
verdient, haben würde. Den Angriff der Beklagten gegen die 
erſtinſtanzliche Entſcheidung, es hätte mit Rückſicht auf den 
Einfluß des fortſchreitenden Alters auf die. Erwerbsfähigkeit 

der Klägerin ein Endtermin für Zubilligung der — ſtaffel⸗ 
förmig aus zuwerfenden, — Rente beſtimmt werden müſſen, hat 
das Berufungsgericht. als „nach feiner, Überzeugung fehlgehend ! 
zurückgewieſen. Es anerkennt zwar unter Anführung der 

Rechtſprechung des NG., daß zu den Verhältniſſen, die bei Bes 

meſſung des Rentenbezuges nach Betrag. und Zeitdauer von 

vornherein in Rechnung zu ſtellen find, in der Regel auch 

der Einfluß gehöre, den das zunehmende Lebensalter in den, 
meiſten Fällen auf die Arbeitskraft und die gewöhnlich daraus 

hervorgehende Erwerbsfähigkeit des Rentenberechtigten ausübt 
oder doch ohne den Unfall vorausſichtlich ausgeübt haben 
würde. Allein im vorliegenden konkreten Falle laſſe ſich nicht 

mit irgendwelcher Sicherheit annehmen, ob und von welchem 

Zeitpunkte an die noch ſehr junge Klägerin ihre Erwerbs⸗ 

fähigkeit, wäre fie. nicht um dieſe durch den. Unfall gebracht 

worden,, als Damenſchneiderin und Inhaberin eines Damen⸗ 


ſchneidergeſchäftes verloren oder auch nur in vermindertem 
Maße beſeſſen hätte. Denn gerade als Inhaberin eines der⸗ 


artigen Geſchäftes würde es bei der Klägerin weniger auf ihre 


körperliche Kraft, als vielmehr „auf ihre gerade mit den. 
Jahren zunehmende Geſchäftserfahrung und Geſchäftsgewandtheit, 


ihre Geſchäftokenntniſſe, ihren bewährten Geſchmack und ihr 
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Bekanntſein bei den Kundinnen“ angekommen ſein “ Dem⸗ 
gegenüber könne die Beklagte nur die bloße Möglichkeit der 
Verminderung des Erwerbes, der Klägerin ins Feld führen. 
Das genügt: dem. Berufungsgericht aber nicht; es müßten. nach 


ſeiner Anſicht Tatſachen vorliegen, aus denen ſich ſchon jetzt 


mit Sicherheit ſchließen ließe, daß der beſprochene Erwerb der 
Klägerin in beſtimmter oder doch be ſt im mbater Zeit aufhören 
oder abnehmen werde. Derartige Tatſachen habe aber die 
Beklagte nicht vorgebracht, fie. lägen nach dem Ausgeffchrten 
auch nicht vor. Wenn das Berufungsgericht hierbei von 


einer Behauptungs⸗ und Beweispflicht der Beklagten ſpricht, ſo 


mag das vielleicht als nicht unbedenklich erſcheinen. Indes 
kann damit angeſichts der im Berufungsurteil ſelbſt voran⸗ 


geſtelllen Regel wohl nur gemeint ſein, daß bei der hier in 
Frage ſtehendem Berufsart eine faktiſche Vermutung für 


die ungeminderte Fortdauer der Erwerbsfähigkeit ſpreche, welche 


durch den Nachweis gegenteiliger Unrſtände entkräftet werden 


müßte. Die Frage der Beweislaſt könnte denn auch hier auf 
dem Gebiete des $ 287 .3PD. keine Rolle ſpielen. Daß 
der Berufungsrichter dee von ihm felbft hervorgehobene Rechts⸗ 
norm verletzt habe, iſt nicht erſichtlich. Es gibt, wie auch 
der jetzt erkennende Senat in einzelnen Fällen anerkannt hat, 
Sachlagen, bei denen davon ausgegangen werden darf, daß 
ein beſtimmter Erwerb dem Schadenserſatzberechtigten ohne den 
vom Gegner zu vertretenden Vorgang bis ins hohe Greiſen⸗ 
alter möglich geweſen fein würde, und des weiteren ſolche 
Fälle, in denen die Beurteilung der künftigen Geſtaltung der 


Dinge zufolge der Emwirkung. des fortſchreitenden Alters dem 
Gericht zur Zeit nicht oder nicht mit der erforderlichen Be⸗ 


ſtimmtheit möglich iſt und ihm deshalb auch eine Berückſichtigung 
jenes Umſtandes nicht angeſonnen werden kann. — (Vgl. Urs 
teile vom 19. Januar 05 VI. 130/04, vom 19. März 06 
VI. 287/05, vom 17. Dezember 06 VI. 161/06, vom 14. Nor 
vember 07 VI. 176/07.) In Fällen der letzteren Art iſt die. 
Zuer kennung einer Rente ohne zeitliche Begrenzung — auf 
Lebensdauer — im Hinblick auf $ 843 BGB., 8 287 3PO. 
zweifellos dann rechtlich außer Bedenken, wenn die Möglichkeit, 
daß ohne den die Haftpflicht begründenden Vorfall eine Auf: 
hebung oder Abnahme der Erwerbsfähigkeit in einem früheren 
Zeitpunkte eintreten konnte, in dem Betrage. der ausgeworfenen 
Renten Berückſichtigung und einen gewiſſen Ausgleich gefunden 
hat. Ein ſolcher Ausgleich könnte dadurch geſchaffen werden, 


daß, die einzelnen Renten um etwas niedriger als der 


Betrage des in der betreffenden Periode dem Verletzten ent⸗ 
gehenden Verdienſtes angeſetzt würden. Er mag aber nach 


Umſtänden auch da vorliegen, wenn die durch den Unfall aufs: 


gehobene oder geminderte Erwerbsfähigkeit des Verletzten im 
ganzen als Gegenſtand der Erſatzleiſtung in der Art bewertet 
iſt, daß der geſamte Rentenbezug das nach freier Überzeugung 
des Gerichts entſprechende Aquivalent für den erlittenen 


Erwerbsverluſt bildet und darnach die einzelnen Rentenbeträge 
innerhalb der Rentendauer mir die auf die einzelnen Jahre 


verrechneten Teile jener Geſamt vergütung darſtellen. Als 


Durchſchnittsraten in dieſem Sinne laſſen ſich auch die im 


gegenwärtigen Falle von den Vorinſtanzen feſtgeſetzten Renten 
auffaſſen; und aus dieſem Geſichtspunkte iſt die angefochtene 
Entſcheidung aufrechtzuhalten, auch wenn die Ausführungen 
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des Berufungsurteils über die mutmaßliche Dauer der Erwerbs⸗ 
fähigkeit einer Damenſchneiderin nicht als bloß tatſächliche 
zu betrachten ſind und ihre Richtigkeit nach allgemeiner Lebens⸗ 
erfahrung füglich zu bezweifeln wäre. A. L.⸗ u. Straßenbahn: 
Geſ. c. M., U. v. 20. Jan. 08, 178/07 VI. — Dresden. 

12. 88 903, 906, 1004 568. Art. 124 EGG. 
Eigentumsſtörungsklage nur zuläſſig gegen körperliche, finnlich 
wahrnehmbare Einwirkungen, nicht gegen Entziehung von Luft 
und Licht. — Verſtoß gegen eine Baupolizeiverordnung berechtigt 
zur Klage nur dann, wenn dieſe einen privatrechtlichen 
Anſpruch auf Einhaltung ihrer Beſtimmungen gewährt.] 

Der Beklagte hat in den Jahren 03 und 04 auf ſeinem 
Grundſtücke an der Grenze des Klägers eine Remife, ein Stall⸗ 
gebäude und eine maſſibe Futtermauer fo errichtet, daß fie 
nirgends in das Grundſtück des Klägers binübergreifen. Der 
Bau iſt polizeilich genehmigt. Die Abnahme der Gebäude iſt 
erfolgt. Der Kläger behauptet, daß der Bau nach der im 
Stadtgebiete W. geltenden Baupolizeiverordnung nicht zuläſſig 
ſei. Die beiden Gebäude müßten mindeſtens 5 m von ſeiner 
Grenze entfernt bleiben, die Mauer überſteige die zuläffige Höhe 
von 2 m. Seinen hinteren, nach dem Grundſtücke des Beklagten 
zu gelegenen Zimmern ſei dadurch in erheblichem Maße Luft 
und Licht entzogen. Es liege auch ein Verſchulden des Be⸗ 
klagten vor. Er begehrt klagend Beſeitigung der Remiſe und 
des Stalles und Zurückführung der Mauer auf die Höhe von 
2 m. Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Der Kläger ſtützt feinen Anſpruch auf 
Entfernung der Remife und des Stallgebäudes und auf Zurück⸗ 
führung der Mauer auf die Höhe von 2 m auf die Vorſchriften 
der Baupolizeiverordnung für den Stadtbezirk W. und auf 
58 908, 1004 BEB. Art. 124 EGBGB. Die Eigentums⸗ 
ſtörungsklage kann nach 88 906 und 1004 BED. darauf 
geſtützt werden, daß von dem Grundftüd des Beklagten aus 
auf das des Klägers eingewirkt wird. Vorausgeſetzt dabei iſt 
aber nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. (RG. 50, 
226; 51, 254; 57, 240), daß die Einwirkungen körperlich, 
ſinnlich wahrnehmbar ſind. Der Beklagte hat nach der Be⸗ 
hauptung des Klägers deſſen Grundſtück durch den fraglichen 
Bau zwar in erheblichem Maße Luft und Licht entzogen. Daß 
aber durch den Bau, der auf des Beklagten Grundſtück errichtet 
iſt, irgendwie körperlich auf das Grundſtück des Klägers hinüber⸗ 
gegriffen werde, hat dieſer nicht behauptet. Nach 8 903 BGB. 
kann der Eigentümer einer Sache, ſoweit nicht das Geſetz ent⸗ 
gegenſteht, mit der Sache nach Belieben verfahren. Unter 
Geſetz iſt jede Rechtsnorm (Art. 2 E&G BGB.), auch eine Polizei⸗ 
verordnung, mithin auch die obenerwähnte W.er Baupolizei⸗ 
verordnung verſtanden. Dies verkennt der Berufungsrichter 
nicht. Der Beklagte durfte alſo, wenn die Baupolizeiverordnung 
den vom Kläger angegebenen Sinn hat, die Remiſe und das 
Stallgebäude nicht näher als 5 m von der Grenze des Klägers 
entfernt und die Mauer nicht höher als 2 m bauen. Dieſe 
geſetzliche Eigentumsbeſchränkung kann aber nur derjenige geltend 
machen, der einen privatrechtlichen Anſpruch auf deren Geltend⸗ 
machung hat. Aus 8 1004 BGB. hat der Kläger, deſſen 
Eigentum durch die Nichtbeobachtung diefer Beſchränkung nicht 
geſtört iſt, einen ſolchen Anſpruch nicht. Die W.er Bau⸗ 
polizeiverordnung gewährt nach der Feſtſtellung des Ber 
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rufungsrichters privatrechtliche Anſprüche auf Einhaltung ihrer 
Beſtimmungen überhaupt nicht. Sie iſt, da ſie nur für den 
Stadtbezirk. W. erlaſſen iſt, nicht revifibel. Hieran würde auch 
der Umſtand nichts ändern, wenn fie, wie die Reviſion be⸗ 
hauptet, zur Ausführung eines reviſiblen Reichsgeſetzes erlaſſen 
wäre. An die Auslegung dieſes nicht reviſiblen Rechts durch 
den Berufungsrichter iſt das Reviſionsgericht gebunden, es 
müßte denn ſein, daß der Berufungsrichter zu ſeiner Auslegung 
durch Verletzung revifiblen Rechts gelangt wäre. Dies iſt aber 
nicht der Fall. F. c. v. K., U. v. 8. Jan. 08, 186/07 V. 
— Frankfurt. 

13. $ 1230 BGB. (verb. mit 8 421 HGB.). 89 138, 
189 BGB. verb. mit 88 1, 3, 5, 12, 16 preuß. G. betr. das 
Pfandleihgewerbe vom 17. März 1881. Kann 8 1280 Satz 2 
BGB. durch Vertrag abgeändert worden? — Verbindung eines 
Lagergeſchäfts mit einem Pfandleihgeſchäft (Verdecktes Pfandleih⸗ 
geſchäft). — Subſtantiierung des Wuchers.] 

Im September 04 hat die Klägerin bei dem Beklagten, 
der gewerbsmäßig die Lagerung und Aufbewahrung von Gütern 
übernimmt, ihre Wohnungseinrichtung auf Lager gegeben. Sie 
erhielt dabei vom Beklagten einen „Vorſchuß“ von 1 150 M; 
über dieſen ſtellte ſie unter dem 28. September 04 einen Schein 
folgenden Inhalts aus: „elfhundert fünfzig Mark Vorſchuß auf 
meine bei Herrn Oskar K. lagernden Sachen, welche mein 
Eigentum find, habe ich heute von demſelben erhalten“. Im 
übrigen legte der Beklagte dem Geſchäfte einen verſchiedene Be⸗ 
dingungen enthaltenen „Lagerſchein“ zugrunde, der im Eingange 
die Vermerke enthält: „unter Vorſchuß von 1150 M“. — 
„unter Verſicherung von 9 000 M“. — „Lagermiete pro Monat 
55,00 M, Verſicherung pro Monat 9,00 M“. Aus den Geſchäfts⸗ 
bedingungen iſt die unter Ziff. 2 aufgeführte hervorzuheben, 
welche folgenden Wortlaut hat: „Die Transportkoſten zum Lager 
müſſen ſofort bezahlt werden; die vorgenannten Lager⸗ und 
Aſſekuranzſpeſen ſind nach Belieben in monatlichen oder auch 
vierteljährlichen Raten poſtnumerando in meinem Bureau zu 
zahlen. Bleibt Deponent während eines ganzen Jahres mit 
der Zahlung des Lagergeldes im Rückſtande, jo bim ich berechtigt, 
die Mobilien ohne voraufgegangene Klage öffentlich meiſtbietend 
ganz oder teilweiſe verſteigern zu laſſen und mich aus dem 
Erlöſe bezahlt zu machen. Für den Mindeſterlös bleibt der 
Aufgeber haftbar; Mehrerlös, falls ſolcher erzielt werden ſollte, 
wird dem Deponenten gutgeſchrieben und iſt in meinem Bureau 
abzuheben.“ Am 9. Februar 06 hat der Beklagte die ein⸗ 
gelagerten Sachen durch einen Gerichtsvollzieher verſteigern 
laſſen. Die Verſteigerung erbrachte einen Geſamterlös von 
2744,90 M. Davon zahlte der Beklagte an die Klägerin nach 
Abzug der Vorſchußſumme, der Lagerkoſten uſw. einen ver⸗ 
bleibenden Reſt von 240,61 M. Die Klägerin behauptet, daß 
ihr durch den Verkauf ihrer Sachen ein Schaden von 6 009,10 M 
erwachſen ſei, von welchem ſie gegen den Beklagten einen Be⸗ 
trag zu 6000 M mit der Klage geltend macht. Das die Klage 
abweiſende Urteil wurde vom RG. aufgehoben. Aus den 
Gründen: 1. Das Berufungsgericht geht davon aus, daß der 
Beklagte — vorausgeſetzt, daß ihm nach 8 421 HGB. das 
geſetzliche Pfandrecht des Lagerhalters zuſtand — die Vorſchrift 
des 8 1230 Satz 2 BGB. nicht verletzt habe. Möge der 
Beklagte auch mehr Pfänder zum Verkaufe gebracht haben, als 


doch dazu auf Grund der oben angeführten zweiten Geſchäfts⸗ 
bedingung befugt geweſen. Hiergegen wendet die Reviſion ein, 
daß 8 1230 Satz 2 durch Vertrag nicht habe abgeändert 
werden können. Der Einwand iſt nicht haltbar. Im erſten 
Entw. des BGB. iſt der dem §8 1230 Satz 2 entſprechenden, 
im 8 1176 enthaltenen Vorſchrift die Natur des zwingenden 
Rechtes — was die Mot. 3, 829, unter Beibringung ein⸗ 
leuchtender Gründe ausdrücklich hervorgehoben — nicht beigelegt 
worden; dafür, daß dieſer Standpunkt ſpäter aufgegeben woden ſei, 
fehlt jeder Anhalt (vgl. Achilles, Prot. der Komm. für die 
2, Le. des Entw. des BGB. 3, 479). 2. Den weiteren An- 
griffen der Reviſion, welche auf das preuß. G., betr. das 
Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 (vgl. Art. 9 4 EEBGB,, 


Pra. Art. 41) und auf den 8 188 Abſ. 2 BGB. ge 


Rüst werden, war ſtattzugeben. a., In bezug auf die Pfand⸗ 
leihe hat die Klägerin in den Vorinſtanzen folgendes vorgetragen: 
Der Beklagte nehme gewerbsmäßig Sachen gegen Darlehns⸗ 
gewährung zum Pfande. Die Klägerin habe ſich an den Be⸗ 


klagten mit dem Erſuchen gewandt, ihr ein Darlehen auf ihre 


Wohnungseinrichtung zu gewähren. Der Beklagte habe ſich 
dazu bereit? erklärt, falls die Klägerin ihm die Sachen zur 
Lagerung übergebe. Nur um die Beſtimmungen des Pfand⸗ 
leihgeſetzesf zu umgehen, habe der Beklagte das in Wirklichkeit 
gewollte Pfandleihgeſchäft in die Form eines Lagergeſchäfts 
gekleidet und entgegen der Vorſchrift des 8 3 dieſes Geſetzes 
fürz Aufbewahrung und Erhaltung der Sachen ein Lagergeld 
und eine Feuerverſicherungsprämie von 64 M monatlich be⸗ 
nchnet. Das Pfandleihgeſchäft ſei mangels Beobachtung der 
geiehlichen Formvorſchriften ungültig und der Beklagte daher 
ſchadenzerſapflichtig. Dieſes Vorbringen hat der Vorderrichter 
nicht ausreichend gewürdigt. Es hätte zunächſt feſtgeſtellt werden 
müſſen, ob der Beklagte gegen Verpfändung von beweglichen 


Gebrauchsgegenſtänden oder von Wertpapieren (vgl. RG. 39, 352) 


gewerbsmäßig Geld darleiht und ob er zu dem Betriebe dieſes 
Geſchäfts die geſetzlich erforderliche Erlaubnis erhalten hatte 
RES. 8 Nr. 81). Der die Frage bejahenden Feſtſtellung 
ſeht ſelbſtverſtändlich nicht der Umſtand entgegen, daß der 
Bellagte Lagerhalter im Sinne des 8 416 HGB. iſt, da der 
Sngerhalter neben den Lagergeſchäften Pfandleihgeſchäfte bes 
treiben kann. War die Frage zu bejahen, fo war weiter zu 
prüfen, ob im vorliegenden Falle ein Pfandleihgeſchäft zum 
Abjhluß gekommen if. War in Wirklichkeit ein Pfandleih⸗ 
geihäft von den Parteien gewollt, fo iſt dabei des näheren eine 
doppelte Möglichkeit ins Auge zu faſſen: entweder war die 
Geſchäftsabficht der Parteien darauf gerichtet, lediglich ein 
— berdecktes — Pfandleihgeſchäft abzuſchließen, oder darauf, 
das Pfandleihgeſchäft mit einem Lagergeſchüft zu verbinden. 
Auch gegenüber der erſten dieſer Möglichkeiten kann der vom 
Berufungsrichter angeführte Entſcheidungsgrund nicht als durch⸗ 
ſclagend angeſehen werden, „es erſcheine völlig ausgeſchloſſen, 
nud der Bellagte ſich auf ein Pfandleihgeſchäft ernſtlich ein- 
ßelafien haben würde, da er bei dieſem nur eine ganz geringe 
Vergütung — 11,50 M monatlich — von der Klägerin zu be⸗ 
aſprucen gehabt haben würde“. Tarſächlich hat ſich ja der 
Belag auf eine Weiſe, die derzeit Erfolg verſprechen mochte, 
ene faßte Vergütung ausbedungen. Und wenn das Pfand⸗ 
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leihgeſetz im S 1 und in dem vom Pra BGB unberührt ges 
laſſene Abſ. 1 des 8 3 die Ausbedingung einer höheren oder 
weiteren Vergütung verbietet, ſo erhellt nicht, warum bei dem 
Beklagten ein Zuwiderhandeln gegen dieſe Geſetzesvorſchriften 
von der Hand gewieſen werden muß. Ebenſowenig bietet der 
zweite von dem Berufungsgericht angeführte Grund für ſeine 
Auffaſſung eine genügende Stütze. Es heißt in den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen, „die Auslaſſung der Klägerin laſſe ſelbſt 
erkennen, daß ſich Beklagter zur Hergabe der 1150 M mur 
gegen Einlagerung der Sachen der Klägerin bereit erklärt habe“. 
Hier wird — abgeſehen von der oben erwähnten Begründung 
des dem Lagerhalter zuſtehenden geſetzlichen Pfandrechts zur 
Sicherung des gewährten Darlehns — verkannt, daß die Ein⸗ 
lagerung zu dem Zwecke geſchehen konnte, die zur Beſtellung 
des Pfandrechts nach 8 1205 BGB. erforderliche Beſitzübergabe 
zu bewirken. Ob dies tatſächlich der Fall war, mußte geprüft 
werden, wobei nicht der Wortlaut, ſondern der Sinn der Ab⸗ 
machungen entſcheidende Bedeutung hatte. — Wäre das Be⸗ 
rufungsgericht unter Beachtung der angegebenen Geſichtspunkte 
dazu gelangt, das ganze Geſchäft als ein Pfandleihgeſchäft 
aufzufaſſen, ſo hätten in Anſehung des von der Klägerin geltend 
gemachten Schadenserſatzanſpruchs namentlich die 88 5, 12, 16 
Pfandleih. zur Anwendung kommen müſſen. Die Reviſion 
weiſt darauf hin, daß nach der Behauptung der Klägerin nur 
ein Lagergeld von 20 M monatlich und eine Perſicherungs⸗ 
gebühr von 3 M angemeſſen ſeien. Hiernach hätten die ver⸗ 
einbarten Sätze von 55 M und 9 M in Wirklichkeit nicht nur 
ein Entgelt für die Lagerung und Verſicherung der Sachen, 
ſondern hauptſächlich eine Vergütung für die Gewährung des 
Darlehens dargeſtellt. Dieſe Erwägungen liegen im Bereiche 
der oben genannten zweiten Möglichkeit einer Verbindung des 
Pfandleihgeſchäfts mit dem Lagergeſchäfte. Für dieſen Fall 
hätte das Berufungsgericht — vorbehaltlich der Entſcheidung 
darüber, ob dann noch die Vorſchriften über den Pfandverkauf 
als gewahrt angeſehen werden konnten — die Vorſchrift des 
§ 3 Abf. 1 Pfandleih G., nach welcher das Ausbedingen einer 
weiteren Vergütung für die Aufbewahrung und Erhaltung des 
Pfandes verboten iſt, ſowie eventuell die Vorſchrift des 
8 139 BGB. in Betracht ziehen müſſen. b., Was die Ans 
wendung des 8 138 Abſ. 2 BGB. anlangt, fo verneint der 
Berufungsrichter hierfür ſowohl die objektive als ſubjektive 
Vorausſetzung, aber aus Gründen, die als fchlüffig nicht erachtet 
werden können. In betreff der Frage, ob das vom Geſetze 
verlangte Miß verhältnis zwiſchen Leiſtung und Vermögens⸗ 
vorteil beſtand, ermangelt das Urteil aller beſtimmten Feſt⸗ 
ſtellungen. Für die Entſcheidung dieſer Frage mußte das Be⸗ 
rufungsgericht zum Maßſtabe eine Vergütung nehmen, wie ſie 
für die Leiſtung des Beklagten üblicher Weiſe im redlichen Ge⸗ 
ſchäftsverkehr gewährt zu werden pflegte. In Anſehung der 
ſubjektiven Vorausſetzung des Wuchers führt der Berufungs⸗ 
richter namentlich an, daß die Klägerin „weder fruchtlos ge⸗ 
pfändet worden ſei noch den Offenbarungseid geleiſtet habe“. 
Auch hätte die Klägerin im September 1904, als ſie dem C. 
Miete im Betrage von 700 M geſchuldet habe, die nach ihrer 
Angabe einen Wert von 7000 — 9000 M darſtellende Ein: 
richtung, insbeſondere den Stutzflügel, beſeſſen. Sie ſei alſo 
im Beſitze von Sachen geweſen, die ſie jederzeit in Geld habe 
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umſetzen können. Danach habe die Klägerin ſich nicht in einer 
Notlage befunden, welche vom Beklagten ausgebeutet worden 
wäre. Von dieſen Erwägungen kann offenbar die Anführung 
über das Fehlen der Pfändung und der Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides die Abweſenheit einer Notlage nicht dartun. Im 
übrigen fehlt die erforderliche Prüfung, ob und gegebenen 
Falles welche Sachen für die Klägerin im Hinblick auf die von 
ihr für die Zukunft gefaßten Pläne entbehrlich waren. Ins⸗ 
beſondere hätte das Berufungsgericht die Behauptung der 
Klägerin beachten müſſen, ſie habe vorgehabt, ſich mit ihrer 
Wohnungseinrichtung eine Penſion und damit eme Exiſtenz zu 
gründen. Ergab ſich, daß die Klägerin die Sachen nicht ent⸗ 
behren konnte, ſo erſcheint es keineswegs von vornherein aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Klägerin, welche ihre Wohnungseinrichtung 
aus der bisherigen Wohnung entfernen und zugleich den ge⸗ 
ſchuldeten Mietzins von 700 M beichaffen mußte, einem unab⸗ 


weislichen Kreditbedürfniſſe gegenüberſtand und ſich in einer 


dringenden Not befand. Auch erſcheint es nicht ausgeſchloſſen, 
daß ſich der Beklagte dieſer Notlage der Klägerin bewußt ge 
weſen wäre. — L. c. K., U. v. 7. Jan. 08, 167/07 I. — Berlin. 

14. 8 1591 BGB. Vermutung der Ehelichkeit war 
beweis). 


Wenn das Berufungsgericht bei Beurteilung des Beweis 


ergebniſſes davon ausgegangen iſt, es müſſe eine offenſichtliche, 
jeden Zweifel ausſchließende Unmöglichkeit der Erzeugung des 
Kindes durch den Ehemann nachgewieſen werden, ſo iſt dieſer 


Standpunkt nicht rechtsirrig. Der nach § 1591 Abſ. 1 Satz 2 


BGB. gegen die Ehelichkeit eines Kindes zugelaſſene Gegenbeweis 


iſt dahin zu erbringen, daß es den Umſtänden nach offenbar un⸗ 


möglich ſei, daß die Ehefrau das Kind von dem Ehemanne 
empfangen habe. Damit iſt, wie auch bei den Verhandlungen 
in der zweiten Kommiſſion hervorgehoben wurde, zum Ausdruck 


gebracht, daß bei Zulaſſung und Prüfung des Gegenbeweiſes 
auf die Schlüſſigkeit mit beſonderer Strenge und Vorſicht zu 


verfahren ſei (Mugdan Mat. 4, 938). St. c. St., u. v. 
16. Jan. 08, 254/07 IV. — Colmar. 

Einführungsgeſetz zur giwülprozeborbnang 

15. 88 verb. mit ZPO. 5 554. en der an 
in bayriſchen Sachen.] ö 

Die Beklagte hatte gegen ein Urteil des OG. zu Nürn- 


berg die Reviſion bei dem ObL G. zu München eingelegt und 


ſofort begründet; am 2. September 1907 ging dort eine zweite 
Begründungsſchrift ein, während an dem nämlichen Tage das 
Obe G. ſich für unzuſtändig erklärte und die Sache vor das 


RG. verwies. Letzteres ſprach ſich über die Rechtsſtreitigkeit 


der zweiten Schrift wie folgt, aus: Die Einlegung der Reviſion, 


ſowie deren Begründung, ſoweit fie in der Reviſionseinlegungs⸗ 


ſchrift enthalten iſt, entſpricht den geſetzlichen Vorſchriften, 


88 552 ff. ZPO, 88 7 und 8 EG8 O. 


Reviſionsbegründungsſchrift nicht zu berückſichtigen. Denn wenn 
auch zuzugeben iſt, daß, ſolange der Beſchluß, durch den das 
Obe G. in München ſich für unzuſtändig erklärt hat, dem 
Reviſionskläger noch nicht zugeſtellt iſt, eine ſchriftliche Revi⸗ 
ſionsbegründung rechtswirkſam bei dem Ob“ G. eingelegt werden 
kann, ſo iſt doch in der vorliegenden Sache nichts dafür bei⸗ 


Juriſtiſ ſche Wochenſchrift. 


(RGZ. 85, 
S. 86 und 130), die Revifionsſumme ift vorhanden. Dagegen 
iſt, und dieſes war von Amts wegen zu prüfen, die zweite 


M 5. e 1908. ; 
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gebracht, daß die zweite Reviſionsbegründung vor der Zur 
ſtellung des Unzuſtändigkeitsbeſchluſſes an die Reviſionsklägerin 
bei dem Obe G. eingegangen iſt, weder der Zuſtellungsakt noch 
der Vermerk der Gerichtsſchreiberei des ObLG. über den Ein⸗ 
gang der Reviſions begründungsſchrift geben darüber Aufklärung, 
da beide gleichmäßig nur das Datum vom 2. September 1907 
ohne weitere nähere Zeitangabe aufweiſen, woraus entnommen 
werden könnte, daß die Begründungsſchrift vor der Zuſtellung 
des Unzuſtändigkeitsbeſchluſſes eingegangen iſt. Im Augen⸗ 
blicke der Zuſtellung wurde aber die Reviſionsklägerin darüber 
aufgeklärt, daß das Obs G. nicht mehr zuſtändig war und eine 
Begründungsſchrift nunmehr nur bei dem RG. durch einen bei 
ihm zugelaſſenen Rechtsanwalt eingereicht werden durfte. Von 
Ermittlungen über die Stunden der Zuſtellung des Beſchluſſes 
und der Einreichung der Reviſionsbegründung kann jedoch ab⸗ 
geſehen. werden, da die in der zweiten Begründungsſchrift 
geltend gemachten beſonderen Rügen der Verletzung der 88 286. 
und 139 ZPO. überhaupt keinen Erfolg haben = 
(Wird weiter ausgeführt.) S. c. W., U.; v. 7. Jan. 08 
445/07 II. — Nürnberg. = 

16. § 62 3PO. Strritgenoſſenſchaft bezüglich zweier: 
Käufer eines Grundſtücks zu ideellen Teilen?! 

Von zwei Beklagten, die Reviſion 1 hatten war. 
der eine. im Termine nicht vertreten, gegen ihn erging mit der 
Ausführung, daß eine notwendige Streitgenoſſenſchaft der beiden, 
Beklagten nicht vorliege, ein Verſäumnisurteil. Eine notwendige 
Streitgenoſſenſchaft im Sinne des 8 62 ZPO. beſteht zwiſchen - 
den beiden Reviſionsklägern micht. Die Reviſion richtet ſich; 
gegen die! Eutſcheidung des Berufungsrichters, wodurch die von 
den beiden Beklagten erhobene Widerklage abgewieſen worden 
iſt. Mit dieſer Widerklage haben die Beklagten auf Grund des 
Vertrages vom 18. Oktober 1904 Auflaſſung des gekauften 
Grundſtücks frei von Schulden und außergewöhnlichen Real⸗ 
verbindlichkeiten verlangt. Nach dem Vertrage aber hat jeder 
der beiden Beklagten die ideelle Hälfte des Grundſtücks für ſich 
gekauft. Man muß daher, wiewohl im übrigen die Vertrags⸗ 
beſtimmungen bezüglich der Rechte und Pflichten der beiden 
Käufer einheitlich feſtgeſetzt ſind, annehmen, daß nach dem 
Willen der Vertragſchließenden das Vertragsverhältnis bezüglich 
der beiden verkauften ideellen Grundſtückshälften teilbar ſein 
und jeder der beiden Beklagten hinſichtlich der von ihm gekauften: 
Hälfte ſelbſtändig und unabhängig von dem Kaufe des anderen 
der verkaufenden Klägerin als Käufer gegenüberſtehen ſollte. 
Danach aber hätte jeder der beiden Beklagten von der Klägerin. 
Erfüllung des Kaufvertrages hinſichtlich der von ihm gekauften 
ideellen Grundſtückshälfte im Klagwege verfolgen konnen, ſa daß 
ein Zuſammenwirken der Beklagten bei Geltendmachung der 
Käuferrechte gegenüber der Klägerin nicht notwendig war. 
Ferner wurde auch, nachdem die Beklagten gemeinſam auf Auf⸗ 
laſſung des gekauften Grundſtücks Widerklage erhoben hatten, 
ihre Streitgenoſſenſchaft nicht dadurch eine notwendige. daß das 
Prozeßgericht auf die Einwendungen der Klägerin mit der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage befaßt wurde, ob der Kaufvertrag recht⸗ 
lichen Beſtand habe oder nichtig ſei. Wohl war dieſe Frage 
gegenüber beiden Angeklagten für das zu erlaſſende Urteil in 
gleicher Weiſe von weſentlicher Bedeutung; aber bei der recht⸗ 
lichen Selbſtändigkeit der Anſprüche der beiden Beklagten auf 


37. Jahrgang. 


Auflaſſung je der ideellen Grundſtücksbälfte wäre es nicht 
rechtlich unmöglich, daß der Vertrag. der allerdings die gemeinſame 
Grundlage für die Anſprüche der beiden Beklagten bildete, 
gegenüber dem einen Beklagten als beſtehend, gegenüber dem 
anderen als nicht beſtehend feſtgeſtellt würde. Es iſt alſo weder 
die Sachlage derartig, daß das unter den Parteien hinſichtlich 
der Widerklage ſtreitige Rechtsverhältnis den beiden Beklagten 
gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden kann, noch iſt die 
Streitgenoſſenſchaft der beiden Beklagten aus einem ſonſtigen 
Grunde eine notwendige. (Peterſen⸗Anger Anm. 7, 11, 12, 
Gaupp⸗Stein Anm. II 1a, c zu 8 62 8 PO.) Dies entſpricht 
auch dem Standpunkte, auf den ſich der Beklagte S. in der Re⸗ 
viſionsinſtanz dadurch geſtellt hat, daß er prinzipaliter Aufhebung 
des Berufungsurteils nur inſoweit beantragt hat, als feine 
Widerklage auf Auflaſſung der von ihm gekauften Grundſtücks⸗ 
hälfte abgewieſen worden iſt. Demnach iſt der ſäumige Revifions⸗ 
kläger nicht gemäß § 62 VO. durch den ſäumigen Reviſions⸗ 
lläger vertreten. Es war daher gegen den erſteten Verſäumnis⸗ 
urteil auf Zurückweiſung ſeiner Reviſion zu erlaſſen. S. e. > 
U. v. 18. Jan. 08, 220/07 V. — Berlin. | 

17. 88 78, 383, 386, 389, 569, 570 880. "Verfahren 
über die Verweigerung der Ausſage ſeitens eines Zeugen. 
Berückſichtigung von ö des letzteren im eee 
fahren.] 

Ein als Zeuge benannter Rechtsanwalt hatte gemäß 8 383 
Abſ. 5 ZPO. zunächſt feine Ausſage verweigert. Nachdem die 
Beklagte auf gerichtliche Anfrage es abgelehnt hatte, den Zeugen 
von ſeiner Verpflichtung zur Verſchwiegenheit zu entbinden, lud 
das OLG. dieſen und die beiden Parteien zur mündlichen Ver⸗ 
handlung über die Rechtmäßigkeit der Zeugnisverweigerung. 
Im Verhandlungstermine erſchienen zwar die Parteien, aber 
nicht der Zeuge, und erging darauf ein Zwiſchenurteil, durch 
welches die Zeugnisverweigerung für gerechtfertigt erklärt wurde. 
Die hiergegen von der Klägerin eingelegte ſofortige Beſchwerde 
iſt auch mit Rückſicht auf die in 8 577 Abſ. 2 ZPO. geſetzte 
Notfriſt für zuläffig zu erachten, da der Zeuge in der von ihm 
eingeforderten Gegenerklärung nicht behauptet hat, daß vor den 
nachgewiefenen Zuſtellungen vom 18. und 24. Dezember 1907 
ſchon eine andere Zuſtellung des Zwiſchenurteils zwiſchen ihm 
und der Klägerin ſtattgefunden habe, und da die Einlegung der 
Beſchwerde am 30. Dezember 1907 erfolgt iſt. In formeller 
Beziehung iſt das dem Zwiſchenurteile voraufgegangene Ver: 
fahren nicht bedenkenfrei. Trotz des S 389 Abſ. 1 ZPO. iſt 
in das Protokoll über den Termin vor dem erſuchten Richter, 
obgleich beide Parteien in demſelben vertreten waren, nichts 
über ihre Erklärungen und auch nicht die Bemerkung, daß ſie 
keine abgegeben hätten, aufgenommen worden, und trotz des 
8 389 Abs. 3 iſt weber aus dem Sitzungsprotokolle vom 
21. November 1907, noch aus dem Tatbeſtande des Zwiſchen⸗ 
urteils zu entnehmen, daß ein Mitgliedi des Prozeßgerichts 
Bericht erſtattet habe. Dieſe Mängel würden jedoch noch nicht 
zu einer Aufhebung des angefochtenen Urteils genötigt haben. 
Die gegen dasſelbe gerichtete Beſchwerde erwies ſich aber als 
materiell begründet. Der Zeuge hatte zur Rechtfertigung ſeiner 


Weigerung nur nuf § 383. Abs“ 1 Nr. 5. ZPO. Bezug 


genommen. Damit hatte er erklärt, er weigere ſich, weil er 
über Tatfachen ausſagen ſolle, die ihm als Rechtsanwalt anver⸗ 
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traut ſeien, und die er deshalb geheim zu halten verpflichtet ſei. 
Näber ſubſtantiiert hatte er dieſe Behauptung nicht, ebenſo 
wenig etwas zu ihrer Glaubhaftmachung beigebracht, die nach 
§ 386 Abſ. 1 ZPO. ihm oblag. Es kam daher darauf an, 
ob die Behauptung nach dem, was ſonſt aus den Prozeßvor⸗ 
kommniſſen ſich ergab, ohne weiteres glaubhaft war. In dieſer 
Beziehung war aus dem Tatbeſtande des Urteils I. Inſtanz 
gar nichts zu entnehmen, weil ſich dort nichts weiter als die 
einfache Benennung des Dr. C. als Zeugen von feiten der 
Klägerin verzeichnet findet. Auch aus dem Inhalte des vom 
OG. formulierten Beweisſatzes war nicht das Mindeſte für 
den vom Zeugen angegebenen Befreiungsgrund zu folgern; denn 
er konnte das, wonach er gefragt werden follte, möglicherweise 
aus eigner Wahrnehmung wiſſen, auch ohne von der Beklagten 
als Rechtsanwalt zugezogen worden zu ſein. Allerdings hatte 
nun freilich die Klägerin in der Berufungsinſtanz nicht nur in 
ihrem vorbereitenden Schriftſatze und daher wahrſcheinlich auch 
in der mündlichen Verhandlung jene Zeugenbenennung wieder⸗ 
bolt mit dem Zuſatze: „der den Schein (nämlich die Urkunde 
Bl. 3) „für die Bürgen entworfen hat“, ſondern ſie muß auch, 
ſei es in der eben erwähnten mündlichen Verhandlung, ſei es 
in einer ſpäteren angegeben haben, daß der Zeuge die Bürg⸗ 
ſchaftserklärung nach den Angaben und Vereinbarungen 
der Parteien entworfen habe; denn dies wird im Tatbeſtande 
des angefochtenen Zwiſchenurteils als feſtſtehend erwähnt. 
Soweit dieſe Tatſache erheblich ſein ſollte, wäre ſie mit zu 
berückſichtigen, ſelbſt wenn ſie zuerſt in der zweiten mündlichen 
Verhanbkung vorgebracht fein ſollte; denn obwohl nach § 389 
Abſ. 3 ZPO. bei einer ſolchen Verhandlung neue Tatſachen, 
die nicht ſchon vorher in der in 8 386 Abſ. 1, bzw. in 8389 
Abf. 1 daſelbſt bezeichneten Weiſe ſchriftlich fixiert ſind, nicht 
geltend gemacht werden dürfen, fo ift damit doch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, eine dem Vorbringenden ſelbſt nachteilige tatſächliche 
Erklärung gegen ihn zu verwerten. Aber auch die ſonach in 
Betracht zu ziehende aus dem Tatbeſtande des angefochtenen 
Urteils zu enknehmende Tatſache ließ den Weigerungsgrund des 
Zeugen noch nicht als glaubhaft erſcheinen, ſchon deshalb nicht, 
weil nichts darüber vorlag, in weſſen Auftrag der Zeuge die 
fragliche Urkunde entworſen habe. Es kommt mm aber noch 
binzu, daß in der gegenwärtigen Inſtanz der Zeuge in ſeiner 
in beachtlicher Form (vgl. 8 573 Abſ. 2 Satz 2 vgl. mit 8 569 
Abſ. 2 und § 78 Abſ. 2 ZPO.) abgegebenen Gegenerklärung 
ſelbſt angegeben hat, er habe in der ganzen Angelegenheit nur 
im Auftrage und als Bevollmächtigter des Hauptſchuldners K. 
gehandelt und in dieſer Eigenſchaft auch die dieſem erwünſchte 
Bürgſchaftsurkunde entworfen. Soweit dieſe Angabe ihm felbſt 
nachteilig iſt, iſt fie trotz des Schlußſatzes des 8 389 ZPO. 
ohne weiteres der Entſcheidung zugrunde zu legen, teils nach 
dem ſchon oben Bemerkten, teils aber auch, weil durch die eben 
erwähnte Beſtimmung die Anwendung des 8 570 3PO. für 
die Beſchwerdeinſtanz nicht ausgeſchloſſen wird, was natürlich 
beiden Parteien gegenüber Anwendung findet. Nun iſt es aber 
bei dieſet Sachlage ganz zweifellos, daß der vom Zeugen geltend 
gemachte Weigerungsgrund nicht zutrifft; denn es iſt nicht ab⸗ 
zuſehen, aus welchem Grunde er ſeinem Auftraggeber K. zur 
„Geheimhaltung der fraglichen Vorgänge verpflichtet fein ſollte, 
die lediglich für das gegenſeitige Rechtsverhältnis dritter Perſonen, 
19 
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der jetzigen Parteien, Bedeutung haben. M. c. v. W., Beſchl. 
v. 30. Jan. 08, B 3/08 VI. — Poſen. 

18. 88 191, 170, 198, 299, 317 ZPO. Das mit der 
Reviſion anzugreifende Urteil bedarf nicht der „Ausfertigung“ 
ſeitens des Gerichtsſchreibers.] 

Die Reviſion iſt durch Einreichung der Reviſionsſchrift 
bei dem RG. am 8. Oktober 07 eingelegt worden. Die bei⸗ 
gefügt geweſene Abſchrift des angegriffenen Berufungsurteils 
umfaßt auch den Vermerk „Ausgefertigt“, aber ohne die Unter⸗ 
ſchrift des Gerichtsſchreibers des OLG. Darunter befindet ſich 
der von Rechtsanwalt A., dem Prozeß bevollmächtigten II. In⸗ 
ſtanz des Beklagten, unterſchriebene Vermerk: Beglaubigt und 
von Anwalt zu Anwalt am 19. September 07 meinem Herrn 
Kollegen D. zugeſtellt. Dementſprechend hat letzterer, Prozeß⸗ 
bevollmächtigter II. Inſtanz des Klägers, unter demſelben 
Datum eine Beſcheinigung darüber ausgeſtellt, daß er be⸗ 
glaubigte Abſchrift des Urteils als zugeſtellt angenommen habe. 
Der Beklagte behauptet, die Zuſtellung vom 19. September 07 
ſei ungültig, weil der Beglaubigungsvermerk unter der damals 
zugeſtellten Urteilsabſchrift von dem Gerichtsſchreiber nicht unter⸗ 
ſchrieben ſei; mithin die Reviſion wirkungslos. Der Einwand 
des Beklagten wurde durch Zwiſchenurteil zurückgewieſen: Der 
Gerichtsſchreiber hat nur den Verkündigungsvermerk auf dem 
Urteile, nicht aber dieſes ſelbſt zu unterſchreiben, 8 315 3 PO. 
Ex erteilt Ausfertigungen, Auszüge und Abſchriften der Urteile, 
und hat die Ausfertigungen und Auszüge zu unter⸗ 
ſchreiben und mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen, 88 299 und 
317 Abſ. 3 ZPO.; die Ausfertigung beſteht demnach in 
einer vom Gerichtsſchreiber beglaubigten Abſchrift des 
Urteils. Abgeſehen von der von Amts wegen zu bewirkenden 
Zuſtellung, $ 210 ZPO., die im vorliegenden Falle nicht in 
Frage ſteht, beſteht keine Vorſchrift, wonach die bloße Abſchrift 
eines Urteils der Beglaubigung des Gerichtsſchreibers bedarf. 
Nun muß allerdings gemäß 8 191 Ziff. 6 ZPO. bei der Zu⸗ 
ſtellung entweder eine Ausfertigung oder eine beglaubigte 
Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks übergeben werden, aber 
in Anwaltsprozeſſen geſchieht die Beglaubigung der Abſchrift 
durch den Anwalt, SS 170, 198 ZPO. Letzteres iſt bezüglich 
der Zuſtellung vom 19. September 07 geſchehen. Daß das 
Urteil, das mit Reviſion angegriffen wird, nur in einer Aus⸗ 
fertigung zugeſtellt werden dürfe, beſagt das Geſetz nicht. 
M. c. K., U. v. 28. Jan. 08, 477/07 II. — München. 

19. 8 233 ZPO. verb. mit 88 119, 121 ZPO. Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand. Verſchulden des Geſuch⸗ 
ſtellers. Von Einforderung der Akten kann das Gericht unter 
Umſtänden Abſtand nehmen.] 

Das OLG. hatte das Geſuch des Klägers um Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand durch Urteil zurückgewieſen, 
das RG. hob auf: Das Geſuch des Klägers um Bewilligung 
des Armenrechts für die Berufungsinſtanz iſt am 19. Februar 1907 
bei dem DRG. eingegangen. Da dem Geſuche das landgericht⸗ 
liche Urteil beigefügt war, ſo war es bei ordnungsmäßigem 
Geſchäftsgang an und für ſich durchaus möglich, die Beſchluß⸗ 
faſſung hierüber ſo vorzubereiten, daß ſie in der Sitzung des 
zuſtändigen Senats vom 22. Februar erfolgen konnte. Soweit 
dadurch eine Verzögerung eingetreten iſt, daß zwiſchen ver⸗ 
chiedenen Senaten des OLG. ein Zweifel über die Zuſtändig⸗ 
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keit entſtanden war, handelte es ſich um einen jeder Einwirkung 
des Klägers entzogenen und deshalb von ihm nicht zu ver⸗ 
tretenden Umſtand. Der Berufungsrichter iſt der Meinung, die 
Erledigung des Armenrechtsgeſuchs ſei am 22. Februar um 
deswillen unmöglich geweſen, weil an dieſem Tage dem be⸗ 
ſchließenden Senate die in I. Inſtanz ergangenen Prozeßakten 
noch nicht vorgelegen hätten. Allein mag auch im allgemeinen 
die rechtzeitige Beſchaffung dieſer Akten wünſchenswert und zu⸗ 
weilen unentbehrlich ſein, ſo iſt ſie doch weder nach geſetzlichen 
Vorſchriften noch nach allgemeiner Übung der Gerichte in allen 
Fällen eine notwendige Vorausſetzung für die Beſchlußfaſſung. 
Gerade im Streitfalle hätte ſchon die Prüfung der von der 
Partei eingereichten Unterlagen zur Bewilligung des Armen⸗ 
rechts führen müſſen. Denn das vorgelegte Urteil des LG. 
ließ erkennen, daß die Klage lediglich um deswillen abgewieſen 
war, weil die klagbegründenden Behauptungen beweislos ge⸗ 
blieben, zum Teil durch das Zeugnis der Gebrüder T. ſogar 
widerlegt ſeien. Demgegenüber waren in dem forgfältig abge: 
faßten Armenrechtsgeſuch eine ganze Reihe neuer genau ſub⸗ 
ftantiierter, überall mit Beweisanträgen unterſtützter Einzel⸗ 
behauptungen, insbeſondere auch hinſichtlich der Unglaubwürdig⸗ 
keit der Zeugen T. aufgeſtellt, deren Erheblichkeit gar nicht 
verneint werden konnte, ſelbſt wenn der in I. Inſtanz erhobene 
Beweis vom LG. richtig gewürdigt war. Es beſtand mithin 
für den zweiten Richter kein Bedürfnis, von dem dort erhobenen 
Zeugenbeweis vorerſt noch im einzelnen Kenntnis zu nehmen. 
Auch dazu war nicht, wie der Berufungsrichter meint, die vor⸗ 
herige Einſicht der Prozeßakten unerläßlich, um prüfen zu können, 
ob das Unvermögen des Klägers zur Bezahlung von Prozeß⸗ 
koſten in vorſchriftsmäßiger Weiſe bezeugt war. Einmal be⸗ 
durfte es nach §S 119 Abſ. 2 ZPO. dieſes Nachweiſes nicht, 
wenn das Armenrecht in der vorherigen Inſtanz bewilligt 
war. Und daß dies geſchehen, ging bereits aus einer im Tat⸗ 
beſtand des landgerichtlichen Urteils wiedergegebenen Bemerkung 
des Beklagten hervor. Zum andern hätte dem Berufungs⸗ 
richter immer noch freigeſtanden, das Armenrecht demnächſt 
wieder zu entziehen (8 121 3PO.), wenn ſich nach Eingang 
der Prozeßakten in dieſer Hinſicht formelle, vom Kläger auch 


nachträglich nicht zu hebende Mängel ergeben hätten. Jeden⸗ 


falls durfte der am 22. Februar beſchließende Senat um ſo 
untergeordneter formeller Bedenken willen die ausſichtsvolle 
weitere Rechtsverfolgung des Klägers nicht endgültig ſcheitern 
laſſen, wenn ihm aus dem Gefuche ſelbſt bekannt war, daß die 
Berufungsfriſt bereits am 25. Februar ablief und erſt für den 
26. Februar eine neue Sitzung des Senats bevorſtand. M. c. S., 
U. v. 23. Jan. 08, 310/07 IV. — Stettin. 

20. 88 387, 389 Abf. 2 ZPO. Zwiſchenurteil über die 
Rechtmäßigkeit der Zeugnisweigerung. Vorausſetzung: Ladung 
des Zeugen zur mündlichen Verhandlung zwiſchen den Parteien 
und dem Zeugen.] 

Das KG. hat durch das angefochtene Zwiſchenurteil 
die Zeugnisverweigerung des R. für unrechtmäßig erklärt. 
Die hiergegen von ihm gemäß 8 387 Abſ. 3 ZPO. erhobene 
ſofortige Beſchwerde iſt in einer dem 5 569 Abſ. 2 ZPO. 
entſprechenden Form eingelegt. Die Beſchwerde erſchien als 
zuläſſig. Es war ihr auch, ohne daß auf die materielle Sach⸗ 
lage eingegangen zu werden brauchte, der Erfolg nicht zu ver⸗ 


37. Jahrgang. 


ſagen und zwar deshalb, weil das Zwiſchenurteil nicht auf der 
Grundlage eines dem Geſetz entſprechenden Verfahrens ergangen, 
insbeſondere dem Zeugen nicht das ordnungsmäßige rechtliche 
Gehör gewährt worden iſt. Der Zeuge, deſſen Vernehmung 
durch den Beweisbeſchluß vom 11. Juli 07 einem beauftragten 
Richter übertragen war, war am 7. Oktober 07 vor dieſen zur 
Vernehmung auf den 15. desſelben Monats geladen worden 
und hatte durch eine am 13. Oktober beim KG. eingereichte 
ſchriftliche Eingabe ſein Zeugnis verweigert. Im Vernehmungs⸗ 
termin erſchien er nicht, und wurde dann auf Verfügung des 
beauftragten Richters zu dem bereits zur mündlichen Ver⸗ 
handlung zwiſchen den Parteien angeſetzten Termine vor das 
Prozeßgericht auf den 7. November 07 geladen. Er erſchien 
auch hier nicht, und es fand dann das in § 389 Abſ. 3 ZPO. 


vorgeſchriebene Verfahren ſtatt, auf Grund deſſen das jetzt 


angefochtene Zwiſchenurteil ergangen iſt. Es hat alſo gefehlt 
an der im Abſ. 2 des 8 389 verordneten Ladung des Zeugen 
zur mündlichen Verhandlung, d. h. zur mündlichen Ver⸗ 
handlung zwiſchen den Parteien und dem Zeugen über 
die Rechtmäßigkeit ſeiner Weigerung, für welche der Termin 
vom 7. November 07 übrigens gar nicht angeſetzt war, ſondern 
noch erſt vom Prozeßgericht ein Termin hätte beſtimmt werden 
müſſen. Der Zeuge konnte ſich als nur als ſolcher zur Ver⸗ 
nehmung vor das Progzeßgericht geladen betrachten; eine 
Ladung, der er dann nach 8 386 Abſ. 3 ZPO. keine Folge 
zu leiſten brauchte. Daß ein ſolches Verfahren einen Mangel 
darſtellt, der auch eine Nichtigkeit im Sinne des 8 579 Abſ. 1 
Nr. 4 ZPO. in ſich ſchließt und jedenfalls im Beſchwerde⸗ 
verfahren zur Aufhebung der auf ihm beruhenden Entſcheidung 
führen muß, iſt vom erkennenden Senate ſchon im Jahre 1898 
ausgeſprochen worden; vgl. Seuff A. Bd. 54 Nr. 258. Ob 
Entſprechendes auch in einem nach 8 388 3PO. zu behandeln⸗ 
den Falle gelten würde, kann hier dahin geſtellt bleiben; im 
vorliegenden Falle hat der Zeuge ſeine Weigerung, wenn auch 
durch eine vorgängige ſchriftliche Eingabe, doch im Sinne des 
8389 Abſ. 1 ZPO. „vor“ einem beauftragten Richter erklärt, 
fo daß jedenfalls die Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 
daſelbſt anwendbar waren. K. c. S., Beſchl. v. 16. Jan. 08, 
B 254/07 VI. — Berlin. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

21. 5 13 GVG. verb. mit 8 127 des preußiſchen Geſetzes 
über die Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883. 
Anfechtung eines privatrechtlichen Vertrages als bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit, Einfluß einer Vereinbarung über den Aus⸗ 
ſchluß des Pachtvertrages.] 

Der Kläger fordert von der beklagten Stadtgemeinde 
Rückzahlung eines Beitrages zu den Koſten der unterirdiſchen 
Entwäſſerungsanlage und des nach dem Ortsſtatut geforderten 
Beitrags zu den Straßenherſtellungskoſten, von deren Be⸗ 
richtigung die baupolizeiliche Erlaubnis zur Bebauung ſeines 
Grundſtücks abhängig gemacht war, indem er geltend macht, 
er ſowohl als auch die Beklagte und die Polizeiverwaltung 
ſeien bei den Verhandlungen über die Bauerlaubnis von der 
Annahme ausgegangen, daß die L.⸗Straße in ihrem hier in 
Betracht kommenden Teile zu den noch nicht beſtimmungsmäßig 
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertiggeſtellten 
Straßen gehöre; dieſe Annahme ſei aber eine irrige geweſen, 
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die genannte Straßenſtrecke bilde in Wahrheit eine ſogenannte 
hiſtoriſche Straße. Die von der Beklagten erhobene Einrede 
der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs wurde verworfen, Berufung 
und Reviſion zurückgewieſen: Vor die ordentlichen Gerichte 
gehören nach S 13 GV., abgeſehen von den dort beſtimmten 
Ausnahmen, die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. Die An⸗ 
fechtung eines pritwatrechtlichen Vertrages durch einen der 
Vertragſchließenden wegen Irrtums ſtellt immer eine bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit dar, da der geltend gemachte Anſpruch aus 
einem privatrechtlichen Titel hergeleitet wird. Dieſer Eigenſchaft 
des Streites ſteht auch der Umſtand nicht entgegen, daß die 
den Gegenſtand des Vertrages bildenden Leiſtungen, nämlich 
die Zuſtimmung zur Erteilung der Bauerlaubnis einerſeits und 
die Entrichtung von Anliegerbeiträgen uſw. andererſeits, öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Art find. Es kann den Beteiligten nicht ver 
wehrt werden, durch gegenſeitige Einwilligung für ſolche dem 
öffentlichen Recht angehörige Verflichtungen neben dem etwa 
ſchon beſtehenden, im öffentlichen Recht wurzelnden Verpflichtungs⸗ 
grunde noch eine beſondere privatrechtliche Grundlage zu 
ſchaffen, deren Beſtehen dann im Streitfall in derſelben Weiſe 
zu prüfen und feſtzuſtellen iſt, wie dies im gleichen Fall bei 
anderen durch privatrechtlichen Vertrag übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen zu geſchehen hat. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
im Sinne des 8 13 a. a. O. find keineswegs nur ſolche 
Streitigkeiten, die ausſchließlich die Anwendung priwat⸗ 
rechtlicher Normen betreffen; fie find vielmehr bei privat⸗ 
rechtlicher Grundlage des erhobenen Anſpruchs ſtets als vor⸗ 
handen anzuſehen, mag es auch zur Entſcheidung des Streits 
erforderlich ſein, dabei über Rechtsfragen zu befinden, die dem 
öffentlichen Recht angehören. Das entſpricht der ſtändigen 
Rechtſprechung (RG. 41, 272; 57, 352; Urt. des preußiſchen 
Kompetenzgerichtshofes vom 14. März 1896 in Stölzel Recht⸗ 
ſprechung 8 19 S. 138 Nr. 2393). Daß nach der Meinung 
des Berufungsrichters nicht eine einſeitige Erfüllung der vom 
Gemeindevorſtand einſeitig geſtellten Bedingungen hat aus⸗ 
gedrückt werden ſollen, ſondern das Zuſtandekommen einer 
Einigung der Parteien über Leiſtung und Gegenleiſtung und 
eine vertragsmäßige Erfüllung der Leiſtung ergibt ſich 
klar, wenn man zur Erläuterung des Tatbeſtandes den Inhalt 
der Klagſchrift heranzieht, iſt nirgends erſichtlich und um fo 
weniger anzunehmen, als auch beide Vorderrichter davon aus⸗ 
gehen, daß der Kläger die Anfechtung eines von den Parteien 
geſchloſſenen Vertrages zum Gegenſtand der Klage gemacht 
habe, im Berufungsurteile auch auf den ſchriftlichen Vertrag 
vom 3. Juli 1899 Bezug genommen wird, in dem die jetzigen 
Parteien für das Grundſtück L.⸗Straße Nr. 12 vereinbaren, 
der Kläger ſolle gegen die Erteilung der Bauerlaubnis allen 
Anforderungen genügen, welche die Ortspolizeibehörde ſowie 
der Gemeindevorſtand auf Grund des § 10 des Ortsſtatuts 
aus Anlaß des geplanten Neubaues durch polizeiliche Ver⸗ 
fügung ſtellen würden. In dieſem Vertrage ſchließen die 
Parteien zwar ausdrücklich für die aus dieſem Anlaß unter 
ihnen entſtehenden Streitigkeiten den Rechtsweg aus, dieſe 
private Abrede kann aber zu einer Nichtanwendung der dem 
zwingenden öffentlichen Recht angehörenden Vorſchrift des 8 13 
GVG. nicht führen. Den beabſichtigten Erfolg hätten die 
Vertragſchließenden nur durch den Abſchluß eines beſtimmten 
19* 
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Schiedsvertrages erreichen können, an dem es aber hier fehlt. 
Steht hiernach eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit hier zur Ent⸗ 
ſcheidung, ſo iſt der Nochtsweg nach 8 13 a. a. O. nur dann 
verſchloſſen, wenn die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden 
oder Verwaltungsgerichten begründet iſt. Nach der Meinung 
der Rebifion iſt dieſe Zuſtändigkeit hier nach den SS 127 ff. 
des preußiſchen Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 gegeben, wonach gegen polizeiliche Ver⸗ 
fügungen die Verwaltungsbeſchwerde und die verwaltungs⸗ 
gerichtliche Klage ſtattfindet. Die jetzige Klage iſt aber ſo, 
wie ſie vom Kläger angeſtellt iſt, weder unmittelbar 
noch mittelbar gegen eine polizeiliche Verfügung gerichtet, ins⸗ 
beſondere nicht gegen die Verfügung, durch welche die Polizei⸗ 
behörde dem Kläger erklärt hat, daß fie die Bauerlaubnis nur 
im Einverſtändnes mit dem Gemeindevorſtand erteilen könne. 
Gegen dieſe einer Verſagung der Bauerlaubnis gleichkommende 
polizeiliche Verfügung konnte der Kläger die nach dem öffent⸗ 
lichen Recht zuläffigen Rechtsmittel ergreifen und geltend 
machen, daß ein Bauverbot unzuläſſig ſei, weil die L.⸗Straße 
eine hiſtoriſche Straße ſei. Dies hat der Kläger nicht getan, 
vielmehr den ihm von der Polizeibehörde gewieſenen Weg der 
Verhandlungen mit der Stadtgemeinde eingeſchlagen, indem er 
an den Oberbürgermeiſter den ſchriftlichen Antrag gerichtet hat, 
ihm für die beiden Grundſtücke „die Bauerlaubnis zu erteilen“. 
Damit hat er der polizeilichen Verfügung nicht entgegengewirkt, 
fondern ſich auf den Boden dieſer Verfügung geſtellt und 
verſucht, durch unmittelbare Verſtändigung mit dem Gemeinde⸗ 
vorſtand fein Ziel, die Erteilung der Bauerlaubnis, zu erreichen. 
Die Sachlage war nunmehr dieſelbe, als hätte ſich der Kläger 
in Kenntnis des aus der Polizeiverfügung erſichtlichen Stand⸗ 
punkts der Polizeibehörde, von vornherein nicht an dieſe, ſondern 
ſofort an den Gemeindevorſtand gewendet. Auf die Anträge 
des Klägers hat ihm der Oberbürgermeiſter die Bedingungen 
mitgeteilt, unter denen er in die Erteilung der Bauerlaubnis 
willige. Wenn der Kläger behauptet, auf dieſe Bedingungen 
eingegangen zu ſein und auf Grund des damit zuſtande ge⸗ 
kommenen Vertrages den mit der jetzigen Klage zurück⸗ 
geforderten Betrag gezahlt zu haben, ſo kann die Klage nur 
dahin aufgefaßt werden, daß der Kläger die Gültigkeit eines 
Vertrages, nicht aber eine polizeiliche Verfügung anficht. Die 
von der Beklagten in Bezug genommenen beiden Urteile, 
nämlich das Urteil des NG. vom 27. März 1906 in Sachen 
D. c. 3. und Gen. 335/05 VII. (JW. 06, 407 aus⸗ 
zugsweiſe abgedruckt) und das Urteil des preußiſchen Gerichts⸗ 
hofs zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte vom 20. April 1907 
in Sachen W. C. D. (2. U. 308/06 des OLG. in Cöln) ſtehen 
der jetzt getroffenen Entſcheidung nicht entgegen. In beiden 
Fällen hatten nach dem unſtreitigen Sachverhalt Verhandlungen 
zwiſchen dem Kläger und dem Gemeindevorſtand nicht ſtatt⸗ 
gefunden, und insbeſondere hatte der Kläger bei dem Gemeinde⸗ 
vorſtand nicht, wie hier geſchehen iſt, die Erteilung der Bau⸗ 
erlaubnis nachgeſucht, woraus ſich dann die Feſtſtellung ergab, 
daß die Zahlung des eingeklagten Betrages nur erfolgt war, 
um der polizeilichen Auflage zu genügen, da das Zuſtande⸗ 
kommen eines privatrechtlichen Vertrages unter den Beteiligten 
nicht erſichtlich ſei. Aus dieſem Grunde war dann folgerichtig 


die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs angenommen worden. Da⸗ 
2 


einen ſchriftlichen Darlehnsvertrag. 


M 5.“ 1908. 


gegen hat der Kompetenzgerichtshof in der oben angeführten 


Entſcheidung vom 14. März 1896, in Übereinſtimmung mit 


dem Standpunkt des erkennenden Senats, den Rechtsweg zu⸗ 


gelaſſen, weil der Kläger in jenem Falle der Stadtgemeinde 
gegenüber die Verpflichtung zur Zahlung des mit der Klage 
zurückgeforderten Betrages durch beſondere Erklärung über: 
nommen hatte. Stadtgemeinde D. o. S., U. v. 90. Dez. 07, 
88/07 VII. — Düſſeldorf. | 

Handelsgeſetzbuch. 

22. 88 1, 4, 343, 348, 351 HGB. verb. mit 8 343 BOB. 
Auch die Vorbereitungsgeſchäfte gehören zum Betriebe eines 
Handelsgewerbes. — Für den Begriff des „Minderkaufmanns“ 
iſt nicht allein der Jahresumſatz entſcheidend.] 

Am 31. Dezember 02 ſchloß der Beklagte mit der Klägerin 
Nach dieſem Vertrag 
erhielt der Beklagte von der Klägerin ein zu 4½ Prozent ver⸗ 
zinsliches Darlehn von 1000 M. Als Gegenleiſtung verpflichtete 
ſich Beklagter, von der Klägerin bis zur Tilgung dieſes Dar⸗ 
lehns, mindeſtens aber auf die Dauer von 5 Jahren, ſein Bier 
zu beziehen, mit dem Vorbehalt, nebenſächlich noch gewiſſe 
andere Biere ausſchenken zu dürfen. Für den Fall, daß er 


vertragswidrig anderweit Bier beziehe, verſprach Beklagter eine 


Vertragsſtrafe von 30 M täglich. Der Beklagte erhielt von der 
Klägerin nachträglich ein weiteres Darlehn von 1000 M und 
wurde in einem Schuldſchein des Beklagten vom 16. Oktober 03 
die Bierbezugspflicht in dem ſeitherigen Umfange aufrecht⸗ 
erhalten. Seit dem 20. Auguſt 04 hat Beklagter den Bier⸗ 
bezug bei der Klägerin eingeſtellt. Er deckt ſeither ſeinen Be⸗ 
darf anderweit. Klägerin klagte deshalb auf Zahlung einer 
Vertragsſtrafe. Der Beklagte begehrt Herabſetzung der Vertrags⸗ 
ſtrafe, weil er nicht Vollkaufmann ſei. Er iſt nicht in das 
Handelsregiſter eingetragen. Das ihn verurteilende Erkenntnis 
wurde mit folgender Begründung aufgehoben: Es läßt ſich 
nicht beabreden, daß auch die Vorbereitungsgeſchäfte zum Be⸗ 
triebe eines Handelsgewerbes gehören, und daß zu dieſen Vor⸗ 
bereitungsgeſchäften auch der Vertrag zählt, durch welchen ſich 
der Erwerber eines Hotels die Bierlieferungen für dieſes erſt 


in Betrieb zu ſetzende Hotel ſichert. So lag aber die Sache 


hier. Das Verſprechen der Vertragsſtrafe in dem Bier⸗ 
lieferungs⸗ und Darlehnsvertrag vom 31. Dezember 02 
bildete einen Beſtandteil des zum Hotelbrtrieb notwendigen 
Vorbereitungsgeſchäfts, vgl. Staub 8. Aufl. 8 343 Anm. 14. 
Eröffnung und Betrieb eines Hotels (mit Gaſtwirtſchaft) 
erfüllt die Erforderniſſe des Betriebes eines Handels⸗ 
gewerbes nach $ 343 BGB. Der Beklagte wurde mit Er⸗ 
öffnung des Hotels Kaufmann nach § 1 Nr. 1 HGB. Seine 
Geſchäfte, einſchließlich der Vorbereitungsgeſchäfte, find Handels⸗ 
"gefchäfte im Sinne des 8 343 Abſ. 1 HGB. Noch gewiſſer 
iſt es, daß der Beklagte die Strafe, welche er lange nach 
Inbetriebſetzung des Hotels am 16. Oktober 03 mit der Klägerin 


ausbedungen hat, als Kaufmann im Betriebe feines’ Handels⸗ 


gewerbes verſprochen batte. Beklagter begehrt Herabſetzung 
der Strafe, weil er nicht Vollkaufmann, ſondern Minder⸗ 
kaufmann ſei, da ſein Hotelbetrieb nur als Kleinbetrieb erachtet 
werden könne. Iſt der Beklagte in der Tat Minderkaufmann, 
fo ſteht ihm nach 83 348, 351 HGB., $ 343 BGB. ein 
Anſpruch auf Ermäßigung der unſtreitig verfallenen Strafe zu; 


11. 40 


gg | 


denn der Berufungsrichter führt noch beſonders aus, daß bie 
ausbedungene Strafe unverhältnismäßig hoch ſei. Darüber, 
ob der Beklagte Minderkaufmann oder Vollkaufmann iſt, ent⸗ 
ſcheidet der Augenblick des Strafverſprechens und nicht der 
Augenblick der Strafverwirkung. Entſcheidend über die Eigen⸗ 
ſchaft des Beklagten als Vollkaufmann oder Minderkaufmann 
ift ſomit nicht der 20. Auguſt 04, d. i. der Tag der Weigerung 
ferneren Bierbezugs, ſondern der 31. Dezember 02 und der 
16. Oktober O83. An dieſem Tage find die beiden Straf⸗ 
verfprechungen gegeben. Der Berufungsrichter hat die vor⸗ 
ſtehend berührten Punkte einer Erörterung nicht unterzogen; er 
ermittelt lediglich den Umſatz des Geſchäfts des Beklagten, den 
er als gleichbedeutend mit den Einnahmen aus dem Geſchäft 
achtet und auf jqährlich 38 800 M etwa ſchätzt. Dieſer Um: 
ſatz ganz allein ſchließe — ſo folgert der Berufungsrichter — 
die Annahme, daß es ſich hier um ein Kleingewerbe handle, 
völlig aus. Wenn nun auch — ſo ſchließt der Berufungs⸗ 
richter ſeine Erwägungen — dieſe Einnahmen vielleicht erſt 
durch die Tätigkeit des Beklagten dieſe Höhe erreicht haben, ſo 
lam doch bei einem Gewerbebetrieb, der auf eine ſolche 
Höhe der Einnahmen geſteigert werden kann, von 
einem Kleingewerbe keine Rede ſein. Der Berufungsrichter 
verkennt hier den Begriff eines Minderkaufmannes durchaus. 
Ninderkaufleute find nach § 4 Abſ. 1 HGB. Perſonen, deren 
Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes 
hinausgeht, d. h. Kleingewerbetreibende des 81 HGB. Als 
Kleingewerbe iſt damit derjenige Geſchäftsbetrieb gekennzeichnet, 
der nach Art und Umfang eine kaufmänniſche Einrichtung 
nicht erfordert. Entſcheidend iſt alſo nicht nur der Umfang, 
ſondern auch die ganze Art des Betriebes. Der Jahresumſatz 
allein kann daher nicht die Entſcheidung geben, ob ein Geſchäfts⸗ 
betrieb als Kleingewerbe anzuſehen iſt. Die Rechtſprechung 
des RG. hat ſich immer in dieſem Sinne erklärt. Staub 8 4 
Anm. 17 ff. Gegenteilige Meinungen find in der Literatur 
kaum noch zu vernehmen. Die Art des Betriebs hat der Be⸗ 
mfungsrichter aber überhaupt nicht erörtert. Er hätte erörtern 
müſſen, ob und welche Bücher geführt wurden les ſcheint nach 
dem angezogenen Gutachten keine Buchführung vorhanden 
zeweſen zu fein), wie groß das Perſonal des Beklagten war 
und ferner die gunze Einrichtung und Organiſation. Erſt 
hieraus, in Verbindung mit Einnahmen, Ausgaben und Be⸗ 
Ihaffenheit des Hotels, kann ein Schluß darauf gezogen werden, 


ob der Beklagte für feinen einfachen Betrieb die ganz eigen⸗ 


timlichen kaufmänniſchen Einrichtungen, insbeſondere eine kauf⸗ 
männiſche Buchführung entbehren konnte. Gänzlich irrig iſt die 
Anfiht des Berufungsrichters, daß ſchon die Möglichkeit der 
Verwandlung“ eines Kleinbetriebes in einen Betrieb mit fo 
hoben’ Einnahmen das Vorhandenſein eines Kleinbetriebes aus⸗ 
ſcließe. Durch einen ſolchen Grundſatz würde gerade die 
Grenze, die der Geſetzgeber zwiſchen Vollkaufmann und 
Andetkaufmam in 8 4 HGB. zieht, aufgehoben. Nicht 
uf die Möglichkeit einer Umwandlung in einen Groß⸗ 

eb kommt es an, ſondern darauf, ob ein Groß⸗ 
Betrieb zur Zeit des Strafverſprechens bereits vorhanden 
war. An einer einwandfreien Feſtſtellung in dieſer Richtung 
3 aber. M. c. D., U. v. 14. Jan. 08, 303/07 II. — 
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23. § 314 HGB. in Verb. mit § 826 BGB. Tatbeſtand 
des § 314 HGB. verglichen mit dem des 8 826 BGB.] 

Zum Tatbeſtand des $ 314 HGB. gehört, was die Willens⸗ 
richtung des Täters anlangt, die wiſſentlich unwahre Darſtellung 
oder die wiſſentliche Verſchleierung des Vermögensſtandes 
der Aktiengeſellſchaft, alſo ein Handeln in der Abſicht, diejenigen 
zu täuſchen, für die die Überſicht über den Vermögensſtand von 
ihnen zu geben iſt. Soweit dieſe Abſicht auf die Täuſchung 
von Perſonen abzielt, die der Geſellſchaft Kredit gewähren 
wollen, iſt ſie — ſofern ungünſtige Umſtände verſchwiegen 
werden — untrennbar von dem Bewußtſein, daß die künftigen 
Gläubiger durch die Täuſchung in ihrem Vermögen geſchädigt 
werden können, und inſoweit iſt dieſer Tatbeſtand gleich dem 
des §8 826 BGB. Denn wie die wiſſentliche Täuſchung derer, 
die nach 8 314 einen Rechtsanſpruch auf Wahrheit haben, 
gegen die guten Sitten verſtößt, ſo fehlt es zugleich nicht an 
der in § 826 geforderten vorſätzlichen Vermögens ſchädigung. 
Aber der Tatbeſtand des § 314 iſt nach der objektiven Seite 


enger als der des $ 826. Das erſtere Geſetz wendet ſich nur 


gegen die unwahre Darſtellung derjenigen Tatſachen, die nach 
den handelsrechtlichen Vorſchriften (58 260 flg. HGB.) durch 
die Bilanz und die Berichterſtattung der Geſellſchaftsorgane 
kund zu geben find. Nun ſind freilich dieſe Tatſachen ſtets 
erheblich für die Beurteilung der Vermögenslage und damit 
der Kreditwürdigkeit der Geſellſchaft; aber ebenſo gewiß iſt, daß 
es Tatſachen gibt, die nach der letzteren Richtung hin Bedeutung 
haben, ohne daß ſie in der Bilanz erwähnt werden mußten. 
Ihre argliftige Verſchweigung kann den Tatbeſtand des 8 826 
erfüllen, ohne daß zugleich der beſondere Tatbeſtand des $ 314 
vorliegt. Darum iſt es für die Frage nach der Haftbarkeit 
der Beklagten nicht erforderlich, zu entſcheiden, ob nur der 
weitere Tatbeſtand des § 826 vorliegt oder zugleich der engere 
des 8 314. G.⸗K. c. B., U. v. 13. Jan. 08, 123/07 VI. 
— Breslau. | 

24. 88 820, 848, 849, 854 HGB. 88 69, 100, 101 
und 109 Allgem. See⸗Verſich.⸗Bed. Seeverſicherung „nur für 
Seegefahr“. Beſchlagnahme eines bereits beſchädigten Schiffes 
durch die japaniſche Kriegsmacht. Aufdenſtrandſetzung nach der 
Beſchlagnahme. Dann Urteil des Priſengerichts. Wirkung 
dieſer Akte auf das Eigentum des Reeders und das verſicher⸗ 


bare Intereſſe.] | 
Kläger harte zwei Zeitverſicherungen nach den Allg. See: 


verſich.⸗Bed. von 1867 nebſt Zuſätzen geſchloſſen. Sie gelten 


„nur für Seegefahr“. Die Beklagte zu 1 hat von der zweiten 
Verſicherung 15 000 M, die Beklagte zu 2 von der erſten Ver⸗ 
ſicherung 4 000 M übernommen. Die Frachtpolice enthält die 
Bemerkung: „Der Dampfer iſt geſtern von Cardiff nach Oſtaſien 
abgegangen“, die Kaskopolice die Bemerkung: „Der Dampfer 
iſt am 25. dſs. von Sabang abgegangen“. Der Dampfer hatte 
in Cardiff eine Ladung von 3503 Tonnen Kohlen eingenommen. 
Der Kläger war ſelbſt Eigentümer dieſer Ladung und hatte ſie 


in Wladiwoſtock zu liefern. Es war zur Zeit des ruffiſch⸗japa⸗ 


niſchen Krieges. Das Schiff fuhr öſtlich um die Philippinen 
und um Japan herum und nahm dann durch die Kurilen hin⸗ 
durch den Kurs auf Wladiwoſtock. Auf dieſer Strecke erlitt es 
durch Eis ſtarke Beſchädigungen, infolge deren Waſſer in den 
Raum drang. Der Kapitän ſah ſich deshalb gendtigt, die 
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Reiſe nach Wladiwoſtock aufzugeben und einen Nothafen an 
der japaniſchen Küſte aufzuſuchen. Als er am 26. Februar, 
um Hakodate zu erreichen, in die Tſugaru⸗Straße eingelaufen 
war, wurde der Dampfer indes von dem japaniſchen Kreuzer J. 
angehalten. Es kam eine japaniſche Mannſchaft an Bord, be⸗ 
ſchlagnahmte den Dampfer wegen Kontrebande und wollte ihn 
nach Y. verbringen. Dieſe Abſicht konnte indes nicht ausgeführt 
werden, da das Waſſer in den Schiffsräumen weiter geſtiegen 
war und das Schiff zu ſinken drohte. Mit Rückſicht hierauf 
wurde der Dampfer in der Aomori⸗Bucht auf den Strand geſetzt 
und nach einigen Tagen die Beſatzung an Land gebracht. Durch 
Entſcheidung des japaniſchen Priſengerichts vom 16. Mai 05 
iſt er demnächſt mit der Ladung für gute Priſe erklärt und 
ſpäter auch ſamt der Ladung von der japaniſchen Regierung 
verkauft worden. Als der Käufer das Wrack von der Stran⸗ 
dungsſtelle abgebracht hatte, iſt es auf dem Transport nach 
Hakodate geſunken und ſamt der Ladung völlig verloren ge⸗ 
gangen. Der Kläger ſteht auf dem Standpunkte, daß der 
Dampfer infolge einer Seegefahr, nämlich durch die Strandung 
am 27. Februar, total verloren gegangen ſei, und fordert dem⸗ 
gemäß von den Beklagten die von ihnen gezeichneten Summen. 
Die Beklagten haben beſtritten, daß ein durch Seegefahr ver⸗ 
urſachter Totalſchaden des Dampfers vorliege, und geltend 
gemacht, daß ſie für die „Nehmung“ des Dampfers durch die 
Japaner, weil durch Kriegsgefahr verurſacht, nicht einzuſtehen 
hätten. Die Beklagten wurden verurteilt. Die Reviſion wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 1. Die Klauſel „nur 
für Seegefahr“ ſchließt zwar die Kriegsgefahr aus, hat aber 
die Bedeutung, daß der Verſicherer im übrigen auch nach 
dem Eintritte einer Kriegsbeläſtigung zu haften fortfährt, ins⸗ 
beſondere alſo nach wie vor die Gefahr der Naturereigniſſe 
und ſonſtigen Seeunfälle trägt. Veränderungen des Riſikos, 
die infolge von Kriegsereigniſſen eintreten, üben bei dieſer 
Formel, auch wenn ſie die vom Verſicherer übernommene Gefahr 
erhöhen, keine die Verſicherung beendigende Wirkſamkeit aus. 
(Bol. Prot. der Kommiſſion zur Beratung des HGB. S. 3304 
bis 3308. Voigt, Seeverſicherungsrecht S. 584.) Demnach 
kann zunächſt davon keine Rede ſein, daß die Verſicherer etwa 
in dem Augenblicke frei geworden wären, wo die japaniſchen 
Seeſoldaten an Bord des R. kamen und das Schiff mit Be⸗ 
ſchlag belegten. Vielmehr hafteten die Beklagten auch nach 
dieſem Ereigniſſe für die Seegefahren, und zwar auch inſoweit, 
als dieſe etwa durch das Eingreifen der Kriegsmacht vergrößert 
worden ſein ſollten. Der Kläger ſtützt die Klage darauf, daß ein 
Totalverluſt des R. im Sinne des § 109 Bed. (8 854 HGB.) 
vorliege, herbeigeführt durch Elementarereigniſſe. Das OLG. 
ſieht als bewieſen an, daß das Schiff dem Kläger dadurch ohne 
Ausſicht auf Wiedererlangung entzogen worden ſei, daß es im 
lecken Zuſtande am 27. Februar 1905 in der Aomori⸗Bucht 
abſichtlich auf den Strand geſetzt worden iſt. Dieſe Feſtſtellung 
iſt auf das Beſichtigungsatteſt des surveyors und auf das 
Ergebnis der ſeeamtlichen Unterſuchung des Unfalls geſtützt 
und an ſich von der Reviſion nicht angefochten. Mit Recht 
aber iſt vom OLG. angenommen, daß ſich dieſer fo eingetretene 
Totalſchade auf eine Seegefahr im Sinne des § 69 Abſ. 2 
Nr. 1 Bed. gründet. Schon vor dem Eingreifen des japaniſchen 
Kreuzers hatte der Dampfer durch Eis bedeutende Beſchädigungen 
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erlitten und war leck geſprungen. Später verſtopften ſich die 
Pumpen und es war nicht mehr möglich, des ſteigenden Waſſers 
Herr zu bleiben. Hiernach liegt die Sache nicht ſo, daß der 
Schade etwa auf einem Zuſammentreffen von Umſtänden be⸗ 
ruhte, von denen ein Teil zur Verantwortung des Verſicherers 
ſtände, ein Teil nicht. Die Fälle einer ſolchen Konkurrenz der 
Schadensurſachen können zu Schwierigkeiten Anlaß geben, zu 
deren Löſung man den Satz aufgeſtellt hat: causa proxiina 
spectatur, non remota. (Vgl. Prot. S. 3308. Voigt, a. a. O. 
S. 382, 388.) Hier liegt nichts dafür vor, daß das Eingreifen 
der Seeſoldaten mit als Urſache des eingetretenen Schadens 
anzuſehen wäre, vielmehr iſt dieſer ausſchließlich auf Elementar: 
ereigniſſe zurückzuführen, die ſich auf der Reiſe während des 
Laufs der Verſicherung zugetragen haben. 2. Iſt hiernach die 
Grundlage des Berufungsurteils als richtig anzuerkennen, ſo 
muß doch die Frage noch einer Erörterung unterzogen werden, 
welche Rechtsfolgen mit der Beſchlagnahme des Dampfers 
durch die japaniſche Kriegsmacht verknüpft geweſen find. Denn 
wenn dieſe Beſchlagnahme die Bedeutung haben ſollte, daß das 
Schiff bereits mit ihr dem Kläger verloren ging, ſo würde ein 
Totalverluſt vorliegen, der ſeine Urſache in der Kriegsgefahr 
hätte und von den Beklagten nicht zu tragen wäre. Da nie⸗ 
mand ſeine Sache zweimal verlieren kann, es ſei denn, er hätte 
ſie inzwiſchen wiedererlangt, ſo würde dann die nachfolgende 
Strandung des Dampfers ein Unfall ſein, der den Kläger nicht 
mehr berühren konnte, ſondern der höchſtens den japaniſchen Staat 
betroffen hätte. Nach den Grundſätzen des Völkerrechts aber 
hat die Beſchlagnahme eines neutralen Kauffahrteiſchiffes durch 
eine kriegführende Macht jene Bedeutung keineswegs. Sie iſt 
ein rein tatſächlicher Vorgang, mittels deſſen der kriegführende 
Staat gegenüber den Angehörigen neutraler Staaten die Be⸗ 
folgung der völkerrechtlichen Pflichten zu ſichern beſtrebt iſt. 
Erſt wenn durch die Entſcheidung des Priſengerichts feſtgeſtellt 
iſt, daß ſich das Schiff wegen Führung von Kontrebande oder 
aus andern Gründen gegen die Pflichten der Neutralen ver⸗ 
gangen hat und als gute Priſe erklärt iſt, geht es dem Eigen⸗ 
tümer verloren und in das Eigentum des Nehmerſtaates über, 
und zwar genauer mit der Rechtskraft des Urteils des Priſen⸗ 
gerichts. (Vgl. Bonfils-Krah, Lehrbuch des Völkerrechts [3. Aufl.) 
S. 727. Bulmerincq, Völkerrecht in Marquardſens Handbuch 
Bd. 1 S. 367.) Dieſe Grundſätze ſind auch in Japan aner⸗ 
kannt, wie aus der japaniſchen Verordnung über das Priſen⸗ 
verfahren vom 24. Auguſt 1894 (mitgeteilt in der Revue 
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erhellt. (Vgl. auch Watanabe, das Priſenverfahren mit beſ. 
Berückſichtigung des japaniſchen Priſenrechts. S. 13, 76 flg.) 
Die Frage, ob das Urteil des Priſengerichts deklarative oder 
konſtitutive Bedeutung hat, wird in der Literatur allerdings 
nicht einheitlich beantwortet. Die überwiegende Mehrzahl der 
Schriftſteller erklärt ſich indes für die konſtitutive Bedeutung 
und nimmt an, daß erſt mit dem Urteile das Eigentum des 
Nehmerſtaates geſchaffen werde, daß aber bis dahin das Recht 
des Nehmers auf die Priſe nur in einer Anwartſchaft beſtehe, 
und ſonach das Eigentum des Reeders fortdauere. Dieſer 
Anſicht ſchließt ſich der Senat an. (Wird ausgeführt.) Muß 
hiernach grundſätzlich davon ausgegangen werden, daß die Be⸗ 
ſchlagnahme eines neutralen Schiffes durch eine kriegführende 
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Macht das Eigentum des Reeders und alſo ein verſicherbares 
Intereſſe beſtehen läßt, und daß ihm erſt das kondemnierende 
Urteil des Priſengerichts das Schiff „ohne Ausſicht auf Wieder- 
erlangung“ entzieht, fo kann für den Verſicherungsvertrag darauf 
nichts ankommen, ob im einzelnen Falle eine größere oder 
geringere Ausficht beſteht, daß der Reeder im Reklameverfahren 
eine Freiſprechung erzielen werde. L. c. A., U. v. 18. Dez. 07, 


120/07 I. — Hamburg. 

Wechſelordnung. 

25. Behauptungs⸗ und Beweispflicht, wenn vereinbart 
wurde, daß ein Wechſel nur unter einer Bedingung geltend 
gemacht werden dürfe 7] | 

Die im Wechſelprozeß erhobene Klage ſtützt ſich auf einen von 
Lan eigene Order auf den Beklagten gezogenen und in blanco 
indoſſierten Sichtwechſel vom 27. Februar 06 über 3000 M, 
den der Beklagte akzeptiert hat. Wie die Klägerin beim Erwerb 
des Wechſels wußte, war dieſer auf Grund eines zwiſchen L. 
und dem Beklagten beſtehenden Geſellſchaftsverhältniſſes als 
Depotwechſel hinterlegt, mit der Beſtimmung, daß L. nur im 
Fall einer Zuwiderhandlung des Beklagten gegen den Vertrag 
befugt ſein ſollte, den Wechſel für ſich zu verwerten. Der 
Bellagte wandte ein, der bezeichnete Fall ſei nicht eingetreten; 
auch mache die Klägerin den Wechſel nur im Auftrage und 
für Rechnung 8.3 geltend. Die Klägerin beſtritt letzteres und 
behauptete, L. habe ihr geſagt, das Papier ſei einklagbar, denn 
der Beklagte habe den Vertrag gebrochen. Der erſte Richter 
hielt die Klägerin beweispflichtig dafür, daß der Beklagte den 
Vertrag verletzt habe, da dies nicht dargetan, wies er die Klage 
ab. Dagegen erkannte das KG. mit dem Vorbehalt des $ 599 
IVO. nach dem Klagantrag. Es führte aus, umgekehrt müſſe 
der Beklagte den Nichteintritt einer Vertragsverletzung beweiſen. 
Der Reviſion des Beklagten wurde ſtattgegeben: Das Urteil 
des KG. würde unanfechtbar ſein, wenn die Klägerin den 
Vechſel für eigne Rechnung erworben hat. Das RG. hat 
wiederholt ausgeführt, daß ein Indoſſatar, der den Wechſel 
für eigne Rechnung erwarb, nur ſolche Einreden aus der Perſon 
des Vorbefitzers ſich entgegenſetzen laſſen muß, deren Vereitelung 
er in kollufivem Zuſammenwirken mit dem Veräußerer bezweckte 
MR. 57 S. 65, 391). Hat die Klägerin, was nicht widerlegt 
it, einer Mitteilung L.s vertraut, daß der Vertrag durch den 
Beklagten verletzt fei, fo könnte von Kolluſion keine Rede fein. 
Allein das KG. hat es dahingeſtellt gelaſſen, ob ein Erwerb 
für eigne Rechnung vorliegt, und es muß daher mit der Mög⸗ 
lichkeit gerechnet werden, daß die Klägerin Inkaſſomandatar des 
. if. Für dieſen Fall aber läßt ſich den Erwägungen ber 
Vorinstanz nicht beitreten. Nicht zu beanſtanden iſt der Aus⸗ 
hangspunkt. Iſt abgemacht, daß ein Wechſel nur unter einer 
Bedingung geltend gemacht werden darf, fo trifft den Beklagten 
bie Beweislaſt dafür, daß die Bedingung nicht eingetreten iſt. 
Das ergibt ſich unmittelbar aus der ſelbſtändigen Natur des 
Bechſelanſpruchs; es iſt des öfteren vom ROG. ausgeſprochen 
(gl. ROG. 16, 103; 17, 282) und auch das RG. hat es 
anerkannt, Eine gelegentliche Abweichung in einem Urteile vom 
5. Mai 81 (RG. 5, 26), wonach bei einem als Vorſchuß 
fir Künftige Provifions forderungen gegebenen Wechſel der klagende 
Apent das Entſtehen von Forderungen dartun ſollte, konnte 
nicht aufrechterhalten werden und iſt durch neuere Entſcheidungen 
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des erkennenden Senats zurückgenommen (sgl. zuletzt Urteil 
vom 19. Nov. 06 Rep. I 451/06). Aber hieraus folgt für 
den vorliegenden Fall noch keine Nötigung, dem Beklagten 
einen ſo ſchrankenloſen Negativbeweis aufzubürden, wie das 
KG. es tut. Da die allgemeine Behauptung, man habe einem 
Vertrage nicht zuwidergehandelt, wenigſtens bei komplizierteren 
oder auf längere Dauer angelegten Vertragsverhältniſſen, z. B. 
einer Geſellſchaft, gar nicht bewieſen werden kann, ſo würde 
die abgelehnte Anſicht im praktiſchen Ergebnis darauf hinaus⸗ 
laufen, daß der Wechſel, der nach ausdrücklicher Vereinbarung 
nur bei Vertragsverletzungen einklagbar ſein ſollte, gleichwohl 
mit Wirkſamkeit jederzeit vom Empfänger geltend gemacht 
werden könnte. Das ſteht mit der Willensmeinung der 
Kontrahenten in. Widerſpruch. Auch für den Wechſelbegebungs⸗ 
vertrag gilt als oberſter Grundſatz, daß er nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ausgelegt werden 
muß (BGB. $ 157). Wendet der Beklagte ein, er habe ſich 
einen Verſtoß gegen ſeine Vertragspflichten nicht zuſchulden 
kommen laſſen, ſo iſt es am Kläger, die konkreten Tatſachen 
zu bezeichnen, in denen er eine Verletzung des Vertrages erblickt. 
Beweispflichtig iſt er dafür nicht, vielmehr muß der erhobene 
Vorwurf vom Beklagten widerlegt werden. Aber der Kläger 
darf ſich nicht einfach auf die unſubſtantiierte Behauptung zurück⸗ 
ziehen, daß eine Zuwiderhandlung dennoch ſtattgefunden habe. 
Tut er dies, bringt er trotz der Beteuerung des Beklagten, dem 
Vertrage treu geblieben zu ſein, und der darin liegenden Auf⸗ 
forderung zur Erhebung eines beſtimmten Vorwurfs einen ſolchen 
nicht vor, ſo hat der Beklagte ein Recht darauf, daß die 
Wechſelklage abgewieſen wird. Nach dieſen Geſichtspunkten iſt 
der Rechtsſtreit noch nicht geprüft. Das angefochtene Erkenntnis 
muß daher aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung in die Vorinſtanz zurückverwieſen worden. 
B. c. K., U. v. 16. Jan. 08, 475/07 I. — Berlin. 

Geſetz vom 20. April 1892, betr. die Geſell— 
ſchaften mit beſchränkter Haftung. 

26. 5 35 GmbHG. verb. mit 88 538 Nr. 3, 304, 
270 8PO. Nachträgliche und ſtillſchweigende Genehmigung 
eines Vertrags durch einen der Geſchäftsführer. — Das Be⸗ 
rufungsgericht, das eine vom LG. für begründet gehaltene 
Einrede zurückweiſt, hat nicht die Sache an das LG. zurück⸗ 
zuverweiſen, ſondern über den Grund des Anſpruchs zu erkennen.] 

1. Was zunächſt die ſubjektive Vertretungsbefugnis 
der in Betracht kommenden Geſchäftsführer der klägeriſchen Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. und die ſich an einen etwaigen Mangel dieſer 
Vertretungsbefugnis des handelnden Geſchäftsführers knüpfenden 
rechtlichen Folgen für den ſtreitigen Kaufvertrag betrifft, ſo 
erſcheinen die Ausführungen des Berufungsgerichts inſoweit als 
rechtlich einwandfrei als es angenommen hat, daß es zu einem 
die Klägerin unmittelbar verpflichtenden Abſchluß des 
Kaufvertrags vom 13. Auguſt 00 nach 8 10 des Geſellſchafts⸗ 
ſtatuts und des 8 35 GmbHG. an ſich der Vertretung der 
Klägerin durch ihre beiden damaligen Geſchäfts führer B. und 
S. bedurft habe und daß daher der von B. allein abgeſchloſſene 


Kaufvertrag, einſchließlich der Abrede über die von der Klägerin 


zu zahlende Vertragsſtrafe, urſprünglich für die Klägerin 
nicht verpflichtend geweſen ſei. Trotzdem beſtand aber die 
rechtliche Möglichkeit, daß dieſer Vertrag durch nachträgliche 
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Genehmigung des andern, mit B. zuſammen zur Vertretung 
der Klägerin befugten Geſchäftsführers für dieſe vom Zeitpunkt 
der Genehmigung an ebenſo rechtswirkſam werden konnte, wie 
wenn er von beiden Geſchäftsführern zuſammen abgeſchloſſen 
worden wäre, vorausgeſetzt, daß der nachträglich genehmigende 
Geſchäftsführer zur Zeit der Genehmigung die erforderliche 
Vertretungsbefugnis hatte; denn da für die Ausübung einer 
Geſamtvertretung in dem Statut der Klägerin oder dem Geſetze 
eine beſondere Form nicht vorgeſchrieben iſt und es daher nicht 
notwendig eines Zuſammenwirkens der beiden Vertreter in 
gleichzeitiger unmittelbarer Gemeinſamkeit bedurfte (vgl. 
IW. 00, 66316), fo würde im gegebenen Falle dem Erforder⸗ 
niſſe des 8 35 eit, wonach die Willenserklärung für die Ge⸗ 
ſellſchaft durch ſämtliche Geſchäftsführer erfolgen muß, ſchon 
dann genügt ſein, wenn zu der von B. bei dem Vertrags⸗ 
abſchluſſe für die Klägerin abgegebenen Willenserklärung eine 
entſprechende Willenserklärung auch des anderen Geſchäfts⸗ 
führers nachträglich dazu gekommen wäre, wobei es nichts aus⸗ 
macht, wenn der Genehmigende die Vertretungsbefugnis zur 
Zeit des Abſchluſſes des fraglichen Geſchäſts noch nicht hatte; 
denn dieſe Genehmigungsbefugnis des bei dem Geſchäftsabſchluſſe 
nicht beteiligten Geſchäftsführers iſt kein perſönliches Recht 
desſelben, ſondern lediglich an ſeine Stellung als vertretungs⸗ 
berechtigter Geſchäftsführer geknüpft und es muß ihm daher 
auch während der Dauer dieſer Stellung ſchlechthin zuſtehen 
ohne Rückſicht darauf, ob er ſchon zur Zeit der Vornahme der 
zu genehmigenden Rechtshandlung Geſchäftsführer war. Deshalb 
kommen im gegebenen Falle bezüglich des Kaufs vom 
13. Auguſt 00 nicht nur etwaige Genehmigungshandlungen des 
damaligen andern Geſchäftsführers S., ſondern auch ſolche 
des Nachfolgers des S. in dieſer Stellung, des Zeugen M. in 
Frage, indem beide Perſonen nacheinander mit B. zuſammen 
Geſchäftsführer der Klägerin zu einer Zeit waren, als nach 
ihren Zeugenausſagen noch auf Grund des ſtreitigen Kauf⸗ 
vertrags Holzlieferungen der Klägerin an die Beklagte erfolgt 
ſind. Etwaige Genehmigungshandlungen aus der Zeit nach 
dem Aufhören der Vertretungsbefugnis des B. ſtehen nicht in 
Frage, ſo daß es keiner Beurteilung bedarf, ob und in welcher 
Weiſe in dieſer Zeit der Vertrag noch würde haben genehmigt 
werden können. Anlangend die weiteren Erforderniſſe einer 
rechtswirkſamen Genehmigung des Kaufsvertrags durch die Ge⸗ 
ſchäftsführer S. und M., ſo kann die Genehmigung eines 
Vertrags ſeitens des zur Genehmigung Berechtigten nicht nur 
durch ausdrückliche Willenserklärung, ſondern auch ſtill⸗ 
ſchweigend, durch ſchlüſſige, dem Vertragsgegner gegenüber 
vorgenommene Handlungen erfolgen; vgl. RG. 40, 19; 61, 
225 f. und weitere Urteile des VI. ZS. des RG. vom 5. Juli 00, 
JW. 00, 6631s und vom 10. Juni 07 VI. 387/06 ſowie des 
1. 3. desſelben vom 22. September 06 I. 557/06. Eine 
ſolche ſtillſchweigende Genehmigung des von B. abgeſchloſſenen 
Kaufvertrags ſeitens eines der anderen genannten Geſchäfts⸗ 
führer der Klägerin würde zunächſt namentlich dann als erfolgt 
angenommen werden können, wenn einer derſelben in Kenntnis 
des weſentlichen Inhalts des Vertrags bei deſſen Vollzug ber 
Beklagten gegenüber in ſolcher Weiſe mitgewirkt hätte, daß die 
Beklagten daraus eine Genehmigung des Vertrags ſeinerſeits 
würde haben entnehmen können. Was insbeſondere das hervor⸗ 
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gehobene Erfordernis der Kenntnis des weſentlichen Vertrags: 
inhalts auf ſeiten des genehmigenden Geſchäftsführers betrifft, 
fo iſt es für die Rechtswirkſamkeit dieſer Genehmigung nicht 
unbedingt notwendig, daß derſelben gerade von der Vertrags 
urkunde oder von den den Abſchluß des Vertrags betreffenden 
oder darauf hinweiſenden, im Beſitze der Klägerin befindlichen 
Schriftſtücken Einſicht genommen habe. Vielmehr würde 
auch jede auf anderm Wege erlangte Kenntnis desſelben von 
dem weſentlichen Inhalte des Vertrags in dieſer Hinſicht in der 
Regel für genügend zu erachten fein (vgl. RG. 14, 302). Es 
iſt ferner nach 8 157 BGB. und 8 346 BGB. nicht aus⸗ 
geſchloſſen, aus Handlungen des betreffenden Geſchäftsführers, 
die, objektiv betrachtet, als dem Vertragsgegner gegenüber vor⸗ 
genommene Genehmigungshandlungen angeſehen werden können, 
eine rechtswirkſame ſtillſchweigende Genehmigung des Vertrags 
in ſeiner Geſamtheit ſeinerſeits ſelbſt dann herzuleiten, wenn 
eine zur Zeit dieſer Handlungen vorhandene Kenntnis desſelben 
von dem ganzen Inhalte des Vertrags nicht bewieſen ſein 
ſollte. Dieſe Folgerung zuguͤnſten des Vertragsgegners wird 
namentlich dann zu ziehen ſein, wenn die etwaige Nichtkenntnis 
der betreffenden Beſtimmungen des Vertrags ſeitens des bei 
beſſen Vollzug mitwirkenden Geſchäftsführers darauf zurück⸗ 
zuführen iſt, daß er im Widerſpruch mit den im Handelsverkehr 
herrſchenden Gewohnheiten und Gebräuchen und mit den Grund⸗ 
ſätzen von Treu und Glauben es unterlaſſen hat, ſich eine der⸗ 
artige Kenntnis des geſamten Inhalts des für die von ihm 
vertretene Geſellſchaft von dem andern Geſchäftsführer ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrags zu verſchaffen, wie ſie der Vetragsgegner 
im Hinblick auf die erwähnten Gewohnheiten und Gebräuche 
ſowie die Grundſätze von Treu und Glauben ohne weiteres als 
bei der Vornahme der fraglichen Genehmigungshandlungen bei 
ihm vorhanden vorausſetzen durfte (vgl. RG. 54, 182). In 
dieſer Beziehung kommt außer den angeführten geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen weſentlich in Betracht, ob nicht im Hinblick auf 
die jedem Geſchäftsführer der Geſellſchaft gegenüber obliegende 
kollektive Vertretungs⸗ und die damit zuſammenhängende Auf⸗ 
ſichtspflicht auch der geſchäftlichen Tätigkeit jedes andern Ge 
ſchäftsführers gegenüber (§ 35 des Geſetzes), namentlich ſoweit 
es ſich um Verträge von größerer Bedeutung und Tragweite 
handelt, die Beklagte als Vertragsgegnerin der Geſellſchaft ohne 
weiteres zu der Annahme berechtigt war, daß die etwa ihr 
gegenüber von dem nicht bei dem Vertragsabſchuſſe beteiligten 
Geſchäftsführer der Klägerin vorgenommenen Vollzugshandlungen 
in Kenntnis des geſamten Vertragsinhalts erfolgt ſind, und ob 
nicht eine dennoch etwa bei demſelben vorhandene Unkenntnis 
nach den Grundſätzen von Treu und Glauben von der Klägerin, 
nicht aber von der Beklagten zu vertreten ſein würde. 2. Das 
Berufungsgericht hat ſeine Entſcheidung über die Klage aus 
ungerechtfertigter Bereicherung damit begründet, daß die dieſer 
Klage entgegengeſetzte Einrede der unzuläſſigen Klagänderung 
nicht gerechtfertigt, die Verwerfung dieſer Klage daher auf⸗ 
zuheben, jedoch, weil die Forderung ihrem Grunde und Betrage 
nach ſtreitig ſei, gemäß 8 538 Nr. 3 ZPO. die weitere Ver⸗ 
handlung an das LG. zurückzuverweiſen ſei. Auch dieſer, von 
der Reviſionsklägerin ebenfalls angefochtene Teil des Berufungs⸗ 
urteils beruht auf Verletzung des von dem OLG. allein an⸗ 
geführten 8 538 Nr. 3 und der damit zuſammenhängenden 


37. Jahrgang. 

Beſtimmung des § 304, ZPO. Zwar iſt eine Anfechtung der 
Eniſcheidung, daß die fragliche Anderung der Klage nicht vor 
lege, nach 8 270 3PO. ausgeſchloſſen, übrigens auch 
ſeitens der Neviſionsklägerin nicht erfolgt; Aber das Berufungs⸗ 
gericht durfte nicht auf die Verwerfung dieſer Einrede und die 
Zuläſſigerklärung des Bereicherungsanſpruchs hin die Sache zur 
weiteren. Verhandlung und Eniſcheidung über dieſen Anſpruch 
gemäß 8 538 Nr. 3 ZPO. an das LG. zurückverweiſen, 
ohne ſelbſt über den Grund dieſes Anſpruchs durch ein Zwiſchen⸗ 
urteil gemäß 8 304 ZRD. zu entſcheiden (vgl. RG. 47, 366). 
Eine Anwendung des § 539 ZPO. aber war vom Berufungs⸗ 
gerichte nicht beabſichtigt. W. T. c. O. H., U. v. % . 08, 
385/07 II. — Darmſtadt. | 


II. Preußiſches Recht. 

Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. 

27. 8 56 verb. mit 8 13 GVG. und 8 270 SPD. Zu: 
laffigteit des Rechtswegs bei einer Feſtſte llungsklage wegen 
Verweigerung der Wegbenutzung durch den Beklagten auf Grund 
eines ihm zuſtehenden Pripatrechts. Bedeutung der Entſcheidung, 
es liege eine Klagänderung nicht vor, für die Frage der Su 
löffiglet des Rechtswegs.] 5 

Klägerin, die mehrere Grundstücke in der — 
Wallisfurth zwecks Gewinnung von Sandſteinen gepachtet hat 
und zur Abfuhr die über das Grundeigentum des Beklagten 
führende Karlsbergerſtraße benutzt, hat auf Grund der Bes 
hauptung, daß letztere Straße ein öffentlicher Weg ſei, der 
Beklagte jedoch bezüglich eines beſtimmten, von ihm zu unter⸗ 
haltenden Teiles dieſes Weges ihr, dex Klägerin, die Benatzung 
der betreffenden Strecke zu dem angegebenen Zwecke unter 
Klagandrohung unterſagt habe, nach fruchtloſem Anxufen des 
zuſtändigen Amtsvorſtehers Klage aus 5256 3PO. mit dem 
Antrage erhoben, feſtzuſtellen, daß ſie, die Klägerin, berechtigt 
ft, aus den erwähnten Steinbrüchen auf der ſtreitigen Weges 
ſtrecke Steine abzufahren. Der zweite Richter Bat, den Rechts⸗ 
weg für zuläſſig erklärt und die Sache an das. Gericht J. In⸗ 
ſtanz zurückverwieſen. Die Neviſion des Beklagten wurde, 
zurückgewieſen: I. Gegenüber der urſprünglichen Klagbegrün⸗ 
dung, die lediglich dahin ging, daß der Klägerin die ihr von⸗ 
dem Beklagten, verwehrte Benutzung des fraglichen Weges 
zufolge der Eipenfhaft des letzteren als eines 
öffentlichen Weges zuſtehe, hält die Reviſion den Rechts⸗ 
weg deshalb für unzuläſfigz weil es einen privatrechtlichen, auf 
das Recht des Gemeingebrauchs geftügten Anſpruch auf Be 
nutzung eines Weges ſeit dem Inkrafttreten des BGB. wicht, 
mehr gebe, wie dies! das NG. bereits in. dem Urteil vom 
2. Februar 1903, RG. 53, 384, ausgeſprochen habe. Das iſt 
injofern richtig, als die zum Schutze des Verkehrs auf öffent⸗ 
lichen Straßen dienenden Interdikte des früheren gemeinen 
Rechts, die pribatrechtlichen Charakter hatten, durch: das BGB. 
mangels eines auf ſie bezüglichen Vorbehalts im EG. zu 
letzterem beſeitigt worden ſind. Lediglich dieſen Ausſpruch ent⸗ 
hält das zitierte reichsgerichtliche Urteil. Der vorliegende Fall 
wird davon nicht berührt. Ganz außer Zweifel wäre die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs dann, wenn der Beklagte auf Grund 
ſeines ihm an dem Wegekörper zuſtehenden Eigentums gegen 
die Klägerin wegen Eigentumsſtörung mit dem Antrage geklagt 
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hätte, ihr die Benutzung des Weges als eines öffentlichen zu 
unterſagen. Alsdann käme in Betracht, daß nach 8 13 GVG, 

wie ihn das RG. in feſtſtehender Praxis ausgelegt hat, der 
Rechtsweg überall inſoweit ſtattfindet, als er nicht durch be⸗ 
ſondere reichs⸗ oder landesgeſetzliche Vorſchriften, aus denen ſich 
eine Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichte ergibt, ausgeſchloſſen iſt, und daß eine ſolche ab⸗ 
weichende Vorſchrift für Wegeſtreitigkeiten nur 8 56 des 
preußiſchen Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 enthält, 
die Vorausſetzungen dieſes Paragraphen aber nicht da zutreffen, 


wo das Recht zur Wegebenutzung gegenüber demjenigen, der 


ihm auf Grund eines Privatrechtstitels, insbeſondere des Eigen: 
tums entgegentritt, durchgeſetzt werden ſoll, (vgl. Stölzel, Rechts⸗ 


weg und Kompetenzkonflikt in Preußen, 1901, S. 233, 234). 


Im vorliegenden Falle iſt nun zwar eine derartige Klage nicht 
angeſtellt, vielmehr hat die Klägerin mittels negativer Feſt⸗ 
ſtellungsklage die Feſtſtellung begehrt, daß Beklagter ihr die 
Wegebenutzung kraft ſeines Eigentums am Wegekörper nicht 
unterſagen dürfe. Dadurch wird indeſſen an der vorſtehend 
dargelegten rechtlichen Beurteilung nichts geändert. Denn die 
Umkehrung der Parteirollen bei der negativen Feſtſtellungsklage 


iſt lediglich formaler Natur; fie läßt Beweislaſt und Charakter; 
des Progeſſes als eines Privatrechtsſtreits unberührt. II. Daß 
bezüglich der von der Klägerin im Laufe des Prozeſſes nach⸗ 


geſchobenen Klaggrümde — Erſitzung einer Grunddienſtbarkeit 
und Recht auf Einräumung eines Notwegs — der Rechtsweg 
zuläſſig iſt, bedarf keiner Ausführung und wird auch vpn der 
Repiſion nicht bezweifelt. In Frage kommt hier nur, welche 
Bedeutung dem Umſtande beizulegen iſt, daß der Beklagte der 
nachträglichen Geltendmachung jener Klaggründe als einer un⸗ 
zuläſſigen Klagänderung widerſprochen, der Beruſungsrichter 
jedoch das Vorliegen einer Klagänderung verneint hat. Die 
Reviſion hält letzteres für unerheblich, weil die fragliche ander⸗ 
weite Klagbegründung lediglich in vorbereitenden Schriftjägen, 
die nicht, wie die Klagſchrift, zugleich dispoſitiven Charakter 
hätten, vorgebracht, nicht aber Gegenſtand der mündlichen Ver⸗ 
handlung über die Hauptsache geworden ſei; zu letzterer ſei 
es, da Beklagter auf Grund der von ihm erhobenen prozeß⸗ 
hindernden Einrede die Sacheinlaſſung verweigert habe, über⸗ 
haupt nicht gekommen. Dieſen Ausführungen konnte nicht bei⸗ 
getreten werden. Darüber, ob der Rechtsweg zuläſſig iſt, kann 
naturgemäß erſt entſchieden werden, wenn zuvor feſtſteht, was 


als „Klage“ anzuſehen iſt. Beſteht hierüber zwiſchen ben. 


Parteien Streit, ſo muß auch hierüber eine Entſcheidung er⸗ 


gehen; die Entſcheidung bildet ein Urteilselement für das die 
Haupiſtreitfrage — Zuläſſigkeit des Rechtswegs — erledigende 


End⸗ oder Zwiſchenurteil. Weshalb in einem ſolchen Falle, 
wenn die Entſcheidung von der Bejahung oder Verneinung 
einer gerügten Klagänderung abhängt, die allgemeine Vor⸗ 
ſchrift des 8 270 3PO. außer Anwendung bleiben ſollte, iſt 
nicht abzuſehen. Ein dahin gehender Wille des Geſetzgebers 
iſt nirgends erſichtlich, namentlich aus dem zitierten § 270, 
der uneingeſchränkt lautet, nicht zu entnehmen. Fürſt zu P. 
c. W., U. v. 8. Jan. 08, 188/07 V. — Breslau. 
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Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen bis Ende 1907.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 


1. 8 4 Abſ. 2 Nr. 5 StGB.] Im Einklange mit dem allge⸗ 
meinen Sprachgebrauche verſteht das Strafgeſetzbuch unter der mit 
Strafe bedrohten Handlung eine ſolche, die einem beſtehenden Straf⸗ 
geſetz zuwiderläuft, alſo die Merkmale eines im Geſetze aufgeſtellten 
Tatbeſtandes erfüllt (vgl. 88 1, 44, 49 a, 57, 67); es unterſcheidet 
hiervon die ſtrafrechtlich verfolgbare Handlung (vgl. SS 4, 5, 
55, 61, 69), bei der es auf die Erfüllung der außerhalb des 
Tatbeſtandes liegenden geſetzlichen Vorausſetzung der Strafver- 
folgung ankommt. Nach dem Wortlaute der Vorſchrift wird 
daher zur Verfolgbarkeit der von einem Deutſchen im Auslande 
begangenen Handlung nicht mehr erfordert, als daß ſie zugleich 
ein dort geltendes Strafgeſetz verletzt, ohne Rückſicht darauf, 
ob die im ausländiſchen Recht beruhende Bedingung der Ver⸗ 
folgbarkeit bereits gegeben iſt oder nicht. Hiermit ſtimmt über⸗ 
ein der aus der Entſcheidungsgeſchichte ſich ergebende Zweck des 
Geſetzes, wie ihn das Urteil des RG., abgedruckt in RG. 15, 
221, näher darlegt. § 4 Abſ. 1 ſtellt den Grundſatz der räum⸗ 
lichen Herrſchaft der Strafgeſetze auf, Abſ. 2 ſetzt die Aus⸗ 
nahmen feſt, die zum Teil — Nr. 1 und 2 — auf der Eigen⸗ 
art gewiſſer Delikte, zum Teil — Nr. 3 — auf einer durch 
das internationale Recht und die Billigkeit bedingte Rückſicht⸗ 
nahme auf den ausländiſchen Staat beruhen. § 4 Abſ. 2 Nr. 3 
will hiernach verhindern, daß die Verfolgung des Inländers 
wegen der im Auslande begangenen Straftat auch dann unter⸗ 
bleibt, wenn er ſich gleichzeitig gegen die Autorität des fremden 
Staats vergangen, nämlich das dort geltende Strafgeſetz ver⸗ 
letzt hat. Keineswegs will die Vorſchrift das Intereſſe des 
Täters wahren und verhindern, daß der inländiſche Täter 
ſchlechter geſtellt werde als der Ausländer, der im Auslande 
die gleiche Tat begangen hat. Urt. d. IV. Sen. v. 28. Nov. 1907 
(548/07). 2 | Ä 

2. 8 61 StGB.] Die Annahme, daß die Verletzten 
auch „von der Perſon des Täters“ Kenntnis gehabt hätten, gibt 
zu erheblichen Bedenken Anlaß. Richtig iſt allerdings, daß dieſe 
Kenntnis nicht notwendig durch das Wiſſen des Namens des 
Täters bedingt iſt; es genügt vielmehr eine ſolche Kenntnis, 
die den Berechtigten in den Stand ſetzt, den Täter in einer für 
die Strafverfolgungsbehörde erkennbaren Weiſe individuell zu 
bezeichnen. Eine ſolche Bezeichnung iſt aber nicht ſchon in 
Angaben zu finden, welche die Grundlage zu weiteren Nach⸗ 
ſorſchungen bilden und dadurch zur Ermittlung des Täters 
führen können. Dieſer iſt dann eben noch nicht individuell 
erkennbar, wird es vielmehr möglicherweiſe erſt durch das 
Ergebnis ſonſtiger Maßnahmen. Dies gilt auch für durch 
Zeitungsartikel begangene Beleidigungen. Denn die bekannte 
Tatſache, daß regelmäßig ein verantwortlicher Redakteur vorhanden 
und aus der Druckſchrift auch dem Namen nach zu ermitteln 
ſein muß, läßt die individuelle Perſönlichkeit desſelben ohne 
weiteres jedenfalls dann nicht erkennen, wenn der Verletzte 
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mangels ſicherer Kenntnis nicht in der Lage iſt, die Zeitung, 
in welcher der beleidigende Artikel veröffentlicht wurde, beſtimmt 
zu bezeichnen. Urt. d. IV. Sen. v. 11. Okt. 1907 (516/07). 

3. 8 95 StGB.] Der Zeuge hat die vom Angeklagten 
gebrauchten Ausdrücke nicht mehr wiedergeben, ſondern nur 
erklären können, der Angeklagte habe ſich in groben Schimpf⸗ 
worten ergangen, die Ausdrücke hätten derartige Beſchimpfungen 
enthalten, daß er ſelbſt ſich ſchwer beleidigt gefühlt haben 
würde, wenn ſie gegen ihn gebraucht worden wären. In den 
Strafzumeſſungsgründen hebt der Erſtrichter hervor, daß die 
erwieſene Beleidigung in dem Gebrauche grober Schimpfworte 
beſtanden habe. Dieſe Ausführungen des Erſtrichters legen den 
Verdacht nahe, daß er den Tatbeſtand des angewendeten Straf⸗ 
geſetzes verkannt hat. Um beurteilen zu können, ob eine Be⸗ 
leidigung vorliegt, muß der Tatrichter in erſter Linie Inhalt 
und Tragweite der Kundgebung ermitteln (RGSt. 3, 434). 
Daß der Erſtrichter ſich deſſen bewußt war, läßt das Urteil 
nicht erſehen und iſt insbeſondere auch nicht daraus zu entnehmen, 
daß er dem Angeklagten den Gebrauch „grober Schimpfworte“ 
zur Laſt legt. Ob ſolche vorlagen und in der Tat eine Be⸗ 
leidigung im Sinne des § 95 SIGB, darſtellten, konnte der 
Erſtrichter nur dann beurteilen, wenn ihm wenigſtens der 
Inhalt der gebrauchten Worte zur Kenntnis gebracht worden 
war. Urt. d. V. Sen. v. 25. Okt. 1907 (769/07). 

4. 8 95 StGB.] Der Begriff der Beleidigung iſt auch 
im § 95 der gleiche, wie der allgemeine Begriff der Be 
leidigung im Strafgeſetzbuche überhaupt, er erfordert eine vor⸗ 
ſätzliche Kundgebung der Nicht: oder Mißachtung im Bewußtſein 
des ehrverletzenden Inhalts der Kundgebung. Danach fallen 
regelmäßig ebenſo wie Anſtands⸗ und Höflichkeits verletzungen, fo 
auch die Ehrfurchts verletzungen durch Nich terweiſung poſitiver 
Bezeigungen der Ehrfurcht nicht unter den Begriff der 
Beleidigung. Ausnahmen von dieſer Regel werden nur für 
Fälle anzuerkennen ſein, wo für den Betreffenden eine Pflicht 
zum Handeln beſteht. Wo aber Rechtspflichten nicht in 
Betracht kommen, wo es ſich vielmehr nur um Verletzung von 
Gebräuchen oder Übungen handelt, die durch Sitte oder 
Herkommen eingeführt find, da vermögen die Grundſätze über 
Kommiſſivdelikte durch Unterlaſſung Anwendung nicht zu finden. 
Wenn auch ein politiſcher Verein ohne weiteres als befugt 
anzuſehen wäre, ſich ſelbſt oder den Angehörigen der in ihm 
vertretenen Parteien Regeln für ihr Verhalten in der hier 
in Betracht kommenden Beziehung vorzuſchreiben, — zweifelsfrei 
für eigentliche Vereinsverſammlungen, — ſo wäre doch nicht 
erſichtlich, wie ihm die Befugnis zuſtehen ſollte, für das Ber 
halten der Angehörigen anderer politiicher Parteien im frag⸗ 
lichen Punkte und zwar in einer öffentlichen, auf die Teil⸗ 
nahme Andersdenkender berechneten Wahlverſammlung bindende 
Vorſchriften zu geben. Denn daß etwa die Teilnahme an 
der Verſammlung für die Eingeladenen erkennbar nur unter 
der Vorausſetzung ihrer Beteiligung am Kaiſerhoch geſtattet 
geweſen wäre, iſt nach den Verhältniffen kaum denkbar und 
jedenfalls dem Urteil nicht zu entnehmen. Die Strafbarkeit des 
Angeklagten kann hiernach auch nicht etwa aus dem Geſichts⸗ 
punkte hergeleitet werden, daß er für ſeine Perſon die Er⸗ 
füllung der von der Strafkammer angenommenen Verpflichtung 
durch die Teilnahme an der Verſammlung ſtill⸗ 


37. Jahrgang. 
ſchweigend übernommen hätte. Urt. d. IV. Sen. v. 
6.77. Dez. 1907 (837/07). 

5. 8 110 StGB.] Die Aufforderung zum Ungehorſam 
iſt darin gefunden, daß die Angeklagten durch eine von der 
Kanzel herab an ihre Parochianen polniſcher Zunge gerichtete 
Kundgebung auf dieſelben eingewirkt haben, dafür zu ſorgen, 
daß entgegen den Anordnungen der Schulbehörde ihre ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder das Schulgebet nur in polniſcher Sprache 
verrichteten und in derſelben Sprache dem Lehrer den Gruß 
„Gelobt ſei Jeſus Chriſtus“ darböten. Dieſe Annahme ift 
unhaltbar. Sie geht davon aus, daß das Schulgebet weder 
ein Beſtandteil des Religionsunterrichts ſei, noch zu irgendeinem 
anderen beſtimmten Unterrichtsgegenſtande gehöre, vielmehr als 
eine dem religiöſen Bedürfnis Rechnung tragende angemeſſene 
Euleitung bzw. Beendigung des geſamten Unterrichts eine 
„Schuleinrichtung“ ſei; immerhin aber bleibe es ein Teil des 
Ceſamtunterrichts, was ſchon daraus hervorgehe, daß es 
während der für den Unterricht beſtimmten Zeit verrichtet werde. 
In dem dem Lehrer darzubietenden Gruß erblickt die Vorinſtanz 
einen im Intereſſe der Erhaltung des Anſehens der Lehrer und 
der Schulzucht notwendigen Beſtandteil des durch den Unterricht 
bedingten Verkehrs zwiſchen Lehrer und Schüler. Mit Rückſicht 
hierauf folgert die Strafkammer: da nach den obengedachten 
Verfügungen, abgeſehen von den für die Erteilung des Religions⸗ 
unterrichts und des Kirchengeſanges ergangenen beſonderen 
Vorſchriften, die deutſche Sprache für den geſamten Verkehr 
zwiſchen Lehrer und Schüler in der Schule ausſchließlich zur 
Anwendung zu kommen habe und namentlich die geſamten, auf 
die Schulzucht ſich beziehenden Erörterungen zwiſchen Lehrer 
und Schüler in deutſcher Sprache zu erfolgen hätten, fo fei 
durch dieſe Verfügungen angeordnet, daß das Schulgebet in 
deutſcher Sprache zu verrichten und der Gruß in derſelben 


Sprache darzubieten ſei. Dieſe Ausführungen ſetzen ſich in 
Widerſpruch zu den bezüglich des Inhalts der Oberpräſidial⸗ 


verfügung an anderer Stelle getroffenen Feſtſtellungen. Nach 
letzteren iſt die deutſche Sprache „in allen Lehrgegenſtänden 
mit Ausnahme der Religion und des Kirchengeſanges die 
Unterrichtsſprache“, d. h. der die Erteilung des Unter⸗ 
richts in den einzelnen Lehrgegenſtänden umfaſſende Verkehr 
zwischen Lehrer und Schüler hat in deutſcher Sprache zu 
erfolgen. Die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmungen auf den vor⸗ 
liegenden Fall ſetzt demnach den Nachweis voraus, daß Gebet 
und Gruß unter den Begriff der Lehrgegenſtände fallen. 
Dieſen Nachweis hat die Strafkammer nicht erbracht. Bezüglich 
des Grußes hat ſie nicht einmal den Verſuch eines ſolchen 
Nachweiſes gemacht, ſondern ſich auf die Erwägung beſchränkt, 
„er bilde einen notwendigen Beſtandteil des Verkehrs zwiſchen 
Lehrer und Schüler, der ebenſo wie die auf die Schulzucht ſich 
beziehenden Erörterungen nach dem Sinn der Ober⸗ 
präſidial verordnung in deutſcher Sprache zu führen ſei“. 
Betreffs der Frage aber, ob gegen Anordnungen der Obrigkeit 
zum Ungehorſam aufgefordert ſei, kann die Feſtſtellung nicht 
genügen, eine Anordnung liege „im Sinn“ einer behördlichen 
Verfügung; vielmehr muß gefordert werden, daß die Anordnung 
im behördlichen Exlaſſe klar und verſtändlich zum Ausdruck 
komme. Davon iſt hier nicht die Rede. Die Strafkammer 
ſpricht dies nicht aus. Und weder bezüglich der Handhabung 
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der Schulzucht noch gar bezüglich des Verkehrs zwiſchen Lehrer 
und Schüler in der Schule wird aus der Ziffer I der Ober⸗ 
präfidialverfügung irgendeine Beſtimmung nachgewieſen, welche 
der Anſchauung der Strafkammer zur Stütze zu dienen geeignet 
wäre. Bezüglich des Gebetes wird ſodann zwar ausge⸗ 
ſprochen, dies bilde einen Teil des Geſamtunterrichtes. 
Indes der hierfür angeführte Grund, „es werde während der 
für den Unterricht beſtimmten Zeit verrichtet,“ erſcheint in ſich 
völlig unzureichend und verfehlt, und der Ausſpruch ſelbſt ſteht 
im Widerſpruch mit der vorausgegangenen und ausſchlaggebenden 
Feſtſtellung, das Gebet gehöre überhaupt zu keinem 
beſtimmten Unterrichtsgegenſtande. Iſt dieſes der Fall, 
jo kann es auch keinen Teil des Geſamtunterrichtes, der die 
einzelnen beſtimmten Unterrichtsgegenſtände in ihrer Totalität 
umfaßt, bilden. Urt. d. IV. Sen. v. 15. Okt. 1907 (538 und 
566/07). | 

6. 5 110 StGB.] Es kann davon nicht die Rede fein, 
daß für die Entſcheidung der Frage, welche Unterrichtsſprache 
im katholiſchen Religionsunterricht anzuwenden iſt, die Zuſtän⸗ 
digkeit der katholiſchen Kirche begründet oder auch nur eine 
Mitwirkung oder Genehmigung ihrer Organe erforderlich wäre. 
Nach den Beſtimmungen des ALR. für die Königlich Preußi⸗ 
ſchen Staaten (Tl. II Tit. 12) ſind ſämtliche Schulen, ſoweit 
es ſich nicht um Privaterziehungsanſtalten handelt, Veranſtal⸗ 
tungen des Staates. Sie unterliegen der ſtaatlichen Aufficht. 
Auch der Religionsunterricht iſt ein Teil des Schulunterrichtes. 
(SS 1, 9, 11 a. a. O.). An dieſem klaren Rechtszuſtande iſt 
durch die ſpätere Geſetzgebung nichts geändert worden. Der 
Art. 24 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat 
vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17), auf den ſich die 
gegenteilige Meinung des Beſchwerdeführers bezüglich des in 
Frage ſtehenden Punktes ſtützt, hat es, wie der Art. 112 der⸗ 
ſelben ergibt, bis zum Erlaſſe des in Art. 26 ebenda vor⸗ 
geſehenen Unterrichtsgeſetzes bei den geltenden geſetzlichen 
Vorſchriften belaſſen. Zwar iſt durch das Geſetz vom 
10. Juli 1906 (Geſetzſamml. S. 333) der Art. 112 formell auf⸗ 
gehoben, ſachlich iſt aber dadurch eine Anderung der Ver⸗ 
faſſungsurkunde nicht eingetreten. Der fachliche Inhalt des 
neuen Geſetzes: „Bis zur anderweiten geſetzlichen Regelung 
verbleibt es hinſichtlich des Schul⸗ und Unterrichtsweſens bei 
dem geltenden Rechte“, deckt ſich mit dem Inhalte der Art. 26, 
112 der Verfaſſungsurkunde. Hiernach erübrigt ſich jede Er⸗ 
örterung, wie der Art. 24 zu verſtehen iſt, namentlich ob aus 
dem Grundſatze, daß der religiöſe Unterricht in der Volksſchule 
durch die betreffenden Religionsgeſellſchaften zu leiten ſei, 
folgt, daß damit den Religionsgemeinſchaften in bezug auf die 
Frage, in welcher Sprache der Religionsunterricht zu er⸗ 
teilen ſei, ein Entſcheidungsrecht habe eingeräumt werden ſollen. 
Weiterhin hat das Geſetz vom 11. März 1872, betreffend die 
Beaufſichtigung des Unterrichts⸗ und Erziehungsweſens (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 183) in bezug auf die vorliegende Frage nichts ge⸗ 
ändert. Vielmehr iſt in dieſem Geſetze der ſchon aus den land⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen herzuleitende Grundſatz, daß alle mit 
der Schulaufſicht betrauten Behörden und Beamten im Auf⸗ 
trage des Staates handeln, erneut zum geſetzgeberiſchen 
Ausdruck gebracht und iſt dieſer Grundſatz zum geltenden Rechte 
für das Geſamtgebiet des Preußiſchen Staates geworden. Der 
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§ 3 des ebengenannten Geſetzes erklärt, daß der Art. 24 der 
Verfaſſungsurkunde unberührt bleiben ſolle; da er ſich 
über ſeinen Sin und ſeine Bedeutung in keiner Weiſe aus⸗ 
läßt, kann nicht davon die Rede ſein, daß dadurch der Art. 24 
als,, aktuelles Recht“ anerkannt worden ſei. Dies um fo weniger, 


als während eines mehr als zwanzigjährigen Zeitraums dieſe 
Bedeutung dem Art. 24 in der ſtändigen Rechtſprechung des höch⸗ 


ſten Preußiſchen Gerichtshofes abgeſprochen war und es deshalb 
nahe gelegen hätte, eine etwaige hiervon abweichende Auf⸗ 
faſſung in klarer Weiſe zum Ausdrucke zu bringen. Die Aus⸗ 
führungen des Beſchwerdeführers geben keinen Anlaß von dieſen, 
Rechtsanſchauungen abzugehen. Gegenüber der Bezugnahme 
auf die vom Miniſter Falk bei der Beratung des Entwurfs 
zum Schulaufſichtsgeſetze von 1872 abgegebenen Erklärungen 
iſt zu bemerken, daß es ſich bei ihnen weſentlich darum handelte, 
darzutun, daß das Geſetz zur Ausführung des Art. 23 der 
Preußiſchen Verfaſſungsurkunde beſtimmt ſei und Art. 24 voll⸗ 
kommen unberührt bleibe. Ob in den hierbei gemachten Aus⸗ 
führungen ein Ausſpruch, daß Art. 24 aktuelles Recht enthalte, 


zu finden iſt, kann deshalb unerörtert bleiben. Unrichtig iſt 


die Behauptung des Beſchwerdeführers, daß § 12 Tl. II 
Tit. 12 PrALR. durch kein ſpäteres Geſetz beſeitigt worden 
ſei. Die Beſtimmung darin, daß die gemeinen Schulen der 
Direktion der Gerichtsobrigkeit eines jeden Ortes unterſtehen 
ſollen und dieſe die Geiſtlichkeit der Gemeine, zu welcher die 
Schule gehört, zuzuziehen habe, iſt mit den im Schulaufſichts⸗ 
geſetze vom 11. März 1872 zur Geltung gebrachten Normen 
unvereinbar und deshalb außer Kraft geſetzt, da durch 81 
des Geſetzes alle entgegenſtehenden Beſtimmungen aufgehoben 
worden find. Überdies rechtfertigt der Inhalt des § 12 a. a. O. 
keineswegs die Auffaſſung, daß damit den Geiſtlichen ein Ge⸗ 
nehmigungsrecht in bezug auf ſtaatliche Anordnungen einge⸗ 
räumt worden ſei. Daraus, daß der Staat es übernommen 
hatte, in der Schule auch für die Lehre der Kirche zu ſorgen, 
ergab ſich von ſelbſt, daß ſeine Organe ſich in ein Einver⸗ 
nehmen mit den kirchlichen Organen ſetzen mußten und nur 
dies war in § 12 a. a. O. beſtimmt. Die von dem Beſchwerde⸗ 
führer in Bezug genommenen Beſtimmungen in 8 18 Abſ. 2 


der Inſtruktion zur Geſchäftsführung der Regierungen vom 


23. Oktober 1817, wonach die Schulkommiſſion ſtets gehörig 
den Einfluß berückſichtigen ſolle, welcher bei den römiſch⸗ katho⸗ 
lichen Kirchen⸗ und Schulſachen dem Biſchofe geſetz⸗ und ver⸗ 
faſſungsmäßig zuſteht, und in § 8 der Dienſtinſtruktion für die 
Provinzialkonſiſtorien von demſelben Tage, wonach den katho⸗ 
liſchen Biſchöfen ihr Einfluß, ſoweit er verfaſſungs⸗ und geſetz⸗ 
mäßig iſt, auf den Religionsunterricht in den öffentlichen 
Schulen vorbehalten bleiben ſoll, kommen hier nicht in Be⸗ 
tracht, weil geſetz⸗ und verfaſſungsmäßige Rechte der geiſtlichen 
Behörden, bei der Anordnung der beim Unterricht in den 
Volksſchulen anzuwendenden Sprache mitzuwirken, nicht beſtehen. 
Die Wahl der Unterrichtsſprache wird, wie die Wahl der 
Unterrichtsmittel überhaupt, vorwiegend durch Zweckmäßig⸗ 
keits rückſichten beſtimmt, zunächſt durch die Rückſicht darauf, 
mittels welcher Sprache die vollkommenſte Erreichung des 


nächſten und eigentlichſten Unterrichts zweckes verbürgt wird, 


hierüber hinaus durch die Rückſicht darauf, wie die neben Er⸗ 
lernung des Unterrichtsſtoffes von der Schule zu fordernde 
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Erziehung für das Leben und für die Zwecke des 
Staates beſſer gewährleiſtet wird. Unter keinen Umſtänden 
bildet die Wahl der Unterrichtsſprache im Religionsunterrichte 
eine Angelegenheit, die dem rein religiöſen Gebiete angehörte. 
Dieſe Wahl läßt den ſachlichen Inhalt der Religionslehre und 
der Glaubensſätze ſelbſt ebenſo unberührt, wie die Freiheit des 
Bekenntniſſes und der Religionsübung. Es kann daher weder 
die ſtaatliche Anordnung über die Unterrichtsſprache die in 
letzterer Hinſicht durch Art. 12 der Verfaſſungsurkunde gewähr⸗ 
leiſteten Rechte beeinträchtigen, noch kann es Beachtung ſeitens 
des Staates beanſpruchen, wenn eine Religionsgeſellſchaft ihre 
Anſchauung über die nach dem Geſetze allein dem Staate ge⸗ 
bührende Wahl der Unterrichtsſprache zu einem Glaubensſatze 
erheben wollte. Soweit aber der Geiſtlichkeit ein Recht zur 
Mitwirkung für Erreichung der Zwecke der Schulanſtalten 
überhaupt und bei Erteilung des Religionsunterrichtes im Be⸗ 
ſonderen eingeräumt iſt, (8 49 Tl. II Tit. 12 AL R., 8 1 des 
Geſetzes vom 11. März 1872, Verfügung des Kultusminiſters 
vom 18. Februar 1876) jo iſt ſchon hervorgehoben, daß die 
mit ſolcher Mitwirkung betrauten kirchlichen Behörden und 
Organe inſoweit im Auftrage des Staates handeln. 
Daraus folgt, daß ſie ausſchließlich deſſen Anordnungen 
unterworfen ſind, ohne ein eigenes Beſtimmungs⸗ oder Ge⸗ 
nehmigungsrecht zu beſitzen. Aus den vom Beſchwerdeführer 
in Bezug genommenen Schulreglements vom 12. Auguſt 1763 
und vom 3. November 1765 iſt nichts Entgegenſtehendes her⸗ 
zuleiten. Urt. d. IV. Sen. v. 8. Nov. 1907 (660/07). 

7. 8 110 StGB.] Das LG. hat die einzelnen Ver⸗ 
fügungen der Amtsvorſteher, durch die ſie den mit einem Er⸗ 
laubnisſcheine nicht verſehenen Turnlehrern die Fortſetzung der 
Unterrichtserteilung bei Vermeidung einer Geldſtrafe im Auftrage 
der Regierung zu Schleswig unterſagt haben, für fich beurteilt, 
und iſt auf dieſem Wege dazu gelangt, ihnen die Eigenſchaft 
obrigkeitlicher Anordnungen abzuſprechen, weil es ſich bloß um 
Vollſtreckungs handlungen geſetzlicher Vollzugsorgane gegen be 
ſtimmte Eimgelperfonen handle. Hierbei it verkannt, daß die 
Verfügungen ſich auch äußerlich als Aus führungshandlungen 
eines allgemeinen Auftrags der Regierung kennzeichnen, und 
daß die Angeklagten, wenn ſie zum Ungehorſam gegen die 
Geſamtheit der Verfügungen der Amtsvorſteher auffordern, 
ſich gegen dieſe ihnen zugrunde liegende, den Beteiligten durch 
die Amtsvorſteher bekannt gemachte Verfügung der Regierung 
wenden. Dieſe das Verbot der Unterrichtserteilung ohne Ex: 
laubnisſchein und die Straffeſtſetzung enthaltende Verfügung, 
die ſonach das eigentliche Angriffsobjekt bildet, ſtellt ſich dar 
als eine obrigkeitliche Maßnahme, durch Sonderfälle veranlaßt 
und zunächſt auf dieſe gerichtet, aber dazu beſtimmt und geeignet, 
innerhalb des Kreiſes der Beteiligten, der Turnlehrer eines 
beitimmten Bezirks, allgemeine Geltung zu finden. Das Merkmal 
der einer Rechtsnorm gleich zu achtenden Anordnung im Sinne 
des 8 110 StGB., eines in Zweck und Wirkung ſich nicht 
auf den Einzelfall beſchränkenden allgemein gültigen Befehls, 
iſt daher nicht zu beanſtanden. (Entſch. 8, 321; 10, 296; 
21, 192; Rechtſprechung 6, 605.) Der Entſcheidungsgrund 
des LG. verſagt ſonach und das lediglich auf dieſem Grunde 
beruhende Urteil mußte der Aufhebung verfallen. Das LG.. 
wird nunmehr in eine Prüfung einzutreten haben, ob die 
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übrigen Tatbeſtandsmerkmale des § 110 StGB., ſoweit dieſe 
Vorſchrift hier einſchlägt, in den Perſonen der drei Angeklagten 
zur Verwirklichung gelangt find, ob ſie alſo durch Verbreitung 
von Schriften zum Ungehorſam gegen die Anordnung der 
Regierung aufgefordert haben, und ſodann ob dieſe Anordnung 
von der Regierung „innerhalb ihrer Zuſtändigkeit“ getroffen 
iſt, und zwar nicht bloß im Rahmen der allgemeinen örtlichen 
und ſachlichen Zuſtändigkeit, ſondern auch innerhalb der in der 
Lage des Falles begründeten geſetzlichen Befugnis der Regierung. 
In dieſer letzten Richtung wird die Entfcheidung von der Be⸗ 
antwortung der in der Hauptverhandlung vor dem Reviſions⸗ 
gericht erörterten Frage abhängen, ob die Verfügung der Re⸗ 
gierung in den darin angeführten Vorſchriften, der Kabinettsorder 
vom 10. Juni 1834 und der Inſtruktion des Staatsminiſteriums 
vom 31. Dezember 1839 ihre geſetzliche Grundlage findet, ob 
alſo der Turnunterricht, wie er im Bezirk der Regierung zu 
Schleswig tatſächlich erteilt worden iſt, unter jene Vorſchriften 
fällt. Es kann hierbei unter Umſtänden auch die weitere Frage 
Bedeutung erlangen, ob das dort aufgeſtellte Exfordernis der 
ſchulbehördlichen Erlaubnis etwa für den Priwatturnunterricht, 
wenigſtens den gewerblichen, außer Kraft geſetzt iſt durch das 
Eingreifen der RGO., die in § 35 den Gewerbebetrieb des 
Turnunterrichts in gewerbepolizeilichem Intereſſe der Unter⸗ 
ſagung unterwirft oder ob nicht beide Maßregeln, die ſchul⸗ 
behördliche Erlaubnis und die gewerbepolizeiliche Unterſagung, 
nebeneinander zu Recht beſtehen können. Es muß abgelehnt 
werden, ſchon jetzt wo beiſpielsweiſe nicht einmal das Beſtehen 
eines Gewerbebetriebes im Sinne der NED. feſtgeſtellt iſt, 
dieſe Fragen, losgelöſt von den erforderlichen tatſächlichen Unter⸗ 
lagen, lediglich nach rechtlichen Geſichtspunkten zu entſcheiden 
und hierbei alle tatſächlichen Möglichkeiten zu erſchöpfen, die 
ſich aus der bisher nicht geklärten Sachlage ergeben könnten. 
Es iſt auch nicht die Aufgabe des Reviſionsgerichts, bei Zurück⸗ 
verweiſung der Sache an die vorige Inſtanz Rechtsgrundſätze 
aufzuſtellen, deren Anwendbarkeit erſt von der Erfüllung gewiſſer 
dort feſtzuſtellender Vorausſetzungen abhängt, wenn wie hier, 
der aus dem Urteil erſichtliche Sachverhalt zu Zweifeln an dem 
Eintritt dieſer Vorausetzungen Anlaß bietet. Die Täterſchaft 
und die ſtrafrechtliche Verantwortung der drei Angeklagten iſt 
im Urteil einer Würdigung nicht unterzogen; gleichwohl ſind 
darin Tatſachen angeführt, die, wenn auch keine Schluß⸗ 
ſolgerungen aus ihnen gezogen find, offenbar dazu dienen ſollen, 
die in dieſer Richtung obwaltenden Zweifel zum Ausdruck zu 
bringen. Dies bezieht fih nicht bloß auf die ſtrafrechtliche 
Haftung der beiden als verantwortliche Redakteure in Anſpruch 
genommenen Angeklagten zu 2 und 3 mit Rückſicht auf den 
zur Ausſchließung ihrer Verantwortung beſtimmten Vermerk 
am Schluß der Zeitungsnummer, ſondern auch auf das Vorliegen 
des ſubjektiven Schulderforderniſſes in der Perſon des An⸗ 
geklagten zu 1, von dem das Urteil feſtſtellt, daß er durch die 
Aufforderung keinen anderen Zweck verfolgt hat, als die Herbei⸗ 
führung einer gerichtlichen Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit 
der Regierungsverfügung und deshalb die beteiligten Turnlehrer 
durch beſondere Briefe aufgefordert hat, ſeiner in der Zeitung 
erlaſſenen Aufforderung zum Ungehorſam keine Folge zu leiſten. 
Daß der Angeklagte zu 1 bei Begehung der Tat mit dem nach 
§ 110 StGB. erforderlichen ſtrafbaren Vorſatze gehandelt hat, 
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würde dieſer Sachlage gegenüber jedenfalls einer beſonderen 
Feſtſtellung bedürfen. Kommt das LG. in dieſen Richtungen 
zu einem verneinenden Ergebnis, ſo bedarf es eines Eingehens 
auf die erwähnte Rechtsfrage ſelbſtverſtändlich überhaupt nicht. 
Urt. d. III. Sen. v. 21. Nov. / 9. Dez. 1907 (458/07). | 

8. 8 123 StGB.] Nach der Darſtellung des Sachver⸗ 
halts hat der Angeklagte bei dem Rittergutsbeſitzer J. als 
Oberſchweizer in Dienſten geſtanden. Das Dienſtverhältnis iſt 
zur Zeit des der Anklage zugrunde liegenden Vorgangs noch 
nicht aufgehoben geweſen; J. hatte dem Angeklagten nur geſagt, 
daß er zum Vierteljahresſchluſſe ſeine Stellung verlaſſen könne 
und auch, als Angeklagter feine Zeugniſſe verlangte, um ſich, 
eine andre Stellung zu ſuchen, ſeinen Inſpektor angewieſen, ihm 
die Zeugniſſe auszuhändigen, falls er ſich ſchriftlich bereit erkläre, 
ſeine Stelle zu Neujahr 1907 aufzugeben. Bei dieſer Sachlage 
und da auch während der ſpäteren Vorgänge eine Aufhebung 
des Dienftverhältnifjes nicht erfolgt iſt, kann der Ausſpruch des 
erſten Gerichts, der Angeklagte habe von der Zeit an, als die 
Aufforderung des J. „Alles raus aus dem Stalle“ erging, in 
der Futterkammer bzw. dem Stalle, — den Räumen, 
in denen er Arbeiten zu verrichten hatte, — ohne Befugnis 
verweilt, als zutreffend nicht ohne weiteres anerkannt werden. 
Es gebricht an jeder Unterlage dafür, inwiefern ſein Verweilen 
durch die Aufforderung des J. ein unbefugtes geworden ſei; 
daß es nicht nur einen Ungehorſam gegen einen dienſtlichen 
Befehl, ſondern auch einen Eingriff in das Hausrecht des J. 
darſtellte, und dies um ſo mehr, als nicht einmal dargetan iſt, 
welchen Zweck der Berechtigte mit ſeiner Aufforderung verfolgte, 
ob nur die zeitweilige Entfernung aus dem Stalle, oder die 
Wegweiſung aus ihm überhaupt oder vom Gehöfte bezielt 
wurde (vgl. RG. 13 S. 189, 190). Es hätte dementſprechend 
auch einer näheren Begründung bedurft, inwiefern der Angeklagte 
unter den gegebenen Verhältniſſen ſeine Verpflichtung, der 
Aufforderung zum Verlaſſen des Stalles nachzukommen, er⸗ 
kennen, d. i. der Rechtswidrigkeit des weiteren Verweilens ſich 
bewußt ſein mußte. Urt. d. IV. Sen. v. 13. Dezember 1907 
(884/07). | 

9. 88 123, 243 StGB.] Der Tatbeſtand des Haus: 
friedensbruches ſteht zu dem Tatbeſtand des ſchweren Diebſtahls 
im Verhältnis der Geſetzeskonkurrenz, nicht der Idealkonkurrenz. 
Urt. d. V. Sen. v. 29. Nov. 1907 (802/07). | 

10. $ 129 StGB.] 8 129 StGB. iſt nur anwendbar, 
wo es ſich um ein wirklich vollzieh bares, einer Vollziehung 
fähiges Geſetz handelt, daß es im Sinne des Geſetzes liegen 
muß, durch ſeine Anordnung einen gewiſſen Zuſtand herbei⸗ 
zuführen, daß alſo in ihm entweder hierauf abzielende Gebote 
oder Verbote enthalten ſein müſſen, oder daß doch wenigſtens 
eine Entkräftung ſeiner Wir kung möglich iſt, dergeſtalt, 
daß ſeine Durchführung vereitelt werden kann. Wie ſchon in 
der Entſcheidung des RG. in Strafſachen Bd. 19 S. 100 
bemerkt iſt, richtet ſich die Strafandrohung des 8 129 StGB. 
gegen eine Art von Widerſtand gegen die Staatsgewalt. In⸗ 
wiefern die Beſtimmungen der Art. 1 und 2 der preußiſchen 
Verfaſſung einer Vollziehung fähig ſein ſollen, iſt nicht ver⸗ 
ſtändlich. Dieſe enthalten lediglich die geſetzliche Feſtlegung 
eines längſt vollzogenen Zuſtandes, deſſen Aufrecht⸗ 
haltung dergeſtalt bekräftigt wird, daß jede Anderung des 
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Zuſtandes als verfaſſungswidrig gekennzeichnet wird. Die bloße 
Erhaltung eines durch ein Geſetz bekräftigten Zuſtandes 
kann als eine Vollziehung des Geſetzes nicht angeſehen werden. 
Zum Schutze der Erhaltung des hier fraglichen Zuſtandes 
dienen die 88 81 ff. St 3B. aber nicht § 129 daſelbſt. Die 
Abſicht der Losreißung preußiſcher Gebietsteile vom Staate 
kann daher auch nicht auf die Verhinderung oder Entkräftung 
der Vollziehung des Art. 1 und 2 der preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde gerichtet ſein. Urt. d. IV. Sen. v. 19. Nov. 1907 
(917/07). 

11. § 163 StGB.] Im allgemeinen iſt erfahrungs⸗ 
gemäß das Gedächtnis durch bloße Anſtrengungen des Willens 
und der Aufmerkſamkeit nicht ſtets dazu zu bringen, richtig zu 
funktionieren; dies wird in noch höherem Grade gelten müſſen, 
wenn es ſich wie hier um das nach der eigenen Feſtſtellung 
des LG. ſchlechte Gedächtnis eines körperlich und geiſtig 
minderwertigen, 65 Jahre alten Menſchen handelt; man wird 
deshalb namentlich in einem ſolchen Falle nicht ſagen dürfen, 
daß der Angeklagte, wenn er „alles aufgeboten hätte, um ſich 
die Ereigniſſe der fraglichen Nacht möglichſt getreu ins Ge⸗ 
dächtnis zurückzurufen“, ſich den Vorgang gewiß und 
genau wieder ſo, wie er ſich in Wahrheit abgeſpielt hatte, 
vergegenwärtigt haben würde. Eine andere Beurteilung würde 
nur Platz greifen, wenn dem Angeklagten irgendwelche tat⸗ 
ſächliche Anhaltspunkte oder auch äußere Hilfsmittel zu Gebote 
geſtanden hätten, die, wenn er ſie benutzt hätte, ſein Gedächtnis 
aufgefriſcht und die Erinnerung an den richtigen Sachverhalt 
wieder wachgerufen haben würden. Urt. d. V. Sen. v. 
13. Dez. 1907 (555/07). 

12. 5 163 StGB.] Die Fahrläſfigkeit begründet die 
Strafkammer lediglich damit, daß der Angeklagte die Aufnahme 
der betreffenden Gegenſtände in das Vermögensverzeichnis 
„einfach vergeffen“, daß er aber „zweifellos bei gehöriger Auf⸗ 
merkſamkeit und Anſtrengung ſeines Gedächtniſſes, zu der er 
nach der Eidesformel „nach beftem Wiſſen“ verpflichtet war, 
die Unvollſtändigkeit des Verzeichniſſes hätte merken, etwaige 
Zweifel und Bedenken zum mindeſten zum Ausdruck hätte bringen 
müſſen“. Auch dieſe Erwägungen gehen fehl. Hatte der 
Angeklagte die Gegenſtände „einfach vergeſſen“, ſo konnte er 
„etwaige Zweifel und Bedenken“ hinſichtlich ihrer nicht haben. 
Lediglich in der unterlaſſenen Anſtrengung des Denkvermögens 
konnte aber eine Fahrläſſigkeit nicht gefunden werden. Urt. d. 
III. Sen. v. 23. Dez. 1907 (898/07). 

13. 8 174 Ziff. 1 StGB.] Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob für den Begriff des Erziehers ſchon „das tatſächlich 
obmaltende Verhältnis“, welches die Strafkammer allein für 
entſcheidend hält, genügen würde. Denn jedenfalls iſt — wenn 
von der Frage, ob hierzu Berufsmäßigkeit der Tätigkeit 
erforderlich iſt, vorerſt abgeſehen wird. — derjenige als Erzieher 
zu erachten, welchem die Erziehung über einen minderjährigen 
Zögling von einem dazu Berechtigten übertragen worden iſt 
und der dieſelbe übernommen hat. Dies trifft aber bezüglich 
des Angeklagten in den beiden ihm zur Laſt gelegten Fällen zu. 
Denn wie das LG. für erwieſen anſieht, wurde dem Angeklagten, 
nachdem er ſich an die ſtädtiſche Waiſendeputation zu Berlin 
mit der Bitte gewendet hatte, ihm wenn möglich einen Zögling 
in Dienſt zu geben, der im Diakoniſſenhauſe „Evangeliſches 
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Magdalenenſtift“ in Teltow befindliche minderjährige Zögling 
Martha A. auf Veranlaſſung der Waiſendeputation in Dienſt 
gebracht. Auch hat die bei dem Eintreffen der A. anweſende 
Ehefrau des Angeklagten den ihr vorgelegten „im Stift üblichen“ 
Erziehungs- und Dienſtvertrag, den fie mit dem Beiſatze „in 
Vertretung“ unterzeichnete, wie der erſte Richter betont „im 
Auftrag, im Einverſtändnis und in Vertretung des Angeklagten“ 
geſchloſſen. In dieſem Vertrag iſt dem Urteile zufolge von der 
Dienſtherrſchaft ausdrücklich anerkannt, daß ihr der Zögling 
nicht allein zur Leiſtung von Dienſten, ſondern auch „und ganz 
beſonders“ zu ſeiner Erziehung anvertraut ſei. Der Inhalt 
dieſer Vereinbarung war, wie im Urteile bemerkt wird, dem 
Angeklagten bekannt; es wurde ſchon, bevor Martha A. bei 
ihm eingetreten iſt, die Art und Weiſe, wie der Zögling zu 
behandeln und unterzubringen ſei, zwiſchen dem Angeklagten 
deſſen Ehefrau und einer zu dieſem Zweck abgeſandten Dia⸗ 
koniſſin in längerer Unterredung, bei welcher ſich der Angeklagte 
mit allem einverſtanden erklärte, ausführlich beſprochen. In 
der Zuweiſung des Fürſorgezöglings durch die hierzu berechtigte 
Waiſenverwaltung liegt die Übertragung des Erziehungsrechtes 
an den Angeklagten, in dem Abſchluſſe des Vertrages, bei dem 
der Angeklagte durch ſeine von ihm hierzu beauftragte Ehefrau 
vertreten war, liegt die Übernahme der Erziehung. Der 
Angeklagte hat dadurch eine Stellung erlangt, welche derjenigen 
eines Vaters oder Vormundes ähnlich iſt, und hatte“ infolge⸗ 
deſſen die Berechtigung und Verpflichtung, auf Grund der ihm 
zuſtehenden Autorität die Lebensführung ſeines Zöglings A., 
namentlich in ſittlicher Beziehung, zu überwachen und zu 
lenken (RGSt. 29, 49). Mit der Eigenſchaft des Angeklagten 
als eines Erziehers war es vereinbart, daß er gegenüber der 
Martha A. auch die Stellung eines Dienſtherrn hatte. Durch 
den mit dem Erziehungsvertrag in Verbindung ſtehenden Dienfts 
vertrag wurden die rechtlichen Wirkungen des erſteren nicht 
beeinträchtigt (vgl. RGSt. 31, 203). Urt. d. II. Sen. v. 
17. Dez. 1907 (755/07). 

14. 8176 StGB.] Das erſtrichterliche Urteil ſtellt neben 
der objektiven Unzüchtigkeit der dem Angeklagten zur Laſt ge⸗ 
legten Handlungen auch noch feſt, daß der Angeklagte in der 
Abſicht, ſeine Geſchlechtsluſt zu erregen oder zu befriedigen, 
gehandelt habe. Ferner hält es für erwieſen, der Angeklagte 
habe ſich bewußt ſein müſſen, „daß die Handlungen hierzu ge⸗ 
eignet waren,“ d. h., wie der Zuſammenhang ergibt, dazu, die 
Geſchlechtsluſt des Täters zu erregen oder zu befriedigen. 
Wenn die Reviſion zur Verurteilung die Feſtſtellung verlangt, 
daß der Angeklagte ſich der objektiven Unzüchtigkeit ſeiner Tat 
bewußt geweſen ſei, ſo iſt dies unzutreffend. Eine irrige Auf⸗ 
faſſung in bezug auf den rechtlichen Begriff des Unzüchtigen 
würde ſich als ein Irrtum hinſichtlich des Strafgeſetzes dar⸗ 
ſtellen und deshalb dem Angeklagten nicht zugute kommen 
können. Das von dem Beſchwerdeführer angezogene Urteil des 
III. StS. (RGRſpr. 4, 275) bemerkt zwar am Schluſſe, daß 
von der damals angefochtenen Entſcheidung das Bewußtſein 
des Angeklagten von der „Unzüchtigkeit der Handlung“ verneint 
worden ſei, hat aber in feinen Ausführungen das Bewußtſein 
im Auge, daß die Tat zur Erregung oder Befriedigung der 
Geſchlechtsluſt geeignet ſei. Urt. d. II. Sen. v. 22. Okt. 1907 
(669/07). 
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15. 88 176 Nr. 1, 177 StGB.] In der Entſcheidung 
des Ferienſenats vom 25. Auguſt 1892, abgedruckt in Bd. 23, 
S. 225, if} allerdings geſagt, daß „eine und dieſelbe Handlung 
nicht gleichzeitig als Notzucht oder Notzuchts verſuch und daneben 
noch als Verbrechen aus 8 176 Nr. 1 StGB. geſtraft werden 
könne“. Dieſer Satz iſt aber im Anſchluſſe an die vorher⸗ 
gehend wiedergegebenen Ausführungen der Reviſion zu verſtehen, 
welche darauf hinweiſt, daß die Notzucht „an ſich“ eine un⸗ 
züchtige Handlung ſei, und daraus den Schluß zieht, daß wegen 
dieſer einen Handlung neben der rechtlichen Beurteilung und 
Beſtrafung aus 8 177 SGB. nicht auch noch eine ſolche aus 
§ 176 Nr. 1 StB. zuläſſig fe. Wenn hier von Notzucht 
„an ſich“ geſprochen wird, ſo iſt damit nur der Akt der 
Vollziehung des außerehelichen Beiſchlafßs gemeint und auch 
nur auf dieſen Akt bezieht ſich der eingangs angeführte Satz 
der reichs gerichtlichen Eneſcheidung. Durch dieſe iſt denn auch 
für den damals vorliegenden Fall anerkannt worden, daß die 
den Gegenſtand der Aburteilung bildende Tat, obgleich der in 
ihr zu erblickende Verſuch zu einem Verbrechen aus 8 177 
StGB. gemäß 5 46 Nr. 1 StGB. ſtraflos bleiben muß, als 
vollendetes Verbrechen aus 8 176 Nr. 1 SGB. beurteilt und 
beſtraft werden lann, wenn der Täter vor oder bis zu dem 
Zeitpunkte, wo er die Ausführung der von ihm beabſichtigten 
gewaltfamen Nötigung zur Duldung des außerehelichen Bei⸗ 
ſchlafs freiwillig aufgegeben hat, Tätigleitsakte vorgenommen 
hat, durch welche bereits der Tatbeſtand des 9 176 Nr. 1 StGB. 
verwirklicht worden iſt. Demzufolge muß aber auch die Mög⸗ 
lichkeit rechtlichen Zuſammentreffens der Tatbeſtände eines Bew 
brechens des Notzuchisverſuchs aus § 177, 43 StGB. und 
eines Verbrechens aus 9 176 Nr. 1 StGB. für alle Fälle 
zugegeben werden, in denen bei einer den Gegenſtand der Ab⸗ 
urteilung bildenden einheitlichen Tat unzüchtige Handlungen 
besgenommen worden find, welche neben der Notzucht an ſich, 
d. h. neben denjenigen Einzelhandlungen einhergehen, durch 
welche das zum Tatbeſtande der Notzucht gehörige Merkmal 
der Beiſchlafsvollziehung begründet werden würde. (Vgl. Urteil 
des III. StS. vom 7. November 1898 in Goltd Arch. 46, 442; 
RGRſpr. 10, 158, Urteil des III. SS. vom 5. März 1906 
Nr. 1148/5.) Ob Anwendung von Gewalt oder von Drohung 
im Sinne des 8 177 StG in Fratze ſtoht, iſt in ſolchen 
Fällen gleichgültig. Urt. d. Ferienſenats v. 27. Juli 1907 
(698/07). 

16. 5 184 Nr. 1 StEB.] Feſtgeſtellt iſt, daß die Bilder 
auf photographiſchem Wege nach dem Leben angefertigte und 
verviel fältigte Darſtellungen nackter weiblicher und männlicher 
menſchlicher Körper in den verſchiedenſten Stellungen auſweiſen, 
wobei die männlichen Geſchlechesteile und bei den weiblichen 
Perſonen die Brüſte und die Schamgegend, in zwei Fällen auch 
die Schamſpalts in ihrem oberen Beginne, un verhüllt ſich zeigen. 
Nach Annahme der Strafkammer fehlen in ſämtlichen Bildern 
geſchlechtliche Beziehungen in dem Sinne, daß durch die Wahl 
der Stellung des Körpers, namentlich der Beine, ſich die 
Schamgs gend, insbeſondere die Geſchleches teile der weiblichen 
Perſonen, in auffallender Weile aufdrängen. Zur Be 
grünbung; der Entſcheidung, daß die Bilder als unzüchtig im 
Sinne des 5 184 Nr. 1 SGB. zu erxklären ſeien, geht die 
Straflammer von dem Gedanken aus, daß die en ſich nicht 
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unzüchtige natürliche Erſcheinung des nackten menſchlichen 
Körpers dann als etwas Unzüchtiges erachtet werden kann, 
wenn ſie auf öffentlicher Straße der Allgemeinheit gezeigt wird. 
Dies iſt als richtig anzuerkennen. Auch wenn in einem ſolchen 
Falle die geſchlechtliche Beziehung, welche zum Begriffe des 
Unzüchtigen im Sinne des Geſetzes erfordert wird, nicht durch 
eine beſondere ſinnfällige Vorkehrung hergeſtellt iſt, ergibt fie 
ſich doch ohne weiteres daraus, daß bei öffentlichem Zurſchau⸗ 
ſtellen des unverhüllten Körpers regelmäßig, namentlich wenn 
es ſich um geſchlechtlich entwickelte Perſonen handelt, durch die 
damit verbundene Enthüllung der geſchlechtlichen Teile und 
Körperformen deshalb, weil Zucht und Sitte deren Verhüllung 
im allgemeinen Verkehre vorzugsweise erheiſchen, der Eindruck 


erweckt wird, daß gerade dieſe Teile, die als geſchbechtliche 


Unterſcheidungsmerlmale an dem nackten Körper ohnehin befonders 
auffallen müſſen, in erſter Linie den Blicken beliebiger Bes 
ſchauer, alſo auch ſolchen des anderen Geſchlechts, preisgegeben 
werden. Wenn dann das Urteil weiter ſagt, daß es ſich ebenſo, 
wie mit dem natinlichen Körper, auch mit den Abbildungen 
desſelben verhalte, fo iſt auch das in dem Sinne nchtig, daß 
die Abbildung des an ſich unzüchtigen, nackten menſchlichen 
Körpers dann als unzüchtig zu erachten iſt, wenn die Umſtände, 
welche die Darſtellung des Körpers äußerlich begleiten und mit 
ihr gegenſtändlich in der Abbildung verknüpft find, den Eindeuck 
machen, daß die Abbildung nicht etwa auschließlich zu 
einem Zwecke, bei deſſen Verfolgung die ſinnliche Empfindung 
beim Anblicke des geſchlechilichen Nackten zurückgedrängt wird, 
ſondem ohne dieſe Einſchränkung für den Verkehr hergeſtollt if 
(vgl. insbeſondere RGSt. 24, 365). Aus dieſem Gefichts⸗ 
punkte konnte die Strafkammer auf Grund der von ihr über 
die Beſchaffenheit der Abbildungen getroffenen Feſtſtellungen 
unbedenklich annehmen, daß die in Betracht kommenden Stücke 
im Sinne des Geſetzes unzächtig fein. Im weiteren Verlaufe 
der Ausführungen des Urteils wird allerdings für die Ans 
nahme der Unzüchtigkeit nur mehr von den Zwecken geſprochen, 
zu denen die Bilder nach dem Willen des Angeklagten ver⸗ 
wendet werden ſollten oder konnten, und wird die Beſchaffenheit 
der Bilder ſelbſt nicht mehr in Erwägung gezogen. Inſoweit 
ſind daher die Ausführungen des Urteils bedenklich; denn die 
Abbildung eines an ſich nicht unzüchtigen Gegenſtands kann 
nicht ledizlich aus inneren, in der Perſon deſſen, der die Ab⸗ 
bildung verwendet, liegenden Gründen für unzüchtig erklärt 
werden. Indeſſen ergibt ſich nach dem vorhin Erörterten aus 
den Feſtſtellungen und Ausführungen des Urteils doch die nötige 
Grundlage, um die Entſcheidung für gerechtfertigt halten zu 
knnen. Urt. d. I. Sen. v. 20. Juni 1907 (265/07). 

17. 8 184 St.] Die Strafkammer erklärt die ihrer 
Beurteilung unterſtellte Druckſchrift „an ſich nicht als unzüchtig“, 
weil ihn Inhalt in keinem Falle darauf berechnet ſei, in dem 
Leſer wollüftige Empfindungen zu erregen, und ihr Berfaſſer ſie 
mur fie das Publikum in Tingel⸗Tangels beſtimmt habe, deffen 
Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl durch den Inhalt der Schrift 
nicht verletzt werde. Dies iſt rechtsirrig. Eine Schrift iſt un⸗ 
zuͤchtig, wenn fie in ihrer gegenſtändlichen Erſcheinung und dem 
daraus ſich ergebenden geiſtigen Inhalt geeignet iſt, das all 
gemeine Scham und Siittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Be⸗ 
Fehung u verletzen; ob fie geeignet oder darauf berechnet iſt, 
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im Leſer wollüſtige Empfindungen zu erregen, iſt belanglos 
(RGSt. 31, 260) und ebenſo, zu welchen Zwecken fie nach 
dem bloßen inneren Willen des Verfaſſers dienen ſoll. Aller⸗ 
dings kann der Zweck einer Schrift für die Frage, ob ſie als 
unzüchtig im Sinne des § 184 Nr. 1 StGB. zu erachten iſt 
oder nicht, von Bedeutung ſein, aber immer nur dann, wenn 
er aus äußeren Umſtänden, die die Erſcheinung der Schrift 
begleiten und körperlich unmittelbar mit ihr verbunden ſind, 
erkennbar iſt und dadurch entweder etwas, was ſonſt nicht un⸗ 
züchtig wäre, zum Unzüchtigen geſtempelt wird, oder etwas 
ſonſt Unzüchtiges dieſe Eigenſchaft verliert (RGSt. 4, 87; 24, 
365; 27, 114); der Zweck, der einer Schrift lediglich in der 
Vorſtellung ihres Verfaſſers gegeben iſt, kommt nicht in Betracht. 
Verfehlt iſt es aber auch, wenn die Strafkammer die Schrift 
deshalb nicht für unzüchtig erklären zu: können glaubt, weil ihr 
nach dem Willen des Verfaſſers beſchränkter, an geſchlechtliche 
Anzüglichkeiten gewohnter Leſerkreis in ſeinem Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühl nicht verletzt werde. Maßgebend für den 
Begriff des Unzüchtigen iſt nicht das Scham⸗ und Sittlichkeits⸗ 
gefühl gewiſſer Perſonenkreiſe, ſondern das der Allgemeinheit 
und etwas, was das allgemeine Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl 
zu verletzen geeignet iſt, iſt und bleibt unzüchtig, auch wenn es 
in beſonderen gegen die Gefühle von Scham und Sitte ab⸗ 
geſtumpften Kreiſen nicht als unzüchtig empfunden wird. Urt. 
d. I. Sen. v. 9. Dez. 1907 (676/07). 

18. 8 184 StGB.] Allerdings hat das RG. wieder⸗ 
holt, und namentlich in RGSt. 33, 17, ausgeführt, daß den 
Maßſtab für die Anwendung des 8 184 StGB. das Durch⸗ 
ſchnittsempfinden, das der Geſamtheit für Zucht und Sitte 
eigen iſt, abzugeben habe. Damit iſt aber einerſeits nur geſagt, 
daß auf beſonders empfindliche einzelne ebenſowenig Rüdficht 
zu nehmen ſei, wie auf diejenigen, deren ſittliches Gefühl ab⸗ 
geſtumpft erſcheine. Andererſeits iſt dabei Vorausſetzung, daß 
das als unzüchtig in Frage kommende Erzeugnis auch der 
Geſamtheit ohne Beſchränkung auf gewiſſe Kreiſe zugänglich 
gemacht wird. Für dieſen Fall iſt ausgeſprochen, daß auch bei 
der Beurteilung der Unzüchtigkeit des Erzeugniſſes nicht will⸗ 
kürlich gewiſſe Kreiſe ausgeſchieden werden dürfen, daß für die 
Beurteilung [vielmehr die Anſchauung der Geſamtheit maß⸗ 
gebend bleiben muß. In dieſem Sinne iſt entſchieden, daß, 
wenn das Erzeugnis ganz allgemein und damit auch jugend⸗ 
lichen Perſonen zugänglich gemacht werde, der Maßſtab für die 
Beſtimmung des Unzüchtigen nicht lediglich der Auffaſſung der 
Erwachſenen im Gegenſatz zu den jugendlichen Perſonen ent⸗ 
nommen werden dürfe. Es iſt dagegen nicht erkannt, daß unter 
allen Umſtänden, d. h. gleichviel wo und wie, das Erzeugnis 
verwendet werde, die Wirkung mitberückſichtigt werden müßte, 
die es gegenüber unerwachſenen Perſonen zu üben geeignet ſei. 
Vielmehr hat das RG. ſowohl in der angezogenen Entſcheidung 
wie in zahlreichen anderen Urteilen ſtets betont, daß es auch 
inſoweit ganz auf die Umſtände des Einzelfalles ankomme, d. h. 
darauf, ob das Erzeugnis tatſächlich auch jugendlichen Perſonen 
zugänglich gemacht werden ſolle und gemacht werde oder nicht, 
daß mit andern Worten der Kreis der Abnehmer, Beſchauer 
oder Leſer durchaus zu berückſichtigen fe. RGSt. 32, 418 
(420, 421); 30, 378 (380); 29, 33. Dies iſt von der Straf- 
kammer nicht verkannt. Sie [hat in eingehenden tatſächlichen 
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Erwägungen, die der Nachprüfung des Reviſionsgerichts ent⸗ 
zogen ſind, für die hier vorliegende Schrift feſtgeſtellt, daß 
dieſe, von ganz zufälligen Ausnahmen abgeſehen, nur von ge⸗ 
bildeten und gereiften Menſchen geleſen worden ſei und geleſen 
werden würde. Es war daher nicht rechtsirrig, wenn ſie den 
Eindruck, den die Schrift nach der in dieſen Kreiſen herrſchenden 
Durchſchnittsauffaſſung auf den Leſer zu machen geeignet war, 
als Maßſtab zur Beſtimmung und Beurteilung des unzüchtigen 
Charakters der Schrift wählte (RGSt. 30, 378 [379 ]). Eben» 
ſowenig war es rechtlich zu beanſtanden, wenn fie dabei annahm, 
daß dieſer Eindruck eben dem entſprechen werde, den ſie ſelbſt 
von der Schrift empfangen habe, und wenn ſie daher den letzteren 
der Sachwürdigung zugrunde legte. Inſoweit hat ſie unter anderem 
in Berückſichtigung „der Tendenz“ der Druckſchrift, der künſt⸗ 
leriſchen Form ihrer Darſtellung und der äußeren Erſcheinung 
des Buches feſtgeſtellt, daß gegenüber dem dadurch bedingten 
Eindruck ein unter anderen Verhältniſſen möglicherweiſe hervor⸗ 
tretendes Unluſtgefühl wegen des vom Verfaſſer gewählten 
Vorwurfs ſo völlig verſchwinde, daß der überwiegende Eindruck 
des äſthetiſchen künſtleriſchen Genießens als Geſamteindruck 
zurückbleibe. Urt. d. V. Sen. v. 9. Juli 1907 (299/07). 

19. 5 185 StGB.] Die von dem Angeklagten an die 
Zeugin gerichtete Aufforderung, ſich geſchlechtlich mit ihm ein⸗ 
zulaſſen iſt eine Kundgabe der Mißachtung und die demnächſt 
an ihr verübten unzüchtigen Handlungen ſind mittels Tätlich⸗ 
keiten begangene Angriffe auf die Geſchlechtsehre der Zeugin. 
Dieſe verlieren ihre Bedeutung als Beleidigung nicht dadurch, 
daß ſie von der Beleidigten als ehrverletzend nicht empfunden 
wurden; auch büßen ſie ihre Rechtswidrigkeit nicht dadurch 
ein, daß ſie von der Beleidigten geduldet wurden, denn deren 
ſcheinbare Einwilligung war in Wahrheit keine ſolche, wie das 
Urteil durch Anführungen tatſächlicher Art über die mangelnde 
geiſtige Reife und Unerfahrenheit der Zeugin zutreffend nachweiſt. 
Nach den Urteilsgründen hat der Angeklagte auch gewußt, 
daß die Zeugin aus dem Geſchlechtsverkehr erwachſende 
Minderung ihrer Geſchlechtsehre rechtswidrig von ihm herbei⸗ 
geführt werde; das iſt zutreffend dahin nachgewieſen, daß der 
Angeklagte ein wirkliches, beachtliches Einverſtändnis aus dem 
Verhalten der Zeugin nicht hergeleitet habe; er hat nicht nur 
unterſtellt, die Zeugin befinde ſich in einem Alter, in dem das 
Geſetz ihr Schutz gegen Verführung verleiht und ihre Zu⸗ 
ſtimmung zum Geſchlechtsverkehr nicht beachtet, ſondern er hat 
auch weiter erkannt, daß die Zeugin die Bedeutung des 
Geſchlechtsverkehrs in ſeiner Wirkung für ihre Geſchlechtsehre 
nicht zu würdigen wußte. Die Annahme einer nach § 185 
StGB. ſtrafbaren Beleidigung iſt daher nicht zu beanſtanden. 
RGSt. 10, 372 und 29, 398 u. a. Das Recht des geſetzlichen 
Vertreters der Beleidigten, Strafantrag gegen den Täter zu 
ſtellen, ergibt ſich aus 8 65 Abſ. 2 StGB. und beſteht, 
gleichviel ob die unter der elterlichen Gewalt des Antragſtellers 
ſtehende Verletzte die gegen ſie begangene ſtrafbare Handlung 
als Verletzung eines Rechtsguts empfunden hat oder nicht. 
Darauf, ob der geſetzliche Vertreter in der Antragſtellung ein 
eigenes Recht ausübt oder ein ſolches des Vertretenen wahr⸗ 
nimmt, kommt es hier nicht an. Wenn das Urteil bei 
Würdigung der Ausſage der Zeugin dieſe als ſittlich verwahr⸗ 
loſt und verdorben bezeichnet und anführt, daß ſie nach dem 
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Vorfall noch mehrfach Umgang mit Männern gehabt habe, fo 
ſtehen dieſe Feſtſtellungen, die ſich auf die Zeit der Verhandlung 
beziehen, nicht in Widerſpruch mit den Anführungen über das 
Verhalten der Zeugin zur Zeit der Tat und ihre damalige 
geiſtige Entwicklung, namentlich aber nicht mit der daraus ge⸗ 
zogenen Schlußfolgerung, daß ſie außerſtande geweſen ſei, ihre 
geſchlechtliche Ehre richtig zu bewerten und demgemäß ſich 
wirlſam über deren Bewahrung oder Preisgabe zu entſchließen. 
Urt. d. I. Sen. v. 16. Sept 1907 (431/07). | Ä 
20. F 193 StGB. In dem angefochtenen Urteile 
heißt es, die. Tendenz des fraglichen Artikels fei dahin ge⸗ 
gangen und. für den Angeklagten habe es „im damaligen 
Wahlkampfe gegolten; die Arbeiter für den ſoztaldemokratiſchen 
Kandidaten zu gewinnen. Daß nun aber die- Möglichkeit 
anerkannt werden muß, daß in der Einwirkung auf politiſche 
Kreiſe zur Herbeiführung nder Wahl eines ſozialdemokratiſchen 
Kandidaten ſeitens des Leiters eines ſozialdemokratiſchen Blattes 
ſowohl eine Wahrnehmung eigener berechtigter Intereſſen im 
Sinne des 8 193 StB als auch unter Umſtänden eine 
befngte Wahrnehmung fremder berechtigter Intereffen erblickt 
werden kann, iſt feitens des RG. bereits ausgeſprochen 
worden (vgl. RGSt. 39, 399 folg.). Von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus wäre es Aufgabe des Vorderrichters geweſen, auf 
Grund feiner. eigenen Feſtſtellung in eine Prüfung der Frage 
einzutreten, ob derartige Intereſſen dem Angeklagten zur Seite 
heſtanden haben oder nicht; ob Beſchwerdeführer Intereſſen 
dieſer Art hat wahrnehmen wollen und im Fall der Bes 
jahung, ob aus Form oder Umſtänden das Vorhandenſein 
einer Beleidigung hervorgeht. In letztere Prüfung einzutreten, 
hat die Strafkammer aber ausdrücklich abgelehnt. Diefelbe 
hat dies zwar mit der Begründung für nicht erforderlich er 
achtet, daß von einer Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
nicht die Rede ſein könne, weil der inkriminierte Artikel nur 
zur Verhetzung der Arbeiter im Wahlkampfe dienen ſollte, 
allein, dieſer Ausſpruch kann nicht geeignet erſcheinen, das 
Urteil zu tragen. Zunächſt ſtellt derſelbe ſich in Widerſpruch 
mit dem früheren Satze, daß Angeklagter bezweckt habe, im 
Bahllampfe zugunſten des ſozialdemokratiſchen Kandidaten zu 
wirken, unter welcher Vorausſetzung, wie oben ausgeführt, 
möglicher Weiſe die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
blickt werden kann. Anderſeits kann aber der beregte Satz 
ebenſo wie ein früherer, auf den ſich die Strafkammer hierbei 
bezieht und der dahin gegangen iſt, daß Angeklagter aus ſelbſt⸗ 
ſichtigen Motiven, um die Arbeiter im Wahlkampfe zu „vers 
hetzen“ und Stimmung für den ſozialdemokratiſchen Kandidateñ 
uu machen, abſichtlich die Ehre der Eiſenbahnverwaltung am 
gegriffen habe, an ſich noch. ‚nicht als ausreichend dafür er⸗ 
ſcheinen, daß ein berechtigtes Intereſſe nicht vorlag und nicht 
ahrgensmmen werden ſollte. Denn es iſt nicht erkennbar, 
welche Bedeutung der Vorderrichter dem Ausdruck „verhetzen“ 
hat belegen wollen, fo. daß ohne weiteres erſichtlich wäre, daß 
die Verfolgung berechtigter Intereſſen für ausgeſchloſſen ex 
achtet werden durfte. Es liegt vielmehr ſogar die Annahme 
nahe, daß, wie aus dem zweiten oben mitgeteilten Satze zu 
eiwehmen, die Strafkammer die Worte „Verhetzen“ und 
„Stunmung“ machen als ſynonyme Ausdrücke erachtet und 
gebraucht hat. Aus dem Worte „Verhetzen“ allein läßt ſich 
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daher ein ſelbſtändiger Entſcheidungsgrund überhaupt nicht ent⸗ 
nehmen und keineswegs ſcheint er geeignet, die richterliche 
Anſicht zu unterſtützen. Wenn deshalb die Strafkammer ihre 
Entſcheidung darauf ſtützt, daß von einer Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen nicht geſprochen werden könne, weil An⸗ 
geklagter habe „verhetzen“ wollen, ſo konnte dieſe Begründung 
nicht für zutreffend erachtet werden, weil fie ſich ſowohl im 
Widerſpruch mit anderen Feſtſtellungen befand als auch in 
ihrer Bedeutung nicht erkennbar war. Urt. d. III. Sen. v. 
26. Sept. 1907 (407/07). | 

21. 8 198 StGB.] Die Überfchreitung der zum Ge⸗ 
dankenausdruck und alſo zur Wahrnehmung der berechtigten 
Intereſſen notwendigen Grenzen iſt mir ein Beweisgrund, aus 
welchem das Vorhandenſein d. i. die Abſicht der Beleidigung 
gefolgert werden kam. Bei der tatſächlichen Würdigung des 
Beweisgrundes iſt die Perſönlichkeit des Täters in Betracht zu 
ziehen; Fähigkeit im ſprachlichen Ausdruck, Gemütsart, Erregung 
durch den Anlaß zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen und 
Übereifer in deren Verfolgung verdienen Berückſichtigung. Auf 
Grund der tatſächlichen Verhältniſſe kann der Richter zu der 
Anſicht gelangen, daß der Täter, welcher feine Vorwürfe — 
ſachlich unnötig — übertrieben, verſtärkt oder vergrößert hat, 
dies nur wegen ſeines Glaubens getan hat, die von ihm ge⸗ 
wählte Form ſei zur Wahrung ſeiner berechtigten Intereſſen 
erforderlich, daß er ſich nicht bewußt geweſen iſt, die durch 
dieſen Zweck beſtimmten Grenzen zu überſchreiten. Gewinnt 
der Richter dieſe Überzeugung, fo iſt der Beweisgrund, welcher 
aus der gewählten Form entnommen werden darf, ohne 
beweiſende Kraft. Urt. d. II. Sen. v. 15. Okt. 1907 
(520/07). = | 
22. 5 193 StGB.] Die III. Strafkammer des Land⸗ 
gerichts Beuthen hat in der Hauptverhandlung vom 4. Mai 1906 
feſtgeſtellt, daß die damaligen Angeklagten, ein 12 jähriger 
Knabe und ein 13 ¼ jähriges Mädchen einer Straßenbahn durch 
Legen von Steinen auf den Schienen ſolche Hinderniſſe be⸗ 
reitet haben, daß dadurch der Transport in Gefahr geſetzt 
wurde, ſowie, daß die Angeklagten zur Zeit der Begehung der 
Tat die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einſicht 
gehabt haben. Sie hat deshalb auf die geſetzliche Mindeſt⸗ 
ſtrafe von 1 Jahr Gefängnis wegen Verbrechens gegen 8 315 
StGB erkannt. Mit dieſem Urteil beſchäftigte ſich unter ber 
Überſchrift „Juriſtiſcher Kindermord“ der dem Angeklagten zur Laſt 
tzelegte Artikel. Die Verteidigung beruft ſich auf 8193 StGB. Aber 
nicht jede Handlung, bei welcher die Ergebniſſe der Wiſſenſchaft 
zu verwerten find oder welche tatſächlich die Wiſſenſchaft fördert, 
iſt eine wiſſenſchaftliche Leiſtung im Sinne des $ 193 StGB. 
Zahlreiche Geſetze und Verordnungen können nicht ohne Be⸗ 
rückſichtigung der Wiſſenſchaft erlaſſen werden; ſie werden aber 
durch dieſe Berückſichtigung nicht zu wiſſenſchaftlichen Leiſtungen 
der geſetzgebenden Gewalt, des Landesherrn, der verordnenden 
Behörde. Die Ausübung der richterlichen Gewalt hat nicht 
die Beſtimmung, einem wiſſenſchaftlichen Zwecke zu dienen. Sie 
dient der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung und verwirklicht 
die Juſtizhoheit des Stuates. Die Ausübung ſtaatlicher Hoheits⸗ 
rechte iſt nicht Gegenſtand der Wiſſenſchaft. Die Ausführung 
des Urteils des III. StS. vom 14. November 1892 Rep. 2779/92, 
JW. S. 21, 499, auf welches die Revifion des Angeklagten 
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verweiſt, iſt nicht von folder Beſtimmtheit, daß der erkennende 
Senat zu einem Verfahren nach 8 137 GVG. genötigt wäre, 
zumal da die damals angefochtene Eniſcheidung noch aus anderen 
Gründen aufgehoben worden iſt. Auch ein Fall, der einem 
tadelnden Urteil über wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder ge⸗ 
werbliche Leiſtungen nach 8 193 StGB. ähnlich iſt, liegt dann 
nicht vor, wenn jemand, wie hinſichtlich des Angeklagten für er⸗ 
wieſen erachtet iſt, in „aufreizender Kritik“, „in mehr agitato⸗ 
riſcher als ſachlicher Weiſe“, in „der Rolle eines ironiſierenden 
und politiſierenden Agitators“ die Richter in bezug auf einen 
Urteilsſpruch in der feſtgeſtellten Weiſe beleidigt; ebenſowenig, 
wenn ein Staatsanwalt in bezug auf ſeine dienſtliche Tätigkeit 
beleidigt wird. Vgl. RGSt. 39, 311. Urt. d. II. Sen. v. 
25. Okt. 1907 (608/07). 

23. 5 222 StGB.] Das Urteil if allerdings dahin zu 
verſtehen, daß eine ſtrafbare Tätigkeit des Angeklagten nicht 
darin gefunden worden iſt, daß er überhaupt das Führen des 
Rindes über den überſchwemmten Damm unternommen hat, da 
ausdrücklich geſagt wird, wenn das Rind von zwei Perſonen 
geführt worden wäre, hätte das Unglück nicht geſchehen können; 
vielmehr wird ihm zur Schuld angerechnet, daß er, obwohl er 
ſelbſt angenommen hatte, daß mindeſtens zwei Führer nötig 
ſeien, ſich entfernt und ſeinem Dienſtknecht B. allein die Füh⸗ 
rung übertragen hat. Hierin iſt aber kein Rechtsirrtum zu 
finden. Während die Strafkammer ſagt, der Angeklagte ſei 
verpflichtet geweſen, dem Eintritt eines vorausſehbaren Lebens⸗ 
ſchadens anderer durch die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln vor⸗ 
zubeugen, leugnet die Reviſion eine Verpflichtung des Ange⸗ 
klagten, den B. an der alleinigen Führung des Rindes über 
den Damm zu hindern. Allein nach 5 618 BGB., der gemäß 
Art. 95 EGBGB. auch für das Gefindereht gilt (vgl. auch 
die Heſſiſche Geſindeordnung $ 1 in der Faſſung des Art. 273 
AG BGB.), iſt der Dienſtherr verbunden, Dienſtleiſtungen, die 
unter ſeiner Anordnung oder ſeiner Leitung vorzunehmen ſind, 
ſo zu regeln, daß der Dienſtbote gegen Gefahr für Leben und 
Geſundheit ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der Dienſtleiſtung 
es geſtattet. Dasſelbe gilt nach §8 120 a GewO. für den Fall, 
daß B. nicht Dienftbote, ſondern gewerblicher Arbeiter war. 
Daß das Rind an dem betreffenden Tage über den Damm 
geführt wurde, geſchah auf Anordnung des Angeklagten. Er 
mußte alſo ſeinen Knecht vor der nach der Feſtſtellung des 
Gerichts für ihn vorausſehbaren Lebensgefahr ſchützen, mithin 
unter den gegebenen Verhältniſſen ihn begleiten oder durch einen 
anderen begleiten laſſen. Dieſe Pflicht hat er ſchuldhaft ver⸗ 
ſäumt. Die Tatſache, daß der Dienſtknecht mit ſeinem Ver⸗ 
halten einverſtanden war, ihn ſogar ſelbſt dazu veranlaßte, 
entband ihn nicht von der geſetzlichen Fam Urt. I. Sen. 
v. 3. Okt. 1907 (494/07). 

24. 5 222 StGB.] Der Eiſuichter iſt von dem richtigen 
Satze ausgegangen, daß über den Umfang und die Grenzen 
des Züchtigungsrechts zunächſt die landesrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen und bei dem Mangel ſolcher das verſtändige menſch⸗ 
liche „Empfinden“ — Erxmeſſen — unter Berückſichtigung des 
Zweckes der Schule und der Erziehungsgewalt des Lehrers 
entſcheidet (Gold Arch. 54, 76), und hat mit Recht verneint, 
daß in dem, an die Lokalſchulinſpektoren gerichteten Erlaſſe der 
Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung zu Birkenfeld vom 
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31. Januar 1883 eine ſolche landesrechtliche Beſtimmung zu 
finden ſei. Urt. d. V. Sen. v. 10. Dez. 1907 (808/07). 

25. 5 223 StGB.] Rechtsirrig iſt die Begründung, 
auf welche der erſte Richter ſeine Annahme ſtützt, daß der Ver⸗ 
letzte durch die Abnahme des Mittelfingers der linken Hand ein 
wichtiges Glied des Körpers verloren habe. Das Vorhanden⸗ 
ſein der Wichtigkeit unterliegt allerdings zunächſt der Beurteilung 
des Tatrichters; in der Reviſionsinſtanz iſt aber nachzuprüfen, 
ob dabei von den richtigen Grundſätzen ausgegangen iſt und 
dies muß vorliegend verneint werden. Denn für den Be⸗ 
griff der Wichtigkeit eines Körpergliedes iſt allein die objektive 
Bedeutung entſcheidend, welche dasſelbe für den Geſamt⸗ 
organis mus des Menſchen hat, und es muß dabei ins beſondere 
das größere oder geringere Maß von Unterbrechung oder Be⸗ 
einträchtigung erwogen werden, welche die regelmäßigen Funk⸗ 
tionen aller Einzelorgane durch den Mangel eines oder ein⸗ 
zelner derſelben durchſchnittlich erreichen — vgl. NGSt. 6, 346. 
Der erſte Richter erachtet nun den Mittelfinger der linken Hand 
deshalb für ein wichtiges Glied des menſchlichen Körpers, weil 
ohne denſelben eine weſentliche Körperfunktion nicht in vollem 
Maße ausgeübt werden könne und durch ſein Fehlen, noch dazu 
bis auf den Knochen des Weundgliedes, naturgemäß der Ges 
brauch der linken Hand weſentlich beeinträchtigt werde. Welche 
Körperfunktion hierbei gemeint worden, iſt nicht geſagt und 
ohne weiteres auch nicht erſichtlich; aus der ferneren Erwägung 
folgt aber nur, daß eine weſentliche Behinderung im Gebrauch 
eines Einzelorgans, nämlich der linlen Hand, eingetreten iſt, 
keineswegs aber iſt derſelben zu entnehmen, inwiefern und in 
welchem, insbeſondere ob in einem erheblichen Maße eine Ber: 
minderung der Funktiens fähigleit des geſamten Körpers vor⸗ 
liegt. Dies wärr indes nach obigem darzulegen geweſen und 
muß dieſer Mangel zur Aufhebung des Urteils führen. Urt. d. 
IV. Sen. v. 23. Dez. 1907 (964/07). 

26. 5 230 StGB] Allerdings waren die Weiſungen 
des Bauleiters für den Angeklagten maßgebend, aber die Is 
leitung und Beaufſichtigung der Arbeiter bildete ſeine 
beſondere und hauptſächliche Aufgabe. Er mußte des halb 
ſelbſttärig aus eigener Initiative auf die Sicherung der 
Arbeiter bedacht ſein; demgemäß hatte er bei der verfrühten 
Wognahme der Verſchalung unter der noch nicht halbaren 
Betondecke zum mindeſten die Verpflichtung. ein Verbot zu 
erlaſſen, daß die Arbeiter von dem Laufbrette nicht auf die 
Betondecke treten dürfen und mußte er deſſen Beobachtung 
überwachen. Statt deſſen unterließ er jede Aufſicht. 
Die Reviſionsſchrift vom 18. Mai d. Is. meint, der Angeklagte 
habe als Polier nur die Aufträge ſeines Herrn zu vollziehen 
und die richtige Durchführung zu überwachen gehabt. 
Anderes als das letztere hat auch der erſte Richter nicht von 
ihm verlangt. Hätte er dieſe Vorſicht beobachtet, dan würe 
die Kaufalität unterbrochen worden, wie dem Urteil entnommen 
werden kann. Im übrigen iſt die Nechtsanſicht der Mevifion 
irrig, die des erſten Richters richtig. Eine Verpflichtung zu 
unbedingtem Gehorſam des Arbeiters oder Angeſtellten gegen⸗ 
über Befehlen oder Anordnungen des Arbeitgebers oder Dienſt⸗ 
herrn wird durch die Vorſchriften der GewO. SS 105 ff. nicht 
feſtgeſetzt; die Gehorſamspflicht endet ſteis an der Grenze, an 
welcher die Geſetzwidrigkeit beginnt. Wenn der Arbeitgeber 
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eine ungeſetzliche oder gar ſtrafbare Handlung anordnet oder 
befiehlt, ſo iſt der Arbeiter zur Ablehnung berechtigt und ver⸗ 
pflichtet; anderenfalls kann er die Verantwortlichkeit für die 
Vornahme der geſetzwidrigen Handlung nicht von ſich ablehnen. 
Der Befehl des Dienſtherrn deckt ihn nicht gegen die zivil⸗ 
und ſtrafrechtlichen Folgen ſeines Handelns und Unterlaſſens. 
Der Angeklagte durfte deshalb nicht blindlings gehorchen, wie 
der erſte Richter zutreffend ausführt; er mußte die Zuläſſig⸗ 
keit der ihm angeſonnenen, vorzeitigen Ausſchalung der Beton⸗ 
decke ſelbſtändig prüfen und dagegen Einwand erheben, unter 
allen Umſtänden erwuchs ihm bei der Erfolgloſigkeit feines 
Eimſpruchs die Pflicht,, wenigſtens das erwähnte Verbot zu 
erlaſſen und ſeine Durchführung gewiſſenhaft zu überwachen. 
Mit der letzteren Unterlaſſung allein erſchöpft ſich fein fahr⸗ 
läſſiges Verſchulden. Urt. d. I. Sen. v. 7. Okt. 1907 (497/07). 

27. 5 242 StGB.] Der ftrafrechtliche Begriff des 
Gewahrſams beſtimmt ſich nicht nach den Regeln des bürger⸗ 
lichen Rechts über Beſitz. Deshalb iſt es ſtrafrechtlich ohne 


Bedeutung, daß nach bürgerlichem Recht der Vermieter ohne 


Nückſicht auf fein tatſächliches Verhältnis zur vermieteten Sache 
deren mittelbarer Beſitzer bleibt, während der Mieter unmittel⸗ 
baren Beſitz ausübt; vielmehr kommt es ſtrafrechtlich nur darauf 
an, wer tatſächlich die Herrſchaft über die Sache führt, ob 


auf dieſe nur der Mieter oder außer und neben ihm auch der 


Vermieter unmittelbar einzuwirken in der Lage iſt. Daher 
wird im Einzelfall zu unterſuchen ſein, ob der Vermieter, ſofern 
er den Gewahrſam an der vermieteten Sache bis dahin aus⸗ 
übte, bei der Bermietung feine tatſächlichen Beziehungen zur 
Sache vollſtändig aufgegeben hat oder nicht, ob ſonach die rein 
tatſöchliche Beherrſchung der Sache, deren Gebrauch er dem 
Mieter zu gewähren hat, ganz auf dieſen übergegangen oder 
ob fie wenigſtens zum Teil dem Vermieter verblieben iſt. Die 


"Möglichkeit beſteht, daß der Vermieter ſich Mitgewahrſam, ſelbſt 


Mubenutzung der Sache vor behält und dann auf rechtlicher 
Grundlage nach wie vor — nur mit der aus dem Miet 
verhältnis ſich ergebenden Beſchränkung —, den Gewahrſam 
an der Sache ausübt; aber auch ohne die Vorausſetzung kann 
je nach Lage der tatſächlichen Verhältniſſe der Gewahrſam 
des Vermieters neben dem des Mieters weiterbeſtehen. Um⸗ 
gelehrt kann allerdings auch der Gewahrſam des Mieters derart 
geſtaltet ſein, daß er auch dem Vermieter gegenüber aus⸗ 
ſchließlich iſt, und dieſer ſtrafrechtlich als Gewahrſamsinhaber 
überhaupt nicht in Betracht kommt. Das trifft auch auf die 


in vermieteten Wohnräumen befindlichen Ausſtattungs⸗ und 


Gebrauchsgegenſtände zu, die je nach den Umſtänden, zwar in 
den ansſchließlichen Gewahrſam des Mieters übergehen, aber 
auch im Ritgewahrſam des Vermieters bleiben können, letzeres 
namentlich dann, wenn dieſe Gegenſtände von dem Vermieter 
allein benutzt oder von ihm mitbenutzt werden, wenn die Räume 
zu der eigenen Wohnung des Vermieters gehören und mit 
ihrem Inhalt von ihm überwacht werden, wenn fie ihm jederzeit 
frei zugänglich bleiben, oder aus ſonſtigen Grümden eine jeder⸗ 
zeitige Emwirkung auf die dem Mieter überlafienen Sachen 
möglich iſt. Die von der Reviſion angezogenen Erkenntniſſe — 
RBSt 3, 358 und RGRſpr. 2, 184 — nehmen anſchemend 
weitergehend an, daß der Mieter von Wohnräumen regelmäßig 
den ausſchließlichen Gewahrſam an den darin befindlichen; ihm 


zur Benutzung überlaſſenen Sachen erlange, allein ſie folgern 
dies aus den beſonderen Beſtimmungen des Preußiſchen Land⸗ 
rechts über die aus dem Mietvertrag entſtehenden dinglichen 
Rechte und den Mietbeſitz und ſtehen daher der voſtehenden 
Ammahme nicht entgegen; die Entſcheidung Bd. 5 S. 42 erkennt 
überbie an, daß Verhältniſſe tatſächlicher Art im Einzelfalle 
eine abweichende Beurteilung rechtfertigen. Danach war die 
Beantwortung der Frage, in weſſen Gewahrsam ſich die Gegen⸗ 
ſtände befanden, die der Angeklagte mit ſich nahm, von Nach⸗ 
weiſen tatſächlicher Art abhängig. Solche find aber in den Urteils⸗ 
gründen zur Genüge enthalten, um die Annahme zu rechtfertigen, 
dem Beſchädigten ſei der Mitgewahrſam an jenen Gegenſtänden 
verblieben. Der Mietraumm gehörte zu der eigenen Wohnung 
des Vermieters, unterſtand daher feiner Aberwachung und der 
Zutritt dazu mußte ihm ſchon um die Ordnung des Zimmers 
zu ermöglichen, jederzeit freiſtehen; auch mis der Art der ent⸗ 
wendeten Gegenſtände — Frauenſchuhe und Bettwerk — ergibt 
ſich ohne weiteres, daß eine Überlaffung an den Mieter zu 
ausſchließlichem Gewahrſam nicht ſtattfand. Die Verurteilung 
des Mieters wegen Diebſtahls iſt ſonach aufrechtzuerhalten. 
Urt. d. I. Sen. v. 26. Sept. 1907 (881/07). 

28. 5 242 StGB.] Es iſt für erwieſen erachtet, daß der 
Mitangeklagte frühere Spediteur R. in 6 Fällen der O. E.⸗A.-G. 
gehörige Kohlen, die in dieſer hierzu nach ihrer Grube ſeitens 
der Eiſenbahnverwaltung geftellten Waggons verladen waren, 
bewußt umberechtigterweiſe in eigenem Intereſſe verkauft hat, 
indem er die über einzelne Waggons lautenden Frachebvieſe auf 
andere Perſonen, als ihm geſtattet war, ohne Wiſſen und 
Willen der Geſellſchaft ausſtellte, ſie dem den Weitertransport 
mit der Eiſenbahn vermittelnden Weichenſteller übergab und 
dadurch bewirkte, daß ſie an die auf den Frachtbrie fen an⸗ 
gegebenen Empfänger expediert und ihnen ausgehandigt wurden. 
Das von den Käufern für dieſe Kohlen gezahlte Geld hat er 
für ſich behalten. Dieſe Feſtſtellungen tragen die vom ersten 
Richter ausgesprochene Verurteilung wegen Die bſtahls. Bus 
zugeben if dem Beſchwerdeführer, daß R. weder dadurch, daß 
er zunächſt auf die Waggons Art und Gewicht der in ihnen 
enthaltenen Kohlen ſchrieb, noch durch die Ubergabe der Fracht⸗ 
briefe an den Weichenſteller den Gewahrſam an den Sohlen 
erlangte. Erlangung eigenen Gewahrſams ik aber keine 
Vorausſetzung für die Annahme eines Diebſiahls auf ſeiten des 
R. und die Wegnahme iſt nach den getroffenen Feſiſtellungen 
dadurch erfolgt, daß der Weichenſteller den in den Frachtbriefen 
enthaltenen Angaben gemäß die bahnmäßige Verſendung der 
Kohlen an die Adreſſaten bewirkte und die Kohlen mit dem 
Willen, fie an jene befördern zu laſſen, in Gewahrsam nahm. 
Indem N. dieſe Tätigkeit und dieſen Willen des in gutem 
Glauben befindlichen Weichenſtellers in Bewetzung ſetzte, hat er 
fi deſſen als Werkzeuges für die Durchführung der Wegnahme 
und die Erlangung des Gewahrſams, wie fie von un be⸗ 
abſichtigt waren, bedient und iſt es ebenſo anzuſehen, als wenn 
dies unmittelbar auf das eigene Tun des R. zurückzuführen 
wäre Denn es macht hierbei leinen Unterſchied, ob der Täter 
die Aufhebung des Gewahrſams eines anderen ſelbſt bewirkt oder 
durch einen gutgläubigen Dritten, den er als Werkzeug benrtzt 
(ogl. RGSt. 21, 110). Urt. d. IV. Sen. v. 20. Okt. 1907 
(601.07). 
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29. 5 243 StGB.] Auch für § 243 Nr. 3 StGB. 
iſt der Begriff des umſchloſſenen Raumes derſelbe, wie in 
8 243 Nr. 2 StGB.; auch hier wird die Zugänglichkeit des 
Raumes für Menſchen vorausgeſetzt. Ob mi der verſchloſſene 
Hühnerſtall ein ſolcher das Hineingelangen eines Menſchen 
ermöglichender begrenzter Teil der Erdfläche war, iſt nicht zu 
erſehen und folgt insbeſondere nicht ohne weiteres aus der Be⸗ 
zeichnung des Raumes als Hühnerſtall. Urt. d. V. Sen. v. 
20. Dez. 1907 (884/07). > 

30. 5 246 StGB.] Die Konkursmaſſe iſt kein · Rechts⸗ 
ſubjekt, dem gegenüber eine Unterſchlagung begangen werden 
kann; als Rechtsobjekt gehört ſie weder dem Konkursverwalter 
noch den Gläubigern, ſondern iſt Eigentum des Gemeinſchuldners. 
Urt. d. III. Sen. v. 4. Nov. 1907 (563/07). 

31. 5 253 StGB.] Wie die Gründe des angefochtenen 
Urteils ergeben, hat der Angeklagte nicht geltend gemacht, er habe 
geglaubt, daß ihm ein Rechtsanſpruch auf Zahlung von Trinkgeld 
gegen den Reiſenden H. zugeſtanden habe, ſondern nur, er ſei der 
Meinung geweſen, daß er für ſeine dem H. geleiſteten Dienſte 
ein Trinkgeld „verdient“ habe, womit nach der erkennbaren Auf⸗ 
faſſung des Vorderrichters nur geſagt ſein ſollte, daß der 
Angeklagte Dienſte geleiſtet zu haben glaubte, die in der Regel 
mit einem Trinkgelde belohnt zu werden pflegten. Jedenfalls 
hat aber der Vorderrichter ausdrücklich feſtgeſtellt, daß der 
Angeklagte gewußt hat, daß Trinkgelder freiwillige Gaben ſind, 
die er rechtlich nicht zu beanſpruchen hat, und die Angabe von 
Beweisgründen für dieſe Feſtſtellung war nicht erforderlich. 
Hiernach konnte ohne Rechtsirrtum angenommen werden, daß 
der Angeklagte die Erlangung eines rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteils beabſichtigt hat. Das Übel, das dem Zeugen H. an⸗ 
gedroht wurde, beſtand nicht in der Zugverſpätung, ſondern in 
der Vorenthaltung der dem Zeugen für die Reiſe unentbehrlichen 
Handtaſche. Ob eine Drohung dieſes Inhalts aus dem Ver⸗ 
halten des Angeklagten entnommen werden konnte, war Sache 
der tatſächlichen Beurteilung; die in dieſer Beziehung getroffenen 
Feſtſtellungen ſind der Nachprüfung des Reviſionsgerichts ent⸗ 
zogen. Die Behauptung der Reviſion, daß der Angeklagte auf 
die Aufforderung zur Herausgabe der Handtaſche nur geſchwiegen 
habe, ſteht mit der getroffenen Feſtſtellung im Widerſpruch und 
iſt deshalb nicht beachtlich. Daß die Taſche einen Geldbetrag 
von 600 M enthielt, war dem Angeklagten allerdings nicht 
bekannt, wohl aber, daß ſie der Zeuge auf der Reiſe notwendig 
brauchte. 
Nichtbeſitz der Taſche für H. ein Übel bildete, iſt deshalb tatſächlich 
ausreichend begründet. Die Drohung des Angeklagten iſt nach 
der Feſtſtellung der Strafkammer ohne Erfolg geblieben und der 
Angeklagte deshalb nur wegen verſuchter Erpreſſung verurteilt 


worden. Zum Tatbeſtande des Verſuchs genügte es aber, daß 


der Angeklagte das von ihm angekündigte Abel für geeignet 


hielt, den Willen des H. zu beugen, und daß dieſe Voraus⸗ 
ſetzung vorlag, iſt dem Zuſammenhange des Urteils mit Sicher⸗ 


heit zu entnehmen. Urt. d. III. Sen. v. 7. Okt. 1907 (415/07). 

33. § 257 StGB.] Beſchränkt ſich das Handeln des 
Täters lediglich darauf, die Entſtehung eines verfolgbaren 
ſtaatlichen Strafanſpruches dadurch zu verhindern, daß der Ver⸗ 
letzte von Stellung des Strafantrages abgehalten werden ſoll, 
zo kann hierin mindeſtens dann, wenn wie hier die Einwirkung 


Die Annahme des erſten Richters, daß der zeitweilige 


auf den Willen des Verletzten ohne Zwang oder Täuſchung 
geſchieht, ein auch nur bedingt ſtrafbarer Angriff auf den noch 
nicht vorhandenen verfolgbaren ſtaatlichen Strafanſpruch nicht 
erblickt werden. Urt. d. III. Sen. v. 25. Nov. 1907 (704/07). 

33. 8 259 StGB.] Der Vorderrichter ſtellt feſt, daß der 
Mitangeklagte R., der vom Oktober 1906 ab etwa 6 Wochen 
bei der Angeklagten P. wohnte, zu verſchiedenen Malen 
geſtohlene Sachen in die Wohnung der P. gebracht hat. Obſchon 
letztere ſich ſagte, daß R. dieſe Gegenſtände durch Diebſtahl 
erlangt hatte, duldete ſie die Sachen auf die Gefahr hin, daß 
ſie geſtohlen ſeien, in ihrer Wohnung und ließ zu, daß. R. 
einige derſelben, ein Fernrohr, einen goldenen Ring und ein 
Granatenarmband, als beſonders auffallend in ihrer Kommode 
verwahrte. Hierin wird ein Verheimlichen der geſtohlenen 
Sachen durch die Angeklagte P. gefunden, zumal dieſe die 
Pflicht gehabt hätte, den R., wenn er auf der Unterbringung 
der geſtohlenen Sachen bei ihr beſtand, aus der Wohnung zu 
weiſen. Dies iſt rechtsirrig. „Verheimlichen“ bezeichnet eine 
Handlung, die dahin zielt, den Verbleib einer Sache zu ver⸗ 
bergen, ihre Entdeckung zu verhindern und ſomit ihre Auf⸗ 
findung durch den Berechtigten zu erſchweren oder zu ver⸗ 
eiteln; es ſetzt ſonach ein poſitives Tun voraus. Ein ſolches 
hat die Vorinſtanz indes hinſichtlich der Angeklagten P. nicht 
angenommen, insbeſondere nicht feſtgeſtellt, daß dieſelbe dem R. 
ihre Kommode zur Unterbringung der Wertſachen etwa zuge⸗ 
wieſen oder eingeräumt hätte. Das in dem für erwieſen 
erachteten Dulden und Zulaſſen der Benutzung liegende rein 
paſſive Verhalten erfüllt dagegen den Begriff des Verheim⸗ 
lichens in keiner Weiſe und hieran wird auch dadurch nichts 
geändert, daß die Angeklagte unterlaſſen hat, den R. aus ihrer 
Wohnung zu weiſen, zumal nicht erſichtlich iſt, welche rechtliche 
Verpflichtung hierzu für die P. vorgelegen haben ſollte, und es 
kann unerörtert bleiben, ob die von der Vorinſtanz hieran 
geknüpften Folgerungen zutreffend erſcheinen. Wenn im Urteil 
ſchließlich ausgeführt wird, daß die Angeklagte P. noch bei der 
Hausſuchung beſtrebt war, wenigſtens zu verheimlichen, daß die 
Goldſachen geſtohlen waren, indem ſie dem Polizeibeamten ſagte, 
daß der goldene Ring und das Granatarmband ihr gehörten, 
ſo vermag auch dies die Entſcheidung nicht zu tragen, da dieſe 
falſchen Angaben erſt gemacht wurden, als die Sachen bereits 
vorgefunden waren, und deshalb die ſchon offen zutage 
geförderten Gegenſtände durch jene wahrheitswidrigen Be⸗ 
hauptungen nicht verheimlicht ſind. Urt. d. IV. Sen. v. 
8. Okt. 1907 (893/07). 

34. 5 263 StGB.] Die Annahme des Gerichts, daß 
der Angeklagte bei dem Beamten der Sparkaſſe einen Irrtum 
erregt und ihn ſo zur Auszahlung eines Teiles des Guthabens 
der Zeugin B. bewogen habe, ſtützt ſich ausſchließlich auf die 
Ausführung: „Der Angeklagte habe das Buch der B. ge⸗ 
nommen, ſei auf die Sparkaſſe gegangen und habe ſich ſo be⸗ 
nommen, daß der Beamte habe glauben müſſen, der Angeklagte 
ſei in rechtmäßiger Weiſe in den Beſitz des Sparkaſſenbuchs 
gelangt und zur Abhebung als Verlobter der B. beauftragt.“ 
Nach dieſer Ausführung beſteht der Verdacht, daß das Gericht 
das Merkmal der Irrtumserregung verkannt hat. Es ſpricht 
ſich weder darüber aus, ob es in der Handlungsweiſe des An⸗ 
geklagten die Vorſpiegelung falſcher Tatſachen, oder die Unter⸗ 
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drüdung, ſei es Entſtellung wahrer Tatſachen gefunden hat; 
noch darüber, durch welche beſondere Handlungen, oder durch 
welche beſondere Art ſeines „Benehmens“ der Angeklagte 
den Beamten wirklich glauben gemacht hat, er ſei rechtmäßig 
in den Beſitz des Buches gelangt und „als Verlobter“ der 
B. zur Abhebung des Betrags beauftragt. Einer näheren 
Darlegung deſſen hätte es um ſo mehr bedurft, als bereits wieder⸗ 
holt auf das Bedenken hingewieſen worden, das fragliche Be⸗ 
griffsmerkmal als erfüllt anzuſehen, wenn nichts anderes vor⸗ 
liegt, als daß der Täter das auf unrechtmäßige Weiſe in ſeinen 
Beſitz gelangte Sparkaſſenbuch dem Rendanten vorzeigt und 
das Geld annimmt, ohne ſich als den unrechtmäßigen Beſitzer 
des Buches bezichtigt zu haben. Vgl. RGSt. 39, 239/242; 
26, 151/154. Urt. d. FS. v. 9. Sept. 1907 (673/07). 

35. 88 263, 279 StGB.] Der angeklagte Loksmotir⸗ 
heizer erhielt durch die erſchlichene Anſtellung eine feſte Jahres⸗ 
vergütung von 1 300 M ſtatt feiner vorherigen Entlohnung 
von höchſtens 1 200 bis 1230 M. Der Mehraufwand be⸗ 
deutet alſo einen wirklichen Vermögensſchaden für den Eiſen⸗ 
bahnfiskus. Überdies entſprach der wirtſchaftliche Wert der 
Dienſte des Angeklagten nicht dem Wert der ihm vertrags⸗ 
mäßig zugeſagten Gegenleiſtung; denn die Eiſenbahnverwaltung 
erhielt ſtatt eines tüchtigen, allen Anforderungen entſprechenden 
Beamten einen infolge ſeiner geſchwächten Augenkraft untüchtigen 
Angeſtellten. Die Vorausſetzungen eines vollendeten Betrugs 
find deshalb genügend nachgewieſen. Die Verurteilung nach 
8 279 StGB. ſteht in übereinſtimmung mit dem vom erſten 
Richter augeführten Urteile des RG. vom 10. Oktober 1899. 
— NGSt. 32, 295/298. — Das ärztliche Zeugnis enthält eine 
unwahre Beurkundung, ſoweit eine ärztliche Unterſuchung 
des Angeklagten und als ihr Ergebnis normale Sehſchärfe 
beider Augen darin bezeugt wird. Die genannte Vorſchrift 
will dem Mißbrauch entgegentreten, der mit Geſundheits⸗ oder 
Krankheitszengniſſen zur Täuschung von Behörden oder Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften getrieben wird. Der Zweck des Geſetzes 
trifft auch in Fällen der vorliegenden Art zu: gegenüber Zeug⸗ 
niſſen, die durch Täuſchung des Arztes erſchlichen ſind. Die 
ne Handlung wird deshalb von der Strafnorm erfaßt. 

Die Geſetzesbeſtuimmung ſteht in einem ähnlichen Verhältniſſe zu 
§ 278, wie 8 273 zu 8 271. Mit dieſer letzteren zeigt die 
des 8 278 wiederum eine gewiſſe Analogie; denn die ſchriſt⸗ 
lichen gutachtlichen Außerungen der Arzte innerhalb ihres Fach⸗ 
kreiſes find geeignet, im Verkehr einen Glauben zu genießen, 
der den öffentlichen und damit den in § 271 bezeichneten Be 
urkundungen nahekommt. Wie aber § 273 in allen Fällen 
des 8 271 anwendbar iſt, in denen wiſſentlicher Gebrauch 
einer objektiv öffentlichen Unwahrheitsurkunde zum 
Zwecke der Täuſchung, auch wenn der Ausſteller ohne rechtsver⸗ 
letzenden Vorſatz oder im Irrtum gehandelt hat (RGRſpr. 2, 300), 
fo umfaßt die Norm des § 279 nicht nur die wiſſentlich un⸗ 
richtige Beurkundung, ſondern auch die ausſchließlich ob⸗ 
jektiv unrichtigen Urkunden dieſer Art. Auch die 
Verurteilung nach 8 279 StGB. iſt hiernach rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Urt. d. I. Sen. v. 23. Sept. 1907 (364/07). 

36. 8 267 StGB.] Der Vorderrichter hat die Ange⸗ 
klagten des in Mittäterſchaft verübten Vergehens im Sinne 
8 267 in Idealklonkurrenz mit dem Vorgehen im Sinne 
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8 132 StGB. für ſchuldig erklärt auf Grund der Feftitellung, 
daß ſie, nachdem die dem Gerichtsvollzieher F. aufgetragene, 
durch die Poſt unternommene Zuſtellung eine Klageſchrift er⸗ 
folglos geblieben und die zuzuſtellenden Schriftſtücke von dieſem 
Gerichtsvollzieher an das Bureau des Rechtsanwalts Dr. S. 
zurückgegeben worden waren, in gemeinſchaftlicher Aus führung 
die Köpfe neuer Formulare zur Urſchrift und Abſchrift der 
Poſtzuſtellungsurkunden durch Auſſchreiben des Namens der 
Adreſſaten und Einſetzen des Namens „F.“ zwiſchen den Vor⸗ 
druck „Abſender“ und „Gerichtsvollzieher“ ausgefüllt, und dieſe 
Formulare nebſt den vom Gerichtsvollzieher zurückgebangten 
beglaubigten Klagabſchriſten zwecks Zuſtellung an die Adreſſaten 
anderweit zur Poſt gegeben haben. Die Anwendung des 5.267 
StGB. auf die feſtgeſtellten Tatſachen kann als zutreffend nicht 
anerkannt werden. Der Vorderrichter erachtet den Tatbeſtand 
der falſchen Urkunde für gegeben, indem er davon ausgeht, 
daß in den Fällen der Zuſtellung durch die Poſt (8 191 ZPO.) 
ſchon durch die Ausfüllung des Kopfes des Formulars der 
Zuſtellungsurkunde mindeſtens, ſoweit darin die Perſon des 
Abſenders bezeichnet ſei, eine — wenn dies der Gerichts⸗ 
vollzieher iſt — öffentliche Urkunde hergeſtellt werde, da die 
Urkundenqualität der Zuſtellungsurkunde durch die Austellung 
ſeitens zweier Perſonen, des Gerichtsvollziehers (8 166 Abſ. 1 
ZPO.) und des die Unterſchrift vollziehenden Poſtbeamten 
(8 191 Nr. 7 a. a. O.) begründet ſei. Dieſe Anſicht geht fehl. 
Bei der Zuſtellung durch die Poſt (8 193 3 PO.) kann von 
Beurkundungen des Gerichtsvollziehers nur inſoweit die Rede 
fein, als die in 8 194 ebenda vorgeſchriebenen Niederſchriften 
in Betracht kommen, die nach $ 195 a. a. O. vorgeſchrie benen 
Beurkundungen fallen lediglich in den Bereich der Tätigkeit 
des zuſtellenden Poſtbeamten. Die von dieſem aufzunehmende 
Poſtzuſtellungsurkunde iſt als eine ſelbſtändige, einheitliche Ur⸗ 
kunde anzuſehen. Die in dieſelbe aufzunehmende Angabe des 
Namens der Perſon, welcher zuzuſtellen iſt, der Nummer des 
Dienſtregiſters und des Namens des Gerichtsvollziehers als Ab⸗ 
ſenders hat nur den Zweck, die Brieſſendung, um deren Zuſtellung 
es ſich handelt, zu bezeichnen, und dieſe Bezeichnung geſchieht nach 
dem eingeführten Formulare durch die Bezugnahme auf den Aus⸗ 
füllungsvermerk am Kopfe. Letzterer bildet nicht ſchon für ſich 
allein eine ſelbſtändige öffentliche Urkunde, die eine Tatſache 
für und gegen jeden beweiſen könnte. Zur öffentlichen Urkunde 
wird die Poſtzuſtellungsurkunde erſt dadurch, daß der 
Poſtbeamte, der die Zuſtellung bewirkt, das Formular nach 
Ausfüllung in der in 8 195 Abſ. 2 ZRO. vorgeſchriebenen 
Weiſe mit ſeiner Unterſchrift verſieht. Urt. d. IV. Sen. v. 9. Juli 
1907 (336/07). 

87. 8 267 StGB.] Durch Vollzug der in ben Be 
ſcheinigungs⸗ (Quittungs⸗) Büchern von dem Abſender des Fracht⸗ 
guts vorbereiteten Einträge wird ſeitens der Eiſenbahnverwaltung 
lediglich der Empfang des Guts beſtätigt (S 54 Nr. 8 VerkO.). 
Wird dieſe einfache Empfangsbeſcheinigung von der Güter⸗ 
annahmeſtelle einer ſtaatlichen Eiſenbahnverwaltung in der vor⸗ 
geſchriebenen Form erteilt, ſo handelt es ſich um die Ausſtellung 
einer Öffentlichen Urkunde; fehlt es an einer dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen, ſo wird je nach den Umſtänden die Beſcheinigung als 
Privaturkunde gelten können, die für die privatrechtlich erhebliche 
Tatſache der Aufgabe und Annahme des Frachtguts durch einen 
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Beamten der Bahn Beweis zu liefern geeignet iſt. Das ange⸗ 
fochtene Urteil hat nachgewieſen, daß nach den Dienſtanweiſungen 
für die Württembergiſchen Eiſenbahnen neben der Abſtempelung 
der Beſcheinigungen noch die Unterſchrift des annehmenden Be⸗ 
amten beim Vollzug des Eintrags in dem Quittungsbuch er⸗ 
fordert wird und hat, da dieſem Erfordernis nicht genügt iſt, 
zutreffend den beiden Einträgen, die der Angeklagte verfälſcht 
hat, die Eigenſchaft öffentlicher Urkunden abgeſprochen (RG. 30, 
369; 38, 223 u. a.). Dagegen iſt dieſen Einträgen die Eigen⸗ 
ſchaft von Privaturkunden der in 8 267 StGB. gedachten Art 
mit Recht beigemeſſen worden. Der Mangel handſchriftlicher 
Unterzeichnung nimmt beiden Einträgen nicht die Bedeutung 
urkundlicher Nachweiſe, ſie ſind, obwohl nur unterſtempelt, zum 
Urkundenbeweiſe verwendbar. (RGSt. 10, 306). Steht auch die 
unterſtempelte Privaturkunde nach den prozeßrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen (88 416, 440 ZBOD.) der unterſchriebenen Urkunde 
nicht gleich, ſo kann ſie doch als Urkunde nach den Regeln 
freier Beweiswürdigung ſei es für ſich allein, ſei es in Ver⸗ 
bindung mit Umſtänden außerhalb ihres Inhalts ſowohl für 
die Tatſache, zu deren Beweis ſie beſtimmt iſt, nämlich der 
Annahme des Frachtguts durch einen Beamten der Eiſenbahn, 
als auch daneben für andere darin bezeugte Tatſachen, wie 
namentlich die Zahlung der Fracht, von Beweiserheblichkeit 
ſein. Urt. d. I. Sen. v. 16. Sept. 1907 (414/07). 

38. 8 267 StGB.] Der von der Hand des Beamten 
der Polizeiwache herrührende ſchriftliche Vermerk, in dem das 
SG. eine beweiserhebliche Privaturkunde erblickt, iſt im Bus 
ſammenhange mit dem daneben befindlichen Zeichen — einem 
blauen Strich — zu beurteilen. Erſt in Verbindung mit 
dieſem Zeichen gewinnt er die Bedeutung einer ſelbſtändigen, 
wenn auch nur unter den Beteiligten verſtändlichen Gedanken⸗ 
erklärung, wie ihn der Begriff der Urkunde vorausſetzt. Der 
Strich, hervorgebracht durch einen elektriſch bewegten Schreib⸗ 
ſtift, einen ſogenannten „Morſe⸗Telegraphenapparat“ auf einem 
durch ein Triebwerk ſich abwickelnden ſchmalen Papierſtreifen, 
bedeutet nach der bei der Polizeiverwaltung in Deſſau be⸗ 
ſtehenden Einrichtung die Meldung eines auf dem nächtlichen 
Patrouillengange befindlichen Schutzmanns, der zu dieſem 
Zwecke zu einer beſtimmten Zeit auf den Druckknopf eines in 
feinem Revier belegenen beſtimmten Feuermelders zu drücken 
hat. Neben den hierdurch telegraphiſch hervorgerufenen Strich 
ſchreibt der Beamte der Polizeiwache die Zeit der Meldung 
und den von ihm auf telephoniſchen Anruf ermittelten Namen 
des am Feuermelder befindlichen Schutzmanns. Durch dieſes 
Verfahren ſoll eine Aberwachung der planmäßigen Schutzmanns⸗ 
patrouillen von der Polizeiwache aus ermöglicht werden. Die 
Schrift in Verbindung mit dem Strich enthält ſonach eine 
einheitliche Erklärung, hergeſtellt durch ein Zuſammenwirken 
des ſich meldenden und des die Meldung entgegennehmenden 
Beamten, ähnlich dem in einer früheren Entſcheidung des RG. 
behandelten Falle, wo ein durch Druck eines Fabrikwächters 
hervorgerufener Strich im Zifferblatt der Kontrolluhr für eine 
gemeinſchaftliche Urkunde des Arbeitgebers und des Wächters 
erachtet iſt (RGSt. 34, 435). Die Zeit der Meldung, dort 
durch den Strich unmittelbar bezeichnet, iſt hier durch die bei⸗ 
gefügte Niederſchrift des Polizeibeamten angegeben. Schrift 
und Zeichen bringen daher in Verbindung miteinander zum 
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Ausdruck, daß ein Schutzmann des angegebenen Namens ſich 
von einem beſtimmten Platze aus zu einer beſtimmten Zeit 
gemeldet hat, und haben die Beſtimmung, als Beweismittel 
für dieſe Tatſache zu dienen. Die Urkundeneigenſchaft, die 
ihnen dieſe Beweis beſtimmung verleiht, geht dadurch nicht vers 
loren, daß ein Teil der urkundlichen Erklärung unter Benutzung 
einer Naturkraft hergeſtellt iſt. Die Tatſache, zu deren Beweiſe 
die Urkunde dient, iſt maßgebend für das öffentlich⸗rechtliche 
Verhältnis des Schutzmanns zu ſeiner vorgeſetzten Behörde 
und bildet die Grundlage für die Beurteilung, ob bei Aus⸗ 
führung des Patrouillenganges der Schutzmann feiner Amts 
pflicht genügt oder eine im Wege der Dienſtaufſicht verfolgbare 
Pflichtwidrigkeit begangen hat. Urt. d. III. Sen. v. 23. Sept. 
1907 (338/07). 

39. 8 267 StGB.] Der materiellen Beſchwerde konnte 
der Erfolg nicht verſagt werden. Denn die Verurteilung aus 
8 267 StGB. erſcheint nach der bisherigen Begründung als 
ungerechtfertigt. War St. aber durch die ihm nicht durch den 
Angeklagten und nicht auf deſſen Veranlaſſung zugegangene 
Urkunde bereits getäuſcht, ſo konnte darin allein, daß der 
Angeklagte, als er hiervon erfuhr, den St. in ſeinem Irrtum 
beließ, das Gebrauchmachen von der Urkunde zum Zwecke 
einer Täuſchung nicht gefunden werden. Urt. d. V. Sen. v. 
18. Okt. 1907 (470/07). 

40. 5 267 StGB.] Daß der Angeklagte dadurch, daß 
er einen geringeren Betrag, als den an ſich nach den Spiel⸗ 
regeln ſich ergebenden als Gewinn an den unbekannten Mitſpieler 
auszahlte, mag man darin die Vorſpiegelung einer falſchen oder 
die Unterdrückung einer wahren Tatſache finden, — in dieſem 
einen Irrtum über die Höhe des ihm zukommenden Gewinns 
erregt hat, iſt ausdrücklich feſtgeſtellt Aber auch die Annahme 
einer hierdurch bewirkten Vermögensbeſchädigung iſt nicht zu 
beanſtanden. Nach dem Spielvertrage und den geltenden Spiel⸗ 
regeln hatte der nicht dem Namen nach bekannte Gewinner den 
Betrag zu beanſpruchen, der durch den Fall der Würfel beſtimmt 
wurde. Nun iſt allerdings der Spielvertrag nicht klagbar, das 
Geſetz legt demſelben aber im 8 762 BGB. eine gewiſſe rechtliche 
Bedeutung inſoweit bei, als das auf Grund desſelben Geleiſtete 
nicht zurückgefordert werden darf; er iſt alſo erfüllbar. Die 
Forderung aus demſelben hat ſchon deshalb einen gewiſſen 
Vermögenswert und zwar insbeſondere dann, wenn, wie der 
Vorderrichter im vorliegenden Falle feſtſtellt, nach den gegebenen 
Verhältniſſen der Schuldner, wenn auch nicht durch Klage, ſo 
doch tatſächlich — mindeſtens durch moraliſchen Druck auf ihn 
ſeitens der Mitſpieler — zur Erfüllung hätte genötigt werden 
können. Schon darin, daß der Gewinner von Einforderung 
ſeines Gewinnes abgehalten wurde, konnte eine Vermögens⸗ 
beſchädigung gefunden werden, weil, wennſchon nicht ein rechtlich 
klagbarer Anſpruch auf deren Erlangung beſtand, doch tatſächliche 
Verhältniſſe vorlagen, vermöge deren ohne die täuſchende 
Handlung der Gewinn dem anderen ohne weiteres zugefallen ſein 
würde. Dies wäre nach Anficht des erſten Richters eingetreten, 
wenn nicht der Angeklagte durch die Täuſchungshandlungen den 
Gewinner abgehalten hätte, den ihm zugefallenen Gewinn zu 
verlangen. Urt. d. IV. Sen. v. 20. Dez. 1907 (933/07). 

41. 58 267, 363 StGB.] Der Unterſchied zwiſchen den 
Tatbeſtänden der beiden Geſetzesbeſtimmungen iſt in der Urteils⸗ 
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begründung im allgemeinen zutreffend gekennzeichnet. Unter 
Hinweis auf die RGSt. 8, 37 (41) iſt richtig ausgeführt 
worden, daß eine Fälſchung zum Zwecke des beſſeren Fort ⸗ 
kommens dann vorliege, wenn der Täter die Fälſchung in der 
unbeſtimmten und ganz allgemein der Richtung nach gehaltenen 
Abſicht vornehme, mit Hilfe der Urkunde ſich irgendwelche 
günstige Ausſicht für fein Fortkommen zu ſchaffen. Daß der 
Angeklagte in Betätigung einer ſolchen allgemeinen und unbe⸗ 
ſtimmten Willensrichtung ſeinen Militärpaß verfälſcht und von 
der verfülſchten Urkunde der Polizeiverwaltung gegenüber 
wiſſentlich Gebrauch gemacht hat, iſt von der Strafkammer 
allerdings angenommen. Es iſt geſagt, Angeklagter habe ſich 
in ſeinem Berufe als Straßenbahnſchaffner nicht wohl gefühlt 
und ſich der Stellung nach verbeſſern wollen, ſei es, daß er eine 
Stellung als Beamter, ſei es, daß er eine pekuniär beſſer 
dotierte Stellung anderer Art erlangen konnte. Da er davon 
ausgegangen ſei, daß ſeine Bewerbungen von mehr Erfolg 
gekrönt ſein würden, wenn er während ſeiner Dienſtzeit beim 
Militär zum Gefreiten und Unteroffizier befördert worden ſei, 
ſo habe er die Verfälſchung am Militärpaß vorgenommen. 
Dies ſei ganz allgemein zu dem Zweck geſchehen, um ſich eine 
wirtſchaftlich und ſozial vorteilhaftere Lebens und Berufs⸗ 
Rellung zu verſchaffen. Auch das wiſſentliche Gebrauchmachen 
ſei zum Zweck des beſſeren Fortkommens geſchehen, denn An⸗ 
geklagter habe bereits die Verfälſchung zu dieſem Zwecke vor⸗ 


genonmnen und dabei die Abſicht gehabt, von der verfälſchten 


Urkunde Gebrauch zu machen, um ſich bei jeder ihm günftig 
erſcheinenden Gelegenheit unter Vorlegung der Urkunde um eine 
vorteilhaftere Stellung zu bewerben. Es liege eine Zuwider⸗ 
handlung ſowohl gegen den erſten wie gegen den zweiten Miſch⸗ 
tatbeſtand des 8 868 Abi. 1 EB. vor, die ſich deswegen nur 
als eine einzige Handlung darſtelle, weil beide Einzelhandlungen 
auf einen Vorſatz zurückzuführen ſeien. Bei dieſen Feſtſtellungen 
iſt überſehen worden, daß der Angeklagte, mag er auch zunächſt 
bei der Verfälſchung lediglich im allgemeinen eine Beſſerung ſeiner 
wirtſchaftlichen Lebensſtellung im Auge gehabt haben, die Vor⸗ 
8 des gefälſchten Paſſes doch aus Anlaß und zum Zwecke 

der Bewerbung um eine beſtimmte amtliche Stellung aus⸗ 
geführt hat. Die Annahme, es ſei auch das wiſſentliche Gebrauch⸗ 
machen zum Zwecke des beſſeren Fortkommens geſchehen, beruht auf 
einer rechtsirrtümlichen Auffaſſung des 8 863 St. Der 
Angeklagte hat dadurch, daß er fi als zum „Gefreiten“ und 
zum „Unteroffizier“ befördert bezeichnet hat, in die Rechte der 
Militärbehörden eingegriffen, denen die Befugnis zur Beförderung 
beigelegt iſt; er hat ſich einen milttäriſchen Rang angemaßt, 
mit deſſen Beſitz konkrete Rechte und Befugniſſe privatrechtlicher 
oder öffentlich⸗ rechtlicher Natur verbunden find. Er hat ferner 
die Nechte der Anſtellungsbehörde verletzt, indem er in der 
Abſicht, die Stelle eines Polizeiſergeanten zu erlangen, die 
Polizeiverwaltung in Bochum über ſeinen militäriſchen Rang 
zu täuſchen unternommen hat. In doppelter Richtung iſt alſo 
durch das Gebrauchmachen in konkrete Rechte Dritter eingegriffen, 
und daß auf eine ſo geſtaltete Verfehlung die Vorſchrift des 
8368 AGB. nicht anwendbar iſt, ergibt ſich aus der feſt⸗ 
ſtehenden Nechtſprechung des RB. (Vgl. beſonders RES. 31, 
296 und 88, 145.) Die Strafkammer wird zu prüfen haben, 
ob der Angeklagte eine Urkundenfälſchung im Sinne des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 167 


8267 StGB. begangen oder ſich nach § 270 StGB. ſtrafbar 
gemacht hat. Urt. d. V. Sen. v. 20. Sept. 1907 (380/07). 
42. 8 331 StGB.] Wenn nach Eingang einer Straf 
anzeige ein Amtsſekretär ſeinem Vorgeſetzten ſchriftlich oder 
mündlich erklärt, Akten über frühere Strafverfügungen gegen 
den Angezeigten ſeien nicht vorhanden oder: ſolche Strafver⸗ 
fügungen ſeien nicht erlaſſen, ſo iſt die Erklärung, mag ſie wahr 
oder unwahr ſein, eine in ſein Amt einſchlagende Handlung. 
Ebenſo wenn er von mehreren Akten über Vorbeſtrafungen nur 


ein Aktenheft vorlegt, wenn er angibt, daß gewiſſe Akten von 


einer Beſtrafung wegen einer ganz anderen Tatart, als der 
angezeigten, handelten, wenn er über Anlaß und Höhe der früher 
feſtgeſetzten Strafen Mitteilung macht u. dgl. Dasſelbe gilt 
zufolge der im Verhältnis eines Sekretärs zu dem Vorſtande 
ſeiner Behörde weit verbreiteten Ubung, wenn er dem Amts⸗ 
vorſteher den Entwurf zu einer Verfügung vorlegt, ihm durch 
einen ſolchen Entwurf z. B. die Unterordnung einer gewiſſen 
Handlung unter ein beſtimmtes Strafgeſetz und die Feſtſetzung 
einer beſtimmten Strafe vorſchlägt. Sobald er in derartiger 
Weiſe Stoff zur Beurteilung einer Angelegenheit beibringt oder 
beizubringen unterläßt oder eine beſtimmte Anordnung empfiehlt, 
übt er eine zu ſeinem Bureaudienſt gehörige Tätigkeit aus. 
Urt. d. II. Sen. v. 17. Dez. 1907 (821/07). 

43. 5 302 a. StGB.] Die Straflammer hat den, den 
Angeklagten zur Laſt gelegten, Wucher in dem Abſchluſſe des 
Vertrages und in der Annahme von Zahlungen erkannt, die 
ihnen auf Grund dieſes Vertrages geleiſtet wurden. Die 
Strafverfolgung iſt verjährt, wenn nicht die Annahme der 
Zahlungen dem Eintritte der Verjährung entgegenſteht. Die 
Strafkammer ſtellt lediglich feſt, daß die Zahlungen auf Grund 
des wucheriſchen Vertrags geleiſtet worden ſeien. Damit iſt 
nichts weiter gejagt, als daß fie in Gemäß heit und zur Erfüllung 
dieſes Vertrags erfolgten. Das genügt aber allein noch nicht, 
fie zuſammen mit den wucherlichen Handlungen der Angeklagten 
als eine Einheit im Sinne der Ausführungen des Urteils (RGSt. 
32, 143 [146 )) erſcheinen zu laſſen. Es wäre dazu zwar 
nicht der Nachweis erforderlich geweſen, daß die Notlage auch 
zur Zeit der Zahlungen noch oder erneut beſtanden habe. 
Wohl aber hätte es der Darlegung bedurft, daß die Zahlung 
in Fort⸗ und Nachwirkung des Druckes erfolgte, den die Notlage 
und deren Ausnügung ſeitens der Wucherer auf die Ent⸗ 
ſchließungen des Zahlenden ausübten, daß ſich die Zahlung in 
dieſem Sinne als urſächliche Wirkung der Wucherhandlung 
ſelbſt und inſofern als Ausfluß einer und derſelben Ausbeutung 
darſtellt. Bei der nochmaligen Erörterung der Sache wird ſich 
Gelegenheit bieten, den Tatbeſtand auch nach folgenden Richtungen 
erneuter rechtlicher Prüfung zu unterziehen: Die Frage, ob ſich 
das Mißverhältnis zwiſchen den Leiſtungen des Wucherers und 
der ihm gewährten oder zugeſagten Vermögens vorteile als ein 
auffälliges darſtellt, iſt zwar eine weſentlich tatſächliche. Immerhin 
muß ein gewiſſes Ubermaß der Vermögens vorteile gegenüber 
den Leiſtungen erhellen. Aus dem Urteile iſt aber nicht zu 
erkennen, daß ſich die Strafkammer deſſen bewußt war. Denn 
der Zinsfuß, den Sch. bewilligt hat, berechnet ſie bei Zu⸗ 
grundelegung ihrer Rechnungsgrößen ziffermäßig lediglich auf 
5 ¼ Prozent. Damit würde der als üblich anerkannte Zinsſatz 
ungünſtigſtenfalls nur um 1 ¼ Prozent überſchritten fein. 
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Hierzu kommt, daß die Strafkammer den Satz von 5 ¼ Prozent 
lediglich als un verhältnismäßig hohen Zins fuß bezeichnet. 
Dieſe Wendung bietet für ſich allein noch nicht die Gewähr, 
daß Vorteil und Leiſtung gegeneinander abgewogen ſind. 
Jedenfalls fehlt darin die Hindeutung auf die Auffälligkeit 
eines Mißverhältniſſes zwiſchen dieſen. Die den Worten des 
Geſetzes entſprechende ſchließliche Feſtſtellung, daß inſoweit ein 
auffälliges Mißverhältnis vorliege, findet daher in den ſeitherigen 
Ausführungen der Strafkammer keine ausreichende Grundlage 
(ogl. Urt. d. III. Sen. v. 17. März 1896 g. M., Goltd Arch. 
44, 45, RGSt. 4, 390 [392]). Was die Strafkammer über 
die Unſicherheit von Wirtſchaften als Pfandgegenſtänden, die 
Abneigung gegen Beleihung ſolcher Wirtſchaften und die möglicher⸗ 
weiſe mit zeitweiligem Geldaufwand verknüpften Unbequemlichkeiten 
und Schwierigkeiten ausführt, die den Hypothekengläubigern im 
Falle einer Zwangsverſteigerung entſtehen können, würde zudem 
eine erneute Prüfung der Frage nahelegen, ob danach jede 
Riſikoprämie für unangemeſſen zu erachten wäre. Gegebenenfalls 
würde dann der den üblichen Zinsfuß nur wenig überſteigende 
Zinsſatz möglicherweiſe überhaupt zu keinem Mißverhältniſſe 
der vorbezeichneten Art führen. Auf der anderen Seite wäre 
aber zu berückſichtigen, daß die Leiſtung des Gläubigers nach 
dem Inhalte des wucherlichen Geſchäfts zu beſtimmen und zu 
bemeſſen iſt, nicht nach dem Verhalten, das der Gläubiger ohne 
Rückſicht auf dieſen Inhalt ſpäter tatſächlich beobachtet hat. 
Danach würde ſich die Verteilung der 1 700 M auf 3 ½ Jahre, 
während deren die Angeklagten von einer Kündigung der Hypothek 
tatſächlich abgeſehen hatten, nicht ohne weiteres rechtfertigen. 
Denn nach den getroffenen Feſtſtellungen hatten die Angeklagten 
weder in dem notariellen Vertrage noch auch ſonſt Unkündbarkeit 
zugeſagt und inſofern Stundung gewährt. Vielmehr ging ihre 
Zuſage bei Rücknahme der ausgeſprochenen Kündigung lediglich 
dahin, daß das Kapital fortan nur mit ſechsmonatiger Friſt 
gekündigt werden ſolle. Sie behielten daher nach dem Inhalte des 
Vertrages das Recht ſofortiger Kündigung; ihre Leiſtung beſtand 
— abgeſehen von der ſchon erwähnten Kündigungsrücknahme — 
nur darin, daß die Kündigung lediglich noch mit ſechsmonatiger 
Friſt auszuüben war. Daß ſie von der Kündigung längere 
Zeit abſahen, war hiernach nicht eine Leiſtung, die auf dem 
als wucherlich in Frage kommenden Vertrage beruhte. Die 
1700 M wären danach nicht auf 3 ¼ Jahre zu verteilen, ſondern 
in vollem Betrage der vorſtehenden gekennzeichneten Leiſtung 
gegenüber zu ſtellen geweſen. Dies müßte zu einer weſentlichen 
Erhöhung des Zinsfußes führen. Urt. d. V. Sen. v. 17. Sept. 
1907 (329/07). 

44. 85 306 ff. StGB.] Rechtsirrtümlich iſt die Ans 
nahme der Strafkammer, daß durch den vom Angeklagten fahr⸗ 
läſfig herbeigeführten Brand auch der Tod des Arbeiters Th. 
verurſacht worden ſei. Dieſer ſtraferhöhende Umſtand iſt dem 
Angeklagten mit der Begründung zugerechnet worden, daß die 
Lungenentzündung des Th., die ſeinen Tod zur Folge gehabt 
hat, durch die bei dem Brand erhaltenen Wunden entſtanden 
ſei. Bei dieſer Begründung bleibt es unklar, wie der Vorder⸗ 
richter die Worte des Geſetzes: „wenn durch den Brand der 
Tod eines Menſchen verurſacht worden iſt“ verſtanden hat. 
Nach dem wiedergegebenen Sachverhalt hat Th. die tödlichen 
Brandwunden erhalten, bevor die Räumlichkeit ſelbſt brannte. 
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Es muß alſo angenommen werden, daß nach der Anſicht der 
Strafkammer der direkte urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
Brand und Tod auch dann vorgelegen hat, wenn Th. nur 
durch den in Brand geratenen Spirtus, nicht aber durch den 
Brand der Räumlichkeit ſelbſt tätlich verletzt wurde. Dieſe 
Auffaſſung kann nicht gebilligt werden. Eine Begriffsbeſtimmung 
des Wortes „Brand“ iſt im Geſetz nicht gegeben; es unter⸗ 
liegt aber keinem Bedenken, darunter auf Grund der Materialien 
des Geſetzes und in Anlehnung an den allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch ein Brennen der Sache ſelbſt, ein Ergriffenſein derſelben 
vom Feuer, und zwar derart, daß das Feuer ohne die Einwirkung 
neuen Zündſtoffes ſich fortzuentwickeln vermag, zu verſtehen. 
Wenn hiernach das Geſetz die Zurechnung des erſchwerenden 
Umſtandes davon abhängig macht, daß der Tod „durch den 
Brand“ verurſacht ſei, ſo kann der urſächliche Zuſammenhang 
nur dann als erfüllt angeſehen werden, wenn der Tod durch 
das Brennen des Fabrikgebäudes ſelbſt, alſo der in Brand 
geſetzten Räumlichkeit, verurſacht worden iſt. Urt. d. V. Sen. 
v. 11. Okt. 1907 (476/07). 

45. 8 315 fig. StGB.] Feſtgeſtelltermaßen hat ſich in⸗ 
folge der in der Nähe des Bahnhofs zu St. vorgenommenen 
Sprengungen ein mindeſtens 16 Zentner ſchweres Felsſtück von 
der Sprengſtelle losgelöſt und die Schienengleiſe 1 / Wagen 
ängen hinter dem in Bewegung befindlichen Zug 43 kurz nach der 
Ausfahrt aus dem Bahnhofe in einer Höhe von höchſtens 


3 m überflogen, wonach es dann, wenn in dieſem Augenblick 


der Zug noch in ſeiner Flugbahn geweſen wäre, jedenfalls das 
Dach eines Wagens getroffen und beſchädigt, möglicherweiſe 
auch noch ſonſtige Sachbeſchädigungen und die Verletzung von 
Bahnbedienſteten und Reiſenden verurſacht hätte. Demgemäß 
liegt nach Darſtellung der Urteilsgründe die Sache ſo, daß der 
Zug nebſt ſeinen Inſaſſen, der den Bahnhof nach dem An⸗ 
ſtecken der Zündſchnur, aber vor der Entladung des Spreng⸗ 
ſchuſſes verlaſſen hatte, von da an und bis er in eine ſichere 
Entfernung von der Sprengſtelle gelangt oder die Sprengung 
beendigt und die Geſamtheit der Sprengſtücke niedergegangen 
war, von unabſehbarem Unheil ſei es durch Zertrümmerung 
des rollenden Geräts, ſei es durch plötzliche Sperrung der 
Schienen, bedroht wurde, zumal da der Angeklagte zur Be⸗ 
ſeitigung des ſchon tags zuvor durch einen Schnürſchuß ge⸗ 
lockerten gewaltigen Steinblocks eine beſonders kräftige Pulver⸗ 
ladung ſowie eine 50 g faſſende Dynamitpatrone verwendete. 
Bei der Unberechenbarkeit der Sprengwirkung und des Flugs 
ungeregelter, mit größter Kraft fortgeſchleuderter Geſteinsmaſſen 
und bei der nicht immer ganz gleichmäßigen Geſchwindigkeit 
fahrender Eiſenbahnzüge muß es für die unbefangene Betrach⸗ 
tung als ein eigenartiger, und zwar als ein beſonders glück⸗ 
licher Zufall gelten, daß der Steinblock den vom Zug be⸗ 
anſpruchten Luftraum nicht um eine kurze Beitfpanne früher 
oder an einem ungünſtigeren Punkte gekreuzt hat, und eben 
darum waren, ehe ſich die Kreuzung vollzogen hatte, der einzelne 
Transport und die Betriebsſicherheit im allgemeinen nach der 
Ausdrucksweiſe des gemeinen Sprachgebrauchs wie im Sinne 
des § 816 StGB. in ernſte Gefahr geſetzt. (Urt. des I. StS. 
vom 15. Jan. 1903 gegen K. D. 4768/02). Dies leuchtet 
als Ergebnis des feſtgeſtellten Sachverhalts im Zuſammenhalt 
mit bekannten Erfahrungstatſachen ohne weiteres ein und be⸗ 
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durfte deshalb nicht notwendig einer ausdrücklichen Erörterung 
in den Urteilsgrümden. Dagegen iſt bei der durch 8 392 
Abf. 2 StPO. gebotenen allgemeinen Nachprüfung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils ein durchſchlagendes Bedenken gegen die An⸗ 
wendbarkeit von 8 316 Abſ. 1 StB. aufgedeckt worden. 
Hier wird nämlich nicht etwa allgemein mit Strafe bedroht, 
wer den Transport auf einer Eiſenbahn fahrläfſfigerweiſe in 
Gefahr ſetzt, ſondern nur, wer es „durch eine der vorbezeichneten 
Handlungen“ tut. Mit dieſer Zurückverweiſung iſt für den 
Celtungsbereich des § 316 Abſ. 1 StGB., von den daſelbſt 
ausdrücklich genannten Merkmalen abgeſehen, der volle äußere 
Tatbeſtand des § 315 Auf, 1 einbezogen, alſo der Satz auf 
gefellt, daß auschließlich diejenige fahrläſſige Gefährdung des 
Eiſenbahntransports ſtrafbar fein ſoll, welche darauf beruht, 
daß Eiſenbahnanlagen, Beförderungsmittel oder ſonſtiges Zu⸗ 
behör derſelben beſchädigt oder. auf der Fahrbahn durch 
falſche Zeichen oder Signale oder auf andere Weiſe Hinder⸗ 
niſſe bereitet werden. Gegenüber dem Angeklagten könnte 
es ſich angeſichts der feftgeßdellten Begleitumftände höchſtens um 
einen Fall der letzteren Art, d. h. um Gefährdung des Eiſen⸗ 
bahntransports durch Bereitung von Hinderniſſen auf der Fahr⸗ 
bahn handeln. Zur Vollendung einer vorſätzlichen Vergehung 
in ſolchem Sinne genügt nach dem klaren Wortlaut des § 315 
Abs. 1 die bloße Vorſtellbarkeit eines urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs zwiſchen einem auf der Fahrbahn befindlichen Hinderniſſe 
und einer Transportgefährdung regelmäßig nicht, vielmehr 
müfjen beide Merkmale in Wirklichkeit zeitlich zuſammenfallen: 
Nicht Vollendung, ſondern nur Verſuch des Verbrechens aus 
§ 315 Abſ. 1 StGB. kommt in Frage, wenn zwar eine ges 
fährliche Sachlage geſchaffen, aber ein Hindernis auf der Fahr⸗ 
bahn noch nicht oder nicht mehr vorhanden iſt, oder wenn 
zwar ein Hindernis auf der Fahrbahn, aber eine Gefahr für 
den Eiſenbahntransport noch nicht oder nicht mehr beſteht. Wo 
bei vorſätzlichem Handeln nur ein Verſuch der Eiſenbahntrans⸗ 
portgefährdung nach 5 315 Abſ. 1 anzunehmen wäre, zeigt ſich 
bei Fabrläffigleit des Täters die Annahme einer ſtrafbaren Tat 
aus 8 316 Abſ. 1 überhaupt ausgeſchloſſen. RGSt. 15, 82 
(84). Gegebenenfalls begann, wie oben dargelegt iſt, ein Zu⸗ 
ſtand hoher Gefährdung für den Zug 43, als der Angeklagte 
die Zündſchnur zu ſeinem Sprengſchuß anſteckte, und der ge⸗ 
fährliche Zuſtand endigte erſt, nachdem der Zug in eine ſichere 
Entfernung von der Sprengſtelle gelangt oder die Geſamtheit 
der Sprengſtücke niedergegangen war. Dieſe Gefährdung er⸗ 
ſchöpfte ſich aber an der bloßen vorſtellbaren Möglichkeit, daß 
abgeſprengtes Geſtein zur Unzeit auf das Gleis oder in den 
Luftraum des Zugs 43, d. i. auf die Fahrbahn, gelangen 
konnte; ſie war daher nicht durch ein auf der Fahrbahn be⸗ 
reits vorhandenes Hindernis hervorgerufen. In dem Zeitpunkte 
aber, wo tatſächlich das 16 Zentner ſchwere Sprengſtlck den 
für Eiſenbahnzüge frei zu haltenden Luftraum durchflog, mithin 
durch die Fahrläſſigkeit des Angeklagten, freilich nur für einen 
faſt unmeß bar kurzen Zeitabſchnitt, ein Hindernis auf der Fahr⸗ 
bahn bereitet wurde, hatte der Zug 43 die dadurch gefährdete 
Stelle bereits hinter ſich und ein anderer Zug fie nicht zu 
durchfahren. Das Vorhandenſein eines Hinderniſſes auf der 
Fahrbahn und das Beſtehen einer Gefahr für den Eiſenbahn⸗ 
transport find folgerichtig auch nicht einen Augenblick zeitlich 
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zuſammengetroffen. Läßt ſich nach all dem die Verurteilung 
des Angeklagten aus 8 316 Abſ. 1 StGB. nicht halten, fo 
mußte unter Aufhebung des angefochtenen Urteils der An⸗ 
geklagte in Anwendung des 8 394 Abſ. 1 der Strafprozeß⸗ 
ordnung von der Anklage freigeſprochen und im Koſtenpunkt 
angemeſſene Verfügung getroffen werden. Urt. d. I. Sen. v. 
17. Okt., 9. Nov. 1907 (592/07). 

46. 5 316 Abf. 2 StGB.] Die Begründung erweckt 
den Verdacht, daß der erſte Richter für die Anwendung des 8 316 
Abſ. 2 StGB. den Nachweis einer Fahrläſſigkeit für er 
forderlich erachtet hat. Dies iſt rechtirrtümlich. Zur Er⸗ 
füllung des Tatbeſtandes des in dem bezeichneten Geſetze vor 
geſehenen Vergehens iſt nur ein als Pflichtvernachläſſigung ſich 
darſtellendes ſchuldhaftes Verhalten des Täters, dic Gefährdung 
des Transportes und der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
beiden erforderlich. Jede Nichtbeachtung der Dienſtanweiſung 
ſtellt ſich aber als eine Vernachläſſigung der Dienftpflichten dar 
und jede Transportgefährdung, welche durch die Beachtung der 
Dienſtanweiſung vermieden worden wäre, iſt dem pflichtwidrig 
handelnden Beamten zuzurechnen, ſofern nicht beſondere Umſtände 
vorliegen, welche die Nichtbefolgung einer beſtimmten, an ſich 
zutreffenden Dienſtvorſchrift im gegebenen Fall als gerecht⸗ 
fertigt erſcheinen laſſen. Urt. d. IV. Sen. v. 15. Nov. 1907 
(691/07). | 

47. 5 348 StGB.] Der Angellagte hat über die Er⸗ 
gebniſſe einer Gemeinderatsſitzung, in der er als Gemeinde 
vorſteher den Vorfitz geführt hatte, ſowie über die Perſonen der 
Teilnehmer unrichtige Eintragungen in das gemäß 8 66 der 
Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 
(G.⸗S. S. 523) zu führende Protokollbuch gemacht und dieſe 
Eintragungen mit ſeinem Namen unterzeichnet. Er beabſichtigte 
das Protokoll in der nächſten Sitzung den anderen Beteiligten 
zur Unterſchrift vorzulegen, doch kam es hierzu nicht, da 
inzwiſchen Anzeige wegen dieſer Tat gegen ihn erſtattet wurde. 
Die gegen feine Verurteilung wegen Vergehens gegen § 848 
StGB. erhobene Reviſion iſt begründet. Das Vergehen des 
8 348 StGB. ift vollendet, wenn die Urkunde in den vor 
geſchriebenen, für ihre Eigenſchaft, einen Beweis zum öffentlichen 
Glauben herzuſtellen, weſentlichen Formen hergeſtellt iſt. (Vgl. 
NG. 12, 331 (382); 26, 165 (166 unten); 29, 67 und 92.) 
Über die Form der Protokollierung der Gemeinderats beſchlüſſe 
beſtimmt § 66 der Gemeindeordnung für die Rheinprovinz in 
der durch Art. 17 des Geſetzes, betreffend die Gemeinde⸗ 
verfaſſung in der Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 (G.⸗S. 
S. 435) veränderten Faſſung folgendes: „Die Beſchüſſe des 
Gemeinderates und die Namen der dabei anweſend geweſenen 
Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. Sie werden 
von dem Vorſitzenden und wenigſtens von 3 Mitgliedern unter⸗ 
zeichnet.“ In der urſprünglichen Faſſung der Gemeindeordnung 
hatte die Beſtimmung, wie folgt, gelautet: „Die Beſchlüſſe find, 
mit Anführung der dabei gegenwärtig geweſenen Mitglieder, in 
ein beſonderes Buch einzutragen, und ſowohl von dem Vor⸗ 
ſitzenden, als von allen anweſenden Mitgliedern, in der Sitzung 
ſelbſt, zu unterſchreiben.“ Nach dieſer uaſprünmglichen Faſſung 
konnte kein Zweifel obwalten, daß die Unterſchrift fämtlicher 
Gemeinderatsmitglieder ein weſentliches Erfordernis nicht zwar 
der Gültigkeit des Beſchluſſes ſelbſt wohl aber feiner Beurkundung 
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war. Durch Art. 17 des Geſetzes vom 15. Mai 1856 iſt die 
Form der Beurkundung entſprechend den Vorſchriften über die 
Protokollierung der Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lungen — 8 47 der Städteordnung für die 6 öſtlichen Pro⸗ 
vinzen vom 30. Mai 1853 und der für die Provinz Weſtfalen 
vom 19. März 1856, 8 44 der Städteordnung für die Rhein⸗ 
provinz vom 15. Mai 1856 — dahin erleichtert, daß nur die 
Unterſchrift von wenigſtens 3 Mitgliedern neben der des 
Vorſitzenden gefordert wird. Es fehlt aber an jedem Anhalt 
dafür, daß dieſe Unterſchrift der 3 Gemeinderats mitglieder nun⸗ 
mehr nur durch eine Ordnungsvorſchrift geboten, nicht mehr 
als ein weſentliches Formerfordernis gemeint ſein ſollte. Aus 
der Faſſung „Sie werden ... unterzeichnet“ iſt dies nicht zu 
entnehmen. Denn auch die Unterſchrift des Vorſitzenden, ohne 
welche das Protokoll keinesfalls die Eigenſchaft einer öffentlichen 
Urkunde erlangen kann, wird in demſelben Satze, mit der 
gleichen Faſſung wie die der 3 Mitglieder erfordert. Dieſe 
Gleichſtellung ihrer Unterſchrift mit der des Vorſitzenden, ſowie 
der Gebrauch des Wortes „wenigſtens“ weiſen vielmehr darauf 
hin, daß auch ſie ein weſentliches Erfordernis der förmlichen 
Beurkundung des Beſchluſſes ſein ſoll. Hierfür ſpricht auch, daß 
die Ausfertigung der Gemeinderatsbeſchlüſſe, fofern fie Urkunden 
beigefügt werden oder dem Bürgermeiſter als Autoriſation zu 
Amtshandlungen dienen ſollen, von dem Vorſitzenden und 
2 Mitgliedern des Gemeinderats nach der zwingenden Vorſchrift 
des 8 66 Abſ. 2 Gemeindeordnung unterſchrieben werden 
„müſſen“, die Formen der Ausfertigungen aber regelmäßig 
leichtere find, als die der Beurkundung der Beſchlüſſe ſelbſt. 
Urt. d. V. Sen. v. 3. Dez. 1907 (779/07). 

48. 88 352, 353 StGB.] Ein Beamter, welcher zwar 
äußerlich für eine öffentliche Kaſſe die Gebührenerhebung be⸗ 
wirkt, zur Ablieferung der erhobenen Beträge an die Kaſſe 


aber tatſächlich nicht, oder doch nicht im vollem Umfange ver⸗ 


pflichtet iſt, das Erhobene vielmehr ganz oder teilweiſe wenigſtens 
mittelbar von der öffentlichen Kaſſe, als deren Beauftragter er 
erſcheint, überlaſſen erhält, kann hinſichtlich der ihm derart zu⸗ 
kommenden Beträge der Strafbeſtimmung des $ 353 RStGB. 
(bzw. des § 327 PrStGB.) nicht unterſtellt werden, da die 
Anwendung dieſer vorausſetzt, daß die überhobenen Beträge 
tatſächlich der öffentlichen Kaſſe zuzuführen ſind. Gleichwohl 
handelt auch er, wenn er ſich der Gebührenüberhebung hin⸗ 
ſichtlich ſolcher Beträge ſchuldig macht, notwendig mit dem 
Erfolg, daß dieſe ihm zum Vorteil gereicht. Die Entſtehung 
und der Zuſammenhang der beiden Paragraphen führt alſo 
dahin, feine Tat dem milderen der beiden dem 5 326 PrStGB. 
bzw. dem 8 352 RStGB. zu unterſtellen. Urt. d. V. Sen. 
v. 15. Nov. 1907 (675/07). 

49. 8 353 a StGB.] Ob durch Errichtung des Reichs⸗ 
kolonialamts die Anwendung des $ 353a StGB. auf die zum 
Reichskolonialamt übernommenen Beamten der früheren Kolonial⸗ 
abteilung des Auswärtigen Amts ausſchließt, braucht nicht 
entſchieden zu werden. Wie der Staatsakt der Dienſtentlaſſung, 
Verſetzung in den Ruheſtand, Kündigung keine Straffreiheit 
eines Beamten bewirkt, der ein Verbrechen oder Vergehen im 
Amte begangen hat, ſo tritt keine Straffreiheit ein, wenn ein 
Beamter beſtimmter Gattung, der eine ſtrafbare Handlung ver⸗ 
übt hat, die nur von dieſer Gattung von Beamten begangen 
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werden kann, in einen anderen Zweig des Dienſtes des Neichs 
oder eines Bundesſtaats übernommen, ins beſondere wenn ein 
Beamter des Auswärtigen Amts nach Verübung eines Ber 
gehens gegen § 353 a einem anderen Geſchäftskreiſe der Reichs⸗ 
verwaltung zugeteilt wird. Was von dem einzelnen Beamten 
gilt, das gilt auch bei Überführung einer Gruppe von Beamten 
in einen anderen Dienſtbereich, hier der Beamten der Kolonial⸗ 
abteilung. Urt. d. II. Sen. v. 20. Dez, 1907 (792/07). 
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Die finanzielle Seite der Novelle zur Zivil⸗ 
prozehsrbuung.*) 


Unter den Einwendungen, mit denen der zur Zeit dem Bundes⸗ 
rate vorliegende Entwurf 1 Geſetzes, betreffend Anderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes und der Gebührenordnung für nn in der 
Offentlichkeit, insbeſondere aus den Kreiſen der chaft 
bekämpft wird, ſpielen zwei Behauptungen eine große Rolle, die 
Behauptung, daß der Entwurf ſeine Entſtehung ee Rücfichten 
verdanke und, ftatt eine Verbilligung der Prozeſſe herbeizuführen, dem 
deutſchen Volke eine jährliche Mehrbelaſtung von 8 bis 3% Millionen 
Mark bringe, und die weitere Behauptung, daß er das Einkommen 
der Rechtsanwälte in unerträglicher Weiſe verſchlechtere. Wir find in 
der Lage, nach beiden 5 hin zahlenmäßiges Material zu bringen, 
aus dem die Unbegründetheit der geäußerten Beſorgniſſe ſich ergibt. 


1. Bertenerung oder Yerbiliigung der Reißtsyftege. 
Die Behauptung, daß dem Publikum eine jährliche 55 
von 3 bis 3½ Millionen Mark auferlegt werde, findet ihre Grund 
lage in einer Berechnung, die Juſtizrat Zelter in der JW. 07, 
690 ff. veröffentlicht hat. Der Entwurf ändert das ee dahin 
ab, daß an Stelle der bisher in Anſatz gebrachten Schreib⸗ und Poſt⸗ 
erte des Gegenſtandes abgeſtufter Pauſchſat 
tritt und Schreibgebühren in 3 lediglich für Ausfertigungen 
und Abſchriften zu erheben 5 die N auf Antrag erteilt werden 
oder welche angefertigt werden, die Partei es unterläßt, einem 
von Amts wegen zuzu 1 Scheiftaze die erforderlichen Ab⸗ 
ſchriften beizufügen. Die Schreibgebühren für Ausfertigungen und 
Abſchriften, die von Amts wegen erteilt werden — nachſtehend der 
Kürze halber Amtsſchreibgebühren genannt — fallen alſo in Zukunft 
hinweg; die beſtehen bleibenden Schreibgebühren, die man Antrags⸗ 
ſchreibgebühren nennen kann, ſollen nach dem Entwurf unter Berück⸗ 
ng der Steigerung der . 
werden, ſo daß ſie 20 Pf. ſtatt bisher 10 
An dem bisherigen Grundſatze, daß die Zuſtellungen von Amts weg 
koſtenfrei find, 1 der Entwurf feſt, obwohl die Zahl diefer 2 
ſtellungen durch die Abänderungen der Zivilprozeßordnung, welche für 
den Amtsgerichtsprozeß die Zuſtellung von Amts wegen zur Regel 
machen, 5 erhöht wird. Aus dieſen Beſtimmungen 
ergeben ſich für d en auf der einen Seite aben 
durch die Panſchſate und die Mehrkoſten Bei den Antragsſchreib⸗ 
gebühren, auf der anderen Seite Minderausgaben durch den Wegfall 
der Amtsſchreibgebühren und der Poſtgebühren und durch die Erſparnis 
an Zuſtellungskoſten infolge der Umwandlung von Parteizuſtellungen 
in Zuſtellungen von Amts wegen. Der Entwurf erwartet von 
Maßnahmen eine bei kleinen Werten ins Gewicht fallende Erſparnis. 
Demgegenüber hat Zelter eine Berechnung der erwähnten Mehr⸗ und 
Minderausgaben aufgeſtellt, die für Preußen eine Mehrbelaſtung von 
2 Millionen Mark ergibt, aus der dann auf eine Mehrbelaſtung von 
3 bis 3½ Millionen Mark für das Reich geſchloſſen 3 Die Art 
und Weiſe der von Zelter vorgenommenen g iſt 
an ſich richtig, die einzelnen Anſätze bedürfen indefien einer Richtig 
ſtellung, welche im Schlußergebnis ein ganz anderes Bild gibt. Die 
weſentlichen Fehler ſeiner Berechnung ſind, daß er das Verhältnis 
zwiſchen Amtsſchreibgebühren und Antragsſchreibgebühren unrichtig 
annimmt, daß er die Erſparnis für eine Zuſtellung zu niedrig anſetzt 
und daß er das Mahnverfahren und die Strafſachen ganz außer 
Betracht läßt. Eine Nachprüfung der Berechnung iſt nur für Preußen 
möglich, da nur für Preußen die erforderlichen ſtatiſtiſchen Zahlen 
vorliegen; es iſt aber kein Zweifel, daß die Ergebniſſe für das Keich 
im weſentlichen dieſelben ſein werden. 


*) Aus JMBl. 07, 12; ſiehe Anmerkung auf S. 121. 


7. Jahrgang. 


Die Berechnungen ſollen getrennt für die Amtsgerichte und die 
hoͤheren Gerichte angeſtellt werden. 
Nach den ſtatiſtiſchen Ermittlungen für das Etatsjahr 1904 
> in Angelegenheiten der ſtreitigen Rechtspflege in Zivilſachen bei 
den Amtsgerichten 1 871 926 Mark Schreibgedühren zum Anſatze 
gelangt. Zelter nimmt an, daß trotz des Wegfalls der Amtsſchreib⸗ 
5 der gleiche Betrag in Zukunft wegen der Verdoppelung des 
Satzes für Antragsſchreibgebühren zu zahlen fein würde. Wie bei⸗ 
läufig bemerkt ſein mag, hätte er von den Unterlagen ſeiner Rech⸗ 
nung aus bei richtiger Rechnung ſogar auf einen Mehrbetrag von 
158 915,80 Mark kommen müſſen. Entſcheidend für das Ergebnis 
der Berechnung iſt das Verhältnis, in welchem Amtsſchreibgebühren 
und Antragsſchreibgebühren zueinander ſtehen. Dies Verhältnis iſt 
in Preußen durch Stichproben, die in allen Teilen der Monarchie 
bei großen, mittleren und kleineren Amtsgerichten gemacht ſind, für 
4370 Amtsgerichtsprozeſſe feſtgeſtellt worden; es hat hierbei 
ergeben, daß die Antragsſchreibgebühren 65,16 Prozent aller Schreib⸗ 
gebühren ausmachten. Dies Verhältnis kann aber aus mehrfachen 
Gründen der Berechnung nicht zugrunde gelegt werden. Einmal be 
ziehen ſich die Ermittelungen nur auf Prozeſſe, während in den 
1371 926 Mark Schre e nn ſolche für Zahlungsbefehle 
und für ne „ VVT 
enthalten find, in Zukunft als . — Wegfall 
kommen. Der 8 der erſteren kann bei rund 1 200 000 les 
befehlen auf mindeſtens 90 000 Mark, der der letzteren bei rund 
360 000 Anträgen auf 72 000 Mart geſchätzt werden. Sodann 
ändert ſich das Verhältnis der beiden Arten von Schreibgebühren 
durch die Vorſchriften des Entwurfs. Insbeſondere werden in Zu⸗ 
kunft alle Abſchriften von Klagen und ſonſtigen Schriftſätzen, die 
zum Zwecke der Zuſtellung anzufertigen ſind, koſtenfrei vom Gericht 
angefertigt, wenn die Erklärungen zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
abgegeben werden; nur für den Fall, daß die Partei ihre Erklärung 
ſchriftlich einreicht, iſt die Beifügung der für die Zuſtellung erforder⸗ 
lichen Abſchriften oder für den Fall der Unterlaſſung die Koſtenpflicht 
der vom Gericht angefertigten Abſchriften vorgeſchrieben, ſo daß die 
Partei es in der Hand hat, ſich die Koſtenfreiheit der Abſchriften 
durch Abgabe ihrer Erklärungen zu Protokoll des Gerichts ſchreibers 
3 Es iſt zu erwarten, daß ſie hiervon, namentlich in 
kleineren Orten, wo das Publikum ohnehin häuſig aufs Gericht . 
in großem Umfange Gebrauch machen wird und daß 1 die 
Zahl der Fälle, in denen Schriftſätze zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers erklärt werden, ſich gegenüber dem beſtehenden Zuſtande 
erheblich vermehren wird; es ſoll indeſſen hiervon bei der nach⸗ 
fiehenden Berechnung abgeſehen werden. en fallen in allen 
Fällen, in denen nach erhobenem Widerſpruch im Mahnverfahren eine 


lat. 
Prozeſſe im Jahre 1904 rund 1 870 000 betragen, davon werden 
bei 327 281 Widerſprüchen nicht ganz 800 000 auf Ladungen nach 
erhobenem Widerſpruche entfallen. Nimmt man an, daß von den 
rund 1 070 000 Klagen nur 60 000 und von den etwa 800 000 
erhobenem Widerſpruche nur 20 000 zu Protokoll 
itte 8, die Ladung im 


daß Urteile unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungs⸗ 
ausgefertigt werden können. Wird hiervon, wie angenommen 
isurteilen (1904: 784 579) 


Weitere Berringerungen des Schreibwerkes find inſofern zu a 
als die Erhöhung der Schreibgebühren auf 20 Pf. dahin führen wird, daß 
in erheblichem Umfang auf Abſchriften der Protokolle, die bisher 


3 Das Ergebnis dieſer Ausführungen iſt folgendes: Bon 

den bisherigen 1 371 926 Mark Schreibgebühren gehen vorweg ab 
162 000 Mark Schreibgebühren in Mahn: und Vollſtreckungsſachen. 
65 Prozent der verbleibenden Schreibgebühren machen aus rund 
786 500 Mark. Hiervon ab die oben erwähnten Erſparniſſe von 
44 000 ＋ 120 000 ＋ 50 000 = 214 000 Mark, verbleiben als An⸗ 
tragsſchreibgebühren der Zukunft 572 500 Mark, alſo etwa 41,7 Pro⸗ 
zent aller bisherigen 8 während Zelter mit 50 Prozent 
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rechnet. Um den Betrag der verbleibenden Schreibgebühren nicht zu 
niedrig zu greifen, ſoll er auf rund 600 000 Mark angenommen 
werden. Dieſer Betrag iſt nn der Erhöhung des Schreibg ee 
ſatzes von 10 auf 20 Pf. verdoppeln, macht 1 200 000 

Es ergibt ſich alſo eine Ersparnis von 171 926 Mark. Außerdem iſt 
aber 3 zu berückſichtigen: Bisher 8 für jeden der rund 


Erben erf mehrf 
ſchriften anzufertigen. Die Abſchrift umfaßte 
in der Regel eine Seite, zum Teil un B. bei re von 
Anlagen, war ſie auch umfangreicher. Unter ung aller 
dieſer Umſtände kann die Zahl ber bisher zu Laſten der Partei zu 
fertigenden Seitenzahlen 5 1½ Millionen angenommen werden. 
In Zukunft werden dieſe Abſchriften koſtenfrei vom Gericht ange⸗ 
fertigt, weil die Zuſtellung der Zahlungsbefehle von Amts wegen 
erfolgt. Die 1½ Millionen Seiten wurden bisher zum weitaus 
größten Teile von den Gerichtsvollziehern, die Seite zu 10 Pf., ge⸗ 
fertigt; zum kleinen Teile wurden fie von Anwälten, Rechts 
lenten oder den Parteien ſelbſt angefertigt. Soweit die Anfertigung 
durch die Anwälte erfolgt, kommt die Erſparnis den Anwälten zugute, 
da dieſe trotz des Wegfalls des Schreibwerkes 20 Prozent der Ge⸗ 
bühren als Pauſchſatz erhalten. Im übrigen bedeutet die koſtenfreie 

Anfertigung ſeitens des Gerichts eine Erſparnis für das Publikum, 
die auf etwa 120 000 Mark veranſchlagt werden kann. In ähnlicher 
Weiſe tritt bei den oben auf 280 000 angenommenen Ladungen nach 
erhobenem Widerſpruche, die nicht zu Protokoll des Gerichts ſchreibers 
erklärt werden, eine Erſparnis von 4 X 280 000 = 1 120 000 Seiten 
Schreibwerk, die bisher den Parteien zur Laſt fielen, ein. Da im 
Mahnverfahren die Parteien ſelten durch Anwälte vertreten find, 
können 80 000 Mark als Erſparnis der Partei betrachtet werden. 
Rechnet man die erwähnten 120 000 und 80 000 Mark der oben 
ermittelten Erſparnis von 171 926 Mark hinzu, ſo ergibt ſich eine 
Geſamterſparnis an Schreibgebühren von 371 926 Mark oder rund 


870 570 1 
5 ſollen, ebenſo wie von Zelter, nach 
e . der Koſtenſtatiſti'k von 1904 128 479 Mark eingeſtellt 


ne beſonderer Bedeutung iſt die Erſparnis an Zuſtellungskoſten. 
Zelter rechnet für jede der 1 370 000 amtsgerichtlichen Klagen 50 Pf., 
außerdem für ſonſtige Zuſtellungen in Prozeſſen rund 115 000 Mark. 
Nicht berückſichtigt hat er die 1 200 000 Zahlungs befehle, die 5 Zu⸗ 
kunft von Amts wegen zugeſtellt werden. Der Betrag von 50 Pf., 
den er für jede Zuſtellung in Anſatz bringt, iſt zu gering bemeſſen. 
Die 0 die an den Gerichtsvollzieher zu zahlen find, 
betragen mindeſtens 50 Pf., können aber bei Zuſtellungen außerhalb 
des Ortsbezirkes auf 65 Pf. und bei Briefen über 20 Gramm auf 
75 Pf. ſteigen. Außer dieſen Koſten werden aber, da die Zuſtellungs⸗ 
koſten an manchen Orten, z. B. in Berlin, durch Nachnahme eingezogen 
werden, die Nachnahmekoſten erſpart, die je nachdem 25, 30 oder 40 Pf. 
und wenn Beſtellgeld mit eingezogen wird, 155 85 oder 45 Pf. betragen. 
Die Erſparnis beträgt alſo in Fällen der Nachnahme mindeſtens 
75 Pf. und höchſtens 1,20 Mark. Dazu kommen in den nicht ſeltenen 
Fällen, in denen ein auswärtiger Anwalt 55 eine aus 


treten die hierbei nicht berückſichtigten en = Zuſtellung der 
Klagen und Zahlungsbefehle an mehrere Beklagte oder Schuldner und 
die Erſparniſſe für Zuſtellung weiterer Schriftſätz 8 Zurücknahme von 
Klagen uſw. Dieſe Erſparniſſe ie zur Abrundung auf 142 500 Mark 
angenommen werden. Dann ch die Erſparnis an Zuſtellungs⸗ 
koſten auf insgeſamt 2010000 Mart während Zelter nur 800 000 Mark 
in Rechnung ſtellt. 

Den bisher berechneten Erſparniſſen ſtehen gegenüber die neu 
ee Pauſchſätze von 10 Prozent der Gebühren. Zelter be⸗ 
rechnet 10 Prozent der nach der preußiſchen Koſtenſtatiſtik bei den 
Amtsgerichten in Geſchäften der ftreitigen in in nn 
angeſetzten Gebühren von 11 072 325 Mark mit 1 107 233 M 
und macht mit Kückſicht darauf, daß bei Klagen der Pauſchſat 
mindeſtens 50 Pf. betragen ſoll, einen Zuſchlag von 410 000 Mark. 
Unter den Gebühren von 11 072 325 Mark befinden ſich, was Zelter 
nicht wiſſen konnte, 2 221 975 Mark Gebühren im Verfahren der 
Zwangs vollſtreckung in das unbewegliche 3 die hier aus⸗ 
ſcheiden müſſen, weil für dieſe Gebühren nicht das deutſche Gerichts⸗ 
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koſtengeſetz, ſondern die landesgeſetzlichen Beſtimmungen maßgebend 
find. Zieht man dieſen Betrag ab, jo kommen für die Berechnung 
der im Entwurfe vorgeſehenen 10 Prozent nur 8 850 850 Mark in 
Betracht. 10 Prozent hiervon macht 885 035 Mark; mit Rückſicht 
darauf, daß zufolge der Abrundung der Pauſchſätze auf einen durch 
10 teilbaren Pfennigbetrag in einzelnen Fällen etwas mehr als 
10 Prozent zum Anſatze kommen, ſollen 920 000 Mark in Rechnung 
geſtellt werden. Was den Zuſchlag wegen des Mindeſtſatzes von 
50 Pf. anlangt, ſo hat ſich auf Grund der Ergebniſſe der preußiſchen 
Koſtenſtatiſtik eine annähernde Berechnung aufſtellen laſſen, die den 
Betrag von 308 900 Mark ergeben hat. Die Pauſchſätze ſtellen ſich 
daher im ganzen auf 1 228 900 Mark. 


Das Schlußergebnis für die Amtsgerichte iſt hiernach: 


1. n i an Schreibgebühren 370 000 Mark 
Poſt gebühren 128479 : 
= Zuſtellungskoſten 2010000 : 
zufammen.... 2508479 Mark 
2. Mehrausgabe an Pauſchſätzen 1 228 900 ⸗ 
bleibt an Erſparniſſen für das amts⸗ 
gerichtliche Verfahren 1 279 579 Mark 


oder rund 1 280 000 Mark Erſparnis, während Zelter eine Mehr⸗ 
belaſtung von 600 000 Mark für das amtsgerichtliche Verfahren 
heraus rechnet. 

Den Erſparniſſen bei den Amtsgerichten ſteht eine Mehrbelaſtung 
bei den Landgerichten und Oberlandesgerichten gegenüber; dieſe iſt 
aber bei weitem nicht ſo hoch, wie ſie Zelter annimmt. 

Bei den Landgerichten und Oberlandesgerichten haben die Schreib⸗ 
gebühren bisher 806 735 Mark betragen, und zwar 650 610 Mark 
bei den Landgerichten und 156 125 Mark bei den Oberlandesgerichten. 
Zelter rechnet hiervon ¼ als Antragsſchreibgebühren, was zu dem 
Satze von 20 Pf. für die. Seite 1 210 102 Mark ergibt, alſo 
403 367 Mark mehr. Der Prozentſatz der Antragsſchreibgebühren 
hat nach angeſtellten Ermittelungen betragen bei den Landgerichten 
in 2 270 Prozeſſen (meiſt erſter Inſtanz) 72,37 Prozent, bei den 
Oberlandesgerichten in 193 Prozeſſen 68,97 Prozent. Von den land⸗ 
gerichtlichen Prozeſſen erſter Inſtanz gehen, abgeſehen von den rund 
12 000 Ehe⸗ und Entmündigungsſachen, annähernd die Hälfte infolge 
der Erweiterung der amts gerichtlichen Zuständigkeit auf die Amts⸗ 
gerichte über, was zur Folge hat, daß ein Teil der oben bei den 
Amtsgerichten über die Erſparung an Schreibgebühren gemachten 
Ausführungen auch hier zutrifft; ferner fallen infolge des Ausſchkuſſes 
der Berufung bei einer Beſchwerdeſumme bis 50 Mark etwa 15 000 
Berufungen fort, wodurch ein erheblicher Teil der Schreibgebühren 
zweiter Inſtanz vollſtändig erſpart wird. Berückſichtigt man ferner, 
daß in den Beſchwerdeſachen (in ſtreitigen Zivilſachen bei den Land⸗ 
gerichten rund 20 000 Beſchwerden) die Schreibgebühren vorzugs⸗ 
weiſe Amtsſchreibgebühren find, jo können für die Hälfte der land» 
gerichtlichen Schreibgebühren von 650 610 Mark = 325 305 Mark 
höchſtens 40 Prozent als künftige Antragsſchreibgebühren 5 
werden, die zum Satze von 20 Pf. 260 244 Mark ausmachen. 
übrigen Schreibgebühren der Landgerichte mit 325 305 Mark 5 
der Oberlandesgerichte mit 156 125 Mark, zuſammen 481 430 Mark, 
ſollen mit Rückſicht darauf, daß auch hier, insbeſondere durch Ber: 
minderung der Zahl der Protokollabſchriften, mit einer Minderung 
des Schreibwerkes zu rechnen ift, ſtatt mit 72,37 bezw. 68,97 Prozent 
mit 60 Prozent als in Zukunft zum Anſatze gelangend angeſehen 
werden, was zum Satze von 20 5. 577 716 Mark ausmacht. An 
Stelle der bisherigen landgerichtlichen und oberlandesgerichtlichen 
Schreibgebühren von 806 735 Mark würden hiernach in Zukunft 
260 244 + 577 716 Mark = 837 960 Mark anzunehmen fein, alſo 
mehr 31 225 Mark. 

An Poſtgebühren werden mit Zelter 103 242 Mark als weg⸗ 
fallend angenommen. 

Zuſtellungskoſten werden nur erſpart bei den auf die Amts⸗ 
gerichte übergehenden Sachen zwiſchen 300 und 800 Mark. Zelter 
rechnet für rund 96 000 ſolcher Sachen je 75 Pf. für die Zuſtellung 
der Klage und außerdem für weitere Zuſtellungen 11 200 Mark. 
Auch hier iſt der Durchſchnittsbetrag der Zuſtellungskoſten aus den 
oben angegebenen Gründen höher anzunehmen und zwar auf je 
80 Pf., da die Zuſtellungsgebühren in landgerichtlichen Sachen ohne 
die Nachnahmekoſten von 25 bis 45 Pf., 65, 80 oder 90 Pf. aus⸗ 
machen. Dies ergibt bei 96 000 Sachen, wenn man mit Zelter für 
weitere Zuſtellungen 11 200 Mark hinzurechnet, 88 000 Mark, ein 
Betrag, der mit Rückſicht auf die bei mehreren Beklagten ſich er⸗ 
gebende Notwendigkeit der mehrfachen Zuſtellung der Klage auf 
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90 000 Mark nach oben abgerundet werden kann. Zelter ſtellt ſogar 
in ſeine Schlußrechnung 120 000 Mark ein. 

Die Pauſchſätze betragen, da die Gebühren in land⸗ und ober⸗ 
landesgerichtlichen Sachen 12817418 Mark ausmachen, 1 281 742 Mark, 
wenn man außer acht läßt, daß durch den Ausſchluß der Berufungen 
bis 50 Mark eine Reihe von Gebühren in Wegfall kommt. Es iſt 
aber, was Zelter nicht berückſichtigt hat, ein Abzug deshalb zu machen, 
weil der Höchſtbetrag der Pauſchſätze auf 50 bzw. 100 Mark begrenzt 
iſt. Dieſer Ausfall iſt nach den Ergebniſſen der Koftenftatiftit auf 
105 700 Mark zu veranſchlagen, ſo daß 1 176 042 Mark übrig bleiben. 
Da die Abrundung der Pauſchſätze zu einer kleinen Erhöhung führt, 
ſollen 1 200 000 Mark eingeſtellt werden. 


Das Ergebnis iſt demnach für die Landgerichte und die Ober⸗ 
landesgerichte: 


1. e an Poſtgebühren 103 242 Mark 
Zuſtellungskoſten 90 000 

zuſammen . 193 242 Mark 

2. Mehrausgaben an Schreibgebühren 31 225 Mark 
Pauſchenne 1 200 000 ⸗ 


1 281 225 Mark 


zuſammen 
alſo im ganzen eine Mehrausgabe von 1 087 988 Mark 


oder rund 1 040 000 Mark, während Zelter eine Mehrausgabe von 
rund 1 500 000 Mark berechnet. 

Nicht berückſichtigt hat Zelter, daß die Pauſchalierung der Schreib⸗ 
und Poſtgebühren auch in Strafſachen gilt und hier zu einer Er⸗ 
ſparnis führt, da in Strafſachen Schreib⸗ und Poſtgebühren 
606 834 Mark, 10 Prozent der Gebühren nur 330 947 Mark aus⸗ 
machen. Mit Rückſicht auf das vereinzelte Vorkommen von Antrags⸗ 
ſchreibgebühren in Strafſachen und die durch Abrundung eintretende 
Erhöhung der Pauſchſätze können 250 000 Mark als Erſparnis 
angeſehen wer 


Alles in allem iſt danach das Ergebnis folgendes: 
1 in amtsgerichtlichen Zivilſachen, 


7%%VCCCCC(0/ ² A 8 280 000 Mark 
8 in Strafſachen 250 000 
zufammen.... 1530000 Mark 
Mehrausgabe in den lands und oberlandes⸗ 
gerichtlichen Zivilſachen, rund 040 000 
bleibt eine Erſparnis voeoen 490 000 Mark 


oder rund ½ Million Mark gegenüber der von Zelter berechneten 
Mehraufwendung von 2 Millionen Mark. Dieſe auf Grund der 
Geſchäftszahlen von 1904 berechnete Erſparnis wird ſich von Jahr 
zu Jahr nach Maßgabe der zu erwartenden Steigerung der Geſchäfte 
weſentlich erhöhen, da die Vorſchriften des Entwurfs voraus ſichtlich 
eine erweiterte Anwendung des Mahnverfahrens zur Folge haben 
werden und bei Mahnſachen die Erſparnis am größten iſt. Bei der 
vorſtehenden Berechnung iſt die Vorſchrift des 848 GKG. nicht 
berückſichtigt, weil ſie keine finanziellen Zwecke verfolgt und nur dem 
Zwecke dienen ſoll, überflüſſige Termine zu verhindern. Wenn ſie 
ihren Zweck erreicht, wird die Gebühr überhaupt nicht oder nur in 
ganz geringem Umfange zum Anſatze kommen. Auch Zelter ſieht 
davon ab, eine Mehrbelaſtung aus § 48 in Rechnung zu ſtellen, weil 
nicht zu überſehen ſei, inwieweit die Anwälte dem Publikum den 
Anſatz der Gebühr des § 48 erſparen können. 

Die Frage, welche finanzielle Bedeutung der Entwurf für den 
Fiskus hat, deckt ſich nicht ganz mit der Frage, welche Mehr⸗ oder 
Minderausgaben den Parteien erwachſen. Eine genaue Berechnung 
läßt ſich hier namentlich deshalb nicht aufſtellen, weil nicht hinreichend 
zu überſehen iſt, wie teuer die in Zukunft von Amts wegen vorzu⸗ 
nehmenden Zuſtellungen dem Fiskus zu ſtehen kommen werden. Es 
iſt aber ohne weiteres klar, daß der Fiskus keine Mehreinnahmen 
haben kann, wenn das Publikum ½ Million Mark jährlich weniger 
zahlt, zumal die Zahl der in Zukunft von Amts wegen zu Laſten 
des Fiskus vorzunehmenden Zuſtellungen, da die Klage zweimal zu⸗ 
geſtellt werden muß, erheblich größer iſt, als die Zahl der bisherigen 
Parteizuſtellungen, deren Koſten allein in der obigen Berechnung als 
erſpart betrachtet ſind. Auch Zelter nimmt an, daß das Ergebnis 
für den Juſtizfiskus um ½ Million Mark ungünſtiger iſt, als für 
die Parteien, da er einer Mehrbelaſtung des Publikums von 
2 Millionen Mark nur eine Mehreinnahme des Juſtizfiskus von 
1 / Millionen Mark gegenüberſtellt. Wenn er weiter bemerkt, daß 
der Reichspoſtfiskus infolge der erwähnten Zuſtellungen / Million 
Mark gewinnen werde, ſo ſcheint er nicht berückſichtigt zu haben, 


— ————— — 


2 — ——— * — — — — — — — . — 


— — — — 


37. Jahrgang. 

daß die Einnahmen der Poſt an Zuſtellungskoſten nicht reiner Ber: 
dienſt find, ſondern den vermehrten Zuſtellungen auch eine vermehrte 
Inanſpruchnahme der Poſtbeamten entſpricht. 


2. Die Einwirkung des Geſetzentwurfs auf die Einnahme; 
verbäftuife der Anwälte. 


im Entwurfe 1 Erhöhung der Zuſtändigkeit der 
de von 800 bis 800 Mark hat den Übergang der in dieſe 
Vertklaſſen fallenden broleffe von den Landgerichten auf die Amts⸗ 

e und der Berufungen von den Oberlandesgerichten auf die 
Landgerichte zur Folge. Hieraus ergibt ſich eine Verſchiebung in 
bezug auf die m. der bei den verſchiedenen Gerichten zugelaſſenen 

tsanwälte und ferner inſofern eine Verminderung der anwaltlichen 
Tätigkeit, als die auf die 1 übergehenden Prozeſſe vom 
Anwaltszwange befreit werden. Eine weitere Einwirkung auf die 
ſſe der Anwälte übt die im Entwurfe vorgeſehene 
Eriegung der Schreib: und ebühren der r Anwälte durch Pausch 
kr aus. Es iſt die Beſorgnis geäußert worden, daß die Erhöhung 
der amts gerichtlichen A die wirtſchaftliche Exiſtenz zahl⸗ 
reicher ern an ch der Anwälte bei den Oberlandesgerichten, 
Es iſt ferner aus der dem Entwurfe beigefügten 
. über über die Höhe der Schreibgebühren und Poſtgebühren im 
Vergleiche mit den Pauſchſätzen, welche ſich auf Mitteilungen m 
13 Berliner zum, ſtützt, ſowie aus einer entfprechenden, in 
der JW. 822 veröffentlichten Aufſtellung für 60 nordd eutſche 
Anwälte ie worden, daß die Pauſchalierung den Anwälten 
nachteilig ſei, daß insbeſondere bei den amtsgerichtlichen Anwälten 
durch fie eine erhebliche Verminderung ihrer Einnahmen herbeigeführt 
werden würde. Dieſe Aufſtellungen ergeben in ihren Schlußſummen, 
obwohl die für die Rechtsanwälte beſonders günſtigen Prozeſſe mit 
Werten über 10 000 Mark nicht berückſichtigt find, einen Überſchuß 
der Panſchſätze, indem bei der erſten Pauſchſätze von 5 637,80 Mark, 
Schreibgebühren und Poſtgebühren von 4661,33 Mark gegenüber: 
ſtehen und bei der zweiten die entſprechenden Zahlen 22811,95 Mark 
und 19 241,28 Mark betragen. Der Überſchuß verwandelt ſich 
allerdings in einen Minderbetrag, wenn man die Schreibgebühren 
nicht mit dem bisherigen Satze von 10 Pf., ſondern mit dem Satze 
von 20 Pf. einſtellt, der künftig für die ausnahmsweiſe zu berechnenden 
Schreibgebühren Platz greifen ſoll. Wenn aber zur Beurteilung der 
Wirkungen des Entwurfs die bisherigen Einnahmen mit den künftigen 
Einnahmen verglichen werden Bin müſſen die bisherigen Einnahmen 
ſo eingeſtellt werden, wie ſie wirklich ſind, nicht, wie ſie nach den 
Vuͤnſchen der Anwälte fein ſollten. Übrigens iſt daraus, daß der Entwurf 
für die künftig verbleibenden Schreibgebühren 20 Pf. für die Seite zu⸗ 
billigt, keineswegs zu ſchließen, daß dieſer Satz auch für alle, nach babes. 
Rechte zu berechnenden ebühren angemeſſen Schreib 
gebühren werden in Zukunft regelmäßig nur für längere Schriftſtücke in 
Frage kommen. Dagegen findet ſich unter dem jetzigen ſchreibgebühren⸗ 
pflichtigen Schreibwert eine Menge kurzer Mitteilungen uſw., die 
lange keine Seite einnehmen und ſchon mit 10 Pf. über die dem 
Rechtsanwalt erwachſenden Se ſten hinaus bezahlt find. Faßt 
man nur die Angaben der Aufſtellungen über die Wertklaſſen bis 
900 Mark, die ungefähr der vom Entwurfe vorgeſchlagenen 5 
der Amtsgerichte entſprechen, ins Auge, ſo ergibt ſich b 
Aufſtellungen ein Minderbetrag der Pauſchſätze, 2456 Bare N 
über 3000,91 Mark, bzw. 11 966,81 Mark gegenüber 13 551,72 Mark. 
Abgeſehen davon, daß auch bei amtͤgerichtlichen Anwälten . 
Sachen mit höheren Werten vorkommen, die einen Überſchuß d 
Pauſchſätze über Schreibgebühren und Porto ergeben, ſo iſt gegen Ye 
aus dieſen Aufſtellungen gezogenen Schlußfolgerungen einzuwend 


daß offenbar die an Geſeze nicht richtig berechnet find. Bei Be 
Aufſtellung, die dem G 


eſetzentwurſe beigefügt iſt, war eine genaue 
Berechnung der Pauſchſätze nicht möglich, weil ſeitens der Anwälte 
nicht die einzelnen Anſätze, ſondern nur Summen von ſolchen mit⸗ 
geteilt waren. Bei der in der JW. veröffentlichten Aufſtellung wäre 
wohl eine genaue Berechnung der Pauſchſätze im einzelnen ſeitens 
der die Statiſtik aufnehmenden Anwälte möglich geweſen. Es ergibt ſich 
aber ohne weiteres aus den mitgeteilten Zahlen, daß ſie nicht erfolgt iſt, 
denn ſonſt hätte für die Werte zwiſchen 60 und 300 Mark in Spalte 8 
nicht durchweg der Mindeſtſatz von 3 Mark eingeſtellt werden können, da 
in der Wertklaſſe von 200 bis 300 Mark der Pauſchſatz von 20 Prozent 
mehr als 3 Mark ausmachen kann. Auch im übrigen kann die 
Beredmung der Pauſchſätze nicht richtig fein, da ungerade Pfennigbeträge, 
wie fie ſich mehrfach in der Aufſtellung finden, bei den Pauſchſätzen 
nicht vorkommen können. Nach der Mitteilung des Rechtsanwalts 
dinrichſen auf dem Anwaltstage (JW. 07, 800) find in der Auf: 
ſtellung zum Teil auch die Gebühren und Auslagen der Zwangs⸗ 
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vollſtreckungsinſtanz berückſichtigt; wenn dies auch in den unteren 


Rgebübr von e Ke den 


ben 
bei einer Reihe von hebungen angeſtellt worden, bei 
denen auf 25 der 2 — genau feſtgeſtellt 
worden iſt, wie hoch ſich Schreibgebühren und Porto des Anwalts 
jetzt ſtellen und wie hoch der Pauſchſatz nach den ne des 
Entwurfs ſein würde. Dieſe 5 den Amts: 
gerichten auf 1406 Fälle erſtreckt. Es hat ſich une e A daß 
auf jedes Mandat durchſchnittlich 10,73 Mark 8,16 Mark 
Schreibgebühren und Porto und 3,54 Mark Pauſchſatz fallen. = 
al man nur diejenigen Amtsgerichte, deren Sitz nicht mit 
dem Sitze des Landgerichts zuſammenfällt, ſo ergeben ſich bei 
821 Sachen bei jeder Sache durchſchnittlich 10,88 Mark 
3,27 Mark ebühren * Porto und 3,55 Mark Pauſchſatz. 
Der Pauſchſatz iſt alſo jeder Sache um 38 Pf. bzw. 
28 Pf. höher, obwohl die PL Di Sachen 
den bisherigen Zuſtändigkeitsbeſtimmungen bei den ten 
verhandelt werden. Dieſer Oberfcuß der geber g 8 0 u ben 
Hinzutritt der Prozeſſe über Werte zwiſchen 800 
a erhöht. Allerdings Kind bei dieſer merge die bie osten 
8vollſtreckungsinſtanz nicht berückſichtigt, weil dieſe aus den 
mae de ben nicht zu entnehmen waren. Wie ſich bei 
dieſen das Verhaltnis zwiſchen Schreibgebühren und Porto und den 
Pauſchſätzen ſtellt, iſt nicht mit 5 zu ſagen. Es mag ſein, 
daß ſich hier je Minderertrag der Pauſchſätze ergibt, dieſer wird 
aber ſchwerlich den Überſchuß bei der en Wa ren 


nahmen er durch 8 
verbeſſert, einen erheblichen Teil 
Hinrichſen auf dem Anwaltstage be 

In bezug auf die Wirkungen der Kompetenzverſchiebungen auf 
die Einnahmeverhältniſſe der Anwälte hat Zelter a. a. O. nähere 


9, 08 Mark Pauſchſätze; berückfichtigt man nun die Sachen bis 800 
und über 800 Mark, die nach dem Entwurfe den Landgerichten ver⸗ 
bleiben, ſo ſtellen ſich die entſprechenden 
68,66 Mark, 6,49 Mark und 18,50 Mark. den O erichten 
betrugen bei 78 Sachen durchſchnittlich die Gebühren 66,07 Mark, 
Schretbgebühren und Porto 7,32 Mark und die Pauſchſätze 18,20 Mark. 
Scheidet man die Sachen zwiſchen 300 Os 800 Mark (Bl Sachen) 
von den übrigen 47, ſo re ſich die entſprechenden Zahlen für 
die erſteren auf 42,68 Mart, 6 58 Mark und 8,61 Mark und für die 
letzteren auf 81,51 Mark, 7,81 Mark und 16,23 Mark. Ginen 
Minderertrag uefern e i beg ente ben Sen 
7 Berufungsſachen, einem der Schreibgebühren 
und Porti von 6,69 Mark nur es 79 Mart Pauſchſage gegenüberſtehen; 
dieſer Minderertrag kann aber außer Betracht bleiben, weil die den 
Rechtsanwälten ungünſtigen Berufungen mit kleinen Werten durch 
den vom Entwurfe vorgeſehenen Ausſchluß der Berufungen bei einer 
Beſchwerdeſumme bis 50 Mark beſeitigt werden. In allen anderen 
Fällen liefern die Pauſchſätze 3 erheblichen Uberſchuß. Soweit 
es ſich um die Oberlandesgerichte handelt, iſt die Zahl der bei den 
Ermittlungen berüdfichtigten Falle nicht groß; immerhin ergeben 
die Ermittlungen Anhaltspunkte für eine nung. 

Zelter legt bei den Oberlandesgerichtsanwälten ſeiner Berechnung 
die Annahme zugrunde, daß nach der Statiſtik von 1904 dieſe 
Anwälte 8 000 Sachen und 16 000 Mandate verlieren. Die Zahl 
von 8 000 Sachen iſt inſofern zu hoch angenommen, als auf Grund 
der Angabe der Begründung über einen Ausfall von 38 bis 34 Prozent 
der Berufungen ein Drittel aller Berufungen einſchließlich der Be⸗ 
rufungen in Ehe⸗ und Entmündigungsſachen als wegfallend angeſehen 
ſind, während ſich dieſer zn nur auf bie gewöhnlichen und 
Urkundenprozeſſe bezieht. Nach der Statiſtik für 1904 fallen im 
Da en af die Werte zwiſchen 300 und 800 Mark 7 281 Sachen. 

Da nicht in jeder Sache zwei Anwälte tätig find, iſt die Zahl der 
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Mandate geringer als 2 mal 7 281 = 14 462; fie ſoll aber der 
Einfachheit halber zu 14 462 angenommen werden. Rechnet man 
mit Zelter 10 Prozent der Mandate als Armenſachen, ſo vermindert 
ſich die Zahl der Mandate, deren Berluft einen Einnahmeausfall 
bedeutet, auf 13 016 Mandate. Um ne zu wenig zu rechnen und 
mit Nüdficht auf den vereinzelten Eingang von Gebühren in Armen: 
ſachen, ſollen 13 200 Mandate in Rechnung geſtellt werden. Zelter 
nimmt den Dutrchſchnittsſat der Gebühren für einen Prozeß auf 
45 Mark an. Das ſtimmt ungefähr mit den erwähnten Ermittlungen 
überein, da nach dieſen der Durchſchnittsſatz der Gebühren in den 
auf die Landgerichte übergehenden Berufungsſachen 42,68 Mark beträgt. 
Legt man 45 Mark zugrunde, ſo ergibt ſich ein Ausfall von 
594 000 Mark. Dem ſieht aber eine Mehreinnahme aus den Pauſchſätzen 
bei den den Oberlandesgerichten verbleibenden Berufungen gegenüber. 
Nach der Statiſtik für 1904 verbleiben den Oberlandesgerichten etwa 
17 000 Sachen oder bei gleicher Berechnung wie oben rund 
81000 Mandate. In den Berufungsſachen bis 300 und über 
800 Mark beträgt der Überſchuß der Pauſchſätze über die Schreib⸗ 
gebühren und Porti durchſchnittlich 8,42 Mark. Es ergibt ſich alſo 
eine Mehreinnahme von 31 000 8,42 Mark = 261 020 Mark, fo 
daß ein Ausfall von rund 333 000 Mark verbleibt, während Zelter 
den Ausfall auf 660 000 Mark berechnet. Auch dieſer Ausfall iſt 
nur ein ſcheinbarer. Denn in der erſten Zeit nach dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes werden die Oberlandesgerichtsanwälte von dem 
Geſetze keinen Nachteil, ſondern einen Vorteil haben, weil die bei 
den Oberlandesgerichten und den Landgerichten anhängigen Sachen 
von der Kompetenz verſchiebung nicht berührt 80 alſo 1 
keine Abnahme der Mandate eintritt und auf der anderen Seite bei 
allen nach dem Inkrafttreten des Geſetzes an die Oberlandesgerichte 
erwachſenden Berufungen den Anwälten der Überfchuß der 5 
über die bisherigen Schreib: und Poſtgebühren zugute komm 

Abnahme der Mandate wird ſich in vollem Umfang erſt ar 15 
Reihe von Jahren geltend machen, bis dahin wird aber voraus⸗ 
ſichtlich eine ſolche Steigerung der Berufungen in den der Zuſtändigkeit 
der Oberlandesgerichte verbleibenden Sachen 
wenn die Zahl der 5 dieſelbe bleibt, der 
Ausfall voll ausgeglichen wird. Da ein Mandat durchſchnittlich an 
Gebühren 81,51 Mark und an Überfhuß der Pauſchſätze über 
Schreibgebühren und Porto 8,42 Mark, im ganzen alſo rund 90 Mark 
bringt, genügen, wenn man die Zahlen für 1904 zugrunde legt, 
4 000 neue Mandate, um eine Mehreinnahme von 360 000 Mark zu 
gewähren und damit den Ausfall von 833 000 Mark mehr als aus⸗ 
zugleichen. Da indeſſen die Zahlen von 1904 durch die inzwiſchen 
eingetretene Steigerung der Berufungen überholt ſind und bis zum 
Ablaufe des Jahres 1910, wenn man bis dahin die Übergangszeit 
rechnet, vorausſichtlich eine weitere Steigerung eingetreten ſein wird, 
ſoll eine entſprechende Berechnung für Ende 1910 aufgeſtellt werden. 
In der Zeit von 1900 bis 1906 (die Zahlen für 1907 liegen noch 
nicht vor) iſt in Preußen die Zahl der Berufungen von 16 662 auf 
27 992, alfo um 11830 oder etwa 70 Prozent geſtiegen. Bei der 
Annahme einer gleichen Steigerung für die 6 Jahre von 1904 bis 
1910 würden ſich für das Jahr 1910, da 1904 24 221 Berufungen 
anhängig geworden ſind, 41 176 Berufungen ergeben. Um vorſichtig 
zu rechnen, ſoll für die Jahre 1905 bis 1907 7 eine Steigerung von 
10 Prozent jährlich, 10 die ſpäteren Jahre aber nur eine ſolche von 
7 Prozent jährlich, im ganzen alſo eine Steigerung um 51 Prozent 
angenommen werden. Der Ausfall der zur Zeit vorhandenen Ober⸗ 
landesgerichtsanwälte, für welchen die Geſchäftszahlen des Jahres 1907 
un find*), iſt dann um 30 Prozent höher 5 als 
nach der Berechnung für das Jahr 1904, alſo auf 432 900 Mark. 
Auf der anderen Seite erhöhen ſich die Mandate in . Werttklaſſen 
bis 800 und über 800 Mark, welche bei dieſer 5 auf 
81 000 + 30 Prozent hiervon angenommen find, um 21 Prozent 
von 31 000, alſo um 6510. Dies macht zu dem oben angenommenen 
Satze von 90 Mark für das Mandat (Gebühr und Überſchuß der 
Hauſchſäbe über Schreibgebühren und Porto) 585 900 Mark Mehr: 
einnahmen, alſo im ganzen einen Überſchuß von 153 000 Mark. 
Eine Abwanderung der Oberlandesgerichtsanwälte an die Landgerichte 
oder Amtsgerichte iſt alſo keineswegs erforderlich, es genügt, daß 


*) Die vom 1. Januar 1908 bis zum Inkrafttreten des Geſetzes 
eintretende weitere Steigerung der Geſchäfte muß bei der Berechnung 
des Ausfalls außer Betracht bleiben, weil ſchon die bloße Tatſache 
des Bekanntwerdens des Geſetzentwurfs zunächſt einer Zunahme der 
Zulaſſungen bei den Oberlandesgerichten entgegenwirken wird, während 
ohne ihn, wie bisher, mit einer der Vermehrung der Geſchäfte ent⸗ 
ſprechenden Vermehrung der Zahl der oberlandesgerichtlichen Anwälte 
zu rechnen geweſen wäre. 


eingetreten ſein, daß. 


M 5. 1908. 


kein erheblicher neuer Zugang zu den Oberlandesgerichten erfolgt. 
Tritt dieſe Vorausſetzung ein, fo hat der Entwurf nicht eine Ber: 
ſchlechterung, ſondern eine Verbeſſerung der Lage der Oberlandes⸗ 
gerichtsanwälte zur Folge, da ſie bei einer kleineren Zahl von 
Prozeſſen die gleichen Einnahmen wie bisher haben. Es ſoll nochmals 
betont werden, daß die Grundlagen der Berechnung inſofern unſicher 
ſind, als den Ermittlungen keine große Zahl von Prozeſſen zu⸗ 
grunde liegt. So viel wird aber nach dem Dargelegten als feſtſtehend 
angeſehen werden können, daß die Befürchtungen wegen einer Ge⸗ 
fährdung der wirtſchaftlichen Lage der Oberlandesgerichtsanwälte 
ganz gewaltig übertrieben ſind, denn die Vedeutung der obigen 
Darlegungen liegt weniger in den auf den ſtatiſtiſchen Ermittlungen 
beruhenden Zahlen, als in dem Hinweiſe darauf, daß zunächſt eine 
den Oberlandesgerichtsanwälte günſtige Übergangszeit eintritt, und 
daß nach deren Beendigung zwar die Zahl der Mandate geringer 
ſein wird als bei ihrem Beginne, daß aber der Zuwachs von neuen 
Mandaten in den künftig den Oberlandesgerichten verbleibenden 
höheren Wertklaſſen wegen der durchſchnittlich höheren Gebühren und 
Pauſchſätze in dieſen Werten geeignet iſt, den Ausfall an Einnahmen 
in einer größeren Zahl von Berufungen in Sachen von m. 
Werte auszugleichen. Dieſer Hinweis trifft auch dann zu, 

die ermittelten Zahlen nicht genau dem wahren Durchſchnitt in 
ſollten. Eine andere Frage, als die hier allein zur Erörterung 
ſtehende, welche Einwirkung der Entwurf auf die Einnahmeverhältniſſe 
der Oberlandesgerichtsanwälte haben würde, iſt die, ob die zur 
Zeit beſtehenden Gebührenſätze derartig find, daß fie den Oberlandes⸗ 
gerichtsanwälten ein auskömmliches Einkommen gewähren. 

Was die Landgerichts⸗ und Amtsgerichtsanwälte anlangt, ſo 
berechnet Zelter die Gebühren in den auf die Amtsgerichte über⸗ 
gehenden Sachen auf 4 080 000 Mark und nimmt an, daß infolge 
des Wegfalls des Anwaltszwanges den Anwälten nur ¼ dieſer Ge 
bühren erhalten bleiben, ſo daß der Geſamtverluſt an Gebühren 
1020 000 Mark betragen würde. Der Einfachheit halber ſoll mit 
dieſer Zahl gerechnet werden, obwohl eine auf Grund der mehr⸗ 
erwähnten Ergebniſſe ſtatiſtiſcher Ermittlungen angeſtellte Berechnung 
als den Geſamtbetrag der in Betracht kommenden Gebühren nur 
etwa 8 600 000 Mark ſtatt 4 080 000 Mark ergeben hat. Dem Aus⸗ 
falle von 1 020 000 Mark ſtehen aber gegenüber 

1. der Zuwachs der Gebühren in den bisher oberlandes⸗ 
gerichtlichen Berufungsſachen, entſprechend dem oben be: 
rechneten Gebührenausfall der oberlandesgerichtlichen An⸗ 
wälte von 594 000 Mark; 

2. der N der Pauſchſätze über Schreibgebühren und 
Porto in den landgerichtlichen Sachen, der bei den den 
Landgerichten verbleibenden Progeſſen . 
7,10 Mark für eine Sache ausmacht. Da den Land⸗ 
gerichten etwa 100 000 gewöhnliche und Urkundenprozeſſe 
verbleiben, kann nach Abzug der Armenſachen mit min⸗ 
deſtens 120 000 Mandaten gerechnet werden, was einen 
Uberſchuß von 852 000 Mark ergibt. Von einer Berech⸗ 
nung des Überſchuſſes der Pauſchſätze über Schreibgebühren 
und Porto in den bisher oberlandesgerichtlichen Berufungs⸗ 
ſachen ſoll abgeſehen werden. 

Für die landgerichtlichen und amtsgerichtlichen Nechtsanwälte 
ergibt ſich ſonach nach den Geſchäftszahlen für 1904 eine Minder⸗ 
einnahme von 1 020 000 Mark bei einer Mehreinnahme von 
594 000 Mark + 852 000 Mark = 1 446 000 Mark oder rund 
1450 000 Mark, alſo eine Mehreinnahme von 480 000 Mark, 
während Zelter den Berluft dieſer Anwälte auf 360 000 Mark be 
rechnet. Auch hier ſpielt die oben erwähnte Übergangszeit eine Rolle. 
Nimmt man an, daß die landgerichtlichen Sachen bis Ende 1910 
gegenüber dem Stande von 1904 eine Zunahme nur von 25 Prozent 
erfahren (von 1900 bis 1906 betrug die tatſächliche Zunahme in 
Preußen 31 ½ Prozent), fo ſtellt ſich die Rechnung folgendermaßen. 
Mindereinnahme: 1 020 000 Mart + 25 Prozent hiervon = 
1 275 000 Mark. Mehreinnahme: 1. Zuwachs der Gebühren in den 
bisher er Sachen 594 000 Mark + 51 Prozent 
hiervon = 896 940 Mark, 2. Überſchuß der Pauſchſätze 852 000 Mark 
＋ 25 Prozent hiervon 1065 000 Mark, demnach Meh 
im ganzen 1 961 940 Mark, daher Überſchuß der Mehreinnahmen 
über die Mindereinnahmen 686 940 Mark. 

Dieſe Zahlen beziehen ſich nur auf die Geſamtheit der Land⸗ 
gerichts⸗ und Amtsgerichtsanwälte. Wie ſich die Verſchiebungen der 
Einnahmeverhältniſſe zwiſchen Landgerichtsanwälten und Amtsgerichts⸗ 
anwälten geſtalten werden, iſt aus ihnen nicht zu erſehen. Für 
einzelne Landgerichtsanwälte mag ſich die Notwendigkeit einer Ver⸗ 
legung ihres Wohnſitzes an ein Amtsgericht ergeben. Groß wird die 
Zahl dieſer Anwälte nicht ſein, weil ein ſehr großer Teil der auf 
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die Amtsgerichte übergehenden Sachen auf die Amtsgerichte fällt, 
die denſelben Sitz haben wie die Landgerichte. Wie dem aber auch 
fein möge, fo bedeutet der Entwurf jedenfalls für die Geſamtheit 
der Anwälte eine Beſſerung, nicht eine Verſchlechterung ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage. 

Bei den 5 über die Einnahmeverhältniſſe der Land⸗ 
gerichts⸗ und Amtsgerichtsanwälte ſind die zugrunde gelegten Durch⸗ 
ſchnittszahlen aus einer größeren Zahl von Prozeſſen ermittelt, wie 
bei den Oberlandesgerichtsanwälten (1 406 Prozeſſe bei den Amts⸗ 
gerichten, 1 256 Prozeſſe bei den Landgerichten). enn auch dieſe 

len nicht groß genug ſind, um volle Sicherheit der Berechnungen 
u gewährleiſten, © können gleichwohl die gefundenen Ergebniſſe als 
maßgebend angeſehen werden, weil bei den ganzen Berechnungen ein 
ſehr wichtiges Moment außer Anſatz geblieben iſt, nämlich die Ber: 
minderung des Schreibwerkes der Anwälte, welche von der aus 
lierung der Schreibgebühren zu erwarten iſt und den 
Saufhfäge über die Schreibgebühren weſentlich erhöhen wird, ei 
5 B trotz der Verminderung des Schreibwerkes dieſelben 


man die Ergebniſſe der vorſtehenden Berechnungen zu⸗ 
Einwendungen 


geg 
wird nicht mit Mehrausgaben an den Staat belaftet, fondern erfährt 
eine Erſparnis an Gerichtskoſten, die in Preußen nach den Geſchäfts⸗ 
zahlen des Jahres 1904 auf ½ Million Mark jährlich, für Ende 
1910 und die ſpätere Zeit mit Rückſicht auf die zu erwartende Go 
ſchäfts; e entſprechend höher zu veranſchlagen iſt. Die Ober⸗ 
landesgerichtsanwälte werden unter der Vorausſetzung, daß ber . 
entwurf eine erhebliche Vermehrung der Oberlandesg 
für einige Zeit hindert, am Schluſſe einer Übergangszeit, in der ie 
nen infolge ber ne der Baufaläre 1 05 belle: ſtehen als 
5 elben Ein bisher, und die 
der Landgerichts⸗ und ee darf nach 
10 der . auf ag 41 Bube Mehreinnahme von 
= 700 000 Mark rechn Für das Publikum kommen die Ver⸗ 
ſchiebungen, die ſich in in ber Baatzüung der Retltanmälte auf die 
on Gerichte ergeben werden, nicht in Betracht. Es wird 
am Schluſſe der Übergangszeit infolge der B des Entwurfs 
an die Anwälte insgeſamt rund 200 000 M mehr zahlen, als 
es ohne die Vorſchriften des Entwurfs der Fal ſein würde, alſo er⸗ 
heblich weniger, als es an Gerichtskoſten erſpart. 


Zur Reviſion der Rechtsauwaltsgebührenordnung. 
Der Borftand der Anwaltskammer zu n hat an das 


Rechtsanwälte, N vor allem in Berückſichtigung der der⸗ 
zeitigen wirtſchaftlichen Lage des deutſchen Anwaltſtandes tft eine 
Erhöhung der anwaltſchaftlichen Einnahmen e geboten. Es 
iſt nicht beabſichtigt, hier die Gründe dafür, welche bereits an 
anderen Stellen mehrfach Ausdruck g haben, ausgiebig zu 
erörtern; doch möge geſtattet fein, 5 auf die Bedenken zin⸗ 
yumpeifen, welche in IV Ziff. 8 e, e, f, bat nu Eingabe des Vorſtandes 


zu hoch gegriffen bezeichnet iſt und daß fi inzwiſchen Kit inger in 
33 07, 930 dieſer Meinung mit eingehender Begründung an⸗ 
Rückſicht auf die Verdrängung der An⸗ 


gewachſenen und wachſenden Ausg. ft 
Kane sh (Bumean, Perſonalgehälter, Schreibmaterial, Bücherwerk) auf 


) Das ) Das Publikum erſpart infolge des Wegfalls des a... 
zwanges nach der obigen 5 1 275 000 Mark, dagegen zahlt 
es infolge der Einführung der Pauſchſätze mehr in den oberlandes⸗ 
gerichtlichen a 261 020 Mark + 51 Prozent hiervon = 394 140 
Nark und in den landgerichtlichen Sachen, wie oben angegeben, 
1065 000 Mark, im ganzen alſo 1 459 140 Mark. Es ergibt ſich 
ſomit eine Mehrzahlung von 184 140 Mark oder rund 200 000 Mark. 


lege € Eingaben, nämlich: 
des Vorſtandes 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 175 


die gegenüber früher weſentlich verteuerte Lebenshaltung überhaupt, 
im Hinblick auf die zunehmende Laſt der Offizialvertretungen, auf 
die Pflicht des Anwaltes zu ſtandesgemäßer Lebensführung, auf die 
mangels einer Penſton gegebene Notwendigkeit der Anſammlung von 
Mitteln für die Fälle der Erwerbsbeſchränktheit, Erwerbsunfähigkeit, 
055 age Scheiß ee 3 E 5 Korporationen 

lreiche ri er eine ung der an unzureichenden 
bckraschen Gebührenſätze der RAD. verlangen, kann daher nicht 


—f 34 9 . Verſtändigung über die a 
Berlin 1907 Geſetzentwurf zur Anderung der RAG = 


D., Berlin 1905; Kitzinger, DIE. 07, 980; Spohr, 
JW. 07, 2 „ Geieröhöfer ebenda 470 Ziff. 5 und zZ: 
Lot ebenda Vorſtand der Anwaltskammer Rarlsruhe 
in JW. 07, 6450 


5 bezüglich Erhöhung der Gebühren in Oberlandes⸗ 
Feder IW. 07, 163; Zelter 505; Koffka und die 
dne Anwalt beim Os. 


ebenda 297; 
Karlsruhe ebenda 721.) 
Ferner nachſtehende der Kammervorſtandſchaft Nürnbergs vor⸗ 


der Kammer München vom 11. Januar 1908 
(gerichtet an das Kgl. Bayer. Juſtizminiſtertum), der beim 
Os. Naumburg zugelaſſenen Rechtsanwälte vom Januar 
1908 (gerichtet an das preußiſche . und das 
RZIU), des Vereins der Anwälte OLG. Dresden 
vom 14. De 1907 Ku an 124 RIM. 

Die vorſtehenden durchaus nicht erſchöpfenden Hinweiſe laſſen 
deutlich erkennen, daß die Erhöhung der ech ren, beſonders 
in den Kreiſen der in erſter Linie unter den niedrigen bisherigen 
Sätzen leidenden Anwaltſchaft, als ne Bedürfnis empfunden 
wird. Der Ruf nach ng der Einnahmequellen der deutſchen 
Rechtsanwälte erſcheint als ein ſelbſtverſtändlicher, wenn man die 

Anwaltsgebührenſätze mit den in anderen Kulturſtaaten 
üblichen weit höheren Honoraren vergleicht. 

II. Im einzelnen wird Erhöhung vor allem nach 
folgenden Geſichtspunkten einzutreten 

1. Hinaufſetzung aller Gebühren in Feat um wenigſtens 

½ der bisherigen Sätze, in gleichem Maß ein: 
getretenen e des Preiſes aller el Steigerung 
der Gebühren in Strafſachen um etwa ¼½ der bisherigen Säge. 

2. Erhöhung der Gebühren in den erſten vier Wertklaſſen des 

8 95 die jetzigen Sätze find — auch nach Erhöhung um / — 
| gänzlich unzureichend, ja unwürdig; in den betreffenden Sachen 
werden regelmäßig 85 tsagenten weit beſſer honoriert. 

3. Beſondere Erhöhung d ühren in allen Berufungs⸗ und 

„ RNeviſionsſachen im Ziwil⸗ wie Strafprozeß. 

Erhöhung der Beweisgeb 

. Hinaufſetzung der Gebühren im kontradiktoriſchen Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß, wie im kontradiktoriſchen Arreſtprozeß 
(auch bei einſtweiligen Berfügungen) auf volle 5 10, desgleichen 
bei Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus 8 767 35D. 

6. Verdoppelung der bisherigen Schreibgebühren ſei es nach dem 
geltenden Syſtem oder durch angemeſſene ur Aber die in 
dem veröffentlichten letzten Entwurf zur Abänderung be 
ZPO. vorgeſchlagenen Pauſchbeträge N — wie private, 
richtig und vollſtändig durchgeführte ee Erhebungen 
im Gegenſatze zu der in der Begründung des un 155 
Bezug genommenen einſeitigen und unſyſtematiſchen 
gebührenſtatiſtik ergaben — eine Verkürzung ſtatt eine Erhö ar 

. ng beſonderer Gebühren für das Rechnungs verfahren. 


OU 


verweiſung von Zivil⸗ und Strafſachen in die untere Inſtanz. 
. e 555 Sühnetermine, in denen nicht ein Vergleichs⸗ 
10. e und een en von Perzeptionsgebühren 
in allen Fällen, 8 
ſtreckungsgebühr, und zwar 1 bezüglich der vom Auſtrag⸗ 
geber eingehenden durchlaufenden Werte, desgleichen der Ge⸗ 
bühren für na auf Aushändigung von hinterlegten Be 
ngsfähigkeit der Norreſpondenzgebühren in 
allen konrrabtkioriſc gewordenen Streitſachen. 


© 99 


. ng beſonderer Gebühren für die Tätigkeit nach Zurück⸗ 


ebühr oder Voll⸗ 
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11. Erleichterung der Vorſchriften über Honorarvereinbarungen 
(8 93 RA.); Zuläſſigkeit der Liquidation einer nicht ver: 
einbarten angemeſſenen Huf ade er am Schluſſe der Anse, 
falls die e iche Tätigkeit in einem, nicht im Ver⸗ 
hältnis zu den geſetzlichen Gebühren ſtehenden Umfang be⸗ 
anſprucht wurde. 

12. Fixierung einer beſonderen Gebühr zu %% für den zur 
Berufungs- (Revifions:) einlegung zuſtändigen Anwalt, wenn 
dieſer von der Einlegung abrät und die Partei ihn nicht 
damit beauftragt oder der Anwalt den Auftrag ablehnt (8 47). 

18. Angemeſſene Erhöhung der Hauptverhandlungsgebühr in 
Strafſachen (um etwa °/,e), falls — vom angeſetzten Zeit⸗ 
punkte des Beginns bis zur Terminsbeendigung gerechnet — 
mehr als 3 Stunden Zeitaufwand nn EL für 
jeden weiteren Zeitabſchnitt von 3 Stunden ($ 64 

14. Als Vorverfahren in Strafſachen iſt im Sinne der NAG0. das ge⸗ 
ſamte Verfahren bis zur Hauptverhandlung zu definieren (§ 67). 

15. nase einer Minimalgebühr von 2 M ftatt bisher 


Hierzu bemerkt Herr Dr. Geiershöfer in Nürnberg: Die vor: 
ſtehende Eingabe wurde gleichzeitig dem 3 . 
mit einigen Zuſätzen, welche den Ausbau de riſchen landes⸗ 
rechtlichen Gebührenordnung vom 26. a, 1903 im Sinne einer 
progreſſiwen Erhöhung der Gebühren bei Objekten mit größeren 
Werten anzuregen beſtimmt waren, eingereicht. Zwar iſt inzwiſchen 
durch die Preſſe bekannt geworden, daß die Reichsregierung den durch 
die beabſichtigte Zivilprozeßreform am meiſten in lan 
gezogenen Anwaltskategorien durch Steigern der Gebühren in 
Ziwilberufungsſachen auf ½ ein Pfläſterchen aufzulegen bereit 
ſei; dieſe Erhöhung iſt en meines Erachtens derartig unbedeutend, 
daß ſie auch nicht nur einigermaßen als werden 
kann. Ich meine, die Anwaltskammervorſtandſchaft Nürnberg hat 
mit vollem Rechte eine durchgreifende Beſſerung des anwaltſ 
lichen Einkommens als zeitgemäß empfohlen; die beutfche Anwalt: 
ſchaft hat das größte Intereſſe daran, dieſem Begehren anzu⸗ 
ſchließen, ſtatt ſich mit der erwähnt re Konzeſſion zufrieden 
zu geben, zumal ja dieſe letztere noch nicht einmal die im Entwurf 
vorgefehene Kürzung der Schreibwerkvergütung aufwiegt. 

Die Vorſchläge der Nürnberger Kammer enthalten unter anderen 


en in die Wege leiten; quieta non 
movere war daher damals die Loſung, mit welcher man der 
fleißigen und wohlmotivierten Arbeit der Kommiſſion — trotz der 
Beſchränkung, welche fie ſich bei Aufftellung ihrer Forderungen auf: 
erlegte — durch die Ablehnung des auf deren Publikation in der 
IW. gerichteten Antrags Irmler ein ſtilles Begräbnis bereitete. 
Inzwiſchen hat die Anwaltſchaft doch wohl erkannt, daß dieſe Stellung⸗ 
nahme durchaus nicht opportum war und daß das Totſchweigen 
berechtigter Wünſche nicht verhindert hat, nach den verſchiedenſten 
Richtungen hin (Kfm., EG. zu G. betr. Anderungen der 8. 
vom 17. Mai 1898 Art. Iw und VII, Zivilprozeß reformentwurf) 
die wirtſchaftliche Lage der Anwälte zu beeinträchtigen. Gerade 
umgekehrt: die Anwaltſchaft muß ihre wohlbegründeten Forderungen 
nachdrüͤcklichſt er „ um den maßgebenden Faktoren die Über⸗ 
zeugung beizubringen, daß die bisherige Verkennung der Tätigkeit, 
Bedeutung, ja teilweiſe Würde des Anwaltsſtandes einer gerechteren 
Würdigung desſelben weichen muß (ſo v. Aken auf dem Straß⸗ 
burger Anwaltstag). Gerade jetzt ſcheint mir der richtige Zeitpunkt 
gegeben zu ſein, die ſeither zum Schaden unſeres Standes geübte 
Zurückhaltung in wirtſchaftlichen Fragen endgültig aufzugeben; ſonſt 
Ehren es leicht zu ſpät ſein. Damit erfüllen wir zugleich eine 
5 cht gegenüber der mehrerwähnten Kommiſſion und ihren 
et ollen Mitgliedern. Bei Abſchluß dieſer Zeilen kommt mir 
der Bericht über die 2. Leſung des Etats des Reichsjuſtizamts im 
Reichstag (Sitzung vom 18. Februar 1908) zu Geſicht: darnach hat 
ſich der Abgeordnete Amtsrichter Dr. Heinze am Schluſſe ſeiner 
auch ſonſt bemerkenswerten Etatsrede unter Anerkennung der Be⸗ 
deutung des Anwaltsſtandes für die Notwendigkeit der Erhöhung der 
anwaltſchaftlichen Gebühren ausgeſprochen. Es gilt nun, gerade in 
eordnetenkreiſen das Verſtändnis für die Frage der finanziellen 
Stärkung der eee zu verbreitern. 


— 


Für die Redaktion N Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
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Grundlegende Eatſchelbunger in Zivilſachen. 


Der Unterſchied nchen Irrtumsanfechtung und verſtecktem 
Diſſens erörtert Entſch. Nr. 2 an dem eigenartigen Fall 
des Gebrauchs eines einem Telegraphenſchlüſſel entnommenen 
Phantaſieworts, dem jeder der Kontrahenten eine andere Be⸗ 
deutung beile 

Ein Berfpie freier Auslegung eines Vertrags gibt En ni 
Nr. 3, die einen Geſchäftsveräußerungsvertrag unter Berüdfichti- 

g der Umſtände dahin auslegt, daß ſtillſchweigend die 
haft mit veräußert und ſomit die Errichtung eines Kon⸗ 
kurrenzgeſchäfts dem Verkäufer verboten ſei. 

Die Rechtsnatur des Eintritts des Erwerbers des Grund⸗ 
ſtücks oder eines an dem Grundſtück en Nieß brauchs 
in die beſtehenden Mietverträge wird in Entſch. 4 geprüft 
und der Einwirkung dieſes Erwerbs auf die Mietforderung die 
Natur als „Verfügung“ über dieſe Forderung abgeſprochen. 

er Agenturvertrag wird in Entſch. Nr. 8 als eine Unter⸗ 
art des Dienſtwertrags erachtet und demgemäß die Kündigungs⸗ 
vorſchriſt des 8 625 BGB. auf den Fall ſtillſchweigender 
Fortſetzun Sr Vertragsverhältniſſes angewendet. 

Die Vorſchrift des 5 817 BGB., wonach die condictio ob 
turpem caus am ausgeſchloſſen iſt, wenn auch dem Leiſtenden ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten zur Laſt fällt, bezieht ſich, wie 
a. 12 9 Wee nicht 15 Leiſtungen zur Sicherung der 

Vertragsleiſtung, wie Pfand» 
l 


Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. 


Strafbarkeit im Ausland begangener Handlungen: Nr. 1. 

Beginn der Strafantragsfriſt, Nabe der erlangten 
Kenntnis in Anwendung auf die Feſtſtellung des verantwort⸗ 
lichen Redakteurs: Nr. 2 

Der Überſpannung des Beleibigungöbegrifid treten in wohl⸗ 
tuender Weiſe entgegen: Nr. 3, 

Grenzen der ne de zum Schulſtreik werden 
gezogen in Nr. 5 
a 5 von Hausfriedens bruch und ſchwerem Diebſtahl: 

r. 

Die Möglichkeit einer Beſtrafung 8 a läffiger Leiſtun 
des Offenbarungseides zeigen: Nr. 1 12 a e 
Em Die Sittlichkeitsdelikte nehmen 1 an einen breiten 

m ein. 


In Nr. 13 wird der Dienſtherr als Erzieher gekenn⸗ 


zeichnet. 

Mit der Strafbarkeit des Notzucht sr a DOREEN 
Verſtoßes gegen 8 176 befaßt 

Die Fälle 16 bis 18 werden im blick auf die neueſte 
a im Reichstage nicht ohne Inter⸗ 


Nach Nr. 19 wird künftig ein mißlungener 5 
gala, ja ſelbſt die 1 Verführung ohne 5 
ersgrenze immer als Beleidigung ſtrafbar 
Die ei der Beſtimmungen über Strafbar- 
Falen 1 m ansportgefährdung erhellt aus den beiden 
en 22 un 
e des Trinkgeldnehmers Nr. 31. 

Nr. 32 ſchneidet die Frage an, ob ſchon darin eine Be⸗ 
günſtigung gefunden werden der Strafantrags⸗ 
all veranlaßt wird, die Antragſte zu unterlaſſen. 

Benutzung einer ohne Zutun des Urlundenfälſchers ent⸗ 
ſtandenen irreführenden Wirkung der verfälſchten Urkunde iſt 
nicht Gebrauchmachen nach Nr. 39. 

Beſtechung (Amtshandlungen von Subalternbeamten): Nr. 42. 

Rechtsfolgen der Teilung einer Behörde, deren Beamte 
einem Sonderſtrafgeſetze unterliegen (8 353 a StGB.), iſt auch 
auf die Beamten des nunmehrigen W an⸗ 
wendbar? Nr. 49. Kloeppel. 


oder Kautions⸗ 
N. 


— 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Augsburg, München und Nürnberg haben der Kaſſe aber- 


mals eine Beihilfe und zwar Augsburg 700 &, Münden. 


2500 % und Nüruberg 2225 % gewährt. Den Kammern 
und ihren Borftäuden ift für die reichen Beihilfen der auf- 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Die Inſtiznovelle in ihrer nenen Faſſung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Dittenberger, Halle a. S. 


Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend Anderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte iſt 
nunmehr vom Bundesrat an den Reichstag gelangt. Die 
Anderungen, die der Entwurf im Bundesrat erſahren hat, find 
relativ geringfügig und jedenfalls durchaus nicht geeignet, die 
erheblichen, dieſem Entwurf entgegenſtehenden Bedenken zu be⸗ 
ſeitigen: Das Votum derer, die ſchon bisher dem Entwurf 
ablehnend gegenüberſtanden, kann durch die faſt durchweg be⸗ 
deutungsloſen Konzeſſionen der neuen Faſſung um ſo weniger 
berührt werden, als dieſe auch einige zweifelloſe Verſchlechterungen 
gegenüber dem urſprünglichen Entwurf enthält. 

Die einzige weſentliche Verbeſſerung der gegenwärtigen 
Faſſung beſteht darin, daß die früher geplante Ausſchließung 
der Berufung für Sachen mit einem Beſchwerdegegenſtand 
von weniger als 50 .# fallen gelaſſen ift. Man hat ſich alſo 
den gewichtigen Einwürfen gegen dieſe Maßregel, welche eine 
Gefährdung der Einheitlichung der Rechtſprechung und zugleich 
eine Verſchärfung der plutokratiſchen Tendenz der Geſetzgebung 
enthalten haben würde, erfreulicherweiſe nicht verſchloſſen. Aber 
mit der Beſeitigung dieſes einen Mangels der urſprünglich 
veröffentlichten Faſſung des Entwurfes iſt wenig getan, da 
andere nicht minder ſchwer wiegende Mängel nicht behoben find. 

Zunächſt behält auch die neue Faſſung des Entwurfes die 
Erhöhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte durch Zuweiſung 
der Sachen mit einem Objekt bis zu 800 % bei. Von all 
den Bedenken, die dieſer Maßregel entgegenſtehen, erwähnt die 
Begründung auch jetzt noch nichts, obwohl man hätte erwarten 


ſollen, daß fie zu einer ausführlichen Widerlegung der erhobenen 
gewichtigen Einwände das Wort ergreifen würde. Das wäre 
um ſo notwendiger geweſen, als die der Begründung beigefügten 
neuen ſtatiſtiſchen Überſichten vollkommen beſtätigen, daß die 
Landgerichte infolge der Zuſtändigkeitserhöhung mehr als 
50 Prozent ihrer Zivilſachen verlieren würden und daß dieſer 
Verluſt bei kleineren, namentlich ſüddeutſchen Landgerichten auf 
mehr als 60 Prozent ſteigen würde. Wenn die Begründung 
gleichwohl dabei verbleibt, daß eine Gefährdung der Lebens⸗ 
fähigkeit dieſer Landgerichte kaum zu erwarten ſei, ſo iſt das 
ebenſo unverſtändlich, wie wenn fie zur Rechtfertigung des 
Vorſchlages betont, daß die Landgerichte nur auf den Stand 
des Durchſchnitts der Jahre 1881 bis 1890 zurückgeführt 
würden. Was damals zur Gewährleiſtung der Lebensfähigkeit 
eines Landgerichts ausreichte, genügt eben heute nicht mehr, was 
der Entwurf ſelbſt indirekt durch die Aufnahme der neuen Be⸗ 
ſtimmung des 5 58 Abſ. 2 GVG. anerkennt. Und wird ſich 
jemand, der einen Kapitalbetrag eingebüßt hat, durch den Nach⸗ 
weis beruhigen laſſen, daß ſein Vermögen ja nur auf den 
Stand zurückgeführt ſei, den es einige Jahre vorher gehabt habe? 

Auch im übrigen enthält die Begründung zu § 23 GVG. 
nichts Neues: ſie verliert kein Wort über die Bedeutung der 
kollegialgerichtlichen Rechtſprechung im Verhältnis zur einzel⸗ 
richterlichen, ſie verharrt bei der unrichtigen Behauptung, daß 
der Einzelrichter einfacher und ſchneller arbeite, ſie hält feſt an 
der unmöglich zu verwirklichenden Hoffnung, daß ein Abwandern 
der Anwälte an die Amtsgerichte eintreten werde, uſw. 

Nur einem einzigen Einwand verſucht der Entwurf Rech⸗ 
nung zu tragen, nämlich dem Einwand, daß die Erhöhung der 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte eine erhebliche Einſchränkung 
des Wirkungskreiſes der Kammern für Handelsſachen 
zur Folge haben würde. Dieſer Verluſt der Kammern für 
Handelsſachen beläuft ſich in Preußen auf durchſchnittlich 
57 Prozent der ihnen bisher zugewieſenen Sachen und ſteigt 
bei den Kammern kleinerer Gerichte noch über dieſen Prozent⸗ 
ſatz hinaus. Dieſe unliebſame Folge denkt der Entwurf dadurch 


abwenden zu können, daß er den Kammern für Handelsſachen, 


die bisher im weſentlichen nur als Gerichte I. Inſtanz tätig 

waren, anch die Entſcheidung über die Berufungen und Be⸗ 

ſchwerden in den vor den Amtsgerichten verhandelten Handels⸗ 

ſachen überträgt. Für dieſe Sachen, deren Kreis der Entwurf 
23 
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mit geringer Abweichung der geltenden Regelung gemäß feſtſtellt, 
ſollen alſo die Kammern für Handelsſachen vollſtändig an die 
Stelle der Zivilkammern treten (88 71, 100 a, 101, 105 a, 108, 
108 a, 109 GVG. in der Faſſung des Entwurfes). Der 
Entwurf kehrt inſoweit zu der erſten ſeiner drei Faſſungen zurück. 

Dieſer Verſuch einer Sanierung der durch die Erhöhung 
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte ſchwer gefährdeten Kammern 
für Handelsſachen muß als Verſuch mit untauglichen Mitteln 
bezeichnet werden, denn eine einfache Rechnung ergibt, daß der 
zu erwartende Zuwachs an Berufungs⸗ und Beſchwerdeſachen 
den Verluſt an erſtinſtanzlichen Sachen nicht entfernt auszugleichen 
vermag. Von den den Kammern für Handelsſachen verloren 
gehenden Prozeſſen mit Objekten von 300 bis 800 & werden 
nur etwa 10 Prozent in der Berufungsinſtanz an dieſe Kam⸗ 
mern zurückkehren, und der geſamte Zuwachs an zweitinſtanzlichen 
Sachen iſt mit 25 Prozent der den Kammern für Handelsſachen 
entzogenen Prozeſſe danach ſicher nicht zu niedrig veranſchlagt. 
Dabei iſt namentlich auch zu berückſichtigen, daß die Berufung 
gegen ein in einer Handelsſache ergangenes Urteil des Amts⸗ 
gerichts auch vor der Zivilkammer zur Verhandlung gebracht 
werden kann, da dieſe nicht befugt iſt, die Berufung von Amts 
wegen an die Kammer für Handelsſachen zu verweiſen ($ 105 a 
GVG. in der Faſſung des Entwurfs in Verbindung mit $ 104 
GVG). Der reine Verluſt der Kammern für Handelsſachen 
wird alſo nach dem für Preußen berechneten Durchſchnitt immer 
noch ungefähr drei Vierteile von 57 Prozent, d. h. mehr als 
42 Prozent betragen. Schon dieſer Verluſt dürfte genügen, um 
ſo manche Kammer für Handelsſachen verſchwinden zu laſſen. 
Überdies werden die Verluſte bei kleineren Landgerichten erheblich 
größer ſein: bei ſolchen kann die reine Einbuße auf 50 Prozent 
und mehr ſteigen. 

Danach iſt die vorgeſchlagene Neuregelung offenbar 
nicht geeignet, den verfolgten Zweck — die Erhaltung der 
Kammern für Handelsſachen in ihrer bisherigen Bedeutung — 
zu erreichen. Es ſtehen ihr aber weiter gewichtige Bedenken 
gegenüber. Die Begründung erklärt allerdings: die Kammern 
für Handelsſachen hätten ſich bewährt und erfreuten ſich des 
vollen Vertrauens der beteiligten Kreiſe; es könne ihnen deshalb 
unbedenklich auch die Rechtſprechung in II. Inſtanz übertragen 
werden. So richtig der Vorderſatz iſt, ſo falſch iſt die ge⸗ 
zogene Schlußfolgerung. Daß die Kammern für Handelsſachen 
ſich als Gerichte I. Inſtanz bewährt haben, beweiſt nicht, daß 
ſie auch den ganz anders geſtellten Aufgaben eines in zweiter 
und letzter Inſtanz entſcheidenden Gerichts gewachſen ſein müßten. 
Man hatte ſehr gute Gründe, als man die Berufungen gegen 
amtsgerichtliche Urteile ausſchließlich den Zibilkammern überwies. 

Zunächſt erſcheint es ſchon aus Rückſichten allgemeiner 
Natur fraglich, ob man die Entſcheidung eines Berufsrichters 
der Nachprüfung durch ein Gericht, in welchem Laien die Mehr⸗ 
heit bilden, unterwerfen darf. Dazu kommt, daß es ſich in der 
Berufungsinſtanz außerordentlich häufig nur noch um ſtreitige 
Rechtsfragen handelt, zu deren Entſcheidung Laienrichter, wie 
die Handelsrichter, nicht fähig ſind. Dieſe werden ſich dann 
entweder dem überlegenen Urteil des Vorſitzenden beugen, was 
de facto den Einzelrichter zur Inſtanz über dem Einzelrichter 
machen würde, oder die Handelsrichter überſtimmen den Vor⸗ 
ſitzenden und ſetzen, im Falle deſſen Votum im Sinne des 
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amtsgerichtlichen Urteils erging, ihre laienrichterliche Anſchauung 
gegenüber der von zwei Berufsrichtern vertretenen durch. 

Weiter iſt auf den Dualismus hinzuweiſen, den die vor⸗ 
geſchlagene Regelung für die beiden Inſtanzen erzeugt: in 
der I. Inſtanz beruht die Entſcheidung von Fragen, zu deren 
Beurteilung es einer beſonderen Sachkunde bedarf, auf dem 
Gutachten dazu berufener Auskunftsperſonen; in II. Inſtanz 
werden dieſelben Fragen von dem Gericht aus eigener 
Sachkunde entſchieden. Zu welchem Zweck, ſo muß man 
fragen, ſollen dann noch in I. Inſtanz Sachverſtändige ver⸗ 
nommen werden? Ihr Gutachten dient ja lediglich der Be⸗ 
lehrung des erſtinſtanzlichen Richters und hat für die zweite, 
ſelbſt ſachverſtändige Inſtanz gar keinen Wert? Und doch kann 
der gewiſſenhafte Richter I. Inſtanz den Parteien die erheblichen 
Koſten des Sachverſtändigenbeweiſes natürlich nicht erſparen, 
weil er ohne ſolchen Beweis nicht zur Entſcheidung kommen kann. 

Die vorgeſchlagene Erweiterung der Zuſtändigkeit der 
Kammern für Handelsſachen iſt alſo ein untaugliches und 
zugleich ein bedenkliches Mittel. Dieſer Einſicht werden ſich 
auch die Kreiſe des Handels, auf deren Anregung die geplante 
Neuregelung zurückzuführen iſt, bei näherer Prüfung der Sach⸗ 
lage nicht verſchließen, und es ſteht deshalb zu hoffen, daß 
ſie ihren faſt einmütigen Widerſpruch gegen die geplante 
Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit aufrechterhalten 
werden. 

Beiläufig ſei erwähnt, daß die Begründung auch ein Ar⸗ 
gument für die Erhöhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
aufgegeben hat. Sie behauptet nämlich nicht mehr, daß das 
Wachſen der Kollegialgerichte für die Beſetzung des Vorfitzes in 
den Kammern der Landgerichte und der Mitgliederſtellen bei den 
Oberlandesgerichten erhebliche Schwierigkeiten hervorrufe, die 
bei Verzicht auf eine Entlaſtung der Kollegialgerichte nur da⸗ 
durch behoben werden könnten, daß man die Anforderungen an 
die in dieſe Stellen zu berufenden Richter in einer der Rechts⸗ 
pflege nachteiligen Weiſe herabſetzen müßte. Dieſe Auffaſſung 
war auch wirklich nicht in Einklang zu bringen mit der gleich⸗ 
zeitig erfolgenden zuverſichtlichen Verſicherung, daß der deutſche 
Amtsrichter ſich den ihm durch die Zuſtändigkeitserhöhung zu 
übertragenden größeren Aufgaben völlig gewachſen zeigen werde. 

Aus Handelskreiſen geäußerten Wünſchen ſoll auch die in 
8 202 GVG. beſtimmte Erweiterung des Kreiſes der Ferien» 
ſachen dienen. Die Faſſung dieſer Beſtimmung iſt im weſent⸗ 
lichen die des urſprünglichen Entwurfes; eine geringe Anderung 
bringt zum Ausdruck, daß die Bezeichnung ſchleuniger Sachen 
als Ferienſachen nicht im Belieben des Gerichts ſteht, ſondern 
bei Nachweis des Bedürfniſſes der Beſchleunigung zu erfolgen 
hat. Die Bedenken gegen die neue Faſſung des § 202 GVG. 
beſtehen fort; eine Abhilfe auf die erhobenen Klagen iſt nicht 
zu erwarten, da der Beklagte regelmäßig die Vertagung der 
Sache bis zur Beendigung der Ferien herbeiführen kann. 

Die Beſtimmungen der 88 91, 103 ff. 8PO., welche die 
Koſtenfeſtſetzung in I. Inſtanz dem Gerichtsſchreiber über⸗ 
tragen, haben gegenüber der früheren Faſſung des Entwurfes 
nur Anderungen redaktioneller Natur erfahren. 

Der 8 141 ZPO. über die Ladung der Parteien 
zum perſönlichen Erſcheinen unter Umgehung des 
Prozeß bevollmächtigten iſt unverändert, doch dehnt der 
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Entwurf dieſe Vorſchrift neuerdings auch auf den Fall aus, 
daß das perſönliche Erſcheinen der Parteien zum Zwecke des 
Sühneverſuchs angeordnet iſt (8 296 Abſ. 2 ZPO. in 
der Faſſung des Entwurfes). Dieſe Ausdehnung der Befugnis 
des Gerichts iſt ſehr bemerkenswert, denn ſie kann nicht mehr 
aus dem Beſtreben, dem Gericht nach Möglichkeit die Auf⸗ 
Härung des Sachverhalts zu erleichtern, erklärt werden. Die 
Beſtimmung iſt vielmehr ein Ausfluß jenes unglückſeligen Bes 
ſrebens, welches die ordentlichen Gerichte zu Einigungsämtern 
nach Art der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte degradieren will. 
Will man die Parteien um jeden Preis zu gütlicher Einigung 
zusammenführen, dann bedarf man allerdings des Anwalts 
nicht, denn dieſer iſt ein Organ der Rechtspflege und ſeine Auf⸗ 
gabe iſt, der Partei zu ihrem beſtrittenen Rechte, nicht aber dazu 
zu verhelfen, daß fie dies Recht, weil es beſtritten iſt, aufgibt. 

Über die gegen die Beſtimmung des 8 141 3PO. in der 
Faſſung des Entwurfes erhobenen Einwände geht die Be⸗ 
gründung mit Stillſchweigen hinweg; ſie äußert ſich nicht zu 
der Behauptung, daß die Vorſchrift berechtigte Intereſſen der 
Parteien zu verletzen geeignet iſt, und ſie hat nicht einmal, wie 
an anderen Stellen, eine konziliante Wendung zur Ableugnung 
der in der Beſtimmung zum Ausdruck kommenden erneuten 
Kränkung des Anwaltſtandes. Die Begründung enthält 
aber einige neue Aus führungen, die der Erwähnung entſchieden 
wert find. Sie ſagt nämlich: 

„Erſcheint eine geladene Partei nicht, ſo ſteht es in dem Er⸗ 
meſſen des Gerichts, welche Folgen es bei der Beweis⸗ 
würdigung aus dem Ausbleiben der Partei ziehen will. Doch 
hat die Partei, wenn durch ihr unentſchuldigtes Ausbleiben 
die Verlegung des Termins oder die Vertagung der Ver⸗ 
handlung veranlaßt wird, nach § 95 die dadurch verurſachten 
Koſten zu tragen. Dieſe Vorſchrift gewinnt durch die vor⸗ 
geſchlagene neue Faſſung des § 48 GK G., der zufolge nach 
der Anberaumung einer gewiſſen Zahl von Terminen unter 
beſtimmten Vorausſetzungen für die Anberaumung jedes 
folgenden Termins eine beſondere Gebühr vorgeſehen wird, 
eine erhöhte Bedeutung.“ 

Bei dieſen Ausführungen der Begründung muß zunächſt 
auffallen, daß von einem unentſchuldigten Ausbleiben 
der Partei die Rede iſt; die Begründung ſpricht auch weiter 
bon einem „Verſchulden“ der die Anordnung des perſönlichen 
krſchemens nicht befolgenden Partei. Es kann damit nur ges 
meint ſein, daß die Partei ihr Ausbleiben unter Angabe von 
Gründen zu entſchuldigen und das Gericht darüber zu befinden 
hat, ob die angegebenen Gründe das Ausbleiben der Partei 
wötfertigen. Eine Partei, die lediglich erklärt, fie wolle nicht 
persönlich erſcheinen, iſt natürlich als ſchuldhaft ausgeblieben 
mhuſehen: das Gericht verwertet ihre Weigerung bei der Be⸗ 
beiswärdigung und belegt fie gegebenenfalls nach 88 95 ZPO, 
ENG. mit Koſtenſtrafen. Die Konſequenz der Anſchauung 
der Begründung wäre alſo, daß an das Ausbleiben der Partei, 
hen perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt, Verſäumnis folgen 
lndpft werden, auch wenn die Partei im Termine durch 
emen Prozeß bevollmächtigten vertreten iſt. Im Grunde ges 
nommen ft alſo auch der Sinn der jetzt vorgeſchlagenen Faſſung 
1a g 141 nach der Auslegung der Begründung der, daß die 
Barkel, deren perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt, bei un⸗ 
euſculdigtem Ausbleiben in Strafe verfällt, wenn auch von 
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einer unmittelbaren Androhung von Geldſtrafen, wie ſie die 
früheſte der drei Faſſungen des Entwurfes wollte, abgeſehen iſt. 

Während die frühere Faſſung des § 157 Abſ. 4 beſtimmte, 
daß die Juſtizverwaltung für Gerichte, bei denen mindeſtens 
zwei Rechtsanwälte zugelaſſen ſind, Prozeßagenten 
nicht zulaſſen ſoll, ſagt die jetzige Faſſung, daß eine ſolche 
Zulaſſung nicht erfolgen ſoll für Gerichte, bei denen zur Ver⸗ 
tretung der Parteien durch Rechtsanwälte aus⸗ 
reichende Gelegenheit geboten iſt. Das bedeutet eine 
erhebliche Erweiterung der Befugniſſe der Juſtizverwaltung, die 
ja nun auch bei dem Vorhandenſein von drei, vier und mehr 
Anwälten der Anſicht ſein kann, daß für eine „ausreichende“ 
Vertretung durch Anwälte nicht geſorgt iſt. Es iſt im höchſten 
Grade zu bedauern, daß man es nicht bei der früheren un⸗ 
zweideutigen Vorſchrift gelaſſen hat, denn die Beſtimmungen 
des § 157 bedeuten an ſich ſchon nur einen äußerſt ſchwachen 
Fortſchritt gegenüber dem beſtehenden Rechtszuſtande, der einer⸗ 
ſeits das rechtſuchende Publikum dem Winkelkonſulententum aus⸗ 
liefert, andererſeits aber eine ungebührliche Vernachläſſigung 
der Intereſſen des Anwaltſtandes beweiſt. | 

Eine weſentliche Anderung enthält die neue Faſſung des 
Entwurfes in $ 392 ZPO., welcher für die Beeidigung 
von Zeugen den Nacheid einführt. Für Sachverſtändige 
bleibt der Voreid beſtehen, doch wird es durch § 410 in das 
Ermeſſen des Gerichts geſtellt, ob es die Beeidigung vor oder 
nach Erſtattung des Gutachtens vornehmen will. Nach dem 
neuen Abf. 3 des 8 482 iſt auch die gleichzeitige Beeidigung 
mehrerer Zeugen ſtatthaft; dieſe hat dann ſo zu erfolgen, daß 
der Richter die Eidesnorm mit der Eingangsformel: „Sie 
ſchwören uſw.“ vorſpricht, worauf jeder einzelne der Zeugen 
die Worte ſpricht: „Ich ſchwöre es, ſo wahr mir Gott helfe.“ 

Neben dieſen beifallswerten Vorſchlägen enthält auch die 
neue Faſſung des Entwurfes die Beſtimmung, daß im amts⸗ 
gerichtlichen Verfahren und in dem Verfahren Über die 
Berufung gegen amtsgerichtliche Urteile eine Beeidigung der 
Zeugen nur ſtattfinden ſoll, wenn ſie vom Gericht oder einem 
Mitglied des Gerichts für erforderlich erachtet oder wenn ſie 
von einer Partei vor Abſchluß der Vernehmung verlangt wird 
(88 509 Abſ. 2, 533 a). Entſprechendes gilt für die Beeidigung 
der Sachverſtändigen, für dieſe aber allgemein ohne Be⸗ 
ſchränkung auf die genannten Verfahrensarten (8 410). Die 
Bedenken gegen dieſe Regelung ſind nicht beſeitigt: Die Parteien 
werden gezwungen, erhebliche Koſten für die Wahrnehmung der 
vor dem erſuchten Richter ſtattfindenden Beweistermine auf⸗ 
zuwenden, die rechtsunkundige, nicht durch einen Anwalt ver⸗ 
tretene Partei wird den Zeitpunkt zur Stellung des Antrages 
auf Beeidigung regelmäßig verſäumen uſw. Eine kleine Ver⸗ 
beſſerung der früheren Faſſung ift vielleicht darin zu ſehen, daß 
die Beeidigung völlig in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt 
und nicht mehr davon abhängig gemacht iſt, daß der Richter 
die Beeidigung zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Aus⸗ 
ſage für notwendig erachtet. 

Die Beſtimmungen über das Verfahren vor den 
Amtsgerichten in den 88 495 bis 5106 ZPO. haben im 
weſentlichen die früher vorgeſchlagene Faſſung behalten. Die 
wenigen nicht lediglich redaktionellen Anderungen ſind die 


folgenden. 
23 * 


— — — Du — a 
— en 


= — -— — — . 


180 . Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nach § 496 erfolgen die Zuſtellungen im Amtsgerichts⸗ 
prozeſſe regelmäßig von Amts wegen, und zwar ſind die 
Klagen und die ſonſtigen Anträge und Erklärungen einer Partei 
zwecks Zuſtellung bei dem Gericht ſchriftlich oder zu Gerichts⸗ 
ſchreiberprotokoll anzubringen. Soll nun durch die Zuſtellung 
eine Friſt gewahrt oder die Verjährung unterbrochen werden, 
jo tritt nach Abſ. 3 des S 496 die Wirkung der Zuſtellung 
ſchon mit der Anbringung des Antrages oder der Erklärung 
ein, ſofern die Zuſtellung „demnächſt“ erfolgt. Dieſe 
Zeitbeſtimmung hatte der ursprüngliche Entwurf als mehrdeutig 
und genügender Beſtimmtheit entbehrend abgelehnt und ſtatt 
deſſen für die Fälle der gewöhnlichen Zuſtellung eine Friſt von 
zwei Wochen eingeſetzt. Daß man dieſe willkürliche Friſt 
beſeitigt hat, iſt zu billigen, da die Parteien einen Einfluß auf 
die von Amts wegen erfolgende Zuſtellung nicht haben und 
deshalb auch nicht für die Innehaltung der Friſt ſorgen können. 
Auf der anderen Seite iſt der Ausdruck „demnächſt“ nicht 
glücklich gewählt und durchaus geeignet, die von der Begründung 
des früheren Entwurfes befürchteten Zweifel und Streitigkeiten 
hervorzurufen. — Das Gleiche gilt für die entſprechende Be⸗ 
ſtimmung des § 693 Abſ. 3 über die Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls. 

In den Vorſchriften des 8 501 über die zur Vorbereitung 
der mündlichen Verhandlung dienenden Anordnungen des Gerichts 
iſt unter Nr. 4 zum Ausdruck gebracht, daß nur ſolche Zeugen, 
auf welche eine Partei ſich bezogen hat, vor der erſten 
mündlichen Verhandlung geladen werden dürfen; es iſt dies 
wohl eine von der früheren Faſſung als ſelbſtverſtändlich be⸗ 
trachtete und nur deshalb nicht ausdrücklich hervorgehobene 
Vorausſetzung. In Abſ. 2 des § 501 find die unter Nr. 4 bis 6 
des Abſ. 1 bezeichneten Anordnungen (Ladung von Zeugen uſw.) 
nur davon abhängig gemacht, daß der Beklagte in einem 
vorbereitenden Schriftſatze dem Klageantrag wider⸗ 
ſprochen hat. Die weiteren Vorausſetzungen der früheren 
Faſſung ſind geſtrichen, was jedenfalls die der Vorſchrift ent⸗ 
gegenſtehenden Bedenken nur verſtärken kann. 

Nach 8 504 Abſ. 1 der neuen Faſſung iſt außer der Ein⸗ 
rede der Unzuſtändigkeit des Gerichts auch die Einrede, daß 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schieds⸗ 
richter zu erfolgen habe, im amtsgerichtlichen Verfahren 
vor der Verhandlung zur Hauptſache geltend zu machen. Die 
Begründung erachtet dies mit Recht für angebracht, da die 
letztgenannte Einrede in ihrer materiellen Bedeutung der Einrede 
der Unzuſtändigkeit des Gerichts gleichſteht. Der Abſ. 2 des 
8 504, nach dem das ſachlich unzuſtändige Amtsgericht den 
Beklagten vor der Verhandlung zur Hauptſache auf die Un⸗ 
zuſtändigkeit aufmerkſam zu machen hat, iſt bedauerlicherweiſe 
auch in der neuen Faſſung geſtrichen. 

Die Vorſchriften des S 505 find inhaltlich die der ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen der früheren Faſſung. 

Da durch § 508 Abſ. 2 die Friſt zur Einlegung des Eins 
ſpruchs gegen ein Verſäumnisurteil für das amtsgerichtliche 
Verfahren auf eine Woche herabgeſetzt wird, beſtimmte Abi. 4 
der früheren Faſſung, daß der Partei in der Formel des Ver⸗ 
ſäumnisurteils zu eröffnen ſei, in welcher Form und Friſt ihr 
der Einſpruch zuſteht. Dieſe Vorſchrift iſt jetzt geſtrichen; ein 
Grund für die Streichung iſt nicht einzuſehen. — Der Abſ. 4 


M 6. 1908. 
des § 508 der neuen Faſſung beſtimmt, daß eine Verweifung 
des Rechtsſtreites an ein anderes Gericht gemäß SS 505, 506 
nach Erlaß eines Verſäumnisurteils nur ſtattfindet, 
wenn das Amtsgericht den Einſpruch für zuläſſig erachtet und 
daß das andere Gericht an die Entſcheidung des Amtsgerichts, 
welche den Einſpruch zuläßt, gebunden iſt. Dieſe Vorſchrift ſchafft 
keine neue Rechtslage; ſie dient nur der Klarſtellung der gegebenen. 

Auch die neue Faſſung des Entwurfes macht dem Gericht 
die tunlichſt ſofortige Aufnahme der beſchloſſenen Be⸗ 
weiſe zur Pflicht (S 509 Abſ. 1). Die Begründung hegt 
nach wie vor die ſchwerlich gerechtfertigte Erwartung, daß dieſe 
Beſtimmung eine weſentliche Beſchleunigung des Verfahrens 
zur Folge haben werde. Sie meint weiter, daß über die 
Tunlichkeit der ſofortigen Beweisaufnahme mit Rückſicht auf 
die Intereſſen der Parteien zu entſcheiden und dementſprechend 
z. B. dann von einer ſofortigen Beweisaufnahme abzuſehen 
ſein wird, wenn nach den beſonderen Umſtänden des Falles es 
gerechtfertigt erſcheint, einer Partei erſt noch Gelegenheit zu 
geben, über einen von der Gegenpartei geſtellten Zeugen Er⸗ 
kundigungen einzuziehen. Hier iſt ausnahmsweise einmal einem 
gegen den Entwurf erhobenen Bedenken Rechnung getragen, 
allerdings leider nur in der Begründung. — Die abgeänderte 
Vorſchrift des Abſ. 2 des § 509 iſt oben erörtert. 

In der Vorſchrift des S 510 b ſtellt es die neue Faſſung 
des Entwurfes in Abweichung von der früheren in das Er⸗ 
meſſen des Gerichts, ob es dem Antrage des Klägers, den 
zur Vornahme einer Handlung verurteilten Beklagten zugleich 
zur Zahlung einer Entſchädigung für den Fall der Nichtvor⸗ 
nahme der Handlung zu verurteilen, ſtattgeben will oder nicht. 
Wäre nämlich das Gericht gezwungen, dieſem Antrage ſtatt⸗ 
zugeben, ſo könnte die Vorſchrift ſtatt einer Beſchleunigung eine 
Verzögerung des Verfahrens zur Folge haben, wenn z. B. die 
Bemeſſung der Entſchädigung nur auf Grund umfangreicher Bes 
weisaufnahmen erfolgen kann (Begr.). 

Eine neue Beſtimmung it die des 8 533 a ZPO, 
nach welcher die für das amtsgerichtliche Verfahren geltende 
Vorſchrift des S 509 Abſ. 2 über die Beeidigung der Zeugen 
auch in dem Verfahren auf die Berufung gegen die Urteile der 
Amtsgerichte Anwendung findet. Damit wird ein Mangel der 
früheren Faſſung beſeitigt, durch welche die Frage der Beeidigung 
der Zeugen für jede der beiden Inſtanzen nach anderen Ge⸗ 
ſichtspunkten geregelt war. 

Einige Neuerungen gegenüber der früheren Faſſung des 
Entwurfes enthalten die Beſtimmungen der SS 696 ff. für das 
Mahnverfahren. Hier beſeitigt der Entwurf das Erfordernis 
einer beſonderen Klage für den Fall der landgerichtlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit, wie fie S 697 der geltenden Faſſung verlangt, und 
beſtimmt allgemein, daß im Falle rechtzeitiger Erhebung des 
Widerſpruchs gegen den Zahlungsbefehl die Klage als mit 
deſſen Zuſtellung beim Amtsgericht erhoben gilt (8 696 Abf. 1). 
Gehört der erhobene Anſpruch zur Zuſtändigkeit der Landgerichte, 
ſo hat ſich das Amtsgericht auf Antrag für unzuſtändig zu er⸗ 
klären und den Rechtsſtreit an das Landgericht zu verweiſen 
(SS 697, 505); eine Prüfung der Unzuſtändigkeit von Amts 
wegen findet nicht ſtatt (S 696 Abſ. 3). Wird die Verweiſung 
erſt nach Erhebung des Einſpruchs gegen den Vollſtreckungs⸗ 
befehl beantragt, fo hat das Amtsgericht, wie im Falle des 
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8 508 Abſ. 4, zunächſt über die Zuläſſigkeit des Einſpruchs zu 
entſcheiden (§ 700 Satz 3). — Dieſe neuen Vorſchriften erſcheinen 
praktiſch, da fie das Mahnverfahren für die zur Zuſtändigkeit der 
Landgerichte gehörenden Anſprüche vereinfachen und beſchleunigen. 

In 8 797 iſt zur Schlichtung unter den Gerichten auf⸗ 
getretener Meinungsverſchiedenheiten beſtimmt, daß die vollſtreck⸗ 
bare Ausfertigung gerichtlicher Urkunden von dem Gerichtsſchreiber 
desjenigen Gerichts, welches die Urkunde verwahrt, erteilt wird. 

Auch die Anderungen des Gerichtskoſtengeſetzes gegen⸗ 
über der früheren Faſſung des Entwurfes ſind, mit einer Aus⸗ 
nahme, von untergeordneter Bedeutung. In den SS 80, 80 b 
iſt der Begriff der „einen Inſtanz“ im Sinne des Gerichts⸗ 
loſtengeſetzes zum Vorteil des Zahlungspflichtigen etwas er⸗ 
weitert; die Beſtimmungen der 88 86, 97 mußten anderen 
Anderungen des Geſetzes angepaßt werden. 

Der 8 48 GKG. iſt zunächſt dahin geändert, daß bei 
Sachen ohne Beweisaufnahme für den fünften und jeden 
folgenden Termin die beſondere Terminsgebühr in Höhe 
von fünf Zehnteilen der vollen Gebühr erhoben werden ſoll; 
die frühere Faſſung ſah die Erhebung dieſer beſonderen Gebühr 
ſchon für den vierten Termin vor. Dieſe Anderung kann 
natürlich die prinzipiellen, der Vorſchrift entgegenſtehenden Be⸗ 
denken nicht berühren; es erſcheint vielmehr ziemlich gleichgültig, 
mit welchem Termin die Gebühr fällig wird. Daß auch die 
Überſchreitung der Zahl von vier Terminen „in der Beſchaffen⸗ 
heit der Rechtsſache oder in anderen von dem Willen der 
Parteien unabhängigen Umſtänden ihren Grund haben kann, 
wird wohl nicht beſtritten werden. Daß auch in ſolchem Falle 
der Partei die Terminsgebühr auferlegt werden ſollte, wurde 
allgemein als durchaus unbillig bezeichnet, und dieſem Einwurf 
ſucht die neue Faſſung des Entwurfs durch eine Anderung des 
9 48 zu begegnen. 

Nach Abi. 1 Satz 5 des 8 48 kann nämlich das Gericht 
beſtimmen, 

„daß ein Termin nicht mitgerechnet wird, wenn offenkundig 
iſt oder wenn bis zum Schluſſe der letzten mündlichen Ver⸗ 
handlung in der Inſtanz von den Parteien glaubhaft gemacht 
wird, daß die Anberaumung des Termins nicht durch Ver⸗ 
ſchulden der Parteien veranlaßt iſt“. 
Trotz dieſer neuen Beſtimmung verbleibt die Begründung dabei, 
daß der Grund für den Anſatz der Terminsgebühr in der 
Arbeitsmehrung des Gerichts liegt, und daß ihre Er⸗ 
hebung grundſätzlich unabhängig von der Frage eines 
Verſchuldens der Parteien oder ihrer Vertreter iſt. 
Davon kann natürlich gar keine Rede ſein: die Gebühr iſt viel⸗ 
mehr jetzt nicht mehr Vergütung für vermehrte gerichtliche Ar⸗ 
beitsleiſtung, ſondern ſie iſt eine Strafgebühr nach Art der 
Gebühr des geltenden § 48, nur unbilliger als dieſe inſofern, 
als von den Parteien der Nachweis mangelnden Ver⸗ 
ſchuldens verlangt wird. Die Partei wird als prozeß⸗ 
verſchleppend präfumiert und muß dieſe Präſumtion 
widerlegen, wenn ſie nicht in Strafe genommen werden will. 
Sie muß bis zum Schluſſe der letzten mündlichen 
Verhandlung glaubhaft machen, daß fie ein Verſchulden nicht 
trifft. Wie oft wird die geſetzesunkundige Partei dieſen Zeit⸗ 
punkt verſäumen und wie häufig wird der völlig ſchuldloſen 
— die Glaubhaftmachung der einen vielleicht um Monate 
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zurückliegenden Termin betreffenden Tatſachen mißlingen! Dann 
verfällt ſie der Strafgebühr, die — was ganz beſonders hervor⸗ 
gehoben werden muß — durch unanfechtbare Enticheidung 
feſtgeſetzt wird. Auch gegen die abgeänderte Beſtimmung des 
8 46 GKG. iſt alſo einzuwenden, daß fie zum Zwecke der 


Prozeßbeſchleunigung auch ſolche Parteien ſtraft, welche alles 


in ihren Kräften ſtehende zur Beſchleunigung getan haben. 

Dem Verſchulden der Partei ſteht das Verſchulden ihres 
Vertreters gleich, wie dies auch bei der jetzt geltenden Be⸗ 
ſtimmung des § 48 GK G. der Fall iſt. Hinſichtlich dieſer Bes 
ſtimmung ſagte die frühere Faſſung der Begründung, einer häufigen 
Anwendung ſtehe der Umſtand entgegen, daß ſie die Feſtſtellung 
des Verſchuldens einer Partei oder ihres Vertreters zur Vor⸗ 
ausſetzung hat „und daß das gute Verhältnis zwiſchen Gericht 
und Anwaltſchaft gefährdet würde, wenn das Gericht öfters 
in eine Erörterung der Frage eintreten wollte, ob einem Anwalt 
der Vorwurf der Prozeßverſchleppung zu machen iſt.“ Es iſt 
bedauerlich, daß die Begründung dieſen Paſſus jetzt nicht mehr 
enthält, denn er gibt ein vorzügliches Argument gegen die 
vorgeſchlagene Faſſung des 8 48 GKG. Oder hält man es 
vielleicht für dem guten Verhältnis zwiſchen Gericht und An⸗ 
waltſchaft dienlich, wenn erſteres in Zukunft regelmäßig über 
die Frage des Verſchuldens des Anwalts zu befinden haben 
wird. Glaubt man, daß jenes gute Verhältnis nicht gefährdet 
ſei, wenn das Gericht die Glaubhaftmachung ſeitens des 
Anwalts für unzureichend erklärt und dieſem durch unanfechtbaren 
Beſchluß den Vorwurf ſchuldhafter Prozeßverzögerung macht! 
Gerade die Unanfechtbarkeit der Entſcheidung, die ſelbſt der 
gegenwärtig geltende 8 48 nicht kennt, iſt höchſt bedenklich. 
Wenn man hiernach auch die neue Faſſung des $ 48 für ver 
fehlt erklärt, kann man ſich zur Unterſtützung dieſer Anſicht auf 
die Autorität der früheren Begründung ſelbſt berufen. 

Für die Gebührenordnung für Rechtsanwälte ſieht 
die neue Faſſung des Entwurfes eine weſentliche Anderung vor, 
indem ſie die bisher nur den Reichsgerichtsanwälten für die 
Reviſionsinſtanz gewährte Erhöhung des Gebührenſatzes 
um drei Zehnteile allgemein für die Berufungs⸗ 
inſtanz und die Reviſionsinſtanz zugeſteht (8 52). 
Dieſe Erhöhung rechtfertigt die Begründung zutreffend dahin, 
daß die gegenwärtige Entſchädigung der mit Berufungen be: 
faßten Rechtsanwälte infolge der größeren Mühewaltung, welche 
eine kontradiktoriſche Berufungsſache in der Regel gegenüber einer 
kontradiktoriſchen Sache erſter Inſtanz verurſache, und infolge 
des Wegfalls der verhältnismäßig geringe Arbeit erfordernden 
Verſäumnisſachen als eine unzureichende erſcheine. 

Die aus den Kreiſen der Oberlandesgerichtsanwälte an⸗ 
geregte Erhöhung der Gebührenſätze würde dieſen Anwälten 
eine gewiſſe Entſchädigung dafür gewähren, daß ſie durch die 
geplante Erhöhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte um ein 
Drittel ihres Tätigkeitsfeldes verkürzt werden würden. Für 
die Landgerichtsanwälte iſt die neue Beſtimmung mit Rückſicht 
auf die relativ geringe Zahl der von ihnen zu bearbeitenden 
Berufungsſachen und mit Rüdficht auf deren geringere Objekte 
nicht von weſentlicher Bedeutung. 

Aus der Begründung zu § 52 NAGEO. iſt als intereſſant 
noch hervorzuheben die Bemerkung, daß zur Zeit eine all⸗ 
gemeine Reviſion der Gebührenordnung nicht angezeigt 
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erſcheine. Die vor 30 Jahren als ausreichende Vergütung ber 
Mühewaltung des Anwalts normierten Sätze ſollen alſo trotz 
der Verſchiebung der wirtſchaftlichen Lage, die zu einer Erhöhung 
der Bezüge aller anderen Stände geführt hat, auch weiterhin 
beſtehen bleiben. 

Der 5 76 RAGebDO. iſt in der neuen Faſſung — wenn 
man von einigen redaktionellen Anderungen abſieht — nur 
inſoweit verändert, als für die Berechnung des Auslagen⸗ 
pauſchſatzes die Anwendbarkeit der Vorſchriften der 88 27 
Abſ. 1, 28, 30 Abſ. 1 Nr. 3 ausgeſchloſſen iſt. Danach kommt 
der Pauſchſatz nicht beſonders zum Anſatz namentlich für das 
dem ordentlichen Verfahren vorangegangene Verfahren im 
Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß und für das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren (88 27, 30). In dieſen Fällen wird alſo der Pauſch⸗ 
ſatz völlig unzureichend ſein. 

Der Begründung des 8 76 iſt die neue Statiſtik beigefügt, 
deren Reſultate ſchon in Nr. 4 des PrJMBl. (vgl. JW. 08, 170 ff.) 
mitgeteilt und von Zelter in der letzten Nummer unſerer 
Wochenſchrift ausführlich beſprochen ſind. Die Berliner 
Statiſtik der früheren Faſſung des — angeblich fo ſorgfältig 
vorbereiteten — Entwurfes iſt von der Bildfläche verſchwunden, 
da ſie, wie der erwähnte Aufſatz des IJMöl. ſagt, nicht richtig 
war. Auf dieſer Statiſtik beruhte aber die Berechnung der 
Pauſchſätze, wie ſie noch jetzt vorgeſchlagen wird. Welch ein glück⸗ 
licher Zufall, daß die auf falſchen Grundlagen beruhende 
Berechnung das richtige Reſultat ergeben hat! 
| Daß das Reſultat richtig iſt, Toll die neue Statiſtik bes 

weiſen. Dieſe hier des Näheren zu erörtern, erſcheint angeſichts 
Zelters vorzüglicher Ausführungen überflüſſig. Nur auf 
einige Punkte ſei hingewieſen. Die Begründung zu 8 48 
GKG. ſagt bei Mitteilung der Ergebniſſe der Statiſtik über 
die Anzahl der Termine in den einzelnen Prozeſſen: „dabei 
find, um Willkür in der Auswahl der Sachen aus⸗ 
zuſchließen, überall die 20 erſten Prozeßſachen dieſer Art 
aus dem Geſchäfſtsjahr 1903 genommen worden.“ Bei der 
neuen Statiſtik zu 8 76 NAGEbD. fehlt jede Angabe über die 
Art der Auswahl der Sachen, es fehlt auch die Verſiche⸗ 
rung, daß Willkür in dieſer Auswahl ausgeſchloſſen geweſen ſei. 

Der Bemeſſung der Pauſchſätze wird nach wie vor der 
Schreibgebührenſatz von zehn Pfennig für die Seite zugrunde⸗ 
gelegt, was um ſo unverſtändlicher iſt, als die Begründung zu 
8 80 GKG. auch in ihrer neuen Faſſung die Unzulänglichkeit 
der Schreibgebühren der Rechtsanwälte anerkennt. 
Es erſcheint dem Entwurf ganz ſelbſtverſtändlich, daß nur der 
Fiskus Anſpruch auf ausreichende Erſtattung ſeiner 
Auslagen habe. Selbſt wenn man aber die Zugrundelegung 
des Zehnpfennigſatzes als gerechtfertigt anerkennen wollte, müßte 
man die vorgeſchlagene Faſſung des § 76 ablehnen, weil auch die 
neuen Ausführungen der Begründung nicht darzutun vermögen, daß 
die Pauſchſätze der bisher gewährten Auslagenvergütung entſprechen. 

Überblidt man dieſe Anderungen, denen der Entwurf 
neuerdings unterzogen worden iſt, ſo wird man kaum ſagen 
können, daß er beſſer geworden iſt. Der fiskaliſchen Rüdfichten 
entſpringende Vorſchlag, die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte zu 
erhöhen, iſt trotz aller Bedenken aufrechterhalten; die Teilreform 
des amtsgerichtlichen Verfahrens ſoll einen Zwieſpalt in die 
Prozeßordnung hineintragen; das Verfahren wird zu Laſten 
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des Publikums und zu Laſten des Anwaltſtandes verteuert, 
und letzterem werden überdies noch unverdiente Kränkungen 
mannigfacher Art zugefügt. Die wenigen Brocken, die man 
dem Publikum und beſonders dem Handelsſtande und den 
Rechtsanwälten jetzt gibt, können an dieſer Beurteilung nichts 
ändern, da es eben nur Brocken ſind. 

Der Entwurf erſchien zum erſten Male — zunächſt ver⸗ 
traulich mitgeteilt — im Frühjahr 1907 und wurde von 
Hachenburg im September desſelben Jahres auf dem Anwalts⸗ 
tage zu Mannheim als Flickwerk bezeichnet. Er wurde dann 
umgearbeitet — einiges wurde geſtrichen, anderes hinzugeſetzt — 
und als er im Oktober 1907 an die Offentlichkeit trat, be 
zeichneten ihn Wach, von Seuffert und Stein — die erſten 
in der Wiſſenſchaft unſeres Zivilprozeßrechts — als Flickwerk. 
Nun iſt der Entwurf abermals umgearbeitet — wieder wurde 
geſtrichen und hinzugeſetzt —, und immer noch iſt es Flick⸗ 
werk. Dieſen Charakter hat der Entwurf trotz aller Um⸗ 
arbeitungen behalten, und es erhebt ſich deshalb immer wieder 
in allererſter Linie die Frage, ob wir denn gezwungen find, 
mit ſolchem Flickwerk zu arbeiten. Wenn die Begründung 
meint, daß der Zeitpunkt für eine durchgreifende Reform des 
geſamten Zivilprozeßverfahrens noch nicht gekommen ſei, weil 
die Meinungen über die von einer Reform des Anwalts- 
prozeſſes einzuſchlagenden Wege noch zu weit auseinandergehen, 
ſo beweiſt andererſeits der vorliegende Entwurf ſchon durch die 
Wandlungen, die er durchgemacht hat, daß zur Zeit auch von 
einer Verſtändigung über die Grundzüge einer Reform 
des amtsgerichtlichen Verfahrens gar keine Rede 
ſein kann. 

Bedenkt man dies alles und bedenkt man weiter, daß 
zahlreiche Geſetzesreviſionen, die hundert Mal dringlicher find 
als die des Zivilprozeſſes, der Erledigung harren, dann wird 
man auch gegenüber der neuen Faſſung des Entwurfes nicht 
umhin können, ſich dem von maßgebendſter Seite geäußertem 
Wunſche nach einem fröhlichen Begräbnis dieſes Reformverſuches 
von ganzem Herzen anzuſchließen. 


Zur Reform. 


Nachtrag zu den Auffähen in Ar. 4 und 5. 
Von Juſtizrat Zelter in Stettin. 


Die Anderungen des Bundesrats haben für die finanzielle 
Seite folgende Bedeutung: 

1. Die Erſparung der Schreibgebühr für die urſprünglich 
ausgeſchloſſenen Berufungen (63 000 &) fällt fort, die Mehr: 
belaſtung des Anwaltsprozeſſes beträgt alſo nach 1906 
1660 000 & an Gerichtskoſten. 

2. Die Veränderungsbilanz der Oberlandesgerichtsanwälte 
beſſert ſich, in ihrer Geſamtheit werden ſie nichts mehr ver⸗ 
lieren. Für die fortfallenden 847 000 & ergeben die ver⸗ 
bleibenden 34 000 Mandate an Zuſchlag (/) ein Plus von 
816 200 &. Die Differenz wird durch die Erſparung an Porto 
und Papier für die abwandernden Sachen voll ausgeglichen, 
auch wenn man die Minderung des Pauſchquantums für die 
Berufungen unter 50 , berückſichtigt. Der Durchſchnittsſatz 
wird ſich auf zirka 7 500 & erhöhen. (S. 125.) 
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3. Den Landgerichtsanwälten bleiben die abgeſetzten Brutto⸗ 
exträge für Berufungen unter 50 4 (300 000 ), fie erhalten 
1e Zuſchlag auf die 90 000 bisherigen Berufung mandate mit 
rund 300 000 & ½/ Zufchlag für 15 400 vom Oberlandes⸗ 
gericht abwandernde Mandate 208 000 . Dagegen muß ich 
von der Erſparung des Bureaus mit Rückſicht auf die ber 
bleibenden Berufungen 40 „ ſtreichen, für die Berufungen 
unter 50 & Streitwert für Unterſchuß des Pauſchquantums 
pro Anwalt 20 „ mindern, in Summa alſo 180 000 & ab⸗ 


Die Veränderungsbilanz geſtaltet ſich für die Geſamtheit 
um 628 000 & beſſer, für die einzelnen um 209 & Unterſchied. 
Refultat: Durchſchnittsverluſt nach meinen Ziffern 570 &, nach 
IMBl. 310. 

4. Nettoverluſt der Anwaltſchaft und Nettoerſparnis des 
Publikums decken ſich nicht. Nach meinen Ziffern zahlt das 
Publikum an die Amtsgerichtsanwälte mehr zirka 1 Million, 
an die Landgerichtsanwälte weniger rund 2 Millionen?), während 
beim Oberlandesgericht die Leiſtungen ſich ausgleichen. 

Dagegen bleibt die Gerichtskoſtenbelaſtung inkluſive des 
8 48 mit zirka 2 Millionen in Preußen beſtehen. Die objektive 
Minderung des 5 48, daß in Prozeſſen ohne Beweisaufnahme 
4 Termine ſtatt dreier ſtraffrei bleiben, iſt finanziell bedeutungslos, 
weil Prozeſſe ohne Beweisaufnahme wohl im Durchſchnitt der 
Strafe des 8 48 durch Ruhen des Verfahrens entzogen werden 
könnten. Es iſt aber auch nicht abzuſehen, weshalb denn für 
die Beweisinſtanz nur 2 Termine frei bleiben ſollen, während 
ſchon eine Beweisaufnahme, wenn irgendein Hindernis dazwiſchen 
kommt, mehr als 2 Termine nötig macht. 

Die ſubjektive Milderung, die Uberweiſung der diskretionären 
Befreiung an das Gericht, zunächſt eine dankenswerte Ver⸗ 
beſſerung, wird wegen der Unanfechtbarkeit der Entſcheidung 
leider nicht zweckmäßig ſein ). 


Das Geſetz, betreffend Anderung der Zivilprozeß 
erduung vom 5. Juni 1905, insbeſondere der 
Reviſionsbegründungszwang. 

Von Geheimen Juſtizrat Erythropel, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht. 

Das Geſetz, betreffend Anderung der Zivilprozeßordnung 
vom 5. Juni 1905, hat dem Reichsgericht die davon erhoffte 
Entlaſtung nicht gebracht, und es wird die Zeit nicht fern fein, 
wo die Hilfe der Geſetzgebung von neuem in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden wird. 

Es iſt deshalb angezeigt, auf Grund der gemachten Er⸗ 
fahrungen in eine Erörterung darüber einzutreten, ob die in 
jener Novelle eingeſchlagenen Wege die richtigen waren. Dabei 


) Durchſchnittsgebühr 11 bis 12 & nach Spalte 8, 9 Anl. 1 
des neuen Entwurfs. 

9) (570 & Nettoverluſt + 160 & Bureauerfparnis) & 3000 
= 2190 000. 

) In Nr. 5 S. 125 Sp. 2, Z. 35 lies: in Höhe von 7,10 
reſpektiv 4 und 2.4 ſtatt 7,10, 8 und 2 4. S. 126 Anm. 16 
Aumtsgerichtsprozeſſe 713 000 und 1 410 000 ſtatt 1 040 000. 
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mag die Frage der Erhöhung der Reviſionsſumme ausſcheiden. 


Daß infolge derſelben weniger Sachen an das Reichsgericht 
gekommen fein müſſen, als dies ohne ſolche der Fall geweſen 
wäre, liegt auf der Hand. Der Zweck der nachfolgenden Dar⸗ 
ſtellung iſt, den Nachweis zu erbringen, daß die weſentlichen 
Abänderungen des Verfahrens, die angeblich zur Entlaſtung 
des Reichsgerichts beitragen ſollten, nur eine Verſchlechterung 
des Rechtsmittels darſtellen, die Rechtsverfolgung der Parteien 
erſchweren, ohne den angeſtrebten Zweck zu erreichen. 

Es kommen folgende Vorſchriften der ZPO. in Betracht: 

§ 554. Der Reviſionskläger muß die Reviſion begründen. 
Die Reviſionsbegründung erfolgt, ſofern fie nicht bereits in 
der Reviſionsſchrift enthalten iſt, durch Einreichung eines 
Schriftſatzes bei dem Reviſionsgerichte. Die Friſt beträgt 
einen Monat; fie beginnt mit dem Ablauf der Reviſionsfriſt 
und kann durch Vereinbarung der Parteien nicht verlängert 
werden. 

Nach dem Ablaufe der Begründungsfriſt iſt die Geltend⸗ 
machung neuer RNeviſionsgründe nicht zuläſſig. 

8 554 a. Das Reviſionsgericht hat von Amts wegen zu 
prüfen, ob die Rebifion an ſich ſtatthaft und ob die Einlegung 
und Begründung in der geſetzlichen Form und Friſt erfolgt 
ſei. Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, ſo iſt die 
Reviſion als unzuläſſig zu verwerfen. 

Die Entſcheidung kann ohne vorgängige, mündliche Ver⸗ 
handlung durch Beſchluß erfolgen. 

8 559. Der Prüfung des Reviſionsgerichts unterliegen 
nur die von den Parteien geſtellten Anträge und ſoweit die 
Reviſion darauf geſtützt wird, daß das Geſetz in bezug auf 
das Verfahren geſtützt ſei, nur die nach Maßgabe der 88 554, 
556 geltend gemachten Neviſionsgründe. Bei der Prüfung, 
ob ſonſt das Geſetz verletzt ſei, iſt das Reviſionsgericht an 
die von den Parteien geltend gemachten RNeviſionsgründe nicht 
gebunden. 

Es iſt bekannt, daß die Regierungsvorlage ſolche auf den 
Begründungszwang und eine Beſchränkung der Parteirechte 
gerichtete Vorſchläge nicht enthielt. Sie iſt das Ergebnis der 
Beratung der zur Vorberatung des Geſetzes vom Reichstage 
eingeſetzten Kommiſſion. Aus dem Bericht derſelben, Nr. 782 
der Druckſachen des Reichstages, ergibt ſich über die Entſtehungs⸗ 
geſchichte folgendes: 

Veranlaſſung waren Vorſchläge, die eine weit umfaſſendere 
Anderung des Rechtsmittels anſtrebten. Es ſollte danach das 
Reichsgericht bei Aburteilung der Sache lediglich an die in der 
Reviſionsbegründung geltend gemachten Beſchwerden gebunden 
ſein und über dieſe hinaus, in eine Würdigung des Prozeß⸗ 
ſtoffes nicht eintreten; ja eine ſachliche Vorprüfung ohne münd⸗ 
liche Verhandlung dahin eingeführt werden, ob die Reviſion 
Ausſicht auf Erfolg habe. 

Dieſe Vorſchläge fanden bei der Majorität erheblichen 
Widerſtand. Dann heißt es in dem Bericht S. 32: Im Laufe 
der Verhandlung wurde von mehreren Mitgliedern, die den 
Begründungszwang im allgemeinen entſchieden bekämpften, doch 
zugegeben, daß derſelbe in der Einſchränkung auf die pro⸗ 
zeſſualen Beſchwerden erheblich weniger bedenklich, wenn nicht 
gar völlig unbedenklich erſcheine. Auf dem Gebiete des rein 
formalen Prozeßrechts erſcheine eine Einſchränkung der richter⸗ 
lichen Kognition eher zuläſſig. Eine große Entlaſtung ſei kaum 
zu erwarten. Auch dürfe nicht außer acht gelaſſen werden, 
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daß es in manchen Fällen nicht ganz leicht ſei, die Beſchwerden 


über Mängel des Verfahrens gegenüber den des materiellen 
Rechtes ſcharf abzugrenzen. 

Die Abſtimmung ergab die Einführung des Begründungs⸗ 
zwanges nur für prozeſſuale Beſchwerden mit 11: 4 Stimmen. 

Bei dieſer Sachlage iſt man berechtigt, anzunehmen, daß 
für dieſe Entſchließung dasjenige als ausſchlaggebend angeſehen 
wurde, was für die urſprünglichen Anträge vorgebracht wurde. 
Dies läßt ſich dahin zuſammenfaſſen: Durch Einführung des 
Begründungszwanges werde die Arbeit der Richter erheblich 
vermindert. Die Reviſionen, die ſich nicht begründen laſſen, 
würden ſchneller zurückgezogen und damit unnötiges Akten⸗ 
ſtudium vermieden. Es ſei die Annahme berechtigt, daß die 
geiſtige Mitarbeit bei den Anwälten erhöht und andererſeits 
die richterliche Würdigung der Sache auf genau fixierte, gründ⸗ 
lich beleuchtete, rechtliche Geſichtspunkte nur noch eingehender 
ſein werde (S. 14 des Berichts). Die jetzige Beſtimmung des 
8 554 (ſoll anftatt muß) vermehre und erſchwere unnötiger⸗ 
weiſe die Vorarbeit des Präſidenten und des Referenten, indem 
dieſe die geſamten Akten auch ihrerſeits vollſtändig darauf 
zu prüfen hätten, ob ein formaler Verſtoß oder eine Verletzung 
des materiellen Rechts vorliege, gleichviel ob dieſe Mängel in 
der Reviſionsſchrift gerügt find oder nicht. Bei dem jetzigen 
Verfahren komme es vor, daß Reviſionen erſt kurz vor der 
mündlichen Verhandlung, nachdem die Sache ſchon bearbeitet 
ſei, zurückgenommen würden. Eine Verſchlechterung der Rechts⸗ 
pflege ſei nicht zu befürchten. Der Anwalt der zweiten Inſtanz 
habe die Sache in der Regel ſchon auf die Reviſibilität geprüft 
und der Anwalt dritter Inſtanz werde angeſichts der präkluſiviſchen 
Wirkung des Begründungszwangs bei ſeiner Prüfung beſonders 
ſorgfältig und gewiſſenhaft ſein (S. 26). Der Begründungs⸗ 
zwang biete den großen Vorteil, daß auf demſelben unter ent⸗ 
ſprechender Ausſchaltung der mündlichen Verhandlung ſich ein 
Beſchlußverfahren aufbauen laſſe (S. 27). 

Wie ſich aus dem Nachſtehenden ergeben wird, haben ſich 
dieſe Vorausſetzungen zum großen Teile als unzutreffend er⸗ 
wieſen. Es haben ſich aber eine Reihe von unerträglichen 
Nachteilen herausgeſtellt, die dringend der Abhilfe bedürfen. 

Daß eine Verminderung der Arbeit der Präſidenten ein⸗ 
getreten wäre, iſt ſehr zu bezweifeln. Die nach Ablauf der 
Begründungsfriſt erforderliche Vorprüfung ſämtlicher Reviſionen 
muß ſo viel Zeit in Anſpruch nehmen, daß dagegen der Nach⸗ 
teil, daß einzelne Reviſionen nicht ſchriftlich begründet oder erſt 
kurz vor der Verhandlung nach erfolgter Bearbeitung zurück⸗ 
genommen werden, nicht in Betracht kommen kann. 

Richtig iſt gewiß, daß die Arbeit des Berichterſtatters 
vereinfacht wird, wenn er in bezug auf Verſtöße gegen Prozeß⸗ 
normen auf den Inhalt der Reviſionsbegründung beſchränkt iſt. 
Das hätte ſich aber durch die einfache Vorſchrift erreichen 
laſſen, daß ſolche Verſtöße nur zu berückſichtigen ſind, wenn ſie 
von der Partei innerhalb beſtimmter Friſt gerügt ſind. Es 
hätte dazu nicht der Vorſchrift bedurft, daß die Reviſionen 
in jedem Falle ſchriftlich innerhalb einer Friſt begründet 
werden müſſen, widrigenfalls ſie durch Beſchluß verworfen 
würden. 

Richtig iſt, daß die Zahl der kurz vor der Verhandlung 
zurückgenommenen Reviſionen abgenommen hat. Es mag auch 
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dahingeſtellt bleiben, wie weit dies aufgewogen wird dadurch, 
daß jetzt eine größere Anzahl zur mündlichen Verhandlung kommt, 
weil die Parteien, nachdem das Rechtsmittel ſchriftlich begründet 
iſt, ſich ſchwer zur Zurücknahme entſchließen. 

Dieſen Vorteilen ſtehen aber ſo ſchwerwiegende Nachteile 
gegenüber, daß ſie dagegen verſchwinden müſſen. 


1. Die Kürze der Friſt. 

In der Kommiſſion iſt man offenbar davon ausgegangen, 
daß man ſchon ein übriges tue, wenn man neben der Einlegungs⸗ 
friſt eine beſondere Begründungsfriſt bewillige. Es heißt im 
Bericht S. 67: „Völlige Mbereinftimmung trat in der Kom⸗ 
miſſion darüber zutage, daß es ſich empfehle, für die Begründung 
der Reviſion eine beſondere Friſt zu gewähren, namentlich mit 
Rückſicht auf die Armenſachen, bei denen ein gutes Teil der 
Einlegungsfriſt durch die Nachſuchung des Armenrechts für die 
dritte Inſtanz verloren werde.“ In der Praxis zeigt ſich, daß 
in allen Sachen derſelbe Teil der Friſt durch die Prüfung des 
Anwalts II. Inſtanz und die Beſchlußfaſſung der Partei darüber, 
ob das Rechtsmittel eingelegt werden ſoll, verloren geht. Es 
wird vielfach überſehen, daß eine ſolche Prüfung erſt vorge⸗ 
nommen werden kann, wenn das Urteil in ſchriftlicher Aus⸗ 
fertigung vorliegt, an die ſich die Zuſtellung der Regel nach 
ſehr bald anſchließt. Erſt aus dem Inhalt der Entſcheidungs⸗ 
gründe läßt ſich erſehen, ob ſie ſich auf tatſächlichem, ob ſie 
ſich auf rechtlichem Gebiet bewegen und ob ein Verſtoß gegen 
Normen des Prozeßrechts oder des materiellen Rechts vorliegt. 
In vielen Fällen werden die Verhandlungen zwiſchen dem 
Anwalt der Berufungsinſtanz und der Partei erſt nach Beginn 
der Einlegungsfriſt gepflogen werden können. Jedenfalls lehrt 
die Erfahrung, daß die Aufträge zur Reviſionseinlegung in 
ganz ſeltenen Fällen mit den vollſtändigen Akten beim Anwalt 
in der Reviſionsinſtanz fo früh eingehen, daß er mit abſchließen⸗ 
dem Urteil in der Reviſionsfriſt feſtſtellen kann, ob nach feiner 
Meinung das Rechtsmittel zu begründen iſt. Weitaus die 
meiſten Reviſionen müſſen ohne eigene Prüfung im Vertrauen 
auf die Prüfung durch den Anwalt der Vorinſtanz eingelegt 
werden, damit die Friſt gewahrt wird, ſo daß dem Anwalt der 
Reviſionsinſtanz für feine Arbeit nur die Begründungsfriſt zur 
Verfügung ſteht. 

Nun gibt es einzelne Sachen, die fo umfangreich find, daß 
ſie vom gewiſſenhaften Anwalt innerhalb 4 Wochen neben ſeinen 
übrigen Berufsgeſchäften überhaupt nicht gründlich bearbeitet 
werden können. Man ſollte meinen, daß ein Prozeßverfahren 
ſo geſtaltet ſein muß, daß auch dieſe Ausnahmeſachen ordnungs⸗ 
mäßig erledigt werden. Aber auch für den regelmäßigen 
Geſchäftsbetrieb iſt die Friſt viel zu kurz, denn in Wahrheit 
ſtehen auch die 4 Wochen dem Anwalt dritter Inſtanz nicht 
voll zur Verfügung. In nicht ſeltenen Fällen geht der Auftrag zur 
Einlegung der Reviſion im letzten Augenblick der Reviſionsfriſt nur 
mit dem Urteile II. Inſtanz ohne Akten ein. Erſt nach mehreren 
Tagen, nachdem auf desfallſige Aufforderung das erforderliche 
Material beſchafft iſt, kann die Bearbeitung der Sache erfolgen. 
Sie kann nicht mit der Ruhe geſchehen, die im Intereſſe einer 
gründlichen Durchdringung des Stoffes wünſchenswert wäre, 
denn in Wirklichkeit muß die Bearbeitung nicht in 4 Wochen, 
ſondern der Regel nach in viel kürzerer Zeit erfolgen. Man 
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darf nicht vergeſſen, daß der Auftrag zur Reviſionseinlegung 
der Regel nach von einem Rechtsanwalt erfolgt, der doch ſelbſt 
ſchon eine Prüfung vorgenommen hat, und daß der gewiſſen⸗ 
hafte Anwalt dritter Inſtanz die Sache ſo früh bearbeiten muß, 
daß wenn er zu dem Reſultate gelangt, daß das Rechtsmittel, 
Ausſicht auf Erfolg nicht bietet, noch Zeit genug bleibt, darüber 
mit dem Kollegen zu korreſpondieren und ihm Gelegenheit zu 
geben, noch die Meinung eines anderen Rechtsanwalts beim 
Reichsgericht einzuholen. Dabei iſt es nur ein ſchwacher Troſt, 
daß nach Abſicht des Antragſtellers in der Kommiſſion durch 
die Setzung der Friſt der Anwalt beim Reichsgericht in die 
Lage geſetzt werden ſoll, einen ſtärkeren Druck wie bisher auf die 
Partei dahin auszuüben, daß ſie die nötige Inſtruktion recht⸗ 
zeitig beibringe (S. 67 des Berichts). Die Hoffnung, daß die 
Notwendigkeit, binnen beſtimmter Friſt die Reviſion zu recht⸗ 
fertigen, mehr wie bisher davon abhalten werde, ohne genügende 
Prüfung Reviſion einzulegen (S. 59), beruht auf nicht genügender 
Kenntnis der ausſchlaggebenden Verhältniſſe. Die Setzung der 
Friſt hat nur zur Folge gehabt, daß in den wichtigſten Ange⸗ 
legenheiten mit einer unerträglichen Haſt gearbeitet werden muß, 
während ruhig abwägende Überlegung geboten wäre. 


Die Friſt iſt ſo kurz, daß es vorkommt, daß ſie ſchon 


abläuft, ehe ein beim Berufungsgericht zur Berichtigung des 
Tatbeſtandes eingeleitetes Verfahren beendet iſt. Würde dem 
Antrage ſtattgegeben, ſo würde das Urteil auf einem mit der 
Reviſion anzufechtenden Prozeßverſtoß beruhen. Die Reviſions⸗ 
begründung, die dem auf den Berichtigungsantrag ergehenden 
Beſchluß vorausgeht, muß einen Verſtoß rügen, der bei Ver⸗ 
werfung des Antrages gar nicht vorliegt, alſo materiell gar nicht 
behauptet werden kann. 

Vielfach beſteht die Abung, daß die Rechtsanwälte in der 
Vorinſtanz Anlagen zum Protokoll überreichen, ohne eine Ab⸗ 
ſchrift zurückzubehalten, ſei es Beweisurkunden, ſei es Beweis 
oder andere Anträge. Der die Sache prüfende oder die Reviſion 
begründende Anwalt muß deshalb die Gerichtsakten einſehen. Es 
iſt vorgekommen, daß die Gerichtsſchreiberei der Berufungs⸗ 
inſtanz fie am Schluſſe der Reviſionsbegründungsfriſt noch nicht 
eingeſchickt hatte. 

Alles das wäre zu ertragen, wenn es irgendeine Mög⸗ 
lichkeit gebe, die Friſt zu verlängern oder bei ihrer Ver⸗ 
abſäumung Wiedereinſetzung zu erlangen. Es liegt auf der 
Hand, daß dieſer Umſtand die hervorgehobenen Ubelſtände 
ungeheuer verſchärft. Der Anwalt in der Reviſionsinſtanz darf 
die Begründung nicht bis in die letzten Tage derſelben auf⸗ 
ſchieben, denn wenn er infolge Krankheit oder infolge eines 
anderen von ihm nicht zu verantwortenden Umſtandes arbeits⸗ 
unfähig wird, iſt das Rechtsmittel unrettbar verloren. Ein 
ſolcher Unfall kann in jedem Augenblick eintreten und iſt bei 
den Rechtsanwälten beim Reichsgericht der Gegenſtand fort⸗ 
währender Sorge. 

Dieſer Notſtand iſt allerdings nicht auf die Kommiſſion, 
ſondern auf den Reichstag ſelbſt zurückzuführen. Die Kommiſſion 
hatte vorgeſchlagen, daß die Reviſionsbegründung eine Notfriſt 
ſein ſolle. Das ließe ſich vielleicht rechtfertigen, wenn die 
urſprünglich vorgeſchlagene Umgeſtaltung des Rechtsmittels 
Geſetz wurde, wonach das Reichsgericht auf Grund der ſchriftlichen 
Revifionsbegründung die Sache mit oder ohne mündliche Ber: 
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handlung entſcheiden konnte, war aber durchaus nicht gerecht⸗ 
fertigt, wenn man nur erreichen wollte, daß prozeſſuale Be⸗ 
ſchwerden vom Gerichte nur berückſichtigt zu werden brauchten, 
wenn ſie von der Partei gerügt werden. Es hätte beachtet 
werden ſollen, daß es ſich nicht um einen reinen Formalakt, 
ſondern um eine innerhalb beſtimmter Friſt zu erledigende wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeit handelte, der ſich die mannigfachſten Hinderniſſe 
entgegenſtellen können. Genug, es war eine Notfriſt an⸗ 
geordnet. 

Nach § 223 Abſ. 5 ZPO. hatte dies zur Folge, daß fie 
auch in den Gerichtsferien lief. Vom Abgeordneten Dr. Spahn 
wurde daher bei der zweiten Leſung des Entwurfs im Reichs⸗ 
tage der Antrag geſtellt (Nr. 816 der Druckſachen): im 8 551 
Abſ. 2 den Satz 2 wie folgt zu faſſen: Die Friſt für die 
Reviſionsbegründung beträgt einen Monat; ſie beginnt mit dem 
Ablauf der Reviſionsfriſt und kann durch Vereinbarung der 
Parteien nicht verlängert werden. Zur Begründung wurde 
vorgetragen (S. 6090 der Druckſachen), es ſei wünſchenswert, 
daß die Begründungsſchrift von dem Anwalt perſönlich, nicht 
aber in den Ferien von einem Vertreter vorgenommen werde; 
deshalb ſei es angezeigt, daß die Friſt in den Ferien nicht 
laufe. Das werde erreicht, wenn man die Notfriſt heraus⸗ 
ſtreiche und damit die Friſt zu einer gewöhnlichen im Sinne 
des § 223 mache; es ſei dann aber nötig, daß die Friſt nicht 
noch durch die Willkür der Parteien verlängert werden dürfe. 
Dabei iſt nun aber überſehen, daß man eine Friſt ſchuf, die 
im Syſtem der Reichszivilprozeßordnung ganz vereinzelt daſteht. 
Nach S 224 können Friſten, die nicht Notfriſten find, ſowohl 
durch Vereinbarung der Parteien als auf Antrag der Parteien, 
geſetzliche Friſten vom Gericht nur in den beſonders be⸗ 
ſtimmten Fällen verlängert werden. Einer Partei, welche 
durch Naturereigniſſe oder unabwendbare Zufälle verhindert iſt, 
eine Notfriſt einzuhalten, iſt auf Antrag die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand zu erteilen (§S 233). Dieſes Recht hat 
man der Partei durch Beſeitigung der Notfriſt genommen. 
Es gibt alſo überhaupt kein Mittel mehr, die materiellen Rechte 
der Partei zu ſchützen, wenn die Reviſionsbegründung infolge 
unabwendbarer Zufälle nicht rechtzeitig eingelegt wird. Wird 
der Anwalt krank und arbeitsunfähig, kann die arme Partei 
die Beiordnung als Armen⸗ oder Pflichtanwalt nicht rechtzeitig 
erlangen, in allen ſolchen Fällen verliert ſie ihr Rechtsmittel. 
Es iſt ſchon folgender Fall vorgekommen. Eine Partei, für 
die Reviſion zur Wahrung der Friſt eingelegt war, beantragte 
während des Laufes der Begründungsfriſt die Erteilung des 
Armenrechts. Dies wurde wegen Mangels des Nachweiſes des 
Unvermögens verſagt. Die erforderlichen Unterlagen wurden 


beſchafft, gingen aber nicht fo früh ein, daß noch innerhalb der 


Friſt darüber Beſchluß gefaßt werden konnte. Nach Ablauf der 
Friſt mußte das Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit verſagt 
werden, weil die Reviſion nicht ſchriftlich begründet war. Das 
ſind unhaltbare Zuſtände. Wenn man den Anwälten beim 
RG. nicht anvertrauen wollte, die Friſt durch Vereinbarung zu 
verlängern, obgleich der Umſtand, daß Terminsvertagungen ſo 
gut wie gar nicht vorkommen, den Schluß rechtfertigte, daß 
damit kein Mißbrauch getrieben werden würde, ſo mußte doch 
die Möglichkeit geſchaffen werden, die Friſt auf Antrag durch 
den Richter verlängern zu laſſen. 
24 
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Die bei Nichterfüllung der vorgeſchriebenen Formvorſchriften 
angedrohten Nachteile ſtehen in gar keinem Verhältnis zu dem 
angeſtrebten Zweck. Der Erfolg iſt, daß die in Haſt ausge⸗ 
arbeiteten Reviſionsbegründungen jetzt monatelang auf der 
Gerichtsſchreiberei liegen, bis ſie zur Bearbeitung unter die 
Berichterſtatter verteilt werden. 


2. Das Beſchlußverfahren. 

Die Prüfung nach § 554 a hat ſich im weſentlichen darauf 
zu erſtrecken, ob das Vorhandenſein der Reviſionsſumme glaub⸗ 
haft gemacht iſt, ob die Formalien gewahrt ſind, namentlich 
ob und wann das Berufungsurteil zugeſtellt und wann die 
Reviſionsſchrift und die Begründungsſchrift bei Gericht ein⸗ 
gereicht iſt. Fehlt es in dieſer Beziehung, ſo wird die Reviſion, 
ohne daß die Parteien gehört zu werden brauchen, durch Be⸗ 
ſchluß als unzuläſſig verworfen. Ein Rechtsmittel gibt 
es nicht. 

Es iſt anzuerkennen, daß dadurch eine Anzahl von Re⸗ 
viſionen von der mündlichen Verhandlung ferngehalten werden, 
die früher verhandelt werden mußten. Ob damit aber die dem 
Präſidenten und Berichterſtatter auferlegte Arbeit, alle Re⸗ 
viſionen zu prüfen, gerechtfertigt wird, mag dahingeſtellt bleiben. 
Aber bedenklich iſt, daß, wenn bei einem ſolchen Beſchluß ein 
Irrtum unterläuft, es keinerlei Hilfe dagegen gibt und das 
Rechtsmittel definitiv verloren iſt. Es iſt folgender Fall vor⸗ 
gekommen. Es war gegen zwei Streitgenoſſen ein Endurteil 
in der Berufungsinſtanz ergangen. Beiden war das Urteil 
zugeſtellt. A. hatte Auftrag zur Reviſionseinlegung gegeben. 
Bei den dem Anwalt des RG. eingeſandten Akten befanden 
ſich beide zugeſtellte Urteile. Aus einem Verſehen wurde der 
Revifionsſchrift des A. das dem B. zugeſtellte Urteil beigelegt. 
Das RG. verwarf die Reviſion, weil die Zuſtellung des Urteils 
an den A. nicht nachgewieſen ſei. Obgleich die Reviſions⸗ 
begründungsfriſt noch lief und alles hätte in Ordnung gebracht 
werden können, gab es keinerlei Hilfe, weil das Gericht an 
ſeinen Beſchluß gebunden war. Hätte eine mündliche Verhand⸗ 
lung ſtattgefunden oder wäre die Partei auch nur gefragt, ſo 
hätte ſo etwas nicht vorkommen können. Dieſes Beiſpiel zeigt, 
wohin das Beſchlußverfahren führt, zumal wenn man bedenkt, 
daß das Verſehen nicht nur bei dem Anwalt, ſondern auch auf 
der Gerichtsſchreiberei oder beim Gericht ſich ereignen kann. 

Es ſoll zum Schluß noch auf eine Folge des Begründungs⸗ 
zwanges aufmerkſam gemacht werden, die den geſetzgebenden 
Faktoren entgangen ſein muß. Die Friſt zur Begründung der 
Reviſion läuft auch in den Ferienſachen. Sie kann nicht ver⸗ 
längert, auch nicht verkürzt werden. Nach S 202 GVG. können 
in den Ferienſachen auch innerhalb der Gerichtsferien Termine 
angeſetzt werden. Durch Einführung der Reviſionsbegründungs⸗ 
friſt iſt es ausgeſchloſſen, wie früher, Termine ſofort nach 
Eingang der Reviſionsſchrift anzuſetzen. Es muß zunächſt 
die Reviſionsfriſt, dann die Begründungsfriſt verſtreichen und 
dann noch die Ladungsfriſt gewahrt werden. Die Ferienſachen 
erleiden eine Verzögerung, die durch nichts gerechtfertigt iſt. 

Die vorſtehenden Betrachungen liefern den überzeugenden 
Beweis, daß die durch das Geſetz vom 5. Juni 1905 ein- 
geführten Abänderungen des Verfahrens in der Reviſionsinſtanz 
zu ſchwer zu ertragenden Mißſtänden geführt haben. Wenn 
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der Begründungszwang nicht aufgegeben werden ſoll, ſo würden 
folgende Anderungen unter allen Umſtänden geboten ſein. 

1. Die zur Begründung der Reviſion vorgeſchriebene Friſt 
muß auf mindeſtens 2 Monate verlängert, 

2. die Möglichkeit zu einer Verlängerung, in Ferienſachen 
auch zu einer Verkürzung, durch das Gericht geſchaffen 
werden. 

3. Das Beſchlußverfahren kann in der jetzigen Geſtaltung 
nicht aufrechterhalten werden. 


Zur Pauſchalierung der Schreibgebühren und Porti 
in ihrer Wirkung auf die bayeriſchen, beſonders 
die Provinz⸗Anwälte. 

Von Rechtsanwalt Dr. Buchmann, Regensburg. 


Es iſt bisher ſowohl in der JW. als in den Berichten 
der letzten Anwaltstage hervorgehoben worden, daß die Pauſch⸗ 
gebühren des Entwurfes zur Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte zu niedrig ſind oder beſſer, überhaupt nicht am Platze 
ſind. Die Statiſtik der Regierung iſt ein Werk unglaublichſter 
Einſeitigkeit, zugeſchnitten auf 13 Berliner Anwaltskanzleien 
mit einer Gebührenhöhe von 25 589,95 & bei 717 Sachen. 
Hätte man ſich „oben“ die Mühe genommen, die Statiſtik der 
Prozeßgerichte, beſonders der bayeriſchen Provinz⸗ 
gerichte nachzuſehen, ſo würde ſich ergeben, daß zirka 80 Pro⸗ 
zent ſämtlicher Prozeſſe den Wert von 4: bis 500 & überhaupt 
nicht überſteigen. Würde eine Statiſtik außerhalb der paar 
bayeriſchen Großſtädte bei den Anwälten erhoben werden, fo 
wird ſich herausſtellen, daß abgeſehen von ein paar ganz be⸗ 
deutenden Kanzleien, die ſogenannten mittleren und 
kleineren Anwälte beſonders der Provinz 95 Prozent 
ihrer ſämtlichen Prozeßſachen im Streitwert bis 300 & und 
den Reſt von 5 Prozent über 300 & haben. Werte von etwa 
1000 & find Raritäten, von 5000 & Ereigniſſe, über 50004 
Senſationen. Es müſſen alſo die kleineren nnd mittleren An⸗ 
wälte vor allem die an Provinz⸗Amts⸗ und Landgerichten ihre 
geſamten Porti und die Schreibarbeit mit dem durchſchnittlichen 
Höchſtſatz von 3 & pro Fall beſtreiten. Sie würden ſohin 
mehr als die Hälfte ihrer ohnehin kümmerlichen Gebühren zur 
Deckung der baren Auslagen daranſetzen müſſen, ſelbſt wenn 
die Berliner Statiſtik zugrunde gelegt würde. (Vgl. den 
ſehr richtigen Aufſatz von Dr. Goldfeld, JW. 07, 664.) 

Die Pauſchalierung wird aber noch verhängnisvoller durch 
die beſonderen Verhältniſſe der bayeriſchen Provinzanwälte 
(wahrſcheinlich wird es bei den außerbayeriſchen auch nicht 
anders ſein). Anwälte kleiner und mittlerer Städte wie z. B. 
in Deggendorf, Paſſau, Straubing, Regensburg können nicht 
gleich wie bei den großen „nordiſchen“ Amtsgerichtsbezirken 
die Mandate zum größten Teil am Ort des Prozeßgerichts erhalten 
und am gleichen Ort erledigen. Ein Drittel aller Mandanten iſt 
von auswärts und ein Drittel aller Mandate geht nach aus⸗ 
wärts, an auswärtige Gerichte. Das bedeutet ſohin nicht nur 
eine enorme Mehrbelaſtung mit Schreibwerk und 
Portis gegenüber den Anwälten der Großſtädte und der 
außer bayeriſchen größeren Amtsgerichts bezirke, es hat auch zur 
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Folge, daß die erwähnten Provinzanwälte einen großen Teil 
aller Prozeſſe teils von auswärtigen Anwälten zur Vertretung 
in der mündlichen Verhandlung erhalten, teils nach Einreichung 
der Klage den Prozeß an einen auswärtigen Anwalt zur münd⸗ 
lichen Verhandlung ſchicken müſſen. Sie arbeiten ſohin in 
einem großen Teil ihrer Prozeſſe, den geteilten Mandaten, mit 
halbem Averſum, mit durchſchnittlich alſo 1,50 & Averſum 
für Schreibwerk und Porti, und bekommen dafür auch nur die 
halbe Prozeßgebühr. Wird einer dieſer Prozeſſe halbwegs 
kompliziert und erfordert eine größere Korreſpondenz, dann er⸗ 
wächſt den Anwälten die Ehre, nicht nur ohne jeden Verdienſt, 
ſondern auch auf ihre eigene Rechnung die Prozeſſe erledigen zu 
dürfen, weil der Ausgleich durch höhere Streitwerte wegfällt, 
und die Gebühren dazu verbraucht werden müſſen, die Porti 
und das Schreibwerk zu bezahlen. Noch unglaublicher und 
abſurder wirkt das Pauſchale außerhalb des Prozeſſes, 
weil hier die Mindeſtgebühr von 3 oder 4 & nicht beſteht, 
ſondern nur 20 Prozent der Gebühren berechnet werden dürfen. 
Es wird dem Anwalt dadurch überhaupt unmöglich gemacht, 
Prozeſſe durch außergerichtliche Vorarbeit zu verhüten, Sachen 
außergerichtlich abzuwickeln, Forderungen in Raten einzu⸗ 
ziehen uſw., und er wird geradezu gezwungen, nach Mög: 
lichkeit alle Streitigkeiten rechtshängig zu machen, 
damit er nicht die Verhandlungen und Mandate ablehnen oder 
für fein eigenes bares Geld dem publico arbeiten muß. Der 
vornehm denkende und nicht prozeßſüchtige Anwalt, der ſeiner 
Partei das Recht und die Intereſſen ohne Rückſicht auf die 
Höhe des Verdienſtes, wenn tunlich und möglich außergerichtlich 
zu wahren ſucht und auch einen Gegner aus Nobleſſe nicht 
ſchröͤpfen will, ſoll künftig nicht nur die geringeren Gebühren 
nehmen, ſondern muß ſeine Speſen ſelbſt bezahlen. Der 
„Pflichttreue der Anwaltſchaft“ wird wirklich viel zugemutet! 
Dabei erkennt der Entwurf an, daß die Schreibkoſten ums 
Doppelte geſtiegen find. Und dieſe Koſten werden immer wachſen. 
Erſt vor kurzem erklärten die Papierhändler, 25 Prozent auf 
ſchlagen zu müſſen, erſt im letzten Jahre wurden die Porti 
am Ort erhöht, trat die Konferenz der ſtaatlichen Poſten mit 
der Tatſache hervor, daß die Pauſchalgebühren für Telephon⸗ 
benutzung aufhören werden, weil ſie zu ungleich wirken; die 
Mieten ſteigen, die Lebenshaltung wird teuerer, die Kanzlei⸗ 
gehilfen find organifiert und verlangen — mit Recht — würdige 


g. 

Was kann der Provinzanwalt tun, der nicht in der Wahl 
ſeines Vaters oder ſeiner Frau ſo vorſichtig war, ſich die 
Renten eines Privatiers zu ſichern? Es wird ein Anwalts⸗ 
proletariat traurigſter Art kommen, das nobile officium wird 
ein Mythus ſein, und wir werden dem göttlichen Zeitalter 
entgegengehen, in dem Rechtsanwälte ihre Zulaſſung zur An⸗ 
waltſchaft aufgeben und Kommiſſionäre und rechtskundige Winkel⸗ 
advokaten werden müſſen, um für ſich und ihre Familie wenigſtens 
finanziell „anſtändig“ leben zu können. Denn — wer lacht? — 
den Winke ladvokaten hängt die Schlinge der Pauſchale nicht 
um den Hals, ſie werden wenigſtens ihre Speſen berechnen 
dürfen — die Gebühren berechnen ſie ja ohnehin — nach 
Bedarf. Dem Winkeladvokaten gehört überhaupt die Zukunft 
der Provinz und Amtsgerichte, denn die „mündliche Verhand⸗ 
lung“ an größeren Amtsgerichten iſt das einzige Prozeßſtadium, 
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bei dem der Rechtsagent ausgeſchloſſen iſt. In allen anderen 
Beziehungen „waltet er frei“, im Mahnverfahren, im gericht⸗ 
lichen Vortermin, in der Vollſtreckungsinſtanz, in der geſamten 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die Mittel ſeiner Konkurrenz ſind 
unbeſchränkt. Nach Bedarf paßt er die Gebühren ſeinen Inter⸗ 
eſſen an, überſchüttet die Kaufmannswelt mit Anpreiſungen 
ſeiner angeblich billigeren Tätigkeit, kauft Forderungen vor 
dem und im Rechtsſtreit, vereinbart Prozente für die eins 
getriebenen Gelder, vermittelt bei der Gelegenheit Hypotheken, 
Darlehne und Grundſtücksverkäufe uſw. und iſt unkontrolliert 
und unkontrollierbar. Gewiß, es gibt durchaus honorige, 
unanfechtbare und teilweiſe unentbehrliche Rechtsagenten — 
aber die Ausnahmen beſtätigen die Regel. Und das geſunde 
Gefühl der Rechtſuchenden Difficile est ...... 
Der mittlere und kleinere, vor allem der bayeriſche Provinz: 
anwalt wird vom Geſetz ruiniert, der Winkeladvokat und die 
große „Prozeßfabrik“ wird „auf ſeinen Ruinen blühen“. Und 
die bayeriſche Regierung Es iſt eine Freude, heute 
zu leben! 


— —— 


Ausbeutung der Rechtskraft gegen die guten Sitten. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Max Pagenſtecher, Privatdozent 
an der Univerſität Würzburg. 


I. A., der Erbe des X., klagt gegen B., den Erben des Y., 
auf Zahlung von 100 & mit der Begründung, X. habe dem Y. 
100 & als Darlehen gegeben. B. behauptet, Y. habe das 
Darlehen bereits zurückgezahlt, wird aber trotzdem (rechts⸗ 
kräftig) verurteilt und zahlt. Später teilt der glaubwürdige Z. 
dem A. und dem B. mit, er könne beſchwören, daß Y. bereits 
die 100 4 dem K. zurückgezahlt habe. Hierauf erhebt B. 
gegen A. die Kondiktionsklage auf Rückzahlung der 100 .. 
Es herrſcht Einverſtändnis darüber, daß dieſe Klage abzu⸗ 
weiſen iſt.!) Die Begründung hierfür lautet aber verſchieden, 
je nachdem welcher Auffaſſung über das Weſen der Rechts⸗ 
kraft man folgt. 

Nach der Stein⸗Hellwigſchen Theorie kann A. auf 
die Klage etwa erwidern: Es mag richtig ſein, daß ich zur 
Zeit der Zahlung der 100 gegen B. keine Forderung 
hatte. Aber infolge der Rechtskraft habe ich gegen jedes mit 
unſerer Sache befaßtes Gericht ein (prozeſſuales) Recht, daß 
es den deklarierten Rechtszuſtand ſeiner neuen Entſcheidung 
zugrunde lege, ſelbſt wenn es ſonnenklar iſt, daß das 
induzierte Recht mit Unrecht bejaht wurde.“) 

Nach der Auffaſſung, die u. a. der Schreiber dieſer 
Zeilen verteidigt,) und die im folgenden zugrunde gelegt 
werden ſoll, kann A. einwenden: Wenn du (B.) mir vorher 
nichts ſchuldig warſt, ſo biſt du mir eben dadurch, daß du rechts⸗ 


) Sehr bedenklich iſt die Begründung des OLG. Stuttgart in 
der Nechtſprechung der OLG. 11, 868: „Der des neuen Tatbeſtandes 
wegen die Einrede der Rechtskraft nicht entgegengehalten werden 
könnte.“ 

2) Vgl. Hellwig, Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechts 1, 45 f. 

) Vgl. Zur Lehre von der materiellen Rechtskraft S. 148 f. 
341 f., 410, 108 ff. und in Buſchs Z. 37, 9 ff. (Daſelbſt S. 2 ff. 
Literatur und Judikatur.) 
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kräftig zur Zahlung von 100 & verurteilt wurdeſt, 100 .# 
ſchuldig geworden. Du haſt alſo keine Nichtſchuld gezahlt.“) 

Iſt nun aber ein Rückforderungsrecht des B. auch dann 
ausgeſchloſſen, wenn A. das Urteil durch eine unerlaubte oder 
durch eine zwar nicht unerlaubte, aber doch unter 8 826 BGB. 
fallende Handlung) herbeigeführt hat? Oder kann B. in 
dieſem Falle mit einer Klage aus 88 823, 826, 249 BGB. 
die 100 / zurückverlangen? 

Das Reichsgericht hat die letzte Frage in mehreren 
Entſcheidungen“) bejaht”) und feiner Rechtsauffaſſung kurz 
und präzis durch folgenden Satz Ausdruck verliehen: „Die 
formale Rechtskraft des ergangenen Judikats ſteht der An⸗ 
wendung des $ 826 nicht entgegen.“ ®) 

In einer Anfang 1905 erſchienenen (oben in Anm. 3 
genannten) Schrift habe ich verſucht, dieſe Anſicht zu wider⸗ 
legen.“) Etwa zu der gleichen Zeit ſprach ſich Hellwig in 
einer beiläufigen Bemerkung 10) mit Entſchiedenheit gegen den 
genannten vom Reichsgericht adoptierten Rechtsgrundſatz aus. 
Doch bald darauf erhob kein Geringerer als Heinrich 
Dernburg in der DIZ.) feine gewichtige Stimme, um 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts gegenüber Hellwigs 
und meinen Angriffen zu verteidigen. Seinem warmen 
Gerechtigkeitsſinn widerſtrebte es, daß die Praxis unter Um⸗ 
ſtänden durch die Rechtskraft gehindert ſein ſollte, „unlauteren 
Machenſchaften die Tür zu verſchließen.“ 12) 

Als das Reichsgericht dann wenige Monate ſpäter 
wiederum Gelegenheit hatte, ſich mit unſerer Frage zu be⸗ 
ſchäftigen, blieb es unter Berufung auf Dernburg ſeiner 
früheren Rechtsauffaſſung treu.!“ 

Das von Dernburg, dem Reichsgericht ſowie von 
anderer Seite zur Verteidigung der reichsgerichtlichen Praxis 
Vorgebrachte hat meine Überzeugung in keiner Weiſe 
erſchüttert.“) Es iſt meine Abſicht, demnächſt an anderer 
Stelle meine Anſicht auf breiterer Grundlage zu rechtfertigen. 
Aber wie man ſich auch zu der Streitfrage ſtellen mag, 

) Ebenſo Dernburg DIZ. 05, 472; NGZ. 46, 78. Dieſe 
Anſicht iſt die herrſchende. 

) Vgl. hierzu Oertmann DIEB. 03, 329. 

e) Vgl. insbeſondere RG. 1, 97; 46, 75 ff. und RGSt. 34, 279. 

7) Ausdrücklich allerdings nur, wo vorſätzliche Schadens⸗ 
zufügung in Frage ſtand. Vgl. jedoch unten Abſchnitt II. 

) RG. 61, 865. 

) Vgl. S. 323 ff., 395 ff. 

10) Klagrecht und Klagmöglichkeit S. 78 Anm. 5. 

11) 1905 Sp. 465 ff. 

12) a. a. O. Sp. 472. 

1 Vgl. Rehbein DIZ. 1905 Sp. 1109 und RG. 61, 365. 

1) Für die Auffaſſung des Reichsgerichts haben ſich außer 
Dernburg noch erklärt: André, in Plancks Kommentar zu § 826 
Erl. 2 f.; Engelmann, in Staudingers Kommentar zu § 826 Bem. 
8 c. ò.; Höniger, DIZ. 1905 Sp. 1005; Kohler, in der Buſchs Z. 
29, 88; Encyklopädie 2, 150; Oertmann, Kommentar zu 5 826 
Erl. 4 d.; Rehbein, a. a. O., Kommentar Bd. 2 S. 13 Anm. 3; 
Staub⸗Stranz, Kommentar zum HGB. Exkurs zu 8 346 
Anm. 25; Wendt, im Arch ZivPrax. 100, 302 ff. Vgl. auch Crome, 
Syſtem 2, 1042. Dagegen haben ſich außer Hellwig noch aus⸗ 
geſprochen: Decker, Die Vorteilsanrechnung beim Erfüllungsanſpruche 
S. 60; Gaupp⸗Stein, Kommentar (9. Aufl.) $ 322 Bem. VII a; 
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jedenfalls wird man für längere Zeit mit der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts rechnen müſſen. Es dürfte daher — ins⸗ 
beſondere für Praktiker — vielleicht nicht ohne Intereſſe 
ſein, wenn im folgenden verſucht wird, zu zeigen, wie nach 
der Judikatur des Reichsgerichts heute die Rechts⸗ 
lage iſt. 

II. Wenn der Kläger durch eine unter $ 823 oder 
§ 826 BGB. fallende Handlung ein materiell unrichtiges 
Urteil herbeigeführt und dasſelbe vollſtreckt hat, ſo hat er 
dem Beklagten zweifellos einen Schaden zugefügt. Streitig 
iſt, ob die Schadenszufügung hier ſchon in der Herbeiführung !“) 
oder erſt in der Benutzung!) des Urteils liegt. Vertritt 
man die zuletzt genannte Auffaſſung, ſo iſt eine Klage erſt 
dann gegeben, wenn zum mindeſten mit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gedroht wurde und Vollſtreckungshandlungen zu 
gewärtigen ſind.“) Sie iſt zu richten auf Unterlaſſung der 
Zwangsvollſtreckung. Schließt man ſich dagegen der zuerſt 
erwähnten meines Erachtens zutreffenden !“) Meinung an, 
ſo kann man ſchon klagen, bevor auch nur eine Drohung mit 
Zwangsvollſtreckung erfolgt iſt (8 249 BGB.). Der I. 3S., 
der dieſe Anſicht teilt, erklärt hier den früheren Kläger 
für verpflichtet, den Titel herauszugeben und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu unterlaſſen.!“) Meines Erachtens hat der 
(frühere) Beklagte auch weiter (nach 8 249 BGB.) einen 
Anſpruch darauf, daß der Kläger auf den durch das un⸗ 
richtige Judikat entſtandenen Anſpruch verzichte (vgl. $ 397 
Abſ. 2 BGB.). Da dieſe Frage aber nur von untergeordneter 
praktiſcher Bedeutung iſt, mag ſie hier auf ſich beruhen. 

Das Reichsgericht betont in den Entſcheidungen, wo es 
eine Schadenserſatzklage einem rechtskräftigen Urteil gegen⸗ 
über zuläßt, wenn ich recht ſehe, ſtets, daß es ſich um „be⸗ 
wußte“ oder „vorſätzliche“ Rechtsverletzung handele.“) Biel 
leicht hängt das damit zuſammen, daß ihm zufällig nur 
ſolche Fälle zur Entſcheidung vorlagen, wo vorſätzliche 
Schadenszufügung in Frage kam. Aber wie dem auch ſei, 
ſoviel iſt jedenfalls ſicher: Wenn (wie das Reichsgericht!) 
ja annimmt) $ 826 einen „fundamentalen Rechtsſatz“ enthält, 
den die Rechtskraftwirkung nicht außer Kraft zu ſetzen 
vermag, ſo muß das Gleiche uneingeſchränkt auch in 
bezug auf $ 823 gelten. De lege ferenda wird man doch 
z. B. kaum daran zweifeln können, ob eine (wenn auch nur 
fahrläſſig) begangene ſtrafbare Handlung zu Schadenserſatz 
verpflichten müſſe, während man ſehr wohl verſchiedener An⸗ 
ſicht darüber ſein kann, ob ein zwar nicht unerlaubtes, aber 


Hüſſener, KGBl. 1906 S. 45 ff.; Kleinfeller, Zeitſchrift für 
Rechtspflege in Bayern 1906 S. 1 ff.; Pollak, Syſtem des öſter⸗ 
reichiſchen Zivilprozeßrechts 2, 498 ff.; K. Schneider, Treu und 


Glauben im Zivilprozeß S. 37 ff. 


15) So NGZ. 61, 364 f. 

1%) So Höniger, a. a. O. und wohl auch RGSt. 34, 282 f. 
(Vgl. die ausführliche Beſprechung dieſer Entſcheidung in meiner 
Rechtskraft S. 395 ff., insbeſ. S. 401 f.) 

17) Vgl. Höniger a. a. O., RGSt. 26, 305 und RG. 48, 118. 

18) Vgl. hierzu meine Rechtskraft S. 385 f. 

1) G3. 61, 365. 

n) Vgl. z. B. RZ. 46, 79 und 61, 365. 
) Vgl. die beiden in Anm. 20 angezogenen Stellen. 


37. Jahrgang. 


vorſätzliches, gegen die guten Sitten verſtoßendes Tun eine 
Ersatzpflicht nach ſich ziehen ſolle. Es muß ſomit (nach der 
Auffaſſung des Reichsgerichts) eine Schadenserſatzklage bei- 
ſpielsweiſe auch dann gegeben ſein, wenn dem als außer⸗ 
chelichen Schwängerer aus $ 1715 BGB. in Anſpruch Ge⸗ 
nommenen der Beweis der exceptio plurium mißlang, weil 
die Klägerin unter fahrläſſiger Verletzung der Eides⸗ 
pflicht beſchwor, während der Empfängniszeit anderen nicht 
beigewohnt zu haben. Das iſt von praktiſcher Bedeutung 
namentlich dann, wenn die Friſt der Reſtitutionsklage ver- 
ſäumt wurde. 

III. A. klagt als Erbe des X. gegen den B. als Erben 
des 9. auf Zahlung von 100 , mit der Begründung, X. 
habe dem Y. 100 , als Darlehn gegeben. B. behauptet, 
9. habe das Darlehn bereits zurückgezahlt, bleibt aber be⸗ 
weisfällig und wird verurteilt. A. vollſtreckt. Später er⸗ 
jährt er von einem (in Prozeß nicht vernommenen) Zeugen, 
dem er unbedingten Glauben ſchenkt, daß Y. dem X. das 
fragliche Darlehn zurückgegeben habe. Daß A. hier nicht 
aus $ 826 in Anſpruch genommen werden kann, iſt zweifel⸗ 
los. Wie liegt es aber, wenn er (A.) vor der Vollſtreckung 
erfährt, daß B. zu Unrecht verurteilt wurde und trotzdem 
vollſtreckt? Haftet er alsdann nach § 826?) Ehe wir dieſe 
Frage beantworten, wollen wir verfuchen, uns klar zu machen, 
wie die Rechtslage iſt, wenn B. unter dem Eindruck der 
Beweisaufnahme ſich im Vergleichswege verpflichtet, die 
100 / an A. zu zahlen, während A. dafür die Hälfte der 
Prozeßkoſten übernimmt.“) Wenn A. dieſen Vergleich voll⸗ 
ſtreckt, obwohl er nachträglich erfahren hat, daß ſchon Y. 
dem X. die 100 / zurückgezahlt hatte, fo handelt er 
zwar „unfair“, aber er begeht keinen Verſtoß gegen die 
guten Sitten im Sinne des 8 826%). Bu feiner Recht⸗ 
fertigung läßt ſich ſagen: Die Parteien haben hier 
durch Vergleich ihre rechtlichen Beziehungen feſtgelegt. 
B. wollte für den Fall, daß er nichts ſchulde, 100 / ſchuldig 
werden.“) Nach Abſchluß des Vergleichs war er daher 
jedenfalls dem A. 100 .% ſchuldig und dieſem iſt ſomit kein 
dorwurf daraus zu machen, wenn er dieſe 100 & (wenn 
nötig zwangsweiſe) einzog. Beim Urteil liegt es etwas 
anders! Hier wollte B. durchaus nicht 100 / ſchuldig 
werden. Entgegen ſeinem Antrag wurde er verurteilt. 
Aber ſoll man der Feſtlegung der rechtlichen Beziehungen 
zwichen den Parteien durch ſtaatlichen Machtſpruch ge⸗ 
ungere Kraft beimeſſen, als einem Vergleich? Hier 
wie dort hatte A., als er erfuhr, daß Y. das Geld 
zurückgezahlt habe, eine Forderung in durchaus einwand⸗ 
ſteier Weiſe erworben.“) Die Frage, ob er durch die Ein⸗ 
ziehung dieſer Forderung gegen die guten Sitten verſtößt, 
nuß daher in beiden Fällen im gleichen und zwar im ver⸗ 


— — 


) Daß der Kläger in Ausübung eines Rechts (des Boll: 
a0 d once gehandelt hat, ſteht der (entſprechenden) Anwendung 
15 $ 826 nicht entgegen. Vgl. RG. 48, 124 und meine Rechts⸗ 

ft © 389, Anm. 916, S. 876; a. M. Kleinfeller a. a. O. S. 8. 

1 Igl. hierzu Paul, Der Vergleich im Zivilprozeſſe S. 86 ff. 

I BL. Kg. 55, 378. 

) Igl. hierzu meine Rechtskraft S. 100. 

) Bl. oben vor Anm. 4. 


189 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1389 


neinenden Sinne beantwortet werden.“) ft das richtig, 
ſo iſt 8 826 in dem im Anfange dieſes Abſchnittes gegebenen 
Beiſpiel jedenfalls unanwendbar. Unerörtert kann dann 
bleiben, ob durch die (wenn auch zwangsweiſe erfolgende) 
Einziehung einer in einwandfreier Weiſe erworbenen For⸗ 
derung überhaupt eine Schadenszufügung im Sinne des 
8 826 entſtehen kann. 

Allerdings hat der I. StS. des Reichsgerichts aus⸗ 
geſprochen, daß derjenige zu Schadenserſatz verpflichtet ſei, 
„welcher erwieſenermaßen ein, wie er weiß, zu offenbarem 
Unrechte ergangenes ... Urteil oder einen ſolchen Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl zur zwangsweiſen Beitreibung der ihm darin 
zuerkannten Beträge mißbraucht“. ) Aber in dem Falle, 
der hier der Entſcheidung des Reichsgerichts unterlag, hatte 
der Gläubiger den Vollſtreckungsbefehl erwirkt, obwohl der 
Schuldner ihm, wie der Gläubiger ſchon damals wußte, 
nichts ſchuldig war.) Wenn der Senat das in ſeinen 
Rechtsausführungen auch nicht beſonders erwähnt hat, ſo 
wird man doch annehmen dürfen, daß er nur aus dieſem 
Grunde in dem Gebrauch eines, wie der Gläubiger wußte, 
zu Unrecht ergangenen rechtskräftigen Vollſtreckungsbeſehls 
eine unter $ 826 fallende Handlung erblickte. 

Zu der Auffaſſung, daß § 826 in Fällen, wie der in 
dieſem Abſchnitte erörterte, nicht Platz greift, bekennt ſich 
auch der VI. ZS. des Reichsgerichts in einer ſehr inſtruk⸗ 
tiven neueren Entſcheidung.“') Der Tatbeſtand iſt kurz 
folgender: Der aus § 1717 BGB. in Anſpruch Genommene 
(B.) hatte den Prozeß verloren, weil auf Grund des eid⸗ 
lichen Zeugniſſes der Mutter des (früheren) Klägers (A.) 
die von B. vorgeſchützte exceptio plurium für nicht bewieſen 
erachtet wurde. Die Mutter wurde wegen fahrläffiger Ver⸗ 
letzung der Eidespflicht verurteilt. B. hat die Friſt für die 
Reſtitutionsklage verſäumt und jetzt aus 8 826 BGB. auf 
Unterlaſſung der ferneren Geltendmachung des Urteils 
gegen A. geklagt. Das abweiſende Urteil des Oberlandes⸗ 
gerichts wurde vom Reichsgericht beſtätigt. Aus den Gründen: 

„Es iſt nur in der Rechtſprechung angenommen, daß, 
wenn Grund zu der Befürchtung vorliegt, daß 
jemand in der Zukunft ſolche Schadenszufügungen 
vornehmen werde, dann auch ſogleich auf Unter⸗ 
laſſung derſelben gegen ihn geklagt werden kann. 
Die erſte Vorausſetzung iſt alſo jedenfalls, daß 
überhaupt eine Schadenszufügung in Frage ſtehe. 
Davon kann hier aber gar nicht die Rede fein; denn 
dadurch, daß jemand angehalten wird, eine ihm aus 
einem rechtskräftigen Urteil obliegende Verbindlichkeit 
zu erfüllen, wird ihm kein Schaden zugefügt.“ 

Wenn das Urteil vollftredt iſt, jo beſteht jedenfalls eine 
Schadenszufügung. Das geht ſchon daraus hervor, daß B. 
zweifellos ſpäteſtens jedesmal dann, wenn er einen Unter⸗ 
haltsbeitrag bezahlt hat, einen Schadenserſatzanſpruch gegen 
die Mutter hat. Der Senat ging hier offenbar von der 


27) Vgl. hierzu meine Rechtskraft S. 888 ff. 

20) RGSt. 48, 282 f. 

2%) Bol. a. a. O. S. 280 oben und S. 281 unten. 
0) Im Auszuge abgedruckt in der JW. 08, 38. 
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meines Erachtens zutreffenden Meinung aus, daß der 
Schaden ſchon mit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils 
entſtand und er hat demgemäß angenommen, daß durch Ein⸗ 
ziehung der einzelnen Unterhaltsbeträge, deren Entſtehen 
auf das Urteil zurückzuführen iſt, n) ein (weiterer) Schaden 
nicht erwächſt. Die Rechtslage liegt dann hier ähnlich, wie 
wenn jemand zur Übernahme einer vertraglichen Ver⸗ 
bindlichkeit durch argliſtige Täuſchung eines Dritten beſtimmt 
wurde und der Berechtigte ohne. Verſchulden von der 
Täuſchung nichts wußte (vgl. $ 123 BGB.). Auch da 
wurde dem Getäuſchten durch eine unerlaubte Handlung ein 
Schaden zugefügt. Sein Gegenkontrahent erwarb eine 
Forderung gegen ihn. Durch Benutzung dieſer Forderung 
(z. B. zur Aufrechnung) entſteht aber kein (weiterer) Schaden. 

Wer ſich die Begründung des VI. Senats zu eigen 
macht, wird aber zu erwägen haben, ob eine (neue) 
Schadenszufügung nicht z. B. dann vorliegt, wenn A. Möbel 
des B. im Wege der Zwangsvollſtreckung unter dem wahren 
Wert verſteigern läßt und ſo der Vermögensnachteil des B. 
die Forderung des A. überſteigt.) Bejaht man dieſe 
Frage, ſo wird wiederum von praktiſcher Bedeutung, ob die 
Benutzung des Urteils hier eine vorſätzliche gegen die guten 
Sitten verſtoßende Handlung iſt. 

IV. Um die Darſtellung nicht zu komplizieren, wurde 
bisher die Frage nicht erörtert, in welchem Verhältniſſe 
(nach der Auffaſſung des Reichsgerichts) die Schadenserſatz⸗ 
klage zu der Reſtitutionsklage ſteht. Das ſoll nunmehr nach⸗ 
geholt werden. 

Iſt ein (unrichtiges) Urteil durch einen „in Beziehung 
auf den Rechtsſtreit verübten“ Betrug des Klägers herbei⸗ 
geführt worden, fo kann der Beklagte nach $ 580 Nr. 4 
ZPO. dieſes Urteil im Wege der Reſtitutionsklage anfechten. 
Die „Feſtſtellungswirkungen“ des Urteils werden dann durch 
judicium rescindens mit rückwirkender Kraft bejeitigt.?®) 
Hierauf kann der (frühere) Beklagte das auf Grund des 
Urteils Geleiſtete mit der Kondiktionsklage oder auch mit 
der Klage aus 88 823, 826, 249 BGB. zurückverlangen. 
Es fragt ſich, ob er die zuletzt genannte Klage (mit Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg) auch erheben kann, ohne daß das Urteil im 
Wege des Wiederaufnahmeverfahrens beſeitigt wurde. Drei 
Auffaſſungen ſind hier möglich. Man kann: 

1. die Frage ſchlechthin verneinen. (Das iſt meine Anſicht), 

2. die Frage ſchlechthin bejahen, 

3. unterſcheiden und ſagen: 

Nur wenn im Wege des Wiederaufnahmeverfahrens 
nicht (oder nicht mehr) zu helfen iſt, kann ohne 
weiteres aus SS 823, 826, 249 BGB. geklagt 
werden. 

2) Vgl. die Wörter: „aus einem rechtskräftigen Urteil obliegende 
Verbindlichkeit“. 

2) Vgl. hierüber meine Rechtskraft S. 388 ff., aber auch S. 389 
Anm. 917. 

2) Das (etwa noch nicht realiſierte und daher noch beſtehende) 
Vollſtreckungsrecht wird ebenfalls beſeitigt, aber nicht mit rück⸗ 
wirkender Kraft (vgl. a. a. O. S. 381 Anm. 898). Über den Ein⸗ 
fluß des Wegfalls des Vollſtreckungsrechts auf ein etwa beſtehendes 
Pfändungspfandrecht (vgl. Gruchots Beitr. 50, 293 f.). 
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Die zuletzt genannte Auffaſſung vertritt Kohler.) 
Ob auch das Reichsgericht dieſe Anſicht teilt oder ob es der 
unter 2. erwähnten Meinung folgt, läßt ſich mit Sicherheit 
nicht erkennen. Denn in den Fällen, die bis jetzt feiner 
Beurteilung unterlagen, war — wenn ich recht ſehe — das 
Wiederaufnahmeverfahren ſtets entweder „an ſich“ (§ 589 
ZPO.) oder mangels Wahrung der geſetzlichen Friſt unſtatt⸗ 
haft.“) 


Vom Reichsgericht. “) 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 10. bis 29. Februar 
1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 133, 157 BGB. Auslegung der Unfallverſiche⸗ 
rungs bedingungen (Gliedertaxe).] 

Der Kläger erlitt am 27. Oktober 04, zu welcher Zeit er 
bei der Beklagten gegen Unfall verſichert war, infolge eines 
Unfalls einen komplizierten Bruch des rechten Unterſchenkels. 
Er behauptet, dadurch vollſtändig erwerbsunfähig geworden zu 
fein, und fordert mit der Klage die ſich auf 935,25 K be: 
rechnende verſicherte volle Jahresrente. Die Beklagte hat 
Abweiſung der Klage beantragt, ſoweit der Kläger mehr fordert 
als 420,86 & Jahresrente, d. i. mehr als den einer Invalidität 
von 45 Prozent entſprechenden Betrag. Die Vorinſtanzen haben, 
unter Zugrundelegung einer 80 prozentigen Arbeitsunfähigkeit, 
dem Kläger eine dementſprechende, mit dem 14. Mai 05 be⸗ 
ginnende Jahresrente von 748,20 4, ſowie 4 Prozent Zinſen 
aus den jeweils verfallenen Beträgen zugeſprochen, ihn mit der 
Mehrforderung dagegen abgewieſen. RG. hob auf: Begründet 
iſt der gegen die Auslegung des § 11 der allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen gerichtete Reviſionsangriff. Dieſer 
Paragraph ſtellt beſtimmte Grundſätze für die Beurteilung des 
Invaliditäts grades auf. Darnach wird für den Verluſt 
eines oder mehrerer Glieder ein beſtimmter Grad von In⸗ 
validität ohne weiteres und in allen Fällen als feſtſtehend 
angenommen. So für den Verluſt beider Augen oder beider 
Arme oder Füße 100 Prozent, für den Verluſt eines Beines 
oder Fußes 60 Prozent uſw. Die vollſtändige Lähmung eines 
Gliedes wird dem Verluſte gleich geachtet. Der letzte Abſatz 
des § 11 lit. d lautet: „In allen anderen, vorſtehend nicht 
genannten Fällen hängt die Beurteilung des Invaliditätsgrades 
davon ab, ob und inwieweit die Erwerbsfähigkeit des Ver⸗ 
ſicherten .. . durch die Folgen des Unfalls beeinträchtigt 
worden iſt.“ Die Folgen der vom Kläger erlittenen Verletzung 
beſtehen nun weder in dem vollſtändigen Verluſte, noch in der 
vollſtändigen Lähmung ſeines rechten Beines, ſondern in einer 
hinter dieſen höchſten Graden von Gebrauchsunfähigkeit zurück⸗ 
bleibenden Schädigung. Das Berufungsgericht glaubt gleichwohl 

34) Encyklopädie a. a. O. 

35) Vgl. einerſeits RG. 61, 359 und andererſeits 46, 75. 

*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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37. Jahrgang. 


über den für den gänzlichen Verluſt des Gliedes beſtimmten 
Satz von 60 Prozent hinausgehen zu können, indem es annimmt, 
es liege hier einer der im letzten Abſatz des 8 11 lit. b ers 
wähnten „anderen Fälle“ vor, und es hänge deshalb die Ent⸗ 
ſchädigung nur von dem Grade der Erwerbsunfähigkeit ab. — 
Die Reviſion macht dem Berufungs gerichte mit Grund eine 
Verletzung der SS 133, 157 BGB. zum Vorwurf. Es geht 
nicht an, den letzten Abſatz des S 11 b der Bedingungen für 
ſich und losgeriſſen aus dem Zuſammenhange mit den übrigen 
Beſtummungen des § 11 b zu betrachten. Da die Gliedertaxe 
nur den völligen Verluſt oder die ihm gleichzuachtende völlige 
Lähmung eines Beines oder Fußes vorſieht, ſo liegt bei einer, 
dem völligen Verluſte nicht gleichkommenden geringeren Ver⸗ 
letzung buchſtäblich genommen allerdings ein „anderer, vor⸗ 
ſtehend nicht genannter Fall“ vor. Es muß aber vom Stand⸗ 
punkte verſtändiger Geſchäftsgebahrung für ausgeſchloſſen gelten, 
daß beim Vertragsſchluß der Wille der Vertragsſchließenden 
dahin gegangen ſei, daß für eine weniger erhebliche Verletzung eines 
Gliedes unter Umſtänden eine höhere Entſchädigung gezahlt 
werden ſolle als für den vollſtändigen Verluſt des Gliedes. 
Das iſt ficherli nicht nur nicht die Meinung der Beklagten 
geweſen, ſondern es kann auch der Kläger ſelbſt ſchwerlich der 
fraglichen Beſtimmung einen anderen Sinn beigelegt haben als 
den, daß die Entſchädigung im Verhältniſſe zur Beſchädigung 
zu gewähren ſei. Die Vertragsauslegung des Berufungs⸗ 
gerichts iſt nicht eine ſolche, wie ſie Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte fordern, ſondern ſie widerſpricht 


dieſem Erforderniſſe. Zu einem richtigen Verſtändniſſe der 


ſtreitigen Beſtimmung iſt nur auf der Grundlage der vorher⸗ 
gehenden, den völligen Verluſt eines Gliedes betreffenden Be⸗ 
ſtinmungen zu gelangen. Wenn dort gejagt iſt, daß für den 
Verluſt oder die vollſtändige Lähmung eines Gliedes ohne 
weiteres Invalidität zu 60 Prozent angenommen wird, ſo iſt 
vor allem der Sinn dieſer Beſtimmung zu ermitteln. Wird der 
Satz von 60 Prozent nur als untere Grenze, nicht als Schranke 
nach oben angeſehen, ſo daß je nach dem Grade der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit auch eine höhere Entſchädigung bis zum verſicherten 
Höchſtbetrag gefordert werden könnte, dann würde in dem zur 
Entſcheidung ſtehenden Falle die Zubilligung einer 80 prozentigen 
Rente dem Vertrage nicht widerſprechen. Faßt man dagegen 
die Taxe als unüberſchreitbaren Höchſtbetrag auf, dann iſt es 
eine in ſich widerſpruchsvolle Annahme, daß für eine weniger 
ſchwere, dem Verluſte nicht gleichkommende Verletzung mehr als 
60 Prozent der Entſchädigung geſchuldet ſein könnten. Das 
Berufungsgericht hat nun zu der maßgebenden Frage nicht 
beſtimmt Stellung genommen. Es erklärt, es möge vielleicht 
nicht richtig fein, daß die in S 11 b aufgeführten Prozent⸗ 
zahlen als Minde ſtſätze aufzufaſſen ſeien, eignet ſich aber die 
gegenteilige Behauptung der Beklagten, daß fie Höch t ſätze 
ſeien, nicht an. Dieſer Punkt aber bedarf vor allem der be⸗ 
ſtimmten Entſcheidung, wobei auch die von der Beklagten für 
ihre Auffaſſung beigebrachten Beweismittel zu berüdfichtigen 
ſind. Darauf, ob der Kläger die vorgelegten Statuten anderer 
Geſellſchaften gekannt hat oder nicht, kann es nicht ankommen. 
Wenn die Prüfung des Beweis materials ergibt, daß die ſog. 
Gliedertaxe auf dem Gebiete der Unfallverſicherung allgemein 
als Höchſtbe trag der Entſchädigung angeſehen wird, und wenn 
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ſich dementſprechend feſtſtellen läßt, daß auch in den Verträgen 
der Beklagten die fragliche Beſtimmung, rein objektiv betrachtet, 
ebenſo zu verſtehen iſt, dann kann ſich der Kläger nicht auf 
ſeine abweichende, nicht zum Ausdruck gelangte ſubjektive 
Meinung berufen. — Lebensverſ. A. c. H., U. v. 31. Jan. 08, 
199/07 VII. — Kiel. 

2. § 138 BGB. Ein Vertrag zwiſchen zwei Be 
wucherten, durch den ſich der eine dem andern gegenüber ver⸗ 
pflichtet, einen Teil des infolge Wuchers Gezahlten zu erſtatten, 
verſtößt nicht gegen § 138. 

Der Vertrag, auf den der Kläger feine Anſprüche ftüßt, 
berftößt nicht gegen 8 138 BGB. Sollte auch das dem 
Wechſelzuge zugrunde liegende Geſchäft wucherlicher Natur und 
deshalb nichtig ſein und ſollte dieſe Nichtigkeit auch dem dritten 
Wechſelinhaber gegenüber geltend gemacht werden können, ſo 
handelt es ſich doch bei dem Abkommen zwiſchen den Parteien 
nicht um ein Wuchergeſchäft oder um eine ſonſtwie gegen die 
guten Sitten verſtoßende Übereinkunft, ſondern um einen Ver: 
trag zwiſchen den angeblich Bewucherten. Es iſt nicht 
erſichtlich, inwiefern es unſittlich ſein ſoll, wenn ſich der eine 
von zwei durch Wucher Geſchädigten dem anderen gegenüber 
verpflichtet, einen Teil des von dieſem Gezahlten zu erſtatten. 
Die Parteien waren Wechſelſolidarſchuldner, die im Verhältniſſe 
zu einander die Wechſelſchulden je zur Hälfte tilgen wollten. 
Hat der Kläger das Ganze bezahlt, ſo kann der Beklagte die 
Erſtattung des auf ſeinen Anteil fallenden Betrages nicht des⸗ 
halb verweigern, weil die Wechſel durch ein Wuchergeſchäft zu⸗ 
ſtande gekommen ſind. Es verhält ſich ähnlich, wie bei dem 
Auftrage zur Zahlung einer Wucherſchuld; der Auftraggeber 
kann dem Beauftragten, der den Auftrag ausgeführt und gezahlt 
hat, nicht entgegenhalten, daß er zu nichts verpflichtet geweſen 
ſei. Möglicherweiſe ſind Rückforderungs⸗ oder Erſatzanſprüche 
aus dem Wuchergeſchäft zu begründen. Dadurch wird die Ver⸗ 
bindlichkeit des Beklagten nicht berührt, zunächſt dem Kläger 
die Hälfte der verauslagten Summe zu erſtatten und den Ver⸗ 
trag zu erfüllen; ſeine Verurteilung iſt daher nicht zu beanſtanden. 
F. c. H., U. v. 14. Febr. 08, 240/07 VII. — Berlin. 

3. § 138 BGB. Gewährung von Darlehen zum Glüds- 
ſpiel verſtößt nicht gegen die guten Sitten.] 

Der Kläger und der Beklagte haben ſich im Spätherbſt 05 
in Monte Carlo aufgehalten und in demſelben Gaſthof gewohnt; 
beide haben ſich bei der dortigen öffentlichen Spielbank am 
Spiel beteiligt. Der Kläger hat dem Beklagten am 30. Nov. 05 
6000 Fr., am 5. Dez. 5000 Fr. geliehen, der Beklagte hat 
darüber Empfangsbekenntniſſe ausgeſtellt, in denen er einfach 
bekennt, die angegebenen Summen leihweiſe vom Kläger erhalten 
zu haben. Der Kläger fordert Zahlung von 8910 &. Der 
Beklagte, der Klagabweiſung beantragt, hat geltend gemacht, 
daß die Darlehnsverträge nach §S 138 BGB. nichtig ſeien, weil 
ihm das Geld zur Fortſetzung des Spiels bei der genannten 
Bank geliehen worden ſei. Das NG. verneinte die Nichtigkeit. 
Aus den Gründen: Bei der Aufſtellung des Entw. für das 
BGB. iſt in Erwägung gezogen worden, ob es angemeſſen ſei, 
im Anſchluß an das PrALR. (8 581 I, 11) und andere Ge: 
ſetzgebungen Darlehen, die zum Zweck des Spiels gegeben 
würden, den Klagſchutz in gleicher Weiſe zu verſagen, wie für die 
eigentlichen Spielſchulden. Man hat aber davon Abſtand genommen 
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und zwar nicht etwa deshalb, weil man davon ausgegangen 
wäre, ſolche Darlehen ſeien, weil gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßend, ſchon nach allgemeinen Grundſätzen (BGB. § 138) 
nicht geeignet, eine vertragliche Pflicht auf Rückzahlung zu be⸗ 
gründen, ſondern in der Erwägung, daß die Verſagung des 
Klagſchutzes durch den hierbei maßgebenden Zweck einer Ein⸗ 
ſchränkung des Spiels nicht gerechtfertigt werde, und daraus die 
größten, in keiner Weiſe zu billigenden Härten entſtehen könnten. 
(Begr. des Entw. 2, 646.) Ebenſo ſind bei den Beratungen 
der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entw. alle Anträge, 
welche dort bezüglich der Ausſchließung der Klagbarkeit von 
Darlehen zum Spiel geſtellt wurden, abgelehnt worden, man 
hat nur, wie das ſchon in der Begründung des Entw. geſchehen 
war, hervorgehoben, daß natürlich der Richter nicht gehindert 
ſei, im einzelnen Falle nach den beſonderen Umſtänden auf zum 
Spiel gegebene Darlehen die Beſtimmungen über die Spiel⸗ 
ſchulden ſelbſt anzuwenden. Prot. 2, 794 flg. Hiernach und 
da das Geſetz die bloße Beteiligung auch an reinen Glückſpielen 
nicht verbietet, eine ſolche auch nach den allgemein herrſchenden 
Anſchauungen nicht als ſchon an ſich gegen die guten Sitten 
verſtoßend anzuſehen iſt, ſo muß auch die von der Vorinſtanz 
offen gelaſſene Frage, ob die Gewährung eines Darlehens zum 
Spiel und insbeſondere zum Glückſpiel grundſätzlich als un⸗ 
ſittlich zu betrachten ſei, verneint werden, dieſe Auffaſſung wird 
auch von der großen Mehrheit der Rechtslehrer geteilt. Es 
kommt alſo darauf an, ob die beſonderen Umſtände des gegebenen 
Falles eine andere Beurteilung rechtfertigen. Die Vorinſtanz 


hat angenommen, daß dies ſchon deshalb der Fall ſei, weil es 


ſich um Darlehen hohen Betrages handele, die zum Spiel bei 
einer öffentlichen Spielbank gegeben ſeien, und in dem Geſetz 
vom 1. Juli 1868 „das denkbar ſchärfſte Verbot“ des Spiel⸗ 
betriebes ſolcher Banken liege. Damit wird aber dieſem Geſetz 
eine Bedeutung beigemeſſen, die ihm nicht zukommt. (Wird 
ausgeführt.) Nach alledem kann nicht zugegeben werden, daß 
die Gewährung eines namhafteren Darlehens ſchon deshalb eine 
gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung ſei, weil ſie dem 
Darlehensnehmer die Möglichkeit verſchaffen ſollte, an einer 
öffentlichen Spielbank weiter zu ſpielen, um vorher dort erlittene 
Verluſte wieder einzubringen. Eine ſolche Maßnahme kann 
man unverſtändig nennen, es würde aber mit den allgemeinen 
Anſchauungen von Recht und Billigkeit nicht zu vereinigen ſein, 
wenn man, auch ohne den Hinzutritt beſonderer erſchwerender 
Umſtände ſagen wollte, der Darlehensgeber habe ſich dadurch 
gegenüber dem Darlehensempfänger einer gegen die guten Sitten 
verſtoßenden Handlungsweiſe ſchuldig gemacht. Beſondere er⸗ 
ſchwerende Umſtände ſind aber bisher nicht in zureichender 
Weiſe feſtgeſtellt. Dem Kläger hat, wie auch das OLG. an⸗ 
nimmt, bei ſeinem Tun jede eigennützige Abſicht gefehlt, er 
wollte lediglich aus Gutmütigkeit einem Manne, den er in dem 
von ihm bewohnten Gaſthauſe kennen gelernt hatte, mit Geld 
aushelfen, weil er annahm, daß dieſer, nachdem er vorher Un⸗ 
glück im Spiel gehabt hatte, nunmehr gewinnen werde. Und 
der Beklagte, dem er das Geld gab und nach den Ausſagen 
der abgehörten Zeugin zuredete, nochmals ſein Glück zu verſuchen, 
war nicht etwa ein unerfahrener Menſch, ſondern nach ſeinen 
eigenen Angaben ſchon öfter in Monte Carlo geweſen und konnte 
die Gefahren, die ihm bei Fortſetzung des Spiels drohten, im 
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vollen Umfange überſehen und beurteilen. 
30. Jan. 08, 154/07 VI. — München. 

4. § 204 BGB. Richterliche Prüfung der Hemmung 
der Verjährung von Anſprüchen zwiſchen Eltern und minder⸗ 
jährigen Kindern.] 

Es handelte ſich um einen Rechtsſtreit zwiſchen Mutter 
und Sohn, und zwar um Erſatzanſprüche des letzteren als 
Grundſtückeigentümers gegen ſeine Mutter als Nießbraucherin. 
Das OLG. wies die Klage des Sohnes als verjährt ab (81057 
BGB.). RG. hob auf. Aus den Gründen: Iſt dem 
Berufungsrichter darin durchaus beizupflichten, daß hinſichtlich 
der Verjährung der S 1057 BGB. zur Anwendung kommt, 
ſo iſt doch von dem Berufungsgericht überſehen, daß damit zu⸗ 
gleich auch die Vorſchrift des 8 204 BGB. anwendbar wird, 
wonach die Verjährung von Anſprüchen zwiſchen Eltern und 
Kindern während der Minderjährigkeit der Kinder gehemmt iſt. 
Dieſe Vorſchrift hat der Richter zu berückſichtigen, ohne daß 
die Partei, der ſie zugute kommt, ſich auf ſie zu berufen braucht. 
Hinſichtlich der Verjährung hängt es allerdings lediglich von 
dem Belieben der Partei ab, ob ſie von dieſem Schutzmittel 
Gebrauch machen will. Iſt aber einmal die Einrede der Ver⸗ 
jährung erhoben, ſo hat der Richter auf Grund des ihm vor⸗ 
getragenen Sachverhalts ſelbſtändig zu prüfen, ob die Erforder⸗ 
niſſe der Verjährung vorliegen, ob insbeſondere die Verjährung 
nicht nach S 204 BGB. gehemmt iſt. v. B. c. v. B., U. v. 
20. Febr. 08, 238/07 IV. — Berlin. 

5. 88 269, 270 BGB. Unterſchied bezüglich des anzu⸗ 
wendenden Rechtes je nachdem es ſich um die Verpflichtung des 
Käufers zu Bezahlung des Kaufpreiſes oder um eine Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers handelt.] 

Die offene Handelsgeſellſchaft in Firma St. & Comp. 
in Calw in Württemberg verkaufte von ihrer damaligen Nieder⸗ 
laſſung zu Mannheim an das Londoner Haus des Beklagten 
ſlavoniſche Eichenklötze. Von dieſen wurden 64 Ende Juli 1897 
mit dem Dampfer Baroß, 10 anfangs September 1897 mit 
dem Dampfer William Bailey von Fiume nach London verladen. 
Da der Beklagte weder die 64 noch die 10 Klötze abnahm 
und beide Sendungen als unkontraktlich bezeichnete, klagte die 
Firma St. & Comp. auf Zahlung. Nach Erlaſſung mehrerer 
Teilurteile verblieben 1545,24 % im Streit. Ferner aber 
erhob der Beklagte eine Widerklage auf Zahlung von Schaden. 
Beklagter wurde zum Teil nach dem Klagantrag unter Ab⸗ 
weiſung ſeiner Widerklage verurteilt. Seine Berufung und 
Reviſion wurden zurückgewieſen. Das Berufungsgericht geht 
davon aus, daß die Frage, ob der Beklagte durch ſein Ver⸗ 
halten das Recht, die ihm von der Klägerin nach London über⸗ 
ſandten Eichenblöcke zu bemängeln, verloren habe, nach eng⸗ 
liſchem Recht zu beurteilen ſei, und daß nach dieſem der Be⸗ 
klagte zwar das Wandlungsrecht (bzw. das Recht zum Rück⸗ 
tritt), nicht aber das Recht verloren habe, Erſatzanſprüche 
wegen mangelhaſter Lieferung geltend zu machen. Dieſer Stand⸗ 
punkt hat bezüglich der früheren Urteile in den reichsgerichtlichen 
Urteilen des I. Senats vom 28. April 1900 und des II. Senats 
vom 1. Juni 1906 Billigung gefunden; an ihm iſt feſtzuhalten. 
Anlangend die weitere Frage, nach welchem Rechte die Ver⸗ 
pflichtungen der Klägerin bezüglich des dem Beklagten nach 
engliſchem Recht verbliebenen Anſpruchs auf Schadens— 
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37. Jahrgang. 
erſatz zu beſtimmen ſeien, nimmt das Berufungsgericht, ebenfalls 
entſprechend feinem früheren Urteil und unter ausdrücklicher Bezug⸗ 
nahme desſelben, an, daß für den Umfang des von der Klägerin 
zu leiſtenden Schadenserſatzes und damit für die Frage der Be⸗ 
rechtigung der von dem Beklagten geltend gemachten Schadens⸗ 
erſatzanſprüche das badiſche Landrecht entſcheidend ſei. Es 
it dieſes in dem früheren Urteil des näheren damit begrimdet, 
daß ſich nach dem Rechte des Verkäufers beſtimme, wie er zu 
leiſten habe, und nach demſelben Recht ſich auch die Folgen 
ſeiner nicht gehörigen Leiſtung beſtimmen müßten (im vor⸗ 
liegenden Falle aber die Verkäuferin den Kaufvertrag von 
ihrer Mannheimer Niederlaſſung aus geſchloſſen habe). Auch 
dieſer Standpunkt hat in dem Urteil des RB. vom 1. Juni 1906 
ſtillſchweigend Billigung gefunden. Es hat jetzt der Reviſtons⸗ 
kläger unter Bezugnahme auf ein (auszugsweiſe) in der Leip⸗ 
ziger Zeitſchriſt für Handels⸗, Konkurs⸗ und Verſicherungsrecht 
1907, 502 Nr. 14 mitgeteiltes Urteil des Senats vom 26. April 
1907 zunächſt um Nachprüfung gebeten, ob mit Recht auf die 
Beurteilung des ſtreitigen Schadenserſatzanſpruches das örtliche 
Recht des Verkäufers, ſtatt das Recht des Käufers, an⸗ 
gewandt worden iſt; in dem bezogenen Urteil handelte es ſich 
aber um einen Anſpruch auf Preis minderung, darum, daß 
der Käufer die Kauſpreis forderung — ganz oder zum Teil — 
nicht zu bezahlen verpflichtet ſei, und für dieſe Frage, bei der 
es ſich alſo um eine dem Käufer obliegende Verpflichtung 
handelte, iſt das örtliche Recht des Käufers für maßgebend 
erachtet. Hier dagegen handelt es ſich um eine Verpflichtung 
des Verkäufers und auf dieſe iſt, völlig entſprechend und aus 
dem von dem Berufungsgericht in ſeinem früheren Urteile an⸗ 
geführten (oben wiedergegebenen) Grunde, das Recht des Ver⸗ 
käufers anzuwenden. G. c. St., U. v. 21. Jan. 08, 
844/07 II. — Hamburg. 

6. 88 320 (273) BGB., Sukzeſſivlieferungsvertrag. Ans 
wendbarkeit des § 320. 

Der Abſchluß der Parteien für 1905 und 1906 war ein 
einheitlicher Sukzeſſivlieferungsvertrag. Die Nichterfüllung oder 
auf andere Weiſe geſchehende Vertragsverletzung des einen Teiles 
bezüglich der noch ausſtehenden Raten gab daher dem anderen 
Vertragsteile auch gegenüber ſeinen Verpflichtungen aus den 
von dem erſteren bereits geleiſteten Raten die Einrede des 8 320 
BGB., nicht etwa bloß eine Einrede aus 8 273 BGB. Der 
erkennende Senat hat zwar in ſeinem Urteile vom 20. Juni 05 
— II 605/04; R®. 61, 128 — nur 8 273 BB. bezogen. 
In einem fpäteren Urteile vom 9. Juli 1907 — II 102/07 — 
hat er die rechtliche Auffaſſung vertreten, daß in ſolchen Fällen 
8 320 BGB. anzuwenden ſei; an letzterer Anſicht hält er feſt. 
— Indes auch für § 320 gilt der allgemeine Grundſatz, daß 
die Vertragsverletzung des einen Vertragsteils — ſie möge noch 
fo unbedeutend fein — den anderen Vertragsteil nicht ſchlechthin 
berechtigt, ſeine weit größeren fälligen Leiſtungen auf Grund 
der Einrede des nicht erfüllten Vertrags zurückzuhalten, daß 
vielmehr nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte auf Grund der Umſtände des einzelnen Falles beurteilt 
werden muß, in welchem Umfange aus einer Vertragsverletzung 
jene Einrede aus 8 320 gegeben if. A. c. D.⸗L. Berg 
werks⸗ und H. ⸗A.⸗G., U. v. 7. Febr. 08, 450/07 II. — 
Hamm. 
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7. 8 321 BGB. Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung wegen 
weſentlicher Verſchlechterung in den Vermögensverhältniſſen des 
Gegenkontrahenten. Die „Verſchlechterung“ iſt vom wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkte und der Verkehrsauffaſſung aus zu be⸗ 
urteilen.] 

Am 30. März 06 kaufte die Klägerin vom Beklagten die 
im Beſtätigungsſchreiben vom gleichen Tage näher angeführten 
Quantitäten Erbſen zum Geſamtpreiſe von annähernd 20 000.4. 
Die Ware, die waggonweiſe zur Verſendung kommen ſollte, 
war bis ultimo März 07 abzurufen, der Preis nach Wahl der 
Käuferin durch Dreimonatsakzepte oder bei Barzahlung mit 
1½ Prozent Skonto zu berichtigen. Gleichzeitig beſtellte die 
Klägerin zur ſofortigen Lieferung 600 Doſen Spargel, die Anfang 
April geliefert ſind. Der Preis für dieſen Spargel iſt durch 
Poſtauftrag Ende Mai / Anfang Juni 06 eingezogen. Als am 
6. Auguſt 06 die Klägerin den erſten Waggon Erbſen brieflich 
abforderte, erhielt ſie vom Beklagten, der vergeblich Ende Juni 
und im Juli Leiſtung einer genügenden Sicherheit verlangt hatte, 
keine Antwort; ſie ſetzte daraufhin am 18. Auguſt 06 eine Friſt 


bis zum 25. unter der Androhung, daß fie ſonſt ihre Schadens- 


rechnung aufmachen werde. Als auch dann Lieferung nicht 
erfolgte, erhob die Klägerin Klage auf Schadenserſatz in Höhe 
von 3 127,87 nebſt 5 Prozent Prozeßzinſen. Der Beklagte 
hat Abweiſung der Klage beantragt, indem er ſich darauf berief, 
die Klägerin, die nach Vertragsabſchluß in weſentlich ſchlechtere 
Vermögensverhältniſſe geraten fei, habe die nach 8 321 BGB. 
mit Recht verlangte Sicherheit nicht beſtellt. Die Vorinſtanzen 
haben den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Der Reviſion wurde ſtattgegeben: Das Berufungs⸗ 
urteil giebt inſoweit zu rechtlichen Bedenken Anlaß, als die 
Einrede aus 8 321 BGB. zurückgewieſen iſt. Der Beklagte 
hatte in II. Inſtanz u. a. geltend gemacht und, abgeſehen von 
einer Eideszuſchiebung, durch mehrere als Zeugen benannte 
Lieferanten zum Beweiſe verſtellt, die Klägerin, die damals nur 
mit einem Stammkapital von 30 000. gearbeitet habe, habe 
in der Zeit zwiſchen Abſchluß des Kaufes und dem Zeitpunkte 
der Lieferungsverpflichtung Ankäufe gemacht, die ihr Geſchäfts⸗ 
kapital um ein vielfaches überſtiegen hätten, und zwar Einkäufe 
zu Fakturenbeträgen und mit Zahlungsfriſten, die fie nicht habe 
einhalten können und die ohne Nachſicht ihrer Gläubiger jederzeit 
zu einer Zahlungseinſtellung hätten führen können und müſſen; 
Geld ſei an den Zahlungsterminen von der Klägerin nicht zu 
erlangen geweſen und erſt nach mehrfacher Mahnung und Friſt⸗ 
bewilligung ſei gezahlt worden. Dieſes Beweiserbieten iſt von 
dem Berufungsgericht für unerheblich erklärt worden mit fol⸗ 
gender Erwägung: Da unbeſtritten die betreffenden Gläubiger 
nachher ihr Geld bekommen hätten, ſo handele es ſich lediglich 
um eine auf übermäßigen Warenbezug beruhende vorübergehende, 
teilweiſe Unterlaſſung fälliger Zahlungen, die ſich durch Friſt⸗ 
bewilligung erledigt habe. Der eigentliche Vermögens beſtand 
ſei, da der größere Warenbeſtand die größeren Verpflichtungen 
dem Werte nach ausglich, derſelbe geblieben und der allgemeine 
Kredit könne durch eine derartige ſich nur unter den Beteiligten 
abſpielende Stundung nicht weſentlich gelitten haben. Die 
Erwägung des Berufungsgerichts, der eigentliche Vermögens⸗ 
beſtand ſei derſelbe geblieben, da der größere Warenbeſtand die 
größeren Verpflichtungen dem Werte nach ausgeglichen habe, 
25 
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legt den Gedanken nahe, daß das Berufungsgericht die Frage, 
ob nach dem Vertragsabſchluſſe in den Vermögensverhältniſſen 
der Klägerin eine weſentliche Verſchlechterung eingetreten ſei, 
zu einſeitig vom juriſtiſchen Standpunkt aus beurteilt hat, 
während bei der Beurteilung weſentlich wirtſchaftliche Geſichts⸗ 
punkte und die Verkehrsauffaſſung in Betracht kommen müflen. 
Die Beſtimmung des 8321 BGB. beruht auf dem Gedanken, 
nach den im Verkehr herrſchenden Anſchauungen gehe derjenige, 
der ſich zur Vorleiſtung verpflichte, von der Vorausſetzung aus, 
daß die Gegenleiſtung nachfolgen werde. Treffe dieſe Voraus⸗ 
ſetzung ſpäter infolge von Umſtänden, welche nach dem Vertrags⸗ 
ſchluß eine weſentliche Verſchlechterung der Vermögenslage des 
zur Gegenleiſtung Verpflichteten herbeiführen, nicht mehr zu, 
ſo fordere die Billigkeit, den zur Vorleiſtung Verpflichteten von 
dieſer Verpflichtung zu entbinden und ihm die Leiſtung nur 
gegen Gegenleiſtung oder gegen Sicherſtellung zuzumuten. 
Prot. 1, 631. Zur Anwendung des § 321 BGB. iſt hiernach 
erforderlich, aber auch ausreichend, daß infolge einer nach dem 
Vertragsſchluß eingetretenen weſentlichen Vermögens verſchlechte⸗ 
rung die Beſorgnis begründet iſt, daß die Gegenleiſtung ge⸗ 
fährdet erſcheint. Ob dieſe Vorausſetzungen erfüllt find, 
darüber entſcheidet die Verkehrsauffaſſung, nicht die individuelle, 
vielleicht übertriebene Beſorgnis des zur Vorleiſtung Verpflich⸗ 
teten. Juriſtiſch betrachtet bildet nun allerdings beim Kauf 
die Ware ſtets das Aquivalent für den Preis. Wirtſchaftlich 
können jedoch Ware und Preis einen verſchiedenen Wert haben, 
ſei es, daß der Käufer über oder unter dem gemeinen Wert 
gekauft hat, ſei es, daß die Ware in der Zeit zwiſchen Ver⸗ 
tragsſchluß und Lieferung im Werte geſtiegen oder geſunken iſt. 
Es verſteht ſich daher von ſelbſt, daß die juriſtiſche Gleiche 
ſtellung beider Werte wirtſchaftlich zu unrichtigen Ergebniſſen 
führen kann. Hiervon abgeſehen, beſtimmt ſich die gute oder 
ſchlechte Beſchaffenheit der Vermögenslage nicht lediglich nach 
der Höhe der Aktiven und Paſſiven, auch nicht bloß nach dem 
Verhältnis des Betrages der Paſſiven zu der Höhe der Aktiven, 
ſondern hierfür kommt noch weiter in Betracht einesteils die 
größere oder geringere Realiſierbarkeit feiner Aktiven, die Flüſſig⸗ 
keit der Mittel und anderenteils die Zeit der Fälligkeit der 
Schulden. Ein Geſchäftsmann, der in einem beſtimmten Zeit⸗ 
punkte eine Anzahl erheblicher Poſten bezahlen muß, aber auch 
nur deshalb nicht bezahlen kann, weil es ihm nicht gelingt, 
durch Realiſierung ſeiner Aktiven die erforderlichen Zahlungs⸗ 
mittel ſich zu beſchaffen, befindet ſich, mögen ſeine Aktiven die 
Schulden noch ſoweit überſteigen, in einer verhältnismäßig 
ſchlechten Vermögenslage und in Gefahr, in Konkurs, der eine 
Überſchuldung nicht vorausſetzt, mit allen daraus erwachſenden 
Schäden und Koſten zu geraten, ($ 102 KO.) Die Zahlungs 
unfähigkeit macht ihn von ſeinen Gläubigern abhängig, von 
deren Strenge oder Nachſicht es abhängt, ob es zum Konkurſe 
kommt oder nicht. Eine Zahlungsſtockung und namentlich die 
Tatſache, daß der Schuldner trotz mehrfacher Mahnung nicht 
gezahlt hat, ſondern um Stundung hat nachſuchen müſſen, kann 
nun die Folge haben, daß er in den beteiligten Verkehrskreiſen 
ſeinen Kredit einbüßt, namentlich dann, wenn auch noch das 
Vertrauen auf ſeine Perſönlichkeit oder bei einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung auf die Perſönlichkeit des Geſchäfts⸗ 
führers deshalb geſchwächt iſt, weil er erſt vor einiger Zeit 
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mit feinen Gläubigern akkordiert hat. Mit der nachträglichen 
Erſchütterung des Kredits zerfällt nun aber auch die Grundlage 
für das Vertrauen, durch das ſich ein Vertragsteil zur Über 
nahme der Vorleiſtung hat beſtimmem laſſen. Unter ſolchen 
Umſtänden kann ihm Vorleiſtung ohne Sicherheitsſtellung 
billigerweiſe nicht zugemutet werden. Ob nun eine Zahlungs 
ſtockung tatſächlich zu einer Erſchütterung des Kredits geführt 
hat, hängt von den Umſtänden des einzelnen Falles ab. Nun 
nimmt das Berufungsgericht zwar an, daß durch übermäßigen 
Warenbezug eine vorübergehende teilweiſe Unterlaſſung fälliger 
Zahlungen ſeitens der Klägerin eingetreten ſei. Es verneint 
aber eine die Befriedigung der beklagtiſchen Forderung gefähr⸗ 
dende Vermögens verſchlechterung deshalb, weil der Klägerin 
Friſt bewilligt worden ſei und die betreffenden Gläubiger nachher 
ihr Geld bekommen hätten. Auch dieſe Erwägung iſt rechtlich 
zu beanſtanden. Denn ſie läßt nicht erkennen, zu welcher Zeit 
und unter welchen Umſtänden Friſt bewilligt und wann gezahlt 
worden iſt. Für die Frage, ob eine weſentliche Vermögens⸗ 
verſchlechterung der Klägerin vorlag, kam es aber auf die Zeit 
vom 6. Auguſt und namentlich vom 18. bis 25. Auguſt 1906 
an, in welcher Klägerin unter Friſtbeſtimmung Erfüllung von 
dem Beklagten verlangt und dieſer ſich zu entſchließen hatte. 
Die Verhältniſſe, wie ſie zu dieſer Zeit vorlagen, und ihre 
Bewertung in den beteiligten Verkehrskreiſen waren daher für 
die Entſcheidung maßgebend. War zu dieſer Zeit der Kredit 
der Klägerin in einem Maße erſchüttert, daß nach verſtändiger, 
verkehrsüblicher Auffaſſung Grund zu der Beſorgnis vorlag, 
daß die ihrerſeits zu bewirkende Gegenleiſtung gefährdet ſei, 
ſo iſt es unerheblich, daß die Klägerin ſpäter gezahlt hat und 
wieder in beſſere Vermögensverhältniſſe gekommen iſt. In dieſer 
Beziehung läßt das Berufungsgericht es an der erforderlichen 
Aufklärung der näheren Umſtände des Falles fehlen, wozu die 
Erhebung der von dem Beklagten erbotenen erheblichen Beweiſe 
notwendig geweſen wäre. L. c. J. & Co., U. v. 11. Febr. 08, 
494/07 II. — Hamburg. 

8. 88 326, 284 BGB. Materielle Vorausſetzungen 
des Schuldnerverzugs. Rücktritt vom Vertrage enthält nicht 
ſchlechthin eine Weigerung der Erfüllung.] 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des erkennenden Senats 
enthält die zu vertretende ernſtliche Weigerung der Erfüllung 
des einen Vertragsteiles, — deſſen Sichlosſagen von dem Ver⸗ 
trage, — in der Regel eine poſitive Vertragsverletzung. Sie 
ändert grundſätzlich zwar nichts an den materiellen Voraus⸗ 
ſetzungen des Schuldnerverzugs. Wenn aber ein Mitwirken des 
anderen Vertragsteiles zur Fälligkeit der Leiſtung des die Er⸗ 
füllung Weigernden und damit zum Schuldnerverzuge des 
letzteren an ſich nötig wäre, aber aus feiner Erfüllungsweigerung 
erkennbar iſt, er würde an ihr auch nach der Vornahme jenes 
Mitwirkens feſthalten, fo entbindet fie den anderen Vertragsteil 
von der Vornahme jenes Mitwirkens als etwas Uberflüſſigem. 
Wenn die materiellen Vorausſetzungen des Schuldnerverzugs 
im übrigen vorliegen, entbindet ſie ferner von dem Erforderniſſe 
der Mahnung — 5 284 Abſ. 1 BGB. — und von der Auf 
forderung mit Friftfegung — $ 326 Abſ. 1 Satz 1 —. Durch 
den Rücktritt vom Vertrage zerfallen, wenn er gerechtfertigt 
iſt, die durch den Vertrag begründeten Leiſtungsverbindlichkeiten. 
Der den Rücktritt Erklärende wird von ſeiner noch nicht er⸗ 
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füllten Verbindlichkeit befreit. Darum kann in der Erklärung 
des Rücktritts vom Vertrage nach 8 326 Abſ. 1 die Außerung 
des den Rücktritt Erklärenden gefunden werden, er ſei von 
feiner noch nicht erfüllten Verbindlichkeit befreit und brauche fie 
nicht mehr zu erfüllen. Darnach enthält eine Erklärung des 
Rͤcktritts vom Vertrage nach 8 326 Abſ. 1, wenn fie aus 
isgendeinem Grunde ungerechtfertigt iſt, nicht ſchlechthin 
eine ernſtliche Weigerung der Erfüllung in dem oben dargelegten 
Sinne. Sie kann nur Ausgang für eine ſolche rechtliche 
Weigerung ſein und durch weitere begleitende oder hinzutretende 
Uuntände zu eine ernſtlichen Weigerung der Erfüllung werden. — 
Allerdings iſt der Vertragsteil, der den Rücktritt rechtmäßig 
erklärt hat, dem anderen Teile gegenüber an feine Rücktritts⸗ 
erklärung unwiderruflich gebunden. Beanſtandet dagegen der 
andere Teil die Rechtmäßigkeit der Rücktrittserklärung, dann 
lam er nicht den erſteren an feiner Rücktritts erklärung 
inſoweit feſthalten, daß in ihr eine ernſtliche Erfüllungsweigerung 
unwiderruflich erklärt ſei. In ſolchem Falle darf eine 
enfllihe Erfüllungsweigerung nur unter der Vorausſetzung als 
vorliegend angeſehen werden, daß entweder der andere Ver⸗ 
tragsteil nach der Rücktrittserklärung noch Erfüllung des Ver⸗ 
trages erfolglos verlangt hat oder daß die Rücktritts⸗ 
erllärung ſelbſt die Antwort auf ein ſolches berechtigtes 
Erfüllungsverlangen des anderen Teiles war. Hatte ferner 
die Erklärung des Rücktritts vom Vertrage nach 8 326 Abſ. 1 
gegründeten Anlaß in Vertragswidrigkeiten des anderen Ver⸗ 
tragsteiled und iſt fie, wie im gegebenen Falle, nur deshalb 
mwirkſam, weil der bisher in der Hauptſache vertragstreue 
Teil fi bei der Aufforderung nach 8 326 Abſ. 1 Satz 1 im 
Ausdrucke vergriffen hat oder letztere an einem anderen äußeren 
Mangel leidet, fo kann auch nach der bisherigen Rechiſprechung 
des erkennenden Senats eine durch eine ſolche Rücktritts⸗ 
aklärung kundgegebene Weigerung der Erfüllung den anderen 
Teil nicht von feinen Vertragswidrigkeiten und deren Wirkungen 
etlaften und ihn ungeachtet feiner Vertragswidrigkeiten nicht 
ſchlechthin berechtigen, ohne weiteres — ohne Mahnung nach 
9284 Abf. 1 ſowie ohne Aufforderung und Friſtſetzung nach 
9326 Ab. 1 Satz 1 — Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nah 9 326 Abſ. 1 Satz 2 zu verlangen oder vom Vertrage 
prüdjutreien. Der andere Vertragsteil muß ſich vielmehr 
mmähkt ſelbſt auf den Standpunkt vertragstreuer Erfüllung 
ellen, feine Bereitſchaft dazu dem Vertragsgegner erklären, 
ind zunächſt alles tun, was von feiner Seite nach allgemeinen 
Kechtsgrundſätzen nötig iſt, um die Folgen feiner Vertrags 
berlezung zu beſeitigen und ſoweit Schuldnerverzug des Ver⸗ 
tagsgegners in Frage kommen ſoll, den letzteren in Schuldner⸗ 
benug zu ſetzen. Nur dann, wenn der Vertragsgegner kund⸗ 
keßeben hätte, auf feiner Erfüllungsweigerung ſelbſt für den 
dul zu beharren, daß der andere Teil die ihm noch mögliche 
Befeitigung feiner Vertragswidrigkeiten gut gemacht habe, 
Konnte er auch ohne reales Gutmachen feiner Vertragswidrig⸗ 
kin die oben dargelegten Wirkungen ernſtlicher Weigerung 
de Kfillung für ſich beanſpruchen. — Die hier entwickelten 
"tlihen Grundſätze folgen, ſoweit der rechtliche Geſichtspunkt 
bed Säuldnernerzugs, feine Vorausſetzungen — 8 284 
U. 1 —, feine Wirkungen — 8 326 Ab. 1 — in Frage 
hamen, aus dem oben dargelegten Standpunkte, daß die ernft⸗ 
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liche Weigerung der Erfüllung grundſätzlich nichts an den 
materiellen Vorausſetzungen des Schuldnerverzugs ändere. — 
Für den rechtlichen Geſichtspunkt der poſitiven Vertrags⸗ 
verletzung, aus dem übrigens auch die Befreiung von der 
Mahnung nach 8 284 Abſ. 1 und von der Aufforderung mit 
Friſtſetzung nach 8 326 Abſ. 1 abgeleitet werden muß, ſind 
ſie durch die Erwägungen gerechtfertigt: wer ſelbſt durch ſeine 
Vertragswidrigkeiten den Vertrag verletzt und den Vertrags⸗ 
zweck gefährdet hatte, der kann aus nachfolgender Vertrags⸗ 
verletzung und Gefährdung des Vertragszweckes durch den 
Vertragsgegner das Recht auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung im Sinne von 8 326 Abſ. 1 Satz 2 oder auf Rück⸗ 
tritt vom Vertrage inſolange nicht ableiten, als er nicht ſeine 
eigenen Vertrags verletzungen gut gemacht und ſich dem anderen 
Vertragsteile gegenüber auf den Standpunkt vertragstreuer 
Erfüllung geſtellt hat. — Die dargelegte Auffaſſung ſteht auch 
im Einklang mit dem Urteil des III. JS. vom 20. Juni 1902 
— III 81/02 —, was den Geſichtspunkt des Schuldnerver⸗ 
zuges anlangt, und widerſpricht nicht den Erwägungen im 
Urteile des VII. 8. vom 11. Mai 06 — VII 425/06 — 
ſoweit ſie ſich mit den hier erörterten Folgen einer unwirk⸗ 
ſamen Rücktrittserklärung beſchäftigen. D. c. Konk. K., U. v. 
10. Jan. 08, 280/07 II. — Berlin. 

9. 85 455, 346 BGB. verb. mit 8 5 des Geſetzes betr. 
die Abzahlungsgeſchäfte vom 16. Mai 1894. Der Eigentums ⸗ 
vorbehalt des Verkäufers iſt nur möglich beim Verkauf von 
Sachen (8 90 BGB.), nicht auch beim Verkauf eines Geſchäfts 
als Ganzen. 

Gemäß ſchriftlichem Vertrage vom 20. Mai 02 verkaufte 
der Beklagte ſein Geſchäft Café de J Europe in H. mit dem 
geſamten im Betriebe befindlichen Inventar und Mobiliar dem 
Gemeinſchuldner M. Der in näher beſtimmten Raten zahl⸗ 
bare Kaufpreis betrug 125 000 &. Bis zur völligen Ab⸗ 
tragung des Kaufpreiſes hielt ſich Beklagter das Eigentums⸗ 
recht an den verkauften Gegenſtänden vor. Der Kaufspreis 
war bis auf 30 000 4 getilgt, als M. in Konkurs geriet. 
Auf Grund der Ausführung, der Beklagte ſei im Sinne von 
8455, 346 BGB. ſowie des AbzG. vom 16. Mai 1894 
von dem mit dem Gemeinſchuldner abgeſchloſſenen Vertrage 
zurückgetreten, hat der Konkursverwalter Rückgewähr des ge⸗ 
zahlten Kaufpreiſes unter Abzug eines angemeſſenen Betrages 
als Vergütung für ÜUberlaſſung, Benutzung und Abnutzung der 
Kaufgegenſtände mit der Klage in Höhe von 77 000 & ver⸗ 
langt. Der Klaganſpruch iſt in beiden Inſtanzen für un⸗ 
begründet erachtet worden. RG. beſtätigte. Aus den 
Gründen: Dem Berufungsgerichte iſt darin beizutreten, daß 
auf einen Vertrag der vorliegenden Art weder 8 455 BGB. 
noch 55 AbzG. anwendbar iſt. Der 8 455 BGB. enthält 
nämlich keine für den Kauf allgemein geltende Beſtimmung. 
Vielmehr bezieht er ſich ſchon nach dem klaren Wortlaute bloß 
auf den Verkauf beweglicher Sachen und ſchließt damit ſeine 
Anwendbarkeit auf den Verkauf von Grundftüden aus. In 
Abweichung von 8 455, wonach der Eigentums vorbehalt im 
Zweifel die Bedeutung der Eigentums übertragung unter der 
aufſchiebenden Bedingung vollſtändiger Preiszahlung hat, 
beſtimmt denn auch 8 925 Abſ. 2 BGB. ausdrücklich, daß 
eine Auflaſſung, die unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
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beſtimmung erfolgt, unwirkſam if. Ferner ſetzt der 8 455 
einen Eigentums vorbehalt voraus. Ein Eigentums 
vorbehalt iſt aber nur bei Sachen im Sinne von körperlichen 
Gegenſtänden möglich (8 90 BGB.), mithin bei einem Vertrage 
nicht möglich, der die Übertragung eines Geſchäfts als Ganzen, 
als eines Inbegriffs der dazu gehörigen Sachen, Rechte, 
unkörperlichen Werte und hauptſächlich der Kundſchaft zum 
Gegenſtande hat. Dieſelben Gründe, welche die Anwendbarkeit 
des 8 455 BGB. ausſchließen, ſtehen auch der des 8 5 AbzG. 
entgegen. Hierzu kommt noch der beſondere Grund, daß dieſes 
Geſetz ſowohl nach ſeinem Wortlaute als auch nach ſeinem 
Grund und Zwecke, abgeſehen von dem hier nicht in Betracht 
kommenden 8 6, ſich lediglich auf den Verkauf einer dem 
Käufer übergebenen beweglichen Sache bezieht. M. Konk. 
c. L., U. v. 4. Febr. 08, 425/07 II. — Hamburg. 

10. 88 638, 823, 836, 847 BGB. in Verb. mit 88 286, 
287 ZPO. Verjährungsfriſten für Anſprüche auf Reiſekoſten 
und Sachſchaden bei einem Eiſenbahnunfall; Vorausſetzung der 
Forderung für Schmerzensgeld; hohe Wahrſcheinlichkeit für 
Kauſalnexus zwiſchen Unfall und Krankheitserſcheinungen 
genügt; Vorausſetzung des Schadenserſatzes wegen Erwerbs⸗ 
minderung. 

Der Kläger iſt am 5. Januar 1903 auf der Eiſenbahn⸗ 
fahrt von Paſſau nach Freyung durch Entgleiſung des 
Zuges, wobei der Wagen, in dem er ſaß, den Bahndamm 
hinabſtürzte, verletzt worden. Er forderte 339,70 & Heilungs⸗ 
koſten, 300 & Schmerzensgeld, 18,05 K für unnütz verauslagte 
Reiſekoſten, 18,50 & für beſchädigte oder zu Verluſt gegangene 
Kleidungsſtücke und wegen Erwerbsminderung infolge des Un⸗ 
falls 2437,50 & ſowie eine Jahresrente von 750 % vom 
1. Juli 1906 bis zu feiner Wiederherſtellung. Das OLG. hat 
die Berufung des Klägers gegen die landgerichtliche Entſcheidung, 
wodurch Beklagter zur Zahlung der Heilungskoſten verurteilt, im 
übrigen die Klage abgewieſen wurde, zurückgewieſen. RG. erkannte 
dahin: Das Urteil des I. ZS. des Königl. Bayer. OLG. zu 
München vom 6. Februar 1907 wird inſoweit aufgehoben, als 
durch völlige Zurückweiſung der Berufung der Klaganſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Sachſchadens und Erwerbsminderung 
ſowie auf Schmerzensgeld abgewieſen worden iſt, und die Sache 
in dieſem Umfang zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an den II. ZS. des Berufungsgerichts zurückverwieſen. 
Im übrigen wird die Reviſion zurückgewieſen. Die Entſcheidung 
über die Koſten der Reviſionsinſtanz wird dem Endurteil vor⸗ 
behalten. Aus den Gründen: 1. Der Anſpruch des Klägers 
auf Erſatz der Reiſekoſten und des Sachſchadens ſtützt ſich auf 
den Beförderungsvertrag. Die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß der erſt ein Jahr nach dem Unfall durch Klage geltend 
gemachte Anſpruch gemäß 8 638 BGB. verjährt ſei, trifft nur 
bezüglich der Reiſekoſten zu. Der Kläger verlangt, weil ihn 
der Bellagte nicht an das Reiſeziel befördert habe, Rückerſtattung 
des Preiſes der Rückfahrkarte ſowie Erfah der Zehrungskoſten 
am Tage des Unfalls und am folgenden Tage. Die Rück⸗ 
forderung des Fahrgeldes ſteht der Wandlung gleich, und auch 
der Anſpruch auf Erſatz für den Aufwand inſolge des durch 
die Zugsentgleiſung erzwungenen Reiſeaufenthalts ſteht im un⸗ 
mittelbaren Zuſammenhang mit der Nichterfüllung des Be⸗ 
förderungsvertrags. Für ſolche Schäden bleibt es bei der 


M 6. 1908. 
kurzen Verjährung des § 638 Abſ. 1, und mit Recht iſt die 
Klage zu dieſem Punkte abgewieſen worden. 2. Die ſechs⸗ 
monatige Verjährung greift jedoch nicht Platz bei dem Sach⸗ 
ſchaden, wie ihn Kläger dargelegt hat. Hier gründet ſich der 
Schadenserſatz nicht auf den Mangel des gelieferten Werks, 
ſondern auf eine durch poſitives Zuwiderhandeln gegen die 
pflichtmäßige Sorgfalt bei der Ausführung des noch nicht 
vollendeten Werks begangene Vertrags verletzung. Der erkennende 
Senat hat in dieſer Beziehung ſeine frühere Anſicht (JW. 05, 
4841) aufgegeben und ſich der des VII. Senats angeſchloſſen, 
daß die Anſprüche aus Beſchädigungen der Perſon oder der 
Sachen des Fahrgaſtes, die ſolchen Vertragsverletzungen ent⸗ 
ſpringen, der dreißigjährigen Verjährung unterliegen (RG. 62, 
119; 66, 16). Schadenserſatzpflichtig iſt der Beklagte, wenn 
feine Vertrags verletzung auf Verſchulden, Vorſatz oder Fahr⸗ 
läſſigkeit beruht. Vorſatz ſcheidet hier aus. Das LG. hat den 
Anspruch, falls die Verjährung nicht durchgreife, als ſachlich 
unbegründet erachtet, weil die Beweisaufnahme keine Anhalts⸗ 
punkte für eine eigene Fahrläſſigkeit des Beklagten oder für 
eine von ihm zu vertretende geliefert habe. Das Berufungs⸗ 
gericht iſt dem beigetreten. Die Vorinſtanzen haben die Frage, 
wem hierfür die Beweislaſt zufalle, nicht erörtert. Sie ſind 
offenbar davon ausgegangen, daß der Kläger das Verſchulden 
des Beklagten zu beweiſen habe. Dies iſt jedoch rechtsirrig. 
Mit dem Beförderungsvertrag hat der Unternehmer die Sorg⸗ 
faltspflicht übernommen, den Reiſenden und die Sachen, die er 
bei ſich trägt, unbeſchädigt an das Reiſeziel zu bringen. Er 
hat alſo, wenn er dieſe Vertragsleiſtung nicht bewirkt, zu be⸗ 


weiſen, daß ihn dieſerhalb kein Verſchulden treffe, weil er die 


erforderliche Sorgfalt bei Vorbereitung und Ausführung der 
Beförderung beobachtet habe. Der Beweis, den der Beklagte, 
um ſeine Sorgfalt darzutun, geführt hat, wird unten ſeine Be⸗ 
urteilung finden. 3. Die Forderung von Schmerzensgeld 
ſetzt eine unerlaubte Handlung des Beklagten voraus. Weder 
vertragliches Verſchulden noch das Haftpfl®. geſtatten die 
Heranziehung des 8847 BB. (NE. 65, 21; JW. 07, 829; 
RG. 57, 55). Unſtreitig iſt die Zugsentgleiſung, bei der der 
Kläger verunglückt iſt, dadurch herbeigeführt worden, daß der 
Bahndamm durch die Witterungsverhältniſſe (Tauwetter nach 
Froſt, Regen und Anſchwellen der neben der Bahnſtrecke 
fließenden Ilz) aufgeweicht war, infolge der Senkung des Erd⸗ 
reichs die Schienen ihre Lage verändert hatten und in dieſer 
veränderten Lage unter dem Drucke des hinüberfahrenden Bugs 
gebrochen find. Daß der Bahndamm mit dem darauf einge 
betteten Schienengeleiſe ein mit dem Erdboden verbundenes 
Werk im Sinne des 8 836 BGB. darſtellt, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. Der Kläger hat fomit die von ihm bes 
hauptete körperliche Beſchädigung durch die Ablöſung von Teilen 
eines ſolchen Werks, nämlich der aus ihrer Lage gewichenen 
und ſchließlich gebrochenen Schienen erlitten. Um hierauf ſeinen 
Schadensanſpruch gründen zu können, hat er darzutun, daß die 
Ablöſung jener Teile die Folge fehlerhafter Errichtung oder 
mangelhafter Unterhaltung der Bahnanlage war. Dieſer Pflicht 
genügt er, wenn er einen Tatbeſtand darlegt, der an ſich den 
Schluß rechtfertigt, daß das Weichen und Brechen des Schienen» 
geleiſes ſeine Urſache in mangelhafter Anlage oder Unterhaltung 
des Bahnkörpers habe. Eine ordnungsmäßige Bahnaulage muß 
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fo beſchaffen fein, daß ihre Sicherheit durch die regelmäßige 
Emwirkung der Witterung nicht in Frage geſtellt wird. Daß 
fie auch außergewöhnlichen Naturereigniſſen, wie z. B. Wolken⸗ 
brüchen, Bergrutſchungen ſtandhalte, kann allerdings nicht 
gefordert werden. Nach der Feſtſtellung des Berufungs« 
gerichts hat es ſich aber im vorliegenden Fall um derartige 
Naturereigniſſe nicht gehandelt, ſondern um Witterungsver⸗ 
hältniffe, wie fie in der dortigen Gegend um die fragliche 
Jahreszeit häufig wiederzukehren pflegten. Die Bahnanlage 
mußte alſo, wenn ſie ordnungsmäßig ſein ſollte, imſtande ſein, 
bei gehöriger Unterhaltung diefen Witterungsverhältniſſen und 
dem dabei eintretenden Anſchwellen der Ilz derart zu wider⸗ 
ehen, daß der Zugverkehr geſichert blieb. Wenn trotzdem der 
Bahndamm ſich gefenkt hat und das Schienengeleiſe aus feiner 
Lage gewichen iſt, ſo daß es dem Druck des darüber fahrenden 
Zugs nicht ſtandhalten konnte, ſo ergibt ſich die Folgerung, 
daß die Errichtung des Bahnkörpers fehlerhaft oder feine Unter⸗ 
haltung mangelhaft geweſen ſein müſſe. Daß der ſich dar⸗ 
bietenden Sachlage entgegen andere Urſachen als die Mängel 
in Anlage oder Unterhaltung des Bahnkörpers die Senkung 
des Dammes und den Bruch des Geleiſes herbeigeführt hätten, 
würde der Beklagte zu beweiſen haben. Einen ſolchen Beweis 
hat er bisher nicht angetreten. Der Kläger braucht auch nur 
m beweiſen, daß objektiv die Errichtung des Bahnkörpers oder 
ſeine Unterhaltung mangelhaft war, nicht aber, wovon das Be⸗ 
rufungsgericht bei Ablehnung des vom Kläger zum Nachweis des 
Vorhandenſeins der Erforderniſſe des 3 836 geſtellten Beweis⸗ 
antrags ausgeht, ein Verſchulden des Beklagten. Die Erſatz⸗ 
pflicht des Beklagten aus 8 836 entfällt, wenn er beweiſt, 
daß er zur Abwendung der Gefahr die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Das Berufungsgericht 
ſchiebt rechtsirrtümlich dem Kläger die Beweislaſt zu, daß 
Beklagter dieſe Sorgfalt nicht geübt habe, und hält das 
Gegenteil für erwieſen. Dieſe Beweiswürdigung, deren einzige 
Unterlage die Ausſage des Zeugen Oberbauführers O. bildet, 
der ſich als Aufſichtsbeamter ebenfalls in dem entgleiſten Zug 
befunden hat, beruht jedoch auf Verkennung des Begriffs der 
Fahrläffigkeit. (Wird näher dargelegt.) Beklagter hat hiermit 
den ihm nach 8 836 obliegenden Entlaſtungsbeweis nicht ges 
liefert, der ſich vielmehr dahin zu richten hätte, daß wegen des 
Wetterumſchlages und der Hochwaſſergeſahr der Bahndamm 
von kundigen Beamten auf ſeine Haltbarkeit und Widerſtands⸗ 
fähigteit fo genau als möglich unterſucht, insbeſondere die 
Strecke, bevor ſie von einem Zug befahren wurde, von den 
Bahnwärtern abgeſchritten und die Feſtigkeit der Gleiſe ſorgſam 
geprüft, endlich die Tätigkeit der Bedienſteten geeignet übers 
wacht worden ſei. Soweit der Klaganſpruch noch auf I 823 
8688. geſtützt werden will, hat Kläger Fahrläſſigkeit des Be⸗ 
klagten zu beweiſen. Es wird auch hier anzunehmen fein, daß 
der Beweispflicht des Kägers genügt iſt, da ein Sachverhalt 
vorliegt, der bis auf weiteres darauf hinweiſt, daß der Beklagte 
die zur pflichtmäßigen Inſtandhaltung und Bewachung der 
Bahn erforderlichen Vorkehrungen verabſäumt hat. Nach 8 5 
der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen in Bayern iſt die 
Bahn fortwährend in einem Zuſtand zu erhalten, daß jede 
Strecke ohne Gefahr mit der für fie fetzgeſetzten größten Ges 
ſchwinbigkeit befahren werden kann. Dieſer Vorſchrift iſt zu⸗ 
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widergehandelt worden, und es liegt dem Beklagten ob, im 
Wege des, Gegenbeweiſes darzutun, daß er zur Erhaltung eines 
ſolchen Zuſtandes taugliche Beamte in genügender Zahl an⸗ 
geſtellt, ſie mit den nötigen Anordnungen verſehen und deren 
Ausführung überwacht hat. 4. Der Sachverſtändige Dr. v. H., 
dem das Berufungsgericht im weſentlichen folgt, hat ſein Gut⸗ 
achten dahin abgegeben, daß der Kläger, der vor dem Unfall nur 
bisweilen über nervöſe Zuſtände wie Kopfweh zu klagen hatte, 
mit höchſter Wahrſcheinlichkeit an progreſſiver Paralyſe leide, 
die durch den Unfall erzeugt oder ausgelöſt fein könne und bers 
malen ſeine Erwerbsfähigkeit um 25 Prozent mindere. Urſache 
dieſer Paralyſe ſei in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
die Lues. Sie könne aber auch durch pſychiſche oder phyſiſche 
Traumen, wie heftige Gemütsbewegungen, Schreck oder Gehirn⸗ 
erſchütterungen bei nicht luetiſch infizierten Perſonen hervor⸗ 
gerufen, bei infizierten ausgelöſt werden. Lues ſei bei dem 
Kläger nicht nachzuweiſen. Trotzdem beſtehe die Möglichkeit, 
daß die jetzigen Krankheitserſcheinungen des Klägers auf eine 
frühere, vielleicht dem Kranken ſelbſt gar nicht bekannte luetiſche 
Infektion zurückzuführen ſeien. Wegen dieſer Möglichkeit hat 
das Berufungsgericht den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen dem Unfall und der Erkrankung des Klägers verneint, 
da weder dafür, daß das Leiden durch den Unfall entſtanden, 
noch dafür, daß es durch den Unfall zum Ausbruch gekommen 
ſei, durch das ärztliche Gutachten eine Gewißheit geſchaffen 
werde. Gleich darauf ſagt das Berufungsgericht, daß der ur⸗ 
ſächliche Zuſammenhang zur Zeit unerwieſen ſei, und daß es 
von einer weiteren Erforſchung dieſes Zuſammenhangs auch 
deshalb abſehe, weil der Kläger keinen Schaden an ſeinem 
Erwerb genommen habe. Dieſe Erwägungen erwecken das 
Bedenken, ob das Berufungsgericht feiner aus 88 286, 287 
ZPO. ſich ergebenden Befugnis und Pflicht, nach freier Über⸗ 
zeugung zu entſcheiden, ob die Erkrankung des Klägers durch 
den Unfall verurſacht wurde, ſich bewußt geweſen iſt. Wie das 
RG. in ſtändiger Rechiſprechung ausgeſprochen hat, muß es, 
damit den Erforderniſſen des praktiſchen Lebens genügt werde, 
bei den Schranken menſchlicher Erkenntnis ausreichen, wenn 
eine hohe Wahrſcheinlichkeit für den urſächlichen Zuſammen⸗ 
bang von Krankheitserſcheinungen mit einem Unfall beſteht. 
Eine mathematiſche Gewißheit kann nicht verlangt werden. 
(NG. 15, 339; 29, 140; JW. 95, 54370; 03, 3845.) 5. Das 
Berufungsgericht hat endlich dem Kläger Schadenserſatz wegen 
Erwerbsminderung verſagt, weil er nicht behaupten oder 
nachweiſen könne, daß er in feinen Einkommens verhältniſſen 
gegen früher Einbuße erlitten habe. Dieſe Begründung trifft 
zu für die Zeit bis zum 15. Oktober 1905, nicht aber für die 
ſpätere Zeit. (Wird ausgeführt.) Nach alledem war das Be⸗ 
rufungsurteil mit Ausnahme der Entſcheidung über den Erſatz 
der Reiſekoſten aufzuheben und die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht, und zwar 
an einen andern Senat dieſes Gerichts, zurückzuverweiſen, auch 
die Entſcheidung über die Koſten der Reviſionsinſtanz dem 
Endurteil vorzubehalten. G. c. B. E. F., U. v. 13. Jan. 08, 
189/07 VI. — München. | 

11. 88 705, 717, 718, 1274 Abf. 2 BGB. Bei Ber 
pfändung eines Geſellſchaftsanteils wird das Pfandrecht durch 
Veränderungen des Geſellſchaftsvermögens nicht berührt; ein 
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Pfandrecht an dem Geſellſchaftsanteil hat bei der Auseinander⸗ 
ſetzung ein Vorrecht vor dem erſt ſpäter begründeten Pfandrechte 
an dem Anſpruche des Geſellſchafters auf Herausgabe der ihm 
zuerteilten Sachen.] 

Der Ingenieur Auguſt S., Schuldner beider Prozeßparteien, 
beſaß 166 Anteile an der Bohrgeſellſchaft Aurora I, und es 
ſteht ihm jetzt der Anſpruch auf 7,1 Kuxe der Gewerkſchaft 
Aurora II zu. Er hat dem Kläger im Januar 1902 
116 Stück von den erſterwähnten Anteilen verpfändet, 
fpäter, im Juni 1902, hat der Beklagte den Anſpruch Sch. s auf 
Abtretung und Herausgabe der Kuxe gepfändet. Um das 
Verhältnis dieſer beiden Pfandrechte zueinander dreht ſich der 
Streit. Mit Rückſicht auf den beſchränkten Umfang des 
klägeriſchen Pfandrechts hat das Berufungsgericht dem Kläger 
ein beſſeres Recht nicht auf alle Kuxe, ſondern nur auf einen, 
dem Verhältniſſe von 116 zu 166 entſprechenden unausgeſchiedenen 
Anteil daran zugeſprochen. Daß er auf Grund ſeines Ver⸗ 
trags pfandrechts auch nicht mehr verlangen kann, beſtreitet der 
Kläger nicht. Zur Beleuchtung der zu beurteilenden Rechtslage 
mögen zunächſt folgende Erwägungen dienen: Wenn eine Geſell⸗ 
ſchaft des bürgerlichen Rechts (SS 705 ff. BGB.) einen Teil 
ihres Vermögens, z. B. ein Grundftüd, veräußert, jo erlangt 
der einzelne Geſellſchafter nicht einen beſtimmten Anteil am 
Kaufpreis, ſondern dieſer wird Geſamteigentum aller Geſell⸗ 
ſchafter (Geſellſchaftsvermögen, 8 718 BGB.). Teilung kann 
nicht verlangt werden. Ebenſo verhält es ſich, wenn die Geſell⸗ 
ſchaft ihr ganzes Vermögen veräußert; als Folge davon braucht 
keineswegs die Auflöſung der Geſellſchaft einzutreten, dieſe kann 
vielleicht ihre Zwecke mit dem erlöſten Bargelde viel beſſer 
erreichen als mit den veräußerten Gegenſtänden. Nicht anders 
liegt die Sache, wenn die Geſellſchaft als Gegenwert an Stelle 
des Kaufpreiſes Aktien einer Aktiengeſellſchaft oder Kuxe einer 
Gewerkſchaft erhält; die Aktien oder Kuxe werden Geſellſchafts⸗ 
vermögen. Eine Anderung der Rechtslage tritt ein, wenn die 
Geſellſchaft die Verteilung des Geſellſchaftsvermögens unter die 
Geſellſchafter beſchließt, wobei die gleichzeitige Auflöſung der 
Geſellſchaft mindeſtens die Regel bilden wird. Beſteht das Ver⸗ 
mögen nur in Aktien oder Kuxen, und ſind Schulden nicht vor⸗ 
handen, ſo ſteht nichts im Wege, die Auseinanderſetzung in der 
Art vorzunehmen, daß die Aktien oder Kuxe in Natur unter 
die Geſellſchafter nach Maßgabe ihrer Beteiligung verteilt 
werden. Erſt durch einen auf ſolche Teilung gerichteten Beſchluß, 
und nur durch ihn, erlangt der einzelne Geſellſchafter gegen 
feine Mitgeſellſchafter den Anſpruch auf Herausgabe oder Über⸗ 
tragung der ihn treffenden Zahl von Aktien oder Kuxen. Dieſer 
Anſpruch iſt aber nicht etwa ein von dem bisherigen Geſell⸗ 
ſchaftsanteile verſchiedenes Vermögensrecht; er iſt vielmehr der 
Geſellſchaftsanteil ſelbſt mit dem ihm durch den Auseinander- 
ſetzungsbeſchluß gegebenen Inhalt. Der Geſellſchafter erhält 
durch die Übereignung der Aktien oder Kuxe ſeinen Anteil am 
Geſellſchaftsvermögen. Hat ein Geſellſchafter ſeinen Geſell⸗ 
ſchaftsanteil verpfändet, ſo ergibt ſich aus dem Vorſtehenden 
einmal, daß das Pfandrecht durch Veränderungen in dem Be⸗ 
ſtande der das Geſellſchaftsvermögen bildenden einzelnen Gegen⸗ 
ſtände gar nicht berührt wird. Das Pfandrecht ergreift gemäß 
85 1274 Abſ. 2, 717 BGB. nur die Gewinnanteile und 
das künftige Auseinanderſetzungsguthaben des Geſellſchafters; 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 6. 1908. 


Anderungen der Subſtanz des Geſellſchaftsvermögens mögen 
Einfluß auf die Höhe dieſer Anſprüche haben, gerade wie bei 
der Aktiengeſellſchaft und anderen ſelbſtändig rechtsfähigen Ge⸗ 
bilden, das Pfandrecht berühren ſie nicht. Denn dieſes ruht 
nicht auf den einzelnen zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen 
Gegenſtänden, auch nicht auf einem Miteigentumsanteile des 
Verpfänders an dieſen Gegenſtänden, ſondern auf ſeinem Geſell⸗ 
ſchaftsanteile, hauptsächlich auf dem Auseinanderſetzungsguthaben. 
Weiter aber ergibt ſich, daß bei der Auseinanderſetzung ein 
Pfandrecht an dem Geſellſchaftsanteil den Vorrang haben muß 
vor dem erſt ſpäter begründeten Pfandrechte an dem Anſpruche 
des Geſellſchafters auf Herausgabe derjenigen Sachen oder 
Rechte, welche ihm nach dem Auseinanderſetzungsbeſchluſſe behufs 
Befriedigung wegen ſeines Geſellſchaftsanteils zugeteilt werden 
ſollen. Denn beide Pfandrechte treffen ſachlich das nämliche 
Recht, den Geſellſchaftsanteil. Aus dieſen Erörterungen im 
Zuſammenhalt mit dem feſtſtehenden Sachverhalte ergibt ſich 
ohne weiteres, daß die für Auguſt S. hinterlegten Kuxe der 
Aurora II nichts anderes find als fein durch die Auseinander⸗ 
ſetzung flüffig gewordener Anteil am Vermögen der Aurora I. 
Die Bohrgeſellſchaft Aurora I war (oder iſt) eine Geſellſchaft 
des bürgerlichen Rechis; das hat der erkennende Senat ſchon 
in dem in einem Vorprozeſſe der Parteien ergangenen Urteile 
vom 26. April 1904 angenommen und im gegenwärtigen 
Rechtsſtreite iſt etwas Abweichendes nicht vorgebracht. Als die 
Geſellſchaft ſich im Jahre 1903 in eine Gewerkſchaft „um⸗ 
wandelte“, geſchah dies in der Weiſe, daß die Geſellſchaft 
(Aurora I) ihr ganzes Vermögen an die neu gebildete Gewerk⸗ 
ſchaft (Aurora II) veräußerte, und daß ſie von dieſer deren 
ſämtliche Anteile (Kupe) übertragen erhielt. Zugleich beſchloß 
die Aurora I, die erhaltenen 100 Kuxe an ihre Geſellſchafter 
nach Verhältnis ibrer durch eine Reviſionskommiſſion geprüften 
und feſtgeſtellten Anteilsrechte in Natur zu verteilen. Es iſt 
wohl anzunehmen, daß fi die Aurora I zugleich aufgelöſt hat; 
feſtgeſtellt iſt hierüber nichts, es kommt aber auch nicht weſent⸗ 
lich darauf an. Daß die 100 Kuxe von der Aurora II nicht 
unmittelbar den einzelnen Geſellſchaftern der Aurora I, ſondern 
dieſer Geſellſchaft ſelbſt übertragen wurden, kam auch nach 
außen dadurch zur Erſcheinung, daß ſämtliche Kuxe auf den 
Namen des geſchäftsführenden Vorſtandes der Aurora I, Julius 
Bl., ausgeſtellt wurden, der ſie mit ſeiner Blankozeſſion 
verſah und hierdurch die Möglichkeit ſchuf, durch Übergabe der 
Kuxſcheine an die einzelnen Geſellſchafter die Verteilung auszu⸗ 
führen. Der Anſpruch auf Herausgabe der Kuxe iſt demnach 
ein Anſpruch des einzelnen Geſellſchafters nicht, wie Kläger 
meint, gegen die Aurora II, ſondern gegen die Aurora I oder 
genauer gegen die Mitgeſellſchafter an dieſer Geſellſchaft, und 
als ſolchen hat auch der Beklagte den Anſpruch des S. pfänden 
und ſich überweiſen laſſen. Da aber dieſer Anſpruch, wie oben 
gezeigt, bereits mit dem vertragsmäßigen Pfandrechte des 
Klägers belaſtet war, ſo muß inſoweit der Beklagte dem Kläger 
nachſtehen. Unerheblich iſt, daß als Hinterleger der Kuxe nicht 
der Vorſtand der Aurora I, Bl., ſondern der Repräſentant der 
Aurora II, B. genannt iſt; denn aus den Umwandlungsver⸗ 
handlungen ergibt ſich, daß die Aurora II die Aushändigung 
der Kuxe, nachdem ſie mit der Blankozeſſion des Bl. verſehen 
waren, an die Geſellſchafter der Aurora 1 vertragsmäßig über⸗ 
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nommen, inſoweit alſo für die Aurora I gehandelt hat. K. o. 
v. M., U. v. 14. Jan. 08, 122/07 VII. — Celle. 

12. 88 749, 753, 1875 (1407, 1412) BEB. Recht 
des Ehemannes, ohne Zuſtimmung der Ehefrau ein gemein 
ſchaftlich erworbenes Grundſtück zum Zweck der Aufhebung der 
Gemeinſchaft zur Teilung zu bringen.] 

Der Beklagte, der von ſeiner Ehefrau tatſächlich getrennt 
lebt, hatte die Zwangsverſteigerung eines während der Ehe 
gemeinſchaftlich erworbenen Grundſtücks zum Zweck der Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft beantragt. Das AG. entſprach dem 
Antrage. Die auf den Weg der Klage verwieſene Ehefrau 
Hagte hierauf mit dem Antrage, die Zwangsverſteigerung zur 
Aufhebung der Gemeinſchaft für unberechtigt zu erklären und 
aufzuheben. Die Klage wurde abgewieſen. RG. beftätigte. 
Aus den Gründen: Irgendeine Vorſchrift, die beim Mangel 
einer Vereinbarung nach Abſ. 2 des 8 749 BEB. dem Manne 
die Verfügung über ſeinen Miteigentumsanteil an dem ſtreitigen 
Grundſtück und deſſen Verſilberung nach Maßgabe des § 753 
BGB. verwehrte (8 741 BEB.), iſt in dem Geſetze, ins⸗ 
beſondere auch in den Beſtimmungen über das geſetzliche eheliche 
Güterrecht nicht enthalten. Wenn die Reviſion auf 8 1375 
BGB. hinweiſt, fo kann in dieſer Beziehung dem Berufungs⸗ 
richter nur beigetreten werden. Der Antrag auf Aufhebung 
der Miteigentumsgemeinſchaft nach 8 753 BGB. enthält, wie 
in andern Fällen, ſo auch im vorliegenden, keine Verfügung 
über den Anteil des andern Miteigentümers. Er ſetzt auch 
nicht, wie die Reviſion geltend macht, die Einwilligung des 
anderen Miteigentümers zur Vornahme der Teilung voraus, 


denn das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, 


ſteht nach 8 749 BGB. jedem Miteigentümer unabhängig von 
der Entſchließung der anderen Miteigentümer zu. Der Anteil 
der Frau gehört zwar zum eingebrachten Gut und unterliegt 
als ſolcher der Verwaltung des Mannes; es könnte deshalb 
die Frage entſtehen, wie es mit der Wahrnehmung der Rechte 
der Frau in dem Zwangsverſteigerungsverfahren zu halten ſei, 
doch kann es einem gegründeten Bedenken nicht unterliegen, 
daß der vorliegende Fall dem der 88 1407 Ziff. 2, 1412 
BG. gleichzuſtellen und daß die Klägerin danach auch ohne 
weitere Zuſtunmung des Beklagten zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte in dem Zwangsverſteigerungsverfahren befugt iſt. (Vgl. 
auch Eccius in Gruchots Beitr. 47, 632 ff. insbeſ. S. 636, 
637 f.) RN. c. R., U. v. 12. Febr. 08, 516/07 V. — 
Naumburg. 

13. 8 858 BGB. Für den Begriff der verbotenen 
Eigenmacht genügt der objektive Tatbeſtand.] 

Die Klägerin, die ein Speditionsgeſchäft in B. betreibt, 
behauptet, ſie habe von der Speditionsfirma J. in Paris den 
Auftrag erhalten, ein näher bezeichnetes, ihr aus Paris mit der 
Eiſenbahn zugehendes Automobil an die Beklagte Zug um Zug 
gegen Zahlung des Reſtkaufpreiſes und der Fracht⸗ und Zoll⸗ 
koſten im Geſamibetrage von 6 296 & abzuliefern; mit dieſer 
Ablieferung habe ſie nach Ankunft des Automobils ihren Ange⸗ 
ſtellten H. beauftragt, der das Automobil vor die Villa der 
Beklagten gebracht habe; dieſe habe durch verbotene Eigenmacht 
den Beſitz des Automobils ohne Zahlung erlangt. Auf Antrag 
der Klägerin ift durch einſtweilige Verfügung des LG. der Be⸗ 
klagten aufgegeben worden, das Automobil an einen von der 
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Klägerin zu beauftragenden Gerichtsvollzieher zwecks einſtweiliger 
Verwahrung herauszugeben oder dieſem Gerichtsvollzieher ent⸗ 
weder 6296 & bar zu zahlen oder die Zahlung dieſer Summe 
an die Klägerin nachzuweiſen. Dieſe Verfügung wurde in dem 
auf Widerſpruch des Beklagten nachfolgenden kontradiktoriſchen 
Verfahren, von dem hier nicht weiter in Betracht kommenden 
vom Berufungsgericht reduzierten Geldbetrage abgeſehen, auf⸗ 
recht erhalten. RG. beſtätigte. Aus den Gründen: Auszu⸗ 
gehen iſt von der durch das Berufungsgericht feſtgeſtellten Tat⸗ 
ſache, daß die Klägerin, der das Automobil als beauftragter 
Spediteurin von Paris aus zugeſandt worden war und die es 
durch ihren Angeſtellten H. auf dem Packhof in Berlin in 
Empfang genommen hatte, hierdurch Beſitzerin des Fahrzeugs 
geworden iſt. H. war ihr Beſitzdiener (5 855 BGB.). Die 
Klägerin hatte, das ergibt ſich aus dem ihr erteilten Auftrag, 
auf deſſen Ausführung ihre Abſicht gerichtet war, den Willen, 
ſich des Beſitzes an dem Fahrzeuge zugunſten der Beklagten 
nicht anders als gegen Zahlung zu entſchlagen. 
Verſchaffte die Beklagte ſich, indem ſie nach beendeter Probe⸗ 
fahrt die Entfernung des Fahrzeugs durch Schließung des 
Torwegs verhindern ließ und den H. zum Verlaſſen ihres Grund⸗ 
ſtücks veranlaßte, auch die Mitnahme des Fahrzeugs ausdrücklich 
verbot, deſſen Beſitz ohne die Zahlung, ſo entzog ſie der Klägerin 
den Beſitz ohne deren Willen. Dieſer objektive Tatbeſtand 
genügt für den Begriff der verbotenen Eigenmacht (5858 BGB.). 
Auf den guten oder böſen Glauben der Beklagten kommt es 
nicht an. Selbſt wenn ſie guten Glaubens das (tatſächlich 
fehlende) Einverſtändnis des bisherigen Beſitzers angenommen 
hätte, würde hierdurch an dem Vorhandenſein der verbotenen 
Eigenmacht nichts geändert werden (Urteil des erkennenden 
Senats vom 3. Mai 04, JW. 04, 36115). L. c. G. & H., 
U. v. 7. Febr. 08, 466/07 VII. — Berlin. N 


14. 5 1030 BGB. Rechtsgültigkeit der Beſtellung eines 


Nießbrauches zu einem antichretiſchen Zwecke.] 

Dem Kläger iſt vom Bauunternehmer S. wegen einer 
Forderung von etwa 3000 & der „Nießbrauch“ an 3 Häuſern 
beſtellt worden. Der Beklagte hat wegen einer vollſtreckbaren 
Forderung von 4500 & den Mietern dieſer Häuſer die Be⸗ 
nachrichtigung zuſtellen laſſen, daß die Pfändung der laufenden 
und künftigen Mietzinſen bevorſtehe. Mit Rückſicht hierauf 
hatte der Kläger zunächſt den Antrag geſtellt, die Beſchlag⸗ 
nahme der Mieten für unzuläſſig zu erklären; nachdem dann 
innerhalb der geſetzlichen Friſt die Pfändung nicht bewirkt war, 
hat der Kläger die Klage als Feſtſtellungsklage aufrechterhalten. 
Das LG. hat die Zwangsvollſtreckung in die dem Nieß brauche 
unterworfenen Mieteinkünfte für unzuläſſig erklärt. Berufung 
und Reviſion ſind zurückgewieſen. Die 3 Häuſer ſind offen⸗ 
ſichtlich ſämtlich Zinshäuſer. Daß aus ihnen neben den Miet⸗ 
zinſen noch andere Nutzungen gezogen werden, iſt aus den 
Feſtſtellungen der Vorinſtanzen nicht zu entnehmen und erſcheint 
ausgeſchloſſen. Das dem Kläger eingeräumte Recht umfaßt 
hiernach tatſächlich die geſamten Nutzungen, es hat zum Gegen⸗ 
ſtande nicht bloß beſtimmte einzelne Nutzungen, ſondern das 
vollſtändige Nutzungsrecht an der Sache. Damit iſt die vom 
Berufungsgerichte vertretene Auffaſſung, daß bloß eine beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit nach 8 1090 flg. BGB. vorliege, aus⸗ 
geſchloſſen, das Recht ſtellt ſich als Nießbrauch nach 8 1030 flg. 
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dar, und dem entſpricht ſowohl der Wortlaut des Vertrages 
als auch der Wortlaut der Eintragung im Grundbuche. Die 
Beſonderheit des Falles liegt darin, daß vorliegend nach dem 
zugrunde liegenden obligatoriſchen Vertrage der Nießbrauch vom 
Grundſtücks eigentümer einem antichretiſchen Zwecke dienſtbar 
gemacht, daß er als Mittel zur Tilgung perſönlicher Schulden 
benutzt worden iſt. Allein dies iſt — Turnau⸗Förſter 1, 679 — 
nicht unzuläſſig. Allerdings iſt die Antichreſe, die man für 
ein veraltetes und abgeſtorbenes Rechtsinſtitut — Mot. 3, 628 — 
erachtete, in das BGB. nicht aufgenommen, dies aber hindert 
nicht, daß andere Rechtsinſtitute, ſoweit dies mit ihrem Weſen 
vereinbar iſt, zur Erzielung eines gleichen oder ähnlichen Er⸗ 
folges benutzt werden. Unzuläſſig erſcheint dies nur dann, 
wenn mit der Wahl der Rechtsform ein Erfolg bezweckt wird, 
den das Geſetz mißbilligt und den es verhüten will. Ein 
ſolcher Fall lag der von der Reviſion in Bezug genommenen 
Entſcheidung des RG. 44, 108 zugrunde, er trifft aber 
vorliegend nicht zu, wo der Zweck des Geſchäfts lediglich 
die Tilgung einer rechtlich einwandfreien Forderung iſt. — 
Die Reviſion hat min freilich Bedenken auch noch nach 
anderer Richtung hin erhoben. Sie macht unter Hinweis auf 
die Entſcheidung des RG. 60, 317 geltend, daß der Wille der 
Vertragsteile überhaupt nicht auf die Begründung eines Rechts 
unmittelbar an der Sache, ſondern nur auf Abtretung der 
Mietzinſen mit der Verpflichtung ihrer Verwendung zu beſtimmtem 
Zwecke gerichtet geweſen ſei. Dieſer Auffaſſung kann indeſſen 
nicht beigepflichtet werden. Beſtellt iſt der Nießbrauch durch 
das dingliche (abſtrakte) Geſchäft; hierdurch wurde das Nutzungs⸗ 
recht unmittelbar an der Sache begründet, und zu den 
Nutzungen zählen nach SS 99, 100 BGB. auch die Miet⸗ 
zinſen. Zu unterſcheiden von dem dinglichen iſt der dieſem 
zugrunde liegende obligatoriſche Vertrag (der Kauſalvertrag). 
Nach ihm und nur nach ihm beſtimmt ſich die Frage der Ver⸗ 
wendung der Nutzungen, und inſoweit ſind der Vertragsfreiheit 
keine weiteren Schranken gezogen, als ſie ſich aus dem Geſetze 
und insbeſondere aus den für den Nießbrauch geltenden 
zwingenden Normen ergeben. Eine andere Auffaſſung liegt auch 
dem Urteile RG. 60, 317 nicht zugrunde. Der Inhalt des 
Vertrages ſteht mit zwingenden Vorſchriften des Geſetzes nirgends 
in Widerſpruch, und es kann insbeſondere auch die Beſtimmung 
des Vertrages nicht beanſtandet werden, daß die Mieteinkünfte 
außer zur Tilgung der Forderung des Klägers auch noch zur 
Tilgung der Forderung eines andern Gläubigers zu verwenden 
find. Der Kläger konnte fi hierzu obligatoriſch nicht 
minder verpflichten, als zur Herausgabe eines Teils der 
Einkünfte an den Schuldner ſelbſt; das dingliche Recht zur 
alleinigen Verfügung über die Mieten wurde dadurch nicht 
berührt. — K. c. W., U. v. 3. Febr. 08, 261/07 V. — 
Düſſeldorf. | 

15. 8 1179 BGB. in Verb. mit 8 24 KO. Verzicht 
auf die künftige Eigentümergrundſchuld durch ein Abkommen 


des Eigentümers mit einem Hyppothekengläubiger über die 


Stelle der Hypothek. 

Auf dem Grundſtück des Malermeiſters H. — Grundbuch 
der Umgebungen des Kreiſes Niederbarnim Bd. 146 Bl. 
Nr. 5353 — ſtand in Abt. III unter Nr. 3 eine Sicherungs⸗ 
hypothek für Max K. eingetragen, die dieſem Sicherheit für 


M 6. 1908. 


a [—-—1LXd—. ——U— — — — u ur 


Baugelder gewähren ſollte, die H. zu fordern hatte. Hinter 
dieſer Hypothek ſtand eine gewöhnliche Hypothek von 40 000 4 
nebſt Zinſen für den Kläger eingetragen. H. geriet in Konkurs. 
Der Konkursverwalter brachte das fragliche zur Konkursmaſſe 
gehörige Grundſtück zur Zwangsverſteigerung. In dem Kaufgelder⸗ 
belegungstermin kam die Sicherungshypothek voll zur Hebung; 
die Hypothek des Klägers fiel mit mehr als 7331,45 & aus. 
Die Sicherungshypothek wurde von dem Gläubiger K. nicht 
voll liquidiert, es blieben 7331,45 4 frei. Dieſen Betrag 
verlangten beide Parteien, er wurde deshalb hinterlegt. Der 
Kläger verlangt ein Erkenntnis, daß dieſer Betrag nebſt 
Depofttalzinfen an ihn auszuzahlen ſei. Er behauptet unter 
Beweisantritt vor Eintragung ſeiner Hypothek ſei zwiſchen ihm 
und H. mündlich vereinbart, daß ſeine Hypothek unmittelbar 
hinter dem K.ſchen Baugelde zur Zahlung komme. H. habe 
nach der Konkurseröffnung den auf ſeinem Grundſtück begonnenen 
Neubau nicht fortgeſetzt, auch der Konkursverwaltrr nicht. 
Deshalb ſei die K'ſche Sicherungshypothek nicht voll liquidiert 
worden. Das Kreditverhältnis mit K. ſei erſt nach der 
Konkurseröffnung gelöſt und es ſei erſt im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren mit ihm abgerechnet. Die Konkursmaſſe ſei alſo 
ohne rechtlichen Grund zu ſeinem des Klägers Nachteil be⸗ 
reichert. Die Beklagte beſtreitet das Abkommen zwiſchen H. 
und dem Kläger und die Tatſache, daß die Löſung des Kredit⸗ 
verhältniſſes zwiſchen H. und K. erſt nach der Konkurs⸗ 
eröffnung erfolgt ſei. Sie behauptet, daß K. ſchon vor der 
Konkurseröffnung die Zahlungen eingeſtellt hätte und daß mit 
Einſtellung der Bautätigkeit das Kreditverhältnis ohne weiteres 


gelöſt ſei. Beide Vorderrichter haben die Klage abgewieſen. 


RG. hob auf und wies die Sache in die Inſtanz zurück. Der 
Berufungsrichter meint, daß das von dem Kläger behauptete 
Abkommen, ſeine Richtigkeit unterſtellt, mangels Eintragung 
einer Vormerkung nach 8 1179 BGB., 8 24 KO. nur einen 
perſönlichen Anſpruch auf Herbeiführung der Löſchung hätte 
begründen können und daß dieſer Anſpruch die Entſtehung der 
Eigentümergrundſchuld des Gemeinſchuldners nicht hindern, 
ſondern nur als perſönliche Konkurs forderung nach $ 12 KO. 
im Konkursverfahren geltend gemacht werden könnte. Auch 
einen Bereicherungsanſpruch gegenüber der Konkursmaſſe erkennt 
der Berufungsrichter nicht an, weil ſelbſt in dem Falle, daß 
die Liquidation der vorgehenden Sicherungs hypothek erſt nach 


der Kankurseröffnung ftattgefunden hätte, die damit endgültig 


in die Erſcheinung tretende Eigentümergrundſchuld in bedingter 
Form ſchon vor der Konkurseröffnung beſtanden hätte und 
nicht als eine Bereicherung der Maſſe aufgefaßt werden könnte. 
Dieſe Ausführungen ſind jedoch verfehlt aus dem Grunde, weil 
der Ausgangspunkt des Berufungsrichters unrichtig iſt. Ein 
Abkommen, wie es hier in Frage ſteht, durch das alſo der 
Eigentümer einer neuen Hypothek den Rang unmittelbar hinter 
dem wirklich valutierten Betrage einer vorgehenden Hypothek 
anweiſt, ſtellt ſich nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. 
(f. die Urteile V. 238/86 in Gruchots Beitr. 31, 404; I. 23/87 
in RG. 19, 59; III. 74/00 in JW. 00, 52517; v. 639/05 
in JW. 06, 424“; V. 275/06 vom 23. Februar 1907) bereits 
als ein endgültiger Verzicht auf die künftige Eigentümer⸗ 
grundſchuld wenigſtens inſoweit dar, als es ſich um den 
Vorrang vor der neu eingetragenen Hypothek handelt. Einer 
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beſonderen Form bedarf ein ſolches Abkommen nach heutigem 
Recht zu ſeiner materiellen Rechtswirkſamkeit nicht, es bleibt 
allerdings, wenn die zur Eintragung im Grundbuch erforderlichen 
Formen nicht beobachtet und die Eintragung im Grundbuch 
nicht erfolgt iſt, der Anſpruch auf Nachholung dieſer Formen 
beſtehen, es iſt dies aber kein obligatoriſcher Anſpruch, ſondern 
ein dinglicher Berichtigungsanſpruch, den auch die Konkursmaſſe 
anerkennen muß. Solange die Formen nicht beobachtet und 
die Eintragung nicht wenigſtens in der Geſtalt einer Vor⸗ 
merkung bewirkt iſt, behält allerdings der Eigentümer formell 
die Möglichkeit, unter Widerruf ſeines Verzichtes anderweit 
über die Grundſchuld und deren Vorrang zu verfügen, auf die 
in einem ſolchen Falle ihm gegenüber entſtehenden materiellen 
Rechte kommt es indeſſen im vorliegenden Falle nicht an, weil 
weder er noch der Konkursverwalter anderweit verfügt haben. 
Der Ausbruch des Konkurſes änderte, wie bereits erwähnt, 
an der Sachlage nichts, da der Konkursverwalter bzw. die von 
ihm vertretenen an der Konkursmaſſe beteiligten Perſonen nach 
der ſtuͤndigen Rechtſprechung des RG. keine Dritten find. Auch 
iſt aus 8 24 KO. ebenſowenig wie aus § 1179 BGB. 
etwas herzuleiten, weil ein Abkommen, wie es hier in 
Frage ſteht, nach dem bereits Bemerkten mehr enthält, 
als die in den erwähnten Vorſchriften vorausgeſetzte 
bloße obligatoriſche Bindung. Das Berufungsurteil mußte 
daher aufgehoben, in der Sache ſelbſt konnte aber noch 
nicht erkannt werden, weil die Feſtſtellung, ob das von 
dem Kläger behauptete mündliche Abkommen getroffen worden 
it, noch ausſteht. Sp. c. H. Konk., U. v. 8. Febr. 08, 
256/07 V. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

16, SS 50, 549 ZPD. Nicht die Finanzdeputation, 
ſondern der hamburgiſche Staat iſt Prozeßpartei. Unzuläſſig⸗ 


kit der Reviſion, auch wenn in partikularrechtlichen Geſetzen 


auf Reichsrecht Bezug genommen ift.] 

Im Verſteigerungstermin eines Hamburger Grundſtücks 
blieb N. Meiſtbietender. Die Entſcheidung über den Zuſchlag 
wurde auf Antrag des R. bis zum Termin vom 27. Oktober 1905 
ausgelegt. In dieſem Termin erſchien R. mit dem Kläger 
und erklärte, er habe in Vollmacht des Klägers geboten. Der 
Häger beftätigte dies. Durch den Beſchluß wurde ſodann dem 
Kläger der Zuſchlag erteilt und er ſpäter als Eigentümer in 
das Grundbuch eingetragen. In dieſen von N. und dem 
Kläger im Zuſchlagstermin abgegebenen Erklärungen hat die 
Fnanzdeputation einen Rechtsvorgang erblickt, durch den das 
Aecht auf die Zuſchreibung des Grundſtücks für den Kläger 
eworhen iſt, und fie hat deshalb von ihm auf Grund des 
hanburziſchen Geſetzes vom 1. März 1882 eine Immobiliar⸗ 
abgabe von 789,35 & erfordert, die er entrichtet hat. Mit 
der Klage verlangt der Kläger die Rückzahlung dieſes Betrages. 
Das ON. wies die Klage ab, die Reviſion wurde zurück⸗ 
hewirſen. Als beklagte Partei iſt im angefochtenen Berufungs⸗ 
urteil „die Finanzdeputation in Hamburg“ bezeichnet. Dieſe 
Behörde ſtellt aber keine ſelbſtändige vermögens rechtliche Perſön⸗ 
lihteit dar; fie tritt im Rechtsstreit nur als geſetzlicher Ver⸗ 
beter des Fiskus des hamburgiſchen Staates auf. Der letztere 
bat die ſtteitige Abgabe eingefordert, in feine Kaffe ift fie 
offen und die auf Rückzahlung gerichtete Klage konnte daher 


Juriſtiſche Wöchenſchrift. 


201 


— 


nur gegen ihn gerichtet werden und iſt auch im vorliegenden 
Fall in Wahrheit als gegen den Fiskus ſelbſt gerichtet anzuſehen, 
obſchon in der Klageſchrift nur die Finanzdeputation als beklagte 
Partei bezeichnet iſt. Dieſem Umſtand iſt bei der Faſſung des 
Rubrums des Reviſionsurteils Rechnung getragen worden. In 
der Sache ſelbſt war der Reviſion der Erfolg zu verſagen. 
Der dem Berufungsurteil zugrunde liegende Tatbeſtand iſt 
unſtreitig. Der Streit der Parteien hat lediglich die Frage 
zum Gegenſtand, ob der Berufungsrichter auf dieſen Tatbeſtand 
das die eingezogene Immo biliarabgabe beſtimmende hamburgiſche 
Geſetz vom 1. März 1882 richtig angewendet hat. Die Nach⸗ 
prüfung dieſer Frage iſt dem Reviſionsgericht aber entzogen, 
da jenes Geſetz eine irreviſible Rechtsnorm darſtellt. Die 
Revifion erkennt auch an, daß Verletzungen dieſes Geſetzes von 
ihr nicht zum Gegenſtand einer Beſchwerde gemacht werden 
können, ſie macht aber geltend, daß bei der Anwendung des 
irreviſiblen Geſetzes vom Berufungsrichter Normen des Reichs⸗ 
rechts verletzt worden ſeien; als ſolche Normen bezeichnet ſie 
bie 88 55 und 4 EGGB., den 8156 BB. und den 8 90 3G. 
vom 20. Mai 1898. Mit dieſer Rüge iſt die Reviſion nicht 
zu hören. Der hamburgiſche Staat iſt innerhalb ſeines Gebiets 
in der Ordnung ſeines Steuerweſens völlig frei, ſoweit nicht 
die Reichsverfaſſung oder Reichsgeſetze entgegenſtehen, die gerade 
auf die Einſchränkung des Steuerrechts der einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten gerichtet find, wie dies bei dem Geſetz wegen Beſeiti⸗ 
gung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 zutrifft. An 
ſonſtige Vorſchriften des Reichsrechts iſt der einzelne Bundes⸗ 
ſtaat bei Ausübung ſeines Beſteuerungsrechts nur gebunden, 
ſoweit er ſelbſt im Steuergeſetz auf jene Vorſchriften des Reichs⸗ 
rechts Bezug nimmt und ſie dadurch zu einem Beſtandteil 
ſeines Steuergeſetzes macht. Aber auch in einem ſolchen Fall 
iſt dieſer Beſtandteil ebenſo wie das ganze Steuergeſetz ſelbſt 
der Reviſion entzogen. Im vorliegenden Fall enthält übrigens 
das Steuergeſetz eine ſolche Bezugnahme auf die von der 
Reviſion als verletzt bezeichneten Geſetze ſchon deshalb nicht, 
weil dieſe zur Zeit des Erlaſſes des Steuergeſetzes noch nicht 
beſtanden. Die Beſtimmungen des letzteren haben überdies 
aber auch nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters gegenüber 
den Vorſchriften des damals herrſchenden allgemeinen Rechts, 
alſo auch jetzt gegenüber den als verletzt bezeichneten an die 
Stelle jenes Rechts getretenen Reichsgeſetzen, eine ſelbſtändige 
Bedeutung, ſo daß ihre Verletzung nicht als eine Verletzung 
des Reichsrechts angeſehen werden kann. B. c. hamb. Fiskus, 
U. v. 17. Jan. 08, 184/07 VII. — Hamburg. 

17. 5 92 Abſ. 2 ZPO. enthält keine zwingende Vor⸗ 
ſchrift;] 
Darin, daß das Berufungsgericht wegen der unverhältnis⸗ 
mäßig hohen Zuvielforderung des Klägers § 92 Abf. 2 ZPO. 
nicht für anwendbar erachtet, ſondern die Koſten beider In⸗ 
ſtanzen, wie dies § 92 Abſ. 1 vorſchreibt, nach dem Ver⸗ 
hältniſſe des Obſiegens und Unterliegens der Parteien verteilt 
hat, iſt ein Verſtoß gegen geſetzliche Vorſchriften nicht zu finden. 
§ 92 Abſ. 2 enthält keine zwingende Anordnung, ſondern über: 
läßt es dem Ermeſſen des Gerichts, ob es bei der Verteilung 
der Koſten von der ihm dort gegebenen Befugnis Gebrauch 
machen will. G. c. Eiſenbahnfiskus, U. v. 21. Jan. 08, 


162/07 VII. — Breslau. 
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18. 8 156 ZPO. Unter welcher Vorausſetzung beſteht 
eine Pflicht des Gerichts zur Wiedereröffnung einer geſchloſſenen 
Verhandlung ?] 

Die mündliche Verhandlung, auf die das angefochtene 
Urteil ergangen iſt, hat in dem Termine vom 8. Februar 1907, 
die Verkündung des Urteils in dem hierzu anberaumten Termine 
vom 15. desſelben Monats ſtattgefunden. Am 13. Februar 
ging bei dem Berufungsgericht ein Geſuch des Klägers ein, 
worin er unter anderem erklärte, daß er die vorhin erwähnte 
Eideszuſchiebung nachholen wolle, und zu dieſem Behufe 
Wiedereröffnung der geſchloſſenen mündlichen Verhandlung be⸗ 
antragte. In dem Termine vom 15. Februar iſt dieſer Antrag, 
wie das Sitzungsprotokoll ergibt, vor Verkündung des Urteils 
durch verkündeten Beſchluß abgelehnt worden. Aus dieſem Sach⸗ 
verhalt leitet die Reviſion einen prozeſſualen Angriff her, indem ſie 
geltend macht, durch das Verfahren des Berufungsgerichts fei 
die Vorſchrift des 8 156 ZPO. verletzt. Vorab iſt zu bes 
merken, daß hier nicht zu erörtern iſt, ob bei freiem Ermeſſen 
es ſich für das Berufungsgericht hätte empfehlen ſollen, dem 
Kläger durch die beantragte Wiedereröffnung der Verhandlung 
noch alle Beweismöglichkeiten zugänglich zu machen, oder ob 
die Sachlage ein ſolches Entgegenkommen unangezeigt erſcheinen 
laſſen konnte. Für das Reviſionsgericht kann es ſich nur darum 
handeln, ob das Verfahren des Berufungsgerichts die Annahme 
begründet, daß die angefochtene Entſcheidung auf einer Geſetzes⸗ 
verletzung (8 549 ZPO.) beruhe. Dies aber muß verneint 
werden. Eine prozeſſuale Pflicht zur Wiedereröffnung der 
geſchloſſenen mündlichen Verhandlung hätte für das Gericht 
allerdings beſtanden, wenn in der geſchloſſenen Ver⸗ 
handlung ein unbeachtet gebliebener Anlaß zur Übung der 
Fragepflicht vorhanden geweſen wäre; das Gericht hatte dann 
das nachzuholen, was ſchon in der geſchloſſenen Verhandlung 
hätte geſchehen müſſen (vgl. auch 8 528 Abſ. 2 8 PO.) Ein 
Fall ſolcher Art lag aber nicht vor. Im übrigen beſteht ein 
Recht der Partei, die Wiedereröffnung einer geſchloſſenen Ver⸗ 
handlung zu verlangen, nicht. Sie hat ein Recht, auf Lücken, 
die in ihrem Vorbringen erſichtlich ſind, aufmerkſam gemacht 
zu werden, und zu dieſem Zwecke iſt das Gericht zutreffenden⸗ 
falls auch gehalten, eine geſchloſſene Verhandlung wieder⸗ 
zueröffnen (88 139, 528 Abſ. 2 a. a. O.). Die ZPO. hat 
aber der Partei nicht das Recht gegeben, zu ihrem an ſich 
vollſtändigen und lückenloſen Vorbringen nach ge⸗ 
ſchloſſener Verhandlung noch Behauptungen oder Beweismittel, 
deren nachträgliche Geltendmachung ihr zweckmäßig erſcheint, 
nachzuſchieben und hierzu die Wiedereröffnung der Verhandlung 
zu fordern. Die Vorſchrift des 8 156 ZPO. wonach das 
Gericht die Wiedereröffnung einer geſchloſſenen Verhandlung 
anordnen kann, gibt in ihrer allgemeinen Faſſung dem Gericht 
allerdings die Befugnis, dieſe Anordnung auch in Fällen zu 
treffen, wo nicht, wie vorhin dargelegt, die Pflicht dazu beſteht. 
In Fällen ſolcher Art wird ſich das Gericht durch billiges Er⸗ 
meſſen leiten zu laſſen haben. Ein Recht der Partei iſt aber 
aus 8 156 nicht zu entnehmen, und es kann nicht von einer 
ihr zur Beſchwerde gereichenden Verletzung dieſer Vorſchrift die 
Rede ſein, wenn das Gericht zu dem Ergebniſſe gelangt, daß 
kein Anlaß vorliege, von jener Befugnis Gebrauch zu machen. 
P. c. Sch. u. Gen., U. v. 28. Jan. 08, 173/07 VII. — Celle. 
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19. 8 222 ZPO. Der 24. Juni — St. Johannes der 
Täufer — iſt in München herkömmlich allgemeiner Feiertag.] 

Das Berufungsurteil iſt am 24. Mai 1907 zugeſtellt. 
Die Reviſionsfriſt wäre daher 24. Juni 1907, einem Montage, 
umlaufen geweſen, wenn nicht zu München, an welchem Orte 
die Reviſion eingelegt werden mußte, der 24. Juni — St. Jo⸗ 
hannes der Täufer — allgemeiner Feiertag iſt. Im letzteren 
Falle hätte nach 8 222 Abſ. 2 ZPO die Reviſionsfriſt erſt 
mit Ablauf des nächſten Werktages — des 25. Juni — ge 
endigt und wäre die am 25. Juni erfolgte Einreichung der 
Reviſionsſchrift bei dem Obe G. zu München noch rechtzeitig 
geweſen. Für die rechtsrheiniſchen Gebietsteile des Königreichs 
Bayern iſt nicht durch beſonderes Geſetz geregelt, welche Tage 
allgemeine Feiertage im Sinne von 8 222 Abi. 2 ZPO. find. 
Auf Erſuchen des erkennenden Senats vom 23. Dezember 1907 
hat die Königliche Polizeidirektion zu München die Auskunft 
erteilt, St. Johannes der Täufer — 24. Juni — werde zu 
München mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung her⸗ 
kömmlich als allgemeiner Feiertag gehalten; beiſpielsweiſe ſei 
bei ſtaatlichen Behörden die Bureau⸗ und Geſchäftszeit die 


gleiche wie an Sonntagen. Nach dieſer Auskunft iſt die in 


der Rechtſprechung der bayeriſchen Gerichte ſchon mehrfach an⸗ 
erkannte Annahme gerechtfertigt, daß St. Johannes der Täufer 
— 24. Juni — zu München herkömmlich ein allgemeiner 
Feiertag iſt. — Die Reviſion wurde daher am 25. Juni noch 
rechtzeitig eingelegt. A. c. R., U. v. 4. Febr. 08, 315/07 II. 
— Nürnberg. 

20. 5280 ZPO. Inzidentfeſtſtellungsklage.] 

Die Reviſion hat Bedenken erhoben, ob der Antrag, der auf 
Feſtſtellung der Nichtigkeit der Ehe gerichtet war, gemäß 8 280 
ZPO. geſtellt werden konnte. Die Bedenken find unbegründet. 
Mit dem in der Klagſchrift enthaltenen Antrage hatte der 
Kläger die Rechte eines geſetzlichen Erben zweiter Ordnung 
($ 1925 BGB.) geltend gemacht. Die Beklagte hatte darauf 
Abweiſung der Klage begehrt, weil ſie durch Teſtament als 
Unverſalerbin eingeſetzt ſei und weil fie, wenn das Teſtament 
nichtig wäre, als überlebender Ehegatte ebenfalls zur Erbfolge 
berufen wäre (5 1931 BGB.). Hierauf hat in der münd⸗ 
lichen Verhandlung der Kläger — ohne daß die Beklagte eine 
Einwendung erhoben hatte — den Klagantrag erweitert, indem 
er auch Feſtſtellung verlangte, daß die zwiſchen dem Erblaſſer 
und der Beklagten geſchloſſene Ehe nichtig geweſen ſei. Die 
Reviſion meint, es handle ſich bei der Klagerweiterung nicht 
um ein Rechtsverhältnis und auch nicht um ein Rechts⸗ 
verhältnis, das im Laufe des Prozeſſes ſtreitig geworden 
ſei. Der Einwand geht fehl. Daß eine gültige Eheſchließung 
rechtliche Beziehungen begründet, bedarf keiner Darlegung. In⸗ 
dem der Kläger Feſtſtellung begehrte, daß das rechtliche Ver⸗ 
hältnis, wie es durch eine Eheſchließung begründet werde, 
zwiſchen der Beklagten und dem Erblaſſer nie entſtanden ſei, 
begehrte er die Feſtſtellnng des Nichtbeſtehens eines Rechts⸗ 
verhältniſſes. Das Rechtsverhältnis war ferner im Laufe des 
Prozeſſes ſtreitig geworden; denn die Beklagte hatte ſich dem 
Klagantrag gegenüber auf ihre Eigenſchaft als Ehegatten des 
Erblaſſers geſtützt. Darauf, daß ſchon vor Einleitung des 
Rechtsſtreites bekannt war, die Beklagte behaupte, Teſtaments⸗ 
erbin und Ehegattin des Erblaſſers zu ſein, und daß dies in der 


37. Jahrgang. 


Aagſchrift ſelbſt erwähnt war, kommt es nicht an. — Uns 
zutreffend iſt ferner, wenn die Reviſion geltend macht, der 
Berufungs richter habe dem Umſtand nicht Rechnung getragen, 
daß es ſich um ein der Vergangenheit angehörendes Rechts⸗ 
verhältnis handle. Der Berufungsrichter hat unter Hinweis 
auf RG. 27, 205 ausgeführt, daß die Auflöſung der Ehe 
dem Feſtſtellungsantrag nicht entgegenſtehe, weil die Rechts⸗ 
folgen der Eheſchließung noch fortwirken würden. Die Er 
wägung des Berufungsrichters iſt zu billigen (vgl. JW. 93, 
424°; 03 Beil. 146 Nr. 318). Es iſt auch nicht richtig, daß 
das auf die Feſtſtellung der Nichtigkeit der Ehe gerichtete 
Alagbegehren bereits in dem erſten Klagantrag völlig er⸗ 
ſchöpft wäre. Der Berufungsrichter hat darauf hingewieſen, 
daß der Beklagte an der rechtskräftigen Feſtſtellung der Nichtig⸗ 
keit der Cheſchließung auch ein Intereſſe habe, falls er der 
Beklagten die Führung des Namens ſeiner Familie unterſagen 
wolle. Dieſe Erwägung iſt nicht zu beanſtanden; näher noch 
lag der Hinweis auf 8 1932 oder auf 8 1590 BGB. C. c. C., 
U. v. 30. Jan. 08, 235/07 IV. — Breslau. 

21. 5 286 ZPO. Ablehnung eines Beweisantrags und 
Nichtberückſichtigung einer Zeugenausſage berechtigen nicht zur 
Nevifion.] 

Der Vater und Erblaſſer der Kläger hat ſein Kolonat an 
den Beklagten verkauft und aufgelaſſen. Die Kläger fechten 
den Vertrag als nichtig an; ſie behaupten, ihr Erblaſſer ſei 
damals unzurechnungs fähig geweſen, jedenfalls aber habe der 
Beklagte ſich eines Verſtoßes gegen die guten Sitten ſchuldig 
gemacht, indem er einen geiſtig in hohem Grade minderwertigen 
Menſchen dazu beſtimmt habe, ihm die Beſitzung zu weniger 
als einem Drittel des wirklichen Werts zu übertragen. Der 
Aage wurde ſtattgegeben. RG. beſtätigte. Aus den Gründen: 
Die Reviſion hat geltend gemacht: Es habe die zeugeneidliche 
Ausſage des Notars B. berückſichtigt werden müſſen, und zwar 
auch inſoweit, als ſie nicht im Protokolle ſelbſt niedergeſchrie ben, 
ſondern durch Bezugnahme auf einen näher bezeichneten Teil 
des Schrifſatzes vom 18. Oktober 1904 feſtgeſtellt ſei. Es 
habe ferner auch dem Beweisantrage ſtattgegeben werden müſſen, 
den Notar B. wiederholt, und ferner auch den Bureauvorſteher 
H. darüber als Zeugen zu vernehmen, daß der Erblaſſer der 
Kläger in feinen Angelegenheiten ſehr gut Beſcheid gewußt habe, 
daß er in verwickelten Rechtsangelegenheiten habe Auskunft er⸗ 
teilen können, und daß er ſich noch nach Jahren aller Einzel⸗ 
heiten eines abgeſchloſſenen Geſchäfts erinnert habe. Die 
Revifion glaubt, daß bei Unterſtellung der bekundeten, oder 
dieſer noch zu bekundenden Tatſachen die Vorausſetzungen 
des 8 138 BGB. weder in ſubjektiver noch in objektiver 
Hinſicht vorliegen und die getroffenen Feſtſtellungen nicht 
haltbar ſeien. Allein die Angriffe der Reviſion können nicht 
zu einer Aufhebung des Urteils führen, da die Ablehnung 
des Beweisantrags und die Nichtberückſichtigung der Aus⸗ 
ſage des Zeugen B. von keiner Bedeutung ſind für den 
Beſtand des Urteils. Das Berufungsgericht unterſtellt, daß 
der Zeuge B. ſeine Ausſage beſtätigen wird und daß er und 
H. auch die weiter behaupteten Tatſachen bekunden werden, 
allein es erklärt, daß dadurch bei dem übrigen Ergebniſſe der 
Beweisaufnahme und insbeſondere bei dem Gutachten der beiden 
Arzte, die den Verſtorbenen genau gekannt, ihn mit behandelt 
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und beobachtet haben, die Überzeugung nicht würde erſchüttert 
werden können, daß der Verſtorbene ein in ſehr hohem Grade 
geiſtig minderwertiger und beſchränkter Menſch „geivefen ſei. 
Dieſe Begründung iſt rechtlich einwandfrei. Beobachtungen, die 
der Notar B. und ſein Bureauvorſteher bei Aufnahme der an⸗ 
gefochtenen oder auch ſonſtiger Verträge angeblich gemacht 
haben, konnte das Berufungsgericht gegenüber dem, was andere 
und auch ſachverſtändige Perſonen geſehen und geurteilt haben, 
für belangslos erachten. Beweiſe zu erheben über Tatſachen, 
die gegenüber dem anderweitigen Ergebniſſe der Beweisaufnahme 
die richterliche Aberzeugung nicht beeinflußen konnten und des⸗ 
halb unerheblich waren, beſtand für das Berufungsgericht 
keine Verpflichtung. L. c. B., U. v. 12. Febr. 08, 264/07 V. 
— Hamm. 

22. 8 304 ZPO. Ausſpruch des RG. darüber, daß das 
Berufungsgericht nur bezüglich des bezifferten Betrages ein 
Zwiſchenurteil dem Grunde nach, hinſichtlich des ſonſt feſt⸗ 
zuſtellenden künftigen Schadens ein Endurteil hätte erlaſſen 
können und dies im weiteren Verfahren zu beachten ſei.] 

Das Berufungsgericht hat in der Faſſung der Urteils⸗ 
formel gefehlt. Die Klage war erhoben auf Zahlung eines 
bezifferten Betrags für bisher entſtandenen Schaden und auf 
Feſiſtellung, daß der Beklagte verpflichtet ſei, den weiterhin 
entſtehenden Schaden zu erſetzen. Nur der Leiſtungsanſpruch 
konnte durch Zwiſchenurteil nach 8 804 ZPO. dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt werden; im übrigen mußte 
Feſtſtellungsendurteil ergehen. Nun hat das Berufungsgericht, 
ſoweit es nach dem Klagantrag erkannte, nur ein Zwiſchen⸗ 
urteil nach 8 804 ZPO. erlaſſen. Damit wollte es aber 
nicht etwa nur den Leiſtungsanſpruch, ſondern offenbar den 
ganzen Schadenserſatzanſpruch verbeſcheiden, in Wahrheit alſo 
ein Zwiſchenurteil über die bezifferte Klagforderung und ein 
Feſtſtellungsurteil hinſichtlich des übrigen Begehrens erlaſſen. 
In dem künftigen Verfahren wird der bezeichnete Inhalt der 
Entſcheidung als der von dem Berufungsgericht gewollte zu 
gelten haben. W. c. S., U. v. 25. Jan. 08, 165 / 07 VI. — Jena. 

23. 8 446 3PO. Müſſen Urteilsgründe einen Eidesantrag 
erwähnen, wenn das Gegenteil der zu beſchwörenden Tatſache 
angenommen wird 7] 

Die Reviſion rügt, eine Eideszuſchiebung, die jedenfalls 
erheblich war, ſei in den Urteilsgründen übergangen. — Dem 
Angriffe der Reviſion iſt zuzugeben, daß die Urteilsgründe des 
Berufungsgerichts jene Eideszuſchiebung ausdrücklich nicht er⸗ 
wähnen. Das Berufungsgericht hatte indes das Gegenteil der 
Tatſache, über die der Eid zugeſchoben war, für erwieſen er⸗ 
achtet. Deshalb war die Eideszuſchiebung unzuläſſig — § 446 
ZPO. —. Das Berufungsgericht hatte aber nicht nötig, das 
letztere in ſeinen Urteilsgründen ausdrücklich auszuſprechen. 
K. c. S., U. v. 31. Jan. 08, 438/07 II. — Cöln. 

24. 8 547 Nr. 1 ZPO. Zuläſſigkeit der Berufung bzw. 
der Reviſion, wenn die Vertretungsmacht des Konkursverwalters 
nach der von ihm eingelegten Berufung wegen Beendigung des 
Konkursverfahrens weggefallen ift.] 

In einem von dem Kläger gegen einen Konkursverwalter 
wegen 1800 & erhobenen Prozeſſe war erſterer in II. Inſtanz 
mit ſeiner Klage abgewieſen, nach Einlegung der Berufung 
das Konkursverfahren aufgehoben worden. Die Reviſion des 
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Klägers wurde zurückgewieſen: Da die Reviſionsſumme zweifels⸗ 
ohne nicht vorliegt, ſo könnte die Reviſion nur ſtattfinden, in⸗ 
ſoweit es ſich um Unzuläſſigkeit der Berufung handelt — 
5 547 Nr. 1 ZPO. —. Nach der ſtändigen Rechtſprechung 
des RG. handelt es ſich um Unzuläſfigkeit der Berufung im 
Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift auch dann, wenn das Berufungs- 
gericht, wie im gegebenen Falle, unter Verneimmg der Uns 
zuläſſigkeit materiell entſchieden hat. Die Reviſion verkennt 
nicht, daß die Berufung des Beklagten im gegebenen Falle in 
zuläſſiger Weiſe eingelegt war. Sie vertritt aber den in der 
Berufungsinſtanz geltend gemachten Standpunkt, die Berufung 
ſei durch Beendigung des Konkursverfahrens und den damit 
gegebenen Wegfall der Vertretungsmacht des Konkursverwalters 
für und gegen letzteren unzuläſſig geworden. Dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt indes unrichtig. Selbſt wenn nach Einlegung der 
Berufung die Vertretungsmacht des Konkursverwalters weg⸗ 
gefallen wäre, ſo würde dadurch ſeine Berufung nicht un⸗ 
zuläſſig, ſondern, ſoweit er das Berufungsverfahren weiter 
verfolgt hat, ihm gegenüber unbegründet geworden ſein. 
Darnach fehlt es an der bezeichneten Vorausſetzung des § 547 
Nr. 1; die Prüfung durfte ſich nur auf deren Vorliegen 
erſtrecken. Mit ihrer Verneinung war die Reviſion zurück⸗ 
zuweiſen. S. c. L., U. v. 24. Jan. 08, 421/07 II. — Berlin. 

25. 8 561 ZPO. in Verb. mit 88 96, 108 Abſ. 2, 116 8G. 
Die rechtliche Tragweite des in der Zuſchlagsentſcheidung 
bekundeten Willens des Vollſtreckungsrichters unterliegt der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts; der Zuſchlagsbeſchluß iſt 
eine der Rechtskraft fähige gerichtliche Entſcheidung.] 

Kläger, der gemeinſchaftlich mit dem Kolon H. von dem 
Landwirt D. in Malmershaupt deſſen geſamtes zum Kolonat 
Nr. 2 ebenda gehörendes lebendes und totes Inventar für 
etwa 7000 & gekauft und im Leihbeſitze des Verkäufers belaſſen, 
demnächſt nach dem Tode des H. auch deſſen Eigentumsanteil 
erworben hat, hat bei der im Jahre 1906 über das bezeichnete 
Kolonat eingeleiteten Zwangsverſteigerung ſein Eigentum an 
dieſen Gegenſtänden angemeldet. Auf Grund des im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren ergangenen Zuſchlagsbeſchluſſes, in dem 
der Beklagte den Zuſchlag erhalten hat und ausgeſprochen wird, 
daß der Anſpruch des Klägers auf Herausgabe des geſamten 
Hofinventard dem Erſteher gegenüber beſtehen bleibe, hat Kläger 
im gegenwärtigen Prozeß mit dem Antrage geklagt, den Beklagten 
zur Herausgabe der fraglichen, in einer Anlage der Klageſchrift 
im einzelnen aufgeführten Inventarſtücke, eventuell zur Erſtattung 
deren dabei vermerkten Wertes nebſt Zinſen zu verurteilen. 
Beklagter hat Abweiſung der Klage beantragt. Dieſem Antrage 
gemäß hat der erſte Richter erkannt. Die Berufung des Klägers 
iſt zurückgewieſen. RG. hob auf und wies die Sache in die 
Inſtanz zurück. Der Berufungsrichter geht zutreffend davon aus, 
daß, um Zubehörſtücke eines zur Zwangsverſteigerung kommenden 
Grundſtücks von der Mitverſteigerung auszuſchließen, es nach 
8 55 Abſ. 2 3G. nicht genügt, das Recht auf die Gegen⸗ 
ſtände im Verſteigerungstermin anzumelden, daß vielmehr 
derjenige, der ihre Ausſchließung von der Verſteigerung herbei⸗ 
führen will, rechtzeitig einen Beſchluß des Prozeß⸗ oder Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts gemäß SS 771 Abſ. 3, 769 3PO., der 
die einſtweilige Einſtellung des Zwangsvollſtreckungs verfahrens 
bezüglich der fraglichen Zubehörſtücke anordnet, erwirken muß 
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und daß, wenn dies nicht geſchehen ift, trotz der etiva erfolgten 
Anmeldung des Rechts auf die Gegenſtände und nutz der 
Kenntnis, die der Erſteher durch dieſe Anmeldung oder auf 
etwaige ſonſtige Weiſe von dem Beſtehen des Rechts erlangt 
hat, der Zuſchlag des Grundſtücks zugleich auch kraft Geſetzes 
das Eigentum an den fraglichen Gegenſtänden auf dem Erſteher 
mitüberträgt. Dieſe Grundſätze bringt der Berufungsrichter 
auch auf den vorliegenden Fall zur Anwendung. Er führt aus, 
der in dem Zuſchlagsbeſchluß enthaltene Vermerk, anf den der 
Kläger ſeinen Herausgabeanſpruch im gegenwärtigen Prozeß 
ſtütze, ſei entſprechend der nach Ausweis des Verſteigerungs⸗ 
protokolls erfolgten bloßen Anmeldung des klägeriſchen Rechts 
ein bloßer Vorbehalt dieſes Rechts. Er beſage nur, daß es 
dem Kläger unbenommen bleiben ſolle, ſeinen etwaigen Anſpruch 
auf Herausgabe des Inventars trotz des Zuſchlages gegen den 
Erſteher geltend zu machen, daß aber an ſich der Zuſchlag auch 
auf das von dem Kläger beanſpruchte Inventar ſich erſtrecken 
ſolle. Dieſe Bedeutung des bezüglichen Vermerks erhelle ins⸗ 
beſondere aus der vom Kläger behaupteten Außerung des Voll⸗ 
ſtreckungsrichters im Verſteigerungstermin: der Kläger ſei nach 
dem von ihm beigebrachten Kauf⸗ und Leihvertrage Eigentümer 
des Inventars und wenn das richtig ſei, dann erhalte der 
Erſteher das Inventar nicht. Dem Angriff der Reviſion, der 
ſich gegen dieſe Ausführungen richtet, konnte der Erfolg nicht 
verſagt werden. Es fragt ſich zunächſt, ob nicht in der An⸗ 
nahme des Berufungsrichters, wonach das Vollſtreckungsgericht 
durch die Erwähnung des klägeriſchen Rechts in der Formel 
des Zuſchlagsbeſchluſſes etwas weiteres als einen bloßen Vor⸗ 
behalt nicht habe ausſprechen wollen, eine die Nachprüfung 
in der Reviſionsinſtanz ausſchließende tatſächliche Feſtſtellung 
im Sinne des 8 561 ZPO. liegt. Das war zu verneinen. 
Allerdings iſt der erkennende Senat in dem Urteil vom 
10. Oktober 1899, RG. 45, 331, ſowie vorher bereits in dem 
Urteil vom 21. Januar 1891, JW. S. 1277, davon aus⸗ 
gegangen, daß der in dem Erlaß des Zuſchlagsurteils (beſchluſſes) 
ſich kundgebende Wille des Vollſtreckungsrichters, anders wie 
die Tätigkeit des Spruchrichters, nicht einen Erkenntnisakt dar⸗ 
ſtelle, der lediglich das vorhandene und als vorhanden gefundene 
Recht zwiſchen den Parteien deklariere, vielmehr inſofern, als 
er einen beſtehenden Rechtszuſtand ändere und einen neuen 
ſchaffe, die Natur eines konſtitutiven Willensaktes habe und 
daß er daher hinſichtlich ſeiner Auslegung und deren Nach⸗ 
prüfung in der Reviſionsinſtanz mit dem Vertragswillen der 
Parteien auf eine Stufe geſtellt werden müſſe. Damals handelte 
es ſich indeſſen um Feſtſtellung des Sinnes und der Bedeutung 
beſonderer Verſteigerungsbedingungen, die abweichend von den 
geſetzlichen ſeitens der Beteiligten feſtgeſetzt und als ſolche in 
den Zuſchlagsbeſchluß aufgenommen worden waren, ſo daß der 
Streit die Auslegung des letzteren nur mittelbar, unmittelbar 
dagegen die bei der Verſteigerung abgegebenen Parteierklärungen 
betraf. Dementſprechend iſt denn auch am Schluß des zitierten 
Urteils ausdrücklich hervorgehoben, daß die rechtliche Trag⸗ 
weite des in der Zuſchlagsentſcheidung bekundeten Willens 
des Vollſtreckungsrichters der freien Nachprüfung des Reviſions⸗ 
gerichts unterliege. Der letztere Fall aber iſt gegenwärtig 
gegeben. Denn die Verſteigerung hat, wie das Verſteigerungs⸗ 
protokoll beſagt, nach den geſetzlichen Verſteigerungs⸗ 
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bebingungen ſtattgefunden, und es iſt mithin nur die Frage zu 
entſcheiden, mit welcher Wirkung der Vollſtreckungsrichter das 
llägeriſche Recht dadurch, daß er es der Anmeldung gemäß im 
Zuſchlagsbeſchluß berückſichtigte, zur Geltung hat bringen wollen. 
Dieſer Wille iſt, da der Zuſchlagsbeſchluß, unbeſchadet ſeines 
im übrigen von dem Urteil des Spruchrichters abweichenden 
Charakters, gleich dieſem eine der Rechtskraft fähige gerichtliche 
Entſcheidung darſtellt, 88 96, 108 Abſ. 2, 116 38VG., für 
bie Geſtaltung der infolge des Zuſchlags zwiſchen den Beteiligten 
eintretenden Rechtswirkungen unbedingt maßgebend. Es kommt 
dabei nichts darauf an, ob er ſich mit dem Geſetze in Einklang 
befindet oder grobe Rechtsverſtöße enthält. Denn auch im 
letzteren Falle iſt Abhilfe durch rechtzeitige Anfechtung des 
Zuſchlagsbeſchluſſes mit der ſofortigen Beſchwerde möglich. 
Unterlaſſen die Beteiligten dies, fo müflen fie die daraus ſich 
ergebende geſetzwidrige Geſtaltung ihrer gegenſeitigen Rechts⸗ 
beziehungen gegen ſich gelten laſſen. Nachträgliche Korrektur 
im Prozeß wege iſt ausgeſchloſſen, vgl. das Urteil des erkennenden 
Senats vom 16. Juni 1906 V. 594/05. Für den vorliegenden 
Fall kann der Auffaſſung des Berufungsrichters, daß der Volk 
ſtrechmgsrichter das Hofesinventar dem Beklagten als Erſteher 
unbedingt habe zuſchlagen wollen und daß demgegenüber die 
gleichzeitig zugunſten des Klägers hinzugefügte Einſchränkung 
einen bloßen Vorbehalt bedeute, der als ſolcher allerdings der 
rechtlichen Wirkung entbehren würde, vgl. RG. 39, 293; 
JW. 01, 46729, nicht beigetreten werden. (Wird begründet.) 
K. e. K., U. v. 3. Febr. 08, 284/07 v. — Celle. 

26. 88 945 (917) 3PO. Vorausſetzungen der Schadens⸗ 
erſatzpflicht wegen Erwirkung eines ſich „als von Anfang an 
ungerechtfertigt“ erweiſenden Arreſtes.] 

Der Berufungsrichter hat geprüft, ob die Anordnung der 
beiden Arreſte vom 17. und vom 24. Auguſt 04 von Anfang 
an ungerechtfertigt oder ob deren Anordnung vielmehr gerecht⸗ 
fertigt geweſen ſei. Die Feſtſtellung des Berufungsrichters, 
daß ein Arreſtgrund gegeben geweſen ſei, iſt von dem Be⸗ 
llagten, Reviſionskläger, als auf Rechtsirrtum beruhend ans 
gegriffen; fie iſt von dem Berufungsrichter in folgender Weiſe 
gründet: An die vom Geſetzgeber in § 917 geforderte Bes 
ſorgnis ſei ein objektiver Maßſtab zu legen; geſchützt ſolle 
nur werden eine Beſorgnis, die ſich als das Ergebnis der 
Prüfung eines verſtändig en, ruhigen Mannes darſtelle. Im 
burkegenden Falle ſei das Geſamtbild, das ſich aus den der 
Klägerin zu Gebote ſtehenden Ermittlungen ergeben habe, ein 
ſo ungünſtiges geweſen, daß auch ein ſorgfältiger und nüchtern 
präfender Beurteiler von einer Arreſtgefahr habe ausgehen 
dürfen; es ſei dadurch ins beſondere die Annahme gerechtfertigt 
heweſen, daß der Beklagte ſein Geſchäft nachläffig und leicht⸗ 
fertig betreibe, daß er ſeine finanziellen Mittel für außer⸗ 
heſchäftliche Zwecke verwende und daß durch dieſes auffällige 
Lebahren vorausſichtlich ein die Nichtbefriedigung feiner 
Nläubiger verurſachender Zuſammenbruch ſeines Geſchäfts werde 
berbeigeführt werden. Dem Beklagten könne zugegeben werden, 
daß ſich dieſe Beſorgnis ſchließlich nicht als gerechtfertigt ers 
wien habe; die Geſchäftslage des Beklagten ſei tatſächlich fo 
teweſen, daß er feinen Verbindlichkeiten nachkommen konnte 
und auch ohne den Arreſt nachgekommen wäre; es könne auch 
nuch den damaligen Ermittlungen nicht angenommen werden, 
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daß fein Geſchäftsbetrieb und fein ſonſtiges Verhalten tatſächlich 
leichtfertig und die Gläubiger gefährdend gewefen ſei. Aber 
dies ſei unerheblich. Die Klage aus 5 945 ſei nur dann bes 
gründet, wenn bei der Anordnung des Arreſtes keine Beſorgnis 
im Sinne des § 917 gegeben war. Hier ſei fie gegeben ge 
weſen, denn die den Beteiligten zu Gebote ſtehenden Wahr⸗ 
nehmungen ſeien fo eigenartig und auffällig geweſen, daß auch 
ein ſorgfältig und nüchtern prüfender Mann eine Gefährdung 
des Anſpruchs habe annehmen diirfen. Wenn aber der Gläubiger 
befugt geweſen ſei, einen Arreſtbefehl zu erwirken, der mit der 
Sache befaßte Arreſtrichter — dem (wie der Berufungsrichter 
an einer anderen Stelle ſeiner Ausführungen ſagt) eine erheb⸗ 
liche Gefährdung für ſehr wahrſcheinlich gelten mußte — ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, den Arreſt zu erlaſſen, ſo könne von einer 
Schadenserſatzklage aus 8 945 auch dann nicht die Rede fein, 
wenn ſich die die Arreſtmaßregel rechtfertigende Beſorgnis 
hinterher als unbegründet erweiſe. Demgegenüber hat der 
Reviſionskläger ausgeführt: Die Schadenserſatzpflicht aus 8 945 
ZPO. ſei unabhängig von einem Verſchulden des Gläubigers. 
Der Berufungsrichter ſtelle feſt, die Beſorgnis, es werde 
ſchließlich ein die Nichtbefriedigung der Gläubiger verurſachender 
Zuſammenbruch des Geſchäfts des Beklagten herbeigeführt 
werden, habe ſich nicht als gerechtfertigt erwieſen; damit aber 
ſei das objektive Nichtvorhandenſein eines Arreſtgrundes dar⸗ 
getan und die Schadenserſatzpflicht des Gläubigers begründet. 
Der gute Glaube und die von dem Berufungsrichter an⸗ 
genommene ſubjektiv gerechtfertigte Befürchtung des Gläubigers 
ſchließe feine Schadenserfatzpflicht nicht aus. Dieſe Aus 
führungen vermögen das Berufungsurteil nicht zu erſchüttern. 
Es iſt freilich unbedenklich zutreffend, daß ein Verſchulden des 
Arreſtgläubigers keine Vorausſetzung der Erſatzklage aus § 945 
ZPO. bildet; davon geht auch der Berufungsrichter offen⸗ 
ſichtlich aus. Auch das iſt anzuerkennen, daß der bloße gute 
Glaube und die bloß ſubjektive Befürchtung eines Gläubigers 
zur Begründung einer Beſorgnis im Sinne des 8 917 nicht 
ausreichen und die Klage aus § 945 nicht ausſchließen. Auch 
letzteres verkennt der Berufungsrichter nicht; er legt vielmehr 
an die, in 8 917 als Vorausſetzung für den Arreſt erforderte 
Beſorgnis: daß ohne deſſen Verhängung die Vollſtreckung des 
Urteils vereitelt oder weſentlich erſchwert werden würde, einen 
objektiven Maßſtab an, und er bezeichnet ſie zutreffend als 
die Beſorgnis eines verſtändigen ruhigen Mannes auf Grund 
eingehender gewiſſenhafter Prüfung des vorliegenden Tatſachen⸗ 
materials; er ſtellt weiter feſt, daß die den Beteiligten zu Ge⸗ 
bote ſtehenden Wahrnehmungen ſo eigenartige und auffallende 
geweſen ſeien, daß auch ein ſorgfältig prüfender Mann eine 
Gefährdung habe annehmen dürfen und daß der Richter bei 
der Lage der Sache zur Zeit der Anordnung der Arreſte 
verpflichtet geweſen fei, fie zu erlaſſen. Deshalb ver: 
neint der Berufungsrichter die Schadenserſatzpflicht aus 8 945: 
wiewohl ſich die Beſorgnis „ſchließ lich nicht als gerecht⸗ 
fertigt“, „hinterher als unbegründet“ erwieſen habe und nach 
den damaligen (d. i. den ſpäteren) Ermittlungen nicht an⸗ 
genommen werden könne, daß das Verhalten des Beklagten 
ein die Gläubiger gefährdendes geweſen ſei. Der rechtlichen 
Auffaſſung des Berufungsrichters ift beizutreten. Beſorgnis 
iſt eine Vorſtellung, die aus gegebenen Tatſachen eine Folge⸗ 
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rung hinſichtlich des Eintritts künftiger Ereigniſſe zieht. 
Eine Beſorgnis im Smne des 5 917 iſt gegeben, wenn ſolche 
Tatſachen vorliegen, daß aus ihnen für einen ruhig und ver⸗ 
nünftig abwägenden Menſchen, insbeſondere für den Richter 
die Gefährdung der künftigen Zwangsvollſtreckung gegeben er⸗ 
ſcheint. Der Arreſt findet gegen zu befürchtende Ver⸗ 
änderungen in der gegenwärtigen Vermögenslage des Schuldners 
ſtatt; der Gläubiger ſoll geſchützt werden gegen Ereigniſſe in 
Anſehung deren wahrſcheinlich iſt, daß ſie künftig eintreten 
werden; auch in der Vergangenheit liegende Tatſachen können 
die Beſorgnis für künftige Vereitelung oder Erſchwerung der 
Zwangsvollſtreckung erwecken. Im vorliegenden Falle iſt zur 
Zeit des Erlaſſes der Arreſtbefehle eine Beſorgnis in dem vor⸗ 
ſtehend bezeichneten Sinne als begründet zu erachten geweſen; 
die Anordnung der Arreſte war daher nicht ungerechtfertigt. 
Wenn ſich nachher die Beſorgnis als eine unbegründete er⸗ 
wieſen hat, ſo iſt dieſes nicht von Bedeutung. Ob Ereigniſſe, 
deren Eintritt zu befürchten iſt, ſpäter tatſächlich eintreten werden, 
ſteht immer dahin, weſentlich iſt nur, daß nahe liegende Gründe 
für ihren Eintritt ſprachen. 8 917 ZPO. verlangt nicht, daß 
ohne die Verhängung des Arreſtes die Vollſtreckung des Urteils 
vereitelt oder weſentlich erſchwert werden würde, ſondern 
nur, daß ohne die Verhängung eine ſolche Vereitelung oder 
Erſchwerung zu beſorgen iſt. Das kann aber nur nach dem 
Zeitpunkt des Erlaſſes bemeſſen werden. Nun ſoll freilich im 
vorliegenden Falle die Beſorgnis der Gefährdung der Gläubiger 
auch inſofern eine irrige geweſen ſein, als nach den ſpäteren 
Ermittlungen nicht anzunehmen iſt, daß das Verhalten des Be⸗ 
klagten tatſächlich leichtfertig und die Gläubiger gefährdend 
geweſen wäre; es ſollen alſo nach den ſpäteren Ermittlungen 
diejenigen Tatſachen, die die Beſorgnis der Gefährdung der 
Gläubiger nahe legten und wahrſcheinlich machten, in Wahrheit 
nicht vorhanden, nicht wahr geweſen ſein. Aber auch dieſes 
muß für unerheblich erachtet werden. In der in Frage 
kommenden Zeit waren ſie, da ſie glaubhaft gemacht waren, 
in Betracht zu ziehen, und es mußte mit ihnen gerechnet werden; 
fie begründeten die Beſorgnis des § 917 und laſſen deswegen 
die angeordneten Arreſte als rechtmäßig und nicht als von 
Anfang an ungerechtfertigt erſcheinen. Nur bei „von Anfang 
an ungerechtfertigten“ Arreſten (oder einſtweiligen Verfügungen) 
iſt die Klage aus 8 945 gegeben. In dieſer Beziehung noch 
weiter zu gehen und den Fall, wenn die Beſorgnis der 
Gefährdung, eine irrige geweſen iſt, wegen objektiven 
Fehlens des Arreſtgrundes, dem anderen Falle völlig gleich⸗ 
zuſtellen, wenn ein zu ſichernder Anſpruch fehlte, iſt durch 
den Wortlaut des § 945 nicht geboten. Der weſentliche Unter: 
ſchied zwiſchen der Natur des Arreſtgrundes, als einer auf 
Schlußfolgerungen beruhenden Vorſtellung des Menſchen über 
den Lauf künftiger Dinge, und der Natur des Anſpruchs, als 
eines Rechts, deſſen Beſtehen oder Nichtbeſtehen objektiv gewiß 
iſt, ſtehen einer ſolchen völligen Gleichſtellung des ſich ſpäter 
ergebenden, objektiv fehlenden Arreſtgrundes und des Fehlens 
des Anſpruchs ſowie einer ausdehnenden Auslegung des 8 945 
in erheblichſter Weiſe entgegen. Die Entſtehungsgeſchichte des 
8 945 ſpricht ebenfalls nicht für die Anwendbarkeit des 8 945 
auf Fälle der hier erörterten Art. (Wird ausgeführt.) M. 
c. N. & Co., U. v. 31. Jan. 08, 330/07 II. — Dresden. 
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Handelsgeſetzbuch. 

27. Art. 273 (a. F.) 88 28, 343 (n. F.) HB. Als 
Handelsgeſchäft (Vorbereitungsgeſchäft) iſt auch der Erwerb des 
Handelsgeſchäfts anzuſehen.] 

Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehemannes der Klägerin 
gehörte ein in B. unter der Firma A. Z. betriebenes Geſchäft. 
Aber dieſes Geſchäft ſchloß die Klägerin mit ihrem Sohne O. 
den Vertrag vom 16. Januar 1896. Im 8 1 des Vertrags 
wird erwähnt, daß die Klägerin „fiduziariſche Inhaberin“ des 
Geſchäfts ſei und daß ihr Sohn O. das Geſchäfts bereits in 
der letzten Zeit geleitet habe. Im 8 2 des Vertrags wird 
beſtimmt, daß die Klägerin nun dieſes Geſchäft mit ſämtlichen 
Forderungen und Schulden auf ihren Sohn übertrage und daß 
fie „von dem geſamten Vermögen“ den Betrag von 80 000 & 
zur freien Verfügung ausgeantwortet erhalten ſolle und zwar 
50 000 & ſofort und den Reſt von 30 000 & in Jahres- 
zahlungen von 5 000 &. Wie das Berufungsgericht weiter feſt⸗ 
geſtellt hat, war die Klägerin von ihrem Ehemanne zur Erbin 
und O. Z. auf den Überreſt eingeſetzt worden. O. ſchloß am 
19. Juni 1903 mit W. einen Vertrag ab, inhalts deſſen W. 
in das von O. unter der Firma A. Z. betriebene Geſchäft als 
perſönlich haftender Geſellſchafter eintrat. Die Firma A. Z. 
blieb unverändert. In die ſomit errichtete offene Handels⸗ 
geſellſchaft brachte O. Z., wie es im 8 2 des Vertrags heißt, 
ſein erwähntes Geſchäft mit Forderungen und Schulden ein. 
Am 8. Juli 1904 wurde über das Vermögen der offenen 
Handelsgeſellſchaft A. Z. das Konkursverfahren eröffnet und der 
Beklagte zum Konkursverwalter beſtellt. Im Konkurſe meldete 
die Klägerin 30 000 & Reſtkaufgeld aus dem Vertrage an. 
Dieſe Forderung wurde von dem Konkursverwalter beſtritten. 
Im gegenwärtigen Rechtsſtreite verlangt die Klägerin auf 
Grund des 8 146 KO. die Feſtſtellung ihrer angemeldeten 
Forderung. Beklagter wurde verurteilt, die Reviſion zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: Nach § 28 Abſ. 1 des neuen 
HGB. haftet, wenn jemand als perſönlich haftender Geſell⸗ 
ſchafter in das Geſchäft eines Einzelkaufmanns eintritt, die 
Geſellſchaft für alle im Betriebe des Geſchäfts entſtandenen 
Verbindlichkeiten des früheren Geſchäftsinhabers. Hiernach würde 
die offene Handelsgeſellſchaft A. Z. für die Schuld des früheren 
Geſchäftsinhabers O. Z. an ſeine Mutter, die Klägerin, von 
30 000 & haften, wenn dieſe Schuld eine im Betriebe des 
Geſchäfts entſtanden wäre. Die Reviſion beftreitet dies, allein 
ihren Ausführungen kann nicht beigepflichtet werden. Die 
30 000 & ſtellten einen Teil der Gegenleiſtung dar, die O. 
ſeiner Mutter dafür ſchuldete, daß dieſe ihm das Geſchäft, das 
ihm ſonſt erſt nach ihrem Ableben zugefallen wäre, ſchon bei 
Lebzeiten überließ. Die Klägerin begab ſich ſomit des ihr als 
Fiduziarerbin ihres Ehemannes nach 8 466 ALR. (I, 12) zus 
ſtehenden Nießbrauchs und ihr Sohn erwarb das Geſchäft als 
freies Eigentum. Die Schuld entſtand ſonach bei dem Erwerbe 
des Geſchäfts und ermöglichte dem Sohne, der bisher das 
Geſchäft nur leitete, überhaupt erſt den ſelbſtändigen Geſchäfts⸗ 
betrieb. Derartige Schulden ſind Geſchäftsſchulden, ſowohl im 
Sinne des alten wie des neuen HGB. Nach Art. 273 Abſ. 1 
des alten HGB. waren alle einzelnen Geſchäfte eines Kauf⸗ 
manns, die zum Betriebe ſeines Handelsgewerbes gehörten, 
als Handelsgeſchäfte anzuſehen und nach § 343 des neuen 
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508. find alle Geſchäfte eines Kaufmanns, die zum Betriebe 
ſeines Handelsgewerbes gehören, Handelsgeſchäfte. Die ſoge⸗ 
nannten Vorbereitungsgeſchäfte ſind der richtigen Meinung nach 
zum Betriebe des Handelsgeſchäfts zu rechnen, denn fie hängen 
mit dem Betriebe ſo weſentlich zuſammen, daß ohne 
fie von einem Geſchäfts betriebe nicht die Rede fein 
kann (z. B. Mietung eines Ladens, Anſchaffung von Waren, 
Annahme von Handlungsgehilfen). Zu dieſen Vorbereitungs⸗ 
geſchäften gehört auch der Erwerb eines Handelsgeſchäfts im 
ganzen. Dafür, daß dieſes Grunderwerbsgeſchäft anders als 
die einzelnen Vorbereitungsgeſchäfte zu behandeln wäre, liegt 
lein gerechtfertigter Grund vor. Die durch den Erwerb eines 
Handelsgeſchäfts eingegangene Schuld laſtet als Geſchäfts⸗ 
ſchuld auf dem Handelsgeſchäft und der Erwerber des Handels⸗ 
geſchäfts haftet für dieſe Schuld fo, als wenn fie nach dem 
Erwerbe durch den Geſchäfts betrieb entſtanden wäre. Darauf, 
daß O. zu der Zeit, als er das Handelsgeſchäft erwarb, noch 
nicht Kaufmann war — worauf die Reviſion hinweiſt —, kommt 
es nicht an. Auch der Nichtkaufmann ſchließt ein Handels- 
geſchäft ab, wenn er ein kaufmänniſch betriebenes Geſchäft zum 
Weiter betrieb erwirbt. Er wird eben dadurch Kaufmann und 
der Erwerb des Handelsgeſchäfts iſt ſein erſtes Geſchäft als 
Kaufmann. An dieſer Rechtslage ändert auch nichts der von 
der Reviſion hervorgehobene Umſtand, daß O. das Geſchäft im 
Wege der Erbauseinanderſetzung erwarb und der Vertrag 
vom 16. Januar 1896 vom Berufungsgericht als Erbausein⸗ 
anderſetzungsvertrag angeſehen worden iſt. In welcher Art ſich 
der Erwerb eines kaufmänniſchen Geſchäfts vollzieht, iſt für die 
rechtliche Beurteilung einer Schuld als Geſchäftsſchuld von 
keinem Einfluſſe. Handelte es ſich aber um eine Geſchäfts⸗ 
ſculd, fo war die Schuld auch auf die offene Handelsgeſellſchaft 
A 3. als Geſellſchaftsſchuld übergegangen und es kam 
im Verhältniſſe der Geſellſchaft zur Klägerin darauf nicht an, 
ob der neu eingetretene Geſellſchafter von dem Daſein dieſer 
Schuld Kenntnis hatte oder nicht. Die Klägerin war demzu⸗ 
folge berechtigt, ihre Forderung als eine Forderung an die 
offene Handelsgeſellſchaft A. Z. im Konkurſe über ihr 
Vermögen anzumelden und die Klage auf Feſtſtellung zu 
erheben. — Z. Konk. c. Z., U. v. 17. Febr. 08, 292/07 IV. 
— Berlin. | | 
28. 574 HGB. findet keine Anwendung, wenn das Dienſt⸗ 
verhältnis zwiſchen Prinzipal und Handlungsgehilfen gleichzeitig 
bei Verabredung der ſog. Konkurrenzklauſel aufgelöft wird.] 
Laut Vertrag vom 27. November 1900 ftellte die Beklagte 
den Kläger für die Zeit vom 1. Januar 1901 bis dahin 1904 
als Prokuristen in ihrem Getreidegeſchäfte an. Der Vertrag 
ſolte den geſetzlichen Beſtimmungen über Dienſtverträge der 
Handlungzangeſtellten unterliegen. Am 21. Januar 1903 ſchloſſen 
die Parteien einen neuen Vertrag, wonach der alte Vertrag 
bon dieſem Tage ab außer Kraft trat, und der Kläger die in 
önltenberg DO.⸗S. beſtehende Filiale der Beklagten nach der 
Öle vom 1. Januar 1903 als eigenes Geſchäft übernahm. 
Unter Ziff. 2 dieſes Vertrages verpflichtete ſich der Kläger 15, 
di Beklagte 5 beſtimmte Orte bei einer Konventionalſtrafe von 
5000.4 für jeden Fall der Zuwiderhandlung geſchäftlich zu 
neden. Nach Verlauf von 3 Jahren erhob der Kläger mit 
der Behauptung, daß dieſes Wetibewerbsverbot für ihn nicht 
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mehr rechtswirkſam ſei, Klage mit dem Antrage, die Beklagte 
zu verurteilen, anzuerkennen, daß jene (ihn betreffende) unter 
Ziff. 2 des Vertrages vom 21. Januar 1903 enthaltene Be⸗ 
ſtimmung Rechtswirkſamkeit nicht mehr habe. Er ftltzte fich 
dabei auf den 8 74 HGB. und auf die Behauptung, daß die 
Beklagte ihr Getreidegeſchäft faſt vollſtändig aufgegeben habe 
und daher ſchikanös handle, wenn ſie an dem Wettbewerbs⸗ 
verbot feſthalte, das bei ſeiner zeitlichen Unbegrenztheit den 
guten Sitten, den Grundſätzen von Treu und Glauben, wie 
der Gewerbefreiheit zuwiderlaufe. Die Beklagte beantragte die 
Abweiſung der Klage. Das 2G. verurteilt die Beklagte nach dem 
Klagantrage. Die Berufung wurde zurückgewieſen. RG. hob 
auf und wies die Klage ab. Das OLG. hat der Klage ſtatt⸗ 
gegeben, weil der Kläger beim Abſchluſſe des Vertrages vom 
21. Januar 1903 Handlungsgehilfe der Beklagten geweſen, 
erſt infolge davon aus ſeiner dienſtlichen Abhängigkeit aus⸗ 
geſchieden, das Wettbewerbsverbot daher für ihn gemäß 8 74 
Abſ. 2 HGB. nach Ablauf von 3 Jahren rechtsunwirkſam 
geworden ſei. Die Reviſion rügt mit Recht die Verletzung 
dieſes Parapraphen, der aus ſozialpolitiſchen Erwägungen 
hervorgegangen „eine Vereinbarung zwiſchen dem Prinzipal und 
dem Handlungsgehilfen, durch welche dieſer für die Zeit nach 
der Beendigung des Dienſtverhältniſſes in ſeiner ge⸗ 
werblichen Tätigkeit beſchränkt wird“, hinſichtlich ihrer Ver⸗ 
bindlichkeit für den Handlungsgehilfen abgrenzt, alſo das auf 
dem Dienſtvertrag beruhende Verhältnis zwiſchen Prinzipal und 
Handlungsgehilfen in einer beſtimmten Richtung regeln will. 
Hierauf weiſt ſchon die Stellung des Paragraphen in dem die 
Handlungsgehilfen betreffenden Abſchnitte des HGB. hin. Jene 
Vereinbarung — die ſogenannte Konkurrenzklauſel — braucht 
nicht bei der. Anſtellung des Handlungsgehilfen getroffen zu 
werden, es genügt ihre nachträgliche Abrede, ſofern nur das 
Dienſtverhältnis noch beſteht. Wird es gleichzeitig aufgelöst, fo 
iſt für die Anwendung des 8 74 kein Raum. Für dieſe Aus: 
legung ſpricht ſowohl der Wortlaut des Geſetzes, wie ſein 
Zuſammenhang mit dem § 75, der ſich dem Grundgedanken 
nach bereits im 5 67 Abſ. 2 des im Juni 1896 veröffentlichten 
Entwurfs eines HGB. befand, während der Abſ. 1 dieſes 
Paragraphen mit der Vorſchrift des § 74 Abſ. 1 n. HGB. 
übereinſtimmte. Die Denkſchriften zu dieſem und zu dem ſpäter 
dem Reichstage vorgelegten Entwurfe begründen aber die in 
dem 5 75 n. HGB. übernommene Vorſchrift, daß dem Prinzipal 
ein Anſpruch aus der Konkurrenzklauſel überhaupt nicht zuſtehen 
ſoll, wenn er, ohne daß ein erheblicher von ihm nicht ver⸗ 
ſchuldeter Anlaß vorliegt, das Dienſtverhältnis auflöft, in faſt 
wörtlicher Ubereinſtimmung dahin: „Es iſt eine Forderung der 
Billigkeit, daß dem Prinzipal nur dann geſtattet wird, dem 
Gehilfen auf Grund der getroffenen Vereinbarung Beſchränkungen 
hinſichtlich der freien Verwertung ſeiner Fähigkeiten aufzuerlegen, 
wenn er ſeinerſeits bereit iſt, dem Gehilfen in ſeinem Geſchäfte, 
ſoweit es angeht, die Möglichkeit des weiteren Fortkommens zu 
gewähren. Will er dies nicht, ſo darf er den Gehilfen, der 
ihm keinen Grund zur Auflöſung des Dienſtverhältniſſes ge⸗ 
geben hat, auch nicht hindern, ein anderweitiges Unterkommen 
überall da, wo es ſich ihm bietet, zu ſuchen.“ (Vgl. Hahn⸗ 
Mugdan Materialien zu den RJG. 6, 243.) Hieraus folgt, 
daß das HGB., deſſen 8 75 ausdrücklich eine Vereinbarung 
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der in 8 74 bezeichneten Art vorausſetzt, durch die Vorſchrift 
dieſes Paragraphen Fälle treffen will, bei denen der Handlungs⸗ 
gehilfe der in der Konkurrenzklauſel enthaltenen Beſchränkung 
ſeiner perſönlichen Freiheit ſich unterwirft, weil er im Geſchäfte 
des Prinzipals ſein weiteres Fortkommen erhalten ſoll, und der 
Prinzipal die Vorteile der Klauſel erwirbt, weil er dem 
Handlungsgehilfen das weitere Fortkommen in ſeinem Geſchäfte 
nach Möglichkeit gewährt. Ein ſolcher Fall ſteht hier nicht zur 
Entſcheidung. Das zwiſchen den Parteien ſeit dem 1. Januar 1901 
beſtehende Dienſtverhältnis wurde durch den Vertrag vom 
21. Januar 1903 nicht aufrechterhalten, ſondern trat von 
dieſem Tage ab außer Kraft und die darin vereinbarte 
Konkurrenzklauſel gleichzeitig in Kraft. Da die Auflöſung des 
Dienſtvertrages mit der Vereinbarung der Konkurrenzklauſel 
zeitlich zuſammenfiel, und der Kläger durch denſelben Vertrag 
die Filiale der Beklagten mit den ſämtlichen Beſtänden zum 
Anſchaffungswerte übernahm, ſo ſchloß ihn der Kläger nicht als 
Handlungsgehilfe der Beklagten, ſondern als Kaufmann im 
Sinne des 8 1 HGB. ab, weil dieſer Kauf zur Verwirklichung 
ſeiner Abſicht, ein Handelsgewerbe zu betreiben, beſtimmt war. 
Der Vertrag fällt daher nicht unter die Vorſchrift des 8 74 
HGB. Da die übrigen Klagaründe von dem OLG. aus 
zutreffenden Erwägungen, auf die verwieſen werden kann, für 
hinfällig erachtet worden ſind, ſo war das angefochtene Urteil 
wegen Verletzung des S 74 HGB. aufzuheben und die Klage 
abzuweiſen. B. c. S., U. v. 15. Jan. 08, 131/07 I. — Breslau. 

Konkursordnung. 

29. SS 59, 19, 21, 26 KD. Maſſeforderung oder eins 
fache Konkursforderung 7] 

Der Kläger hatte von der Firma F. & Co. in O. mittels 
Pachtvertrags vom 15. Nov. 1903 eine Gerberei mit Zubehör 
auf zehn Jahre, vom 15. Nov. 1903 bis zum 15. Nov. 1918 
gepachtet. Die Gerberei gehörte dem Kaufmann Franz F. in 
O., von dem ſie die Firma F. & Co. ihrerſeits gepachtet hatte. 
Über das Vermögen des Inhabers der Firma F. & Co. wurde 
am 9. Nov. 1905 das Konkursverfahren eröffnet. Zu dieſer 
Zeit war die Gerberei dem Kläger längſt überlaſſen. Der 
Konkursverwalter ſchloß mit dem Hauptvermieter Franz F. am 
23. Nov. 1905 einen Vertrag, durch den der Hauptmietvertrag 
über die Gerberei aufgehoben wurde. Einer vom Konkursver⸗ 
walter am 26. Nov. 1905 auch dem Kläger gegenüber ausge⸗ 
ſprochenen Kündigung des Untermietvertrags widerſprach dieſer 
unter Berufung auf 8 21 KD. Im Juli 1906 hat der Kläger 
auf Verlangen von Franz F. die Gerberei geräumt. Er ver: 
langt mit der Klage Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des 
noch bis zum 15. Nov. 1913 laufenden Mietvertrags und zwar 
Zahlung von 14 000 & aus der Konkursmaſſe als Maſſe⸗ 
ſchuld. Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewirſen. Die 
Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: Der 
Kläger verlangt mit der vorliegenden Klage Zahlung von 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung eines Pachtvertrags und 
begehrt dieſe Zahlung aus der Konkursmaſſe als Maſſeſchuld 
Das Berufungsgericht hat es unentſchieden gelaſſen, ob dem 
Kläger überhaupt ein Anſpruch auf Schadenserſatz erwachſen iſt, 
es hat die Klage abgewieſen, weil jedenfalls keine Maſſeſchuld 
begründet ſein würde. Dieſer Entſcheidung war im Ergebnis 
beizutreten. Nach $ 59 KO. find Maſſeſchulden: 1. die An⸗ 
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ſprüche, welche aus Geſchäften oder Handlungen des Konkurs⸗ 
verwalters entſtehen; 2. die Anſprüche aus zweiſeitigen Ver⸗ 
trägen, deren Erfüllung zur Konkursmaſſe verlangt wird oder 
für die Zeit nach der Eröffnung des Verfahrens erfolgen muß. 
Nach dem in der Berufungsinſtanz unſtreitigen Sachverhalte iſt 
die Nichterfüllung des Pachtvertrags zwiſchen den Parteien 
darauf zurückzuführen, daß der Konkursverwalter durch Vertrag 
mit dem Eigentümer des in Unterpacht gegebenen Grundſtücks 
den Hauptpachtvertrag aufgehoben hat. Die Nichterfüllung des 
Unterpachtvertrags beruht alſo auf einer Handlung des Konkurs⸗ 
verwalters und ein daraus etwa entſtandener Anſpruch auf 
Schadloshaltung würde aus einer Handlung des Konkurs ver⸗ 
walters entſtanden fein. Der Fall des 859 Ziff. 1 läge dem⸗ 
nach an ſich vor. Was nun 8 59 Ziff. 2 anlangt, fo iſt es 
allerdings richtig, daß der Pachtvertrag zwiſchen den Parteien 
einen zweiſeitigen Vertrag darſtellt, deſſen Erfüllung gemäß 
§ 21 KO. für die Zeit nach der Konkurseröffnung zur Konkurs⸗ 
maſſe erfolgen mußte. Fraglich bleibt aber, ob trotz dieſes 
Sachverhalts 8 59 Ziff. 2 um deswillen nicht angewendet 
werden kann, weil der mit der Klage verfolgte Anſpruch nicht 
die Erfüllung des Pachtvertrags zum Gegenſtande hat, ſondern 
eine Entſchädigung wegen Nichterfüllung betrifft. (Vgl. RG. 
32, 1 ff.) Indeſſen kann dieſe Frage hier unentſchieden bleiben, 
weil im gegebenen Falle, auch wenn an ſich der Tatbeſtand 
des § 59 Ziff. 2 ebenſo wie der des 8 59 Ziff. 1 vorliegen 
würde, doch die Entftehung einer Maſſeſchuld durch das Ein⸗ 
greifen der Beſtimmung in § 26 KO. ausgeſchloſſen wird, 
wonach eine Forderung wegen Nichterfüllung einer Verbindlich⸗ 
keit, die infolge der Eröffnung des Konkursverfahrens 
eintritt, nur als Konkurs forderung geltend gemacht werden 
kann. Denn es muß mit dem Gerichte I. Inſtanz angenommen 
werden, daß die Nichterfüllung des Pachtvertrags des Klägers 
mit der Firma F. & Co. in der Tat eine Folge der Konkurs⸗ 
eröffnung im Sinne des § 26 geweſen iſt, weil die Aufhebung 
des Hauptpachtvertrags, die die Nichterfüllung des Unterpacht⸗ 
vertrags nach ſich zog, vom Konkursverwalter und dem Eigen⸗ 
tümer des Pachtgegenſtands durch Ausübung der ihnen in 8 19 
KO. beigelegten Befugniſſe herbeigeführt worden iſt. Richtig 
iſt, daß der Unterpachtvertrag des Klägers gemäß 8 21 Abi. 1 
KO. ſeine Wirkſamkeit auch nach der Konkurseröffnung der 
Konkursmaſſe gegenüber behielt, alſo durch die Konkurseröffnung 
unmittelbar nicht berührt wurde. Damit iſt aber nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß er nicht durch die Einwirkung des S 19 mittelbar 
infolge der Konkurseröffnung ſein Ende erreichen könne. Und es 
iſt allgemein anerkannt, daß 8 26 auch dann Anwendung findet, 
wenn die Nichterfüllung einer Verbindlichkeit nur mittel bar 
eine Folge der Konkurseröffnung iſt (Mot. z. Entw. der KD. 
S. 93. Jaeger, KO., S 26 Anm. 9 und 19). (Wird näher 
ausgeführt.) Gegen dieſe Auffaſſung kann man nicht, wie es 
der Kläger in der Berufungsinſtanz getan hat, anführen, daß 
nach ihr S 21 Abſ. 1 in jedem Falle einer Untermiete unan⸗ 
wendbar werde, daß SS 19 und 21 ſich mit gleicher Kraft 
gegenüberſtünden, eine geſetzliche Anordnung aber, die dem 8 19 
das Abergewicht verleihe, fehle. (Wird ausgeführt.) Auf Grund 
der vorſtehenden Erwägungen muß der Satz anerkannt werden, 
daß die durch die Ausübung der Kündigungsbefugnis des 8 19 
erzielte Auflöſung des Hauptmietvertrags und die dadurch 
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herbeige führte Nichterfüllung des Untermietvertrags mittelbar 
eine Folge der Konkurseröffnung im Sinne von 8 26 
KO. iſt, und daß deshalb daraus nicht eine Maſſeſchuld, ſondern 
nur eine Konkursforderung entſtehen kann. Im vorliegenden 
Falle iſt nun der Hauptpachtvertrag nicht durch Kündigung und 
Ablauf der Kündigungsfriſt zu Ende gegangen, ſondern durch 
einen Vertrag des Konkursverwalters mit dem Eigentümer des 
Grundſtücks aufgehoben worden. Dieſe beſondere Geſtaltung 
kann aber die Anwendung des 5 26 nicht ausſchließen, weil 
auch der vom Konkursverwalter geſchloſſene Aufhebungsvertrag 
als eine Verwirklichung der ihm in S 19 beigelegten Befugnis, 
den Vertrag vorzeitig zur Aufhebung zu bringen, angeſehen 
werden muß. Das Weſentliche der in § 19 enthaltenen 
konkursrechtlichen Sonderbeſtimmung iſt das in Satz 1 ganz 
allgemein feſtgeſetzte Kündigungsrecht, das Recht, den Vertrag 
vorzeitig aufzuheben. Dieſe Möglichkeit iſt die mit der Konkurs⸗ 
eröffnung verbundene Folge. Die in Satz 2 bezeichneten geſetz⸗ 
lichen oder vertragsmäßigen Kündigungsfriſten haben mit der 
grundſätzlichen Rechtsänderung nichts zu tun, ſie ſollen nur die 
wiriſchaftlichen Intereſſen des Gemeinſchuldners und der andern 
Vertragspartei in bezug auf künftige anderweite Maßnahmen 
angemeſſen ſchützen. Es behält alſo 8 26 auch für das vor⸗ 
liegende Sachverhältnis ſeine Bedeutung und daraus folgt, daß 
der erhobene Maſſeanſpruch dem Kläger nicht zuſteht. B. c. 
F. & Co., U. v. 31. Jan. 08, 245/07 III. — Karlsruhe. 

Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869. 

30. 8 59 Vereinszollc. Beſchädigung von Gütern, 
welche ſich auf den für die Zollabfertigung beſtimmten Eiſen⸗ 
bahnſtationen im Zollſchuppen befanden. Wer iſt haftbar 2] 

In der Nacht vom 12. auf 13. Dezember 03 brannte der 
Zollſchuppen auf dem Bahnhofe in Metz vollſtändig nieder. 
Dabei wurden 10 500 kg Schmalz, welche die Klägerin an die 
Speditionsfirma L. freres geſandt hatte, vernichtet. Das 
Schmalz war am 7. Dezember 03 in Metz angekommen, der 
Frachtbrief der Empfängerin L. freres am 8. Dezember aus⸗ 
gehändigt und das Schmalz am gleichen Tage zum Zwecke der 
Verzollung in den Zollſchuppen verbracht worden. Die Klägerin 
verlangt Schadenserſatz von den drei Beklagten, der Firma 
L. freres, dem deutſchen Reichsfiskus und dem Landesfiskus 
von Elſaß⸗Lothringen. Sie beantragt, dieſelben als Geſamt⸗ 
chuldner zur Zahlung von 7 145,35 zu verurteilen. Gegen⸗ 
über der Firma L. freres iſt der Klaganſpruch auf den mit 
dieſer abgeſchloſſenen Speditions⸗ und Lagervertrag, gegenüber 
dem Reichsfiskus auf den abgeſchloſſenen Frachtvertrag, auf 
einen durch die Verbringung der Güter in den Zollſchuppen 
geſchloſſenen Verwahrungs⸗ und Lagervertrag, ſowie auf uner⸗ 
laubte Handlung (8 823 BGB.), gegenüber den beklagten Landes» 
fiskus auf Verwahrungs⸗ und Lagervertrag, ſowie gleichfalls 
auf unerlaubte Handlung geſtützt. Die Klage gegen die Firma 
L. freres wurde zurückgewieſen; dagegen wurde der Klag⸗ 
anſpruch gegen den Reichsfiskus und Landesfiskus dem Grunde 
nach für berechtigt erklärt. Die Reviſion der Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: I. Zur Reviſion des 
Reichsfiskus, Um zu einer zutreffenden Beurteilung des 
Nechtsverhältniſſes zu gelangen, iſt es notwendig, die hier ein⸗ 
ſchlagende Verpflichtung der Eiſenbahn aus § 59 des Vereins⸗ 
zollgeſetzes klarzuſtellen. (Folgt nähere Klarſtellung.) Hieraus 
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ergibt ſich, daß nach Ausantwortung der Güter an die Zoll⸗ 
behörde eine Haftung der Eiſenbahn nur aus ihrer Eigenſchaft 
als Bauherrin, aus ihrer erwähnten Verpflichtung zur Her⸗ 
ſtellung und Bereithaltung der zur zollamtlichen Behandlung 
der Güter erforderlichen Räume, niemals aber aus einem in 
Anſehung der Güter eingegangenen Vertrag oder Quaſi⸗ 
kontrakt hergeleitet werden kann. Der Zuſtand, in welchem ſich 
der in Rede ſtehende Schuppen nach dem Ergebniſſe der Beweis⸗ 
aufnahme befand, läßt nun ohne weiteres erkennen, daß die 
Eiſenbahnverwaltung der ihr nach § 59 Vereinszoll GG. oblie⸗ 
genden Verpflichtung nur in ganz unzureichender Weiſe genügt, 
und daß fie insbeſondere hinſichtlich der in dem Zollſchuppen 
befindlichen Feuerſtätten den Vorſchriften des 8 368 Nr. 4 
StGB. zuwidergehandelt hat. Damit ſind die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen einer Haftung der Eiſenbahn aus § 823 Abſ. 2 
BGB. gegeben. II. Zur Reviſion des Landesfiskus. 
Das OLG. hat mit Recht angenommen, daß durch die Abliefe⸗ 
rung des Gutes an die Zollverwaltung zum Zwecke der zoll⸗ 
amtlichen Behandlung ein Rechtsverhältnis geſchaffen wurde, 
welches die Zollbehörde privatrechtlich und quaſikontraktlich ver: 
pflichtete, das Gut nach der Zollabfertigung in unverſehrtem 
Zuſtande an die durch den Frachtbrief legitimierte Empfängerin 
auszufolgen. Bei der Erfüllung dieſer Verpflichtung hat die 
Zollbehörde und haben ihre Beamten und Angeſtellten, für 
welche fie als für ihre Erfüllungsgehilfen (vgl. $ 278 BGB.) 
verantwortlich iſt, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in grob 
fahrläſſiger Weiſe verletzt. Die in unmittelbarer Nähe der 
hölzernen Wände befindlichen Ofen waren überheizt, die Be⸗ 
leuchtung der Räume geſchah zum Teil durch Petroleumlampen; 
es wurde in dem Schuppen unbeanſtandet geraucht, obwohl der 
hölzerne Fußboden mit öligen Subſtanzen durchtränkt und über⸗ 
dies mit leicht feuerfangenden Materialien wie Stroh, Heu, 
Papier uſw. bedeckt war. In dieſen Mißſtänden, verbunden 
mit der unter Ziff. I hervorgehobenen feuergefährlichen Be⸗ 
ſchaffenheit des Schuppens erblickt das OLG. die Urſache der 
Brandkataſtrophe und des durch ſie bewirkten Verluſtes der 
Güter. P. & Co. c. L., U. v. 15. Jan. 08, 179/07 I. — 
Colmar. 

Geſetz über den Erwerb und Verluſt der Staats- 
angehörigkeit vom 1. Juni 1870. 

31. Begründet Anerkennung durch den ausländiſchen 
natürlichen Vater einen Verluſt der Staatsangehörigkeit ?] 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Die Klägerin 
war durch Geburt preußiſche Staatsangehörige; ſie hat dieſe 
Staatsangehörigkeit nicht dadurch verloren, daß ihr natürlicher 
Vater, der ſchon damals niederländiſcher Staatsangehöriger 
war, ſie anerkannt hat. Das Reichsgeſetz über den Erwerb 
und Verluſt der Staatsangehörigkeit kennt die Anerkennung 
durch den natürlichen Vater nicht als Grund des Verluſtes der 
Staatsangehörigkeit. — Nach den Ausführungen der Inſtanz⸗ 
gerichte über die niederländiſche Geſetzgebung, die das Reviſions⸗ 
gericht binden, da jene Geſetzgebung nicht reviſibel iſt, hat da⸗ 
gegen die Klägerin durch jene Anerkennung die niederländiſche 
Staatsangehörigkeit erworben. — Darnach hatte die Klägerin 
ſeit jener Anerkennung zwei Staatsangehörigkeiten beſeſſen; ſie 
war preußiſche und niederländiſche Staatsangehörige. 
F. Cc. L., U. v. 24. Jan. 08, 381/07 II. — Karlsruhe. 
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Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

32. 8 1 HaftpflG. verb. mit 88 254, 276, 828 BOB. 
Haftpflicht der Straßenbahn, wenn der Verletzte aus Angſt vor 
der Verfolgung eines Dritten in einen Motorwagen hineinrennt. 
Verneinung höherer Gewalt.] 

Die zehnjährige Klägerin iſt von einem Motorwagen der 
von der Beklagten betriebenen elektriſchen Straßenbahn derart 
verletzt worden, daß ihr der linke Fuß amputiert werden mußte. 
Sie iſt wie der Berufungsrichter annimmt durch die Beläſtigung 
und Verfolgung ſeitens eines Knaben in große Angſt verſetzt 
worden. Bei der Perſönlichkeit dieſes Knaben ſoll es völlig 
erklärlich ſein, daß ſie vor deſſen drohendem Angriff in Furcht 
und Schrecken geraten ſei und, völlig eingeſchüchert, ſich auf 
das Trottoir der anderen Straßenſeite zu retten geſucht habe. 
Bei der Furcht, daß der ſie verfolgende Knabe ſie jeden Augenblick 
einholen und mit dem „Gegenſtande“, den er in der Hand hielt, 
verletzen konnte, ſei es nicht auffallend, daß die Klägerin jeden 
Gedanken an andere Gefahren, insbeſondere diejenige der elektriſchen 
Straßenbahn für einen Augenblick verloren habe. In dieſen 
Zuſtand der Furcht und des Schreckens, welcher es der Klägerin 
unmöglich gemacht habe, die erforderliche Sorgfalt aufzuwenden, 
ſei Klägerin ohne ihr Verſchulden verſetzt worden. Die Be⸗ 
klagte wurde verurteilt und ihre Reviſion wurde zurückgewieſen. 
Die Beklagte hat beſtritten, daß ein Unfall bei dem Betriebe einer 
elektriſchen Eiſenbahn vorliege und behauptet, daß der Unfall in 
gleicher Weiſe auch ſich ereignet hätte, wenn die Klägerin vor ein 
anderes Fahrzeug gelaufen wäre; und die Reviſion iſt auf dieſes 
Vorbringen zurückgekommen. Allein die Behauptung iſt, wie das 
Berufungsgericht bemerkt, tatſächlich unzutreffend, ſie wäre aber 
zudem gar nicht rechtlich erheblich. Daß der Unfall ſich im 
Sinne von $ 1 Haftpfl®. bei dem Betriebe der Eiſenbahn 
ereignet hat, ſteht außer allem Zweifel: die Verletzung der Klägerin 
iſt unmittelbar durch die Beförderungstätigkeit der Bahn, deren 
Betrieb im engſten Sinne verurſacht worden. Das Berufungs⸗ 
gericht hat bei dem von ihm zu Grund gelegten Sachverhalt, 
wenngleich es der Klägerin die zur Erkenntnis der Verantwortlich⸗ 
keit erforderliche Einſicht nach BGB. § 828 beimißt, doch ein 
Verſchulden derſelben ohne Verſtoß gegen §8 276 und 
8 254 BGB. verneinen können. Richtig iſt zwar, daß ein 
Verhalten wie das der Klägerin, die blindlings gegen die 
Straßenbahn anlief, als ſchuldhaft gelten müßte, wofern es 
nicht durch den Nachweis beſonderer Umſtände entſchuldigt 
wäre. Aber ſolche Umſtände hat die Vorinſtanz poſitiv als 
erwieſen angenommen. Dabei war das Berufungsgericht durch 
den vom Geſetze aufgeſtellten an ſich objektiven Maßſtab der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht gehindert, bei dem 
hier in Betracht kommenden Verkehrsverhältniſſe auch dem Ge⸗ 
ſchlecht und jugendlichen Alter der verletzten Perſon zumal für 
die Frage Rechnung zu tragen, ob und in welchem Grade ein 
beſtimmter Vorgang auf die Überlegungs⸗ und Willensfähigkeit 
hemmend einwirken konnte. Daß die Klägerin durch die Be⸗ 
drohung und Verfolgung ſeitens des Knaben N. in der Weiſe, 
wie das Berufungsgericht annimmt, in Furcht und Schrecken 
verſetzt und zur Erkenntnis oder Abwägung der ihr von 
der Straßenbahn drohenden Gefahr unfähig gemacht worden 
ſei, iſt eine tätſächliche Feſtſtellung, deren Richtigkeit von 
dem Revifionsgericht nicht nachzuprüfen iſt. Es kommt übrigens 
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noch in Rückſicht, daß nach Annahme des Berufungsgerichts der 
damals an der Unfallſtelle herrſchende ſtarke Perſonen⸗ und 
Wagenverkehr dazu beigetragen hat, daß die Klägerin die 
Signale und das Geräuſch des (hinter ihr) anfahrenden Motor⸗ 
wagens nicht beachtete. Den Einwand der höheren Gewalt 
weiſt der Berufungsrichter namentlich mit der Erwägung zurück, 
daß die Urſache des Unfalles in der Verfolgung der Klägerin 
ſeitens des Knaben N. und dem hierdurch in ihr hervorgerufenen 
Zuſtande des Schreckens zu erblicken ſei, daß dies aber ein 
Ereignis ſei, mit welchem der elektriſche Bahnbetrieb im Ver⸗ 
kehr ſtets zu rechnen habe und das nur gefahrbringend ſei im 
Hinblick auf die eigenartige Natur des Straßenbahnbetriebes, 
welches deshalb der Betriebsunternehmer nach 8 1 Haftpfl®. 
zu vertreten habe. Es handelt ſich im vorliegenden Falle nach 
den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts nicht um völlige Unzu⸗ 
rechnungsfähigkeit, um Bewußtloſigkeit oder einen die freie 
Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtand krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit. Die Klägerin hatte darnach nicht überhaupt 
die Beſinnung, ſondern nur die Beſonnenheit, nicht jede Denk⸗ 
fähigkeit, ſondern nur die Fähigkeit der vernünftigen und 
ruhigen Überlegung verloren. Für die Fälle des Überfahrend 
unmündiger, rechtlich nicht verantwortlicher Kinder durch Wagen 
der Straßenbahn iſt nach der Rechtſprechung des RG. (RG. 44 ff., 
27; 54, 404 ff.) höhere Gewalt nicht als gegeben anzunehmen. 
Iſt aber der Verletzte, wie hier, eine nach 8828 Abſ. 2 BGB. 
an ſich verantwortliche Perſon, ſo wird bei einer Handlungs⸗ 
weiſe von der Art, wie ſich diejenige der Klägerin äußerlich 
darſtellt, für die Regel ein eigenes Verſchulden vorliegen. 
Wenn jedoch im konkreten Falle ein Verſchulden des Verletzten 
ausgeſchloſſen iſt, ſo folgt daraus noch keineswegs das Zutreffen 
einer höheren Gewalt. Um eine ſolche zu begründen, genügt 
es auch noch nicht, daß der Unfall ſeitens der Bahn felbft bei 
Anwendung der größten Sorgfalt unabwendbar geweſen iſt; 
es iſt vor allem das Merkmal erforderlich, daß die Verletzung 
durch ein von außen in den Betrieb eingreifendes Ereignis, 
welches ſeinen Grund nicht in der gefährdenden Natur des 
Unternehmens ſelbſt hat, verurſacht worden iſt. Dieſes Merkmal 
fehlt im vorliegenden Falle. Der Umſtand, daß hier das 
unvorſichtige, aber nicht ſchuldhafte Verhalten der Verletzten 
durch die Handlung eines Dritten, außerhalb des Betriebes 
ſtehenden, des Knaben N. (zufolge der pſychiſchen Einwirkung 
auf die Klägerin) veranlaßt worden iſt, kann das Geſchehnis 
nicht als ein ſolches erſcheinen laſſen, das auf die angegebene 
Weiſe in den Bahnbetrieb eingegriffen hätte. Und Vorkommniſſe 
dieſer oder ähnlicher Art, die vermöge der Natur gerade des 
Betriebes der Straßenbahn in einer verkehrsreichen Stadt mit 
beſonderen Gefahren verknüpft ſind, gehören allerdings zu den⸗ 
jenigen, welche der Unternehmer von vornherein in Rechnung 
zu nehmen hat. S. c. R., U. v. 25. Jan. 08, 166/07 VI. — 
Hamm. 

Verordnung vom 23. April 1879 betr. die Tage⸗ 
gelder uſw. der geſandtſchaftlichen⸗ und Konſular⸗ 
beamten. 

33. 88 8, 12 VO. Umzugskoſten.] 

Der Kläger iſt als Kaiſerlicher Konſul von ſeinem Amts⸗ 
ſitz in S. P. nach J. verſetzt worden, hat für den Transport 
der von S. P. nach J. verſandten Gegenſtände der häuslichen 
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Einrichtung 653,20 4 vom beklagten Reichsfiskus erſtattet er⸗ 
halten und fordert weitere 939,30 4 Transportkoſten für 
Möbel, die er in Berlin — und zwar nach ſeiner Behauptung 
als Erſatzſtücke für einen in S. P. veräußerten größeren Teil 
ſeiner häuslichen Einrichtung — angeſchafft und von Berlin 
nach J. geſandt hat. Das Berufungsgericht erachtet dieſen 
Anſpruch nach den Beſtimmungen der 88 8 und 12 VD. betr. 
die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Umzugskoſten der 
geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten vom 23. April 1879 
nicht für begründet, weil das in Berlin angeſchaffte Mobiliar 
vor der Verſetzung nicht zur häuslichen Einrichtung des Klägers 
gehört und auf dem Transport überhaupt noch nicht ſeine 
häusliche Einrichtung gebildet habe, daher auch nicht Gegen⸗ 
ſtand einer Umzugsreiſe geweſen ſei. Dieſe Begründung ent⸗ 
ſpricht dem klaren Wortlaut des § 12, welcher beſtimmt, daß 
die etatsmäßig angeſtellten Beamten in den im $ 8 bezeichneten 
Fällen, — alſo unter anderem bei Verſetzungen — für den 
Umzug von ihrem bisherigen nach dem neuen Wohn⸗ 
orte eine Vergütung der ſpeziellen Umzugskoſten erhalten, und 
zwar: 1. ſämtliche Beamte für den Transport (aus⸗ 
ſchließlich Verpackung und Verſicherung) der Gegenſtände 
der häuslichen Einrichtung die wirkich gezahlten Beträge. 
Der Kläger macht mit der Reviſion geltend, daß eine enge 
Wortauslegung dem verſtändigen Sinn und Zweck des Geſetzes 
nicht gerecht werde. Hätte er ſein ganzes Mobiliar von S. P. nach 
J. geſchafft, ſo wären dem Beklagten die höheren Transportkoſten 
für die ganze Strecke von S. P. nach J. zur Laſt gefallen. 
Durch die Veräußerung eines Teiles des Mobiliars in S. P. und 
die Anſchaffung von Erſatzſtücken ſeien dem Beklagten Ausgaben 
erſpart; er müſſe daher folgerecht die Koſten für den Transport 
der Erſatzſtücke für die Teilſtrecke Berlin — J. ebenfalls erſtatten. 
Es iſt anzuerkennen, daß die Auslegung des § 12 nach feinem 
Wortlaut zu unbefriedigenden Ergebniſſen führt. Wollte man 
aber dem Geſetz eine Auslegung geben, nach welcher der An⸗ 
ſpruch des Klägers für berechtigt zu erachten wäre, ſo würde 
man auf Grund der vom Kläger angeſtellten Erwägungen mit 
Notwendigkeit dahin gelangen, auch in dem Falle einen Erſatz⸗ 
anſpruch anzuerkennen, in welchem der Beamte ſeine ganze 
Eimrichtung an dem bisherigen Wohnort verkauft, unterwegs 
Erſatzſtücke anſchafft und für deren Transport von dem An⸗ 
ſchaffungsort nach dem neuen Wohnort die Koſten erſtattet 
verlangt. In ſolchem Falle würde aber von einem Umzug 
von dem bisherigen nach dem neuen Wohnort, den 
der 8 12 VO. zur Vorausſetzung des Anſpruches macht, 
(vgl. auch RG. 37, 266), nicht mehr die Rede fein. Es iſt 
daher nicht möglich, dem S 12 eine von feinem Wortlaut ab: 
weichende Auslegung zu geben. Die Unzuträglichkeiten, die 
ſich nicht nur für den Beamten, ſondern auch für den Fiskus 
ergeben können, entſpringen daraus, daß die geſetzliche Regelung 
der Umzugskoſten ſo, wie in der VO. geſchehen, erfolgt iſt. 
E. c. Reichsfiskus, U. v. 17. Jan. 08, 249/07 III. — 
Berlin. 

Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 5. Mai 1886/30. Juni 1900 (n. F. vom 
5. Juli 1900). 

34. 88 146, 147, 151, 148, 33 LmUBG. Beſchädigung 
durch eine Dreſchmaſchine, die auf dem Gute des Arbeitsherrn 
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arbeitete (Betriebsunternehmer? Betriebsaufſeher ? Haftpflichtiger 
„Dritter“ 71 

Der bei der Klägerin (Berufsgenoſſenſchaft) verficherte, im 
landwirtſchaftlichen Betrieb ſeines Vaters R. ſen. beſchäftigte 
Ackergehilfe R. jun. wurde am 14. Auguſt 02 von der Dreſch⸗ 
maſchine des Beklagten, der den Getreidedruſch für R. fen. be⸗ 
wirkte, verletzt. Klägerin hat ihm auf Grund des Lwu VG. 
die Koſten des Heilverfahrens bezahlt und eine Rente bewilligt. 
Sie fordert von dem Beklagten gemäß $ 151 des angeführten 
Geſetzes Erſtattung ihrer bisherigen und künftigen Aufwendungen 
für den Verletzten. Das OLG. hat die Klage abgewieſen, weil 
der Beklagte kein Dritter, ſondern Betriebs⸗ und Arbeiter⸗ 
auſſeher des R. fen. geweſen ſei. NG. reformierte mit folgender 
Begründung: Das Berufungsgericht iſt zu der Annahme, daß 
der Beklagte Betriebs: und Arbeiterauffeher des R. fen. im 
Sinne des § 146 Lwu G. geweſen ſei, aus folgenden Er⸗ 
wägungen gelangt. Unternehmer des landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebes, in dem ſich der Unfall ereignete, ſei R. ſen. geweſen, 
bei ihm, nicht bei dem Beklagten habe der Verletzte in Dienſt 
geſtanden. Der Beklagte habe ſich dem R. fen. gegenüber ver⸗ 
traglich verpflichtet, mit ſeiner Maſchine in deſſen landwirt⸗ 
ſchaftlichem Betrieb den Getreidedruſch zu bewirken. R. ſen. 
habe ihm hierzu einen Teil ſeiner eigenen Leute zur Verfügung 
geſtellt. Hieraus ergebe ſich unter Berückſichtigung der ein⸗ 
ſchlägigen Verhältniſſe von ſelbſt, daß der Beklagte ſelbſtändig 
den Druſch zu leiten, die ihm zur Verfügung geſtellten Arbeiter 
des R. ſen. anzuſtellen und bei Ausführung der ihnen bei dem 
Dreſchbetrieb zugeteilten Arbeiten zu beaufſichtigen hatte. Er 
ſei ſonach in dem landwirtſchaftlichen Betriebe des R. ſen. 
— des Betriebsunternehmers — als deſſen Betriebs⸗ und 
Arbeiteraufſeher tätig geweſen. Als ſolchen könne ihn die 
Klägerin im Sinne des 8 151 a. a. O. nur in Anſpruch 
nehmen, wenn fie die in $ 148 erwähnten Vorſchriften be⸗ 
obachtet habe. Da dies nicht geſchehen ſei. müſſe ſie mit der 
Klage wegen mangelnder Aktivlegitimation abgewieſen werden. 
Verfehlt iſt zunächſt die in den zwei letzten Sätzen niedergelegte 
Rechtsauffaſſung. Wenn Beklagter, wie das Berufungsgericht 
meint, Betriebs- und Arbeiteraufſeher in dem Betriebe war, in 
dem der Verletzte beſchäftigt war und den Unfall erlitten hat, 
ſo entſtand, da eine vorſätzliche Herbeiführung des Unfalls 
durch den Beklagten nicht in Frage kommt, für den Verletzten 
und damit auch für ſeine Rechtsnachfolgerin, die Klägerin, 
gemäß § 146 Abſ. 1 a. a. O. überhaupt kein Anſpruch gegen 
den Beklagten auf Erſatz des Schadens. Von mangelnder 
Aktivlegitimation der Klägerin könnte in dieſem Fall gar keine 
Rede ſein. Ebenſo irrt das Berufungsgericht, wenn es die 
Inanſpruchnahme des haftpflichtigen Dritten aus 8 151 davon 
abhängen laſſen will, ob die Vorſchrift des 8 148 beobachtet 
wurde. Der 8 148 bezieht ſich ausdrücklich auf 8 147 Abſ. 1 
Satz 3 d. h. auf den Fall, daß die entſchädigungspflichtige Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft aus eigenem Rechte den Betriebsunter⸗ 
nehmer oder einem feiner Betriebs beamten wegen vor⸗ 
ſätzlicher oder fahrläſſiger Herbeiführung des Unfalls zum Erſatz 
ihrer Aufwendungen heranziehen will. Dies kann ſie nur, wenn 
fie die Erforderniſſe des § 148 erfüllt hat. Der Anſpruch aus 
§ 151 richtet ſich dagegen aus dem Rechte des Verletzten 
wider den Schadenſtifter, der gerade nicht der Betriebsunter⸗ 
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nehmer oder einer ſeiner Betriebsbeamten, ſondern ein Dritter 
iſt, und hat mit der Vorſchrift des S 148 nichts zu tun. 
Hiernach fragt es ſich lediglich, ob die Klage mit Recht deshalb 
abgewieſen worden iſt, weil Beklagter kein Dritter im Sinne 
des §S 151 war. Das Berufungsgericht geht davon aus, daß 
der Unfall ſich in dem landwirtſchaftlichen Betriebe des R. ſen. 
ereignet habe. Damit nimmt es ein Merkmal voraus, deſſen 
Vorhandenſein erſt zu unterſuchen und darzulegen wäre. Der 
Unfall iſt durch die im Betriebe befindliche Dreſchmaſchine 
herbeigeführt worden. Zunächſt ſteht zur Prüfung, ob ein 
Betriebsunfall gegeben iſt, d. h. ob der Unfall zeitlich und 
urſächlich mit dem Dreſchmaſchinenbetrieb zuſammenhing. Der 
Beklagte ſcheint dies nach ſeiner Verteidigung in der Berufungs⸗ 
inſtanz zu beſtreiten. Das Berufungsgericht hat keine Feſt⸗ 
ſtellung darüber getroffen. Unterſtellt man einen Betriebs⸗ 
unfall, ſo iſt zu erforſchen, ob der Dreſchmaſchinenbetrieb ein 
Teil des landwirtſchaftlichen Betriebs des R. ſen. oder ein 
ſelbſtändiger Betrieb des Beklagten war. Die Klägerin hat 
anerkannt, daß fie für den Unfall entſchädigungspflichtig ſei. 
An die rechtskräftige Feſtſtellung der Berufsgenoſſenſchaft, daß 
ein Unfall vorliege, für welchen ſie entſchädigungspflichtig ſei, 
iſt das Gericht gebunden; 8 146 Abſ. 4. RG. 60, 36. Dieſe 
Feſtſtellung kann darauf beruhen, daß der Dreſchmaſchinenbetrieb 
ein Teil des landwirtſchaftlichen Betriebs des R. ſen. war, daß 
alſo der Unfall ſich in dieſem Betrieb ereignet hat. Nur dann 
könnte der Beklagte als Betriebs⸗ und Arbeiteraufſeher im Be⸗ 
trieb des R. fen. erſcheinen. Die Feſtſtellung kann aber auch 
auf 8 33 Abſ. 3 a. a. O. fußen, wonach die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft Unfälle in fremden Betrieben dann zu entſchädigen hat, 
wenn ſich dieſe Unfälle bei Betriebshandlungen ereignen, zu 
welchen ein der Berufsgenoſſenſchaft angehörender Unternehmer 
den Auftrag gegeben und für welche er die Löhne zu zahlen 
hat. Um einen ſolchen Unfall kann es ſich hier ebenfalls 
handeln, und der Umſtand, daß die Berufsgenoſſenſchaft den 
Beklagten als Dritten in Anſpruch nimmt, deutet vielleicht 
darauf hin, daß ſie der Anſicht iſt, die Entſchädigung gemäß 
8 33 zu ſchulden. Möglich iſt freilich auch, daß fie angenommen 
hat, der Unfall habe ſich in dem Betriebe des R. ſen. ereignet, 
der Beklagte gehöre aber nicht zu den in SS 146, 147 bes 
zeichneten Betriebsbeamten. Iſt aus dem Feſtſtellungsbeſcheid 
der Berufsgenoſſenſchaft nicht zu entnehmen, aus welcher Be⸗ 
trachtung ſie ihre Entſchädigungspflicht abgeleitet hat, ſo wird 
ſich das Berufungsgericht der Prüfung zu unterziehen haben, 
ob ein Geſamtbetrieb, deſſen Unternehmer R. ſen. war, oder 
zwei ſelbſtändige Betriebe vorlagen, nämlich der landwirtſchaft⸗ 
liche des R. ſen. und der Dreſchmaſchinenbetrieb des Beklagten. 
Als Unternehmer des Dreſchmaſchinenbetriebs hat derjenige zu 
gelten, für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgte, d. h. der die 
Einnahmen daraus bezog und die Ausgaben dafür beſtritt, und 
dem die Verfügung über den Betrieb zuſtand. Hinwiederum 
iſt Betriebs⸗ und Arbeiteraufſeher eine Perſon, die von dem 
Betriebsunternehmer, wenn auch nur vorübergehend, zur Be⸗ 
aufſichtigung des Betriebes und der Arbeiter angeſtellt iſt, in⸗ 
ſoweit alſo zu ihm in einem dienſtlichen Unterordnungsverhältnis 
ſteht. In welchen rechtlichen Beziehungen R. ſen. und der 
Beklagte zueinander ſtanden, wird ſich aus der von ihnen ge⸗ 
ſchloſſenen Vereinbarung und aus ihren wirtſchaftlichen Ver⸗ 
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hältniſſen ergeben. Das Berufungsgericht leitet daraus, daß 
der Beklagte vertraglich verpflichtet war, den Druſch für R. fen. 
zu bewirken, einen Beweisgrund für ſeine Anſchauung her. Es 
kommt jedoch auf den Inhalt und die Natur des Vertrags an. 
Der Vertrag kann Sach⸗ und Dienſtmiete geweſen ſein, der⸗ 
geſtalt, daß der Beklagte dem R. die Dreſchmaſchine, ſeine 
eigene Perſon und die Bedienungsmannſchaft zur Verwendung 
nach Belieben gegen Entgelt, das nach der Zeit der Benützung 
oder in anderer Weiſe beſtimmt wurde, zur Verfügung ſtellte. 
Die Vereinbarung kann auch einen Werkvertrag gebildet haben, 
demzufolge der Beklagte den Druſch des Getreides zu bewirken 
hatte — $ 631 Abſ. 2 BGB. — aber ſelbſtändiger Herr des 
Dreſchmaſchinenbetriebs geblieben iſt. Darauf weiſt ſogar die 
Feſtſtellung des Berufungsgerichts hin, — falls nicht eine 
ungenaue Ausdrucksweiſe angewendet iſt — daß R. ſen. ſeine 
Arbeiter — nicht etwa nur unter den Befehl des Beklagten — 
ſondern ihm zur Ver fügung ſtellte, und daß Beklagter ſelb⸗ 
ſtändig den Druſch zu leiten hatte. Als weitere Anhaltspunkte 
für die Entſcheidung des ſtreitigen Punktes können dienen: ob 
das Entgelt des Beklagten als Unternehmergewinn oder als 
Arbeitslohn ſich darſtellt; welcher Art und von welchem Umfang 
ſeine gewerbliche Tätigkeit als Dreſchmaſchinenbeſitzer im übrigen 
war; welche Ausdehnung der landwirtſchaftliche Betrieb und 
die Getreideerzeugung des R. ſen. hatte; wie in der dortigen 
Gegend das Verhältnis des kleinen Landwirts, als welcher 
R. ſen. wohl anzuſehen iſt, zu dem Dreſchmaſchinenbeſitzer in 
der hier erheblichen Beziehung regelmäßig geſtaltet zu ſein pflegt. 
Endlich wird, falls der Unfall im Betrieb des Beklagten vor⸗ 
gekommen ſein ſollte, zu erörtern ſein, ob der Verletzte, als er 
den Unfall erlitt, in dieſem Betrieb beſchäftigt war, d. h. mit 
dem ausgeſprochenen oder mutmaßlichen Willen des Beklagten 
darin Dienſte geleiſtet oder ob er ſich nur in den Betrieb ein⸗ 
gemengt hat. Der Beklagte ſcheint das letztere behaupten zu 
wollen. (Es erfolgte die Zurückverweiſung an das Berufungs⸗ 
gericht zur näheren Aufklärung der Sache). Rh. Beruſsgen. c. H. 
U. v. 3. Febr. 08, 216/07 VI. — Düſſeldorf. 

Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. 

35. 59 Abſ. 1 Nr. 2 Waren 3G. Auch der Nicht⸗ 
beginn eines Geſchäftsbetriebs fällt unter die Nr. 2.] 

Der Beklagte, welcher damals bei einer Hamburger Firma 
als Handlungsgehilfe angeſtellt war, meldete am 25. April 04 
46 verſchiedene Warenzeichen und am 11. Mai 04 ein weiteres 
Warenzeichen („Flammenſturz“) für ſich zur Eintragung in die 
Zeichenrolle des Pat A. an. Als Geſchäftsbetrieb, in welchem 
die Zeichen verwendet werden ſollten, wurde „Export⸗ und 
Importgeſchäft“ angegeben und ein Verzeichnis einer großen 
Zahl von Waren, für welche die Zeichen beſtimmt ſeien, bei⸗ 
gefügt. Der Anmeldung gemäß wurden alle 47 Zeichen für 
den Beklagten in die Zeichenrolle eingetragen, darunter 12 im 
Jahre 04, 28 in der erſten Hälfte von 05, 6 in der zweiten 
Hälfte von 05 und eines Anfangs 06. Im März 06 erhoben 
die Kläger Klage mit dem Antrage, den Beklagten zur Ein⸗ 
willigung in die Löſchung der für ihn eingetragenen Zeichen 
einzuwilligen. Dieſer Anſpruch wurde folgendermaßen begründet: 
der Beklagte habe niemals den Willen gehabt, einen eigenen 
Geſchäftsbetrieb zu beginnen und ſich in demſelben der ange⸗ 
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meldeten Zeichen zu bedienen, wie er denn auch nicht über das 
für die Begründung eines Export⸗ und Importgeſchäfts er⸗ 
ſorderliche Kapital verfüge. Die Anmeldung ſei allein zu dem 
Zweck erfolgt, um andere durch Erhebung von Widerſprüchen 
und Unterſagung der Benutzung von Warenzeichen zu zwingen, 
dem Beklagten Abfindungsſummen zu zahlen, wie dies auch in 
mehreren Fällen geſchehen ſei. Der Beklagte beantragte Ab⸗ 
weiſung der Klage, indem er ausführte: Die Klage ſei rechtlich 
nicht zuläſſig. Er habe zwar die bei der Anmeldung der 
Zeichen gehegte Abſicht, ein Exportgeſchäft nach Süd⸗ Afrika 
oder Süd⸗Amerika zu begründen, bisher nicht ausführen können. 
Er ſei aber nach ſeiner geſchäftlichen Vorbildung zur Aus⸗ 
führung dieſer Abſicht geeignet. Er habe ein Vermögen von 
10000 * und er werde, ſobald das Exportgeſchäft eröffnet 
ſein werde, über bedeutende Kapitalien verfügen. In den 
von den Klägern bezeichneten Fällen habe er auf An⸗ 
ſuchen der betreffenden Gewerbetreibenden gegen eine ge⸗ 
ringe Geldenſchädigung auf das ihm geſetzlich zuſtehende Recht 
des Widerſpruchs gegen die Zeichen ⸗ Eintragung verzichtet. 
Der Klage wurde ſtattgegeben. Die Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: Das Berufungsgericht hat die 
Klage als nach § 9 Abf. 1 Nr. 2, Abf. 3 und 5 Waren EG. 
zuläſſig und auch als begründet erachtet, indem es feſtſtellte, 
daß der Beklagte einen wirklichen Geſchäftsbstrieb, in dem er 
die ſtreitigen Warenzeichen würde verwenden können, überhanpt 
noch nicht begonnen, und daß er weder bei der Anmeldung 
diefer Zeichen noch in irgend einem ſpäteren Zeitpunkte die 
Benutzung derſelben innerhalb eines von ihm zu errichtenden 
Geſchäfts betriebs wirklich beabſichtigt habe, ſondern daß es ihm 
lediglich um die Ermöglichung eines unlauteren Handels mit Lizenzen 
zu tun geweſen ſei. Der Reviſionskläger zunächſt die Aktiv⸗ 
legitimation der Kläger beſtritten, da die Vorausſetzungen der Vor⸗ 
ſchrift des 5 9 Abſ. 1 Nr. 2 hier nicht gegeben ſeien. Dieſer Angriff 
richtet ſich gegen folgende Ausführungen des Berufungsgerichts: 
Dem in 8 9 Abſ. 1 Nr. 2 vorgeſehenen Falle, daß der Ge⸗ 
Ihäftöbetrieb, zu welchem das Zeichen gehöre, von dem ein⸗ 
getragenen Inhaber nicht mehr fortgeſetzt werde, ſtehe der Fall, 
daß der Geſchäfts betrieb überhaupt nicht begonnen ſei, 
dann gleich, wenn der Geſchäftsbetrieb in Wahrheit nicht 
beabfichtigt werde; denn unter der letzteren Vorausſetzung habe 


die ſtreitigen Warenzeichen benutzen konnte. Dieſer Zeitraum, 
in dem eine tatſächliche Benutzung der Zeichen ſeitens des Be: 
llagten überhaupt nicht ſtattgefunden hat, ift ſo groß, daß 
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dem" gegenüber die bloße Möglichkeit nicht entſcheidend ins 
Gewicht fallen kann, daß der angeblich von dem Beklagten 
beabſichtigte Betrieb eines Import⸗ und Exportgeſchäfts, in dem 
die Warenzeichen teilweiſe würden haben Verwendung finden 
können, nach der Klagerhebung etwa begonnen ſein oder 
noch begonnen werden könnte. Vielmehr genügt der Nichtbetrieb 
eines ſolchen Gefchäfts ſeitens des Inhabers der eingetragenen 
Zeichen in dem bezeichneten langen Zeitraum, um einen 
Löſchungsanſpruch Dritter gemäß SI Abſ. 1 Nr. 2 Waren 8G. 
zu begründen, und zwar ohne Unterſchied, ob es ſich dabei um 
die Nichtfortſetzung eines bereits ſtattgehabten oder um den 
Nichtbeginn eines etwa beabſichtigten Geſchäftsbetriebs handelt. 
(Wird ausgeführt.) Hiernach genügte es aber im gegebenen 
Falle für die Anwendung des 8 9 Abſ. 1 Nr. 2 und fomit 
auch für die Aktivlegitimation der Kläger als Dritter, daß die 
Beklagte zur Zeit der nahezu zwei Jahre nach der Anmeldung 
der ſtreitigen Warenzeichen erfolgten Erhebung der Löſchungs⸗ 
klage einen Geſchäftsbetrieb, in dem dieſe Zeichen hätten benutzt 
werden können, tatſächlich noch nicht begonnen hatte; denn wie 
nach einem Urteile des erkennenden Senats vom 13. März 03 
II 379/02 die Frage, ob die Vorausſetzungen des Löſchungs⸗ 
anſpruchs gemäß § 9 Abſ. 1 Nr. 3 Waren 3G. vorliegen, nach der 
Zeit der Anſtellung der Klage zu beantworten iſt, ſo muß ein 
Gleiches auch von den Vorausſetzungen des in Nr. 2 daſelbſt 
beſtimmten Löſchungsanſpruchs gelten. H. c. F & C., U. v. 
17. Jan. 08, 256/07 II. — Hamburg. 

Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juli 1895. 

36. 88 4, 102 bis 104, 112 bis 115 Binnen Sch. 
verb. mit HGB. § 734. Perſönliche Haftung des Schiffseigen⸗ 
tümers oder Haftung nur mit Schiff und Fracht? 

Nach § 4 BinnenSchGG. haftet der Schiffseigner nicht 
perſönlich, ſondern nur mit Schiff und Fracht, wenn der An⸗ 
ſpruch auf das Verſchulden einer Perſon der Schiffs beſatzung 
gegründet iſt. Solche Anſprüche liegen vor, wenn wie hier auf 
Grund von § 92 BinnenSh®. in Verbindung mit § 734 
HGB. für Schiff und Ladung Erſatz der durch einen Schiffs⸗ 
zuſammenſtoß herbeigeführten Schäden begehrt wird. Die An⸗ 
ſprüche gewähren nach $ 102 BinnenSchG. die Rechte eines 


Schiffsgläubigers. Die Schiffsgläubiger haben nach 88 103, 


104 ein Pfandrecht an dem Schiffe nebſt Zubehör und an der 
Fracht. Eine perſönliche Verpflichtung des Schiffseigners, die 
Schiffsſchuld zu bezahlen, beſteht grundſätzlich nicht und tritt 
nur in den von den SS 112 bis 115 behandelten Ausnahme: 
fällen ein. Der Schiffsgläubiger, der ſein Pfandrecht geltend 
macht, kann daher nicht ſchlechtweg auf Zahlung klagen, ſondern 
ſachgemäß nur den Antrag ſtellen, daß der Beklagte verurteilt 
werde, die Zwangsvollſtreckung in das Schiff und ſeine Fracht 
für die Klagforderung zu dulden. Hier iſt der Antrag von 
vornherein, wie bei einer gewöhnlichen Schuldklage, einfach auf 
Verurteilung der Beklagten zur Bezahlung der Klagforderungen 
nebſt Zinſen gerichtet und dieſe Anſprüche ſind von den Vor⸗ 
inſtanzen dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Das kann 
rechtlich begründet fein, wenn und inſoweit die in den 88 112 
bis 115 behandelten Ausnahmefälle, in denen eine perſönliche 
Haftung des Schiffseigners eintritt, vorliegen ſollten. Solche 
Ausnahmefälle zu behaupten, hätte zur Begründung der Klage 
gehört, wenn ſie auf Verurteilung zur Zahlung gerichtet werden 
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ſollte. Es ift aber weder in der Klagſchrift, noch ſonſt in den 
Inſtanzen hierüber irgend etwas vorgebracht, auch von den Ge⸗ 
richten nicht danach gefragt worden. Freilich hat auch die 
Beklagte in den Inſtanzen einen ſich hierauf beziehenden Ein⸗ 
wand nicht geltend gemacht. Das kann ihr aber nicht ſchaden. 
Denn die rechtliche Begründung der Klage zu prüfen, bleibt 
immer Sache des Gerichts. Hier iſt grundſätzlich eine unbe⸗ 
ſchränkte Verurteilung der Beklagten ausgeſprochen, ohne daß 
ſich ergäbe, worauf ſich dieſe Verurteilung gründet. E. c. L., 
U. v. 22. Jan. 08, 171/07 I. — Hamburg. 

Geſetz betr. die Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 / 20. Mai 1898. 

37. 8 11 Gen®. Die Eintragung in die Liſte ſeitens 
des Regiſterrichters bewirkt die Vermutung, daß der Eingetragene 
Mitglied der Genoſſenſchaft ſei.] . 

Kläger fochten auf Grund des S 111 Gen®. eine von 
dem Konkursverwalter der Genoſſenſchaft aufgeſtellte Vorſchuß⸗ 
berechnung mit dem Antrage an, feſtzuſtellen: 1. daß ſie nicht 
Mitglieder der Genoſſenſchaft waren und ſind, und demgemäß 
den Konkursverwalter zu verurteilen, die Löſchung des Namens 
der Kläger in der Genoſſenſchaftsliſte zu bewilligen; 2. daß ſie 
nicht verpflichtet find, die ihnen in der Vorſchußberechnung auf: 
erlegten Beträge zu leiſten, demgemäß den Konkursverwalter 

zu verurteilen, ihre Namen aus der Vorſchußberechnung zu 
entfernen. | 

Sie behaupten, fie hätten das Statut niemals unter: 
ſchrieben und ſeien der Genoſſenſchaft nach der Eintragung der⸗ 
ſelben auch nicht beigetreten. In der Reviſionsinſtanz handelte 
es ſich nur um die Frage der Beweislaſt. Aus den Gründen: 
Die Sachlage war im gegebenen Fall eine derartige, daß 
ein Beweis von dem Beklagten nicht gefordert werden konnte. 
Die Vorſchußberechnung iſt von dem Konkursverwalter auf 
Grund der bei Gericht geführten Lifte der Genoſſen aufgeftellt 
worden, und in dieſer Liſte ſtanden, wie dies unſtreitig iſt, die 
Kläger bzw. ihre Erblaſſer ſeit dem Tage verzeichnet, an welchem 
die Genoſſenſchaft in das Regiſter eingetragen wurde. Der 
Grund hierfür war, wie dies gleichfalls unbeſtritten iſt, darin 
gelegen, daß dem Regiſterrichter bei der Anmeldung der Ge⸗ 
noſſenſchaft ein von N.⸗W., den 27. September 1896 datiertes 
gedrucktes Exemplar der Statuten vorgelegt worden war, unter 
welchem im Anſchluß an das Datum ſich 47 Genoſſen mit 
Vor⸗ und Zunamen verzeichnet fanden, während auf einem 
weiter beigelegten Blatt 7 mit fortlaufenden Nummern noch 
23 Perſonen verzeichnet waren, zu welchen auch die Kläger 
bzw. deren Erblaſſer gehörten. Auf Grund dieſer Anmeldung, 
welcher ausweislich der Regiſterakten auch die mit der Be⸗ 
ſcheinigung des erfolgten Eintrags zurückgegebene Abſchrift des 
Statuts, die Liſte der Genoſſen und die Urkunde über die Be⸗ 
ſtellung des Vorſtands und des Auffichtörates beilagen, hat 
der Regiſterrichter die Genoſſenſchaft in das Regiſter eingetragen 
und die Anlegung der gerichtlichen Liſte für die namentlich an⸗ 
gegebenen Genoſſen verfügt; er hat ſomit das Vorhandenſein 
der Vorausſetzungen des 8 11 GenG. als gegeben anerkannt, 
auch die auf dem beſonderen Blatt 7 aufgeführten Genoſſen als 
Unterzeichner des Statuts erachtet und demgemäß in die gericht⸗ 
liche Liſte der Genoſſen eintragen laſſen. Dieſe Eintragung iſt 
rechtserheblich und hat ſelbſtändige Bedeutung. Denn wie aus 
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der allgemeinen Begründung des Entw. II S. 45 zu dem jetzt 
geltenden Geſetze hervorgeht, ſollte dadurch, daß die Führung 
der Liſte der Genoſſen in die Hände des Regiſterrichters gelegt 
wurde, erreicht werden, daß alle in der Liſte aufgeführten Per⸗ 
ſonen wirklich als Genoſſen haften und andererſeits alle wirklich 
haftpflichtigen Perſonen in der gerichtlichen Liſte aufgeführt 
ſind. Dieſer Liſte ſollte öffentlicher Glaube beigelegt werden 
und ihr Inhalt nicht nur im Verhältnis der Genoſſenſchaft zu 
ihren Gläubigern, ſondern auch im Verhältnis der Genoſſen⸗ 
ſchaft zu den Genoſſen entſcheidend ſein. Dabei ſollte aber, 
wie im letzten Abſatz der Begründung auf S. 45 hervorgehoben 
iſt, dem Regiſterrichter nicht die Prüfung der materiellen 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit der ihm zugehenden Anzeigen 
zur Pflicht gemacht werden, wohl aber ſollte ſeinen Be⸗ 
urkundungen eine erhöhte Bedeutung beigelegt werden. Dieſe 
Abſicht des Geſetzes, welche die Beſeitigung der in der Praxis 
hervorgetretenen ſehr erheblichen Übelſtände im Auge hatte, 
würde völlig vereitelt werden, wenn auch jetzt noch die bloße 
Ableugnung der Mitgliedſchaft oder einer dem Gerichte vor⸗ 
gelegten Unterſchrift, welche zur Eintragung eines Genoſſen in 
die Liſte geführt hat, die Folge haben würde, der Genoſſen⸗ 
ſchaft den Beweis aufzubürden, daß der Genoſſe die Unterſchrift 
in der gehörigen Form wirklich abgegeben habe. Die Eintragung 
in die Liſte nach vorgängiger Prüfung der formalen Voraus⸗ 
ſetzungen hierfür durch den Regiſterrichter hat vielmehr die 
Wirkung, daß vermutet wird, der Eingetragene ſei Mitglied 
der Genoſſenſchaft. Dies ſchließt nicht aus, daß die Beitritts⸗ 
erklärung als materiellrechtlich ungültig angefochten werden 
kann, oder daß von dem Eingetragenen geltend gemacht wird, 
es habe an den geſetzlichen formalen Vorausſetzungen für die 
Eintragung gefehlt; aber gegenüber der unter Mitwirkung des 
Regiſterrichters zuſtande gekommenen Eintragung in die Liſte 
der Genoſſen trifft den die Eintragung Anfechtenden die Pflicht, 
ſeine Behauptungen zu beweiſen, und wenn er dieſen Beweis 
nicht erbringt, beſteht die durch die geſchehene Eintragung be⸗ 
urkundete Mitgliedſchaft zu Recht. Konk. N.⸗W. c. O. u. Gen., 
U. v. 29. Jan. 08, 165/07 I. — Darmſtadt. 

38. 5 73 Abſ. 2 Gen. Die nach Geſetz und Statut 
vorſchriftsmäßig aufgeſtellte und genehmigte Bilanz, — nicht 
aber die ſich ſpäter ergebende wahre Vermögenslage — bildet 
die Grundlage für die Auseinanderſetzung zwiſchen Genoſſen 
und der Genoſſenſchaft.] 

Gemäß dem § 73 Abſ. 1 Gen®., wird die Auseinander⸗ 
ſetzung des ausgeſchiedenen Genoſſen mit der Genoſſenſchaft, 
abgeſehen von dem Mitgliederſtande, nach der Vermögenslage 
der Genoſſenſchaft zur Zeit des Ausſcheidens beſtimmt. Da 
der Genoſſe mit dem Schluſſe des Geſchäftsjahres ausſcheidet, 
ſo bietet ſich als Mittel zur Feſtſtellung der in dieſem Zeit⸗ 
punkte beſtehenden Vermögenslage ohne weiteres die Jahres⸗ 
bilanz dar. Das Geſetz ſchreibt denn auch im $ 73 Abſ. 2 
vor, daß die Auseinanderſetzung „auf Grund der Bilanz“ zu 
erfolgen habe. Nach welchen Grundſätzen die Bilanz aufgeſtellt 
werden muß, ergibt ſich aus 8 40 HGB. (vgl. $ 17 
Abſ. 2, 8 7 Nr. 3, §S 48 GenG., ferner RG. 43, 126). Ent: 
ſprechend der Vorſchrift des S 40 Abſ. 3 HGB. find „zweifel⸗ 
hafte Forderungen“ nach ihrem wahrſcheinlichen Werte anzu⸗ 
ſetzen. Die Zweifel in Anſehung einer Forderung konnen nicht 
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mur deren Beitreibbarkeit, namentlich die Zahlungsfähigkeit des 
Schuldners, ſondern auch ihren rechtlichen Beſtand betreffen. 
Ob und in welchem Grade Forderungen zweifelhaft find, muß 
nach den Umſtänden ermeſſen werden, die am Schluſſe des 
Geſchäftsjahres, für den die Aufſtellung der Bilanz ſtattfindet, 
obwalten. Hiernach bildet eine Bilanz, welche obne Verletzung 
der angeführten Geſetzesvorſchriften und unter Beachtung der 
im Statut der Genoſſenſchaft gültig getroffenen beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen aufgeſtellt, geprüft und genehmigt worden iſt, die 
geſetzliche Unterlage für die Auseinaderſetzung zwiſchen der Ge⸗ 
noſſenſchaft und dem ausgeſchiedenen Genoſſen. Dieſe Unter⸗ 
lage kann ſich nicht nachträglich wieder dadurch verſchieben, 
daß ſpätere Ereigniſſe oder Erfahrungen eine Bilanz, die mit 
der erforderlichen Sorgfalt aufgeſtellt worden iſt, in einzelnen 
Punkten als nach dem neuen Stande der Erkenntnis und der 
Verhältniſſen tatſächlich unrichtig erweiſen. Es gilt vielmehr 
der Grundſatz, daß die nach Geſetz und Satzung vorſchrifts⸗ 
mäßig aufgeſtellte und genehmigte Bilanz die für die Aus⸗ 
einanderſetzung maßgebende iſt und bleibt. Daß dieſer Grund⸗ 
ſatz inſoweit anerkannt werden muß, als bei einer Forderung 
die früher vorhanden geweſene Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
ſpäter wegfällt oder bei einem anderen Aktivpoſten der Bilanz 
eine ſpätere Entwertung infolge beſonderer Ereigniſſe eintritt, 
liegt auf der Hand, da es ſich in einem ſolchen Falle um 
einen neu entſtehenden Vermögensverluſt handelt. Das Gleiche 
muß umgekehrt bei einem Vermögenszuwachſe gelten. Der 
ausgeſprochene Grundſatz iſt aber auch dann anzuwenden, wenn 
ſich ſpäter herausſtellt, daß der rechtliche Beſtand einer Forderung 
ſchon in dem früheren für die Aufmachung der Bilanz maß⸗ 
gebenden Zeitpunkte nicht vorhanden geweſen iſt, ſondern 
für dieſen Zeitpunkt irrtümlich angenommen wurde, ſofern nur 
dieſer Beſtand bei der Aufſtellung und Feſtſtellung der Bilanz 
von einem ſorgfältig verfahrenden Kaufmanne nicht bezweifelt 
zu werden brauchte. Demgegenüber vertritt die Reviſion eine 
andere Auffaſſung; ſie erhebt den Einwand, daß die Ausein⸗ 
anderſetzung mit dem ausgeſchiedenen Genoſſen auf Grund der 
wahren Vermögenslage zu erfolgen habe, daher ſei, ſobald ſich 
nachträglich die objektive Unrichtigkeit der Bilanz ergebe, dieſe 
zu berichtigen und die berichtigte Bilanz alsdann der Ausein⸗ 
anderſetzung zugrunde zu legen. Dieſer Auffaſſung ſteht zu⸗ 
nächſt der Wortlaut des Geſetzes entgegen. Wie es einerſeits 
ſelbſtverſtändlich erſcheint, daß das GenG. im 8 73 Abſ. 2 
nur eine Bilanz bezeichnen kann, welche vorſchriftsmäßig auf⸗ 
geſtellt iſt, ebenſowenig bietet andererſeits das Geſetz Anhalt 
dafür, daß eine Bilanz gemeint ſei, die ſich in Zukunft als 
objektiv richtig bewähren werde. Eine richtige Bilanz in dieſem 
Sinne zu verlangen, müßte aber auch zu praktiſchen Folgerungen 
führen, die ſchwerlich als annehmbar angeſehen werden könnten. 
Bei der Feſtſtellung der Bilanzwerte handelt es ſich vielfach 
um Schätzungen, die nur mit einer mehr oder minder großen 
Unſicherheit getroffen werden können. Die ſpätere Zeit wird 
daher oft das nicht als richtig bewähren, was zu früherer Zeit 
infolge eines unvermeidlichen Irrtums für richtig gehalten 
wurde. Für einige Gegenſtände wird ſich ergeben, daß ſie 
nach der ſchon früher vorhandenen objektiven Lage der Ver⸗ 
hältniſſe, die aber derzeit noch nicht erkannt werden konnte, zu 
hoch bewertet worden find, für andere Gegenſtände wird ſpäter 
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offenbar werden, daß ihr Wert zu niedrig veranſchlagt worden 
iſt. Müßten nun alle derartigen, auch bei Anwendung pflicht⸗ 
mäßiger Sorgfalt unvermeidlichen Wertunterſchiede nachträglich 
berichtigt werden, ſo würde die Grundlage der Auseinander⸗ 
ſetzung der erforderlichen Stetigkeit entbehren, und es würde 
— worauf ſchon der Vorderrichter hingewieſen hat — nicht 
ſelten vorkommen, daß die Auseinanderſetzung zu einem ver⸗ 
ſchiedenen Ergebniſſe führte, je nachdem mit dem einen oder 
andern der gleichzeitig ausgeſchiedenen Genoſſen die Ausein⸗ 
anderſetzung früher oder ſpäter zum Abſchluſſe käme. Dabei 
würde ſich die Rechtslage noch um ſo unſicherer geſtalten, als 
namentlich in Anſehung der Bewertung von Forderungen, aber 
auch von körperlichen Gegenſtänden ſich nicht ſelten eine frühere 
Schätzung als unrichtig erweiſen würde, ohne daß überhaupt 
eine ſichere Unterſcheidung zwiſchen einer früheren objektiv un⸗ 
richtigen Schätzung und einer richtigen Schätzung, welche durch 
nachfolgenden Wertzuwachs oder Wertverluſt unrichtig geworden 
iſt, alſo zwiſchen dem früheren Unrichtigſein und dem ſpäteren 
Unrichtigwerden, getroffen werden könnte. Es kann nicht an⸗ 
genommen werden, daß die dargelegten Folgen dem Geſetzes⸗ 
willen entſprechen. Wenn die Reviſionsbegründung auf die 
Entſcheidung des RG. vom 8. Dezember 1893 (RG. 32, 91) 
hinweiſt, ſo wird in dieſem Erkenntniſſe nicht mehr ausge⸗ 
ſprochen, als daß eine mit den Vorſchriften des HGB. 
in Widerſpruch ſtehende Bilanz zu berichtigen und dann 
die berichtigte Bilanz der Auseinanderſetzung zugrunde zu legen 
ſei. Kann hiernach der Reviſion darin nicht recht gegeben 
werden, daß die Bilanz, ſoweit fie zur Zeit des Ausſcheidens 
des Klägers aus der Genofſſenſchaft vorſchriftsmäßig aufgeſtellt 
worden iſt, wegen nachträglich erwieſener objektiver Unrichtig⸗ 
keit berichtigt werden und die ſo berichtigte Bilanz der mit 
dem Kläger zu vollziehenden Auseinanderſetzung zugrunde gelegt 
werden muß, ſo iſt doch der Reviſion zuzugeſtehen, daß ſich aus 
den Entſcheidungsgründen des Berufungsurteils nicht mit 
Sicherheit entnehmen läßt, ob die Bilanz derzeit vorſchrifts⸗ 
mäßig aufgeſtellt worden iſt. (Wird dargelegt und dieſerhalb 
das Berufungsurteil aufgehoben.) Z. f. M. c. J., U. v. 
15. Jan. 08, 197/07 I. — Berlin. 

Reichs ſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

39. Zur Tarifnummer la RStempG. — Der dem 
Emiſſionsſtempel unterliegende Betrag der Aktien iſt nach dem 
inneren Wert desſelben zu berechnen, ſofern er den Ausgabekurs 
überfteigt.] 

Unter dem 26. März 02 hatte die klägeriſche Bank mit der 
B.er Diskontobank einen die Auflöſung der Berliner Filiale 
der letzteren Bank und ihre Übernahme durch die erſtere be⸗ 
zweckenden Vertrag geſchloſſen. in deſſen § 8 ſich die klägeriſche 
Bank verpflichtete, dafür Sorge zu tragen, daß den Aktionären 
der Diskontobank vor dem 30. Juni 02 ein Angebot gemacht 
werde, wonach ſie gegen Einlieferung von je 5400 & Aktien 
erhalten: 2000 & Aktien der klägeriſchen Bank, 2334 K bar 
in verſchiedenen Terminen. Zur Durchführung des Vertrages 
wurde eine Erhöhung des Grundkapitals der Klägerin um 
16 667000 & durch Ausgabe von Inhaberaktien zum Nenn⸗ 
betrage von je 1000 & in Ausſicht genommen. Es wurde 
beſtimmt, daß der Ausgabewert der jungen Aktien 100 Prozent 
betragen ſolle und daß die Aktien einem aus verſchiedenen 
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Banken beſtehenden Konſortium, anzubieten ſeien; bei der 
Zeichnung ſeien 25 Prozent und der Reſt binnen drei Wochen 
nach Eintragung der Erhöhung in das Handelsregiſter zu zahlen, 
dem Konſortium ſei die Verpflichtung aufzuerlegen, den Aktien⸗ 
ſtempel ſowie die geſamten Koſten der Erhöhung zu tragen und 
die Aktien den Aktionären der B.er Diskontobank anzubieten. 
Bereits unter dem 22. März 02 war der das Aktienbezugsrecht 
regelnde Vertrag zwiſchen der Klägerin und dem Korſortium 
geſchloſſen worden. Das Syndikat verpflichtete ſich zur Zeichnung 
der neuen Aktien bis zu dem vom Aufſichtsrate der Klägerin 
feſtzuſetzenden Betrage und zu dem Angebot der Aktien an die 
Aktionäre der B.er Diskontobank gemäß den bereits mitgeteilten 
Bedingungen; es verpflichtete ſich ferner, die ihm zugehenden 
Aktien der B.er Diskontobank der Klägerin zum Selbſtkoſtenpreis, 
deſſen Ermittlung im einzelnen beſtimmt wurde, zu überlaſſen, 
wobei insbeſondere ein Syndikatsgewinn in Anrechnung zu 
bringen ſei. Die Kapitalserhöhung wurde demnächſt zum Betrage 
von 13940000 % durchgeführt, welchen Betrag das Syndikat 
unter dem 16. Juni bzw. 14. Juli 02 zeichnete. Die Klägerin 
war, was die Verſtempelung der 13 940 neuen Aktien anlangt, 
der Meinung, daß der Stempel von dem Nennwert als dem 
Ausgabewerte, alſo auf 20. für jedes Stück, zu berechnen ſei, 
wogegen der Fiskus jede junge Aktie entſprechend dem Kurſe 
der alten Aktien auf 1 300 bis 1400 % bewertete und danach 
einen Stempel von 28 % forderte. Die Klägerin hat den ge⸗ 
forderten Stempel mit 111520 ./ entrichtet, demnächſt aber im 
Rechtswege die Erſtattung von vorläufig 2000 / nebſt Zinſen 
begehrt. Das OLG. hat auf Abweiſung der Klage erkannt. 
Die Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen: Nach den 
vom erkennenden Senat in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehaltenen 
Grundſätzen, von denen abzugehen kein Anlaß vorliegt, umfaßt 
die den Ausgabeſtempel für inländiſche Aktien regelnde Tarif⸗ 
nummer la zum RStempG. vom 14. Juni 00 auch den Fall, 
daß die ausgegebenen Aktien, ohne ziffermäßige Feſtſetzung 
eines den Nennbetrag überſteigenden Kurſes ſeitens der emit⸗ 
tierenden Aktiengeſellſchaft, einen höheren, den Nennbetrag über⸗ 
ſteigenden Wert derſelben darſtellen und zu dieſem Uberpariwerte 
vom erſten Erwerber übernommen werden (RG. 61, 302, ferner 
die Urteile vom 12. April 04 VII. 546/03, 10. Juli 06 VII. 
555/06 und 28. Mai 07 VII. 354/06). Entſcheidend iſt nicht 
der von der Geſellſchaft beſtimmte Ausgabekurs, ſondern der 
wirkliche, innere Wert der Aktien, ſofern er jenen Kurs überſteigt 
und in ihm keinen erſchöpfenden Ausdruck findet. Ob dies 
zutrifft, iſt nach der Lage des einzelnen Falles zu beurteilen. 
Insbeſondere kann die vom Erwerber zu gewährende Gegen⸗ 
leiſtung einen Anhalt für die Feſtſtellung bieten, daß der 
Ausgabepreis hinter dem wahren Werte der Aktien zurückbleibt. 
Es kommt darauf an, ob aus dem geſamten Inhalte des 
Emiſſionsgeſchäfts mit Sicherheit zu ſchließen iſt, daß für die 
Bemeſſung der in der Hingabe der Aktien beſtehenden Leiſtung 
nicht ſowohl der Nennwert oder der ſonſtige Ausgabepreis, 
ſondern ein mehr oder weniger erheblicher Mehrwert maßgebend 
geweſen iſt. Von dieſem Geſichtspunkt aus war im vorliegenden 
Falle zu prüfen, ob die von der Klägerin ausgegebenen jungen 
Aktien nur zum Parikurſe, wie er im Zeichnungsſcheine feſt⸗ 
geſetzt war, oder zu einem den Stempelanſatz von 28 4 für 
die Aktie rechtfertigenden Mehrwerte von 300 bis 400 , alſo 


Jauriſtiſche Wochenſchrift. 


M 6. 1908. 


— ——— ͤ äE —ä—ñ— — — ͥ᷑ꝓö è— 


zu einem Kurſe von 1300 bis 1400 &, übernommen worden 
find. ... Der Berufungsrichter legt mit Recht das entſcheidende 
Gewicht auf die von dem Syndikat bei der Zeichnung ein⸗ 
gegangenen Verpflichtungen. Die Reviſion meint, daß dieſe 
Verpflichtungen den Gegenſtand eines beſonderen, neben dem 
Emiſſionsgeſchäft ſtehenden Vertrages gebildet hätten, lediglich 
obligatoriſcher Natur ſeien und bei der Berechnung des Preiſes 
für die Übernahme der Aktien außer Betracht bleiben müßten. 
Dem iſt nicht zuzuſtimmen. In den Zeichnungsſcheinen iſt 
ausdrücklich auf die Verpflichtungen des Syndikats hingewieſen 
und damit klar geſtellt, daß ſie in dem Verhältniſſe der Gegen⸗ 
leiſtung für die zu gewährenden Aktien ſtehen ſollen, wie denn 
auch aus dem Syndikatsvertrage vom 22. März 02 deutlich erhellt, 
daß die Zeichnung und Ausreichung der Aktien als ein einheit⸗ 
liches, mit den ſonſtigen Abreden in untrennbarem Zuſammenhange 
befindliches Geſchäft zu betrachten ſind. Die obligatoriſche Natur 
der Abreden iſt für die Stempelfrage gleichgültig. Maßgebend 
iſt nur, ob aus ihnen erſichtlich iſt, daß das Syndikat die neuen 
Aktien in Wahrheit nicht zum Parikurſe, ſondern zu einem 
höheren Betrage übernommen hat. In dieſer Hinſicht iſt es von 
Bedeutung, daß das Syndikat über die gezeichneten Aktien nicht 
frei verfügen und ſie nicht an der Börſe verwerten durfte, vielmehr 
verpflichtet war, die Aktien unter genau feſtgeſetzten Bedingungen 
den Aktionären der Diskontobank zum Umtauſch anzubieten und 
die ſo erworbenen Aktien der Diskontobank der Klägerin ab⸗ 
zuliefern. Dieſer war in Anſehung der Diskontobankaktien ein 
Bezugsrecht dergeſtalt eingeräumt, daß ſie gegen Einlieferung 
von 5400 & (Nominal) der Aktien 2334 & bar und zwei ihrer 


jungen Aktien zu je 1000 4 (Nominal) zu gewähren hatte. 


Bei einem Kurſe der Diskontobankaktien von 93 Prozent, wie 
ihn der Berufungsrichter unangefochten feſtſtellt, ergibt ſich daher 
ein Wert der Aktien der Klägerin von 1 300 bis 1400 4. Da 
das Syndikat verbunden war, die übernommenen Aktien lediglich 
zu dem Zwecke des Erwerbs der Diskontobankaktien und der 
Überführung dieſer Wertpapiere in das Vermögen der Klägerin 
zu verwenden, fo iſt es klar, daß ſich der Ubernahmepreis nicht 
auf den ziffermäßigen Ausgabewert d. i. den Nennbetrag be⸗ 
ſchränkt, ſondern auf den Betrag erhöht, zu welchem das 
Syndikat die Aktien zu veräußern verpflichtet war. Dieſer Be⸗ 
trag ergibt ſich aus der Vergleichung mit den Werten, welche 
die Klägerin für ihre Aktien erhielt. Indem ſie vorſchrieb, daß 
die Diskontobankaktionäre für Aktien zum Kurſe von 5022 % 
2334 4 bar und 2000 & in ihren — der Klägerin — neuen 
Aktien zu erhalten hätten, ſchätzte ſie ſelbſt ihre Aktien zu 
einem den Nennbetrag weit überſteigenden Werte von 
130 bis 140 Prozent ein. Soweit ſie zufolge des mit 
dem Syndikat geſchloſſenen Vertrages Diskontobankaktien 
erwarb, gewann ſie und nicht das Syndikat das ſo er⸗ 
mittelte Emiſſionsagio und darum iſt für die Berechnung 
des Stempels nicht der Nennbetrag, ſondern der wirkliche 
Ausgabewert der Aktien zugrunde zu legen. Daß die Klägerin 
13 940 000 .# neuer Aktien nach Maßgabe der getroffenen 
Vereinbarungen ausgegeben hat, iſt unſtreitig. B. f. H. u. 
J. c. Heſſiſchen Steuerfiskus, U. v. 14. Jan. 08, 208/07 VII. 
— Darmſtadt. 

40. Tarifnummer 1b RStempG. Unterliegen aus⸗ 
ländiſche (auf mehrere Shares lautende) Zertifikate der 
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Stempelpflicht von 2 ½ Prozent? 
rechnen 7 

Die Klägerin iſt als Aktionärin von insgeſamt 296 500 8 
Shares in das Aktienbuch der Penſylvania Railroad Company 
in Philadelphia eingetragen. Dieſe Geſellſchaft hat ihr Zertifikate 
ausgeſtellt, die teils auf 10, teils auf 20 Shares lauten. 
Der beklagte hamburgiſche Fiskus hat von dieſen Zertifikaten 
185 Stück über je 10 Shares lautende und 85 Stück über je 
20 Shares lautende auf Grund der Tarifnummer 1 b RStempG. 
mit 2½ v. H. zum Stempel herangezogen und zwar in der 
Weiſe, daß er für jede einzelne der den Betrag von 50 8 gleich 
210 %/ darſtellenden Shares die Abgabe erhoben und dabei 
nach Spalte 4 des Tarifs den 200 % überſteigenden Bruchteil 
für 100 A gerechnet hat. Hiernach hat der Beklagte für jede 
Aktie 7,50 & und für die insgeſamt 3 350 Aktien 26 625 u 
erhoben. Die Klägerin hat dieſe Abgabe am 8. Nov. 05 unter 
Vorbehalt gezahlt und fordert die Rückzahlung mit dem An⸗ 
trage, den Beklagten zur Zahlung von 26 625 % nebſt 5 v. H. 
Zinſen ſeit dem 8. November 1905, ſchlimmſtenfalls aber doch 
zur Zahlung von 7 987,50 nebſt 5 v. H. Zinſen von dem⸗ 
ſelben Tage an zu verurteilen. Sie vertritt die Meinung, daß 
die Zertifikate nicht als „ausländiſche Aktien“ im Sinne des 
RStemp®. anzuſehen ſeien, daß aber jedenfalls, wenn fie als 
Aktien zu erachten wären, jedes Zertifikat als eine einheitlich 
über den Geſamtbetrag der darin angegebenen Shares aus⸗ 
geſtellte Urkunde zu behandeln und demgemäß die Abgabe ein⸗ 
heitlich auf den Geſamtbetrag von je 10 oder 20 Shares zu er⸗ 
heben geweſen ſei, alſo auf die 185 Zertifikate zu je 2 100 & 
mit je 52,50 & und auf die 85 Zertifikate zu je 4 200 4 
mit je 105 &, zuſammen mit nur 18 637,50 %%. Die Vor⸗ 
inſtanzen haben unter Abweiſung des weitergehenden Antrages 
den Beklagten nach dem eventuellen Antrage der Klägerin zur 
Zahlung von 7987 & nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit dem 8. Nov. 05 
verurteilt. Die Reviſion beider Parteien wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: A. Reviſion der Klägerin. Das 
Aktienrecht hat ſich in außerdeutſchen Staaten nach ver⸗ 
ſchiedenen Richtungen hin abweichend vom deutſchen Aktienrecht 
ausgeſtaltet. Insbeſondere ſtimmt der Begriff der „Aktie“ im 
Sinne des deutſchen Rechts hinfichtlich feiner Erforderniſſe im 
einzelnen keineswegs mit dem überein, was die in dieſem Punkt 
auch untereinander verſchiedenen Rechte der am internationalen 
Handelsverkehr beteiligten Staaten unter einer Aktie verſtehen. 
Dem für den Streitfall maßgebenden amerikaniſchen Recht iſt 
überhaupt eine Verbriefung des Aktienrechts in dem Sinne 
fremd, daß die Urkunde, wie nach deutſchem Recht, als 
Trägerin des Rechts ſelbſt anzuſehen wäre. Deſſenungeachtet 
iſt anzunehmen, daß dem eine Begriffs beſtimmung der aus⸗ 
ländiſchen Aktie nicht aufſtellenden RStemp Tarif ein beſtimmter 
einheitlicher Begriff der „ausländiſchen Aktie“ zugrunde liegt, 
und daß er mit der Steuer hat gewiſſe ausländiſche Urkunden 
treffen wollen, obſchon fie als Aktien im Sinne des Deutſchen 
HGB. nicht angeſehen werden können, da andernfalls die 
Steuervorſchrift gegenſtandslos ſein würde. Für die Feſtſtellung 
der Merkmale, durch deren Vorhandenſein die Stempelpflichtigkeit 
dieſer ausländiſchen Urkunden als „Aktien“ bedingt fein ſoll, 
ergeben die Mot. z. RStempG. vom 1. Juli 1881, aus dem 
die Vorſchrift in die ſpäteren RStempG. übernommen worden 
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iſt, einige Anhaltspunkte (Druckſ. des Reichstags 1881 Nr. 59 
S. 23 ff.). Danach ſollten von der Steuer ausländiſche Wert⸗ 
papiere getroffen werden, die dem deutſchen Publikum zu 
bleibender Kapitalanlage zu dienen geeignet find; durch die 
Steuer ſollte vermieden werden, daß die Mitbewerbung des 
Auslands bei der Verſorgung des heimiſchen Kapitalmarkts mit 
Anlagepapieren vor der des Inlandes begünſtigt werde, deſſen 
Anlagepapiere mit dem Reichsſtempel aus Nr. la des Tarifs 
belaſtet wurden. Hiernach und da auch das RStempG. vom 
1. Juli 1881 ſelbſt in den SS 2 bis 5 die nach den Tarif⸗ 
nummern 1 bis 3 ſtempelpflichtigen Urkunden unter der Be 
zeichnung „Wertpapiere zuſammenfaßt, iſt anzunehmen, daß 
das NStempG. unter ausländiſchen Aktien ausländiſche Wert⸗ 
papiere verſteht, die in gleicher Weiſe wie die inländiſchen Aktien 
für das deutſche Publikum zu bleibender Kapitalanlage ver⸗ 
wendbar find, ohne Rückſicht darauf, ob das verbriefte 
Recht hinſichtlich der einzelnen darin enthaltenen Befugniſſe mit 
dem in der deutſchen Aktie verkörperten Recht übereinftimmt. 
Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob etwa die Begriffs⸗ 
beſtimmung noch enger dahin zu faſſen ſei, daß die ſtempel⸗ 
pflichtigen Urkunden Verbriefungen des Geldanteils ſein müſſen, 
den jemand an dem Vermögen einer Aktiengeſellſchaft im 
Sinne des deutſchen Rechts hat, alſo einer Geſellſchaft, 
deren Geſellſchafter nur mit Einlagen auf das in Aktien zer⸗ 
legte Grundkapital beteiligt find, ohne perſönlich für deren Vers 
bindlichkeiten zu haften, oder ob in dieſem Punkt auch dem 
Ausland angehörige geſellſchaftliche Gebilde von anders ge⸗ 
arteter rechtlicher Geſtaltung als der Aktiengeſellſchaft gleich⸗ 
ſtehend angeſehen werden dürfen. Denn das Erfordernis, daß 
die zu verſteuernde Urkunde die Verbriefung eines Anteils⸗ 
rechts am Vermögen einer Aktiengeſellſchaft iſt, liegt hier bei 
den Zertifikaten der Penſylvania Railroad Company unſtreitig 
vor. Daß die im jetzigen Rechtsſtreit in Frage ſtehenden 
Zertifikate der Penſylvania Railroad Company die Merkmale 
an ſich tragen, die das Vorhandenſein einer ausländiſchen 
Aktie im Sinne des RStempG. bedingen, hat der Berufungs⸗ 
richter feſtgeſtellt. Für dieſe Feſtſtellung war der Inhalt der 
mit dem Beſitz der Zertifikate verbundenen aktienrechtlichen Be⸗ 
fugniſſe maßgebend, wie er ſich nach amerikaniſchem alſo 
irreviſibelem Rechte geſtaltet. Deshalb iſt hier nicht nach⸗ 
zuprüfen, ob die Feſtſtellung des Berufungsrichters auf einer 
Verletzung des amerikaniſchen Rechts beruht, vielmehr nur, ob 
die feſtgeſtellten Merkmale den oben bezeichneten Begriff der 
ausländiſchen Aktie im Sinne des RStempG. erfüllen. Das 
iſt mit dem Berufungsurteil zu bejahen. Es führt aus: Die 
Zertifikate ſeien von den berufenen Organen der Geſellſchaft 
ausgeſtellte Verbriefungen von Anteilsrechten der Klägerin, 
mittels deren das Aktienrecht mit ſeinem weſentlichen Inhalt 
ausgeübt und übertragen werden könne. Sie ſeien die einzigen 
Verbriefungen der Aktienrechte und ermöglichten ihrem Inhaber 
den Dividendenbezug, ohne daß er in das Aktienbuch eingetragen 
zu ſein brauche. Auch die Ausübung des Stimmrechts in den 
Generalverſammlungen werde durch den Beſitz der Zertifikate 
unter Vermittelung der als Aktionärin im Aktienbuch ver⸗ 
zeichneten Klägerin ermöglicht, die gegen Hinterlegung der 
Zertifikate auf den Namen der Hinterleger lautende Vollmachten 
zur Vertretung der Aktien in der Generalverſammlung aus⸗ 
28 
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zuſtellen habe. Jedes Zertifikat enthalte auf der Rückſeite ein 
vorgedrucktes ſog. Transfer⸗Formular und ſei für den Börſen⸗ 
handel geeignet, ſobald der in das Aktienbuch eingetragene erſte 
Inhaber, hier die Klägerin, unter dieſes Formular ſeinen Namen 
geſetzt habe. Dann könne das Zertifikat von Hand zu Hand 
gehen. Beabſichtige ein Inhaber, auch der Geſellſchaft gegen⸗ 
über fi als Aktionär kundzugeben, fo könne er unter Ein 
reichung des mit ſeinem Namen auszufüllenden Zertifikats bei 
ihr die Umſchreibung des Aktienrechts im Aktienbuch auf ſeinen 
Namen auch gegen den Willen des bis dahin eingetragenen 
Inhabers des Aktienrechts erreichen; ohne den Beſitz der 
Zertifikate ſei eine Übertragung des Aktienrechts nicht möglich. 
Faßt man alle dieſe durch den Beſitz des Zertifikats gewährten 
Befugniſſe zuſammen, ſo läßt ſich nicht bezweifeln, daß es 
ſeinem Inhaber, ſoweit es ſich um die praktiſche Ausübung des 
Aktienrechts handelt, im weſentlichen dieſelben Vorteile gewährt, 
die für den Inhaber einer deutſchen Aktie durch deren Beſitz 
begründet werden, und daß deshalb derartige Zertifikate als 
Wertpapiere; anzuſehen find, die in derſelben Weiſe wie in⸗ 
ländiſche Aktien zu dauernder Kapitalanlage verwendet werden 
können (vgl. den Aufſatz des Barrister - at- law Schuſter 
S. 326 ff., 335 der Feſtgabe für den Reichs bankpräfidenten 
Koch). B. Revifion des Beklagten. Dieſe Reviſion bes 
ſchränkt ſich darauf, die der Entſcheidung des Berufungsrichters 
zugrunde liegende Berechnung der Stempelabgabe als 
geſetzwidrig anzugreifen. Auch dieſe Rüge iſt unbegründet. 
Der Berufungsrichter führt aus: Im Verkehr gelte jedes 
Zertifikat als ein unteilbares, den Geſamtwert der in ihm ver⸗ 
brieften Shares darſtellendes Stück, alfo als eine einzige, 
mehrere Aktienanteile verbriefende Urkunde. Zerlegbar ſeien die 
darin verbrieften Shares nur unter Vernichtung der Urkunde, 
da nach der Geſellſchaftsſatzung bei jeder Umſchreibung von 
Shares im Aktienbuch neue Zertifikate auszugeben ſeien. 
Deshalb dürfe die nicht auf die einzelnen verbrieften Rechte, 
ſondern auf die darüber ausgeſtellte Urkunde gelegte und von 
jedem „Stück“ nur einmal nach deſſen Nennwert zu ent⸗ 
richtende Abgabe nur einheitlich vom Nennwerte der Zertifikate 
erhoben werden. Da die Verkehrsauffaſſung in den Zertifikaten 
Urkunden über eine dem Geſamtwerte der verbrieften Shares 
entſprechende Beteiligung am Geſellſchaftsvermögen erblicke, ſei 
auch die Stempelabgabe nicht vom Nennwert jedes einzelnen 
Share unter jedesmaliger Abrundung nach oben auf volle 
hundert Mark, ſondern vom Geſamtnennwert unter ebenſolcher 
Abrundung zu berechnen. Ein Rechtsirrtum iſt in dieſen Aus⸗ 
führungen des Berufungsrichters nicht zu erkennen. N. Bank 
c. H. Fiskus, U. v. 30. Dez. 07, 110/07 VII. — Hamburg. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni / 
5. Juli 1900. 

41. 5 136 Gew VerſG. in Verb. mit § 254 BGB. 
Unzuläſſigkeit des Einwandes des mitwirkenden Verſchuldens des 
verſicherten Arbeiters. 

Das Berufungsgericht bemerkt: daß G. (der verſicherte 
Arbeiter) ſelbſt durch ſeine überaus leichtfinnige Arbeitsweiſe 
den Unfall herbeigeführt habe, ſei im Geltungsbereiche des 
Gewll Verſ d., nach welchem das konkurrierende Verſchulden 
des Verletzten beziehungsweiſe Getöteten unberückſichtigt bleibe, 
bedeutungslos. Die Reviſion will, indem ſie Verletzung des 
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8 136 Gew VerſG. und des 8 254 BGB. rügt, der Nach⸗ 
prüfung des RG. unterſtellen, ob die Auffaſſung der Vor⸗ 
inſtanz dem Geſetze entſpreche. Wenn zwar die eigene Fahr⸗ 
läſſigkeit des Verletzten gemäß 8 8 Gewu Vers. nicht in Betracht 
komme, ſo ſei doch für den Rückgriff der Berufsgenoſſenſchaft gegen 
den Betriebsunternehmer eine urſächliche Fahrläſſigkeit des 
letzteren Vorausſetzung. Die Urſächlichkeit werde aber aufgehoben 
beziehungsweise beſchränkt durch eine ſchuldhafte Fahrläſſigkeit 
des Verletzten, und eine ſolche werde hier, wie angegeben, vom 
Berufungsgericht feſtgeſtellt. Der Reviſion kann nicht bei⸗ 
getreten werden. In einem Falle freilich, wo der Verletzte 
durch eigenes fahrläſſiges Verhalten den Unfall in folder 
Weiſe ſelbſtändig herbeigeführt hat, daß damit die Kauſalität 
des dem Betriebsunternehmer zur Laſt fallenden Verſchuldens 
völlig ausgeſchaltet oder der urſächliche Zuſammenhang mit 
dieſem „unterbrochen“ worden iſt, könnte von einer Haftbarkeit 
des Betriebsunternehmers auch nach ſtrafrechtlichen Grundſätzen 
und nach $ 136 Gew Vers. ſowenig wie nach bürgerlichem 
Recht die Rede ſein. Allein dieſer Fall liegt hier nicht vor. Das 
Berufungsgericht hat keineswegs ſagen wollen, daß das leicht⸗ 
finnige Verhalten des G. die alleinige Urſache des Unfalles ge 
weſen ſei. Im Gegenteil wird der urſächliche Zuſammenhang des 
Unfalles mit dem fahrläſſigen Verhalten des Beklagten (welchen 
der Beklagte noch mit den am Schluſſe des Tatbeſtandes wieder⸗ 
gegebenen Ausführungen zu beſtreiten geſucht hatte) im Be⸗ 
rufungsurteile auch ausdrücklich unter Bezugnahme auf die 
Gründe des erſten Richters feſtgeſtellt. Daß ein bloßes mit⸗ 
wirkendes (ſei es ſelbſt überwiegendes) Verſchulden des Ver⸗ 
letzten dem Erſatzanſpruche der Berufsgenoſſenſchaft aus 8136 
Gewll VerſG. gegenüber nicht zu berüdfichtigen fei, iſt vom er 
kennenden Senat wiederholt ſchon ausgeſprochen und näher 
begründet worden. (Urteile vom 29. Januar 1906, vom 
26. Februar 1906. RG. Bd. 62 Nr. 82 S. 342, Nr. 104 
S. 429 ff.) Es genügt hier, auf dieſe Entſcheidungen zu ver⸗ 
weiſen, da die Begründung derſelben auch das jetzt von der 
Reviſion erhobene Bedenken ausräumt. T. c. 3.⸗B.⸗G., 
U. v. 4. Jan. 08, 136/07 VI. — Colmar. 

Geſetz vom 14. Juli 1904 betr. die Entſchädigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. 

42. SS 1, 2, 4, 12 Reichs. Kein Anſpruch des Aus⸗ 
länders trotz beſchlußmäßiger Feſtſetzung einer Entſchädigung.] 

Der Kläger verlangt aus der O.ſchen Staatskaſſe Ent⸗ 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs haft nach 
Maßgabe des Reichsgeſetzes vom 14. Juli 04, weil die Ferien⸗ 
ftraflammer des LG. zu O., als fie ihn am 19. Auguſt 05 
von einer gegen ihn erhobenen Anklage freiſprach, gleichzeitig 
einen entſprechenden Beſchluß gemäß S 4 des genannten 
Geſetzes zu ſeinen Gunſten gefaßt hat. Der Beklagte ver⸗ 
weigert die Anerkennung dieſes Anſpruches auf Grund des 
8 12 des Geſetzes, weil der Kläger nicht Deutſcher, ſondern 
Niederländiſcher Staatsangehöriger ſei, und ſich im NGBl. 
keine Bekanntmachung finde, wonach von den Niederlanden die 
Gegenſeitigkeit verbürgt wäre. Unzweifelhaft iſt, daß nach 
84 des Geſetzes das erkennende Strafgericht endgültig darüber 
zu entſcheiden hat, ob die in 8 1 aufgeſtellten Vorausſetzungen 
des Entſchädigungsanſpruches vorliegen, und ob nicht einer der 
in § 2 vorgeſehenen Ausſchließungsgründe zur Anwendung zu 
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bringen iſt. Es fragt ſich, ob ein Gleiches von der in 8 12 
enthaltenen Beſchränkung gilt, wonach in der Regel das Geſetz 
auf Ausländer keine Anwendung finden ſoll. Dieſe, vom 
Geſetzgeber vielleicht nicht ins Auge gefaßte, Frage iſt bisher 
ſelten erörtert worden. Sie iſt zu verneinen. (Wird aus⸗ 
geführt.) H. o. O. ſcher Staatsfiskus, U. v. 16. Jan. 08, 
148/07 VI. — Oldenburg. 

II. Das Gemeine Necht. 

43. Übergang der Verpflichtung zum Bierbezug auf eine 
andere Brauerei 7] 

Die Stuttgarter Brauereigeſellſchaft, A.⸗G., mit der der 
Beklagte den ſtreitigen Vertrag geſchloſſen hat, iſt im Jahre 
1904 erloſchen; ihr Vermögen iſt ohne Liquidation als Ganzes 
auf die Klägerin, die W.⸗H.ſche Brauereigeſellſchaft, über⸗ 


gegangen. Dadurch iſt dieſe gemäß den Beſtimmungen in 


8 306 HGB. Geſamtrechtsnachfolgerin der Stuttgarter 
Brauereigeſellſchaft geworden; alle Rechte der letzteren find 
Rechte der Klägerin, alle Verpflichtungen Verpflichtungen der 
Klägerin geworden (RG. 28, 363). Demgemäß iſt auch der 
Anspruch der Stuttgarter Brauereigeſellſchaft an den Bes 
Hagten auf Bierbezug fo wie er für dieſe letztere beſtand, 
auf die Klägerin übergegangen. Ein derartiger Rechtsübergang 
iſt auch nach dem gemeinem Recht, welches für das im 
Jahre 1897 in Württemberg entſtandene, hier in Frage 
ſtehende Schuldverhältnis maßgebend iſt (Art. 170 EEBEB.), 
zuläſſig; ſelbſt durch Zeſſion können auch nach gemeinem Recht 
die Rechte aus zweiſeitigen Verträgen übertragen werden, 
ſofern nur der Zeſſionar die dem Zedenten obliegenden 
Gegenleiſtungen dem Schuldner beſchafft und nach ihrer 
Natur an Stelle des Zedenten zu beſchaffen vermag 
(Entſcheidungen des früheren preußiſchen OTr. in Striethorſts A. 
47, 126; ROHG. 12, 77; RG. 6, 379). Dieſe Vorausſetzungen 
liegen hier nach den von dem Berufungsrichter getroffenen 
tatſächlichen Feſtſtellungen vor. Zwar iſt Bier an ſich keine 
fungible Sache; auch nach gemeinem Recht iſt ferner regel⸗ 
mäßig niemand verpflichtet für das, was ihm geſchuldet wird, 
etwas anderes anzunehmen, und Bier aus der Brauerei 
der Stuttgarter Brauereigeſellſchaft iſt die Klägerin 
dem Beklagten zu liefern nicht imſtande, da die Stuttgarter 
Brauereigeſellſchaft nicht mehr beſteht, auch die Bierbereitung 
in der von ihr früher betriebenen Brauerei aufgehört hat. 
Aber nach den von dem Berufungsrichter für den vor⸗ 
liegenden Fall getroffenen rein tatſächlichen Feſtſtellungen iſt 
es nach dem zwiſchen der Stuttgarter Brauereigeſellſchaft und 
dem Beklagten abgeſchloſſenen, maßgebenden Vertrage nicht 
darauf angekommen, daß der Beklagte gerade Bier aus der 
Brauerei der Stuttgarter Brauereigeſellſchaft erhalte; weſentlich 
iſt bei der fraglichen Vertragsbeſtimmung nur die als Gegen⸗ 
leiſtung für den Abkauf der Brauerei übernommene Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten geweſen, das von ihm für feine 
beiden Wirtſchaften benötigte Bier von ſeinem Vertragsgegner, 
dem Abernehmer ſeines Brauereianweſens, zu beziehen, und 
hierbei iſt wiederum die Perſon dieſes Ubernehmers nicht 
von ausſchlaggebender Bedeutung geweſen. Bei dieſer Sach⸗ 
lage konnte der Berufungsrichter ohne Rechtsirrtum annehmen, 
daß wie regelmäßig auch nach gemeinem Recht der Gläubiger 
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Schuldner beſtehen kann — ſofern es eben auf die Perſönlichkeit 
des Leiſtenden nicht ankommt —, ſo der Beklagte auch hier 
das Bier, das die Klägerin ihm zu liefern bereit und imſtande 
iſt, naturgemäß in entſprechender, guter Beſchaffenheit, an⸗ 
nehmen muß. Der Beklagte erhält damit bei der Lage der 
Sache nichts anderes, als was er zu beanſpruchen hat, und er 
würde ſich bei einer Zurückweiſung des ihm von der Klägerin 
gelieferten Bieres ohne Grund der Erfüllung derjenigen Ver⸗ 
bindlichkeiten und Gegenleiſtungen entziehen, die ihm aus dem 
Vertrage über den Erwerb ſeines Brauereianweſens ſeitens der 
Stuttgarter Brauereigeſellſchaft obliegen. H. c. W. ⸗H. ſche 
Brauereigeſellſchaft, U. v. 24. Jan. 08, 348/07 II. — Stuttgart. 
III. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. | 

44. 8 395 I. 20, 8 23 I. 19 ALR. in Verb. mit 
8 4 des Ediktes vom 9. Oktober 1807 und 8 33 des Geſetzes 
über die polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe vom 7. September 
1811. Abtrennbarkeit einer Realgewerbeberechtigung vom 
berechtigten Grundſtück und Übertragbarkeit derſelben auf ein 
anderes Grundftüd.] 

Es handelt ſich um eine mit dem Hausgrundſtücke in der 
S.⸗Straße in Neu⸗R. verbundene privilegierte Abdeckerei⸗ 
berechtigung nebſt Zwangs⸗ und Bannrechte. Der Berufungs⸗ 
richter führt aus, das Abdeckereirecht könne, weil es mit dem 
Hausgrundſtücke verbunden ſei, von dieſem nicht getrennt und 
nicht ſelbſtändig veräußert werden, und folgert daraus, daß das 
Abdeckereirecht auch nicht auf die von dem Erblaſſer der Beklagten 
im Jahre 1888 erworbene Luderſtätte außerhalb des Weichbildes 
von Neu⸗R. habe übertragen werden können. Dies kann 
nicht für zutreffend erachtet werden.... Die Frage der Abtrenn⸗ 
barkeit von Realrechten überhaupt und von Realgewerbe⸗ 
berechtigungen insbeſondere war im gemeinen deutſchen Rechte 
ftreitig.... Nach Pra R. find die Gewerbeberechtigungen, die nicht 
ſelbſtändige Gerechtigkeiten im Sinne des 8 395 J. 20 ALR. und 
des 8 14 der Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783, 
ſondern mit einem Grundſtücke verbunden find, nur als Zubehör 
des Grundſtücks anzuſehen. Dies ergibt ſich aus den 88 68, 
69, 71 ALR. I. 2, in denen die mit einem Grundſtücke ver 
bundenen Brau⸗, Branntweinbrennerei⸗ und Schankgerechtigkeiten 
als Zubehör des Grundſtücks bezeichnet und behandelt werden 
(Dernburg Preuß. Privatr. Bd. 1 8 62 Anm. 8, Obertr. 5, 1, 
Stobbe Deutſch. Private. Bd. I 8 65 Anm. 4). Daß die 
Abtrennung derartiger Zubehör⸗Realgewerbeberechtigungen all⸗ 
gemeinhin unzuläſſig ſein ſoll, darüber enthält das ALR. keine Be⸗ 
ſtummung. Nur bezüglich des Erbkuxes iſt im 8 118 ALR. II. 16 
die beſondere Vorſchrift gegeben, daß er von dem Grunde 
und Boden, auf dem das Bergwerk betrieben werde, nicht 
getrennt, noch beſonders veräußert werden könne. Ferner iſt in 
8 22 ALR. I. 19 bezüglich der dinglichen Rechte auf fremdes 
Eigentum beſtimmt, daß ſie, wenn ſie nur zur Notdurft einer 
beſtimmten Perſon oder Sache bewilligt worden ſeien, auf andere 
Perſonen oder Sachen einſeitig nicht übertragen werden könnten. 
Daraus iſt insbeſondere hinſichtlich der Grundgerechtigkeit von 
der Rechtsſprechung und der Rechtlehre gefolgert worden, daß 
ihre Übertraguug von dem berechtigten Grundſtück auf ein 
anderes unzuläſſig fei, weil die Grundgerechtigkeit ihrem Weſen 
nach überhaupt nur für das R und 
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ohne dasſelbe garnicht als exiſtent gedacht werden könne 
(NG. in Gruchots Beitr. 32, 1011; Obertr. 9, 246; 17, 212; 
Foerſter⸗Eccius Preuß. Privatr. Bd. III S 187 Anm. 14, 
Bornemann Preuß. Zivilrecht J, 138). Eine Realgewerbe⸗ 
berechtigung aber iſt, wie in ÜUbereinſtimmung mit der vor⸗ 
herrſchenden Lehre des gemeinen deutſchen Rechts auch für das 
preußiſche Recht, das fie nur als Zubehör des Grundſtücks 
des Grundſtücks erachtet, angenommen werden muß, nicht ein 
eigentliches Recht des Eigentums am Grundſtücke, ihr Beſtand 
hat nicht eine beſondere Individualität des Grundſtücks zur 
Vorausſetzung, vielmehr kann ſie auch völlig unabhängig von 
einem Grundſtücke beſtehen. Es iſt daher auch aus ihrem 
Weſen und aus ihrer Verbindung mit einem Grundftüde nicht 
zu folgern, daß trotz Fehlens einer allgemeinen Verbotsvorſchrift 
im ALR. ihre Abtrennung von dem Grundſtücke unbedingt 
unzuläſſig jet. Nun iſt aber weiter im 8 4 des Ediktes, betr. 
den erleichterten Beſitz und den freien Gebrauch des Grund⸗ 
eigentums, vom 9. Oktober 1807 beſtimmt, daß die Beſitzer an 
ſich veräußerlicher Grundſtücke zur Trennung der Radikalien 
und Pertinenzien berechtigt ſeien, und mit bezug hierauf 
iſt im 8 33 Gef. über die polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe 
vom 7. September 1811 verordnet, daß auch die vormals auf 
ſtädtiſchen Grundſtücken unzertrennlich haftenden Gewerbe⸗ 
berechtigungen von der Ablöſung nicht ausgeſchloſſen ſeien, 
weil nach § 4 des genannten Edikts dieſe Untrennbarkeit 
bereits aufgehoben ſei. Danach iſt vom Geſetze die Ab⸗ 
trennung der Gewerbeberechtigungs⸗Pertinenzen für zuläſſig 
erklärt worden. Mit Rückſicht auf dieſe Vorſchriften iſt auch 
von der Rechtſprechung und den Verwaltungsbehörden die Ver: 
legung von Realgewerbegerechtigkeiten, namentlich von Apotheken⸗, 
Brennerei⸗ und Schankgerechtigkeiten, auf andere Grundſtücke, 
wenn nicht beſondere Umſtände entgegenſtanden, für zuläſſig 
erachtet worden (Obertr. 8, 299; 33, 451; PrIJMBl. 1840, 
113, v. Kamptz Annalen 14 S. 604, 605): Hieraus iſt nun 
allerdings nicht zu ſchließen, daß eine jede Realgewerbeberechtigung 
von dem Grundſtücke, mit dem ſie verbunden iſt, beliebig ab⸗ 
getrennt und auf ein anderes Grundſtück übertragen oder zu 
einer ſelbſtändigen perſönlichen Gewerbegerechtigkeit geſtaltet 
werden könnte. Wenn die Gewerbeberechtigung durch die 
Trennung zu einem ſei es binfichtlich der rechtlichen Qualifikation 
ſei es bezüglich des Inhalts und Umfangs anders gearteten 
Rechte werden würde, muß nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
und bei ſolchen Gewer beberechtigungen insbeſondere, die, wie 
vorliegend, durch Privileg erteilt worden find, auch mit Rück⸗ 
ſicht auf die durch die Verleihung dem Rechte gegebene Eigen⸗ 
ſchaft und Begrenzung eine Abtrennung für ausgeſchloſſen erachtet 
werden. Dagegen iſt die Abtrennung dann für zuläſſig zu 
erachten, wenn Weſen und Begriff der Realgewerbeberechtigung 
durch die Trennung von dem Grundſtücke keine weſentliche 
Veränderung erleiden. Von dieſen Geſichtspunkten aus iſt 
vorliegend die Abtrennung der in Rede ſtehenden Abdeckerei⸗ 
berechtigung nebſt Zwangs⸗ und Bannrecht von dem Haus⸗ 
grundſtücke in der S.⸗Straße und ihre Übertragung auf 
die Luderſtätte vor dem Rheinsberger Tore als zuläſſig an⸗ 
zuſehen. Die Luderſtätte war bereits Zubehör des Hausgrund⸗ 
ſtücks und auf ihr wurde auch ſchon ſeit längerer Zeit das 
Abdeckereigewerbe ausgeübt. Irgend eine Erweiterung des 
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Abdeckereirechts hatte die Abtrennung und Übertragung nicht 
zur Folge, ebenſowenig wurde dadurch eine Erſchwernis für die 
dem Zwangs⸗ und Bannrechte unterliegenden Einwohner des 
Abdeckereibezirkes herbeigeführt, da die Luderſtätte nur in 
geringer Entfernung von dem Hausgrundſtücke ſich befand. 
Aberdies lag es auch im öffentlichen Intereſſe, daß die Ab⸗ 
deckereiberechtigung von dem Hausgrundſtücke, das zur Straßen⸗ 
regulierung verwendet werden mußte, abgetrennt und auf die 
außerhalb des Weichbildes der Stadt belegene Luderſtätte ver⸗ 
legt wurde. Irgend welche weſentliche Veränderung des Weſens 
und des Inhalts der Abdeckereiberechtigung trat infolge; der 
Verlegung nicht ein. B. c. H., U. v. 18. Jan. 08, 157/07 V. 
— Berlin. 

45. ALR. Tl. II Tit. 9. Die Befugnis, den Ordens⸗ 
titel zu führen, entſcheidet ſich nicht nach Reichsrecht.] 

Die von dem Beſchwerdeführer gegen den Beſchl. des 
Großh. Heſſ. LG. der Prov. Oberheſſen in Gießen vom 
30. Oktober 07 eingelegte weitere ſofortige Beſchwerde iſt durch 
Beſchl. des I. 38S. des Großh. OLG. in D. vom 4. Dezember 07 
mit dem Hinweiſe auf 8 28 FGG. dem RG. zur Entſcheidung 
vorgelegt worden. Das OLG. hält eine Zurückweiſung der 
weiteren Beſchwerde aus Rechtsgründen für geboten, glaubt 
jedoch eine ſeiner Rechtsauffaſſung entſprechende Entſcheidung 
nicht erlaſſen zu dürfen, weil dies ſeiner Annahme nach im 
Widerſpruch ſtehen würde mit den in zwei Fällen auf weitere 
Beſchwerde ergangenen Entſcheidungen des Königl. Preuß. KG., 
nämlich mit der Entſcheidung vom 21. November 04, mitgeteilt 
in der von Mugdan und Falkmann herausgegebenen Recht⸗ 
ſprechung der OLG. Bd. 10 S. 42 ff. ſowie in JohowsJ. 
Bd. 28 A. S. 167 ff., und ſodann mit der Entſcheidung vom 
29. November 06, die ſich auf die ſtandesamtliche Beurkundung 
der Eheſchließung des Beſchwerdeführers bezieht. Allein wenn 
es auch richtig iſt, daß die in dem Vorlegungsbeſchluſſe be⸗ 
gründete Rechtsauffaſſung des OLG. mit der des KG. nicht 
übereinſtimmt, fo hat doch die Abweichung mit der Aus⸗ 
legung einer reichsgeſetzlichen Vorſchrift nichts zu tun. 
Das DRG. ſieht ſich zur Abgabe der Sache an das RG. 
deshalb veranlaßt, weil es die Frage, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen jemand nach den Vorſchriften des ALR. Tl. II Tit. 9 
zur Führung eines Adelsprädikats befugt iſt, in anderer Weiſe 
glaubt beantworten zu müſſen als das KG. Während das 
KG. in dem Verfahren der Berichtigung von Standesregiſtern 
die Gerichte für berufen hält, über dieſe Frage eine ſelbſtändige 
Entſcheidung zu treffen, hält das OLG. in Abereinſtimmung 
mit dem LG. der Prov. Oberheſſen die Gerichte hierbei für 
gebunden an eine Entſcheidung, die dem Königl. Preuß. 
Heroldsamte in Berlin und an höherer Stelle dem Könige 
von Preußen allein zuſtehe. Das OLG. billigt deshalb im 
gegebenen Falle die Entſcheidung des LG., derzufolge das 
Verlangen des Beſchwerdeführers, daß die Geburtsurkunden 
ſeiner beiden Söhne durch eine berichtigende Hinzufügung des 
von ihm beanſpruchten Freiherrntitels ergänzt würden, ſchon 
aus dem Grunde abzulehnen ſei, weil ihm das Heroldsamt 
die Befugnis, dieſen Titel zu führen, beſtritten habe. Der 
Widerſtreit der Meinungen liegt im Gebiete des materiellen 
Rechtes. Die heſſiſchen Inſtanzgerichte gehen abweichend vom 
KG., jedoch in Übereinſtimmung mit den Rechtsausführungen 
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des Heroldsamtes davon aus, daß in Preußen die Befugnis, 
adlige Titel zu führen, ſich ſchlechthin danach richte, ob ſie von 
dem Könige oder von der durch ihn eingeſetzten Adelsbehörde 
anerkannt ſei oder daß doch die Titelführung von fetten beider 
zum mindeſten geduldet werde. Mag man nun immerhin dieſe 
Stellungnahme des Landesherrn und des Heroldsamtes gegen⸗ 
über der Adelsprätenſion als eine Entſcheidung bezeichnen, ſo 
bildet ſie doch ſelbſt im Sinne einer derartigen Rechtsan⸗ 
ſchauung keine formelle ſondern eine ſachliche Vorausſetzung des 
Nechts auf den Adelstitel. Als außergerichtlicher Beſtandteil 
des regiſterrechtlichen Berichtigungsverfahrens kann fie ſchon 
deshalb nicht gelten, weil die ihr beigelegte Bedeutung nicht 
davon abhängt, ob das ausdrückliche oder ſtillſchweigende An⸗ 
erkenntnis gerade aus Anlaß dieſes Verfahrens und in deſſen 
Verlauf oder ob es bei anderer Gelegenheit abgegeben wird. 
Wiederum aber iſt die Frage nach der Notwendigkeit eines der⸗ 
artigen Anerkenntniſſes keine Frage des Reichsrechts. Beſchluß 
v. 16. Jan. 08 in Sachen betr. Berichtigung ſtandesamtlicher 
Beurkundungen B 436/07 IV. 

46. 58 78, 79 TI. II Tit. 14 ALR. in Verb. mit der 
Verordnung vom 26. Dezember 1808 und der Kabinettsorder 
vom 4. Dezember 1831. Unzuläſſigkeit des Rechtswegs in 
bezug auf die Rückforderung einer vom Kläger gezahlten 
ſtädtiſchen Bierſteuer.] 

Seit dem 1. Januar 1901 gilt in der Stadt S. eine auf 
Grund der 88 13, 18 des preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 erlaſſene Bierſteuerordnung, nach der von 
jedem in den Gemeindebezirk eingeführten Hektoliter Bier eine 
Steuer von 65 „ erhoben wird. Der § 11 der Steuerordnung 
lautet: „Den im 8 9 bezeichneten Händlern wird für das von 
ihnen nach dem Inkrafttreten dieſer Steuerordnung in den Ge⸗ 
meindebezirk eingeführte und verſteuerte Bier, ſofern ſie das⸗ 
ſelbe aus dem Gemeindebezirke ohne voraufgegangene Ver⸗ 
miſchung mit anderen Bieren oder mit Waſſer oder ſonſtigen 
Stoffen wieder ausführen, die nachweislich gezahlte Steuer voll 
vergütet.. Nach der bis dahin in Kraft gebliebenen Bier: 
ſteuerordnung vom 22. Januar 1895 betrug die Ausfuhr⸗ 
vergütung nur 40 % für das Hektoliter. Dem Kläger, der 
Händler im Sinne des $ 11 der neuen Bierſteuerordnung iſt, 


ſind in der Zeit vom 1. Januar 1901 bis 1. Mai 1906 bei 


den monatlichen, mit dem Steuereinnehmer gehaltenen Ab⸗ 
rechnungen nur 40 ½ Ausfuhrvergütung angerechnet worden. 
Ex will von der neuen Bierſteuerordnung erſt im Mai 1906 
Kenntnis erhalten haben. Mit der Klage forderte er die volle 
Ausfuhr vergütung zunächſt zu einem Teilbetrage von 500 % 
und beantragte, die Beklagte zur Zahlung dieſer Summe nebſt 
Zinſen ſeit der Klagezuſtellung zu verurteilen. Die Klage wurde 
wegen Unzuläffigleit des Rechtswegs abgewieſen und die Res 
viſion zurückgewieſen: Nach den im Gebiete des preußiſchen 
Rechtes herrſchenden Grundſätzen iſt in Anſehung der Verbind⸗ 
lichkeit zur Entrichtung allgemeiner öffentlicher Anlagen und 
Abgaben der Rechtsweg ausgeſchloſſen. Maßgebend find immer 
noch im weſentlichen die Vorſchriften des 8 78 Tl. II Tit. 14 
AL R., der SS 36, 41 der BO. vom 26. Dez. 1808 und ber 
Kabinettsorder vom 4. Dez. 1831 (RG. 60, 353). Zu den 
dem Rechtswege verſchloſſenen Abgaben gehören nach feſtſtehender 
Kechtſprechung auch die Gemeindeabgaben (RG. 49, 220 und 
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die dort angeführten Urteile). Für fie find durch 8160 Abſ. 1 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 auch die durch 
8 79 Tl. II Tit. 14 ALR. und die durch die 88 9, 10 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1861 zugelaſſenen Ausnahmefälle, in 
denen die Anrufung des ordentlichen Richters geſtattet war, 
beſeitigt. Die Rechtsmittel gegen die Heranziehung (Ver⸗ 
anlagung) zu Gemeindeabgagen ſind durch die 88 69 ff. des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 geregelt. Es 
iſt ferner vom RG. daran feſtgehalten worden, daß die Frage 
der Abgabenpflicht nicht etwa dadurch zur Entſcheidung im 
Rechtswege gebracht werden kann, daß Klage auf Rückzahlung 
der entrichteten Abgabe aus dem Grunde der Zahlung einer 
Nichtſchuld oder der ungerechtfertigten Bereicherung erhoben 
wird; der Streit über jene Pflicht gehört überhaupt nicht vor 
die ordentlichen Gerichte (RG. 60 S. 353, 354; 25, 302; 
32, 345). In Beachtung dieſer Grundſätze hat der Berufungs⸗ 
richter mit Recht angenommen, daß für die vorliegende Sache 
der Rechtsweg unzuläſſig ſei. Er legt die — irrevifible — 
Bierſteuerordnung der beklagten Stadtgemeinde vom 18. Ok⸗ 
tober 1900 dahin aus, daß nur das in den Gemeindebezirk ein⸗ 
geführte und dort verbleibende Bier endgültig ſteuerpflichtig 
ſei und daß es ſich bei der zunächſt unterſchiedslos erfolgten 
Beſteuerung des eingeführten Bieres nur um eine Kontroll- 
maßregel handle. Daraus ergibt ſich, daß der auch in der Res 
viſionsinſtanz feſtgehaltene Standpunkt des Klägers, demzufolge 
der Anſpruch auf Rückvergütung der Steuer ein ſelbſtändiger, 
mit der Ausfuhr des Bieres entſtehender Anſpruch ſei, unhalt⸗ 
bar iſt. (Wird ausgeführt.) S. a. Stadt S., U. v. 14. Febr. 08, 
155/07 VIL — Poſen. 

Offentliches Recht. 

47. Eine Eingemeindung iſt ausſchließlich nach öffent⸗ 
lichem Recht zu beurteilen, auch bezüglich ihrer Wirkungen auf 
die Beamten.] 

Die Reviſion meint, daß die beklagte Stadtgemeinde die 
Gehaltsforderung des Klägers ſchon deshalb zu berichtigen ver⸗ 
pflichtet ſei, weil fie nach 8 2 des Eingemeindungs vertrages 
vom 18./19. Juni 03 das geſamte Vermögen der Gemeinde St. 
übernommen habe, Daraus folge nach 8 419 BGB. ihre 
Haftung für die Schulden der Gemeinde. Sie haben dieſen 
geſetzlich eintretenden Schuldübergang nicht durch Beſtimmungen 
des Vertrages, insbeſondere nicht durch den 8 12 beſchränken 
können. Dieſe Auffaſſung, welche die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts auf das Rechtsverhältnis zwiſchen den Parteien 
zur Anwendung gebracht wiſſen will, iſt rechtlich unhaltbar. 
Die Eingemeindungen und die daraus für die Beteiligten ſich 
ergebenden Rechtsfolgen ſind, der Natur der dabei in Betracht 
kommenden Rechtsverhältniſſe entſprechend, grundſätzlich nach 
öffentlichem Rechte zu beurteilen. Das Weſen der Ein⸗ 
gemeindung beſteht darin, daß zwei bisher ſelbſtändige Ge⸗ 
meinden, der Regel nach auf Grund eines zwiſchen ihnen 
abgeſchloſſenen Vertrages, durch Verfügung der Staats⸗ 
gewalt dergeſtalt miteinander vereinigt werden, daß ſie von 
dem hierfür beſtimmten Zeitpunkte ab, nur noch als eine 
Gemeinde, als e in Kommunalverband in Betracht kommen. 
Daraus folgt, daß der nunmehr einheitliche Kommunalverband 
die Aufgaben beider bisher ſelbſtändiger Gemeinden zu erfüllen, 
daß er die Rechtsperſönlichkeit beider, nur in anderer Geſtalt, 


fortfegt, daß Rechte und Pflichten beider auf ihn übergehen, 
ſo wie ſie bisher für die einzelnen Gemeinden be⸗ 
gründet waren. Alle dieſe Wirkungen gehören lediglich dem 
Staatsrechte an, find nur aus ihm zu erklären und darnach 
zu beurteilen. Vgl. auch OVG. 34, 80; 37, 405. Die 
rechtliche Grundlage hierfür bildet in der Rheinprovinz 
zunächſt der § 2 Abſ. 2 und 3 der Städteordnung für dieſe 
Provinz vom 15. Mai 1856 (wird weiter ausgeführt.) 
Dieſe Aberſicht zeigt, daß die Eingemeindung ausſchließlich 
nach dem öffentlichen Rechte zu beurteilen iſt, und zwar 
grundſätzlich in allen ihren Beziehungen und in An⸗ 
ſehung aller ihrer Wirkungen. Dies trifft insbeſondere 
auch für die Beamten der vereinigten Gemeinden zu, weil 
auch deren Rechtsſtellung ausſchließlich im öffentlichen 
Rechte wurzelt, und zwar auch, ſoweit ihre Anſprüche auf 
Gehalt oder Ruhegehalt in Frage kommen. Denn auch dieſe 
Anſprüche find, wenn auch „vermögensrechtlicher“, ſo doch 
nicht bürgerlich⸗ rechtlicher, ſondern ſtaatsrechtlicher 
Natur, wie in dem Urteile des erkennenden Senats in 
RG. 53, 423, insbeſonder S. 429 dargelegt iſt. Auch ihre 
rechtliche Stellung iſt deshalb, ſoweit nicht in dem Ein⸗ 
gemeindungsvertrage oder in dem die Eingemeindung an⸗ 
ordnenden ſtaatsrechtlichen Akte etwas Beſonderes beſtimmt iſt, 
lediglich nach Maßgabe der oben erörterten rechtlichen Natur 
der Eingemeindung zu beurteilen. Daraus ergibt ſich, daß 
nach der Eingemeindung die einheitliche Gemeinde in jeder Be⸗ 
ziehung an die Stelle der früheren Einzelgemeinde dem Beamten 
gegenübertritt, ebenſo, wie dieſe dem letzteren bisher gegenüber⸗ 
ſtand, daß ſie alſo verpflichtet iſt, dem Beamten alles dasjenige 
zu gewähren, worauf dieſem nach feinem bisherigen Dienft- 
verhältniſſe bei der Einzelgemeinde ein Recht zuſtand, namentlich 
alſo das gleiche Gehalt und die ſonſtigen Dienſteinkünfte, wie 
ſie dem Beamten bisher zugeſtanden, daß ſie aber andererſeis 
auch berechtigt iſt, die Leiſtung der Dienſte des Beamten ebenſo 
zu fordern, wie es die bisherige Einzelgemeinde zu fordern 
befugt war. Wie die einheitliche Gemeinde tatfächlich die bis⸗ 
herigen Einzelgemeinden mit allen ihren Einrichtungen in ſich 
aufgenommen hat, ſo repräſentiert ſie auch jede von 
ihnen deren Beamten gegenüber ebenſo, als ob ſie von 
Beginn des Dienſtverhältniſſes an die Dienſtherrin 
des Beamten geweſen wäre. Hieraus folgt, daß der An⸗ 
ſpruch des Klägers gegen die Beklagte auf Gewährung von 
Gehalt nach Maßgabe ſeiner Anſtellungsurkunde vom 16. Auguſt 
1900 auf Lebenszeit oder bis zu ſeiner Dienſtentlaſſung, ohne 
daß er verpflichtet wäre, ihr dafür die entſprechenden Dienſte 
zu leiſten, unbegründet iſt. K. c. Stadt M., U. v. 17. Jan. 08, 
248 / 07 III. — Hamm. 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

48. Tarifſtelle 56. Begriff der Schenkung im Sinne 
dieſer Geſetzesſtelle.] 

Der am 7. September 1905 zu Charlottenburg verſtorbene 
Rentier M. S. hat in einem Nachtrage zu ſeinem Teſtamente 
vom 2. Mai 1904 beſtimmt: „An meinen Freund Jaques N. 
habe ich eine anerkannte Forderung von 53 440,95 &. Ich 
ſtelle auch hier feſt, daß ich mit ihm eine Vereinbarung ge⸗ 
troffen habe, nach welcher die Rückzahlung nur in Höhe von 
30 000 & beanſprucht werden darf. Bezüglich des Reſtes iſt 
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die Rückzahlung vollſtändig dem Belieben des N. überlaſſen.“ 
Auf die Vereinbarung beziehen ſich die von dem Schuldner N. 
ausgeſtellten Schriftſtücke vom 4. Februar 1902, in deren 
einem er ſich zur Rückzahlung von 30 000 & verpflichtet, ſo⸗ 
bald es ſeine Vermögensverhältniſſe geſtatten. Das andere 
lautet: „Aus der Abrechnung vom 11. Januar d. J. bin ich 
Herrn M. S., in Firma L. St., einen Betrag von 53 440,95 4 
ſchuldig geworden, und habe heute über einen Teilbetrag von 
30 000 & ein Schuldanerkenntnis gegeben. Laut Abrede mit 
dem Gläubiger iſt die Rückzahlung der Reſtſchuld von 
23 440,95 4 in mein Ermeſſen geſtellt, ſobald dies meine 
Verhältniſſe geſtatten. Unter allen Umſtänden iſt bezüglich 
dieſer Reſtſchuld der Klagweg ausgeſchloſſen, darf dieſe nicht 
an einen Dritten zediert werden und werden keine Zinſen be⸗ 
rechnet. Der beklagte Fiskus forderte, indem er die Erklärung 
in dem Teſtamentsnachtrag als Beurkundung einer Schenkung 
anſah, gemäß Tarifſtelle 56 zum preußiſchen Stempelſteuergeſetz 
vom 31. Juli 1895 den 8prozentigen Stempel von 1 875,50 &, 
den die Kläger — Teſtamentsvollſtrecker des S. M. — auch 
entrichtet haben, demnächſt aber im Rechtswege nebſt 4 v. H. 
Zinſen ſeit der Klagzuſtellung d. i. dem 5. Oktober 1906 zu⸗ 
rückverlangten. Der Beklagte begehrte Abweiſung der Klage. Die 
Vorinſtanzen haben den Beklagten nach dem Klageantrage ver⸗ 
urteilt. RG. hob auf und wies die Sache in die Inſtanz zurück: Der 
Berufungsrichter erachtet die Erhebung des Schenkungsſtempels 
nach Tarifſtelle 56 zum preußiſchen Stempelſteuergeſetz deshalb 
für ausgeſchloſſen, weil kein Erlaß der Forderung des Erb⸗ 
laſſers gegen den Kaufmann N. vorliege. Es iſt richtig, daß 
der Tatbeſtand eines — unentgeltlichen — Erlaſſes nach 
8 397 BGB. mit der Wirkung des Erlöſchens des Schuld⸗ 
verhältniſſes von Rechts wegen nicht gegeben if. Damit iſt 
aber nicht ohne weiteres der Begriff der Schenkung im Sinne 
der angeführten Tarifſtelle als einer in der Abſicht der Be⸗ 
reicherung vorgenommenen und auch den Empfänger bereichernden, 
unentgeltlichen Zuwendung beſeitigt. Es iſt zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Schuldner in Anſehung des hier in Be⸗ 
tracht kommenden Betrages von 23 440,95 & vereinbart, daß 
die Geltendmachung dieſer Forderung dauernd ausgeſchloſſen, 
daß ſie nicht abtretbar und unverzinslich ſein und daß ihre 
Bezahlung ſchlechthin in das Ermeſſen des Schuldners geſtellt 
ſein ſolle. Während für den andern Teil der Forderung ein 
ſogenannter Beſſerungsſchein gegeben und ihm damit die Klag⸗ 
barkeit bei Eintritt einer Bedingung, nämlich ſobald die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Schuldners ſich günſtiger geſtalten, ge⸗ 
ſichert iſt, hat ſich durch die Vereinbarung der Beteiligten die 
Rechtslage hinſichtlich des Reſtes weſentlich ungünſtiger für den 
Gläubiger und weſentlich günſtiger für den Schuldner geſtaltet. 
Dem letzteren iſt eine Einrede erwachſen, die ihn dauernd zur 
Verweigerung der Leiſtung berechtigt. Er würde, wen er für 
ſeine Verbindlichkeit eine Hypothek oder ein Pfand beſtellt 
hätte, vom Gläubiger den Verzicht auf die Hypothek oder die 
Rückgabe des Pfandes verlangen können (SS 1169, 1254 
BGB.). Die Forderung iſt in der bezeichneten Höhe weder 
zur Aufrechnung noch zur Ausübung des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts geeignet. Es verhält ſich ähnlich, wie bei der Spiel⸗ 
oder Wettſchuld ($ 762 BGB.). Nur eine natürliche Ver⸗ 
bindlichkeit beſteht noch mit der Wirkung, daß ſie erfüllbar 
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und mithin die Rückforderung ausgeſchloſſen iſt, wenn der 
Schuldner freiwillig zahlt. Inſofern iſt das bisherige Schuld⸗ 
verhältnis nicht völlig dem Gebiete des Rechtes entrückt und 
dieſer Umſtand kann für die Frage der Bewertung der durch 
die Parteiabrede (pactum de non petendo) eingetretenen 
Vermögensverſchiebung von Bedeutung fein. Es läßt ſich aber 
nicht ſagen, daß es an einer ſolchen überhaupt fehle. Das 
Vermögen des Gläubigers iſt inſofern gemindert, als er anftelle 
einer Hagbaren, der Sicherung zugänglichen Forderung nur 
noch die Ausficht hat, möglicherweiſe, wenn es dem Schuldner 
beliebt, befriedigt zu werden, eine Ausſicht, die, weil vom 
echte nicht gewährleiſtet, keinesfalls zum vollen Betrage der 
Forderung unter die Aktiva des Vermögens des Gläubigers 
aufgenommen werden kann. Andererſeits erfährt aber das 
Vermögen des Schuldners einen Zuwachs, indem er die mit 
der peremtoriihen Einrede der Unklagbarkeit (im weiteſten 
Sinne) behaftete Forderung nicht unter die Paſſiva einzuſtellen 
braucht, ſie vermehrt ſo wenig in ſeinem Konkurſe die Schulden⸗ 
maſſe, wie im Konkurſe des Gläubigers die Teilungsmaſſe. 
Ob die Bereicherung des Schuldners im Hinblick darauf, daß 
eine natürliche Verbindlichkeit zurückbleibt, deren Erfüllung keine 
Schenkung iſt, auf den vollen Betrag der Forderung geſtützt 
werden darf, iſt eine andere, dem Tatſachengebiet angehörende 
Frage. Grundſätzlich iſt die Anwendung der Tarifſtelle 56 
auf Fälle der vorliegenden Art nicht ausgeſchloſſen. Wie hoch 
der Wert der Schenkung zu bemeſſen und alſo der Stempel 
zu berechnen iſt, muß der Prüfung des Berufungsrichters über 
laſſen bleiben, der ſich auch noch nicht über die von den 
Klägern beſtrittene Frage ausgeſprochen hat, ob mit der Er 
klärung des Erblaſſers in feinem Teſtamentsnachtrage die Bes 
urkundung einer Schenkung beabſichtigt geweſen iſt. Pr. F. c. 
T. V., U. v. 7. Febr. 08, 187/07 VII. — Berlin. 

49. Tarifftelle 58 Ziff. 3 in Verb. mit 8 1187 BGB. 
Stempelpflichtigkeit des Antrags auf Eintragung einer Siche⸗ 
rungs hypothek für eine Teilſchuldverſchreibungsanleihe.] “) 

Die Klägerin erklärte in der notariell beglaubigten Urkunde 
vom 3. November 05, welche die Überfchrift trägt: „Eintragungs⸗ 
bewilligung“, daß fie beabſichtige, 6 000 Stück über je 1000 & 
lautende und auf den Namen der B. H.⸗Geſellſchaft oder an 
deren Order geſtellte Teilſchuldverſchreibungen auszugeben, die 
in näher bezeichneter Weiſe verzinslich und rückzahlbar ſein 
ſollten. Zur Sicherung dieſer Teilſchuldverſchreibungen belaſtete 
die Klägerin nach dem weiteren Inhalt der Urkunde das ihr 
gehörige Bergwerk Sch. und eine Reihe von Grunbftüden; 
ferner beſtellte ſie die B. H.⸗Geſellſchaft zur Vertreterin der 
Gläubiger nach 8 1189 BGB. und bewilligte und beantragte 
ſchließlich die Eintragung folgenden Vermerks in den betreffenden 
Grundbüchern: 6 000 000 & nebſt 4 Prozent Zinſen von dieſer 
Summe jeit dem 1. Januar 06 Sicherungshypothek gemäß 
8 1187 BGB. zur Sicherung aller Forderungen, welche in 
den von der Eigentümerin .. .. ausgeſtellten auf den Namen 
der B. H.⸗Geſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien zu B., 
oder an deren Order lautenden, durch Indoſſament übertrag⸗ 
baren 6000 Stück Teilſchuldverſchreibungen über je 1000 4 
verbrieft find. Die Eintragung der Hypothek iſt erfolgt, die 
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Teilſchuldverſchreibungen ſind am 1. Dezember 05 ausgegeben. 
Zu der Urkunde vom 3. November 05 iſt ein Stempel nach 
Tarifſtelle 59 zum preuß. Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 05 
verwendet. Das AG. war aber der Meinung, daß der Schuld⸗ 
verſchreibungsſtempel nach Tarifſtelle 58 zu erheben ſei, und 
forderte noch den Betrag von 4995 , der auch gezahlt worden 
iſt. Die Klägerin begehrte nunmehr im Rechtswege die Rück⸗ 
zahlung jenes Betrages nebſt Zinſen. Die Klage iſt in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin wurde zurück⸗ 
gewieſen: Der Reviſion konnte keine Folge gegeben werden, 
da die Annahme des Berufungsrichters, daß die Urkunde vom 
3. November 05 als Eintragungsantrag nach Tarifſtelle 58 
Ziff. 3 des preuß. StempelſtGG. ſtempelpflichtig ſei, rechtli 

nicht zu beanſtanden iſt. Der erkennende Senat hat unter dem 
17. Dezember 07 (VII 138/07) in gleichem Sinne entſchieden; 
auf dieſes zum Abdrucke beſtimmte Urteil wird verwieſen. 
Auch in jenem Falle handelte es ſich um eine in Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen zerlegte Anleihe, zu deren Sicherheit die Ein⸗ 
tragung einer Hypothek gemäß 8 1187 BGB. beantragt war. 
Es iſt ausgeführt, daß als eine die Hypothek deckende, die 
Stempelpflicht nach Abſ. 2 Ziff. III der Tarifſtelle 58 aus⸗ 
ſchließende Schuldurkunde nur eine den Geſamtbetrag der An⸗ 
leihe umfaſſende Urkunde, in welcher das Recht der urſprüng⸗ 
lichen Gläubigerin dem einheitlichen Buchvermerk entſprechend 
verbrieft ſei, gelten könne. An einer ſolchen Schuldverſchreibung 
ſehlte es damals und fehlt es auch vorliegend. Nur inſofern 
unterſcheidet ſich die Urkunde, deren Beſteuerung gegenwärtig 
in Frage ſteht, von der Urkunde in der früheren Sache, als 
dieſe letztere ausdrücklich die aufzunehmende Geſamtanleihe er⸗ 
wähnte, während die erſtere lediglich von der Ausgabe von 
Teilſchuldverſchreibungen und deren hypothekariſcher Sicherung 
ſpricht. Der Unterſchied iſt ohne Bedeutung. Schließlich wird 
nicht die Eintragung von Einzelhypotheken für jede Schuld⸗ 
verſchreibung, ſondern die Eintragung e iner Hypothek über 
den Geſamtbetrag von 6 000 000 & beantragt, der in Teil⸗ 
beträge von je 1000 & zerlegt iſt. Es kann auch nicht wohl 
von Teil ſchuldverſchreibungen geſprochen werden, wenn nicht 
ein Ganzes vorhanden iſt, das ſich aus den Teilen zuſammen⸗ 
ſetzt, und die Teilſchuldverſchreibungen enthalten denn auch das 
Bekenntnis, 1000 & als einen Teilbetrag der durch Sicherungs⸗ 
hypothek gedeckten Anleihe im Geſamtbetrage von 6 000 000 4 
zu ſchulden. Die Summe der Teilſchuldverſchreibungen bildet 
aber deshalb nicht die Schuldverſchreibung über die Geſamt⸗ 
anleihe, weil jede Teilſchuldverſchreibung als eine ſelbſtändige 
Urkunde ausgegeben und in Umlauf iſt. Gebucht iſt die in 
die Teilſchuldverſchreibungen zerlegte Geſamtanleihe; dieſe iſt 
aber nicht verbrieft und darum iſt der Stempel für den Ein⸗ 
tragungsantrag zu erheben. Ob die Verf. des Finanzm. und 
des Juſtizm. vom 6. September 07 (MBl. 520) auf einer abs 
weichenden Anſchauung beruht, kann dahingeſtellt bleiben. Wenn 
die Reviſion auf die Sache Dresdener Bank wider Fiskus 
(VII 255/06, Urt. vom 22. März 07) verweiſt, fo handelte es 
ſich in dieſer Sache nur um den Schuldverſchreibungsſtempel; 
Eintragungsanträge waren in den Urkunden nicht enthalten. 
Daß dort die Vorausſetzungen für das Vorliegen einer ſtempel⸗ 
pflichtigen Schuldverſchreibung verneint find, berührt die vor⸗ 
liegende Frage nicht. Hier ſteht die Stempelpflichtigkeit des 
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Antrages auf Eintragung einer Sicherungshypothek nach $ 1187, 
nicht nach 8 1190 BGB. zur Entſcheidung. Sie wird vom 
Berufungsrichter mit Recht in Anwendung der Ziff. III Tarif⸗ 
ſtelle 58 bejaht. H. B.⸗Akt.⸗Geſ. c. Preuß. Fiskus, U. v. 
21. Jan. 08, 177/07 VII. — Hamm. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


Tragweite des verwaltungsrichterlichen Ermeſſens 
bei Auslegung des 8 19 Einkommenſteuergeſetzes. 


Der Verwaltungsrichter iſt, wenn es ſich um die An⸗ 
wendung des § 19 Einkommenſteuergeſetzes handelt, zur freien 
Würdigung der tatſächlichen Verhältniſſe ebenſo befugt, wie es 
der Gemeindevorſtand bei der Veranlagung und der Entſcheidung 
über den Einſpruch iſt. Der Vorderrichter durfte daher, ohne 
irgendwie an die Entſchließung des beklagten Magiſtrats gebunden 
zu ſein, frei darüber beſinden, um wie viele Stufen dem Kläger 
auf Grund jener Vorſchrift Ermäßigung zu gewähren war. 
Sonach fällt ihm, wenn er abweichend von dem Beklagten 
dem Kläger eine Ermäßigung um 2 Stufen bewilligt hat, weder 
Rechtsirrtum noch Verfahrensmangel zur Laſt. Die Reviſion 
des Beklagten iſt daher verfehlt. Urt. i. S. des Ober⸗ 
telegraphenaſſiſtenten a. D. k. c. Magiſtrat Y. v. 15. Okt. 07, 
II. Senat. Nr. II 1790. Rep. Nr. II C. 49/07. Bezirks⸗ 
ausſchuß Schleswig. 


Begriff der Luſtbarkeit. 

Dem von dem Kläger gegen die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes zu Schleswig vom 26. Juni 1907 noch eingelegten 
Rechtsmittel war der Erfolg zu verſagen. 

Fehl geht die Reviſionsrüge, der Vorderrichter habe den 
Begriff der Luſtbarkeit bei der Beweiswürdigung verkannt. 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des OVG. (vgl. 
OVG. 32, 104 ff.; 34, 203 ff.; 36 S. 90, 203, ſodann 
PrVerwBBl. 20, 343/44) find Luſtbarkeiten im Sinne des 
8 15 des Kommunalabgabengeſetzes alle Veranſtaltungen, Dar⸗ 
bietungen und Vorführungen, welche nach der Abſicht des Ver⸗ 
anſtaltenden dazu beſtimmt und auch geeignet ſind, zu ergötzen 
und zu unterhalten. Davon zu unterſcheiden ſind die dem Unter⸗ 
richt, der Belehrung, Erbauung dienenden Unternehmungen, in 
welchen Fällen keine Luſtbarkeit gegeben iſt. Welche Abſicht 
bei dem Veranſtalter beſteht, iſt aus den Umſtänden des einzelnen 
Falles zu ſchließen. Kommen beide Zwecke gleichzeitig in Be⸗ 
tracht, ſo iſt aus den Tatumſtänden zu entnehmen, ob die 
Abſicht des Ergötzens und Unterhaltens oder die des Unter⸗ 
richtens und Belehrens im Vordergrunde ſteht. 

Im vorliegenden Falle hat der Vorderrichter angenommen, 
die Nebenabſicht der Veranſtalter der beſteuerten „Familien⸗ 
abende“ ſei zwar die geweſen, die Teilnehmer in der Tanzkunſt 
weiter zu bilden, ihre Hauptabſicht ſei aber dahin gegangen, 
durch dieſe an ſich hierzu geeigneten „Familienabende“ zu er⸗ 
gögen und zu unterhalten. Er hat die Überzeugung gewonnen 
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einmal daraus, daß die Teilnehmer der „Familienabende“ nicht 
etwa in Kurſe eingeteilt geweſen wären, die im voraus feſt 
beſtimmt waren, ſondern jeder erſchienen ſei, der an der Be⸗ 
teiligung Vergnügen gefunden habe, ſodann aus dem Umſtande, 
daß nicht nur des Tanzens Unkundige, ſondern auch viele der 
Tanzkunſt Mächtige teilgenommen hätten und ſchließlich daraus, 
daß vielfach Rundtänze veranſtaltet worden ſeien. Dieſe Aus⸗ 
führungen ſind weder aktenwidrig noch rechtsirrtümlich. Eine 
Nachprüfung, ob der Vorderrichter die tatſächlichen Verhältniſſe 
richtig gewürdigt hat, findet in der Reviſionsinſtanz nicht ſtatt. 
Von feinem Standpunkt aus durfte der Bezirksausſchuß aber 
weiter folgern, daß es ſich hier um „Luſtbarkeiten“ eines Vereins 
gehandelt hat, welche nach S 1a der Luſtbarkeitsordnung für 
die Stadt X vom 21. März 1890 der Steuerpflicht unterlagen. 
Verein für Geſundheitspflege in X c. Magiſtrat in X. Beſcheid 
v. 5. Nov. 07. Rep. Nr. VIII 1821/07. Bezirksausſchuß 
Schleswig. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Der Klage auf Rückzahlung eines Darlehns, das zum Zwecke 
des Spieles bei einer öffentlichen Spielbank gegeben wurde 
(es handelt ſich um Monte Carlo), kann an ſich der Einwand 
aus 8 138 BGB. entgegengeſetzt werden. (Entſch. Nr. 3). 

Zwar iſt Verjährung nur zu berückſichtigen, wenn die 
Partei die Verjährungseinrede erhoben hat; iſt ſie aber erhoben, 
fo hat der Richter die Vorſchriften über die Verjährung, ins⸗ 
beſondere über die Hemmung der Verjährung von Amts wegen auf 
den ihm unterbreiteten Tatbeſtand anzuwenden. (Entſch. Nr. 4). 

Die internationalrechtliche im Gegenſtan der beiderſeitigen 
Anſprüche aus dem Kaufvertrage iſt Gegenſtand der Entſch. Nr. 5. 

Die Entſch. Nr. 7 behandelt den Anſpruch des vor⸗ 
leiſtungspflichti gm Kontrahenten auf Sicherheitäleiftung wegen 
eingetretener Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des 
anderen Teils; ob eine ſolche Verſchlechterung eingetreten, iſt, 
wie ausgeführt wird, mehr nach wirtſchaftlichen als nach 
juriftif ip Geſichtspuntten zu beurteilen. 

Bei dem Verkaufe eines Geſchäfts gegen einen in Raten 
zu zahlenden Kaufpreis kann von dem Vorbehalt des Eigen⸗ 
tums im Sinne des 8 455 BGB. oder des AG. gemäß 
Entſch. Nr. 9 nicht die Rede ſein. 

Das Verhältnis des an dem Anteil eines Geſellſchafters 
am Geſellſchaftsvermögen beſtehenden Pfandrechts und dem 
Pfändungspfandrecht an dem Teilungsguthaben wird in Entſch. 
Nr. 11 erörtert. 

Der Beſteller eines Automobils hatte gegen den Willen des 
die Ablieferung vermittelnden Spediteurs nach der Probefahrt 
die Tore ſeines Hauſes geſchloſſen und die Entfernung des 
Automobils von dem Grundſtück verhindert. Hierin liegt eine 

verbotene Eigenmacht. Emſcheidend iſt der objektive Tatbeſtand; 

ob der Handelnde im guten Glauben war, daß ihm das Be⸗ 
halten des Wagens geſtattet ſei, iſt wie Entſch. Nr. 13 darlegt, 
unerheblich. 

Die Beſtellung eines Nießbrauchs an einem Zinshaus 
wird, wie Entſch. Nr. 14 anerkennt, in ſeiner Rechtswirkſamkeit nicht 
dadurch beeinträchtigt, daß duch den Nießbrauch die altrechtliche 
Antichreſe erſetzt werden ſoll. 

Die mündliche Vereinbarung des hinter einer nicht voll 
valutierten Baugeldhypothek rangierenden Hypothekengläubigers 
mit dem Eigentümer dahin, daß feine Hypothek unmittelbar 
hinter dem Baugelde zur Zahlung kommen ſolle, iſt in Entſch. 
Nr. 15 als ein wirkſamer, den Eigentümer und ſeine Konkurs⸗ 
maſſe bindender Verzicht auf die künftige ä 
erachtet. 
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M 
immt jede Du 


Auhegehalts-, Witwen - und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 
Es fehlen an den erforderlichen 700 Mit⸗ 
gliedern nur noch 40. 
Ich richte daher nochmals an alle Herren 


Kollegen, die ſich noch nicht angemeldet haben, 
die herzliche und dringende Bitte, ſchreiben Sie 


ſchlennigſt an mich eine Poſtkarte: 
| „Ich trete der Penſionskaſſe bei!“ 
Alles Nähere erfolgt ſpäter. 
Halle a. S., den 25. März 1908. 
Mit kollegialem Gruß 
Ehe. 


— 


hülfskaſſe für dentſche Nechts anwälte. 
* Ni 5 . 1 a 1 5 e 
Juli 
30. Jani 1908 e 1 April 1908 an mich 
einzuſenden. Dr. Seelig, Schatmeiſter. 
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Die Anwaltskammer im 8 des e e ge 
zu Stuttgart ar der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
200 % gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
weh: reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 


Die Mberficht der Jahresberichte der Borflände der Anwalts: 
Immer (JW. 1908 Nr. 5) bringt auf S. 17 Sp. 1 die Mitteilung, 
daß aus dem Münchener Fonds zur Unterſtützung in Not geratener 
Beperiicher Anwälte 1 500 A Unterſtützungen an Kammermitglieder 
gewährt worden ſeien. Der Zentralausſchuß zur Verwaltung der 
Fenſtonzanſtalt für die Witwen und Waiſen der Advokaten und ber 
Rechtsanwälte des Königreichs Bayern in München bittet, dieſe Mit- 
lelung näher zu erläutern und entſprechend zu berichtigen. In 
Bayern befteht eine Penſionsanſtalt, welcher unter früherer Ordnung 
die Agl. Bayeriſchen Advokaten beitreten mußten, die bei einem 
Saperifchen Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte neuerer Ordnung 
beiteten Tonnen, für die Witwen und Waiſen der Mitglieder außer⸗ 
dem ein Fonds zur Unterſtützung unverſchuldet in Not verfegter 
Moolaten und Rechtsanwälte des Königreichs. Aus letzterem Fonds 
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ſind nach Mitteilung des Zentralausſchuſſes im Jahre 1905 7180 &, 
im Jahre 1906 6 180 & Unterſtützungen verabfolgt. Der Betrag 
von 1500 & ſtellt nur die Unterſtützungen dar, welche im Jahre 1905 
an Mitglieder der Anwaltskammer in München gewährt 
wurden. In jenen Jahresbeträgen von 7180 & und 6180 & find 
nicht die weitaus größeren Beträge inbegriffen, welche ſeitens der 
vom Unterſtützungsfonds verſchiedenen Penſionsanſtalt als Penſionen 
ausbezahlt wurden. 


Zur neueſten Faſſung der Inſtizuovelle. 
Eine Warnung. 
Von Rechtsanwalt Kleinrath, Hannover. 


Den Ausführungen Dr. Dittenbergers in Nr. 6 kann 
ich in einem Punkte nicht zuſtimmen, nämlich inſofern, als ich 
die Anderung der SS 696 und 697 3 PO. in bezug auf 
die zur landgerichtlichen Zuſtändigkeit gehörenden Streitſachen 
für außerordentlich bedenklich halte und zwar in zwei Richtungen: 

Erſtens deshalb, weil es mir in höchſtem Grade unzweck⸗ 
mäßig erſcheint, über eine Sache, die die Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte überſchreitet, ſei es im amtsgerichtlichen oder 
landgerichtlichen Verfahren, ohne eine ordnungsmäßige Klage 
zu verhandeln. 

Zweitens aber, und das ſcheint mir das bei weiten 
wichtigere zu ſein, deshalb, weil die neuen Vorſchriften eine 
Handhabe geben, um jeden beliebigen Landgerichtsprozeß, ſofern er 
ſich zum Mahnverfahren eignet, vor dem Amtsgericht zu verhandeln. 

Gewiß wird die Mehrzahl der heute ſchon übermäßig be⸗ 
ſchäftigten Amtsrichter keinen Wert darauf legen, Sachen, die 
nicht zur Zuſtäandigkeit der Amtsgerichte gehören, zu entſcheiden. 
Aber es gibt auch Ausnahmen in dieſer Beziehung, welche ſich 
in ihrem Selbſtbewußtſein dadurch gehoben fühlen, daß ſie ſich 
mit größeren Sachen beſchäftigen können, und es iſt nach der 
im 8 504 38 O. vorgeſehenen Anderung nicht mehr obliga⸗ 
toriſche Vorſchrift für den Amtsrichter, auf die Un⸗ 
zuſtändigkeit des Gerichtes hinzuweiſen. a 

Selb wenn aber der Amtsrichter die Sache nicht gern 
vor ſeinem Forum verhandelt ſehen möchte, wird es nicht in 
ſeiner Macht ſtehen, dies abzulehnen. Falls keine der Parteien 
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Nun könnte man ja ſagen, daß dasſelbe einträte, wenn 
von vornherein die beiden Pateien eine Vereinbarung über die 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichtes treffen. Aber es iſt doch nicht 
zu verkennen, daß ſolche Möglichkeit weit ſeltener zur Tat 
wird, als wenn es in der Hand eines beliebigen Prozeßagenten 
oder Mandatars liegt, die Zuſtändigkeit des Amtsgerichtes durch 
Erwirkung eines Zahlungsbefehles grundſätzlich herbeizuführen, 
ohne daß er der Einwilligung des anderen Teiles bedarf. 
Es iſt aber auch mit Sicherheit anzunehmen, daß auf dieſe 
Weiſe eine große Anzahl von Landgerichtsprozeſſen vor dem 
Amtsgericht verhandelt werden wird; darüber darf man ſich 
nicht der geringſten Täuſchung hingeben. 

Und womit wird dieſe eingreifende Anderung begründet? 
„Weil die im landgerichtlichen Verfahren bisher notwendig 
werdende Klage das Verfahren ſchwerfällig und unbeliebt 
mache.“ Zwiſchen den Zeilen lieſt man deutlich „weil die zur 
Anwendung dieſer Klage notwendig werdende Zuziehung eines 
Rechtsanwaltes nicht erwünſcht iſt“. Denn ob der Rechts⸗ 
anwalt eine förmliche Klage beim Landgericht einreicht oder 
einen Antrag auf Anberaumung eines Termines vor dem Amts⸗ 
gerichte ſtellt, dürfte für das Publikum ziemlich gleichgültig ſein. 
Nur daß es überhaupt einen Anwalt zuziehen muß, das 
will man vermeiden. 

Offenbar hat übrigens der Verfaſſer der Veränderungen in 
den 88 696 und 697 eine Folgerung derſelben überſehen, die 
ſich eigentlich mit Notwendigkeit hätte aufdrängen müſſen; ein 
Beweis wiederum dafür, wie gefährlich eine ſolche flick⸗ und 
ſtückweiſe Veränderung organiſcher Geſetze iſt. Unbeſtrittener⸗ 
maßen erſtreckt ſich das Mahnverfahren auch auf ſolche Sachen, 
für welche die Landgerichte ausſchließlich zuſtändig find. 
Wenigſtens in dieſen Fällen hätte doch dem Amtsgerichte die 
Verpflichtung auferlegt werden müſſen, von Amts wegen 
den Rechtsſtreit an das Landgericht zu verweiſen. 


Die Stellung der höheren Juſtizbeamten in dem 
bayeriſchen Entwurfe einer Gehaltsordnung. 


Unter Berückſichtigung einiger anderer Benmtenkreife in Bayern 
fowie der Gehaltsverhältniſſe der preußiſchen höheren 
Juſtizbeamten. 


Von Kammergerichtsrat Dr. Petzold in Berlin. 


Im Reichstage hat am 10. März der Staatsſekretär des 
Reichsſchatzamts die Anfrage nach dem Zeitpunkte der Einbringung 
der Beamtenbeſoldungsvorlage dahin beantwortet, daß es die 
Verbündeten Regierungen unter den obwaltenden Umſtänden 
für angezeigt halten, von der Einbringung abzuſehen, jedoch 
entſchloſſen find, die Vorſchläge mit ſolcher Beſchleunigung in 
die Hand zu nehmen, daß der Reichstag im Herbſt in ihre 
Beratung eintreten könne, und dem Geſetze rückwirkende Kraft 
beizulegen, vorausgeſetzt, daß eine für das Reich und die 
Bundesſtaaten genügende Finanzreform zuſtande kommt. 

Am Tage darauf hat im preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
der Vizepräſident des Staatsminiſteriums eine ähnliche Anfrage 
über die preußiſche Beſoldungsvorlage dahin beantwortet, daß 
eine ſolche erſt im Oktober — mit rückwirkender Kraft auf den 
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1. April — vorgelegt werden könne, und der Finanzminiſter 
hat dazu bemerkt, daß Preußen, falls das Reich verſage, im 
Herbſte ſelbſtändig vorgehen werde. 

Inzwiſchen iſt die neue Beſoldungsvorlage für das Groß⸗ 
herzogtum Sachſen vom Landtage angenommen worden. Auch 
andere Bundesſtaaten haben Entwürfe veröffentlicht und beab⸗ 
ſichtigen, ohne Rückſicht auf das Reich ſelbſtändig vorzugehen, 
insbeſondere Bayern, wo bereits am 24. Februar die Denk⸗ 
ſchrift zur Frage der Neuregelung der Dienſt⸗, Gehalts- und 
Penſionsverhältniſſe der Staatsbeamten und Staatsbedienſteten 
der Offentlichkeit übergeben worden iſt. 

In dem bapyriſchen Entwurfe iſt beabſichtigt, die einzelnen 
Beamtengruppen ausſchließlich nach Maßgabe der vorgeſchriebenen 
Vorbildung und der Wichtigkeit ihrer Dienſtleiſtung, ſowie der 
damit verbundenen Verantwortung abzuſtufen in der Weiſe, 
daß bei gleicher Vorbildung und gleichwertiger Tätigkeit und 
Verantwortung durch alle Zweige des Staatsdienſtes auch die 
gleiche Beſoldung gewährt wird. Das iſt ein ganz richtiger 
Grundſatz. Nur werden die Meinungen über Gleichwertigkeit 
geteilt ſein, da jede Beamtenklaſſe gerade ihre Tätigkeit für 
die wertvollſte und verantwortlichſte hält. In Preußen ſchätzte 
die Regierung bisher die Tätigkeit des Verwaltungsbeamten 
höher ein als die des Richters und wiederum die des Richters 
höher als die des Oberlehrers, und auch im Volke galt der 
entfernter wohnende Regierungsrat im allgemeinen mehr als 
der ihm näherſtehende Richter, weil er „nicht weit her“ iſt. 
Vom 1. April d. J. ab ſollen die Richter den Verwaltungs- 
beamten wenigſtens im Höchſtgehalt gleichgeſtellt werden, und 
am 13. April 1907 hat das Abgeordnetenhaus einſtimmig die 
Regierung erſucht, im Rahmen der demnächſt bevorſtehenden 
allgemeinen Neuordnung der Beamtengehälter eine Gleichſtellung 
der Oberlehrer im Gehalt mit den Verwaltungsbeamten und 
Richter zu bewirken. 

Der bayriſche Entwurf ißt die Beſoldung in einer 
einheitlichen Größe und räumt den örtlichen Verhältniſſen keinen 
Einfluß in bezug auf die Höhe ein, gewährt auch nicht einen 
Teil der Beſoldung in Form von Wohnungsgeldzuſchüſſen, 
weil der Aufenhalt in den größeren Städten den Beamten 
zwar unter Umſtänden etwas höhere Mietpreiſe auferlege, 
andererſeits aber — namentlich in bezug auf die Kinder⸗ 
erziehung — wieder ſo weſentliche Vorteile biete, daß es ſich 
nicht rechtfertigen laſſe, die auf den Aufenthalt auf dem platten 
Lande angewieſenen Beamten ihren in den Städten befindlichen 
Amtsgenoſſen gegenüber durch die Zuweiſung einer geringeren 
Beſoldung zu verkürzen. 

Letzteres erſcheint mir nicht zutreffend, denn der mit Kindern 
geſegnete Beamte wird, wenn ſie zum Beſuch einer höheren 
Schule reif ſind, mit Rückſicht auf dieſen Umſtand ohne Schwierig⸗ 
keit in eine Stadt mit einer höheren Schule verſetzt. Dagegen 
halte ich es für durchaus richtig, daß bei der Ausmeſſung der 
Beſoldungen ſelbſt nur auf die dienſtliche Stellung und die 
dienſtlichen Leiſtungen des Beamten Rückſicht genommen, den 
Familienverhältniſſen aber kein entſcheidender Einfluß auf die 
Höhe der Beſoldung eingeräumt wird. 

Der bayriſche Entwurf behält ferner das bisherige Dienſt⸗ 
alterszulagenſyſtem bei, d. h. die nach der Reihe der zurück⸗ 
gelegten Dienſtjahre bemeſſene Gehaltsvorrückung. Das hat 
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zweifellos vor dem ſogenannten Stellenvorrückungsſyſtem, bei 
dem die Gehaltsvorrückung je nach dem Eintritt einer Erledigung 
ſtattfindet, den großen Vorzug, daß die Vorrückung im Gehalte 
nicht von Zufälligkeiten abhängt, ſondern daß jeder Beamte 
ſchon im voraus genau weiß, wie ſich im Laufe der Jahre die 
Verbeſſerung feiner Beſoldungsverhältniſſe geſtalten wird, auch 
wenn eine Beförderung nicht eintreten ſollte. 

In Preußen tritt dieſes Syſtem für die Amtsrichter, 
Landrichter und Staatsanwälte nach dem Richter beſoldungsgeſetz 
vom 29. Mai 1907 mit dem 1. April 1908 in Kraft, der⸗ 
geſtalt, daß das für die Bemeſſung des Gehalts maßgebende 
Dienſtalter (Beſoldungsdienſtalter) mit dem Tage der erſten 
etatsmäßigen Anſtellung beginnt, und von dem zwiſchen dem 
Tage des Dienſtalters als Gerichtsaſſeſſor und dem der An⸗ 
ſtellung als Amtsrichter uſw. liegenden Zeitraum der 4 Jahre 
überſteigende Teil bis zur Höchſtdauer von 2 Jahren auf das 
Beſoldungsdienſtalter angerechnet wird. 

Die einzelnen Klaſſen der bayriſchen höheren Juſtizbeamten 
und der zur Vergleichung herangezogenen Verwaltungs beamten 
und Lehrer der höheren Schulen (Profeſſoren an den Hoch⸗ 
ſchulen, Rektoren, Konrektoren, Profeſſoren und Lehrer an den 
Syumnafien und Realgymnaſien) ſowie der preußiſchen höheren 
Juſtizbeamten nebſt den Gehältern ergeben ſich aus der Anlage. 

Zu Klaſſe 1, 2 und 4 bedarf es keiner weiteren Bemerkung. 

Zu Klaſſe 3. Die Präfidenten der Oberlandesgerichte 
in Bayern beziehen bisher nur 11 700 &, wogegen die Be⸗ 
ſoldung ihrer preußiſchen Kollegen 15 800 bis 17 000 & — 
je nach der Höhe des Wohnungsgeldzuſchuſſes — und die des 
Oberlandesgerichtspräfidenten in Sachſen 15 400 & beträgt. 
Sie find in der neuen Gehaltsordnung den Regierungspräſidenten 
im Gehalte gleichgeſtellt worden, dieſen ſollen jedoch mit Rück⸗ 
ſicht auf die ihnen obliegenden beſonderen Repräſentations⸗ 
pflichten freie Dienſtwohnungen eingeräumt werden, und außer⸗ 
dem ſollen fie einen nicht penfionsfähigen Repräſentationsbezug 
im Jahresbetrage von 3600 & erhalten. Es wird alſo eine 
gewiſſe, wenn auch nicht annähernde Gleichſtellung der gleich⸗ 
wertigen Beamten im Gehalte verſucht. In Preußen wird auf 
eine Gleichſtellung der Oberlandesgerichtspräſidenten mit den 
Oberpräfidenten kaum jemals zu rechnen fein. 

Zu Klaſſe 5. In Preußen ſtehen die Landgerichts⸗ 
peäfibenten und die Senatspräfidenten der Oberlandesgerichte 
einander gleich. In Bayern haben jene bisher den Gehalt 
eines Rates des Oberſten Landesgerichts, außerdem kann 
ſolchen, denen die Leitung größerer Landgerichte anvertraut iſt, 
im Falle längerer ausgezeichneter Dienſtleiſtung Rang und 
Gehalt der Senatspräfidenten der Oberlandesgerichte verliehen 
werden. Infolgedeſſen beziehen zur Zeit 3 Landgerichtspräſidenten 
den Gehalt eines Senatspräſidenten und 25 den Gehalt eines 
Rates des Oberſten Landesgerichts. Künftig fol der Anfangs 
gehalt 8 400 & betragen, und eine Erhöhung von 3 zu 3 Jahren 
um 750 & bis auf 11 400 & eintreten. Sie follen mit den 
vortragenden Räten im Staatsminiſterium und den Direktoren 
der Negierungen gleichgeſtellt werden. Ihnen iſt, wie bisher, 
der Präfident des Amtsgerichts München I gleichgeſtellt. 

Zu Klaſſe 6. Bisher beſtand die Möglichkeit, 

a) allen Vorſtänden der Amtsgerichte mit mehr als 
5 Richtern und 12 Vorſtänden von Amtsgerichten 
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mit weniger als 6 Richtern Titel, Rang, Gehalt und 
die Rechte eines Oberlandesgerichtsrats zu verleihen, 

b) 40 Landgerichtsräte — ohne Anderung ihrer dienſt⸗ 
lichen Aufgabe — ebenſo zu ſtellen, 

c) einem Teile der Amtsrichter, auch ohne daß ſie 
Gerichtsvorſtände wurden, den Gehalt eines Ober⸗ 
amtsrichters zu verleihen. 

Das wird nicht aufrechterhalten. Indeſſen ſoll mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß in bezug auf die Dienſtleiſtung und die Ver⸗ 
antwortung der einzelnen Gerichtsvorſtände weitgehende Unter⸗ 
ſchiede beſtehen, eine verſchiedenartige Beſoldung erfolgen der⸗ 
geſtalt, daß die Vorſtände der Amtsgerichte mit Bezirken von 
mehr als 10 000 Einwohnern (zur Zeit Nürnberg, Augsburg, 
Würzburg und Ludwigshafen) den Gehalt der Räte des 
Oberſten Landesgerichts erhalten. In dieſe Klaſſe werden auch 
eingereiht die Oberregierungsräte und die Rektoren der Lyzeen, 
der humaniſtiſchen Gymnaſien und der Realgymnaſien. Das 
Aufſteigen erfolgt, wie auch in den ferneren Gehaltsklaſſen in 
Bayern und Preußen von 3 zu 3 Jahren. 

Zu Klaſſe 7. Die zu 6. angegebene Erwägung hat 
dazu geführt, die Abteilungsvorſtände der erwähnten Amts⸗ 
gerichte und die (22) Vorſtände der Amtsgerichte mit Bezirken 
von mehr als 40 000 bis 100 000 Einwohnern im Gehalte 
den Oberlandesgerichtsräten gleichzuſtellen. In dieſer Klaſſe 
befinden ſich auch die Staatsanwälte der Oberlandesgerichte, 
die Erſten Staatsanwälte, die Direktoren und die ſtellvertretenden 
Direktoren der Landgerichte. Die ſtellvertretenden Vorſitzenden 
der Zivilkammern und der Strafkammern der Landgerichte haben, 
— wie die Denkſchrift ſagt, — eine ſchwierigere und ver⸗ 
antwortungsvollere Aufgabe als die übrigen Mitglieder der 
Landgerichte, indem ſie nicht nur an den Sitzungen des Gerichts, 
an der Beratung und Ausarbeitung der Entſcheidungen mit⸗ 
zuwirken, ſondern an Stelle des Vorfigenden (Präſidenten, 
Direktors) ſehr häufig die Leitung der Verhandlungen zu über⸗ 
nehmen haben und hiermit vielfach gerade in ſchwierigen und 
lange dauernden Verhandlungen betraut werden müſſen. Es 
ſoll infolgedeſſen durch die neue Gehaltsordnung die Möglichkeit 
gegeben werden, Mitglieder der Landgerichte, die mit dem ſtell⸗ 
vertretenden Vorſitze betraut find und ſich hierzu im beſonderen 
Maße eignen, zu ſtellvertretenden Direktoren ernennen zu können. 
Indeſſen ſoll bei keinem Landgerichte die Zahl der ſtellvertretenden 
Direktoren die Zahl der Zivil⸗ und Strafkammern über⸗ 
ſteigen. 

Ferner gehören hierher die Regierungsräte, die ordentlichen 
Profeſſoren der Hochſchulen und die Konrektoren der humaniſtiſchen 
Gymnaſien und der Realgymnafien. Den Konrektoren iſt bisher 
der gleiche Gehalt wie den Rektoren eingeräumt, ſie ſollen nun⸗ 
mehr aber der Klaſſe 7 zugewieſen werden, da ihnen nur die 
Unterſtützung der Rektoren im Vorſtandsamte und in der Schul⸗ 
aufſicht obliegt, und danach den Rektoren zweifellos eine höhere 
Dienſtaufgabe zukommt als den Konrektoren. Gleichzeitig ſoll 
aber die Zahl der Konrektoren an den humaniſtiſchen Gymnaſien 
von 23 auf 44 und an den Realgymnaſien von 3 auf 4 erhöht 
werden, da künftig jedes Gymnafium einen Konrektor er: 
balten ſoll. 

Die Gehaltsverhältniſſe der entſprechenden preußiſchen Juſtiz⸗ 
beamten ergeben ſich aus der Anlage. 
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Die Klaſſen 8 und 10 ſind hier ohne Bedeutung. 

Zu Klaſſe 9. Aus der zu 6. angegebenen Erwägung 
ſollen auch die Abteilungsvorſtände der Amtsgerichte mit Be⸗ 
zirken von 50 000 bis 100 000 Einwohnern den Gehalt eines 
Oberamtsrichters (Landgerichtsrats, Zweiten Staatsanwalts) 
beziehen. In dieſer Klaſſe befinden ſich auch die Regierungs⸗ 
aſſeſſoren und die Profeſſoren der humaniſtiſchen und Real⸗ 
gymnaſien, wogegen die Gymnafiallehrer in die 12. Klaſſe ein⸗ 
gereiht find. Die Unterſcheidung iſt gemacht mit Rückſicht auf 
die Verſchiedenartigkeit der Dienſtaufgabe. Die Gymnaſial⸗ 
profeſſoren werden in der Regel nur in den 5 oberen Klaſſen 
verwendet, in denen die Lehraufgabe infolge des geiſtig reiferen 
Schülermaterials und der dadurch bedingten höheren Ans 
forderungen an das Wiſſen der Lehrer erheblich ſchwieriger iſt 
als in den unteren Klaſſen. Zu Gymnaſialprofeſſoren werden 
nur ſolche Gymnaſiallehrer befördert, die ſich die Lehrbefähigung 
über die 4. Klaſſe hinaus durch Prüfung und Befähigung im 
Schuldienſte erworben haben. Die Gymnaſiallehrer werden 


dagegen in der Regel nur in den 4 unteren Klaſſen ver⸗ 


wendet. 

Zu Klaſſe 11 gehören die außerordentlichen Profeſſoren 
der Hochſchulen und der Lyzeen. 

Zu Klaſſe 12 gehören die Amtsrichter, Dritten Staats⸗ 
anwälte, Bezirksamtsaſſeſſoren, Lehrer der humaniſtiſchen und 
Realgymnaſien. 

Nachdem in Preußen für die Landrichter, Amtsrichter und 
Staatsanwälte (Landgerichts⸗, Amtsgerichts⸗ und Staats⸗ 
anwaltſchaftsräte) die Beſoldung nach Dienſtaltersſtufen ein⸗ 
geführt worden iſt, und dieſe Beamten den Regierungsräten 
im Höchſtgehalte gleichgeſtellt worden find, beſteht auch kein 
nennenswerter Gehaltsunterſchied mehr zwiſchen ihnen und den 
Oberlandesgerichtsgeräten, Landgerichtsdirektoren und Erſten 
Staatsanwälten, obwohl deren Anfangsgehalt von 5 400 & 
auf 6 000 & erhöht worden iſt. Die Beförderung erfolgte bis 
vor kurzer Zeit mit ganz verſchwindenden Ausnahmen erſt dann, 
wenn der betreffende Beamte bereits einen Gehalt von 5400 &, 
den Mindeſtgehalt der Oberlandesgerichtsräte uſw. bezog. In 
dieſer Stufe mußte der beförderte oder, wie man gern zu ſagen be⸗ 
liebt, „gehobene“ Beamte während der vollen für das Aufſteigen in 
die nächſte Gehaltsſtufe beſtimmten Friſt von 3 Jahren ver⸗ 
bleiben, auch wenn er in ſeinem früheren Amte in kürzerer 
Zeit die nächſthöhere Stufe von 6 000 & erreicht hätte. 
Nach dem neuen Richterbeſoldungsgeſetze ſoll er aber, wenn 
der in der neuen Klaſſe verliehene Gehalt geringer als der⸗ 
jenigen iſt, welchen er in der bisherigen Klaſſe bei der Gewährung 
der nächſten Zulage erhalten haben würde, in die nächſthöhere Stufe 
der neuen Klaſſe zu derſelben Zeit aufſteigen, zu der er in der 
bisherigen Klaſſe aufgeſtiegen ſein würde. Vorher verblieb z. B. 
ein im Oktober 1889 zum Amtsrichter ernannter Gerichtsaſſeſſor 
von Anfang 1886, wenn er im Oktober 1904 zum Oberlandes⸗ 
gerichtsrat befördert wurde, wo er bereits einen Gehalt von 
5 400 & bezog, in der erſten Stufe mit 5 400 & bis zum 
1. Januar 1908, wogegen er als Amtsrichter bereits ungefähr 
im April 1906 die Gehaltſtufe von 6000 & erreicht hätte. 
Derſelbe zum Oberlandesgerichtsrat beförderte Amtsrichter würde 
nach dem neuen Richterbeſoldungsgeſetze am 1. Januar 1905 
6000 4, am 1. Januar 1908 6 600 4 erhalten haben und 
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am 1. Januar 1911 in die höchſte Stufe von 7 200 & aufs 
ſteigen. Als Oberlandesgerichtsrat bezieht er die 6600 & nicht 
früher und in die höchſte Stufe ſteigt er ebenfalls erſt am 
1. Januar 1911 auf. Wenn alſo der Gehalt der erſten Stufe 
nunmehr 6000 & anſtatt 5400 & betragen ſoll, fo iſt das 
nichts weiter als eine Gleichſtellung der beförderten mit den 
nichtbeförderten Richtern. 

Hieraus ergibt ſich einmal, daß ein Oberlandesgerichtsrat 
oder Landgerichtsdirektor nur dann im Gehalt bevorzugt iſt, 
wenn er früher als nach 15 Jahren ſeit ſeiner Anſtellung als 
Richter befördert wird, was allerdings in neuerer Zeit vorge⸗ 
kommen iſt, dann aber auch weiter, wie windig es mit der 
Behauptung ausſieht, daß die Richter in ihrer Ausſicht auf 
Beförderung beſſer geſtellt ſeien als die Oberlehrer. 

Noch am 13. April 1907 behauptete ein Abgeordneter 
(Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten, 20. Legisl. 
III. Seſfion 1907, 42. Sitzung): 

„Den Oberlehrern ſtehen ganz zweifellos nicht an⸗ 
nähernd die Beförderungsausſichten zur Seite, die die 
Juriſten haben. Es gibt auf 7 502 Oberlehrerſtellen 
nur 649 höhere Stellen, nämlich 42 Schulräte, 435 
Direktoren an Vollanſtalten und 172 Direktoren an 
Nichtvollanſtalten. Dagegen kommen auf 4 535 Richter 
erſter Inſtanz 439 Präſidenten, Senatspräſidenten uſw. 
bei den Oberlandesgerichten und 424 Präſidenten, 
Direktoren und andere höhere Stellen an den Gerichten 
erſter Inſtanz. Von den Philologen wird alſo unge⸗ 
fähr ¼ befördert, während bei den Richtern ungefähr 
bei jedem dritten Manne eine Beförderung eintritt. 
Das find Umſtände, die weſentlich zuungunſten der 
Oberlehrer ſprechen und es gerechtfertigt erſcheinen 
laſſen, daß die große Maſſe der letzteren beſſer 
geſtellt wird.“ 

Die Folgerung des Herrn Abgeordneten iſt unrichtig. 
Wenn auf 4535 Richter erſter Inſtanz 863 höhere Stellen 
kommen, wie kann dann bei jedem dritten Manne eine Be⸗ 
förderung eintreten? 

Er ſpricht ferner von „anderen höheren Stellen bei den 
Gerichten erſter Inſtanz“. Solche gibt es aber außer den 
Präſidenten und Direktoren überhaupt nicht. Als höhere 
Stellen bei den Oberlandesgerichten führt er an: 439 Präſidenten, 
Senatspräſidenten uſw., womit nur die Oberlandesgerichtsräte 
gemeint ſein können. Nun ſind aber dieſe und die Land⸗ 
gerichtsdirektoren, wie bereits dargelegt, zwar dem Namen nach 
„gehobene“ Richter, nicht aber in Wirklichkeit, wie es früher 
in Preußen der Fall war und woran auch der bayriſche 
Entwurf feſthält. Will man alſo ermitteln, welcher Teil von 
den Richtern befördert wird, ſo muß man ganz andere Zahlen 
einſetzen. Von den 863 höheren Stellen bei den Oberlandes⸗ 
gerichten und Landgerichten werden 688 von Oberlandesgerichts⸗ 
räten (360) und Landgerichts direktoren (328) eingenommen. 
Dieſe ſind auszuſchalten, weil es nur ſcheinbar höhere Stellen 
ſind, es verbleiben alſo an wirklich höheren Stellen nur 165, 
welchen 4535 ＋ 688 = 5223 nicht höhere Stellen gegenüber 
ſtehen. Das Verhältnis iſt daher bei den Oberlehrern 
7502: 649, bei den Richtern 5 223: 165! Es tritt alſo nicht 
bei jedem dritten Manne eine wirkliche Beförderung ein, 
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ſondern bei jedem dreißigſten. Unbegreiflich iſt es, daß jene 
Behauptung völlig unwiderſprochen geblieben iſt. 

Etwas günftiger iſt das Verhältnis bei den Beamten der 
Staatsanwaltrſchaft, wenn man die den Oberlandesgerichtsräten 
und Landgerichts direktoren gleichſtehenden Erſten Staatsanwälte 
als bevorzugt anſehen wollte in der Weiſe, wie es der Herr 
Abgeordnete getan hat, indem nach der Nachweiſung vom 
8. Februar 1908 390 Staatsanwälte und 109 „gehobene“ 
Staatsanwälte vorhanden ſind. Von ihrer Hebung gilt jedoch 
dasſelbe wie bei den Richtern. Ihre Ausſicht, in wirklich 
höhere Stellen befördert zu werden, iſt aber noch ſchlechter als 
bei den Richtern, und dies gleicht ſich nur inſofern wieder 
aus, als die Staatsanwälte auch zu Landgerichtspräfidenten 
und Oberlandesgerichtspräſidenten befördert werden, was aber 
wiederum die Beförderungsausſichten der Richter verſchlechtert. 

Eine Gegenüberſtellung der preußiſchen und bayriſchen 
höheren Juſtizbeamten ergibt, daß die preußiſchen Beamten 
wegen des ihnen zukommenden Wohnungsgeldzuſchuſſes ſchon 
jetzt — ohne die in Ausſicht genommene Aufbeſſerung, über 
die noch nichts Beſtimmtes verlautet — beſſer geſtellt ſind als 
ihre bayriſchen Amtsgenoſſen nach Annahme der neuen Be⸗ 
ſoldungsvorlage mit alleiniger Ausnahme der „gehobenen“ Be⸗ 
amten, d. h. der Oberlandesgerichtsräte, Landgerichts direktoren 
und Erſten Staatsanwälte. 

Nach dem neuen Beſoldungsgeſetz für das Großherzogtum 
Sachſen, in welchem ſich die Gehälter für die Beamten des 
gemeinſchaftlichen Oberlandesgerichts Jena natürlich nicht be⸗ 
finden, beziehen vom 1. Januar 1908 ab 

die Landgerichtspräſidenten in 5 Stufen 6600 bis 
9000 4, 

die Landgerichtsdirektoren in 6 Stufen 5000 bis 
8000 &, 

die Erſten Staatsanwälte in 6 Stufen 5000 bis 
7 500 4, 

die Amtsrichter und Landrichter in 10 Stufen 3000 
bis 6600 &, 

Die Oberamtsrichter der mit mindeſtens 4 Richtern etats⸗ 
mäßig beſetzten Amtsgerichte erhalten eine penſionsberechtigte 
Ste llenzulage von 500 #. Wohnungsgeldzuſchuß wird nicht 
gewährt. 

Wenn Bayern und das Großherzogtum Sachſen ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Reich ſelbſtändig vorgehen, ſo iſt dies eher an⸗ 
gängig als in Preußen, weil man den Wohnungsgeldzuſchuß 
überhaupt fallen läßt. In Preußen erſcheint es allerdings 
zweckmäßig, daß eine Übereinſtimmung mit den Dienftbezügen 
der Beamten im Reiche erzielt wird und deshalb die Gehalts⸗ 
bezüge der preußiſchen Beamten nicht einſeitig und vorweg ge⸗ 
regelt werden. Ein gleichzeitiges Vorgehen im Reich und in 
Preußen iſt geboten, da nach Lage der Geſetzgebung die reichs⸗ 
geſetzliche Regelung der örtlichen Servisklaſſeneinteilung ohne 
weiteres auch für die Wohnungsgeldzuſchüſſe der preußiſchen 
Beamten maßgebend iſt. 

Wenn daher auch die preußiſchen Beamten von der Hin⸗ 
ausſchiebung der Gehaltsaufbeſſerung nicht beſonders erbaut, 
ſondern ſchwer enttäuſcht ſind, und wenn die Erklärung des 
Vizepräſidenten des Staatsminiſteriums ſelbſt hie und da eine 
tiefe Mißſtimmung und Unzufriedenheit erregen ſollte, ſo wird 
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dieſe doch nur vorübergehend ſein, es wird ſich der Beamten 
keine Erbitterung bemächtigen, und noch weniger werden ſie ſich 
verhetzen laſſen, ſondern ſie werden ſich einſtweilen damit tröſten, 
daß alle Parteien den Beamtenſtand als muſterhaft anerkannt 
haben, und ſie werden als ſtaatstreue Bürger nach wie vor 
auch in der Ungunſt der Zeiten ihre volle Pflicht und Schuldig⸗ 
keit tun. 


Zur Haftung für fremdes Verſchulden 
bei konkurrierendem auß er vertraglichen Verſchulden 
(§§ 254 und 278 BGB.). 


Von Syndikus Hinze, Berlin. 


8 831 BGB. kann bei konkurrierendem Verſchulden des 
Angeſtellten des Beſchädigten nicht zur Anwendung gebracht 
werden. Denn er behandelt den Fall, in dem der Geſchäftsherr 
für den von dem Beſtellten einem Dritten widerrechtlich zu⸗ 
gefügten Schaden von dieſem in Anſpruch genommen wird. 
In den Fällen des konkurrierenden Verſchuldens dagegen handelt 
es ſich um einen Anſpruch des Geſchäftsherrn auf Schadlos⸗ 
haltung gegen einen anderen und um die Frage, ob und in⸗ 
wieweit der Geſchäftsherr hierbei ein Verſchulden des von ihm 
Beſtellten wie ein eigenes zu vertreten habe. (RG. 56, 157 
— ſogenannte „Paſſive Schadensduldung“ im Gegenſatz zur 
„aktiven Schadenszufügung“ —.) Die Anwendung des 8 831 J. c. 
auf den Fall des konkurrierenden Verſchuldens ſeitens einiger 
OLG. (z. B. des Cölner, Entſcheidung vom 24. Juni 1905 in 
Eger „Eiſenbahnrechtliche Entſcheidungen“ 23, 6) oder gar die 
Bezugnahme des Lübecker AG BGB. 8 62 auf die 88 831 und 
832 BGB. in Fällen des Sachſchadens beim Eiſenbahnbetriebe 
iſt daher unzuläſſig. Es kann alſo der geſchädigte Geſchäftsherr, 
dem vom Schuldner ein Verſchulden der von jenem beſtellten 
Hilfsperſon entgegengehalten wird, nicht zur Replik aus 8 831 
verſtattet werden, ſich daher nicht mit der Sorgfalt bei der 
Auswahl des Beſtellten exkulpieren. 

Dieſe Frage, ob und inwieweit der Beſchädigte das kon⸗ 
kurrierende Verſchulden ſeiner Hilfsperſon zu vertreten hat, wird 
im BGB. ausſchließlich durch den 8 254 und zwar auch 
nur durch den letzten Satz des 2. Abſatzes desſelben geregelt: 
„Die Vorſchrift des 8 278 findet entſprechende Anwendung“. 

Die Auslegung des ohnehin viel umſtrittenen § 254 wird durch 
die Faſſung und Stellung dieſer letzten Beſtimmung als Satz des 
2. Abſatzes noch erheblich erſchwert. Man iſt zwar darüber 
einig, daß der § 254 auf kontraktliches und außerkontraktliches 
Verſchulden Anwendung zu finden hat und daß $ 278, trotzdem 
er nur für kontraktliche Verhältniſſe gilt, in dem Falle des 
konkurrierenden Verſchuldens ebenfalls auf kontraktliche und 
außerkontraktliche prinzipiell anzuwenden iſt. Die Meinungen 
gehen aber darüber auseinander, ob der letzte Satz entſprechend 
ſeiner Stellung nur auf die im Abſ. 2 beſonders angeführten 
drei Fälle oder auch auf die Fälle des Abſ. 1 anzuwenden 
iſt. Bringt man dieſen Satz als ſelbſtändigen dritten Abſatz 
im Paragraph unter, ſo daß er als auf beide Abſätze Bezug 
nehmend gedacht wird, etwa in der Faſſung: „der Beſchädigte 
hat ein Verſchulden ſeines Vertreters oder ſeiner 
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Leute in gleichem Umfange zu vertreten, wie eigenes 
Verſchulden“, ſo bietet der 8 254 ſeiner Auslegung für die 
hier behandelte Frage keinerlei Schwierigkeiten. Es wird dann 
klar zum Ausdruck gebracht, daß 8 278 auf Abſ. 1 und 2 des 
8 254, alſo auf alle Fälle des ſogenannten konkurrierenden 
Verſchuldens entſprechende Anwendung ſindet, daß ſonach in 
allen dieſen Fällen der Geſchäftsherr bzw. der Vertretene die 
Handlungen ſeiner Hilfsperſon bzw. ſeines Vertreters wie ſeine 
eigenen Handlungen zu vertreten hat; ſelbſt wenn ſie ſich 
nur als die im Abſ. 2 angegebenen Unterlaſſungen darſtellen. 

Daß dieſe Auslegung der ratio legis entſpricht, ergibt ſich 
allein ſchon aus den Konſequenzen, die man erhält, wenn man 
den unglücklich untergebrachten Satz entſprechend ſeiner inkorrekten 
Stellung nur auf die Fälle des Abſ. 2 anwendet. 

Es ergibt ſich dann folgendes Reſultat: 

1. Der nur für kontraktliche Verhältniſſe gegebene 8 278 
findet unbedenklich ohne weiteres auf das vertragliche Ver⸗ 
ſchulden des Vertreters im Falle des 8 254 Anwendung (und 
zwar gleichviel ob es ſich um das Verſchulden des Vertreters des 
Schädigers oder um ein ſolches des Vertreters des Beſchädigten 
handelt). Einer Verweiſung auf den 8 278 im § 254 bedurfte 
es inſoweit nicht, fie iſt auch nicht geſchehen, insbeſondere iſt eine 
ſolche nicht in den Worten „entſprechende Anwendung“ zu ſuchen, 
denn dieſe Worte ſollen ſelbſtverſtändlich nur erkennen laſſen, 
daß 8 274, trotzdem er nur für kontraktliche Verhältniſſe gilt, 
auch für das außerkontraktliche Verſchulden im Falle des § 254 
gelten ſoll. Iſt aber § 278 ohne weiteres auf die kontraktlichen 
Fälle des 8 254 anzuwenden, fo muß er auf alle Fälle, ſowohl 
die im 1. als auch die im 2. Abſatz dieſes Paragraphen be⸗ 
handelten angewendet werden; denn eine Unterſcheidung zwiſchen 
beiden kommt hier gar nicht in Frage. Beim Vorliegen eines 
Vertrages kann ſonach der Schädiger dem Beſchädig⸗ 
ten das Verſchulden deſſen Vertreters entgegenhalten, 
der Beſchädigte hat dieſes wie ſein eigenes zu ver⸗ 
treten, nicht etwa bloß in den drei Fällen des Abſ. 2 
des 8 254, ſondern auch in dieſen Fällen. 

2. Anders ſtellt ſich die Sache bei außerkontraktlichem 
fremden Verſchulden dar, wenn man ſich bei der Auslaſſung 
des 8 254 lediglich an die Faſſung hält und den letzten Satz 
nur auf den zweiten Abſatz bezieht. 

Nimmt man an, daß der 8 278 entſprechend der Stellung 
des letzten Satzes in dem 2. Abſatz des $ 254 nur auf die in 
dieſem behandelten leichten Fälle nach der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers Anwendung finden fol, fo würde der Geſchäftsherr 
in allen übrigen Fällen, alſo auch in denjenigen, in denen es 
ſich nicht um bloße Unterlaſſungen, ſondern um direkte ſchädi⸗ 
gende Eingriffe in die Rechte eines Dritten handelt, das 
außerkontraktliche Verſchulden ſeiner Leute nicht zu vertreten 
haben. Es iſt nicht erfindlich, aus welchem Grunde das Geſetz 
einen ſo tief greifenden Unterſchied in der Behandlung dieſer 
Frage zwiſchen kontraktlichem und außerkontraktlichem Verſchulden 
hat machen wollen. Um ſo weniger als, wie noch beſonders her⸗ 
vorgehoben ſei, der Schuldner in den Fällen des direkten 
ſchädigenden Eingriffs auch dann nicht das Verſchulden ſeiner 
Leute zu vertreten hätte, wenn er ſich untüchtiger Leute trotz 
feiner Kenntnis von deren Unfähigkeit bedient hätte. Denn culpa 
in eligendo kommt nur in den Fällen des § 831 in Frage, 
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wie bereits oben gejagt ift, jedenfalls nicht in denjenigen des 
8 254, wo es ſich nicht um die Inanſpruchnahme des Geſchäftsherrn 
durch einen Dritten, ſondern um die Verfolgung eines Anſpruches 
durch den Geſchäftsherrn gegen Dritte handelt. Die Haftung für 
culpa in eligendo aber aus allgemein⸗ rechtlichen Erwägungen 
auch für die Fälle des § 254 zu konſtruieren, ohne ſich auf 
eine beſondere geſetzliche Beſtimmung berufen zu können, wäre 
unzuläffig, weil dies gegen den Rechtsgrundſatz verſtoßen würde, 
daß jeder nur für eigenes Verſchulden haftet, Ausnahmen 
hiervon ſonach ſtets ausdrücklich geſetzlich feſtgelegt werden müſſen. 

Die Anſicht, daß § 278 nur auf den 2. Abſatz des § 254 
anzuwenden ſei, iſt allerdings vom RG. mehrfach vertreten 
worden. 

In RG. 55, 332, in der der vom Anwalt mit der 
Pfändung beauftragte Gerichtsvollzieher wegen eines hierbei be⸗ 
gangenen Vergehens mit Erfolg das konkurrierende Verſchulden 
des Anwalts gegen die Schadenserſatzanſprüche des Mandanten 
eingewendet hat, weil dies Verſchulden von dem Mandanten 
gemäß 8 254 wie ein eigenes zu vertreten ſei, wird ohne An⸗ 
gabe von Gründen die Anſicht ausgeſprochen, daß das BGB. 
die entſprechende Anwendung des 8 278 nur für den Fall des 
8 254 Abſ. 2 vorſchreibe. 

In der Reichsgerichtsentſcheidung vom 29. Januar 1906 
wird dieſe Anficht eingehend begründet — JW. 35, 192 ff. —. 
Hier war ein dreijähriges Kind während einer Eiſenbahnfahrt 
aus dem Zuge geſtürzt, nachdem es das leicht funktionierende 
Türſchloß geöffnet hatte. Der Unternehmer hatte gegen den 
Anſpruch des Vaters auf Schadenserſatz unter anderem ein⸗ 
gewendet, daß die Mutter die Aufſicht vernachläſſigt habe und 
daß, da dieſe Vertreterin ihres Kindes während der Fahrt ge⸗ 
weſen ſei, gemäß 8 254 das Kind das konkurrierende Vers 
ſchulden ſeiner Mutter gegen ſich gelten laſſen müſſe. Das RG. 
verwarf dieſen Einwand, indem es hierbei unter anderem den 
Rechtsgrundſatz aufſtellte, daß 8 278 bei nichtkontraktlichen Ver⸗ 
hältniſſen nur auf Fälle des Abſ. 2 des 5 254, nicht auch auf 
die des Abſ. 1 angewendet werden dürfe. 

Es führt aus, der Geſetzgeber habe die Anwendung des 
nur für Kontrakwerhältniſſe gegebenen 8 278 auf die Fälle des 
Abi. 2 des 8 254 zugelaſſen, weil hier zwar ein Schuld⸗ 
verhältnis noch nicht ganz eingetreten, aber doch im Entſtehen 
begriffen ſei; es nennt dieſen Zuſtand ein „urſächlich be⸗ 
grümdetes Gläubigerverhältnis“, leitet aus dieſem nach den 
Grundſätzen von Treu und Glauben gewiſſe „Diligenzpflichten“ 
gegen den anderen Teil für den Beſchädigten her und ſtellt 
ſodann feſt, daß die Mutter das Hinausſtürzen ihres Kindes 
durch mangelnde Aufſicht verurſacht habe, ihr Verſchulden 
alſo nicht in der Unterlaſſung der Abwendung des 
urſächlich bereits geſetzten Schadens beſtehe, ſondern 
ein zur Entſtehung des Schadens mitwirkendes ge⸗ 
weſen ſei, daß alſo der Fall des Abſ. 1, nicht einer der Fälle 
des Abſ. 2 vorliege. | 

Dieſe Auffaſſung iſt unhaltbar. Die Unterſcheidung 
zwiſchen „Verſchulden in bezug auf die Abwendung des ur⸗ 
ſächlich geſetzten Schadens“ (Abſ. 2) und „dem mitwirkenden 
Verſchulden hinſichtlich der Verurſachung des Unfalls und des 
daraus entſtandenen Schadens“, (Abſ. 1) entſpricht zwar dem 
8254. Weswegen aber beide Arten von Verſchulden hinſichtlich 
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ihrer Folgen bei außerkontraktlichen Verhältniſſen verſchieden 
beurteilt werden ſollen, iſt nicht erfindlich. Jedenfalls iſt das 
vom RG. mit ſelbſtändigen Rechtswirkungen ausgeſtattete „noch 
nicht entſtandene, aber urſächlich begründete“ Schuldverhältnis 
ein juriſtiſch unmöglicher Begriff. Ein Schuldverhältnis, das 
noch nicht entſtanden iſt, beſteht eben nicht, mag es auch noch ſo 
„urſächlich begründet“ ſein. 

Die Ausführungen des RG. auf die Praxis angewendet, 
führen zu dem erſtaunlichen Reſultat, daß der Geſchäftsherr wohl 
die Unterlaſſung des Beſtellten, den Schaden abzuwenden oder zu 
mindern, nicht aber ein anderes Verſchulden ſelbſt der gröbſten 
Art, ja ſogar nicht Vorſatz wie ein eigenes zu vertreten hätte. 
Sie führen ferner zu einer verſchiedenartigen Behandlung des 
kontraktlichen und außerkontraktlichen Verſchuldens des Ver⸗ 
treters des Beſchädigten, für die es, wie geſagt, an jedem ratio⸗ 
nellen Grunde fehlt. 

Von der hier vertretenen Auffaſſung, auf der auch die 
Reichsgerichtsentſcheidung vom 28. November 1895 (Bd. 62 
S. 106) ohne Angabe von Gründen baſiert, ausgehend, hat 
übrigens auch eine Anzahl von Bundesſtaaten bei der Ein⸗ 
führung der Haftung des Bahnunternehmers für Sachſchaden 
unter Benutzung des Art. 105 EGBGB. den Grundſatz auf 
geſtellt, daß das Verſchulden des Vertreters des Beſchädigten 
bezw. desjenigen, der die tatſächliche Gewalt über die Sache 
ausübt, (efr. auch den Entwurf des Automobilhaftpflichtgeſetzes) 
dem eigenen Verſchulden des Beſchädigten gleichſteht. Streng 
genommen hätte es dieſer Beſtimmung nicht bedurft, weil ſie 
Reichsrecht wiedergibt. Einen Beweis gegen die diesſeitige Aus⸗ 
legung der 88 254 und 278 aus dieſem Umſtande etwa her⸗ 
zuleiten, verbietet ſich aber dadurch, daß der 8 254 unklar ge⸗ 
faßt iſt und praktiſche Gründe zu der beſonderen Aufnahme 
der Beſtimmung in die Landesgeſetze führen mußten. Überdies 
superflua non nocent. 

Wie bereits geſagt, muß man, um zu einer zutreffenden 
Auslegung des 8 254 zu gelangen, den letzten Satz des 
2. Abſatzes als ſelbſtändigen 3. Abſatz in den Paragraph eins 
ſtellen, etwa mit der umſchreibenden Faſſung: 

„Der Beſchädigte hat ein Verſchulden ſeines 
Vertreters oder ſeiner Leute in gleichem 
Umfange zu vertreten wie eigenes Ber: 
ſchulden.“ 

Warum dies nicht geſchehen, it aus den Motiven nicht 
erſichtlich. Den Satz in der vorhandenen Faſſung als dritten 
ſelbſtändigen Abſatz im Paragraph unterzubringen, wäre nicht 
angängig geweſen, weil dann der Grundſatz des 5 278 auch auf 
das außerkontraktliche Verſchulden der Leute des Schuldners aus⸗ 
gedehnt worden wäre, was gegen 8 831 verſtoßen hätte und 
vom Geſetz ſelbſtverſtändlich nicht beabſichtigt iſt. 

Entſchloß man ſich bei der Formulierung des 8 254 zu 
der lapidaren Faſſung des letzten Satzes ſo konnte man ihn 
daher nicht anders als wie geſchehen unterbringen. 

Hierbei hat man aber offenfichtlich leider überſehen, daß 
er zu Kontroverſen von der Art der hier beſprochenen führen 
mußte, die auf einfache Weiſe durch die hier vorgeſchlagene 
Faſſung vermieden worden wäre. 

Aus § 254 ergeben ſich ſonach folgende Grundſätze für 
das fremde Verſchulden: 
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1. für das kontraktliche Verſchulden: 

Sowohl der in Anſpruch genommene Schuldner 
als auch der geſchädigte Gläubiger haben das 
Verſchulden ihrer Leute oder ihrer Vertreter wie eigenes 
Verſchulden gemäß 8 278 zu vertreten. 

2. für das außerkontraktliche Verſchulden: 

Der in Anſpruch genommene Schuldner kann 
die mangelnde culpa in eligendo gemäß 8 831 
vorſchützen und wird vom Erſatz völlig befreit, wenn 
er mit dieſem Einwand durchdringt. 

Gelingt ihm dies nicht, wendet er aber gegen den 
Klaganſpruch konkurrierendes Verſchulden der Leute 
des Gläubigers ein, ſo hat dieſer das Verſchulden 
ſeiner Leute (bzw. ſeines Vertreters) wie eigenes 
Verſchulden zu vertreten und zwar jedes Verſchulden 
(Abſatz 1 und 2). 

3. In beiden Fällen konkurrierenden Verſchuldens hängt 
gemäß Abſ. 1 des § 254 die Verpflichtung zum Erſatz 
von der Mitwirkung einer jeden der beiden Hilfs⸗ 
perſonen an der Urſache des Schadens ab. 


Mehrkoſten eines Prozeſſes, verurſacht durch 
fahrläſſige Fehlbegutachtung. 
Von Privatdozent Dr. Hans Reichel in Leipzig. 
In meiner richterlichen Praxis lief mir ein Fall unter, 


der mich auf eine Lücke der Prozeßordnungen aufmerkſam machte. 


Es handelte fi um gelieferte Malzleime, deren Qualität ſtreitig 
war. Da die Malzkeime angeblich in der ſchleſiſchen Stadt G. 
lagerten und das in erſter Inſtanz von dem dortigen Sachver⸗ 
ſtändigen erſtattete Gutachten vom Beklagten und Berufungs⸗ 


kläger lebhaft angegriffen wurde, fo entſchloß ſich das Lands 


gericht L. als Berufungsgericht, einen in Sachſen wohnhaften 
Chemiker mit der Unterſuchung der Keime zu beauftragen. Der 
Sachverſtändige reiſte nach G., entnahm Proben der ihm dort 
von dritter Seite vorgezeigten Keime und begutachtete an der 
Hand dieſer Proben die gelieferten Keime als mangelhaft. Durch 
dieſes Gutachten ſetzte er ſich in ſchroffen Widerſpruch zu dem 
in erſter Inſtanz erſtatteten Gutachten, und dem Berufungs⸗ 
gericht blieb deshalb nichts anderes übrig, als durch einen von 
der Handelskammer zu L. ihm namhaft gemachten Fachmann 
anderweit die ſtreitige Ware begutachten zu laſſen. Der Sach⸗ 
verſtändige reiſte nach G. und erörterte den Sachſtand in ſehr 
gewiſſenhafter Weiſe. Er ſtellte hierbei einwandfrei feſt, daß 
die Keime ſchon längſt nicht mehr in G. lagerten, und daß die 
von dem Chemiler begutachteten Keime mit den gelieferten nicht 
identiſch waren. Aus dem Gutachten ging zugleich hervor, daß 
der Chemiker ſich ſeine Aufgabe ſehr leicht gemacht hatte und 
von dem Vorwurfe erheblicher Fahrläſſigkeit nicht freizuſprechen 
war. Das Landgericht wies hierauf die Berufung zurück. 
Die nunmehr ſich aufdrängende Frage ging dahin: 

1. Iſt die Gerichtskaſſe verpflichtet, dem fahrläſſigen 
Gutachter die von ihm liquidierten hohen Gebühren 
auszuzahlen? 

2. Iſt das Prozeßgericht in der Lage, die durch das 
unbrauchbare Gutachten entſtandenen, gemäß 8 9180. 


Sans 


Ber 
— 1 


37. Jahrgang. 


vom Beklagten zu tragenden Koſten dem Sachver⸗ 
ſtändigen aufzubürden ? 

Die erſte Frage iſt de lege lata zu bejahen. Die Ge⸗ 
bührenordnung eröffnet keinen Weg, dem Fehlgutachter oder 
Falſchzeugen ſeine Gebühren um deswillen zu ſtreichen oder zu 
kürzen, weil er feiner öffentlich⸗ rechtlichen Auskunftspflicht in 
unentſchuldbarer Weiſe nur mangelhaft genügt hat. Die Analogie 
der 88 380, 390, 402 ZPO. iſt unbehelflich. Die Rechts⸗ 
ſätze über Dienſt⸗ und Werkvertrag bzw. Auftrag ſind ebenfalls 
unanwendbar. Darnach bliebe nur die Aufrechnung mit einer 
dem Fiskus etwa erwachſenen Schadenforderung zur Hand. 
Allein eine ſolche als gegeben anzuſehen, beſteht Bedenken. 
Denn da die Verpflichtung zur Abgabe eines Gutachtens ein 
privatrechtliches Schuldverhältnis zwiſchen Fiskus und Gutachter 
nicht herſtellt, fo iſt von einer Anwendung des 8 276 BGB. 
keine Rede. Aber auch 8 823 BGB. iſt nicht heranzuziehen. 
Denn es verletzt der Fehlgutachter weder ein ſubjektives Recht 
oder Rechtsgut des Staates (Abſ. 1), noch etwa ein zugunſten 
des Staates beſtehendes Schutzgeſetz (Abſ. . Gewiß iſt der 
Sachverſtändige zur Erſtattung eines unparteiiſchen, nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen abgegebenen Gutachtens unter Eid ver⸗ 
pflichtet (S 410 ZPO); indes kann man doch in dieſer Vers 
pflichtungsnorm nicht wohl ein Schutzgeſetz zugunſten des Fiskus 
erblicken — ganz zu geſchweigen davon, daß im vorliegenden 
Falle von wifſentlicher Verletzung der Eidespflicht, überhaupt 
von Vorſatz, gar nicht einmal geſprochen werden kann. 

Damit iſt die erſte Frage erledigt. Das Ergebnis be⸗ 
friedigt nicht. 

Wäre die zweite Frage zu bejahen, ſo ließe ſich wenigſtens 
auf einem Umwege vielleicht Abhilfe ſchaffen. Allein die zweite 
Frage iſt de lege lata zu verneinen. Sedes materiae iſt 
8 102 3PO.: eine ſehr nützliche Beſtimmung, für die in der 
StPO. merkwürdigerweiſe das Analogon fehlt. 8 102 ſpricht 
von Gerichts ſchreibern, geſetzlichen und Prozeß vertretern; von 
Sachverſtändigen und Zeugen ſagt er nichts. Ein Sach⸗ 
verſtändiger alſo, der durch ſeine Nachläſſigkeit den Parteien 
Tauſende von Mark an Mehrkoſten verurſacht, kann mit Hilfe 
des § 102 nicht zur Vertretung herangezogen werden. Das iſt 
höchſt befremdlich. 

Man wird uns zwar einhalten: die gemäß 8 91 ZPO. 
mit den Streitkoſten belegte Partei werde nicht gehindert ſein, 
unter Berufung auf § 823 Abſ. 2 BGB. den pflichtvergeſſenen 
Gutachter im Klagewege auf Erſatz der erwachſenen Mehr⸗ 
auslagen bzw. auf Befreiung von der Mehrkoſtenſchuld zu 
belangen. Dies iſt gewiß richtig, und es mag denn auch die 
Frage, in welcher Weiſe der Schaden zu ſubſtantiieren ſei (ob 
3. B. die Koſten des Falſchgutachtens oder etwa die Koſten des 
Nachgutachtens zu verlangen ſeien), an dieſer Stelle auf ſich 
beruhen bleiben. Aber erledigt ſind unſere Bedenken hierdurch 
nicht. Denn es bleibt gewiß unerfreulich, wenn die ſol vente 
Partei, welche die Koſten an die Gerichtskaſſe hat entrichten 
müſſen, zu einer Erſatzklage gegen den vielleicht inſolventen 
Gutachter genötigt iſt, der inzwiſchen die Gebühren aus der 
Staatskaſſe erhoben und für ſeine Zwecke verbraucht hat. 

Nach alledem halte ich de lege ferenda eine Beſtimmung 
für wünſchenswert, wonach Zeugen und Sachverſtändigen, die 
ſich bei Erfüllung ihrer Auskunftspflicht einer groben Nach⸗ 
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läſſigteit ſchuldig gemacht und hierdurch Mehrkoſten verurſacht 
haben, dieſe Mehrkoſten nach Ermeſſen des Prozeßgerichtes auf 
die eigene Kaſſe gelegt werden können mit der Rechtsfolge, daß 
die Gerichtskaſſe ſich gegebenenfalls auch durch Aufrechnung 
gegen ihre Gebührenſchuld bezahlt machen kann. Unſere. Prozeſſe 
ſind ſchon ohnehin teuer genug. Man verſchone deshalb Parteien 
und Staatskaſſe zum wenigſten mit denjenigen Koſten, die lediglich 


in der Pflichtverſäumnis einer Beweisperſon ihren Grund haben. 
Die geſetzliche Notwendigkeit, die Beteiligten dergeſtalt unter 
fremdem Verſchulden leiden zu laſſen, iſt mit einer geſunden 


Prozeßpolitik nicht vereinbar. 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 2. bis 14. März 
1908 ausgefertigten Zinilentfcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Ein führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

1. Art. 77 EGBGB. verb. mit SS 549, 562 ZPO. 
Irreviſibilität des badiſchen Ausführungsgeſetzes zum BGB. 
Art. 5. 

Das angefochtene Urteil beruht auf der irreviſiblen Norm 


des Att. 5 Bad aG ., worin beſtimmt iſt: „Verletzt ein 


Beamter des Staats in Ausübung der ihm anvertrauten öffent⸗ 
lichen Gewalt vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht, ſo trifft dem Beteiligten 
gegenüber die im BGB. beſtimmte Verantwortlichkeit an Stelle 
des Beamten den Staat.“ Das Berufungsgericht verſteht 
dieſe Vorſchrift dahin, daß ſie für alle Fälle, wo durch eine 
in Ausübung der öffentlichen Gewalt vorgenommene Handlung 
eines Beamten einem Dritten unter Verletzung der dem Beamten 
ihm gegenüber obliegenden Amtspflicht Schaden zugefügt worden 
iſt, die Haftung des Staates an die Stelle der perſönlichen 
Haftung des Beamten geſetzt hat, alſo auch für die Fälle, wo 
die Amtstätigkeit des Beamten durch einen Auftrag der be⸗ 
teiligten Privatperſon veranlaßt und hieraus eine vertragliche 
Haftung des Beamten entſtanden iſt. Dieſe Auslegung des 
badiſchen Landesrechts iſt gemäß SS 549, 562 ZPO. für das 
Reviſionsgericht bindend. Der hiernach vom Berufungsgericht 
irreviſibel feſtgeſtellte Inhalt des Art. 5 verſtößt in feiner Trag⸗ 
weite nicht, wie die Reviſion meint, gegen Art. 77 EGBGB. 
Denn der Vorbehalt für die Landesrechte, die Haftung des 


Staats für den von ſeinen Beamten in Ausübung der dieſen 


anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden zu regeln 
und die perſönliche Haftung des Beamten inſoweit auszuſchließen, 
als der Staat die Haftung übernimmt, iſt weder nach ſeinem 
Wortlaute, noch aus innern Gründen, der Abſicht und den 
Zwecken des Geſetzes, noch auf Grund der Entſtehungsgeſchichte 
(Mot. zum erſten Entw. des EG. S. 185; Prot. der zweiten 
Kommiſſion 1, 611; 2, 670 und 6, 410) auf die außer⸗ 
vertragliche Schadenserſatzpflicht zu beſchränken. Es ſteht nichts 
im Wege, daß das Landesrecht auch die nach Vertragsgrund⸗ 
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ſätzen zu beurteilende Haftung unter Befreiung des Beamten 
von den Anſprüchen des Dritten auf den Staat überträgt, 
ſofern nur dieſe Haftung den von dem Beamten ins Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden 
betrifft. Um einen ſolchen Fall handelt es ſich aber bei dem 
Gerichtsvollzieher, der bei der Ausführung einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſeine Amtspflichten zum Nachteile des Gläubigers 
verletzt. M. c. V., U. v. 18. Febr. 08, 385/07 II. — Karlsruhe. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

2. 3 6 BGB. Begriff des „Wegfalles“ des Entmün⸗ 
digungsgrundes.] 

Wenn der 8 6 BGB. von einem „Wegfallen“ des Ent⸗ 
mündigungsgrundes ſpricht, ſo iſt damit ein „Nichtvorliegen“ 
gemeint. Daher iſt der Richter nicht gehindert, das frühere 
Verhalten des Entmündigten anders zu würdigen, als dies in 
dem Entmündigungsbeſchluſſe geſchehen iſt. Gelangt der Richter 
bei Würdigung des Sachverhalts zu dem Ergebniſſe, daß die 
Vorausſetzungen der Entmündigung niemals (ungeachtet des 
rechtskräftigen Entmündigungsbeſchluſſes) vorlagen, ſo iſt die 
Entmündigung ebenſowenig aufrechtzuerhalten, wie in dem 
Falle, wenn die Borausſetzungen der Entmündigung zwar zur 
Zeit des Entmündigungsbeſchluſſes gegeben waren, aber hinterher 
infolge veränderter Umſtände, etwa infolge eingetreter Beſſerung 
im Vergleiche zu dem früheren Verhalten weggefallen ſind. 
Wäre der mit der Entſcheidung über die Wiederaufhebung befaßte 
Richter darauf beſchränkt, nur die Tatſachen ſeit dem Ent⸗ 
mündigungsbeſchluſſe zu berückſichtigen, ſo wäre unter Umſtänden 
die rechtliche Möglichkeit ausgeſchloſſen, eine unter unzutreffender 
Würdigung des Sachverhalts ausgeſprochene Entmündigung im 
Wiederaufhebungsverfahren zu beſeitigen. Daß eine derartige 
Folge der geſetzgeberiſchen Abſicht zuwiderläuft, bedarf nach 
dem Geſagten weiter keiner Ausführung. Vgl. das Urteil des 
RG. vom 20. Mai 1901 in JW. 01, 475. Sch. c. F., 
U. v. 24. Febr. 08, 313/07 IV. — Frankfurt. 

3. SS 119, 123 BGB. Schließt die Behauptung arg⸗ 
liſtiger Täuſchung auch die des Irrtums in ſich.] 

Die Behauptung, es ſei jemand zur Abgabe einer Willens⸗ 
erklärung durch argliſtige Täuſchung beſtimmt worden, 
($ 123 BGB.) ſchließt die Behauptung eines für die Willens⸗ 
erklärung kauſalen Irrtums (8 113 a. a. O.) in ſich, fo daß 
das Vorhandenſein einer Anfechtung wegen Irrtums nicht ſchon 
dann verneint werden kann, wenn bei Anfechtung eines Vertrages 
wegen Betruges nicht ausdrücklich auch der Irrtum als An⸗ 
fechtungsgrund angegeben oder der 8 119 a. a. O. in Bezug 
genommen if. H. c. W., U. v. 19. Febr. 08, 360/07 V. — 
Naumburg. 

4. SS 138 Abſ. 1, 139 BGB. Verſtoß gegen die guten 
Sitten durch Aufnahme beſonderer Bedingungen neben einem 
Proviſionsverſprechen für Beſchaffung eines Darlehns. Die 
Anwendung des § 139 BGB. erfordert die Anſtellung tat⸗ 
ſächlicher Erwägungen.] 

Der Proviſionsſchein enthält neben der Zuſage einer 
Proviſion von 10 Prozent des durch die Vermittlung des 
Klägers für den Beklagten zu beſchaffenden Darlehns noch eine 
Reihe Klauſeln, und von dieſen ſind einige in der Tat mit 
den guten Sitten nicht vereinbar und deshalb nichtig. Mag 
es auch noch zuläſſig erſcheinen und ſich aus einem berechtigten 
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Intereſſe des Klägers rechtfertigen laſſen, daß er ſich die 
Zahlung der Proviſion auch für den Fall ausbedang, daß der 
Beklagte den Auftrag zur Vermittlung des Darlehns vor der 
Ausführung widerrufen ſollte, und daß er den Beklagten ver⸗ 
pflichtete, den Namen der geldgebenden Bank gegen jedermann 
geheim zu halten, ſo überſchritt er doch die Grenzen deſſen, 
was man als noch mit den guten Sitten vereinbar anſehen 


kann, wenn er a) ſich vom Beklagten das Verſprechen geben 


ließ, auch jedes weitere Darlehn auf ſeine Erbſchaft, deſſen 
er etwa in Zukunft bedürfen ſollte, nur durch den Kläger nach⸗ 
zuſuchen und zwar unter denſelben Bedingungen wie das erſte, 
und, b) ihn ſogar verpflichtete, Perſonen, von denen er erfahre, 
daß ſie ihnen zuſtehende Erbſchaften zu beleihen oder zu ver⸗ 
kaufen wünſchten, an ihn, den Kläger, zu verweiſen. Durch die 
erſtere Klauſel nahm der Kläger dem Beklagten für alle Zeit 
die Freiheit, die wirtſchaftliche Verwertung der ihm angefallenen 
Erbſchaft nach den jeweils vorliegenden Verhältniſſen einzu⸗ 
richten, und band ihn in dieſer Hinſicht dauernd an ſich und 
an die im Proviſionsſcheine vereinbarten Bedingungen, ins⸗ 
beſondere an den außerordentlich hohen Proviſionsſatz von 
10 Prozent. Mit der zweiten Klauſel aber machte ſich der 
Kläger den Beklagten gewiſſermaßen auf Lebenszeit als Unter⸗ 
vermittler dienſtbar und beſchränkte ihn in einer alles Maß 
überſteigenden Weiſe dauernd in ſeiner perſönlichen Willens⸗ 
freiheit. Für beide Fälle iſt im Vertrage die Zuwiderhandlung 
mit einer Strafe bedroht, die in der vollen Höhe des dem 
Kläger etwa dadurch entgangenen Honorars beſtand. Dieſe 
beiden Vertragsabreden, für deren Berechtigung nur das rück⸗ 
ſichtslos verfolgte Erwerbs⸗ und Geſchäftsintereſſe des Klägers 
angeführt werden kann, widerſtreiten dem Anſtandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden, verſtoßen deshalb gegen die guten 
Sitten und ſind nichtig. Da es ſich hierbei um Teile eines 
Rechtsgeſchäfts handelt, entſteht nun die Frage, inwieweit ihre 
Nichtigkeit auf den Beſtand des ganzen Vertrags einwirkt. 
Dieſe auf Grund des 8 139 BGB. zu beantwortende Frage 
iſt im weſentlichen tatſächlicher Natur, fie muß durch Feſt⸗ 
ſtellung fiktiver Willensrichtungen der Vertragſchließenden ent⸗ 
ſchieden werden. Zur Vornahme dieſer Feſtſtellung in erneuter 
Verhandlung war die Sache an das Berufungsgericht zurückzuver⸗ 
weiſen. P. c. R., U. v. 14. Febr. 08, 371/07 III. — Berlin. 

5. 8 157 BGB. Unzuläſſigkeit der Geltendmachung 
einer Vertragsklauſel im Falle der Verſpätung.] 

Der Kläger hat 1905 von O. deſſen Grundſtück erworben und 
die eingetragenen Hypothekenſchulden, darunter „30 000 & für S., 
mit 4 Prozent verzinslich und am 1. Januar 1909 fällig“, 
mit der Verpflichtung übernommen, die Zinſen vom Tage 
des Vertragsſchluſſes abzubezahlen. Nach der Schuldurkunde, 
die dieſer Hypothek zugrunde lag, waren die Zinſen in 
vierteljährlichen Teilbeträgen nachträglich zu entrichten, die 
Kündigung des Kapitals, für die eine dreimonatliche Friſt feſt⸗ 
geſetzt war, ſollte bei pünktlicher, d. h. innerhalb der erſten 
8 Tage der Kalendervierteljahre geleiſteter Zahlung bis zum 
1. Oktober 1909 ausgeſchloſſen ſein; im Falle unpünktlicher 
Zahlung ſollte dagegen das Kapital auf Verlangen des 
Gläubigers ſofort ohne jede Kündigung fällig und die ſofortige 
Zwangsvollſtreckung gegen jeden Eigentümer des Grundſtücks 
zuläſſig fen. Die Auflaſſung erhielt der Kläger erſt am 
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17. Juli 1906. Inzwiſchen war im Juni 1906 von der vor⸗ 
erwähnten Hypothek ein Teilbetrag nebſt den Zinſen dem Be⸗ 
klagten abgetreten und am 14. Juni 1906 im Grundbuch um⸗ 
geſchrieben worden. Der Kläger will davon durch O. erſt nach 
dem Auflaſſungstermin Kenntnis erlangt, vorher nur die unvoll⸗ 
ſtändige Mitteilung vom 5. Juli 1906 über „eine dem Be⸗ 
klagten zuſtehende Hypothek von 7 000 & hinter 46000 u” 
erhalten haben. Er hat, wie er angibt, die Julizinſen dem 
früheren Gläubiger gezahlt, von dieſem aber ſpäter wieder 
zurückerhalten. Die Zahlung an den Beklagten iſt erſt am 
17. oder 18. Juli 1906 durch die Poſt erfolgt. Der Beklagte, 
der bei der Auflaſſung anweſend war, hat dabei nichts erwähnt, 
er hat auch die überfandten Zinſen angenommen, will aber 
ſchon vorher, am 10. Juli 1906, den Rechtsanwalt S. mit 
der Einziehung des Kapitals beauftragt haben. Dieſer forderte 
durch Schreiben vom 26. Juli 1906 unter Bezugnahme auf 
die verſpätete Zinszahlung den Kläger zur Zahlung des Kapitals 
auf. Der Kläger lehnte dies ab, zahlte auch die Oktoberzinſen, 
der Beklagte aber veranlaßte die Einleitung der Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks. Der Kläger, der in dem Verhalten 
des Beklagten ihm gegenüber einen Verzicht auf die Geltend⸗ 
machung der Zinsverſpätung erblickt, auch behauptet, daß der 
Beklagte O. gegenüber die Zinſen bis zum Auflaſſungstage 
geſtundet habe, hat mit dem Antrage Klage erhoben, der Be⸗ 
klagte ſolle verurteilt werden, die Unzuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
verſteigerung anzuerkennen und in deren Aufhebung zu willigen. 
Nach dieſem Antrage hat das LG. erkannt, Berufung und 
Reviſion des Beklagten wurden zurückgewieſen: Es ift in 
der Rechtſprechung des RG. wie auch in der des früheren 
preußiſchen OTr. (ſ. Gruchots Beitr. 47, 398 und die dort 
aufgeführten früheren Urteile, insbeſondere JW. 98, 11110) 
anerkannt, daß Vertragsklauſeln, wie die hier in Rede ſtehende, 
nicht zur Herbeiführung eines unbegrenzten Schwebezuſtandes 
mißbraucht werden dürfen, daß vielmehr die Entſchließung des 
Berechtigten nach Treu und Glauben (8 157 BGB.) binnen 
eines angemeſſenen, zur Übermittlung der Entſchließung aus⸗ 
reichenden Zeitraums nach Eintritt der Berechtigung dem andern 
Teil kundzugeben iſt. Von dieſem Standpunkt aus kann es 
nicht als rechtsirrig bezeichnet werden, wenn der Berufungs⸗ 
richter der bloßen Beauftragung eines Anwalts keine Bedeutung 
beigelegt und wenn er das von dem Anwalt am 26. Juli 1906, 
alſo faſt 3 Wochen nach Eintritt des Verzuges, abgelaſſene 
Schreiben für verſpätet erachtet hat. v. R. c. P., U. v. 
19. Febr. 08, 287/7 V. — Berlin. 

6. 88 196 Ziff. 1, 208, 209, 223, 886 BGB. Beſteht 
nach heutigem Recht ein beſonderer Entrepriſevertrag, für den 
8196 Ziff. 1 BGB. nicht gilt? Wird die Verjährung der 
perſönlichen Forderung durch eine dingliche Vormerkung unter⸗ 
brochen 7] 

Die Arbeiten des Bauunternehmers M., der dem Kläger 
ſeine Forderung gegen den Beklagten abgetreten hatte, waren 
Ende des Jahres 1899 vollendet, die Verjährung begann 
demzufolge mit dem 1. Januar 1900, alſo unter der Herrſchaft 
des BGB., das gemäß Art. 169 EG. damit allein maßgebend 
für die Geſtaltung der Verjährung geworden iſt. Wie das 
Berufungsgericht weiter feſtgeſtellt hat, war M. Handwerks⸗ 
meiſter und er hat als ſolcher in Ausübung ſeines Gewerbes 
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die fraglichen Bauarbeiten übernommen. Damit fällt der 
Klaganſpruch unter die in 8 196 Ziff. 1 BGB. bezeichneten 
Forderungen, die einer zweijährigen Verjährung unterworfen 
ſind. Der erkennende Senat hat in ſeinem Urteil vom 
11. April 1907 in einem dem gegenwärtigen ganz gleich 
gelagerten Falle (RG. 66, 4) ausgeſprochen, daß die für das 
frühere Recht (RG. 28, 232) anerkannte Unterſcheidung zwiſchen 
einem Unternehmer ⸗(Bauentrepriſe⸗) Vertrage und dem Hand⸗ 
werkerwerkvertrage für das gegenwärtig geltende Recht nicht 
mehr gerechtfertigt ſei; er ſieht keine Veranlaſſung, von ſeiner 
dort ausführlich begründeten Rechtsauffaſſung im gegenwärtig 
zu entſcheidenden Falle wieder abzugehen. Zwar iſt zu der in 
dem bezeichneten Urteil angezogenen abweichenden Entſcheidung 
des IV. 3 S., die jene Unterſcheidung auch für das neue Recht 
beibehalten will, eine weitere des VII. ZS. getreten (RG. 66, 48); 
allein wie jene ältere beruht auch dieſe letztergangene nicht auf 
der von der Auffaſſung des VI. Senats abweichenden Rechts⸗ 
anſchauung, da (RG. 66, 50) in dem ihr zugrunde liegenden 
Rechtsfalle gar nicht behauptet war, daß ein Entrepriſevertrag 
vorliege, die Ausführung des Gerichts über den Unterſchied der 
beiden Verträge ſomit nur den Charakter einer bei Gelegenheit 
der Entſcheidung gegebenen theoretiſchen Bemerkung hat. Es 
ergibt ſich daher auch gegenwärtig kein Anlaß, eine Entſcheidung 
der Ver ZS. einzuholen. Abgeſehen davon würde indeſſen auch 
den Erwägungen des Berufungsgerichts beizutreten ſein, die 
auf der Grundlage der Entſcheidung (RG. 28, 232) für den 
gegebenen Fall die Merkmale des Entrepriſevertrages als nicht 
gegeben annehmen, da nach den aus der Zeugenausſage des 
M. gewonnenen Feſtſtellungen der Genannte nicht eine Geſamt⸗ 
heit von Leiſtungen, die als ſolche außerhalb ſeines Handwerks⸗ 
betriebes lag, ſondern die Ausführung von Arbeiten, die er 
als Handwerksmeiſter mit ſeinen Handwerksgehilfen und Ar⸗ 
beitern fertigſtellen konnte und wollte, übernommen hatte; 
M. war danach Maurer, Zimmerer und Bauſchreiner, und alle 
übernommenen Arbeiten fielen demgemäß in feinen Handwerks- 
betrieb; daß er einzelne Arbeiten an andere Handwerksmeiſter 
weiter vergeben hat, lag außerhalb des Vertragscharakters und 
war durch während der Arbeiten eingetretene Zufälle ver 
anlaßt. Daß die Eintragung der Vormerkung die Verjährung 
nicht gehindert oder unterbrochen hat, ergibt ſich daraus, daß 
die 88 208, 209 BGB. eine ſolche Unterbrechung nicht kennen; 
mit dinglich geſicherten Anſprüchen befaßt ſich die Beſtimmung 
des 8 223 BGB., wonach die Verjährung der perſönlichen 
Forderung durch die dingliche Sicherung nicht beeinflußt wird, 
umgekehrt aber auch die Verfolgung des dinglichen Rechts nicht 
berührt. Für ein ſolches nur vorbereitende Vormerkungen gilt 
aber auch nicht 8 223, ſondern 8886 BGB., deſſen An⸗ 
wendung zu dem Ergebnis führt, daß die Verjährung der 
perſönlichen Forderung den Anſpruch auf Beſeitigung der Vor⸗ 
merkung erzeugt. N. c. K., U. v. 17. Febr. 08, 190/07 VI. 
— Hamm. 

7. 88 254, 833 BGB. Zum Begriff der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt. Bedeutung des § 254 im Falle des 
8 833 BGB.] 

Die Klägerin, die 18 jährige Tochter des Beklagten und 
drei jüngere Kinder des Beklagten befanden ſich in einem 
Zimmer, in welchem der ziemlich große Hund des Beklagten 
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lag, der ſich bisher Menſchen gegenüber als gutartig, anderen 
Hunden gegenüber aber als ſehr biſſig erwieſen hatte. Mit 
bezug auf dieſen Hund wurde der Klägerin von den Kindern 
des Beklagten mitgeteilt, der Hund ſei krank, er ſei von einem 
anderen Hunde gebiſſen worden. Darauf machte die Klägerin 
eine bedauernde Bemerkung, ſie nannte hierbei den Namen des 
Hundes ohne ihn heranzurufen. Nunmehr erhob ſich der Hund, 
der vorher nicht im Zimmer umhergeſprungen war, ging auf 
die Klägerin zu und drückte ſich an fie. Darauf ſtreichelte fie 
den Hund, der dann plötzlich aufheulte und ſie in die Wange 
biß. Auf Grund dieſes Sachverhalts hat das Berufungsgericht 
den Beklagten als Tierhalter in vollem Umfang für haftbar 
erklärt, es hat verneint, daß bei der Entſtehung des Schadens 
ein ſchuldhaftes Verhalten der Klägerin mitgewirkt habe, indem 
es darauf hinweiſt, daß der Hund ſich ihr zutraulich genähert 
habe und daß die Kinder des Beklagten durch Unterlaſſung 
einer Warnung ihre Anſicht zum Ausdruck gebracht hätten, in 
der Berührung des Hundes liege keine Gefahr. Soweit jegliches 
Mitverſchulden der Klägerin abgelehnt worden iſt, wird der 
Begriff der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt verkannt. Wer 
einen mit Bißwunden bedeckten, ihm bisher fremden Hund, auch 
wenn derſelbe in zutraulicher Weiſe herankommt, ftreichelt, 
begeht eine Unvorſichtigkeit, denn es beſteht die Gefahr, daß 
der Hund durch eine ihm Schmerzen bereitende Berührung 
einer Wunde gereizt wird. Dies mußte bei dem hier in Rede 
ſtehenden Vorgang der Klägerin, einer damals im Alter von 
35 Jahren ſtehenden Erzieherin, bewußt ſein, auch wenn die 
Kinder des Beklagten, insbeſondere die 18 jährige Tochter es 
unterließen, bei der Annäherung des Hundes noch beſonders 
vor einer Berührung zu warnen. Eine Mahnung zur Vorſicht 
war tatfächlich bereits in der kurz vorher der Klägerin gemachten 
Mitteilung enthalten, der Hund ſei krank und von einem anderen 
Hunde gebiſſen worden. Hiernach iſt die Vorſchrift des 8 254 
Abſ. 1 BGB. durch Nichtanwendung verletzt worden und eine 
Aufhebung des Berufungsurteils geboten. Einer Zurück⸗ 
verweiſung bedurfte es nicht, da nach dem bedenkenfrei feſt⸗ 
geſtellten Sachverhältnis die Sache zur Endentſcheidung reif iſt. 
Bei Prüfung der Frage, inwieweit der Schaden vorwiegend 
von der Klägerin verurſacht iſt oder dem Beklagten als Halter 
des Hundes zur Laſt fällt, waren die vom Berufungsgericht feſt⸗ 
geſtellten Umſtände in Betracht zu ziehen. Bei der ſich kraft 
Geſetzes ohne Rückſicht auf ein Verſchulden des Beklagten für 
den letzteren aus 8833 BGB. ergebenden Haftung kann zwar 
eine Vergleichung des Verſchuldens beider Teile nicht Platz 
greifen, wohl aber iſt das Maß der Verſchuldung der verletzten 
Klägerin von Bedeutung. Nach den feſtgeſtellten Umſtänden, 
unter denen ſich der Vorfall abgeſpielt hat, iſt das Verſchulden 
der Klägerin nur als ein mäßiges zu bezeichnen. Es erſchien 
daher angemeſſen, in Anwendung des §S 254 Abſ. 1 BGB. 
den Klaganſpruch dem Grunde nach zu ¼ für gerechtfertigt zu 
erklären, während der weitergehende Klaganſpruch abzuweiſen 
war. H. c. S., U. v. 20. Febr. 08, 337/07 VI. — Königsberg. 

8. § 273 BGB. Annahme desſelben rechtlichen Vers 
hältniſſes bei gegenüberſtehenden Anſprüchen aus verſchiedenen 
ſelbſtändigen Verträgen.] | 

Zur Entſcheidung ſteht die Frage, ob die Annahme „desſelben 
rechtlichen Verhältniſſes“ im Sinne des $ 273 BGB. immer 
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dann zu verneinen iſt, wenn die ſich gegenüberſtehenden An⸗ 
ſprüche auf verſchiedenen ſelbſtändigen Verträgen beruhen. Trotz 
des Wortlautes des 8 273 hat ſich ſowohl die Rechtſprechung 
als die Rechtslehre durchgängig für eine weitere Auffaſſung 
„desſelben rechtlichen Verhältniſſes“ im Sinne des § 273 cit. 
ausgeſprochen. In der Begründung zu 8 233 des I. Entw. 
des BGB. (jetzt $ 273) wird über die Frage bemerkt, mit dem 
Zurückbehaltungsrecht werde in Wirklichkeit eine exceptio doli 
geltend gemacht, zum Schutze gegen ein Vorgehen des Gegners, 
der, indem er einen Anſpruch ohne Rückſicht auf einen dem 
anderen Teile zuſtehenden Gegenanſpruch erhebe, durch Los⸗ 
löſung ſeines Anſpruchs vom geſetzlichen oder natürlichen Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Gegenanſpruch und durch Ignorierung des 
letzteren gegen Treu und Glauben verſtoße; danach ſei für das 
Zurückbehaltungsrecht an dem Erforderniſſe der Konnexität feſt⸗ 
zuhalten; der Entwurf vermeide es aber, dieſes Erfordernis 
näher zu präziſieren; der Richter ſolle unbehindert ſein, im 
Einzelfalle zu entſcheiden, ob ein Auseinanderreißen desſelben 
Rechtsverhältniſſes nach der aktiven und paſſiven Seite zum 
Nachteil des in Anſpruch Genommenen ſtatifinden würde und 
danach das Retentionsrecht begründet ſei oder nicht. Es wird 
ſodann verwieſen auf die Entſcheidung des 3. 3S. vom 
26. Oktober 1885 (RG. 14, 231), das ſich über das Retentions⸗ 
recht nach gemeinem Recht dahin ausſpricht, es ſei nicht die 
kontraktliche Bedingtheit der Leiſtung und Gegenleiſtung, welche 
zum Retentionsrecht berechtige, ſondern die natürliche, gewollte 
oder als gewollt vorauszuſetzende Einheitlichkeit des faktiſchen 
Verhältniſſes, welche es als gegen Treu und Glauben verſtoßend 
erſcheinen laſſe, wenn der eine Intereſſent von dem anderen die 
Leiſtung verlange, die von ihm geſchuldete aber ſeinerſeits nicht 
gewähren wolle. Ein ſolches Verhältnis hat das OLG. im 
vorliegenden Falle der an ſich unſtreitigen Sachlage entnommen. 
Danach unterhielten die Parteien ſeit längerer Zeit in der Art 
eine Geſchäftsverbindung, daß die Klägerin der Beklagten unter 
denſelben Zahlungsbedingungen auf zeitlich getrennte Be⸗ 
ſtellungen gleichartige Waren lieferte. Jeder derartige neue 
Abſchluß wird vom OLG. als Fortſetzung der früheren Be⸗ 
ſtellungen aufgefaßt. Aus einem ſolchen tatsächlichen Zuſammen⸗ 
hang konnte rechtlich unbedenklich die Folgerung gezogen werden, 
daß die Verpflichtung zur Leiſtung auf ſeiten des einen Vertrags⸗ 
teils abhängig war von der Erfüllung der Verbindlichkeiten des 
anderen Teiles auch aus den anderen Abſchlüſſen, daß alſo 
Klägerin die hier ſtreitigen Fächer nicht zu liefern brauchte, 
ſolange die Beklagte mit der Zahlung fälliger Kaufpreiſe für 
frühere Lieferungen erheblich im Rückſtande war. Letzteres iſt 
aber für die Zeit der Aufforderungen zur Lieferung vom 17. Juli 
und 23. Auguſt 1906 vom OLG. bedenkenfrei feſtgeſtellt (zu 
vergleichen ſind über die grundſätzliche Frage außer der Ent⸗ 
ſcheidung im 14. Bd. die Urteile des Senats im Bd. 57 S. 5; 
ferner in Holdheims Z. 15 S. 278, 279; Bolze Bd. 9 S. 178 
Nr. 407; ſodann Planck 3. Aufl. zu 8 273 Bem. 2a 8. 
v. Staudinger 3. und 4. Aufl. zu 8273 Bem. II 1 c.; Oertmann, 
Schuldverhältniſſe 2. Aufl. zu 8 273 S. 75, 76; OLG. 
Hamburg in OL GRſp. 3, 354). Sch. c. E., U. v. 18. Febr. 08, 
431/07 II. — Dresden. 

9. 88 278, 282, 823, 831 BGB. Vertragliche Haftung 
neben der deliktiſchen bei Lieferung eines eine Verbrennung 
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herbeiführenden Getränkes. — Zum Begriffe des Verſchuldens 
eines Gaſtwirts; Haftung der am Gewerbe betätigten Ehefrau. 
—Unzuläſſigkeit der Leiſtungsklage wegen eines noch nicht ent⸗ 
ſtandenen Schadens.] 

Der Kläger hat am 21. April 1904 in dem Kaufladen 
der Beklagten eine Flaſche Selterswaſſer verlangt, die ihm 
darauf von der Ehefrau C. gebrachte Flaſche geöffnet und 
daraus ſogleich im Laden einen Schluck genommen und hat 
ſich hierdurch, da die Flaſche nicht Selterswaſſer, ſondern eine 
ätzende Lauge (Natronlauge) enthielt, eine ſchwere Verbrennung 
der Speiſeröhre und des Magens zugezogen. Er macht die 
Beklagten für den ihm verurſachten Schaden verantwortlich. 
Gefordert wurde in der Klage eine lebenslängliche Rente von 
873,860. jährlich vom 21. April 1904 an; — 246 4 für 
ätztliche Behandlung, — 2 & für Arzeneien, — 100 A für 
Pflege uſw. und eine Geldentſchädigung nach $ 847 BB. 
bon 1000 *. Das LG. hat den Klageanſpruch gegen bie Ehe⸗ 
leute C. dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Auf Berufung 
der Beklagten hat das OLG. wie folgt erkannt. I. Der Kläger 
iſt mit der Klage a) gegen die Beklagte Ehefrau C. voll⸗ 
Rändig, — d) gegen den Beklagten Ehemann C,, ſoweit von 
ihm Rentenzahlung für die erſten 23 Wochen ſeit dem 21. April 
1904 und für die Zeit vom 1. Juli 1906 an verlangt wird, 
abgewieſen. II. Dem Beklagten Ehemann C. iſt ein (richter⸗ 
licher) Eid darüber auferlegt: es ſei nicht wahr, daß er die 
Lauge, die er im Sabre 1902 von dem Kaufmann L. gekauft 
hatte, ſpäter in andere Flaſchen und insbeſondere in die dem 
Kläger übergebene Selterswaſſerflaſche umgefüllt habe. Leiſtet 
der Beklagte dieſen Eid, ſo ſoll die Klage auch ſoweit ſie gegen 
ihn gerichtet iſt, gänzlich abgewieſen werden. Das RG. hob 
auf Reviſton des Klägers zu II auf: Richtig iſt zunächſt, daß 
nach dem vom Kläger vorgebrachten, in dieſer Beziehung auch 
wohl tatſächlich unſtreitigen Sachverhalt eine Haftung des Be⸗ 
lagten nicht bloß aus unerlaubter Handlung, ſondern auch aus 
Vertrag in Frage ſteht. Der Kläger hat mit dem Beklagten 
durch die von der Ehefrau in Vertretung des Beklagten ange⸗ 
nommenen Beſtellung einer Flaſche Selierswaſſer einen Kauf 
abgeſchloſſen; mit der Ausfolgung der Flaſche an den Kläger 
ſollte der Kauf ſeitens des Verkäufers erfüllt werden und hierzu 
hat ſich der Beklagte feiner Ehefrau, der Geſchäftsführerin in 
dem Laden, als Gehilfin bedient. Durch dieſe zur Ausführung 
des Vertrages vorgenommene Handlung iſt die Verletzung des 
Klägers herbeigeführt worden. In einem derartigen Falle 
findet hinſichtlich der Erſatzpflicht für den verurſachten Vers 
mögensſchaden eine Konkurrenz des kontraktlichen mit dem 
delüttiſchen Anſpruche ſtatt: Vgl. Staudiger Kom. III. Vor⸗ 
bemerkung zu Tit. 25, S. 850 f.; Oertmann Recht der Schuld⸗ 
berhältniſſe, Vorbemerk. zu Tit. 25, Nr be, 8, 8), S. 939; 
Kipp, DIS. 1903, S. 256, Sp. 1; Crome, DIZ. 1904, 
S. 14, 15. Die vertragliche Haftung hat aber außer der 
Kechtsfolge der Verantwortlichkeit des Vertragsſchuldners für 
das Verſchulden eines Erfüllungsgehilfen nach 8 278 BOB. 
noch eine weitere Bedeutung, nämlich für die Beweislaſt. 
es mag zwar zugegeben werden, daß dem auf Schadenserſatz in 
Anſpruch genommenen Vertragsſchuldner, wenn es ſich nicht um 
Unmüglichteit der Leiſtung (BGB. 8 282) oder um ſchuld⸗ 
hafte Nichterfüllung, ſandern um anderweite Schädigung, wie 


237 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


bei den ſogenannten poſitiven Vertrags verletzungen handelt, 
nicht unbedingt und unter allen Umſtänden die Beweislaſt für 
Beobachtung der ſchuldigen Diligenz aufzubürden iſt (vgl. RG. 
Bd. 54 Nr 29 S. 100, 101 und früher Bd. 10 Nr 45 
S. 167; Bd. 11 Nr 25 S. 134). Allein wenn, wie im vor» 
liegenden Falle, der Schaden von dem Vertragsſchuldner durch 
eine nicht bloß anläßlich des Vertragsverhältniſſes, ſondern 
gerade zwecks der Erfüllung vorgenommene Handlung, den Akt 
oder die Beſchaffenheit der Vertragsleiſtung angeſtiftet worden 
iſt, ſo iſt unbedenklich von dem Beklagten der Nachweis, daß 
er die geſchuldete Sorgfalt angewendet habe, für den Bereich 
der vertraglichen Schadenserſatzpflicht zu verlangen. Hierzu 
treten aber in einem Falle der vorliegenden Art die weiteren 
Erwägungen, welche der erſte Richter für eine Haftung aus 
8 823 BGB. angeſtellt hat und die um fo eher für eine kon⸗ 
traktliche Verantwortlichkeit Platz greifen müßten. In dem 
unſtreitigen Hergang, wonach dem Kläger in dem Ladengeſchäfte 
des Beklagten anſtatt Selterswaſſer eine giftige Subſtanz ver⸗ 
abreicht worden iſt, ſteht objektiv ein Sachverhalt feſt, der nach 
der allgemeinen Anſchauung und Erfahrung im Verkehrsleben 
für die Regel kaum anders, als daraus ſich erklären läßt, daß 
es in dem betreffenden Geſchäfte an der nötigen Ordnung oder 
Aufſicht, an ſolchen Einrichtungen oder Anordnungen, wodurch 
derartigen gefährlichen Verwechſelungen vorgebeugt wird, gefehlt 
haben muß. Hier kann nicht dem Käufer der für ihn gewöhnlich 
faſt unmögliche Nachweis zugemutet werden, daß der ihm ab⸗ 
gegebene ſchadenbringende Gegenſtand durch Verſchulden des 
Geſchäftsinhabers oder ſeiner Angeſtellten unter die Waren des 
Verkäufers geraten und ausgehändigt worden ſei. Vielmehr iſt 
von dem Verkäufer und Gewerbetreibenden ſolchenfalls und 
zumal wenn es den Verkauf von Nahrungs⸗ oder Genußmitteln 
betrifft, zu verlangen, daß er ſeinerſeits die Umſtände darlegt, 
welche die Annahme eines ihm oder ſeiner Gehilfen zur Laſt 
fallenden Verſchuldens zu beſeitigen geeignet find. — Auch für 
die außerkontraktliche Haftung kann, wenngleich hier grundſätzlich 
dem Kläger die Beweispflicht obliegt, doch einer durch Erfahrungs⸗ 
tatſachen etwa begründeten faktiſchen Vermutung Rechnung 
getragen werden; und wenn das auf dem letzteren Gebiete aller⸗ 
dings an ſich Sache der tatſächlichen Beurteilung oder Be⸗ 
weiswürdigung ſein wird, ſo trifft doch das Berufungsurteil 
der Vorwurf, daß die Sachlage aus dieſem Geſichtspunkte nicht 
gewürdigt iſt. Hat der beklagte Ehemann C. ſich, wie ange⸗ 
führt, zu exkulpieren, ſo wäre durch die Ausräumung der vom 
Kläger behaupteten Tatſache, worüber der Eid auferlegt iſt, der 
Entſchuldigungsbeweis keineswegs ſchon erſchöpft. Das Be⸗ 
rufungsurteil muß alſo, ſoweit auf dieſen Eid erkannt iſt, hier⸗ 
wegen der Aufhebung unterliegen. Auf die übrigen, dieſen Teil 
der Entſcheidung betreffenden Urteilsgründe braucht hier nicht 
weiter eingegangen zu werden. Nur mag bemerkt werden, daß 
die Ausführungen des Berufungsurteils in Verbindung mit 
den im nachfolgenden über die ſorgfältige „Auswahl“ der Ehe⸗ 
frau C. für die fragliche Verrichtung getroffenen Feſtſtellungen 
eine Haftung des beklagten Ehemanns nicht ſowohl aus 8 831 
GB., als vielmehr aus 8 823 BGB. begründen würden 
(— eine Verpflichtung des letzteren, die Ausfübrung der kon⸗ 
kreten Verrichtung zu „leiten“, ſteht nicht in Frage). Auf die 
Ehefrau C. treffen die obigen Erwägungen über die Verantwort⸗ 
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lichkeit des Geſchäftsinhabers und Verkäufers ſowie die Beweis: 
pflicht nicht zu. Ihre Stellung als Verkäuferin im Laden und 
als Hausfrau würde es nicht rechtfertigen, ſie in jener Richtung 
mit gleichem Maße zu meſſen. Es fehlt, wie im Berufungs⸗ 
urteil geſagt iſt, an jedem Anhalte dafür, daß ſie die gefähr⸗ 
liche Flaſche in den Keller gebracht habe oder daß dies mit 
ihrem Wiſſen von einem anderen geſchehen ſei, und es iſt 
nicht rechtsirrig, wenn der Berufungsrichter verneint, daß die 
Ehefrau eine Verpflichtung hatte, darauf zu achten, ob die 
Flaſche mit Lauge nicht etwa durch eine andere Perſon in den 
Keller unter die zum Verkaufe dienenden Sachen oder in deren 
Nähe gebracht worden ſei. Wenn ſodann, wie im Berufungs⸗ 
urteil angenommen iſt, der Inhalt der fraglichen Flaſche „von 
klarer Farbe“ (d. h. wohl farblos) geweſen iſt, ſo daß ſie wohl 
mit Selterswaſſer verwechſelt werden konnte, dann iſt auch mit 
Recht in der 5 der Flaſche an den Kläger ohne 
nähere Prüfung eine Fahrläſſigkeit der Beklagten nicht gefunden. 
Den Umfang des Schadenserſatzes betreffend hat die Reviſion 
geltend gemacht, es hätte bei Beurteilung des Rentenanſpruches 
für die Zeit vom 1. Juli 1906 ab nicht unberückſichtigt bleiben 
dürfen, daß nach den Schlußausführungen des Sachverſtändigen 
für den Kläger trotz ſeiner Geſundung noch die Gefahr beſtehe, 
daß in höherem Alter aus den Narben in der Speiſeröhre ſich 
einmal Krebs entwickeln könnte. Dieſer Einwand iſt jedoch 
nicht begründet. Jene bloße, für eine ferne Zeit beſtehende 
Möglichkeit bedeutet keinen gegenwärtigen oder auch nur mit 
irgendwelcher Beſtimmtheit zu erwartenden Vermögensſchaden. 
Daß mit Rückſicht auf die erwähnte Gefahr etwa jetzt ſchon 
Aufwendungen zu machen wären, iſt vom Kläger nicht behauptet. 
Er iſt feſtgeſtelltermaßen ſeit 1. Juli 1906 wieder geſund und 
voll erwerbsfähig. — Mit der jetzt erhobenen Leiſtungsklage 
kann Erſatz für einen zur Zeit gar nicht entſtandenen Schaden 
keinenfalls gefordert werden. M. c. C., U. v. 13. Febr. 08, 
172/07 VI. — Naumburg. 

10. 88 342, 339 bis 341 BEB. Ein „Konventional⸗ 
abzug“ als Vertragsſtrafe.] 

Zwiſchen den beiden Beklagten einerſeits und der Firma 
L. & Co. zu Coblenz andererſeits iſt am 25. März 1900 ein 
Vertrag und demnächſt ein Nachtragsvertrag auf Bearbeitung 
und Lieferung von Steinen für den Bau eines zweiten Stadt⸗ 
theaters in Cöln geſchloſſen worden. In dieſen Vertrag iſt 
auf ſeiten von L. & Co. der verſtorbene Architekt v. F. ein⸗ 
getreten. Letzterer hat aus dieſem Verhältnis die gegenwärtige, 
urſprünglich auf Zahlung von 6 829,32 * für gelieferte Steine 
gerichtete und demnächſt auf 7 224,93 & erhöhte Klage erhoben. 
Über feinen Nachlaß wurde der Konkurs eröffnet. Der Kon 
kursverwalter verlangte aus den Steinlieferungen in der Be⸗ 
rufungsinſtanz nur noch einen Betrag von 3000 . Und 
zwar wurde der Betrag von 3 000 & lediglich aus den 
Steinlieferungen für das Stadttheater verlangt; aus den 
ebenfalls von v. F. übernommenen Lieferungen für den Privat⸗ 
bau des Beklagten M. wurde nichts mehr beanſprucht. Zwiſchen 
den Parteien herrſcht Einigkeit darüber, daß die Lieferungen 
für den Theaterbau für einen Geſamtbetrag von 28 838,40 4 
erfolgt find. Die darauf gemachten Zahlungen betragen 
22 225,83 M. Der Konkursverwalter hat mit der Berufung 
gegen das die Klage abweiſende Urteil des Königl. LG. zu 
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Cöln vom 14. Oktober 1905, indem er, wie in I. Inſtanz, 
einen Geſamtbetrag von 2434,70 & abzog, beantragt, die Bes 
klagten ſolidariſch zur Zahlung von 3000 & nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit dem 1. Juli 1901 zu verurteilen. Zur Begründung 
hat er aufgeſtellt, daß der Konkursmaſſe aus dem fraglichen 
Verhältnis mindeſtens dieſer Betrag zuſtehe. Das Königl. OLG. 
zu Cöln hat durch Urteil vom 26. Juni 1907 nach dieſem An⸗ 
trag erkannt. Die nur vom Beklagten S. eingelegte Reviſion 
iſt zurückgewieſen: Das OLG. hat angenommen und näher 
rechtlich einwandfrei dargelegt, daß der klagenden Konkursmaſſe 
betreffend den Nachlaß des Architekten Lambert v. F. für ge⸗ 
lieferte Steine zu dem Neubau eines Theaters in Cöln 
mindeſtens ein Anſpruch in der nur noch geforderten Höhe von 
3000 & auf Grund des hierauf bezüglichen Lieferungsvertrages 
gegen den Beklagten an ſich zuſteht. Die Angriffe der Reviſion 
richten ſich gegen die Zurückweiſung des Aufrechnungseinwandes 
des Beklagten S., der aus § 5 des Nachtragsvertrages zum 
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ſtimmung hatte der Unternehmer im Falle der Überſchreitung 
einer der im § 1 angeſetzten Lieferungsfriſten einen Nachlaß 
von 500 „ für jede Woche der Überfchreitung, welche an dem 
Guthaben für die gelieferten Steine in Abzug gebracht werden 
ſollten, zu gewähren. Unbeſtritten hat nun eine Mberfchreitung 
der Lieferfriſten in dem Umfange ſtattgefunden, daß der hier 
vorgeſehene Abzug die Klagforderung durch Aufrechnung ab⸗ 
ſorbieren würde. Das OLG. hat indeſſen die Vertrags⸗ 
beſtimmung des vorbezogenen $ 5 als die Vereinbarung einer 
Vertragsſtrafe aufgefaßt und den auf dieſelbe geſtützten 
Anſpruch gemäß § 341 Abſ. 3 BGB. für unbegründet er⸗ 
achtet, weil die Beklagten die verſpäteten Lieferungen ohne 
Vorbehalt des Rechts auf dieſe Strafe angenommen hätten. 
Die Reviſion macht hiergegen einmal geltend, daß eine Ver⸗ 
tagsſtrafe im Sinne des § 339 BGB. überhaupt nicht in 
Frage ſtehe, und ſodann, daß die Feſtſtellung der Annahme 
ohne Vorbehalt rechtlich zu beanſtanden ſei. In erſterer Hin⸗ 
ſicht iſt anzuerkennen, daß die Zahlung einer Geldſumme, 
wie dies nach 8 339 BGB. erfordert wird, für den Fall der 
nicht pünktlichen Lieferung der Steine im 8 5 des Nachlaß⸗ 
vertrages nicht vereinbart worden iſt, ſondern ein Nachlaß 
vom Kaufpreis, und daß daher 8 339 cit. auf den vor⸗ 
liegenden Fall direkt nicht anwendbar iſt. Nun beſtimmt aber 
5 342 BGB., daß, wenn als Strafe eine andere Leiſtung 
als die Zahlung einer Geldſumme verſprochen wird, die 
Vorſchriften der 88 339 bis 341 gleichfalls Anwendung 
finden. Als eine ſolche andere Leiſtung erſcheint aber die hier 
vereinbarte Gewährung eines Nachlaſſes, der von dem aus der 
Lieferung der Steine ſich ergebenden Guthaben vereinbarungs⸗ 
gemäß in Abzug gebracht werden ſollte. Danach iſt die Be⸗ 
ſtimmung in $ 341 Abſ. 3 BGB., wonach der Gläubiger, 
der die Erfüllung angenommen hat, die Strafe nur verlangen 
kann, wenn er ſich das Recht dazu vor der Annahme vor⸗ 
behalten hat, mit Recht auf den vorliegenden Fall angewendet 
worden. In den Entſcheidungsgründen des angefochtenen Ur⸗ 
teils it der 8 342 ausdrücklich bezogen. Was ſodann die 
Bemängelung der Ausführungen betreffend die Annahme der 
verſchiedenen Steinlieferungen ohne Vorbehalt des Rechts auf 
den Abzug anlangt, fo iſt es nicht richtig, wenn vor allem 
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geltend gemacht wird, die Feſtſtellung, daß der Vertrag der 
Parteien nicht eine einheitliche Geſamtlieferung, ſondern eine 
Reihe von Einzellieferungen betroffen habe, ſei rechtsirrtümlich 
und ungenügend begründet. Das OLG. hat dieſe Annahme 
nicht nur auf 8 1 des Nachtrags vertrages, in welcher bie 
Ginzellieferungen mit Anfangs- und Endterminen genau bes 
ſimmt find, ſondern auch auf die „techniſchen Bedingungen“ 
des Vertrages gegründet, nach denen die Werkſtücke mit 
Nummern verſehen anzuliefern, auf der Bauſtelle nach An⸗ 
litung der Bauleitung abzulagern und alsdann von dem 
Unternehmer der Maurerarbeiten abzunehmen waren, und 
wonach dieſe Abnahme als maßgebender Zeitpunkt für die 
Haftung für Schäden d. h. für den Gefahrübergang bezeichnet 
wird. Es wird dann weiter ausgeführt, daß niemals bei den 
berſchiedenen in der bezeichneten Art erfolgten Abnahmen der 
perſpätet gelieferten Steine, die dann zu dem Bau des Theaters 
tatſächlich verwendet wurden, ein Vorbehalt des Rechts auf 
den Abzug von dem Kaufpreis erklärt worden ſei; es ſei viel⸗ 
mehr erſt bei der Regulierung der Rechnungen vom 22. bis 
29. März 1901 von dem „Konventionalabzuge“ Gebrauch ge⸗ 
macht worden; ein in dieſem Zeitpunkt erklärter Vorbehalt 
genüge aber nicht zur Wahrung der Rechte auf die Vertrags⸗ 
ſrafe. Die aus der Geſamtheit dieſer Erwägungen hergeleitete 
Folgerung, daß der Beklagte den Anſpruch aus 8 5 des Nach⸗ 
tragsvertrages gemäß § 341 Abſ. 3 cit. verwirkt habe, iſt 
danach rechtlich zutreffend. M. u. Sch. c. F., U. v. 
B. Febr. 08, 472/07 II. — Cöln. 

11. 58 407, 415, 416 BGB. Mitteilung der Schuld» 
übernahme an den urſprünglichen Gläubiger bei Unkenntnis der 
weiteren Übertragung der hypothekariſch geſicherten Forderung 
genügt.] 

Der Beklagte war zugleich perſönlicher Schuldner der auf 
ſeinem Grundſtück Rixdorf Bd. 97 Bl. 2793 für den Neben- 
interbenienten B. eingetragenen Hypothek zu 40 000 A, wovon 
infolge B.fcher Abtretung ein Teilbetrag zu 17 000 am 
4. März 1904 ohne Benachrichtigung des Beklagten im Grund⸗ 
buch auf die Klägerin überſchrieben worden iſt. Das ver⸗ 
pfändete Grundſtück wurde vom Beklagten an H. und S., von 
denen die Hypothek übernommen wurde, verkauft und auf ſie 
am 10. Dezember 1903 im Grundbuch umgeſchrieben. Be⸗ 
llagter will dieſe Veräußerung und Schuldübernahme am 
30. Juni 1904 dem B. nach Vorſchrift von $ 416 BGB. 
mitgeteilt haben und er behauptet weiter, daß B. dieſe An⸗ 
kige am 6. und 7. Juli 1904 an die Klägerin weitergegeben, 
er ſelbſt aber keinerlei Antwort darauf erhalten habe. Trotz 
diser Einwendungen wurde er jedoch auf die Klage hin zur 
Bezahlung der unſtreitig fälligen 17 000 & nebſt 5 Prozent 
Zuſen ſeit 1. Juli 1906 vom erſten Richter verurteilt und 
ſeme Berufung iſt durch Urteil des 13. 3 S. des Königl. KG. 
dom 4. April 1907 zurückgewieſen worden, weil der 8 416 
868. ſtreng anzuwenden ſei und dagegen die 88 407 und 
415 daſelbſt nicht in Betracht kämen. RG. hob auf: Nach 
9416 B68. wird der Veräußerer von feines, vom Erwerber 
übernommenen hypothekariſch geficherten perſönlichen Schuld frei, 
wenn er die Schuldübernahme in vorſchriftsmäßiger Weiſe nach 
Eintragung des Erwerbers als Eigentümer im Grundbuch 
dem Gläubiger mitteilt und dieſer ſie genehmigt oder 6 Monate 
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ohne Antwort verſtreichen läßt, ſofern der Gläubiger nicht 
ſchon im voraus ſeine Genehmigungsverweigerung erklärt hatte. 
Der jetzige Beklagte will dies Verfahren eingeſchlagen haben 
und dadurch von dem eingeklagten Forderungsbetrag zu 
17 000 & frei geworden ſein; er hält, weil er, wie unbe⸗ 
ſtritten, von deſſen Übertragung nicht durch B. oder die 
Klägerin oder das Grundbuchamt in Kenntnis geſetzt worden 
iſt, die von ihm behauptete vorſchriftsmäßige Mitteilung der 
Schuldübernahme an den urſprünglichen Gläubiger und jetzigen 
Nebenintervenienten B. gemäß 8 407 BGB. für genügend 
und ſtützt in zweiter Reihe ſich auf die Behauptung, daß B. 
jene Mitteilung alsbald an die Klägerin hinübergegeben habe. 
Die Klägerin und die beiden Vorderrichter erachten aber dieſes 
Verfahren als ein dem angezogenen § 416 nicht entſprechendes, 
weil die vorgeſchriebene Mitteilung an die zur Zeit des Eigen⸗ 
tumsüberganges aus dem Grundbuch erſichtliche wirkliche 
Gläubigerin der 17 000 &, nämlich an die Klägerin, hätte 
gemacht werden müſſen. Dieſer Rechtsanſicht kann im weſent⸗ 
lichen nicht gefolgt werden, wie die Reviſion mit Recht geltend 
macht. Der erſt ſpäter bei den Geſetzgebungsarbeiten zum 
Zwecke der Erleichterung der Befreiung des Veräußerers von 
feiner Schuld eingeſchaltete 8 416 hat die gleichfalls zugunſten 
des Schuldners gegebene Vorſchrift in 8 407 BGB., wonach 
der Schuldner, wenn er von der Forderungsübertragung keine 
Kenntnis hat, den alten Gläubiger noch als den wirklichen 
Gläubiger betrachten darf, nicht eingeſchränkt. Er ſpricht nur 
im allgemeinen von Mitteilung der Schuldübernahme an den 
Gläubiger, ohne etwa ausdrücklich zu beſtimmen, daß darunter 
nur der aus dem Grundbuch oder Hypothekenbrief erſichtliche 
Gläubiger zu verſtehen ſei. In dieſem Sinne kann der § 416 
auch nicht ausgelegt werden. Bei Briefhypotheken iſt dem 
Schuldner keinesfalls zu jeder Zeit ohne weiteres Kenntnis 
davon zuzumuten, wer ſein jetziger Gläubiger iſt, und der 
8 1156 BGB. ſchließt bei Abtretung von Briefhypotheken 
nur in Anſehung der Hypothek, nicht aber hinſichtlich der 
perſönlichen Schuld die Anwendung der 88 406 bis 408 
daſelbſt aus. Zweifelhafter könnte die Frage bei Hypotheken, 
für die Briefbildung ausgeſchloſſen iſt, erſcheinen, weil ihre 
Abtretung in das Grundbuch einzutragen und dort zu erſehen 
iſt, weil überdies nach 8 55 GBO. mit der Ergänzung hierzu 
vom 14. Juni 1905 (RGBl. S. 707) von jeder Eintragung 
im Grundbuch dem dadurch Betroffenen Nachricht gegeben 
werden ſoll und man ſomit folgern könnte, daß § 416 bei 
Buchhypotheken unter dem Gläubiger den aus dem Grundbuch 
erſichtlichen Gläubiger verſtehen wollte. Aber auch dieſe 
Schlußfolgerung iſt unzuläſſig. Der Geſetzgeber konnte keines⸗ 
falls vorausſetzen, daß der erwähnten Sollvorſchrift in jedem 
Einzelfalle überhaupt oder doch rechtzeitig vor dem Eintritt 
einer Schuldübernahme oder ihrer Mitteilung genügt iſt, wie 
denn auch in vorliegender Sache zuletzt unbeſtritten blieb, daß 
dem jetzigen Beklagten keine grundbuchamtliche Nachricht von 
Abtretung und Überſchreibung der 17 000 & zugegangen iſt. 
Die vom Vorderrichter angenommene Verpflichtung des 
Schuldners, ſich vor Erlaſſung der Mitteilung nach 8 416 
durch Grundbuchseinſicht darüber zu vergewiſſern, wer ſein 
dermaliger Gläubiger iſt, kann nicht anerkannt werden. (Vgl. 
RG. 61, 245; 60, 33.) Muß ſonach der Begriff des 
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Gläubigers im Sinne des angezogenen 8 416 als ein all 
gemeiner, nicht eingeſchränkter, angeſehen werden, ſo ergibt ſich 
daraus, daß im Falle einer vor der Veräußerung und Schuld⸗ 
übernahme geſchehenen Forderungsübertragung die Anwendung 
des 8 407 BGB. nicht ausgeſchloſſen fein kann. Mag man 
auch die mit dem I. ZS. des RG. (Urteil I 505 / 506 vom 
12. Oktober 1907. JW. S. 831) wohl zu bejahende Frage, 
ob ſchon die einſeitige Mitteilung nach 8 416 eine Willens⸗ 
erklärung, ein Rechtsgeſchäft im Sinne des 8 407 iſt, auf 
ſich beruhen laſſen, ſo bildet ſie doch ein ſolches jedenfalls zu⸗ 
ſammen mit dem Verhalten des Gläubigers nach empfangener 
Mitteilung, mit ſeiner Genehmigung oder Nichtgenehmigung 
der Schuldübernahme oder feinem als Genehmigung geltenden 
halbjährigen Stillſchweigen, und dieſes Rechtsgeſchäft zwiſchen 
Schuldner und altem Gläubiger muß der neue Gläubiger nach 
letztbezeichneter Geſetzesſtelle gegen ſich gelten laſſen, ſofern der 
Schuldner nicht auf irgend einem Wege ſichere Kenntnis von 
dem Forderungsübergang erlangt hatte. Iſt alſo die beſtrittene 
Behauptung des Beklagten richtig, daß er am 30. Juni 1904 
dem frühern Gläubiger B. vorſchriftsmäßige Mitteilung vom 
Übergang des Grundſtückseigentums an H. und S. und von 
deren Schuldübernahme gemacht habe, und hat der Beklagte 
zuvor und, wie ausdrücklich beigeſetzt werden muß, auch nach⸗ 
her innerhalb der halbjährigen Friſt nichts Sicheres vom Über⸗ 
gang der 17 000 & auf die Klägerin erfahren, ſo iſt er im 
Wege des 8 416 von feiner perſönlichen Schuld an B. mit 
Wirkſamkeit auch der Klägerin gegenüber befreit worden, da 
die andere Vorausſetzung des § 416, das halbjährige Still⸗ 
ſchweigen B.8, unbeſtritten iſt. Wenn der Beklagte zwar nicht 
ſchon bis zum 30. Juni 1904, wohl aber ſpäter noch vor 
Ablauf des auf die Mitteilung an B. folgenden halben Jahres 
vom Übergang der 17 000 & auch die Klägerin ſichere Kennt⸗ 
nis irgendwie erlangt hat, wofür die Klägerin behauptungs⸗ und 
beweispflichtig wäre, ſo konnte die Mitteilung der Schuldüber⸗ 
nahme an den alten Gläubiger B. nicht genügen, mußte viel⸗ 
mehr eine ſolche an die Klägerin ſelbſt erfolgen, da dem Be⸗ 
klagten die Wohltat des 8 407 Abſ. 1 BGB. nur bei Uns 
kenntnis des Forderungsübergangs und für deren Zeitdauer 
zukommen kann. Vorſorglich hat der Beklagte eine ſolche Mit⸗ 
teilung an die Klägerin ſelbſt, nämlich die Hinübergabe der dem 
B. zugegangenen Benachrichtigung durch B. an die Klägerin 
für den 5. oder 6. Juli 1904 behauptet. Mit Unrecht ſprechen 
beide Vorderrichter dieſer Behauptung jede Bedeutung ab. 
Zwar für den Fall, daß der Beklagte bis zum Ablauf der 
halbjährigen Erklärungsfriſt für den Gläubiger keinerlei ſichere 
Kenntnis von Übertragung der 17 000 & erlangt hat, fehlt 
ihr ſolche Bedeutung, weil in dieſem Falle nach dem Vor⸗ 
ſtehenden die Mitteilung an den urſprünglichen Gläubiger ge⸗ 
nügen mußte. Sollte aber der Beklagte ſchon vor jener be⸗ 
haupteten Hinübergabe oder nachher innerhalb der halbjährigen 
Erklärungsfriſt ſichere Kenntnis von der Abtretung erlangt 
haben, ſo wäre die Hinübergabe ſelbſt erheblich. Die Halb⸗ 
jahresfriſt würde dann von der Zeit der Hinübergabe der 
Mitteilung an die Klägerin an gelaufen ſein. Es kann gegen 
Beachtung jener Hinübergabe mit den Vorderrichtern nicht ein⸗ 
gewendet werden, daß der 8 416 ſtreng äußerlich die Mit⸗ 
teilung des Veräußerers ſel bſt erfordere. Allerdings muß der 
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Veräußerer die Mitteilung machen und gilt die Benachrichtigung 
durch den Erwerber nicht, aber ein Verbot der Vertretung des 
Veräußerers durch eine andere Perſon enthält der $ 416 nicht 
und es müſſen auf die Frage der Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit 
einer ſolchen Stellvertretung die allgemeinen Geſetzesbe⸗ 
ſtimmungen Anwendung finden. Hiernach kann es zunächſt 
keinem Zweifel unterliegen, daß ſich der Veräußerer für die 
Mitteilung nach 8 164 eines Bevollmächtigten bedienen kann, 
aber ebenſo unbedenklich iſt es, daß die Mitteilung durch einen 
Geſchäftsführer ohne Auftrag mit nachträglicher Genehmigung 
des Veräußerers gemäß 88 180, 177 BGB. unter den dort 
geforderten Vorausſetzungen gültig erfolgen kann. An der nach 
8 184 Abſ. 1 rückwirkenden nachträglichen Genehmigung einer 
etwaigen Geſchäfts führung B.s durch den Beklagten kann nicht 
gezweifelt werden, und es wäre daher gegebenenfalls nur feſt⸗ 
zuſtellen, daß B. Vertretungsmacht für den Beklagten aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend behauptet und die Klägerin fie 
nicht beanſtandet hat, oder, daß dieſe damit einverſtanden war, 
daß B. ohne Vertretungsmacht für den Beklagten handelte. 
Zur Prüfung dieſer in zweiter Reihe erheblichen Fragen, in 
erſter Reihe aber zur Verhandlung und Entſcheidung über die 
beſtrittene und bisher völlig unerwieſen gebliebene Mitteilung 
vom 30. Juni 1904 an B. ſelbſt, welche Mitteilung den in 
8 416 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Inhalt gehabt haben müßte, 
iſt die Sache an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
M. c. W. H.⸗A., U. v. 22. Febr. 08, 274/07 V. — Berlin. 

12. 5 652 BGB. verb. mit 88 26 und 38 GewO. und 
Nr. 11 der preußiſchen Verordnung vom 10. Auguſt 1901. 
Anſpruch des Dienſtberechtigten auf Rückzahlung der Ber 
mittlungsgebühr, wenn der Dienſtverpflichtete die Stellung nicht 
antritt.] 

Es handelt ſich für die Entſcheidung im gegenwärtigen 
Prozeß allein um die Frage, ob die auf Grund des 8 38 
GewO. vom 26. Juli 1900 von dem preußiſchen Miniſter für 
Handel und Gewerbe erlaſſene Verordnung vom 10. Auguſt 1901 
(veröffentlicht im Ml. für Handels⸗ und Gewerbeverwaltung 
S. 184), welche in Nr. 11 beſtimmt, daß der Geſindevermieter 
oder Stellenvermittler, wenn der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete 
die Stellung nicht antritt, auf Verlangen des Dienſtberechtigten 
die Vermittlungsgebühr zurückzuzahlen hat, gegenüber dem 8 652 
BGB. rechtsgültig iſt. Das Berufungsgericht hat dieſe Frage 
bejaht, und die dagegen gerichtete Reviſion kann als begründet 
nicht anerkannt werden: Zutreffend führt das Berufungsgericht 
aus, daß die fragliche Miniſterialverordnung auf Grund der 
Novelle zur Gemd. vom 30. Juni 1900 erlaflen ſei, ſich als 
Ausführungsverordnung derſelben darſtelle. Ihre Kraft beruhe 
daher auf dem Reichsrecht und habe mit dieſem gleiche Be⸗ 
deutung. Das wird an ſich von der Reviſion auch nicht 
beſtritten; ſie meint nur, daß mit der fraglichen Nr. 11 die 
den Zentralbehörden von dem Reichsgeſetz erteilte Ermächtigung 
überſchritten ſei, da ſich nicht annehmen laſſe, daß in der GewO. 
auch privatrechtliche Rechtsverhältniſſe geregelt werden ſollten, 
und unter den in 8 38 Gemd. gebrauchten Worten „Befug⸗ 
niſſe und Verpflichtungen“ nicht auch privatrechtliche „Rechte 
und Pflichten“ gemeint ſeien. Das Berufungsgericht hat aber 
bereits darauf hingewieſen, daß in der GewO. mehrfach, 3. B. 
in 8 26, auch privatrechtliche Vorſchriften enthalten find; und 
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daß dieſe auch von der Ermächtigung des 8 38 nicht ausge⸗ 
ſchloſſen ſein ſollen, ergibt ſich beſonders aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte desſelben. In der Begründung der Novelle (S. 16) 
heißt es: „Nach den gemachten Erfahrungen kann auf einen 
Erfolg nur gerechnet werden, wenn durch eine Anderung des 
Geſetzes die Möglichkeit gewährt wird, nicht nur in den äußeren 
Hergang der Stellenvermittlung regelnd einzugreifen, ſondern 
auch ſachlich über den Umfang der Rechte und Pflichten 
der Stellenvermittler zu beſtimmen . „Der Entwurf 
will daher den Landesregierungen die Vollmacht geben, . . . . 
die Rechte und Pflichten dieſer Gewerbetreibenden den Be⸗ 
hörden, wie dem Publikum gegenüber feſtzuſtellen“. Aus 
dieſer Begründung ergibt ſich, wie auch das Berufungsgericht 
annimmt, als geſetzgeberiſcher Zweck der Novelle, auch durch 
Eingreifen in das privatrechtliche Mäklervertragsverhältnis der 
Stellenvermittler und Geſindevermieter die bei der Stellenver⸗ 
mittlung zutage getretenen Mißſtände zu beſeitigen. J. c. K., 
U. v. 14. Febr. 08, 376/07 III. — Berlin. 

13. 88 812, 844 BEB. in Verb. mit 8 4 Haftpfl®. 
Die Anſprüche auf Witwenrente gegen einen Knappſchaftsverein 
und die gegen den am Tode des Mannes ſchuldigen Dritten 
beſtehen ſelbſtändig nebeneinander. 

Am 12. September 1903 iſt der Bergmann B. fahrläſſig 
vom Beklagten überfahren und getötet. Da er Mitglied des 
Hagenden Knappſchaftsvereins geweſen war, hat feine Witwe 
außer Krankheits- und Begräbniskoſten ein Witwengeld von 
23,45 4 monatlich erhalten. Der Kläger fordert vom Be⸗ 
klagten Erſatz der bisherigen Leiſtungen und Befreiung von 
den künftigen Zahlungen an die Witwe. Seine Klage iſt in 
allen Inſtanzen abgewieſen: Zur Begründung der Klage, 
ſoweit Kläger fie auf 8812 BGB. ſtützt, hat er angeführt: 
durch die von ihm gezahlte Witwenrente werde der Beklagte 
im gleichen Betrage von der durch 8 844 BGB. begründeten 
Erſatzpflicht gegenüber der Witwe B. frei; denn inſoweit ſei dieſer 
durch den Tod ihres Mannes der Unterhalt nicht entzogen. 
Das Berufungsgericht hat das zurückgewieſen, weil der An⸗ 
ſpruch der Witwe auf die Rente des Knappſchaftsvereins dem 
aus 5 844 folgenden ſelbſtändig gegenüberſtehe. Die Tilgung 
des erſten durch die Zahlungen des Klägers laſſe den Beſtand 
der Verpflichtung des Beklagten unberührt und befreie letzteren 
nicht von einer Schuld, darum werde er durch die Zahlungen 
des Klägers nicht bereichert. Dem iſt weſentlich beizuſtimmen. 
Die Parteien find offenfichtlich darüber einverſtanden, daß der 
Bergmann B. den Unfall nicht in einem verſicherungspflichtigen 
Betriebe erlitten hat. Die Witwe hat daher keinen Anſpruch 
gegen eine Berufsgenoſſenſchaft erlangt, folgeweiſe iſt ihr An⸗ 
ſpruch gegen den Beklagten nicht nach 8 140 Gew VG. teil⸗ 
weiſe auf eine Berufsgenoſſenſchaft übergegangen und dem 
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rente überwieſen. Der Anſpruch der Witwe gegen den Be⸗ 
Hagten hat feinen Grund in deſſen unerlaubter Handlung und 
iſt gerichtet auf den Erſatz für den Verluſt des Unterhalts, 
den ihr Ehemann ihr während der mutmaßlichen Dauer ſeines 
Lebens kraft geſetzlicher Verpflichtung zu gewähren hatte. Den 
Anſpruch auf die Rente des Knappſchaftsvereins hat die Witwe, 
weil ihr Mann bei Lebenszeiten die Knappſchafts beiträge bezahlt 
hat und die Höhe der Rente beſtimmt ſich ohne Rückſicht auf 
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die Bedürftigkeit allein nach dem Maße dieſer Beiträge und 
den Satzungen des Vereins. Beide Anſprüche entſpringen alſo 
aus ſelbſtändigen Rechtsgründen und die geſchuldeten Leiſtungen 
ſind von verſchiedenem Umfange. Daraus folgt, daß ſie neben⸗ 
einander beſtehen, nicht die Geltendmachung des einen den an⸗ 
deren ausſchließt. Die beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, nach 
denen die Empfänger von Unterſtützungen auf Grund der gewerb⸗ 
lichen Verſicherungsgeſetze ihre Anſprüche gegen den dritten 
Beſchädiger zum Teil an die Berufsgenoſſenſchaften uſw. ver⸗ 
lieren, ſind auf die Knappſchaftsvereine nicht ausgedehnt. Es 
iſt früher gelegentlich der Zweifel aufgeworfen, ob etwa in der 
Vorſchrift des SA HaftpflG., wonach der erſatzpflichtige Unter⸗ 
nehmer berechtigt ſein ſoll, die Bezüge des Verletzten aus 
Knappſchaftskaſſen auf die von ihm zu gewährende Entſchädigung 
zu kürzen, der allgemeine Rechtsſatz zu finden ſei, daß der 
Verletzte wegen derſelben Verletzung niemals eine zweifache 
Entſchädigung fordern könne. Die Rechtſprechung des RG. 
hat dieſe Auslegung ſchon früher beſtimmt abgelehnt, Urteil 
des VI. 8 S. vom 18. Oktober 1886 in SeuffA. Bd. 42 
Nr 120, Urteil des V. 38S. vom 19. April 1900 in Braſſerts Z. 
für Bergbau 31, 390 und der erkennende Senat hat auch auf 
der Grundlage des heutigen Rechts fich im gleichen Sinne 
ausgeſprochen. — RG. 64, 350 — Beſtehen hiernach die 
beiden Anſprüͤche ſelbſtändig nebeneinander, jo iſt doch damit 
nicht die Frage entſchieden, ob etwa die Witwenrente, die vom 
Kläger gezahlt wird, die Verpflichtung des Beklagten gegen 
die Witwe aus dem Grunde mindert, weil dieſe inſoweit den von 
ihrem Manne ihr zur gewährenden Unterhalt nicht verloren hat. 
Aber für die Klage aus 8812 kommt es darauf nicht an. 
Denn wäre jene Frage zu bejahen, ſo würde inſoweit auf ſeiten der 
Witwe B. ein Schaden nicht entſtanden, folglich eine Ver⸗ 
bindlichkeit des Beklagten zum Erſatz nicht begründet fein. 
Daraus ergibt ſich unmittelbar, daß inſoweit der Beklagte 
nicht durch die Zahlung des Klägers von einer ihm obliegenden 
Schuld befreit iſt; eine Bereicherung ſeinerſeits durch die 
Leiſtungen des Klägers iſt alſo ausgeſchloſſen. K.⸗V. c. H., 
U. v. 24. Febr. 08, 129/07 VI. — Hamm. 

14. 8 824 BGB. Haftung eines Auskunftsbureaus 
wegen unrichtiger Auskunft. Nichtverwertung des ihm bekannt 
gewordenen Materials.] 

Der Kläger, ein deutſcher Reichsangehöriger, betreibt ſeit 
1889 in Liſſabon ein kaufmänniſches Geſchäft, für das er 
Beziehungen auch zu deutſchen Firmen ſucht und deren Kredit⸗ 
willigkeit in Anſpruch nimmt. Durch falſche Auskünfte, die 
die Beklagte über ſeine Kreditwürdigkeit und die Reellität 
ſeines Geſchäftsbetriebes ſolchen Firmen erteilt habe, behauptet 
er, von dieſer geſchädigt worden zu ſein. Seine auf Schadens⸗ 
erſatz gerichtete Klage wurde abgewieſen, das RG. hob auf 
und verwies zurück: In dem Falle S. nimmt das Berufungs⸗ 
gericht die Möglichkeit einer Haftung der Beklagten aus dem 
Geſichtspunkte des 8 824 BGB. an, erachtet aber auch hier 
einen durch deren ſchuldhafte Handlung verurſachten Schaden 
des Klägers nicht für dargetan. Und in dieſem Falle mit 
Recht. Die genannte Handlung hat fi durch die von der 
Beklagten erteilte ungünſtige Auskunft nicht abſchrecken laſſen, 
iſt vielmehr trotzdem zu dem Kläger in geſchäftliche Beziehungen 
getreten. Wenn es nun auch richtig iſt, daß ſie hierbei 
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anfangs dem Kläger läſtige Zahlungsbedingungen auferlegte, 
als fie fie bei durchgehends tadelloſen Auskünften über ihn 
ihm geſetzt haben würde, und hierdurch ein, wenn auch in der 
Höhe unbedeutender Schaden dem Kläger erwachſen ſein könnte, 
ſo kommt doch auf der anderen Seite in Betracht einmal, daß 
bei einer erſten Anknüpfung geſchäftlicher Beziehungen mit 
einem dem darum angegangenen Teile bis dahin unbekannten, 
zumal im Auslande domizilierenden Geſchäftsmanne auch bei 
durchaus günſtigen Auskünften und Referenzen eine gewiſſe 
Vorſicht und Zurückhaltung beobachtet zu werden pflegt, und 
ſodann, daß erfahrungsmäßig ein gewährter geräumiger Kredit 
beim Bezuge von Waren in dem Kaufpreiſe zur Erſcheinung 
kommt dergeſtalt, daß dieſer bei Barzahlung oder kurzem Kredit 
niedriger angeſetzt wird und werden kann, als dies bei Be⸗ 
anſpruchung einer längeren Zahlungsfriſt der Fall iſt. Unter 
dieſen Umſtänden iſt die Annahme zunächſt berechtigt, daß die 
ungünſtige Auskunft der Beklagten und die durch ſie bedingte 
anfängliche Erſchwerung der Zahlungsbedingungen für den 
Kläger auf deſſen Geſchäftsbetrieb einen nachteiligen Einfluß 
nicht geäußert haben werden, und es iſt zu billigen, wenn das 
Berufungsgericht von dem Kläger die Angabe beſonderer tat⸗ 
ſächlicher Unterlagen für die Entſtehung eines Schadens in 
dieſem Falle gefordert hat. Dagegen kann den Erwägungen, 
mit denen das Berufungsgericht dem Kläger einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch auch in dem Falle L. verſagt hat, nicht überall 
beigetreten werden. Die Auskunft der Beklagten iſt in dieſem 
Falle am 14. Februar 1899 erteilt; der Schadenserſatzanſpruch 
des Klägers beſtimmt ſich mithin, wie das Berufungsgericht 
zutreffend angenommen hat, nach den Vorſchriften des 6. Titels 
Tl. I PrAL R., nach denen eine auch nur fahrläſſige Vers 
mögensbeſchädigung den Schädiger dem Verletzten haftbar 
macht. Zur Zeit der Erteilung dieſer Auskunft waren nun, 
wie das Berufungsgericht feſtſtellt, der Beklagten die Schreiben 
der Gebrüder B., der Firma K. und des Kaufmanns R., die 
ſich ſämtlich über den Kläger in günſtigſter Weiſe ausſprachen, 
bereits vor Monaten zugegangen; das Berufungsgericht erachtet 
aber die Beklagte von einem Verſchulden der Abfaſſung der 
Auskunft entlaſtet, weil nach der Ausſage des Zeugen H., der 
als Angeſtellter der Beklagten die Auskunft an L. bearbeitet 
hat, in dieſem Zeitpunkte die drei Schreiben im Archive der 
Beklagten nicht vorhanden waren. Dem kann nicht zugeſtimmt 
werden. Wenn die Beklagte jene drei Schreiben erhalten hatte, 
dieſe aber trotzdem bei Abfaſſung der Auskunft unbenutzt und 
inhaltlich unberückſichtigt blieben, ſo ſtellt dies zunächſt ein 
Verſchulden der Beklagten dar, und es dient nicht zu ihrer 
Entlaſtung, belaſtet ſie vielmehr nach einer anderen Richtung, 
wenn die Schreiben bei Erteilung der Auskunft im Archive 
nicht vorhanden waren. Denn die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes erfordert es, daß alle für ſeinen Geſchäftsbetrieb 
erheblichen Korreſpondenzen ordnungsgemäß aufbewahrt und 
ihrem Zwecke gemäß behandelt werden, und zumal erheiſcht es 
der Betrieb eines Auskunftsbureaus, wenn dieſe für den aus⸗ 
gebreiteten Geſchäftsverkehr der Neuzeit unentbehrlichen Inſtitute 
nicht zu gemeinſchädlichen Anſtalten werden ſollen, daß alle 
für eine wahrheitsgemäße und unparteiiſche Beauskunftung 
wichtigen Materialien mit größter Sorgfalt geſammelt und 
geordnet werden, fo daß fie im Auskunftsfalle zur Benutzung 
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vollzählig und wohlgeordnet vorliegen. Wenn daher an der 
ungünſtigen Auskunft über den Kläger den Angeſtellten der 
Beklagten nicht bei der Abfaſſung ein Verſchulden trifft, indem 
er vorliegende Materialien überſehen und nicht benutzt hat, 
dann trifft es gerade die Beklagte ſelbſt, indem ſie nicht in 
gehöriger Weiſe dafür geſorgt hat, daß jene Schreiben bei der 
Abfaſſung der Auskunft dem dieſe bearbeitenden Angeſtellten 
zur Verfügung ſtanden. Die Beklagte muß zu ihrer Ent⸗ 
laſtung von dieſem an ſich offenbaren Verſchulden den Gegen⸗ 
beweis führen, daß ſie jene drei Schreiben nach ihrem Empfang 
mit der für ihren Geſchäftsbetrieb gebotenen Gewiſſenhaftigkeit 
und Sorgfalt behandelt und ordnungsgemäß ihrem Archive an 
richtiger Stelle zugeführt hat, und daß es ohne ihr Verſchulden, 
trotz beobachteter Ordnung und Kontrolle geſchehen iſt, daß die 
Schreiben bei der Beauskunftung über den Kläger an L. 
nicht vorlagen und benutzt wurden. Der Zeuge H. hat bei 
ſeiner Vernehmung erwähnt, daß, wie er gehört habe, ein 
ungetreuer Angeſtellter ſich Papiere aus dem Archive der 
Beklagten angeeignet habe. Gegen Unredlichkeiten kann ſich 
auch ein ſorgfältiger und vorſichtiger Geſchäftsmann nicht immer 
decken. Gelingt es der Beklagten, ein Verſchwinden der drei 
Schreiden aus dem Archive auf dieſem Wege oder in einer 
anderen ſie mit einem Verſchulden nicht belaſtenden Weiſe zur 
Überzeugung des Gerichts darzutun, dann wird ſie zu Recht 
von der Schadenserſatzpflicht gegen den Kläger für befreit 
erachtet werden; auf Grund der Feſtſtellungen, wie ſie das 
Berufungsgericht zur Zeit nur getroffen hat, iſt ihre Frei⸗ 
ſprechung von dieſer Erſatzpflicht im Falle L. nicht gerechtfertigt. 
L. c. W., U. v. 3. Febr. 08, 130/07 VI. — Berlin. 

Eigentumsklage. 

15. Die Eigentumsklage erfordert die beſtimmte Be⸗ 
zeichnung des Gegenſtandes. Den ſich im Beweisverfahren 
herausſtellenden Mangel kann der Beklagte noch in der 
Reviſionsinſtanz rügen.] 

Die Beklagte iſt Eigentümerin eines Grundſtücks, welches 
von den jetzt den Klägern gehörigen Grundſtücken abgeſchrieben 
worden if. Auf dem Grundbuchblatt des beklagtiſchen 
Grundſtücks iſt als Beſtandteil eine Parzelle 2149/33 ein⸗ 
getragen, die die Kläger als noch zu dem Stammgrundſtücke 
gehörig in Anſpruch nehmen. Sie haben deshalb auf Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs Klage erhoben; mit der Behauptung, 
daß die Übertragung der Parzelle auf das Grundbuchblatt der 
Beklagten bei Zurückführung des Grundbuchs auf das Kataſter 
im Jahre 1892 irrtümlich erfolgt ſei. Die Beklagte macht 
demgegenüber ihren gutgläubigen Erwerb durch Auflaſſung im 
Jahre 1888 — als bereits die angeblich irrige Größenangabe 
im Grundbuch geweſen ſei — geltend, beſtreitet, daß der 
ſtreitige Landſtreifen, der früher ein öffentlicher Graben geweſen 
ſei, jemals zu dem Grundſtücke der Kläger gehört habe, be⸗ 
hauptet aber auch, daß derſelbe bei der Abzweigung ihres 
jetzigen Grundſtücks im Jahre 1852 als Teil dieſes Grundſtücks 
mit verkauft und übergeben uud von dem Erwerber und ſeinen 
Beſitznachfolgern als ihr Eigentum beſeſſen und erſeſſen, auch 
zum Teil überbaut worden ſei. Das KG. machte die Ent⸗ 
ſcheidung der Sache von Eiden der Kläger abhängig. Das RG. 
hob auf Reviſion der Beklagten auf: Bei der über die Bebauung 
der ſtreitigen Fläche an Ort und Stelle ſtattgehabien Beweis⸗ 
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aufnahme hatte ſich die] Grenze der ſtreitigen Fläche als 
unſicher und beſonders bei einem Punkte als unbeſtimmbar er 
wieſen, jo daß ſich nicht ermitteln ließ, ob das auf dem Grund» 
ſtücke der Beklagten vor 1900 erbaute Gebäude die Grenze der 
ſtreitigen Fläche überſchreitet. Der Berufungsrichter berück⸗ 
ſichtigt dieſes Ergebnis nur in Beziehung auf den ſeitens der 
Beklagten geltend gemachten Eigentumserwerb durch Bebauung 
und verwirft dieſen Rechtsbehelf, indem er erwägt: Daß das 
fragliche Gebäude auf dem Streitſtück ſteht, laſſe ſich kataſter⸗ 
mäßig nicht mehr ermitteln, weil die Ortlichkeit ſeit Bildung 
der Grundſtücke eine völlige Umwandlung erfahren habe. In⸗ 
wiefern dieſe Umwandlung eine Herſtellung der Srreitfläche in 
beſtimmten Grenzen ganz unmöglich mache, iſt nicht erſichtlich. 
Mit Recht aber macht die Reviſion demgegenüber geltend, 
daß mit der Annahme einer Unbeſtimmbarkeit der Begrenzung 
des Streitſtücks dem Eigentumsanſpruch der Kläger eine weſent⸗ 
liche Grundlage entzogen wird. Die Kläger verlangen An⸗ 
erkennung ihres Eigentums an einer nach dem Kataſter be⸗ 
zeichneten Parzelle von beſtimmter Größe alſo an einem 
Grundſtücke. Ein Grundſtück iſt ein räumlich abgegrenzter 
Teil der Erdoberfläche. Solange es an der räumlichen Ab⸗ 
grenzung fehlt, entbehrt die Eigentums klage (Vindikation), 
gleichviel ob damit Herausgabe eines Grundſtücks oder An⸗ 
erkennung des Eigentums und Berichtigung des Grundbuchs 
verlangt wird, der erforderlichen Beſtimmtheit des Gegenſtandes 
und kann nur zum Ziele führen, ſofern und ſoweit dieſer 
Mangel gehoben wird. Dieſer Mangel der Klage, wenn er 
ſich auch erſt im Laufe des Rechtsſtreits herausgeſtellt hat, iſt 
aber ein rechtlicher, den der Gegner auch noch in der Reviſions⸗ 
inſtanz geltend zu machen befugt iſt, zumal dadurch ſeine 
Rechtsverteidigung in betreff der von ihm geltend gemachten 
Bebauung erſchwert und vereitelt worden iſt. M. c. W., U. v. 
15. Febr. 08, 254/07 V. — Berlin. 

16. SS 1837, 1840 BGB. Aufſichtspflicht des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters über das Verhalten von Vormund und 
Gegenvormund.] 

Die im 8 1837 BGB. getroffene Beſtimmung, nach der 
das Vormundſchaftsgericht über die geſamte Tätigkeit des Vor⸗ 
munds und des Gegenvormunds die Aufſicht zu führen hat, 
ergibt allerdings die Pflicht des Gerichts, von Amts wegen die 
ordnungsmäßige Führung der Vermögens verwaltung, welche das 
Geſetz dem Vormund in die Hand gelegt hat, zu kontrollieren 
und inſonderheit die Beobachtung der dem Vormund für ſeine 
Verwaltung gegebenen geſetzlichen Vorſchriften bei Anlegung von 
Mindelgeld zu überwachen. Allein dieſe dem Vormundſchafts⸗ 
gericht obliegende Aufſichtsführung hat nicht zur Folge, daß das 
Gericht den Vormund, der im Lauf des Rechnungsjahres 
Mündelgeld anzulegen hat, vor Legung der gemäß 8 1840 
BGB. zu beſchaffender Jahresrechnung zum Nachweis geſetzmäßig 
bewirkter Anlegung grundſätzlich anhalten muß. Dieſe Folge 
iſt um ſo weniger zu ziehen, weil nicht allein das Geſetz die 
Vorlegung der Belege dem Vormund nur bei der jährlichen 
Rechnungslegung zur Pflicht macht, ſondern auch die ordnungs⸗ 
gemäße Führung der Vermögensverwaltung es mit ſich bringt, 
daß der Vormund zur Anlegung von Mündelgeld ſchreitet, ohne 
daß das Vormundſchaftsgericht von der Anlegung des Geldes 
vor Legung der Rechnung bei Ablauf des Rechnungsjahres 
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überhaupt Kenntnis erlangt, der durch beſondere Umſtände früher 
erlangten Kenntnis aber eine maßgebende Bedeutung nicht bei⸗ 
gelegt werden kann. Zwar iſt der Vormundſchaftsrichter gemäß 
8 1839 BGB. befugt, nach feinem Ermeſſen jederzeit über die 
Führung der Vormundſchaft vom Vormund ſowie vom Gegen⸗ 
vormund Auskunft einzufordern; aber dieſe Befugnis kann an ſich 
die Pflicht, den Nachweis geſetzmäßig ausgeführter Anlegung des 
Mündelgeldes vor Legung der Jahresrechnung einzufordern, nicht 
ohne weiteres, namentlich nicht allein deshalb, weil der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter von dem Erforderlichſein der Anlegung Kenntnis hatte, 
begründen. Es iſt keine Pflicht des Vormundſchaftsrichters, der nach 
dem BGB. Vormund wie Gegenvormund auf Vorſchlag des Ge⸗ 
meindewaiſenrats auswählt, zur Anſtellung eingehender Nach⸗ 
forſchungen über die Verhältniſſe der Vormünder anzuerkennen. 
Daran ändert der Umſtand nichts, daß das Inſtitut des Gegenvor⸗ 
munds, wie das Berufungsgericht hervorhebt, zur damaligen Zeit 
in Sachſen noch neu und ſein Pflichtenkreis im einzelnen noch nicht 
ins Volksbewußtſein übergegangen war. Der Pflichtenkreis des 
Vormundſchaftsgerichts, der ihm nach dem Geſetz oblag, ward 
dadurch nicht erweitert. Endlich läßt ſich auch die Tatſache, 
daß der Vormund die Zuſage erteilt hat, das nach vorzu⸗ 
nehmender Kündigung demnächſt zur Auszahlung gelangende 
Geld bei der Stadtſparkaſſe anzulegen und das neue Buch vor⸗ 
zulegen, nicht verwerten, um den Vormundſchaftsrichter daraus, 
daß er die Prüfung geſetzmäßig beſchaffter Anlegung hinaus⸗ 
geſchoben hat, den Vorwurf fahrläſſiger Verletzung feiner Amts⸗ 
pflicht zu machen, und zwar auch dann nicht, wenn er, wie es in 
den Entſcheidungsgründen des angefochtenen Urteils heißt, die 
Vorlegung des Buchs ſich hatte zuſagen laſſen, erſichtlich zu dem 
Zweck, um ſeiner Verpflichtung zur Überwachung der Sperrung 
genügen zu können. Es kann allein in Frage kommen, ob die Nicht⸗ 
erfüllung der Zuſage den Verdacht ordnungswidrigen Verhaltens 
bei Anlegung des Geldes erregen mußte. Staatsfiskus im Königr. 
Sachſen c. F., U. v. 21. Febr. 08, 292/07 III. — Dresden. 

Zivilprozeßordnung. 

17. 8 303 ZPO. Unanfechtbare Zwiſchenentſcheidungen 
im ſchiedsrichterlichen Verfahren.] 

Die zur Entſcheidung ſtehende Frage, ob die ſchiedsrichter⸗ 
liche Entſcheidung vom 13. Februar 1906 einen ſelbſtändigen 
Schiedsſpruch darſtellt, der nach Maßgabe des 8 1041 ZPO. 
ſelbſtändig für ſich angefochten und deſſen Vollſtreckbarkeit nach 
Maßgabe des 8 1042 ZPO. durch Vollſtreckungsurteil ausge⸗ 
ſprochen werden kann, war zu verneinen. Jene Entſcheidung hat 
den Charakter eines Zwiſchenurteils im Sinne des 5 303 ZPO. 
Der Kläger macht gegen die Beklagte einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch auf Grund eines mit ihr abgeſchloſſenen Vertrages 
geltend. Das Schiedsgericht hat in der hier zur Beurteilung ſtehen⸗ 
den Entſcheidung vom 12./13. Februar 1906 die beiden Fragen, ob 
die Beklagte nach dem Vertrage oder auf Grund beſonderer Ab⸗ 
machungen und Vereinbarungen verpflichtet geweſen ſei, die Ein⸗ 
richtungsarbeiten der Halteſtelle ſo zu fördern, daß die Betriebs⸗ 
eröffnung am 1. Mai 1904 oder an einem anderen beſtimmten 
Tage erfolgen konnte, verneint. Mit dieſem Ausſpruch hat es 
indeſſen den Rechtsſtreit und damit ſeine Aufgabe nicht für 
erledigt erachtet. Es hat vielmehr gleichzeitig mit Erlaß jener 
Entſcheidung beſchloſſen, Beweis darüber zu erheben, ob die 
Beklagte nach allgemeinen techniſchen Regeln in Hinſicht auf die 
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Grundſätze von Treu und Glauben die Betriebseröffnung am 
1. Mai 1904, oder wenn nicht, jedenfalls vor der tatſächlich 
am 1. November 1904 erfolgten Betriebseröffnung hätte 
bewirken können. Da der Kläger ſeinen Schadenserſatzanſpruch 
gegen die Beklagte nur aus einer Verletzung vertraglicher 
Pflichten herleitet und herleiten kann, ſo laſſen ſich die Ent⸗ 
ſcheidung vom 12./13. Februar 1904 und dieſer Beweis beſchluß 
nur in der Weiſe miteinander vereinigen, daß das Schiedsgericht 
der Anſicht iſt, die Beklagte habe allerdings ſich nicht ver⸗ 
traglich gebunden und binden wollen, die Halteſtelle“ zum 
1. Mai 1904 fertig einzurichten, allein nach Treu und Glauben 
ſei die Beklagte doch gehalten geweſen, wenn und ſoweit die 
techniſchen „Regeln“ es zuließen, die Fertigſtellung des Baues 
nach Möglichkeit zu betreiben und ſie ſei daher dem Kläger 
haftbar, wenn durch ihre Schuld die Halteſtelle ſpäter fertig 
geworden ſei, als es hätte geſchehen können. Es erhellt hieraus, 
daß die Entſcheidung vom 12./13. Februar 1904 ein Zwiſchen⸗ 
urteil im Sinne des 8 303 ZPO. iſt; denn es wird darin 
nur über einzelne vorweg genommene Elemente und Stücke der 
zukünftigen Endentſcheidung erkannt. Eine ſolche Entſcheidung 
ſtellt nicht ſchon für ſich allein, ſondern nur zuſammen mit der 
Endentſcheidung einen „Schiedsſpruch“ dar und kann deshalb 
auch nicht für ſich allein, ſondern nur zuſammen mit der End⸗ 
entſcheidung den Gegenſtand der Anfechtung und des Voll⸗ 
ſtreckungsurteils nach Maßgabe der 88 1041 und 1042 3 PO. 
bilden. Die Beſtätigung dieſer Anſicht ergibt ſich in erſter 
Reihe aus dem 8 1040 3PO., wonach der Schiedsſpruch ein 
ſolcher Spruch iſt, der unter den Parteien die Wirkungen eines 
rechtskräftigen gerichtlichen Urteils hat. Einem Zwiſchenurteil 
der vorliegenden Art kann wegen ſeines unſelbſtändigen Weſens 
für ſich allein ohne die Entſcheidung jene Wirkung nicht bei⸗ 
wohnen. Gegen die Zuläſſigkeit der ſelbſtändigen Anfechtung 
derartiger Zwiſchenurteile ſpricht ſodann der Umſtand, daß es 
erſt von dem Ausfall der Endentſcheidung abhängt, ob die 
Partei, die ſich durch ein ſolches Zwiſchenurteil für beſchwert 
erachtet, an deſſen Anfechtung überhaupt ein begründetes 
Intereſſe hat; denn wenn nachher durch das Endurteil, voraus- 
geſetzt, daß ein ſolches im Falle des Erfolges der Anfechtung 
des Zwiſchenurteils noch möglich iſt, ganz nach ihren Anträgen 
erkannt wird, ſo würde die vorherige Anfechtung des Zwiſchen⸗ 
urteils für ſie überflüſſig und unnötig ſein. Vor allem ſind 
gegen die ſelbſtändige Anfechtbarkeit der vorbezeichneten Zwiſchen⸗ 
urteile die folgenden Erwägungen geltend zu machen. Nach der 
Rechtſprechung des RG. hat die erfolgreiche Anfechtung eines 
Schiedsſpruchs die Wirkung, daß ein neues ſchiedsrichterliches 
Verfahren nicht ſtattfindet, ſondern daß nunmehr die Beſchreitung 
des ordentlichen gerichtlichen Verfahrens den Beteiligten eröffnet 
iſt. Wollte man die ſelbſtändige Anfechtbarkeit der Zwiſchen⸗ 
urteile im Sinne des 8 303 3PO. bei dem ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren zulaſſen, ſo würde die Frage entſtehen, ob die vor⸗ 
erwähnte Wirkung des Erfolges der Anfechtung ſich bei der⸗ 
artigen Zwiſchenurteilen auf den durch ſie abgegrenzten Teil des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens, alſo auf die Streitpunkte be⸗ 
ſchränkt, die den Gegenſtand der Zwiſchenentſcheidung gebildet 
haben. Bejaht man dieſe Frage, würde alſo nur bezüglich 
dieſes Teils des ganzen Streitſtoffes den Beteiligten insbeſondere 
dem Kläger der Weg der gerichtlichen Klage offen ſtehen, ſo 
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würde die Beſchreitung dieſes Weges zu den ſchwerſten Unzu⸗ 
träglichkeiten führen. Wie nämlich die Verfolgung der ver⸗ 
ſchiedenen Fälle leicht ergibt, würde je nach dem Ausfall der 
beiden im gerichtlichen und ſchiedsgerichtlichen Verfahren ergehen⸗ 
den Urteile entweder das eine ſich als unnötig und überflüſſig 
erweiſen oder es würde das Nebeneinanderbeſtehen der beiden 
Urteile bedenklich und gefährlich erſcheinen, — ſo, wenn der 
Beklagte durch beide Urteile auf Grund derſelben Schadens⸗ 
tatſache zu demſelben Schadenserſatze verurteilt würde, — oder 
es würden ſich bei dem Abhängigkeitsverhältnis, in welchem 
die getrennten Teile des urſprünglich einheitlichen Rechtsſtreits 
zueinander ſtehen, unlösbare ſachliche Widerſprüche der beiden 
Urteile ergeben. Dies zeigt, daß wegen der Zuſammengehörig⸗ 
keit des ganzen Streitſtoffs erhebliche Gründe für die Ver⸗ 
neinung der oben aufgeworfenen Frage ſprechen, d. h. dafür, 
daß im Falle der erfolgreichen ſelbſtändigen Anfechtung eines 
Zwiſchenurteils der hier in Rede ſtehenden Art die Wirkung 
ſich nicht auf den bezüglichen Teil des ſchieds richterlichen Ver⸗ 
fahrens beſchränken könnte, ſondern daß das ganze Schieds⸗ 
verfahren zu Falle kommen müßte, ſo daß die Fällung eines 
ſchiedsrichterlichen Endurteils nicht mehr ſtattfinden würde. Dieſe 
Folgerung begegnet aber wiederum entgegengeſetzten, ſchwer⸗ 
wiegenden Bedenken. Es erſcheint nämlich nach Sinn und 
Zweck der Vereinbarung der Entſcheidung eines Rechtsſtreits 
durch Schiedsrichter als ein berechtigtes Verlangen jeder Partei, 
daß das ſchiedsrichterliche Verfahren zu Ende geführt wird und 
daß die Schiedsrichter durch Fällung eines Endſpruchs ihre 
Aufgabe erledigen. Wie die tägliche Erfahrung lehrt, wird die 
praktiſche Brauchbarkeit des ſchieds richterlichen Verfahrens durch 
die Art und Weiſe, wie die Beſtimmungen der ZPO. über 
Anfechtung und Vollſtreckbarkeitserklärung von Schiedsſprüchen 
benützt werden, in nicht unerheblichem Maße eingeſchränkt. 
Es würde der praktiſchen Brauchbarkeit noch mehr Eintrag tun, 
wenn einer Partei geſtattet würde, ohne ein zur Zeit begründetes 
Intereſſe das ſchiedsrichterliche Verfahren, während es ſich noch 
auf halbem Wege befindet, durch Anfechtung einer Zwiſchen⸗ 
entſcheidung vollſtändig zu beſeitigen. Die einzige Löſung 
aller dieſer Schwierigkeiten iſt darin zu finden, daß eine ſelb⸗ 
ſtändige Anfechtung ſolcher Zwiſchenentſcheidungen nicht zuge⸗ 
laſſen wird, ſondern daß dieſe nur zugleich mit dem Endurteil 
angefochten werden dürfen. Was im vorſtehenden in bezug auf 
die Anfechtung aus §8 1041 ZPO. geſagt iſt, gilt in ent⸗ 
ſprechendem Maße auch für den Erlaß des Vollſtreckungsurteils 
nach Maßgabe des 8 1042 3PO. und zwar allein ſchon 
deshalb, weil in dieſem Verfahren die Anfechtungsgründe des 
8 1041 8PO. geltend gemacht werden können, außerdem aber 
auch weil ein anerkennenswertes Intereſſe derjenigen Partei, zu 
deren Gunſten eine ſolche Entſcheidung erlaſſen iſt, vor Fällung 
des Endurteils ſie für vollſtreckbar erklärt zu ſehen, nicht beſteht. 
Daß die Schiedsrichter irgendein berechtigtes Intereſſe an 
der ſelbſtändigen Anfechtbarkeit oder Vollſtreckbarkeit derartiger 
Zwiſchenentſcheidungen ſollten haben können, kann nicht ange⸗ 
nommen werden. Da ſie das Verfahren nach ihrem Belieben 
geſtalten können, ſoweit die in der ZPO. gezogenen weiten 
Schranken nicht entgegenſtehen, ſo können ſie den Parteien 
erklären, daß ſie ſie über beſtimmte Punkte nicht mehr hören 
wollen und daß dieſe für ſie erledigt ſeien. Sie können hier⸗ 


37. Jahrgang. 


über gewiß auch eine Entſcheidung fällen, die ſich dann als eine 
Zwiſchenentſcheidung im Sinne des 8 303 ZPO. in Fällen 
der vorliegenden Art darſtellt. Dieſe Entſcheidung muß, da ſie 
einen Teil der Geſamtentſcheidung ausmacht, auch zugeſtellt und 
niedergelegt werden, wobei dahingeſtellt bleiben kann, wann dies 
zu geſchehen hat. Keinenfalls läßt dies alles aber ein Intereſſe 
der Schiedsrichter daran erkennen, daß dieſe Zwiſchenentſcheidungen 
ſelbſtändig anfechtbar ſeien. Ob die Schiedsrichter an ſolche 
Zwiſchenentſcheidungen gebunden ſind oder ob ſie befugt ſind, 
ſie ſpäter wieder zu ändern oder von dem darin Erkannten 
abzugehen, bedarf hier nicht der Erörterung. Zum Schluſſe 
möge nicht unbemerkt bleiben, daß die Frage der ſelbſtändigen 
Anfechtung von Vorabentſcheidungen über den Grund des An⸗ 
ſpruchs (S 804 ZPO.) und von Teilurteilen nach anderen recht⸗ 
lichen Geſichtspunkten zu beurteilen iſt und daß die Zulaſſung 
der Anfechtung und der Vollſtreckbarkeitserklärung bei dieſen 
Urteilen ſich daher nicht für deren Zuläſſigkeit bei Zwiſchen⸗ 
entſcheidungen im Sinne des 8 303 ZPO. verwerten läßt. 
G. c. Z., U. v. 28. Jan. 08, 185/07 VII. — Berlin. 

18. 58 304, 559 8PO. Vorausſetzung für die Erlaſſung 
eines Zwiſchenurteils nach 8 304 8PO. Bedeutung in einer 
Prozeßrüge bei einem Urteil, das Prozeßrecht und materielles 
Recht verletzt.] 

Das Zwiſchenurteil des erſten Richters, durch das der 
Anſpruch des Klägers auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
des Vertrags über Gelbdruckpapier dem Grunde nach für be⸗ 
rechtigt erklärt wird, iſt nach Wortlaut und Inhalt zweifellos 
ein Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. Der Kläger ſelbſt 
hatte die hier in Frage ſtehende Forderung wegen Nichterfüllung 
des Vertrages über Gelbdruckpapier in Höhe von 5805,89 , 
ſowie ſeiner Forderung auf Schadenserſatz wegen Mängel 
zweier älterer Lieferungen mit 1251,90 & in erſter Reihe 
gegen die unbeſtrittenen Fakturenforderungen des Beklagten von 
zuſammen 3930,77 4 angerechnet. Mit feiner Klage 
wurde daher auch die Forderung von 5885,89 & nur inſoweit 
noch geltend gemacht, als ſie nicht durch die gedachte An⸗ 
rechnung aufgebraucht war. Daraus folgt, daß ein Zwiſchen⸗ 
urteil nach 8 304 3PO., durch das dieſer Teil der Klage dem 
Grunde nach für berechtigt erklärt wird, nur auf Grund der 
Feſtſtellung erlaſſen werden konnte, der Betrag des gedachten 
Schadens überſteige jedenfalls die zur Anrechnung auf die 
3930,77 & nötige Summe und es bleibe von jenem Schaden 
für die Klage noch etwas übrig. Eine ſolche Feſtſtellung hat 
weder der erſte noch der zweite Richter getroffen. Wegen dieſes 
Mangels verſtoßen deren Entſcheidungen einmal gegen die 
prozeſſualen Grundſätze, wenn die Entſcheidungsreife über den 
Grund des Anſpruchs gegeben iſt, ſodann aber auch gegen die 
Grundſätze des materiellen Rechts über Erfüllung durch Ans 
rechmmg. Der Reviſionskläger hat hierher keinen Angriff 
erhoben. Damit iſt der Verſtoß gegen die prozeſſualen Grund⸗ 
ſätze, nach denen die Frage zu beurteilen iſt, wann die Entſcheidungs⸗ 
reife über den Grund des Anſpruchs gegeben iſt, der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts entzogen — 8559 ZPO. — Soweit 
aber darin zugleich eine Verletzung des materiellen Rechts 
liegt, kommt das gedachte Präjudiz aus § 559 nicht in Betracht. 
Darum war das Berufungsurteil, ſoweit es die Berufung des 
Beklagten zurückgewieſen, ſowie das Zwiſchenurteil des erſten 
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Richters aufzuheben und die Sache in dem Umfange an den 
erſten Richter zurückzuverweiſen. L. c. L., U. v. 21. Febr. 08, 
465/07 II. — Hamburg. 

19. 8 576 ZPO. Über Aufhebung von Strafverfügungen, 
die der erſuchte Richter gegen einen Zeugen erläßt, hat das 
requirierende Gericht zu entſcheiden.] 

Der Beſchwerdeführer ſollte auf Erſuchen des OLG. zu B. 
als Prozeßgerichts vom AG. als Zeuge vernommen werden. Bei 
ſeinem Nichterſcheinen in dem zu ſeiner Vernehmung an⸗ 
beraumten Termin wurde er durch den erſuchten Richter in die 
durch ſein Ausbleiben verurſachten Koſten und in eine Geld⸗ 
ſtrafe verurteilt. Er ſuchte beim Prozeßgerichte die Anderung 
der Entſcheidung des erſuchten Richters nach. Sein Antrag 
wurde indeſſen zurückgewieſen, weil fi) das OLG. zu ſolcher 
Anderung nicht für befugt erachtete. Das RG. hob auf Be⸗ 
ſchwerde auf und verwies die Sache an das OLG. zurück: Nach 
8 576 ZPO. if, wenn die Anderung einer Entſcheidung des 
beauftragten oder erſuchten Richters oder des Gerichtsſchreibers 


verlangt wird, die Entſcheidung des Prozeßgerichts nachzuſuchen, 


gegen deſſen Entſcheidung erſt die Beſchwerde ſtattfindet. Die 
Vorſchrift lautet allgemein und bietet zu Zweifeln keinen An⸗ 
laß; ſie gewährt dem Prozeßgericht auch gegenüber dem erſuchten 
Richter die Befugnis, deſſen Entſchließungen abzuändern, weil 
er nur übertragene Rechte des Gerichts ausübt (vgl. die in 
RG. 17, 352 mitgeteilte Begründung des Entwurfs ZPO). 
Die dem erſuchten Richter eingeräumte Befugnis, die von ihm 
getroffenen Anordnungen wieder aufzuheben, mag dem Prozeß⸗ 
gericht Anlaß geben, vor ſeiner Entſcheidung die Aufhebung 
anzuregen, beſeitigt jedoch nicht feine durch 8 576 ZPO. bes 
gründete Zuſtändigkeit. B. c. F., Beſchl. v. 25. Febr. 08, 
B 18/08 III. — Breslau. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

20. 8 13 GVG. in Verb. mit 88 274 und 275 ZPO. 
ſowie 8 4 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 und 8 14 des 
Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1837. — Für Beurteilung 
der prozeßhindernden Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges iſt nicht nur der Klagvortrag und der Klaggrund maß⸗ 
gebend. 

Die Gewerkſchaft Dorſtfeld hat geſtützt auf 8 907 BGB. 
gegen den Eiſenbahnfiskus Klage erhoben mit dem Antrage, 
den Beklagten zu verurteilen, ſich der Herſtellung ſolcher An⸗ 
lagen, durch welche er die Abwäſſer von ſeinen Bahnanlagen 
und ſonſtigen Grundſtücken den klägeriſchen Grundſtücken im 
ſogenannten Hellerei bei Dorſtfeld zuführt, zu enthalten. Der 
Beklagte hat unter Verweigerung der Einlaſſung zur Haupt⸗ 
ſache die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges erhoben, 
die er darauf ſtützt, das es ſich um Anlagen handle, welche in 
Anlaß der im Bau begriffenen Umgeſtaltung der Eiſenbahn 
zwiſchen Bochum und Dortmund erforderlich ſeien und der 
landespolizeilichen Prüfung unterlegen hätten. Die prozeß⸗ 
hindernde Einrede iſt in beiden Inſtanzen verworfen worden. 
RG. hob auf: Das Berufungsgericht erkennt an, daß nach 
8 4 des Geſetzes über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges uſw. 
vom 11. Mai 1842 nicht auf Beſeitigung oder Unterlaſſung 
von Anlagen geklagt werden kann, welche durch polizeiliche 
Verfügung angeordnet worden find und daß dies insbeſondere 
auch von ſolchen Anlagen gilt, die im Rahmen des 8 14 
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Eifenb®. vom 3. November 1838 von der Landes polizeibehörde 
angeordnet, oder genehmigt find. Es verwirft aber die hierauf 
geſtützte Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges aus dem 
Grunde, weil die Klage und deren Begründung nicht erkennen 
laſſe, daß es ſich um Anlagen dieſer Art handle. Der hierauf 
geſtützte Einwand ſei nicht als prozeßhindernde Einrede ($ 274 
Abſ. II Z. 2) ſondern als Einwand in der Sache ſelbſt zu be⸗ 
handeln. Mit Recht wird dieſer Entſcheidungsgrund und die 
darauf geſtützte Entſcheidung von der Reviſion als auf Ver⸗ 
letzung des §8 13 GG., der SS 274, 275 3PO. und der 
oben zitierten preußiſchen Geſetze von 1838 und 1842 beruhend 
angefochten. Zu einer Einſchränkung der Einrede der Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges in dem Sinne, daß dafür nur der 
Klagvortrag und Klaggrund maßgebend ſei, gibt das Geſetz 
keinen Anhalt. Wenn ſich nicht ſchon aus der Klage die von 
Amts wegen zu berückſichtigende Unzuläſſigkeet des Rechtsweges 
ergibt, ſo muß es doch dem Gegner unbenommen bleiben, die 
von ihm erhobene prozeßhindernde Einrede durch den Nachweis 


zu begründen, daß die aus einem privatrechtlichen Grunde, ins⸗ 


beſondere dem Eigentum erhobene Klage ſich in Wahrheit gegen 
eine polizeiliche Verfügung oder ſonſtige öffentlich⸗rechtliche An⸗ 
ordnung richtet, über deren Rechtmäßigkeit nur die Ver⸗ 
waltungsbehörde oder die Verwaltungsgerichte zu befinden 
haben. Wird, wie im vorliegenden Fall, die Exiſtenz der be⸗ 
haupteten Anordnung beſtritten, ſo iſt darüber Beweis zu er⸗ 
heben und von deſſen Ausfall die Entſcheidung über die zunächſt 
allein im Streit ſtehende Einrede abhängig zu machen. Die 
Meinung des Berufungsrichters, der von dem Beklagten erhobene 
Einwand, daß es ſich um eine polizeilich geprüfte Anlage 
handle, betreffe ſchon die Sache ſelbſt, da er aus materiell⸗ 
rechtlichen Gründen zur Abweiſung der Klage führen müfle, iſt 
irrig und ſteht mit der Rechtſprechung des RG. (RG. 31, 
285, insbeſondere 289; 59, 72; 62, 131; JW. 93, 508) in 
Widerſpruch. Daß es ſich im vorliegenden Fall nicht um eine 
ſchon vollendete Anlage, ſondern um eine erſt projektierte An⸗ 
lage, von der eine Einwirkung auf das Eigentum der Klägerin 
erſt in Zukunft zu erwarten iſt, handelt (S 907 BGB.) vermag 
einen Unterſchied für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges nicht zu begründen. Pr. E.⸗F. c. D., U. v. 22. Febr. 08, 
427/07 V. — Hamm. 

Gewerbeordnung. 

21. 88 20, 21, 40 GewO. verb. mit 8 24 des Ham⸗ 
burgiſchen Verhältnisgeſetzes vom 23. April 1879. Gibt es 
eine Klage vor den ordentlichen Gerichten wegen Verſagung des 
Gewerbebetriebes ?] 

Dem Kläger, der in Hamburg das Gewerbe eines Haus⸗ 
maklers betrieb, iſt durch Verfügung der Polizeibehörde daſelbſt 
auf Grund des 8 35 GewO. das Geſchäft eines gewerbs⸗ 
mäßigen Vermittlungsagenten für Immobiliarverträge unterſagt 
und ſein Rekurs hiegegen iſt durch Beſcheid der Senatsſektion 
für Gewerberekursſachen verworfen worden. Er hat nun gegen 
die Polizeibehörde im Rechtswege Klage mit dem Antrage er⸗ 
hoben, die beiden Beſcheide für nicht rechtsgültig und nicht 
rechtskräftig zu erklären. Auf Grund der von dem Beklagten 
erhobenen Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges wurde die 


Klage abgewieſen. Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. 


Der $ 13 GVG. beſagt nur, daß alle als bürgerliche Rechts⸗ 
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ſtreitigkeiten anzuſehenden Sachen vor die ordentlichen Gerichte 
gehören, ſoweit nicht die Zuſtändigkeit von Verwaltungs⸗ 
behörden oder Verwaltungsgerichten — reichs⸗ oder landes⸗ 
geſetzlich — begründet iſt. Dieſe Vorſchrift ſchließt nicht aus, 
daß durch Reichs⸗ oder Landesgeſetze den ordentlichen Gerichten 
ausnahmsweiſe auch eine Verwaltungsgerichtsbarkeit übertragen, 
daß dieſen, etwa um des beſonderen Rechtsſchutzes willen, die 
Entſcheidung auch über einen öffentlich⸗ rechtlichen Anſpruch zus 
gewieſen wird. (Vgl. Mot. zu § 13 ($2) GVG. S. 33; 
Hahn, Materialien I S. 47; Wach, Handbuch des Zivilprozeſſes 
188, S. 79. — Gaupp⸗Stein, ZPO. Vorbemerkg vor 8 1 
S. 3, 5; Struckmann⸗Koch zu 8 13 GVG. Nr. 2, 3). Als 
ein Landesgeſetz nun, welches in ſolcher Weiſe den ordentlichen 
Gerichten Streitigkeiten, die an ſich keine bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten ſind, zur Entſcheidung überwieſen hat, kommen 
eben die Beſtimmungen in 88 24 ff. des hamburgiſchen ſogen. 
Verhältnisgeſetzes in Frage, ſofern hiernach wegen Verletzung 
von Privatrechten durch Verfügungen oder Maßregeln von 
Verwaltungsbehörden gegen die betreffende Verwaltungs behörde 
Klage vor den Gerichten — und zwar nach 8 29 „auf Ab⸗ 
hilfe oder auf Entſchädigung oder auf beides“ — erhoben 
werden kann. Das Berufungsgericht würde denn auch, wie es 
ſcheint, in dem unterſtellten Falle, daß der Kläger einen Ein⸗ 
griff der Verwaltungsbehörde in ein „Privatrecht“, den freien 
Gewerbebetrieb, behaupte und mit ſeinem Antrage nur die 
Feſtſtellung des daraus ſich ergebenden Rechtsverhältniſſes be⸗ 
zwecke, die Vorausſetzung des § 24 cit. an ſich als gegeben 
anſehen. — Eine Schranke iſt jedoch der Landesgeſetzgebung 
jedenfalls gezogen: ſie kann den Rechtsweg an die ordentlichen 
Gerichte da nicht geſtatten, wo durch ein Reichsgeſetz die aus⸗ 
ſchließliche Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden ſtatuiert iſt. 
Daß die Reichsgeſetzgebung hierzu bei den ihr verfaſſungs⸗ 
mäßig zugewieſenen Materien befugt iſt, unterliegt keinem 
Zweifel und ſie hat von einer derartigen Anordnung auch auf 
weiten Gebieten Gebrauch gemacht (vgl. Gaupp⸗Stein, a. a. O. 
S. 5/6 [III BI). Es kommt hiernach für den gegenwärtigen 
Fall allerdings auf die Frage an, ob durch die Vorſchriften in 
§ 40 Abſ. 2 88 20, 21 RGewdo. die Entſcheidung für die davon 
betroffenen Angelegenheiten ausſchließlich den Verwaltungs⸗ 
behörden übertragen ſei. Das iſt aber mit dem Berufungsgericht 
zu bejahen. In dieſem Sinne iſt die Frage ſchon früher von 
dem RG. entſchieden worden, nämlich durch das auch im Be⸗ 
rufungsurteile angezogene Urteil des V. JS. vom 21. April 1886 
(RG. Bd. 15 Nr. 21 S. 138 ff.). Die Reviſion meint zwar, 
dieſe Entſcheidung könne, da ſie einen Fall aus preußiſchem 
Rechtsgebiete betreffe und auf ganz abweichenden Grundſätzen 
des preußiſchen Rechtes beruhe, für hamburgiſche Verhältniſſe 
nicht maßgebend ſein, und ſie beruft ſich hierfür auf Nöldeke, 
hamburgiſches Landesprivatrecht (Ergänzungsbd. VI zu Dernburg 
das bürgerliche Recht) 8 56 S. 297 Note 18. Allein dem iſt 
nicht beizupflichten. Das erwähnte Urteil beruht nicht bloß 
auf den dort angeführten preußiſchrechtlichen Vorſchriften, ſondern 
weſentlich auf der Auslegung der RGewO. So iſt S. 141 aus⸗ 
geführt: „Wenn nun auch in der GewO. für das Deutſche Reich 
ſich nicht, wie es im 8 25 der preußiſchen GewO. vom 
17. Januar 1845 (G.⸗S. S. 41) der Fall war, eine aus⸗ 
drückliche Vorſchrift findet, durch welche der Rechtsweg aus⸗ 
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geſchloſſen wird, ſo folgt doch von ſelbſt, daß in und neben 
einem Verfahren, welches durch Feſtſetzung der zuſtändigen Be⸗ 
hörden, durch Beſtimmung der Rechtsmittel und durch Vor⸗ 
ſchriſten über den Gang des Verfahrens feſt geordnet iſt, nicht 
ein anderes Verfahren von anderen Behörden zugelaſſen werden 
fol; denn daraus, daß nur das eine Verfahren vorgeſchrieben 
iſt, ergibt ſich notwendig der Ausſchluß jedes anderen Ver⸗ 
fahrens. Es iſt auch bei Prüfung der im gegenwärtigen Falle 
von ſeiten des Klägers für die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
vorgebrachten Momente daran feſtzuhalten, daß neben der reichs⸗ 
geſetzlich in der GewO. 588 40, 20, 21 getroffenen Regelung 
für einen Rechtsweg der Art, wie erſt ſonſt durch S 24 des 
hamburgiſchen Geſetzes vom 23. April 1879 eröffnet ſein würde, 
lein Raum bleibt. Wenn in 8 21 Satz 1 „die näheren Be⸗ 
fimmungen über die Behörden und das Verfahren ſowohl in 
der erſten als in der Rekursinſtanz“ den Landesgeſetzen vor⸗ 
behalten ſind, ſo iſt darunter eben offenbar nur das Verfahren 
über den in § 20 zugelaſſenen Rekurs, alſo das Verwaltungs⸗ 
freitverfahren verſtanden. — Auf letzterem Gebiete bewegt ſich 
auch allein die Kontroverſe, ob durch die Vorſchrift des § 20, daß 
gegen den Beſcheid der untern Verwaltungsbehörde Rekurs, 
„an die nächſtvorgeſetzte Behörde“ zuläſſig iſt, die landes⸗ 
eſetzliche Zulaſſung eines weiteren Rechtsmittels gegen die 
Rekursentſcheidung ausgeſchloſſen ſei. Das wird vorwiegend 
berneint mit der Erwägung, die 88 20, 21 GewO. hätten 
lediglich ein Mindeſimaß von Garantien reichsgeſetzlich ſchaffen 
wollen, welches von den Einzelſtaaten bei der Verhandlung in 
I. und II. Inſtanz unter allen Umſtänden gewährt werden 
müſſe, fie wollten aber im übrigen der weiteren Ausbildung 
der Materie durch die Landesgeſetzgebung keine Schranken ent⸗ 
gegenſetzen und eine Erhöhung dieſer Garantien, wie namentlich 
durch Zulaſſung der Berufung an einen Verwaltungsgerichts⸗ 
hof als III. Inſtanz widerſtreite daher der Abſicht der GewO. 
nicht. Auf dieſen Standpunkt haben ſich ins beſondere das 
preußiſche Oberverwaltungsgericht (ſeit einer Entſcheidung vom 
30. Mai 1876) und der bayriſche Verwaltungsgerichtshof 
heſtellt, während der württembergiſche Verwaltungsgerichts hof 
eine abweichende Anſicht vertritt. (Vgl. v. Rohrſcheidt Gewd. 
u 5 20 A. 3 S. 76; Landmann, GewO. Bd. I 8 20 A. 3 
5. Aufl. S. 184; Schicker GewO. zu § 20 A. 1 4. Aufl. S. 70; 
Jahrb. der Württemb. Rechtspflege 15, 99 ff.). Dieſe Streit⸗ 
frage iſt hier nicht zu entſcheiden; es handelt ſich bei ihr nicht 
um die Frage des ordentlichen Rechtsweges, und andererſeits 
lönnte auch nicht angenommen werden, daß den hamburgiſchen 
Gerichten mit einer Rechtſprechung gemäß 8 24 ff. des Ver⸗ 
hältnisgeſetzes die Funktion eines oberinſtanzlichen Verwaltungs⸗ 
zerichts übertragen wäre. Die GewO. hat das „Rekurs⸗ 
verfahren“ feinen weſentlichen Grundzügen nach als Verwaltungs⸗ 
freitverfahren geregelt und nur in dieſem Rahmen der 
andeögefeßgebung einen Spielraum für die Ausgeſtaltung im 
einzelnen verſtattet. Für eine inſoweit erſchöpfende und ab⸗ 
ſhließende Regelung der Zuständigkeit und des Inſtanzenzuges 
fehlte auch keineswegs ein reichsrechtliches Intereſſe, das viel⸗ 
mehr daran zweifellos beſteht, daß die Behandlung ſolcher gewerbe⸗ 
polizeilichen Angelegenheiten, ihrer verwaltungs rechtlichen Natur 
euuſprechend nach Möglichkeit einheitlich geordnet ift und ſich in 
dem dafür geeignetſten, auch eine raſchere Erledigung gewähr⸗ 
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leiſtenden Verfahren vollzieht. — Mit Recht hat ſodann das 
Berufungsgericht darauf Gewicht gelegt, daß und wie die 
GewO. in verſchiedenen Fällen (88 19, 19a, 51, 52) die 
Zuſtändigkeit für Streitigkeiten, je nachdem Fragen des öffent⸗ 
lichen Rechtes oder des bürgerlichen Rechtes zu entſcheiden ſind, 
den Verwaltungsbehörden oder den Gerichten zugewieſen hat. 
Wenn hier in ſcharf betonter Unterſcheidung dem in einem 
Falle zugelaſſenen Rekurſe die richterliche Entſcheidung, der 
Rechtsweg, worauf im anderen Falle verwieſen wird, gegenüber⸗ 
geſtellt iſt, ſo kann auch daraus gefolgert werden, daß das 
Geſetz neben dem in den 88 40, 20, 21 geordneten Rekurs⸗ 
verfahren nicht den Rechtsweg zulaſſen will, da andernfalls 
ohne Zweifel die Zulaſſung desſelben im Geſetze zum Ausdruck 
gebracht worden wäre. — Sit der Rechtsweg gegenüber den 
Rekursentſcheidungen auf dieſem Gebiete grundſätzlich ver⸗ 
ſchloſſen, ſo kann er auch nicht mittels der dem hamburgiſchen 
Rechte eigentümlichen „Klage auf Abhilfe“ (vgl. Nöldeke a. a. O. 
Nr. 300 Z. 3 g.) beſchritten werden. G. c. Polizeibehörde in 
Hamburg, U. v. 17. Febr. 08, 193/07 VI. — Hamburg. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

22. 8 5 Abſ. 1 und 2 PatG. Gleichzeitiger Schutz durch 


Patent und Gebrauchsmuſter. Vorbenutzungsrecht. Schutz des⸗ 


jenigen, der in ſeiner Werkſtatt für einen durch Vorbenutzungs⸗ 
recht Geſicherten eine Herſtellung vornimmt.] 

Dem Berufungsgericht iſt darin beizutreten, daß die Be⸗ 
klagten vom Schutze des 55 Abſ. 1 PatG. nicht deswegen 
ausgeſchloſſen ſind, weil die Schartenblende der Klägerin nicht 
nur unter Patent ſteht, ſondern zugleich auch als Gebrauchs⸗ 
muſter eingetragen iſt. I. Beim Zuſammentreffen des Patent⸗ 
und Gebrauchsmuſterrechtes in einer Erfindung muß jedenfalls 
der Schutz der Vorbenutzung durchgreifen. Zu dieſem Ergebniſſe 
kann man auf dem Wege gelangen, den das OLG. eingeſchlagen 
hat, indem es aus dem zweiten Satze des § 5 Abſ. 1 PatG. 
eine poſitiv anerkannte Ausnutzungsbefugnis des Vorbenutzers 
einer patentierten Erfindung ableitet, die auch gegenüber dem 
Recht aus der Gebrauchsmuſtereintragung ſtandhalte. Es 
bedarf aber dieſes Umweges nicht. Zu dem gleichen Ziele 
führen auch folgende Erwägungen. Das Geſetz vom 1. Juni 1891 
enthält gegenüber der Beſtimmung des § 4, wonach das Ge⸗ 
brauchsmuſterrecht dem Eingetragenen „ausſchließlich“ zuſteht, 
keine dem 8 5 PatG. entſprechenden Ausnahmevorſchriften. Dies 
würde der Zulaſſung des Vorbenutzungsrechts nicht entgegen⸗ 
ſtehen, da nach dem, vom Senate ſchon mehrfach, zuletzt im 
Urteile I. 262/07 vom 30. November 1907 ausgeſprochenen 
Grundſatz im Zweifel die Lücken des GebrMG. nach Analogie 
des PatG. auszufüllen ſind. Hier aber macht die in der 
Kommiſfion zur Beratung des Entwurfes abgegebene Erklärung 
der Regierungskommiſſare — S. 11 des KommB., Schriftſtück 
Nr. 398 des RT. 8. Leg.⸗Periode I. Seſſion 1890/91 — 
Schwierigkeit, da hiernach der Schutz der Vorbenutzung auf 
dem Gebiete der Gebrauchsmuſter mit Abſicht weggelaſſen worden 
iſt. Indeſſen, wie man auch im Übrigen die Bedeutung dieſes 
Vorgangs für die Auslegung des Geſetzes beurteilen will, 
worüber hier, wie bemerkt, nicht entſchieden werden ſoll, ſo geht 
doch aus der Begründung der Erklärung mit Deutlichkeit her⸗ 
vor, daß man dabei ausſchließlich an die geringeren, nur des 
Gebrauchsmuſterſchutzes würdigen Erfindungen gedacht hat, nicht 
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an die gehaltreicheren Erfindungen, welche den Vorausſetzungen 
des PatG. genügen und daher auf den wirkſameren und länger 
dauernden Patentſchutz Anſpruch machen können. Ungereimt 
wäre jedenfalls der Gedanke, daß die Ablehnung des Vor⸗ 
benutzungsrechts gegenüber dem Gebrauchsmuſterſchutz auch für 
ſolche Fälle beabſichtigt geweſen ſei, wo für den Gegenſtand 
der Gebrauchsmuſtereintragung zugleich der Patentſchutz wirklich 
erwirkt war. In dieſen Fällen wenigſtens würde daher, wenn 
man nicht mit dem Berufungsgerichte die unmittelbare An⸗ 
wendung des 8 5 PatG. annehmen will, doch der entſprechenden 
Anwendung nach dem eben erwähnten Grundſatze nichts im 
Wege ſtehen. II. Es iſt verfehlt, den Begriff der Veranſtaltungen, 
welche nach 8 5 Abſ. 1 das Vorbenutzungsrecht begründen, 
danach zu beſtimmen, ob im einzelnen Falle der Vorbenutzer 
dafür mehr oder minder erhebliche Aufwendungen gemacht hat. 
Die von den Veranſtaltungen im Gegenſatze zur ausgeführten 
Benutzung handelnde zweite Alternative beruht auf einem Vor⸗ 
ſchlage der Kommiſſion zu dem alten Pat. Der Kommiſſions⸗ 
bericht zeigt nun zwar, daß man ſich für die Ergänzung ent⸗ 
ſchied, weil die Beſchränkung auf den Fall der ſchon vollendeten 
Benutzung der Erfindung der Kommiſſion „unbillig und nament⸗ 
lich dem Erfinder gegenüber, der Kraft, Zeit und Kapital für 
die Erfindung aufwandte, als eine ungerechtfertigte Härte“ 
erſchien. Man kann ganz beiſeite laſſen, daß hier nur von 
Aufwendungen für die Erfindung, nicht von Aufwendungen für 
die Benutzungs vorbereitungen die Rede iſt. Denn jedenfalls 
läßt ſich aus dem Kommiſſionsberichte nicht mehr entnehmen, 
als daß die Rückſichtnahme auf ökonomiſche und andere Opfer, 
welche nicht vergeblich ſein ſollten, der allgemeine legislative 
Grund für den Vorſchlag der zuſätzlichen Beſtimmung geweſen 
iſt. Weil die Kommiſſion der Anſicht war, daß bei der be⸗ 
ſchränkten Ausnahme, wie ſie der Entwurf vorſah, ſolche nicht 
gerechtfertigten Verluſte an Kraft, Zeit und Kapital nicht nur 
in vereinzelten Fällen, ſondern ſo häufig vorkommen könnten, 
daß ſich eine geſetzliche Regelung empfehle, ſo hielt ſie es für 
erforderlich, den Zuſatz vorzuſchlagen, der demnächſt zum Beſtand⸗ 
teile des Geſetzes wurde und in das PatG. vom 7. April 1891 
übergegangen iſt. Aber weder die Worte des Geſetzes noch die 
Erwägungen der Kommiſſion rechtfertigen die Auslegung, daß 
das wirkliche Vorhandenſein derartiger Aufwendungen ein tat⸗ 
beſtandliches Moment für die Anwendung der Beſtimmung bilde. 
Die von der Beklagten zu 1 entwickelte Tätigkeit genügt den 
objektiven Anforderungen des Geſetzes, wenn es in der zweiten 
Alternative verlangt, daß „die zur Benutzung (der Erfindung) 
erforderlichen Veranſtaltungen getroffen“ ſind. Nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. — ROSE. 16, 416; RG3. 30, 64 — 
der auch das Berufungsgericht folgen will, hat dieſe Be⸗ 
ſtimmung die Auslegung gefunden: Daß nicht ſämtliche Vor⸗ 
bereitungs handlungen verlangt werden, daß vielmehr diejenigen 
zur Benutzung erforderlichen Veranſtaltungen gemeint ſind, 
welche die Erfindung im weſentlichen auszuführen beſtimmt find 
und hiermit den ernſtlichen Willen, die Erfindung ſofort zu 
benutzen, zweifellos kundgeben. Dazu gehört im vorliegenden 
Fall auch ſchon die Anfertigung der die Schartenblende ent⸗ 
haltenden Zeichnungen. Es kann nicht dem geringſten Zweifel 
unterliegen, daß bei der Beklagten zu 1 die ernſte und feſte 
Abſicht beſtand, die begonnene Ausführung zum Abſchluſſe zu 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 7. 1908. 


bringen und damit die ſtreitige Erfindung ohne Verzögerung in 
Benutzung zu nehmen, wie es denn auch tatſächlich geſchehen 
iſt. Ein ſolcher Zweifel war ſchon ausgeſchloſſen, nachdem 
ſich die Beklagte zu 1 der Amerikaniſchen Regierung durch 
Vertrag zur Ausführung des übernommenen Auftrags ver⸗ 
pflichtet hatte. Aber darauf allein konnte die Beklagte zu 1 ihr 
Vorbenutzungsrecht nicht ſtützen, da in dem bloßen Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäfts keine Veranſtaltung im Sinne des Geſetzes zu 
finden iſt (RG. 45, 119). Nachdem jedoch die Beklagte zu 1 
ihrer Abſicht dadurch ſichtbaren Ausdruck gegeben hatte, daß 
ſie die nicht einem bloßen theoretiſchen Intereſſe dienenden, 
ſondern für die Arbeit notwendigen Werkzeichnungen herſtellen 
ließ, war damit auch ein Anfang der Ausführung hinzu⸗ 
gekommenen, der ſich unbedenklich als eine zur Benutzung der 
Erfindung erforderliche Veranſtaltung darſtellt. Ob die Be⸗ 
klagte zu 1 die Erfindung ſebſt gemacht hat oder nur die von 
einem dritten bereits gemachte Erfindung ausführte, iſt nicht 
von Erheblichkeit, da das Vorbenutzungsrecht nicht eine Folge 
des ſubjektiven Erfinderrechts iſt, ſondern auf dem in der 
Benutzung betätigten Beſitze der Erfindung beruht. Ohne 
Bedeutung muß es darum auch ſein, wenn in der Anfertigung 
der Werkzeichnungen nach den erhaltenen Urzeichnungen in der 
Tat nichts Erfinderiſches zu erblicken iſt. Auch darauf kann es 
nicht ankommen, ob der Erfindungsbeſitz gutgläubig war, ob 
alſo die Beklagte zu 1 gegenüber der Amerikaniſchen Regierung 
berechtigt war, die Erfindung für ſich auszunutzen. Von 
Erheblichkeit dagegen ſind die folgenden durch die Einwendungen 
der Klägerin angeregten Fragen. Zunächſt, ob die Beklagte 
zu 1, indem ſie die Herſtellung der Geſchütze im Auftrage der 
Amerikaniſchen Regierung ausführte und zu dieſer Ausführung 
die ihr von der Beſtellerin mitgeteilte Erfindung in Benutzung 
nahm, dieſe Benutzung für ſich, als eigene Benutzung könne 
geltend machen. Dieſe Frage muß unbedenklich bejaht werden. 
Nach dem unſtreitigen Sachverhalt iſt es ausgeſchloſſen, daß 
die Beklagte zu 1 nur als unſelbſtändiges Ausführungsorgan 
der Beſtellerin angeſehen werden dürfte. Vielmehr hatte ſie 
die Herſtellung der Geſchütze in ihrem eigenen Fabrikations⸗ 
betriebe auf eigene Rechnung übernommen. Wenn aber nach 
dem eingeholten Gutachten davon auszugehen iſt, daß der Fach⸗ 
mann die Eigenſchaft der Vorrichtung als Schartenblende deut⸗ 
lich erkennen könnte, ſo wäre es eine völlig willkürliche An⸗ 
nahme, daß die Beklagte zu 1, bei welcher das nötige Sach⸗ 
verſtändnis an den entſcheidenden Stellen gewiß nicht in Zweifel 
kann gezogen werden, zu dieſer Erkenntnis nicht befähigt 
geweſen ſei. III. Die Beklagte zu 2 nimmt ein eigenes Vor⸗ 
benutzungsrecht gar nicht in Anſpruch, ſie will nur durch das 
Vorbenutzungsrecht der Beklagten zu 1 mit gedeckt ſein. Nach 
den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts iſt die Beklagte zu 2 
bei der Herſtellung der Geſchütze inſofern beteiligt geweſen, als 
die Geſchütze in ihrer Fabrik fertig zum Gebrauche montiert 
worden ſind. Bei der feſtſtehenden Tatſache, daß die Beklagte 
zu 1 den Vertrag mit der Amerikaniſchen Regierung für ſich 
allein abgeſchloſſen und die Ausführung der Geſchütze aus⸗ 
ſchließlich für ihre Rechnung übernommen hat, hält es der 
Senat für unbedenklich, auch noch die Montierung der Geſchütze 
als zu den Bedürfniſſen ihres eigenen Betriebes gehörig 
anzuſehen und folgeweiſe auch in dem, was über die Aus⸗ 
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führungstätigkeit der Beklagten zu 2 feſtgeſtellt iſt, nur eine 
der Beklagten zu 1 geſtattete Ausnutzung der Erfindung in 
einer fremden Werkſtätte zu erblicken. Daß die Tätigkeit der 
Bellagten an ſich eine Verletzung der klägeriſchen Schutzrechte 
enthielt, iſt unter dieſen Umſtänden ohne Bedeutung, denn dieſe 
Tätigkeit wird durch das feſtgeſtellte Vorbenutzungsrecht der 
Beklagten zu 1 gedeckt. K. c. R. u. F., U. v. 25. Jan. 08, 
109/07 I. — Jena. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

23. 8 1 UnlWG. Ankündigung eines approbierten 
Arztes betreffend die Tätigkeit als Zahnarzt.] 

Der Berufungsrichter weiſt darauf hin, daß der Beklagte, 
ein approbierter Arzt, einen Arzt, zwei Zahnärzte und mehrere 
Dentiſten beichäftigt ſowie Studenten gerade in der Zahnheil⸗ 
kunde ausbildet. Der Berufungsrichter zieht den Schluß, daß 
den weſentlichſten Teil der Tätigkeit des Beklagten die Praxis 
eines Zahnarztes bilde, obgleich er ſich zugleich als Spezialarzt 
für Mundkrankheiten bezeichne. Dieſe letztere Bezeichnung als 
Spezialarzt für Mundkrankheiten wolle nach der Art dieſer Be⸗ 
zeichnung im Zuſammenhang mit der Bezeichnung als „Spezialarzt 
für Zahn⸗ und Mundkrankheiten“ nichts anderes beſagen, als 
daß er die techniſche Behandlung der Zähne wie ein Zahnarzt 
ausübe. Der Beklagte wolle nicht ankündigen, er behandle 
als praktiſcher Arzt Mundkrankheiten, um etwa gelegentlich 
auch die reine im Plombieren, Zahnerſatz uſw. beſtehende 
Zahnheilkunde auszuüben, ſondern die zahnärztliche Praxis 
allein ſei ihm das weſentliche. Dies alles ergebe ſich aus dem 
Inhalt ſeiner Ankündigungen. und ſtimme auch mit der wirk⸗ 
lichen Sachlage überein. Der Beklagte übe lediglich die Zahn⸗ 
heilkunde aus, trete öffentlich als Zahnarzt auf, wolle vom 
Publikum auch als Zahnarzt angeſehen und als ſolcher in 
Anſpruch genommen werden, obgleich er ſich auch als Spezial⸗ 
arzt für Mundkrankheiten bezeichne. Der Berufungsrichter 
verkennt nicht, daß die Ausübung der Heilkunde, alſo auch die 
Zahnheilkunde, freigegeben iſt. Der Berufungsrichter geſtattet 
dem Beklagten aber nicht die Führung des Titels „Zahnarzt“, 
obgleich der Beklagte als praktiſcher Arzt Vollarzt iſt. Die 
Führung des Titels „Zahnarzt“ iſt nach der auf 8 29 GewO. 
beruhenden Bekanntmachung des Bundesrats vom 5. Juli 1889 
betreffend die Prüfung der Zahnärzte nur demjenigen geſtattet, 
der auf Grund dieſer Prüfungsordnung das Examen beſtanden 
und ſo die Approbation als Zahnarzt erlangt hat. Dieſer 
Prüfung haben ſich nach 8 12 Prüfungs O. auch praktiſche 
Arzte zu unterziehen, wenn ſie die Approbation als Zahnarzt 
nach 8 29 GewO. erwerben wollen. Damit iſt dem approbierten 
Arzt, der die beſondere Approbation als Zahnarzt nicht be⸗ 
ſitzt, die Führung des Titels eines Zahnarztes unterſagt. 
Von dieſem Grundſatz geht der Berufungsrichter aus. In⸗ 
dem er dieſen Grundſatz auf den gegebenen Fall anwendet, 
findet er, das Publikum erblicke in dem Titel eines Zahnarztes 
einen beſonderen Vorzug. Indem der Beklagte ſich als 
Zahnarzt ankündige, erwecke er beim Publikum den irrigen 
Glauben, er beſitze die zahnärztliche Approbation; folglich 
ſtellten die Ankündigungen des Beklagten öffentliche Mit⸗ 
teilungen über geſchäftliche Verhältniſſe, ins beſondere über den 
Beſitz von Auszeichnungen dar, welche geeignet ſeien, den 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots im Sinne des 
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8 1 Abſ. 1 Unl WG. hervorzurufen. Hierin liege ein Verſtoß 
gegen 8 1 Abſ. 1 Unl MG. wenigſtens inſolange, als die Vers 
hältniſſe beim Beklagten ſo liegen, wie dies eingangs der 
Gründe feſtgeſtellt iſt. Aus dieſen Erwägungen gibt der 
Berufungsrichter der Klage auf Unterlaſſung der mehrerwähnten 
Ankündigungen auch inſoweit ſtatt, als der Beklagte ſich 
zugleich als Spezialarzt für Mundkrankheiten ankündigt. Der 
Beklagte rügt, daß der Berufungsrichter in der Führung des 
Titels „Zahnarzt“ eine Mitteilung über den Beſitz einer Aus⸗ 
zeichnung erblicke; auch von einer Mitteilung über geſchäftliche 
Verhältniſſe, insbeſondere über die Beſchaffenheit gewerblicher 
Leiſtungen könne nicht geſprochen werden, weil der Begriff 
eines Gewerbes auf die freien Berufe keine Anwendung finden 
könne. Es handle ſich hier im weſentlichen um Standes⸗ und 
Titelfragen, zu deren Löſung das nur dem Schutze von Handel 
und Gewerbe dienende Geſetz zur Bekämpfung des unlautern 
Wettbewerbs ungeeignet ſei. Die Frage, ob die Beilegung 
eines zahnärztlichen Titels als Angabe über den Beſitz einer 
Auszeichnung im Sinne des Wettbewerbgeſetzes zu betrachten 
iſt, kann dahin geſtellt bleiben. Denn der Beklagte hat, 


indem er ſich als Zahnarzt empfohlen hat, Angaben über 


geſchäftliche Verhältniſſe, insbeſondere über die Beſchaffenheit 
gewerblicher Leiſtungen gemacht. Die GewO. gibt abſichtlich 
keine Beſtimmung über den Begriff eines Gewerbes, weil die 
Vielgeſtaltigkeit der gewerblichen Entwicklung eine ſcharfe 
Begriffs beſtimmung nicht geſtattet. Daraus, daß die GewO. 
mehrfach vom Gewerbebetrieb der approbierten Arzte ſpricht 
und gerade die grundlegenden Beſtimmungen über die Aus⸗ 
übung der Heilkunde in fi aufgenommen hat (88 6 Abſ. 1, 
29, 56a Ziff. 1, 80 Abſ. 2, 147 Ziff. 3 Gew.), auch die 
Errichtungen von Heilanſtalten gewerblichen Unternehmungen 
völlig gleichſtellt (8 30 Gew.), iſt noch keineswegs zu 
ſchließen, daß der ärztliche Beruf in allen Beziehungen ein 
Gewerbe ſei; im Gegenteil tritt bei Ausübung der ärztlichen 
Berufstätigkeit die Erwerbsabſicht gegenüber den hohen fitt⸗ 
lichen Intereſſen, von denen der ärztliche Beruf erfüllt iſt, 
zurück. Deshalb hat das RG. (RG. 64, 155) die Ausübung 
des ärztlichen Berufs nicht als einen Gewerbebetrieb und nicht 
als ein „ſonſtiges Recht“ im Sinne des 8 823 Abſ. 1 BGB. 
bezeichnet, und ferner in RG. 66, 143 (vgl. RG. 66, 139) 
grundſätzlich ausgeſprochen, daß die ärztliche Praxis Geld⸗ 
intereſſen nicht dienſtbar gemacht werden kann. Gerade an 
letzterer Stelle iſt auch für die Zahnärzte insbeſondere kraft 
ihrer Berufsſtellung ein vertragsmäßiges Konkurrenzverbot als 
unverträglich mit der Auffaſſung über den Begriff der guten 
Sitten erklärt. In den ſoeben erwähnten Entſcheidungen und 
m der dort weiter angezogenen Rechtſprechung und Literatur 
wird aber auch hervorgehoben, daß der ärztliche Beruf auch 
eine gewerbliche Seite hat. Damit erklärt es ſich, daß die 
Gewd. von der Berechtigung zum Gewerbebetrieb als Arzt, 
Wundarzt, Zahnarzt uſw. ausdrücklich ſpricht. In der 
Kommiſſion zur Vorberatung des Entwurfs eines Geſetzes zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 9. Legisl.⸗Per. 
IV. Seſſion 1895/96, Nr. 35 der Drudf. S. 8/9 war zu 8 1 
des Entwurfs ein Zuſatz dahin beantragt, daß unter gewerb⸗ 
lichen Leiſtungen auch landwirtſchaftliche und gärtnerifche 
Leiſtungen ſowie ärztliche Leiſtungen zu verſtehen ſeien. Von 
f 82 
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einem ſolchen Zuſatz wurde ſchließlich Abſtand genommen. Die 
Kommiſſion wurde dazu veranlaßt, weil es keinem Zweifel 
unterliegen könne, daß „gewerblich“ hier, was die Landwirt⸗ 
ſchaft angehe, im Sinne des täglichen Lebens zu verſtehen ſei 
und, was die Arzte angehe, ganz zweifellos ihre Leiſtungen 
nach der beſtehenden Geſetzgebung unter die gewerblichen 
Leiſtungen fallen, zumal der ärztliche Beruf durch die GewO. 
geregelt werde. Von einem Zuſatz in gedachtem Sinne beſorgte 
man, daß gerade durch die ausdrückliche Erwähnung dieſer 
Leiſtungen unerwünſchte Ergebniſſe herbeigeführt werden möchten. 
Somit erweiſt ſich der Angriff des Beklagten als verfehlt. 
Der Geſetzgeber wollte die ärztlichen Leiſtungen hier als ſolche 
gewerblicher Art betrachtet wiſſen und zwar zu ihrem Schutze. 
B. c. Verein approbierter Zahnärzte, U. v. 7. Febr. 08, 
400/07 II. — Dresden. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 20. Mai 1898. 

24. 88 7, 51 Gen. Ausſchließungsrecht wegen neu 
geforderten Einlagen 2] 

Der Kläger war Mitglied der beklagten Genoſſenſchaft, 
welche die Erbauung von Häuſern und deren Vermietung oder 
Verkauf an Genoſſen, die Arbeitnehmer find, bezweckt. Der 
Geſchäftsanteil eines Mitgliedes iſt ebenſo, wie die Haftſumme 
auf 200 & feſtgeſetzt. Im Jahre 1903 arbeitete die Genoſſen⸗ 
ſchaft mit Verluſt. Die Generalverſammlung beſchloß, daß 
„zur Beſeitigung des Geſamtverluſtes von 6 026 „ 20 Prozent 
von jedem Geſchäftsanteil“, alſo 40 &, abgeſchrieben werden 
und die „Wiederauffüllung der Abſchreibungen auf die Anteile 
innerhalb 20 Monaten gemäß Statuts“ erfolgen ſollte. Dieſer 
Beſchluß iſt mit 12 gegen 7 Stimmen gefaßt worden. Der 
Kläger, der ſeinen Geſchäftsanteil voll einbezahlt hatte, iſt als 
Mitglied des Vorſtands in der Generalverſammlung zugegen 
geweſen und aufgefordert worden, 40 & an die Genoſſenſchaft 
„einzuzahlen, um die Genoſſenſchaftsanteile wieder auf die ge⸗ 
ſetzliche Höhe zu bringen“. Er weigerte ſich indeſſen der 
Zahlung, worauf in einer gemeinſchaftlichen Sitzung des Vor⸗ 
ſtands und des Aufſichtsrats der Beſchluß gefaßt wurde, den 
Kläger auf Grund des 5 54a des Statuts von der Mitglieds 
ſchaft auszuſchließen. Hier iſt beſtimmt, daß ein Genoſſe aus⸗ 
geſchloſſen werden kann, wenn er den ſtatutenmäßigen Ver⸗ 
pflichtungen nicht nachkommt, insbeſondere, wenn er mehr als 
drei Monate mit den laufenden Beiträgen im Rückſtande ge⸗ 
blieben iſt. Von dem Ausſchluß wurde der Kläger verſtändigt. 
Sein Ausſchluß iſt ins Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen worden. 
Der Kläger behauptet nun, daß der ſeine Ausſchließung be⸗ 
treffende Beſchluß unwirkſam ſei, weil die Vorausſetzungen des 
8 54a des Statuts nicht vorgelegen hätten. Das OLG. vers 
urteilte, die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: Die 
Reviſion bekämpft zunächſt die Auffaſſung des RG., welche 
dem in RG. 57, 154 veröffentlichten Urteile vom 3. März 04 
zugrunde liegt und auch den Ausgangspunkt des jetzt an⸗ 
gefochtenen Urteils bildet, daß die ordentlichen Gerichte befugt 
ſind, in eine ſachliche Prüfung der Frage einzutreten, ob der 
in der Form ordnungsmäßig geſchehene Ausſchluß eines Mit⸗ 
glieds einer eingetragenen Genoſſenſchaft zu Recht erfolgt iſt. 
Es beſteht indeſſen keine Veranlaſſung, von dieſer Auffaſſung 
abzugehen. Denn das in RG. 49, 150 ff. veröffentlichte 
Urteil des IV. ZS. vom 30. Oktober 1901, auf welches ſich 
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die Reviſionsklägerin für ihre abweichende Anſicht ſtützen zu 
können meint, betrifft nicht den Ausſchluß aus einer Genoſſen⸗ 
ſchaft, ſondern den unter der Herrſchaft des BGB. erfolgten 
Ausſchluß aus einem Verein, und iſt ſchon deshalb für die hier 
vorliegende Frage nicht zu verwerten; ein autonomes Recht, 
wie es durch die 88 25, 40 BGB. den Vereinen zugeſprochen 
iſt, wird den Genoſſenſchaften vom Geſetze nicht beigelegt. Bei 
der großen wirtſchaftlichen Bedeutung, welche der Ausſchluß 
aus einer Genoſſenſchaft für das durch dieſe Maßregel betroffene 
Mitglied haben kann, iſt mangels einer geſetzlichen Beſtimmung 
auch nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber ein ſo weitgehendes 
Recht den Genoſſenſchaften ſtillſchweigend habe einräumen 
wollen, zumal dieſer Annahme das gewichtige Bedenken ent⸗ 
gegenſteht, daß in Fällen dieſer Art die Genoſſenſchaft als 
Richter in eigener Sache entſcheiden würde. Die Anſicht der 
Reviſion, welche ſich allerdings auf eine Bemerkung von 
Dr. Hans Crüger in der fünften Auflage des Kommentars von 
Pariſius und Crüger S. 418 berufen kann, entbehrt daher der 
erforderlichen geſetzlichen Grundlage. Die Befugnis des Berufungs⸗ 
gerichts, den Beſchluß, durch welchen der Kläger aus der Ge⸗ 
noſſenſchaft ausgeſchloſſen wurde, ſachlich nachzuprüfen, kann 
daher mit Grund nicht bezweifelt werden. Die Klage war aber 
auch, wie das RG. bereits in mehrfachen Entſcheidungen dar⸗ 
gelegt hat, an die Vorausſetzungen des 8 51 Gen®. dann 
nicht gebunden, wenn durch den Generalverſammlungsbeſchluß, 
welchem der Kläger ſich nicht fügen will, entweder die Sonder⸗ 
rechte der Genoſſen verletzt worden ſind oder der Beſchluß 
ſeinem Inhalte nach vor dem Geſetz überhaupt nicht beſtehen 
kann und nichtig iſt. Der letztere Fall liegt hier vor. In 
Frage ſteht die Gültigkeit des zweiten Teiles des Beſchluſſes, 
der den Genoſſen die Verpflichtung auferlegte, weitere Ein⸗ 
zahlungen auf die Geſchäftsanteile „zur Wiederauffüllung der 
Abſchreibungen“ zu leiſten. Dieſer Teil des Beſchluſſes iſt 
vom OLG. mit Recht für ungültig erklärt worden. Es ſteht 
feſt, daß die Genoſſen und ins beſondere der Kläger den ſatzungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsanteil von 200 durch Volleinzahlung 
bereits beſchafft hatten. Der Geſchäftsanteil aber begrenzt nach 
8 7 Nr. 2 des Geſetzes Recht und Pflicht der Genoſſen, wie⸗ 
weit fie ſich während des Beſtandes der Genoſſenſchaft mit 
Einlagen zu beteiligen haben. Andere Leiſtungen für die 
Genoſſenſchaft als die ſatzungsmäßigen Einzahlungen auf den 
Geſchäſtsanteil dürfen den Genoſſen nicht angeſonnen werden 
(RG. 62, 312), und es iſt namentlich die Einführung eines 
ſog. Umlageverfahrens zur Deckung entſtandener Verluſte während 
des Beſtandes der Genoſſenſchaft bei der Beratung des Geſetzes 
ausdrücklich abgelehnt (Pariſius⸗Crüger 5. Aufl. S. 123). Der 
Zweck, den der Beſchluß verfolgte, hätte in geſetzlicher Weiſe 
nur dadurch erreicht werden können, daß nach 8 16 Gen. 
eine Erhöhung des Geſchäftsanteils beſchloſſen wurde. Das 
Geſchäftsguthaben des Genoſſen wird nach 8 19 gebildet durch 
die Einzahlungen, die er auf den Geſchäftsanteil geleiſtet hat, 
zuzüglich der Zuſchreibung von Gewimanteilen und abzüglich 
der Abſchreibung von Verluſtanteilen. Da der Geſchäftsanteil 
nach 8 7 Nr. 2 den Betrag darſtellt, bis zu welchem ſich die 
Genoſſen mit Einlagen beteiligen können, folglich auch, wie 
8 19 beſtimmt, die Zuſchreibung des Gewinns nur ſolange 
erfolgt, als nicht der Geſchäftsanteil erreicht iſt, ſo ergibt ſich 
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für die Fälle, wo das Statut Einzahlungen auf den Geſchäfts⸗ 


anteil in Raten vorſieht, daß dieſe Ratenzahlungen aufhören 
müſſen, ſobald das Geſchäftsguthaben infolge der Zuſchreibung 
von Gewinnen zu den geleifteten Einzahlungen die Höhe des 
Geſchäftsanteils erreicht hat. Muß ſpäter eine Abſchreibung 
von Verluſten erfolgen und ſinkt dadurch das Geſchäftsguthaben 
unter den Normalſatz des Geſchäftsanteils, fo lebt die urſprüng⸗ 
liche Einzahlungspflicht, die inzwiſchen geruht hatte, von ſelbſt 
wieder auf, wie dies in der angezogenen Stelle der Geſetzes⸗ 
motive hervorgehoben wird. Bei dieſem Wiederaufleben aber 
handelt es ſich immer nur um die urſprüngliche Einzahlungs⸗ 
pflicht, die in ihrer Geſamthöhe durch die Ziffer des Geſchäfts⸗ 
anteils ſatzungsmäßig feſt normiert iſt. Ratenzahlungen, die, 
weil Gewine zugeſchrieben waren, nicht geleiſtet worden find, 
müſſen nachgeholt werden, wenn und inſoweit die Gewinne 
durch ſpätere Verluſte wieder aufgezehrt find. Nicht aber folgt 
hieraus, daß eine bereits erfüllte Einzahlungspflicht aufs neue 
wieder aufleben könnte und die Genoſſen auf dieſe Weiſe bei fort⸗ 
geſetzten Verluſten zu ſchrankenloſen Beiträgen für den Geſellſchafts⸗ 
zweck angehalten werden könnten. G. (eing. G. m. b. H.) 
c. M., U. v. 1. Febr. 08, 210/07 I. — Celle. 

Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

25. Tarifnummer la und 4 Spalte 4. Berechnung des 
Stempels bei Ausgabe von Aktien zu einem höheren Betrage 
als dem Nennwert, bei Mberlafjung gegen Immobilien ohne 
Feſtſtellung des Wertes der letzteren. Berückſichtigung des 
Ülbernahmepreiſes bei jungen Aktien im Mangel eines mittleren 
Markt⸗ oder Börſenpreiſes.] 

Der Aktienausgabeſtempel berechnet ſich inhalts der 
Tarifnummer la NStemp®. vom 14. Juni 1900 nach dem 
Nennwerte der Aktien zuzüglich des Betrages, zu dem ſie höher, 
als der Nennwert lautet, ausgegeben werden. Dieſe Vorſchrift 
ft nach ſtändiger Rechtſprechung des NG. dahin zu verſtehen, 
daß für die Stempelberechnung der Preis oder Wert maßgebend 
it, für den die Aktien von den erſten Erwerbern übernommen 
werden (Urteile des erkennenden Senats vom 12. April 1904 
(VII 546/03, abgedruckt in Holdheims MSchr. 1904, 265) 
und vom 26. September 1905 (RG. 61, 302). Der Gegen⸗ 
wert, für den im vorliegenden Fall die Inhaber der Firma 
O. die 2000 Stück neuer Aktien der Klägerin übernommen 
haben, beſteht unſtreitig in den dieſer Firma gehörig geweſenen 
Immobilien. Vom Werte dieſer Immobilien iſt hiernach der 
dem Beklagten zuſtehende Stempel zu berechnen, ohne Rüdficht 
darauf, daß dieſe Aktien den Übernehmern nur zum Parikurſe 
berechnet wurden. Den Wert der Immobilien hat der Be⸗ 
tufungsrichter nicht direkt feſtgeſtellt. Er hat vielmehr erwogen, 
daß die bezeichneten Aktien mit den alten Aktien der Klägerin, 
die bei der Ausgabe der neuen Aktien einen Kurs von 
374,50 v. H. und neun Monate vorher einen ſolchen von 
255 bis 260 v. H. hatten, und mit den reſtlichen 1000 Stück 
der neuen Aktien, die den alten Aktionären zu 232 v. H. an⸗ 
geboten worden find, in jeder Beziehung gleichberechtigt ſein 
ſollten, und hat auf Grund deſſen angenommen, daß auch die 
bon der Firma O. übernommenen Aktien zur Zeit der Über 
nahme einen Wert von 232 v. H. gehabt hätten und daß dieſer 
Bert der Stempelberechnung zugrunde zu legen ſei. Soweit 
dieſe Wertbeſtimmung auf tatſächlichen Erwägungen beruht, iſt 
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ſie vom Reviſionsrichter nicht nachzuprüfen. Rechtlich aber iſt 
dem Berufungsrichter kein Vorwurf daraus zu machen, daß er 
den gefundenen Wert der neuen Aktien dem Werte der die 
Gegenleiſtung darſtellenden Immobilien gleichſtellt und von ihm 
den Stempel berechnet. Auch hinſichtlich des ſtreitigen, auf 
dem Erwerbe der jungen Aktien durch die Firma O. ruhenden 
Anſchaffungs ſtempels mußte die Entſcheidung des Berufungs⸗ 
richters aufrechterhalten werden. Nach der Spalte 4 der 
Tarifnummer 4 RStemp®. iſt dieſer Stempel vom Werte des 
Gegenſtandes des Geſchäſts und dieſer nach dem vereinbarten 
Kauf⸗ oder Lieferungspreiſe, ſonſt nach dem mittleren Börſen⸗ 
oder Marktpreis am Tage des Abſchluſſes zu berechnen. Von 
einem „Kauf⸗ oder Lieferungspreiſe“ kann hier nicht geſprochen 
werden, da der Gegenwert der jungen Aktien nicht in Geld, 
ſondern in Immobilien beſtand. Daß die jungen Aktien ſchon 
am Tage der Ausgabe einen „mittleren Börſen⸗ oder Markt⸗ 
preis“ hatten, iſt weder behauptet noch auch ſonſt anzunehmen. 
Der Berufungsrichter durfte daher den Wert des Gegenſtandes 
des Geſchäftes, d. h. der jungen Aktien, unmittelbar ſo wie 
geſchehen aus dem Übernahmepreiſe der anderen gleichartigen 
jungen Aktien unter Berückſichtigung des Kurſes der alten 
Aktien beſtimmen und von dem gefundenen Betrage den Stempel 
berechnen. A.-G. Ch. c. Preuß. Fiskus, U. v. 7. Febr. 08, 
217/07 VII. — Caſſel. 

Geſetze betr. das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunſt und über das Verlags⸗ 
recht vom 19. Juni 1901. 

26. 88 2, 4 LiturhG. reſp. 41 ff. Val. Iſt es 
rechtlich möglich, durch einfache Verpfändungserklärung ein 
Pfandrecht an dem „Verlag einer Zeitſchrift“ zu begründen 2] 

Der am 19. Mai 1906 in Konkurs geratene Verlags⸗ 
buchhändler K. H. in München war Verleger einer Zeitſchrift 
„Sülddeutſche Baubütte”. Der Konkursverwalter hat den Verlag 
dieſer Zeitſchrift verkauft und den Erlös von 3000 & hinterlegt. 
Die Klägerin, Hofbuchdruckerei K. & C., die vertragsgemäß den 
Druck der Zeitſchrift herſtellte, erhebt Anſpruch auf den hinter⸗ 
legten Erlös auf Grund eines Vertrages vom 20. Juni 1905, 
durch den ihr der Gemeinſchuldner zur Sicherung ihrer Forderung 
für den Druck der Zeitſchrift „das Eigentums⸗ und Verlagsrecht 
ſeiner Zeitſchrift Süddeutſche Bauinduſtrie reſp. Süddeutſche 
Bauhütte mit Beilagen“ verpfändet hat. Sie hat Klage erhoben 
mit dem Antrag, den Konkursverwalter zur Einwilligung in 
die Herausgabe der hinterlegten 3000 & nebſt Hinterlegungs⸗ 
zinſen an ſie, die Klägerin, zu verurteilen. Im Laufe des 
Verfahrens hat fie den Klagantrag auf 2950 & Hauptſache 
nebſt den darauf fallenden Zinſen ermäßigt. In I. Inſtanz 
iſt verurteilt, in II. Klage abgewieſen. RG. hob auf: Der 
erhobene Klaganſpruch ſetzt voraus, daß der Klägerin an dem 
vom Konkursverwalter veräußerten Gegenſtand, an deſſen Stelle 
der hinterlegte Erlös getreten iſt, ein Pfandrecht zuſtand. 
Gegenſtand der Veräußerung war nach dem Vertrage des 
Konkurs verwalters mit dem Käufer L. vom 25. Juni 1906 
„der Verlag der Zeitſchrift Süddeutſche Bauhütte mit allen dem 
Verleger als ſolchem zuſtehenden Rechten, insbeſondere dem Rechte 
auf die Benutzung des Zeitſchrifttitels“. Weiter iſt beſtimmt, 
daß dem Käufer „mit dem Verlag“ ein Verzeichnis der Abon⸗ 
nenten, ſowie die im Geſchäftslokale vorhandenen Exemplare 
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ber Zeitſchrift, die Cliches und die auf das Zeitungsunternehmen 
Bezug habenden Bilder und Zeichnungen, ſoweit ſie zur Maſſe 
gehören, übergeben werden ſollen. Ausgenommen vom Verkauf 
ſind die Außenſtände an Abonnementsgeldern und Anzeigekoſten. 
Darnach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß „der Verlag“ 
der Zeitſchrift als einheitlich begriffenes Unternehmen, der in 
der Herausgabe, d. i. in der Herſtellung, Vervielfältigung und 
Verbreitung der Zeitſchrift beſtehende gewerbliche Betrieb, 
Gegenſtand des Kaufvertrages war. — Im Verpfändungs⸗ 
vertrage vom 20. Juni 1905 iſt als Gegenſtand der Verpfändung 
„das Eigentums⸗ und Verlagsrecht“ des Verpfänders an der 
Zeitſchrift angegeben. Das Berufungsgericht muß aber wohl 
dieſen Vertragsgegenſtand als identiſch mit dem des Veräußerungs⸗ 
vertrages vom 25. Juni 1906 angeſehen haben, da es andern⸗ 
falls an jeder Erklärung dafür fehlen würde, inwiefern der 
ganze Kaufpreis der Klägerin pfandrechtlich verhaftet ſein ſollte. 
Die Frage, auf die es ankommt, iſt demnach die, ob es rechtlich 
möglich iſt, durch einfache Verpfändungserklärung ein Pfandrecht 
an dem „Verlag einer Zeitſchrift“ zu begründen. Zur Bejahung 
dieſer Frage gelangt das Berufungsgericht in Übereinſtimmung 
mit dem LG. durch die Erwägung, nach den 88 2 und 4 LitUrhG. 
ſei der Herausgeber einer Zeitſchrift, möge er ſelbſt ihr Verfaſſer 
ſein oder die Beiträge anderer zu einem Ganzen ſammeln und 
verwerten, als Urheber der Zeitſchrift anzuſehen, ſein Recht 
am Unternehmen alſo ein — übertragbares und ſohin auch 
verpfändbares — Urheberrecht. Wie es ſich die Befriedigung 
des Gläubigers aus dem Pfandgegenſtande denkt, darüber ſpricht 
ſich das Berufungsgericht nicht aus; das LG. hatte angenommen, 
daß der Pfandgläubiger berechtigt ſein ſollte, entweder durch 
Selbſtherausgabe der Zeitſchrift oder durch Veräußerung des 
„Herausgaberechtes“ ſich Befriedigung zu verſchaffen. — Dem⸗ 
gegenüber wäre zunächſt darauf hinzuweiſen, daß in den beiden 
Verträgen nicht vom Herausgeber und ſeinen Rechten, ſondern 
von dem Verlag der Zeitſchrift, den dem Verleger als ſolchen 
zuſtehenden Rechten, dem Eigentums⸗ und Verlagsrecht die Rede 
iſt. Dieſer Hinweis wird nicht dadurch überflüſſig, daß im 
vorliegenden Falle der Verleger ſelbſt zugleich der Herausgeber 
iſt. Denn wenn auch unbedenklich anzunehmen iſt, daß in beiden 
Verträgen nicht nur die Verlegerrechte, ſondern auch die Heraus⸗ 
geberrechte Vertragsgegenſtand fein ſollten, fo wird die Unter 
ſcheidung doch von Bedeutung, wenn ſich die Beurteilung der 
Herausgeberrechte ſeitens des Berufungsgerichts als rechtsirrig 
herausſtellt; es bleibt dann zu prüfen, ob nicht durch Ver⸗ 
pfändung der Verlegerrechte, für ſich oder zuſammen mit denen 
des Herausgebers, ein wirkſames Pfandrecht begründet werden 
konnte. Die Prüfung der Sache ergibt, daß das Berufungs⸗ 
urteil unter keinem Geſichtspunkte aufrechterhalten werden kann. 
Von der dem Urheber eines Schriftwerks zuſtehenden aus⸗ 
ſchließlichen Befugnis, das Werk zu vervielfältigen und gewerbs⸗ 
mäßig zu verbreiten, und derart das geiſtige Erzeugnis wirt⸗ 
ſchaftlich zu verwerten, iſt die Ausübung dieſer Befugnis, die 
Tätigkeit der Vervielfältigung und Verbreitung, der Verlag 
des Werkes, wohl zu unterſcheiden. Der Verfaſſer übt dieſe 
Tätigkeit ſelten ſelbſt aus, er pflegt ſie einem Verleger zu über⸗ 
tragen, ſei es durch Abtretung des vollen Urheberrechts, ſei es 
durch Einräumung eines mehr oder minder beſchränkten Verlags⸗ 
rechts. Das ein urheberrechtlich geſchütztes Werk betreffende 
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Verlags unternehmen ſetzt alſo den Erwerb des (abgeleiteten) 
Urheber⸗ oder Verlagsrechts ſeitens des Verlegers voraus. 
Ein Fehlſchluß aber wäre es, wollte man das Recht des Ver⸗ 
legers an ſeinem Unternehmen als Urheber⸗ oder Verlagsrecht 
bezeichnen. Ganz klar zeigt ſich dies bei der Betrachtung des 
auf den fortlaufenden Verlag möglichſt vieler Werke gerichteten 
Betriebs einer Verlagshandlung. Ein ſolcher Betrieb iſt ein 
Handelsgeſchäft wie jeder andere kaufmänniſche Gewerbebetrieb; 
er unterſcheidet ſich rechtlich in keiner Weiſe beiſpielsweiſe von 
dem Fabril⸗ und Handelsgeſchäfte eines Kaufmanns, der ſich 
vorzugsweiſe mit der Maſſenherſtellung und dem Verkauf von 
patentierten oder unter Muſterſchutz ſtehenden Gegenſtänden befaßt. 
Wie hier die vom Inhaber des Geſchäfts erworbenen Patent⸗ oder 
Muſterrechte oder Lizenzen, ſo gehören dort die vom Verleger 
erworbenen Urheber⸗ oder Verlagsrechte zu den Aktiven des 
Geſchäfts. Das Recht des Verlegers an ſeinem Geſchäfte 
dagegen kann weder ein Urheber⸗ noch ein Verlagsrecht ſein, 
weil eine Verlagshandlung kein Schriftwerk iſt; es iſt überhaupt 
kein einheitliches, feſt umgrenztes Recht. Im Verkehr ſpricht 
man vom Eigentum, nennt man den Inhaber den Eigentümer 
des Geſchäfts, im juriſtiſch⸗techniſchen Sinne trifft dies aber 
nicht zu. Ein Handelsgeſchäft iſt nicht eine Sache oder ein 
Recht, ſondern ein Inbegriff von Vermögensgegenſtänden der 
verſchiedenſten Art, es umfaßt körperliche Sachen, Forderungen, 
ſonſtige feſt umgrenzte, in ſich geſchloſſene ſubjektive Rechte, 
aber auch rein tatſächliche Beziehungen, wie Bezugsquellen, 
Geſchäftsgeheimniſſe, Kundſchaft u. dgl., die ſich an den Namen 
(die Firma) des Inhabers oder an die beſondere Benennung 
des Unternehmens knüpfen und die unter Umſtänden, weil gerade 
ſie die Hoffnung auf die Möglichkeit gewinnbringenden Fort⸗ 
betriebes des Geſchäftes rechtfertigen, den Hauptwert des 
Geſchäftes darſtellen. Dementſprechend iſt auch das „Eigentum“ 
des Geſchäftsinhabers nicht ein einheitliches Recht; der Kürze 
halber und unter Vorbehalt richtigen Verſtändniſſes mag indeſſen 
der Ausdruck „Eigentum“ auch hier beibehalten werden. Fragt 
man nach dem Rechte des Urhebers an dem Verlagsunternehmen, 
ſo läßt ſich hierauf eine allgemein gültige Antwort nicht geben; 
ſein Recht hängt ab von dem Inhalte des Verlagsvertrags. 
Es kommt vor, daß der Verfaſſer dem Verleger noch eine 
Aufzahlung leiſtet, häufiger wird der Verfaſſer eine feſte oder 
nach einem Anteil am Gewinn berechnete Vergütung erhalten. 
Aber auch wenn etwa Verfaſſer und Verleger das Werk auf 
gemeinſame Rechnung herausgeben, ſo erlangt hierdurch der 
Verfaſſer nicht ein Anteilsrecht am Verlagsgeſchäft als Ganzem, 
der Verlags handlung, ſondern nur an dem Verlage feines Werkes, 
es liegt dann ein einzelnes ſogenanntes Konſortialgeſchäft vor. 
Ein Urheberrecht iſt auch in dieſem Falle das Recht des Ver⸗ 
faſſers an dem Verlags unternehmen nicht, ſondern ein 
Geſellſchaftsrecht. — Wird eine Verlagshandlung veräußert, fo 
werden in der Regel auch die dem Verkäufer zuſtehenden Ur⸗ 
heber⸗ und Verlagsrechte mitverkauft werden, ſoweit dies zuläſſig 
iſt, weil ſie eben einen Beſtandteil des Geſchäftes bilden. 
Weſentlich iſt aber die Übertragung derartiger Rechte nicht. 
Denn einmal gibt es Verlagsunternehmungen, deren Gegenſtand 
nicht geſchützte Schriftwerke ſind, und ſodann kann es im Einzel⸗ 
falle dem Käufer hauptſächlich um den Verlag neuer Er 
ſcheinungen zu tun ſein, ſo daß er geringen Wert auf den 
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Erwerb der im Geſchäfte bereits vorhandenen Verlagsrechte 
legt. Auf keinen Fall aber läßt ſich ſagen, der Verkauf einer 
Verlagshandlung ſei Verkauf eines Urheber⸗ oder Verlagsrechts. 
Betrachtet man von dieſen Geſichtspunkten aus ein Zeitungs⸗ 
oder Zeitſchriftunternehmen und den rechtlichen Vorgang bei 
Veräußerung eines ſolchen, fo zeigen ſich einige Beſonderheiten. 
Der Verlag der Zeitſchrift wird häufig den Geſchäftsbetrieb 
des Verlegers nicht erſchöpfen, inſoweit hat er Ahnlichkeit mit 
dem Verlag eines einzelnen Werkes. Andererſeits iſt das Zeit⸗ 
ſchriftunternehmen von vornherein auf die fortlaufende periodiſche 
Herausgabe immer neuer Schriftwerke gerichtet, denn jede 
Nummer ift für ſich ein beſonderes, inhaltlich von jeder anderen 
Nummer ganz verſchiedenes Schriftwerk. Ferner knüpfen ſich 
bei Zeitungen und Zeitſchriften die ſog. Chancen des Geſchäfts 
der Umfang der Verbreitung, die Zahl der Abnehmer, die 
Beliebtheit des Blattes für Anzeigen u. dgl.) nicht ſowohl 
an die Firma des Verlegers oder den Namen des Heraus⸗ 
gebers, als vielmehr an das durch den Zeitſchrifttitel gekenn⸗ 
zeichnete und zuſammengeſetzte Unternehmen, und inſofern 
läßt ſich der Betrieb eines ſolchen Unternehmens dem Betriebe 
einer gewöhnlichen Verlagshandlung gleichſtellen. Es kommt 
aber hinzu, daß jede einzelne aus den Beiträgen mehrerer 
beſtehende Nummer für ſich ein Sammelwerk darſtellt, als 
deſſen Urheber der Herausgeber gilt, ſo daß ſich dieſer noch 
zwiſchen die Urheber der Einzelbeiträge und den Verleger ein⸗ 
ſchiet. Das kann aber nicht dazu führen, das Recht des 
Herausgebers am Unternehmen als ein Urheberrecht zu 
lennzeichnen. Die Rechtsſtellung des Herausgebers kann, wie 
die des Urhebers eines Einzelbeitrags, ſehr verſchiedener Art 
fein. Bei manchen Zeitſchriften iſt der Verleger derart Herr 
des geſamten Unternehmens, daß es ihm freiſteht, dem Heraus⸗ 
geber zu kündigen und einen anderen an feine Stelle zu ſetzen. 
Bei anderen Zeitſchriften iſt es gerade umgekehrt. Der Heraus⸗ 
geber iſt der eigentliche Herr des Unternehmens, ſo daß es bei 
ihm ſteht, das Unternehmen mit einem anderen Verleger oder 
im Selbſtverlag fortzuführen. Aber auch im letzteren Falle iſt 
bei der Veräußerung des Unternehmens Vertragsgegenſtand 
nicht ein Urheber⸗ oder Verlagsrecht, ſondern das Unternehmen 
ſelbſt, ein organifierter und in Gang befindlicher Betrieb, wie 
bei der Veräußerung eines Handelsgeſchäftes. Beſtandteil des 
Geſchäfts können auch hier Urheber⸗ und Verlagsrechte fein, fie 
ſind aber hier noch viel unweſentlicher als beim Verkauf einer 
Verlagshandlung. Denn die Rechte des Verlegers an den 
Einzelbeiträgen ſind hier durch 88 41 ff. VerlG. noch beſonders 
eingeſchränkt, und der Geſchäftskäufer wird auch kaum auf die 
bereits veröffentlichten Beiträge beſonderen Wert legen, ſondern 
höchſtens auf die bereits eingeſandten, aber noch nicht ver⸗ 
wendeten Beiträge, die den Stoff für die nächſten, von ihm 
ſelbſt erſt herauszugebenden Nummern bilden und deshalb einen 
etheblichen Vermögenswert für ihn haben können. Denkbar iſt 
ein Intereſſe des Käufers auch an der Übertragung der Ur⸗ 
heberrechte des Herausgebers, wenn er etwa die Abſicht hat, 
ältere Nummern der Zeitſchrift wieder abzudrucken. Denn nur 
an den bereits erſchienenen, bezw. zum Erſcheinen fertiggeſtellten 
Nummern als Sammelwerken ſteht dem Herausgeber ein Ur⸗ 
heberrecht im Sinne des 8 4 Litirh®. zu. Dagegen kann von 
bertragung eines Urheberrechts in bezug auf die künftigen 
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Stücke der Zeitſchrift keine Rede ſein. Wenn der bisherige 
Herausgeber auf Grund der Veräußerung des Unternehmens 
ſeine Stellung aufgibt und ſie dem Erwerber einräumt, ſo wird 
dieſer unmittelbarer, urſprünglicher Urheber der von ihm heraus⸗ 
gegebenen Nummern. Nach alledem bleibt es dabei, daß den 
Gegenſtand des Kaufvertrags vom 25. Juni 1906 ein Ver⸗ 
lagsunternehmen gebildet hat, nicht ein Urheber⸗ oder 
ſonſtiges beſtimmtes Recht. Als mitverkauft ſind im Vertrage 
erwähnt die im Geſchäftslokale vorhandenen Bilder und Zeich⸗ 
nungen. Damit mögen vielleicht Urheber⸗ oder Verlagsrechte 
an dieſen Gegenſtänden als künſtleriſchen Erzeugniſſen gemeint 
ſein. Sonſtige Rechte ſind nicht beſonders erwähnt; das ſchließt 
aber nicht aus, daß ſie dennoch vorhanden waren. Insbe⸗ 
ſondere kann dies zutreffen in bezug auf bereits vorliegende 
Einzelbeiträge. Ob es der Fall iſt, und ob demnach in dem 
Kaufpreiſe auch eine Vergütung für ſolche Rechte inbegriffen iſt, 
wäre noch tatſächlich feſtzuſtellen. Wie ſchon oben erwähnt, 
ging beim Verpfändungsvertrag vom 20. Juni 1905 die Abſicht 
der Beteiligten zweifellos dahin, das Geſchäft als Ganzes, den 
Zeitſchriftverlag zu verpfänden. Dieſen Erfolg konnte der 
Vertrag keinesfalls haben, denn ein Verlagsunternehmen iſt 
weder eine Sache im Sinne des $ 1204, noch ein Recht im 
Sinne des 8 1273 BGB. Ein Handelsgeſchäft als ſolches 
kann nicht Gegenſtand eines Pfandrechts fein; verpfändbar find 
nur die einzelnen, zum Geſchäfte gehörigen Sachen und Rechte. 
Es mag anzunehmen ſein, daß nach dem Willen der Beteiligten 
das Pfandrecht ſchon durch den Verpfändungsvertrag auch an 
dieſen Sachen und Rechten ſoweit als möglich zur Entſtehung 
gelangen ſollte, und es bedarf hiernach der Unterſuchung, inwie⸗ 
weit ſolche durch Vertrag verpfändbare Gegenſtände zur Zeit 
der Konkurseröffnung vorhanden waren. Die nach der Konkurs⸗ 
eröffnung erſt erworbenen Rechte müſſen ausſcheiden, da bei der 
Verpfändung künftiger Rechte das Pfandrecht ſelbſt nicht früher 
wirkſam werden kann als mit der Entſtehung des Rechts, und 
nach der Konkurseröffnung ein wirkſames Pfandrecht an einem 
zur Maſſe gehörigen Rechte nicht mehr begründet werden kann. 
Aus allen dieſen Gründen war das Berufungsurteil aufzuheben 
und mit Rückſicht auf die Möglichkeit, daß ein wenn noch ſo 
kleiner Teil des hinterlegten Erlöſes aus der Veräußerung von 
Rechten herrührt, die der Klägerin gültig verpfändet waren, 
die Sache an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Hierbei 
mag noch eine Bemerkung hinſichtlich des mitveräußerten 
Rechtes auf die Fortführung des Zeitſchrifttitels am Platze ſein. 
Der Zeitſchrifttitel iſt vielleicht der wertvollſte Gegenſtand des 
Unternehmens, das Recht auf ſeine Benützung iſt unbedenklich 
als ein übertragbares Recht anzuſehen. Gleichwohl kann dieſes 
Recht nicht Gegenſtand eines Pfandrechts ſein, denn es iſt nicht 
ein für ſich ſelbſtändig und unabhängig vom Zeitſchriftunter⸗ 
nehmen übertragbares Recht. Der Titel hat Ahnlichkeit mit 
der Firma eines Kaufmanns, er iſt der Name eines beſtimmten 
Unternehmens. Eben deshalb kann er aber auch von dem 
Unternehmen nicht losgelöſt, ſondern nur zuſammen mit ihm 
übertragen werden, gerade wie die Firma nur mit dem Handels⸗ 
geſchäft. Da aber das Unternehmen nicht Gegenſtand des 
Pfandrechts ſein kann, ſo iſt auch die Verpfändung des Titels 
des Unternehmens ausgeſchloſſen. Konk. H. c. K. & C., 
u. v. 17. Jan. 08, 197/07 VII. — München. 
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Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen handelt. Daß das Gericht, ſofern es darum angegangen wird, 


Gerichts barkeit. 

27. 88 1, 2, 167 FGG. in Verbindung mit 8 160 GVG. 
Vernehmung des unehelichen Vaters über ſeine Unterhalts⸗ 
verbindlichkeit liegt im geſetzlichen Geſchäftsbereiche des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. Fallenlaſſen der RG. 57, 396 ff.] 

Auf Antrag des Vormundes der bei dem Herzoglichen AG. 
in Sonneberg bevormundeten F. E. A. M. hat das genannte AG. 
am 16. Dezember 1907 das Königlich Preußiſche AG. in Hof⸗ 
geismar erſucht, den von dem Vormunde als Erzeuger des 
Mündels bezeichneten Dragoner Sch. in Hofgeismar über die 
Anerkennung der Vaterſchaft, die Zahlung von Alimenten in 
beſtimmtem Jahresbetrage ſowie darüber, daß er ſich wegen 
dieſer Verpflichtung der ſofortigen Zwangs vollſtreckung unter 
werfe, gerichtlich zu vernehmen. Das AG. in Hofgeismar hat 
das Erſuchen abgelehnt. Das erſuchende Gericht trug auf Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. an. Dieſes hat darauf dem AG. in Hof⸗ 
geismar zwar die Anweiſung erteilt, dem Erſuchen inſoweit 
ſtattzugeben, als es ſich um die Vernehmung des Sch. über 
die Anerkennung der Vaterſchaft handele. Das OLG. hat 
dagegen die amtsgerichtliche Ablehnung im übrigen für gerecht⸗ 
fertigt gehalten, weil die Vernehmung des unehelichen Vaters 
über ſeine Unterhaltsverbindlichkeit überhaupt, insbeſondere aber 
dann, wenn darüber eine vollſtreckbare Urkunde aufgenommen 
werden ſolle, nicht im geſetzlichen Geſchäftsbereiche des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts liege. Sie könne daher weder im Sinne 
des § 2 6G. noch auch im Sinne des zwiſchen Preußen und 
Sachſen⸗Meiningen abgeſchloſſenen Staatsvertrages vom 
2. Mai 1859 den Gegenſtand eines Rechtshilfegeſuches bilden. 
Gegen dieſen Teil der Entſcheidung des OLG. hat das Herzog⸗ 
liche AG. in Sonneberg Beſchwerde erhoben. Der entſcheidende 
Senat des RG. iſt nun zwar in einem gleichliegenden Falle 
(IV B 34/08) durch Beſchluß vom 30. Januar 1908 dem 
Königlichen OLG. in Caſſel beigetreten; er hat ein Rechtshilfe⸗ 
geſuch des nämlichen Inhalts inſoweit, als dem erſuchten Ge⸗ 
richt eine über die Anerkennung der Vaterſchaft hinausgehende 
Vernehmung angeſonnen wurde, unter dem Hinweis auf ſeinen 
Beſchluß vom 28. April 1904 (RG. 57, 396 ff.) auch ſeinerſeits 
für unzuläſſig gehalten. Bei nochmaliger Erwägung konnte 
jedoch dieſe Anſicht nicht aufrechterhalten werden und iſt 
deshalb in dem jetzigen Falle dem AG. Hofgeismar aufgegeben, 
dem Erſuchen in vollem Umfange zu entſprechen. Vormund⸗ 
ſchaftsſachen gehören zu den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, die den Gerichten durch die Reichsgeſetzgebung 
übertragen ſind. Die Befugnis der Vormundſchaftsgerichte, in 
ſolchen Sachen die Rechtshilfe anderer Gerichte in Anſpruch zu 
nehmen, iſt an und für ſich durch S 2 FGG. in Verbindung 
mit $ 1 gegeben; fie iſt übrigens durch 8 194 Abſ. 4 bes» 
ſelben Geſetzes auch auf nichtgerichtliche Vormundſchaftsbehörden 
ausgedehnt, ſoweit die Landesgeſetzgebung von der ihr durch 
Art. 147 EGBGB. und durch 8 190 FGG. eingeräumten 
Ermächtigung Gebrauch gemacht hat. Wenn nun das Gericht, 
bei dem die Vormundſchaftsſache anhängig iſt, auf Antrag des 
Vormundes an den ihm benannten Erzeuger von ſich aus eine 
Vorladung erläßt und bei ſeinem Erſcheinen ſelbſt zur Ver⸗ 
nehmung ſchreitet, ſo darf nicht bezweifelt werden, daß es damit 
in den Grenzen der vormundſchaftsgerichtlichen Obliegenheiten 


ſich der Beurkundung eines den Mündel angehenden Rechts⸗ 
geſchäfts etwa aus dem Grunde entziehen könnte, weil ihm die 
Verpflichtung hierzu zwar nach der allgemeinen Vorſchrift des 
8167 Abſ. 1 F., nicht aber auch in feiner Eigenſchaft als 
Vormundſchaftsgericht obläge, iſt von vornherein als abwegig 
von der Hand zu weiſen. In Frage kann nur kommen, ob 
etwa die Vorladung des benannten Erzeugers und die 
protokollariſche Feſtſtellung ſeiner Erklärungen, wenn er die 
Anerkennung der Vaterſchaft oder der Schuldverpflichtung 
ablehnt, über den Bereich einer vormundſchaftsgerichtlichen 
Tätigkeit hinausgehen. Nun bildet aber bei der Bevor⸗ 
mundung eines unehelichen Kindes die Feſtſtellung der Vater⸗ 
ſchaft und die Klarſtellung der Unterhaltspflicht im pofitiven 
oder negativen Sinne ein vormundſchaftliches Geſchäft von ſolcher 
Wichtigkeit, daß es oft die ganze Lebenslage des Mündels be⸗ 
einflußt. Mag darum die Fürſorge des Vormundſchaftsgerichts 
auch zunächſt nur darauf zu richten ſein, daß die deswegen 
nötigen Schritte vom Vormunde unternommen werden (8 1887 
BGB.), fo ſchließt dies immerhin nicht aus, daß der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter je nach Lage des Falles den Bemühungen des 
Vormundes ſeine Unterſtützung zuteil werden läßt. Er fördert 
damit gleichzeitig die eigenen richterlichen Dienſtgeſchäfte inſofern, 
als er die Vermögenslage des Mündels fortdauernd im Auge 
zu behalten hat (88 1802, 1840 flg., 184 3 BGB.). Jeden⸗ 
falls entſpricht es dem Grundgedanken der öffentlich⸗ rechtlichen 
Regelung des geſamten Vormundſchaftsweſens weit mehr, wenn 
der Vormundſchaftsrichter einer derartigen Bitte des Vormundes 
gegenüber ſich entgegenkommend zeigt, wie wenn er unter Ver⸗ 
kennung der Pflicht, zum Wohle des Mündels auch von ſeiner 
Seite ſachlich beizutragen, ihr mit dem Verſuche begegnet, ſeine 
Amtstätigkeit nach Geſichtspunkten des formalen Rechts in 
möglichſt engen Schranken zu halten. Um einen Eingriff in die 
Verwaltungstätigkeit und eine Beeinträchtigung der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit des Vormundes handelt es ſich dabei ebenſowenig wie 
um eine geſetzwidrige Entlaſtung des Vormundes durch die 
richterliche Mühwaltung. Offenbar auf einer gleichen Auffaffung 
beruhen die von der preußiſchen Juſtizverwaltung eingeführten 
Formulare, die nach einer Mitteilung von Weizſäcker und 
Lorenz aus den Beratungen einer von dem Juſtizminiſterium 
und dem Reichsjuſtizamte eingeſetzten gemeinſamen Kommiſſion 
hervorgegangen find. Sie weiſen die preußiſchen Vormundſchafts⸗ 
gerichte nicht nur darauf hin, den benannten Erzeuger des un⸗ 
ehelichen Kindes mit dem Bemerken vorzuladen, daß er im Falle 
des Ausbleibens die Klage auf Unterhaltsgewährung zu er⸗ 
warten habe (Ladungsformulare Nr. 30 und 31), ſondern ihn 
auch über ſämtliche Punkte des hier in Betracht kommenden 
Rechtshilfegeſuchs zu vernehmen (Verhandlungs formular Nr. 32). 
Vgl. Weizſäcker und Lorenz, Formularbuch für die freiwillige 
Gerichtsbarkeit S. J und S. 47 ff. ſowie die Erläuterungen 
S. 48 Note 2 und S. 49 Note 4.) In dem gleichen Um⸗ 
fange aber, wie der Vormundſchaftsrichter befugt iſt, zum Beſten 
des Mündels eine eigene Amtstätigkeit zu entfalten, ſteht es 
ihm auch zu, die Rechtshilfe auswärtiger Gerichte in Anſpruch 
zu nehmen, wenn durch die örtliche Abgrenzung der Gerichts⸗ 
bezirke die unmittelbare Erledigung der für zweckmäßig erachteten 
gerichtlichen Akte ihm unmöglich gemacht oder doch weſentlich 
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erschwert if. Die ſachliche Nachprüfung der Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen des erſuchenden Gerichts ſteht dabei dem erſuchten 
Gerichte nicht zu. Das OLG. iſt nun ſelbſt bereits dahin ge⸗ 
lungt, in Ülbereinftimmung mit dem in der Beſchwerdeſache 
IV B 386/07 ergangenen Beſchluſſe des Senats vom 11. No: 
vember 1907 die Weigerung des erſuchten Gerichts, ſoweit ſich 
das Erſuchen auf die Vorladung des benannten Erzeugers und die 
Vernehmung über die Anerkennung der Vaterſchaft bezieht, für 
unbegründet zu erklären. Welchen Zweck und welchen zwingenden 
Grund es aber haben könnte, mit der Vernehmung einzuhalten, 
wenn die bei der Erörterung kaum zu umgehende und dabei oft 
im Vordergrunde der beiderſeitigen Intereſſen ſtehende Unter⸗ 
haltsfrage zur Sprache kommen ſoll, läßt ſich nicht erkennen. 
In dem Rechtshilfefalle des Beſchluſſes vom 28. April 1904 
(Ach. 57, 396 ff.) vermochte ſich das erſuchte Gericht wenigſtens 
darauf zu berufen, daß durch eine landesgeſetzliche Ausführungs⸗ 
vorſchrift ihm die Aufnahme vollſtreckbarer Schuldurkunden vers 
wehrt ſei. Ein ſolcher Fü denn grun ($ 159 Abſ. 2 GVG.) 
beſteht im gegebenen Falle nicht. Auch damit kann die teilweiſe 
Verſagung der Rechtshilfe nicht begründet werden, daß, wenn 
es zu einer Ankennung der Schuldverpflichtung kommt, dieſe 
rechtsgeſchäftliche Erklärung des Vaters als ſolche trotz der Bes 
fiimmung des 8 1714 BGB. einer gerichtlichen oder materiellen 
Beurkundung nicht unter allen Umſtänden bedarf. Der darauf 
geſtützte Entſcheidungsgrund des OLG. verſagt überdies inſoweit, 
als eine Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung 
beurkundet werden ſoll, angeſichts des 8 794 Nr. 5 ZPO. 
und des 8 167 Abſ. 1 FG. überhaupt. Auf die Frage, ob 
die Verpflichtung zur Gewährung der Rechtshilfe dem erſuchten 
Gericht auch nach den Beſtimmungen des zwiſchen Preußen 
und Sachſen⸗Meiningen abgeſchloſſenen Staatsvertrages vom 
2. Mai 1859 (G.⸗S. S. 221) in Verbindung mit der Miniſterial⸗ 
erklärung vom 18. April 1868 (G.⸗S. S. 363) obliegt und ob 
über das Beſtehen einer derartigen Verpflichtung gemäß 8 160 
Abſ. 1 GBG. das RG. gleichfalls zu entſcheiden hat, brauchte 
hiernach nicht eingegangen zu werden. Vormundſchaftsſ. M., 
Beſchl. v. 3. Febr. 08, 8 50/08 IV. — Caſſel. 

II. Preußiſches Recht. 

Einleitung zum Allgemeinen Landrecht. 

28. 8 75 verb. mit 5 14 Fluchtlinien G. und 8 224 ff. 
Enteignungs. Zuläſſigkeit des Rechtsweges bei Eingriffen 
der Polizeibehörde in das Eigentumsrecht. 

. Die klagende Gemeinde N. ſetzte nach Maßgabe des Flucht⸗ 
lmiengeſetzes vom 2. Juli 1875 die Fluchtlinie für die Dorf⸗ 
ſraße feſt, an welcher das den Klägern gehörige Grundſtück 
belegen iſt. Danach fielen von dem Vorgarten oder Hofe 
dieſes Grundſtücks 14 qm in das zukünftige Straßenland. 
Darauf kam ein Vergleich zuſtande, wonach die Gemeinde N. 
gegen laſten⸗ und ſchuldenfreie Auflaſſung eine Grund⸗ 
entſchädigung von 2 4 für das Quadratmeter zu zahlen habe. 
Nach dieſen Verhandlungen wurde der Zaun des klägeriſchen 
Grundstücks zurückgeſetzt. Der Kläger teilte dem Gemeinde⸗ 
borſteher mit, daß er die Abmachungen zurücknehme, weil feine 
dran ihre Einwilligung nicht erteilt habe. Demnächſt ſetzten 
die Kläger dann den Zaun wieder an die alte Stelle. Darauf 
erhielten fie eine polizeiliche Verfügung des Amtsvorſtehers, 
durch welche fie zur Entfernung des auf dem Bürgerſteig er⸗ 
uchteten Zaunes behufs ordnungsmäßiger Herſtellung des 
Dürgerſteigs aufgefordert und ihnen im Falle der Nicht⸗ 
befolgung angedroht wurde, daß die Entfernung des Zaunes 
bzw. die Herſtellung des Bürgerſteiges auf ihre Koſten durch 
Dritte erfolgen würde. Da ſie dieſer Aufforderung nicht nach⸗ 
kamen, bewirkte die Polizeibehörde die Entfernung des Zaunes 
und eröffnete dadurch den Bürgerſteig auf der fraglichen Fläche 

als öffentlichen Weg. Nunmehr klagten die Kläger 
zegen die Gemeinde, weil dieſe wegen eigenmächtiger und ge 
twaltjamer Wegnahme des das Tlägerifche Grundſtück ein⸗ 
ſcleßzenden Zaunes ſeitens der Polizeibehörde ſich die frag⸗ 
ichen 14 qm angeeignet habe und verlangten von der Beklagten 
Begahlung des zum Burgerſteige benutzten Landes zum Preiſe von 
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erfolgt; die Anwendung des § 75 Einl. zum ALR. iſt damit 
ſeinen allgemeinen Vorausſetzungen nach gegeben. Es handelt 
ſich hierbei übrigens nicht nur um eine vorübergehende Beſitz⸗ 
entſetzung, ſondern die Kläger ſind durch die polizeiliche Ver⸗ 
fügung dauernd gehindert, Anſprüche auf Beſitzeinräumung 
bezüglich der ſtreitigen 14 qm gegen die Beklagte im Rechts⸗ 
wege geltend zu machen. Die Frage der Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß ein An⸗ 
ſpruch aus § 75 a. a. O. von den Klägern geltend gemacht 
en 19 Gem. N. c. B., U. v. 24. Jan. 08, 299/07 VII. 
— Berlin. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

29. 88 26, 28 Stempelft®. verb. mit 88 205, 223 BGB. 
Berechnung der Friſt für die Rückforderungsklage.] 

Die Gewerkenverſammlung der klagenden Gewerkſchaft hat 
unter dem 30. Mai 1905 die Aufnahme einer neuen Anleihe 
zum Geſamtbetrage von 10 000 000 & gegen Verpfändung des 
Grund- und Bergwerkseigentums der Gewerkſchaft beſchloſſen. 
Die demgemäß aufgenommene beglaubigte Urkunde wurde zu 
den Grundakten eingereicht und das AG. D. nahm die be⸗ 
antragte Eintragung vor. Bei der Berechnung der Gerichts⸗ 
koſten brachte der Gerichtsſchreiber auf Grund der Tarifftelle 58 
Ziff. III des PrStempelſt G. vom 31. Juli 1895 einen Stempel 
von 8500 „ in Anſatz. Die Klägerin hat dieſen Betrag 
am 26. Juli 1905 entrichtet. Schon am 18. Juli 1905 
hatte ſie gegen den Stempelanſatz Erinnerung mit der Be⸗ 
gründung erhoben, daß der Eintragungsantrag nicht ſtempel⸗ 
pflichtig ſei, weil die ihm zugrunde liegenden Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen ordnungsmäßig verſteuert ſeien. Nachdem das 
AG. in D. durch den Beſchluß vom 1. September 1905 die 
Erinnerung zurückgewieſen hatte, ordnete das LG. auf die Be⸗ 
ſchwerde der Klägerin durch den Beſchluß vom 30. Dezember 1905 
an, daß der gezahlte Stempel in Höhe von 8333 & nieder 
geſchlagen werde und der Klägerin zurückzuzahlen ſei. Gegen 
dieſen Beſchluß legte die Staatsanwaltſchaft bei dem OLG. in 
H. die weitere Beſchwerde mit dem Erfolg ein, daß das KG. 
durch den der 1 am 11. April 1906 zugeſtellten 
Beſchluß vom 8. rz 1906 unter Abänderung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes des LG. die Beſchwerde der Klägerin 
gegen den Beſchluß des AG. zurückwies. Bis zum 
11. April 1906 hatte die Klägerin na 1785 Behauptung von 
der Beſchwerde des Oberſtaatsanwalts keine Kenntnis. Mit 
der Klage verlangt die Klägerin die Verurteilung des een 
zur Rückzahlung des entrichteten Stempelbetrages. Das OLG. 
wies die Klage wegen Ablaufs der ſechsmonatigen Klagfriſt ab; 
die Reviſion wurde zurückgewieſen: In erſter Reihe hat die 
Klägerin geltend gemacht, eine Hemmung ſei durch die Gerichts⸗ 
ferien eingetreten, ſo daß die Friſt erſt am 16. September 1905 
zu laufen begonnen habe 9 205 BGB.). Sollte auch der 
Klägerin hierin beizutreten ſein, ſo wäre die ſechsmonatige 
Klagfriſt doch ſchon vor der Klagzuſtellung, nämlich mit dem 
16. März 1906 abgelaufen geweſen. Die Gerichtsferien find 
aber auch auf den Lauf der Klagfriſt ohne jeden Einfluß. 
Einen ſolchen Einfluß zu gewähren war nicht erſorderlich denn 
der Steuerpflichtige wird durch die Gerichtsferien in keiner 
Weiſe gehindert, ſein Recht durch Klagzuſtellung zu verfolgen. 
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Deshalb iſt auch im Geſetz eine Hemmung der Klagfriſt durch 
die Gerichtsferien nicht angeordnet, insbeſondere nicht im 8 28 
Stempelſt . Dieſer beſtimmt zwar, daß für die Berechnung 
der im Stempelſt. und im Tarif erwähnten Friſten die 
Beſtimmungen der ZPO. maßgebend find, und die Klägerin 
vertritt deshalb die Meinung, auch der S 223 daſelbſt (201 
der alten Fi erte hier anwendbar, wonach „der Lauf einer 
Friſt durch die Gerichtöferien gehemmt“ wird. Dieſe Vorſchrift 
kann aber nach der Natur der Sache auf andere als die in 
einem anhängigen Prozeßverfahren laufenden prozeſſualen 
Friſten keine Anwendung finden, insbeſondere nicht auf die 
materiell- rechtliche, den Verluſt des Klagrechts herbeiführende 
Verjährungsfriſt des § 26 Stempelſtß. Denn die Wirkung 
der Gerichtsferien beſchränkt ſich nach 8 202 GVG. darauf, 
daß während dieſer Zeit regelmäßig Termine nicht abgehalten 
und Entſcheidungen nicht erlaſſen werden. Durch dieſe Wirkung 
wird aber für die Rechtſuchenden nur die Innehaltung 
prozeſſualer Friſten verhindert oder erſchwert. Auch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Stempelft®. läßt ſich für die Anwendung 
des 8 223 ZPO. nicht verwerten. (Wird weiter ausgeführt.) 
Verfehlt iſt auch die Ausführung der Reviſion, der Anlaß zur 
Klage ſei für die Klägerin durch den die Niederſchlagung und 
Erſtattung des Stempels anordnenden Beſchlum des LG. vom 
30. Dezember 1905 beſeitigt worden, und erſt mit der am 
11. April 1906 erfolgten Zuſtellung des abändernden Beſchluſſes 
des KG. habe eine neue Klagfriſt zu laufen begonnen, die 
von der Klägerin innegehalten worden ſei. Nicht ſchon durch 
den der Anfechtung durch den Beklagten ausgeſetzten Beſchluß 
des LG. wurde die Heranziehung der Klägerin zur Steuer 
beſeitigt, dies hätte vielmehr endgültig nur dadurch geſchehen 
können, daß die Rückzahlung des Stempels erfolgte oder daß 
der Beklagte anerkannte, daß ihm ein Steueranſpruch nicht 
zuſtehe, oder daß er auf die Geltendmachung des Anſpruchs 

tig verzichtete. Keiner dieſer Fälle liegt hier vor. Die 

ulaſſung der Klage iſt auch nicht durch die vorherige Be⸗ 
ſchreitung oder Erſchöpfung des Beſchwerdeweges bedingt; viel⸗ 
mehr kann die auf Rückzahlung der Abgabe gerichtete Leiſtungs⸗ 
klage ſofort nach erfolgter Beitreibung oder geleiſteter Zahlung 
angeſtellt werden. Gewerkſchaft D. c. Preuß. Fiskus, U. v. 
4. Febr. 08, 212/07 VII. — Hamm. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Bei der Prüfung, ob wegen Wegfalls des Entmündigungs⸗ 
grundes die Entmündigung wieder aufzuheben iſt, iſt das Prozeß⸗ 
gericht nicht auf die Beurteilung der ſeit der Entmündigung 
eingetretenen Veränderungen beſchränkt, ſondern kann die Ent⸗ 
mündigung auch aufheben wegen anderer Beurteilung des 
alten Tatbeſtandes (Entſch. Nr. 2). 

Ein 5 auch für den Fall des Zurück⸗ 
ziehens des Vermittlungsauftrags iſt zuläſſig. Das Verſprechen, 
jedes weitere zukünftige Darlehen auf eine Erbſchaft unter den⸗ 
ſelben Bedingungen wie das erſte und nur durch denſelben Ver⸗ 
mittler nachzuſuchen, enthält nach Entſch. Nr. 4 ebenſo wie die 
Verpflichtung des Auftraggebers, Perſonen, von denen er erfahre, 
daß ſie Erbſchaften zu beleihen oder zu verkaufen wünſchten, an 
den Vermittler zu verweiſen, eine zu weit gehende Beſchränkung 
der perſönlichen Freiheit und einen Verſtoß gegen die guten Sitten. 

Die Beſtimmung in einer Hypothekenſchuldurkunde, daß 
im Falle ungültiger Zinszahlung das Kapital auf Verlangen 
des Gläubigers ſofort ohne Kündigung fällig und die ſofortige 
Zwangsvollſtreckung gegen jeden Eigentümer des Grundſtücks 
zuläſſig ſein ſolle, darf, wie Entſch. Nr. 5 ausführt, nicht zur 
Herbei ng eines unbegrenzten Schwebezuſtandes mißbraucht 
werden, vielmehr iſt die Entſchließung des Berechtigten nach 
Treu und Glauben binnen eines angemeſſenen zur Tibermittlun 
der Entſchließung ausreichenden Zeitraums kundzugeben. ö 

Die Entſch. Nr. 6 behandelt die in letzter Zeit mehrfach 
erörterte Sage, ob die Forderung aus dem Bauentrepriſe⸗ 
vertrag der kurzen Verjährung des § 196 BGB. unterſteht. 
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Hierbei wird ausgeführt, daß durch Vormerkung der Forderung 
eine Unterbrechung der Verjährung nicht herbeigeführt wird. 

Die Annahme „desſelben rechtlichen Verhältniſſes“ im 
Sinne des § 273 ift nach Entſch. Nr. 8 nicht immer dann zu 
verneinen, wenn die ſich gegenüberſtehenden Anſprüche auf ver⸗ 
ſchiedenen ſelbſtändigen Verträgen beruhen. 

Auf einen Nachlaß vom Kaufpreiſe, der für den Fall 
nicht pünktlicher Lieferung vereinbart wurde, kommt nach Entſch. 
Nr. 10 die Vorſchrift des S 339 BGB. zwar nicht direkt zur 
Anwendung, da dieſe die Zahlung einer Geldſumme erfordert; 
die vereinbarte Gewährung eines Nachlaſſes erſcheint jedoch 
als „andere Leiſtung“ im Sinne des § 342, welcher die An⸗ 
wendung der Vorſchriften der SS 339 bis 341 anordnet. 

Eine Verpflichtung des Schuldners einer Hypothek, ſich 
vor Erlaſſung der Mitteilung aus 8 416 BGB. durch 
Grund bucheinſicht darüber zu vergewiſſern, wer fein dermaliger 
Gläubiger iſt, kann, wie Entſch. Nr. 11 darlegt, nicht an⸗ 
erkannt werden. Bei Unkenntnis der weiteren Übertragung der 
hypothekariſch geſicherten Forderung genügt Mitteilung der 

chuldübernahme an den urſprünglichen Gläubiger; zudem iſt die 
Weitergabe der Mitteilung von dem bisherigen Gläubiger an 
den neuen Gläubiger geeignet, die Wirkungen der Mitteilung 
aus 8 416 BGB. hervorzurufen. 

Die auf Grund des 8 38 GewO. vom 26. Juli 00 von 
dem preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe erlaſſene 
Verordnung vom 10. Auguſt 01, welche in Nr. 11 beſtimmt, 
daß der Geſindevermittler oder Stellenvermittler, wenn der zur 
Dienſtleiſtung Verpflichtete die Stellung nicht antritt, auf 
Verlangen des Dienſtberechtigten die Vermittlungsgebühr zurück⸗ 
zuzahlen hat, iſt gegenüber dem S 652 BGB. nach Entſch. 
Nr. 12 rechtsgültig. 

Solange es an der räumlichen Abgrenzung des Grund⸗ 
ſtücks fehlt, entbehrt, wie Entſch. Nr. 15 darlegt, die Eigentums⸗ 
er (Vindikation) gleichviel, ob damit Herausgabe des Grund» 
ſtücks oder Anerkennung des Eigentums und Berichtigung des 
Grundbuchs verlangt wird, der erforderlichen Beſtimmtheit des 
Gegenſtandes. Stellt ſich dieſer Mangel der Klage erſt im 
Laufe des Rechtsſtreits heraus, ſo kann ihn der Beklagte 
noch in der Reviſionsinſtanz rügen. 

Die Aufſichtspflicht des Vormundſchaftsrichters über das 
Verhalten von Vormund und Gegenvormund wird in Entſch. 
Nr. 16 behandelt. N. 


Berichtigung. 
S. 224 Zeile 22 von oben hinter BGB. ift „nicht“ ein⸗ 
zuſchalten. Zeile 10 von unten iſt ſtatt ſeiner „ihrer“ zu ſetzen. 


— ————n —— 


Vermiſchtes. 


Der Hamburgiſche Anwaltsverein hat in ſeiner Sitzung 
vom 7. November 1907 die folgende Rejolution angenommen: 

Der Hamburgiſche Anwaltsverein hält es für eine ſchwere 
Schädigung der Rechtspflege, wenn das Prinzip des Amtsbetriebes 
nach dem Vorſchlage des Entwurfes betreffend Anderungen des Ge 
richtsverfaſſungsgeſetzes uſw. verſtärkt wird, er hält es ferner für 
eine ſchwere Schädigung ſowohl der Allgemeinheit, wie auch der 
Intereffen der Anwaltſchaft, wenn, offenbar unter Berückſichtigung 
falſch angebrachter Sparſamkeit der Regierungen, die Zuſtändigkeits⸗ 
grenze des Amtsgerichts erheblich erhöht wird. 

Der Verein empfindet es als Unbilligkeit, daß der deutſchen 
Rech tsanwaltſchaft kein entſprechendes Entgelt für die, durch die Be 
ſchaffung des Schreibwerks erwachſenden Auslagen gewährt werden 
ſoll, während dieſes Entgelt für die Auslagen der Gerichte ganz 
weſentlich erhöht wird. , 

Mit Rückſicht auf die feit dem Jahre 1878 erfolgte und weiter 
zu erwartende Verteuerung der Bureauunkoſten und der Lebens⸗ 
haltung hält er vielmehr eine Reviſion der RAGebd. für geboten, 
bei welcher diejenigen Gebühren zu erhöhen ſind, die bisher nicht im 
Verhältnis zur aufgewandten Arbeitsleiſtung bemeſſen waren. f 

Der Verein erhebt endlich Widerſpruch gegen die geplante, die 
Parteien ohne genügenden Grund belaſtende Erhöhung der Gerichts⸗ 
gebühren für Prozeſſe, welche mehr als drei oder ſechs Termine erfordern. 
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mich einzuſenden. Dr. Seelig, Schatzmeiſter. 


Zum Stande der Beweislaſtfrage. 
Von Dr. Alfred Roſenthal, Rechtsanwalt in Hamburg. 


An die Namen Staub und Stölzel knüpft ſich noch 
immer für die Mehrzahl der Praktiker der Gegenſatz zwiſchen 
zwei Theorien der Beweislaſt, der Einwendungs⸗ und der 
Leugnungstheorie, obwohl ſeit 1904 durch die Arbeit von 
Leonhard (Die Beweislaſt) wiſſenſchaftlich eine ganz neue 
Situation geſchaffen worden iſt. Leonhard hat dargelegt, 
daß in jenem Gegenſatz der Angelpunkt der Lehre nicht zu 
ſuchen iſt, daß er vielmehr in der exakten Scheidung von 
Beweis laſt und Beweis führung gefunden werden muß. Die 
Beweisführung, alſo die — auf der freien richterlichen Beweis⸗ 
würdigung beruhende — Frage, wie der Beweis zu führen und 
unter welchen Umſtänden er als geführt anzuſehen iſt, müſſe 
ſcärfer, als dies bisher geſchehen ſei, von der Frage der 
Beweislaſt getrennt werden. Alle Fragen der Wahrſcheinlichkeit 
und Billigkeit ſeien in das Gebiet der Beweis führung zu 
derweiſen, und nur hier ſei der beſonderen Lage des Einzel⸗ 
ſalles Rechnung zu tragen. Dagegen ſei ein Einfluß auf die 
Beweis laſt der konkreten Prozeßlage nicht beizumeſſen: „Die 
Deweislaſt ift ein für allemal feſt beſtimmt“, und zwar „muß der 
Kläger alle Tatſachen beweiſen, die zur Entſtehung des An⸗ 
ſpruchs notwendig ſind“. „Den Beklagten trifft die Beweislaſt 
für die nachträgliche Aufhebung.“ Alle Regeln über die Ver⸗ 
teilung der Beweislaſt ſeien zu verwerfen; ſie ſeien auch nicht 
nötig, denn Wahrſcheinlichkeit und Billigkeit kämen ja bei der 
Beweis führung zur Geltung: aus der Lehre von der Beweis⸗ 
führung ergebe ſich die Darlegungspflicht des Beklagten, ſeine 
lunkrete Widerlegungslaſt. 

Dieſe Sätze Leonhards ſcheinen die Leugnungstheorie 
nuch zu verſchärfen, denn indem ſie die Beweislaſt für die 
Begründung der Rechtswirkung lückenlos dem Kläger geben, 
Rellen fie die Beweislaſtregelung noch theoretiſcher und abſtrakter 
auf. Und doch ſtimmt dieſe Leonhardſche Lehre im praktiſchen 


Erfolge für die Mehrzahl der Fälle weſentlich mit der Ein⸗ 
wendungstheorie überein, wie dies Leonhard auch aus— 
drücklich anerkennt, indem er (S. 215) ſagt: „Dieſe Sätze 
decken ſich zum Teil mit den Regeln, die die Verteilungs⸗ 
theorien aufſtellen.“ Leonhard rückt alſo — zwar nicht in 
der Methode, aber im Reſultat — weit von Stölzel ab, 
denn die von dieſem vertretene Lehre läßt die Billigkeit und 
Wahrſcheinlichkeit, denen Leonhard den weiteſten und freieſten 
Spielraum gewährt, zuungunſten des Klägers nicht zum 
Durchbruch kommen, obwohl auch ſie die Beweisführung 
(nur nicht ſo ſcharf und konſequent, wie Leonhard) von der 
Beweislaſt trennt. Stölzel fußt auf dem Motto: „Der Be: 
klagte iſt der Angegriffene; deshalb in dubio pro reo.“ 
(S. 51.) Dieſer zivilprozeſſual ganz unanwendbare Satz bildet 
die Erklärung für Stölzels überall hervortretendes Beſtreben, 
den Beklagten als ſolchen zu privilegieren, als ob nicht viel- 
fach der Umſtand, ob jemand als Kläger oder als Beklagter 
aufzutreten haben wird, von rein äußerlichen, ja oft zufälligen 
Ereigniſſen abhängig wäre. (So wenn bei einem Vertrage 
beide Kontrahenten ſich verletzt glauben, oder wenn bei hinter⸗ 
legten Summen auf Freigabe geklagt wird.) Die Stellung des 
Beklagten iſt doch ohnehin günſtig genug inſofern, als er ſich 
meiſtens auf bloßes Beſtreiten verlegen und den Kläger zum 
Beweiſe aller Klagetatſachen nötigen kann. Weshalb ſoll man 
alſo die Entſcheidung über die Beweislaſt unter den Geſichts⸗ 
punkt einer dem Strafrecht entlehnten Auffaſſung von der Lage 
des Beklagten bringen? 

Für die Behandlung der Beweislaſtfragen iſt es unendlich 
wichtiger, daß im allgemeinen praktiſch brauchbare Ergebniſſe 
erzielt werden, als daß es gelingt, alle Einzelfragen auf ein 
einheitliches Grundprinzip zurückzuführen und nach logiſch de⸗ 
duktiver Methode zu entwickeln. Dennoch würde die Aufſtellung 
eines klaren Grundprinzips einen großen Gewinn bedeuten. Es 
iſt Leonhard zuzugeben, daß weder die Leugnungs⸗, noch die 
Einwendungstheorie eine Kritik exakter Logik verträgt, das erſtere 
ihr Prinzip der Vollſtändigkeit nicht konſequent durchführt, und 
daß letztere mit Begriffen operiert, die ſich wiſſenſchaftlich nicht 
abgrenzen laſſen. 

Nun fragt es ſich zwar, ob überhaupt gewiſſe Einzelfragen 
der Beweislaſt einer rein wiſſenſchaftlichen Löſung zugeführt 


werden können, jo die Fälle der Befriſtung und Suspenſiv⸗ 
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bedingung. Iſt hier die Gegenwärtigkeit des Anſpruchs 
Klagetatſache oder nicht? Was m all den Jahrzehnten des 
Streites von den Vertretern der ſich befehdenden Theorien geſagt 
worden iſt, hat vielleicht zu einem Siege nicht führen können, 
weil es ſich um eine durch poſitive Geſetzesbeſtimmung zu gebende 
Einzelregelung handelt. Die Praxis der höchſten Gerichte hat 
hier im Sinne der Leugnungstheorie entſchieden, aber damit iſt 
für die anderen von dieſer Theorie verfochtenen Sätze noch nichts 
geſagt, denn ein zwingender organiſcher Zuſammenhang wird 
ſchwerlich nachzuweiſen ſein. 

Es fragt ſich ferner, ob überhaupt der Zuſammenhang der 
Beweislaſtfragen, die Vorausſetzung zur Auffindung eines einheit⸗ 
lichen Grundprinzips, anzunehmen iſt. Selbſt Stölzel, der ſtets 
die „Verwandtſchaft“ der Einzelfragen betont, ſagt (S. XXII) von 
der Frage der Geſchäftsfähigkeit, der Simulation uſw., daß ſie 
„ihre eignen Wege wandlen“ und mit den anderen Fragen 
„nicht verquickt werden dürfen.“ | 

Leonhard ſcheint den organiſchen Zuſammenhang aller 
Beweislaſtfragen bejahen zu wollen, denn er unterwirft ſämtliche 
Einzelfälle einer einheitlichen Behandlung: er gelangt zu einem 
einheitlichen und klaren Grundprinzip. Dies ermöglicht er eben 
dadurch, daß er das eigentliche Gebiet der Beweislaſt ſehr eng 
begrenzt. Und dieſe Begrenzung ſcheint der einzig richtige Weg 
zu fein, um überhaupt zu einer einheitlichen Grund formel, die 
zu finden ſchon namhafte Juriſten reſigniert haben, zu gelangen. 
Für Leonhard liegt die Beweislaſt lediglich auf materiellem 
Gebiet: ihm iſt Beweislaſt gleichbedeutend mit den materiellen 
Prozeßvorausſetzungen. 

Die Vereinfachung der ganzen Beweislaſtfrage 
iſt alſo nach Leonhards Löſung außerordentlich. 
Man muß die von ihm aufgeſtellte Theorie als in 
hohem Grade praktiſch brauchbar anerkennen. Zwar 
kann naturgemäß ein nur ganz allmähliches Eindringen in 
die Praxis erwartet werden. Denn da ja von Leonhard 
viele Fragen, welche bisher als ſolche der Beweis laſt ans 
geſehen wurden, in das Gebiet der Beweiswürdigung ver⸗ 
wieſen werden, ſo dürfte ſich der Richter an eine ſolche Um⸗ 
ſtempelung nur ſchwer gewöhnen. 

So iſt z. B. die Frage der geſetzlichen Dispoſitivvorſchrift 
vom Reichsgericht für eine Frage der Beweis laſt erklärt 
worden. In dem Urteile (RG. 57, 49) heißt es, daß im 
BGB. Beſtimmungen gegeben werden, die „durch ihre 
Ausdrucksweiſe erkennen laſſen, wen die Beweislaſt bei 
geſetzlichen Dispoſitivregeln des Vertragsverhältniſſes treffen 
ſoll“. Leonhard will hier eine Beweislaſtregelung im Geſetz 
nicht finden. Wenn in den Fällen der Nebenabrede der Kläger 
ſich auf die geſetzliche Dispoſitivregel ſtützt, der Beklagte 
dagegen den Ausſchluß derſelben behauptet, ſo gibt Leonhard 
— auf Grund ſeiner Lehre durchaus folgerichtig — dem Kläger 
die Beweislaſt dafür, daß ein Ausſchluß nicht erfolgt iſt. Das 
Aquivalent, welches Leonhard in der Beweiswürdigung bietet, 
könnte ja aber nicht verhindern, daß der Beklagte bei genügter 
Widerlegungspflicht mangels anderer Beweiſe zum Eide über 
ſeine Behauptung zugelaſſen würde. Hier wäre nur ſo aus⸗ 
zukommen, daß in ſolchen Fällen entweder das Beweisthema 
als nicht mehr beweisbedürftig angeſehen wird, oder dem Kläger 
der richterliche Eid anvertraut wird auf Grund des Weſens 
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und Zweckes der Dispoſitivvorſchrift als der geſetzlichen Aus⸗ 
deutung der typiſchen, normalen Parteiabſicht. Denn daß die 
geſetzliche Dispsſitivvorſchrift, wie von Staub in feinem 
Kommentar zum HGB. einleitunzsweiſe trefflich dargelegt, ihre 
Bedeutung auch für den Prozeß behalten muß, dürfte ein⸗ 
leuchten. 
Im praktiſchen Erfolge wäre dann auch hier die Löſung, 
zu welcher man auf Grund der Leonhardſchen Theorie gelangt, 
diejenige der Einredetheorie. Und ſo wie bei der Frage der 
Nebenabrede, iſt es naturgemäß auch in vielen anderen Fragen. 
Vielfach muß eben auf Grund der erbrachten Wahrſcheinlichkeit 
dem Beweisbelaſteten der richterliche Eid gegeben, oder der 
Beweis überhaupt als erbracht angeſehen werden, ſo daß für 
den zugeſchobenen Eid kein Raum mehr bleibt. Den Erfahrungs⸗ 
ſätzen und der Billigkeit kann man in dieſem Rahmen der Beweis⸗ 
würdigung einen weit größeren Einfluß auf die Entſcheidung 
einräumen, als mittels des immerhin ſchwerfälligen Apparats 
einer „Beweislaſtverſchiebung“. Vielleicht kommt es dann auch 
noch dazu, die Frage der Angemeſſenheit des Kauf: 
preiſes im Sinne der praktiſch brauchbareren Löſung Fittings, 
Dernburgs, v. Knierims, Koffkas, Mittelſteins und 
Brodmanns ſo zu behandeln, daß der Beklagte, welcher nicht 
zum angemeſſenen Kaufpreiſe gekauft haben will, dies für den 
konkreten Fall ausreichend zu widerlegen haben wird. Denn 
in den zahlloſen Fällen, in denen ohne Vereinbarung eines 


beſtimmten Preiſes gekauft wird — dem Kaufe weſentlich iſt ja 


auch nur die Vereinbarung der Entgeltlichkeit —, will offenbar 
der typiſche Käufer zum angemeſſenen Preiſe kaufen, und in 
jedem Falle erſcheint es der Billigkeit mehr entſprechend, die 
Lage deſſen zu ſtützen, der ſich auf das objektiv Angemeſſene 
beruft, nicht desjenigen, der einen beſonders günſtigen „Schnitt“ 
behauptet, ohne ſich den Beweis hierfür geſichert zu haben. 

Jedenfalls würde das Eindringen der Theorie 
Leonhards die ſchroffen Konſequenzen der Leugnungs⸗ 
theorie im weſentlichen beſeitigen und zugleich zu 
einer Praxis führen, die nicht mehr, wie bisher, 
zwiſchen zwei extremen Richtungen bins und her⸗ 
ſchwankt, ſondern ſich in der ruhigen Bahn einer 
gleichmäßigen Rechtsanwendung bewegt. 

Einſtweilen aber iſt Stölzels Einfluß noch übermächtig, 
ja anſcheinend ſogar noch im Wachſen begriffen. Die niederen 
Gerichte find vielfach zu einer extremen Anwendung der in 
Stölzels „Schulung für die ziviliſtiſche Praxis“ gegebenen 
Lehren übergegangen. Es iſt ſoweit gekommen, daß vor 
einzelnen Gerichten die Stellung des Klägers in ſo erheblichem 
Maße erſchwert iſt, daß zuweilen die Durchführung normaler Klag⸗ 
anſprüche ausſichtslos erſcheinen muß. So wird in den Fällen 
der Nebenabreden — gemäß Stölzels Forderung — von dem 
Kläger, der ſich auf die geſetzliche Dispoſitivregel ſtützt, zuweilen 
der ſtrikte Beweis verlangt, daß eine entgegenſtehende Abrede 
fehlt, daß alſo z. B. beim Kauf die Regeln, die das Geſetz 
über Eviktion und Gefahrtragung gibt, nicht aus geſchloſſen 
worden ſind!! Auf das Weſen und den Zweck der geſetz⸗ 
lichen Dispoſitivvorſchrift wird dabei — weil man ja einſt⸗ 
weilen noch die Regeln der Beweis laſt durch ſolche der Beweis⸗ 
führung nicht weſentlich zu modifizieren pflegt — keinerlei 
Rückſicht genommen. 


37. Jahrgang. 


Der Kläger wird alſo vor Schwierigkeiten ge⸗ 
ſtellt, welche mit den Erforderniſſen des Verkehrs 
ſchlechterdings nicht in Einklang zu bringen ſind. 
Es iſt auch ein ſalches Verfahren durch die Spruchpraxis des 
Reichsgerichts keineswegs, wie Stölzel dies behauptet, zu 


Stölzel erwähnt ein Reichsgerichtsurteil von 1884 
(Gruchot 29, 727) und nimmt dasſelbe als Rechtfertigung 
feiner Auffaſſung von der Dispofitivvorſchrift in Anſpruch. 
Der Fall liegt dort ſo, daß für zwei vom Kläger verkaufte 
Bilder nur ein Teil des Kaufpreiſes vom Beklagten bezahlt 
worden iſt. Gegen die Klage, mit welcher der reſtierende 
Kaufpreis verlangt wird, bezieht ſich der Beklagte auf eine 
angeblich bei Kaufabſchluß getroffene Vereinbarung, gemäß 
welcher die Reſtſumme aus feinem Anteil an dem Ausſtellungs⸗ 
erlöſe der Bilder zu tilgen ſei. Das Reichsgericht hat den 
Kläger für beweispflichtig erklärt: 

Er habe, da er ſeinen Klaganſpruch auf einen Vertrag ſtütze, 
die Behauptung des Beklagten zu widerlegen, daß dieſer 
Vertrag nicht vollſtändig angegeben ſei, vielmehr noch ander⸗ 
weite Vereinbarungen umfaſſe, unter deren Mitberückſichtigung 
der klagend erhobene Anſpruch ſich als unbegründet darſtelle. 
Daß hier die geſetzlichen Beſtimmungen über die Art und 
Weiſe der Zahlung einzutreten hätten, ſei nicht richtig. 
„Denn eine geſetzliche Regelung des Inhaltes eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes greife, wo es ſich um dispoſitives Recht handle, 
im allgemeinen nur dann Platz, wenn nichts anderes verab⸗ 
redet ſei.“ „Eine allgemeine geſetzliche Vermutung dafür, daß 
der doch zunächſt entſcheidende Wille der Kontrahenten mit 
demjenigen übereinſtimme, was das Geſetz in Ermangelung 
einer anderweitigen vertragsmäßigen Feſtſtellung ergänzend 
normiert, exiſtiere nicht.“ | 

Das Urteil des Reichsgerichts erſcheint uns im Reſultate 
gerechtfertigt, in der Begründung bedenzlich. Es hätte genügt, 
zu ſagen, daß dem Anſpruch des Klägers eine geſetzliche Dis⸗ 
poſitivvorſchrift nicht zur Seite ſteht. Eigentlich handelt es 
ſich in dem vorliegenden Falle des Bilderverkaufs nur um das 
Vorbringen einer Friſtabrede, und ſchon aus dieſem Grunde 
konnte das Reichsgericht nach ſeiner ſpäteren Spruchpraxis den 
Kläger für beweispflichtig erklären. 

Wenn nun Stölzel dieſes Reichsgerichtsurteil, welches ja 
allerdings durch ſeine Faſſung die prinzipielle Regelung der 
Frage der accidentalia geben zu wollen ſcheint, als Recht⸗ 
fertigung ſeiner Theorie deutet (Vorrede zur 5. Aufl.), ſo 
genügt zur ſchlagendſten Widerlegung der Hinweis darauf, daß 
eine ſolche Annahme vom Reichsgericht ſelbſt durch ein Urteil 
vom Januar 1904 (RG. 57, 49) ausdrücklich und unzweideutig 
abgelehnt worden iſt. In dieſem Urteil wird die Frage der 
accidentalia unter Berufung auf Staub und (ausdrücklich) 
gegen Stölzel entſchieden: 

Wenn ſich der eine auf die geſetzliche Regelung ftüße, 
während der andere eine dieſe Regelung ausſchließende oder 
modifizierende Vereinbarung behauptet, ſo müſſe letzteren 
die Beweislaſt treffen, „da es eben einer Vereinbarung über 
den betreffenden Punkt nach dem BGB. nicht bedürfe, und 
die behauptete Vereinbarung daher dem Geſetz gegenüber als 
etwas außerhalb des zu vereinbarenden Vertragsinhalts 
Liegendes und mithin als ein ſelbſtändiger Einwand erſcheine.“ 
Dieſe Auffaſſung ergebe ſich „aus dem Weſen und 
dem Zwecke der geſetzlichen Dispoſitivvorſchrift“. 
Das Reichsgericht ſei auch in ſtändiger Rechtſprechung 
von dieſer Auffaſſung ausgegangen. 

(Unter den angezogenen Erkenntniſſen befindet ſich auch das 


von Stölzel für ſeine Theorie in Anſpruch genommene, ſoeben be⸗ 
ſprochene Urteil von 1884.) 
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In dieſer Entſcheidung iſt alſo der Stölzelſchen Meinung 
als „Theorie“ eine deutliche Abſage erteilt. Das Reichsgericht 
hat die Fälle der Befriſtung, der Suspenſivbedingung und des 
angemeſſenen Preiſes im Sinne der Leugnungs⸗, die der acci- 
dentalia im Sinne der Einredetheorie entſchieden; es hat alſo 
den Vorwurf der „Inkonſequenz“, den Stölzel gegen ſeine 
Gegner, insbeſondere Staub und Betzinger, erhoben hatte, ruhig 
auf ſich genommen. | 

Wenn alſo Stölzel den Satz aufgeſtellt hat:) „Die 
Rechtſprechung des Reichsgericht trifft in allen entſcheidenden 
Sätzen genau mit dem zuſammen, was in der ‚Schulung für 
die ziviliſtiſche Praxis“ Bd. I entwickelt iſt; ſie läßt von dem 
Gebäude der Einredetheorie nicht einen Stein auf dem anderen“ 
(ähnlich auch in der Vorrede zur 5. Aufl. ſeines Buches), ſo 
dürfte in einer ferneren Auflage die Berichtigung dieſer das 
weitere Eindringen der von ihm vertretenen Lehre fortgeſetzt 
befördernden Feſtſtellung zu erfolgen haben. 

Das Reichsgericht wird hoffentlich bald zu der Theorie 
Leonhards, mit dem es im praktiſchen Endergebnis überein⸗ 
ſtimmt, Stellung nehmen. Damit würde die ſo dringend 
erforderliche Klarheit allmählich in die Recht⸗ 
ſprechung eindringen können, und es würde der um 
praktiſche Widerſinnigkeiten unbekümmerten An⸗ 
wendung der Leugnungstheorie ein Riegel vor⸗ 
geſchoben werden. 

Das verdienſtvolle Beſtreben Stölzels, die Beweislaſt⸗ 
frage mit abſtrakter Logik zu löſen, iſt erſt durch Leonhard 
zu praktiſch verwertbarem Ergebniſſe ausgebaut worden. 


Das Nachindoſſament im Scheckrecht. 
Von Rechtsanwalt Dr. James Breit in Dresden. 
I. 


I. Die Wechſelordnung ftellt in Art. 16. einmal eingehende 
Beſtimmungen über die Wirkungen einer Indoſſierung des 
präjudizierten Wechſels und zweitens Vorſchriften über die Be⸗ 
deutung des Nachindoſſaments des proteſtierten Wechſels auf. 
Der Gedanke, der dieſen Beſtimmungen zugrunde liegt, iſt 
der, daß die Indoſſierung des präjudizierten Wechſels normalen 
Garantie- und Transporteffekt der Nachindoſſamente bewirkt, 
daß dagegen die Indoſſierung des proteſtierten Wechſels nur 
einen zeſſionsartigen Charakter trägt. 

Das deutſche Scheckgeſetz verweiſt auf den Art. 16 WO. 
nicht. Er enthält auch keine ſonſtigen Normen über Nach⸗ 
indoſſamente. Die ganze Materie iſt mit Stillſchweigen 
übergangen. Man hatte dieſen Standpunkt des Scheck⸗ 
geſetzentwurfs getadelt.) Meines Erachtens nicht mit 
Recht. Ich glaube nicht, daß der Geſetzgeber die richtige 
Löſung gefunden haben würde, wenn er ſich mit einem Verweis 
auf die entſprechenden Normen der Wechſelordnung begnügt 
hätte. Und ich glaube weiter, daß aus der Natur des Schecks 
die Entſcheidung ohne Schwierigkeit hergeleitet werden kann. 


— 


2) „Das Recht“ 1901 S. 505. 
5 G. Cohn in Z. H. N. 62, 54. 
. 33 * 
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II. Auch das öſterreichiſche Geſetz ſchweigt über das Nach⸗ 
indoſſament. Die Folge iſt freilich eine Meinungsverſchiedenheit 
in der Literatur. 

Die öſterreichiſchen Motive meinen, daß das Nachindoſſament 
ſowohl des präjudizierten als auch des proteſtierten Schecks 
nur Transporteffekt, keinen Garantieeffekt habe. Dagegen 
wendet ſich v. Canſtein: da das Scheckgeſetz ſür dieſes In⸗ 
doſſament nicht wie die Wechſelordnung eine Ausnahme von 
dem Satze normiere, daß das Indoſſament Transports und 
Garantieeffekt habe, ſo könne auch dem Nachindoſſament 
proteſtierter Schecks der Garantieeffekt nicht verſagt werden.“) 

Es wird gezeigt werden, daß beide Anſichten unrichtig ſind. 

Streitig iſt auch die Regelung des Schecknachindoſſaments 
im ſchweizeriſchen Recht. Eine ausdrückliche Beſtimmung 
findet ſich im 30. Titel des Obligationenrechts nicht. Wohl 
aber iſt Art. 836 vorgeſchrieben: 

„Die Beſtimmungen über den gezogenen Wechſel gelten, 
ſoweit ſie mit denjenigen dieſes Titels nicht in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, auch für den Scheck.“ 

Man ſtreitet nun, ob das Wechſelnachindoſſament, das 
Art. 734 im engen Anſchluſſe an die deutſch⸗öſterreichiſche 
Wechſelordnung regelt, im Widerſpruche zu Tit. 30 ſtehe und 
daher ſchlechthin unzuläſſig ſei, oder ob der Art. 734 auch auf 
das ſcheckmäßige Nachindoſſament Anwendung leide. Es genügt 
an dieſer Stelle hervorzuheben, daß Fick!) der letzteren Anſicht iſt. 

III. Nach deutſchem Recht iſt der Scheck keine Spezies 
des Sichtwechſels, ſondern ein dem Wechſel gleichgeordnetes 
Papier beſonderer Art. Gewiß iſt die Verwandtſchaft zwiſchen 
beiden Papieren unverkennbar und gewiß wird die künftige 
Doktrin und Rechtſprechung zum Scheckgeſetz ſich aufbauen auf 
der überreichen Judikatur und Wiſſenſchaft des Wechſelrechts. 
Aber deswegen darf doch der ſelbſtändige Charakter des Scheck⸗ 
rechts nicht überſehen werden. Enthält das Scheckgeſetz über 
irgend eine Erſcheinung keine ausdrückliche Vorſchrift, erklärt es 
auch nicht die entſprechenden Beſtimmungen der Wechſelordnung 
für anwendbar, ſo muß die Entſcheidung der auftauchenden 
Zweifelsfragen aus der Natur des Schecks entnommen werden 
und es darf nicht einfach die Beſtimmung der Wechſelordnung 
deshalb zugrunde gelegt werden, weil Scheck und Wechſel rechts⸗ 
verwandte Papiere ſind, und das Scheckgeſetz in ſoundſo viel anderen 
Beſtimmungen auf die Wechſelordnung verweiſt. Schließlich iſt doch 
auch die Wechſelordnung noch nicht der Weisheit letzter Schluß! 

Die Erörterung des Nachindoſſaments hat auszugehen von 
der rechtlichen Bedeutung der Präſentation. Die Bedeutung 
der Präſentation ift nun beim Scheck eine total 
andere als bei dem Sichtwechſel. 

Der Sichtwechſel braucht einen Fälligkeits termin. 
So ſagt denn auch Art. 31 WO. 

„Ein auf Sicht geſtellter Wechſel iſt bei der Vorzeigung 
fällig.“ 

Die Fälligkeit bewirkt eine fundamentale Veränderung des 
Wechſels. Der Tag, an dem die Fälligkeit eintritt, iſt der 
wichtigſte Tag im Leben des Wechſelpapieres. Er tritt damit 
in eine neue Phaſe. 

2) Der Scheck S. 129. 

) Die Frage der Scheckgeſetzgebung S. 249. 
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Der Fälligkeitstag beſtimmt den Proteſttag. Die Er: 
hebung des Proteſtes iſt am Zahlungstage zuläſſig. Ein 
früherer Proteſt iſt wirkungslos. Späteſtens muß er am 
zweiten Werktage nach dem Zahlungstage geſchehen (Art. 41). 
Iſt die rechtzeitige Erhebung des Proteſtes verabſäumt, ſo iſt der 
wechſelmäßige Regreß gegen Ausſteller und Indoſſamenten erloſchen. 

Der auf Sicht geſtellte Wechſel iſt bei der Vorzeigung 
fällig. Vorzeigung bedeutet natürlich: Vorzeigung mit dem 
Verlangen zu zahlen. Wird der Sichtwechſel mit dieſem Ver⸗ 
langen dem Bezogenen vorgezeigt, ſo iſt Fälligkeit definitiv 
eingetreten. Keine Vereinbarung zwiſchen Präſentanten 
und Traſſaten kann die einmal eingetretene Fällig⸗ 
keit wieder rückgängig machen. Will ſonach der 
Präſentant ſich ſeine Rechte gegen die Vormänner erhalten, ſo 
muß er ſpäteſtens am zweiten Werktage nach der Präſentation 
den Proteſt erheben. Ob die gewillkürte oder die zweijährige 
geſetzliche Präſentationsfriſt am Tage der Präſentation erliſcht 
oder noch weiter läuft, iſt bedeutungslos. Allerdings hätte der 
Wechſelinhaber bis zum letzten Tage der Präſentationsfriſt mit 
der Präſentation warten können. Sobald er aber einmal 
während des Lauſes der Präſentationsfriſt ordnungsgemäß 
präſentiert hat, iſt es mit ſeiner Macht vorbei. Daher kann 
auch der einmal verſäumte Proteſt nicht dadurch nachgeholt 
werden, daß der Sichtwechſel innerhalb der Präſentationsfriſt 
nochmals präſentiert und nunmehr proteſtiert wird. 

Ein Sichtwechſel kann nur einen Fälligkeitstag haben 
und es kann nicht der einmal eingetretene Fälligkeitstermin auf 
einen ſpäteren Tag verſchoben werden.“) 

Der Lauf der Präſentationsfriſt ſpielt keine Rolle mehr, 
ſobald der Wechſel einmal innerhalb der Präſentationsfriſt 
präſentiert worden iſt. 

Es kommt, ſobald einmal präſentiert worden iſt, nur darauf 
an, an welchem Tage präſentiert worden iſt, nicht dagegen 
darauf, an welchem Tage die Präſentationsfriſt abläuft. 

Alle wechſelrechtlichen Friſten laufen demgemäß beim Sicht⸗ 
wechſel nicht vom Tage, an dem die Präſentationsfriſt endigt, 
ſondern von dem, an dem er präfentiert worden iſt. Das gilt 
einmal, wie ſchon erwähnt iſt, für die Proteſtfriſt. Es gilt 
zweitens für die Verjährung. Sie beginnt gegen den Inhaber 
des Wechſels mit dem Tage des erhobenen Proteſtes (Art. 78). 
Gegen den Indoſſanten vom Tage der Zahlung oder Klag⸗ 
erhebung (Art. 79). Ebenſo läuft die Verjährung gegen den 
Akzeptanten, ſofern der Sichtwechſel rechtzeitig präſentiert 
worden iſt, vom Tage der Präſentation an. Der Ablauf der 
Präſentationsfriſt kann hier nur dann als friſtbegründend in 
Frage kommen, wenn der Wechſel nicht präſentiert worden iſt. 
Dies nimmt ja auch die herrſchende Meinung an. Immerhin 
iſt auch dies nicht unbeſtritten: von gewichtiger Seite — Thöl, 
Grünhut — wird der Schlußtag der Präſentationsfriſt auch gegen⸗ 
über dem Akzeptanten niemals als präſumtiver Fälligkeitstag 
anerkannt.“) 

Ganz anders beim Scheck. Der Scheck iſt nicht bei 
Sicht fällig, ſondern er iſt bei Sicht „zahlbar“ (8 7). Er iſt 
binnen 10 Tagen vom Bezogenen zur Zahlung vorzulegen 


) Grünhut Wechſelrecht 1, 379. 
) Bal. hierzu Staub Stranz Anm. 5 zu Art. 31. 
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($ 11). Zur Ausübung des Regreßrechts muß die rechtzeitige 
Vorlegung und die Nichteinlöſung des Schecks nachgewieſen 
werden (8 16). Nicht notwendig iſt, daß innerhalb einer be: 
ſtimmten Friſt nach der Präſentation oder nach Ablauf der 
Präſentationsfriſt ein Proteſt erhoben werde oder eine Beſchei⸗ 
nigung des Bezogenen über die Nichteinlöſung beigebracht 
werde oder irgend welche anderen Formalien erledigt werden · 
Das Geſetz verlangt nichts, als die rechtzeitige Vorlegung, d. h. 
die Vorlegung innerhalb der Präſentationsfriſt. Der Nachweis 
kann freilich nur durch Proteſt oder Präſentationsatteſt geführt 
werden. Aber das Präſentationsatteſt braucht weder am 
Präſentationstage noch innerhalb einer beſtimmten Friſt aus⸗ 
geſtellt zu werden. 

Daraus wird man zu folgern haben: 

Während ein Sichtwechſel nur einmal präſentiert 
werden kann und eine zweite Präſentation wechſel⸗ 
rechtlich ein wirkungsloſer Vorgang iſt, kann der 
Scheck wiederholt präſentiert werden. Wird der Scheck 
bei der erſten Präſentation nicht eingelöſt, ſo kann der Inhaber 
eine zweite Präſentation verſuchen, wenn er glaubt, daß in⸗ 
zwiſchen der Ausſteller ſein Guthaben entſprechend verſtärkt 
haben werde. Er kann einen Proteſt bei der erſten Präſentation 
unterlaſſen, ihn bei der zweiten erheben. Er kann bei der 
erſten Präſentation auf eine Präſentationsbeſcheinigung des 
Bezogenen verzichten, bei der zweiten ſie ſich ausſtellen laſſen. 

Damit ſteht im Einklange, daß im ſcharfen Gegenſatz zur 
Wechſelordnung die Verjährung der Regreßanſprüche gegen den 
Inhaber des Schecks nicht mit der Präſentation, ſondern mit 
dem Ablaufe der Präſentationsfriſt beginnt (S 20). Der Tag, 
der wechſelrechtlich für die Verjährung der Regreßanſprüche be⸗ 
deutungslos iſt, iſt für das Scheckrecht maßgeblich. Mit 
anderen Worten: an die Stelle des Präſentations⸗ 
tages tritt im Scheckrecht ein für allemal der letzte 
Tag der Präſentationsfriſt. 

Der Scheck tritt ſonach, ſoweit das Recht der Indoſſa⸗ 
mente in Frage kommt, nicht mit der Präſentation, ſondern 
mit dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt in eine neue Phaſe.“) 

Die maßgebliche Bedeutung der Präſentations⸗ 
friſt im Scheckrecht kommt auch darin zum Ausdrucke, 
daß ihr der dispoſitive Charakter fehlt, der dem 
Wechſelrechte eigentümlich iſt. Nach Art. 31 WO. ſteht 
es im Belieben des Ausſtellers die Präſentationsfriſt ungemeſſen 
zu erſtrecken. Er kann ſie umgekehrt auf ein Minimum redu⸗ 
zieren. Nur „in Ermangelung der beſonderen im Wechſel ent⸗ 
haltenen Beſtimmung“ muß die Präſentation binnen zwei 
Jahren nach der Ausſtellung erfolgen. 

Das Scheckgeſetz ſchreibt kategoriſch vor, daß der Inlandsſcheck 
binnen 10 Tagen dem Bezogenen zur Zahlung vorgelegt werden 
muß. Darüber, ob dieſe Friſt mit ſcheckmäßiger Wirkung ver: 
längert oder verkürzt werden kann, enthält das Geſetz nichts. 
Aber ſowohl der Wortlaut des Geſetzes, wie der Zweck der 
kurzen Präſentationsfriſt ſpricht gegen die Statthaftigkeit einer 
Verlängerung. Es könnte ſich nur fragen, ob der Ausſteller, 


— — — 


6) Nur der Zinſenlauf bei der Regreßforderung des präſentie⸗ 
renden Inhabers beginnt mit dem „Verfalltage“. In § 17 des 
Geſetzes iſt der Art. 50 WO. für entſprechend anwendbar erklärt. 
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der eine längere Präſentationsfriſt vorſchreibt, dem Remittenten 
auch bei Vorlegung nach Ablauf der geſetzlichen Friſt haftet. 
Aber auch dieſer rein internen Wirkung ſtehen Bedenken ent⸗ 
gegen. | 

Zweifelhafter ift, ob einer Verkürzung der Präſentations⸗ 
friſt durch den Ausſteller Rechtswirkung zukommt. Daß ein 
Indoſſament ſeine Haftung aus dem Indoſſant an die Präſen⸗ 
tation noch vor Ablauf der geſetzlichen Präſentationsfriſt knüpfen 
kann, iſt ſelbſtverſtändlich: es iſt dies eine abgeſchwächte Ohne⸗ 
Obligoklauſel. Inwieweit die Ohne⸗Obligoklauſel des Aus⸗ 
ſtellers Rechtswirkungen äußert, iſt im Wechſelrecht bekanntlich 
beſtritten. Das Reichsgericht ſteht auf dem Standpunkte, daß 
die Klauſel den Wechſel zwar nicht nichtig mache, daß ſie aber 
Nachmännern gegenüber mit Ausnahme des Remittenten als 
nicht geſchrieben zu gelten habe. Es liegt kein Anlaß vor, 
dieſe Grundſätze nicht auch auf das Scheckrecht zu übertragen. 
Daher würde die Abkürzung der Präſentationsfriſt durch den 
Ausſteller den Scheck zwar nicht unwirkſam machen, die Ab⸗ 
kürzung aber die geſetzliche Friſt nicht zu modifizieren vermögen. 
Nur der unmittelbare Nehmer, der Remittent, müßte ſie auf 
Grund des Begebungsvertrages gegen ſich gelten laſſen. 

IV. Das Ergebnis iſt: der für den Scheck maßgebliche 
Zeitpunkt iſt nicht, wie beim Sichtwechſel, der Zeitpunkt der 
Präſentation, ſondern der des Ablaufs der Präſen⸗ 
tationsfriſt. 

Dieſe Erkenntnis iſt von entſcheidender Bedeutung für die 
Behandlung des „Nachindoſſaments“. 

Die Kritiker des Entwurfs ſprachen ſich ſämtlich nicht 
darüber aus, was ſie denn eigentlich unter einem „Nach⸗ 
indoſſament“ beim Scheck verſtehen. 

Beim Sichtwechſel kann darüber kein Zweifel ſein. 
Jedes Indoſſament, das nach rechtzeitig erfolgtem Proteſt oder 
nach Ablauf der Proteſtfriſt auf den Sichtwechſel geſetzt wird, 
iſt ein Nachindoſſament. Ob die Indoſſierung innerhalb der 
zweijährigen Präſentationsfriſt erfolgt, iſt gleichgültig. Zweifel⸗ 
haft iſt vielleicht nur, wie bei verſäumter Präſentation zu 
entſcheiden iſt. Nach richtiger Anſicht erlangt auch der In⸗ 
doſſatar des mangels rechtzeitiger Präſentation präjudizierten 
Sichtwechſels die Rechte aus Art. 16 Abſ. 1 WO. Es macht 
alſo keinen Unterſchied, ob der Wechſel rechtzeitig präſentiert, 
aber nicht rechtzeitig proteſtiert iſt, oder ob er überhaupt nicht 
rechtzeitig präſentiert iſt. In beiden Fällen iſt die „für die 
Proteſterhebung mangels Zahlung beſtimmte Friſt abgelaufen.“ 

Anders beim Scheck. Liegt hier ein „Nachindoſſament“ 
ſchon vor, wenn nach einmal erfolgter Präſentation das Papier 
weiter begeben wird? Und wenn man ein ſolches Indoſſament 
ein „Nachindoſſament“ nennen will: iſt es rechtlich ebenſo zu be⸗ 
handeln, wie ein Indoſſament nach Ablauf der Präſentationsfriſt? 

Das iſt offenbar die allein richtige Frageſtellung. Sie 
findet ſich freilich in der bisherigen Literatur nirgends. 

V. Es iſt oben dargelegt worden, daß der Scheck im 
Gegenſatze zum Sichtwechſel die mehrfache Präſentation ver⸗ 
trägt. Es iſt deshalb nicht einzuſehen, weshalb ein nach ein⸗ 
mal erfolgter vergeblicher Präſentation geſchriebenes Indoſſament 
nicht die gleiche Wirkung haben ſollte, wie ein vor der Prä⸗ 
ſentation geſchriebenes. Wollte der Geſetzgeber dies ausdrücklich 
vorſchreiben, ſo würde es die Sicherheit des Scheckverkehrs 
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ſchwer gefährden. Man nehme den Fall: A. hat den Scheck 
am 1. Februar 1908 (Sonnabend) ausgeſtellt und dem R. 
gegeben. R. präſentiert das Papier noch an demſelben Tage, 
die Bank lehnt jedoch mangels Deckung die Honorierung ab. 
Darauf indoſſiert R. den Scheck an J. weiter, von J. erhält 
ihn durch Indoſſament K., von K. ſchließlich L. Alles das 
ſpielt ſich innerhalb der Präſentationsſriſt ab. Wenn nun L., 
der ja von der erſten Präſentation, durch K. nichts zu wiſſen 
braucht, am 6. Februar den Scheck wiederum erfolglos prä⸗ 
ſentiert — weshalb ſollten ihm der Ausſteller A. und der 
Remittent R. nicht ebenſo haften, wie J. und K.? 

Dabei kann es keinen Unterſchied machen, ob R. bei der 
erſten Präſentation Proteſt erhoben hat oder ob er ſich bei der 
einfachen Erklärung der Bank, der Scheck werde mangels 
Deckung nicht eingelöſt, beruhigt hat. 

Alſo: das nachproteſtliche“) Scheckindoſſament ift ebenſo 
ein vollgültiges Indoſſament mit Transport⸗ und Garantie⸗ 
effckt wie das vorproteſtliche. 

Sonach ſcheint es, als ob die Präſentation nicht geeignet 
wäre, die Indoſſamente in zwei Kategorien zu teilen je nachdem 
ſie vorher oder nachher geſchrieben ſind. 

Immerhin würde man fehlgehen, wenn man in dem 
obigen Beiſpiele den Remittenten R. und den Indoſſanten L. 
auf Grund der beiden Präſentationen vollſtändig gleichſtellen 
wollte. In einem Punkte unterſcheiden ſich die beiderſeitigen 
Rechte. Nach 8 16 iſt die Ausübung des Regreßrechtes davon 
abhängig, daß die rechtzeitige Vorlegung und die Nichteinlöſung 
des Schecks nachgewieſen wird. Wenn nun L. die nochmalige 
Präſentation innerhalb der Vorlegungsfriſt verabſäumt: kann 
er ſich dann zur Geltendmachung des Regreßrechtes auf die 
ihm nachträglich bekannt gewordene Präſentation durch R. 
berufen? Mit anderen Worten: iſt das Regreßrecht des In⸗ 
doſſatars davon abhängig, daß er ſelbſt oder ein Nachmann 
den Scheck rechtzeitig präſentiert hat oder genügt auch eine 
friſtgerechte Präſentation durch einen früheren Indoſſanten? 
Die Antwort auf die Frage iſt wohl kaum zweifelhaft: wenn 
8 15 des Geſetzes beſtimmt, daß die Indoſſanten dem In⸗ 
haber für die Einlöſung des Schecks haften und wenn § 16 
dies dahin ergänzt, daß die Haftung nur bei rechtzeitiger Vor⸗ 
legung eintreten ſoll, ſo will das Geſetz natürlich den Garantie⸗ 
effekt des einzelnen Indoſſaments von der Bedingung einer 
ſpäteren Präſentation abhängig machen. Es würde dem 
Grundgedanken des Indoſſaments widerſprechen, wenn die den 
Garantieeffektnt bedingende Präſentation dem Indoſſamente 
zeitlich vorangehen könnte. Das iſt im Scheckrecht nicht anders, 
wie im Wechſelrecht. Nur darf eben nicht überſehen werden, daß 
im Scheckrecht die einmal erfolgte Präſentation nicht eine noch⸗ 
malige Vorlegung durch denſelben Indoſſanten oder einen ſpäteren 
Indoſſanten ausſchließt. Wenn alſo L. die Indoſſanten R., J. 
und K. regreßpflichtig machen will, ſo muß er den Scheck trotz 
der einmal erfolgten Präſentation durch R. nochmals — ſelbſt⸗ 
verſtändlich rechtzeitig — der Bank zur Einlöſung vorlegen. 

Andererſeits iſt die erſte Präſentation nicht durch die 
ſpätere Indoſſierung oder durch die zweite Präſentation aus 

) „Nachproteſtlich“ kurz für: nach Präſentation geſchrieben. 
Ein Proteſt iſt ja gar nicht notwendig. 
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der Welt geſchafft. Sie bleibt regreßbegründend gegen Aus⸗ 
ſteller und überhaupt gegen alle Scheckverpflichteten, die vor 
dieſer Präſentation den Scheck gezeichnet haben. Es darf alſo 
nicht etwa in der Weiterindoſſierung durch den erſten Präſen⸗ 
tanten ein Verzicht auf die Rechtsfolgen der Präſentation erblickt 
werden. 

Zweifelhaft iſt wiederum, ob die Indoſſamente bis zur 
zweiten Präſentation den vollen ſcheckmäßigen Transporteffekt 
hervorrufen, oder ob die Indoſſierung nur den zeſſionsartigen 
Charakter des wechſelmäßigen Nachindoſſaments hat. Man 
nehme in unſerem Beiſpiele an, daß der Remittent den Scheck 
präſentiert und proteſtiert hat und ihn alsdann weiter indoſſiert 
hat. Der letzte Indoſſant L. verabſäumt eine nochmalige 
Präſentation. Daß L. nicht gegen R., J. und K. auf Grund 
der durch R. bewirkten Präſentation vorgehen kann, iſt oben 
bereits hervorgehoben worden. Daß er dagegen den Ausſteller 
A. auf Grund des Ri.ſchen Proteſtes haftbar machen kann, iſt 
gleichfalls dargelegt worden. Hat er nun aber nur die 
Rechte des R. gegen A. oder hat er die ſelbſtändigen 
Rechte aus dem Indoſſament? 

Man darf die letzte Alternative nicht mit dem Hinweiſe 
abtun, der Entwurf enthalte über Indoſſamente mit bloß 
zeſſionsartiger Wirkung keine ausdrückliche Beſtimmung. 

Es liegt im Weſen des Orderpapiers begründet, daß das 
Papier vom Zeitpunkte der erfolgten Präſentation an ſeinen 
Rückweg antritt. Ein Weiterlauf nach der Präſentation hat 
einen anormalen Charakter. Dem widerſpricht nicht, daß eine 
mehrmalige Präſentation möglich iſt. Nur muß eben der letzte 
Inhaber derjenige ſein, der endgültig präſentiert. Das Geſetz 
denkt ſich den Schecklauf zweifellos ſo, daß der letzte Indoſſatar 
auch der Präſentant — wenn auch der letzte Präſentant — 
des Schecks iſt. 

Wie alſo, wenn das nicht der Fall iſt? Wenn dem letzten 
Indoſſatar nur die Präſentation eines früheren Scheckinhabers 
zur Seite fteht? 

Alsdann kann der Indoſſatar nur die abgeleiteten Rechte 
des Präſentanten geltend machen. 

Denn er hätte das Regreßrecht gegen ſeine Vormänner 
durch eigene Präſentation erwerben müſſen. Dadurch, daß er 
die Präſentation verſäumt hat, ſtehen ihm — wie oben gezeigt 
wurde — keinerlei Regreßrechte gegen die dem Präſentanten 
nachfolgenden Indoſſanten zu. Damit würde es aber im 
Widerſpruche ſtehen, wenn man ihm ſelbſtändige Regreßrechte 
gegen die dem Präſentanten vorgehenden Indoſſanten und Aus⸗ 
ſteller gewähren wollte. 

So gelangt man alſo auf Umwegen wiederum zu der 
gleichen Regelung wie fie die Wechſelordnung in 8 16 Abf. 2 
getroffen hat. Der Unterſchied liegt nur in der Zuläſſigkeit 
mehrfacher Präſentation. 

Man wird den ſcheckrechtlichen Satz aufſtellen dürfen: 

Iſt ein Scheck vor dem Indoſſament bereits erfolglos 
vorgelegt worden, ſo hat der Indoſſatar nur die Rechte 
ſeines Indoſſanten gegen den Ausſteller und diejenigen, 
die den Scheck bis zur Vorlegung indoſſiert haben. So⸗ 
bald jedoch der Indoſſatar den Scheck nochmals recht⸗ 
zeitig vorlegt, erlangt er die vollen Rechte aus dem 
Indoſſament. 


37. Jahrgang. 


Dabei macht es keinen Unterſchied, ob er die frühere Prä⸗ 
ſentation kennt oder nicht und ob über die frühere Präſentation 
ein formeller Proteſt oder ein e Präſentationsatteſt 
aufgenommen iſt oder nicht. 


VI. Soviel über das vachproteſliche Indoſſament. 

Die Vorſchriſten für das nach Ablauf der Präſentations⸗ 
friſt geſchriebene Indoſſament ſind aus den bisher entwickelten 
Grundſätzen ohne Schwierigkeit zu entnehmen. 

Wird der Scheck nach Ablauf der Präſentationsfriſt weiter 
indoſſiert, fo kann der Indoſſatar niemals ſelbſtändige Rechte 
aus dem Giro erwerben. Denn das würde rechtzeitige Vor⸗ 
legung durch ihn oder einen Nachindoſſatar vorausſetzen: die 
Friſt für die rechtzeitige Vorlegung iſt ja aber verſtrichen und 
die Bedingung des Regreſſes infolgedeſſen nicht mehr zu er⸗ 
füllen. Eine Beſtimmung, daß die Indoſſanten, die den Scheck 
nach Ablauf der Präſentationsfriſt indoſſiert haben, ihren Nach⸗ 
männern ſcheckmäßig haften, findet ſich im Geſetz nicht. Mithin 
fehlt allen dieſen Indoſſamenten ausnahmslos der 
Garantieeffekt. Ob der Scheck von einem früheren In⸗ 
doſſanten rechtzeitig präſentiert worden iſt oder nicht, ſpielt 
dabei keine Rolle. 

Wie ſteht es mit dem Transporteffekt dieſer In⸗ 
doſſamente? 

Hier iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Falle rechtzeitiger 
Präſentation durch einen früheren Indoſſanten und dem der 
verſäumten Präſentation. 

Iſt der Scheck überhaupt nicht rechtzeitig präſentiert, ſo 
iſt der Garantieeffekt aller Indoſſamente aufgehoben. Weder 
Ausſteller noch Indoſſatar haften dem Nachindoſſatar. 

Anders wenn der Scheck früher rechtzeitig präſentiert 
worden iſt. Alsdann überträgt jedes der Präſentation nach⸗ 
ſolgende Indoſſament die Regreßrechte des Präſentanten. Der 
Ablauf der Präſentationsfriſt ändert an dieſem Transporteffekt 
nichts: er ſchneidet nur die Möglichkeit ab, durch Wiederholung 
der Präſentation das Zeſſionsindoſſament in ein Vollindoſſament 
zu verwandeln. 

Das Ergebnis iſt ſonach: 

Das nach Ablauf der Präſentationsfriſt geſchriebene 
Indoſſament überträgt keinerlei Regreßrechte, ſobald der 
Scheck nicht von einem früheren Indoſſanten rechtzeitig 
präſentiert worden iſt. 

Iſt eine ſolche Präſentation dagegen erfolgt, ſo er⸗ 
wirbt der Indoſſatar die Rechte ſeines Indoſſanten. 


II. 


Es war bisher von Indoſſamenten im techniſchen Sinne 
die Rede. 

Indoſſamente im techniſchen Sinne werden aber im deutſchen 
Scheckverkehr die Ausnahme bilden.“) 

Nach 8 4 des Geſetzes gilt der Scheck als auf den 
Inhaber geſtellt, wenn dem Namen oder der Firma des 
Zahlungsempfängers die Worte „oder Überbringer“ oder ein 
gleichbedeutender Zuſatz beigefügt iſt. 


e) Vgl. meinen Aufſatz über den Scheck mit alternativer In⸗ 
haberklauſel, Bank A. 7, 151 ff. 
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Die Scheckformulare wohl aller deutſchen Banken ent⸗ 
halten auf der Remittentenzeile die Worte „oder Überbringer“. 
Außerdem erklärt die Bank ausdrücklich: 

„Schecks, auf denen die Worte „oder Überbringer“ aus⸗ 
geſtrichen ſind, werden nicht honoriert.“ 

Sonach iſt der Scheck, der den deutſchen Scheckverkehr be⸗ 
herrſcht, ein Inhaberſcheck. 

Inhaberpapiere werden nicht durch Indoſſament übertragen. 
Im Gegenſatz zum Regierungsentwurf von 1892 enthält das 
Geſetz keine Beſtimmung des Inhalts, daß auch der Inhaber⸗ 
ſcheck indoſſiert werden könne. Mit Recht: Die Banken wollen 
keine Orderſchecks, denn ſie wollen ſich nicht der umſtändlichen 
Prüfung der Legitimation des Präſentanten unterziehen. 

Es bleibt alſo der Scheck mit alternativer Inhaberklauſel, 
auch wenn er auf der Rückſeite ein formelles Indoſſament 
trägt, ein Inhaberpapier. Der Präſentant wird nicht durch das 
Indoſſament, ſondern durch den Beſitz legitimiert, das ihm nach 
8 1006 BGB. die Vermutung des Eigentums am Papier 
verſchafft. Und er erwirbt die Rechte aus dem Papier nicht 
auf Grund des Indoſſaments, ſondern auf Grund der Tradition. 
Mochte der Scheck mit alternativer Inhaberklauſel bisher noch 
mit Dernburg und Jacobi unter die Legitimations papiere des 
8 808 BGB. zu rechnen fein — ſeit dem 1. April 1908 iſt 
er reines Inhaberpapier. 

Nun gewinnt aber der Scheck an Wert, wenn aus ihm 
nicht nur der Ausſteller, ſondern — wie beim Orderſcheck — 
auch die früheren Inhaber haften. Gerade die Garantiehaftung 
der Vormänner iſt ein Poſtulat eines entwickelten Scheck⸗ 
verkehrs. 

Die Verfaſſer des Geſetzes ſtanden ſonach vor der Auf⸗ 
gabe: einmal dem Papiere die Inhaberqualität zu erhalten, 
zweitens aber die Giranten für die Einlöſung haftbar zu machen. 

Sie haben dieſe Aufgabe dadurch zu löſen geſucht, daß 
fie eine neue ſkripturmäßige Verpflichtung erſonnen haben: die 
ſcheckmäßige Haftung aller derer, die die Rückſeite des Schecks 
mit ihren Namen gezeichnet haben. 

Es heißt in § 15 Abſ. 2: 

„Auch bei dem auf den Inhaber geſtellten Scheck haftet 
jeder, der ſeinen Namen oder ſeine Firma auf die 
Rückſeite des Schecks geſchrieben hat, dem Inhaber für 
die Einlöſung. Auf den Bezogenen findet dieſe Be⸗ 
ſtimmung keine Anwendung.“ 

Dieſe eigenartige Namensſtriptur iſt ein Blankoindoſſament 
ohne Transporteffekt, alſo lediglich mit Garantieeffekt. 

Der Garantieeffekt folgt aus der Tatſache der Namens⸗ 
ſkriptur. Das Erfordernis einer nicht durchbrochenen Reihe 
— eine Konſequenz des Transporteffekts — iſt fallen gelaſſen. 

Wenn der Ausſteller A. den Scheck dem Remittenten R. 
gibt, der Remittent aber die Annahme des Schecks davon ab⸗ 
hängig macht, daß auch die Ehefrau des Ausſtellers ſcheckmäßig 
haftet, ſo kann die Eheſrau ihren Namen auf die Rückſeite mit 
verpflichtender Wirkung ſchreiben. Es iſt nicht notwendig, daß 
ihrer Skriptur das Indoſſament des Remittenten voraus geht. 
Der Remittent kann den Scheck weitergeben — die Ehefrau 
des A. bleibt aus ihm haftbar, mag nur R. ſeinen Namen 
vor oder hinter den der Ehefrau ſchreiben, oder mag er den 


Scheck überhaupt nicht zeichnen. 
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Gibt der Präſentant den Scheck mit alternativer In⸗ 
haberklauſel nach der Präſentation weiter, ſo erwirbt der neue 
Inhaber nur die Regreßrechte des Präſentanten. Der Erwerb 
ſelbſtändiger Regreßrechte durch den neuen Inhaber wäre von 
einer nochmaligen rechtzeitigen Präſentation abhängig. Ob der 
Präſentant den Scheck zeichnet oder nicht, iſt gleichgültig. Er⸗ 
folgt die Weitergabe des Schecks nach Ablauf der Präſentations⸗ 
friſt, ſo iſt der neue Inhaber auf die Regreßanſprüche ſeines 
Vormannes, des Präſentanten, endgültig beſchränkt. Der In⸗ 
haberſcheck iſt ſonach in dieſem Punkte nicht anders zu behandeln, 
wie der Orderſcheck. 

Was den Garantieeffekt der nach Ablauf der Prä⸗ 
ſentationsfriſt auf den Inhaberſcheck geſetzten Namensſkripturen 
anlangt, ſo wird man auch hier die gleichen Grundſätze anzu⸗ 
wenden haben, wie beim Orderſcheck. Danach erſcheint der 
Einwand des Skribenten berechtigt, er habe das Papier erſt 
nach Ablauf der Präſentationsfriſt gezeichnet. * 


Die geplante Inſtizreform und die ländlichen 
Landgerichte. 
Von Rechtsanwalt Dr. Herr, Hamm i. W. 


Die Behandlung der Juſtizreform unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte kann und ſoll keine erſchöpfende ſein. Aber es ſoll auf 
einige Folgen hingewieſen werden, die mit Beſtimmtheit ſich 
einſtellen werden und bezüglich deren die Begründung des 
Entwurfs der Ergänzung und Berichtigung bedürftig iſt. Und 
zwar ſoll hier beſonders die Einwirkung des Entwurfs auf das 
platte Land, auf die großen Landwirtſchaft treibenden Gebiete 
des Deutſchen Reichs dargeſtellt werden. Derartige neue Geſetze 
pflegen auf die Induſtriegebiete und auf die ländlichen Diſtrikte 
nicht gleichmäßig, ſondern vielfach recht verſchieden einzuwirken, 
und eine vergleichende Betrachtung dieſer Einwirkungen erſcheint 
von Bedeutung. 

Dies zeigt ſich insbeſondere bei der Erhöhung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit auf 800 . Vielfach iſt hiergegen 
geltend gemacht worden, daß neben einer Rechtszerſplitterung 
und andern Bedenken eine große Organiſations veränderung 
durch den Wegfall zahlreicher Landgerichte und Oberlandes⸗ 
gerichte eintreten würde, die im Intereſſe aller Beteiligten zu 
vermeiden ſei. Hierzu iſt in der Begründung des Entwurfs 
unter Belegung durch ſtatiſtiſches Material ausgeführt, daß die 
Zahl der Sachen bei den Landgerichten und den Oberlandes⸗ 
gerichten von 13 728 im Jahre 1881 auf 34194 im Jahre 1905 
angewachſen ſei. Es würde dies eine Steigerung um 
149,1 Prozent bedeuten. Die Begründung berechnet ſodann 
weiter, daß bei der in Vorſchlag gebrachten Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit auf 800 % etwa 48 Prozent 
von den vermögensrechtlichen Sachen der Zivilkammern der 
Landgerichte und etwa 57 bis 58 Prozent der bisher durch die 
an den Landgerichten beſtehenden Kammern für Handelsſachen 
entſchiedenen Sachen auf die Amtsgerichte übergehen werden, 
während der Ausfall bei den Oberlandesgerichten auf etwa 33 
bis 34 Prozent anzunehmen iſt. Aus dieſen tatfächlichen 
Unterlagen wird von der Begründung der Schluß gezogen, daß 
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eine erhebliche Anderung in der Organiſation der Gerichte nicht 
zu befürchten ſei, weil man bei der Erhöhung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit noch immer nicht auf den Stand des 
Geſchäftsganges zurückkomme, wie er anfangs der achtziger 
Jahre geweſen ſei. — Dieſe Schlußfolgerung erſcheint auf den 
erſten Blick beſtechend. Denn, ſo ſagt man ſich, wenn wir 
immer noch mehr Sachen bei den einzelnen Gerichten behalten, 
wie im Jahre 1881 nach Einführung der Gerichtsreorganiſation 
von 1879, ſo kann ja gar nicht die Rede davon ſein, daß etwa 
bisher beſtehende Landgerichte oder Oberlandesgerichte eingehen 
müſſen. Aber dieſe Deduktion leidet an einem Fehler, und zwar 
an einem ſo bedeutſamen Fehler, daß ihr jeder Wert genommen 
wird. Es iſt dabei nämlich außer acht gelaſſen, daß die Ver⸗ 
mehrung der Sachen nicht in allen Landesteilen Deutſchlands gleich⸗ 
mäßig erfolgt iſt, ſondern daß hier eine ſcharfe Scheidung zwiſchen 
den ländlichen Diſtrikten einerſeits und den Diſtrikten mit 
Induſtrie und Handel andererſeits gemacht werden muß. Es 
kann nun keinem Zweifel unterliegen, daß die ſtarke Zunahme 
der Geſchäfte in ganz überwiegendem Maße in den Bezirken 
der letzteren Art ſtattgefunden hat. Dem Schreiber dieſer 
Zeilen ſtehen die ſtatiſtiſchen Zahlen naturgemäß nicht in der 
Weiſe zu Gebote wie der Regierung. Aber eine vom Reichs⸗ 
juſtizamte aufgeſtellte Statiſtik würde ſicher dieſe Annahme im 
weiteſten Maße beſtätigen. Hat ſich doch gerade in den letzten 
25 Jahren das Anwachſen der Induſtrie und des Handels in 
ungemein ſtarker Weiſe geltend gemacht, wie ja auch gerade in 
dieſe Zeit das rapideſte Anwachſen der großen Städte fällt. 
Wo aber Induſtrie und Handel iſt, da iſt erfahrungsgemäß die 
Zahl der Progeſſe eine große. 

Werfen wir einen Blick auf die Größe der einzelnen Ober⸗ 
landesgerichte in Preußen, ſo ergibt ſich, daß es ausſchließlich 
die Oberlandesgerichte der Provinzen mit viel Induſtrie und 
Handel ſind, welche in erheblicher Weiſe gewachſen ſind. Nach 
den Angaben des im Bureau des preußiſchen Juſtizminiſteriums 
bearbeiteten preußiſchen Terminkalenders für das Jahr 1907 
ſteht das Kammergericht mit ſeinen 99 Richtern und 19 Senats⸗ 
präſidenten an der Spitze, wobei in erſter Linie die Millionen⸗ 
ſtadt Berlin das Prozeßmaterial liefert. Obwohl die Ober⸗ 
landesgerichte Cöln und Hamm durch Neuerrichtung des Düſſel⸗ 
dorfer Oberlandesgerichtes erſt kürzlich in erheblicher Weiſe 
entlaſtet ſind, zählt Hamm heute doch noch 39 und Cöln 
32 Richter, während in Düſſeldorf auch bereits die Gründung 
des ſiebenten Senats geplant wird. Der einzige Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirk, der ſonſt noch die Zahl von 30 Richtern (mit 
7 Senats präſidenten) erreicht, iſt Breslau, wobei außer der 
oberſchleſiſchen Induſtrie die große Zahl der dazu gehörigen 
(14) Landgerichte in Betracht kommt. Dieſe letztere Ziffer wird 
Die 
meiſten anderen preußiſchen Oberlandesgerichtsbezirke haben 
weniger als 20 Richter und nicht mehr als 3 Senatspräſidenten. 
Bei den Bezirken Caſſel und Marienwerder iſt ſogar nur je ein 
Senatspräſident vorhanden. Der Geſchäftsumfang verteilt ſich 
alſo ganz ungleichmäßig auf die verſchiedenen Teile der preußiſchen 
Monarchie. Wie die Bevölkerung der Provinzen des preußiſchen 
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Städten im weſentlichen ſtabil geblieben iſt, ſo auch der Ge⸗ 
ſchäftsumfang der Gerichte. Es iſt ſogar nicht zu bezweifeln, 


37. Jahrgang. 


daß eine genaue Statiſtik vielfach ein Abnehmen der Prozeſſe 
in jenen Gegenden feſtſtellen wird. Aber ſelbſt abgeſehen von 
der erheblich größeren Volkszahl der Induſtriegebiete iſt in 
letzteren der Geſchäftsumfang auch um deswillen mehr gewachſen, 
weil das Führen von Prozeſſen für Handel und Induſtrie etwas 
Notwendigeres und Häufigeres iſt, als für den Landwirt. Gelegent⸗ 
lich kommt allerdings auch der Bauer und der Großgrundbefitzer 
nicht um einen Prozeß herum und mancher eigenwillige Bauer 
ſetzt ſogar einen Stolz darein, ſeinen Prozeß zu haben. Aber 
einen ganz anderen Prozeßſtoff bieten die ſchwer interpretierbaren 
kaufmänniſchen Lieferungsverträge, die Bergſchäden, die Pro⸗ 
vifionsanſprüche, und die zahlloſen Fälle der Haftpflicht und der 
Bauſtreitigkeiten, wie ſie das tägliche Brot der Gerichte in den 
Induſtriebezirken darſtellen. 

Aus dieſen Gründen wird die Erhöhung der amtsgerichtlichen 
Zuſtändigkeit auf 800 & nicht einen gleichmäßigen Rückgang 
der Sachen zur Folge haben, ſondern eine höchſt ungleichmäßige 
Verſchiebung wird eintreten. Nimmt man den Landgerichten in 
induſtriellen Gegenden 48 bis 57 Prozent ihrer Sachen zu⸗ 
gunſten der Amtsgerichte ab, ſo behalten ſie in der Tat immer 
noch mehr Sachen als ſie nach der Juſtizreorganiſation von 1879 
zu Anfang der achtziger Jahre hatten. Ganz anders wirkt 
die gleiche Maßnahme bei den ländlichen Landgerichten. 
Dieſe werden weit über die Hälfte nicht nur ihrer jetzigen Sachen, 
ſondern auch der Sachen verlieren, wie ſie Anfang der achtziger 
Jahre hatten. Denn eine Zunahme hat ſehr häufig nicht ſtatt⸗ 
gefunden, nicht ganz ſelten iſt ſogar eine Abnahme der Geſchäfte 
zu verzeichnen. 

Es muß noch ein weiterer von der Regierungsbegründung 
nicht erwähnter Umſtand in Betracht gezogen werden. Es kann 
nämlich keinem Zweifel unterliegen, daß die Objekte über 
800 & in ländlichen Bezirken ſeltener find als in Induſtrie⸗ 
gegenden. Es find alſo die Sachen unter 800 & erheblich 
zahlreicher in der erſteren und damit würde der Ausfall durch 
die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuständigkeit in den letzteren 
bedeutend größer werden. Es dürfte nicht zuviel geſagt ſein, 
wenn man den Ausfall mancher Landgerichte in ländlichen 
Gegenden bis zu 80 Prozent einſchätzt. Dieſe Landgerichte 
waren vor 29 Jahren nach der großen Juſtizreorganiſation nur 
gerade lebensfähig und würden nach Einführung der jetzt ge⸗ 
planten Reform nach Aufarbeitung der laufenden Sachen zweifel⸗ 
los eingehen müſſen. Es würde alſo als Folge der Erhöhung 
der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit auf 800 & das Eingehen 
zahlreicher Landgerichte in den Provinzen mit ländlicher Be⸗ 
völkerung eintreten. Solche Organiſationsveränderungen haben 
nicht nur für die davon betroffenen Richter und Anwälte, 
ſondern auch für die Bevölkerung, welche ihre Behörde verliert, 
etwas ſehr Mißliches, das nicht ohne weiteres überſehen werden 
darf. Ob ſich z. B. in Hinterpommern mehr als ein be⸗ 
ſchäftigtes Landgericht an Stelle der bisher beſtehenden 3 Land⸗ 
gerichte halten könnte, erſcheint ſehr zweifelhaft. Dies iſt nur 
ein Beiſpiel. Das Gleiche wird ſich in allen ländlichen Be⸗ 
zirken im Verlauf eines Jahres nach Eintritt der Reform 
geltend machen. Auch im Weſten Preußens, z. B. in Weſt⸗ 
falen, würden die Landgerichte Arnsberg und Paderborn kaum 
lebensfähig bleiben. — Das Gleiche gilt ſchließlich bezüglich der 
Oberlandesgerichte. Nicht nur in Bayern werden mehrere 
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Oberlandesgerichte wegfallen. In Preußen würden mit großer 
Wahrſcheinlichkeit Caſſel und Marienwerder ihre Oberlandes⸗ 
gerichte mangels hinreichender Beſchäftigung verlieren; auch 
Kiel ſowie Poſen und Stettin würden ſtark geſchwächt werden 
und der Perſonalbeſtand faſt aller Oberlandesgerichte und Land⸗ 
gerichte wird ſtark reduziert werden müſſen. Letzteres bedingt 
zugleich eine erhebliche Stockung in der ohnehin ſchon ſtark 
überfüllten juriſtiſchen Laufbahn. Die Vermehrung der Amts⸗ 
richterſtellen iſt lange nicht in dem entſprechenden Umfange zu 
erwarten. In kleineren und ländlichen Amtsgerichts bezirken 
kann der eine Amtsrichter oder der eine Prozeßrichter ruhig 
auch noch die Sachen im Werte von 300 bis 800 & neben 
den übrigen Sachen erledigen. 

Mit dieſem vorausſichtlichen Eingehen einer ganzen Anzahl 
von Landgerichten wird zugleich ein anderer Vorteil illuſoriſch, 
den die Juſtizreform nach Anſicht ihrer Begründung bieten ſoll. 
Wie die Begründung meint, iſt der Amtsrichter meiſtens für 
die Parteien bequemer erreichbar, ſo daß ſie ohne Opfer an 
Zeit und Geld vor ihm erſcheinen können. Dies iſt gewiß 
vielfach der Fall. Aber dieſer Vorteil wird dadurch aufgewogen, 
daß künftig eben das Landgericht, zu dem die Parteien in 
zweiter Inſtanz oder in einer Sache über 800 & gehen müſſen, 
um ſo weiter entfernt ſein wird, da ſich künftig eben nicht die 
gleiche Zahl von Landgerichten halten kann. Auch die geplante 
Verbilligung der Prozeßführung durch das Fehlen des Anwalts⸗ 
zwanges wird in ländlichen Bezirken ſich häufig in das Gegen⸗ 
teil verkehren. Erfahrungsgemäß wird nämlich heute ſchon in 
der großen Mehrzahl der amtsgerichtlichen Sachen auch ohne 
Anwaltszwang von dem Publikum der Rat und die Unter⸗ 
ſtützung des Anwaltes in Anſpruch genommen. Dies wird 
naturgemäß in erhöhtem Maße der Fall ſein, wenn künftig 
das Amtsgericht über Werte bis zu 800 & zu entſcheiden hat. 
Nun bleiben die Koſten ja die gleichen an den Orten, wo 
Anwälte in genügender Zahl vorhanden find. An den anderen 
Orten aber, die in ländlichen Bezirken keineswegs ſelten ſind, 
müſſen ſich die Parteien ihren Anwalt aus dem nächſten 
größeren Orte holen. Dadurch entſtehen Reiſekoſten und Diäten 
in einer die ſonſtigen Anwaltsgebühren und meiſt auch den 
Streitgegenſtand weit überſteigenden Höhe. In allen ſolchen 
Fällen war alſo bisher für die Parteien das Prozeſſieren am 
Landgerichtsorte erheblich billiger als künftig bei ihrem Amts⸗ 
gerichte. 

Man wird hier einwenden, daß mit der Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit auch die Zahl der Anwälte bei 
den kleinen Amtsgerichten zunehmen wird. Dies iſt in gewiſſem 
Umfange nicht zu beſtreiten und beſonders wird in den nächſten 
Jahren nach Einführung der Reform ſich manch junger Anwalt 
den Amtsgerichtsorten zuwenden. Aber dies kann doch nicht 
in genügender Weiſe geſchehen, um jeden kleineren Ort mit 
zwei Anwälten zu beſetzen. Zwei Anwälte wären deshalb 
nötig, weil, wenn die eine Partei einen Anwalt hat, regelmäßig 
auch die andere einen Anwalt ihrerſeits zu beſtellen neigt. 
Viele kleine Amtsgerichtsorte in ländlichen Gegenden ſind ſelbſt 
mit Hilfe des Notariats nicht imſtande, auch nur einem 
Anwalte die notwendige Beſchäftigung und den ſtandesgemäßen 
Lebensunterhalt zu gewährleiſten, geſchweige denn zweien. In 
Pommern, Weſtpreußen uſw. könnten zahlreiche Beiſpiele hierfür 
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angeführt werden. Auch wenn am Landgerichte mancher Anwalt 
infolge der erhöhten Amtsgerichtskompetenz keine genügende 
Praxis mehr hat, ſo bietet ihm dafür die Niederlaſſung an 
einem der Amtsgerichte ſeines Bezirks keinen Erſatz. Denn wenn 
auch beim Landgericht zahlreiche Sachen wegfallen, die dort zur 
Beſchäftigung eines oder mehrerer Anwälte ausreichten, ſo ver⸗ 
teilen ſich dieſe Sachen doch künftig auf die vielen Amtsgerichte, 
in die der Landgerichtsbezirk zerfällt, und zwar dermaßen, daß 
die Niederlaſſung eines neuen Anwalts darum noch keineswegs 
begründet und nötig ſein muß. Alſo auch hier iſt die Wirkung 
der Reform für die überwiegend landwirtſchaftlichen Teile 
Deutſchlands eine recht bedenkliche. Es wird deshalb mit 
größter Vorſicht geprüft werden müſſen, ob die geplante 
Kompetenzerhöhung eine wirkliche Verbeſſerung bedeutet. 

An letzter Stelle ſei hier noch einer weiteren Folge der 
Reform gedacht. Bereits bei der kürzlich erfolgten Erhöhung 
der Reviſionsſumme für das Reichsgericht mußte ſich bei den⸗ 
jenigen, die den Intereſſen der Landwirtſchaft treibenden 
Bevölkerung ſympathiſch gegenüberſtehen, ein ſchweres Bedenken 
geltend machen. Schon vor der Erhöhung der Reviſionsſumme 
kamen die für die Landwirtſchaft fo wichtigen Rechtsſtreitigkeiten 
über Grundgerechtigkeiten und verwandte Materien ſelten zur 
Entſcheidung des höchſten Gerichtshofes. Das Objekt pflegte 
nicht die Summe von 1 500 & zu erreichen und heute natürlich 
noch weniger die Summe von 2500 &, ſo prinzipiell und 
perſönlich bedeutungsvoll derartige Sachen oft find. Künftig 
werden derartige Prozeſſe in zahlreichen Fällen nicht einmal bis 
ans Oberlandesgericht gelangen. Sie werden in erſter Inſtanz 
vom Amtsgericht, in zweiter und letzter Inſtanz vom Land⸗ 
gerichte entſchieden werden. Gerade aber hier wäre es wünſchens⸗ 
wert, wenn die meiſt ſchwierige Sach⸗ und Rechtslage von dem 
Oberlandesgericht entſchieden würde, das mit ſeiner Beſetzung 
von fünf älteren Richtern beſſer dafür qualifiziert erſcheint. 
Beim Landgericht können zwei jüngere Aſſeſſoren mitſitzen und 
den Ausſchlag geben. Beim Oberlandesgericht iſt dies geſetzlich 
ausgeſchloſſen. Gerade dies Beiſpiel zeigt, wie unrichtig es iſt, 
eine rein mechaniſche Erhöhung der amtsgerichtlichen Kompetenz 
lediglich nach dem Streitwerte vorzunehmen. Mit Recht wird 
deshalb eine ſolche von ſeiten gewichtiger Autoritäten abgelehnt 
und eine Teilung nach der Art der Sachen gefordert, wenn 
überhaupt die beſtehende Organiſation geändert werden ſoll. 
Selbſt Adickes, deſſen Schrift den Anſtoß zu dem geſetzgeberiſchen 
Vorgehen gab, bezeichnet die geplante Erhöhung der amtsgerichtlichen 
Zuſtändigkeit in ſeiner Nachtragsſchrift als eine erhebliche Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtspflege. Wenn er jedoch dem engliſchen Recht 
weſentliche Züge einer Reform entnehmen will, ſo muß hierin 
bei der völlig andersartigen Geſtaltung der engliſchen Ver⸗ 
hältniſſe die größte Vorſicht und Zurückhaltung beobachtet 
werden. — Daß nach Einführung der geplanten Reform künftig 
drei Aſſeſſoren und ein Richter in allen Sachen von 300 bis 
800 & entſcheiden können, während bisher mindeſtens ſechs 
Richter und höchſtens 2 Aſſeſſoren dabei mitzuwirken hatten, ift 
zweifellos eine Verſchlechterung der Rechtspflege. Sie könnte 
allerdings dadurch gemildert werden, daß gleichzeitig durch 
Geſetz die Hilfsrichter (Aſſeſſoren) allgemein oder mindeſtens 
bei den Amtsgerichten ausgeſchloſſen werden. Dies würde aber 
die Schaffung zahlreicher neuer Richterſtellen bedingen. Eine ſolche 
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erſcheint auch um deswillen angebracht, weil trotz der insbeſondere 
in den letzten Jahren eingetretenen Beſſerung eine Vermehrung 
der Richterſtellen entſprechend der Zunahme der Bevölkerung 
und der Sachen noch lange nicht erfolgt iſt. Ohne eine ſolche 
geſetzgeberiſche Maßnahme, wie der Ausſchluß der Hilfsrichter, 
werden die maßgebenden Parteien des Reichstags der Vorlage 
kaum ihre Zuſtimmung geben können, wenn nicht ſchon aus 
den andern viel erörterten Gründen der Entwurf vom Parla⸗ 
ment abgelehnt wird. 


Zur Entwicklung des Mahnverfahreus. 
Von Dr. jur. Kempfe, Rechtsanwalt und Notar in Groß⸗Salze. 


Das dem gemeinrechtlichen bedingten Mandatsprozeſſe 
nachgebildete Mahnverfahren ſoll dem Zwecke dienen, einem 
Gläubiger die Möglichkeit zu gewähren, ſeinen Anſpruch auf 
einfache und dementſprechend ſchnelle Weiſe und ohne erhebliche 
Koſten dem Schuldner gegenüber zu verwirklichen. Der 
Gläubiger will der Saumſeligkeit ſeines Schuldners durch einen 
gerichtlichen Befehl wirkſam entgegentreten. Es wird ſich daher 
hier im Grunde nur um ſolche Anſprüche handeln können, über 
die unter den Parteien kein Zweifel und kein Streit obwaltet, 
wo es nur darauf ankommt, den ſäumigen Schuldner da auf⸗ 
zurütteln, wo der Gläubiger meint, der Schuldner werde gar 
keinen Widerfpruch erheben. 

Der Zahlungsbefehl müßte eine wirkſamere Waffe für den 
Gläubiger darſtellen. Man müßte dahin gelangen können, 
ſpätere offenbar ganz unfinnige, aus ihm erwachſende Progeſſe 
abzuſchneiden. Es müßten Prozeſſe vermieden werden, die bei 
geringfügigen Objekten obenein gar noch die landgerichtliche 
Inſtanz beſchäftigen können und tatſächlich gar häufig genug 
beſchäftigen. 

Dies Ziel kann nur erreicht werden, wenn das Wider⸗ 
ſpruchsverfahren gründlich umgeſtaltet wird. Die ſehr erfreuliche 
Neuerung der Herabſetzung der Widerſpruchsfriſt auf eine 
Woche kann indes nicht allein nutzbringend wirken. Und 
wenn es ſich nun wirklich um eine Friſt von genau einer 
Woche handelte! Das iſt aber zumeiſt gar nicht der Fall, denn, 
indem das Geſetz einen beſonderen, nach Ablauf der Friſt zu 
ſtellenden Antrag auf Vollſtreckbarkeit verlangt, wird oftmals 
eine Verzögerung des Verfahrens eintreten. Solange indes 
jener Befehl aus irgend einem Grunde vom Gericht nicht verfügt 
iſt, kann ja der Schuldner immer noch Widerſpruch erheben. 

Der Widerſpruch iſt zwar in der Lage des Schuldners 
als Verteidigung gegen den ihm durch den Gläubiger zu⸗ 
gefügten Angriff ſein gutes Recht, das unter allen Umſtänden 
volle Berechtigung verdient. Allein die nach dem jetzigen 
Rechte zuläſſige, ſchrankenloſe Ausübung dieſes Widerſpruchs⸗ 
rechts muß denn doch etwas eingedämmt, jedenfalls auf ein 
richtiges Maß zurückgeführt werden. Verfolgt die ZPO. in 
ihrer jetzigen Ausgeſtaltung im großen und ganzen den 
Grundſatz des Selbſtbetriebs durch die Parteien, ſo müßte 
danach dieſer auch das Mahnverfahren beherrſchende Grundſatz 
hier etwas modifiziert werden. Das wäre auch völlig bedenken⸗ 
frei; denn charakteriſiert ſich das Mahnverfahren in der ZPO. 
ſchon äußerlich als beſonderes Verfahren, und wird es denn 
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auch innerlich als ſolches dem ordentlichen Verfahren gegen⸗ 
über geſtellt, ſo könnten ihm vielleicht noch einige beſondere 
Normen mehr zugrunde gelegt werden, als es bis jetzt ſchon 
der Fall iſt. . 

Eine wirkſame Abhilfe gegen die mit dem jetzigen Mahn⸗ 
verfahren verbundenen Nachteile würde ich darin erblicken, wenn 
mit Ablauf der dem Schuldner geſetzten einwöchigen Friſt das 
vom Gläubiger um Erlaſſung eines Zahlungsbefehls angerufene 
Amtsgericht den ihm mit Zuſtellungsurkunde vorgelegten 
Zahlungs befehl für vorläufig vollſtreckbar zu erklären hätte. 
Das wäre durchaus natürlich und auch der geſamten Sachlage, 
alſo ſowohl in Rückſicht auf den Gläubiger, als auch auf den 
Schuldner entſprechend, denn der Wille des Gläubigers ſeinen 
Anſpruch verwirklicht zu ſehen, wirkt fort, wenn anders er nicht 
ſeinen entgegengeſetzten Willen durch eine förmliche Zurücknahme 
des Zahlungsbefehls oder eine Ermäßigung ſeines Anſpruchs 
dem Gericht rechtzeitig kundgetan hat. Andererſeits kann aber 
auch von dem ſäumigen Schuldner mit Recht verlangt werden, 
daß er auf den gerichtlichen Befehl „den Gläubiger zu befriedigen“ 
ſich rechtzeitig d. h. binnen der ihm geſetzten Friſt von einer 


Woche rührt und jenem Befehl Folge leiſtet. Dieſer Befehl 


läßt ihn nicht im Zweifel darüber, was er dem Gläubiger 
gegenüber zu leiſten hat. Doch ſoll damit natürlich nicht 
geſagt fein, daß das Gericht nach Ablauf der Widerſpruchsfriſt 
bon Amts wegen ohne weiteres den ihm vorgelegten und auch 
zugeſtellten Zahlungsbefehl für vorläufig vollſtreckbar erklärt. 
Ein Antrag dazu bleibt unerläßlich. Es müßte daher zur 
Vereinfachung der Sache der Gläubiger zugleich mit dem Antrage 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls den ferneren Antrag zu ſtellen 
haben, nach fruchtloſem Ablaufe der Friſt ihn für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar zu erklären. Eine Analogie für ſolchen antizipierten 
Antrag könnte man in der jetzigen Faſſung des 8 900 Abſ. 2 
ZPO. erblicken. 

Auch 8 952 Abſ. 2 a. a. O. könnte als weiterer Belag 
angeführt werden. Eine Anzeige des Gläubigers des Inhalts, 
daß er wegen Kapital, Zinſen und Koſten völlig befriedigt ſei, 
würde einer Zurückziehung ſeines urſprünglichen Antrags gleich⸗ 
Reben, fo daß das Gericht von dem Erlaß des Vollſtreckungs⸗ 
befehl abzuſehen haben würde. | 

Daneben könnte es allerdings dem Gläubiger freigeſtellt 
ſein, den erforderlichen Antrag auf vorläufige Vollſtreckbarkeit 
auch erſt, wie es jetzt allein Rechtens iſt, nach Ablauf der 
Widerſpruchsfrift zu ſtellen. Der Gläubiger könnte zu ſolchem 
Vorgehen ſeine guten Gründe haben, vielleicht, weil er die Anſicht 
hat, daß ſein Schuldner ohne weiteres nach Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls ihn befriedigt, ohne daß es überhaupt zur 
Vollſtreckbarbeit zu kommen braucht. Derartige Fälle gibt es 
m der Tat häufig. Hat der Gläubiger ſich aber in der Bereit⸗ 
willigkeit feines Schuldners geirrt, fo ſtellt er jenen Antrag 
noch nachträglich. | 

Dies Verfahren würde für den Gläubiger den Vorteil 
haben, daß er unmittelbar nach der Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehl dieſen dem Amtsgericht zurückreichen kann. Das Amts: 
bericht darf aber ſeinerſeits den Vollſtreckungs befehl, falls der 
dahingehenbe Antrag bereits bei der Nachſuchung des Zahlungs» 
befehls geſtellt war, erſt am Tage nach dem Ablauf der Wider⸗ 
ſpruchgfriſt verfügen, hat ihn dann aber ſelber zuſtellen zu laſſen. 
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Erſt bei dieſer Handhabung kommen die ſich in unſeren 
Zahlungsbefehls⸗Formularen findenden Worte „binnen einer vom 
Tage der Zuſtellung laufenden Friſt von einer Woche bei Ver⸗ 
meidung „ſofortiger“ Zwangsvollſtreckung zu befriedigen“ zu 
ihrer wahren Kraft und Bedeutung. 

Wenn aber der Gläubiger es aus irgend einem Grunde 
unterlaſſen hat, dem Gericht von der Ermäßigung ſeines An⸗ 
ſpruchs Nachricht zu geben und er infolgedeſſen einen Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl über den von ihm geforderten ganzen Betrag 
erhält, ſo würde er dies ſelber zu vertreten haben, da ſein ur⸗ 
ſprünglicher Antrag ja dahin gelautet hat. Andererſeits müßten 
dem Schuldner in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz Einwendungen 
dieſerhalb zu geſtatten ſein, über die, ohne Erhebung einer 
förmlichen Klage, wie es § 766 3PO. jetzt für andere Fälle 
vorſchreibt, das von ihm deswegen anzurufende Vollſtreckungs⸗ 
gericht als ſolches zu befinden hätte.“) 

Nicht ſo einfach liegt die Sache, wenn der Schuldner recht⸗ 
zeitig Widerſpruch erhebt. Hier müßte vor allem mit der in ihrer ge⸗ 
drungenen Kürze ſo ſehr mißverſtändlichen, in jedem Zahlungsbefehl 
— offenbar unter Anlehnung an den Geſetzestext — befindlichen 
ſtereotypen Formel: „Entweder den Gläubiger zu be⸗ 
friedigen oder Widerſpruch zu erheben“ aufgeräumt 
werden. Gerade dieſe letzte Alternative, die ja das Gericht dem 
Schuldner ſelbſt unter den Fuß gibt, veranlaßt den Schuldner, 
der ſonſt vielleicht gar nicht daran ernſtlich gedacht hätte, ſich 
dieſes Rechts zu bedienen, wenn es ihm nicht geſetzlich ohne jede 
Einſchränkung gewährleiſtet wäre. 

Dabei kann es auf ſich beruhen bleiben, ob den Schuldner 
Unverſtand oder böſer Wille zu dieſem Schritt, Widerſpruch zu 
erheben, bewogen haben. Die Wirkung iſt in beiden Fällen 
die gleiche. Der Gläubiger allein hat den Schaden der Weiterung 
und der nunmehr erheblich wachſenden Koſten davon zu tragen. 
Es müßte deshalb, um wirkſam derartigen unſinnigen Wider⸗ 
ſpruchserhebungen entgegen zu treten, dem Schuldner vorge⸗ 
ſchrieben ſein, bei ſeiner Widerſpruchserklärung ſofort auch die 
Gründe des Widerſpruchs anzugeben, damit ſie umgehend dem 
Gläubiger mitgeteilt werden können. Dagegen müßte eine 
Widerſpruchserhebung ohne Angabe von Gründen geſetzlich 
unzuläſſig und nichtig fein. Denn eine ſolche durch nichts 
begründete Widerſpruchserhebung wieſe doch ohne weiteres darauf 
hin, daß es dem Schuldner nur darum zu tun ſei, die Sache 
zum Schaden ſeines Gläubigers lediglich in die Länge zu ziehen. 
Einem ſolchen Gebahren muß aber ſowohl aus ſozialen, als 
auch aus ethiſchen Gründen geſetzlich Tür und Tor verſchloſſen 
ſein. Nun beſteht zwar bei manchen Amtsgerichten die durchaus 
löbliche Gewohnheit, daß der Gerichtsſchreiber den Widerſpruch 
erhebenden Schuldner nach den ihn dazu veranlaſſenden Rechts⸗ 
gründen fragt, ſowie auch die weitere ebenſo zu billigende 
Gewohnheit in dem Benachrichtigungsſchreiben von der Erhebung 
des Widerſpruchs dem Gläubiger dieſe vom Schuldner angegebenen 
Gründe mitzuteilen. Allein dieſe Wahrnehmungen ſind durchaus 


) Eine Abänderung des GKG. wäre im Hinblick auf den hier 
geforderten antizipierten Antrag nicht erforderlich, da die Koſten für 
den Vollſtreckungsbefehl naturgemäß erſt dann entſtehen und infolge⸗ 
deſſen auch erſt dann berechnet und ausgeſchrieben werden können, 
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nicht allgemeiner Natur, denn auch dort, wo jene Gewohnheit 
ſich herausgebildet hat, wird nicht in allen Fällen danach ver⸗ 
fahren. Der Gerichtsſchreiber erforſcht die Gründe vielmehr 
nur in ihm beſonders geeigneten Sachen. Dahin würde vor⸗ 
nehmlich der Fall zu rechnen ſein, daß der Schuldner ihm über 
den geforderten Betrag eine Quittung des Gläubigers vorlegt. 
In einem ſolchen Fall würde der Gerichtsſchreiber in der Be⸗ 
nachrichtigung bemerken: Schuldner wendet Zahlung ein und 
legte zur Begründung eine Quittung darüber vor. 

Eine ſolche Gepflogenheit iſt jedoch nach dem jetzigen Ver⸗ 
fahren in keiner Weiſe gerechtfertigt, ſo anerkennenswert dieſer 
Brauch auch ſonſt erſcheinen mag und es auch tatſächlich iſt. 
Denn zur Zeit beſteht keine geſetzliche Verpflichtung des Gerichts⸗ 
ſchreibers zur Feſtſtellung und Mitteilung von Gründen, eben⸗ 
ſowenig wie jetzt der Schuldner zur Angabe ſeiner Widerſpruchs⸗ 
gründe gezwungen werden kann. 

Gaupp⸗Stein bemerkt deshalb in feinem Kommentar bei 
Beſprechung dieſes Punktes: Die Angabe von Gründen iſt unnütz 
und zwecklos. Dieſe Anſicht iſt, vom Standpunkt des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes aus betrachtet, gewiß nicht zu beanſtanden. 
De lege ferenda dürfte die Sachlage aber denn doch nach 
Obigem ſich nicht als unnütz und zwecklos erweiſen. 

Ein weiterer Mangel ſcheint mir darin zu liegen, daß das 
Widerſpruchsverfahren lediglich in die Hand des Gerichts⸗ 
ſchreibers gelegt iſt. Vgl. Ziff. 2 der neueſten Geſchäfts⸗ 
ordnung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte vom 
11. Oktober 1906 IM Bl. für 1906, S. 324. 

Die Benachrichtigung des Gläubigers über den Wider⸗ 
ſpruch, ſowie die vom Schuldner verlangte Beſcheinigung über 
den Widerſpruch erteilt ebenfalls der Gerichtsſchreiber. Wenn⸗ 
gleich nun zugegeben werden muß, daß jene Geſchäfte der 
Gerichtsſchreiberei zugewieſen werden müſſen und auch zuge⸗ 
wieſen werden können, ſo liegt doch darin, daß der Gerichts⸗ 
ſchreiber in dieſem Teile des Mahnverfahrens allein tätig iſt, 
eine Unebenheit zu dem bei Anhängigmachung des Zahlungs⸗ 
befehls beobachteten. Auch dort iſt zwar der Gerichtsſchreiber 
tätig, aber er iſt dort nicht allein tätig. Vgl. beſonders Ziff. 7 
a. a. O. Denn dort hat er nur eine vorbereitende Tätigkeit. 
Den von ihm entworfenen oder für brauchbar befundenen 
Zahlungsbefehlsentwurf hat er alsdann dem Richter binnen 
24 Stunden vorzulegen. Aber auch wenn ein nicht unmittelbar 
verwendbarer Entwurf bei Gericht eingeht, iſt wiederum zunächſt 
der Gerichtsſchreiber tätig. Ziff. 4 letzter Satz. Der Richter 
hat alſo in allen dieſen Fällen den ihm vorgelegten Zahlungs⸗ 
befehl durchzuſehen und zu unterzeichnen. Es iſt demnach 
Pflicht des Richters, ehe er den Zahlungs befehl erläßt, feiner 
ſeits ihn daraufhin zu prüfen, ob er den geſetzlichen Erforder⸗ 
niſſen entſpricht, und zwar in materieller wie formeller Hinſicht. 
§ 688 ff. ZPO. Beim Widerſpruchsverfahren dagegen findet 
eine richterliche Tätigkeit überhaupt nicht ſtatt. Und doch wie 
oft könnte hier der Richter helfend eingreifen, zumal wenn es 
ſich um verzwicktere Rechtsmaterien handelt, in denen der 
Widerſpruch wurzelt. 

Es darf alſo die richterliche Tätigkeit hier nicht völlig 
ausgeſchaltet ſein. Wenn im Widerſpruchsverfahren der Richter 
kraft der ihm innewohnenden Autorität gegenüber der Partei 
mit zur Sprache käme, würde ſich die Zahl der ſpäter ergeb⸗ 
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nislos verlaufenden Widerſprüche erheblich vermindern. Dann 
würde man ſicher nicht immer beobachten, daß ein aller Gründe 
zur Erhebung des Widerſpruchs barer Schuldner lediglich um 
deswillen den Anſpruch des Gläubigers nicht anerkennen will, 
weil ihm zur Zeit das Geld zur Bezahlung fehlt. Ein ſich 
leider nur zu oft wiederholender Auftritt, dem doch ſchon im 
Widerſpruchsverfahren wirkſam durch den Richter entgegen⸗ 
getreten werden könnte. 

Der Einwand, daß ein Richter, der im Widerſpruchs⸗ 
verfahren ſchon derartig mit der Materie ſich befaßt, in der 
Sache voreingenommen, ja befangen ſei und deshalb ſpäter 
als ordentlicher Richter den zur Klage gediehenen Rechtsſtreit 
nicht unparteiiſch mehr leiten und entſcheiden kann, iſt nicht 
ſtichhaltig, wie denn auch der Amtsrichter ſchon als Grundbuch⸗, 
Vormundſchafts⸗, Nachlaßrichter in der Angelegenheit tätig ge⸗ 
weſen fein kann, die ihn nachher als Prozeßrichter beſchäftigt. 

Hat der Schuldner Widerſpruch erhoben und dabei Gründe 
angegeben, die auch der darum durch den Gerichtsſchreiber mit 
zu Rate gezogene Richter „als zur Rechtsverteidigung geeignet 
erachten muß, die alſo dieſe nicht als mutwillig oder ausſichtslos 
erſcheinen laſſen“ (vgl. 8 114 ZPO.), fo hat der Gerichts⸗ 
ſchreiber zugleich mit der Widerſpruchsnachricht dieſe Gründe 
dem Gläubiger mitzuteilen. Die Mitteilung, daß Widerſpruch 
erhoben iſt, geſchah bisher formlos, ohne Beurkundung. Hat 
nun aber ſchon die neue Geſchäftsordnung, im Gegenſatz zu der 
früheren vom 26. November 1899 JMBL für 1899 8 24° 
S. 411, in Ziff. 3 eine zuſätzliche Beſtimmung wegen der Be⸗ 
urkundung erfahren, ſo würde ich auch für die amtsgerichtlichen 
Anſprüche eine Beurkundung, wenn auch hier vereinfachter Art 
oder einfachſter Form wie z. B. durch den Vermerk auf dem 
Briefumſchlag „zugeſtellt am empfehlen. Eine Be⸗ 
urkundung der Zuſtellung iſt ja um deswillen erforderlich, weil 
von dem Tage der Behändigung der Widerſpruchsnachricht die 
Friſt zu laufen beginnt, innerhalb deren der Schuldner den 
Gläubiger zur mündlichen Verhandlung zu laden hätte. 

Dieſe Friſt würde auf zwei Wochen zu bemeſſen ſein, 
wenn anders die für das amtsgerichtliche Verfahren vor⸗ 
geſchriebene Dauer der Einlaſſungsfriſt von einer Woche 8 498 
ZPO. als zu kurz ſich erweiſen ſollte. Läßt der Schuldner 
die Friſt von zwei Wochen verſtreichen, ohne den Kläger zur 
mündlichen Verhandlung zu laden, ſo wird der Widerſpruch als 
zurückgenommen betrachtet. Es wird in ſolchem Falle dann ſo 
angeſehen, als ob ein Widerſpruch überhaupt nicht erhoben ſei. 
Dies müßte aber zur Folge haben, daß der Zahlungs befehl 
von Amts wegen für vorläuſig vollſtreckbar erklärt würde. 

Ein Schuldner, der begründete Bedenken dem Anſpruch 
des Gläubigers gegenüberſtellen zu können glaubt, weil z. B. 
die Warenforderung regelrecht durch Verjährung erloſchen iſt, 
möge die Koſten des ſich entwickelnden Verfahrens nicht 
ſcheuen und deshalb alsbald gegen den Mahnkläger vorgehen. 
Verabſäumt er die ihm hierzu geſtellte geräumige Friſt von 
zwei Wochen, ſo zeigt er damit, daß ſeine Gründe doch nur 
auf ſchwachen Füßen ſtehen. | 

Die Ladungsfriſt vgl. SS 696 Abi. 2, 217 ZPO. würde 
ich ebenfalls auf mindeſtens drei Tage bemeſſen. In dem 
mündlichen Verfahren, das durch die Ladung des Schuldners 
angeſtrebt und herbeigeführt werden ſoll, muß der den Zahlungs⸗ 
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befehl nachſuchende Gläubiger — alſo trotz ſeiner Ladung durch 
den Schuldner — die Rolle des Klägers behalten. 

Im 8 697 ſowie in dem auf ihn ſich ſtützenden 8 698 
Ab. 2 ZPO. und in dem auf 8 697 a. a. O. ſich beziehenden 
8 700 müßte die Friſt auf zwei, wenn nicht gar auf einen 
Monat herabgeſetzt werden. Die Friſt zur Einlegung eines 
Rechtsmittels beträgt ja doch auch nur einen Monat. Da 
nun aber im Falle des § 697 a. a. O. ebenfalls ein Übergang 
von einer in die andere Inſtanz ſtattfindet, ſo iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, warum bei dem Mahnverfahren angeſichts unſerer doch 
ſo ſehr verkehrsfreudigen Zeit die ungeheuerlich lange Friſt von 
ſechs Monaten auch künftighin noch beibehalten werden ſoll. 
Als weiteres gewichtiges Moment für die erhebliche Abkürzung 
gerade dieſer Friſt kommt noch hinzu, daß auf das Mahnverfahren 
nach 9 204 GVG. die Ferien ohne jeden Einfluß find. 

Ferner halte ich die SS 700 und 701 a. a. O. für ab⸗ 
änderungsbe dürftig. 

Mein Vorſchlag zunächſt bezüglich des S 700 geht dahin, 
das gegen den Vollſtreckungsbeſehl jetzt noch uneingeſchränkt 
nögliche Einſpruchsverfahren nur für den Fall für zuläffig zu 
erllären, wenn der Schuldner dem Gerichte den Nachweis der 
Hinterlegung eines der beizutreibenden Summe einſchließlich 
Zinſen und ſämtlicher bisher eniftandener Koſten gleichen Be⸗ 
tiges bringt. Es muß mit aller Entſchiedenheit dies fo ſpät 
roch mögliche Angriffs⸗ bzw. Verteidigungsmittel, das weiterhin 
jezt noch die landgerichtliche Inſtanz beſchäftigen kann, erſchwert 
werden. Denn der Schuldner, dem es wirklich ernſt mit ſeiner 
Rechtsverteidigung war, konnte doch viel früher damit hervor⸗ 
teten. Macht er einen ſolchen Verſuch gleichwohl jetzt noch 
in ſo vorgerücktem Stadium, ſo kann von ihm billigerweiſe die an⸗ 
pebeutete Sicherheit, alfo der Nachweis der Hinterlegung gefordert 
werden. Nach dieſer Richtung müßte alſo der $ 700 ergänzt werden. 

Im 8 701 wäre ſchließlich die ſechsmonatige Friſt auf 
drei Monate herabzuſetzen. | 

Das praktiſche Ergebnis vorſtehender Erörterungen läßt fich 
mithin kurz dahin zuſammenfaſſen: 

a) gründliche Umgeſtaltung des Widerſpruchsverfahrens, 
b) erhebliche Einſchränkung des Einſpruchsverfahrens, 
e) weitere Herabſetzung der Friſten. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. bis 28. März 
1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 59 30, 89, 823, 831 BGB. Haftung einer Stabis 
gemeinde für Handlungen und Unterlaſſungen ihres Stadt⸗ 
mgenieurs.] 

Die Klägerin ift Eigentümerin eines in Hameln belegenen 
Hauses. Im Jahre 1904 ließ die beklagte Stadtgemeinde 
nuch die beklagte Firma Kanaliſationsarbeiten vornehmen. 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Dabei wurde vor dem Haufe der Klägerin eine mehr als 5 m 
tiefe Baugrube angelegt. Infolge dieſer Vertiefung wich der 
Boden unter dem Fundamente des Hauſes der Klägerin, das 
nur 3 m tief reichte, und trat eine Senkung und Beſchädigung 
des Hauſes ein. Die Klägerin hat gegen die Stadtgemeinde 
und die Unternehmer einen Schadenserſatzanſpruch erhoben. 
Beide Beklagte wurden verurteilt, ihre Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen und hinſichtlich der Stadtgemeinde folgendes ausgeführt: 
Der beklagten Stadtgemeinde lag, weil ſie in ihren öffent⸗ 
lichen Straßen die für die Stadtbewohner mit Gefahren ver⸗ 
ſchiedener Art verbundenen Kanaliſationsarbeiten ausführen ließ, 
die Verpflichtung ob, gehörige Aufficht zu üben, daß die zum 
Schutze Dritter, insbeſondere auch der anliegenden Hausbeſitzer, 
erforderlichen Sicherungsmaßregeln bei Ausführung der Arbeiten 
vorgenommen wurden. Der mit der beklagten Firma wegen 
Ausführung der Arbeiten geſchloſſene Vertrag mochte ſie be⸗ 
rechtigen, die beklagte Firma im Regreßwege in Anſpruch zu 
nehmen, wenn ſie wegen eines durch fehlerhafte Bauausführung 
Dritten zugefügten Schadens verantwortlich gemacht wurde. 
Aber ihrer Verpflichtung zur Aufſicht behufs der Verhütung 
von Beſchädigungen fremden Eigentums wurde ſie durch den 
Vertrag nicht enthoben. Dies um ſo weniger, als nach der 
Feſtſtellung des Berufungsrichters ſie in dem Vertrage ſich die 
Oberleitung der Bauarbeiten vorbehalten hat. Tatſächlich hat 
fie auch durch ihren Stadtingenieur die Aufficht über die Arbeiten 
geführt. Dieſer Stadtingenieur aber war nicht, wie die Reviſion 
der Stadtgemeinde geltend zu machen ſucht, lediglich ein An⸗ 
geſtellter, für deſſen ſchuldhafte Handlungen und Unterlaſſungen 
die Stadtgemeinde nur nach Maßgabe des 8 831 BGB. auf: 
zukommen hätte, ſondern, wie der Berufungsrichter zutreffend 
darlegt, ein beſonderer Vertreter der Stadtgemeinde im Sinne 
des 8 30 BGB. Nach dem $ 13 des Nachtrages zum Orts⸗ 
ſtatute der Stadt Hameln vom 9. Mai 1902 gehört der Stadt⸗ 
ingenieur neben dem Stadtbaumeiſter zu den höheren ſtädtiſchen 
Beamten. Unſtreitig iſt der in Rede ſtehende Stadtingenieur M. 
reſſortmäßiger Vorſteher der ſtädtiſchen Tiefbauabteilung. Da⸗ 
nach muß ohne weiteres angenommen werden, daß er durch 
allgemeine organiſatoriſche Verwaltungsbeſtimmungen der Stadt 
Hameln zur dienſtlichen Tätigkeit und zur Vertretung der 
Stadtgemeinde innerhalb des die Tiefbauangelegenheiten um⸗ 
faſſenden Geſchäftsbereichs beſtellt worden iſt. Er iſt daher 
gemäß § 30 BGB. für dieſen Geſchäftsbereich als beſonderer 
Vertreter der Stadtgemeinde zu erachten (RG. 53, 276; 62, 35). 
Zu den Tiefbauangelegenheiten gehörten aber auch die Kanali⸗ 
ſationsarbeiten. Deshalb hatte der genannte Stadtingenieur 
die Verpflichtung, darauf zu ſehen, daß bei Ausführung der 
Arbeiten die zum Schutze des Hauſes der Klägerin erforderlichen 
Sicherungsmaßregeln angewendet wurden. Da er dies ſchuld⸗ 
haft außer acht gelaſſen hat, iſt die beklagte Stadtgemeinde 
gemäß 88 31, 89 BEB. der Klägerin für den durch die 
Unterlaſſung der Schutzmaßregeln ihr zugefügten Schaden ver⸗ 
antwortlich. Stadtgemeinde H. c. K., U. v. 29. Febr. 08, 
266/296/07 V. — Celle. 


2. 88 116, 119, 133, 157 BGB. Willenserklärung 


(innerer Wille). 
In der Vorinſtanz war auf einen Eid der Beklagten 


erkannt worden: Ich habe die Erklärung gegenüber dem früheren 
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Mitinhaber der Klägerin: „Bei mir verliert niemand etwas, 
arbeiten Sie nur ruhig weiter“ nicht in der Abſicht abgegeben, 
damit die Schuld des W. der Klägerin gegenüber zu über⸗ 
nehmen oder mich der Klägerin für die Schuld des W. zu 
verbürgen. So wahr uſw. RG. reformierte. Aus den 
Gründen: Die Reviſion der Klägerin rügt mit Recht, daß 
der Berufungsrichter in rechtlich unzuläſſiger Weiſe darauf 
Gewicht gelegt habe, was ſich der Beklagte innerlich bei 
ſeinen Außerungen gedacht, was er damit beabſichtigt und 
bezweckt habe. Der 8 116 BGB. läßt darüber keinen Zweifel, 
daß die Wirkſamkeit einer Willenserklärung durch nicht in die 
Außenwelt getretene An⸗ und Abſichten des Erklärenden, die 
ſich mit der Kundgebung, wie fie vorliegt, in Widerſpruch ſetzen, 
keine Einbuße erleidet. Auch ein Irrtum über den Inhalt 
oder die Bedeutung der Erklärung macht dieſe nicht wirkungs⸗ 
los, ſondern unter gewiſſen Vorausſetzungen anfechtbar. 
(8 119 BGB.) Auch wenn ein Vertrag nicht zuſtande kommt, 
weil die beiderſeitigen Erklärungen infolge eines Miß ver⸗ 
ſtändniſſes oder aus einem ſonſtigen Grunde ſich nicht decken, 
iſt es nicht der Zwieſpalt des inneren Willens und der Er⸗ 
klärung, der zu dieſem negativen Ergebnis führt, ſondern der 
Mangel der für das Daſein eines Vertrages weſentlichen 
Einigung. Deshalb iſt es gleichgültig, ob der Beklagte bei 
der Außerung, die durch die Verweigerung des im Berufungs⸗ 
urteil auferlegten Eides feſtgeſtellt werden ſoll, den (inneren) 
Willen gehabt hat, eine Schuld des Unternehmers W. auch 
ſeinerſeits zu übernehmen oder ſich dafür zu verbürgen. Da 
der Berufungsrichter ſelbſt davon ausgeht, daß es ſich bei jener 
Außerung um eine rechtsgeſchäftliche Erklärung gehandelt 
habe, war es ſeine Aufgabe, zu ermitteln, welche Bedeutung 
ihr nach der Auffaſſung des Verkehrs unter Berückſichtigung 
der geſamten Umſtände des Falles beizumeſſen iſt, wie der 
andere Teil ſie als verſtändiger Geſchäftsmann zu verſtehen 
berechtigt war. Dies ſchreibt der 8 157 BGB. ausdrücklich 
vor. Wenn es im 8 133 BGB. heißt, daß bei der Aus⸗ 
legung einer Willenserklärung der wirkliche Wille zu erforſchen 
ſei, ſo iſt damit nicht geſagt, daß es auf den inneren Willen 
ankomme, denn ſonſt würden die 88 116, 119 mit dem 
§ 133 in einem unlöslichen Widerſpruch ſtehen. Vielmehr 
ſoll nur einer Buchſtabeninterpretation vorgebeugt und der 
Richter angewieſen werden, den Sinn und die Bedeutung einer 
abgegebenen Erklärung nicht lediglich nach den gebrauchten 
ſprachlichen Wendungen, ſondern nach dem ganzen Zuſammen⸗ 
hange, ſowie nach dem wirtſchaftlichen Zwecke des Geſchäfts 
zu beurteilen. Was ſich hiernach als der Inhalt der Er⸗ 
klärung ergibt, iſt der wirkliche, in die Erſcheinung getretene 
Wille, während der innere Wille nicht in Betracht kommt. 
J. & Co. c. H., U. v. 6. März 08, 250/07 VII. — Frankfurt. 

3. $ 158 BGB. Bedeutung vorzeitiger Erfüllung eines 
auflöſend bedingten Geſchäfts insbeſondere der vorher erklärten 
Auflaſſung.] 

Das Berufungsgericht ſtellt nicht feſt, daß aus den Umſtänden 
der Wille der Vertragsteile zu entnehmen iſt, daß bei und 
mit der Vornahme des dinglichen Leiſtungsgeſchäfts das obli⸗ 
gatoriſche Geſchäft aus einem unbedingten zu einem bedingten 
umgeſtaltet werden ſollte, vielmehr müſſen die Ausführungen 
dahin verſtanden werden, daß die Vornahme des dinglichen 
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Geſchäfts ohne weiteres jene Umgeſtaltung zur Folge gehabt 
habe. Dies iſt jedoch unzutreffend. Die bloß vorzeitige Er⸗ 
füllung eines Rechtsgeſchäfts läßt deſſen Weſen und Inhalt 
unberührt, und zwar auch dann, wenn der Vertrag unter einer 
auflöſenden Bedingung geſchloſſen iſt; es endigt dann ent⸗ 
ſprechend der Vorſchrift des 8 158 Abſ. 2 BGB. mit dem 
Eintritte der Bedingung die Wirkung des Geſchäfts, und es 
tritt mit dieſem Zeitpunkte der frühere Rechtszuſtand wieder ein. 
Nicht anders verhält es ſich bei der Auflaſſung aus einem 
auflöſend bedingten Kaufvertrage — Turnau⸗ Förster 1, 446. 
Die Auflaſſung iſt, da ſie weder bedingt noch betagt erfolgt, 
zuläffig, und es wird der Erwerber für den Fall des Eintritts 
der Bedingung nur zur Rückauflaſſung verpflichtet. Die Auf⸗ 
laſſung als ſolche ſteht daher dem unveränderten Fortbeſtande 
des Kauſalgeſchäfts keineswegs entgegen; nur da iſt eine 
Anderung anzunehmen, wo ſie nach den Umſtänden des Falles 
als von den Vertragsteilen gewollt anzuſehen iſt. Allein 
hierfür bedarf es des Beweiſes. Mag auch das dingliche Er⸗ 
füllungsgeſchäft an ſich unter dem Geſichtspunkte eines vom 
Kauſalgeſchäfte unabhängigen ſog. abſtrakten Geſchäfts zu 
beurteilen ſein, ſo kann doch nach den Grundſätzen der Vertrags⸗ 
auslegung bei vorzeitiger Erfüllung nicht als Regel angenommen 
werden, daß mit der dinglichen Einigung über den Zweck der 
Erfüllung hinaus noch eine weitere Abänderung des Kauſal⸗ 
geſchäfts beabſichtigt worden iſt. F. c. S., U. v. 7. März 08, 
307/07 V. — Breslau. 

4. 3564 BGB. Iſt die Bezeichnung des zeitlichen End⸗ 
punktes ein weſentlicher Beſtandteil der Kündigung? Liegt in 
der verfrühten Klage eine Kündigung 7] 

Unſtreitig iſt, daß der Beklagte als Geſchäftsführer der 
Geſellſchaft „Einigkeit“ von der Klägerin ein verzinsliches 
Darlehn von 5000 & entgegengenommen und dann bei Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft ſowohl dieſer, als auch der Klägerin 
gegenüber dieſe Darlehnsſchuld übernommen hat. Er haftet 
alſo nach 88 414, 415 BGB. zweifellos dafür und der Streit 
der Parteien dreht ſich nur darum, ob die Klägerin das Dar⸗ 
lehn rechtzeitig gekündigt hat, und der Anſpruch daher ſchon 
fällig iſt. Es war hier vertragsmäßg eine vierteljährige 
Kündigungsfriſt feſtgeſetzt, und das Berufungsgericht hat dieſe 
deswegen als eingehalten angeſehen, weil der Rechtsanwalt S. 
am 20. September 1906 im Auftrag und im Namen der 
Klägerin brieflich vom Beklagten Zahlung der Darlehnsſumme 
nebſt rückſtändigen Zinſen bis zum 25. September 1906 verlangt 
hat, und weil die Klage dann erſt am 19. Januar 1907 er⸗ 
hoben worden iſt. Wenn der Beklagte demgegenüber ſich auf 
die Definition der Kündigung berufen hat, die früher einmal 
auf dem Boden des gemeinen Rechtes vom III. 3S. des RG. 
aufgeſtellt worden iſt (RG. 26, 191), ſo muß zugegeben werden, 
daß dieſe, ſolange man ſich an ihren Wortlaut hält, der 
Rechtsauffaſſung des OLG. im Wege ſtehen würde. Dem 
Wortlaute nach iſt dort nämlich die Bezeichnung des beſtimmten 
zeitlichen Endpunktes für einen weſentlichen Beſtandteil der 
Kündigung erklärt; da nun aber hier als letzter Zeitpunkt der 
verlangten Rückzahlung nur der 25. September 1906 genannt 
war, zu welchem eine am 20. September 1906 ausgeſprochene 
Kündigung noch nicht wirken konnte, ſo würde eine ander⸗ 
weitige Kündigung in dem fraglichen Schreiben nach jener 
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Definition keinenfalls gefunden werden können. Es kann nun 
aber die Definition des III. 38S. in dieſem Punkte nicht für 
glücklich gefaßt gelten; ſie wird deswegen auch mißbilligt von 
Thiele, im Archiv. f. die ziviliſt. Praxis Bd. 89 S. 86, 
womit der Sache nach auch übereinſtimmt Planck, BGB. 
(Aufl. 8), Bem. 2, d zu 8 564, S. 489; vermutlich hat auch 
der III. BE. ſelbſt, bei deſſen damaliger Entſcheidung es auf 
dieſen Punkt gar nicht weiter ankam, demſelben kein großes 
Gewicht beigelegt und daher mehr zufällig eine Rechtsfolge 
der Willenserklärung in die Angabe des Inhaltes derſelben 
mitaufgenommen. Wie dem übrigens auch ſei: keinenfalls 
könnte anerkannt werden, daß nach dem Rechte des BGB., 
das allein für dieſe Sache maßgebend iſt, irgendein Grund 
vorläge, die Benennung eines beſtimmten Termins für einen 
weſentlichen Beſtandteil jeder Kündigung zu halten. So iſt 
dieſer Gegengrund gegen die Entſcheidung des Berufungsgerichts 
beſeitigt. Damit iſt nun freilich noch nicht geſagt, daß die 
Auffaſſung des Schreibens vom 20. September 1906 als einer 
Kündigung des Darlehns rechtlich durchaus unbedenklich iſt. 
Der erkennende Senat läßt dieſe Frage unentſchieden, weil 
das angefochtene Urteil doch jedenfalls aus einem andern 
Grunde gemäß 8 563 ZPO. aufrechterhalten werden müßte. 
In der etwa vorzeitig angeſtellten Klage würde nämlich zugleich 
eine Kündigung liegen, und die vom 19. Januar 1907 ab zu 
berechnende Vierteljahrsfriſt würde an dem Tage, an welchem 
das Berufungsurteil erging, am 5. Juli 1907, längſt abgelaufen 
geweſen ſein. Daß eine verfrühte Klage bei kündbaren Rechts⸗ 
verhältniſſen zugleich als Kündigung wirke, iſt nach den frühern 
Rechten, insbeſondere nach dem Preußiſchen Landrechte, aber 
auch nach andern Rechten, vom RG. öfters ausgeſprochen 
worden; vgl. RG. 17, 149 f. Warum dies nach dem Rechte 
des BGB. anders fein ſollte, wäre nicht abzuſehen; auch hat 
der V. 38S. des RG. ſchon wiederholt die Anſicht zu erkennen 
gegeben, daß nach dieſem Rechte das Gleiche gelte; vgl. 
RG. 58, 213 und Seuff A., Bd. 59 Nr. 75. Auch ſonſt 
iſt dieſe Meinung die vorherrſchende; vgl. Planck a. a. O. 
Bem. 2, b zu 8 564 S. 488 f., Dernburg, Bürgerl. Recht, 
Bd. 2 Abt. 1 (Aufl. 3), § 55, II, S. 129, Thiele a. a. O. 
S. 145. Der erkennende Senat ſchließt ſich ihr an. Andererſeits 
ſteht es in der Rechtſprechung feſt, daß es für die Verurteilung 
zur Zahlung einer Schuld genügt, wenn die letztere nur zur 
Zeit der Urteilsfällung bereits fällig geworden war. 
J. e. H., U. v. 12. März 08, 468/07 VI. — Braunſchweig. 

5. 88 630, 1795 Nr. 2, 181, 177 BGB. 8 1795 
Nr. 2 trifft auch zu bei der befreienden Schuldübernahme. — 
Mangel der Vertretungsmacht bewirkt keine Nichtigkeit ſondern 
nur durch nachträgliche Genehmigung zu heilende Unwirkſamkeit 
des Geſchäfts.] 

M. ſchuldete feinen Kindern, den Klägern, 13500 & Erbe⸗ 
gelder, die auf feinem Hotelgrundſtücke in R. hypothekariſch 
eingetragen ſtanden. Der Beklagte erwarb im Jahre 02 das 
Hotel, übernahm die Erbegelder in Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis und ließ fie paſſiv gegen ſich überſchreiben. Später kam 
das Hotel, nachdem es inzwiſchen weiter veräußert war, zur 
Zwangsverſteigerung, und es ſtand am 1. Mai 05 Verſteigerungs⸗ 
termin an. Der Vater der Kläger trat dann 2 Tage vorher, 
am 29. April, die Hypothek für 12 000 & an den Beklagten 
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ab, und er blieb dem Verſteigerungstermine fern. Der 

erſtand das Grundſtück, die Hypothek der Kläger fiel bis auf 
einen geringfügigen Betrag aus. Die Kläger behaupten nun, 
der Beklagte habe ſich bei der Abtretung verpflichtet, im Falle 
der Verſteigerung des Grundſtücks die 12 000 & an gleicher 
Stelle und unter gleichen Zins bedingungen hypothekariſch ein⸗ 
tragen zu laſſen, und ſie beantragen, den Beklagten zur Be⸗ 
ſtellung der Hypothek zu verurteilen. Das OLG. hat durch 
Teilurteil die Klage inſoweit abgewieſen, als die Eintragung 
einer Hypothek von mehr als 8000 & nebſt Zinſen beanſprucht 
werde. Der Reviſion der Kläger wurde ſtattgegeben. Aus 
den Gründen: Die Erbegelder bildeten urſprünglich eine 
perſönliche Schuld des Vaters der Kläger, und ſie wurden 
dann im Jahre 02 vom Beklagten in Anrechnung auf den 
Kaufpreis für das Pfandgrundſtück übernommen. Nach der 
Feſtſtellung des Berufungsgerichts entſprach es damals der 
Abficht beider Vertragsteile, daß die perſönliche und dingliche 
Schuld ſich in einer Perſon vereinigen und die Übernahme 
daher für den Vater der Kläger ſchuldbefreiende Wirkung haben 
ſollte. Es iſt auch feſtgeſtellt, daß der Vater der Kinder als 
deren geſetzlicher Vertreter nachträglich die Schuldübernahme 
noch beſonders genehmigt hat. Das Berufungsgericht erachtet 
indeſſen den Vater durch die Vorſchrift des 8 181 BGB. zur 
Abgabe der Genehmigungserklärung nicht für berechtigt. Hier⸗ 
gegen könnte geltend gemacht werden, daß es nach 8 415 BGB. 
für die Genehmigung ausreichte, wenn ſie gegenüber dem 
Beklagten als Dritten und lediglich auf deſſen Mitteilung 
hin erklärt wurde, ſo daß ſich nicht ohne weiteres ſagen läßt, 
daß der Vater durch die Genehmigung im Namen der Kinder 


mit ſich ein Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen hat. Die Frage 


bedarf — vgl. zu 8 1630 Neumann Jahrbuch 1906 und 
Blume Vormundſchaftsrecht Anm. 5 e-d — vorliegend aber der 
Entſcheidung nicht; mag man auch annehmen, daß durch den 
Schuldübernahmevertrag von 1902 die perſönliche Schuld⸗ 
verbindlichteit des Vaters nicht aufgehoben wurde, fo folgt 
hieraus nicht, daß die Kläger nicht aus dem Abtretungs⸗ 
vertrage von 1905 für ſich Rechte herleiten können. Die ab⸗ 
weichende Anſicht des Berufungsgerichts ſtützt ſich auf die 
Vorſchrift in 8 1630 Abf. 2 in Verbindung mit 8 1795 
Abſ. 1 Nr 2, wonach der Vater die minderjährigen Kinder 
nicht vertreten kann bei einem Rechtsgeſchäfte, daß die Über 
tragung oder Belaſtung einer durch Hypothek geſicherten 
Forderung der Kinder gegen ihn oder die Aufhebung oder 
Minderung dieſer Sicherheit zum Gegenſtande hat oder die 
Verpflichtung der Kinder zu einer ſolchen Übertragung, Bes 
laftung, Aufhebung oder Minderung begründet. Es ſei darauf 
kein Gewicht zu legen, daß dieſe Vorſchrift ihrem Wortlaute 
nach nicht auch den Fall der Schuldübernahme umfaßt. (Wird 
ausgeführt.) Allein trotz des Mangels der Vertretungsmacht 
war die Abtretung nicht nichtig. Der jetzt erkennende Senat 
hat beteits in dem Urteile vom 8. November 07 V. 194/07 
in Ubereinſtimmung mit der Rechtſprechung des I. ZS. ſich 
dahin ausgeſprochen, daß keine Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts 
in den Fällen des 8 181 BGB. vorliegt. Dieſe Auffaſſung, 
an der feſtzuhalten iſt, muß ohne weiteres dahin führen, die 
Nichtigkeit auch für die Fälle des 8 1795 zu verneinen und 
damit eine bloße Unwirkſamkeit des Geſchäfts mit der 
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Möglichkeit der nachträglichen Genehmigung anzunehmen. Das 
Geſetz hat ſich (Mot. 1 S. 107, 224; 4, 1088) darauf be⸗ 
ſchränkt, die Vertretungsmacht einzuſchränken, nicht aber 
hat die Vornahme des Rechtsgeſchäfts als eine verbotswidrige 
Handlung hingeſtellt werden ſollen. Nach 8 177 BGB. kann 
ein Vertrag, den ein Dritter ohne jede Vertretungsmacht ab⸗ 
geſchloſſen hat, durch nachträgliche Genehmigung wirkſam 
werden. Der Vater iſt der geſetzliche Vertreter der Kinder; 
die Einſchränkung ſeiner Vertretungsmacht für einzelne Geſchäfte 
macht dieſe zwar unverbindlich, aber es entzieht ihnen nicht 
diejenige Mindeſtwirkung, die der 8 177 dem von einem über⸗ 
haupt nicht vertretungsberechtigten Dritten geſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfte beilegt. Nun iſt es zwar richtig, daß, wie das 
Berufungsgericht feſtſtellt, im vorliegenden Falle ein Pfleger nicht 
beſtellt und auch eine Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
aus 8 1846 nicht ergangen iſt. Allein jedenfalls hat der 
Vater ſeinerſeits nach der Verſteigerung die Genehmigung 
erklärt, indem er nach der Feſtſtellung im Tatbeſtande des 
Urteils nach der Verſteigerung vom Beklagten die Erfüllung 
des Vertrages vom 29. April 05 verlangt hat. Damals war 
die Hypothek bereits ausgefallen, die Forderung beſtand daher 
nur noch als ungeſicherte und unterlag als ſolche nunmehr der 
unbeſchränkten Verfügung des Vaters. Es fragt ſich daher, 
ob gegenüber der durch die Zwangsverſteigerung veränderten 
Sachlage jene nachträgliche Genehmigung für die Wirkſamkeit 
der Abtretung nicht für ausreichend. zu erachten iſt. Nachdem 
die Hypothek ausgefallen, war der Vater und nur er der zur 
Verfügung „Berechtigte“ im Sinne des „im weiteſten 
Umfange“ — RG. 54 S. 366, 367 — anwendbaren 8 185 
Abſ. 2 BGB. Er hätte die Abtretung, wenn ſie nichtig 
geweſen wäre, nach §8 141 erneut vornehmen können, und er 
muß daher auch als genehmigungsberechtigt gelten, um ſo mehr, 
als das Geſchäft den Kindern lediglich zum Vorteil gereichte. 
Die den Gegenſtand der Abtretung bildende Forderung hatte 
auch in ihrem Beſtande keine im Sinne der Vertragsteile 
weſentliche Veränderung erlitten. Der Ausfall der Hypothek 
in der Zwangsverſteigerung war gewollt, und die mit der 
Klage beanſpruchte Wiedereintragung bildete die vom Beklagten 
zu bewirkende Gegenleiſtung. Hiernach kann der Annahme des 
Berufungsgerichts, daß es an einer nachträglichen Genehmigung 
des Vertrags fehle, nicht beigetreten werden, und demgemäß 
mußte die Aufhebung des Urteils erfolgen. M. c. S., U. v. 
26. Febr. 08, 185/07 V. — Jena. 

6. § 701 BGB. Haftung des Gaſtwirts nur im Falle 
des Abſchluſſes eines Beherbergungsvertrages.] 

Der Reiſende D., welcher ſeinen Schadenserſatzanſpruch der 
Klägerin abgetreten hatte, hatte bei ſeiner Geſchäftsreiſe nach 
R. nicht von Anfang an die Abſicht, dort zu übernachten; er 
ließ ſeine drei Koffer in das Hotel des Beklagten ſchaffen, 
weil er bei dem Beſuche ſeiner Kunden ſeiner Waren⸗ 
muſter bedurfte; und zwar hatte er bei ſeiner Ankunft auf 
dem Bahnhofe dem dort anweſenden Hoteldiener des Beklagten 
unter Übergabe ſeiner Handtaſche und eines Gepäckſcheines nur 
geſagt, dieſer möge die auf den Gepäckſchein zu erholenden drei 
Koffer und die Handtaſche mit in das Hotel nehmen; um 
3¼ Uhr nachmittags, als D. ein Notizbuch aus ſeiner Hand⸗ 
taſche entnahm, antwortete er auf die Frage des Oberkellners, 
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ob er ein Zimmer nehme, „jedenfalls, ich ſage es ihnen nach⸗ 
her noch beſtimmt“; er verließ ſchließlich das Hotel, ohne zu 
übernachten oder ſonſt von einem Zimmer Gebrauch gemacht 
zu haben. Aus dieſen Tatſachen iſt allerdings, wie der Be⸗ 
rufungsrichter zutreffend ausführt, eine Aufnahme des D. zur 
Beherbung nicht zu entnehmen. Nach den Umſtänden nämlich 
kam eine Beherbergung des D. in Frage nur in der Form, 
daß ihm ein Zimmer eingeräumt wurde. Wollte D. dies nicht, 
ſo wollte er das Hotel des Beklagten nur als Wirtshaus be⸗ 
nutzen. Vor dem zwiſchen 3 / und 5 ¼ Uhr ausgeführten, um 
5 Uhr endeckten Diebſtahl der Handtaſche, nämlich eben um 
3¼ Uhr, fragte der Oberkellner den D. denn auch gerade, ob 
er ein Zimmer nehme. Dieſer aber antwortete „jedenfalls, ich 
ſage es ihnen nachher noch beſtimmt“. Damit hat D. eine Er⸗ 
klärung darüber, ob er beherbergt ſein wolle, ausdrücklich 
auf ſpäter verſchoben, und nur als wahrſcheinlich bes 
zeichnet, daß er Herberge verlangen werde. Bis auf weiteres 
war alſo Beherbergung noch nicht gefordert und noch nicht ge⸗ 


währt. Ob, in welchen Fällen und warum eine nur allgemeine, 


auf ein beſtimmtes Zimmer, auf eine beſtimmte Art des Heims 
noch nicht konzentrierte Vereinbarung der Beherbergung ſchon 
eine Aufnahme im Sinne des 8 701 BGB. darſtellt, bedarf 
keiner Erörterung. Denn ſogar eine ſolche allgemeine beider⸗ 
ſeitige und beiderſeits kundgegebene Beherbergungsabficht fehlt 
hier. Beide Teile hatten vielmehr eine Beherbergungsabſicht 
ausdrücklich noch nicht; ſie war auch nicht etwa von ſeiten 
des D. unter einer Bedingung erklärt: denn eine Erklärung, 
möglicher⸗ oder auch wahrſcheinlicherweiſe Herberge nehmen und 
dies ſpäter mitteilen zu wollen, lehnt jede Entſchließung, auch 
unter einer Bedingung, für jetzt gerade ab. D. war demnach 
zur Zeit des Diebſtahls kein zur Beherbergung aufgenommener 
Gaſt; ſeine Gepäckſtücke waren zu dieſer Zeit nicht zum Zwecke 
der Beherbergung eingebracht. Mit Recht hat alſo der Berufungs⸗ 
richter eine Haftung des Beklagten aus 8 701 BGB. verneint. 
M. c. H., U. v. 3. März 08, 297/07 III. — Nürnberg. 

7. § 826 BGB. Ankündigung der Veröffentlichung einer 
wahren Tatſache, auch wenn damit in den Geſchäftsbetrieb eines 
anderen eingegriffen wird, enthält keinen Verſtoß gegen die 
guten Sitten.] 

Die Klägerin gewährt den Mitgliedern gewiſſer wirtſchaft⸗ 
licher Vereinigungen bei ihren Einkäufen einen Rabatt, den ſie 
andern Käufern nicht gibt. Im Oktober 1906 ſandte die Be⸗ 
klagte ihr und anderen Firmen, die in der gleichen Weiſe Rabatt 
gewähren, ein Rundſchreiben zu, in dem ſie die ungleichmäßige 
Behandlung der Käufer als ungerechtfertigt hinſtellt und ſchließlich 
ihre Abſicht zu erkennen gibt, in nächſter Zeit die Namen der 
ihr bekannten Geſchäfte der Offentlichkeit zu übergeben, die 
wirtſchaftlichen Vereinigungen einen Sonderrabatt gewähren. 
Die Klägerin erwirkte darauf eine einſtweilige Verfügung, 
durch die der Beklagten bei Strafe verboten wurde, die 
angekündigte Veröffentlichung, ſoweit die Klägerin in Frage 
kommt, zu bewirken. Den hiergegen von der Beklagten erhobenen 
Widerſpruch erachtete das LG. für unbegründet und hielt die einſt⸗ 
weilige Verfügung aufrecht. Die Berufung der Beklagten hatte 
inſoweit Erfolg, als der Beklagten die angekündigte Veröffent⸗ 
lichung nur dann verboten ſein ſoll, wenn mit ihr die Auf⸗ 
forderung verbunden wird, die Einwohnerſchaft in D. ſolle bei 
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der Klägerin mit aller Energie darauf beſtehen, daß ihr die 
Klägerin bei Einkäufen die gleichen Vorteile einräume, wie den 
Mitgliedern der betreffenden wirtſchaftlichen Vereinigungen, und 
ſie nicht ungünſtiger ſtelle, wie dieſe; ohne eine ſolche Auf⸗ 
forderung ſoll ihr die beabſichtigte Veröffentlichung geſtattet 
ſein; inſoweit iſt das landgerichtliche Urteil und die einſtweilige 
Verfügung aufgehoben worden. Die Reviſion der Klägerin 
wurde zurückgewieſen: Das LG. hat ſelbſt — unter Billigung 
des Berufungsgerichts — dargelegt, daß die Beklagte nicht ſchon 
gegen die guten Sitten verſtoße, wenn ſie veröffentliche, daß die 
Klägerin gewiſſen Wirtſchaftsvereinigungen einen Sonderrabatt 
gewähre, ſowie daß ein ſolcher Verſtoß ſelbſt dann noch nicht 
vorliege, wenn die Veröffentlichung mit dem Vorſatz geſchehe, 
Dritte zum Schaden der Klägerin zu beſtimmen, nicht bei dieſer 
zu kaufen. Aus dieſen zutreffenden Ausführungen ergibt ſich 
ohne weiteres, daß in der beabfichtigten Veröffentlichung kein 
widerrechtlicher Eingriff in ein vom Geſetz geſchütztes Rechtsgut, 
insbeſondere nicht ein Verſtoß gegen die guten Sitten liegt. 
Die Tatſache, deren Veröffentlichung die Beklagte beabſichtigt, 
iſt unſtreitig wahr und wenn die Beklagte mit ihrem Vorgehen 
bezweckt, der Klägerin Kunden zu entziehen und dieſe anderen 
Geſchäften, die einen Sonderrabatt nicht gewähren, zuzuführen, 
ſo geht das nicht über das im wirtſchaftlichen Intereſſenkampf 
erlaubte Maß hinaus. Ein Eingriff in den Geſchäfts betrieb 
der Klägerin iſt damit überhaupt nicht gegeben. Ein Recht auf 
ihre bisherige Kundſchaft hat die Klägerin nicht; es iſt jedem 
geſtattet, Kunden zu werben und anderen Konkurrenz zu machen, 
ſolange er keine unlauteren Mittel anwendet. Die Intereſſen 
der den beklagten Verein bildenden Perſonen, die der Konkurrenz 
der Klägerin und anderer, Sonderrabatt gewährender Geſchäfte 
entgegentreten wollen, indem ſie das Publikum über die Mittel 
auſtlären, die dieſe Geſchäfte zur Heranziehung von Kunden ans 
wenden, haben den wirtſchaftlichen Intereſſen dieſer Geſchäfte in 
keiner Weiſe nachzuſtehen. Es iſt nicht zutreffend, wenn die 
Nevifion in Übereinftimmung mit dem LG. in der bloßen Ver⸗ 
öffentlichung jener wahren Tatſache die Hinſtellung des Geſchäfts⸗ 
gebahrens der Klägerin als eines ungeſunden, unſoliden erblickt; 
objektiv iſt in jener ein ſolcher Vorwurf nicht enthalten und 
wenn auch zugegeben werden mag, daß die Veröffentlichung auf 
den einen oder den anderen Leſer einen ſolchen Eindruck hervor⸗ 
rufen wird, ſo wird es Sache der Klägerin ſein, dieſer von ihr 
doch ſelbſt nicht geteilten Auffaſſung entgegenzutreten, wie auch 
andererſeits, wenn dieſe Auffaſſung des Geſchäftsgebahrens bes 
rechtigt wäre, die Klägerin keinen Anlaß hätte, über jenen Erfolg 
der Veröffentlichung ſich beſchwert zu fühlen, ſondern darauf 
bedacht ſein müßte, ihre Verträge mit den betreffenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereinigungen zu löſen. R. c. R., U. v. 9. März 08, 
260/07 VI. — Dresden. 

8. 88 842, 843 BGB. Bei Schadenserſatzanſprüchen iſt 
nicht die reine abſtrakte Erwerbsmöglichkeit zu berückſichtigen. 
Feſtſtellungsklage, wenn ſich ſpäter die Erwerbsunfähigkeit des 
Berechtigten herausſtellt. Anſprüche einer Ehefrau.] 

Die Klägerin iſt am 26. Januar 1904 morgens zwiſchen 
7 und 8 Uhr auf dem Bürgerſteige vor dem Hauſe des Be⸗ 
klagten in C. gefallen; ſie behauptet, es ſei Glatteis geweſen, 
und der Beklagte habe entgegen der durch die Polizeiverordnung 
vom 6. November 1901 ihm als Hausbeſitzer auferlegten Ver⸗ 
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pflichtung unterlaſſen zu ſtreuen. Sie hat einen Beinbruch 
erlitten und macht wegen des ihr aus dem Unfall erwachſenen 
Schadens den Beklagten verantwortlich. Beklagter wurde ver⸗ 
urteilt und feine Revifion wurde zurückgewieſen. In dem Urteile 
des RG. finden ſich folgende Ausführungen: Daß nicht die reine 
abſtrakte Erwerbsmöglichkeit es iſt, für die nach 8 843 BGB. 
ein Schadenserſatz einzutreten hat, ergibt ſich aus 5 842, der 
den Grundſatz aufſtellt, deſſen Ausgeſtaltung nach einer be⸗ 
ſtimmten Seite 8 843 enthält; die Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erſatz erſtreckt ſich, ſagt $ 842, auf die Nachteile, welche die 
Handlung des Schädigers für den Erwerb oder das Fort⸗ 
kommen des Verletzten herbeiführt. Ein wirklich entſtandener 
Schaden ſoll ausgeglichen werden. Richtig iſt, das die Erwerbs⸗ 
fähigkeit dasjenige wirtſchaftliche Gut iſt, deſſen Verluſt oder 
Minderung zu erſetzen iſt, in dem Maße jedoch, in welchem 
dadurch dem Verletzten ein Schaden erwachſen iſt. Da dieſer 
Schaden nur in der Zeit nach dem Unfalle liegen kann, die 
Entſchädigung für die Zukunft zu leiſten iſt, kommt es auf den 
tatſächlichen Erwerb des Verletzten vor dem Unfalle allerdings 
nicht weſentlich an; dieſer iſt nur eines der Momente, die für 
die Feſtſtellung des Schadens von Wert find. Maßgebend für 
den Schadenserſatzanſpruch iſt der Gebrauch, den die verletzte 
Perſon nach den Verhältniſſen, in denen ſie lebt, in der Zeit 
nach dem Unfalle ohne deſſen Dazwiſchentreten von ihrer Erwerbs⸗ 
fähigkeit vorausſichtlich gemacht haben würde. Eine Perſon, die 
von den Einkünften ihres Kapitalvermögens lebt, die von ihrer 
Erwerbsfähigkeit bisher keinen Gebrauch gemacht hat und aller 
Vorausſicht nach auch in aller Zukunft davon keinen Gebrauch 
machen wird, hat einen Schaden durch den Verluſt ihrer 
Erwerbsfähigkeit nicht erlitten; es kann ihr alſo auch keiner 
erſetzt werden. Für den Fall, daß ſie ſpäter in die Lage 
kommen würde, ihre Erwerbsfähigkeit auszunutzen, iſt ihr der 
Weg der Feſtſtellungsklage gegeben, ſich die Verwirklichung 
dieſes etwa noch aus der unerlaubten Handlung ſpäter ihr ent⸗ 
ſtehenden Schadenserſatzanſpruches zu ſichern. Von dieſem Stand⸗ 
punkt aus kann auch noch nicht erwerbsfähigen Kindern, die 
durch eine unerlaubte Handlung verletzt worden find, ein 
Schadenserſatz wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur inſoweit 
zugeſprochen werden, als ſich die Erwerbsverhältniſſe der Zukunft 
zur Zeit des Rechtsſtreits bereits überſehen laſſen (vgl. die 
Urteile des erkennenden Senats JW. 06, 236, 359 1, 4722; 
im übrigen find dieſe Perſonen auf die Erhebung einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage angewieſen. Die Bezugnahme auf die Behandlung 
von Schadenserſatzanſprüchen noch nicht erwerbsfähiger Kinder 
im Berufungsurteil iſt deshalb ebenſo unrichtig, wie es diejenige 
auf die Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamts iſt. Gewiß 
kann die letztere Rechtſprechung bei den reichen Erfahrungen der 
genannten Behörde den Gerichten, insbeſondere bei der Be⸗ 
meſſung und Abſtufung der nach $ 843 zuzuſprechenden Gelb» 
renten von vielfachem Nutzen ſein; es iſt aber nicht zu ver⸗ 
geſſen, einmal, daß es ſich bei der Feſtſetzung der Unfall⸗ 
verſicherungsrenten nicht um einen Schadenserſatz, ſondern um 
eine Arbeiterfürſorge handelt, und ſodann, daß für die Feſt⸗ 
ſetzung jener Renten die Beſchäftigung des Verletzten in einem 
verſicherungspflichtigen Betriebe ausnahmslos Vorausſetzung iſt, 
fo daß es dort gar nicht in Frage ſteht, daß der Verſicherte 
vor dem Unfalle von ſeiner Erwerbsfähigkeit Gebrauch gemacht 
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hat und ſie ohne den Unfall auch weiter, und zwar in derſelben 
Weiſe, ausnutzen würde. Bei anderen, nicht der Klaſſe der 
gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Arbeiter angehörenden 
Perſonen ſtehen Erwerbsfähigkeit und Einkommen nicht in dem⸗ 
ſelben feſten Verhältnis, und es iſt deshalb, ſoll ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch durch die Gerichte einem Verletzten zugeſprochen 
werden, für den einzelnen Fall feſtzuſtellen, ob der Verluſt der 
Erwerbsfähigkeit, und in welcher Weiſe und in welchem Maße, 
für ihn auch einen Verluſt des Erwerbes bedeutet. Eine Ehe⸗ 
frau, um die es ſich im gegebenen Falle handelt, hat einen 
Schaden ſelbſt nur erlitten, und kann einen ſolchen auch nur 
geltend machen, wenn ihr Vermögen beſchädigt iſt, wenn ſie 
ſelbſt für ſich durch ihre Arbeit oder einen ſelbſtändigen Gewerbe⸗ 
betrieb einen Erwerb ſich verſchafft hat oder verſchafft haben 
würde und hierin durch die unerlaubte Handlung gehindert 
worden iſt (S 1367 BGB.); inſoweit fie nur für den Ehemann 
in deſſen Hausſtande tätig oder ihm in ſeinem Gewerbebetriebe 
behilflich war und fein würde (S 1356 BGB.), iſt nicht ihr, 
ſondern nur ihrem Ehemann ein Schaden entſtanden, deſſen 
Erſatz das Geſetz in 5 845 BGB. ihm auch geſichert hat 
(vgl. NG. 63, 195; 64, 323; JW. 06, 469 ). Für 
den Fall, daß ſie in der Zukunft, ſei es durch Auflöſung der 
Ehe, ſei es durch Anderung der Verhältniſſe auf eigene Erwerbs⸗ 
tätigkeit angewieſen ſein würde, wird ſie, wie oben erörtert, 
den Weg der Feſtſtellungsklage zur Sicherung ihres Schadens⸗ 
erſatzanſpruches beſchreiten müſſen; eine Rente nach 8 843 BGB. 
kann der nicht einem Erwerbe ſelbſtändig nachgehenden Ehefrau 
nur inſoweit zugeſprochen werden, als es ſich nicht um Verluſt 
der Erwerbsfähigkeit, ſondern um die Vermehrung ihrer Be 
dürfniſſe handelt, und als der Wegfall ihrer Tätigkeit im 
Hausſtand oder insbeſondere im Gewerbebetrieb ihres Ehe⸗ 
mannes mittelbar ſie im Bezuge des von dem Ehemann ihr zu 
leiſtenden Unterhalts (S 1360 BGB.) verkürzt (NG. 47, 
84 ff.; JW. 05, 3411). (Hier folgt die Begründung wes⸗ 
wegen der Klägerin als Handelsfrau ein ſelbſtändiger Anſpruch 
zuſteht.) T. c. B., U. v. 5. März 08, 261/07 VI. — Berlin. 

9. 8 858 BGB. Unter welchen Umſtänden genügt 
wörtliche Beſtreitung für die Beſitzſtörungsklage 7] 

Ob durch bloße Worte oder Drohungen eine Beſitzſtörung 
verübt werden kann, hat nach dem Ausſpruche der Mot. zum 
BGB. Bd. 3 S. 126 der Entſcheidung durch Rechtslehre und 
Rechtſprechung überlaſſen werden ſollen. In der früheren ge⸗ 
meinrechtlichen Rechtsübung wurde in ſolchen Fällen eine Be⸗ 
ſitzſtörung ſchon dann angenommen, wenn die wörtliche Be⸗ 
ſtreitung des Beſitzes mit einem förmlichen Verbote fernerer 
Befitzhandlungen oder mit Androhung tätlicher Verhinderung 
der Beſitzausübung verbunden war. Dagegen hielt die preußiſche 
Rechtſprechung im allgemeinen bloße Drohungen, die nicht 
ſofort verwirklicht würden, ebenſowenig wie bloße Proteſtationen 
für ausreichend zur Erfüllung der Beſitzſtörung. Vgl. hierüber 
Staudinger, 3. u. 4. Aufl., Anm. II 2b zu $ 858 BGB., 
Planck, 3. Aufl., Anm. 2aB zu 8 862 und Förſter⸗ 
Eccius, 6. Aufl., Bd. 3 $ 1622 S. 87, 88 und Anm. 46 
dort ſowie die dort angezogene Literatur und Rechtſprechung 
Der erkennende Senat hat ſich auch für das Recht des BGB. 
der gemeinrechtlichen Auffaſſung angeſchloſſen, weil auch eine 
bloß ſeeliſche Einwirkung auf den Beſitzer, wie ſie die Be⸗ 
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ſtreitung feines Beſitzes, verbunden mit einem förmlichen Verbote 
fernerer Beſitzhandlungen, enthält, eine Beunruhigung des 
Beſitzers in feinem Beſitze darſtellt und ſomit durch fie der 
ruhige Beſitz geſtört wird. B. c. S., U. v. 25. Febr. 08, 
323/07 III. — Berlin. 

10. 8 1114 BGB. Zuläſſigkeit der Eintragung einer 
bisher auf einem Grundſtücksanteil eingetragenen Hypothek auf 
den von dem Eigentümer erworbenen geſamten Grunbftüd.] 

N. ließ auf feinem halben Anteil an dem ihm und F. 
gemeinſchaftlich gehörigen Grundſtück für W. eine Darlehns⸗ 
hypothek zu 30 000 & eintragen. R. wurde ſpäter grundbuch⸗ 
mäßiger Alleineigentümer des Grundſtücks, dabei wurde auf 
Grund vorgängiger Vereinbarung der Beteiligten von der W. ſchen 
Hypothek der Betrag von 16 000 & abgeſchrieben und gleichzeitig 
die Haftung des ganzen Grundſtücks für den Hypothekreſt zu 
14 000 & im Grundbuch eingetragen. Das AG. zu Dresden 
ſtellt den Beteiligten die Löſchung des letzterwähnten Eintrags 
als eines ungeſetzlichen in Ausſicht und die Beſchwerde R. s und 
W.s hiergegen iſt durch Beſchluß des LG. Dresden zurück⸗ 
gewieſen worden. Der dagegen eingelegten Beſchwerde Ws. 
möchte das OLG. zu Dresden ſtattgeben, wenn es ſich nicht 
durch die Entſcheidungen des Königl. Preuß. KG. vom 6. Juli 
bis 28. September 1903 (RIA. 4, 39. 53) daran gehindert 
ſähe. Es hat deshalb die Sache dem RG. vorgelegt, das den 
Beſchluß des AG. und den des LG. aufhob: Das KG. ftüßt 
ſich auf den Wortlaut des 8 1114 BGB., wonach der Bruch⸗ 
teil eines Grundſtückes mit einer Hypothek nur belaſtet werden 
kann, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers beſteht. 
Es folgert daraus, daß der zum Alleineigentümer gewordene 
frühere Miteigentümer ebenfalls den bisher freien Grundſtücks⸗ 
anteil nicht mehr belaſten könne, weil er eben aufgehört habe, 
Miteigentümer zu ſein. Dieſe Gründe treffen aber auf Fälle 
der vorliegenden Art, in denen der frühere Miteigentümer 
Alleineigentum erwirbt und nun die bisherige Bruchteils hypothek 
auf das ganze Grundſtück erſtrecken will, nicht durchaus zu. 
Im Gegenteil muß eine derartige Neuordnung der Belaſtung 
im allgemeinen auch für die Grundbuchführung und etwaige 
Zwangsverſteigerung nur erwünſcht ſein, weil beide dadurch 
weſentlich vereinfacht werden. Aus den Mot. III S. 640 
ergibt ſich, daß man ſich bei den Geſetzgebungsvorarbeiten ber 
Annahme, daß im Streitfalle eine Ausnahme von 8 1114 
vorliegt, zugeneigt, jedenfalls der Rechtswiſſenſchaft und Recht⸗ 
ſprechung die endgültige Feſtſtellung einer ſolchen Ausnahme 
überlaſſen hat. Hält man hiermit die nach obigem auf den 
Streitfall nicht paſſenden Zweckmäßigkeitsgründe für S 1114 
zuſammen und berückſichtigt man ferner, daß der von den 
Motiven in zweiter Reihe vorgeſchlagene Ausweg einer teil⸗ 
weiſen Doppelhypothek für die nämliche Forderung, wie ſchon 
die erſte Beſchwerde in gegenwärtiger Sache zutreffend bemerkt, 
zu Zweifeln und Verwicklungen Anlaß geben könnte, ſo muß 
man mit dem Oberlandesgericht Dresden und entgegen dem 
Kammergericht die Anwendbarkeit des 8 1114 dann aus⸗ 
ſchließen, wenn in Fällen, wie die erwähnten, der zum Allein⸗ 
eigentümer Gewordene die Bruchteilshypotheken auf das Ganze 
erſtrecken will. Ausdrücklich ſei auch noch bemerkt, daß auch 
der Rechtsfall, der dem kammergerichtlichen Beſchluſſe vom 
6. Juli 1903 (RIA. 4, 39) zugrunde lag und wobei erb⸗ 
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rechtliche Verfügungsbeſchränkungen in Frage kamen, von der 
gegenwärtigen Entſcheidung nicht getroffen wird. N. ſche Grund⸗ 
buchſache, Beſchl. v. 11. März 08, B 20/08 V. — Dresden. 

11. 58 1179, 1163, 888 (899, 894, 1138) BGB. 
Löſchungsvormerkung für den Fall der Nichtvalutierung einer 
Hypothek. Klagrecht des Vormerkungsberechtigten aus § 888. 
Guter Glaube des Hypothekerwerbers.] 

In dem Vertrage vom 18. Dez. 05, wodurch der Kläger 
ſeine Grundſtücke Bl. 266 und 267 des Grundbuchs für C. 
dem Bauunternehmer G. (zur Aufführung von Neubauten) 
verkaufte, hatte der Kläger dem Käufer das Recht eingeräumt, 
vor dem auf dem Grundſtücke einzutragenden Reſtkaufgelde 
von 22 600 & eine anderweitige Hypothek von 35 000 & 
mit der Maßgabe eintragen zu laſſen, daß bei einer etwaigen 
gänzlichen oder teilweiſen Vereinigung der Hypothek mit dem 
Eigentum der Eigentümer verpflichtet fein ſollte, inſoweit die 
Hypothek löſchen zu laſſen. G. bewilligte die Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung dieſes Löſchungsanſpruchs und es 
wurde dementſprechend am 20. Dez. 05 eine Darlehns forderung 
von 35 000 & |. a. für den Kaufmann C. mit dem Vorrang 
vor der Kaufgelderforderung des Klägers und mit der 
Löſchungsvormerkung eingetragen. Obwohl G. nach der Be⸗ 
hauptung des Klägers von C. an Valuta nur 8785 & erhielt 
und den Bau nicht ausführte, trat C. am 28. Juli 06 von 
der Hypothek den Teilbetrag von 22 000 & dem Kaufmann K. 
und dieſer dem Beklagten M. ab. Der Beklagte will dafür 
16 000 & an K. bezahlt haben, von den überſchießenden 
6000 & hielt er 500 & zu Deckung etwaiger Koſtenanſprüche 
zurück und den Reſt hat er, obgleich der Kläger ihm durch 
Schreiben vom 29. Aug. 06 die Nichtzahlung der Valuta mit⸗ 
geteilt haben will, am 14. Sept. 06 einer Frau N. abgetreten, 
die ihn noch an demſelben Tage weiter an ein Fräulein O. 
abtrat. Die nach Umſchreibung der 22 000 & verbliebenen 
13 000 & |. a. find inzwiſchen gelöſcht worden. Der Kläger 
hat geltend gemacht, daß ſowohl K. als auch der Beklagte 
beim Erwerbe der 22 000 & gewußt hätten, daß es ſich um 
eine Baugelderhypothek handle und daß ſie nur in Höhe von 
8735 & valutiert ſei. Er hat auch behauptet, daß C., K. und 
N. in bewußter Weiſe zu ſeiner Schädigung zuſammengewirkt 
hätten und daß der Beklagte wenigſtens fahrläſſig an deren 
unerlaubter Handlung teilgenommen habe. Er verlangt aber 
von dem Beklagten nur, daß er in Höhe der nach eigener 
Angabe nicht valutierten 6000 & dem Kläger Löſchungs⸗ 
bewilligung erteile. G., den der Kläger gleichzeitig auf Er⸗ 
klärung des Löſchungsantrags in Höhe dieſer ſelben 6000 & 
und auf Herbeiführung der Löſchung in Höhe weiterer 10 6004 
in Anſpruch genommen hatte, iſt entſprechend dieſen Anträgen 
verurteilt worden. Die Klage gegen den Beklagten M. wurde 
abgewieſen. RG. hob auf. Aus den Gründen: Die 
Reviſion mußte für begründet erachtet werden. Der Berufungs⸗ 
richter hat die Frage, inwieweit die dem Kläger vorgehende 
Hypothek des Kaufmanns C. valutiert worden iſt und ob der 
Beklagte von der Nichtvalutierung Kenntnis hatte, dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen, die Klage gegen M. vielmehr lediglich aus 
dem Grunde abgewieſen, weil er ein unmittelbares Klagrecht 
des Klägers gegen M. verneint. Er nimmt an, daß die ein⸗ 
getragene Löſchungsvormerkung des 8 1179 868. auch den 
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Fall im Auge hat, daß die Hypothek C. mangels Zahlung der 
Valuta als Hypothek überhaupt nicht zur Entſtehung gelangte, 
ſondern Eigentümergrundſchuld blieb (S 1163 Abſ. 1 BGB.), 
er führt aber aus, daß die Vormerkung nur den Schutz gegen 
Verfügungen des Eigentümers und nicht gegen unberechtigte 
Verfügungen des Hypothekengläubigers bezwecke und daß 
deshalb 8888 BGB. im vorliegenden Falle nicht anwendbar 
ſei. Der Kläger könne nur gegen G. klagen, dieſem ſei im 
Falle ſchlechtgläubigen Erwerbs der Beklagte M. nach 8894 
BGB. zwar nicht zur Löſchung, wohl aber zur Umſchreibung 
in eine Eigentümergrundſchuld verpflichtet; der Anſpruch, den 
G. habe, aber ſei dem Kläger nicht abgetreten. Dieſe Aus⸗ 
führungen find indeſſen nicht frei von Rechtsirrtum. Daß eine 
Löſchungsvormerkung, wie die hier in Rede ſtehende, auch den 
Fall der Nichtvalutierung der Hypothek (8 1163 Abſ. 1 BGB.) 
umfaſſen kann, iſt nicht zweifelhaft und vom RG. anerkannt 
(RG. 52, 9, vgl. auch Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht 
Anm. 4 zu 81179, Anm. II 1 zu 81177 BGB, Planck, 


Anm. 2 zu 8 1179, Anm. 2a zu 8 1177 8688; Staudinger 


Anm. lc zu 81179). Ob fie im einzelnen Falle nach der 
Abſicht der Beteiligten dieſen Fall mit umfaſſen ſollte und ob 
dieſe Abſicht in einer für Dritte erkennbaren Weiſe zum Aus⸗ 
druck gekommen iſt, iſt im weſentlichen Sache der tatſächlichen 
Würdigung des einzelnen Falles. Geht man aber hiervon aus, 
ſo können dem Vormerkungsberechtigten auch nicht die Klagrechte 
des 8888 BGB. verſagt werden. An ſich mag es richtig 
fein, daß der Rechtserwerb des Beklagten, wenn dieſer nicht 
in gutem Glauben war, ſchon nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen als Erwerb von einem Nichtberechtigten und nicht erſt 
infolge der Vormerkung unwirkſam war, die Bedeutung der 
Vormerkung und die Notwendigkeit des Klagrechts des 8 888 
BGB. tritt aber fofort in die Erſcheinung, wenn man den 
guten Glauben des Beklagten als vorhanden annimmt. Auch 
in dieſem Falle muß der Beklagte die Vormerkung gegen ſich 
gelten laſſen. Denn nach 8 883 Abſ. 2 BGB. hat die 
Vormerkung allgemein die Wirkung, daß Verfügungen, die den 
geſchützten Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würden, un⸗ 
wirkſam find. Zugunſten von Verfügungen, die ein Nicht⸗ 
berechtigter trifft, iſt hier keine Ausnahme gemacht, auch kommt 
es darauf, ob der Erwerber ſich in gutem Glauben befindet, 
nicht an; die Vormerkung bezweckt eben die Sicherung des 
Berechtigten gegen die Gefahren des gutgläubigen Erwerbs 
(vgl. 8892 BGB. und Planck, Anm. II 2a am Ende, S. 138 
der 3. Aufl.; Staudinger, Anm. III 1, IV 2 7 Abſ. 2 zu 
8892 BGB.). Für die hier in Frage ſtehende Vormerkung 
des 8 1179 BGB. find im Geſetze Ausnahmen nicht getroffen; 
ob man ſolche aus ihrer beſonderen Natur oder aus der Natur 
des Hypothekenrechts herleiten könnte, bedarf keiner Erörterung, 
weil der Vormerkung des 8 1179 BGB., wenn man fie fo 
auffaßt, wie es der Berufungsrichter getan hat, zugleich die 
Bedeutung eines Widerſpruchs wegen noch nicht erfolgter Valu⸗ 
tierung der Hypothek nach 88 8 99, 1138 BGB. zukommt. 
Auf den Gebrauch des Wortes Widerſpruch kommt es nicht 
an (RG. 55, 243), der Widerſpruch aber ſchließt zweifellos 
die Berufung auf den guten Glauben aus (vgl. Planck, Anm. 5; 
Turnau Förſter, Anm. 2, 14; Staudinger, Anm. II 1b zu 
8 899 BGB.). Nicht unzutreffend hat übrigens die Reviſion 
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noch geltend gemacht, daß auch, wenn man dem Kläger das 
Klagrecht aus 8 888 BGB. verſagen wollte, dann noch das 
Klagrecht des 8 894 BGB. übrig bleiben würde, mittels 
deſſen auch gleich⸗ oder nacheingetragene Berechtigte die Be⸗ 
ſeitigung unrichtiger Eintragungen direkt verlangen können 
(vgl. Planck, Anm. IIIb Abſ. 2, IV zu § 894, Anm. 5 zu 
8 899 BGB.; Staudinger, Anm. III 2a a. E. zu 8 894 
Anm. II 1a, e zu 8 899 BGB.). R. c. M., U. v. 
26. Febr. 08, 376/07 V. — Dresden. 

12. 8 1568 BGB. Begriff der groben Mißhandlung nach 
den Umſtänden des Falles.] 

Die Annahme der Reviſion, daß jeder Schlag mit der 
Hand in das Geſicht ſchon deshalb eine grobe Mißhandlung 
darſtelle, weil edle Teile hätten getroffen werden können, iſt 
verfehlt. Allerdings kann eine hinſichtlich der objektiven Folgen 
nicht erhebliche Mißhandlung ſich deshalb als grobe kennzeichnen, 
weil ſie unter Umſtänden begangen wurde, die eine erniedrigende 
Herabwürdigung des mißhandelten Ehegatten vor den Augen 
von Untergebenen darſtellten. In ſolchem Falle kommt es aber 
weſentlich auf die Geſtaltung der Umſtände des Einzelfalls an. 
K. c. K., U. v. 9. März 08, 350/07 IV. — Hamburg. 

13. SS 1568, 1571 BGB. Verſäumung der Anſtellung 
einer Eheſcheidungsklage wegen Hoffnung auf Beſſerung 
des Schuldigen. Bedeutung der nachgelaſſenen Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft.] 

In den Vorinſtanzen war die Ehe der Parteien nach dem 
Antrage des Mannes auf Grund des 8 1568 BGB. wegen 
Trunkſucht der Frau geſchieden. Zugleich war ausgeſprochen, 
daß die Beklagte die Schuld an der Scheidung trage. Das 
RG. hob auf Reviſion des Pflegers der Beklagten auf und 
wies die Klage ab: Dem Berufungsrichter iſt zuzugeben, daß 
die Verwirkung des Scheidungsrechts durch Friſtablauf den un⸗ 
ſchuldigen Ehegatten gerade in den Fällen des 8 1568 BGB. 
unter Umſtänden hart treffen kann. Dies gilt beſonders dann, 
wenn ſich der Tatbeſtand ſchwerer Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten, ehrloſen oder unſittlichen Verhaltens erſt 
allmählich verwirklicht und der andere Teil, ſei es in der 
Hoffnung auf Beſſerung, ſei es aus andern löblichen Beweg⸗ 
gründen die Erhebung der Scheidungsklage anſtehen läßt. 
Allein daß dieſe naheliegenden Erwägungen dem Geſetzgeber 
bei Aufſtellung der Ausſchlußfriſt entgangen wären, iſt von 
vornherein nicht anzunehmen und wird durch die Geſetzes materialien 
geradezu widerlegt (Begründungen Bd. 4 S. 604, 93; 
Prot. Bd. 4 S. 430—435). Es iſt deshalb mehr als bes 
denklich, wenn der Berufungsrichter eine Lücke des Geſetzes an⸗ 
nimmt und ſich für ermächtigt hält, dieſe Lücke durch den von 
ihm aufgeſtellten Rechtsſatz auszufüllen: „Gegen den unſchuldigen 
Teil läuft in Fällen dieſer Art die Präkluſivfriſt von 6 Monaten 
erſt dann, wenn er von dem inneren Momente, das die Trunkſucht 
ihrer Eigenſchaft als Scheidungsgrund entkleidet, Kenntnis er⸗ 
hält; die Präkluſivpfriſt läuft erſt von dieſer Kenntnis ab.“ Es 
kommt hinzu, daß das Geſetz die Trunkſucht als ſolche über⸗ 
haupt nicht, ſondern nur in dem allgemeinen Rahmen des 
§ 1568 als Scheidungsgrund gelten läßt. Es darf deshalb 
nicht wohl als Abſicht des Geſetzgebers unterſtellt werden, gerade 
für die Fälle der Trunkſucht eine Regel zu geben, die den 
Grundſatz des §S 1571 Abſ. 1 nicht nur preisgibt, ſondern 
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geradezu in das Gegenteil verkehrt. Denn der Berufungs⸗ 
richter will im Falle der Trunkſucht die Ausſchlußfriſt nicht 
mit dem Zeiipunkte beginnen laſſen in dem der Ehegatte von 
dem Scheidungsgrunde, ſondern in dem er von dem Nicht⸗ 
vorhandenſein des vermeintlichen Scheidungsgrundes Kenntnis 
erlangt. 8 1571 Abſ. 2 Satz 1 hat die Möglichkeit eröffnet, 
durch Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft eine Erſtreckung 
der Ausſchlußfriſt bis zur Dauer von 10 Jahren herbei⸗ 
zuführen. Wie eng oder wieweit man auch die Grenzen für 
eine ausdehnende Auslegung des Geſetzes ſtrecken will, ſo darf 
ſich doch der Richter dabei nicht mit dem klar erkennbaren 
Willen des Geſetzes ſelbſt in Widerſpruch ſetzen. Dieſe Grenze 
iſt vom Berufungsrichter nicht eingehalten. H. c. H., U. v. 
5. März 08, 324/07 IV. — Dresden. 

14. 8 1720 BGB. Hat die Berichtigung des Geburts» 
regiſters infolge Berichtigung des Heiratsregiſters zu erfolgen? 
Begründet die eingetragene Anerkennung der Vaterſchaft die 
Tatſache der Beiwohnung 21 

Das unverehelichte Dienſtmädchen M. hat am 16. De⸗ 
zember 1901 in Hamburg ein Kind namens Fritz Karl geboren. 
Die Geburt iſt am 17. Dezember 1901 vorſchriftsmäßig in 
das Hamburger Geburtsregiſter eingetragen. Die M. hat ſich 
am 3. April 1905 mit dem Beſchwerdeführer H. in Altona ver⸗ 
heiratet. Die Eintragung zum Heiratsregiſter von Altona ent⸗ 
hält zugleich die Beurkundung: pp. H. „erklärte, daß er das 
von ſeiner Ehefrau am 16. Dezember 1901 zu Hamburg geborene 
Kind Fritz Karl als das ſeinige anerkenne“. Auf Mitteilung 
des Standesamtes Altona hat am 6. April 1905 der ham⸗ 
burgiſche Standesbeamte der Geburtseintragung den Randver⸗ 
merk beigeſchrieben, daß H. bei der Eheſchließung mit der M. 
„das nebenbezeichnete Kind als das ſeinige anerkannt habe“. 
Im Mai 1905 haben die H. chen Eheleute unter der überein 
ſtimmenden Verſicherung, das Kind ſei nicht vom Ehemann 
erzeugt, die Berichtigung des Heiratsregiſters beantragt. Unter 
dem 22. Mai 1905 iſt eine rechtskräftig gewordene Anordnung 
des AG. Altona erlaſſen worden, wonach der Eintragung im 
Heiratsregiſter der Randvermerk beizufügen iſt: die Erklärung 
des H., daß er das von ſeiner Ehefrau geborene Kind als das 
ſeinige anerkenne, iſt unrichtig. Dagegen hat das AG. Hamburg 
den Antrag der H. ſchen Eheleute abgewieſen, die gleiche Be⸗ 
richtigung auch zum Hamburger Geburtsregiſter anzuordnen. 
Die hiergegen eingelegte Beſchwerde des H. iſt vom LG. Ham⸗ 
burg 1907 zurückgewieſen worden. Seine weitere Beſchwerde 
wird vom OLG. zu Hamburg dem RG. vorgelegt, weil es das 
Rechtsmittel zurückweiſen will, ſich aber hieran durch die ſeiner Rechts⸗ 
meinung entgegenſtehenden Entſcheidungen des KG. zu Berlin, 
abgedruckt in OL GRſpr. 3, 399 und 7, 121 gehindert ſieht: 
Das RG. teilt die Meinung des OLG. Hamburg, wonach die 
gemäß § 25 des Perſonenſtandesgeſetzes erfolgte Eintragung 
der Anerkennung eines unehelichen Kindes zum Standesregiſter 
nicht mehr beweiſt und beweiſen ſoll, als daß eine derartige 
Anerkennung in der öffentlichen Urkunde erfolgt iſt. Ob ſich 
dieſe Folgerung, wie das HanſOL G. annimmt, ſchon aus dem 
Perſonenſtandesgeſetze ſelbſt ableiten läßt, mag dahingeſtellt 
bleiben. Seit Inkrafttreten des BGB. ift die Anſicht des KG. 
nicht zu halten, es werde durch Eintragung der Anerkennung im 
Standesregiſter nicht bloß eine Erklärung rechtsgeſchäftlicher Art, 
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ſondern zugleich die hieraus zu folgernde Tatſache der Erzeugung 
des Kindes durch den Anerkennenden im Sinne des § 15 beur⸗ 
kundet und bewieſen. Entſcheidend fällt ins Gewicht, daß nach 
8 1720 Abſ. 2 BGB. der Anerkennung der Vaterſchaft keine 
ſtärkere Wirkung zukommt, als daß ſie gegen den Anerkennenden 
die Vermutung begründet, er habe der Mutter innerhalb der 
Empfängniszeit beigewohnt, eine Vermutung, gegen die nach 
8 292 ZBD. jederzeit der mit allen Beweismitteln zu führende 
Beweis des Gegenteils offen ſteht. Dagegen käme dem 81720 
eine weſentlich andere Bedeutung zu, wenn die anerkannte 
Vaterſchaft oder der danach zu vermutende Umſtand, der An⸗ 
erkennende habe der Kindesmutter innerhalb der Empfängniszeit 
beigewohnt, zu den Tatſachen im Sinne von $ 15 des Per⸗ 
ſonenſtandesgeſetzes zu zählen wäre. Zwar wäre auch hiergegen 
der Nachweis der Unrichtigkeit der Anzeige nicht ausgeſchloſſen, 
auf Grund deren die Eintragung erfolgt wäre. Allein ſolange 
die Eintragung im Regiſter nicht beſeitigt wäre, bliebe die 
Tatſache der Beiwohnung kraft öffentlicher Urkunde im Sinne 
von 8 418 ZPO. voll bewieſen, wiewohl die Beurkundung 
nicht einmal auf eigener Wahrnehmung einer Behörde oder 
Urkundsperſon beruhte (S 16 Nr. 1 EG ZPO.). Dieſe Beweis⸗ 
kraft der Eintragung könnte nur dadurch zerſtört werden, daß 
ihr demnächſt und zwar auf Grund gerichtlicher Anordnung 
(S 65 des Perſonenſtandesgeſetzes) ein berichtigender Vermerk 
beigeſchrieben würde. Einer ſolchen Berichtigung käme aber 
wiederum negativ die Bedeutung zu, mit der Beweiskraft des 
8 15 gegen jedermann kund zu tun, daß die durch 8 1720 BGB. 
begründete Vermutung nicht beſtehe, wenn nicht widerlegt ſei. 
Die Rechte des Kindes erſchöpfen ſich, wie $ 1720 BGB. 
ergibt, in einer zu ſeinen Gunſten begründeten Vermutung für 
die Tatſache der Beiwohnung. Entweder iſt in Beziehung 
hierauf der Nachweis der Unrichtigkeit geführt und deshalb die 
Eintragung im Regiſter zu berichtigen (88 15, 65 des Geſetzes); 
dann bleibt kein Raum mehr für die gegenteilige Vermutung. 
Oder die Vermutung iſt noch begründet, dann kann nicht vom 
Nachweiſe des Gegenteils und demgemäß von Berichtigung des 
Regiſters die Rede ſein. Um die Eintragung einer Tatſache 
im Sinne von $ 15 des Perſonenſtandesgeſetzes annehmen zu 
können, müßte alſo das KG. der Anerkennung des unehelichen 
Kindes eine über den Inhalt der 88 1718, 1720 weſentlich 
hinausgehende Wirkung dann beilegen, wenn fie gemäß 5 25 
des Geſetzes in das Geburtsregiſter oder gemäß 5 15 der Bek. 
des Bundesrats vom 25. März 1899 in das Heiratsregiſter 
eingetragen worden iſt. Praktiſch freilich iſt dieſe Eintragung 
vermöge der Offentlichkeit der Standesregiſter (8 16 des Ges 
ſetzes) für alle Beteiligten von größter Bedeutung. Allein um 
annehmen zu können, daß dadurch auch rechtlich an der Trag⸗ 
weite der Anerkennung etwas geändert werde, dafür fehlt es 
im Geſetze ſelbſt wie in den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten an 
jedem Anhalt. Im Streitfalle kann die Berichtigung des Ge⸗ 
burtsregiſters auch nicht etwa deshalb gefordert werden, weil 
inzwiſchen der zum Heiratsregiſter eingetragene Vermerk der 
Anerkennung dort berichtigt oder weil ſeine Berichtigung 
wenigſtens angeordnet iſt. Allerdings haben bisher die Straſſenate 
des NG. einen der hier vertretenen Meinung entgegengeſetzten 
Standpunkt eingenommen. Insbeſondere iſt in den RG. 1, 10 
und 26, 408 (vgl. auch 2, 304; 13, 129) angenommen, durch 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


277 


die Eintragung der Anerkennung der Vaterſchaft werde im 
Sinne von 8 15 des Geſetzes auch die Tatſache der Bei⸗ 
wohnung beurkundet. Da jedoch dieſe Entſcheidungen ſämtlich 
auf Grund des älteren Rechts ergangen ſind, während der jetzt 
beſchließende Senat ſeine hiervon abweichende Rechtsanſicht aus 
81720 BGB. ableitet, fo lag keine Veranlaſſung vor, gemäß 
8 137 GVG. die Entſcheidung des Plenums des NG. ein⸗ 
zuholen. H.s Antrag auf Berichtigung des Geburtsregiſters. 
Beſchl. v. 13. Febr. 08, B 11/08 IV. — Hamburg. 

Zivilprozeßordnung. 

15. 88 7, 546 ZPO. Streitwert des von dem Vers 
pflichteten beſtrittenen Umfangs einer Grunddienſtbarkeit.] 

Da den Gegenſtand des Rechtsſtreits eine Grunddienſt⸗ 
barkeit bildet, ſo wird gemäß 88 7, 546 ZPO. der Wert des 
Streitgegenſtandes für die Reviſionsinſtanz durch den Betrag 
beſtimmt, um den ſich der Wert des Grundſtücks der Beklagten 
durch die Dienſtbarkeit mindert. Dieſer Betrag iſt im vor⸗ 
liegenden Falle größer, als der Wert, den die Dienſtbarkeit für 
das klägeriſche Grundſtück als herrſchendes Grundſtück hat. Der 
Umftand, daß das Beſtehen der in Frage kommenden Dienſt⸗ 
barkeit an ſich nicht ſtreitig iſt, ſchließt die Anwendbarkeit des 
zitierten S 7 nicht aus. Es handelt ſich in der gegenwärtigen 
Sache nicht, wie in dem von dem erkennenden Senate durch 
Urteil vom 13. Februar 1904 V. 184/03 entſchiedenen Falle, 
lediglich um Beſeitigung der Störung eines unſtreitigen Dienſt⸗ 
barkeitsrechts, ſondern die angeſtellte Klage iſt die Dienſtbar⸗ 
keitsklage (actio confessoria) und es wird mit ihr geltend 
gemacht, daß die Dienſtbarkeit einen beſtimmten, von der Eigen⸗ 
tinnerin des dienenden Grundſtücks nicht anerkannten Umfang 
habe. Ein ſolcher Streit über den Umfang des Rechts iſt 
einem das Beſtehen der Dienſtbarkeit ſelbſt betreffenden Streit 
gleichzuſtellen. Daß im vorliegenden Falle der beim Obſiegen 
der Kläger ſich für das Grundſtück der Beklagten ergebende 
Minderwert mehr als 2500 & beträgt, die Reviſionsſumme 
alſo vorhanden iſt, erſcheint durch die von der Beklagten 
hierüber beigebrachten Gutachten glaubhaft gemacht. T. c. W. u. A., 
U. v. 7. März 08, 316/07 V. — Stettin. 

16. 58 212, 168, 554, 561 ZPO. Die Unterlaſſung des 
Vermerks auf dem Briefumſchlage (S 212) iſt für die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Zuſtellung ohne Einfluß. — Liegt unter Um⸗ 
ſtänden ein Verſchulden des Rechtsanwalts darin, daß er nicht 
unter Vermittlung der Gerichtsſchreiberei zuſtellte? — Neue 
Behauptungen in der Reviſionsinſtanz.] 

Die Ehe der Parteien iſt durch das Urteil des LG. vom 
12. Februar 07 auf die Klage der Frau geſchieden und der 
Beklagte für ſchuldig an der Scheidung erklärt worden; ſeine 
Scheidungswiderklage wurde zurückgewieſen. Der Beklagte 
legte Berufung ein und beantragte, da nach Ausweis der bei 
den Gerichtsakten befindlichen Zuſtellungsurkunde das landgericht⸗ 
liche Urteil feinem Prozeß bevollmächtigten am 25. Februar 07 
von Amts wegen, die Berufungsſchrift degegen ohne Ver⸗ 
mittlung des Gerichtsſchreibers erſt am 26. März 07 zugeſtellt 
worden war, ihn gegen den Ablauf der Berufungsfrift in den 
vorigen Stand wieder einzuſetzen. Das KG. hat, indem es die 
Wiedereinſetzung ablehnt, durch Urteil vom 22. Oktober 07 die 
Berufung als unzuläffig verworfen. Die Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: In der Berufungsinſtanz be⸗ 
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bauptete der Beklagte, der Poſtbote habe, als er das land» 
gerichtliche Urteil feinem Prozeß bevollmächtigten, Rechtsanwalt G. 
zuſtellte, aus Verſehen unterlaſſen, auf den Briefumſchlag 
den durch 8 212 Abſ. 1 ZPO. vorgeſchriebenen Vermerk zu 
ſetzen, daß die Zuſtellung am 25. Februar 07 geſchehen ſei. 
Sein Prozeßbevollmächtigter II. Inſtanz habe auf telephoniſche 
Anfrage bei Rechtsanwalt G. die Mitteilung erhalten, daß die 
Zuſtellung am 27. Februar erfolgt ſei. Wäre jene Behauptung 
richtig geweſen, hätte alſo der Poſtbote den Zuſtellungsvermerk 
auf dem Briefumſchlage unterlaſſen, ſo würde dies die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Zuſtellung nicht beeinflußt haben. Der Ver⸗ 
merk iſt nur dazu beſtimmt, die für die Zuſtellung auf Partei⸗ 
betrieb durch 8 190 Abi. 2 ZPO. vorgeſchriebene beglaubigte 
Abſchrift der Zuſtellungsurkunde zu erſetzen. Von dieſer be⸗ 
glaubigten Abſchrift ſteht aber in der Rechtſprechung des RG. 
bereits feſt, daß, wenn der Zuſtellungsbeamte es verabſäumt 
hat, ſie herzuſtellen oder wenn die hergeſtellte beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift einen Mangel aufweiſt, die Rechtswirkſamkeit des 
Zuſtellungsaktes dadurch nicht gefährdet wird (vgl. RG. 52 
S. 18, 14 ſowie die dort und bei Gaupp⸗Stein zu $ 190 
unter III Note 9 und 10 angeführten weiteren Entſcheidungen). 
Der Berufungsrichter iſt im Gegenſatze hierzu davon ausge⸗ 
gangen, daß, wenn der Vermerk auf dem Briefumſchlage wirklich 
gefehlt habe, die Zuſtellung ungültig ſei. Das iſt unrichtig. 
Auszugehen war vielmehr davon, daß die Zuſtellung am 
25. Februar 07 rechtswirkſam geſchehen ſei, weil die bei den 
Gerichtsakten befindliche, allen geſetzlichen Anforderungen ent⸗ 
ſprechende Zuſtellungsurkunde ſolches ergab. Dann aber war die 
Berufung nicht, wie der Reviſionskläger eventuell geltend macht, 
deshalb, weil eine rechtswirkſame Zuſtellung überhaupt noch 
nicht ſtattgefunden hätte, verfrüht, ſondern verſpätet eingelegt 
und das Wiedereinſetzungsgeſuch aus den in dem Berufungs⸗ 
urteile weiterhin dargelegten Gründen hinfällig. Das Fehlen 
des Vermerks hinderte nämlich den für die II. Inſtanz vom 
Beklagten beſtellten Prozeß bevollmächtigten nicht, an Stelle einer 
unzuverläſſigen telephoniſchen Anfrage die Gerichtsakten ein⸗ 
zuſehen und dadurch die gehörige Zuſtellung ſowie den Zu⸗ 
ſtellungstag feſtzuſtellen. Er war aber vor allem auch in der 
Lage, der Friſtverſäumnis in geeigneter Weiſe vorzubeugen, 
wenn er die durch nichts gerechtfertigte Maßnahme unterließ, 
ſich ſelbſt den Betrieb der Zuſtellung vorzubehalten (8 168 ZPO). 
Zur Rechtfertigung dieſes die Rechtzeitigkeit der Rechtsmittel⸗ 
einlegung geradezu gefährdenden Schrittes hat der Beklagte 
gar nichts vorzubringen vermocht. Wäre dies unterblieben, ſo 
würde der Beklagte, wie ſich aus dem Eingangsvermerk des KG. 
auf die Berufungsſchrift (23. Februar 07) ergibt, die Rechts⸗ 
mittelfriſt ohne Zweifel eingehalten haben (88 166 Abſ. 1, 
168, 196, 207 Abf. 2 ZPO.) Jedenfalls iſt es nicht zu 
beanſtanden, wenn bei dieſer Sachlage der Berufungsrichter die 
Vorausſetzungen für eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
nach §S 233 Abſ. 1 ZPO. nicht für erfüllt angeſehen hat. 
Nun tritt aber der Beklagte in der Reviſionsinſtanz mit der 
neuen Behauptung hervor, der Zuſtellungsvermerk habe auf 
dem Briefumſchlage nicht gefehlt, ſondern der zuſtellende Poſt⸗ 
bote habe auf dem Umſchlage vermerkt, daß die Zuſtellung am 
27. Februar 07 ſtattgefunden habe. Die Reviſion ſtellt ſich 
ohne weiteres auf den Standpunkt, daß dieſes und nicht das 
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durch die Zuſtellungsurkunde ausgewieſene Datum das richtige 
und daß die Berufung daher rechtzeitig eingelegt ſei. Mit 
dieſer Behauptung kann jedoch der Beklagte in der Reviſions⸗ 
inſtanz nicht mehr Gehör finden. Es wäre etwas anderes, 
wenn der Zuſtellungsvermerk auf dem Briefumſchlage ein 
weſentliches Erfordernis für das Zuſtandekommen einer rechts⸗ 
wirkſamen Zuſtellung bildete. Denn in ſolchem Falle würde 
die Verpflichtung des Berufungsrichters, von Amts wegen die 
gehörige Einhaltung oder die Nichteinhaltung der Formalien 
des Rechtsmittels feſtzuſtellen (8 535 ZPO.) fo weit gehen, 
daß er in dieſer Beziehung ſeine Entſcheidung nicht nach der 
Zuſtellungsurkunde allein zu treffen hätte, ſondern ſich auch den 
Briefumſchlag mit dem Zuſtellungsvermerke vorlegen laſſen 
müßte. Wie aber bereits bemerkt wurde, bildet weder die 
Ausſtellung des Vermerkes überhaupt noch auch ſeine richtige 
Ausſtellung einen weſentlichen Beſtandteil des Zuſtellungs⸗ 
verfahrens. Der Berufungsrichter hatte daher angeſichts der 
in den Gerichtsakten befindlichen, allen Geſetzeserforderniſſen 
entſprechenden Zuſtellungsurkunde ſowie mit Rückſicht darauf, 
daß deren Richtigkeit von keiner Seite in Zweifel gezogen 
wurde, keine Veranlaſſung, ſeine Unterſuchung auf die gehörige 
Einhaltung der Vorſchrift des 5 212 Abſ. 1 auszudehnen. 
Der Vorwurf einer Geſetzes verletzung trifft ihn daher nicht 
(S 549 Abſ. 1) und es liegt insbeſondere kein Fall des 
§ 554 Nr. 2b, c vor, in welchem das jetzige tatſächliche Vor⸗ 
bringen des Beklagten gemäß 8 561 ZPO. ausnahmsweiſe 
noch in der Reviſionsinſtanz Beachtung finden könnte. So 
läge die Sache alſo ſelbſt dann, wenn wirklich die Zuſtellung 
erſt am 27. Februar 07 ſtattgefunden hätte. Es braucht deshalb 
nicht darauf eingegangen zu werden, daß die Revifions beklagte 
auf die Poſtſtempel der Zuſtellungsurkunde hinweiſt und daraus 
herleitet, der Vermerk auf dem vorgelegten Briefumſchlage, 
wonach der 27. Februar der Zuſtellungstag ſei, beruhe auf 
einem Verſehen, die Unrichtigkeit der Zuſtellungsurkunde werde 
durch ihn nicht nachgewieſen. P. o. P., U. v. 9. März 08, 
582/07 IV. — Berlin. 

17. 8 287 ZPO. Die Schadensſchätzung „nach freier 
Überzeugung” ſchließt nicht die Benutzung des Ergebniſſes einer 
ſtattgehabten Beweisaufnahme aus.] 

Die Klägerin hat zur Begründung ihrer Reviſion geltend 
gemacht: Das Berufungsgericht hätte bei vollſtändiger und ſach⸗ 
gemäßer Würdigung des Beweisergebniſſes den ihr erwachſenen 
Schaden höher, als geſchehen, feſtſtellen, namentlich den von 
ihr vorgeſchlagenen Zeugen K. über die unter Beweis geſtellte 
Tatſache vernehmen ſollen. Der Hinweis auf §8S 287 3PO., 
womit das Berufungsgericht die Nichtvernehmung dieſes Zeugen 
zu begründen verſucht habe, treffe im gegebenen Falle nicht zu; 
denn die Anwendung dieſes Paragraphen ſetze eine auf 
freiem Ermeſſen beruhende Schätzung voraus, eine 
ſolche habe aber das Berufungsgericht nicht vorgenommen, 
ſondern es halte ſich an die durch die Beweisaufnahme 
ermittelten Zahlen. Dieſe Beſchwerde erſcheint als unbegründet. 
Der hier hauptſächlich in Betracht kommende 2. Satz des § 287 
beſtimmt, daß es dem Ermeſſen des Gerichts überlaſſen bleibt, 
ob und inwieweit über die unter den Parteien ſtreitige 
Frage, ob ein Schaden entſtanden ſei und wie hoch ſich der 
Schaden oder ein zu erſetzendes Intereſſe belaufe, eine be⸗ 
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antragte Beweisaufnahme ... anzuordnen ſei. Die Anwend⸗ 
barkeit dieſer Beſtimmung iſt nur an die Vorausſetzung geknüpft, 
daß unter den Parteien die erwähnte Frage ſtreitig fei, nicht 
auch an die weitere Vorausſetzung, daß das Gericht lediglich 
mittels freier Schätzung zu der Feſtſtellung des Schadens 
gelange. Vielmehr iſt dieſe Beſtimmung auch dann anwendbar, 
wenn das Gericht bei dem Erlaſſen der Entſcheidung gemäß 
8 287 Satz 1 3PO. das Ergebnis einer ſtattgehabten Beweis⸗ 
aufnahme benutzen will, dieſes für ſich allein ihm aber nicht 
als zur Entſcheidung der erwähnten Frage ausreichend erſcheint. 
Auch in einem ſolchen Falle iſt das Gericht nicht verpflichtet, 
eine ins beſondere über die Höhe eines Schadens beantragte 
weitere Beweisaufnahme, ſollte dieſe auch an ſich erheblich ſein, 
anzuordnen, ſondern es bleibt ſeinem Ermeſſen überlaſſen, ob 
es dieſes tun oder ob es unter Würdigung aller Umſtände, 
insbeſondere des bereits vorliegenden Ergebniſſes einer früheren 
Beweisaufnahme und in Ergänzung desſelben den ſtreitigen 
Schaden frei ſchätzen will. M. u. S. c. L., U. v. 21. Febr. 08, 
422/07 II. — Cöln. 

18. 8 553 ZPO. Für die Reviſion genügt der Auf⸗ 
hebungsantrag; die Konſequenzen hieraus ſind von Amts wegen 
zu ziehen.] 

Der pofitive Teil des geſtellten Reviſionsantrages paßt 
keinenfalls zur Sachlage. Nach den Berufungsanträgen 
des Klägers könnte ſchon deshalb nicht erkannt werden, weil 
er ſolche niemals geſtellt hat, vielmehr, ohne dies getan zu 
haben, durch Verſäumnisurteil mit feinen Berufungen ab⸗ 


gewieſen worden iſt. Es könne höchſtens in Frage kommen, 


nach dem Einſpruchsantrage des Klägers zu erkennen (der 
ſich übrigens auch nicht einmal inhaltlich mit den vom 
Kläger angekündigt geweſenen beiden Berufungsanträgen 
deckte, ſondern nur mit dem zweiten derſelben, dem gegen das 
Landgerichtsurteil gerichteten), und außerdem nach dem in der 
Einſpruchsverhandlung neu hinzugekommenen Feſtſtellungs⸗ 
antrage. Indeſſen würde die abwegige Faſſung des poſttiven 
Antragsteiles nichts ſchaden, da bei der Reviſion immer nur 
der Aufhebungs antrag maßgebend iſt, und das Reviſions⸗ 
gericht, ſoweit dieſer ſich als begründet erweiſt, die weiteren 
Konſequenzen hieraus von Amts wegen zu ziehen hat. B. c. H., 
U. v. 24. Febr. 08, 235/07 VI. — Cöln. 

19. SS 627, 940 ZPO. Die einſtweilige Verfügung 
erfordert nicht die Glaubhaftmachung eines Eheſcheidungsgrundes.] 

Die Parteien haben gegeneinander einen Vorprozeß geführt, 
in dem ſie beſonders auf Scheidung ihrer Ehe und die jetzige 
Kägerin mit einem bedingten Unterantrage zugleich auf Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Herſtellung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft antrugen. Nachdem dieſer Prozeß mit der rechtskräftigen 
Abweiſung der beiderſeits geſtellten Anträge geendet hatte, hat 
nunmehr die Klägerin eine neue Scheidungsklage angeſtellt. 
Daneben hat ſie beantragt, durch einſtweilige Verfügung: 1. das 
Getrenntleben der Parteien zu geſtatten, 2. ihr die Sorge für 
die Perſon der beiden minderjährigen Kinder zu übertragen, 
3. anzuordnen, daß der Beklagte ihr dieſe beiden Kinder mit 
ihren Kleidern, ihrer Wäſche und ihren ſämtlichen Sachen heraus⸗ 
zugeben habe. Das Berufungsgericht hat die beantragte einſt⸗ 
weilige Verfügung mit der Einſchränkung auf die Dauer des 
ſchwebenden Eheprozeſſes erlaſſen. Die Reviſion des Beklagten 
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wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: Der Berufungsrichter 
nimmt an, es ſei durch den Vorprozeß ſowie durch den alsbald 
darauf anhängig gewordenen gegenwärtigen Rechtsſtreit eine 
Mißſtimmung hervorgerufen. Daraus ergebe ſich für die 
Klägerin die Gefahr, daß ſie vom Beklagten beleidigt und 
gekränkt und daß das Argernis der Parteien verſchärft werden 
könne. Das Verlangen der Klägerin, daß für das tatſächliche 
Getrenntleben der Parteien eine „loyale Grundlage“ geſchaffen 
werde, ſei deshalb berechtigt. Auch den hinſichtlich der beiden 
Kinder geſtellten Anträgen ſei ſtattzugeben. Es komme dabei 
gemäß 5 627 38 PO. auf das freie richterliche Ermeſſen an. 
Vor allem müſſe das Intereſſe der Kinder beſtimmend ſein und 
dieſes erheiſche, daß ein Wechſel in den Verhältniſſen der Kinder 
nicht eintrete. Nun ſeien die Kinder nach der Trennung der 
Parteien im April 04 bei der Klägerin geblieben; Beklagter 
ſelbſt habe durch einen im Vorprozeſſe abgeſchloſſenen Vergleich 
ihr damals die Sorge für die Perſon der Kinder überlaſſen. 


Das körperliche und geiſtige Wohl der Kinder habe dadurch 


nicht gelitten. Klägerin habe ſie mit außerordentlicher 
Liebe, Geduld und Umſicht gepflegt. Es ſei auch nicht glaub⸗ 
haft gemacht, daß ſeit dem Beginn des Vorprozeſſes die Klägerin 
in gleicher Weiſe wie früher durch die Art des Umganges mit 
Männern über die Grenzen der Schicklichkeit hinausgegangen ſei. 
Aus dieſen Gründen erſcheine es angemeſſen, die Sorge für die 
Perſon der Kinder der Klägerin von neuem zu übertragen. 
Die Reviſion hält die 88 627, 940 3PO. ſchon allein darum 
für verletzt, weil der Berufungsrichter die einſtweilige Verfügung 
erlaſſen hat, ohne daß ein Eheſcheidungsgrund glaubhaft gemacht 
ſei. Es iſt jedoch nicht richtig, daß das Recht, eine einſtweilige 
Verfügung nach Maßgabe der 88 627, 940 zu beantragen, 
davon abhängt, ob dem antragenden Ehegatten ein glaubhaft 
gemachter Scheidungsgrund zur Seite ſteht. Dies ergibt ſich 
ſchon daraus, daß der Antrag ebenſowohl von der beklagten 
wie von der klagenden Partei ausgehen kann (8 627 Abſ. 1). 
Es kommt vielmehr allein darauf an, ob der vorhandene Ehe⸗ 
zwiſt es notwendig macht, im Intereſſe der Herſtellung geordneter 
und ruhiger äußerer Zuſtände für die Dauer des Prozeſſes eine 
vorläufige gerichtliche Regelung eintreten zu laſſen. Ein Recht 


darauf hat, wenn dies zutrifft, ein jeder der beiden Teile felbft 


dann, wenn die Schuld auf feiner Seite liegt (vgl. die Urteile 
in JW. 06, 601“ und in Sachen P. wider P. IV. 92/06 
vom 17. Sept. 06). Gleichwohl kann freilich die Lage des 
Scheidungsprozeſſes und die Frage nach dem Vorhandenſein 
eines Scheidungsgrundes von Bedeutung ſein. Es kann davon 
abhängen, ob ein genügender fachlicher Grund zum Erlaß der 
beantragten vorläufigen Anordnungen vorliegt (88 627 Abi. 4, 
940). — Vgl. die Urteile in JW. 05, 43717 und in Sachen 
M. wider M. IV. 36/07 vom 1. Juli 07. — Im gegebenen 
Falle kann aber dem Berufungsrichter nicht der Vorwurf gemacht 
werden, dies mit Unrecht außeracht gelaſſen zu haben. Die 
Gründe, aus denen er, ohne auf die Lage des Scheidungs⸗ 
prozeſſes einzugehen, es für geboten hält, die Klägerin durch 
Geſtattung des Getrenntlebens davor zu ſchützen, daß der Be⸗ 
klagte ihr während dieſes Prozeſſes ein Zuſammenwohnen zumute, 
liegen teils auf tatſächlichem Gebiet teils im Bereich der Zweck⸗ 
mäßigkeitsfrage und laſſen ſich als rechtlich fehlſam nicht bean⸗ 
ſtanden. J. c. J., U. v. 2. März 08, 564/07 IV. — Berlin. 
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Wechſelordnung. 
20. Art. 4 WO. verb. mit § 322 ZPO. Wechſel⸗ 

unterſchrift. — Einrede der Rechtskraft.] 

Die Klägerin iſt Inhaberin eines Wechſels, den ſie auf 
„Herr Adolf M.“ gezogen und den der beklagte Ehemann mit 
„Adolf M.“ akzeptiert hat. Mit dem Wechſel ſollten Stein⸗ 
lieferungen der Klägerin zu einem Neubau bezahlt werden. 
Unter der Firma „Adolf M.“ wurde eine Kunſtſchloſſerei be⸗ 
trieben; zur Zeit der Ausſtellung des Wechſels war Inhaberin 
des Geſchäfts die beklagte Ehefrau, der Ehemann war Prokuriſt. 
In einem Vorprozeß hatte die Klägerin die Wechſelſumme nebſt 
Unkoſten und Zinſen gegen „den Adolf M.“ eingeklagt und ein 
rechtskräftig gewordenes Urteil erwirkt, wodurch der Ehemann 
M. verurteilt wurde. Nachdem ein Pfändungsverſuch ohne 
Ergebnis geblieben war, erhob fie die jetzige Klage auf Ber: 
urteilung der Ehefrau zur Zahlung, des Ehemanns zur Duldung 
der Vollſtreckung in das Vermögen ſeiner Frau. Die Beklagten 
wandten ein, Wechſelſchuldner ſei der Mann, auch müſſe die 
jetzt gegen ihn gerichtete Klage an der Rechtskraft der Vor⸗ 
entſcheidung ſcheitern. — Die Vorderrichter verurteilten, RG. hob 
auf. Aus den Gründen: 1. Was den Einwand der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache betrifft, ſo iſt er mit Recht vom 
KG. verworfen. Die Reviſion meint, der jetzt erhobene Anſpruch, 
die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen der Frau zu dulden, 
ſtehe in Widerſpruch mit der im Vorprozeß erlaſſenen Ver⸗ 
urteilung zur Zahlung. Nun iſt es an ſich nichts Auffälliges, 
wenn ein Ehemann zu beiden verurteilt wird. Haften die Ehe⸗ 
leute als Geſamtſchuldner, ſo iſt gegen ſolche Verurteilung 
nichts zu erinnern. Die Beſonderheit des Falles beſteht nur 
darin, daß von einer Geſamthaftung hier nicht die Rede iſt. 
Schuldner des Wechſels kann nur entweder der Ehemann M. 
oder die Ehefrau ſein. Inſofern iſt ein Widerſpruch zwiſchen 
den Urteilen des Vorprozeſſes und des gegenwärtigen Ver⸗ 
fahrens nicht zu leugnen. Er iſt aber eine notwendige Folge 
der Einrichtung, daß der rechtskräftigen Entſcheidung auch in 
ſubjektiver Beziehung nur eine beſchränkte Wirkung zukommt. 
Die rechtskräftige Verurteilung des A. ſchließt es nicht aus, 
daß in einem ſpäteren Prozeß gegen B. feſtgeſtellt wird, nicht 
A. ſondern B. ſei der Verpflichtete. Daher kann die Ehefrau 
M. gegen ihre Inanſpruchnahme keinen Einwand daraus her⸗ 
leiten, daß im Vorprozeß ihr Mann zur Zahlung verurteilt 
wurde. Auch der Ehemann M. als Duldungsverklagter kann 
ſein Beſtreiten der Zahlungspflicht der Frau nicht mit dem 
Inhalt des früheren Urteils begründen, denn er hat, ſoweit es 
ſich um jene Pflicht handelt, keine andern Einwendungen als 
ſie der Frau zuſtehen. 2. Anlangend die Zweifel über die 
Perſon des Wechſelverpflichteten, ſo ſind ſie dadurch veranlaßt, 
daß, als der Wechſel ausgeſtellt wurde, die Ehefrau M. In⸗ 
haberin der Firma war. Durch die Faſſung der Adreſſe und 
des Akzepts werden ſie nicht gehoben. Es iſt durchaus üblich, 
bei Traſſierung auf eine Firma, auch wenn eine Frau die 
Inhaberin iſt, den Vordruck „Herr“ ſtehen zu laſſen, und der 
Prokuriſt Adolf M. war rechtlich imſtande, durch bloße Zeichnung 
der Firma „Adolf M.“ die Geſchäftsinhaberin zu obligieren 
(RG. 50, 51). Das KG. hat die Ehefrau M. für die Wechſel⸗ 
verpflichtete erachtet. Es iſt der Anſicht, bei einer Wechſel⸗ 
ziehung ſei ein Zweifel anzunehmen, daß von mehreren zur 
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Führung eines Namens berechtigten Perſonen diejenige gemeint 
ſei, die den Namen als kaufmänniſchen, als Firma führe. Daher 
ſei es Sache der Beklagten geweſen, ſchlüſſige Behauptungen 
für das Gegenteil aufzuſtellen, was nicht geſchehen ſei. Dem 
Reviſionsangriff, der ſich gegen den Ausgangspunkt dieſer 
Deduktion wendet, kann der Erfolg nicht verſagt werden. In 
keiner Weiſe iſt erſichtlich, warum in der hier fraglichen Be⸗ 
ziehung eher auf den Träger des kaufmänniſchen Namens als 
auf den des bürgerlichen geſchloſſen werden ſollte. Der Satz 
des KG. läßt ſich weder als Rechtsvermutung noch als Er⸗ 
fahrungsregel anerkennen. Vielmehr muß daran feſtgehalten 
werden, daß die Klägerin, die die Ehefrau M. aus dem von 
dem Mann erteilten Akzept in Anſpruch nimmt, nachweiſen muß, 
daß letzterer bei der Akzeptierung im Namen der Frau gehandelt 
hat. Dies um fo mehr, als die Ordnungsvorſchrift des 8 51 HGB. 
verletzt ſein würde, und als die Klägerin ſelber ausweislich des 
Vorprozeſſes urſprünglich den Mann für den Wechſelverpflichteten 
hielt. M. c. F., U. v. 26. Febr. 08, 247/07 I. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

21. Auslegung von Verſicherungsbedingungen. Mitwirkung 
von beſonderen Tatſachen, welche die Urſächlichkeit beeinfluflen.] 

Der Erblaſſer der Klägerinnen war bei der Beklagten 
gegen Unfall verſichert, als er am 4. Januar 1906 durch den 
Wurf mit einem Sektglas an der Stirn verletzt wurde. Einige 
Tage darauf bekam er Geſichtsroſe und am 24. Januar 1906 
ſtarb er. Nach 8 1 der Verſicherungsbedingungen hat die Be: 
klagte nur aufzukommen für Schadensfolgen von Verletzungen 
„in deren nachweisbar direkter und alleiniger Folge, ohne Mit⸗ 
wirkung irgend welcher bereits beſtehender oder hinzutretender 
Krankheiten, krankhafter Zuſtände, Obnormitäten oder irgend 
anderer Umſtande der Tod . . . eintritt”. Die Klägerinnen 
als Erben des Verſtorbenen verlangen Bezahlung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. Die Beklagte hat beſtritten, daß durch die 
Verletzung, die Roſe und durch dieſe der Tod herbeigeführt ſei, 
jedenfalls ſei der Tod nicht die alleinige Folge des Unfalls, 
da verſchiedene bereits beſtandene Krankheiten bzw. krankhafte 
Zuftände mitgewirkt hätten. Der Berufungsrichter nimmt an, 
daß ein nach § 1 entſchädigungspflichtiger Unfall nicht vorliege, 
da nach dem Gutachten der Sachverſtändigen „ſehr wahrſcheinlich 
ſei, daß die Roſe allein den Tod nicht herbeigeführt, vielmehr 
die durch Alkoholismus herbeigeführte Herzſchwäche dabei mit⸗ 
gewirkt hat“. Die Reviſion der Klägerinnen wurde zurück⸗ 
gewieſen: 1. Das Berufungsgericht nimmt an: nach § 1 der 
Verſicherungsbedingungen müſſe, um den Anſpruch aus ber 
Verſicherung eintreten zu laſſen, der Unfall, und zwar er allein, 
die Urſache des Todes ſein, nicht irgend eine Krankheit, mit 
der zuſammen erſt der Unfall den Tod herbeigeführt habe; 
aber nicht jede „Abnormität“ ſchließe ſchon den Anſpruch aus, 
ſondern „nur ſolche, die den Tod mit herbeigeführt hat“. 
Dieſe Auslegung, nach der eine bloße konſtitutionelle Schwäche 
oder natürliche Alterserſcheinungen und dergleichen, ſelbſt wenn 
ſie den ſchlimmen Verlauf des Unfalls mit beeinflußt haben, 
dem Anſpruche nicht entgegenſtehen würden, iſt jedenfalls vom 
Standpunkte des Verſicherten aus nicht zu beanſtanden. Sie 
ſchließt eine das berechtigte Intereſſe des Verſicherten ver⸗ 
letzende ÜUberſpannung der in § 1 der Verſicherungsbedingungen 
für den Anſpruch aufgeſtellten Vorausſetzungen aus, und es iſt 
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nicht anzuerkennen, daß ſie die erforderliche Rückſicht auf Treu 
und Glauben ($ 157 BGB.) vermiſſen laſſe. 2. Welchem 
Teile zu der Frage, ob der Unſall in dem gedachten Sinne 
die alleinige Todesurſache war, die Beweislaſt aufzubürden ſei, 
hat das Berufungsgericht dahingeſtellt gelaſſen. Auch wenn 
man an ſich davon ausgeht, daß den Rechtsnachfolgern des 
Verſicherten, die den Beweis des Unfalls und ſeiner Urſächlichkeit 
für den Tod erbracht haben, nicht noch der weitere Beweis 
zugemutet werden könne, daß nicht neben dem Unfalle noch 
andere Tatſachen der bezeichneten Art den Tod mit verurſacht 
haben, ſo führt doch die beſondere Geſtalt des vorliegenden 
Falles zu einer anderen Beurteilung. Hier ſind poſitive An⸗ 
zeichen für die Mitwirkung derartiger Tatſachen feſtgeſtellt, bei 
ſolcher Sachlage muß von den Klägerinnen zur Begründung 
ihres Anſpruchs im Sinne des § 1 a. a. O. die Widerlegung 
jener Anzeichen gefordert werden. W. c. A., U. v. 28. Febr. 08, 
242/07 VII. — Naumburg. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879/20. Mai 1898. 

22. Muß im Falle des 5 4 der Gläubiger einen vollſtreck⸗ 
baren Titel gegen den Schuldner erlangt haben?] 

L. hatte ſeiner Ehefrau ein Grundſtück geſchenkt, das am 
3. Januar 1900 an ſie aufgelaſſen wurde. Die Klägerin hat 
durch einen der Ehefrau L. am 18. November 1901 zugeſtellten 
Schriftſatz dieſelbe davon in Kenntnis geſetzt, daß ſie beabſichtige, 
dieſe Schenkung wegen einer ihr gegen den Ehemann zu⸗ 
ſtehenden Forderung anzufechten. Sie hat demnächſt die am 
15. Oktober 1903 zugeſtellte Klage gegen die Eheleute erhoben 
und beantragt, die Schenkung und Auflaſſung ihr gegenüber 
für unwirkſam zu erklären, die Ehefrau zu verurteilen, die 
Zwangsvollſtreckung wegen der klägeriſchen Forderungen in das 
Grundſtück, den Ehemann, die Vollſtreckung in das Vermögen 
feiner Ehefrau zu dulden. Zur Begründung der Klage ift bes 
hauptet, die Schenkung und Auflaſſung ſeien nur zum Scheine 
erfolgt und fie ſeien nach S 3 Nr. 1 und Nr. 4 AnfG. anfechtbar. 
Das LG. hat durch Urteil vom 19. Dezember 1903 die Klage 
koſtenpflichtig abgewieſen. Das KG. hat: 1. die Schenkung 
und Auflaſſung des Grundſtücks der Klägerin gegenüber wegen 
ihrer vorbezeichneten Forderungen für unwirkſam erklärt, 2. die 
beklagte Ehefrau verurteilt, wegen dieſer Forderungen der 
Klägerin die Zwangsvollſtreckung in das bezeichnete Grundſtück 
zu dulden. Das RG. hob auf Reviſion der beklagten Ehefrau 
auf: Die Reviſion erachtet es für rechtsirrtümlich, daß auch bei 
der innerhalb der Friſt des § 4 zu erhebenden Anfechtung die 
Nachbringung des vollſtreckbaren Titels vom Berufungsgerichte 
zugelaſſen ſei. Der erkennende Senat hat ſich der Auffaſſung 
der Reviſion angeſchloſſen; er hält mit ihr die Friſt des 8 4 
für nicht gewahrt, wenn nicht der Anfechtungskläger innerhalb 
der zweijährigen Friſt des § 4 auch einen vollſtreckbaren Titel 
gegen den Schuldner erlangt hat. (Wird ausgeführt.) L. c. J., 
U. v. 3. März 08, 160/07 VII. — Berlin. 

Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. 

23. § 9 Waren 3G. in Verb. mit $ 826 BGB. Die 
Löſchungsklage iſt zuläſſig, wenn ſich die Erwirkung der Ein⸗ 
tragung des Zeichens als eine unerlaubte Handlung darſtellt.] 

Für die Klägerin iſt in die Warenzeichenrolle des Pat A. 
auf die Anmeldung vom 24. Februar 1898 das Wort „Urquell“ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ö 281 


für die Ware „Bier“ eingetragen. Der Beklagte hat am 
5. Juni 06 die Eintragung des Warenzeichens „Urquell“ für 
die Ware „Wein“ erwirkt. Die Klägerin iſt gegen den 
Beklagten auf Löſchung dieſes ſeines Warenzeichens klagbar 
geworden; fie hat die Klage auf §S 9 Nr. 1 und 2 Waren. 
ſowie auf 8 826 BGB. geſtützt. Der Reviſion gegen das 
die Klage abweiſende Urteil des KG. wurde ſtattgegeben. 
Aus den Gründen: Die Abweiſung der Klage, inſoweit 
dieſe auf S 826 BGB. geſtützt iſt, beruht auf Rechtsirrtum. 
Der Berufungsrichter, der offenbar nicht verkennt, daß das 
Waren 3G. nur die zeichenrechtlichen Gründe für die 
Löſchung eines eingetragenen Warenzeichens beſtimmt, daß 
daneben aber auch auf Grund anderweiter geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen und fo insbeſondere des 8 826 BGB. und des 
WetibewG. die Löſchung eines eingetragenen Zeichens von dem 
durch dieſe Eintragung in ſeinen Rechten Verletzten verlangt 
werden kann (RG. 38, 130 ff.; 48, 235 ff.; 66, 236 ff.), 
hat die Klage aus 8 826 BGB. gegenüber dem von ber 
Klägerin zu deren Stütze vorgebrachten Tatſachenmaterial 
mit folgenden Erwägungen abgewieſen: Es wäre denkbar, 
daß der Beklagte ſeinen Wein, insbeſondere den Tokayer, der 
als „Urquell“ ausgeboten und für den durch „Urquell⸗Plakate“ 
Reklame gemacht werde, an Abnehmer und Verkaufsſtellen der 
ſcharfen Konkurrentin der Klägerin, nämlich der P. Genoſſen⸗ 
ſchaftsbrauerei, zu dem Zweck verſende, um das Publikum, 
das die Plakate „Urquell“ leſe, glauben zu machen, das 
ihnen dort vorgeſetzte P. Bier ſei das Bier der Klägerin. Ob 
das der Fall ſei und ob der Umſtand, daß der Beklagte gerade 
das Warenzeichen „Urquell“ gewählt hat, und daß er An⸗ 
geſtellter bei der General vertreterin der P. Genoſſenſchafts⸗ 
brauerei iſt, gegen den Beklagten in gewiſſem Umfange ſchon 
beweiſend ſei, möge dahingeſtellt bleiben, weil die Klägerin bei 
dem gegebenen Sachverhalt nicht Löſchung des Warenzeichens 
verlangen könne. Die auf Grund der Anmeldung erfolgte 
Eintragung des Warenzeichens, alſo ſein Beſtehen und ſeine 
Ausnutzung, müßten auseinander gehalten werden. Ob dem 
Beklagten auf Grund des 8 826 verboten werden könne, das 
Warenzeichen für Waren, für die es nicht beſtimmt ſei, z. B. 
Bier, zu führen; ob die Lokalbeſitzer unter Umſtänden an⸗ 
gehalten werden könnten, den Aushang von Plakaten mit der 
Bezeichnung „Urquell“ zu unterlaſſen, ſei hier nicht zu ent⸗ 
ſcheiden. Dieſe Ausführungen ſind rechtsirrtümlich und werden 
dem Vorbringen der Klägerin nicht gerecht. Die Unterſcheidung, 
die der Berufungsrichter gemacht wiſſen will, zwiſchen der auf 
Grund der Anmeldung erfolgten Eintragung des Waren⸗ 
zeichens, alſo ſeinem (geſetzmäßigen) Beſtehen und zwiſchen 
ſeiner (rechtswidrigen) Ausnutzung, kommt bei der dem 
Berufungsrichter zur Entſcheidung unterbreiteten Sachlage 
überhaupt nicht in Frage. Nach den Ausführungen des 
Berufungsrichters iſt es möglich, daß der Beklagte ſeinen als 
„Urquell“ ausgebotenen Wein an Abnehmer und Verkaufs⸗ 
ſtellen einer Konkurrentin der Klägerin zu dem Zwecke ver⸗ 
ſendet, um das (die Plakate „Urquell“ leſende) Publikum 
glauben zu machen, das ihnen dort vorgeſetzte Bier ſei das 
Bier der Klägerin. Wäre das Tun des Beklagten in der 
Tat ein derartiges, ſo würde er das für ihn eingetragene 
Warenzeichen zum Zweck der Täuſchung des Publikums be⸗ 
36 
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nutzen, und er ſoll, nach den Behauptungen der Klägerin, 
dabei zugleich den Vorſatz haben, die Klägerin zu ſchädigen. 
Ferner ſoll er nach den weiteren Behauptungen der Klägerin 
ein ernſtliches Intereſſe an der Führung eines Zeichens für 
Wein und insbeſondere des Zeichens „Urquell“ für Wein 
überhaupt nicht haben und er ſoll auch ſchon bei der 
(trotzdem bewirkten) Anmeldung des Zeichens die Abſicht der 
Schädigung der Klägerin gehabt haben. Wäre dieſes alles 
richtig, würde insbeſondere der Beklagte das Zeichen „Urquell“ 
gewählt haben, um durch die Benutzung desſelben in Reſtau⸗ 
rationen, in denen auch Bier, aber nicht ſolches der Klägerin, 
verſchänkt wird, im Publikum den irrigen Glauben zu erwecken, 
es erhalte dort das bewährte Bier der klägeriſchen Brauerei, 
ſo könnte jedenfalls das Zeichen des Beklagten als ein zu 
Recht beſtehendes nicht anerkannt werden. Ein Zeichen darf 
nicht rechtswidrig ſein und nicht in die Rechte eines anderen 
widerrechtlich eingreifen (RG. 38, 131). Die Löſchungsklage 
iſt deshalb gegeben, wenn ſich die Erwirkung der Eintragung 
des Zeichens als eine unerlaubte Handlung darſtellt. Wer 
aber für ſich ein Warenzeichen eintragen läßt, um das 
Publikum zu täuſchen, verſtößt insbeſondere dann, wenn er 
dabei die Abſicht oder auch nur das Bewußtſein hat, ſo 
einen anderen zu ſchädigen, wider die guten Sitten. Dabei iſt 
es nicht von Belang, daß dem Beklagten das formale 
Recht zuſtand, ſich für ſeinen Wein das Warenzeichen 
„Urquell“ eintragen zu laſſen; auch wer von einem ihm 
formal zuſtehenden Recht Gebrauch macht, macht ſich der uns 
erlaubten Handlung gegen S 826 BGB. (ohne daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 226 ib. vorliegen müſſen) dann ſchuldig, 
wenn die Ausübung ſeines formalen Rechts in einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Weiſe vorſätzlich darauf gerichtet iſt, 
einem anderen Schaden zuzufügen (RG. 58, 216; 62, 137; 
66, 238). Was nun die in § 826 erforderte Zufügung eines 
Schadens anlangt, ſo genügt zu der Klage auf Löſchung 
eines Warenzeichens auf Grund des 5 826 (vgl. RG. 66, 
240) — bei dem Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen des 
Paragraphen — als Schädigung des Klägers ſchon das Beſtehen 
des gegneriſchen Warenzeichens. Schon durch dieſes Beſtehen 
wird der rechtmäßige Inhaber des Zeichens in ſeinen Rechten 
beeinträchtigt; es wird ſchon durch das Beſtehen jenes anderen, 
zur Konkurrenzausübung in unlauterer Weiſe beſtimmten 
Zeichens ſein Zeichen nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
geſchmälert und in feinem Werte gemindert. B. c. St., 
U. v. 7. Febr. 08, 296/07 II. — Berlin. 

Geſetz vom 20. Mai 1898 betr. die Entſchädigung 
der im Wiederaufnahme verfahren gegen bürgerliche 
Strafurteile freigeſprochenen Perſonen in Verb. mit 
der AVf. des preußiſchen Juſtizminiſters vom 
23. März 1885, 88 18, 549 ZPO., 8 12 EGZBO. 

24. 5 5 Geſetz vom 20. Mai 1898. Wer iſt zur Ver⸗ 
tretung des Fiskus im Prozeſſe berufen? — Rerviſibilität der 
A Vf. des Juſtizminiſters 2] 

Der Kläger behauptet, er ſei von der StK. zu Duisburg 
wegen Urkundenfälſchung zu 9 Monaten Gefängnis verurteilt 
und nach Verbüßung dieſer Strafe im Wiederaufnahmeverfahren 
freigeſprochen worden; die StK. habe zugleich die Entſchädigungs⸗ 
pflicht der Staatskaſſe auf Grund des 5 4 des Geſetzes vom 
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20. Mai 1898 betr. die Entſchädigung der im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren Freigeſprochenen ausgeſprochen, und durch Ent⸗ 
ſcheidung des Juſtizminiſters ſei ihm eine Entſchädigung von 
594,80 bewilligt worden. Er hat zum LG. Düſſeldorf 
Klage gegen den Juſtizfiskus, vertreten durch den Königl. Ober⸗ 
StA. in Düſſeldorf, auf Zahlung von weiteren 695 . angeftellt. 
Der Beklagte hat die Einrede ſeiner mangelnden geſetzlichen 
Vertretung erhoben und die Einlaſſung zur Hauptſache ver⸗ 
weigert, weil nicht der Ober⸗StA. zu Düſſeldorf, ſondern der 
Ober⸗StA. am KG. zu Berlin der zuſtändige geſetzliche Ver⸗ 
treter ſei. Das LG. hat die Einrede des Beklagten verworfen. 
Das OLG. hat fie für begründet erachtet und die Klage ab⸗ 
gewieſen. RG. hob auf. Aus den Gründen: Der Anſpruch 
auf Entſchädigung aus dem Geſetz vom 20. Mai 1898 iſt bei 
demjenigen LG. zu erheben, wo ſich der Sitz der Behörde be⸗ 
findet, die berufen iſt, den Fiskus in dem Rechtsſtreit zu ver⸗ 
treten 8 5 Geſ., 8 18 ZPO. In Preußen wird gemäß der 
A Vf. des Juſtizminiſters vom 23. März 1885 — JMBl. 
S. 119 — „in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, welche An⸗ 
gelegenheiten der Juſtizverwaltung betreffen, der Fiskus, ſo⸗ 
weit nicht beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, durch die 
StA. bei demjenigen OLG. vertreten, in deſſen Bezirk die 
Juſtizbehörde ihren Sitz hat, zu deren Geſchäften die der Betei⸗ 
ligung des Fiskus an dem Rechtsſtreite zugrunde liegende An⸗ 
gelegenheit gehört“. Über die Auslegung dieſer Verfügung herrſcht 
unter den Parteien Streit. Die nächſte Frage, ob ſie ein Geſetz 
ſei, auf deſſen Verletzung die Reviſion geſtützt werden kann — 
8 549 Abſ. 1 3PO. — iſt zu bejahen. Geſetz im Sinne der ZPO. 
iſt jede Rechtsnorm — § 12 EG ZPO. — d. i. jede Vorſchrift 
des objektiven (nicht Vertrags-) Rechts. Die Verfügung hat 
objektives Recht geſchaffen, wenn ſie nach den Grundſätzen des 
preußiſchen Staatsrechts über die Quellen des öffentlichen 
Rechts in gültiger Weiſe zuſtande gekommen iſt. (RG. 13, 
215). Sie gründet ſich auf § 2 des preußiſchen Geſetzes vom 
14. März 1885 (G.⸗S. S. 65), wo unter Aufhebung des 
Art. 86 AGG. beſtimmt iſt, daß der Juſtizminiſter die An⸗ 
ordnungen darüber erlaſſe, wie die Vertretung des Fiskus in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, welche Angelegenheiten der 
Juſtizverwaltung betreffen, zu erfolgen habe. (Wird weiter 
ausgeführt.) In der Sache ſelbſt iſt nicht zu verkennen, daß 
die ſprachliche und ſachliche Faſſung der Verfügung Schwierig⸗ 
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hat, zu deren Geſchäften die Angelegenheit gehört, die der Be⸗ 
teiligung des Fiskus an einem Entſchädigungsprozeß nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes vom 20. Mai 1898 zugrunde liegt. Mit 
den Vorinſtanzen iſt zu prüfen, welches dieſe Angelegenheit 
iſt. Das Berufungsgericht hat die gemäß § 5 Gef. über den 
Antrag des Klägers auf Entſchädigung von dem Juſtizminiſter 
getroffene Entſcheidung als dieſe Angelegenheit angeſehen, zumal 
erſt durch ſie dem Kläger der Rechtsweg eröffnet worden ſei. 
Das LG. dagegen findet in der urſprünglichen Verurteilung, 
der nachträglichen Freiſprechung und in dem die Verpflichtung 
der Staatskaſſe zur Entſchädigung des Klägers ausſprechenden 
Beſchluſſe — § 4 Geſ. — die Grundlage der Beteiligung des 
Juſtizfiskus, über die von dem Juſtizminiſter nur der Höhe nach 
entſchieden werde. Im weſentlichen iſt der Meinung des LG. 
beizutreten. Das Geſetz vom 20. Mai 1898 gewährt den im 
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Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen unter gewiſſen, 
im Geſetz beſtimmten Vorausſetzungen einen privatrechtlichen 
Anſpruch auf Entſchädigung für den durch die Strafvollſtreckung 
ihnen erwachſenen Vermögensſchaden gegen denjenigen Bundes⸗ 
ſtaat, bei deſſen Gericht das Strafverfahren in I. Inſtanz an⸗ 
hängig war 88 1, 2, 3 Gef. Über die Verpflichtung der Staats⸗ 
kaſſe zur Entſchädigung wird durch einen der Anfechtung durch 
Rechtsmittel nicht unterliegenden Beſchluß des im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren erkennenden Gerichts entſchieden — § 4 Gel. 
— Sobald dieſer Beſchluß dem Freigeſprochenen zugeſtellt iſt, 
ſtehen die weſentlichen Vorausſetzungen für die Verpflichtung 
der Staatskaſſe zur Entſchädigung und damit der Beteiligung 
des Fiskus an dieſer Angelegenheit feſt. . In dem Rechts⸗ 
ſtreit ſelbſt handelt es ſich um keine Anfechtung der Entſcheidung, 
ſondern um eine völlig ſelbſtändige Entſchädigungsklage. Hieraus 
ergibt ſich, daß nicht die Entſcheidung des Juſtizminiſters, 
ſondern der dem Freigeſprochenen durch die Freiſprechung und 
den im Anſchluß daran ergangenen Beſchluß erwachſene Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegen die Staatskaſſe diejenige Angelegen⸗ 
heit darſtellt, welche der Beteiligung des Fiskus am Rechtsſtreit 
zugrunde liegt. Der über dieſen Anſpruch zu führende Rechts⸗ 
ſtreit ſchließt ſich an den Beſchluß des freiſprechenden Gerichts 
an, woraus folgt, daß der Ober St A., in deſſen Bezirk dieſes 
Gericht ſeinen Sitz hat, zur Vertretung des Fiskus berufen iſt. 
Das Gericht, das den Kläger freigeſprochen und durch Beſchluß 
die Staatskaſſe für verpflichtet erklärt hat, ihn zu entſchädigen, 
iſt die StK. zu Duisburg. Der Fiskus wird daher von dem 
Ober StA. zu Düſſeldorf, zu deſſen Bezirk das LG. in Duisburg 
gehört, vertreten, und mit Recht iſt die Klage gegen ihn er⸗ 
hoben worden. H. c. Preuß. Juſtizfiskus, U. v. 17. Febr. 08, 
192/07 VI. — Düſſeldorf. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 5. Juli 
1900. 

25. 848 GewuUVerſG. verb. mit 8 29 ZPO. Beamte 
der Berufsgenoſſenſchaften find keine Staatsbeamten.] 

Das Berufungsgericht hat die prozeßhindernde Einrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts für begründet erachtet und 
deshalb die Klage wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts abge⸗ 
wieſen. Es erachtet den §S 29 ZPO., auf den der Kläger die 
von ihm angenommene Zuſtändigkeit des LG. in S. geſtützt 
habe, auf die vom Kläger erhobene Klage für unanwendbar, 
weil es ſich hier nicht um das Beſtehen oder die Erfüllung eines 
Schuldvertrages, ſondern um Anſprüche aus dem Dienſtverhältniſſe 
eines öffentlichen Beamten — mittelbaren Staatsbeamten — 
handele, die keine vertraglich ausbedungenen ſeien, ſondern 
unmittelbar auf dem Geſetze beruhten. Die Reviſion er⸗ 
hebt hiergegen die Rüge, die Auffaſſung der Stellung des 
Klägers als eines mittelbaren Staatsbeamten ſei rechtsirrig; 
als Beamter der Berufsgenoſſenſchaft ſei der Kläger überhaupt 
kein Staatsbeamter. Sie bezeichnet ferner als rechtsirrig die 
Annahme, daß die eingeklagte Forderung auf dem Geſetze 
beruhe; dieſe entſpringe vielmehr lediglich aus dem Anſtellungs⸗ 
vertrage, und deshalb ſei nach 8 29 3PO. das LG. in S. 
zuſtändig: Die Angriffe der Reviſion ſind im weſentlichen 
begründet. Die entſcheidende Beſtimmung über die rechtliche 
Stellung der Beamten der Berufsgenoſſenſchaft enthält der 
5 48 Gew VerſG. in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
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5. Juli 1900 unter der Überſchrift „Genoſſenſchaftsbeamte“: 
„Die Genoſſenſchaftsverſammlung hat eine Dienſtordnung zu 
beſchließen, durch welche die Rechtsverhältniſſe und allgemeinen 
Anſtellungsbedingungen der Genoſſenſchaftsbeamten geregelt 
werden. Dieſe Dienſtordnung bedarf der Beſtätigung durch 
das Reichsverſicherungsamt.“ Das Geſetz weiſt hiernach 
lediglich den einzelnen Genoſſenſchaften die Aufgabe zu, die 
Vorausſetzungen feſtzuſetzen, deren Erfüllung von den An⸗ 
wärtern für die verſchiedenen Beamtenſtellen der Genoſſenſchaft 
verlangt wird, ferner den Inhalt des durch die Anſtellung 
zu begründenden Dienſtverhältniſſes zu beſtimmen. Enthält 
aber ſo die erlaſſene „Dienſtordnung“ nicht eine allgemein, 
ſondern nur eine für die jeweilige Berufsgenoſſenſchaft maß⸗ 
gebende Grundlage der Dienſtverhältniſſe der Genoſſenſchafts⸗ 
beamten, ſo kann die wirkliche Begründung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes für den einzelnen Beamten nur auf Grund eines 
beſonderen Anſtellungsvertrages erfolgen, der nur, 
ſoweit er nicht noch Sonderbeſtimmungen enthält, wegen des 
Inhalts des dadurch begründeten Dienſtverhältniſſes auf jene 
„Dienſtordnung“ Bezug nimmt. Jedenfalls ergibt ſich ſchon 
hieraus, daß das Geſetz die Beamten der Berufsgenoſſenſchaften 
lediglich auf Grund eines bürgerlich⸗rechtlichen Dienſt⸗ 
vertrages angeſtellt wiſſen will, wenn es auch erſichtlich 
davon ausgeht, daß die zu erlaſſenden Dienſtordnungen ihnen 
durch Zuſicherung eines unter gewiſſen Vorausſetzungen zu 
gewährenden Ruhegehalts und durch Vorkehrungen gegen will⸗ 
kürliche Entlaſſung eine der Stellung der Staatsbeamten 
angenäherte Stellung gewähren werde. Gerade weil die Träger 
der Unfallverſicherung, die Berufsgenoſſenſchaften, nach Art der 
gewöhnlichen Genoſſenſchaften als ſelbſtändige Körperſchaften 
gegliedert ſind und ſie ihre Tätigkeit möglichſt ſelbſtändig ent⸗ 
wickeln ſollen, hat es das Geſetz abſichtlich vermieden, auch 
nur die unter dem frei gewählten Genoſſenſchaftsvorſtande 
tätigen Genoſſenſchaftsbeamten als mittelbare Staats- 
beamte zu behandeln. Die Art der Stellung dieſer Beamten 
tritt aber insbeſondere an dem Gegenſatze hervor, der 
zwiſchen ihr und der Stellung der Beamten der Verſicherungs⸗ 
anftalten für die Invaliden verſicherung beſteht. Nach 
Maßgabe der 88 56, 65, 73, 74, 169 InvVerſG. vom 
13. Juli 1899 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
19. Juli 1899 iſt deren Verwaltung mit derjenigen der „weiteren 
Kommunalverbände“, in Preußen insbeſondere mit der Selbſt⸗ 
verwaltung der Provinzen, in nahe Verbindung gebracht. Es 
war daher nur folgerichtig, wenn der 8 98 InvVerſG., den 
Bureau⸗, Kanzlei⸗ und Unterbeamten der Verſicherungsanſtalten 
nach näherer Anordnung der Zentralbehörde die Rechte von 
Kommunalbeamten einräumte. Es tritt deshalb darin, 
daß der Geſetzgeber es abgelehnt hat, eine gleiche Beſtimmung 
auch in die UVerj®. aufzunehmen, feine Willensmeinung ber: 
vor, daß er die Beamten der Unfallverſicherung nicht als 
mittelbare Staatsbeamte behandelt wiſſen will. Bei der Be⸗ 
ratung des Gew VerſG. wurde in der Kommiſſion des RT. 
erörtert, daß die Beamten der Berufsgenoſſenſchaften in Petitionen 
in erſter Reihe wünſchten, den mittelbaren Staatsbeamten gleich⸗ 
geſtellt zu werden, wie dies für die Beamten der Verſicherungs⸗ 
anſtalten geſchehen ſei. Eine Regelung ihrer Stellung in dieſem 
Sinne wurde aber nicht für gerechtfertigt erachtet, weil die Be⸗ 
36 * 
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rufsgenoſſenſchaften „eine ſelbſtändigere Stellung einnähmen“. 
Es wurde deshalb nur ein Antrag in zweiter Leſung dahin 
angenommen, dem 8 17 (jetzt $ 37) des Entwurfs als Ziff. 13 
einzufügen: „über die Bedingungen unter denen die Beamten 
der Genoſſenſchaft anzuſtellen find“. Vgl. den Bericht der 
21. Kommiſſion des RT. 1898/1900, Druckſ. des RT. Nr. 703 a 
S. 71. An die Stelle dieſes Zuſatzes iſt dann ſpäter der jetzige 8 48 
des Geſetzes getreten. Vgl. Druckſ. Nr. 845/848 S. 2 Sten B. 
über die Verhandl. des RT. 1900 S. 5775. Auch dieſe Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes beſtätigt demnach, daß die Be⸗ 
amten der Berufsgenoſſenſchaften keine mittelbaren Staats⸗ 
beamten find. Die Übertragung der Dienſtſtellung auf den 
Beklagten konnte daher nicht auf Grund eines ſtaats rechtlichen 
Anſtellungsvertrages erfolgen, wie er der Anſtellung jemandes 
als Staats beamten zugrunde liegt. (RG. 28, 80; 37, 
S. 241 und 298; 53, 427), und aus dem nicht etwa auf 
Gewährung des Dienſteinkommens wie auf Erfüllung eines 
bürgerlich⸗ rechtlichen Schuldvertrages geklagt werden 
kann, weil der Anſpruch auf dieſes erſt die Folge des einſeitigen 
Aktes der wirklichen Übertragung des Amtes iſt. Viel⸗ 
mehr kann der Beſtellung des Klägers zum Beamten der Be⸗ 
klagten nur eben ein bürgerlich⸗rechtlicher Dienſtvertrag 
zugrunde liegen, für deſſen Inhalt allerdings die nach 8 48 
des Geſetzes von der Genoſſenſchaft erlaſſene Dienſtordnung 
beim Mangel beſonderer Vereinbarungen maßgebend iſt. 
Demgemäß hat ſich auch der Kläger ſelbſt für die von ihm 
erhobenen Anſprüche lediglich auf beſtimmte Vorſchriften der 
Dienſtordnung berufen. Dadurch, daß deren § 2 die Anſtellung 
„in ſchriftlicher Form“ vorſieht, wird ſelbſtverſtändlich eine An⸗ 
ſtellung, die ohne Beobachtung dieſer Form erfolgt iſt, nicht 
etwa eine unmittelbar auf dem Geſetze beruhende und 
der ſo angeſtellte Beamte etwa deshalb unmittelbarer 
Staatsbeamter. Das Berufungsgericht verletzt daher durch 
die Annahme, daß es ſich hier nicht um Anſprüche handele, die 
auf einem bürgerlich⸗ rechtlichen Vertrage, ſondern auf öffentlich⸗ 
rechtlicher Anſtellung beruhten, den S 48 GewllVerſG. und 
den § 14 BaulPerf®., der die Anwendung der 88 36 bis 
54 jenes Geſetzes auf die Baugewerksberufsgenoſſenſchaften 
vorſchreibt. Bei zutreffender Anwendung des Geſetzes hätte 
es deshalb den 8 29 ZPO. auf die Verfolgung der Klag⸗ 
anſprüche allerdings für anwendbar erachten müſſen. Es war 
alſo in der Tat der beſondere Gerichtsſtand des Erfüllungs⸗ 
ortes für die Anſprüche des Klägers aus dem Vertrags⸗ 
verhältniſſe mit der Beklagten in S. begründet. Denn darüber 
kann kein Zweifel beſtehen, daß der ſtreitige Gehaltsanſpruch 
des Klägers, wenn er beſtand, in St. Johann, dem Sitze 
der Sektion VIII der beklagten Berufsgenoſſenſchaft, bei 
welcher der Kläger angeſtellt war, erfüllt werden mußte. 
R.⸗W. Baugewerksberufsgenoſſenſchaft in M. c. Baugewerks⸗ 
berufsgenoſſenſchaft in E., U. v. 3. März 08, 457/07 III. 
— Cöln. 

Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juni 1906. 

26. 5 34 RStempG. verb. mit 8 448 BGB. Trifft 
die Stempelabgabe den Käufer oder den Verkäufer?! 

Die Parteien ſtreiten darüber, wer von ihnen den Fracht⸗ 
urkundenſtempel zu tragen hat für die Kohlenlieferungen, 
welche die Klägerin als Verkäuferin dem Beklagten als Käufer 
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in den Monaten Juli bis einſchließlich Oktober 1906, alſo nach 
Eintritt der Geltung des RStempG. vom 3. Juni 1906, und 
ohne daß in dem Kaufabſchluſſe über die Tragung des Stempels 
eine Vereinbarung getroffen war, gemacht hat. Das RStemp®. 
regelt, wie das OLG. zutreffend ausgeführt hat, in ſeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Beſtempelung der Frachturkunden nur die 
öffentlich⸗ rechtliche Verpflichtung zur Entrichtung dieſer Abgabe, 
enthält aber keine Beſtimmungen darüber, wer im privatrecht⸗ 
lichen Verkehr zwiſchen Vertragsparteien für den Stempel auf⸗ 
zukommen hat. Schon aus dieſem Grunde iſt Außerungen, die 
nach der einen oder anderen Richtung hin einzelne Reichstags⸗ 
mitglieder bei den Verhandlungen über die betreffende Geſetzes⸗ 
vorlage in der Kommiſſion oder im Plenum des Reichstags 
gemacht haben, kein Gewicht beizulegen, ganz abgeſehen davon, 
daß auch die Anſichten darüber, wer ſchließlich die Steuer zu 
tragen habe, auseinander gingen. Es handelt ſich um ein 
Kaufgeſchäft, für die Klägerin als Verkäuferin war als Er⸗ 
füllungsort die betreffende Zeche vereinbart, von dieſer aus 
geſchah die Verſendung der Kohlen nach Düdelingen. Mit Recht 
hat hier das Berufungsgericht den 8S 448 BGB. angewendet, 
der beſtimmt, daß die Koſten der Abnahme und der Ver⸗ 
ſendung der Sache nach einem anderen Orte als dem Erfüllungs- 
orte dem Käufer zur Laſt fallen. Es fragt ſich daher, ob 
der Frachturkundenſtempel zu den Koſten der Verſendung gehört. 
Dieſes iſt mit dem Berufungsgericht zu bejahen. Die 88 426 
und 427 BGB. kommen hierbei nicht in Betracht, ſie behandeln 
das Verhältnis zwiſchen dem Abſender und Frachtführer, nicht 
aber zwiſchen dem abſendenden Verkäufer und dem Käufer. 
Entſcheidend iſt die Natur der fraglichen Abgabe. Sie iſt 
allerdings ein Urkundenſtempel, der Frachtbrief wird beſtempelt, 
auf ihm werden die Stempelvermerke angebracht, § 39 des 
Geſetzes und Nr. 6 des Tarifs. Die Abgabe iſt aber nicht 
ſchon erwirkt durch die bloße Ausſtellung des Frachtbriefes, 
ſondern erſt durch und mit der Verſendung des Frachtgutes, ſie 
hat zur Vorausſetzung, daß der Transport der Waren ſtatt⸗ 
findet, die Güterverſendung und nicht die bloße Ausſtellung 
des Frachtbriefes wird von dem Stempel getroffen. E. e. R., 
U. v. 28. Febr. 08, 487/06 II. — Hamm. 

II. Preußiſches Recht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

27. Ermittlung des Wertes bei Enteignungen bei be⸗ 
bauten Grundſtücken insbeſondere beim Betriebe eines Gewerbes 
in dem enteigneten Grundſtück. Berückſichtigung des geſchäft⸗ 
lichen Minderertrages bzw. des Reſtgrundſtücks.] 

Die Kläger waren Eigentümer eines in B. an der Auer⸗ 
ſtraße belegenen, mit Gebäuden beſetzten Grundſtücks, in dem 
ſie eine Faßbinderei und einen Faßhandel betrieben. Von 
dieſem Grundſtück wurde ihnen auf Antrag der Beklagten zur 
Anlegung der neuen, von der Auerſtraße abzweigenden Elber⸗ 
felder Straße ein Flächenſtreifen von 5 ar 82 qm enteignet. 
Die neue Straße zerſchnitt das Grundſtück der Kläger in zwei 
Teile, einen größeren ſüdlich von dieſer Straße liegenden und 
einen kleineren nördlich belegenen. Die Kläger haben mit der 
Klage beanſprucht, die vom Bezirksausſchuß auf zuſammen 
37 052,90 / feſtgeſetzte Entſchädigung zu erhöhen und für 
die Minderung der Benutzbarkeit des ſüdlichen Hauptreſt⸗ 
grundſtücks zu Geſchäfts⸗ und Bebauungszwecken eine beſondere 
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Entſchädigung feſtzuſetzen. Das LG. hat die Entſchädigung 
nur um 243,34 % erhöht. Das OLG. hat die von den 
Klägern eingelegte Berufung zurückgewieſen. Das RG. hob auf: 
Gegen die der Entſcheidung des Berufungsrichters zugrunde 
liegende Wertberechnung find grundſätzliche rechtliche Bedenken 
zu erheben. Er findet den Wert der enteigneten Fläche dadurch, 
daß er den Wert des Grund und Bodens auf 23280 und 
den der darauf befindlichen Baulichkeiten auf 6872,90 ½, ſchätzt 
und beide Werte zuſammenrechnet. Nun hat zwar bei ſtädtiſchen 
Grundſtücken der Grund und Boden für ſich allein betrachtet 
einen beſtimmten, feſtſtellbaren Wert als Bauſtelle, dagegen 
haben die daraufſtehenden Gebäude, ſobald man ſie begrifflich 
als losgelöſt von der Grundfläche betrachtet und zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gegenſtand einer Wertbemeſſung machen will, keinen 
anderen höheren Wert als den ſog. Abbruchswert, d. i. den 
Wert der in den Gebäuden enthaltenen, durch deren Nieder⸗ 
legung frei werdenden einzelnen Baumaterialien nach Abzug der 
Niederlegungskoſten. Einen höheren Wert haben dieſe Beſtand⸗ 
teile der Gebäude nur dadurch, daß ſie, und nur ſo lange, als 
ſie unter ſich und mit dem Grund und Boden zu einer ge⸗ 
brauchsfähigen wirtſchaftlichen Einheit, dem einzelnen Gebäude, 
verbunden ſind. Der Wert dieſer Einheit iſt hiernach nur 
einer einheitlichen Schätzung zugänglich. Der Betrag der 


Herſtellungskoſten des Gebäudes, welcher der Feſtſtellung 


des ſogenannten Gebäudewerts unter gleichzeitiger Be⸗ 
rückſichtigung einer beſtimmten Amortiſationsquote zugrunde 
gelegt zu werden pflegt, eignet ſich übrigens als Maßſtab für 
den Tauſch⸗ und Gebrauchswert des Gebäudes ſchon deshalb 
nicht, weil zwei Gebäude, die auf gleichliegenden und gleich- 
wertigen Bauſtellen unter Aufwendung gleicher Baukoſten 
errichtet ſind, in ihrer Gebrauchsfähigkeit und damit in ihrer all⸗ 
gemeinen Bewertung außerordentlich verſchieden ſein können, wenn 
ſie im Grundriß, der Bauart, dem verwendeten Material uſw. 
in einem für die Gebrauchsfähigkeit weſentlichen Grade 
voneinander abweichen. Aus dieſen Gründen hat auch der 
erkennende Senat ſeit längerer Zeit die früher vielfach übliche 
Berechnung des Wertes eines bebauten Grundſtücks aus dem 
Durchſchnitt des Grund⸗ und des Gebäudewerts einerſeits und 
des allgemeinen Ertragswerts andererſeits nicht mehr gebilligt. 
Insbeſondere iſt in ſeinem Urteil vom 20. September 1907 
(AG. 66 S. 311, 313) ausgeführt, daß im allgemeinen unter 
den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen der Verkaufswert 
nach Maßgabe des Ertragswerts, jedoch unter Berück⸗ 
ſichigung etwaiger entſprechender Vergleichskäufe oder der ſonſt 
feſtzuſtellenden Preiſe der in der betreffenden Ortlichkeit be: 
legenen gleichartigen Hausgrundſtücke zu ermitteln iſt. Bei 
Teilenteignungen wird regelmäßig ſowohl der Ertragswert 
des ganzen Grundſtücks vor der Enteignung als auch der Er⸗ 
kagswert des Reſtgrundſtücks nach der Enteignung feſtzuſtellen 
ſein. Der Unterſchied beider ſtellt dann den Wert der ent⸗ 
eigneten Fläche dar, der zugleich den Mehrwert, den dieſe durch 
den örtlichen und wirtſchaftlichen Zuſammenhang mit dem 
Ganzen hat, und auch den Minderwert des Reſtgrundſtücks mit 
umfaßt. Im vorliegenden Fall wird die Ermitilung des Er⸗ 
nagswertes um fo zweckmäßiger fein, als die Kläger in dem 
von der Enteignung getroffenen Grundſtück ein Gewerbe betrieben 
haben und fie deshalb über den objektiven Wert des Grund⸗ 
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ſtücks hinaus in den Grenzen des $ 10 Abſ. 1 Enteignungs G. 
Anſpruch auf Erſatz des ihnen entzogenen Teils des indi⸗ 
viduellen Werts haben, den das Grundftüd infolge dieſer 
Benutzungsart für fie hatte (RG. 32, 298 ff.). Dieſer Wert 
wird ſich nach der Lage des jetzigen Falls vielleicht nicht anders 
als durch Vergleichung der konkreten Erträge, welche die Kläger 
vor der Enteignung aus dem Grundſtück und dem Gewerbe⸗ 
betrieb tatſächlich zogen, mit denjenigen feſtſtellen laſſen, die ſie 
nach der Enteignung gezogen haben. Denn man wird den 
Klägern, die den größten Teil ihres Geſchäftsgrundſtücks be⸗ 
halten haben, nicht ebenſo, wie dies bei einer Voll enteignung 
das Gegebene iſt, zumuten können, daß ſie ſich auf ein Erſatz⸗ 
grundſtück verweiſen laſſen müſſen, in das ſie ihr Geſchäft unter 
Aufgabe ihres jetzigen Reſtbeſitzes zu verlegen hätten. Die 
vergleichsweiſe Schätzung der Erträge anderer mit Geſchäfts⸗ 
betrieb verbundener Grundſtücke wird auch vielleicht mit Rück⸗ 
ſicht auf die Eigenart des Betriebes der Kläger und die Selten⸗ 
heit ähnlicher Betriebe im vorliegenden Fall für die Schätzung 
der Betriebsergebniſſe der Kläger ſich nicht mit genügendem 
Erfolge verwerten laſſen. Hierüber wird ein geeigneter gewerb⸗ 
licher Sachverſtändiger ſich zu äußern haben. Ein ſchon für ſich 
allein zur Aufhebung des Berufungsurteils führender Rechts⸗ 
verſtoß iſt ferner darin zu erblicken, daß der Berufungsrichter 
entgegen der Vorſchrift des § 10 EnteignungsG. bei der 
Feſtſtellung des Wertes der enteigneten Fläche, der den 
für das Reſtgrundſtück eingetretenen Minderwert mit umfaßt, in 
Mbereinftimmung mit dem Gutachten der gehörten Sachver⸗ 
ſtändigen die allgemeine Werterhöhung mit in Betracht zieht, 
welche das Reſtgrundſtück infolge der neu angelegten Straße in 
gleicher Weiſe wie die übrigen ihr anliegenden Grundſtücke er⸗ 
hält. In dieſer Beziehung ſei hier beiſpielsweiſe auf die aus 
Bl. 32, 32a, 36, 72, 81 der Akten erſichtlichen Abſchnitte der 
beiden ſchriftlichen Gutachten der Sachverſtändigen verwieſen. 
Aber auch abgeſehen von den vorſtehend erörterten Bedenken 
von mehr allgemeiner Art ſind auch die von der Reviſion gegen 
das Berufungsurteil gerichteten Angriffe zum größten Teil als 
berechtigt ſelbſt dann anzuerkennen, wenn man ſich mit dem 
Berufüngsrichter auf den Standpunkt, daß Grundfläche und 
Gebäude geſondert zu ſchätzen ſeien, hier deshalb ſtellen wollte, 
weil keine der Parteien etwas dagegen erinnert hat, daß der 
ſogenannte Gebäudewert auf 6872,90 & anzunehmen ſei. 
Was zunächſt die Bewertung der Grundfläche anlangt, ſo war 
den Sachverſtändigen vom Prozeßgericht anfänglich die Aufgabe 
geſtellt worden, den Wert zu ermitteln, den das ganze Grund⸗ 
ſtück und der davon enteignete Teil als Bauplatz zur Zeit der 
Fluchtlinienfeſtſetzung, dem 30. Januar 1880, gehabt 
haben. Nachdem die Sachverſtändigen hiernach den Wert der 
enteigneten Fläche auf 23 280 A feſtgeſtellt hatten, wurden fie 
vom Prozeßgericht angewieſen, ein neues Gutachten zu erſtatten, 
bei dem der Wert nach der Bauplatzeigenſchaft für den Zeit⸗ 
punkt der Enteignung, alſo für den Sommer 1901, zu 
beſtimmen ſei. In ihrem neuen Gutachten gelangten die Sach⸗ 
verſtändigen wiederum zu dem Ergebnis, daß der Wert der 
enteigneten Fläche auf nur 23 280 , zu bemeſſen ſei. Sie 
begründen dies damit, daß der Wert der in dem in Betracht 
kommenden Teile der Stadt Barmen liegenden Grundſtücke in 
dieſem Zeitraum von 21 Jahren wenn überhaupt, ſo doch jeden⸗ 
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falls nur fo unweſentlich geſtiegen ſei, daß der im erften Gut: 
achten gefundene Wertbetrag auch dieſe Wertſteigerung mit um⸗ 
faſſe. Dieſe nicht näher begründete Annahme eines Wertſtill⸗ 
ſtandes muß auffallen, da gerade in dem hier in Betracht 
kommenden Zeitraum die Grundſtückswerte in größeren, nach 
Einwohnerzahl und wirtſchaftlicher Bedeutung wachſenden Städten 
faſt durchweg ſehr weſentlich geſtiegen ſind, und B., deſſen 
Einwohnerzahl in dieſer Zeit faſt auf das Doppelte ſich erhöht 
hat, zu dieſen Städten gehört. Die Sachverſtändigen haben ſich 
zur Unterſtützung ihrer Annahme, der Wert habe im Jahre 1901 
nur 23 280 & betragen, auf die ihnen von der Beklagten an 
die Hand gegebene Zuſammenſtellung der Preiſe berufen, die 
dieſe für eine Reihe anderer, zur Offenlegung der Elberfelder 
Straße erworbenen Grundſtücke gezahlt hat. Es iſt aber nicht 
erſichtlich, ob die Bildung dieſer Preiſe nicht auf der früher von 
der Rechtſprechung vertretenen Anſicht beruht, daß für die 
Wertbemeſſung der Bauplatzgrundſtücke, die nach dem feſtgeſetzten 
Fluchtlinienplan zu Straßenland beſtimmt waren und dazu in 
Anſpruch genommen werden, die Zeit der Fluchtlinienfeſtſetzung, 
nicht aber die Zeit der Enteignung maßgebend ſei. Dieſe An⸗ 
ſicht iſt vom RG. erſt nach dem hier in Betracht kommenden, 
im Jahre 1901 erfolgten Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſe 
des Bezirksausſchuſſes aufgegeben worden (RG. 53 S. 133 ff., 
137, Urteil vom 5. Dezember 1902). Unter dieſen Umſtänden 
durfte der Berufungsrichter es jedenfalls nicht unterlaſſen, die 
Richtigkeit der nach Erſtattung des letzten Gutachtens der Sach⸗ 
verſtändigen von den Klägern in der Anlage des Schriftſatzes 
vom 25. April 1906 (Gutachten des Taxators Nieſſen) auf: 
geſtellten Behauptungen zu prüfen. Dieſe gingen im weſentlichen 
dahin, daß das für die Elberfelder Straße verwendete Grundſtück 
der Firma O. & Z. im Jahre 1879/1880 für etwa 100 000 % 
erworben, zur Zeit der Enteignung aber für 370000 & ver: 
kauft worden ſei, daß ferner das in der Auerſtraße belegene 
Pf.ſche Grundſtück in der Zeit von 1883/84 bis 1900 für das 
Quadratmeter eine Wertſteigerung von 40 & auf 60 && erfahren 
habe und daß endlich die Mieten in der fraglichen Stadtgegend in 
der Zeit von 1880 bis 1901 um etwa 30 bis 40 , für eine 
Wohnung von vier Zimmern geſtiegen ſeien. Der Berufungs⸗ 
richter erklärt zu Unrecht dieſe Behauptungen deshalb für 
unweſentlich, weil aus ihnen noch nicht zu entnehmen ſei, daß 
ſämtliche Grundſtücke an der Auerſtraße, auch das der Kläger, 
eine ſolche Wertſteigerung erfahren hätten, vielmehr eigenartige 
Umſtände bei jener Preisſteigerung mitgewirkt haben können. 
Innerhalb der vom Enteigneten behaupteten Wertgrenzen hat 
das Gericht und ebenſo haben die Sachverſtändigen die aus 
der Sachlage und den Anführungen des Enteigneten ſich er⸗ 
gebenden Umſtände ſelbſtändig für die Wertfeſtſetzung zu 
prüfen; eine Vermutung dafür beſteht nicht, daß die 
zur Unterſtützung einer höheren Preisbemeſſung angeführten 
Tatſachen auf außergewöhnlichen, für das enteignete Grund⸗ 
ſtück nicht verwertbaren Umſtänden beruhen. Soweit die 
Kläger etwa unterlaſſen haben, ausreichende Beweismittel 
anzugeben, hatte der Berufungsrichter gemäß 8 139 
ZPO. durch Ausübung des Fragerechts das Erforderliche zu 
ergänzen. Hinſichtlich der von den Klägern behaupteten Ent⸗ 
wertung des Reſtgrundſtücks mit bezug auf den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Kläger hat der Berufungsrichter auf Grund der 
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Gutachten der Sachverſtändigen angenommen, daß eine ſolche 
Entwertung nicht ſtattgefunden habe. Zunächſt kann bei dieſem 
Punkte der Zweifel der Reviſion, ob die Sachverſtändigen 
— zwei Bauunternehmer und ein Architekt — geeignete Gut⸗ 
achter für die Schätzung der gewerblichen Schädigung der 
Kläger ſind, als unberechtigt nicht angeſehen werden. Aber 
auch abgeſehen hiervon ergeben ſich gegen dieſe Schätzung Be⸗ 
denken. Die Sachverſtändigen ziehen auch hier in unzuläſſiger 
Weiſe den Vorteil in Betracht, den die Kläger aus dem Vor⸗ 
handenſein der neu angelegten Straße für die gewerbliche Aus⸗ 
nutzung ihres Grundſtücks ziehen können. Es wäre aber zu 
unterſtellen geweſen, daß die Reſtgrundſtücke nach wie vor nur 
von der Auerſtraße aus zugänglich und daß ſie voneinander 
nicht durch eine neue, dem öffentlichen Verkehr gewidmete 
Straße, ſondern durch ein fremdes Grundſtück getrennt ſind, 
deſſen Gebrauch den Klägern zur Vermittlung dies Verkehrs von 
dem ſüdlichen Reſtgrundſtück nach dem nördlichen freiſteht. 
Mindeſtens aber wird den Klägern der nachweislich auf die 
Enteignung zurückzuführende, nach der Enteignung tatſächlich 
hervorgetretene geſchäftliche Minderertrag zu vergüten ſein. 
Dieſer wird auf Grund der von den Klägern in Bezug 
genommenen Geſchäftsbücher unter eingehender und vollſtändiger 
Würdigung der Behauptungen feſtzuſtellen ſein, die von den 
Klägern hinſichtlich ihres Geſchäftsverluſtes vorgebracht ſind. 
Dieſe Behauptungen ſind von den Sachverſtändigen nur zum 
Teil gewürdigt, die Geſchäftsbücher nicht eingeſehen worden. 
K. c. Stadtgem. B., U. v. 18. Febr. 08, 225/07 VII. 
— Cöln. 

Geſetz vom 2. Juli 1875 (Fluchtliniengeſetz⸗). 

28. 5 15 Fluchtliniend. Rückforderung der auf 
Grund Ortsſtatuts zur Sicherheit zukünftiger Anlieger⸗ 
beiträge gezahlten Beträge. Der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen.] 

Es handelt ſich hier nicht, wie in anderen vom RG. ent⸗ 
ſchiedenen Fällen, wo ebenfalls die zur Sicherheit zukünftiger 
Anliegerbeiträge gezahlten und hinterlegten Beträge zurück⸗ 
gefordert wurden, um einen zwiſchen der Stadt und dem 
Kläger geſchloſſenen privatrechtlichen Vertrag, ſondern die Stadt 
hat hier auf Grund ihres Ortsſtatuts die Sicherſtellung der 
zukünftigen nach § 15 FluchtlinienG. ihr zukommenden Beträge 
zu den Koſten des ſpäteren Straßenausbaues von dem Kläger 
verlangt, der ſich dieſem Verlangen ohne Widerſpruch gefügt 
hat. Wenn der Berufungsrichter der Anſicht iſt, daß unter 
ſolchen Umſtänden die Sicherheitsbeſtellung den Charakter der 
Erfüllung einer öffentlichen Laſt trage und daß daher nach 
Maßgabe der preußiſchen Geſetzgebung für den Anſpruch auf 
Rückzahlung der beſtellten Sicherheit der Rechtsweg nicht er⸗ 
öffnet ſei, ſo entſpricht dies den Anſchauungen, die in der Ent⸗ 
ſcheidung (RG. 17, 199 ff.) niedergelegt ſind und denen ent⸗ 
gegenzutreten der erkennende Senat auch bei Berüdjichtigung 
der inzwiſchen eingetretenen Anderungen der betreffenden Geſetze 
keinen Anlaß findet. Die Art der Begründung des Rück⸗ 
forderungsanſpruchs kann in dieſer Beziehung einen Unterſchied 
nicht begründen. Ob behauptet wird, daß die geſetzlichen oder 
ortsſtatutariſchen Vorausſetzungen für das Verlangen der 
Sicherheits beſtellung nicht vorhanden geweſen ſeien, oder ob 
geltend gemacht wird, daß inzwiſchen die Vorausſetzungen für 
die Rückzahlung des zur Sicherheit gezahlten und hinterlegten 


37. Jahrgang. 
Betrages eingetreten ſeien, iſt für die Frage des Rechtsweges 
belanglos. L. . B., U. v. 4. Febr. 08, 226/07 VII. 
— Cöln. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

29. 5 2 StempelſtGG. Erfüllungsort im Sinne des Stempel⸗ 
ſteuergeſetzes. Ermittlung nach dem klaren Wortlaut.] 

Die Königl. Sächſ. Artilleriewerkſtatt in Dresden ſchloß 
mit der Klägerin einen Vertrag über die Lieferung einer von 
der Klägerin herzuſtellenden felbittätigen Fräsmaſchine. Die 
Klägerin vollzog den Vertrag in Berlin am 12. Juli 1905, 
die Direktion der Artilleriewerkſtatt in Dresden am 21. Juli 1905. 
Die erforderliche Beſtätigung des Vertrages durch die zu⸗ 
ſtändige militäriſche Aufſichtsbehörde, die Königl. Zeugmeiſterei, 
erfolgte in Dresden unter dem 9. Auguſt 1905. Für den 
Vertrag erforderte der Beklagte, der Königl. Preuß. Fiskus, 
auf Grund des 8 2 und der Tarifſtelle 3 2 zu e PrStempelſtG. 
½ v. H. des Lieferungspreiſes mit 7,50 l, ferner 1,50 .# für 
die in den allgemeinen Vertragsbedingungen enthaltene Ver⸗ 
einbarung eines Schiedsgerichts, und 1,50 für die im Beſitze 
der Klägerin verbliebene Nebenausfertigung des Vertrages, 
deſſen Hauptausfertigung die Artilleriewerkſtatt erhalten hatte. 
Die Klägerin hat gezahlt und fordert dieſen Betrag zurück. 
Das LG. verurteilte, die Berufung wurde zurückgewieſen. Das 
RG. hob auf und wies die Klage ab: Zutreffend nimmt der 
Berufungsrichter an, daß der in Rede ſtehende Vertrag nur 
dann ſtempelpflichtig iſt, wenn das beurkundete Geſchäft in 
Preußen zu erfüllen war ($ 2 Stempelſt G.). Bei gegenſeitigen 
Verträgen iſt als Erfüllungsort des Geſchäfts im Sinne des 
angezogenen 8 2 der Ort zu betrachten, an dem diejenige Ver: 
pflichtung zu erfüllen iſt, der nach dem Inhalt des Vertrags 
die größere Bedeutung innewohnt, die dem Vertrag das 
weſentliche Gepräge gibt. Wenn nun auch der erkennende 
Senat in ſeiner, im Bd. 64 S. 346 abgedruckten Entſcheidung 
in bezug auf eine ausgeſtellte Vollmachtsurkunde ausgeſprochen 
hat, daß der Begriff der Erfüllung im Sinne des § 2 Stempelft®. 
nicht in allen Fällen notwendig ſich mit dem zivilrechtlichen 
Begriff der Erfüllung einer Verbindlichkeit decke, nämlich dann 
nicht, wenn eine Schuldverbindlichkeit, die erfüllt werden könnte, 
überhaupt nicht vorliegt, ſo iſt überall, wo es ſich um eine 
erfüllbare Schuldverbindlichkeit handelt, wie vorliegend, daran 
feſtzuhalten, daß der nach den Beſtimmungen des BGB. zu 
ermittelnde Erfüllungsort auch der Ort iſt, an dem im Sinne 
des 82 StempelſtG. zu erfüllen iſt. Zutreffend geht der 
Berufungsrichter davon aus, daß Klägerin im Zweifel in Berlin 
zu erfüllen gehabt haben würde, allein er nimmt an, daß aus 
dem Vertrag ein abweichender Wille der Parteien zu erkennen 
ſei, weil aus der Beſtimmung des Vertrags „die Maſchine 
iſt ſo zu liefern, daß ſie ſpäteſtens am 1. September 1905 
hier (d. h. in Dresden) eintrifft,“ der Wille der Parteien, daß 
Klägerin in Dresden erfüllen ſollte, erkennbar zum Ausdruck 
gebracht ſei. Allein dem kann nicht beigetreten werden. Der 
Berufungsrichter verkennt die rechtliche Tragweite dieſer Abrede. 
Der J 5 trifft nach feinem klaren Wortlaut nur hinſichtlich der 
Zeit der Leiſtung eine beſondere Beſtimmung. Beim Mangel 
anderer für eine gegenteilige Auffaſſung ſprechender Umſtände 
kann nicht angenommen werden, daß durch den 8 5 zugleich 
eine Abänderung bezüglich des im Zweifel als gewollt an⸗ 
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zuſehenden Erfüllungsortes bezweckt war. Preuß. Fiskus c. L., 
U. v. 6. März 08, 260/07 VII. — Berlin. 

30. Tarifſtelle 71 Nr. 2 Stempel G. Ein Werkvertrag 
im Großbetriebe fällt nicht unter die Befreiungsvorſchrift der 
Tarifſtelle 71 b.] 

Die Klägerin verpflichtet ſich gegenüber den einzelnen Haus⸗ 
beſitzern zur ſtaubfreien Abfuhr des Hausmülls in von ihr zu 
beſchaffenden Kaſten gegen ein gewiſſes Entgelt. Als Gegenſtand 
des Vertrages kann ohne Rechtsirrtum nicht ſowohl die Arbeits⸗ 
leiſtung, wie der durch ſie herbeizuführende Erfolg angeſehen 
werden, der darin beſteht, daß die in Betracht kommenden Grund⸗ 
ſtücke von den unter den Namen „Müll“ zuſammengefaßten 
Stoffen in beſonders gearteten Gefäßen, welche die Entwicklung 
von Staub verhindern, befreit werden. Die Hausbeſitzer haben 
demgemäß keine von der Klägerin in Perſon oder durch Gehilfen 
zu leiſtenden Dienſte oder Arbeiten zu verlangen, vielmehr ſteht 
ihnen die Klägerin als Unternehmerin gegenüber, die ſich an⸗ 
heiſchig macht, mittels der von ihr zu beſchaffenden Arbeitskräfte 
und Geräte ein beſtimmtes Ergebnis, nämlich die ſtaubfreie Be⸗ 
ſeitigung des Hausmülls, herbeizuführen. Ein ſolcher Werkver⸗ 
trag ($ 631 BGB.), der nicht auf die Herſtellung einer Sache 
gerichtet iſt, fällt unter die Tarifſtelle 71 Nr. 2 Stempel. 
Die Befreiungsvorſchrift unter d umfaßt nach ihrem unzwei⸗ 
deutigen Wortlaute nur die in den 8$ 611 ff. BGB. und 
ſonſt reichs⸗ oder landesgeſetzlich geregelten Dienſtverträge, wo⸗ 
fern das zu gewiſſen Zeiten wiederkehrende Entgelt 1500 .% 
jqährlich nicht überſteigt, alſo Verträge, bei denen regelmäßig die 
verſprochenen Leiſtungen von dem Dienſtverpflichteten in Perſon 
und jedenfalls ohne Gewähr für den Erfolg zu bewirken ſind. 
Werkverträge im Großbetriebe einer Genoſſenſchaft werden von 
der Befreiung nicht getroffen. Es kann daher dahingeſtellt 
bleiben, ob nicht der Berufungsrichter ſchon deshalb die Stempel⸗ 
pflicht hätte bejahen können, weil das Entgelt auch den Gebrauch 
der Kaſten umfaßt (8 10 Abſ. 1 Stempelſt G.). Wirtſch.⸗Gen. 
c. Preuß. Fiskus, U. v. 3. März 08, 282/07 VII. — Berlin. 

III. Das Rheiniſche Necht. 

31. Art. 639, 661 verb. mit Art. 184, 187 EGBGB. 
Die Berechtigung der mitoyenneté oder copropriété avec 
indivision forcée des Rheiniſchen Rechts, die nach dem BGB. 
fortbeſteht, begründet nur das Recht auf Übertragung des 
Sondereigentums an der Grenzmauer bis zur geometriſchen 
Hälfte] 

Die Vorſchrift des Art. 661 c. c. findet ſich in dem 
4. Titel des 2. Buchs, der von den Servituten (s ervitudes ou 
services fonciers) handelt. Nach Art. 639 entſteht die 
Servitut entweder aus der natürlichen Lage der Orte, oder aus 
Verbindlichkeiten, die durch das Geſetz auferlegt ſind, oder aus 
Verträgen zwiſchen den Eigentümern. Von der zweiten Gruppe 
handelt das zweite Kapitel des 4. Titels, und in dieſem iſt 
Art. 661 enthalten. Es war alſo nach früherem rheiniſch⸗ 
franzöſiſchem Rechte die Berechtigung, mitoyenneté an einer 
Grenzmauer nach Maßgabe des Art. 661 zu erwerben, als 
eine dem Nachbargrundſtücke kraft Geſetzes obliegende Dienſt⸗ 
barkeit zu erachten (Pardessus Servitudes Nr. 153; RG. 63, 
8; Habicht, Einwirkungen des BGB. S. 398). Dieſe Legal⸗ 
ſervitut aber konnte durch Vereinbarung der Nachbarn weiter 
ausgeſtaltet und alſo, wie vorliegend, auch dahin erweitert 
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werden, daß ſchon vor Zahlung der Hälfte des Mauer⸗ und 
Bodenwertes ein nicht einſeitig aufzuhebendes dingliches Recht 
auf Erwerb der mitoyenneté erlangt wurde. Dieſes dingliche 
Recht iſt gemäß Art. 184, 187 EGBGB. auch nach Inkraft⸗ 
treten des BGB. beſtehen geblieben; nur iſt, da das BGB. 
mitoyennetéè oder copropriete avec indivision force an 
einer Grenzmauer nicht kennt, an die Stelle des Rechts hierauf 
das Recht auf Übertragung des Sondereigentums an der Mauer 
bis zur geometriſchen Hälfte getreten (Begr. z. Entw. d. 
PrAG BGB. zu Art. 87 Nr. 2, Habicht a. a. O. S. 398, 
Schröder in Puchelts Z. 36, 228). L. c. S., U. v. 7. März 08, 
309/07 V. — Düffelborf. 


Literaturbeſprechungen. 


Das Reichsbeamtengeſetz, Beamtenunfallfürſorge⸗ 
geſetz und Beamtenhinterbliebenengeſetz erläutert von 
Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 
hange. Berlin 1908. Hermann Bahr. 
Der Verf. kommentiert das Geſetz nicht für den zünftigen 
Juriſten, ſondern für die mittleren Schichten der Reichs⸗ 
beamtenſchaft. Den Bedürfniſſen dieſes Leſerkreiſes entſprechend 
iſt die Sprache volkstümlich gehalten; ihnen trägt der Verf. 
auch Rechnung bei der Auswahl der zur Beſprechung gebrachten 
Fragen. 
Vereinigungsfreiheit, Eidesleiſtung der Atheiſten, Neujahrs⸗ 
geſchenke an Briefträger, Anrecht auf die Frucht von Erfindungen 
im Telegraphenweſen, Fragen der Penſionsberechnung uſw. Bei 
Behandlung ſeines Stoffes ſieht Verf. namentlich auch den 
privatrechtlichen Beziehungen des Beamtenrechts gerecht zu 
werden. Ein ausführliches Sachregiſter erhöht die praktiſche 
Brauchbarkeit der Arbeit. N. 


Reichsarchiv. Sammlung des geſamten Reichsrechts in ſeiner 
heute gültigen Geſtalt von Adolf Weißler, Rechtsanwalt 
und Notar in Halle a. S. Leipzig, C. E. M. Pfeffer, ſeit 1907. 
Vierzig Jahrgänge des Reichsgeſetzblatts enthalten, zumal 

bei der Haſt, mit der die Geſetzgebungsmaſchine gearbeitet hat, 
einen ſchwer zu bewältigenden Stoff. Und jeder Juriſt wird für 


jedes Hilfsmittel dankbar fein, das ihm die unentbehrlichſte 


Vorausſetzung zuverläſſiger Arbeit — die Feſtſtellung des gelten⸗ 
den Rechts — erleichtert. 

Der in großzügiger Arbeit erprobte Verf. hat mit ſcharfem 
Blick für die Bedürfniſſe der Berufsgenoſſen die Hand ans 
Werk gelegt und ein wertvolles Hilfsmittel geſchaffen. | 

Das Reichsarchiv bringt den Stoff nach der Zeitfolge 
geordnet, Geſetzesänderungen möglichſt in einer ſolchen Geſtalt, 
daß der aufgehobene Text erkennbar bleibt, mit ausführlichen 
Angaben über die Ausführungsbeſtimmungen und über das zur 
Ergänzung in Betracht kommende Landesrecht, wenigſtens für 
Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Elſaß⸗Lothringen 
und Heſſen, zuweilen auch noch für einige andere Staaten. 

Bisher ſind zwei Bände von den in Ausſicht genommenen 
ſieben Bänden erſchienen. Der zweite Band enthält die Reichs⸗ 
juſtizgeſetze. Für die Brauchbarkeit eines ſolchen Sammelwerks 
iſt neben der Zuverläſſigkeit des Inhalts die Ausſtattung von 
beſonderem Wert, wenn ſie auch die Anſchaffung etwas ver⸗ 
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Nebſt einem An⸗ 


Als ſolche ſind hervorzuheben die Organiſations⸗ und 
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teuert. Auch in dieſer Beziehung iſt allen Anforderungen, die 
man an Druck und Papier ſtellen kann, genügt. Mag die 
große Mühe und Arbeit, die der Verf. an dies Werk gewandt 
hat, bei den Berufsgenoſſen anerkannt und gewürdigt werden. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Auslegung rechts geſchäftlicher Willenserklärungen hat 
wie Entſch. Nr. 2 betont, nicht von dem inneren Willen aus⸗ 
zugehen, den der Erklärende bei Abgabe der Erklärung hatte, 
ſondern von der Bedeutung, die der Erklärung nach der Auf⸗ 
faſſung des Verkehrs unter Berückſichtigung der geſamten 
Umſtände zukommt. 

Die bloß vorzeitige Erfüllung eines Rechtsgeſchäfts läßt, 
wie Entſch. Nr. 3 ausführt, deſſen Weſen und Inhalt unberührt 
und zwar auch dann, wenn der Vertrag unter einer auflöſenden 
Bedingung geſchloſſen iſt; es endigt dann entſprechend der Vor⸗ 
ſchrift des 8 158 Abſ. 2 BGB. mit dem Eintritte der Bes 
dingung die Wirkung des Geſchäfts, und es tritt mit dieſem 
Zeupunkte der frühere Rechtszuſtand wieder ein. Nicht anders 
verhält es ſich bei der Auflaſſung aus einem auflöſend bedingten 
Kaufvertrage, bei nachherigem Eintritt der Bedingung. 

Entſch. Nr. 4 führt aus, daß die Bezeichnung eines zeitlichen 
Endpunktes nicht für einen weſentlichen Beſtandteil jeder 
Kündigung zu halten ſei, und daß eine verfrühte Klage bei 
kündbaren Rechtsverhältniſſen zugleich als Kündigung wirke. 

Entſch. Nr. 5 hält an der Auffaſſung feſt, daß Mangel der 
Vertretungsmacht keine Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts herbei⸗ 
führe und ſieht in der Unwirkſamkeit des Geſchäfts im Falle 
des §8 1795 BGB. nicht Nichtigkeit, ſondern nimmt Unwirk⸗ 
ſamkeit des Geſchäfts mit der Möglichkeit der nachträglichen 
Genehmigung an. 

Die Haftung des Gaſtwirts beſteht nach Entſch. Nr. 6 
nur im Falle des Abſchluſſes eines Beherbergungsvertrages. 
Ein Gaſt, welcher erklärt, möglicher⸗ oder auch wahrſcheinlicher⸗ 
weiſe Herberge nehmen und dies ſpäter mitteilen zu wollen, iſt 
noch nicht „aufgenommen“ und kann darum einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen Verluſt oder Beſchädigung an Sachen nicht auf 
die SS 701 ff. ſtützen. 

Entſch. Nr. 7 legt dar, daß die Veröffentlichung einer 
wahren Tatſache bezüglich des Geſchäftsbetriebs eines anderen 
ſelbſt dann nicht einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthalte, 
wenn der Zweck des Vorgehens auf die Entziehung von Kunden 
und deren Zuführung an andere Geſchäfte gerichtet ſei. 

Eine Beſitzſtörung nimmt Entſch. Nr. 9 ſchon dann an, 
wenn die wörtliche Beſtreitung des Beſitzes mit einem förmlichen 
Verbote fernerer Beſitzhandlung oder mit Androhung tätlicyer 
Behinderung der Beſitzausübung verbunden iſt. 

Die Anwendbarkeit des 8 1114 BGB., wonach der Bruch⸗ 
teil eines Grundſtückes mit einer Hypothek nur belaſtet werden 
kann, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers beſteht, iſt 
nach Entſch. Nr. 10 dann auszuſchließen, wenn der zum Allein: 
eigentümer gewordene Anteileigentümer die Bruchteilshypotheken 


auf das Ganze erſtrecken will. 


Die Rechtsſtellung des Vormerkungsberechtigten gegenüber 
dem unter Verſtoß gegen die Vormerkung Erwerbenden erörtert 
Entſch. Nr. 11, insbeſondere für die Löſchungsvormerkung aus 
§ 1179 BGB. 

Auch wo ſich der Tatbeſtand ſchwerer Verletzung der durch 
die Ehe begründeten Pflichten, ehrloſen oder unſittlichen Ver⸗ 
haltens erſt allmählich verwirklicht, iſt nach Entſch. Nr. 13 das 
Scheidungsrecht durch Friſtablauf verwirkt, wenn der unſchuldige 
Ehegatte, ſei es in der Hoffnung auf Beſſerung, ſei es aus 
anderen löblichen Beweggründen die Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage innerhalb der Friſt des 8 1571 BGB. unterläßt. 

Entſch. Nr. 14 erörtert die Bedeutung der in das Perſonen⸗ 
ſtandsregiſter eingetragenen Anerkennung eines unehelichen Kindes, 
wenn nachträglich ſich die Unrichtigkeit der abgegebenen 
Anerkennung ergibt. N. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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hinfällig geworden iſt? Verliert für dieſe Objekte die ganze 
Reform nicht hinterher dadurch weſentlich an Wert, daß der 
Kläger mit dem im Wege des beſchleunigten Amtsbetriebes 
erreichten Urteile doch nichts anfangen kann, wenn er nicht 
hinterlegt oder die Rechtskraft abwartet. Dem Partei⸗ 
intereſſe wird nun einmal nicht ſchon mit der Ver⸗ 
kündung des Urteils entſprochen, ſondern erſt mit 
der Verwirklichung des Anſpruchs im Wege der Voll⸗ 
ſtreckung! 

Die Konſequenzen ſind unſchwer zu beurteilen. Da die 
alte Wertgrenze von 300 “ ihre beſondere Bedeutung auch 
für die Zukunft behält, wird der verſierte Kläger A., der 400.4 
beizutreiben hat, dies raſch und bequem in zwei Teilklagen tun, 
alſo auf die Wohltat der Reform im wohlerwogenen eigenen 
Intereſſe verzichten und trotz der Teilung der Klagen vielleicht 
raſcher zu ſeinem Gelde gelangen, als ſein Konkurrent B., der 
zwar 400 . mit einer amtsgerichtlichen Klage einklagte, aber 
zu ſeinem Schrecken nach Erlaß des Urteils erfuhr, daß er erſt 
deſſen Rechtskraft abwarten müſſe, wenn er nicht hinterlegen 
könne. Würde B. ſchließlich fruchtlos bei der Zwangsvollſtreckung 
ausgehen, während A. ſein Geld beigetrieben hätte, ſo würde 
B. wohl vergebens über ſeinen Verluſt durch den Hinweis auf 
die ſonſtigen Vorzüge der Reform hinweggetröſtet werden können. 
Doch auch abgeſehen von der Möglichkeit ſolcher Fälle — der 
Gläubiger wird jedenfalls, wenn er einen Weg findet, um ohne 
Hinterlegung ſo ſchnell als möglich vollſtrecken zu können, dieſen 
wählen, nämlich die Zerlegung der höheren amtsgerichtlichen 
Objekte in Teilklagen bis zu 300 , ſelbſt wenn für das 
Geſamtobjekt die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit ge⸗ 
geben wäre, eine Folge, die für die Kunſt der Geſetzgeber 
nicht gerade Zeugnis ablegt! 

Es iſt alſo eine Häufung von Prozeſſen vor den Amts⸗ 
gerichten zu erwarten, die freilich wohl auch aus anderen Gründen 
infolge der Reform eintreten wird, beſonders z. B. in den 
Ferien, um von der Beſtimmung des neuen § 202 Abſ. 3 
GVG. Gebrauch machen zu können. 

Wenn hierbei unterſtellt wurde, daß die Partei nicht in 
der Lage ſei, zu hinterlegen, ſo trifft dieſe Annahme wohl für 
die meiſten Prozeſſe aus den Kreiſen des Mittelſtandes zu, 
den doch die Reform beſonders berückſichtigen will. Aber auch 
darüber hinaus iſt die Verpflichtung zur Hinterlegung eine recht 
läſtige und dieſe Laſt wird beſonders hart empfunden bei der 
gegenwärtig herrſchenden Geldkriſis und der Entwertung der 
Wertpapiere. Dabei mag im Vorbeigehen die Frage geſtreift 
werden, ob die aus dem Bankgeſetze vom 14. März 1875 
herübergenommene Beſtimmung des § 234 Abſ. 3 BGB., nach 
welcher ſelbſt mit den deutſchen Reichs⸗, Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
anleihen nur in Höhe von / des Kurswertes Sicherheit 
geleiſtet werden kann, in der Tat wirtſchaftlich und politiſch 
gerechtfertigt erfcheint. *) 

Der Entwurf felbft enthält zwei Beſtimmungen im Hinblick 
auf die Beſchleunigung der Vollſtreckung: die eine im 8 496 


) Wer in Höhe von 3 000 &i Sicherheit zu leiſten hatte und 
dieſe nur mit dreiprozentigen Reichs⸗ oder Preußiſchen Staatsanleihen 
bewirken konnte, mußte bei dem Kurſe von 82,75 % Anleihen im 
Nominal werte von 4 900 & hinterlegen! 
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Abſ. 6 (Ausfertigung des Urteils ohne Tatbeſtand und Ent⸗ 
ſcheidungsgründe, wobei übrigens ausdrücklich feſtgeſtellt wird, 
daß in der Mehrzahl der Fälle es im amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahren dem Kläger hauptſächlich darauf ankommt, möglichſt 
ſchnell in den Beſitz eines vollſtreckbaren Titels zu gelangen!) 
und die zweite im § 508 bzw. 700 durch die Abkürzung der 
Einſpruchsfriſt gegen amtsgerichtliche Verſäumnisurteile und 
gegen Vollſtreckungsbefehle auf eine Woche. Aber auch hier iſt 
man auf halbem Wege ſtehen geblieben. 

Glaubte man den Eintritt der Rechtskraft bei den amts⸗ 
gerichtlichen Verſäumnisſachen beſchleunigen zu müſſen, warum 
ſoll dann nicht auch bei den ſtreitigen amtsgerichtlichen Sachen 
die gleiche Vorſorge getroffen werden durch Abkürzung der 
Berufungsfriſt z. B. auf zwei Wochen, ein Vorſchlag, der ſchon 
bei den Beratungen über die ZPO. vom Abgeordneten 
Dr. Wolffſon gemacht worden war? Ob und inwieweit 
gleichzeitig eine entſprechende Erweiterung des § 709 Ziff. 24 
ZPO. angebracht erſcheint, wird jedenfalls einer eingehenden 
Prüfung bedürfen. Unter allen Umſtänden aber dürften die 
Beſtimmungen des Entwurfes nicht ausreichen, um eine prompte 
Vollſtreckung der Urteile über 300 & zu gewährleiſten. Die 
Einbeziehung dieſer Frage in die Amtsgerichtsreform erſcheint 
aber um ſo nötiger und dringlicher, als die Novelle zur ZPO. 
vom 17. Mai 1898 wie auch in Preußen die Gerichtsvollzieher⸗ 
ordnung eine nicht wegzuleugnende Verſchlechterung des 
Vollſtreckungsrechts für die Gläubiger zur Folge hatte. 
Sind ſeitdem die Ausſichten für einen günſtigen Erfolg der 
Vollſtreckung an ſich ſchon geringer geworden, ſo möge man 
wenigſtens inſoweit wieder die Rechte der Gläubiger ſtärken, 
als man ihnen raſcher und leichter als bisher zu einem vor⸗ 
läufig vollſtreckbaren Schuldtitel verhilft. 


Die Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns und das 
Armenrecht. 
Von Landgerichtsrat Oppler in Straßburg i. E. 


Trotz der ſehr beachtlichen, ſowohl die Koſtenvorſchußpflicht 
des Ehemanns gegenüber ſeiner Ehefrau als auch die Zu⸗ 
läſſigkeit der einſtweiligen Verfügung beſtreitenden Ausführungen 
von Gaupp⸗Stein (Bd. 2 S. 200 ff., vgl. auch Bürck in JW. 00 
S. 271 und 338) beharrt die Praxis allgemein auf dem durch 
das Reichsgericht nach ſeinem grundlegenden Beſchluſſe vom 
12. November 1900 (RG. 47, 72) feſtgehaltenen Standpunkte, 
wonach, vom Syſtem der Gütertrennung abgeſehen, in Prozeſſen 
zwiſchen Ehegatten der Mann von der Frau zur Leiſtung eines 
Koſtenvorſchuſſes im Wege der einſtweiligen Verfügung an⸗ 
gehalten werden kann (vgl. u. a. ZW. 00, 339; ROLG. 1, 80 
und 1, 273). Dieſer zum Schutze der Frau aus dem ehelichen 
Güterrechte nicht ohne Mühe hergeleitete Grundſatz hat zu der 
eigenartigen Folge geführt, daß die zur Beſtreitung der Prozeß⸗ 
koſten unvermögende Frau unter Umſtänden in Gefahr gerät, 
der Wohltat des Armenrechts verluſtig zu gehen und in der 
Verfolgung ihrer Anſprüche gegen ihren Ehemann beeinträchtigt 
zu werden. Es hat nämlich das Reichsgericht in einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 9. Juli 1906 (in Gruchots Beitr. 51, 385 ff.) 
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folgendes ausgeführt: Die Verpflichtung des Mannes, bei 
Beſtehen des geſetzlichen Güterſtandes im Eheſcheidungsprozeſſe 
ſeiner Frau Koſtenvorſchuß zu gewähren, werde dadurch nicht 
beſeitigt, daß ihm das Armenrecht bewilligt worden ſei. Ebenſo⸗ 
wenig wie der die Verpflichtung begründende 8 1387 Abſ. 1 
Nr 1 BGB. eine ſolche Einſchränkung kenne, laſſe ſich aus 
8 115 ZPO. herleiten, die Bewilligung des Armenrechts habe 
die Befreiung des Ehemannes von dieſer aus dem ehelichen 
Güterrechte entſpringenden Pflicht zur Folge. Denn bei 
geſetzlichem Güterſtande gehöre es eben zur Pflicht des Ehe 
mannes, gleichviel ob er arm oder reich ſei, Vermögen der 
Frau verwalte oder nicht (RG. 8. März 01 und 12. Auguſt 01 
in JW. 01 S. 274 und 735), die Frau mit Koſtenvorſchuß zu 
verſehen. Auch die Tatſache der Bewilligung des Armenrechts 
vermöge nicht die Zweckloſigkeit und Entbehrlichkeit der be⸗ 
antragten einſtweiligen Verfügung wegen Mittelloſigkeit des 
Schuldners von vorneherein darzutun; denn ganz abgeſehen 
davon, daß häufig erſt die Zwangsvollſtreckung ſicheren Auf⸗ 
ſchluß über die Zahlungsfähigkeit des Schuldners gebe, dürfe 
nicht außer acht gelaſſen werden, daß die Vorausſetzungen der 
Bewilligung des Armenrechts ſich keineswegs mit dem Zuſtande 
der Zahlungsunfähigkeit deckten. Aber auch die Erwägung des 
Oberlandesgerichts, daß die Ehefrau die Bewilligung des 
Armenrechts nachſuchen könne und daß ihr dieſes unbedenklich 
erteilt werden würde, müſſe beanſtandet werden. Denn ſo⸗ 
lange und inſoweit für die Frau die Möglichkeit be⸗ 
ſtehe, Koſtenvorſchüſſe von ihrem Ehemanne zu ver⸗ 
langen, habe ſie keinen Anſpruch auf Bewilligung 
des Armenrechts. Die vorherige Inausſichtnahme der Be⸗ 
willigung des Armenrechts ſeitens des Prozeßgerichts könne 
nicht in Betracht kommen und die Klägerin um ſo weniger 
hindern, den rechtlich zutreffenden Standpunkt einzunehmen, als 
ſie mit dem Armenrecht nur einſtweilige Befreiung von 
Koſtenzahlungen, aber mit den ihr vom Manne zu gewährenden 
Vorſchüſſen endgültige Tilgung der Koſtenſchuld durch Be⸗ 
friedigung der Koſtengläubiger erreichen könne. (RG. 23. April 06 
in JW. 06, 356 1.) — 

Dieſen Ausführungen iſt als Grundſatz zu entnehmen, die 
Ehefrau ſolle einen Anſpruch auf Bewilligung des Armenrechts 
nicht haben, ſolange und inſoweit ſie Koſtenvorſchüſſe von ihrem 
Ehemanne verlangen kann. Demſelben wird unbedenklich zu⸗ 
zuſtimmen fein, wenn bei dieſer letzten Begrenzung nicht nur 
die regelmäßig gegebene rechtliche Möglichkeit, ſondern auch der 
tatſächliche Vermögenszuſtand des Mannes gebührend berück⸗ 
ſichtigt wird. Der von der Praxis der Inſtanzgerichte bisher 
offenbar viel zu wenig beachtete Grundſatz wird zunächſt die 
wohltätige Folge haben, daß ſich die Gerichte in der Erteilung 
des Armenrechts an Ehefrauen engere Schranken ſetzen. Die 
Fälle, in denen Ehefrauen ihr Unvermögen zur Beſtreitung der 
Prozeßkoſten beſcheinigt wird, während der Ehemann hierzu 
ſehr wohl imſtande iſt, ſind keine ſeltenen. Hierbei wird nun⸗ 
mehr grundſätzlich davon auszugehen ſein, daß der Antrag der 
Ehefrau auf Bewilligung des Armenrechts trotz Beibringens 
des Armutszeugniſſes abgelehnt und daß dieſelbe darauf hin⸗ 
gewieſen wird, ihren Ehemann zu der ihm obliegenden 
Vorſchußleiſtung im Wege der einſtweiligen Verfügung an⸗ 
zuhalten. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Dagegen fordert die weitere Ausführung des Reichs⸗ 
gerichtes, in gleicher Weiſe ſei auch dann zu verfahren, wenn 
dem Ehemann bereits das Armenrecht erteilt iſt, meines Er⸗ 
achtens zu lebhaftem Widerſpruch heraus. Die herrſchende 
Meinung hat bisher mit Recht den Standpunkt vertreten, die 
Vorausſetzung der Bewilligung des Armenrechts an die Ehe⸗ 
frau, Unvermögen im Sinne des § 114 Abſ. 1 ZPO., ſei dann 


ohne weiteres erwieſen, wenn der zum Koſtenvorſchuß an ſich 


verpflichtete Ehemann Prozeßgegner iſt und ſelbſt das Armen⸗ 
recht hat (vgl. u. a. Skonietzki, Gelpcke §8 114°; OLG. Hamburg 
in Seuff A. 59, 67 und ROG. 5, 472). 

Allerdings hat ſchon das Kammergericht (Beſchlüſſe vom 
18. Januar 02 in ROG. 4, 84) erklärt, der auf 8 1387 BGB. 
beruhende Anſpruch der Frau auf Koſtenvorſchuß ſei jeder 
andern aus einem andern Schuldgrunde erwachſenden Forde⸗ 
rung gegen den Mann gleichzuſtellen, ſo daß an der Ver⸗ 
pflichtung des Mannes zur Vorſchußleiſtung durch den Um⸗ 
ſtand nichts geändert werde, daß dem Manne das Armen⸗ 
recht erteilt worden ſei (jo auch Planck 8 1387 Anm. 1 d). 
Allein die Pflicht des Mannes, die Koſten eines von der Frau 
geführten Prozeſſes aus eigenen Mitteln zu beſtreiten, auch 
wenn ſich der Rechtsſtreit gegen ihn ſelbſt richtet — da dieſe 
letzteren Koſten zwar dem Vorbehaltsgut zur Laſt fallen 
(S 1416 Abſ. 1 BGB.), ob und inwieweit dies der Fall, 
aber erſt durch das Urteil entſchieden wird, während der 
Prozeßdauer daher auch dieſe Koſten vom Manne zu tragen 
find (vgl. RG. in JW. 00 S. 837 und 868, 01 S. 274 und 
735), — dieſe Verpflichtung des Mannes zur Koſtenzahlung 
begründet nicht ohne weiteres die Verbindlichkeit, eben dieſe 
Koſten der Frau vorzuſchießen. Wenn auch dem Anwalte 
der Frau auf Grund der beſonderen Vorſchrift des § 1388 
BGB. ein unmittelbarer Anſpruch gegen den Ehemann auf 
den ihm geſetzlich zuſtehenden Koſtenvorſchuß gegeben iſt, ſo 
kann doch für das durch die Rechtſprechung anerkannte Recht 
der Frau, einen Koſten vorſchuß vom Manne aus deſſen 
Mitteln zu verlangen, nur in der Beſorgnis, dieſes Recht 
könne vereitelt oder gefährdet werden, eine geſetzliche Grund⸗ 
lage gefunden werden. Andernfalls mangelt es an den nach 
§ 935 ZPO. erforderlichen Vorausſetzungen für den Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung. Von einer ſolchen Beſorgnis 
der Gefährdung des Koſtenanſpruches der Frau kann aber 
dann nicht geſprochen werden, wenn die Mittelloſigkeit des 
Mannes obrigkeitlich beſcheinigt und auf Grund dieſer Be⸗ 
ſcheinigung ihm das Armenrecht erteilt iſt (vgl. OL G. Hamburg 
in Seuff A. 59, 67). | 

Und wenn auch Vorausſetzung für die Bewilligung des 
Armenrechts nicht die Zahlungsunfähigkeit iſt, ſo muß doch 
meines Erachtens der ſozialpolitiſche Gedanke, der der Rechts⸗ 
wohltat des Armenrechts zugrunde liegt, mit Notwendigkeit die 
Befreiung des im Armenrechte ſtreitenden Ehemannes auch von 
ſeiner Vorſchußpflicht gegenüber der Ehefrau zur Folge haben. 
Unmöglich kann das Geſetz wollen, daß die Frau mit allen 
Mitteln der Zwangsvollſtreckung ihren Koſtenanſpruch bis. aufs 
äußerſte gegen den Mann verfolgt, während dieſer ſelbſt wegen 
ſeines feſtgeſtellten Unvermögens von der Zahlung der ihm er⸗ 
wachſenden Koſten, wenn auch nur einſtweilen, befreit iſt. Sie 
anſtatt der Bewilligung des Armenrechts auf dieſen Weg ver⸗ 
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weiſen, bedeutet neben einer außerordentlichen Härte gegen den 
Mann Gefährdung ihrer eigenen Intereſſen. Denn zu der 
Verſagung des Armenrechts wird ſich oft genug die Erfolg⸗ 
loſigkeit der Vollſtreckung gegen den Mann geſellen; inzwiſchen 
aber iſt die Frau, die ihren Anwalt nicht mit Vorſchuß ver⸗ 
ſehen kann, unter Umſtänden außerſtande, ihr Recht zu ver⸗ 
folgen, wogegen der Ehemann, vor dem ſie doch begünſtigt 
werden ſoll, ſich des Armenrechts erfreut. 

Es wird daher an der wohlbegründeten bisherigen Praxis 
feſtzuhalten und in Prozeſſen zwiſchen Ehegatten der armen 
Ehefrau das Armenrecht ohne weiteres dann zu gewähren 
ſein, wenn dem Ehemann dasſelbe bereits erteilt und im übrigen 
die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung weder mutwillig 
noch ausſichtslos iſt. 


Einfluß der Weiterveräußerung der Kanfſache, 
insbeſondere eines gekauften Tieres, auf das 
Wandlungsrecht des Käufers. 

Von Landgerichtsrat Zeiler in Kempten. 


1. Nach der geſetzlichen Regelung des Wandlungsrechts 
iſt die Wandlung nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Käufer über die gekauſte Sache durch Weiterveräußerung 
verfügt. Die Wandlung bleibt trotzdem möglich, ſolange 
nur die Sache ſelbſt noch exiſtiert und nicht in einer von 
den 88 351, 352, 353 BGB. betroffenen Weiſe untergegangen 
oder verſchlechtert oder umgeſtaltet iſt. Danach bewirkt die 
Weiterveräußerung allein, d. h. ohne daß einer der in 
§ 353 erwähnten Umſtände dazu tritt, nach der geſetz⸗ 
lichen Regelung des Wandlungsrechts der Verluſt 
des Wandlungsanſpruchs ſelbſt dann nicht, wenn der Käufer 
in Kenntnis des Mangels oder in fahrläſſiger Unkenntnis 
des Mangels — und damit des Wandlungsrechts — 
gehandelt hat.“) 

Dieſe Regelung ſchließt jedoch nicht aus, daß der 
Wandlungsanſpruch gleichwohl untergegangen ſein kann: 
nämlich dann, wenn der Käufer darauf verzichtet hat. 
Dieſer Verzicht kann aus der Weiterveräußerung geſchloſſen 
werden, eine Auffaſſung, die u. a. in der RG. 54, 80 ver⸗ 
treten iſt. Da hier nur eine Schlußfolgerung aus der 
Weiterveräußerung als einer konkludenten Handlung vorliegt 
und der Verzicht eine Willenserklärung bildet“), die natürlich 
wie jede andere auch auszulegen iſt, ſo ſind auch alle anderen 
Umſtände des Falles zu berückſichtigen. Daß es ſich um 
Auslegung einer Willenserklärung handelt, bringt die er⸗ 
wähnte Entſch. des RG. in vorſichtiger Faſſung der Be⸗ 
gründung zum Ausdruck, während die die Frage behandelnden 
Bemerkungen in den Kommentaren mehr oder weniger zu 
einer unangebrachten Verallgemeinerung neigen.“) 


) Schollmeyer, Komm. z. BGB. 8 853. Anm. 1. 2. 

) Dernburg, Pandekten Bd. 18 83. — Danz, die Aus⸗ 
legung der Rechtsgeſchäfte, 2. Aufl. S. 194. 

) So Planck, Komm. z. BGB. § 467 Anm. 1 (wo es ganz 
allgemein heißt, ein Verzicht liege in der mit Kenntnis des Mangels 
geſchehenen Veräußerung der Kaufſache). — Staub, Komm. z. H., 
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In vielen Fällen, vielleicht regelmäßig, mag die Weiter⸗ 
veräußerung allerdings den Schluß zulaſſen auf den Willen, 
auf den Wandlungsanſpruch zu verzichten, insbeſondere wenn 
unter ſolchen Umſtänden weiter veräußert wird, daß dem 
Käufer, wollte er ſpäter Wandlung verlangen, die Rück⸗ 
erſtattung der Kaufſache nach dem gewöhnlichen Verlauf der 
Dinge unmöglich ſein wird. Es iſt hier vollkommen zu⸗ 
treffend, zu ſagen: wenn der Käufer, obwohl er weiß, daß 
er im Fall einer Wandlung die Sache zurückgewähren muß, 
gleichwohl weiter veräußert, ſo bringt er damit ſtillſchweigend 
zum Ausdruck, daß er die Wandlung nicht geltend zu machen 
gedenkt; und da iſt dann die Annahme eines ſtillſchweigenden 
Verzichts auf den Wandlungsanſpruch gerechtfertigt. 

Aber ſo liegt die Sache keineswegs immer. 

Die Annahme eines Verzichts iſt vielmehr jedenfalls 
dann ausgeſchloſſen, wenn der Käufer bei der Weiter⸗ 
veräußerung ſich ſeinem Abkäufer gegenüber ein Rückkaufs⸗ 
recht vorbehalten hat. Aber auch dann wird die Annahme 
eines Verzichts immer ausgeſchloſſen fein, wenn der Käufer 
vor oder bei der Weiterveräußerung dem Käufer erklärt, er 
wolle durch die Weiterveräußerung ſich ſeines Wandlungs⸗ 
rechts nicht begeben, es müßten denn ganz beſondere Umſtände 
dargetan ſein, die die wörtlich erklärte Verwahrung 
gegen die Annahme einer Verzichtserklärung gegenüber dem 
tatſächlich erklärten Verzicht als bloße Scheinerklärung 
kennzeichnen. Für die Regel kann gegenüber der aus⸗ 
drücklichen Erklärung, nicht verzichten zu wollen, eine 
Handlung, die nur als ſtillſchweigende Erklärung des gegen⸗ 
teiligen Willens gedeutet werden könnte, nicht in Betracht 
kommen. Der Käufer behält alſo in dieſem Fall den Wandlungs⸗ 
anſpruch, und die tatſächliche Unmöglichkeit, die weiter⸗ 
veräußerte Sache herauszugeben, führt dann nicht zur Ab⸗ 
weiſung des Wandlungsanſpruchs, ſondern kann nur dem 
Verkäufer bei der Anwendung des § 354 BGB. zuſtatten 
kommen oder auch inſofern, als der Käufer mangels eigenen 
Beſitzes der Sache nicht in der Lage iſt, dem Verkäufer die 
Rückgewähr in einer den Gläubigerverzug begründenden 
Weiſe anzubieten, und damit der Möglichkeit beraubt iſt, 
gegenüber einer Klage auf Kaufpreiszahlung die Wandlung 
einredeweiſe geltend zu machen.“) 

Wenn demgegenüber Staub a. a. O.“) geltend macht, 
der Verluſt des Wandlungsanſpruchs durch Weiterveräuße⸗ 
rung der Sache in Kenntnis des Mangels müſſe um ſo 
ſicherer angenommen werden, als die gleiche Anſchauung auch 


6/7. Aufl. § 377 Anm. 54; 8. Aufl. § 377 Anm. 67. — Achilles, 
G8. § 467 Anm. 2 („in einer mit Kenntnis des Mangels ge 
ſchehenen Weiterveräußerung werde grundſätzlich ein Verzicht auf die 
erhobenen oder noch nicht erhobenen Gewährleiſtungsanſprüche 
erblickt“). — Staudinger, Komm. z. BGB. 8 467 Anm. II 1 
(„der Verkäufer verwirke den Wandlungsanſpruch immer auch dann, 
wenn er mit der Sache in einer Weiſe verfahre, die auf ſeinen 
Willen, ſie zu behalten, ſchließen laſſe, ſo z. B., wenn er die Sache 
in Kenntnis ihres Mangels veräußere“). — Stölzle, Viehkauf, 
8. Aufl. S. 147 (der Käufer verliere durch die Weiterveräußerung 
ſeinen Anſpruch auf Wandlung, da hierin ein Verzicht zu erblicken ſei“). 
) Niſſen, JW. 02, 468. — Planck, Komm. § 488 Anm. 2a. 
) Vgl. Anm. 3. 
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in 8 464 BGB. zum Ausdruck gelangt ſei, da hier ſchon 
die Annahme der Sache in Kenntnis des Mangels das 
Wandlungsrecht ausſchließe — ſo erſcheint mir dieſe Schluß⸗ 
fofgerung nicht ſtichhaltig. 

Es erſcheint zwar natürlich, in der Annahme der 
Kaufſache trotz Kenntnis des Mangels, einen Verzicht auf 
die Gewährleiſtung zu erblicken, ſofern ſich nicht der Käufer 
ſeine Rechte vorbehält. Aber es braucht darum der gleiche 
Schluß nicht auch berechtigt zu ſein für den Fall, daß der 
Käufer nach Mbergabe der Sache den Mangel entdeckt und 
nun — bauend auf die geſetzliche Regelung des Wandlungs⸗ 
rechts, im Bewußtſein, daß er Wandlung verlangen könne, 
und in der Abſicht, ſie eventuell geltend zu machen — die 
Sache weiter veräußert. Man denke an den Fall, daß der 
Käufer für die Sache eine Anzahlung geleiſtet hat, die dem 
wahren Werte der Sache ungefähr entſpricht, und darauf 
rechnet, der Verkäufer werde den Kaufpreisreſt nicht auf die 
Gefahr hin, der Wandlungseinrede gegenüber zu unterliegen, 
einklagen; für den Fall aber, daß dies doch geſchehe, ſich 
das Wandlungsrecht wahren will. Daß der Käufer, der 
trotz Kenntnis des Mangels die Kaufſache annimmt, in 
der Regel einen Gewährleiſtungsanſpruch nicht hat, iſt durch 
poſitive Geſetzesvorſchrift beſtimmt. Für den Fall der 
Weiterveräußerung der Sache aber iſt die geſetzliche 
Regelung, von der auszugehen iſt, die, daß der Wandlungs⸗ 
anſpruch ſolange beſteht, als die Sache noch exiſtiert und 
nicht in gewiſſer Weiſe verſchlechtert oder umgeſtaltet iſt, 
mag ſie auch vom Käufer aus in andere Hände übergegangen 
ſein. Für die Auslegung alſo, daß in einer Weiterveräuße⸗ 
rung gleichwohl ein Verzicht auf das Wandlungsrecht zu 
erblicken ſei, kann man ſich nicht auf eine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift beziehen, die einen andern, wenn auch ähnlichen Fall 
— von einer andern Anſchauung ausgehend — poſtitiv ges 
regelt hat. 

Ich bin alſo zuſammenfaſſend der Meinung, daß in der 
Veiterveräußerung nicht ohne weiteres ein Verzicht auf die 
Wandlung zu erblicken iſt, daß vielmehr die Frage, ob dies 
anzunehmen iſt, Frage ſorgfältiger Auslegung im einzelnen 
Falle ſein muß. 

2. Nach dieſen Ausführungen über das allgemeine 
Vandlungsrecht iſt zu erörtern, wie es im Falle des 
Biehkaufs mit der Annahme eines Verzichts auf den 
Wandlungsanſpruch ſteht. 

Nach 8 487 BGB. geht der Tierkäufer der Wandlung 
in den Fällen der 88 351 bis 353 nicht verluſtig, alſo wenn 
das Tier durch ſein oder ſeines Abkäufers Verſchulden 
untergeht oder weſentlich verſchlechtert oder wenn es „um⸗ 
geſtaltet“ wird, insbeſondere wenn es geſchlachtet wird. 
Außerdem aber behält er den Wandlungs anſpruch auch dann, 
wenn er infolge eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, 
möbefondere infolge einer Verfügung über das Tier, außer: 
ande iſt, es zurückzugewähren. In allen dieſen Fällen 
hat der Käufer an Stelle der Rückgewähr den Wert des 
Tieres zu vergüten. 

Wenn ſchon nach allgemeinem Wandlungsrecht der Ver⸗ 
luſt des Wandlungsanſpruchs durch Weiterveräußerung der 
aufſache auf Grund einer ſpeziellen Geſetzes⸗ 
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beſtimmung nicht eintritt, ſo iſt eine ſolche Annahme 
durch $ 487 Abſ. 2 Satz 2 BGB. für den Viehkauf noch 
ausdrücklich ausgeſchloſſen. Inſoweit alſo, als lediglich 
dieſer Satz in Frage kommt, ſpricht § 487 Abſ. 2 Satz 2 
etwas aus, was ſchon durch das allgemeine Wandlungsrecht 
beſtimmt iſt. Aber eine weitere Erleichterung der Wandlung 
gegenüber dem allgemeinen Wandlungsrecht bietet die Be⸗ 
ſtimmung inſofern, als nach allgemeinem Wandlungs⸗ 
recht der Käufer, der trotz der Weiterveräußerung ſein 
Wandlungsrecht nicht verloren hat, zur Ausführung der 
geltend gemachten Wandlung die Kaufſache zurückzugeben hat 
(ſo daß es alſo praktiſch vielfach auch in Fällen, wo der 
Wandlungs anſpruch nicht erloſchen war, doch nicht zur 
Wandlung kommen kann), während für den Viehkauf 
in den Fällen, wo der Käufer infolge der Weiterveräußerung 
nicht mehr im Beſitze des Tieres iſt, nicht Rückgewähr in 
Natur zu erfolgen hat, ſondern nur der Wert des Tieres 
zu vergüten iſt. 

8 487 Abſ. 2 Satz 2 ſpricht nun allerdings nicht davon, 
ob die Beſtimmung, wonach im Falle der Weiterveräußerung 
der Wandlungsanſpruch erhalten bleibt und nur der Wert 
des Tieres zu vergüten iſt, allgemein gilt oder nur für 
den Fall, daß der Käufer ohne Kenntnis des Mangels 
weiterveräußert. 

Das Geſetz unterſcheidet nicht, und es iſt, ebenſo wie 
dies auch für das allgemeine Wandlungsrecht gilt, anzu⸗ 
nehmen, daß auch hier grundſätzlich, d. h. nach der 
poſitiven Regelung des Wandlungsrechts das gleiche 
gelten muß, ob der Käufer ohne Kenntnis des Mangels oder 
in Kenntnis des Mangels oder in verſchuldeter Unkenntnis 
weiterveräußert. 

Aber hier nicht minder wie für das allgemeine Wand⸗ 
lungsrecht kommt neben dieſer poſitiven Regelung des 
Wandlungsrechts die Frage in Betracht, ob nicht in der 
Weiterveräußerung ein Verzicht auf den Wandlungs⸗ 
anſpruch liegt und deshalb die Wandlung ausgeſchloſſen iſt. 

Ich gebe die Möglichkeit zu, daß je nach den Umſtänden 
des Falles gelegentlich einmal ein Verzicht auf den Wand⸗ 
lungsanſpruch in der Weiterveräußerung des Tieres erblickt 
werden kann, z. B. wenn der Käufer das Tier trotz des 
Mangels um einen Preis weiterveräußert, der dem von ihm 
ſelbſt angelegten nicht nachſteht. Aber hier wird die Aus⸗ 
legung beſondere Vorſicht erfordern. Denn hier liegen die 
rechtlichen Verhältniſſe ganz weſentlich anders als für den 
Kauf im allgemeinen. Während der Käufer nach dem allge⸗ 
meinen Wandlungsrecht den erhaltenen Kaufgegenſtand ſelbſt 
zurückzugeben hat, tritt bei der Weiterveräußerung eines ge⸗ 
kauften Tieres an die Stelle dieſer Rückgewähr die Ver⸗ 
gütung des Wertes. Kann man alſo zwar dem Käufer einer 
andern Sache entgegenhalten, er habe dadurch, daß er ſich 
der Sache entäußert und damit der Möglichkeit der Rück⸗ 
gewähr beraubt habe, unverkennbar zum Ausdruck gebracht, 
daß er nicht wandeln wolle, ſo kann dies von dem Weiter⸗ 
veräußerer eines gekauften Tieres nicht geſagt werden. Der 
braucht ja, um die Wandlung geltend zu machen, nach der 
geſetzlichen Sonderbeſtimmung das Tier ſelbſt nicht zurück⸗ 
zugeben, ſondern nur den Wert zu vergüten; von ihm kann 
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man aljo nicht fagen, er habe unverkennbar auf das Wand⸗ 
lungsrecht verzichtet, wenn er, mit der Möglichkeit der 
Wandlung vor Augen, das Tier weiter veräußert habe. 

Daher iſt der — anſcheinend ohne Berückſichtigung der 
Sondervorſchrift des 8 487 dem allgemeinen Wandlungsrecht 
entnommene, aber auch ſchon für dieſes nicht vorſichtig genug 
gefaßte — Satz bei Stölzle, Viehkauf, S. 147, daß in 
einer Weiterveräußerung des Tieres in Kenntnis des Mangels 
immer ein Verzicht auf das Wandlungsrecht liege, für das 
Viehgewährſchaftsrecht vollſtändig abzulehnen, und viel⸗ 
mehr Meisner“) zuzuſtimmen, der ausführt, daß der Käufer 
den Wandlungsanſpruch auch dann nicht verliere, wenn er 
nach Entdeckung des Mangels oder erſt nach Erſtattung der 
Mängelanzeige, ja ſelbſt erſt nach der Erhebung der Wand⸗ 
lungsklage das Tier weiter veräußere — einer Ausführung, 
die allerdings nicht erſehen läßt, ob dabei an die Möglichkeit 
eines in einer Weiterveräußerung liegenden Verzichts auf 
den Wandlungsanſpruch gedacht iſt. 

3. Nach dem Erörterten läuft der Käufer durch die 
Weiterveräußerung der Kaufſache nicht ohne weiteres, bei 
der Weiterveräußerung eines gekauften Tieres ſogar in der 
Regel nicht Gefahr, damit den Wandlungsanſpruch zu ver⸗ 
lieren, insbeſondere, wenn er die Vorſicht gebraucht, dem 
Verkäufer gegenüber vor oder bei der Veräußerung eine 
ausdrückliche Erklärung abzugeben, daß er ſein Wandlungs⸗ 
recht nicht aufgeben wolle. 

Eine ſolche Weiterveräußerung kann dem Käufer eines 
Tieres unter Umſtänden von beſonderem Werte ſein. 

Hat nämlich der Käufer eines Tieres, der das Tier 
übergeben erhalten, den Kaufpreis aber noch nicht oder erſt 
teilweiſe bezahlt hat nach der Entdeckung des Mangels und 
Erſtattung der Mangelanzeige die Friſt zur Klagerhebung 
verſäumt, ſo iſt, wenn der Verkäufer die Rücknahme ver⸗ 
weigert, aber doch zur Erhebung der Kaufpreisklage ſich 
nicht entſchließt, der Käufer in der unangenehmen Lage, das 
Tier, deſſen Nutzen die Fütterungskoſten bei weitem nicht 
aufwiegt, im Stall ſtehen zu haben. In einem ſolchen Fall 
bietet ihm die Weiterveräußerung des Tieres ein ungefähr⸗ 
liches Mittel, ſich des läſtigen Freſſers zu entledigen. 

Ein anderer Weg zur Erreichung des gleichen Ziels iſt 
allerdings noch ſicherer, wenn auch freilich mit mehr Um⸗ 
ſtändlichkeiten verbunden: indem nämlich der Käufer, da er, 
wenn auch nur mehr einredeweiſe, noch wandlungsberechtigt 
iſt, den Verkäufer (eventl. unter der Aufſorderung zur Er⸗ 
ſtattung der Futterkoſten abzüglich gezogener Nutzungen) zur 
Zurücknahme des Tieres auffordert und ihn ſo, wenn der 
Verkäufer ſich weigert oder ſich nicht erklärt, nach 88 295, 
298 BGB. in Gläubigerverzug verſetzt und dann nach 
88 383, 384 BGB. das Tier verſteigern läßt.“) 

Eine weitere Hilfe bietet dem Käufer in einem Fall der 
erwähnten Art, ſofern die Vorausſetzungen des § 256 ZPO. 
als gegeben erachtet werden, die Erhebung einer negativen 
Feſtſtellungsklage dahin, daß er zur Zahlung des Kaufpreiſes 


) Meisner, die Vorſchr. des BGB. betr. die Viehgewährſchaft 
S. 64, 65. 
) R. OLG. 12, 266. 
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nicht verpflichtet ſei, und ein an das Prozeßgericht zu 
ſtellender Antrag auf Erlaſſung einer (auch im Fall einer 
negativen Feſtſtellungsklage wohl zuläſſigen) Anordnung nach 
$ 489 BGB. 

Dagegen halte ich es nicht für möglich, außerhalb eines 
anhängigen Rechtsſtreits durch eine einſtweilige Verfügung 
nach 8 940 ZPO. einzugreifen. Denn die Erlaſſung einer 


-einjtweiligen Verfügung ſetzt voraus, daß fie zur Abwehr 


drohender Nachteile oder wenigſtens „aus anderen Gründen“ 
nötig iſt. Sie muß alſo nötig ſein. Sie iſt es aber nicht, 
wenn der Wandlungsberechtigte, wie ausgeführt, verſchiedene 
Möglichkeiten hat, auch ohne Hilfe des Gerichts ſich aus 
ſeiner unangenehmen Lage zu befreien. 


Aufrechnung gegenüber Geſindelohnforderungen. 
Von Amtsrichter Dr. Cordes, Cloppenburg. 


In der DIZ. S. 1248 wendet ſich L. G. R. Fromherz 
gegen meine Ausführungen in d. Bl. 07 S. 383 ff., dürfte 
aber die diesſeitige Anſicht nicht widerlegt haben: 

Das „Ausſpannen“ oder „Wegmieten“ iſt ſpeziell dem 
Geſindeverhältnis eigentümlich; die Aufrechnung gegenüber Lohn⸗ 
forderungen kommt beim Geſindedienſt nicht häufiger vor als bei 
anderen Dienſtverhältniſſen. Daher liegt die Zugehörigkeit der 
Haftpflicht wegen „Ausſpannens“ zum Geſinderecht der allge⸗ 
meinen Auffaſſung ſicher näher als die Zugehörigkeit einer Auf⸗ 
rechnungs freiheit gegenüber Lohnforderungen des Geſindes. 

Bei dem Aufrechnungsverbot gegen Lohnanſprüche handelt 
es ſich auch nicht um den Dienſtvertrag und ſeinen Inhalt, 
ſondern lediglich um die Verkehrsfähigkeit, um eine be⸗ 
ſondere Eigenſchaft von Anſprüchen, welche aus Dienſtverträgen, 
welcher Art auch immer, hervorgegangen ſind. Es ſteht nicht 
in Frage, was aus dem Dienſtvertrage hervorgehen ſoll, ſondern 
inwieweit der Rechtsverkehr mit gewiſſen, zur ſelbſtändigen 
Exiſtenz gelangten Anſprüchen beſchränkt ſein ſoll. Die hier⸗ 
über beſtehenden reichsgeſetzlichen Vorſchriften beziehen ſich auf 
alle aus irgendwelchen Dienſt⸗ oder Arbeitsverträgen hervor⸗ 
gegangenen Lohnanſprüche. 

Das Aufrechnungsverbot des BGB. iſt nur eine Teil⸗ 
erſcheinung eines allgemeinen Rechtsprinzips, daß Lohnanſprüche 
der unfreiwilligen Beſchlagnahme und der freiwilligen Verfügung 
entzogen fein ſollen. (Reichsgeſetz v. 21. Juni 69 und § 850 
380.) 

Wenn der Reichsgeſetzgeber im Art. 95 EGBGB. dem 
Landesrechte für die Aufrechnung gegenüber Geſindelohn⸗ 
forderungen freie Bahn hätte geben wollen, ſo hätte konſequenter⸗ 
weiſe doch ein Gleiches beſtimmt werden müſſen für das 
Pfändungsverbot des § 850 Ziff. 1 ZPO. Daß dies aber 
nicht geſchehen iſt, ſteht nach Art. 32 EG. feſt (vgl. Niedner 
zu Art. 95 EG. Note 4; Planck EG. zu Art. 95 Note 5). 
Auf einem Überſehen kann dies nicht beruhen, da der § 394 
BGB. ſich ausdrücklich auf die Vorſchriften der ZPO. beruft. 

Gerade weil die Vorſchriften in SS 617 f. BGB. ($ 562 a 
des Entwurfes) ebenſo wie diejenigen in § 394 aus ſozial⸗ 
politiſchen Rückſichten getroffen ſind, muß die in den Motiven 
(Mugdan I, 146) aus der ſozialpolitiſchen Natur der Bor: 
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ſchriften abgeleitete Folgerung, daß die Einzelſtaaten in „dieſe 
im öffentlichen Intereſſe beſchloſſenen Normen“ nicht eingreifen 
dürften, auch für den 8 394 BGB. Geltung haben. 

Hinſichtlich der Frage, ob die Aufzählung in Art. 95 
Abf. 2 cit. einen geſchloſſenen Kreis bildet, ſtimmten beide 
Kommiſſionen darin überein, daß dies nicht beabſichtigt ſei; der 
Wortlaut des Geſetzes ſelbſt drückt das Gegenteil ſicherlich nicht 
in zweifelsfreier Weiſe aus; für ſolchen Fall iſt man darüber 
einig, daß die in den Motiven zum Ausdruck gebrachten An⸗ 
ſchauungen zur Auslegung des Geſetzes heranzuziehen ſind. Iſt 
aber die Aufzählung in Art. 95 Abſ. 2 kein numerus clausus, 
ſo hat auch hier zu gelten, daß die Landesgeſetze reichsgeſetzliche 
Vorſchriften zwingender Natur auch nicht auf dem ihnen ſonſt 
etwa vorbehaltenen Gebiete abändern können. Der Vorbehalt 
des Art. 95 iſt wie jede andere Vorſchrift, welche nicht kaſuiſtiſch 
alle möglichen Fälle des Lebens aufzählen kann, aus ſeinem 
Geiſte und dem Willen des Geſetzgebers zu erklären. Eine 
Auslegung, welche ſich nur an den Wortlaut hielte, würde 
zwar ein klares, aber vom Geſetzgeber ungewolltes und mit 
anderen Beſtimmungen des Rechts nicht harmonierendes Er⸗ 
gebnis zeitigen. | 

Daß die Aufrechnung gegen Gefindelohn weniger ein 
ſchneidende Wirkung für den Lohnberechtigten habe als die Auf⸗ 
rechnung gegen andere Lohnforderungen, iſt in dieſer Allgemein⸗ 
heit ſchwerlich zutreffend; wenn das Geſinde außer dem Lohn 
Wohnung und Beköſtigung erhält, ſo iſt der Lohn dafür um 
ſo geringfügiger; die Wirkung der Aufrechnung hängt beim 
Geſinde ebenſo wie beim Arbeiter von den Umſtänden des 
Einzelfalles ab. Vom Standpunkt des Arbeitgebers aber 
entſpricht die Aufrechnung nicht weniger einem Bedürfniſſe als 
vom Standpunkte der Dienſtherrſchaft; trotzdem hat der Geſetz⸗ 
geber die Aufrechnung gegenüber Lohnforderungen allgemein aus⸗ 
geſchloſſen aus der ſozialen Anſchauung: „Schutz den Schwachen.“ 


— 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 

Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 
Wir berichten über die in der Zeit vom 28. März bis 

11. April 1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 58 93, 94 BGB. Zum Begriffe des weſentlichen 
Beſtandteiles eines Grundſtückes, wenn bewegliche Sachen zu 
dem auf einem Grundſtücke befindlichen Gebäude verwendet 
werden.] 1 
Auf Antrag der Beklagten wurde das der Firma N. 
gehörige Grundſtück, auf dem Kallſteinfabrikation betrieben 
wurde, zur Zwangsverſteigerung gebracht. Der Kläger nahm 
das Eigentum an der auf dem Grundftüde befindlichen Wells 
blechbaracke, die er im Jahre 1903 vom Militärfiskus käuflich 
erworben und dann auf dem Grunbftüde aufgeſtellt hatte, für 
ſich in Anſpruch und erhob gegen die Beklagte Klage mit dem 
Antrage, zu erkennen, daß die Immobiliarzwangsvollſtreckung 


*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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in die Wellblechbaracke unzuläſſig ſei. Der erſte Richter wies 
die Klage ab. Das OLG. erklärte die Immobiliarzwangsvoll⸗ 
ſtreckung „in das Wellblechgehäuſe d. h. die Wellblechwände, 
Fußbodenanlage und die Bretterwände“ für unzuläſſig. Das 
RG. hob auf: Der Berufungsrichter ſpricht nicht gemäß dem 
Klagantrage aus, daß die Immobiliarzwangsvollſtreckung in 
die „Wellblechbaracke“, ſondern, daß ſie in „das Wellblech⸗ 
gehäuſe d. h. die Wellblechwände, die Fuß bodenanlage und die 
Bretterwaͤnde“ einzuſtellen ſei. Er ſieht ſich alſo, um zu einer 
ſeiner Meinung ſachgemäßen Entſcheidung zu gelangen, genötigt, 
zwiſchen den genannten und den anderen Teilen der vom 
Kläger als „Wellblechbaracke“ bezeichneten Baulichkeit zu unter⸗ 
ſcheiden. Nach dem Klagantrage war aber vom Kläger Freigabe 
der ganzen Baulichkeit, ſo wie ſie ſtand, verlangt. Schon 
hieraus ergibt ſich gegen die Entscheidung des Berufungsrichters 
das Bedenken, daß die Baulichkeit nicht genügend in ihrer ge⸗ 
ſamten Geſtaltung in Betracht gezogen worden iſt. Die Bau⸗ 
lichkeit ſtellt ſich als ein einheitliches Ganzes, als ein Gebäude 
dar, das aus den Wellblechfrontwänden, den maſſiven Giebel⸗ 
wänden, den gemauerten Fundamentpfeilern, der Fuß boden⸗ 
anlage, den Bretterverkleidungen und den Innenwänden beſteht. 
Hiervon geht auch der Berufungsrichter aus. Er erklärt aber 
trotzdem „das Wellblechgehäuſe d. h. die Wellblechwände, die 
Fußbodenanlage und die Bretterwände“ für nicht weſentliche 
Beſtandteile des Grund und Bodens, weil ſie weder mit dem 
Grundſtücke im Sinne des 8 94 Abſ. 1 BGB. feſt verbunden 
noch gemäß 8 94 Abſ. 2 BEB. zur Herſtellung des Gebäudes 
eingefügt ſeien noch durch ihre Abtrennung ſie ſelbſt oder die 
anderen Teile im Sinne des § 93 BGB. zerſtört oder in 
ihrem Weſen verändert werden würden. Dies erſcheint von 
Rechtsirrtum beeinflußt. Sind die genannten Baumaterialien 
mit anderen zu einem Gebäude vereinigt, fo find fie, auch wenn 
ſie von den anderen Teilen getrennt werden können, doch mit 
dem Grund und Boden feſt verbunden, wenn das Gebäude im 
ganzen als mit dem Grund und Boden feſt verbunden anzuſehen iſt. 
Die feſte Verbindung wird dann mittelbar durch das Gebäude 
hergeſtellt (RG. 50, 243). Allerdings können Wellblechwände 
nebſt Fußbodenanlage und Bretterwänden ſo aufgeſtellt werden, 
daß fie transportabel bleiben und als bewegliche Sachen auch 
fernerhin zu gelten haben. Vorliegend aber iſt dies nach den 
Feſtſtellungen des Berufungsrichters ſelbſt nicht der Fall. Der 
Berufungsrichter meint zwar, ſeine Anſicht, daß die genannten 
Gegenſtände bewegliche Sachen geblieben ſeien, befinde ſich in 
Ubereinſtimmung mit der vom Sachverſtändigen bekundeten 
Verkehrsauffaſſung, nach welcher ſolche Baracken wie bewegliche 
Sachen behandelt würden. Tatſächlich jedoch hat der Sach⸗ 
verſtändige, der in I. Inſtanz ſein Gutachten dahin abgegeben 
hat, das Gebäude ſei zweifellos mit dem Grund und Boden 
feſt verbunden, auch in II. Inſtanz von einer ſolchen Verkehrs⸗ 
auffaſſung nichts bekundet; vielmehr hat er nur, entſprechend 
der ihm vom Berufungsgerichte geſtellten Frage, erklärt, daß 
das Wellblechgehäuſe, wenn es bei einem eventuellen Abbruche 
von den Fundamenten und Giebelwänden getrennt werde, 
immerhin einen dem Geſchäftsgebrauche nach verkaufsfähigen 
Gegenſtand darſtelle. Das iſt aber etwas Selbſtverſtändliches. 
Wenn ein Gebäude abgebrochen wird, können naturgemäß ſeine 
einzelnen Teile für ſich allein veräußert werden. Jedoch iſt 
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dann zuvor durch den Abbruch der körperliche Gegenſtand des 
Gebäudes, als Ganzes aufgefaßt, zerſtört. Zu einem ſolchen 
Gebäude aber find vorliegend die Wellblechwände, die Fußboden⸗ 
anlage und die Bretterverkleidungen mit anderen Gegenſtänden 
vereinigt. Sie ſind zwiſchen andere Teile des Gebäudes hinein⸗ 
gebracht und in die dafür beſtimmte Stelle ſo eingepaßt, daß ſie 
mit den maſſiven Giebelwänden, den gemauerten Fundament⸗ 
pfeilern und den Innenwänden zu einem einheitlichen Körper 
verbunden find. Demnach find fie im Sinne des $ 94 Abf. 2 
BGB. zur Herſtellung des Gebäudes eingefügt und daher 
weſentliche Beſtandteile des Gebäudes geworden (RG. 56, 288; 
60, 421; 62, 248). Der Berufungsrichter ſtellt dies zwar in 
Abrede, weil unter eingefügten Sachen nur die in ein größeres 
Ganzes hineingebrachten Sachen zu verſtehen ſeien. Jedoch iſt eben 
das größere Ganze hier das aus allen den genannten Teilen zu⸗ 
ſammengeſetzte Gebäude. Sind aber die Wellblechwände, die Fuß⸗ 
bodenanlage und die Bretterverkleidungen weſentliche Beſtandteile 
des in Rede ſtehenden Gebäudes, ſo ſind ſie gemäß § 94 
Abſ. 1 BGB. auch weſentliche Beſtandteile des fraglichen Grund⸗ 
ſtücks, denn jedenfalls ſind die Giebelwände und die Fundament⸗ 
pfeiler mit dem Grund und Boden feſt verbunden und iſt daher 
auch das Gebäude als Ganzes und mit allen ſeinen anderen 
Beſtandteilen als mit dem Grund und Boden feſt verbunden zu 
erachten. B. c. F., U. v. 4. März 08, 275/07 V. — Berlin. 

2. 55 138, 134 BGB. in Verb. mit S 270 Pr StGB. 
vom 14. April 1851. Ein Vertrag von Bauunternehmern, 
darauf gerichtet, gemeinſchaftlich eine Erhöhung der bei den 
Submiſſionen üblich gewordenen niedrigen Preiſe zu erzielen, 
fällt nicht unter 88 138, 134 BGB. und § 270 Pr StGB.] 

Die Parteien und andere B. er Bauunternehmer ſchloſſen ſich 
durch ſchriftlichen Vertrag vom 17. März 1906 zuſammen, um 
gemeinſchaftlich eine Erhöhung der bei den Submiſſionen der 
B.er Verwaltungen üblich gewordenen niedrigen Preiſe für Tief⸗ 
bauarbeiten anzuſtreben. Zu dieſem Zwecke verpflichteten ſie ſich, 
Offerten zu den im Etats jahre 1906/1907 vorkommenden Sub» 
miſſionen nur in der zwiſchen ihnen von Fall zu Fall zu ver⸗ 
einbarenden Mindeſthöhe abzugeben. Jeder, dem Arbeit über⸗ 
tragen würde, ſollte für die unberückſichtigt Bleibenden 5 Prozent 
der Schlußſumme zu Händen eines der Beteiligten zahlen. Als 
Sicherheit für die Einhaltung dieſer Verpflichtungen hatte jeder 
einen eigenen Sichtwechſel über 5000 & zu hinterlegen, der im 
Ubertretungsfalle nach Majoritätsbeſchluß begeben werden durfte. 
Demgemäß wurde vom Beklagten der Klagwechſel vom 
20. März 1906 ausgeſtellt. Im Auftrage der Mitkontrahenten 
des Beklagten erhob der Kläger im Wechſelprozeß Klage auf 
5 000 & mit Zinſen und Wechſelunkoſten. Das OLG. vers 
urteilte. RG. beſtätigte: 1. Seitdem es in Staat und Gemeinde 
üblich geworden iſt, Arbeiten auf Grund öffentlicher Aus⸗ 
ſchreiben an den Mindeſtfordernden zu vergeben, bildet die 
dadurch entfeſſelte ſchrankenloſe Konkurrenz durch unreelle Unter⸗ 
bietungen eine ſchwere Gefahr für den Handwerkerſtand. Ver⸗ 
einbarungen von Unternehmern, die bezwecken, die Gefahr zu 
bekämpfen und angemeſſene Preiſe aufrechtzuerhalten, ſind 
grundſätzlich als zuläſſig anzuſehen. Sie ſind ſo wenig gegen 
die guten Sitten, daß ſie vom Standpunkt einer geſunden 
Wirtſchaftspolitik im Gegenteil Billigung verdienen. Natürlich 
iſt damit nicht geſagt, daß ſchon um dieſes Zieles willen jede 
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beliebige Abmachung vor einer Beanſtandung aus $ 138 BGB. 
geſchützt wäre. Die Prüfung des Einzelfalles bleibt maßgebend. 
Im vorliegenden Fall iſt aber nichts erkennbar, was als ſittlich 
anſtößig erachtet werden könnte. Die Feſtſetzung von Mindeſt⸗ 
geboten mit der Abrede, daß die übrigen Teilnehmer das Mindeſt⸗ 
gebot überbieten müſſen, gehört zu dem ſelbſtverſtändlichen 
Inhalt ſolcher Vereinbarungen. Auch die Geheimhaltung iſt 
ſelbſtverſtändlich und auch durch ſie werden keine berechtigten 
Intereſſen verletzt. Die Behörde, die einen Wettbewerb ver⸗ 
anſtaltet, hat keinen Anſpruch darauf, Geſchäftsgeheimniſſe der 
Unternehmer oder die für die Stellung der Offerten be⸗ 
ſtimmenden Umſtände zu erfahren. Es bleibt ihr überlaſſen, 
die Offerten auf ihre Angemeſſenheit zu prüfen. Auf eine 
Täuſchung iſt es dabei nicht notwendig abgeſehen, und wenn 
wirklich einmal ein Beamter durch ſolche Geheimabreden irre⸗ 
geführt werden ſollte, ſo hat er es ſeiner eigenen ſchuldhaften 
Unkenntnis der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zuzuſchreiben. Mit 
dieſer Beurteilung tritt der Senat nicht in Widerſpruch mit dem 
Urteil des VII. 38S. vom 8. Nov. 1907 Rep. VII. 51/07. 
Dort hatte eine Privatperſon acht beſtimmte Unternehmer auf⸗ 
gefordert, Offerten für einen Speicherbau einzureichen, und 
dabei erklärt, das Mindeſtgebot ſolle berückſichtigt werden. 
Die Unternehmer kamen in einer geheimen Verſammlung überein, 
daß, während die angemeſſene Vergütung für den Bau ungefähr 
160 000 .% betrug, 180 000 & als Mindeſtpreis von einem 
von ihnen gefordert würden; die ſieben andern ſollten darüber 
hinaus bieten; nachdem der erwählte Mindeſtfordernde mit der 
Arbeit beauftragt ſein würde, hatte er jedem der übrigen 
3 000 l auszuzahlen. Dieſe Vereinbarung mußte nach $ 138 
BGB. reprobiert werden. Sie unterſcheidet ſich aber von ber 
hier vorliegenden in weſentlichen Punkten. Abgeſehen davon, 
daß dort die Aufforderung von einer Privatperſon ausging und 
an beſtimmte Unternehmer gerichtet war, haben die B.er Behörden 
bei den von ihnen veranſtalteten öffentlichen Ausſchreibungen 
durchaus nicht erklärt, ſich auf das Mindeſtgebot feſtlegen zu 
wollen. Der Berufungsrichter bezeichnet es als gerichtsbekannt, 
daß in richtiger Würdigung der Verhältniſſe mitunter auch 
einem höhern Gebote der Zuſchlag erteilt werde, weil es nach 
der Geſamtheit der in Betracht zu ziehenden Umſtände das 
Vorteilhaftere ſei. Ferner iſt nicht feſtgeſtellt, daß die ver⸗ 
abredeten Gebote über die Grenzen der Angemeſſenheit hinaus⸗ 
gegangen wären. Danach liegt nichts dafür vor, daß nicht 
auch diejenigen Teilnehmer der Vereinbarung vom 17. März 1906, 
die höher bieten ſollten als das Mindeſtgebot, ihre Offerte als 
ernſtgemeinte abgegeben haben. Vgl. auch das Urteil des 
III. 3 S. vom 24. Nov. 1903 Rep. III 221/03. 2. Des 
weitern hat der Beklagte verſucht, die Nichtigkeit der Vertrages 
vom 17. März 1906 aus BGB. § 134 verbunden mit § 270 
Pr StGB. vom 14. April 1851 herzuleiten. Nach dieſem 
Paragraphen wird beſtraft, wer andere vom Mitbieten oder 
Weiterbieten bei den von öffentlichen Behörden oder Beamten 
vorgenommenen Verſteigerungen, dieſelben mögen Verkäufe, 
Verpachtungen, Lieferungen, Unternehmungen oder Geſchäfte 
irgendeiner Art betreffen, durch Gewalt oder Drohung oder 
durch Zuſicherung oder Gewährung eines Vorteils abhält. 
Nun iſt die Fortgeltung des S 270 in feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung des RG. anerkannt. Es erſcheint auch unbedenklich, 
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die Beſtimmung auf Submiſſionen mitzubeziehen (vgl. RG. 35, 
392, KGJ. 33 C S. 92, Oppenhoff Pr StGB. 6. Aufl. 
8 270 Anm. 4, Groſchuff Pr StG. 2. Aufl. Nr. 70 Anm. 3). 
Aber durch den Beſchluß der VZ3S. vom 17. März 1905 
(GG. 60, 273) iſt ausgeſprochen, daß Nichtigkeit des Vertrages 
infolge Vergehens gegen § 270 nicht eintritt, da nur die 
Tätigkeit des von der Verſteigerung Abhaltenden verboten iſt, 
während nach §8 134 BGB. das Rechtsgeſchäft als ſolches 
durch das Verbot betroffen ſein müßte. Daher hat das 
Berufungsgericht unter Hinweis auf den Plenarbeſchluß den 
Einwand verworfen. Was die Reviſion dagegen vorbringt, 
beruht auf Mißverſtändnis. Sie meint, das RG. habe nur 
den Fall behandelt, wenn lediglich einer der Kontrahenten den 
andern von der Verſteigerung abhält; nach der Vereinbarung 
vom 17. März 1906 hielten alle ſich wechſelſeitig ab. Aber 
der Plenarbeſchluß läßt deutlich erkennen, daß ein Verſtoß 
gegen §S 270 den Vertrag in keinem Falle nichtig machen kann, 
weil die Einſeitigkeit der Verbotsübertretung zum Tatbeſtande 
der Strafbeſtimmung gehört. Im Sinne dieſer Beſtimmung 
iſt eine wechſelſeitige Abhaltung von einer Verſteigerung nicht 
denkbar. Vereinbaren die Vertragsteile, an der Verſteigerung 
nicht teilzunehmen, ſo liegt ein Abhalten, ſo wie es der § 270 
verſteht, überhaupt nicht vor (vgl. Urteil des I. StS. vom 
10. Dezember 1888, RGRſpr. 10, 714; JW. 2015). Hierzu 
kommt, daß eine Beteiligung an den Submiſſionen keinem der 
Kontrahenten vom 17. März 1906 verwehrt ſein ſollte. Nur 
eine beſtimmte Mindeſthöhe wurde für die Gebote vorgeſchrieben. 
Wären die Mbergebote fingierte geweſen, die ſchlechthin keine 
Ausſicht auf Berückſichtigung gehabt hätten, ſo ließe ſich 
zweifeln, ob der Zwang zum Höherbieten, trotz der Unzuläſſigkeit 
analoger Anwendung von Strafgeſetzen, nicht einem Abhalten 
von der Verſteigerung gleichgeſtellt werden müßte. Aber es iſt 
bereits ausgeführt, daß dieſer Fall hier nicht gegeben iſt. 
Kein Unternehmer war gewiß, daß er nicht trotz des höheren 
Gebots den Zuſchlag erhalten würde. Auch aus dieſem Grunde 
lann von einem Abhalten keine Rede ſein. R. c. M., U. v. 
7. März 08, 357/07 I. — Breslau. 

3. 88 138, 817, 873, 1163, 1177 BGB. Verkauf 
eines Grundſtücks zum Zweck des Bordellbetriebes. Der dinglichen 
Klage aus einer Hypothek für rückſtändiges Kaufgeld kann der 
Einwand entgegengeſetzt werden, daß die Hypothek wegen 
Unſittlichkeit des Kaufvertrags bezw. der Hypothekbeſtellung 
nichtig fei.] 

Die Beklagten wenden gegenüber der lediglich dinglichen 
Klage aus der Hypothek ein, der zwiſchen ihrer Beſitzvorgängerin 
Frau O. und der Klägerin zu 1 ſowie deren verſtorbenem Ehe⸗ 
manne geſchloſſene Kaufvertrag über das mit der Hypothek 
belaſtete Grundſtück vom 20. November 1902 ſei wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig und dieſe Nichtigkeit 
erſtrecke ſich auch auf die für die Kaufpreisforderung aus dem 
Vertrage erfolgte Beſtellung der Hypothek. Die Vorinſtanzen 
erachten dieſen Einwand unter Bezugnahme auf die Entſcheidung 
des erkennenden Senats in RG. 63, 179 für unerheblich, weil, 
ſelbſt wenn das der Hypothekbeſtellung zugrunde liegende 
Rauſalgeſchäft wegen Unſittlichkeit nichtig wäre, doch die Hypothek 
ſelbſt weder nichtig noch kondizierbar, noch auch nach § 1163 
80. zur Eigentümergrundſchuld geworden ſein würde. Die 
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Reviſion rügt Verletzung der 88 1163, 1137, 1169, 1168, 
817, 138 BGB. und unterbreitet namentlich, mit Rückſicht 
auf die von der Rechtslehre gegen die genannte Entſcheidung 
erhobenen Angriffe, der nochmaligen Prüfung des Senates, ob 
nicht im Falle der Beſtellung einer Hypothek für eine wegen 
Unſittlichkeit des Kauſalgeſchäfts nichtige Forderung nur eine 
Eigentümergrundſchuld für den Beſteller entſtehe. Es iſt der 
Reviſion ſtattzugeben. Wären die Behauptungen der Beklagten 
richtig, ſo wäre zunächſt der Kaufvertrag vom 20. November 1902 
gemäß 8 138 Abſ. 1 BGB. nichtig. Nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des Reichsgerichts, von der abzugeben kein 
Anlaß vorliegt, verſtoßen ſogen. Bordellkäufe gegen die guten 
Sitten. ... Die Beklagten machen nun geltend, wegen 
Nichtigkeit dieſes Kaufvertrages ſei auch die für die Kaufpreis 
forderung aus dem Vertrage beſtellte Hypothek nichtig, jedenfalls 
ſtehe den Klägern wegen Nichtigkeit der zugrunde liegenden 
Forderung ein Klagerecht aus der Hypothek nicht zu. Die 
Verwerſung dieſes Einwandes ſeitens der Vorinſtanzen beruht 
auf Rechtsirrium. Die Gnigung der Beteiligten über eine 
Hypothekbeſtellung (8 873 BGB.) iſt ebenſo, wie beiſpielsweiſe 
die Auffaſſung, die Einigung über die Beſtellung eines Nieß⸗ 
brauchs, eines dinglichen Vorkaufsrechtes an einem Grundſtücke, 
die Eigentumsübertragung durch Übergabe einer beweglichen 
Sache einſchließlich der Zahlung von Geld oder Geldwert, die 
Einigung über Beſtellung eines Pfandrechtes, ein abſtraktes 
Rechtsgeſchäft auf dem Gebiete des Sachenrechtes, das auch 
dinglicher Vertrag genannt wird, weil es unmittelbar eine 
Rechtsänderung in bezug auf eine Sache zum Gegenſtande hat. 
Auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe ſind abſtrakte Rechts⸗ 
geſchäfte beiſpielsweiſe die Übertragung einer Forderung, das 
Schuldanerkenntnis, das Schuldverſprechen, die Ausſtellung 


eines Wechſels. Abſtrakt werden ſolche Rechtsgeſchäfte deswegen 


genannt, weil ſie losgelöſt ſind von dem Rechtsgrunde, in dem 
ſie ihre Veranlaſſung finden, und ihre rechtliche Wirkung an 
ſich unabhängig iſt von der Wirkſamkeit des Rechtsgrundes. 
— Mot. zu § 829 Entw. I Bd. 3 S. 187, Prot. 3, 55; 
RG. 63, 185; 66, 389. — Es würde daher vorliegend aus 
der Nichtigkeit des Kaufgeſchäftes, in deſſen Erfüllung die 
Sicherung der Kaufpreisforderung durch Hypothekbeſtellung 
erſolgt iſt, nicht, wie die Beklagten meinen, allgemeinhin auch 
die Nichtigkeit der Hypothek ohne weiteres zu folgern ſein. In 
der Rechtswiſſenſchaft herrſcht lebhafter Streit darüber, ob 
abſtrakte Rechtsgeſchäfte für ſich ſelbſt wegen Verſtoßes gegen 
ein geſetzliches Verbot ($ 134 BGB.) oder gegen die guten 
Sitten (8 138 BGB.) nichtig ſein können und ob die Verbots⸗ 
widrigkeit oder Unſittlichkeit des Rechtsgrundes zugleich auch 
das abſtrakte Rechtsgeſchäft umfaßt. Vorliegend bedarf es 
jedoch einer Entſcheidung dieſer Frage nicht. Denn iſt das 
Kaufgeſchäft vom 20. November 1902 wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nichtig, ſo iſt die Klage aus der in Rede 
ſtehenden Hypothek unbegründet, gleichviel ob die Hypothek 
ſelbſt nichtig iſt oder nicht. Iſt die Einigung über die 
Hypothekbeſtellung ſelbſt nichtig, ſo iſt ein Hypothekenrecht über⸗ 
haupt nicht zur Entſtehung gelangt, weil nach $ 873 BGB. 
zur Begründung einer Hypothek außer der Eintragung die rechts⸗ 
wirkſame Einigung des Berechtigten und des anderen Teiles 
über den Eintritt der Rechts änderung erforderlich iſt (Planck 
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Anm. 2 zu 8 1163 BGB.). Die Kläger können daher auf 
Grund der Eintragung der Hypothek für ihren Erblaſſer und 
die Klägerin zu 1 einen hypothekariſchen Anſpruch nicht erheben, 
weil ihnen eine rechtsgültige Hypothek gar nicht zuſteht. Aber 
auch wenn die Hypothek trotz Nichtigkeit der geſicherten 
Forderung als dingliches Recht an ſich wirkſam begründet 
worden iſt, ſind die Kläger nicht berechtigt, das hypothekariſche 
Recht für ſich geltend zu machen. Denn die Hypothek iſt dann, 
da eine (rechtsgültige) Forderung nicht zur Entſtehung gelangt 
iſt, gemäß $ 1163 Abſ. 1, $ 1177 Abſ. 1 BGB. nur als 
Eigentümergrundſchuld für den beſtellenden Eigentümer, im ge⸗ 
gebenen Falle für Frau O., entſtanden, und daher ſind die 
Kläger in Wahrheit nicht Gläubiger der Hypothek. Die als 
Eigentümer des belaſteten Grundſtückes auf Zahlung des 
Hypothenbetrages belangten Beklagten ſind auch berechtigt, in 
dem erſten Falle die Nichtigkeit der Hypothek, in dem zweiten 
Falle die Nichtigkeit der geſicherten Forderung einzuwenden. 
(Wird ausgeführt.) 

In der vorerwähnten Entſcheidung des erkennenden Senates 
in RG. 63, 189 wird allerdings ausgeführt: Die Beſtellung 
einer Hypothek für die Kaufpreisforderung aus einem gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Bordellkaufgeſchäfte ſei eine Leiſtung, 
deren Zweck in der Art beſtimmt ſei, daß der Empfänger durch 
die Annahme gegen die guten Sitten verſtoße und ferner dem 
Leiſtenden gleichfalls ein ſolcher Verſtoß zur Laſt falle, daher 
ſei nach 8 817 Satz 2 BGB. die Rückforderung der Leiſtung 
ausgeſchloſſen; einer ſolchen Rückforderung komme es aber 
gleich, wenn der die Hypothek beſtellende Bordellkäufer gegen 
die Klage des Bordellverkäufers aus der Reſtkaufgeldhypothek 
geltend mache, die Hypothek ſei nichtig, oder, es ſei wegen 
Nichtigkeit der Forderung nur eine Eigentümergrundſchuld ent⸗ 
ſtanden, und deshalb ſeien dem Hypothekbeſteller ſolche Ein⸗ 
wendungen zu verſagen. Dieſe Erwägungen treffen jedoch auf 
den vorliegenden Fall ſchon deshalb nicht zu, weil die Beklagten 
bei dem angeblichen Bordellkaufgeſchäfte vom 20. November 1902 
nicht als Vertragſchließende beteiligt geweſen ſind und von 
ihnen die in Rede ſtehende Hypothek nicht beſtellt worden iſt, 
ſie vielmehr das Grundſtück von der Hypothekbeſtellerin Frau 
O. erſt erworben haben. Es können aber auch jene Erwägungen 
nach nochmaliger Prüfung nicht als zutreffend aufrechterhalten 
werden. Ob die für die Kaufpreisforderung aus einem unſittlichen 
Kaufgeſchäfte erfolgte Beſtellung einer Hypothek, die den Anſpruch 
des Verkäufers auf Geldzahlung nicht zur Erfüllung bringt, 
ſondern nur die Erfüllung ſichern ſoll, überhaupt als zum 


ſittenwidrigen Zwecke beider Beteiligten vorgenommen zu er⸗ 


achten iſt (vgl. JW. 08, 139), kann dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls iſt die Hypothekbeſtellung, die für eine nichtige 
Forderung aus einem unſittlichen Rechtsgeſchäfte bewirkt worden 
iſt, keine „Leiſtung“ im Sinne des 8 817 BGB. Demn der 
Begriff der Leiſtung erfordert, daß eine Vermögensverſchiebung 
ſtattgefunden hat und ein Vermögensſtück von dem Leiſtenden 
auf den Empfänger übertragen worden iſt. (Oertmann Schuld⸗ 
verhältniſſe Anm. 4 zu §S 817 BGB.) Durch die Hypothek⸗ 
beſtellung in dem fraglichen Falle hat aber der Beſteller nichts 
aus ſeinem Vermögen herausgegeben, gleichviel ob die Hypothek 
ſelbſt oder ob nur die geſicherte Forderung nichtig iſt. 
die Hypothek ſelbſt nichtig iſt, hat der Hypothekbeſteller über⸗ 
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haupt kein dingliches Recht an ſeinem Grundſtücke begründet; 
und wenn nur die geſicherte Forderung nichtig iſt, hatte die 
Hypothekbeſtellung nicht die Wirkung, daß das dingliche Recht 
derjenige erlangt hat, für den es beſtellt werden ſollte, ſondern 
iſt das Hypothekenrecht kraft Geſetzes in der Hand des Beſtellers 
als Eigentümergrundſchuld verblieben. (Vgl. Planck Anm. 3d 
zu $ 762 BGB.) Ferner kann auch die Auffaſſung nicht für 
zutreffend erachtet werden, daß durch die Einwendung, das die 
Hypothekbeſtellung veranlaſſende Grundrechtsgeſchäft ſei wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig, eine Leiſtung „zurück⸗ 
gefordert“ werde. Ebenſo wie wenn gegenüber der perſönlichen 
Klage auf Zahlung des Forderungsbetrages dieſer Einwand 
erhoben werden würde, wird durch den Einwand gegenüber der 
hypothekariſchen Klage nur das Klagerecht der Kläger geleugnet, 
indem in Abrede geſtellt wird, daß überhaupt eine Hypothek 
beſteht, oder doch, daß die Kläger Gläubiger der Hypothek ſind. 
Überdies iſt ein ſolcher Einwand des beklagten Grundſtücks⸗ 
eigentümers prozeſſual nur inſofern von Belang, als dadurch 
dem Gerichte eine Handhabe für die Prüfung geboten wird, ob 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegt. An ſich hat das 
Gericht von Amts wegen feſtzuſtellen, ob wegen eines ſolchen 
Verſtoßes die den Klagegrund bildende Hypothek nichtig iſt oder 
doch den Klägern ein Gläubigerrecht nicht zuſteht (Staudinger 
Anm. I 3, 5 zu § 138 BGB.). Hiernach find die von den 
Beklagten aufgeſtellten Behauptungen entgegen den Vorinſtanzen 
für rechtserheblich zu erachten. Zur Aufklärung des Sach⸗ 
verhalts erfolgte Zurückboerweiſung der Sache in die Vorinſtanz. 
K. c. H., U. v. 11. März 08, 236/07 V. — Naumburg. 

4. § 252 BGB. in Verbindung mit § 287 ZPO. Vor: 
ausſetzungen für das Vorliegen von „entgangenem Gewinn“ 
beim Handelskauf.] 

Die Klägerin behauptete, daß zwiſchen ihr und der Be⸗ 
klagten im Auguſt 1905 ein Vertrag über die Lieferung von 
insgeſamt 1050 Kartoffelſchneidemaſchinen, die nach einem ihr 
angeblich patentiertem Syſtem hergeſtellt werden ſollten, zum 
Preiſe von 7,50 für das Stück zuſtande gekommen ſei, daß 
indeſſen die Beklagte weder innerhalb der vertragsmäßigen 
Lieferfriſt noch bis zum Ablauf der ihr geſetzten Nachfriſt ge: 
liefert habe. Sie erhob deshalb Klage auf Schadenserſatz, in⸗ 
dem ſie ihren Schaden konkret mit dem Vorbringen berechnete, 
daß ſie von den zu liefernden Maſchinen 150 Stück anderweit 
zu einem näher angegebenen, höheren Preiſe verkauft habe. Sie 
forderte in I. Inſtanz 1375 & nebſt Zinſen. Das LG. wies 
die Klage ab. In II. Inſtanz erweiterte die Klägerin ihren 
Antrag auf 2600 &. Sie berechnete nunmehr ihren Schaden 
auch abſtrakt und machte geltend, daß ſie in der Lage geweſen 
ſei, ſämtliche 1050 Maſchinen zum Preiſe von 22,10 K* das 
Stück weiter zu verkaufen, daß ihr alſo bei einem Selbſtkoſten⸗ 
preiſe von 17,50 — wie er Blatt 154 R der Akten kalkuliert 
iſt — ein Gewinn von 4,60 / an jeder Maſchine entgangen 
ſei. Das KG. wies die Berufung der Klägerin zurück; es 
erachtete zwar die Schadenserſatzpflicht der Beklagten, nicht aber 
einen Schaden der Klägerin, für dargetan. RG. hob auf: 
Für die Reviſionsinſtanz handelt es ſich nur um die Frage, 
ob der Berufungsrichter, ohne rechtlichen Verſtoß den Anſpruch 
der Klägerin, ſoweit ihm die ſogenannte abſtrakte Schadens⸗ 
berechnung zugrunde liegt, zurückgewieſen hat. Die Reviſion 


37. Jahrgang. 


rügt zu dieſem Punkte mit Recht die Verletzung des §S 252 
BB. und des 5 287 ZPO. Der Berufungsrichter führt 
aus, daß Maſchinen der Art, wie die ſtreitigen, noch nicht 
Gegenſtand des Handelsverkehrs geworden ſeien. Eine fabrik⸗ 
mäßige Herſtellung der neu patentierten Erfindung habe noch 
nicht ſtattgefunden; daß überhaupt ſchon ſolche Maſchinen in 
den Verkehr gekommen ſeien, ergebe der Vortrag der Klägerin 
nicht, es ſei nicht einmal erſichtlich, ob mehr von den Maſchinen, 
als die auf der Kochkunſtausſtellung in Frankfurt a / M. aus: 
geſtellten, hergeſtellt worden ſeien. Bei dieſer Sachlage könne 
nicht als dargetan angeſehen werden, daß dieſe Maſchinen ver⸗ 
käufliche Gegenſtände des Handelsverkehrs geweſen ſeien. Die 
Anforderungen, die hiernach der Berufungsrichter an die Be⸗ 
gründung des von der Klägerin erhobenen Schadenserſatz⸗ 
anfpruchs ſtellt, find mit dem Geſetze nicht vereinbar. Nach 
8 252 BGB. gilt als entgangen der Gewinn, welcher nach 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder nach den beſonderen 
Umſtänden mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte. Die 
beſonderen Umſtände (der ſogenannte konkrete Schaden) ſcheiden 
im vorliegenden Falle aus. Es kommt alſo darauf an, ob die 
Klägerin nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge wahrſcheinlich 
einen Gewinn, deſſen Höhe vorläufig dahingeſtellt bleiben kann, 
gemacht hätte, wenn die Beklagte ihrer Vertragspflicht ent⸗ 
ſprochen und die beſtellten Kartoffelſchneidemaſchinen geliefert 
hätte. Während alſo einerſeits die Feſtſtellung, daß ein Gewinn 
überhaupt ausgeſchloſſen geweſen ſei, den Anſpruch beſeitigt, 
wird andererſeits nicht gefordert, daß der Eintritt des Gewuns 
als unbedingt ſicher und zweifellos gelten müſſe. Eine nicht 
bloß entfernte Möglichkeit, wie ſie ſich bei verſtändiger, objektiver 
Würdigung der Sachlage ergibt, genügt, um die Erwartung 
eines Gewinnes zu rechtfertigen. Dabei iſt der zur Prüfung 
der Frage des entgangenen Gewinnes berufene Richter nach 
8 287 ZPO. nicht an das Vorbringen der Partei gebunden; 
er hat ſich unabhängig von einer Darlegungspflicht des ans 
geblich Beſchädigten oder einer dieſen treffenden Beweispflicht 
ein Urteil darüber zu bilden, ob ein Gewinn gemäß § 252 
BED. entgangen ſei. Die frühere, auch für das neue Recht 
verwertbare Praxis erachtete es beim Handelskauf, fofern der 
Käufer Schadenserſatz wegen Nichterfüllung vom Verkäufer 
forderte, für ausreichend, daß für Waren, die keinen Marktpreis 
haben, die Möglichkeit des Verkaufs beſtand; man ſetzte an Stelle 
des Markipreiſes den Verkäuflichkeits wert und nahm einen 
ſolchen bei Waren, die einen Gegenſtand des Handelsverkehrs 
bilden, ohne weiteres — bis zum Beweiſe des Gegenteils — 
an. Der Beweis des Vorhandenſeind von Kaufluſtigen wurde 
nicht gefordert. Der Berufungsrichter ſcheint zu verneinen, daß 
die von der Klägerin gekauften Maſchinen verkäuflich geweſen 
fein. Zu dieſem Ergebnis kommt er aber mu deshalb, weil 
die Maſchinen noch nicht gehandelt worden ſeien. Träfe dies 
zu, ſo würde bei allen neuen Artikeln, die noch keinen Markt 
beſitzen, ſondern einen ſolchen ſich erſt erobern wollen, die Ver⸗ 
käuflichkeit und ein Verkäuflichkeitswert fehlen. Eine ſolche An⸗ 
ſchauung ſetzt ſich mit dem Weſen des Handelsverkehrs und den 
in ihm gemachten Erfahrungen in Widerſpruch. Gegenſtand des 
Handelsverkehrs iſt auch eine Ware, die neu erzeugt und bisher 
noch nicht auf den Markt gebracht worden iſt. Es iſt zunächſt 
davon auszugehen, daß auch ſie Abnehmer finden werde, um 
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ſo mehr, als dies dem Standpunkte der Parteien, die zum 
Zwecke der Weiterveräußerung verkauft und gekauft 
haben, entſpricht. Sache des vertragsbrüchigen Verkäufers iſt 
es, darzutun, daß die von ihm zu liefernde Ware für den Ver⸗ 
kehr unbrauchbar und ihr Abſatz unmöglich ſei. Indem der 
Berufungsrichter den Beweis des Gegenteils vom Käufer 
fordert, verſtößt er gegen die bezeichneten Geſetze. Richtig iſt, 
daß die Feſtſtellung der Höhe des Verkäuflichkeitswertes bei 
noch nicht eingeführten Waren ſchwieriger ſein wird, als bei 
gangbaren Artikeln. Unmöglich iſt ſie aber von vornherein 
nicht. Darum wird der Berufungsrichter, deſſen Urteil aufzu⸗ 
heben war, von neuem der abſtrakten Schadenserſatzberechnung 
der Klägerin, insbeſondere unter Berüdfichtigung der Brauch⸗ 
barkeit der Maſchinen und der dadurch gegebenen Abſatz⸗ 
möglichkeit näher zu treten haben. P. & Co. c. F., U. v. 
20. März 08, 268/07 VII. — Berlin. 

5. 85 823, 276, 254 BGB. Kauſalnexus bei zwei 
zuſammenwirkenden Urfachen.] 

Die beklagte offene Handelsgeſellſchaft hat dem Kläger 
auf Beſtellung im Juni 1902 unter anderem 2 Fahrſtühle für 
ſeine Ziegelei geliefert. Kläger nahm dieſe in Betrieb, ehe die 
polizeiliche Abnahme erfolgt war und obgleich der Gewerberat 
die Benutzung wegen Fehlens einer Fangvorrichtung aus⸗ 
drücklich unterſagt hatte. Am 19. November 1902 verunglückte 
ein Arbeiter des Klägers dadurch tödlich, daß in dem Augen⸗ 
blick, als er einen Schiebkarren mit Steinen auf die Fahrbühne 
ſchob, das Drahtſeil des Fahrſtuhls ſich löſte, infolgedeſſen der 
Fahrſtuhl herunterging und den Arbeiter mit ſich riß. Kläger 
ſowie fein Ziegelmeiſter find wegen fahrläſſiger Tötung des 
Arbeiters beſtraft und von der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Bau⸗ 
gewerksgenoſſenſchaft auf Grund des S 136 Gewun. in 
Anſpruch genommen. Kläger hat an die Genoſſenſchaft 
6896,90 % bezahlt und verlangt mit der Klage Zahlung 
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den er durch die nicht ordnungsmäßige Lieferung und den 
dadurch herbeigeführten Tod des Arbeiters erlitten habe, auf⸗ 
zukommen habe. Er hat geltend gemacht, daß das Drahtſeil 
ſich gelöft habe, weil der Monteur der Beklagten es mangelhaft 
befeſtigt habe. Das LG. Cöln hat den Kläger abgewieſen. 
Die vom Kläger eingelegte Berufung hat das OLG. Cöln als 
unbegründet zurückgewieſen. RG. hob auf: Es handelt ſich 
gegenwärtig lediglich um die Frage des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges. Der Berufungsrichter leugnet, daß das Verhalten der 
Beklagten und ihres Monteurs zu dem Schaden des Klägers 
in einem ſolchen Zuſammenhange ſtehe, indem er ausführt, der 
Schaden des Klägers habe ſeinen Grund allein in deſſen 
eigenem Fahrläſſigkeitsdelikt; denn der Tod des Arbeiters S. 
würde für den Kläger keine Folge gehabt haben, wenn nicht 
des Klägers eigenes fahrläſſiges Verhalten die Rückführbarkeit 
des Unfalls auf fein Handeln begründet hätte. Dieſer Anficht 
kann nicht beigetreten werden. Das für den Kläger ſchaden⸗ 
bringende Ereignis iſt der Tod des Arbeiters S. Der Kläger 
iſt dadurch zu einer Vermögensaufwendung genötigt worden. 
Allerdings hatte der Tod des S. dieſe Wirkung nicht für ſich 
allein betrachtet, ſondern nur deshalb, weil der Kläger den 
Fahrſtuhl gegen polizeiliches Verbot in Benutzung genommen 
hatte. Hätte er dies nicht getan, ſo würde dieſer Unfall nicht 
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eingetreten ſein; der Kläger hat alſo den Tod des ©. ver⸗ 
urſacht und deshalb iſt er für die Folgen des ſo herbeigeführten 
Todes ſchadenserſatzpflichtig. Allein ſein Verhalten iſt nicht 
die alleinige und ausſchließliche Urſache dieſes Schadensereig⸗ 
niſſes. Wäre das Seil des Fahrſtuhls ordnungsmäßig be⸗ 
feſtigt geweſen, ſo würde die verbotswidrige Benutzung des 
Fahrſtuhls durch den Kläger ohne die jetzt eingetretenen 
Folgen geblieben ſein, ſie hätte alſo mit anderen Worten in 
dieſem Falle den Tod des S. nicht verurſacht. Das Ereignis 
des Todes des S. hat alſo zwei Urſachen, die im Zeitpunkt 
des Eintritts des Ereigniſſes zuſammenwirkten, nämlich 
den in dieſem Zeitpunkt vorhandenen Mangel der 
Befeſtigung des Fahrſtuhlſeiles und die verbotswidrige Be⸗ 
nutzung des Fahrſtuhls; denkt man eine dieſer beiden Urſachen 
hinweg, ſo würde die andere für ſich allein das eingetretene 
Ereignis nicht herbeigeführt haben. Die Setzungen dieſer beiden 
Urſachen fanden freilich nicht gleichzeitig ſtatt, vielmehr folgten 
ſie ſich zeitlich in der Reihe, daß die Beklagte zuerſt durch 
das ordnungswidrige Arbeiten ihres Monteurs die Urſache der 
mangelhaften Seilbefeſtigung ſetzte, der dann die urſächliche 
Handlung des Klägers, nämlich die verbotswidrige Ingebrauch⸗ 
nahme des Fahrſtuhls ſpäter nachfolgte. Indeſſen wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich hierdurch der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
dem Tun des Monteurs der Beklagten, das für dieſe wie ein 
eigenes gilt, und dem Tode des S. nicht unterbrochen. Denn 
die Handlung des Klägers hat nicht ſelbſtändig für ſich und 
unabhängig von dem Verhalten der Beklagten beziehungsweiſe 
ihres Monteurs das ſchadenbringende Ereignis herbeigeführt, 
ſondern vielmehr wie oben gezeigt, nur zuſammen mit dem 
ſchadenſtiftenden Tun der Beklagten beziehungsweise ihres 
Monteurs, das gerade im Zeitpunkt des Eintritts des Ereig⸗ 
niſſes ſeine Wirkung übte. Von einer Unterbrechung des 
Kauſalzuſammenhanges kann um ſo weniger die Rede ſein, als 
das Tun des Klägers, nämlich die Benutzung des Fahrſtuhls, 
gerade in der Richtung der Handlungen der Beklagten lag. 
Nach ihrem Willen und ihrer Abſicht ſollte die Fahrſtuhl⸗ 
einrichtung ſo, wie ſie von ihr hergeſtellt war, von dem 
Kläger in Benutzung genommen werden. Es kann daher, mag 
man ſich auf den Standpunkt ſtellen, daß auch für das Recht 
jede conditio sine qua non eines Ereigniſſes gleichwertig als 
deſſen Urſache in Betracht kommt, oder mag man dem ein⸗ 
ſchränkenden Grundſatze der adäquaten Verurſachung in einer 
ſeiner verſchiedenen Ausgeſtaltungen (v. Kries, Rümelin, Träger) 
folgen, keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß die be⸗ 
klagte Geſellſchaft durch das Verhalten ihres Monteurs das 
für den Kläger ſchadenbringende Ereignis mit verurſacht hat. 
Nach dem Vertragsverhältnis, in welchem die Parteien zuein⸗ 
ander ſtehen, iſt hiernach an ſich die Unterlage für einen 
Erſatzanſpruch des Klägers gegen die Beklagten gegeben. 
Welchen Inhalt er hat, richtet ſich nach der Art und Weiſe 
der Anwendung des 8 254 BGB. Hierüber zu befinden, 
mußte dem Berufungsrichter um ſo mehr überlaſſen werden, 
als einerſeits der S 254 BGB. ſeinem Wortlaute nach zwar 
für die Teilung des Schadens das Maß der Verurſachung 
entſcheidend ſein läßt, jedoch dennoch erſichtlich auch dem Ver⸗ 
ſchulden hierbei eine gewiſſe nicht unerhebliche Bedeutung 
beimißt, und als andererſeits die Verhältniſſe zwiſchen den 
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Parteien noch nicht ſo weit geklärt ſind, um mit Sicherheit be⸗ 
ſtimmen zu können, inwieweit im Verhältnis zueinander 
ein Verſchulden beiderſeits vorliegt und in Rückſicht zu ziehen 
iſt. K. c. C. W.⸗M., U. v. 28. Febr. 08, 214/07 VII. — Cöln. 

6. 55 823, 545 BGB. Treppenſturz. Haftung des 
Mieters oder Vermieters ?] 5 

Der Kläger iſt beim Verlaſſen des Poſtamts 3 zu D., das 
im Erdgeſchoß und Oberſtock eines den Beklagten gehörigen 
Hauſes mietweiſe untergebracht war, auf der Treppe geſtürzt 
und hat ſich angeblich einen Leiſtenbruch zugezogen. Er be⸗ 
hauptet, ſein Sturz ſei dadurch herbeigeführt worden, daß das 
Beſatzeiſen der Kante einer Stufe infolge des ſtarken Verkehrs 
derart geglättet geweſen ſei, daß es dem Fuß keinen Halt 
geboten habe. Er hat die Beklagten verklagt, ihm 21 4 
Heilungskoſten, Schmerzensgeld nach richterlichem Ermeſſen 
und eine Jahresrente von 720 & zu zahlen. Das OLG. 
hat die Klage abgewieſen. RG. beſtätigte: Das Poſtamt 3 
befand ſich ſeit vielen Jahren im Hauſe der Beklagten. 
Im Erdgeſchoß war der Poſt neben einer Reihe anderer 
Dienſträume die Schalterhalle mit der im Innern des Hauſes 
von der Halle zum Ausgang nach der Straße führenden 
Treppe, auf der der Unfall ſich ereignet hat, vermietet. Die 
Treppe wie die Halle dienten alleinig den Zwecken der Poſt 
und bildeten nicht etwa den Aufgang und Durchgang zu 
Räumen, die nicht der Poſt, ſondern andern Parteien vermietet 
waren. Hiernach hatten die Beklagten keinen Verkehr auf 
der Treppe eröffnet, und ſie können nicht aus dem Geſichts⸗ 
punkt in Anſpruch genommen werden, daß ſie unterlaſſen hätten, 
für die Sicherheit des von ihnen eröffneten Verkehrs zu ſorgen. 
(Vgl. RG. 54, 56; JW. 05, 80 20.) Die Beklagten ſind 
daher dem Kläger nur dann erſatzpflichtig, wenn er beweiſt, 
daß ſie in ſonſtiger Weiſe aus Fahrläſſigkeit die ihm wider⸗ 
fahrene Beſchädigung verurſacht haben. Sie werden nun nicht 
belangt, weil die bauliche Anlage der Treppe fehlerhaft geweſen 
ſei, ſondern lediglich, weil ſie Mängel nicht beſeitigt hätten, die 
durch die Abnutzung der Treppe infolge ſtarken Gebrauchs 
entſtanden ſeien. Nach 8 4 des Mietvertrags zwiſchen den 
Beklagten und der Poſt waren ſie verpflichtet, die vermieteten 
Räume in gutem baulichen Zuſtand zu erhalten und ſämtliche 
Inſtandſetzungsarbeiten auf ihre Koſten ausführen zu laſſen. 
Inſtandſetzungsarbeiten im Innern der einem Mieter allein 
vermieteten Räume — und hierzu gehören auch Flur, Treppen 
und Gänge, wenn das Haus im ganzen oder ein abgeſchloſſener 
Teil vermietet iſt — braucht der Vermieter erſt dann vorzu⸗ 
nehmen, wenn er von dem Mieter Mitteilung von der einge⸗ 
tretenen Abnutzung und der Notwendigkeit, ihr abzuhelfen, 
erhalten hat. Dies folgt aus 8 545 A. 1 BGB. wie aus 
der Natur des Mietverhältniſſes, das dem Vermieter kein Recht 
gibt, die vermieteten Räume zu betreten, um ſich von ihrer 
baulichen Beſchaffenheit zu überzeugen. Unter den Parteien iſt 
unſtreitig, daß den Beklagten vor dem Unfall keine Anzeige 
von einer ordnungswidrigen Glätte der Stufen, der der Kläger 
ſeinen Sturz zuſchreibt, gemacht worden iſt, und daß, ſobald die 
Anzeige an ſie gelangte, die Stufen unverzüglich ausgebeſſert 
worden ſind. Der Kläger hat auch nicht behauptet, daß die 
Beklagten auf andere Weiſe, etwa bei dem Beſuch der Poſt, 
Kenntnis erlangt haben, daß die Treppe ſich in einem verkehrs⸗ 
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gefährlichen Zuſtand befinde. Die Frage bedarf daher keiner 
Erörterung, ob ſie in dieſem Fall auch ohne Anzeige des 
Mieters zur Beſeitigung eines ſolchen Zuſtandes verpflichtet 
geweſen wären und jedem Dritten für den Schaden, den er 
durch ihre Unterlaſſung erlitten, haften würden. E. c. 9 
U. v. 19. März 08, 285/07 VI. — Dresden. 

7. 88 833, 133, 157 BGB. Tierſchaden. Vertrags- 
mäßiger Ausſchluß der Haftung.] 

Die Ehefrau des Klägers hat am 5. Februar 1906 einen 
Unfall erlitten. Der Beklagte, ihr Nachbar, hatte ſie zur Heim⸗ 
fahrt vom Markt in ſeinen Schlitten aufgenommen. Als Be⸗ 
Hagter einem anderen Gefährt vorfahren wollte, drängte das 
Pferd plötzlich nach der Seite, ſo daß der Schlitten die Straßen⸗ 
böſchung herabfiel. Der Kläger, der mit ſeiner Frau in Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft alten Rechtes lebt, fordert Erſatz des 
ihm und ſeiner Frau durch den Unfall erwachſenen Schadens. 
Das OLG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. RG. reformierte: Der Berufungsrichter irrt, 
wenn er ausführt, eine Vereinbarung über den Ausſchluß der 
Tierhalterhaftung könne nur da angenommen werden, wo ſich 
feſtſtellen oder unterſtellen laſſe, die Beteiligten hätten an den 
Eintritt des Tierſchadens gedacht und darin übereingeſtimmt, 
daß ein ſolches Ereignis gewiſſe Rechtsfolgen haben ſolle. Die 
Auffaſſung des Berufungsgerichts iſt zu eng, ſie wird den Vor⸗ 
ſchriften der 88 133, 157 BGB. nicht gerecht. Bei der Aus⸗ 
legung von Willenserklärungen kommt es darauf, was die Be⸗ 
teiligten nur gedacht nicht auch kundgegeben haben, nicht an. 
Maßgebend iſt der erklärte Wille. Als Willenserklärung aber 
ſind zu berückſichtigen nicht bloß die Worte, die gewechſelt werden, 
ſondern das ganze Verhalten der Beteiligten. Aus dem, was 
die Beteiligten ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt haben, 
muß unter Berückſichtigung der Umſtände, unter denen ſie 
handelten, entnommen werden, was ſie gewollt haben. Häufig 
ſind die Erklärungen unvollſtändig, erſtrecken ſich insbeſondere 
nicht auf alle Einzelheiten. Zur Ermittlung des Willens kann 
es genügen, wenn die leitenden Geſichts punkte feilftehen. So⸗ 
weit nicht ein anderer Wille kundgegeben iſt, darf angenommen 
werden, daß die Beteiligten die Einzelheiten ſo geregelt wiſſen 
wollten, wie es der allgemeinen Anſchauung bei einem Verkehr 
zwiſchen billig denkenden Menſchen unter den beſonderen Um⸗ 
ſtänden des jeweiligen Falles entſpricht. Der Richter hat nicht 
die Aufgabe, den nicht geäußerten Willen der Beteiligten zu 
ergrümden, ſondern dem Willen Geltung zu verſchaffen, der 
nach Maßgabe dieſer Grundſätze als erklärt anzuſehen iſt. Es 
kann zugegeben werden, daß, wenn Willenserklärungen in der 
bezeichneten Weiſe ausgelegt werden, es ſich dabei nicht immer 
um eine Auslegung im ſtreng wiſſenſchaftlichen Sinne, ſondern 
in manchen Beziehungen um eine Ergänzung des fehlenden 
Willens handelt; allein in dieſem Sinne ſpricht auch das Geſetz 
(8 157 BGB.) von Auslegung der Verträge (vgl. KommProt. 
1, 625). Wenn, wie das Berufungsgericht anzunehmen ſcheint, 
die Frau des Klägers lediglich gefragt hat: „Darf ich mitfahren?“ 
und der Beklagte die Frage mit „Ja“ beantwortete, ſo war 
die Möglichkeit gegeben, daß eine Reihe von Streitpunkten auf⸗ 
tauchte, für die der Richter die Entſcheidung nur in den Um⸗ 
ſtänden des Falles finden kann. Es kann in einem ſolchen 
Falle ſtreitig werden, ob die Mitfahrt unentgeltlich erfolge, 
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ob der Fuhrbefitzer verpflichtet ſei, den Fahrgaſt an das 
Ziel der Reiſe zu bringen, u. a. daß die Fahrt unentgeltlich ſei, 
kann in ſolchen Fällen aus den Umſtänden zu entnehmen ſein, 
auch wenn es ſich um ein Lohnfuhrwerk handelt. Nicht anders 
verhält es ſich mit dem Ausſchluß der Tierhalterhaftung. Es 
kann unter Umſtänden als ſelbſtverſtändlich erſcheinen, daher als 
ſtillſchweigend vereinbart zu erachten ſein, daß ein Fuhrbeſitzer, 
der eine unentgeltliche Mitfahrt geſtattet, von der Haftung für 
die beſondere Gefahr befreit ſei, welcher derjenige ſich aus⸗ 
ſetzt, der feine Peiſon dem Fuhrwerk anvertraut. Ob die Um⸗ 
ſtände eine ſolche Annahme rechtfertigen, das zu entſcheiden, iſt 
Sache des Tatrichters. Das Berufungsurteil war daher auf⸗ 
zuheben und die Sache an das Berufungsgericht zurückzuver⸗ 
weiſen. B. c. W., U. v. 19. März 08, 322/07 IV. — Stuttgart. 

8. 8907 BGB. in Verb. mit $ 13 GVG. und 88 16, 
17, 18, 19, 26 GO. Zuläſſigkeit des Rechtswegs wegen 
Erhöhung eines Wehrs (Stauanlage).] 

Die Kläger find Eigentümer mehrerer Grunbftüde, die an 
der Zwickauer Mulde teils auf dem linken, teils auf dem 
rechten Ufer liegen. Von den erſteren Grundftüden iſt das 
eine mit Fichtenhochwald beſtanden, auf den anderen betreiben 
die Kläger eine Fabrik. Dieſe wird durch Waſſer getrieben, 
das von einer obrigkeitlich genehmigten Stauanlage im Fluſſe 
der Fabrik zugeleitet wird und aus der Fabrik durch den 
Untergraben wieder in den Fluß zurückfließt. Der Beklagte 
iſt Eigentümer eines unterhalb auf der rechten Uferſeite be⸗ 
legenen Grundſtückes, auf dem er ebenfalls eine mit einem 
Waſſertriebwerk verſehene Fabrik betreibt. Das erforderliche 
Waſſer wird gleichfalls von einer in das Flußbett eingebauten 
Stauanlage der Fabrik zugeführt. Der Beklagte hatte vor 
mehreren Jahren ohne obrigkeitliche Genehmigung ſein Wehr 
durch einen feſten Bretterauſſatz um 42 em erhöht, mußte aber 
auf Veranlaſſung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde im 
Jahre 1905 die Erhöhung wieder beſeitigen. Nunmehr ver⸗ 
folgte er vor den Verwaltungsbehörden die nachträgliche 
Genehmigung der Erhöhung. Auf ſeine Beſchwerde über die 
in zwei Inſtanzen erfolgte Ablehnung ſeines Geſuchs ſchwebt 
zur Zeit das Verfahren bei dem Königlichen Miniſterium des 
Innern. Die Kläger behaupten, durch die Erhöhung des 
Wehrs, deren Genehmigung der Beklagte verfolge, würden ſie 
als Eigentümer ihrer Grundſtücke inſofern beeinträchtigt werden, 
als infolge Anſtauens des Waſſers ihr Untergraben ſeiner 
Zweckbeſtimmung der Ableitung des Betriebswaſſers entzogen, 
den Grundſtücken eine für den Waldbeſtand und die Feld⸗ 
wirtſchaft ſchädliche Feuchtigkeit zugeführt und die Uferränder 
unterwaſchen werden würden. Wegen dieſer angeblich mit 
Sicherheit zu beſorgenden unzuläſſigen Einwirkungen haben die 
Kläger Verurteilung des Beklagten zur Unterlaſſung der Her⸗ 
ſtellung und Benutzung eines Aufſatzes auf ſeinem Wehr und 
jeder anderen die Stauwirkung dieſes Wehrs vermehrenden 
Anlage verlangt. Der Beklagte hat unter Verweigerung der 
Verhandlung zur Hauptſache den Einwand der Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges erhoben. Die beiden Vorinſtanzen haben den 
Rechtsweg für zuläſſig erklärt. RG. beſtätigte: Die Klage iſt 
auf 8 907 BGB. geſtützt. Die Kläger machen mit ihrer 
Klage, auch ſoweit ſie den Untergraben betrifft, nicht geltend, 
daß ſie durch Vorkehrungen, die der Beklagte in dem Fluſſe 


getroffen habe, in der ihnen zuſtehenden Benutzung des Fluß⸗ 
waſſers beeinträchtigt würden, ſondern ſie verfolgen gegen den 
Beklagten Erlaß des Verbotes, daß er auf dem angrenzenden 
Muldefluſſe eine Erhöhung ſeines Wehrs herſtelle, die, wie mit 
Sicherheit vorauszuſehen ſei, auf ihre Grundſtücke ſchädlich 
einwirken würde in der Weiſe, daß der Untergraben ſeinem 
von ihnen beſtimmten Zwecke der Ableitung des Betriebswaſſers 
entzogen, ihren Grundſtücken Feuchtigkeit zugeführt und die 
Uferränder unterwaſchen werden würden. Die Kläger ver⸗ 
langen alfo im Sinne des 8 907 BGB. als Eigentümer ihrer 
Grundſtücke, daß der Beklagte auf dem benachbarten Fluſſe 
nicht eine Anlage herſtelle, von der mit Sicherheit vorauszuſehen 
ſei, daß ihr Beſtand oder ihre Benutzung eine unzuläſſige Ein⸗ 
wirkung auf ihre Grundſtücke zur Folge habe. Die Klage be⸗ 
zweckt mithin den Schutz von Privatrechten, nämlich Eigentums⸗ 
rechten der Kläger gegen Eingriffe des Beklagten. Daher liegt 
eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit vor, für die gemäß $ 13 GVG. 
die ordentlichen Gerichte dann zuſtändig find, wenn nicht reichs⸗ 
oder landesgeſetzlich andere Behörden zur Entſcheidung berufen 
find (vgl. RG. 36, 234). Andere Behörden find aber nicht 
berufen. In dieſer Hinſicht kommen allein die Vorſchriften der 
88 16 ff. GO., betreffend die einer beſonderen Genehmigung 
bedürfenden Anlagen, zu denen nach § 16 auch Stauanlagen 
für Waſſerbetriebwerke gehören, in Betracht. Vorliegend iſt 
unſtreitig vom Beklagten die Genehmigung der in Rede ſtehenden 
Erhöhung ſeiner Stauanlage bei der zuſtändigen Verwaltungs⸗ 
behörde nachgeſucht worden. Nach SS 17, 18, 19 a. a. O. 
können in dem die Genehmigung betreffenden Verfahren von 
Dritten Einwendungen binnen beſtimmter Friſt erhoben werden. 
Wie aber in der Entſcheidung des erkennenden Senats, RG. 13, 
55 ff., von der abzugehen kein Anlaß vorliegt, des näheren 
dargelegt worden iſt, unterliegen zwar alle dem öffentlichen 
Rechte entſtammenden Einwendungen lediglich der Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörden, dagegen alle auf privatrechtlichen 
Titeln beruhenden Einreden dem Richterſpruche. Sind die Ein» 
reden auf beſondere privatrechtliche Titel, wie Vertrag, 
Privilegium, letztwillige Verfügung, geſtützt, fo find fie von 
den Verwaltungsbehörden überhaupt nicht zur Erörterung zu 
ziehen, ſondern zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen; 
gründen ſie ſich aber nur auf allgemeine privatrechtliche Titel, 
wie Eigentum, fo find fie zwar von den Verwaltungsbehörden 
hinſichtlich der Frage, ob die Genehmigung zu erteilen ſei, zu 
erörtern, jedoch bleibt dem Einwendenden der Rechtsweg vor⸗ 
behalten. Daraus folgt, daß die den Einwendungen, die auf 
privatrechtlichem Titel beruhen, entſprechenden Anſprüche gegen 
den Unternehmer auf Unterlaſſung der Herſtellung der be⸗ 
treffenden Anlage im Rechtswege verfolgt werden können und 
durch die erwähnten Vorſchriften der GO. den ordentlichen 
Gerichten nicht entzogen ſind. Zu den auf allgemeinem privat⸗ 
rechtlichen Titel beruhenden Anſprüchen gehört aber auch der 
vorliegende, auf das allgemeine Nachbarrecht geſtützte Anſpruch, 
mit dem der Erlaß des Verbotes einer Anlage verfolgt wird, 
die nach der Behauptung der Kläger die Beeinträchtigung des 
Grundſtückseigentums der Kläger mit Sicherheit beſorgen läßt. 
Demnach iſt für den Klaganſpruch der Rechtsweg zuläſſig. 
Allerdings beſtimmt § 26 GD., daß, ſoweit die beſtehenden 
Rechte zur Abwehr benachteiligender Einwirkungen, die von 
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einem Grundſtück aus auf ein benachbartes Grundſtück geübt 
werden, dem Eigentümer oder Beſitzer des letzteren eine Privat⸗ 
klage gewähren, dieſe Klage einer mit obrigleitlicher Genehmigung 
errichteten gewerblichen Anlage gegenüber niemals auf Ein⸗ 
ſtellung des Gewerbebetriebs, ſondern nur auf Herſtellung von 
Einrichtungen, welche die benachteiligende Einwirkung aus⸗ 
ſchließen, oder, wo ſolche Einrichtungen untunlich oder mit 
einem gehörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar find, auf 
Schadlos haltung gerichtet werden kann. Jedoch ſteht dieſe 
Vorſchrift der Zuläſſigkeit des Rechtsweges nicht entgegen. Es 
mag der geltend gemachte Anſpruch, wenn die Vorſchrift auf 
ihn überhaupt Anwendung finden ſollte, ganz oder zum Teil 
unbegründet ſein oder, wenn die Genehmigung der fraglichen 
Anlage durch die Verwaltungsbehörden erfolgen ſollte, im Falle 
der fortgeſetzten Aufrechterhaltung trotz der eingetretenen Ver⸗ 
änderung ſachlich unbegründet werden. Dies ändert aber nichts 
daran, daß nach der Klagebegründung, die maßgebend ift, ein 
Anſpruch geltend gemacht worden, der, weil er privatrechtlicher 
Natur iſt, im Rechtswege verfolgt werden kann. V. c. B., 
U. v. 14. März 08, 335/07 V. — Dresden. 

9. 8 1575 BGB. Durch Anſtellung einer Widerklage 
wird nicht dem „Antrage“ nach Satz 2 des 5 1575 genügt.] 

Das Berufungsgericht hat dem Antrage der Klägerin ent⸗ 
ſprechend auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
erkannt und die vom Beklagten in der Berufungsinſtanz er⸗ 
hobene, auf Scheidung gerichtete Widerklage abgewieſen. Die 
Reviſion meint, das Berufungsgericht hätte bei dem aus⸗ 
geſprochenermaßen auf Scheidung dringenden Willen des Be⸗ 
klagten gemäß 8 1575 BGB. auf Scheidung erkennen müſſen, 
ſelbſt wenn die Widerklage nicht für begründet erachtet wurde. 
Dieſer Meinung kann nicht beigepflichtet werden. Nach 81575 
Abſ. 1 Satz 2 iſt auf Scheidung zu erkennen, wenn der mit der 
Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft belangte Ehe⸗ 
gatte beantragt, daß die Ehe, falls die Klage begründet 
iſt, geſchieden wird. Es ſoll verhütet werden, daß ein Ehe⸗ 
gatte gegen ſeinen Willen an einem Ehebande feſtgehalten wird, 
dem der materielle Gehalt der Ehe fehlt (Planck 8 1575 Anm. 3). 
Der vom Geſetz erforderte Antrag ſoll alſo die Stellung des 
Beklagten gegenüber der begehrten Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft kund tun. Er ſoll ſich darüber verhalten, ob der 
Beklagte für den Fall, daß die Klage begründet iſt, die Scheidung 
ausgeſprochen wiſſen will. Dieſem Erforderniſſe wird allein 
durch die Erhebung einer auf Scheidung gerichteten Widerklage 
— und etwas Weiteres liegt in dieſer Beziehung nicht vor — 
nicht genügt, da hierdurch Scheidung nur für den Fall begehrt 
wird, daß die Widerklage begründet iſt. Das Berufungsgericht 
war daher in Ermangelung eines dem 5 1575 entſprechenden 
Antrags nicht in der Lage, auf Scheidung zu erkennen, es hatte 
vielmehr an den von der Klägerin geſtellten Antrag ſich zu 
halten und war zur Ausübung des Fragerechts nicht veranlaßt. 
Dem Beklagten bleibt freigeſtellt, falls er die Scheidung er⸗ 
reichen will, den in 8 1576 bezeichneten Weg zu beſchreiten. 
B. c. B., U. v. 23. März 08, 375/07 IV. — Cöln. 

Zivilprozeßordnung. 

10. 8 50 ZPO. „Finanzdeputation“ zu Hamburg.] 

Von der Reviſion war noch gerügt, daß die als Klägerin 
auftretende „Finanzdeputation zu Hamburg“ nicht ein partei⸗ 
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fähiges Rechtsſubjekt ſei. Nach der Verwaltungsorganiſation 
des Hamburgiſchen Staates wird aber dieſer durch die Finanz⸗ 
deputation, die aus den dazu ernannten Senatsmitgliedern und 
einer Anzahl von Bürgern zuſammengeſetzt iſt, in vermögens⸗ 
rechtlichen Angelegenheiten vertreten (v. Melle, Hamb. Staats⸗ 
recht S. 199, 220). Aus der Bezeichnung „Finanzdeputation 
zu Hamburg“ ergibt ſich zweifellos, daß die Finanzdeputation 
lediglich in der Eigenſchaft als Vertreterin des Hamburgiſchen 
d. i. der freien und Hanſeſtadt Hamburg im Rechtsſtreite auf⸗ 
getreten iſt. Es konnte daher auch dieſer Reviſionsangriff nicht 
für begründet erachtet werden. Jedoch war im Rubrum die 
klagende Partei korrekter dahin zu bezeichnen: „Freie und 
Hanſeſtadt Hamburg, vertreten durch die Finanzdeputation zu 
Hamburg.“ S. c. Hamburg, U. v. 11. März 08, 547/07 V. 
— Hamburg. 

11. 5 265 ZPO. Einwirkung der Abtretung der Klag⸗ 
forderung während des Rechtsſtreits.] 

Fehl geht das Berufungsurteil, indem es die vom Be⸗ 
klagten behauptete Abtretung der zur Klage ſtehenden Forderung 
an den Architekten B. und den Übergang des Geſchäfts der 
Klägerin an die Kommanditgeſellſchaft H. C. & Comp. 
für unbeachtlich erklärt, weil ihnen die Klagerhebung voran⸗ 
gegangen ſei. Mit Recht rügt die Reviſion, daß dabei die 
rechtliche Bedeutung des 8 265 ZPO. verkannt ſei. Über 
dieſelbe ſprechen ſich die Urteile des IV. und des VI. Senats 
des RG. vom 7. Oktober 1897 bezw. 11. Januar 1904 — 
RG. 40, 340; 56, 302 — ausführlich aus. Nach den dort 
erörterten Grundſätzen, denen ſich unter Verweiſung auf die 
bezeichneten Urteile auch der jetzt erkennende Senat anſchließt, 
iſt nur in rein prozeſſualer Beziehung der Abtretung jede Ein⸗ 
wirkung auf die Streitſache entzogen. Die materiellen Rechts⸗ 
folgen der Abtretung des rechtshängigen Anſpruchs treten auch 
während des Rechtsſtreits ein. Die Abtretung äußert ihre 
Wirkung dahin, daß der Kläger, obgleich er formell Prozeß⸗ 
partei bleibt, ſeinen Klagantrag in der Weiſe, daß der Be⸗ 
klagte zur Leiſtung an den Zeſſionar verurteilt werde, nicht 
nur ändern kann, ſondern daß er, ſobald der Beklagte ihm 
aus der geſchehenen Abtretung einen Einwand entgegenhält, bei 
Vermeidung der Klagabweiſung den Antrag ſogar in der an⸗ 
gegebenen Weiſe ſtellen muß. Hier iſt nun behauptet, daß 
die Klägerin nicht mehr forderungsberechtigt ſei, auf dieſen 
Einwand muß deshalb eingegangen und feſtgeſtellt werden, ob, 
wie eingewendet iſt, die Klägerin materiell rechtlich nicht mehr 
Gläubigerin der eingeklagten Forderung iſt. Es iſt daher zunächſt 
über die zeitlich frühere angebliche Abtretung an B. eine Feſt⸗ 
ſtellung zu treffen. Wird dieſe Abtretung nicht erwieſen, ſo iſt 
eventuell weiter darauf einzugehen, ob die eingeklagte Forderung bei 
der ſpäteren Begründung der Kommanditgeſellſchaft H. C. & Comp. 
als Aktivum auf dieſe übergegangen iſt — ef. Blatt 64 der 
Akten —. Denn anſcheinend will Beklagte auch hieraus 
einen Einwand gegen die materielle Forderungsberechtigung 
der Klägerin herleiten und iſt damit zu 2 der Entſcheidungsgründe 
auch zurückgewieſen. Nach der ſich danach ergebenden Sach⸗ 
lage iſt dann die Berechtigung des jetzt vorliegenden bezw. des 
von der Klägerin gemäß 8 268 Nr. 3 ZPO. modifizierten 
Klagantrages zu prüfen. Daß das Berufungsgericht nur über 
den Grund des Anſpruchs entſchieden hat und nach § 538 Nr. 3 
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3PO. auch nur unter Zurückverweiſung der Sache über den⸗ 
ſelben entſcheiden konnte, ſteht der Berechtigung der Reviſion 
zur Erhebung der erörterten Rüge nicht entgegen. Denn das 
Berufungsgericht hat ſich nicht, wie es das Urteil des III. 3S. 
des RG. vom 13. Februar 1906 — JW. 06, 204“ — 
für zuläffig erachtet, auf den Standpunkt geſtellt, die Frage, 
an wen zu leiſten ſei, zunächſt hier auszuſcheiden, ſondern es 
hat bereits über den Einwand der Beklagten eine zurückweiſende 
Entſcheidung getroffen und einen der Klägerin zuſtehenden 
Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Daß in 
dem entſcheidenden Teile eines Urteils aus 8 304 ZPO. 
ebenfalls zum Ausdrucke gebracht werden kann, wer für den 
dem Grunde nach als gerechtfertigt erklärten Anſpruch 
forderungs berechtigt iſt, und daß dies, wenn über die 
Forderungsberechtigung geſtritten und entſchieden wird, auch 
geſchehen muß, unterliegt keinem berechtigten Bedenken. B. c. C., 
U. v. 17. März 08, 288/07 VII. — Hamm. 

12. 88 317, 166, 191, 516 30. verb. mit 8 41 des 
Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. Mai 1900. 
Iſt die Zuſtellung des Urteils „im Auftrage des Kaiſerlichen 
Konſulargerichts“ eine rechtsgültige ?! 

Das Berufungsgericht hat von Amts wegen zu prüfen, 
ob die Vorausſetzungen der Zuläffigleit der Berufung gewahrt 
find. Nach der Vorſchrift des 8 516 ZPO., welche auch in 
Konſulargerichtsſachen zur Anwendung kommt, iſt die Einlegung 
der Berufung vor Zuſtellung des Urteils wirkungslos. Die 
Zuſtellung erfolgt auf Betreiben der Parteien ($ 317 ZRO.; 
vgl. von König, Handbuch des Konſularweſens, 6. Aufl., § 57. 
II. 7, S. 288). Es erheben ſich Bedenken, ob dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift beobachtet worden iſt. Denn es heißt in der Zuſtellungs⸗ 
urkunde vom 29. Januar 1907, daß die Zuſtellung „im Auf⸗ 
trage des Kaiſerlichen Konſulargerichts“ erfolge. Es iſt aber zu 
beachten, daß nach 8 41 KonſGG. ſich das Verfahren nach 
den Vorſchriften über das Verfahren vor den Amtsgerichten 
richtet. Es konnte alſo gemäß § 166 Abſ. 2 ZPO. der 
Beklagte den Gerichtsvollzieher unter Vermittlung des Gerichts⸗ 
ſchreibers des Konſulargerichts mit der Zuſtellung beauftragen. 
Ein ſolcher Auftrag iſt im vorliegenden Falle offenbar erteilt 
worden; die aus der Zuſtellungsurkunde angeführten Worte 
erhalten dann den Sinn, daß der zuſtellende Gerichtsvollzieher 
ſeinen unmittelbaren Auftrag von dem zuſtändigen Organ 
des Konſulargerichts erhalten habe. Dieſe Auslegung iſt um 
ſo unbedenklicher, als richtiger Anſicht nach der von der Partei 
um die Vermittlung angegangene Gerichtsſchreiber nicht als 
Beauftragter der Partei, ſondern als Organ der Gerichtsbehörde 
handelt (RG. 17, 391). Auch die weitere Annahme unterliegt 
keinen durchſchlagenden Bedenken, daß die Klägerin, als 
Empfängerin der Zuſtellung, durch den Wortlaut der Zuſtellungs⸗ 
urkunde darüber vergewiſſert worden iſt, daß die Zuſtellung 
für den Beklagten erfolgte. Hierfür ſpricht nicht nur die einige 
Tage nach der Zuſtellung von der Klägerin bewirkte Einlegung 
der Berufung, ſondern auch der aus den Akten ſich ergebende 
Umſtand, daß die Klägerin am 13. Dezember 1906 oder einige 
Zeit vorher den Gerichtsſchreiber um die „Zuſtellung“ einer 
„Ausfertigung“ des Urteils gebeten hatte und daß ihr 
ſelbſt darauf am 15. Dezember 1906 eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift des Urteils durch den Gerichtsvollzieher zugeſtellt 
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wurde; danach konnte von der Klägerin für die am 
29. Januar 1907 von neuem geſchehende Urteilszuſtellung 
nur angenommen werden, daß ſie von dem Beklagten, als 


Auftraggeber, ausging (vgl. zum 8 191 Nr. 2 ZPO. RG. 17, 


411). D. & Co. c. T., U. v. 22. Febr. 08, 110/07 I. — 
Mombaſſa. 

13. 5 398 3PO. Es beſteht keine richterliche Pflicht, 
die nochmalige Vernehmung von Zeugen anzuordnen, die in 
einer anderen Prozeßſache vernommen wurden und deren Aus⸗ 
ſagen im anhängigen Prozeß von den Parteien vorgetragen 
wurden.] 

Die Reviſion rügt die Nichtvernehmung mehrerer Zeugen. 
Der Angriff erſcheint indes nach den beſonderen Umſtänden des 
Falles nicht begründet. Allerdings kann, wie das RG. in 
ſtändiger Rechtſprechung angenommen hat, grundſätzlich der 
Antrag einer Partei auf Vernehmung eines von ihr benannten 
Zeugen mit Rückſicht auf die beſonderen Garantien, welche 
dieſe Beweiserhebung bietet (Anweſenheit der Parteien, das 
ihnen eingeräumte Fragerecht uſw.), nicht mit dem Hinweis 
darauf abgelehnt werden, daß der betreffende Zeuge bereits in 
einem andern Zivilprozeſſe oder in einem Strafverfahren eidlich 
vernommen, und ſeine dort erſtattete Ausſage vorgetragen ſei. 
Anders liegt aber die Sache, wenn die Parteien ſich dahin 
einigen, daß die in einem andern Prozeſſe vorgenommenen 
Beweiserhebungen im allgemeinen oder bezüglich einzelner 
Zeugenvernehmungen auch für den zweiten Prozeß gelten, alſo 
ſo behandelt werden ſollten, als wenn die Beweisaufnahme 
auch für dieſen zweiten Prozeß erfolgt wäre. In den keines⸗ 
wegs ſeltenen Fällen, in denen ein derartiges unzweifelhaft zu⸗ 
läſſiges Abkommen getroffen worden iſt, findet, wenn nach⸗ 
träglich der Antrag auf nochmalige Vernehmung eines der 
früher abgehörten Zeugen geſtellt wird, die Vorſchrift in 8 398 
Abf. 1 ZPO. Anwendung. In dem Berufungsurteil iſt nun 
ausgeſprochen, die in dem Prozeſſe K. u. R. F. und Genoſſen 
erſtatteten Ausſagen der Zeugen ſeien von den Parteien im 
jetzigen Prozeſſe „als Beſtandteil der Beweisaufnahme in dem⸗ 
ſelben behandelt“, ſie ſeien von ihnen „übereinſtimmend in den 
jetzigen Prozeß einbezogen“ worden. Dieſe Bemerkungen erſcheinen 
nach ihrer Faſſung als die Konſtatierung, daß zwiſchen den 
Parteien im jetzigen Prozeſſe betreffs der Verwertung der 
Beweiserhebungen im andern Rechtsſtreite ein Abkommen des 
vorſtehend bezeichneten Inhalts getroffen worden ſei, und ſtellen 
ſich in dieſer Weiſe aufgefaßt als eine in den Entſcheidungs⸗ 
gründen nachgeholte Ergänzung des Tatbeſtandes dar. Aber 
wenn man auch darin die Feſtſtellung, daß ein ſolches 
prozeſſuales Abkommen ausdrücklich getroffen worden ſei, 
nicht finden wollte, ſo könnte es doch bei Berückſichtigung der 
oben dargelegten beſonderen Verhältniſſe nicht beanſtandet 
werden, daß die Vorinſtanz angenommen hat, die in dem 
Termine vom 13. März 1906 aufgenommenen Protokolle über 
die Ausſagen der Zeugen ſeien im gegenwärtigen Prozeſſe von 
den Parteien ſchon in I. Inſtanz mit dem ſtillſchweigend 
bekundeten übereinſtimmenden Willen vorgetragen worden, daß 
dieſe Ausſagen und Aufzeichnungen hier ebenſo behandelt werden 
und gelten ſollten, als wären ſie in dieſem Prozeſſe erſtattet 
bzw. überreicht worden. D. . M., U. v. 23. März 08, 
243 / 07 VI. — Colmar. 
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14. 88 445, 451 ZPO. in Verb. mit $ 1300 BGB. 
Unzuläſſigkeit der Eideszuſchiebung über die allgemein gehaltene 
Behauptung des Geſchlechtsverkehrs mit einem anderen.] 

Die Klägerin verlangt von dem Beklagten auf Grund des 
5 1300 BGB. Entſchädigung. Das OLG. legte der Klägerin 
einen Eid über das Zuſtandekommen des Verlöbniſſes auf. Die 
Revifion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Das Berufungs⸗ 
gericht hat ausgeführt: Nach Lage der Sache ſei anzunehmen, 
daß die Klägerin unbeſcholten geweſen ſei — die Klägerin hatte 
behauptet und durch amtliche Zeugniſſe dargetan, daß ſie ſich 
tadellos gehalten und insbeſondere in ſittlicher Beziehung ſich 
nichts habe zuſchulden kommen laſſen —, Sache des Beklagten 
ſei es, die Unrichtigkeit dieſer Annahme darzutun. Er habe 
die ganz allgemein gehaltene Behauptung aufgeſtellt, die 
Klägerin habe ſich ſchon vor dem Verkehr mit ihm einem 
anderen Mann oder anderen Männern preisgegeben. Über 
dieſe Behauptung, für die er offenſichtlich gar keinen Anhalt 
habe, habe er der Klägerin den Eid zugeſchoben. Die Eides⸗ 
zuſchiebung ſei jedoch nach 8 451 ZPO. unzuläſſig. Die 
Reviſion rügt Verletzung der 88 445, 451 ZRO. und des 
8 1300 BGB. Sie macht geltend: Gehe man von dem 
vom NG. wiederholt gebilligten Standpunkt aus, daß die Vers 
lobte im Sinne des § 1300 nicht als unbeſcholten anzuſehen 
ſei, wenn ſie ſich einem anderen Manne zum Geſchlechtsverkehr 
hingegeben habe, möge auch dieſer Verkehr anderen nicht 
bekannt geworden ſein, ſo müſſe auch folgerichtig zum Nachweiſe 
des Mangels der Unbeſcholtenheit die Eideszuſchiebung über die 
von dem Beklagten behauptete Tatſache nachgelaſſen werden. 
Andernfalls würde der Mangel der Unbeſcholtenheit überhaupt 
nur in den ſeltenſten Fällen nachgewieſen werden können. Die 
von dem Berufungsgericht angeführten Entſcheidungen des RG. 
über die Unzuläſſigkeit der Eideszuſchiebung beträfen Eheſachen. 
In Eheſachen ſei die Rechtslage eine andere. Dem Ehegatten 
werde eine beſtimmte Handlung vorgeworfen, durch die er die 
eheliche Pflicht verletzt habe; für die an die Handlung ſich 
knüpfenden Rechtsfolgen könne von Bedeutung ſein, zu welcher 
Zeit und mit welchem Manne der Ehebruch begangen ſei. Bei 
dem Vorwurf der Beſcholtenheit komme es auf eine derartig 
beſtimmte Handlung nicht an. Die Behauptung, daß die 
Klägerin bereits vor dem 18. Juli 1904 mit anderen Männern 
Geſchlechtsverkehr gehabt habe, ſchließe den Vorwurf ein, daß 
die Klägerin damals nicht mehr unberührt geweſen ſei. Warum 
dieſe Tatſache nicht hinreichend beſtimmt ſei, erſcheine un⸗ 
verſtändlich. Die Ausführungen der Reviſion gehen fehl. 
Allerdings iſt unter Unbeſcholtenheit im Sinne des 8 1300 BGB. 
— ebenſo wie im Falle des 8 182 StGB. — Unverſehrtheit der 
Geſchlechtsehre zu verſtehen, und wird, wenn ein außerehelicher 
Geſchlechtsverkehr mit einem Dritten ſtattgefunden hat, die 
Vorausſetzung der Unbeſcholtenheit regelmäßig fehlen (vgl. 
die Urteile des RG. vom 2. November 1905 IV. 227/05, im 
Auszug abgedruckt in der Zeitſchr. für Rechtspflege in Bayern 
1906 S. 122, 7. Dezember 1905, JW. 1906, S. 65, 16, 
15. März 1906, Monatsſchrift für Poſen 1906 S. 41, 
13. Mai 1907, ZW. 480, 14). Daraus ergibt ſich aber nichts 
für die Anwendung der Vorſchriften der 88 445, 451 ZPO. 
Die Eideszuſchiebung ſoll nicht das Mittel bieten, den Gegner 
über Verhältniſſe auszuforſchen, über die der Beweisführer eine 


37. Jahrgang. 


beſtimmte Behauptung nicht aufzuſtellen vermag. Deshalb iſt 
verlangt, daß derjenige, der einen Eid zuſchiebt, die Tatſache 
beſtimmt bezeichne, über die der Gegner unter Eid ſich erklären 
ſoll. Wie die Reviſion anerkennt, wird in Eheſachen nach 
ſtändiger Rechtſprechung des RG. ein Eid, wie ihn der Be⸗ 
klagte zugeſchoben hat, nicht zugelaſſen. Auch für die Fälle 
des 8 1300 hat das RG. ſchon angenommen, daß die Eides⸗ 
zuſchiebung darüber, ob die Verlobte mit anderen Männern 
geſchlechtlich verkehrt habe, nach 8 451 ZPO. unzuläſſig iſt 
(val. das angeführte Erkenmnis vom 2. November 1905). 
S. c. S., U. v. 16. März 08, 362/07 IV. — Dresden. 

Konkursordnung. 

15. 88 144, 146 KO. i. Verb. mit 88 240, 250 ZPO. 
Aufnahme des Rechtsſtreits durch den Konkursverwalter und 
den Gemeinſchuldner.] 

Der Beklagte und Widerkläger M. hat gegen das am 
4. Mai 1907 zugeſtellte Berufungsurteil form⸗ und friſtgerecht 
das Rechtsmittel der Reviſion eingelegt und begründet. Über 
deſſen Vermögen iſt am 13. Juli 1907 das Konkursverfahren 
eröffnet worden, infolgedeſſen nach 8S 240 ZPO. das Verfahren 
unterbrochen wurde. Eine Aufnahme dieſes unterbrochenen 
Verfahrens nach 8 250 ZPO. iſt ausdrücklich nicht erfolgt, 
ſondern der Prozeß bevollmächtigte des Beklagten und Wider⸗ 
klägers M. hat durch einen Schriftſatz vom 27./ 28. November 1907 
nur angezeigt, daß der Konkursverwalter in den Prozeß ein⸗ 
trete und zwar in derſelben Weiſe, wie die Reviſion für den 
Gemeinſchuldner begründet ſei. Der Prozeß bevollmächtigte des 
Beklagten und Widerklägers M. hat ſodann im Verhandlungs⸗ 
termine erklärt, daß er das Verfahren ſowohl für den Gemein⸗ 
ſchuldner M. als auch für den Konkursverwalter aufnehme. 
Der Prozeß bevollmächtigte der Kläger und Widerbeklagten hat 
erklärt, daß er für dieſe, ſoweit erforderlich, das Verfahren 
aufnehme. Die Aufnahme des Verfahrens gemäß 8 240 30. 
durch Erklärung in der mündlichen Verhandlung anſtatt durch 
die nach 8 250 ZPO. vorgeſchriebene Zuſtellung eines Schrift⸗ 
ſatzes iſt formell ſtatthaft (RG. 51 Nr. 21; 52 Nr. 90); es 
bedarf daher keiner Unterſuchung, ob eine Zuſtellung des Schrift⸗ 
ſatzes vom 27./28. November 1907 auch dem §8 250 ZPO. 
Genüge leiſten würde. — Dagegen iſt der Gemeinſchuldner 
zu der Aufnahme nicht befugt: Denn hinſichtlich der Widerklage hat 
der Konkursverwalter den Rechtsſtreit aufgenommen (KO. § 10) 
und hinſichtlich der Klage findet nach 8 144 Abſ. 2 KO. eine 
Aufnahme des Verfahrens überhaupt nur gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner und zwar nur dann ſtatt, wenn er die Forderung im 
Prüfungstermine beſtritten hätte (ein ſolches Beſtreiten ift nach 
dem vorgelegten Auszug aus der Konkurstabelle nur von ſeiten 
des Konkursverwalters erfolgt). Es iſt daher die Aufnahme 
des Verfahrens durch den Gemeinſchuldner vermöge Zwiſchen⸗ 
urteils koſtenfällig für unzuläſſig zu erklären. — Die Aufnahme 
des Verfahrens durch den Konkursverwalter iſt zunächſt hinſichtlich 
der Widerklage nach 8 10 KO. zuläſſig. Zur Klage liegen 
inſofern ausweislich des Auszugs aus der Konkurstabelle die 
Vorausſetzungen des 2. Buchs 4. Titels KO. vor. Der Kon⸗ 
kursverwalter iſt darnach insbeſondere auch zur Aufnahme des 
Verfahrens aus S 146 Abſ. 6 KO. befugt. Eine Ausnahme 
bildet jedoch die Ziff. 3 des Berufungsurteils, indem ein 
bedingtes Endurteil nicht als ein Endurteil im Sinne dieſer 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


305 


Geſetzesbeſtimmung gilt (RG. 16 Nr. 88; 25 Nr. 4; 51 Nr. 21) 
und eine Rechtsſtreitigkeit, die auf abgeſonderte Befriedigung 
gerichtet im Sinne von 8 11 KO. dermalen nicht in Frage 
kommt. Doch erſcheint die Aufnahme des Verfahrens durch 
die Kläger und Widerbeklagten als Gläubiger gemäß § 146 
Abſ. 3 KO. zuläffig, daher materiell der ganze Rechtsstreit als 
aufgenommen zu beurteilen iſt. (Es folgt die materielle Prüfung 
der Reviſion.) — M. c. M., U. v. 24. März 08, 250/07 III. — 
Dresden. 

Verſicherungsrecht. 

16. Auslegung der Verſichermngsbedingungen nach Treu 
und Glauben; Haftung der Geſellſchaft für die Folgen einer 
während der ärztlichen Behandlung durch Röntgenbeſtrahlung 
des Verletzten eingetretenen Rückenverbrennung.] 

Durch die in Breslau von der dortigen Generalagentur 
der beklagten Verſicherungsgeſellſchaft am 6. Dezember 1892 
ausgeſtellte Police Nr. 110 516 hat der Kläger für die Zeit 
vom 8. Dezember 1892 bis zum 8. Dezember 1902 bei der 
Beklagten Unfallverſicherung genommen. Während der Dauer 
dieſer Verſicherung fiel der Kläger am 21. Oktober 1900 über 
einen Futtertrog und verletzte ſich hierbei. Auf Veranlaſſung 
der Beklagten unterzog er ſich ärztlichen Unterſuchungen durch 
den Nebenintervenienten Dr. St., die in der Zeit vom 21. bis 
zum 23. Mai und erneut am 30. September 1901 ſtattfanden. 
Kläger behauptet, er ſei durch die am 21. und 22. Mai 1901 
von dem Nebenintervenienten vorgenommene Durchleuchtung 
mit Nöntgenftrahlen körperlich verletzt worden; infolge der 
hierbei erlittenen Rückenverbrennung ſei er nervenleidend und 
erwerbsunfähig geworden. Im gegenwärtigen Rechtsſtreite hat 
der Kläger Entſchädigung für die Folgen des Unfalls vom 
21. Oktober 1900 und der gedachten Verbrennung gefordert. 
Hinſichtlich der Entſchädigung für die Folgen der Verbrennung 
erließ der Berufungsrichter ein Zwiſchenurteil dahin: Der 
Klaganſpruch des Klägers gegen die Beklagte, daß ſie 
verurteilt werde, ihn für die Folgen der von ihm am 
21/22. Mai 1901 erlittenen Verbrennung durch Röntgen⸗ 
beſtrahlung und zwar ohne Rückſicht auf die Beſtimmungen 
der Police zu entſchädigen, wird mit der Maßgabe für gerecht⸗ 
fertigt erklärt, daß der Kläger vom 22. Mai 1901 bis 
zum 22. Auguſt 1901 als vollſtändig, von da an bis zum 
22. November 1901 zu 75 Prozent, von da an bis zum 
22. November 1902 zu 70 Prozent, von da an bis zum 
22. November 1903 zu 65 Prozent, von da an bis zum 
22. November 1904 zu 60 Prozent, von da an bis zum 
22. November 1905 zu 50 Prozent und von da an weiter 
nur noch zu 40 Prozent in ſeiner Erwerbsfähigkeit beſchränkt 
anzuſehen iſt. Die Reviſion der Beklagten ift zurückgewieſen. 
Für die Einbuße, die der Kläger an ſeiner Erwerbsfähigkeit 
feſtgeſtelltermaßen infolge der Verbrennung bei der am 21. und 
22. Mai 1901 angewendeten Röntgenbeſtrahlung erlitten hat, 
begehrt er von der Beklagten vollſtändige Entſchädigung, 
ohne Rückſicht auf die der Forderung aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage durch den Betrag der Verſicherungsſumme in Ver⸗ 
bindung mit der in der Police abgedruckten Rententabelle ge⸗ 
zogenen Grenzen. Durch die gedachte Entſcheidung iſt dieſer 
Anſpruch auf vollſtändige Entſchädigung ebenfalls dem Grunde 
nach als gerechtfertigt erklärt worden, wobei zugleich das Maß 
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der Erwerbseinbuße, für verſchiedene Zeiträume abgeftuft, 
prozentual feſtgeſtellt worden iſt. In dem jetzt angegriffenen 
Urteil nimmt das Berufungsgericht an, daß es darauf, ob den 
Dr. St. ein Verſchulden treffe, nicht ankomme, daß vielmehr 
die volle Haftbarkeit der Beklagten, ohne Unterſchied ob man 
das franzöſiſche oder das preußiſche ALR. oder das Recht des 
BGB. für anwendbar zu erachten habe, ſich ohne weiteres 
aus dem Grunde ergebe, weil die ärztliche Unterſuchung ver⸗ 
möge eines beſonderen ſelbſtändig neben dem eigentlichen Ver⸗ 
ſicherungsvertrage zwiſchen den Parteien begründeten Vertrags⸗ 
verhältniſſes erfolgt ſei, gleichviel, ob dieſes als Auftragsvertrag 
oder, von dem Geſichtspunkt aus, daß die Beſtimmung des 
§ 11 der Verſicherungsbedingungen im beiderſeitigen Intereſſe 
getroffen ſei, als Geſellſchaftsvertrag anzuſehen wäre. Der Revi⸗ 
ſion iſt zuzugeben, daß die Annahme eines ſelbſtändig neben 
dem Verſicherungsvertrage beſtehenden Auftrags⸗ oder gar 
Geſellſchaftsverhältniſſes weder in dem Inhalte der Police und 
der Verſicherungsbedingungen noch in den ſonſt feſtgeſtellten 
Tatſachen eine Grundlage findet. Nach § 11 a. a. O. war 
der Kläger verpflichtet, dem von der Beklagten abgeordneten 
Arzte jederzeit Zutritt zu geſtatten und ihren zur Beförderung 
der Heilung getroffenen Anordnungen unbedingt Folge zu 
leiſten, wenn er nicht ($ 20) jeden Entſchädigungsanſpruch 
verwirken wollte. Das Recht zu der Anordnung, auf Grund 
deren der Kläger ſich der naturgemäß zur Vorbereitung und 
damit auch, zur Beförderung der Heilung beſtimmten Unter⸗ 
ſuchung durch Dr. St. unterzog, ſtand hiernach der Beklagten 
unmittelbar auf Grund des Verſicherungsvertrags zu, und für 
die Annahme eines beſonderen Vertragsverhältniſſes der ge⸗ 
dachten Art iſt kein Raum, weshalb die daraus hergeleiteten 
rechtlichen Folgerungen auf ſich beruhen können. Gleichwohl 
iſt die Entſcheidung des Berufungsgerichts zu billigen 
(8 563 ZPO.) Die Beklagte ſelbſt behauptet, daß Dr. St. 
bei Anwendung der Röntgenſtrahlen irgendeinen Fehler nicht 
begangen habe. Daraus folgt aber, und das muß ſie gegen 
ſich gelten laſſen, daß die eingetretene Verbrennung eine mit 
jener Art der ärztlichen Unterſuchung (wenn auch vielleicht nur 
nach dem damaligen Stande der Technik dieſes Verfahrens) 
notwendig verknüpfte objektive Gefahr bildete. Wenn 
aber die Beklagte, von ihrer vertragsmäßigen Befugnis Ge⸗ 
brauch machend, den Kläger, der ſich doch natürlich der Ver⸗ 
wirkung ſeines Verſicherungsanſpruchs nicht konnte ausſetzen 
wollen, in die Zwangslage verſetzte, ihrer Anordnung „un⸗ 
bedingt Folge zu leiſten“, ſo verſtand es ſich von ſelbſt, daß 
ſie die mit der Befolgung dieſer Anordnung notwendig ver⸗ 
bundene Gefahr in vollem Umfang auf ſich nahm. Nicht dies 
bedurfte beſonderer Kundgebung in dem Vertrage, ſondern ein 
gegenteiliger Wille hätte ſolcher Kundgebung bedurft. Die Be⸗ 
klagte traf die Anordnung in ihrem Intereſſe. Jedem Billig⸗ 
keitsgedanken und allen Anforderungen von Treu und Glauben 
aber würde es widerſprechen, hätte man anzunehmen, daß es 
in der Richtung des Vertragwillens gelegen habe, daß der 
Kläger verpflichtet ſein ſollte, für die Beklagte ſeine Geſundheit 
in Gefahr zu bringen, ohne eintretendenfalls vollen Schadens⸗ 
erſatz zu erhalten. Die entgegengeſetzte Annahme allein ent⸗ 
ſpricht einer dem 8 157 BGB. folgenden Auffaſſung der in 
Rede ſtehenden Vertragsbeſtimmung. Ein immerhin ähnlicher 
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Gedanke, wie der hier für die Auslegung der Vertrags 
beſtimmung als maßgebend dargelegte, hat in den ſchon im 
Berufungsurteile geſtreiften Beſtimmungen über die Seeverſiche⸗ 
rung feine geſetzliche Verwirklichung gefunden. Nach 8 819 
(früher Art. 8 23) HGB. ift der Verſicherte verpflichtet, wenn 
ſich ein Unfall zuträgt, ſowohl für die Rettung der verſicherten 
Sachen als für die Abwendung größerer Nachteile tunlichſt zu 
ſorgen; über die erforderlichen Maßregeln hat er, wenn tunlich, 


vorher mit dem Verſicherer Rückſprache zu nehmen. Die Koſten, 


die durch die ergriffenen Maßregeln entſtehen, fallen, ſelbſt 
wenn der Erfolg nicht erreicht iſt, dem Verſicherer zur Laſt 
(5 834 Nr. 3, früher Art. 838 Nr. 3 HGB.), und zwar hat 
er dieſe Koſten vollſtändig zu erſtatten, wenngleich die 
hiernach im ganzen zu zahlende Vergütung die Ver⸗ 
ſicherungsſumme überſteigt (8 840 Abſ. 2, früher 
Art. 844 Abſ. 2 HGB.). Bei der Seeverſicherung hat alſo 
unmittelbar das Geſetz dem Verſicherten eine Verpflichtung zu 
Rettungsmaßregeln auferlegt, die der im vorliegenden Falle 
dem Kläger vertragsgemäß durch die Anordnung der Beklagten 
auferlegten entſpricht. Weil jene Verpflichtung (5 819 a. a. O.) 
ſich keineswegs von ſelbſt verſteht und der Verſicherte, indem 
er die Rettungspflicht übt, nicht ſeine eigene, ſondern die An⸗ 
gelegenheit des Verſicherers betreibt (Lutz: Prot. der Komm. 
zur Beratung eines Allgem. Deutſchen HGB. S. 4426), oder 
wenigſtens, wenn man ſoweit nicht gehen will (Voigt: See⸗ 
verſicherungsrecht S. 357, 358), die Abung der Rettungspflicht 
jedenfalls den Intereſſen des Verſicherers dient (Voigt a. a. O. 
S. 566), hat das Geſetz den entſtehenden Aufwand in 
vollem Umfange dem Verſicherer auferlegt. Damit iſt aus 
der geſetzlich begründeten Verpflichtung des Verſicherten eine 
ähnliche Folgerung gezogen, wie ſie hier aus der vertraglich 
begründeten hergeleitet worden iſt; ſo wenig das Geſetz dem 
Verſicherten billigerweiſe hat zumuten wollen, Geld im Inter⸗ 
eſſe des Verſicherers aufzuwenden, ohne vollen Erſatz zu er⸗ 
halten, ſo wenig iſt anzunehmen, daß durch den vorliegenden 
Vertrag dem Kläger zugemutet werden ſollte, ſeine Geſund⸗ 
heit im Intereſſe der Beklagten preiszugeben und für den 
entſtehenden Schaden nur eine beſchränkte Vergütung nach 
Maßgabe der Verſicherung zu erhalten. Die Erſatzpflicht der 
Beklagten hat, ſoweit die Folgen der Röntgenbeſtrahlung in 
Betracht kommen, ihren Rechtsgrund nicht in der Verficherung, 
ſondern in der getroffenen Anordnung und in der durch dieſe 
nach dem Sinne des Vertrags erfolgten Übernahme der vollen 
Gefahr. Rh. & Dr. St. c. D., U. v. 14. Febr. 08, 166/07 VII. 
— Cöln. 

Haftpflichtgeſetz. 

17. 8 1 nicht anwendbar auf die Folgen einer Erkrankung, 
die ein Vater infolge der Nachricht eines Eiſenbahnunfalles 
ſeiner Tochter erlitten hat.] 

Das Berufungsgericht hat tatfächlich feſtgeſtellt, daß durch 
einen auf dem Bahnhofe zu Wietſtock am 7. Januar 1905 
beim Betriebe der Eiſenbahn vorgekommenen Zuſammenſtoß die 
in einem Wagenabteil ſitzende Tochter des Klägers eine er⸗ 
hebliche Körperverletzung erlitten hat, und daß der Kläger durch 
die pſychiſche Einwirkung, die dieſes Ereignis auf ihn ausgeübt 
hat, als er alsbald nachher davon erfuhr und ſeine Tochter in 
ihrem traurig veränderten Zuſtand erblickte, in eine ſchwere 
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Geisteskrankheit verfallen if. Der urſächliche Zuſammenhang 
der Geſundheitsſchädigung des Klägers mit dem Eiſenbahn⸗ 
unfall iſt hiernach nicht in Zweifel zu ziehen. Aber das Be⸗ 
rufungsgericht irrt, wenn es auf dieſen Vorgang den 81 
Haftpflß. zugunſten des Klägers um deswillen für anwendbar 
hält, weil er damals mit der Tochter zuſammen auf der Eiſen⸗ 
bahnreiſe begriffen war, im Warteſaale, in den er ſich während 
des Aufenthaltes auf der Zwiſchenſtation begeben hatte, alsbald 
von dem Unfalle hörte und in unmittelbarem Anſchluſſe daran 
die erſchütternde Wahrnehmung der ihn ſo nahe berührenden 
Folge desſelben machte. Es verkennt zwar grundſätzlich nicht, 
daß nach jenem § 1 die Körperverletzung, für deren ſchädliche 
Folgen der Eiſenbahnunternehmer dem Verletzten haften ſoll, 
nicht bloß durch den Betrieb, ſondern auch bei dem Betriebe 
der Eisenbahn herbeigeführt fein, d. h. in einer nähern zeitlichen 
und örtlichen Beziehung zu dieſem Betriebe ſtehen muß; RG. 55, 
230 f.; aber die Anwendung, die das Berufungsgericht hier von 
dieſem Satze gemacht hat, iſt rechtsirrig. Es fehlt hier aller⸗ 
dings nicht an einem beſtimmten Betriebsvorgange, auf den 
die Geſundheitsſchädigung des Klägers als auf ihre Urſache 
zurückzuführen iſt, wohl aber an dem näheren Zuſammenhange 
mit dieſer Urſache, der verlangt werden muß. Der Kläger 
perſönlich hat den Unfall nicht unmittelbar miterlebt, dieſer 
hat auf ihn nur mittelbar dadurch, daß er von demſelben 
erfahren hat, und durch den Eindruck, den die Folgen auf 
ſein Gemüt gemacht haben, eingewirkt. Bei dieſer Art von 
Kauſalität iſt es ein unweſentlicher und ganz äußerlicher Umſtand, 
daß die Wirkung mit der Urſache örtlich und zeitlich ziemlich nahe 
zuſammenlag; ebenſogut hätte dieſelbe Wirkung eintreten können, 
wenn der Kläger gar nicht Reiſegenoſſe ſeiner Tochter geweſen 
wäre und erſt nach etwas längerer Zeit zu Hauſe die Sache 
erfahren und ſeine ſchwer verletzte Tochter zu Geſicht bekommen 
hätte; daß dann aber die körperliche Beſchädigung des Klägers 
nicht beim Betriebe der Eiſenbahn eingetreten fein würde, liegt 
auf der Hand. Die nur äußerliche Abweichung des hier Vor⸗ 
gekommenen von dem ſoeben Unterſtellten kann aber keine 
Verſchiedenheit der rechtlichen Beurteilung begründen. Somit 
erwies ſich die Einordnung des vorliegenden Falles unter den 
81 Haftpfl®. als rechtlich unhaltbar. Es mußte daher die 
Aufhebung des vorigen Urteils erfolgen, und, da die Sache 
zur Endentſcheidung reif war, nach 8 565 Abſ. 3 Nr. 1 ZPO. 
ſogleich die Zurückweiſung der unbegründeten Berufung des 
Klägers gegen das die Klage abweiſende erſte Urteil. Eiſenb.⸗F. 
c. H., U. v. 2. März 08, 220/07 VI. — Stettin. 

Wechſelordnung. 

18. Art. 81. Für die Unterſchrift des Wechſelbürgen gelten 
die gleichen Erforderniſſe wie für die der wechſelmäßig Haupt⸗ 
verpflichteten. ] 

Dem Urteile des Berufungsgerichts, durch das die von 
der I. Inſtanz ausgeſprochene Abweiſung der gegen die Be⸗ 
klagten zu 2 bis 6 gerichteten Klage beſtätigt wird, liegt die 
Auffaſſung zugrunde, daß die von Otto St. auf die beiden 
Wechſel namens der „Robert J.ſchen Erben“ geſetzte Bürgſchafts⸗ 
erllärung eine wechſelmäßige Verbindlichkeit der Beklagten zu 
2 bis 5 nicht habe hervorrufen können. Die gegen dieſe Auf⸗ 
faſſung von der Reviſion erhobenen Angriffe ſind nicht zu⸗ 
treffend. Mit Recht hat das Berufungsgericht angenommen, 
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daß an die Unterſchrift des Wechſelbürgen (Art. 81 WO.) 
die gleichen Anforderungen wie an die Unterſchrift der wechſel⸗ 
mäßig Hauptverpflichteten zu ſtellen find. Bildet auch die 
Wechſelverbürgung keinen der zum Aufbau des Wechſels weſent⸗ 
lichen Beſtandteile und kann ſie auch inſoweit als eine ſelbſt⸗ 
ſtändige Verpflichtung bezeichnet werden, ſo iſt ſie doch nicht 
minder wie die Verpflichtung der Hauptwechſelſchuldner eine 
einſeitige formale Schriſtverpflichtung und erzeugt eine wechſel⸗ 
mäßige, und zwar an ſich nur wechſelmäßige Verbindlichkeit. 
Wenn daher die WO. im Art. 4 Nr. 5 von dem Ausſteller 
des gezogenen Wechſels, im Art. 12 von dem Indoſſanten, im 
Art. 21 von dem Akzeptanten, im Art. 96 Nr. 5 von dem 
Ausſteller des eigenen Wechſels die Unterſchrift oder die Schrift 
des Namens oder der Firma, wenn ferner Art. 4 Nr. 7 für 
die Bezeichnung des Bezogenen die Angabe ſeines Namens oder 
ſeiner Firma verlangt, ſo ſind keine durchgreifenden ſachlichen 
Gründe erkennbar, aus denen für die Unterſchrift des Wechſel⸗ 
bürgen geringere oder abweichende Formvorſchriften anerkannt 
werden müßten. Vgl. auch Grünhut, Wechſelrecht, 1, 318. 
Der Verſuch der Reviſion, die von ihr vertretene entgegengeſetzte 
Anſicht auf den Wortlaut des Art. 81 MO. zu ftügen, mußte 
erfolglos bleiben. Aus der Faſſung des in Betracht kommenden 
erſten Satzes des Art. 81: „Die wechſelmäßige Verpflichtung 
trifft den Ausſteller, Akzeptanten und Indoſſanten des Wechſels 
ſowie einen jeden, welcher den Wechſel, die Wechſelkopie, das 
Akzept oder das Indoſſament mitunterzeichnet hat, ſelbſt 
dann, wenn er ſich dabei nur als Bürge (per aval) benannt 
hat“ — kann viel eher hergeleitet werden, daß, wer „mitunter⸗ 
zeichnet“, in gleicher Form wie die genannten übrigen Wechſel⸗ 
verpflichteten unterzeichnen müſſe. Jedenfalls würde, wenn 
der Vorſchrift des Art. 81 ein anderer Geſetzeswille beigewohnt 
hätte, im Hinblicke auf die oben für die Gleichſtellung der 
Wechſelbürgſchaft mit den übrigen Wechſelverpflichtungen an⸗ 
geführten ſachlichen Gründe Anlaß vorgelegen haben, einen 
ſolchen nicht ohne weiteres erkennbaren Willen deutlich zum 
Ausdrucke zu bringen. Hiernach muß der Wechſelbürge mit 
ſeinem Namen oder ſeiner Firma unterſchreiben. Da in dem 
zur Entſcheidung ſtehenden Falle unbeſtritten iſt, daß es eine 
Firma „Robert J. ſche Erben“ nicht gibt, da ferner nicht be 
zweifelt werden kann, daß die Unterzeichnung „Robert J. ſche 
Erben“ keine Unterzeichnung mit dem Namen der Beklagten 
bildet (vgl. ROG. 20, 91 und Urteil des RG. vom 19. Des 
zember 1885 in JW. 86, 4210, fo muß die Reviſion 
zurückgewieſen werden. V.⸗V. c. J., U. v. 26. Febr. 08, 
294/07 I. — Breslau. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879/20. Mai 1898. 

19. Der Anfechtungsbeklagte iſt mit allen Einwendungen 
gegen den rechtskräftigen Schuldtitel ausgeſchloſſen, die der 
Schuldner in dem gegen ihn geführten Rechtsſtreite hätte geltend 
machen können.] 

Der Berufungsrichter iſt bei ſeiner Entſcheidung von der 
vom RG. in feſtſtehender Rechtſprechung feſtgehaltenen Auf⸗ 
faſſung ausgegangen, daß der Anfechtungsbeklagte die Rechts⸗ 
beſtändigkeit der dem Schuldner gegenüber durch rechtskräftiges 
Urteil feſtgeſtellten Forderung des Anfechtungsklägers nicht auf 
Grund von Tatſachen anfechten kann, die der Schuldner bereits 
in dem gegen ihn anhängigen Rechtsftreit hätte geltend machen 
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können (vergl. RG. 7, 188; 39, 15; JW. 1892, 301 und 366 
und 1895, 267 ſowie die Urteile in den Sachen VII, 235 und 
281/05 und 173/06). Der Senat fieht ſich nicht veranlaßt 
von dieſer, übrigens auch in der Literatur bei weitem vor⸗ 
herrſchenden Anficht abzugeben. Die von dem Reviſionskläger 
zur Rechtfertigung feiner Reviſion beſonders in Bezug genommenen 
Ausführungen bei Jäger: Gläubigeranfechtung außerhalb des 
Konkurſes Note 30 ff. zu § 2 können als durchgreifend nicht 
erachtet werden; ſie machen im weſentlichen Geſichtspunkte 
geltend, die ſchon bei den früheren Entſcheidungen berückſichtigt 
find. Auch wenn man die Anfechtungsklage nicht als einen 
Akt der Zwangsvollſtreckung, vielmehr als Geltendmachung eines 
Anſpruchs aus einem unmittelbar auf dem Geſetz beruhenden 
beſonderen Schuldverhältnis zwiſchen Anfechtungskläger und 
Anfechtungsbeklagten auffaßt, ſteht nichts der Annahme 
entgegen, daß nach dem Anfechtungsgeſetz, ungeachtet des 
Grundſatzes der Beſchränkung der Rechtskraftwirkung auf 
die Parteien, es dem Anfechtungsbeklagten nicht geſtattet ſein 
ſoll, demjenigen Anfechtungskläger, deſſen Forderung dem 
Schuldner gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt iſt, mit Ein⸗ 
wendungen entgegenzutreten, mit denen der Schuldner rechts⸗ 
kräftig abgewieſen iſt oder die er vorzubringen unterlaſſen hat. 
Aus der Entſtehungsgeſchichte und dem Zuſammenhang des 
Geſetzes muß aber entnommen werden, daß der Geſetzgeber 
den Ausſchluß ſolcher Einwendungen tatſächlich gewollt hat. 
(Wird ausgeführt.) Nun iſt allerdings in das Geſetz ſelbſt 
eine ausdrückliche Beſtimmung, daß der Anfechtungsbeklagte mit 
allen Einwendungen gegen den rechtskräftigen Schuldtitel aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſoll, die der Schuldner ſelbſt nicht mehr vorbringen 
kann, nicht aufgenommen. Eine ſolche ausdrückliche Beſtimmung 
hat man, wie die Begründung ergibt, nicht für erforderlich 
erachtet, mit Rückſicht auf den Inhalt des Anfechtungsanſpruchs. 
Dieſer Anſpruch iſt, wie der erkennende Senat in ſeinem Urteil 
RG. 57, 105 ausführt, zu dem Zweck der Befriedigung des 
Gläubigers nach Maßgabe des Titels und zum Zweck der 
Erweiterung der der Zwangsvollſtreckung unterliegenden Gegen⸗ 
ſtände gegeben. Sein Inhalt geht dahin, daß der Anfechtungs⸗ 
beklagte auf Grund des gegen den Schuldner erwirkten Titels 
die Zwangsvollſtreckung in ihm gehörige, dem Vermögen des 
Schuldners anfechtbar entzogene Vermögensſtücke ſich gefallen 
laſſen muß, gleich als wenn ſie noch zum Vermögen der 
Schuldner gehörten. Steht dem Schuldner gegenüber rechts⸗ 
kräftig feſt, daß die Forderung beſteht, und muß der Schuldner 
die Zwangsvollſtreckung dulden, ohne Einwendungen gegen die 
Forderung geltend machen zu können, ſo hat auch der An⸗ 
fechtungsbeklagte die Zwangsvollſtreckung zu dulden, ohne auf 
Einwendungen ſich berufen zu können, mit denen der Schuldner 
ausgeſchloſſen iſt. Die anfechtbar entzogene Sache gilt als 
noch zum Vermögen des Schuldners gehörig, und deshalb kann 
der Anfechtungsbeklagte hinſichtlich der Einwendungen gegen 
die Forderung nicht beſſer geſtellt ſein als der Schuldner ſelbſt. 
Der Anfechtungsbeklagte kann den Gläubiger, der ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil gegen ſeinen Schuldner erſtritten hat, durch 
ſeine Verteidigung nicht zwingen, ihm gegenüber nochmals den 
Beſtand ſeiner Forderung zu beweiſen. Daß dem Anfechtungs⸗ 
beklagten die Einrede der Kolluſion zuſteht, widerspricht der 
hier vertretenen Anſicht nicht, denn mit ihr macht der 
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Anfechtungsbeklagte eine ihm ſelbſt gegenüber verübte Arg⸗ 
liſt geltend. Auf die Beſtimmung des 8 10 kann die 
abweichende Anſicht ſich nicht berufen, die Begründung 
(Materialien 4, 748) ergibt, daß die Erfüllung, nicht die Ent⸗ 
ſcheidung über den Anfechtungsanſpruch ausgeſetzt ſein ſoll, und 
bei dem unzweideutigen Standpunkt der Begründung, daß der 
Anfechtungsbeklagte mit allen Einwendungen, die der Schuldner 
ſelbſt dem Schuldtitel gegenüber nicht mehr vorbringen kann, 
ausgeſchloſſen ſein ſoll, kann nicht angenommen werden, daß 
die Ausſetzung der Erfüllung auf einer entgegengeſetzten Auf⸗ 
faſſung beruhen ſollte. B. c. M., U. v. 17. März 08, 
296/07 VII. — Berlin. 

20. Anfechtungsgeſetz in Verbindung mit SS 826, 1369, 
1410 BGB. Ausſchluß der Gläubigeranfechtung wegen 
fehlender Benachteiligung, Begriff einzelner Zuwendungen 
Dritter als „eingebrachtes Gut“.] 

Der Ehemann der Klägerin ſchloß, nachdem er im 
Jahre 1904 in Konkurs geraten war, am 31. Dezember 1904 
mit der Firma W. & G., deren Angeſtellter er war, unter 
Beitritt der Klägerin einen Vertrag ab, durch den ihm von 
der Firma ein Jahresgehalt von 1500 * und feiner Ehefrau 
eine Summe von 1700 .%, zahlbar in monatlichen Raten zus 
geſichert wurde. Der Vertrag war von der Firma ausdrücklich 
mit Rückſicht auf die ihr bekannte Tatſache, daß die Gläubiger 
des D. erhebliche Forderungen gegen ihn geltend machten, mit 
dieſem Inhalt geſchloſſen worden. Die Beklagte, die gegen D. 
eine vollſtreckbare Forderung von 10 043,63 % hat, ließ die 
angebliche Forderung des D. gegen die Firma W. & G. auf 
Zahlung des jährlichen Betrages von 1700 / an feine Frau, 
ſoweit dieſe Ende März 1906 fällig werde, bis zur Höhe ihrer 
Forderung pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen. Die 
Klägerin erhob hiergegen durch Klage Widerſpruch und be⸗ 
antragte, den erlaſſenen Pfändungs- und Aberweiſungsbeſchluß 
für unzuläſſig zu erklären. Die Beklagte beantragte Abweiſung 
der Klage. Sie focht den zwiſchen dem Ehemann der Klägerin 
und der Firma W. & G. geſchloſſenen Vertrag an, weil er 
in der der Klägerin bekannten Abſicht geſchloſſen ſei, die 
Gläubiger des Ehemanns der Klägerin zu benachteiligen. Die 
I. Inſtanz wies die Klage ab, der Berufungsrichter dagegen 
erkannte nach dem Klagantrage. Reviſion iſt zurückgewieſen: 
Die im Wege der Einrede erfolgte Anfechtung des von dem 
Ehemann D. mit der Firma W. & G. geſchloſſenen Vertrages 


“if ſchon allein deshalb nicht begründet, weil die Beklagte durch 


den angefochtenen Vertrag nicht benachteiligt worden iſt. Die 
Inhaber der Firma W. & G. würden nämlich nach ihrem 
vom Berufungsrichter für glaubhaft erachteten Zeugnis den 
Ehemann der Klägerin nicht mehr angeſtellt haben, wenn er 
nicht ferner in geordneten Verhältniſſen gelebt hätte, d. h. wenn 
nicht ſein Gehalt ſo bemeſſen worden wäre, daß es der 
Pfändung durch ſeine Gläubiger nicht unterlag. Eben deswegen 
haben ſie ihm nur einen pfandfreien Gehaltsanſpruch in 
Höhe von 1500 „ gewährt und im übrigen feiner Frau, die 
dem Vertrage beigetreten iſt, einen jährlichen Betrag von 
1700 & zugeſichert. Das Motiv dieſer Handlung liegt klar auf 
der Hand. Würde der Ehemann der Klägerin durch Pfändung 
des dieſer unterworfenen Teiles eines ihm gewährten höheren 
Gehalts von 3 200 & in Vermögensbedrängnis geraten fein, 
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da er, wie er erklärt hat, mit ſeiner Familie von dem pfand⸗ 
freien Teile eines ſolchen Gehalts nicht leben konnte, wovon 
auch die Inhaber der Firma W. & G. erſichtlich überzeugt 
waren, ſo würde durch eine ſolche Vermögenslage des Ehe⸗ 
mannes der Klägerin für die Firma die Möglichkeit von Ge⸗ 
fahren gegeben worden ſein, die ſie unbedingt vermeiden wollten. 
Demgemäß lautet die Erklärung des einen der beiden Firmen⸗ 
inhaber ausdrücklich dahin, daß ſie, wenn der geſchloſſene Ver⸗ 
trag nicht gelten würde, und ſie damals die Kenntnis der 
Ungültigkeit gehabt hätten, den Ehemann der Klägerin entlaſſen 
haben würden. Mit Recht ſagt der Berufungsrichter, daß, 
wenn D. infolgedeſſen ohne Stellung geweſen wäre, die Be⸗ 
klagte ebenfalls von ihm nichts erhalten hätte. Weiter hat der 
Berufungsrichter auch darin recht, daß die Gläubiger des Ehe⸗ 
mannes der Klägerin überhaupt kein Recht haben, gegen den 
von der Firma W. & G. mit ihm geſchloſſenen Vertrag ein⸗ 


zuſchreiten. Es kann ihnen nicht die Befugnis zugeſtanden 


werden, der Firma W. & G. einen Vertrag mit ſolchem 
Inhalt aufzunötigen, wie ihn die Firma gerade nicht ſchließen 
wollte und deshalb auch nicht geſchloſſen hat. (Wird aus⸗ 
geführt.) Auch von einem Verſtoß gegen den 8826 BGB. 
kann hier keine Rede ſein. Nach Lage der Umſtände verletzten 
weder die Firma W. & G. noch der Ehemann der Klägerin die 
guten Sitten, wenn ſie in dieſer durch ihre beiderſeitigen 
Intereſſen bedingten Art und Weiſe ihre Verhältniſſe regelten. 
Die Berechtigung der Intereſſen der Firma liegt auf der Hand; 
aber auch die Intereſſen des Ehemannes der Klägerin waren 
keine unberechtigten, zunächſt ſchon deshalb, weil er, wenn er 
den Vertrag mit dieſem Inhalt nicht ſchloß, ſeine Entlaſſung 
zu gewärtigen hatte. Außerdem aber iſt an der bereits vor 
kurzem vom erkennenden Senat zum Ausdruck gebrachten Er⸗ 
wägung feſtzuhalten, daß die Gläubiger eines Schuldners keinen 
von der Rechtsordnung anerkannten Anſpruch darauf haben, 
daß dieſer ſeine Arbeitskraft zu ihren Gunſten in einer Weiſe 
verwerte, die es ihnen ermöglicht, zum Zwecke ihrer Befriedigung 
auf das, was ſich als Gegenleiſtung darſtellt, Zugriff zu nehmen. 
Kann hiernach die Einrede der Anfechtung nicht durchgreifen, 
ſo kann ebenſowenig vom Standpunkt des ehelichen Güterrechts 
aus ein Recht der Gläubiger des Ehemannes der Klägerin, 
zum Zwecke ihrer Befriedigung die einzelnen Zahlungen der 
Firma W. & G. an die Klägerin zu pfänden, anerkannt werden. 
Der erſte Richter hatte eine ſolche Befugnis der Gläubiger 
und daher auch der Beklagten angenommen und zwar auf 
Grund der rechtlichen Konſtruktion, daß das Recht, welches 
der Klägerin gegen die Firma auf Grund des Vertrages 
zuſtehe, zum eingebrachten Gute gehöre, da die Klägerin mit 
ihrem Ehemann im geſetzlichen Güterſtande lebe, daß die 
einzelnen Zahlungen aber als Nutzungen dieſes Rechts an⸗ 
zuſehen ſeien, die nach 8 1383 BGB. dem Ehemanne ge 
bührten und daher der Pfändung unterlägen. Der Berufungs⸗ 
richter hat die Auffaſſung mißbilligt, daß in dem vorbezeichneten 
Recht der Klägerin eingebrachtes Gut zu erblicken ſei; er iſt 
vielmehr der Anſicht, daß nach 8 1369 BGB. das Bezugs⸗ 
recht der Klägerin ſich als Vorbehaltsgut darſtelle; der Wille 
der Firma W. & G. ſei darauf gerichtet geweſen, der Klägerin 
ein Vorbehaltsgut zuzuwenden; daß dieſer Ausdruck bei der 
Zuwendung nicht gebraucht ſei, ſei gegenüber dem erkennbar 
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hervorgetretenen Willen ohne Bedeutung. Die von den 
Vorderrichtern verſchieden beantwortete Frage braucht nicht 
entſchieden zu werden, denn wenn man auch annimmt, daß es 
ſich im gegenwärtigen Falle um eingebrachtes Gut handelt, ſo 
kann der erkennende Senat doch nicht der Anſchauung bei⸗ 
treten, daß die allgemeine vertragliche Zuficherung der Firma 
W. & G., der Klägerin jährlich 1700 & zu zahlen, ſich als 
die Subſtanz eines Rechts darſtelle, deſſen Nutzungen, Früchte 
oder Erträge in den einzelnen Zahlungen beſtänden. Die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 99 Abſ. 2 und 3 und 100 BGB. find 
weder auf die einzelnen Zahlungen aus einem obligatoriſchen 
Verhältnis der vorliegenden Art gemünzt noch paſſen ſie auf 
dieſe. Der erkennende Senat iſt der Anſicht, daß hier die 
einzelnen Zahlungen ſelbſt eingebrachtes Gut ſind und 
daher nach 8 1410 BGB. nicht dem Zugriff der Gläubiger 
des Ehemannes unterliegen. R. c. D., U. v. 3. März 08, 
286/07 VII. — Hamburg. 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892 / 20. Mai 1898. 

21. Anſpruch der Geſellſchaft gegen einen Geſellſchafter 
auf Herauszahlung desjenigen Betrages, den dieſer als An⸗ 
zahlung auf den die Sacheinlage überſteigenden Wert ſeines 
Einbringens erhalten hat?] 

Mit der Widerklage verlangt die Beklagte die Heraus⸗ 
zahlung des Betrags von 35000 &, welchen die Kläger als 
Anzahlung auf den die Sacheinlage überſteigenden Wert ihres 
Einbringens erhalten haben, eventuell die Einwilligung der 
Kläger in die Wandelung des Illationsvertrags. Nach den 
Feſtſtellungen im Berufungsurteile hat die Beklagte die Wider⸗ 
klage geſtützt auf den Geſichtspunkt 1. der Wandelung des 
Illationsvertrages, 2. der Anfechtung dieſes Vertrags wegen 
argliſtiger Täuſchung und 3. wegen Irrtums, 4. der Nichtigkeit 
wegen urſprünglicher Unmöglichkeit der Erfüllung, 5. der Auf⸗ 
löſung des Vertrages durch Eintritt einer Reſolutivbedingung, 


6. ihres Rechts zum Rücktritte vom Vertrage wegen Unmög⸗ 


lichkeit ſeiner Erfüllung, 7. des Bereicherungsanſpruches gegen 
die Kläger auf Rückgabe ihrer Geſchäftsanteile und 8. der 
Gewährleiſtung durch den Kläger G. Gegen die Begründung 
der Widerklage aus den unter 1 bis 6 aufgeführten Geſichts⸗ 
punkten macht das Beruſungsgericht geltend: alle dieſe Funda⸗ 
mente der Widerklage führten, wenn auch nur Abhilfe für den, 
den Betrag der Sacheinlage überſteigenden Wert der ein⸗ 
gebrachten Rechte verlangt werde, doch notwendig auch zum 
Wegfalle des Illationsvertrages im übrigen und damit zur 
Verpflichtung der Beklagten, die Sacheinlage zurückzugeben. 
Dann werde der beklagten eingetragenen Geſellſchaft die geſetz⸗ 
liche Grundlage, wenigſtens zum Teil, entzogen, da die Kläger 
nicht verpflichtet ſeien, an Stelle der Sacheinlage eine Geld⸗ 
einlage zu machen. Dabei verweiſt das Berufungsgericht 
darauf, daß ein ſolcher, den Wegfall der Geſchäftsanteile der 
Kläger bedingender Erfolg nur auf dem Wege der Amortiſation 
nach S 34 GmbHG. erreicht werden könne, vorliegend aber 
überhaupt ausgeſchloſſen ſei, weil der Geſellſchaftsvertrag eine 
Amortiſation der Geſchäftsanteile nicht vorſehe. Unterſtellt man 
zunächſt, daß die Begründung der Widerklage, wie ſie unter 
1 bis 6 verſucht wird, ihrem Weſen nach wirklich auf eine 
Beſeitigung des Illationsvertrages hinauslaufe, ſo müſſen die 
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Erwägungen des Berufungsgerichts als zutreffend und ſchlüſſig 
anerkannt werden. Denn es würde dann allerdings auch über 
den Betrag der Widerklage, obgleich er nur den im Vertrage 
feſtgeſetzten Mehrwert des Eingebrachten über den als Sach⸗ 
einlage beſtimmten Teil hindus umfaßt, nicht erkannt werden 
können, wenn nicht der Wegfall des Illationsvertrags im 
ganzen gerechtfertigt wäre. Die Folge dieſes Wegfalls wäre 
aber die Verpflichtung der Geſellſchaft zur Rückgewähr der 
Einlage und überhaupt der vollſtändige und erſatzloſe Unter⸗ 
gang der geſellſchaftlichen Beteiligung der Kläger, die Elimination 
ihrer Geſchäftsanteile. Nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 20. April 1892 iſt die Annahme begründet, daß ein 
ſolches Ergebnis nach der Eintragung der Geſellſchaft in das 
Handelsregiſter nur noch auf dem Wege der Einziehung des 
Geſchäftsanteils nach § 34 erreicht werden kann. Durch die 
Eintragung iſt die Geſellſchaft nach Maßgabe des Gründungs⸗ 
vertrages als Geſellſchaft m. b. H. entſtanden und feſt geworden. 
Zur Geſellſchaftsverfaſſung gehören auch die Geſchäftsanteile in 
ihrer Höhe und ihrer Zahl (S 5). Der Beſtand der Geſchäfts⸗ 
anteile, der ſowohl nach innen für die Geſellſchafter, wie 
namentlich nach außen für die Gläubiger von Bedeutung iſt, 
kann ſich zwar inſofern ändern, als in der Perſon des In⸗ 
habers ein Wechſel eintritt und für den Fall der Vererbung 
oder Veräußerung auch eine Teilung zugelaſſen iſt. Ein Aus⸗ 
ſcheiden des Geſellſchafters unter Aufrechterhaltung des 
Geſchäftsanteils für den Nachfolger kommt weiter vor: gegen 
ſeinen Willen bei der Kaduzierung, freiwillig bei der Abandon⸗ 
erklärung nach 5 27. Dafür dagegen, daß der Geſchäftsanteil 
ſelbſt zu beſtehen aufhört, verſchwindet, iſt nur das Mittel der 
Amortiſation gegeben und eben um einen ſolchen Fall handelt 
es ſich hier, wo beim Wegfall des Illationsvertrages nicht 
bloß ſubjektiv das Mitgliedſchaftsrecht der Kläger, ſondern auch 
objektiv die ihrem Geſchäftsanteile entſprechende Stammeinlage 
beſeitigt werden würde. Der Gefährdung, welche eine ſolche 
Anderung in den Grundlagen der Geſellſchaft für die Intereſſen 
der Gläubiger mit ſich bringt, haben dieſe ſich zwar unter⸗ 
worfen, inſoweit die Einziehung des Geſchäftsanteils, die nach 
8 34 im Geſellſchaftsvertrage vorgeſehen fein muß, in Rede 
ſteht, im übrigen aber dürfen ſie mit Rückſicht auf die Be⸗ 
deutung der Regiſtereintragung dagegen Schutz beanſpruchen. 
Die Reviſion ſelbſt lehnt an ſich die Beachtung des Gläubiger⸗ 
intereſſes nicht ab, ſie meint aber, daß im einzelnen Falle zu 
prüfen ſei, ob dieſes Intereſſe verletzt werde, und daß davon 
jedenfalls dann nicht geſprochen werden könne, wenn die weg⸗ 
fallende Einlage ganz wertlos ſei. Allein zu einer für die 
Gläubiger maßgebenden Beurteilung dieſes Werts und ſeiner 
Bedeutung für die Wahrung ihrer Intereſſen iſt der 
Rechtsſtreit zwiſchen der Geſellſchaft und einem Geſell⸗ 
ſchafter nicht die geeignete Stelle. Auch läßt ſich aus 
dem Geſetze nicht ableiten, daß die Schutzbeſtimmung nur 
Geltung haben ſolle, wenn im einzelnen Falle die Mög⸗ 
lichkeit einer Verletzung der Gläubigerintereſſen gegeben ſei. 
J. R.⸗Geſ. c. G. und R., U. v. 22. Febr. 08, 230/07 I. 
— Cöln. 

22. 88 17, 75 GmbHG. in Verb. mit 88 139, 125 
BGB. Die Beſtimmung im Geſellſchaftsvertrage, daß Teile 
eines Geſchäftsanteils ohne Genehmigung der Geſellſchaft an 
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Dritte veräußert werden, hat nicht die Folge, daß die Geſell⸗ 
ſchaft für nichtig erklärt werden kann.] 

Das Berufungsgericht hat angenommen, daß der angeführte 
§ 6 des Geſellſchaftsvertrags inſoweit rechtsungültig ſei, als 
er inhaltlich beſtimme, daß Teile eines Geſchäftsanteils ohne 
Genehmigung der Geſellſchaft an dritte Perſonen veräußert 
werden können; denn inſoweit verſtoße die Vertragsbeſtimmung 
gegen §8 17 Abſ. 1, 3 GmbHG. Das Berufungsgericht hat 
aber die Frage verneint, ob die Nichtigkeit der angeführten 
Beſtimmung zur Folge haben lönne, daß die Geſellſchaft auf 
Grund des § 75 des bezeichneten Geſetzes für nichtig erklärt 
werde. Hiergegen richtet die Reviſion ihren Angriff, indem 
ſie die Anſicht vertritt, daß die vorliegende Teilnichtigkeit in 
Anwendung des 5 139 BGB. zur Nichtigkeit des ganzen 
Geſellſchaftsvertrags und damit auch der im S 75 des Geſell⸗ 
ſchaftsgeſetzes hervorgehobenen weſentlichen Beſtimmungen des 


Geſellſchaftsvertrags führen müſſe, es ſei denn, daß der Vertrag 


— was das Berufungsgericht nicht feſtgeſtellt habe — auch 
ohne den nichtigen Teil abgeſchloſſen ſein würde. Dieſer Anſicht 
kann nicht beigepflichtet werden. Mit Recht iſt das Berufungs⸗ 
gericht im Gegenſatze zu der von der Reviſion vertretenen 
Auffaſſung von dem Grundſatz ausgegangen, daß die Fälle, in 
denen eine eingetragene Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
für nichtig erklärt werden könne, im § 75 ausſchließlich geregelt 
worden fein. Der § 75 enthält eine beſondere Geſetzesvor⸗ 
ſchrift, welcher auf dem von ihr beherrſchten beſchränkten Rechts⸗ 
gebiete gegenüber der im 8 139 BGB. gegebenen allgemeinen 
Vorſchrift der Vorrang gebührt. Die Aberkennung dieſes Vor⸗ 
rangs würde zur Folge haben, daß der im 8 75 deutlich 
offenbarte Geſetzeswille, nach dem die Nichtigkeit der Geſellſchaft 
nur aus der Nichtigkeit der nach 8 3 Abſ. 1 des Geſellſchafts⸗ 
geſetzes weſentlichen Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags 
hergeleitet werden ſoll, in vielen Fällen unwirkſam bliebe. Der 
Verſuch der Reviſion, die Entſcheidung des erkennenden Senats 
vom 13. Mai 1903 (RG. 54, 418) für ihre Auffaſſung zu 
verwerten, konnte keinen Erfolg haben. In diefer Entſcheidung 
iſt ausgeſprochen worden, daß die Geſellſchaft auf dem Wege 
des 8 75 des Geſellſchaftsgeſetzes für nichtig zu erklären ſei, 
wenn der Geſellſchaftsvertrag der im § 2 des Geſetzes vor⸗ 
geſchriebenen gerichtlichen oder notariellen Form entbehre und 
deswegen nichtig ſei. Dieſer Fall unterſcheidet ſich jedoch 
weſentlich von dem gegenwärtigen Streitfalle. Will man auch 
davon abſehen, daß der Mangel der geſetzlichen Form den 
ganzen Vertrag vorbehaltlos nichtig macht ($ 125 BGB.), 
wogegen nach 8 139 BGB. die Nichtigkeit nur unter der in 
dieſer Vorſchrift bezeichneten Vorausſetzung eintritt und im 
Falle der Anfechtung (vgl. RG. 62, 186) erſt nachträglich 
herbeigeführt wird, ſo bleibt immer noch ein anderer erheblicher 
Unterſchied übrig. Wenn nämlich die infolge der Verletzung 
der Formvorſchrift des genannten § 2 eintretende Nichtigkeit 
bei der Anwendung des § 75 des Geſellſchaſtsgeſetzes keine 
Berückſichtigung finden lönnte, ſo ergäbe ſich die Folge, „daß 
auf dem Gebiete der Geſellſchaften m. b. H., wie auf dem 
Gebiete des Aktiengeſellſchaftsrechts der 8 125 BGB. ſeiner 
Bedeutung völlig emkleidet und die Abſicht des Geſetzes, durch 
Vorzeichnung beſtimmter Formen des Vertragsſchluſſes die 
Wichtigkeit der rechtsgeſchäftlichen Erklärung bei der Gründung 
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ſolcher Geſellſchaften zum Bewußtſein zu bringen, ganz vereitelt 
würde, ſobald unter Nichtbeachtung der geſetzlichen Vorſchriften 
die Eintragung der Geſellſchaft in das Regiſter erfolgte 
(RG. 54, 422). Im vorliegenden Falle dagegen kann von 
einer Vereitelung der im $ 17 Abſ. 1, 3 des Geſellſchafts⸗ 
geſetzes zum Ausdruck gekommenen Abſicht keine Rede ſein; die 
Nichtanwendung des §8 139 BGB. führt vielmehr zu dem 
Ergebniſſe, daß zwar der Geſellſchaftsvertrag im ganzen, daß 


die Geſellſchaft beſtehen bleibt, daß aber die angeführte Bes 


fimmung des § 6 des Geſellſchaftsvertrags, ſoweit fie gegen 
den 8 17 Abſ. 1, 3 verſtößt, der Unwirkſamkeit verfällt. 
b. B. c. W. u. Gen., U. v. 14. März 08, 304/07 I. — Göln. 

23. S 19 GmbH. Die Befugnis der vertrags⸗ 
mäßigen Aufrechnung iſt nicht dadurch bedingt, daß ſie im 
Geſellſchaftsvertrage vorgeſehen werde.] 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf einer unrichtigen 
Anwendung des 8 19 Abſ. 2 GmbHG. Das Berufungs⸗ 
gericht erkennt zwar an, daß durch die erwähnte geſetzliche 
Beſtimmung den Geſellſchaftern unbedingt nur die Befugnis 
zur einſeitigen Aufrechnung verſagt iſt, dagegen eine vertrags⸗ 
näßige Aufrechnung unter der durch den Begriff der Geld⸗ 
einlage gebotenen Bedingung, daß die zur Aufrechnung benutzte 
Forderung des Geſellſchafters unzweifelhaft fällig und voll⸗ 
wertig iſt, zuläſſig bleibt; es ſchließt ſich der Rechtſprechung 
des RG., auf welche es Bezug genommen hat, inſoweit an. 
Das Berufungsgericht nimmt auch an, daß im vorliegenden 
Falle ſeitens der Geſellſchaft der Verrechnung der Einlageſchuld 
des Beklagten auf deſſen Kaufpreis forderung an die Geſellſchaft 
zugeſtimmt worden iſt. Es gelangt aber gleichwohl zu der 
Auffaſſung, daß dies nicht genüge, um den Beklagten zu ent⸗ 
laſten, weil es aus der Entſtehungsgeſchichte der 88 5 Abi. 4 
und 19 des Geſetzes „den ſtrengen Willen des Geſetzgebers“ 
erfennen zu müſſen glaubt, daß gegen die Verbindlichkeit zur 
Leiſtung von Stammgeldeinlagen mit dem Anſpruche auf Ber 
gütung für der Geſellſchaft überlaſſene Vermögensgegenſtände 
nur aufgerechnet werden dürfe, wenn ſolche Aufrechnung 
im Geſellſchaftsvertrage vorgeſehen iſt. Allein dieſe Auffaſſung 
it rechtsirrig, eine geſetzliche Vorſchrift dieſes Inhalts beſteht 
tatſächlich nicht, und fie kann auch nicht aus der vom Be 
mfungsgericht in Bezug genommenen Bemerkung aus der 
Begründung des Entwurfs S. 53 hergeleitet werden, welche 
nur betont, daß für die Geſellſchaft m. b. H. die Leiſtung von 
Erfüllungsſurrogaten in weiterem Umfang auszuſchließen ſei 
als bei der Aktiengeſellſchaft, und hervorhebt, daß die Not⸗ 
wendigkeit beſtehe, die ungeſchmälerte Aufbringung des Stamm⸗ 
tapitals zu ſichern. Richtig iſt nur ſoviel, daß J 19 Abf. 3 
des Geſetzes einer Leiſtung auf die Stammeinlage, welche nicht 
in Geld beſteht, die Wirkung, daß der Geſellſchafter hierdurch 
von ſeiner Einlageverpflichtung befreit wird, abſpricht, und 
diefe befreiende Wirkung nur eintreten läßt, ſoweit die Leiſtung 
in Ausführung einer nach 8 5 Abſ. 4 des Geſetzes getroffenen 
Beſtimmung erfolgt. Dieſem Falle gleich wird der andere 
behandelt, wenn eine Leiſtung auf die Stammeinlage bewirkt 
werden ſoll durch Aufrechnung einer für die Überlaſſung von 
demügensgegenſtänden zu gewährenden Vergütung. Auch hier 
nit die befreiende Wirkung für den Geſellſchafter nur ein, 
wenn die Leiſtung in Ausführung einer nach § 5 Abſ. 4 ge⸗ 
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troffenen Beſtimmung erfolgt iſt. Wird aber in dieſem hier 
vorliegenden zweiten Fall nur eine gemäß § 5 Abſ. 4 des 
Geſetzes getroffene Beſtimmung ausgeführt, dann tritt die 
befreiende Wirkung ein. B. c. F., U. v. 29. Febr. 08, 
193/07 I. — Königsberg. 

24. 86 35, 13, 14 GmbH®. in Verb. mit 8 181 BG. 
Vertrag zwiſchen einem Geſellſchafter, in deſſen Hand ſämtliche 
Geſchäftsanteile vereinigt find und der Geſellſchaft (ſog. Selbſt⸗ 
kontrahieren).] 

Der Kläger gründete im Jahre 1902 zuſammen mit dem 
S.ſchen Bankverein eine Geſellſchaft m. b. H. unter der Firma 
D. er Fittingsfabrik. Er wurde zum Geſchäftsführer dieſer Ges 
ſellſchaft beſtellt. Im Jahre 1904 vereinigte der Kläger durch 
Ankauf der Geſchäftsanteile des S.ſchen Bankvereins ſämtliche Ge⸗ 
ſchäftsanteile in ſeiner Hand. In der Folgezeit gab der Kläger 
nach und nach aus feinem Privat⸗(Nicht⸗Geſellſchafts⸗) Ver: 
mögen 64 497,28 „ für Zwecke der Geſellſchaft her und ließ 
dieſe Beträge in den Geſchäfts büchern der Geſellſchaft als der 
letzteren gewährte Darlehen buchen. Im Auguſt 1906 geriet 
die Geſellſchaft in Konkurs. Gegen die vom Kläger wider den 
Konkursverwalter erhobene Klage auf Feſtſtellung ſeiner Forde⸗ 
rung wandte dieſer ein: Da der Kläger zur Zeit der Ge⸗ 
währung der angeblichen Darlehen alleiniger Geſellſchafter der 
Geſellſchaft m. b. H. geweſen ſei, ſo habe wirtſchaftlich keine 
Trennung zwiſchen dem Geſellſchaftsvermögen und dem ſonſtigen 
Vermögen des Klägers beſtanden. Dadurch, daß dieſer in das 
ihm gehörige Geſchäft Geld hineingeſteckt habe, um es lebens⸗ 
fähig zu erhalten, ſei er nicht Geſellſchaftsgläubiger geworden. 
Jedenfalls aber ſeien die fraglichen Darlehnsgeſchäfte nach 
8181 BGB. ungültig, einerlei, ob der Kläger damals bereits 
ſämtliche Geſchäftsanteile in ſeiner Hand vereinigt gehabt habe 
oder nicht. Das LG. wies die Klage ab, indem es den Ein⸗ 
wand aus 8181 BGB. für zutreffend erachtete. Gegen dieſes 
Urteil legte der Kläger Berufung ein und führte aus: Der in 
8 181 BGB. vorgeſehene Fall, daß ein Selbſtkontrahieren ge⸗ 
ſtattet ſei, liege bezüglich dieſer Darlehen vor, da eine Kolliſion 
der Intereſſen des Vertreters mit denjenigen des Vertretenen 
dabei gar nicht habe in Frage kommen können. Das OLG. 
erkannte nach dem Berufungsantrag des Klägers. RG. hob auf: 
Soweit das Berufungsgericht die Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchrift des 8 18 1 BGB. auf die ſtreitigen Darlehnsgeſchäfte 
verneint hat, iſt dieſer auf einer Verkennung der fraglichen 
Vorſchrift beruhenden Anſicht nicht beizutreten. Dieſelbe iſt 
zunächſt ſchon mit dem Wortlaute des 8 181 unvereinbar; 
denn durch dieſen iſt dem Vertreter der Regel nach ver⸗ 
boten, ein Rechtsgeſchäft im Namen des Vertretenen mit ſich 
im eigenen Namen vorzunehmen und ſind nur zwei beſtimmte 
Ausnahmen von dieſer Regel feſtgeſetzt. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des § 181 ergibt aber mit Beſtimmtheit, daß die 
geſetzgebenden Faktoren die Ungültigkeit eines von einem Vers 
treter im Namen des Vertretenen mit ſich im eigenen Namen 
abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts der Regel nach feſtſetzen und 
nur die in dem Geſetze beſtimmten beiden Ausnahmen von 
dieſer Regel zulaſſen wollten. (Wird ausgeführt.) Es iſt auch 
nicht anzuerkennen, daß die hier vertretene ſtrengere Auffaſſung 
des Verbots des 8181 zu einer übermäßigen, über die Ab: 
ſicht des Geſetzgebers hinausgehenden Erſchwerung des Ab⸗ 
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ſchluſſes ganz unbedenklicher Rechtsgeſchäfte der fraglichen Art 
führen müßte; denn da, wie ſchon bei den erwähnten Kommiſſions⸗ 
verhandlungen hervorgehoben worden iſt, die Geſtgttung des 
Selbſtkontrahierens des Vertreters auch ſtillſchweigend erfolgen 
kann, ſo wird die Wirkſamkeit eines von einem Vertreter in 
dieſer Eigenſchaft mit ſich im eigenen Namen abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäfts in der Regel in ſolchen Fällen nicht in Frage 
geſtellt ſein, in denen das Selbſtkontrahieren des Vertreters 
als dem ſich aus der Vollmacht oder den ſonſtigen Umſtänden 
des Falls ergebenden Vertragswillen der Beteiligten ent⸗ 
ſprechen oder ſofern es ſich um eine geſetzliche Vertretung 
handelt, im Sinne der für das Vertretungsverhältnis maß⸗ 
gebenden geſetzlichen Beſtimmungen liegend zu erachten iſt. 
Auch bei Berückſichtigung der letzteren Geſichtspunkte und der 
von dem Berufungsgerichte angeführten beſonderen Umſtände, 
unter denen die hier in Frage ſtehenden Darlehen von zu⸗ 
ſammen über 64 000 & von dem Kläger der Geſellſchaft ge⸗ 
geben worden find, kann aber der Abſchluß dieſer Darlehns⸗ 
verträge zwiſchen dem Kläger als Vertreter der Geſellſchaft 
und demſelben im eigenen Namen nicht als ihm „geftattet” 


im Sinne des $ 181 BGB. angeſehen werden. Zunächſt ent⸗ 


hält das GmbH., namentlich der die Vertretung dieſer Ges 
ſellſchaften regelnde §S 35 desſelben keine Beſtimmung, aus der 
eine geſetzliche Befugnis des Geſchäftsführers einer ſolchen 
Geſellſchaft, im Namen derſelben mit ſich im eigenen Namen 
ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen, hergeleitet werden könnte. 
Dies gilt namentlich für den nach der Annahme des Be⸗ 
rufungsgerichts hier vorliegenden Fall, daß der Geſchäftsführer 
als einziger Geſellſchafter zur Zeit der Vornahme der in Frage 
ſtehenden Rechtsgeſchäfte alle Geſchäftsanteile in ſeiner Hand 
vereinigt hatte; denn trotz dieſer Vereinigung beſteht die Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. als ſolche rechtlich und tatſächlich fort, da 
ſie unabhängig von der Perſon derjenigen iſt, denen die Ge⸗ 
ſchäftsanteile jeweils gehören. SS 13 und 14 Abſ. 2 des Ge⸗ 
ſetzes. Daher bleibt auch nach der Vereinigung der ſämtlichen 
Geſchäftsanteile in der Hand eines Geſellſchafters das Ver⸗ 
mögen der Geſellſchaft von dem Vermögen des Geſellſchafters 
getrennt und es beſteht auch nach dieſem Zeitpunkte für den 
Geſellſchafter die Möglichkeit, ſeine Geſchäftsanteile ganz oder 
teilweiſe zu veräußern. (Wird weiter ausgeführt.) Endlich 
kann auch der letzte Grund, aus dem das Berufungsgericht den 
Abſchluß der fraglichen Darlehnsverträge als dem Kläger 
geſtattet angeſehen hat, daß er nämlich als Beteiligter, dem an 
Stelle der Verſammlung der Geſellſchafter dieſe Geſtattung 
geſetzlich vorbehalten geweſen ſei, bei dem Abſchluſſe dieſer 
Geſchäfte ſelbſt mitgewirkt habe, — nicht als rechtlich zutreffend 
erachtet werden. Zwar iſt die dieſen Ausführungen des Be⸗ 
rufungsgerichts zugrunde liegende Anſicht, daß eine Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. ihrem Geſchäftsführer die Erlaubnis zum Selbſt⸗ 
kontrahieren erteilen und daß dieſes bei einer nur durch einen 
Geſchäftsführer vertretenen Geſellſchaft in der Regel auch durch 
die Verſammlung der Geſellſchaft geſchehen könne, zu billigen, 
da eine Geſtattung des Selbſtkontrahierens des Vertreters 
ſeitens des Vertretenen in $ 181 BGB. ausdrücklich vorgeſehen 
iſt, bei einer ſolchen Geſellſchaft aber die Geſellſchafter das 
oberſte Willensorgan derſelben ſind, das naturgemäß im Falle 
des Widerſtreits der Intereſſen der Geſellſchaft und des Ge⸗ 
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ſchäftsführers zu beſchließen und namentlich dem letzteren 
etwaige über die geſetzlichen hinausgehende Vertretungsbefugniſſe 
zu erteilen hat (vgl. S 46 des Geſetzes vom 20. Mai 1898). 
Aber hieraus iſt nicht ohne weiteres zu folgern, daß im ge⸗ 
gebenen Falle, in dem zur Zeit der Aufnahme der ſtreitigen 
Darlehen der Kläger der einzige Inhaber der Geſchäftsanteile 
der Geſellſchaft war, dieſem als alleinigem Vertreter der Ge⸗ 
ſellſchaft die Beſugnis zugeſtanden hätte, ſich ſelbſt als Ge⸗ 
ſchäftsführer derſelben die Erlaubnis zu erteilen, in dieſer 
Eigenſchaft die fraglichen Rechtsgeſchäfte mit ſich ſelbſt im 
eigenen Namen abzuſchließen; denn unter den hervor⸗ 
gehobenen Umſtänden hatte auch die Erteilung der fraglichen 
Erlaubnis den Charakter eines zwiſchen der Geſellſchaft und 
dem Kläger vorzunehmenden Rechtsgeſchäfts, da ſie unmittelbar 
den Abſchluß von Darlehnsverträgen zwiſchen dieſen 
beiden Perſonen bezweckte und denſelben ermöglichen follte. 
Die Erteilung der fraglichen Erlaubnis zu dem Abſchluß dieſer 
Verträge und dieſer Abſchluß ſelbſt, für die ja tatſächlich unter 
den hervorgehobenen Umſtänden nur eine einzige Willens⸗ 
kundgebung des allein beteiligten Klägers erforderlich war, ſind 
daher auch rechtlich, wenigſtens ſoweit die Anwendung des 
8 181 BGB. in Frage ſteht, zuſammen als ein einheitliches 
Rechtsgeſchäft anzuſehen, bei deſſen Vornahme nach dem Sinn 
und Zweck des § 181 BGB. der Kläger nicht zugleich die 
Geſellſchaft vertreten und eigenen Namens handeln konnte. 
Da aber hiernach die Vorſchrift des S 18 1 BGB. dem gültigen 
Abſchluß der fraglichen Darlehnsgeſchäfte mittels des ohne 
gehörige Ermächtigung erfolgten Selbſtkontrahierens des Klägers 
entgegenſtand, eine nachträgliche ſeitens der Geſellſchaft in wirk⸗ 
ſamer Weiſe vorgenommene Genehmigung dieſer Geſchäfte, die 
an ſich zuläſſig geweſen ſein würde (vgl. RG. 56, 107 ff. und 
67, 51 ff.), aber nicht in Frage ſteht, ſo erſcheinen alle Dar⸗ 
lehns forderungen des Klägers als unbegründet. D. F.⸗Fabrik 
Konk. c. E., U. v. 20. März 08, 586/07 II. — Düſſeldorf. 

Bankdepotgeſetz vom 5. Juli 1896. 

25. 5 8 Bankdepot G. in Verb. mit SS 1293, 1207, 
932 BGB., § 336 HGB., SS 475, 476 ZPO. Guter Glaube 
der Bank an die Verfügungsbefugnis des Einſenders von Wert⸗ 
papieren. — Eideszuſchiebung über eine „innere Tatſache“. 
Auferlegung eines richterlichen Eides, falls mehrere geſetzliche 
Vertreter der ſchwurpflichtigen Partei vorhanden ſind.] 

Die Bank M. & Co. hatte am 26. April 1903 von der 
Klägerin 18 Stück dieſer gehörige 5 prozentige Rumäniſche 
amortiſierbare Rente über je 500 Fr. zur Beſchaffung neuer 
Zinsſcheinbogen erhalten. Sie ſandte dieſe Wertpapiere mittels 
Schreibens vom 29. April 1903 an die Beklagte, mit der fie 
in laufender Rechnung ſtand, mit dem Erſuchen um „Beſorgung 
der neuen Bogen und alsdann ... Depotnahme“. Mittels 
Schreibens vom 28. Mai 1903 erſuchte die Beklagte um Be⸗ 
ſtätigung, daß der Bank M. & Co. „das Verfügungsrecht über 
dieſe Effekten zuſtehe“. Durch Schreiben vom 29. Mai wurde 
dies von der Bank M. & Co. der Beklagten beſtätigt. Nachdem 
die Bank M. & Co. ſpäter in Konkurs geraten war, verkaufte 
die Beklagte zur Deckung ihrer Anſprüche gegen die Gemein⸗ 
ſchuldnerin die Papiere. Mit der Klage wird Herausgabe eines 
der Stücke (Nr. 676) mit Erneuerungsſchein und Zinsſcheinen 
vom 1. April 1903 ab gefordert. Die Beklagte hat der Klage 
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widerſprochen und widerklagend Feſtſtellung beantragt, daß ſie 
zur Herausgabe der 9000 Fr. Rumäniſche Rente nur im Falle 
ihrer vollſtändigen anderweiten Befriedigung wegen ihrer For⸗ 
derungen an die Gemeinſchuldnerin verpflichtet ſei. Das KG. hat 
jedem der perſönlich haftenden Geſellſchafter der Beklagten einen 
Eid des Inhalts auferlegt: er habe nach Eingang des Briefes 
der Bank M. & Co. vom 29. Mai 1903 keinen Zweifel darüber 
gehabt, daß die an die Beklagte überſandten 18 Stück 5 prozentige 
Rumäniſche amortifierbare Rente (in der Eidesnorm näher nach 
Jahrgang und Nummer bezeichnet) der Bank M. & Co. nicht 
nur zur Beſorgung neuer Bogen, ſondern auch zur freien Ver⸗ 
fügung übergeben worden find. RG. hob auf: Unbegründet 
iſt die Rüge, daß das Berufungsurteil gegen 8 475 ZPO. ver⸗ 
ſtoße, weil der den geſetzlichen Vertretern der Beklagten auf⸗ 
erlegte richterliche Eid nicht, wie das Geſetz verlangt, eine 
Tatſache zum Gegenſtand habe. Es iſt anerkannten Rechtens, 
daß auch die ſogenannten „inneren Tatſachen“, wie z. B. Willen, 
Glauben u. dgl., Gegenſtand der Eideszuſchiebung wie des 
richterlichen Eides ſein dürfen. Daß aber die Frage, ob 
jemand in einem beſtimmten Zeitpunkt über das Beſtehen einer 
beſtimmten Tatſache Zweifel gehabt oder nicht, noch dem 
Gebiete dieſer inneren Tatſachen angehört, iſt mit Fug nicht 
zu beſtreiten. (Wird weiter ausgeführt.) Mit Recht dagegen 
führt die Reviſion darüber Beſchwerde, daß das Berufungsurteil 
den Eid von ſämtlichen geſetzlichen Vertretern der Beklagten 
fordert. Die Beklagte iſt bekanntermaßen eine der deutſchen 
Großbanken. Bei ihrem Geſchäftsumfange konnte der Bes 
rufungsrichter nicht davon ausgehen, daß mit einem Geſchäfte 
von verhältnismäßig ſo geringfügiger Bedeutung, wie das hier 
in Rede ſtehende, ſämtliche geſetzlichen Vertreter der Beklagten 
(etwa in einer der regelmäßigen Sitzungen oder Beratungen) 
befaßt worden ſeien. Der Eid lautet für jeden von ihnen 
dahin, daß er nach Eingang des Briefes der Bank M. & Co. 
vom 29. Mai 1903 keinen Zweifel darüber gehabt habe, 
daß die überſandten Wertpapiere der Bank nicht nur zur 
Beſorgung neuer Bogen, ſondern auch zur freien Verfügung 
übergeben worden ſind. Um überhaupt ſich prüfen zu können, 
ob er dieſen Eid leiſten könne, iſt es eine aus der Natur der 
Sache ſich ergebende Vorausſetzung, daß der Schwurpflichtige 
von dem Eingang und dem Inhalte des genannten Briefes 
Kenntnis erhalten hatte. War das nicht der Fall, fo kam er 
gar nicht in die Lage, den gedachten Zweifel zu haben oder 
nicht zu haben. Gerade mit Rückſicht auf Fälle ſolcher Art iſt 
die Vorſchrift des 8 476 ZPO. gegeben, wonach der richterliche 
Eid allen geſetzlichen Vertretern oder einigen oder einem von 
ihnen auferlegt werden kann. Daraus, daß der Berufungs- 
richter ohne weiteres, insbeſondere (S 139 ZPO.) ohne eine 
Erörterung darüber herbeizuführen, ob ſämtliche geſetzlichen 
Vertreter von dem Briefe nach deſſen Eingange Kenntnis 
erhalten hatten, ihnen allen den Eid auferlegt hat, ergibt ſich 
mindeſtens der Anſchein, daß er ſich der ihm durch § 476 
gegebenen Befugnis nicht bewußt geweſen iſt. Wäre er in die 
Mbung des ihm nach dieſer Vorſchrift zuſtehenden Ermeſſens 
eingetreten und wäre er auch hierbei zu dem Ergebniſſe gelangt, 
daß alle geſetzlichen Vertreter zu ſchwören hätten, ſo hätte ſich 
bei der angegebenen Sachlage ihm ferner die Frage aufdrängen 
müſſen, ob nicht für die mit dem Geſchäfte nicht befaßt ge⸗ 
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weſenen Geſellſchafter der Eid nur (und zwar dann in der 
Überzeugungsform) darauf zu richten war, daß die mit dem 
Geſchäfte befaßt geweſenen keinen Zweifel über die erwähnte 
Tatſache gehabt haben. Behufs der hiernach erforderlichen 
anderweiten tatſächlichen Prüfung mußte die Sache unter Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils in die Berufungsinſtanz 
zurückverwieſen werden. Die Reviſion hat auch einen materiell⸗ 
rechtlichen Angriff gegen das Berufungsurteil gerichtet, indem 
ſie behauptet, die Entſcheidung beruhe auf Verkennung der 
Beſtimmungen des Bankdepotgeſetzes vom 5. Juli 1896 und 
der Grundſätze über das Verſchulden. Dieſer Angriff kann als 
begründet nicht erachtet werden. Nach § 8 Bankdepot G. hatte 
die Bank M. & Co. die Pflicht, der Beklagten bei Überſendung 
der Papiere mitzuteilen, daß dieſe fremde ſeien. Wäre dieſer 
Pflicht genügt worden, ſo hätte die Beklagte ein Pfandrecht an 
den Papieren nur wegen ſolcher Forderungen an die Bank 
M. & Co. geltend machen können, welche mit bezug auf die 
Papiere entſtanden find; die Beklagte hätte in dieſem Falle 
die Papiere nicht in das dem allgemeinen Pfandrecht unter⸗ 
liegende „Depot A“, ſondern in das pfandfreie oder doch nur 
jenem beſchränkten Pfandrecht unterliegende „Depot B“ genommen. 
Da die gedachte Mitteilung nicht erfolgte, ſo ſtand dem Pfand⸗ 
rechte der Beklagten eine Schranke aus dem Bankdepot⸗ 
geſetze nicht entgegen. Dieſe Rechtslage verkennt das Berufungs⸗ 
gericht nicht; insbeſondere erkennt es auch ausdrücklich an, daß 
der Beklagten keineswegs die Pflicht oblag, mit bezug auf das 
Eigentum an den überſandten Papieren noch eine beſondere 
Anfrage an die Bank M. & Co. zu richten. Unberührt hat 
aber das Bankdepotgeſetz die allgemeinen Beſtimmungen 
gelaſſen, wonach der Erwerb des Pfandrechts an Inhaberpapieren, 
die dem Verpfänder nicht gehören, von dem guten Glauben 
des Pfandnehmers abhängt (88 1293, 1207, 932 BGB.). 
Dieſer gute Glauben konnte infolge ſonſtigen Wiſſens oder 
Wiſſenmüſſens fehlen, trotzdem die durch 8 8 BankdepotG. 
vorgeſchriebene Mitteilung unterblieben war. Dabei greift aber 
für den hier in Frage kommenden Handelsverkehr zugunſten 
der Beklagten die Beſtimmung des $ 366 HGB. Platz, wonach 
der Pfandnehmer, ſelbſt wenn er weiß, daß die Sache dem 
verpfändenden Kaufmann nicht gehört, ſchon durch den guten 
Glauben an deſſen Verfügungsbefugnis geſchützt wird. 
(Folgt weitere Ausführung.) Bedenklich mußte es nun erſcheinen, 
ob die Beklagte bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt (8 276 BGB.) durch die bloße Beſtätigung ſeitens 
der Bank M. & Co. jenen Zweifel als beſeitigt anſehen konnte. 
Der Berufungsrichter hat denn auch darin, daß die Beklagte, 
„ohne andere Überzeugende Nachweiſungen über die Verfügungs⸗ 
befugnis“ zu fordern, auf das Geſchäft einging, eine Fahrläſſigkeit 
der Beklagten gefunden; er hat aber, und das iſt eine Ent⸗ 
ſcheidung zugunſten der Beklagten, dieſe Fahrläſſigkeit nicht 
ohne weiteres als eine grobe, wie fie der $ 932 Abſ. 2 BGB. 
vorausſetzt, erachtet. Nur für den Fall, daß durch Weigerung 
des auferlegten richterlichen Eides ſich ergeben ſollte, daß dem 
Beſtätigungsſchreiben nicht voller Glauben geſchenkt worden iſt, 
tatſächlich vielmehr jene Zweifel fortgedauert haben, findet der 
Berufungsrichter in der Handlungsweiſe der Beklagten eine 
grobe Fahrläſſigkeit. In dieſer Hinſicht wird einer erneuten 
Prüfung in der Berufungsinſtanz immerhin nichts entgegen⸗ 
40 
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ſtehen. D.⸗Geſ. c. W., U. v. 17. März 08, 233/07 VII. 
— Berlin. | 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 

26. 88 180 ff. ZVG. Der Klagantrag auf Verurteilung, 
die Zwangsvollſtreckung zu beantragen, kann nicht geſtellt werden 
gegen einen Beklagten, der nur obligatoriſch verpflichtet iſt, dem 
Kläger einen Teil des Grundſtückserlöſes abzugeben.] 

Die Eheleute S. haben in dem von ihnen errichteten 
wechſelſeitigen Teſtamente ihre drei Kinder ſowie ihre Enkelin 
als gleichteilige Erben eingeſetzt und dem Miterben Albert S. 
das Recht eingeräumt, ein Nachlaßgrundſtück für den Preis 
von 75000 & anzunehmen. Nach Behauptung der Klage iſt 
zwiſchen den Erben eine mündliche Vereinbarung dahin zuſtande 
gekommen, daß Albert S. dies Grundſtück verkaufen und den 
Erlös abzüglich ſeiner Verwendungen in das Grundſtück und 
6 Prozent Zinſen hiervon gleichmäßig unter die Erben verteilen 
ſolle. Es iſt dann das Grundſtück auf Grund jener Ver⸗ 
einbarung von den Miterben dem Albert S. aufgelaſſen worden. 
Einer der Miterben klagte gegen die Erben des inzwiſchen ver⸗ 
ſtorbenen Albert S. mit dem Antrage: die Beklagten zu ver⸗ 
urteilen, nach ihrer Wahl entweder 106 990,62 & nebſt Zinſen 
als Anteil der Klägerin am Grundſtückswert zu zahlen oder die 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks zum Zwecke der Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft zu beantragen und ihre Verpflichtung 
zur Zahlung von / des Erlöſes an Klägerin abzüglich der 
Verwendungen und 6 Prozent Zinſen hiervon anzuerkennen. 
OLG. verurteilte. RG. reformierte: Auf Grund der Ver⸗ 
einbarung hat Klägerin gegen die Erben des Albert S. einen 
klagbaren Anſpruch darauf erlangt, daß das für Albert S. 
eingetragene Grundſtück verkauft und ihr Anteil am Erlöſe ihr 
ausgezahlt wird. Fraglich kann nur ſein, in welcher Weiſe 
dieſes Recht zur Verwirklichung zu bringen iſt. Mit Recht 
wird die Verurteilung, die Zwangsverſteigerung zu beantragen, 
von der Reviſion bemängelt. Die Zwangsverſteigerung zum 
Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft iſt nach 8 180 ff. 
3G. vom 24. März 1897, worüber in der Literatur keine 
Meinungsverſchiedenheit beſteht, nur zuläſſig, wenn entweder 
eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen oder eine Gemeinſchaft zur 
geſamten Hand vorliegt, wenn das Grundſtück mehreren Mit⸗ 
eigentümern, mehreren Miterben, einer Geſellſchaft (Handels⸗ 
geſellſchaft) oder zum ehelichen Gemeinſchaftsgut gehört (vgl. 
Fiſcher⸗Schäfer A. 2 zu 8 180, Jaeckel A. 2 zu $ 180, 
Reinhard Erl. I 1 zu 8 180, Pfordten A. 1 zu § 180 und 
Wolff A. zu dieſem Paragraphen). Das Gericht kann nicht hier⸗ 
über hinaus dem Subhaſtationsrichter eine Aufgabe zuweiſen, für 
die er nach dem Geſetz nicht zuſtändig iſt. Dem Antrage der 
Beklagten auf Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinſchaft würde daher der Subhaſtationsrichter keine 
Folge geben können, weil das zwiſchen den Parteien beſtehende 
Rechtsverhältnis nur ein derartiges iſt, daß die Beklagten 
obligatoriſch verpflichtet ſind, von dem Erlöſe des Grundſtücks 
einen Teil an die Klägerin abzugeben. S. c. R., U. v. 
23. März 08, 536/07 IV. — Stettin. 

Reichsgeſetz betr. das Flaggenrecht der Kauf: 
fahrteiſchiffe vom 22. Juli 1899. 

27. 58 2, 13, 14, 18 in Verb. mit §8 817 BGB. und 
§ 503 Abſ. 2 HGB. Die Veräußerung einer Schiffspart an 
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einen Ausländer ohne Genehmigung aller Mitreeder iſt abſolut 
nichtig.] 

Nach dem Klagantrag hat Kläger, welcher ſchwediſcher 
Staatsangehöriger iſt, durch im Jahre 1901 und 1902 mit 
dem Beklagten geſchloſſene Verträge von den unter deutſcher 
Reichsflagge fahrenden Vollſchiffen Anemone und Alanda Schiffs⸗ 
parten und zwar an dem erſteren */ıoo, an dem letzteren 100 
Part erworben und dem Beklagten hierfür insgeſamt 7 500 4 
bezahlt. Kläger verlangt Rückerſatz dieſer Summe nebſt Zinſen, 
wobei er jedoch einen Betrag von 321,22 4, welcher ihm bei 
Verſteigerung der Alanda als Erlös zugefloſſen iſt, in Abzug 
bringt. Er behauptet die Nichtigkeit der Verträge, da die nach 
8503 Abſ. 2 HGB. erforderliche Zuſtimmung der Mitreeder 
zur Veräußerung an einen Ausländer, wodurch die Schiffe das 
Recht zur Führung der Reichs flagge verloren hätten, gefehlt 
habe. Überdies verſtießen die Verträge gegen das Geſetz, 
betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe und gegen 
8271 RStGzB.; denn es fer die Rechtsveränderung nicht zum 
Schiffsregiſter angemeldet und eingetragen worden. Kläger 
behauptet in einem Irrtum über die Beſtimmungen des deutſchen 
Rechts gehandelt zu haben. Der Beklagte hat Abweiſung 
der Klage beantragt. Das LG. zu Hamburg hat die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten von einem dem Kläger zugeſchobenen 
Eid, daß er bei Abſchluß der Verträge nicht gewußt habe, 
daß er als Ausländer Eigentum an den Schiffsparten nicht 
erwerben konnte, abhängig gemacht. Die von dem Beklagten 
eingelegte Berufung wurde durch Urteil des HanſOs G. zurück⸗ 
gewieſen, desgleichen die Reviſion: Mit Recht geht das 
OLG. davon aus, daß die Verträge über die Veräußerung der 
Schiffsparten nichtig ſind. Verfehlt iſt dabei allerdings die 
Ausführung: „Wenn Kläger das deutſche Recht nicht kannte 
und irrtümlich glaubte, daß die Veräußerung der Schiffsparten 
an ihn, den Ausländer, zuläſſig ſei, ſo iſt eine Einigung der 
Parteien nicht zuſtande gekommen; auf die Entſchuldbarkeit oder 
Nichtentſchuldbarkeit des Irrtums kommt es dabei nicht an.“ 
Dem OLG. ſcheint hier der Fall des ſogenannten Willens⸗ 
diſſenſes vorzuſchweben. Ein ſolcher liegt nicht vor, die Parteien 
haben in ihren Verträgen das Erklärte gewollt und das Gewollte 
erklärt und haben ſich dabei in Übereinſtimmung befunden. 
Ihre Verträge ſind jedoch deshalb nichtig, weil ſie gegen ein 
geſetzliches Verbot verſtoßen. Nach § 503 Abſ. 2 HGB. kann 
die Veräußerung einer Schiffpart, infolge deren das Schiff das 
Recht, die Reichsflagge zu führen verlieren würde, nur mit 
Zuſtimmung aller Mitreeder erfolgen. Durch eine wirkſame 
Veräußerung von Schiffsparten an den Kläger hätten, da Kläger 
Ausländer war und iſt, die Schiffe Anemone und Alanda dieſes 
Recht verlieren müſſen (vgl. SS 2, 3, 18, 19 des zitierten 
Reichsgeſetzes). An und für ſich find nach dem Syſtem des 
BGB. Rechtsgeſchäfte, deren Wirkſamkeit an die Zuſtimmung 
eines Dritten geknüpft iſt, keineswegs nichtig; ſie ſind zunächſt 
„ſchwebende“ Geſchäfte; ſolange die Zuſtimmung fehlt, ſind 
ſie unwirkſam, und werden es definitiv, wenn ihr Ausbleiben 
feſtſteht. Für die Veräußerung einer Schiffspart an einen 
Ausländer hat aber bereits das RO HG. (vgl. Bd. 24 S. 46) 
angenommen, daß die vom Geſetzgeber gewollte Verhinderung 
der Veräußerung an einen Ausländer nur dann erreicht werden 
kann, wenn die Gültigkeit der Veräußerung durch die Zuſtim⸗ 
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mung aller Mitreeder geſetzlich bedingt iſt, und hat weiter 
ausgeſprochen, daß vermöge jenes Zweckes die gleichwohl ohne 
Zuſtimmung ſämtlicher Mitreeder vorgenommene Veräußerung 
an einen Ausländer als nichtig anzuſehen ſei. Von dieſer 
Rechtsauffaſſung abzuweichen liegt für den Senat kein Anlaß 
vor. Abrigens würde die Nichtigkeit der Veräußerungsverträge, 
falls der Kläger das deutſche Recht in dieſer Beziehung gekannt 
hat, auch daraus zu folgern ſein, daß mit ihnen in ſolchem 
Falle eine Umgehung des Geſetzes von den Parteien beabſichtigt 
war. F. c. L., U. v. 19. Febr. 08, 273/07 I. — Hamburg. 

Unfallfürſorgegeſetz für Beamte und für Per⸗ 
ſonen des Soldatenſtandes vom 18. Juni 1901. 

28. 88 1, 10 BeamtU Fürs. — Die Unfallfürſorge 
erſtreckt ſich (wie die Unfallverſicherung) auf jede konkrete 
Unfallsgefahr.] 

Am 2. Februar 1904 verſah der Kläger ſeinen Dienſt als 
Poſtbote in dem Briefträgerſaale des Poſtamtes 16 in Berlin, 
das ſich in einem dem beklagten Reichspoſtfiskus gehörigen Grund⸗ 
ſtücke befindet. Dabei fiel ein Stück Deckenputz herab und 
verletzte den Kläger in dem Maße, daß er dauernd dienſt⸗ 
unfähig wurde. Kläger iſt für die Zeit vom 1. Oktober 1906 
ab in den Ruheſtand verſetzt worden. Er verlangt vom Be⸗ 
klagten Schadenserſatz in Höhe des Unterſchiedes zwiſchen dem 
Dienſteinkommen und dem Ruhegehalt, indem er geltend macht, 
daß der Beklagte ihm ſowohl als Eigenbeſitzer des Grundſtücks 
als auch wegen einer von ihm zu vertretenden Fahrläſſigkeit 
erſatzpflichtig ſei. Das LG. und das KG. haben den Kläger 
mit ſeinen Anträgen abgewieſen. RG. beſtätigte: Den Ent⸗ 
ſcheidungen beider Vorinſtanzen liegt eine Anwendung der 
SS 1 und 10 BeamtlUFürſc G. vom 18. Juni 1901 zugrunde, 
die auf der Feſtſtellung beruht, daß Kläger den Unfall im 
Dienſtbetriebe der Reichspoftverwaltung erlitten hat. Zwiſchen 
dem Unfall und der dienſtlichen Tätigkeit des Klägers habe — 
ſo nimmt der Berufungsrichter an — nicht nur ein zeitlicher 
ſondern zugleich ein urſächlicher Zuſammenhang beſtanden. 
Das letztere treffe auch dann zu, wenn die Urſache des Unfalls 
nicht in einer „beſonderen, eigentümlichen Gefahr des Betriebes“ 
beſtanden habe. Der Berufungsrichter ſtützt ſich dabei auf die 
in dem Urteile in RG. 52, 76 flg. enthaltenen Ausführungen. 
Nun treffen die Vorausſetzungen des 8 1 des Geſetzes vom 
18. Juni 1901 zunächſt darin zu, daß Kläger als Poſtbote 
ein Beamter der Reichs⸗ Zivilverwaltung und in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft zur Zeit des Unfalls in einem Betriebe beſchäftigt war, 
der reichsgeſetzlich, nämlich gemäß 8 1 Abſ. 1 Nr. 3 Gewu G. 
vom 30. Juni 1900 der Unfallverſicherung unterliegt. Seine 
Fürſorgeberechtigung bezog ſich deshalb auf ſolche Fälle 
dauernder Dienſtunfähigkeit, die „infolge eines im Dienſte er⸗ 
littenen Betriebsunfalles“ eintraten. Traf auch dieſe Voraus⸗ 
ſetzung zu, fo unterliegt es weiter keinem Bedenken, daß alsdann 
zugleich die Bedingungen erfüllt ſind, unter denen ihm gemäß 
8 10 des Geſetzes ein über die Anſprüche aus der Unfallfürſorge 
hinausgehender weiterer Anſpruch gegen den Beklagten nicht 
zuſteht, daß er alſo den Reichsfiskus auf Erſatz des durch den 
Unfall erlittenen Schadens unter dem Geſichtspunkte weder des 
8 836 noch auch des 8 823 BGB. in Anſpruch nehmen darf. 
Mit der Reviſion wird nun wie in den Vorinſtanzen beſtritten, 
daß es ein Betriebsunfall geweſen ſei, der den Kläger im 
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Dienſte betroffen habe. Die Rebifion führt aus, ein ſolcher 
Unfall müſſe durch eine beſondere, dem Betriebe eigentümliche 
Gefahr entſtanden ſein, wobei der Begriff der Gefahr in einem 
abſtrakten nicht in einem konkreten Sinne aufzufaſſen ſei. Die 
Frage ſei daher für den gegebenen Fall ſo zu ſtellen geweſen: 
ob der Verunglückte in ſeiner Berufstätigkeit der Gefahr, von 
einer herabſtürzenden Decke verletzt zu werden, in erhöhtem 
Maße ausgeſetzt geweſen ſei. Das aber müſſe, wie ſich von 
ſelbſt verſtehe, verneint werden. Der Reviſion kann zugegeben 
werden, daß, wenn man den Wortlaut des UFürſG. allein in 
Betracht zieht, § 1 dieſes Geſetzes eine derartige Auslegung 
nahe legt. Bezieht ſich die reichsgeſetzliche Unfallfürſorge für 
Beamte und für Perſonen des Soldatenſtandes nur auf ſolche 
im Dienſte erlittene Unfälle, die als Betriebsunfälle an⸗ 
zuſehen ſind, ſo liegt dem Anſcheine nach hierin eine Ein⸗ 
ſchränkung auf ein engeres Unfallsgebiet wie bei der reichs⸗ 
geſetzlichen Unfallverſicherung. Denn dieſe erſtreckte ſich ſchon 
nach 81 UVG. vom 6. Juli 1884 auf die Folgen aller „bei 
dem Betriebe ſich ereignenden Unfälle“ und hat in ihrer 
ſpäteren Entwicklung, insbeſondere auch ſeitdem das Geſetz, 
betreffend die Abänderung der UVG. vom 30. Juni 1900 in 
Kraft getreten iſt, was die Beſchaffenheit der Unfälle anlangt, 
den durch die nämlichen Worte gekennzeichneten Inhalt und 
Umfang beibehalten. . .. Allein die Verengerung des Gebiets 
der Unfallfürſorge im Vergleich zu dem der Unfallverſicherung 
iſt nur eine ſcheinbare. (Wird ausgeführt.) Berückſichtigt man 
nun den vorhin hervorgehobenen Zuſammenhang zwiſchen der 
Unfallfürſorge und der Unfallverſicherung, fo führt die Er⸗ 
wägung, daß einerſeits in den Jahren 1899 und 1900 die 
Reichsgeſetzgebung keine Veranlaſſung genommen hat, bei der 
Reviſion der UVG. den Begriff des bei dem Betriebe ent⸗ 
ſtandenen Unfalls und damit die Verſicherung ſelbſt gegenüber 
der ihr durch die Rechtſprechung gegebenen Ausdehnung einzu⸗ 
ſchränken und daß andererſeits der die Unfallfürſorge be⸗ 
herrſchende Grundgedanke, den Beamten und den Perſonen des 
Soldatenſtandes eine Deckung von mindeſtens gleichem Wert 
wie die Unfallverſicherung zu gewähren, bei der Revifiion des 
UFürſGG. vom 15. März 1886 keineswegs verlaſſen, ſondern 
wiederholt betätigt wurde, zu dem Ergebnis, daß ungeachtet 
der Abweichung in der Geſetzesfaſſung der Begriff der „im 
Dienſte erlittenen Betriebsunfälle“ bei der Auslegung des § 1 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 18. Juni 1901 in einem gleich weiten 
Sinne verſtanden werden muß, wie der Begriff der „bei dem 
Betriebe ſich ereignenden Unfälle“ in den UVG. Die Unfalls 
fürſorge erſtreckt ſich danach ebenſo wie die Unfallverſicherung 
nicht nur auf Gefahren, die dem Betriebe in abſtrakter Be⸗ 
deutung, alſo allen Betrieben der nämlichen Gattung in der 
gleichen Art eigentümlich find, ſondern auch auf jede konkrete 
Unfallsgefahr, der ein Beamter bei der Beſchäftigung in einem 
verſicherungspflichtigen Betriebe ſeiner beſonderen äußeren Be⸗ 
ſchaffenheit nach ausgeſetzt iſt. Sie erſtreckt ſich nur nicht auf 
ſolche Unfälle, die mit dem Betriebe zwar im äußeren Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen, den Beamten jedoch außerhalb des Dienſtes, 
etwa bei einem durch den Dienſt nicht gebotenen Aufenthalt in 
den Dienſträumen treffen, mögen ſie ſelbſt in irgendeiner Art 
dem Betrieb eigentümlich ſein. Dieſe weite Ausdehnung des 
Unfallfürſorgerechts hat für die fürſorgeberechtigten Perſonen 
40 
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auf der einen Seite den Vorteil, daß fie, wie in dem durch 
Urteil in RG. 57, 76 flg. entſchiedenen Falle, auf die über die 
ordentliche Penſionsberechtigung hinausgehenden Bezüge des 
UFürſG. Anſpruch haben. Sie hat jedoch auf der anderen 
Seite gemäß § 10 des Geſetzes für fie die unabweisliche nach⸗ 
teilige Folge, daß ihnen unter den nämlichen Vorausſetzungen 
ein Anſpruch auf Erſatz des durch den Unfall erlittenen Schadens 
gegen die Betriebsverwaltung, „in deren Dienſte ſich der Unfall 
ereignet hat“, nicht zuſteht. M. c. Reichspoſtfiskus, U. v. 
19. März 08, 369/07 IV. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

29. 88 11, 29, 30, 31 ff. — Keine Entſchädigung für 
Zinſenverluſt bei Hinterlegung der Enteignungsſumme, Geltend⸗ 
machung des den Mietern durch vorzeitige Beendigung des 
Mietverhältniſſes entſtandenen Schadens, Auflöſung des Miet⸗ 
verhältniſſes durch Enteignung ein Fall höherer Gewalt.] 

Dem Kläger wurde im Jahre 1904 auf Antrag der 
beklagten Stadtgemeinde fein Grundſtück Lenggaſſe Nr. 1/2 in 


Königsberg enteignet und die Entſchädigung durch den ihm am 


4. Mai 1904 zugeſtellten Beſchluß des Bezirksausſchuſſes vom 
15. April 1904 auf 79 000 & feſtgeſetzt, zugleich wurde ihm 
ein weiterer Beſchluß des Bezirksausſchuſſes vom 28. April 1904 
zugeſtellt, durch den der Fall für dringlich erklärt wurde. Am 
16. Auguſt 1904 hat die Beklagte die Entſchädigungsſumme 
von 79 000 & hinterlegt, worauf am 24. Auguſt die Ent⸗ 
eignung vollzogen wurde. — Im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
verlangt nun der Kläger Erhöhung der Entſchädigung um 
4348,87 A. Er hat zur Begründung dieſes Verlangens den 
Betrag unter anderm auch aus eigenem Rechte in Höhe von 
3630 & als eine ſeinen Mietern J. und K. zuſtehende Ent⸗ 
ſchädigung, und in Höhe von 718,87 & als Entſchädigung für 
den durch die Hinterlegung entſtandenen Zinsverluſt und die 
Koſten des Verteilungsverfahrens verlangt. Die Klage iſt in 
allen Inſtanzen abgewieſen. 1. Was zunächſt den Zinſenverluſt 
betrifft, ſo wird ein ſolcher allerdings in der Regel eintreten, 
wenn der Unternehmer die Entſchädigung hinterlegt, denn auch 
bei ſchleuniger Betreibung des Verteilungsverfahrens wird 
immerhin einige Zeit vergehen, bis die Auszahlung an die 
beteiligten Realgläubiger erfolgen kann. Wenn der Unter⸗ 
nehmer den hinterlegten Betrag nicht weiter zu verzinſen hat, 
und bis zur Auszahlung nur die 2½ prozentigen Hinterlegungs⸗ 
zinſen zuwachſen, während die Realgläubiger ihre vertrags⸗ 
mäßigen Zinſen bis zur Auszahlung fordern können, ſo mag 
unter Umſtänden für den Enteigneten ein nicht unerheblicher 
Verluſt eintreten. Dieſer Verluft ſteht aber mit der Dringlich⸗ 
keitserklärung nach 8 34 EnteignungsG. in keinem Zuſammen⸗ 
hang, denn er tritt gleichermaßen ein, wenn die endgültig feſt⸗ 
geſtellte Entſchädigung hinterlegt wird. Daß nun im letzteren 
Falle der Enteignete keinen Erfuß für den durch die Hinter: 
legung herbeigeführten Zinsverluſt verlangen kann, ſcheint die 
Reviſion ſelbſt nicht zu bezweifeln. Dieſer Verluſt iſt eine 
Folge der Tatſache, daß das Grundſtück mit Hypotheken 
belaſtet iſt, deren Bezahlung an ſich dem Eigentümer als 
Schuldner obliegt. Grundſätzlich iſt davon auszugehen, daß der 
Berluft vermeidbar iſt, dadurch, daß der Eigentümer für die 
Beibringung der erforderlichen Erklärungen der Realgläubiger 
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beizeiten Sorge trägt, ſo daß im unmittelbaren Anſchluß an 
die Hinterlegung die Auszahlung an die Empfangsberechtigten 
erfolgen könnte. Wenn dies in der Praxis wohl nur ſelten 
gelingen wird, ſo iſt dies eben vom Eigentümer als unver⸗ 
meidliche Folge der Belaſtung des Grundſtücks hinzunehmen. 
Im Falle der Dringlichkeitserklärung würde eine andere Be⸗ 
urteilung nur berechtigt ſein, wenn hier die Hinterlegung nicht, 
wie im Regelfalle, für den Unternehmer befreiende Wirkung 
hätte. Das Gegenteil hat aber der erkennende Senat ſchon 
wiederholt ausgeſprochen. Vgl. RG. 49, 258. Hieran iſt auch 
vorliegendenfalls feſtzuhalten. — Wegen der in dem Betrag 
von 718,87 & mitenthaltenen Koſten für die nötigen Er⸗ 
Härungen der Realgläubiger iſt ein Reviſionsangriff nicht 
erhoben. 2. Zur Geltendmachung des angeblich zweien ſeiner 
Mieter erwachſenen Schadens in Höhe von 3630 & hält ſich 
der Kläger unter verſchiedenen Geſichtspunkten für befugt, jedoch 
mit Unrecht. Bei Enteignung eines bebauten Grundſtücks kann 
den Mietern durch vorzeitige Beendigung des Mietverhältniſſes 
ein Schaden erwachſen, der in der Entſchädigung des Eigen⸗ 
tümers für das Grundſtück nicht begriffen und deshalb gemäß 
8 11 Enteignungs G. beſonders zu erſetzen iſt. Daß durch dieſe 
Beſtimmung dem Mieter ein unmittelbarer Entſchädigungs⸗ 
anſpruch gegen den Unternehmer gegeben iſt, unterliegt keinem 
Zweifel. Es ergiebt ſich dies ohne weiteres aus den 88 29 
Abſ. 2 und 36 Enteignungs G., wonach die Entſchädigung für 
jeden der im § 11 bezeichneten Nebenberechtigten, ſoweit ihm 
eine beſondere, nicht ſchon in der Eigentümerentſchädigung ent⸗ 
haltene Entſchädigung zuzuſprechen iſt, beſonders feſtzuſtellen 
und an denjenigen zu bezahlen iſt, für den die Feſtſtellung 
ſtattgefunden hat. Dieſen beſonderen Anſpruch des Mieters 
geltend zu machen, ſteht dem Eigentümer ebenſowenig zu, wie 
umgekehrt dem Mieter die Verfolgung des Anſpruchs des 
Eigentümers. (RG. 35, 258.) Es mag zweifelhaft ſein, ob 
nicht die Anmeldung dieſes Schadens durch den Eigentümer im 
Verwaltungsverfahren zuzulaſſen iſt; eine Anfechtung des Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes dagegen, ſoweit er die be⸗ 
ſondere Mieterentſchädigung betrifft, kann dem Eigentümer 
keinesfalls zuſtehen, da die Aktivlegitimation des Klägers im 
Rechtsſtreite nach anderen Grundſätzen zu beurteilen iſt, als die 
Anmeldung im Verwaltungsverfahren, in welchem es zur Be⸗ 
rückſichtigung des Anſpruchs genügt, daß er nur überhaupt zur 
Kenntnis der Verwaltungsbehörde gelangt. Anders läge die 
Sache, wenn durch die mit der Enteignung verbundene Ent⸗ 
ziehung des Mietbeſitzes ein Entſchädigungsanſpruch des Mieters 
gegen den Eigentümer begründet würde. In dieſem Falle 
wäre der Eigentümer kraft eigenen Rechtes zu verlangen befugt, 
daß ihn der Unternehmer von dem Entſchädigungsanſpruche des 
Mieters entlaſte. Allein mit Recht hat das Berufungsgericht 
angenommen, daß ein ſolcher Anſpruch des Mieters nicht beſteht. 
Die Auflöſung des Mietverhältniſſes durch die Enteignung iſt 
zwiſchen den Kontrahenten als ein Fall höherer Gewalt anzu⸗ 
feben; dem Vermieter wird die Erfüllung des Vertrags durch 
einen von ihm nicht zu vertretenden Umſtand unmöglich gemacht, 
es kann deshalb eine Entſchädigungspflicht des Vermieters dem 
Mieter gegenüber nicht angenommen werden. Vgl. RG. 29, 
280; 35, 257. Endlich hat das Berufungsgericht den Anſpruch 
auch inſoweit mit Recht zurückgewieſen, als ihn der Kläger auf 
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Grund ausdrücklicher Ermächtigung ſeitens der Mieter aufrecht⸗ 
hält. Die dem Kläger günſtigſte Annahme wäre die, daß ihm 
die Mieter hierdurch ihren eigenen Anſpruch abgetreten haben, 
als ſolcher aber, als Anſpruch der Mieter, iſt er erſt nach 
Ablauf von mehr als ſechs Monaten nach Zuſtellung des 
Beſchluſſes des Bezirksausſchuſſes rechtshängig geworden. Der 
erkennende Senat findet keinen Anlaß, von dem in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. ſtändig feſtgehaltenen Grundſatze abzugehen, 
daß auch die Nebenberechtigten ihre Anſprüche im Rechtswege 
nur binnen der im 8 30 Enteignungs G. beſtimmten ſechs⸗ 
monatigen Friſt geltend machen können, und daß dieſe Friſt 
auch für fie von der Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes läuft, und zwar, wenn ſie ſich weder gemeldet haben 
noch ohne ihr Zutun (8 25 Abſ. 5 Enteignungs G.) eine be⸗ 
ſondere Entſchädigung für ſie feſtgeſtellt iſt, die Zuſtellung des 
Beſchluſſes an ſie demgemäß nicht ſtattzufinden hat, — von der 
Zuſtellung des Beſchluſſes an den Eigentümer an gerechnet. 
Vgl. RG. 24, 205; 28, 263. Die Reviſion hält die An⸗ 
wendung dieſer Grundſätze für ausgeſchloſſen, wenn die Ent⸗ 
eignung auf Grund eines nach § 34 ergangenen Dringlichkeits⸗ 
beſchluſſes vorzeitig, vor endgültiger Feſtſetzung der Entſchädigung 
ausgeſprochen wird, da hier die Schädigung der Mieter erſt 
durch die Tatſache der vorzeitigen Enteignung eintrete. Die 


Dringlichkeit könne in jeder Lage des Verfahrens nach Zu⸗ 


ſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes beſchloſſen 
werden, insbeſondere auch erſt nach Ablauf der ſechsmonatigen 
Klagefriſt des 8 30, und in dieſem Falle wären die Mieter mit 
ihren erſt jetzt entſtandenen Anſprüchen völlig ausgeſchloſſen, 
was nicht die Abſicht des Geſetzes ſein könne. — Dieſe Be⸗ 
denken können nicht für durchſchlagend erachtet werden. (Wird 
näher ausgeführt.) L. c. K., U. v. 21. Febr. 08, 221/07 VII. 
— Königsberg. 

30. Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, der den Normen des 
Enteignungsgeſetzes nicht entſprach. Iſt Rechtsweg zuläſſig 2] 

Im Jahre 1898 wurde auf Antrag der beklagten Stadt⸗ 
gemeinde der Klägerin zur Herſtellung der G.⸗Straße in E. ein 
Teilſtück ihres Fabrikgrundſtücks enteignet. Durch die Entziehung 
dieſes Streifens wurde an dem Hauptgrundſtück der Klägerin 
eine Fläche von 43,56 a abgeſchnitten, die bisher hauptſächlich 
zur Ablagerung der Fabrikabgänge benutzt worden war und zu 
dieſem Zweck mit dem übrigen Teile des Fabrikgrundſtücks 
durch ein Feldbahngleis in Verbindung ſtand. In dem rechts⸗ 
kräftig gewordenen Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß des Bes 
zirksausſchuſſes wurde bezüglich dieſes Punktes wörtlich folgendes 
beſtimmt: „Für den Fall, daß die Gleisanlagen zu dem ab⸗ 
gezweigten Grundſtück vor der Anſchüttung des letzteren zu 
beſeitigen ſind, iſt der Firma G. von der Stadtgemeinde E. 
eine Entſchädigung von 15000 & zu zahlen.“ In der Spalte 11 
„Bemerkungen“ hieß es hierzu: „Mit der Beſeitigung der Gleiſe 
würde die Firma gezwungen ſein, die Fabrikabgänge mittels 
Handkarren oder Wagen über die Straße zu fahren. Durch 
dieſe Umladung entſtehen Mehrkoſten, welche im ganzen auf 
15000 & geſchätzt worden find. Hierbei iſt angenommen 
worden, daß die Firma den durch die Straße abgezweigten Teil 
des Grundſtücks noch während 5 Jahren als Schüttungs platz 
benutzen könne, wenn ſie täglich 20 ebm Fabrikabgänge fort⸗ 
zuſchaffen hat.“ Nach der Enteignung wurde die Straße nicht 
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ſofort hergeſtellt, ſo daß der bisherige Zuſtand zunächſt beſtehen 
blieb und die Klägerin das abgeſchnittene Stück zur Ablagerung 
der Fabrikabgänge mittels des Feldbahngleiſes nach wie vor 
benutzen konnte und auch benutzt hat. Während dieſer Zeit, 
nämlich am 20. März 1900, veräußerte die Klägerin einen Teil 
des abgeſchnittenen Stückes an die Beklagte. Erſt am 
20. Dezember 1900 wurde das Feldbahngleis wegen der zwecks 
Herſtellung der Straßenanlage erfolgenden Erhöhung der ent⸗ 
eigneten Fläche beſeitigt. Im Jahre 1903 erhob die Klägerin 
Klage auf Zahlung des Betrages von 15000 & gegen die 
Beklagte auf Grund der Ausführung, daß der im Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsbeſchluß vorgeſehene Fall der Beſeitigung der Gleis⸗ 
anlagen eingetreten ſei und daher nunmehr die für dieſen Fall 
beſtimmte Entſchädigungsſumme ihr zu zahlen ſei. Der Be⸗ 
rufungsrichter verurteilte die Beklagte zur Zahlung von 3708, 17.4 
nebſt Zinſen und wies im übrigen die Klage ab. RG. hob 
auf: Die Beklagte macht mit ihrer Anſchlußreviſion den Ein⸗ 
wand geltend, daß der Rechtsweg für die Durchführung des 
erhobenen Klaganſpruchs nicht ſtattfinde. Dieſer Einwand iſt 
unbegründet. Der Rechtsweg iſt nach allgemeinen Grundſätzen 
zuläſſig. Es handelt ſich hier nämlich um einen rechtskräftig 
feſtgeſtellten vermögensrechtlichen Anſpruch, für deſſen Durch⸗ 
führung weder durch das Enteignungsgeſetz noch durch das 
Landesverwaltungs⸗ und das Zuſtändigkeitsgeſetz noch durch ſonſt 
irgendeine Beſtimmung das Verfahren vor den Verwaltungs⸗ 
behörden oder Verwaltungsgerichten vorgeſchrieben worden 
iſt. . .. Das Verfahren der Verwaltungsbehörde im gegen⸗ 
wärtigen Falle iſt nun ein außergewöhnliches. Sie hat dem 
von der Enteignung Betroffenen einen bedingten Entſchädigungs⸗ 
anſpruch zugeſprochen, bedingt nämlich durch den erſt nach 
dem Zeitpunkt der Enteignung liegenden Eintritt eines 
gewiſſen Ereigniſſes, ſo daß die Pflicht zur Zahlung (oder Hinter⸗ 
legung) der Entſchädigung erſt nach erfolgter Enteignung ent⸗ 
ſtand. Es darf bezweifelt werden, ob ein ſolches Verfahren 
mit dem Inhalt des Enteignungsgeſetzes vereinbar iſt. Gedacht 
iſt das Enteignungsverfahren ſicherlich fo, daß für alle zur Zeit 
der Entſchädigungsfeſtſtellung ($ 25 Enteignungs G.) erkenn⸗ 
baren Nachteile die Entſchädigung feſtgeſtellt und dieſe vor der 
Enteignung gezahlt werden ſoll (ex arg. des 8 31). 
Kommen hierbei Nachteile bedingter Art in Betracht, nämlich 
ſolche, deren Exiſtenz und Umfang von zukünftigen Ereigniſſen 
abhängig ſind, ſo muß eine Schätzung ſtattfinden; die Löſung 
der Frage, ob in ſolchem Falle nach Maßgabe der tatſächlich 
eingetretenen Umſtände Entſchädigung zu leiſten iſt, darf 
nicht der Zukunft überlaſſen werden. Im vorliegenden Falle 
erſcheint das von der Verwaltungsbehörde eingeſchlagene Ver⸗ 
fahren um ſo bedenklicher, als der Nachteil, um den es ſich 
handelt, eigentlich gar nicht in der Zukunft lag, ſondern ſchon 
vorhanden war, denn die Enteignung des zur Straße beſtimmten 
Streifens hatte an ſich die ſofortige Beſeitigung des Feldbahn⸗ 
gleiſes und damit die Entwertung des abgeſchnittenen Stückes 
zur Folge, da die Stadt das Beſtehenbleiben des Gleiſes nicht 
zu dulden brauchte. Was geſchehen iſt, iſt vom Berufungs⸗ 
richter treffend als Gewährung der der Klägerin gebührenden 
Entſchädigung durch Naturalreſtitution bezeichnet; ſolche Natural⸗ 
reſtitution hat ſich aber weder der Eigentümer noch der Unter⸗ 
nehmer gefallen zu laſſen. Im gegenwärtigen Falle iſt indeſſen 
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jener aus dem Rahmen des gewöhnlichen Enteignungsverfahrens 
herausfallende Beſchluß des Bezirksausſchuſſes von keiner Seite 
angefochten worden; er hat alſo Rechtskraft erlangt und es 
kann ſich nur fragen, in welchem Verfahren der darin feſtge⸗ 
ſtellte bedingte Entſchädigungsanſpruch zur Durchführung zu 
bringen iſt. Daß dies Verfahren nur das gerichtliche ſein kann, 
ergibt ſich aus der im vorſtehenden gekennzeichneten Natur des 
Beſchluſſes und des Anſpruchs ſowie aus den oben dar⸗ 
gelegten Grundſätzen, betreffend das Verwaltungsverfahren und 
den Rechtsweg. In der Sache ſelbſt kann den überzeugenden, 
zu einem (abgeſehen von einem Punkte) ſachlich wohlbefriedigenden 
Ergebnis führenden, in freier Würdigung der obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſe gehaltenen Ausführungen des Berufungsrichters lediglich 
beigetreten werden. (Wird näher ausgeführt.) Dagegen kann, 
— und das iſt die einzige Meinungsverſchiedenheit, die zwiſchen 
der Auffaſſung des Berufungsrichters und der des erkennenden 
Senats beſteht, — es für den übrigen Entſchädigungsanſpruch 
der Klägerin nicht für entſcheidend erachtet werden, wie lange 
Zeit bis zur Beſeitigung des Feldbahngleiſes verfloſſen iſt. 
Die Zeitbeſtimmung in dem Beſchluſſe (5 Jahre) hat erſichtlich 
nur rein ſachliche, nicht eine formal zeitliche Bedeutung; ſie war 
lediglich ein Faktor für die Feſtſtellung des Maßes des 
Schüttungsmaterials, das das abgeſchnittene Stück nach der 
Annahme des Bezirksausſchuſſes noch faſſen konnte. Es muß 
daher der von dem Berufungsrichter vertretene Standpunkt 
konſequent in der Richtung verfolgt werden, daß nach Maßgabe 
der von dem Bezirksausſchuſſe aufgeſtellten Berechnung zu 
ermitteln iſt, wieviel noch auf den der Klägerin verbliebenen 
Teil geſchüttet werden kann, was davon abhängig iſt, wieviel 
ſchon geſchüttet worden iſt. Inſoweit, aber auch nur inſoweit, 
erſcheint die Reviſion der Klägerin als begründet. G. c. 
Stadtgem. E., U. v. 10. März 08, 222/07 VII. — Hamm. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

31. 88 13, 14 in Verb. mit § 75 Einl. z. ALR. Ans 
wendbarkeit der 85 13, 14 nur auf Entſchädigungen, die dem 
Fluchtliniengeſetz gemäß gefordert werden. Form des Ver⸗ 
langens der Gemeinde im Sinne des § 13 Nr. 1.] 

Die Kläger ſind ſeit dem 31. Mai 1897 Eigentümer des 
Grundſtücks Bd. 8 Bl. 234 des Grundbuchs von P. Sie be⸗ 
haupten, daß zu dieſem Grundſtücke die Parzelle Kartenblatt 1 
Nr. 1162/191 im Flächeninhalte von 1074 qm gehöre, welche 
nach dem Jahre 1897 zur Herſtellung des Marktplatzes der 
beklagten Stadtgemeinde verwendet worden ſei. Klagend be⸗ 
antragten ſie deshalb, die Beklagte zu verurteilen, bei der zu⸗ 
ſtändigen Bezirksregierung ſchriftlich und unter Beobachtung 
der im § 24 EnteignungsGG. vorgeſehenen Vorſchriften einen 
Antrag auf Enteignung jener Parzelle und auf Feſtſetzung der 
Entſchädigung zu ſtellen. Die Beklagte beſtritt das Eigentum 
der Kläger an der Parzelle, die von jeher als öffentlicher Weg 
behandelt worden ſei. Die Vorinſtanzen haben die Klage ab⸗ 
gewieſen. RG. hob auf: Die Klage iſt lediglich auf das 
Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875 geſtützt. Der Berufungs⸗ 
richter weiſt fie ab, da 8 13 Nr. 1 deshalb nicht anwendbar 
ſei, weil es an dem Verlangen der Gemeinde, die bezeichnete 
Fläche für den öffentlichen Verkehr abzutreten, fehle. Die Re⸗ 
viſion rügt mit Recht Verletzung des $ 13 Nr. 1 FluchtlinienG. 
Es iſt von vornherein fraglich, ob dieſes Geſetz für den gegen⸗ 
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wärtigen Fall maßgebend iſt. Die 88 13, 14 FluchtlinienG. 
beziehen ſich nur auf Entſchädigungen, die infolge der Feſt⸗ 
ſetzung von Fluchtlinien gemäß dem neuen Geſetze ge⸗ 
fordert werden. (RG. 6, 295; Friedrichs Kommentar, 5. Aufl. 
Anm. 1 zu 88 13, 14 S. 138). Aus den Tatbeſtänden der 
Vorderurteile iſt indeſſen nicht zu erſehen, ob das für den 
Marktplatz verwendete Stück Land für dieſen Zweck durch die 
von der Gemeinde vollzogene Feſtſetzung einer Fluchtlinie auf 
Grund des Geſetzes vom 2. Juli 1875 in Ausſicht genommen 
war. Wenn daher der Berufungsrichter ohne weiteres davon 
ausgeht, daß es geſchehen ſei, ſo fehlt es an der erforderlichen 
tatſächlichen Grundlage für dieſe Annahme. Iſt die Ein⸗ 
verleibung nach Maßgabe einer älteren Fluchtlinie oder auch 
ohne Rückſicht auf irgendeine Fluchtlinienfeſtſetzung erfolgt, 
jo würde nur ein Anſpruch nach 875 Einl. z. ALR. gegeben 
ſein, der nicht erhoben iſt. Wenn aber die Annahme des Be⸗ 
rufungsrichters zutrifft und alſo eine neuere das Streitſtück 
umfaſſende Fluchtlinienfeſtſetzung vorgenommen iſt, ſo gehen die 
Anforderungen zu weit, die der Berufungsrichter an das Ver⸗ 
langen der Gemeinde im Sinne des § 13 Nr. 1 ſtellt. Es 
iſt richtig, daß die bloße tatſächliche Einverleibung der fraglichen 
Fläche in den Marktplatz, ins beſondere lediglich auf Anordnung 
der Polizeibehörde, nicht jenes die Enteignungs⸗ und Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Gemeinde begründende Verlangen darſtellt 
(RG. 33, 233). Andrerſeits ſagt jedoch das Geſetz nicht, daß 
das Verlangen ein ausdrückliches ſein müſſe, wie es der 
Berufungsrichter fordert. Es muß genügen, wenn das Ver⸗ 
halten der Gemeindeorgane in Anſehung einer von der Flucht⸗ 
linie getroffenen Fläche unzweideutig erkennen läßt, daß dieſe 
Fläche für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch genommen 
werde, daß nunmehr die zunächſt nur eine Beſchränkung der 
Baufreiheit bedingende Fluchtlinie endgültig verwirklicht und 
die von ihr betroffene Fläche für die Straße abgetreten werden 
ſoll. Wollte man Handlungen der Gemeinde, auch wenn ſie 
nur in der angegebenen Abſicht vollzogen ſein können, nicht 
genügen laſſen und immer ein wörtliches Begehren gegenüber 
dem Eigentümer fordern, ſo würde dieſer an der Verfolgung 
ſeiner Rechte in einer mit dem Zwecke des Geſetzes unverein⸗ 
baren und durch dieſen nicht gebotenen Weiſe gehindert ſein. 
Nur darauf kommt es an, daß eine Willensbetätigung der 
Gemeinde vorliegt, die im Sinne des Abtretungsverlangens 
auszulegen iſt (vgl. RG. 61, 322). Ein ſolches Verlangen 
wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Gemeinde das Eigen⸗ 
tum des Dritten an der Fläche beſtreitet und ſich ſelbſt für 
die Eigentümerin hält, wofern nur klar iſt, daß ſie die Fläche 
unter allen Umſtänden, auch für den Fall, daß ſie einem 
anderen gehöre, zu Straßenzwecken verwendet wiſſen will. 
S. c. P., U. v. 17. März 08, 276/07 VII. — Poſen. 
Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 
32. Zu den Tarifſtellen 32 a, 25. Einbringen von Grund⸗ 
ſtücken gegen Übernahme der darauf laſtenden Hypotheken in 
eine offene Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft.] 
Durch notariellen Vertrag vom 8. Mai 1906 haben die 
Kaufleute P., B. und R. als perſönlich haftende Geſellſchafter und 
der Kaufmann Br. als Kommanditiſt die jetzt klagende Kommandit⸗ 
geſellſchaft mit dem Sitz in B. gegründet. Inhalts des Ver⸗ 
trages brachte Br. das ihm gehörige Grundſtück daſelbſt zu 


37. Jahrgang. 


einem Preiſe von 1 200 000 & in bie Geſellſchaft ein. Da⸗ 
gegen übernahm die Geſellſchaft in Anrechnung auf dieſen 
Preis die ſämtlichen auf dem Grundſtück in Höhe von 
1016 000 & eingetragenen Hypotheken und verpflichtete ſich 
außerdem, zur Abgeltung der Anſprüche aus der Br. ſchen 
Liquidation 174 000 & zu verwenden. Der Reſt von 10 000 & 
wurde auf den gleich hohen Kommanditanteil des Br. verrechnet. 
Ferner brachte der Geſellſchafter R. das ihm gehörige Grund⸗ 
ſtück für den Preis von 500 000 & in die Geſellſchaft ein. 
Zur Abgeltung dieſes Preiſes übernahm die Geſellſchaft, die 
auf dem Grundſtück mit insgeſamt 500 000 & eingetragenen 
Hypothekenſchulden. Der beurkundende Notar hat für den 
Vertrag nur einen Stempel von 1,50 & nach der Tariſſtelle 25 
zu b PrötempelftG. vom 31. Juli 1895 verwendet. Der 
Beklagte erforderte aber außerdem noch den Immobiliar⸗ 
Veräußerungsſtempel aus der Tarifſtelle 32 zu a daſelbſt mit 
1 b. H. der im Vertrage ausgeworfenen Preiſe der eingebrachten 
Grundſtücke nach Abzug des auf dem Kommanditanteil des Br. 
angerechneten Betrages von 10 000 &. Er berechnete hiernach 
die Abgabe auf 1 v. H. von 1 190 000 & 500 000 & = 
16 900 . Die Klägerin hat auf dieſen Stempelbetrag am 
25. September 1906 400 & entrichtet und verlangt mit der 
Kage die Rückzahlung nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit dem Zahlungs⸗ 
tage. Die Reviſion gegen das die Klage abweiſende Urteil 
wurde zurückgewieſen: Die Tarifſtelle 25 PrStempelſtG. gibt 
Vorſchriften, nach denen die Übertragungen von nicht in Geld 
beſtehendem Vermögen auf Geſellſchaften zum Gegenſtand der 
Beſteuerung gemacht find, nur für den hier nicht vorliegenden 
Fall, daß es ſich um Aktiengeſellſchaften oder Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien oder um Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung handelt. Es iſt ferner auch anzunehmen, daß die Ver⸗ 
ſteuerung von „Geſellſchaftsverträgen“ in der genannten Tarif: 
ſtelle hat erſchöpfend geregelt werden ſollen. Deſſenungeachtet 
it die von der Klägerin geltend gemachte Rückforderung des 
entrichteten Stempels ungerechtfertigt, wenn der Stempelanſpruch 
nach einer anderen Tarifvorſchrift begründet iſt. Dem Berufungs⸗ 
richter iſt dahin beizutreten, daß der Beklagte auf Grund der 
Tarifstelle 32 Buchſtabe a den entrichteten Stempel fordern 
durfte. Vor dem Inkrafttreten des Stempelſteuergeſetzes von 
1895 war der Rechtszuſtand folgender: Wenn ein Geſellſchafter 
eine ihm allein gehörige Sache in das Geſellſchaftsvermögen 
übertrug, fo lag hierin eine Veräußerung, da die Sache einen 
neuen Herrn erhielt. Eine ſolche Veräußerung unterlag dem 
Raufftempel aber nur dann, wenn die Eigentumsübertragung 
ein vom Geſellſchaftsvertrag verſchiedenes Rechtsgeſchäft 
darſtellte und die zivilrechtlichen Merkmale des Kaufs oder der 
Hingabe an Zahlungs Statt an ſich trug. Ein vom Geſellſchafts⸗ 
vertrage verſchiedenes Geſchäft wurde dann als vorhanden an⸗ 
genommen, wenn und ſoweit die Geſellſchaft für einen ihr 
überlafjenen Vermögensgegenſtand dem überlaſſenden Geſellſchafter 
außer den aus ſeiner Beteiligung am Geſellſchaftsunternehmen 
ſich ergebenden geſellſchaftlichen Rechten noch eine anderweite 
Vergütung zu gewähren hatte. Inſoweit geht das Geſchäft 
über den Rahmen des Geſellſchaftsvertrages hinaus und war 
deshalb als ſelbſtändiges Veräußerungsgeſchäft zu verſteuern. 
Dieſe Grundſätze wurden insbeſondere auch für die Fälle als 
maßgebend anerkannt, in denen die Uberlaſſung von Vermögens⸗ 
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gegenſtänden gegen eine derartige anderweite Vergütung an 
offene Handelsgeſellſchaften oder einfache Kommandit⸗ 
geſellſchaften erfolgte (Urteil des RG. vom 27. Mai 1895 
PrJMBl. 1896, 243). An dieſem Rechtszuſtande iſt, ſoweit 
er die offenen Handelsgeſellſchaften und die einfachen Kommandit⸗ 
geſellſchaften betrifft, durch das neue Stempelgeſetz von 1895 
im weſentlichen nichts geändert worden. (Wird ausgeführt.) 
Auf den Standpunkt, daß das Einlegen eines Grundſtücks in 
eine offene Handelsgeſellſchaft durch einen Geſellſchafter gegen 
Übernahme der auf dem Grundſtück laſtenden Hypotheken ſeitens 
der Geſellſchaft dem Veräußerungsſtempel der Tarifſtelle 32 
unterliege, hat ſich der erkennende Senat, freilich ohne nähere 
Begründung, ſchon in dem Urteile vom 31. März 1905 VII. 
405/04 (Gruch. Erläuterungen 50, 840) geſtellt. Für die Ein⸗ 
legung des Grundſtücks von R. in die Geſellſchaft gegen den 
durch Übernahme des gleich hohen Hypothekenbetrages gedeckten 
Preis von 500 000 & war hiernach der einprozentige Stempel 
von 5000 & zu entrichten. Da die Klägerin bisher erſt den 
jetzt mit der Klage zurückgeforderten Stempelbetrag von 400 & 
gezahlt hat, war die Klage abzuweiſen, ohne daß erörtert 
werden brauchte, welcher Abgabenbetrag für die Einlegung des 
Grundſtücks des Br. zu entrichten iſt. R. & Co. c. Preuß. 
Fisk., U. v. 20. März 08, 320/07 VII. — Breslau. 


Literaturbeſprechungen. 
Zur Anderung des Gerichtsverfahrens. 


Gerade noch zur rechten Zeit iſt vom Rechtsanwalt 
Dr. Heinrich Dittenberger in Halle a. S. ein kritiſcher 
Kommentar zum Entwurf eines Geſetzes betr. Anderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte er⸗ 
ſchienen. (Verlag von Max Niemeyer in Halle a. S.) Die 
inzwiſchen erfolgte Umarbeitung des Entwurfs, auf die eine 
Anzahl der in der öffentlichen Beſprechung gegebenen Anregungen 
nicht ohne Einfluß geweſen iſt, hat allerdings in dem Kom⸗ 
mentar keine Berückſichtigung mehr finden können, dadurch hat 
dieſer jedoch keineswegs an Wert verloren. 

Es iſt ein „kritiſcher“ Kommentar, wie der Verfaſſer das 
Buch ſelbſt bezeichnet. Er will alſo nicht in erſter Linie die 
Beſtimmungen des Entwurfs erläutern und auslegen, wenn 
auch das nicht unterlaſſen worden iſt, und Beſtimmungen, die 
zu Zweifelsfragen Veranlaſſung geben, auch nach dieſer Richtung 
erörtert worden ſind; vielmehr will er den Entwurf kritiſieren, 
d. h. darlegen, warum eine Anderung der beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen beabſichtigt wird, und ob dieſe Anderung gerecht⸗ 
fertigt erſcheint. Und das hat er in der eingehendſten Weiſe 
getan. Er hat mit emſigem Bienenfleiße zuſammengetragen, 
was über die Berechtigung oder Nichtberechtigung, Zweck⸗ 
mäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit, Notwendigkeit oder Entbehr⸗ 
lichkeit, Nützlichkeit oder Schädlichkeit der Anderungen geſchrieben 
worden iſt. Er hat die umfangreiche Literatur angegeben, an 
paſſender Stelle verarbeitet und den Stoff mundrecht gemacht, 
ſo daß man entweder des Nachleſens ganz überhoben iſt oder 
ſich mühelos über die einzelnen Fragen unterrichten kann. Er 
iſt in die kleinſten Einzelheiten eingegangen, hat die vermeint⸗ 


— 


lichen Mängel grell beleuchtet und ſeine eigene Meinung zu er⸗ 
kennen gegeben und zu begründen verſucht. 

Die wichtigſte Beſtimmung iſt zweifellos § 23 Nr. 1 GG., 
die Erweiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit von 300 .# 
auf 800 &, und deshalb nimmt auch die Beſprechung dieſer 
Neuerung den breiteſten Raum ein. (30 Seiten.) Dabei 
kommt er zu folgendem Ergebniſſe: 

„Ein Bedürfnis für eine Erweiterung der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Amtsgerichte beſteht nicht. Weder 
allgemeine Intereſſen der Rechtspflege und des rechtſuchenden 
Publikums, noch der ſeit dem Inkrafttreten der geltenden 
Regelung eingetretene wirtſchaftliche Umſchwung rechtfertigt 
die geplante Anderung. 

Die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändig⸗ 
keit in dem vom Entwurf geplanten Umfange iſt 
nicht geeignet, das Verlangen nach Vereinfachung, 
Beſchleunigung und Verbilligung des Verfahrens 
zu erfüllen. Die Zuſtändigkeitserhöhung bedeutet viel⸗ 
mehr eine Verſchlechterung der Rechtspflege, eine 
Schädigung des rechtſuchenden Publikums. 

Die Umwälzungen, welche die beabſichtigte 
Erhöhung herbeiführen wird, ſind von ungeheurer 
Bedeutung; ſie ſtehen in keinem Verhältniſſe zu dem 
Umfange der Teilreform, durch welche ſie herangerufen 
werden. 

Das Schlußurteil lautet: Die vorgeſchlagene 
Anderung des $ 23 GWG. iſt abzulehnen.“ 

Demnächſt werden beſonders ausführlich behandelt die 
Anderungen der 88 48, 79 und 80 GKG. und des § 76 
RAGebdO., die ebenfalls — teils mit, teils ohne Einſchränkung 
— abgelehnt werden. 

In dem engen Rahmen dieſer Beſprechung kann nicht 
unterſucht werden, ob und inwieweit die Anſicht begründet iſt, 
und ob und inwieweit es insbeſondere gelungen iſt, die für die 
Zuſtändigkeitserhöhung geltend gemachten Gründe zu widerlegen. 

Wenn man aber auch mit dem Verfaſſer des Buchs in 
manchen Punkten nicht einverſtanden iſt, ſo iſt doch anzuerkennen, 
daß er ſich durch deſſen Herausgabe ein großes Verdienſt 
erworben hat und manche erneute Anregung über die ver⸗ 
ſchiedenen Fragen gibt. 

Das Buch dürfte insbeſondere den Reichstagsabgeordneten, 
namentlich auch denen, die nicht in die Geheimniſſe des ge⸗ 
richtlichen Verfahrens eingeweiht ſind, willkommen und ein 
vortrefflicher Wegweiſer für die Beratungen im Reichstage 
ſein, zumal es in einer auch für Nichtjuriſten verſtändlichen 
Sprache geſchrieben iſt, die ſich von entbehrlichen Fremdwörtern 
ziemlich frei hält. Kammergerichtsrat Dr. Petzold. 


Die Preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. Juni 1895 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. Oktober 1899. 
Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz und Gebührenordnung für 
Notare. Mit Kommentar in Anmerkungen und mit Koſten⸗ 
tabellen herausgegeben von Oscar Mügel, Geheimer Ober⸗ 
juſtizrat und vortragender Rat im Juſtizminiſterium. Fünfte 
Auflage. Berlin, Vahlen 1907. 
Eine neue Auflage von Mügels Koſtengeſetzen iſt für den 
preußiſchen Praktiker immer von ganz beſonderem Werte, ver⸗ 
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mittelt ihm die mühevolle Arbeit des Verf. doch das Verſtändnis 
für die verſchlungenen Wege des Koſtenrechts und die Überſicht 
und Kenntnis der neueren und neueſten, auch hier nimmer 
raſtenden Judikatur. Das erprobte Werk iſt weiter ver⸗ 
vollkommnet worden durch eine Zerlegung und überſichtlichere 
Geſtaltung von Anmerkungen und durch Einfügung orientierender 
Zuſammenſtellungen vor denſelben. N. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Wellblechwände, Fußbodenanlage und Bretterwände, die 
mit maſſiven Giebelwänden, gemauerten Grundpfeilern und 
Innenwänden zu einer „Wellblechbaracke“ verbunden find, 
erklärt Entſch. Nr. 1 für weſentliche Beſtandteile des in Rede 
ſtehenden Gebäudes und des Grundſtückes, auf welchem dieſes 
ſich befindet „ 

Entſch. Nr. 2 führt aus, daß ein Vertrag von Bauunter⸗ 
nehmern zur gemeinſamen Bekämpfung der bei Submiſſionen 
üblichen unreellen Unterbietungen und zur Aufrechterhaltung 


angemeſſener Preiſe nicht unter 88 138, 134 BGB. und 


§ 270 PrStGB. falle. . 

In einem gewiſſen und bewußten Gegenſatz zu RG. 63, 
189 erkennt Entſch. Nr. 3 an, daß eine Hypothek nichtig iſt, weil 
das der Hypothekenbeſtellung zugrunde liegende Kauſalgeſchäft 
hg des Grundſtücks zum Zwecke des Bordellbetriebs) 
nichtig iſt. 

Fordert der Käufer beim Handelskauf vom Verkäufer 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, ſo iſt es nach Entſch. Nr. 4 
für ausreichend zu erachten, daß Waren, die keinen Markt⸗ 
preis haben, die Möglichkeit des Verkaufs beſteht; an Stelle 
des Marktpreiſes iſt der Verkäuflichkeitswert zu ſetzen, und ein 
ſolcher iſt bei Waren, die einen Gegenſtand des Handelsverkehrs 
bilden, (das trifft auch bei neu erzeugten Waren zu), ohne 
weiteres, bis zum Beweiſe des Gegenteils, anzunehmen. 
Beweis des Vorhandenſeins von Kaufluſtigen iſt nicht zu fordern. 

Inſtandſetzungsarbeiten im Innern der einem Mieter 
allein vermieteten Räume braucht der Vermieter nach Entſch. 
Nr. 6 erſt dann vorzunehmen, wenn er von dem Mieter Mit⸗ 
teilung von der eingetretenen Abnutzung und der Notwendigkeit, 
ihr abzuhelfen, erhalten hat. — Für einen Schaden, den ein 
Dritter durch die Unterlaſſung der Ausbeſſerung erlitten hat, 
haftet der Vermieter ohne Kenntnis von dem verkehrsgefährlichen 
Zuſtande nicht. f 

Eine Vereinbarung über den Ausſchluß der Haftung für 
Tierſchaden kann nach Entſch. Nr. 7 nicht nur da angenommen 
werden, wo ſich feſtſtellen oder unterſtellen läßt, die Beteiligten 
hätten an den Eintritt des Tierſchadens gedacht und darin 
übereingeftimmt, daß ein ſolches Ereignis gewiſſe Rechtsfolgen 
haben ſolle. Es kann unter Umſtänden als ſelbſtverſtändlich 
erſcheinen, daher als ſtillſchweigend vereinbart zu erachten ſein, 
daß ein Fuhrbeſitzer, der eine unentgeltliche Mitfahrt geſtattet, 
von der 12 für die beſondere Gefahr befreit ſei, welcher 
derjenige ſich ausſetzt, der ſeine Perſon dem Fuhrwerk anvertraut. 

Durch die Erhebung einer auf Scheidung gerichteten Wider⸗ 
klage wird, wie Entſch. Nr. 9 ausführt, dem „Antrage“ nach 
8 1575 Abſ. 1 S. 2 nicht genügt. ER 

Über die in der täglichen Prozeßpraxis häufige und wichtige 
Frage der Verwertung von Zeugenbeweiserhebungen aus anderen 
Prozeſſen verhält ſich das Urteil Nr. 13. 

In Nr. 21—24 werden eine Reihe intereſſanter Rechts⸗ 
fragen aus dem Gebiet der GmbH. erörtert. In Nr. 24 wird 
das Verhältnis des Geſchäftsführers einer GmbH., der ſämt⸗ 
liche Geſchäftsanteile in ſeiner Hand vereinigt hatte, und der 
von ihm mit der Geſellſchaft gemachten Geſchäfte unter dem 
Geſichtspunkt des § 181 BGB. unterſucht. Das Urteil iſt 
ſehr bedeutſam und von großer Tragweite. N. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. den etwa verdienten Mäklerlohn anrechnen. Klage, Berufung 

g . und Reviſion wurden zurückgewieſen: Schon der klare Wortlaut 

Die Herren Bertrauensmänner werden hiermit davon det g 653 Abs. 2 BGB. läßt im Grunde keinen Zweifel 
benachrichtigt, daß die Einziehung der Jahresbeitrüge darüber, ob in einem Falle wie dem vorliegenden wegen der 
est von den Mitgliedern ſatzungsgemüß durch Nachnahme Höhe des Maällerlohnes die Beſtimmungen einer etwa be 
Der Inhalt 


erfolgt. Dr. Seelig. ſtehenden Taxe zur Anwendung kommen können. 
einer etwaigen Taxe iſt nur dann „als vereinbart anzuſehen“, 


5 A A wenn über bie Höhe der Vergütung in dem Ber» 
Mr = ee trage ſelbſt nichts beſtimmt worden iſt. Da, wo dieſer 
. eine ſolche Beſtimmung enthält, kann deshalb die Anwendung 

gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die e f 
erfrenlihe Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgesprochen irgendwelcher Vorſchriften einer etwa beſtehenden Taxe gar 
re: 8 nicht in Frage kommen. Ein folder Fall liegt aber hier 
| vor, da unſtreitig durch den Mäklervertrag die Höhe der dem 
Kläger zugeſagten Vergütung auf 2 vom Hundert des Kauf⸗ 
, preiſes ausdrücklich feſtgeſetzt iſt. Dieſes Ergebnis der Aus: 
Vom Reichsgericht.“ legung des Wortlautes und Sinnes der Vorſchrift des 8 653 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtiirat Abſ. 2 iſt fo einleuchtend, daß es an ſich keiner weiteren Er⸗ 
Dr. 5 eelig, nn 80 5 = 1 Fi 4 5 aaa örterung der Bedeutung dieſer Beſtimmung bedürfte. Auf⸗ 
8 fälligerweiſe finden ſich aber in der Wiſſenſchaft des Rechts 
Wir berichten über die in der Zeit vom 11. April bis 2. Mai des BGB. von den verſchiedenſten Seiten Bemerkungen, in 
1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. denen die uneingeſchränkte fortgeſetzte Geltung etwaiger 
I. Reichsrecht. Taxvorſchriften, weil und ſoweit ſie öffentlich⸗rechtlicher 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch Natur ſeien, behauptet wird. Die kurheſſiſche Verordnung 
und Bürgerliches Geſetzbuch. j vom 20. Auguft 1800 „wegen Verhütung und Beſtrafung des 
1. Art. 55 EGBGB. 9 653, 655 B88. Aufhebung Wuchers“ enthält ihrer Überſchrift entſprechend eine ganze 
Pribatrehtlicher Taxbeſtimmungen von Mäklerlohn in älteren Reihe von Vorſchriften über die Einſchränkung des Wuchers. 
Landesgeſetzen im Gegenſatz zu Vermittlungslohn bei Dienſt⸗ 8 6 lautet wörtlich: „Da Wir wahrgenommen haben, daß nicht 
berträgen.] ſelten Perſonen, welche durch andere Gelder borgen oder ſonſtige 
Der beklagte Konkursverwalter ſagte dem klagenden Güter⸗ Kontrakte und Handel ſowohl über bewegliche als über un⸗ 
agenten „für den Verkauf des Gutes P. bzw. für Beſchaffung bewegliche Sachen ſchließen laſſen, von dieſen Unterhändlern 
eines Abnehmers“ 2 vom Hundert des Kaufpreiſes als Mäkler⸗ durch das für ihre dabei gehabte Bemühung geforderte Dienſt⸗ 
lohn zu „nachdem das Geſchäft zuſtande gekommen und ſeitens douceur und Makelgeld, in Ermangelung einer genauen ge⸗ 
der Konkursverwaltung genehmigt“ ſei. Das Gut iſt dann an ſetzlichen Beſtimmung hierüber, übervorteilt und übernommen 
A. für 140 000 . verkauft worden. Der Kläger behauptet, oder durch die darüber entſtandenen rechtlichen Irrungen in 
daß dies durch ſeine Vermittlung geſchehen ſei. Er verlangt koſtſpielige Prozeſſe gezogen werden, auch über den Sinn des 
2900 . Der Beklagte behauptet, daß Kläger auch von B. hierbei einſchlagenden 8 4 VO. vom 15. Oktober 1773 ſelbſt 
für den Käufer 2 vom Hundert des Kaufpreiſes als Mäkler⸗ bei den Gerichten Zweifel entſtanden ſind, ſo verordnen Wir 
lohn erhalten habe. Nach 8 6 der Kurheſſiſchen Verordnung gnädigſt, daß künftig in unſeren ſämtlichen Landen die in der 
vom 20. Auguſt 1800 müſſe der Kläger ſich dieſen Betrag auf gedachten Verordnung beſtimmten 2 vom Hundert an 
Mäklergeld als die geſetzmäßig höchſte erlaubte Bes 
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des ausdrücklichen Verſprechens ſtatthaben fol. Iſt aber 
weniger verſprochen, fo ſoll es bei dem Verſprochenen lediglich 
ſein Verbleiben haben, und wenn gar keine Übereinkunft 
der Parteien über das Makelgeld vorhanden war, ſo ſoll auf 
dasſelbe keine Klage bei den Gerichten angenommen werden.“ 
S. Kulenkamp, Neue Sammlung der Landes ordnungen, Aus: 
ſchreiben und anderer allgemeiner Verfügungen, welche bis zum 
Ende des Oktobers 1806 für die älteren Gebietsteile Kurheſſens 
ergangen find, IV. Bd. S. 343 ff. Dieſe Überficht des Inhalts 
der Verordnung ergibt, daß ihre Vorſchriften, ſoweit ſie nicht 
Beſtimmungen über die Beſtrafung des Wuchers enthalten, 
lediglich privatrechtlicher Natur ſind, weil ſie nur die 
Wirkſamkeit der von der Verordnung betroffenen Rechtsgeſchäfte 
zwiſchen einzelnen Perſonen, Darlehen, Wechſelgeſchäfte, Mäkler⸗ 
verträge regeln. Hieran wird auch durch den Umſtand nichts 


geändert, daß die Verordnung hauptſächlich zwingendes, 


nicht bloß nachgiebiges (dispoſitives) Recht enthält, daß 
insbeſondere die Vorſchrift des § 6, wonach ein höchſter 
zuläſſiger Betrag des Mäklerlohns, und zwar auf 2 vom 
Hundert feſtgeſetzt iſt, geradezu ein Ver botsgeſetz enthält. 
Denn auch dieſes Verbotsgeſetz ordnet immer nur die recht⸗ 
liche Wirkſamkeit eines privatrechtlichen Vertrages, 
gehört alſo an ſich lediglich dem Gebiete des bürgerlichen 
Rechts an, und auch die gleichzeitig erlaſſenen Straf⸗ 
beſtimmungen weiſen die Regelung der privatrecht⸗ 
lichen Folgen einer Übertretung des Verbotsgeſetzes 
nicht in den Bereich des öffentlichen Rechts. Jedenfalls 
ſtellt ſich die Norm des § 6 VO. nicht etwa deshalb, weil 
ſie zwingendes Recht enthält, als Vorſchrift des öffent⸗ 
lichen Rechts dar. Immerhin behielten die Beſtimmungen 
der Verordnung vom 20. Auguſt 1800, ſoweit ſie die Höhe 
des Mäklerlohnes und die Einklagung nicht bedungenen Makel⸗ 
geldes betrafen, bis zum Inkrafttreten des BGB. ihre ver⸗ 
bindliche Kraft. Sie enthielten eine gültige Ergänzung oder 
Abänderung des bis dahin in Kurheſſen geltenden Privatrechts, 
insbeſondere der Beſtimmungen des gemeinen Rechts nicht 
nur über die Höhe der Zinſen, ſondern auch die des Mäkler⸗ 
lohnes. Nun wurde zwar durch das Geſetz des Norddeutſchen 
Bundes vom 14. November 1867 die Höhe der Zinſen und 
jeder andern Vergütung für gewährten Kredit ſowie die Höhe 
der auf den Zögerungsfall bedungenen Vertragsſtrafen bei 
allen Forderungen der freien Vereinbarung unter⸗ 
worfen, ſo jedoch, daß jede mit mehr als 6 vom Hundert 
zu verzinſende Forderung vom Schuldner jederzeit mit halb⸗ 
jähriger Friſt gekündigt werden konnte. Dadurch wurden zwar 
die Vorſchriften jener Kurheſſiſchen Verordnung über die Zinſen 
bei Darlehen und ſonſtigen Kreditgeſchäften aufgehoben, 
aber die Beſtimmungen über die Höhe der Mäklergebühren 
blieben davon unberührt. Dieſe ſind ferner auch nicht etwa 
durch den 8 72 GewO. vom 21. Juni 1869 aufgehoben worden, 
weil dieſe nur die polizeilichen Taxen, ſoweit ſolche für 
gewiſſe Verkehrszweige beſtanden, beſeitigt hat, während die 
Verordnung vom 20. Auguft 1800 ſich als ein allgemeines die 
Materie des Wuchers nach der bürgerlich⸗rechtlichen wie 
nach der ſtraſrechtlichen Seite regelndes Landesgeſetz darſtellt. 
Deshalb hat der erkennende Senat auch in dem von der 
Reviſion angezogenen Urteile vom 4. Dezember 1891 mit Recht 
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für die damalige Zeit die fortdauernde Gültigkeit des 8 6 
jener BD. angenommen. Eine Anderung hat aber dieſer 
Rechtszuſtand dann durch das Inkrafttreten des BB. erfahren. 
Denn nach Art. 55 EG. ſind mit dieſem Zeitpunkte die privat⸗ 
rechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze außer Kraft getreten, 
ſoweit nicht in dem BGB. oder in dieſem Geſetze etwas anderes 
beſtimmt iſt. Daß es ſich aber bei den Beſtimmungen des 5 6 
BD. vom 20. Auguſt 1800 um privatrechtliche Vorſchriften 
handelt, iſt vorher dargelegt worden. Die Annahme der ſort⸗ 
dauernden Geltung dieſer Beſtimmungen ließe ſich daher nur 
noch auf den 8 653 Abſ. 2 BGB. ſelbſt ſtützen, inſofern 
dieſer wegen der Höhe des Mäklerlohnes ſelbſt auf eine 
etwa beſtehende Taxe verweiſt. Und in der Tat be⸗ 
hauptet ja auch die Reviſion, es werde damit „implicite die 
Zuläſſigkeit und der Fortbeſtand ſolcher Taxen anerkannt“. 
Daß dies ſchon mit Wortlaut und Sinn der Beſtimmung 
unvereinbar iſt, iſt oben bereits ausgeführt worden. Zu dem⸗ 
ſelben Ergebniſſe führt aber auch die Berückſichtigung der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Vorſchrift. (Wird weiter ausgeführt.) 
Aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 653 Abſ. 2 BB. erhellt 
mit voller Deutlichkeit, daß auf die etwa beſtehenden Taxen 
immer nur in dem Sinne hat verwieſen werden ſollen, daß 
dieſe eine Ergänzung des unausgeſprochenen Parteiwillens zu 
liefern hätten, alſo nur, wenn weder ausdrücklich noch durch 
ſchlüſſige Handlungen eine beſtimmte Höhe der Vergütung ver⸗ 
einbart worden iſt; daß ſolche Taxen dagegen in keiner 
Weiſe in Betracht gezogen worden ſind, um der freien 
Vereinbarung der Parteien über die Höhe der Mäklergebühr 
irgend eine Grenze zu ziehen, wie dies denn auch mit der 
geſamten Richtung des BGB., das grundſätzlich die volle 
Vertragsfreiheit der Parteien anerkennt, unverträglich 
ſein würde. Soweit dieſes ſelbſt die Möglichkeit einer ein⸗ 
dämmenden Maßnahme für wünſchenswert erachtet, wie bei 
übermäßiger Höhe eines Mäklerlohns für die Vermittlung eines 
Dienſtvertrages, hat es ſelbſt — in 8 655 — entſprechende 
Vorſorge getroffen. Soweit daher Landesgeſetze, die vor dem 
Inkrafttreten des BGB. beftanden, über die Höhe der Mäller 
gebühr zwingende Beſtimmungen in dem Sinne enthielten, 
daß über ein gewiſſes Maß hinaus eine Mäklergebühr 
auch durch beſtimmte Vereinbarung der Parteien nicht 
rechtsgültig verſprochen werden könne, oder daß, wenn von 
beiden Teilen einem Mäkler ein Lohn gewährt worden, der 
über den beſtimmten Höchſtſatz hinausgehende Betrag 
von demjenigen, der noch keine Zahlung geleiſtet, auch nicht 
gefordert werden dürfe (die ſogenannte Tonnere Anrechnung im 
Sinne der Reviſion), ſind ſie ſeit dem Inkrafttreten des BGB. 
gemäß Art. 55 EG. aufgehoben. A. c. D., U. v. 27. März 08, 
411/07 III. — Frankfurt. | 

2. 85 93, 94 BGB. Weſentlicher Beſtandteil, Zubehör 


(Schnellpreſſe).] 


Es iſt auf Grund des im Maſchinenkaufvertrag vom 
5. Oktober 1904 enthaltenen Eigentumsvorbehalts auf Eigentums⸗ 
anerkennung hinſichtlich der Illuſtrationsſchnellpreſſe „Excellent“ 
mit Einrichtungen, Zubehör und Ausſtattung und auf deren 
Herausgabe geklagt. Der erſte Richter hat die beklagte Konkurs⸗ 
maſſe, obſchon ſie die Schnellpreſſe als Gebäudebeſtandteil in 
Anſpruch nimmt, zu deren und ihres Zubehörs Herausgabe 


37. Jahrgang. 


verurteilt. Auf Berufung der Beklagten iſt aber durch Urteil 
des II. 38S. des Königlich Bayeriſchen OLG. zu Zweibrücken 
vom 10. Juli 1907 die Klage auf Herausgabe der Maſchine 
abgewieſen. RG. ſtellte das I. Urteil wieder her: Vom 
Berufungsrichter wird die beſtrittene Schnellpreſſe hauptſächlich 
deshalb gemäß 88 93, 94 BGB. als weſentlicher Beſtandteil 
des Gebäudes, in dem ſie ſich befindet, erklärt, weil dieſes zum 
Druckereibetrieb beſtimmte Gebäude bei Beſeitigung der Preſſe 
eine erhebliche Weſens veränderung erleiden würde und weil die 
erforderliche Verbindung dieſer Preſſe mit dem Gebäude, auch 
ihre „Einfügung“ in dieſes zum Zwecke der Herſtellung des 
Druckereigebäudes gegeben ſei. Dieſe Entſcheidung kann nicht 
aufrechterhalten werden. Wie der erſte Richter zutreffend aus⸗ 
geführt hat, wie ſich aus dem Wortlaut des 8 93 BGB. 
ergibt und wie das RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen hat, 
lann weſentlicher Beſtandteil nur das fein, was Beſtandteil 
überhaupt, d. i. unſelbſtaͤndiges Stück des Geſamikörpers, mit 
dieſem im wahren (mechaniſchen), nicht bloß im übertragenen 
Sinne verbunden if. Vgl. RG. 63, 171. Dieſe Voraus⸗ 
ſetung trifft auf die beſtrittene Schnelldruckpreſſe nach den 
deſtſtellungen der Vorderrichter nicht zu. Im landgerichtlichen 
Urteile heißt es darüber auf Grund „der übereinſtimmenden 
Angaben der Parteien“, wie folgt:. „Auf dem aus Zement 


hergeſtellten Boden des Maſchinenſaales ſteht die ſtreitige 


Maſchine. Sie iſt mit dem Boden des Maſchinenſaales nicht 
berbunden. Sie hat behufs Erzielung der nötigen Standhaftigkeit 
ein zirka 100 Zentner ſchweres Fundament, das ein Stück der 
Naſchine ſelbſt bildet. Die Maſchine wird elektriſch betrieben. 
Oberhalb derſelben, durch Träger, welche durch die Decke des 
Maſchinenſaales hindurchgehen, feſtgehalten, befindet ſich eine 
Welle. Dieſe, die Ubertragungswelle, empfängt ihre Kraft von 
dem Motor und überträgt ſie vermittels des aufgelegten 
Transmiſſionsriemens auf die Empfängerwelle der Maſchine 
imd auf dieſe ſelbſt.“ Hiernach iſt die Schnellpreſſe in das 
Gebäude nur einfach hineingeſtellt, mit dieſem nicht körperlich 
imd mechaniſch verbunden, alſo kein Beſtandteil des Gebäudes 
im gewöhnlichen Sinne des Wortes. Jene notwendige Ver⸗ 
bindung mit dem Ganzen kann auch nicht mit dem Vorderrichter 
barin gefunden werden, daß die Maſchine zufolge ihres ſehr 
großen Eigengewichts ſehr feſt auf dem Boden aufruht und nur 


mit großer Kraftanwendung weiterbewegt oder weggenommen 


werden kann. Dadurch wird fie nicht zu einem Stück des 
Gebäudekörpers ſelbſt. Auch der loſe, bewegliche und leicht 
abwerfbare mittelbare Zuſammenhang, in dem die Schnellpreſſe 
mit dem Gebäude durch Vermittlung des Transmiſſionsriemens 
feht, kann fie nicht zum Gebäudebeſtandteil machen. Denn 
erflich hat dieſen Zweck der nur zur Inbetriebſetzung der Preſſe 
dienende Transmiſſionsriemen nicht und ſodann ſtellt er eine 
rt von nennenswerter Feſtigkeit überhaupt nicht her⸗ 
Eine ſolche erfordert, wie ſchon der erſte Richter zutreffend 
bemerkt, das Merkmal der Ruhe. Iſt aber, wie gezeigt, die 
Schnellpreſſe nicht Gebäude⸗ oder gar Grundſtücks beſtandteil im 
gewöhnlichen Sinne des Wortes, fo kann fie auch nicht weſent⸗ 
licher Beſtandteil im Sinne der 88 93, 94 BGB. geworden 
In, Es kann daher unerörtert bleiben, ob im Berufungsurteil 
de übrigen Merkmale dieſer Geſetzesſtellen, nämlich die Weſens⸗ 
inderung des Deudereigebäubes bei Wegnahme der Maſchine 
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(8 93) und die Einfügung der letzteren zur Herſtellung jenes 
Gebäudes (8 9 4) richtig feſtgeſtellt find. Was ins beſondere 
den Begriff des „Einfügens“ anlangt, ſo mag zugegeben werden, 
daß man darunter ein Anpaſſen an und in die Fugen, an die 
Bauart, die Gliederung des Gebäudes verſtehen, und wo dieſe 
gegeben iſt und noch beſonderes Eigenſchwergewicht des ein⸗ 
gefügten Gegenſtandes hinzukommt, unter Umſtänden die Er⸗ 
forderniſſe des 8 94 a. a. O. als vorhanden annehmen kann, 
wie dies vom erkennenden Senat hinſichtlich des Dachſtuhles 
eines Neubaues in RGZ. 62, 248 ausgeſprochen worden iſt. 
Auch kann im Einzelfalle, wie der Senat in ſeinem zum Abdruck 
beſtimmten Urteile V. 53/07 vom 12. November 1907 anerkannt 
hat), bei derartigen Fragen die Auffaſſung des Verkehrs eine 
erhebliche Rolle ſpielen, aber auch bei ſolchen Erwägungen kann 
der beſtrittenen Schnellpreſſe die Eigenſchaft eines weſentlichen 
Beſtandteiles des Gebäudes und Grundſtückes nicht zugeſprochen 
werden. Von einer beſondern Anpaſſung der Maſchine an die 
Fugen, an die Gliederung des Gebäudes war nirgends die 
Rede und die allgemeine Verkehrsanſchauung ſpricht im Zweifel 
eher gegen als für die Beſtandteilseigenſchaft der Maſchinen. 
Beſonders verhält es ſich in vorliegender Sache noch mit der 
zur Schnellpreſſe gehörigen „Antriebsvorrichtung“, die allerdings 
nach den Feſtſtellungen des Vorderrichters mit der Hauswand 
verſchraubt iſt. Aber dieſe Vorrichtung iſt offenbar mit der 
Preſſe ſelbſt nicht feſt verbunden, wenn auch zu ihr gehörig. 
Als weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes kann ſie keinesfalls 
gelten, muß vielmehr als Zubehör der Schnellpreſſe dieſer folgen, 
wie auch das Berufungsgericht anerkennt. H. c. K. Sch., 
U. v. 4. April 08, 448/07 V. — Zweibrücken. 

3. 88 104, 114, 2275 BGB. Unterſchied zwiſchen Geiſtes⸗ 
ſchwäche und beſchränkter Geſchäftsfähigkeit.] 

Der Erbanſpruch der Kläger und Reviſionskläger gründet 
ſich darauf, daß der von S. am 19. Auguſt 1903 mit der 
Beklagten geſchloſſene Erbvertrag wegen Mangels der un⸗ 
beſchränkten Geſchäftsfähigkeit des Erblaſſers (S 2275 hf. 1 
BGB.) als nichtig anzuſehen ſei. Das bloße Vorhandenſein 
von Geiſtesſchwäche hat aber die Beſchränkung der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit nicht zur Folge, wenn nicht aus dieſem Grunde die 
Entmündigung oder Stellung unter vorläufige Vormundſchaft 
ſtattgefunden hat (8 114). Da dies im vorliegenden Falle nicht 
geſchehen iſt, ſo würde der Erbvertrag nur nichtig ſein, wenn der 
Erblaſſer S. zur Zeit der Errichtung des Erbvertrages in einem 
die freie Willens beſtimmung ausſchließenden Zuſtande krank⸗ 
hafter Störung der Geiſtestätigkeit ſich befunden hat ($ 104 
Nr. 2). Das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung iſt von dem 
Berufungsrichter in Übereinſtimmug mit dem erſten Richter 
verneint worden. Unzweifelhaft hat S. an angeborenem Schwach⸗ 
ſinn gelitten. Die geiſtige Entwicklung iſt bei ihm infolge 
mangelhafter „Gehirnorganiſation“ zurückgeblieben. Auch eine 
derartige Entwicklungshemmung fällt unter den Begriff der 
krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit im Sinne des § 104 
Nr. 2 BGB., während der Begriff der Geiſteskrankheit im 
Sinne des 8 6 Nr. 1 enger begrenzt iſt. Es fragt ſich aber, 
ob auch das in 8 104 Nr. 2 vorgeſehene weitere Erfordernis 
zutrifft, daß infolge der krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit 
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bie freie Willensbeftimmung des S. zur Zeit der Errichtung 
des Erbvertrags ausgeſchloſſen war. Die freie Willens⸗ 
beſtimmung ſetzt voraus, daß gegenüber den verſchiedenen Vor⸗ 
ſtellungen und Empfindungen und gegenüber den Einflüſſen 
dritter Perſonen, welche beſtimmend auf den Willen einwirken, 
eine vernünftige Überlegung und freie Selbſtentſchließung 
darüber, was im gegebenen Falle als das Richtige zu tun iſt, 
ſtattfindet. An der freien Willensbeſtimmung fehlt es, wenn 
infolge krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit beſtimmte Vor⸗ 
ſtellungen oder Empfindungen oder Einflüſſe dritter Perſonen 
derart übermächtig den Willen beherrſchen, daß eine Bes 
ſtimmbarkeit des Willens durch vernünftige Erwägungen aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Von dieſem Standpunkte aus kann die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsrichters nicht gemißbilligt werden. Mit 
Recht legt der Berufungsrichter darauf Gewicht, daß der Erb⸗ 
vertrag vom 19. Auguſt 1903 ſehr einfache und klare Be⸗ 
ſtimmungen enthielt, daß vor der Aufnahme des Erbvertrages 
der Unterſchied zwiſchen einem widerruflichen Teſtament und 
einem unwiderruflichen Erbvertrag dem S. von dem beurkundenden 
Notar deutlich auseinandergeſetzt iſt, daß er dieſen Unterſchied, 
wie aus der Ausſage der Zeugen folgt, auch ſehr wohl ver⸗ 
ſtanden hat, und daß er vernünftige Gründe zur Abſchließung 
des Erbvertrages hatte. In dem vorliegenden Falle handelt 
es ſich nicht darum, daß der Wille durch Wahnvorſtellungen 
oder — wie in dem durch Urteil des RG. vom 7. Oktober 1899 
(Seuff A. 55, 257) entſchiedenen Falle — durch krankhafte 
Triebe beeinflußt iſt, ſondern um die Frage, ob der Schwach⸗ 
ſinn in ſolchem Maße entwickelt iſt, daß die Möglichkeit der 
freien Willensbeſtimmung gegenüber den Einwirkungen anderer 
Perſonen nicht mehr beſteht. Die hierfür in Betracht kommenden 
Tatumſtände find nach Maßgabe der Parteianführungen aus⸗ 
reichend feſtgeſtellt. S. c. G., U. v. 30. März 08, 364/07 IV. 
— Hamburg. 

4. 88 133, 157, 242, 669, 713 BGB. Beachtung der 
Verkehrsſitte bei Auslegung von Verträgen. Vorſchußpflicht 
beim Auftrage. 

Die Parteien, S. und der frühere Mitkläger M., der in 
der Berufungsinſtanz ausſchied, vereinbarten am 2. November 
1906 — dem Tage, an dem ihre gemeinſchaftliche Arbeit zu 
Ende ging — 3 Loſe der Kirchenbaulotterie P. zu je 1 4 
gemeinſam zu ſpielen. Die Ziehung fand am 6. November 1906 
ſtatt. Beklagter übernahm es, die Loſe zu beſtellen. Die 
Zahlung der Beiträge ſollte noch an demſelben Abende nach 
Auslöhnung der Beteiligten erfolgen, unterblieb aber, weil die 
Auszahlung des Lohnes an dieſem Abende nicht ſtattfand. Am 
8. November beſtellte Beklagter brieflich auf feinen Namen 
3 Loſe bei F. Da bis zum Abende des 5. November eine 
Zahlung der Beiträge der Beteiligten mit Ausnahme von S. 
nicht erfolgt war, ſo vereinbarte Beklagter am Abende des 
5. November mit S. und dem Wirte R., daß ſie drei die Loſe 
gemeinſam ſpielten. S. und R. zahlten auch ihren Beitrag. 
Am 6. November kamen die beſtellten Loſe gegen Nachnahme 
bei dem Beklagten an. Dieſer löſte fie ein und teilte den auf 
eins der Loſe gefallenen Gewinn von 15 000 & mit S. und R. 
Vor der Ziehung hatte keiner der 3 Kläger ſeinen Anteil an 
den Koſten der Loſe bezahlt. Mit der Klage haben nun die 
Kläger beantragt, den Beklagten zu verurteilen, an jeden von 
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ihnen 3 000 & zu bezahlen. Den Antrag ſtützten fie auf die 
Behauptung, Beklagter habe die Loſe für die urſprüngliche 
Spielgeſellſchaft oder im Auftrage der Kläger beſtellt und er⸗ 
worben und ſei deshalb verpflichtet, den Klägern ihren Anteil 
am Gewinn auszubezahlen; jedenfalls aber ſei der Klag⸗ 
anſpruch als Schadenserſatzanſpruch begründet, weil Beklagter 
durch ſeine Handlungsweiſe den Gewinn der Kläger ſchuldhaft 
vereitelt habe. Der Beklagte beſtritt die Klage mit der Be⸗ 
hauptung, die Kläger hätten troz Mahnung ihren Beitrag 
nicht gezahlt. Zu einem Vorſchuſſe der Beiträge ſei er nicht 
in der Lage und gegenüber den vermögensloſen Klägern nicht 
verpflichtet geweſen; auch ſei es Verkehrsſitte und darum ſtill⸗ 
ſchweigende Vertragsbedingung, daß derjenige, der ſeinen Beitrag 
nicht ſpäteſtens am Tage vor der Ziehung zahle, als ver⸗ 
zichtend gelte. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf: 
Zugeſtandenermaßen hat Beklagter den Auftrag, die Loſe zu 
beſtellen, übernommen, dieſen Auftrag aber auch unſtreitig aus⸗ 
geführt. Das Berufungsgericht irrt nun aber und verletzt die 
88 713 und 669 BGB., wenn es annimmt, daß in der Übernahme 
der Verpflichtung, die Loſe zu beſtellen, ohne weiteres 
auch die mit Rückficht auf die Vermögenslage der Parteien 
und nach den Umftänden des Falles keineswegs unerhebliche 
weitere Verpflichtung übernommen habe, den auf die Kläger 
fallenden Anteil an den Koſten der Loſe vorzuſchie ßen und 
damit die Gefahr des Verluſtes zu übernehmen. Nach den 
88 718 und 669 BGB. war dem Beklagten für die zur 
Ausführung des Auftrages erforderlichen Aufwendungen auf 
Verlangen Vorſchuß von den Auftraggebern zu leiſten. Da 
nach der eigenen Behauptung der Kläger die Zahlung der Bei⸗ 
träge noch am Abende des 2. November nach der Löhnung 
erfolgen ſollte und nur wegen unterbliebener Löhnung nicht 
erfolgt iſt, jo war es eine Bedingung des Geſellſchafts vertrages, 
daß die Kläger ihrerſeits Vorſchuß leiſten ſollten. Wenn ſie 
behaupten, daß nachträglich Beklagter die Vorſchußpflicht über⸗ 
nommen habe, ſo ſind ſie für dieſe Behauptung beweispflichtig. 
Nun haben die Kläger zum Zeugenbeweiſe verſtellt, Beklagter 
habe ihnen am 2. November abends, als ſie wegen unter⸗ 
bliebener Löhnung nicht hätten zahlen können, erklärt, er löſe 
die Loſe ein und werde es den anderen ſchon ſagen, wenn die 
Loſe da ſeien, und er habe ferner noch am 4. November dem 
Me. und Ma. gegenüber ſein Einverſtändnis damit erklärt, daß 
der Beitrag erſt nach Ankunft der Loſe bzw. nach Mitteilung 
von der Ankunft bezahlt werde. Andererſeits hat Beklagter die 
Behauptung zum Zeugenbeweiſe verſtellt, die Kläger hätten am 
Abende des 2. November, als ſie wegen unterbliebener Löhnung 
nicht hätten zahlen können, Zahlung ihrer Beiträge für den 
folgenden Tag verſprochen; trotz einer am 4. November er⸗ 
folgten Mahnung ſei aber Zahlung nicht erfolgt. Auf die 
Feſtſtellung der ſtreitigen und vom Berufungsgerichte nicht feſt⸗ 
geſtellten Tatſache, ob Beklagter die Vorſchußpflicht übernommen 
hat oder nicht, kommt es aber an. Denn wenn Beklagter die 
Vorſchußpflicht nicht übernommen hätte, dann hätten die Kläger 
ihre Verpflichtung zur Vorleiſtung nicht erfüllt, von deren Er⸗ 
füllung die Verpflichtung des Beklagten zur weiteren Aus⸗ 
führung des Auftrages durch Einlöſung der Loſe abhängig 
war. Von einer Vertragsverletzung des Beklagten und einem 
hierauf gegründeten Schadenserſatzanſpruche der Kläger könnte 
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dann keine Rede ſein. Hätte dagegen der Beklagte die Ver⸗ 
pflichtung zum Borſchuſſe für die Kläger übernommen, fo 
handelte er vertragswidrig, als er die Loſe anſtatt für die 
Spielgeſellſchaft vom 2. November für die vom 5. November 
einlöſte. In dieſem Falle wäre er den Klägern für den ihnen 
durch die Nichterfüllung des Vertrages entſtandenen Schaden 
verantwortlich. Für die Frage, ob und bis zu welchem Zeit⸗ 
punkte Beklagter vorſchußpflichtig war, hatte übrigens auch die 
bon dieſem zum Beweiſe durch Zeugen S. und Sach⸗ 
verſtändige verſtellte Behauptung Bedeutung, daß nach der 
Verkehrsfitte derjenige, der nicht ſpäteſtens am Tage vor der 
Ziehung zahle, als verzichtend gelte. Auch die Nichterhebung 
dieſer Beweiſe gereicht dem Beklagten zur Beſchwerde. Hierbei 
iſt gegenüber den abſtrakten Erwägungen des Berufungsgerichts 
hervorzuheben, daß gemäß den 88 133, 157 und 242 BGB. 
ein jeder Vertrag und die daraus hervorgehenden Verpflichtungen 
unter Berückſichtigung ferner Eigenart und der beſonderen 
Verhältniſſe der Vertragſchließenden nach der aus allen Um⸗ 
ſtänden des Falles zu entnehmenden Vertragsabſicht und 
nach den Grundſätzen von Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte zu beurteilen iſt. F. c. M., U. v. 
J. März 08, 598/07 II. — Stuttgart. 

5. 8 138 Abf. 1 BGB. verb. mit 8 152 Gewd. 
Nichtigkeit der Feſtſetzung einer Vertragsſtrafe gegen Ausübung 
der ärztlichen Praxis in einem Vertrage zwiſchen einem ärzt⸗ 
lichen Verbande und einem Arzte. 

Der Verband der Arzte Deutſchlands zur Wahrung ihrer 
wirtſchaftlichen Intereſſen hatte durch einen mit dem Beklagten 
abgeſchloſſenen Vertrag dem Beklagten die Verpflichtung auf⸗ 
erlegt, ſich ohne Genehmigung des Klägers zehn Jahre lang 
in Deutſchland nicht als praktiſcher Arzt niederzulaſſen, weder 
in C. noch an einem anderen Orte. Der Berufungsrichter ver⸗ 
urteilte unter Ermäßigung der geforderten Summe. Das RG. 
hob auf Reviſion des Beklagten auf und wies die Klage ab: 
Der Berufungsrichter meint zutreffend, dieſe Verpflichtung be⸗ 
zwecke die Sicherung des Klägers gegen erneute Bekämpfung 
ſeiner Intereſſen durch den Beklagten bei Zwiſtigkeiten zwiſchen 
Arzten und Krankenkaſſen. Dieſer Sicherungszweck will alſo 
der vorausgeſetzten Gefahr vorbeugen, daß der Beklagte bei 
Niederlaſſung als praktiſcher Arzt an einem Konfliktsorte ſich 
trotz ſeiner Verpflichtung in betreff einer Krankenkaſſenarztſtelle doch 
den gegneriſchen Krankenkaſſen zu deren Bedingungen zur Ver⸗ 
fügung ſtelle. Es ſoll der Zuzug einer von den Krankenkaſſen 
möglicherweiſe in ihrem Sinne benutzbaren ärztlichen Arbeits⸗ 
kraft verhindert werden. Dieſe Sicherungsmaßregel gleicht 
entsprechenden Maßnahmen in den Lohnkämpfen der gewerb⸗ 
lichen Lohnarbeiter. Wäre der Kläger ein Schutz- und Kampf⸗ 
berein gegen die Krankenkaſſen als Arbeitnehmer im Sinne des 
9152 GewD,., dann würde der Vertrag vom 25. Oktober 1904 
eine Verabredung zum Behufe der Erlangung günſtiger Lohn⸗ 
bedingungen darſtellen. Dann würde nach $152 Abſ. 2 GewO. 
der Beklagte von dieſem Vertrage ohne weiteres zurücktreten 
dürfen, und es würde aus demſelben Klage und Einrede über⸗ 
haupt nicht ſtattfinden, RGB. 50, 28. Arzte aber unterſtehen 
in keiner Richtung der GewO., ſoweit dieſe es nicht ausdrücklich 
bestimmt. Sie ſind weder Gewerbetreibende noch gewerbliche 
Arbeiter im Sinne derſelben. Sie ſtehen weder zueinander im 
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Verhältnis konkurrierender Gewerbeunternehmer noch zu dem 
ärztlicher Hilfe bedürftigen Publikum im Verhältnis von 
Arbeitern, welche Lohn für gewerbliche Arbeit beanſpruchen. 
Nicht alles alſo, was ſittlich erträglich und erlaubt if, ſei's 
den Gewerbeunternehmern gegeneinander, ſei's im Lohnkampfe 
nach 8 152 Gewmd. als Verabredung zwiſchen ſelbſtändigen 
Gewerbetreibenden einerſeits und zwiſchen gewerblichen Arbeitern 
andererſeits, vgl. RG. 54, 255 ff.; 64, 52 ff.; 66, 379 ff., iſt 
darum auch bei Arzten fittlich erträglich und erlaubt. Das 
Urteil dieſes Senats vom 11. Juni 1907 hat bereits die 
Konkurrenzklauſel zwiſchen einzelnen Arzten für nichtig erklärt. 
Und auch die hier in Frage ſtehende Verpflichtung des Be⸗ 
klagten iſt nichtig. Es verſtößt gegen die ſittliche Würde und 
die öffentlich⸗rechtliche Bedeutung des Arztberufes, daß der 
Beklagte in der Freiheit der Niederlaſſung von der Genehmigung 
des klagenden Verbandes abhängig ſein ſoll, und gar zehn 
Jahre lang für das Gebiet des ganzen Deutſchen Reichs. Der 
Kläger hat ſich hier in der Wahl des Mittels vergriffen. 
Gerade weil er den idealen Zweck verfolgt, den ärztlichen Stand 
ethiſch und geſellſchaftlich zu heben, durfte die ideale und ethiſche 
Seite des Arztberufes auch in der Perſon des Vertragsgegners 
nicht angetaſtet werden. Und gerade die ethiſche und öffentlich⸗ 
rechtliche Bedeutung des Berufes fordert, daß jedem Arzte die 
Wahl des Niederlaſſungsortes völlig frei bleibt, wobei die 
Standeswidrigkeit eines Eindringens in den Beſitzſtand eines 
Berufsgenoſſen hier außer Betracht ſteht. Abrigens geht der 
nächſte Zweck des Vertrages ausſchließlich auf Durchführung 
und Sicherung einer rein wirtſchaftlichen Maßnahme, näm⸗ 
lich auf Erlangung der freien Arztewahl bei den Krankenkaſſen. 
Der Wert dieſer wirtſchaftlichen Maßnahme, deren Zweck⸗ 
mäßigkeit übrigens nach dem Beſchluß des ärztlichen Ehren⸗ 
gerichtshofs für Preußen vom 14. April 1905, Minifterialblatt 
für Medizinal⸗ und mediziniſche Unterrichts⸗ Angelegenheiten 1906 
Seite 75 unter den Arzten ſelbſt noch beſtritten iſt, kann dem 
Wert der abſoluten und ausnahmsloſen Freiheit des Arzt⸗ 
berufes nicht entfernt gleichgeſtellt werden, auch wenn jene 
Maßnahme dem ſolidariſchen Intereſſe aller deutſchen Arzte 
dienen will. Es iſt ein Widerſpruch, wenn der Kläger die 


Standesſtellung ethiſch und geſellſchaftlich heben will und dabei 


ſelbſt einen Kernpunkt dieſer Standesſtellung in dem Vertrags⸗ 
gegner vernichtet. M. c. V., U. v. 24. März 08, 416/07 III. 
— Cöln. | 5 
6. 8138 BGB. Bedeutung eines Bierabnahmevertrages 
gegenüber einer von der Brauerei geſchehenen Preiserhöhung. ] 

Der Gaſtwirt H. hat vom Kläger ein Darlehen von 
15 000 & erhalten und dem Kläger dagegen eine gleich hohe 
Hypothek an ſeinem Reſtaurationsgrundſtück beſtellt. Als 
weitere Gegenleiſtung hatte er ſich verpflichtet, auf ſo lange als 
die vom Kläger dargeliehenen 15 000 & nicht oder nicht voll 
zurückgezahlt ſeien, mindeſtens aber bis zum 1. Oktober 1914, 
ſämtliche Biere — mit Ausnahme des echt bayriſchen Bieres —, 
die in dem erwähnten Grundſtücke oder über die Straße zum 
Ausſchank oder Verkaufe gelangten, ausſchließlich aus den 
Brauereien des Klägers oder ſeiner Rechtsnachfolger zu be⸗ 
ziehen, Biere anderer Brauereien aber nur dann zu beziehen, 
wenn der Kläger hierzu ſeine ſchriftliche Genehmigung erteilt, die 
er jedoch jederzeit widerrufen kann. Weiter hatte ſich H. ver⸗ 
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pflichtet, als Selbſtſchuldner dafür zu ſorgen, daß der jeweilige 
Eigentümer des Grundſtücks oder der jeweilige Bewirtſchafter 
der in demſelben betriebenen Schankwirtſchaft innerhalb der 
feſtgeſetzten Zeit ſeinen geſamten Bierbedarf aus den Brauereien 
des Klägers oder ſeiner Rechtsnachfolger deckt und die Kauf⸗ 
preiſe für dieſe Biere entweder am Schluſſe jeden Monats 
oder ſofort bei Empfang des Bieres entrichtet. — Für alle 
Forderungen, die dem Kläger oder ſeinem Rechtsnachfolger an 
dem jeweiligen Eigentümer des Grundſtücks oder Bewirtſchafter 
des Reſtaurants entſtehen, hatte H. die ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft übernommen und ſich ſchließlich verpflichtet, wenn er oder 
der jeweilige Grundſtückseigentümer oder Bewirtſchafter des 
Reſtaurants innerhalb der feſtgeſetzten Zeit andere als aus den 
Brauereien des Klägers bezogenen Biere zum Ausſchank oder 
Verkaufe bringen ſollte, dem Kläger für jedes Hektoliter Bier, 
das aus anderen Brauereien entnommen wird, eine ſofort 
fällige Vertragsſtrafe von 5 & aus ſeinen eigenen Mitteln zu 
entrichten. H. hat ſein Reſtaurationsgrundſtück an die Be⸗ 
klagten verkauft. In 8 4 jenes Vertrages haben ſich die Be⸗ 
klagten verpflichtet, in den gedachten Bierlieferungsvertrag ein⸗ 
zutreten. Der Kläger hat dieſen Eintritt genehmigt. Die Be⸗ 
klagten haben bis zum Auguſt 1906 ihre Verpflichtungen aus 
dem Bierlieferungsvertrag erfüllt. In dem letzteren war eine 
Beſtimmung über den Preis des Bieres nicht enthalten. Bei 
ſeinem Abſchluſſe betrug der Preis für das Hektoliter 16,50 &. 
Dieſen Preis haben die Beklagten gleichfalls dem Kläger be⸗ 
zahlt. Im Auguſt 1906 erhöhten die zu einem Ring ver⸗ 
einigten Großbrauereien in L. und Umgegend, denen auch der 
Kläger angehörte, den Preis von 16,50 & für das Hektoliter 
auf 18,50 . Dieſer Preiserhöhung, die, wenn gegen die 
Wirte durchgeführt, eine Erhöhung des Ausſchankpreiſes nach 
ſich ziehen mußte, trat die organiſierte Arbeiterſchaft entgegen. 
In dem ſog. Bierkrieg wurde das Bier der ſog. Ringbrauereien 
boykottiert. Später im Oktober 1906 ermäßigten die Ring⸗ 
brauereien den Preis auf 17,80 4 für das Hektoliter; darauf 
wurde am 7. Oktober 1906 die Boykottierung der Ning⸗ 
brauereien aufgehoben. — Seit Auguſt 1906, d. i. ſeit der 
erwähnten Preiserhöhung und den daran geknüpften Vorgängen, 
beziehen die Beklagten ununterbrochen ihren Bierbedarf von 
anderen Brauereien. — Der Kläger verlangt mit dem un⸗ 
beſtritten gebliebenen Vorbringen, daß die Beklagten in der 
Zeit zwiſchen dem 8. Oktober und 31. Dezember 1906 
mindeſtens 60 Hektoliter Bier aus anderen Brauereien bezogen 
haben, die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung der Ver⸗ 
tragsſtrafe von 300 &. Die Beklagten machten geltend, der 
gedachte Bierlieferungsvertrag verſtoße gegen die guten Sitten 
und ſei darum nichtig, ſie ſeien ferner wegen der vertrags⸗ 
widrigen Bierpreiserhöhung mit deren Folgen mit Recht von 
dem Bierlieferungsvertrage zurückgetreten. — Durch Wider⸗ 
klage beantragten ſie, feſtzuſtellen, daß der gedachte Bier⸗ 
lieferungsvertrag nichtig ſei und Beklagte nicht verpflichtet 
ſeien, dieſen Vertrag einzuhalten. Der Kläger beantragte, die 
Widerklage abzuweiſen. Das LG. hat gegen die Beklagten 
nach dem Klagantrage erkannt und deren Widerklage ab⸗ 
gewieſen. Das OLG. wies die Klage ab und verurteilte 
nach der Widerklage. Die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Der Ausgang des Berufungsgerichts bei ſeiner Vertragsaus⸗ 
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legung, eine Preiserhöhung müſſe, um den auf lange Zeit zum 
Bierbezug verpflichteten Abnehmer zu binden und, wenn ſie 
Bedingung der Weiterlieferung des Bieres ſei, nicht als Ver⸗ 
letzung der dem Bierbezugs berechtigten gegen letzteren ob⸗ 
liegenden Vertragspflicht zu erſcheinen, zwei Anforderungen 
erfüllen — ſie müſſe einmal vom Standpunkte des Brauerei⸗ 
betriebes im Hinblick auf die Erhöhung der Produktionskoſten 
angemeſſen ſein, ſie müſſe aber ferner die ungeminderte Er⸗ 
haltung der Betriebs⸗ und Konkurrenzfähigkeit des auf Jahre 
gebundenen Abnehmers berückſichtigen und darum in den be⸗ 
teiligten Verkehrskreiſen allgemein anerkannt — oder, anders 
ausgedrückt, allgemein durchführbar ſein — entſpricht den An⸗ 
forderungen, die von Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte gerade an ſolche Verträge geſtellt werden. Denn 
wenn überhaupt eine vertragliche Gebundenheit des Bierbezugs⸗ 
verpflichteten, wonach ihm zugunſten der Brauerei auf lange 
Zeit das freie Ausnutzen der Vorteile wechſelnder wirtſchaft⸗ 
licher Konjunktur und geſchäftlicher Konkurrenz entzogen iſt, 
rechtlich zugelaſſen wird, ſo verlangt Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte um ſo dringender, daß die bier⸗ 
bezugsberechtigte Brauerei bei einer ſolchen Preiserhöhung das 
Intereſſe des durch einen ſolchen Vertrag wirtſchaftlich an ſie 
gebundenen Abnehmers ebenfalls berückſichtigen muß und nicht 
einſeitig nur ihr Intereſſe in den Vordergrund ſtellen kann. 
Sie darf daher insbeſondere die Gefahr einer durch Ring⸗ 
bildung der Großbrauereien, der fie beigetreten if, nur ver⸗ 
ſuchten, nicht allgemeinen Preiserhöhung oder, wie das 
Berufungsgericht zutreffend ausführt, die Kriegskoſten eines 
Bierkrieges zwiſchen dem Ringe der Großbrauereien und den 
Bierver brauchern nicht auf die Bierbezugsverpflichteten ab⸗ 
wälzen. — Eine allgemeine Preiserhöhung in den beteiligten 
Verkehrskreiſen kann aber darin noch nicht gefunden werden, 
daß nur die zu einem Ringe vereinigten Großbrauereien die 
Bierpreiſe erhöhen und die Zahlung der erhöhten Preiſe von 
ihren Kunden verlangen, während andere Brauereien das Bier 
zu den alten — nicht erhöhten — Preiſen an ihre Abnehmer 
abgeben und letztere dadurch allein ſchon im Konkurrenzkampfe 
beſſer geſtellt ſind, daß ſie zu dem alten niedrigeren Preiſe das 
Bier verſchänken können. Überdies leitet das Berufungsgericht 
aus der unbeſtrittenen Tatſache, daß der aus Anlaß der Preis⸗ 
erhöhung von 2 & entbrannte Bierkrieg durch Ermäßigung 
dieſer Erhöhung auf 1,30 & ſein Ende fand und nur die letztere 
Preiserhöhung allgemein anerkannt und durchgeführt wurde, 
rechtlich einwandfrei ab, die vom Kläger urſprünglich verlangte 
Preiserhöhung von 2 & ſei keine allgemein anerkannte und all» 
gemein durchführbare geweſen und der Kläger habe daher durch 
Verlangen eines um 2 & erhöhten Bierpreiſes den Bierbezugs⸗ 
vertrag verletzt. Von dem Standpunkte der dargelegten rechtlich 
einwandfreien Vertragsauslegung reicht die Ausführung des 
Reviſionsklägers in den Inſtanzen, die geforderte Preiserhöhung 
ſei vom Standpunkte ſeines Geſchäftsbetriebes aus angemeſſen 
geweſen, nicht zu, die Bindung der Beklagten an dieſelbe zu 
rechtfertigen. Dazu wäre der weitere Nachweis nötig, daß ſie 
bei Wahrung der Betriebs⸗ und Konkurrenzfähigkeit der Be⸗ 
klagten allgemein durchführbar geweſen ſei. Ein ſolcher Nach⸗ 
weis iſt nicht erboten und konnte auch im Hinblick auf die 
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Preis erhöht hatten, und im Hinblick auf den Verlauf des 
ſog. Bierkrieges wohl nicht erboten werden. Das Berufungs⸗ 
gericht konnte ferner ein unter den dargelegten Umſtänden ge⸗ 
ſtelltes Anfordern der Preiserhöhung rechtlich einwandfrei dahin 
auffaſſen, daß der Kläger die Lieferung von Bier überhaupt 
ablehnte, wenn die Beklagten nicht zur Zahlung der Preis⸗ 
erhöhung bereit wären. Der Verfuch der Reviſion, die Bes 
klagten darauf zu verweiſen, ſie hätten die Zahlung der Preis⸗ 
erhöhung, ſoweit fie ihnen unberechtigt erſchien, verweigern und 
unter Weiterbezug des Bieres im Prozeßwege die Streitfrage 
austragen ſollen, ob der Kläger dazu berechtigt ſei, wird dem 
unzweifelbaften kategoriſchen Charakter ſolcher Maßnahmen zu 
einem Ninge vereinigter Unternehmer nicht gerecht und iſt ſchon 
aus dieſem Grunde nicht beachtlich. Im übrigen könnte dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die in der Hauptſache auf Tatſachen⸗ und 
Beweiswürdigung beruhende und dadurch der Nachprüfung des 
Reviſionsgerichts entzogene Annahme des Berufungsgerichts, 
es ſei ein Rücktrittsrecht des Bierbezugsverpflichteten auch für 
den Fall als ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen, daß der Bier⸗ 
bezugs berechtigte Bier nur unter ſolchen Bedingungen zu liefern 
bereit ſei, die er zu ſtellen kein Recht hat, — mit der Richtung 
der neueren Rechtſprechung im Einklange ſteht, wonach Fälle 
ſolcher Art dem rechtlichen Geſichtspunkte der poſitiven Ver⸗ 
tgsverletzung unterſtellt werden. Denn auch der letztere 
rechtliche Geſichtspunkt führt zu dem gleichen Ergebniſſe, die 
von dem Kläger zu vertretende Vertragsverletzung durch Er⸗ 
höhung des Bierpreiſes um 2 & mit den von ihm gleichfalls 
ju vertretenden Gefahren des Bierkrieges rechtfertigten auch von 
dem rechtlichen Geſichtspunkte der poſitiven Vertragsverletzung 
den Rücktritt der Beklagten vom Vertrage. Hatten aber die Be⸗ 
llagten von der Rücktrittslage erkennbar Gebrauch gemacht, fo iſt 
die ſpätere Art der Beendigung des ſog. Bierkrieges nicht weiter 
beachtlich. S. c. H., U. v. 17. März 08, 29/08 II. — Dresden. 

7. § 138 BGB. Einwand des unterlaſſenen Leſens 
einer unterſchriebenen Urkunde. Verſtoß eines Bierabnahme: 
vertrages gegen die guten Sitten. Bedeutung mangelnder Preis⸗ 


41 

1. Grundſätzlich iſt der Einwand, daß das Vorleſen oder 
Selbſtleſen der unterzeichneten Urkunde verſäumt worden ſei 
und darum ihr Inhalt den Unterzeichneten nicht binde, nicht 
imulafien. Das verlangt die Sicherheit des Verkehrs. Nur 
unter ganz beſonderen Umſtänden, ins beſondere wenn der Tat 
beftand einer argliſtigen Täuſchung geltend gemacht iſt, iſt der 
gedachte Einwand zuzulaſſen. Im übrigen liegt nach dem Vor⸗ 
bringen des Beklagten nichts weiter vor, als daß es bei der 
Unterſchrift geeilt habe. Gerade in einem ſolchen Falle eignet 
ſich der Unterzeichner der Urkunde durch die Unterſchrift deren 
Inhalt an. 2. Der Beklagte hatte in zweiter Reihe geltend 
gemacht, der vorliegende Bierabnahmevertrag verſtoße gegen die 
gaten Sitten und ſei deshalb — 8 138 BGB. — nichtig. 
Das Berufungsgericht hat dies verneint. Nach der Recht⸗ 
ſrrechung des erkennenden Senats würde die langfriſtige 
Bindung — hier für 10 Jahre — grundſätzlich nicht zureichen, 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten zu rechtfertigen. Aller⸗ 
dinge wäre die Annahme eines Verſtoßes gegen die guten 
Sitten denkbar, wenn neben der Bindung auf 10 Jahre dem 
Dierbezugsberechtigten für Erhöhung der Bierpreiſe ein mit 
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dem wirtſchaftlichen Intereſſe des Bierbezugsverpflichteten 
unvereinbarer Spielraum eingeräumt ſein würde. Die 
letztere Möglichkeit leitet zu der Erwägung über, wegen deren 
das Berufungsurteil nicht haltbar iſt. 3. In der Urkunde 
vom 9. Dezember 1903 iſt bei Begründung der Bierbezugs⸗ 
pflicht eine Beſtimmung über den Preis des Bieres nicht ent⸗ 
halten. Der Beklagte hat, als er ſeit April 1904 das Bier 
von dem Kläger bezog, den damals in X. üblichen Preis von 
16,50 4 für das Hektoliter bezahlt. Als der Kläger im 
Sommer 1906 als Mitglied der zu einem Ringe vereinigten 
Großbrauereien den Bierpreis um 2 & für das Hektoliter 
erhöhte, hat der Beklagte ſich geweigert, den erhöhten Bierpreis 
zu zahlen. Nach Darſte llung des Beklagten weigerte ſich der 
Kläger, dem Beklagten Bier zum alten Preiſe zu liefern. Dar⸗ 
auf hat der Beklagte das Bier von einer anderen Brauerei 
bezogen. — Der Beklagte vertritt den Standpunkt, er ſei nur 
Bier zu den ortsüblichen Preiſen abzunehmen verpflichtet 
geweſen, der Ringpreis ſei aber nicht der ortsübliche geivefen, 
da die nicht dem Ringe angehörenden Brauereien ſich nicht an 
der Preiserhöhung beteiligt hatten und ihr völlig konkurrenz⸗ 
fähiges Bier zum alten Preiſe vertrieben. Die Annahme des 
Berufungsgerichts, der Kläger ſei im gegebenen Falle nach 5 316 
BGB. berechtigt geweſen, den Preis zu beſtimmen, verletzt das 
Geſetz um deswillen, weil bei dem Fehlen einer ausdrück⸗ 
lichen Preisbeſtimmung zunächſt hätte geprüft werden müſſen, 
ob nicht aus der Natur des gegebenen Vertrags, aus Handels⸗ 
gebrauch oder aus Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte ſich ermitteln ließe, unter welchen Vorausſetzungen 
eine den Beklagten bindende Preiserhöhung zuzulaſſen ſei. Auf 
dieſe Prüfung hat der Beklagte verwieſen, wenn er geltend 
machte, daß er nur die ortsüblichen Preiſe zu zahlen ver⸗ 
pflichtet ſei. Daß eine ſolche Prüfung, die zum Teil in das 
Gebiet der Tatſachenwürdigung, zum Teil in das der Rechts⸗ 
frage fällt, zu einem anderen Ergebniſſe führen kann, zeigt die 
gleichgelegene Sache S. wider H. — II. 29/08 —, in welcher 
der erkennende Senat durch Urteil vom 17. März 1908 die 
Reviſion des Klägers und Widerbeklagten gegen das zu 
feinen Ungunſten ergangene Urteil des VII. ZS. des OLG. 
zu Dresden vom 15. November 1907 zurückgewieſen hat. Dort 
iſt der bezeichnete Senat des OLG. bei ſeiner Vertragsaus⸗ 
legung zu dem Ergebniſſe gelangt, nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte müſſe eine Preiserhöhung, 
um den auf lange Zeit zum Bierbezug verpflichteten Abnehmer 
zu binden, und — wenn ſie Bedingung der Weiterlieferung 
des Bieres ſei — nicht als Verletzung der den Bierbezugs⸗ 
berechtigten obliegenden Vertragspflicht zu erſcheinen, zwei An⸗ 
forderungen erfüllen, — ſie müſſe einmal vom Standpunkte 
des Brauereibetriebes im Hinblick auf die Erhöhung der Pro⸗ 
duktionskoſten uſw. angemeſſen ſein, ſie müſſe aber ferner die 
ungeminderte Erhaltung der Betriebs⸗ und Konkurrenzfähigkeit 
des auf Jahre gebundenen Abnehmers berückſichtigen und in 
den beteiligten Verkehrskreiſen allgemein anerkannt oder allge⸗ 
mein durchführbar ſein. Dieſe Vertragsauslegung fällt im 
Endergebniſſe mit dem zuſammen, was der Beklagte im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreite dahin ausgedrückt hat, er ſei nur die 
„ortsübliche“ Preiserhöhung zu zahlen verpflichtet. F. c. S., 
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8. 88 158, 163, 577, 777, 1223, 1225, 1273 BOB. 
Haftung eines Verpfänders für die Schuld eines Dritten, wenn 
erſterer nur für eine beſtimmte Zeit ſich verpflichtet. Ankündigung 
der Inanſpruchnahme des Verpfänders bei Anzeige des Gläu⸗ 
bigers.] 

Zur Sicherheit für ein Darlehn von 5 000 &, das der 
Kläger dem H. am 8. Oktober 1903 gegen einen am 1. Oktober 
1905 fälligen Wechſel gegeben hatte, iſt ihm von K. laut 
Urkunde vom 9. Oktober 1903 (im Grundbuch eingetragen am 
21. ſ. Mts.) eine für ihn auf dem Grundſtück des Beklagten 
eingetragene Buchhypothek, und zwar auf die Dauer von 
zwei Jahren, verpfändet worden. Der Wechſel iſt von H. 
nicht eingelöſt und H. fruchtlos gepfändet worden. Nach voran⸗ 
gegangener ſechsmonatiger Kündigung der verpfändeten Hypothek 
(28. Oktober 1905) nimmt Kläger den Beklagten in Anſpruch. 
Der Beklagte hält das Pfandrecht für erloſchen, weil es nicht 
binnen zwei Jahren ausgeübt worden ſei. Klage, Berufung 
und Reviſion find zurückgewieſen worden: Die Entſcheidung 
hängt allein davon ab, ob der Beklagte geltend machen kann, 
daß die Pfandhaftung ſeiner Hypothekenſchuld, aus der er in 
Anſpruch genommen wird, durch Ablauf der ihr geſetzten zwei⸗ 
jährigen Friſt erloſchen ſei (88 163, 158 Abſ. 2 BGB.). 
Die nächſtliegende Auslegung einer zeitlichen Begrenzung der 
Pfandhaftung, wie ſie hier vereinbart iſt, ſcheint zu ſein, daß 
das Pfandrecht binnen der ihm geſetzten Zeitdauer auch geltend 
gemacht werden muß; denn mit dem Eintritt des ihr geſetzten 
Endtermins endigt die Wirkung der Pfandhaftung (88 163, 
158 Abſ. 2 BGB.) Es muß aber anerkannt werden, daß die 
Beteiligten ſolcher Abmachung einen andern Sinn beilegen 
können. Der Berufungsrichter folgert, daß K. durch die zeit⸗ 
liche Begrenzung der Verpfändung keineswegs die Kläger zu 
einer ſofortigen Kündigung der verpfändeten Hypothek nach 
Fälligkeit ihrer Darlehns forderung habe nötigen wollen, ſondern 
daß es ihm nur darauf angekommen ſei, binnen der Friſt eine 
Entſcheidung darüber zu haben, ob ſeine Hypothek als Pfand 
in Anſpruch genommen werde, um aus dieſer Unſicherheit 
herauszukommen und damit nicht ſein Rifiko durch Prolongation 
des H. ſchen Wechſels verlängert werde. Aus 8 777 BGB. will 
der Berufungsrichter die allgemeine Erwägung entnehmen, daß 
bei zeitlich beſchränkten Sicherungen des Gläubigers nicht zu 
ſtrenge Anforderungen an die zur Aufrechterhaltung der 
Sicherung erforderliche Tätigkeit des Gläubigers geſtellt werden 
dürften. Dieſe Begründung der Auslegung des Berufungs⸗ 
richters könnte noch unterſtützt werden durch einen Hinweis auf 
die ähnliche Lage, in welcher ſich ein Bürge befindet, der ſich 
ohne das Recht auf Vorausklage gegen den Hauptſchuldner 
nur auf eine beſtimmte Zeit verbürgt hat. Ihm gegenüber 
genügt ſchon zur Aufrechterhaltung ſeiner Haftung, daß der 
Gläubiger ihm (ſogar erſt) unverzüglich nach Ablauf der Friſt 
anzeigt, daß er ihn in Anſpruch nehme (8 777 Abſ. 1 Satz 2). 
Der Grund iſt offenbar der, daß der Bürge damit weiß, woran 
er iſt und daß er zahlen muß, wenn er nicht verklagt werden 
will. Der Verpfänder für fremde Schuld hat auch kein Recht 
auf Vorausklage gegen den Hauptſchuldner, er hat aber das 
Recht zur Zahlung der Schuld (88 1273, 1223 Abſ. 2) und 
damit zum Erwerb der Forderung gegen den Hauptſchuldner 
(S 1225). Auch von dieſem Geſichtspunkt aus ſcheint es den 
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Intereſſen eines Verpfänders auf Zeit zu entſprechen, daß der 
Gläubiger nicht unter allen Umſtänden ſofort das Pfand anzu⸗ 
greifen gezwungen wird, ſondern ſchon durch eine Ankündigung 
an ihn binnen der geſetzten Friſt, daß das Pfand in Anſpruch 
genommen werde, die Friſt zu wahren in der Lage iſt. Es 
kann nun aber dahingeſtellt bleiben, ob die dargelegte Auf⸗ 
faſſung des Berufungsrichters, auch ſoweit ſie über eine tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung des Willens der Beteiligten im vorliegenden 
Fall hinausgeht, für zutreffend erachtet werden müßte, denn 
darin kann dem Berufungsrichter nicht entgegengetreten werden, 
daß eine Ankündigung der Inanſpruchnahme des Pfandes 
binnen der geſetzten zweijährigen Friſt von dem Kläger an den 
Verpfänder nicht geſchehen iſt. Wollte Kläger die Friſt durch 
Ankündigung an den Verpfänder wahren, ſo ſtand ihm der 
Weg offen, die verpfändete Hypothek zu kündigen und ſomit 
durch Geltendmachung des Pfandrechts binnen der zweijährigen 
Friſt deſſen Erlöſchen zu verhüten. K. c. P., U. v. 1. April 08, 
888/07 V. — Stettin. 

9. 88 196 Nr. 1, 631 BGB. Zweijährige Verjährung 
der Werklohnforderung aus einem vom Handwerker getätigten 
Bauentrepriſevertrag. cf. dagegen RG. 66, 50 Note 1.] 

Beide Vorderrichter haben den vom Beklagten gegen den 
Hauptanſpruch erhobenen Einwand der Verjährung ver⸗ 
worfen. Sie haben die ſtreitige Forderung, gleichviel ob fie 
als Dahrlehnsforderung oder Bauforderung (Werklohnforderung) 
anzuſehen ſei — was dahingeſtellt geblieben iſt — als nicht 
verjährt erachtet. Daß die Forderung, wenn ſie als Dar⸗ 
lehnsforderung anzuſehen wäre, noch nicht verjährt wäre, 
kann den Vorderrichtern zugegeben werden. Anders, wenn ſie 
als Werklohnforderung anzuſehen wäre. In letzterem 
Falle würde, wie die Reviſion unter Bezugnahme auf das in 
der amtlichen Sammlung Bd. 66 S. 4 abgedruckte Urteil des 
VI. 3S. hervorhebt, nach Art. 169 EGBGB. und $ 196 
Nr. 1 BGB. die zweijährige Verjährung Platz greifen 
und dieſe abgelaufen fein, ſofern B. zur Zeit der Übers 
nahme des Baues Handwerker war, ſowie als ſolcher die 
Bauarbeiten übernommen und ausgeführt hat und ſofern nicht 
etwa — was alles der Feſtſtellung bedürfte — eine Hemmung 
oder Unterbrechung eingetreten wäre. In dem erwähnten 
Urteile des VI. 3S. wird ausgeführt, der Vertrag über die 
übernahme eines Baues beſtehe nicht als rechtlich eigenartiger 
Vertrag neben dem Werkvertrage; der Werkvertrag umfaſſe 
nach $ 631 alle Fälle, in denen die Leiſtung des Unternehmers 
die Herſtellung eines verſprochenen Werkes ſei, ohne daß es 
darauf ankomme, von wem die dafür erforderlichen Arbeiten 
ausgeführt würden; es komme immmer nur darauf an, ob die 
übernommene Leiſtung die eines Handwerkers ſei; die da⸗ 
mals eingeklagte Forderung eines Zimmermeiſters für den im 
Jahre 1898 beendeten Bau eines Wohnhauſes nebſt Neben⸗ 
gebäude für den Geſamtpreis von 30 000 & unterſtehe daher 
ſeit dem Inkrafttreten des BGB. der zweijährigen Verjährung des 
8196 BGB. Dieſen Ausführungen iſt beizutreten. Dann 
erſcheint aber der Einwand der Verjährung unter den oben 
angegebenen Vorausſetzungen begründet. Ob B. Handwerker 
war (Kläger ſelbſt bezeichnet ihn als Maurermeiſter), 
bleibt an der Hand der in RG. 66, 7 entwickelten Geſichts⸗ 
punkte feſtzuſtellen. Als Kaufmann iſt er erſt ſeit 1904 in 
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das Handelsregiſter eingetragen. Die frühere, vom Berufungs⸗ 
gericht in Bezug genommene Rechtſprechung (vgl. OTr. vom 
28. Juni 1856 in Striethorſt A. 22, 63; RG. 29. Juni 1891 
in RG. 28, 232; Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht 
857 Anm. 39, 8 138 Anm. 69 a; Rehbein, BGB. zu 
68 194 bis 225 V 5a) kann nicht mehr maßgebend fein. Sie 
knüpfte an die dem Preußiſchen Landrecht eigentümliche Auf⸗ 
faſſung, daß ein Werkvertrag nur von einem Werkverſtändigen 
geſchloſſen werden könne und daß der Vertrag eines Baus 
imternehmers über die Übernahme eines von anderen Werk⸗ 
verftänbigen herzuſtellenden Baues nicht nach den Regeln über 
den Werkvertrag, ſondern nach den Regeln von Verträgen über 
Handlungen zu beurteilen ſei, Förſter⸗Eccius 8 138 Anm. 169 a. 
Mit dem Inkrafttreten des BGB. hat ſich aber die Geſetzes⸗ 
lage völlig geändert. Es kann auch kein Gewicht darauf gelegt 
werden, daß die Forderung des Bauunternehmers unter Um⸗ 
ſtänden früher verjährt (in 2 Jahren) als die gegen ihn ent⸗ 
ſtandenen Forderungen der Handwerker, die für feinen 
Gewerbebetrieb gearbeitet haben (in 4 Jahren). Derartige 
Ergebniſſe können auch auf anderen Gebieten des gewerblichen 
Lebens vorkommen und ſind unvermeidlich. A. c. R., U. v. 
6. April 08, 417/07 IV. — Berlin. | 

10. 8 254 BGB. Verpflichtung des Verletzten, ſich einer 
beſonderen Behandlung zu unterziehen.] | 

Der Kläger war von einem durchgehenden Dienſtpferde 
eines Feldartillerieregiments umgerannt worden. Die wegen dieſes 
Unfalls von ihm erhobenen Schadenserſatzanſprüche, welche der 
als Tierhalter in Anſpruch genommene Reichsmilitärfiskus zwar 
nicht dem Grunde nach, wohl aber dem Betrage nach beſtritt, 
wurden ihm durch das OLG. in der Hauptſache zuerkannt. 
Die Revifion des Beklagten wurde zurüdgeiviefen: Den Ein⸗ 
wand, daß der Kläger durch Ablehnung ſachgemäßer Anſtalts⸗ 
behandlung eine Heilung oder doch Beſſerung der Unfalls⸗ 
folgen verhindert habe, verwirft der Berufungsrichter auf Grund 
des Gutachtens des Dr. B., dem er vor dem abweichenden 
Gutachten des Dr. S. den Vorzug gibt. Eine Beſſerung 
erachtet der Sachverſtändige B. zwar nicht für ausgeſchloſſen 
hinſichtlich der Bewegungsbeſchränkung des linken Oberarms 
und, was hiermit im Zuſammenhang ſteht, des linken Schulter⸗ 
gelenks. Er erklärt indes einen Erfolg der Behandlung 
namentlich mit Rückſicht auf das höhere Alter des Klägers für 
zweifelhaft und hebt hervor, daß die mediko⸗mechaniſche Bes 
handlung von Gelenkverſteifungen langwierig und ſchmerzhaft 
ſei und deshalb eine ſolche Behandlung, die übrigens nur einen 
Zveck habe, wenn ihr der Verletzte große Geduld und guten 
Willen entgegenbringe, nicht einem jeden zuzumuten ſei. Das 
Berufungsgericht nimmt demgemäß an, daß dem Kläger nach 
Lage des Falles dieſe Zumutung nicht gemacht werden könne. 
Dieſer Entſcheidungsgrund kann nicht für rechts irrtümlich erachtet 
werden. Berückſichtigt man, daß günſtigenfalls die Folgen des 
Unfalls nur teilweiſe gehoben werden konnten, daß die mediko⸗ 
mechaniſche Behandlung auf die Folgen der Kopfverletzung ohne 
jeden Einfluß bleiben mußte, daß die freie Beweglichkeit des 
Daumens nicht wiederherzuſtellen war, was allein ſchon ein 
hroßes Hindernis für die angeſtrengte Tätigkeit des Stickers 
bildet, daß keine Sicherheit beſtand, die Bewegungsbeſchränkung 
des Oberarms zu beſeitigen, daß dagegen die mediko⸗ mechanische 
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Behandlung mit großen Schmerzen verbunden war und den 
Geſamtgefundheitszuſtand des Klägers ungünſtig beeinfluſſen 
konnte, daß Kläger infolge der vielfachen Verletzungen am 
ganzen Körper ſchon große Schmerzen ausgeſtanden hatte und 
der günſtigſte Erfolg der Behandlung nur der ſein konnte, daß 
Kläger für wenige Jahre wieder als Sticker tätig ſein konnte, 
ſo kann es dem Kläger nicht als ein den Schadenserſatzanſpruch 
minderndes Verſchulden (8 254 Abſ. 2 BGB.) angerechnet 
werden, daß er zur Anſtalts behandlung nicht bereit war und 
das von dem Beklagten in dem Schreiben vom 21. März 1905 
gemachte Anerbieten abgelehnt hat. Iſt es ſchon richtig, daß 
der Verletzte, der einen anderen erſatzpflichtig macht, regelmäßig 
in derſelben Weiſe auf Wiederherſtellung oder Beſſerung ſeiner 
Geſundheit Bedacht nehmen muß, als wenn er nicht in der 
Lage ſein würde, den Schaden auf einen anderen abzuwälzen 
(RG. 60, 149), ſo ſind doch im vorliegenden Falle ſo viele 
Gründe vorhanden, welche den Kläger verſtändigerweiſe ver⸗ 
anlaſſen konnten, von einer Anſtaltsbehandlung abzuſehen, daß 
angenommen werden darf, Kläger würde nicht anders gehandelt 
haben, auch wenn ihm ein Schadenserſatzanſpruch nicht zuſtand. 
Reichs⸗M.⸗Fisk. c. T., U. v. 28. März 08, 396/07 IV. — Dresden. 

11. 58 254, 276 BGB. Zum Begriff des Verſchuldens. 
Mitwirkendes Verſchulden.] 

Das LG. verurteilte den Beklagten, dem Kläger 543,86 4 
zu zahlen, und ſtellte feſt, daß der Beklagte ſchuldig ſei, dem 


Kläger allen weiteren Schaden zu erſetzen, welcher dieſem durch 


die ihm vom Beklagten zugefügte Bißwunde entſtehe. Das 
OLG. wies die Klage ab, das RG. hob auf: Die Verneinung 
der Fahrläſſigkeit des Beklagten bei der dem Kläger durch einen 
Biß in den Finger zugefügten Körperverletzung beruht auf 
einem Verſtoße gegen §8 276 Abſ. 1 BGB. Es heißt die 
Frage des Verſchuldens zu nachſichtig beurteilen, wenn dem, 
der ganz ohne objektiven Grund einem andern in den Finger 
beißt, dies ſchon deshalb verziehen ſein ſoll, weil er einem 
Dritten gegenüber mit Grund erregt und mit ihm in einer 
Balgerei begriffen iſt und ſich dadurch und infolge ſeiner An⸗ 
getrunkenheit zu der irrigen Annahme hinreißen läßt, jener 
andere wolle ihn angreiſen. Was insbeſondere die An⸗ 


getrunkenheit anlangt, ſo müßte doch vor allem erſt dieſe ſelbſt 


entſchuldigt fein. Das vom OLG. angenommene mitwirkende 
eigne Verſchulden des Klägers kommt für die Aufrechthaltung 
der angefochtenen Entſcheidung ſchon deshalb nicht in Betracht, 
weil das Berufungsgericht die Frage, ob und wie weit dasſelbe 
nach 8 254 BGB. zur Ausſchließung der Haftung des Bes 
klagten führen würde, noch gar nicht in Betracht gezogen hat. 
Dabei mag noch bemerkt werden, daß, wenn ein mitwirkendes 
Verſchulden des Klägers überhaupt anzunehmen ſein ſollte, es 
jedenfalls im Vergleiche zu dem Verſchulden des Beklagten fo 
unbedeutend ſein würde, daß höchſtens eine Quote des Schadens 
darauf gerechnet werden dürfte. L. 0. H., U. v. 19. März 08, 
258/07 VI. — Naumburg. 

12. 58 254, 434, 435, 459 BGB. Bedeutung der Zeit 
bezüglich einer geleiſteten Gewährleiſtung. Beweislaſt für eine 
behauptete Argliſt. Anwendung des 8 254 BGB. bei beider 
ſeitiger Argliſt.] 

Am 1. Oktober 1903 verkaufte der Kläger fein Grundftüd 
Puttbuſer Straße 44 in B. an den Beklagten und vertauſchte 
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das Grundſtück 29/30 der Nollendorfer Straße zu Sch. an 
den Beklagten gegen deſſen 18 in Sp. gelegene Grundſtücke. 
Er focht durch Schreiben vom 14. Oktober 1903 wegen an⸗ 
geblicher argliſtiger Täuſchung über die Belaſtung uſw. beide 
Verträge an, und von deren Erfüllung war im Rechtsſtreit 
nicht mehr die Rede. Wohl aber wurde mit der Klage Schadens⸗ 
erſatz für verſchiedene unnütze Koſtenauslagen uſw. verlangt. 
Der Beklagte widerſprach und machte ſeinerſeits geltend, daß 
ihn die Kläger durch Verſchweigen der Mehrbelaſtung ihrer 
Grundſtücke und falſche Mietzinsangaben argliſtig getäuſcht 
hätten. Der erſte Richter hat wegen erwieſenen beiderſeitigen 
Betrugs die Klage abgewieſen. Die Berufung wurde zurück⸗ 
gewieſen, das RG. hob auf: Mit Recht macht der Reviſions⸗ 
Häger Rechtsverletzung bei der Feſtſtellung geltend, daß er 
durch Verſchweigen der wahren Hypothekbelaſtung der ver⸗ 
äußerten Grundſtücke, insbeſondere durch Gewährleiſtung für 
einen zur Zeit der Vertragsabſchlüſſe nicht gegebenen Hypothelen⸗ 
ſtand, argliſtig gehandelt hätte. Für gewöhnlich erſetzt die 
Gewähr für einen gewiſſen Zuſtand, d. h. das Verſprechen, für 
ſein Vorhandenſein vertragsmäßig zu haften, dieſen Zuſtand 
ſelbſt. Der Gewährempfänger begnügt ſich in den meiſten 
Fällen mit dieſer Gewähr; durch fie, nicht durch die Über 
zeugung, daß augenblicklich ſchon der Zuſtand vorhanden iſt, 
wird er zur Eingehung des Vertrags bewogen und der Gewähr⸗ 
leiſtende, der den verſprochenen Zuſtand herſtellen will und kann, 
denkt nicht daran, eine argliſtige Handlung zu begehen, wenn 
er verſchweigt, daß jener Zuſtand augenblicklich noch nicht 
gegeben iſt. Dies gilt insbeſondere auch bei Verträgen über 
Grundſtücke, deren Hypothekverhältniſſe ohnedies gewöhnlich erſt 
zur entſcheidenden Zeit der Auflaſſung, nicht ſchon zuvor 
geordnet zu fein brauchen. Vgl. 88 459, 434, 435 BGB. 
Vorausgeſetzt iſt allerdings hierbei, daß der Gewährleiſtende, 
wie ſchon angedeutet, den verſprochenen Zuſtand herſtellen kann, 
weniger kommt es auf ſeinen Willen an, denn wenn er zahlungs⸗ 
fähig iſt, kann auf jeden Fall ſo oder anders ſeine Gewähr⸗ 
leiſtung verwirklicht werden. Die Gewährleiſtung hat ſomit 
grundſätzlich nur rechtlichen Inhalt, fie kann aber allerdings 
auch in Ausnahmsfällen die Bedeutung der Verſicherung eines 
jetzt ſchon beſtehenden tatſächlichen Zuſtands im Bewußtſein 
beider Vertragsteile haben. Dies wird namentlich dann der 
Fall ſein, wenn wegen beſonderer Wichtigkeit des augenblicklich 
beſtehenden Zuſtandes, wegen Schwierigkeit, ihn, wenn er fehlt, 
herzuſtellen, beſonders auch wegen geringer Zahlungsfähigkeit 
des Gewährleiſtenden oder wegen Prozeßgefahr uſw. der Gewähr⸗ 
empfänger den jetzigen Zuſtand gewiß wiſſen will und muß, 
und der Gewährleiſtende dies weiß. Solche beſondere Eigenſchaft 
der Gewährleiſtung muß aber der ſich darauf Berufende bes 
weiſen. Die Vorderrichter ſcheinen auch dieſen Beweis als 
erbracht anzunehmen, aber genügende Feſtſtellungen darüber 
fehlen, namentlich auch im Berufungsurteil. Fraglich iſt es 
ſchon, ob der Beklagte, wenn er die behauptete Nichtvalutierung 
der klägeriſchen Hypothek von 60 000 % auf Nr. 29/30 der 
Nollendorfer Straße gewußt, wenn er ferner auch die Hypothek 
zu 50 000 & auf Nr. 44 der Puttbuſer Straße gekannt, gleich 
zeitig aber erwogen hätte, daß Kläger beide Hypotheken jeder⸗ 
zeit löſchen laſſen konnte und notwendig löſchen laſſen mußte, 
wenn er ernſtlich die Vertragsvollziehung wünſchte, irgendein 


N 10. 1908. 


Gewicht auf den augenblicklichen Eintrag dieſer Laſten gelegt 
haben würde. Wollte man dies aber auch zugeben, ſo fehlt 
es doch an jeder genügenden Feſtſtellung darüber, daß Kläger 
irgendwie an eine willens beſtimmende Wirkung der fraglichen 
Tatſachen dachte, daß er ſich der Argliſtigkeit des Verſchweigens 
dieſer Tatſachen bewußt ſein mußte und bewußt war. Freilich 
glaubt der Berufungsrichter, Kläger hätte dergleichen wiſſen 
müſſen, aber dies genügt nicht, da er obige Fragen dabei nicht 
ausreichend gewürdigt hat und mit Recht wirft ihm die Reviſion 
vor, daß er mit ſeinen mehrfachen Ausdrücken: „Kläger mußte 
wiſſen,“ er „konnte ſich denken“ vielleicht die Grundlage für 
fahrläſſiges Verſchweigen, nicht aber ſolche für argliſtiges 
geſchaffen hat, auf das es allein ankommen kann. Hierbei iſt 
dem Vorderrichter aber auch noch ein beſonderer Verſtoß gegen 
das Prozeßgeſetz unterlaufen. Laut ſeines Tatbeſtands hat der 
Kläger die Möglichkeit der Löſchung beider Hypotheken bei der 
Auflaſſung und den Mangel einer Gegenbehauptung über be⸗ 
abſichtigte Verweigerung dieſer Löſchung geltend gemacht. Ebenſo 
beſtimmt, ja noch deutlicher iſt Gleiches in dem dem Beklagten 
zugeſtellten Schriftſatz vom 19. Januar 1907 geſagt. Wenn 
demgegenüber das Berufungsurteil die Möglichkeit der fraglichen 
Löſchungsbewilligungen und der Bereitwilligkeit der Kläger 
hierzu bezweifelt, ſo verletzt es dadurch, wie die Reviſion mit 
Recht ausführt, die Grundſätze über Beweislaſt. Denn für 
den Betrug der Kläger iſt der Beklagte beweispflichtig, er hat 
aber nicht nur in vorſtehenden Richtungen keinen Beweis geführt, 
ſondern die erwähnten, die Argliſt ausſchließenden Behauptungen 
des Klägers müſſen nach 8 542 Abi. 2 ZPO. als zugeſtanden 
gelten. Da der Beklagte nicht Reviſion eingelegt hat, und, 
weil er mit ſeinem Klagabweiſungsantrag obſiegte, nicht ein⸗ 
legen konnte, muß hier unerörtert bleiben, ob ſein argliſtiges 
Handeln im Berufungsurteil genügend feſtgeſtellt iſt und ob 
nicht auf ſeiner Seite die Verhältniſſe anders liegen, wie auf 
Seite des Reviſionsklägers. Wegen zur Zeit rechtsirriger und 
in tatſächlicher Richtung ungenügender Feſtſtellung argliſtiger 
Täuſchungshandlungen der urſprünglichen Kläger muß das 
Berufungsurteil aufgehoben und die Sache zu nochmaliger 
Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurüds 
verwieſen werden. Würde ſich hierbei abermals beiderſeitiges 
argliſtiges Verfahren ergeben, ſo müßte 8 254 BGB. richtig 
angewendet werden. Die Reviſion rügt mit Recht, daß auch 
dies bisher nicht geſchehen if. Zunächſt iſt es unbedenklich, 
daß dieſe Geſetzesſtelle auch dann Anwendung findet, wenn beim 
Vertragsſchluß beide Teile einander argliſtig getäuſcht haben 
und dadurch Schaden entſtanden iſt. Vgl. JW. 05, 717°. 
Sodann aber iſt ein Rechtsverſtoß in dem Satze des Vorder⸗ 
richters enthalten: „Bei dem urſächlichen Zuſammenwirken der 
Argliſt des Klägers mit der des Beklagten kann nicht feſtgeſtellt 
werden, daß der dem Kläger entſtandene Schaden überwiegend 
vom Beklagten verurſacht iſt.“ Der angezogene § 254 gebietet 
ſolches richterliches Abwägen der beiderſeitigen Mitwirkung zur 
Schadensentſtehung und der § 287 ZPO. gibt dafür der unter 
Prüfung aller Umſtände zu gewinnenden Überzeugung des 
Richters freien Spielraum. Kommt das Gericht zu der Aber⸗ 
zeugung, daß das Verſchulden der einen Seite ungefähr in 
gleicher Weiſe zur Schadensentſtehung mitgewirkt hat, wie das 
Verſchulden der andern Seite, ſo kann und muß es die Ver⸗ 
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pflichtung zum Schadenserſatze ſowie den Umfang des zu 
leiſtenden Erſatzes dementſprechend feſtſtellen. K. c. S., U. v. 
28. März 08, 299/07 V. — Berlin. 

13. 88 276, 284, 286 BGB. Unterſchied in der 
Haftung wegen Verzugs, je nachdem eine Vertragsverletzung 
vor oder nach der Fälligkeit vorliegt.] 

Das Berufungsgericht ſtellt ſich auf den rechtlichen Stand⸗ 
punkt, daß bei verzögerten Leiſtungen des Schuldners ſtets 
nur nach Maßgabe der 88 284, 286 BGB. Schadenserſatz⸗ 
anſprüche auf Grund des Verzuges erhoben werden können. 
In ſolcher Allgemeinheit iſt indeſſen dieſer Rechtsſatz als richtig 
nicht anzuerkennen. Es trifft nur zu, wie dies auch vom 
II. 35. des RG. im Urteile vom 20. Dezember 1907 in 
Sachen C. c. S. II 399/07 ausgeſprochen iſt, daß im Regel⸗ 
falle und ohne weiteres der Schuldner deshalb, weil er nicht 
mit dem Eintritt der Fälligkeit leiſtet, allerdings noch nicht 
dafür, daß er ſpäter leiſtet, ſchadenserſatzpflichtig wird. Viel⸗ 
mehr iſt, ſofern allein verſpätete Leiſtung vorliegt, die Ver⸗ 
tretungspflicht des Schuldners nicht nach dem allgemeinen 
Grundſatze des 8 276 BGB., ſondern nach dem ebenfalls ein 
Verſchulden vorausſetzenden beſonderen Beſtimmungen der 
88 284, 286 BGB. zu beurteilen. Wird aber die ſchuld⸗ 
hafte Vertragsverletzung nicht erſt durch die verſpätete Leiſtung 
ſelbſt begangen, ſondern hat der Schuldner ſchon vor der 
Fälligkeit vertragswidrig gehandelt und iſt die verſpätete Leiſtung 
nur die Folge eines ſolchen früheren vertragswidrigen Verhaltens, 
fo ſteht nichts entgegen, in ſolchem Falle auf die Vertretungs⸗ 
pflicht des Schuldners 8 276 BGB. anzuwenden. Dieſe 
Vertretungspflicht kann aber mangels anderweiter geſetzlicher 
Vorſchriften gegenüber dem anderen Teile nur in der Weiſe 
verwirklicht werden, daß der Schuldner den durch fein 
vorſätzliches oder fahrläſſiges Handeln der anderen Partei 
erwachſenen Schaden zu erſetzen hat (RG. 52, 19). L. c. B., 
U. v. 27. März 08, 274/07 VII. — Berlin. 

14. 8 313 BGB. Der Vertrag: Grundſtücke oder be 
ſtimmte Grundſtücke zu erwerben und dann zu zertrümmern, 
fällt nicht unter die Formvorſchrift des § 313. 

Das RG. hat zwar wiederholt ausgeſprochen, daß nicht 
nur der Vertrag, durch den ſich der eine Kontrahent verpflichtet, 
das Eigentum an einem ihm gehörigen Grundſtück dem 
andern Kontrahenten zu übertragen, der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung bedarf; daß vielmehr dieſe Form⸗ 
vorſchrift ſich auch auf ſolche Verträge bezieht, durch die ſich 
der eine Kontrahent verpflichtet, ein ihm gehöriges Grundſtück 
an einen (von dem Gegenkontrahenten erſt noch zu ermittelnden) 
Dritten zu veräußern (RG. 50, 165 ff.). Es iſt ferner die 
Anwendbarkeit des 3 313 BGB. vom RG. auch auf Geſell⸗ 
ſchaftsverträge ausgedehnt, die dahin gerichtet ſind, daß jemand 
ein ihm gehöriges Grundſtück in die Geſellſchaft (zum Zweck 
der Weiterveräußerung nach Ermittlung von Kaufluſtigen) ein⸗ 
zuwerfen habe; vgl. Gruchot 49, 627; JW. 05, 737; ein 
Urteil vom 17. Mai 1905 in Sachen M. c. K. Nr. I 642/04. 
So handelte es ſich auch in dem in der Leipziger Zeit⸗ 
ſchrift 1, 433% auszugsweiſe abgedruckten Urteil des RG. vom 
6. März 1907 um einen Vertrag, durch den der Beklagte die 
Verpflichtung übernommen hatte, das Eigentum an, von ihm 
ſchon vor dem Vertragsabſchluß erworbenen und 
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alſo ihm gehörigen Grundſtücken zum Nutzen der Geſellſchaft 
in der im Vertrage näher bezeichneten Weiſe an kaufluſtige 
Dritte zu übertragen; es kam auch dort die Verpflichtung des 
Eigentümers zur Abertragung feines Eigentums in Frage und 
wurde deshalb die Anwendbarkeit des 8 313 auf den be⸗ 
treffenden Fall bejaht. Endlich iſt in einem Urteil vom 
30. Oktober 1907 für den Fall, daß jemand ein noch erſt zu 
erwerbendes Grundſtück in die Geſellſchaft einbringen 
ſollte, die Anwendbarkeit des 8 313 bejaht, zugleich aber 
die Anwendbarkeit für den dort zur Entſcheidung gelangten 
Fall um des willen abgelehnt, weil es ſich darum gehandelt 
habe, daß nach Abſchluß des Geſellſchafts vertrages 
der Geſellſchafter, der den Erwerb des Grundftüdes erwirkt 
hatte, bereits als geſchäfts führender Geſellſchafter in 
Betracht gekommen ſei und es ſich deswegen nicht um die 
Übertragung des Eigentums an dem betreffenden Grundſtück 
ſeitens des Geſellſchafters auf die Geſellſchaft, ſondern darum 
gehandelt habe, daß der geſchäftsführende Geſellſchafter nach 


8713, 8667 BGB. verpflichtet geweſen ſei, der Geſellſchaft 


als dem Auftraggeber alles herauszugeben, was er aus der 
Geſchäftsbeſorgung erlangt habe. — Die Ausdehnung des 
8 313 BGB. auf Fälle der oben näher bezeichneten Art mag 
gerechtfertigt erſcheinen und wird als begründet nicht in Zweifel 
gezogen. Anders aber liegt der gegenwärtig zur Entſcheidung 
ſtehende Fall, wo ſich zwei Nichteigentümer dahin geeinigt 
haben, daß der Gewinn oder Verluſt aus dem Erwerb und 
Verkauf von Grundſtücken überhaupt oder beſtimmter Grund⸗ 
ſtücke unter ihnen geteilt werden ſolle. Weder der Wortlaut 
des 8313 noch fein Zweck, leichtfertigen Verkäufen von Grund⸗ 
ſtücken oder übereilten, nicht nach allen Richtungen hin wohl⸗ 
überlegten, klaren Verträgen über Grundſtücksverkäufe entgegen 
zu wirken, können die Anwendung des § 313 auf den gegen⸗ 
wärtigen Fall zuläſſig erſcheinen laſſen. Die Vereinbarung, 
Dritten gehörige Grundſtücke zu zertrümmern, iſt kein Vertrag, 
durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum 
zu übertragen, und zwar auch dann nicht, wenn dem Zer⸗ 
trümmern und ſomit Veräußern noch erſt der Erwerb der be⸗ 
treffenden Grundſtücke für die Geſellſchaft voraufgehen muß. 
Daß ſodann die Grundſtücke, wenn ſie für die Geſellſchaft er⸗ 
worben find, den Zweckbeſtimmungen derſelben unterliegen und 
ſomit von der Geſellſchaft zu veräußern ſind, vermag daran 
nichts zu ändern. B. 6. D., U. v. 10. April 08, 616/07 II. 
— Nürnberg. 

15. 5 313 BB. Die Formvorſchrift bezieht ſich auf 
alle Vereinbarungen, aus denen ſich der Veräußerungsvertrag 
zuſammenſetzen ſollte. Umfang der heilenden Wirkung der 
Auflaſſung.] 

In der notariell beglaubigten Urkunde vom 30. April 04 
bevollmächtigte der Kläger B. den Beklagten R. unter anderem, 
ſein Grundſtück in D. im ganzen oder im einzelnen zu ver⸗ 
kaufen, Kaufverträge abzuſchließen, Kaufgelder auf ſeinen, des 
Beklagten, oder des Vollmachtgebers Namen im Grund buche 
eintragen zu laſſen, Auflaſſungen zu erklären, Eintragungen 
und Löſchungen im Grundbuche zu beantragen. Auf dieſe 
Vollmachtserteilung folgten in der Urkunde nachſtehende Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen: Der zu beſchaffende Kaufpreis iſt auf 
27 000 & beſtellt und wird wie folgt belegt: Die für die 
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Landſchaft in Poſen eingetragene Hypothek von 5 200 & übers 
nimmt R. in Anrechnung auf den Kaufpreis. Der bis zum 
1. April 04 bereits amortifierte Betrag gebührt je zu gleichem 
Teile dem Verkäufer und dem Bevollmächtigten. R. hat an 
B. bereits 4 000 & gezahlt. Der Reſt von 17 800 & wird 
bei der Auflaſſung des Grundſtückes geregelt. Abgaben und 
Steuern übernimmt R. mit dem 1. April 04. Sämtliche 
Feuer⸗ und Hagelverſicherungen übernimmt gleichfalls R. auf 
ſeine Rechnung. Jeden Betrag, den R. durch den Verkauf 
des Grundſtücks über den Preis von 27 000 & erzielt, über 
weiſt ihm B. zu ſeinem Eigentume für ſeine Mühe, Koſten und 
Auslagen. In einem als „Nachtrag zu dem Vertrage vom 
30. April 04“ bezeichneten, von demſelben Tage datierten 
Schriftſtücke verpflichtete ſich dann der Beklagte, das Reſtkauf⸗ 
geld von 17 800 & dem Kläger bis zum 8. Mai 04 zu zahlen. 
Am 18. Mai 04 zahlte der Beklagte an den Kläger 4 400 4 
und er verkaufte durch notarielle Verträge auf Grund der ihm 
erteilten Vollmacht das Grundſtück in drei Teilen an drei 
Käufer. Die Auflaſſung der drei Grundſtücksteile an die 
Käufer erfolgte im September 04, dabei wurden die Reſt⸗ 
kaufgelder von 3 480 &, 2 300 & und 10 100 & auf den 
Namen des Beklagten in die Grundbuchblätter der Teilſtücke 
eingetragen. Der Kläger verlangte mit der Klage auf Grund 
des Schriftſtückes vom 30. April 04 Verurteilung des Beklagten 
zur Zahlung des Reſtkaufgeldes von 18 154 & nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit dem 9. Mai 04. Der Beklagte wendete ein, das 
Schriftſtück vom 30. April 04 ſei nur zu dem Zwecke aus⸗ 
geſtellt, damit der Kläger, wenn er anderweit ſich ankaufe, dem 
Verkäufer gegenüber ſich über den Beſitz von Barmitteln aus⸗ 
weiſen könne. Ferner behauptete der Beklagte, es ſei am 
13. Mai 04 bei Zahlung der 4 400 & vereinbart worden, 
daß der Kläger für den Reſt des Kaufgeldes Hypotheken, die auf 
die zu verkaufenden Grundſtücksteile eingetragen werden würden, 
annehmen ſollte. Der zweite Richter legte dem Kläger den richter⸗ 
lichen Eid darüber auf, daß die vom Beklagten behauptete Verein⸗ 
barung über Annahme von Hypotheken vom 13. Mai 04 nicht 
getroffen worden ſei, und machte hiervon die Entſcheidung abhängig. 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Die Klage 
ſtützt ſich auf das vom Beklagten in der privatſchriftlichen 
Urkunde vom 30. April 04 abgegebene Verſprechen, das Reſt⸗ 
kaufgeld von 17 800 & bis zum 8. Mai 04 an den Kläger 
zu zahlen. Der Berufungsrichter erachtet dieſes Verſprechen 
nicht, wie der erſte Richter, als ein Schuldanerkenntnis, wodurch 
die Verpflichtung zur Zahlung ſelbſtändig begründet werden 
ſollte. Er führt aus: das Schriftſtück bezeichne ſich ſelbſt als 
Nachtrag zu dem notariell beglaubigten Vertrage vom 30. April 04 
und es werde darin als Schuldgrund der verſprochenen Leiſtung 
ausdrücklich Kaufgeld angegeben; mithin ſtehe das Verſprechen 
in unmittelbarem Zuſammenhange mit dem Vertrage, indem 
die darin vorbehaltene Regelung der Begleichung des Reſtkauf⸗ 
geldes dahin erfolgt ſei, daß das Reſtkaufgeld bis zum 8. Mai 04 
habe gezahlt werden ſollen. Daraus folgert der Berufungs- 
richter weiter, daß, wenn gemäß 8 313 BGB. zur Rechts⸗ 
gültigkeit des Vertrages vom 30. April 04 die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung erforderlich geweſen wäre, dieſes auch 
für den Nachtrag zu dem Vertrage gelten müßte. Dieſe Aus⸗ 
führungen ſind zutreffend. Nach der ſtändigen Rechtſprechung 
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des RG. if die Formvorſchrift des 8 813 BGB. nicht auf 
den einzelnen auf Übertragung des Eigentums an einem Grund⸗ 
ſtücke gerichteten Beſtandteil des Vertrages zu beſchränken, 
ſondern auf alle Vereinbarungen zu erſtrecken, aus denen ſich 
nach dem Willen der Beteiligten der Veräußerungsvertrag 
zuſammenſetzen fol (RG. 51, 179; 52, 1; 64, 39; Urteile 
vom 21. September 07 V. 641/06, vom 6. November 07 
V. 79/07 u. a. mehr). Würde daher der Kläger in dem nur 
notariell beglaubigten Vertrage vom 30. April 04 ſich zur 
Übertragung des Eigentums an feinem Grundſtücke verpflichtet 
haben, fo würde gemäß 8 125 BGB. nicht nur dieſer Vertrag, 
ſondern auch die Vereinbarung in der privatſchriftlichen Urkunde 
vom 30. April 04 wegen Formenmangels nichtig geweſen ſein. 
Denn nach dem Vertrage war als „Kaufpreis“ für das Grund⸗ 
ſtück ein Betrag von 27 000 & beſtimmt, der zu dem Betrage 
von 9 200 & durch Übernahme einer Hypothek und durch Bar⸗ 
zahlung belegt wurde, während die Entrichtung des Reſtes von 
17 800 & ſpäter geregelt werden ſollte, und die letztere Regelung 
iſt in der genannten privatſchriftlichen Urkunde dahin erfolgt, 
daß die 17 800 & bis zum 8. Mai 04 bar gezahlt werden 
ſollten; der Inhalt der beiden an demſelben Tage vollzogenen 
Urkunden ſtellte ſich daher als ein einheitlicher Vertrag dar, 
deſſen Beſtandteil insbeſondere auch die Beſtimmung über Zeit 
und Art der Entrichtung des Kaufpreisreſtes war. Der Be⸗ 
rufungsrichter führt aber weiter aus, der Kläger habe ſich in 
dem Vertrage nicht verpflichtet, ſein Grundſtück an die vom 
Beklagten zu beſchaffenden Käufer oder an den Beklagten ſelbſt 
aufzulaſſen, vielmehr ſei der Vertrag als ein Vollmachtsvertrag 
oder als ein Werkvertrag aufzufaſſen, weil der Beklagte nur 
zum Abſchluſſe von Kaufverträgen im Namen des Klägers und 
zur Auflaſſung des verkauften Grundſtückes ermächtigt worden 
ſei gegen die Ubernahme der Verpflichtung, einen beſtimmten 
Kaufpreis zu beſchaffen; der Vertrag bedürfe daher der Form 
des 8 313 BGB. nicht. Dies greift die Reviſion an, weil 
ſich aus dem Inhalte des Vertrages klar ergebe, daß der 
Kläger die Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums an 
feinem Grundſtücke übernommen habe. Jedoch kann die Reviſion 
keinen Erfolg haben. Würde der Vertrag, wie der Berufungs⸗ 
richter annimmt, nur die widerrufliche Erteilung einer Vollmacht 
zur Veräußerung des Grundſtückes des Klägers oder den Auftrag 
zur Beſchaffung eines Käufers zum Gegenſtande haben, ſo 
würde es zur Rechtsverbindlichkeit der Parteiabreden der Form 
des 8 313 BGB. nicht bedurft haben (vgl. 8 167 Ab. 2 BGB., 
RG. 54, 79; 62, 386). Wäre dagegen, wie die Reviſion 
meint, vom Kläger die Verpflichtung zur Grundſtücksübertragung 
eingegangen worden, ſei es, daß der Vertrag als ein wirklicher 
Kaufvertrag zwiſchen den Parteien aufzufaſſen und dem Be⸗ 
klagten als Käufer der Vollmacht nur zu dem Zwecke erteilt 
wäre, ihm die beabſichtigte Weiterveräußerung möglichſt zu 
erleichtern, ſei es auch, daß nur eine Vollmacht zur Veräußerung 
des Grundſtückes dem Beklagten vom Kläger unwiderruflich 
erteilt worden wäre, ſo würden allerdings die Parteiverein⸗ 
barungen wegen Mangels der Form des §S 313 BGB. an ſich 
unverbindlich geweſen ſein (RG. 50, 165 ff., 169; Urteile vom 
18. Mai 04 I. 66/04, vom 9. November 06 III. 79/06, vom 
28. September 07 V. 642/06). Es kann jedoch dahingeſtellt 
bleiben, ob dem Vertrage die eine oder die andere rechtliche 
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Bedeutung zu geben iſt. Auch in dem letztgedachten Falle 
würden die Vertragsabreden zufolge Heilung des Formmangels 
nachträglich für die Parteien rechts verbindlich geworden fein. 
Gemäß 8 313 Satz 2 BEB. wird ein Vertrag, der zur 
Wirkſamkeit der nach 8 313 Satz 1 BEB. erforderlichen 
Form ermangelte, ſeinem ganzen Inhalte nach gültig, wenn 
die Auflaſſung und die Eintragung in das Grundbuch erfolgen. 
Aus den Worten „ſeinem ganzen Inhalte nach“ ergibt ſich, 
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folgende gegen das Geſchäft des Klägers ſich richtende Annonce 
erlaſſen: „Warum darf ein anderes Geſchäft an ſeiner kleinen 
Trauerabteilung durch die Bezeichnung Trauermagazin ohne 
Namensanſchrift dauernd Täuſchung veranlaſſen? Der Ein⸗ 
gang zu W.s Trauermagazin iſt ſeit 1872 unverändert 
W. Mohrenſtraße 35, nahe Markgrafenſtraße.“ Der Kläger 
hat auf Unterlaſſung derartiger Ankündigungen geklagt und 
das KG. hat den Beklagten verurteilt, Ankündigungen und 


daß alle Vereinbarungen, die der Auflaſſung zeitlich voraus- 4 Veröffentlichungen mit dem im erſten Abſatz jener Ankündigung 


gehen und die Übernahme der Verpflichtung zur Grundſtücks⸗ 
übertragung einerſeits und zur Entrichtung der Gegenleiſtung 
andererſeits zum Gegenſtande haben, durch die Auflaſſung 
ſeitens des Eigentümers an den Erwerber und die nachfolgende 
Eintragung gültig werden. Demnach umfaßt die heilende 
Wirkung der Auflaſſung nicht nur die Vertragsabreden, die 
zwiſchen dem auflaſſenden Eigentümer und dem Auflaſſungs⸗ 
empfänger unmittelbar getroffen worden ſind, ſondern auch 
etwaige aufeinander folgende Verträge mit Zwiſchenperſonen, 
foweit fie auf die Begründung der Verpflichtung zur Über⸗ 
tragung des Eigentums an dem betreffenden Grundſtücke ges 
richtet find. So hat der erkennende Senat in Übereinſtimmung 
mit der ſtändigen Rechtsprechung des RG. über die heilende 
Wirkung der Auflaſſung nach Maßgabe des für 8 313 BGB. 
vorbildlich geweſenen 8 10 Preig Erw. vom 5. Mai 1872 
(RG. 31, 230; Gruchots Beitr. 40, 391; 47, 1017) aus- 
geſprochen, daß, wenn ein Grundſtück nacheinander mehrmals 
veräußert und mit Einwilligung aller Beteiligten zur Erfüllung 
fämtlicher Veräußerungsgeſchäfte von dem erſten Veräußerer 
an den letzten Erwerber aufgelaſſen wird, die Formmängel 
aller der Auflaſſung vorausgegangenen Veräußerungsverträge 
geheilt werden (Urteil vom 13. Februar 04 V. 845/03, vgl. 
JW. 04, 1690. Vorliegend hat der Beklagte das Grund⸗ 
ſtück des Klägers in drei Teilen veräußert und dieſe Teile auf 
Grund der ihm vom Kläger erteilten Vollmacht an die Käufer 
aufgelaſſen. Die Eintragung des Eigentums der Käufer iſt, 
wie anzunehmen iſt, auch erfolgt, da auf die Grundſtücksteile 
Reſtkaufgeldhypotheken für den Beklagten eingetragen worden 
find. Demnach würde, auch wenn ſich der Kläger dem Bes 
Hagten gegenüber zur Übertragung des Grundſtücks verpflichtet 
haben ſollte, der Vertrag zwiſchen den Parteien durch die 
Auflaffung ſeitens des Beklagten und die Eigentums eintragung 
der Käufer doch rechtsverbindlich geworden ſein, denn die aus 
dieſem Vertrage ſich ergebende Verpflichtung zur Übertragung 
des Eigentums am Grundſtücke würde ebenſo wie der zwiſchen 
dem Beklagten und den Käufern abgeſchloſſene Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrag der Auflaſſung zugrunde liegen und die 
vom Beklagten auf Grund der Vollmacht erteilte Auflaſſung 
hätte dieſelbe Wirkung, wie wenn ſie vom Kläger ſelbſt erteilt 
worden wäre. R. c. B., U. v. 11. April 08, 475/07 V. 
— Poſen. 

16. 8 826 BGB. Abwehr gegen eine auf Täuſchung des 
Publikums gerichtete Ankündigung. Gefahr der Wiederholung 
der letzteren.] 

Die Parteien find Konkurrenten und haben ihre Geſchäfts⸗ 
lokale in der Mohrenſtraße zu B. in unmittelbarer Nähe von⸗ 
einander. Der Beklagte hat ſeit Monaten und bis in die 
neueſte Zeit hinein in den geleſenſten Berliner Zeitungen 


wiedergegebenen Inhalt zu unterlaſſen. Das RG. hob auf: 
Das Berufungsgericht unterſtellt als wahr, was der Beklagte 
behauptet, daß nämlich die vom Kläger der Trauerabteilung 
ſeines Konfektionsgeſchäfts gegebene Ausſtattung in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit geeignet ſei, das Publikum in den Irrtum zu verſetzen, 
als ob es ſich dabei um das Trauermagazin des Beklagten 
handle, daß er dies auch bezweckt habe und auf Koſten des 
Beklagten ſich geſchäftlich habe zunutze machen wollen. Es 
findet in der beanſtandeten Ankündigung den Vorwurf einer 
abſichtlichen und bewußten Täuſchung des kaufluſtigen Publikums 
und in der gewählten Form der Abwehr des Verhaltens des 
Klägers einen Verſtoß gegen die guten Sitten. Der Beklagte 
hätte dem Kläger auf gerichtlichem Wege entgegentreten ſollen. 
Durch die Ankündigung werde der Kläger in ſeinem geſchäft⸗ 
lichem Intereſſe geſchädigt; der Beklagte ſei ſich deſſen auch 
bewußt. Damit ſei der Tatbeſtand des 8 826 BB. gegeben. 
Dieſen Ausführungen kann in weſentlichen Punkten nicht bei⸗ 
getreten werden. Wenn es wahr iſt, was der Beklagte behauptet 
und das Berufungsgericht als wahr unterſtellt, daß nämlich 
der Kläger auf Koſten des Beklagten das Publikum abſichtlich 
und bewußt täuſcht, ſo kann es als gegen die guten Sitten 
verſtoßend nicht angeſehen werden, daß der Beklagte dieſe 
Tatſache öffentlich bekannt gibt. Die Form dieſer Mitteilung 
an ſich enthält keine Beleidigung und die Handlungsweiſe des 
Beklagten wird dadurch noch nicht zu einer widerrechtlichen, 
ſittenwidrigen, daß ihm andere Mittel zu Gebote ſtehen, um 

dem unlauteren Gebahren des Klägers entgegenzutreten. Auch 
der Zweck, den der Beklagte mit der Ankündigung verfolgt, 
verſtößt nicht gegen die guten Sitten; es würde der Fall ſein, 
wenn es ihm lediglich darauf ankäme, den Kläger in der 
öffentlichen Meinung herabzuſetzen. Das iſt jedoch nicht feſt⸗ 
geſtellt; das nächſtliegende iſt auch die Annahme, daß der 
Beklagte in ſeinem eigenen Intereſſe das Publikum vor Täuſchung 
hat bewahren wollen. Es kommt aber noch folgendes in 
Betracht. Vorausſetzung des Unterlaſſungsanſpruchs iſt, daß 
Wiederholungen der beanſtandeten Handlung zu befürchten ſind; 
das Berufungsgericht hat dies auch für den vorliegenden Fall 
angenommen und dies iſt an ſich gerechtfertigt, da die Gefahr 
der Wiederholung aus dem Inhalt und dem Zweck der An⸗ 
kündigung ſich von ſelbſt ergibt. Der Beklagte hat aber 
behauptet, daß er das Wort „Täuſchungen“, an dem man 
vielleicht Anſtoß nehmen könnte, nunmehr durch das Wort 
„Irrtümer“ erſetzt habe, und es hätte erwogen werden ſollen, 
ob daraus nicht der Schluß zu ziehen ſei, daß er die An⸗ 
kündigung jedenfalls nicht mit dem Wort „Täuſchungen“ wieder⸗ 
holen werde. Dann fehlt es aber an jeder Erörterung darüber, 
ob man bei der Erſetzung dieſes Wortes durch das Wort 
„Irrtümer noch davon reden kann, daß der Beklagte dem 
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Kläger eine abſichtliche und bewußte Täuſchung des kaufluſtigen 
Publikums zum Vorwurf mache. W. c. W., U. v. 23. März 08, 
237/07 VI. — Berlin. 

17. 5 1004 Abſ. 2 BGB. in Verb. mit 8 14 PrEiſen⸗ 
bahn. vom 3. Nov. 1838. Die Einrede gegen die actio 
negatoria, daß der Kläger zur Duldung verpflichtet ſei, be⸗ 
ſchränkt ſich nicht auf ein der Einrede zugrunde liegendes 
Privatrecht. 

Die Rechtsvorgängerin des Klägers (des Preuß. Landes⸗ 
fiskus), die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft, hat bei Erbauung 
der Eiſenbahn im Anfange der 1870 er Jahre auf der hier in 
Betracht kommenden Strecke neben dem Bahndamm einen 
ſchmalen an letzterem entlang laufenden Graben angelegt, in 
den aus den mit der Hofſeite nach dem Bahndamm zu gelegenen 
Häuſern der Beklagten die Wirtſchafts⸗ und Regenwäſſer ab⸗ 
geführt werden. Als unſtreitiger Eigentümer des erwähnten, 
bei der Verſtaatlichung der Rheiniſchen Eiſenbahn miterworbenen 
Grabens hat Kläger aus Anlaß jener Benutzung des Grabens 
durch die Beklagten gegen letztere mit dem Antrage geklagt: 
1. die Beklagten zur Anerkennung zu verurteilen, daß ſie nicht 
berechtigt find, die Abwäſſer aus ihren Häuſern in den Bahn⸗ 
graben abzuführen; 2. den Beklagten die Abführung jener 
Abwäſſer in den Bahngraben bei Vermeidung einer Geldſtrafe 
für jeden einzelnen Tag der. Zuwiderhandlung zu unterſagen. 
Die Beklagten haben Abweiſung der Klage beantragt. Sie 
behaupten, das ihnen von dem Kläger ſtreitig gemachte Recht 
zur Benutzung des Bahngrabens als Rezipienten für die Haus⸗ 
abwäſſer durch dreißigjährige Erſitzung erworben zu haben, in⸗ 
dem ſie geltend machen, ſchon vor dem Bahnbau ſei das Ge⸗ 
fälle der Abwäſſer nach dem Graben zu geweſen und letzterer 
jet aus Rückſicht auf die Bahn nur etwas verlegt worden, bie 
Ableitung ſelbſt aber unverändert geblieben. In der zweiten 
Inſtanz haben die in erſter Inſtanz verurteilten Beklagten ihr 
beanſpruchtes Recht auf Abführung der Hausabwäſſer in den 
Bahngraben auch noch aus 8 14 PrEifenbabn®. vom 3. No⸗ 
vember 1838 hergeleitet und behauptet, der Bahngraben ſei 
nicht lediglich zur Entwäſſerung des Eiſenbahndammes angelegt 
worden, ſondern habe mit Rückſicht darauf, daß die Wieſen⸗ 
gräben, durch die bis dahin die Hausabwäſſer dem „Roßbach“ 
zugeführt wurden, infolge der Anlegung des Eiſenbahndammes 
eingegangen ſeien, jene Wieſengräben zugleich als Rezipienten 
für die Hausabwäſſer erſetzen ſollen. Es handle ſich mithin 
bei ihm um die Einrichtung einer Vorflutanlage, zu der die 
Eiſenbahnunternehmerin verpflichtet geweſen und die auch in 
dem von der letzteren bei Erbauung der Bahn vorgelegten und 
genehmigten Bahnprojekt vorgeſehen geweſen ſei. Der Kläger 
hat dies beſtritten und geltend gemacht, daß den erwähnten 
Vorflutszwecken nicht der Bahngraben, ſondern ein dazu be⸗ 
ſonders hergeſtellter Röhrendurchlaß habe dienen ſollen und 
daß § 14 Eiſenbahn G. kein Privatrecht gewähre. Der zweite 
Richter hat die Berufung der Beklagten zurückgewieſen. RG. 
reformierte: Die Beklagten ftügen ihre Reviſionsbeſchwerde 
darauf, daß der Berufungsrichter auf ihren Beweisantrag, 
betreffend die beſtimmungsgemäße Verwendung des Bahngrabens 
zur Aufnahme der nachbarlichen Hausabwäſſer, nicht eingegangen 
ſei und dadurch den § 14 EiſenbahnGG. verletzt habe. Die 
Rüge iſt begründet. Der Berufungsrichter erwähnt jenen 
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Beweisantrag überhaupt nicht, ſondern führt aus, der zitierte 
8 14 habe lediglich den Zweck, die benachbarten Grundbeſitzer 
gegen Gefahren und Nachteile in Benutzung ihrer Grundſtücke 
zu ſichern, die ihnen durch die Anlegung einer Eiſenbahn drohen; 
dagegen gewähre die Vorſchrift den Grundbeſitzern keine Rechte, 
die letztere nicht beſitzen würden, wenn die Eiſenbahn nicht an⸗ 
gelegt worden wäre. Dieſe Erwägung wird dem rechtlichen 
Geſichtspunkt, auf dem der übergangene Beweisantrag beruht, 
nicht gerecht. Allerdings gehört die Vorſchrift des 8 14 aus⸗ 
ſchließlich dem öffentlichen Recht an und daraus folgt, daß 
nicht bloß in Verfolgung eines Anſpruchs auf Errichtung, Ab⸗ 
änderung oder Beſeitigung der dort bezeichneten Anlagen und 
Einrichtungen im Rechtswege ausgeſchloſſen iſt, vgl. Gleim, 
das Recht der Eiſenbahnen in Preußen, Bd. 1 S. 296, 267, 
313, ſondern daß auch ein privates Benutzungsrecht an der 
beſtehenden Anlage durch Klage nicht geltend gemacht werden 
kann. Im vorliegenden Falle aber handelt es ſich nicht um 
eine ſolche Hageweiſe Geltendmachung eines Privatrechts, viel⸗ 
mehr verteidigen ſich die Beklagten gegenüber der gegen fie 
angeſtellten Eigentumsſtörungsklage mit der Behauptung, ein 
rechtswidriger Eingriff in das klägeriſche Eigentum liege des⸗ 
halb nicht vor, weil fie zur Vornahme der Störungs handlung 
— Ableitung der Hausabwäfler in den Bahngraben — nach 
der dem Bahngraben landes polizeilich gegebenen Beſtimmung 
befugt ſeien. Dieſen Einwand muß ſich der Kläger, der die 
Klage lediglich auf fein Eigentum an dem Bahngraben ſtlützt, 
gefallen laſſen. Denn nach 8 1004 Abſ. 2 BEB. darf der 
Eigentümer von demjenigen, der ihn in ſeinem Rechte ſtört, die 
Beſeitigung der Beeinträchtigung dann nicht verlangen, wenn 
er zu deren Duldung verpflichtet iſt. Die Vorſchrift hat aller⸗ 
dings anſcheinend in erſter Linie den Fall im Auge, daß der 
Geltendmachung des Eigentums auf Grund eines entgegen⸗ 
ſtehenden dinglichen oder perſönlichen Privatrechts wider⸗ 
ſprochen wird. Nach ihrer allgemeinen Faſſung iſt ſie indeſſen 
unbedenklich auf die Fälle mitzubeziehen, in denen der Grund 
für die Eigentumseinſchränkung nicht in privaten Rechts⸗ 
beziehungen, ſondern in landespolizeilichen oder ſonſtigen, aus 
Rückfichten des Gemeinwohls oder öffentlichen Intereſſes ges 
troffenen obrigkeitlichen Anordnungen liegt; vgl. Gierke, deutſches 
Privatrecht, Bd. 2 S. 1905, 8 129 Anm. 18 (S. 512). 
B. c. Preuß. Landesfiskus, U. v. 11. April 08, 460/07 V. 

18. SS 1205, 1253 Abſ. 2 BGB. Erlöſchen des Pfand⸗ 
rechts an gepfändetem Weizen durch Geſtattung der Fortnahme 
des gepfändeten und Erſetzung durch anderen, bisher pfanbfreien.] 

Am 5. November 1903 iſt der Konkurs über das Vermögen 
der Firma R. in E. ausgebrochen. Zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung befanden ſich in dem der genannten Firma gehörigen 
ſogenannten Bahnſchuppen 6 313 Sack Weizen im Gewicht von 
479 666 kg. Der klagende Bankverein machte an dieſem Weizen 
Pfandrechte wegen eines von ihm der Firma gewährten Darlehns 
geltend, die vom Konkursverwalter nicht anerkannt wurden. 
Beide Teile einigten ſich dahin, daß der Weizen verkauft und 
der Erlös für ſie derart hinterlegt werden ſollte, daß er an die 
Stelle des Weizens treten ſollte. Die Veräußerung iſt erfolgt 
und der Erlös im Betrage von 65 099,65 A hinterlegt worden. 
Der Kläger beanſprucht vorläufig nur einen Teil dieſes Betrages 
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mit 3407,10 & für ſich. Diele Summe ſtellt unſtreitig den 
Erlös eines Teiles des Weizens dar, nämlich desjenigen Teils 
betrages, der auf einen Poſten von 150 Sack und einen anderen 
von 100 Sack entfällt. Über den Empfang dieſer Poſten hatte 
die Firma dem Kläger im Sommer 1903 zwei Lagerſcheine 
Nr. 15 und Nr. 65 ausgeſtellt und ausgehändigt, inhalts deren 
die Auslieferung des Weizens nur an den Kläger oder mit 
deſſen ausdrücklicher Erlaubnis an Dritte erfolgen ſollte. Der 
Kläger behauptet, der verpfändete Weizen ſei ihm in der Weiſe 
übergeben worden, daß der Kaufmann G. in ſeinem Auftrage 
das Getreide von der Firma R. übergeben erhalten habe. 
G. ſei Prokuriſt dieſer Firma mit der Maßgabe geweſen, daß 
er zuſammen mit dem perſönlich haftenden Geſellſchafter Emil R. 
gezeichnet habe. Er ſei aber gleichzeitig mit Rückſicht auf den 
regen Lombardverkehr zwiſchen der Firma R. einerſeits und dem 
Kläger ſowie der Firma S. andererſeits von den letzteren beiden 
als deren Pfandhalter gegen beſonderes Gehalt angeſtellt geweſen. 
Die Schlüſſel zum Bahnſchuppen habe G. allein namens des 
Klägers und der Firma S. in Verwahrung gehabt und es ſei 
ihm aufgetragen geweſen, für fiheren Verſchluß der Lombard⸗ 
lager Sorge zu tragen und die Schlüſſel der Firma R. nicht 
auszuhändigen; demgemäß ſei auch verfahren worden. G. habe 
das lombardierte Getreide getrennt von dem übrigen Getreide 
im Bahnſchuppen gelagert, ſo daß auch für den unbeteiligten 
Dritten die Abſonderung und der jeweilige Pfandgläubiger 
erkennbar geweſen ſeien; dies ſei insbeſondere durch Anbringung 
von Tafeln geſchehen. Der Klagantrag geht dahin, den 
Beklagten zur Zahlung von 3 407,10 & nebſt 5 vom Hundert 
Binfen ſeit dem 5. November 1903, eventuell dahin zu ven 
urteilen, einzuwilligen, daß von dem bei der ſtädtiſchen Spars 
und Leihkaſſe in H. von dem Beklagten hinterlegten Betrage 
von 65 099,65 der vorbezeichnete Betrag nebſt Zinſen an 
die Klägerin gezahlt werde. Der Beklagte hat die Abweiſung 
der Klage beantragt, indem er die. Behauptungen des Klägers 
beſtreitet, aus denen dieſer eine rechtsgültige Tlbergabe des 
Weizens an den Kläger als Pfandgläubiger folgert. In 
I. Inſtanz iſt die Klage abgewieſen, in II. Inſtanz nach dem 
Klagantrage erkannt. RG. hob auf und wies die Sache in 
die Inſtanz zurück: Der Berufungsrichter gelangt zur Ver⸗ 
urteilung des Beklagten nach dem Klagantrage deshalb, weil 
er annimmt, für den Kläger ſei ein gültiges Pfandrecht an den 
im Bahnſchuppen gelagerten 150 Sack und 100 Sack Weizen 
entſtanden und dies Pfandrecht ſei hinterher nicht erloſchen. 
Die erſtere Annahme läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
(Wird dargelegt.) Die weitere Annahme aber des Berufungs⸗ 
richters, das Fortbeſtehen des Pfandrechts bis zur Ver⸗ 
äußerung des Weizens ſei dargetan, iſt mit den bisher getroffenen 
tatſächlichen Feſtſtellunzen rechtlich nicht vereinbar. Der 
Zeuge G. bekundet: es habe verſchiedentlich ein Umtauſch von 
gepfändetem Getreide mit anderem Getreide ſtattgefunden. 
Wenn es ſich dabei um Getreide gehandelt habe, das für den 
Kläger verpfändet war, ſo ſei jedesmal die Genehmigung zu 
ſolchem Umtauſch vom Kläger eingeholt und erteilt worden. 
In ſolchen Fällen habe er, G., ſich dann jedesmal von dem 
Abe und Zugange der umgetauſchten Getreidemengen überzeugt. 
Der Berufungsrichter ſtellt nicht feſt, daß die im jetzigen Prozeß 
in Betracht kommenden 150 Sack und 100 Sack nicht von 
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einem derartigen Umtauſch betroffen worden fein. Es ift 
daher zugunſten der Reviſion zu unterſtellen, daß auch dieſe 
250 Sack im Einverfländnifie des Klägers durch andere 
250 Sack erſetzt worden find. Dadurch ſchieden die heraus⸗ 
gegebenen 250 Sack aus der Pfandhaftung aus. Denn wenn 
auch bloßer Verluſt des Beſitzes der Pfandſache für den Pfand⸗ 
gläubiger noch nicht das Erlöſchen des Pfandrechts zur Folge 
hat (vgl. Mot. z. BEB. 3, 839), fo erliſcht dieſes doch nach 
8 1253 Abſ. 2 BB. dann, wenn der Pfandgläubiger das 
Pfand dem Verpfänder zurückgibt, und eine ſolche Rückgabe 
wird nach Abſ. 2 daſelbſt als erfolgt vermutet, wenn das 
Pfand im Beſitze des Verpfänders iſt. Einer Rückgabe des 
Pfandes ſteht es aber gleich, wenn der Pfandgläubiger, wie 
hier, geſtattet, daß der verpfändete Weizen durch den Verpfänder 
zu freier Verfügung fortgenommen und durch anderen Weizen 
erſetzt wird. Der. zum Erſatz gegebene, bisher pfandfreie Weizen 
tritt nicht ohne weiteres in den Pfandverband ein, an ihm 
entſteht vielmehr das Pfandrecht erſt, wenn es nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 1205 ff. BGB. begründet wird. Die erforder⸗ 
liche Einigung der Firma N. und des Klägers iſt hier vor⸗ 
handen. Daß aber auch die Übergabe zu Pfandbeſitz an den 
Kläger oder für ihn an G. erfolgt ſei, hat der Berufungsrichter 
nicht feſtgeſtellt. Er hält ſelbſt für erwieſen, daß die Schlüſſel 
zum Bahnſchuppen in den letzten Monaten vor der Konkurs⸗ 
eröffnung ſich nicht mehr regelmäßig im Befitz des G. und 
ſeines Beauftragten W., vielmehr in den Händen anderer An⸗ 
geſtellten der Firma R. befunden haben. Mag nun auch hier⸗ 
durch nicht das Erlöſchen des Pfandrechts an dem im Bahn⸗ 
ſchuppen lagernden, bereits ordnungsmäßig verpfändeten 
Weizen verurſacht worden ſein, da das Verhalten des G. noch 
nicht als eine Rückgabe dieſes im Schuppen lagernden Weizens 
angefehen werden muß, fo iſt doch nicht anzuerkennen, daß eine 
Übergabe des zum Frſatze dienenden Weizens an G. zum 


Pfand beſitz erfolgt iſt, wenn etwa die Einlagerung dieſes Weizens 


in dem Bahnſchuppen zwar mit Wiſſen und Willen des G., 
aber zu einer Zeit geſchah, zu der G. nicht im Beſitze der 
Schlüſſel zu den Pfandräumen war, alſo auch nicht die tat⸗ 
ſächliche Gewalt über dieſe Räume und ihren Inhalt ausübte. 
Das iſt um fo mehr anzunehmen, als im Bahnſchuppen ver 
pfändetes und pfandfreies Getreide lagerte und nach der Aus⸗ 
ſage des Zeugen R. zur Zeit der ſpäteren Konkurseröffnung im 
Bahnſchuppen der gepfändete Weizen in keiner Weiſe von dem 
pfandfreien Weizen äußerlich getrennt war. Einer Sonderung 
des zum Erxſatz eingelagerten zu verpfändenden Weizens von 
dem übrigen pfandfreien Getreide bedurfte es aber mindeſtens, 


um einen Sonderbeſitz des G. für den Kläger zu ſchaffen, denn 


der pfandfreie Weizen fand damals nicht unter der tatſächlichen 
Gewalt des G., der weder im Beſitze der Schlüffel zum Bahn⸗ 
ſchuppen war, noch eine Gewalt über dieſen Weizen für den 
Kläger ausüben wollte. G. bekundet zwar, in Fällen des 


Umtauſches verpfändeten Weizens habe er ſich jedesmal von 


dem Ab» und Zugange der umgetauſchten Getreidemengen „über 
zeugt“, hierin kann jedoch für ſich allein eine zur Beſitzergreifung 
geeignete Handlung nicht erblickt werden. Das Berufungsurteil 
mußte daher aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden zur Prüfung, ob die urſprünglich auf Grund 
der beiden Lagerſcheine eingelagerten 150 Sack und 100 Sack 
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Weizen zur Zeit der Veräußerung des Weizens behufs Hinter 
legung des Erlöſes noch als ſolche geſondert vorhanden waren 
und, ſoweit ſie durch anderen Weizen erſetzt waren, ob eine 
Übergabe dieſes Weizens zu Pfandbeſitz von G. ſich feſtſtellen 
läßt. B. c. M. B., U. v. 13. März 08, 256/07 VII. — 
Celle. 

19. 8 1565 Abi. 2 BEB. Widerruf der Zuſtimmung 
zum Ehebruch.] 

Die vom Beklagten vertretene Auffaſſung, daß eine rechts⸗ 
wirkſame Zurücknahme einer einmal gemäß 8 1565 Abi. 2 
BGB. erklärten Zuſtimmung zum Ehebruch an die VBoraus⸗ 
ſetzung geknüpft ſei, daß der widerrufende Ehegatte ſich ſeiner⸗ 
ſeits zur Wiederaufnahme der ehelichen Gemeinſchaft bereit er⸗ 
kläre und zur Herſtellung oder Kräftigung dieſer Gemeinſchaft 
die Wegräumung eines ehebrecheriſchen Verhältniſſes wünſche, 
läßt ſich weder aus der Vorſchrift des 8 1565 BGB. noch 
aus der Entſtehungsgeſchichte begründen. Es iſt vielmehr 
daran feſtzuhalten, daß ein Ehegatte, der eine für die Zukunft 
berechnete Zuſtimmung zu Ehebrüchen des anderen Gatten er⸗ 
Härt hat, jederzeit zum Widerruf berechtigt iſt und daß ein 
in unzweideutiger Weiſe dem anderen Gatten kundgegebener 
Widerruf für die Folgezeit ohne weiteres wirkſam wird. JW. 01, 
868; 04, 63. — H. c. H., U. v. 13. April 08, 
386/07 IV. — Celle. | 

20. 88 2033, 2040, 2058, 2059 BEB. verb. mit 
88 785, 736 und 747 ZPO. Zuläſſigkeit der Klage gegen 
einzelne Miterben und Beſchränkung der Zwangs vollſtreckung 
bei ungeteiltem Nachlaſſe.] 

Nach 8 2058 und 8 2059 BGB. haften die Erben für 
die gemeinſchaftlichen Nachlaßverbindlichkeiten als Geſamt⸗ 
ſchuldner mit der Maßgabe, daß bei noch ungeteiltem Nachlaſſe 
gegen den einzelnen Miterben nur Befriedigung aus deffem 
Anteile am Nachlaſſe beanſprucht werden kann. Eine Klage 
gegen nur einzelne Miterben iſt hiernach an ſich nicht un⸗ 
zuläffig, nur die Zwangsvollſtreckung iſt beſchränkt, fie iſt uns 
zuläſſig in den Nachlaß als ſolchen wie auch in beſtimmte 
einzelne Nachlaßſachen, aber ſie iſt zuläſſig in einen oder 
mehrere Nachlaß anteile. Daß die ſämtlichen Erben nur in 
einem Prozeſſe verklagt werden können und müſſen, wird 
wohl von keiner Seite behauptet. Die Neviſion gibt zu, daß 
Miterben, gegen die bereits ein vollſtreckbarer Titel vorliegt, 
nicht nochmals mitverklagt zu werden brauchen. Ein Unter⸗ 
ſchied iſt vom Geſetze nicht gemacht, und insbeſondere iſt aus 
8747 ZPO. nicht zu folgern, daß ein einheitlicher Titel vor⸗ 
liegen muß. Dies wird auch in der Literatur nahezu all⸗ 
gemein angenommen — vgl. Eccius bei Gruchot 43, 828 flg.; 
Kreß, Erbengemeinſchaft, S. 80, 81, 166; Binder, Rechtsſtellung 
der Erben 3, 287 Anm. 42; Dernburg, Bürgerl. Recht 5, 
531 —. Allerdings wird in 8 747 ZPO. „zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in einen Nachlaß, wenn mehrere Erben vorhanden 
ſind, bis zur Teilung ein gegen alle Erben ergangenes Urteil 
für erforderlich erklärt“; allein das Geſetz ſchreibt hier ſowenig 
wie in § 736 vor, daß das Urteil einheitlich, d. h. gleichzeitig 
gegen alle Erben ergangen ſein muß. Nach dem Geſetze ſind, 
wenn auch die Zwangsvollſtreckung beſchränkt iſt, die Erben 
Geſamtſchuldner, und danach find Einzelprozeſſe nicht unzuläſſig. 
Eine notwendige Streitgenoſſenſchaft beſteht — Peterſen⸗Anger 
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zu 8 747 und Gaupp⸗Stein zu SS 735, 736, teilweiſe aller⸗ 
dings abweichend zu 8 747 — nur für die Zwangsvollſtreckung. 
Das Gegenteil kann auch nicht aus den Vorſchriften in 8 2033 
Abf. 2 und 8 2040 Abf. 1 BGB. hergeleitet werden, wonach 
Verfügungen über einzelne Nachlaßgegenſtände von den Erben 
nur gemeinſchaftlich getroffen werden können. Durch das 
Urteil werden die Rechte der Erben an den einzelnen Nach⸗ 
laßgegenſtänden nicht berührt, erſt die Vollſtreckung wirkt, 
von beſonderen Einſchränkungen abgeſehen, gleich der rechts⸗ 
geſchäftlichen Verfügung, die Vollſtreckung aber erfordert nur, 
daß Vollſtreckungstitel gegen alle Erben vorliegen, nicht auch, 
daß ein einheitlicher Titel gleichzeitig gegen alle Erben 
erwirkt iſt. L. c. S., U. v. 28. März 08, 348/07 v. — Berlin. 

21. 5 2231 Nr. 2 B63. Eigenhändiges Teſtament. 
Nichtbeobachtung der Errichtungs form.] 

Es handelte ſich um die Frage der Formgültigkeit eines 
eigenhändigen Teſtaments vom 14. Juli 00, durch das der 
Erblaſſer zugunſten des Klägers über ſeinen Nachlaß verfügt 
hat. Bei der Errichtung dieſes Teſtaments hat der Erblaſſer 
zur Angabe des Ortes und Tages einen Vordruck in der 
Weiſe benutzt, daß die Worte „Witten a. d. Ruhr“ überhaupt 
nicht und in der Jahreszahl die Ziffer 1 ebenfalls nicht von 
ſeiner Hand herrühren. Das Teſtament befand ſich jedoch in 
einem verſiegelten Umſchlage, der die von dem Erblaſſer ſelbſt 
geſchriebene Auffchrift trägt: „Teſtament von Guſtav W., 
Witten am 14./7. 1900“. Beides, der Umſchlag und das in 
ihm enthaltene Teſtament befanden ſich wiederum in einem 
zweiten, gleichfalls verſiegelten Umſchlage und zwar zuſammen 
mit einem an das AG. in W. gerichteten Schreiben. Dieſes 
Schreiben trägt ein Datum: „Witten (Ruhr) den 14. Juli 1900“, 
welches ebenfalls durch Ausfüllung eines Vordrucks hergeſtellt 
iſt. Der Erblaſſer bittet darin das Gericht unter der Anzeige, 
daß ihm dieſer Brief mit eingeſchloſſenem Teſtamente nach 
ſeinem Tode zugehen werde, das Teſtament zu öffnen und 
demnächſt zur Ausführung zu bringen. Auf Grund dieſes 
Teſtaments hat Kläger auf Herausgabe der Erbſchaft geklagt. 
Die Klage wurde von den Vorinſtanzen zurückgewieſen. RG. 
beftätigte: Der Berufungsrichter geht davon aus, daß die in 
§ 2231 Nr. 2 für das eigenhändige Teſtament vorgeſchriebene 
handſchriftliche Beurkundung nicht allein die fachliche Erklärung 
des Erblaſſers ſondern auch die Angabe des Ortes und Tages 
der Errichtung zu umfaſſen habe. Mit Unrecht wird die 


Richtigkeit dieſes Rechtsſatzes von der Reviſion in Zweifel 


gezogen. Muß die Erklärung „unter Angabe des Ortes und 
Tages“ von dem Erblaſſer eigenhändig geſchrieben und unter⸗ 
ſchrieben werden, fo bedeutet dies bei ungezwungener Geſetzes⸗ 
auslegung nicht eine formfreie Datierung neben einer gleich⸗ 
zeitigen Steigerung der an die Erklärung ſelbſt geſtellten 
Schriftlichkeitsanforderungen (vgl. 8 126 Abſ. 1 BGB.), ſo 
daß es nur auf einen zeitlichen und höchſtens noch auf einen 
räumlichen Zuſammenhang zwiſchen der Orts⸗ und Tagesangabe 
und der Erklärung ankäme. Es iſt damit vielmehr die von 
dem Erblaſſer in eigner Perſon vorzunehmende handſchriftliche 
Beurkundung einheitlich für die ganze Urkunde und ſo auch 
für das Datum als einem ihrer weſentlichen Beſtandteile vor⸗ 
geſchrieben. Nur das Unterſchriftserfordernis des § 2231 
Nr. 2 BGB. iſt, wie in der Rechtſprechung bereits feſtſteht, 
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auf die ſachliche Erllärung des Erblaſſers beſchränkt, ſo daß die 
Angabe des Ortes und Tages auch ununterſchrieben der Er⸗ 
klärung räumlich nachfolgen darf (RG. 52, 277 ff). Die 
Formanforderungen an das Datum noch weiter herabzuſetzen, 
verbietet die Rückſicht auf die Rechtsſicherheit. Denn entweder 
gilt das Gebot der eigenhändigen Niederſchrift auch für die 
Angabe des Ortes und Tages oder es gilt für ſie überhaupt 
nicht. Im letzteren Falle wären ungeſchriebene Datierungen 
aller Art, alſo nicht nur ſolche, die unter Benutzung eines 
Vordrucks hergeſtellt ſind, ſondern auch Vermerke durch Stempel⸗ 
aufdruck oder in Maſchinenſchrift für hinreichend zu erachten 


und ſogar bei handſchriftlichen Vermerken von fremder Hand. 


käme es auf die Frage an, ob der Erblaſſer fie als Teil der 
Urkunde in dieſe hineinnehmen wollte oder ob ſie ohne ſeinen 
Willen mißbräuchlich hinzugeſetzt ſind. Es erſcheint aus⸗ 
geſchloſſen, daß es in der Abſicht der Geſetzgebung gelegen 
haben könnte, die Entſcheidung über die Rechtsgültigkeit des 
eigenhändigen Teſtaments von dem Ergebnis derartiger Unter⸗ 
ſuchungen abhängig zu machen. (Wird weiter ausgeſührt.) 
Hieraus ergibt ſich für den vorliegenden Fall, inſoweit als 
das Teſtament vom 14. Juli 00 unmittelbar mit einem 
Datum verſehen iſt, daß zwar die Angabe des Tages der Er⸗ 
richtung, wenn man die von dem Erblaſſer geſchriebenen Worte 
und Ziffern allein gelten läßt, für genügend angeſehen werden 
könnte. Es fehlt dagegen an einer von der eigenen Hand des 
Erblaſſers herrührenden ſchriftlichen Angabe des Errichtungs⸗ 
ortes und da dieſer weſentliche Formbeſtandteil durch die Ver⸗ 
wendung eines Vordrucks nicht erſetzbar iſt, ſo iſt das 
Teſtament gemäß 8 125 Satz 1 BGB. nichtig, es ſei denn, 
daß dieſer, der Teſtamentsurkunde anhaftende Formmangel 
durch die Datierung des inneren Umſchlages oder durch das 
Datum des an das AG. in W. gerichteten Schreibens vom 
14. Juli 00 aufgewogen wird. Von vornherein ungeeignet 
iſt hierzu das eben bezeichnete Schreiben, weil das Wort 
„Witten (Ruhr)“ in ihm ebenſalls nicht geſchrieben ſondern 
gedruckt iſt. Der Berufungsrichter hält aber auch die Aufſchrift 
des inneren Umſchlages: „Teſtament von Guſtav W., Witten 
am 14./7. 1900”, obwohl fie vollſtändig von der Hand des 
Erblaſſers herrührt, nicht für geeignet, die der Teſtaments⸗ 
urkunde fehlende Ortsangabe zu erſetzen. Er führt aus: der 
Umſchlag bilde keine Fortſetzung des Teſtaments, ſeine Auf⸗ 
ſchrift ſei nur eine Inhaltsangabe. Die Annahme, daß der 
Erblaſſer vielleicht von Zweifeln über die Ordnungsmäßigkeit 
der Datierung auf dem Teſtamente erfüllt geweſen ſei und 
aus dieſem Grunde die Hülle des Teſtaments nochmals mit 
einem eigenhändig geſchriebenen Datum verſehen habe, ſei 
verfehlt. Denn unter ſolcher Vorausſetzung würde der Erb⸗ 
laſſer, wie anzunehmen ſei, das ganze Teſtament in eine andere 
Form gebracht oder ſofort anders datiert, außerdem aber auch 
nicht wie geſchehen den Monat der Errichtung nur mit einer 
7 bezeichnet haben. Die Reviſion hält das für unrichtig. Sie 
verweiſt auf das bereits erwähnte Urteil des Senals in 
RG. 52, 277 ff. und behauptet, daß das Datum des Um⸗ 
ſchlages ſo, wie in dieſer Entſcheidung verlangt werde, zu dem 
Teſtamente in eine räumliche Beziehung geſetzt ſei, vermöge 
deren ſich ſeine Beſtimmung, den Ort und Tag der getroffenen 
letztwilligen Verfügung zu kennzeichnen, hinreichend erſehen 
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laſſe. Stände die Richtigkeit dieſer Behauptung tatſächlich feſt, 
ſo würde der Reviſion beigetreten und das Berufungsurteil 
aufgehoben werden müſſen. Allein der Berufungsrichter hat 
eine entgegengeſetzte tatſächliche Feſtſtellung getroffen. Seiner 
Annahme nach bildet der Umſchlag mit ſeiner Aufſchrift keinen 
Teil des Teſtaments. Das Teſtament war, wenngleich mit 
einem Formfehler behaftet, ſo doch äußerlich fertig, als der 
Erblaſſer es mit einem doppelten Umſchlage und den inneren 
Umſchlag mit einer Aufſchrift verſah, durch die er auf den 
Inhalt, nämlich auf das abgeſchloſſene Teſtament hinwies. 
Der Berufungsrichter verneint ausdrücklich, daß die Umſchlags⸗ 
aufſchrift eine Fortſetzung des Teſtaments bilde. Rechtliche 
Verſtöße liegen ſeiner Annahme nicht zugrunde. Insbeſondere 
ſteht der Inhalt der Teſtamentsurkunde und der Umſchlags⸗ 
aufſchrift nicht in einem unvereinbaren Widerſpruch zu der 
Annahme, daß beide Schriftſtücke eine ſelbſtändige Bedeutung 
haben. Die nur äußere Verbindung zwiſchen dem Teſtamente 
und dem Umſchlage reicht ebenſowenig hin, wie wenn die Um⸗ 
hüllung des Teſtaments mit einem anderen Schrifiſtücke her⸗ 
geſtellt wäre, das ſeinem Inhalte nach mit dem Teſtamente 
überhaupt nichts zu tun hätte. Hat, wie der Berufungsrichter 
annimmt, der Erblaſſer nicht den Willen gehabt, mit der 
Teſtamentserrichtung fortzufahren, als er den Umſchlag 
mit der Aufſchrift verſah, jo kann ſchon aus dieſem Grunde 
weder dieſe Auffchrift noch auch das in ihr enthaltene Orts⸗ 
datum als Beſtandteil des Teſtamentes gelten. An dieſe 
tatſächlichen Erwägungen aber war das Reviſionsgericht nach 
§ 501 ZPO. gebunden. W. c. W., U. v. 2. April 08, 
418/07 IV. — Cöln. N 

22. 5 2242 Abſ. 3 BGB. in Verb. mit 8 177 Abſ. 3 
FGG. — Unterſchrift der Beteiligten vor der notariellen Be⸗ 
urkundung, daß „unterſchrieben“ ſei.] 

Das AG. hatte den Antrag, auf Grund eines Teſtaments 
einen Erbſchein zu erteilen, abgelehnt, weil es das Teſtament 
wegen unvollſtändiger Erfüllung der Geſetzesform für nichtig 
hielt. Der dagegen erhobenen Beſchwerde hatte das LG. ſtatt⸗ 
gegeben und die Erteilung des Erbſcheins angeordnet. Hier⸗ 
gegen wurde weitere Beſchwerde erhoben. In der Begründung 
derſelben wurde übereinſtimmend mit der Begründung des amts⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes das über die Errichtung des Teſtaments 
aufgenommene Protokoll aus dem Grunde bemängelt, weil es 
am Schluſſe wie folgt lautet: „Worüber Protokoll in Gegen⸗ 
wart des Notars, der Teſtiererin und der Zeugen vorgeleſen, 
von der Teſtiererin genehmigt und von ihr, den Zeugen und 
dem Notar eigenhändig wie folgt: Katharina M., Bernhard B., 
Adam B. unterſchrieben. St., Großh. Notar“. Es wurde be⸗ 
hauplet, die Unterſchriften der Zeugen deckten, da fie dem Worte 
„unterſchrieben“ vorangingen, nicht die Feſiſtellung. daß die 
Erblaſſerin das Protokoll unterſchrieben habe; es ſei nicht, wie 
§ 2242 Abi. 3 BGB. vorſchreibe, das ganze Protokoll von 
den Zeugen als mitwirkenden Perſonen ebenſo wie von dem 
Notar unterſchrieben worden. Das OLG. hielt die weitere 
Beſchwerde für unbegründet, glaubte jedoch eine ſeiner Rechts⸗ 
auffaſſung entſprechende Entſcheidung nicht erlaſſen zu dürfen, 
weil dies ſeiner Annahme nach in einem Widerſpruche ſtehen 
würde damit, daß in dem Beſchluſſe des RG. in RG. 62, I ffl. 
ausgeſprochen ſei, die mitwirkenden Perſonen hätten ihre Unter⸗ 
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ſchriften an das äußerſte Ende der Urkunde zu ſetzen. Es 
komme daher § 28 Abſ. 2 FGG. zur Anwendung. Freilich 
ſei nicht zu verkennen, daß, wenn die reichsgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung weniger ſtreng wörtlich ausgelegt werde, ein Wider⸗ 
ſpruch mit ihr nicht vorliege. Aus den Gründen: Die Ab⸗ 
weichung der Rechtsauffaſſung des OLG. von der reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung iſt in der Tat nur eine ſcheinbare. 
Das RG. hatte über die Frage zu entſcheiden, ob die im 8 177 
Abſ. 1 Satz 2 FGG. vorgeſchriebene Feſtſtellung, daß das 
Protokoll vorgeleſen, von den Beteiligten genehmigt und von 
ihnen unterſchrieben worden ſei, einer Unterzeichnung durch die 
Beteiligten bedarf. Dies wurde verneint und dabei auf den 
Gegenſatz hingewieſen, mit dem das Geſetz von den mitwirkenden 
Perſonen verlange, daß ſie vermöge ihrer gemäß 8 177 Abf. 3 
an das äußerſte Ende der Urkunde zu ſetzenden Unterſchriften 
den Geſamtinhalt aller den Verhandlungs⸗ und Beurkundungs⸗ 
vorgang betreffenden Protokollangaben als richtig zu bekräftigen 
hätten. Das weſentliche dieſer Ausführung beſtand in der 
Klarſtellung der den Unterſchriften der mitwirkenden Perſonen 
zukommenden ſachlichen Bedeutung, der ſie räumlich nur dann 
entſprechen können, wenn ſie den äußeren Abſchluß des ganzen 
Protokolls bilden. Nun läßt ſich aber weder erſehen, daß das 
OLG. die mit § 177 Abſ. 3 übereinſtimmende Vorſchrift des 
8 2242 Abſ. 3 BGB. in ſachlicher Beziehung anders aus⸗ 
legt als das RG., noch auch daß es äußerlich den Unter⸗ 
ſchriften der mitwirkenden Perſonen eine Stelle anweiſen will, 
die der ſachlichen Bedeutung des Unterſchriftserforderniſſes in 
anderer Weiſe oder überhaupt nicht entſpräche. Gehören dieſe 
Unterſchriften, wie das RG. es bezeichnet hat, an das äußerſte 
Ende der Urkunde, ſo darf das nicht in einem rein äußerlichen 
und buchſtäblichen Sinne verſtanden werden, der eine Ab⸗ 
weichung ſelbſt dann nicht zuließe, wenn den an die be⸗ 
urkundende Tätigkeit der mitwirkenden Perſonen zu ſtellenden 
ſachlichen Anforderungen nach dem Inhalte und der äußeren 
Geſtalt der Urkunde in ausreichendem Maße entſprochen worden 
iſt. Haben wie vorliegend die Zeugen das Protokoll nicht nur 
tatſächlich unterſchrieben, ſondern auch, indem ſie damit über 
die geſetzlichen Erforderniſſe hinausgehen, von ſich ſelbſt geſagt, 
fie hätten dies getan, und läßt fi) unmittelbar aus der Ur⸗ 
kunde ſelbſt erſehen, daß die Zeugen vermöge ihrer Unterſchriften 
nach deren Zuſammenhang mit dem umgebenden Texte von der 
Erblaſſerin dasſelbe bezeugen wie von ſich ſelbſt, ſo wider⸗ 
ſtreitet es nicht dem dritten Abſatz des 8 177 in der ihm durch 
die reichsgerichtliche Entſcheidung beigelegten Bedeutung, wenn 
das OLG. in einem gleichliegenden Falle dieſe Geſetzesvorſchrift 
und daran auch im gegebenen Falle die des 8 2242 Abſ. 3 
BGB. als gewahrt annehmen will. Unter dieſen Umſtänden 
hat das RG. die durch 5 28 Abſ. 2 86G. vorgeſchrie benen 
Bedingungen ſeiner Zuſtändigkeit nicht als erfüllt angeſehen. 
Beſchwerde M., Beſchl. v. 15. April 08, B 139/08 IV. — 
Darmſtadt. 

Zivilprozeß ordnung. 

23. 8256 ZPO. Zuläſſigkeit der Feſtſtelluͤngsklage bei 
Wegfall des Intereſſes während des Prozeſſes? Rechtliches 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung 2] 

Der Kläger und Reviſionskläger begehrt die Feſtſtellung 
der Verpflichtung der Beklagten, die Albrechtſtraße bis zum 


1. Juli 1906 freizulegen. Die Reviſion konnte keinen Erfolg 
haben. Der Berufungsrichter begründet die Abweiſung dieſes 
Antrages damit, daß inzwiſchen der 1. Juli 1906 heran⸗ 
gekommen und der Kläger ſeitdem in der Lage geweſen ſei, 
die Leiſtungsklage, zu welcher er durch den Feſtſtellungsantrag 
die erforderliche Grundlage gewinnen wollte, ſei es auf Schadens⸗ 
erſatz oder auf Bewirkung der Offenlegung zu erheben, ſo daß 
er an der begehrten Feſtſtellung kein erſichtliches Intere ſſe mehr 
habe. Die Reviſion greift dieſe Entſcheidung an mit der Aus⸗ 
führung, daß der Wegfall des Intereſſes an der Feſtſtellung 
während des Prozeſſes die Zuläſſigkeit der Feſiſte llungsklage, 
wenn deren Vorausſetzungen zur Zeit der Klagerhebung vor⸗ 
lagen, nicht beſeitigen könne, wofür ſie ſich auf eine Entſcheidung 
des III. 8 S. des RG. vom 29. Mai 1900, III. 91/00 
(JW. 00, 5519 beruft. Es kann jedoch dahingeſtellt bleiben, 
ob dieſer Anſicht beigetreten werden könnte (vgl. dagegen 
Gaupp⸗Stein ZPO. Bd. 1 8 256 Anm. IV. 6, S. 577 der 
8./9. Aufl.), denn es kann nicht anerkannt werden, daß der 
Kläger, als er im Januar 1906 die vorliegende Klage erhob, 
ein rechtliches Intereſſe daran hatte, alsbald feſtgeſtellt zu 
wiſſen, daß die Beklagten die Freilegung der Albrechtſtraße 
bis zu dem nahen Zeitpunkt des 1. Juli ſelbigen Jahres zu 
bewirken hätten. Da dieſe Feſtſtellung, wie der Berufungs- 
richter anführt, nach der Erklärung des Klägers die Grundlage 
eines demnächſtigen Intereſſenanſpruchs bilden ſollte, iſt ohne 
weiteres nicht erſichtlich, welches rechtliche Intereſſe der Kläger 
bei Erhebung der Klage an ſolcher alsbaldigen Feſtſtellung 
haben konnte. Die Feſtſtellungsklage war daher von vorn⸗ 
herein unbegründet. M. c. V., U. v. 28. März 08, 374/07 v. 
— m. 

24. 88 256, 304 ZPO. Auslegung des auf eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage ergangenen Zwiſchenurteils, das als ſolches an 
ſich nicht erlaſſen werden durfte.] 

Am 17. Juli 1904 hat der Kläger, als er auf einem dem 
Beklagten gehörigen einſpännigen Wagen nach der Bahnſtation 
P. fuhr, einen Unfall erlitten. Er fordert von dem Beklagten 
Schadenserſatz mit dem Antrag, ihn zur Zahlung von 633,20 
nebſt Zinſen zu verurteilen und feſtzuſtellen, daß der Beklagte 
verpflichtet ſei, ihm den Schaden zu erſetzen, der ihm in der 
Zeit nach dem 13. September 1904 an Heilungskoſten und 
durch Verminderung ſeiner Erwerbsfähigkeit erwachſe. Das 
LG. erkannte, daß der Klaganſpruch dem Grunde nach gerecht⸗ 
fertigt ſei, das KG. hat die vom Beklagten eingelegte Be⸗ 
rufung zurückgewieſen und die Sache zur weiteren Verhandlung 
und Entſcheidung an die I. Inſtanz zurückverwieſen. Das 
RG. wies die Reviſion des Beklagten mit der Maßgabe zurück, 
daß der Klaganſpruch, ſoweit Kläger Zahlung von 633,20 4 
gefordert hat, dem Grunde nach für berechtigt erklärt wurde 
und ſtellte feſt, daß der Beklagte verpflichtet ſei, dem Kläger 
auch den Schaden zu erſetzen, der dieſem infolge des erlittenen 
Unfalls durch Aufwendung von Heilungskoſten und Be⸗ 
einträchtigung ſeiner Erwerbsfähigkeit in der Zeit ſeit dem 
13. September 1904 erwachſen iſt und noch erwachſen wird. 
Aus den Entſcheidungsgründen: An ſich berechtigt iſt der 
Revifionsangriff, daß über die Klage, ſoweit ſie auf Feſtſtellung 
der Schadenserſatzpflicht des Beklagten für die Zeit nach dem 
13. September 1904 gerichtet war, ein Zwiſchenurteil nach 
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8 304 ZPO. nicht erlaſſen werden konnte. Denn da für 
dieſe Zeit ziffermäßig beſtimmte Anſprüche nicht erhoben worden 
find und nach Lage der Sache im Wege der Feſtſtellungsklage 
nicht erhoben werden konnten, ſo war inſoweit eine Trennung 
der Entſcheidung nach Grund und Betrag nicht möglich, und 
es blieb, wenn der Anſpruch für dem Grunde nach berechtigt 
erklärt wurde, nichts mehr übrig, worüber in dem ſpäteren 
Endurteil entſchieden werden könnte. Nach der Angabe am 
Schluſſe des zweiten Tatbeſtandes und den darauf bezüglichen 
Bemerkungen in den Entſcheidungsgründen des Berufungsurteils 
hat das Reviſionsgericht angenommen, daß die Vorinſtanz in 
Übereinſtimmung mit den Parteien davon ausgegangen iſt, die 
Entſcheidung im erſten Urteil habe, ſoweit ſie die Feſtſtellungs⸗ 
klage betraf, den Sinn haben ſollen, daß der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Klägers für die Zeit nach dem 13. September 
1904 feſtgeſtellt werde. Dementſprechend muß auch das Be⸗ 
rufungsurteil dahin verſtanden werden, daß die Verurteilung 
des Bellagten nach dem Feſtſtellungsantrage beſtätigt wird. 
Sachliche Bedenken find von der Reviſion hiergegen nicht 
geltend gemacht worden und liegen auch nicht vor, insbeſondere 
darf als unſtreitig angeſehen werden, daß die Folgen des vom 
Käger am 17. Juli 1904 erlittenen Unfalls bis zum 13. Sep⸗ 
tember 1904 noch nicht vollſtändig beſeitigt waren, insbeſondere 
mit der Notwendigkeit weiterer Heilungsverſuche zur Beſeitigung 
des die Erwerbsfähigkeit des Klägers beeinträchtigenden, auf 
den Unfall zurückzuführenden krankhaften Zuſtandes zu rechnen 
war, ſich aber zur Zeit der Klaganſtellung noch nicht genügend 
überfehen ließ, wie ſich die Verhältniſſe weiter geſtalten würden. 
gl. die mit der Klage beigebrachten ärztlichen Zeugniſſe 
Bl. 3 und 5 der Akten. Unter dieſen Umſtänden erſchien eine 
Aufhebung des Berufungsurteils, ſoweit es die Feſtſtellungs⸗ 
lage betrifft, und eine dementſprechende Zurückverweiſung der 
Sache an die Vorinſtanz nicht geboten, das Reichsgericht konnte 
ſich vielmehr darauf beſchränken, die inkorrekte Faſſung der 
Entſcheidung über die Feſtſtellungsklage durch eine andere zu 
aſetzen. Hierdurch erfährt die in dem Berufungsurteil aus⸗ 
geſprochene Zurückverweiſung der Sache an das Landgericht die 
ſelbſtverſtändliche Einſchränkung, daß fie nun bloß noch auf die 
weitere Verhandlung und Entſcheidung betreffs der Leiſtungs⸗ 
lage zu beziehen iſt. D. c. F., U. v. 2. April 08, 311/07 VI. 
— Berlin. 

25. 8 256 ZPO. Abweiſung einer Feſtſtellungsklage 
als unzuläffig und ſachlich unbegründet.] 

Der Berufungsrichter hat die von den Klägern auf Grund 
des 3 256 3P0. erhobene Feſtſtellungsklage als unzuläſſig 
imd auch als ſachlich unbegründet abgewieſen. Dieſes erſcheint 
verfehlt und widerſpruchsvoll. Erachtet der Richter eine 
defftellungsklage aus 8 256 ZPO. oder überhaupt eine bei 
ihm angebrachte Klage (z. B. wegen unzuläffiger Klagänderung 
oder wegen Unzuläſſigkeit des Nechtsweges) für prozeſſual 
unftattbaft, fo muß er fie auf Grund ihrer Unzuläſſigkeit 
— mit den ſich daraus ergebenden Rechtsfolgen — abweiſen; 
es iſt dann für eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt, alſo 
darüber, ob der geltend gemachte Anſpruch materiell rechtlich 
begründet iſt oder nicht, gar kein Raum mehr und der Richter 
u einer ſolchen Entſcheidung — mit den ſich aus ihr ergebenden 
weitgehenden Rechtswirkungen — ſeiner eigenen Auffaſſung 
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nach, auf Grund deren er Recht zu ſprechen hat, nicht berufen. 
Er darf daher, wenn er eine Klage für unzuläſſig erachtet, 
nicht noch über das materielle Recht entſcheiden, und er darf 
dieſes auch deshalb nicht, weil ſonſt, wenn ein derartiges die 
Klage als unzuläſſig und als unbegründet abweiſendes Urteil 
in Rechtskraft übergeht, völlig zweifelhaft bleibt, ob die Klage 
nur wegen ihrer Unſtatthaftigkeit oder wegen Fehlens des 
geltend gemachten Rechts abgewieſen iſt, ob alſo über den 
erhobenen Anſpruch überhaupt entſchieden iſt (§S 322 ZPO.). 
Demgemäß hat das RG. und insbeſondere auch der jetzt 
erkennende Senat ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß, wenn 
der Berufungsrichter eine Klage als unſtatthaft und im übrigen 
auch noch als ſachlich unbegründet abgewieſen hat, von dem RG. 
in eine Prüfung dieſer zweiten prozeßwidrigen Entſcheidung 
nicht einzutreten iſt, letztere vielmehr unberückſichtigt zu laſſen 
und als nicht vorhanden zu erachten iſt. (RG. 41, 369; 
Gruchots Beitr. 45, 646; JW. 97, 165°; 98, 2815; 
02, 250°) Danach iſt auch im vorliegenden Falle lediglich 
zu prüfen, ob die erhobene Feſtſtellungsklage zuläſſig iſt oder 
nicht. Dieſe Frage iſt, im Gegenſatz zu dem Berufungsrichter, 
zu bejahen. Der Berufungsrichter hat die Zuläſſigkeit nur 
um deswillen verneint, weil die Kläger die Leiſtungsklage 
hätten erheben können; zur Begründung deſſen führt er aus: 
Ein Intereſſe der Kläger daran, die Feſtſtellungsklage der 
Leiſtungsklage voranzuſchicken, ſei nicht erſichtlich; nach der 
inzwiſchen eingetretenen Auflöſung des von den Klägern 
behaupteten Geſellſchaftsverhältniſſes könnte der Beklagte nach 
Sachlage nur aus 8 735 BGB. für den auf jeden der 
drei Vertragsgenoſſen entfallenden Anteil am Verluſt mit 
4891,91 4 haftbar gemacht werden; die Zahlung desſelben 
an die Geſellſchaft ſchon jetzt zu fordern, beſtände kein Hindernis. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Kläger eine Leiſtungsklage 
auf fofortige Zahlung von 4 891,91 & an fie hätten erheben 
können; auch wenn man dieſes mit dem Berufungsrichter 
annehmen wollte, ſo waren ſie doch in keiner Weiſe verpflichtet, 
eine ſolche zu erheben. Wenn ſie wirklich berechtigt ſein ſollten 
und auch ſchon zur Zeit der Klagerhebung berechtigt geweſen 
fein ſollten, von dem Beklagten ſofortige Zahlung der 4 891,91 4 
an fie zu fordern, fo waren ſie doch ſicherlich auch berechtigt, 
ſich in ihren Rechten zu beſchränken und die Rechte, 
die ihnen zuſtehen mochten, nicht in vollem Umfange geltend 
zu machen, ſondern nur zu verlangen, daß der Beklagte dann 
Zahlung an ſie leiſte, wenn ſie ihrerſeits den Gläubiger H. 
befriedigt haben werden. Da der Beklagte aber den Klägern 
auch dieſes Recht beſtritt, hatten ſie ein ſehr erhebliches 
wirtſchaftliches und rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen 
Feſtſtellung des von ihnen nur beanſpruchten Rechts, nämlich 
Zahlung von dem Beklagten zu verlangen, nachdem ſie 
Zahlung an H. geleiſtet haben werden. L. c. P., U. v. 
7. April 08, 610/07 II. — Colmar. | 

26. 8 304 3PO. Zwiſchenurteil 7] 

Die Kläger erhoben gegen den Beklagten Schadenserſatz⸗ 
klagen mit der Begründung: ſie (oder ihre Rechtsvorgänger) 
hätten in der zweiten Hälfte des Jahres 1899 ſowie im Jahre 
1900 Aktien einer inzwiſchen in Konkurs geraten geweſenen 
Aktiengeſellſchaft gekauft. Dazu ſeien ſie lediglich durch, von 
dem Beklagten als dem alleinigen Vorſtand der Geſellſchaft in 
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den Jahren 1896, 1897, 1898, 1899 und 1900 gefälfchte und 
veröffentlichte Bilanzen, die von ihm abgefaßten entſprechenden 
Geſchäftsberichte der Geſellſchaft und die von ihm künſtlich in 
die Höhe getriebenen, ſtets ſteigenden Dividenden, die ihnen die 
Aktiengeſellſchaft als eine glänzende Kapitalsanlage hätten 
erſcheinen laſſen, beſtimmt worden. Sie hätten die Aktien teils 
nur zu erheblich niedrigeren Kurſen wieder verkaufen können 
teils als nicht verkäuflich noch in Beſitz. Für den ihnen danach 
eniſtandenen Schaden ſei ihnen der Beklagte verantwortlich, der 
überall vorſätzlich und in dem Bewußſein gehandelt habe, daß 
durch ſeine Handlungsweiſe andere zu ihrem Schaden zum 
Erwerbe von Aktien verleitet werden würden. — Der Beklagte 
beantragte Abweiſung der Klagen, indem er unter anderem auch 
geltend machte, daß er jedenfalls einen Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe der noch im Beſitz der Kläger befindlichen Aktien habe. 
Hierbei kamen insbeſondere junge, nachträglich ausgegebene 
Aktien der Geſellſchaft in Frage, wozu die Kläger erklärten, 
daß die noch nicht verkauften jungen Aktien der fünften und 
ſechſten Million des Aktienkapitals dem Beklagten zur Verfügung 
ſtänden. Das LG. verurteilte (nach Verbindung der Klagen) 
den Beklagten zur Zahlung der von den einzelnen Klägern 
geforderten Beträge, den einzelnen Klaganträgen gemäß. Das 
OLG. erkannte durch Zwiſchenurteil: „Vorbehaltlich der 
Entſcheidung der Frage, ob und in welchem Umfange den 
Klägern Schaden erwachſen iſt, werden die von den Klägern 
geltend gemachten Schadenserſatzanſprüche mit der Maßgabe 
für begründet erklärt, daß die Kläger die noch nicht verkauften 
jungen Aktien dem Beklagten gegen Zahlung der ihnen 
gebührenden Beträge herauszugeben haben.“ Die Reviſion 
wurde aus folgenden Gründen als unzuläſſig verworfen: Es 
liegt ein mit der Reviſion anfechtbares Urteil, insbeſondere ein 
Zwiſchenurteil gemäß 8 304 ZPO. nicht vor. Daß der 
Berufungsrichter ein Zwiſchenurteil der erwähnten Art nicht hat 
erlaſſen wollen, kann einem Zweifel nicht unterliegen; er ſagt 
es ſelbſt ausdrücklich und hebt dabei hervor, er könne kein der⸗ 
artiges Urteil (über den Grund der erhobenen Anſprüche) 
erlaſſen, da noch nicht einmal feſtſtehe, daß die Kläger überhaupt 
Schaden erlitten hätten. Es iſt aber ferner, wie ſchon hieraus 
und aus der Urteilsformel erhellt, von dem Berufungsrichter 
ein Urteil aus 8 304 auch in Wirklichkeit nicht erlaſſen worden. 
Die Anſprüche waren nach Grund und Betrag ſtreitig. Ein 
Zwiſchenurteil aus $ 304 würde dann vorliegen, wenn der 
Berufungsrichter über den Grund vorab entſchieden hätte; die 
Schadenserwachſung iſt eine notwendige Vorausſetzung des 
Anſpruchs auf Schadenserſatzleiſtung und alſo des Grundes 
des Anſpruchs; über dieſe notwendige Vorausſetzung und ſomit 
über den Grund des Anſpruchs iſt nicht entſchieden. In der von dem 
Reviſionskläger zur Begründung der von ihm behaupteten Zuläſſig⸗ 
keit der Reviſion angezogenen Entſcheidung in RG. 42, 397 
handelte es ſich um einen ganz anderen Sachverhalt; dort 
war unter 1 des damals in Frage ſtehenden Zwiſchen⸗ 
urteils der mit der Klage erhobene Anſpruch materiell für 
gerechtfertigt erklärt; der Ausſpruch dort unter J umfaßte den 
ganzen ſtreitigen Anſpruch bis auf den Betrag. Das iſt 
hier gerade nicht der Fall, es iſt nicht der ganze Anſpruch bis 
auf den Betrag, es iſt auch der Anſpruch ſelbſt, ſein Grund, 
noch nicht feſtgeſtellt. Hat danach weder der Berufungsrichter 
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ein Zwiſchenurteil aus § 304 erlaſſen wollen noch liegt ein 
ſolches in Wirklichkeit vor (JW. 07, 33718), fo war die 
Reviſion zu verwerfen. B. c. F. & G. u. Gen., U. v. 3. April 08, 
607/07 II. — Frankfurt. 

27. SS 308, 540 ZPO. Mangel der Reviſionsſumme 
bei einem unbeſtimmten Klagantrage.] | 

Die Klägerin hat beantragt, „die Beklagte zu verurteilen, 
an die Klägerin 2 500 .# oder mehr oder weniger, wie hoch 
der Betrag gerichtsſcits feſtgeſetzt werden wird, zu zahlen“. Der 
Betrag von 2 500 / iſt in der Klagſchrift dahin liquidiert: 
„Die Klägerin laſſe ſich an der vereinbarten Vergütung von 
6000 % gemäß $ 649 BGB. anrechnen, was fie infolge der 
Aufhebung des Vertrages erſpart, nämlich 2 300 &, welche 
fie für Material, 1 200 , welche fie für Arbeitslöhne hätte 
aufwenden müſſen (Beweis: Gutachten Sachverſtändiger); den 
Reſt mit 2500 % fordere fie als den ihr entgangenen Ge: 
winn, unterwerfe ſich aber bezüglich der Höhe allenthalben 
richterlichem bezüglich ſachverſtändigem Ermeſſen.“ Hier gibt 
die Klägerin ſelbſt an, daß ihre Aufwendungserſparnis 3500 % 
betrage. Eine Ermäßigung dieſer Erſparnis und folgeweiſe 
eine Erhöhung der klägeriſchen Reſtforderung durch richterliches 
Ermeſſen war demnach ausgeſchloſſen. Es war vielmehr 
materiell zugrunde zu legen, was die Klägerin gegen ſich ſelbſt 
angibt, daß nämlich die Aufwendungserſparnis weniger als 
3500 / nicht betrage, und es war formell als Grenze des 
zuſprechenden Urteils der beantragte Betrag von 2 500 & ge: 
mäß 8 308 ZPO. einzuhalten. Falls aber infolge einer be: 
klagtiſchen Gegenbehauptung, daß die Erſparnis eine höhere, 
der Reſt der Vergütung alſo geringer ſei, ein Sachverſtändigen⸗ 
beweis erhoben und in dieſem Beweisverfahren eine Bemeſſung 
der Erſparnis unter 3 500 „/ angeregt wurde, dann bedeuteten 
die Klagantragsworte „oder mehr“ lediglich, daß die Klägerin 
ſich vorbehalte, ihren Antrag über 2500 / hinaus zu erhöhen. 
Der gegenwärtige Streit⸗ und Reviſionswert beträgt alſo nur 
2500 .#. Die Reviſion iſt hiernach wegen Mangels der 
Reviſionsſumme als unzuläſſig zu verwerfen. St. & H. e. F., 
U. v. 10. April 08, 233/07 III. — Jena. 

28. 55 515 Abſ. 3 8PO. Die Erklärung, infolge eines 
abgeſchloſſenen Vergleiches werde die Berufung zurückgenommen, 
enthält eine unbedingte Zurücknahme und berechtigt den Gegner 
auch beim Beſtreiten des Vergleichs zum Verluſtigkeitsantrag.] 

Der Beklagte hat gegen das Urteil des LG. C. vom 
6. Oktober 1906, durch das er zur Zahlung von 6 019,86 # 
Hauptſache nebſt Zinſen und Koſten an den Kläger verurteilt 
iſt, Berufung eingelegt, dann aber vor dem Termin zur 
mündlichen Verhandlung in einem Schriſtſatze erklärt, daß er 
die Berufung infolge Vergleichs zurückziehe. Der Anwalt des 
Klägers ſetzte auf die den Gerichtsakten einverleibte Abſchrift 
dieſes Schriftſatzes, die ihm vom Vorſitzenden mit der Anfrage 
vorgelegt wurde, ob die Sache erledigt ſei, die Bemerkung: 
„Diesſeits wird der Vergleich beftritten.” Im Verhandlungs⸗ 
termine vom 20. März 1907 beantragte ſodann der Kläger, 
den Gegner des Rechtsmittels für verluſtig zu erklären und 
ihm die Koſten zur Laſt zu legen. Der Bellagte widerſprach 
dieſem Antrag und beantragte Ausſetzung des Verfahrens, 
indem er ausführte, der Kläger habe durch die erwähnte ſchriſt⸗ 
liche Bemerkung der Zurücknahme der Berufung widerſprochen; er, 
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der Beklagte, wolle aber auch die Zurücknahmeerklärung wegen 
Irrtums anfechten, wenn ein über die Frage des Vergleichs⸗ 
ſchluſſes anhängiger Rechtsſtreit dahin entſchieden würde, 
daß ein Vergleich nicht zuſtande gekommen ſei. Der Kläger 
widerſprach dem Ausſetzungsantrag. Durch Urteil des OLG. 
in C. vom 27. März 1907 wurde der Beklagte der Berufung 
für verluſtig erklärt und ihm die Koſten der Beruſungsinſtanz 
auferlegt. Nach Lage der Sache kommt es nur darauf an, 
ob das Berufungsgericht dem Antrage des Klägers, den Be⸗ 
klagten des Rechtsmittels der Berufung für verluſtig zu er⸗ 
klären, ftattgeben durfte. Dies iſt zu bejahen. Es liegt weder 
ein tatſächlicher noch ein rechtlicher Grund vor, aus dem das 
Berufungsgericht verpflichtet geweſen wäre, den Antrag zu⸗ 
rückzuweiſen. Die Erklärung des Prozeßbevollmächtigten des 
Beklagten, daß er die Berufung infolge Vergleichs zurückziehe, 
enthält eine klare nicht mißzuverſtehende Zurücknahme des 
Rechtsmittels. Die Bezugnahme auf den Vergleich gibt den 
Beweggrund für die Erklärung an, macht aber nicht die Er⸗ 
klärung ſelbſt derart von der Richtigkeit dieſes Beweggrundes 
abhängig, daß ſie nur als bedingte Berufungszurücknahme ver⸗ 
ſtanden werden könnte, bedingt dadurch, daß der Vergleich zu 
Recht beſtehe oder daß die Gegenpartei den Vergleichsabſchluß 
zugebe. Deshalb war auch die Erklärung des Gegners, daß 
er den Vergleich beſtreite, nicht geeignet, der Berufungszurück⸗ 
nahme die ihr vom Geſetze beigelegten Folgen zu entziehen. 
Dieſe Folgen — $ 515 Abſ. 3 ZPO. — knüpft das Geſetz 
unmittelbar an die Zurücknahmeerklärung, es bedarf nicht ihrer 
Verwirklichung durch Urteil noch des Antrages auf Erlaſſung 
des entſprechenden Urteils. Auf die Behauptung, daß der 
Kläger der Zurücknahme widerſprochen habe, iſt der Beklagte 
nicht zurückgekommen; ſie wäre auch unerheblich, da dem 
Berufungsbeklagten, wie das angefochtene Urteil zutreffend aus⸗ 
führt, ein Widerſpruchsrecht gegen die vor der mündlichen 
Verhandlung erfolgende Zurücknahme gar nicht zuſteht. Es 
fragt ſich demnach nur noch, ob etwa die Erklärung des Be⸗ 
klagten, daß er die Berufungszurücknahme wegen Irrtums an⸗ 
zufechten beabſichtige, wenn in dem anhängigen anderweitigen 
Rechtsſtreite der Parteien feſtgeſtellt werden ſollte, daß der 
behauptete Vergleich nicht zuſtande gekommmen ſei, von Er⸗ 
heblichkeit iſt, und ob das Berufungsgericht dem darauf 
geſtützten Ausſetzungsantrag ſtattgeben mußte. Auch das iſt 
zu verneinen. Das Berufungsgericht hält die Anfechtung der 
Rechtsmittelzurücknahme wegen Irrtums grundſätzlich für un⸗ 
zuläſſig. Ob ihm hierin beizutreten wäre, bedarf nicht der 
Entſcheidung. Denn der Beklagte hat feine Zurücknahme⸗ 
erklärung nicht angefochten. Er behauptet auch gar nicht, ſie 
irrtümlich abgegeben zu haben, ſondern bleibt auch jetzt noch 
auf der Behauptung, daß der Rechtsſtreit durch Vergleich 
erledigt ſei, ſtehen. Erſt wenn er damit in einem anderen 
Prozeſſe nicht durchdringen würde, will er ſich auf Irrtum 
berufen. Derartigen zukünftigen Abſichten brauchte der Prozeß⸗ 
gegner und das Gericht nicht Rechnung zu tragen. C. c. E., 
U. v. 20. März 08, 273/07 VII. — Cöln. 

29. SS 1039 — 1042 3 PO. Bezugnahme eines Schieds⸗ 
ſpruchs auf die Begründung eines früheren nicht zugeſtellten 
und niedergelegten Schiedsſpruchs. Zuſtändigkeit des Gerichts, 
bei dem der Schiedsſpruch niedergelegt werden muß. Einwand 
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nachträglicher Einigung gehört nicht in das Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren.] 

1. Die dem Schiedsſpruche vom 25. Auguſt 1905 bei⸗ 
gegebenen „Entſcheidungsgründe“ beſtehen im weſentlichen aus 
einer Bezugnahme auf den Schiedsſpruch vom 15. Juli 1905. 
Die Reviſion macht geltend, dem unftreitig nicht gemäß $ 1039 
ZPO. niedergelegten Schiedsſpruche vom 15. Juli habe nicht 
die Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils (§S 1040 
ZPO.) beigemeſſen werden dürfen, es habe deshalb für den 
zweiten Schiedsſpruch „neuer und beſonderer“ Gründe bedurft, 
bei deren Fehlen dem Aufhebungsantrage (S 1041 Nr. 5 8PO.) 
ſtattzugeben und das Vollſtreckungsurteil nicht zu erlaſſen geweſen 
ſei ($ 1042 Abſ. 2 ZPO.); das Berufungsurteil beruhe fo: 
mit auf einer Verletzung der 88 1041 Nr. 5, 1039, 1040 
3PO. Ob der Auffaſſung der Klägerin beizutreten wäre (vgl. 
dagegen Urteil des RG. vom 23. Oktober 1896, RG. 38, 392), 
kann dahingeſtellt bleiben, weil die gedachte Reviſionsrüge 
ohnehin fehlgeht. Die Entſcheidungsgründe des zweiten Spruchs 
ergeben klar, daß dieſer keineswegs lediglich auf die etwa an⸗ 
genommene Rechtskraft der erſten Entſcheidung als ſolcher 
gegründet worden iſt. Vielmehr hat das Schiedsgericht deutlich 
zum Ausdrucke gebracht, daß es „aus der Begründung“ 
des erſten Spruchs die Pflicht der Beklagten zur Annahme der 
fakturierten Waren und alſo auch zu deren Zahlung herleite. 
Der zweite Schiedsſpruch hat ſomit die durch ihn ausgeſprochene 
Verurteilung zur Zahlung auf dieſelben Gründe geſtützt, 
auf die ſchon der erſte Spruch, ohne die Zahlungspflicht aus⸗ 
zuſprechen, die Annahmepflicht geſtützt hatte. Dabei ſind der 
Kürze halber die dem erſten Spruche beigegebenen Gründe (von 
denen die Reviſion nicht etwa behauptet, daß auch ſie dem 
§ 551 Nr. 5 ZPO. nicht genügten), ſtatt ausführlich wieder⸗ 
holt zu werden, lediglich in Bezug genommen worden. Ob ein 
ſolches Verfahren bei gerichtlichen Urteilen zuläſſig wäre, kann 
auf ſich beruhen; bei Schiedsſprüchen, an deren Begründung 
überhaupt nicht die ſtrengen Anforderungen zu ſtellen ſind, wie 
an die eines gerichtlichen Urteils, unterliegt es keinem Bedenken. 
Ins beſondere kann aus den Beſtimmungen der ZPO. auch nicht 
hergeleitet werden, daß eine ſolche Bezugnahme auf die Gründe 
eines vorangegangenen Schiedsſpruches nur zuläffig wäre, wenn 
dieſer ordnungsmäßig (zugeſtellt und) niedergelegt worden iſt. 
Daß der Schiedsſpruch vom 15. Juli den Parteien, wenn auch 
nur formlos, mitgeteilt worden iſt, ſteht feſt; ſie wußten alſo, 
was die Bezugnahme auf deſſen Gründe inhaltlich beſagte. Der 
gerügte Verſtoß gegen §8 1041 Nr. 5 und 88 1039, 1040 
ZPO. iſt ſonach in dem angefochtenen Urteile nicht zu finden. 
2. Der Schiedsſpruch vom 25. Auguſt iſt auf der Gerichts⸗ 
ſchreiberei der Kammer für Handelsſachen des LG. in Bremen 
niedergelegt worden. Nach § 1039 war er auf der Gerichts⸗ 
ſchreiberei „des zuſtändigen Gerichts“ niederzulegen. Solange 
dies nicht geſchehen war, fehlte es an der von Amts wegen zu 
prüfenden Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungs⸗ 
klage aus 5 1042 wie der (als Widerklage erhobenen) Aufs 
hebungsklage aus $ 1041 3PO. (Urteil des RG. vom 
29. Oktober 1901, RG. 49, 410). Die Zuſtändigkeit des 
Gerichts beſtimmt ſich nach 8 1045 (Urteile des RG. vom 
5. November 1881, RG. 5 S. 401, 402 und vom 25. No⸗ 
vember 1892, RG. 30 S. 354, 355). Darnach war im vor⸗ 
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liegenden Falle das LG. zuſtändig, welches „in einem ſchrift⸗ 
lichen Schiedsvertrag als ſolches bezeichnet“ war, und in Er⸗ 
mangelung einer ſolchen Bezeichnung das LG., welches für die 
gerichtliche Geltendmachung des Anſpruchs zuſtändig ſein würde. 
Bei dem LG. in Bremen war für den von der Klägerin er⸗ 
hobenen Anſpruch unſtreitig weder der allgemeine Gerichts ſtand 
($ 17 ZPO.) noch ein beſonderer Gerichtsſtand (88 20 ff.) 
begründet. Dieſes Gericht war ſomit für die Niederlegung des 
Schiedsſpruchs auf der Gerichtsſchreiberei nur zuſtändig, wenn 
es in einem ſchriftlichen Schiedsvertrag als ſolches be⸗ 
zeichnet war. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß 
dieſes der Fall ſei, und hiergegen wendet ſich die Reviſion. 
Mit Unrecht ſucht die Klägerin dieſem Angriffe mit dem Hin⸗ 
weis auf S 549 ZPO. zu begegnen, wonach in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten über vermögensrechtliche Anſprüche die Reviſion nicht 
darauf geſtützt werden kann, daß das Gericht ſeine örtliche 
Zuständigkeit mit Unrecht angenommen habe. Es handelt ſich 
nicht darum, daß das Gericht ſeine örtliche Zuſtändigkeit zur 


Entſcheidung des Rechtsſtreits mit Unrecht angenommen habe, 


ſondern darum, ob die von Amts wegen feſtzuſtellende, in der 
ordnungsmäßigen Niederlegung des Schiedsſpruchs beſtehende 
Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit von Klage und Widerklage 
erfüllt iſt. Ob in dieſer Hinſicht die angefochtene Entſcheidung 
auf einer Geſetzesverletzung beruht, iſt durch 8 549 der Nach⸗ 
prüfung nicht entzogen. Hieran kann auch der Umſtand nichts 
ändern, daß nach 8 1046 ZPO. die örtliche Zuſtändigkeit für 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits denſelben Vorausſetzungen 
folgt, die die Zuſtändigkeit für die Niederlegung des Schieds⸗ 
ſpruches beſtimmen. Das Berufungsgericht ſtellt nun feſt, daß 
die Frage, ob ein ſchriftlicher Vertrag zwiſchen den Parteien 
geſchloſſen iſt, in der Verhandlung „nicht ausdrücklich erörtert“ 
worden iſt. Gleichwohl wird die gedachte Tatſache „als un⸗ 
ſtreitig“ angenommen, weil die Klage ausdrücklich auf zwei 
„Kontrakte“ verweiſe, „ausweiſe“, welcher verkauft worden iſt, 
und dieſe Ausdrucksweiſe einen ſchriftlichen Vertrag vorausſetze, 
und weil, wenn in dieſer Beziehung etwas nicht in Ordnung 
wäre, die Beklagte, die in ausgiebigſter Weiſe alles mögliche 
herangezogen habe, um das Vollſtreckungsurteil zu vermeiden, 
gewiß nicht verfehlt haben würde, darauf aufmerkſam zu machen. 
Hierin kann jedoch eine ausreichende prozeſſuale Grundlage für 
jene Annahme nicht gefunden werden, zumal da gegenüber der 
geſetzlichen Formvorſchrift des S 1045 ZPO. ein Abſchluß 
durch Briefwechſel nicht genügen würde, vielmehr den Erforder⸗ 
niſſen des 8 126 BGB. genügt ſein müßte. Die dem Be⸗ 
rufungsgerichte, wie erwähnt, von Amts wegen obliegende 
Prüfung forderte hier eine beſtimmte Feſtſtellung des Sach⸗ 
verhalts durch Abung der Fragepflicht gemäß 8 139 38. 
Ob bei Übung dieſer Pflicht ſich das Vorhandenſein eines 
ſchriftlichen Schiedsvertrags im Sinne des 8 126 BGB. er 
geben haben würde, erſcheint in hohem Maße zweifelhaft. 
Jedenfalls unterliegt wegen des mit Recht gerügten Verſtoßes 
gegen 8 139 ZPO. das Berufungsurteil der Aufhebung. 
3. Die Beklagte hatte endlich noch eingewendet, die von ihr 
beanſtandeten 42 Sack Makopeigneuſes ſeien nach Erlaß des 
Schiedsſpruches vom 25. Auguſt von der Klägerin auf Lager 
genommen und durch andere Lieferungen erſetzt worden, die die 
Beklagte angenommen und bezahlt habe, ſo daß der erſte Vertrag 
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in vollem Umfange beiderſeits erfüllt ſei. Iſt dieſe von der 
Klägerin beſtrittene Behauptung tatſächlich richtig, ſo könnte der 
Vorgang rechtlich nur aufgefaßt werden als eine nachträgliche 
Einigung der Parteien, durch die der Schiedsſpruch inſoweit 
außer Kraft geſetzt wurde. Daß dieſer Einwand nicht etwa in 
die Zwangsvollſtreckungsinſtanz (S 767 ZPO.) zu verweiſen, 
ſondern im gegenwärtigen Verfahren zu erledigen iſt, nimmt 
das Berufungsgericht mit Recht an (vgl. Urteil des RG. vom 
6. Februar 1895, JW. 95, 127“, auch Urteil des erkennenden 
Senats vom 18. Juni 1907 VII. 495/06). (Die Aufhebung 
erfolgt wegen zu Unrecht erfolgter Ablehnung von Beweis⸗ 
mitteln.) H. c. K., U. v. 24. März 08, 264/07 VII. — 
Hamburg. 

Konkursordnung. 

30. 5 30 Nr. 1 KD. Bedeutung eines Moratoriums im 
Verhältnis zur Zahlungseinſtellung.] 

In einer am 21. Dezember 1903 ſtattgefundenen Gläubiger⸗ 
verſammlung einer Aktiengeſellſchaft, die um ein Moratorium 
gebeten hatte, wurde ein Moratorium bis zum 31. Januar 1904 
bewilligt und die kleineren Gläubiger, die bis zu 500 ＋ zu 
fordern hatten, wurden befriedigt. In einer ferneren Gläubiger⸗ 
verſammlung vom 29. Januar 1904 wurde ein erneutes 
Moratorium angeſtrebt, das aber an dem Widerſpruch eines 
Gläubigers ſcheiterte. Die Beklagte hatte bereits zur Zeit der 
erſten Gläubigerverſammlung eine Forderung von insgeſamt 
4327 & gegen die Gemeinſchuldnerin erſtritten; fie trat dem 
Moratorium mit der Erklärung bei, das Urteil bis zum Ab⸗ 
laufe der Friſt (d. i. bis zum 31. Januar 1904) nicht voll⸗ 
ſtrecken laſſen zu wollen. Sie erhielt ihre Forderung am 
2. und 18. Februar 1904 bezahlt. Dieſe Zahlung focht der 
Konkursverwalter gemäß 8 30 Nr. 1 Halbſ. 2 KD. an. Das 
OLG. verurteilte, das RG. hob auf: Die angefochtenen 
Zahlungen ſind am 2. und 18. Februar 1904 erfolgt. Der 
Kläger muß alſo, wenn feine auf $ 30 Nr. 1 KO. geftüte 
Klage durchdringen ſoll, nachweiſen, daß die Schuldnerin an 
jenen Tagen ihre Zahlungen eingeſtellt gehabt habe und daß 
dies der Beklagten bekannt geweſen ſei. Der Berufungsrichter 
erachtet die Zahlungseinſtellung für den Zeitpunkt der erſten 
Gläubigerverſammlung, d. i. den 21. Dezember 1903, als 
erwieſen und dagegen wendet ſich zunächſt die Reviſion. In⸗ 
ſoweit konnte ihr jedoch keine Folge gegeben werden. (Wird 
auf Grund der vorliegenden Tatſachen weiter ausgeführt.) 
Allein die Rechtslage änderte ſich durch die Bewilligung des 
Moratoriums bis zum 31. Januar 1904 und dies hat der 
Berufungsrichter nicht genügend berückſichtigt. Die drängenden 
Gläubiger, deren Vorhandenſein für den Begriff der Zahlungs⸗ 
einſtellung gefordert wird, wurden zwar nicht befriedigt, aber 
ſie bewilligten durch die Stundung, der ſie zuſtimmten, weiteren 
Kredit. Mit dem Zuſtandekommen des Moratoriums gab es, 
da die kleineren, nicht davon betroffenen Gläubiger befriedigt 
wurden, keine Gläubiger mehr, die Zahlung forderten und 
fordern konnten. Die Schuldnerin hatte zwar nicht wieder 
ihre Zahlungen aufgenommen, aber ſie brauchte auch vorläufig 
nicht zu zahlen, die Zahlungseinſtellung war beſeitigt. Freilich 
konnten die Gläubiger nach Ablauf der Friſt wieder Zahlung 
verlangen, ohne der Einrede der Stundung ausgeſetzt zu ſein, 
ihre Forderungen wurden aufs neue fällig. Aber dies hing 
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von ihrem Belieben ab; fie konnten ebenſowohl, auch ſtill⸗ 
ſchweigend, weiteren Ausſtand bewilligen. Solange ſie nicht 
eine gegenteilige Abſicht zum Ausdruck brachten, alſo abermals 
vorgingen und dieſem Vorgehen gegenüber die Schuldnerin ſich 
jetzt wiederum zahlungsunfähig erwies, kann von einer Zahlungs⸗ 
einſtellung keine Rede ſein. Indem der Berufungsrichter die 
für den Dezember 1903 feſtgeſtellte Zahlungseinſtellung bis 
zum 2. bzw. 18. Februar 1904 fortwirken läßt, ſcheint er 
davon auszugehen, daß ihre Folgen nur aufgeſchoben ſeien und 
daß ſie nach dem Ablauf der Friſt in Anſehung der nicht be⸗ 
friedigten Gläubiger von ſelbſt wieder in Kraft treten. Allein 
dieſe Anſchauung iſt rechtlich nicht haltbar. Eine bedingte Be⸗ 
endigung der Zahlungseinſtellung erſcheint ausgeſchloſſen. Iſt 
nach ihrem Eintritt eine ihrer Vorausſetzungen wieder weg⸗ 
gefallen, fo iſt dieſe Zahlungseinſtellung endgültig beſeitigt. 
Der Schuldner hat von neuem ſeine Zahlungen eingeſtellt, 
wenn die Verhältniſſe ſich ſo geſtalten, daß die Merkmale der 
Zahlungseinſtellung abermals zutage treten. Der Anfechtung 
aus 8 30 Nr. 1 KD. unterliegt nur eine Befriedigung oder 
Sicherung, die nach der für den Konkurs urſächlich gewordenen 
Zahlungseinſtellung erfolgt if. Darum kam es im vorliegenden 
Falle darauf an, ob die Schuldnerin am 2. und 18. Februar 
1904 neuerdings ihre Zahlungen eingeſtellt hatte und ob die 
Beklagte von dieſer neuerlichen Zahlungseinſtellung Kenntnis 
gehabt hat. G. c. Verwalter im Konkurſe G., U. v. 31. März 08, 
283/07 VII. — Cöln. 

31. 5 30 Ziffer 1 Halbſatz 2 KD. Eintragung einer, 
ſpäter in eine Vormerkung umgewandelten Sicherungs hypothek. 
— Für die Kenntnis von der Zahlungseinſtellung oder des 
Eröffnungsantrags iſt nicht der Zeitpunkt des Eintragungs⸗ 
antrags, ſondern der der Eintragung ſelbſt maßgebend.] 

Die Eintragung der ſpäter in eine Vormerkung um⸗ 
gewandelten Sicherungshypothel, deren Rechtswirkſamkeit der 
klagende Konkursverwalter durch die jetzige (auf 8 30 Ziffer 1 
Halbſatz 2 KO. geſtützte) Anfechtungsklage den Konkurs- 
gläubigern gegenüber zu beſeitigen erſtrebt, iſt, was auch die 
Nevifton nicht verkennt, eine Rechtshandlung, die dem Beklagten 
eine Sicherung gewährte. Daß dem Beklagten zur Zeit der 
Eintragung, dem 24. Oktober 04, der Eröffnungsantrag und 
die Zahlungseinſtellung des Gemeinſchuldners bekannt waren, 
ſtellt der Berufungsrichter unangefochten und auch unanfechtbar 
feſt. Die Anfechtung der Eintragung iſt hiernach auf Grund 
des klaren Wortlautes und Sinnes der genannten Vorſchrift 
als begründet anzuſehen. Der Beklagte vertritt die Meinung, 
daß die Anfechtung auf Grund dieſer Vorſchrift nur dann 
durchdringen könne, wenn auch ſchon zur Zeit der Stellung 
des Eintragungs antrages dem antragenden Gläubiger der 
Eröffnungsantrag oder die Zahlungseinſtellung bekannt war. 
Wäre dieſe Rechtsanſicht zu billigen, ſo könnte das Berufungs⸗ 
urteil nicht aufrechterhalten werden, denn eine Feſtſtellung, daß 
auch zur Zeit des Eintragungsantrages dem Beklagten jene 
Kenntnis innewohnte, ift bisher durch den Berufungsrichter 
nicht erfolgt. Dem Beklagten kann aber in dieſem Punkte 
nicht beigetreten werden. Für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
des BGB. hat das RG. in ſtändiger Rechtſprechung den 
Rechtsgrundſatz anerkannt, daß bei der Anfechtung einer in 
das Grundbuch erfolgten Eintragung nach den Vorſchriften der 
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KD. ſowohl als auch des Reichsanfechtungsgeſetzes es für die 
Frage der Kenntnis des Gläubigers von dem Eröffnungs⸗ 
antrage oder der Zahlungseinſtellung lediglich darauf ankomme, 
ob dieſe Kenntnis bei dem Gläubiger zur Zeit der Eintragung 
ſelbſt, nicht des Eintragungsantrages vorhanden war. Von 
dieſer Rechtſprechung abzuweichen liegt ein Anlaß nicht vor. 
Weder durch die Verpfändungserklärung oder den Eintragungs⸗ 
antrag des Grundſtückseigentümers noch durch die Eintragungs⸗ 
verfügung des Grund buchrichters erfolgt ſchon eine dem An⸗ 
fechtenden nachteilige Veränderung im Eigentum des Schuldners; 
dieſe benachteiligende Vermögensverſchiebung vollzieht ſich viel⸗ 
mehr erſt durch die Eintragung ſelbſt und fie ift nie erfolgt, 
wenn der Eintragungsantrag gültig vor erfolgter Eintragung 
zurückgenommen wird. Es fragt ſich aber, ob an dieſem 
Rechtszuſtande durch die neuere Geſetzgebung etwas geändert 
iſt. Der erkennende Senat hat dies in dem Urteil in RG. 
51, 284 verneint. Er hat der Anfechtung aus § 80 Ziffer 1 
KD. damals ſtattgegeben, weil der Gläubiger zur Zeit der 
Eintragung der angefochtenen Hypothek von der Zahlungs⸗ 
einſtellung Kenntnis gehabt habe und die Vorſchriften der 
88 878, 892, 893 BGB. und 8 42 KO. der Anfechtbarkeit 
nicht entgegenſtänden. An dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten. 
Die von der Reviſion erhobene Rüge der Verletzung des 
8 892 BGB. trifft nicht zu. (Wird ausgeführt.) A. c. L., 
U. v. 25. Febr. 08, 204/07 VII. — Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

32. 88 1, 4 HGB. verb. mit 88 343, 844, 350 B68. 
Zum Begriffe des Minderkaufmanns.] 

Es iſt zu prüfen, ob das Berufungsgericht mit Recht die 
Einwendung verworfen hat, daß die Bürgſchaft wegen 
mangelnder Schriftform nichtig ſei. Zweifellos war der Be⸗ 
klagte, als Viehhändler, zur Zeit feiner Verbürgung nach 8 1 
Abſ. 1 und Abf. 2. Nr 1 HGB. Kaufmann, und feine Bürg⸗ 
ſchaftsleiſtung hatte daher nach 8 343 Abſ. 1 und 8 844 Abſ. 1 
baf. für ihn als Handelsgeſchäft zu gelten. Eben deswegen 
war fie nach $ 350 daſ. auch in mündlicher Form gültig. 
und ſtand ihm nach § 349 daſ. die Einrede der Vorausklage 
nicht zu, wenn er nicht etwa ein unter den § 4 daſ. fallender 
ſog. Minderkaufmann war; vgl. $ 351 HGB. Er hat nun 
behauptet, zur erheblichen Zeit ein ſolcher Minderkaufmann 
geweſen zu fein; das OLG. hat aber das Gegenteil angenommen, 
indem es tatſächlich feſtgeſtellt hat, ſowohl daß der Gewerbebetrieb 
des Beklagten über den Umfang des Kleingewerbes hinaus⸗ 
gegangen ſei, als auch, daß das Geſchäft nach ſeiner Art einen 
in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert 
habe. Das Berufungsgericht geht nämlich davon aus, daß 
trotz des Wortlautes des 8 4 Abſ. 1 HGB. nicht jeder 
Kaufmann, deſſen Gewerbebetrieb über den Umfang des Klein⸗ 
gewerbes hinausgeht, Vollkaufmann ſei, ſondern daß auch 
jemand, der nach 8 1 HGB. Kaufmann iſt, Minderkaufmann 
ſei, wenn nicht das in § 2 daſ. für eine andere Kategorie von 
Kaufleuten aufgeſtellte an die Art des gewerblichen Unter⸗ 
nehmens anknüpfende Merkmal bei ihm zutreffe. Der Beklagte 
hat nun gerügt, daß die Ausführungen des Berufungsgerichts 
über die Art ſeines gewerblichen Unternehmens einen innern 
Widerſpruch aufwieſen. Man könnte vielleicht meinen, es ſei 
überflüſſig, hierauf einzugehen, weil der hier maßgebende 8 4 
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Abf. 1 HGB. ganz klar nur ſolche Kaufleute, deren Gewerbes 
betrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, 
für Minderkaufleute erkläre, und weil gar kein Grund abzuſehen 
ſei, hier auch eine einen andern Gegenſtand betreffende Be⸗ 
ſtimmung des 8 2 HGB. einwirken zu laſſen. Der erkennende 
Senat würde jedoch durch 8137 Abſ. 2 GVG. verhindert fein, 
ohne weiteres aus dieſem Grunde die fragliche Entſcheidung 
aufrechtzuhalten, weil der IV. und II. StS. des NG. 
ihren Entſcheidungen wiederholt die entgegengeſetzte Anſicht zu⸗ 
grunde gelegt haben (vgl. RGSt. 34, 102 ff. und 35, 289; 
JW. 03, 140 7; DIZ. 04 Sp. 1187 f. Nr. 75); eine Anſicht, 
die auch anderweitig vertreten wird; (vgl. die amtliche Denkſchr. 
zum HGB. von 1897, S. 20; Coſack, Handelsrecht (Aufl. 6), 
§ 13 S. 48; Staub, Kommentar zum HGB. (Aufl. 8), 
Bd. 1, Anm. 18 zu § 4, S. 71 landers aber noch in der 
Aufl. 6 und 7, Anm. 8 zu 8 4, S. 74, und Anm. 7 und 8 
zu § 2, S. 63 f.]). Daher iſt auf jenen angeblichen inne rn 
Widerſpruch näher einzugehen. Dieſer ſoll darin liegen, daß 
für die Betriebsart des Handelsgewerbes des Beklagten eine 
kaufmänniſche Einrichtung und Geſtaltung für dringend erforderlich 
erklärt iſt, obgleich ſofort hinzugefügt wird, daß gewiſſe 
charakteriſtiſche Merkmale des großkaufmänniſchen Verkehrs 
wegen der Eigenart des Viehhandels von vornherein aus⸗ 
zuſchließen ſein möchten. Es iſt nicht zu leugnen, daß auf den 
erſten Blick der hier zugrunde liegende Gedankengang nicht 
ganz leicht zu erkennen ſein mag. Bei näherer Betrachtung 
der ganzen Erörterung in ihrem Zuſammenhange findet man 
jedoch, daß mit dem angehängten Satze nur einzelne Ein⸗ 
wendungen des Beklagten beſeitigt werden ſollen, die das Be⸗ 
rufungsgericht als nebenſächlich anſieht, wie daß beim Viehhandel 
auch im Großbetriebe nicht gerade alle Handelsbücher geführt 
zu werden brauchen, die ſonſt im Großhandelsbetriebe üblich 
ſind, und daß bei ihm ein größeres Geſchäftsperſonal entbehrlich 
ſei. Ein innerer Widerſpruch liegt ſomit nicht vor, und ebenſo⸗ 
wenig andere rechtliche Bedenken. H. c. V., U. v. 23. März 08, 
201/07 VI. — Cöln. 

33. 58 40, 261 HGB. Überfpannung des Prinzips der 
Bilanzwahrheit.] 

Das OLG. führt mit rechtlich einwandſreier Begründung 
aus, daß der Vertrag mit U. ein Kaufvertrag war, und daß 
nach den beigebrachten Unterlagen die Bewertung der Kauf⸗ 
preisforderung von 60 000 & mit dieſem Nominalbetrage in 
der Bilanz nicht zu beanſtanden ſei, daß die Forderung ins⸗ 
beſondere nicht wegen Unſicherheit des Käufers oder zu be⸗ 
ſorgender Unbeibringlichkeit geringer zu bewerten war. Ent⸗ 
ſprach aber der reelle Wert der Forderung ihrem Nominal⸗ 
betrage, ſo war ſie nach 88 40, 261 HGB. mit dieſem 
Betrage in die Bilanz einzuſetzen, und es iſt nicht möglich, hier 
von einer „Verſchleierung“ zu reden. Das OLG. glaubt eine 
ſolche darin finden zu müſſen, daß in der Bilanz nicht zum 
Ausdruck gekommen und auch in der Generalverſammlung nicht 
beſonders hervorgehoben worden ſei, daß nach dem Vertrag 
die Tilgung der Kaufpreisraten nicht in bar, ſondern durch 
Aufrechnung ſtattzufinden hatte. Es ſeien hierdurch Umſtände 
verſchwiegen worden, die zur richtigen Würdigung unumgänglich 
notwendig waren. Auch wenn die Majorität der Aktionäre über 
den Inhalt des Vertrags aufgeklärt geweſen ſei, ſei nicht aus⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M10. 1908. 


geſchloſſen, daß, falls der Punkt in der Generalverſammlung 
zur Sprache kam, die Minorität der Aktionäre über die Be⸗ 
wertung der Forderung anderer Meinung war und die Majorität 
moraliſch genötigt hätte, ihren Bedenken Rechnung zu tragen. 
Dieſe Auffaſſung enthält eine Überfpannung des Prinzips der 
Bilanzwahrheit. Die Modalitäten der Zahlung eincr Geld⸗ 
forderung kommen in der Bilanz regelmäßig überhaupt nicht 
zum Ausdruck. Sie üben ihren Einfluß aus und müſſen ihn 
ausüben auf die Schätzung der Forderung. In dieſer Hinficht 
iſt von großer Bedeutung die mit einer Forderung verknüpfte 
Kreditgewährung. Über dieſe iſt nun aber in der General⸗ 
verſammlung auf Befragen Aufſchluß erteilt worden. Es wurde 
ausdrücklich mitgeteilt, daß die Tilgung der Forderung in 
zehn Jahresraten von 6 000 & unter entſprechender Verzinſung 
zu erſolgen habe. Dieſe Aufklärung war genügend. Eine 
weitere wurde nicht verlangt. Hätte nun Kläger behaupten 
und beweiſen können, daß die für die vertragsmäßige Auf⸗ 
rechnung in Betracht kommenden Gegenleiſtungen des U., der 
dafür vereinbarten Valuta nicht entſprochen hätten, oder daß 
in dieſer Beziehung berechtigte Zweifel beſtanden, ſo hätte dies 
für die Bewertung der Forderung zweifellos von Einfluß ſein 
müſſen. Das OLG. nimmt aber im Gegenteil an, daß nach 
den beigebrachten Unterlagen die Bewertung eine objektiv 
richtige war. Unter dieſen Umſtänden iſt nicht einzuſehen, 
inwiefern eine unrichtige Darſtellung (eine Verſchleierung) von 
Bilanzfaktoren vorliegen ſoll. Die bloße Möglichkeit, daß eine 
Minorität von Aktionären aus dem Zahlungsmodus der 
Forderung vielleicht Veranlaſſung genommen hätte, die Majorität 
zu einer Unter bewertung „moraliſch“ zu nötigen, ergibt keinen 
geſetzlichen Grund für den Vorſtand, geſchäftliche Abmachungen 
in der Generalverſammlung zu erörtern, welche im weſentlichen 
dem diskretionären Ermeſſen der Geſchäftsſührung anheim⸗ 
gegeben ſind. Wollte die Generalverſammlung die Forderung 
zu einem geringeren Betrage als dem ihrem reellen Werte 
entſprechenden Nennwerte einſtellen, ſo war ſie hierzu auch 
ohne die Mitteilung des Tilgungsmodus in der Lage. Die 
Erörterung reiner Geſchäſtsführungsfragen in der Offentlichkeit 
der Generalverſammlung würde zweifellos in vielen Fällen die 
Intereſſen einer Aktiengeſellſchaft gefährden. Es muß nach 
Lage des Falles beurteilt werden, ob ſie aus beſonderen 
Gründen geboten iſt. Daß ſie aber im konkreten Falle er⸗ 
forderlich geweſen wäre, um die Bilanz auf ihre Richtigkeit zu 
prüfen, muß nach den Feſtſtellungen des OLG. ohne weiteres 
verneint werden, weil eben das OLG. die objektive Richtigkeit 
des Bilanzpoſtens annimmt und auch außer der oben erwähnten 
Möglichkeit keine beſonderen Gründe anführt, warum trotz der 
richtigen Bewertung des Bilanzpoſtens und der über die 
Kreditgewährung erteilten Auskunft ein unrichtiges Geſamtbild 
der Vermögenslage ſich ergeben ſollte. U & H. c. H., U. v. 
25. März 08, 270/07 I. — Dresden. 

34. 88 52 Abſ. 1, 231 Abſ. 3, 232, 236, 239, 241, 245, 
247, 249 HGB. verb. mit § 246 BGB. Befugnis der General⸗ 
verſammlung einer Aktiengeſellſchaft zur Entlaſſung eines Auf⸗ 
ſichtsratsmitgliedes; Anſprüche des letzteren deswegen ?] 

Die Generalverſammlung der beklagten Aktiengeſellſchaft 
beſchloß, die ſämtlichen Mitglieder des Aufſichtsrats abzuberufen, 
wogegen der Kläger als Mitglied des Aufſichtsrats proteſtierte. 
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Sodann beſchloß die Generalverſammlung, daß in Zukunft der 
Aufſichtsrat nur aus 4 Perſonen beſtehen ſolle. Als Mitglieder 
desſelben wurden die bisherigen Mitglieder mit Ausnahme des 
Klägers wiedergewählt. Der Kläger erhob daraufhin im 
Januar 1907 Klage mit dem Antrag, feſtzuſtellen, daß die 
Beklagte verpflichtet iſt, für die Geſchäfts jahre 1906/07, 1907/08, 
1908/09, 1909 / 10 an den Kläger die Bezüge eines Aufſichts⸗ 
ratsmitglieds gemäß § 17 der Statuten zu entrichten. Klage, 
Beruſung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Für die Be⸗ 
urteilung der weſentlich dem Gebiete des Aktienrechts angehörenden 
ſtreitigen Frage find nach Art. 2 EGHGB. vom 10. Mai 1897 
zunächſt handelsrechtliche Grundſätze in Betracht zu ziehen und 
zwar hauptſächlich die Vorſchrift des 8 243 Abf. 4 Satz 1 HGB, 
wonach die Beſtellung zum Mitgliede des Aufſichtsrats einer 
Aktiengeſellſchaft auch vor dem Ablaufe des Zeitraums, für den 
das Mitglied gewählt iſt, durch die Generalverſammlung wider⸗ 
rufen werden kann. Mit Recht hat das Berufungsgericht darauf 
hingewieſen, daß dieſe Beſtimmung nicht auch den Zuſatz enthält: 
„unbeſchadet des Anſpruchs auf die vertragsmäßige Vergütung“, 
welcher den Vorſchriften der SS 231 Abſ. 3 und 52 Abſ. 1 
HGB. beigefügt iſt, die den jederzeitigen Widerruf der 
Beſtellung zum Mitgliede des Vorſtands einer Aktiengeſellſchaft 
und der Prokura im übrigen in gleicher Weiſe regeln, wie dies 
in 8 243 Abſ. 4 Satz 1 bezüglich der Beſtellung zum Mitgliede 
des Auffichts rats geſchehen iſt. Dieſer Umſtand ſpricht aber 
dafür, daß der Geſetzgeber ſich des Unterſchieds zwiſchen den in 
83 231 Abſ. 3 und 52 Abſ. 1 HGB. erwähnten, den Vor⸗ 
ſtands mitgliedern einer Aktiengeſellſchaft und den Pro⸗ 
kuriſten eines Handelsgeſchäfts auf Grund beſonderer 
Dienſtverträge in der Regel zuſtehenden Anſprüchen auf das 
für ihre Leiſtungen vereinbarte Entgelt einerſeits und den 
Vergütungen, welche den Mitgliedern des Aufſichtsrats 
einer Aktiengeſellſchaft „für ihre Tätigkeit“ im Intereſſe der 
Geſellſchaft gewährt zu werden pflegen (vgl. 8 245 HGB.), 
andererſeits bewußt und daß er nicht der Anſicht geweſen iſt, 
daß den Aufſichtratsmitgliedern im Falle der vorzeitigen 
Abberufung der Regel nach der Fortbezug der erwähnten Ver⸗ 
gütungen bis zum Ablaufe der Zeit, für die ſie gewählt ſind, 
zu gewähren ſei; denn andernfalls würde es im Hinblick auf 
den hervorgehobenen Zuſatz zu den gleichartigen Beſtimmungen 
der 88 231 Abſ. 3 und 52 Abſ. 1 cit. doch nahe gelegen 
haben, dieſen Zuſatz auch der oben wiedergegebenen Vorſchrift 
des 8 243 Abſ. 4 Satz 1 beizufügen. Daß der Geſetzgeber 
insbeſondere die rechtliche Stellung der Mitglieder des Vorſtands 
und diejenige der Mitglieder des Aufſichtsrats einer Aktien⸗ 
geſellſchaft bezüglich etwaiger Anſprüche derſelben auf Vergütung 
für die Zeit nach ihrer Abberufung verſchieden beurteilt hat, iſt 
auch durch die Verſchiedenheit der geſamten Stellung und der 
Pflichten der Mitglieder des einen und des andern Organs 
einer ſolchen Geſellſchaft leicht zu erklären; denn während die 
Mitglieder des Vorſtands einer Aktiengeſellſchaft in der Regel 
durch die Erfüllung der ihnen in dieſer Eigenſchaft obliegenden 
Verpflichtungen (vgl. 88 231, 232, 239, 241 HGB.) 
vollſtändig in Anſpruch genommen zu werden pflegen und daher 
die ihnen hierfür nach ihrem Anſtellungsvertrage von der Ge⸗ 
ſellſchaft zu gewährenden Vergütungen in der Regel ihren 
Haupterwerb darſtellen, ſoweit dieſer auf ihrer eigenen Tätigkeit 
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beruht, ſie auch in der anderweiten Verwertung ihrer Arbeits⸗ 
kraft durch die Vorſchriſten des 8 236 HGB. beſchränkt find, 
bildet die den Mitgliedern des Aufſichtsrats obliegende Tätigkeit 
(vgl. 88 246, 247, 249 HGB.) in der Regel eine nur 
geringe Zeit in Anſpruch nehmende Nebenbeſchäftigung und die 
ihnen hierfür von der Geſellſchaft gewährte Vergütung meiſtens 
nur einen Teil ihres aus ihrer Erwerbstätigkeit fließenden 
Einkommens. Ebenſo ſpricht für die obige Auslegung des 
8 243 Abſ. 4 Satz 1 die Vorſchrift des 8 245 Abſ. 2 HGB., 
wonach auch dann, wenn die den Mitgliedern des Aufſichtsrats 
zukommende Vergütung im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt iſt, 
doch eine die Vergütung herabſetzende Abänderung des 
Geſellſchaftsvertrags von der Generalverſammlung mit einfacher 
Stimmenmehrheit beſchloſſen werden kann. Hiernach hat aber 
die Vergütung, welche den Mitgliedern eines Aufſichtsrats 
ſeitens der Aktiengeſellſchaft für ihre Tätigkeit gewährt wird, 
in der Regel einen andern wirtſchaftlichen und rechtlichen 
Charakter als die einem Vorſtandsmitgliede durch den An: 
ſtellungsvertrag zugeſicherte Gegenleiſtung. Von dieſen den 
angeführten geſetzlichen Beſtimmungen zugrunde liegenden Ge⸗ 
ſichtspunkten aus iſt es aber auch als dem Willen des Geſetzes 
entſprechend zu erachten, daß die Ausübung des durch § 243 
Abſ. 4 Satz 1 der Generalverſammlung gewährten Rechts, die 
Beſtellung eines Mitglieds des Aufſichtsrats jederzeit zu wider⸗ 
rufen, nicht durch etwaige Vergütungs⸗ oder Entſchädigungs⸗ 
anſprüche des abzuberufenden Mitglieds behindert oder wenigſtens 
tatſächlich erſchwert werden ſoll, ſoweit es ſich hierbei um Ver⸗ 
gütungen handelt, welche dieſes Mitglied nicht infolge beſonderer 
vertraglicher Vereinbarung, ſondern lediglich infolge ſeiner 
Wahl für ſeine bezügliche „Tätigkeit“ im Intereſſe der Geſell⸗ 
ſchaft (vgl. 8 245 HGB.) ſeither bezogen hat. Eine gegen⸗ 
teilige Auffaſſung wird auch nicht etwa durch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der erwähnten Vorſchriften, ins beſondere nicht durch 
die von dem Reviſionskläger angeführte Begründung der der 
Vorſchrift des 5 243 Abſ. 4 Satz 1 im weſentlichen entſprechenden 
Beſtimmung des Art. 191 Abſ. 4 HGB. a. F. (G. vom 18. Juli 
1884) gerechtfertigt; denn wenn es auch am Schluſſe dieſer 
Begründung heißt: „den Entſchädigungsanſprüchen abberufener 
Mitglieder (des Aufſichtsrats) aus beſtehenden Verträgen 
wird ſelbſtverſtändlich nicht präjudiziert“, ſo iſt doch dieſer Satz 
ſeinem Inhalte und Zuſammenhange nach nicht auf Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche für ſolche Vergütungen zu beziehen, welche 
den abberufenen Mitgliedern bis zu ihrer Abberufung nicht 
auf Grund beſonderer vertraglicher Zuſicherungen, 
ſondern lediglich auf Grund ihrer Beftellung für ihre ſeitherige 
Tätigkeit im Intereſſe der Geſellſchaft dem Statute derſelben 
oder beſonderen Generalverſammlungsbeſchlüſſen gemäß gewährt 
worden ſind. Hätte der Verfaſſer der Motive unter den „Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüchen aus beſtehenden Verträgen“ auch Anſprüche 
der zuletzt bezeichneten Art verſtanden, ſo würde es nahe ge⸗ 
legen haben, dies ausdrücklich und klar in dem Geſetze ſelbſt oder 
doch wenigſtens in der Begründung zu Art. 191 Abſ. 4 aus⸗ 
zuſprechen, zumal da in derſelben auch die „Tantiemebezüge“ 
der Mitglieder des Auffichtsrats in anderem Zuſammenhange 
erwähnt find. Hiernach iſt jedenfalls der ſtreitige Anſpruch 
nicht als ein ſolcher „aus den beſtehenden Verträgen“ im Sinne 
der obigen Begründung anzuſehen, indem nicht einmal behauptet 
44 


346 


iſt, daß, abgeſehen von der Wahl des Klägers zum Mitgliede 
des Aufſichtsrats der Beklagten und der Annahme dieſer Wahl 
ſeinerſeits, zwiſchen den Parteien eine beſondere Vereinbarung 
über die dem Kläger für feine Tätigkeit als Aufſichtsrats⸗ 
mitglied zu gewährende Vergütung zuſtande gekommen ſei. Es 
bedarf daher auch im gegenwärtigen Falle keiner näheren Er⸗ 
örterung der Frage, welche Bedeutung der erwähnte Satz der 
Mot. zu Art. 191 im übrigen für die Auslegung der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des HGB. vom 10. Mai 1897 hat. 
Nach der erwähnten Begründung des Klaganſpruchs und dem 
dargelegten Sinne der erörterten handelsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften kommt es aber auf die Beſtimmungen des BGB. über 
den Dienſtvertrag, insbeſondere auf diejenige des 8 626 für 
die Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits nicht an. Das 
Berufungsgericht hat daher mit Recht von der Prüfung der 
Frage abgeſehen, ob ein wichtiger Grund für die Abberufung 
des Klägers als Mitglied des Aufſichtsrats vorgelegen habe. 
S. c. L., U. v. 31. März 08, 603/07 II. — Celle. 

35. 88 274 Abſ. 2 (256, 271 Abſ. 2, 273 Abſ. 1) 
HGB. Abänderung des Geſellſchaftsvertrags. Erkennbarmachung 
des weſentlichen Inhalts der beabſichtigten Anderung in der 
Ankündigung.] 

Die in den Vorinſtanzen abgewieſene Klage auf Nichtig⸗ 
erklärung der in der außerordentlichen Generalverſammlung der 
beklagten Geſellſchaft vom 3. November 06 hinſichtlich der 
Statutenänderung gefaßten Beſchlüſſe wird auf die Behauptung 
geſtützt, daß die in der Einladung zu der Generalverſammlung 
enthaltene Ankündigung des Gegenſtandes der Beſchlußfaſſung, 
da dieſelbe die beabſichtigten Anderungen nach ihrem Inhalt 
nicht erkennbar gemacht, den Vorſchriften des 8 274 Abſ. 2 
5B. nicht entſprochen habe, und die in der Verſammlung 
gefaßten Beſchlüſſe, ſoweit fie die Statutenänderung betroffen 
haben, daher anfechtbar ſeien. Mit dem OLG. iſt davon 
auszugehen, daß der S 274 Abſ. 2 nicht lediglich eine 
Ordnungsvorſchrift enthält, daß vielmehr eine Verletzung 
desſelben, wenn er auch ſeinem Wortlaute nach nur vorſchreibt, 
welchen Inhalt die nach 8 256 Abſ. 1 und 2 HGB. zu 
bewirkende Ankündigung der Tagesordnung für die General⸗ 
verſammlung einer Aktiengeſellſchaft haben ſoll, doch die 
Anfechtbarkeit nach 8 271 Abſ. 2 und demnach eintretendenfalls 
die Nichtigkeit (S 273 Abſ. 1 1. c.) der betreffenden Beſchlüſſe 
zur Folge hat. Das ergibt die ausdrückliche Verweiſung in 
8271 Abſ. 3 auf den Fall der dem Geſetze nicht entſprechenden 
Ankündigung, wird auch von der überwiegenden Mehrzahl der 
Kommentatoren angenommen. Zur Sache beruht die ab⸗ 
weiſende Entſcheidung des OLG. auf der Annahme, daß die 
vorliegende Ankündigung, welche in dem betreffenden Teile 
beſagt: „Vorſtand und Aufſichtsrat beantragen, die SS 8—10 
und 16 (betreffend Aufſtellung der Jahresbilanz und 
Remuneration des Aufſichtsrats) abzuändern“ nach der Vorſchrift 
des 8 274 Abſ. 2 .cit. als genügend zu erachten ſei. Dem 
kann nicht beigepflichtet werden. Die fragliche Beſtimmung 
geht dahin, daß in der nach dem 5 256 Abſ. 1 und 2 zu 
bewirkenden Ankündigung die beabſichtigte Anderung des 
Geſellſchaftsvertrages nach ihrem weſentlichen Inhalt 
erkennbar gemacht werden ſoll. Danach ergibt ſich, daß wenn 
auch nicht die beabſichtigten Anderungen ſelbſt angegeben zu 
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werden brauchen, doch mitgeteilt werden muß, in welcher Be⸗ 
ziehung und in welcher Richtung die Statuten geändert werden 
ſollen. Dem entſpricht aber die vorliegende Ankündigung nicht, 
denn dieſelbe enthält lediglich die Inhaltsangabe der zu ändernden 
Paragraphen. Was daran geändert werden ſoll, ob insbeſondere 
eine Erhöhung oder eine Verminderung, oder eine andere 
Beſtimmung der Vorausſetzungen des Remunerationsanſpruchs 
des Aufſichtsrats in Ausſicht genommen war, konnte aus der 
Ankündigung nicht erſehen werden. Wenn das OLG. zur 
Begründung ſeiner Anſicht angeführt hat, daß Ankündigungen 
mit einem Inhalt wie der vorliegende dem Zwecke des Geſetzes, 
die Aktionäre hinreichend über den Gegenſtand der in Ausſicht 
genommenen Beſchlußfaſſung zu orientieren, genügten, fo iſt 
demgegenüber darauf zu verweiſen, daß für die Auslegung eines 
Geſetzes der Zweck desſelben jedenfalls dann nicht entſcheidend 
fein kann, wenn der Wortlaut in unzweideutigerweiſe eine über 
dieſen Zweck hinausgehende Tragweite ergibt. Es kann aber 
auch nicht zugegeben werden, daß der Zweck der Vorſchrift ſo 
eng begrenzt ſei, wie das OLG. annimmt. (Wird ausgeführt.) 
Es kann auch, was die vom OLG. betonte Zweckmäßigkeits⸗ 
frage betrifft, wenigſtens für die meiſten möglichen Fälle nicht 
anerkannt werden, daß ſich der Zweck des Geſetzes entſprechend 
der ſtreitigen Vorſchrift nicht durch einen kurzen Hinweis auf 
den Inhalt der beabſichtigten Anderungen erreichen laſſe, wie 
dieſes im vorliegenden Falle bezüglich der wichtigſten Anderung 
in der Weiſe möglich geweſen wäre, daß in der An⸗ 
kündigung geſagt worden wäre „Anderweitige Feſtſetzung des 
Remunerationsanſpruchs des Aufſichtsrats auf einen Gewinn⸗ 
anteil von 10 Prozent neben der garantierten Remumeration 
von 8 400 4“. So würden in anderen Fällen Ankündigungen, 
wie ſie beiſpielsweiſe vorzukommen pflegen, dahingehend: 
„Anderung der Statuten betreffend die Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals“, „Anderung des Statuts betreffend die anderweitige 
Zeichnung der Firma“, „Anderung des Statuts über die 
Stimmabgabe in der Generalverſammlung“, „Anderung des 
Statuts betreffend Aufhebung einer Kautionspflicht“ als der 
Vorſchrift des Geſetzes entſprechend zu erachten ſein. Die bloße 
Angabe der danach zu ändernden Paragraphen und des Inhalts 
derſelben würde in ſolchen Fällen nicht genügen. Der Umſtand, 
daß mittlerweile in einer fpäteren Generalverſammlung nach 
erfolgter ordnungsmäßiger Ankündigung dieſelben Beſchlüſſe 
über die Abänderung der Statuten rechtswirkſam gefaßt 
worden find, wie die jetzt angefochtenen, ſteht der Durchführung 
der gegenwärtigen Klage nicht entgegen. Daß die Voraus⸗ 
ſetzung des 5 226 BGB. gegeben ſei, iſt nicht behauptet, auch 
nicht erſichtlich. B. c. N. J.⸗Spinnerei und Weberei, U. v. 
7. April 08, 609/07 II. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

36. Rechtliche Bedeutung des „Unfalls“ und unrichtiger 
Beantwortung geſtellter Fragen im Antrage.] 

Der Erblaſſer der Kläger, B., war im Jahre 1897 bei 
den drei beklagten Geſellſchaften gegen Unfall verſichert, und 
zwar bei der Geſellſchaft Stuttgart für den Todesfall mit 
100 000 &, bei der Thuringia für den gleichen Fall mit 
30 000 & und bei der Allianz mit 80 000 4. Er iſt am 
16. Januar 1897 verſtorben. Die Kläger ſind ſeine Erben, 
ſie verlangen von den drei beklagten Geſellſchaften die Ver⸗ 
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ſicherungsbeträge, indem fie behaupten, der Tod ihres Erb⸗ 
laſſers ſei infolge eines Unfalls eingetreten. Dem Verſtorbenen 
ſei am Tage vor ſeinem Tode beim Spitzen eines Bleiſtifts 
das Meſſer in den Daumballen der linken Hand hineingeglitten, 
es ſei darauf eine Schreibfeder, welche er hinter dem linken 
Ohre getragen habe, in die Wunde gefallen und habe den 
Daumballen mit Tinte getränkt. Infolge dieſer Verletzung 
ſei trotz ſofortiger ärztlicher Hilfe der Tod nach 36 Stunden 
eingetreten. Das LG. wies die Klage ab. Das KG. hat 
durch Teilurteil die Verſicherungsgeſellſchaft Thuringia zur 
Zahlung von 30 000 & verurteilt und in dem Schlußurteile 
den Beklagten, Verſicherungsverein Stuttgart und Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft Allianz, gegenüber die Entſcheidung abhängig gemacht 
von zugeſchobenen und angenommenen Eiden, die zum Erkenntnis 
geſtellt ſind. Das Berufungsgericht hat in dem gegen die 
Verſicherungsgeſellſchaft Thuringia erlaſſenen Teilurteile ein⸗ 
gehend die Streitfrage erörtert, woran B. geſtorben iſt und 
ob ſein Tod mit dem erlittenen Unfalle im urſächlichen 
Zuſammenhange ſteht. Auf Grund der Gutachten des 
Profeſſors T. iſt als Todesurſache durch den Unfall hervor⸗ 
gerufene akute Erſchöpfungspſychoſe angenommen und die Be⸗ 
klagte Thuringia, nach ihren Verſicherungsbedingungen zur 
Entſchädigung für verpflichtet erachtet und demgemäß verurteilt. 
In dem gegen die Beklagten Stuttgart und Allianz ergangenen 
Schlußurteile hat das Berufungsgericht ſich auf die Anführung 
beſchränkt, die Frage, ob B.s Tod auf einen unter ſeine Ver⸗ 
ſicherung bei dieſen beiden Beklagten fallenden Unfall zurück⸗ 
zuführen iſt, ſei nach erneuter Prüfung aus denſelben Gründen 
zu bejahen, die zur Bejahung der Frage der Thuringia 
gegenüber geführt haben. Das RG. hob auf Reviſion der 
Kläger und der Beklagten zu 1 und 3 auf: I. Es iſt ein Mangel 
der Begründung, daß von einer Auslegung der Verſicherungs⸗ 
bedingungen der beiden zuletzt verurteilten Geſellſchaften gänzlich 
abgeſehen, auch nicht einmal geprüft iſt, ob die hier in Frage 
kommenden entſcheidenden Beſtimmungen mit den Bedingungen 
der Thuringia übereinftimmen. Bei der Schwierigkeit, welche 
die Entſcheidung über Entſchädigungsanſprüche aus Unfällen 
bietet, bei denen ſtreitig iſt, ob die Folgen vom Verſicherer als 
unmittelbare zu entſchädigen find, iſt aber ein ſpezielles Ein⸗ 
gehen auf die Vertragsbeſtimmungen unerläßlich. Sie find 
nach Wortlaut und Sinn zur Beſtimmung des Umfangs der 
Entſchädigungspflicht der Verſicherer bei jedem Verſicherungs⸗ 
vertrage im einzelnen zu prüfen. Daß dieſe Prüfung hier 
unterlaſſen iſt, führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
auf die Reviſion und die Anſchlußreviſion der Beklagten. Bei 
der Entſcheidung der Frage, ob der Tod des B. im Sinne 
der auszulegenden Verſicherungsbedingungen der beiden Be⸗ 
Hagten als ausſchließliche, direkte bzw. unmittelbare Folge des 
Unfalls oder der Verletzung anzuſehen iſt, ſind die nach⸗ 
ſtehenden, in der Verhandlung vor dem Reviſionsgerichte 
hervorgetretenen Geſichtspunkte beachtlich. Die neuere Recht⸗ 
ſprechung des RG. ſteht hinſichtlich der ſich häufig wieder⸗ 
holenden gleichen Frage auf dem Standpunkte, daß die Ent⸗ 
ſcheidung nach Lage des einzelnen Falles zu treffen iſt. 
Einerſeits ſeien Vertragsbeſtimmungen ähnlichen oder gleichen 
Inhalts, wie ſie hier anzuwenden ſind, nicht ihrem reinen 
Wortlaut nach auszulegen, weil dann das Gebiet der der 
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Verſicherung unterworfenen Unfälle in einem mit dem Sinn 
und Zweck der Verſicherungen unvereinbaren Maße eingeſchränkt 
werde. Andrerſeits dürfe aber auch die Auslegung und Ans 
wendung ſolcher Vertragsbeſtimmungen nicht dazu führen, ſolche 
Beſtimmungen im weſentlichen ihrer praktiſchen Bedeutung zu 
entkleiden — Urteil vom 19. Februar 1907 VII. 200/06 —. 
Demgemäß kann — wie dies im Urteile vom 12. Februar 1907 
VII. 198/06 — auch im Anſchluß an ältere Entſcheidungen 
ausgeführt iſt, ein Unfall als direkte und ausſchließliche Urſache 
des Todes dann noch bezeichnet werden, wenn eine gewiſſe 
Empfänglichkeit des Körpers für die nachteiligen Einwirkungen 
des Unfalls vorhanden iſt, wie ſie durch allmählich eintretende 
natürliche Zustände, z. B. das Alter und die damit verbundene 
Schwächung der Widerſtandsfähigkeit des Körpers herbeigeführt 
wird. Als Aberſpannung der anzuwendenden Gtundſätze wird 
es aber auch in dem zuletzt erwähnten Urteile angeſehen, den 
Unfall als unmittelbare Urſache des Todes dann noch gelten 
zu laſſen, wenn der Verletzte ſchon zur Zeit des Unfalls an 
einer beſtimmten, in abſehbarer Zeit zum Tode führenden 
Krankheit gelitten hat und der Unfall nur durch Verſchlimmerung 
des Leidens eine Beſchleunigung des tödlichen Ausgangs 
desſelben herbeigeführt hat. Aber auch bei der Annahme, daß 
akute Erſchöpfungspſychoſe bei B. die Todesurſache geweſen iſt, 
wird es weſentlich ſein, noch einmal zu prüfen und feſtzuſtellen, 
welche Bedeutung dabei die Ernährungsſtörung des Gehirns 
gehabt hat, von der die Gutachten des Profeſſors T. ſprechen, 
und die bei der Wiedergabe des Inhalts der Gutachten im 
Teilurteil als eine ſchwere, die ohne weiteres lebensgefährlich 
habe werden können, bezeichnet iſt. Es bedarf der Erörterung 
darüber, ob, wenn das Gehirnleiden in fo ſchwerer Form vor⸗ 
handen geweſen iſt, es nicht dennoch entgegen der Annahme 
des Teilurteils als Krankheit im Sinne der obigen Aus⸗ 
führungen anzuſehen iſt und ob, auch wenn das körperliche 
Wohlbefinden des B. bis zu dem Unfalle durch die Ernährungs⸗ 
ſtörung im Gehirn noch nicht beeinträchtigt war, nicht doch 
der objektive Charakter des Leidens mitzuberüdfichtigen iſt. 
Dabei kann der von den Beklagten betonte Umſtand, daß die 
geringfügige Verletzung B. in ſo hochgradige Erregung verſetzen 
konnte, mit in Betracht kommen. Wenn die pfuchifche Erregung 
mit ihren Folgen, obwohl ſie unbegründet war, durch das 
Eintreten des Unfalls auf die nur geſchwächte Konſtitution 
des B. hervorgerufen iſt, würde allerdings die Annahme des 


Teilurteils, daß ein unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen 


Unfall und Tod beſteht, nicht zu beanſtanden ſein. Eine 
andere Beurteilung aber wird geboten ſein, wenn feſtgeſtellt 
wird, daß die unbegründete Erregung mit ihren Folgen auf 
einer Gehirnkrankheit beruht hat, die zwar bei Gelegenheit des 
Unfalls in die äußere Erſcheinung getreten iſt, die aber auch 
ohne den Unfall in abſehbarer Zeit den gleichen ſchweren 
Verlauf genommen hätte. Zu prüfen bleibt aber auch, ob 
nicht ſchon dann, wenn die Annahme fich rechtfertigt, daß ohne 
das Vorhandenſein des Gehirnleidens (die Ernährungsſtörung) 
der Unfall den Tod des Verſicherten nicht herbeigeführt haben 
würde, der Unfall ſeiner Eigenſchaft als alleinige, durch andere 
Umſtände nicht beeinflußte bzw. unmittelbare Urſache des 
Todes im Sinne der Verſicherungsbedingungen entkleidet an⸗ 
zuſehen iſt. II. Die Reviſion der Kläger rügt, > Schluß⸗ 
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urteile mit unzutreffender Begründung angenommen ſei, B. habe 
ſich den beiden Beklagten Stuttgart und Allianz gegenüber 
eines Verſicherungsbetruges ſchuldig gemacht. Den Tatbeſtand 
betrüglichen Verhaltens ſieht das Berufungsgericht der Be⸗ 
klagten Allianz gegenüber darin, daß B., der am 17. März 1896 
den Antrag auf eine am 1. September 1896 beginnende 
Unfallverſicherung in Höhe von 80 000 l geſtellt hat, vor 
Aushändigung der Police nicht angezeigt hat, daß er inzwiſchen 
bei dem Beklagten Stuttgart Verſicherung im Betrage von 
100 000 & genommen und daß er die Verſicherungsſumme 
bei der Frankfurt um 50 000 & erhöht hatte. Dem Beklagten 
Stuttgart gegenüber hat B. nach der Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
gerichts dadurch betrüglich gehandelt, daß er bei Stellung des 
Antrages vom 30. Mai 1906 auf Gewährung einer Unfall⸗ 
verſicherung von 100 000 & die Tatfache unterdrückt habe, 
daß von ihm bei der Allianz der vorſtehend erwähnte Antrag 
geſtellt war. Mit dem Abſchluß dieſer beiden Verſicherungen 
ergab ſich, daß B. mit zuſammen 290 000 .% gegen Unfall 
verſichert war. Das Berufungsgericht bezeichnet das als eine 
Mberverfiherung und führt aus, daß ſich Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften im allgemeinen auf ſolche nicht einlaſſen. Denn ſolche 
Überverfiherung könne möglicherweiſe dem Verſicherten einen 
Unfall nicht unbedingt als Übel erſcheinen laſſen, ihn zur 
Unachtſamkeit verleiten, ſogar zur Simulation eines Unfalls 
verführen. Es ſei deshalb auch anzunehmen, daß die Beklagte 
Allianz wenn ſie gewußt hätte, B. habe zur Zeit der Aus⸗ 
händigung der Police ſchon Unfallverſicherungen in Höhe von 
210 000 & genommen, die Zuſatzverſicherung von 80 000 A 
nicht gewährt hätte. Desgleichen würde nach der Annahme 
des Berufungsgerichts der Beklagte Stuttgart auf den Ver⸗ 
ſicherungsantrag des B. nicht eingegangen ſein, wenn er 
gewußt hätte, daß noch ein Antrag bei der Allianz ſchwebte, 
durch deſſen Annahme ſich die Verſicherungsſumme (ohne die 
Erhöhung bei der Frankfurt) ſchon auf 240 000 l ſtellte. 
Mit Recht macht die Reviſion gegen dieſe Ausführungen geltend, 
daß es rechtsirrtümlich ſei, auf Lebens⸗ und Unfallverſicherungen 
den Begriff der Überverſicherung anzuwenden. Leben und 
Arbeitsfähigkeit eines Menſchen ſind nicht, wie dies bei der 
Sachenverſicherung der Fall iſt, ihrem Werte nach ſchätzbar 
und dementſprechend zu verſichern. Von einer Überverficherung, 
die vorausſetzt, daß der Wert des verſicherten Gegenſtandes 
höher angegeben wird, als er tatfächlich zur Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes iſt, kann deshalb nicht die Rede ſein. 
ſicherungen gegen Verluſt der Arbeitsfähigkeit oder des Lebens 
durch Unfall, für die Abſchätzung des Lebens und der 
Arbeitsfähigkeit hinſichtlich ihres Wertes für den Ver⸗ 
ſicherten iſt ausſchließlich deſſen Belieben maßgebend. (Eccius, 
Preußiſches Privatrecht 6. Aufl. Bd. II S. 428; Malß, 
Betrachtungen über einige Fragen des Verſicherungsrechts, 
insbeſondere der Feuer⸗ und Lebensverſicherung, S. 58.) 
Die Ausführungen des Berufungsgerichts ſind von der hiernach 
unzutreffenden Annahme, es liege Überverſicherung vor, beein⸗ 
flußt. Das zeigt ſich ſowohl bei den ſchon erwähnten, aus der 
Aberverſicherung hergeleiteten Erörterungen über die Bedeutung 
des Betrages der Verſicherungsſumme für die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften als auch beſonders darin, daß dem Verhalten des 
B. ebenfalls das Beſtreben unterſtellt iſt, ſolche Uberverſicherungen 
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den beteiligten Geſellſchaften zu verheimlichen. Es war deshalb 
die Entſcheidung des Berufungsgerichts auch in dieſem Punkte 
aufzuheben und es iſt eine nochmalige Prüfung der Einwendung 
der beiden Beklagten, die Verſicherungs verträge feien für fie 
wegen Verſchweigens weſentlicher Umſtände unverbindlich, er⸗ 
forderlich. Dabei iſt von dem die Verſicherungsverträge be⸗ 
herrſchenden Prinzipe, daß ganz beſonders nach Treu und 
Glauben zu handeln iſt, ſowie davon auszugehen, daß in beiden 
Aufnahmeanträgen die vollſtändige und richtige Beantwortung 
der Fragen des Antragsformulars noch beſonders zur Pflicht 
gemacht iſt. B. hatte der beklagten Allianz gegenüber be⸗ 
ſtehende Unfallverſicherungen in Höhe von 140 000 4 ans 
gegeben. Eine Anfrage, ob die als ablaufend bezeichnete Ver⸗ 
ſicherung tatſächlich abgelaufen ſei, war trotz des mehrmonatlichen 
zwiſchen dem Antrag und der Aushändigung der Police liegenden 
Zeitraums von der Verſicherung an ihn nicht gerichtet. Dieſe 
Umſtände können, auch wenn B. in Unfallverſicherungsſachen 
durch den Abſchluß vielfacher Verträge bewandert war, zu ſeinen 
Gunſten die Annahme rechtfertigen, daß er, ohne gegen Treu 
und Glauben zu verſtoßen, die ihm vertragsmäßig nicht auf⸗ 
erlegte Mitteilung über die inzwiſchen eingetretene Erhöhung 
der Geſamtſumme ſeiner Unfallverſicherung unterlaſſen konnte. 
Jedenfalls bedarf dieſer Punkt noch der weiteren Aufklärung. 
Bei dem Antrage auf Abſchluß des Verſicherungsvertrages mit 
dem Beklagten Stuttgart kommen die Fragen zu 10a und 10 b 
in Betracht. B. hat verneint, daß ein von ihm geſtellter Ver⸗ 
ſicherungsantrag ſchon abgelehnt ſei und hat die beſtehenden 
Unfallverſicherungen auf 140 000 % angegeben. Nach 
ſchwebenden Verſicherungsanträgen iſt nicht gefragt, die un⸗ 
genaue Angabe, daß die Viktoria bereits gekündigt ſei, während 
die Kündigung erſt 3 Tage ſpäter erfolgt iſt, legt das Be⸗ 
rufungsgericht B. nicht zur Laſt. Wiederum iſt indeſſen 
angenommen, daß B. dennoch argliſtig gehandelt habe, 
weil er die nach ſeinem Antrage bei der Allianz zu er⸗ 
wartende Erhöhung der Geſamtſummen verſchwiegen habe. 
Es gilt hier das Gleiche, was vorſtehend ausgeführt iſt. Arg⸗ 
liſtiges Verhalten des B. enibehrt, wenn als Beweggrund die 
Verheimlichung unzuläſſiger Uberverſicherung fortfällt, der aus: 
reichenden Begründung. Auch hier iſt eine weitere Erörterung 
erforderlich, bei welcher eventuell auch die Verſicherungsſucht 
des B. als Erklärung für die wiederholten Erhöhungen der an 
ſich ſchon bedeutenden Verſicherungsſummen mit in Betracht 
kommen kann. Die Höhe der den Beklagten ſchon angegebenen 
Verſicherungsſummen kann auch von Bedeutung fein für die 
ebenfalls neu vorzunehmende Prüfung, ob die Beklagten bei 
Kenntnis des wirklichen Sachverhalts von dem Abſchluſſe der 
Verſicherungsverträge Abſtand genommen hätten, ob für ſie 
die Kenntnis der Geſamtiſumme, obſchon fie wußten, daß B. 
hoch verſichert war, dennoch die ihr im jetzigen Urteile bei⸗ 
gelegte Wichtigkeit gehabt hat. B. c. A. u. Gen., U. v. 
17. März (8, 255/07 VII. — Berlin. 

37. Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Unſall und 
Verletzung.] 

Am 6. Dezember O3 zog ſich der Kläger beim Schneiden 
des Na zels an der linken großen Zehe eine kleine Verletzung 
zu, die ſich raſch verſchlimmerte und dazu ſührte, daß ihm am 
24. Februar 04 der linke Unterſchenkel abgenommen wurde. 


37. Jahrgang. 


Er verlangt von der Beklagten, bei der er zur Zeit des Unfalls 
in Höhe von 20 000 & für den Invaliditätsfall gegen Unfall 
verſichert war, Entſchädigung. Das die Klage abweiſende 
Urteil des Beruſungsgerichts wurde vom RG. beſtätigt: Nach 
§ 1 ihrer allgemeinen, als Beſtandteil des einzelnen Verſicherungs⸗ 
vertrags geltenden Bedingungen verſichert die beklagte Geſellſchaft 
gegen die Folgen von Unfällen, inſofern durch dieſelben (die Unfälle) 
„für ſich allein und nicht beeinflußt durch irgendwelche 
mit dem Unfalle nicht in urſächlichem Zuſammenhange ſtehende 
Krankheiten oder andere Umſtände“ der Tod oder die Erwerbs⸗ 
unfähigkeit des Verſicherten bewirkt worden iſt. Das Berufungs⸗ 
gericht ſtellt feſt, daß der Kläger zur Zeit des Unfalls und 
ſchon längere Zeit vorher an Zuckerkrankheit gelitten hat, und 
nimmt auf Grund der eingeholten ärztlichen Gutachten an, daß, 
wenn auch die als Unfall anzuſehende äußere Verletzung den 
Anlaß zu dem ſchweren Fußleiden des Klägers gegeben habe, 
doch deſſen ſchlimme Wendung einzig und allein auf die 
Zuckerkrankheit des Klägers zurückzuführen ſei, ohne deren 
Vorhandenſein aller Wahrſcheinlichkeit nach die Verletzung glatt 
und ohne Komplikation geheilt wäre. In Anwendung des 81 
der allgemeinen Verſicherungsbedigungen gelangt es deshalb 
zur Abweiſung der Klage. Dieſe Entſcheidung läßt ſich rechtlich 
nicht beanſtanden. Sie beruht auf der Auslegung der Vertrags⸗ 
bedingungen und ſteht keineswegs in Widerſpruch mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG. und insbeſondere der des erkennenden 
Senates. Wenn die Revifion ausführt, daß hier nicht die 
Zuckerkrankheit des Klägers durch den Unfall verſchlimmert, 
ſondern umgekehrt die Folgen des Unfalls wegen der beſtehenden 
Krankheit verhängnisvoll geworden ſeien, ſo iſt dies zwar 
richtig, aber nicht geeignet, die Folgerungen des Berufungs⸗ 
gerichts als rechtsirrig zu erweiſen. Es läßt ſich unmöglich 
beſtreiten, daß die Folgen des Unfalls durch die Zuckerkrankheit 
beeinflußt ſind, wenn feſtſteht, daß der Unfall für ſich allein 
nennenswerte Nachteile überhaupt nicht herbeigeführt hätte 
und daß die ſchlimmen Folgen gerade nur wegen der beſtehenden 
Zuckerkrankheit eingetreten ſind. Solche Beſtreitung würde dem 
Sinn und Wortlaut der betreffenden Vertragsbeſtimmung 
geradezu Gewalt antun. Damit ſoll nicht einem ängſtlichen 
Haften an dem Buchſtaben das Wort geredet werden; ſoweit 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es 
fordern, iſt es Aufgabe der Rechtſprechung, etwaigen Verſuchen 
der Verſicherungsgeſellſchaften, ſich wohlbegründeten Anſprüchen 
durch Berufung auf den buchſtäblichen Sinn der Verſicherungs⸗ 
bedingungen zu entziehen, entgegenzutreten. So ließe ſich, 
wenn im Laufe der Verſicherungsperiode die Empfänglichkeit 
des Verſicherten für nachteilige Unfallsfolgen durch Alter, all⸗ 
gemeine Kränklichkeit, Schwäche einzelner Organe erhöht wird, 
vielleicht auch ſagen, die Unfallsfolgen ſeien durch dieſe Umſtände 
beeinflußt. Mit Recht iſt eine ſolche Auffaſſung in dem 
Urteile des erkennenden Senats vom 12. Februar 07 
(JW. 272), auf das die Reviſion ſich beruft, als dem 
Grundſatze von Treu und Glauben zuwiderlaufend bezeichnet. 
Andererſeits iſt in dem Urteile vom 19. Februar 07 
(JW. 210) mit gutem Grunde darauf hingewieſen, daß eine 
allzuenge Auslegung der einſchlägigen Vertragsbeſtimmung zu⸗ 
ungunſten der Geſellſchaften die Beſtimmung praktiſch ihrer 
Bedeutung im weſentlichen entkleiden würde, und daß daher die 
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Berückſichtigung der Lage des einzelnen Falles unerläßlich ſei. 


Vorliegendenfalls kann von einem Verſtoße gegen Treu und 


Glauben um fo weniger die Rede fein, als nach S 5 der all⸗ 
gemeinen Bedingungen Zuckerkranke nicht verſicherungsfähig 
ſind, und mit dem Eintritt dieſer Krankheit die Verſicherung 
ſofort erliſcht. Die Geſellſchaft hat ihren Willen, nur für 
ſolche Nachteile zu haften, die die ausſchließliche Folge des 
Unfalls find, deutlich erklärt. Von einer ausſchließlichen 
Verurſachung durch den Unfall kann aber hier nicht geſprochen 
werden; eher ließe ſich die Frage aufwerfen, ob nicht die Mit⸗ 
verurſachung durch die Zuckerkrankheit derart überwiegt, daß ſie 
als die ausſchließliche Urſache bezeichnet werden könnte. 
L. c. V.-⸗G. S., U. v. 24. März 08, 306/07 VII. — Berlin. 

Gewerbeordnung. 

38. 85 120 a, 120d Gew.] 

Den Streitgegenſtand bildet eine am 26. Oktober 06 
von der Verklagten (der Hamburger Polizeibehörde) an die 
Kläger unter Bezugnahme auf die 88 120 a und 120d Gew. 
erlaſſene Verfügung, wodurch ihnen ſo lange verboten iſt, in ihrer 
in einem näher bezeichneten Keller belegenen gewerblichen Anlage 
gewerbliche Arbeiter zu beſchäftigen, bzw. den Betrieb fort⸗ 
zuſetzen, als ſie nicht den Arbeitsraum ſo eingerichtet hätten, 
daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gefundheit fo 
weit geſchützt ſeien, wie es die Natur des Betriebes geſtatte, 
und als ſie nicht insbeſondere für genügendes Licht und aus⸗ 
reichenden Luftwechſel, ſowie für Beſeitigung der bei dem Betrieb 
entwickelten Dünſte und Gaſe Sorge getragen hätten. Die 
Kläger haben die Feſtſtellung beantragt, daß dieſe Verfügung 
rechtsungültig, und daß die Beklagte nicht berechtigt ſei, ihnen 
den fraglichen Betrieb zu unterſagen. OLG. verurteilte. RG. 
hob auf: Das Rechtsmittel ſtellte ſich als begründet dar. 
Allerdings ſteht es durch die zuſtimmende Bezugnahme des 
OLG. auf die Gründe des LG. in irreviſibler Weiſe feſt, daß 
der Rechtsweg hier durch keine Beſtimmung des Hamburg. 
Partikularrechtes ausgeſchloſſen, vielmehr nach 8 24 Abſ. 2 des 
ſog. Verhältnisgeſetzes von 1879 an ſich zuläſſig iſt; aber dem 
Berufungsgerichte kann darin nicht beigetreten werden, daß auch 
§ 120d Abſ. 4 GewO. der Zulaſſung des Rechtsweges nicht 
im Wege ſtehe. Wenn nämlich hier gegen Verfügungen, welche 
die Polizeibehörde auf Grund der Abſätze 1—3 dieſes Paragraphen 
erläßt, nur der Weg der Verwaltungsbeſchwerde eröffnet, und 
dann die Entſcheidung der Zentralbehörde für „endgültig“ erklärt 
wird, ſo iſt damit unzweifelhaft der Rechtsweg inſoweit aus⸗ 
geſchloſſen. Nun fällt aber in Wirklichkeit die hier fragliche 
Verfügung gerade unter jene erſten Abſätze. (Wird ausgeführt.) 
H. Polizeibehörde e. S. und Gen., U. v. 13. April 08, 359/07 VI. — 
Hamburg. 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898. 

39. 55 2 und 3 GmbHG. Vorverträge über Errichtung 
einer Geſellſchaft m. b. H. bedürfen der Beobachtung der Form 
in 8 2 des Geſetzes. Feſtſtellung der Genauigkeit des Vertrags⸗ 
inhalts.] 

Der I. ZS. des RG. hat ſeit Entſcheidungen Bd. 43 S. 136 
in ſtändiger Rechtſprechung — vgl. RG. 66, 116 — angenommen, 
das ein Vorvertrag über Errichtung einer Geſellſchaft m. b. H. 
der gerichtlichen oder notariellen Form, die in 8 2 des Geſetzes 
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für den Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages vorgeſchrieben iſt, 
ebenfalls bedürfe. Zwar wird dieſe Auffaſſung in der Literatur 
von Staub⸗ Hachenburg § 2 Anm. 48 bekämpft. Der erkennende 
Senat tritt indes den überzeugenden Ausführungen des I. 38S. 
bei. — In dem Urteile vom 8. Mai 1907 — I. 237/07, 
RG. 66, 116 — beſchäftigt ſich der I. 35. mit der weiteren 
Frage, welches Maß von Beſtimmtheit ein ſolcher in gehöriger 
Form erichteter Vorvertrag haben müſſe, um wirkſam zu ſein. 
Ausgehend von dem allgemeinen Rechtsgrundſatze — Vor⸗ 
verträge erfordern an ſich für den Inhalt nicht mehr als ein 
ſolches Maß von Beſtimmtheit, daß im Streitfalle der Inhalt 
des verſprochenen Vertrags richterlich feſtgeſetzt werden kann — 
und von der weiteren Betrachtung, die in § 2 des Geſetzes 
vorgeſchriebene Form habe einen doppelten Zweck, ſie ſolle einmal 
den Beteiligten die Bedeutſamkeit der von ihnen abzugebenden 
Willenserklärungen zum Bewußtſein bringen, ſie ſolle ferner 
auch die Grundlagen des Geſellſchaftsverhältniſſes für Dritte 
erkennbar machen, — gelangt der I. 38S. zu dem Ergebniſſe, 
die Formvorſchrift in 8 2 zwinge nicht dazu, ſchon für den 
Vorvertrag über Abſchließung einer Geſellſchaft m. b. H. die 
Genauigkeit des Inhalts zu verlangen, die nach 8 3 des Geſetzes 
der Geſellſchaftsvertrag ſelbſt haben muß. Daraus wird für 
den damals zu entſcheidenden Fall abgeleitet, der vorgeſchriebenen 
Form genüge ein Vorvertrag ſchon bei einer ſolchen Genauigkeit 
des Vertragsinhalts hinſichtlich des Stammkapitals und der 
Einlagen, die zur Bildung eines Urteils über den Inhalt der 
einzugehenden Verpflichtung genüge. — Der erkennende Senat 
tritt dieſen Ausführungen des I. ZS. grundſätzlich bei. Darnach 
genügt ein Vorvertrag der vorgeſchriebenen Form ſchon dann, 
wenn aus feinem in einer der Formen des 8 2 beurkundeten 
Inhalte von den Vertragsparteien der Umfang der einzugehenden 
Verpflichtung überſehen werden kann und überdies der Inhalt 
des Geſellſchaftsvertrags in allen für die Vertragsparteien er⸗ 
heblichen Punkten beſtimmbar iſt. D. c. M., U. v. 24. März 08, 
589/07 II. — Nürnberg. 

Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juli 1895/20. Mai 
1898. 

40. 88 4 Abſ. 4 Satz 2, 7 Abſ. 3 Binnen Sch. 
Haftung des Schiffseigners.] 

Die Reviſion hat unter Berufung auf Förtſch, Binnen Sch. 
2. Aufl. S. 39 und 49 geltend gemacht, daß die Beklagte 
jedenfalls gemäß Binnen Sch. § 4 Abſ. 4 Satz 2 nur mit 
Schiff und Fracht hafte. Darin kann ihr nicht beigetreten 
werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die im vorliegenden 
Falle der Beklagten zur Laſt fallende Unterlaſſung der recht⸗ 
zeitigen Anweiſung zum Verholen der Schute ſich wenn auch 
nicht — was völlig ausgeſchloſſen erſcheint — als eine fehler⸗ 
hafte Führung des Schiffes, ſo doch als ein auf fehlerhafte 
Führung des Schiffes ſich beziehendes Verſchulden des Schiffs⸗ 
eigners im Sinne des Geſetzes kennzeichnet. Denn das Geſetz 
ſagt nicht, daß der Schiffseigner, abgeſehen von dem Falle der 
böslichen Handlungsweiſe, nur mit Schiff und Fracht haftet, 
wenn ſich ſein eigenes Verſchulden auf die fehlerhafte Führung 
des Schiffes oder auf ſogenannte nautiſche Verſehen bezieht. 
Der Senat folgt in dieſer Hinſicht der Auslegung von Mittel⸗ 
ſtein, Binnen Sch. 2. Aufl. S. 67, welche nach der Ent⸗ 
ſtehung der fraglichen Beſtimmung allein gerechtfertigt erſcheint 


und mit ihrer allerdings nicht glücklichen Faſſung immerhin 
vereinbar iſt. Auch bei der Reichstagskommiſſion, welche im 
Gegenſatze zu den Regierungsvertretern den dem Satze 2 des 
Abf. 4 entſprechenden Vorſchlag machte, beſtand keineswegs die 
Abficht, die unbeſchränkte (perſönliche) Haftung der Schiffs⸗ 
eigner für eigenes Verſchulden allgemein im Falle nautiſcher 
Verſehen auszuſchließen, vielmehr wollte ſie nur zugunſten der⸗ 
jenigen Schiffseigner, die das Schiff ſelbſt führen, eine Aus⸗ 
nahme ſtatuieren (vgl. Landgraf, Binnen SchG. 8 4 Not. 22— 24). 
Der ſtreitige Satz denkt ſomit nicht an ein Verſchulden, daß 
außerhalb der fehlerhaften Führung durch eine etwaige An⸗ 
weiſung oder durch Unterlaſſung einer ſolchen ſeitens des Schiffs⸗ 
eigners begründet ſein könnte, ſondern nur an das in der 
fehlerhaften Führung ſelbſt liegende Verſchulden und ſpricht 
aus, daß der Schiffseigner hierfür, abgeſehen von dolus, auch 
dann nur mit Schiff und Fracht haftet, wenn er als Führer 
ſeines Schiffes ſelbſt der Schuldige iſt. Demgemäß iſt auch 
8 7 Abſ. 3 Binnen Sch. — im Gegenſatze zu Förtſch — 
dahin zu verſtehen, daß der Schiffseigner durch eine ſchuldhafte 
dem Schiffer erteilte Anweiſung ſtets perſönlich verpflichtet wird. 
Da Beklagte im vorliegenden Falle die Schute nicht ſelbſt ge⸗ 
führt hat, kann fie ſich ſomit auf die in S 4 Abſ. 2 Satz 2 
BinnenSchG. vorgeſehene beſchränkte Haftung nicht berufen. 
U. c. B., U. v. 21. März 08, 258/07 I. — Hamburg. 

Geſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. Mai 1889/20. Mai 1898. 

41. 8 51 Abſ. 3 Satz 2 Gen. in Verb. mit 8 547 
Nr. 2 ZPO. Ausſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte für 
die Klage eines Geſellſchafters auf Ungültigkeitserklärung der 
gegen ihn erkannten Ausſchließung 2] 

Die Kläger waren Mitglieder des beklagten Konſumvereins, 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft m. b. H. Sie find aus dem 
Verein ausgeſchloſſen und fechten dieſe Maßregel an. Dieſelbe 
erfolgte in einer gemeinſchaftlichen Sitzung des Vorſtandes und 
des Aufſichtsrats. Motiviert wurde ſie durch Bezugnahme auf 
8 39 Abſ. 4 Nr. 3 des Statuts, wonach die Ausſchließung 
zuläſſig iſt, wenn ein Mitglied die Genoſſenſchaft in Schaden 
gebracht hat oder ſonſt gegen deren Intereſſen handelt. Die 
Kläger erhoben Proteſt an die Generalverſammlung, die jedoch 
die Ausſchließung beſtätigte. Der Klagantrag lautet, die Aus⸗ 
ſchließung aus dem Verein für ungültig zu erklären und zu 
erkennen, daß die Kläger nach wie vor Mitglieder ſeien. Zur 
Begründung wurde vorgebracht, ſowohl Vorſtand und Aufſichtsrat 
wie auch die Generalverſammlung hätten in einer Reihe von 
Punkten gegen Formvorſchriften verſtoßen, auch ſei die Aus⸗ 
ſchließung materiell ungerechtfertigt. Beides wurde vom Be⸗ 
Hagten beſtritten. Das Berufungsgericht gab der Klage ſtatt. 
Die Reviſion wurde als unzuläſſig zurückgewieſen: Unzweifelhaft 
handelt es ſich bei dem Streit über Zugehörigkeit zu einem 
Konſumverein um eine vermögensrechtliche Angelegenheit. Der 
Wert des Streitgegenſtandes iſt vom OLG. auf nur 450 bis 
650 & feſtgeſetzt. Daß dieſe Feſtſetzung zu niedrig wäre, hat 
der Beklagte nicht behauptet, vielmehr entſpricht ſie ſeiner 
eigenen Schätzung. Er glaubt, ſich auf ZPO. § 547 Nr. 2 
ſtützen zu können, wonach es der Reviſionsſumme nicht bedarf 
bei Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, für welche die LG. ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich 
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zuſtändig find. Allein ein folder Anſpruch iſt hier nicht 
erhoben, insbeſondere greift der 5 51 Abſ. 3 Satz 2 Gen. 
nicht Platz. Der 5 51 Gen., der dem $ 190 a des Aktien⸗ 
geſetzes vom 18. Juli 1884 nachgebildet iſt, bezweckt, in der 
Anfechtungsklage gegen Generalverſammlungsbeſchlüſſe ein In⸗ 
dividualrecht des Genoſſen zu regeln, das dieſer als Träger 
des Geſamtwillens der Genoſſenſchaft ausübt. Wegen der 
Wichtigkeit, die ſolche Anfechtungen für die Genoſſenſchaft 
haben, iſt die Klage an eine kurze Friſt geknüpft (Abf. 1), dem 
Urteil Wirkung gegen alle Genoſſen verliehen (Abſ. 5) und die 
Belanntmachung der Klagerhebung angeordnet (Abf. 4. Aus 
demſelben Grunde ſollen mehrere Anfechtungsprozeſſe verbunden 
werden; um dies zu erleichtern, iſt das LG. des Sitzes der 
Genoſſenſchaft für ausſchließlich zuſtändig erklärt (Abſ. 3). 
Vgl. die Motive zum Aktiengeſetz und zum Gen. (RT. 
5. LP. IV. Seſſ. 1884 Nr. 21 S. 81—83; 7. LP. IV. Seſſ. 
1888/89 Nr. 28 S. 84 f.). Die Erwägungen des Geſetzgebers 
treffen nicht zu, wenn ein Mitglied feine Ausſchlie ßung aus der 
Genoſſenſchaft als zu Unrecht geſchehen bekämpft. Die Geſamt⸗ 
heit iſt bei dieſem Streite nicht, jedenfalls nicht in erſter Linie 
beteiligt. Im Intereſſe der Genoſſenſchaft tritt der Kläger 
nicht auf; er ſucht lediglich ſeinen eigenen Vorteil und macht 
ein Recht geltend, bei dem ihm die Genoſſenſchaft als Ver⸗ 
pflichtete gegenüberſteht. Dieſes Recht iſt kein Individualrecht, 
ſondern hat ſonderrechtlichen Charakter. Daher hat das NG. 
entschieden, daß ein Genoſſe bei Anfechtung feines Ausſchluſſes 
nicht an die Formen des 8 51 GenG. gebunden iſt (RG. 
öl, 91; 57, 157; vgl. auch Pariſius⸗Crüger, Gen®. 5. Aufl. 
S. 366, 415 f.). Hieraus ergibt ſich nun freilich nicht, daß 
die Klage nach 8 51 Gen®. für ſolche Anfechtungen nicht 
Ratthaft wäre. Iſt die Ausſchließung durch Beſchluß der 
Generalverſammlung erfolgt und ſoll dargetan werden, daß der 
Beſchluß unter Verletzung des Geſetzes oder des Statuts 
luſtandege kommen ſei, fo ſteht einer Klage nach 8 51 nichts 
entgegen. Der Verletzte hat eben zwei verſchiedene Wege, ſein 
Recht zur Geltung zu bringen. Er kann nach 8 51 vorgehen, 
indem er die dort angeordneten Beſchränkungen beobachtet. 
Oder er erhebt eine gewöhnliche Klage, die an jene Schranken 
nicht gebunden iſt. Nur im erſteren Falle aber tritt die 
Wirkung ein, daß die Reviſton ohne Rückſicht auf den Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes zuläſſig iſt. Daher muß jedesmal 
dann, wenn der Beſchwerdegegenſtand die Reviſionsſumme nicht 
erreicht, die Natur der angeſtellten Klage unterſucht werden. 
Bon ihr hängt dann die Frage der Zuläffigkeit des Rechts⸗ 
mittels ab (vgl. auch das Urt. vom 7. Juli 1906 Rep. I. 77/06 
in Holdheims MSchr. 06, 312). Im vorliegenden Fall kann 
die Prüfung nicht zugunſten des Reviſionsklägers ausfallen. 
Allerdings iſt die Klage innerhalb der Monatsfriſt des Abſ. 1 
9 51 erhoben. Aber die Klagſchrift läßt erkennen, daß ein 
Vorgehen nach 8 51 nicht beabſichtigt wurde. Nicht nur, daß 
dieſer Paragraph nicht in Bezug genommen iſt: als geſetzlicher 
Vertreter des beklagten Vereins iſt nur der Vorſtand genannt. 
Dies würde in Widerſpruch ſtehen mit Abſ. 3 Satz 2, wonach 
die Genoſſenſchaft, außer durch den Vorſtand, auch durch den 
Auffichtsrat vertreten werden muß. Denmach muß die Reviſion 
verworfen werden (ZPO. 8 554 Abſ. 1). Konſumverein 
für H. c. K., U. v. 7. März 08, 263/07 I. — Naumburg. 
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Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft vom 30. Juni / 5. Juli 1900. 

42. 5 146 Lwu VG. verb. mit $ 833 BGB. Unfall 
im landwirtſchaftlichen Betriebe. („ Arbeiter“? Landwirtſchaft⸗ 
licher Betrieb 7) 

Am 14. Februar 05 ließ die Landwirtſchaft betreibende 
Beklagte durch ihren Knecht mittels ihres mit zwei Pferden 
beſpannten Fuhrwerks ein Kind des bei ihr in Dienſten ſtehenden 
Heuermanns zur Taufe fahren. Als das Geſpann vor der 
D. ſchen Wirtſchaft in D. zum Ausſpannen anhielt und der 
Knecht mit dem Ausſpannen allein nicht fertig werden konnte, 
war ihm hierbei der zufällig anweſende Ehemann der Klägerin 
behilflich, indem er eines der Pferde in den Stall brachte. Er 
wurde hierbei von dieſem Pferde geſchlagen und ſtarb infolge 
der erlittenen Verletzung am 4. März 05. Der Verſtorbene 
war bei der Berufsgenoſſenſchaft Oldenburger Landwirte als 
verſicherungspflichtiger Unternehmer gegen Unfall verſichert und 
es wurde unter der Annahme, daß er in ſeinem eigenen Be⸗ 
triebe verunglückt fei, durch den Feſtſtellungs beſcheid der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft der Klägerin und ihren Kindern eine Unfall⸗ 
rente zugebilligt. Die Berufung der Klägerin gegen dieſen 
Beſcheid wurde vom Schiedsgericht zurückgewieſen, wobei letzteres 
unentſchieden ließ, ob ſich der Unfall im eigenen Betriebe des 
Verunglückten, oder im Betriebe der Beklagten ereignet habe. 
Mittels der vorliegenden Klage verlangt nunmehr die Klägerin 
für ſich und ihre Kinder von der Beklagten gemäß § 833 
BGB., 8 151 Lwu VG. Zahlung einer richterlich feſtzuſetzenden 
Rente. Der Anſpruch wurde in beiden Inſtanzen auf Grund 
des 8 146 Lwu G. abgewieſen, weil ein Unfall im lands 
wirtſchaftlichen Betriebe der Beklagten vorliege, in den der 
Verſtorbene als Arbeiter zur Hilfeleiſtung vorübergehend ein⸗ 
getreten ſei. RG. hob auf: Die Reviſion verſtellt zur Nach⸗ 
prüfung, ob nicht die im Beſcheide der Berufsgenoſſenſchaft 
getroffene Feſtſtellung, daß der Erblaſſer in ſeinem eigenen Be⸗ 
triebe verunglückt ſei, für das ordentliche Gericht bindend iſt. 
Dies iſt nicht der Fall. Maßgebend für die Tragweite der⸗ 
jenigen Entſcheidung, die in dem vom UVG. geordneten Ver⸗ 
fahren erging, iſt der Inhalt der in Rechts kraft übergegangenen 
Entſcheidung des Schiedsgerichts. Dieſe aber läßt unentſchieden, 
ob der Unfall im eigenen Betriebe des Verunglückten oder im 
Betriebe der Beklagten eingetreten iſt. In der Sache ſelbſt 
war der Reviſion der Erfolg nicht zu verſagen. Denn ſowohl 
die Annahme des Berufungsgerichts, der Erblaſſer ſei als 
Arbeiter vorübergehend zur Hilfeleiſtung in den Betrieb der 
Beklagten eingetreten, als auch die Feſtſtellung, daß der Unfall 
ſich im landwirtſchaftlichen Betriebe der Beklagten er: 
eignet habe, entbehrt der ausreichenden Begründung. In 
erſterer Hinſicht wird vom Berufungsgericht ausgeführt: die 
Hilfeleiſtung von ſeiten des Erblaſſers der Klägerin ſei lediglich 
im Betriebe der Beklagten, in deren alleinigem Intereſſe und 
ihrem mutmaßlichen Willen entſprechend, auch im Einverſtändnis 
des Knechtes, wenn auch nicht auf direkte Aufforderung des⸗ 
ſelben, erfolgt. Bei der von ihm gewährten Hilfeleiſtung ſei 
er bezüglich der Art und des Ortes der Unterbringung des 
Pferdes von den Anweiſungen der Beklagten bzw. des von ihr 
beauftragten Dienſtknechtes abhängig geweſen. Auch die ſoziale 
und wirtſchaftliche Stellung des Verſtorbenen im Verhältniſſe 


352 


zu ber ftellenbefigenden Beklagten ſtehe der Annahme eines 
Arbeiterverhältniſſes nicht entgegen. Solche kleinere Betriebs⸗ 
unternehmer, wie der Verunglückte, ftünden im Münfterland 
wie die Heuerleute ſozial und wirtſchaftlich den Arbeitern gleich. 
Demgegenüber macht die Reviſion nicht ohne Grund geltend, 
angeſichts der Behauptung der Beklagten, der Verunglückte habe 
aus Gefälligkeit eingegriffen, laſſe ſich ein Abhängigkeits⸗ und 
Arbeiterverhältnis nicht feſtſtellen. Die Annahme, daß der 
Verunglückte in den ihm an ſich fremden Betriebskreis als 
unſelbſtändiger Arbeiter getreten ſei und daß er ſich mit ſeinem 
Eintritte dem fremden Betriebe unterordnen und in ein perſön⸗ 
liches Abhängigkeitsverhältnis zu dem fremden Unternehmer 
begeben wollte, ließe ſich nach Lage des Falles nur auf be⸗ 
ſondere Erwägungen ſtützen, an denen es das Berufungsgericht 
fehlen läßt. Der Erblaſſer der Klägerin war ſelbſtändiger Be⸗ 
triebsunternehmer in nicht ganz kleinen Verhältniſſen; ſeine 
Hilfeleiſtung erfolgte gelegentlich, ohne daß erſichtlich die Not 
es gebot, aus freiem Antriebe und ohne Aufforderung ſeitens 
des Knechts der Beklagten. Nach der Regel des Lebens iſt 
an und für ſich nicht anzunehmen, daß ſich der Erblaſſer bei 
dieſer Geſtaltung der Lage unter die Botmäßigkeit eines fremden 
Betriebes hat ſtellen wollen. Zur Rechtfertigung ſeiner An⸗ 
nahme, daß der Unfall im landwirtſchaftlichen Betriebe der 
Beklagten eingetreten ſei, weiſt das Berufungsgericht lediglich 
darauf hin, daß es ſich damals um eine Fahrt zu einer Kind⸗ 
taufe eines Heuermanns der Beklagten gehandelt habe. Freilich 
muß der in 8 1 UVG. vorausgeſetzte urſächliche Zuſammenhang 
des Unfalls mit dem landwirtſchaftlichen Betriebe nicht not⸗ 
wendig ein unmittelbarer ſein. Auch dann kann ein Betriebs⸗ 
unfall gegeben ſein, wenn ſich der Unfall bei ſolchen Hand⸗ 
lungen ereignet, die auch nur mittelbar dem Geſamtbetriebe 
der Landwirtſchaft dienen. Hat die Beklagte die hier in Rede 
ſtehende Fahrt für den Täufling des Heuermanns zufolge einer 
ihr gemäß dem Dienſtvertrage oder einem beſtehenden Her⸗ 
kommen gegen den Heuermann übernommenen Verpflichtung 
ausgerichtet, ſo wird unbedenklich ein ausreichender mittelbarer 
Zuſammenhang mit dem Betriebe der Landwirtſchaft gegeben 
ſein. Anders aber, wenn die Beklagte lediglich aus perſön⸗ 
lichem Wohlwollen und mangels jeder wie immer gearteten 
Verbindlichkeit die Fuhre ihrem Heuermann zur Verfügung 
ſtellte. Es bleibt daher des näheren zu erörtern, wie der Fall 
gelegen war. K. c. K., U. v. 26. März 08, 409/07 IV. — 
Oldenburg. 

II. Das Gemeine Recht. 

43. Gem. Recht verb. mit dem Anfechtungsgeſetz vom 
21. Juli 1879 und § 2108 Abſ. 2 BGB. Bedingte Vermächtnis⸗ 
anwartſchaft. Unterſchied zwiſchen einem aufſchiebend bedingten 
Erbſchaftsvermächtnis und einer vertragsmäßig aufſchiebend 
bedingten Forderung. Jene Bedingung iſt als Wille des Erb⸗ 
laſſers feſtzuſtellen. Bedeutung des Erbfalls. Wann ſcheidet 
der Vermögenswert der Anwartſchaft aus dem Vermögen des 
Zedenten aus? Ausſchlagung. Anfechtung.] 

Die Ehefrau S. war als Bürgin verurteilt worden, der 
Klägerin 25 107,65 A zu bezahlen. Wegen dieſer Forderung 
ließ die Klägerin 1903 den Anſpruch der Ehefrau S. gegen 
die Witwe und Erbin ihres Bruders O. auf Herausgabe eines 
Drittels deſſen, was beim Tode der Witwe O. von dem Nach⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M10. 1908. 


laſſe des O. vorhanden ſein wird, ſowie für den Fall der 
Wiederverheiratung der Witwe D. auf Herausgabe der Hälfte 
des O. ſchen Nachlaſſes gerichtlich pfänden und ſich zur Ein⸗ 
ziehung überweiſen. Der gepfändete Anſpruch gründet ſich auf 
das Teſtament des im Jahre 1898 verſtorbenen O., in welchem 
deſſen Ehefrau zur alleinigen Erbin eingeſetzt und weiter be⸗ 
ſtimmt iſt, daß beim Tode der Erbin ein Drittel des Tiberreftes 
an die Schweſter des Erblaſſers, Frau S., fallen ſolle. Die 
Witwe O. iſt noch am Leben. — Erſt im Jahre 1906 brachte 
die Klägerin in Erfahrung, daß Frau S. ihren Anſpruch auf 
einen Teil des O.ſchen Nachlaſſes bereits am 29. Mai 1900, 
zwei Tage vor der Bürgſchaftsübernahme für ihren Ehemann, 
ſchenkungsweiſe an ihre beiden Töchter, die jetzigen Beklagten, 
abgetreten hatte. Dieſe Abtretung wird nun von der Klägerin 
auf Grund des Geſetzes vom 21. Juli 1879 (20. Mai 1898) 
angefochten. Sie beantragt, die Abtretung ihr gegenüber für 
unwirkſam zu erklären und die Beklagten zu verurteilen, anzu⸗ 
erkennen, daß, ſofern die Ehefrau S. die Witwe O. überlebt, 
die Klägerin berechtigt ſei, vor den Beklagten aus der O. ſchen 
Erbſchaft befriedigt zu werden. Das LG. wies die Klage ab, 
das OLG. wies die Berufung zurück, das RG. hob auf: Zu: 
treffend iſt die Entſcheidung hinſichtlich des anzuwendenden 
Gemeinen Rechts. Nicht unbedenklich iſt dagegen ſchon die 
Annahme, der Anſpruch der Ehefrau S. ſei ein bedingter, 
bedingt dadurch, daß ſie das Ableben ihrer Schwägerin O. er⸗ 
lebe. Dieſe Annahme kann ſachlich richtig ſein, und ſie würde 
deshalb, da ein Reviſionsangriff hierwegen nicht erhoben iſt, 
vielmehr die Klägerin ſelbſt von der gleichen Auffaſſung ausgeht, 
unbeanſtandet bleiben können. Sie kann aber auch unrichtig 
ſein, und da, wie ſich zeigen wird, das Berufungsurteil aus 
anderen Gründen aufzuheben iſt, ſo kann es zur Klärung der 
Sach⸗ und Rechtslage beitragen, wenn hier auf folgendes auf⸗ 
merkſam gemacht wird: Die Anordnung des Erblaſſers, daß 
der mit einem Vermächtniſſe Bedachte das Vermächtnis erſt 
beim Ableben des Erben erhalten ſoll, enthält an ſich nur eine 
Zeitbeſtimmung, eine Hinausſchiebung des Erwerbs. Natürlich 
kann der Erblaſſer die Zuwendung auch von der erwähnten 
Bedingung abhängig machen, ſein desfallſiger Wille bedarf 
aber der Feſtſtellung, und die Feſtſtellung der näheren Be⸗ 
gründung. Vorliegendenfalls läßt ſich mangels jeder näheren 
Begründung nicht erkennen, ob das Berufungsgericht mit der 
Annahme eines bedingten Vermächtniſſes eine tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung treffen oder eine Rechtsanſicht ausſprechen wollte. Es 
drängt ſich die Vermutung auf, daß letzteres der Fall iſt, und 
daß das Berufungsgericht davon ausgeht, die Anordnung der 
Herausgabe des Erbſchaftsvermächtniſſes erſt beim Tode des 
Erben enthalte von ſelbſt und notwendig die Setzung der mehr⸗ 
erwähnten Bedingung. Dieſe Annahme wäre rechtsirrig. Wäre 
ſie richtig, ſo müßte jede betagte Zuwendung zugleich in dem 
bezeichneten Sinne bedingt ſein. Rechtlich kann es keinen 
Unterſchied begründen, ob der Bedachte das Vermächtnis ſechs 
Monate oder ſechs Jahre nach dem Erbfall oder beim Tode 
des Erben oder eines Dritten erhalten ſoll. Denn einerſeits 
tritt der letztere Zeitpunkt ebenſo gewiß ein, wie ein beſtimmter 
Kalendertag, andererſeits iſt es gleichermaßen ungewiß, ob der 
Bedachte einen beſtimmten Kalendertag, wie ob er den Tod 
eines anderen erlebt. Das RG. hat denn auch ſchon früher — 
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vgl. Urteil des III. Sen. vom 6. Dezember 1889, RG. 25, 138 — 
ſich dahin ausgeſprochen, daß durch die Feſtſetzung, das Ver⸗ 
mächtnis ſolle erſt nach dem Tode des überlebenden Ehegatten 
zur Auszahlung kommen, noch nicht ohne weiteres darüber 
entſchieden ſei, ob bis dahin das Vermächtnis ein aufſchiebend 
bedingtes oder ob nur deſſen Auszahlung befriſtet ſein ſolle; 
das eine wie das andere könne dem Willen des Erblaſſers 
entſprechen. Damit ſtimmt auch die Vorſchrift in 8 2108 
Abſ. 2 BGB. überein, wonach das Recht des Nacherben in 
der Zwiſchenzeit zwiſchen dem Erbfall und dem Nacherbfall 
vererblich iſt, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers 
anzunehmen iſt. Demnach bildet die beſprochene Frage für die 
künftige Entſcheidung eine noch offene Tatfrage. Aber auch 
wenn man bei Nachprüfung des angefochtenen Urteils ein in 
vorgedachter Weiſe bedingtes Erbſchaftsvermächtnis zugrunde 
legt, ſo führt dies keineswegs zu dem Ergebniſſe, daß durch die 
angefochtene Abtretung nichts aus dem Vermögen der Ehefrau 
S. weggegeben ſei. Der in einer letztwilligen Verfügung Be⸗ 
dachte hat, ſolange der Teſtator lebt, in der Tat nur eine 
bloße Hoffnung oder Ausſicht; es fehlt an jeder rechtlichen 
Gebundenheit des Erblaſſers oder ſeiner Erben oder des Nach⸗ 
laſſes dem Bedachten gegenüber. Anders mit dem Eintritt des 
Erbfalls. Nunmehr iſt nicht nur die letztwillige Verfügung 
endgültig und unwiderruflich, ſondern ſie tritt jetzt auch nach 
außen in Kraft und Wirkſamkeit, und damit iſt die bis dahin 
ſehlende rechtliche Beziehung des Bedachten zum Nachlaß 
geſchaffen, die von der bloßen Erwerbshoffnung oder ⸗ausſicht 
zur rechtlich geſicherten Anwartſchaft führende Brücke hergeſtellt. 
Die Erwerbsausſicht des Bedachten iſt nicht mehr einer 
künftigen Forderung vergleichbar, der es noch an einer Grund⸗ 
lage fehlt, ſondern einer Forderung, deren rechtliche Grund⸗ 
lage bereits unabänderlich feſtſteht und deren Entſtehung nur 
noch von einer künftigen ungewiſſen Tatſache abhängt, alſo 
einer aufſchiebend bedingten Forderung. Der einzige erhebliche 
Unterſchied zwiſchen dem aufſchiebend bedingten Erbſchafts⸗ 
vermächtnis und einer beliebigen auf Vertrag beruhenden auf⸗ 
ſchiebend bedingten Forderung liegt in der Unvererblichkeit des 
Vermächtniſſes während ſchwebender Bedingung, die auf pofitiver 
Geſetzesvorſchrift beruht (1. 5 pr. 1.13, 14 $ 3 Dig. quando 
dies legat. 36, 2; vgl. auch 8 2074 BGB.). Dieſer Um⸗ 
ſtand iſt indeſſen nicht geeignet, in bezug auf Abtretbarkeit und 
Pfändbarkeit eine verſchiedene Beurteilung und Behandlung 
des bedingten Erbſchaftsvermächtniſſes und einer bedingten 
Forderung zu rechtfertigen. Freilich befindet ſich während des 
Schwebens der Bedingung die Forderung, das vollwirkſame, 
unbedingte Recht, noch nicht im Vermögen des bedingt Be⸗ 
rechtigten, wohl aber die bedingte Forderung, die rechtlich 
geſicherte und geſchützte, abtretbare und pfändbare Anwartſchaft 
auf das Recht. Dieſe Anwartſchaft bildet einen Vermögens⸗ 
gegenſtand und hat ſchon jetzt einen Vermögenswert, der ſchon 
mit der Abtretung und nicht erſt mit dem Eintritt der Be⸗ 
dingung aus dem Vermögen des Zedenten ausſcheidet. Die 
(unbedingte) Forderung ſelbſt erwirbt der Zeſſionar allerdings 
erſt mit dem Eintritt der Bedingung, weil ſie eben erſt da zur 
Entſtehung gelangt; vom Zedenten aber hat er ſie nicht erſt 
in dieſem Zeitpunkte, ſondern ſchon durch die Abtretung er⸗ 
worben. Als anfechtbare Rechtshandlung erſcheint ausſchließlich 
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die Abtretung. Die Abtretung entzieht dem bisherigen (be⸗ 
dingten) Gläubiger das Recht der Verfügung über die 
Forderung, und ebenſo ſeinen Gläubigern die ohne die Ab⸗ 
tretung gegebene Möglichkeit der Pfändung, es muß deshalb 
auch die Anfechtung der Abtretung ſchon vor dem Eintritt der 
Bedingung möglich ſein. Der erkennende Senat hat auch die 
vom Berufungsgerichte nicht weiter geprüfte Frage erwogen, 
ob der Ehefrau S. trotz der Abtretung das Recht verblieben 
iſt, ſeinerzeit beim Ableben ihrer Schwägerin das dann an⸗ 
fallende Erbſchaftsvermächtnis auszuſchlagen, und ob etwa dieſer 
Umſtand der Zuläſſigkeit der Anfechtung entgegenſteht. Die 
Frage bedarf nicht der Entſcheidung. Für den Bedachten ſelbſt 
verliert ſelbſtverſtändlich die Forderung aus dem bedingten Ber: 
mächtniſſe nicht dadurch an Wert, daß ihm das Recht der 
Ausſchlagung verbleibt, unzweifelhaft dagegen für den Zeſſionar 
oder den Pfändungspfandgläubiger. Gegenſtandslos wird ſie 
aber auch für dieſe Beteiligten nicht. Denn einmal iſt es 
keineswegs gewiß, daß der Bedachte die Zuwendung ausſchlagen 
wird; ſodann aber kommt die Anfechtung der Ausſchlagung in 
Frage. Die Forderung des Vermächtnisnehmers kommt nach 
Gemeinem Recht wie nach den SS 21,76, 2177 BGB. mit 
dem Anfall unmittelbar zur Entſtehung; die nachträgliche Aus⸗ 
ſchlagung iſt nicht Ablehnung eines angetragenen Erwerbs, 
ſondern Verzicht auf ein erworbenes Recht. Dieſer Verzicht 
kann nach dem Rechte des BGB. von den Gläubigern des 
Verzichtenden nicht angefochten werden, wie der erkennende 
Senat in bezug auf Erbſchaften in ſeinem Urteile vom 
17. April 1903 (RG. 54, 289) eingehend dargelegt hat. 
Anders nach früherem Recht. Soweit nach ſolchem der Erwerb 
ſich kraft Rechtens mit dem Anfall vollzieht, nimmt ſowohl die 
Wiſſenſchaft (vgl. Jäger, KO. 8 9 Anm. 3) wie die Recht⸗ 
ſprechung die Anfechtbarkeit der Ausſchlagung an (RG. 28, 136). 
Es kann deshalb, wenn man unterſtellt, daß der Ehefrau S. 
das Recht zur Ausſchlagung des Vermächtniſſes verblieben ſei, 
daraus ein durchſchlagender Grund gegen die Zuläſſigkeit der 
Anfechtung der Abtretung nicht entnommen werden. B. c. S., 
U. v. 17. März 08, 179/07 VII. — Braunſchweig. 

III. Das Preußziſche Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

44. 88 568 ff. Tl. II Tit. 11 ALR. Kapelle als Gegen⸗ 
ſtand des Patronats. Erſitzung des Patronats.] 

Die Klägerin (die Kirchengemeinde in F.) verlangt klagend 
die Feſtſtellung, daß die Beklagte (Stadtgemeinde F.) Patron 
der St. R.⸗Kirche in F. iſt. Dieſe wurde im Jahre 1710 als 
Kapelle aus Holz erbaut, ſodann im Jahre 1903 abgetragen 
und aus Ziegelſteinen wieder aufgebaut. Sie iſt keine Pfarr⸗ 
kirche, ſondern beſteht neben dieſer als zweites Gotteshaus der 
Parochie F. Patron der Pfarrkirche iſt die prinzliche Herrſchaft 
in F.⸗K.; dieſe präfentiert den Pfarrer der katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinde in F. Ein beſonderer Geiſtlicher war an der R.⸗Kirche 
nie angeſtellt. Die Vorinſtanzen erkannten gemäß dem 
Feſtſtellungsantrage der Klage. Die Reviſion der Beklagten 
wurde zurückgewieſen: Das Berufungsgericht führt zur Be⸗ 
gründung ſeiner Entſcheidung aus: Die Beklagte habe ſich bis 
zum Jahre 1903 weit über ein Jahrhundert lang ſtändig als 
Patron geriert. Sie habe unbeſtritten während dieſer Zeit bei 
eintretenden Baufällen die Unterhaltungskoſten beſtritten. Auf 
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der anderen Seite habe fie auch in dieſer Zeit die ihr zukommenden 
Patronatsrechte ausgeübt, indem fie zu den die R.⸗Kapelle 
betreffenden Akten der Vermögensverwaltung ihre Zuſtimmung 
ausgeſprochen und bie fie betreffenden Kirchenrechnungen geprüft 
habe. In letzteren Handlungen ſei übrigens nicht bloß die 
Ausübung eines Rechts, ſondern auch einer Patronatspflicht zu 
ſehen. Daß der Beklagten die mit dem Patronat verbundenen 
Ehrenrechte (z. B. Gedenken im öffentlichen Kirchengebete) gefehlt 
hätten, ſei nicht behauptet. Habe die Beklagte, wie ſie ſelbſt 
zugebe, die R.⸗Kapelle erbaut und unterhalten, ſo habe ſie das 
Patronat ſchon durch Fundation erworben. Jedenfalls aber ſei 
ſie unter Geltung des ALR. durch Verjährung Patron geworden. 
Die Reviſion macht demgegenüber geltend: Unter Kirche als 
Objekt des Patronats ſei im Sinne der 88 569 ff. ALR. Tl. II 
Tit. 11 eine Kapelle nicht zu verſtehen. Durch bloße Erbauung 
einer Kirche ſodann werde nach ALR. und nach dem weſt⸗ 
preußiſchen Provinzialrecht das Patronat nicht ohne weiteres 
erworben. Endlich ſei auch die Erſitzung des Patronats unter 
Verletzung von Rechtsnormen feſtgeſtellt. Der Zeitpunkt der 
Beſitzhandlungen ſei nicht genügend feſtgeſtellt. Ohne tatſächliche 
Unterlage werde die Prüfung der Kirchenrechnungen nicht nur 
als Ausfluß eines Rechts, ſondern auch als die Erfüllung einer 
Pflicht beurteilt. Unſtreitig habe die Beklagte das Präſentations⸗ 
recht nicht ausgeübt. Ob ihr die mit dem Patronat ſonſt noch 
verbundenen Ehrenrechte gewährt worden ſeien, ſei nicht Gegen⸗ 
ſtand der Verhandlung geweſen. Das Berufungsgericht nehme 
es an, weil die Beklagte nicht behauptet habe, daß dieſe Rechte 
ihr gefehlt hätten. Hierin liege ein Verſtoß gegen die Ver⸗ 
handlungsmaxime und eine Verkennung der Behauptungspflicht 
der Parteien. Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. 
Gegenſtand des Patronats find nicht bloß Pfarrkirchen, ſondern 
auch Kapellen (vgl. Hinſchius, Syſtem des katholiſchen Kirchen⸗ 
rechts Bd. 3 S. 38 III). Iſt an letzteren ein beſonderer Geiſt⸗ 
licher nicht angeſtellt, ſo entfällt allerdings das Recht zur 
Präſentation. Dadurch wird aber das Beſtehen des Patronats 
ſelbſt nicht in Frage geſtellt. Zutreffend wird von der Reviſion 
ausgeführt, daß das Patronat weder nach ALR. noch nach 
dem weſtpreußiſchen Provinzialrecht unmittelbar durch Fundation 
begründet wird. Gemäß den SS 569 ff. ALR. Tl. II Tit. 11 
bildet die Erbauung und Dotation des zum Gottesdienſt 
beſtimmten Gebäudes nur einen Erwerbstitel des Patronats. 
Erſt durch die Verleihung des Staates wird das Kirchenpatronat 
ſelbſt erworben (§ 573 daſelbſt). Nach dem Provinzialrecht 
der Provinz Weſtpreußen ſteht das Patronatsrecht regelmäßig 
dem Könige zu (Leman, das Provinzialrecht der Provinz Weſt⸗ 
preußen Bd. I S. 297). Indes bleibt trotzdem die Entſcheidung 
des Berufungsgerichts beſtehen, weil ohne Rechtsirrtum die 
Erſitzung des Patronats als ſelbſtändiger Erwerbsgrund des⸗ 
ſelben feſtgeſtellt iſt. Zu dieſem Zwecke lag der Klägerin ob, 
nachzuweiſen, daß die Beklagte 44 Jahre die Patronatsbeiträge 
zu den Bauten der Kapelle geleiſtet und daß ſie auch ihrerſeits 
der Beklagten während dieſes Zeitraums dasjenige gewährt hat, 
was einem Patrone zukommt. (Plenarentſch. des O Tr. in 
Entſch. Bd. 17 S. 10 ff.; RG. 4, 289 flg.) Das Berufungsgericht 
erachtet bedenkenfrei beides für feſtgeſtellt. Bedeutungslos iſt, 
ob das Beruſungsgericht hierbei die Prüfung der Kirchen⸗ 
technungen ſeitens der Beklagten zugleich als deren Recht und 
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Pflicht angeſehen hat. War ſeitens der Klägerin die Erſitzung 
des Patronats behauptet worden, ſo durfte endlich das Berufungs⸗ 
gericht hierin die Behauptung ausgedrückt finden, daß ſie der 
Beklagten auch die dieſer zukommenden Ehrenrechte habe zuteil 
werden laſſen. Im Wege freier Würdigung des Prozeßſtoffs 
konnte alsdann das Berufungsgericht mangels entgegenſtehender 
Behauptungen der Beklagten die Überzeugung von der Richtigkeit 
dieſer klägeriſchen Behauptung gewinnen. Stadtgem. F. 
c. Kirchengem. F., U. v. 13. April 08, 406/07 IV. — Marien⸗ 
werder. 
Kommunalbeamtengeſetz vom 30. Juli 1899 ver⸗ 
bunden mit dem Reichsgeſetz über die Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900 und dem Preußiſchen 
Ausführungsgeſetz vom 28. Juni 1902 und dem früheren 
Preußiſchen Recht. 

45. Iſt ein Trichinenſchauer Kommunalbeamter nach dem 
vor dem Geſetze vom 30. Juni 1899 geltenden Rechte? Be⸗ 
deutung der ſeitens der Polizeiverwaltung geſchehenen Beſtellung 
des Fleiſchbeſchauers.] 

Die Klägerin ſtützt ihre Anſprüche auf das Gnadenquartal 
und das Witwengeld auf die SS 4 und 15 Kommunalbeamten G. 
und die Behauptung, daß ihr am 11. Mai 1905 verſtorbener 
Mann Kommunalbeamter im Dienſte der Beklagten geweſen ſei. 
Die Beklagte hat die Kommunalbeamteneigenſchaft des H. be⸗ 
ſtritten: er ſei nur im Wege des Privatdienſtvertrags als 
Trichinenſchauer angenommen geweſen. Das Berufungsgericht 
hat die Klage abgewieſen, weil nicht dargetan ſei, daß H. die 
Eigenſchaft eines Kommunalbeamten gehabt habe. uber ſeine 
Anſtellung im Dienſte der Beklagten hat es feſtgeſtellt, daß er 
zunächſt am 19. Februar 1877 auf Grund von Polizei⸗ 
verordnungen der Regierung zu Arnsberg durch die Polizei⸗ 
verwaltung der Stadt Bochum als öffentlich beſtellter Fleiſch⸗ 
beſchauer angeſtellt und beeidet worden, ſodann am 1. Januar 
1889 auf Grund eines Magiſtratsbeſchluſſes vom 12. No⸗ 
vember 1888 in ein Dienſtverhältnis zur Beklagten als Fleiſch⸗ 
beſchauer für den ſtädtiſchen Schlachthof unter Vereinbarung 
beiderſeitiger monatlicher Kündigung und mit feſter Jahres⸗ 
remuneration von 1 200. %, ſpäter 1500 % getreten iſt und 
dieſen Dienſt bis zu ſeiner Erkrankung Anfang 1905 verſehen 
hat. Bei dieſem Sachverhalte würden ſich allerdings die von 
der Klägerin verfolgten Anſprüche nach den 88 4 und 15 
KommunalbeamtenG. bemeſſen (RG. 55, 5 ff.; 59, 163 ff.), 
falls der Ehemann der Klägerin Kommunalbeamter war. Ob 
er aber dieſe Eigenſchaft erlangt hat, iſt nach dem vor dieſem 
Geſetze in Geltung geweſenen Rechte zu beurteilen, da die für 
ſeine Anſtellung angeführten Tatſachen zeitlich vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes vom 30. Juli 1899 liegen und neben den 
allgemeinen Vorſchriften über die Anſtellung von Kommunal⸗ 
beamten Sondervorſchriften über die Beamteneigenſchaft der in 
ſtädtiſchen Schlachthöfen oder ſonſt angeſtellten Trichinenſchauer 
nicht beſtehen. Auf einer Verletzung der SS 4 und 15 oder 
ſonſtiger Beſtimmungen des Kommunalbeamtengeſetzes, wie die 
Reviſion meint, kann ſonach das Berufungsurteil nicht beruhen, 
da ſie für die allein entſcheidende Frage, ob H. Beamter war, 
nicht in Betracht kommen. Aber auch ſonſt ergibt das Urteil 
keinen Verſtoß gegen reviſible Rechtsnormen. Der Satz, von 
dem das Berufungsgericht ausgeht, daß die Tätigkeit des 
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Trichinenſchauers ſowohl auf Grund eines privatrechtlichen 
Dienſtvertrags als auch auf Grund eines öffentlich ⸗ rechtlichen 
Beamtenverhältniſſes geleiſtet werden kann, iſt rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Bis zum Erlaſſe des Reichsgeſetzes über die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900 und den 
dazu in Preußen ergangenen Ausführungsvorſchriften beſtanden 
in Preußen allgemeine geſetzliche Beſtimmungen über die 
Trichinenſchau nicht, ſie beruhte ausſchließlich auf örtlichen 
Polizeiverordnungen. Das Preußiſche Ausführungsgeſetz vom 
28. Juni 1902 führte für die gewerblichen Schlachtungen all⸗ 
gemein die obligatoriſche Trichinenſchau ein (88 1 bis 3), und 
die Ausführungsbeſtimmungen vom 20. März 1903 ordneten 
in den 88 41 bis 59 eingehend die Trichinenſchau bei in⸗ 
ländiſchen Schlachtungen. Gemäß § 41 in Verbindung mit 83 
und 8 6 erfolgt die „Beſtellung“ der Trichinenſchauer in öffent⸗ 
lichen Schlachthäuſern durch die Gemeindebehörden und zwar 
unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs. Nach 8 61 kann die 
„Belohnung“ der Trichinenſchauer ſowohl durch Bewilligung 
ſeſter Gehälter als auch durch Gewährung von Vergütungen 
für die einzelnen Leiſtungen erfolgen. Dieſe Ausdrucksweiſe 
deutet darauf hin, daß man nicht an die Schaffung beſonderer 
Beamtenſtellen gedacht hat, und es findet ſich auch ſonſt nirgends 
eine Vorſchrift, wonach die ſtändig im Dienſt einer Gemeinde 
angeſtellten Trichinenſchauer Beamte wären. Hiernach kommt 
es für die rechtliche Stellung des Trichinenſchauers zu der ihn 
beſtellenden Gemeinde darauf an, ob im einzelnen Falle die 
Übertragung einer öffentlich⸗ rechtlichen Beamtenſtellung gewollt 
war oder nicht. Damit iſt es wohl vereinbar, daß die Fleiſch⸗ 
beſchauer (Trichinerſchauer) in Preußen nach außen als Beamte 
der Polizeiverwaltung im Sinne von 8 359 StGB. gelten, 
wie die Straffenate des RG. in zahlreichen Entſcheidungen aus⸗ 
geſprochen haben (vgl. RGSt. 4, 421; 17, 94; 20, 313; 
38, 349; 39, 285). Denn von der Stellung nach außen, dem 
Publikum gegenüber, iſt die Dienſtſtellung zu dem anſtellenden 
Staate oder dem anſtellenden Verbande wohl zu unterſcheiden, 
und es iſt rechtlich durchaus möglich, daß das innere Ver⸗ 
hältnis als ein rein privatrechtliches Dienſtverhältnis geordnet 
iſt, während nach außen die Amts ſtellung des Betreffenden 
keinem Zweifel begegnet. Für Kommmmaldienſtverhältniſſe kann 
dies angeſichts des neuen Rechts (8 1 Satz 2 Kommunal⸗ 
beamten G.), das die Begründung des Beamtenverhältniſſes an 
den äußerlichen Vorgang der Aushändigung einer Anſtellungs⸗ 
urkunde geknüpft hat und von der materiellen Seite der Dienſt⸗ 
leiſtung völlig abſieht, nicht beſtritten werden (RG St. 35, 325), 
aber auch für das frühere Recht iſt es anerkannt (RGSt. 16, 380). 
Deshalb iſt der von der Reviſion aufgeſtellte Satz, daß jeder 
Beamte der örtlichen Polizeiverwaltung, die ein Zweig der 
Kommunalverwaltung ſei, ohne weiteres auch die Eigenſchaft 
eines Kommunalbeamten im Verhältniſſe zur Gemeinde erlange, 
mrichtig. Für die wirtſchaftlichen Beziehungen zu dem an 
ſtellenden Verbande kommt es ausſchließlich auf den dabei 
obwaltenden Willen des anſtellenden Verbandes an (JW. 02, 
373), Auf dieſen Standpunkt hat ſich das Berufungsgericht 
geſtellt. Bei der Unterſuchung der Anſtellungserforderniſſe im 
einzelnen bildet nun aber die rechtliche Grundlage im vor⸗ 
liegenden Falle die Weſtfäliſche Städteordnung vom 19. März 
1856. Deren Inhalt gehört nicht zu den Rechtsnormen, die 
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der Reviſion zugänglich find. Daher iſt es nicht Sache des 
Reviſtonsgerichts, die Ausführungen des Berufungsgerichts auf 
dieſem Gebiete nachzuprüfen, die im Ergebnis — übrigens auch 
lediglich auf Grund tatſächlicher Erwägungen — dahin ges 
langen, daß weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend von dem 
zuſtändigen Magiſtrate der Stadt Bochum eine Anſtellung 
des H. als Beamten der Stadt vorgenommen worden iſt. 
H. c. Stadtgemeinde Bochum, U. v. 3. April 08, 455/07 III. 
— Hamm. 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 
1895 in Verb. mit dem Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 
1874 und dem Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

46. Die Befreiungsvorſchrift des 8 4e des erſten Ge⸗ 
ſetzes gilt in gleichem Maße wie für das gewöhnliche Ent⸗ 
eignungsverfahren jo auch für das Fluchtlinien verfahren.] 

Die Klägerin — Stadtgemeinde Königsberg — hatte 
durch Gemeindebeſchluß vom 13. Februar 1900 nach Maßgabe 
des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 einen Fluchtlinienplan 
für den neuen Platz am Schloßteiche in Königsberg feſtgeſetzt, 
durch den die Grundſtücke Münzplatz Nr. 2 und 3 und 
Franzöſiſche Straße Nr. 14/15 vollſtändig von ihr in Anſpruch 
genommen wurden. Dieſer Plan erhielt am 16./ 21. März 1900 
die Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde, wurde am 6. April 
1900 gemäß 8 7 Fluchtlinien G. öffentlich ausgelegt, und am 
4. Mai 1900 förmlich feſtgeſtellt. Die vom 8. Mai 1900 
datierte Bekanntmachung des Planes erfolgte am 13. Mai 1900 
durch die Zeitungen. Infolge gütlicher Einigung mit den be⸗ 
treffenden Eigentümern wurden, während das Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzungsverfahren noch ſchwebte, nämlich am 30. und 
31. März 1900, der Klägerin auf Grund mündlicher Kauf⸗ 
verträge die vorbezeichneten Grundſtücke aufgelaſſen. Die 
Klägerin nahm für dieſe Auflaſſungen auf Grund des § 4e 
Stempelſt S. vom 31. Juli 1895 Stempelfreiheit in Anſpruch. 
Das Amtsgericht in Königsberg, das dieſen Standpunkt zunächſt 
als berechtigt angeſehen hatte, änderte ſpäter ſeine Anſicht und 
erforderte im Jahre 1905 den tarifmäßigen Stempel für jene 
Auflaſſungen. Auf Beſchwerde der Klägerin hob das LG. in 
Königsberg dieſe Stempelanſätze auf; die weitere Beſchwerde 
des Oberſtaatsanwalts in Königsberg hatte den Erfolg, daß 
dieſer Beſchluß vom KG. aufgehoben und die Beſchwerde der 
Klägerin gegen die amtsgerichtlichen Beſchlüſſe zurückgewieſen 
wurde. Nachdem die Klägerin die erforderten Stempelbeträge 
entrichtet hatte, forderte ſie dieſe vom beklagten Fiskus mit 
Klage zurück, wurde jedoch von den beiden Vorinſtanzen mit 
ihrer Klage abgewieſen. RG. hob auf und verurteilte nach 
dem Klagantrage: Die Anſicht des Berufungsgerichts iſt kurz 
gefaßt, folgende: Die Vorſchrift des § 4e Stempelfiß. vom 
31. Juli 1895 — wonach von der Stempelſteuer befreit find 
„Urkunden wegen Beſitzveränderungen, denen ſich die Beteiligten 
aus Gründen des öffentlichen Wohles zu unterwerfen geſetzlich 
verpflichtet ſind (Enteignungen) ohne Unterſchied, ob die Be⸗ 
ſitzveränderung ſelbſt durch Enteignungsbeſchluß oder durch 
freiwillige Veräußerungsgeſchäfte bewirkt wird“ — habe zur 
Vorausſetzung der Stempelfreiheit, daß bereits zur Zeit der 
Beſitzveränderung eine formelle Verpflichtung der Beteiligten 
zur Abtretung des veräußerten Gegenſtandes vorliege. Darnach 
trete, im Falle der Verleihung des Enteignungsrechtes durch 
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Königliche Verordnung die Stempelfreiheit für freiwillige Vers 
äußerungen bereits ein, ſobald die vorläufige Planfeſtſtellung 
erfalgt ſei, denn in dieſem Falle ſei die rechtliche Grundlage 
der Beſitzveränderung in der das Enteignungsrecht verleihenden 
Königlichen Verordnung gegeben. Anders liege dagegen die 
Sache im Falle der Enteignung nach Maßgabe des Fluchi⸗ 
liniengeſetzes vom 2. Juli 1875: nach § 11 dieſes Geſetzes 
erhalte nämlich die Gemeinde das Recht, die durch die feſt⸗ 
geſetzten Straßenfluchtlinien für Straßen und Plätze beſtimmten 
Grundſtücke den Eigentümern zu entziehen, erſt mit dem Tage, 
an welchem die Offenlegung des endgültig feſtgeſtellten Planes 
erfolge; demgemäß ſeien im Falle der Anwendung des Flucht⸗ 
liniengeſetzes freiwillige Veräußerungen der von der Flucht⸗ 
linienfeſtſetzung betroffenen Grundſtücke nicht ſchon nach der 
vorläufigen, ſondern erſt nach der endgültigen Planfeſtſtellung 
ſtempelfrei. Dieſe Auffaſſung kann von dem erkennenden Senat 
in den weſentlichſten Punkten nicht geteilt werden. Auszugehen 
iſt von der Beſtimmung des 8 11 Satz 2 Fluchtlinien. Das 
Berufungsgericht macht durch Bezugnahme auf den im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren erlaſſenen kammergerichtlichen Beſchluß zu dieſem 
Punkte das Nachſtehende geltend: Das Enteignungsgeſetz vom 
11. Juni 1874 behandle in ſeinem erſten Titel „die Zuläſſigkeit 
der Enteignung“. Nach 8 2 erfolge die Entziehung und 
dauernde Beſchränkung des Grundeigentums regelmäßig auf 
Grund Königlicher Verordnung, welche der Unternehmer und 
das Unternehmen, zu dem das Grundeigentum in Anſpruch 
genommen werde, bezeichne. Dieſer Ausſpruch durch Allerhöchſte 
Entſchließung ſei der Akt, durch den der Unternehmer das 
generelle Enteignungsrecht erlange. Die Feſtſtellung des 
Planes ergänze den Plan über die Zuläſſigkeit der Enteignung 
durch Spezialiſierung des Enteignungsrechts, indem ſie die von 
der Enteignung betroffenen Grundſtücke beſtimme. Das Flucht⸗ 
liniengeſetz vom 2. Juli 1875 ſehe von dem Ausſpruche der 
Zuläſſigkeit der Enteignung durch Allerhöchſte Entſchließung ab; 
es lege das Befinden über dieſe Zuläſſigkeit unter 
geſetzlichen Vorausſetzungen in die Hand der betreffenden 
Gemeinde. Nachdem das Berufungsgericht hierauf den Inhalt 
der 88 1, 5, 7, 8 und 11 FluchtlinienG. dargelegt hat, ſchließt 
es hieran die weitere Ausführung: aus dieſer geſetzlichen 
Ordnung ergebe ſich, daß nach dem Fluchtliniengeſetz erſt die 
Offenlegung des förmlich feſtgeſtellten Planes der Gemeinde 
das die Entziehung des Grundeigentums betreffende Ent⸗ 
eignungsrecht verleihe; erſt mit dem Beginn dieſer Offenlegung 
ſeien die Beteiligten nach dem Geſetze verpflichtet, ſich der aus 
Gründen des öffentlichen Wohls für angezeigt erachteten Beſitz⸗ 
veränderung zu unterwerfen. An einer ſpäteren Stelle heißt 
es ſodann noch: Abwegig ſei die Auffaſſung, daß das Flucht⸗ 
liniengeſetz als ſolches den Titel für die Eigentumsentziehung 
darſtelle. Auf dem Geſetze beruhe die Entziehung ebenſo in 
den gewöhnlichen Fällen der Enteignung wie in denen nach 
Maßgabe des Fluchtliniengeſetzes. Um aber auf Grund des 
Geſetzes die Beteiligten im konkreten Falle zur Hergabe ihres 
Eigentums zu verpflichten, bedürfe es noch eines beſonderen 
Ausſpruchs. Zu dieſem Ausſpruch ſei nach dem Enteignungs⸗ 
geſetz nur der Träger der Krone, nach dem Fluchtliniengeſetz 
die Gemeinde berufen, und nach dem letzteren Geſetze erfolge 
eben der die Beteiligten verpflichtende Ausſpruch durch die dem 
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Gemeindevorſtand übertragene Offenlegung des förmlich feſt⸗ 
geſtellten Planes. Die Anſchauungen, die in dieſen Erörterungen 
bezüglich des Fluchtliniengeſetzes, insbeſondere des 8 11 Satz 2, 
niedergelegt ſind, ſind nicht zutreffend. Die Rechtslage iſt die 
folgende: Der Staat hat die Macht der Enteignung. Unter 
welchen Vorausſetzungen, durch welche Organe des Staates, 
zu weſſen Gunſten, und in welchem Verfahren dieſe Macht 
auszuüben iſt, iſt in Preußen durch das Geſetz beſtimmt. 
Darnach beſteht zunächſt der ſchlechthin für jede Enteignung 
geltende, im Art. 9 der Verfaſſungsurkunde aufgeſtellte und im 
8 1 EnteignungsG. vom 11. Juni 1874 wiederholte Grundſatz, 
daß die Enteignung nur aus Gründen des öffentlichen Wohls 
erfolgen darf. Weiter iſt für den Regelfall im $ 2 EnteignungsG. 
beſtimmt, daß dem Träger der Krone die nach Maßgabe jener 
Direktive zu faſſende Entſchließung darüber zuſtehen ſoll, 1. ob 
Gründe des öffentlichen Wohls es als gerechtfertigt erſcheinen 
laſſen, daß überhaupt für ein beſtimmtes Unternehmen die 
Enteignung zur Anwendung gelange, 2. ob demjenigen Unter⸗ 
nehmer, der darum nachgeſucht hat, das Enteignungsrecht zu 
verleihen ſei. Wird durch Entſchließung des Trägers der Krone 
einem beſtimmten Unternehmer für ein beſtimmtes Unternehmen 
das Enteignungsrecht verliehen, ſo bedeutet dies, daß jener 
gegen die vom Geſetz mit der Vollziehung der Enteignung, 
alſo mit dem eigentlichen Enteignungsakt betrauten Staats⸗ 
organe (Bezirksausſchuß, Polizeipräſidium in Berlin) einen 
Öffentlich rechtlichen Enteignungsanſpruch des Inhalts erlangt 
hat, daß ſie bezüglich der für ſein Unternehmen erforderlichen 
Grundſtücke zu ſeinen Gunſten die Enteignung ausſprechen, d. h. 
ihm unter Beſeitigung (Vernichtung) des Eigentumsrechts der 
bisherigen Eigentümer das Eigentum daran verleihen, wenn 
beſtimmte Vorausſetzungen erfüllt ſind. Dieſe Vorausſetzungen 
ſind 1. daß die der Enteignung zu unterwerfenden Grundſtücke 
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worden ſind, 2. daß die Entſchädigung hierfür endgültig (oder 
in gewiſſen Fällen wenigſtens vorläufig) feſtgeſetzt worden iſt, 
3. daß dieſe Entſchädigung gezahlt oder hinterlegt worden iſt. 
Aus dieſer Geſtaltung der Dinge erhellt in erſter Reihe, daß 
die Erwägung des Berufungsrichters, auch in den gewöhnlichen 
Fällen beruhe die Entziehung des Grundeigentums (d. h. die 
Enteignung) auf dem Geſetze, nur halb wahr iſt. Auf dem 
Geſetze beruht es, daß der Unternehmer auf Grund des ihm 
verliehenen Enteignungsrechts die Enteignung der im Plan⸗ 
feſtſtellungsverfahren beſtimmten Grundſtücke herbeiführen kann; 
auf dem Geſetze beruht es auch, daß das Enteignungsrecht 
überhaupt durch Königliche Verordnung verliehen wird; allein 
nicht auf dem Geſetze, ſondern lediglich auf der betreffenden 
Königlichen Verordnung, die das Enteignungsrecht im einzelnen 
Fall verliehen hat, beruht es, daß gerade dieſer einzelne be⸗ 
ſtimmte Unternehmer das Enteignungsrecht erlangt hat. 
Lediglich auf dieſe Tatſache kommt es aber an, wenn dem 
Erwerb des Enteignungsrechts durch Königliche Verordnung 
derjenige durch Geſetz gegenübergeſtellt wird. Aus der dar⸗ 
gelegten Geſtaltung der Verhältniſſe ergibt ſich weiter, daß die 
von dem Berufungsgericht vorgenommene Gleichſtellung des 
Trägers der Krone im gewöhnlichen Verfahren mit der Ge⸗ 
meinde im Fluchtlinienverfahren unzutreffend iſt. Der Träger 
der Krone verleiht im gewöhnlichen Enteignungsverſahren in 
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Ausübung ſtaatshoheitlicher Gewalt einem Unternehmer das 
Enteignungsrecht; die Gemeinde dagegen iſt im Fluchtlinien⸗ 
verfahren, was das Berufungsgericht gänzlich aus den Augen 
verloren hat, ſelbſt die Unternehmerin, der Gedanke iſt 
daher ausgeſchloſſen, daß es Wille und Abſicht des Geſetzes 
geweſen ſein könnte, im Fluchtlinienverfahren der Unternehmerin 
die Machtbefugnis zu übertragen, ſich ſelbſt das Enteignungs⸗ 
recht zu verleihen. Die Ausführung des Berufungsgerichts, 
welche dahin geht, um im konkreten Falle die Beteiligten zur 
Hergabe ihres Eigentums zu verpflichten, bedürfe es noch 
eines beſonderen Ausſpruchs, der im gewöhnlichen Falle durch 
den Träger der Krone, im Fluchtlinienverfahren durch die Ge⸗ 
meinde und zwar durch die Offenlegung des endgültig feſt⸗ 
geſtellten Planes erfolge, iſt daher ſchon aus dem vorſtehend 
angegebenen Grunde verfehlt, ganz abgeſehen davon, daß auch 
der mit dem Worte „noch“ angedeutete Grundgedanke dieſer 
Ausführung ſich auf einer unrichtigen Bahn bewegt, ſowie 
ferner abgeſehen davon, daß die Offenlegung des förmlich feſt⸗ 
geſtellten Planes durch den Gemeindevorſtand überhaupt keinen 
Ausſpruch, und daher auch keinen materiell⸗rechtlichen enthält, 
ſondern lediglich einen Formalakt darſtellt, an den gewiſſe 
rechtliche Folgen geknüpft ſind. Zu dem allen tritt noch hinzu, 
daß es jeder praktiſchen Erwägung widerſtreiten würde, wenn 
die Gemeinde nicht im Beginn, ſondern, wie es nach der Anſicht 
des Berufungsgerichts der Fall iſt, erſt am Schluſſe des 
endgültig beendigten Planfeſtſtellungsverfahrens über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Enteignung zu „befinden“ haben würde. In 
Wahrheit ſind nur miteinander in Parallele zu ſtellen auf der 
einen Seite die Königliche Verordnung, auf der anderen Seite 
das Geſetz. Nur in bezug auf dieſe beiden iſt ein Vergleich 
überhaupt möglich. Im einzelnen gleichen und unterſcheiden 
ſich beide Fälle folgendermaßen. Auch das Fluchtliniengeſetz 
verleiht das Enteignungsrecht beſtimmten Unternehmern, aber 
nicht, wie die Königliche Verordnung einem einzelnen be⸗ 
ſtimmten Unternehmer, ſondern Unternehmern einer ganz be⸗ 
ſtimmten Art, nämlich den ſämtlichen Gemeinden der 
Monarchie, ferner gewährt auch das Fluchtliniengeſetz das Ent⸗ 
eignungsrecht für beſtimmte Unternehmungen, aber nicht, wie 
die Königliche Verordnung, für ein einzelnes beſtimmtes Unter⸗ 
nehmen, ſondern für alle Unternehmungen einer ganz beſtimmten 
Art, nämlich für die Unternehmungen der Anlegung und Ver⸗ 
änderung von Straßen und Plätzen. Einer Erörterung iſt nur 
die Frage fähig, ob dieſes Enteignungsrecht den Gemeinden 
ſchon mit Erlaß des Fluchtliniengeſetzes allgemein ein für alle⸗ 
mal verliehen worden iſt, ſo daß ſie es ſeitdem beſitzen und, 
wenn ſie von der Enteignung im Einzelfall Gebrauch machen, 
damit nur ein ihnen bereits allgemein zuſtehendes Recht aus⸗ 
üben, oder ob ihnen das Enteignungsrecht erſt in jedem Einzel⸗ 
fall und zwar erſt mit dem Zeitpunkt der Offenlegung des 
endgültig feſtgeſtellten Fluchtlinienplanes anfällt. Der Be⸗ 
rufungsrichter vertritt, wenn man von ſeiner im vorſtehenden 
behandelten Beurteilung der Verhältniſſe im übrigen abſieht, 
die Anſicht, daß letzteres der Fall ſei. Es iſt ihm zuzugeben, 
daß hierfür ſich der Wortlaut des 8 11 Satz 2 Fluchtlinien G. 
und der Ort, wo dieſe Beſtimmung in das Geſetz eingeſtellt 
ft, geltend machen läßt. Allein dem Wortlaut und der 
Stellung der Beſtimmung im Aufbau des Geſetzes kann ent⸗ 
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ſcheidende Bedeutung nicht beigemeſſen werden. Bekanntlich iſt 
die Faſſung des Fluchtliniengeſetzes in einzelnen Teilen nicht 
glücklich ausgefallen. Dies hat auch von der hier in Rede 
ſtehenden Beſtimmung des $ 11 Satz 2 zu gelten. Der Wille des 
Geſetzgebers hat daſelbſt einen unzureichenden, weil zu engen 
Ausdruck gefunden, in dem in irreführender Weiſe mit einem 
unbedingt notwendigen Beſtandteil ein überflüſſiger Ausſpruch 
vermiſcht worden iſt. Ein die Rechtslage völlig aufklärendes Licht 
wird auf dieſe Dinge durch den Bericht der Kommiſſion des 
Abgeordnetenhauſes zum 8 11 geworfen. (Wird ausgeführt.) 
Das Endergebnis iſt hiernach folgendes: Die Faſſung des 
Satzes 2 des § 11 darf nicht zu der Annahme verleiten, daß 
den Gemeinden das allgemeine Enteignungsrecht für die An⸗ 
legung von Straßen und Plätzen erſt in jedem Einzelſall und 
zwar nach dem Zeitpunkt der Offenlegung des endgültig feſt⸗ 
geſtellten Fluchtlinienplans anfiele. Für eine ſolche Ordnung 
der Dinge fehlt jeder ſachliche Grund und ebenſo fehlt auch 
jeder ſachliche Anhalt dafür, daß ſie in der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers gelegen hätte. Der Satz 2 des § 11 iſt vielmehr dahin 
zu verſtehen, daß darin der leitende Grundgedanke des hier in 
Betracht kommenden Teils des Geſetzes hat zum Ausdruck 
gebracht werden ſollen, der nämlich, daß den Gemeinden kraft 
dieſes Geſetzes ein für allemal das allgemeine Recht der 
Enteignung für die im Geſetz angegebenen Zwecke zuſtehen ſolle. 
An zweiter Stelle handelt es ſich um Auslegung der Be⸗ 
freiungsvorſchrift im 8 4e Stempelfiß. vom 31. Juli 1895. 
Für das Verſtändnis dieſer Beſtimmung find die Vorſchriften 
der SS 43, 16 und 17 Enteignungs G. heranzuziehen. Der 
§ 43 a. a. O. iſt allerdings durch die Beſtimmung im § 35 
Abſ. 1 Stempelſt. vom 31. Juli 1895 aufgehoben, wie 
der erkennende Senat bereits früher ausgeſprochen hat (Gruchot 
Bd. 44 Seite 1001). Indeſſen iſt der frühere Rechtszuſtand 
auch noch für den heutigen von weſentlicher Bedeutung; denn 
das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 hat in der Haupt⸗ 
ſache keineswegs die Abſicht verfolgt, etwas Neues und anderes 
an die Stelle des bisher Bewährten zu ſetzen, ſondern wollte 
im weſentlichen nur die geſamten auf die Stempelſteuer bezüg⸗ 
lichen Beſtimmungen kodifizieren. Nach dem § 43 EnteignungsG. 
waren nun die nach § 17 dieſes Geſetzes d. h. die nach der 
vorläufigen Planfeſtſtellung eintretenden freiwilligen Veräußerungs⸗ 
geſchäfte über Grundeigentum innerhalb des vorgelegten Planes 
ſtempelfrei. Für die Annahme, daß an dieſem Rechtszuſtande 
durch die Vorſchrift des § 4e Stempelſt. vom 31. Juli 
1895 überhaupt etwas, insbeſondere aber etwas zuungunſten 
der beteiligten Unternehmer und Eigentümer hätte geändert 
werden ſollen, gebricht es ſowohl nach dem eben berührten 
Charakter des Stempelſteuergeſetzes als auch ſpeziell nach der 
Begründung und den Verhandlungen zu dieſem § 4e ſchlechthin 
an jedem Anhalt. Die Worte im 8 4e „Urkunden über Beſitz⸗ 
veränderungen, denen ſich die Beteiligten aus Gründen des 
öffentlichen Wohls zu unterwerfen geſetzlich verpflichtet ſind 
(Enteignungen)“ können hiernach nicht bedeuten, daß die 
Stempelbefreiung der Urkunden über freiwillige Veräußerungs⸗ 
geſchäfte erſt dann eintreten ſolle, wenn alle Bedingungen der 
Enteignung für den einzelnen Eigentümer gegeben ſind, alſo 
wenn der Plan und die Entſchädigung endgültig feſtgeſtellt und 
letztere bezahlt und hinterlegt iſt, ſondern es muß im Sinne 
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jener Beſtimmung das Vorhandenſein einer geſetzlichen 
Verpflichtung der Beteiligten, ſich im Falle der Enteignung 
der Beſitzveränderung zu unterwerfen, ſchon für einen früheren 
Zeitpunkt angenommen werden. Dieſer Zeitpunkt iſt nach 
Maßgabe des bisherigen Rechtszuſtandes mit der vorläufigen 
Planfeſtſtellung als eingetreten anzuſehen. Alle freiwilligen 
Veräußerungen, die nach der vorläufigen Feſtſtellung des Planes 
innerhalb desſelben erfolgen, d. h. die in dieſem Plane für 
das Unternehmen beſtimmten Grundſtücke betreffen, ſind daher 
vom Stempel befreit. Dieſe Befreiung muß nun in gleichem 
Maße wie für das gewöhnliche Enteignungsverfahren, ſo auch 
für das Fluchtlinienverfahren gelten. Beide Verfahren gehen 
in bezug auf die Planfeſtſtellung vollſtändig gleichen Schrittes, 
nur daß die beteiligten Behörden andere find (Regierungsprä⸗ 
ſident — Ortspolizeibehörde; Bezirksausſchuß — Kreisausſchuß). 
Das Stempelſteuergeſetz ſelbſt macht zwiſchen den beiden Ver⸗ 
fahren keinen Unterſchied und ſachlich beſteht ein ſolcher eben⸗ 
falls nicht. Der Entſcheidungsgrund des Berufungsrichters 
iſt in der obigen Unterſuchung über die Bedeutung des 
8 11 Satz 2 Fluchtlinien s. beſeitigt. Ebenſo wie im 
gewöhnlichen Enteignungsverfahren die Königliche Verordnung 
ebenſo ſtellt im Fluchtlinienverfahren das Fluchtliniengeſetz ein 
für allemal die rechtliche Grundlage für die geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung der beteiligten Grundbeſitzer dar, ſich nach der vor⸗ 
läufigen Planfeſiſtellung der Beſitzveränderung hinſichtlich der 
in dieſem Plane aufgenommenen Grundſtücke zu unterwerfen. 
Dieſe Verbindlichkeit tritt im Sinne des Stempelſteuergeſetzes 
im Fluchtlinienverfahren nicht erſt mit der endgültigen Plan⸗ 
feſtſtellung ein. Aus dieſen Gründen war daher der Klage 
ſtattzugeben. K. c. F, U. v. 20. März 08, 272/07 VII. — 
Königsberg. 

47. Tarifſtelle 58 III. 
Höchſtbetragshypotheken.] 

Der Berufungsrichter ſtellt feſt, daß in der Urkunde vom 
18. Juni 02 der Antrag auf Eintragung einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek von 6 600 000 & in das Grundbuch enthalten ſei 
und er nimmt an, daß von dieſem Betrage der Stempel von 
½ v. H. aus der Tarifſtelle 58 III des Stempelſt . zu 
entrichten ſei, weil dieſe Vorſchrift auch auf Höchſtbetrags⸗ 
hypotheken Anwendung finde. Dieſe Rechtsanſicht iſt zu 
billigen. Die Tarifſtelle 58 III erklärt ganz allgemein den 
„Antrag auf Eintragung einer Hypothek...“ für ſtempel⸗ 
pflichtig und es kann auch nicht bezweifelt werden, daß die 
Höchſtbetragshypotheken des 8 1190 BGB. wirkliche Hypotheken 
des bürgerlichen Rechts ſind, auf das die Tarifſtelle durch den 
Gebrauch des Wortes „Hypothek“ ſtillſchweigend verweiſt. 
Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die Rechtsform der 
Höchſtbetragshypotheken ſchon zur Zeit des Inkrafttretens des 
Stempelit®. in derſelben Art wie jetzt beſtand oder ob fie erſt 
durch das BGB. geſchaffen worden iſt. Der Stempelpflichtigkeit 
des Antrages auf Eintragung einer Höchſtbetragshypothek ſteht 
es auch nicht entgegen, wenn man davon ausgeht, daß der 
Stempel der Tarifſtelle 58 III nur dann erhoben werden darf, 
wenn eine über die einzutragende Hypothek errichtete Urkunde 
dem Schuldverſchreibungsſtempel aus Tarifftelle 58 1 unterworfen 
ſein würde. Dieſes Erfordernis trifft auch dann zu, wenn 
nur der Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, 
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beſtimmt, im übrigen die Feſtſtellung der Forderung vorbehalten 
wird. Denn die Verpflichtung zur Zahlung einer beſtimmten, 
nämlich der dem Höchſtbetrag entſprechenden Geldſumme wird 
hierbei gültig übernommen oder anerkannt, wenn auch nur 
unter der Bedingung, daß die Feſtſtellung der Forderung 
erfolgen ſoll. (Wird weiter ausgeführt.) Der Rechtsgrund der 
der Höchſtbetragshypothek zugrunde liegenden Schuld iſt hier durch 
die Bezugnahme des Eintragungsantrags auf den übrigen Inhalt 
der Urkunde vom 18. Juni 02 beſtimmt. Er beſteht in der Aufnahme 
der Anleihe von 6 000 000 &, deren Rückzahlung nebſt Aufgeld, 
Zinſen und Koſten im $ 6 ausdrücklich verſprochen wird. 
Übrigens bedarf es nach dem heutigen bürgerlichen Recht zur 
gültigen Mbernahme der Pflicht zur Zahlung einer Geldſumme 
nicht mehr der Angabe eines Schuldgrundes, dieſe Verpflichtung 
wird vielmehr auch ſchon durch ein abſtraktes Schuldverſprechen 
oder Schuldanerkenntnis begründet (88 780 ff. BGB.). Su 
weit eine von dieſen Grundſätzen abweichende Auffaſſung 
in den allgemeinen Verfügungen des preuß. Finanzmin. 
vom 20. Mai 01 und des Juſtizmin. vom 1. Juli 01 
(JM Bl. 01 S. 156, 157) enthalten iſt, kann fie diesſeits, in 
Ubereinſtimmung mit der Literatur, nicht geteilt werden. (Vgl. 
Hummel⸗Specht, Stempelſt. S. 1037 Anm. 15, S. 1041 
bis 1043 Anm. 20 und 21, S. 1080, 1081 Anm. 65; 
Heinitz, Stempelfi®. 2. Aufl. S. 553 zu b, S. 554, 555 zu d.) 
H. c. Preuß. Fiskus, U. v. 3. März 08, 228/07 VII. — Hamm. 


— 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen bis Ende 1907.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 


B. Zur Gerichtsverfaſſung und Strafprozeßordnung. 


1. 5 98 GVG.] Daß der Hauptverhandlungstermin 
nicht am Sitze des LG. zu Gera, ſondern in einem Gaſthauſe 
des zu deſſen Bezirk gehörigen Tatortes K. abgehalten worden 
iſt, beruht auf dem darüber von der II. StK. des gemeinſchaft⸗ 
lichen LG. zu Gera gefaßten Beſchluß vom 15. Februar 1907. 
In demſelben find als dieſe Maßregel beſtimmende Gründe 
angeführt, daß eine Lokalbeſichtigung durch den Gerichtshof 
unter Zuziehung der Prozeßbeteiligten unumgänglich ſei, der 
größte Teil der Zeugen und Sachverſtändigen in K. und Um⸗ 
gegend wohne und der dem Staate etwa erwachſende Koſten⸗ 
aufwand ein geringerer ſein würde. Es kann dahin geſtellt 
bleiben, ob die letzteren Erwägungen, insbeſondere die Rückſicht⸗ 
nahme auf Koſtenerſparnis, die Abweichung von der Regel, 
daß die Hauptverhandlung am Sitze des Gerichts ſtattzufinden 
habe, als zuläſſig erſcheinen laſſen würden, da die getroffene 
Anordnung durch das hervorgehobene Erfordernis unmittelbarer 
Augenſcheinseinnahme ihre volle Rechtfertigung findet, und zwar 
um jo mehr, als die Notwendigkeit einer ſolchen in Rückſicht auf 
den der Beurteilung des Gerichts zugrunde liegenden Sach⸗ 
verhalt ſich während der Hauptverhandlung ſtets erneut geltend 
machen konnte. Daß aber das eingeſchlagene Verfahren dem 
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Geſetz nicht widerſtreitet, iſt bereits in den auch vom Beſchwerde⸗ 
führer erwähnten Entſcheidungen des RG. (RG. 11, 352; 22 
S. 396/399), von denen abzuweichen kein Anlaß vorliegt, 
gerade in Rückſicht auf die Notwendigkeit einer Augenſcheines⸗ 
einnahme anerkannt worden. Es kann daher hier auf die da⸗ 
ſelbſt gemachten Ausführungen um ſo mehr verwieſen werden, als 
in der erſteren auch die vom Beſchwerdeführer aus 5 98 GVG. 
entnommenen Bedenken ihre Widerlegung gefunden haben. 
Urt. d. IV. Sen. v. 5. Nov. 1907 (645/07). 

2. 5 175 GG.] Nachdem die Angeklagten „gehört“ 
waren, wurde der Beſchluß verkündet: „Für die Verhandlung 
wird die Offentlichkeit ausgeſchloſſen“. Daraus ergibt ſich, daß 
das Gericht bei der Verkündung des Beſchluſſes nicht an⸗ 
gegeben hat, weswegen die Offentlichkeit ausgeſchloſſen werde. 
Das Gericht hat demgemäß gegen § 175 GVG. verſtoßen. 
Das angegriffene Urteil unterlag der Aufhebung. Nach § 377 
Nr. 6 SiO. iſt ein Urteil ſtets als auf einer Verletzung des 
Geſetzes beruhend anzuſehen, wenn es auf Grund einer münd⸗ 
lichen Verhandlung ergangen iſt, bei welcher die Vorſchriften 
über die Offentlichkeit des Verfahrens verletzt ſind. Das 
Reviſionsgericht darf demnach in Fällen dieſer Art nicht prüfen, 
ob, das angegriffene Urteil auf der gerügten Verletzung beruht. 
Int. d. V. Sen. v. 8. Okt. 1907 (649/07). 

3. 88 7, 16 StPO.] Der zu Hamburg wohnende Ans 
gellagte hat von Hamburg aus an eine größere Anzahl von 
Perſonen, deren Namen er den in Zeitungen erſchienenen Ge⸗ 
burtsanzeigen und Veröffentlichungen der Standesämter entnahm, 
Proſpekte in unverſchloſſenen Kuverts — Druckſchriften — ver⸗ 
ſandt, in denen er ein die Empfängnis verhütendes Mittel an⸗ 
kündigte. So iſt der Proſpekt auch nach Aachen gelangt, dort 
it die Anklage erhoben worden (S 168 StPO.). Nach der 
Erlaſſung des Beſchluſſes auf Eröffnung des Hauptverfahrens 
it der Angeklagte auf feinen Antrag nach 8 232 StPO. von 
der Verpflichtung zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung ent⸗ 
bunden und ſeine richterliche Vernehmung angeordnet worden. 
Bei dieſer Vernehmung hat der Angeklagte auf ein von ihm 
zu Protokoll übergebenes Schriftſtück Bezug genommen, indem 
er ausführte, daß „das LG. in Aachen abſolut nicht zuſtändig 
ſei“, da er dorthin Proſpekte nicht geſandt habe. In der 
Hauptverhandlung iſt dieſes Protokoll und — wie geboten 
(RG. 27, 273/275) — das obenerwähnte Schriftſtück nach der 
Verleſung des Beſchluſſes über die Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens verleſen worden. Der vom Angeklagten erhobene Ein⸗ 
wand der örtlichen Unzuſtändigkeit iſt ſohin zur Kenntnis des 
erkennenden Gerichts gelangt. Wie er begründet war, iſt für 
die Frage der rechtswirkſamen Erhebung ohne Belang. Wohl 
aber kommt dafür in Betracht, ob nicht die Rechtswirkſamkeit 
der Erhebung dadurch als ausgeſchloſſen zu erachten iſt, daß 
nach $ 16 StppO. der Angeſchuldigte dieſen Einwand, falls 
— wie hier — eine Vorunterſuchung nicht ſtattgefunden hat, 
in der Hauptverhandlung bis zur Verleſung des Beſchluſſes 
uber die Eröffnung des Hauptverfahrens geltend machen muß. 
Dieſe Frage iſt zu verneinen. Der erhobene Einwand iſt aber 
vorliegenden Falles auch begründet. Wenn der Tatbeſtand der 
ſwafbaren Handlung durch den Inhalt einer im Inland er⸗ 
ſchienenen Druckſchrift begründet wird, fo iſt als das nach 8 7 
Abs. Stpd. zuſtändige Gericht nur dasjenige Gericht anzu⸗ 
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laſſen iſt, der Rechtskraft fähig. 
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ſehen, in deſſen Bezirk die Drudichrift erſchienen iſt. Urt. d. 
V. Sen. v. 29. Okt. 1907 (569/07). 

4. 85 27, 28 StPD.] Die Behauptung des An⸗ 
geklagten, es ſei zur Entſcheidung über ſein Ablehnungsgeſuch 
nicht das LG., ſondern gemäß § 27 Abſ. 1 StPO. das OLG. 
als das zunächſt obere Gericht zuſtändig geweſen, entbehrt der 
Begründung. Mag nämlich der Angeklagte — was nicht 
völlig klar iſt — nur die an der Sitzung vom 1. Juni 1907 
teilnehmenden fünf, oder, falls es außer ihnen noch ſolche gab, 
ſämtliche Mitglieder der zweiten Strafkammer haben ablehnen 
wollen, fo hat er doch die regelmäßigen Vertreter (8 62 
Abſ. 1 GVG.) dieſer ſtändigen Mitglieder nicht abgelehnt; 
der Landgerichtsrat K. war daher an der Mitwirkung bei der 
Entſcheidung über das Geſuch jedenfalls nicht behindert. Gab 
es aber — wie man nach den Akten annehmen muß — außer 
dem Landgerichtsrat K. keinen regelmäßigen Vertreter der Mit⸗ 
glieder der zweiten Strafkammer, ſo war damit doch die 
Herbeiführung einer Beſchlußfähigkeit der Kammer ſo lange noch 
nicht ausgeſchloſſen, als der Präſident des LG. aus deſſen 
Mitgliedern in Anwendung des 8 66 GG. zeitweilige 
Vertreter des einzigen regelmäßigen Vertreters, der an der 
Vertretung der übrigen vier Mitglieder der Strafkammer ver⸗ 
hindert war, in ausreichender Anzahl beſtimmen konnte, ohne 
nach 8 69 GVG. verfahren zu müſſen. Urt. d. V. Sen. v. 
10. Dez. 1907 (592/07). 

5. 8 46 StPO.] Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
der weder vom Angeklagten noch von der Staatsanwaltſchaft 
angefochtene Beſchluß vom 12. Auguſt 1907, der dem Geſuch 
des Angeklagten um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
ſtattgibt, von einem unzuſtändigen Gericht erlaſſen iſt; denn 
gemäß $ 46 Abſ. 1 StPO. war zur Entſcheidung über das 
Geſuch nicht die Ferienſtraframmer des LG. zu Graudenz, 
ſondern ausſchließlich das RG. berufen. Nach § 46 Abf. 2 
a. a. O. iſt indes der die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gewährende Beſchluß der Anfechtung entzogen und 
dieſe Vorſchrift beanſprucht Gültigkeit ohne Unterſchied, ob die 
Wiedereinſetzung ſachlich zu Unrecht gewährt oder ob das Ver⸗ 
fahren, in dem der Beſchluß erlaſſen wurde, mit Mängeln 


behaftet ſein mag. Daher iſt der Beſchluß auch namentlich 


ungeachtet deſſen, daß er von einem unzuſtändigen Gericht er⸗ 
Beſchl. d. IV. Sen. v. 
24. Sept. 1907 (O. R. A. T. B. 1678/07). 

6. § 51 Ziff. 1 StPO.] Das Ehehindernis des § 1312 
BGB. ſteht mit Rückſicht auf die Zuläſſigkeit der Befreiung der 
Annahme eines Verlöbniſſes nicht entgegen. Urt. d. IV. Sen. 
v. 6/7. Dez. 1907 (862/07). ö 

7. 58 58, 60 StPO.] Die Zuziehung von Zeugen zu 
einem Augenſchein, ihre an Ort und Stelle erfolgende Belehrung 
über den Gegenſtand der Verhandlung und ihrer demnächſtigen 
Vernehmung, ebenſo aber auch die durch die Zwecke des Augen⸗ 
ſcheins bedingte und darauf beſchränkte Befragung und Aus⸗ 
kunftserteilung, die die „Vernehmung“ der Zeugen nur vor⸗ 
bereitet und dazu beſtimmt iſt, Mißverſtändniſſen bei der 
künftigen Vernehmung vorzubeugen und die letztere überhaupt 
zuverläſſiger zu geſtalten, iſt eine im Intereſſe der Wahrheits⸗ 
ermittlung gelegene, zweckmäßige und auch zuläſſige Maßregel, 
die im Hauptverfahren und insbeſondere innerhalb der Haupt⸗ 
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verhandlung ebenſo angebracht fein kann, wie im Vorverfahren. 
Urt. d. I. Sen. v. 12. Jan. 1907 (746/06). 

8. 85 222, 223 StPO.] In der auf Verletzung der 
88 250, 222, 223 StPO. geſtützten Beſchwerde wird die Ver⸗ 
leſung von Protokollen über die durch den Unterſuchungsrichter 
in Brüſſel erfolgte Vernehmung von Zeugen aus dem Grunde 
beanſtandet, weil dieſe ſtattfand, ohne daß dem Angeklagten 
der Vernehmungstermin bekannt gegeben und ihm die An⸗ 
weſenheit bei Abhör der Zeugen ermöglicht worden wäre. Die 
Beſchwerde iſt nicht begründet. Die Verleſung der Protokolle 
konnte, da im übrigen alle Vorausſetzungen der SS 250 Abſ. 2 
und 3, 222 StPO. vorlagen, dann erfolgen, wenn bei den 
Vernehmungen die für den erſuchten Richter maßgebenden 
Beſtimmungen des ausländiſchen Rechts befolgt worden waren, 
namentlich alſo dann, wenn die Beobachtung der in S 223 
StPO. enthaltenen Vorſchrift nach ausländiſchem Recht nicht 
zuläſſig war, ſo daß der erſuchte Richter überhaupt nicht in der 
Lage war, dem Erſuchen um Bekanntgabe des Termins und 
Zulaſſung des Angeklagten zu dieſem zu entſprechen. Das iſt 
tatſächlich der Fall. In Ermanglung von abweichenden Be⸗ 
ſtimmungen der Staatsverträge des Deutſchen Reichs mit 
Belgien richtete ſich die Vernehmung der Zeugen nach art. 73 
Code d'instr. crim., woſelbſt die Anweſenheit der Angeklagten 
und anderer Perſonen bei der Zeugenvernehmung unterſagt iſt. 
Dieſe Beſtimmung iſt ausſchließlich maßgebend, denn die weiteren 
Beſtimmungen der belgiſchen Strafprozeßordnung über die Haupt⸗ 
verhandlung ſind auf die außerhalb einer ſolchen und zu ihrer 
Vorbereitung beſtimmten Vernehmungen nicht anwendbar. 
(Entſch. des erk. Senats 1 D. 4033/02 vom 6. November 1902 
g. W.; Entſch. 1 D. 934/06 g. D. zu der gleichlautenden Be⸗ 
ſtimmung der StPO. für Frankreich.) Urt. d. I. Sen. v. 25. Nov. 
1907 (601/07). 

9. 8 223 StPO.] Die Benachrichtigung von dem zum 
Zwecke der kommiſſariſchen Vernehmung des Zeugen B. an⸗ 
beraumten Termine iſt dem Beſchwerdeführer am vorletzten 
Tage vorher zugeſtellt worden, in dem Termine iſt der An⸗ 
geklagte weder perſönlich erſchienen noch durch einen Verteidiger 
vertreten worden. In der Hauptverhandlung hat derſelbe die 
erneute Vernehmung des Zeugen beantragt und dieſen 
Antrag darauf geſtützt, daß er keine genügende Zeit gehabt, 
für ſeine Vertretung in dem Termine vom 29. April Sorge 
zu tragen. Dieſer Antrag iſt gerichtsſeitig mit der Begründung 
abgelehnt worden, der Angeklagte habe Zeit genug gehabt, der 
Vernehmung des Zeugen B. beizuwohnen. Mit Recht findet 
die Verteidigung hierin einen Verſtoß gegen die Vorſchrift 
des § 223 StPO., welcher die rechtzeitige Benachrichtigung 
des Angeklagten von der Anberaumung eines kommiſſariſchen 
Termins zur Pflicht macht. Der ablehnende Beſchluß kann 
nicht für ausreichend erachtet werden, er läßt nicht erkennen, 
ob das Gericht der konkreten Sachlage genügend gerecht 
geworden iſt, ob es insbeſondere die Entfernung des Wohn⸗ 
ortes des Angeklagten — Berlin — von dem Sitze des AG. 
in Vilbel im Großherzogtum Heſſen, desgleichen die perſönlichen 
Verhältniſſe des Angeklagten ausreichend gewürdigt hat, wozu 
um ſo mehr Veranlaſſung vorlag, als nach dem Urteile die 
Vermögensverhältniſſe desſelben keineswegs günſtiger zu nennen 
ſind. Der Beſchluß läßt aber weiter die Frage völlig un⸗ 
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berührt, ob der Angeklagte auch in der Lage war, rechtzeitig 
für eine geeignete Vertretung zu ſorgen, und gibt damit 
dem Verdachte Raum, daß die Strafkammer überſehen hat, 
daß der Angeklagte auch berechtigt war, in dem Termine ſich 
vertreten zu laſſen. Es hätte nach dieſer Richtung aber geprüft 
werden müſſen, ob die recht kurz bemeſſene Zeit es dem An⸗ 
geklagten ermöglichte, ſich rechtzeitig einen Vertreter zu beſtellen, 
wobei insbeſondere zu berückſichtigen war, daß die Be⸗ 
nachrichtigung dem Angeklagten erſt im Laufe des 27. April 
zugegangen iſt und der 28. April ein Sonntag war. Der 
Umſtand, daß der Angeklagte der Verleſung der B.ſchen Aus⸗ 
ſage in der Hauptverhandlung nicht alsbald widerſprochen 
hat, läßt den Reviſionsangriff nicht unberechtigt erſcheinen. 
Der Angeklagte hat die wiederholte Vernehmung des Zeugen 
beantragt und damit zu erkennen gegeben, daß er gegen die 
Benutzung der Ausſage als Beweismittel proteſtiere. Urt. 
d. III. Sen. v. 30. Sept. 1907 (528/07). 

10. 5 243 StPO.] Das Gericht hat den Beweisantrag 
abgelehnt, weil es ſich um Vorgänge im Seelenleben des An⸗ 
geklagten handle, die nicht Gegenſtand der Wahrnehmung der 
Zeuginnen geweſen ſeien, von ihnen alſo gar nicht bekundet 
werden könnten. Soweit damit etwa rechtsgrundſätzlich hat 
ausgeſprochen werden ſollen: Vorgänge des Seelenlebens ſeien 
dem Zeugenbeweiſe verſchloſſen, würden ſich hiergegen allerdings 
Bedenken ergeben. Daß ſolche Vorgänge nicht Gegenſtand der 
unmittelbaren Wahrnehmung ſein können, iſt richtig; allein 
es beſteht kein Hindernis, auch den Beweis über innere nicht 
ſinnlich wahrnehmbare Tatſachen zuzulaſſen, ſofern nur zugleich 
äußere Momente mit geltend gemacht werden, aus denen im 
Wege der Schlußfolgerung auf die Wahrheit jener (inneren) 
Tatſache zu ſchließen iſt. Gerade hieran aber hat es der Be⸗ 
ſchwerdeführer bei Stellung ſeines Beweisantrages fehlen laſſen. 
Urt. d. II. Sen. v. 27. Sept. 1907 (517/07). 

11. 8 244 StPO.] Dadurch, daß Urkunden in der An⸗ 
klageſchrift als Beweismittel benannt ſind, werden ſie noch nicht 
zu herbeigeſchafften Beweismitteln im Sinne des § 244 StPO. 
Sie werden dies jedoch, wenn ihre Verleſung in der Haupt⸗ 
verhandlung beantragt wird. Bezüglich des obenerwähnten 
reichsgerichtlichen Urteils vom 29. Juni 1906, durch das, wie 
in der Anklageſchrift bemerkt wird, die Reviſion gegen eine 
denſelben Sachverhalt wie im vorliegenden Falle betreffende 
verurteilende Entſcheidung des LG. zu Güſtrow verworfen 
wurde, iſt in der Hauptverhandlung die Verleſung beantragt 
worden. Der Antrag durfte indes abgelehnt werden, ohne 
daß § 244 StPO. hierbei verletzt worden if. Es folgt dies 
aus der Beſchaffenheit der dem Reviſionsgerichte durch StPO. 
zugewieſenen Aufgabe. Die Reviſion kann nach § 376 Abſ. 1 
a. a. O. nur darauf geſtützt werden, daß das Urteil auf einer 
Verletzung des Geſetzes beruhe. Das RG. hat demnach bei 
Beſcheidung jenes Rechtsmittels keine Tatſachen feſtzuſtellen, 
ſondern nur zu prüfen, ob eine Rechtsnorm nicht oder nicht 
richtig angewendet worden tft (5 376 Abſ. 2 StPO.). Wenn 
es ſich nicht um die Feſtſtellung der für die Schuldfrage in 
Betracht kommenden Tatſachen handelt, greifen die für die 
Beweisaufnahme maßgebenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
Platz. Sie finden alſo z. B. keine Anwendung, wenn zu prüfen 
iſt, ob die für die ſtrafrechtliche Verfolgung erforderliche prozeß⸗ 
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rechtliche Vorausſetzung des Antrags gegeben erſcheint (RGSt. 6, 
161; 12, 34 u. a.). Ahnlich verhält es ſich bei der rechtlichen 
Beurteilung. Ob auf einen Tatbeſtand das im Eröffnungs⸗ 
beſchluſſe angeführte oder überhaupt ein Strafgeſetz anwendbar 
erſcheint, und wie eine ſtrafrechtliche oder prozeßrechtliche Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift auszulegen iſt, hat das Gericht nicht nach Maß⸗ 
gabe der ihm durch die Verhandlung etwa hierfür gebotenen 
Anhaltspunkte, ſondern auf Grund ſeiner eigenen Kenntnis des 
Rechts zu entſcheiden. Reichsgerichtliche Urteile, welche für 
ſolche Fragen von Belang ſind, darf der Richter ebenſo wie 
wiſſenſchaftliche Werke in feiner Entſcheidung berückſichtigen, 
wenngleich ſie von den Prozeßbeteiligten nicht angezogen worden 
ſind. Die von dieſen in Bezug genommenen Urteile des RG. 
uſw. kann er verwerten, ohne dieſelben verleſen zu haben. Auch 
dürfen die Prozeßbeteiligten jene Rechtsbehelfe dem Gerichte 
vortragen, ohne an die Beobachtung der Form des 8 248 
StPO. (Verleſung durch das Gericht) gebunden zu fein. Die 
Urteile der reichsgerichtlichen Straffenate find nicht Beweis⸗ 
mittel im Sinne der SS 244 und 248 StPO. Urt. d. II. Sen. 
v. 15. Okt. 1907 (549/07). | 

12. 8 253 StPO.] Die Verleſung eines polizeilichen 
Geſtändnisprotokolls iſt zuläſſig, wenn darauf in einem richter⸗ 
lichen Protokoll Bezug genommen iſt. Urt. d. II. Sen. v. 
6. Dez. 1907 (766/07). 

13. SS 269, 257 StPO.] Zutreffend bezeichnet der 
Beſchwerdeführer die SS 259 und 267 StPO. als verletzt. 
Nach dieſen Prozeßvorſchriften ſchließt die Verhandlung mit der 
„Verkündung des Urteils“. Dieſe war, wie das Sitzungs⸗ 
protokoll erweiſt, bereits erfolgt, als der Staatsanwalt ſeine 
Anfrage an den Vorſitzenden richtete, ob nicht auf Unbrauch⸗ 
barmachung der Bilder und der zur Herſtellung beſtimmten 
Platten erkannt werden ſollte. Ein dahin gehender Antrag war 
früher nicht geſtellt worden. In dem Protokoll heißt es 
wörtlich: „es wurde das Urteil nach Wiederherſtellung der 
Offentlichkeit durch Verleſung der Urteilsformel und durch 
mündliche Mitteilung des weſentlichen Inhalts der Urteilsgründe 
dahin verkündet“ und minmehr folgt der geſchloſſene Urteilstenor 
bis zu Ende der Nummer I, alfo ohne Nummer II. Nun 
können zwar offenſichtliche Schreib⸗ oder Faſſungsfehler der 
verleſenen Urteilsformel noch nach ihrer Verkümdung berichtigt 
werden, wie das RG. bereits wiederholt ausgeſprochen hat, 
nicht aber kann das Gericht befugt erſcheinen, nach vollſtändig 
verkündeter Entſcheidung noch einmal die Verhandlung zu 
eröffnen, von neuem in eine Beratung zu treten und hierauf, 
wie dies vorliegend geſchehen, einen Zuſatz zu dem in der 
urſprünglichen Beratung beſchloſſenen und dem Beſchluß ent- 
ſprechend vollſtändig verkündeten Erkenntnis hinzuzufügen, der 
nicht einmal eine Beſtimmung aus der der Verurteilung zugrunde 
liegenden, die Verhängung der Strafe ſelbſt bedingenden Straf⸗ 
rechtsnorm betraf (vgl. RGSt. 5, 173). Die Unterlaſſung 
konnte vielmehr nur im Wege der Reviſion beſeitigt werden, 
ein Rechtsmittel hat die Staatsanwaltſchaft aber nicht ein⸗ 
gelegt. Urt. d. III. Sen. v. 30. Sept. 1907 (460/07). 

14. 5 260 StPO.] Ob der Begriff der Gerichtskundig⸗ 
keit auf die Tatſache angewendet werden darf, daß ein Käſe 
ſich unter einem beſtimmten Namen in einer gewiſſen Gegend 
vorteilhaft eingeführt habe, und das dortige Publikum Gewicht 
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darauf lege, unter dieſem Namen Käſe aus einer beſtimmten 


Fabrik zu erhalten, mag bedenklich ſcheinen. Es braucht indes 
hierauf nicht eingegangen zu werden, da die Wahrheit jener 
Tatſache zugleich auf Grund des in der Hauptverhandlung 
erſtatteten Gutachtens angenommen iſt. Urt. d. III. Sen. 
v. 30. Sept. 1907 (384/07). . 

15. 5 266 Abſ. 4 StPO.] Die „Abbildungen“ find in 
ihrer natürlichen Erſcheinung in je 1 Exemplar in einer dem 
Urteile beigefügten „Anlage I” eingeklebt. Darüber, was durch 
die Abbildungen dargeſtellt wird und welchen geiſtigen Inhalt 
dieſe Darſtellungen für den Beſchauer haben, iſt im Urteil 
nichts geſagt. Die „Artikel“ ſind in einer „Anlage II“ zum 
Urteile im Anſchluſſe an die zunächſt aufgeführten „Inſerate“ 
im Wortlaute wiedergegeben. In zwei Fällen bildet offenbar 
je einer der ſogenannten Artikel zugleich den Begleittext einer 
der eingeklebten Abbildungen. Ohne ſich in tatſächlicher Hinſicht 
irgendwie weiter auszuſprechen, erklärt die Strafkammer die 
„in Anlage I und Anlage II des Urteils zuſammengeſtellten 
Abbildungen und Artikel“ als nicht unzüchtig, weil „durch ſie 
das allgemeine Scham⸗ und Stttlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher 
Beziehung nicht verletzt werde, ſie auch weder geeignet noch 
dazu beſtimmt ſeien, einen geſchlechtlichen Reiz beim Leſer oder 
Beſchauer auszulöſen“. Die Reviſion des Staatsanwalts macht 
geltend, daß dieſe Begründung ein Urteil und nicht die Feſt⸗ 
ſtellung einer Tatſache ſei und es erforderlich geweſen wäre, 
die Gründe, die zu dieſem Urteile geführt haben, anzugeben. 
Weiter wird geſagt, daß die Beurteilung, die das Gericht den 
Abbildungen und Artikeln angedeihen laſſe, dem Inhalte nicht 
gerecht werde und gegen 8 184 Nr. 1 StGB. verſtoße und 
zum Nachweis hierfür wird die Auffaſſung des Staatsanwalts 
von dem tatſächlichen Inhalt der Abbildungen und Artikel dar⸗ 
gelegt und eine rechtliche Erörterung damit verbunden. In 
dem Vorbringen der Reviſion iſt ſowohl die Rüge einer Ver⸗ 
letzung des § 184 Nr. 1 StGB. als die einer Verletzung des 
8 266 Abſ. 4 StPO., der hier entſprechend zur Anwendung 
zu kommen hat, zu erblicken, obſchon die letztere Geſetzesſtelle 
nicht ausdrücklich als verletzt bezeichnet iſt. Es wird der Mangel 
der erforderlichen Begründung in einer beſtimmten Richtung 
gerügt und damit iſt nach Lage der Sache die Rüge aus § 266 
Abſ. 4 StPO. gegeben. Wenn der Staatsanwalt zwecks rechts 
licher Erörterungen den tatſächlichen Inhalt der Abbildungen, 
wenn auch mur in allgemeinen Umriſſen, in einer ſeiner Auf⸗ 


faſſung entſprechenden Weiſe wiedergibt, ſo kann ihm zwar das 


Reviſionsgericht, ſoweit es ſich um die rechtliche Nachprüfung 
handelt, gemäß 8 376 StPO. nicht folgen, aber jedenfalls 
laſſen dieſe Ausführungen des Staatsanwalts deutlich erkennen, 
daß er eben in der von ihm ſelbſt ergänzten Richtung einen 
Mangel der Urteilsgründe für gegeben hält. Der Reviſion iſt 
zuzugeben, daß der gerügte prozeßrechtliche Mangel beſteht und 
das Urteil außerdem auch Anlaß zu der Vermutung gibt, daß 
es auf Rechtsirrtum beruht. Daß der § 266 Abſ. 4 StPO. 
auch in dem hier vorliegenden „Verfahren bei Einziehungen“ 
(6 Buch, 5. Abſchn. StPO.) zur Geltung kommen muß, ergibt ſich 
deutlich aus den für dieſes Verfahren gegebenen Vorſchriften der 
88 478 und 479 StPO. In 8 478 iſt angeordnet, daß „die Ver⸗ 
handlung in einem Termine erfolgt, auf welchen die Beſtimmungen 
über die Hauptverhandlung entſprechende Anwendung finden und 
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der 5 479 StPO. Spricht ſich darüber aus, wem „bie Rechtes 
mittel gegen das Urteil“ zuſtehen ſollen. Zu den im 8 478 
gedachten Beſtimmungen über die Hauptverhandlung (2. Buch, 
6. Abſchn. StPO.) gehören insbeſondere auch der § 259, der 
Anordnungen über den Abſchluß der Hauptverhandlung durch 
Erlaſſung des Urteils und über die Faſſung des entſcheidenden 
Teiles des Urteils trifft, und der die Begründung des Urteils 
regelnde 8 266. Durch 8 479 iſt außer Zweifel geſtellt, daß 
er die entſprechende Anwendung des 8 259 vorausſetzt und der 
„Termin“ des § 478 ebenſo wie die „Hauptverhandlung“ des 
8 259 mit Erlaſſung eines Urteils ſchließen ſoll, und es bedarf 
keiner weiteren Erörterung, daß dieſes Urteil beim Fehlen eines 
Angeklagten nicht auf Freiſprechung oder Verurteilung lauten 
kann, ſondern daß es ſtatt deſſen, entſprechend dem Gegenſtande des 
Verfahrens, auf Ablehnung des ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrags 
oder in deſſen Stattgebung auf Einziehung (Vernichtung oder 
Unbrauchbarmachung) zu lauten hat. Wie aber ſolchermaßen 
für den entſcheidenden Teil des Urteils im ſogenannten 
objektiven Verfahren die entſprechende Anwendung des 5 259 
StPO. klar zutage liegt, fo muß notwendig für die Be⸗ 
gründung des Urteils auch der 8 266 StPO. entſprechend 
zur Geltung kommen. Durch die Vorſchriften des § 266 StPO. 
wird für die in § 259 gedachte Erlaſſung von Urteilen die 
allgemeine Vorſchrift des 8 34 StPO. ergänzt und es iſt kein 
irgendwie in das Gewicht fallender Grund erfindlich, wonach 
für Urteile, die im ſogenannten objektiven Verfahren ergehen 
und gegen die dieſelben Rechtsmittel zuläſſig ſind, wie gegen 
die Urteile des § 259, etwa die allgemeine Vorſchrift des 5 34 
genügen ſollte. Für den vorliegenden Fall ergibt ſich daraus, 
daß ein auf Ablehnung des ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrags 
lautendes Urteil nach Maßgabe der für freiſprechende Urteile 
gegebenen Vorſchrift des 8 266 Abſ. 4 StPO. zu begründen 
iſt. „Der 8 266 Abſ. 4 StPO. fordert von den Gründen des 
freiſprechenden Urteils zum mindeſten einerſeits ein klares und 
beſtimmtes Auseinanderhalten der tatſächlichen und der recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte anderſeits in tatſächlicher Beziehung eine 
deutliche Bezeichnung derjenigen Tatumſtände, welche das 
erkennende Gericht als nicht erwieſen erachtet und in rechtlicher 
Hinſicht eine beſtimmte Hervorhebung des Rechtsgrundes, welcher 
für die Entſcheidung beſtimmend geweſen iſt“ (RGSt. 5, 227). 
Das Urteil hat alſo gegebenen Falles nicht nur die für die 
Entſcheidung maßgebenden rechtlichen Geſichtspunkte anzuführen, 
ſondern muß ſich auch über die tatſächlichen Grundlagen ſeiner 
rechtlichen Ausführungen ausſprechen und nach dem Weſen und 
Zwecke der Urteilsgründe muß dies in beiden Richtungen in 
einer Weiſe geſchehen, die eine zuverläſſige Nachprüfung der auf 
die feſtgeſtellten Tatſachen gegründeten rechtlichen Ausführungen 
ermöglicht (RGSt. 3, 147; 13 S. 30, 3 5). Dieſen An⸗ 
forderungen iſt im vorliegenden Falle zunächſt bezüglich der 
„Abbildungen“ nicht dadurch entſprochen, daß die Abbildungen 
in ihrer natürlichen Erſcheinung in das Urteil eingeklebt worden 
ſind und im übrigen die Begründung ſich auf eine allgemein 
gehaltene Verneinung der Begriffsbeſtimmung des Unzüchtigen 
beſchränkt. In erſter Linie wird die nach dem vorhin Ausge⸗ 
führten erforderliche tatſächliche Grundlage der Urteilsbegründung 
durch ein derartiges Einkleben nicht geboten. Das Urteil iſt 
eine Willenserklärung des Richters, die er nach Maßgabe ſeiner 
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aus dem Inbegriffe der Verhandlung geſchöpften Überzeugung 
(S 260 StPO.) und der damit verbundenen rechtlichen Er⸗ 
wägungen abzugeben hat. Eine ſolche Willenserklärung kann 
ſich, gleich der ihr zugrunde liegenden gedanklichen Prüfung der 
zu entſcheidenden tatſächlichen und rechtlichen Fragen, ihrer 
Natur nach nicht in der bloßen Vorſtellung körperlicher Dinge, 
ſondern muß ſich in den abſtrakten Begriffen der Sprache 
bewegen und auch nur durch das Mittel der Sprache iſt es 
möglich, das Urteil nach Vorſchrift des Geſetzes (88 267, 
275 StPO.) zu verleſen oder mündlich zu verkünden und 
ſeine Gründe ſchriftlich ſo feſtzuſtellen, daß der Gedanken⸗ 
gang und die Willensmeinung des Richters ohne weiteres 
deutlich und verſtändlich zum Ausdrucke gebracht wird. Bei der 
ſchriftlichen Abfaſſung des Urteils mag es zuläſſig und unter 
Umſtänden ſogar wünſchenswert erſcheinen, zur Verdeutlichung 
des ſprachlichen Textes Zeichnungen oder Abbildungen ein⸗ oder 
beizufügen, namentlich wenn es ſich um die Beſchreibung und 
die Erweckung der Vorſtellung von rein körperlichen Dingen 
und Vorgängen handelt, wie das bei Warenzeichen, Patentſachen 
und dergleichen der Fall zu ſein pflegt; niemals aber darf 
durch Zeichnungen oder Abbildungen die ſprachliche Darlegung 
der Urteilsgründe erſetzt werden und es iſt dies insbeſondere 
dann ausgeſchloſſen, wenn Geſchehniſſe des menſchlichen Lebens 
in Frage kommen, bei denen neben äußeren Vorgängen die 
darin liegende Betätigung des menſchlichen Willens für die 
Beurteilung von entſcheidender Bedeutung iſt. Abbildungen, 
wie ſolche im gegebenen Falle der richterlichen Würdigung 
unterſtellt ſind, ſtellen ſich als die Verkörperung einer Gedankens⸗ 
und Willensäußerung eines — wenn auch nur gedachten — 
Urhebers dar und es iſt die Aufgabe des Tatrichters, auf dem 
Wege der Auslegung zu prüfen und feſtzuſtellen, welchen 
gedanklichen Inhalt die Darſtellungen ſolcher Abbildungen 
für den Beſchauer haben und insbeſondere auch, welche 
Zwecke die den Abbildungen anhaftenden äußeren Umſtände 
erkennen laſſen (RGSt. 24 S. 365, 368). Über die Er⸗ 
füllung dieſer Aufgabe hat der Richter, ſoweit es zur Dar⸗ 
legung des tatſächlichen Teiles der Urteilsgründe erforderlich iſt, 
im Urteile Aufſchluß zu geben und daher kann es nicht ges 
nügen, die Abbildungen in das Urteil einzukleben und ſie ſo 
anderen zur Beſichtigung und Auslegung vorzuzeigen, ſondern 
es muß der Richter ſelbſt im Urteil über das Ergebnis ſeiner 
Erwägungen ſich ausſprechen. Dabei iſt auf alle Einzelheiten, 
die für die Entſcheidung von Bedeutung ſein können, einzugehen 
und in Anknüpfung an dieſe tatſächlichen Einzelheiten hat der 
Richter dann auch ſeine Rechtsauffaſſung im beſonderen und 
nicht nur durch eine einem bloßen Schuldig oder Nichtſchuldig 
gleichkommende allgemeine Bejahung oder Verneinung eines 
Rechtsbegriffs, wie im vorliegenden Falle geſchehen, darzulegen. 
Nur fo kann für den Reviſionsrichter eine zur rechtlichen Nach⸗ 
prüfung geeignete Urteilsbegründung geſchaffen werden, nicht 
aber iſt es angängig, ihm die tatſächliche Auslegung einer 
Abbildung anheim zu geben und ihn neben den tatſächlichen 
auch über die rechtlichen Geſichtspunkte, die im einzelnen für 
die Entſcheidung maßgebend geweſen ſind, im unklaren zu laſſen. 
Die Begründung des angefochtenen Urteils iſt daher ſowohl in 
tatſächlicher als auch in rechtlicher Hinſicht als ungenügend 
und den Anforderungen des §S 266 Abſ. 4 StPO. nicht 
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entfpredjenb zu erachten und zwar zunächſt jedenfalls inſoweit 


als ſie ſich auf die „Abbildungen“ bezieht. Aber auch bezüg⸗ 
lich der ſogenannten „Artikel“ ergibt ſich aus ähnlichen Gründen 
die gleiche Mangelhaftigkeit des Urteils, denn nach Lage der 
Sache hätte auch der Sinn dieſer „Artikel“ einer tatſächlichen 
Auslegung bedurft und in rechtlicher Hinſicht iſt dasſelbe zu 
ſagen, wie bei den Abbildungen. Bezüglich der „Abbildungen“ 
und „Artikel“ hat ſich übrigens, ſoweit auf den mangelhaften 
Grundlagen des Urteils eine Nachprüfung überhaupt möglich 
iſt, noch ein weiteres Bedenken inſofern ergeben, als die Straf⸗ 
kammer offenſichtlich die Abbildungen (Anlage I) und die 
Artikel (Anlage II am Ende) jeweils einer völlig geſonderten 
Beurteilung unterzogen und die zwiſchen den „Abbildungen“ 
und „Artikeln“ in gewiſſen Fällen beſtehenden Wechſel⸗ 
beziehungen gar nicht berückſichtigt hat, obſchon dies nach Lage 
der Fälle augenſcheinlich geboten geweſen wäre. Dies legt die 
Annahme nahe, daß die Strafkammer die Umſtände, welche 
für die Frage der Unzüchtigkeit der Abbildungen und Artikel 
maßgebend geweſen wären, nicht nur nicht feſtgeſtellt, ſondern 
ſie rechtsirrtümlich nicht genügend berückſichtigt und den 8 184 
Nr. 1 StGB. verletzt hat (RGSt. 31 S. 260 Ziff. 23. Die 
„Inſerate“ erklärte die Strafkammer zum Teil für „harmlos“, 
bezüglich des anderen Teiles meint ſie, „daß, ſoweit der In⸗ 
halt einzelner der übrigen Inſerate anſtößig ſein könnte, der 
unzüchtige Charakter dieſer Inſerate oder die Beſtimmung der 
mit dieſen Inſeraten angeprieſenen Gegenſtände zu unzüchtigem 
Gebrauche auch einem ſcharfſinnigen Leſer nicht erkennbar 
hervortrete.“ Was die Strafkammer unter „harmlos“ verſteht, 
iſt nicht ohne weiteres klar; über den offenbar in den ver⸗ 
ſchiedenſten Richtungen verſchleierten tatſächlichen Inhalt und 
Zweck der Inſerate wird nichts Beſtimmtes feſtgeſtellt und 
endlich hat die Strafkammer hier verkannt, daß es für das 
Verſtändnis des Inhalts derartiger Inſerate nicht allein auf 
den Scharfſinn des Leſers anzukommen hat, ſondern vor allem 
auf die in dieſen Dingen gewonnene Erfahrung, vermöge deren 
Leute, die ſie beſitzen, die Inſerate in dem ihnen in Wahrheit 
innewohnenden, wider § 184 Nr. 1 oder Nr. 3 verſtoßenden 
Sinne verſtehen können und müſſen, gleichviel, ob ſie mehr 
oder weniger ſcharfſinnig find (RG St. 34 S. 285, 287). Es 
beſteht daher Grund zur Annahme, daß die geſamten Aus⸗ 
führungen der Strafkammer auch bezüglich der Inſerate auf 
Rechtsirrtum beruhen. Urt. d. I. Sen. v. 12. Dez. 1907 
(708/07). 

16. 5 274 StPO. Das landgerichtliche Sitzungsprotokoll 
enthält zwiſchen den beiden Vermerken, die ſich mit Verkündung 
des den Beweisantrag ablehnenden Gerichtsbeſchluſſes und des 
angefochtenen Urteils befaſſen, die augenſcheinlich von der Hand 
des Vorſitzenden herrührende Einſchaltung: „Dem Vertreter des 
Nebenklägers wurde nochmals das Wort erteilt, er verzichtet 
auf dasſelbe“; ſie befindet ſich nicht etwa getrennt von der 
übrigen Schrift am Rande, ſondern bildet eine ganz durch⸗ 
gehende Zeile und ſtellt ſich inſofern, rein äußerlich betrachtet, 
als eng eingegliederter, unlös barer Beſtandteil des Protokoll⸗ 
körpers dar. Deshalb und weil einerſeits dieſe Anordnung auf 
ein zielbewußtes Vorgehen des Vorſitzenden hindeutet, anderer⸗ 
ſeits aber dem letzteren mangels aller Anhaltspunkte eine ab⸗ 
ſichtliche Umgehung des Gerichtsſchreibers nicht zur Laſt gelegt 
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werden darf, erſcheint die Einſchaltung durch die Unterſchriften 
beider Urkundsbeamten nicht nur der räumlichen Stellung, 
ſondern auch dem Inhalte nach gedeckt, ſei es, daß der Gerichts⸗ 
ſchreiber das Protokoll erſt ſpäter als der Vorfitzende unter⸗ 
zeichnet, ſei es, daß ſich der Vorſitzende vor oder nach 
Vornahme der Einſchaltung beſonders der Zuſtimmung des 
Gerichtsſchreibers verſichert hat. Iſt hiernach, entgegen dem 
Reviſionsvorbringen, der Einſchaltung die gleiche Beweiskraft, 


wie dem übrigen, urſprünglichen Sitzungsprotokoll, d. h. die 


des 8 274 StPO., zuzubilligen, jo fehlt eine tatſächliche Unter⸗ 
lage für die Rüge, daß nach Ablehnung des Beweisantrags 
dem Vertreter der Nebenklage nicht neuerdings das Wort und 
damit Gelegenheit zur Geltendmachung angemeſſener Rechts⸗ 
behelfe gewährt worden ſei. Wenn auch dem Staatsanwalt 
nicht nochmals das Wort erteilt worden iſt, ſo kann die darauf 
gerichtete Beſchwerde doch keinen Erfolg haben, weil unzweifel⸗ 
haft dem Staatsanwalte, wenn er eine Ergänzung ſeiner vor⸗ 
herigen Anträge und Ausführungen für nötig gehalten hätte, 
hierzu, auch ohne daß ihm das Wort ausdrücklich erteilt wurde, 
Gelegenheit geboten war. Ahnlich wie mit der eben behandelten 
Einſchaltung verhält es ſich mit der von dem Vorſitzenden vor⸗ 
genommenen Verbeſſerung im Sitzungsprotokoll, nach der das 
Gericht die vom Vertreter des Nebenklägers unter Beweis ge⸗ 
ftellien Tatſachen „nicht als erheblich erachtet“ hat, während 
das Sitzungsprotokoll in ſeiner urſprünglichen Faſſung die an 
ſich unverſtändlichen, zweifellos auf einem Schreibverſehen be⸗ 
ruhenden Worte „nicht als erwieſen“ enthielt. Durch das in 
zuläſſiger Weiſe verbeſſerte Sitzungsprotokoll wird voller Beweis 
in der Richtung erbracht, daß der Beweisantrag wegen tat⸗ 
ſächlicher Unerheblichkeit verworfen worden iſt, und hiermit 
ſtimmen die Urteilsgründe in ausführlicherer Darlegung voll- 
ſtändig überein. Vergebens erklärt deshalb der Vertreter des 
Nebenklägers für „nicht ſicher, ob der Antrag abgelehnt wurde, 
weil die Tatſachen nicht als bewieſen oder nicht als erheblich 
erachtet werden“. Urt. d. I. Sen. v. 30. Sept. 1907 (547/07). 

17. 5 274 StPO.] Nach dem Sitzungs protokoll hat 
der Beſchwerdeführer in der Hauptverhandlung Beweisanträge 
geſtellt, und zwar hat er abgeſehen von anderen Zeugen auch 
die Ladung „eines gewiſſen F.“ beantragt, der geſehen haben 
ſollte, daß er — der Beſchwerdeführer — den Polizeibeamten 
L. nicht geſchlagen habe. Über dieſen Antrag hat das Gericht, 
wie aus dem Umſtande entnommen werden muß, daß ein Be⸗ 
ſchluß nicht protokolliert iſt, keine Entſcheidung getroffen,, Da⸗ 
durch iſt die Vorſchrift des §S 243 Abſ. 2 StPO. verletzt und 
die Verteidigung im Sinne des 8 377 Nr. 8 StPO. unzuläffig 
beſchränkt worden. Für das Recht des Beſchwerdeführers, 
dieſe Geſetzesverletzung zu rügen, können die von dem Vor⸗ 
ſitzenden und dem Gerichtsſchreiber nachträglich, d. h. nach dem 
Abſchluß des Protokolls, zu den Akten gebrachten Erklärungen, 
die darauf hinauslaufen, daß Angeklagter auf die Vernehmung 
des Zeugen F. verzichtet habe, nach Lage des Falles nicht in 
Betracht kommen. Zwar können nachträgliche berichtigende 
oder ergänzende Erklärungen der beiden Urkunds beamten bei 
Prüfung eines eingelegten Rechtsmittels unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen Berückſichtigung finden. Dieſer Grundſatz unter⸗ 
liegt aber nach der Rechtſprechung des RG. inſofern einer aus 
der Sache ſelbſt ſich ergebenden notwendigen Beſchränkung, als 

46 * 


364 Juriſtiſche Wochenschrift. 


M10. 1908. 


nn nn m — —b ö . — U 17 —. — — 


in dem Falle, wenn die Reviſionsbegründung eingegangen und 
auf einen beſtimmten Mangel des Verfahrens in der Haupt⸗ 
verhandlung geſtützt iſt, das hierdurch begründete prozeſſuale 
Recht des Beſchwerdeführers nicht durch eine der Rüge die 
faktiſche Unterlage entziehende Berichtigung des Vorſitzenden 
und des Gerichtsſchreibers verkümmert werden darf. Vgl. 
RGSt. 21, 323 und die dort befindlichen Zitate; RGSt. 24, 
214; 28, 247 (250). Vorliegend ſind nun zwar die Er⸗ 
klärungen der Urkundsperſonen am 23. und 25. März zu den 
Akten gebracht, während die auf Verletzung des 8 377 Nr. 8 
StPO. geſtützte Reviſionsbegründung erſt am 30. März dem 
Gericht eingereicht iſt. Dies iſt aber nach dem ſonſtigen aus 
den Akten erſichtlichen Verlaufe der Sache hier nicht entſcheidend. 
Denn der Verteidiger hatte gleichzeitig mit der Reviſions⸗ 
einlegung vom 15. März eine am 18. März bei dem LG. ein⸗ 
gegangene Eingabe überreicht, in der er wegen Nichtvernehmung 
des Zeugen F., welchen der Angeklagte nach der dem Verteidiger 
erteilten Information in der Hauptverhandlung geſtellt haben 
wollte und deſſen Vernehmung ſeitens des Gerichts abgelehnt 
ſein ſollte, die Aufnahme eines entſprechenden Vermerks in das 
Sitzungsprotokoll beantragt hatte. Aus Anlaß dieſer Eingabe 
hatte der Vorſitzende den Protokollführer veranlaßt, eine Er⸗ 
klärung über den Vorgang abzugeben, und ſich ſelbſt darüber 
geäußert. Auf dieſe Weiſe ſind die nachträglichen Erklärungen 
vom 23. und 25. März entſtanden. Der Antrag auf Be⸗ 
richtigung des Protokolls iſt ſodann von der Strafkammer 
durch Beſchluß vom 26. März wegen Unzuſtändigkeit abgelehnt 
worden, und in dem Beſchluſſe iſt gleichzeitig zum Ausdruck 
gebracht, daß für den Vorſitzenden, der den Beſchluß mitunter⸗ 
zeichnet hat, zur Anordnung einer Protokollberichtigung kein 
Grund vorliege. Nach dieſen Vorgängen hatte der Verteidiger 
durch ſeinen Berichtigungsantrag bereits genügend kund⸗ 
gegeben, daß aus der Nichtvernehmung des Zeugen F. eine 
Reviſionsbeſchwerde hergeleitet werden ſollte, und dieſer Um⸗ 
ſtand nötigt dazu, den mehrerwähnten ergänzenden Erklärungen 
der Urkundsbeamten die Berückſichtigung in der Reviſionsinſtanz 
zu verſagen. Denn der Grundſatz, daß ein einmal begründetes 
prozeſſuales Recht dem Beſchwerdeführer nicht durch ſpätere 
Erklärungen, welche den für die erhobene Rüge entſcheidenden 
Punkt des Protokolls betreffen und ihr die bisherige Grund⸗ 
lage entziehen würden, verkümmert werden darf, muß nicht nur 
Platz greifen, wenn die Berichtigung nach Eingang der 
Reviſionsanträge erfolgt, ſondern auch dann, wenn ſie zu einer 
Zeit erfolgt, als das Gericht aus einem für dasſelbe beſtimmten 
anderweiten Schriftſatze von der Richtung der Reviſionsbeſchwerde 
bereits Kenntnis erlangt hatte. Vgl. auch Urteil des RG. 
4 D. 959/04 vom 21. Juni 1904, abgedruckt in Goltd Arch. 
51, 402. Urt. d. V. Sen. v. 20. Sept. 1907 (328/07). 

18. 8 339 StPO.] Die Reviſionsſchrift iſt nicht von 
dem Verteidiger Dr. S., ſondern von dem Rechtsanwalt G. 
unterzeichnet, und zwar mit dem Zuſatz „ex substit. 
(substitutione) des Rechtsanwalts Dr. S.“. Eine ſchriftliche 
Untervollmacht iſt weder gleichzeitig, noch nachträglich eingereicht. 
Der Nachweis des Vertretungsrechts war gleichwohl als geführt 
anzuſehen. Zunächſt war Rechtsanwalt Dr. S. nach Lage der 
Verhältniſſe für ermächtigt zu erachten, einen anderen Anwalt 
mit der Reviſionseinlegung zu betrauen. Dieſe Befugnis findet 


nur in dem vorauszuſetzenden Willen des Angeklagten ihre 
Grenze. So würde es in der Regel dem Willen des An⸗ 
geklagten widerſtreiten, wollte der gewählte Verteidiger die 
Verteidigung im ganzen oder die Vertretung in der Haupt⸗ 
verhandlung einem anderen übertragen. Davon kann aber bei 
einer Prozeßhandlung, wie der hier in Frage kommenden, durch 
die eine ſonſt ablaufende Rechtsmittelfriſt gewahrt werden ſoll, 
keine Rede ſein. Es konnte ſich daher nur fragen, ob hier eine 
ſolche Untervollmacht erwieſenermaßen wirklich erteilt worden iſt. 
Auch das trifft zu. Die StPO. enthält keine allgemeine 
Vorſchrift über die Form, in der der Verteidiger oder ſein 
etwaiger Unterbevollmächtigter eintretendenfalls das Vollmachts⸗ 
verhältnis nachzuweiſen hätte, insbeſondere nicht in dem Sinne, 
daß etwa die rechtliche Wirkſamkeit einer Prozeßhandlung 
davon abhänge, daß der Verteidiger vor oder ſpäteſtens 
bei ihrer Vornahme dem Gericht die Ermächtigung dazu nach⸗ 
weiſe. Wie namentlich in RGSt. 21, 125 ausgeführt wird, 
muß, ſoweit es ſich um die Einlegung der Reviſion handelt, 
die Tatſache genügen, daß zur Zeit der Reviſionseinlegung die 
Ermächtigung dazu vorhanden war. Es iſt alsdann aus⸗ 
reichend, wenn der Nachweis nach Ablauf der Reviſionsfriſt 
geführt wird. Für die Ermächtigung ſelbſt iſt in der StPO. 
ebenfalls eine beſtimmte Form nicht vorgeſchrieben. Es kommt 
mithin nur darauf an, daß der jeweilige Auftraggeber — An⸗ 
geklagter oder Verteidiger — in unzweideutiger Weiſe ſeinen 
Willen dahin kundgegeben hatte, daß der als bevollmächtigt 
Auftretende die Prozeßhandlung für ihn vornehme, ſowie ferner 
darauf, daß dies dem Gericht als Tatſache überzeugend nach⸗ 
gewieſen wird. Auch das Urteil des I. StS. in RGSt. 29, 257 
ſteht nicht auf einem grundſätzlich abweichenden Standpunkt. 
Im vorliegenden Falle hat der Verteidiger Dr. S. demnächſt 
ſchriftlich zu den Akten angezeigt, daß er den Rechtsanwalt G. 
bevollmächtigt hatte, die Reviſionseinlegung in dieſer Straſſache 
für ihn zu unterzeichnen und hat — ebenfalls ſchriftlich — 
erklärt, daß ein Angeſtellter des Rechtsanwalts Dr. S. ihm 
das bis auf die Unterſchrift fertig geſtellte Schriftſtück vom 
21. Mai 1907, eben die Reviſionseinlegung, mit dem Erſuchen 
des Rechtsanwalts Dr. S. überbracht habe, es für ihn zu 
unterzeichnen. Das Reviſionsgericht hat um fo weniger Bedenken 
getragen, dieſe Erklärungen, als den Tatſachen entſprechend, 
der Entſcheidung zugrunde zu legen, als der Schriftſatz vom 
21. Mai 1907 links oben den aufgedruckten Geſchäftsſtempel des 
Rechtsanwalts Dr. S. trägt. Urt. d. V. Sen. v. 20. Dez. 1907 
(520/07). 

19. 5 344 StPO.] Die Reviſion iſt zuläſſig. Der unter 
dem Abſchluß des Sitzungsprotokolls befindliche Vermerk des 
in der Hauptverhandlung tätigen Gerichtsſchreibers: „Das 
Urteil wurde allſeits um 115 als rechtskräftig anerkannt“, iſt 
nicht geeignet, einen nach $ 344 StPO. wirkſamen Verzicht 
des Angeklagten auf das eingelegte Rechtsmittel zu beweiſen. 
Urt. d. Ferienſenats vom 12. Aug. 1907 (632/07). 

20. 5 381 StPO.] Die Reviſionsanträge find zwar 
am 2. September 1907 dem Gerichtsdiener H. nach Schluß der 
Dienſtſtunden übergeben, von ihm auch noch an dieſem Tage 
mit dem Empfangsſtempel des LG. Bochum verſehen, jedoch, 
wie die amtliche Erklärung des Gerichtsſchreibers vom 3. Sep⸗ 
tember 1907 ergibt, erſt an dieſem letzteren Tage in deſſen 
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Hände gelangt. Die Empfangnahme durch den Gerichtsdiener 
iſt für die Beurteilung der Rechtzeitigkeit der Einreichung der 
Reviſionsanträge bedeutungslos, da nicht dieſer, ſondern nur 
die richterlichen Beamten oder, bei offen eingehenden oder an 
die Gerichtsſchreiberei gerichteten Sendungen der Gerichtsſchreiber 
nach 5 5 der GeſchO. für die Gerichtsſchreibereien der LG. vom 
22. Oktober 1906 — IJMBl. 393 — zur Empfangnahme 
zuſtändig ſind, — vgl. RG. 10, 74; 31, 4. — Es iſt hier⸗ 
nach, wie das LG. zutreffend angenommen hat, die zur An⸗ 
bringung der Reviſionsanträge angeordnete Friſt nicht gewahrt. 
Beſchl. d. V. Sen. v. 19. Nov. 1907 (783/07). 

21. 5 384 StPO.] Der Verteidiger, in deſſen Ans 
weſenheit der Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
in der Hauptverhandlung verleſen worden iſt, ſtellt in der Re⸗ 
viſionsſchrift über den Inhalt des Beſchluſſes keine beitimmie 
Behauptung auf. Er „nimmt“ nur „an“, daß im Eröffnungs⸗ 
beſchluſſe die Tat des Angeklagten noch nicht aus dem rechtlichen 
Geſichtspunkte der fahrläſſigen Körperverletzung nach § 230 
Abſ. I und II StGB. behandelt worden ſei und rügt für dieſen 
— in Wirklichkeit gar nicht gegebenen — Fall „vorſorglich“ 
Verletzung des 5 264 StPO. Dieſes Vorbringen entſpricht nicht 
der Vorſchrift des 8 384 Abſ. 2 Schlußſatz StPO., welcher nur 
durch beſtimmte Behauptung einer Tatſache, nicht durch bloße 
Aufſtellung einer „Annahme“, die lediglich einer Vermutung 
gleichkommt, genügt wird. Im übrigen rügt die Reviſion zwar 
die Verletzung materieller Normen, ohne jedoch einen Rechts⸗ 
irrtum in beſtimmter Richtung geltend zu machen. Ihr Geſamt⸗ 
vorbringen in dieſer Richtung im Zuſammenhalte mit dem 
Umſtande, daß das Urteil einen Rechtsirrtum nirgend erkennen 
läßt, ſtellt außer Zweifel, daß in Wahrheit eine Verletzung 
materieller Rechtsnormen nicht wegen rechtsirriger Anwendung 
ſolcher Normen, ſondern deshalb geltend gemacht wird, weil die 
Strafkammer tatſächlich unzutreffende Schlußfolgerungen gezogen 
habe und die Verurteilung des Angeklagten auf Grund un⸗ 
genügenden Beweiſes erfolgt ſei. Derartige Angriffe ſind nicht 
geeignet, die Reviſion zu begründen, vielmehr gemäß § 376 
SD. unzuläſſig. Danach find die Beſtimmungen über Ans 
bringung der Reviſionsanträge und deren Begründung nicht für 
beobachtet anzuſehen und war die Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels auszuſprechen. Beſchl. d. I. Sen. v. 23. Sept. 1907 
(702/07). 

22. 5 384 StPO.] Einzelne Rügen, die lediglich oder 
zugleich die Anwendung des Strafgeſetzes betreffen, machen eine 
Nachprüfung des ganzen Urteils auf die richtige Anwendung 
des Strafgeſetzes nicht erforderlich, wenn ſie eine in ſich ſelb⸗ 
ſtändige, von der im angefochtenen Urteil enthaltenen Beurteilung 
der Schuld⸗ und Straffrage trennbare Prüfung und Entſcheidung 
geſtatten. Mit Beziehung auf den Einwand zu Unrecht unter⸗ 
laſſener Bildung einer Geſamtſtrafe iſt dies vom RG. ſchon 
wiederholt entſchieden; vgl. u. a. RGSt. 37, 284. Das Gleiche 
gilt von dem Einwande der rechtskräftig entſchiedenen Sache. 
Urt. d. V. Sen. v. 27. Sept. 1907 (706/07). 

23. 8 385 StPO.] Ein Wiedereinſetzungsgeſuch wird 
verworfen, weil die Reviſionsanträge fo ſpät abgeſandt worden 
ſind, daß ſie erſt nach Schluß der Dienſtſtunden des letzten 
Tages der Friſt ankommen und daher nur unter beſonderen 
zufälligen Umſtänden, auf deren Eintreten der Angellagte nicht 
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rechnen konnte, noch an dieſem Tage zu Händen des Gerichts 
gelangen konnten. Beſchl. d. I. Sen. v. 13. Dez. 1906 
(1431/06). 

24. 55 393, 394 StPO.] Die Verurteilung des Ans 
geklagten war durch das frühere Reviſionsurteil unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der Feſtſtellungen aufgehoben; in den Entſcheidungs⸗ 
gründen des Reviſionsurteils iſt auch anerkannt, daß die Unter⸗ 
ſtellung des für erwieſen erachteten Sachverhältniſſes unter die 
gedachten Strafgeſetze zutreffend ſei. Demgegenüber macht der 
Beſchwerdeführer in der gegenwärtigen Reviſion hinſichtlich der 
in der zweiten Hauptverhandlung geſtellten, aber abgelehnten 
Beweisanträge geltend, daß der Strafkammer nach dem Revi⸗ 
ſionsurteile die Entſcheidung über die Strafzumeſſung vollſtändig 
freigegeben ſei. Ein gerechtes Strafmaß könne aber nicht anders 
gefunden werden, als durch entſprechende Beweiserhebung über 
die Sache, zumal wenn nicht dieſelben Richter, wie bei der 
früheren Entſcheidung mitwirkten. Seit dem erſten Urteile vom 
22. März 1907 ſei eine völlige Umwälzung in den Beweis⸗ 
ergebniſſen eingetreten. Die Erhebung der beantragten Beweiſe 
würde die Schuldloſigkeit des Angeklagten ergeben haben. Die 
Beweisführung hätte damit allerdings, über die bloße Straf⸗ 
frage hinaus, die Schuldfrage betroffen. Es könne dem An⸗ 
geklagten aber nicht zum Nachteile gereichen, wenn er mehr 
beweiſen wolle, als er zu beweiſen brauche. Jedenfalls ſeien 
die Anträge von Erheblichkeit geweſen, um das für die Straf⸗ 
zumeſſung weſentliche Maß des dem Angeklagten zur Laſt zu 
legenden Verſchuldens feſtzuſtellen. Wenn die Strafkammer 
gleichwohl aus formellen Gründen genötigt geblieben wäre, 
eine Verurteilung auszusprechen, jo wäre doch die Verhängung 
einer über das geſetzliche Mindeſtmaß hinausgehenden Strafe 
ausgeſchloſſen geweſen. Dieſe Ausführungen ſind rechtsgrund⸗ 
ſätzlich verfehlt. Die Aufrechterhaltung der Feſtſtellungen zur 
Schuldfrage bedeutet nicht lediglich, daß für das weitere Ver⸗ 
fahren die Verneinung der Schuldfrage ausgeſchloſſen ſei und 
daß es genüge, wenn überhaupt eine Verurteilung ergehe, die 
ſich hinſichtlich der ihren Gegenſtand bildenden Tat deren 
geſetzlicher Benennung nach mit der zuerſt angefochtenen 
Entſcheidung, insbeſondere mit dem Inhalte der Urteils formel 
dieſer Entſcheidung decke. Vielmehr iſt damit ausgeſprochen, 
daß es bei der geſamten in der urſprünglichen Entſcheidung 
enthaltenen Tatbeſtandsfeſtſtellung fein Bewenden behalte, daß 


es alſo nicht bloß bei der ſeitens der Strafkammer dem Sach⸗ 


verhalt zuteil gewordenen rechtlichen Beurteilung, ſondern auch 
bei deren tatſächlicher Grundlage zu verbleiben habe. Aufrecht⸗ 
erhalten iſt hiernach insbeſondere das ganze Beweisergebnis 
der der urſprünglichen Entſcheidung voraufgegangenen Haupt⸗ 
verhandlung, ſoweit es nach dem Inhalte dieſer Entſcheidung 
als Grundlage der Tatbeſtandsfeſtſtellung in Betracht kommt. 
In dieſem Umfange bleibt die Entſcheidung nach § 393 Abſ. 1 
StPO. von der Aufhebung unberührt; ſie iſt inſoweit rechts⸗ 
kräftig und damit im Rahmen des weiteren Verfahrens jeder 
Anfechtung entzogen. Der Beurteilung der Strafkammer unter⸗ 
ſteht hiernach zwar die Beurteilung der Straffrage. Dagegen 
iſt es ihr grundſätzlich verwehrt, erneut in eine Prüfung und 
Erörterung der Frage einzutreten, ob ſich der Angeklagte der 
in ihrem Urteil nachgewieſenen ſtrafbaren Handlungen unter 
den dort ſeſigeſtellten Umſtänden ſchuldig gemacht hat. Den 
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entſprechend iſt auch auf feiten des Angeklagten jeder Angriff 
gegen die Beweisgrundlagen der über die Schuldfrage getroffenen 
Entſcheidung unſtatthaft. Der Angriff darf ſich, wie namentlich 
in RGSt. 7, 176 (179) dargelegt iſt — bei der notwendigen 
Einheit in der Beurteilung der Schuldfrage — auch nicht gegen 
die eine oder andere Einzeltatſache richten, ſofern dieſe in dem 
vorerörterten Sinne für die Entſcheidung der Schuldfrage ver⸗ 
wertet worden iſt. (Vgl. auch Entſch. daſ. 9, 98; 21, 388; 
Rechtſpr. daſ. 3, 561.) Ein ſolcher Angriff iſt auch nicht unter 
dem Geſichtspunkte zuläſſig, daß der Strafkammer die Straf⸗ 
zumeſſung freigegeben ſei und Beweiserörterungen der von dem 
„Beſchwerdeführer gekennzeichneten Art für jede Strafzumeſſung 
von Erheblichkeit ſein müßten. Allerdings wären derartige 
Beweiserörterungen für ſtatthaft zu erachten, wenn die Straf⸗ 
kammer in der Beurteilung der Straffrage völlig frei und un⸗ 
beſchränkt wäre. Das letztere trifft aber nicht zu. Vielmehr 
wirkt auch inſoweit die teilweiſe Rechtskraft des Urteils mit⸗ 
beſtinnnend ein. Die der Tatbeſtandsfeſtſtellung zugrunde 
gelegten Tatſachen werden zumeiſt auch die hauptſächlichſte 
Grundlage für die Bemeſſung der Strafe bilden. Denn ſie 
beſtimmen erſt den jeweilig in Betracht kommenden Gegenſtand 
der Tat, den Umfang des verbrecheriſchen Tuns und deſſen 
rechtsverletzende Wirkung nach Art und Maß, wie ſich in ihnen 
auch die Stärke des verbrecheriſchen Willens ausprägen kann, 
alles Umſtände, die für die Strafbemeſſung von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung ſein können. Soweit ſolchen Tatſachen 
im Einzelfall Einfluß auf die Strafbeſtimmung beizumeſſen iſt, 
dürfen ſie von der Strafkammer auch in der anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung nicht mehr in Frage geſtellt werden. 
Denn fie ſtehen als ſolche rechtskräftig feſt. Sie müſſen daher, 
wenn ihnen für die Strafzumeſſung Bedeutung beigelegt wird, 
auch ſo, wie ſie in dem urſprünglichen Urteile für nachgewieſen 
erachtet ſind, dem Strafmaße zugrunde gelegt werden. Sie 
ſind mithin inſoweit ebenfalls jedem Parteiangriffe, namentlich 
einem Angriffe durch den Antritt von Gegenbeweiſen, entzogen. 
Es entſprach daher der Sach⸗ und Rechtslage, wenn die Straf⸗ 
kammer ihrer Ablehnung die Begründung gab, daß die Beweis⸗ 
anträge ihrem Weſen nach und in Übereinſtimmung mit den 
Einlaſſungen des Angeklagten in der Hauptverhandlung auf 
Freiſprechung des Angeklagten zielen, mithin allein die Schuld⸗ 
frage berühren und deshalb auf die Höhe der feſtgeſetzten 
Strafen keinen Einfluß haben könnten (RGSt. 20, 411). Die 
Ausführung der Reviſion, die im Urteil hervorgehobenen Straf⸗ 
zumeſſungsgründe enthielten zum größten Teile Behauptungen, 
die durch die geſtellten Beweisanträge widerlegt werden ſollten, 
iſt nach dem Geſagten teils unerheblich, teils unrichtig. Von 
den drei Strafzumeſſungsgründen des angefochtenen Urteils 
beruhen die beiden erſten — die Annahme, daß durch die 
Handlungsweiſe des Angeklagten eine große Menge kleiner 
Leute um ihre Erſparniſſe gebracht worden iſt, und daß der 
Angeklagte zur Erreichung ſeines verbrecheriſchen Zweckes, ins⸗ 
beſondere zur Verheimlichung der großen Kredite in den Auf⸗ 
ſichtsratsſitzungen mit großer Energie vorgegangen iſt — un⸗ 
mittelbar auf den der Bejahung der Schuldfrage zugrunde 
liegenden tatſächlichen Feſtſtellungen. Sie ſind daher aus den 
angegebenen Gründen einem Angriffe durch Antritt von Gegen⸗ 
beweiſen entzogen. Es könnte ſich höchſtens fragen, ob dies 
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auch von der Annahme zu gelten hätte, daß die durch das 
Verſchulden des Angeklagten Geſchädigten in der Tat „kleine 
Leute“ waren. Das darf aber auf ſich beruhen bleiben, da 
jedenfalls inſoweit inhalts der Beweisanträge ein Beweis für 
das Gegenteil nicht angetreten war. Ebenſowenig findet fich 
in den Beweisanträgen der Antritt eines Gegenbeweiſes hin⸗ 
ſichtlich der der dritten Erwägung zugrunde gelegten Tatſache, 
daß der Angeklagte ein erhebliches Vermögen beſitze und ein 
ſehr reicher Mann ſei. Urt. d. V. Sen. v. 13. Dez. 1907 (848/07). 

25. 5 398 Abſ. 2 StPO.] Der Beſchwerdeführer er⸗ 
blickt eine reformatio in pejus darin, daß gegen den An⸗ 
geklagten, der in dem auf ſeine Reviſion aufgehobenen Urteile 
zu einer Geſamtſtrafe von 5 Jahren Zuchthaus verurteilt 
worden war, im jetzt angefochtenen Urteile eine Geſamtſtrafe 
von 6 Jahren 6 Monaten Gefängnis erkannt worden iſt. 
Fraglich kann nur ſein, ob gegenüber der früher erkannten 
Zuchthausſtrafe eine Gefängnisſtrafe dann als die härtere 
Strafe ſich darſtellt, wenn ſie in einer Zeitdauer erkannt iſt, 
die über die Zeitdauer der früher erkannten Zuchthausſtrafe 
hinausgeht; mit anderen Worten, ob dem Angeklagten vermöge 
der relativen Rechtskraft des Urteils das Recht zuzugeſtehen iſt, 
auch bei Anwendung der an ſich milderen Strafart keine Strafe 
auferlegt zu erhalten, die über die Zeitdauer der früher ver⸗ 
hängten, der Art nach härteren Strafe hinausgeht. Dieſe 
Frage iſt nach dem geltenden Rechte zu verneinen. Urt. d. 
IV. Sen. v. 3. Dez. 1907 (715/07). 

26. 8 505 Abſ. 1 Satz 1 StpO.] Im vorliegenden 
Falle hat die Nebenklägerin im Wege der Beſchwerde die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens erreicht; und es iſt daher, da es 
an der Vorausſetzung der erfolgloſen Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels fehlt, 8 505 Abſ. 1 Satz 1 StPO. zu Unrecht an⸗ 
gewendet. Wäre aber auch die entgegengeſetzte Annahme der 
Strafkammer begründet, ſo wäre die getroffene Entſcheidung 
dennoch unhaltbar. Denn zu den Koſten des erfolglos ein⸗ 
gelegten Rechtsmittels im Sinne jener Vorſchrift gehören 
nur die durch das Rechtsmittel unmittelbar verurſachten, inner⸗ 
halb der Rechtsmittelinſtanz entſtandenen Koſten. Die Neben⸗ 
klägerin würde deshalb, wenn ihr Rechtsmittel als erfolglos 
anzuſehen wäre, nur die durch Einlegung der Beſchwerde ver⸗ 
anlaßten baren Auslagen treffen, während die Strafkammer 
ihr außerdem alle Koſten der erſten Inſtanz, ſoweit deren Ent⸗ 
ſtehung zeitlich auf die Ablehnung der Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens folgt, auferlegt hat (vgl. RGSt. 30, 128). Nach 
dem Grundſatze der SS 497, 499 StPO. treffen im Falle der 
Freiſprechung des Angeklagten die Koſten des Verfahrens, ſo⸗ 
weit er ſie nicht durch eine ſchuldbare Verſäumnis verurſacht 
hat, die Staatskaſſe. Zu den Koſten des Verfahrens gehören 
auch die Koſten des Rechtsmittels, deſſen Einlegung von Erſolg 
begleitet war; auch ſie fallen bei Freiſprechung des Angeklagten 
der Staatskaſſe zur Laſt. Urt. d. III. Sen. v. 2. Dez. 1907 
(618/07). 


C. Andere Reichsgeſetze. 


1. § 137 GewO. Mit Unrecht bekämpft der Beſchwerde⸗ 
führer die Auffaſſung des Vorderrichters, daß für die Prüfung 
der Frage, ob der Betrieb in der zur Weißwarenabteilung des 
Warenhauſes A. W. gehörigen Werlftatt als ein fabrikmäßiger 
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im Sinne des § 137 GewO. zu gelten hat, dieſe einzelne Werts 
ſtatt nicht für ſich allein und unabhängig von den übrigen, dem 
gleichen Zwecke für acht weitere Abteilungen dienenden gewerb⸗ 
lichen Anlagen in Betracht kommen könne, ſondern hierbei nur 
als unſelbſtändiger Teil eines größeren, durch die ſämtlichen 
Abteilungswerkſtätten gebildeten Ganzen anzuſehen ſei. Die 
Annahme eines auf die Herſtellung von Verkaufsgegenſtänden 
für das Warenhaus abzielenden einheitlichen Betriebes wird 
durch die feſtgeſtellten Tatſachen gerechtfertigt. Die Zerlegung 
der Geſamtproduktion in einer Reihe mehrerer ſelbſtändiger 
Betriebe iſt, wie das angefochtene Urteil erkennen läßt, von den 
Inhabern nur aus dem äußeren Grunde der beſſeren Überſicht⸗ 
lichkeit und einer wirkſameren Arbeitsteilung vorgenommen 
worden; die gleiche Trennung auch auf das Gebiet der recht⸗ 
lichen Beurteilung zu übertragen, erſcheint jedoch nicht ſtatthaft. 
Die Reviſion faßt den Begriff des trotz der Verteilung auf 
mehrere Werkſtätten einheitlichen Betriebes zu eng, wenn ſie 
hierzu erfordert, daß es dabei auf die Herſtellung eines 
Geſamtarbeitsproduktes abgeſehen ſein müſſe. Entſcheidend 
iſt vielmehr, daß die in Frage kommenden neun Werkſtätten 
keine nach außen hin ſelbſtändig auftretende Unternehmungen 
find, ſondern lediglich als integrierende Beſtandteile eines dem 
Intereſſe desſelben Inhabers dienenden und durch eine einheit⸗ 
liche Zweckbeſtimmung zuſammengehaltenen gewerblichen Ganzen 
ſich darſtellen. Der Umſtand, daß die verſchiedenen Betriebs⸗ 
ſtätten der Firma A. W. ſämtlich für die Zwecke des Waren⸗ 
hauſes, und zugleich ausſchließlich für dieſe, eingerichtet find, iſt 
ein Band, das nicht nur, wie der Beſchwerdeführer meint, jede 
einzelne dieſer Anlagen mit dem Verkaufsgeſchäft, ſondern auch 
die ſämtlichen Betriebe untereinander verknüpft und zu einer 
Einheit in gewerbepolizeilicher Hinſicht ſtempelt. Urt. d. II. Sen. 
v. 17. Dez. 1907 (899/07). 

2. 8 154 Abſ. 3 Gew.] Nach dem Wortlaut des 
§ 154 Abf. 3 GewO. find die SS 135 bis 139 b nicht 
uneingeſchränkt, ſondern nur mit der Maßgabe für anwendbar 
erklärt, daß der Bundesrat nicht Ausnahmen davon nachgelaſſen 
hat. In dieſer Beziehung iſt die Bekanntmachung vom 13. Juli 
1900 (RGBl. S. 565) ergangen. Dort ft für Werkſtätten 
mit Motorbetrieb, in denen weniger als 10 Arbeiter beſchäftigt 
werden, zwar auch beſtimmt (Nr. 5), daß Arbeiterinnen 
am Sonnabend ... nicht nach fünf einhalb Uhr nachmittags 
beſchäftigt werden dürfen. Nach Nr. 7 a. a. O. iſt aber der 
Arbeitgeber bei der Beſchäftigung von Arbeiterinnen über ſechzehn 
Jahre an 40 Tagen im Jahre an die in Nr. 5 Abſ. 1 und 2 
feſtgeſetzte Zeit nicht gebunden. Er macht ſich alſo nicht ſtraf⸗ 
bar, wenn er im Rahmen der Vorſchrift der Nr. 7 bleibt, und 
handelt erſt dann unbefugt, wenn die der Nr. 5 Abſ. 1 und 2 
zuwiderlaufende Beſchäftigung von Arbeiterinnen nach Maßgabe 
der Nr. 7 in demſelben Jahre bereits vorher an 40 Tagen 
ſtattfand. Ob der Angeklagte aus dieſem Geſichtspunkt einen 
Einwand hergeleitet hat, iſt dabei unerheblich. Denn da § 137, 
wie erwähnt, nur inſoweit Anwendung finden ſoll, als nicht eine 
Ausnahme zugelaſſen iſt, ſo bedarf es zum Nachweis einer Ver⸗ 
fehlung dagegen der Feſtſtellung, daß kein Ausnahmefall vorliegt. 
Die Auswahl der zugelaſſenen 40 Tage iſt ferner dem freien 
Belieben eines jeden Arbeitgebers überlaſſen. Es muß deshalb, 
handelt es ſich um eine verbotswidrige Beſchäftigung an einem 
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einzelnen beſtimmten Tage, von der Anklage der Rachweis ge⸗ 
führt werden, daß der Beſchuldigte bereits an 40 Tagen vorher 
der Nr. 5 Abſ. 1 und 2 zuwider Arbeiterinnen beſchäftigt hat, 
und er iſt, da, abgeſehen von etwaigen hier in Betracht kommenden 
Vorſchriften des materiellen Rechts, den Angeklagten niemals 
eine Beweislaſt trifft, ſeinerſeits nicht zu dem Nachweis ver⸗ 
pflichtet, daß der in Betracht kommende Tag innerhalb der 
vierzig freien fällt. Zur Kontrolle in dieſer Beziehung hat der 
Gewerbetreibende, der Arbeiterinnen über 16 Jahre auf Grund 
des Abſ. 1 der Nr. 7 über die in Nr. 5 Abſ. 1 und 2 feſt⸗ 
geſetzte Zeit hinaus beſchäftigt, gemäß Nr. 7 Abſ. 2 daſelbſt 
ein Verzeichnis anzulegen, in welches jeder Tag, an dem Über⸗ 
arbeit ſtattgefunden hat, ... einzutragen iſt. Ob und inwieweit 
aus der Nichtanlegung dieſes Verzeichniſſes oder deſſen unrichtiger 
Führung auf eine Überſchreitung der erwähnten 40 Tage ge⸗ 
ſchloſſen werden kann, iſt eine Frage auf dem Gebiete der Tat⸗ 
ſachenwürdigung. Zur Bedingung für die Strafloſigkeit der 
Beſchäftigung von Arbeiterinnen Über die in Nr. 5 angegebene 
Zeit hinaus iſt aber die Führung oder die richtige Führung des 
Verzeichniſſes nicht gemacht. Urt. d. V. Sen. v. 12. Nov. 1907 
(588/07). 

3. 8 134 Vereinszollgeſetz.] Die in 8 134 Vereinszoll⸗ 
geſetzes bedrohte Straftat iſt ein „Unternehmen“, deſſen Tat⸗ 
beſtand ſich nicht etwa in der Überführung der Gegenſtände der 
Konterbande über die Grenze erſchöpft, ſondern vielmehr alle 
Handlungen umfaßt, die in ihrer Geſamtheit auf die Begehung 
der Konterbande abzielen; dazu gehören auch ſolche, die für ſich 
allein die Grenzüberſchreitung nur vorbereiten oder erleichtern, 
und namentlich auch diejenigen Handlungen, die zeitlich nach 
Uberſchreitung der Grenze vorgenommen werden, aber dazu dienen 
ſollen, die verbotswidrig über die Grenze gebrachten Gegenſtände 
ſicher zu ſtellen und gegen ſolche behördliche Maßnahmen zu 
ſchützen, die vor völligem Abſchluß der Einfuhr den Erfolg des 
Unternehmens vereiteln könnten. Derartige Handlungen ſind 
den Angeklagten nachgewieſen. Nach den Urteilsgründen haben 
beide das in Frankreich angekaufte Vieh durch die Verkäufer 
an die mit Abholung und Einſchmuggeln beauftragten Perſonen 
übergeben laſſen. Der Angeklagte L. hat ſodann unternommen, 
die Grenzüberführung, die dem Mitangeklagten N. oblag, zu 
ſichern; daß er hierbei betroffen wurde und die geplante Tätigkeit 
nicht vollenden konnte, ſchließt auch für dieſen Teil des Unter⸗ 
nehmens eine ſtrafbare Beteiligung an der Ausführung nicht 
aus. M. hat demnächſt einen Teil des eingeſchmuggelten Viehs 
in ſeinem Hauſe verborgen und der drohenden Beſchlagnahme 
zu entziehen verſucht, ein anderer Teil iſt auf ſeine und Ls. 
Anordnung unmittelbar von der Grenze in die Ställe des Ans 
geklagten D. verbracht worden. Das geſamte Unternehmen 
beruhte aber überdies, wie den Urteilsgründen zu entnehmen iſt, 
auf einem verabredeten Plan, wonach jedem der Teilnehmer 
ſeine Tätigkeit zugewieſen war. Es handelt ſich ſonach um ein 
gemeinſchaftliches Unternehmen, bei dem die Angeklagten M. 
und L. teils durch vorbereitende Maßnahmen, teils durch die 
unternommene Überwachung und Förderung der Grenzüber⸗ 
ſchreitung, teils durch Sicherſtellung der eingeführten Gegen⸗ 
ſtände vor Abſchluß der Einfuhrtätigkeit ebenſo als Täter mit⸗ 
wirkten wie der Angeklagte R. und gegenſeitig ihre eigenen 
Handlungen, aber auch diejenigen des Angeklagten R., der die 
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Einfuhr unmittelbar bewerkſtelligte, zu vertreten haben. Grade 
die von der Reviſion beanſtandete Feſiſtellung, daß beide „die 
Geſchäſtsherren des Unternehmens“ waren, bringt zum Ausdruck, 
daß ſie als Käufer und Eigentümer des Viehs vermöge ihres 
eigenen Intereſſes den Schmuggel als eigene Tat gewollt und 
ſich an der Ausführung als Täter beteiligt, nicht etwa nur die 
Tat des Mitangeklagten R. vorbereitet und unterſtützt haben 
(RGgſpr. 9, 35; 6, 377; RGSt. 2, 260; 13, 228 u. a.). 
Wie danach die Angeklagten als Mittäter bezüglich der Konter⸗ 
bande angeſehen werden konnten, ſo waren ſie es auch hinſichtlich 
des Vergehens gegen $ 328 StGB., das durch das erfolgreich 
durchgeführte Unternehmen verübt iſt. Urt. d. I. Sen. v. 19. Sept. 
1907 (468/07). 

4. § 136 Vereinszollgeſetz.] Für den Tatbeſtand der 
Konterbande iſt das Einführen der verbotenen Gegenſtände, 
d. h. das Hineinbringen ins Inland entſcheidend. Sind 
die Tiere, deren Einfuhr verboten war, ohne jedes menſchliche 
Zutun von ſelbſt über die Grenze gelaufen, ſo können die 
Angeklagten nicht unternommen haben, ſie einzuführen. 
(Vgl. RGSt. 21 S. 59, 60.) Anders liegen die Dinge beim 
Unternehmen der Defraudation, zu welchem begrifflich ſowohl 
die Tätigkeit gehört, die die zollpflichtige Ware bis an die 
Grenze des Zollinlandes heranbefördert, wie diejenige, die nach 
Aberſchreitung dieſer Linie in unmittelbarer Fortſetzung dieſes 
Aktes darauf abzielt, die Abgabenhinterziehung endgültig zu 
verwirklichen. (Vgl. RGSt. 35, S. 15, 16.) Urt. d. II. Sen. 
v. 22. Okt. 1907 (511/07). 

5. § 13 Salzabgabengeſetz vom 12. Oktober 1867.] 
Nur wer ſich bewußt iſt, daß eine Salzabgabe nach dem Geſetze 
zu entrichten iſt, kann eine Salzabgabendefraudation wollen, 
kann ſeinen unbedingten oder bedingten Vorſatz auf eine Salz⸗ 
ſteuerhinterziehung richten. Das Bewußtſein von der Abgabe⸗ 
pflichtigkeit des Salzes kann nicht nur durch Irrtum über Tat⸗ 
ſachen ausgeſchloſſen werden, ſondern auch durch Rechtsirrtum. 
Es beſteht kein durchſchlagender Grund, von dem Rechts irrtum 
den Irrtum über den Sinn des Salzabgabengeſetzes auszu⸗ 
nehmen. Zwar iſt dies Geſetz auch ein Strafgeſetz, allein der 
Abſ. 2 S 13 enthält für die Materie der Salzabgabendefraudation 
eine Sonderbeſtimmung, die lediglich aus dem Salzabgabengeſetz 
auszulegen iſt. Beſtrafung wegen Beihilfe iſt ausgeſchloſſen, 
ſobald der Tätervorſatz wegen Rechtsirrtums verneint iſt. 
Urt. d. II. Sen. v. 8. Nov. 1907 (717/07). 

6. 817 PreßG.] Die Annahme, daß die Anklage durch 
die Vorhaltungen, welche der Vorſitzende „an ihrer Hand“ bei 
der Vernehmung der beiden Angeklagten gemacht, im Sinne 
des 8 17 Preß GG. bereits kundgegeben worden ſei, iſt rechtsirrig. 
Wenn das Geſetz a. a. O. die Veröffentlichung der Anklageſchrift 
erſt für den Fall als zuläſſig erachtet, daß die Anklage in 
öffentlicher Verhandlung kundgegeben worden oder das Ver⸗ 
fahren ſein Ende erreicht hat, eine vorzeitige Veröffentlichung 
im übrigen unter Strafe ſtellt, ſo will es unter dem Ausdrucke 
Kundgebung offenbar etwas anderes und etwas mehreres ver⸗ 
ſtanden wiſſen, als ein bloßes Verhandeln auf Grund oder 
„an der Hand“ der Anklageſchrift. Bei Beurteilung dieſer 
Frage iſt davon auszugehen, daß es der Zweck der Beſtimmung 
iſt, die Unbefangenheit der bei den Strafverhandlungen be⸗ 
teiligten Perſonen zu ſchützen, und vor allem der Gefahr vor⸗ 
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zubeugen, daß nach vorzeitiger Veröffentlichung der Anklage 
Zeugen „Einflüſterungen, Vexationen und Inſinuationen“ aus⸗ 
geſetzt würden. Mit Energie machte der Reichstagsabgeordnete 
Schwarze gerade dieſen Geſichtspunkt geltend. (Verhandlungen 
des Deutſchen Reichstags über den Entwurf des Reichspreß⸗ 
geſetzes, 21. Sitzung vom 21. März 1874, Materialien zu dem 
Preßgeſetze vom 7. Mai 1874 S. 455 ff.) Der Zweck des 
Geſetzes würde nun nicht erreicht werden, falls die Ver⸗ 
öffentlichung der Anklageſchrift ſchon dann geſtattet wäre, wenn 
„an ihrer Hand“ mit den Angeklagten mehr oder weniger ein⸗ 
gehend verhandelt worden; jedenfalls läge das nicht im Sinne 
des Geſetzes. Allerdings wird auch bereits eine ſolche Ver⸗ 
handlung den Berichterſtatter in die Lage ſetzen, ein Bild der 
Sachlage zu geben; aber jedenfalls wird ein ſolches Referat 
nach außen hin nicht die gleiche Wirkung erzielen können wie 
die Veröffentlichung der Anklageſchrift ſelbſt, ſchon deswegen 
nicht, weil es keine Garantie dafür zu bieten vermöchte, daß 
es die ſtattgehabten Ermittlungen ſo vollkommen und ſo zu⸗ 
treffend wiedergibt, wie das bei der Anklageſchrift der Fall. 
Seiner Tendenz nach will das Geſetz die Bedingungen, unter 
denen es die Veröffentlichung der Anklageſchriften zulaſſen mag, 
ſichtlich derart geſetzt haben, daß den Gefahren, die überhaupt 
bekämpft werden ſollen, auch wirklich möglichſt vorgebeugt wird. 
Daher iſt im letzten Ende die Veröffentlichung nach beendeten 
Verfahren als ſtatthaft erachtet worden, und daher iſt auch 
unter dem Merkmale „Kundgebung der Anklageſchrift“ ohne 
Zweifel ein Vorgang gedacht worden, der die Preisgabe des 
ganzen Inhaltes in unveränderter Form bewirkt, und ſo die 
Veröffentlichung der Anklage ſchon in der Verhandlung ſelbſt 
zur Folge hat. Es darf nicht außer acht gelaſſen werden, daß das 
Preßgeſetz zu einer Zeit gegeben wurde, als die Strafprozeß⸗ 
ordnung für das Deutſche Reich vom 1. Februar 1877 noch 
nicht vorhanden war, vielmehr noch die Partikulargeſetze in 
Geltung waren, von denen insbeſondere die Preußiſche Ver⸗ 
ordnung vom 2. Januar 1849 die Verleſung der Anklage 
in der Verhandlung ausdrücklich vorſah. So darf es auch nicht 
befremden, daß der § 17 a. a. O. unter der Kundgebung der 
Anklageſchrift einen Akt im Auge hat, der im Verfahren, wie 
es die Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 regelt, über⸗ 
haupt keine Stelle hat, und man darf alſo auch nicht zurück⸗ 
ſchließen, daß, weil letzteres nicht der Fall iſt, auch der Aus⸗ 
druck Kundgebung in 5 17 nicht die ihm vorliegend beigelegte 
Bedeutung haben kann. Urt. d. III. Sen. v. 4. Nov. 1907 
(552/07). 

7. 5 18 PreßGG.] Die Strafe aus 5 18 Nr. 1 PreßG. 
trifft auch denjenigen, der die vorzeitige Veröffentlichung einer 
Anklageſchrift vorſätzlich dadurch ermöglicht und herbeigeführt 
hat, daß er dieſe (— ganz, teilweiſe oder im Auszuge —) mit 
dem Willen, daß ſie als Schriftſtück Aufnahme und öffentliche 
Verbreitung in einem Preßerzeugnis finde, an die mit deſſen 
Herſtellung befaßten Perſonen überlaſſen hat. Urt. d. I. Sen. 
v. 30. Okt. 1907 (623/07). 

8. § 8 Abſ. 2 Geſetz vom 20. 4. 92 / 20. 5. 98 betr. 
die Geſellſchaften m. b. H.] Die Wahrheit der Anmeldung iſt 
nach der Auslegung, die ſie vom Standpunkte des Publikums 
aus erfahren muß, zu beurteilen. Urt. d. II. Sen. v. 24. Sept. 
1907 (412/07). 
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9. 8 7 Waren3G.] Der Beſchwerde, daß das Vor⸗ 
liegen eines wirkſamen Strafantrages nicht nachgewieſen ſei, 
war der Erfolg nicht zu verſagen. Die Eintragung des Zeichen⸗ 
ſchutzrechtes kann nur für eine rechtsfähige — phyſiſche oder 
juriſtiſche — Perſon bewirkt werden, nicht dagegen für ein Geſchäft 
oder ein Unternehmen. Es iſt daher nicht von ausſchlaggebender 
Bedeutung für die Berechtigung zur Stellung des Strafantrages 
durch H., daß er alleiniger Inhaber des „Unternehmens“ oder 
„der Adminiſtration“ iſt, ſofern er nicht von vornherein Inhaber 
des Geſchäfts war und für ihn das Zeichen eingetragen 
worden iſt. Eine ſolche Feſtſtellung iſt im Urteil nicht getroffen. 
Ebenſowenig iſt dargelegt, daß er durch Rechtsnachfolge die 
Befugnis zur Geltendmachung des Rechts aus der Eintragung 
des Warenzeichens erlangt hat ($ 7 Abf. 2 Waren G.). Bei 
dem Mangel des Nachweiſes in der einen oder der anderen 
Richtung kann H. perſönlich lediglich um deswillen, weil er 
Inhaber des Unternehmens iſt, nicht zur Geltendmachung des 
eingetragenen Zeichenſchutzrechtes für legitimiert erachtet werden, 
da letzteres zwar Zubehör des Geſchäftes iſt, dergeſtalt, daß es 
ohne dieſes nicht übertragen werden kann, andrerſeits aber das 
Geſchäft ohne das Zeichenrecht, welches alsdann ſeine rechtliche 
Exiſtenz verliert, auf einen andern übergehen kann (88 7, 9 
des angeführten Geſetzes). Urt. d. IV. Sen. v. 29. Okt. 1907 
(604/07). 

10. 5 14 Waren 38G.] Der Begriff der Ware im Sinne 
des Geſetzes umfaßt diejenigen körperlichen Sachen, welche aus 
einem auf Gewinn abzielenden Unternehmen im Bereiche der 
Gütererzeugung oder des Handels in den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
kehr gebracht werden (RGSt. 39, 93). Die Probenummer 
einer Zeitung kann hiernach eine Ware ſein, und der Vorder⸗ 
richter faßt den Begriff der Ware zu eng auf. Auch nimmt 
er zu Unrecht an, daß die Anwendbarkeit des 8 14 des ange⸗ 
führten Geſetzes eine gegen den Käufer der Ware gerichtete 
Täuſchung vorausſetze. (Vgl. das von der Reviſion angeführte 
Urteil des RG. Bd. 29 S. 313 der Entſch.) Gleichwohl mußte 
die Reviſion der Staatsanwaltſchaft entgegen dem Antrage des 
Oberreichsanwalts verworfen werden. Nach den Feſtſtellungen 
der Strafkammer war einem nach Rußland abgeſendeten Schreiben 
des Angeklagten F. eine Nummer der Zeitung „Der Revolutionär“, 
ſei es als Belagsblatt, ſei es als Probenummer beigefügt. Ob 
dieſe Zeitungsnummer als Ware in Betracht kam oder nicht, 
jedenfalls war ſie nach den Feſtſtellungen der Strafkammer 
durch Aufdruck: „Sekretariat. Verein zur Förderung der Kunſt“ 
auf dem zur Verſendung benutzten Briefumſchlage nicht als 
Ware gekennzeichnet. Die Umhüllung einer Ware wird 
im Sinne des $ 14 a. a. O. mit dem Namen eines anderen 
nur dann verſehen, wenn dieſer Name ſeine Aufgabe, als Träger 
der Bezeichnung der Ware im Sinne des Geſetzes zu dienen, 
ohne weiteres erkennbar erſcheinen läßt. (Vgl. RGSt. 21, 
S. 214, 216, 217; RG. 36, S. 13, 14.) Wie die Straf⸗ 
kammer feſtſtellt, ſollte durch den auf dem Briefumſchlage bes 
findlichen Aufdruck der Sendung das Ausſehen der Unverfäng⸗ 
lichkeit gegeben, alſo dem Verdacht entgegengewirkt werden, daß 
die Sendung den wirklichen, nicht unverfänglichen Inhalt habe. 
Der Zweck des Mißbrauchs des Namens war daher nicht darauf 
gerichtet, den Namen als Träger der Bezeichnung einer Ware 
erſcheinen zu laſſen. Der Vorderrichter geht erſichtlich von der 
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Annahme aus, daß auch objektiv ein ſolcher Anſchein durch den 
Namensaufdruck nicht bewirkt wurde. Nach ſeiner Annahme 
fehlte jeder Zuſammenhang zwiſchen dem Namen und der Ware, 
und dieſes würde der Adreſſat beim Eröffnen der Sendung ſofort 
haben ſehen müſſen. Daß der Aufdruck auf dem verſchloſſenen 
Briefe zwar einen falſchen Hinweis auf den Abſender eines 
Briefes, nicht aber auf den Urſprung einer von dem Brief⸗ 
umſchlag umhüllten Ware enthielt, ergibt ſich aus den Feſt⸗ 
ſtellungen ohne weiteres. Eine Verwechſelungsgefahr im Waren⸗ 
verkehr, wie fie die Vorſchrift des § 14 a. a. O. zu verhindern 
beſtimmt iſt, kam bei dem feſtgeſtellten Sachverhalt als Folge 
des Namensmißbrauchs nicht in Frage. Urt. d. II. Sen. 
v. 8. Nov. 1907 (666/07). 

11. 5 15 Waren gG.] Im vorliegenden Falle handelt 
es ſich nicht um die Verletzung eines Warenzeichenrechts im 
Sinne des § 14 des Geſetzes vom 12. Mai 1894, ſondern um 
eine Zuwiderhandlung gegen 8 15 des genannten Geſetzes: 
unerlaubtes Verſehen einer Ware zum Zwecke der Täuſchung 
mit einer Ausſtattung, die innerhalb beteiligter Verkehrskreiſe 
als Kennzeichen gleichartiger Waren eines anderen gilt. Gegen⸗ 
ſtand dieſer Zuwiderhandlung kann auch die Ausſtattung einer 
Zeitung oder Druckſchrift ſein, vorausgeſetzt nur, daß letztere 
als „Ware“ im Sinne des Warenzeichengeſetzes zu erachten iſt; 
dies trifft jedenfalls inſoweit zu, als es ſich um das Ver⸗ 
hältnis einer Zeitung oder Druckſchrift nicht zum Redakteur 
oder Verfaſſer, ſondern zum Buchdrucker, Verleger, Buch⸗ 
händler uſw. handelt. Urt. d. III. Sen. v. 21. Okt. 1907 (540/07). 

12. 5 16 Abſ. 2 Waren 3ZG.] Ob die ungariſche Geſetz⸗ 
gebung rechtliche Gewähr dafür bietet, daß ein von dem 
ungariſchen Weinerzeuger als Tokajer bezeichneter Wein auch 
wirklich aus dem Tokajer Weingebiete ſtammt, d. h. daß er aus 
Trauben gekeltert iſt, die in dieſem Gebiete gewachſen ſind, 
kann unerörtert bleiben. Auch ſoweit die Frage zu verneinen 
wäre, würde daraus nicht mit Rechtsnotwendigkeit folgen, daß 
der Bezeichnung „Tokajer Wein“ nur die Bedeutung 
einer Beſchaffenheitsangabe zukomme. Wie Weinbezeichnungen, 
die im Urſprungslande Herkunftsangaben ſind, im Reich 
als bloße Beſchaffenheitsangaben, d. h. als Gattungsnamen 
gelten können, ſo iſt es rechtlich nicht ausgeſchloſſen, daß 
Angaben, die im Urſprungslande auch bloße Beſchaffen⸗ 
heitsbezeichnungen ſein können, im Reiche demnach als Her⸗ 
kunftsangaben in Betracht kommen. Trifft dies zu — was 
lediglich Tatfrage iſt —, fo bleibt dem redlichen inländiſchen 
Weinhandel nichts übrig, als ſich in geeigneter Weiſe tatſächlich 
Gewißheit darüber zu verſchaffen, daß der mit der Herkunfts⸗ 
bezeichnung verſehene Wein auch wirklich die angegebene Her⸗ 
kunft hat, für Fälle der vorliegenden Art alſo, daß der als 
Tokajer eingeführte Ungarwein auch wirklich aus dem Tokajer 
Weingebiete ſtammt, anderenfalls aber ſich bezüglich des ein⸗ 
geführten Weins der Bezeichnung als „Tokajer“ zu enthalten. 
Urt. d. V. Sen. v. 1. Okt. 1907 (414/07). | 

13. 5 20 Waren3G.] Im Sinne des $ 14 WarenZ®. 
mag unter „Firma eines anderen“ allerdings die Firma in der 
rechtlich anerkannten, ein für allemal feſtgelegten Form zu ver⸗ 
ſtehen ſein. Allein 8 20 daſ. ſchreibt ganz allgemein auch be⸗ 
züglich des Gebrauchs von Firmen vor, daß die Anwendung 
der Beitimmuygen des Geſetzes, alſo einſchließlich derjenigen 
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des 8 14 daſ., durch Abweichungen nicht ausgeſchloſſen werde, 
mit denen fremde .. Firmen ... und ſonſtige Kennzeichnungen 
von Waren wiedergegeben werden, ſofern ungeachtet dieſer Ab⸗ 
weichungen die Gefahr einer Verwechſelung im Verkehr vorliegt. 
Das Geſetz ſteht alſo auf dem Standpunkt, daß eine wörtliche 
Kennzeichnung von Waren, die nur zum Teile mit der Firma 
eines andern übereinſtimmt, ſich mit ihr aber keineswegs voll⸗ 
ſtändig deckt, dennoch als der Gebrauch dieſer Firma in Betracht 
kommen kann. Über die zuläſſige Art und den ſtatthaften Um⸗ 
fang der Abweichung, d. h. darüber, wie weit die Abweichung 
gehen darf, ohne die Tatſache in Frage zu ſtellen, daß es ſich 
überhaupt noch um den Gebrauch einer Firma handelt, iſt im 
Geſetz eine allgemeine — abſtrakte — Rechtsregel nicht gegeben, 
vielmehr ſoll nach ihm in jedem Einzelfalle die Frage entſcheiden, 
ob die Gefahr einer Verwechſelung im Verkehr vorliegt. Hier⸗ 
nach allein ſind alſo die Grenzen der rechtlich möglichen Ab⸗ 
weichungen zu bemeſſen. Es kommt mithin darauf an, ob die 
gebrauchte Kennzeichnung der Ware bei Berückſichtigung der 
Anſchauungen des jeweils in Betracht kommenden Verkehrs⸗ 
kreiſes die Gefahr in ſich ſchließt, daß ſie als Hinweis auf die 
betreffende Firma betrachtet und mit ihr verwechſelt wird. 
Andererſeits genügt das Vorhandenſein dieſer Gefahr. Es iſt 
nicht erforderlich, daß ſich die Gefahr auch verwirklicht hat, 
d. h. daß Verwechſelungen im Verkehr tatſächlich ſtattgefunden 
haben. Deshalb bedarf es auch nicht des Nachweiſes, daß 
und in welchem Umfange dies etwa der Fall war. Rechtlich 
ſteht hiernach nichts entgegen, daß einzelne einer Firma ent⸗ 
nommene Worte, die zur Kennzeichnung von Waren benutzt 
ſind, als Gebrauch der Firma ſelbſt angeſehen werden. Ob 
hierzu der Gebrauch eines einzelnen Namens ausreicht, hängt 
ebenfalls ganz von den Umſtänden ab. Weſentlich wird dabei 
insbeſondere ſein, ob der gewählte Name kennzeichnend für die 
Firma iſt, gewiſſermaßen ein ihr entnommenes Schlagwort bildet 
und ob deſſen Nennung im Verkehre die Vorſtellung von der 
Firma und den Gedanken an ſie hervorruft, damit alſo auf ſie 
hinweiſt. Urt. d. V. Sen. v. 26. Nov. 1907 (696/07). 

14. 58 1, 4 Unl WG.] Unter „Mitteilungen, welche für 
einen größern Kreis von Perſonen beſtimmt find,” verſteht das 
Geſetz (58 1 und 4 Unl WG.) nicht lediglich die einzelnen 


Exemplare einer Kundgebung, durch welche Angaben über den 


Beſitz von Auszeichnungen uſw. gemacht werden, ſondern auch 
den identiſchen Gedankeninhalt der Exemplare. Die Strafbarkeit 
ſoll im Falle der Unwahrheit der tatſächlichen Angaben auch 
eintreten, wenn die Mitteilung als Ganzes gedacht für die 
Kenntnisnahme durch einen größern Kreis von Perſonen 
beſtimmt iſt. Dieſe Beſtimmung, die Abſicht der Verbreitung 
der Kenntnis, wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Täter 
nicht darauf rechnet, daß die einzelnen Exemplare, in denen die 
Mitteilung ſich verkörpert, durch den von ihm gewählten einzelnen 
Empfänger an andere Perſonen behufs Kenntnisnahme von dem 
Inhalte weitergegeben werden. Nicht erforderlich iſt es, daß 
die einzelnen Handlungen, durch welche die Vermittlung der 
Kenntnis von den Auszeichnungen uſw. an den größern 
Perſonenkreis erfolgt, in der Offentlichkeit vor ſich gehen. Der 
Umſtand, daß die Verſendung eines Mitteilungsſtücks nur 
anläßlich einer an den Täter gerichteten Anfrage erfolgt, ſchließt 
nicht notwendig aus, daß die einzelne Verſendung die Betätigung 
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einer Beſtimmung der obengedachten Art iſt (RGSt. 40, 131). 
Für dieſe Anſicht iſt auch darauf zu verweiſen, daß ein An⸗ 
kündigen oder Anpreiſen zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmter 
Gegenſtände ſogar dem Publikum gegenüber auch in dem 
Falle vorliegen kann, daß die Überſendung eines ſolche An⸗ 
kündigung oder Anpreiſung enthaltenden Proſpektes auf vor⸗ 
herige Beſtellung erfolgt iſt (vgl. RGSt. 38, 202 ff.). Urt. d. 
II. Sen. v. 8. Nov. 1907 (768/07). 

15. 8 4 Unl WG.] Die Vorinſtanz findet den Tatbeſtand 
des § 4 darin als gegeben, daß der Angeklagte in der Abſicht, 
den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, 
in für einen größeren Perſonenkreis beſtimmten Mitteilungen 
über den Beſitz von Auszeichnungen wiſſentlich unwahre und 
zur Irreführung geeignete Angaben tatſächlicher Art gemacht 
habe, indem er den von ihm zwecks Verbreitung ſeiner Fabrikate 
verſendeten Proſpekten Anerkennungsſchreiben aufdrucken ließ, 
welche von Kunden ſeines Vaters lediglich dieſem für die von 
ihm hergeſtellte Möbelpolitur erteilt waren. Dieſer Annahme 
iſt nicht beizutreten. Als „Auszeichnungen“ im Sinne des hier 
in Frage kommenden Geſetzes können dergleichen Anerkennungs⸗ 
ſchreiben von privater Seite jedoch nicht gelten. Urt. d. IV. Sen. 
v. 5. Nov. 1907 (637/07). 

16. 5 4 Unl WG.] Die Strafkammer führt aus: Dem 
Publikum iſt der Unterſchied zwiſchen „rein ſeiden“ und „ſeiden“ 
nicht bekannt. Einen ſolchen kennen nur mit der Branche wohl 
vertraute Perſonen, wie Schneiderinnen. Reinſeidene Damen⸗ 
artikel kommen auch nur ſehr ſelten in den Handel. Die Be⸗ 
zeichnung „reinſeiden“ iſt daher nur als eine belobende Be⸗ 
urteilung der Ware, nicht als eine unrichtige Angabe tatſäch⸗ 
licher Art anzuſehen. Die hierin zum Ausdruck kommende 
Rechtsauffaſſung iſt verfehlt. Wenn in der den Gegenſtand der 
Anklage bildenden Zeitungsanzeige „reinſeidener Velour⸗Houffre 
vorzügliche Qualität“ angekündigt wird, ſo iſt von dem ange⸗ 
kündigten Sammet dem Wortlaute nach ausgeſagt, daß er rein⸗ 
ſeiden ſei. Es wird alſo hinſichtlich ſeiner ſtofflichen Zuſammen⸗ 
ſetzung behauptet, daß er aus reiner Seide hergeſtellt ſei oder 
beſtehe. Damit iſt dem Wortſinne entſprechend eine Tatſache 
behauptet. Da der begriffliche Gegenſatz von reinſeiden nicht⸗ 
reinſeiden iſt, würde hiernach die Behauptung unrichtig ſein, 
ſofern der angekündigte Stoff die vorbezeichnete Zuſammenſetzung 
nicht aufwieſe. Wenn die Strafkammer für die Verneinung der 
hier entſcheidenden Frage den Umſtand verwertet, daß reinſeidene 
Damenartikel nur ſehr ſelten in den Handel kämen, ſo würde 
dieſer Umſtand auf der vorbezeichneten tatſächlichen Grundlage 
Bedeutung gerade nach der entgegengeſetzten Richtung gewinnen 
können. Er wäre, zumal wenn das Publikum von der Selten⸗ 
heit ſolcher Stoffe Kenntnis hat, geeignet, die Vorſtellung zu 
erwecken, daß es ſich hier um eine beſonders ſchätzbare Ware 
handle, und daß das Angebot ein ganz beſonders günſtiges ſei. 
Auch könnte er einen weſentlichen Beweisgrund dafür abgeben, 
daß auf ſeiten des Angeklagten eine dahingehende Täuſchungs⸗ 
abſicht beſtand. Bei dieſer Sachlage war im vorliegenden Fall 
um ſo mehr ein klarer Nachweis in der Richtung geboten, daß 
dem Ausdrucke „reinſeiden“ in der Anſchauung des Publikums, 
an das ſich die Ankündigung richtete, eine andere Bedeutung 
zukam, als nach ſeinem Wortſinne. Hierüber gibt das Urteil keinen 
genügenden Aufſchluß. Urt. d. V. Sen. v. 17. Dez. 1907 (841/07). 


37. Jahrgang. 


17. 8 9 UnlWG.] Ob die Angeklagten im Falle der 
Beſprechung in Fachſchriften oder der Patentierung „auf dieſe 
Weiſe“ von der Maſchine und deren Einrichtung Kenntnis er⸗ 
halten haben oder nicht, iſt zwar für die Frage von Bedeutung, 
ob ſie auf eine unzuläſſige Weiſe Kenntnis erhielten, für den 
Begriff des Betriebs geheimniſſes im Sinne des § 9 Abi. 2 
Unl WG. aber gleichgültig: denn für dieſen Begriff kommt es 
nicht darauf an, ob die Maſchine für die Angeklagten, 
ſondern ob ſie für die Offentlichkeit oder eine Mehrzahl 
von Perſonen im obigen Sinne ein Betriebsgeheimnis war 
oder nicht (vgl. RGSt. 31, 90; 39, 83/86); war fie dies in⸗ 
folge der Beſprechung in Fachſchriften oder der Patentierung 
nicht mehr, dann iſt es ohne Belang, ob auch die Angeklagten 
die Beſprechung oder Patentierung gekannt haben oder nicht. 
Urt. d. V. Sen. v. 29. Nov. 1907 (709/07). 

18. 5 13 Unl WG.] Der Reviſion iſt ſtattzugeben, in⸗ 
ſoweit ſie ſich dagegen wendet, daß der Vereinigung der De⸗ 
tailliſten der Manufakturwaren und verwandter Branchen die 
Befugnis zur öffentlichen Bekanntmachung der Verurteilung des 
Angeklagten zugeſprochen iſt. Dieſe Befugnis kann nach 8 13 
Unl WG. im Strafverfahren nur im Falle der Verurteilung 
aus 8 7 des Geſetzes zuerkannt werden. In dem hier vor⸗ 
liegenden Falle der Verurteilung aus $ 4 des Geſetzes kann 
dagegen das Gericht anordnen, daß die Verurteilung auf Koſten des 
Schuldigen von Amts wegen öffentlich bekannt zu machen ſei. 
Die öffentliche Bekanntmachung hat in beiden Fällen, der Ver⸗ 
urteilung aus § 7 wie des 5 4 des Geſetzes, den Charakter 
einer Strafe, wenn fie auch im Falle des S 7 zugleich eine 
Genugtuung für den Verletzten bildet. Es gilt für die Be⸗ 
kanntmachung der Verurteilung gemäß SS 7, 13 Abſ. 2 Unl WG. 
das Gleiche, wie für die Bekanntmachung aus $ 200 StGB. 
nnd aus 88 14, 15, 19 Abſ. 2 Waren 3 G., hinſichtlich welcher 
das RG. in RES. 6, 180; 13, 319 (320); 14, 153 (158); 
29, 44 (47), bezw. 35, 18 den Strafcharalter der dem Ver⸗ 
letzten zugeſprochenen Veröffentlichungsbefugnis anerkannt und 
in der erſtangeführten Entſcheidung eingehend begründet hat. 
Die öffentliche Bekanntmachung erſcheint auch nicht deshalb, 
weil ſie von Amts wegen, übrigens nach dem Ermeſſen des 
erkennenden Gerichts, angeordnet wird, als eine härtere Strafe, 
wie die dem Verletzten zugeſprochene Befugnis zur öffentlichen 
Bekanntmachung. Die gemäß 8 13 Abſ. 2 des Geſetzes auf 
Veranlaſſung des Verletzten erfolgende Bekanntmachung kann 
ſogar, weil fie nur im Falle des 8 7 des Geſetzes zuläſſig iſt, 
deſſen Strafbeſtimmungen ſchwerer find als die des § 4, den 
Anſchein einer ſchwereren Verfehlung des Verurteilten erwecken, 
als ſie in der Tat vorliegt und ſomit härter wirken, als die 
von Amts wegen gemäß 8 13 Abf. 1 bewirkte Bekanntmachung 
des Urteils. Hiernach würde die gemäß 88 4, 13 Abſ. 1 
UNWE. erfolgende Anordnung der öffentlichen Bekanntmachung 
leinen Verſtoß gegen die Beſtimmung des § 398 Abſ. 2 StPO. 
(das Verbot der reformatio in pejus) begründen. Es iſt da⸗ 
her nicht ſchlechthin die der Vereinigung der Detailliſten zu⸗ 
geſprochene Veröffentlichungsbefugnis in Wegfall zu ſtellen, 
ſondern die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung darüber 
in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen, ob von der in das richter⸗ 
liche Ermeſſen geſtellten Anordnung der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung der Verurteilung gemäß 8 13 Abſ. 1 des Geſetzes 
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Gebrauch zu machen iſt. Urt. d. V. Sen. v. 15. Nov. 1907 
(792/07). | | 

19. S 23a Auswanderungsgeſetz vom 9. Juni 1897.] 
Inhalt und Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ergeben, daß fich 
das Verbot nur auf ſolche Wehrpſtichtige bezieht, die im Sinne 
des Geſetzes Auswanderer ſind. Wer ſich ins Ausland begeben 
will, wird durch den Umſtand allein, daß er ſich zum Zwecke 
ſeiner Beförderung an einen auch die Auswanderung betreiben⸗ 
den Reeder oder an einen Auswanderungsagenten wendet, weder 
an ſich, noch im Verhältnis zu dieſen Perſonen Auswanderer. 
Ebenſowenig entſcheidet über die Eigenſchaft eines Auswanderers 
die Art des zu wählenden oder gewählten Beförderungsmittels, 
vollends nicht die Art der Benutzung dieſes Mittels. Aus⸗ 
wanderer iſt, wer ſeinen inländiſchen Wohnſitz aufgibt, um ſeine 
örtliche Zugehörigkeit zur bisherigen Heimat dauernd aufzugeben 
und ſich in einem anderen Staatsgebiete des Feſtlandes nieder⸗ 
zulaſſen und wer in derſelben Abſicht über See geht, iſt und 
bleibt es ebenfalls, gleichviel, ob er zu ſeiner Fahrt das Aus⸗ 
wanderungs⸗ bzw. Zwiſchendeck oder einen Kajütenplatz des 
Schiffes benutzt, wie umgekehrt derjenige, dem die gedachte Ab⸗ 
ſicht fehlt, nicht dadurch Auswanderer wird, daß er die Fahrt 
im Auswandererdeck mitmacht. Urt. d. V. Sen. v. 1. Okt. 
1907 (535/07). 

20. Art. 3 Poſtgeſetznovelle vom 20. Dezember 1899.] 
Nach dem Inhalte des Vorderurteils ſteht es feſt, daß die 
vom Angeklagten innerhalb des Betriebes ſeiner Verkehrs⸗ 
anſtalt durch feine Boten beförderten Vereins nachrichten, Waren⸗ 
proben, Preisliſten, Reklamen uſw. unverſchloſſen abgeliefert 
worden find und „die Angabe des Empfängers nicht getragen 
haben“. Bei Anwendung des Art. 3 des Geſetzes vom 20. De⸗ 
zember 1899 (betreffend einige Abänderungen von Beſtimmungen 
über das Poſtweſen) hat das Gericht gleichwohl die Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Sendungen mit der Aufſchrift beſtimmter Em⸗ 
pfänger verſehen geweſen ſeien, inſoweit als erfüllt erachtet, 
als der Angeklagte mit den beförderten und verteilten Sen⸗ 
dungen durch ſeine Boten zugleich die an den Empfänger 
adreſſierten „Kontrollkarten“ hat abliefern laſſen. Es hält für 
entſcheidend, daß zwiſchen der jedesmaligen Sendung und der 
„Kontrollkarte“, welche nichts anderes als eine beigefügte Adreſſe 
dargeſtellt habe, durch die gemeinſchaftliche Verwahrung beider 
Stücke ſeitens des Beförderungsboten, ſpäteſtens aber durch 
deren gemeinſchaftliche Ablieferung eine „körperliche Verbin⸗ 
dung“ hergeſtellt worden ſei. Daß die Aufſchrift des 
Adreſſaten ſich auf der Sendung ſelbſt befinde, fordere das 
Geſetz nicht. — Dieſe mit der Faſſung des Geſetzes unverein⸗ 
baren Auffaſſungen ſind allerdings zu beanſtanden. Der Art. 3 
a. a. O. ſetzt nach ſeinem klaren Wortlaute ausdrücklich voraus, 
daß „Briefe, Karten uſw. eingeſammelt und befördert oder ver⸗ 
teilt werden, die mit der Auffchrift beſtimmter Empfänger 
verſehen ſind“. Als Träger der Aufſchrift ſind mithin allein 
die bezeichneten Beförderungsgegenſtände ſelbſt gedacht; denn 
der zu ihrer Charakteriſierung dienende Relativſatz „die 
verſehen ſind“ kann allein auf eben ſie bezogen werden. Für 
die Annahme dagegen, daß es genüge, wenn die Perſon des 
Empfängers aus der Aufſchrift eines andern Stückes, welches 
als Adreſſe beigefügt ſei, erſehen werden könne, bietet die Wort⸗ 
faſſung keinen Raum. Zbwiſchen der beigefügten Adreſſe und 
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der Sendung ſelbſt muß jedenfalls eine derartige Verbindung 
hergeſtellt ſein, daß ihre Ablieferung an die für ſie beſtimmte 
Perſon ſchon zufolge jener Veranſtaltung geſichert iſt, und es 
nicht von der Entſchließung des beſtellenden Boten abhängt, 
welches Stück er dem Adreſſaten abliefert. Eine ſolche Sicher⸗ 
heit der Beſtellung wäre nun nicht ſchon dadurch gewährleiſtet, 
daß, wie vorliegend, die zu befördernden Stücke einerſeits und 
die Adreſſen andererſeits, wenn auch geordnet, in den Taſchen 
einer Mappe aufbewahrt werden. Als Aufſchrift im Sinne 
des Geſetzes kann es freilich genügen (RGSt. 34, 176), wenn 
die Sendung ſelbſt nur mit irgendeinem Merkzeichen verſehen 
iſt — (einem Buchſtaben, einer Zahl) —, welches in Verbindung 
mit dem Inhalt einer Begleitkarte den Adreſſaten für die Ver⸗ 
kehrsanſtalt ſelbſt erkennbar macht; Karte und Sendung ſind 
in ſolchem Falle auch als weſentlich und untrennbar zuſammen⸗ 
gehörig erachtet worden. Aber als die vom Geſetze erforderte 
Aufſchrift wird dort nur das auf der Verſendungsſache ſelbſt 
befindliche Merkzeichen angeſehen, und der Zuſammenhang 
zwiſchen dem einen Stücke und dem andern iſt lediglich als 
ein „innerer“, nicht aber als „körperlicher“ aufgefaßt worden. 
Geht man von den diesſeitigen Anſchauungen aus, ſo kann es 
inſoweit auch auf die Erwägung des Vorderrichters, ob die 
vom Angeklagten beigefügte Karte, wie er es behauptet, allein 
zur Kontrolle über die Ablieferung der Sendung dient, oder, 
wie der Vorderrichter annimmt, lediglich die Funktion einer 
Adreſſe verrichten ſoll, gar nicht ankommen. Denn wäre 
auch das letztere der Fall, ſo würde der Vorausſetzung, daß 
die Sendung ſelbſt mit einer Aufſchrift verſehen ſei, immer noch 
nicht entſprochen ſein. Zuzugeben iſt es, daß auf ſolche Weiſe 
der Zweck des Geſetzes zum Teil vereitelt werden kann. Wie 
im Kommiſſionsberichte vom Referenten bei der zweiten Leſung 
des Geſetzentwurfes ausgeführt worden, ſo wurde es für zweck⸗ 
mäßig erachtet, „ganze Arbeit zu machen und ... jede Lücke, 
in die ſich die Konkurrenz eindrängen könne, ſofort zu ver⸗ 
ſchließen“, „nicht nur die geſchloſſenen Briefe den Privatanſtalten 
zu entziehen“ (Sammlung der Druckſachen des Reichstags, 
10. Legislaturperiode, I. Seſſion 1899 bis 1900, S. 31). Ent⸗ 
ſprechend der von der Kommiſſion gewählten Faſſung iſt Art. 3 
des Entwurfs alsdann auch Geſetz geworden. Indeſſen für 
den Richter beſtimmt ſich der Inhalt und die Tragweite des 
Geſetzes nicht nach deſſen Zweck oder nach dem Gedanken des 
Geſetzgebers, ſondern ausſchließlich nach dem von letzterem im 
Geſetze ſelbſt erklärten Willen (RGSt. 13, 171). Die Aus⸗ 
dehnung des Art. 3 a. a. O. über die vom Geſetze gezogenen 
Grenzen hinaus, geht deshalb ebenfalls nicht an, mag auch 
der Geſetzgeber gemeint haben, auf dem in Rede ſtehenden 
Gebiete nun jedwede private Konkurrenz unmöglich gemacht zu 
haben. Übrigens aber iſt bei der zweiten Beratung des Geſetz⸗ 
entwurſs vom Berichterſtatter „zu etwaiger Aufklärung“ noch 
hinzugefügt worden: daß die Annahme des Entwurfs nicht die 
Wirkung haben würde, Privatbeförderungsanſtalten überhaupt 
zu unterdrücken. Privatbeförderungsanſtalten könnten ſich auch 
in Zukunft noch mit der Beförderung von ... und allen den⸗ 
jenigen Dingen befaſſen, die nicht in dem erſten Satze des Art. 3 
ausdrücklich genannt ſeien. — Stenographiſche Berichte des 
Reichstags, 10. Legislaturperiode, I. Seſſion 1898 bis 1900, 
S. 2836. — Zu den „vom erſten Satze“ a. a. O. nicht ge⸗ 
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troffenen Dingen müſſen nun auch die ebendort ausdrücklich 
aufgeführten gerechnet werden, ſofern ſie einer Aufſchrift ent⸗ 
behren, wenngleich der Geſetzgeber an das Vorhandenſein einer 
derartigen Lücke in ſeiner Beſtimmung nicht gedacht haben mag. 
Das Vorderurteil läßt ſich ſomit auf Grund feiner Feſtſtellungen 
nicht halten. Zu erwägen freilich wäre noch, ob der Angeklagte 
nicht durch die Beförderung oder Verteilung der mit der Auf⸗ 
ſchrift eines beſtimmten Empfängers auftraglich verſehenen ſog. 
Kontrollkarten gegen Art. 3 des Geſetzes vom 20. Dezember 
1899 gefehlt hat. Die aufgeſtellte Frage wäre zu verneinen, 
wenn die Verſendung der Kontrollkarten eine eigene Angelegen⸗ 
heit des Angeklagten dargeſtellt hätte. Denn durch Art. 3 Abſ. 7 
des Geſetzes iſt nur die Einſammlung und Beförderung oder 
Verteilung der Briefe, Karten uſw. verboten, mithin nur ein 
Betrieb, wie er dem poſtaliſchen entſpricht, und charakteriſtiſch 
für dieſen iſt es, daß er zwiſchen Abſender und Empfänger 
auftragsmäßig vermittelt, indem er die Sendung des erſteren 
dem letzteren übermittelt. — Nach den Ausführungen des 
Vorderrichters ſcheint es indeſſen zum mindeſten nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß er der wahren Sachlage nach auch die Kontroll: 
karten als dem Angeklagten von ſeinen Kunden zur Übermittlung 
an die Empfänger anvertraute Stücke hat anſehen wollen, und 
träfe das zu, ſo wäre das Tun des Angeklagten noch von 
jenem Geſichtspunkte aus zu prüfen geweſen. Urt. d. III. Sen. 
v. 8. Juli 1907 (350/07). 

21. Art. 3 Poſtgeſetznovelle vom 20. Dezember 1899.] 
Würden der Privatpoſtanſtalt Druckſachen zur Verbreitung an 
einen beſtimmten Perſonenkreis übergeben, jedoch ſo, daß die 
Adreſſen der Empfänger hierbei der Poſtanſtalt nur mündlich 
bekannt gegeben würden, ſo könnte von einer Zuwiderhandlung 
keine Rede ſein, da trotz der namentlichen Bezeichnung des 
Empfängers die Sendung als ſolche nicht adreſſiert, nicht mit 
der Aufſchrift eines beſtimmten Empfängers „verſehen“ wäre. 
Das Gleiche muß gelten, wenn der Abſender die Adreſſen derer, 
denen er ſeine Druckſachen zugehen laſſen will, in einer Liſte 
zuſammenſtellt und die Sachen von dem Boten der Anſtalt 
nunmehr an der Hand der Liſte an die dort aufgeführten Per⸗ 
ſonen ausgeteilt werden. Das Verſehen mit einer Adreſſe 
erfordert notwendig eine körperliche Verbindung der Adreſſe 
mit dem dazu gehörigen Verſandobjekte. Zu eng wäre es da⸗ 
gegen, wollte man den Begriff der „Aufſchrift“ ſtreng wörtlich 
nehmen und ihn etwa auf den Fall beſchränken, wo die Adreſſe 
unmittelbar auf der Sendung ſelbſt oder der ſie umſchließenden 
Hülle aufgeſchrieben iſt. Denkbar find auch andere Fälle der 
Verbindung. Wenn der Angeklagte ſeinen poſtaliſchen Betrieb 
beiſpielsweiſe darauf eingerichtet hätte, daß er die Adreßkarten 
in denſelben offenen Briefumſchlag mit hineinlegte, der die zu 
befördernde Druckſache enthielt, und daß er dann beides zuſammen 
austragen ließe, ſo würde nichts im Wege ſtehen, die in dieſer 
Weiſe mit der Adreſſe äußerlich zu einem Ganzen vereinigte 
Sendung als „adreſſiert“, d. h. als eine ſolche anzuſprechen, die 
mit der Aufſchrift eines beſtimmten Empfängers verſehen iſt. 
So auch in dem in RGSt. 34, 176 fig. behandelten Falle, 
wo die Streifbänder der durch die Privatpoſtanſtalt verſandten 
Zeitungsblätter mit je einer beſtimmten Nummer bezeichnet und 
durch die hiermit bewirkte Verweiſung auf die den Namen eines 
beſtimmten Empfängers tragende gleiche Nummer einer Beſtell⸗ 
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karte individualiſiert worden war. Urt. d. II. Sen. v. 11. Okt. 
1907 (535/07). 

22. Art. 3 Poſtgeſetznovelle vom 20. Dezember 1899. 
Die Strafkammer hat für erwieſen erachtet, daß die Angeklagten, 
welche ein jeder in P. ſeit längerer Zeit als Frachter das 


»Frachtgeſchäft zwiſchen P. und dem etwa 5 Meilen entfernten 


B. betreiben, indem ſich an Auftraggeber in P. Waren 
aus B., an Kaufleute in B. ſolche aus P. mit ihren 
regelmäßig Sonntags und Mittwochs abgehenden Fracht⸗ 
fuhrwerken befördern, verſchloſſene und unverſchloſſene Briefe 
und Karten, die die Adreſſe der Kaufleute, an die ſie 
gerichtet waren, trugen und Beſtellungen von Waren betrafen, 
in P. eingeſammelt, nach B. befördert und teils perſönlich, 
teils durch Boten an die betreffenden Firmen verteilt haben. 
Sie erklärt aber die Vorſchrift des Art. 3 Abſ. 2 des Geſetzes 
betr. einige Anderungen von Beſtimmungen über das Poſt⸗ 
weſen, vom 20. Dezember 1899 (RGBl. S. 715) nicht für 
anwendbar, weil einmal ein gewerbsmäßiges Einſammeln, 
Befördern oder Verteilen der Briefe und Karten nicht nach⸗ 
gewieſen ſei, und ſodann die Unternehmen der Angeklagten ſich 
als „Anſtalten“ zur Einſammlung uſw. von Briefen im Sinne 
des angeführten Geſetzes nicht darſtellen. Es kann unerörtert 
bleiben, ob den Ausführungen der Strafkammer, auf Grund 
deren das Vorliegen der Gewerbsmäßigkeit des Einſammelns, 
Beförderns und Verteilens der Briefe und Karten ver⸗ 
neint wird, beizutreten iſt, und ob nicht in Anwendung der in 
RGSt. 37, 280 zu Beſtimmung dieſes Begriffs dargelegten 
Geſichtspunkte die Gewerbmäßigkeit für gegeben zu erachten geweſen 
wäre, da die Einſammlung und Beförderung der Briefe, auch 
wenn für ſie eine beſondere Vergütung nicht gefordert oder 
gewährt wurde, doch innerhalb einer mit dem Willen fort⸗ 
dauernden Weiterführung vorgenommen, auf Erzielung von 
Gewinn gerichteten Erwerbstätigkeit geſchah, ſich in den 
Gewerbebetrieb des Frachtgeſchäfts eingliederte und ihn zur 
Wurzel oder Veranlaſſung hatte. Die Freiſprechung der An⸗ 
geklagten wird bedenkenfrei durch den Ausſpruch getragen, daß 
es ſich bei den in Frage ſtehenden Fällen um den Betrieb einer 
Anſtalt im Sinne des erwähnten Geſetzes nicht gehandelt 
habe. Ob jeder einzelnen in dieſer Beziehung angeführten Er⸗ 
wägung der Strafkammer beizutreten wäre, bedarf nicht der 
Erörterung. Daß der Vorderrichter hierbei im weſentlichen 
rechtlich geirrt habe, wird nicht erſichtlich. Wie vom RG. in 
dem in RGSt. 35, 193 flg. veröffentlichten Urteile ausgeführt iſt, 
hat Art. 3 des erwähnten Geſetzes Anſtalten zum Gegenſtande, 
die zum gewerbsmäßigen Einſammeln, Befördern oder Verteilen 
von Briefen, Karten uſw., die mit der Aufſchrift beſtimmter 
Perſonen verſehen ſind, betrieben werden. Vorausgeſetzt wird 
alſo nicht bloß die gewerbsmäßige Einſammlung, Beförderung 
oder Verteilung der bezeichneten Gegenſtände, ſondern der 
Betrieb einer Anſtalt zu dieſem Zwecke, d. i. ein organiſierter 
gewerbsmäßiger, dem Betriebe einer Poſtanſtalt gleichkommender 
Betrieb. Nur gegen or ganiſierte Privatpoſtanſtalten richtet ſich 
das Verbot des Geſetzes und von einer ſolchen kann nur die Rede 
ſein, wenn Einrichtungen geſchaffen ſind, welche den gewerbsmäßigen 
Betrieb als ſolchen, wie er in einer Poſt an ſtalt herrſcht, erſcheinen 
laſſen. Ob dies im einzelnen Falle zutrifft, iſt Sache der tatſäch⸗ 
lichen Beurteilung. Urt. d. IV. Sen. v. 19. Nov. 1907 (653/07). 
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23. 5 45 Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juli 1900.] Ur⸗ 
ſprung und Entwicklung der Vorſchrift laſſen hiernach die Abſicht 
des Geſetzgebers klar erkennen: wie der Stempel von einer 
Handelsgeſellſchaft uſw. oder ſonſt von mehreren auf einer Seite 
Beteiligten für ein und dasſelbe Geſchäft nur einmal 
zu erheben iſt, fo ſoll auch die Strafe für eine etwaige Hinter: 
ziehung dieſes Stempels nur einmal eingezogen werden, möge 
auch, rein ſtrafrechtlich betrachtet, ein jeder der Handelsgeſell⸗ 
ſchafter oder der mehreren Kontrahenten ſchuldig und ſtrafbar, 
als Mittäter anzuſehen ſein. Die kriminaliſtiſche Folgerichtigkeit 
wird hier aus Billigkeitsrückſichten durchbrochen. Urt. d. V. Sen. 
v. 1. Okt. 1907 (315/07). 

24. 5 1 Geſetz vom 12. Mai 1901 über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen.] Die von den Beſchwerdeführern 
unter Berufung auf Rehm, Kommentar Anm. 2 B zu 8 1 S. 3, 
geltend gemachte Anſchauung, das Verſicherungsunternehmen der 
Schlachterinnung zu N. ſei mit Rückſicht auf die öffentlich⸗ 
rechtliche Natur der das Unternehmen betreibenden Innung eine 
öffentliche Verſicherungsunternehmung, die nicht unter die Be: 
ſtimmungen des Geſetzes vom 12. Mai 1901 falle, geht fehl. 
Das Geſetz ſelbſt erläutert zwar die Begriffe der „privaten“ 
und „öffentlichen“ Verſicherungsunternehmung nicht; die Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfes läßt jedoch keinen Zweifel, welche 


»Verſicherungsunternehmungen als „öffentliche“ und demnach 


nicht unter das Geſetz fallend zu erachten ſind und gibt hiermit 
zugleich die erforderlichen Anhaltspunkte für Beurteilung der 
Frage, welche Unternehmungen „private“ im Sinne des Geſetzes 
ſind. Schon bei Beſprechung der Grundzüge des Entwurfes 
wird in der Begründung S. 17 hervorgehoben, daß dem Ge⸗ 
ſetze nicht unterliegen alle diejenigen Anſtalten, denen vermöge 
der Arbeiterverſicherunsgeſetze des Reichs als öffentlich» rechtliche 


Pflicht die Durchführung der Kranken-, Unfall⸗ und Invaliden⸗ 


verſicherung obliegt, ſowie die auf Grund landesgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften beſtehenden Knappſchaftskaſſen und ähnlichen landes⸗ 
rechtlichen Einrichtungen, desgleichen auch alle ſonſtigen auf 
Landesrecht beruhenden öffentlichen Verſicherungsanſtalten, welche 
unter der Verwaltung oder Leitung ſtaatlicher oder kommunaler 
Behörden ſtehen und zwar ohne Unterſchied, ob dieſe Anſtalten 
freiwilliger Verſicherung oder der Durchführung eines Ver⸗ 
ſicherungszwanges dienen und ob ſie für einen beſtimmten Ver⸗ 
ſicherungszweig das Privileg der ausſchließlichen Verſicherung 
beſitzen oder im Wettbewerbe mit Privatunternehmungen ſtehen. 
Bei Begründung der 88 1—3 des Geſetzes wird ſodann der 
Begriff des öffentlichen Verſicherungsunternehmens noch da⸗ 
hin präziſiert (S. 24), daß als öffentliche zu erachten ſind 
alle diejenigen Unternehmungen, welche entweder der Durch⸗ 
führung eines geſetzlichen, öffentlich⸗ rechtlichen Verſicherungs⸗ 
zwanges dienen, oder welche, wenn auch nur zu freiwilliger 
Verſicherung Gelegenheit bietend, als ſtaatliche, gemeindliche, 
ſtändiſche Anſtalten eingerichtet und behördlich verwaltet ſind 
(Begründung S. 24), alſo unter der Verwaltung und Leitung 
einer ſtaatlichen, kommunalen oder kirchlichen Behörde oder eines 
anderen einer Behörde gleichzuſtellenden Organs ſtehen. (Vgl. 
auch die Bekanntmachung des Präſidenten des Kaiſerlichen 
Aufſichtsamtes für Privatverſicherung vom 10. Juli 1901 
RAnz. vom 13. Juli 1901 Nr. 164 und die Kommentare von 
Alexander⸗Katz S. 8, 9 Anm. 3, Könige S. 2, 3 Anm. la, 
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Manes S. 50 und Entſch. des PrOVG. 45, 354.) Dieſen 
öffentlichen Verſicherungsunternehmungen ſind ſodann in 8 122 
des Geſetzes noch gleichgeſtellt und ausdrücklich als nicht unter 
das Geſetz fallend bezeichnet die eingeſchriebenen Hilfskaſſen, 
die in $ 75 Abſ. 4 KrankVerſG. bezeichneten Hilfskaſſen, die 
auf Grund der Gewerbeordnung von Innungen oder Innungs⸗ 
verbänden errichteten Unterſtützungskaſſen ſowie die auf Grund 
berggeſetzlicher Vorſchriften errichteten Knappſchaftskaſſen, weil 
„dieſe Kaſſen bereits anderweit eine eigene geſetzliche Ordnung 
erfahren haben und zweckmäßig unter dieſer Sondergeſetzgebung 
verbleiben“. (S. 24 der Begründung.) Wenn Rehm a. a. O. 
ſagt, nicht die rechtliche Natur des Verſicherungsgeſchäftes, ob 
pribats oder öffentlich⸗rechtlicher Natur, entſcheide, ſondern die 
Art des betreibenden Rechtsſubjektes, ſo will auch er hiermit 
den Begriff der öffentlichen Verſicherungsunternehmung nicht 
weiter ausdehnen, als dies in der Begründung zum Geſetzent⸗ 
wurfe geſchehen iſt. Dies ergibt ſich ſchon aus der Bezugnahme 
auf die Entſcheidung des PrOVG. (Bd. 45 S. 354), die ſich 
vollſtändig auf den Boden der Entwurfsbegründung ſtellt und 
aus ſeinen weiteren Ausführungen über den Begriff der öffent⸗ 
lichen Verſicherungsunternehmung auf S. 3. Urt. d. III. Sen. 
v. 7. Okt. 1907 (432/07). 

25. 88 3, 13 Weingeſetz vom 24. Mai 1907.] In 
§ 3 Abſ. 1, S 13 Nr. 1 Weingeſetzes iſt zwar unter „Herſtellung“ 
nicht die zur Bereitung von Kunſtwein beſtimmte Tätigkeit als 
ſolche unter Strafe geſtellt, ſondern es wird erfordert, daß die 
Herſtellungstätigkeit zu erfolgreichem Abſchluß gekommen iſt; das 
Vergehen gilt erſt dann als vollendet, wenn ein Erzeugnis zum 
Zwecke der gewinnbringenden Verwertung bereitet iſt, das als 
„Wein“ im Verkehr nach ſeiner äußeren Erſcheinung angeſehen 
werden kann, ohne es zu ſein. Daher muß das Erzeugnis ein 
„Getränk“ fein (8 1 Weingeſetzes). Dieſe Vorausſetzung iſt 
aber in dem angefochtenen Urteil in bezug auf die ſämtlichen 
beſchlagnahmten Flüſſigkeiten nachgewieſen. Wenn dieſe noch 
nicht „verkaufs fertig“ waren, ſondern nur „das Grundmaterial 
zur Bereitung von analyſenfeſtem Kunſtwein“ bilden ſollten, 
den der Angeklagte durch Verſchnitt mit Treſterwein demnächſt 
herſtellen wollte, ſo vermag dieſer Umſtand allein jenen Flüſſig⸗ 
keiten, die der Angeklagte ſelbſt als Getränk für ſeinen Haus⸗ 
halt in Anſpruch nahm, die Eigenſchaft eines fertigen Getränkes 
nicht zu nehmen. Urt. d. I. Sen. v. 30. Sept. 1907 (533/07). 


D. Andere Landesgeſetze. 


1. § 20. Preußiſches Geſetz vom 8. Mai 1837.] In 
dem Urteile des erkennenden Senats vom 7. Februar 1889 
(RGSt. 19, 13) iſt bereits eingehend nachgewieſen, daß der 
8 20 des genannten preußiſchen Geſetzes vom 8. Mai 1837 
durch das Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich, insbeſondere 
der § 2 ſeines Einführungsgeſetzes nicht beſeitigt worden iſt 
und geben die Ausführungen der Rechtfertigungsſchrift keine 
Veranlaſſung, von dieſer Entſcheidung abzugehen. Es ge⸗ 
nügt, hier auf dieſelbe, in der die Gründe, die Beſchwerde⸗ 
führer vortragen, bereits eingehend erörtert und widerlegt 
worden ſind, zu verweiſen. An dieſem Rechtszuſtande hat 
auch das Reichsgeſetz vom 12. Mai 1901 eine Anderung 
nicht herbeigeführt. Urt. d. III. Sen. v. 24. Okt. 1907 
(485/07). 
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2. 8 21 Preußiſches Fürſorgeerziehungsgeſetz.] Iſt durch 
eine dem Geſetz entſprechende behördliche Verfügung dem Kind 
ein Aufenthalt außerhalb des elterlichen Hauſes angewieſen, 
verläßt das Kind denſelben aber eigenmächtig, ſo erwächſt wie 
dem Vater, ſo auch der Mutter die Pflicht, ihm die Aufnahme 


im Elternhauſe zu verweigern. Daß auch durch Unterlaſſen 


des pflichtmäßigen Gebrauchs rechtmäßiger Befugniſſe die Straf⸗ 
barkeit aus § 21 des Fürſorgeerziehungsgeſetzes begründet werden 
kann, hat das RG. bereits anerkannt (RGSt. 37, 162, bes 
ſonders 166; vgl. auch Bd. 38 S. 123; 126). Allerdings iſt 
in 8 1634 a. a. O. ferner beſtimmt, daß bei einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit der Eltern die Meinung des Vaters vorgeht. 
Es kann indeſſen unerörtert bleiben, wie das Verhalten der 
Ehefrau zu beurteilen wäre, wenn der Ehemann im Widerſpruch 
zu ihr die Aufnahme des Kindes bewirkt hätte, da nach den 
getroffenen Feſtſtellungen ein derartiger Sachverhalt nicht vor⸗ 
liegt. Demgemäß iſt keinenfalls rechtsgrundſätzlich, wie der 
Vorderrichter annimmt, ausgeſchloſſen, daß ſich die Ehefrau 
neben dem Ehemann eines Vergehens gegen das Fürſorge⸗ 
erziehungsgeſetz habe ſchuldig machen können, vielmehr iſt dieſes 
insbeſondere aus dem Geſichtspunkt ſowohl der Mittäterſchaft 
als auch der Beihilfe rechtlich durchaus möglich. Urt. d. IV. Sen. 
v. 20. Dez. 1907 (928/07). 

3. 8 66 Preußiſches Einkommenſteuergeſetz vom 
24. Juni 1891.] Die Annahme, daß Angeklagter für feine 
tatſächlich unrichtige Erklärung über die Höhe ſeines Einkommens 
aus Gewerbebetrieb deswegen ſtrafrechtlich nicht verantwortlich 
gemacht werden könne, weil ſie auf reiner Schätzung beruhe 
und er geeignete Unterlagen dafür nicht gehabt habe, iſt rechts⸗ 
irrtümlich. Für die Anwendbarkeit des § 66 iſt nach Wortlaut 
und Bedeutung des Geſetzes allein entſcheidend, ob der Steuer⸗ 
pflichtige ſeine Angaben wider beſſeres Wiſſen gemacht 
hat; auch wiſſentlich falſche Schätzungsangaben können 
zur Beſtrafung führen, ſei es, daß nach Lage des Falles eine 
Schätzung nur vorgeſpiegelt, ſei es, daß bewußt falſch geſchätzt 
wurde. Urt. d. V. Sen. v. 11. Okt. 1907 (813/07). 

4. 8 69 Abſ. 2. Sächſiſches Einkommenſteuergeſetz vom 
24. Juli 1900.] Sowohl der Wortlaut dieſer geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung, wie ihr enger Zuſammenhang mit dem Abſ. 1 des 
5 69 des Geſetzes, welcher die Strafbeſtimmung für die im 
unmittelbar vorhergehenden Paragraphen behandelte Einkommen⸗ 
ſteuerhinterziehung enthält, ſtellen außer Zweifel, daß der Straf⸗ 
ausſchließungsgrund aus dem Geſichtspunkte der ſogenannten 
„tätigen Reue“ hergeleitet iſt. Im Begriffe der tätigen Reue 
liegt es aber, daß, wo es ſich um ſchriftliche Berichtigung oder 
Vervollſtändigung früherer ſchriftlicher Angaben handelt, in dem 
ſpäteren Schriftſtücke mit genügender Klarheit zum Ausdruck 
kommen muß, daß die früher gemachten Angaben unrichtig oder 
unvollſtändig ſeien. Urt. d. IV. Sen. v. 8. Okt. 1907 (509/07). 

5. Preußiſches Vereinsgeſetz 88 4 bis 6.] Das BGB. 
regelt das bürgerliche Recht, läßt dagegen das öffentliche 
Recht der Bundesſtaaten alſo auch das Preußiſche Vereins⸗ 
geſetz unberührt. Soweit dieſes Geſetz mit Privatrechten, d. h. 
mit Rechten, die dem Gebiete des bürgerlichen Rechts angehören, 
in Widerſtreit tritt, ſchränkt er daher dieſe, jedenfalls der Aus⸗ 
übung nach, ein, und zwar auch dann, wenn ſie ſich auf das 
BGB., als ein Reichsgeſetz, gründen. Für den Eigentümer 
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des Verſammlungslokals ergibt ſich danach aus SS 4 bis 6 
des Geſetzes eine Einſchränkung ſeines im Eigentum an ſich 
begründeten Rechts der freien und ausſchließlichen Verfügung 
über den Verſammlungsraum dahin, daß, wenn er den Raum 
zu Zwecken einer Verſammlung im Sinne der 88 1 ff. daf. 
hergibt, er auch die Anweſenheit des Abgeordneten der Orts⸗ 
polizeibehörde in dem Verſammlungsraume ($ 4) und deſſen 
amtliche Beſtätigung daſelbſt (SS 5, 6, 8) dulden muß, inſoweit 
alſo irgendwelche aus ſeinem Eigentume fließende Rechte nicht 
geltend machen kann. Zu der amtlichen Betätigung zählt 
gegebenenfalls insbeſondere auch die Auflöſung der Verſammlung. 
Die Auflöſung beſteht darin, daß die Verſammlung zum Aus⸗ 
einandergehen veranlaßt wird. Zur Erreichung dieſes Zieles 
hat der Geſetzgeber das Mittel gewählt, daß er nach Abgabe 
der Auflöſungserklärung „alle Anweſenden verpflichtete“, ſich 
ſofort zu entfernen. Dieſe Pflicht iſt allen Anweſenden ohne 
Unterſchied auferlegt. Sie ruht deshalb auch auf dem Eigen⸗ 
tümer ſelbſt, wenn er zu den Anweſenden gehört und ſchränkt 
demnach als eine öffentlich⸗ rechtliche feine im Eigentum begründete 
Befugnis, in ſeinen Räumen nach Belieben zu verweilen, für 
den Zweck, die Auflöſung der Verſammlung durchzuführen, und 
in den Grenzen dieſes Zweckes ein. Urt. d. V. Sen. v. 
1. Nov. 1907 (394/07). 

6. 58 6, 15 Preußiſches Vereinsgeſetz vom 11. März 1850. 
Der Ausſpruch eines Abgeordneten der Polizeibehörde, durch 
welchen er die Verſammlung für aufgelöſt erklärt, enthält kraft 
Geſetzes die Aufforderung an alle Anweſenden, ſich zu entfernen. 
8 6 a. a. O.). Die Aufforderung iſt ſofort zu befolgen; eine 
Verkündung des Auflöſungsgrundes iſt nicht vorgeſchrieben. 
Das Geſetz verbietet hiernach den Anweſenden jedes Verhandeln 
darüber, ob die Aufforderung zu Recht ergangen ſei. Die 
Wirkſamkeit der Aufforderung iſt alſo eine unbedingte; ſie tritt 
auch dann ein, wenn etwa die Aufforderung nicht mit Recht 
ergangen fein ſollte. Urt. d. II. Sen. v. 8. Okt. 1907 (559/07). 

7. Sächſiſches Vereinsgeſetz 8 8, Hamburgiſches Vereins: 
geſetz 5 5, Braunſchweigiſches Vereinsgeſetz § 20.] Nach 8 8 
darf der Leiter einer Verſammlung nicht geſtatten, daß Anträge 
oder Vorſchläge erörtert oder Außerungen getan werden, welche 
den Strafgeſetzen widerſprechen, oder eine Aufforderung oder 
Anreizung zu Geſetzesübertretungen oder unſittlichen Handlungen 
enthalten. Kommen dergleichen vor, ſo hat er dem Urheber 
ſofort das Wort zu entziehen, eventuell die Verſammlung auf⸗ 
zuheben. Unterläßt er dies zu tun, ſo iſt er „für alles Vor⸗ 
gefallene, ebenſo verantwortlich, als wenn der Antrag, der 
Vorſchlag oder die Außerung von ihm ſelbſt ausgegangen wäre“. 
Der Wortlaut dieſes Schlußſatzes gibt verſchiedenen Zweifeln 
darüber Raum, welcher Inhalt und welche Tragweite der 
Beſtimmung zukommt. Es wird dem Leiter der Versammlung 
„die Verantwortlichkeit für alles Vorgefallene“ auf— 
gebürdet, und dieſe Verantwortlichkeit der Verantwortlich⸗ 
leit desjenigen gleichgeſtellt, von dem „der Antrag, der 
Vorſchlag oder die Außerung aus gegangen iſt“. Fraglich 
bleibt aber, 1. ob dieſe Verantwortlichkeit eine zivilrechtliche 
oder auch eine ſtrafrechtliche ſein ſoll, und, falls letzteres zu 
bejahen iſt, 2. ob der Beſtimmung die Bedeutung einer ſonder⸗ 
ſtrafrechtlichen Norm — ſei es in dem Sinne, den die Vor⸗ 
inſtanz für gegeben achtet, ſei es in einem anderen — oder 3. 
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— wie in der Hauptverhandlung vorm RG. geltend gemacht 
iſt — die Bedeutung einer ſtrafprozeſſualen Beweis⸗ 
vermutung oder Täterſchaftsfiktion beizulegen iſt. Die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Vereinsgeſetzes vom 22. November 1850 
wie ſeines Vorläufers (der Verordnung vom 3. Juni 1850) 
und die Materialien zu beiden geben für die Auslegung keinen 
Anhalt. Ebenſowenig kann dafür etwas aus den Materialien 
zur Publikationsverordnung für das Strafgeſetzbuch vom 
13. Auguſt 1855 88 3, 4 entnommen werden, nach denen „die 
zur Regulierung ... des Vereins- und Verſammlungsrechts 
beſtehenden Strafbeſtimmungen“ ſowie die „in früher erlaſſenen 
Strafgeſetzen enthaltenen Beſtimmungen über die zivilrechtlichen 
Folgen gewiſſer Verbrechen“ neben dem Strafgeſetzbuch aufrecht⸗ 
erhalten wurden. Von Intereſſe erſcheint indeſſen die Regelung 
der gleichartigen Verhältniſſe in der annähernd gleichzeitigen 
Geſetzgebung anderer deutſcher Bundesſtaaten. Die revidierte 
Verordnung vom 30. Juni 1851 für die freie und Hanſeſtadt 
Hamburg — Lisco, Deutſche Vereinsgeſetze S. 99 ff. — 
verpflichtete in 8 5 Abſ. 1 die ... Leiter jeder Verſammlung, 
in welcher öffentliche Angelegenheiten erörtert... werden, 
„alle daſelbſt etwa vorkommenden Aufforderungen oder An⸗ 
reizungen zu ſtrafbaren Handlungen oder ſonſtigen Exzeſſen zu 
verhindern eventuell die Verſammlung aufzulöſen“, und be⸗ 
ſtimmte im Abſ. 2: „Kommen fie dieſer Verpflichtung nicht 
nach, jo find ſie ... abgeſehen von ihrer Strafbarkeit nach 
8 15“ (Übertretung der Vorſchriften dieſer Verordnung werden 
— ſoweit nicht ſtrafbare Handlungen konkurrieren, durch die 
Kriminalſtrafe verwirkt iſt — mit Geldſtrafe geahndet) für alle 
aus dieſer Unterlaſſung etwa entſpringenden Exzefie, 
und direkt oder indirekt daraus hervorgehende ſchädliche Folgen 
im weiteſten Umfange dem Staate und jedem Dritten etwa da⸗ 
durch betroffenen perſönlich und ſolidariſch verantwortlich.“ 
Das Geſetz vom 4. Juli 1853 für das Herzogtum Braun⸗ 
ſchweig — Lisco a. a. O. S. 81 ff. — verordnete in 8 20: 
„Die .. . Leiter öffentlicher Verſammlungen find zunächſt da⸗ 
für verantwortlich, daß die Beſtimmungen dieſes Geſetzes befolgt 
und geſetzwidrige Zwecke nicht verfolgt werden, ſo daß ſie als 
Mitſchuldige in betreff aller in ... der Verſammlung 
durch Worte oder Handlungen begangenen Vergehen der 
polizeilichen oder kriminalrechtlichen Beſtrafung unterworfen ſind, 
ſofern ſie nicht die erforderlichen Schritte getan haben, die Ver⸗ 
gehen zu verhindern, namentlich in der Verſammlung durch 
Entziehung des Worts ... eventuell durch Schließung der 
Verſammlung.“ Wenngleich nicht nachweisbar iſt, daß dieſe 
beiden Bundesſtaaten durch das Vorbild der Sächſiſchen Geſetz⸗ 
gebung beeinflußt worden ſind, ergibt ſich doch aus den an⸗ 
geführten Beſtimmungen die charakteriſtiſche Tendenz des geſetz⸗ 
geberiſchen Vorgehens damaliger Zeit innerhalb der deutſchen 
Bundesſtaaten. In Rückſicht hierauf ſchon erſcheint angeſichts 
der uneingeſchränkten Allgemeinheit des Ausdrucks „ver⸗ 
antwortlich“ im 8 8 eine einſchränkende Auslegung dahin 
nicht am Platze, daß vom Geſetzgeber nur die zivilrechtliche 
Verantwortlichkeit ins Auge gefaßt ſei. Dagegen ſpricht aber 
auch die Betrachtung des bisherigen geſetzlichen Zuſtandes 
im Königreich Sachſen, der durch die Geſetzgebung Anderung 
finden ſollte. Das Geſetz, das Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
recht betreffend vom 14. November 1848 — aufgehoben durch 
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die dem Geſetze vom 22. November 1850 im weſentlichen gleich⸗ 
lautende Verordnung vom 3. Juni 1850; die Aufhebung 
wurde im Geſetz vom 22. November 1850 8 35 ſanktioniert 
— hatte in ſeinem 8 4 beſtimmt: „für Außerungen oder 
Handlungen einzelner in einem Verein oder einer Verſammlung 
können nur dieſe einzelnen ſelbſt verantwortlich gemacht werden,“ 


und dieſe Beſtimmung läßt nach Wortlaut und Tendenz keinen 


begründeten Zweifel darüber offen, daß beſonders eine ſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit ausgeſchloſſen werden ſollte. 
Kann hiernach der Schlußſatz des § 8 in der Tat nicht anders 
aufgefaßt werden, als daß er auch eine gewiſſe ſtrafrechtliche 
„Verantwortlichkeit“ des Verſammlungsleiters einführt oder 
gutheißt, ſo fragt ſich nur, ob bzw. in welcher Weiſe dieſe 
Verantwortlichkeit ſich als geregelt darſtellt. Die Straf⸗ 
kammer behandelt das Geſetz ſo, als ob darin zum Ausſpruch 
gelangt wäre: der Leiter einer Verſammlung, in der eine den 
Tatbeſtand eines Strafgeſetzes erfüllende Außerung fällt, iſt — 
ſofern er die Außerung als ſtrafbar erkennt und ihrem Urheber 
nicht ſofort das Wort entzieht, als Täter der Außerung nach 
dem Geſetze, das für dieſen Strafe droht, zu beſtrafen. Nach 
dieſer Auffaſſung enthielte der ſtrittige Schlußſatz alſo die 
Normierung einer neuen ſelbſtändigen Straftat, in Form 
einer Ergänzung der Beſtimmungen des allgemeinen 
Strafgeſetzes für das Gebiet des Vereins- und Verſammlungs⸗ 
rechts. So lautet aber das Geſetz nicht. Dieſes gibt weder 
den Tatbeſtand einer ſelbſtändigen Strafnorm, noch droht 
es für einen Tatbeſtand eine Strafe an. Beides aber, 
und namentlich das letztere müßte klar ausgedrückt ſein, 
ehe man dieſe Auslegung als zutreffend anerkennen könnte. 
Denn ſo aufgefaßt, bedeutete das Geſetz die Einführung einer 
ſchrankenloſen Haftung für fremde Schuld. Für eine der: 
artige geſetzliche Regelung wäre eine geſetzgeberiſche Notwendig⸗ 
keit ſelbſt bei Rückſichtnahme auf die damaligen Zeitverhältniſſe 
kaum einzuſehen. Und berückſichtigt man, daß die Verhütung 
der fremden Tat nicht ganz allgemein und unter allen 
Umſtänden innerhalb der im Sächſiſchen Geſetz normierten 
Aufgaben des Verſammlungsleiters liegt, noch daß regelmäßig 
oder doch auch nur in der Mehrzahl der Fälle dieſem die 
tatſächliche Möglichkeit dazu gegeben ſein wird, ſo müßte dieſe 
Auslegung zu praktiſchen Ergebniſſen führen, die im Intereſſe einer 
geſunden Strafrechtspflege abgelehnt werden müßten. Gegen dieſe 
Auslegung ſpricht auch der Zuſammenhalt mit den 88 33, 34 des Ge⸗ 
ſetzes. Nach § 33 find Unterlaſſungen, welche den Beſtimmungen 
des § 8 zuwiderlaufen, mit Geldſtrafe (1 bis 50 Taler) oder 
Gefängnisſtrafe (3 Tage bis 3 Monate) zu ahnden. 8 34 aber 
ſchreibt vor, daß die in 8 33 geordneten Strafen einzutreten 
haben, abgeſehen von den etwa, infolge kriminalrechtlich zu 
ahndenden Handlungen, von der Kriminalbehörde zu erkennenden 
Strafen, und noch neben denſelben. Daraus iſt die Tendenz 
des Geſetzes zu entnehmen, in bezug auf die „kriminelle Ahn⸗ 
dung“ auf das beſtehende Recht zu verweiſen und es bei dieſem 
zu belaſſen⸗ Mehr als eine derartige Verweiſung braucht 
auch aus dem Schlußſatze des § 8 nicht herausgeleſen zu werden. 
Dieſer gibt einen verſtändlichen, zu vernünftigen Ergebniſſen 
führenden, und mit dem weiteren Geſetzesinhalt im Einklang 
ſtehenden Sinn nur dann, wenn man in ihm den Ausſpruch 
des allgemeinen Grundſatzes — angewandt auf die be⸗ 


ſonderen Verhältniſſe des Vereins⸗ und Verſammlungsrechts — 
findet, daß derjenige, dem eine Rechtspflicht obliegt, einen dem 
Recht zuwiderlaufenden Erfolg zu verhindern, für die Folgen 
feines unterlaſſeney Eingreifens ſich nicht nur zivil⸗ 
rechtlich, ſondern auch ſtrafrechtlich verantwortlich macht, 
wobei jedoch die Art und die Form ſeiner Verantwortlichkeit 
weder für das Zivilrechts⸗ noch für das Strafrechtsgebiet eine 
beſondere Regelung erfahren; dieſe Frage vielmehr nach der Be⸗ 
ſonderheit des Einzelfalls an der Hand der beſtehenden all⸗ 
gemeinen zivil- und ſtrafrechtlichen Grundſätze ihre Beurteilung 
finden ſollte. Es gilt danach auch für dieſe Geſetzesbeſtimmung 
das, was in der Begründung zum Entwurf des Art. 38 
Sächſ StGB. vom 11. Auguft 1855 (als Erfolg iſt jede 
Wirkung anzuſehen, welche durch Handlung oder Unterlaſſung 
des Verbrechers verurſacht worden iſt [Art. 36 des Entwurfs!) 
ausgeſprochen wurde — Landt.⸗Akt. 1854 I. Abt. Mitteilg. 
Bd. 2 S. 134 —: „Auch Unterlaſſungen können zum Erfolg 
beitragen. Inwieweit ſie dem Unterlaſſenden zuzurechnen ſeien, 
ob er dadurch Urheber, Miturheber oder Gehilfe der Tat wurde, 
muß nach den allgemeinen Grundſätzen über dolus und culpa, 
Urheberſchaft und Beihilfe beurteilt werden. Nur die Möglich⸗ 
keit ſolcher Zurechnung war durch die Faſſung des gegen⸗ 
wärtigen Artikels anzudeuten.“ Und die gleiche Auslegung 
liegt offenſichtlich auch im Sinne der angeführten gleichartigen 
Beſtimmungen der Hamburger Verordnung und des Braun⸗ 
ſchweiger Geſetzes. Was das letztere anlangt, ſo wird ſie auch 
von der Rechtslehre als für deren Handhabung zutreffend an⸗ 
erkannt — Ude, die Strafgeſetze des Herzogtums Braunſchweig 
1894, S. 92, Anm. 29 Abſ. 2 —. Das Geſetz weiſt alſo 
nur auf die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für die Unter⸗ 
laſſung und deren Folgen im allgemeinen hin, ohne 
daß für die Beurteilung der Schuld des Unterlaſſenden ein 
anderer Maßſtab als der ſeines eigenen Verſchuldens auf⸗ 
geſtellt wird. Es bringt nur zum Ausdruck, daß das eigene 
Verſchulden deſſen, der ſeiner Rechtspflicht zuwider durch Nichts⸗ 
tun den rechtswidrigen Erfolg mit verurſacht, dem Verſchulden 
desjenigen gleichſteht, der ihn neben dem Unterlaſſenden 
durch ſein Tun herbeiführt. So verſtanden enthält der ſtrittige 
Satz keine Täterſchaftspräſumtion, überhaupt keine ſtrafrechtliche 
oder gar ſtrafprozeſſuale Fiktion, ſondern den Ausdruck eines 
ſtrafrechtlichen Grundſatzes, der auch mit den Anſchauungen 
des gegenwärtig geltenden deutſchen Strafrechts im Einklange 
ſteht, ſo daß eine Erörterung darüber, ob und bzw. wie weit 
eine „beſondere Vorſchrift“ des Landesſtrafrechts im Sinne des 
§ 2 Abſ. 2 EG. z. DStGGB. vorliege, ſich völlig erübrigt. 
Urt. d. IV. Sen. v. 19. Nov. 1907 (680/07). 


Entſcheidungen aus dem I. Quartal 1908. 
A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 55 2, 97 StGB.] Die Verurteilung des Angeklagten 
iſt erfolgt auf Grund des § 97 StGB. in der früheren 
Faſſung. Durch das Geſetz vom 17. Februar 1908 hat 8 97 
eine Abänderung erfahren und es könnte, da das neue 
Geſetz in dem am 26. Februar 1908 in Berlin ausgegebenen 
Reichsgeſetzblatte veröffentlicht wurde, ſonach gemäß Art. 2 der 
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Reichsverfaſſung am 11. März 1908 in Kraft trat, die Frage 
aufgeworfen werden, ob nunmehr gegenüber dem Angeklagten 
die Beſtimmungen des neuen Geſetzes anzuwenden ſeien. Dieſe 
Frage iſt zu verneinen. Die Worte in 8 2 Abſ. 2 StGB., 
„bis zur Aburteilung der Handlung“ ſind in dem Sinne zu 
verſtehen: bis dahin, wo der Strafrichter ein Urteil über die 
Handlung abzugeben hat; das tut aber nur der erſte und 
der Berufungsrichter, nicht der Reviſionsrichter, der lediglich 
über die erhobenen Reviſionsangriffe zu entſcheiden und zu 
prüfen hat, ob das ergangene Urteil auf einer Geſetzesverletzung 
beruht, alſo auf einer Verletzung geſetzlicher Beſtimmungen, die 
zur Zeit der Aburteilung bereits galten. Urt. d. III. Sen. v. 
14. März 1908 (64/08). | 

2. 5 51 StGB.] Bei der Erörterung des Straf: 
ausſchließ ungsgrundes aus 8 51 StGB. iſt die Beweislaſt 
nicht verkannt. Daß der Angeklagte ſich zur Zeit der Begehung 
der Tat in einem Zuſtande krankhafter Störung ſeiner Geiſtes⸗ 
tätigkeit befunden habe, hält die Strafkammer für ausgeſchloſſen 
und prüft im Anſchluß hieran die Frage, ob ſeine freie 
Willensbeſtimmung damals durch Trunkenheit aufgehoben war. 
Das Urteil erwähnt, daß der vernommene Sachverſtändige ſehr 
zur Bejahung dieſer Frage neige, daß es jedoch dieſer Meinung 
nicht beizutreten vermöge. Hierauf folgen Erwägungen, die ſich 
gegen die tatſächlichen Grundlagen der Annahme des Sach⸗ 
verſtändigen richten und in dem Satze gipfeln: „nach alledem 
nimmt das Gericht nicht an, daß er (der Angeklagte) ſich zur 
Zeit der Tat in einem Zuſtande ſinnloſer Betrunkenheit befunden 
hat“. Dieſer Satz kann nach ſeinem Zuſammenhange mit den 
vorangehenden Ausführungen nur ſo verſtanden werden, daß 
das Gericht das Gegenteil für erwieſen erachte, daß es alſo 
auch das Beſtehen eines durch Trunkenheit verurſachten Zu⸗ 
ſtandes der Sinnloſigkeit für widerlegt halte. Mit dieſer 
Auffaſſung iſt es durchaus vereinbar, wenn an einer früheren 
Stelle das Urteil entgegen der abweichenden Annahme des 
Sachverſtändigen die Erinnerung des Angeklagten an die Vor⸗ 
gänge bei Begehung der Tat nicht für gänzlich aufgehoben, 
ſondern nur für getrübt anſieht und hieran die Bemerkung 
anſchließt, daß dieſe Einſchränkung des Erinnerungsvermögens 
den Schluß einer finnlofen Betrunkenheit zur Zeit der Tat 
nicht rechtfertige. Unter ſinnloſer Betrunkenheit verſteht das 
Urteil erſichtlich eine Trunkenheit, die den im 8 51 StGB. 
erforderten Grad einer die freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließenden Bewußtloſigkeit erreicht hat. Die Vorausſetzungen 
dieſer Vorſchrift ſind daher ohne Rechtsirrtum verneint. Urt. 
d. III. Sen. v. 20. Jan. 1908 (1016/7). 

3. $ 51 StGB.] Dem Rechtsmittel war Erfolg nicht 
zu verſagen. Der Vorderrichter hat die Schutzbehauptungen 
des Beſchwerdeführers, betrunken geweſen zu ſein, und ſich zur 
Zeit der Begehung der Tat in einem Zuſtande von Bewußt⸗ 
loſigleit oder krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befunden 
zu haben, durch den ſeine freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen 
geweſen, mit der Begründung zurückgewieſen, daß der Angeklagte 
nicht ſinnlos betrunken geweſen, und nicht habe angenommen 
werden können, daß er ſich zur Zeit der Begehung der Tat in 
dem behaupteten Zuſtande von Bewußloſigkeit oder krankhafter 
Störung ſeiner Geiſtestätigkeit befunden habe. Dieſe Motivierung 
konnte für genügend nicht erachtet werden. Einmal überſieht 
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die Strafkammer, daß ſehr wohl Unfähigkeit zu freier Selbſt⸗ 
beſtimmung vorliegen kann, ohne daß ein Rauſch bis zur 
Bewußtloſigkeit fortgeſchritten zu ſein braucht, und andererſeits 
beachtet ſie nicht, daß der Angeklagte nur verurteilt werden 
konnte, wenn nicht bloß kein Beweis für das Vorhandenſein 
der Vorausſetzungen des 8 51 StGB. vorhanden war, ſondern, 
wenn das Nichtbeſtehen dieſes Schuldausſchließungsgrundes 
direkt nachgewieſen war. Die Feſtſtellung des Vorderrichters 
konnte deshalb nur dann für die Sache von Bedeutung ſein, 
wenn er beſtimmt ausſprechen konnte, daß der Angeklagte ſich 
zur Zeit der Begehung der Tat nicht in einem der beregten 
Zuſtände befunden hat. Urt. d. III. Sen. v. 30. Jan. 1908 
(11/08). 
4. 5 110 StGB.] Einer Erörterung bedarf nur die 
Anſicht des Beſchwerdeführers, der Vorderrichter habe rechtlich 
geirrt, wenn er annähme, die Schulbehörde ſei befugt, auch das 
Verhalten der Kinder außerhalb der Schule vorzuſchreiben. 
Ein Ausſpruch in dieſer Allgemeinheit iſt im vorinſtanzlichen 
Urteile nicht enthalten, die Strafkammer hat ſich vielmehr darauf 
beſchränkt, auszuſprechen, daß die Schulbehörden befugt ſeien, 
für die häusliche Vorbereitung der Schulkinder zu einem 
beſtimmten Unterrichtsgegenſtande anzuordnen, daß dieſe der 
angeordneten Art der Unterrichtserteilung ſelbſt entſprechend, 
alſo bei Benutzung deutſcher Unterrichts bücher während des 
Schulunterrichtes auch durch Zuhilfenahme ſolcher bei der 
Vorbereitung für den Religionsunterricht, zu erfolgen habe. 
Dieſe Annahme der Vorinſtanz und die zu ihrer Begründung 
gemachten Ausführungen begegnen keinem rechtlichen Bedenken. 
Es erſcheint namentlich bedenkenfrei, daß mit der obrigkeitlichen 
Anordnung der Verwendung der deutſchen Sprache als 
Unterrichtsſprache für den Religionsunterricht erkennbar zum 
Ausdruck gebracht ſei, daß auch die häusliche Vorbereitung der 
Schulkinder für den Religionsunterricht unter Benutzung der 
für den Unterricht ſelbſt eingeführten deutſchen Unterrichtsmittel 
als obrigkeitlich angeordnet anzuſehen ſei. Urt. d. IV. Sen. v. 
7. Febr. 1908 (1165/07). Ä 

5. $ 163 StGB.] Die Strafkammer hat den Begriff der 
Fahrläſſigkeit nicht verkannt. Der Urteilsinhalt iſt in ſeinem 
Zuſammenhange dahin zu verſtehen, daß der Angeklagte gegen⸗ 
über dem Vorwurfe, ſich durch Nichtangabe der im Urteil 
aufgezählten Gegenſtände bei der Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides einer fahrläſſigen Verletzung dieſes Eides ſchuldig gemacht 
zu haben, hinſichtlich aller in Betracht gezogenen Gegenſtände 
geltend gemacht habe, er habe ſie — aus den im Urteile 
wiedergegebenen Gründen — für das Eigentum des B. gehalten, 
und daß er nur hinſichtlich eines dieſer Gegenſtände, des 
Schraubſtocks, außerdem eingewendet habe, er hätte ihn über⸗ 
ſehen das heißt überhaupt nicht an ihn gedacht. Da der 
Angeklagte hiernach erfichtlich gar nicht behauptet hat, die 
übrigen Gegenſtände überſehen zu haben, war die Strafkammer 
prozeſſual auch nicht veranlaßt, das Gegenteil einer ſolchen 
Behauptung, das heißt die Tatſache ausdrücklich feſtzuſtellen, 
daß der Angeklagte bei der Eidesleiſtung an dieſe Gegen⸗ 
ſtände gedacht habe. Es genügte vielmehr, wenn ſie, wie es 
im Urteile geſchehen iſt, gleich dem Angeklagten ſtillſchweigend 
von dieſer Tatſache ausging. Die Strafkammer nimmt zunächſt 
ohne Rechtsirrtum an, daß der Angeklagte verpflichtet geweſen 
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wäre, ſich ſchon vor ſeinem Erſcheinen in dem Termin zur 
Leiſtung des Offenbarungseides durch geeignete Nachforſchungen 
über den Stand und Umfang ſeines Vermögens zu unterrichten, 
ſowie daß er hierzu auch die Möglichkeit gehabt habe, da er, 
wie feſtgeſtellt iſt, — nach der Ladung zum Termin — gewußt 
hätte, was von ihm verlangt wurde, nämlich die genaue Auf⸗ 
führung ſeiner ſämtlichen Vermögensſtücke. Soweit es ſich um 
die Nichtangabe des Schraubſtocks handelt, wird ſodann die 
ihm zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit darin gefunden, daß er 
verabſäumt habe, ſein Arbeitsgerät, ehe er ſich zum Eides⸗ 
leiſtungstermine begab, in ſeiner Werkſtatt noch einmal nach⸗ 
zuzählen und ſich dabei entſprechende Notizen zu machen. 
Zugleich wird feſtgeſtellt, daß darin die Urſache der Nicht⸗ 
angabe bei der Eidesleiſtung liege und daß er ſich bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit ſagen mußte, er könne ohne Anwendung ſolcher 
äußerlicher Hilfsmittel, das heißt ohne Aufſtellung eines darauf 
bezüglichen Verzeichniſſes möglicherweiſe etwas Unrichtiges 
beſchwö'ren. Auch dieſe Erwägungen laſſen keinerlei Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Danach hat die Strafkammer die Urſache der 
Eidesverletzung in den vorſtehend gekennzeichneten Säumniſſen, 
die der auf der Gerichtsſchreiberei aus dem Stegreif unter⸗ 
nommenen Aufſtellung des Vermögensverzeichniſſes vorher: 
gegangen waren, erblickt, nicht in der richterlichen Anordnung 
an den Angeklagten, ein ſolches Verzeichnis daſelbſt aufzuſtellen. 
Da der Angeklagte die Eidesleiſtung nicht abgelehnt hat, vielmehr 
zu ihr auch nach dieſer Anordnung bereit blieb, iſt er allein für 
ſeine Säumniſſe und für die teilweiſe Unrichtigkeit des geleiſteten 
Eides verantwortlich zu machen. Soweit dem Angeklagten 
vorgeworfen wird, daß er die hier fraglichen nicht in das 
Verzeichnis aufgenommenen Gegenſtände aus Fahrläſſigkeit 
nicht für ſein Eigentum erachtet habe, hat die Strafkammer 
die einzelnen Tatſachen angeführt, die es ihm nach Lage der 
gegebenen Verhältniſſe auch als Laien außerordentlich zweifelhaft 
hätten erſcheinen laſſen müſſen, ob die Gegenſtände wirklich 
Eigentum des B. geworden waren und ferner feſtgeſtellt, daß 
er inſoweit auch tatſächlich Zweifel gehabt habe und daß ihn 
ſchon eine bloße Unterredung mit B. ſelbſt über ſeinen Irrtum 
aufgeklärt haben würde. Andererſeits hat die Strafkammer 
ohne Rechtsirrtum angenommen, daß der Angeklagte der ihm 
hiernach obliegenden Erkundigungspflicht durch die von ihm 
behauptete Anfrage bei dem Gerichtsſchreiber ſchon aus dem 
Grunde nicht genügt habe, weil es ſich dabei nach ſeiner 
eigenen Darſtellung gar nicht um die allein weſentliche Frage 
gehandelt hätte, ob die in Betracht kommenden Gegenſtände 
für „verſchrieben“ zu erachten ſeien. Es iſt auch nicht rechts⸗ 
irrtümlich, wenn die Strafkammer annimmt, daß der Angeklagte 
dieſerhalb den den Eid abnehmenden Richter hätte befragen 
können und müſſen. Ob die von ihr feſtgeſtellten Tatſachen 
geeignet waren, in dem Angeklagten Zweifel an der Richtigkeit 
ſeiner Rechtsauffaſſung zu erwecken und welche Art von 
Erkundigungen danach geboten erſchien, iſt eine von der 
Geſtaltung des Einzelfalls abhängige tatſächliche Frage, die 
vom Reviſionsgericht nicht nachgeprüft werden kann. Urt. d. 
V. Sen. v. 11. Febr. 1908 (35/08). 

6. § 164 StB. (Siehe auch § 193.)] Indem 5 56 
StGB. vorſchreibt, daß ein jugendlicher Verbrecher beim Mangel 
der verlangten Einſicht freizuſprechen ſei, ſtellt es inſoweit einen 
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Strafbefreiungsgrund auf, was insbeſondere daraus zu ent- 
nehmen iſt, daß er das den Tatbeſtand eines Strafgeſetzes er⸗ 
füllende Verhalten des bedingt Strafunmündigen als „ſtrafbare 
Handlung“ bezeichnet ohne Rückſicht darauf, ob die notwendige 
geiſtige Reife vorhanden war oder nicht. Nun kann allerdings 
von der Beſchuldigung einer ſtrafbaren Handlung nach § 164 
StGB. nicht die Rede fein, wenn ſich aus der Anzeige ſelbſt 
ein Schuld ausſchließungsgrund, wie beiſpielsweiſe der der 
Notwehr, entnehmen läßt. Anders dagegen verhält es ſich 
mit den Stra fausſchließungsgründen und insbeſondere dem 
Strafbefreiungsgrund des §8S 56 StB. 8 164 StGB. er 
heiſcht nur, daß die Anzeige, ſo wie ſie die Tat des Angezeigten 
darſtellt, geeignet iſt, eine ſtrafrechtliche Unterſuchung zu ver⸗ 
anlaſſen — RGSt. 21, 101, zu vgl. 1, 229 —. Dies trifft 
bei Anzeigen gegen Perſonen im Alter zwiſchen 12 und 
18 Jahren jedesmal zu, ſobald der Anzeige der volle Tats 
beſtand einer ſtrafbaren Handlung zugrunde liegt, auch wenn 
die Erkenntnis der Strafbarkeit auf ſeiten des Angezeigten 
nicht berührt iſt. Regelmäßig werden derartige Umſtände ſich 
nur im Laufe des Strafverfahrens mit Sicherheit feſtſtellen 
laſſen und bei verdächtigen jugendlichen Perſonen insbeſondere 
wird meiſtens erſt die mit ihnen vorgenommene Haupt⸗ 
verhandlung volle Klarheit über die Frage der erforderlichen 
Einſicht ſchaffen können — RGSt. 24, 411 (414) —. Urt. 
d. I. Sen. v. 13. Jan. 1908 (1074/07). 

7. 5 184 Nr. 1 StGB.] Die Strafkammer hat über⸗ 
ſehen, daß „der nackte menſchliche Körper als ſolcher“ etwas 
anderes iſt, als die Abbildung eines ſolchen Körpers. Soll 
eine Abbildung darauf geprüft werden, ob ſie unzüchtig im 
Sinne des 8 184 Nr. 1 StGB. iſt, fo darf nicht der bildlich 
dargeſtellte Gegenſtand „als ſolcher“ für ſich allein in Betracht 
gezogen werden, vielmehr iſt die bildliche Darſtellung des 
Gegenſtands, wie ſie in der Abbildung ſich zeigt, zu würdigen. 
Der Inhalt einer Abbildung iſt nicht mur körperlicher, ſondern 
auch geiſtiger Natur. Es find daher auch Sinn und Zweck 
der Abbildung von Bedeutung und in dieſer Hinſicht iſt alles 
zu berückſichtigen, was hierfür aus der bildlichen Darſtellung 
und den ihr anhaftenden, unmittelbar mit ihr verknüpften 
äußeren Umſtänden zu entnehmen iſt (RGSt. 24, 365 [367)). 
Der nackte menſchliche Körper als ſolcher kann allerdings niemals 
als unzüchtig bezeichnet werden; denn ſeine Erſcheinung an 
ſich kann nicht gegen Scham und Sitte verſtoßen. Scham 
und Sitte verlangen aber, daß der menſchliche Körper im 
allgemeinen Verkehr nur mit einer den jeweiligen Anforderungen 
entſprechenden Bekleidung ſich zeige. Wird der an ſich nicht 
ſchamverletzende und nicht unzüchtige nackte Körper der All⸗ 
gemeinheit zur Schau geſtellt, ſo verſtößt das jedenfalls dann, 
wenn es ſich um Perſonen von vorgeſchrittener geſchlechtlicher 
Entwicklung handelt, gegen die allgemein anerkannten Geſetze 
von Scham und Sitte; die Erſcheinung in der Offentlichkeit 
iſt geeignet, das allgemeine Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl in 
geſchlechtlicher Beziehung zu verletzen, und erlangt daher die 
Eigenſchaft des Unzüchtigen. Wenn auch in ſolchem Falle die 
geſchlechtliche Beziehung nicht durch beſondere ſinnfällige Vor⸗ 
kehrungen hergeſtellt iſt, was nach der im Urteil niedergelegten 
Auffaſſung der Strafkammer offenbar von ihr für das allein 
Entſcheidende gehalten würde, ſo ergibt ſie ſich doch ohne weiteres 
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daraus, daß beim öffentlichen Zurſchauſtellen des unverhüllten 
menſchlichen Körpers durch die damit verbundene Enthüllung 
der geſchlechtlichen Teile und Körperformen deshalb, weil Zucht 
und Sitte deren Verhüllung im allgemeinen Verkehr vorzugs⸗ 
weiſe erheiſchen, der Eindruck erweckt wird, daß gerade ſie, die 
als geſchlechtliche Unterſcheidungsmerkmale am nackten Körper 
ohnehin beſonders auffallen müſſen, in erſter Linie den Blicken 
beliebiger Beſchauer, namentlich auch ſolchen des anderen Ge⸗ 
ſchlechts, preisgegeben werden ſollen. Die Photographie bildet 
das Mittel, die Erſcheinung des natürlichen unverhüllten 
menſchlichen Körpers in möglichſt naturgetreuer Wiedergabe im 
Bilde feſtzuhalten. Das Darbieten des unverhüllten Körpers 
zur photographiſchen Aufnahme wird meiſtens einer Preisgabe 
zur Beſichtigung durch beliebig viele und beliebig welche Be⸗ 
ſchauer gleichkommen. Wie die Erſcheinung des in der Offent⸗ 
lichkeit ſich zeigenden natürlichen Körpers einer geſchlechtlich 
mehr oder weniger entwickelten Perſon in der Regel als etwas 
Unzüchtiges zu erklären ſein wird, fo muß ſolches gleichmäßig 
auch für eine photographiſche Abbildung gelten, durch welche 
die Preisgabe zur allgemeinen Beſichtigung verkörpert wird. 
Eine Ausnahme iſt in ſolchen Fällen nur dann zuzugeben, 
wenn die Abbildung nach den aus ihr erkennbaren und mit 
ihr gegenſtändlich verknüpften äußeren Umſtänden eine aus⸗ 
ſchließliche Zweckbeſtimmung erkennen läßt, durch deren Vor⸗ 
handenſein die ſinnliche Empfindung beim Anblicke des 
geſchlechtlich Nackten zurückgedrängt wird (RGSt. 24, 365). 
Ob und unter welchen Vorausſetzungen etwa danach bei ſo⸗ 
genannten Aktphotographien, als welche der Urheber der vor⸗ 
liegenden Bilder dieſe beurteilt wiſſen möchte, die Eigenſchaft 
des Unzüchtigen verneint werden könnte, darf im vorliegenden 
Falle unerörtert bleiben, da nach den Feſtſtellungen der Straf⸗ 
kammer keines der Bilder ein höheres künſtleriſches Intereſſe 
erlennen läßt, alſo offenbar in Wahrheit von Aktphotographien 
überhaupt nicht geſprochen werden kann. Urt. d. I. Sen. v. 
4. Jan. 1908 (906/07). 

8. § 184 Nr. 1 StGB.] Der Begriff der Unzüchtig⸗ 
keit iſt in dem angefochtenen Urteile nicht verkannt. Auf den 
Ringen, welche der Beſchwerdeführer bei dem Mitangeklagten N. 
käuflich beſtellte, find nackte männliche und weibliche Figuren 
dargeſtellt, welche gegenſeitig die Geſchlechtsteile mit dem 
Munde berühren. Der erſte Richter bezeichnet dieſe Dar⸗ 
ſtellungen als unzüchtige deshalb, weil fie in geſchlechtlicher 
Beziehung das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl der Allgemein⸗ 
heit verletzen. Die Strafkammer nimmt auch an, daß die 
Ringe, deren Ausführung roh und ohne jede künſtleriſche Be⸗ 
arbeitung iſt, irgend welchen künſtleriſchen Wert nicht haben, 
und hat den Einwand des N., das Modell, nach welchem die 
Ringe gearbeitet ſeien, ſei im ſtädtiſchen hiſtoriſchen Muſeum 
in Frankfurt a. M. ausgeſtellt, unter Hinweis darauf ver⸗ 
worfen, daß zwiſchen dem Ausſtellen in einem Muſeum und 
der Verbreitung eines ſolchen Gegenſtandes durch Verkauf ein 
großer Unterſchied ſei und N. durch den Verkauf nur den 
Zweck verfolgt habe, durch Darbietung des grob Sinnlichen 
auf den Beſchauer einen Sinnenkitzel auszuüben. Die Revifion 
kommt auf dieſen Einwand des N. mit der Bemerkung zurück, 
daß Nachahmungen von Kunſtgegenſtänden nicht als unzüchtig 
angeſehen werden könnten. Allein die rechtlichen Ausführungen 
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der Strafkammer geben zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 
Eine Feſtſtellung zunächſt, der im Muſeum in Frankfurt a. M. 
ausgeſtellte Ring ſei ein Kunſtwerk und entbehre des unzüchtigen 
Charakters, iſt in dem Urteile überhaupt nicht zu finden. Es ſagt 
nur, daß die Ausſtellung in dem hiſtoriſchen Muſeum den Beſchauer 
über die geſchichtliche Entwicklung des Kunſtgewerbes und über 
die Anſchauungen des Volkes in früheren Zeiten belehren, auch 
ſein Verſtändnis für Kunſtformen fördern ſoll. Aber auch, 
wenn auf ein in einem Muſeum ausgeſtelltes Kunſtwerk der 
Begriff des Unzüchtigen aus beſtimmten Gründen nicht anwend⸗ 
bar erſcheint, können die Nachahmungen dieſes Werkes unter 
den Umſtänden, die zu ihrer Anfertigung führen, die Eigenſchaft 
des Unzüchtigen haben (vgl. RGSt. 37, 315). Für die hier 
in Betracht kommenden Vervielfältigungen verneint das Urteil 
jede künſtleriſche Bedeutung und läßt erſehen, daß die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob eine unzüchtige Darſtellung vorliegt 
oder nicht, im bejahenden Sinne, nach den tatſächlichen Um⸗ 
ſtänden des Falles mit Rückſicht auf die handelnden Perſonen, 
die Verhältniſſe, die Zweckbeſtimmung der Sachen uſw. erfolgt 
iſt. Dieſe Entſcheidung iſt auch für die Reviſionsinſtanz maß⸗ 
gebend (vgl. RGSt. 21, 306; 30, 378). Daß durch die Bes 
ſtellung von Waren der Liefernde zur Lieferung vorſätzlich 
beſtimmt, alſo im Sinne des § 48 StGB. zur Lieferung 
unzüchtiger Darſtellungen angeſtiftet werden kann, unterliegt 
keinem gegründeten Zweifel. Die Anſtiftung muß ſich auf eine 
ganz beſtimmte ſtrafbare Handlung beziehen. N. hat ſich 
dadurch ſtrafbar gemacht, daß er die zwölf Ringe an den 
Beſchwerdeführer verkaufte und teilweiſe zum Zwecke der Ver⸗ 
breitung herſtellte. Zu dieſer Tat hat ihn der Angeklagte 
vorſätzlich beſtimmt. Die allgemeine Bereitſchaft zur Begehung 
ſtrafbarer Handlungen ſteht der Annahme der Anſtiftung durch 
einen anderen nicht entgegen (vgl. RGSt. 1, 110; 37, 171). 
Urt. d. I. Sen. v. 1./3. Febr. 1908 (644/07). 

9. 8 184 Nr. 3 StGB.] In ſubjektiver Beziehung 
bedurfte es der Prüfung und Feſtſtellung, ob die Angeklagte 
nach den Verhältniſſen des gegebenen Falls ſich bewußt war, 
daß der angeprieſene Gegenſtand beſtimmt ſei, unzüchtigen Verkehr 
herbeizuführen, welches Bewußtſein entfallen müßte, wenn die 
Angeklagte überzeugt war, der Apparat würde im konkreten 
Falle mit Rückſicht auf die Art der Anpreiſung nur im 
ehelichen Verkehr Verwendung finden, auch nicht einmal 
mit der Möglichkeit anderweitiger Verwendung rechnete. Der 
Vorderrichter ſtellt aber feſt, daß die Angeklagte ſich ſagen 
mußte und geſagt hat, daß ihr Vortrag auch von unverheirateten 
Perſonen und von ſolchen Frauen, die außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehr treiben, beſucht werde und daß dieſe geneigt ſein würden, 
ſich einen derartigen Schutzapparat anzuſchaffen, durch deſſen 
Benutzung ihnen ein außerehelicher Geſchlechtsverkehr bedeutend 
erleichtert werde, und daß die Angeklagte auf eine aus dem 
Zuhörerraume an ſie gerichtete Anfrage ausdrücklich erklärt hat, 
der Apparat diene auch zur Verhütung des Eintritts einer 
Schwangerſchaft. Dieſe Feſtſtellungen laſſen die aus der Urteils⸗ 
begründung zu entnehmende erſtrichterliche Uberzeugung, daß die 
Angeklagte zum mindeſten mit der Möglichkeit gerechnet hat, 
der von ihr angeprieſene Apparat werde auch im außerehelichen 
Geſchlechtsverkehre Verwendung finden, zutreffend erſcheinen. 


Wenn in der Beſchwerdeſchrift darzulegen verſucht wird, die von 
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der Angeklagten auf Anfrage erteilte Antwort müſſe außer 
Betracht bleiben, weil der eigentliche Vortrag derzeit beendet ge⸗ 
weſen ſei, ſo bedarf es einer eingehenden Widerlegung dieſer völlig 
abwegigen Behauptung nicht, da die Erklärung der Angeklagten, 
wenn dieſelbe auch nur eine Antwort auf eine aus dem Zuhörer⸗ 
raume an ſie gerichtete Frage war, einen Teil des Vortrags 
und der in demſelben erfolgten Anpreiſung des Apparates 
bildete. Urt. d. III. Sen. v. 11. Jan. 1908 (881/07). 

10. 5 184 Nr. 3 StGB.] Vom NG. iſt wiederholt 
ausgeſprochen worden, daß jene Beſtimmung ſolche Gegenſtände 
im Auge gehabt hat, welche ſich zu einem unzüchtigen Gebrauche 
einerſeits vermöge ihrer beſonderen Beſchaffenheit eignen und 
andererſeits erfahrungsgemäß Verwendung zu finden pflegen, 
ſowie daß ſich ſchlechterdings kein Gegenſtand denken laſſe, der 
feiner Beſchaffenheit und einer bekannten Übung nach gerade 
nur zu den Zwecken des ehelichen, nicht auch zugleich des 
außerehelichen Geſchlechtsverkehrs dienen würde; denn in der 
äußeren Erſcheinungsform, in den ſinnlich erkennbaren Vor⸗ 
gängen beſtehe zwiſchen den beiden Arten geſchlechtlicher Ver⸗ 
einigung keinerlei Abweichung oder Unterſcheidungsmerkmal, 
und ob ein Mittel bei der einen oder bei der anderen Art 
benutzt werde, entſcheide ſich nicht nach ſeiner vom urſprünglichen 
Verfertiger oder vom ſpäteren Verkäufer beabſichtigten oder 
behaupteten Zweckbeſtimmung, ſondern bloß nach einer perſön⸗ 
lichen Eigenſchaft der beim Gebrauch beteiligten Perſonen. 
Aus dieſer Darlegung, wonach ein Gegenſtand immer nur zur 
Benutzung beim Geſchlechtsverkehr überhaupt, niemals aber zur 
Benutzung bei der ehelichen Beiwohnung allein geeignet und 
— im richtig verſtandenen Sinne — „beſtimmt“ fein kann, 
hat das RG. weiter gefolgert, daß eine Feſtſtellung, derzufolge 
die angekündigten „Schutzmittel“ zur Vorbeugung der Empfängnis 
im ehelichen Geſchlechtsverkehr beſtimmt waren, ganz von 
ſelbſt den Nachweis der Beſtimmung auch zu gleichem 
Gebrauche im außerehelichen Verkehre in ſich ſchließe 
(vgl. RGSt. 34, 365 flg.; 35, 277; ferner Goltd A. 50, 100, 
ſowie das Urteil des gegenwärtig erkennenden Senats vom 
7. Mai 1907 [5 D. 143/07). Die Ausführung des LG., 
das vom Angeklagten vertriebene Mittel könne, weil und ſoweit 
es von Eheleuten angewendet werde, nicht als ſeiner Zweck⸗ 
widmung nach zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmt bezeichnet 
werden, iſt mithin rechtlich unhaltbar. Dieſer Rechtsirrtum, in 
dem der Vorderrichter ſich befunden hat, beherrſcht aber erkennbar 
die ganze Entſcheidung; dies zeigt ſich beſonders darin, daß 
ſelbſt in der Zuſendung des das Schutzmittel unzweideutig 
ankündigenden und anpreiſenden Proſpektes um deswillen kein 
Vergehen gegen § 184 Nr. 3 StGB. erblickt worden iſt, weil 
— abgeſehen davon, daß die unzüchtige Zweckbeſtimmung des 
Gegenſtandes als ſolchen zu verneinen ſei — der Angeklagte 
den Proſpekt nur an ſolche Perſonen verſchickt habe, die ſich 
ihm gegenüber als verheiratet bezeichnet hätten, denn 
auch hier leuchtet die nach dem oben Erörterten irrige An⸗ 
ſchauung durch, daß das Schutzmittel zum mindeſten, wenn es 
von Eheleuten benutzt werde, nicht zu einem unzüchtigen Zwecke 
beſtimmt ſei. Mit Unrecht iſt deshalb ferner von der I. Inſtanz 
verneint worden, daß das Schutzmittel „dem Publikum“ 
angekündigt oder angeprieſen worden ſei. Unter „Publikum“ 
im Sinne des § 184 Nr. 3 StGB. iſt eine Mehrzahl unbeſtimmt 
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welcher und wieviele Perſonen zu verſtehen, im Gegenſatze zu 
einem individuell beſtimmten, abgeſchloſſenen Perſonenkreiſe 
(vgl. RGSt. 34 S. 81, 84 und die dort angezogenen früheren 
Urteile des RG.; ferner 38, 16; 40, 159). Als ſolchen kann 
man aber diejenigen Perſonen, die den Proſpekt des Angeklagten 
beſtellt und ſich dabei als verheiratet bezeichnet haben, 
nicht anſehen, weil ſie nicht durch ein erkennbares Band 
zuſammengehalten oder durch eigentümliche Merkmale von 
anderen unterſchieden werden, ſondern nach Zahl, Stand, 
Wohnſitz uſw. lediglich vom Zufalle abhängen (vgl. RGSt. 
38, 202) und keinen nach außen abgeſchloſſenen Kreis von 
Menſchen darſtellen. Kann aber hiernach die vom Geſetz mit 
Straſe bedrohte Ankündigung oder Anpreiſung an das Publikum 
ſehr wohl in der Verſendung der Proſpekte gefunden werden, 
ſo iſt es einflußlos, daß die Vorinſtanz die Frage, ob ſchon 
aus der Annonce wenigſtens Leute von einer gewiſſen Lebens⸗ 
erfahrung hätten erkennen können, daß der Proſpekt ſich auf 
unzüchtige Mittel beziehe (vgl. RGSt. 34, 285), verneint hat. 
Denn iſt dieſe, im weſentlichen allerdings auf tatſächlichem 
Gebiete liegende Feſtſtellung deshalb in der gegenwärtigen 
Inſtanz auch nicht nachzuprüfen, ſo würde doch jene Annahme 
des LG. für ſich allein die getroffene Entſcheidung nicht zu 
ſtützen vermögen. Urt. d. V. Sen. v. 21. Jan. 1908 (806/07). 

11. SS 185, 186 StGB.] Im Verhältniſſe zu dem 
Beleidiger iſt bei Beleidigungen das geſchützte Rechtsgut die 
Ehre eines anderen. Da die Ehre mit der Perſönlichkeit 
untrennbar verbunden iſt, kann mithin als Gegenſtand des 
Schutzes auch die Perſon des anderen bezeichnet werden. Daraus 
folgt ohne weiteres, daß ſo wenig dieſer andere zugleich Beleidiger, 
oder Verletzter und Täter in einer Perſon, ſein kann, ſo wenig 
auf ſeiner Seite auch eine ſtrafbare Teilnahme an einer gegen 
ihn ſelbſt gerichteten Beleidigung — ſei es als Mittäter, An⸗ 
ſtifter oder Gehilfe — rechtlich denkbar iſt. Urt. d. V. Sen. 
v. 17. Jan. 1908 (984/07). 

12. 8 193 StGB.] Allerdings ſteht demjenigen, welcher 
in Ausübung ſtaatsbürgerlicher Befugniſſe Anzeige von einer 
nach ſeiner Anſicht verübten ſtrafbaren Handlung erſtattet, gegen⸗ 
über der Anklage aus 8 186 StGB. regelmäßig die Schutz⸗ 
vorſchrift des 8 193 StGB. zur Seite; denn bezweckt die 
Anzeige auch nur neben anderem oder als Mittel zur Erreichung 
eines anderen Ziels die Beſtrafung des (vermeintlich) Schuldigen 
ſo bleibt die damit von ſelbſt gegebene Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen unberührt von der Frage, durch welche Triebfeder 
die Ausübung des allgemeinen, jedem Staatsbürger zuſtehenden 
Anzeigerechts veranlaßt ſein mag. Entſcheidend für die An⸗ 
wendbarkeit von § 193 StGB. zeigt fi) die Zweckvorſtellung 
des Täters, nicht die den Willensentſchluß anbahnende und ein⸗ 
leitende, gegenüber der Zweckvorſtellung mehr oder weniger 
ſelbſtändige Reihe von Empfindungen und Überlegungen. (Urt. 
des I. StS. vom 7. Januar 1907 gegen Buchert I. 765/06.) 
In dieſem Sinne erklärt das vom Verteidiger angerufene reichs⸗ 
gerichtliche Erkenntnis (RGSt. 20, 164) für gänzlich be⸗ 
deutungslos „das Motiv, aus welchem der Anzeigende ſich 
entſchloſſen hat, von ſeinem Anzeigerecht Gebrauch zu machen.“ 
Allein gegebenenfalls ſehen die Urteilsgründe aus Erwägungen 
tatſächlicher, nach §S 376 StPO. im Reviſionsweg nicht an⸗ 
fechtbarer Art für erwieſen an, daß es dem Angeklagten aus⸗ 
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ſchließlich darum zu tun war, gegen den Zeugen eine kränkende 
Bezichtigung zu erheben, ihn verächtlich hinzuſtellen und in der 
öffentlichen Meinung herabzuwürdigen „nicht aber im Intereſſe 
der öffentlichen Ordnung und Rechtspflege als Staatsbürger 
eine Anzeige zu machen“. Demgemäß fehlte bei dem Angeklagten 
die Zweckvorſtellung der Ausübung eines beſtehenden ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechtes vollſtändig, und den Urteilsgründen haftet 
kein gegen 8 266 StPO. verſtoßender innerer Widerspruch an, 
wenn ſie zu dem Schluſſe gelangen, der Angeklagte habe „keinerlei 
berechtigtes Intereſſe wahrnehmen wollen“. (Urt. des I. StS. 
vom 12. Jan. 1907 gegen Haupt I. 1318/06, vom 28. Jan. 1907 
gegen Metzger I. 1124/06, vom 31. Jan. 1907 gegen Hammer 
I. 1232/06, vom 7. Febr. 1907 gegen Oberzollner I. 1253/06, 
vom 29. April 1907 gegen Schmidt I. 57/07.) Urt. d. I. Sen. 
v. 30. Jan. 1908 (4/08). 

13. 8 222, 230 StGB.] 1. Die Aufgabe der Ehefrau, den 
Ehemann in ſeinen häuslichen Angelegenheiten, insbeſondere bei 
der Kindererziehung, zu unterſtützen, iſt kein Beruf im Sinne 
des 8 230 Abſ. 2 StGB. 2. Das Züchtigungsrecht des In⸗ 
habers der elterlichen Gewalt geht nicht weiter, als mit der 
ihm auferlegten Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, 
vereinbar iſt, jede Verletzung dieſer Pflicht bei einer Züchtigungs⸗ 
handlung iſt eine Überſchreitung der rechtlichen Grenze des 
Züchtigungsrechts. Welche Behandlung eines Kindes pflicht⸗ 
mäßig und welche pflichtwidrig iſt, wird im einzelnen durch das 
Geſetz nicht feſtgeſtellt, es wird dies aber durch die allgemeine 
ſittliche Anſchauung über das Weſen des Verhältniſſes zwiſchen 
Eltern und Kindern hinlänglich beſtimmt. Daß insbeſondere 
eine Vernachläſſigung des Kindes und ein unſittliches Ver⸗ 
halten ihm gegenüber die elterliche Pflicht verletzt, erkennt die 
Vorſchrift des 8 1666 BGB. an. Das Sittengeſetz zieht die 
Grenze für die rechtliche Befugnis. 3. Der Irrtum eines zur 
Ausübung der elterlichen Zucht Berechtigten, der eine objektiv 
unzuläffige Handlung als Züchtigung vornimmt, kann rechtlich 
verſchiedener Art ſein. Wer in richtiger Erkenntnis des Weſens 
der Züchtigung als einer Betätigung des Rechtes und der 
Pflicht der Sorge für die Perſon des Kindes an ſich zuläſſige 
Züchtigungsmittel anwendet, aber ihre Wirkung irrigerweiſe 
falſch beurteilt — z. B. zu ſtark oder mit einem zu ſtarken 
Stocke ſchlägt — und dadurch nicht gewollte Folgen herbei⸗ 
führt, der hat über Tatumſtände im Sinne des 8 59 StGB. 
geirrt, und ohne den Vorſatz der Körperverletzung gehandelt. 
Wer aber eine durch das Sittengeſetz verbotene, d. i. nach der 
allgemeinen ſittlichen Anſchauung unzuläſſige Handlung, die 
ihrem Weſen nach mit der Pflicht der Sorge für die Perſon 
des Kindes unvereinbar iſt, als Züchtigung vornimmt, der irrt 
nicht über die tatsächlichen ſondern über die rechtlichen Grenzen 
des Züchtigungsrechts, das die Vornahme unſittlicher Handlungen 
nicht geſtattet. Ein Züchtigungsberechtigter, der zu Erziehungs⸗ 
zwecken unſittliche Handlungen, z. B. rohe Quälereien, vor⸗ 
nehmen zu dürfen glaubt, irrt nicht über Tatumſtände ſondern 


über den rechtlichen Inhalt ſeines Züchtigungsrechts. Das 


Züchtigungsrecht bildet dem Tatbeſtande der vorſätzlichen Körpers 
verletzung gegenüber einen Schuldausſchließungsgrund. Der 
Irrtum über die rechtlichen Vorausſetzungen eines Schuld⸗ 
ausſchließungsgrundes iſt aber ein ſolcher über den Inhalt des 
Sttafgefepes und deshalb nicht geeignet, die Annahme eines 
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ſtrafbaren Vorſatzes auszuſchließen. Urt. d. II. Sen. v. 
14. Febr. 1908 (995/07). 

14. 8 237 StGB.] Was die der Beihilfe zur Tat 
für ſchuldig befundene Angeklagte Berta K. betrifft, ſo war 
dem Urteile zufolge ihr bekannt, daß ihr Bruder Richard K. 
die minderjährige unverehelichte Margareta H. mit deren Willen, 
jedoch ohne Einwilligung ihrer Eltern entführe, um ſie zur 
Ehe zu bringen. Auch war ſie ſich bewußt, daß ſie die Tat 
ihres Bruders durch ihre Handlungen fördere, und ſie wollte 
dieſes tun. Die Tätigkeit, welche die Angeklagte in bezug auf 
die ihrem Bruder zur Laſt gelegte Handlung nach den Urteils⸗ 
gründen entfaltet hat, iſt von dem LG. rechtlich einwandfrei 
als Förderung derſelben angeſehen worden. Daß ſie ſie nicht 
lediglich für fördernd gehalten habe, iſt in dem Ausſpruche 
ausgedrückt, ſie ſei ſich bewußt geweſen, daß ſie dieſe Tat 
durch ihre Handlungen fördere. Das Urteil ſpricht nicht aus, 
die als Beihilfe erachtete Förderung ſei darin gefunden, daß 
die Angeklagte von dem Vorhaben ihres Bruders deſſen Ehefrau 
oder den Eltern der Margareta H. keine Mitteilung gemacht 
habe. Es nimmt auch nicht an, daß die Angeklagte zu einer 
ſolchen Mitteilung rechtlich verpflichtet geweſen ſei, es ſchließt 
vielmehr nur aus dem Umſtande, daß es der Angeklagten „ein 
Leichtes geweſen, ihrem Abraten von der Tat durch Mitteilung 
an andere Perſonen Nachdruck“ zu verſchaffen, auf den Willen 
und das Bewußtſein, von dem die Angeklagte bei ihrer poſitiven 
Tätigkeit geleitet war. Die Reviſion hebt hervor, daß die 


Hilfe der Beſchwerdeführerin entbehrlich geweſen ſei; daß u. a. 


die H. ſich das Billet, den Koffer uſw. ebenſowohl allein 


hätte beſorgen können. Erörtert iſt dieſer Geſichtspunkt im 


Urteile nicht; die Ausführung trifft aber nicht zu. Der 
Angeklagte K. wollte die Entführung in der Weiſe, wie es 
geſchehen iſt, nämlich unter Mitnahme ſeiner Schweſter als 
Anſtandsdame bewerkſtelligen; zur Ausführung in dieſer Form 
war die Mitwirkung ſeiner Schweſter erforderlich; ob er, hätte 
dieſe ihre Mitwirkung verweigert, trotzdem die Entführung 
ausgeführt hätte, entzieht ſich der Beurteilung. Der Beurteilung 
auf die Strafbarkeit hin unterliegt der wirkliche Sachverhalt. 
Urt. d. II. Sen. v. 14. Jan. 1908 (1098/07). 

15. 8 243 Nr. 2 StGB.] Für die Entſcheidung der 
Frage, ob mittels Einbruchs aus einem Gebäude geſtohlen 
worden iſt, kann als weſentlich nur erachtet werden, daß der 
Täter durch den Einbruch d. i. durch die gewaltſame Aufhebung 
des Zuſammenhangs der äußern Umſchließung des Gebäudes 
ſich die Möglichkeit verſchafft hat, von außen in das Gebäude 
einzudringen oder durch Hindurchlangen durch die von ihm 
ſtehlenshalber hergeſtellte Offnung Gegenſtände aus dem 
Innern des Gebäudes wegzunehmen, daß alſo der Einbruch 
das Mittel zur Begehung des Diebſtahls bildete und bereits 
als Anfang der Ausführung dieſes Diebſtahls ſich darſtellt. 
Dagegen kann darauf, ob die gewaltſame Aufhebung des 
Zuſammenhangs der Umſchließung des Gebäudes zur Vor⸗ 
bereitung der Ausführung des Diebſtahls von innen oder von 
außen vorgenommen worden iſt, ein ausſchlaggebendes Gewicht 
nicht gelegt werden. Urt. d. IV. Sen. v. 21. Jan. 1908 (1088/07). 

16. § 243 Ziff. 2a StGB.] Die Strafkammer hat 
nicht, wie die Beſchwerdeführer unterſtellen, allein aus dem 


Umſtande, daß das Wohnhaus und der Kuhſtall ſich unter 
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einem Dache befanden, als rechtsnotwendig gefolgert, daß 
beide zuſammen nur ein Gebäude darſtellten; ſie hat vielmehr 
angenommen, daß die geſamten Räume als ein Gebäude an⸗ 
zuſehen ſeien, weil ſie ſich unter einem Dache befänden und 
nach ihrer äußeren Erſcheinung ein einheitliches 
Ganzes bildeten. Dieſe tatſächliche Begründung läßt nicht 
erkennen, daß die Strafkammer unter Gebäude etwas anderes 
verſtanden hätte, als was im gemeinen Leben — und einen 
hiervon abweichenden Begriff hat auch das StGB. nicht auf⸗ 
geſtellt — unter Gebäude in der hier fraglichen Richtung verſtanden 
wird, nämlich ein nach ſeiner äußeren Erſcheinung und inneren 
Einrichtung als ein einheitliches Ganzes ſich darſtellendes Bau⸗ 
werk. Der Umſtand, daß ein Teil des Bauwerks, der Kuhſtall, 
nach ſeiner wirtſchaftlichen Beſtimmung zu einer abgeſonderten 
Benützung dienen ſoll, iſt nicht entſcheidend, da derartige Sonder⸗ 
räume in einem Gebäude vorkommen können, ohne damit den 
Charakter eines ſelbſtändigen Bauwerks anzunehmen. Auch die 
weitere Annahme der Strafkammer, daß das Wohnhaus ein⸗ 
ſchließlich des darin befindlichen Rauchfangs und der Hausflur 
zuſammengenommen e in in dem Geſamtgebäude befindliches 
Behältnis dargeſtellt hätten, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Rechtsgrundſätzlich ſteht der Annahme, daß ein Komplex zuſammen⸗ 
hängender Räume ein Behältnis im Sinne des § 243 Ziff. 2 
StGB. bilde, nichts entgegen. Erfordert wird, daß dieſer 
Räumekomplex zur Aufnahme und Verwahrung von Sachen 
beſtimmt und gegen den anderen Teil des Gebäudes verſchließbar 
ft. Das war nach den Urteilsfeſtſtellungen der Fall. Das 
Behältnis iſt auch, wie feſtgeſtellt, in bezug auf den übrigen 
Teil des Gebäudes (den Kuhſtall) durch ein im Innern des 
Behältniſſes vorgenommenes Verriegeln der zum Kuhſtall 
führenden Tür verſchloſſen geweſen und von den Angeklagten, 
um zu den geſtohlenen Sachen zu gelangen, vom Kuhſtall aus, 
alſo im Innern des Gebäudes, durch Zurückdrücken der ver⸗ 
riegelten Tür unter Abſprengung des Riegels erbrochen 
worden. Urt. d. IV. Sen. v. 7. Febr. 1908 (13/08). 

17. 8 263 StGB.] Es kann der Reviſion zugegeben 
werden, daß der Angeklagte, da ihm Fehlerfreiheit des Pferdes 
ausdrücklich zugeſichert worden war, dann einen Anſpruch auf 
Wandlung des Kaufs hatte, wenn das Pferd auch nur ſich 
nicht gut anſpannen ließ und im Stall lebensgefährlich war. 
Urt. d. I. Sen. v. 4. Jan. / 3. Febr. 1908 (981/07). 

18. 5 263 StGB.] Es trifft nicht zu, daß unter allen 
Umſtänden der Verzicht auf einen Teil der Forderung und die 
Stundung des Reſtes — ohne Sicherheitsleiſtung — eine 
Minderung des Vermögens des Gläubigers enthalte. Nur ſoviel 
iſt richtig, daß dadurch eine Minderung der Gläubiger rechte 
eintritt; ob dieſe Minderung im Recht aber notwendig eine 
Minderung des wirtſchaftlichen Wertes des Geſamtvermögens 
des Gläubigers zur Folge hat, das hängt weſentlich davon ab, 
ob die Forderung infolge der Beſchränkung auf einen beſtimmten 
Prozentſatz und infolge der Befriſtung an Tauſch⸗ und Verkehrs⸗ 
wert eingebüßt hat. War die Kürzung der Forderung wirt⸗ 
ſchaftlich bedeutungslos, weil dieſe nach der Vermögenslage des 
Schuldners überhaupt keinen Wert mehr hatte, ſo wird von 
einer Vermögensbeſchädigung nicht die Rede ſein können; regel⸗ 
mäßig aber auch dann nicht, wenn die Kürzung einer gefährdeten 
Forderung im eigenen Intereſſe des Gläubigers erfolgt und die 
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Minderung ihres Betrages ihren Ausgleich in der Erhöhung der 
Sicherheit und Einbringlichkeit der verbleibenden Reſtforderung 
findet; auch die Bewilligung der Verzinſung kann, ſofern dieſe 
nicht ohnedies geſchuldet wird, als Ausgleichswert in Betracht 
kommen. Grade die Schuldnachlaßverträge, die zur Verhütung 
von Konkurſen abgeſchloſſen werden, beruhen darauf, daß die von 
den Gläubigern zugeſtandene Aufgabe eines Teils ihrer Forderungs⸗ 
rechte den wirtſchaftlichen Wert der ihnen verbleibenden Rechte 
dadurch erhöht, daß der Zuſammenbruch des Schuldners, der 
die Folge rückſichtsloſer und gleichzeitiger Ausübung der Gläubiger⸗ 
rechte ſein würde, vermieden und damit die mit der Konkurs⸗ 
eröffnung vielfach verbundene Verſchleuderung ſeines Vermögens 
verhütet wird; der Schuldnachlaß liegt in Fällen dieſer Art 
ſomit im eigenen Intereſſe der Gläubiger. Die Wirkung des 
Schulderlaſſes für die Rechts anſprüche des Gläubigers iſt denn 
auch jedem Gläubiger bekannt; dieſer hat ſie ſtets freiwillig 
gewollt, ſofern er wußte, daß er zur Gewährung des Nachlaſſes 
nicht verpflichtet ſei. Durch Täuſchung an ſeinem Vermögen 
beſchädigt iſt der Gläubiger nur inſoweit, als er über die 
wirtſchaftlichen Folgen des Nachlaſſes in Irrtum verſetzt iſt. 
Urt. d. I. Sen. v. 3. Febr. 1908 (1002/07). 

19. 5 263 StGB.] Rechtlich iſt die Annahme nicht 
zu beanſtanden, daß die Eingehung eines Verſicherungsvertrages 
auch zu den üblichen Bedingungen für den Verſicherungsnehmer 
unter Umſtänden einen Vermögensſchaden bedeuten kann. Das 
trifft dann zu, wenn für den Verſicherungsnehmer die Uber⸗ 
nahme der Verpflichtung zur jahrelangen pünktlichen Prämien⸗ 
zahlung nach ſeinen perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen 


und bei der Eigenart der Schuld eine ſolche Belaſtung ſeines 


Vermögens bildet, daß ſie in der Forderung aus dem Ver⸗ 
ſicherungsvertrag nicht ihren vollen Ausgleich findet; es kommt 
dabei namentlich in Betracht, daß die Forderung bei un⸗ 
pünktlicher Prämienzahlung erliſcht und deshalb für den un⸗ 
vermögenden Verſicherten ſtets gefährdet iſt, und daß die Ver⸗ 
ſicherungsſumme nur unter beſtimmten Bedingungen oder erſt 
nach dem Tode des Verſicherten zu zahlen iſt und der Prämien⸗ 
zahler nicht ſelten ſchon bald nach Einlöſung der Police an der 
Aufrechterhaltung der Verſicherung kein eigenes vermögens⸗ 
rechtliches Intereſſe haben wird. (Entſch. des erkennenden 
Senats [D. 6318/04 und D. 664/05 wider Lutz].) Urt. d. 
I. Sen. v. 10. Febr. 1908 (27/08). 

20. 8 263 StGB.] Ohne Grund beſtreitet der Be⸗ 
ſchwerdeführer den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen Täuſchung 
und Vermögensbeſchädigung. Allerdings kommt durch die Aus⸗ 
ſtellung eines Wechſelakzepts in blanco und deſſen Übergabe an 
einen anderen noch nicht ſofort die Wechſelforderung zur Ent⸗ 
ſtehung, weil es der Urkunde noch an den übrigen in Art. 4 WO. 
vorgeſchriebenen weſentlichen Erforderniſſen mangelt. Allein 
durch die Fortgabe des Wechſelakzeptblanketts unter Tiber- 
tragung der Befugnis, es in der verabredeten Weiſe auszufüllen, 
gelangt für den Akzeptanten die Verbindlichkeit zur Entſtehung, 
ſich die Ausfüllung des Wechſelakzepts gefallen zu laſſen, und 
dieſe Verbindlichkeit gefährdet das Vermögen inſofern als die 
Möglichkeit beſteht, daß das Wechſelblankett mit einem höheren 
als dem geſtatteten Betrage ausgefüllt werden kann. Beſteht 
bei dem Empfänger des Akzepts bereits beim Empfange die 
Abſicht, dies zu tun und hat er, wie hier feſigeſtellt, ſich nur 
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durch Täuſchung über ſein Vorhaben das Blankett verſchafft, 
dann iſt die Gefährdung des Vermögens des Akzeptanten 
bereits bei der Fortgabe des Akzepts eine derartige, daß ſie 
ſich als eine gegenwärtige Vermögensſchädigung darſtellt, da 
die übernommene Verbindlichkeit, ſich die Ausfüllung des 
Wechſelakzepts gefallen zu laſſen, im Hinblick auf die beſtehende 
Abſicht des Empfängers, das Blankett auf einen höhern als 
den geſtatteten Betrag auszufüllen, den gegenwärtigen Ber 
mögensſtand nachteilig beeinflußt und in ſeinem Werte ver⸗ 
ringert. Die demnächſt erfolgende tatſächliche Ausfüllung des 
Wechſelakzeptblanketts mit einem nicht geſtatteten Betrage ſtellt 
ſich bei einer ſolchen Sachlage als Fortſetzung der betrügeriſchen 
Verſchaffung des Wechſelakzepts dar, indem dadurch die bereits 
durch dieſe Betrugs handlung verurſachte, in der Ubernahme der 
nicht gewollten Verbindlichkeit beſtehende Vermögensſchädigung 
zur äußeren Erſcheinung gebracht wird. Der vom Beſchwerde⸗ 
führer in Bezug genommenen Entſcheidung des RG. vom 
29. April 1895 (RES. 27, 184 ff.) liegt ein anders ge⸗ 
ſtalteter Sachverhalt zugrunde. Es handelte ſich dort um die 
widerrechtliche Ausfüllung eines in blanco unterſchriebenen 
Kaufvertragformulars und es iſt das Vorhandenſein eines 
urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen Täuſchung und Schädigung 
verneint, weil durch die Herſtellung der Blanketturkunde das 
Vermögen des Unterzeichners in ſeinem Geſamtwerte nicht ver⸗ 
mindert wurde. Dieſe Vorausſetzung aber liegt hier nach dem 
feſtgeſtellten Sachverhalte vor. Urt. d. IV. Sen. v. 11. Febr. 1908 
(5/08). 
21. 8 263 StGB.] Die Tatbeſtandsmerkmale des 
Betrugs ſind einwandfrei nachgewieſen. Wenn das Urteil ſich 
auf die Feſtſtellung beſchränkt, der Angeklagte ſei als „blinder 
Paſſagier“ mitgefahren, ſo kommt damit in Verbindung mit 
der Schlußfeſtſtellung hinreichend zum Ausdruck, daß der An⸗ 
geklagte ſich der Kontrolle ſeiner Fahrberechtigung abſichtlich 
entzogen und dadurch die Fahrtdienſtbeamten getäuſcht habe. 
Der Vorſatz des Angeklagten und ſeine Abſicht, rechtswidrige 
Vermögensvorteile durch Täuſchung zu erlangen, ſind dahin 
ohne Rechtsirrtum nachgewieſen, daß der Angeklagte wußte, er 
habe keinen Anſpruch auf Benutzung der Züge ohne Zahlung 
des Fahrgeldes; damit ſteht feſt, daß der Angeklagte wußte, der 
Eiſenbahn werde die ihr zukommende Gegenleiſtung von ihm vor⸗ 
enthalten; er hat alſo Kenntnis von dem Erfolg ſeiner Handlung 
gehabt, der ſich rechtlich als Vermögensbeſchädigung erweiſt; 
ob er gewußt hat, daß als ſolche die unbefugte Benutzung der 
Züge angeſehen werden könne, iſt gleichgültig. Urt. d. I. Sen. 
v. 20. Febr. 1908 (83/08). 

22. 8 263 StGB.] Die Angeklagten haben den Zeugen 
durch falſche Vorſpiegelungen zum Mitſpielen und Setzen von 
Geldbeträgen beſtimmt, und zwar haben ſie ihm vorgeſpiegelt, 
daß es ſich um ein Glücksſpiel handle, daß er alſo Gewinn⸗ 
chancen habe und daß ein etwaiger Gewinn ihm auch aus⸗ 
gezahlt werden würde, während in Wirklichkeit eine Ausſicht 
auf irgend einen Gewinn für ihn nicht beſtand, weil die An⸗ 
geklagten vermöge ihrer Geſchicklichkeit in der Lage waren, einen 
für ihn günſtigen Ausgang des Spiels zu verhindern und einen 
ſolchen Ausgang auch verhindern wollten. In dieſem Tat⸗ 
beſtande konnten ohne Rechtsirrtum die Merkmale des Betruges 
gefunden werden. Daß auch bei Spielverträgen eine Ver⸗ 
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mögensbeſchädigung im Sinne des $ 263 StGB. nicht grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen iſt, hat das RG. bereits ausgeſprochen 
(RGSt. 36, 208; 40, 21). Die Bereicherungsabſicht ergibt 
ſich ohne weiteres daraus, daß es den Angeklagten nur um die 
Erlangung der Einſätze zu tun war, auf welche ſie keinen An⸗ 
ſpruch hatten und die ſie nur durch das Mittel der Täuſchung 
erlangen wollten. Urt. d. III. Sen. v. 24. Febr. 1908 (80/08). 

23. 5 267 StGB.] Nach dem Urteile find auf Grund 
der vom Angeklagten geführten Lohnliſten „im Bureau der 
Geſellſchaft“ vom Buchhalter Sp. die Lohntüten, d. h. Hüllen, 
die verſchloſſen und mit dem Namen des Arbeiters und der 
Summe des einliegenden Betrages verſehen wurden, unter 
Verantwortung des Sp. für die Richtigkeit des Inhalts der 
Tüten hergeſtellt und dem Angeklagten zwecks Aushändigung 
an die Arbeiter übergeben worden. Der Erſtrichter findet nun 
darin ein Verbrechen der Urkundenfälſchung nach 88 267, 268 
Nr. 1 StGB., daß der Angeklagte vier ſolche Tüten neu und 
zwar je mit einem geringeren Betrage, als auf der urſprüng⸗ 
lichen Tüte vermerkt war, ausfertigte und den Arbeitern be⸗ 
hängigte, die den urſprünglichen Tüten entnommenen Mehr⸗ 


beträge aber — wie der Zuſammenhang der Gründe ergibt — 


ſich zueignete. Warum der Erſtrichter die alſo beſchaffenen 
Tüten als Privaturkunden anſah, welche zum Beweiſe von 
Rechten und Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit ſind, hat er 
zwar nicht näher dargetan, ſeine Anſicht erſcheint aber nicht 
rechtsirrig: die Tüten konnten im Zuſammenhange mit anderen 
Umſtänden dafür Beweis liefern, welche Forderung dem Arbeiter 
auf Grund der Lohnliſte gegen die Geſellſchaft — mochte dieſe 
auch nicht ausdrücklich auf der Tüte angegeben ſein — zuſtand 
(vgl. RGSt. 13, 71; 11, 184). Dagegen ſcheint der Erſt⸗ 
richter nach den bisherigen Feſtſtellungen nicht beachtet zu 
haben, daß der Begriff der Urkundenfälſchung ein unberechtigtes 
Handeln fordert. „Das Bureau der Geſellſchaft“, deren Buch⸗ 
halter handelte bei der Ausſtellung der Lohntüten nur als ein 
Werkzeug der offenen Handelsgeſellſchaft, deren vertretungs⸗ 
berechtigter Teilhaber der Angeklagte war. Demgemäß ſtand 
ihm auch, ſolange ein Widerſpruch des anderen, gleichfalls 
geſchäftsführenden Geſellſchafters nicht vorlag, und beim Mangel 
einer anderweiten, von der Geſellſchaft getroffenen Beſtimmung 
($ 115 HGB.) — für die aus dem Urteile nichts zu entnehmen 
iſt — die Berechtigung zu, die von einem Angeſtellten der 
Geſellſchaft hergeſtellten Lohntüten, ſolange ſie in ſeiner, durch 
kein Recht eines Dritten beſchränkten Verfügungsgewalt waren, 
zu ändern oder durch andere zu erſetzen. Die neuen Lohntüten 
waren in dieſem Falle ebenſo dem für ſie allein maßgebenden 
Willen des Ausſtellers — der offenen Handelsgeſellſchaft — 
entfloſſen und ebenſo echt wie die urſprünglich ausgeſtellten. 
Dadurch, daß die darauf vermerkten Lohnbeträge nicht mit den 
Einträgen in den Lohnliſten übereinſtimmten, wurden ſie zu 
ſchriftlichen Lügen, nicht aber zu unechten Urkunden (vgl. 
RGRſpr. 8 S. 504, 470/74; RGSt. 30, 43; 37, 83; 
40, 253). Urt. d. V. Sen. v. 11. Febr. 1908 (32/08). 

24. 5 274 Nr. 2 StGB.] Den Schutz des 8 274 Nr. 2 
genießen Grenzzeichen nur dann, wenn ſie mit Zuſtimmung 
beider Grenznachbarn geſetzt ſind oder die fehlende Zuſtimmung 
des einen nach $ 919 BGB. erſetzt iſt. Urt. d. III. Sen. v. 
13. Febr. 1908 (828/07). 
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25. 8 288 StGB.] Die Strafkammer verneint das 
Vorliegen der Vorausſetzungen des 8 288 StGB. um des willen, 
weil die Feſtſtellung unmöglich ſei, „ob und in welchen Fällen 


der Angeklagte ſich bewußt über die ergangenen Pfändungs⸗ 


und Aberweiſungsbeſchlüſſe hinweggeſetzt habe“, und ferner, 
weil die gepfändeten Mieten bei ihrer Zahlung an den 
Angeklagten K. bereits fällig geweſen ſeien, ihrer Einziehung 
durch den Gemeindeexekutor nichts mehr im Wege geſtanden 
habe und deshalb in ihrer Einziehung durch den Angeklagten 
kein Beiſeiteſchaffen erblickt werden könne. Dieſe Annahmen 
beruhen auf rechtsirrtümlichen Anſchauungen. Zunächſt iſt 
nicht zutreffend, daß die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des 
Pfändungsverfahrens nur an der Hand des für dieſes Verfahren 
weſentlichen Urkundenmaterials erfolgen könne. Es beſteht 
keine geſetzliche Vorſchrift, nach welcher der Nachweis der 
Ordnungsmäßigkeit der Pfändung von Forderungen, namentlich 
der Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes und der vorgeſchriebenen 
Benachrichtigungen des Schuldners nicht auch in andrer Weiſe 
erbracht werden könnte, wenn die Urkunden nicht zu beſchaffen 
ſind. Es kommt aber außerdem darauf, ob die Zuſtellung der 
nach 8 36 ff. der Verordnung vom 15. November 1899 betr. 
das Verwaltungszwangsverfahren zu erlaſſenden Anordnungen 
in formell gültiger Weiſe ſtattgefunden hat, für die Frage, ob 
eine Zwangsvollſtreckung im Sinne des § 288 StGB. drohte 
und ob Angeklagter dies wußte, überhaupt nicht an. Ob 
wegen vorhandener Forderungen eine Zwangsvollſtreckung als 
drohend erſcheint, hängt hauptſächlich von den Umſtänden des 
Einzelfalls ab und iſt daher weſentlich Sache tatſächlicher 
Prüfung und Würdigung. Vgl. RGSt. 31, 22 (24). Die 
von der Strafkammer feſtgeſtellte Tatſache, daß der Angeklagte 
von der Pfändung der Mieten Kenntnis gehabt hat, durfte 
deshalb nicht um deswillen für unweſentlich erachtet werden, 
weil die Zuſtellung der Pfändungsbeſchlüſſe an ihn nicht 
für nachweisbar gehalten wurde. Der zweite Grund für die 
Nichtanwendbarkeit des 8 288 iſt gleichfalls hinfällig. Die 
Einleitung einer Zwangsvollſtreckung ſteht, ſolange fie nicht 
ihr Ende erreicht hat, nicht entgegen, die bevorſtehende Fort⸗ 
ſetzung als eine drohende Zwangsvollſtreckung anzuſehen. Vgl. 
RGSt. 35, 62; 17, 42. Die Aberweiſung gepfändeter 
Forderungen „zur Einziehung“ aber ſtellt eine Befriedigung 
nicht dar, ſondern gibt nur die Befugnis, ſich durch Einziehung 
der Forderung Befriedigung zu verſchaffen. Bis letzteres 
geſchehen, iſt ſonach die Zwangsvollſtreckung noch nicht beendet. 
Vgl. RG. 40, 371. Der Eintritt der Fälligkeit der ges 
pfändeten und zur Einziehung überwieſenen Mietforderungen 
und die Möglichkeit ihrer Einziehung durch den Vollziehungs⸗ 
beamten durften deshalb nicht als Umſtände angeſehen werden, 
welche der Annahme, daß eine Zwangsvollſtreckung drohte, 
rechtlich entgegenſtanden. Urt. d. IV. Sen. v. 4. Febr. 1908 
(1128/07). 

26. 8 297 StGB.] Die Strafkammer hat feſtgeſtellt, 
daß der Angeklagte W. gewußt hat, die von ihm dem 
Mitangeklagten R. kreditweiſe gelieferten Waren ſeien zur 
heimlichen Mitnahme und zur Einſchmuggelung nach Braſilien 
beſtimmt und es gefährde dieſe Mitnahme das Schiff durch 
die Möglichkeit der Beſchlagnahme. Bei dieſen Feſtſtellungen 
begegnet die Annahme, daß W. dem R. durch kreditweiſe 
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Lieferung der Waren zu dem von R. begangenen Vergehen 
nach 8 297 StGB. wiſſentlich Hilfe geleiſtet hat, keinen 
Bedenken. Urt. d. III. Sen. v. 25. Jan. 1908 (995/07). 
27. 8 315 StGB.] Es enthält keine unzuläſſige Ver: 
allgemeinerung, wenn als die unabweisbare Pflicht eines jeden 
Wagenführers bezeichnet wird, vor dem Überſchreiten eines mit 
einer Schranke nicht verſehenen Bahnüberganges ſich vollſtändige 
Gewißheit zu verſchaffen, daß das Fuhrwerk dem Zuſammen⸗ 
treffen mit einem herannahenden Zuge nicht ausgeſetzt ſei. Es 
ſoll hierdurch offenbar das Mindeſtmaß der von jedermann zu 
beobachtenden, durch die allgemein erkennbare Gefahr gebotenen 
Sorgfalt bezeichnet werden. Die ſich anſchließenden Aus⸗ 
führungen, die ein Außerachtlaſſen dieſer Sorgfalt gegen den 
Angeklagten annehmen, werden den feſtgeſtellten örtlichen und 
perſönlichen Verhältniſſen gerecht. Er begnügte ſich mit einem 
Aberblick über das Gleiſe von der etwa 65 m vom Bahndamm 
entfernten Stelle der Fahrſtraße aus, wo ſie zu ſteigen beginnt. 
Daß er hierbei den herankommenden Zug nicht wahrnahm, iſt 
ihm nicht als Verſchulden angerechnet, da er, mit den örtlichen 
Verhältniſſen nicht vertraut, die Krümmung des Gleiſes nicht 
erlannt und fein Augenmerk nur auf den nach Norden laufenden, 
etwa auf 200 bis 300 m überſehbaren Teil des Bahndammes 
richtete. Aber es iſt erwogen, daß dieſer beſchränkte Überblick 
nicht ausreichte, um bei einer Entfernung von noch 65 m von 
dem Gleiſe einen Zuſammenſtoß für ausgeſchloſſen zu erachten, 
und hierbei erſichtlich angenommen, daß der Angeklagte dieſe 
Unzulänglichkeit und die ſich daraus ergebende Notwendigkeit 
einer nochmaligen Umſchau von einer mindeſtens um die Hälfte 
näheren Stelle aus erkennen konnte. Daß dieſe Maßnahme 
durch die Steigung des Geländes und die Notwendigkeit, ſich 
kurze Zeit vom Geſpann zu entfernen, erſchwert worden wäre, 
iſt nicht überſehen; aber dieſe Schwierigkeit iſt nicht für gewichtig 
genug erachtet, um ihn der ſtärkeren, durch die Rückſicht auf 
die Sicherheit des Verkehrs und ſeines Gefährtes gebotenen 
Pflicht zu entheben. Wenn hierbei die Möglichkeit feſtgeſtellt 
wird, den Wagen durch einen hinter ein Rad gelegten Stein 
vor dem Zurückrollen zu ſchützen, ſo wird dadurch auch zum 
Ausdruck gebracht, daß es an einem geeigneten bereitliegenden 
Steine auf der Strecke nicht gefehlt hat. In dem Weiter⸗ 
fahren des Angeklagten ohne Wiederholung der Umſchau an 
der Warnungstafel vorüber bis unmittelbar an das Gleiſe 
konnte hiernach ohne Rechtsirrtum eine Fahrläſſigkeit erblickt 
werden. Das Merkmal der Vorherſehbarkeit findet ſeine aus⸗ 
reichende und bedenkenfreie Begründung in der erſichtlichen 
Annahme, daß bei der Unüberſichtlichkeit der Strecke die Gefahr 
eines Zuſammenſtoßes ohne nochmalige Umſchau von einer ge⸗ 
eigneteren Stelle aus eine naheliegende, auch für den An⸗ 
geklagten erkennbare war. Aus dem Urteilsinhalt ergibt ſich 
endlich auch die Erwägung, daß dieſe Umſchau die rechtzeitige 
Wahrnehmung des Zuges ermöglicht hätte, und hierin kommt 
die Feſtſtellung des urſächlichen Zuſammenhanges zum genügenden 
Ausdruck. Die in der Reviſion wiederholte Behauptung, daß 
der Angeklagte infolge des Fehlens eines Wärters vor der 
Wärterbude das Herannahen eines Zuges für ausgeſchloſſen ge⸗ 
halten habe, iſt im Urteil gewürdigt, aber für belangslos erachtet, 
weil auch dieſer Irrtum auf eine Fahrläſſigkeit des Angeklagten 
zurückgeführt iſt. Urt. d. III. Sen. v. 3. Febr. 1908 (935,07). 
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28. 8 353 StGB.] Die Vorinſtanz befindet ſich in 
Übereinſtimmung mit den in RGSt. 3, 87; 22, 306 aus: 
geſprochenen Rechtsgrundſätzen, denen der erkennende Senat 
beitritt. Der Umſtand, auf den der Beſchwerdeführer für ſeine 
entgegenſtehende Anſicht Gewicht legt, daß es ſich bei der 
Platzkartengebühr um eine Gegenleiſtung für die Benutzung 
eines „gewerblichen Unternehmens“ handelt, iſt nicht geeignet, 
ihr die rechtliche Eigenſchaft einer „Abgabe“ abzuſprechen. 
Entſcheidend if, daß der Zweck der Platzkartengebühr nicht 
ausſchließlich der iſt, eine Erhöhung des aus dem gewerblichen 
Betriebe der Eiſenbahn zu erzielenden Gewinnes zu bewirken, 
vielmehr auch der, durch Fernhaltung des Lokalverkehrs von 
den für die Herſtellung einer guten Verbindung zwiſchen weit 
voneinander entfernten Orten beſtimmten Zügen letztere zu 
entlaſten, dadurch eine größere Schnelligkeit und Sicherheit des 
Verkehrs mit dieſen Zügen herbeizuführen und damit dem 
öffentlichen Verkehrsintereſſe Rechnung zu tragen. Es handelt 
ſich ſomit um eine Gebühr, deren Erhebung und Höhe nicht 
lediglich im Privatintereſſe von gewerblichen Verkehrsanſtalten 
ſondern auch in der Rückſicht auf das allgemeine Wohl ihre 
Rechtfertigung findet. Urt. d. IV. Sen. v. 31. Jan. 1908 
(1130/07). 

29. 8 353 (auch 8 263) StGB.] Es iſt feſtgeſtellt, 
daß der Angeklagte als Kataſterkontrolleur bei Vornahme 
kataſteramtlicher Geſchäfte, für welche auf Grund des beſtehenden 
Tarifs der Staatskaſſe Gebühren zufließen und ordnungsmäßig 
zugefloſſen find, von den Intereſſenten Vorſchüſſe gefordert und 
erhalten hat, ohne daß einer derjenigen Fälle vorlag, in welchen 
das Einfordern eines Vorſchuſſes nach den geltenden Geſchäfts⸗ 
anweiſungen überhaupt, geſchweige denn die Empfangnahme 
durch ihn perſönlich zuläſſig war und ohne daß er dieſe Gelder, 
die er vielmehr für ſich verwendete, an die Kreiskaſſe abgeliefert 
hat. Der Vorderrichter hält die Anwendung eines Strafgeſetzes 
auf dieſen Sachverhalt für ausgeſchloſſen, und zwar insbeſondere 
des 8 263 StGB., weil die Zahlenden nach ihrer Bekundung 
auch bei Kenntnis der wahren Sachlage dem Angeklagten die 
Beträge, wenn er ſie als Darlehen begehrt hätte, als Darlehen 
gegeben haben würden und es mithin an der Vermögens⸗ 
beſchädigung und dem Kauſalzuſammenhang zwiſchen dieſer und 
den Täuſchungshandlungen fehle, der 88 350 und 246 a. a. O., 
weil durch die Inbeſitznahme, nicht erſt durch die ſpätere Ver⸗ 
wendung der Gelder die Zueignung erfolgt ſei, des 5 353, 
weil dieſe Geſetzesvorſchrift unter Gebühren und Abgaben nur 
ſolche Präſtationen begreife, deren Betrag ein feſtſtehender, ein 
mittels Geſetz oder Verwaltungs vorſchrift fixierter ſei, und dies 
vorliegendenfalls nicht zutreffe, indem die Unterlagen für die 
Bemeffung der Gebühr bei Einforderung der Vorſchüſſe teils 
noch gar nicht, teils nicht vollſtändig feſtſtanden, die Höhe der 
letzeren auch dem Ermeſſen des Angeklagten überlaſſen war. 
Beide Erwägungen find nicht ſtichhaltig. Wie das NG. bereits 
in den Urteilen vom 3./7. Dezember 1880 und 25. Januar 1892 
— RES. 3, 87; 22, 806 — ausgeführt hat, fallen unter 
„Abgaben“ im Sinne des 8 353 cit. alle Leiſtungen an eine 
Öffentliche Kaffe, welche in irgend einer Beziehung einen 
publiziſtiſchen Charakter an ſich tragen, wenn auch nur die 
Höhe der Leiſtung ſich nach derartigen Grundſätzen bemißt, und 
es gehören zu letzterer Gattung von Abgaben insbeſondere die 
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daſelbſt erwähnten Gebühren, welche die Gegenleiſtungen für 
Handlungen und Leiſtungen des Staates oder einer öffentlichen 
Einrichtung enthalten, die ihrer Höhe nach durch im voraus 
mittels Geſetz oder Verwaltungs vorſchrift feſtgeſetzte Tarife 
geregelt werden. Es wird mithin nur erfordert, daß bei Er⸗ 
hebung ſolcher Gegenleiſtungen die deren Höhe regelnden Tarife 
bereits durch Geſetz oder Verwaltungsvorſchrift gegeben find, 
nicht aber daß auch ſchon der Betrag ſelbſt ſeiner Höhe nach 
in jeder Beziehung endgültig feſtſteht. Das im Hinblick auf 
die ſpäter vorzunehmende abſchließende Feſtſetzung Verlangte 
und Gezahlte verliert deshalb die Eigenſchaft der „Gebühr“ im 
dargelegten Sinne nicht dadurch, daß es vorſchußweiſe oder als 
Abſchlagszahlung entrichtet wird. Die Erwägung, daß der 
Angeklagte die erhobenen Beträge auch dann erhalten, wenn er 
ſie als Darlehen verlangt hätte, erſcheint unzutreffend, denn 
der hier als möglich unterſtellte, aber nicht wirklich gewordene 
Sachhergang hat bei Beurteilung des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hangs außer Betracht zu bleiben. Urt. d. IV. Sen. v. 
11. Febr. 1908 (1095/07). 


B. Zur Strafprozeß ordnung. 

30. 8 98 StPO.] Der Angeklagte, der längſt im Ver 
dacht der gewerbsmäßigen Wettvermittlung auf Rennplätzen ſtand, 
wurde am 15. Juli 1906 auf der Rennbahn zu H. während 
mehrerer Rennen vom Kriminalſchutzmann S. beobachtet. Dieſer 
gewann aus dem ganzen Gebahren des Angeklagten, insbeſondere 
aus ſeinen Verhandlungen mit anderen Perſonen und den Notizen, 
die er auf dem Rennprogramm machte, den Eindruck, daß der 
Angeklagte Buchmacherei betrieb, und ſchritt zu ſeiner Feſt⸗ 
nahme. Er führte ihn in den Polizeiraum, wo ihm ſein 
Notizbuch, verſchiedene Zettel und 74 & baren Geldes, darunter 
drei Zwanzigmarkſtücke, abgenommen wurden. Das Geld wurde 
auf einem Tiſch aufgezählt und der Schutzmann S. erklärte 
dasſelbe für beſchlagnahmt. Der Angeklagte proteſtierte da⸗ 
gegen, nahm in dem Augenblick, als es ſeiner Ehefrau gelang, 


ie in den Polizeiraum einzudringen, ſchnell vom Tiſche die drei 


dort liegenden Goldſtücke fort, ſteckte ſie ſeiner Ehefrau zu und 
dieſe entfernte ſich damit. Er iſt wegen Arreſtbruchs ver⸗ 
urteilt, weil für erwieſen angeſehen iſt, daß eine „Beſchlag⸗ 
nahme“ der fraglichen Goldſtücke „durch einen zuſtändigen 
Beamten erfolgt war und der Angeklagte wußte, daß er nicht 
berechtigt war, ſich des ihm weggenommenen und in den 
Herrſchaftsbereich des beſchlagnehmenden Beamten übergegangenen 
Geldes wieder zu bemächtigen“. Die Feſtſtellung, daß eine 
Beſchlagnahme durch den zuſtändigen Beamten ſtattgefunden 
hat, muß beanſtandet werden. Die Gelder, die der Angeklagte 
bei ſich führte, konnten allerdings als Beweismittel für die 
Unterſuchung von Bedeutung werden und möglicherweiſe der 
Einziehung unterliegen: fie durften daher gemäß § 94 StPO. 
in Verwahrung genommen und, falls ſie nicht freiwillig heraus⸗ 
gegeben wurden, in Beſchlag genommen werden. Die An⸗ 
ordnung einer Beſchlagnahme ſtand aber, ſoweit die Polizei⸗ 
behörden in Frage kamen, auch bei Gefahr im Verzuge nach 
5 98 StPO. nur denjenigen Polizei⸗ und Sicherheitsbeamten 
zu, die zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft beſtellt waren. 
S. als Kriminalſchutzmann gehörte zu dieſen Beamten nicht. 
Daß der Gemeindevorſteher für H. ihn zur Vornahme von 
49 
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Amtshandlungen ermächtigt hatte, änderte an der Sachlage 
nichts. Es beſchränkt ſich die Organiſation der gerichtlichen 
Polizei auf die unmittelbare Unterordnung beſtimmter Kategorien 
von einzelnen Hilfsbeamten unter die Staatsanwaltſchaft, und 
hieraus folgt, daß der zuſtändige Hilfsbeamte nicht befugt iſt, 
einen anderen Beamten mit der ſelbſtändigen Anordnung ſolcher 
Maßregeln zu betrauen, für die nur ihm perſönlich die Zu⸗ 
ſtändigkeit und Verantwortung übertragen iſt. Hätte alſo auch 
die Ermächtigung des Gemeindevorſtehers ſich auf die Vor⸗ 
nahme von Beſchlagnahmen bezogen, ſo würde ſie wirkungslos 
geweſen ſein. Es liegt demnach eine rechtswirkſame Beſchlag⸗ 
nahme der Gelder aus dem Geſichtspunkte, daß dieſe zu Beweis⸗ 
mitteln werden oder der Einziehung unterliegen konnten, nicht 
vor. Urt. des II. Sen. v. 21. Febr. 1908 (1105/07). 

31. 8 217 StPO.] Allerdings hat das NE. in ſtändiger 
Rechtſprechung anerkannt (RGSt. 2, 375; RGRſpr. 3, 516; 
9, 4; RGSt. 25, 152), daß die Vorſchrift des § 217 StPO. 
in Anſehung des gewählten Verteidigers nur dann anzuwenden 
iſt, wenn die Anzeige über die Wahl des Verteidigers — ſei 
es auch durch eine ſchlüſſige Handlung — vom Angeklagten 
ſelbſt oder deſſen dazu befugten Vertreter ausgegangen iſt. 
Eine ſolche Anzeige iſt ausweislich der Akten vor der Haupt⸗ 
verhandlung nicht erfolgt, kann auch nicht darin erblickt werden, 
daß Rechtsanwalt B. — ohne ſich übrigens als Verteidiger zu 
bezeichnen oder eine Vollmacht vorzulegen — ein Führungs⸗ 
atteſt des Angeklagten überreicht hat. Eine Ladung dieſes 
Rechtsanwalts auf Grund des §S 217 StPO. war daher nicht 
geboten. Wurde ſie aber trotzdem aus irgend welchem Grunde 
für erforderlich gehalten und betätigt, dann mußte ſie auch 
richtig die Stunde angeben, in der ſich der Geladene an der 
Gerichtsſtelle einzufinden hatte (Goltd Arch. 39, 340), und durfte 
nicht zu einem Schritte werden, der geeignet war, das Recht 
des Angeklagten auf Verteidigung zu gefährden. Urt. d. V. Sen. 
v. 31. Jan. 1908 (971/07). 

32. 5 247 StPO.] Nach dem Protokoll hat bei Aufruf 
der geladenen Zeugen die zu ihnen gehörige Großmutter des 
Angeklagten auf Belehrung erklärt, daß ſie ihr Zeugnis ver⸗ 
weigere. Hieran ſchließt ſich der Vermerk: „Dieſe Zeugin 
wurde ſofort entlaſſen“. Die Behauptung der Reviſion, daß 
vor der Entlaſſung der Zeugin die Prozeßbeteiligten nicht 
gehört ſeien, findet ſonach in dem Inhalt des Protokolls ihre 
Beſtätigung. Die Vorſchrift des § 247 Satz 2 StPO. iſt 
trotzdem nicht verletzt. Sie bezieht ſich nach ihrem Wortlaut 
und ihrem erſichtlichen Zweck nur auf Zeugen, die nach Maß⸗ 
gabe der SS 58, 67, 68 StPO. zur Perſon und zur Sache 
vernommen ſind. Urt. d. III. Sen. v. 2. Febr. 1908 
(982/07). 

33. 8 273 StPO.] Der Sachverſtändigeneid deckt auch 
ſolche Bekundungen des Sachverſtändigen, die ſich auf den von 
ihm als ſachverſtändigen Zeugen wahrgenommenen, dem Gut⸗ 
achten zugrunde liegenden Befund beziehen. Daß der Sach⸗ 
verſtändige in der Hauptverhandlung über andersartige Tatſachen 
Zeugnis abgelegt habe, dafür ſpricht nichts, insbeſondere nicht 
die protokollariſche Bezeichnung ſeiner Bekundungen als „Aus⸗ 
ſage“. Vielmehr iſt das Protokoll beweiſend dafür, daß der 
Sachverſtändige lediglich ein Gutachten im geſetzlichen Sinne, 
nicht ein davon unabhängiges Zeugnis abgegeben hat. Der 
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Verteidiger hat das allerdings in der Hauptverhandlung 
beſtritten und die Protokollierung des Wortlauts der Bekundungen 
verlangt. Das Gericht war aber nicht verpflichtet, einem ſolchen 
Verlangen zu entſprechen, weder nach der Beſtimmung des 
8 273 Abſ. 3 StPO. noch zufolge irgend einer ſonſtigen 
geſetzlichen Vorſchrift. Es durfte den Antrag ablehnen und 
ſeinerſeits entſcheiden, ob ein Gutachten oder ein darüber 
hinausgehendes ſelbſtändiges Zeugnis vorliege. (Vgl. RGSt. 
5, 353). Urt. d. II. Sen. v. 14. Febr. 1908 (4/08). 


C. Andere Reichs⸗ und Landesgeſetze. 


34. 5 111 Vereinszollgeſetz] Nach dem vom Vorder⸗ 
richter feſtgeſtellten Sachverhalte hat Angeklagter eine Menge 
von 73 kg Gerſte aus dem Freibezirk zu Neufahrwaſſer in das 
Zollinland eingeführt, indem er mit einem Sacke, in dem ſich 
die Gerſte befand, die Zollabfertigungsſtelle paſſiert hat. Er 
hat die zollfreie Einfuhr der Gerſte dadurch erreicht, daß er 
den an der Zollabfertigungsſtelle dienſtlich beſchäftigten Grenz⸗ 
aufſeher fragte, ob es geſtattet ſei, etwas zuſammengefegte 
Gerſte aus dem Freibezirke zu entfernen und dieſen dadurch in 
den Irrtum, es handle ſich lediglich um eine kleine Probe, 
verſetzte. Infolge dieſes Irrtums bejahte er die Frage des 
Angeklagten und rief dem Grenzaufſeher P., welcher an der 
Zollabfertigungsſtelle die Torwache hatte, zu, er möge den 
Angeklagten, der mit etwas Gerſte komme, durchlaſſen. Dieſer 
entſprach dieſer Aufforderung in dem Glauben, daß die Gerſte 
ordnungsmäßig abgefertigt ſei. Nach den weiteren Feſtſtellungen 
der Vorinſtanz rührte die vom Angeklagten eingeführte Gerſte 
von einer größeren Menge inländiſcher Gerſte her, welche für 
die Firma J. auf Deklarationsſchein in den Freibezirk unter 
Anmeldung der Zollkontrolle nach Hamburg eingeführt war, 
von dort aus dem Freibezirk wieder in das Zollinland übers 
gehen ſollte und auf der Südſeite des Freibezirkes lagerte. 
Dort hat der Angeklagte die bei dem Umladen auf die Erde 
zerſtreute Gerſte mit Erlaubnis des Handlungsgehilfen Z., den 
er zur Erteilung dieſer Erlaubnis für berechtigt hielt, zuſammen⸗ 
gefegt und ſie demnächſt innerhalb des Freibezirks gereinigt. 
Die Freiſprechung des Angeklagten von der Anklage der Zoll⸗ 
hinterziehung iſt von dem Vorderrichter darauf geſtützt, daß es 
ſich bei der vom Angeklagten eingeführten Gerſte um einen 
Gegenſtand gehandelt habe, der infolge ſeiner mittels Deklarations⸗ 
ſcheines in den Freibezirk erfolgten Einführung gemäß § 18 
des Regulativs für den Freibezirk Neufahrwaſſer (Amtsblatt 
der Königlichen Regierung in Danzig 1899 S. 80 bis 85) die 
Eigenſchaft einer inländiſchen Ware behalten habe. Dieſe Er⸗ 
wägung vermag angeſichts des feſtgeſtellten Sachverhaltes die 
Freiſprechung des Angeklagten nicht zu tragen. Zunächſt unter⸗ 
liegt es keinem Zweifel, daß die vom Angeklagten in das Zoll⸗ 
inland eingeführte Gerſte als „Ware“ im Sinne des Vereins⸗ 
zollgeſetzes vom 1. Juli 1869 (BGBl. S. 317) anzuſehen iſt. 
Es ergibt ſich dies aus den SS 7 und 1 des Geſetzes, da 
Gerſte ein Erzeugnis der Natur iſt, welches nach dem Vereins⸗ 
zollgeſetze und dem amtlichen Warenverzeichnis zum gegenwärtig 
geltenden Zolltarife (ſ. Wort: Getreide) im ganzen Umfange 
des Vereinszollgebietes eingeführt, ausgeführt und durchgeführt 
werden kann. Ob ein Gegenſtand zeitweilig z. B. durch Ver⸗ 
miſchung mit anderen Gegenſtänden ſich in einem Zuſtande 


37. Jahrgang. 


befunden habe, der ſeine urſprüngliche Eigenſchaft nicht erkennen 
ließ, ob ſich namentlich, wie Angeklagter behauptet, die Gerſte 
bei der Lagerung auf dem Erdboden derartig mit. Schmutz und 
Staub durchſetzt hatte, daß ſie in dieſem Zuſtande nur noch als 
„Gefegſel“ angeſprochen werden konnte, iſt rechtlich bedeutungslos. 


Entſcheidend iſt allein, in welchem Zuſtande ſich der Gegenſtand 


bei ſeiner Einführung in das Zollinland befand; und daß zu 
dieſer Zeit der vom Angeklagten eingeführte Gegenſtand Gerſte 
geweſen iſt, iſt vom Vorderrichter feſtgeſtellt. Es war ebenſo⸗ 
wenig von zollrechtlicher Bedeutung, ob ein eingeführter Gegen⸗ 
ſtand ſich noch im Eigentum eines anderen als des Einführenden 
befand oder ob es ſich um eine vorher herrenloſe und vom 
Angeklagten durch Aneignung erworbene Sache handelte. 
Rechtsirrtümlich iſt die Annahme der Vorinſtanz, daß die vom 
Angeklagten eingeführte Gerſte als inländiſche Ware anzuſehen 
ſei. Allerdings nimmt nach $ 18 des Regulativs des Finanz⸗ 
miniſters vom 28. Mai 1896 für den Freibezirk Neufahrwaſſer 
eine in den Freibezirk eingeführte inländiſche Ware den Charakter 
der ausländiſchen Ware dann nicht an, wenn ſie, wie dies im 
vorliegenden Falle nach der Beweisaufnahme der Strafkammer 
zutrifft, mittels Deklarationsſcheines in den Freibezirk eingeführt 
iſt oder aus beſonderen Gründen unter Zollkontrolle geſtellt iſt. 
Nach 8 111 des Vereinszoll G. bezieht ſich bei Verſendungen 
der im freien Verkehr ſtehenden Gegenſtände aus dem Vereins⸗ 
gebiete durch das Ausland nach dem Vereinsgebiete, wie eine 
ſolche hier in Frage ſteht, die der Ware beizufügende Deklaration 
auf Art und Menge derſelben. Es tritt ſodann die zollamtliche 
Reviſion und Kontrolle, der Regel nach auch der amtliche 
Verſchluß der Ware ein. Scheidet demgemäß bei einer Um⸗ 
ladung von Waren im Freibezirke ein Teil der Ware aus, wie 
dies bei der Umladung von Getreide anſcheinend hier vor⸗ 
gekommen iſt, gelangt ein Teil nach Umladung nicht zur zoll⸗ 
amtlichen Reviſion, ſo liegen bezüglich dieſes Teiles nicht die 
Vorausſetzungen vor, an die nach dem erwähnten Regulativ, 
vgl. auch 8 5 Abſ. 1, 4, 5, § 7, § 9 Abſ. 1, § 11 des Re⸗ 
gulativs, die zollamtliche Behandlung von Warenſendungen aus 
dem Inland durch das Ausland nach dem Inlande betreffend 
(Zentralblatt für das Deutſche Reich 1878 S. 211) die Er⸗ 
haltung der Eigenſchaft der Ware als inländiſche geknüpft iſt. 
Denn inſoweit deckt ſich die Zolldeklaration nicht mit der tat⸗ 
ſächlichen Menge, worauf ſie ſich bezieht, der ausgeſchiedene 
Teil iſt der zollamtlichen Kontrolle entzogen worden, die die 
Vorausſetzung für die Erhaltung der Ware als inländiſcher 
bildet. Der vom Angeklagten in das Zollinland eingeführte 
Teil der in den Freibezirk als Deklarationsſcheingut gelangten 
Ware hatte ſomit die Eigenſchaft einer ſolchen verloren und 
war bei Einführung in das Zollvereinsinland nach Maßgabe 
der 88 4, 20, 21 des genannten Regulativs, gleichviel, in 
welcher Weiſe und in welcher Art des Transportes dies geſchah, 
nach den für die Einfuhr ausländiſcher Waren in das Vereins⸗ 
zollgebiet beſtimmten Vorſchriften zollamtlich zu behandeln. 
Den ihm in dieſer Richtung obliegenden Verpflichtungen hat 
der Angeklagte nach den getroffenen Feſtſtellungen nicht genügt. 
Seine dem Grenzauffeher gegenüber gemachte Angabe war 
hierzu nicht geeignet, weil ſie eine ausreichende Angabe über 
die Menge der einzuführenden Ware nicht enthielt, den Auf⸗ 
ſeher vielmehr hierüber in einen Irrtum verſetzte (S 22 ff. 
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VereinszollG). Hiernach hat der Vorderrichter die Beſtimmungen 
des Freibezirksregulativs und den $ 135 Vereinszoll G. durch 
Nichtanwendung verletzt und iſt infolge dieſer rechtsirrtümlichen 
Nichtanwendung in die Prüfung der Frage, ob Angeklagter 
mit Defraudationsabſicht gehandelt hat, überhaupt nicht ein⸗ 
getreten. Demgemäß war, wie geſchehen, zu erkennen. Urt. 
d. IV. Sen. v. 14. Jan. 1908 (921/07). 

35. 5 153 GewO.] Der Angeklagte ſtand als Streik 
poſten, er erſchien demnach als Abgeſandter anderer, mit denen 
er im Einvernehmen handelte und von denen er allenfalls eine 
Verwirklichung ſeiner Drohung erwarten, auf die er auch ſeiner⸗ 
ſeits zu dieſem Zwecke einwirken konnte. Er hat die Worte 
nicht wie eine Warnung, in freundſchaftlicher Unterhaltung, 
geſprochen, ſondern in drohendem Tone. Der Ton iſt ein 
ſolcher geweſen, daß K. darauf rechnen mußte, die Drohung 
werde in die Tat umgeſetzt werden; damit iſt auch zum 
Ausdrucke gebracht, daß gerade der Angeklagte zu dieſer Um⸗ 
ſetzung in die Tat mitwirken wollte, wenigſtens dieſes in 
Ausſicht ſtellte. K. nahm auch an, daß er von einem Dritten 
oder dem Angeklagten werde gemißhandelt werden. Der 
Tatbeſtand des Nötigungsverſuchs iſt mithin ohne Rechtsirrtum 
feſtgeſtellt. Dagegen liegt der Tatbeſtand des 8 153 Gew. 
nicht vor. Vorab iſt zwar zu bemerken, daß es nicht darauf 
ankommt, ob günſtigere Lohn» oder Arbeitsbedingungen als 
die bisherigen erſtrebt werden. Das Geſetz ſpricht nur von 
Erlangung günſtiger Bedingungen dieſer Art. Nach Ablauf 
eines Tarifvertrages wollten die Arbeitgeber nur unter Er⸗ 
neuerung eines ſolchen Arbeitsverträge abſchließen, die Arbeit⸗ 
nehmer dagegen ohne ſolche, ſie an weitere Forderungen für 
deren Dauer hindernde, Verträge in Arbeit treten. Für jeden 
nunmehr Arbeit ſuchenden Arbeitnehmer ſtellte die Freiheit von 
einem von den beiden Verbänden geſchloſſenen Tarifvertrage 
eine Arbeitsbedingung dar, die er als eine ihm nach ſeiner 
Meinung günſtige zu erlangen ſuchen konnte. Die zum all⸗ 
gemeinen Holzarbeiterverbande, der die Erneuerung von Tarif⸗ 
verträgen ablehnte, gehörenden Arbeiter waren von einem 
Arbeitgeber ausgeſperrt. Aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
ergibt ſich aber, daß K. nicht hat beſtimmt werden ſollen, an 
irgend einer Verabredung der in 8 152 a. a. O. bezeichneten 
Art teilzunehmen. Ausdrücklich iſt feſtgeſtellt, daß er nicht 
aufgefordert iſt, dem Holzarbeiterverbande beizutreten. Abgeſehen 
hiervon erwähnt das Urteil eine Verabredung der ausgeſperrten 
Arbeiter, die zum Zweck gehabt habe, die noch Arbeitswilligen 
umzuſtimmen und den Zuzug neuer Arbeitswilliger zu ver⸗ 
hindern. Allein nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der 
Angeklagte nicht verſucht, den K. zum Beitritt zu dieſer 
Verabredung zu beſtimmen, alſo einen weitern Teilnehmer dieſer 
Verabredung zu gewinnen; es iſt nichts weiter geſchehen, als 
daß ſeitens der durch jene Verabredung Verbundenen, der aus⸗ 
geſperrten Arbeiter, ein Druck auf K. ausgeübt iſt, ſich des 
Arbeitens zu enthalten, alſo lediglich zu einem paſſiven Ver⸗ 
halten. Das Beſtreben wird in Fällen ſolcher Art oft dahin 
gehen, aus unſchädlich gemachten Gegnern tätige Genoſſen zu 
machen; allein im vorliegenden Falle hat der Angeklagte ſich 
darauf beſchränkt, zu verſuchen, einen die Erreichung des Zieles 
ſtörenden Gegner zu beſeitigen. Hieran ändert es nichts, daß 
dieſer Gegner ebenfalls zur Klaſſe der Arbeitnehmer gehörte, 
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und daß ihm die Untätigkeit nicht ſchlechthin, ſondern gegen 
eine gewiſſe Schadloshaltung angeſonnen wurde. — Eine bei 
der Bedeutung des Ausdrucks „teilnehmen“ in der Sprache 
nicht zu rechtfertigende ausdehnende Auslegung des Geſetzes 
würde es fein, wenn reine Unterlaſſungen ſchon um deswillen 
als Teilnahme an Beſtrebungen anderer behandelt werden ſollen, 
weil ſie deren Zwecke objektiv fördern. Urt. d. II. Sen. v. 
14. Jan. 1908 (681/07). 

36. 88 20, 21 Preßgeſetz.] Begründet der Inhalt einer 
Druckſchrift den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung, ſo ſind 
die bei ihrer Herſtellung oder Verbreitung beteiligt geweſenen 
Perſonen in erſter Reihe gemäß S 20 PreßG. nach den 
beſtehenden allgemeinen Strafgeſetzen und erſt in zweiter Reihe, 
„ſoweit fie nicht nach 8 20 als Täter oder Teilnehmer zu 
beſtrafen find,” gemäß 8 21 des Geſetzes wegen der hier vor⸗ 
geſehenen preßrechtlichen Fahrläſſigkeit zur Verantwortung zu 
ziehen. Dieſes Verhältnis der beiden Geſetzesvorſchriften zu 
einander weiſt ſchon nach dem Wortlaut des Geſetzes darauf 
hin, daß die ergänzende preßrechtliche Norm des 8 21 nur 
dann Anwendung finden kann, wenn nicht ein von den all⸗ 
gemeinen Strafgeſetzen mit Strafe bedrohter Tatbeſtand ver⸗ 
wirklicht worden iſt. Urt. d. IV. Sen. v. 7. Jan. 1908 
(970/07). 

37. 8 12 Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879.] 
Die Anwendbarkeit des 8 12 Abſ. 1 Nr. 1 gegenüber dem An- 
geklagten ſcheidet nicht ſchon um deswillen aus, weil er — wie 
der Verteidiger meint — „aus Rache anderen in ein ihnen 
gehöriges Nahrungsmittel Gift geſchüttet, alſo außerhalb jedes 
Zuſammenhangs mit dem Nahrungsmittelumſatz — im weiteſten 
Sinne — gehandelt hat“. Unrichtig iſt ſodann die Anſicht 
des Verteidigers, nach welcher der § 12 Abſ. 1 Nr. 1 mit der 
Möglichkeit einer Geſundheitsbeſchädigung durch das hergeſtellte 
Nahrungsmittel notwendig zugleich die Möglichkeit ſeines Ge⸗ 
nießens, d. h. feine Genießbarkeit, vorausſetzen würde. Eine 
derartige Vorausſetzung iſt in dem geſetzlichen Tatbeſtand nicht 
enthalten und in ihn ihre willkürliche Einengung des dem Ge⸗ 
ſetze gebührenden Wirkungskreiſes nicht hineinzutragen. Die 
Erfahrung lehrt, daß Nahrungs⸗ und Genußmittel häufig aus 
Abereilung oder Gleichgültigkeit verzehrt werden ohne vorherige 
Prüfung, ob ſie genießbar ſind oder nicht, und daß namentlich 
Kinder eine derartige Prüfung ganz zu unterlaſſen pflegen. 
Überdies bildet Genießbarkeit keinen nach äußeren Merkmalen 
abzugrenzenden, rechtlich verwertbaren Begriff. An zweiter 
Stelle macht der Verteidiger geltend, im Sinne von 8 12 Abſ. 1 
Nr. 1 könne weder die Herſtellung noch das Inverkehrbringen 
eines Nahrungsmittels darin erblickt werden, daß der Angeklagte 
in eine von den Eheleuten R. angebrochene und zu weiterem 
Gebrauch beſtimmte, im Küchenſchrank verwahrte Flaſche mit 
Maggiwürze eine erhebliche Menge waſſerfreier Schwefelſäure 
gegoſſen hat, ohne Kenntnis, daß ſie ein tödliches Gift iſt und 
ohne die Abſicht, jemand zu töten oder ſchwer zu verletzen, 
aber zu dem Zweck und in der Annahme, daß die Maggiwürze 
beim Kochen benützt werden und in der ſo entſtehenden Ver⸗ 
dünnung die Angehörigen der Familie R. vorübergehend an 
der Geſundheit beſchädigen werde. Es bedarf keiner Erörterung, 
inwieweit dieſem Einwand nachgegangen werden müßte, wenn 
mit den angeführten Vorgängen die ſtrafrechtliche Haftung des 
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Angeklagten abſchließend begrenzt wäre; denn nach dem urteils⸗ 
mäßigen Sachverhalt iſt letzteres nicht der Fall, ſondern der 
Angeklagte in einem weiteren Umfange verantwortlich. Feſt⸗ 
geſtelltermaßen hatte er von der Art, wie im R. ſchen Haushalt 
die vorhandene Maggiwürze gebraucht zu werden pflegte, genaue 
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von ihm mittels Schwefelſäure verſetzten Flaſcheninhalts) in 
kleinen Quantitäten unter entſprechender Miſchung der Speiſen 
in den Kreis ſeiner Vorſtellungen und in ſeinen Willen auf⸗ 
genommen“. Er war ſich dabei „bewußt, daß ſeine Miſchung 
auch bei Genuß in geringer Menge und in Speiſen verteilt 
die menſchliche Geſundheit zu beſchädigen geeignet ſei“. Zu 
der von ihm „gewollten Geſundheitsbeſchädigung der Glieder 
der Familie R. kam es nicht, infolge von Umſtänden, die von 
ſeinem Willen unabhängig waren,“ ſofern zwar gemäß ſeinem 
Vorſatze von dem Ehemann R. eine Brotſuppe, von der Ehefrau 
ein Wirſinggemüſe je mit Zuſatz von ſchwefelſäurehaltiger Maggi⸗ 
würze gekocht und von den Kindern R. gekoſtet, aber von 
dieſen entgegen feinem eigentlichen Plane ein wirkliches Ver⸗ 
zehren wegen Ungenießbarkeit der Suppe und des Gemüſes ab⸗ 
gelehnt wurde. Da der Ehemann und die Ehefrau R. beim 
Gebrauch ihrer vermeintlich unveränderten Maggiwürze nichts 
von deren giftigen Beſchaffenheit wußten und ahnungslos Hand⸗ 
lungen vornahm, die der Angeklagte zur Erreichung ſeines 
Endzwecks gewollt und ihnen durch ſein eigenes zielbewußtes 
Vorgehen ermöglicht, ja gewiſſermaßen aufgedrungen hatte, ſo 
erſcheinen vom Boden der urteilsmäßigen Feſtſtellungen aus 
inſoweit die Eheleute R. als gutgläubige Werkzeuge des An⸗ 
geklagten. Dieſer hat als mittelbarer Täter ſtrafrechtlich ihre 
Handlungen ſo zu vertreten, wie wenn er mit eigener Hand, 
aber unter wiſſentlicher Verwendung der ſchwefelſäurehaltigen 
Maggiwürze, die Brotſuppe und das Wirſinggemüſe zubereitet, 
d. h. „hergeſtellt“, und den Kindern R. mit dem Erfolg, daß 
ſie davon koſteten, vorgeſetzt hätte (RGSt. 38, 359 [362]; 
40, 35 [41]). Wie unmittelbar aus den Urteilsgründen erhellt, 
ſind beide Speiſen Gegenſtände, welche anderen als Nahrungs⸗ 
mittel zu dienen beſtimmt waren, und derart hergeſtellt geweſen, 
daß der Genuß derſelben die menſchliche Geſundheit zu be⸗ 
ſchädigen geeignet war; in Verkehr gebracht hat ſie der An⸗ 
geklagte, indem er als mittelbarer Täter fie den Kindern R. 
vorſetzte und durch dieſe koſten ließ. Urt. d. I. Sen. v. 6. April 
1908 (217/08). 

38. 8 36 Patentgeſetz vom 7. April 1891.] Wie das 
RG. bereits in älteren Entſcheidungen (RGSt. 15, 34 [38]; 
RG. 21, 68 [69]) auseinandergeſetzt und ſeitdem ſtets feſt⸗ 
gehalten hat, begreift S 36 PatG. unter dem Merkmal 
„wiſſentlich“ nicht bloß den unmittelbaren, beſtimmten Vorſatz, 
nämlich die auf Herbeiführung der äußeren Tatbeſtands⸗ 
merkmale gefliſſentlich abzielende Willensrichtung, ſondern auch 
den bedingten Vorſatz, der überall da vorliegt, wo der Täter 
den rechtsverletzenden Erfolg der von ihm geplanten Handlung 
als möglich oder mindeſtens nicht ausgeſchloſſen erkennt, aber 
nichtsdeſtoweniger auf die Gefahr feines Eintritts hin und 
unter Billigung der im Eintritt liegenden Rechtsverletzung 
die geplante Handlung vornimmt. Demgemäß genügt 
bei Vorſätzlichkeit der äußeren Handlung ſchon das Beſtehen 
einer in den Willensentſchluß und damit in den ſtrafbaren 
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Vorſatz einbezogenen Unſicherheit oder eines nicht durch 
zuverſichtliche gegenteilige Erwartung beſeitigten Zweifels an 
der Rechtmäßigkeit ſeiner Handlung und ihrer notwendigen 
oder möglichen Wirkungen, um das genannte Tatbeſtands⸗ 
merkmal zu erfüllen. RGSt. 10, 337 (338); 16, 363 (365); 
21, 420 (421). Feſtgeſtelltermaßen find die Angeklagten von 
dem Nebenkläger und von ſeinem Vertreter brieflich über die 
Patentrechte des erſteren „in Kenntnis geſetzt“ und „hierbei 
auch darauf aufmerkſam gemacht worden, daß die von ihnen 
bezogenen Waren durchgängig nach dem geſchützten Verfahren 
hergeſtellt ſeien“. Weshalb dieſe Eröffnungen ungeeignet 
geweſen ſein ſollten, nicht wenigſtens die gegenteilige Meinung 
der Angeklagten zu beeinfluſſen, d. h. bei ihnen Zweifel zu 
erwecken, iſt um ſo unverſtändlicher, als ſie ſich ausweislich der 
Urteilsgründe in der Hauptverhandlung über ihre Auffaſſung 
der Briefe vom 8. September und vom 27. Oktober 1905 
nicht erklärt haben. Daß ſie etwa auf die Verwarnungen 
eines geſchäftlichen Gegners ü berhaupt nicht zu achten brauchten 
oder aber infolge eigener Überlegung oder fremder Auskünfte 
wieder der auftauchenden Zweifel Herr geworden wären, wird 
in den Urteilsgründen weder mit ausdrücklichen Worten hervor⸗ 
gehoben, noch in fchlüffiger Weiſe angedeutet, vielmehr bemerken 
die letzteren nur, der „gute Glaube“ der Angeklagten ſei durch 
die ihnen gewordenen Mitteilungen „nicht widerlegt“, während 
die richtige Beantwortung der Schuldfrage zugleich davon ab⸗ 
hing, ob er auch nur erſchüttert und nicht wiederhergeſtellt 
worden iſt. Urt. d. I. Sen. v. 20. Jan. 1908 (1015/07). 

39. 8 4 Wettbewerbsgeſetz.] Der Verteidiger verhält ſich 
in Rechtsirrtum mit feiner Meinung, daß „durch 8 4 Unl WG. 
lediglich ſolche Veranſtaltungen getroffen werden ſollen, durch 
welche, ohne daß tatſächlich ein billiges Angebot vorliegt, dem 
kaufenden Publikum ein ſolches vorgetäuſcht wird“. Richtig 
verſtanden, erfordert das Geſetz nicht, daß der Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots dem wahren Sachverhalt entgegen 
erweckt worden iſt oder nach den gegebenen Verhältniſſen er⸗ 
weckt werden konnte, vielmehr nur, daß der Täter in der Ab⸗ 
ſicht gehandelt hat, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen; ſeinem vornehmlichen Zweck nach will 
das Geſetz nicht die große Menge der Käufer oder Verbraucher 
gegen Übervorteilung ſchützen, ſondern den Nachteilen zuvor 
kommen, die den redlichen Geſchäftskreiſen durch ſchwindelhafte 
Anpreiſungen drohen. Für den Tatbeſtand des unlauteren 
Wettbewerbs entbehrt folgerichtig der Erheblichkeit, ob das 
Angebot wirklich beſonders billig iſt oder nicht. [RGSt. 35, 
235 (236); 38, 369 (371); Urt. des III. StS. vom 5. Jan. 
1903 gegen Neumann D. 5125/02; Urt. des I. StS. vom 
21. Jan. 1905 gegen Holzmann D. 3945/04; Urt. des I. StS. 
vom 1. Okt. 1906 gegen Steinhardt I. 613/06.] Urt. d. I. Sen. 
b. 20. Febr. 1908 (65/08). 

40. 9 14 Warenzeichengeſetz.] Die Geſellſchaft m. b. H., 
deren Geſchäftsführer die Angeklagten ſind, hat in Zeitſchriften 
wiederholt eine „Schlauchkupplung nach bisherigem Patent 
Storz“ angekündigt. Das Patent war erloſchen. Da⸗ 
gegen find der Firma Z. und Co. die Worte „Storz“ und 
„Storzkupplung“ für Rohr: und Schlauch verbindungen als 
Warenzeichen geſchützt, wie den Angeklagten bekannt war. Das 
LG. erachtet für erwieſen, daß in den Fachkreiſen unter der 
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„Storz⸗Kupplung“ nicht, wie die Angeklagten behauptet hatten, 
eine feſtumſchriebene Gattung verſtanden würde, und erwägt, 
daß die Warenzeichen, ſelbſt wenn ſie als Freizeichen nicht 
hätten eingetragen werden ſollen, doch während der Dauer der 
Eintragung gegen jedermann als abſolutes Recht geſchützt feien. 
Hieraus folgert das LG., daß die Angeklagten die Worte 
„Storz“ und „Storz⸗Kupplung“ in ihren Anpreiſungen nicht 
hätten gebrauchen dürfen, und knüpft hieran die Schlußfeſt⸗ 
ſtellung mit den Worten des 8 14 Waren 8G. Dieſe Ber 
gründung des Urteils wird mit Recht von der Reviſion als 
unzureichend angefochten. Die Ausführung, daß die An⸗ 
geklagten die Worte „Storz“ und „Storz⸗Kupplung“ in ihren 
Anpreiſungen nicht hätten gebrauchen dürfen, ift in dieſer AU: 
gemeinheit nicht richtig. Geſchützt iſt ein Wortzeichen durch die 
Eintragung in die Zeichenrolle nur gegen den unbefugten Ge⸗ 
brauch als Warenzeichen. Das Schutzrecht des Zeichens 
wird nur verletzt, wenn das Wort ſo gebraucht wird, daß 
dritte Perſonen — ſolche aus dem Kreiſe der Intereſſenten — 
in den Glauben verſetzt werden können, die in den Verkehr 
gebrachte Ware ſolle mit dem geſchützten Worte bezeichnet 
werden, dieſes ſolle das Warenzeichen für die Ware fein. — 
RGSt. 30, 351 (353); Goltd Arch. 54, 69; RG. 38, 104 
(106); 42, 15 (20). — Die Annahme, daß dies vom Vorder⸗ 
richter verkannt ſei, iſt auch nach den ſonſtigen Feſtſtellungen 
nicht ausgeſchloſſen. Die Ankündigung von „Schlauchkupplungen 
nach bisherigem Patent Storz“ weiſt zunächſt nur darauf hin, 
daß hiermit Waren einer beſtimmten Beſchaffenheit, nicht 
ſolche, welche aus einem beſtimmten Betriebe ſtammen, an⸗ 
gekündigt werden ſollen. Dem ſteht nicht entgegen, daß nach 
den Feſtſtellungen des Urteils unter „Storz⸗Kupplung“ eine 
feſtumſchriebene Warengattung nicht verſtanden werde. Denn 
es ſind nicht „Storz⸗Kupplungen“ ſchlechthin, ſondern Schlauch⸗ 
kupplungen nach einem beſtimmten abgelaufenen Patent an⸗ 
gekündigt. Es bedurfte daher der beſonderen Darlegung, daß 
die von den Angeklagten gewählte Art der Ankündigung nach 
ihrer Form und unerachtet der Abweichung von dem Wortlaute 
des geſchützten Warenzeichens geeignet war, in denjenigen 
Kreiſen, für welche dieſe Ankündigungen beſtimmt waren, den 
Glauben hervorzurufen, es handele ſich um eine Kennzeichnung 
der Waren mit dem geſchützten Zeichen. Hierzu genügte nicht 
die Erwähnung, daß in einer dieſer Ankündigungen die Worte 
„Schlauchkupplungen“ und „Storz“ gegenüber dem andern 
Inhalt der Ankündigung durch Fettdruck hervorgehoben find, 
und zwar um ſo weniger, als das LG. keineswegs nur in 
dieſem Falle eine Verletzung des der Nebenklägerin geſchützten 
Zeichenrechtes annimmt. Vielmehr iſt unter Berückſichtigung 
der Gewohnheiten und Anſchauungen des hier in Betracht 
kommenden Intereſſentenkreiſes zu prüfen, einmal ob die An⸗ 
kündigungen überhaupt als Gebrauch eines Warenzeichens auf⸗ 
gefaßt werden konnten, und zweitens, ob die Gefahr einer 
Verwechſelung mit dem geſchützten Warenzeichen beſtand. Auch 
in bezug auf den Vorſatz des Vergehens gegen § 14 des 
Geſetzes genügen die erſtrichterlichen Feſtſtellungen nicht. Das 
LG. ſtellt allerdings feſt, daß die Angeklagten Kenntnis von 
dem Beſtehen des Warenzeichenrechtes der Firma Z. und Co. 
hatten. Die Behauptung der Angeklagten, fie hätten mit ihren 
Ankündigungen bekannt geben wollen, daß es ſich um eine 
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Kupplung nach dem abgelaufenen Patent Storz handele und 
nicht um eine noch heute geſchützte Kupplung, iſt dagegen nicht 
gewürdigt. Eine Prüfung dieſer Behauptung aber war ge⸗ 
boten, weil darin ſehr wohl die Schutzbehauptung gefunden 
werden konnte, daß der Angeklagte ſeine Art der Ankündigung 
nur für eine Beſchaffenheitsangabe gehalten habe und ſich 
hiernach nicht bewußt geweſen ſei, damit in das geſchützte 
Zeichenrecht der Firma Z. und Co. einzugreifen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung des Angeklagten würde als ein Irrtum über die tat⸗ 
ſächlichen, für die Anwendung des 8 14 a. a. O. erheblichen 
Verhältniſſe anzuſehen ſein und deshalb ſeine Verurteilung 
ausſchließen, wenn auch objektiv das LG. eine Verletzung des 
Rechtes der Nebenklägerin für vorliegend erachten ſollte. RGSt. 
36, 199 (202); auch 30, 91 (94, 95) und 29, 353 (356, 357). 
Urt. d. V. Sen. v. 14. Febr. 1908 (24/08). 

41. 8 240 KO.] Die Frage, ob die Pflicht des Einzel⸗ 
kaufmanns zur kaufmänniſchen Buchführung im weiteren 
Sinne ſich auf ſein nicht zum vollkaufmänniſchen Gewerbe 
gehöriges Vermögen erſtreckt, iſt zu bejahen. Das Vermögen, 
welches lediglich dem nicht handelsgewerblichen Unternehmen, 
der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft, dem Handwerksbetriebe, dem 
Kleingewerbe dient, bildet in betreff der Buchführungs⸗ 
pflicht einen geſonderten Teil des Geſamtvermögens des Kauf⸗ 
manns. Es muß daher bei der Inventur und Bilanz des 
vollkaufmänniſchen Gewerbes als ein Vermögensgegenſtand 
behandelt und als Ganzes unter gewiſſenhafter Angabe ſeines 
Werts angeführt werden. Ein anderer Weg, es erſichtlich zu 
machen, bietet ſich nicht, falls der Kaufmann nicht etwa ohne 
geſetzliche Verbindlichkeit über den anderen Betrieb irgendwie 
Buch führt. Urt. d. II. Sen. v. 10. Jan. 1908 (841/07). 

42. 8 7 Weingeſetz vom 24. Mai 1901.] Die 
Vollendung des Vergehens gegen 8 7 Wein®. hat ſich hier 
im Ausland vollzogen; in England iſt die künſtlich zurück⸗ 
gehaltene Gärung des Moſtes eingetreten, die Herſtellung von 
ſtillem Wein und deſſen Verwendung zur Schaumweinfabrikation 
erfolgt. Deshalb bleibt aber doch das vollendete Vergehen 
als ein ſolches gegen das inländiſche Strafgeſetz beſtehen und 
der Angeklagte iſt nach dieſem verantwortlich, weil die 
eigentliche ſtrafbare Handlung im Inland verübt iſt. Urt. d. 
I. Sen. v. 4. Jan. 1908 (878/07). 

43. 5 7 Weingeſetz.] Wenn das von dem Angeklagten 
hergeſtellte Getränk, das nach Annahme des Urteils auch kein 
Obſtwein iſt, nach ſeiner äußeren Geſamterſcheinung im Verkehr 
mit „Wein“ (8 1 Wein G.) verwechſelt werden kann, fo 
kann es ſehr wohl und zwar gleichviel, ob Fruchtſäfte oder 
ſonſtige Stoffe zu ſeiner Bereitung verwendet wurden, eine 
vorſätzliche Nachmachung von Wein ſein, die, weil gewerbs⸗ 
mäßig erfolgt, unter 8 3 Abſ. 1 WeinG. fällt, während 
der Verkauf des nachgemachten Weins nach § 3 Abi. 2 
ſtrafbar ſein würde. Die Annahme, daß „Beerin“ ein Frucht⸗ 
ſaft ſei, die mit dem Nachweiſe über ſeine Zuſammenſetzung 
kaum im Einklang ſtehen dürfte, ſchließt alſo für ſich allein 
die Anwendung der Strafbeſtimmung des § 3, 13 Wein. 
nicht aus. Nicht minder iſt aber auch, ſelbſt wenn ſich 
„Beerin“ nicht als Nachmachung von Wein erweiſen ſollte, die 
weitere Annahme nicht widerlegt, auf der die Anklage aus 
89 7, 13 Wein. beruht, daß nämlich Beerin ein zum Genuß 
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beſtimmtes weinähnliches Getränk ſei; denn gerade die aus 
„Fruchtſäften“ hergeſtellten Getränke, insbeſondere die durch 
alkoholiſche Gärung erzeugten oder ſonſt alkoholhaltigen, können 
als weinähnliche in Frage kommen (RGSt. 37, 422). Da 
das Urteil den Nachweis für geführt erachtet, daß dem „Beerin“ 
fluorhaltiges Naftol, ſonach einer der in S 7 Abſ. 2 Wein. 
verbunden mit III der Bekanntmachung des Bundesrats vom 


2. Juli 1901 aufgeführten Stoffe zugeſetzt wurde, ſo war zur 


Begründung der Ablehnung der erhobenen Anklage ein Nach⸗ 
weis dafür, daß „Beerin“ kein weinähnliches Getränk iſt, un⸗ 
erläßlich. Die Ausführungen der Reviſion ſind hiernach zu⸗ 
treffend. Demgemäß war das Urteil, ſoweit angefochten, auf⸗ 
zuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Urt. d. I. Sen. 
v. 19. Jan. 1908 (950/07). 

44. 85 20, 28 Urheberrechtsgeſetz vom 19. Juni 1901. 
Daß die Zuläſſigkeit des Nachdrucks ſich aus der Begründung 
des genannten Geſetzes ergebe, iſt unzutreffend. Wenn in dieſer 
Begründung geſagt iſt, daß die Benutzung einer Dichtung auch 
dann ſtatthaft ſei, wenn die Dichtung durch den Dichter ſelbſt 
oder wenigſtens unter ſeiner Zuſtimmung von vornherein 
zuſammen mit einer Kompoſition veröffentlicht worden iſt, ſo 
bezieht ſich dies nur auf das Anwendungsgebiet der Ausnahme⸗ 
beſtimmung des § 20 Lit UrhG., alſo einmal auf ſolche kleinere 
Teile einer Dichtung oder Gedichte von geringem Umfange, welche 
ihrer Gattung nach nicht zur Kompoſition beſtimmt ſind, 
und ſodann auf den Fall, daß ſie als Text zu einem neuen 
Werke der Tonkunſt wiedergegeben werden. Beide Voraus⸗ 
ſetzungen liegen hier nicht vor. Die von den Angeklagten ver⸗ 
vielfältigte Arie iſt ein Teil eines von vornherein als Unterlage 
für eine Oper verfaßten Textes und ſie iſt ferner mit der dieſer 
Oper entnommenen Kompoſition veröffentlicht worden. Die 
Nichtanwendbarkeit des § 28 des genannten Geſetzes iſt von 
der Strafkammer zutreffend darauf geſtützt, daß die darin ent⸗ 
haltene Vorſchrift nur für die Veranſtaltung einer öffentlichen 
Aufführung, nicht aber für die Vervielfältigung Beſtimmung 
trifft. Das in 8 5 des Geſetzes anerkannte Urheberrecht des 
Textdichters iſt durch die Beſtimmung in Abſ. 2 des 8 28 nur 
in gewiſſer Beziehung und auch in dieſer Richtung nur für die 
Zeit des Beſtehens beider Urheberrechte, dem des Textdichters 
und dem des Komponiſten, eingeſchränkt worden; es äußert 
aber wieder ſeine volle uneingeſchränkte Wirkung, wenn es noch 
fortbeſteht, das Urheberrecht an dem muſikaliſchen Teil aber 
infolge Ablaufs der Schutzfriſt erloſchen iſt. Vgl. Entſch. des 
RG. in Zivilſachen vom 13. November 1907 in Sachen Praſch 
gegen Bote & Bock I. 34/07. Urt. d. IV. Sen. v. 3. Jan. 1908 
(987/07). 

45. 88 1, 18 Urheberrechtsgeſetz vom 19. Juni 1901.] 
Jede durch Druck veröffentlichte Nachricht tatſächlichen Inhalts 
erfordert eine gewiſſe Form und ein gewiſſes Maß geiſtiger 
Tätigkeit. Sit fie kein Schriftwerk im Sinne des § 1 Nr. 1 
des Geſetzes vom 19. Juni 1901, ſo darf ſie eben deshalb 
abgedruckt werden. Vermiſchte Nachrichten tatſächlichen Inhalts 
dürfen aber nach 8 18 Abſ. 3 daſ. aus Zeitungen auch dann 
abgedruckt werden, wenn ſie Schriftwerke ſind, wenn alſo der 
Gedankeninhalt durch die Formgebung zu einem individuellen 
geiſtigen Erzeugnis geworden iſt. Berichte über Gerichts⸗ 
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verhandlungen können unter beide Arten von Nachrichten tat⸗ 
ſächlichen Inhalts fallen. Sie können aber auch den Charakter 
von Ausarbeitungen wiſſenſchaftlichen Inhalts annehmen. Die 
Grenzen ſind nicht ſcharf zu ziehen. Daher kann es nicht als 
rechts irrtümlich erachtet werden, daß die Strafkammer eine 
ſolche Ausarbeitung in dem vom Angeklagten nachgedruckten 
Berichte des Schriftſtellers M. über eine Verhandlung vor dem 
KG. erblickt hat. Was den ſubjektiven Tatbeſtand des 
Vergehens gegen den 8 38 Nr. 1 des zitierten Geſetzes anlangt, 
ſo rechnet die Strafkammer mit der Wahrheit der vom 
Angeklagten unter Beweis geſtellten Tatſache, „daß von den 
Zeitungsredaktionen das Einverſtändnis der Verfaſſer ſolcher 
Artikel wie des hier in Rede ſtehenden mit deren Nachdruck 
vorausgeſetzt werde; daß, wenn der Verfaſſer unbekannt ſei, 
der Nachdruck ohne ſeine Einwilligung in der Vorausſetzung 
nachträglicher Genehmigung zu geſchehen pflege, und daß dem 
ſich meldenden Verfaſſer dann das Honorar gezahlt werde“. 
Damit iſt nur unterſtellt, daß ſich die Redaktionen über den — 
die Strafbarkeit nach § 38 Nr. 1 begründenden — Mangel 
der Einwilligung, d. i. der vorherigen Zuſtimmung (8 183 BGB.) 
des Verfaſſers regelmäßig hinwegſetzen, und es darauf ankommen 
laſſen, ob der Berechtigte den unbefugten Abdruck, ſofern dieſer 
überhaupt zu ſeiner Kenntnis gelangt, nachträglich gutheißen 
und von einem Strafantrage aus 8 45 des Geſetzes Abſtand 
nehmen werde oder nicht. Mit dem Beſtehen einer derartigen 
mißbräuchlichen Übung, die ohne Rüdfiht auf die Umſtände 
des Einzelfalles eine willkürliche Fiktion oder höchſtens eine 
gewiſſe Wahrſcheinlichkeit zur Grundlage hat, war die Feſt⸗ 
ſtellung nicht unvereinbar, daß nach der hier gegebenen Sach⸗ 
lage der Angeklagte auf ein ſtillſchweigendes Einverſtändnis M.s 
nicht rechnen konnte und ſich zur Zeit des Abdrucks bewußt 
war, daß er dieſen ohne Einwilligung des Verfaſſers vornahm. 
Urt. d. II. Sen. v. 4. Febr. 1908 (1062/07). 

46. 8 18 Brauſteuergeſetz vom 3. Juni 1906.] Aus 
dem Zuſammenhange des 8 18 mit den anderen Beſtimmungen 
des Brauſteuergeſetzes folgt das Ergebnis, daß 8 18 zu 
denjenigen Vorſchriften gehört, die zur Sicherung der von den 
Stoffen, welche zur Bierbereitung verwendet werden, zu 
entrichtenden Steuer beſtimmt find. Daraus und aus 8 7 des 
Geſetzes, der denjenigen zur Entrichtung der Steuer verpflichtet, 
der die Verwendung ſteuerpflichtiger Brauſtoffe zur Bierbereitung 
für ſeine Rechnung vornimmt oder vornehmen läßt, d. h. den 
Brauer im Sinne des Brauſteuergeſetzes, folgt, daß dieſer in 
erſter Linie für die nach § 46 des Geſetzes als Ordnungs⸗ 
widrigkeiten zu beſtrafenden Übertretungen der brauſteuerlichen 
Vorſchriften geſetzlich verantwortlich iſt. Dieſe aus dem Geſetze 
folgende Verantwortlichkeit kann aber weder durch einſeitige 
Handlungen des Brauers noch auch durch eine Verfügung 
einer Verwaltungsbehörde beſeitigt werden. Urt. d. IV. Sen. 
v. 21. Jan. 1908 (1083/07). 

47. Art. 13, 15, 16 Preuß. Einkommenſteuergeſetz.] 
1. Veruntreuungen von Gewerbegehilfen innerhalb des Gewerbe⸗ 
betriebs vermindern deſſen Reinertrag. Das gilt namentlich von 
Veruntreuung des Leiters eines Zweiggeſchäfts, der deſſen Er⸗ 
trägniſſe an den Inhaber abzuliefern unterläßt. Die ver⸗ 
untreuten Beträge mögen nach bürgerlichem Recht zu Eigentum 
des ſteuerpflichtigen Gewerbetreibenden vereinnahmt geweſen 
und durch die Veruntreuung ihm erſt wieder entzogen worden 
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fein, nach wirtſchaftlichen Grundſätzen entſteht in der Höhe des 
Verluſtes überhaupt kein Ertrag aus dem Gewerbebetrieb. 
Der als Einkommen zu verſteuernde Ertrag des Gewerbes 
beſteht vielmehr aus dem quellenmäßigen Rohertrag, gekürzt 
auch um dieſe Verluſte. Nicht anders verhält es ſich mit 
uneinbringlichen Forderungen. Nur die gewerblichen Einkünfte 
an Geld und Geldeswert unterliegen der Beſteuerung 
(Art. 13, 15); ein Ertrag an Geld ergibt ſich aber nur nach 
Ausſcheidung derjenigen Forderungsbeträge, die nicht einziehbar 
ſind. Der Ertrag des Geſchäfts iſt durch Verluſte dieſer Art 
gemindert. Bei den als erwieſen unterſtellten Verluſten des 
Angeklagten handelt es ſich ſomit nicht, wie das Urteil an 
erſter Stelle annimmt, um Kapitalverluſte. 2. In Art. 15 Ein⸗ 
kommenſteuer G. iſt lediglich eine Anleitung gegeben, in welcher 
Weiſe „nicht fixiertes Jahreseinkommen“ „angeſchlagen“ werden 
ſoll, ſofern beſtimmte Unterlagen für die Schätzung in den 
Erträgen der vorausgegangenen Jahre gegeben ſind. Ob trotz 
der Beſtimmung nicht doch neben oder an Stelle der Berechnung 
des dreijährigen Durchſchnittserträgniſſes andere Unterlagen 
benutzt und beſondere Verhältniſſe berückſichtigt werden dürfen, 
die eine Minderung oder Steigerung des Jahreseinkommens 
zur Folge haben, braucht nicht erörtert zu werden, denn in dem 
angefochtenen Urteil wird nicht die Höhe eines künftigen 
Jahreseinkommens mittels Schätzung „veranſchlagt“, ſondern es 
wird, wenn auch unter Zuhilfenahme von Schätzungen, feſt⸗ 
geſtellt, welches Einkommen der Angeklagte in beſtimmten 
Jahren gehabt hat. Nicht der mutmaßliche, objektiv ſtets 
ungewiſſe Ertrag einer künftigen Steuerperiode, ſondern der 
objektiv gewiſſe Ertrag einer vergangenen Periode wird im 
Urteil ermittelt. Daher kommt Art. 15 Einkommenſteuer G. für 
die Urteils feſtſtellungen, für die vielmehr ausſchließlich 8 260 
StPO. maßgebend iſt, nicht in Betracht, mögen immerhin die 
darin für die Veranlagung aufgeſtellten Grundſätze auch bei 
der ſchätzungsweiſen Ermittlung des tatſächlich bezogenen 
Jahreseinkommens verwendbar ſein. Urt. d. I. Sen. v. 
13. Jan. 1908 (755/07). 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 


Soweit Landesgeſetze, die vor dem Inkrafttreten des BGB. 
beſtanden, über die Höhe der Mäklergebühr zwingende Be⸗ 
ſtimmungen in dem Sinne enthielten, daß über ein gewiſſes 
Maß hinaus eine Mäklergebühr auch durch beſtimmte Ver⸗ 
einbarung der Parteien nicht rechtsgültig verſprochen werde 
könne, oder daß, wenn von beiden Teilen einem Mäkler ein 
Lohn gewährt worden, der über den beſtimmten Höchſtſatz 
hinausgehende Betrag von demjenigen, der noch keine Zahlung 
eleiſtet, auch nicht gefordert werden dürfe, ſind ſie, wie 
ntſch. Nr. 1 ausführt, durch Art. 55 EGBGB. aufgehoben. 

Weſentlicher Beſtandteil kann nach Entſch. Nr. 2 nur das 
ſein, was Beſtandteil überhaupt, d. i. unſelbſtändiges Stück des 
Geſamtkörpers, mit dieſem im wahren (mechaniſchen), nicht 
bloß im übertragenen Sinne verbunden iſt. Auf eine Schne 
druckpreſſe, die auf dem aus Zement hergeſtellten Boden des 
Maſchinenſaales ſteht, mit dieſem nicht verbunden iſt und zur 
Erzielung der nötigen Standhaftigkeit ein zirka 100 Zentner 
ſchweres Fundament hat, das ein Stück der Maſchine ſelbſt 
bildet, trifft dies nicht zu. 

Die freie Willensbeſtimmung ſetzt nach Entſch. Nr. 3 
voraus, daß gegenüber den verſchiedenen Vorſtellungen und 
Empfindungen und gegenüber den Einflüſſen dritter Personen, 


392 


welche beſtimmend auf den Willen einwirken, eine vernünftige 
Überlegung und freie Selbſtentſchließung darüber, was im 
gegebenen l als das Richtige zu tun iſt, ſtattfindet. An 
der freien Willens beſtimmung fehlt es, wenn infolge krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit beſtimmte Vorſtellungen oder 
Empfindungen oder Einflüſſe dritter Perſonen derart über⸗ 
mächtig den Willen beherrſchen, daß eine Beſtimmbarkeit des 
Willens durch . Erwägungen ausgeſchloſſen iſt. 

Es verſtößt nach Entſch. Nr. 5 gegen die fittliche Würde 
und die öffentlich⸗ rechtliche Bedeutung des Arztberufes, wenn 
ein Arzt in der Freiheit der Niederlaſſung von der Genehmigung 
eines Arzteverbandes abhängig ſein ſoll. 

Euch Nr. 9 führt aus, daß die Werklohnforderung eines 
Handwerkers aus einem von ihm abgeſchloſſenen Bauentrepriſe⸗ 
vertrag in zwei Jahren verjährt. | 

iegt allein verſpätete Leiſtung vor, fo ift die Vertretungs⸗ 
pflicht des Schuldners nicht nach dem allgemeinen Grundſatze 
des 8 276, ſondern nach den beſonderen Beſtimmungen der 
88 284, 286 zu beurteilen. Wird aber die ſchuldhafte Vertrags⸗ 
verletzung nicht erſt durch die verſpätete Leiſtung ſelbſt begangen, 
ſondern hat der Schuldner ſchon vor der Fälligkeit vertrags⸗ 
widrig gehandelt und iſt die verſpätete Leiſtung nur Folge eines 
ſolchen Verhaltens, ſo kann nach Entſch. Nr. 13 in einem ſolchen 
Falle 8 276 für die Vertretungspflicht des Schuldners An⸗ 
wendung finden. 

Die Vereinbarung, Dritten gehörige Grundſtücke zu zer⸗ 
trümmern, iſt nach Entſch. Nr. 14 kein Vertrag, durch den ſich 
der eine Teil verpflichtet, das Eigentum zu übertragen (§ 313), 
und zwar auch dann nicht, wenn dem Zertrümmern und ſomit 
Veräußern noch erſt der Erwerb der betreffenden Grundſtücke 
für die Geſellſchaft voraufgehen muß. 

Einer Rückgabe des Pfandes ſteht es nach Entſch. Nr. 18 
gleich, wenn der Pfandgläubiger geſtattet, daß die verpfändete 
Sache durch den Verpfänder zu freier Verfügung fortgenommen 
und durch eine andere Sache erſetzt wird. Die zum Erſatz gegebene, 
bisher pfandfreie Sache tritt nicht ohne weiteres in den Pfand⸗ 
verband ein, an ihr entſteht ein Pfandrecht vielmehr erſt, 
wenn es nach den Vorſchriften der 88 1205 ff. begründet wird. 

Entſch. Nr. 19 führt aus, daß ein Ehegatte, der eine für 
die Zukunft berechnete Zuſtimmung 1 Ehebrüͤchen des anderen 
Gatten erklärt i zum Widerruf berechtigt ſei und 
daß ein in unzweideutiger Weiſe dem anderen Gatten kund⸗ 
gegebener Widerruf für die Folgezeit ohne weiteres wirkſam werde. 

Eine Klage wegen gemeinſchaftlicher Nachlaßverbindlichkeiten 
gegen einzelne Miterben iſt nach Entſch. Nr. 20 an ſich nicht 
unzuläſſig, nur die daß als im iſt beſchränkt, ſie iſt 
unzuläſſig in den Nachlaß als ſolchen wie auch in beſtimmte 
einzelne Nachlaßſachen, aber fie iſt zuläſſig in einen oder 
mehrere Nachlaß anteile. 

Entſch. Nr. 21 geht davon aus, daß die in 8 2231 
Nr. 2 BGB. für das eigenhändige Teſtament vorgeſchriebene 
handſchriftliche Beurkundung nicht allein die ſachliche Erklärung 
des Erblaſſers ſondern 1210 die Angabe des Ortes und Tages 
der Errichtung zu umfaſſen habe; nur das Unterſchrifts⸗ 
erfordernis des § 2231 Nr. 2 ſei auf die ſachliche Erklärung des 
Erblaſſers beſchränkt, ſo daß die Angabe des Ortes und Tages 
auch ununterſchrieben der Erklärung räumlich nachfolgen dürfe. 

Die Unterſchrift der Zeugen einer Teſtamentserrichtung 
vor der notariellen Beurkundung, daß „unterſchrieben“ ſei, wahrt 
nach Entſch. Nr. 22 die Erforderniſſe des § 2242 Abſ. 3. . 


Grundlegende Entſcheidungen in Straſſachen. 


I. Entſcheidungen aus 1907 (S. 358 flg. ). 
B. Zur Strafprozeßordnung. 


Die Zuläſſigkeit von Abbildungen zur Ergänzung des 
Urteilstatbeſtandes wird in Nr. 15 eingehend erörtert. 
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Mit den Grenzen zuläſſiger Protokollberichtigungen befaſſen 
ſich Nr. 16, 17. Die letztere Entſcheidung zeigt einen Weg, 
Anderungen des Protokolls ſchon vor Einreichung der Reviſions⸗ 
begründung abzuſchneiden. 

Auf Nr. 21 iſt beſonders hinzuweiſen. Es muß bei Be⸗ 
gründung einer Reviſion jede Wendung ſorgfältig vermieden 
werden, welche die Beſtimmtheit der aufgeſtellten Behauptungen 
abſchwächen könnte. Auch Nr. 22 verdient Beachtung. 

Nr. 25 verneint das Vorliegen einer reformatio in pejus, 
obwohl die neu erkannte Gefängnisſtrafe auf längere Dauer 
ausgeſprochen iſt, als die aufgehobene Verurteilung zu Zuchthaus. 


C. Zu anderen Reichsgeſetzen. 


Nach Nr. 6 wird die Veröffentlichung der Anklageſchrift 
dadurch allein, daß dem Angeklagten „an ihrer Hand“ Vor⸗ 
haltungen gemacht werden, noch nicht „kundgegeben“. 

Nr. 10, 11 befaſſen ſich mit der Frage, inwiefern Zeitungen 
feln fend. zu behandeln und dem Warenzeichenrecht zu unter⸗ 

e ind. 

In Nr. 9 wird der Begriff des Auswanderers 790 

Mit den Grenzen des Poſtregals befaſſen ſich Nr. 20, 
21, 22; mit dem Begriff des öffentlichen Verſicherungsunter⸗ 
nehmens Nr. 24. 


D. Zu anderen Landesgeſetzen. 


Zum Preußiſchen Fürſorgeerziehungsgeſetz ſtatuiert Nr. 2 
die Strafbarkeit der Eltern, die dem aus der Fürſorgeerziehung 
entwichenen Kinde die Aufnahme nicht verſagen. 


II. Entſcheidungen aus 1908 (S. 376 flg.). 


Bemerkenswerte Außerungen über die Beurteilung des 
Alkoholrauſchs unter dem Geſichtspunkte des 8 51 StGB., ins⸗ 
beſondere hinſichtlich des häufig verwandten Kriteriums der 
„finnloſen Trunkenheit“ enthalten die Nr. 2 und 3. 

Nr. 5 läßt wiederum in erfreulicher Weiſe eine ſtrengere 
als die bisher herrſchende Auffaſſung der Offenbarungseides⸗ 
inge is daß di S 

r. 7 bis 10 zeigen, daß die ungemeinen Schwierigkeite 
welche die Anwendung des Unzuchtbegriffs . ber 
reitet, noch lange nicht überwunden find. 

Die Grenzen des elterlichen Züchtigungsrechts werden in 
Nr. 13 nach mehreren Richtungen erörtert. 

Zu den ſchwer zu handhabenden Strafrechtsbegriffen gehört 
auch die Vermögensbeſchädigung beim Betruge. Die Nr. 18 
bis 21, 29 geben eine Reihe befriedigender Löſungen. Nr. 18, 
die de mit der Anfechtung eines vergleichsmäßigen Schuld» 
erlaſſes befaßte, iſt auch zivilrechtlich von Bedeutung. 

Der Begriff des geſchützten Grenzzeichens bildet den 
Gegenſtand der Nr. 24. 

Über die Beſchlagnahmebefugnis der Kriminalbeamten und 
die Weitergabe des einen Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft 
erteilten Auftrags |. Nr. 30. 

Eine praktiſch weittragende einſchränkende Auslegung des 
8 153 GewO. enthält Nr. 35. 

Eine Anwendung des Nahrungsgmittelgeſetzes auf einen 
Vergiftungsverſuch findet ſich in Nr. 37. 

Nr. 38 erhält nicht eben Neues, wird aber wohl ver⸗ 
wendbar ſein, um Anwandlungen allzuenger Auffaſſung der 
Wiſſentlichkeit bei Patent verletzungen entgegenzutreten. 

Nr. 41 ſpricht aus, daß bei Verbindung vollkaufmänniſcher 
mit ſonſtigen gewerblichen Unternehmungen das in letzteren an⸗ 
angelegte Vermögen in den Handelsbüchern nicht fehlen darf, 
aber auch nur als Ganzes angeſetzt zu werden braucht. 

Mit der Anwendung des Weingeſetzes auf Obſtwein be⸗ 
faßt ſich Nr. 43. | 

Nr. 45 ergibt, daß Berichte über Gerichtsverhandlungen 
unter Umſtänden als „wiſſenſchaftliche Ausarbeitungen“ Schutz 
genießen. Kloeppel. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Hülfs kaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Hamm hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 3000 & 
gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die 
reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Zum Stande der Beweislaſtfrage. 
Von Adolf Stölzel, Berlin. 


Unter obiger Mberfchrift führt Rechtsanwalt Dr. Roſen⸗ 
thal (Hamburg) in dieſer Wochenſchrift (1908 S. 257 bis 259) 
aus, daß das 1904 erſchienene Werk Fr. Leonhards über 
„die Beweislaſt“ zwar theoretiſch auf dem Boden der in 
Stölzels „Schulung für die ziv. Praxis“ Bd. 1 vertretenen 
Auffaſſung ſtehe, ja aus derſelben Schlüſſe ziehe, die für 
jene Theorie noch in weiterm Umfange ſprächen, als die 
„Schulung uſw.“ dies hervorhebt, daß aber im praktiſchen 
Erfolge gleichwohl Leonhard der ſogen. Einredetheorie das 
Wort rede. 

Dem dürfte ein Mißverſtändnis zugrunde liegen. Dies 
mag an drei praktiſchen Fällen einfachſter Art dargelegt werden, 
da Roſenthal gerade den vermeintlichen praktiſchen Erfolg der 
Lehre Leonhards betont. 

Erſter Fall: Der Kläger trägt vor, er habe dem Be⸗ 
klagten einen Hut verkauft, deſſen angemeſſener Preis 15 4 
ſei; unter Eideszuſchiebung bitte er den Beklagten zur 
Zahlung von 15 & zu verurteilen. Der Beklagte erwidert 
unter Eidesannahme: den fraglichen Hut habe er allerdings 
vom Kläger gekauft, aber erſt nachdem ihm der Kläger erklärt 
habe, der Hut koſte 12 ; hierüber benenne er a und b als 
Zeugen. Das Gericht vernimmt die Zeugen; dieſe erklären, 
ſie wüßten von der ganzen Sache nichts. 

Was hat zu geſchehen? 

Roſenthal und ſonſtige Anhänger der Einredetheorie ver⸗ 
urteilen ohne weiteres den Beklagten zu 15 , denn der Bes 
klagte hat den ihrer Meinung nach ihm obliegenden Einrede⸗ 
beweis nicht erbracht. Leonhard und die Anhänger der 
Leugnungs theorie müſſen in Übereinſtimmung mit den Aus⸗ 
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führungen der „Schulung uſw.“ zu einem Eide für den 
Beklagten kommen, der dahin geht, daß vor dem Abſchluſſe 
des Hutkaufes der Kläger dem Beklagten erklärt habe, der 
Hut koſte 12 &. Je nach Eidesleiſtung oder Eidesverweigerung 
wird der Beklagte zu 12 oder zu 15 & verurteilt. Leonhard 
entſcheidet alſo hier mit der „Schulung uſw.“ gegen 
Roſenthal. 

Zweiter Fall: Die Parteien verhandeln das nämliche wie 
im erſten Fall mit dem einzigen Unterſchied, daß der Beklagte 
ſtatt Zeugen zu benennen, den Eid zuſchiebt und der Kläger 
ihn annimmt. Dies iſt der dem Bd. 1 der „Schulung uſw.“ 
zugrunde liegende Fall. 


Was hat zu geſchehen? 
Roſenthal mit den Anhängern der Einredetheorie will dem 


Kläger den Eid aufgelegt haben, daß er vor dem Kauf⸗ 
abſchluß nicht erklärt habe, der Hut koſte 12 , Leonhard 
mit der „Schulung uſw.“ und den andern Anhängern der 
Leugnungstheorie fordert den gegenteiligen Eid vom Beklagten. 
Die Eidesfolgen ſind dann dieſelben, wie im erſten Falle. Alſo 
auch hier ſchroffer Gegenſatz zwiſchen Leonhard und Roſenthal. 

Dritter Fall: Die Parteien verhandeln das nämliche wie 
im erſten und zweiten Fall, nur mit dem Unterſchied, daß der 
Kläger zwei Zeugen benennt und der Beklagte dieſelben 
Zeugen mit der Erklärung, jene Zeugen hätten allerdings im 
Laden des Klägers dicht neben den Parteien deren ganzen 
Kaufverhandlungen beigewohnt. 

Die Zeugen werden vernommen und erklären: davon, daß 
bei den Kaufverhandlungen der Kläger 12 % als Preis des 
Hutes angegeben hat, wiſſen wir nichts. 

Was hat zu geſchehen? 

Es wird keinen verſtändigen Richter und keinen Schrift: 
ſteller geben, der etwas Anderes für Recht hielte, als die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zu 15 . Darin dürften die An⸗ 
hänger beider mehrgenannten Theorien, alſo auch Leonhard, 
Roſenthal, Staub und wer ſonſt ſich über die Beweisfrage 
bei Klagen auf den angemeſſenen Preis geäußert hat, einig 
ſein. Der richtige Grund für die Verurteilung iſt aber nicht 
etwa, daß der Beklagte beweisfällig geworden ſei, 
ſondern daß der Kläger den ihm obliegenden Beweis er⸗ 
bracht hat, es ſei zum angemeſſenen Preis, d. h. zu 15 / ges 
kauft. Die Zeugen ſagten ausdrücklich zwar nicht, daß der 
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Kläger bei den Kaufverhandlungen über den Preis geſchwiegen 
habe, ſie ſagten ferner nicht, daß ſie von Anfang bis zu Ende 
der Verhandlungen zugegen waren, auch nicht, daß fie eine 
etwaige Bemerkung des Klägers, der Preis betrage 12 M, 
hätten hören müſſen. Aber nach der Ausſage der Zeugen in 
Verbindung mit dem Parteivorbringen iſt die ſtattgehabte 
Beweisführung dahin zu würdigen, daß das Still⸗ 
ſchweigen des Klägers über einen Preis feſtſteht. Damit hat 
Kläger ſeiner Beweispflicht genügt. Das iſt es, was das 
Reichsgericht in einem Falle, in welchem es vom Kläger den 
Beweis der „Vorbehaltloſigkeit eines Vertrags“ verlangte, mit 
den Worten ſehr zutreffend ausdrückte, der „die Vorbehalt⸗ 
loſigkeit behauptende Beweispflichtige habe einen Vorgang 
darzutun, welcher von einem gemachten Vorbehalt nichts er⸗ 
kennen laſſe“ (RG. 29, 119; Schulung für die ziv. Praxis I, 7, 
S. XXXI). Dieſem Erforderniſſe entſpricht in unſerm Falle 
die Beweisführung. Es wäre denkbar, daß ein ſehr ſtrupulöſer 
Richter noch eine Ergänzung der Beweisführung für erwünſcht 
hielt. Dann wäre hier ein richterlicher Eid für Kläger 
am Platze. 

Die weſentliche, wenn auch unausgeſprochene Grundlage 
der Ausführungen Roſenthals iſt die Wiederholung des auch 
von andern angenommenen, aber unbeweisbaren Satzes, es ſei 
zu vermuten, daß zu angemeſſenem, nicht zu einem verabredeten 
geringern Preiſe gekauft ſei, bis der Käufer die Vermutung 
durch den Beweis der Preisabrede zerſtöre. Wer einen Preis 
verabredet, der iſt nach Roſenthal mit einer levis notae 
macula behaftet, er hat „einen beſonders günſtigen Schnitt“ 
machen wollen, und daß man eine Partei ſtützt, die dergleichen 
tut, „ohne ſich den Beweis für die Abrede zu ſichern, entſpricht 
nicht der Billigkeit“. Viel Glück mit dieſer Auffaſſung wird 
Roſenthal ſchwerlich haben. Sie verweiſt ähnlich, wie das 
Betzinger tut, auf die Erfindung von Tinte und Papier, um 
Preisabreden aufzuſchreiben. Solche Abreden geſchehen nicht, 
weil der Käufer einen Schnitt machen, ſondern weil jeder 
Teil das ihm möglichſt günſtige Kaufgeſchäft machen oder weil 
jeder Teil eine alsbaldige klare Feſtſetzung des Preiſes zur 
Abſchneidung aller Weiterungen haben will. 

Da nach den von Roſenthal ausgezogenen Worten Leon⸗ 
hards „der Kläger alle Tatſachen beweiſen muß, die zur Ent⸗ 
ſtehung ſeines Anſpruchs notwendig ſind“ (actori incumbit 
probatio) !), fo laſſen folgende weitere, auf obige beiden erſten 
Fälle bezüglichen Sätze Leonhards dieſen als Gegner Roſenthals 
erſcheinen: 

„Iſt ſtreitig, welcher Preis verſprochen iſt, ſo muß der 
Kläger es beweiſen; insbeſondere hat er zu beweiſen, . ob 
der übliche Preis zu leiſten iſt (S. 390). Die Üblichfeit gilt 
regelmäßig dann als vereinbart, wenn die Parteien nichts 
anderes ausgemacht haben; fordert der Kläger den an⸗ 
gemeſſenen Preis, ſo muß er auch dieſe negative Vorausſetzung, 
daß nichts anderes beſtimmt iſt, beweiſen. Das iſt auch die 
herrſchende Anſicht in Theorie und Praxis S. 368). 
Irrig iſt die verbreitete Auffaſſung, daß der Kläger ſchon genug 
getan habe, das Beſtehen des Geſchäfts an ſich zu beweiſen“ 

) Leonhard S. 368: „Den Schaden der Ungewißheit muß der 
Kläger tragen“. Alſo in dubio pro reo. 
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(oder — ſetzen wir hinzu — daß es genüge, wenn der Abſchluß 
eines Kaufs über die betreffende Ware unbeſtritten iſt); „denn 
des Klägers Aufgabe erſchöpft ſich nicht darin, überhaupt ein 
Rechtsgeſchäft darzulegen, ſondern er muß ein ſolches dartun, 
das gerade die von ihm beabſichtigte Wirkung erzeugt; der 
Nachweis, daß irgend ein Kauf abgeſchloſſen iſt, läßt nicht 
die geringſten Schlüſſe darauf zu, daß er gerade die hier frag⸗ 
lichen Elemente der Wirkſamkeit oder des Inhalts gehabt habe 
(S. 277). Der Gegner des Beweisführers muß ... feine Bes 
ſtreitung der zu beweiſenden Tatſache durch beſtimmte Angaben 
motivieren. Freilich trifft den Kläger nun immer noch 
der Beweis, daß dieſe Abreden nicht getroffen ſind.“) 
Aber der Beweis der Negative braucht nicht direkt geführt zu 
werden; es genügt (z. B. bei geltend gemachtem Einwande, daß 
eine Wohnung nur bedingt gemietet ſei), daß der Kläger ſchlechthin 
die Abgabe einer ſchlichten Vertragserklärung, den reinen Ab⸗ 
ſchluß beweiſt.“) ... Dem entſprechend kann man den Eid (des 
Beklagten) dahin faſſen: ich ſchwöre, daß ich die Wohnung 
nur unter der von mir behaupteten Bedingung gemietet habe“ 
(S. 284 bis 285). 4) 

Zum Schluſſe beruft ſich Roſenthal auf ein Reichsgerichts⸗ 
urteil vom Januar 1904 (RG. 57, 49) und erklärt daraufhin, 
den in der Vorrede der 5. Auflage der „Schulung uſw.“ aus⸗ 
geſprochenen Satz, daß das Reichsgericht in allen entſcheidenden 
Sätzen genau mit dem zuſammentreffe, was in Bd. 1 der 
„Schulung uſw.“ entwickelt ſei, bedürfe der Berichtigung in einer 
ferneren Auflage der „Schulung uſw.“. 

Dieſer Punkt iſt aber längſt erledigt, freilich wohl nicht in 
dem von Roſenthal gewünſchten Sinne. Roſenthal kennt die 
„Schulung uſw.“ nur bis zur 5. Auflage (1902). Eine 6. Auflage 
erſchien 1904 (vor dem Reichsgerichtsurteil vom 11. Januar 1904). 
Dies Urteil, überhaupt die Stellungnahme des Reichsgerichts 
ſeit 1880 zur Leugnungstheorie, beſprach deshalb der Verfaſſer 
der „Schulung“ geſondert, und zwar ausführlich in der 
Z3ZivPr. 35, 1 bis 64 (1905). Als dann 1906 der 1. Bd. 
der „Schulung“ in 7. Auflage erſchien, berief ſich die Vor⸗ 
rede S. VI auf den in letzterem Aufſatze enthaltenen Nachweis, 
daß von den Zitaten des Urteils des Jahres 1904 nicht 
ein einziges dem VI. Senat zur Stütze der gefällten Entſcheidung 
dienen könne, und daß das Urteil eine gefährliche Rückwärts⸗ 
bewegung gegenüber der vom Reichsgericht ſeit 1880 beobachteten 
Rechtſprechung bedeute. 

Danach iſt nicht, wie Roſenthal annimmt, bedenklich, was 
das Reichsgericht in ſeiner Begründung des Urteils von 1884 
ausführt, wohl aber ſehr bedenklich, was es im Widerſpruch 
mit vielem früheren 1904 ſagt. Inzwiſchen hat dann noch 
Leonhard ſich ſpeziell in der 3 R. 60, 57 ff. über die 
„Schulung“ Bd. 1 anläßlich deren 7. Auflage geäußert, 
ohne auch nur das Mindeſte von dem Gegenſatze kund zu 
geben, in den ihn Roſenthal zum Verfaſſer der „Schulung“ 
zu bringen ſucht. 

Die nach Roſenthals Meinung „treffliche” allgemeine Dar⸗ 
legung Staubs über die Bedeutung von Dispoſitivgeſetzen für 


9) Das ſchlägt ein für die Fälle 1 und 2. 
9) Das ſchlägt ein für den Fall 3. 
) Das ſchlägt wieder ein für den Fall 2. 
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den Prozeß haben die Bearbeiter der Neuauflage des Staubſchen 
Kommentars zum HGB. als außerhalb des Rahmens ihrer 
Aufgabe liegend nicht aufgenommen. An der Richtigkeit jener 
Darlegung ſcheinen ſie hiernach doch einigen Zweifel zu 
hegen. 
Mit allen dieſen literariſchen Vorgängen ſeit 1904 iſt 
Roſenthal erſichtlich nicht vertraut geweſen. 

Roſenthal empfiehlt — und darin dürfte der Kern ſeiner 
Aus führungen liegen —, daß möglichſt der Richter aus Wahr⸗ 
ſcheinlichkeits⸗ oder Billigkeitsgründen unter Beiſeitelaſſung des 
zugeſchobenen Eides auf den richterlichen Eid erkenne. 
Damit würde ſich allerdings der Richter die Beantwortung der 
Beweislaſtfrage vielfach erſparen, aber auf das Bedenkliche 
ſolcher richterlichen Eide weiſt die „Schulung“ Bd. I, 7 
S. 190, 268 hin. Auch ſpricht ſich nicht etwa das Reichs⸗ 
gerichtsurteil von 1904 für einen richterlichen Eid aus, 
ſondern es unterſucht lediglich vom Standpunkt der Beweislaſt 
aus, wem der zugeſchobene Eid gebühre. Die zu dieſem 
Punkte getroffene Entſcheidung des Reichsgerichts mißbilligt 
Leonhard (Beweislaſt S. 397 zu § 609 BGB.) in Tibers 
einſtimmung mit dem oben zitierten Aufſatz der ZZivPr. 
und mit der „Schulung“. Danach erſcheint auch hier Leonhard 
als Gegner Roſenthals. Ebenſo aber das Reichsgerichtsurteil 
von 1904; denn es hält im Fragefalle nicht etwa für richtig, 
aus Wahrſcheinlichkeits⸗ oder Billigkeitsgründen einen richter⸗ 
lichen Eid aufzulegen und damit die Entſcheidung über die 
Beweislaſt als zur Seite liegend auszuſchalten, ſondern es hält 
gerade letztere Entſcheidung für unerläßlich und erwägt deshalb 
ausſchließlich, welcher Partei nach den Beweislaſtregeln der 
Schiedseid zufallen muß. 


Zur Lehre vom mittelbaren Beſitz. 
Von Rechtsanwalt Dr. Em. Przibilla, Cöln. 


Die Frage, ob der Veräußerer einer unter Eigentums⸗ 
vorbehalt übergebenen beweglichen Sache als mittelbarer Beſitzer 
zu betrachten ſei, wird von Thieſing im ArchBürgR. 20, 
240 ff. verneint, von Pudor und Geißler im Jahrgang 1905 
314, 521 f. d. Z. in Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts mit Recht bejaht. (Vgl. RG. 54, 397; 
Kober, Sachenrecht, S. 56; Neumann, Handausgabe des 
BGB., § 868, Dernburg, Sachenrecht, 8 1021, S. 346 
und 8 13 S. 53 Anm. 5; Kniep, Der Beſitz des BGB., 
S. 256; abw. Planck, Sachenrecht, S. 62; Biermann, 
Sachenrecht, S. 35; Endemann, Sachenrecht, 8 32 S. 161 
Anm. 5.) 

Da nun die Richtigkeit des Ergebniſſes, zu dem Pudor 
und Geißler gelangen, von keiner Seite mit hinreichenden 
Gründen in Zweifel geſtellt wird, ſo läge kein Anlaß vor, 
nochmals auf die beiden Abhandlungen zurückzukommen, wenn 
ihre Verfaſſer nicht, was allerdings durch ihre Aufgabe geboten 
war, auch die Lehre vom mittelbaren Beſitz in den Kreis ihrer 
Betrachtung gezogen hätten. Bei der Behandlung dieſes Themas 
jedoch haben die Autoren ohne näheres Eingehen auf die 
Spezialliteratur eine Reihe von Behauptungen aufgeſtellt, deren 
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Berichtigung als notwendig erſcheint.!) Dieſe Richtigſtellung 
ſoll im folgenden mit einer kurzen Erörterung über die 
konſtitutiven Elemente des mittelbaren Beſitzes verbunden 
werden.“) 

Die Lehre vom mittelbaren Beſitz gehört bekanntlich zu 
den beſtrittenſten Lehren unſeres geſamten bürgerlichen Rechts. 
Die Kommiſſionsprotokolle (Prot. 3, 332) nennen den mittel⸗ 
baren Beſitz ein Inſtitut von zweifelhaftem Charakter. Ein 
Blick in die Literatur beſtätigt dieſes Urteil vollauf. Die ver⸗ 
ſchiedenſten Anſichten ſtehen einander gegenüber, faſt jeder im 
Geſetz nicht beſonders erwähnte Fall iſt beſtritten, faſt jeder 
Schriftſteller findet das Kriterium des mittelbaren Beſitzes in 
einem anderen rechtlichen Moment. Darüber freilich ſind ſich 
alle klar, daß zum mittelbaren Beſitz ein Doppeltes gehört, 
nämlich ein unmittelbarer Beſitz im Sinne des § 854 und ein 
Rechtsverhältnis der im 8 868 näher bezeichneten Art. Auch 
beſteht allgemeines Einverſtändnis darüber, daß der unmittel⸗ 
bare Beſitzer dem mittelbaren gegenüber vermöge des Rechts⸗ 
verhältniſſes auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet 
fein muß. Aber das Geſetz verlangt mehr. § 868 ſagt, das 
Rechtsverhältnis, in dem der unmittelbare Beſitzer zum mittel⸗ 
baren ſteht, müſſe dem eines Nießbrauchers uſw. ähnlich fein, 
und gerade hierin, in der Erklärung des Wortes „ähnlich“ 
liegt die Hauptſchwierigkeit für die Auslegung des § 868, der 
Grund für die verſchiedenen Auffaſſungen in der bisherigen 
Literatur. Aus der faſt kaleidoskopartigen Buntheit der An⸗ 
ſichten haben nun Pudor und Geißler einige herausgegriffen, 
deren Unrichtigkeit meines Erachtens unſchwer zu beweiſen iſt. 

Pudor findet die im § 868 erforderte Ahnlichkeit darin, 
daß der mittelbare Beſitzer dem unmittelbaren die Sache 
gewiſſermaßen anvertraut haben müſſe. Dieſe von Strohal, 
Iherings J. 38, 59 aufgeſtellte und von einer großen Zahl von 
Schriftſtellern wie Matthiaß, Turnau⸗Förſter, Gaertner, Bartel, 
Eller, Wedell, Schoen, Stemann, Franke, früher auch von 
Endemann vertretene Anſicht wird von Geißler mit Recht 
zurückgewieſen. Das von Strohal verlangte Kriterium trifft 
nämlich in einer ganzen Reihe von Fällen nicht zu. Nicht nur 
beim Beſitzerwerb durch Stellvertreter, ſondern auch dann, wenn 
der Beſitzmittler zufolge gerichtlicher Einweiſung (3. B. als 
Zwangs⸗, Nachlaß⸗, Konkursverwalter, Gerichtsvollzieher) oder 
kraft eines eigenen Rechts (3. B. als Ehemann, als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker) den Beſitz erwirbt, kann von einem Anvertrauen 
des Beſitzes von ſeiten des mittelbaren Beſitzers keine Rede 
ſein. Und doch iſt in allen dieſen Fällen, wie dies auch Strohal 
und die meiſten tun, mittelbarer Beſitz anzunehmen. (Vgl. 
Strohal a. a. O. S. 21; gegen ihn auch Fr. Leonhard, Ver⸗ 

) Eine kleine Ungenauigkeit ſei ſchon hier berichtigt. So hat 
es nach der Darſtellung bei Geißler den Anſchein, als habe Endemann 
die Theorie aufgeſtellt, der mittelbare Beſitzer müſſe die Sache dem 
unmittelbaren anvertraut haben. Dies iſt jedoch nicht der Fall. Die 
Theorie rührt vielmehr von Strohal her, der ſie zuerſt in ſeiner 
grundlegenden Abhandlung über den „Sachbeſitz des BGB.“ in 
Iherings J. 38, 1 ff. begründet hat. 

) Im Rahmen d. Z. können natürlich nur einige Grundzüge 
gegeben werden. Vgl. im übrigen Przibilla, Erwerb und Verluſt des 
mittelbaren Beſitzes uſw., Bonn 1905; ferner Erwerb des mittelbaren 
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tretung beim Fahrniserwerb, S. 60f., Iſay, Geſchäftsführung 
nach dem BGB., S. 274.) 

Weniger willkürlich als die von Strohal aufgeſtellte Theorie 
iſt die Auffaſſung des Reichsgerichts, der Geißler im allgemeinen 
zuſtimmt. Es verlangt, daß durch ein konkret beſtimmtes obli⸗ 
gatoriſches oder infolge von Beſtellung eines dinglichen Rechts 
an der Sache entſtandenes dingliches Rechtsverhältnis ein 
Nutzungsrecht oder eine Verwaltungspflicht des ſein Recht 
zum Beſitze von dem anderen ableitenden unmittelbaren Beſitzers 
begründet ſei. (RG. 49, 173, vgl. auch Urteil des Kammer⸗ 
gerichts vom 13. Juni 1902, Mugdan 5, 149.) Dieſe Anſicht, 
die im weſentlichen auf die Meinung Plancks, Kommentar § 868, 
der unmittelbare Beſitzer müſſe ſein Recht zum Beſitze von dem 
mittelbaren Beſitzer ableiten, zurückzuführen iſt, findet auch im 
Wortlaut der 88 941, 986, 991 eine gewiſſe Stütze. Dieſe 
Paragraphen ſprechen nämlich von dem mittelbaren Beſitzer, von 
dem der unmittelbare ſein Recht zum Beſitze ableitet. Es liegt 
hier jedoch, worauf bereits Wolff hingewieſen hat, lediglich ein 
redaktionelles Verſehen vor. (Wolff, Das Recht zum Beſitze, 
Feſtgabe der Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin für R. Koch.) 
Davon, daß z. B. der Konkursverwalter, der Gerichtsvollzieher, 
der Vormund oder der Teſtamentsvollſtrecker ihr Recht zum 
Beſitze von dem mittelbaren Beſitzer ableiten, kann keine Rede 
ſein, und doch ſind dieſe Perſonen nach der herrſchenden, 
übrigens auch von Planck vertretenen Meinung Beſitzmittler. 

Der Grundauffaſſung Strohals nähert ſich Geißler, wenn 
er glaubt, man müſſe von dem Herausgabeanſpruch, der dem 
mittelbaren Beſitzer zuſteht, ausgehen, um zu einer Löſung der 
Frage nach der vom Geſetz im 8 868 geforderten Ahnlichkeit 
zu gelangen. Denn auch Strohal, S. 18, legt dem Heraus⸗ 
gabeanſpruch eine entſcheidende Bedeutung bei, und er ſtellt 
das Erfordernis des Anvertrauens nur deshalb auf, weil er 
erkennt, daß der erwähnte Anſpruch allein für den Begriff des 
mittelbaren Beſitzes nicht genügt. S. 59 f. bezeichnet Strohal 
den Herausgabeanſpruch geradezu als den „Kern, an welchen 
ſich die Rechtsfolgen des mittelbaren Beſitzes anſetzen“, und 
er befindet ſich hierbei in Übereinſtimmung mit einer Reihe 
namhafter Schriftſteller. (Vgl. z. B. Biermann a. a. O. 8 868; 
Windſcheid⸗Kipp, Lehrbuch des Pandektenrechts, S. 698; Gierke, 
Gutachten, Verhandlungen des 24. Juriſtentages, Bd. 3 S. 33; 
Kniep a. a. O. S. 165 ff.) Allein auch dieſe Auffaſſung iſt 
unzutreffend. Denn mittelbarer Beſitz kann vorhanden ſein 
ohne Anſpruch auf Herausgabe der Sache. (Planck, § 868, 5; 
Coſack, Sachenrecht, § 185 S. 64.) Es genügt nämlich, wie 
ſpäter noch zu zeigen ſein wird, für den mittelbaren Beſitz ein 
putatives Schuldverhältnis unter den beteiligten Perſonen, 
wobei von einem Anſpruch auf Herausgabe im Sinne der 
85 868, 870 keine Rede fein kann. Gierke, der in feinem 
Gutachten S. 33 behauptet: „Ein Merkmal, das nicht fehlen 
darf, iſt der dem mittelbaren Beſitzer gegen den unmittelbaren 
Beſitzer zuſtehende Anſpruch auf Herausgabe der Sache“, zeigt 
ſelbſt auf der nächſten Seite die Unrichtigkeit ſeiner Anſicht an 
einem treffenden Beiſpiel: „Hat jemand irrtümlich ſeine eigene 
Sache als Pfand genommen oder gemietet, ſo bleibt zunächſt 
bei dem Verpfänder oder Vermieter mittelbarer Beſitz zurück, 
obſchon der vermeintliche Anſpruch auf Rückgabe in Wahr⸗ 
heit nicht beſteht.“ Jedenfalls dürfte es aber unrichtig ſein, in 
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dem Herausgabeanſpruch den Kern oder den eigentlichen Träger, 
mit andern Worten alſo das Weſen des mittelbaren Beſitzes zu 
erblicken. Nicht nur die Behandlung des mittelbaren Beſitzes als 
eines ſachen rechtlichen Inſtituts ) macht eine ſolche Auffaſſung 
unmöglich, ſondern ſchon die vom Geſetz gewählte Bezeichnung. 
„Beſitz“ iſt das Hauptwort, zu dem das Wort „mittelbar“, 
welches das Rechtsverhältnis zwiſchen den beiden Beſitzern an⸗ 
deuten ſoll, lediglich als Adjektivum hinzutritt. Danach iſt der 
Beſitz als das Weſentliche aufzufaſſen. Beſitz aber bedeutet 
eine hier nicht näher zu definierende Herrſchaft über eine Sache, 
nicht oder richtiger nicht nur eine Herrſchaft über eine Perſon. 
Das Weſen einer Sachherrſchaft erſchöpft ſich nicht in einem 
einzelnen obligatoriſchen Anſpruch, ſondern hat notwendig ab⸗ 
ſoluten Charakter (vgl. Kniep S. 8, Jahrbuch des deutſchen 
Rechts 2, 1 S. 524). Es erſcheint übrigens auch ſonderbar, 
gerade das als Kern des mittelbaren Beſitzes herauszuſchälen, 
was in erſter Linie zu ſeiner Beendigung dient; denn der mittel⸗ 
bare Beſitz erliſcht für den mittelbaren Beſitzer, ſobald der An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe verwirklicht oder übertragen wird. 

Wie die meiſten Schriftſteller, die von der Notwendigkeit 
des Herausgabeanſpruchs ausgehen, verſucht auch Geißler die 
für den mittelbaren Beſitz weſentlichen Vorausſetzungen feſt⸗ 
zulegen, indem er dem für ſich allein nicht genügenden Er⸗ 
fordernis des Herausgabeanſpruchs ein weiteres Element hin⸗ 
zufügt, durch das die vom Geſetz verlangte Ahnlichkeit her⸗ 
geſtellt werden ſoll. Im Anſchluß an Fr. Leonhard findet er 
das eigentliche Charakteriſtikum des mittelbaren Beſitzes in dem 
vermögensrechtlichen Intereſſe, das dem mittelbaren Beſitzer 
bezüglich der Sache zur Seite ſteht. „Erſt durch dieſes Er⸗ 
fordernis, daß der Beſitzmittler aus dem Vermögen des mittel⸗ 
baren Beſitzers erworben hat, wird der Begriff klargeſtellt und 
erklärt ſich auch der Herausgabeanſpruch. Immer erwirbt der 
Mittler Beſitz auf Koſten des fremden Vermögens, und 
immer bringt daher der mittelbare Beſitzer ein Vermögens⸗ 
opfer.“ (Fr. Leonhard a. a. O. S. 61; vgl. auch Kober a. a. O. 
S. 52; Eger, Vertretung beim Eigentumserwerb an beweglichen 
Sachen, S. 21 ff.)“) Daß aber auch dieſe Theorie unrichtig 
iſt, und daß der Erwerb des mittelbaren Beſitzes für den 
mittelbaren Beſitzer keineswegs immer mit einem Vermögens⸗ 
opfer verbunden iſt, zeigen die folgenden Beiſpiele: 

1. Ich ſchenke meinem Freund ein Buch, behalte es aber 
noch eine Zeitlang als Entleiher, um es auszuleſen. § 930. 

2. Ein stud. jur. bittet feinen Onkel in der Univerfitäts 
ſtadt um Geld, um ſich ein Corpus Juris anzuſchaffen. Der 
Onkel erwidert, er halte es für zweckmäßig, ſeinem Neffen ſtatt 
des Geldes gleich das Corpus Juris zu ſchenken; er geht in 
die Buchhandlung, von der ſein Neffe ſeine Bücher zu beziehen 
pflegt, und kauft dort im Namen und im Einverſtändnis ſeines 
Neffen das gewünſchte Werk. Dadurch erwirbt der Student 
unbeſtrittenermaßen mittelbaren Beſitz und Eigentum an dem Buch. 

3. Der Gerichtsvollzieher pfändet. Zweifellos erlangt der 
beauftragende Gläubiger dadurch mittelbaren Befitz an den 


) Vgl. Kohler, Zur Beſitzlehre, Arch ZZivPrax. 69, 180; Wind» 
ſcheid⸗Kipp a. a. O. SS 37, 38, 41; Coſack a. a. O. S. 54, 68, 76f. 

) Planck, auf den Geißler ſich ebenfalls beruft, ſpricht ſich 
über die Theorie Leonhards gar nicht aus. 
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gepfändeten Sachen. (Dernburg a. a. O. § 14, 58; Ed, Bor 
träge, Bd. 2 S. 13; Kniep S. 143 f.; Buhl, Recht der beweg⸗ 
lichen Sachen, S. 23; Gaupp⸗Stein, ZPO. § 808; Mothes, 
Recht der Beſchlagnahme, S. 101 ff.; ROG. 2, 267.) 

4. Für den Vertretenen entſteht mittelbarer Beſitz auch 
dann, wenn z. B. der Bevollmächtigte ein indebitum einkaſſiert 
oder wenn etwa der von ihm abgeſchloſſene Kaufvertrag nichtig 
iſt und alſo die actio venditi gar nicht entſteht. (Iſay a. a. O. 
S. 275; vgl. auch Weidemann, Der mittelbare Beſitz, S. 18.) 

In allen dieſen Fällen entſteht mittelbarer Beſitz, ohne 
daß der mittelbare Befitzer ein Vermögensopfer erleidet. Damit 
iſt aber die Unrichtigkeit der Anſicht Leonhards und Geißlers 
dargetan. 

Es genügt ſomit keine der von Pudor und Geißler er⸗ 
wähnten Theorien zur Feſtſtellung der notwendigen Voraus⸗ 
ſetzungen des mittelbaren Beſitzes. Dasſelbe läßt ſich aber 
auch von den meiſten anderen in der Literatur vertretenen 
Theorien ſagen, welche die objektiven Erforderniſſe des mittel⸗ 
baren Befiges zu beſtimmen ſuchen. Dieſes Ergebnis läßt es 
als naheliegend erſcheinen, die richtunggebenden Geſichtspunkte 
überhaupt nicht in objektiven, ſondern in ſubjektiven 
Momenten zu ſuchen, und dies führt in der Tat zum Ziel. 
Wenn das Geſetz ſagt: „Beſitzt jemand eine Sache als Nieß⸗ 
braucher, Pfandgläubiger, Pächter uſw.“, ſo iſt damit keines⸗ 
wegs geſagt, der Beſitzmittler müſſe nun auch objektiv in jeder 
Beziehung die Stellung, die Rechte und Pflichten eines Nieß⸗ 
brauchers uſw. haben. 8 868 ſtellt damit vielmehr, wie 
Planck S. 61, 63 mit Recht hervorhebt, ein ſubjektives Er⸗ 
fordernis auf, das bereits beim Vorliegen eines putativen 
Rechtsverhältniſſes gegeben iſt. Es iſt ſomit die objektive 
Gültigkeit des dem unmittelbaren Beſitz zugrunde liegenden 
Rechtsverhältniſſes nicht erforderlich, es genügt, daß der 
Mittler ſubjektiv als Nießbraucher, als Mieter uſw. beſitzt. 
(Herrſchende Lehre.) Dies gilt ſowohl bei Anfechtbarkeit wie 
auch bei Nichtigkeit des für den Beſitz kauſalen Rechtsverhält⸗ 
niſſes. Bewohnt jemand z. B. als Mieter eine Etage, ſo iſt 
es für die Frage nach dem mittelbaren Beſitz des Vermieters 
völlig irrelevant, ob der Mietvertrag nichtig iſt. Solange der 
Mieter die Wohnung als eine gemietete behandelt und den 
Vermieter als ſolchen anerkennt, bleibt dieſer mittel⸗ 
barer Beſitzer. Die Anerkennung von ſeiten des Mieters 
erſetzt die Gültigkeit des Vertrages. Entſprechendes iſt aber 
auch in allen anderen Fällen anzunehmen. Dabei gilt 
die einmal erfolgte Anerkennung nach allgemeinen Grundſätzen 
natürlich auch für die Zukunft als fortbeſtehend, ſolange nicht 
das Gegenteil aus beſtimmten Handlungen oder Willens⸗ 
erklärungen des Beſitzmittlers zu entnehmen iſt. Dies iſt von 
beſonderer Wichtigkeit für den Fall der Erbfolge in den Ver⸗ 
mittlungsbeſitz, wo ein „anerkennen“ vielfach ſchon aus dem 
Grunde unmöglich iſt, weil es an dem dazu erforderlichen 
„kennen“ fehlt. Der Erbe weiß vielleicht noch gar nichts 
von dem Todesfall, dennoch iſt er Beſitzmittler. — Umgekehrt 
ſind für den mittelbaren Beſitz alle objektiven Vorausſetzungen 
ungenügend, wenn das ſubjektive Moment der Anerkennung auf 
ſeiten des unmittelbaren Beſitzers fehlt. Es verpfändet jemand 
ſeine Uhr. Der Pfandleiher, der die Uhr für ſich benutzt, 
behauptet ſpäter, als der Verpfänder die Uhr zurückverlangt, er 
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habe ſie verloren. A. ſchickt B. auf ſeine Bitte hin ein Buch, 
um es ihm zu leihen. B. glaubt irrtümlich, es handle ſich um 
ein Geſchenk ſeines Freundes C., und beſitzt das Buch als 
geſchenkt; oder B. behauptet nach Abſchluß des Leihvertrages 
A. gegenüber zu Unrecht, er ſei Eigentümer des Buches. Hier 
kann nirgends von einem mittelbaren Beſitz mehr die Rede ſein, 
weil der unmittelbare Beſitzer nicht den Willen hat, als Pfand⸗ 
gläubiger oder als Entleiher auf Zeit zu beſitzen. Daran ver⸗ 
mag auch die Gültigkeit des Rechtsverhältniſſes nichts zu 
ändern. 
Das entſcheidende Kriterium des mittelbaren Beſitzes liegt 
ſomit in einem ſubjektiven Moment. Demgegenüber kommen 
die objektiven Erforderniſſe weit weniger in Betracht. Das 
wichtigſte von dieſen liegt darin, daß das Rechtsverhältnis, 
auf Grund deſſen der Beſitzmittler die Sache in unmittelbarem 
Beſitz hat, konkret beſtimmt fein muß. Dies iſt ins beſondere 
für das constitutum possessorium von Bedeutung. In 
Übereinſtimmung mit der bereits vor dem Inkrafttreten des 
BGB. herrſchenden, vor allem durch Exner begründeten Lehre 
wird heute allgemein angenommen, daß ein abſtraktes Konſtitut, 
alſo die bloße Vereinbarung, daß der Erwerber einer Sache 
mittelbarer Beſitzer werden ſolle, zum Erwerb des mittelbaren 
Beſitzes nicht genügt. (Vgl. Kohler, Vertrag und Übergabe; 
Arch BürgR. 18, 73 ff.; Planck, Biermann, zu 88 868, 930; 
Strohal 92, Mot. 3, S. 97 ff., 335; Prot. 3, 198; RG. 49, 173; 
54, 398; JW. 02, 10; Kammergericht, Urt. vom 2. 12. 1902, 
Mugdan 8, 191.) Es iſt ſomit für die Begründung des mittel⸗ 
baren Beſitzes weſentlich, daß die Parteien eine Leihe, einen 
Nießbrauch, einen Verwahrungsvertrag oder ein ſonſtiges konkret 
beſtimmtes Rechtsverhältnis im Sinne des 8 868 vereinbaren 
oder doch wenigſtens zu vereinbaren glauben. 

Die Entſtehungsarten des mittelbaren Beſitzes, die hier 
nur angedeutet werden können, find Vertrag und Geſetz. Der 
Vertrag kann einen mittelbaren Beſitz unmittelbar ins Leben 
rufen, wie z. B. im Falle des Konſtituts neu begründen, oder 
einen beſtehenden Beſitz übertragen, § 870, endlich aber auch 
die Entſtehung des mittelbaren Beſitzes nur vorbereiten. Letzteres 
trifft immer dann zu, wenn die Beſitzübertragung ſpäter eintritt 
als die obligatoriſche Wirkung des Vertrages: der Mieter, der 
die Wohnung zum 1. Januar gemietet hat, zieht erſt am 15. ein. 
— Unter Begründung des mittelbaren Beſitzes durch Geſetz ſind 
außer der Erbfolge noch die Fälle zu verſtehen, in denen jemand 
kraft eines eigenen Rechts, z. B. als Ehemann, als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker oder aber zufolge eines Amtes, wie z. B. als 
Konkursverwalter, Gerichtsvollzieher, Nachlaß⸗ oder Zwangs⸗ 
verwalter Sachen in ſeinen Beſitz nimmt. 

Von dieſen Entſtehungsarten dürfte auszugehen ſein, wenn 
der Verſuch gemacht werden ſoll, die für den mittelbaren Beſitz 
weſentlichen Vorausſetzungen feſtzulegen. Auch das Reichsgericht 
geht augenſcheinlich, um eine zu allgemeine Formulierung zu 
vermeiden, von dieſem Geſichtspunkt aus. Danach aber dürfte 
folgendes richtig ſein: 

Vorausſetzung des mittelbaren Beſitzes iſt, daß jemand 
auf Grund eines von ihm anerkannten konkret beſtimmten, durch 
Vertrag oder Geſetz begründeten Rechtsverhältniſſes, vermöge 
deſſen er einem andern gegenüber auf Zeit zum Beſitze berechtigt 
oder verpflichtet iſt, eine Sache in unmittelbarem Beſitz hat. 
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Iſt dieſe Vorausſetzung gegeben, fo iſt der andere mittelbarer 
Beſitzer. (Im Ergebnis im weſentlichen übereinſtimmend 
Neumann, $ 868; Bendix, Beſitzlehre nach dem BGB., Recht 
4. Jahrg. S. 46.) | 


Bedingte Begnadigung oder bedingte Verurteilung. 
Von Rechtsanwalt Dr. R. Fürſt in Heidelberg. 


Eine Stellungnahme der deutſchen Anwaltſchaft als ſolcher 
zu den Vorarbeiten für die Abänderung der StpO. iſt wohl 
nicht zu erwarten. Dem deutſchen Anwaltstage ſcheint nicht 
angeſonnen werden zu ſollen, zu dieſem ſo wichtigen und die 
eigenſte Tätigkeit des Rechtsanwalts berührenden Vorhaben 
ſich zu äußern; Anwendungen, die hierzu gegeben wurden, 
ſind ungehört verhallt. So wird es Sache vielleicht der 
Anwaltskammern und jedenfalls der Anwaltsvereinigungen, 
namentlich in den größeren Städten ſein, ſich zu betätigen, 
und zum anderen wird die Rechtsanwaltſchaft dadurch mitwirken 
können, daß ſie in der Fachpreſſe ihre Anſichten über die Ab⸗ 
änderungs⸗ und Nichtabänderungsvorſchläge zur Geltung bringt. 

Leider hat die von der Reichsregierung berufene Kommiſſion 
ſich, wie in gar manchen anderen Punkten für Nichtabänderung 
entſchieden in der Frage, ob die bisher im Verwaltungswege 
eingeführte „bedingte Begnadigung“ nicht durch die „bedingte 
Verurteilung“ erſetzt werden ſoll. Sie hält die Beibehaltung 
des bisherigen Zuſtandes für das wünſchenswertere. Dieſer 
Beſchluß muß wohl als bedauerlich bezeichnet werden. Faſt 
noch bedauerlicher aber iſt die Begründung, welche demſelben 
in den gedruckten Protokollen beigegeben iſt. Hier wird nämlich 
zur Rechtfertigung des Beſchluſſes im weſentlichen ausgeführt, 
das Intereſſe gleichmäßiger Behandlung gebiete, die Entſchließung 
dem erkennenden Gerichtshofe zu entziehen und der Zentral⸗ 
inſtanz zu überlaſſen. 

. Diefe Rechtfertigung lieſt ſich faſt wie ein Mißtrauens⸗ 
votum gegen die Gerichte; es klingt faſt, als ob geſagt werde, 
man traue dem Strafrichter nicht die Fähigkeit zu, in der 
Beurteilung der Einzelfälle das Richtige zu treffen und es 
müſſe deshalb die Entſchließung hierüber einer anderen Behörde 
überlaſſen werden. 
aber: ihn richten. 

Wenn dem Strafrichter die Entſcheidung darüber in die 
Hand gegeben iſt, ob und in welchem Umfange die Schuld 
des Angeklagten als erwieſen angeſehen werden muß, ob ihm 
mildernde Umſtände zugebilligt oder verweigert werden ſollen, 
ob aus dem häufig ſo weiten Strafrahmen die Strafe nahe 
der unteren oder der oberen Grenze gegriffen, ob auf Gelb- 
oder Freiheitsſtrafe erkannt werden ſoll, ſo kann ebenſo ſeinem 
gewiſſenhaften Ermeſſen es überlaſſen werden, ob die Wohltat 
des durch Wohlverhalten bedingten Strafaufſchubs dem An⸗ 
geklagten gewährt oder verſagt werden ſoll. 

Es wird ja, wenn der Grundſatz der bedingten Verurteilung 
eingeführt werden ſoll, notwendig ſein, daß das Geſetz ſelbſt 
für die Zulaſſung des bedingten Strafaufſchubes im Richterſpruch 
gewiſſe Vorausſetzungen als unerläßlich aufſtellt. Ob dann 
innerhalb des alſo geſtellten Rahmens im Einzelfalle von der 
Wohltat Gebrauch zu machen iſt, wird der Strafrichter wohl 
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davon abhängig zu machen haben, ob er ſich ſchon von dem 
Ausſpruche des Strafurteils eine beſſernde Wirkung auf den 
Angeklagten verſpricht, und weiter davon, welches die Beweg⸗ 
gründe zu der ſtrafbaren Verfehlung waren, ob dieſe nicht 
durch Verführung, durch die ſozialen Verhältniſſe uſw. in einem 
milderen Lichte erſcheinen. 

Gerade alle dieſe Umſtände aber wird der Richter, der 
den Angeklagten ſieht, dem alle Erhebungen vor Augen, und 
nicht nur in geſchriebenen Worten in den Akten, vorgeführt 
werden, am beſten zu beurteilen, verſtehen; und wenn die neue 
Aufgabe, die dem Richter dadurch erwächſt, dazu führt, daß 
mehr als bisher auf dieſe Geſichtspunkte Wert gelegt wird, ſo 
kann dies unſerer Strafrechtspflege nur zum Vorteil gereichen. 

Wir dürfen von unſerem Richterſtande wohl erwarten, 
daß er ſich der neuen Aufgabe gerne unterziehen und ihr völlig 
gerecht werden wird. Die Verweiſung auf die ungleiche Höhe 
der Prozentziffern der bedingten Verurteilung in den Gebieten 
der einzelnen franzöſiſchen Appellhöfe, auf welche die Kommiſſion 
zur Begründung ihre Anſicht abhob, iſt allein kein Gegen⸗ 
argument. Denn ſie beweiſt noch nicht, daß die Gerichte das 
ihnen gewährte Recht verſchieden handhabten; es iſt vielmehr 
auch wohl möglich, daß die Anwendung der gleichen Grundſätze 
durch die Verſchiedenheiten des Lebens und der Straffälle zu 
ganz auffällig verſchiedenen Ergebniſſen in den einzelnen 
Gerichts bezirken führen konnten. Was ſoll man denn befürchten? 
daß der Richter auch in unangemeſſenen Fällen von der bedingten 
Begnadigung Gebrauch macht? dagegen ſchützen die Schranken, 
die das Geſetz ziehen wird und die Berufung, die die neue 
StPO. hoffentlich für alle Strafurteile bringen wird, und die 
der Staatsanwaltſchaft auch gegenüber der Zulaſſung des 
bedingten Strafaufſchubes gewährt werden kann, ebenſo wie 
dem Angeklagten gegen deſſen Verſagung, vor allen Dingen 
aber die Tatſache, daß, wenn der Verurteilte ſich in Bälde 
wiederum verfehlt und damit des Strafaufſchubes unwürdig 
erzeigt, ja die Strafe vollzogen werden muß. Oder fürchtet 
man die Unterlaſſung des bedingten Strafaufſchubes, wo es 
angemeſſen geweſen wäre? Hier kann immer noch auf Anrufen ein 
gnadenweiſer Aufſchub der Strafe eintreten und Abhilfe ſchaffen. 

Muß alſo geſagt werden, daß ein Grund, dem Richter die 
Beurteilung der Frage des bedingten Strafaufſchubes zu ent⸗ 
ziehen, nicht vorliegt und namentlich der von der Kommiſſion 
geltend gemachte Grund jeder Berechtigung entbehrt, ſo ſprechen 
auf der anderen Seite die zwingendſten Gründe dafür, daß die 
bedingte Begnadigung durch die bedingte Verurteilung ab⸗ 
gelöſt wird. 

Am wenigſten lege ich Wert auf die naheliegende Erwägung, 
daß die Überweiſung dieſer Frage an die Zentralinſtanzen doch 
auch praktiſche Nachteile im Gefolge hat. Eine völlige Ein⸗ 
heitlichkeit iſt auch hierdurch nicht zu erreichen, da ja nicht 
eine Reichsbehörde die Entſcheidung treffen würde, ſondern die 
Landesjuſtizverwaltungen und es dabei nicht ausgeſchloſſen iſt, 
daß das Miniſterium des einen Bundesſtaates andere Grund⸗ 
ſätze befolgt, als ſie in einem benachbarten Lande geübt werden. 
Sodann bedeutet die Überweiſung an die Zentralinſtanz, falls 
die Angelegenheiten gründlich geprüft werden ſollen, eine 
koloſſale Belaſtung für die Miniſterien der größeren Bundes⸗ 
ſtaaten. Sind doch die Ziffem allein der Jugendlichen, welche 
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zum erſtenmale verurteilt werden und für welche der bedingte 
Strafaufihub in erſter Linie in Betracht käme, ſchon gewaltige. 
Sollen dieſe Fälle mit gleicher Gründlichkeit, wie ſie dem 
Richter mit verhältnismäßig leichter Mühe möglich iſt, nach⸗ 
geprüft werden, ſo würde dies eine außerordentliche Arbeits⸗ 
leiſtung erfordern; es ſoll und muß aber doch vermieden werden, 
daß die Entſcheidung lediglich nach der Schablone erfolgt. 
Bezeichnend iſt, daß ſtets ein Gutachten des erkennenden 
Gerichtes in den Fällen der bedingten Begnadigung von der 
Zentralinſtanz eingefordert wird, eben des Gerichtes, dem man 
den Ausſpruch des Strafaufſchubes nicht anvertrauen wollte, 
das aber auf dieſe Weiſe die Arbeit für die Zentralinſtanz doch 
zum großen Teile zu leiſten hat. 

Die Gründe, die ausſchlaggebend für die Einführung 
der bedingten Verurteilung ſprechen, ſind weſentlich idealerer, 
aber um ſo gewichtigerer Natur. Die Erſetzung der bedingten 
Begnadigung durch bedingte Verurteilung erfordert das Anſehen 
des Geſetzes, des Gerichtes, des Urteiles. 

Zunächſt iſt der bedingte Strafaufſchub ein äußerſt wichtiges 
Moment im ſozialen Leben. Die Wichtigkeit wird ihm einmal 
verliehen durch die Häufigkeit ſeiner Anwendung. 

Im Jahre 1904 wurden in Deutſchland nicht weniger als 
14 783 Verurteilte bedingt begnadigt (in Frankreich übrigens 
im Jahre 1902 36 809 Angeklagte mit der Wohltat des be⸗ 
dingten Strafaufſchubs verurteilt). Noch mehr aber erhält er 
ſeine Wichtigkeit durch die Bedeutung, welche er für den ein⸗ 
zelnen Menſchen hat, dem er gewährt wird, dem dadurch die 
Schande des Strafvollzugs und die darin liegende Verführung 
zu weiterem Fortſchreiten auf der Bahn der Verſehlung erſpart 
wird. Ein ſolch wichtiges Inſtitut darf nicht eine guttatsweiſe 
Gewährung der Verwaltung des Staates ſein, die ſie auch 
nach Gutfinden wieder zurücknehmen darf, ſondern es bedarf, 
wie es ſelbſt wichtig iſt, der Billigung in der gewichtigſten 
Form, in welcher das Staatsweſen ſich äußert, d. h. der geſetz⸗ 
lichen Anerkennung und der geſetzlichen Regelung. Es heißt der 
Bedeutung der Geſetzgebung Abbruch tun, wenn man ein ſo 
wichtiges Gebiet der geſetzlichen Regelung dauernd vorenthält. 

Nicht minder entſpricht dem Anſehen, das die Gerichte und 
das ihre Urteile beanſpruchen dürfen und müſſen, die Forderung 
der Einführung der bedingten Verurteilung. Die Verweiſung 
auf die bedingte Begnadigung muß doch den Gedanken not⸗ 
wendigerweiſe auslöſen: „Der Richter iſt gebunden, ſtarr das 
ſtarre Geſetz zu vollziehen, erſt hinter ihm kommt die lebendige 
Kraft zur Geltung, die auch dem Leben gerecht wird und ver⸗ 
beſſert, was der Richter kraft ſeiner Stellung und ſeines Berufes 
ſo machen mußte, wie es den Lebens⸗ und Volksbedürfniſſen 
nicht entſpricht“). Und das Urteil kann doch lange nicht das 
Anſehen beanſpruchen, wenn man von ſo vielen Richterſprüchen 
ſagen kann: „ſie werden gefällt, aber nicht vollzogen“, als 
wenn dieſelben neben der Strafe auch ſelbſt darüber erkennen, 
ob ſie ſofortigen Vollzug beanſpruchen wollen oder aber für 
richtig befinden, vor Vollſtreckung dem Verurteilten Gelegenheit 
zu geben, ſich durch Woblverhalten der Verſchonung mit dem 
Vollzuge würdig zu erweiſen. Unſere Strafrechtspflege erfreut 
ſich ſicherlich keines Ubermaßes an Beliebtheit und Anſehen: 
man nehme die Gelegenheit war, das Anſehen von Gericht 
und Urteil zu erhöhen, indem man ihnen das ſchöne Recht 
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gibt, der Verurteilung den durch Wohlverhalten bedingten 
Strafaufſchub ſelbſt beizufügen. Die Einführung der bedingten 
Begnadigung im Verwaltungswege, die nur den Vollzug der 
Strafe hemmte, bedeutete einen erſten Schritt zum Guten; aber 
erſt ihre Erſetzung durch die bedingte Verurteilung, welche bei 
Wohlverhalten die Verurteilung ſelbſt tilgen darf, wird einen 
weiteren bedeutenden Fortſchritt auf a Bahn bedeuten. 


Zur Reviſion in Zivilſachen. 
Von Rechtsanwalt Werner, Magdeburg. 


Die Novelle vom 9. Juni 1905 hat zu erheblicher Be— 
ſchleunigung der Prozeſſe am Reichsgericht nicht geführt. 
Vom Reichsgericht ſelbſt iſt die Anregung zu einer neuen 
Entlaſtung im Wege der Geſetzgebung gegeben. Die Vor— 
ſchläge liegen zur Zeit beim Reichsjuſtizamt vor. Näheres iſt 
hierüber nicht bekannt geworden. (DIZ. 1908 Nr. 4 ©. 239.) 

Die Gefahr einer neuen Erhöhung der Reviſionsſumme 
und einer weiteren Beſchränkung der Reviſion iſt naheliegend. 

Nachſtehend ſollen Vorſchläge zur Erörterung geſtellt 
werden, welche das Reichsgericht entlaſten, ohne die Recht— 
ſprechung zu gefährden. 


1. Der § 299 Abſ. 3 ZPO. beſtimmt: 

„Die Entwürfe zu Urteilen, Beſchlüſſen und Ver— 

fügungen, die zur Vorbereitung derſelben gelieferten 

Arbeiten, ſowie die Schriftſtücke, welche Abſtimmungen 

oder Strafverfügungen betreffen, werden weder vor— 

gelegt noch abſchriftlich mitgeteilt.“ 

Dieſe Vorſchrift wird in der Praxis gemildert dadurch, 
daß der Vorſitzende oder der Berichterſtatter in der Ver— 
handlung den Anwälten häufig das Gutachten andeutet. 
Das führt zu einer Ausſprache und zur Klärung der An— 
ſichten. 

Für die Reviſionsinſtanz ſchlage ich vor: 

a) Das Gutachten des Berichterſtatters kann (nicht: 
muß) vom Vorſitzenden den Parteien zugeſtellt 
werden. 

b) Der Vorſitzende kann (nicht: muß) den Parteien 
androhen, daß das Gutachten die Wirkung eines 
Urteils habe, es ſei denn, daß innerhalb einer Not— 
friſt von einem Monat der Antrag auf mündliche 
Verhandlung geſtellt wird. Der Vorſitzende kann 
alſo auch, unter Mitteilung des Gutachtens aber 
ohne die Androhung ſofort Termin beſtimmen. 

c) Zu der Mitteilung des Gutachtens und ebenſo zu 
der Androhung iſt die Zuſtimmung des Bericht- 
erſtatters erforderlich. 

Dem Vorſitzenden und Berichterſtatter wird alſo 
vollkommen freie Hand gelaſſen. Der Vorſitzende 
wird Gutachten, welchen er nicht beitritt, mit der 
Androhung den Parteien nicht zufertigen. 
Die Androhung wird auch daun unterbleiben, 
wenn der Vorſitzende zwar der Anſicht des Bericht— 
erſtatters beitritt, aber die Rechtsfrage für zweifel⸗ 


haft hält oder für fo wichtig, daß eine Entſcheidung 
des Senats erwünſcht iſt. 

Die Gefahr, daß verfehlte Gutachten den 
Parteien mitgeteilt werden, iſt nicht groß. Tiber- 
dies wird dieſe Gefahr durch den zuläſſigen Antrag 
auf mündliche Verhandlung doch noch abgeſchwächt. 

Auch das iſt nicht zu befürchten, daß das Reichs⸗ 
gericht durch Mitteilung des Gutachtens vorein⸗ 
genommen wird, zumal fünf von den ſieben Mit⸗ 
gliedern des Senats das Gutachten bis zur 
mündlichen Verhandlung nicht kennen. Das Reichs⸗ 
gericht wird ſicher neuen Gründen der Anwälte 
zugänglich ſein. 

Der Vorteil des Vorſchlages beſteht darin, daß 
ein großer Teil der mündlichen Verhandlungen 
(ich ſchätze: die größere Hälfte) wegfällt. Das 
Verfahren wird beſchleunigt, namentlich wenn das 
Reichsgericht den Antrag auf mündliche Verhandlung 
mit kurzem Termin beantwortet und dadurch Ver⸗ 
ſchleppungsabſichten durchkreuzt. 

Zweckmäßig dürfte es ſein, nach dem Antrag 
auf Terminsbeſtimmung einen zweiten Bericht⸗ 
erſtatter zu ernennen. 

2. Für die mündliche Verhandlung dürfte ſich folgendes 
empfehlen: 

a) Die Parteien können ſich in der mündlichen Ver⸗ 
handlung durch Anwälte vertreten laſſen. Neben 
den Anwälten iſt den Parteien auf Antrag das 
Wort zu verſtatten. 

Die Verhandlung findet auch in Abweſenheit 
der Parteien ſtatt. (Alſo kein Verſäumnisverfahren 
und kein Einſpruch, wohl aber Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand 8 233 ZPO.) 

b) Der Vorſitzende kann anordnen, daß eine oder 
beide Parteien ſich im Termin vertreten laſſen und 
über beſtimmte Tatſachen ſich erklären muß. 

Er kann androhen, daß bei Nichterſcheinen oder 
Nichterklärung die Reviſion als zurückgenommen 
gilt, oder daß die Tatſachen als zugeſtanden ange⸗ 
ſehen werden. 

In der Reviſionsinſtanz liegt ein abgeſchloſſener Tat⸗ 
beſtand vor. Die Anträge und die Reviſionsrechtfertigung 
können ſehr wohl vom Berichterſtatter vorgetragen werden. 

Ein berechtigter Grund, die Parteien zu zwingen, ſich 
in der Reviſionsverhandlung vertreten zu laſſen, beſteht nicht. 

In Strafſachen wird ja häufig über ein Todesurteil 
ohne Anweſenheit des Angeklagten und des Verteidigers 
entſchieden. Das führt, da lediglich die Rechtsfrage zur 
Eutſcheidung ſteht, nicht zu Unzuträglichkeiten. 

Daß unter beſonderen Umſtänden ein Verſäumnisver⸗ 
fahren ſtattfinden muß, zeigt die Entſcheidung des RG. 63, 
161. Nach dieſer iſt es z. B. in Patentſtreitigkeiten zu⸗ 
läſſig, in der Reviſionsinſtanz die neue Tatſache vorzubringen, 
daß das Patent anderweitig für nichtig erklärt ſei. Es 
kann alſo noch in der Reviſionsinſtanz zur Feſtſtellung von 
Tatſachen kommen. Dieſen Ansnahmefällen trägt der Abſ. b 
des Vorſchlages 2 Rechnung. 
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3. Keine Partei kann einſeitig Vertagung verlangen. 
Vertagungsanträge beider Parteien ſind zuzulaſſen, weil 
bisweilen die Parteien noch in letzter Stunde ſich einigen 
wollen. 

Der ſchriftliche Vertagungsantrag iſt dem Anwalts⸗ 
zwange zu unterſtellen, jedoch wird es ſachgemüß fein, nicht 
die Unterſchrift eines am Reichsgericht zugelaſſenen Anwalts 
zu fordern. Häufig wird der Reviſionsbeklagte noch keinen 
Anwalt in Leipzig gewählt haben, und es würden unnütze 
Koſten entſtehen, wenn er lediglich im Intereſſe der Ver⸗ 
tagung einen neuen Anwalt beſtellen müßte. 

Erwägenswert iſt, ob nicht Vertagungen in der Reviſions⸗ 
inſtanz mit einer beſonderen Gerichtsgebühr zu belegen ſind. 

4. In Armenſachen wird die arme Partei regelmäßig 
den nach dem Vorſchlag zu I erforderlichen Antrag auf 
mündliche Verhandlung ſtellen laſſen, wenn das Gutachten 
zu ihren Ungunſten ausgefallen iſt. Demgemäß wird zu 
beſtimmen ſein, daß mit der Androhung gleichzeitig das 
Armenrecht für das weitere Verfahren entzogen werden kann. 

Dieſer Beſchluß muß vom Vorſitzenden und dem Bericht— 
erſtatter allein gefaßt werden können. Es liegt übrigens 
nahe, für die Anträge auf Bewilligung und Entziehung des 
Armenrechts auch ſonſt die Beſchlußfaſſung einem Mitgliede 
des Reichsgerichts allein oder dem Vorſitzenden mit einem 
Mitgliede gemeinſam zu übertragen unter der Einſchränkung, 
daß bei Meinungsverſchiedenheit die Entſcheidung des Senats 
einzutreten hat. 

5. Die Rechtfertigungsfriſt der Novelle wird zur Not⸗ 
friſt zu erklären ſein, damit gegen die Verabſäumung derſelben 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ſtattfindet, mit 
der Einſchränkung, daß die Friſt während der Ferien nur 
in Ferienſachen läuft. 

6. Will ein Senat von einer Entſcheidung eines anderen 
Senats abweichen, ſo genügt es, daß dieſe beiden Senate 
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Die Verweiſung an das Plenum erſcheint erſt geboten, 
wenn dann nicht eine Dreiviertelmajorität erzielt wird, 
alſo erhebliche Zweifel beſtehen bleiben. 

Die ſofortige Verweiſung an das Plenum iſt nur fach- 
gemäß, wenn mehrere Senate eine Rechtsfrage entſchieden 
haben und ein Senat abweichend erkennen will. 

7. Eine erhebliche Belaſtung des Reichsgerichts tritt 
ein durch die Prüfung, ob die Reviſionsſumme vorhanden iſt. 

Zweckmäßig wäre es, die Prüfung zunächſt dem Be⸗ 
rufungsgericht zu übertragen. Die Entſcheidung könnte vom 
Oberlandesgericht gleichzeitig mit dem Urteil oder durch 
Nachtragsbeſchluß erfolgen. 

Gegen die Entſcheidung, daß die Reviſionsſumme vor⸗ 
handen ſei, wäre ein Rechtsmittel zu verſagen. Dagegen 
wäre gegen die Annahme, daß die Reviſionsſumme nicht vor⸗ 
handen ſei, ſofortige Beſchwerde zu gewähren. Wird der 
Beſchwerde ſtattgegeben, ſo iſt dem Beſchwerdeführer zwei 
Wochen Reviſionsfriſt von Zuſtellung des Beſchluſſes an zu 
gewähren. 

Nur wenn gegen einen Teil des Urteils Reviſion ein- 
gelegt wird, iſt dem Reichsgericht die Prüfung der Reviſions⸗ 
ſumme zu belaſſen. 
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8. Einzuſchränken iſt die Tätigkeit des Reichsgerichts 
auf dem Gebiete des $ 36 ZPO., alſo der Beſtimmung des 
Gerichtsſtandes. Es könnte z. B., wenn lediglich preußiſche 
Gerichte in Betracht kommen, ſehr wohl das Kammergericht 
an Stelle des Reichsgerichts treten. 

9. Eine Neuregelung erfordern ſowohl die Gerichtskoſten 
als die Anwaltsgebühren für die Reviſionsinſtanz. 

a) Es iſt nicht angemeſſen, daß, nachdem der Bericht⸗ 
erſtatter und der Vorſitzende die Sache eingehend 
bearbeitet haben, bei Zurücknahme der Reviſion 
vor der Verhandlung an Gerichtsgebühr nur ½10 
der ordentlichen Gebühr berechnet wird, alſo bei 
einem Streitwert von 2500 4 nur 7,50 &. 

b) Ebenſowenig iſt es z. B. ſachgemäß, daß der 
Anwalt für ſeine Haupttätigkeit, die Reviſions⸗ 
rechtfertigung, keine andere Gebühr als für die 
Reviſionseinlegung erhält. 

e) Weiter iſt es z. B. nicht angemeſſen, daß in Steuer⸗ 
und Stempelſachen bei einem Streitwert von 20 Pf. 
der niedrigſte Satz der Gebühren auch für die 
Reviſionsinſtanz maßgebend iſt. Der einzelne Fall 
hat regelmäßig eine große Bedeutung ſowohl für 
die Partei als auch den Fiskus, ſo daß eine 
Erhöhung der Gebührenſätze für derartige Fälle 
angemeſſen iſt. 

Eine eingehende Darlegung dieſer Punkte kann bei dem 
zur Verfügung ſtehenden Raum an dieſer Stelle nicht ſtatt⸗ 
finden. 

II. 

1. Die Tätigkeit des Vorſitzenden wird durch dieſe 
Vorſchläge geſteigert. Es erſcheint fraglich, ob ein Senats⸗ 
präſident die Arbeit von ſechs Mitgliedern nachprüfen kann. 
Der Verfaſſer glaubt, das verneinen zu ſollen und ſchlägt 
eine Herabſetzung der Mitglieder eines Senats auf vier (ein⸗ 
ſchließlich des Vorſitzenden) vor mit der Maßgabe, daß die 
Zahl der Mitglieder für die mündliche Verhandlung, oder 
falls ſonſt eine Majorität nicht erzielt wird, auf ſieben zu 
erhöhen iſt. Alſo: Verbindung zweier Senate unter Aus⸗ 
ſchaltung des einen Vorſitzenden. 

2. Zweckmäßig dürfte es ſein, etwa zehn Reichsgerichts⸗ 
räte mehr zu ernennen, als zur Beſetzung der Senate erfor⸗ 
derlich ſind. Dieſe Räte treten der Reihe nach bei einem 
beſtimmten Senate dauernd ein, ſobald eine Stelle dauernd 
frei wird. Bis dahin dienen ſie als Erſatz für erkrankte 
oder behinderte Räte oder zur Entlaſtung beſonders be⸗ 
ſchäftigter Senate. (Ahnlich früher ſchon Neumann in der 
JW. 05, 2.) 

3. Für das Reichsgericht iſt die freie Advokatur zu 
fordern mit der Einſchränkung, daß nur Anwälte mit zehn⸗ 
jähriger Anwaltstätigkeit am Reichsgericht zuzulaſſen ſind. 

Das bisherige Syſtem hat ſich nach der wohl über⸗ 
einſtimmenden Überzeugung aller Anwälte nicht bewährt. 

Die Tätigkeit des erſtinſtanzlichen und zweitinſtanzlichen 
Anwalts iſt weit ſchwieriger als die des Anwalts am 
Reichsgericht. Wenn dort die freie Advokatur ſich bewährt 
hat, ſo wird ſie auch am Reichsgericht ertragen werden 
können. 
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Die Gefahr, daß untüchtige Anwälte ſich am Reichs⸗ 
gericht niederlaſſen werden, iſt gering, da ja die Anwälte am 
Reichsgericht auf das beſondere Vertrauen der Anwälte 
erſter und zweiter Inſtanz angewieſen ſind. 


III. 


Es iſt angeregt worden, in beſonderen Fällen auch 
Sachen von geringerem Streitwert als 2500 & für reviſibel 
zu erklären. 

Das iſt um ſo mehr berechtigt, als jetzt eine Reihe von 
Materien faſt nie zur Entſcheidung des Reichsgerichts kommen. 

Es dürfte ſich empfehlen, jedem Landgericht die Befugnis 
zuzuſprechen, alljährlich in zwei Sachen (Berufungen oder 
Beſchwerden) den weiteren Rechtsgang an das Reichsgericht 
für zuläſſig zu erklären. 

Dadurch wird das Reichsgericht nicht erheblich belaſtet. 
Aber die Rechtseinheit wird erheblich gefördert werden. 

Ein ähnlicher Grundſatz dürfte ſich auch für den Straf⸗ 
prozeß empfehlen. Es würde dann nicht möglich ſein, daß 
gewiſſe Fragen, wie z. B. ob in Privatklagen eine Feſt⸗ 
ſetzung der Koſten ſtattfindet, nicht zur Ruhe kommen können. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 4. bis 16. Mai 1908 
ausgefertigten Zowilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 138, 343 BGB. verb. mit 88 133, 1332 GewO. 
Kläger hat Zahlung einer Vertragsſtrafe von 100 000 &, weil Bes 
klagter bei einer Konkurrenzfirma in Stellung getreten ſei, gefordert.] 

Kläger hat Klage auf Zahlung einer Vertragsſtrafe, Be⸗ 
Hagter Widerklage auf Zahlung einer zugeſicherten Tantieme 
erhoben. Das LG. hat die Klage im ermäßigten Betrage von 
10 000 & zugeſprochen und im übrigen — ebenſo wie die 
Widerklage — abgewieſen. Beklagter hat Berufung eingelegt. 
Kläger hat beantragt, unter Anſchließung an die Berufung, den 
Beklagten zur Zahlung von 20 000 & zu verurteilen. Das 
OLG. hat hinſichtlich der Widerklage noch nicht endgültig erkannt 
und weitere Verhandlung vorbehalten, ſowie hinſichtlich der 
Klage Berufung und Anſchlußberufung zurückgewieſen. Die von 
dem Beklagten mit dem Antrag auf völlige Abweiſung der Klage 
eingelegte Reviſion iſt begründet. Der von dem Beklagten 
unterzeichnete Revers verſtößt gegen 8 138 Abs. 1 B08. Es 
folgt dies einmal aus der Beſtimmung über die Vertragsſtrafe, 
welche darnach in der außergewöhnlichen Höhe von 100 000 u 
bei jeder einzelnen Übertretung der in dem Revers ent⸗ 
haltenen, höchſt umfaſſenden und minutiöſen Verpflichtungen 
verwirkt ſein ſoll. Demgemäß ergibt ſich aber unter Umſtänden 
eine ſolche Häufung der einzelnen Vertragsſtrafen, daß eine 
Summe herauskommt, welche mit der tatſächlichen Sachlage 
überhaupt außer jeder vernünftigen Beziehung ſteht. Daß es 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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ſich hierbei um keine leeren Befürchtungen handelt, beweiſt die 
Erhebung der Klage auf Zahlung von 100 000 & gegen den 
Beklagten, der einen Jahresgehalt von 2400 (dieſer hatte ſich 
allerdings ſchließlich auf 238 / monatlich erhöht) und eine in 
ähnlichen Grenzen ſich bewegende, vom 1. Januar 1903 an zu 
berechnende Tantieme, deren Vorausſetzungen zudem beſtritten 
find, neben einer einmaligen Gratifikation von 1000 .% zu be: 
ziehen hatte. Eine ſolche alle Grenzen überſteigende, in ungewiſſe 
für den Beklagten dem regelmäßigen Gang der Dinge nach 


überhaupt unerſchwingliche Summen auslaufende Vertragsſtrafe 


enthält einen Verſtoß gegen $ 138 Abſ. 1 BGB., auch wenn, 
was nicht der Fall iſt, behauptet und bewieſen worden wäre, 
daß derartige Beſtimmungen durch das reelle Intereſſe der 
klägeriſchen Fabrik geboten ſeien. Denn dieſe Beſtimmungen 
wahren lediglich unter Vernichtung der Vermögensſtellung des 
Beklagten während ſeiner ganzen Lebenszeit in einſeitiger Weiſe 
das Intereſſe des Klägers, während von einem auch nur ver⸗ 


ſuchten Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen in keinerlei Weiſe 


die Rede iſt. Das BGB. hat zudem nicht die im Gemeinen 
Recht vertretene Meinung (JW. 93, 206 Ziff. 43) angenommen, 
daß eine Vertragsſtrafe niemals wegen ihrer Höhe gegen die 
guten Sitten verſtoßen kann. Ebenſowenig ſteht aber das 
Herabſetzungsrecht aus 8 343 BGB. der Anwendung des 
8 138 Abf. 1 BGB. irgendwie entgegen (Planck, Kommentar 
zum BGB., 3. Aufl. Bd. 2 $ 343 Bem. 1). — Zu dieſer 
ganz abnorm hohen Vertragsſtrafe kommt aber noch die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten mittels Ehrenwortes zum Schutze der 
lediglich finanziellen Intereſſen des Klägers. Die Ehre als 
ideales Gut bildet einen Teil des Perſönlichkeltsrechts des 
Menſchen, ſie iſt eine Grundlage ſeiner Exiſtenz. Daraus folgt, 
daß ſie nicht ohne weiteres in vermögensrechtlichen Beziehungen 
zugunſten anderer verwendet werden kann, weil hier nicht ver⸗ 


gleichbare Werte in Betracht kommen. Den Reichsgeſetzen iſt 


— 


auch ein Verbot der Verwendung der Ehre zur Sicherung von 


Vermögenswerten keineswegs prinzipiell fremd, wie (allerdings 


in anderer Beziehung als der hier vorliegenden) die 88 302, 
302b SGB. (vgl. Reichs. vom 24. Mai 1880) dartun. 


Irgend ein ideales oder perſönliches Moment aber, welches die 


Bindung des Beklagten an ſeine Verpflichtungen vermittels des 


Rechtsgutes der Ehre zu rechtfertigen geeignet ſein könnte, iſt 
nicht hervorgetreten. Der dem Revers zugrunde liegende 


Vertrag ift einfach der typiſche Vertrag des Gewerbeunternehmers 
mit einer der in $ 1332 GewO. genannten, mit höheren 


techniſchen Dienſtleiſtungen betrauten Perſonen (Chemiker). Jener 
Revers in Verbindung mit dem Vertrag aber läßt den funda⸗ 


mentalen Unterſchied zwiſchen der finanziellen Stellung des 


Klägers als Mitglieds der Großinduſtrie und der des Be⸗ 
klagten, der zur Verwertung feiner wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe 
und techniſchen Fähigkeiten lediglich auf ſeine Geiſtes⸗ und 
Körperkräfte angewieſen iſt, ſcharf hervortreten. Man kann auch 
nicht mit dem Satz „ein Mann ein Wort“ operieren, denn von 
dieſem Standpunkt aus wären alle Beſtimmungen des BGB. 
über nichtige Rechtsgeſchäfte verneinend erledigt. — Iſt ſonach 
der Revers als die perſönliche Freiheit übermäßig beſchränkend 
aus $ 138 Abſ. 1 BGB. nichtig, fo kann er auch nicht aus 
8 133 Abſ. 1 GewO. aufrecht erhalten werden. (Wird aus: 
geführt.) K. c. B., U. v. 7. April 08, 315/07 III. — Darmſtadt. 
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2. 88 276, 831 BGB. Umfang der Auswahlpflicht 
des Geſchäftsherrn hinſichtlich der zu einer Verrichtung be⸗ 
ſtellten Perſon in einem bedeutenden Geſchäftszweige.] 

Die Erwägungen des Berufungsgerichts, mit denen es 
auf Grund der von ihm aufgenommenen Beweiſe verneint hat, 
daß der Beklagte in einer den Anforderungen des reichsgericht⸗ 
lichen Urteils vom 20. September 1906 entſprechenden Weiſe 
nach der Einſtellung des Kutſchers D. in ſeinen Betrieb eine 
Prüfung des Genannten auf ſeine Tüchtigkeit und moraliſche 
Zuverläſſigkeit vorgenommen habe, die ihn berechtigte, den D. 
am Unfallstage zu der Verrichtung zu beſtellen, in deren Aus⸗ 
führung dieſer die Verletzung des Klägers herbeiführte, können 
nicht gebilligt werden. Sie gehen dem Wortlaute der früheren 
Entſcheidung des erkennenden Senats nach, werden aber ihrem 
Sinne nicht gerecht. Der Umfang des Fuhrwerksbetriebes des 
Beklagten und die in ihm getroffenen Einrichtungen zu einer 
wirkſamen Beaufſichtigung der angeſtellten Kutſcher waren in 
den Verhandlungen der Streitfrage, die der früheren Ent⸗ 
ſcheidung des RG. vorausgingen, überhaupt nicht zur Er⸗ 
örterung gebracht worden; die Entſcheidung konnte ſich ihnen 
deshalb auch nicht anpaſſen. Sie ſprach aus, daß der Beklagte 
auf Grund der Auskünfte, die er über den D. bei deſſen Ein⸗ 


ſtellung, wenn er die geeigneten Erkundigungen eingezogen hätte, 


dieſen nicht oder wenigſtens nur verſuchsweiſe hätte einſtellen 
dürfen und in letzterem Falle unter beſondere Aufſicht hätte 
ſtellen müſſen, bis er über ſeine Eigenſchaften als Kutſcher 
Gewißheit erlangt haben würde. Der Kutſcher D. befand ſich 
zur Zeit des Unfalls ſeit ſieben Monaten in Stellung bei dem 
Beklagten; wenn dieſer einen ſo großen Betrieb unterhielt, daß 
er beſtändig 100 bis 120 Kutſcher beſchäftigte, ſo konnte er 
einen einzelnen von dieſen unter eine beſondere Aufficht nicht 
wohl ſtellen, er war auf allgemeine Aufſichtseinrichtungen und 
Maßregeln angewieſen, und es iſt nur zu fragen, ob dieſe ihn 
in die Lage ſetzten, über die Tüchtigkeit, Brauchbarkeit und 
Zuverläſſigkeit der angeſtellten Kutſcher ſtets unterrichtet zu 
ſein und unzuverläſſige Leute ſofort abzuſtoßen. Eine ſtändige 
Beaufſichtigung der 100 bis 120 Kutſcher durch 5 bis 7 In⸗ 
ſpektoren, die täglich den Kutſchern in ihre Arbeitsgebiete 
mittels anderer Beförderungsmittel nachfahren oder neu ein⸗ 
geſtellte Kutſcher auf ihren Fuhrwerken begleiten, iſt, ſofern die 
Inſpektoren ſelbſt ausgeſuchte, ſachkundige und moraliſch zu⸗ 
verläſſige Perſönlichkeiten ſind, wie dies der Beklagte behauptet 
und unter Beweis geſtellt hat, voll geeignet, den Geſchäſtsherrn 


fortlaufend über die Fähigkeiten und Leiſtungen der angeſtellten 


Kutſcher zu unterrichten. Es iſt faſt ſelbſtverſtändlich, daß die 
Aufſichtstätigkeit der Inſpektoren ſich nicht in der Erprobung 
der techniſchen Eigenſchaften der Kutſcher erſchöpft, ſondern vor⸗ 
nehmlich dahin geht, die ordnungsmäßige Abwickelung der Auf⸗ 
träge zu kontrollieren. Es genügt, daß es zu den Ver⸗ 
pflichtungen der Inſpektoren gehört, auch ihr ſtändiges Augen⸗ 
merk darauf zu richten, daß die Kutſcher die für den 
Straßenverkehr gegebenen polizeilichen Vorſchriſten kennen und 
ſorgfältig befolgen, daß ſie ſich dem Verkehr der Großſtadt 
gewachſen zeigen und deſſen Anforderungen an ihre Fuhrwerks— 
leitung mit Beſonnenheit und Sicherheit nachkommen, und 
unverzüglich dem Dienſtherrn Anzeige zu erſtatten, wenn ſie in 
dieſer Richtung eine Pflicht- oder Ordnungswidrigkeit oder 
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Mängel der Fähigkeiten wahrnehmen. Entgehen können ihnen 
dieſe Dinge bei einer in der beſchriebenen Weiſe eingerichteten 
Aufſicht nicht, und wenn, wie behauptet iſt, dieſe Aufſicht auf 
das ſtrengſte gehandhabt, jede Wahrnehmung einer Untüchtigkeit 
oder Unzuverläſſigkeit gemeldet und geahndet wurde, dann be: 
ſtand auch im Hinblick auf die Perfönlichkeit des D. nach einer 
Beſchäftigungszeit von 6 bis 7 Monaten in ſeinem ſo be⸗ 
aufſichtigten Betriebe für den Beklagten diejenige Gewißheit 
über die Perſönlichkeit des Genannten, die ein Verſchulden des 
Beklagten bei der Auswahl des D. zu der am Unfallstage 
ihm aufgetragenen Verrichtung im Sinne der SS 831, 
276 BGB. ausſchließt. Es iſt rechtsirrtümlich und weder 
dem Geiſte des Geſetzes noch dem Sinne der in dieſer Sache 
ergangenen Reichsgerichtsentſcheidung vom 20. September 1906 
entſprechend, wenn dem entgegen das Beruſungsgericht lediglich 
darauf Gewicht legt, ob der Beklagte den D. nach ſeiner An⸗ 
nahme als Kutſcher einer beſonderen Aufficht behufs Prüfung 
ſeiner Qualitäten unterſtellt habe und das Vorbringen des 
Beklagten und den Beweis dafür in der Richtung, daß jene 
allgemeinen Betriebs einrichtungen in ihrer ſorgfältigen Hands 
habung dieſelbe Gewähr für eine zuverläſſige Information des 
Beklagten boten, wie in einem kleineren Betriebe eine zeitweilige 
beſondere Beaufſichtigung, für unerheblich erklärt. N. c. S., 
U. v. 6. April 08, 283/08 VI. — Berlin. 

3. 88 765, 780, 781, 813 BGB. Begriff einer ſchon be: 
ſtehenden Hauptſchuld, für welche Bürgſchaft übernommen, wenn 
erſterer nur eine dilatoriſche Einrede entgegenfteht.] 

Dem Klaganſpruche liegen zugrunde ein von A. Z. zu Pfaffen⸗ 
dorf am 17. Dezember 1901 unterſchriebener Schuldſchein, welcher 
lautet: „Bekenne hierdurch, dem Weingutsbeſitzer Bernhard 
Maintzer aus Cues⸗Bernkaſtel 3 000 , geſchrieben dreitauſend 
Mark, zu ſchulden, welche ich mich verpflichte innerhalb drei 
Jahre mit 5 Prozent Zinſen abzutragen“, und die vom Be⸗ 
klagten darunter geſetzte Erklärung: „Als Bürge für A. 3. 
Quirin Lieven, Cöln a. Rh.“. Der Beklagte hat ſeine Ver⸗ 
urteilung deshalb angegriffen, weil mit Unrecht das Berufungs⸗ 
gericht angenommen habe, daß die Hauptſchuld zur Zeit ſeiner 
Verbürgung ſchon beſtanden habe. Dies mußte nämlich das 
DL G., obgleich auch für eine künftige Verbindlichkeit eine Bürg⸗ 
ſchaft übernommen werden kann (8 765 Abſ. 2 BGB.), des⸗ 
halb für erheblich halten, weil es aus der Faſſung des vom 
Beklagten mitunterſchriebenen Schuldſcheines auf deſſen Willen 
geſchloſſen hat, ſich gerade nur für eine ſchon beſtehende Schuld 
zu verbürgen. Aber die Annahme des Berufungsgerichtes, daß 
durch jenen Schuldſchein die Hauptverbindlichkeit ſchon begründet 
geweſen ſei, iſt auch rechtlich unbedenklich. Das OLG. hat 
allerdings im Ausdrucke fehlgegriffen, wenn es die Urkunde als 
ein abſtraktes Schuldverſprechen im Sinne des 8 780 BGB. 
bezeichnet; fie iſt vielmehr ein abſtraktes Schuldanerkenntnis 
gemäß § 781 daſ.; aber in betreff der Rechtswirkung iſt das 
gleichgültig. Wenn dem OLG. vom Beklagten ein innerer 
Widerſpruch der Gründe vorgeworfen wurde, infofern es ſelbſt 
annehme, daß dem Z., ſolange der Kläger ihm die 3 000 4 
noch nicht wirklich als Darlehn hingegeben hatte, eine Einrede 
gegen die Klage aus der Urkunde zu Gebote geſtanden haben 
würde, ſo war das völlig verfehlt; denn gerade aus der Natur 
einer abſtrakten Schuldverbindlichkeit ergibt ſich die Möglichkeit 
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ſolcher aus dem zugrunde liegenden materiellen Rechtsverhältnis 
abzuleitenden Einreden, wie ſie ja auch einem Wechſelanſpruche 
gegenüber gang und gäbe ſind. Nun iſt es feeilich richtig, daß 
die eben erwähnte Einrede hier anfänglich wirklich dem Z. ſeinem 
Schuldanerkenntniſſe gegenüber zur Seite ſtand; aber mit Recht 
nimmt das Berufungsgericht an, daß darum doch das Schuld⸗ 
verhältnis in dem Sinne, wie der Beklagte es bei Ubernahme 
der Bürgſchaft vorausgeſetzt hatte, ſchon beſtand. Schon in den 
Römiſchen Rechtsquellen wird zwar bisweilen, wie in 1.3 $ 1 
D. de pec. const. 13, 5, 1.20 $ 3 D. de lib. causa 40, 12, 
J. 42 § 1 D. de O. et A. 44, 7, daß, wovon der in Anſpruch 
zu Nehmende auf Grund einer exceptio befreit iſt, ſchlechtweg 
als nicht geſchuldet bezeichnet; wo aber genauer geredet wird, 
wie in J. 26 § 3 D. de cond. ind. 12, 6 und 1. 10, 55 D. 
de V. S. 50, 16, wird dies auf den Fall einer exceptio 
perpetua beſchränkt, für den einer exceptio temporaria 
dagegen anders entſchieden. So iſt auch in § 813 Abſ. 1 
BGB. die Rückforderung des zum Zwecke der Erfüllung einer 
Verbindlichkeit Geleiſteten nur dann zugelaſſen, wenn dem An⸗ 
ſpruch eine Einrede entgegenſtand, durch welche die Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen wurde. Hier 
ſteht nun aber nur eine dilatoriſche Einrede in Frage, und 
da iſt es durchaus zu billigen, daß das Berufungsgericht die 
Verbindlichkeit aus dem Schuldanerkenntniſſe trotz dieſer Einrede 
im Sinne der Bürgſchaftserklärung des Beklagten als eine 
damals ſchon beſtehende anſieht, da es ja feſtſteht, daß der 
Beklagte damals über das materielle Rechtsverhältnis zwiſchen 
Z. und dem Kläger ſich nichts mitteilen ließ, da er alſo für 
die Verbindlichkeit aus dem Schuldanerkenntnis offenbar für alle 
Fälle unter denſelben Vorausſetzungen haften wollte, wie der 
Hauptſchuldner. L. c. M., U. v. 27. April 08, 327/07 VI. — Cöln. 

4. 88 812, 818 B. Subſidiarität des Bereicherungs⸗ 
anſpruches; Vorausſetzungen der Bereicherung.] 

Der Kläger hat gegen den Beklagten auf Rückzahlung 
dreier Darlehne im Geſamtbetrage von 8 250 &, die er dieſem 
im Januar 1906 zu Händen ſeiner Ehefrau, die zu jener Zeit 
als Pflegerin des abweſenden Beklagten beſtellt war, gegeben 
haben will, Klage erhoben. Das LG. hat den Beklagten nach 
dem Klageantrage verurteilt, indem es den Klageanſpruch zwar 


nicht aus dem behaupteten Rechtsgeſchäfte, aber aus dem 


Geſichtspunkte der Bereicherung für begründet erachtet hat. 
Berufung und Reviſion find zurückgewieſen: Die behaupteten 
Darlehen ſeien, fo nimmt das Berufungsgericht als erwieſen 
an, der Ehefrau des Beklagten nicht, wie letzterer behauptet, 
für ihre eigene Perſon, ſondern in ihrer Eigenſchaft als Pflegerin 
ihres Ehemannes und Leiterin ſeines Geſchäftes gegeben worden. 
Zur Eingehung der Darlehnsverpflichtungen hätte die Ehefrau 
des Beklagten aber nach S3 1822 Ziff. 8, 1915 BGB. der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedurft, die nicht 
erteilt worden ſei. Ob, wie der Kläger behaupte, die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſowohl durch eine 
allgemeine Ermächtigung desſelben nach 8 1825 BGB. wie 
durch nachträgliche Genehmigung des Beklagten nach Beendigung 
der Pflegſchaft erſetzt worden ſei, läßt das Berufungsgericht 
unerörtert, da es mit dem LG. die Klage aus dem Rechts⸗ 
grunde der ungerechtfertigten Bereicherung für begründet erachtet. 


Nach dem Rechte des BGB. erſcheine der Rechtsgrund der 
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Bereicherung nicht als ein hilfsweiſer, er ſtehe vielmehr gleich 
berechtigt neben anderen Fundamenten, auf die ein Anſpruch 
geſtützt werden könne. Ein Bereicherungsanſpruch gegen den 
Beklagten würde allerdings ausgeſchloſſen ſein, wenn die Ehe⸗ 
frau des Beklagten für ſich die Darlehen erhalten hätte, möge 
ſie ſie alsdann auch in dem Geſchäfte des Beklagten verwendet 
haben; es würde dann an der unmittelbaren Vermögens⸗ 
verſchiebung zwiſchen den Parteien fehlen, die das BGB. er⸗ 
fordere. Es ſei aber erwieſen, daß ſie ihr als der Pflegerin 
des Beklagten gegeben ſeien, die Ehefrau komme nur als 
unſelbſtändige Zwiſchenperſon in Betracht; daß ein Teil der 
Darlehnsgelder durch Vermittelung eines Bankhauſes in das 
Vermögen des Beklagten gefloſſen ſei, ſei rechtlich ebenfalls 
gleichgültig, da auch dieſes nur als Zwiſchenperſon erſcheine. 
Daß tatſächlich die Darlehnsbeträge dem Geſchäfte des Beklagten 
zugefloſſen ſeien, habe die Beweisaufnahme ergeben. Sie ſeien 
in ſein Vermögen ohne Grund gelangt und mit Zinſen ſeit der 
Klagezuſtellung dem Kläger zu erſtatten. Für das Vorliegen 
der Vorausſetzungen des 8 818 Abſ. 3 BGB. habe der Bes 
klagte nichts vorgebracht; ob die Aufnahme der Darlehen für 
das Geſchäft des Beklagten notwendig geweſen, ſei für die 
Annahme eines Bereicherungsanſpruches unerheblich. Die Re⸗ 
viſion erachtet die Feſtſtellung, ob ein rechtsgültiger Darlehns⸗ 
vertrag geſchloſſen worden ſei, für notwendig und die Be⸗ 
reicherungsklage, ſofern dies der Fall, für ausgeſchloſſen; ferner 
komme es aber auch für dieſe darauf an, ob zur Zeit der 
Klagezuſtellung eine Bereicherung vorhanden geweſen ſei; der 
Beklagte habe unter Beweis geſtellt, daß während der Pfleg⸗ 
ſchaft ſeiner Ehefrau die vorher ſchon eingetretene Unterbilanz 
nicht gehoben, ſondern um das Zehnfache vergrößert worden ſei. 
Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Ihrem erſten An⸗ 
griffe iſt nachzugeben, daß die Erwägungen, mit denen das 
Berufungsgericht die Entſcheidung darüber, ob ein Darlehns⸗ 
vertrag gültig zuſtande gekommen ſei, als zur Sache unerheblich 
ablehnt, mindeſtens mißverſtändlich find. Denn die Frage nach 
der Hilfsſtellung (Subfidiarität) des Bereicherungsanſpruches 
kann nur aufgeworfen werden, wenn derſelbe Anſpruch auf 
mehrere Rechtsgründe geſtützt werden kann, die nebeneinander 
aus demſelben Tatbeſtande erwachſen ſind, und von denen einer 
der Rechtsgrund der grundloſen Bereicherung iſt; ſo wenn der 
Rücktritt von einem Vertrage erklärt iſt, und der Zurücktretende 
nunmehr ſowohl nach § 346 wie nach 8 812 BGB. das 
ſeinerſeits Geleiſtete zurückfordern kann, oder wenn ein Anſpruch 
zugleich aus nützlicher Geſchäftsführung und aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung erhoben werden kann. Der Erfüllungs⸗ 
anſpruch aus einem Vertrage und der Bereicherungsanſpruch 
auf Rückgewähr einer dem Vermögen des Gegners grundlos 
zugewandten Leiſtung beſtehen nicht nebeneinander; ſie ſchließen 
ſich gegenſeitig aus. Was der Beklagte auf Grund eines 
gültigen Darlehnsvertrages als Darlehnsempfänger erhalten 
hat, damit iſt er keinesfalls grundlos bereichert; die Rück⸗ 
forderung einer Darlehnsſumme geht auf eine Vertragsleiſtung 
und läßt ſich allein auf den Darlehnsvertrag ſtützen. Erſt 
wenn der letztere aus irgend einem Grunde wegfällt, ſowie 
etwa bei ſogenannten poſitiven Vertrags verletzungen, die dem 
einen Vertragsteil einen vertragswidrigen Vorteil verſchafft 
haben, kann von einem Zuſammentreffen der Vertragsklage 
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mit der Bereicherungsklage die Rede ſein (vgl. Oertmann, 
R. d. Schuldv., Vorb. 4 vor 8 812) und deshalb auch nicht 
von einer Anwendung der in der vom Berufungsgericht an⸗ 
gezogenen Entſcheidung des RG. 48, 139. Ein anderer Ge⸗ 
dankengang führt indeſſen zu demſelben Ergebnis, zu welchem 
das Berufungsgericht gelangt iſt, und hat das letztere offenbar 
geleitet. Er bewegt ſich auf prozeſſualem Boden. Entweder 
iſt der Darlehnsvertrag gültig, ſo ſchließt er, dann iſt die 
Klage aus dieſem begründet, oder er iſt ungültig, dann iſt 
nach Lage der Tatſachen ein Bereicherungsanſpruch auf Rück⸗ 
gabe des vom Kläger Geleiſteten gegeben. Wenn nun, wie 
im gegebenen Falle, mit der Klage nicht mehr gefordert wird, 
als mit dem Bereicherungsanſpruche verfolgt werden kann, dann 
iſt das angegangene Gericht berechtigt, zu unterſtellen, daß die 
von dem Beklagten geltend gemachte Ungültigkeit des Vertrages 
dargetan ſei, und hiernach ſeine Entſcheidung zu treffen. Sofern 
der erhobene Anſpruch begründet iſt, auch wenn der in erſter 
Linie von der Klage behauptete Vertrag nicht beſteht, braucht 
nicht auf die Tatſachen eingegangen und bezüglich ihrer eine 
Feſtſtellung getroffen zu werden, die die Gültigkeit des Ver⸗ 
trages dartun ſollen und dartun könnten; für den Beklagten 
iſt es ohne Intereſſe, ob er aus dem Rechtsgrunde des Dar⸗ 
lehnsvertrages oder aus demjenigen der Bereicherung verurteilt 
wird. Das Berufungsgericht hat nun feſtgeſtellt, daß die 
Darlehnsbeträge, deren Rückforderung den Gegenſtand der 
Klage bildet, in die Kaſſe des von dem Beklagten betriebenen, 
zur damaligen Zeit von ſeiner Ehefrau als ſeiner Pflegerin 
und geſetzlichen Vertreterin verwalteten und geführten Fabrik⸗ 
geſchäftes gefloſſen und damit für das letztere zur Verwendung 
gelangt find. Damit find die Vorausſetzungen der Bereicherungs⸗ 
klage gegeben, ſofern der Darlehnsvertrag, der dieſer Vermögens⸗ 
vermehrung zur Grundlage diente, mangels vormundſchafts⸗ 
richterlicher Genehmigung oder Ermächtigung nicht zur rechtlichen 
Wirkſamkeit gelangt iſt. Der Kläger hat den Willen gehabt, 
Beſitz und Eigentum der von ihm darlehnsweiſe gegebenen 
Gelder dem Beklagten zu übertragen, und deſſen zu ſeiner Ver⸗ 
tretung legitimierte Ehefrau hat dieſe für ihn empfangen; iſt 
der Darlehnsvertrag hinfällig, ſo iſt dieſe Vermögensverſchiebung 
grundlos erfolgt und der Beklagte iſt auf Koſten des Klägers 
ungerechtfertigterweiſe bereichert (5 812 BGB.). Der Beklagte 
kann ſich von der dadurch begründeten Verpflichtung der 
Herausgabe nur frei machen, wenn er gemäß § 818 Abſ. 3 
BGB. den Nachweis führt, daß er nicht mehr bereichert, daß 
das Erlangte zur Zeit der Klagezuſtellung ($ 818 Abſ. 4 BGB.) 
ſeinem Vermögen wieder entfremdet worden, der Vermögens⸗ 
zuwachs wieder weggefallen ſei. Der Beklagte würde dieſen 
Nachweis allgemein damit erbringen können, daß ſein ganzes 
aktives Vermögen nicht mehr den Betrag der Bereicherungs⸗ 
ſumme decke; inſoweit dies der Fall, würde mit dem Vermögen 
auch die Bereicherung verſchwunden ſein. Davon abgeſehen würde 
es ihm freiſtehen, darzutun, daß entweder gerade das von dem 
Kläger ſeinem Vermögen zugeführte Geld auf irgend eine Weiſe aus 
dieſem wieder ausgeſchieden worden ſei (RG. 65, 298), oder daß 
die erlangten Summen zu beſonderen Zwecken verbraucht worden 
ſeien, die eine Erſparung von Ausgaben auf der anderen Seite 
ausſchloſſen (vgl. v. Mayr, Ber. Anſpr., S. 621; Oertmann, 
R. d. Schuldv., N. 3b zu § 818 BGB.). Der Beklagte hat 
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aber lediglich geltend gemacht, daß die Geſchäftsführung feiner 
ihm als Pflegerin beſtellten Ehefrau eine unglückliche geweſen 
ſei und dieſe am Ende der Pflegſchaft ihm eine bei weitem 
größere Unterbilanz des Geſchäftes zurückgelaſſen habe, als 
diejenige war, mit der ſie die Verwaltung als Pflegerin über⸗ 
nommen hatte. Die hieraus hervorgehende Eingehung ander⸗ 
weiter großer Schuldverbindlichkeiten durch die Pflegerin ſchließt 
aber nicht aus, daß die vom Kläger dem Vermögen des Be⸗ 
klagten zugewendeten Beträge zur Befriedigung von Gläubigern 
oder zur Beſchaffung von Vorräten und Materialien für den 
Fabrikbetrieb oder ſonſt zu deſſen Aufrechterhaltung verwendet 
worden ſind. Wenn dies geſchehen iſt, ſo ſind ihm Ausgaben 
erſpart worden, die er ſonſt aus ſeinem übrigen Vermögen 
hätte beſtreiten müſſen. Ob die Aufnahme der Darlehen für 
die Fortführung des Geſchäftsbetriebes der Beklagten notwendig 
war oder nicht, iſt eine hiervon verſchiedene Frage, die das 
Berufungsgericht zutreffend als unerheblich für das Beſtehen 
des Bereicherungsanſpruches angeſehen hat. L. c. A., U. v. 
13. April 08, 623/07 VI. — Breslau. 

5. § 823 BGB. Kauſalzuſammenhang bei Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen. Wirkung des anhängigen Prozeſſes auf den 
Zuſtand des Verletzten.] 

Der Berufungsrichter erachtet als Unfallsfolgen auch die 
Wirkungen, die der von der Klägerin wegen ihrer Unfalls⸗ 
anſprüche geführte Rechtsſtreit auf deren Nervenzuſtand 
möglicherweiſe ausgeübt hat. Denn dieſe etwaigen 
Wirkungen wären als die gewöhnlichen und nicht infolge eines 
beſonderen Zuſtandes der Klägerin eingetreten. Damit iſt der 
Rechtsbegriff des Kauſalzuſammenhanges nicht verkannt, ſondern 
richtig angewendet. Auch wenn dem Urteil des VI. ZS. des 
RG. vom 5. März 1906, JW. 06, 231, beizupflichten iſt, was 
dahinſtehen kann, liegt ein Widerſpruch mit dieſem Urteil nicht 
vor. Dieſes Urteil iſt ergangen für das Preußiſche Allgemeine 
Landrecht, für beſondere individuelle Eigenſchaften des Ver⸗ 
letzten und für die Tatſache, daß der Sachverſtändige die 
Urſache des Leidens zu einem Viertel der Aufregung durch den 
Prozeß zugeſchrieben hatte. Hier aber handelt es ſich um das 
Recht des BGB., um den gewöhnlichen Lauf der Dinge und 
um die bloße Möglichkeit einer Einwirkung des Prozeſſes. 
E. c. B., U. v. 14. April 08, 380/07 III. — Hamburg. 

6. SS 823, 847 BGB. Zum Begriff der Kauſalität 
und der Fahrläſſigkeit.] " 

Der am 14. April 1904 geborene Kläger ift am 1. Oktober 
1906 zu Frankfurt a. M. in der Wirtſchaft des Beklagten, 
wohin ſein Vater ihn mitgenommen hatte, und wo von den 
Gäſten mit einem dem Beklagten gehörigen Flobertgewehr nach 
der Scheibe geſchoſſen wurde, von dem Arbeiter Chriſtian H. 
durch einen Bolzenſchuß in das rechte Auge getroffen worden 
und infolge davon an dem Auge erblindet. Er fordert von 
dem Beklagten, weil er das Schießen in dem Wirtſchaftszimmer 
geduldet habe, und das benutzte Gewehr alt und ſchlecht im⸗ 
ſtande geweſen ſei, auf Grund der 88 823 und 847 BGB. 
eine billige Entſchädigung in Geld, die er auf 5000 & ver⸗ 
anſchlagt. Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. 
RG. hob auf: Entgegen der Annahme des Berufungsgerichts 
leidet es gar keinen Zweifel, daß das Dulden des Schießens 
durch den Beklagten urſächlich für die Verletzung des Klägers 
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Unbedachtſamkeit eines am Schießen nicht Beteiligten, der in 
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war, mit der es in nahem Zuſammenhang ſtand. Fraglich 
kann nur ſein, ob es auch fahrläſſig war. In dieſer Beziehung 
iſt die Meinung des Berufungsgerichts irrig, daß die Vor⸗ 
ausſicht einer Schadenszufügung für den Beklagten ſich auf 
den konkreten Unfall zu erſtrecken hatte. Es genügt viel⸗ 
mehr, wenn es dem Beklagten bei der gebotenen Überlegung 
möglich war, vorauszuſehen, daß durch das Dulden des 
Schießens in dem Gaſtzimmer für die darin ſich aufhaltenden 
Perſonen irgend eine Gefahr entſtehen könne (vgl. JW. 97, 
1988, 06, 740). Im allgemeinen wird es nun als ein 
bedenkliches und gewagtes Unternehmen anzuſehen ſein, wenn 
der Wirt geſtattet, daß in ſeiner Gaſtſtube nach der Scheibe 
geſchoſſen wird. Denn es liegt nahe, daß in einem verhältnis⸗ 
mäßig engen Raum durch die Ungeſchicklichkeit, die Un⸗ 
vorſichtigkeit oder den Leichtſinn eines Schützen oder durch die 


die Schußlinie gerät, ein Unglück ſich ereignen kann. Der 
Wirt wird daher nur dann von dem Vorwurf der Fahr⸗ 
läſſigkeit freizuſprechen ſein, wenn er alle Vorſichtsmaßregeln 
gegen eine mögliche Gefahr getroffen, wenn er insbeſondere 
beim Schießen für ſtändige Aufficht, für verläſſige und kundige 
Bedienung, für Fernhaltung ungeeigneter Schützen, für tadelloſe 
Waffen und durch Abſperrung der Schießſtätte dafür geſorgt 
hat, daß die übrigen Gäſte ſich nur an Plätzen niederlaſſen 
oder bewegen können, wo ſie vor Gefahr geſichert ſind. Es 
hat den Anſchein, als habe der Beklagte die hiernach nötigen 
Vorkehrungen in mehrfacher Richtung verſäumt. Das RG. 
trägt jedoch Bedenken, in der Sache ſelbſt jetzt ſchon zu er⸗ 
kennen, weil es an jeder ſicheren Feſtſtellung über die Urſache 
und den Verlauf des Unfalls, über die Beſchaffenheit und 
Einrichtung der Gaſtſtube, den Platz des Schützen, des Klägers, 
der Scheibe, über Art und Zuſtand des Gewehres fehlt. Es 
ſind weder Zeugen gehört, noch ein Augenſchein eingenommen, 
noch die Strafakten gegen H. wegen fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung des Klägers beigezogen worden. Das Berufungs⸗ 
gericht beſchränkt ſich darauf, eine Zeichnung in Bezug zu 
nehmen, die die Situation wiedergebe, und den Unfall dahin 
zu ſchildern, daß H. mit dem Flobertgewehr hantiert habe, 
wobei dieſes rechtwinkelig zur Schußlinie losgegangen ſei. Den 
Beweisantrag des Klägers, daß das Gewehr ſich deshalb vor⸗ 
zeitig und unbeabſichtigt entladen habe, weil es alt und ſchlecht 
geweſen ſei, hat es als unerheblich abgelehnt. Der Beweis⸗ 
antrag iſt zu Unrecht abgelehnt. (Wird ausgeführt.) Das 
angefochtene Urteil war deshalb aufzuheben und die Sache an 
das Berufungsgericht zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung zurückzuverweiſen. Das Berufungsgericht wird die 
erörterten rechtlichen Geſichtspunkte zu beachten, die vermißten 
Feſtſtellungen nachzuholen und auch klarzuſtellen haben, ob Kläger 
in der Tat nur, wie es annimmt, wegen des Schadens, der nicht 
Vermögensſchaden iſt, die Entſchädigung von 5000 && ver⸗ 
langt. K. c. Sch., U. v. 27. April 08, 418/07 VI. — Frankfurt. 

7. SS 823, 831, 276 BGB. Leitſätze hinſichtlich der 
Haftung des mitfahrenden Automobilbeſitzers für ſeinen Chauffeur.] 

Es iſt in keiner Weiſe zutreffend, wenn die Reviſion aus⸗ 
zuführen ſucht, das RG. habe hinſichtlich der Haftung der 
Automobilbefiger für ihre Chauffeure und neben dieſen beſondere, 
und, wie ſie meint, dieſem Verkehrsmittel und bei deſſen Be⸗ 
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deutung für den Verkehr in der Gegenwart auch dieſem über⸗ 
haupt feindliche Grundſätze aufgeſtellt. Das RG. hat in 
wiederholten Entſcheidungen ausgeſprochen, daß das Maß der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ſich nach der Bedeutung zu 
richten habe, die einer Handlung für den Verkehr zukommt, 
und nach der Gefährlichkeit für den allgemeinen, durch das 
Recht zu ſchützenden Verkehr, die mit ihr verbunden iſt. Es 
hat in Anwendung dieſes allgemeinen Grundſatzes im Hinblick 
auf die beſonderen Gefahren, die das mehr und mehr in den 
Straßenverkehr eintretende Automobil vermöge ſeiner mechaniſchen 
Kräfte und insbeſondere ſeiner Fähigkeit, mit großer Schnellig⸗ 
keit bewegt zu werden, für den allgemeinen Verkehr auf den 
ſtädtiſchen und Landſtraßen, für Fuhrwerke anderer Art wie für 
Fußgänger mit ſich bringt, ſowohl von dem Lenker eines ſolchen 
Fahrzeuges eine den Eigenſchaften des letzteren entſprechende 
beſondere Sorgfalt bei der Führung, wie von dem Eigentümer 
des Fahrzeuges und Geſchäftsherrn des Chauffeurs eine beſondere 
Sorfalt in der Auswahl verlangt. Wie von dem Kutſcher, 
der ein Gefährt in den verkehrsreichen Straßen einer Großſtadt 
zu lenken berufen iſt, ein Mehr an Geſchicklichkeit, Beſonnenheit 
und Geiſtesgegenwart erfordert werden muß, als von einem 
Wagenführer in einem ländlichen oder kleinſtädtiſchen Bezirke, 
ebenſo gilt dies in noch erhöhtem Grade auch von dem Chauffeur 
eines Automobils gegenüber dem Leiter eines anderen Fuhr⸗ 
werks, und die Sorgfalt des Geſchäftsherrn bei der Auswahl 
des Chauffeurs muß ſich auch auf dieſes Mehr an perſönlichen 
Eigenſchaften des Anzuſtellenden richten (JW. 04, 2888; 06, 
6810. Auch für die Verantwortlichkeit des auf dem Auto⸗ 
mobil mitfahrenden Eigentümers für einen durch dieſes an⸗ 
gerichteten Schaden hat das RG. keine beſonderen, von den 
allgemeinen abweichenden Grundſätze aufgeſtellt; in der vom 
Berufungsgericht angezogenen Entſcheidung des RG., JW. 05, 
2871, iſt ausdrücklich ausgeſprochen, daß die Pflichten deſſen, 
der als Eigentümer eines Automobils auf dieſem von einem 
durch ihn angeſtellten Chauffeur geleiteten Gefährt ſelbſt mit⸗ 
fährt, grundſätzlich keine anderen find, wie die des Beſitzers 
eines von Pferden gezogenen Wagens, der neben ſeinem Kutſcher 
ſich auf dieſem befindet. Beide haben nicht die Verpflichtung, 
jederzeit auf die Leitung des Fuhrwerks durch die dafür an⸗ 
geſtellte Perſon aufzumerken; aber wenn ſie wahrnehmen und 
nach Maßgabe des Platzes, den ſie auf dem Wagen ein⸗ 
genommen haben, wahrnehmen müſſen, daß durch die Art, wie 
ihre Angeſtellten das Fuhrwerk leiten, Gefahr für Dritte ent⸗ 
ſteht, iſt es ihnen zum Verſchulden zuzurechnen, wenn ſie nicht 
eingreifen. Dieſen richtigen Leitſätzen iſt das Berufungsgericht 
bei ſeiner Entſcheidung gefolgt. Der Reviſion iſt nachzugeben, 
daß es allerdings verkehrt ſein würde, wollte man von dem 
mitfahrenden Eigentümer des Automobils verlangen, daß er 
befähigt ſein müſſe, in der techniſchen Handhabung des Gefährts 
den Chauffeur zu überſehen und verpflichtet ſei, dieſe zu über⸗ 


wachen und dem Genannten jederzeit Weiſungen für die 


iechniſche Handhabung des Kraftwagens zu geben. Das würde 
in der Tat den Chauffeur nur verwirren und geeignet ſein, 
ihm die Beſonnenheit, deren er bedarf, zu nehmen; es würde 
auch die polizeilichen Einrichtungen, nach denen die Chauffeure 
einer beſonderen Prüfung ſich unterwerfen müſſen und darauf⸗ 
hin die Genehmigung zur Bedienung eines Kraſtfahrzeuges 
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erhalten, in ihrer Wirkſamkeit für die Sicherheit des allgemeinen 
Verkehrs vor Gefahren beeinträchtigen und ſolchergeſtalt mehr 
Schaden als Nutzen ſchaffen. Allgemeine Weiſungen aber, die 
das eigentlich Techniſche in der Handhabung des Mechanismus 
des Kraftwagens nicht berühren, und in denen der Angeſtellte 
dem Willen ſeines Dienſtherrn ſich zu fügen hat, darf und 
muß unter Umſtänden der mitſahrende Beſitzer ſeinem Chauffeur 
erteilen. Wie er ihm Ziel und Richtung der Fahrt vor⸗ 
zuſchreiben hat und die Haltepunkte auf der Reiſe beſtimmt, ſo 
darf er auch innerhalb des Pflichtenkreiſes, den die eigene 
Verantwortung dem geprüften und konzeſſionierten Chauffeur 
zieht, die einzuhaltende Geſchwindigkeit anordnen, und er muß 
dies, wenn er ſieht, daß die Maßnahmen des Chauffeurs für 
die auf der Fahrſtraße verkehrenden Menſchen oder Fuhrwerke 
gefährlich zu werden drohen; der angeſtellte Chauffeur ſeinerſeits 
aber iſt vermöge ſeines Dienſtverhältniſſes dergleichen Weiſungen 
Folge zu leiſten verbunden. Es iſt deshalb nicht rechts⸗ 
irrtümlich, wenn das Berufungsgericht annimmt, daß die Be⸗ 
klagte, jetzige Fürſtin L., da ſie von ihrem Sitze neben dem 
Chauffeur aus die zu durchfahrende Straße und deren Verkehr 
gleich dieſem überblickte und ihr dabei auch ohne beſondere 
Sachkunde notwendig der Gedanke aufſteigen mußte, daß die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit des Automobils gefährliche Situationen erzeugen 
könne, nach dem Maßſtabe der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt die Pflicht gehabt habe, auf eine Verlangſamung der Fahrt zu 
dringen. H. u. L. c. W., U. v. 23. April 08, 299/07 VI. — Cöln. 

8. 558 1353, 1354 BGB. Klage auf Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft. Beſchaffung einer geeigneten Wohnung.] 

Die Parteien haben am 14. Dezember 1902 die Ehe ge⸗ 
ſchloſſen. Vor Eingehung der Ehe hatten ſie ein Abkommen 
dahin getroffen, daß der Beklagte zu der Klägerin in das ihr 
und ihrem Bruder gemeinſchaftlich gehörige Grundſtück, in 
welchem beide die Landwirtſchaft und zugleich ein Material⸗ 
warengeſchäft betrieben, ziehen und darin wohnen bleiben ſolle. 
Um die Jahreswende 1902/03 verließ der Beklagte die Wohnung 
und bezog einige Räume in dem Hauſe ſeines Bruders. Im 
Juni 1906 leitete die Ehefrau Klage auf Scheidung ein. Der 
Beklagte erhob Widerklage auf Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft. Das LG. gab unter Abweiſung der Scheidungs⸗ 
klage der Widerklage ſtatt. Das OLG. wies die Berufung 
der Klägerin zurück. Der Reviſion der Klägerin bez. der 
Widerklage wurde ſtattgegeben: Zwar geht das Berufungs⸗ 
gericht mit Recht davon aus, daß das auf dem Weſen der 
Ehe und der natürlichen Stellung des Mannes in der Ehe 
beruhende Recht, Wohnort und Wohnung zu beſtimmen, nicht 
durch Vereinbarung der Ehegatten ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
werden kann (vgl. Mot. 4, 106, Urteil des RG. vom 15. Ok⸗ 
tober 1900 JW. S. 778), allein damit erledigt ſich nicht auch 
die Prüfung, ob nicht ein Mißbrauch des Rechtes des Mannes 
vorliegt. Wenn der Beklagte, wie die Klägerin geltend macht, 
nur aus Laune oder gar Schikane halber die feiner Frau ge: 
hörige Wohnung verlaſſen hat, und berechtigte Intereſſen der 
Frau geſchädigt würden, falls fie außerhalb ihres Grundſtücks 
Wohnung nehmen müßte, ſo kann wohl § 1354 Abſ. 2 mit 
8 1353 Abſ. 2 Satz 1 BGB. zur Anwendung gebracht werden. 
Eine Prüfung in dieſer Richtung hat der Beruſungsrichter nicht 
vorgenommen. Dieſer Prüfung bedarf es nicht mehr, da auch 
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nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters die Abweiſung 
der Widerklage geboten iſt. Der Berufungsrichter hat an⸗ 
genommen, die Wohnung, in welche die Klägerin nach dem 
Erkenntniſſe des LG. ihrem Mann folgen ſollte, ſei keine ge⸗ 
eignete Familienwohnung. Daraus ergab ſich die Abweiſung 
der Widerklage, aber nicht die Zurückweiſung der Berufung. 
Zur Widerklage hatte der Streit der Parteien ſich um die 
Frage gedreht, ob die Klägerin ihrem Mann in das Haus 
ſeines Bruders zu folgen habe. Schon in I. Inſtanz hatte 
der Beklagte gegenüber dem Einwand, er habe keine zur ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft geeignete Wohnung, geltend gemacht, er 
habe in dem Hauſe ſeines Bruders eine Wohnung inne, wie 
ſie für eine Familie ausreiche. Auch in der Berufungsinſtanz 
ſind die Parteien bei ihren Aufſtellungen geblieben. Weder in 
der J. noch in der II. Inſtanz hat der Beklagte ſich bereit 
erklärt, eine andere Wohnung zu beſchaffen, ſofern die Wohnung 
im Hauſe ſeines Bruders nicht genügend erſcheine. Die Ent⸗ 
ſcheidung des RG. vom 2. Mai 1901 JW. S. 385, auf die 
der Berufungsrichter hingewieſen hat, rechtfertigt nicht die Auf⸗ 
faſſung, daß es zur Verurteilung der Ehefrau genüge, wenn 
der Mann imſtande ſei, eine Familienwohnung zu beſchaffen, 
und daß es nicht darauf ankomme, ob er auch den Willen 
habe, eine geeignete Wohnung bereitzuſtellen. Dagegen trifft 
zu, wenn es in der Entſcheidung des RG. vom 5. Januar 1903 
IV. 282/02 heißt: „Es genügt regelmäßig, daß der Ehemann 
objektiv rechtzeitig eine geeignete Wohnung zu beſchaffen vermag 
und daß er ſubjektiv den Willen hat, dies zu tun“ 
(vgl. auch die Entſcheidung vom 13. Februar 1905 IV. 531/04). 
Einer Verurteilung der Ehefrau nach dem Antrage der Wider⸗ 
klage ſtanden um ſo mehr Bedenken entgegen, als das Be⸗ 
rufungsgericht ſelbſt ausgeführt hat, der Beklagte müſſe bei der 
Auswahl ſeiner künſtigen Familienwohnung auf die ihm bei 
Eingehung der Ehe wohlbekannten Verhältniſſe und Lebens⸗ 
intereſſen ſeiner Frau Rückſicht nehmen und dürfe nur, wenn 
wichtige und berechtigte Gründe vorlägen, eine Familien⸗ 
wohnung auswählen, die in größerer Entfernung von dem 
Grundbeſitz und dem Geſchäft ſeiner Frau liege. Die Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft in der Art, wie fie nach 
der Anſicht des Berufungsgerichts zu erfolgen hat, war von 
dem Ehemann nicht begehrt. Der Beklagte hat von der 
Klägerin verlangt, daß ſie ihm in die Wohnung folge, die er 
ſeit dem Jahre 1903 in dem Hauſe ſeines Bruders inne hat. 
Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts iſt der Klägerin 
nicht zuzumuten, in dieſe Wohnung zu ziehen. Indem der 
Berufungsrichter trotzdem die Berufung der Klägerin zur Wider⸗ 
klage zurückwies, hat er $ 1353 BGB. verletzt. S. o. S., 
U. v. 23. April 08, 437/07 IV. — Dresden. 

Zivilprozeßordnung. 

9. § 265 ZPO. Die Vorſchrift iſt keine materiell rechtliche, 
ſie wahrt nur dem Zedenten ſeine Stellung als Prozeßpartei.] 

Der Angriff der Reviſion fußt auf der von dem Kläger 
zugeſtandenen Tatſache, daß dieſer im Laufe des Rechtsſtreits 
— Anfang 1907 — die eingeklagte Forderung an D. abgetreten 
hat. Der Berufungsrichter verwirft den hieraus entnommenen 
Rechtsbehelf, indem er gemäß § 265 ZPO. die im Laufe des 
Rechtsſtreits erſolgte Abtretung als für die Prozeßlegitimation 
des Klägers bedeutungslos erklärt. Hierin findet die Reviſion 
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mit Recht eine Verletzung des § 265. Die Vorſchrift im 
Abſ. 2: „Die Veräußerung oder Abtretung hat auf den Prozeß 
keinen Einfluß“, iſt keine materiell⸗rechtliche. Sie wahrt dem 
Zedenten ſeine Stellung als Partei im Prozeß, aber ſie gewährt 
ihm nicht das Recht, auch ferner eine Leiſtung für ſich zu 
fordern, die ihm materiell⸗ rechtlich nicht mehr gebührt, und es 
kann dem Beklagten der Einwand nicht verſagt werden, daß der 
Kläger nicht mehr der rechte Gläubiger ſei. Es muß in einem 
ſolchen Fall dem Kläger überlaſſen werden, gemäß der im Laufe 
des Rechtsſtreits eingetretenen Veränderung ſeinen Antrag dahin 
zu ändern, daß die geſchuldete Leiſtung an den Rechtsnachfolger 
zu geſchehen habe. (Vgl. RG. 40, 341; 56, 307; JW. 07, 337). 
Von dieſer beſtändigen Rechtſprechung abzugehen, liegt keine 
Veranlaſſung vor. Es mußte daher wegen Verletzung des 
§ 265 ZPO. die Aufhebung des Berufungsurteils erfolgen. 
In der Sache ſelbſt auf Abweiſung der Klage konnte jedoch 
nicht erkannt werden, weil der Berufungsrichter den Einwand 
nur aus dem prozeß⸗ rechtlichen Geſichtspunkt, nicht aber als 
materiell⸗rechtlichen geprüft und demnach es unterlaſſen hat, gemäß 
§ 139 ZPO. auf eine der veränderten Sachlage entſprechende 
Anderung des Klageantrages hinzuwirken. Die Sache war 
daher zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweiſen. L. c. F., U. v. 25. April 08, 
324/07 V. — Hamm. 

10. 5 554 3PO. verb. mit SS 50, 53 GmbHG. Be 
gründungspflicht. Begriff des Sonderrechts, Individualrechts 
(Vertretungsrechts). Ubertragungsrecht bezüglich Geſchäftsanteilen 
ohne Feſtſetzung durch Statut. 

Der Kläger, der mit 19 von 400 Geſchäftsanteilen der 
beklagten Geſellſchaft m. b. H. angehört, beantragte mit den 
Inhabern anderer Anteile zuſammen die Einberufung einer 
Generalverſammlung mit der Tagesordnung: Beratung über 
die Abſetzung des Geſchäftsführers Aſſeſſor Dr. B. Die Ver⸗ 
ſammlung wurde auf den 18. Auguſt 1906 berufen, die Tages⸗ 
ordnung jedoch von dem genannten Geſchäftsführer wie folgt 
beſtimmt: „1. Statutenänderung: a. die Geſchäftsanteile ſind 
unter den Geſellſchaftern frei veräußerlich, auch die Teile von 
Anteilen; b. zur Veräußerung an Nichtgeſellſchafter bedarf es 
in jedem Fall der Genehmigung der Geſellſchaft; c. Geſell⸗ 
ſchafter, deren Anteile zum mindeſten / des Stammkapitals 
ausmachen, ſind berechtigt, die Einberufung einer Verſammlung 
zu beantragen. 2. Vertrag mit dem Geſchäftsführer. 3.7. 
8. Antrag Dr. F. und Genoſſen: Abberufung des Geſchäfts⸗ 
führers wegen Vertretung kollidierender Intereſſen und wegen 
ſeines Verhaltens in einer geſchäftlichen Angelegenheit mit 
Herrn Dr. M. 9. ....“ Die Generalverſammlung, in der 
397 Stammanteile vertreten waren, beſchloß in allen Punkten 
mit 348 gegen 49 Stimmen, unter welch letzteren ſich die 
Stimmen des Klägers befanden. Insbeſondere wurde Punkt 1 
wie angekündigt angenommen; zu 2 wurde ein Anſtellungs⸗ 
vertrag mit dem Geſchäftsführer auf die Dauer von vier Jahren 
geſchloſſen; 8 wurde durch Übergang zur Tagesordnung erledigt. 
Außerdem wurde noch ein nicht angekündigter Beſchluß gefaßt, 
deſſen Inhalt hier nicht intereſſiert. Mit der erhobenen Klage 
focht der Kläger die Beſchlüſſe zu 1 b, c, 2, 8 und den nicht 
angekündigten Beſchluß als geſetzwidrig an. Die Beſchlüſſe 
zu I b, c bezeichnete er als Eingriffe in feine Rechte. Zu 2 
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machte er geltend, in einer früheren Generalverſammlung vom 
24. April 1906 ſei unter Abänderung des Statuts ein Auf⸗ 
ſichtsrat gewählt; zwar ſei der Beſchluß weder gerichtlich noch 
notariell beurkundet, auch nicht im Handelsregiſter eingetragen, 
nach innen habe er aber bindende Kraft, ſodaß ein Vertrag 
mit dem Geſchäftsführer durch den Aufſichtsrat hätte geſchloſſen 
werden müſſen; der Generalverſammlung ſei die Legitimation 
zum Vertragsſchluß durch den Beſchluß entzogen. Der erſte 
Richter (KH. 15 des Königl. LG. I in Berlin vom 22. Ok⸗ 
tober 1906) erklärte die angefochtenen Beſchlüſſe für ungültig 
mit Ausnahme des Beſchluſſes 2; inſoweit wies er die Klage 
ab. Beide Parteien legten Berufung ein, der Kläger mit dem 
Antrag, auch zu Punkt 2 der Klage ſtattzugeben, die Beklagte 
mit der Bitte um völlige Abweiſung der Klage. Das Königl. 
KG., 16. ZS., wies beide Berufungen durch Urteil vom 
18. März 1907 zurück. Gegen dieſes Urteil hat die Beklagte 
Reviſion eingelegt und beantragt, nach ihrem in der Berufungs⸗ 
inſtanz geſtellten Antrage zu erkennen. Der Kläger hat gebeten, 
die Reviſion zurückzuweiſen. Das RG. verwarf die Reviſion bez. 
des Beſchluſſes unter 8 und des nicht angekündigten Beſchluſſes 
als unzuläſſig, ſoweit ſie den Punkt 1b der Tagesordnung betraf 
als unbegründet und hob zu le auf: 1. Nach feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung des RG. kommen von einer Mehrheit von Streit⸗ 
gegenſtänden allein diejenigen für die Reviſion in Betracht, 
bezüglich deren eine formulierte Rüge in der Begründungs⸗ 
ſchrift enthalten iſt (II. 3S. vom 7. November 1905, RG. 
62, 15; VI. ZS. vom 3. Juni 1907 und 13. Februar 1908, 
daſ. 66, 178 und „Recht“ 08, 208; I. 38S. vom 18. De: 
zember 1907, JW. 08, 7719). 2. Die Veräußerlichkeit der 
Geſchäftsanteile einer Geſellſchaft m. b. H. iſt eine Befugnis, 
die, mag man ſie theoretiſch als ſelbſtändiges Recht, oder als 
eine Eigenſchaft des Mitgliedrechts auffaſſen, lediglich zum 
Vorteil des Mitglieds dienen ſoll. Es handelt ſich nicht um 
ein Recht, ſich in Angelegenheiten der Geſellſchaft als deren 
Organ zu betätigen. Nur bei Rechten dieſer letzteren Art 
— vielfach mit einem freilich wenig bezeichnenden Ausdruck 
„Individualrechte“ genannt, „Vertretungsrechte“ nach Coſack, 
Handelsrecht 8 117 IV — muß im Einzelfalle geprüft werden, 
ob Unabänderlichkeit beabſichtigt iſt; die Befugniſſe, die ein 
Mitglied ausſchließlich zu ſeinem eignen Nutzen hat — Sonder⸗ 
rechte — find grundſätzlich unentziehbar. Bei Staub⸗Hachen⸗ 
burg, Kommentar 8 53 Anm. 5 wird allerdings von Rechten 
geſprochen, deren Unabänderlichkeit und Sonderrechts qualität 
erſt durch Auslegung des Statutes ermittelt werden ſoll. Aber 
es muß beachtet werden, daß Staub: Hachenburg eine abs 
weichende Terminologie zugrunde legen. Sie verwerfen den 
Begriff des Individualrechts (Vertretungsrechts) und verſtehen 
unter Sonderrecht jedes der Abänderung durch Majoritäts⸗ 
beſchluß entzogene Recht (vgl. 8 45 Anm. 40, 8 53 Anm. 4). 
Daß die Übertragbarkeit der Geſchäftsanteile, ſoweit nicht das 
Statut ausdrücklich eine Beſchränkung vorſieht, der Beein⸗ 
trächtigung per majora ſchlechthin unzulänglich iſt, nehmen 
auch Staub⸗Hachenburg an (8 15 Anm. 50), wie dies denn, 
ſoweit zu erſehen, in der Literatur allgemein gelehrt wird (vgl. 
die Kommentare zum GmbHG. von Pariſius⸗Crüger 4. Aufl. 
8 15 Anm. 8 und Neukamp 3./4. Aufl. § 15 Anm. 10; Staub⸗ 
Pinner, HGB. § 222 Anm. 2; Gierke, Genoſſenſchaftstheorie 


S. 253; Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften Bd. 2 S. 111, 
206, 209; Neukamp, Zeitſchrift f. Handelsrecht Bd. 57 S. 523). 
Hiernach hätte das Statut der Beklagten eine Vorſchrift auf⸗ 
nehmen müſſen, die direkt den jetzt vorliegenden Beſchluß deckte. 
Es hätte beſtimmen müſſen, daß die Generalverſammlung mit 
einfacher oder qualifizierter Mehrheit für Veräußerungen der 
Geſchäftsanteile an Fremde den Genehmigungszwang einführen 
könne, oder allgemein, daß die Veräußerlichkeit einer Er⸗ 
ſchwerung durch Mehrheitsbeſchluß unterworfen ſei. Eine ſolche 
Beſtimmung iſt aber nicht getroffen. Die Statuierung eines 
Vorkaufsrechts der Mitgeſellſchafter bedeutet nur eine einzelne 
poſitive Beſchränkung, deren ausdehnende Interpretation mit 
dem Prinzip der Freiheit der Veräußerung in Widerſpruch 
ſtehen würde und daher unzuläſſig iſt. 3. Das Recht, das 
der 8 50 Abſ. 1 GmbHG. den Beſitzern eines Zehntels des 
Stammlapitals verleiht, die Berufung der Generalverſammlung 
zu verlangen, ſtellt ſich als „Vertretungsrecht“ in dem ſoeben 
angegebenen Sinne dar. Nach 8 45 Abſ. 2 kann es durch 
den Geſellſchaftsvertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 
Es iſt auch nicht richtig, wenn das KG. meint, die Aus⸗ 
ſchließung oder Beſchränkung könne nur in dem urſprünglichen 
Vertrag, nicht durch Statutenänderung nach 8 53 erfolgen. 
Aus der Wichtigkeit des Rechts für den einzelnen Geſellſchafter 
läßt ſich eine ſolche Folgerung nicht herleiten, denn bei den 
Rechten der hier in Rede ſtehenden Art ſoll eben das Intereſſe 
des einzelnen nicht den Ausſchlag geben. Daß das Recht des 
§ 50 Abſ. 1 durch Statutenänderung entzogen werden kann, 
wird auch von den Kommentatoren anerkannt (Staub⸗Hachen⸗ 
burg 8 45 Anm. 40, 8 50 Anm. 17; Neukamp § 50 Anm. 2, 
8 53 Anm. 2 d aa; Liebmann 5. Aufl. 8 45 Anm. 2, 8 50 
Anm. 1, $ 53 Anm. 60). Das LG. hatte feine Anſicht, daß 
der Beſchluß 1 c ungültig ſei, mit den beſonderen Verhältniſſen 
des vorliegenden Falles begründet. Es führte aus, da der 
Kläger mit ſeinen Freunden zuſammen nur über 49 Stimmen 
verfüge, würden die Geſellſchafter durch den Beſchluß ungleich 
betroffen. Bei dieſer Begründung iſt ein richtiger Gedanke 
falſch angewendet. Gewiß braucht ſich kein Geſellſchafter eine 
Anderung des Geſellſchaftsvertrags gefallen zu laſſen, welche 
eine nicht alle Mitglieder gleichmäßig treffende Schmälerung 
ſeiner allgemeinen Mitgliederrechte zum Gegenſtande hat (ſo die 
Motive zum GmbHG., RT. VIII. LP. I Seſſ. 1890/92 
Druckſ. Nr. 660 S. 80). Aber bei der Frage, wann die Gleich⸗ 
berechtigung verletzt iſt, muß von den rein zufälligen Verhält⸗ 
niſſen der Geſellſchaft und der Geſellſchafter abſtrahiert werden. 
Mit Recht bemerkt die Reviſion, ein Beſchluß ſei nur dann 
unzuläſſig, wenn er ſchon ſeinem Inhalt nach, ohne Rückſicht 
auf beſondere Umſtände, die einzelnen ungleich treffen muß 
(vgl. auch Staub⸗Hachenburg §S 53 Anm. 6). N. c. F., U. v. 
4. April 08, 302/07 I. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

11. SS 212, 274 bis 276 HGB. verb. mit $ 182 BGB. 
Zuſtimmung der Aktionäre zu Statutenänderungen, betreffend die 
Rübenlieferungspflicht von Altionären.] 

In S 3e des urſprünglichen Geſellſchaftsvertrages der 
beklagten Aktiengeſellſchaft vom 11. Juli 1872 war jedem 
Aktionär die Verpflichtung auferlegt, alljährlich auf einem Areal 
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die Aktienzuckerfabrik abzuliefern. Nach § 11 dieſes Vertrags 
ſollte der Preis der Rüben von dem Vorſtand und dem Auf⸗ 
ſichtsrat in gemeinſamer Sitzung feſtgeſtellt werden. Im 
Jahre 1901 wurden die Statuten der Beklagten geändert, 
insbeſondere in den 89 10 und 11 neue Beſtimmungen be: 
ſchloſſen, betreffend den Preis der Aktionärrüben im Verhältniſſe 
zum Durchſchnittspreis der Kaufrüben und die Zuführung des 
nach Verteilung von 4 Prozent Dividende verbleibenden Über: 
ſchuſſes an einen zur Bezahlung der Aktionärrüben beſtimmten 
Extrareſervefonds. In der Generalverſammlung vom 25. März 
1901, worin dieſe Anderungen beſchloſſen wurden, widerſprach 
der anweſende Kläger, der 17 Aktien beſaß, der Anderung des 
8 11 des alten Statuts, was von dem Notar zu Protokoll 
genommen wurde. In der Generalverſammlung vom 9. Auguſt 
1906, in der 8 8 Abſ. 2 Satz 2, § 10 Satz 3 und 8 45 
des abgeänderten Statuts vom 25. März 1901 eine andere 
Faſſung erhielten, beantragte der Kläger geſonderte Abſtimmung 
über dieſe Anderung. Doch wurde ſein Antrag mit allen 
übrigen Stimmen abgelehnt. Der Kläger enthielt ſich hierauf 
der Abſtimmung, erklärte ſeinen Widerſpruch gegen die Ab⸗ 
änderungsbeſchlüſſe zu Protokoll und focht die Anderungen des 
Geſellſchaftsvertrags an. Die Beklagte beantragte Abweiſung 
der Klage und mittels Widerklage, den Kläger zu verurteilen, 
für jede auf ſeinen Namen lautende Aktie alljährlich auf einer 
Fläche von 127,66 Ar Zuckerrüben zu bauen oder bauen zu 
laſſen und dieſelben unverkürzt an die Aktienzuckerfabrik G. ab: 
zuliefern. Der Klage wurde unter Abweiſung der Widerklage 
ſtattgegeben und die Reviſion zurückgewieſen: Das Berufungs⸗ 
gericht hat für ſeine Entſcheidung im weſentlichen folgende, für 
die Reviſion hauptſächlich in Betracht kommende Begründung 
gegeben. Unter der Herrſchaft des alten HGB. habe nach 
feſtſtehender Rechtſprechung eine Rübenbaupflicht der Aktionäre 
aktienrechtlich in rechtsverbindlicher Weiſe nicht begründet 
werden können. Seit der Einführung des neuen HGB., 
1. Januar 1900, verhalte ſich dies aber nach § 212 dieſes 
Geſetzes anders. Doch könne jetzt eine ſolche aktienrechtliche 
Verpflichtung der Aktionäre gemäß $ 276 HGB. n. F. nur 
mit Zuſtimmung ſämtlicher von der Verpflichtung betroffener 
Aktionäre begründet werden. Die durch den Beſchluß der 
Generalverſammlung der Beklagten vom 25. März 1901 er⸗ 
folgte Abänderung des Statuts derſelben habe offenbar die 
Einführung einer ſolchen aktienrechtlichen Verpflichtung der 
ſämtlichen Aktionäre bezweckt. Dieſer Beſchluß ſei aber un: 
gültig, denn in dieſer Generalverſammlung ſei nur ein Teil 
der damals vorhandenen Aktionäre vertreten geweſen. Es habe 
deshalb ein dem 8 276 HGB. entſprechender Beſchluß über 
Einführung der aktienrechtlichen Lieferungspflicht der Aktionäre 
rechtsgültig nicht gefaßt werden können. Auch wenn die in 
der Generalverſammlung nicht vertretenen Aktionäre zu dieſem 
Beſchluſſe außerhalb der Generalverſammlung ihre Zuſtimmung 
gegeben hätten, würden die zur Gültigkeit erforderlichen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen nicht erfüllt ſein; denn die Beſtimmung 
des 8276 finde ſich im HGB. unter dem Titel „Abänderungen 
des Geſellſchaftsvertrags“ und ſolche Abänderungen könnten 
nach § 274 a. a. O. nur durch die Generalverſammlung bes 
ſchloſſen werden. Jedenfalls fehle es auch an der Zuſtimmung 
des Klägers ſelbſt. Dieſer habe gegen die die Rübenbaupflicht 
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betreffenden Beſtimmungen des abgeänderten Statuts proteftiert 
und eine ausdrückliche Übernahme einer ſolchen Verpflichtung 
werde von der Beklagten ſelbſt nicht behauptet. Daraus, daß 
§ 276 HGB. in dem 4. Titel, betreffend „Abänderungen des 
Geſellſchaftsvertrags“ des dritten Abſchnitts des zweiten Buchs 
des HGB. ſteht, und daß nach § 274 daſelbſt eine Ab⸗ 
änderung des Geſellſchaftsvertrags nur durch die General⸗ 
verſammlung beſchloſſen werden kann, iſt zwar zu folgern, daß 
auch die in § 276 beſtimmte aktienrechtliche Verpflichtung der 
Aktionäre zu Leiſtungen der im S 212 bezeichneten Art, fofern 
ſie nicht in dem urſprünglichen Geſellſchaftsvertrage vorgeſehen 
iſt, nur in einer Generalverſammlung beſchloſſen werden 
kann. Doch ergibt ſich daraus und ebenſo aus der die Zu⸗ 
ſtimmung ſämtlicher von der Verpflichtung betroffener Aktionäre 
erfordernden Beſtimmung des § 276 nicht, daß ein Beſchluß 
über die fragliche Verpflichtung unter der angegebenen Voraus⸗ 
ſetzung von der Generalverſammlung nur dann gültig gefaßt 
werden kann, wenn die ſämtlichen von der Verpflichtung be⸗ 
troffenen Aktionäre in der Verſammlung ſelbſt anweſend 
oder vertreten ſind und in dieſer ihre Zuſtimmung er⸗ 
teilen; denn letzteres iſt im Geſetze ſelbſt nicht beſtimmt und 
auch nicht aus den einſchlägigen geſetzlichen Vorſchriften her⸗ 
zuleiten. Eine etwaige Beſtimmung dieſes Inhalts würde ſich 
als eine Ausnahme von der Regel des S 275 HGB. dar⸗ 
ſtellen, wonach in Ermangelung einer anderen Beſtimmung des 
Geſellſchaftsvertrags die im §S 274 Abſ. 1 bezeichneten Be⸗ 
ſchlüſſe der Generalverſammlung einer Mehrheit bedürfen, 
die mindeſtens drei Vierteile des bei der Beſchlußfaſſung ver⸗ 
tretenen Grundkapitals umfaßt. Schon im Hinblick auf dieſe 
Beſtimmung iſt anzunehmen, daß dann, wenn der Geſetzgeber 
die Gültigkeit der auch in Fällen des § 276 erforderlichen 
Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung davon hätte abhängig 
machen wollen, daß alle betroffenen Aktionäre ihre Zuſtimmung 
in dieſer Verſammlung ſelbſt erklären, er dies in den 
einſchlägigen Vorſchriften klar ausgeſprochen, nicht aber in 
§ 276 Ausdrücke gewählt haben würde, welche jedenfalls die 
Auslegung zulaſſen, daß die zur Wirkſamkeit eines ſolchen 
Generalverſammlungsbeſchluſſes allerdings notwendige Zu⸗ 
ſtimmung ſämtlicher von der Verpflichtung betroffenen Aktionäre 
auch außerhalb der darüber beſchließenden General⸗ 
verſammlung erklärt werden kann. Für die letztere Aus⸗ 
legung ſpricht aber der Zweck der beſonderen Vorſchrift des 
8 276, durch welche die Rechte und Intereſſen der durch die 
fragliche Verpflichtung betroffenen Aktionäre gewahrt werden 
ſollen. Es handelt ſich alſo hier um ein Sonderrecht der 
letzteren Aktionäre, bezüglich deſſen kein zwingender Grund 
dafür vorliegt, daß die Ausübung desſelben gerade in der 
über die fragliche Verpflichtung beſchließenden General⸗ 
verſammlung erfolgen müßte. Die Aufſtellung dieſes formalen 
Erforderniſſes würde daher nicht ſelten die Begründung einer 
ſolchen Verpflichtung in ganz zweckloſer Weiſe erheblich er⸗ 
ſchweren. Wenn aber hiernach die fragliche Zuſtimmung auch 
außerhalb einer Generalverſammlung der Aktionäre erfolgen 
kann, ſo iſt in Ermangelung einer einſchlägigen aktienrechtlichen 
Vorſchrift gemäß 8 182 Abſ. 1 und 2 BGB. anzunehmen, 
daß in ſolchen Fällen dieſe Zuſtimmung auch in formloſer 


Weiſe erteilt werden kann. Doch kann die Verkennung dieſer 
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Rechtsgrundſätze ſeitens des Berufungsgerichts nicht zu einer 
Aufhebung des angefochtenen Urteils führen, da das Berufungs⸗ 
gericht ohne rechtlichen Verſtoß auch verneint hat, daß die in 
der Generalverſammlung vom 25. März 1901 nicht vertretenen 
Aktionäre und unter ihnen der Kläger ſelbſt außerhalb dieſer 
Verſammlung ihre Zuſtimmung zu den angefochtenen Beſchlüſſen 
erteilt haben. Hiernach iſt die Ungültigkeit der Beſchlüſſe vom 
25. März 1901 und 9. Auguſt 1906 wegen Mangels der 
Zuſtimmung ſämtlicher durch die fragliche Verpflichtung be⸗ 
troffenen Aktionäre ſchon nach 8 276 HGB. begründet. 
Endlich ſind auch die Ausführungen des Berufungsgerichts 
nicht zu beanſtanden, wonach der Geltendmachung der dar⸗ 
gelegten Unwirkſamkeit des Beſchluſſes vom 25. März 1901 
auch die Vorſchrift des 8 271 Abſ. 2 HGB. nicht entgegen⸗ 
ſteht (vgl. RG. 36, 136 und 37, 65) und Kläger dieſen Be⸗ 
ſchluß auch nicht durch ſein ſpäteres Verhalten genehmigt und auf 
ſein Recht, denſelben anzufechten, nicht verzichtet habe. A.⸗Zucker⸗ 
fabrik G. c. S., U. v. 10. April 08, 622/07 II. — Naumburg. 

Verſicherungsrecht. 

12. Wegen nicht richtiger Beantwortung einer Frage 
danach, ob der Verſicherungsnehmer bereits einen Unfall erlitten 
habe, hat das RG. die Verurteilung der Verſicherungsgeſellſchaft 
aus folgenden Gründen aufgehoben: 

Im 89 des Verſicherungsvertrags iſt nicht nur vom Ver: 
ſchweigen weſentlicher Umſtände, ſondern auch von unrichtigen 
Angaben die Rede. Es bedarf deshalb ſchon der Prüfung, ob 
die Antwort des Klägers bloß als ein Verſchweigen und nicht 
vielmehr als eine poſitive unrichtige Angabe des Inhalts auf⸗ 
zufaſſen iſt, er ſei durch Unfälle noch nicht verletzt, und ob 
unrichtige Angaben die Unverbindlichkeit des Verſicherungs⸗ 
vertrages auch nur nach ſich ziehen, wenn ſie weſentliche Tat⸗ 
ſachen betreffen. Dabei wird davon auszugehen ſein, daß ſchon, 
weil nach früheren Unfällen gefragt iſt, der Verſicherungs⸗ 
nehmer dieſe wie jede im Antrage an ihn geſtellte Frage für 
erheblich und ihn zur wahrheitsgemäßen Beantwortung ver⸗ 
pflichtend anzuſehen hatte. Von dieſem Geſichtspunkte aus 
genügt aber die Feſtſtellung des Berufungsgerichts nicht, um 
den Kläger als entſchuldigt zu erachten. Der Umſtand, daß 
der Kreisarzt N. in ſeinem von der Beklagten überdies noch 
beanſtandeten Gutachten die Handverletzung als für die Ver⸗ 
ſicherungsfähigkeit des Klägers nicht erheblich bezeichnet, recht⸗ 
fertigt noch nicht die Annahme, auch Kläger habe ſeine Anzeige⸗ 
pflicht nicht verletzt. Ein Prüfungsrecht darüber, was für die 
Verſicherungsgeſellſchaft erheblich oder unerheblich iſt, ſteht dem 
Verſicherungsnehmer nicht zu. Das Gutachten eines Arztes 
iſt hierfür auch nicht maßgebend. A.⸗G. B. c. B., U. v. 
7. April 08, 271/07 VII. — Hamm. 

Wechſelrecht. 

13. Begriff des Gefälligkeitswechſels.] 

Das LG. batte nach Beweiserhebung durch bedingtes Urteil 
dem Kläger einen richterlichen Eid auferlegt, daß zwiſchen ihm 
und der Beklagten vereinbart worden ſei, dieſe müſſe die Klage⸗ 
wechſel ſelbſt einlöſen, und von der Ausſchwörung dieſes Eides 
Zuſprechung oder Abweiſung der Klage abhängig gemacht. Das 
OLG. wies nach einer Ergänzung der Beweisaufnahme auf die 
Berufung der Beklagten die Klage ab, das RG. hob auf 
Reviſion des Klägers auf: Der Ausdruck „Gefälligkeitswechſel“ 


entſtammt dem Verkehrsleben. Man verſteht darunter einen 
Wechſel, der dem Wechſelnehmer aus Gefälligkeit gegeben wird, 
d. h. gegen die von dieſem übernommene Verpflichtung, für die 
Einlöſung Sorge zu tragen. Die Rechtſprechung der höchſten 
Gerichte hat wiederholt ausgeſprochen, die Bedeutung des 
Wortes ſei ſo klar, daß der Einwand des Gefälligkeitsakzeptes 
einer näheren Subſtantiierung dahin, daß ſich der Nehmex zur 
Einlöſung verpflichtet habe, nicht bedürfe. ROG. 14, 225; 
19, 251. NG. 32, 128. Bolze Pr. Bd. 5 Nr. 497. Wenn 
daher unter Kaufleuten die Wendung gebraucht wird, daß ein 
Akzept aus Gefälligkeit gegeben werde, ſo kann der Sinn nicht 
zweifelhaft ſein. Nach der Feſtſtellung des OLG. iſt aber dieſer 
Ausdruck von beiden Parteien mit Beziehung auf die ſtreitigen 
Wechſel gebraucht. Es wird ſogar erwähnt, der Kläger habe 
häufiger an die Beklagte geſchrieben: „er ſende ein Gefälligkeits⸗ 
akzept über . . . 4 und bitte, daß die Beklagte bei Fälligkeit 
für Deckung gefl. Sorge tragen wolle“. Gleichwohl will das 
OLG. auf derartige Wendungen kein Gewicht legen und meint, 
es ergebe ſich daraus noch nicht, daß es ſich um „Gefälligkeitswechſel 
im Rechtsſinne“, um „eigentliche“, „wirkliche Gefälligkeitswechſel“ 
gehandelt habe. Das kann nach dem Bemerkten nicht gebilligt 
werden. Es bleibt auch unverſtändlich, was ſich das OLG. 
unter einem „uneigentlichen“ oder „ſogenannten“ Gefälligkeits⸗ 
wechſel vorſtellt. Die Beklagte hatte vorgetragen, ſie habe dem 
Kläger inſofern eine Gefälligkeit erzeigt, als ſie von ihm ſtatt 
geſchuldeter Barzahlungen Wechſel angenommen und prolongiert 
habe. Der Berufungsrichter hat ſich dieſe Meinung nicht an⸗ 
geeignet. Sie wäre nach dem kaufmänniſchen Sprachgebrauche 
auch unhaltbar. An einer Stelle ſetzen die Gründe das Ge⸗ 
fälligkeitsakzept in Gegenſatz zu einem Prolongationswechſel. 
Dies zeigt, daß der Berufungsrichter beide Begriffe verkennt. 
Der Gefälligkeitswechſel kann ebenſogut wie der auf Schuld 
gezogene prolongiert, d. h. bei Verfall durch Ausſtellung eines 
neuen Wechſels erſetzt werden. Der Umſtand, daß ein Pro⸗ 
longationswechſel vorliegt, iſt daher an und für ſich auf das 
Valutaverhältnis zwiſchen Traſſat und Traſſant ohne Einfluß. 
Als rechtsirrig muß es weiter bezeichnet werden, wenn der 
Berufungsrichter aus der Tatſache, daß der Kläger zur Zeit 
der Ausſtellung der Wechſel der Beklagten aus anderen Rechts⸗ 
gründen (Darlehen, Warenlieferungen) einen höheren Betrag 
geſchuldet habe, ableitet, daß es ſich bei den Klagewechſeln nicht 
um Gefälligkeitsakzepte gehandelt habe. Wenn, wie hier unter⸗ 


ſtellt werden muß, bei der Ausſtellung und Hingabe der ſtreitigen 


Wechſel oder doch der Urwechſel, zu deren Erſatz ſie dienen 
ſollten, zwiſchen den Parteien Erklärungen im Sinne der vorhin 
erwähnten ausgetauſcht worden ſind, ſo bleibt, auch wenn der 
Kläger aus anderen Rechtsgründen Schuldner des Beklagten 
war, die Tatſache beſtehen, daß die Wechſel nicht zur Tilgung 
dieſer Schulden gezogen und akzeptiert ſind. Der Kläger würde 
immer einen rechtlich begründeten Revalierungsanſpruch auf 
Erſatz der Zahlungen haben, die er Dritten auf Grund 
feiner Gefälligkeitsunterſchrift geleiſtet hat (ROG. 19, 251. 
8 670 BGB.), und Sache der Beklagten würde es fein, das, 
was ihr der Kläger aus den andern Rechtsgründen ſchuldet, 
hiergegen im Wege der Aufrechnung geltend zu machen und 
durch Angabe der erforderlichen Einzelheiten zu begründen. 
H. c. S., U. v. 11. April 08, 117/07 J. — Hamm. 


37. Jahrgang. 


Reichs beamtengeſetz vom 31. März 1873. 

14. 8 144 RBG. Zuläſſigkeit des Rechtsweges und 
Umfang der richterlichen Prüfung.] 

Das Berufungsgericht legt den 8 144 RBG. (RGBl. 
S. 61) dahin aus, daß das Gericht nur zu prüfen habe, ob 
die beſonderen ſachlichen Vorausſetzungen eines Defektenbeſchluſſes 
im Sinne des §8 141 a. a. O., — Unterſchlagung oder grobes 
Verſchulden des Beamten — vorliegen, und daß mangels dieſer 
Vorausſetzungen der Widerſpruchsklage ohne Rückſicht darauf 
ſtattzugeben ſei, ob eine Erſatzpflicht des Beamten nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen begründet iſt. Dieſer, auch in der Literatur 
vertretenen, Auffaſſung vermag der erkennende Senat nicht bei⸗ 
zupflichten. Er hält vielmehr an der Auffaſſung feſt, welche 
der IV. 3S. des RG. im Urteil vom 5. Februar 1885 — 
RG. 12, 143 — und vor ihm das ROG. im Urteil vom 
10. April 1877 — Rep. 279/77 — ſowie bezüglich des im 
weſentlichen übereinftimmenden 8 16 der Verordnung vom 
24. Januar 1844 über die Feſtſetzung der bei Kaſſen⸗ und 
anderen Verwaltungen vorkommenden Defekte (Geſetzſamml. 1844 
S. 52) das Preuß. OTr. im Erkenntnis vom 23. März 1855 
— Striethorſt A. 15, 95 — ausgeſprochen haben. Das Gericht 
hat, wenn der Rechtsweg gegen den Deſektenbeſchluß beſchritten 
wird, zu entſcheiden, ob eine Erſatzverbindlichkeit des Beamten 
beſteht und in welcher Höhe. Es hat über die Wahrheit der 
tatſächlichen Behauptungen der Parteien nach freier Tiber- 
zeugung zu entſcheiden — § 144 Abſ. 3 RBG. — und die 
rechtlichen Folgerungen aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt zu 
ziehen, ohne Rückſicht darauf, wie die Verwaltungs behörde das 
Verſchulden des Beamten rechtlich gekennzeichnet hat. Wenn 
das Geſetz den Richter in der freien Anwendung der die Erſatz⸗ 
verbindlichkeit regelnden geſetzlichen Beſtimmungen hätte ein⸗ 
ſchränken wollen, hätte dies im Geſetz zum Ausdruck gebracht 
werden müſſen. Wenn den Verwaltungsbehörden unter Um⸗ 
ſtänden ein Ermeſſen darüber zuſtehen mag, ob ſie bei einem 
nur leichten Verſchulden eines Beamten dieſen erſatzpflichtig 
machen wollen oder nicht, ſo kann dies nicht dazu führen, in 
dem gemäß 8 144 RBG. eröffneten Rechtsſtreit die Entſcheidung 
darauf zu beſchränken, ob die beſonderen Vorausſetzungen des 
Defektenbeſchluſſes nach 8 141 vorliegen. Denn durch den 
Defektenbeſchluß hat die Verwaltungsbehörde ihren Entſchluß, 
von dem Beamten Erſatz zu fordern, in deutlichſter Weiſe kund⸗ 
gegeben. Daß ſie hierzu durch die vom Gericht gemißbilligte 
Meinung, daß das Verſchulden des Beamten ein grobes ſei, 
veranlaßt worden iſt, iſt gleichgültig. Die Verwaltungsbehörde 
iſt auch durch die gerichtliche Entſcheidung, welche das Beſtehen 
der Erſatzpflicht ausſpricht, nicht behindert, von der Durch⸗ 
führung des Erſatzanſpruchs abzuſehen, wenn ſie dies für an⸗ 
gemeſſen erachtet und ihr jenes freie Ermeſſen rechtlich zuſteht. 
Der Rechtsweg iſt in § 144 auch nicht bloß gegen den 
Defektenbeſchluß aus 8 141, ſondern auch gegen den aus 
8 137 RBG. gegeben; der letztere aber ſetzt nicht wie S 141, 
grobes Verſchulden oder Unterſchlagung des Beamten als Grund 
der Erſatzverbindlichkeit voraus. Das Urteil des II. 8 S. des 
RG. vom 28. November 1890, auf welches ſich das Berufungs⸗ 
gericht nach dem in JW. 91, 77 veröffentlichten Auszuge 
beruft, ſteht der vorſtehend dargelegten Auffaſſung des 8 144 
RBG. nicht entgegen. Es ſpricht nur aus, daß in einem Falle, 
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in welchem im Vorprozeß das Gericht — von der gleichen 
Auffaſſung ausgehend, wie hier das OLG. — einen Defekten⸗ 
beſchluß aufgehoben hatte, weil ein grobes Verſchulden des 
Beamten nicht dargetan ſei, der Fiskus nicht behindert ſei, 
ſeinen Erſatzanſpruch auf Grund der geſetzlichen Vorſchriften 
über die Verantwortlichkeit der Beamten im ordentlichen Wege 
Rechtens geltend zu machen. R.⸗P.⸗F. c. Sch., U. v. 24. April 08, 
452/07 III. — Colmar. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

15. 8 13 GVG. verb. mit 8 56 Abſ. 1 des preußifchen 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883. Begriff der bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeit im Sinne von § 13 GVG. Rechts⸗ 
mittel gegen Anordnungen der Wegepolizeibehörde.] 

Die Königliche Eiſenbahndirektion in E. iſt von der Wege⸗ 
polizeiverwaltung der Stadt B. aufgefordert worden, in der 
Gewerbeſchulſtraße in B. entlang des Bahnhofsgebäudes den 
Bürgerſteig baldmöglichſt befeſtigen zu laſſen. Die Aufforderung 
wurde geſtützt auf das B.er Ortsſtatut vom 21. Januar 1879 
betreffend die Anlegung und Unterhaltung der Bürgerſteige 
und auf einſchlagende Polizeiverordnungen aus den Jahren 
1893 und 1894. Das Ortsſtatut iſt erlaſſen auf Grund des 
8 10 der Rheiniſchen Städteordnung und nimmt auf beſtehenden 
Ortsgebrauch Bezug; im 8 1 werden die Eigentümer für ver⸗ 
pflichtet erklärt, vor ihren angrenzenden Häuſern, dazu gehörigen 
Hofplägen, Gärten und Luſtanlagen auf ihre Koſten Bürger⸗ 
ſteige den baupolizeilichen Vorſchriften gemäß anzulegen. Gegen 
dieſe Verfügung der Polizeiverwaltung iſt kein Rechtsmittel 
eingelegt worden, der Eiſenbahnfiskus hat aber die vorliegende 
Klage im Rechtswege gegen die Stadt B. erhoben, mit dem 
Antrage feſtzuſtellen, daß die Beklagte zur Erfüllung der wege⸗ 
polizeilichen Anforderung verpflichtet ſei. Auf Grund der Ein⸗ 
rede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges iſt auf Abweiſung der 
Klage erkannt worden. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Darin kann dem Berufungsrichter nicht beigetreten 
werden, daß von einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit im Sinne 
von §8 13 GWG. ſchon um deswillen keine Rede fein könne, 
weil gar nicht in ein Privatrecht des Klägers eingegriffen, ſein 
Eigentum vielmehr durch Heranziehung des Bahnhofgeländes 
zur Herſtellung des angrenzenden Bürgerſteigs anerkannt worden 
ſei. Die Heranziehung zu einer Laſt, auch einer öffentlich⸗ 
rechtlichen, enthält immer einen Eingriff in das belaſtete 
Eigentum. Es fragt ſich nur, ob ein privatrechtlicher Eingriff 
vorliegt, und das wird weiter vom Berufungsrichter mit Recht 
verneint, weil es ſich um eine Belaſtung aus öffentlich⸗recht⸗ 
lichem Titel handelt. Die ſtädtiſchen Straßen ſind öffentliche 
Wege, deren Bau und Unterhaltung im öffentlichen Intereſſe 
liegt und darum durch Vorſchriften des öffentlichen Rechts ge⸗ 
regelt wird. Dies iſt auch hier geſchehen, das Ortsſtatut der 
Stadt B. vom 21. Januar 1879 betreffend Anlegung und 
Unterhaltung der Bürgerſteige iſt eine öffentlich⸗rechtliche Rechts⸗ 
quelle. Auf Grund dieſes öffentlich⸗ rechtlichen Titels iſt der 
Kläger zu einer Wegelaſt von Polizei wegen in Anſpruch ge⸗ 
nommen worden. Ob dabei das Ortsſtatut unrichtig angewendet 
worden ſei, weil, wie der Kläger geltend macht, ſchon deſſen 
Erlaß zu Unrecht geſchehen ſei, oder weil es ſich nicht auf 
Schienengelände beziehe, oder weil es ſich bei der nachträglichen 
Befeſtigung eines Bürgerſteigs weder um Anlegung noch um 
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Unterhaltung eines öffentlichen Weges handle, das find Fragen, 
die nach § 56 Abf. 1 Zuſtändigkeits . vom 1. Auguft 1883 
gegenüber einer Anordnung der Wegepolizeibehörde nur durch 
Einſpruch an dieſe Behörde und weiter im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren erledigt werden können, und dieſer Weg iſt vom 
Kläger nicht beſchritten worden. Mit der von ihm im ordent⸗ 
lichen Rechtswege erhobenen Klage verſucht er lediglich, die in 
Frage ſtehende öffentlich⸗ rechtliche Verpflichtung von ſich auf 
die Beklagte abzuwälzen. Daß die Beklagte aus irgend einem 
privatrechtlichen Titel verpflichtet ſei, ihm die Laſt abzunehmen, 
iſt nicht einmal behauptet worden. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Klage im Rechtswege ſcheitert aber an der ausdrücklichen ent⸗ 
gegenſtehenden Vorſchrift in dem 5. Abſatz des erwähnten § 56. 
Pr. Eiſenbahnfiskus c. Stadtgemeinde B., U. v. 15. April 08, 
398/07 V. — Düſſeldorf. 

Grundbuchordnung vom 24. März 1897. 

16. SS 17, 18 GBO. verb. mit Art. 8 PrAGGB0O., 
Art. 89 AGBGB. und 85 88 ff. ALR. II. 10. Begriff der 
groben Fahrläſſigkeit, wegen deren der Grundbuchrichter zu 
haften hat.] 

Der Königl. Preußiſche Juſtizfiskus hat den beklagten 
Amtsrichter H. auf Grund des Art. 8 Pr AGB. wegen 
groben Verſchuldens in Anſpruch genommen, weil er die Vor⸗ 
ſchriſten der 88 17, 18 GBO. nicht beachtet und ſpäter ein 
gegangene Umſchreibungen vorgenommen habe, ohne den früher 
eingegangenen Löſchungsantrag zurückzuweiſen und ohne eine 
Löſchungsvormerkung miteinzutragen. Das OLG. wies die 
Klage ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen: Der Berufungs⸗ 
richter geht zutreffend davon aus, daß der Beklagte die tatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Feſtſtellungen des Vorprozeſſes 5. O. 1/05, 
an dem er nach der Streitverkündung des jetzigen Klägers als 
deſſen Nebenintervenient teilgenommen hat, nach 88 74, 68 
ZPO. gegen ſich gelten laſſen muß (RG. 45, 353; Gruch. 50, 
1048 V. 513/06). In jenem Prozeſſe aber war feſtgeſtellt, 
daß der Beklagte eine ihm gegenüber den Eheleuten M. ob⸗ 
liegende Amtspflicht fahrläſſigerweiſe dadurch verletzt habe, daß 
er bei der Umſchreibung der Hypothek für C. und F. es unter⸗ 
laſſen hatte, zugunſten der vorher beantragten Löſchung eine 
Vormerkung (oder einen Widerſpruch) gemäß 818 Abſ 2 GBO. 
einzutragen. Dadurch waren, wie weiter angenommen war, 
die Eheleute M. um diejenigen Beträge geſchädigt worden, die 
ſie auf Grund der Urteile in den Vorprozeſſen O. 111/02 und 
O. 73/03 an die Gläubiger F. und S. ſowie an Koſten hatten 
zahlen müſſen, auch war demſelben Urteil zufolge die Möglich⸗ 
keit ausgeſchloſſen, daß die Geſchädigten auf andere Weiſe Erſatz 
des ihnen entſtandenen Schadens erlangten. Der Berufungs⸗ 
richter prüft hiernach zutreffend nur, ob dem Beklagten die im 
Art. 8 PrAGGB0O. als Vorausſetzung für den Regreßanſpruch 
gegen den ſchuldigen Grundbuchbeamten erforderte grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit zur Laſt fällt. Bei der Edrterung dieſer Frage ſcheidet 
er. den von dem LG. mit herangezogenen 8 18 ALR. I. 3 
aus, weil bei der Beſtimmung des Begriffs der groben Fahr⸗ 
läſſigkeit lediglich die Vorſchriften des neuen Rechts zur An⸗ 
wendung zu bringen ſeien. Die Reviſion bittet um Nach⸗ 
prüfung der Richtigkeit dieſer Annahme. Sie unterliegt jedoch 
keinem Bedenken. Denn in den Vorſchriften der 88 88 ff. 
ALR. II. 10 findet ſich die grobe Fahrläſſigkeit überhaupt 
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nicht als Erfordernis der Regreßklage, ſie erſcheint erſt in dem 
erwähnten Art. 8 AGGBD., der die landrechtliche Haftung 
zugunſten der Grundbuchbeamten einſchränkt. Für die unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts erlaſſenen Landesgeſetze aber 
können, wenn ſie nichts anderes beſtimmen, zur Ergänzung 
nicht die aufgehobenen landesrechtlichen Vorſchriften (Art. 89 
Ziff. 1b PrAG BGB.), ſondern nur die an deren Stelle ge 
tretenen Vorſchriften des BGB. herangezogen werden (sgl. 
auch Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht 3. Aufl. Bd. II S. 91). 
Nun enthält allerdings das BGB. keine Begriffsbeſtimmung 
der groben Fahrläſſigkeit; der Berufungsrichter irrt jedoch nicht, 
wenn er die bei den Beratungen der zweiten Kommiſſion 
(Prot. 1, 187) zwar geſtrichene, aber nicht gemißbilligte Be⸗ 
griffsbeſtimmung des 8 144 Abſ. 2 des erſten Entwurfs zu: 
grunde legt. Denn daß unter grober Fahrläſſigkeit nur eine 
„beſonders ſchwere Vernachläſſigung“ der gebotenen Sorgfalt 
oder wie die Mot. 1, 280 bemerken, eine „ausnehmende Sorg⸗ 
loſigkeit“ verſtanden werden kann, ergibt ſich auch ohne aus⸗ 
drückliche Geſetzesbeſtimmung ſchon aus der Natur der Sache 
(vgl. auch Planck 1, 41). Der Berufungsrichter erachtet ſodann 
für erwieſen, daß der Beklagte die — gegenüber S. auch an⸗ 
gewendeten — §§ 17, 18 GBO. zwar gekannt und geleſen, 
daß er ſie aber unrichtig verſtanden und angewendet habe. Den 
Umſtand, daß am 2. Mai 1901 der Löſchungsantrag nicht 
zurückgewieſen, dem Antragſteller aber auch keine Friſt für die 
Nachbringung des Löſchungsantrags der Ehefrau beſtimmt 
worden iſt, hält er zwar für ein grobes Verſehen, aber für 
einflußlos, weil daraus kein Schaden entſtanden ſei. Bei dem 
Verfahren am 20. Mai 1901 berückſichtigt er, daß es ſich um 
einen Einzelrichter in einem kleinen Ort ohne alle literariſchen 
Hilfsmittel handelte, der kurz nach dem Inkrafttreten des neuen 
Rechts zum erſtenmal ſich vor die Anwendung von Geſetzes⸗ 
vorſchriften geſtellt ſah, die von dem früheren Recht völlig ab⸗ 
wichen. Der Berufungsrichter weiſt darauf hin, daß die 
Bedeutung nicht eingetragener Abtretungserklärungen von Buch⸗ 
hypotheken erſt im vorliegenden Fall durch eine ſpätere Ent⸗ 
ſcheidung des RG. geklärt worden iſt, nachdem in den Urteilen 
der Vorinſtanzen verſchiedenartige Auffaſſungen zutage getreten 
waren. Er erachtet es zwar nicht für entſchuldbar, aber auch 
nicht für eine beſonders ſchwere Nachläſſigkeit, wenn der Be: 
klagte den Abtretungserklärungen auch ohne Eintragung ſoviel 
Bedeutung beigemeſſen habe, die ſpäter erklärte Löſchungs⸗ 
bewilligung zu beanſtanden und abzulehnen. Daß der Beklagte 
dies am 20. Mai 1901 beabſichtigt und getan habe, hält er 
für erwieſen, damit aber auch die Nichteintragung einer Vor⸗ 
merkung ſoweit für entſchuldigt, daß ein grobes Verſehen nicht 
anzunehmen ſei. Den Umſtand, daß der Beklagte die nach⸗ 
trägliche Ablehnung des Löſchungsantrags nicht in die Form 
einer ausdrücklichen Zurückweiſungsverfügung gekleidet habe, er⸗ 
achtet der Berufungsrichter einmal für unerheblich, weil dadurch 
der Schaden der Eheleute M. nicht herbeigeführt worden ſei, 
dann aber auch für keine beſonders ſchwere Fahrläſſigkeit. Der 
erſte Grund kann zu Bedenken Anlaß geben, da es ſich im 
vorliegenden Falle nicht um die Schadensklage der Eheleute M., 
ſondern um die Regreßklage aus dem Dienſtverhältnis handelt, 
der zweite Grund iſt aber ebenſowenig zu beanſtanden, wie die 
ſonſtigen Ausführungen des Berufungsrichters. Denn der Be⸗ 
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llagte ſah, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, in der aus⸗ 
gedehnten, allen Beteiligten mitgeteilten Benachrichtigung von 
der Umſchreibung der Hypothek eine ausreichende Benachrichtigung 
von der Ablehnung der Löſchung. Er mag, wie der Berufungs⸗ 
richter annimmt, darin geirrt haben, es iſt aber nichts dagegen 
einzuwenden, wenn der Berufungsrichter dieſen Irrtum nicht 
als eine beſonders ſchwere Nachläſſigkeit erachtet hat. Es iſt 
unzutreffend, wenn die Reviſion rügt, daß der Beklagte die 
materielle Gültigkeit der Löſchungsbewilligung nicht habe prüfen 
dürfen. Wäre es zutreffend, ſo würde daraus noch kein grobes 
Verſehen folgen, es iſt aber nicht zutreffend, weil es ſich um 
die Verfügungsbefugnis handelte und der Beklagte dieſe zu 
prüfen hatte (Turnau⸗Förſter II S. 215, 229, Anm. 39, 48 ff. 
zu 829 EBD.) Pr. Juſtizfiskus c. H., U. v. 22. April 08, 
306/07 V. — Breslau. 

II. Preußiſches Recht. 

Reglement vom 12. Dezember 1838. 

17. Städtiſche Sparkaſſe keine ſelbſtändige Prozeßpartei. 
Pfand⸗ oder Zurückhaltungsrecht an einem Sparkaſſenbuch 
nach BGB. 7 

1. Der Berufungsrichter führt am Kopfe ſeines Urteils, ent⸗ 
ſprechend der Klageſchrift, als Kläger „das Kuratorium der 
ſtädtiſchen Sparkaſſe zu K.“ und als Beklagte „1. die Stadt⸗ 
gemeinde P., 2. das Kuratorium der ſtädtiſchen Sparkaſſe zu P., 
3. den Bürgermeiſter E. zu P.“ auf. Dieſe Bezeichnung gibt 
aber die Rechtsperſonen, zwiſchen denen der zu entſcheidende 
Streit ſchwebt, nicht richtig wieder. Die auf Grund des 
preußiſchen Reglements vom 12. Dezember 1838 (Geſetzſamml. 
1839, S. 5) errichteten Sparkaſſen der Stadtgemeinden haben, 
wie dies Reglement ergibt, keine eigene Rechtsperſönlichkeit, ſind 
vielmehr Anſtalten der Gemeinden und ihr Vermögen bildet 
nur „einen beſonderen, von anderen Kaſſen der Stadtverwaltung 
unvermiſcht zu erhaltenden Fonds“ des Gemeindevermögens. 
An dieſer vom Geſetz den ſtädtiſchen Sparkaſſen zugewieſenen 
Stellung kann auch der Umſtand nichts ändern, daß hier im 
9 2 des behördlich genehmigten Statuts der ſtädtiſchen Spar⸗ 


laſſe von P. die Sparkaſſe als „eine ſelbſtändige Anſtalt unter 


Gewähr der Stadt P.“ bezeichnet iſt. Daß damit nicht etwas 
von dem genannten Reglement Abweichendes hat beſtimmt 
werden ſollen, ergibt der Abſ. 2 des 8 2 des Statuts, inhalts 
deſſen alle Verbindlichkeiten der Sparkaſſe „eine ſtädtiſche Laſt“ 
bilden. Hiernach muß, wenn unter dem Namen einer ſtädtiſchen 
Sparkaſſe oder des Kuratoriums einer ſolchen eine Klage er⸗ 
hoben oder gegen eine ſolche Kaſſe oder deren Kuratorium 
geklagt wird, die Klage als von der betreffenden Gemeinde er⸗ 
hoben oder gegen ſie gerichtet angeſehen werden. (Urteil des 
RG. vom 1. Dezember 1906, JW. 07 S. 81 Nr. 11.) Dem⸗ 
entſprechend war als Klägerin anſtelle des Kuratoriums der 
Sparlaſſe die Stadtgemeinde K. aufzuführen, deren geſetzlicher 
Vertreter nach 8 56 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
der Magiſtrat iſt. Andererſeits war die Bezeichnung des 
Nuratoriums der ſtädtiſchen Sparkaſſe in P. als eines beſonderen 

gten zu 2 neben der Stadtgemeinde P. als Beklagten 
zu 1 gemäß dem jetzt von der Klägerin ſelbſt geſtellten Antrag, 
in Fortfall zu bringen. Der Prozeß bevollmächtigte der Bes 
Magten hat dieſem Antrag zwar widerſprochen, jedoch ohne 
Grund. Würde man ſelbſt dem Kuratorium der Sparkaſſe in 
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P. Parteifähigkeit zugeſtehen, ſo wäre dieſe Partei doch mangels 
einer von der Stadtgemeinde verſchiedenen Rechtsperſönlichkeit 
mit der Stadtgemeinde identiſch. Eine ſachliche Klageänderung 
kann daher in der Andernng der Bezeichnung der Beklagten 
und damit des Klageantrages nicht gefunden werden. Durch 
die formelle Bezeichnung des Kuratoriums der Sparkaſſe in P. 
als eines beſonderen Beklagten war auch weder die Verteidigung 
der wirklichen Beklagten irgendwie erſchwert, noch ſind dadurch 
beſondere Mehrkoſten erwachſen. Die Anderung mußte daher 
auch auf die Entſcheidung des Koſtenpunktes ohne Einfluß 
bleiben. 2. Die Geltendmachung eines Pfandrechts an einem 
Sparkaſſen buch iſt ausgeſchloſſen, da es nicht der Träger des 
verbrieften Rechts iſt, ſondern die Natur eines ſogenannten 
Legitimationspapiers hat. Derartige Papiere können für ſich 
nicht Gegenſtand eines Pfandrechts, ſondern allenfalls nur eines 
Zurückbehaltungsrechts ſein (RG. 20, 135; 16, 164; 29, 302; 
51, 86). Ein perſönliches Zurückbehaltungsrecht könnte hier 
der Klägerin nichts nützen, da es der Konkursmaſſe gegenüber 
nicht wirkt, insbeſondere nicht ein Recht auf abgeſonderte Be⸗ 
friedigung gibt (RG. 51, 86). Ein dingliches Zurück⸗ 
behaltungsrecht iſt dem BGB. unbekannt. K. c. P. u. Gen., 
U. v. 3. April 08, 249/07 VII. — Königsberg. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

18. Tarifſtelle 2 (Zeſſion).] 

Der im Jahre 1904 verſtorbene W. M. von G. hinterließ 
als alleinigen Erben das W. M. von G. ſche Familienfideikommiß. 
Die Vollſtrecker des Teſtaments des Erblaſſers verkauften durch 
notariellen Vertrag vom 16. März 06 an die Kläger das 
zu deſſen Nachlaß gehörige Grundſtück W. ſtraße 59 zu B. 
Nach dem Vertrage ergab fich ein Reſtkaufgeld von 3 000 000 K, 
bezüglich deſſen es im 8 4 heißt: „Der Erſchienene zu 1 — 
nämlich Direktor D. als Bevollmächtigter der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker — tritt namens der Teſtamentsvollſtrecker die Kauf⸗ 
gelderforderung in Höhe von 3 000 000 & nebſt allen Zinſen 
an die W. M. von G. ſche Familien⸗Fideikommiß⸗Stiftung ab. 
— Die Käufer nehmen von dieſer Abtretung Kenntnis“ 
Es wurde ferner die Eintragung der Forderung für die 
Gläubigerin auf dem Blatte des erkauften Grundſtücks von den 
Käufern bewilligt und beantragt. Zu dem Vertrage ſind, 
außer dem Kaufſtempel, 600 , Stempel für die Abtretung 
der Reſtgaufgelder ſeitens der Teſtamentsvollſtrecker an das 
Fideikommiß verwendet. Die Kläger, zu deren Laſten Koſten 
und Stempel gegangen find, forderten dieſe 600 & als zu 
Unrecht erhoben mit Zinſen ſeit der Klagezuſtellung zurück. 
Der beklagte Preuß. Fiskus widerſprach dem Verlangen. Das 
KG. wies die Klage ab. RG. hob auf: Der Berufungsrichter 
gelangt zu der Annahme einer nach Tarifſtelle 2 zum preußiſchen 
Stempel G. vom 31. Juli 1895 ſteuerpflichtigen Abtretung der 
Kaufgelderforderung durch die Erwägung, daß die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker in eigenem Namen gehandelt und zunächſt die 
Forderung, wenn auch nur formell, in ihrer Perſon erworben 
hätten, woraus ſich dann die Zeſſion an die Erben d. i. an 
das G. ſche Familienfideikommiß von ſelbſt ergebe. Mit Recht 
rügt die Reviſion, daß der Berufungsrichter die Urkunde vom 
16. März 06 rechtlich nicht zutreffend gewürdigt habe. Wenn 
Perſonen nicht ſchlechthin unter ihren Namen, ſondern als 
Teſtamentsvollſtrecker, alſo unter ausdrücklichem Hinweis 
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auf ihre Stellung als ſolche, einen Vertrag über einen Gegen⸗ 
ſtand ſchließen, der gleichfalls ausdrücklich als zu dem von 
ihnen verwalteten Nachlaß gehörig gekennzeichnet iſt, ſo kann 
darüber kein Zweifel beſtehen, daß ſie nicht für ſich, ſondern 
für den Nachlaß kraft des ihnen vom Erblaſſer übertragenen 
Amtes (vgl. 8 2202 BGB.) handeln, daß mithin Rechte 
und Verbindlichkeiten nicht in ihrer Perſon, ſondern lediglich 
zugunſten und zu Laſten des Nachlaſſes begründet werden. (Wird 
ausgeführt.) Damit iſt nach dem Ausgeführten die Unterſtellung 
unvereinbar, daß die als Teſtamentsvollſtrecker handelnden 
Perſonen in eigenem Namen d. h. als Privatperſonen, wenn 
auch für Rechnung des Nachlaſſes, gleich Kommiſſionären, 
haben kontrahieren wollen. Sie führt zu dem — wohl auch 
nicht vom Berufungsrichter gebilligten — Ergebnis, daß dann 
ein fremdes Grundſtück verkauft worden wäre und daß die 
Kontrahenten für ihre Perſon und für ihr Vermögen 
die aus dem Vertrag erwachſenden Verkäuferpflichten über⸗ 
nommen hätten. Es iſt aber klar, daß die Kläger als Käufer 
ihre Anſprüche aus dem Vertrage nur gegen die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker als Verwalter des Nachlaſſes oder gegen den 
Nachlaß d. i. gegen den Erben zu richten haben (8 2213 BGB.). 
Auf der anderen Seite geht auch der Rechtserwerb aus dem 
Vertrage nicht durch die Perſonen der Teſtamentsvollſtrecker 
hindurch, ſondern er vollzieht ſich unmittelbar zugunſten des 
Nachlaſſes oder genauer des Erben. Die 88 2205 ff. BGB., 
die von dem Verwaltungs⸗ und Verfügungsrechte des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers handeln, deuten in keiner Weiſe an, daß ein Erwerb, 
den der Teſtamentsvollſtrecker in dieſer ſeiner Eigenſchaft macht, 
erſt durch einen neuen Rechtsakt Beſtandteil des Nachlaſſes 
werden könne. Danach iſt die Kauſpreis forderung ohne weiteres 
ein Nachlaßaktivum und als ſolches Eigentum des Erben 
geworden. Wenn trotzdem die Teſtamentsvollſtrecker eine Zeſſion 
erklärt haben, ſo iſt dies auffallend, kann aber nicht zu dem 
mit dem ſonſtigen Inhalt der Urkunde in unlöslichen Wider⸗ 
ſpruch tretenden Schluſſe führen, den der Berufungsrichter 
gezogen hat. Möglicherweiſe liegt der Zeſſion der — freilich 
unrichtige — Gedanke zugrunde, daß der Erbe eine vom 
Nachlaß verſchiedene Perſon ſei. Vielleicht hat auch nur die 
Zugehörigkeit der Forderung zum Nachlaß außer Zweifel geſetzt 
oder aber auch die Forderung dem Fideikommiß zur freien 
Verfügung überlaſſen werden ſollen (8 2217 BGB.). Wie 
dem auch ſei, eine mehr als deklarative Bedeutung kann der 
Zeſſion nicht beigemeſſen werden. Stempelpflichtig iſt aber nur 
die Abtretung als der den Übergang des Rechtes auf den 
Zeſſionar vermittelnde dingliche Rechtsakt, nicht eine Erklärung, 
die nur als eine formale, der Ubertragungswirkung entbehrende 
Zeſſion anzuſehen iſt, wie denn auch eine lediglich der Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs dienende Auflaſſung nicht dem Auf⸗ 
laſſungsſtempel unterliegt (vgl. Hummel⸗Specht Anm. 4 zu 
§ 3 des Stempel®. S. 45, Anm. 6 zu Tarifſt. 8 S. 488). 
Man kann andererſeits auch nicht ſagen, daß die Zeſſion im 
Sinne des § 25 Stempel G. nichtig ſei, fie iſt nicht mit einem 
ihre Wirkſamkeit hindernden Mangel behaftet, ſondern ſie hat, 
wie aus der Urkunde ſelbſt hervorgeht, überhaupt nicht die 
rechtliche Bedeutung eines Veräußerungsgeſchäfts. In dem 
Falle, der durch das Urteil des erkennenden Senats vom 
13. Dezember 04 (VII. 226. 04) erledigt iſt, lag die Sache 
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inſofern anders, als mehrere Erben vorhanden waren. Vor⸗ 
liegend iſt nur ein Erbe vorhanden, der Gläubiger der Kauf⸗ 
geldforderung vermöge des von den Teſtamentsvollſtreckern ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages geworden iſt. Die Zeſſion iſt demgemäß 
ſtempelfrei. K. u. M. c. Preuß. Fiskus, U. v. 10. April 08, 
342/07 VII. — Berlin. 

Geſetz, betr. das Pfandrecht an Privateiſenbahnen 
und Kleinbahnen uſw. vom 19. Auguſt 1895/11. Juni 
1902. 

19. 8 5. des Geſetzes in Verb. mit Art. 112 EGBGB. 
Begriff der „Belaſtung“ einzelner zur Bahneinheit gehörigen 
Grundſtücke.] 

Der Kläger erhob als Eigentümer eines unmittelbar an 
den Bahnhof der Beklagten in S. ſtoßenden Grundſtückes mit 
der Behauptung, daß dieſem Grundſtücke durch die Lokomotiven 
der Beklagten beim Aufenthalt im Lokomotivſchuppen, bei der 
Waſſerentnahme aus zwei am Bahnhof angelegten Brunnen 
und bei der Aufnahme von Kohlen auf dem Kohlenplatz über⸗ 
mäßiger Rauch und Ruß zugeführt werde, Klage auf Unter⸗ 
laſſung dieſer Zuführung und Schadenserſatz. Das LG. ver⸗ 
urteilte die Beklagte, 6 697,50 & nebſt Zinſen zu zahlen und 
die beſtehenden Rauchabzüge ſoweit zu vergrößern, als zur 
beſſeren Abführung des Rauches erforderlich iſt. Die Beklagte 
legte Berufung ein. In der Berufungsinſtanz ſchloſſen die 
Parteien am 2. März 00 zur Beilegung des Rechtsſtreites 
einen Vergleich, inhalts deſſen die Beklagte ſich außer zur 
Zahlung einer Geldentſchädigung und zur Tragung der Progeß⸗ 
koſten verpflichtete, den auf der Station S. ſtehenden Lokomotiv⸗ 
ſchuppen und die beiden daneben befindlichen Brunnen zu 
beſeitigen, auch den bisher benutzten Kohlenplatz vom 1. Mai 00 
ab nicht mehr zu benutzen, während der Kläger auf weiter⸗ 
gehende Anſprüche verzichtete und die Klage zurücknahm. Wegen 
der Ausführung des Vergleichs entſtand Streit unter den 
Parteien. Die Beklagte behauptet jetzt, daß der Vergleich 
mangels der nach § 5 des preuß. Geſetzes vom 19. Auguſt 1895 
erforderlichen Beſcheinigung der Bahnaufſichtsbehörde ungültig 
ſei. Sie hat den Kläger von neuem zur Verhandlung vor das 
Berufungsgericht geladen und beantragt: das angefochtene Urteil 
abzuändern und den Kläger mit ſeinen Anſprüchen ganz abzu⸗ 
weiſen. Dagegen hat der Kläger beantragt: den Rechtsſtreit 
durch den Vergleich vom 2. März 00 für erledigt zu erklären. 
Dementſprechend hat das Berufungsgericht erkannt. Die 
Reviſion wurde zurückgewieſen: Das von der Beklagten aus 
dem 8 5 des preuß. Geſetzes über die Bahneinheiten vom 
19. Auguſt 1895/11. Juni 1902 gegen die Gültigkeit des Ver⸗ 
gleichs vom 2. März 1900 hergeleitete Bedenken iſt vom Berufungs⸗ 
gericht mit Recht verworfen. Die durch den Art. 112 EGBGB. 
aufrechterhaltene Beſtimmung des § 5: daß Veräußerungen 
und Belaſtungen einzelner zur Bahneinheit gehöriger Grund⸗ 
ſtücke ungültig ſind, ſoweit nicht die Bahnaufſichts behörde be⸗ 
ſcheinigt, daß durch die Verfügung die Betriebsfähigkeit des 
Bahnunternehmens nicht beeinträchtigt wird, enthält eine (ge⸗ 
ſetzliche Verfügungsbeſchränkung, die ſich ohne Frage auch auf 
das nach § 41 desſelben Geſetzes ſamt den darauf errichteten 
Baulichkeiten zur Bahneinheit der A.⸗S.⸗N.er Kleinbahn gehörige 
Bahnhofsgrundſtück in S. bezieht. Streitig iſt nur Inhalt 
und Umfang dieſer Verfügungsbeſchränkung, insbeſondere, ob 


— — u EI — 


37. Jahrgang. 


die von der Beklagten im Vergleiche übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen zur Beſeitigung des Lokomotivſchuppens und der 
zwei Brunnen ſowie zur Nichtbenutzung des Kohlenplatzes unter 
den Begriff der Belaſtungen im Sinne des § 5 fallen. Und 
dies iſt mit dem Berufungsgericht zu verneinen. Der Paragraph 
ſpricht von Belaſtungen einzelner Grundſtücke, nicht von Be⸗ 
laſtungen des Grundſtückseigentümers und Bahnunternehmers. 
Schon dies und der nicht nur vom BGB., ſondern auch vom 
früheren Recht, insbeſondere dem früheren preußiſchen Recht, 
mit dem Ausdrucke „Belaſtung“ namentlich „Belaſtung einer 
Sache“ verbundene Sinn weiſt auf eine dingliche Belaſtung 
oder die Belaſtung mit einem dinglichen Rechte hin. Daß das 
Wort im 8 5 in dieſer Bedeutung gebraucht iſt, ergibt ſich 
aber auch aus den 88 6, 7 des Geſetzes und dem inneren 
Zuſammenhang, in dem fie mit dem 8 5 ſtehen. Das Geſetz 
faßt, wie ſich aus ſeinem Inhalt und der Begründung des 
Regierungsentwurfs (Druckſ. des Herrenhauſes Seſſ. 1895 
2. Bd. Anl. S. 96 ff.) ergibt, die geſamten, einem Bahnunter⸗ 
nehmen gewidmeten und ſo bereits eine wirtſchaftliche Einheit 
bildenden Sachen und Rechte ($ 4) zu einer rechtlichen Einheit 
zuſammen, die als ſolche Gegenſtand von Veräußerungen, Be⸗ 
laſtungen und Zwangsvollſtreckungen ſein kann. Die Erhaltung 
des Bahnunternehmens in betriebsfähigem Zuſtande, auf der 
im weſentlichen der Wert der Bahneinheit beruht, ergab nicht 
nur im öffentlichen Intereſſe, ſondern auch im Intereſſe der 
Bahngläubiger die Notwendigkeit eines Zuſammenhaltens 
der Beſtandteile der Bahneinheit. Dieſem Zwecke dienen mit 
bezug auf die zur Bahneinheit gehörigen Grundſtücke und die 
„für das Bahnunternehmen dauernd eingeräumten Rechte an 
ſremden Grundſtücken“ die 88 5 bis 7. Sie machen deshalb 
ſowohl die Wirkſamkeit rechtsgeſchäftlicher Verfügungen über 
ſolche Beſtandteile, als auch die Rechtsverfolgung mit bezug 
auf fie von einer Beſcheinigung der Bahnaufſichtsbehörde ab⸗ 
hängig, daß durch die Verfügung und die Verfolgung die Be⸗ 
triebsfähigkeit des Bahnunternehmens nicht beeinträchtigt wird. 
Von dieſer Vorausſetzung iſt aber die Rechtsverfolgung nur 
abhängig gemacht, wo es ſich um Verfolgung „dinglicher 
Rechte“ handelt (88 6, 7). Die gleiche Vorausſetzung und 
der gleiche Zweck rechtfertigen den Schluß, daß auch die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung ſich nur auf die Begründung dinglicher 
Rechte bezieht. Die „Tendenz“ der 88 5 bis 7, die die Be⸗ 
klagte ferner für ihre Auffaſſung in Anſpruch nimmt, findet 
kurzen Ausdruck in folgendem Satze der (allgemeinen) Be⸗ 
gründung des Entwurfs: „Die Sicherheit des (Bahn-) 
Gläubigers beruht darin, daß ein Ausſcheiden einzelner Be⸗ 
ſtandteile aus der Bahneinheit nur zuläſſig iſt, wenn dadurch 
die Betriebsfähigkeit des Unternehmens nicht beeinträchtigt wird.“ 
Von einem Ausſcheiden einzelner Beſtandteile aus der Bahn⸗ 
einheit kann man nicht nur bei einer Veräußerung, ſondern 
auch bei einer dinglichen Belaſtung zur Bahneinheit gehöriger 
Grundstücke ſprechen, inſofern hierdurch der Bahneinheit 
einzelne im Eigentum enthaltene Verfügungs⸗ oder Nutzungs⸗ 
rechte, ſozuſagen qualitative Teile des betreffenden Grund⸗ 
eigentums, entzogen werden. Nicht aber trifft das auch bei 
der Begründung einer perſönlichen Verpflichtung des Bahn⸗ 
eigentümers zu einem Tun oder Unterlaſſen zu, wenngleich ſich 
dieſes auf ein zur Bahneinheit gehöriges Grundſtück bezieht. 
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Es kann zugegeben werden, daß wenn auch nicht ſchon die 
Begründung, ſo doch die Verwirklichung einer ſolchen perſönlichen 


Verpflichtung ebenfalls zu einer Beeinträchtigung des Betriebes, 


des Wertes der Bahneinheit und der Sicherheit der Bahn⸗ 
gläubiger führen kann. Dies trifft aber auch zu bei einer dem 
Inhalt einer ſolchen Verpflichtung entſprechenden freiwilligen 
tatſächlichen Verfügung des Bahneigentümers. Und doch 
verordnet das Geſetz keine darauf bezügliche — unter den 
Art. 111 EGBGB. fallende — Verfügungsbeſchränkung. 
Eine ſolche Beſchränkung in Anſehung tatfächlicher Verfügungen 
ſieht der 8 2 des Kleinbahngeſetzes vom 28. Juli 1892 
namentlich dahin vor, daß er für weſentliche Anderungen 
des Bahnunternehmens, der Anlage oder des Betriebes die 
Genehmigung der zuſtändigen Behörde erfordert. Auf dieſe 
Beſtimmung hat ſich indes die Beklagte ſelbſt nicht berufen 
und es fehlt auch an den tatſächlichen Unterlagen, die ins⸗ 
beſondere dem Berufungsgericht die Beurteilung ermöglichten, 
ob es ſich bei den im Vergleiche vom 2. März 1900 vor⸗ 
geſehenen Anderungen um weſentliche Anderungen der Bahn⸗ 
anlage handelt. Es kann deshalb auch dahingeſtellt bleiben, 
ob ſich die Beklagte dem Vergleiche gegenüber auf dieſen 8 2 
nicht erſt dann berufen könnte, wenn ihr die danach erforderliche 
Genehmigung verſagt, und damit die im Vergleiche übernommene 
Leiſtung unmöglich gemacht wäre. Einer analogen An⸗ 
wendung des § 5 auf die Übernahme perſönlicher Ver⸗ 
pflichtungen mit bezug auf ein zur Bahneinheit gehöriges 
Grundſtück widerſpricht die nach ihrer Tragweite feftgeftellte 
Abſicht des Geſetzes, ſowie die Eigenſchaft jeder geſetzlichen 
Verfügungsbeſchränkung als Ausnahmebeſtimmung. Und daß 
die im Vergleich übernommenen Verpflichtungen lediglich per⸗ 
ſönliche Verpflichtungen der Beklagten ſein ſollen, ergibt der 
klare Wortlaut des Vergleichs und iſt von der Beklagten ſelbſt 
nicht in Zweifel gezogen. Zweifellos betrifft der § 5 wenigſtens 
mittelbar auch Verträge, durch die eine perſönliche Verpflichtung 
zur Veräußerung oder dinglichen Belaſtung eines zur Bahn⸗ 
einheit gehörigen Grundſtücks begründet werden ſoll. Einen 
ſolchen Vertrag aber enthält der in Rede ſtehende Vergleich 
nicht. A.⸗S.⸗N. Kleinbahn A.⸗G. c. B., U. v. 4. April 08, 
432/07 V. — Naumburg. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


Rechtliche Natur der Zwangsetatiſierung. 
Durch Verfügung vom 21. Juli 1906 forderte die Orts⸗ 
polizeibehörde zu Adenau die gleichnamige Gemeinde in der 
Erwägung, daß aus geſundheitspolizeilichen Rückſichten die 
ſchleunige Fertigſtellung der damals im Bau begriffenen Waſſer⸗ 
leitung geboten ſei, auf, die Dichtung der Tiefbrunnen und die 
Herſtellung des Hochbehälters unverzüglich, ſpäteſtens aber bis 


zum 20. Auguſt d. Js. ausführen zu laſſen, widrigenfalls 


die Arbeiten auf Koſten der Gemeinde, die vorläufig auf 
8 600 „ beſtimmt würden, vorgenommen werden würden. 


*) Nachdruck ohne Quellenangabe verboten. 


416 


Gegen dieſe Verfügung hat die Gemeinde noch im 
Juli 1906 die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren erhoben. 
Die Klage iſt durch Entſcheidung des Kreisausſchuſſes vom 
8. November 1906 abgewieſen worden. Angeblich ſchwebt die 
Sache zur Zeit in der II. Inſtanz. — 

Durch Verfügung vom 4. Auguſt 1906 ordnete der 
Landrat mit der Begründung, daß die Gemeinde ſich fort⸗ 
geſetzt weigere, die ihr gemachte Auflage zu erfüllen, an, daß 
der zur Erfüllung der Leiſtung erforderliche, von der Polizei⸗ 
behörde feſtgeſtellte Betrag von 8 600 & bereitzuſtellen fei. 

Dieſe Zwangsetatiſierungsverfügung vom 4. Auguſt 1906 
bildet den Gegenſtand der Anfechtung im vorliegenden Streit⸗ 
verfahren. Die gegen ſie erhobene Klage hat der Bezirksausſchuß 
zu Koblenz durch Entſcheidung vom 4. Januar 1907 abgewieſen, 
indem er ausſprach, daß die beiden allein zur Beantwortung 
ſtehenden Fragen, nämlich ob die die Feſtſtellung verfügende 
Behörde zu der Feſtſtellung zuſtändig geweſen, ſowie ob das 
eingeſchlagene Verfahren geſetzmäßig wäre, zu bejahen ſeien. 

Gegen die Entſcheidung hat die Gemeinde das Rechts⸗ 
mittel der Berufung eingelegt. Die Berufung erweiſt ſich als 
begründet. 

Die Zwangsetatiſierung hat die rechtliche Natur einer 
Zwangsvollſtreckungsmaßnahme (vgl. v. Brauchitſch, Die neuen 
Preußiſchen Verwaltungsgeſetze, 20. Aufl., Bd. 1 Anm. 60 zu 
8 19 des Zuſtändigkeitsgeſetzes). Sie iſt daher nur unter der 
Vorausſetzung zuläſſig, daß die zuvor von der zuſtändigen 
Behörde feſtgeſtellte Leiſtung, zu deren Durchführung ſie be⸗ 
ſtimmt iſt, vollſtreckbar iſt. An dieſer Vorausſetzung fehlt es hier. 

Die in der polizeilichen Verfügung vom 21. Juli 1906 
enthaltene Feſtſtellung der Leiſtung entbehrte zu der Zeit, wo 
die Zwangsetatiſierung erging, der Vollſtreckbarkeit. Poli⸗ 
zeiliche Verfügungen werden, wenn ſie während der Rechts⸗ 
mittelfriſt unangefochten bleiben, vollſtreckbar mit dem Ablauf 
dieſer Friſt und, wenn fie rechtzeitig angefochten find, mit dem 
Zeitpunkt, wo das Rechtsmittel endgültig zurückgewieſen iſt. 
Sie können aber auch ſchon vorher für vollſtreckbar erklärt 
werden, wenn ihre Ausführung nach dem Ermeſſen der Behörde 
ohne Nachteil für das Gemeinweſen nicht ausgeſetzt bleiben 
kann (8 53 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883). 

Die polizeiliche Verfügung vom 21. Juli 1906 iſt mit der 
Klage angefochten worden. Zu der Zeit, als die Zwangs⸗ 
etatiſierung angeordnet wurde, am 4. Auguſt 1906, ſchwebte 
das Streitverfahren. Sie war damals alſo nicht vollſtreckbar. 
Sie iſt aber auch nicht für vollſtreckbar erklärt worden. Weder 
enthält ſie ſelbſt die Ankündigung, daß die Ausführung der 
geforderten Arbeiten ohne Rückſicht auf eine etwaige An⸗ 
fechtung durch einen Dritten auf Koſten der Gemeinde bewirkt 
werden würde, noch iſt ſeitens der Polizeibehörde ein ſolcher 
Ausſpruch ſpäter erfolgt. Wäre aber auch das Gegenteil der 
Fall, ſo würde die Vollſtreckbarkeitserklärung eine Vollſtreckbar⸗ 
keit doch nicht vor dem 21. Auguſt 1906 haben begründen 
können. Denn zur Ausführung der Arbeiten war der Gemeinde 


durch die Verfügung ſelbſt eine Friſt bis zum 20. Auguſt 1906 


geſetzt. Vor Ablauf der Friſt war die Ausführung der 
Leiſtung daher durch einen Dritten auf Koſten der Gemeinde 
ausgeſchloſſen ($ 132 Ziff. Z am Ende a. a O.). 
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Die bereits am 4. Auguſt 1906 verfügte Zwangs⸗ 
etatiſierung unterliegt daher der Aufhebung (vgl. auch die 
Entſcheidungen des Gerichtshofes vom 20. Juni 1900 und vom 
1. November 1904, PrVerwBl. 22, 121 und amtliche 
Sammlung 46, 14). Gemeinde Adenau c. Landrat zu 
Adenau. U. v. 4. Okt. 1907, 11267. Rep. Nr. IB 7/07. 


Literaturbeſprechungen. 


Das Reichsgeſetz über die Erwerbung und den 
Verl uſt der Reichs- und Staats angehörigkeit vom 
1. Juni 1870, erläutert mit Benutzung amtlicher Quellen 
und unter vergleichender Berückſichtigung der ausländiſchen 
Geſetzgebung von Dr. Wilhelm Cahn, Kaiſerl. Geh. 
Legationsrat z. D. uſw. Dritte veränderte Auflage. Berlin, 
Guttentag 1908. 

Zur Reform des Reichs- und Staats angehörig⸗ 
keitsgeſetzes. Von Dr. Wilhelm Cahn, Kaiſerl. Geh. 
Legationsrat z. D. uſw. Berlin, Guttentag 1908. 


Schon lange wurde eine neue Auflage des führenden 
Kommentars für das Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz er⸗ 
hofft, das jetzt, nachdem ſich das deutſche internationale Privatrecht 
dem Nationalitätsprinzip angeſchloſſen, auch für das Privatrecht 
von erhöhter praktiſcher Bedeutung geworden iſt. Der Verf. 
hat mit der ihm eigenen Gründlichkeit, Zuverläſſigkeit und 
Sachkunde die Ergebniſſe von Rechtswiſſenſchaft und Recht⸗ 
ſprechung berückſichtigt und verarbeitet, fo daß das Werk wieder 
auf der vollen Höhe ſteht. 

Sehr dankenswert iſt es, daß der Verf. ſeinem Haupt⸗ 
werk einen ſelbſtändigen Nachtrag „Zur Reform des Reichs⸗ 
und Staatsangehörigkeitsgeſetzes“ beigegeben hat, der für 
die ſchwebende Geſetzgebungsfrage von um ſo größerem 
Werte ſein dürfte, als der Verf. einen vollſtändigen Geſetzes⸗ 
entwurf mit Begründung bietet. Der Verf. bekämpft namentlich 
die Beſtimmung des geltenden Rechts über den Verluſt der 
Staatsangehörigkeit durch Entlaſſung und Zeitablauf. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Vereinbarung einer übermäßig hohen, die Vermögens⸗ 
ſtellung des Schuldners vernichtenden Vertragsſtrafe kann als 
gegen die guten Sitten verſtoßend nichtig ſein; die Zuläſſigkeit 
richterlicher Herabſetzung ($ 343 BGB.) ſteht der Anwendung 
des 5 138 BGB. nicht entgegen (Entſch. Nr. 1). 

Die Wirkſamkeit einer Bürgſchaft wird nach Entſch. Nr. 3 
nicht dadurch beeinträchtigt, daß der geſicherten Forderung eine 
aufſchiebende Einrede entgegenſteht, wenn der Bürge im Sinne 
der Bürgſchaftserklärung die Forderung trotz der Einrede als 
Ir een anſah und ohne Rückſicht auf fie wie der Haupt⸗ 

uldner haften wollte. 

In Entſch. Nr. 4 wird die „Hilfsſtellung“ (Subfibiarität) 
der Bereicherungsklage in ihrem Verhältniſſe zur Vertragsklage 
und zugleich die Frage des Wegfalls der Bereicherung erörtert. 

Das moderne Thema, unter welchen Vorausſetzungen der 
Euch. rende pe für feinen Chauffeur haftet, behandelt 


Die ene eines Pfandrechts an einem Sparkaſſen⸗ 
buche wird Nr. 17 ausgeſprochen, in der zugleich 
die A der preußiſchen kommunalen ln 
erörtert werden. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin 90 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 1 
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Zur Juſtizreform. 
Von Juſtizrat Striemer, Königsberg i. Pr. 


| I. 
Die vorgeſchlagene Anderung des Beeidigungsverfahrens. 


Der Zuſtand, den die Reichstagsvorlage für die Be⸗ 
eidigung der Zeugen und Sachverſtändigen vorſchlägt, würde 
ſehr bunt ſein. Im landgerichtlichen Prozeß ſollen die 
Zeugen, wie bisher, in der Regel beeidigt werden. Doch ver⸗ 
bleibt es natürlich bei den bisherigen Ausnahmen für Eides⸗ 
unmündige, Verſtandesunreife, Verſtandes ſchwache, Meineidige uſw. 
Im Amtsgerichtsprozeß dagegen ſollen die Zeugen in der 
Regel nicht beeidigt werden, ausgenommen, wenn das Prozeß⸗ 
gericht die Beeidigung für erforderlich erachtet, oder ſie von 
einer Partei vor Schluß der Vernehmung verlangt wird. Dies 
ſelbe Behandlung, alſo reguläre Nichtbeeidigung, ſoll bei Amts⸗ 
gerichtsprozeſſen in der Berufung inſtanz eintreten. 
Vernimmt jedoch der Amtsrichter im Entmündigungs⸗ 
verfahren Zeugen, ſo hat er die landgerichtlichen Vorſchriften 
anzuwenden, alſo die Zeugen in der Regel zu betidigen (3 PO. 
S 653). Die Beeidigung der Sachverſtändigen ſoll ohne 
Unterſchied zwiſchen Amts⸗ und Landgerichtsprozeß in der Regel 
unterbleiben und im weſentlichen nur in denſelben Ausnahme⸗ 
fällen eintreten, wie die der Zeugen im Amtsgerichtsprozeß. 

Die Dis harmonie, die durch dieſe Vorſchriften eintritt, 
iſt groß und durch innere Gründe nicht gerechtfertigt. Es fehlt 
jeder triftige Grund, um die Wahrheitsfindung im Amtsgerichts⸗ 
prozeß anders zu geſtalten als im landgerichtlichen. Objekte 
von 800 & ſind keine Bagatellen, die in dieſem Punkt anders 
behandelt werden müßten oder dürften als Objekte von 800,01 &. 
Noch weniger erſcheint die Disharmonie gerechtfertigt, wenn 
man bedenkt, daß noch höhere Objekte vor den Amtsgerichten 
bei Prozeſſen über Viehmängel, über Anſprüche aus außer⸗ 
ehelichem Beiſchlaf, Exmiſſionsprozeſſen uſw. zur Verhandlung 
kommen. Vermieden iſt zwar in der Reichstagsvorlage die im 
früheren Entwurf enthaltene Divergenz, nach der in der Be⸗ 
rufungsinſtanz des Amtsgerichtsprozeſſes die Zeugen vereidigt 
werden ſollten, während fie in der erſten Inſtanz uneidlich zu 
vernehmen wären. Stehen geblieben iſt aber eine andere 
Inkongruenz, die freilich ſelten praktiſch werden wird. Man 


aufhören“. 


würde durch die grundſätzliche Nichtbeeidigung ein größerer 


hat nämlich nicht bedacht, daß auch in der Beſchwerdeinſtanz 
Zeugen vernommen werden können. Kommt dies auch ſehr 
ſelten vor, fo kommt es doch zuweilen vor (ZPO. 8 570), in» 
beſondere, wenn eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht er⸗ 
gangen und über den Koſtenpunkt ſofortige Beſchwerde eingelegt 
iſt, 8 99. Die dann ergehende Beſchwerdeentſcheidung iſt ja 


tatſächlich ein Surrogat eines Urteils und das vorangehende 


Beweisverfahren ſonach dasſelbe, wie vor einem Urteil 
(RG. 50, 368). Nun enthält zwar für das Beſchwerdeverfahren 
die ZPO. nicht dieſelbe Vorſchrift, wie für die Berufungsinſtanz 
in $ 523: nämlich, daß das landgerichtliche Verfahren in der 
Regel Anwendung finden ſoll. Da indes die Beſchwerde vor 
Kollegialgerichten abgeurteilt wird, bleibt dafur kein anderer 
Ausweg. Mangels ausdrücklicher Vorſchrift wird das Land⸗ 
gericht als Beſchwerdeinſtanz ſonach die Zeugen grundſätzlich in 


Zukunft, wie bisher, zu vereidigen haben. Mindeſtens wird es 


zweifelhaft ſein, ob die grundſätzliche Nichtbeeidigung, die für 
die Berufungsinſtanz vorgeſchrieben wird (8 583 a), auf bie 
Beſchwerdeinſtanz analog anzuwenden iſt. 

Nach wirklichen Gründen für die Ausſchaltung des 
Zeugeneides im Amtsgerichtsprozeß ſucht man in der Denk⸗ 
ſchrift vergeblich. Sie ſagt hierüber nur, der Vorſchlag ent⸗ 
ſpreche dem Gewerbegerichtsgeſetz, „deſſen auf eine Verminderung 
der Eidesleiſtungen abzielende Beſtimmungen ſich bei den Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgerichten bewährt haben“. Dios iſt aber keine 
Argumentation, ſondern eine bloße Behauptung, eine petitio 
prineipii. Die Frage iſt eben, ob eine Verminderung der 
Eidesleiſtungen ſo wünſchenswert iſt, daß man dafür andere 
unausbleibliche Gefahren in den Kauf nehmen kann. In 


gröberer Form lieſt man die Idee der Denkſchrift zuweilen in 


Zeitungen dahin: „Der Unfug der zu vielen Beeidigungen müffe 
Aber wenn die Beeidigungen ein Unfug wären, ſo 


Unfug eintreten. Der Eid und die dahinter ſtehende Straf⸗ 
vorſchrift gewährleiſten, wenn auch nicht abſolut, aber doch in 
hohem Grade, die Wahrheitsfindung. Jeder Gebildete weiß, 
wie ſchwer es oft iſt, nach Tagen, oder Wochen, oder gar 
Monaten ein Erlebnis in voller Treue zu ſchildern, den Gang 
einer Unterhaltung oder gar ihren Wortlaut korrekt wieder⸗ 
zugeben. Nur der Eideszwang mit Straffolge gibt zur Zeit 
eine gewiſſe Gewähr, daß die Ausſagen mit Vorſicht abgegeben 
53 
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werden. Fehlt jede Strafandrohung, fo wird der Sorgloſigkeit 
und der Gewiſſenloſigkeit in den Zeugenausſagen Tür und Tor 
geöffnet, 

Die Frage, ob man den Zeugen die große Freiheit 
eröffnen kann, „mit ihrer Nichtbeeidigung als Regel rechnen zu 
können“ (Dittenberger, Kommentar zum Entwurf § 509), hängt 
wohl von dem durchſchnittlichen Bildungszuſtand der Be⸗ 
völkerung ab. Dieſer mag in den verſchiedenen Landesteilen 
ein verſchiedener fein. Der Verfaſſer dieſes Auffages, der 
freilich nur die Praxis oſtpreußiſcher Gerichte kennen gelernt 
hat, glaubt nach ſeiner Kenntnis der oſtpreußiſchen Bevölkerung 
behaupten zu dürfen, daß ſie für dieſe neue Freiheit durch⸗ 
ſchnittlich, oder doch zu einem ſehr großen Teile nicht reif iſt. 
Nicht als ob in erſter Linie eine ſehr erhebliche Häufung von 
bewußt unwahren Ausſagen zu befürchten wäre — wenn ſie 
auch groß genug werden wird —; noch mehr iſt zu beſorgen, 
daß aus Fahrläſſigkeit viele falſche Ausſagen werden gemacht 
werden. In dieſer Beſorgnis weiß ſich der Verfaſſer mit zahl⸗ 
reichen anderen oſtpreußiſchen Juriſten — Richtern und Rechts⸗ 
anwälten — eins. Er hat bisher noch keinen oſtpreußiſchen 
Praktiker geſprochen, der nicht die Neuerung als ein überaus 
gefährliches Experiment bezeichnet hätte. Beſteht ſonach die 
dringende Beſorgnis, daß der Mangel der Beeidigung oft nicht 
zur Wahrheitsfindung führen wird, fo folgt, daß die Recht⸗ 
ſprechung in derartigen Fällen zur Unrecht⸗Sprechung werden 
muß. Das wäre aber ein größeres Unglück, als das ſonſt wohl 
erwünſchte Ziel, die Eidesleiſtungen zu vermindern. 

Noch bedenklicher ſtimmt aber der zweite Recht⸗ 
fertigungsgrund der Denkſchrift: daß nämlich für die 
Strafprozeßreform eine entſprechende Vorſchrift bei Privatklagen, 
Übertretungen und kleinen Vergehen in Ausſicht ſteht. Dieſe 
Neuerung müßte für den Strafprozeß energiſch bekämpft werden. 
Speziell in Privatklageſachen wird von den Parteien oft mit 
größter Erbitterung und Leidenſchaft gekämpft, und die Zeugen 
nehmen an dieſer Leidenſchaft oft erheblich teil. Es kann aber 
auch niemandem zugemutet werden, ſich ſelbſt wegen der gering⸗ 
fügigſten Übertretung auch nur zur lleinſten Geldſtrafe ver⸗ 
urteilen zu laſſen, wenn die Zeugen ohne Gefahr vor Strafe 
mit Bewußtſein oder ohne Anſtrengung ihrer Sorgfalt Unwahres 
ausſagen dürfen. Gerade weil die jetzige Neuerung mit der 
künftigen Reform des Strafprozeſſes verquickt wird, muß um 
ſo mehr vor ihr gewarnt werden, damit es nicht ſpäter bei der 
Reform des Strafprozeſſes heißt: „Wir haben die Neuerung 
ja ſchon im Zivilprozeß!“ 

Nun wird gegen die hier entwickelten Bedenken vielleicht 
e ingewendet werden: Jede Partei könne ja nach dem Entwurf 
die Beeidigung eines Zeugen, dem ſie mißtraut, durch ihren 
Antrag herbeiführen. Indes dieſe Möglichkeit wird durch den 
Entwurf ſo eingeſchränkt, daß ſie leicht vereitelt werden kann.“) 
Denn die Partei muß den Antrag vor Abſchluß der Ver⸗ 
nehmung ſtellen. Sie wird aber oft, zumal wenn ſie durch 
einen Anwalt vertreten iſt, in dem Augenblicke, wo gerade die 
Vernehmung abgeſckloſſen wird, nicht anweſend fein, und fo den 
maßgebenden letzten Augenblick verpaſſen. Auch der eifrigſte 
Anwalt kann, wenn er gleichzeitig durch andere Amtsgeſchäfte 


*) Vgl. Aufſatz des Verfaſſers, JW. 07, 729 flg. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. | 


NE 12. 1908. 


ferngehalten wird, das nicht vermeiden. Beſonders wird das 
dem Anwalte unmöglich fein, wenn der Amtsrichter nach § 509 
beſchließt, die Verhandlung auf kurze Zeit auszuſetzen und einen 
Zeugen ſofort herbeizurufen; dann wird es oft unvermeidbar 
ſein, daß der Anwalt ſich inzwiſchen zu anderen Amtsgeſchäften 
begibt. Warten wird er auf den Zeugen meiſt nicht können; 
denn es iſt unabſehbar, ob und wann dieſer kommen wird. 

Der Grund, aus welchem der Entwurf den Beeidigungs⸗ 
antrag nur vor Abſchluß der Vernehmung geſtattet, iſt 
ſchlechterdings zu verwerfen. Die Denkſchrift ſagt: die Zu⸗ 
laſſung nachträglicher Beeidigungsanträge wäre bedenklich, weil 
ſie zu Verſchleppungen benutzt werden könnten. 

Aus dieſem Bedenken könnte aber doch nur gefolgert 
werden, daß das Gericht befugt ſein ſoll, den nachträglichen 
Beeidigungsantrag abzulehnen, wenn es überzeugt iſt, daß er 
lediglich zum Zweck der Verſchleppung geſtellt wird. Dagegen 
müßte nach jener ratio des Geſetzgebers logiſcherweiſe der 
Beeidigungsantrag auch nach Abſchluß der Vernehmung ſtets 
zuläſſig ſein, wenn Verſchleppungsabſicht nicht erhellt oder 
geradezu ausgeſchloſſen iſt, z. B. wenn das Zeugnis protokolliert 
und verleſen, die Vernehmung alſo abgeſchloſſen iſt, und die 
Partei erſt jetzt beantragt, den noch auf der Gerichtsſtelle 
anweſenden Zeugen zu beeidigen; ebenſo wenn dieſer Antrag 
nach geſchloſſener Beweisaufnahme während der Verhandlung 
erfolgt und die Sache ſchon aus anderen Gründen als noch 
nicht ſpruchreif vertagt wird. Auch wirft ſich der Zweifel auf, 
wie es mit der Beeidigung zu halten iſt, wenn derſelbe Zeuge 
demnächſt noch einmal über eine andere Frage vernommen wird. 
Die Partei kann dann gewiß die Beeidigung der zweiten Aus⸗ 
ſage fordern, für die erſte Ausſage aber nur dann, wenn der 
Amtsrichter den Zeugen im zweiten Protokoll zunächſt beſtätigen 
läßt, daß ſeine frühere Ausſage richtig iſt, aber wohl nicht, 
wenn das zweite Protokoll nirgends auf das erſte zurückweiſt. 

Dis harmonien, wohin man ſieht! 

Es mag noch auf einige unliebfame Nebenfolgen der 
Neuerung hingewieſen werden. Möglicherweise unterläßt der 
Amtsrichter die Beeidigung, weil er das Zeugnis für unglaub⸗ 
würdig hält, obſchon Zeuge ſich zum Schwur bereit erklärt, 
indem der Richter der Ausſage auch dann nicht folgen will, 
wenn ſie beeidigt wäre; aber auch die Parteien führen die 
Beeidigung nicht herbei, weil die eine das Zeugnis für unwahr, 


die andere es für wahr hält, vielleicht auch aus Unkenntnis des 


§ 509 Abſ. 2. Das kann beſonders üble Folgen haben, wenn 
von einem Termin bis zum andern die Perſon des Amtsrichters 
wechſelt. Der neue Richter lieſt das vielleicht ſchön ftilifierte 
Protokoll. Er weiß nicht, daß es das mühſelige, deſtillierte 
Produkt einer langen, von Widerſprüchen und Korrekturen 


wimmelnden Vernehmung iſt. Denn viele Richter protokollieren 


nur das Endergebnis, nicht aber auch, durch welche Windungen 
und Drehungen die Ausſage hindurchging. Der neue Amtsrichter 
hält ſich nun natürlich an die Regel von § 509 Abſ. 2, wonach 
die unbeeidigte Ausſage in der Regel als glaubwürdig zu be⸗ 
trachten iſt. Zwar würde dieſes Reſultat auch eintreten, wenn 
der erſte Richter den Zeugen vereidigt und ihm doch nicht geglaubt 
hätte, während der Nachfolger keinen Grund zum Mißtrauen 
hat. Aber dann gibt eben der Eid immerhin eine erhöhte 
Garantie für die laubwürdigkeit. — Ein Wechſel der Perſon 


37. Jahrgang. 


des Amtsrichters kann auch das unerwünſchte Ergebnis zeitigen, 


daß der neue Richter aus dem Protokoll der nicht beeidigten 
Ausſage, wenn es nicht ſorgſam gefaßt iſt, nicht erſehen kann, 
ob der Amtsvorgänger den Zeugen unbeeidigt ließ wegen der Regel 
des S 509 Abſ. 2 oder weil der Zeuge an Verſtandesſchwäche 
oder mangelnder Verſtandesreife leidet. — Ja, der Amtsrichter 
hat, ſolange er ſich nicht zur Beeidigung entſchließt, zunächſt 
nicht einmal einen Anlaß, den Zeugen zu fragen, ob er eides fähig 
iſt, zumal wenn der Zeuge auf den Richter einen guten Ein⸗ 
druck macht; und ein Zeuge, der dieſe Frage verneinen müßte, 
hat vielleicht die Stirn, ſie zunächſt zu bejahen, da er ja die 
Wahrheit ſtraflos ſo lange verſchweigen kann, bis er beeidigt 
wird. Verblüfft dann der Zeuge den Richter durch ſein ſicheres 
Auftreten, fo läßt der Amtsrichter ihn unbeeidigt und glaubt 
ihm. Mancher anſtändige Menſch dagegen, der mit dem Gericht 


noch nie zu tun hatte, und daher ſchüchtern auftritt, wird im 


Gegenſatz zu jenem Eidesunfähigen beeidigt; oder er wird nicht 
vereidigt, weil der Richter ſeine Ausſage im Hinblick auf ſeine 
Unſicherheit für unglaubwürdig hält und deshalb die Beeidigung 


mangels eines Antrages ſeinerſeits nicht „für erforderlich er⸗ 


achtet“; denn der Amtsrichter ſelbſt ſoll ja nach 8 509 zur 
Beeidigung beim Mangel eines Antrages nur ſchreiten, wenn 
er fie für erforderlich erachtet. — Sogar einen Arreſtbefehl 
kann in Zukunft der Amtsrichter anordnen, wenn er den Arreſt⸗ 


grund und Arreſtanſpruch auf Grund uneidlicher Zeugniſſe 


für genügend glaubhaft und den Eid für nicht erforderlich erachtet! 

Minder gefährlich, als die grundſätzliche Nichtbeeidigung 
der Zeugen im Amtsgerichtsverfahren, mag die Neuerung ſein, 
daß in Zukunft auch die Sachverſtändigen in der Regel in 
allen Inſtanzen und in allen Verfahrensarten unbeeidigt bleiben 
ſollen. Aber ein gefährliches Experiment iſt auch dies. Die 
Denkſchrift erwägt hier, daß „von vielen Sachverſtändigen, 
insbeſondere bei Fragen von wiſſenſchaftlicher Bedeutung an⸗ 
genommen werden kann, daß ſie ihr Gutachten auch ohne Be⸗ 
eidigung nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erſtatten werden“. 
In derartigen Fällen pflegen aber die Parteien ohnedies auf 


die Beeidigung angeſehener Gutachter zu verzichten. Auch find. 


Vernehmungen über Fragen von wiiſſſenſchaftlicher Bedeutung 
relativ ſelten. In den weitaus meiſten Fällen haben die Sach⸗ 
verſtändigen ganz gewöhnliche gewerbliche, landwirtſchaftliche, 
handwerkliche uſw. Fragen zu begutachten. Und mitunter 
werden Leute ſehr einfachen Schlages als Sachverſtändige ver- 
nommen, zumal wenn ſie gleichzeitig Zeugen ſind, ſogar einfache 
Landarbeiter und Handwerksgeſellen! Außerdem bleibt auch 
hier das ſchwerſte Bedenken gegen die Neuerung, daß hier, wie 
bei den Zeugen, die Beeidigung nachträglich nicht mehr beantragt 


werden kann. — Die Anderung des 8 410 über die regelmäßige 


Nichtbeeidigung der Sachverſtändigen führt implicite auch zu 
der Neuerung, daß die Sachverſtändigen im amtsrichterlichen 
Entmündigungsverfahren regulär nicht mehr zu beeidigen 
ſind! Denn für deren Beeidigung kommen nach ZPO. § 653: 
die Beſtimmungen von Buch 2, Abſchn. 1 Tit. 8, alſo auch § 410 
zur Anwendung. Iſt ſich die Regierung über dieſe ſchwer⸗ 
wiegende Konſequenz auch klar geworden? Vermutlich: Nein! 
Und fo zeigt auch dieſe, wie zahlreiche andere Erwägungen, daß 
es gefährlich iſt, an einem großen, organiſch gearbeiteten Geſetz, 
wie die ZPO., mit einzelnen kleinlichen Reformen herumzuarbeiten. 
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Denn deren Tragweite iſt oft viel größer, als man auf den 
erſten Blick glaubt.) Dazu kommt das Galopptempo, mit dem 
die Regierung die Reform vorbereitet hat. Da war es natürlich 
unmöglich, überall ausgereifte Vorſchläge zu machen. 


Zur Anwendung des § 59 Abſ. 2 RAD, 


(Plenarentſcheidung des Großh. Oberlandesgerichts Aarlsruhe 
vom 26. Oktober 1907.) 


Mitgeteilt von Landgerichtsrat Dr. Flad in Karlsruhe. 


Am 4. Juni 1905 hat eine in Heidelberg abgehaltene 
außerordentliche Verſammlung der badiſchen Anwaltskammer mit 
113 gegen 1 Stimme den Beſchluß gefaßt: 

„Verträge zwiſchen einem Rechtsanwalt und Vereinen 
oder Intereſſengruppen, durch welche dieſe für ihre Mit⸗ 
glieder Rechtsrat oder Rechtsſchutz erlangen wollen, find 
unzuläſſig. Beſtehende Verträge find ſofort zu löſen.“ 

Durch Entſcheidung des Großh. Oberlandesgerichts Karls⸗ 
ruhe, welche nach Erlaß des Großh. Juſtizminiſteriums vom 
23. April 1880 durch das Plenum zu erfolgen hatte, wurde 
jener Beſchluß auf Grund des 8 59 Abſ. 2 NAD. als geſetz⸗ 
widrig aufgehoben. 

Der Gerichtshof hat in der Begründung der Entſcheidung 


zu mehreren Fragen Stellung genommen, welche für die An⸗ 


wendung der genannten Gefetzesvorſchrift von grundſätzlicher 
Bedeutung ſind. 

Es wurde ausgeführt u. a. 

I. Der Beſchluß der Kammerverſammlung vom 4. Jimi 1905 
war deshalb als geſetzwidrig aufzuheben, d. h. als rechtlich nicht 
vorhanden zu erklären, weil er gegen die in den 88 48, 49 
RAO. gegebene Regelung des Geſchäftskreiſes der Kammer 
und des Vorſtandes, gegen die Zuſtändigkeitsordnung dieſer 
Organe verſtößt. Nach 8 48 daſ. liegt der Kammer ob die 
Feſtſtellung der Geſchäftsordnung für die Kammer und den 
Vorſtand, die Bewilligung der Mittel zur Beſtreitung des für 
die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten erforderlichen Aufwandes 
und die Beſtimmung des Mitgliederbeitrags, endlich auch die 
Rechnungsabnahme gegenüber dem Vorſtand. Hiermit iſt die 
Zuſtändigkeit der Kammer als ſolcher umſchrieben und er⸗ 
ſchöpft: nirgends iſt ihr eine Aufficht über die Berufs betätigung 
ihrer Mitglieder, eine Teilnahme an der dem Kammer⸗ 
vorſtand allein (8 49) zugewieſenen Aufficht über die Erfüllung 
der den Kammermitgliedern obliegenden Pflichten (8 28 
RAD.) oder gar an der Handhabung der ehrengericht⸗ 
lichen Strafgewalt eingeräumt. Die Kammer verſtößt gegen 
das Geſetz, wenn ſie auf dieſem dem Kammervorſtand 
zugewieſenen Gebiet einen Beſchluß faßt, der den Mügliedern 
gegenüber eine aus dem Geſetz abgeleitete Autorität beanſprucht. 
Als ein ſolcher wäre der Kammerbeſchluß vom 4. Juni 1905 
dann nicht anzuſehen, wenn er etwa als eine bloße Meinungs- 
äußerung — ohne dekretale Bedeutung — dahin angeſehen 
werden könnte: wer ſich in die Stellung eines Vereinsanwalts 


) Daß durch den Fortfall der Beeidigung auch die Reſtitutions⸗ 
klage nach ZPO. § 580 Nr. 3 in erheblichem Maße ee, 
würde, iſt wohl kaum erwogen worden. (Red.) 
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begibt, tut nach Anſicht von 113 Berufsgenoſſen etwas Standes⸗ 


pflichtwidriges und ſollte nach dieſer Anſicht jene Stellung 
unverzüglich aufgeben. Eine ſolche nur auf der Gemeinſamkeit 
der Standesintereſſen beruhende Außerung über die im Kreiſe 
der Berufsgenoſſen herrſchende Denkweiſe wäre nicht als ein 
Beſchluß anzuſehen, der darauf nachgeprüft werden könnte, ob 
er mit dem Geſetz im Einklang ſteht. Sowenig wie etwa 
ein „Beſchluß“ über ein literariſches oder geſelliges Unternehmen, 
das den ganzen Kreis der Berufsgenoſſen umfaſſen will: gegen⸗ 
über der Frage der Geſetzmäßigkeit wäre eine ſolche Entſchließung 
indifferent, für ein Eingreifen der Aufſichtsinſtanz nach 8 59 
Abſ. 2 NAD. ſchlechthin kein Subſtrat. Die Form und Faſſung 
aber der Reſolution vom 4. Juni 1905 find ohne weiteres 
geeignet, einen etwaigen Zweifel in dieſer Richtung zu beheben: 
Die Anwaltskammer will verlangen, daß die Beziehungen der 
Vereinsanwälte „ſofort“ gelöſt werden. Ihre Erklärung will 
ihnen Direktive geben, will ihnen ſogar eine Berufshandlung 
aufnötigen, die Löſung eines R und erwartet 
Oböoͤdienz. 

Eine ſolche Uberwachung und Einwirkung gegenüber der 
Berufstätigkeit und ⸗auffaſſung des Kammermitglieds iſt dem 
großen Gremium der Kammer nicht eingeräumt, ſondern nur 
dem viel kleineren des Vorſtands, der aus den Wahlen der 
Kammer als Träger des Vertrauens ihrer Mitglieder hervor⸗ 
geht. Daß der Vorſtand wie im vorliegenden Fall ſich für 
die von ihm vertretene Anſchauung vor weiterer Verfolgung 
und Verwirklichung derſelben die moraliſche Stütze einer 
Außerung der Kammer darüber verſchafft hat, iſt rechtlich ohne 
jede Bedeutung. Und keiner Ausführung bedarf es weiter, 
daß die Mitwirkung des Vorſtands bei der Beſchlußfaſſung 
den Mangel der Zuſtändigkeit der Kammer dafür . zu 
beheben vermag. 

II. Die in 8 59 Abſ. 2 NAD. geordnete Aufſichtstätigkeit 
des Oberlandesgerichts hat nach dem Sinn des Geſetzes, wie 
auch die Darlegungen S. 76 der Motive zu 8 54 des (unter 
dem 6. Februar 1878 dem Reichstag vorgelegten) Entwurfs 
ergeben, — Siegel, Materialien zur NAD. S. 263/264 — 
nicht nur auf Antrag, ſondern von Amts wegen einzugreifen. 
Ein Antrag iſt an ſich nicht ausgeſchloſſen, ſowenig wie irgend⸗ 
eine ſonſtige von außen her kommende Anregung, in die Prüfung 
eines Beſchluſſes der rechtsanwaltſchaftlichen Standesvertretung 
einzutreten, ſofern ſeine Geſetzmäßigkeit in Zweifel zu ziehen 
iſt. Keineswegs aber iſt etwa zu prüfen, ob ein Antragſteller 
durch den Beſchluß, deſſen Nachprüfung er verlangt, beſchwert 
iſt. Hiernach wäre im vorliegenden Fall die Prüfung eine 
unvollſtändige geblieben, wenn ſie ſich nicht auch auf die Ent⸗ 
ſchließungen und Maßnahmen erſtreckt hätte, die in der der 
Kognition der Aufſichtsinſtanz unterſtellten Angelegenheit der 
Kammer vorſtand getroffen hat. Nach Sachlage hatte hierfür 
nur ein Rundſchreiben vom 17. März 1906 in Betracht zu 
kommen, worin der Vorſtand elf Anwälten unter Hinweis auf 
den Kammerbeſchluß vom 4. Juni 1905 nochmals, eingehend 
auf die von dieſen Anwälten abgegebenen Erklärungen, die 
Beweggründe jenes Beſchluſſes und weiter darlegt, warum ihr 
Verhältnis zu den von ihnen beratenen Vereinen als gegen 
jenen Beſchluß verſtoßend anzuſehen ſei: 
ſpricht der Vorſtand aus, er halte ſich für verpflichtet, den 
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Kammerbeſchluß vom 4. Juni 1905 „konſequent durchzuführen“; 
er halte ſich für berechtigt, der auch nach der Meinung der 
Geſamtheit der badiſchen Anwaltſchaft unzuläſſigen Verbindung 
eines Rechtsanwalts mit einem Verein zum Rechtsſchutz für 
deſſen Mitglieder im Diſziplinarweg entgegenzutreten: Der 
Vorſtund verſuche es indeſſen, ſich vor Beſchreitung dieſes 
Weges mit den auf ablehnendem Standpunkt verharrenden 
Kammermitgliedern nochmals auseinanderzuſetzen. Die weiteren 
Darlegungen gehen dahin, daß „nach der in der Geſamtheit der 
Berufsgenoſſen des Landes lebenden“ — vom Vorſtand geteilten — 
Auffaſſung von der Standesehre mit dieſer das Verharren in 
der Stellung eines Vereinsanwalts nicht vereinbar fei: § 28 RAO. 

1. Es liegt hier ein außerhalb des ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahrens (NAD. 88 62 ff.) kundgegebener Ausdruck der Miß⸗ 
billigung gegenüber einem nach Anſicht des Vorſtands wider 
8 28 NAD. verſtoßenden Verhalten des Kammermitglieds vor, 
verbunden mit der Inausſichtſtellung eines hierwegen gegen 
das Mitglied einzuleitenden ehrengerichtlichen Verfahrens. 

Eine derartige Einwirkung auf das Kammermitglied iſt 
dem Vorſtand zwar in § 49 RO. nicht ausdrücklich ein 
geräumt: ſie iſt aber als Ausfluß des ihm daſelbſt Ziff. 1 zu⸗ 
gebilligten Aufſichtsrechts für unzweifelhaft zuläſſig zu erachten. 
Insbeſondere liegt es auch in der dem Kammervorſtand zu⸗ 
gewieſenen Aufgabe der Handhabung der ehrengerichtlichen 
Strafgewalt mitbeſchloſſen, daß der Vorſtand befugt ſein muß, 
ein von ihm beanſtandetes Verhalten — vor und eventuell 
ſtatt ehrengerichtlicher Verfolgung — durch vorgängige Warnung 
und Rüge zum Einhalten zu bringen. Wenn 8 62 RAD. 
ausſpricht, ein Rechtsanwalt, der die ihm obliegenden Pflichten 
(8 20) verletze, habe „die ehrengerichtliche Beſtrafung verwirkt“, 
ſo iſt damit nach einer auch in der Rechtſprechung des Ehren⸗ 
gerichtshofs für die Rechtsanwälte anerkannten Auslegung nicht 
ausgeſprochen, jede Pflichtverletzung müſſe ehrengerichtliche Be⸗ 
ſtrafung und könne nur ſolche nach ſich ziehen, wie fie in $ 63 
NAD. vorgeſehen iſt. So auch verſchiedene Oberlandesgerichte: 
Vgl. u. v. a. Entſch. des Ehrengerichtshofs VI, S. 7; 
Kammergericht in JW. 1887, 63; ROL G. 8, 160; Karlsruhe, 
Annalen der bad. Gerichte 1891, 243 ff. (247); Dresden 
JW. 1893, 610. Auch die Verhandlungen der Anwaltstage 
1881 und 1887 (JW. 1881 S. 126 u. S. 40 des daſ. ver⸗ 
öffentlichten Berichts über die Verhandlungen; 1887, 347 u. S. 9 
des Ber.). Jener Auffaſſung entſpricht, wie dieſe Veröffent⸗ 
lichungen erkennen laſſen, auch die Praxis der Kammervorſtände 
im ganzen Reich. 

2. Die Vorſchriften der 88 54, 55 NAD. (Mindeſtpräſenz, 
Abſtimmung, Majoritätsprinzip) ſind bei der dem Schreiben 
vom 17. März 1906 zugrunde liegenden Beſchlußfaſſung in⸗ 
haltlich der Akten des Kammervorſtands gewahrt worden. 

3. In eine Prüfung der Frage, ob der Kammervorſtand 
genügenden Anlaß zu ſeinem Vorgehen hatte, ob er mit Recht 
die Abernahme der Stellung eines Vereinsanwalts als einen 
Verſtoß gegen die Standespflichten des Rechtsanwalts im 
Sinn des $ 28 RAD. anſieht, war nicht einzutreten. Hierwegen 
wurde erwogen: 

Die Beſtimmung des 8 59 Abſ. 2, „Geſetzwidrige Bes 
ſchlüſſe uſw. können von dem Oberlandesgericht aufgehoben 
werden“, ergibt eine Beſchränkung nach zwei Richtungen: das 
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Oberlandesgericht hat nur aufzuheben, — nicht eine andere 
Entſcheidung an die Stelle der aufgehobenen zu ſetzen. 
Vielmehr iſt letzteres lediglich den zuſtändigen Organen der 
Anwaltſchaft zu überlaſſen. 

Zum anderen iſt nur zu prüfen, ob der Beſchluß gegen 
das Geſetz verſtößt: der Ausdruck hat e 9 
bie Auslegung kann zweifelhaft fein. 

Das Geſetz iſt verletzt (BRD. 8 550, EBD. 3 378), 
wenn eine feiner Vorſchriften nicht oder nicht richtig angewendet 
iſt. Damit iſt aber, nach dem Zweck der in 8 59 RAD. 
geordneten Aufſicht und nach dem ganzen Zuſammenhang des 
Geſetzes zu ſchlieten, Leinesmegs ausgesprochen, daß das Ober, 
landesgericht die Anwendung jeder Geſetzesvorſchrift nach⸗ 
zuprüfen hat, auf die ſich der Befchluß fügt. Das Geſetz hat 
hier eine Aufſichtsinſtanz, nicht eine Rechts mittelinſtanz geſchaffen, 
zu der die Entſcheidung des Vorſtands oder der Kammer als 
index a quo zu ‚bebolsieren hätte und in der fie durch die 
Entſcheidung des iudex ad quem erſetzt werden könnte. 
Gegenüber einem von der Geſetzgebung bewußt autonom aus⸗ 
geſtalteten Selbſtverwaltungskörper kann die Schaffung einer 
Aufſicht, die nur die Geſetzmäßigleit ſeiner Lebenzäußerungen, 
das Funktionieren der Organiſation in dem vom Geſetz ge⸗ 
ſchaffenen Betätigungsbereich zum Gegenſtand haben ſoll, nicht 
dazu führen, daß eine deſſen Grenzen nicht überſchreitende 
Entſchließung durch die Auffichtsinftang annulliert wird. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob man von . Er 
wägungen aus — | 

mit den Oberlandesgerichten 
Jena 5. Januar 1883 — JW. 1883, 81; | 
München 18. April 1884 — dgl. J. 1887, 847; 
Kammergericht 18. Dezember 1886 — JM. 1887, 08; 
Dresden 18. September 1893 — JW. 1894, 610; 
Kammergericht 25. Januar: 1904 — ROLE. 8, 160; 
München 6. Oktober 1905 — Zeitſchr. f. lug 
in Bayern 1906, 65; 
Vgl. auch Chrengerichtshof in Entſch. VI, ©. 8/9; 
anderes Meinung: 
München 1881/1882, erwähnt JW. 1887, 347: 
Hamm 8. April 1882 in Seu A. Bd. 37 Nr. 245 
S. 347, dazu JW. 1882, 185; 
Rarlarake, Annalen der ar Ger. 1891 65 243 ff. 
(248) 
dau gelangen muß, bas Oberlandesgericht habe ſchlechthin 
niemals zu unterſuchen, ob die Entſcheidung ſachlich zutrifft, 
richtig begründet iſt, ſofern ſie ſich nur innerhalb des den 
Organen der Rechts anwaltſchaft 3 Wirkungskreiſes 
bewegt und unter Beachtung der für die Beſchlußfaſſung 
gegebenen Vorſchriften erlaſſen worden iſt. Denn jedenfalls 
hat ſich die Prüfung des Oberlandesgerichts hierbei dann zu 
beſcheiden, wenn, wie im vorliegenden Fall, eine Entſcheidung 
in Frage ſteht, die das Geſetz. in weitem Maße dem freien 
ermeſſen des Standesvertretungsorganes unterſtellt hat. 
Wie das Geſetz in 88 28, 49, 62 ff. ergibt, unterſteht der 


Rechtsanwalt in feiner Berufs betätigung — abgeſehen von 
besonderen firafgefehlichen Tatbeſtänden, 88 300, 352, 356 


SIEB. — einer Auſſicht nur feiner Standesvertretung und 
der Strafgerichtsbarkeit eines Standesgerichts⸗ Neben die dafür 
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der Standes vertretung entnommenen Organe (Kammervorſtand 
und Ehrengericht) treten ſtaatliche Organe, insbeſondere in 
dem der Anwendung und Verwirklichung des 8 28 RAD. 
dienenden ehrengerichtlichen Verfahren, nur in genau vor⸗ 
gegeichnetem Umfang: jo die Staatsanwaltſchaft, der Unter⸗ 
fuchungsrichter, das Oberlandesgericht als Beſchwerdegericht 
(8 89) und der gemiſcht beſetzte Ehrengerichtshof als Berufungs⸗ 
gericht, — außerhalb dieſes ehrengerichtlichen Verfahrens nur 
noch die Aufſichtsinſtanz nach 8 59 RAD. 

Das für die Auslegung des 8 28 RAO. über die Pflichten 
des. Rechtsanwalts erforderte umfaſſende Ermeſſen hat nach der 
Organiſation ſtändig der Vorſtand als Aufſichtsſtelle nach 8 49 
Ziff. 1 RA O., haben weiter die Ehrengerichtsinſtanzen aus⸗ 
zuüben, ohne daß ſtaatlichen Organen in weiteren als den ans 
geführten Richtungen eine Einwirkung eingeräumt wäre. Mit 
diefer Struktur des Verfahrens wäre es nicht vereinbar, wenn 
nach 8 59 Abſ. 2 RAO. auch jede Anwendung des geſetzlich 
zugelaſſenen Ermeſſens, ſofern ihr Ergebnis vom Oberlandes⸗ 
gericht nicht gebilligt wird, aufgehoben und annulliert werden 
könnte. Soweit bei der erlaſſenen Entſcheidung das zuſtändige 
Organ innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſein Ermeſſen aus⸗ 
geübt hat, liegt eine Geſetzesverletzung, eine Geſetzwidrigkeit 
nicht vor: denn es iſt ſolchenfalls nicht mehr geſchehen, als 
was das Geſetz zugelaſſen hat. 

Dieſe dem Geſetz entnommenen Erwägungen rechtfertigen 
es, wenn die Motive, — ohne in der Reichstagskommiſſion 
und im Plenum Widerſpruch zu finden, — a. (oben II) a. O. 
au führen „Abgeſehen von dem Geſchäftsbetrieb in 
dieſem formellen Sinn (Abf. 1) ſoll weder die Kammer noch 
der Borſtand in materieller Beziehung einer Kritik der Behörden 
des Staats unterliegen, ſofern die gefaßten Beſchlüſſe ſich 


innerhalb des den Organen der Rechtsanwaltſchaft durch das 


Geſetz zugewieſenen Bereichs bewegen und dem Geſetz nicht 
wöderſtreiten ... Die Frage, ob eine Verletzung des Geſetzes 
bzw. eine Überſchreitung der Grenzen der den Organen der 
Anwaltſchaft zugewieſenen Tätigkeit ſtattgefunden hat, wird 
dus Oberlandesgericht auf Grund der Geſetze, insbeſondere 
auch der 88 u 45. (89 48, 49 des Geſetzes) zu entſcheiden 
haben. 

Da nach en Ausgeführten auf ſeiten des Kammervorſtandes 
eim Beſchluß, deſſen Geſetzmäßigkeit zu verneinen wäre, nicht 
vorliegt, beſtand für den Gerichtshof zu einem weiteren Aus⸗ 
ſpruch als dem vorangeſtellten kein Anlaß. 


Bilanpbeidtigung und Auseiranderſetzung bei 
| Genoſſenſchaften. 
Von Juſtizrat Dr. Rewoldt, Berlin. 


Das Reichsgericht hat in obiger Frage am 15. Januar 
1908 (L 197/07) ein Urteil gefällt, welches für die Genoſſen⸗ 
ſchaften von erheblicher Bedeutung, aber nicht bedenkenfrei iſt. 

über die Auseinanderſetzung von Genoſſenſchaften mit 
ausgeſchiedenen Genoſſenſchaftern auf Grund nachträglich be⸗ 
richtigter Bilanzen waren bisher namentlich zwei in der fünften 
Auflage des Kommentars von Pariſius und Crüger zu 8 48 
GenG. angeführte Entſcheidungen des Reichsgerichts von Be⸗ 
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deutung: Urteil vom 8. Dezember 1893 Bd. 32 S. 91 und 
Urteil vom 24. Mai 1905 Blätter für Genoſſenſchaftsweſen 
1905 S. 350. 

Erſteres ſagt: Die Auseinanderſetzung mit außgefehiebenen 
Genoſſenſchaftern erfolge auf Grund der wirklichen Vermögens: 
lage der Genoſſenſchaft. Eine Bilanz, welche infolge Irrtums 
oder Böswilligkeit mit den Vorſchriſten des Handelsgeſetzbuches 
in Widerſpruch ſtehe, und deshalb die wirkliche Vermögenslage 
der Genoſſenſchaft nicht darſtelle, ſei zu berichtigen. 

Die letztere Entſcheidung nimmt einſchränkend an, daß die 
erfolgte Auseinanderſetzung zwiſchen der Genoſſenſchaft und 
dem ausgeſchiedenen Genoſſenſchafter als ein dispofitiver Akt 
die Anſprüche der Genoſſenſchaft bzw. des Genoſſenſchafters 
endgültig erledige. 

Nunmehr hat das Urteil vom 15. Jannar 1908 eine 
weitere Einſchränkung dahin ausgeſprochen, daß nicht eine 
objektiv irrige Bilanz deren Berichtigung mit Wirkung für 
die Auseinanderſetzung zulaſſe, ſondern daß nur eine nicht vor⸗ 
ſchriftsmäßig (nicht kaufmänniſch ſorgfältig) aufgeſtellte Bilanz 
zu berichtigen ſei. 

Um die Tragweite der Entſcheidung zu beurteilen, bedarf 
es des Eingehens auf die Entwicklung der Genoſſenſchaft, mit 
welcher ſich das Urteil vom 15. Januar 1908 beſchäftigt. Das 
iſt die Zentrale für Milchverwertung (Milchzentrale) 
e. G. m. b. H. zu Berlin (jetzt in Lig.). 

Im Jahre 1900 traten größere und kleinere Landwirte 
der Umgegend von Berlin (perſönlich oder in Untergenoſſen⸗ 
ſchaften organiſiert) zu dieſer Genoſſenſchaft zuſammen, um 
mittels gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes die Verwertung der 
produzierten Milch mit einem von der Generalverſammlung 
feſtzuſetzenden für alle Genoſſenſchafter bindenden e 
zu betreiben. 

Die Geſchäftsanteile von zunächſt je 1 4, dam bis 
zu 19,50 & erhöht, waren von je 10 Liter täglicher Mid 
zu nehmen. 

Die Anteile wuchſen bis zur Zahl von etwa 42 000. Die 
Genoſſen verpachteten teils ſelbſt Milch, teils lieferten fie dies 
ſelbe an eine von der Genoſſenſchaft in Berlin eingerichtete 
große Molkerei. Auch die ſelbſt verpachtenden Genoſſen lieferten 
dorthin jeweilig überflüſſige Milch. 

Dieſe Reſervemolkerei brachte die angelieferte Milch, ſoweit 
möglich, durch Filialen und Wagenverkauf unter. Die auf 
dieſen Wegen nicht unterzubringende Milch wurde durch die 
Molkerei zu Käſe uſw. verarbeitet. 

Dieſe Verarbeitung, teilweiſe auch der Abſatz durch Filialen 
und Wagen, brachte im Vergleich zu dem Mindeſtpreiſe, welcher 
den liefernden Genoſſen von der Genoſſenſchaft zu bezahlen 
war, beträchtliche Mindererlöſe. 

Hierdurch und durch die ſonſtigen Geſchäftsunkoſten der 
Genoſſenſchaft wurden größere Aufwendungen verurſacht. 

Die Aufbringung dieſer Mittel erfolgte größtenteils da⸗ 
durch, daß zufolge einer nach Gründung der Genoſſenſchaft 
eingefügten ſtatutariſchen Beſtimmung die Genoſſen von 
jedem Liter produzierter Milch (ob ſelbſt verpachtet oder an 
die Molkerei geliefert) einen ſchwankenden, von der General⸗ 
verſammlung feſtzuſetzenden Betrag, meiſt / bis 1½ & 
(ſogen. Proviſion) bezahlten. N 
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Diefer Aufwand fand wirtſchaftlich fein Aquivalent in der 
zu fördernden Verwertung der Milch mit angemeſſenen, die 
Selbſtloſten deckenden Mindeſtpreiſen. 

Im Laufe der Zeit ſtellten ſich Streitigkeiten mit Berliner 
Milchhändlern ein, welche auf das Verhältnis zwiſchen Genoſſen⸗ 
ſchaft und ihren Genoſſen zurückwirkte. Infolge Kündigung uſw. 
ſchieden bis zum 30. September 1905 Genoſſen mit zuſammen 
etwa 10 000 Anteilen (alſo etwa "/ aller Anteile) aus der 
3 aus. Auch erfolgten Weigerungen, die . 

Die ſtatutenmäßige Zuläſſigkeit der letzteren wurde Aeitig, 

und zwar vom Kammergericht anerkannt aber dom Reichs⸗ 
gericht verneint. Dieſes erklärte in drei Urteilen vom 
20. Januar 1906, daß die Geſchäftsunkoſten nicht durch 
Beiträge der Genoſſen (Proviſionen) zu decken wären und daß 
die entſprechende ſtatutariſche Einfügung nichtig ſei. Die 
Geſchäftsunkoſten ſeien ein Faktor vom Gewinn und Verluſt. 
Dabei wurde die geſetzliche Handhabe der Erhöhung der 
Geſchäftsanteile zur Beſchaffung von Mitteln erwähnt. 
In Verfolg dieſer Urteile beſchloß die Genoſſenſchaft, zur 
möglichſten Vermeidung zahlloſer Prozeſſe die Anſchauung des 
Reichsgerichts in jenen drei Prozeſſen einer allgemeinen Neu⸗ 
erdnung zugrunde zu legen. 

Um alle Provifionen, welche auf Grund der für nichtig 
erachteten ſtatutariſchen Beſtummung von Genoſſenſchaftern 
geleiſtet bzw. denſelben belaſtet waren, ohne weitere Streitig⸗ 
keiten gleichfalls als nichtig zu behandeln, wurde eine Be⸗ 
richtigung der Bücher und Bilanzen, welche auf dieſer 
ſtatutariſchen Beſtimmung beruhten, bewirkt. 

Dadurch erſchienen bilanzmäßig die nach und nach aufs 
gewandten Beträge als Paſſtva, welche ſich über die vers 
ſchiedenen Betriebsjahre und damit auf die einzelnen Bilanzen 
verteilten und entſprechende Unterbilanzen ergaben. 

%CCWCVVGCCVT0000 1m} ber "SRH, 
vorgeſehen, daß 

1. für die noch in der Genoſſenſchaft vorhandenen 
Genoſſen die Geſchäftsanteile von je 19,50 4 auf 
je 260 & erhöht wurden, 

2 mit den ausgeſchiedenen Genoſſen, ſoweit 
die Auseinanderſetzung noch nicht erfolgt 
war, auf Grund der berichtigten Bilanzen 
und der dadurch für den Tag des Aus⸗ 
ſcheidens ermittelten wirklichen Vermögens⸗ 
lage die Auseinanderſetzung eingeleitet 

wurde. 

Dem betreffenden Genoſſenſchafter wurde ſein Anteil an 
der betreffenden Unterbilanz zur Laſt geſchrieben, dagegen wurde 
ihm die von ihm geleiftete Proviſion gutgebracht. 

Der den Genoſſen etwa belaſtende Reſtbetrag wurde ein⸗ 
gefordert. Das Reichsgericht hat einen ſolchen gegen einen 
ausgeſchiedenen Genoſſen Hagend geltend gemachten Anſpruch 
durch das eingangs erwähnte Urteil vom 15. Januar 1908 
an das Kammergericht zurückverwieſen um zu prüfen, ob die 
urſprüngliche Bilanz vorſchriftsmäßig hergeſtellt war. Solchen⸗ 
falls wird eine nachträgliche Berichtigung nicht für zuläſſig erachtet. 

Das Reichsgericht führt aus: „Zweifelhafte Forderungen“ 
ſeien gemäß Handelsgeſetzbuch 8 40 Abſ. 8 nach ihrem wahr⸗ 
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ſcheinlichen Werte anzuſetzen. Die Zweifel könnten nicht nur 
die Beitreibbarkeit, ſondern auch den rechtlichen Beſtand be⸗ 
treffen. Eine Bilanz, welche ohne Verletzung der Geſetzes⸗ 
vorſchriften und unter Beachtung der im Statut der Genoſſen⸗ 
ſchaft gültig getroffenen beſonderen Beſtimmungen zuſtande 
gekommen ſei, bilde die geſetzliche Unterlage für die Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen der Genoſſenſchaft und dem aus⸗ 
geſchiedenen Genoſſenſchafter. Dieſe Unterlage könne ſich nicht 
nachträglich wieder dadurch verſchieben, daß ſpätere Ereigniſſe 
oder Erfahrungen eine Bilanz, die mit der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt aufgeſtellt ſei, in einzelnen Punkten als 
nach dem neuen Stande der Erkenntnis und der Verhältniſſe 
tatſaͤchlich unrichtig erwieſen. Dieſer Grundſatz gelte nicht nur 
bei dem ſpäteren Wegfall der früher vorhandenen Zahlungs⸗ 
fähigkeit eines Schuldners oder der ſpäteren Entwertung eines 
anderen Aktippoſtens ſowie einem ſpäteren Vermögenszuwachs, 
ſondern er beziehe ſich auch auf den Fall, in dem ſich ſpäter 
herausſtelle, daß der rechtliche Beſtand einer Forderung bei der 
Bilanzaufſtellung nicht vorhanden geweſen, ſondern für dieſen 
Zeitpunkt irrtümlich angenommen ſei, ſofern nur dieſer Beſtand 
von einem ſorgfältig verfahrenden Kaufmann nicht bezweifelt 
zu werden brauchte. Die entgegengeſetzte Annahme, die Bilanz 
ſei zu berichtigen, ſobald ſich nachträglich die objektive Un⸗ 
richtigkeit derſelben ergebe, finde keinen Anhalt in dem Wort⸗ 
laut des 8 73 Abſ. 2 Gen. und führe zu praktiſchen, nicht 
annehmbaren Folgerungen. Die Schätzungen der Bilanzwerte 
ſeien mehr oder minder unſicher und unvermeidlichen Irrtümern 
unterworfen. Einzelne Gegenſtände würden zu hoch, andere zu 
niedrig veranſchlagt werden. Fordere man bei derartigen 
Wertunterſchieden nachträgliche Berichtigung, ſo würde die 
Grundlage der Auseinanderſetzung der erforderlichen Stetigkeit 
entbehren und nicht ſelten zu einem verſchiedenen Ergebniſſe 
führen, je nachdem die Auseinanderſetzung mit dem einen oder 
anderen ausgeſchiedenen Genoſſen früher oder ſpäter zum 
Abſchluß käme. Dazu würde bei Bewertung von Forderungen 
wie auch von körperlichen Gegenſtänden ſchwer zwiſchen einer 
früheren objektiv unrichtigen Schätzung und nachfolgendem Wert⸗ 
zuwachs oder Wertverluſt zu unterſcheiden ſein. Es könne nicht 
angenommen werden, daß ſolche Folgen dem Geſetzes willen 
entſprächen. 

Faßt man den Inhalt der vorſtehenden Begründung zu⸗ 
ſammen, ſo gewährt dieſelbe für die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Genoſſenſchaft und Genoſſenſchafter der Bilanz — abgeſehen 
von fahrläſſiger oder böswilliger Aufſtellung — konſtitutiven, 
nicht deklaratoriſchen Charakter, ſo daß eine zur Zeit der 
Aufſtellung der Bilanz vorhandene objektive Unrichtigkeit 
bedeutungslos iſt. Die ſubjektiv ſorgfältig aufgeſtellte Bilanz 
1 obwohl ſie eine objektiv unwahre Vermögenslage 


Hierfür ein Beiſpiel: Eine Anzahl von Kunſthändlern 
bildet eine Genoſſenſchaft. Etwa die Hälfte der Genoſſen 
ſcheidet aus. Die Bilanz ſchätzt kaufmänniſch ſorgfältig, gemäß 
dem Urteil von Sachkennern, eins der vorhandenen Gemälde, 
einen „Rembrandt“, auf eine halbe Million Mark. Die Bilanz 
ergibt demgemäß für jeden ausſcheidenden Genoſſen einen 

lenden Anteil von 30 000 &. Vor bewirkter 
Auzeinanderſezung wird das Gemälde als unecht und wertlos 
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erkannt. Folge: die ausſcheidenden Genoſſen erhalten trotzdem 
je 30 000 &, welche bei eventuell ausbrechendem Konkurſe 
von den in der Genoſſenſchaft verbliebenen Genoſſen aufzubringen 
wären. 

Oder umgekehrt: Die Genoſſenſchaft hat ſchlecht gearbeitet 
und ſchließt mit einer erheblichen Unterbilanz ab. Die aus⸗ 


ſcheidenden Genoſſen ſollen je 30 000 & zahlen. Da ſtellt 


ſich heraus, daß das bei Aufſtellung der Bilanz kaufmänniſch 
ſorgfältig für wertlos erachtete Bild ein echter Rembrandt mit 
einer halben Million Mark Wert iſt. Danach iſt objektiv keine 
Unterbilanz vorhanden. Aber die ausſcheidenden Genoſſen 
müſſen trotzdem je 30 000 & zahlen, die die verbleibenden 
Genoſſen qua Genoſſenſchaft neben dem ihnen ſchon ſonſt 
zufallenden Vorteil in die Taſche ſtecken. 

Und nun die Milchzentrale ſelbſt, auf welche ſich die Ent⸗ 
ſcheidung vom 15. Januar 1908 bezieht. 

Die ſtatutenmäßig erhobenen Proviſionen deckten die er⸗ 
heblichen Unkoſten des Unternehmens. Die Bilanzen wurden 
auf Grund der ſich danach ergzbenden Vermögenslage aufgeftellt. 
Unterbilanzen waren nicht vorhanden. 

Aber das Reichsgericht warf im Jahre 1906, rückwärts 
wirkend, das rechtliche Gebäude der Genoſſenſchaft in feinem 
weſentlichſten Stützpunkte über den Haufen, indem es die 
ſtatutenmäßige Erhebung von Proviſionen für ungeſetzlich 
erklärte. Damit veränderte ſich rückwärts durch die verſchiedenen 
Geſchäftsjahre die wahre Vermögenslage, ſo daß die nunmehr 
berichtigten Bilanzen große Unterbilanzen ergaben. 

Sollen nun die ausſcheidenden Genoſſen nicht an den 
Laſten der Genoſſenſchaft teilnehmen, welche auf die Zeit ihrer 
Mitgliedſchaft entfallen, während ſie Überall an deren erzielten 
bzw. erſtrebten wirtſchaftlichen Vorteilen teilgenommen haben? 
Sollen fie nur den „guten Tropfen“ mitgenoſſen hahen, 
während der „böſe Tropfen“ allein den in der Genoſſenſchaft 
verbliebenen Genoſſen — auch für die frühere Zeit — zufällt? 
Entſpricht der vom Reichsgericht erwähnte Geſetzeswille 
ſolchen Reſultaten? Ich glaube, daß das Genoſſenſchaftsgeſetz 
ſolchen Unbilligkeiten nicht die Wege ebnen wollte, daß dasſelbe 
nicht beabſichtigte, auf Grund ſormaler Auslegung zu 
ermöglichen, daß ein Teil der Genoſſen zum Schaden, ja unter 
Umſtänden mit dem wirtſchaftlichen Untergange der andern 
aus der Genoſſenſchaft ausſcheidet. Dieſer Geſetzeswille kann 
jedenfalls bis zu dem Zeitpunkte der wirklich bewirkten Aus⸗ 
einanderſetzung nicht angenommen werden. Denn erſt dieſe 
löſt vertragsartig die Verhältniſſe zwiſchen Genoſſenſchaft und 
Genoſſen endgültig. Der ausſcheidende Genoſſe iſt auch in 
der Lage, dieſe Löſung zu betreiben und damit einen end⸗ 
gültigen Abſchluß herbeizuführen. 

Im einzelnen iſt zu prüfen, ob der Wortlaut des 
Geſetzes zu der Auffaſſung des Reichsgerichts zwingt. Die 
maßgebenden Beſtimmungen des GenG. lauten: 8 73 Abſ. 1 


und 2: 

Abſ. 1: Die Auseinanderſetzung des Ausgeſchiedenen 
mit der Genoſſenſchaft beſtimmt ſich nach der Vermögens⸗ 
lage derſelben und dem Beſtande der Mitglieder zur 
Zeit ſeines Ausſcheidens. 

Abf. 2: Die Auseinanderſetzung erfolgt auf Grund 
der Bilanz 
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Der 5 73 iſt hervorgegangen aus 5 39 Gen®. vom 
4. Juli 1868. Dieſer beſtimmte: 

(Die Genoſſenſchafter) ſind . nur berechtigt zu 
verlangen, daß ihnen ihr Geſchäftsanteil, wie er ſich 
aus den Büchern ergibt, binnen drei Monaten 
nach ihrem Ausſcheiden ausgezahlt werde. 

Der entſprechende 8 38 des preußiſchen Geſetzes vom 
27. März 1867 hatte die Faſſung: „der. . . eingezahlte 
Geſchäftsanteil nebſt den zugeſchriebenen Dividenden“. 

In dem Kommiſſionsbericht vom 23. Mai 1868, Alten» 
ſtück Nr. 80 der Verhandlungen des Reichstages des Nord⸗ 
deutſchen Bundes Band 2 der ſtenographiſchen Berichte heißt 
es zu 5 89: 

Der Ausdruck des 8 38 paſſe nicht für den Fall, daß 
infolge von Verluſten Abſchreibungen ſtattgefunden 
hätten. 

Der Geſetzentwurf von 1889, Aktenſtück Nr. 28 der 
ſtenographiſchen Berichte des Reichstages von 1888/89 Bd. 4, 
Begründung zu 5 69 (Geſetz 8 7) jetzt 5 73 gibt folgendes an: 

Abſ. 1: Zufolge Ausſcheidens des Genoſſen löſt 
ſich das Rechtsverhältnis desſelben zu der Genoſſenſchaft 
in einen dem Genoſſen oder der Genoſſenſchaft zu⸗ 
ſtehenden Anſpruch auf Zahlung einer Geldſumme, deren 
Höhe durch die Vermögenslage der Genoſſenſchaft und 
die Zahl der Genoſſen im Zeitpunkt des Ausſcheidens 
beſtimmt wird. In der Feſtſtellung und Be⸗ 
richtigung dieſes Anſpruchs des Genoſſen oder der 
Genoſſenſchaft beſteht die Auseinanderſetzung. 

Abſ. 2: Den Umfang des Auseinanderſetzungs⸗ 
anſpruchs beflimmt der Entwurf auf der Grundlage der 
für den Schluß des Geſchäftsjahres, zu welchem das 
Ausſcheiden erfolgt, maßgebenden Bilanz nach den 
gleichen Grundſätzen wie das geltende Geſetz (8 39 
Abf. 2). Eine Abweichung beſteht nur hinſichtlich des 
Zeitpunktes, in welchem der Genoſſe die Befriedigung 
ſeines Anſpruches verlangen darf. — Da die vor⸗ 
gängige Feſtſtellung der Bilanz die notwendige Vor⸗ 
ausſetzung für die Berechnung des auszuzahlenden 
Guthabens bildet, ſo kann für dieſe Auszahlung keine 
kürzere als die der Genoſſenſchaft für die Bilanzfeſt⸗ 
ſtellung verſtattete Friſt beſtimmt werden. (Daher 
6 Monate ſtatt der früher beſtimmten 3 Monate.) 

Abſ. 3: Wenn die Bilanz eine AUberſchuldung ers 
gibt, ſo muß der Anteil eines jeden Genoſſen an dem 
das Vermögen der Genoſſenſchaft überſteigenden Verluſt 
dem Konto der einzelnen Genoſſen zur Laſt geſchrieben 
werden 

Von dem ausſcheidenden Genoſſen iſt der für ihn 
hiernach ſich ergebende Verluſtanteil an die Genoſſen⸗ 
ſchaft zu zahlen. Ohne eine ſolche Zahlung iſt 
eine endgültige Auseinanderſetzung zwiſchen dem Genoſſen 
und der Genoſſenſchaft nicht möglich und inſofern leidet 
der Grundſatz, daß während des Beſtehens der Genoſſen⸗ 
ſchaft eine Heranziehung der Genoſſen über die ſtatuten⸗ 
mäßig auf den Geſchäftsanteil zu leiſtenden Einzahlungen 
nicht ſtattfindet, auf ausſcheidende Genoſſen keine An⸗ 
wendung. Andererſeits erſchöpft aber die Zahlung des 
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bilanzmäßigen Verluſtanteils jede Verpflichtung des 
ausgeſchiedenen Genoſſen der Genoſſenſchaft gegenüber 

Der auf dieſer Entwicklung beruhende § 73 Gen. ſtellt 
in Abſ. 1 als Grundſatz die zur Zeit des Ausſcheidens vorhandene 
(wahre) Vermögenslage hin. 

Der Abſ. 2 beſtimmt die Art der Ermittlung, nämlich 
durch die Bilanz. Dieſe Bilanz tritt an Stelle der im Geſetz 
von 1868 (8 39) erwähnten „Bücher“. Daß. dieſe Bilanz eine 
ordnungsmäßige ſein, alſo den Beſtimmungen des HGB. ent⸗ 
ſprechen muß, iſt ohne weiteres Kar. Eine fahrläſſig oder gar 
böswillig hergeſtellte Bilanz kann im Sinne des 8 73 Abſ. 2 
ebenſowenig als eine Bilanz betrachtet werden, als nach dem 
früheren 8 39 derartig unrichtige „Bücher“ maßgebend fein 
konnten. 

Eine andere Frage iſt, ob bei einem Widerſtreit zwiſchen 
ſubjektiv ordnungsmäßiger Bilanz und objektiver Vermögenslage 
die Bilanz oder die Vermögenslage entſcheidet, mit anderen 
Worten, ob bei abweichender objektiver Vermögenslage die 
letztere und eine ihr entſprechende (berichtigte) Bilanz maß⸗ 
gebend iſt. 

Die Faſſung des Geſetzes ſpricht eher dafür, daß die 
Vermögenslage maßgebend iſt, denn dieſe iſt an die Spitze 
geſtellt. 

Nach den Motiven von 1889 entſpricht die Bilanz der 
Beſtimmung von 1868. Danach iſt der Geſchäftsanteil maß⸗ 
gebend, wie er ſich aus den Büchern ergibt. Man müßte 
alſo, wenn man dem Reichsgerichte folgte, auch für das Geſetz 
von 1868 die objektiv unrichtigen Bücher für maßgebend 
erachten. 

Beidem widerſpricht die Konſtruktion der Auseinanderſetzung, 
welche zwei Erforderniſſe hat, nämlich die Fefiſtellung des 
Anſpruchs und die Berichtigung desſelben. Bis dahin iſt 
der Genoſſenſchafter in der Genoſſenſchaft. Erſt mit der Be⸗ 
richtigung des Anſpruches iſt das Band zwiſchen Genoſſenſchaft 
und Genoſſenſchafter durchſchnitten. 

Sogar ein Zuwachs und ein Verluſt, welcher nach dem 
für das Ausſcheiden maßgebenden Tage eintritt, iſt im Falle 
des 8 75 (Auflöſung der Genoſſenſchaft binnen 6 Monaten) 
für und gegen den Genoſſen wirkſam. Daraus iſt zu folgern, 
daß bis zur vollzogenen Auseinanderſetzung der Genoſſe an die 
objektiv wahre Lage der Genoſſenſchaft zu dem für das Aus⸗ 
ſcheiden maßgebenden Tage gebunden iſt, und daß nur dieſe 
objektiv wahre Lage, nicht aber eine objektiv falſche Berech⸗ 
nung in einer (wenn auch ſubjektiv ſorgfältig aufgeſtellten) 
Bilanz entſcheidet. 

Weiter fragt ſich, ob trotz vorſtehender Erwägungen die 
vom Reichsgericht herangezogenen Folgerungen deſſen Auslegung 
rechtfertigen. 

Hier ſcheiden zu hohe und zu niedrige Schätzungen, wie 
ſie bei jeder Bilanz vorzukommen pflegen, aus. Die wahre 
Vermögenslage iſt eine nach billigem Ermeſſen durchſchnitt⸗ 
liche. Unerhebliche Abweichungen nach oben und unten können 
ihr nicht den Charakter der allgemeinen Richtigkeit nehmen. 
Das wird auch da zutreffen, wo einzelne Beſtandteile ſich nach⸗ 
träglich als von vornherein wertlos herausſtellen. Auch dann 
wird die Wahrheit der Vermögenslage als einer Geſamtheit 
nicht beeinträchtigt. Man wird ſogar die fahrläſſige Schätzung 
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von Einzelheiten für bedeutungslos halten können, wenn nur 
die Vermögenslage im ganzen als wahr zu erachten iſt. 

Anders liegt aber die Sache, wenn die von der Bilanz 
angenommenen rechtlichen oder tatſächlichen Unterlagen in ſo 
weſentlichem Umfange zuſammenfallen, daß ſich in der Bilanz 
das Gegenteil der wahren Vermögenslage darſtellt. Dann iſt 
die Bilanz eine Schale ohne Kern. Auch iſt ſolchenfalls 
unſchwer der wahre Vermögensſtand vom ſpäteren Wertzuwachs 
oder Wertminderung zu unterſcheiden. N 

Weiter erwähnt das Reichsgericht die Stetigkeit der Bilanz 
und die verſchiedenen Ergebniſſe, wenn die Auseinanderſetzung 
mit mehreren ausſcheidenden Genoſſen zu ungleicher Zeit erfolgt. 

Es wurde ſchon erwähnt, daß jeder Genoſſe es in der 
Hand hat, die Auseinanderſetzung zu betreiben und dadurch zu 
einem endgültigen Abſchluß zu gelangen. Es liegt alſo keine 
Unbilligkeit vor, wenn bis zur erfolgten Auseinanderſetzung der 
wahre Inhalt der Vermögenslage dem unwahren Inhalte der 
Bilanz vorgeht. 

Was die etwaige Ungleichheit in der Auseinanderſetzung 
anbetrifft, ſo kann dieſe auch in ſolchen Fällen eintreten, wo 
das Reichsgericht die Berichtigung einer (fahrläſſig falſchen) 
Bilanz zuläßt. Dann erfolgt auch nach Anſicht des Reichs⸗ 
gerichts die noch nicht bewirkte Auseinanderſetzung auf Grund 
einer berichtigten Bilanz und iſt ein Genoſſe, welcher die Aus⸗ 
einanderſetzung noch nicht erlangt hat, im Nachteil gegenüber 
einem anderen Genoſſen, welcher die Auseinanderſetzung raſcher 
betrieben hat. ö 

Wenn auch die Genoſſenſchaft oder der Genoſſe durch die 
Auseinanderſetzung einen unwiderruflichen Verluſt erleiden kann, 
fo ſchließt dies nicht aus, daß wenigſtens da, wo die Auseinander⸗ 
ſetzung noch nicht bewirkt iſt, die objektiv wahre Vermögenslage 


zugrunde gelegt wird. 
Schließlich iſt folgender Geſichtspunkt von erheblicher 


Bedeutung: 

Die Bilanz beruht auf Geſetz und Statut. Wenn ſich 
eine für die Bilanz weſentliche Beſtimmung des Statuts, wie 
bei der Milchzentrale die Proviſionsbeſtimmung, als nichtig 
herausſtellt, ſo ſtürzt mit der weſentlichen Grundlage die Bilanz 
zuſammen und für die Auseinanderſetzung kann nur eine 
berichtigte Bilanz maßgebend fein, welche den Vermögensſtand 


darſtellt, wie er aus Geſetz und Statut unter Ausſcheidung der 


nichtigen Beſtimmung hervorgeht. 
Das Reſultat iſt: 
Bis zur erfolgten Auseinanderſetzung zwiſchen Genoſſen⸗ 
ſchaft und Genoſſen entſcheidet bei einem Widerſtreit 
zwiſchen der Vermögenslage und der Bilanz die erſtere 
und zwar auch in dem Falle, daß keine Fahrläſſigkeit 


bei Aufſtellung der Bilanz vorliegt. 


Die Stellung der höheren Inſtizbeamten in dem 
ſüchſiſchen Entwurfe einer Gehaltsordnung. 
Von Kammergerichtsrat Dr. Petzold in Berlin. 


In Nr. 7 dieſer Zeitſchrift habe ich die Stellung der 
höheren Juſtizbeamten in dem baheriſchen Entwurfe einer 
Gehaltsordnung unter Berückſichtigung einiger anderer Beamten⸗ 
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kreiſe in Bayern ſowie der Gehaltsverhältniſſe der preußiſchen 
höheren Juſtizbeamten behandelt. Inzwiſchen iſt im Königreich 
Sachſen dem Landtage eine neue Beſoldungsordnung der Staats⸗ 
diener vorgelegt worden, welche vom 1. Januar 1909 ab 
Geltung haben ſoll.“) Beigefügt iſt eine Denkſchrift, die im 
Gegenſatze zur bayeriſchen von 70 Seiten nur 20 Seiten um⸗ 
faßt — mit Rückſicht auf die Kürze der für die Einreichung 
der Vorlage zur Verfügung ſtehenden Zeit. Abhängig gemacht 
iſt ihr Zuſtandekommen ausdrücklich von der Annahme der dem 
Landtage gleichzeitig zugegangenen Stempelſteuervorlage und 
von der Verlängerung des Tarifs des Einkommenſteuergeſetzes 
auf unbeſchränkte Zeit. 

Die Gehaltserhöhung ſoll eine allgemeine ſein, d. h. grund⸗ 
ſätzlich ſämtliche Beamtenkreiſe, die niederen, mittleren und 
höheren umfaſſen, weil die Tatſachen, die eine Gehaltserhöhung 
als ein Gebot der Notwendigkeit erſcheinen laſſen, nämlich die 
Ungunſt der allgemeinen Preisverhältniſſe und das Sinken des 
Geldwertes bei allen Beamten gegeben ſind, und weil die Er⸗ 
höhung ſonſt ihren Zweck, die Beteiligten in eine den obwaltenden 
Verhältniſſen angemeſſene auskömmliche wirtſchaftliche Lage zu 
bringen, nicht erfüllen und keine Gewähr für einen längeren 
Zeitraum bieten würde. 

Es wird angeſtrebt, die Zahl der Beamtengruppen (über 
200) auf 60 herabzuſetzen. Die verwandten oder die ihren 
Leiſtungen nach etwa gleich hoch zu bewertenden Beamtenkreiſe 
ſind in Gruppen vereinigt, und die ihnen zuzubilligenden Ge⸗ 
haltsſätze ſind dergeſtalt bemeſſen, daß dem wirklichen Bedürf⸗ 
niſſe möglichſt entſprochen und gleichzeitig darauf Bedacht 
genommen worden iſt, ein richtiges Verhältnis zu den Bes 
ſoldungen der nächſthöheren und nächſtniederen Gruppe her⸗ 
zuſtellen. Grundſätzlich iſt man davon ausgegangen, die wiſſen⸗ 
ſchaftlich gebildeten Beamten in ihren Bezügen einander im 
weſentlichen gleichzuſtellen. Die Gleichſtellung ſoll in der Weiſe 
herbeigeführt werden, daß alle dieſe Beamten, mögen ſie der 
Juſtiz, der Finanzverwaltung, der inneren Verwaltung, der 
Technik oder der höheren Lehrerſchaft angehören, einer Anzahl 
Klaſſen zugewieſen werden, die vom Beginne der Laufbahn im 
Staatsdienſte bis an deren Ende führen und ſich jeweilig im 
Range und in der Beſoldung gleichſtehen. Ein Teil der Be⸗ 
ſoldung wird in Form von nichtpenſionsfähigen Wohnungs⸗ 
geldzuſchüſſen gewährt, die in der Beſoldungsvorlage ſelbſt nicht 
in Erſcheinung treten. Ihre Höhe richtet ſich nach Ortsklaſſen, 
deren es drei gibt — Dresden, Leipzig, Chemnitz und Plauen 
gehören zur erſten —, und nach dem mit der Dienſtſtellung 
verbundenen Range. Die Beamten find in 6 Rangllaſſen 
untergebracht. Die erſte Rangklaſſe bezieht nach den verſchiedenen 
Ortsklaſſen 800, 640, 480 , die zweite 640, 480, 360 , 

*) Inzwiſchen iſt die Beſoldungsordnung von den beiden 


Kammern angenommen worden, und zwar, ſoweit die höhere Beamten⸗ 


welt in Frage kommt, mit geringfügigen Abänderungen, insbeſondere 
ſind die Räte bei dem Oberverwaltungsgericht, der Oberrechnungs⸗ 
kammer und dem Landeskonſiſtorium den Miniſterialräten gleichgeſtellt 
worden. Der in beiden Kammern von einzelnen Abgeordneten ge⸗ 
machte und warm befürwortete Verſuch, auch die Oberlandes⸗ 
gerichtsräte etwas zu ſteigern, nämlich auf 9 600 , ift an dem 
Wider ſtande der Regierung geſcheitert, insbeſondere an dem Wider⸗ 
ſtande des auch in Sachſen allmächtigen Finanzminiſters, der die 
Richter als die unzufriedenſten unter allen Beamten hinzuſtellen ver: 
ſucht und die Oberlandesgerichtsräte auf ihre viel ſchlechter geſtellten 
Amtsgenoſſen in andern Bundesſtaaten verwieſen hat. 
\ 54 
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bie dritte 480, 360, 300 & uſw. bis herab zu 120.4. Un⸗ 
verheiratete Beamte erhalten nur die Hälfte, im Falle des 
Bedürfniſſes kann ihnen der Wohnungsgeldzuſchuß bis zum 
vollen Satze gewährt werden. Es ſcheint mir nicht richtig, 
einen ſolchen Unterſchied zu machen, wie ich ſchon früher hervor⸗ 
gehoben habe. Allerdings vermag ich mich nicht auf den — 
angeblich Bismarckſchen — Standpunkt zu ſtellen, daß die 
unverheirateten Beamten gerade die beſten ſeien, weil ſie nicht 
durch häusliche Angelegenheiten abgezogen würden; denn jedem 
pflichttreuen Beamten, dem verheirateten wie dem unverheirateten, 
ſteht die Erfüllung ſeiner dienſtlichen Obliegenheiten obenan, 
und der Staat hat unbedingt dafür Sorge zu tragen, daß die 
Arbeitslaſt ſo bemeſſen wird, daß der verheiratete Beamte noch 
genügend Zeit hat, ſich ſeiner Familie zu widmen. Allein der 
Staat hat ja für die verheirateten Beamten größere Ausgaben 
inſofern, als er auch für die Witwen und Waiſen ſorgt. 

Dem ſächſiſchen Entwurfe liegt im allgemeinen das Dienſt⸗ 
alterszulagenſyſtem zugrunde. Die Aufrückungsfriſten ſind in 
der Regel auf drei Jahre bemeſſen. Der Zeitraum vom Ein⸗ 
tritt in den Genuß des etatsmäßigen Mindeſtgehalts der 
Beamtengruppe bis zur Erreichung des Höchſtgehalts (die 
Geſamtaufrückungszeit) ſoll mit einigen wenigen, hier nicht in 
Betracht kommenden Ausnahmen höchſtens 18 Jahre betragen. 
Die einzelnen Gruppen ſollen nach Leiſtung und wiſſenſchaftlicher 
Vorbildung abgeſtuft werden. Die Beſoldungsordnung und die 
Denkſchrift beginnt — anders als die bayeriſche — mit der 
Erörterung der Verhältniſſe der unterſten Beamten. Das 
erſcheint durchaus zweckmäßig und natürlich, da in jedem ein⸗ 
zelnen Zweige des Staatsdienſtes ein Aufſteigen ſtattfindet und 
auch bei Gebäuden die etwaigen Türme mit dem Turmknopf 
zuletzt aufgeſetzt werden. Demgemäß ſoll auch bei der weiteren 
Darſtellung verfahren werden. Dagegen habe ich in der bei⸗ 
gefügten Überfiht mit Rückſicht auf die meiner Beſprechung 
der bayeriſchen Verhältniſſe beigegebenen die alte Anordnung 
wieder gewählt, weil auf dieſe Weiſe eine Wiederholung ver⸗ 
mieden wird und eine Vergleichung der ſächſiſchen Gehaltsſätze 
mit den bayeriſchen und preußiſchen leichter erfolgen kann. 

Die unterſte Klaſſe — Aſſeſſorenklaſſe — umfaßt 
von den hier in Betracht kommenden Beamten die Gerichts⸗ 
aſſeſſoren, die Finanz⸗ und Regierungsaſſeſſoren und die 
Lehrer, die noch nicht Oberlehrer ſind. Für dieſe Klaſſe von 
Beamten iſt im allgemeinen die Einſtellung von Verfügungs⸗ 
ſummen in den Staatshaushalt mit der Beſchränkung in Aus⸗ 
ſicht genommen, daß der im einzelnen Falle zu gewährende 
Höchſtgehalt niemals den Satz von 3 600 & überſchreiten darf. 
Der Endgehalt von 3600 & ſoll nur dann gewährt werden, 
wenn beſondere Verhältniſſe, wie z. B. eine außergewöhnlich 


lange Wartezeit bis zur nächſten Beförderung, dieſe verhältnis⸗ 


mäßig hohe Entlohnung rechtfertigen. Die an den Gymnaſien 
und Realgymnaſien angeſtellten nichtſtändigen Lehrer erhalten 
1800 bis 2 400 &. Hinſichtlich des Aufrückens im Gehalt 
ſoll lediglich das Ermeſſen der Verwaltung beſtimmend ſein. 
Für die ſtändigen Lehrer, die noch nicht Oberlehrer ſind, hat 
man die Einführung feſter Gehälter von 3 000 & für die erſten 
4 Dienſtjahre nach Erlangung der Ständigkeit beabſichtigt. 
Der Aſſeſſorenklaſſe folgt die der Richter, der Amt⸗ 
männer im Geſchäftsbereiche der Finanzen und der inneren 
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Verwaltung und der Oberlehrer mit Gehältern von 3 600 bis 
7 200 &. Den Angehörigen dieſer Gruppe ſoll nach Verlauf 
einer angemeſſenen Reihe von Jahren nach der Anſtellung der 
Titel Amtsgerichtsrat, Landgerichtsrat, Finanz⸗ oder Regierungs⸗ 
rat, Profeſſor verliehen werden. 

An dieſe Klaſſe ſchließen ſich die ſogenannten Oberräte 
an, alſo die Oberlandesgerichtsräte, die Landgerichts⸗ 
direktoren und die Vorſtände der größeren Amts⸗ 
gerichte, die Oberfinanz⸗ und Oberregierungsräte und die 
Rektoren der Gymnaſien und Realgymnaſien mit Beſoldungen 
von 6 600 bis 9 300 &. Die Oberlandesgerichtsräte bezogen 
ſchon bisher eine Beſoldung in Höhe von 6 600 bis 9 000 &. 
Dieſe Beſoldung übertrifft die der Oberlandesgerichtsräte in 
Preußen erheblich und wird auch nicht durch die in Bayern in 
Ausſicht genommene erreicht. Nach der Denkſchrift fol fie 
auch die in anderen deutſchen Bundesſtaaten gewährte oder in 
Ausſicht genommene Beſoldung überſteigen. Der Grund für 
die Gewährung der höheren Gehälter lag darin, daß im Jahre 
1879 bei der Aufhebung des Ober⸗Appellationsgerichts die 
Beſoldungsſätze der Ober⸗Appellationsräte entgegen dem in 
andern deutſchen Bundesſtaaten geübten Verfahren auf die 
Räte des neubegründeten Oberlandesgerichts übertragen wurden. 
Unter dieſen Umſtänden hat man in der gegenwärtigen Vorlage 
die Bezüge der Oberlandesgerichtsräte unter Gleichſtellung mit 
denjenigen der Landgerichtsdirektoren und unter Zuteilung beider 


zur Gruppe der Oberräte nur um 300 „ im Endgehalte 


erhöhen zu dürfen geglaubt. Der Anfangsgehalt iſt unver⸗ 
ändert gelaſſen worden. 

Als nächſte Klaſſe reiht ſich an die der Räte der 
Ober behörden, das find die Oberverwaltungsgerichtsräte, 
die Räte des Landeskonſiſtoriums und der Oberrechnungs⸗ 
kammer mit Sätzen von 8 400 bis 10 500 &. Sie bezogen 
bisher als Höchſtgehalt 10 200 &. Mit Rückſicht auf die 
Ahnlichkeit der Tätigkeit der Räte des Oberverwaltungsgerichts 
und des Oberlandesgerichts wird eine Vergrößerung der be⸗ 
ſtehenden Spannung für ungerechtfertigt erachtet. 

Die folgende Klaſſe umfaßt die Landgerichtspräſidenten 
und die Vortragenden Räte der Miniſterien mit Ge⸗ 
hältern von 9 000 bis 11 000 . 

Über ihnen ſtehen die Senatspräſidenten und der 
Erſte Staatsanwalt des Oberlandesgerichts mit 
Sätzen von 10 500 bis 13 000 &. 

Der Übertritt von einer Klaſſe in die andere iſt nicht im 
Wege des Aufrückens nach dem Dienſtalter, ſondern nur im 
Wege der Beförderung zu erreichen. 

Die Vorſchläge für die Neuregelung der Gehälter ſind in 
drei verſchiedenen Zuſammenſtellungen enthalten. Die erſte, A, 
betrifft die nach dem Dienſtalter, die zweite, B, die nicht nach 
dem Dienſtalter aufrückenden Beamten, feſte Gehälter uſw, 
(vgl. das über die unterſte Klaſſe Geſagte), die dritte, C, weiſt 
die Gruppe nach, für die lediglich Verfügungsſummen ohne 
Angabe der Stellenzahlen und des Höchſtgehalts vorgeſehen 
ſind. Zu dieſen Verfügungsſummen gehören in der Hauptſache 
die Geſamtſummen für Profeſſoren und Lehrer an den Hoch⸗ 
ſchulen, für deren Bemeſſung bisher weſentlich andere Geſichts⸗ 
punkte als für die Bemeſſung der Beſoldungen von Beamten 
in Betracht gekommen ſind. Von der Einführung des Dienſt⸗ 
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altersſtufenſyſtems für die Lehrkörper der Univerſität, der 
Techniſchen Hochſchule in Dresden und der Tierärztlichen Hoch⸗ 
ſchule u. a. m. iſt abgeſehen worden. 

Vergleicht man die Gehälter der ſächſiſchen Juſtizbeamten 
mit denen der preußiſchen, ſo fällt folgendes in die Augen. 
In Sachſen find die Landgerichtspräfidenten und die Senats⸗ 
präſidenten im Anfangsgehalt bedeutend beſſer geſtellt, als ihre 
Kollegen in Preußen, die Landgerichtspräfidenten erreichen auch 
deren Höchſtgehalt annähernd, und die Senatspräfidenten über⸗ 
ſchreiten es ganz erheblich. Die ſächſiſchen Amtsrichter, Land⸗ 
richter und Staatsanwälte bleiben nur ganz unerheblich hinter 
dem Höchſtgehalt ihrer preußiſchen Amtsgenoſſen zurück, fie 
befinden ſich aber inſofern in einer günſtigeren Lage, als ihre 
Beförderungsausſichten viel beſſer ſind, denn es find außer den 
Stellen der Vorſtände der Amtsgerichte Dresden und Leipzig 


47 Vorſtandsſtellen mit Gehältern von 6 000 bis 8 400 u 


und 10 ſolche mit Gehältern von 6 600 bis 9800 „ vor⸗ 


handen, und die Stellen der Erſten Staatsanwälte, Landgerichts⸗ 


direktoren und Oberlandesgerichtsräte ſind wirklich gehobene 
Stellen, nicht nur im Anfangsgehalt, ſondern auch im End⸗ 
gehalt. Dieſe Beamten — und ebenſo die Senatspräſidenten — 
fangen ungefähr da an, wo ihre preußiſchen Amtsgenoſſen 
aufhören. Bereits am 13. April 1907 betonte der Juſtiz⸗ 
miniſter im Abgeordnetenhauſe, daß er es für durchaus 
wünſchenswert halte, den Senatspräſidenten, Oberſtaats⸗ 
anwälten und Landgerichtspräfidenten ſchneller als jetzt höhere 
Gehaltsſtufen zu gewähren, da dieſe Beamtengruppen viel zu 
ſpät in den Genuß der höchſten Gehalts bezüge gelangen, nicht 
wenige überhaupt nicht, und daß es deshalb erwägenswert 
ſei, einen Weg zu finden, um Beſſerung zu ſchaffen, vielleicht 
im Rahmen des Etatsgeſetzes etwa in der Weiſe, daß die erfte 
Gehaltsſtufe von 7 500 geſtrichen werde, daß jedenfalls die 
Juſtizverwaltung dieſe Frage in ernſtliche Erwägung nehmen 
werde. Dabei iſt es bis jetzt geblieben. 

Und die Oberlandesgerichtsräte, Landgerichtsbirektoren und 
Erſten Staatsanwälte? In Bayern hat man ihnen einen 
Gehalt von 6 000 bis 8 400 & (ohne Wohnungsgeld), in 
Sachſen von 6 600 (bzw. 7 200) bis 9 300 & (und Wohnungs 
geld, das 360 bis 480 „ beträgt) zugedacht, in Preußen 
beziehen fie 6 000 bis 7 200 & (und Wohnungsgeld von 480 
bis 900 4). In Bayern und Sachſen erſcheinen die gehobenen 
Stellen auch im Gehalt als ſolche, in Preußen war dies bis 
zum 1. April d. J. der Fall. Jetzt ſtehen die nicht beförderten 
Juſtizbeamten den beförderten gleich, und es iſt nach der 
Stimmung des verfloſſenen Landtags wenig Hoffnung vor⸗ 
handen, daß dieſe Gleichſtellung, durch die die nicht beförderten 
Richter gehoben find und die beförderten damit ſich herabgeſetzt 
fühlen, wieder beſeitigt werde, falls dies nicht ſchon in der 
Negierungsvorlage geſchieht. Gewiß iſt es richtig, daß der 
Gehalt überhaupt nicht in barer Münze das abgelten ſoll, was 
der Beamte für den Staat leiſtet, ſondern daß er dem Beamten 
nur die Möglichkeit gewähren ſoll, die ſeiner Stellung an⸗ 
gemeſſene Lebenshaltung ohne Sorgen und ohne eigene Zuſchüſſe 
auch wirklich zu führen. Im allgemeinen wird es auch richtig 
ſein, daß die Lebenshaltung eines Oberlandesgerichtsrats uſw. 
nicht mehr Koſten verurſacht als die eines Landgerichtsrats uſw., 
und wenn es beiſpielsweiſe der Stellung eines Landgerichtsrats 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


427 


entſpricht, auf der Stadt: oder Hochbahn in Berlin die II. oder 
die III. Klaſſe zu benutzen, ſo kann das füglich auch für den 
Kammergerichtsrat gelten. Stellt man ſich aber lediglich auf 
dieſen Standpunkt, daß es nicht erforderlich ſei, daß ein Beamter, 
der ein höheres Amt bekleidet, nun auch einen höheren Gehalt 
beziehen müſſe als ein Beamter, der zwar die gleiche Vor⸗ 
bildung genoſſen hat, zur Beförderung aber nicht gekommen iſt, 
weil er ſich dazu nicht geeignet hat, oder auch weil er es ſelbſt 
nicht gewünſcht hat, dann iſt es nicht verſtändlich, weshalb 
die Oberregierungsräte einen höheren Gehalt beziehen 


als die Regierungsräte, Oberlandesgerichtsräte, Landgerichts⸗ 


direktoren, Erſten Staatsanwälte und Schuldirektoren. Wenn 
die Staatsbehörden durch die Beförderung zum Ausdruck 
bringen wollen, daß ſie dem Beamten durch die Beförderung 
eine höhere Wertſchätzung angedeihen laſſen, ſo iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warum dieſe höhere Wertſchätzung nicht auch einen 
realen Ausdruck finden ſoll. Die Beförderung oder Hebung 
eines Beamten muß auch nach außen zum Ausdruck gelangen, 
und das kann nicht lediglich durch Titel⸗, Rang⸗ und Ordens⸗ 
verleihungen geſchehen. Man mag über dieſe Dinge denken, 
wie man will, ihre Bedeutung im bürgerlichen Leben iſt nicht 
zu unterſchätzen. Sie bilden für den Beamten einen Teil der 
Gegenleiſtung des Staates dafür, daß der Beamte feine volle 
Arbeitskraft dem Staate zur Verfügung ſtellt und nicht wie 
der Kaufmann, der Induſtrielle, der Arzt ſeine Erwerbskraft 
frei ausnützen kann. Der Staat bezahlt ſeine Beamten zu 
einem Teil ihrer Leiſtungen mit Ehre, deshalb find 
jene Dinge nicht nebenſächlicher Natur, es hängt davon 
fein Anfehen in der bürgerlichen Geſellſchaft wenigſtens zu 
einem Teile mit ab. Iſt doch ſelbſt mancher außerhalb der 
Beamtenkreiſe Stehende beſtrebt, einen Titel oder Orden zu er⸗ 
langen, um damit ſein geſellſchaftliches Anſehen zu ſteigern! 
Nun bekleidet aber in Preußen der beförderte Richter oder 
Staatsanwalt keinen höheren Rang als der nicht beförderte, 
der Titel Landgerichtsrat klingt auch nicht ſchlechter als Ober⸗ 
landesgerichtsrat oder Kammergerichtsrat, und der Geheime 
Juſtizrat wird — wenn auch etwas ſpäter — auch manchen 
nicht gehobenen Richtern verliehen. Von Ordens verleihungen 
will ich gar nicht reden. In den Augen des nicht zu den 
Beamtenkreiſen gehörigen Publikums wird der Gehalt eines 
Beamten nach dem Titel geſchätzt. Dort findet man es einfach 
unglaublich, daß ein Amtsgerichtsrat denſelben Gehalt wie ein 
Erſter Staatsanwalt bezieht. Und wenn ein Beamter während 
eines Krankheitsfalles in feiner Familie eine Beförderung er⸗ 
leidet — ich ſage hier abſichtlich „erleidet“ —, ſo kann er mit 
Sicherheit darauf rechnen, daß der Arzt dieſem an ſich er⸗ 
freulichen Umſtande demnächſt in der Gebührenrechnung gemäß 
8 3 der Gebührenordnung vom 15. Mai 1896 volle Berück⸗ 
ſichtigung angedeihen läßt. 

Man hat nun wohl auch angeführt, daß eine Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Lokal⸗ und Provinzialbeamten nicht mehr 
unſerer Zeit entſpreche. Es mag zugegeben werden, daß dieſe 
Unterſcheidung bereits in mancher Beziehung durchbrochen iſt 
und nicht immer den Anſchauungen entſpricht, die wir 
heute haben. Bei den Gehältern iſt insbeſondere das 
Maß von Eigenſchaften zu berüdfichtigen, die ein Beamter auf 


einem beſtimmten Poſten haben muß, und mancher Poſten der 
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Lokalbeamten wird ſchwieriger auszufüllen fein als die von 
Provinzialbeamten. Das hat man aber auch in Sachſen nicht 
verkannt, indem man z. B. für die Vorſtände der unteren Be⸗ 
hörden (Vorſtände der größeren Amtsgerichte, Amtshauptleute) 
höhere Beſoldungen ausgeworfen hat, wie fie die Bedürfniffe 
und Rückſichten des Dienſtes im gegebenen Falle erfordern. 

Die Folge der Gleichſtellung in Preußen iſt zweifellos, 
daß bei einer Reihe von Richtern die Neigung, ſich befördern 
zu laſſen, nachläßt. Wenn ſich auch früher mancher Richter 
nicht lediglich deshalb befördern ließ, weil er einen höheren 
Gehalt erreichen wollte, ſondern für ſeinen Entſchluß ſehr oft 
auch der Umſtand, daß er eine größere Befriedigung in der 
neuen Tätigkeit finde, oder die — wirkliche oder vermeintliche 
— Ehre, die durch die Beförderung angeboten wird, aus! 
ſchlaggebend geweſen ſein mochte, ſo hatte er doch auch die 
Gewißheit, daß ſeine höhere Wertſchätzung auch einen greifbaren 
Ausdruck fand, wogegen er ſich jetzt ſagen muß, daß die 
Staatsbehörde ihn zwar für den neuen Poſten geeignet hält, 
im übrigen aber ſeine Tätigkeit nicht mehr höher einſchätzt als 
die ſeines nicht beförderten Amtsgenoſſen. Ich glaube daher, 
daß in Zukunft, falls die Gleichartigkeit beſtehen bleibt, mancher 
auf eine Beförderung verzichten wird, und daß infolgedeſſen 
ein Mangel an Anwärtern für die gehobenen Stellen eintreten 
wird, wenn dieſe nicht durch die in Ausſicht genommene Er⸗ 
höhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte außerordentlich ver⸗ 
ringert werden. Daß dieſe höheren Stellen wieder die Durch⸗ 
gangspoſten für weitere höhere Stellen ſind, und daß, wer 
vorwärts kommen will, gezwungen iſt, ſich um dieſe höheren 
Stellen zu bewerben, wenn er ſich ſpäter im Gehalt verbeſſern 
will, das iſt nur ein ſehr ſchwacher Troſt, da die sn 
auf weitere Beförderung ſehr gering find. 

In gehobene Stellen gelangen nur die, von denen man 
annimmt, daß ſie der neuen Stellung nicht bloß geiſtig, ſondern 
auch körperlich gewachſen ſind. Man geht mit Recht davon 
aus, daß dem Anwärter nicht nur größere geiſtige Eigenſchaften 
eigen ſein müſſen, ſondern daß er ſich auch einer ausgezeichneten 
Geſundheit erfreuen, vollkommen „feldtüchtig“ ſein muß, weil 
er ſonſt den Anforderungen nicht gewachſen ſei. Wie anſtrengend 
und aufreibend die Tätigkeit manches Schwurgerichts⸗ oder 
Strafkammervorfitzenden iſt, darüber brauche ich kein Wort zu 
verlieren, und es wird auch im Ernſte nicht beſtritten werden 
können, daß die Tätigkeit eines Oberlandesgerichtsrats in der 
Regel erheblich anſtrengender und aufreibender iſt, als die eines 
nicht beförderten Amtsgenoſſen vom Landgericht oder Amts⸗ 
gericht. Das kann aber nicht damit abgegolten werden, daß 
der gehobene Beamte ſich in dem gehobenen Bewußtſein befinde, 
er habe eine ihm mehr zuſagende Tätigkeit, eine höhere Ver 
antwortung, eine höhere Bedeutung und vielleicht einen höheren 
Einfluß, und daß er die Hoffnung habe, ſeine Auffaſſungen 
und ſeine Ideen an einer weiterhin wirkſamen Stelle, als es 
vielleicht die Lokalinſtanz bieten kann, zur Geltung zu bringen. 
Es erſcheint auch durchaus bedenklich, daß der Erſte Staats⸗ 
anwalt — der 2. Vorſtandsbeamte des Landgerichts — mit 
ſeinem ihm unterſtellten Staatsanwalte nicht bloß im Range 
ſondern auch im Höchſtgehalte gleichſtehen ſoll, und dasſelbe 
gilt auch von dem Landgerichtsdirektor. Deshalb iſt es — 
auch im Intereſſe der Juſtiz — durchaus notwendig, daß die 
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frühere materielle Herausbebung dieſer Beamten auch im Höchſt⸗ 
gehalte gewahrt werde. Dadurch wird das Anſehen des Richter⸗ 
ſtandes überhaupt gehoben. Mann kann ähnlich wie in Bayern 
verfahren, wo man die ſtellvertretenden Vorſitzenden der Zivil⸗ 
und Strafkammern den Oberlandesgerichtsräten gleichzuſtellen 
beabfichtigt, weil man davon ausgeht, daß fie eine ſchwierigere 
und verantwortungsvollere Aufgabe haben als die übrigen 
Mitglieder des Landgerichts, und damit die Aufgabe der Ober⸗ 
landesgerichtsräte höher bewertet als die der ſonſtigen Mit⸗ 
glieder des Landgerichts. Man kann dieſen Beamten ein⸗ 
ſchließlich der Vorſitzenden der Kammern für Handelsſachen 
eine Zulage gewähren, mag man dieſe mit dem ſchönen Namen 
Funktionszulage bezeichnen, wie es z. B. im Gebiete der inneren 
Verwaltung bei den Oberregierungsräten oder bei den Staats⸗ 
anwälten der Oberlandesgerichte geſchieht, oder mag man ihr 
einen weniger ſchönen aber treffenderen oder auch gar keinen 
Namen geben. Jedenfalls müſſen dieſe Stellen auch materiell 
erſtrebenzwert gemacht werden. Dadurch wird kein Strebertum 
großgezogen, wogegen andrerſeits ein gefundes Streben unter: 
bunden wird. Verkehrt wäre es aber, mir den Erſten Staats⸗ 
anwälten und Landgerichtsdirektoren eine Zulage zukommen zu 
laſſen, die Oberlandesgerichtsräte aber davon auszuſchlie ßen. 
Einmal wäre gar kein Grund zu einer ſolchen Maßnahme vor⸗ 
handen, dann aber würde ſie die Folge haben, daß die Ober⸗ 
landesgerichtsräte in die Stellen von Landgerichtsdirektoren zu 
kommen trachteten, wodurch die ſonſt fo erwünſchte Seßhaftigkeit 
zunichte gemacht und auch die Rechtsprechung nicht gänftig 
beeinflußt würde. | 

Es mag immerhin einzelne Oberlandesgerichte geben, bei 
denen die Tätigkeit eines Rates nicht ſchwieriger iſt, als z. B. die 
eines Richters an den Berliner Amts⸗ oder Landgerichten; im all⸗ 
gemeinen pflegen aber doch die an den Oberlandesgerichten zu 
bearbeitenden Sachen größere Anſprüche an die geiſtigen Fähig⸗ 
keiten und an die Arbeitskraft zu ſtellen. Es iſt offenkundig, 
daß z. B. das Kammergericht derartig überlaſtet iſt, daß es 
einem Nammergerichtsrat nicht möglich iſt, von den Vorzügen, 
die das Leben in der Großſtadt bietet, den Gebrauch zu machen, 
der für ſeine weitere Fortbildung unbedingt erforderlich iſt. Ich 
gehe nicht ſoweit, wie ein mit den Verhältniſſen ſicherlich völlig 
vertrauter Abgeordneter, welcher meinte, daß es einem Sammer 
gerichtsrat nicht möglich ſei, von dieſen Vorzügen irgendwelchen 
Gebrauch zu machen. Wer mit einer unverwüſtlichen Geſund⸗ 
heit ausgerüſtet iſt und einen Teil des Sonntags zum Wert: 
tage macht, wird immer noch einen wenn auch beſcheidenen Teil 
ſeiner Zeit übrig haben, ſich um allgemeine Angelegenheiten 
und andere wichtige Dinge, die außerhalb feiner Arbeits ſtube 
und des Gerichtsſaales vorgehen, zu kümmern, und wohl auch 
die unumgänglich nötige Zeit zur Erholung und Gewinnung 
neuer Kräfte finden. Nach geſetzlicher Vorſchrift müſſen am 
Reichsverſicherungsamt Richter bei der Rechtſprechung mitwirken. 
Würde das wohl einem Kammergerichtsrat möglich ſein, ohne 
daß ſein Hauptamt darunter litte ? 

Daß trotz dieſer Arbeitslaſt die Verhältniſſe beim Kammer 
gericht durchaus geſund find, insbeſondere auch die Schleunigkeit 
nichts zu wünſchen übrig läßt, das hat noch am 31. Januar 
im Abgeordnetenhauſe bei der Beſprechung der Frage, ob 
nicht zwecks beſſerer Dienſtaufſicht eine Teilung des Bezirks 
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Aberſicht der Gehaltsordnung für Sachſen. 
I. 1.*) Staatsminiſter. 26 000 & und freie Wohnung bezw. Wohnungsentſchädigung. 


Präſident des Oberlandesgerichts, des Ober: [| 15 600 & — — — 8 ZZ 
II. 2. 3. verwaltungsgerichts und des ev. luth. Ä 


Landeskonftſtoriums. 

Miniſterialdirektoren, Präſident der Ober⸗ 14 000% — er = = = = 
UI. 3. e ee | | | | | 
ma [samen —— —  Tawmal = e 


Senatspräſident bei dem Oberverwaltungs⸗ 10 500 % 11 400 & 12 200 .# | 18 000 4 — 


v. 4. 5. gericht, Senatspräſidenten und Erſter 
Staatsanwalt bei dem Oberlandesgericht. 


a. Vortragende Räte in den Miniſterien, Be a. 9 000% 9 700.# 10 400 11 000 & — — 


Landgerichtspräſidenten; 
b. Oberverwaltungsgerichtsräte, vortragende b. 8 400 9 100 9 800 , 10 500 & — 
Räte bei der Oberrechnungskammer und 


bei dem Landes konſiſtorium. 


2 A Borflände der Amtsgerichte in Dresden | a. 9 600.4 — — — — — — 
und Leipzig; 
b. Zweiter Staatsanwalt beim Oberlandes⸗ 
gericht, Erſte Staatsanwälte bei den Land⸗ 
gerichten; 
c. Oberlandesgerichtsräte, Landgerichts⸗ 
direktoren, Vorſtände der größeren Amts⸗ 
gerichte (10 Stellen), Oberräte bei den 
Kreis hauptmannſchaften uſw., Rektoren 
der Gymnaſien und Nealgymnaſten; 
d. J ee |... 2... 


a. J Ta Gerigts: und Abdteilungsvorſtände bel und Abteilungsvorſtände bei | a. 4. 6 000. 6 600% 7 200% 000 6 600 7 200 7 800 , 8 40 α — — 
III. 9. 12. 


b. 7 200% 7 900 8 600 9 300 .# — — — 


c. 6 600 7 275 % 7 950 K 8 625 % 9 300K. — — 


d. 6 000% 6 660 7 320 , 7 980 , 8 640 & 9 800 1 — 


Amtsgerichten (47 Stellen); 
b. Zweite Staatsanwälte bei den Land⸗ 
gerichten Dresden, Leipzig und Chemnitz; 
c. Amtsrichter, Landrichter, Staatsanwälte, 
Amtmänner bei den Kreis⸗ und Amts⸗ 


hauptmannſchaften; 
d. Oberlehrer bei den Gymnaſien is Real 


gymnaſien. 


a. Gerichtsaſſeſſoren und ältere juriſtiſche 
Hilfsarbeiter bei den Landgerichten, Amts⸗ 
gerichten und Staatsanwaltſchaften; 
IX. 12. b. Aſſeſſoren bei den Amts- und Kreis⸗ 
hauptmannſchaften; 
c. Ständige und nichtfländige Lehrer bei 
den TTT. K und Realgymnaſien. 


| 
Ordentliche und außerordentliche Ordentliche und außerordentliche Profefforen | ——ꝛ—̃ A. l1.—ͤ — 

J. 11 der Univerſität, der Techniſchen und der Die Beamten beziehen außerdem einen Wohnungsgeldzuſchuß, wie be⸗ 

an Tierärztlichen Hochſchule. (Bol. die Be: reits hervorgehoben. Dieſer beträgt demnach bei dem Oberlandesgerichts⸗ 
merkungen oben bei C.) präſidenten 800 &, bei den Senatspräſidenten uſw. 640 , bei den Ober 
landesgerichtsräten 480 , bei den andern Beamten derſelben Klaſſe eben: | 


b. 5 400% 6 000 & 6 600 * 7 200 , 7 800 — — 


c. 3 600 4 200 4 800 5 400 & 6 000 # 6 600 7 200 | 


d. 3 600. 4 200 4 800 5 400 & 6 000 # | 6 600.4 7 200 & 


a. nicht 4 nicht über 3 600 bezw. 4 800 A. 


b. nicht über 3 600 &. ö 
| 


c. 8 000 4 bezw. 1800 bis 2 400 . 


— — ——— üä23—— 


ſoviel bzw. 360 , je nach der Ortsklaſſe, bei den weiteren Beamtenklaſſen 
860 & und weniger, je nach den Ortsklaſſen. 


rm u Dr 
*) Die arabifchen neben den römiſchen Zahlen weiſen hin auf die betreffende Nummer in der bayriſchen Gehaltsordnung. 


430 


empfehlenswert ſei, nicht nur der Regierungskommiſſar aus» 
drücklich hervorgehoben, ſondern es iſt auch von anderen Seiten 
betont worden, daß das Kammergericht ein Muſtergerichtshof 
ſei, und daß die Pflichttreue und der Pflichteifer ſeiner Mitglieder 
es zuwege gebracht hätten, daß irgendwelche Klagen über die 
Rechtspflege beim Kammergericht nicht vorhanden ſeien. 

Daß die Arbeitslaſt der Räte bei dem Königlich ſächſiſchen 
Oberlandesgerichte in Dresden größer und die Rechtspflege beſſer 
ſei, wird kaum behauptet werden können. Trotzdem wird ihre 
Tätigkeit ſchon jetzt mit 6 600 & bis 9 000 &, die der Land⸗ 
gerichtsdirektoren mit 6 000 bis 8 400 & und die der Erſten 
Staatsanwälte mit 7 200 bis 8 400 & entlohnt, und nach der 
neuen Vorlage ſollen die beiden erſten 6 600 bis 9 300 , bie 
letzten 7 200 bis 9 300 & erhalten, wozu noch ein Wohnungs⸗ 
geld hinzutritt. In Sachſen hatte man früher eine Redensart, 
mit der man geringſchätzig insbeſondere auf Preußen herabſah: 

Preußen — die Titel, 
Sachſen — die Mittel. 

Sollte ſie wieder lebendig werden? An Titeln iſt Sachſen 
jetzt kaum ärmer als Preußen. Und an Mitteln hat 
Preußen ſicher ſoviel übrig, um ſeine Beamten nicht ſchlechter 
zu ſtellen, als das durch ſeine verkehrte Eiſenbahnwirtſchaft in 
Not geratene Königreich Sachſen, ſondern ihnen das zukommen 
zu laſſen, was ihnen gebührt. 


Vom Reichsgericht.) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 16. bis 23. Mai 1908 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 271 Abſ. 1 BGB. verb. mit 8 289 ZPO. Bes 
friſtung der Kaufpreiszahlung. Beweislaſt.] 

In der Literatur wird allerdings mehrfach die Anſicht 
vertreten, der Käufer, der eine Befriſtung der Kaufpreiszahlung 
behaupte, müſſe dafür die Beweislaſt übernehmen, weil es ſich 
um eine Abänderung der naturalia negotii handle. Mit 
anderen Worten: der Abſ. 1 des 8 271 BGB. ſtelle die Regel 
auf, daß der Kaufpreis ſofort fällig ſei. Das Geſetz nehme 
alſo an, daß nichts über eine Zahlungsfriſt verabredet ſei; der 
klagende Verkäufer brauche deshalb nur den Kaufabſchluß und 
eine Vereinbarung über die Höhe des Kaufpreiſes als die 
weſentlichen Elemente eines Kaufvertrages zu behaupten. Nur 
dieſe Tatſachen ſeien zur Klagebegründung erforderlich. Der 
auf Zahlung verklagte Käufer, der Stundung vorſchütze, behaupte 
ein Abweichung von der geſetzlichen Regel des S 271 Abi. 1 
BGB., gebe den ganzen klagebegründenden Tatbeſtand zu und 
ſtelle einen neuen ſelbſtändigen Tatbeſtand auf, den er zu 
beweiſen habe. Mitunter wird dieſer Anſicht auch in ihrer 
Begründung eine andere Form gegeben; es wird nämlich zu⸗ 
gegeben, daß derjenige, der eine Befriſtung als vereinbart 
behauptet, das ganze Geſchäft leugne, komme es aber zum 


5) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Beweis, ſo genüge der Beweis der weſentlichen Erforderniſſe 
eines Kaufs; zu dieſen weſentlichen Erforderniſſen gehöre eine 
Behauptung über Art und Weiſe der Kaufpreiszahlung nicht. 
Denn beim Fehlen einer beſonderen Vereinbarung kämen die 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Fälligkeit des Kaufpreiſes 
zur Geltung. Auch auf dieſem Wege würde den Beklagten 
hier die Beweislaſt treffen. Dieſer Anſicht kann jedoch nicht 
beigetreten werden. Wäre die angebliche Stundung erſt nach 
Abſchluß des Kaufvertrags vereinbart, ſo müßte allerdings der⸗ 
jenige, der ſich der Friſt bedienen will, den Beweis übernehmen. 
Denn es würde ſich dann um einen Einwand handeln, der in 
prozeſſualer Beziehung einer Einrede im eigentlichen Sinne 
gleichſtände. In dem hier zu entſcheidenden Fall ſoll aber die 
Stundung gleichzeitig mit dem Abſchluß des Kaufvertrages ſelbſt 
und als ein Beſtandteil dieſes Kaufvertrages vereinbart worden 
ſein. Hier liegt in dem Vorſchützen der Stundung ein mit 
Begründung verſehenes Leugnen des Klagegrundes. (Wird 
ausgeführt.) Die mitunter für das Gegenteil angezogenen 
Entſcheidungen in RG. 18, 158; JW. 97, 154 beſagen das 
Verneinte nicht. In beiden Entſcheidungen iſt (wie in RG. 29, 
119) davon ausgegangen, daß derjenige, der auf Grund eines 
unbedingten Geſchäfts klagt, die Unbedingtheit zu beweiſen hat, 
nicht aber der Beklagte, der die Bedingtheit vorſchützt, die 
Bedingung. Daß dies der Sinn jener Entſcheidungen (RG. 18, 
157 und 29, 119) iſt, hebt JW. 02, 3121 ausdrücklich hervor. 
In der Entſcheidung JW. 03, 47° wird dieſer Grundſatz als ein 
allgemeiner bezeichnet und daher auch auf diejenigen Fälle 
übertragen, in denen der Beklagte gegen den auf Vertrags⸗ 
erfüllung gerichteten Anſpruch einwendet, der Vertrag ſei mit 
einer Befriſtung geſchloſſen oder es ſei ein niedrigerer Preis 
als der vom Kläger geforderte angemeſſene Preis oder es ſei 
eine beſondere Eigenſchaft der Ware bedungen. In allen 
dieſen Fällen wird beſtritten, daß der Vertrag, ſo wie ihn der 
Kläger erfüllt ſehen will, abgeſchloſſen worden iſt. Für den 
Einwand der Stundung insbeſondere hat das RG. in einem 
Streitfalle, der allerdings bereits am 10. Mai 1884, alſo vor 
der Herrſchaft des BGB., zur Entſcheidung gekommen iſt, aus⸗ 
drücklich ſich auf den hier vertretenen Standpunkt geſtellt, daß 
der Einwand der Stundung kein ſelbſtändiges Angriffs oder 
Verteidigungsmittel im Sinne des 8 289 ZPO. darſtellt, 
ſondern lediglich eine Verneinung der gegneriſchen Behauptung 
enthält. Unter der Herrſchaft des BGB. iſt aber die Frage 
nicht anders zu beantworten und die Beweislaſt nicht anders 
zu verteilen. Die Entſcheidung in RG. 57, 46, welche der 
Berufungsrichter anzieht, ſpricht, wie bereits in RG. 1, 383 
geſchehen, aus, daß derjenige, welcher ſeinen Anſpruch auf 
Darlehnsrückzahlung auf Ablauf der geſetzlichen Kündigungs⸗ 
friſt ſtützt, zur Begründung ſeines Anſpruches nicht noch weiter 
zu behaupten braucht, daß dieſe Kündigungsfriſt vereinbart 
worden iſt; daher ſeien die Modalitäten der Rückzahlung von 
dem zu beweiſen, der ſich darauf beruft. Dieſe Entſcheidung 
beruht auf den im $ 609 Abſ. 2 BGB. zu ſuchenden Grund⸗ 
ſatz, daß es nach dem Geſetz einer beſonderen Vereinbarung 
über dieſe Modalität nicht bedarf. Wo das Geſetz ſelbſt einen 
regelmäßigen Vertragsinhalt angenommen wiſſen will, iſt eine 
abweichende Vereinbarung etwas, was gegen die geſetzliche 
Vermutung ſpricht; wer ſich auf eine ſolche abweichende Ver⸗ 


37. Jahrgang. 


einbarung beruft, muß daher den Beweis übernehmen. Ein 
Beiſpiel dafür, daß die Ausnahme von einer geſetzlichen Regel, 
von dem zu erweiſen iſt, der die Ausnahme anruft, findet ſich 
auch in RG. 42, 157. Im Falle des 8 271 Abſ. 1 BGB. 
iſt der Wille des Geſetzgebers aber ein anderer. Im Eingang 
dieſer Geſetzesſtelle iſt ausdrücklich hervorgehoben, daß es in 
erſter Linie auf den ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Willen 
der Parteien, alſo auf den Inhalt der Vereinbarung, ankommen 
ſoll. Nur wenn die Parteien nichts über die Fälligkeit ver⸗ 
einbart haben, ſoll der fehlende Parteiwille durch die Vorſchrift 
ſofortiger Fälligkeit erſetzt werden. R. c. K., U. v. 28 April 08, 
539/07 II. — Naumburg. 

2. 8 477 Abſ. 1 BGB. in Verb. mit 8 377 Abſ. 1 HGB. 
Begriff der „Ablieferung“. ] 

Ablieferung im Sinne des 8 477 Abſ. 1 BEB. — 
wie auch im Sinne des 8 377 Abſ. 1 HGB. — iſt der Vor⸗ 
gang, durch den der Käufer in Erfüllung des Kaufvertrags in 
eine ſolche tatſächliche räumliche Beziehung zur Kaufſache 
kommt, daß er durch einſeitigen Akt ſich ſofort ihren tatſächlichen 
Gewahrſam verſchaffen, ſie unterſuchen und über ſie verfügen 
kann. Die Ablieferung iſt daher nicht identiſch mit der Uber⸗ 
gabe. Eine Kauſſache kann übergeben, aber noch nicht ab⸗ 
geliefert ſein; ſie kann aber auch abgeliefert ſein, ohne daß ſie 
im Sinne des 8 433 BB. zum Eigenbeſitze übergeben iſt. 
— Die Ablieferung iſt darnach ferner nicht identiſch mit ver⸗ 
tragsgemäßer Lieferung. Auch eine mangelhafte, die ver⸗ 
tragsmäßige Leiſtungsfähigkeit nicht erreichende Kaufſache kann 
„abgeliefert“ fein. Das ergibt ſich aus 8 477 BGB. Nach 
dieſer Geſetzesvorſchrift iſt die Ablieferung gerade der tat⸗ 
ſächliche Vorgang, der den Käufer zwingen ſoll, ſeine Rechte 
aus der Mangelhaftigkeit der Leiſtung rechtzeitig zu wahren. 
Im gegebenen Falle gehörte zu der Erfüllungspflicht der Be⸗ 
klagten als Nebenleiſtung noch das Montieren des Apparats 
und es iſt durchaus folgerichtig, daß eine Ablieferung im Sinne 
des 8 377 Abſ. 1 HGB. und noch mehr eine Ablieferung im 
Sinne des 8 477 Abſ. 1 BGB. für einen ſolchen Fall die 
vollendete Montierung vorausſetzt. Das hat der erkennende 
Senat bereits in den Urteilen vom 5. Dezember 93 — 
II. 196/93, JW. 94, 225° — und vom 31. Marz 03 — 
II. 443/02, JW. 08, 244“ — ausgeſprochen. Es liegt ferner 
nahe, — insbeſondere in ſolchen Fällen, in denen die Montierung 
und die betriebsfähige Herſtellung tatſächlich zuſammenfallen, — 
für die Ablieferung weiter eine Kundgabe an den Käufer zu 


erfordern, daß die Montierung beendet ſei. K. c. De D., U. v. 


5. Mai 08, 505/07 II. — Hamburg. 

3. 8 516 Abſ. 1 (88 531, 812) BEB. Gemiſchter, 
zum Teil läſtiger, zum Teil freigebiger Vertrag.] 

Nach 8 516 Abſ. 1 B38. iſt eine Zuwendung, durch 
die jemand aus ſeinem Vermögen einen andern bereichert, 
Schenkung, wenn beide Teile darüber einig find, daß die Zus 
wendung unentgeltlich erfolgt. Bei nur teilweiſer Bereicherung 
durch einen an ſich entgeltlichen Vertrag und dementſprechender 
nur teilweiſer Schenkungseinigung, kommt ein gemiſchter, zum 
Teil läſtiger, zum Teil freigebiger Vertrag zuſtande und dafür, 
wieweit die Entgeltlichkeit und wieweit die Schenkung reicht, 
iſt das Wertsverhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung und 
der Vertragswille der Beteiligten maßgebend. Dieſe können 
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zwar nicht etwas als Schenkung wollen, was in Wirklichkeit 
keine Bereicherung iſt, aber ſie können wollen und gültig ver⸗ 
einbaren, inwieweit die wirkliche Bereicherung des einen als 
Schenkung gelten fol. Wenn nun das OLG. feſtſtellt, daß 
im allgemeinen der beſtrittene Vertrag über das Grundſtück 
als entgeltlicher und nur zu ſeinem Mehrwert über die Gegen⸗ 
leiſtungen von mindeſtens 6 300 , höchſtens 7 799 &, als 
Bereicherungsſchenkung nach dem — ausführlich feſtgeſtellten — 
Willen der Vertragsteile gelten ſollte, ſo hat er dabei Rechts⸗ 
füge nicht verletzt. Vgl. RG. 54, 107; 60, 238; 62, 386. 
Als Bereicherung kann in einem ſolchen Falle nach SS 531, 
812 BGB. nach dem Vertragswillen nur der geſchenkte nicht 
durch Gegenleiſtungen ausgeglichene Mehrwert, nicht das Grund⸗ 
ſtück felbft, gelten. Nur inſoweit iſt Widerruf der Schenkung 
zuläſſig. St. e. H., U. v. 2. Mai 08, 387/07 V. — Stettin. 

4. 8 638 BGB. „Bauwerk.“ Arbeiten an einem 
Grundſtück. N 

Der Schadenserſatzanſpruch des Klägers iſt in beiden Vor⸗ 
inſtanzen auf Grund der Annahme abgewieſen, daß dieſer 
Anſpruch der ſechsmonatigen Verjährung des 8 638 BGB. 
unterliege, dieſe Friſt aber vor Erhebung der Klage abgelaufen 
geweſen ſei. Die Reviſion greift die Vorentſcheidung um des⸗ 
willen an, weil das Werk, eine Schiffsmühle, als ein Bauwerk 
oder doch wenigſtens als eine Arbeit an einem Grundſtück zu 
erachten ſei. Der Rebiſton iſt nicht beizutreten. Wie das RG. 
in RG. 56, 41 ff. mit Rückſicht auf 8 638 BGB. aus der 
Entſtehungsgeſchichte der Geſetzesbeſtimmung und dem Sprach⸗ 
gebrauch dargelegt hat, iſt unter einem Bauwerk eine unbeweg⸗ 
liche, durch Verwendung von Arbeit und Material in Verbindung 
mit dem Erdboden hergeſtellte Sache zu verſtehen. Eine ſolche 
Verbindung wird dadurch nicht hergeſtellt, daß auf dem Waſſer 
ruhende Schiffskörper, wie ſie auch nach der Darſtellung des 
Klägers die Träger der Schiffsmühle bilden, mit Seilen und 
Ketten am Lande befeſtigt werden. Hieran vermöchte auch der 
von dem Kläger behauptete Umſtand nichts zu ändern, daß 
die Schiffsmühle ohne die Befeſtigung durch die Ketten ſich 
nicht ſchwimmend hätte erhalten können, ſondern geſunken wäre. 
Es fehlt ihr die Verbindung mit dem Erdboden, über welchem 
ſie ſich befindet; die, überdies nur loſe äußerliche, Befeſtigung 
an dem anſtoßenden Lande kann jene dem Bauwerk weſentliche 
Verbindung mit dem Grund und Boden, auf dem es errichtet 
iſt, nicht erſetzen. Ebenſowenig ſtellt die Errichtung einer 
Schiffsmühle eine Arbeit an einem Grunbftüd im Sinne des 
8 638 BGB. dar; eine ſolche Arbeit ſetzt voraus, daß ent⸗ 
weder am Grund und Boden ſelbſt Eingriffe vorgenommen 
oder an den auf ihm errichteten Werken Arbeiten ausgeführt 
werden. Ohne Einfluß auf die hier zu entſcheidende Frage, ob 
die Schiffsmühle als ein Bauwerk oder ihre Errichtung als 
eine Arbeit an einem Grundſtück im Sinne der angeführten 
Geſetzesbeſtimmung anzuſehen iſt, iſt der Umſtand, daß etwa 
durch Landesrecht den Schiffsmühlen die rechtliche Eigenſchaft 
einer unbeweglichen Sache beigelegt iſt. Für das hier in 
Betracht kommende Preußiſche Recht iſt dies aber, wie das 
Berufungsgericht zutreffend ausführt, nicht der Fall; vielmehr 
find nur die ſelbſtändigen Gerechtigkeiten, zu denen auch die 
Mühlengerechtigkeit zählt, in beſtimmten Beziehungen den Grund⸗ 
ſtücken gleichgeſtellt. Vgl. Art. 40 PrAa BGB. und Art. 22 


— 


432 | Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Pr A680. v. H. c. K., U. v. 5. Mai 08, 606/07 III. — 


5. 8 640 BGB. Zum Begriff der Abnahme gehört 

nicht der Verzicht auf Mängelrüge.] ä 

Der Verzicht auf die Mängelrüge gehört nicht zum Be⸗ 
griffe der Abnahme. Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des 
R., die auch in der Literatur überwiegende Zuſtimmung 
gefunden hat, iſt die Abnahme nicht Billigung des Werkes, 
ſondern nur deſſen Annahme als Erfüllung, nämlich die zur 
Hinnahme des Werks hinzutretende Erklärung, daß man das 
Werk als der Hauptſache nach dem Vertrag entſprechend 
annehme, Urt. VII 490/08 vom 22. April 04 (RG. 57, 
888/339), Urt. vom 9. April 07 (JW. 331), Urt. III 486/06 
vom 7. Mai 07. W. H. A.⸗G. c. R., U. v. 15. April 08, 
305/07 I. — Stettin. 

6. 8 812 BGB. Vorausſetzung des Anſpruchs aus der 
ungerechtfertigten Bereicherung iſt eine unmittelbare Vermögens⸗ 
verſchiebung.] 

Die Reviſion des Beklagten rügt Verletzung des § 812 
BGB. Grundſätzlich ſtehe dem Benachteiligten ein Bereiches 
rungsanſpruch nur gegen denjenigen zu, welcher direkt auf 
Koſten des anderen bereichert ſei. An der unmittelbar zwiſchen 
den Parteien vollzogenen Vermögensverſchiebung fehle es im 
vorliegenden Falle. Habe der Gegenkontrahent des Klägers S. 
die erhaltene Darlehnsvaluta nicht im eigenen, ſondern im 
Intereſſe des Beklagten verwendet, ſo möge das wirtſchaftlich ein 
Vorteil für den Beklagten geweſen ſein; der Beklagte ſei aber 
dadurch nicht in ungerechtfertigter Weiſe aus dem Vermögen 
des Klägers bereichert. — Der Angriff muß als berechtigt 
anerkannt werden. Aus einem tatſächlichen und rechtlichen 
Verhältniſſe, wie es der Berufungsrichter ſeiner Entſcheidung 
zugrunde gelegt hat, läßt ſich ein Anſpruch gemäß 8 812 
BGB. nicht begründen. Für die Fälle, wenn ein Geſchäſts⸗ 
führer oder ein Beauftragter oder geſetzlicher Vertreter in eigenem 
Namen mit einem Dritten ein Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen hat 
und aus einem ſolchen Geſchäfte der Geſchäftsherr, der Ver⸗ 
tretene bereichert worden iſt, hat (in engeren oder weiteren 
Grenzen) das gemeine Recht eine actio de in rem verso utilis 
und haben in Anwendung des PrALR. Theorie und Praxis 
eine Klage aus der nützlichen Verwendung gewährt. Das 
BGB. jedoch hat eine derartige Klage aus der nützlichen Ver⸗ 
wendung nicht übernommen. (Vgl. die Motive zu § 761 d. E. 
Bd. II S. 871 f., v. Mayr, der Bereicherungsanſpruch des 
deutſchen bürgerlichen Rechts 8 36 S. 334 ff.) Der 8 812 
BGB. erklärt denjenigen zur Herausgabe für verpflichtet, der 
durch die Leiſtung eines anderen oder in ſonſtiger Weiſe auf 
deſſen Koſten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt hat. 
Damit iſt zum Ausdruck gebracht, daß grundſätzlich der Bes 
reicherungsanſpruch nur dann gegeben iſt, wenn die in Frage 
ſtehende Vermögensverſchiebung ſich unmittelbar zwiſchen den 
Parteien vollzogen hat. Aus der Vorausſetzung, daß der eine 
den Vermögenswert auf Koſten des anderen erlangt haben 
muß, ergibt ſich eben das Erfordernis einer unmittelbaren 
Beziehung zwiſchen den beiden und die Notwendigkeit der 
Identität des den Verluſt des einen und den Gewinn des 
anderen vermittelnden Umſtandes. Das iſt die Regel, welche 
durch die vom Geſetze in SS 816, 822 gemachten Ausnahmen 
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nur beſtätigt wird. In dieſem Sinne wird das Geſetz auch 
überwiegend von der Rechtslehre und der Rechtſprechung auf⸗ 
gefaßt. Vgl. insbeſondere ODertmann, Recht der Schuldverhält⸗ 
niſſe, Vorbemerkungen zu Tit. XXIV 2d S. 918; Planck, 
Kommentar zu 8 812 A. 2b 3. Aufl. S. 930; Jung, die Bes 
reicherungsanſprüche 8 20 S. 145 und Not. 226, S. 152 
Not. 243; v. Mayr cit. 8 19 S. 205 ff., 207. Und im 
gleichen Sinne hat das RG. wiederholt ausgeſprochen, daß 
der 8 812 BGB. eine Vermögensverſchiebung erfordere, die 
unmittelbar zwiſchen den Parteien ſtattgefunden hat; JW. 05 
S. 80 0, 3919; Urt. des IV. 8 S. vom 6. Juni 1907, IV. 4/07; 
JW. 07, 389%. Das Berufungsgericht will nun zwar ans 
ſcheinend jenem Grundſatze nicht entgegentreten, aber es meint, 
durch ihn werde die Berückſichtigung der „indirekten“ Bereiche⸗ 
rung nicht ausgeſchloſſen, und es beruft ſich für feine Anſicht 
unter anderem auf Dernburg, Das bürgerliche Recht, (3. Aufl. 
B. II 2 8 380 S. 689 Ziff. V und Not. 11) und Crome, 
Syſtem des bürgerlichen Rechts II, 2 8 317 S. 983 ff. Vgl. 
8 321 III. S. 997. Allerdings wollen dieſe beiden Schrift⸗ 
ſteller einen Bereicherungsanſpruch, ähnlich der früheren Ver⸗ 
wendungsklage zulaſſen, wenn jemand rechtlich als Selbſt⸗ 
kontrahent, wirtſchaftlich aber für einen anderen gehandelt und 
dann dem letzteren ohne beſonderes Erwerbsgeſchäft das Er⸗ 
langte zugewendet hat. Allein ſelbſt vom Standpunkte dieſer 
Lehre aus würde ſich die Urteilsbegründung der Vorinſtanz 
noch nicht als rechtlich ſchlüſſig erweiſen. Hat S. in eigenem 
Namen die Darlehen aufgenommen, dabei in keiner Weiſe als 
Stellvertreter im Rechtsſinne für den Beklagten gehandelt, das 
Geld — die Darlehnsvaluta — zunächſt in ſein Eigentum 
erworben und nur alsdann durch Zahlung von Geſchäftsſchulden 
in des Beklagten Nutzen verwendet, ſo iſt die Bereicherung des 
Beklagten eben nicht, wie das Berufungsgericht annimmt, ohne 
ein neues Geſchäft der Zwiſchenperſon mit dem Bereicherten 
bewirkt worden. Vielmehr würde alsdann der fragliche Ver⸗ 
mögenswert durch weitere ſelbſtändige Rechtsakte des S., durch 
Übereignung des Geldes (vgl. 8 930, 8 164 Abſ. 1, 8 181 
BGB.) oder auch ohne ſolche im Wege der Geſchäftsführung, 
ſei es zufolge Auftrages, ſei es ohne Auftrag, in das Ver⸗ 
mögen des Beklagten gelangt ſein. — Freilich kann nach Um⸗ 
ſtänden auch eine „indirekte“ Bereicherung, wofern dieſer Begriff 
richtig verſtanden wird, einen Anſpruch aus 8 812 BGB. be⸗ 
gründen. Die Bereicherung kann indirekt geſchehen ſein z. B. 
durch Vermittlung eines geſetzlichen oder auch ſonſt ermächtigten 
Stellvertreters; aber ſie darf nicht mittelbar erlangt ſein, 
das heißt nicht auf dem Umwege über ein anderes Ver⸗ 
mögen, durch Rechtsgeſchäft mit einem Dritten (vgl. v. Mayr 
a. a. O. 8 19 S. 205, $ 20 S. 218). Bei der vom Be⸗ 
rufungsurteile angezogenen Entſcheidung des erkennenden Senats 
vom 19. Juni 1902 VI. 109/02, Gruchots Beitr. 47, 937 ff. 
handelte es ſich um eine Bereicherung des Beklagten infolge 
von Rechtsgeſchäften des Klägers mit einem handlungs⸗ 
un fähigen Pächter des Beklagten und von Verwendungen auf 
deſſen Gut. S. c. N., U. v. 7. Mai 08, 396/07 VI. — Berlin. 

7. 8 823 BGB. Deliktiſche Anſprüche neben kontraktlichen.] 

Die Rechtsausführungen der Revifion, für die aus einem 
Vertrage herzuleitende Handlungspflicht ſei nicht zugleich der 
Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung feſtzuſtellen, treffen in 
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„dieſer Allgemeinheit nicht zu. Es iſt das auch in dem von 
der Reviſion angezogenen Urteile in IW. 04, 166. nicht 
ausgeſprochen. Vielmehr iſt dort nur für den zur Entſcheidung 
ſtehenden Fall die Anwendbarkeit des 5 823 BGB. verneint. 
Es iſt aber auch für die Frage, ob neben kontraktlichen An⸗ 
ſprüchen deliktiſche mit in Betracht kommen, die Beurteilung 
des konkreten Falles entſcheidend; nach der Sachlage des Einzel⸗ 
falles iſt zu ermeſſen, ob die Vertragsverletzung zugleich den 
Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung erfüllt und deshalb 
dem Geſchädigten aus beiden rechtlichen Geſichtspunkten Anſprüche 
zuſtehen. Grundſätzlich iſt eine ſolche Konkurrenz beider Anſprüche 
nicht auszuſchließen. A. c. D., U. v. 28. April 08, 324/07 VII. 
— Colmar. == 

8. 8 1571 Abſ. 2 BGB. In der mit der Scheidungs⸗ 
klage eventuell verbundenen Klage auf Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft liegt keine Aufforderung im Sinne des 
9 1571 Abf. 2. 

Am 16. September 04 verließ die Beklagte den Kläger, 
mit dem ſie ſeit dem 26. März 04 verheiratet war; ſeitdem 
leben die Parteien getrennt. Mit der im Januar 05 erhobenen 
Klage begehrte der Kläger in erſter Linie Scheidung der Ehe 
auf Grund des 8 1568 BEB., eventuell verlangte er von ber 
Beklagten Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft. Die Be⸗ 
klagte beantragte Klagabweiſung. Das LG. hielt auf Grund 
des Beweisergebniſſes die Scheidungsklage nicht für gerecht⸗ 
fertigt, gab jedoch dem Eventualantrage des Klägers ſtatt. 
Die Beklagte legte Berufung ein. Sie wiederholte zunächſt nur 
den Antrag auf Klagabweiſung und ſtellte ſodann noch den 
weiteren Antrag, die Ehe aus Verſchulden des Klägers auf die 
von ihr erhobene Widerklage zu ſcheiden. Das Os. änderte 
nach Beweiserhebung die Entſcheidung des LG. Der Beklagten 
wurden vier Eide über Verfehlungen des Klägers auferlegt. 
Für den Fall der Leiſtung der Eide wird unter Abweiſung der 
Klage die Ehe auf die Widerklage aus Verſchulden des Klägers 
geſchieden. Für den Fall der Verweigerung der Eide wird 
unter Abweifung der auf Scheidung gerichteten Klage und der 
Widerklage die Beklagte verurteilt, die häusliche Gemeinſchaft 
mit dem Kläger herzuſtellen. Klägers Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen: Das Berufungsgericht hat mit bezug auf die in 
II. Inſtanz am 5. Februar 07 erhobene Widerklage aus⸗ 
geführt: Falls die Beklagte die ihr auferlegten Eide leiſte, 
ſeien fo viele Eheverfehlungen des Klägers erwieſen, daß ihre 
Geſamtheit ſich als vom Kläger verſchuldete ſchwere Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten im Sinne des 
3 1568 BGB. darſtelle. Die Verfehlungen ſeien geeignet 
geweſen, die Ehe fo tief zu zerrütten, daß der Beklagten die 
Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet werden könne, die Zerrüttung 
ſei auch tatſächlich eingetreten. Die ſechsmonatige Friſt des 
3 1571 BGB. fei gewahrt, weil die Parteien nur vom 
26. März bis 16. September 04 zuſammengelebt hätten, von 
lezterem Tage aber die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben 
zeweſen ſei. Die Rebifion rügt Verletzung der 88 1571 und 
1572 BGB. Sie meint, daß die für die Widerklage ſelbſt⸗ 
ſtändig zu berechnende Friſt von ſechs Monaten zur Zeit der 
Erhebung der Widerklage deshalb längſt abgelaufen geweſen 
ſei, weil in dem auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
gerichteten Eventualantrage der bereits im Januar 05; erhobenen 
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Klage des Ehemanns die die Friſt in Lauf ſetzende Aufforderung 
des 8 1571 Abſ. 2 Satz 2 BGB. enthalten geweſen ſei. Die 
Angriffe konnten keinen Erfolg haben. Allerdings kann ſich die 
eine Widerklage auf Scheidung erhebende Partei nicht darauf 
berufen, daß die von ihr hinſichtlich ihrer Widerklage zu wahrende 
Friſt zur Zeit der Erhebung der Scheidungsklage des Klägers 
noch nicht abgelaufen geweſen ſei. (RG. 57, 192). Das 
Berufungsgericht hat ſich hierauf zur Darlegung der rechtzeitigen 
Erhebung der Widerklage nicht bezogen, ſomit auch nicht gegen 
3 1572 BGB. verſtoßen. Dagegen iſt das Berufungsgericht, 
das auf die ſeit dem 16. September 1904 beſtehende Aufhebung 
der häuslichen Gemeinſchaft der Parteien hinwies, davon aus⸗ 
gegangen, daß in dem vorliegenden Falle die Vorausſetzungen 
des 8 1571 Abſ. 2 Satz 2 BGB. nicht gegeben ſeien. Dieſe 
Annahme iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Nach dem der 
bezeichneten Vorſchrift zugrunde liegenden Gedanken ſollte bei 
wirklichem oder vermeintlichem Vorliegen eines Scheidungs⸗ 
grundes dem gekränkten Ehegatten die Möglichkeit gewährt 
werden, ſich tatſächlich von dem anderen Ehegatten zu trennen, 
ohne hierdurch ſein Scheidungsrecht zu verlieren. Andererſeits 
ſollte aber auch dem verlaſſenen Ehegatten, dem der durch die 
tatſächliche Trennung geſchaff ene Zuſtand unerträglich erſchien, 
die Möglichkeit gewährt werden, eine endgültige Entſcheidung 
herbeizuführen. Zu dieſem Zwecke geſtattet das Geſetz dem 
verlaſſenen Ehegatten, den anderen Ehegatten aufzufordern, 
entweder die häusliche Gemeinſchaft wiederherzuſtellen oder die 
Scheidungsklage zu erheben, und zwar mit der Wirkung, daß 
die zu wahrende Klagfriſt von dem Empfange der Aufforderung 
an läuft. An die Beobachtung einer beſonderen Form iſt die 
Aufforderung nicht gebunden, ſie muß aber dem Wortlaut und 
Zweck der geſetzlichen Vorſchrift entſprechend nach ihrem Inhalt 
und ihrer ſonſtigen Beſchaffenheit unzweideutig erkennen laſſen, 
daß der aufgeforderte Ehegatte nunmehr vor die Wahl geſtellt 
wird, zurückzukehren oder Scheidungsklage zu erheben. Die 
Frage, ob eine den geſetzlichen Anforderungen genügende Kund⸗ 
gebung unter Umſtänden in der Erhebung der Klage auf Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft gefunden werden kann, mag 
dahingeſtellt bleiben. (Vgl. einerſeits Planck, BEB. 8 1571 
N. 2 c, andererſeits Staudinger, 8 1571 N. 3 d und die dort 
angeführten Schriftſteller.) Keinenfalls kann bie Erhebung einer 
Scheidungsklage, mit der nur eventuell die Klage auf Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, wie in dem vorliegenden 
Falle, verbunden iſt, den geſetzlichen Anforderungen des 81571 
Abſ. 2 Satz 2 BGB. genügen. In einem ſolchen Falle gibt 
der klagende Ehegatte dem anderen Gatten kund, es komme ihm 
hauptſächlich und in erſter Linie darauf an, eine Scheidung der 
Ehe wegen der dem anderen Ehegatten zugeſchriebenen Ver⸗ 
fehlungen zu erreichen, nur für den Fall, daß die behaupteten 
Scheidungsgründe keine Anerkennung ſeitens des Gerichts finden 
ſollten, begehrt er Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft. Der 
in dieſer Weiſe vorgehende Ehegatte gibt dem anderen Gatten 
nicht zu erkennen, daß er ihn vor die Wahl ſtelle, zurückzukehren 
oder ſeinerſeits innerhalb der ſechsmonatigen Friſt Scheidungs⸗ 
klage zu erheben. R. c. R., U. v. 7. Mai 08, 497/07 IV. Breslau. 

Zivilprozeßord nung. 

9. 5 147 ZPO. Die Verbindung mehrerer Prozeſſe 
hat die gleichzeitige Entſcheidung in einem Urteil zur Folge. 
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Berechnung der Reviſionsſumme bei vorſchriftswidrigem Erlaß 
mehrerer Urteile nach dem einheitlichen Streitwert. 

Der Berufungsrichter hat im Verhandlungstermine vom 
14. Juni 07 die klägeriſchen Berufungen in beiden Nechts⸗ 
ſachen durch verkündeten Gerichtsbeſchluß zu gleichzeitiger 
Verhandlung verbunden und hat, nachdem die Parteivertreter 
in den verbundenen Berufungen zur Sache verhandelt hatten 
und Termin zur Verkündung der Entſcheidung auf 21. Juni 07 
anberaumt war, die zwei getrennten, jetzt je mit der Reviſion 
angefochtenen Urteile erlaſſen. Dies Verfahren war inkorrekt. 
Die Verbindung zu gleichzeitiger Verhandlung hat die gleich⸗ 
zeitige Entſcheidung in einem Urteil, falls nicht die 
Vorausſetzungen eines Teilurteils vorliegen, zur notwendigen 
Folge, 8 147 ZPO. RG. 49, 401. Die durch die Ver⸗ 
bindung zu gleichzeitiger Verhandlung entſtandene Einheitlichkeit 
der Sache, die Streitgenoſſenſchaft der Klägerinnen und. die 
Zusammenrechnung des Streitwerts, 8 5 ZPO., kann durch 
die unrichtige Form zweier Urteile nicht beſeitigt 
werden. Die Reviſion auch der Klägerin W. iſt zuläſſig, 
da ein einheitlicher Streitwert von zuſammen 4 392 & vor⸗ 
liegt, und zwar war das richtige prozeſſuale Verhältnis durch 
Verbindung der beiden Reviſionen zu gleichzeitiger Verhandlung 
und Entſcheidung wiederherzuſtellen. W. Konk. c. W., U. v. 
1. Mai 08, 397/07 III. — Stuttgart. 


10. 88 308, 938 850. Auch für den Erlaß einſt⸗ 


weiliger Verfügungen gilt der Grundſatz: ne ultra petitum.] 

Es war beantragt worden: „dem S. kraft einſtweiliger 
Verfügung aufzugeben, zur Vermeidung von Strafen jedes 
Konkurrenzunternehmen zu unterlaſſen, alle auf die Gründung 
eines ſolchen gerichteten vorbereitenden Maßnahmen zu unter⸗ 
laſſen, jede Führung oder Zeichnung der Firma „A. S., 
Erſte Deutſche Erbswurſt⸗ und Hülſenfrucht⸗Präſerven⸗Fabrik“ 
überhaupt, namentlich aber in öffentlichen Ankündigungen, auch 
jeden Antrag auf Eintragung dieſer Firma in ein deutſches 
Handelsregiſter zu unterlaſſen.“ Das OLG. entſprach dem 
Antrage in folgender Form: Dem Antragſteller wird geboten, 
die Eintragung der Firma „A. S., Erſte Deutſche Erbswurſt⸗ 
und Hülſenfrucht⸗Präſerven⸗Fabrik“ beim Firmenregiſter des 
AG. G. löſchen zu laſſen, und es wird ihm verboten, ſich 
dieſer Firma ferner zu bedienen, ſowie durch Fabrikation und 
Handel von Erbswurſt und Hülſenfrucht⸗Präſerven mittels 
eines in Deutſchland liegenden Unternehmens, insbeſondere 
durch Weiterführung ſeines in G. unter der vorgenannten 
Firma errichteten Fabrikations⸗ und Handelsgeſchäfts gegen 
den Antragſteller in Wettbewerb zu treten. Jede Zuwider⸗ 
handlung gegen dieſe Anordnung ſoll eine Geldſtrafe bis zu 
1500 & nach ſich ziehen. Die Koſten des Verfahrens beider 
Inſtanzen treffen den Antraggegner“. RG. hob auf: Die 
Prüfung der Angriffe der Reviſion führt inſoweit zu einem 
für den Reviſionskläger günſtigen Ergebnis, als demſelben 
durch das angefochtene Urteil des OLG. die Verpflichtung 
auferlegt worden iſt, die Eintragung der Firma „A. S., Erſte 
Deutſche Erbswurſt⸗ und Hülſenfrucht⸗Präſervenfabrik“ beim 
Firmenregiſter des AG. G. löſchen zu laſſen. Beantragt war 
ein derartiger Ausſpruch vom Antragſteller nicht. Das vom 
Berufungsgericht ausgeſprochene Gebot, die Eintragung der 
Firma beim Firmenregiſter des AG. G. löſchen zu laſſen, geht 
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ſomit über dasjenige, was der Antragſteller zum Schutz ſeiner 


Rechte tatſächlich als einſtweilige Maßregel für notwendig 


erachtet und beantragt hatte, erheblich hinaus und kann auch 
nicht damit gerechtfertigt werden, daß nach 8 938 Ubi. 1 
ZPO. das Gericht nach freiem Ermeſſen beſtimmt, welche 
Anordnungen zur Erreichung des Zwecks erforderlich ſind. 
Denn die Vorſchrift des 8 308 ZPO. gilt auch für, einſt⸗ 
weilige Verfügungen, und der Antragſteller hatte nur darum 
nachgeſucht, daß ſeinem Gegner die Führung jener Firma und 
die Gründung eines Konkurrenzunternehmens unter derſelben 
Firma verboten werde; den Zweck, die im Regiſter des AG. 
G. noch eingetragen gebliebene Firma löſchen zu laſſen, hatte 
der geſtellte Antrag überhaupt nicht verfolgt. Dem hierauf 
ſich beziehenden Ausſpruch des Berufungsgerichts ſtand aber 
auch der Rechtsſatz entgegen, daß die Anordnungen, welche im 
Wege der einſtweiligen Verfügung getroffen werden, die 
Grenzen nicht überſchreiten dürfen, welche fi) aus der Natur 
der einſtweiligen Verfügung als einer vorläufigen Maßregel 
ergeben. Eine ſolche Maßregel iſt die Löſchung einer Firma 
nicht; denn ſie wirkt endgültig, weil die im Regiſter gelöſchte 
Firma ohne neuen Rechtsgrund nicht wieder eingetragen werden 
kann. Durch die Anordnung des Berufungsgerichts, daß die 
im Firmenregiſter des AG. G. noch eingetragene Firma zu 
löſchen ſei, erſcheint demnach der Reviſionskläger hier, wo es 
ſich lediglich um die Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung 
handelt, in der Tat beſchwert; dieſer Teil der getroffenen An⸗ 
ordnung war demnach zu ſtreichen. S. c. E., U. v. 
25. April 08, 185/07 I. — Dresden. 

11. 5 323 ZPO. verb. mit 8 254 BB. Herabſetzung 
einer rechtskräftig zuerkannten Jahresrente. Verſchlimmerung 
des Zuſtandes des Verletzten durch eigenes Verſchulden.] 

Die vorliegende Klage iſt auf Grund des 8 323 ZPO. 
erhoben worden. Im Vorprozeſſe war der jetzige Kläger dem 
jetzigen Beklagten rechtskräftig u. a. dazu verurteilt, ihm eine 
Rente von jährlich 450 & vom 17. April 01 ab für je drei 
Monate im voraus zu zahlen, und nun hat er darauf an⸗ 
getragen, für die Zukunft dieſe Jahresrente auf 225 herab⸗ 
zuſetzen und ſie auf die Zeit bis zur Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahres des Beklagten einzuſchränken. Das OLG. hat dem ent⸗ 
ſprochen, nur mit der Abweichung, daß es an die Stelle des 
65. Lebensjahres das 70. geſetzt hat. Die hiergegen gerichtete 
Reviſion des Beklagten iſt vor allem inſoweit gänzlich unbegründet, 
als es ſich um die Herabſetzung der jährlichen Rente um 150 4 
handelt. Denn das Berufungsgericht hat in bedenkenfreier 
Weiſe tatſächlich feſtgeſtellt, daß die Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Beklagten durch den vom Kläger zu ver⸗ 
tretenden Unfall, die bei der früheren Rentenfeſtſetzung zu 
30 Prozent angenommen worden war, jetzt nur noch 20 Prozent 
betrage, während bei jener Feſtſetzung das Gericht von der 
weiteren Annahme ausgegangen ſei, die nachteiligen Folgen des 
Unfalls würden ſich nicht mehr in günſtigem Sinn abſchwächen. 
Damit iſt alſo eine weſentliche Anderung derjenigen Verhältniſſe 
feſtgeſtellt, welche für die Beſtimmung der Höhe der dem Kläger 
auferlegten Leiſtungen maßgebend geweſen waren. Mit Unrecht 
hat der Beklagte dagegen einwenden zu können gemeint, daß 
aus andern Urſachen nach der ferneren Feſtſtellung des OLG. 
eine noch größere Verſchlimmerung ſeines Zuſtandes eingetreten 
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ſei, ſo daß ſeine Erwerbsfähigkeit jetzt nur noch 50 Prozent 
betrage; denn das iſt für die jetzt zur Entſcheidung ſtehende 
Frage ganz unerheblich. Aber auch die weitere Herabſetzung 
der Jahresrente um 75 & iſt ohne zutreffenden Grund von 
dem Beklagten angegriffen worden. Auszugehen iſt hierbei 
davon, daß in Fällen, wo ein Schadenserſatz in Form von 
Rentenzahlungen zu leiſten iſt, es auf das Kauſalitätsverhältnis 
für jeden einzelnen Zeitabſchnitt ankommt, ſo daß, wenn 
nach dem vom Erſatzpflichtigen zu vertretenden urſächlichen Vor: 
gange, unabhängig von dieſem ein neuer Umſtand eintritt, der 
denſelben Schaden ganz oder teilweiſe ohnehin ebenfalls verurſacht 
haben würde, inſoweit jene Erſatzpflicht wegfällt. In dieſem Sinne 
hat, abweichend vom ROHG. (Bd. 23 S. 50) das RG. ſchon 
wiederholt erkannt; fo der III. 3 S. laut RG. 1, 67 f., der 
jetzt erkennende Senat in der Sache Stadtgemeinde Berlin wider 
Schmutz Erben, VI. 457/03. Eine Ausnahme können nur ſolche 
Fälle bilden, wo die ſpätere Schadensurſache wiederum von 
einem Dritten zu vertreten iſt, und dieſer dann natürlich inſoweit 
keinen Schaden zu erſetzen hat, als der Schade ſchon früher 
verurſacht worden war: hier wirkt die frühere Urſache eben 
inſoweit noch fort, als dem Beſchädigten infolge ihrer der 
Schadenserſatz von ſeiten des Dritten entgeht, den er ſonſt zu 
fordern gehabt haben würde. Dieſe Ausnahme kommt übrigens 
im vorliegenden Falle nicht in Betracht. Hier hat das Be⸗ 
rufungsgericht angenommen, daß von den erwähnten 20 Prozent 
Erwerbsunfähigkeit, die an ſich noch als Folge des vom Kläger 
zu vertretenden Unfalles fortbeſtehen, noch weitere 5 Prozent 
abzurechnen ſeien. Allerdings würde es eventuell darauf an⸗ 
kommen, daß die Trunkſucht und das Rückenmarksleiden nicht 
etwa ſelbſt wieder in irgendeinem urſächlichen Zuſammenhange 
mit dem früheren Unfalle ſtehen; aber das ſteht auch feſt, weil 
der Kläger dieſe Negative ausdrücklich behauptet, und der Be⸗ 
klagte ſie nicht ſpeziell beſtritten oder irgendetwas dagegen 
angeführt hat. Auch iſt unzweifelhaft, daß auch in dieſen 
nachträglichen Vorkommniſſen eine weſentliche Anderung der für 
die Beſtimmung der Höhe der Rente maßgebend geweſenen 
Verhältniſſe (8 323 Abſ. 1 ZPO.) zu erblicken if. Was aber 
die Berückſichtigung des nachträglichen eigenen Verſchuldens des 
Beſchädigten anlangt, jo iſt auch dieſe völlig gerechtfertigt, da 
lein Grund erſichtlich iſt, weshalb die Grundſätze des 8 254 
BED. nicht auch innerhalb des Bereiches des 5 323 ZPO. 
zur Anwendung kommen ſollten. Die für das frühere Urteil 
maßgebend geweſenen Verhältniſſe haben ſich eben auch dann 
geändert, wenn ſich berausſtellt, daß eine an ſich mögliche 
nachträgliche, nicht vorgeſehene Minderung des Schadens nur 
durch das eigene Verſchulden des Beſchädigten verhindert worden 
it, Endlich liegen auch dagegen keine rechtlichen Bedenken vor, 
daß das Berufungsgericht die früher dem Beklagten auf Lebens⸗ 
zeit zugeſprochene Rente wegen der Trunkſucht und des Rücken⸗ 
marksleidens, denen er inzwiſchen verfallen iſt, auf die Zeit bis 
zur Vollendung ſeines 70. Lebensjahres auf Grund der Feſt⸗ 
ſtellung eingeſchränkt hat, daß er wegen dieſer zur Zeit des 
früheren Urteils nicht vorausſehbaren Umſtände auch ohne den 
Unfall ſpäteſtens mit dem bezeichneten Zeitpunkte völlig erwerbs⸗ 
unfähig geworden ſein würde. Inſoweit haben ſich eben die 
Verhältniſſe, die für die Beſtimmung der Dauer der Rente 
maßgebend waren, im Sinne des 8 323 Abſ. 1 ZPO. 
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weſentlich geändert. D. c. B., U. v. 11. Mai 08, 259/07 VI. — 
Naumburg. | 

12. 58 445, 475 ZPO. Zuläſſigkeit des Eides über das 
Vorhandenſein einer Überzeugung.] 

Das OLG. hatte die Entſcheidung von einem dem Kläger 
auferlegten richterlichen Eide abhängig gemacht, der ſo lautete: 
Bevor im April 1904 in der N.er Zeitung die Nachricht über 
das Geſchäftsjubiläum von S. und S. erſchien, hatte ich noch 
nicht die Überzeugung, daß der Beklagte ohne weſentliche 
Beeinträchtigung feiner geſchäftlichen Stellung ungefähr 20 0004 
Schulden bezahlen könne. Aus den Gründen: Der Reviſion 
iſt nicht zuzugeben, daß der im Berufungsurteile normierte Eid 
gegen 88 445, 475 ZPO. verſtößt, weil Kläger nicht eine 
Tatſache beſchwören ſolle, ſondern Gegenſtand des Eides ein 
auf ungewiſſen Grundlagen beruhendes Urteil ſei. Die Vorſchrift 
des 8 445 ZPO. iſt nicht dahin zu verſtehen, das unbedingt 
verboten iſt, Rechtsbegriffe oder Urteile in die Eidesnorm auf⸗ 
zunehmen, vielmehr können nach der Lage des Falles und der 
Befähigung des Schwurpflichtigen auch Begriffe und Urteile 
als etwas Tatſächliches aufgefaßt werden und es iſt auch nicht 
ausgeſchloſſen, daß ein beſtimmtes Ergebnis für das Bewußt⸗ 
fein des Wahrnehmenden erſt durch Schlüſſe vermittelt wird. 
— REG. 7, 3; 15, 337; 33, 113 —. Von dieſen Geſichts⸗ 
punkten aus konnte ohne Verſtoß gegen die ZPO. der Eid, ſo, 
wie dies hier geſchehen iſt, normiert werden. Dem Kläger, 
einem im kaufmänniſchen Leben ſtehenden Manne, durfte ein Eid 
über die durch Schlußfolgerung zu gewinnende Überzeugung 
von der Vermögenslage eines anderen Kaufmanns auferlegt 
werden, ohne daß damit von ihm ein auf ungewiſſer Grundlage 
beruhendes Urteil erlangt wird. Außerdem hat Kläger hier nur 
den inneren Vorgang feiner Überzeugung zu beſchwören. S. c. K., 
U. v. 28. April 08, 328/07 VII. — Naumburg, 

Handelsgeſetzbuch. 

13. Konkurrenzklauſel.] 

Ein allgemeiner Satz des Inhalts, daß Kaufleute, die 
vereinbart haben, innerhalb beſtimmter Bezirke einander keine 
Konkurrenz zu machen, ihren Geſchäftsnachfolgern vertragsmäßig 
die gleiche Pflicht auferlegen müßten, läßt ſich nicht aufſtellen. 
Es verhält ſich in dieſer Beziehung ebenſo wie bei den Kartell⸗ 
verträgen, wo den beteiligten Induſtriellen auch nicht ſchlechthin 
zugemutet werden kann, bei Veräußerungen ihrer Betriebsſtätten 
den Erwerbern die Kartellabrede anzudingen (vgl. das Urteil 
des erkennenden Senats vom 2. November 1907 Rep. I 10/07). 
Nur unter beſonderen Verhältniſſen kann eine Pflicht zur 
Bindung des Sondernachfolgers anerkannt werden. B. c. P., 
U. v. 15. April 08, 312/07 I. — Karlsruhe. 

14. 89 67 Abſ. 4 (66) GB. Nichtigkeit nur der⸗ 
jenigen Vereinbarungen, welche den Handlungsgehilfen gegen⸗ 
über dem Prinzipal ungünftiger ſtellen.) 

Der 5 4 des Anſtellungsvertrags beſtimmt: „Dieſer 
Vertrag gilt vom 1. Mai 06 ab auf 10 Jahre, Herr P. (d. i. 
der Kläger) iſt berechtigt, dieſen Vertrag nach Ablauf von 
3 Jahren mit halbjährlicher Friſt aufzukündigen. Die Bank 
(d. i. die Beklagte) iſt berechtigt, Herrn P. nur vor Ablauf 
der 10 Jahre mit halbjährlicher Friſt zu kündigen, ſobald 
derſelbe ſich grobe Pflichtverletzungen zuſchulden kommen läßt. 
Die Kündigung muß ſchriftlich geſchehen.“ Die Beklagte iſt 
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der Meinung, daß die hier getroffenen Abreden über die 
Kündigungsbefugnis nach 8 67 Abſ. 4 HGB. nichtig ſeien, 
weil ſie nicht für beide Teile gleich ſei, und daß deshalb das 
Anſtellungsverhältnis der geſetzlichen Kündigungsfriſt nach § 66 
HGB. unterliege. Wie der Zuſammenhang des 8 67 mit 
dem vorhergehenden 8 66 HGB. zeigt, beziehen ſich feine Vor⸗ 
ſchriften nur auf die ordentliche Kündigung, das Recht der 
Vertragsteile, den Vertrag ohne weitere Vorausſetzung durch 
einſeitige Willenserklärung zur Löſung zu bringen. Ein ſolches 
Kündigungsrecht iſt in S 4 des Anſtellungsvertrags der Bes 
Hagten überhaupt nicht und für die erſten 3 Jahre auch dem 
Kläger nicht eingeräumt, für dieſe 3 Jahre iſt der Vertrag 
feſt abgeſchloſſen, inſoweit enthält er ein auf beſtimmte Zeit 
eingegangenes Dienſtverhältnis, auf welche Art Verträge ſich 
die 88 66, 67 nicht beziehen. Da in dieſem Rechtsſtreite 
nur die Frage zu entſcheiden iſt, ob die am 28. Dezember 06, 
alſo innerhalb der erſten 3 Vertrags jahre ausgeſprochene 
Kündigung den Vertrag für den 1. April 07 zur Auflöſung 
gebracht hat oder ob er trotz der Kündigung noch fortdauert, 
dieſe Frage aber, ſoweit die Kündigung als ordentliche Kündigung 
in Betracht kommt, ſchon durch die vom 8 67 nicht betroffene 
Abrede der dreijährigen feſten Vertragsdauer entſchieden wird, 
fo kommt es an ſich auf die Beſtimmungen in $ 67 über die 
Beſchränkungen der Vertragsfreiheit jetzt nicht an. Erſt für 
die ſpätere Zeit kann die Frage aufgeworfen werden, ob die 
Verſchiedenheit in der Kündigungsbefugnis die darüber in 8 4 
des Vertrags getroffene Vereinbarung nichtig macht. Dies 
muß verneint werden. Nicht zutreffend iſt die Annahme des 
Berufungsgerichts, daß 8 67 auf Fälle einer ungleichen 
Kündigungsbefugnis, wo der eine Vertragsteil auf beſtimmte 
Zeit überhaupt nicht, der andere während dieſer Zeit mit halb⸗ 
jähriger Friſt kündigen kann, keine Anwendung finde, weil es 
ſich dabei nicht um ungleiche Kündigungs friſten handle. In 
Wirklichkeit liegt in ſolchen Fällen die Vereinbarung ungleicher 
Friſten vor: die Kündigungsfriſt desjenigen, der während einer 
beſtimmten Zeit überhaupt nicht kündigen kann, erſcheint im 
Verhältnis zu der des andern Vertragsteils um den Zeitraum 
verlängert, in welchem ſein Kündigungsrecht noch ausgeſchloſſen 
iſt. (Vgl. Staub, HGB., 8. Aufl., 8 67 Anm. 1). An ſich 
würde alſo 8 67 HGB. auch auf den vorliegenden Fall, ſo⸗ 
weit die Zeit nach Ablauf der erſten 3 Vertragsjahre in 
Betracht kommt, zutreffen. Indeſſen iſt nun andrerſeits dem 
Berufungsgerichte darin beizuſtimmen, daß die in Abſ. 4 des 
8 67 verordnete Nichtigkeit abweichender Vereinbarungen nur 
die zuungunſten des Handlungsgehilfen getroffenen Abreden 
ergreift. Zwar beſtimmt der Wortlaut des Geſetzes, daß „die 
Kündigungsfriſt für beide Teile gleich ſein muß“ und daß 
„eine Vereinbarung, die die dieſer Vorſchrift zuwiderläuft, 
nichtig iſt“. Es ſcheint alſo ein Unterſchied nicht gemacht zu 
werden, ob die abweichende Vereinbarung dem Handlungs⸗ 
gehilfen günſtig oder ungünſtig iſt. Und deshalb wird in der 
Rechtslehre auch mehrfach die Meinung vertreten, daß ein ſolcher 
Unterſchied nicht gemacht werden dürfe (Goldmann, HGB., § 67 
Anm. 1, Ziffer III; Horrwitz, Recht der Handlungsgehilfen, 
2. Aufl., S. 120; b Arbeitsvertrag, Bd. I S. 593). 
Dieſe Auslegung Geht ſich jedoch mit dem Zwecke des Geſetzes, 
wie er in der Entſtehungsgeſchichte und im Geſetze ſelbſt zum 
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Ausdruck gekommen iſt, in Widerſpruch. (Wird ausgeführt.) 
Aus dieſen Gründen iſt der einſchränkenden Auslegung des 
8 67 Abſ. 4 der Vorzug zu geben, nach welcher nur diejenigen 
abweichenden Vereinbarungen nichtig ſind, die den Handlungs⸗ 
gehilfen gegenüber dem Prinzipale ungünſtiger ſtellen 
(Staub, HGB., 8. Aufl., 8 67 Anm. 7; Düringer⸗ Hachenburg, 
5 GB., 8 67 Anm. III). Da in dem vorliegenden Anſtellungs⸗ 
vertrage die Kündigungsbeſtimmungen den Kläger gegenüber 
der Beklagten günſtiger ſtellen, ſo kann ſie ſich als Prinzipalin 
nicht auf 8 67 Abſ. 4 berufen. N. Bam c. P., U. v. 
1. Mai 08, 551/07 III. — Kiel. 

Reichsgeſetz wegen Befeitigung ber Doppel⸗ 
beſteuerung. 

15. Beſteuerung eines GewerbelEiſenbahn)⸗ Betriebes, der 
ſich auf mehrere Staatsgebiete erftredt.] 

Die Klägerin, die L.⸗B. er Eiſenbahngeſellſchaft, hat irn 
Sitz in Lübeck, ihr Betrieb erſtreckt ſich aber auch auf preußiſches 
und hamburgiſches Staatsgebiet. Für das Jahr 1904 wurde 
fie in Hamburg mit einer Einkommenſteuer von 77 760,20 4 
veranlagt, die ſie unter Vorbehalt bezahlt hat. Sie behauptet, 
nur eine Steuer von 5 387,20 l zu ſchulden, und fordert mit 
der Klage den Mehrbetrag zu 22 373 & zurück. Das 26. 
wies die Klage ab. Das OLG. verwarf den Einwand, daß 
die geſchehene Beſteuerung gegen das Reichsgeſetz wegen Bes 
ſeitigung der Doppelbeſteuerung verſtoße, durch Zwiſchenurteil, 
und ſtellte durch ein weiteres Zwiſchenurteil feſt, daß das in 
Hamburg ſteuerpflichtige Einkommen der Klägerin für das Jahr 
1904 auf denjenigen Bruchteil der Summe von 1 065 019 & 
feſtzuſetzen ſei, der dem Verhältniſſe der Koſten des auf 
hamburgiſchem Staatsgebiete vor ſich gehenden Teiles des Be⸗ 
triebs zu den geſamten Koſten des Betriebs der Linie Lübeck 
Hamburg entſpreche. Durch Endurteil wurde ſodann das land⸗ 
gerichtliche Urteil inſoweit aufgehoben, als es die Klägerin mit 
mehr als 16 207,10 & abweiſt, und der Beklagte verurteilt, 
an die Klägerin 6 165,90 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
Klagetage zu zahlen. Im übrigen wurde die Berufung zurück⸗ 
gewieſen. RG. beſtätigte: Nach § 3 des Reichsgeſetzes darf 
der (Grundbeſitz und der) Betrieb eines Gewerbes, ſowie das 
aus dieſen Quellen herrührende Einkommen nur von dem 
Bundesſtaate beſteuert werden, in welchem (der Grundbeſitz liegt 
oder) das Gewerbe betrieben wird. Daß bei einem auf mehrere 
Staatsgebiete ſich erſtreckenden Gewerbebetriebe das Recht der 
Beſteuerung jedem beteiligten Staate, jedoch einem jeden nur 
unter Beſchränkung auf denjenigen Einkommensteil, der ſeine 
Quelle in dem auf dem Gebiete des betreffenden Staates vor 
ſich gehenden Betriebe hat, zuſteht, iſt unſtreitig. Die Durch⸗ 
führung dieſes Grundſatzes ſetzt ſtreng genommen voraus, daß 
ſich das aus dem Betriebe der einzelnen, durch die Landesgrenzen 
geſchiedenen Teilſtrecken wirklich erzielte Einkommen geſondert 
und ſelbſtändig ermitteln läßt, denn nur inſoweit unterliegt der 
Betrieb dem räumlich begrenzten Beſteuerungsrechte der 
einzelnen beteiligten Staaten. Wo dieſe Vorausſetzung gegeben 
iſt, bietet die Durchführung des im 83 des Neichsgeſetzes aus⸗ 
geſprochenen Grundſatzes auch keine Schwierigkeiten; die Über⸗ 
ſchreitung der dem Beſteuerungsrechte des Einzelſtaates gezogenen 
Schranken wäre unſchwer nachweisbar, und es könnte ſolchem 
Nachweiſe gegenüber nicht geſagt werden, es liege leine Doppel⸗ 


— 
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beſteuerung, ſondern höchſtens eine zu hohe Schätzung des auf 
dem eigenen Gebiete erzielten Einkommens vor. Erhebliche 
Schwierigkeiten können ſich dagegen ergeben bei einem einheit⸗ 
lichen Betrieb, deſſen Reinertrag nur für den geſamten Betrieb 
einheitlich berechnet werden kann, wie dies für die hier fragliche 
Linie Lübeck-Hamburg des Unternehmens der Klägerin zutrifft. 
Einerſeits ſteht auch hier das Beſteuerungsrecht eines jeden der 
beteiligten Staaten außer Frage; andererſeits iſt die Beſteuerung 
ſtreng nach Maßgabe der Gebiets zugehbrigkeit unausführbar. 
Es bleibt deshalb nichts übrig und iſt ſtets für zuläffig erachtet 
worden, daß jeder Staat einen angemeſſenen Bruchteil des 
Geſamteinkommens für ſich als Steuerobjekt in Anſpruch nimmt. 
Hierbei liegt die Schwierigkeit in der Auffindung eines ſowohl 
den Intereſſen des Staates wie denen des Steuerpflichtigen 
gleichermaßen gerecht werdenden Maßſtabes. Das Reichsgeſetz 
hat es unterlaſſen, einen Verteilungsmaßſtab aufzuſtellen, und 
es läßt ſich auch ſchwerlich eine für alle Fälle paſſende Regel 
auffinden. Es iſt deshalb der Teil des Geſamteinkommens, der 
auf die einzelnen in den verſchiedenen Staaten betriebenen Teile 
des Gewerbebetriebs zurückzuführen iſt, nach den Umſtänden des 
Falls, wo nötig unter Zuziehung von Sachverſtändigen, nach 
billigem Ermeſſen abzuſchätzen. RG. 15, 27 ff. Demnach iſt 
es wohl richtig, daß jeder beteiligte Staat die auf ihn treffende 
Steuer ſelbſtändig und unabhängig von den anderen beteiligten 
Staaten feftzufegen hat. Unrichtig iſt dagegen die Meinung, 


daß für dieſe Feſtſetzung lediglich die Landesgeſetze maßgebend 


ſeien. Vielmehr iſt auch auf die Grundſätze des Doppel⸗ 
beſteuerungsgeſetzes Rückſicht zu nehmen, und wenn auf Grund 
einer landesgeſetzlichen Vorſchrift erweislich ein höherer Bruch⸗ 
teil des Geſamteinkommens beſteuert wird, als den tatſächlichen 
Betriebsverhältniſſen entſpricht, ſo hat das Landesgeſetz dem 
Reichsgeſetz zu weichen. An dieſer, auch der erwähnten Ent- 
ſcheidung Bd. 15 S. 27 zugrunde liegenden Auffaſſung hat das 
RG. in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehalten, und der Senat 
findet keinen Anlaß, davon abzugehen. L.⸗B.er Eiſenb.⸗Geſ. 
c. Hamb. Fiskus, U v. 10. April 08, 335/07 VII. — Hamburg. 

Patentrecht. 

16, Abhängigkeit einer neuen Erfindung von einer älteren.] 

Die Abhängigkeit einer neuen Erfindung von der älteren 
erfordert nicht notwendig, daß die ältere ganz in der neuen 
in Benutzung genommen wird. Vielmehr genügt ſchon eine 
teilweiſe Benutzung und eine Benutzung mit Abänderungen. 
Freilich genügt es nicht, daß ſich das erfinderiſche Denken in 
beiden Fällen teilweiſe auf der gleichen Bahn bewegt hat, ins⸗ 
beſondere nicht, daß die gleichen Naturgeſetze zu demſelben 
techniſchen Erfolge geführt haben. Wohl aber wird man die 
teilweiſe Benutzung der älteren Erfindung dann anerkennen 
müſſen, wenn greifbare techniſche Teilerfolge, die zur Herbei⸗ 
führung des techniſchen Endzweckes dienen und bei der alten 
Erfindung mittels erfinderiſcher Tätigkeit erzielt waren, 
auch bei der neuen Erfindung mit den gleichen techniſchen Mitteln 
hergeſtellt und zur Herbeiführung des Endzweckes benutzt werden. 
H. & P. c. Gebr. M., U. v. 15. April 08, 238/07 I. — Naumburg. 

Warenbezeichnungsgeſetz. 

17. 88 12, 23 Waren 3G. Ein nur im Auslande ein⸗ 
getragenes Warenzeichen hat gegenüber dem gleichartigen 
inländiſchen Warenzeichen keinerlei zeichenrechtliche Bedeutung.] 
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Es iſt zwiſchen Parteien unſtreitig, daß der Klägerin auf 
Grund des für fie in der Zeichenrolle des DPat A. eingetragenen 
Zeichens Nr. 48205 die Rechte aus 8 12 Waren 3G. zuſtehen; 
die Beklagte macht aber gegenüber der gegen ſie aus dieſem 
Paragraphen abgeleiteten Klage geltend, daß die von ihr ver⸗ 
triebenen, mit dem betreffenden Zeichen verſehenen Waren 
zeichenrechtlich um deswillen geſchützt ſeien, weil ſie in 
Schweden von einer beſtimmten Geſellſchaft mit dem Zeichen 
verſehen ſeien und genau dieſes Zeichen in Schweden für 
jene Geſellſchaft eingetragen ſei. Das LG. hat die Einrede 
für begründet erachtet; der Berufungsrichter hat ſie verworfen. 
Die Reviſionsklägerin macht geltend: Die Wirkſamkeit des 
deutſchen Zeichenrechts finde ihre Grenze an der Wirkſamkeit 
des nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen auch für das Inland 
als berechtigt anzuerkennenden ausländiſchen Zeichenrechts. Das 
Zeichenrecht erſtrecke ſich als abſolutes Perſönlichkeitsrecht über 
die Grenzen des Heimatlandes hinaus, und wenn auch das 
Recht, andere von der Benutzung desſelben Zeichens 
zur Bezeichnung gleichartiger Waren auszuſchließen, durch 
Eintragung in die Zeichenrolle des Inlandes nach 8 23 
Waren 8G. bedingt ſei, fo müſſe dennoch das Recht des aus: 
ländiſchen Zeicheninhabers, ſeine Waren mit ſeinem Zeichen 
zu verſehen und in den Verkehr zu ſetzen, auch im 
Inlande anerkannt werden, denn die Anwendung des Zeichens 
ſei nur die Ausübung eines im Gebiete des dafür allein zu⸗ 
ſtändigen ausländiſchen Geſetzes anerkannten wohlerworbenen 
Rechtes. Dieſen Ausführungen der Reviſionsklägerin iſt nicht 
beizutreten. Sicher iſt es richtig, daß das Zeichenrecht ein 
abſolutes Recht iſt und an ſich durch die Grenzen des Heimat⸗ 
ſtaates nicht beſchränkt wird; ebenſo iſt es richtig, daß der 
Inhaber eines im Auslande eingetragenen (oder ſonſt geſchützten) 
Zeichens das Recht erworben hat, im Auslande ſeine Waren 
mit ſeinem Zeichen zu verſehen und ſie zu vertreiben; er handelt 
daher, wenn er dieſes tut, nicht widerrechtlich, denn ihm ſteht 
die Befugnis dazu zur Seite. Eine andere Frage aber iſt es, 
ob ihm auch das Recht zuſteht, die im Auslande mit ſeinem 
Zeichen rechtmäßig verſehenen Waren außerhalb ſeines Heimat⸗ 
ſtaates, in Deutſchland, ſei es ſelbſt, ſei es durch einen Dritten, 
zu vertreiben. Hierüber können nur die Geſetze des Inlandes 
beſtimmen, von im Auslande wohlerworbenen Rechten kann 
gegenüber den inländiſchen Geſetzen keine Rede ſein. Dieſe 
aber ſtellen die im Auslande eingetragenen Zeichen für das 
Inland einem in dieſem eingetragenen Zeichen nicht gleich; ſie 
verlangen im Gegenteil, daß, wenn ein ausländiſches Zeichen 
auch für das Inland zeichenrechtliche Kraft haben ſoll, dann 
die Eintragung des ausländiſchen Zeichens in die inländiſche 
Zeichenrolle erfolgt fein muß ($ 23 des Geſetzes). Ein nur 
im Auslande eingetragenes Warenzeichen hat gegenüber dem 
gleichartigen inländiſchen Warenzeichen keinerlei zeichenrechtliche 
Bedeutung. Auch nach dem Unionsvertrage (der Pariſer 
Übereinkunft vom 20. März 1883 nebſt der Brüſſeler Zuſatz⸗ 
akte vom 14. Dezember 1900) folgt daraus, daß eine Fabrik⸗ 
oder Handelsmarke im Auslande geſchützt iſt, nur, daß ſie 
auch im Inlande zuzulaſſen und dann zu ſchützen iſt; 
es müſſen dabei aber die Förmlichkeiten und Bedin⸗ 
gungen des inländiſchen Geſetzes erfüllt werden (Art. 6, 2 
des Unions vertrages). Das liegt hier nicht vor. Das Zeichen, 
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das ſich die ſchwediſche Geſellſchaft in Schweden hat eintragen 
laſſen, iſt eben nur dort eingetragen. Das für die Klägerin 
in Deutſchland eingetragene Zeichen iſt ein zweites, ein 
anderes, von jenem Auslandzeichen unabhängiges und ſelbſt⸗ 
ſtändiges Zeichen. In dem vorſtehend dargelegten Sinne hat 
der Senat ſchon wiederholt entſchieden (vgl. insbeſondere RG. 
45, 145/146; 54, 417; ein Urteil in Sachen P. gegen P. 
II. 43/07 vom 4. Juni 07). Die Entſcheidung in RG. 51, 
265 ff. ſteht auf keinem anderen Boden; es handelt ſich dort, 
wie der Berufungsrichter zutreffend ausgeführt hat, um einen 
ganz andern Fall; es war insbeſondere das ausländiſche Zeichen 
auch in Deutſchland eingetragen. S. c. D.⸗S. Saatzucht⸗ 
anſtalt, U. v. 1. Mai 08, 515/07 II. — Königsberg. 

II. Prenßiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

18. 8 131 1. 5 ALR. Heilung der mündlichen Schuld⸗ 
übernahme durch nachfolgende Auflaſſung.] 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits iſt in der Hauptſache 
davon abhängig, ob eine wirkſame Schuldübernahme durch den 
Beklagten ſtattgefunden hat. Nach der allgemeinen Vorſchrift 
des § 131 1. 5 des hier zur Anwendung kommenden ALR. 
bedarf die Schuldübernahme bei einem Gegenſtande von mehr 
als 150 &, auch wenn der Vertrag zwiſchen dem Gläubiger, 
dem Schuldner und Schuldübernehmer geſchloſſen wird, der 
ſchriftlichen Form. Durch die nachfolgende Auflaſſung wird 
die mangelnde Form des der Auflaſſung zugrunde liegenden 
Kaufvertrages, deſſen Beſtandteil die Schuldübernahme bildet, 
im Verhältnis zwiſchen Käufer und Verkäufer geheilt. Es er⸗ 
warb alſo durch die Auflaſſung der Verkäufer S. das Recht, 
auf Grund der Schuldübernahme von dem Beklagten als Käufer 
des Grundſtücks die Zahlung der Darlehnsſchuld an Klägerin 
zu verlangen und er konnte auch dieſes Recht an Klägerin ab⸗ 
treten (vgl. Gruchots Beitr. 32, 1084, Turnau GBO. 5. Aufl. 
S. 666 u. 667). Ohne eine ſolche Abtretung konnte aber die 
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erlangen (RG. 3, 258). Die formheilende Wirkung der Auf⸗ 
laſſung erſtreckt ſich zwar, wenn der Käufer das Grundſtück an 
einen Dritten weiter veräußert oder das Recht aus dem Kaufe 
abgetreten hat und die Auflaſſung direkt zwiſchen dem Ver⸗ 
käufer und dem Dritten erfolgt, auch auf die mit dem Dritten 
geſchloſſenen Verträge, die gleichfalls durch die Auflaſſung er⸗ 
füllt werden (RG. 31, 230, vgl. für das neue Recht 
JW. 04, 1690. Dagegen kann dem außerhalb des Ver⸗ 
trages ſtehenden Dritten, der aus der mündlichen Schuld⸗ 
übernahme des Käufers oder aus der mündlichen Beitritts⸗ 
erklärung zu dem zu ſeinen Gunſten geſchloſſenen Vertrage 
(8 153 Tl. 1 Tit. 5 ALR.) Rechte herleitet, die Auflaſſung 
nicht zuſtatten kommen. Anders ſteht es jedoch, wenn der 
Kaufvertrag vorliegendenfalls in der Weiſe geſchloſſen iſt, daß 
Klägerin als Verkäuferin an dem Vertrage teilnahm. Da S. 
das Grundſtück mit dem von der Klägerin ihm dargeliehenen 
Gelde erworben hatte, fo konnten die Genannten ihr Rechts⸗ 
verhältnis ſo geſtalten, daß beide die Verkäufer waren, und ſie 
konnten mit dem Beklagten vereinbaren, daß dieſer als Teil 
des Kaufpreiſes die Verpflichtung übernahm, das von der 
Klägerin dargeliehene Geld unter beſtimmten Modalitäten an ſie 
zurückzuzahlen. S. 0. B., U. v. 30. April 08, 540/07 IV. — Poſen. 
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Wegerecht. 

19. Vorausſetzungen für die rechtswirkſame Entſtehung 
eines öffentlichen Fußweges in der fiskaliſchen Forſt. — 
Reviſibilität der Königlichen Kabinetsorder vom 31. Des 
zember 1825. 

Rechtsirrig iſt die Ausführung, mit der das Berufungs⸗ 
gericht die Annahme begründet hat, daß der ſog. Stadtſtieg 
(ein Fußweg in der Forſt des verklagten Forſtfiskus) als 
öffentlicher Weg zu betrachten ſei und daß deſſen Unter⸗ 
haltung dem Beklagten obliege. Das Berufungsgericht geht 
hierbei zwar von dem richtigen Satze aus, daß die Offentlichkeit 
eines Weges dadurch begründet werde, daß er von dem 
Eigentümer, dem Unterhaltungspflichtigen und der 
Wegepolizeibehörde ausdrücklich oder ſtillſchweigend dem 
öffentlichen Verkehre gewidmet worden ſei. In der Tat wird 
nach dem preußiſchen Verwaltungsrechte zur Entſtehung eines 
öffentlichen Weges erfordert, daß er entweder von dem 
Grundeigentümer und dem Wegebaupflichtigen mit Zuſtimmung 
der Wegepolizeibehörde für den öffentlichen Verkehr aus⸗ 
drücklich überlaſſen worden oder daß ſeine dauernde und 
ungeſtörte Benutzung bisher unter Umſtänden erfolgt iſt, die 
erkennen laſſen, daß der Weg dem öffentlichen Verkehre unter 
Zuſtimmung aller Rechtsbeteiligten gewidmet worden 
ſei. Val. Germershauſen, das Wegerecht und die Wege: 
verwaltung in Preußen, 2. Aufl., Bd. 131 Nr. 2 S. 5; 
Friedrichs, das Zuſtändigkeitsgeſez vom 1. Auguſt 1883, 
Anm. 4 zu §8 55; OVG. 8, 213; 20, 217; 25, 212; 27, 401. 
Bei der Anwendung dieſer leitenden Sätze aber hat ſich das 
Berufungsurteil nicht frei von Rechtsirrtum gehalien. Es 
reichen zwar die Ausführungen, mit denen gerechtfertigt werden 
ſoll, daß bei Abſchluß des Rezeſſes die Abſicht nicht dahin 
gegangen ſei, ein regelwidriges, weit ausgedehntes perſönliches 
Dienſtbarkeitsrecht für die dort bezeichneten Gemeinden 
und deren Mitglieder in bezug auf die angegebenen Wege zu 
begründen, und daß deshalb anzunehmen ſei, es hätten dieſe 
Wege als öffentliche dem allgemeinen Verkehre gewidmet werden 
ſollen, dazu aus, darzulegen, daß der Forſtfiskus als der 
Eigentümer des Forſtes den Stadtſtieg als öffentlichen Weg 
dem allgemeinen Verkehre habe überlaſſen wollen. Dagegen 
erhellt daraus nicht, daß auch der Wegebaupflichtige ſeine 
Zuſtimmung hierzu erteilt habe. Das Berufungsgericht geht 
zwar erſichtlich von der Anſicht aus, daß die Wegebaupflicht 
den Beklagten ſelbſt treffe. Denn es leitet aus der Tat⸗ 
ſache, daß dieſer den Weg „fortgeſetzt“ ausgebeſſert habe, 
ſelbſt eine Beſtätigung der Annahme ab, daß der Weg eben 
ein öffentlicher ſei. Dieſe Begründung iſt indeſſen durchaus 
unzureichend. Wem die Unterhaltung eines öffentlichen Fuß⸗ 
weges obliegt, iſt in den maßgebenden wegerechtlichen Vor⸗ 
ſchriften allgemein nicht beſtimmt. Vgl. Germershauſen, 
a. a. O. 8 1 Nr. 5 S. 12. Insbeſondere beſteht auch in der 
Provinz Hannover keine allgemeine Vorſchrift darüber, wer 
öffentliche Fuß wege, und namentlich, daß ſie grundſätzlich der 
Eigentümer zu unterhalten habe. Vgl. Germershauſen, 
a. a. O. Bd. 2 S. 294 ff.; Ebert, die Wegegeſetzgebung in 
der Provinz Hannover, I. Abt. S. 12 ff. Um ſo notwendiger 
war es, daß, ſoweit der Charakter des Stadtſtieges als eines 
öffentlichen Weges durch den Rezeß begründet werden ſollte, 
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bei dieſer Widmung zugleich auch Beſtimmung darüber 
getroffen wurde, wem künftig die Unterhaltung dieſes öffent⸗ 
lichen Weges obliegen ſolle. Mit Recht hat auch das OVG. 
das Erfordernis, daß über die Perſon des Wegebau— 
pflichtigen bei Schaffung einer öffentlichen Wegeverbindung 
Beſtimmung getroffen werde, daraus abgeleitet, daß es einen 
öffentlichen Weg ohne einen zur Unterhaltung öffentlich⸗ rechtlich 
Verpflichteten nicht geben könne. Vgl. Urt. v. 12. Juli 1897, 
Preuß. Verwaltungsblatt, 19. Jahrg., S. 42, und vom 
13. März 1899, OVG. Bd. 35 S. 297. Eine Beſtimmung 
aber darüber, wem die Unterhaltung des Stadtſtieges als 
öffentlichen Weges obliegen ſolle, enthält der Rezeß nicht, 
mindeſtens keine ausdrückliche. Ob die Übernahme der 
Verpflichtung hierzu durch den Beklagten etwa aus dem Zwecke 
des Rezeſſes überhaupt oder des § 10 insbeſondere oder aus 
ſonſtigen Beſtimmungen oder endlich aus dem Geſamtinhalte 
der Urkunde zu entnehmen ſei, hat das Berufungsgericht 
nicht erörtert. Jedenfalls genügt der von ihm geltend gemachte 
Umſtand, daß der Beklagte bisher den Weg tatſächlich aus⸗ 
gebeſſert habe, zur Begründung der Annahme, daß der 
Beklagte eine Verpflichtung hierzu übernommen habe, deshalb 
nicht, weil dieſe Partei im erſten Rechtszuge bei dem Beſtreiten 
der Übernahme einer Unterhaltungspflicht ausdrücklich behauptet 
hat, wenn ſie den Weg dann und wann ausgebeſſert habe, 
ſo habe ſie dies aus freien Stücken und lediglich für 
ihre Waldarbeiter getan. Zutreffend hat ferner die 
Reviſion auch darauf hingewieſen, daß die Feſtſtellung des 
Berufungsgerichts, auch die Wegepolizeibehörde, gleichfalls 
dargeſtellt durch die Regierung in H., habe den Stadtſtieg 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend dem öffentlichen Verkehre ge⸗ 
widmet, auf Rechtsirrtum beruhe. Es braucht in dieſer Hinſicht 
nicht darauf eingegangen zu werden, daß in dem Urteile jede 
Darlegung darüber fehlt, worin die Zuſtimmung der Wege⸗ 
polizeibehörde dazu ausgedrückt ſein ſoll, daß der Weg als 
öffentlicher zu gelten habe. Jedenfalls kann gegen den Willen 
der Wegepolizeibehörde der Eigentümer eines Privatweges dieſen 
weder durch Erklärung noch durch tatſächliche Freigabe für den 
Gebrauch zu einem öffentlichen machen, wenn auch in dieſer 
Hinſicht die bloß ſtillſchweigende, in ſchlüſſigen Handlungen 
oder Unterlaſſungen hervortretende Erklärung der Polizeibehörde 
genügt. Vgl. Germers hauſen, a. a. O. Bd. 1 81 
Nr. 2 S. 5 und OVG. 17, 322. Allein darin tritt ohne 
weiteres ein Rechtsirrtum des Berufungsgerichts hervor, 
daß es annimmt, die Regierung in H. bilde die Wege⸗ 
polizeibehörde, der die Aufſicht über den hier in Frage ſtehenden 
öffentlichen Weg zuſtehe. Nach 8 6b VO. über die Polizei⸗ 
verwaltung in den neu erworbenen Landesteilen vom 20. Sept. 
1867 und $ 24 der Kreisordnung für die Provinz Hannover 
vom 6. Mai 1884 iſt in dieſer Provinz die ordentliche Wege⸗ 
polizeibehörde der Landrat. Die Regierung als ſolche 
bildet die Wegepolizeibehörde auch nicht einmal in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz, insbeſondere nicht die Abteilung der Re⸗ 
gierung für Domänen und Forſten, als deren Vertreter 
der Regierungsrat B. im Namen des Forſtfiskus den Rezeß 
von 1885 mit abgeſchloſſen hat. Höchſtens der Regierungs⸗ 
präſident könnte noch als Polizeibehörde in Frage kommen, 
aber nur, ſofern nach 8 127 des Geſetzes über die allgemeine 
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Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 gegen Verfügungen 
des Landrats als Ortspolizeibehörde Beſchwerde an ihn 
ſtattfindet. Von einer ſolchen iſt aber hier nicht die Rede. 
Nun begründet zwar die Verletzung einer Vorſchrift der Kreis⸗ 
ordnung für die Provinz Hannover nach § 549 3PO. die 
Reviſion nicht, weil deren Geltungsbereich ſich nicht über den 
Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erſtreckt. Wohl aber iſt 
dies der Fall bei der gleichzeitig vorliegenden Verletzung der 
Lit. D II 3 der Königlichen Kabinetsorder vom 
31. Dezember 1825, durch welche die Zuſtändigkeit 
der Abteilungen der Regierungen „für die Verwaltung 
der direkten Steuern, Domänen und Forſten“ beſtimmt 
wurde durch unrichtige Anwendung. Es kann 
ſich daher nur noch fragen, ob die Entſcheidung des 
Berufungsgerichts etwa durch die ſchließliche Feſtſtellung ges 
tragen wird, ſchon vor Vollziehung des Rezeſſes von 1885 
ſei der Weg als „Stadiſtieg“ bekannt geweſen, „alſo auch all: 
gemein benutzt worden“, und es ſei deshalb in der Beſtimmung 
des § 10 Abſ. 1 des Rezeſſes nur die Zuſage des Beklagten 
zu finden, daß, ſoweit O. in Betracht komme, den Bewohnern 
dieſes Ortes die Benutzung des Stadtſtieges als eines 
öffentlichen Weges in der bisher gewohnten Weiſe 
für ewige Zeiten erhalten bleibe. Allerdings kann der 
Umſtand, daß ein Weg bisher dauernd und ungeſtört vom 
Publikum benutzt worden iſt, ein Merkmal der Offentlichkeit 
bilden. Vgl. Germers hauſen, a. a. O. Bd. 1 8 1 Nr. 2 S. 8, 
und OVG. 9 S. 203 und 208. Andererſeits wird aber 
ein Privatweg dadurch, daß er tatſächlich durch Duldung 
oder ausdrückliche Geſtattung von ſeiten des Eigentümers 
jedermann zugänglich gemacht wird, noch nicht zu einem 
öffentlichen Wege. Vgl. OVG. 14, 214; 29, 338. Es 
kommt daher immer darauf an, ob ein Weg tatſächlich, 
insbeſondere von Alters her, unter ſolchen Umſtänden dem 
allgemeinen Verkehre gedient hat, die mit Sicherheit darauf 
ſchließen laſſen, daß alle rechtlich Beteiligten ihn für 
den öffentlichen Verkehr beſtimmt haben. Vgl. die 
zuletzt angezogene Entſcheidung des OVG. Nach dieſer Richtung 
genügt aber die vom Berufungsgerichte getroffene Feſtſtellung, 
daß der hier in Rede ſtehende Weg „als Stadtſtieg“ ſchon 
vor Vollziehung des Rezeſſes bekannt geweſen ſei, nicht. 
Denn daraus iſt nicht zu entnehmen, in welchem Umfange der 
Weg benutzt worden iſt und ob eine etwaige allgemeine Be⸗ 
nutzung mit mindeſtens ſtillſchweigender Zuſtimmung des Be⸗ 
klagten als Eigentümers und Wegebaupflichtigen ſowie mit 
Einwilligung der Wegepolizeibehörde ſtattgefunden hat. Die 
Annahme des Berufungsgerichts aber, daß der Stadtſtieg ſchon 
von jeher ein öffentlicher Weg geweſen ſei, ſteht auch im un⸗ 
gelöſten Widerſpruche mit der Behauptung des Beklagten, daß 
der Stadtſtieg ein Privatweg des Forſtfiskus ſei, der nur 
auf Grund des Rezeſſes verſchiedenen Gemeinden, darunter 
auch der Gemeinde O., für ewige Zeiten zur Benutzung ein⸗ 
geräumt ſei, und deſſen Unterhaltung der Beklagte nicht über⸗ 
nommen habe. Dieſer beſtimmten Gegenbehauptung gegenüber 
konnte die von jeher vorhanden geweſene Offentlichkeit des 
Weges nicht mit der allgemein gehaltenen Feſtſtellung, daß der 
Weg als Stadtſtieg ſchon vor der Vollziehung des Rezeſſes 
von 1885 bekannt geweſen ſei, begründet werden. Viel⸗ 
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mehr hätte über die Umſtände, aus denen die von der Klägerin 
behauptete von jeher vorhanden geweſene Offentlichkeit des 
Weges in der oben dargelegten Weiſe hätte gefolgert werden 
können, Beweis erhoben werden müſſen. Preuß. Forſtfiskus 
e. E., U. v. 24. April 08, 410/07 III. — Celle. 

III. Das Rheiniſche Necht. 

20. Art. 1184, 1179, 1183 e. c. in Verb. mit 8 304 8D. 
Die Vertragsauflöſung wirkt nicht immer ex tune. — Voraus⸗ 
ſetzung des 8 304 ZPO. iſt das Beſtehen eines Schadens.] 

1. Was die von beiden Parteien geltend gemachten 
Schadenserſatzanſprüche betrifft, ſo iſt dem Berufungsgerichte 
grundſätzlich darin beizupflichten, daß die Vertragsauflöſung 
gemäß Art. 1184 c. c. ex tunc, d. h. auf den Zeitpunkt des Ber: 
tragsabſchluſſes zurückwirkt. Dieſe Wirkung erſcheint als die 
notwendige Folge der dem Art. 1184 c. c. zugrunde liegenden 
Auffaſſung, daß die Erfüllung des Vertrages als ſtillſchweigende 
Bedingung eines ſynallagmatiſchen Vertrages gilt und mit 
der Nichterfüllung des Vertrages die auflöſende Bedingung 
eintritt, welche gemäß Art. 1179 und 1183 c. c. alles wieder 
in den Zuſtand verſetzt, als wenn der Vertrag nicht geſchloſſen 
worden wäre, jedoch unbeſchadet der Schadenserſatzverbindlichkeit 
und ſelbſtverſtändlich mit der aus der Natur der Sache mit 
Notwendigkeit ſich ergebenden Einſchränkung, ſoweit eine Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes tatſächlich noch möglich 
iſt. Der Grundſatz des Art. 1183 c. c. erleidet nämlich bei 
Verträgen von längerer Dauer, wie Dienſt⸗, Miet⸗, Ver⸗ 
ſicherungs⸗ und Rentenverträgen, die zur Zeit der Verletzung 
und Auflöſung des Vertrages ſchon eine gewiſſe Zeit beſtanden 
haben, eine notwendige Einſchränkung, weil die tatſächlichen 
Verhältniſſe, welche auf Grund des Vertrages eingetreten ſind, 
nicht mehr ungeſchehen gemacht werden können. Ein Fall 
dieſer Art liegt hier vor. Der Vertrag der Parteien iſt bereits 
einige Zeit hindurch (vom 1. Februar bis 29. Auguſt 1893) 
zur Vollziehung gelangt. Während dieſer Zeit hat der Kläger 
als Agent Geſchäfte abgeſchloſſen, die bereits ihre Erledigung 
gefunden haben und nicht mehr rückgängig gemacht werden 
können. Unter dieſen Umſtänden bleibt nichts anderes übrig, 
als daß die Parteien ihre beiderſeitigen Anſprüche aus der 
Zeit der tatſächlich ſtattgefundenen Geſchäfts verbindung nach 
Maßgabe des Vertrages berechnen, wie dies auch der I. Richter 
angenommen und inſoweit die weitere Entſcheidung ſich vor⸗ 
behalten hat. 2. Was die progeſſuale Behandlung der beider: 
ſeitigen Anſprüche anlangt, ſo hat das Berufungsgericht den 
Schadenserſatzanſpruch des Klägers unter Ziffer 2 und 3 der 
Urteilsformel unbeſchränkt dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Mit Recht rügt der Beklagte, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen zum Eclaß eines Zwiſchenurteils im Sinne des 
8 304 ZPO. nicht vorgelegen hätten. Wie der Beklagte zu, 
treffend ausführt, hat er, indem er Abweiſung der Klage 
und mit der Widerklage eventuell im Wege der Aufrechnung 
Schadenserſatz von 5000 & beantragte, dieſes eventuell in dem 
Sinne gemeint, daß er ohne weiteres für den Fall auf⸗ 
rechnen wollte, daß die vom Kläger erhobenen Anſprüche be⸗ 
gründet ſeien. Nach §8 53 KO. brauchte er ſeine Forderung 
im Konkursverfahren nicht anzumelden, weil er zur Aufrechnung 
befugt war und er bat fie nicht angemeldet. Solange aber 
über die der Klageforderung aufrechnungsweiſe entgegen⸗ 
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geſetzte Gegenforderung nicht entſchieden war und ſomit nicht 
feſtſtand, daß dem Kläger überhaupt noch ein Anſpruch zuſtand, 
konnte nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. ein 
Zwiſchenurteil gemäß $ 304 300. nicht erlaſſen werden. 
D. c. K. Konk., U. v. 28. April 08, 511/07 II. — Cöln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Wendet der Beklagte Befriſtung ſeiner Zahlungspflicht mit 
der Behauptung ein, daß die Friſt urſprünglich bei Vertrags⸗ 
ſchluß vereinbart ſei, ſo hat Kläger, wie Entſch. Nr. 1 aus⸗ 
führt, den von ihm behaupteten friſtloſen Vertragsinhalt zu 
beweiſen. Für die Behauptung nachträglich vereinbarter 
Stundung iſt Beklagter beweispflichtig. 

„Ablieferung“ im Sinne des § 477 Abſ. 1 BGB. wie 
auch des § 377 Abſ. 1 HGB. iſt nach Entſch. Nr. 2 der Bor: 
gang, durch den der Käufer in Erfüllung des Kaufvertrags in 
eine ſolche tatſächliche räumliche Beziehung zur Kaufſache geſetzt 
wird, daß er durch einſeitigen Akt ſich ſofort ihren tatſächlichen 
Gewahrſam verſchaffen, ſie unterſuchen und über ſie ver⸗ 
fügen kann. 

Entſch. Nr. 4 führt aus, daß unter einem „Bauwerk“ 
im Sinne des § 638 BGB. eine unbewegliche durch Ver⸗ 
wendung von Arbeit und Material in Verbindung mit dem 
Erdboden hergeſtellte Sache zu verſtehen ſei. Eine ſolche Ver⸗ 
bindung werde dadurch nicht hergeſtellt, daß auf dem Waſſer 
ruhende Schiffskörper mit Seilen und Ketten am Lande be⸗ 
feſtigt werden. 

Der Verzicht auf die Mängelrüge gehört nach Entſch. Nr. 5 
nicht zum Begriffe der Abnahme. Die Abnahme iſt nicht 
Billigung des Werkes, ſondern nur deſſen Annahme als Erfüllung. 

.. Der Bereicherungsanſpruch iſt nach Entſch. Nr. 6 grund⸗ 

ſätzlich nur dann gegeben, wenn die in Frage ſtehende Ver⸗ 
mögensverſchiebung ſich unmittelbar zwiſchen den Parteien 
vollzogen hat. 

Für die Frage, ob neben kontraktlichen Anſprüchen deliktiſche 
mit in Betracht kommen, iſt, wie Entſch. Nr. 7 darlegt, die 
Beurteilung des konkreten Falles entſcheidend; nach der Sachlage 
des Einzelfalles iſt zu ermeſſen, ob die Vertragsverletzung 
zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung erfüllt 
und deshalb dem Geſchädigten aus beiden rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten Anſprüche zuſtehen. 

Die Erhebung einer Scheidungsklage, mit der nur eventuell 
die Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verbunden 
iſt, sende den geſetzlichen Anforderungen des § 1571 Abſ. 2 
S. 2 BGB. nicht. Der klagende Ehegatte gibt, wie Eniſch. 
Nr. 8 ausführt, dem andern dadurch nicht zu erkennen, daß er 
ihn vor die Wahl ſtelle, zurückzukehren oder ſeinerſeits rechtzeitig 
auf Scheidung zu klagen. 

Ein allgemeiner Satz, des Inhalts, daß Kaufleute, die 
vereinbart haben, innerhalb beſtimmter ei e einander keine 
Konkurrenz zu machen, ihren Geſchäftsnachfolgern vertragsmäßig 
die gleiche Pflicht auferlegen müßten, läßt ſich nach Entſch. Nr. 13 
nicht aufſtellen. Eine Pflicht zur Bindung der Sondernachfolger 
kann nur unter beſonderen Verhältniſſen anerkannt werden. 

Die in Abſ. 4 des § 67 HGB. verordnete Nichtigkeit ab⸗ 
weichender Vereinbarungen ergreift nach Entſch. Nr. 14 nur die 


zuungunſten des Handlungsgehilfen getroffenen Abreden. N. 


Deutſcher Juriſtentag. 


Die Ständige Deputation des Deutſchen Juriſtentages hat 
in ihrer Pfingſtverſammlung zu Weimar beſchloſſen, den dies⸗ 
jährigen 29. Deutſchen Juriſtentag wegen eingetretener Hinderniſſe 
nicht wie urſprünglich in Ausſicht genommen in Freiburg, ſondern 
in Karlsruhe abzuhalten. 

Die Tagung ſelbſt wird vom 10. bis 12. September d. J., 


der Begrüßungsabend am 9. September ſtattfinden. 


Über das wiſſenſchaftliche Programm und die feſtlichen 
Veranſtaltungen werden wir demnächſt berichten. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die vierundzwanzigſte ordentliche General- 


verſammlung wird auf den 
27. September 1908, Vormittags 11 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der 
Rechtsanwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 
Gegenſtände der Tagesordunng find: 

1. Entſcheidung über die Frage, ob die in dem 
Mannheimer Beſchluſſe vom 12. September 1907 
für die Auszahlung von 500 000 & aus dem 
Kapitalgrundſtocke der Hülfskaſſe für dentſche 
Rechtsanwälte an die Ruhegehalts⸗, Witwen- und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte geſtellten 
Vorbedingungen für erfüllt erachtet werden, und 
die Überweiſung mit dem Zinsrechte vom 
1. Juli 1908 ab angeordnet werden ſoll, 

2. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1908 abgelaufene 
Geſchäfts jahr, 

3. die Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung 
des Vorſtandes, 

4. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des 8 9 der Satzungen, 

5. die Wahl von Rechnungsreviſoren, 

6. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 1. Inli 1908. 


Dülfstafle für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr, 
Juſtizrat, Vorſitzender. 


St $ 93 ZPO. im Verfahren auf Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärung eines Schiedsſpruchs auwendbar? 
Von Amtsrichter Dr. Thieſing, Celle. 

Die Vorſchrift des § 1042 ZPO., wonach die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus einem Schiedsſpruch nur ſtattfinden kann, 
wenn fie durch Vollſtreckungsurteil für zuläſſig erklärt iſt, läßt 
die Frage auftauchen, ob die Partei, die mit der Klage auf 


Erlaß des Vollſtreckungsurteils überzogen wird, durch ſofortiges 
Anerkenntnis gemäß 8 93 ZPO. die Koſtenpflicht von ſich 
abwälzen kann. Dies hängt davon ab, ob von dem Vorliegen 
der zweiten Vorausſetzung des § 93, nämlich daß der Beklagte 
zur Erhebung der Klage keine Veranlaſſung gegeben hat, in 
dieſem Verfahren überhaupt die Rede ſein kann. Auf den 
erſten Blick ſcheint dies nicht zweifelhaft zu ſein. Denn wenn 
die im Schiedsverfahren unterlegene Partei dem Schiedsſpruch 
nicht zuwiderhandelt oder kein Grund zu der Annahme vorliegt, 
daß ſie ihm nicht alsbald nachkommen und den Gegner be⸗ 
friedigen werde, ſteht für dieſen doch nicht zu befürchten, daß 
er ohne Klagerhebung nicht zu ſeinem Rechte gelangen werde. 
Und wenn er gleichwohl auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils 
klagt, jo — könnte man ſagen — tut er dies, ohne daß ihm 
das Verhalten des Beklagten eine genügende Rechtfertigung für 
ſein Vorgehen zu bieten ſcheint. 

Allein dies iſt nicht richtig. Die Rechtslage iſt hier doch 
eine weſentlich andere, als bei ſonſtigen Klagerhebungen. Das 
ergibt ſich aus der Natur des Vollſtreckungsurteils. Nach dem 
Wortlaut des 5 1042 ZPO. könnte es allerdings ſo ſcheinen, 
als ob das Vollſtreckungsurteil nur der Verwirklichung des 
Schiedsſpruchs durch die ſtaatlichen Organe im Wege der 
Zwangsvollſtreckung dienen ſolle. Daraus würde folgen, 
daß es nur dann beantragt werden dürfte, wenn die ſiegreiche 
Partei zur Vollziehung des Schiedsſpruchs den Gerichtsvollzieher 
oder das Vollſtreckungsgericht in Anſpruch zu nehmen habe. 
So eng darf jedoch der 8 1042 ZPO. nicht ausgelegt werden. 
Er beſagt eben nur, daß zur zwangsweiſen Durchführung des 
Schiedsſpruchs der vorgängige Erlaß eines Vollſtreckungsurteils 
notwendig iſt, beſchränkt aber keineswegs die Zuläſſigkeit der 
Klage auf dieſen Fall. Danach muß angenommen werden, daß ſie 
bezüglich eines jeden Schiedsſpruchs erhoben werden kann, mag er 
Vollſtreckungshandlungen nach ſich ziehen oder nicht. Dem Schieds⸗ 
ſpruch find im $ 1040 ZPO. die Wirkungen eines rechtskräftigen 
gerichtlichen Urteils beigelegt. Dieſe Wirkungen beſtehen aber nicht 
nur in der Vollſtreckbarkeit, ſondern außer ihr kommen bekanntlich 
auch noch andere Wirkungen in Betracht, wie z. B. im Falle 
des 8 894 30. oder bei Feſtſtellungsklagen. Soll nun ein 
Schiedsſpruch dieſer Wirkungen teilhaftig werden, ſo bedarf 
er ebenfalls der ſtaatlichen Anerkennung durch das Mittel des 
Vollſtreckungsurteils. So hat denn auch das Reichsgericht 
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(Bd. 16 S. 420 ff.) ausgeführt, daß das nachgeſuchte Voll⸗ 
ſtreckungsurteil nicht um deswillen verſagt werden dürſe, weil 
der Schiedsſpruch keine Vollſtreckungshandlungen veranlaſſe, 
ſondern daß der Kläger ſich unter allen Umſtänden die 
Gültigkeit des Schiedsſpruchs durch richterliches Urteil beſtätigen 
laſſen könne.“) 

Das Intereſſe des Vollſtreckungsklägers an dieſer Be⸗ 
ſtätigung ergibt ſich aber noch ganz beſonders deutlich aus der 
Vorſchrift des §S 1043 ZPO. Nach dieſer Beſtimmung kommt 
dem Vollſtreckungsurteil die wichtige Funktion zu, den Schieds⸗ 
ſpruch gegenüber einer ſpäteren Geltendmachung von Auf⸗ 
hebungsgründen ſicherzuſtellen. Denn wenn ſie nicht in dem 
Verfahren auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils vorgebracht 
werden, ſo iſt die Partei damit ausgeſchloſſen und zwar, von 
einer Ausnahme abgeſehen, ohne Rückſicht darauf, ob fie ihr 
bekannt waren oder nicht. Der Kläger hat ſomit ein Mittel 
in der Hand, den Gegner zum Hervortreten mit etwaigen 
Aufhebungsgründen zu nötigen. Dies Mittel darf ihm natürlich 
auch dann nicht verſchränkt werden, wenn der Schiedsſpruch 
keine der Zwangsvollſtreckung fähige Entſcheidung enthält. 
Auch dieſe Erwägung zeigt, daß der Zweck des Vollſtreckungs⸗ 
urteils nicht mit der Ermöglichung der Zwangsvollſtreckung er⸗ 
ſchöpft iſt, ſondern dahin geht, die Anerkennung des Schieds⸗ 
ſpruchs und ſeine Unanfechtbarkeit durch richterliche Feſtſtellung 
herbeizuführen. 

Iſt dies aber richtig, fo kann die Frage gar nicht aufs 
geworfen werden, ob der mit der Vollſtreckungsklage An⸗ 
gegriffene zu dieſem Vorgehen des Klägers durch ſein Ver⸗ 
halten Veranlaſſung gegeben habe. Der Anlaß liegt eben in 
dem Vorhandenſein des Schiedsſpruchs und in der Struktur 
des Schiedsverfahrens, wonach der Schiedsſpruch auf keine 
andere Weiſe als durch das Vollſtreckungsurteil die vollen 
Wirkungen eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils und damit 
bindende Kraft für die Parteien erlangen kann. Mithin 
bildet das Vollſtreckungsurteil den eigentlichen Schlußſtein des 
Rechtsſtreits, ſo daß ſeine Koſten auch einen ſolchen Beklagten 
treffen müſſen, der ſich mit dem Schiedsſpruch nicht in Wider⸗ 
ſpruch geſetzt und den Anſpruch des Klägers auf Erlaſſung des 
Vollſtreckungsurkeils ſogleich anerkannt hat.) 


Vom Reichsgericht.) 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 
Wir berichten über die in der Zeit vom 23. Mai bis 13. Juni 
1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 
I. Reichsrecht. | | 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 
1. Art. 55 EGBGB. in Verb. mit der Landgemeinde⸗ 
ordnung für Heſſen⸗Naſſau vom 4. Auguſt 1897 und Ver⸗ 


*) So auch Gaupp⸗Stein Ziffer I zu § 1042. 
*) Dieſen Standpunkt vertritt auch das OLG. Celle in einer 
Entſcheidung vom 30. Mai 1908 (4 U. 126/08). 
“er, Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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13. 1908. 
ordnung vom 30. März 1867. Form für Jagdpachtvocträge 
in der Provinz Heſſen⸗Naſſau.] 

Wie Kläger behauptet, hat er mit dem Bürgermeiſter und 
den übrigen Mitgliedern des Gemeinderats von M. mündlich 
im Mai 1905 einen dem Inhalte der Urkunden vom 29. Mai 
bezw. 24. Juni 1905 entſprechenden Jagdpachtvertrag geſchloſſen. 
Beide Urkunden ſind von dem Pächter nicht unterſchrieben, 
dagegen trägt die Urkunde vom 29. Mai 1905 die Unterſchrift 
des Gemeinderats (ohne Beidrückung des Gemeindeſiegels), 
wobei jedoch die Namen der Vorſteher (Schöffen) nicht von 
dieſen ſelbſt geſchrieben ſind, und die vom 24. Juni 1905 die 
Unterſchrift des Gemeinderats unter Beidrückung des Gemeinde⸗ 
ſiegels. Die Urkunde vom 29. Mai 1905 iſt dem Kläger 
vom Bürgermeiſter überſandt; die vom 24. Juni 1905 wurde 
dem Landrat überreicht, der ſie, indem er den Pachtvertrag 
nicht guthieß, zurückbehielt. Der Kläger war der Meinung, 
daß ein gültiger Vertrag zuſtande gekommen ſei, während die 
Beklagte dies beſtritt. Er erhob Klage mit dem Antrag, feſt⸗ 
zuſtellen, daß der Jagdpachtvertrag vom 29. Mai 1905 zu 
Recht beſtehe, und demgemäß die Beklagte zu verurteilen, ihm 
— dem Kläger — in Gemeinſchaft mit den Mitpächtern C. B. 
und L. B. in O. das Jagdrecht im Bezirke der Gemeinde M. 
für die Zeit vom 1. April 1907 bis zum 31. März 1916 ein- 
zuräumen. Die Klage iſt in allen drei Inſtanzen abgewieſen. 
Der Berufungsrichter erachtet auf Grund der öffentlich ⸗ rechtlichen 
Vorſchriften der Landgemeindeordnung für die Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau vom 4. Auguſt 1897 in Verbindung mit der die Ver⸗ 
tretung der Jagdgenoſſenſchaft — der Beſitzer der einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke — regelnden 
Beſtimmung in $ 11 der Verordnung vom 30. März 1867, 
betreffend das Jagdrecht und die Jagdpolizei im ehemaligen 
Herzogtum Naſſau, für den Abſchluß eines Jagdpachtvertrages 
der Jagdgenoſſenſchaft mit einem Dritten die Errichtung einer 
ſchriftlichen Vertragsurkunde in der Form des S 59 Abſ. 4 
Ziff. 7 der Landgemeindeordnung als geboten. Er führt aus, 
daß er ſich in Anſehung des S 59 Abſ. 4 Ziff. 7 a. a. O. 
der Auffaſſung anſchließe, die das RG. für den entſprechenden 
8 88 Abſ. 4 Ziff. 7 der Landgemeindeordnung für die öſtlichen 
Provinzen vom 3. Juli 1891 vertrete, und daß die Urkunde 
vom 24. Juni 1905 zwar der Formvorſchrift des § 59 genüge, 
aber vom Kläger nicht unterſchrieben und niemals in ſeine 
Hände gelangt ſei, daß mithin ein gültiger Jagdpachtvertrag 
nicht zuſtande gekommen ſei. Das RG. gewinnt das Ergebnis, 
daß der § 88 a. a. O. nicht nur für ſolche Fälle gegeben ſei, 
in denen tatfächlich eine Urkunde errichtet werde, ſondern daß 
die Gemeinde überhaupt nicht anders, als in der vorgeſchriebenen 
urkundlichen Form Dritten verbindlich gemacht werden könne. 
Es handle ſich um keine durch das BGB. abgeänderte bloße 
Formvorſchrift, ſondern um die materielle Regelung der Ver⸗ 
tretungsmacht des Gemeindevorſtehers der Gemeinde gegenüber 
(vgl. die Urteile des III. und VII. 3S. in JW. 05, 446° 
und 08, 11819 ſowie das Urteil des II. 3 S. in RG. 64, 408). 
Danach iſt klar, daß der die Aufhebung der privatrechtlichen 
Vorſchriften der Landesgeſetze anordnende Art. 55 EGBGB. 
nicht in Betracht kommt. Wenn der Berufungsrichter ſich für 
die — nicht reviſibele — Landgemeindeordnung für Heſſen⸗ 
Naſſau ausdrücklich der reichsgerichtlichen Rechtſprechung an⸗ 


37. Jahrgang. 


ſchließt, ſo vertritt er damit auch für dieſe Provinz den Stand⸗ 
punkt, daß der § 59 Abſ. 4 Ziff. 7 eine die Organiſation der 
öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft der Landgemeinden betreffende 
Vorſchrift darſtelle. Es iſt der Reviſion zuzugeben, daß mit 
dieſem Standpunkt der Hinweis auf die Notwendigkeit einer 
ſchriftlichen, auch vom Kläger unterzeichneten Vertragsurkunde 
nicht recht im Einklang ſteht. Will das Geſetz lediglich die 
Art der Ausübung der Vertretungsmacht der Gemeindeorgane 
dergeſtalt regeln, daß dieſe nur in der näher beſtimmten Form 
verpflichtende Willenserklärungen Dritten gegenüber abgeben 
können, ſo wird damit nicht eine ſchriftliche Vertragsurkunde 
in einem Falle gefordert, in dem das bürgerliche Recht Form⸗ 
freiheit gewährt. Vielmehr bedeutet jene Regelung, daß auch 
da, wo das bürgerliche Recht den mündlichen Abſchluß eines 
Vertrages geftattet, die die Übernahme einer Verbindlichkeit 
in ſich ſchließende Erklärung des Gemeindevorſtandes der Form 
bedarf, daß es aber auch andrerſeits genügt, wenn nur dieſe 
Erklärung gemäß der Vorſchrift der Landgemeindeordnung be⸗ 
urkundet iſt, ohne daß auch die Erklärung des anderen Teils 
ſchriftlich abzugeben wäre. Etwas Abweichendes hat in den 
Urteilen des RG. nicht geſagt ſein ſollen, insbeſondere auch 
nicht in dem Urteile des erkennenden Senats vom 6. Dezember 1907. 
Iſt der Berufungsrichter weitergegangen und fordert er für den 
Jagdpachtvertrag trotz der für ihn angenommenen Formfreiheit 
eine ſchriftliche, die Unterſchrift des Klägers erheiſchende Ur⸗ 
kunde, ſo iſt dem nicht beizutreten. Aber daraus folgt nichts 
zugunſten der Reviſion. Denn daß der Berufungsrichter den 
9 59 Ziff. 7 der heſſen⸗naſſauiſchen Landgemeindeordnung nicht 
als eine priwatrechiliche Formvorſchrift anſieht, laſſen feine 
ſonſtigen Erwägungen zweifelsfrei erkennen; ein Verſtoß gegen 
Art. 55 EG. liegt nicht vor. Da er fi dem RG. auch für 
das irreviſibele Recht unbedingt anſchließt, ſo war nur die zu⸗ 
weitgehende Auslegung gemäß der Auffaſſung des RG. zu 
berichtigen. Bedurfte es hiernach zum gültigen Abſchluſſe des 
Jagdpachtvertrages nur der formgerechten Erklärung des 
Gemeinderats, ähnlich wie in den Fällen, in denen ſich das 
bürgerliche Recht mit der Erteilung der ſchriftlichen Erklärung 
nur von der einen Seite der Vertragſchließenden begnügt 
(85 761, 766, 780, 781, 1154 BGB.), fo reicht es doch 
nicht aus, daß eine ſolche Erklärung nur hergeſtellt ift; fie muß 
auch dem Pächter gegenüber in einer Weiſe erfolgt ſein, 
daß dieſem die Verfügung darüber eingeräumt wird (vgl. 
RG. 61, 414; ferner Gruchot 51, 181). Solange die Ur⸗ 
kunde eine innere Angelegenheit der Beklagten war und ſie ſich 
des Beſitzes noch nicht zu dem Zweck entäußert hat, daß der 
andere Teil ihn ergreife, ſolange kann von einer rechtsgeſchäft⸗ 
lichen, die Beklagte verpflichtenden Kundgebung keine Rede ſein. 
Num hat aber die Beklagte, wie unftreitig iſt, den von ihr 
gehörig unterſchriebenen und unterſiegelten Vertrag vom 
24. Juni 1905 lediglich der Aufſichtsbehörde zur Prüfung und 
Genehmigung überſandt, ſich alſo nicht endgültig der Ver⸗ 
pflichtungsurkunde zugunſten des Pächters entſchlagen, ſondern 
nur mit dem Vorbehalte, daß die Aufſichtsbehörde (der Landrat) 
den Vertrag gutheiße. Dieſer Vorbehalt hat ſich nicht ver⸗ 
wirklicht, der Landrat hat den Vertrag nicht genehmigt und 
ihn zurückbehalten. Danach fehlt es alſo an einer rechts⸗ 
wirkſamen Erklärung des Verpflichtungswillens der Bellagten 
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gegenüber dem Kläger. Der Berufungsrichter hat dies auch 
genügend feſtgeſtellt, indem er ſagt, daß die bezeichnete Urkunde 
niemals in die Hände des Klägers gelangt, vielmehr ſtets im 
Beſitze der Beklagten geweſen fi. H. c. J.-G. M., U. v. 
22. Mai 08, 417/07 VII. — Frankfurt. 

2. Art. 65, 189 EGBGB. Kein Verluſt des im Grundbuch 


eingetragenen Eigentums durch andauernde Überſchwemmung 


(Hamburg. Recht). Wie iſt die Frage nach neuerem Grundbuch⸗ 
recht zu beurteilen ?] 

Der Berufungsrichter iſt davon ausgegangen, daß der Teil 
des klägeriſchen Grundſtücks, der Ende der 1860 er Jahre von 
der Bille überſchwemmt worden war und bis zur Wieder⸗ 
verlandung im Jahre 1901 überſchwemmt geblieben iſt, dadurch 
nicht bloß vorübergehend, wie der I. Richter angenommen hatte, 
ſondern dauernd zu einem Teil des Bettes dieſes öffentlichen 
Fluſſes geworden war. Davon würde nach den Grundſätzen 
des auch in Hamburg geltenden gemeinen Waſſerrechts die 
rechtliche Folge geweſen fein, daß an dieſem Grundſtücksteil das 
Eigentumsrecht der Kläger dauernd verloren gegangen wäre 
(RG. 8, 183). Solche Folge hält nun aber der Berufungs⸗ 
richter dadurch für ausgeſchloſſen, daß das Grundſtück in ſeiner 
alten Begrenzung nach wie vor im Grundbuch eingetragen ge⸗ 
blieben war und nach altem Hamburger Recht ein im Grundbuch 
eingetragenes Recht auf keine andere Weiſe als durch 
Löſchung für den eingetragenen Berechtigten habe verloren gehen 
können. So unglaublich auch dieſer Rechtsſatz in ſeinen letzten 
Konſequenzen erſcheinen mag, war er doch nach 5 562 ZPO. 
für die Entſcheidung auf die Reviſion maßgebend, da er ſich 
als ein Stück des irreviſiblen alten Hamburgiſchen Grundbuch⸗ 
rechts darſtellt (S 549 3PO.). Das alte Grundbuchrecht iſt 
nun aber nach Art. 189 EGBGB. mit dem 1. Februar 1900 
außer Kraft getreten, weil mit dieſem Zeitpunkt nach einer Ver⸗ 
ordnung des Senats der Freien und Hanſeſtadt Hamburg vom 
27. September 1899 das Grundbuch des neuen Rechts für 
Hamburg als angelegt anzuſehen iſt. Es mußte ſich daher die 
Frage erheben, ob feitvem jener einen Verluſt eingetragenen 
Eigentums durch Überflutung hindernde Satz noch weiter dieſe 
hindernde Wirkung üben konnte. Das bejaht der Berufungs⸗ 
richter mit der Begründung, daß die Frage: welche Folgen ſich 
daraus ergäben, wenn ein bisher im Privateigentum ſtehendes 
Grundſtück von einem öffentlichen Gewäſſer überflutet werde, 
dem Waſſerrecht und damit einer Materie angehöre, für welche 
durch Art. 65 EGBGB. die Landesgeſetze aufrechterhalten 
ſeien. Dieſe Begründung geht fehl. Die ſoeben aus den 
Gründen des Berufungsurteils wiedergegebene Frage gehört 
freilich dem Waſſerrecht an, aber auf ſie kommt es hier nicht 
an, ſondern darauf, ob der aus dem landesgeſetzlichen Waſſer⸗ 
recht folgende Verluſt des klägeriſchen Eigentums auch fortan 
noch weiter verhindert worden ſei durch den behaupteten 
Hamburger Rechtsſatz, daß eingetragenes Eigentum, ſolange es 
nicht im Grundbuch gelöſcht ſei, überhaupt nicht, alſo auch da⸗ 
durch nicht verloren gehen könne, daß es öffentliches Flußbett 
geworden iſt. Dieſer Rechtsſatz beſchränkt ſich erſichtlich nicht 
auf eine Eigentumsvernichtung durch Verwandlung in einen 
öffentlichen Fluß, ſondern erſtreckt ſich auf Eigentumsverluſte 
jeder Art, die unſchädlich gemacht werden durch Eintragung des 
Eigentums im Grundbuch, er gehört alſo, wie ſchon bemerkt, 
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dem alten Hamburger Grundbuchrecht an, iſt ſeit dem 1. Fe⸗ 
bruar 1900 nicht mehr in Kraft und dem neuen Grundbuchrecht 
iſt er fremd. A. o. Pr. Eiſenb.⸗Fiskus, U. v. 13. Mai 08, 
415/07 V. — Hamburg. 

3. SS 128, 130, 152 BGB. in Verb. mit Art. 142 
EGBGB und Art 12 PrAGBGB. „Zugang“ der Willens⸗ 
erklärung an den abweſenden Kontrahenten (§ 130) iſt nicht 
erforderlich im Fall der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
des Vertrags. Gleichwertigkeit der nach 8 142 EGBGB. 
aufgenommenen Verträge mit gerichtlich oder notariell beur⸗ 
kundeten.] 

Das OLG. hat in den Erklärungen, welche der Kläger 
und der Vertreter der Stadtgemeinde E. am 27. Oktober 1904 
vor dem gemäß Art. 12 § 2 PrAGBGB. für die Beurkundung 
von Verträgen ſeitens des Oberbürgermeiſters der Stadt E. 
beſtimmten Beamten, Sekretär H., abgegeben haben, einen 
Vertrag erblickt, durch den ſich der Kläger verpflichtet habe, 
das Eigentum an Grundſtücken zu übertragen, §8 313 BGB., 
und hat gemäß jener Ausführungsbeſtimmung einen formell 
rechtsgültig abgeſchloſſenen Vertrag angenommen; es hat weiter 
unter Berufung auf SS 128 und 152 Satz 1 den Vertrag 
auch als materiell rechtswirkſam abgeſchloſſen erachtet, wenn 
auch die in Abweſenheit des Klägers geſchehene Annahmeerklärung 
des die Stadt vertretenden Beigeordneten L. dem Kläger nicht 
gemäß § 130 BGB. zugegangen ſei. Dieſe Ausführung iſt, 
wenn in jenen Erklärungen ein Vertrag im Sinne des § 313 
BGB. zu finden iſt, rechtlich nicht zu beanſtanden. Auf Grund 
des Art. 142 EGBGB. iſt in dem Art. 12 52 PrAGBGB. 
zum Zwecke der Erleichterung des geſchäftlichen Immobilar⸗ 
verkehrs mit öffentlichen Behörden Vorſorge getroffen, und dieſer 
Vorſchrift entſprechend hat die Aufnahme der fraglichen Er⸗ 
klärungen der Parteien ſtattgefunden; ſie müſſen daher die 
gleiche Gültigkeit haben, als wenn ſie vor Gericht oder Notar 
aufgenommen worden wären, und muß für ſie auch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 128 BGB. zutreffen, wonach für die Gültigkeit 
des Vertrages genügt, wenn zunächſt der Antrag und ſodann 
deſſen Annahme jener Vorſchrift des Ausführungsgeſetzes gemäß 
beurkundet iſt. Allerdings beſtimmt $ 130 BGB. für Willens⸗ 
erklärungen im allgemeinen, daß, wenn fie in Abweſenheit des⸗ 
jenigen abgegeben find, für den fie beſtimmt find, fie erſt in 
dem Zeitpunkte wirkſam werden, in welchem ſie demſelben zu⸗ 
gehen, und die Beklagte hat beſtritten, daß die Annahmeerklärung 
ihres Vertreters L. von ihr dem Kläger mitgeteilt worden ſei; 
allein der 8 152 BGB. macht für gerichtlich oder notariell 
beurkundete Verträge, wenn beide Teile nicht gleichzeitig vor 
dem inſtrumentierenden Beamten anweſend find, hiervon eine 
Ausnahme, indem, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, der 
Vertrag mit der nach 8 128 erfolgten Beurkundung der 
Annahme zuſtande gekommen ſein ſoll. Durch dieſe Ausnahme 
ſollen Unzuträglichkeiten, die ſich aus der in 8 130 BGB. 
niedergelegten Empfangstheorie für den Rechtsverkehr vor öffent⸗ 
lichen Behörden, die geſetzlich mit der Aufnahme von Verträgen 
betraut ſind, ergeben, beſeitigt werden, ſie muß auch auf die 
gemäß der bezogenen Vorſchrift des PrAG. aufgenommenen 
Vertragsverhandlungen Anwendung finden, da dieſe gleichwertig 
mit den vor Notar oder Gericht geſchehenen Vertrags beurkundungen 
ſind. Die in dieſer Richtung mit der Reviſion geltend gemachten 
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Bedenken treffen daher nicht zu. E. c. F., U. v. 19. Mai 08, 
531/07 II. — Cöln. 

4. SS 134, 138 BGB. in Verb. mit SS 31 Nr. 1 KO. 
und 3 Nr. 1 AnfG. Die nach letzteren Spezialgeſetzen fraudulöſen 
Geſchäfte find in Ausnahme von den Beſtimmungen der SS 134, 
138 BGB. nicht nichtig, ſondern nur anfechtbar.] 

Durch das CG. vom 17. Mai 1898 zum Geſetz vom 
ſelbigen Tage betreffend Anderungen der KO. find die KO. und 
das AnfG. in ihrer jetzigen Geſtaltung gleichzeitig mit dem 
BGB. in Kraft geſetzt worden. Aus dieſen beiden Geſetzen in 
Verbindung mit Art. 32 EGBGB. ergibt ſich, daß die 
Kd. und das AnfG. nicht nur gleichberechtigt neben dem BGB. 
ſtehen, ſondern daß, ſofern ſie Sonderbeſtimmungen enthalten, 
die von den allgemeinen Grundſätzen des BGB. abweichen, 
allein dieſe Sonderbeſtimmungen und nicht die Grundſätze des 
BGB. für die hiervon betroffenen Rechtsverhältniſſe maßgebend 
ſind. Dieſer Fall liegt hier vor. Es mag ſein — einer be⸗ 
ſtimmten Entſcheidung bedarf die Frage nicht —, daß die hier 
fraglichen fraudulöſen Rechtsgeſchäfte im Sinne des § 31 Nr. 1 
KD. und des § 3 Nr 1 AnfG. eben wegen ihres fraudulöſen 
Charakters gegen die guten Sitten und vielleicht auch gegen gewiſſe 
in den Strafbeſtimmungen der KO. enthaltene geſetzliche Verbote 
verſtoßen, ſo daß, wenn das BGB. anzuwenden wäre, allerdings 
jene Rechtsgeſchäfte gemäß den 88 138, 134 BGB. nichtig ſein 
möchten. Allein hier greifen die Beſtimmungen der KO. und des 
AnfG. ein. Beide Geſetze erklären jene fraudulöſen Rechtsgeſchäfte 
für anfechtbar (S 29 bzw. § 1) und zwar iſt dies dahin zu ver: 
ſtehen, daß ſie ſie nur für anfechtbar erklären. Durch dieſe Sonder⸗ 
beſtimmungen iſt ausgeſchloſſen, daß jene fraudulöſen Rechts⸗ 
geſchäfte, ſofern ihnen kein anderer Mangel anhaftet als eben 
der, daß ſie in der dem anderen Teil bekannten Abſicht geſchloſſen 
ſind, die Gläubiger des Veräußerers zu benachteiligen, aus 
dieſem Grunde zugleich auch noch nach den 88 138 und 134 
BGB. nichtig ſein könnten. Denn es würden alsdann — wenn 
man ganz von der Beantwortung der allgemeinen Frage ab⸗ 
ſieht, ob anfechtbare Rechtsgeſchäfte überhaupt zugleich noch 
nichtig und umgekehrt nichtige Geſchäfte auch noch anfechtbar 
fein können — die Beſtimmungen der KO. und des AnfG. be⸗ 
züglich der fraudulöſen Geſchäfte der 88 31 Nr. 1 bzw. 8 3 
Nr. völlig überflüffig fein, da die Nichtigkeit den benachteiligten 
Gläubigern nicht nur dieſelbe, ja ſogar noch wirkſamere Hilfe 
gewähren, ſondern auch weniger Vorausſetzungen, nämlich nicht 
den Nachweis der tatſächlich eingetretenen Benachteiligung, er⸗ 
fordern würde. Es würde, wenn die fraudulöſen Geſchäfte 
neben ihrer Anfechtbarkeit nach der KO. und dem AnfG. noch 
nach dem BGB. für nichtig zu erachten wären, das unannehmbare 
Ergebnis eintreten, daß die Gläubiger, um das engere und 
beſchränktere Recht, nämlich das Anfechtungsrecht auszuüben, 
mehr nachweiſen müßten, als wenn ſie das weiter greifende 
und wirkſamere Mittel der Geltendmachung der Nichtigkeit zur 
Anwendung bringen würden. Da dem Geſetzgeber, der das 
BGB. und die KO. ſowie das AnfG. in ihrer jetzigen Geſtalt 
zu gleicher Zeit hat in Kraft treten laſſen, nicht zugetraut 
werden kann, daß er völlig überflüſſige Beſtimmungen hat 
treffen wollen, ſo ſind die Vorſchriften des BGB. einerſeits 
und der KO. und des AnfG. andererſeits in der Weiſe mit⸗ 
einander zu vereinigen, daß, wenn die fraudulöſen Geſchäfte des 
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8 31 Nr. 1 KD. und des 8 3 Nr. 1 Anf. gegen die guten 
Sitten und geſetzliche Verbote verſtoßen ſollten, mit dieſem 
Mangel nach dem Willen des Geſetzgebers in Ausnahme 
von den Beſtimmungen der 88 188 und 134 BGB. nicht die 
Nichtigkeit ſondern nur die Anfechtbarkeit jener Rechtsgeſchäfte 
verknüpft ſein ſoll. In dieſem Sinne iſt anſcheinend auch 
die Entſcheidung des VI. ZS. des RG. vom 23. Juni 1904 
(Gruchot 49, 351) zu verſtehen, in der gleichfalls eine Nichtig⸗ 
keit der fraudulöſen Rechtsgeſchäfte nach Maßgabe des BGB. 
abgelehnt wird, ſofern der Mangel der an ſich normalen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfte nur in der Abſicht der Gläubigerbenachteiligung 
und der Kenntnis hiervon beſteht. Ferner haben der II. 3S. 
des RG. in einem Urteil vom 15. Dezember 1903 (RG. 56, 230) 
und der V. 35. in einem Urteil vom 22. September 1906 
(V. 661/05) den 88 138 und 134 BGB. die Anwendung 
auf die nach dem AnfG. und der KO. anfechtbaren Rechts⸗ 
geſchäfte verſagt. Ob der Begründung dieſer Entſcheidungen 
beizuſtimmen wäre, kann hier dahingeſtellt bleiben. Gegenüber 
der Annahme des V. 3S., daß der Geſetzgeber eine Zuwider⸗ 
handlung gegen das AnfG. nicht als einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten im Sinne des $ 138 BGB. angeſehen wiſſen 
wolle, ſei mir bemerkt, daß es in erheblichem Grade zweifelhaft 
erſcheint, ob für eine ſolche Anſicht des Geſetzgebers, ſoweit es 
ſich um die fraudulöſen Rechtsgeſchäfte des 8 3 Nr. 1 AnfG. 
und des 831 Nr. 1 KO. handelt, aus den Geſetzen und deren 
Begründung ein ſicherer Anhalt entnommen werden kann. 
P. e. F., U. v. 28. April 08, 349/07 VII. — Königsberg. 

5. 88 138, 139 BGB. Rechtsgeſchäftliche Erklärung im 
Falle der Nichtigkeit des Geſchäfts.] 

In dem zwiſchen ihnen anhängig geweſenen Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſe ſchloſſen die Parteien vor dem beauftragten Richter 
einen Vergleich, in dem es zunächſt heißt: „Die Parteien be⸗ 
ſchließen, getrennt voneinander zu leben, und zwar ohne eine 
gegen die andere Unterhaltungsanſprüche zu erheben“. Sodann 
werden Beſtimmungen über die Unterbringung und Erziehung 
der Kinder getroffen, und weiter beſtimmt: „Die Parteien ver⸗ 
pflichten ſich, binnen einer Friſt von zwei Monaten Güter 
trennung notariell zu vereinbaren“. Die Beklagte beſteht auf 
Vollzug dieſer Verpflichtung. Der Kläger betrachtet, wie den 
ganzen Vergleich, jo auch die Beſtimmung über die Güter⸗ 
trennung als nichtig und hat Klage erhoben mit dem Antrage, 
feſtzuſtellen, daß er nicht verpflichtet ſei, mit der Beklagten 
durch notariellen Vertrag Gütertrennung zu vereinbaren. Das 
RG. hob die verurteilende Entſcheidung der Vorinſtanz auf 
und wies die Klage ab: Wäre die Annahme des rechts⸗ 
geſchäftlichen Charakters der fraglichen Abreden rechtlich be 
denkenfrei, dann würden die daran geknüpften Schlußfolgerungen 
des KG. nicht zu beanſtanden ſein. Allein dieſe Annahme be⸗ 
ruht auf Rechtsirrtum. Nicht jede Willenserklärung iſt ein 
Rechtsgeſchäft. Das BGB. enthält keine Begriffs beſtimmung 
des Rechtsgeſchäftes. Nach den Motiven zum erſten Entwurf 
(Bd. I S. 126) iſt Rechtsgeſchäft (im Sinne des Entwurfs) 
eine Privatwillenserklärung, gerichtet auf die Hervorbringung 
eines rechtlichen Erfolges, welcher nach der Rechtsordnung des⸗ 
wegen eintritt, weil er gewollt iſt. Das Weſen des Rechts⸗ 
geſchäfts wird (a. a. O.) darin gefunden, daß ein auf die 
Hervorbringung rechtlicher Wirkungen gerichteter Wille ſich be⸗ 
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tätigt, und daß der Spruch der Rechtsordnung in Anerkennung 
dieſes Willens die gewollte rechtliche Geſtaltung in der Rechts⸗ 
welt verwirklicht. Unzweifelhaft liegt dieſe mit der in der 
Wiſſenſchaft herrſchenden Auffaſſung des Rechtsgeſchäfts über⸗ 
einſtimmende Begriffsbeſtimmung auch dem BGB. zugrunde. 
Darnach wäre alſo dem Rechtsgeſchäfte außer der Willens⸗ 
erklärung und der Richtung des Willens auf Hervorbringung 
eines rechtlichen Erfolgs noch ein drittes Moment weſentlich: 
eine geſetzliche Vorſchrift, welche die Verwirklichung des be⸗ 
zweckten rechtlichen Erfolges durch Rechtsgeſchäft zuläßt. Nun 
finden ſich alle drei Erforderniſſe allerdings nur beim wirkſamen 
Rechtsgeſchäfte erfüllt, während das Geſetzbuch auch von nichtigen 
Rechtsgeſchäften ſpricht, ein Rechtsgeſchäft alſo auch da als 
vorliegend annimmt, wo die Rechtsordnung die Verwirklichung 
des bezweckten Erfolges ablehnt. Man mag deshalb das dritte 
Element in der Begriffsbeſtimmung des Rechtsgeſchäftes fallen 
laſſen und als Rechtsgeſchäft eine die Hervorrufung privater 
Rechtsverhältniſſe bezweckende private Willenserklärung be⸗ 


zeichnen. Dagegen darf das zweite Erfordernis, die auf eine 


Rechts wirkung gerichtete Abſicht des Erklärenden, im Tat⸗ 
beſtande eines Rechtsgeſchäftes niemals fehlen. Fehlt ſie, ſo 
liegt ein Rechtsgeſchäft überhaupt nicht vor, weder ein wirkſames 
noch ein unwirkſames. Eine derartige Willenserklärung entbehrt 
völlig des rechtsgeſchäftlichen Charakters. Dies zeigt ſich 
deutlich, wenn die Beteiligten die der Erklärung entſprechende, 
von der Rechtsordnung an ſich gewährleiſtete Rechtswirkung 
ausdrücklich ausſchließen. Das gleiche muß auch angenommen 
werden, wenn einer Willens äußerung die Rechtsordnung den 
etwa bezweckten Rechtserfolg verſagt und dies den Beteiligten 
bekannt iſt. Man kann es unbedenklich als ein pſychologiſches 
und logiſches Erfordernis des nichtigen Rechtsgeſchäftes be⸗ 
zeichnen, daß ſich die Beteiligten der Nichtigkeit nicht bewußt 
ſind. Sind ſie ſich derſelben bewußt, dann darf und muß 
ohne weiteres die zum Begriff des Rechtsgeſchäftes, auch des 
nichtigen, erforderliche Richtung des Willens auf Hervorrufung 
einer Rechtswirkung als ausgeſchloſſen gelten. Das Berufungs⸗ 


gericht hat zu Unrecht in den hier fraglichen Beſtimmungen 


rechtsgeſchäftliche Erklärungen gefunden. Daraus aber 
folgt, daß der 8 139 BGB. hier überhaupt nicht Anwendung 
finden kann. Von der Nichtigkeit eines Teiles eines Rechts⸗ 
geſchäftes kann nicht geſprochen werden, wenn der vermeintlich 
nichtige Teil überhaupt keinen rechtsgeſchäftlichen Charakter hat. 
Der 8 139 BGB. beruht auf der Erwägung, daß den Bes 
teiligten, die einen einheitlichen umfaſſenderen Rechtserfolg zu 
verwirklichen bezwecken, eine nur teilweiſe Verwirklichung dieſes 
Erfolges nicht gegen ihren Willen aufgedrungen werden darf. 
Wenn dagegen die Beteiligten eine der rechtlichen Bedeutung 
ihrem Willen entſprechend entbehrende Abrede mit einer 
ſolchen von rechtsgeſchäftlicher Bedeutung in einheitliche Ver⸗ 
bindung bringen, ſo iſt ſchlechthin unerfindlich, warum in dieſem 
Falle das gewollte Rechtsgeſchäft nichtig ſein ſollte. Der ge⸗ 
wollte Erfolg tritt hier im vollen Umfange ein: ſoweit nicht 
ein rechtliches, ſondern nur ein tatſächliches unverbindliches 
Verhältnis gewollt iſt, dieſes tatſächliche Verhältnis; ſoweit ein 
Rechtserfolg gewollt iſt, dieſer rechtliche Erfolg. Von einem 
teilweiſe nichtigen Rechtsgeſchäſte kann hier keine Rede ſein. 
H. c. H., U. v. 1. Mai 08, 523/07 VII. — Berlin. 
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6. SS 154 Abſ. 2, 566 BGB. Erfordernis der ſchrift⸗ 
lichen Abfaſſung eines Mietsvertrages.] 

Ging die übereinſtimmend erklärte Abſicht der Parteien in 
der Tat dahin, die Mietszeit bis zum 30. Juni 1910 feſt⸗ 
zuſetzen, ſo konnten ſie nur einen ſolchen Mietsvertrag ab⸗ 
ſchließen wollen, der die Dauer der Mietszeit auch rechts⸗ 
gültig bis zu jenem Tage beſtimmte. Das konnte aber nach 
8 566 BGB. nur ein in ſchriftlicher Form abgefaßter 
Mietsvertrag ſein. Ein bloß mündlicher Vertrag konnte ihnen 
für jenen Zweck nicht genügen, weil er nach der ſoeben an⸗ 
gezogenen Vorſchrift nur als auf unbeſtimmte Zeit, zunächſt 
auf ein Jahr, geſchloſſen gegolten hätte. In jener überein⸗ 
ſtimmenden Erklärung über ihre Abſicht in Anſehung der Dauer 
der Mietszeit und der gerade mit Rückſicht hierauf 
erfolgten Inausſichtnahme der ſchriftlichen Abfaſſung des 
Vertrages war daher mit Notwendigkeit eine Vereinbarung 
— Vorvertrag — dahin zu finden, daß der Vertrag, damit 
deſſen teilweiſe Ungültigkeit, wie ſie der 8 566 für bloß münd⸗ 
liche Verträge über Grundſtücke beſtimmt, vermieden werde, in 
Schriftform abgefaßt würde. Es lag deshalb in der Tat 
der Fall des $ 154 Abſ. 2 BGB. vor. Vgl. Planck, 3. Aufl., 
Anm. 3 Abſ. 2 zu 566 BGB. und die dort angezogene Recht⸗ 
ſprechung und Literatur. Eine bloß mündlich zuſtande 
gekommene Einigung über den Vertragsinhalt hatte deshalb 
überhaupt noch keine bindende Kraft, auch nicht in der von 
8566 zugelaſſenen Beſchränkung. Denn deren Anwendung 
hat zur Vorausſetzung, daß die Parteien durch den mündlichen 
Vertrag gebunden ſein wollen. Das Berufungsurteil verletzt 
deshalb den 8 566 durch unrichtige, den § 154 Abſ. 2 BGB. 
aber durch Nichtanwendung und iſt deshalb aufzuheben. 
S. c. B., U. v. 12. Mai 08, 464/07 III. — Colmar. 

7. § 255 BGB. verb. mit 8 4 Haftpfl®. Anſpruch 
auf Witwenrente gegen den Knappſchaftsverein neben dem An⸗ 
ſpruch aus dem Haftpflichtgeſez gegen den am Tode des 
Mannes ſchuldigen Dritten.] 

Der Ehemann der Klägerin iſt von einem Motorwagen 
der Kleinbahn überfahren und getötet worden. Nach erhobener 
Klage hat ſich dieſe Geſellſchaft vergleichsweiſe, wiewohl noch 
nicht endgültig, der Klägerin zur Entſchädigung durch Kapital⸗ 
abfindung verpflichtet. Die Klägerin bezieht ſeit dem Tode 
ihres Ehemannes von dem beklagten Knappſchaftsverein, deſſen 
Mitglied ihr verſtorbener Mann geweſen iſt, ein Witwen⸗ und 
ein Kindergeld. Am 15. November 1906 hat ſie ihre An⸗ 
ſprüche an die Kleinbahnaktiengeſellſchaft in Höhe der von dem 
Beklagten an ſie gezahlten und noch zu zahlenden Renten⸗ 
bezüge urkundlich an den Beklagten abgetreten. Dieſe Ab⸗ 
tretung hat ſie jedoch tags darauf wegen Irrtums und Betrugs 
angefochten. Ihrem Klagantrage gemäß iſt der beklagte Verein 
verurteilt worden, anzuerkennen, daß die ſoeben näher bezeichnete 
Zeſſion ungültig iſt. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Daß $ 255 BGB. feinem Wortlaute nach keine 
Abtretungsverpflichtung für die Klägerin begründet, wird auch 
von der Reviſion nicht verkannt. Der Berufungsrichter hat 
aber mit Recht auch die ſinngemäße Anwendbarkeit des § 255 
verneint, da die dort vorgeſehene Schadenerſatzleiſtung mit dem 
ſatzungsgemäß von dem Beklagten zu leiſtenden Witwen- und 
Kindergeld nichts gemein hat und auf einem von dem geſetz⸗ 
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lichen Anſpruch der Klägerin aus dem HaftpflG. völlig ver⸗ 
ſchiedenen Tatbeſtande beruht. Im übrigen hat ſchon der 
VI. ZS. des RG. in der Sache Hüttemann c. den Beklagten 
mit Urteil vom 24. Februar 1908“) ausgeführt, daß die bes 
ſondern geſetzlichen Vorſchriften, nach denen die Empfänger von 
Unterſtützungen auf Grund der gewerblichen Verſicherungsgeſetze 
ihre Anſprüche an den dritten Beſchädiger zum Teil an die 
Berufungsgenoſſenſchaften uſw verlieren, auf die Knappſchafts⸗ 
vereine nicht ausgedehnt find und daß auch in § 4 Haftpfl®. 
— deſſen beſondere Vorausſetzungen im Streitfalle nicht ge: 
geben ſind — ein allgemeiner Rechtsſatz des Inhalts nicht zu 
finden iſt, der Verletzte könne wegen derſelben Verletzung nie⸗ 
mals eine zweifache Entſchädigung fordern. Der jetzt erkennende 
Senat ſchließt ſich dieſen Ausführungen an. Allgem. Knapp⸗ 
ſchaftsverein o. K., U. v. 14. Mai 08, 621/07 IV. — Hamm. 

8. 88 269, 326 BGB. Erfüllungsort. Unrichtige Ans 
gabe des Erfüllungsortes bei Einräumung einer Nachfriſt beim 
Aberſendungskauf.] 

Durch die Uberſendungspflicht des Verkäufers allein wird 
für dieſen der geſetzliche Erfüllungsort — der nach § 269 
Abſ. 1 und 2 in der Regel für eine in einem Gewerbebetrieb 
entſtandene Verbindlichkeit der Ort iſt, an dem der Schuldner 
zur Zeit der Entſtehung des Schuldverhältniſſes ſeine gewerb⸗ 
liche Niederlaſſung hat — nicht geändert, ebenſo nicht dadurch, 
daß der Verkäufer die Koſten der Verſendung übernimmt (vgl. 
8 269 Abſ. 3 BGB. und Urteil des erkennenden Senats vom 
3. Dezember 1907, II. 286/07). Begründet iſt die Reviſion 
inſoweit, als ſie gegen die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß die in dem Schreiben der Klägerin vom 6. März 1906 
enthaltene Setzung einer Nachfriſt ungültig ſei, gerichtet iſt. 
Zwar entſpricht die Setzung dieſer Nachfriſt inſofern nicht dem 
zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrage, als darin der 
Rücktritt der Klägerin von dieſem Vertrage für den Fall an⸗ 
gedroht worden iſt, daß die nachträglich zu liefernden Plättchen 
nicht bis Mitte März 1906 in Hamburg eingetroffen ſein 
würden; denn da nach der nicht zu beanſtandenden Annahme 


des Berufungsgerichts die Klägerin ihre Lieferungspflicht in 


Berlin zu erfüllen hatte und zwar unbeſtrittenermaßen derart, 
daß ſie dort die Überſendung der von ihr zu liefernden Waren 
an die Klägerin in Hamburg zu veranlaſſen hatte, ſo hätte 
die Käuferin ihr die Nachfriſt durch Angabe des Zeitpunkts, 
bis zu welchem Klägerin die Waren in der angegebenen Weiſe 
in Berlin zu liefern hatte, beſtimmen ſollen. Doch iſt daraus, 
daß die Käuferin ihr die Nachfriſt nicht in der letzteren, ſondern 
in der erſteren Weiſe beſtimmt hat, für den hier in Rede 
ſtehenden Uberſendungskauf nicht zu folgern, daß dieſe Setzung 
der Nachfriſt vollſtändig rechtlich unwirkſam ſei. Dann, 
wenn bei einem Überſendungskauf der Käufer dem ſäumigen 
Verkäufer, der nach dem Vertrag an ſeinem Wohn⸗ oder Nieder⸗ 
laſſungsorte zu erfüllen hat, eine Nachfriſt gemäß 8 326 BGB. 
für die Lieferung der Ware nach dem Zeitpunkte beſtimmt, in 
welchem dieſe an den Beſtimmungsort einzutreffen hat, iſt die 
ſich hieraus ergebende Frage, ob eine ſolche Nachfriſtſetzung 
gültig oder ungültig iſt, in derſelben Weiſe zu beantworten, 
wie dies ſeitens des RG. bezüglich der Frage, ob eine gemäß 


*) Vgl. oben S. 241 Nr. 13. 


37. Jahrgang. 


8 326 geſetzte, aber zu kurz bemeſſene Nachfriſt wirkungslos 
ſei, ſeither in ſtändiger Rechtſprechung geſchehen iſt (vgl. 
RG. 56, 231; 62, 68; JW. 04, 17218; 05, 171). In 
analoger Anwendung der in dieſen Urteilen dargelegten Gründe 
iſt daher auch die hier in Rede ſtehende Friſtſetzung wegen des 
oben erörterten Verſtoßes nicht ſchlechthin, ſondern nur inſoweit 
für unwirkſam zu erachten, als eine Friſt bis Mitte März 1906 
für das Eintreffen der Waren in Hamburg beſtimmt 
iſt. Dagegen iſt dieſer Rechtshandlung inſoweit Rechtswirkſam⸗ 
keit beizulegen, als hierdurch eine ſolche Nachfriſt für die 
Lieferung dieſer Waren als beſtimmt zu gelten hat, die mit 
dem Zeitpunkt endigte, in welchem die Waren ſpäteſtens von 
der Klägerin in Berlin zur Weiterbeförderung nach Hamburg 
dem Frachtführer zu übergeben waren, damit deren Eintreffen 
in Hamburg am 15. März 1906 im Hinblick auf den gewöhn⸗ 
lichen Verlauf derartiger Transporte erwartet werden konnte. 
F. c. M., U. v. 5. Mai 08, 539/07 II. — Hamburg. 

9. 89 273, 858, 861 BGB. Einräumung und Verluſt 
eines perſönlichen Zurückbehaltungsrechtes an einem Grund⸗ 
ſchuldbrief.] 

Der Berufungsrichter nimmt an, daß der Beklagte den 
hier fraglichen Grundſchuldbrief von dem Kläger auf Grund 
einer Vereinbarung erhielt, die dahin ging, daß der Beklagte 
den Brief als Sicherheit behalten und der Kläger ihn nicht 
eher zurückverlangen ſollte, als bis der Beklagte wegen ſeiner 
Bauforderungen befriedigt ſei. Der Berufungsrichter ſieht 
hierin die nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. zuläſſige 
Einräumung eines perſönlichen Zurückbehaltungsrechts an Grund⸗ 
ſchuldbriefe. Den Umſtand, daß der Juſtizrat W. den Brief 
dem Kläger zurückgegeben hat, erachtet er für unweſentlich, 
weil W. dazu nicht befugt geweſen ſei. Der Beklagte, der den 
Bei wider feinen Willen verloren habe, könne nach $ 861 BGB. 
von dem fehlerhaft befitzenden Kläger die Wiedereinräumung 
des Beſitzes verlangen. Die Forderungen des Beklagten für 
den Neubau ſeien unſtreitig noch in Höhe von 7 895,89 &. 
Der Beklagte könne alſo bis zur Befriedigung wegen ſeiner 
7895,89 4 das Zurückbehaltungsrecht am Grundſchuldbriefe 
geltend machen, und da der Kläger den Grundſchuldbrief nicht 


rechtmäßig beſitze, auch die Zahlung der Grundſchuld verweigern. 


Von dieſen Ausführungen ſind zunächſt diejenigen über die 
Einräumung eines perſönlichen Zurückbehaltungsrechts an dem 
mit dem Schreiben vom 29. Mai 1903 überſandten Grund⸗ 
ſchuldbrief nicht zu beanſtanden. Sie ſtehen mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG., insbeſondere auch der des erkennenden 
Senats (RG. 66, 24; Gruchots Beitr. 47, 955/8) im Einklang. 
Nicht frei von Rechtsirrtum ſind allerdings die weiteren Aus⸗ 
führungen des Berufungsrichters, ſoweit ſie aus den 88 858, 
861 BGB. die Fortdauer des Retentionsrechts herzuleiten 
ſuchen. Mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, daß der Be⸗ 
klagte, nachdem er den Grundſchuldbrief dem Juſtizrat W. in 
Verwahrung gegeben hatte, nur noch mittelbarer Beſitzer war 
G 868 BGB.). Der mittelbare Beſitzer aber hat den An⸗ 
ſpruch auf Wiedereinräumung des Beſitzes (8 861 BGB.) nur 
dann, wenn der unmittelbare Beſitzer den Beſitz gegen ſeinen 
— des unmittelbaren Beſitzers — Willen verloren hat 
6 869 BGB. und Planck Anm. 1a a. a. O.). Dieſer Fall 
liegt nicht vor, weil W. den Grundſchuldbrief freiwillig heraus⸗ 
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gegeben hat. Überdies iſt auch allem Anſchein nach die Klage 
friſt des 8 864 BGB. verſäumt. Es kommt aber nicht darauf 
an, weil im vorliegenden Falle ein durch Vertrag begründetes 
Zurückbehaltungsrecht in Frage ſteht. Nach dem Retentions⸗ 
vertrage war der Kläger, wie der Berufungsrichter rechtlich 
einwandfrei feſtgeſtellt hat, verpflichtet, den Grundſchuldbrief 
dem Beklagten ſo lange zu belaſſen, bis er wegen ſeiner Bau⸗ 
forderungen befriedigt ſein würde. Dieſe vertragsmäßige Ver⸗ 
pflichtung wurde dadurch, daß der Kläger ohne den Willen 
des Beklagten durch einen Zufall den Beſitz des Grundſchuld⸗ 
briefes erlangt hat, nicht aufgehoben. Sie beſteht auch jetzt 
noch, da die Befriedigung des Beklagten noch nicht eingetreten 
iſt. Der Kläger iſt daher, mag er immerhin fehlerfrei in den 
Beſitz des Grundſchuldbriefes gelangt ſein, vertragsmäßig ver⸗ 
pflichtet, dem Beklagten den Brief wieder auszuhändigen, und 
die auf Herausgabe des Grundſchuldbriefes gerichtete Widerklage 
iſt daher begründet. Damit fällt aber auch die Klage. Denn 
ohne den Grundſchuldbrief kann der Kläger nach 88 1144, 
1150, 1192 BGB. die Grundſchuld nicht geltend machen 
und über den Grundſchuldbrief ſteht ihm keine Verfügung zu, 
da er vertragsmäßig verpflichtet iſt, ihn ohne Zahlung dem 
Beklagten herauszugeben. U. c. W., U. v. 16. Mai 08, 
492/07 V. — Breslau. 

10. 8 276 BGB. Haftung des mit der Vertretung 
eines Gläubigers beauftragten Rechtsanwalts wegen unter⸗ 
laſſener Einſicht der Zwangsverſteigerungsakten.] 

Das Berufungsgericht iſt der Meinung, daß nach Lage 
der Sache der Beklagte nicht verpflichtet geweſen ſei, die 
Zwangsverſteigerungsakten vor dem Verſteigerungstermine ein⸗ 
zuſehen, und daß in der Unterlaſſung dieſer Handlung ein 
Verſchulden des Beklagten nicht zu finden ſei. Der Beklagte 
war beauftragt, die J. ſche Hypothek im Verſteigerungstermine 
zu überbieten und nötigenfalls ein Gebot bis 21 000 & 
abzugeben. Zutreffend geht das Berufungsgericht davon aus, 
daß für die Höhe der nach 8 68 ZG. im Verſteigerungs⸗ 
termine zu leiſtenden Sicherheit die Frage, ob auch der erſte 
oder nur der dritte Hypothekargläubiger betreibender Gläubiger 
war, maßgebend war (vgl. 8 49 3 G.). Das Berufungs⸗ 
gericht meint, daß auf Grund der ſeitens der Ehefrau des 
Klägers erfolgten Mitteilungen und vorgelegten Papiere in 
Verbindung mit dem Umſtand, daß der die Zwangsverſteigerung 
betreibende dritte Hypothekargläubiger dem Kläger es unter 
Überfendung der hinſichtlich des Zwangsverſteigerungsverfahrens 
erwachſenen Aktenſtücke überlaſſen hatte, die dritte Hypothek 
bei der Verſteigerung herauszubieten, Beklagter habe überzeugt 
fein können, lediglich der dritte Hypothekargläubiger ſei 
betreibender Gläubiger, und letzterer habe dem Kläger alle 
Aktenſtücke überſendet, würde dies ins beſondere auch hinſichtlich 
einer etwa gemäß $ 27 ZUG. erfolgten Zulaſſung des Bei⸗ 
tritts des erſten Hypothekargläubigers zu dem Verfahren nicht 
verſäumt haben. Dieſer Ausführung kann nicht beigetreten 
werden. Der Beklagte hatte zur Ausführung der übernommenen 
Verpflichtung alle diejenigen Maßregeln zu treffen, welche eine 
ſichere Gewähr in dieſer Hinſicht boten. Dazu gehörte vor 
allen Dingen die Feſtſtellung, ob in dem Zwangsverſteigerungs⸗ 


verfahren, das auf Antrag des dritten Hypothekargläubigers 


angeordnet worden war, hinſichtlich des erſten Hypothekar⸗ 
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gläubigers eine Zulaſſung gemäß 8 27 ZUG. erfolgt war, 
da hiervon die weitere Geſtaltung des Verfahrens abhing. 
Dieſe Feſiſtellung konnte mit Sicherheit nur durch Einſicht der 
Zwangsverſteigerungsakten erfolgen. Das Berufungsurteil iſt 
ſonach wegen des in der Unterlaſſung der Akteneinſicht liegenden 
Verſchuldens des Beklagten und wegen des dieſerhalb zu unter⸗ 
ſtellenden urſächlichen Zuſammenhangs mit dem behaupteten 
Schaden aufzuheben. S. . N., U. v. 15. Mai 08, 
496/07 III. — Hamm. 

11. SS 278, 618 BGB. verb. mit 8 1 des Preußiſchen 
Geſetzes über die Erweiterung des Rechtswegs vom 24. Mai 
1861. Zuläſſigkeit des Rechtswegs bei Schadenserſatzanſprüchen 
von Staatsbeamten. Anwendung von 5 618 BGB. auf 
öffentlich⸗rechtliche Beamtenverhältniſſe.] 

Der Kläger war Diener an der Tierärztlichen Hochſchule 
in Berlin und als unmittelbarer Staatsbeamter unter Vor⸗ 
behalt dreimonatlicher Kündigung angeſtellt. Am 24. April 
1903 wurde er von einem Hengſte, den er bei Vornahme einer 
Operation vorführen und halten ſollte, gebiſſen, an die Wand 
geſchleudert und dadurch ſchwer verletzt. Er iſt zum 1. März 
1905 penfioniert worden. Er behauptete, durch den Unfall 
gänzlich erwerbsunfähig geworden zu ſein, und verlangte mit 
der Klage Zahlung ſeines vollen Gehalts für die Zeit nach 
dem 1. März 1905, indem er die Verpflichtung des Beklagten 
zum Schadenserſatze auf die 88 618, 278 BGB. und auch 
auf 8 833 BGB. ſtützte. Die I. Inſtanz hat den Beklagten 
als Tierhalter gemäß 8 833 BGB. für haftbar erklärt, die 
Frage der Haftung aus 88 618, 278 BGB. offen gelaſſen. 
Das Berufungsgericht hat die Haftung des Beklagten aus 
8833 BGB. verneint, dagegen die Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erſatze aus dem Dienſtvertrage in analoger Anwendung der 
88 618, 278 BGB. bejaht. Beide Inſtanzen nehmen an, 
daß der Kläger durch den Unfall die Hälfte ſeiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit eingebüßt habe; erachten den Beklagten für verpflichtet, 
dem Kläger eine Rente von 50 Prozent ſeines amtlichen Dienſt⸗ 
einkommens, wie es ſich im Laufe der Jahre nach der Be⸗ 
ſoldungsordnung geſtaltet haben würde, und vom 65. Lebens⸗ 
jahre ab die ihm dann zuſtehende volle Penſion zu zahlen, 
und haben die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung der 
hieraus ſich ergebenden Beträge ausgeſprochen. Der Rechts⸗ 
weg iſt für den Anſpruch auf Schadenserſatz, ſoweit er aus 
dem Dienſtvertrage hergeleitet und auf die entſprechende An⸗ 
wendung der Vorſchriften in den 88 618, 278 BGB. ge⸗ 
gründet wird, unbeſchränkt zuläſſig. Zwar handelt es ſich dabei 
um einen „vermögensrechtlichen Anſpruch eines Staatsbeamten 
aus dem Dienſtverhältniſſe“, und dem einfachen Wortſinne 
nach würde er vom 8 1 des Geſetzes über die Erweiterung 
des Rechtswegs vom 24. Mai 1861 mit betroffen werden. 
Wie jedoch in der Entſcheidung des VI. ZS. des RG. vom 
18. Mai 1893 (RG. 31, 255 ff.) eingehend nachgewieſen und 
auch vom IV. ZS. des RG. in der Entſcheidung vom 7. Februar 
1907 (IV. 312/06) anerkannt worden iſt, bezieht ſich der erſte 
Abſchnitt des angeführten Geſetzes nur auf die Anſprüche der 
Staatsbeamten hinſichtlich ihrer mit dem Amte als ſolchem ver⸗ 
bundenen, durch die Anſtellung begründeten Dienſteinkünfte, 
nicht aber auf Schadenserſatzanſprüche, die unter entſprechender 
Anwendung der Vorſchriften über den privatrechtlichen Dienſt⸗ 
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vertrag auf ein vom Staate zu vertretendes Verſchulden geſtützt 
werden. (Vgl. auch Entſcheidung des Gerichtshofs zur Ent⸗ 
ſcheidung der Kompetenzkonflikte vom 21. Mai 1898 im 
PrVerwBl. 21, 90.) Der vom erkennenden Senate im Urteile 
vom 24. Januar 1908 in Sachen Gaſt wider Fiskus (III. 265/07) 
beiläufig ausgeſprochene abweichende Satz kann nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden. Die Anwendung des S 618 BGB. auf 
öffentlich⸗ rechtliche Beamtenverhältniſſe entſpricht der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. (JW. 04, 284°; Urteile des III. 3S. 
in den Sachen III. 285/06 und III. 213/07). Pr. Staats⸗ 
fiskus c. S., U. v. 1. Mai 08, 312/07 III. — Berlin. 

12. 58 306, 437 Abſ. 1 BGB. Der Vertrag über Ver⸗ 
kauf eines Rechts, deſſen Entſtehung objektiv unmöglich, iſt 
nichtig.] 

Der Beklagte betrieb ſeit dem Jahre 1904 in L. unter 
der Bezeichnung: „Deutſche Annoncen⸗Poſtkarten⸗Briefumſchlag⸗ 
Verlagsanſtalt“ ein Geſchäft, worin er das für ihn am 30. Juni 
1904 in die Gebrauchsmuſterrolle eingetragene Gebrauchsmuſter 
228 326 (Annoncen⸗Briefumſchlag) verwertete. Dieſes Geſchäft 
„nebſt dem dazu erforderlichen Muſterſchutz des Annoncen⸗ 
Briefumſchlags“ verkaufte der Beklagte laut Vertrag vom 
21. November 1905 für den Preis von 12 000 & an den 
Kläger. Hierauf zahlte der Kläger am 21. November 1905 
4 035,60 & bar an den Beklagten, tilgte eine am 3. Januar 
1906 fällige Schuld desſelben von 1 000 & und löſte zwei 
ihm gegebene Wechſel mit 964,40 & am 21. April 1906 und 
mit 1 000 & am 15. Mai 1906 ein. Am 21. Dezember 1905 
focht er den Kaufvertrag wegen Irrtums und Täuſchung 
brieflich dem Beklagten gegenüber an und beantragte demnächſt 
mit der Behauptung, das den weſentlichen Gegenſtand des 
Kaufvertrages bildende Gebrauchsmuſter betreffe nur ein 
Reklameverfahren, das nach 8 1 GebrMuft®. nicht ſchutzfähig 
ſei, bei dem LG. in L., den Beklagten zur Rückzahlung jener 
Beträge nebſt Zinſen zu verurteilen. Der Beklagte beantragte 
die Abweiſung der Klage. Das LG. verurteilte. Es nahm 
an, daß der Kläger über eine im Verkehr als weſentlich an⸗ 
geſehene Eigenſchaft des Kaufgegenſtandes inſofern geirrt habe, 
als er den mit dem Geſchäfte verkauften Muſterſchutz für rechts⸗ 


wirkſam gehalten habe. Die Berufung des Beklagten wurde 


mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß der Beklagte nur gegen 
Rückgabe des von ihm an den Kläger übergebenen Geſchäfts 
zu zahlen habe. Die Reviſion des Beklagten wurde ebenfalls 
zurückgewieſen: Beide Vorinſtanzen gehen mit Recht davon 
aus, daß das Gebrauchsmuſter 228 326 — auch abgeſehen 
von der Frage ſeiner Neuheit — den Anforderungen des 8 1 
GebrMuſtG. nicht entſpricht, weil es überhaupt nicht beſtimmt 
iſt, dem Gebrauchszwecke der Briefumſchläge durch eine neue 
Geſtaltung oder Anordnung zu dienen, ſondern nur Reklame⸗ 
zwecke damit verfolgt werden ſollen, für die der Gebrauchs⸗ 
muſterſchutz nicht beſtimmt iſt. Danach fehlte es der von dem 
Beklagten in dem Kaufvertrage vom 21. November 1905 über⸗ 
nommenen Verpflichtung, durch die Veräußerung des Gebrauchs⸗ 
muſters dem Kläger ein ausſchließliches Recht im Sinne des 
8 4 GebrMuſtG. zu verſchaffen, von vornherein an einem 
Gegenſtande, und es ſtand, da die bloße Eintragung in die 
Gebrauchsmuſterrolle kein ſolches Recht begründet, ſchon zur 
Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrages trotz beſtehender Ein⸗ 


3. Jahrgang. 5 


tragung die Nachbildung des Annoncen⸗Briefumſchlages jeder⸗ 
mann frei. Dieſes Gebrauchsmuſter bildet indeſſen — auch 
darin iſt dem OLG. beizutreten — einen fo weſentlichen Teil 
des Kaufgegenſtandes, daß die Nichtigkeit der Veräußerung des 
Muſters gemäß 8 139 BGB. die Nichtigkeit des ganzen 


Rechtsgeſchäfts zur Folge haben würde, weil es ohne den 


nichtigen Teil nicht vorgenommen wäre. Nach 8 306 BGB. 
iſt ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter Vertrag nichtig. 
Da der Paragraph die aus tatſächlichen oder rechtlichen 
Gründen von Anfang an unmögliche Leiſtung trifft, ſo begreift 
er an ſich auch den Verkauf eines Gebrauchsmuſters, dem bereits 


zur Zeit des Abſchluſſes des Vertrages die Schutzfähigkeit 


mangelt. Zwar haftet der Verkäufer eines Rechts gemäß 


8 437 Abſ. 1 BGB. für den Beſtand des Rechts, und es 


unterliegt nach der Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift keinem 
Zweifel, daß fie in das BGB. aufgenommen worden iſt, um 
der ſonſt naheliegenden analogen Anwendung der Grundſätze 
über den Verkauf einer nicht exiſtierenden Sache entgegen⸗ 
zutreten. (Vgl. die Protokolle der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des BGB. 1, 669). Gleichwohl iſt es 
unzuläſſig, den § 437 Abſ. 1, dem die Auffaſſung eines 
Garantieverſprechens zugrunde liegt, auf den Fall des Verkaufs 


eines Rechts zu erſtrecken, deſſen Entſtehung, wie hier, objektiv 


unmöglich iſt. (Vgl. Planck, BGB. 3. Aufl., $ 306. Note 2, 
8 437 Note 1; Staudinger, BGB. 2. Aufl., 8 437 Note 5.) 
Für einen ſolchen Fall verbleibt es bei der Regel des 8 306 
BEB. Der Vertrag iſt wegen von Anfang an beſtehender 
objektiver Unmöglichkeit der Erfüllung nichtig. Die Parteien 
haben nach 88 812, 818, 273 und 274 BGB. einander 
Leiſtung und Gegenleiſtung zurüczugewähren. R. c. W., U. v. 
8. April 08, 323/07 I. — Dresden. 

13. 8 399 BGB. Zur Abtretbarkeit des Anſpruchs « aus 
einem pactum de mutuo dando.] 

Es handelt ſich um die Frage, ob der Anſpruch aus einem 
pactum de mutuo dando nach 8 399 BGB. abtretbar iſt. 


Der erkennende Senat hat die Möglichkeit einer ſolchen Ab⸗ 


tretung ſchon angenommen, laut RG. 66, 359 ff., hat ſich 
dabei aber auf den Standpunkt geſtellt, daß die Regel die 
entgegengeſetzte ſei, und daß Ausnahmen nur auf beſondere 


Abmachungen der Kontrahenten des Vorvertrages, ſei es aus⸗ 


drückliche, ſei es aus den Umſtänden zu entnehmende, begründet 
werden könnten. Dabei iſt davon ausgegangen worden, daß 
den Gegenſtand der Zweifelsfrage immer nur die Abtretung 
des Anſpruches auf Abſchluß eines Darlehnsvertrages im 
ganzen bilde, in dem Sinne, daß der Zeſſionar ein Recht 
darauf erwerben würde, daß der Gegenkontrahent das Darlehn 
ihm perſönlich als dem Darlehnsſchuldner gewähre. Es iſt 
indeſſen mit dem Berufungsgericht anzuerkennen, daß die Ab⸗ 
tretung des Anſpruches aus einem pactum de mutuo dando 
auch in einem andern Sinne gemeint ſein kann. Allerdings iſt 
es richtig, daß der zukünftige Darlehnsſchuldner keinen Anſpruch 
auf eine beſtimmte Geldzahlung ſchlechthin abtreten kann, 
weil er einen ſolchen gar nicht hat; er hat aber den Anſpruch 
auf Zahlung der beſtimmten Geldſumme mit der Wirkung, 
daß er dafür Darlehnsſchuldner des Zahlenden werde, und 
weshalb er dieſen Anſpruch nicht ſollte abtreten können, iſt 
nicht abzuſehen. In einer ſolchen Abtretung iſt immer zugleich 
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die Ermächtigung des Zeſſionars enthalten, die Auszahlung 
des Geldes für den Zedenten als den zukünftigen Darlehns⸗ 
ſchuldner entgegenzunehmen, und eben deswegen liegt hier die 
erſte in 8 399 ZPO. erwähnte Vorausſetzung, daß die Leiſtung 
an den Zeſſionar, ſtatt an den Zedenten, nicht ohne Ver⸗ 
änderung ihres Inhaltes würde erfolgen können, nicht vor. 
Dieſe Anſicht iſt auch in der Literatur vielfach vertreten, ſo 
außer von den ſchon im Berufungsurteil angeführten Schrift: 
ſtellern neuerdings von Regelsberger, in Iherings Jahr⸗ 
büchern Bd. 52 S. 417 ff.; auch iſt eine ähnliche Entſcheidung 
nach dem frühern Rheiniſchen Rechte vom RG. ſchon laut 
RG. 32, 365 ff. ergangen. Übrigens verſteht ſich dabei von 
ſelbſt, daß ſelbſt die Abtretung in dieſem Sinne durch ſtill⸗ 
ſchweigende, wie durch ausdrückliche Vereinbarung der Kon⸗ 
trahenten ausgeſchloſſen ſein kann, ſo daß dann der zweite Fall 
des 8 399 BGB. gegeben wäre. Hier liegt ein ſolcher Fall 
jedoch nicht vor, und andrerſeits hat das OLG. in bedenken⸗ 
freier Weiſe feſtgeſtellt, daß die Abtretung des Anſpruches hier 
nur in dem dargelegten zweiten Sinne zu verſtehen geweſen 
fi. V. c. B., U. v. 11. Mai 08, 888/07 VI. — Kiel. 

14. 88 618, 823, 844 BGB. verb. mit Reichsgeſetz vom 
23. Juni 1880 und 8 25 des Preußiſchen Geſetzes vom 
12. März 1881.] 

Der Erblaſſer der Kläger war zur Hilfeleistung bei der 
Obduktion eines milzbrandverdächtigen Pferdes zugezogen worden, 
verſtarb infolgedeſſen und die Erben nahmen die Gemeinde, 
welche ihn zugezogen hatte, auf Zahlung einer Entſchädigung 
in Anſpruch. Das OLG. wies die Klage ab, das RG. hob 
auf: Das Berufungsgericht ſtellt zunächſt (unter nicht zu 
beanſtandender Ablehnung einer Haftung aus unerlaubter 
Handlung: BGB. § 823) einen Dienſtvertrag zwiſchen dem 
Ehemann und Vater der Kläger einerſeits und der Beklagten 
andererſeits feſt, meint aber dann: 8 844 BGB. beziehe ſich 
lediglich auf außervertragliche Schadenserſatzanſprüche und könne 
als ſinguläre Vorſchrift alſo nicht analog auf Vertragsſchäden 
angewandt werden. Dieſer Ausſpruch über die Nichtanwendung 
des 8 844 BGB. auf den Dienſtvertrag verletzt den 8 618 
Abſ. 3 BGB., der lautet: „Erfüllt der Dienſtberechtigte die 
ihm in Anſehung des Lebens und der Geſundheit des Ver⸗ 
pflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, ſo finden auf ſeine 
Verpflichtung zum Schadenserſatze die für unerlaubte Hand⸗ 
lungen geltenden Vorſchriften der 88 842 bis 846 ent⸗ 
ſprechende Anwendung.“ — Es kann ſich daher nur fragen, 
ob ein Dienſtvertrag und (die Wahrheit der Klagebehauptungen 
vorausgeſetzt) eine Verletzung der in 8 618 BGB. genannten 
Pflichten ohne Rechtsverſtoß angenommen werden kann. Dieſe 
Frage iſt aber ungeachtet der Bedenken der Reviſions beklagten 
zu bejahen. Der Umſtand, daß nach 8 25 des Preußiſchen 
Geſetzes vom 12. März 1881 betr. die Ausführung des Reichs⸗ 
geſetzes über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen, 
die Gemeinden und Gutsbezirke auf ihre Koſten die Hilfs⸗ 
mannſchaften zu ſtellen haben (vgl. auch SA Satz 2 in 
Anlage B der auf Grund des § 30 des Reichsgeſetzes vom 
23. Juni 1880 durch den Bundesrat erlaſſenen Inſtruktion 
vom 24. Februar 1881 in Zentralblatt für das Deutſche Reich 
von 1881 S. 36, die noch auf den vorliegenden Fall An⸗ 
wendung findet), ſteht der Annahme eines Dienſtvertrags nicht 
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entgegen und beſtätigt einen ſolchen vielmehr, da der Verſtorbene 
nach der unwiderſprochenen Klagebehauptung von einem be⸗ 
Hagtifchen Polizeibeamten zu dem zu verrichtenden Dienſte 
(Hilfeleiſtung bei Obduktion eines milzbrandverdächtigen Pferdes) 
herbeigeholt und aus der Gemeindekaſſe bezahlt worden iſt. 
Ebenſowenig iſt die Darlegung zu beanſtanden, daß es eine 
Verletzung der dem Dienſtberechtigten durch 8 618 BGB. 
auferlegten Pflichten enthält, wenn die Beklagte den Ehemann 
und Vater der Kläger vor oder bei Abſchluß des Vertrags 
nicht auf die Gefährlichkeit der übernommenen Verrichtungen 
aufmerkſam gemacht haben ſollte. Dazu kommt noch, daß nach 
den klägeriſchen Behauptungen die beklagtiſchen Beamten nicht 
die genügenden Vorſichtsmaßregeln getroffen haben ſollen 
beziehungsweiſe die Desinfektion bei der Obduktion unzureichend 
geweſen ſein ſoll. In letzterer Beziehung iſt mit dem Berufungs⸗ 
gericht allerdings hervorzuheben, daß für etwaige Verfehlungen 
des Kreistierarztes als eines Organs der öffentlichen Gewalt 
im vorliegenden Falle Beklagte nach den für das Allgemeine 
Landrecht geltenden Rechtsgrundſätzen (Art. 77 EGBGB., 
RG. Bd. 28 Nr. 74) keinesfalls haften würde. — Es iſt 
daher das Berufungsurteil aufzuheben, die Sache iſt (mangels 
tatſächlicher Feſtſtellungen über die Todesurſache, über die 
Verfehlungen gegen 8 618 BGB. und über die Unterbrechung 
des urſächlichen Zuſammenhangs infolge einer Belehrung durch 
den Kreistierarzt) noch nicht zur Endentſcheidung reif. B. c. B., 
U. v. 5. Mai 08, 493/07 III. — Hamm. 

15. 88 738, 736 BGB. in Verb. mit Art. 128, 132 
HGB. a. F., 8 142 n. F. Vertragsmäßige Übernahme des 
Geſchäfts einer offenen Handelsgeſellſchaft mit Aktiven und 
Paſſiven durch einen Geſellſchafter. Anteilsanwachſung. Alſo 
keine Auflaſſung der zum Geſchäft gehörenden Grundſtücke er⸗ 
forderlich.] g 

Als Eigentümerin von Grundſtücken iſt im Grundbuch eine 
offene Handelsgeſellſchaft eingetragen. Von den beiden Geſell⸗ 
ſchaftern iſt der eine, N., am 4. Juli 06 verſtorben. Im 
Geſellſchaftsvertrage vom 25. Januar 06 war beſtimmt, daß 
im Fall des Todes eines der Teilhaber der überlebende das 
Recht haben ſolle, das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven zu 
übernehmen und die Firma fortzuführen. Das Kapitalguthaben 
des verſtorbenen Geſellſchafters ſollte durch Schlußbilanz feſt⸗ 
geſtellt werden und dabei die Geſchäftsliegenſchaften mit dem 
in der Bilanz vom 31. Dez. 05 angegebenen Werte in Anſatz 
kommen. In einer notariellen Urkunde vom 12. Febr. 08 er⸗ 
klärten der überlebende Geſellſchafter, B., und die Erben des 
verſtorbenen N., daß die Auseinanderſetzung nach Maßgabe des 
Geſellſchaftsvertrages ſtattgefunden, B. das Geſchäft über⸗ 
nommen habe und im Handelsregiſter als deſſen alleiniger In⸗ 
haber eingetragen worden ſei, daß die Geſchäftsliegenſchaften 
kraft Anwachſungsrechts alleiniges Eigentum B.s geworden ſeien. 
Sie beantragten und bewilligten, im Wege der Grundbuch⸗ 
berichtigung, den B., alleinigen Inhaber der Firma, als Allein⸗ 
eigentümer im Grundbuch einzutragen. Das AG. hat die Auf⸗ 
laſſung für erforderlich erachtet und zur Beibringung der 
Auflaſſungsanträge und der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung eine Friſt von 2 Monaten beſtimmt. Das LG. 
hat die Beſchwerde B.s zurückgewieſen. Auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde B.s hat das KG. durch Beſchluß ausgeſprochen, daß 
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es die Beſchwerde als unbegründet anſehe und zurückweiſen 
würde, ſich jedoch durch das Urteil des 1.35. des RG. 
(RG. 65, 227 u. ZW. 07, 303°) gehindert ſehe. Es hat 
deshalb gemäß § 79 GBO. die Sache dem RG. vorgelegt. 
Aus den Gründen: Die Vorausſetzungen des 8 79 Abſ. 2, 3 
GBO. mußten als gegeben und die weitere Beſchwerde für 
begründet erachtet werden. Nach der herrſchenden, ins beſondere 
vom RG. ſtändig feſtgehaltenen Anſicht bildet die offene Handels: 
geſellſchaft, wie jetzt auch die Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, 
eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand. Wie die Anteils⸗ 
berechtigung der Geſamthänder ſowohl in Beziehung auf das 
Geſamtvermögen als auch in Beziehung auf die einzelnen Sachen 
aufzufaſſen iſt, iſt außerordentlich ſtreitig. Wenn man aber der 
Geſamthand, insbeſondere der offenen Handelsgeſellſchaft, die 


Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon abſpricht und als Eigen⸗ 


tümer der einzelnen Sachen die Geſamthänder in ihrer Ver⸗ 
einigung anſieht, ſo iſt auch die Folgerung des I. ZS., daß 
die einzelnen Geſamthänder Miteigentümer der Sachen ſind, 
nicht von der Hand zu weiſen Es fragt ſich alſo nur, 
ob im vorliegenden, wie in dem dem I. ZS. unterbreiteten 
Falle ein ſolcher Rechtsvorgang, der eine Veränderung in der 
Anteilsberechtigung der Geſamthänder von ſelbſt nach ſich ge 
zogen hat, anzunehmen iſt. Das BGB. verbietet im 8 719 
den Geſellſchaftern auch die Veräußerung des Anteils am Geſamt⸗ 
vermögen und geſtattet ſie in den 88 736 ff. nur unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen in der Form des Ausſcheidens oder 
der Ausſchließung eines Geſellſchafters, während es bei der 
Miterbengemeinſchaft im S 2033 BGB. die Veräußerung des 
Anteils am Geſamtvermögen (Nachlaß) allgemein zuläßt. Bei 
der Geſellſchaft wächſt in den erwähnten Fällen nach der Bes 
ſtimmung des § 738 a. a. O. der Anteil des Ausſcheidenden 
den übrigen Geſellſchaftern zu, was, wie allgemein anerkannt 
iſt, den Eigentumsübergang bei den einzelnen Sachen ohne be⸗ 
ſonderen ÜUbertragungsakt nach ſich zieht. Aber auch bei der 
Veräußerung des Miterbenanteils (an einen Miterben oder 
einen Druten) tritt dieſelbe Folge von Rechts wegen ein 
Güntzel in Gruchots Beitr. 41, 825; Turnau⸗Förster, Liegen⸗ 
ſchaftsrecht, 3. Aufl. 1 S. 452 bei 8 925 BGB.; KG. in 
Joh. Jahrb. Bd. 26 A 113). Der Fall, daß einem Geſamt⸗ 
händer die Anteile aller übrigen Geſamthänder oder das Geſamt⸗ 
vermögen überlaſſen wird, iſt bei der Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts nicht vorgeſehen, da die SS 736 ff. das Fortbeſtehen der 
Geſellſchaft zur Vorausſetzung haben. Gegenüber der Verbots⸗ 
beſtimmung im 8 719 wird deshalb in ſolchen Fällen die 
Anteilsübertragung mit der Wirkung der Anwachſung nicht für 
zuläſſig gehalten (Planck Anm. 1 zu § 736, Anm. 1 zu 8 738, 
Anm. 9 zu 8925 BGB.; Staudinger Anm. I. IV zu 8738, 
Anm. A I 2 zu 5925 BGB.; Turnau⸗Förster a. a. O., u. a.), 
fo daß nur die Übertragung der einzelnen Sachen durch die 
Geſamthand übrig bleibt. Bei der Miterbengemeinſchaft aber 
wird im Hinblick auf 82033 BGB. auch in dem Falle, wenn 
die übrigen Miterben den geſamten Nachlaß einem von ihnen 
übertragen, eine Anteilsveräußerung und folgeweiſe der Eigentums⸗ 
übergang ohne beſonderen Ubertragungsakt angenommen (KG. 
bei Joh. Bd. 26 A 113, Küntzel a. a. O., Turnau⸗Förster 
a. a. O.). Bei der offenen Handelsgeſellſchaft ergab ſich das 
Bedürfnis, das Ausſchließungsrecht der Art. 128, 132 
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des alten HGB, das die Rechtſprechung nur bei einer Geſell⸗ 
ſchaft von mehr als 2 Perſonen anerkannte (RG. 7, 121; 
ROH. 11, 160) und das von dem BGB. im $ 737 auch nur 
für dieſen Fall aufgenommen iſt, auf Geſellſchaften von 2 Mit⸗ 
gliedern, alſo auf den Fall auszudehnen, wo nach dem Aus⸗ 
ſcheiden eines Geſellſchafters eine Geſellſchaft nicht mehr übrig 
bleibt, für den andern Geſellſchafter alſo nur noch das Recht, 
das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven zu übernehmen, in Frage 
kommen kann (Denkſchrift zu § 129 des Entw. des HGB., 
S. 102). Dieſem Bedürfnis trägt der 8 142 HGB. Rechnung 
und unterwirft die Auseinanderſetzung in dieſem Falle den für 
das Ausſcheiden von Geſellſchaftern geltenden Vorſchriften 
(Abſ. 3 a. a. O. und SS 738 ff. BGB.). Gleichwohl iſt es 
ſtreitig geworden, ob die Anteilsanwachſung des S 738 in 
dieſem Falle Anwendung finden kann. Einzelne, ſo die neuen 
Bearbeiter der 8. Aufl. des Staubſchen Kommentars (im Gegen⸗ 
ſatz zu Staub ſelbſt in der 6/7. Aufl. Anm. 2, 3 zu § 142 
a. a. O.), auch Turnau⸗Förster, I S. 451/52 Anm. III 2 zu 
8 925 BGB., Lehmann in 3H R. 50, 36 und Lehmann⸗Ring, 
HGB. Anm. 2a 4 zu § 142, Kretzſchmar in Lobes Zentral⸗ 
blatt freiw. Ger. 8, 526 verneinen es, jedoch mit unzureichenden 
Gründen. (Wird ausgeführt.) Zweifelhafter iſt die Frage, ob 
dasſelbe Ergebnis auch durch eine vor oder nach der Auflöſung 
der offenen Handelsgeſellſchaft zuſtandegekommene Vereinbarung 
des Inhaltes, daß ein Geſellſchafter das ganze Geſchäft mit 
Aktiven und Paſſiven übernimmt, herbeigeführt werden kann. 
Die Annahme der Anteilsanwachſung, wie fie der I. 3 S. des 
RG. in dem Urteil vom 23. Februar 1907 gebilligt hat, findet 
hier noch lebhafteren Widerſtand. (Wird dargelegt) Der von 
dem I. 35. ausführlich begründeten Anſicht war beizutreten. 
Wenn das HGB. den Grundſatz der Anteilsanwachſung ($ 738 
BGB.) ausdrücklich auf beſtimmte Fälle der Geſchäftsübernahme 
durch einen Geſellſchafter für anwendbar erklärt, ſo iſt nicht 
abzuſehen, warum dieſer Grundſatz nicht auch in den andern 
Fällen der Geſchäftsübernahme durch einen der bisherigen 
Geſellſchafter, entſprechend den Fällen des vereinbarten Aus⸗ 
ſcheidens nach 8 736 BGB., zur Anwendung kommen ſoll. 
(Wird weiter ausgeführt) Fraglich könnte es erſcheinen, ob 
nicht mit dem Urteil des I. 38S. vom 23. Februar 1907 und 
den dort angeführten früheren reichsgerichtlichen Entſcheidungen 
das Urteil in RG. 61 S. 72, 75) im Widerſpruch ſteht. Es 
wird dort die vereinbarte Geſchäftsübernahme durch einen 
Geſellſchafter zu dem Fall des 8 142 HGB. in Gegenſatz ge⸗ 
ſtellt und in dem erſten Fall das Vorhandenſein einer Geſamt⸗ 
nachfolge verneint. Indeſſen ergibt ſich ſchon aus dem ers 
wähnten Urteil, noch mehr aber aus den darin angezogenen 
früheren Entſcheidungen desſelben Senats (RG. 45 S. 218, 
222 ff., insbeſondere aus der im JM Bl. 01, 272, teilweiſe auch 
in der JW. 01, 9789 abgedruckten), daß das Urteil nicht auf 
den erwähnten Ausführungen beruht. Nicht entgegen 
ſtehen auch die Entſcheidungen des RG., die ſich nicht mit dem 
Übergang des ganzen Anteils an der Geſamthand, ſondern 
mit der Übertragung einzelner Sachen befaſſen. Bei ſolchen 
Sonderübertragungen an einzelne Geſellſchafter iſt, wie ziemlich 
allgemein angenommen wird, und zwar auch dann, wenn es 
ſich nur um die Umwandlung des Miteigentums zur geſamten 
Hand in Bruchteilseigentum handelt, Auflaſſung, Übergabe und 


— ä — —ej —— uV — —— — 


„Zeſſion von ſeiten der Geſamthand erforderlich (vgl. für die 


Geſellſchaft RG. 32, 253; 56 S. 206, 430, für die Erben⸗ 
gemeinſchaft RG. 57, 432). Ein ſolcher Fall liegt aber hier, 
wo das ganze Geſchäft übertragen. worden iſt, nicht vor. B. ſche 
Beſchwerde, Beſchl. v. 23 Mai 08, B 70/08 V. — Frankfurt. 

16. 8 823 BGB. Beleuchtungspflicht eines Gaſtwirts 
auf dem Lande.] 

Das Berufungsgericht meint, daß der Beklagte auch ohne 
Beleuchtung des Zugangsweges habe erwarten dürfen, daß die 
Gäſte und ſonſtigen Beſucher ſeines Hauſes dieſen ohne Gefährde 
paſſieren würden, und zieht zur Parallele den Satz heran, daß 
kleinen Landgemeinden auch eine Straßenbeleuchtung nicht zu⸗ 
gemutet werde. Daran iſt nur ſoviel richtig, daß, wie die 
Straßenbeleuchtungspflicht ländlicher Gemeinden, ſo auch die 
Beleuchtungspflicht des Gaſtwirts hinſichtlich der Zugänge zu 
ſeiner Wirtſchaft ſich nach den Umſtänden, insbeſondere nach 
dem Verkehre zu richten hat, der in der einzelnen Wirtſchaft 
ſich bewegt. Im übrigen bedeutet eine allgemeine Straßen⸗ 
beleuchtungspflicht für eine kleine und nicht wohlhabende Land⸗ 
gemeinde eine ſchwere Belaſtung des Haushalts, während die 
Anbringung einer Laterne am Hauseingange für den Gaſtwirt, 
der ſeinen Vorteil aus dem Beſuche der Gäſte zieht, nur ein 
geringes Opfer bedingt, das ihm wohl zugemutet werden kann. 
Das Berufungsgericht hat über den Umfang des Verkehrs, der 
in dem Wirtshauſe des Beklagten herrſchte, keine Feſtſtellung 
getroffen; ohne eine ſolche war es aber auch nicht befugt, die 
Beleuchtungspflicht des Beklagten zu verneinen. Ein nur geringer, 
nicht regelmäßiger Verkehr von einzelnen Gelegenheitsgäſten in 
dem Wirtshauſe des Beklagten würde ihn vielleicht von der 
Beleuchtung pflicht befreien können; dem Anſcheine nach gehört 
die Gaſtwirtſchaft des Beklagten zu dieſen kleinen ländlichen 
Wirtſchaften von ſchlechthin unbedeutendem Verkehre nicht. 
S. c. D., U. v. 27. Mai 08, 362/07 VI. — Hamm. 

17. SS 842, 843 BGB. in Verb. mit InvVG. vom 
13. Juli 1889/19. Juli 1899. Bei Feſtſetzung einer Rente iſt 
ein zwiſchen dem Verletzten und Schadenspflichtigen beſtehendes 
Dienſtverhältnis zu berückſichtigen. — Der Einwand der Kürzung 
des eingeklagten Betrags um die Invalidenrente kann nicht 
mehr im Verfahren über den Betrag des Schadens nachgeholt 
werden.] 

1. Es handelt ſich nur noch um den Betrag des dem 
Kläger zu gewährenden Schadenerſatzes. Wenn der Beklagte 
hiergegen jetzt erſt den Einwand erhebt, Kläger müſſe ſich 
hierauf die ihm mit jährlich 150 „ zugeſprochene Invaliden⸗ 
rente kürzen laſſen, ſo hält ihm der Berufungsrichter mit Recht 
entgegen, daß dieſer Einwand, ſoweit er damit die Aktiv⸗ 
legitimation des Klägers beſtreiten will (S 54 InvG.), bereits 
in dem vorausgegangenen Verfahren über den Grund des An⸗ 
ſpruchs zu erheben geweſen wäre und jetzt nicht mehr nachgeholt 
werden kann. Aber auch unter dem Geſichtspunkte kann Be⸗ 
klagter den Einwand nicht geltend machen, daß Kläger durch 
die ihm zugeſprochene Invalidenrente bereits von der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt entſchädigt ſei und ihn inſoweit nicht nochmals 
in Anſpruch nehmen dürfe. Die auf der Tierhalterſchaft be⸗ 
ruhende Schadenerſatzpflicht des Beklagten hat nach 8 842 
BGB. die Schadloshaltung des Verletzten wegen aller Nach⸗ 
teile zum Gegenſtande, die der erlittene Unfall für den Erwerb 
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oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt. Der Anſpruch 
des Verletzten erleidet nach Art und Umfang dadurch keine 


Veränderung, daß er gemäß § 54 des angezogenen Geſetzes 


zu einem Teile auf die Verſicherungsanſtalt übergegangen iſt. 
Der Schadenerſatzpflichtige ſteht nur inſoweit nunmehr zwei 
Gläubigern gegenüber. Hat er einmal verſäumt, die hierdurch 
eingetretene Beſchränkung des Klagerechts des Verletzten recht⸗ 
zeitig geltend zu machen, ſo kann er ſich auch nicht mehr 
weigern, dem Schadenerſatzanſpruche in vollem Umfange zu 
genügen. Inwieweit das Geſetz im Verhältnis zwiſchen der 


Verſicherungsanſtalt einerſeits und dem Verletzten oder dem 


Schadenerſatzpflichtigen andererſeits für etwaige ungerechtfertigte 
Bereicherungen einen Ausgleich gewährt, braucht hier nicht 
unterſucht zu werden. 2. Der Berufungsrichter ſtellt zwar in 
einwandfreier Weiſe feit, daß die Erwerbsfähigkeit des Klägers 
gegenwärtig und auch für die Zukunft um 75 Prozent gemindert 
iſt. Seine Begründung erweckt aber den Anſchein, als ob er 
ſchon dieſe abſtrakte Erwerbsunfähigkeit für genügend erachte, 
um daraufhin dem Kläger gemäß 8 843 BGB. eine Rente 


zuzubilligen. Damit wäre der enge Zuſammenhang des § 843 
mit $ 842 BGB. verkannt und außer acht gelaſſen, daß 


Schadenerſatz immer nur für wirklich erlittene Nachteile zu 


gewähren iſt (JW. 08, 2735). Dieſer Grundſatz behält auch 


dann volle Geltung, wenn es ſich, was für das angefochtene 
Teilurteil zutrifft, um Schadenerſatz für die Zukunft, alſo um 
den Ausgleich zukünftig drohender Nachteile handelt. Wenn 


der Berufungsrichter hierzu erwägt, daß Kläger voraus ſichtlich 


anderswo eine Stellung als Kutſcher nicht mehr werde finden 
können und als Handarbeiter oder in ähnlicher Stellung Be⸗ 
ſchäftigung werde ſuchen müſſen, ſo iſt dabei die unſtreitige 
Tatſache außer Betracht geblieben, daß Kläger ſeit dem im 


Jahre 1902 erlittenen Unfall bis zum Schluſſe der mündlichen 


Verhandlung in der Berufungsinſtanz nach wie vor bei dem 
Beklagten als Kutſcher in Dienſten geblieben iſt und wenjgſtens 


in der Hauptſache die gleiche Dienſtvergütung gewährt erhalten 


hat. Solange dies Verhältnis fortdauert, kommen augen⸗ 
ſcheinlich Nachteile, die der Verletzte in ſeinem Erwerb oder 
Fortkommen erlitte, abgeſehen von gewiſſen geringfügigeren Ein⸗ 
bußen, nicht in Betracht. Unter dieſen Umſtänden hätte der 
Berufungsrichter das jetzt noch zwiſchen den Parteien beſtehende 
Verhältnis nach der tatſächlichen und rechtlichen Seite genauer 
erörtern, und, wenn er die Schadenerſatzpflicht für die Zukunft 


regelt, ſich auch über die vorausſichtliche zukünftige Geſtaltung 


dieſes Verhältniſſes ein Urteil bilden müſſen, das demnächſt 
bei freier Würdigung der Umſtände (ZPO. 8 287) der Be⸗ 
meſſung des Schadenerſatzes zugrunde zu legen wäre. Jeden⸗ 


falls hat er dieſer Würdigungspflicht nicht durch die in anderem 


Zuſammenhange gemachte Bemerkung genügt: es ſtehe nicht 
feſt, ob der Beklagte und eventuell in welcher Höhe er dem 
Kläger in Zukunft die bisherigen Bezüge auf die Rente gewähren 
werde. B. c. K., U. v. 21. Mai 08, 509/07 VI. — Jena. 

Zivilprozeßordnung. N 

18. 88 146, 526, 538, 539 ZPO. Endurteil des 
Berufungsgerichts über den geſamten Streitſtoff, wenn das LG. 
nur über ein Verteidigungsmittel erkannt hat.] 

Der prozeſſuale Angriff iſt unbegründet. Das Gericht 
I. Inſtanz hat gemäß 8 146 ZPO. angeordnet, daß die Ver⸗ 
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M 13. 1908. 
handlung und Entſcheidung zunächſt auf das Verteidigungs⸗ 
mittel des Verzichts zu beſchränken ſei, und hat dann die Klage, 
indem es dieſe Einrede für begründet erachtete, gemäß § 300 3PO. 
durch Endurteil abgewieſen. Gegen dieſes Endurteil hat Klägerin 
Berufung eingelegt. Wenn nun das Berufungsgericht, welches 
die Klage ihrem Grunde nach für berechtigt und die Einrede 
des Verzichts für ungerechtfertigt erachtete, demgemäß durch 
Endurteil den Anſpruch der Klägerin dem Grunde nach für 
berechtigt erklärte und die Sache zur Entſcheidung über den 
Betrag des Anſpruchs und die Prozeßkoſten an das Gericht 
I. Inſtanz zurückverwieſen hat, ſo entſpricht dieſes Verfahren 
lediglich den Beſtimmungen des 8 538 Abſ. 1 Nr. 3 3PO. 
Die Meinung der Reviſion, daß das Berufungsgericht, wenn 
es die Entſcheidung des Gerichts I. Inſtanz mißbilligte, nicht 
ein materielles Urteil über den Grund des Anſpruchs habe 
erlaſſen dürfen, ſondern nur gemäß 5 539 ZPO. unter Ver⸗ 
werfung der Einrede die Sache in die I. Inſtanz habe zurück⸗ 
verweiſen können, iſt unrichtig. Zu einer Anwendung des 
8539 ZPO. lag kein Grund vor, da das Verfahren I. Inſtanz 
an keinem Mangel gelitten ſondern den Beſtimmungen der ZPO. 
entſprochen hat. Es lag lediglich eine andere materielle Be⸗ 
urteilung der Sachlage durch das Berufungsgericht vor, indem 
letzteres eine Einrede des Verzichts verneinte und den Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für berechtigt erachtete. Die An⸗ 
ordnung aus 8 146 ZPO. in I. Inſtanz war für die Berufungs⸗ 
inſtanz belanglos. Infolge der Einlegung der Berufung wurde 
der Rechtsſtreit vor dem Berufungsgerichte nach 8 525 ZPO. 
in den durch die Anträge beſtimmten Grenzen von neuem per⸗ 
handelt. Nach 8 529 ZRD. konnten die Parteien, alſo auch 
Beklagte und Berufungsbeklagte, Angriffs- und Verteidigungs⸗ 
mittel, welche in I. Inſtanz nicht geltend gemacht find, ins⸗ 
beſondere neue Tatſachen und Beweismittel vorbringen. Nach 
S 537 ZPO. find Gegenſtand der Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsgerichts alle einen zuerkannten oder 
aberkannten Anſpruch betreffenden Streitpunkte, über welche in 
Gemäßheit der Anträge eine Verhandlung und Entſcheidung 
erforderlich iſt, ſelbſt wenn über dieſe Streitpunkte in I. Inſtanz 
nicht verhandelt oder nicht entſchieden iſt. Hieraus ergibt ſich, 
daß die Parteien verpflichtet ſind, ihr geſamtes Angriffs⸗ und 
Verteidigungsmaterial, ſowohl das neue als auch das in 
I. Inſtanz erfolgte Vorbringen (vgl. 8 526 ZPO), in der 
Berufungsinſtanz vorzutragen und daß das Berufungsgericht 
auf Grund dieſes Parteivorbringens ſein Urteil zu fällen hat 
(ZERO. 88 286, 523). Eine Zurückverweiſung der Sache an 
das Gericht I. Inſtanz findet nur im Falle des 8 538 ZPO. 
ſtatt, alſo in einem Fall der vorliegenden Art, wenn das 
Gericht I. Inſtanz auf Grund einer Einrede, auf welche es die 
Verhandlung beſchränkt hatte, die Klage abgewieſen hatte und 
das Berufungsgericht den Grund des Anſpruchs für gerecht⸗ 
fertigt erachtet, nur über den Betrag des Anſpruchs. Das 
Berufungsgericht hat dann, wenn es dieſe Einrede für unbegründet 
erachtet, auf Grund der vor ihm ſtattgehabten Verhandlung, die 
den geſamten Prozeßſtoff zu umfaſſen hat, ein Urteil in der 
Sache ſelbſt (wie es hier geſchehen iſt, über den Grund des 
Anſpruchs) zu erlaſſen, nicht aber die Sache auch hinſichtlich 
des Grundes des Anſpruchs an das Gericht I. Inſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. Es iſt auch nicht richtig, daß, wie die Reviſion 
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meint, Beklagte bei dem vorliegend eingehaltenen Verfahren 
alle ſonſtigen Einreden (außer der des Verzichts) verlieren 
würde. Denn die Berufungsverhandlung erſtreckte ſich (auch 
wenn in I. Inſtanz die Verhandlung auf die erwähnte Einrede 
beſchränkt und auf Grund dieſer die Klage abgewieſen worden 
war) auf den geſamten Rechtsſtreit und Beklagte konnte daher 
alle ihre Rechtsbehelfe vorbringen. Darauf aber, daß über 
jedes Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel einer Partei in zwei 
Inſtanzen entſchieden werde, hat keine Partei einen Anſpruch; 
das Gericht braucht nur inſoweit in die Beurteilung einer Sache 
einzutreten, als dies für den Erlaß eines Endurteils erforderlich 
iſt. Die Sache liegt für die Beklagte nicht anders, als wenn 
in I. Inſtanz ohne Anwendung des § 146 ZPO. die Ver⸗ 
handlung das geſamte Vorbringen beider Parteien umfaßt und 
dann das Gericht, indem es die Einrede des Verzichts für 
begründet erachtet und das ſonſtige Vorbringen unbeachtet 
gelaſſen hätte, die Klage abgewieſen hätte: ein Verfahren, das 
ebenſo wie das tatſächlich eingehaltene unzweifelhaft zuläſſig 
geweſen wäre. W. c. K., U. v. 8. Mai 08, 486/07 III. — Cöln. 

19. 88 223, 234 ZPO. Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand bei nachträglich erlangter Kenntnis von dem der Rechts⸗ 
mittelſchrift anhaftenden Mangel. Einfluß der Gerichtsferien.] 

Iſt als glaubhaft gemacht anzuſehen, daß der Beklagte 
erſt durch den Schrifiſatz des Gegners von dem Mangel, der 
ſeiner erſten Berufung anhaftete — unterlaſſene Beglaubigung 
durch den Gerichtsvollzieher —, Kenntnis erlangt hat, daß 
alſo erſt hierdurch das Hindernis für die Einlegung einer form⸗ 
gerechten Berufung gehoben war, ſo iſt auch die vom RG. 
wenigſtens in ſolchen Fällen, wie den vorliegenden, in denen 
der Wegfall des Hinderniſſes erſt nach Ablauf der zweiwöchigen 
Wiedereinſetzungsfriſt ſeit Ablauf der Notfriſt erfolgt, weiter 
erforderte Glaubhaftmachung des Zeitpunktes der Hebung des 
Hinderniſſes und demzufolge der Rechtzeitigkeit des Wieder⸗ 
einſetzungsgeſuchs (RG. 31, 401; JW. 02, 6040 als ge: 
ſchehen zu erachten. Da der Schriftſatz des Gegners dem Bes 
klagten während der Gerichtsferien zuging, begann die Wieder⸗ 
einſetzungsfriſt, die ſonſt nach § 234 Abſ. 1, 2 ZPO. von 
Erlangung der Kenntnis der Nichtbeglaubigung zu laufen be⸗ 
gonnen hätte, gemäß 8 223 Abſ. 1 Satz 3 ZPO. erſt mit 
dem Ende der Ferien. Der am 26. September 1907 geſtellte 
Wiedereinſetzungsantrag war alſo rechtzeitig. M. c. D., U. v. 
9. Mai 08, 583/07 V. — Breslau. 

20. 88 239, 553, 554 ZPO. Erlaß eines Verſäumnis⸗ 
zwiſchenurteils auf Aufnahme des Verfahrens im Fall einer 
Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens nach Reviſtons⸗ 
einlegung aber vor Reviſionsbegründung.] 

Am 13. November 1907 iſt für den Beklagten gegen das 
am 28. September 1907 verkündete Urteil des VII. 35. des 
OLG. Reviſion eingelegt worden. Am 16. November 1907 
hat der Prozeß bevollmächtigte des Beklagten, unter Vorlegung 
einer entſprechenden Sterbeurkunde angezeigt, daß der Beklagte 
am 9. November 1907 geſtorben ſei, und auf Ausſetzung des 
Verfahrens angetragen. Dem hat der erkennende Senat durch 
Beſchluß vom 25. November 1907 entſprochen. Dann hat 
der Kläger, unter Aufſtellung der Behauptung, daß der ver⸗ 
ſtorbene Beklagte mit ſeiner Ehefrau Emilie, geb. Schw., in 
Weſtfäliſcher Gütergemeinfchaft gelebt habe, und daß die Güter- 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Hauptſache geladen werden ſoll, ausgeſchloſſen. 
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gemeinſchaft von der Witwe mit ihrem Sohne, dem Kaufmann 
Ernſt K., fortgeſetzt werde, am 1. April 1908 den Juſtizrat 
Sch. als Prozeß bevollmächtigten und am 2. April 1908 bie 
Witwe K. ſelbſt mit Schriftſatz vom 25. März 1908 zur Auf⸗ 
nahme des Rechtsſtreites geladen. Im Verhandlungstermine 
iſt die Witwe K. nicht erſchienen. Der Kläger hat die prozeſſuale 
Sachlage dargelegt, jene Behauptungen über die Rechtsnach⸗ 
folge vorgetragen und den Antrag geſtellt, durch Verſäumnis⸗ 
urteil die behauptete Rechtsnachfolge als zugeſtanden anzunehmen. 
Das RG. hat durch Verſäumnisurteil erkannt, daß das Ver⸗ 
fahren von der Witwe K. als Rechtsnachfolgerin des Reviſions⸗ 
klägers aufgenommen iſt: Obgleich der bei der Reviſions⸗ 
einlegung als Reviſtonskläger bezeichnete Beklagte damals ſchon 
nicht mehr am Leben war, muß die Einlegung doch, als in 
Wirklichkeit für ſeine Rechtsnachfolger geſchehen, für rechts⸗ 
wirkſam erachtet werden. Es kommt dabei in Betracht, daß 
nach 8 86 ZPO. der Tod des Vollmachtgebers die Vollmacht 
des Anwaltes nicht berührt. Es iſt anzunehmen, daß der 
Juſtizrat Sch. entweder noch von dem Beklagten perſönlich vor 
deſſen Tode, oder nach 8 81 3POO. von deſſen Prozeß bevoll⸗ 
mächtigten II. oder I. Inſtanz für die Reviſionsinſtanz bevoll⸗ 


mächtigt worden war, und wenn er dann, weil er irrigerweiſe 


den urſprünglichen Beklagten noch für lebend hielt, dieſen als 
Reviſionskläger bezeichnete, ſtatt der „Rechtsnachfolger“ des⸗ 
ſelben (wer fie auch fein mochten), fo war das nur eine uns 
ſchädliche falsa demonstratio. Mit Recht hat ferner ber 
Kläger auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils angetragen, das 
ſich als ein Verſäumniszwiſchenurteil von der Art des früher 
in 8 217 Abſ. 4 3PO. a. F. vorgeſehen geweſenen barftellt, 


‚obwohl ein ſolches Zwiſchenurteil in der ZPO. von 1898 nicht 


mehr vorkommt. Der erkennende Senat hat auch ſonſt ſchon 
Anlaß gefunden, trotzdem ein Verſäumniszwiſchenurteil auf 
Aufnahme des Verfahrens zu erlaſſen, laut der Entſch. in 


RG. 58, 202 f., damals in einem Falle, wo das Verfahren 


auf Antrag des für die Berufungsinſtanz beſtellten Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der inzwiſchen verſtorbenen Partei vom RG. 
vor Einlegung der Reviſion ausgeſetzt worden war. Das iſt 
ein Fall, wie er nach den neuerdings von den Ver ZS. des 


RG. einer Entſcheidung vom 9. April 1908 zugrunde gelegten 


Rechtsgrundſätzen nicht mehr würde vorkommen können. In⸗ 


zwiſchen iſt aber durch die Veränderungen, die durch die Zivil: 


prozeßordnungsnovelle vom 5. Juni 1905 an den Förmlichkeiten 
der Reviſion vorgenommen worden find, die Möglichkeit herbei⸗ 
geführt, daß in einer andern Art von Fällen, eben in ſolchen 


Fällen, wie hier einer vorliegt, ein ſolches Verſäumniszwiſchen⸗ 


urteil erforderlich werden kann. Wenn eine Ausſetzung oder 
eine Unterbrechung des Verfahrens nach Einlegung der Reviſion 


(8553 ZRO.), aber vor Einreichung der ſchriftlichen Reviſions⸗ 
begründung ($ 554 daſ.) ſtattgeſunden hat, fo iſt, eben weil 
an den Förmlichkeiten des Rechtsmittels noch etwas fehlt, die 
Befolgung der Vorſchrift des § 239 Abſ. 2 ZPO., wonach 


bei der Ladung zur Aufnahme zugleich zur Verhandlung der 
Durch die 
Ausſetzung oder Unterbrechung des Verfahrens hat nach 8 249 
Abſ. 1 ZPO. der Lauf der Reviſionsbegründungsfriſt des 
5 554 Abſ. 2 daſelbſt aufgehört, und es muß erſt das Ver⸗ 
fahren wieder aufgenommen ſein, damit dieſe Friſt von neuem 
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zu laufen beginne. Wenn nun die geſetzmäßig zur Aufnahme 
geladenen Perſonen die Aufnahme trotzdem nicht bewirken, ſo 
bleibt nichts übrig, als die Aufnahme durch ein Zwiſchenurteil 
für bewirkt zu erklären (vgl. auch RG. 40, 370 f.), und dieſes 
Urteil geſtaltet ſich beim Ausbleiben der geladenen Perſonen 
zu einem Verſäumniszwiſchenurteil. Der Kläger hat nun frei⸗ 
lich ſeinen Antrag nicht ganz ſachgemäß formuliert: der Wort⸗ 
faſſung zufolge begehrt er nur den Ausſpruch, daß die von 
ihm behauptete Rechtsnachfolge als zugeſtanden anzunehmen 
ſei, nicht, daß das Verfahren für von der Rechtsnachfolgerin 
aufgenommen erklärt werde. Das Gericht war jedoch durch 
dieſe mangelhafte Faſſung nicht behindert, der eigentlichen 
Meinung des Klägers gemäß die der Sachlage entſprechende 
Entſcheidung auszuſprechen. Ein weiteres Bedenken konnte 
daraus entſtehen, daß ein eigentlicher Antrag des Klägers der 
Witwe K. überhaupt nicht vor dem Termine beſonders mittels 
Schriftſatzes mitgeteilt worden war, während doch nach 8 557 
vgl. mit 8 335 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. ohne ſolche vorgängige 
Mitteilung auch in der Reviſionsinſtanz kein Verſäumnisurteil 
erlaſſen werden ſoll. In dem Schriſtſatze des Klägers vom 
25. März 1908 nämlich iſt außer der Behauptung der auf 
die Rechtsnachfolge bezüglichen Tatſachen nur eine Ladung der 
Witwe K. „zur Aufnahme des Rechtsſtreites“ enthalten. Es 
kann indeſſen hierin ſchon eine genügende Mitteilung von dem 
im Falle des Nichterſcheinens der Geladenen zu ſtellenden An⸗ 
trage gefunden werden, da nur der eine Antrag denkbar, und 
ſeine eventuelle Stellung ſelbſtverſtändlich war. In den gewöhn⸗ 
lichen Verſäumnisfällen liegt in dieſer Hinſicht eben die 
Sache anders. Was endlich die materielle Sachlage betrifft, 
jo war nach 8 239 Abſ. 4 ZPO. als zugeſtanden anzunehmen, 
daß die Eheleute K. in Weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt 
haben, und daß die Gütergemeinſchaft von der Witwe mit 
ihrem Sohn Ernſt K. fortgeſetzt werde. Dann ergab ſich aus 
Art. 200 Abſ. 1, bezw. Art. 218 EGBGB. verb. mit Art. 48 
8 2 Abſ. 1 und Art. 47 § 1 Abſ. 1 PrAGBGB., $ 1 des 
Preuß. Geſetzes betr. das eheliche Güterrecht in der Provinz 
Weſtfalen uſw., vom 16. April 1860 und 8 1459 Abſ. 1, 
SS 1488, 1489, 8 1487 Abſ. 1, 8 1443 Abſ. 1 BGB, 
daß jetzt die Wittwe K. allein als Rechtsnachfolgerin des ver⸗ 
ſtorbenen Beklagten für den anhängigen Prozeß in Betracht 
komme. Demgemäß iſt daher erkannt worden. K. c. G., 
U. v. 18. Mai 08, 562/07 VI. — Hamm. 

21. 58 253, 538 ZPO. Klagantrag auf Zahlung einer 
beſtimmten Geldſumme und eines durch Sachverſtändige zu 
ermittelnden Betrages. — Unrichtige Anwendung des 8 538 
30. 

Der Berufungsrichter hat das Urteil des LG. aufgehoben 
und die Sache in die Vorinſtanz zurückverwieſen, weil der Klage⸗ 
antrag der erforderlichen Beſtimmtheit ermangele und deshalb 
dem Kläger die zugeſprochene Entſchädigungsſumme von 8000 & 
durch das LG. nicht hätte zuerkannt werden dürfen, andererſeits 
aber der Kläger durch ſeine materiellen Ausführungen zu er⸗ 
kennen gegeben habe, daß er den von den genannten beiden 
Sachverſtändigen als angemeſſen bezeichneten Betrag fordern 
wolle und es deshalb angebracht erſcheine, ihm nachträglich 
Gelegenheit zur Erweiterung ſeines erſtinſtanzlichen Antrags zu 
geben. Es iſt jedoch nicht anzuerkennen, daß eine Zurückverweiſung 
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der Sache in die Vorinſtanz geboten war. Zwar muß nach 
8 253 Abf. 2 Ziff. 2 ZPO. die Klageſchrift „einen beſtimmten 
Antrag“ enthalten. Es mag bier auch unterſtellt werden, daß 
ſelbſt gegenüber den Ausführungen des RG. in den Urteilen in 
RG. 10, 353, JW. 90, 410“, ſowie in der Entſcheidung der 
Ver ZS. vom 28. Juni 1888 (RG. 21 S. 382, 387 ff.) es als 
ein unumgängliches prozeſſuales Erfordernis anzuſehen iſt, daß 
bei einem auf Geldzahlung gerichteten Rechtsſtreit die Klage⸗ 
ſchrift oder doch mindeſtens der in der Schlußverhandlung ge⸗ 
ſtellte Antrag die genaue ziffermäßige Angabe des Geld⸗ 
betrages enthält, den der Kläger zugeſprochen wiſſen will. Dieſe 
prozeſſuale Grundlage des Verfahrens war aber ſchon in der 
I. Inſtanz inſofern gegeben, als der Kläger eine beſtimmte 
Geldſumme, nämlich 6 888,40 & als den Mindeſtbetrag ver⸗ 
langte, der ihm jedenfalls zuzuſprechen ſei. Wem er außer⸗ 
dem einen weiteren Geldanſpruch dahin erhob, daß ihm auch 
noch diejenige Summe zugeſprochen werden ſollte, die über dieſen 
Mindeſtbetrag hinaus durch die Sachverſtändigen als angemeſſen 
ermittelt werden würde, ſo iſt hieraus unter der Vorausſetzung, 
daß ein in ſolcher Form geſtelltes Klageverlangen der nach 
§ 253 erforderlichen Beſtimmtheit entbehre, bei Berückſichtigung 
der grundſätzlichen Teilbarkeit der Geldleiſtungen nicht die 
Schlußfolgerung berechtigt, daß der ganze Klageantrag der 
erforderlichen Beſtimmtheit ermangele, vielmehr nur diejenige, 
daß dies Erfordernis dem zweiten, nur auf das Ermeſſen der 
Sachverſtändigen Bezug nehmenden Teile des Klageantrages 
fehle. Hält man dieſen Teil des Antrages für prozeſſual un⸗ 
zuläſſig, ſo war er für die ſachliche Entſcheidung ohne Be⸗ 
deutung. Die Sache liegt dann ebenſo, als wenn dieſer Teil 
des Antrages vom Kläger nie geſtellt worden wäre. Von dieſem 
Standpunkt aus hätte hiernach das LG. dem Kläger den Betrag 
von 6 888,40 & zuſprechen, im übrigen aber, falls es von 
dem durch $ 139 ZPO. gegebenen Fragerecht keinen Gebrauch 
machte, den Klageantrag als prozeſſual unzuläſſig und deshalb 
wirkungslos bezeichnen müſſen. Der Kläger war dann aber 
nicht gehindert, unter Erweiterung des in zuläſſiger Form ge: 
ſtellten Teiles des erſtinſtanzlichen Klageantrages im Berufungs⸗ 
antrage die Summe ziffermäßig, alſo „beſtimmt“ anzugeben, 
deren Zuſprechung er über jenen ihm zuerkannten Mindeſtbetrag 
hinaus beanſpruchte. Dieſe ziffermäßige Angabe iſt in den 
Berufungsanträgen des Klägers erfolgt. Er beantragte nicht 
nur die Zurückweiſung der Berufung des Beklagten, verlangte 
alſo, daß ihm die in I. Inſtanz zugeſprochene Summe von 
8 000 & nebſt Zinſen belaſſen würde, ſondern er beanſpruchte 
auch noch im Wege der Anſchlußberufung die Zuerkennung 
weiterer 1 261,85 . Seine Geſamtforderung wurde hiernach 
durch den beſtimmten Geldbetrag von 9 261,85 & dargeſtellt. 
Für den Berufungsrichter lag deshalb, mag man den erſt⸗ 
inſtanzlichen Antrag in ſeinem ganzen Umfang als zuläſſig oder 
zum Teil als unzuläſſig anſehen, kein Anlaß zur Zurückverweiſung 
der Sache an das LG. vor, er war vielmehr in der Lage, 
ſachlich über den Klageantrag zu entſcheiden. Um dies nach⸗ 
holen zu können, war an ihn unter Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils die Sache zurückzuverweiſen. Pr. Fisk. o. K., U. v. 
15. Mai 08, 544/07 VII. — Hamm. 

22. 8 256 ZPO. Verbeſſerung der Urteilsformel durch 
das RG., wenn das Berufungsgericht auf den Übergang der 


37. Jahrgang. 


Feſtſtellungsklage zur 
nommen hat.] 

Sachlich erwies ſich die Reviſion als unbegründet. Da⸗ 
gegen bedurfte die Urteilsformel in der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung zum Teil einer dem Geſetz entſprechenden Verbeſſerung. 
Das Berufungsgericht hat das Urteil des LG. dahin abgeändert, 
daß der Kläger in Höhe von 7 feines Anſpruchs abgewieſen, 
im übrigen die Berufung zurückgewieſen wurde. Nun hatte 
freilich das LG. die Klage dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Aber dieſer Ausſpruch war, inſoweit als er auf den 
Feſtſtellungsantrag ergangen war, prozeßwidrig. Indem das 
Berufungsgericht die Berufung zurückwies, hat es die land⸗ 
gerichtliche Entſcheidung beſtätigt und damit neuerdings den 
gleichen Fehler begangen, den das erſte reichsgerichtliche Urteil 
bereits getadelt hat. Das Berufungsgericht mußte vielmehr, 
nachdem der Kläger von der Feſtſtellungsklage zur Leiſtungs⸗ 
klage übergegangen war, an die Stelle der irrigen landgericht⸗ 
lichen eine andere, dem geänderten Klageantrag entſprechende 
Urteilsformel ſetzen. Dies iſt vom NG. nachgeholt worden. 
H. c. K., U. v. 11. Mai 08, 479/07 VI. — Poſen. 

23. 5 304 BRD. verb. mit § 842 BGB. Vorausſetzung 
für Erlaſſung eines Zwiſchenurteils. Schadenserſatzanſpruch 
wegen Schmälerung des Erwerbs oder des Fortkommens.] 

Der Kläger hatte geltend gemacht: infolge der erlittenen 
ſchweren Verletzungen habe er nicht mehr den weiten Arbeitsweg 
vom Arbeitsplatze nach D., feinem Wohnſitz, wo es keine 
Schuhfabrik gebe, zurücklegen können und daher ſein Haus in 
D. verkaufen und nach A. ziehen müſſen; den ihm hierdurch 
entſtandenen Schaden hat er neben dem ihm durch Verminderung 
ſeiner Erwerbsfähigkeit im Schuhmacherhandwerk erwachſenen 
Schaden von dem Beklagten gefordert. Der erkennende Senat 
hält zwar daran feſt, daß die Grundlage eines jeden mit der 
Klage geltend gemachten Anſpruchs in dem gemäß $ 304 3PO. 
ergehenden Zwiſchenurteil feſtzuſtellen iſt; allein es iſt nur als 
ein beſonderer Poſten eines einheitlichen Anſpruchs anzuſehen, 
wenn der Verletzte neben dem Erſatz für Verminderung oder 
Aufhebung ſeiner Erwerbsfähigkeit als weitere Folge der Ver⸗ 
letzung auch Erſatz für den ihm durch die Aufgabe ſeines Ge⸗ 
ſchäſts oder durch die Veräußerung feines Hauſes entſtandenen 
Schadens fordert; dies ergibt ſchon die Vorſchrift im § 842 BGB., 
wonach die Nachteile zu erſetzen find, welche die Handlung für 
den Erwerb oder das Fortkommen des Verletzten herbei⸗ 
führt. Wie das Berufungsgericht mit Recht hervorhebt, be⸗ 
dürfte es im Verfahren über den Grund des Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs neben der Feſtſtellung, daß infolge des Unfalls die 
Erwerbsfähigkeit des Klägers gemindert worden iſt, nicht auch 
der Feſtſtellung, daß der Kläger infolge des Unfalls ſein Haus 
hat verkaufen müſſen und daß ihm dadurch ein Schaden ent⸗ 
ſtanden iſt. M. c. S., U. v. 4. Mai 08, 323/07 VI. — 
Naumburg. | 

24. SS 313, 554a, 559 ZPO. Bedeutung des nicht in 
der Reviſionsbegründung gerügten mangelhaften Tatbeſtandes.] 

Der Tatbeſtand des mit der Reviſion angefochtenen Urteils 
des OLG. enthält über den der Klage zugrunde liegenden 
Sachverhalt und über den Verlauf des Rechtsſtreits in den 
Vorinſtanzen folgendes: „Der Beklagte war früher techniſcher 
Direktor bei der Klägerin und hatte einen ihrer Geſchäftsanteile 
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erworben. Dabei war vereinbart worden, daß der Beklagte, 
wenn er aus ſeiner Stellung ausſcheiden würde, den Anteil an 
die Klägerin zurückübertragen ſolle zu dem Preiſe, den die 
Fabrik nach der derzeitigen Geſchäftslage repräſentierte. Der 
Beklagte iſt am 1. Juli 1906 aus der Fabrik ausgeſchieden. 
Die Klägerin behauptet, daß der Geſchäftsanteil nach der 
Bilanz vom 1. Juli 1906 ſich auf 3 465 & belaufe, und 
hat beantragt, den Beklagten zu verurteilen, ihr den Geſchäfts⸗ 
anteil durch gerichtlichen oder notariellen Vertrag gegen Zahlung 
von 3465 & zurückzuübertragen.“ Das L. verurteilte, 
die Berufung wurde zurückgewieſen, das NG. hob auf: Der 
Reviſionskläger hat unter andern folgende, hauptſächlich in 
Betracht kommende Beſchwerde erhoben: Da er in beiden 
Inſtanzen Klageabweiſung beantragt habe, ſeien die Vorder⸗ 
richter auch zur Prüfung der Frage verpflichtet geweſen, ob eine 
rechtsgültige Verpflichtung zur Abtretung des ſtreitigen 
Geſchäftsanteils beſtehe. Dies habe die Klägerin zu behaupten 
und zu beweiſen. Es ſei aber weder geltend gemacht noch 
dargetan, daß die Verpflichtung des Beklagten zur Überlaſſung 
des von ihm erworbenen Geſellſchaftsanteils an die Klägerin 
der Vorſchrift des 8 15 Abſ. 4 GmbHG. gemäß gerichtlich 
oder notariell begründet ſei. Dieſe Beſchwerde geht alſo 
davon aus, daß das letztere Geſetz auf das ſtreitige Rechts⸗ 
verhältnis anwendbar ſei. Dieſelbe iſt auch nicht etwa ohne 
ſachliche Prüfung aus dem Grunde zurückzuweiſen, weil in den 
Vorinſtanzen die Gültigkeit der ſtreitigen Verpflichtung von 
dem Beklagten nicht beſonders beſtritten worden iſt; denn in 
der Unterſtellung, daß das Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. 
auf das ſtreitige Rechtsverhältnis überhaupt anwendbar fein 
ſollte, was nach dem noch zu erörternden Tatbeſtande des 
Berufungsurteils nicht ohne weiteres als ausgeſchloſſen zu 
erachten iſt, würde der Mangel der in 8 15 Abſ. 4 daſelbſt 
für Vereinbarungen, durch welche die Verpflichtung eines 
Geſellſchafters zur Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet 
wird, vorgeſchriebenen gerichtlichen oder notariellen Form die 
von den Gerichten von Amts wegen zu berückſichtigende Un⸗ 
gültigkeit einer derartigen Vereinbarung zur Folge haben. 
Das Berufungsgericht würde daher in der erwähnten Unter⸗ 
ſtellung, da der Beklagte durch ſeinen Antrag auf Abweiſung 
der Klage den Klageanſpruch auch ſeinem Grunde nach beſtritten 
hat und die Erfüllung der in 8 15 Abſ. 4 beſtimmten Form 
bezüglich der ſtreitigen Vereinbarung von keiner Seite behauptet 
worden iſt, verpflichtet geweſen ſein, eine etwa wegen des 


„Mangels dieſer Form vorhandene Nichtigkeit des ſtreitigen 


Rechtsgeſchäfts von Amts wegen zu berückſichtigen. Ob aber 
auf dieſes Rechtsgeſchäft das GmbHG. überhaupt anwendbar 
iſt, kann von dem Reviſionsgerichte nach dem in dem Berufungs⸗ 
urteile enthaltenen dürftigen Tatbeſtande, der allein nach 8 561 
ZPO. der diesſeitigen Entſcheidung zugrunde gelegt werden 
kann, nicht mit Sicherheit beurteilt werden. Zwar würde der 
Umſtand, daß in der Parteien⸗Bezeichnung des Berufungs⸗ 
urteils die Klägerin als „Geſellſchaft m. b. H.“ aufgeführt, und 
daß auch weder in dem Tatbeſtande noch in den Gründen 
dieſes Urtels bezüglich der früheren Zeit etwas Gegenteiliges 
bemerkt iſt, die Vermutung begründen, daß auch das hier in 
Rede ſtehende Rechtsgeſchäft von einer Geſellſchaft m. b. H. 
abgeſchloſſen ſei und daher den Vorſchriften der derartige 
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Geſellſchaften betreffenden Geſetze vom 20. April 1892 oder 
vom 20. Mai 1898 — je nachdem es vor dem 1. Januar 1900 
oder erſt ſpäter zuſtande gekommen fein ſollte — unterliegen. 
Doch beſtehen andererſeits begründete Zweifel, ob das Berufungs⸗ 
gericht in ſeinem Tatbeſtande, der ja für ſich allein keine be⸗ 
ſtimmte Angabe hierüber enthält, eine Feſtſtellung des erſteren 
Inhalts treffen wollte. Da es aber für die Entſcheidung 
über die betreffende Reviſionsbeſchwerde weſentlich darauf ans 
kommt, ob die ſtreitige Vereinbarung von einer Geſellſchaft m. b. H. 
oder von einer offenen Handelsgeſellſchaft getroffen worden iſt, 
ſo bietet der Tatbeſtand des Berufungsurteils wegen ſeiner 
hervorgehobenen Unvollſtändigkeit und Unklarheit nicht die 
erforderliche zuverläſſige tatſächliche Grundlage für dieſe Ent⸗ 
ſcheidung. Der dargelegte Verſtoß gegen die Vorſchrift des 
8 313 Nr. 3 ZPO. muß daher im gegebenen Fall zur Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweiſung 
der Sache an das Berufungsgericht führen. Ein Bedenken 
gegen die Aufhebung dieſes Urteils wegen des dargelegten 
Mangels iſt auch nicht aus den Vorſchriften der 88 559 und 
5543 3PO. in Verbindung mit dem Umſtande, daß dieſer 
Mangel von dem Reviſionskläger nicht geltend gemacht worden 
iſt, herzuleiten; denn wenn auch dieſer Mangel ſich zunächſt als 
eine Geſetzesverletzung in bezug auf das Verfahren im Sinne 
des 8 559 Satz 1 darſtellt, fo iſt derſelbe doch nach vor 
ſtehenden Ausführungen auch für die materiell⸗rechtliche Beur⸗ 
teilung der Sache ſeitens des Reviſionsgerichts von Bedeutung, 
da dieſes dadurch gehindert iſt, von einer zuverläſſigen tat⸗ 
ſächlichen Grundlage aus über die erwähnte materiell⸗ rechtliche 


Reviſionsbeſchwerde zu entſcheiden. In dieſer Hinſicht iſt das 


Reviſionsgericht aber nach 5 559 Satz 2 an die von den 
Parteien geltend gemachten Reviſionsgründe nicht gebunden. 
Dasſelbe muß daher auch befugt ſein, wegen eines von den 
Parteien nicht geltend gemachten Mangels des Tatbeſtands das 
Berufungsurteil dann aufzuheben, wenn der mangelhafte Tat⸗ 
beſtand eine zuverläſſige materiell⸗rechtliche Beurteilung der 
Sache nicht geſtattet (vgl. auch den Kommiſſionsbericht zu dem 
Geſetze vom 5. Juni 1905, betr. Anderungen der ZPO. S. 67 
und das Urteil des IV. 8 S. des RG. vom 2. April 1906, 
JW. 06, 3590). G. c. B., U. v. 1. Mai 08, 558/07 II. — 
Naumburg. 

25. 8 546 ZPO. Gegenſtand des Rechtsſtreits beim 
Schutz durch einſtweilige Verfügung iſt ein vermögensrechtlicher 
Anſpruch.] 

Die von den Beklagten eingelegte Reviſion entbehrt des 
durch 8 546 ZPO. für die Zuläſſigkeit der Reviſion voraus⸗ 
geſetzten Wertes des Beſchwerdegegenſtandes. Nach den in 
dem Urteile des erkennenden Senats vom 5. Juni 1905 
(RG. 61, 89) aufgeſtellten Grundsätzen iſt als Gegenſtand 
des Rechtsſtreits, den der Kläger durch ſeinen Antrag auf 
Erlaß der einſtweiligen Verfügung eröffnet hat, ein vermögens⸗ 
rechtlicher Anſpruch anzuſehen. Der Kläger fühlt ſich in 
ſeinem Gewerbebetriebe durch die von den Beklagten vor⸗ 
genommenen Boykottierungs handlungen ſchwer geſchädigt und 
hat mit dem Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung 
rechtlichen Schutz gegen dieſe vermögensrechtlichen Benach⸗ 
teiligungen geſucht. Die Zuläſſigkeit der Reviſion richtet ſich 
demgemäß nach 5 546 3PO., fie iſt danach abhängig von 
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dem Vorhandenſein eines den Betrag von 2 500 & über⸗ 
ſteigenden Wertes des Beſchwerdegegenſtandes. Daß die 
Zwecke, die die Beklagten mit ihren den Kläger in ſeinem 
Erwerbe beeinträchtigenden Maßregeln verfolgen, für fie nicht 
rein vermögensrechtlicher Natur find, ſondern auch in der Ver⸗ 
folgung allgemeiner wirtſchaftlicher Beſtrebungen einer Klaſſe 
von Induſtriearbeitern beſtehen, ändert hieran nichts; denn zur 
Erreichung dieſer allgemeinen Zwecke ergreifen ſie Mittel, die 
Eingriffe in die vermögensrechtliche Sphäre ihrer Gegner dar⸗ 
ſtellen, indem ſie dieſe durch Störungen in ihrem Gewerbe⸗ 
betriebe zwingen wollen, ihrem Verlangen zu entſprechen. 
Dieſe Störungen veranlaſſen den Kläger, ihre Beſeitigung, 
die Unterlaſſung jener ihn ſchädigenden Zwangsmaßregeln zu 
verlangen; der von ihm erhobene Anſpruch iſt deshalb 
vermögensrechtlicher Natur. Der Wert des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes der Reviſion richtet ſich aber nicht nach dem vermögens⸗ 
rechtlichen Intereſſe, das der Kläger an der Beſeitigung jener 
Störungen hat, ſondern nach dem vermögensrechtlichen Intereſſe, 
das der Neviſionskläger mit dem Rechtsmittel verfolgt, im 
gegebenen Falle alſo nach dem vermögensrechtlichen Werte des 
Intereſſes, daß die Beklagten an der Beſeitigung der durch 
das angefochtene Urteil beſtätigten einſtweiligen Verfügung 
haben, d. h. nach dem Geldwerte, den für ſie die weitere 
Herſtellung und Verbreitung der Boykottflugblätter und 
Inſerate bis zur Erledigung des Hauptprozeſſes, von Ein⸗ 
legung der Reviſion an gerechnet, beanſpruchen kann (RG. 39, 
394; JW. 03, 174%; 05 S. 113, 23318, 500%), Daß 
nun ein vermögensrechtliches Intereſſe der Beklagten des vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreits an der Aufhebung der einſtweiligen 
Verfügung, das auf einen Geldwert von mehr als 2 500 4 
zu veranſchlagen wäre, gegeben ſei, iſt in keiner Weiſe glaub⸗ 
haft gemacht, auch nicht aus dem Sachverhalt erſichtlich. 
(Wird dargelegt.) M. B. u. Gen. e. B., U. v. 4. Mai 08, 
504/07 VI. — Berlin. 

26. 3 580 Nr. 7b ZPO. Ein die Reviſion als unzu⸗ 
läſſig verwerfendes Urteil des RG. kann mit der Reſtitutions⸗ 
klage des 8 580 Nr. 7b ZPO. überhaupt nicht angefochten 
werden.] 

Der jetzige Reſtitutionskläger iſt als Beklagter in dem 
Hauptverfahren durch das landgerichtliche Urteil vom 5. Januar 
1907 für verpflichtet erklärt worden, dem Kläger allen ſeit dem 
1. Januar 1906 aus dem Unfalle vom 5. Februar 1902 ent⸗ 
ſtandenen Schaden zu erſetzen. Seine Berufung wurde zurück⸗ 
gewieſen und die von ihm hiergegen eingelegte Reviſion durch 
das Urteil des RG. vom 5. März 1908 als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. Das reichsgerichtliche Urteil beruht auf der Annahme, 
es ſei dem Beklagten nicht gelungen, glaubhaft zu machen, daß 
der Wert des Beſchwerdegegenſtandes der Reviſion mehr als 
2 500 & betrage. Der Jahresdurchſchnitt der ihm durch 
den Unfall erwachſenen Kurs und Heilungskoſten habe bisher 
nur 81,20 & betragen. Der Wert des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes laſſe ſich, ſoweit es ſich um dieſe Koſten handle, 
nur auf 1 000 & und ſoweit die Möglichkeit eines Ein⸗ 
kommenausfalles durch vorzeitige Penſionierung in Betracht 
komme, ebenfalls nur auf 1 000 & veranſchlagen. Nunmehr 
bringt der Beklagte ein Schreiben des klägeriſchen Sachwalters, 
Rechtsanwalts G. in L. vom 13. März 1908 bei, worin dieſer 
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unter der Angabe, daß ſeit 1906 dem Kläger an Koſten für 
Maſſage und ärztliche Behandlung einſchließlich entſtandener 
Neifes und Verpflegungskoſten 363,75 erwachſen ſeien, 
ihn, den Beklagten auffordert, dieſen Betrag binnen be⸗ 
ſtimmter Friſt dem Kläger zu erſtatten. Beklagter behauptet, 
er ſei auf dieſe Weiſe nach Erlaß des Urteils vom 5. März 
1908 in den Stand geſetzt, dieſes Schreiben des Rechtsanwalts 
G. zu benutzen. Das Schreiben aber ſei eine Urkunde, die in 
bezug auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes und damit 
zugleich wegen der Zuläſſigkeit der Reviſion eine ihm günſtigere 
Entſcheidung herbeigeführt haben würde. Er hat mit dieſer 
Begründung innerhalb der geſetzlichen Friſt das Verfahren bei 
dem RG. durch Reſtitutionsklage wieder aufgenommen und ſtellt 
den Antrag, das Urteil vom 5. März 1908 aufzuheben und in 
der Hauptſache nach dem von ihm geſtellten Neviſionsantrage 
zu erkennen. Der Kläger beantragt, die Reſtitutionsklage 
zuruͤckzuweiſen. Die Klage iſt als unzuläſſig verworfen: Das 
mit der Neſtitutionsklage angefochtene Urteil des RG. enthält 
keine den Klageanſpruch ſelbſt betreffende Entſcheidung. Die 
Reſtitutionsklage richtet ſich vielmehr dagegen, daß das RG. 
den Beklagten mit ſeinen Reviſionsbeſchwerden überhaupt nicht 
gehört hat, weil es einen der prozeßrechtlichen Anforderung 
entſprechenden Wert des Beſchwerdegegenſtandes nicht für glaub⸗ 
haft gemacht erachtete. Wenn nun Kläger behauptet, ihm 
ſei neuerdings die Benutzung einer Urkunde möglich geworden, 
die ihrem Inhalte nach geeignet geweſen wäre, das Vorhanden⸗ 
fein der Reviſionsſumme klarzuſtellen und damit zugleich über 
die Zuläffigleit des Rechtsmittels eine ihm günſtige Entſcheidung 
herbeizuführen, ſo kommt es zunächſt nicht darauf an, die 
Richtigkeit dieſer Behauptung zu prüfen und damit auf die 
Frage einzugehen, ob der geltend gemachte Grund zur Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens fachlich zutrifft (8 590 Abſ. 2 ZPO.), 
ſondern es entſteht gemäß 8 589 ZPO. an erſter Stelle die 
Frage, ob gegenüber einem Urteile des Reviſionsgerichts, wie 
es hier vorliegt, die Wiederaufnahme des abgeſchloſſenen Prozeß⸗ 
verfahrens aus einem derartigen Reſtitutionsgrunde überhaupt 
ſtatthaft iſt. Dieſe Frage aber mußte verneint werden. Die 
im $ 580 30. enthaltene Vorſchrift, wonach die Reſtitutions⸗ 
klage ſtattfindet: — — „wenn die Partei — — b) eine 
(andere) Urkunde auffindet oder zu benutzen in den Stand ge⸗ 
ſetzt wird, welche eine ihr günſtigere Entſcheidung herbeigeführt 
haben würde“ iſt freilich in ihrem Wortlaute ſo allgemein 
gehalten, daß ſie den Fall einer fehlſamen Entſcheidung über 
die Zuläſſigkeit eines eingelegten Rechtsmittels mitzuumfaſſen 
ſcheint. Auf den erſten Blick gewinnt man überhaupt von 
allen im § 580 aufgereihten Neſtitutionsgründen den Eindruck, 
daß ſie nicht nur dann zur Anwendung kommen können, wenn 
die den Rechtsſtreit wiederaufnehmende Partei gegen die Fehl⸗ 
ſamkeit der rechtskräftigen Sachentſcheidung ankämpfen will, 
ſondern ebenſo dann, wenn ſie ihr Unterliegen auf eine Ver⸗ 
kürzung prozeſſualer Rechte zurückſührt. Es kommt hinzu, daß 
für die Zulaſſung der Reſtitutionsklage in den Fällen des 8 580 
Gründe der Billigkeit beſtimmend geweſen find (vgl. die Bes 
gründung zu den 88 517 — 530 des Entwurfs der ZPO. 
S. 334) und daß die Unbilligkeit bei einem Unterliegen aus 
prozeſſualen Gründen ebenſo ſchwer ins Gewicht fallen kann, 
wie bei einem Fehlgehen der Sachentſcheidung. Allein auf der 
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anderen Seite ergeben ſich ſowohl aus dem Geſetze ſelbſt als 
auch aus den Geſetzesmaterinlien ſchwerwiegende Bedenken gegen 
eine Auslegung des § 580 von derartig weitgehender AI: 
gemeinheit. Zwingende Gründe nötigen vielmehr dazu, dieſe 
Geſetzesvorſchrift für die meiſten der in ihr vorgeſehenen 
Reſtitutionsfälle und ſo namentlich auch für den Fall des 
neuerlichen Auffindens oder Benutzbarverdens von Urkunden 
(Nr. 7b) darauf einzuſchränken, daß die wiederaufnehmende 
Partei in ihren Rechten durch die den Anſpruch ſelbſt betreffende 
Entſcheidung verletzt iſt und daß es ſich unmittelbar um eine 

(Wird ausführlich 
begründet.) Die Unſtatthaftigkeit der erhobenen Reſtitutions⸗ 
klage folgt daher nicht erſt daraus, daß im gegebenen Falle 
die vom Reſtitutionskläger beigebrachte Urkunde zu der Zeit, 
als das angefochtene Urteil erging, noch nicht vorhanden war 


(vgl. die Urteile des RG. vom 4. März 1901, RG. 48, 385 flg. 


und in Sachen Iwan c. Nobiling IV. 388/07 vom 8. April 
1908). Ein die Reviſion als unzuläſſig verwerfendes Urteil 
kann vielmehr auf Grund des 8 580 Nr. 7b überhaupt nicht 
angefochten werden, gleichviel ob die Urkunde, auf die ſich der 
Reſtitutionskläger neuerdings berufen will, vor oder nach der 


dem Urteile vorangehenden mündlichen Verhandlung entſtanden 


iſt. Den Geſetzesabſichten würde es aber endlich vollends 
widerſprechen, wollte man die Reſtitutionsklage auf Grund 
neuen Urkundenmaterials ſogar zu dem Zwecke zulaſſen, daß 
über das Vorhandenſein der Reviſionsſumme anderweit vers 
handelt und entſchieden werde. Schon in dem ordentlichen 
Verfahren der Reviſtonsinſtanz iſt die Entſcheidung darüber, ob 
der Wert des Beſchwerdegegenſtandes der Anforderung des 
8 546 Abſ. 1 ZPO. emtſpricht, ausſchließlich auf Grund des 
zur Zeit der Entſcheidung vorliegenden Urkundenmaterials zu 
erlaſſen. Beweiſe, die nicht ſofort verwertet werden können, 
find nach 8 546 Abſ. 3 in Verbindung mit § 294 Abſ. 2 
ZPO. von vornherein ausgeſchloſſen; und ſchließlich kann nach 
gegenwärtigem Prozeßrecht über die Zulänglichkeit des Wertes 
ſogar vorab ohne mündliche Verhandlung entſchieden werden 
(S 554 a Abſ. 2). Zu alledem müßte, wenn man dem Re⸗ 
viſionskläger geſtatten wollte, die Frage nach dem Vorhanden⸗ 
fein der Reviſionsſumme mit dem Ziele der Bejahung durch 
Reſtitutionsklage von neuem zur gerichtlichen Entſcheidung zu 
ſtellen, dies mit gleichem Grunde binnen fünf Jahren ($ 586 
Abſ. 2 Satz 2 ZPO.) auch dem Reviſions beklagten mit dem 
Ziele der Verneinung geſtattet ſein. Beides wäre gleich 
verfehlt. Nach alledem konnte die Reſtitutionsklage in ihrer 
Art nicht für ſtatthaft gehalten werden. D. c. W., U. v. 
7. Mai 08, 174/08 IV. — Reichsgericht. 

27. 8 664 Abſ. 3 ZPO. Nicht bloß Kenntnis von der 
Tatſache der Entmündigung ſondern auch Kenntnis vom Ent⸗ 
mündigungsgrunde ſetzt die Friſt für die Anfechtungsklage 
in Lauf.] 

Das die Entmündigung der Klägerin betreffende Verfahren 
hat inſofern einen ungewöhnlichen Verlauf genommen, als der 
von der StA. geſtellte Antrag nur auf Entmündigung wegen 
Geiſtesſchwäche lautete, während das AG. die Entmündigung 
wegen Geiſteskrankheit beſchloſſen hat. Nun hat der Be⸗ 
rufungsrichter in Übereinſtimmung mit dem I. Richter zwar 


feſtgeſtellt, daß die Klägerin vor dem 15. Mai 06 von der 
58 
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Entmündigung Kenntnis erhalten habe. Er geht dabei jedoch 
über die Frage hinweg, wann der Klägerin der Grund ihrer 
Entmündigung bekannt geworden iſt. Klägerin ſelbſt will ihn 
erſt am 9. Juni 06 erfahren haben. Rechtlich kommt es nach 
der Meinung des Berufungsrichters hierauf nicht an, weil es 
genüge, um die Friſt des 8 664 Abſ. 3 ZPO. gegen den Ent⸗ 
mündigten in Lauf zu ſetzen, wenn dieſer nur ſchlechthin von 
der Tatſache der Entmündigung Kenntnis erlange. Daß er 
auch den Entmündigungsgrund erfahre, ſei nach dem Wortlaute 
des Geſetzes nicht erforderlich. Mit der Begründung der 
Reviſion wird gerügt, daß § 664 Abſ. 3 ZPO. durch unrichtige 
Anwendung verletzt ſei. Die Rüge iſt begründet. Zunächſt 
ſpricht der Wortlaut der Geſetzesſtelle nicht, wie der Berufungs⸗ 
richter meint, für, ſondern gegen ſeine Anſicht. (Wird aus⸗ 
geführt.) Von der Geſetzesfaſſung abgeſehen, ſtände dies auch 
nicht im Einklange damit, daß der wegen Geiſteskrankheit Ent⸗ 
mündigte, ſoweit es ſich um die Anfechtung der Entmündigung 
handelt, in allen Beziehungen als prozeßfähig zu gelten hat. 
Gleichviel ob die Entmündigung bereits in Wirkſamkeit getreten 
iſt oder nicht ($ 661 ZPO. $ 104 Nr. 3 BGB.), iſt er 
rechtlich befähigt, nach eigener freier Wahl für den Anfechtungs⸗ 
prozeß einen Prozeßbevollmächtigten zu beſtellen (RG. 34, 386 ff.). 
Er iſt, wie weiter in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung bereits 
feſtſteht, zur persönlichen Ausübung des Ablehnungsrechts gegens 
über einem Richter befugt (RG. 35, 351 ff.); er vermag nicht 
minder in eigener Perſon Beſchwerden einzulegen (vgl. den 
Beſchluß des Senats vom 2. Mai 04, Gruchots Beitr. 48, 1149). 
Wird ihm daher im S 664 für feine eigene Entſchließung eine 
Friſt geſetzt, ſo wird auch in dieſer Beziehung nicht von der 
Unterſtellung ſeiner Unfähigkeit zur Abwägung der in ſein Be⸗ 
lieben geſtellten Schritte ſondern von der entgegengeſetzten 
Unterſtellung ausgegangen. Hängt dabei dieſe Friſt von einem 
Bekanntwerden mit dem Gegenſtande der ihm freigeſtellten An⸗ 
fechtung ab, ſo darf nicht angenommen werden, daß er zu einer 
Abwägung und Entſchließung bei Vermeidung des Rechts⸗ 
verluſtes ſchon genötigt ſein könnte, bevor er noch über den 
die Tragweite der anzufechtenden Entmündigung beſtimmenden 
Entmündigungsgrund im Sinne des Geſetzes unterrichtet iſt. 
Freilich wird bei der Beſtimmung der Vorausſetzungen, unter 
denen die für den Friſtbeginn maßgebende Kenntnis als ent⸗ 
ſtanden anzunehmen iſt, immer zu berückſichtigen ſein, daß die 
Fähigkeit des richtigen Erkennens bei einem wegen Geiſtes⸗ 
krankheit Entmündigten in Wirklichkeit nicht nur fehlen kann, 
ſondern daß ſie in der überwiegenden Zahl der Fälle tatſächlich 
mehr oder minder beeinträchtigt iſt. Da deſſenungeachtet 
ſelbſt in Fällen ſchwerſter geiſtiger Erkrankung von dem Geſetze 
mit der Möglichkeit des Friſtbeginns gerechnet wird, ſo kann 
es auf ein wirkliches Verſtehen der Entmündigung und ihres 
Grundes in ausſchlaggebender Weiſe überhaupt nicht ankommen. 
Wohl aber entſteht im Sinne des § 664 Abſ. 3 die Kenntnis 
von der wegen Geiſteskrankheit ausgeſprochenen Entmündigung 
dann, wenn ſich dem Entmündigten gegenüber äußere Vorgänge 
abſpielen; die bei einem geiſtig Geſunden das Bewußtſein von 
der Tatſache der Entmündigung und die Kenntnis von dem 
Entmündigungsgrunde hervorrufen müſſen. Tritt dieſer Fall 
ein, ſo wird dadurch die Friſt ſelbſt dann in Lauf geſetzt, wenn 
die Geiſtesbeſchaffenheit des Entmündigten ein geiſtiges Erfaſſen 
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des Geſchehenen und insbeſondere eine zutreffende Würdigung 
der Rechtslage ausſchließt. (Wird weiter ausgeführt.) Hervor⸗ 
zuheben iſt ſchließlich noch, daß, wenn nach dem Erlaſſe des 
Entmündigungsbeſchluſſes der Entmündigte auch nichts weiteres 
erfährt, als daß er entmündigt worden ſei, dies bei Be⸗ 
rückſichtigung der Vorgänge des amtsgerichtlichen Verfahrens 
je nach der Sachlage hinreichen kann, den Beginn des Friſten⸗ 
laufs als eingetreten anzunehmen. Denn je nach der Art, wie 
vor der Veranſtaltung der erforderlichen Ermittelungen die 
Vorſchrift des §S 653 Abſ. 1 Satz 2 befolgt, dem Entmündigten 
alſo Gelegenheit gegeben worden iſt, zu dem Entmündigungs⸗ 
antrage ſachlich Stellung zu nehmen, kann die hinzukommende 
Kenntnis davon, daß dem Entmündigungsantrage ſtattgegeben 
ſei, eine vollſtändige Erfüllung der Vorausſetzungen des Friſt⸗ 
beginns mit ſich bringen. Geht aber wie im vorliegenden 
Falle der Entmündigungsbeſchluß über den Entmündigungs⸗ 
antrag hinaus, ſo wird ſich aus dem Verlaufe des Beſchluß⸗ 
verfahrens, inſoweit als der Entmündigungsgrund in Betracht 
kommt, ein Anhalt für das Entſtehen einer dem § 664 Abſ. 3 
entſprechenden ausreichenden Kenntnis wohl nicht gewinnen 
laſſen. Immerhin erſcheint es nicht ausgeſchloſſen, daß auf 
Grund nochmaliger tatſächlicher Prüfung der Berufungsrichter 
von neuem zu dem Ergebniſſe gelangen könnte, Klägerin habe 
in dem vorhin dargelegten Sinne ſchon mehr wie einen Monat 
vor der Klageerhebung nicht allein von der Tatſache der Ent⸗ 
mündigung, ſondern auch von der Annahme des Entmündigungs⸗ 
grundes der Geiſteskrankheit Kenntnis erlangt. Das Bcrufungs⸗ 
urteil mußte hiernach aufgehoben und die Sache gemäß 8 565 
Abſ. 1 ZPO. an das Berufungsgericht zurückverwieſen werden. 
S. c. Staats anw., U. v. 21. Mai 08, 62/08 IV. — Berlin. 

28. 5 1026 ZPO. Schiedsvertrag über künftige Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten.] 

Eine Verletzung des 8 1026 ZPO. liegt nicht vor, nach⸗ 
dem ein Schiedsvertrag über künftige Rechtsſtreitigkeiten keine 
rechtliche Wirkung hat, wenn er nicht auf ein beſtimmtes Rechts⸗ 
verhältnis und die aus ihm entſpringenden Rechtsſtreitigkeiten 
ſich bezieht. Zwar würde ein Schiedsvertrag „für alle Streitig⸗ 
keiten aus der Geſchäftsverbindung“ der Parteien wegen un⸗ 
genügender Judividualiſierung der zu ſchlichtenden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten unwirkſam ſein (RG. 36, 422). Im vorliegenden 
Fall aber iſt ein beſtimmtes Rechtsverhältnis zwiſchen den 
Parteien dadurch begründet, daß ſie den gemeinſchaftlichen 
Betrieb von Kommiſſionsgeſchäften zum Zwecke der Erlangung 
einer unter ihnen zu teilenden Proviſion, und von Geſchäften, 
die aus ſolchen Kommiſſionsgeſchäften entſtehen würden, ver: 
einbart haben. Nur für die aus dieſem Betrieb entſpringenden 
Rechtsſtreitigkeiten war das Eintreten des Schiedsgerichts ver⸗ 
einbart. D. c. G., U. v. 5. Mai 08, 508/07 VII. — 
Düſſeldorf. 

Konkursordnung. 

29. 58 29, 37 KO. Der Klageantrag iſt auf Unwirkſamkeit, 
nicht auf Anfechtbarkeit zu richten. Verurteilung zur Heraus⸗ 
gabe eines „Warenlagers“.] 

Die bei der Prüfung der Sache hervorgetretenen Bedenken 
ſind nicht ſo ſchwerwiegend, daß ſie zur Aufhebung des Urteils 
führen mußten. Es kommt in dieſer Beziehung in Betracht, 
daß in dem entſcheidenden Teile des vom Berufungsgerichte 
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beſtätigten erſten Urteils entſprechend der Formulierung des 
Klageantrages der Kaufvertrag vom 6. April 1904 der Konkurs⸗ 
maſſe gegenüber für „anfechtbar“, und nicht der Geſetzes⸗ 
beſtimmung — $ 29 KO. — gemäß für „unwirkſam“ erklärt 
iſt. Es kann indeſſen hierüber hinweggegangen werden, da die 
Entſcheidungsgründe Zweifel darüber nicht beſtehen laſſen, daß 
der Erfolg der Anfechtung, die Unwirkſamkeit, hat ausgeſprochen 
werden ſollen. Bedenken erregt ferner die Verurteilung zur 
Herausgabe des „Warenlagers“. Dasſelbe ſtellt als ſolches 
keinen Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung dar und außerdem 
ſind hier die durch den Kaufvertrag überlaſſenen Warenbeſtände 
durch Neuanſchaffungen ergänzt. Letztere unterliegen nicht der 
Rückgabepflicht des 8 37 KO., ſie treten nicht ohne weiteres 
an die Stelle der bis zur angeordneten Sequeſtration veräußerten 
Waren, vielmehr beſteht, wenn die Rückgewähr in natura nicht 
mehr erfolgen kann, für den Anfechtungsgegner Erſatzpflicht des 
Wertes in Geld. Da indeſſen in dieſer Beziehung keinerlei 
Einwendungen erhoben ſind, iſt das Einverſtändnis der Parteien 
darüber anzunehmen, daß als Warenlager die vom Sequefter 
in Beſitz genommenen Warenbeſtände gelten ſollen und daß die 
neu angeſchafften Waren, weil ſie im Werte den veräußerten 
gleichſtehen, die Erſatzpflicht des Beklagten ausgleichen ſollen. 
G. c. Konk. S., U. v. 1. Mai 08, 397/07 VII. — Cöln. 

30. 5 30 KO. Zum Begriff der Zahlungseinſtellung 
und deren Kenntnis.] 

Das angefochtene Urteil beruht auf der Feſtſtellung, daß 
der Gemeinſchuldner vor dem 24. Juni 1904 ſeine Zahlungen 
eingeſtellt und die Beklagte dies bei Annahme der am genannten 
Tage erfolgten Zahlung gewußt habe. Dieſe Feſtſte llung ent⸗ 
behrt der ausreichenden Grundlage und die zu ihrer Begründung 
gegebenen Ausführungen legen die Vermutung nahe, daß von 
einer unzutreffenden Auffaſſung des Begriffs der Zahlungs⸗ 


einſtellung, wie dieſer vom RG. in ftändiger Rechtſprechung N 


aufgefaßt wird, ausgegangen iſt. Danach charakteriſiert ſich die 
Zahlungseinſtellung nicht etwa wie die Zahlungsunfähigkeit oder 
die Überſchuldung als ein Zuſtand, aus deſſen unbeſtrittenem 
Beſtehen an einen beſtimmten Tag auch auf deſſen Vorliegen 
zu einer früheren Zeit rückwärts geſchloſſen werden könnte, 
ſondern ſie ſtellt ſich als eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Erklärung des Gemeinſchuldners dar, durch die er nach außen 
zu erkennen gibt, daß er ſeine fälligen Geldſchulden in ihrer 
Allgemeinheit aus nicht nur vorübergehendem Mangel an 
Zahlungsmitteln nicht mehr erfüllen kann. Nun hat vorliegend 
der Gemeinſchuldner nicht nur ſeinen Gläubigern gegenüber 
durch den Juſtizrat G. unter dem 29. Juni 1904 erklärt, daß 
er „an dieſem Tag“ ſeine Zahlungen eingeſtellt habe, ſondern 
er hat auch dem AG. gegenüber bei Beantragung des Konkurſes 
die gleiche Erklärung abgegeben. Um zu der Annahme einer 
bereits vor dem 24. Juni 1904 liegenden Zahlungseinſtellung 
gelangen zu können, hätte es deshalb der Feſtſtellung beſtimmter 
anderer Tatſachen bedurft, in denen eine Erklärung der an⸗ 
gegebenen Art zu erkennen iſt. An einer ſolchen ausreichenden 
deltftellung hat es aber der Berufungsrichter fehlen laſſen. 
Die vom Berufungsrichter für erwieſen erachtete ſchwierige Lage 
des S., die feſtgeſtellten Wechſelproteſte, Klagerhebungen und 
Zwangsvollſtreckungen genügen nicht, um den Schluß auf eine 
zu einer beſtimmten Zeit erfolgte Zahlungseinſtellung zu recht⸗ 
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fertigen, ſie können im gegebenen Fall ſehr wohl nur die 
Zeichen einer Zahlungsſtockung ſein, die den Gemeinſchuldner 
noch nicht zur Zahlungseinſtellung beſtimmt hatte. Nach der 
beſonderen Lage des Falls iſt zu entſcheiden, ob der Gemein⸗ 
ſchuldner durch die Zulaſſung ſolcher Geſchehniſſe ſeinen Willen, 
die Zahlungen einzuſtellen, bekundet oder ob er trotz aller 
Schwierigkeiten ſich noch für zahlungs fähig gehalten und gehofft 
hat, dieſe Schwierigkeiten zu überwinden. Im letzteren Fall 
wird eine Zahlungseinſtellung trotz des Vorliegens von einzelnen 
Wechſelproteſten, Klagen und ſelbſt Zwangsvollſtreckungen nicht 
anzunehmen ſein. Iſt hiernach aber die Feſtſtellung, daß S. bereits 
vor dem 24. Juni 1904 ſeine Zahlungen eingeſtellt habe, nicht auf⸗ 
rechtzuhalten, fo iſt ſchon deshalb die Aufhebung des angefochtenen 
Urteils geboten. Hinſichtlich der Feſtſtellung der Kenntnis der 
Zahlungseinſtellung iſt noch darauf hinzuweiſen, daß es keines⸗ 
wegs genügt, die Kenntnis derjenigen Tatſachen feſtzuſtellen, 
aus denen das Gericht ſeinerſeits das Vorhandenſein der 
Zahlungseinſtellung folgert, ſondern es muß feſtgeſtellt werden, 
daß der Anfechtungsbeklagte aus den ihm bekannten Tatſachen 
ſelbſt dieſen Schluß tatſächlich gezogen hat. Auch hier ſcheint 
übrigens der Berufungsrichter mehr die Kenntnis einer vor⸗ 
handenen Überſchuldung und Zahlungsunfähigkeit als die einer 
tatſächlich bereits erfolgten Zahlungseinſtellung als dargetan 
angeſehen zu haben. S. c. Konkurs S., U. v. 12. Mai 08, 
401/07 VII. — Kiel. 

31. 8 30 Nr. 2 KO. in Verb. mit 8 166 BGB. Ans 
wendung auch des Abſ. 2 des § 166 auf dem Gebiete der 
Vertretung ohne Vertretungsmacht. 

Über das Vermögen des Kaufmanns Friedrich S. zu Cöln 
iſt am 26. Mai 1905 das Konkurs verfahren eröffnet worden. 
Die Eröffnung iſt am 31. Mai im Grundbuche bei dem dort 
auf die, in geſetzlicher Gütergemeinſchaft des Rheiniſchen Rechts 
lebenden Eheleute S. als Eigentümer eingetragenen Grundſtücke 
Nr. 1720 Cöln, Altſtadt vermerkt worden. Durch notarielle 
Erklärung vom 12. April 1905 hatten die Eheleute S. für 
eine angebliche Darlehns forderung des Beklagten an fie in 
Höhe von 3000 & mit dem vorgenannten Grundſtücke Hypothek 
beſtellt. Der Beklagte war hierbei nicht zugegen und hatte 
auch keine Kenntnis von der Hypothekbeſtellung; dieſe wurde 
ohne feinen Auftrag in feinem Namen von dem Notariats⸗ 
ſekretär P. bei Aufnahme der Urkunde angenommen. Die 
Hypothek iſt am 19. April im Grundbuch eingetragen worden. 
Mit der Klage verlangt der Konkursverwalter Einwilligung in 
die Löſchung der Hypothek, indem er dieſer aus verſchiedenen 
Gründen die Rechtsgültigkeit überhaupt abſpricht, außerdem 
aber auch die Beſtellung der Hypothek als den Konkursgläubigern 
gegenüber unwirkſam anficht. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Auf Berufung des Klägers hat aber das OLG. den 
Beklagten verurteilt, in die Löſchung der Hypothek zu willigen. 
Reviſion iſt zurückgewieſen: Das Berufungsgericht hat unter⸗ 
ſtellt, daß der Beklagte an ſich die Hypothek rechtsgültig er⸗ 
worben habe, hat aber für dieſen Fall die mit der Klage eben⸗ 
falls erfolgte Anfechtung dieſes Erwerbs gemäß § 30 Nr. 2 KO. 
als begründet erachtet. Dieſer das Urteil tragende Entſcheidungs⸗ 
grund hält der Reviſion Stand. Daß die Zahlungseinſtellung 
des Gemeinſchuldners, Ehemanns S., am 15. April 1905 
ſtattgefunden hat, iſt einwandfrei feſtgeſtellt, auch von der Re⸗ 
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bifion nicht angefochten. Erſt durch die Eintragung der Hypo⸗ 
thek im Grundbuch iſt die den Gegenſtand der Anfechtung 
bildende Rechtshandlung zum Abſchluſſe gelangt. Dieſe Ein⸗ 
tragung und nicht, wie das Berufungsgericht annimmt, die 
Eintragungsbewilligung bezeichnet deshalb den Zeitpunkt, nach 
dem zu beurteilen iſt, ob die Rechtshandlung vor oder nach 
der Zahlungseinſtellung ſtattgefunden hat (ogl. das zum Abs 
drucke beſtimmte Urteil des erkennenden Senats vom 25. Februar 
1908, VII. 204/07 und die dort angeführten älteren Urteile). 
Die Eintragung iſt unſtreitig am 19. April 1905, alſo nach 
der Zahlungseinſtellung erfolgt. Außer Streit iſt auch, daß der 
Beklagte durch die Hypothek eine Sicherheit erlangt hat, die er 
nicht zu beanſpruchen hatte. Demnach muß die Anfechtung 
Erfolg haben, ſofern nicht der Beklagte den in 8 30 Nr. 2 KO. 
bezeichneten Beweis erbringt. Dieſen Beweis hat der Beklagte 
in der Berufungsinſtanz in der Art angetreten, daß er den 
Notariatsſekretär P. als Zeugen darüber benannte, daß dieſer 
zur Zeit der notariellen Erklärung vom 12. April 1905 weder 
von der Zahlungseinſtellung noch von einer Begünſtigungs⸗ 
abſicht des S. Kenntnis gehabt habe. Ohne Grund führt die 
Reviſion Beſchwerde über die Nichtbeachtung dieſes Beweis⸗ 
erbietens. Käme es, wie die Neviſion meint, für die Kenntnis 
lediglich auf die Perſon des Vertreters P. an, ſo wäre, wie 
ſich aus dem bereits früher Dargelegten ergibt, nicht der Zeit⸗ 
punkt der Erklärung vom 12. April, ſondern der Zeitpunkt der 
Eintragung (19. April) der entſcheidende, und auf dieſen Zeit⸗ 
punkt bezog ſich das Beweiserbieten nicht. Überdies aber kann 
in einem Falle der vorliegenden Art die Perſon des Ver⸗ 
tretenen bei der Kenntnisfrage nicht außer Betracht bleiben. 
Nach 8 166 Abſ. 1 BGB. ſoll allerdings, ſoweit die recht⸗ 
lichen Folgen einer Willenserklärung a) durch Willensmängel 
oder b) durch die Kenntnis oder das Kennenmüſſen gewiſſer 
Umſtände beeinflußt werden, nicht die Perſon des Vertretenen, 
ſondern die des Vertreters in Betracht kommen. Daß dieſe 
Beſtimmung zu d) auch auf dem Gebiete der Gläubiger⸗ 
anfechtung in und außer dem Konkurs Anwendung zu finden 
hat, kann einem gegründeten Bedenken nicht unterliegen, wird 
auch, ſoweit erſichtlich, in der Rechtslehre von keiner Seite in 
Zweifel gezogen (vgl. Ramdohr in Gruchot 44, 143; Kuhlenbeck, 
Von den Pandekten zum BGB. 1 S. 474, 475; Schloßmann, 
Stellvertretung 2, 409 ff.; Roſenberg, Stellvertretung im Prozeß 
S. 237 ff., 248, 250, 928). Fraglich könnte allerdings er⸗ 
ſcheinen, ob angeſichts des Umſtandes, daß 8 164 BGB. aus⸗ 
drücklich nur von Vertretung mit (geſetzlicher oder durch Rechts⸗ 
geſchäft erteilter) Vertretungsmacht ſpricht, und daß die Ver⸗ 
tretung ohne Vertretungsmacht zuſammenhängend erſt in den 
88 177 ff. geregelt wird, der Abſ. 1 des 8 166 überhaupt 
auch auf die Vertretung ohne Vertretungsmacht zu beziehen iſt. 
Indes würde es, wenn dies zu verneinen wäre, an einer ent⸗ 
ſprechenden Vorſchrift für die Fälle der Vertretung ohne Ver⸗ 
tretungsmacht, d. h. an einer Regelung der Frage, ob in dieſen 
Fällen für den Einfluß der Willensmängel und der Kenntnis 
oder des Kennenmüſſens der gedachten Umſtände die Perſon 
des Vertreters oder die des Vertretenen in Betracht kommt, 
fehlen. Hieraus muß gefolgert werden, daß in Abſ. 1 des 
8 166 eine allgemeine Regel für alle Fälle der Vertretung 
hat aufgeſtellt werden ſollen. Mit dieſer Auffaſſung in Ein⸗ 
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klang wird in der Begründung des Entwurfs eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag (S. 58, 72 der Buchausgabe 
von 1903) zur Rechtfertigung der vorgeſchlagenen Beſtimmungen 
8 2 Abſ. 3 und 8 14 Abſ. 2 ausdrücklich geſagt, daß, wenn 
das bürgerliche Recht maßgebend bliebe (womit eben 8 166 
Abf. 1 gemeint iſt), bei Abſchluß eines Vertrags durch einen 
Vertreter ohne Vertretungsmacht lediglich die Kenntnis dieſes 
Vertreters maßgebend wäre. Vgl. ebenſo die Begründung zu 
8 2 Abſ. 3 und § 19 des Geſetzentwurfs von 1905 in den 
Druckſ. des RT. 1905/06. Auch Planck 3. Aufl. 1, 283 
unter 1 Abſ. 3 iſt der Meinung, daß das BGB. unter dem 
Ausdruck „Vertreter“ auch den Vertreter ohne Vertretungs⸗ 
macht begreife, und ſagt auf S. 284 unter 5, daß 8 166 
Abſ. 1 für alle Vertreter gelte. Ebenſo Staudinger 2. Aufl. 
1, 465 unter 4 und S. 498 Fußnote , vgl. auch Eck, Vor⸗ 
träge über das Recht des BGB. 1, 177. Findet aber hiernach 
die Regel in Abf. 1 des 8 166 auf dem Gebiete der Vers 
tretung ohne Vertretungsmacht Anwendung, ſo fehlt es an 
einem inneren Grunde, nicht auch ebenſo die in Abſ. 2 vor⸗ 
geſchriebene Ausnahme, mag auch der Wortlaut dieſer Be⸗ 
ſtimmung für jenes Gebiet nicht zutreffen, doch zur entſprechenden 
Anwendung gelangen zu laſſen. Nach Abſ. 2 a. a. O. kann im 
Falle einer durch Rechtsgeſchäft erteilten Vertretungsmacht 
(Vollmacht) der Vollmachtgeber ſich in Anſehung ſolcher Um⸗ 
ſtände, die er ſelbſt kannte, nicht auf die Unkenntnis des Ver⸗ 
treters berufen, wenn dieſer nach beſtimmten Weiſungen des 
Vollmachtgebers gehandelt hat. Zieht man in Betracht, daß 
der von dem Vertreter ohne Vertretungsmacht geſchloſſene Ver⸗ 
trag erſt durch die Genehmigung des Vertretenen wirkſam 
wird (8 177), daß aber dieſe Genehmigung auf den Zeitpunkt 
des Vertragsſchluſſes zurückwirkt (8 184), fo tritt die innere 
Ahnlichkeit mit dem in 8 166 Abſ. 2 vorausgeſetzten Falle 
klar zutage. Durch die Genehmigung wird der Vertrag ſo, 
wie er abgeſchloſſen iſt, von Anfang an wirkſam; es iſt alſo 
nicht anders, als wenn der Vertreter Vollmacht gehabt und 
nach beſtimmter Weiſung des Vollmachtgebers gehandelt hätte. 
Die Genehmigung nimmt diejenige Stelle ein, welche im Falle 
des 8 166 Abſ. 2 die mit beſtimmten und befolgten Weiſungen 
verbundene Vollmacht hat. Dem Merkmale der beſtimmten 
Weiſung (im Falle der Vollmacht) insbeſondere entſpricht es, 
daß im vorliegenden Falle die vollmachtloſe Vertretung und 
ebenſo die Genehmigung nicht einen, größeren oder kleineren, 
Kreis von Geſchäften, ſondern ein einzelnes beſtimmtes 
Geſchäft zum Gegenſtande hatte. Wie nun im Falle des 
8 166 Abſ. 2 für die eigene Kenntnis des Vollmachtgebers 
nach der Natur der Sache der Zeitpunkt der Weiſung der 
maßgebende iſt, ſo muß folgerichtig im Falle der Genehmigung 
des ohne Vertretungsmacht Vertretenen für deſſen Kenntnis 
der Zeitpunkt der Genehmigung entſcheiden. Sonach hätte im 
vorliegenden Falle der Beklagte, um der ihn nach 5 30 Nr. 2 
KO. treffenden Beweispflicht zu genügen, dartun müſſen, daß‘ 
ihm im Zeitpunkte der nach der Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
gerichts die Genehmigung enthaltenden, am 1. September 1905 
erfolgten Anmeldung des Abſonderungsanſpruchs weder bekannt 
geweſen iſt, daß der Gemeinſchuldner ſchon vor der Eintragung 
der Hypothek ſeine Zahlungen eingeſtellt hatte, noch auch be⸗ 
kannt geweſen iſt, daß der Gemeinſchuldner zur Zeit der Ein⸗ 
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tragung die in 5 30 Nr. 2 KO. bezeichnete Begünſtigungs⸗ 
abſicht hatte. Dieſen Beweis hat der Beklagte in keiner der 
beiden angegebenen Richtungen angetreten. Es mag ſein, daß 
durch die hier dargelegte entſprechende Anwendbarkeit des Abſ. 2 
des § 166 die Regel des Abſ. 1 für die Fälle der Vertretung 
ohne Vertretungsmacht tatſächlich ganz oder nahezu ganz aus⸗ 
geſchaltet wird. Dieſes Ergebnis entſpricht aber auch den An⸗ 
forderungen des redlichen Verkehrs. Käme es in jenen Fällen 
nach der Regel des Abſ. 1 ſtets nur auf die Kenntnis des 
Vertreters an, ſo wäre der Umgehung der Anfechtungs⸗ 
vorſchriften Tür und Tor geöffnet; denn einem betrügeriſchen 
Schuldner würde es kaum je ſchwer fallen können, für den 
Gläubiger, deſſen Begünſtigung er beabſichtigt, einen gut⸗ 
gläubigen Vertreter ohne Vertretungsmacht zu finden. Mit 
Recht hat ſonach das Berufungsgericht dem Klageanſpruch aus 
dem Geſichtspunkte der Anfechtung ſtattgegeben. H. c. F., 
U. v. 12. Mai 08, 313/07 VII. — Cöln. 

32. SS 54, 65, 69 KO. verb. mit 88 99, 100, 
1073 BB. Zur Aufrechnung mit Leibrentenanſprüchen. 
Rechtsnatur des Leibrentenrechts.] 

Die Entſcheidung hängt von der im BGB. nicht ent⸗ 
ſchiedenen, in der Rechtslehre ſtreitigen Frage ab, ob in dem 
Leibrentenanſpruch ein einheitliches Forderungsrecht auf die 
Rente im ganzen mit Endtermin zu finden iſt oder eine Mehrheit 
auſſchiebend⸗bedingter Anſprüche. Im Falle der letzteren Alterna⸗ 
tive wäre nämlich die Aufrechnung nach 8 54 Abſ. 3 KO. nicht 
ſofort mit dem ganzen kapitaliſierten Rentenbetrage, ſondern 
erſt bei dem Eintritte der Bedingung, d. h. nach Fälligkeit der 
einzelnen Raten zuläſſig. Denn ſuspenſiv bedingte Forderungen 
können, ſo lange die Bedingung ſchwebt, die Vollziehung der 
Aufrechnung niemals herbeiführen. Die Erfüllung der unbedingten 
Schuld darf dadurch weder verweigert noch verzögert werden. 
Der Beklagte müßte demnach ſeine Schuld einzahlen und er 
hätte nur zum Zwecke der Aufrechnung Anſpruch auf eine von 
dem Zahlung fordernden Konkursverwalter gegen die Zahlung 
Zug um Zug aus der Maſſe zu leiſtende Sicherheit in Höhe 
ſeiner Forderungen, um bei dem demnächſtigen Eintritte der 
Bedingung den, der Fälligkeit der einzelnen Raten entſprechenden 
eingezahlten Betrag zurückzuerhalten. Dagegen würde der 
Beklagte zur ſofortigen Aufrechnung des geſamten kapitaliſierten 
Betrages der Rente gemäß 88 66 Abſ. 1 und 69 O. befugt 
ſein, wenn dieſe mit Rückſicht auf die Gewißheit ihrer zeitlichen 
Beſchränkung und auf die bloße Unbeſtimmtheit des Endtermins 
als ein einheitliches betagtes Forderungsrecht auf die fort⸗ 
laufenden Raten oder, was dem in dieſer Beziehung gemäß 
5 66 KO. rechtlich gleich ſteht, als ein Forderungsrecht unter 
auflöſender Bedingung aufzufaſſen wäre. In einem Falle dieſer 
Art, in dem die Zeitdauer der Rente von dem Tode des 
Berechtigten abhängt und ſomit ihr Geldbetrag unbeſtimmt 
erſcheint, iſt eine Berechnung derſelben nach dem einen beſtimmten 
Fälligkeitstermin vorausſetzenden 8 65 Abſ. 2 unmöglich; viel⸗ 
mehr ergeben die Begründung und die Kommiſſionsverhandlungen 


zu 558, der dem jetzigen § 65 entſpricht, daß die Berechnung 


ungewiſſer Forderungen, ſei es, daß der Anfangs- oder der 
Endtermin ungewiß iſt, nach Maßgabe des dem 8 62 des 
Entwurfs entſprechenden $ 69 zu erfolgen hat. Vgl. Hahn, 
Materialien zur KO., S. 259 und 560. Weiterhin laſſen aber 
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auch die Begründung und die Kommiſſionsverhandlungen zu 
den 88 69 und 70 KO. (85 62 und 63 des Entwurfs) keinen 
Zweifel darüber, daß der 8 47 des Entwurfs feine abgeänderte, 
dem jetzigen $ 54 entſprechende Faſſung auf Antrag des 
Dr. Goldſchmidt im Einverſtändniſſe der Kommiſſion erhalten 
hat und wie auf betagte und bedingte, ſo auch auf ungleich⸗ 
artige und illiquide Forderungen ſich beziehen ſoll. Es iſt nicht 
zutreffend, wenn das Berufungsgericht annimmt, der § 69 ſei 
in dem damaligen 8 47 verſehentlich von der Reichstags⸗ 
kommiſſion neben $ 65 (5 2) geſtrichen worden. Vgl. Hahn 
a. a. O. S. 222, 554, 564, 648. Was nun die Rechtsnatur 
des Leibrentenrechts betrifft, ſo iſt dem Berufungsrichter in 
Übereinftimmung mit dem Urteile des IV. 8 S. vom 12. Des 
zember 1907 (JW. 08, 104) darin beizupflichten, daß die Leib⸗ 
rente nicht aus einer Mehrheit einzelner ſelbſtändiger Anſprüche 
mit aufeinanderfolgenden Fälligkeitsterminen beſteht, ſondern 
ein in ſich geſchloſſenes einheitliches Recht iſt, dem die 
Eigenſchaft der Nutzbarkeit im Sinne der 88 99 und 100 BGB. 
beiwohnt und dieſe rechtlich und wirtſchaftlich beſonders wichtige 
Eigenart durch die rechtsgeſchichtliche Entwicklung aufgeprägt 
iſt. Einen geſetzlichen Anhalt hierfür bildet der 8 1073 BGB., 
wonach dem Nieß braucher einer Leibrente die einzelnen Leiſtungen 
gebühren, die auf Grund des Rechts gefordert werden können. 
Dieſe Auffaſſung ſcheint auch den Motiven zur KO. zugrunde 
zu liegen. Denn in der Begründung des Entwurfs zu den 
jetzigen 88 69 und 70 KO. (88 62 und 63 des Entwurfs) 
werden als die wichtigſte Art von Forderungen, deren Geld⸗ 
betrag noch ungewiß iſt, ſei es, daß der Anfangstermin, ſei es, 
daß der Endtermin durch ein der Zeit nach ungewiſſes Ereignis 
beſtimmt wird, die Rechte auf den Bezug fortlaufender Hebungen 
hervorgehoben und beiſpielsweiſe iſt gerade eine lebens längliche 
Rente erwähnt. Dort iſt ausgeführt: Unter der Vorausſetzung, 
daß das Recht auf den Bezug der künftigen fortlaufenden 
Hebungen ſchon vor der Konkurseröffnung begründet fei, beſtehe 
die Konkurs forderung aus dem jetzigen Wert der Geſamtheit 
aller künftigen Hebungen, aus dem unter Anſchlag der Zwiſchen⸗ 
zeiten und der anderen Tatumſtände feſtzuſtellenden Kapitals⸗ 
betrage. Die Forderung ſei nicht mit einer bedingten zu ver⸗ 
wechſeln und darum müſſe ſie nicht bloß zur Sicherſtellung 
zugelaſſen werden. Vgl. Hahn a. a. O. S. 269 und 270. 
P. c. P., U. v. 8. Mai 08, 538/07 II. — Hamburg. 

Handelsgeſetzbuch. 

33. 85 24, 19 8. (Art. 17 a. F.). Einwilligung 
des Geſellſchafters zur Fortführung der Firma.] 

Am 26. November 1885 vereinigten ſich die Parteien als 
einzige Teilhaber zu einer offenen Handelsgeſellſchaft unter der 
im Handelsregiſter eingetragenen Firma Gebrüder G. Im 
Jahre 1886 trat der Kläger aus der Geſellſchaft aus und 
ſein Vater Abraham G. in dieſe ein. Die alte Firma wurde 
beibehalten. Laut Geſellſchaftsvertrag vom 28. Auguſt 1890 
ſchied Abraham G. wieder aus der Geſellſchaft aus, während 
der Kläger von neuem als Geſellſchafter aufgenommen wurde. 
Die Parteien führten das Geſchäft unter der bisherigen Firma 
fort. Am 23. September 1906 kündigte der Beklagte, ſo daß 
nach den Beſtimmungen des Vertrages vom 28. Auguſt 1890 
die Geſellſchaft am 23. März 1907 endete und das Geſchäft 
auf den Kläger überging. Da der Beklagte ihm das Recht 
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zur Fortführung des Geſchäſts unter der alten Firma beſtritt, 
ſo erhob der Kläger Klage auf Feſtſtellung dieſes Rechts, 
indem er ſich auf den $ 24 HGB. und die Einwilligung des 
Beklagten bei Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages ſtützte. Das 
LG. erkannte dem Klageantrage gemäß. Auf die Berufung 
des Beklagten machte das OLG. die Entſcheidung von einem 
dem Beklagten auferlegten, die Einwilligung des Beklagten 
bei Abſchluß des Geſellſchaftsvertrags betreffenden richterlichen 
Eide abhängig. Die Reviſion des Klägers wurde zurück⸗ 
gewieſen: Das OLG. führt zutreffend aus, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen zur Anwendung des 8 24 Abſ. 1 HGB. an ſich 
gegeben ſeien, weil der Beklagte, der eine ſeitherige Geſellſchafter, 
aus der offenen Handelsgeſellſchaft „Gebrüder G.“ aus⸗ 
geſchieden ſei, während der Kläger, als Alleininhaber, das 
Handelsgeſchäft befugt fortführe. Es hält aber gemäß § 24 
Abſ. 2 die ausdrückliche Einwilligung des Beklagten, deſſen 
Name in der Firma enthalten ſei, zu deren Fortführung für 
erforderlich. Die Reviſion rügt die Verletzung dieſes Geſetzes 
mit der Ausführung, die Firma Gebrüder G., in die kein 
Vorname aufgenommen ſei, ergebe nicht, daß damit der Be⸗ 
klagte gemeint fein ſolle. Die Rüge verſagt. Die Firma 
„Gebrüder G.“ entſpricht dem Art. 17 Abi. 1 a. HGB., 
unter deſſen Herrſchaft ſie in das Handelsregiſter eingetragen 
wurde, und dem nur in der Faſſung, aber nicht dem Inhalte 
nach verſchiedenen 8 19 Abſ. 1 n. HGB. Nach jenem Geſetze 
muß die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaſt, wenn in 
dieſelbe nicht die Namen ſämtlicher Geſellſchafter aufgenommen 
ſind, den Namen wenigſtens eines der Geſellſchafter mit einem 
das Vorhandenſein einer Geſellſchaft andeutenden Zuſatz ent⸗ 
halten. Die Beifügung von Vornamen iſt nach altem wie 
nach neuem Handelsrecht nicht erforderlich. Wenn die Geſell⸗ 
ſchafter den gleichen Familiennamen führen, würde deſſen 
alleinige Aufnahme in die Firma das Vorhandenſein einer 
Geſellſchaft nicht erkennen laſſen. Es bedarf daher eines dieſe 
andeutenden Zuſatzes, um den geſetzlichen Vorſchriften zu 
genügen. Hier erfüllt dieſes Erfordernis der Zuſatz „Gebrüder“, 
der auf das Vorhandenſein einer Mehrheit von Geſchäfts⸗ 
inhabern hinweiſt. Obwohl dem OLG. nicht darin beigetreten 
werden kann, daß durch die Firma „Gebrüder G.“ die andere 
geſetzliche Vorſchrift getroffen wird, daß die Namen ſämtlicher 
Geſellſchafter in die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft 
aufgenommen werden können, ſo iſt doch der in jener Firma 
enthaltene Familienname beiden Parteien gemeinſam, da ſie 
die Geſellſchaft mit der Firma gründeten und als deren 
Geſellſchafter in das Handelsregiſter eingetragen wurden. Der 
. 8 24 Abſ. 2 HGB., der (wie der Art. 24 Abſ. 2 a. HGB.) 
bei dem Ausſcheiden eines Geſellſchafters, deſſen Name in der 
Firma enthalten iſt, zur Fortführung der Firma die aus⸗ 
drückliche Einwilligung desſelben fordert, verſteht unter Namen 
den Familiennamen des Geſellſchafters (vgl. $ 19 Abf. 1 und 3 
HGB.). Da der Familiennamen des Beklagten in der Firma 
„Gebrüder G.“ inbegriffen iſt, fo hat das OLG. den $ 24 
Abſ. 2 HGB. mit Recht auf den vorliegenden Fall angewandt. 
(Vgl. RG. 65, 382). G. c. G., U. v. 9. Mai 08, 353/07 J. 
— Darmſtadt. 
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Ausgabe von Vorzugsaltien und Verfügung über deren Ver⸗ 
teilung. Teilnahme von beteiligten Aktionären an der General⸗ 
verſammlung. Verſtoß gegen die guten Sitten? Bindung der 
Minderheit.] | 

1. Nach $ 185 HGB. können im Geſellſchaftsvertrage für 
einzelne Gattungen von Aktien verſchiedene Rechte, insbeſondere 
in betreff der Verteilung des Gewinnes oder des Geſellſchafts⸗ 
vermögens, feſtgeſetzt werden. In welcher Weiſe bei Ausgabe 
von Aktien verſchiedener Berechtigung die Bevorzugung der 
einen Gattung vor den anderen durchzuführen iſt, darüber be⸗ 
ſtehen beſondere Vorſchriften nicht, und es ſind deshalb ver⸗ 
ſchiedenartige Beſtimmungen in dieſer Beziehung denkbar, von 
denen keine zu beanſtanden iſt, wenn ſie nicht mit einer Ver⸗ 
botsbeſtimmung des Geſetzes im Widerſpruch ſteht. Der Vorzug 
kann ſich, wie § 185 ausdrücklich hervorhebt, ebenſowohl auf 
die Verteilung des Gewinns als auf die Verteilung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens beziehen. Art. 217 a. HGB. will, wie der 
Satz 2 des Abſ. 1 ergibt, nur verhüten, daß dem Aktionär ein 
beſtimmtes Erträgnis ſeines zugeſchoſſenen Kapitals zugeſichert 
wird unabhängig vom erzielten Reingewinn; auf die 
Verteilung deſſen, was nach der jährlichen Bilanz ſich als 
reiner Gewinn des Unternehmens ergibt, bezieht ſich die Vor⸗ 
ſchrift überhaupt nicht, und ſie kann deshalb auch nicht vom 
Kläger dem Beſchluſſe der Generalverſammlung entgegengehalten 
werden, daß, wenn der verteilbare Reingewinn eines einzelnen 
Jahres zur Gewährung einer 4 ½ prozentigen Dividende aus 
demſelben nicht ausreichen ſollte, aus dem Reingewinn der 
folgenden Jahre die jeweiligen Dividendenrückſtände vorweg 
berichtigt und ergänzt werden ſollen. Das Nachbezugsrecht, 
wie es den Inhabern der Vorzugsaktien durch den angefochtenen 
Beſchluß gewährt wurde, kann daher mit Grund nicht be⸗ 
anftandet werden, wie denn auch die Entſcheidung des ROßG. 
(Entſch. 22, 361) kein Bedenken gegen das Nachbcezugsrecht 
erhoben hat, ſofern es in den Satzungen feſtgeſetzt iſt. Wenn 
der 8 300 Abſ. 1 und 2 HGB. für den Fall der Liquidation 
vorſchreibt, daß das nach Berichtigung der Schulden verbleibende 
Vermögen der Geſellſchaft unter die Aktionäre nach dem Ver⸗ 
hältnis der Aktienbeträge zu verteilen iſt, ſofern nicht mehrere 
Gattungen von Aktien mit verſchiedener Berechtigung vorhanden 
find, hat er gerade den Fall im Auge, der nach $ 185 möglich iſt 
und hier vorliegt, daß in betreff der Verteilung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens für einzelne Gattungen von Aktien derſchiedene 
Rechte feſtgeſetzt ſind. Welcher Art dieſe Vorrechte ſein können, 
darüber iſt auch hier nichts weiter geſagt; es wird einfach auf 
den Geſellſchaftsvertrag als die Grundlage des unter den 
Aktionären beſtehenden Rechtsverhältniſſes verwieſen. Dies er⸗ 
ſcheint auch unbedenklich, weil es ſich bei der Verteilung der 
Liquidationsmaſſe nur um die Verteilung des Reinvermögens 
der Geſellſchaft handelt und Gläubigerrechte durch dieſelbe nicht 
berührt werden. Es herrſcht demnach auch für die Geſtaltung 
der Vorzugsberechtigungen bei der Verteilung der Liquidations⸗ 
maſſe unter die Aktionäre Vertragsfreiheit. Danach erſcheint 
auch die hier beſchloſſene Verteilungsart geſetzlich zuläſſig. 
§ 215 HGB. verfolgt nur den Zweck, während des produktiven 
Beſtands der Geſellſchaft die Mittel derſelben unverſehrt zu 
erhalten und die Verteilung von Vermögen, welches kein Rein⸗ 
gewinn iſt, zu verhüten, während dieſer Zweck nach dem Eintritt 
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der Liquidation hinweggefallen iſt und deshalb die Zuweiſung. 


von 4½ Prozent Zinſen für den Zeitraum, auf welchen keine 
Dividende mehr verteilt werden kann, nichts weiter iſt, als eine 
zuläffige Entſchädigung dafür, daß die Aktionäre das, was 
ihnen nach dem Vermögensſtand der in Liquidation befindlichen 
Geſellſchaft zukommt, nicht ſofort erhalten können, ſondern erſt 
nach Beendigung des Liquidationsverfahrens, währenddeſſen 
ihr Kapital nicht ohne Erträgnis bleiben ſoll. Daß Vorzugs⸗ 
aktien außer durch Feſtſetzung im Gründungsvertrag auch im 
Wege der Statutenänderung mit der hierzu erforderlichen 
Stimmenzahl gelegentlich einer Kapitalserhöhung geſchaffen 
werden können, ſetzt die Denkſchrift zum jetzt geltenden HGB. 
auf S. 122 Abſ. 3, S. 147 Abſ. 4 und S. 305 a. E. als 
unzweifelhaft voraus. Es folgt aber auch aus S 274 im 
Zusammenhalt mit 8 185 HGB., daß, was im urſprünglichen 
Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt werden kann, auch der Ein⸗ 
führung im Wege der Statutenänderung durch Beſchluß der 
Generalverſammlung, gefaßt mit der hierzu erforderlichen Mehr⸗ 
heit der Stimmen grundſätzlich zugänglich iſt. Eine Beſtimmung 
ähnlich der in §S 276 HGB. vorgeſehenen iſt in bezug auf die 
Schaffung von Vorzugsaktien im Geſetze nicht getroffen. Es 
iſt demnach daran feſtzuhalten, daß auch im Wege der Ab⸗ 
änderung des Geſellſchaftsvertrags und bei Gelegenheit einer 
beſchloſſenen Kapitalserhöhung die Schaffung von Vorzugs⸗ 
aktien mit der zur Satzungsänderung erforderlichen Stimmen⸗ 
mehrheit erfolgen kann. 2. Nach § 252 Abſ. 3 Satz 2 HGB. 
wird das Stimmrecht keineswegs ſchon demjenigen entzogen, 
welcher an der Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung 
intereſſiert iſt; es darf vielmehr das Stimmrecht von einem 
Aktionär nur dann nicht ausgeübt werden, wenn die Beſchluß⸗ 
faſſung die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit einem Aktionär 
oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsſtreits zwiſchen 
einem Aktionär und der Geſellſchaft betrifft. Das Stimmrecht der 
Aktionäre kann nicht weiter beſchränkt werden, als das Geſetz dies 
anordnet, weil jede Beſchränkung des Stimmrechts eine Ausnahme 
von dem in § 252 an die Spitze geſtellten vornehmlichſten 
Recht des Aktionärs in ſich ſchließt, daß jede Aktie das Stimm⸗ 
recht gewährt. Ausnahmen hiervon, welche das Geſetz nicht 
vorfieht, dürfen nicht gemacht werden. Es iſt auch irrig, wenn 
die Reviſion ſich für ihre abweichende Anſicht glaubt auf die 


Entſtehungsgeſchichte der jetzigen Faſſung des 8 252 Abſ. 3,- 


früher Art. 190 Abſ. 3 a. HGB. berufen zu können. Die Bes 
merkungen, mit welchen die Denkſchrift zu $ 247 Abſ. 3 des 
Entwurfs, nun 8 25 2 Abſ. 3 des Geſetzes, die neue Faſſung 
des Abſ. 3 begründet, zeigt, daß wohl erwogen worden ift, 
inwieweit im geltenden Recht über die frühere Vorſchrift des 
Att. 190 Abſ. 3 hinauszugehen ſei. Man fand es aber nicht 
für angezeigt, eine andere Beſchränkung des Stimmrechts neu 
beizufügen, als diejenige, welche die Beſchlußfaſſung uber die 
Einleitung oder Erledigung eines Rechtsſtreits zwiſchen dem 
Aktionär und der Geſellſchaft betrifft. Auch die von ber 
Rebifion hervorgehobene Außerung eines Kommiſſionsmitglieds 
(Anlagen Bd. VII der Verhandl. des RT. 1895/97 S. 3908) 
ſpricht nicht für die Auffaſſung der Klägerin, weil der dort 
beſprochene Fall die direkte Zuwendung eines perſönlichen Vor⸗ 
teils an einen Aktionär betraf; ein derartiger Beſchluß liegt 
hier nicht vor. Die vom Kläger unter Beweis geſtellten Ver⸗ 
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handlungen über die Vergebung des Bezugsrechts, die vor der 
Generalverſammlung ftattgefunden haben ſollen, find ſchon des⸗ 
halb unerheblich, weil eine derartige Zuſicherung, die vor dem 
Beſchluſſe über die Erhöhung des Grundkapitals erfolgt, der 
Geſellſchaft gegenüber unwirkſam iſt und die Generalverſammlung 
in der Freiheit der Entſchließung, ob das Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeſchloſſen und wie die neuen Aktien vergeben 
werden ſollten, nicht beſchränken konnte. Es können demnach 
die gegen die Stimmberechtigung der drei erwähnten Firmen 
erhobenen Einwände keinen Erfolg haben. 3. Es iſt an⸗ 
zuerkennen, daß auch der Beſchluß einer Generalverſammlung 
ein Rechtsgeſchäft enthalten kann, welches gegen die guten 
Sitten verſtößt und deshalb nichtig iſt. a. Soviel das Aktien⸗ 
bezugsrecht der Aktionäre anlangt, ſo iſt dasſelbe durch 8 282 
des nun geltenden HGB. neu eingefuhrt worden. Jedem 
Aktionär muß auf ſeinen Antrag ein ſeinem Anteil an dem bis⸗ 
herigen Grundkapital entſprechender Anteil an den neuen Aktien 
eingeräumt werden, ſoweit nicht in dem Beſchluß über die 
Erhöhung des Grundkapitals ein anderes beſtimmt iſt. Die 
Entſtehungsgeſchichte dieſer geſetzlichen Beſtimmung läßt darüber 
keinen Zweifel, daß es ganz dem freien Ermeſſen der General⸗ 
verſammlung vom Geſetze überlaſſen iſt, ſich darüber zu ent: 
ſcheiden, ob im einzelnen Fall das Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeſchloſſen werden ſoll oder nicht. In der Denkſchrift zum 
Entwurf des jetzt geltenden HGB., deſſen S 282 dem 8 274 
des Entwurfs Wort für Wort entſpricht, iſt auf S. 157 (Hahn⸗ 
Mugdan, Materialen Bd. VI S. 321) dargelegt, daß der in 
der Aktiennovelle vom 18. Juli 1884 gemachte Verſuch, durch 
die Beſtimmung des Art. 215 Abſ. 4 den Mißbräuchen ab: 
zuhelfen, welche bei der Ausgabe neuer Aktien hervorgetreten 
waren, keinen entſprechenden Erfolg gehabt habe, und daß die 
einſeitige Berückſichtigung der Intereſſen von Perſonen, welche 
einen maßgebenden Einfluß in der Geſellſchaft und deren 
Organen beſitzen, auch nach der Einführung des Art. 215 
Abſ. 4 ſtets ausführbar geblieben ſei. Um hiergegen eine 
weitere Abhilfe zu ſchaffen, wurde vorgeſchlagen, gemäß § 274 
des Entwurfs jedem Aktionär das Recht zu gewähren, die 
Zuteilung eines ſeinem Anteil am bisherigen Grundkapital 
entſprechenden Teiles der neu auszugebenden Aktien unter 
der Vorausſetzung zu verlangen, daß die Generalverſamm⸗ 
lung ſelbſt in dem Beſchluß über die Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals nichts anderes beſtimmt hat. Dementſprechend wurde 
die Faſſung des jetzigen §S 282 Abf. 1 geſtaltet und in Abſ. 2 
Vorſorge dafür getroffen, daß die Aktionäre das Bezugsrecht, 
wie es ihnen zugeſprochen war, auch in angemeſſener Friſt 
auszuüben in der Lage waren. Der Kommiſſionsbericht S. 95 
(Materialien 1. c. S. 614) hatte an der neuen Beſtimmung 
nichts auszuſetzen; ein Antrag, die Friſt des Abſ. 2 auf 
4 Wochen feſtzuſetzen, wurde abgelehnt, dieſe Ablehnung bei der 
2. Beratung im RT. (Materialen 1. c. S. 732) wiederholt 
und der § 274 jetzt 282 fo, wie er jetzt lautet, angenommen, 
nachdem von einer Seite noch hervorgehoben worden war, daß 
das den Aktionären neu eingeräumte Bezugsrecht der Sache 
nach vollſtändig gerechtfertigt ſei. Nach dieſer Entſtehungs⸗ 
geſchichte des § 282 iſt es Mar, daß das anteilmäßige Bezugs⸗ 
recht der Aktionäre nur in Frage kommt, „ſoweit nicht in dem 
Beſchluß über die Erhöhung des Grundkapitals ein anderes 
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beſtimmt iſt“. Ein Sonderrecht auf die Zuteilung neuer Aktien 
iſt ſomit den Aktionären nur mit der Beſchränkung gegeben, 
daß die Generalverſammlung nichts Gegenteiliges beſchließt. 
Dies iſt auch in der Literatur anerkannt und in der täglichen 
Praxis des Lebens der Aktiengeſellſchaften nicht minder. Da 
nach $ 250 HGB. die Rechte, welche den Aktionären in den 
Angelegenheiten der Geſellſchaft, insbeſondere in bezug auf die 
Führung der Geſchäfte zuſtehen, durch Beſchlußfaſſung in der 
Generalverſammlung ausgeübt werden und dieſe als oberſtes 
Willensorgan der Geſellſchaft, wenn nicht anders beſtimmt iſt, 
gemäß 8 251 mit Stimmenmehrheit in den Angelegenheiten 
der Geſellſchaſt in bindender Weiſe Entſcheidung trifft, fo 
iſt der mit 31 075 000 & Stimmen der Mehrheit gegen 
27 683 000 & Stimmen der Minderheit gefaßte Beſchluß der 
Generalverſammlung, durch welchen das Bezugsrecht der 
Aktionäre im vorliegenden Falle ausgeſchloſſen wurde, auf 
geſetzlicher Grundlage und in einer nach den Grundſätzen des 
geltenden Aktienrechts auch für die Minderheit rechtsverbindlichen 
Weiſe zuſtande gekommen. Der Beſchluß iſt deshalb auch für 
die Minderheit maßgebend. Damit muß ſich jeder abgefunden 
haben, der überhaupt Aktien erwirbt; ſeinen Willen als maß⸗ 
gebenden durchzuſetzen vermag er nur, wenn er in der General⸗ 
verſammlung mit der Mehrheit der Stimmen aufzutreten in 
der Lage iſt. Die Unterwerfung der Minderheit unter den 
Willen der Mehrheit iſt mit der oben hervorgehobenen Ein⸗ 
ſchränkung die unmittelbare und notwendige Folge der geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen und verletzt die der Minderheit vom 
Geſetze tatſächlich zuerkannte Berechtigung nicht. Es iſt rechts⸗ 
irrig, wenn die Reviſionsbegründung von einer Verpflichtung 
der Mehrheit ſpricht, die Intereſſen der Geſellſchaft in dem 
Sinne zu wahren, in welchem die Minderheit dieſe Intereſſen 
auffaßt, eine ſolche Verpflichtung beſteht nicht. Wenn beide 
Teile mit unter ſich unvereinbaren Beſtrebungen ſich gegenüber⸗ 
treten, iſt der Kampf unvermeidlich; es verſtößt aber nicht 


gegen die guten Sitten, wenn die Mehrheit auf dem Boden 


der geſetzlichen Beſtimmungen und unter Benutzung der recht⸗ 
lichen Wirkungen, welche das Geſetz den ordnungsmäßig ge⸗ 
faßten Beſchlüſſen der Generalverſammlung zuſchreibt, ſich im 
Beſitz deſſen zu erhalten ſucht, was ſie als ihr werwolles 
Eigentum ſchätzt. b. Bei dieſer Sachlage bietet auch die Abs 
lehnung des ſtaatlichen Angebots, die Vorzugsaktien zu einem 
Kurs von 117 bis 120 Prozent zu übernehmen, dem Kläger 
keinen haltbaren Anfechtungsgrund, wie die Vorinſtanzen zu⸗ 
treffend angenommen haben. Der Generalverſammlung ſtand 
auch in dieſem Punkt die volle Freiheit der Entſchließung zu; 
die Ablehnung des Angebots verſtieß weder gegen das Geſetz 
noch gegen die guten Sitten; daß hier gegen eine Beſtimmung 
der Satzungen verſtoßen ſei, hat der Kläger nicht dargetan. 
c. Ob die angefochtenen Beſchlüſſe von der Mehrheit der 
Aktionäre in der Abſicht gefaßt wurden, die Stammaktien teils 
weiſe zu einem teureren Preiſe zu verkaufen und ſich dennoch 
durch den Erwerb der billigen Vorzugsaktien im Befitz der 
Stimmenmehrheit zu erhalten, iſt unerheblich. Ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten läge, auch wenn jene Behauptungen 
richtig wären, nicht vor. 4. Verfolgte die Mehrheit bei den 
gefaßten Beſchlüſſen, wie feſtgeſtellt iſt, die Abſicht, der Geſell⸗ 
ſchaft die Selbſtändigteit ihres Unternehmens zu erhalten, fo 
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„fehlt es für die vom Kläger angeführten SS 226 und 826 


BGB. an der erforderlichen tatſächlichen Grundlage. Preuß. 
Staatsfiskus o. Hibernia, U. v. 8. April 08, 595/07 I. — 
Hamm. 

35. 8 189 H@B. Rechtliche Bedeutung der Aktien⸗ 
zeichnung, auch bei Kapitalerhöhungen.] 

Die Zeichnung von Aktien iſt nicht nur eine der Geſellſchaft 
gegenüber verpflichtende Erklärung. Sie iſt ein rechts⸗ 
polizeilicher Akt, welcher auch der Regiſterbehörde und dem 
Verkehr, dem Publikum gegenüber abgegeben wird und 
bedingungslos nach Maßgabe des Inhalts des Zeichnungs⸗ 
ſcheines verpflichtet. Beſchränkungen, Vorbehalte, private Ab⸗ 
machungen zwiſchen dem Zeichner und den Organen der 
Geſellſchaft ſind der letzteren gegenüber nichtig. Eine An⸗ 
fechtung wegen Willensmängel iſt ausgeſchloſſen. Auf dieſen 
Grundſätzen beruhen die Entſcheidungen des RO HG. 5, 415; 
20, 270; des RG. 2, 132; 9, 37; 19, 126; 45, 108; 
54, 129. Sie gelten für Kapitalserhöhungen ebenſo wie für 
die Gründung der Aktiengeſellſchaft, vgl. RG. 2, 130. Sie 
gelten in gleicher Weiſe für. das hier anzuwendende ältere 
Recht wie für das neue Handelsgeſetzbuch. Vgl. Staub in 
Holdheims Zeitſchrift 10, 133 ff. B. c. Fabr. feuerf. u. fäuref. 
Prod., U. v. 8. April 08, 82/07 I. — Frankfurt a. M. 

36. 88 241, 246, 268, 270 HGB. verb. mit 8 826 
BGB. Um die Anfechtung eines Generalverſammlungsbeſchluſſes 
genügt ein dolus der Mehrheit. Berechnung dieſer Mehrheit.] 

Die beklagte Aktiengeſellſchaft hatte früher die Fabrikation 
von Zelluloſe in U. betrieben, dann aber ihr dortiges Fabrik⸗ 
anweſen an die Geſellſchaft m. b. H. „Fabrik für Eiſen⸗ 
konſtruktionen“ daſelbſt zum Preiſe von 100 000 & ver⸗ 
kauft. Für den Kaufpreis war ihr die erſte Hypothek eins 
geräumt worden. Sie trat dann mit ihrer Hypothek im Range 
hinter eine Hypothek der Bank zu St. über 80 000 & zurück. 
In der Folge haben die Direktoren der Beklagten, in deren 
Namen handelnd, der gedachten Geſellſchaft m. b. H. einen 
Wechſelkredit eingeräumt und außerdem Darlehne in laufender 
Rechnung gegeben. Trotzdem fiel die „Fabrik für Eiſen⸗ 
konſtruktionen“ in Konkurs. In der Zwangsvollſtreckung fiel 
die Beklagte mit ihrer Hypothek aus. Außer der Hypotheken⸗ 
forderung hatte ſie noch eine weitere Forderung. In der 
Generalverſammlung der beklagten Aktiengeſellſchaft war unter 
anderem Gegenſtand der Tagesordnung: die Genehmigung der 
Liquidationsbilanz und die Entlaſtung von Vorſtand und Auf⸗ 
ſichtsrat hinſichtlich ihrer Geſchäftsführung bis zum Eintritt 
der Liquidation der Geſellſchaft. Die Entlaſtung wurde gegen 
die Stimmen der Kläger erteilt. Dieſe erklärten nun zu 
Protokoll Widerſpruch gegen dieſen Beſchluß und beantragten 
klagend, den über Punkt 2 der Tagesordnung gefaßten Beſchluß 
der Generalverſammlung, wonach dem Vorſtand und dem Auf⸗ 
ſichtsrat für die Zeit bis zum Eintritt der Liquidation für ihre 
Geſchäftsführung Entlaſtung erteilt wird, für nichtig zu erklären. 
Das LG. verurteilte, die Berufung wurde zurückgewieſen, das 
RG. hob auf: Auch wenn mit dem Berufungsgericht davon 
auszugehen iſt, die Kreditgewährungen an die Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung hätten wegen ihrer Höhe und Gefährlichkeit 
bei Anwendung der ſchuldigen Sorgfalt nicht als durch das 
Statut erlaubt und durch die übrige Sachlage geſtattet erachtet 
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werden dürfen und die Aktiengeſellſchaft habe darnach gegen 
Vorſtand und Aufſichtsrat einen Schadenserſatzanſpruch gehabt, 
ſo kann das angefochtene Urteil mit der Begründung, wie ſie 
jetzt vorliegt, nicht aufrechterhalten werden. — Zwar gereicht 
an ſich jeder Verzicht auf begründete Regreßanſprüche gegen 
zahlungsfähige Mitglieder des Vorſtandes und des Auffſichts⸗ 
rats zum Nachteil der Aktiengeſellſchaft. Es iſt indes nicht zu 
bezweifeln, daß ein ſolcher Entlaſtungsbeſchluß dadurch allein 
grundſätzlich noch nicht gegen das Geſetz verſtößt — und 
zwar auch dann, wenn die Schuldner gegen das Statut ge⸗ 
fehlt haben. Gegen das Statut würde aber eine ſolche Ent⸗ 
laſtung nur verſtoßen, wenn in dem Statute beſtimmt wäre, 
daß auf ſolche Regreßanſprüche nicht verzichtet werden dürfe. 
Dagegen iſt nicht zu leugnen, daß ein ſolcher Entlaſtungs⸗ 
beſchluß gegen das Geſetz verſtoßen kann. Letzteres iſt dann 
anzunehmen, wenn die Mehrheit der Aktionäre bei der Beſchluß⸗ 
faſſung in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
vorſätzlich zum Nachteil der Aktiengeſellſchaft oder zum Nachteil 
der Minderheit gehandelt hat. Das ergibt ſich aus den in dem 
8 826 ausgeſprochenen Grundſatze. Dabei iſt unter der 
„Mehrheit“, deren Handeln im Sinne des 8 826 BGB. 
— anders geſagt — deren „dolus“ vorliegen muß, um einen 
Entlaſtungsbeſchluß ungeſetzlich zu machen, nicht die Geſamtheit 
derjenigen zu verſtehen, welche für die Entlaſtung geſtimmt 
haben. Ein folches Handeln im Sinne des § 826 — der 
„dolus“ — braucht bloß bei dem Teile vorhanden zu ſein, 
der im gegebenen Falle mindeſtens erforderlich war, um einen 
Mehrheitsbeſchluß hervorzubringen. Dagegen kann ein Verſtoß 
gegen das Geſetz nicht bereits dann angenommen werden, wenn 
die Mehrheit nur willkürlich ohne allen und jeden gerecht⸗ 
fertigten Grund durch den Entlaſtungs beſchluß auf die ihr als 
wohlbegründet bekannten Regreßanſprüche verzichtet hat, es ſei 
denn, daß nach den begleitenden beſonderen Umſtänden ein 
ſolches Verhalten zugleich den Tatbeſtand des 8 826 erfüllt. 
P. c. E., U. v. 1. Mai 08, 623/07 II. — Karlsruhe. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

37. HaftpflG. verb. mit 8 304 ZPO. Faſſung des 
Urteils beim Zuſprechen von Renten auf die mutmaßliche 
Lebensdauer des Getöteten. 

Aus dem Mißlingen des Beweiſes, daß der Erblaſſer der 
Kläger durch eigene Schuld verunglückt iſt, ergibt ſich, daß die 
Witwe und die Kinder des Getöteten Anſpruch auf Schadenserſatz 
nach Maßgabe des § 3 HaftpflG. haben. Der von ihnen mit 
der Klage erhobene Anſpruch geht aber, wie die Reviſion des 
Beklagten zutreffend geltend gemacht hat, weiter: für die Witwe 
wird eine lebenslängliche Rente, für jedes der Kinder eine 
ſolche bis zum vollendeten 18. Lebensjahre gefordert. Das LG., 
deſſen Entſcheidung das Berufungsgericht aufrechterhalten hat, 
hat nicht verkannt, daß dieſe Anſprüche nicht in vollem Umfange 
begründet find, vielmehr eine Zuvielforderung enthalten. Es 
hat indeſſen den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt, indem es in den Urteilsgründen bemerkt, daß 
in dem Verfahren über den Betrag auch die Frage entſchieden 
werden könne, wie lange der Beklagte Renten zu zahlen haben 
werde. Aus dieſem Vorbehalt der Gründe, der für die Aus⸗ 
legung des entſcheidenden Teils heranzuziehen iſt, ergibt ſich, 
daß der Klaganſpruch nicht für die ganze Zeit, für welche 
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Renten gefordert werden, als begründet hat angeſehen werden 
ſollen. Die Rüge der Reviſion, daß der Anſpruch der Kläger 
trotz ihrer Zuvielforderung dem Grunde nach für berechtigt 
erklärt ſei, hat hiernach allerdings an der Faſſung des ent⸗ 
ſcheidenden Teils einen Anhalt, aber fie nötigte nicht zur Auf⸗ 
hebung der angefochtenen Entſcheidung, weil dieſe nach deren 
Begründung den Beklagten nicht ſachlich beſchwert. Es iſt 
darum für ausreichend erachtet, die Faſſung des entſcheidenden 
Teils des Urteils entſprechend zu berichtigen. (Die Reviſion 
wurde mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß der Anſpruch der 
Kläger nur inſoweit begründet iſt, als der Getötete während 
der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung des 
Unterhalts geſetzlich verpflichtet geweſen ſein würde.) R. c. H., 
U. v. 11. Mai 08, 393/07 VI. — Kiel. 

Geſetz betr. die Herſtellung des Nord⸗Oſtſee⸗ 
kanals vom 16. März 1886. 

38. Die vom Zivilrichter auf feine Gültigkeit nach⸗ 
zuprüfende vom Kaiſerlichen Kanalamt erlaſſene „Betriebs⸗ 
ordnung für den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal“ vom 28. Auguſt 1896 / 
29. Juli 1901 iſt rechtsungültig.] 

Der Berufungsrichter ſtellt feſt, daß die am 13. De⸗ 
zember 1901 während der Kanalentwäſſerung erfolgte Be⸗ 
ſchädigung des im Binnenhafen zu Brunsbüttelkoog liegenden 
Leichters Unterweſer 10, auf welche der ſchadenserſatzfordernde 
Klaganſpruch ſich ſtützt, durch ungenügende Befeſtigung der 
Poller, von denen der gegen die Unterweſer 10 ſtoßende 
Dampfer Hedwig loskam, verurſacht und daß dieſe Urſache 
von dem Kaiſerlichen Kanalamt verſchuldet iſt. I. Der Be⸗ 
klagte lehnt die Haftung ab in erſter Linie auf Grund des 
81 Abſ. 2 der von dem Kaiſerlichen Kanalamt erlaſſenen 
„Betriebsordnung für den SKaifer » Wilhelm » Kanal“ vom 
28. Auguſt 1896 bzw. vom 29. Juli 1901 und auf Grund 
der von dem Führer der Unterweſer 10 am 10. Dezember 1901 
unterzeichneten Anmeldung zur Fahrt durch den Kanal. 8 1 
Abſ. 2 der Betriebsordnung lautet: „Das Deutſche Reich 
übernimmt keine Verpflichtung zur Erſatzleiſtung für Schäden, 
welche die Schiffe im Kanal, auf den beiderſeitigen Reeden 
oder in den Vorhäfen oder auf den am Kanal liegenden 
Schiffsliegeplätzen erleiden, ſelbſt wenn ein Verſchulden der 
Kanallotſen oder anderer Angeſtellten der Kanalverwaltung 
dabei in Frage kommt.“ Die Anmeldung enthält die formular⸗ 
mäßigen gedruckten Worte, welche den Abf. 1 des unterzeichneten 
Textes bilden: „Der Unterzeichnete meldet hierdurch das Schiff 
.. . zur Fahrt durch den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal von 
bis . .. an, die am . . angetreten werden ſoll, und für 
welche die ihm bekannten Beſtimmungen der Betriebsordnung 
für den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal vom 29. Juli 1901, namentlich 
auch, was das Rechtsverhältnis zwiſchen der Kanal verwaltung 
einerſeits und dem Schiffer bzw. ſeinem Reeder und Befrachter 
andererſeits anbetrifft, maßgebend ſein ſollen.“ Durch dieſen 
8 1 Abſ. 2 der Betriebsordnung und durch dieſe Anmeldung 
ſei, führt die Reviſion aus, die Haftung ausgeſchloſſen. Die 
gegenteilige Rechtsauffaſſung in RG. 45, 162 ff. und 
62, 264 ff. ſei zu beanſtanden. Von „Monopol“ und „Kon⸗ 
kurrenz“ könne mangels eines gewerblichen, eines gewinn⸗ 
bringenden Unternehmens, Art. 54 Abſ. 4 RV., nicht die 
Rede ſein. Der Schiffahrtsverkehr, welcher zu drei Viertel 
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nach wie vor die Straße um Skagen wähle, alſo zur Benutzung 
des Kanals nicht gezwungen ſei, habe unter 8 1 Abſ. 2 der 
Betriebsordnung nicht gelitten. Der Kanalbetrieb erfordere 
einen bedeutenden Zuſchuß von Reichs wegen. Mit Rückſicht 
auf dieſe finanzielle Lage des Betriebs und auf die Schwierig⸗ 
keit des Betriebs und der Kontrolle erſcheine es als ein durch 
die Wirtſchaftspolitik und die übrigen finanziellen Aufgaben 
des Reichs gerechtfertigter, billiger Verwaltungsgrundſatz, daß 
die die Vorteile der Kanalbenutzung genießenden Schiffer das 
Riſiko auch eines ſchuldhaften Handelns der Kanalverwaltungs⸗ 
angeſtellten tragen. Die Verwaltungsmaßregel des 8 1 Abſ. 2 
der Betriebsordnung ſei als eine öffentlich⸗ rechtliche der Nach⸗ 
prüfung der ordentlichen Zivilgerichte entzogen. Die unter⸗ 
zeichnete Anmeldung bilde, dahingeſtellt ob einen Vertrag über 
die Benutzung des Kanals, jedenfalls eine Vereinbarung, daß 
die Betriebsordnung für die Fahrt maßgebend ſein ſolle. 
Dieſen Ausführungen ſtehen, was zunächſt die durch Errichtung 
des Kanals verfolgte Wirtſchaftspolitik und die finanzielle Seite 
des Betriebes betrifft, folgende Tatſachen entgegen. (Werden 
angeführt.) Nach dieſen zum großen Teil aus Akten der 
Reichsregierung ſelbſt beſtehenden Tatſachen ſteht eine Ver⸗ 
waltungsmaßregel, welche wegen der finanziellen Seite des 
Betriebs, wegen der Notwendigkeit von Zuſchüſſen, wegen der 
anderweiten finanziellen Aufgaben des Reichs, wegen der 
Möglichkeit der Fahrt um Skagen den Schiffahrts verkehr durch 
den Kanal beſchwert, im Widerſtreit gegen die Zweck⸗ 
beſtimmung des Geſetzes vom 16. März 1886. Un⸗ 
zweifelhaft enthält der Ausſchluß der Haftung des Reiches für 
Verſchulden der Kanalangeſtellten durch 8 1 Abſ. 2 der Betriebs⸗ 
ordnung eine erhebliche Beſchwerung der Schiffahrt durch den 
Kanal. Gerade dadurch kann der ſchon in der Kommiſſions⸗ 
beratung des Geſetzes vom 16. März 1886 ins Auge gefaßte 
Anreiz zur Benutzung des Kanals beſeitigt oder gemindert, die 
Hoffnung auf Ermäßigung der Aſſekuranzprämien für die 
Kanalfahrt vereitelt und ſowohl der deutſche als der inter⸗ 
nationale Schiffahrtsverkehr für den Kanal unterbunden und 
gerade wieder auf den nach der Abſicht des Geſetzes zu ver⸗ 
meidenden, aber eben von Eingriff und Mitwirkung einer Ver⸗ 
waltung und von Gebühren freien Weg um das Kap Skagen 
verwieſen werden. Daß der 8 1 Abſ. 2 der Betriebsordnung 
eine gerechtfertigte, eine billige Verwaltungsmaßregel nicht iſt, 
hat die Reichsregierung auch ſelbſt durch ihr zuſtändiges Organ 
anerkannt. (Wird dargelegt.) Die Rechtsfrage ſodann, ob der 
8 1 Abſ. 2 der Betriebsordnung durch den Zivilrichter nach⸗ 
prüfbar, und ob er zivilrechtlich gültig iſt, wird durch die 
Tatſache entſchieden, daß der Kanal durch das Geſetz vom 
16. März 1886 als öffentliche Verkehrsſtraße eröffnet iſt. In 
dieſem Geſetze und deſſen Materialien findet ſich nicht die 
geringſte Andeutung dafür, daß die ſich an die Eröffnung einer 
öffentlichen Straße von Rechts wegen Inüpfenden Rechtsfolgen 
in irgendeinem Punkte ausgeſchloſſen ſein ſollen, insbeſondere 
ausgeſchloſſen ſein ſollen zum Nachteil der Kanalſchiffahrt. 
Im Gegenteil ergibt das Geſetz, daß die den Kanal benutzenden 
Schiffe belaſtet werden ſollen nur durch eine „entſprechende 
Abgabe“, daß jede weitere Beſchränkung der aus der Benutzung 
dieſer öffentlichen Straße fließenden Rechte ausgeſchloſſen ſein 
ſoll. Der ausgeſprochene Zweck des Geſetzes geht auf Er⸗ 
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leichterung und Förderung des Schiffahrtsverkehrs zwiſchen 
Nord⸗ und Oſtſee, auf Ableitung des bisherigen gefährlichen 
Verkehrs um das Kap Skagen herum in den Kanal, auf die 
Erreichung öffentlicher allgemeiner wirtſchaftlicher Ziele, welche 
über die Frage der Rentabilität des Kanals weit hinausgreifen 
und dieſe in den Hintergrund ſchieben. An eine Ausſchließung 
irgendeiner der Rechtsfolgen, welche ſich aus der Eröffnung des 
Kanals als einer öffentlichen Waſſerſtraße kraft des bürgerlichen 
Rechtes ergeben, iſt bei Schaffung des Geſetzes vom 16. März 
1886 von keiner Seite gedacht. Eine Außerkraftſetzung des 
bürgerlichen Rechtes in irgendeinem Punkte iſt alſo nicht 
gewollt. Soweit keine Ausſchließung erſichtlich gemacht iſt, 
zieht ein Geſetz alle die Rechtsfolgen nach ſich, welche durch 
ſeinen Inhalt bedingt find, RG. 16, 105. Faſſung und 
Zweck des Geſetzes ergeben aber weiter als poſitiven 
Geſetzesinhalt, daß die der Kanalſchiffahrt förder⸗ 
lichen und günſtigen Rechtsfolgen unangetaſtet und 
ungeſchmälert bleiben ſollen, daß der einzige Aus⸗ 
gleich für die durch die Kanalbenutzung erwachſenden 
Privatvorteile in der Kanalabgabe beſtehen ſoll. 
Weil die Schiffahrt durch den Kanal nur durch eben dieſes 
Geſetz und zwar nur durch die Kanalabgabe belaſtet werden 
ſoll, iſt ſogar die Feſtſetzung des Abgabentarifs für eine Sache 
geſetzlicher Regelung erklärt, obwohl die Gebührenanſätze nicht 
nur auf den grundlegenden Maximen, ſondern auch auf 
techniſchen Erwägungen und zahlenmäßigen Berechnungen be⸗ 
ruhen. Die an die Eröffnung des Kanals als einer 
öffentlichen Waſſerſtraße ſich knüpfende Rechtsfolge 
iſt die Wirkſamkeit des zivilrechtlichen Grundſatzes, 
daß, wer eine Straße zum öffentlichen Verkehr be⸗ 
ſtimmt und einrichtet, für die ordnungs mäßige und 
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Straße und aller zur Benutzung derſelben bes 
ſtimmten Einrichtungen zivilrechtlich verantwortlich 
iſt und wegen Verletzung dieſer privatrechtlichen 
Pflicht nach 8823 BGB. haftet; RG. 54, 33 ff. Daß 
es ein Akt nicht der privatrechtlichen, ſondern der öffentlich⸗ 
rechtlichen Geſetzgebung war, welcher dem Reich die Herſtellung 
und Unterhaltung des Kanals als einer öffentlichen Straße 
aufgegeben hat, und daß die Vertreter des Reichs, denen die 
Unterhaltung des Kanals obliegt, hierzu nach öffentlich⸗ rechtlichen 
Normen berufen ſind, iſt ohne Belang. Dem durch mangelhafte 
Einrichtung beſchädigten Dritten, insbeſondere Schiffern, ſteht 
das Reich kraft des angeſührten privatrechtlichen Grundſatzes 
ausſchließlich auf dem Gebiet des Privatrechts gegenüber. Die 
Anſicht der Reviſion, daß die Errichtung und Unterhaltung der 
Poller ſei es in Ausübung der öffentlichen Gewalt, ſei es in 
freiwilliger Fürſorge geſchehe, beruht auf Rechtsirrteum. Das 
Reich haſtet für außerkontraktliches, den Tatbeſtand des 8 823 
BGB. erfüllendes Verſchulden ſeiner berufenen Vertreter nach 
88 31, 89 BGB. Und zwar ſtellt der Berufungsrichter feſt, 
daß das den Beklagten repräſentierende Willens organ, dem die 
Befeſtigung der Poller obliegt, das Kaiſerliche Kanalamt iſt. 
Dies genügt dem Erfordern der Entſcheidung des RG. 45, 169. 
Der Vorſtand des Kanalamts iſt der Präſident, deſſen Dienſt⸗ 
aufſicht und dienſtlichen Weiſungen der Betriebsdirektor und die 
Kanalbauinſpektoren untergeben ſind. Daß ohne das erſt nach 
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dem Urteil in RG. 45, 162 eingeführte, auch von dem Führer 
der Unterweſer 10 unterzeichnete Anmeldeformular die An⸗ 
meldung und Zulaſſung zur Kanalfahrt einen Vertrag auf 
Benutzung des Kanals nicht darſtellt, iſt aus den in RG. 
45, 166 angeführten Gründen unzweifelhaft und auch von der 
Reviſion nicht weiter beſtritten. Der den Kanal befahrende 
Schiffer muß zwar die Schleuſen, Häfen und Lotſen benutzen, 
iſt alſo inſoweit der Mitwirkung und den Weiſungen der Kanal⸗ 
angeſtellten unterworfen. Dieſe Mitwirkung iſt jedoch nicht eine 
teilweiſe Gegenleiſtung gegen die einzelne Kanalgebühr, ſondern 
folgt aus dem allgemeinen Zwecke der Ordnung und Sicherung 
des Betriebs. § 7 Abſ. 1 des Abgabentarifs verſteht unter 
Abgabe und Benutzung der Betriebseinrichtungen nicht vertrags⸗ 
mäßige Leiſtung und Gegenleiſtung. Die Kanalgebühr iſt eine 
öffentlich⸗ rechtliche, nach öffentlich⸗ rechtlichen Grundſätzen zu 
entrichtende und beizutreibende Abgabe, 88 3, 4, 7, 8, 11 
des Geſetzes vom 20. Juni 1899. Für außerkontraktliches 
Verſchulden der Vertreter des Reichs hätte die Haftung nur 
durch Geſetz abgelehnt werden können; vgl. die Beſchränkung 
der Haftung der Poſtverwaltung durch das Poſtgeſetz vom 
28. Oktober 1871, RG. 19, 105/106 und 57, 152. Das 
Geſetz vom 16. März 1886 beſtimmt nach dem Dargelegten 
im Gegenteil, daß dieſe Haftung nicht abgelehnt werden ſoll 
und darf. Die ſpäteren Tarifgeſetze ſind weit entfernt, hieran 
zu ändern. Der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1895, 
welcher die Errichtung des Kanalamtes „für die Unterhaltung 
und den Betrieb“ des Kanals anordnet, hatte nicht die Kraft 
und nicht die leiſeſte Abſicht, das Kanalamt zu einer Anderung 
der durch das Geſetz geſchaffenen Rechtslage zu ermächtigen. 
Der § 1 Abſ. 2 der Betriebsordnung entbehrt der 
rechtlichen Grundlage und iſt darum ungültig; vol. 
den ähnlichen Fall im Poſtweſen, RG—St. 34, 357. Die 
Reviſion erblickt in dem von dem Führer der Unterweſer 10 
unterzeichneten Anmeldeformular wenigſtens die Vereinbarung, 
daß für die Fahrt durch den Kanal, auch was das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen Kanalverwaltung und Schiffer anlangt, die 
Beſtimmungen der Betriebsordnung maßgebend ſein ſollten. 
Auch eine ſolche „Vereinbarung“, falls ſie in Wahrheit über⸗ 
haupt eine Vereinbarung darſtellt, iſt ungültig. Denn ſie 
iſt gegen das Geſetz, wenn auch nicht in dem Sinne, daß 
das Kanalanit die Vertragsform des Anmeldeformulars gewählt 
hätte, um das Geſetz zu umgehen; RG. 44, 108/112. Aller⸗ 
dings bewirkt dieſe Vertragsform, der ſich zu unterwerfen jeder 
Kanalſchiffer gezwungen iſt, daß die entwickelte Beſtimmung 
des Geſetzes vereitelt und ein wirtſchaftliches Reſultat herbei⸗ 
geführt wird, welches das Geſetz gerade hat verhüten wollen. 
Die Annahme jedoch, daß das Kanalamt abſichtlich das Geſetz 
umgehen will, ſchließt ſich von ſelbſt aus. Das Kanalamt hat 
vielmehr den Kern der Entſcheidung in RG. 45, 162 nicht 
richtig erfaßt. Es nimmt offenſichtlich an, daß der Grund 
dieſer Entſcheidung, für Handlungen außerhalb eines Ver⸗ 
trages könne die Haftung nur durch Geſetz, nicht durch einſeitige 
Willenserklärung abgelehnt werden, es nur erfordere und er⸗ 
mögliche, dieſe Ablehnung zu einer vertragsmäßigen zu 
machen, und daß ihm, dem Kanalamt, nach dem Geſetze vom 
16. März 1886 und nach der behördlichen Organiſation die 
Zuſtändigkeit beiwohne, im wiriſchafilichen Intereſſe des Reichs 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


467 


dieſe vertragsmäßige Ablehnung herbeizuführen. Jede dieſer 
beiden Annahmen iſt rechtsirrtümlich. Das Geſetz vom 
16. März 1886 will pofitiv, daß der Kanalbetrieb ausnahmslos 
dem bürgerlichen Rechte, alſo nach dem 1. Januar 1900 dem 
8 823 BGB., unterſtehe. Der Privatwille kann nicht das 
Gegenteil, den Ausſchluß der Haftung aus §8 823 BGB., 
bewirken. Dieſe Haftung kann — vgl. dieſen Ausdruck in 
88 276 Abſ. 2, 419 Abſ. 3, 1088 Abſ. 2, 2382 Abſ. 2 
BGB. — durch Vertrag nicht ausgeſchloſſen werden. 
Ein ſolcher Vertrag verſtößt gegen das geſetzliche 
Verbot des Geſetzes vom 16. März 1886 und iſt 
darum nach $ 134 BGB. nichtig. Und die Ermächtigung 
zum Abſchluß eines ſolchen Vertrages ſollte und konnte dem 
Kanalamt durch keinerlei auf dem Geſetz vom 16. März 1886 
beruhende Verwaltungsvorſchrift verliehen werden. Hiernach 
bedürfen die Geſichtspunkte, unter welchen die Entſcheidung in 
RG. 62, 266 das unterzeichnete Anmeldeformular eventuell, 
nämlich als einen unterſtellten Vertrag, würdigt, insbeſondere 
der Geſichtspunkt des Verſtoßes gegen die guten Sitten, keiner 
Erörterung; es darf dahinſtehen, ob dieſer Entſcheidung bei⸗ 
gepflichtet werden könnte. D. R. c. Sch.⸗G. U., U. v. 
24. April 08, 440/07 III. — Kiel. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

39. 5 66 Börf®. verb. mit 8 814 BGB. Einwand der 
Argliſt bei Börſentermingeſchäften.] 

Soweit ſich die Reviſion dagegen richtet, daß das Be⸗ 
rufungsgericht Gegenforderungen, die die Beklagte zur Auf⸗ 
rechnung verſtellt hatte, für rechtlich unbegründet erklärt hat, 
greifen die erhobenen Angriffe nicht durch. Der erſte bezieht 


ſich darauf, daß der Berufungsrichter bezüglich der Geſchäfte in 


Deutſcher Reichsanleihe, in Diskontokommandit⸗Anteilen und in 
St. Louis⸗ und St. Franzisko⸗Bonds den von der Beklagten 
erhobenen Einwand der Argliſt verworfen hat. Es handelt ſich 
hierbei um (reguläre) Börſentermingeſchäfte zwiſchen den 
Parteien, aus denen die Beklagte eine Gegenforderung ableitet, 
aber nach 8 66 BörſG. deswegen nicht ableiten kann, weil die 
Parteien beide nicht ins Börſenregiſter für Wertpapiere ein⸗ 
getragen waren. Dieſe aus den poſitiven Beſtimmungen des 
BörſG. abzuleitende Rechtsfolge kann nicht dadurch vereitelt 
werden, daß der fordernde Teil dem andern, der ſich auf die 
Beſtimmungen des BörſG. beruft, Argliſt vorwirft. Be⸗ 
ſondere betrügeriſche Handlungen, die nach $ 823 Abſ. 2 oder 
8 826 BGB. einen Anſpruch auf Schadenserſatz begründen 
könnten, ſtehen nicht in Frage. Die Argliſt des Klägers will 
die Beklagte lediglich darin ſehen, daß er ſich zur Verteidigung 
gegen die Gegenforderung auf $ 66 Börj®. beruft. Damit 
aber kann ſie nicht gehört werden. Im Rechtsſinne ſtellt ſich 
die Berufung auf die Unwirkſamkeit eines Börſentermingeſchäftes 
ebenſowenig als Argliſt dar, wie die Berufung auf die Nicht⸗ 
beobachtung der für ein Rechtsgeſchäft vorgeſchriebenen Form 
oder auf ſonſtige Nichtigkeitsgründe. Vgl. auch das Urteil des 
erkennenden Senats vom 12. Februar 1908 in Sachen Gärtner 
gegen Kommerz: und Diskontobank, Rep. I 174/07. Auch ſonſt 
iſt die jetzt getroffene Entſcheidung rechtlich einwandfrei. Die 
Anwendbarkeit des S 814 BGB. auf die Erfüllung verbotener 
und deswegen nichtiger Börſentermingeſchäfte hat der Senat 
bereits wiederholt anerkannt. Urteil vom 14. Oktober 1903 
59 * 


468 


Rep. I 190/03 (Monatsſchrift für Handelsrecht und Bankweſen 
1904 S. 71); Urteil vom 30. Mai 1904 Rep. I 54/04 (a. a. O. 
S. 254). Die Feſtſtellung aber, daß die Beklagte bei der ver⸗ 
tragsmäßigen Aufrechnung der fraglichen Gewinnpoſten gewußt 
habe, daß ſie zur Erfüllung der Geſchäfte nicht verpflichtet war, 
iſt tatſächlicher Natur. Was die Reviſion zur Bekämpfung dieſer 
Annahme vorbringt, überſchreitet die dem Rechtsmittel gezogenen 
Schranken und kann keine Beachtung beanſpruchen. H. & P. c. T., 
U. v. 9. Mai 08, 688/07 I. — Berlin. 

Weltpoſtübereinkommen vom 15. 
Nr. 1, 3, 9. 

40. Begriff der Übergabe — prendre livraison 71 

Der Zedent des Klägers hat in K. auf dem Poſtamt 3 
daſelbſt einen Brief, für deſſen Inhalt der Wert von 11 000 4 
deklariert war, zur Beförderung an S. in N. Gouvernement 
Minsk aufgegeben. Der Brief enthielt 10 Stück 500 Rubel⸗ 
noten. Am Beſtimmungsorte holte der Adreſſat den Brief 
perſönlich auf der Poſtanſtalt ab. Dieſer wurde ihm vom 
Poſtverwalter Sm. ausgehändigt, nachdem er in einem ihm 
vorgelegten Buche der Poſtverwaltung über den Empfang 
quittiert hatte. Gleich nachher und noch bevor er das Poſt⸗ 
bureau verlaſſen hatte, öffnete er den Briefumſchlag. Es fand 
ſich, daß der Brief keine Rubelnoten, ſondern Zeitungsblätter 
enthielt. S. erklärte dem Verwalter Sm. ſofort ſeine Un⸗ 
zufriedenheit mit dem Inhalte der Sendung. Kläger verlangt von 
dem Reichsfiskus die Zahlung von 5 000 Rubel = 10 817,50 &. 
Der Beklagte hat den Einwand erhoben, daß durch die An⸗ 
nahme des Briefes ſeitens des Adreſſaten gemäß Art. 12 zu 9 
des Übereinkommens des Weltpoſtvereins, betr. den Austauſch 
von Briefen uſw. mit Wertangabe, vom 15. Juni 1897 
(RGBl. 1898 S. 1123) jeder Anſpruch auf Erſatz dahin⸗ 
gefallen ſei. Der erſte Richter hat klagegemäß verurteilt. 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die tat- 
ſächlichen Feſtſtellungen, rechtfertigen auf Grund des Art. 12 
Nr. 1 und 3 des Weltpoſtvereinsübereinkommens vom 15. Juni 
1897, betr. den Austauſch von Briefen und Käſtchen mit 
Wertangabe (RGBl. 1898 S. 1115), die erhobene Klage, 
wenn nicht der Beklagte ſich auf die Befreiungsbeſtimmung in 
Art. 12 Nr. 9 berufen kann. Die Beſtimmung in Art. 12 
Nr. 9 lautet nach dem franzöſiſchen Urtext und nach der bei⸗ 
gefügten Überſetzung: Les Administrations cessent d'étre 
responsables des valeurs declarees contenues dans les 
envois dont les ayants droit ont donné reęu et pris 
livraison. (Die Erſatzverbindlichkeit der Poſtverwaltungen für 
den Inhalt der Sendungen mit Wertangabe hört auf, ſobald 
die Empfangsberechtigten Quittung erteilt und die Sendung in 
Empfang genommen haben.) Das Berufungsgericht will unter 
„in Empfang nehmen“ „prendre livraison“ nicht lediglich den 
rein tatſächlichen Akt der Erlangung der Verfügungsgewalt 
verſtehen, ſondern verlangt, daß zu der tatſächlichen Aus⸗ 
händigung noch der Wille des Empfangsberechtigten hinzutrete, 
das Erlangte als Leiſtung gelten zu laſſen. Wenn weder die 
Entſtehungsgeſchichte, noch ſprachliche Gründe, noch die Ver⸗ 
gleichung mit verwandten Vorſchriften eine ſichere Grundlage 
für die Interpretation bieten, ſo entſcheiden doch ſachliche Er⸗ 
wägungen dafür, daß man die Worte prendre livraison, in 
Empfang nehmen, nicht in der, von dem Beklagten verteidigten 
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engiten Bedeutung verſtehen darf. Läßt man, dieſer Auslegung 
entſprechend, ſchon die bloße Übertragung der Verfügungsgewalt 
genügen, ſo würde allerdings, worauf das LG. hingewieſen 
hat, für den Empfänger die größte Gefahr beſtehen, den Erſatz⸗ 
anſpruch des Abſenders auszuſchließen, da er die zur Feſtſtellung 
der Unverſehrtheit der Wertſendung erforderliche Unterſuchung 
erſt nach Quittungserteilung und Aushändigung der Sendung 
vornehmen könnte. Nun hat allerdings der Beklagte in der 
Berufungsinſtanz geltend gemacht, daß der Empfänger S. vor 
der Abnahme des Briefes deſſen Offnung durch einen Beamten 
der ruſſiſchen Poſtanſtalt hätte fordern können. Allein zunächſt 
könnte von einem ſolchen Auswege doch nur dann die Rede 
ſein, wenn der ruſſiſche Poſtbeamte, der an ſich Bedenken tragen 
mußte, die Sendung vor der Abnahme zu beſchädigen, durch 
ſein Reglement zu dieſem Verfahren berechtigt und verpflichtet 
geweſen wäre. Darüber iſt nichts behauptet. Sodann würde 
für die Rechtfertigung einer Vorſchrift des Weltpoſtvereins es 
wenig verſchlagen, ob die Poſt des einen oder anderen einzelnen 
Landes Einrichtungen kennt, die das Publikum vor offenbarer 
Schädigung bewahren könnten. Vielmehr müßte man dann 
erwarten, daß der Weltpoſtverein ſelbſt durch entſprechende all» 
gemeine Vorkehrungen für dieſen Schutz geſorgt hätte. Davon 
findet ſich keine Spur. Aber auch ſachlich würde das entgegen⸗ 
gehaltene Auskunftsmittel nur von zweifelhaftem Werte ſein, 
ſolange nicht die vorgängige Unterſuchung durch den Poſt⸗ 
beamten obligatoriſch gemacht wäre; denn im regelmäßigen 
Poſtverkehre läßt ſich kaum erwarten, daß das Publikum an 
dieſen, mindeſtens auffallenden Ausweg denken werde, und 
daß es ſich zum Bewußtſein bringen könnte, wie grund⸗ 
verſchieden die Wirkung ſei, wenn vor der Annahme die 
Offnung durch einen Poſtbeamten verlangt wird und wenn dieſe 
Offnung, ſelbſt im unmittelbaren Anſchluß an die Annahme, 
vom Empfänger felbft bewirkt wird. Die Reviſion iſt denn 
auch ſelber nicht mehr auf dieſes Argument zurückgekommen. 
Die rein formaliſtiſche Auslegung des Art. 12 Nr 9, welche 
der Beklagte vertritt, widerſpricht endlich auch der allgemeinen 
Tendenz, die der Entſtehung des Weltpoſtvereins und ſeinen 
ſich immer weiter ausdehnenden Vereinbarungen zugrunde liegt 
und die in den verſchiedenen Kongreßverhandlungen an zahl⸗ 
reichen Stellen hervorgehoben wird, nämlich den Intereſſen des 
Publikums möglichſt entgegenzukommen. Es wäre geradezu 
eine Ironie hierauf, wenn der Verluſt des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs davon abhängen ſollte, ob der Empfänger die Sendung 
ſchon in die Hand genommen hat oder nicht. Anzuerkennen iſt 
allerdings, daß die Poſt Grund und Recht hat, ſich gegen die 
Erhebung betrügeriſcher Erſatzanſprüche zu ſchützen. Aber dieſer 
Schutzgedanke rechtfertigt nicht eine Auslegung, welche die 
Geltendmachung des grundſätzlich zugebilligten Anſpruchs in jo 
rigoroſer Weiſe wieder einſchränkt. Über dieſe engſte Aus⸗ 
legung des Begriffs prendre livraison, die ihn mit aller 
Strenge auf die äußerliche Tatſache des Übergangs der Sendung 
in die Hand des Empfängers eingrenzen will, muß daher 
jedenfalls hinausgegangen werden. Das Berufungsgericht ſucht, 
wie bemerkt, die Löſung darin, daß zu der tatſächlichen Aus⸗ 
händigung noch der Wille des Empfängers hinzutreten müſſe, 
das Erlangte als Leiſtung gelten zu laſſen. Gegen dieſe 
Formulierung kann das Bedenken entſtehen, daß es zweifelhaft 
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bleibe, ob das als Leiſtung Erlangte die Aushändigung der 
Wertſendung als Erfüllung des Frachtvertrages bedeuten ſolle 
oder ob daneben noch ein beſonderer auf die Billigung des 
Inhalts gerichteter Wille verlangt werde. Das letztere würde 
nicht gerechtfertigt ſein. In dem Sinne aber iſt der Auffaſſung 
des Berufungsgerichts beizutreten, daß die Empfangnahme der 
Wertſendung auch den Willen des Empfängers vorausſetzt, die 
Aushändigung der Sendung als die aus dem Frachtvertrage 
geſchuldete Leiſtung anzunehmen, und erſt vollendet iſt, wenn 
ſich aus der Geſamtheit des Vorganges die Übernahme als 
endgültig gewollt darſtellt. Darüber, wann dieſer Tatbeſtand 
vorliegt, entſcheiden die Umſtände des einzelnen Falles. Nicht 
zweifelhaft aber kann ſein, daß Reklamationen, die ſich un⸗ 
mittelbar an den tatſächlichen Akt der Beſitzergreifung anſchließen, 
in continenti der Empfangshandlung erfolgen und damit eben 
dartun, daß die Empfangnahme in ſich noch nicht vollſtändig 
abgeſchloſſen war, nach der richtig verſtandenen Vorſchrift des 
Art. 12 Nr. 9 nicht verſpätet ſind. So aber hat ſich nach 
der tatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsgerichts der Vorgang 
bei der Aushändigung des Wertbriefes an S. abgeſpielt. Es 
kann daher nicht als rechtsirrtümlich angeſehen werden, wenn 
das Berufungsgericht unter dieſen Umſtänden verneint hat, daß 
eine die Poſtanſtalt von der Erſatzpflicht befreiende Empfang⸗ 
nahme der Sendung durch den Empfangsberechtigten ſtatt⸗ 
gefunden hat. Reichsfiskus c. B., U. v. 4. April 08, 316/07 J. 
— Königsberg. 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung in der Faſſung vom 20. Mai 1898. 

41. § 30 GmbHG. Zuläſſigkeit der Anfechtung bei einem 
von der Geſellſchaft m. b. H. gekauften voll eingezahlten Geſchäfts⸗ 
anteil. 

In einem Falle, in dem es ſich um den Verkauf eigener 
Aktien ſeitens einer Aktiengeſellſchaft handelte, hat der I. 35. 
in ſeinem von dem Berufungsgericht bezogenen Urteile vom 
8. November 1905 die Rechtsauffaſſung vertreten, dem Aktionär 
ſei unter keinen Umſtänden geſtattet, ſeine zu Recht beſtehende 
Aktienbeteiligung in ein Gläubigerrecht umzuwandeln und fo 
den Geſellſchaftsgläubigern Konkurrenz zu machen. (RG. 62, 29.) 
Dagegen hat der I. ZS. aber in dem Urteile vom 7. Juli 1897 
entſchieden, daß der Erwerber eines Geſchäftsanteils einer Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. auf die Ungültigkeit des Erwerbsgeſchäftes wegen 
Irrtums ſich berufen könne. (DIZ. 2, 385 Ziff. 72.) Der 
letzteren Auffaſſung iſt beizutreten. Der vorherigen Einholung 
einer Entſcheidung der Ver 38S. gemäß 8 137 GVG. bedarf 
es nicht, da für die Beurteilung der Anfechtbarkeit eines Kaufs 
von Aktien und von einem Geſchäftsanteile einer Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. verſchiedene Geſetze, nämlich das HGB. be⸗ 
ziehungsweiſe das GmbHG. maßgebend find. Zwiſchen der 
Beitrittserklärung eines Gründers einerſeits und anderſeits der 
nachträglichen Beteiligung an der Geſellſchaft durch Kauf eines 
voll eingezahlten Geſchäftsanteils, beſteht ein in der Verſchieden⸗ 
heit der Verhäliniſſe begründeter weſentlicher Unterſchied, aus 
dem ſich für die Anfechtung der Beteiligung in dem einen und 
dem anderen Falle durchaus verſchiedene Folgen ergeben. Der 
Geſellſchaftsvertrag, den die Gründer abſchließen, bildet die 
Grundlage der rechtlichen Exiſtenz der Geſellſchaft, das aus 
den Stammeinlagen der Geſellſchafter beſtehende Stammkapital 
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die Grundlage ihrer wirtſchaftlichen Tätigkeit. Um einesteils 
den Fortbeſtand der Geſellſchaft und die Möglichkeit ihrer ge⸗ 
deihlichen Entwicklung zu ſichern, andernteils Dritten, welche 
mit der Geſellſchaft in Geſchäftsverbindung treten, eine gewiſſe 
Sicherheit zu gewähren, ſchreiben die 88 5 und 9 GmbHG. 
vor, daß das Stammkapital der Geſellſchaft mindeſtens 20000 & 
betragen muß und daß die Stammeinlagen den Geſellſchaftern 
außer dem Falle einer Herabſetzung des Stammkapitals weder 
erlaſſen noch geſtundet werden können. Den gleichen Zweck 
verfolgt der 8 30 mit der Beſtimmung, daß das zur Erhaltung 
des Stammkapitals erforderliche Vermögen der Geſellſchaft an 
die Geſellſchafter nicht ausgezahlt werden darf. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß durch eine Anfechtung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages die ganze Grundlage der rechtlichen Exiſtenz der 
Geſellſchaft, durch Erlaß oder Stundung der Stammeinlagen 
ſowie durch Rückzahlung des Stammkapitals die Grundlage 
ihres wirtſchaftlichen Beſtehens erſchüttert würde. Durch Zu⸗ 
laſſung einer Anfechtung des Geſellſchaftsvertrages würden daher 
die zum Schutze der Geſellſchaft und ihrer Gläubiger erlaſſenen 
Vorſchriften der 88 2 bis 12, welche eine ſichere Grundlage der 
Geſellſchaft in rechtlicher und wirtſchaftlicher Beziehung bezwecken, 
völlig illuſoriſch gemacht. Das kann unmöglich vom Geſetzgeber 
gewollt ſein. Anders aber liegt der Fall, wenn es ſich bloß 
um Anfechtung eines mit der Geſellſchaft über einen voll ein⸗ 
gezahlten Geſchäftsanteil abgeſchloſſenen Kaufs und der hierauf 
beruhenden Geſellſchaftsbeteiligung handelt. Eine ausdrückliche 
Beſtimmung, welche abweichend von den allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen ein ſolches Kaufgeſchäft der Anfechtbarkeit entzieht, 
enthält das GmbHG. nicht. Die Unanfechtbarkeit läßt ſich auch 
nicht aus ſeinen Vorſchriften folgern, insbeſondere nicht aus 
den SS 19 und 30. Denn der 5 19 verbietet lediglich den 
Erlaß oder die Stundung der Stammeinlagen, der § 30 
bloß die Auszahlung des zur Erhaltung des Stammkapitals 
erforderlichen Vermögens der Geſellſchaft an die Geſellſchafter. 
In dem § 30, der zur Ergänzung des § 19 dient, iſt, wie 
aus dem Wortlaute, dem Zuſammenhange und der Begründung 
klar hervorgeht, nur daran gedacht, daß das Stammkapital 
d. h. das im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzte Sollvermögen im 
Gegenſatze zu dem Gewinn und zu den eingezogenen, gemäß 
§ 30 Abſ. 2 rückzahlbaren Nachſchüſſen nicht durch Heraus⸗ 
zahlung an die Geſellſchafter in dieſer Eigenſchaft, und 
ohne daß hierfür ein beſonderer rechtlicher Verpflichtungs⸗ 
grund beſteht, geſchmälert werden darf. Auf Zahlungen, welche 
die Geſellſchaft zur Erfüllung von Verbindlichkeiten leiſtet, die 
ihr gegenüber einem Geſellſchafter als Dritten obliegen, erſtreckt 
ſich das Verbot offenbar nicht. Im Falle einer Anfechtung des 
mit der Geſellſchaft über einen Geſchäftsanteil abgeſchloſſenen 
Kaufs handelt es ſich nun aber nicht um Erlaß oder Auszahlung 
einer Stammeinlage, ſondern vielmehr um den Kaufpreis, 
den der Käufer nicht als Geſellſchafter, ſondern als der Gegen⸗ 
kontrahent der Geſellſchaft bei dem angefochtenen Geſchäfte 
zurückverlangt beziehungsweiſe nicht zahlen will. Durch die 
Rückzahlung des Kaufpreiſes wird das Stammkapital grund⸗ 
ſätzlich nicht berührt. Denn nach $ 33 darf die Geſellſchaft 
eigene Geſchäftsanteile, auf welche die Stammeinlage noch nicht 
vollſtändig bezahlt iſt, nicht erwerben und fie ſoll auch eigene 
Geſchäftsanteile, auf welche die Stammeinlage vollſtändig ein⸗ 
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gezahlt iſt, nicht erwerben, ſofern nicht der Erwerb aus dem 
über den Betrag des Stammkapitals hinaus vorhandenen Ver⸗ 
mögen geſchehen kann. Für die Lage der Geſellſchaft in recht⸗ 
licher und wirtſchaftlicher Beziehung iſt es mithin von keiner 
weſentlichen, die Exiſtenz der Geſellſchaft berührenden Be⸗ 
deutung, ob ein voll eingezahlter Geſchäftsanteil im Beſitze des 
A. oder des B. oder im eigenen Beſitze der Geſellſchaft ſich 
befindet, da ſein Erwerb nur unter Wahrung des vollen Stamm⸗ 
kapitals zuläſſig iſt. Daß nun der Kauf eines Geſchäftsanteils, 
den der Käufer von einem Geſellſchafter erwirbt, nach allgemeinen 
Grundſätzen der Anfechtung unterliegt, kann nicht zweifelhaft 
ſein. Der Umſtand aber, daß er den Geſchäftsanteil von der 
Geſellſchaft kauft, kann bezüglich der Anfechtbarkeit des Kaufs 
keinen weſentlichen Unterſchied begründen. Die Anfechtung be⸗ 
wirkt, daß das Geſchäft als von Anfang an nichtig anzuſehen 
iſt (S 142 BGB.) und fie begründet einen Rückforderungs⸗ 
anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung im Sinne des 
§ 812 BGB. Grundſätzlich hat denn auch der Käufer den 
Geſchäftsanteil zurückzugewähren und damit kommt die Geſell⸗ 
ſchaft rechtlich und wirtſchaftlich in dieſelbe Lage, in der ſie ſich 
zur Zeit des Kaufabſchluſſes befand. Wenn mittlerweile Unter⸗ 
bilanz eingetreten ſein ſollte, ſo iſt dies die Folge ſchlechter 
Geſchäftsführung oder unglücklicher Zufälle und dieſe Folge 
haben die Geſellſchaftsgläubiger, zu denen im Falle wirkſamer 
Anfechtung auch der Käufer gehört, gemeinſam zu tragen. 
Gegen die Folgen ſchlechter Geſchäftsführung oder zufälliger 
Umſtände und die hierdurch eintretende Verminderung des 
Geſellſchaftsvermögens gewährt das Geſetz keinen Schutz. Als 
zutreffend kann auch die Auffaſſung nicht anerkannt werden, dem 
Geſellſchafter ſei es unter keinen Umſtänden geſtattet, ſeine zu 
Recht beſtehende Geſellſchaftsbeteiligung in ein Gläubigerrecht 
umzuwandeln. Denn der Geſellſchafter, der den Geſchäfts⸗ 
anteil von der Geſellſchaft gekauft hat, ſteht zu dieſer in doppeltem 
Rechtsverhältniſſe: 1. als Gegenkontrahent bei dem Kauf, 2. als 
Geſellſchafter. Ficht er den Kauf und damit mittelbar ſeine 
hierauf beruhende Geſellſchafts beteiligung an, fo beſteht dieſe 
eben nicht zu Recht. Und wenn er die Rechte aus dem wirkſam 
angefochtenen Geſchäfte geltend macht, ſo wandelt er nicht 
ſeine Geſellſchaftsbeteiligung in Gläubigerrechte um, ſondern er 
macht die ihm als Gläubiger aus dem nichtigen Geſchäfte 
zuſtehenden Rechte geltend und die Hinfälligkeit ſeiner Geſellſchafts⸗ 
beteiligung iſt nur die rechtliche Folge ſeiner auf der Anfechtung 
des Kaufs beruhenden Gläubigerrechte. G. c. Z.⸗F. M., 
U. v. 1. Mai 08, 583/07 II. — Breslau. 

II. Das Preußiſche Recht. 

Preußiſches Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

42. Tarifſtelle 25d Abſ. 3. Stempelanſatz bei Um⸗ 
wandlung des gemeinſchaftlichen Eigentums zur geſamten Hand 
an Geſellſchaftsgrundſtücken in Sondereigentum. 

Die Kläger ſind die einzigen Geſellſchafter der offenen 
Handelsgeſellſchaft Z. & P. Nachf. zu B., die als Eigentümerin 
zweier Grundſtücke in B. eingetragen war. Sie erklärten zu 
notariellem Protokoll vom 20. März 1906, daß ſie namens 
der Geſellſchaft jedem von ihnen das Miteigentum je zur 
Hälfte an den Grundſtücken überließen. Um die Verſtempelung 
dieſer Urkunde handelt es ſich. Der Kläger zu 1 iſt — worüber 
kein Streit beſteht — mit ¼, der zu 2 mit ½ am Geſellſchafts⸗ 
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vermögen beteiligt. Der Grundſtückswert beläuft ſich nach der 
gleichfalls nicht beſtrittenen Annahme der Steuerbehörde auf 
731 390,61 *. Der Notqr verwendete zu der Urkunde einen 
Stempel von 749,50 ,, während die Steuerbehörde nach 
ihrem Schreiben vom 19. Juli 1906 den Stempel auf 
3 657 & berechnet und von den Klägern noch 1 462,80 & 
bezw. 1 444,70 & einzog. Dieſe forderten unter Hinweis auf 
die Tarifſtelle 254 Abſ. 3 zum Preußiſchen Stempelſteuergeſetz 
vom 31. Juli 1895 die Beträge nebſt Zinſen ſeit der Klage⸗ 
zuſtellung zurück. Die Vorinſtanzen haben die Klage ab⸗ 
gewieſen. RG. hob auf and verurteilte: Der Streit der 
Parteien betrifft lediglich die Anwendung des Buchſtaben d 
Abſ. 3 der Tarifſtelle 25 zum Preußiſchen Stempelgeſetz. 
Darüber iſt Einverſtändnis, daß die Kläger zu / bezw. /, an 
der Geſellſchaft beteiligt ſind. Ebenſo ſind die Parteien und 
mit ihnen die Inſtanzgerichte davon ausgegangen, daß es ſich 
um einen Geſellſchafts vertrag handelt, deſſen Verſteuerung 
in Frage ſteht. Aus der Urkunde erhellt nur, daß das gemein⸗ 
ſchaftliche Eigentum zur geſamten Hand an den Geſellſchafis⸗ 
grundſtücken in gewöhnliches Miteigentum der Kläger nach 
Bruchteilen umgewandelt worden iſt. Rechtlich möglich iſt es, 
daß damit eine anderweite Regelung des geſellſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſes herbeigeführt werden ſollte. Da dies von keiner 
Seite bezweifelt worden iſt, ſo war zu einer weiteren Er⸗ 
örterung des Punktes ein Anlaß nicht gegeben. Zu unter⸗ 
ſuchen war nur, ob der Berufungsrichter mit Recht angenommen 
bat, daß der Kläger zu 1 und der Kläger zu 2 ¼ des 
Wertes der jedem von ihnen überlaſſenen Grundſtücks hälfte zu 
verſteuern habe, daß mithin der einprozentige Stempel vom 
halben Werte des Grundſtücks zu berechnen ſei. Dies iſt zu 
verneinen. Die Vorſchrift der Tarifſtelle 25d Abſ. 3 beruht 
auf der Erwägung, daß, wenn auch rechtlich bei der Über⸗ 
laſſung von Sachen oder Rechten ſeitens der Geſellſchaft zum 
Sondereigentum an den Geſellſchafter ein Eigentumswechſel ſich 
vollziehen möge, wirtſchaftlich dies doch nur inſoweit zutreffe, 
als der Erwerb des Geſellſchafters über ſeinen Anteil am 
Geſellſchaftsvermögen hinausgehe. Im Sinne des Stempel⸗ 
rechts gilt jeder Geſellſchafter nach Verhältnis ſeiner Be⸗ 
teiligung am Geſellſchaftsvermögen auch als beteiligt an jedem 
einzelnen Gegenſtande dieſes Vermögens. Von dieſem Anteil, 
der einen Neuerwerb nicht darſtellt, iſt der Stempel, der die 
Umſatzgeſchäfte treffen ſoll, nicht zu erheben, weil es unbillig 
erſcheint, ein Geſchäft, das wirtſchaftlich kein Umſatzgeſchäft iſt, 
mit der für ſolche Geſchäfte beſtimmten Abgabe zu belegen. 
Wenn daher ein Geſellſchafter, der mit einer Hälfte am 
Geſellſchaftsvermögen beteiligt iſt, das Geſellſchaftsgrundſtück 
durch einen Geſellſchafts vertrag erwirbt, fo erhält er ſtempel⸗ 
rechtlich mit der einen Hälfte des Grundſtücks nur den Anteil, 
der ihm bereits zuſtand; zu verſteuern iſt hiernach nur der 
halbe Grundſtückswert. In gleicher Weiſe erwirbt, wenn das 
Geſellſchafisgrundſtück im Wege der Auflöſung der geſamten 
Hand den beiden, die Geſellſchaft bildenden und an ihr je zur 
Hälfte beteiligten Geſellſchaftern zu Miteigentum nach ent⸗ 
ſprechenden Bruchteilen überlaſſen wird, jeder Geſellſchafter nicht 
mehr, als was er bereits beſaß, nämlich die Hälfte des Grund⸗ 
ſtücks, und es iſt daher der Immobilienſtempel überhaupt nicht 
zu erheben. Eniſprechendes gilt bei verſchiedener Beteiligung 
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am Geſellſchaftsvermögen und folgeweiſe an dem Geſellſchafts⸗ 
grundſtück, wie ſie im vorliegenden Falle gegeben iſt. Der 
Anteil des Klägers zu 1 belief ſich auf >, (/o), der des 
Klägers zu 2 auf ¼ (/b). Indem der erſtere das Mit⸗ 
eigentum au ½10, der letztere gleichfalls das Miteigentum zu 
1 erwarb, vollzog ſich nur in deſſen (des letzteren) Perſon 
ein wirtſchaftlicher Eigentumswechſel inſofern, als dieſer ſtatt 
der ihm gebührenden ½0 ½ mehr erhielt, und auch nur 
inſoweit war der einprozentige Stempel einzuziehen. Der 
Berufungsrichter kommt zu ſeinem abweichenden Ergebnis 
dadurch, daß er zwei Überlaſſungen von Vermögensgegen⸗ 
ſtänden ſeitens der Geſellſchaft zum Sondereigentum an die 
Geſellſchafter konſtruiert, deren jede eine Grundſtückshälfte um⸗ 
faſſe. Dem widerſpricht aber der Inhalt der Urkunde; Gegen⸗ 
ſtand der Veräußerung ſind die Geſellſchaftsgrundſtücke im 
ganzen, ſie ſollen in vollem Umfange aus dem Geſellſchafts⸗ 
vermögen ausſcheiden dergeſtalt, daß ſie gemeinſchaftliches 
Miteigentum der Geſellſchafter je zur Hälfte werden. Beide 
Geſellſchafter erwerben mittels desſelben Rechtsaktes die Grund⸗ 
ſtücke, die ihnen bereits als Geſamthändern und zwar ſtempel⸗ 
rechtlich zu / . 2/5 gehörten, zu Sondereigentum. Dieſes 
Sondereigentum kann nur Miteigentum nach Bruchteilen ſein 
(58 741 ff., 1008 ff. BGB.). Man kann aber nicht mit 
dem Berufungsrichter ſagen, daß die Kläger an den Bruchteilen 
zu /½ bezw. ¼ beteiligt ſeien und daß fie au /½ bezw. /½ die 
Bruchteile neu erwürben. Damit ſtebt nicht die Tatſache in 
Einklang, daß fie bereits am ganzen Grundſtück mit / bezw. 
½ beteiligt waren. Wenn dem einen ¼, dem anderen /½ 
überlaſſen worden wären, würde jeder nur als gewöhnlicher 
Miteigentümer erhalten haben, was er bereits als Geſamt⸗ 
händer beſaß. Daraus ergibt ſich aber, daß nur die Stempel⸗ 
berechnung. wie ſie die Kläger vorgenommen haben und die 
— rechneriſch — vom Beklagten auch nicht bemängelt iſt, der 
Vorſchrift der Tarifſtelle 25d Abſ. 3 entſpricht; ein wirkliches 
Umſatzgeſchäft iſt nur in der Überlaſſung des den Anteil des 
Klägers zu 2 überſteigenden einen Zehnteils der Grundftüde 
zu finden. Sch. u. Gen. c. Pr. F., U. v. 12. Mai 08, 
370/07 VII. — Berlin. 
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Deutſcher Juriſtentag. 


Der 29. Deutſche Juriſtentag wird in dieſem Jahre, wie ſchon 
mitgeteilt, vom 9. bis 13. September in Karlsruhe ſtattfinden. 
Die Verhandlungen beginnen am Donnerstag, den 10. September, 
Vormittags 9 Uhr, mit einer Plenarverſammlung im großen Saale 
des Muſeums, Kaiſerſtr. 90. 
Seitens der ſtändigen Deputation des Juriſtentags ſind folgende 
Beratungsgegenſtände auf die Tagesordnung geſetzt: 

1. Empfiehlt ſich die geſetzliche Regelung des gewerblichen Arbeits⸗ 
vertrags (insbeſondere des Tarifvertrags) zwiſchen Arbeit⸗ 
gebern oder Arbeitgeberverbänden einerſeits und Arbeiterver⸗ 
banden anderſeits? 

Gutachter: 
Privatdozent Dr. W. Zimmermann: Berlin, 
Magiſtratsrat von Schulz : Berlin, 
Profeſſor Dr. Kobatſch⸗Wien und 
Hof⸗ und Gerichtsadvokat Dr. Ettinger⸗Wien. 


Berichterſtatter: 
Juſtizrat Dr. Junck⸗Leipzig und 
Privatdozent Dr. H. Köppe⸗ Marburg. 

2. Welche zivilrechtlichen Folgen knüpfen ſich an die im modernen 
Lohnkampf üblichen Verrufserklärungen, insbeſondere an das 
Verbot des Einkaufs und Verkaufs, des Arbeitgebens und 
Arbeitnehmens? 

Gutachter: 
Profeſſor Dr. Dertmann: Erlangen und 
Landrichter Dr. Pape: Breslau. 
Berichterſtatter: 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Lobe Dresden und 
Profeſſor Dr. Roſin⸗Freiburg. 
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3. Sind beſondere Vorſchriften erforderlich und wünſchenswert, 
um die Wirkſamkeit des Eigentumsvorbehalts an den mit 
einem Fabrikgebäude zu verbindenden Maſchinen zu ſichern? 

Gutachter: 
Profeſſor Dr. Lenel⸗ Freiburg und 
Oberlandesgerichtsrat Niedner⸗Kiel. 


Berichterſtatter: 
Geheimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Enneccerus-Marburg 
un 


Profeſſor Dr. von Neumann⸗Ettenreich⸗Wien. 


4. Empfiehlt es ſich, das Neichsgeſetz zur Bekämpfung des uns 
lauteren Wettbewerbs in Anſehung des Ausverkaufsweſens zu 
ergänzen? 


Gutachter: 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Lobe⸗Dresden und 


Rechtsanwalt Magnus Berlin. 
Berichterſtatter: 

Profeſſor Dr. Heymann: Marburg und 

Rechtsanwalt Dr. Waffermann: Hamburg. 


Iſt das Recht der Lagerſcheine und Lagerpfandſcheine reichs⸗ 
geſetzlich zu regeln? 
Gutachter: 
Profeſſor Dr. Heymann⸗Marburg und 
Privatdozent Dr. Mollwo⸗Danzig. 
Berichterſtatter: 
Rechtsanwalt Dr. Pralle⸗Bremen und 
Profeſſor Dr. Pappenheim⸗Kiel. 

Welche Anderungen des beſtehenden Rechts empfehlen ſich, um 
denjenigen Perſonen, welche in einem Vertrags- oder An: 
ſtellungs⸗Verhältnis tätig ſind, den gebührenden Anteil an 
Nutzen und Ehre aus ihren Erfindungen und ſonſtigen geiſtigen 
Schöpfungen ſicher zu ſtellen? 

Gutachter: f 
Profeſſor Dr. Oſterrieth⸗Berlin und 
Regierungsrat Profeſſor Dr. Schanze-Dresden. 
Berichterſtatter: ; 
Profeſſor Dr. Allfeld: Erlangen und 
Dr. Kloeppel⸗ Elberfeld. 

Bedarf das Legalitätsprinziv im Strafverfahren einer Ein⸗ 

ſchränkung, bejahenden Falles in welcher Richtung? 


Gutachter: 
Geheimrat Profeſſor Dr. von Ullmann-München und 


Reichsanwalt Dietz⸗Leipzig. 
Berichterſtatter: 
Profeſſor Dr. Graf⸗Gleispach-Prag. 
Welches Strafmittelſyſtem empfiehlt ſich für das künftige 
Deutſche Strafgeſetzbuch? 


Gutachter: 
Geheimer Oberregierungsrat und vortragender Rat im 


Miniſterium des Innern Dr. Krohne⸗Berlin und 
Reichsgerichtsrat Ebermayer⸗Leipzig. 
Berichterſtatter: 
Reichsgerichtsrat a. D. Galli⸗ Leipzig und 
Geheimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Kahl⸗Berlin. 
Empfiehlt es ſich, in das künftige Deutſche Strafgeſetzbuch Vor⸗ 
ſchriften über Strafzumeſſung aufzunehmen? 
Gutachter: 
Oberſtaatsanwalt Dr. Högel⸗Wien und 
Geheimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Finger⸗Halle. 
Berichterſtatter: 
Wirklicher Geheimer Rat Dr. Hamm⸗Bonn und 
Profeſſor Dr. Max Ernſt Mayer: Straßburg. 
Iſt die Vorunterſuchung im Sinne der gegenwärtigen Straf⸗ 
prozeßordnung beizubehalten und wie würde ſie, falls dieſe 
Frage bejaht wird, zu geſtalten ſein? 
Gutachter: 
Landgerichtsrat Roſenberg⸗ Straßburg und 
Profeſſor Dr. Mittermaier⸗Gießen. 
Berichterſtatter: . 
Hofrat Profeſſor Dr. von Lilienthal: Heidelberg und 
Landgerichtsdirektor Dr. Weingart:Baugen. 
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11. Iſt in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten das Kollegialprinzip 
zugunſten des Einzelrichtertums einzuſchränken? 
Gutachter: 
Profeſſor Dr. Walker⸗Innsbruck und 
Profeſſor Dr. Heinsheimer⸗ Heidelberg. 
Berichterſtatter: 
Oberlandesgerichtspräſident Dr. Vierhaus⸗Breslau und 
Juſtizrat Dr. Wildhagen⸗Leipzig. 
12. Empfiehlt ſich eine Anderung des Rechtsmittels der Revifion 
in Zivilſachen? 
Gutachter: | 
Wirklicher Geheimer Rat Dr. Hamm:Bonn und 
Juſtizrat Syring⸗Leipzig. 
Berichterſtatter: 
Reichsgerichtsrat Dr. Peters⸗Leipzig und 
Profeſſor Dr. Richard Schmidt⸗Freiburg. 
13. Bedarf das amtsgerichtliche Verfahren einer Reform und 
nach welchen Richtungen ? 
Gutachter: 
Amtsgerichtsrat Jaſtrow⸗Berlin und 
Rechtsanwalt Dr. Dittenberger⸗Halle. 
Berichterſtatter: 
Oberamtsrichter Dr. Levis: Pforzheim und 
ein noch zu benennender Herr. 

An Feſtlichkeiten ſind in Ausſicht genommen: 

1. Am Mittwoch, den 9. September, Abends 8 Uhr: Begrüßungs⸗ 
abend im großen Saale der Feſthalle, veranſtaltet vom Orts⸗ 
ausſchuß für die Teilnehmer am Juriſtentag und ihre Angehörigen. 

2. Am Donnerstag, den 10. September, Abends / 7 Uhr: Feſt⸗ 
vorſtellung im Hoftheater. 

3. Am Freitag, den 11. September, Abends 8 Uhr: Konzert 
im großen Saale der Feſthalle, daran anſchließend Garten⸗ 
feſt, veranſtaltet von der Stadt Karlsruhe. 

4. Am Samstag, den 12. September, Nachmittags 5 Uhr: Feſt⸗ 
eſſen im großen Saale der Feſthalle. 

5. Am Sonntag, den 13. September: Ausflug nach Baden: 
Baden. ! 

Alles Nähere wird noch bekannt gemacht. 

Anfragen, Wünſche und Anmeldungen nimmt der Ortsausſchuß 
des 29. Deutſchen Juriſtentages in Karlsruhe entgegen. Im Hinblick 
auf die zu erwartende ſtarke Beteiligung werden die Teilnehmer 
dringend erſucht, ihre Teilnahme unter Angabe der Zahl der mit⸗ 
kommenden Familienangehörigen bis zum 15. Auguſt bei Herrn 
Stadtrat und Rechtsanwalt Dr. Friedrich Weill in Karlsruhe, 
Kaiſerſtr. 199, anzumelden. | 

Anmeldungen neuer Mitglieder find unter Einſendung des Jahres: 
beitrags von 6 Mark zu richten an J. Guttentag, Verlagsbuch⸗ 
handlung, Berlin W. 35, Lützowſtr. 107/108. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Auch auf die gemäß Art. 12 §8 2 PrAGBGB. auf⸗ 
genommenen Vertrags verhandlungen findet nach Entſch. Nr. 3 
die Beſtimmung des 8 152 BGB. Anwendung. Eines Zu⸗ 
gehens der Willenserklärungen an den abweſenden Kontrahenten 
bedarf es nicht zu ihrer Wirkſamkeit. j 

Durch die Sonderbeſtimmungen des § 31 Nr. 1 KO. 
und des 8 3 Nr. 1 AnfG. iſt es, wie Entſch. Nr. 4 ausführt, 
ausgeſchloſſen, daß die nach dieſen Vorſchriften fraudulöſen 
Rechtsgeſchäfte, ſofern ihnen kein anderer Mangel anhaftet als 
eben der, daß ſie in der dem anderen Teil bekannten Abſicht 
geſchloſſen ſind, die Gläubiger des Veräußerers zu benach⸗ 
teiligen, aus dieſem Grunde zugleich auch noch nach den 
SS 138 und 134 BGB. nichtig fein könnten. 

Die auf eine Rechtswirkung gerichtete Abſicht des Er⸗ 
klärenden darf nach Entſch. Nr. 5 im Tatbeſtande eines 
Rechtsgeſchäftes niemals fehlen. Fehlt ſie, ſo liegt ein Rechts⸗ 
geſchäft überhaupt nicht vor, weder ein wirkſames noch ein 
unwirkſames. Eine derartige Willenserklärung entbehrt völlig 
des rechtsgeſchäftlichen Charakters. Das gleiche muß auch an⸗ 
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genommen werden, wenn einer Willensäußerung die Rechts⸗ 
ordnung den etwa bezweckten Erfolg verſagt und dies den 
Beteiligten bekannt iſt. Wird mit einer Abrede, die dem 
Willen der Parteien eniſprechend keine rechtliche, ſondern nur eine 
tatſächliche Wirkung äußern ſoll, eine rechtsgeſchäftliche Abrede 
verbunden, ſo findet auf dieſen Tatbeſtand nicht die Vorſchrift 
des 8 139 BGB. über teilweiſe Nichtigkeit Anwendung. 

Haben die Parteien bei Abſchluß eines mehrjährigen 
Mietvertrags ſchriftliche Abfaſſung in Ausſicht genommen, ſo 
liegt hierin nach Entſch. Nr. 6 ein Vorvertrag über ſchriftliche 
Abfaſſung des Vertrags im Sinne des § 154 Abſ. 2 BGB. 
Auch trotz Einigung über den Inhalt des Vertrags tritt nicht 
Gültigkeit auf Jahresdauer gemäß 5 566 BGB ein; vielmehr 
iſt ein wirkſamer Vertragsſchluß überhaupt noch nicht erfolgt. 

Wenn der Käufer dem ſäumigen Verkäufer, der nach dem 
Vertrag an ſeinem Wohn⸗ oder Niederlaſſungsorte zu erfüllen, 
die Ware dem Käufer aber zu überſenden hat, eine Nachfriſt 
gemäß § 326 BGB. für die Lieferung der Ware nach dem 
Zeitpunkte beſtimmt, in welchem dieſe an dem Beſtimmungsort 
einzutreffen hat, ſo hat nach Entſch. Nr. 8 hierdurch eine ſolche 
Nachfriſt als beſtunmt zu gelten, die mit dem Zeitpunkt endigt, 
in welchem die Ware ſpäteſtens von dem Verkäufer an ſeinem 
Wohnort zur Weiterbeförderung nach dem Beſtimmungsorte dem 
Frachtführer zu übergeben war, damit deren Eintreffen am 
Beſtimmungsort zu dem vom Käufer beſtimmten Zeitpunkte im 
Hinblick auf den gewöhnlichen Verlauf derartiger Transporte 
erwartet werden kann. 

Der mittelbare Beſitzer hat nach Entſch. Nr. 9 den Anſpruch 
auf Wiedereinräumung des Beſitzes (§ 861 BGB.) nur dann, 
wenn der unmittelbare Beſitzer den Beſitz gegen ſeinen — des 
unmittelbaren Beſitzers — Willen verloren hat. 

Ein Rechtsanwalt glaubte in einem Immobiliarzwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren der ihm erteilten Information darüber, 
wer betreibender Gläubiger ſei, vertrauen zu dürfen und unter⸗ 
ließ deshalb die Akteneinſicht. Die Information war nicht 
zutreffend. Der Rechtsanwalt haftet nach Entſch. Nr. 10 für 
den Schaden. 

Der erſte Abſchnitt des PrGeſ. über die Erweiterung des 
Rechtswegs vom 24. Mai 1861 bezieht ſich, wie Entſch. Nr. 11 
ausführt, nur auf die Anſprüche der Staatsbeamten hinſichtlich 
ihrer mit dem Amte als ſolchem verbundenen, durch die An⸗ 
ſtellung begründeten Dienſteinkünfte, nicht aber auf 
Schadenserſatzanſprüche, die unter entſprechender Anwendung 
der Vorſchriften über den privatrechtlichen Dienſtvertrag auf 
ein vom Staate zu vertretendes Verſchulden geſtützt werden. 

Der Verkauf eines eingetragenen Gebrauchmuſters, das 
indes mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen eines ſolchen 
nicht rechts beſtändig iſt, wird in Entſch. Nr. 12 wegen urſprüng⸗ 
licher objektiver Unmöglichkeit der Leiſtung als nichtig erachtet. 

Die Frage der Abtretbarkeit des Anſpruchs aus einem 
pactum de mutuo dando und die Wirkung der Abtretung 
behandelt Entſch. Nr. 13. 

Auch wenn bei Geſellſchaften von zwei Mitgliedern nach dem 
Ausſcheiden eines Geſellſchafters eine Geſellſchaft nicht mehr 
übrig bleibt, findet nach Entſch. Nr. 15 die Anteilsanwachſung 
des 8 738 BGB. Anwendung. 

Eine einſchränkende Auslegung finden die Vorſchriften der 
ZPO. über die Reſtitutionsklage in Entſch. Nr. 26, wonach 
dieſes außerordentliche Rechtsmittel regelmäßig nur gegen Urteile 
in der Sache ſelbſt, nicht aber über rein prozeſſuale Rechte handelt. 

Die prozeſſuale Rechtsſtellung des Entmündigten in An⸗ 
ſehung der Anfechtungsklage erörtert Entſch. Nr. 27, die zugleich 
ausſpricht, daß die Friſt zur Anfechtung des Entmündigungs⸗ 
beſchluſſes nicht läuft, bevor nicht der Entmündigte Kenntnis 
vom Grunde der Entmündigung erlangt hat. 

Entſch. Nr. 31 erörtert die Frage, wie Willensmängel, 
Kenntnis und Kennenmüſſen in der Perſon des Vertretenen im 
Falle der Vertretung ohne Vertretungsmacht zu beurteilen ſind, 
und wendet dabei die für die Vollmacht gegebenen Vorſchriften 
des 5 166 BGB. auch auf dieſen Fall an. N. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechts auwälte. 
Die vierundzwanzigſte ordentliche General- 
verſammlung wird auf den 
27. September 1908, Vormittags 11 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der 
Rechtsauwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 
Gegenſtände der Tagesordnung find: 

1. Entſcheidung über die Frage, ob die in dem 
Mannheimer Beſchluſſe vom 12. September 1907 
für die Auszahlung von 500 000 & aus dem 
Kapitalgrundſtocke der Hülfskaſſe für dentſche 
Rechtsanwälte an die Ruhegehalts⸗, Witwen- und 

1 Waiſenkaſſe für dentfhe Rechtsanwälte geſtellten 
Vorbedingungen für erfüllt erachtet werden, und 
die Überweiſung mit dem Zinsrechte vom 
1. Juli 1908 ab angeordnet werden ſoll, 

2. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1908 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, 

3. die Prüfung der Jahresrechnung und Entlaftung 
des Vorſtandes, 

4. die Wahl von Vorſtands mitgliedern in Gemäßheit 
des $ 9 der Satzungen, 

5. die Wahl von Rechnungsreviſoren, 

6. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 

Leipzig, den 1. Juli 1908. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr, 
Juſtizrat, Vorſitzender. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Caſſel, Naumburg a. S. und Poſen haben der Kaſſe 
abermals Beihilfen und zwar Caſſel 600 &, Naumburg 
und Poſen je 2 000 & gewährt. Den Kammern und 
ihren Vorſtänden ift für die reichen Beihilfen der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


— m —j—à—)— mn un 


Buhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Sehr geehrte Herren Kollegen! 
Bevor Sie in die Ferien gehen, melden 
Sie ſich bitte noch zur Kaffe an, damit 
nach den Ferien der Betrieb eröffnet 
werden kann. 
Mit kollegialem Gruß 


Elze, Juſtizrat. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 15. Juni bis 
4. Juli 1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 


I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetz buch. 

1. 88 31, 823, 842 BGB. Geſamthaftung eines Ge⸗ 
ſchäſtsführers und deſſen Geſellſchaft für einen bei der Probe⸗ 
fahrt des Automobils vorgekommenen Unfall; Entſchädigung 
in Kapital oder Rente ?!] 

Die beklagte Geſellſchaft vertrieb gewerbsmäßig Kraſt⸗ 
fahrzeuge; ihr Geſchäftsführer war der Beklagte L. Auf deſſen 
Einladung beteiligte ſich der Kläger am 1. Juni 1905 an einer 
Probefahrt mit einem der Geſellſchaft gehörigen neuen Automobil, 
das jener ſteuerte. Beim Einbiegen aus der bisherigen Fahrt⸗ 
richtung in die von Siegburg nach Beuel führende Straße ſchlug 
es um, infolgedeſſen wurde der Kläger herausgeſchleudert und 
erheblich verletzt. Den von ihm erhobenen Schadenerſatzanſpruch 
haben die Vorinſtanzen dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärt. RG. hob auf: Das Berufungsgericht hat angenommen, 
daß die beiden Beklagten für den dem Kläger entſtandenen 
Schaden nach den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen 
verantwortlich ſind. Das Verſchulden des Beklagten L. erblickt 
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das angefochtene Urteil darin, daß er auf einem, wie ihm bes 
kannt, beſchädigten Kraftwagen mit außerordentlicher Schnellig⸗ 
keit gefahren iſt und dieſe Schnelligkeit auch beim Einbiegen in 
die Beueler Straße nicht ermäßigt hat. Hierauf führt es auch 
den Unfall zurück. Die Annahme des Berufungsrichters iſt 
begründet. (Wird dargelegt.) Die Reviſion beanſtandet die 
weitere Ausführung des Berufungsgerichts, daß zwiſchen dem 
Kläger und der beklagten Geſellſchaft ein Vertragsverhältnis 
beſtanden habe, auf dem die Teilnahme jenes an der Fahrt 
beruht habe, und iſt der Meinung, aus dem Mangel eines 
ſolchen ergebe ſich, daß der Kläger „nur aus Gefälligkeit“ 
mitgenommen worden ſei. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung 
kann — in erſterer Beziehung wenigſtens zunächſt — unters 
ſtellt werden. Unbegründet iſt jedenfalls die daraus gezogene 
Folgerung, daß der Kläger den ihm entſtandenen Schaden ſelbſt 
habe tragen ſollen und wollen. Das von der Reviſion hierfür 
angezogene Urteil des RG. (RG. 65, 313 ff.) ſteht ihr nicht 
zur Seite; in dem damals entſchiedenen Falle hatte das OLG. 
ein ſtillſchweigendes Abkommen der Beteiligten über den Aus⸗ 
ſchluß einer nach 8 833 BGB. etwa gegebenen Haftung feſt⸗ 
geſtellt und den hiergegen gerichteten Reviſionsangriff hatte 
das RG. zurückgewieſen, weil es ſich um eine der Nachprüfung 
in der Reviſionsinſtanz entzogene tatſächliche Feſtſtellung 
handelte. Im vorliegenden Fall hat aber das Berufungs⸗ 
gericht das Gegenteil feſtgeſtellt: daß nämlich aus den Um⸗ 
ſtänden ein Abereinkommen, die Beklagten follten für die Folgen 
eines dem Kläger bei der Fahrt etwa zuſtoßenden Unfalls nicht 
haften, ſich nicht ergibt. Die beiden Fälle liegen aber auch 
grundſätzlich verſchieden: in dem von der Reviſion an⸗ 
gezogenen Falle handelte es ſich um einen Tierſchaden, alſo 
um einen Schaden, für den auch ohne Verſchulden gehaftet 
wird; hier handelt es ſich um einen Schaden, der durch ein 
„Verſchulden des Beklagten L. verurſacht worden iſt. Daß der 
Verletzte auch den ihm durch ein Verſchulden ſeines Ver⸗ 
tragsgegners entſtandenen Schaden hätte tragen ſollen und 
wollen, iſt auch in jenem Falle nicht angenommen worden. 
Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich, daß der Beklagte L. für 
den geſamten, dem Kläger infolge des Unfalls entſtandenen 
Schaden nach 88 823, 842 ff. BGB. zu haften hat. Für 
dieſen Schaden iſt aber, wie das Berufungsgericht mit Recht 
angenommen hat, auch die beklagte Geſellſchaft nach 8 31 BGB. 
verantwortlich. Denn der Beklagte L. war ihr Geſchäftsführer 
($ 35 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes vom 20. Mai 1898) und er 
hatte die Fahrt zu dem Zwecke unternommen, um das Auto⸗ 
mobil auf feine Zuverläſſigkeit und Tragfähigkeit zu prüfen, 
weil es einige Tage ſpäter an einem Wettrennen teilnehmen 
ſollte. Er hat hiernach durch eine in Ausführung der ihm 
zuſtehenden Verrichtungen begangene Handlung dem Kläger 
den Schaden zugefügt. Für jene Haftung der beklagten Ge⸗ 
ſellſchaft nach §S 31 BGB. iſt es rechtlich ohne jede Bedeutung, 
ob ein Vertragsverhältnis zwiſchen ihr und dem Kläger be⸗ 
ſtanden hat, ob dieſer, um ihm eine Gefälligkeit zu erweiſen, 
zur Teilnahme an der Fahrt eingeladen worden iſt, oder zu 
dem Zweck, daß er zur Belaſtung des Automobils beitragen 
ſollte, oder zu welchem ſonſtigen Zweck. Der Kläger hat wegen 
der durch den Unfall herbeigeführten Aufhebung bezw. Minde⸗ 
rung ſeiner Erwerbsfähigkeit in erſter Linie eine Abfindung 
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in Kapital gefordert und nur eventuell die Entrichtung einer 
Geldrente. Das Berufungsgericht hat jenen Anſpruch beiden 
Beklagten gegenüber dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Es nimmt unter ausführlicher Begründung an, daß dem Be⸗ 
klagten L. gegenüber ein wichtiger Grund im Sinne von 
8 843 Abſ. 3 BGB. gegeben fei, der die Zuerkennung 
einer Kapitalabfindung rechtfertige. Bezüglich der beklagten 
Geſellſchaft verneint es dies ohne Angabe von Gründen, hält 
aber auch ihr gegenüber den Anſpruch auf Kapitalabfindung 
für gerechtfertigt, weil die ſchädigende Handlung des Beklagten L. 
ſich im Verhältnis zwiſchen ihr und dem Kläger zugleich als 
die Verletzung eines zwiſchen dieſen beiden geſchloſſenen Ver⸗ 
trags darſtelle, vermöge deſſen ſie gehalten geweſen ſei, dem 
Kläger eine geſicherte und gefahrloſe Fahrt zu gewähren; bei 
Vertragsverletzungen ſei aber Schadenerſatz nach den allgemeinen 
Grundſätzen der 85 249 ff. BGB. zu leiſten, fo daß der Kläger 
auch von ihr Abfindung in Kapital zu fordern berechtigt ges 
weſen ſei. Die Fahrt ſei zu dem Zweck unternommen worden, 
um das Automobil auf feine Zuverläſſigkeit und Tragfähigkeit 
zu prüfen. Hierzu habe es vollbelaſtet ſein müſſen und des⸗ 
halb habe der Beklagte L. mehrere Perſonen, darunter auch 
den Kläger, eingeladen. Jener Zweck der Fahrt ſei dem Kläger 
bekannt geweſen. Mit der Teilnahme des Klägers an der 
Fahrt ſei ſomit von dem Beklagten ein rechtlicher Zweck erſtrebt 
geweſen und damit ſei ſchon die Grundlage für ein Vertrags⸗ 
verhältnis gegeben, ſo daß es nicht darauf ankäme, ob, wie der 
Kläger unter Beſtreiten der Beklagten behaupte, die Teilnahme 
an der Fahrt auch den Ankauf eines Automobils ſeitens des 
Klägers habe vorbereiten ſollen. Dieſe Ausführungen geben 
nach verſchiedenen Richtungen zu Bedenken Anlaß. Mit Recht 
macht zunächſt die Reviſion geltend, daß die feſtgeſtellten Tat⸗ 
ſachen ein Vertragsverhältnis zu begründen nicht geeignet 
waren. (Wird ausgeführt.) Es kann aber weiter auch nicht 
gebilligt werden, daß das Berufungsgericht die Frage, auf 
welche Weiſe der Schadenerſatz wegen Aufhebung bezw. Ver⸗ 
minderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers auf Grund der 
Vorſchriften über unerlaubte Handlungen von beiden 
Beklagten, die inſoweit in einem Geſamtſchuldverhältnis im 
engeren Sinne zueinander ſtehen, zu leiſten iſt, ob in Form 
einer Geldrente oder in der einer Kapitalentſchädigung, für 
jeden der beiden Beklagten beſonders geprüft und beantwortet 
hat. Werden mehrere Verpflichtete auf Grund derſelben un⸗ 
erlaubten Handlung auf Leiſtung von Schadenerſatz wegen Auf⸗ 
hebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit in Anſpruch ge⸗ 
nommen, ſo kann die Frage, auf welche Weiſe Schadenerſatz 
zu leiſten iſt, nur einheitlich den ſämtlichen Verpflichteten gegen⸗ 
über beantwortet werden und es iſt diejenige Form zu wählen, 
die ſich aus den Verhältniſſen des Berechtigten und der ſämt⸗ 
lichen Verpflichteten als die geeignete ergibt. Nach der Ge⸗ 


ſamtheit der hiernach zu ermittelnden Umſtände iſt zu beurteilen, 


ob ein wichtiger Grund für die Gewährung einer Kapital⸗ 
abfindung im Sinne von 8843 Abſ. 3 BGB. überhaupt vor⸗ 
liegt. An einer ſolchen einheitlichen Beurteilung dieſer Frage 
hat es das Berufungsgericht vollſtändig fehlen laſſen und des⸗ 
halb kann das angefochtene Urteil nicht aufrechterhalten werden. 
Es iſt nun allerdings richtig, daß, wenn der eine der auf Grund 
der unerlaubten Handlung zum Schadenerſatz Verpflichteten den 
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verlangten Schadenerſatz zugleich wegen Verletzung ſeiner 
Vertragspflichten zu leiſten hat — was im vorliegenden 
Fall nach dem bereits Ausgeführten nicht ausgeſchloſſen iſt — 
ihm gegenüber auch die Vorſchriften in den 88 249 ff. BGB. 
in Betracht zu kommen haben, und daß der Richter dies bei 
Beantwortung jener Frage mitzuberückſichtigen hat. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat ſich hierbei aber von einer rechtsirrigen Auf⸗ 
faſſung dieſer Vorſchriften leiten laſſen, indem es annimmt, 
daß der Richter bei Anwendung der Vorſchrift im 8 251 
unter allen Umſtänden verpflichtet ſei, dem Be⸗ 
rechtigten eine Kapitalabfindung zuzuſprechen. Der Erſatz⸗ 
pflichtige hat den Gläubiger „in Geld“ zu entſchädigen; der 
Richter iſt daher berechtigt, ohne an die für die Fälle des 
8 843 aufgeſtellte Vorausſetzung gebunden zu fein, nach freiem 
Ermeſſen auf eine Kapitalabfindung zu erkennen; er iſt dazu 
aber nicht verpflichtet, denn eine Geld rente iſt ebenfalls eine 
Entſchädigung in Geld und er iſt zur Wahl dieſer Ent⸗ 
ſchädigungsform jedenfalls berechtigt, wenn er nach Beurteilung 
aller Umſtände des zur Entſcheidung ſtehenden Falls zu der 
Überzeugung gelangt, daß eine Geldrente genügt oder gerade 
geeignet iſt, den durch die Aufhebung oder die Verminderung 
der Erwerbsfähigkeit herbeigeführten Schaden zu erſetzen. Hier⸗ 
nach mußte das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung unter Berückſichtigung 
der vorſtehend erörterten Geſichtspunkte zurückverwieſen werden. 
K.-V.-G. u. L. c. M., U. v. 27. Mai 08, 328/07 VI. — Cöln. 

2. 88 124, 141, 144 BGB. Erfordert die Beſtätigung 
eines anfechtbaren Rechtsgeſchäfts eine empfangsbedürftige 
Willenserklärung? Bedeutung der Anfechtungskenntnis.] 

Der Kläger trat eine Kaufgeldhypothek von 10 000 & dem 
Beklagten für 10 000 & ab. Dieſer verpflichtete ſich urkundlich, 
das Entgelt mit 4 Prozent, bei Zögerung über 4 Wochen 
mit 4 ¼ Prozent zu verzinſen und darauf 5000 & ohne 
Kündigung am 15. Januar 1905 zu zahlen. Tatſächlich hat 
der Beklagte weder dieſe 5 000 & noch Zinſen gezahlt. Er 
wurde verurteilt und die Berufung zurückgewieſen; das RG. 
hob auf: Daß der Beklagte vom Kläger über den Wert des 
belaſteten Grundſtücks und damit über die Sicherheit und den 
Wert der ihm abgetretenen Hypothek argliſtig getäuſcht und 
dadurch zum Abſchluß des Hypothekenkaufs beſtimmt worden 
iſt, hat das LG. nicht, wie das Berufungsgericht anzunehmen 
ſcheint, feſtgeſtellt, ſondern nur unterſtellt. Rechtsbedenkenfrei 
feſtgeſtellt iſt von ihm dagegen, daß die Anfechtung in der ein⸗ 
jährigen Friſt des §S 124 BGB. erfolgt if. Und verworfen iſt 
die Anfechtung, wie vom LG., ſo auch vom OLG. allein auf 
Grund der Annahme, daß der Beklagte das angefochtene 
Geſchäft im Sinne des 8 144 BGB. beſtätigt habe. Nur 
hiergegen richten ſich die Angriffe der Reviſion. Die Be⸗ 
ſtätigung hat das Berufungsgericht in der Weiterveräußerung, 
nicht auch in der vorausgegangenen Verpfändung der Hypothek 
durch den Beklagten gefunden. Zur Beſtätigung bedarf es, 
wie das OLG. mit Recht angenommen hat, keiner empfangs⸗ 
bedürftigen d. h. dem anderen Teile gegenüber abzugebenden 
Willenserklärung. Es ſollen damit, wie ſich aus den Ver⸗ 
handlungen der zweiten Kommiſſion (ſ. Prot. bei Mugdan Bd. 1 
S. 731) ergibt, „alle Fälle rechtlicher und tatſächlicher Ver⸗ 
fügung des Anfechtungsberechtigten“ umfaßt ſein, „welche den 
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Willen offenbaren, trotz Kenntnis der Anfechtbarkeit beim Rechts⸗ 
geſchäfte ſtehen zu bleiben“. Angeſichts eines Antrages, die 
betreffende Beſtimmung dahin zu faſſen: „Durch Verzicht gegen⸗ 
über dem Anfechtungsgegner erliſcht das Anfechtungsrecht“, 
wurde man darüber einig, daß die Worte „gegenüber dem 
Anfechtungsgegner“ jedenfalls zu ſtreichen ſeien, da auch ein 
nicht in der Richtung auf den Anfechtungsgegner abgegebener 
ſtillſchweigender Verzicht das Rechtsgeſchäft unanfechtbar machen 
müſſe, und erwog man, daß es auch nicht rätlich ſei, von 
„Verzicht“ zu ſprechen, da eine Erklärung, die nicht beſtimmt 
ſei, dem Anfechtungsgegner zuzukommen, ſchwerlich als Verzicht 
bezeichnet werden könne. Deshalb beließ man es zunächſt bei 
dem vom I. Entwurf gebrauchten Ausdruck „Genehmigung“, 
der von der Redaktionskommiſſion durch das die Abſicht der 
II. Kommiſſion noch beſſer ereichende Wort „beſtätigen“ erſetzt 
iſt. Der Annahme des OLG. entſpricht denn auch die in der 
Wiſſenſchaft herrſchende Meinung und der Standpunkt der 
Rechtſprechung. Nichtsdeſtoweniger war der Reviſion Folge 
zu geben. Aus den mitgeteilten Erörterungen in der II. Kom⸗ 
miſſion geht hervor, daß man die Wahl des Ausdrucks „Verzicht“ 
an der in Rede ſtehenden Stelle nur deshalb vermieden hat, 
um die Annahme auszuſchließen, es ſei eine dem anderen gegen⸗ 
über abzugebende Erklärung erforderlich, daß abgeſehen hiervon 
aber an einen Verzicht, alſo jedenfalls an ein Verhalten ges 
dacht iſt, in dem ein Verzichtswille oder der Wille zum Aus⸗ 
druck kommt, etwas aufzugeben, und dies „etwas“ kann hier 
nur das Anfechtungsrecht oder die vom Rechte gewährte 
Möglichkeit ſein, das Geſchäft anzufechten. Augenſcheinlich in 
dieſem Sinne heißt es bei Planck (Kommentar 3. Aufl. Abf. 2 
der Anm. zum § 144): Die Beſtätigung ſei ſachlich Verzicht 
auf das Anfechtungsrecht, und im Urteile des jetzt erkennenden 
Senats V. 297/06 vom 23. Februar 1907: Die Beſtätigung 
nach 8 144 habe die Bedeutung eines Verzichts auf das Ans 
fechtungsrecht. Verzichten und verzichten wollen aber kann 
man nur auf ein Recht, das man kennt, deſſen Daſeins man 
ſich wenigſtens als einer Möglichkeit bewußt iſt. Dies Er⸗ 
fordernis der Kenntnis des Anfechtungsrechts oder der „An⸗ 
fechtbarkeit“ kommt denn auch in der mitgeteilten Begriffs⸗ 
beſtimmung der II. Kommiſſion zum Ausdruck und iſt im Urteile 
des II. 35. vom 26. März 1907 (Entſch. Bd. 65 Ne 94 auf 
S. 403/4) anerkannt. Es entſpricht aber auch dem Sinne, der 
mit dem Worte „beſtätigen“ gewöhnlich verbunden wird, und 
feiner Beziehung auf das „anfechtbare Rechtsgeſchäft“ im $ 144. 
Das Wort „beſtätigen“ wird in ſeinem urſprünglichen Sinne 
von „ſtät oder feſt machen“ gerade mit bezug auf die Gültigkeit 
von Rechtsgeſchäften vielfach gebraucht (Heyne, Deutſches Wörter⸗ 
buch) und bezeichnet da ſtets etwas Bezwecktes, in Anſehung 
ſeiner Wirkung Gewolltes. In dem Urteile V. 111/07 vom 
18. November 1907 hat der Senat demgemäß für die im 8 141 
BGB. behandelte Beſtätigung eines nichtigen Rechtsgeſchäfts 
das Erfordernis des Beſtätigungswillens betont und ſich auf 
den Standpunkt geſtellt, daß zur Beſtätigung die Kenntnis des 
Beſtätigenden von der Nichtigkeit des beſtätigten Geſchäfts ge- 
höre. Und auf dem entſprechenden Standpunkt ſtehen mit 
bezug auf den 8 144 anſcheinend die Urteile des Senats 
V. 671/05 vom 20. Juni 1906 und des II. ZS. II. 45/07 vom 
17. Mai 1907, in denen geſagt iſt, daß zur Beſtätigung der 
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Wille gehöre, die Anfechtung zu unterlaſſen und den Vertrag 
gelten zu laſſen; denn dieſer Wille läßt ſich wiederum nur bei 
demjenigen bejahen, der weiß oder wenigſtens mit der Möglichkeit 
rechnet, er könne den Vertrag anfechten und damit ungültig 
machen. In anderen Entſcheidungen des RG. (ſo in der des 
Senats vom 3. November 1906 in Seuff A. Bd. 62 Nr. 51) 
iſt nur von dem Erfordernis der Kenntnis vom Anfechtungs⸗ 
grunde die Rede, und hiermit ſtimmen die meiſten Schriftſteller 
überein (ſ. u. a. Planck a. a. O., Staudinger Komm. 3. und 
4. Aufl. Amn. 2 zum 8 144, Dernburg Bürgerl. Recht 
3. Aufl. Bd. 1 8 118 Anm. 11). Iſt dabei unter der Kenntnis 
vom Anfechtungsgrunde nicht nur die Kenntnis von der die 
Anfechtung begründenden Tatſache an ſich, ſondern auch die 
Kenntnis von ihrer Eigenſchaft als Anfechtungsgrund verſtanden, 
ſo würde ſich das mit der hier vertretenen Auffaſſung decken. 
übrigens darf wenigſtens bei dem in Rede ſtehenden Ans 
fechtungsgrunde der argliſtigen Täuſchung im allgemeinen davon 
ausgegangen werden, daß mit der Kenntnis der die Anfechtung 
begründenden Tatſache die Kenntnis der Anfechtbarkeit des durch 
ſie beeinflußten Rechtsgeſchäftes ohne weiteres mitgegeben iſt, 
ſo daß der für die Beſtätigung beweispflichtige Anfechtungs⸗ 
gegner ſeiner Beweispflicht regelmäßig mit dem Nachweiſe 
genügt, daß der Anfechtende zu der Zeit, als er das Verhalten, 
in dem die Beſtätigung gefunden wird, entfaltete, von der die 
Anfechtung begründenden Tatſache Kenntnis hatte. Im vor⸗ 
liegenden Falle fehlt es namentlich an jeder Feſtſtellung dahin, 
daß der Beklagte bei der Weiterveräußerung der Hypothek auch 
gewußt oder erkannt hat, daß der Kläger, als er ihm beim 
Abſchluß des Hypothekenkaufs die unrichtigen Angaben über 
den Wert der Hypothek und des Pfandgrundſtücks machte, fich 
dieſer Unrichtigkeit bewußt war und durch die wiſſentlich un⸗ 
richtigen Angaben ihn, den Beklagten, in ſeinen Entſchließungen 
beeinfluſſen wollte. B. c. O., U. v. 20. Mai 08, 372/07 V. — 
Hamm. 

3. 88 124, 157, 433 BGB. Anfechtungserklärung. 
Verpflichtung des Käufers, über ſeine Kreditwürdigkeit auf⸗ 
zuklären.] 

Wenn auch im allgemeinen eine Pflicht des Käufers, den 
auf Kredit verkaufenden Vertragsgenoſſen über den Grad ſeiner 
Kreditwürdigkeit aufzuklären, nicht beſteht, es vielmehr nach 
der allgemeinen Verkehrsſitte dem Verkäufer überlaſſen bleibt, 
ſich anderweit Aufklärung zu verſchaffen, ſo liegen doch vor⸗ 
liegend beſondere Umſtände vor, aus denen der Berufungsrichter 
ein betrügeriſches Verhalten des Gemeinſchuldners entnehmen 
konnte. Der ſeit längerer Zeit in einem für ſeine Verhältniſſe 
rieſigen Grad überſchuldete L. war gänzlich zahlungsunfähig. 
Er wußte, daß er Mittel zur Bezahlung des Kaffees nur durch 
neue Schiebungen würde erlangen können, und daß er mit 
Rückſicht auf die enorme Aberſchuldung keine irgendwie be⸗ 
gründete Ausſicht hatte, daß die Schiebungen noch andauern 
könnten. Er hatte auch beim Abſchluß des Kaufes mit der 
Klägerin gar nicht die Abſicht, den Kaffee im regelmäßigen, 
ordentlichen Betrieb ſeines Geſchäfts weiter zu vertreiben, 
ſondern er kaufte ihn nur, um ihn möglichſt raſch zu Geld zu 
machen und ſo die Mittel zur Bezahlung fälliger Wechſel zu 
gewinnen. L. hat nicht nur feine große Überſchuldung und 
ſeine völlige Zahlungsunfähigkeit verſchwiegen, ſondern auch 
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ſeine wahre, auf unlautere Schiebungen abzielende Abſicht 
verheimlicht. In dieſer Weiſe den kreditierenden Vertrags⸗ 
genoſſen über die wirkliche Sachlage und die wahren Abſichten 
durch Verſchweigen zu täuſchen, widerſpricht offenſichtlich den 
Grundſätzen von Treu und Glauben im Verkehr. Ohne Ver⸗ 
ſtoß gegen den 8 123 BGB. konnte deshalb der Berufungs⸗ 
richter im Verhalten des L. ein die Pflicht zur Wahrheit 
verletzendes Verſchweigen, eine argliſtige Täuſchung erblicken. 
Hiernach erweiſen ſich zunächſt die gegen die Nichtigkeit des 
obligatoriſchen Kaufgeſchäfts gerichteten Angriffe beider 
Reviſionen als unbegründet. Aber auch den weiteren, gegen 
die Annahme der Nichtigkeit des dinglichen Erfüllungsgeſchäfts, 
der Eigentumsübertragung, gerichteten Neviſionsrügen iſt der 
Erfolg zu verſagen. Die hierauf. bezüglichen Ausführungen 
des angefochtenen Urteils laſſen allerdings die wünſchenswerte 
Klarheit vermiſſen, allein ſie laſſen immerhin, insbeſondere 
durch das S. 10 oben Geſagte und durch die Bezugnahme 
auf den Aufſatz von Kaufmann — JW. 04, 350 — erkennen, 
daß der Berufungsrichter keineswegs grundſätzlich aus der 
Nichtigkeit des obligatoriſchen Rechtsgeſchäfts ohne weiteres 
die Nichtigkeit des dinglichen Erfüllungsgeſchäfts herleitet, 
ſondern daß er in dem vorliegenden Fall der argliſtigen 
Täuſchung beim Mangel für das Gegenteil ſprechender 
Momente als erwieſen angenommen hat, daß, wie L. nicht nur 
den Abſchluß des obligatoriſchen Geſchäfts, ſondern vor allem 
die Erlangung der Ware im Auge hatte, die Klägerin nicht 
nur zum Abſchluß des Kaufvertrags ſondern auch zu der 
Lieferung der Ware durch die argliſtige Täuſchung beſtimmt 
worden iſt. Es liegt aber auch eine Anfechtung des ding⸗ 
lichen Erfüllungsgeſchäfs vor, denn das Schreiben der Klägerin 
läßt unzweideutig erkennen, daß Klägerin vor allem die 
dingliche Wirkung, einen etwa vollzogenen Eigentumsübergang, 
nicht beſtehen laſſen wollte. Einer beſonderen förmlichen An⸗ 
fechtungserklärung bedarf es nach ſtändiger Rechtſprechung des 
RG. nicht. Hiernach hat das Berufungsgericht mit Recht an⸗ 
genommen, daß ſowohl das obligatoriſche Kaufgeſchäft wie 
auch die Eigentumsübertragung an den 250 Sack Kaffee auf 
Grund des 8 123 BGB. rechtswirkſam angefochten und 
deshalb nach 8 142 daſelbſt nichtig iſt. Daraus folgert der 
Berufungsrichter zutreffend, daß der auf das Eigentum der 
Klägerin geſtützte Klaganſpruch an ſich begründet if. H. c. S., 
U. v. 29. Mai 08, 322/07 VII. — Hamburg. 

4. 88 133, 157 BGB. Willenserforſchung bei Verträgen.] 

Das Berufungsgericht iſt der Anſicht, daß derartige Frei⸗ 
zeichnungsklauſeln (wie die vorliegende: Betriebsſtörungen und 
höhere Gewalt, ins beſondere Arbeiterausſtände, Verſchulden 
der Transportgeſellſchaften, als: verſpätetes Eintreffen der 
Dampfer, Eiſenbahnunſälle, Waggonmangel uſw. entbinden von 
der Einhaltung der übernommenen Lieferfriſt, ohne den Geſchäfts⸗ 
abſchluß aufzuheben) eng auszulegen ſind, insbeſondere im 
Zweifel nur auf ſolche Umſtände zu beziehen ſind, die den 
Vertragsſchließenden und ſeinen Geſchäftsbetrieb unmittelbar 
betreffen. Das Berufungsgericht hält daher die Klauſel nicht 
für anwendbar, weil nach der Hägerifchen Darſtellung nicht ein von 
der Klägerin ſelbſt aufgegebener oder an ſie gerichteter Transport 
durch höhere Gewalt oder Verſchulden der Eiſenbahn verzögert 
ſei, ſondern ein von dem Keſſelfabrikanten der Klägerin beſtellter 
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Waggon, der das von ihm beftellte, für den zu liefernden 
Keſſel beſtimmte Material enthielt, während des Transports 
zeitweilig unauffindbar geworden und ihm mit erheblicher Ver⸗ 
zögerung zugegangen ſei, daher eine rechtzeitige Lieferung dieſes 
Keſſelfabrikanten nicht möglich geweſen ſei. Dieſe Auslegung 
verſtößt gegen die 88 133, 157 BGB., wonach bei der Aus⸗ 
legung einer Willenserklärung der wirkliche Wille zu erforſchen 
und Verträge ſo auszulegen find, wie Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern, in Verbindung mit 
8346 HGB., wonach unter Kaufleuten in Anſehung der Bes 
deutung von Handlungen und Unterlaſſungen auf die im 
Handelsverkehre geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rück⸗ 
ſicht zu nehmen iſt. Die Auslegung des Berufungsgerichts iſt 
aber eine rein abſtrakte, von der konkreten Sachlage und dem 
Willen der Vertragsſchließenden abſehende, wobei irgendwelche 
tatſächliche Momente für die beliebte Auslegung nicht geltend 
gemacht werden. Einen Rechtsſatz zudem über enge Auslegung 
irgendeines Vertrags gibt es nicht. Es fehlt daher eine Feſt⸗ 
ſtellung über den konkreten Willen der Parteien, wobei auch 
die oben hervorgehobenen Momente nicht gewürdigt find. 
B. c. D., U. v. 2. Juni 08, 615/07 III. — Hamburg. 

5. 88 157, 468 BGB. verb. mit 8 286 ZPO. Un 
gefähre Schätzung des Kaufgegenſtandes oder Zuſicherung einer 
beſtimmten Menge.] 

Das Berufungsgericht iſt im Hinblick auf den Wortlaut 
der Offerte der Beklagten vom 2. Mai 1906 und ihres Be⸗ 
ſtätigungsſchreibens vom 7. Juni 1906, wonach ausdrücklich 
zirka 20 Tonnen Weißgußaſche zum Verkaufe angeboten bezw. 
verkauft worden ſeien, ferner in Würdigung der Ausſagen der 
Zeugen S. und B. und endlich in Berückſichtigung des Um⸗ 
ſtandes, daß die Beklagte die Vorauszahlung des ganzen 
Quantums von 8400 & verlangt und 8000 & auch erhalten 
habe, von der Erwägung ausgegangen, alle dieſe Umſtände 
ließen deutlich als übereinftimmenden Willen der Parteien er: 
kennen, daß zwar nur der auf dem Werke der Beklagten lagernde 
Vorrat an Weißgußaſche habe verkauft ſein ſollen, aber mit 
der Zuſicherung einer Quantität von etwa 20000 kg. Dieſe 
grundlegende Erwägung gibt, wie von der Reviſionsklägerin 
zutreffend gerügt wird, zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Das 
Berufungsgericht geht tatſächlich davon aus, daß nur der vor⸗ 
handene Vorrat, alſo eine Spezies, Gegenſtand des Kaufes 
war. Der Streit der Parteien betrifft nun in erſter Linie die 
Frage, ob die Angabe der Menge des Vorrats „= circa 
20 Tonnen“ nur die Bedeutung einer bloßen zur Beſtimmung 
der Vorauszahlung dienenden Schätzung oder die einer Zu⸗ 
ſicherung des Vorhandenſeins dieſer Menge gehabt habe. 
Das BGB. enthält beſondere Vorſchriften betreffend die Pflicht 
der Vertretung von Quantitätsangaben bei Veräußerungen bes 
weglicher Sachen nicht, wie der 8 468 bezüglich der Grund⸗ 
ſtücke. Handelt es ſich, wie hier, um den Fall des Verkaufs 
einer Spezies zu einem nach Zahl, Maß oder Gewicht be⸗ 
ſtimmten Einheitspreiſe, in dem alfo eine Nachlieferung des an 
der angegebenen Menge Fehlenden ausgeſchloſſen erſcheint, ſo 
hat das Zurückbleiben der Ware hinter der Angabe in der 
Regel keine beſondere Bedeutung und kann dem Käufer nicht 
zum Schaden gereichen, da nur das bezahlt wird, was wirklich 
vorhanden iſt. In ſolchem Falle kann daher nur unter be⸗ 
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ſonderen Umſtänden, unter denen der Quantitätsmangel zugleich 
als ein Qualitätsmangel erſcheint, oder kraft einer beſonderen 
Zuſicherung oder Garantie für das Vorhandenſein der an⸗ 
gegebenen Menge eine Haftpflicht des Verkäufers für einen 
Mangel begründet ſein. Eine Zuſicherung iſt aber in der 
bloßen Angabe der Menge in einer Offerte oder in einem 
Beſtätigungsbrief nicht ohne weiteres zu erblicken, zumal dann 
nicht, wenn ſie in der unbeſtimmten, mit der Natur einer 
Zuſicherung eines gewiſſen Quantums wenig vereinbaren Form 
einer bloß annähernden Beſtimmung wie „circa“ erfolgt. Viel⸗ 
mehr erfordert die Zuſicherung, daß ſie von beiden Teilen als 
Vertrags bedingung gewollt und angenommen iſt. Dies muß 
denn auch in einer dem Verkäufer erkennbaren Weiſe im Ver⸗ 
trage ſelbſt oder in den Vertragsverhandlungen hervorgetreten 
ſein. Nun hat aber der Kläger, ſoweit erſichtlich, nicht be⸗ 
hauptet, daß er ein Intereſſe gerade an der angegebenen Menge 
von 20 Tonnen gehabt und dieſes Intereſſe der Beklagten 
irgendwie erkennbar gemacht hätte, ſo daß dieſe vor die Frage 
geſtellt worden wäre, ob ſie die Garantie für das angegebene 
Quantum übernehmen wolle oder nicht. Die Entſcheidungs⸗ 
gründe des Berufungsgerichts laſſen es nun zunächſt zweifelhaft 
erſcheinen, ob es der Quantitätsangabe in Offerte und Be⸗ 
ſtätigungsbrieſe der Beklagten nicht übermäßige Bedeutung bei⸗ 
gelegt und den rechtlichen Unterſchied zwiſchen der Zuſicherung 
einer beſtimmten Menge und der bloßen Angabe ihrer Größe 
richtig gewürdigt hat. Sodann beſchwert ſich die Reviſions⸗ 
klägerin aber auch mit Recht darüber, daß das Berufungs⸗ 
gericht bei Auslegung des Vertrages die Verkehrsſitte bei der⸗ 
artigen Verkäufen von Abfällen in größeren induſtriellen 
Werken nicht berückſichtigt und die Beweisaufnahme nur unvoll⸗ 
ſtändig gewürdigt, namentlich die Ausſage des Zeugen G., auf 
welche von ihr beſonderes Gewicht gelegt worden ſei, gänzlich 
außer Betracht gelaſſen habe. — Verletzung der 88 157 
BGB. und 286 ZPO. H. c. R., U. v. 22. Mai 08, 8/08 II. 


— Hamm. 


6. 98 226, 1480 BGB. Einwand der Schikane gegen⸗ 
über der Eigentumsklage, wenn die klagende Partei, ohne daß 
gegen ſie Klage erhoben worden iſt, als Geſamtſchuldnerin der 
Beklagten haftet.] 

8 226 BGB. tritt der mißbräuchlichen Ausübung eines 
Rechtes entgegen, zieht aber die Schranke, daß nur die aus⸗ 
ſchließlich den Schädigungszweck verfolgende Rechts⸗ 
ausübung, weil mit der Rechtsordnung unverträglich, unzuläſſig 
ſei. Dabei kommt es nach dem klaren Wortlaute des Geſetzes 
nicht auf die Abſicht des Berechtigten an; entſcheidend iſt viel⸗ 
mehr der Zweck ſeines Handelns, wie er ſich bei objektiver 
Betrachtung der geſamten Umſtände des Falls darſtellt — wobei 
freilich auch die inneren Beweggründe des Handelnden von Be⸗ 
deutung ſein können. Zu fragen iſt, ob nach der gegebenen 
Sachlage der Gebrauch, der von der ſubjektiven Berechtigung 
gemacht wird, keine andere Beſtimmung haben kann, als die der 
Schädigung eines anderen. Von dieſem Geſichtspunkt aus 
erweiſt ſich die Prüfung des Berufungsrichters, die ſich nur mit 
der ſubjektiven Seite der Sache beſchäftigt, als nicht erſchöpfend. 
Die Klägerin erſtrebte mit der von ihr erhobenen Widerſpruchs⸗ 
klage (8 771 3D.) die Beſeitigung der Pfändung, welche die 
Beklagte auf Grund eines gegen den Ehemann der Klägerin 
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erwirkten vollſtreckbaren Titels ausgebracht hatte. Das Eigentum 
der Klägerin an den Pfandſtücken iſt unſtreitig; fie hat es im 
Wege der Auseinanderſetzung der zwiſchen ihr und ihrem Ehe⸗ 
mann beſtandenen Gütergemeinſchaft lange vor der Pfändung 
und vor der Erlangung des Urteils gegen den Ehemann erworben. 
Daß die Pfandſtücke Geſamtgut waren und daß die Verbindlichkeit, 
wegen deren der Ehemann verurteilt worden iſt, nach der ein⸗ 
räumenden Erklärung der Klägerin in der Berufungsinſtanz zu 
den Geſamtgutsverbindlichkeiten gehörte, begründet die perſönliche, 
auf die ihr zugeteilten Gegenſtände beſchränkte Haftung der 
Klägerin als Geſamtſchuldnerin gemäß 8 1480 BGB., berechtigte 
aber nicht die Beklagte, aus dem nur gegen den Ehemann 
gerichteten Schuldtitel die Zwangsvollſtreckung gegen die Ehefrau 
zu betreiben. Dazu bedurfte es eines Schuldtitels gegen dieſe. 
Die Pfändung war daher unzuläſſig und kann nicht deshalb 
aufrechterhalten werden, weil die Klägerin nach 8 1480 BGB. 
mit den Pfandſtücken haftet. Daraus ergibt ſich aber ohne 
weiteres, daß die auf die Beſeitigung der unrechtmäßigen 
Pfändung abzielende Geltendmachung des Eigentums der Klägerin 
nicht oder wenigſtens nicht ausſchließlich die Schädigung der 
Beklagten bezwecken kann. Wenn das Geſetz nicht will, daß 
die Haftung aus $ 1480 BGB. ſchlechthin aus einem Schuld⸗ 
titel gegen den anderen Ehegatten, der erſt nach der Auseinander⸗ 
ſetzung erwirkt iſt, vollzogen werde, ſo begeht der haftende 
Ehegatte keinen Rechtsmißbrauch, indem er dieſen Geſetzeswillen 
zur Geltung bringt. Liegt darin eine Schädigung des Gläubigers, 
ſo iſt ſie auf das objektive Recht, nicht auf die Schikane des 
Ehegatten zurückzuführen. Wäre es anders, ſo könnte der 
Gläubiger unter Berufung auf den 5 226 BGB. das Geſetz um⸗ 
gehen und ohne Titel eine Pfändung ausbringen, die unſtatthaft 
iſt. Der Einwand aus 8 226 BGB. verſagt daher gegenüber 
der Klage. O. c. v. B., U. v. 26. Mai 08, 468/07 VII. — 
Düſſeldorf. 

7. Auslegung eines ſog. Beſſerungsſcheins.] 

Der Beklagte hatte ſich der Klägerin gegenüber zur Zahlung 
ſeiner Schuld ratenweiſe oder im ganzen verpflichtet, „ſobald 
es unſere Vermögensverhältniſſe unbeſchadet unſeres notwendigen 
Lebensunterhaltes irgendwie geſtatten“. Aus den Gründen: 
Die Verpflichtung aus dem Beſſerungsſcheine iſt nach Treu 
und Glauben zu erfüllen. Sie iſt nach Billigkeitsgrundſätzen 
zu beurteilen. Der Beklagte ſoll nur unbeſchadet ſeines not⸗ 
wendigen Unterhalts zur Zahlung „ratenweiſe oder im ganzen“ 
verpflichtet ſein. Aber er iſt verpflichtet, „ſobald es ſeine Ver⸗ 
mögensverhältniſſe irgendwie geſtatten“. Nirgends iſt im 
Beſſerungsſchein davon die Rede, daß der Beklagte erſt zu be⸗ 
zahlen braucht, wenn alle ſeine übrigen Schulden vorher völlig 
getilgt ſind. Ebenſowenig kann eine derartige Auffaſſung aus 
dem Geſamtinhalt des Beſſerungsſcheines oder aus einer Be⸗ 
trachtung ſeines wirtſchaftlichen Zweckes gerechtfertigt werden. 
Der Beklagte kann noch lange unter Inanſpruchnahme größerer 
Kredite arbeiten und doch ſehr wohl in der Lage ſein, ſeine 
Schuld an die Klägerin abzutragen. In dieſer Beziehung war 
die Behauptung der Klägerin erheblich, daß X. nicht daran 
denke, ſeine Forderung gegen Beklagten geltend zu machen. 
Wenn das KG. verlangt, daß KX. befriedigt ſei oder auf feine 
Forderung vollſtändig verzichtet habe, ehe Beklagter zur ganzen 
oder teilweiſen Abtragung ſeiner Schuld verpflichtet ſei, ſo ver⸗ 
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kennt es die praktiſche Bedeutung des kaufmänniſchen Kredits 
im Geſchäftsleben. Das Beſtehen eines ſolchen kann den Be⸗ 
klagten ſeiner Verpflichtung der Klägerin gegenüber nicht ent⸗ 
ledigen, wenn er im übrigen zur Zahlung nach Maßgabe ſeiner 
Einkommensverhältniſſe in der Lage if. V.⸗S.⸗A.-G. c. R., 
u. v. 3. Juni 08, 373/07 I. — Berlin. 

8. 88 282, 347, 351, 465, 467, 989 868. Aus: 
ſchluß der Wandlung wegen weſentlicher Verſchlechterung. An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung. Beweislaſt.] 

Nach den 88 467, 351 BGB. ſchließt eine vom Käufer 
verſchuldete weſentliche Verſchlechterung des empfangenen und 
gemäß dem 8 346 zurückzugewährenden Gegenſtandes die 
Wandlung aus, und nach den SS 467, 347, 989 begründet 
eine jede auch nicht weſentliche Verſchlechterung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes, wenn ſie vom Käufer verſchuldet iſt, einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Verkäufers. Das Verſchulden des Käufers 
iſt aber regelmäßig nicht, wie das Berufungsgericht angenommen 
hat, von demjenigen zu beweiſen, der aus der Verſchlechterung 
den Ausihluß der Wandlung oder den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch herleitet. Vielmehr iſt es, wenn die Verſchlechterung 
oder die weſentliche Verſchlechterung feſtſteht, vegelmäßig Sache 
des Käufers, darzutun, daß dieſelbe nicht von ihm verſchuldet 
iſt. Mit der Vollziehung der Wandlung erwächſt nach dem 
Prinzip, das in den im 8 467 in Bezug genommenen 88 346 
bis 348, 3 50 bis 354 zum Ausdruck kommt, die Verpflichtung 
des Käufers und des Verkäufers, den Zuſtand herzuſtellen, der 
beſtehen würde, wenn der Kaufvertrag nicht geſchloſſen wäre, 
demnach insbeſondere einander die empfangenen Leiſtungen in 
einem dementſprechenden Zuſtande zurückzugewähren. Und 
zwar iſt das Verhältnis ſo zu beurteilen, als wenn ſich die 
Parteien hierzu ſchon durch den Kaufvertrag für den Fall der 
Wandlung verpflichtet hätten. (Vgl. Denkſchrift bei Mugdan 
Bd. 2 auf S. 1239/40, Planck, Vorbem. 1 b zum 5. Titel 
des 2. Abſchnitts vom 2. Buch, Anm. 2b zum 8 467.) 
Jedenfalls handelt es ſich bei dieſer auf beiden Seiten be⸗ 
ſtehenden Verpflichtung zur Rückgewähr um ein Schuldverhältnis, 
für das die Beweisregel des 8 282 BGB. gilt. Dieſe aber 
weiſt dem zur Rückgewähr Verpflichteten nicht nur im Falle 
des Unterganges oder der anderweitigen Unmöglichkeit der 
Herausgabe des empfangenen Gegenſtandes, ſondern auch im 
Falle ſeiner Verſchlechterung die Beweislaſt zu, da die Ver⸗ 
ſchlechterung die Unmöglichkeit begründet, den Gegenſtand in 
dem vorher bezeichneten Zuſtande zurückzugewähren. Dieſe Ver⸗ 
teilung der Beweislaſt wird überdies allein dem praktiſchen 
Bedürfnis gerecht; denn über den Grund der Verſchlechterung 
wird regelmäßig nur der zur Rückgewähr Verpflichtete, nicht 
aber der andere Teil unterrichtet ſein. Sie iſt in der Recht⸗ 
ſprechung auch anerkannt (vgl. RG. bei Gruchot Bd. 48 auf 
S. 898, ſ. auch RG. 64, 256/7; 65, 13/14). Ein Verſchulden 
des Beklagten an der Verſchlechterung wird dadurch, daß dieſe 
erſt eingetreten iſt, nachdem er mit ſeinem Wandlungsverlangen 
hervorgetreten war, und daß dies Verlangen gerechtfertigt iſt, 
nicht ausgeſchloſſen. Die durch den Empfang des Gegenſtandes 
mit bezug auf die Rückgewährpflicht begründete Verantwortlich⸗ 
keit dauert bei der Wandlung bis zu deren Vollziehung gemäß 
dem § 465, und dieſe Vollziehung und nicht ſchon das eins 
ſeitige Verlangen der Wandlung tritt an die Stelle der Rücktritts⸗ 
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erklärung des Rücktrittsberechtigten insbeſondere auch als das⸗ 
jenige Ereignis, bis zu deſſen Eintritt ein Verſchulden der im 
8 351 bezeichneten Art den Ausſchluß des Wandlungsrechts 
zur Folge hat (vgl. RG. Bd. 59 Nr. 29 auf S. 99). K. c. R., 
U. v. 3. Juni 08, 597/07 V. — Breslau. 

9. 8 348 (88 327, 346, 349, 313) BEB. Die aus dem 
Rücktritt vom Vertrage ſich ergebenden Verpflichtungen ſind Zug 
um Zug zu erfüllen. Form des Verzichts auf das Rücktrittsrecht. 

Klägerin klagte aus einem Kaufvertrage, den ſie mit dem 
Rechtsvorgänger des Beklagten, H., abgeſchloſſen hatte, auf 
Entgegennahme der Auflaſſung und Zahlung des Kaufpreisreſtes. 
Beklagte wandte ein, daß ihr Rechtsvorgänger H. nach ver⸗ 
geblicher Nachfriſtſetzung für die Auflaſſung vom Kaufvertrag 
zurückgetreten ſei und erhob Widerklage auf Rückerſtattung einer 
Kaufpreisanzahlung. Aus den Gründen: Nach $ 348 BGB. 
ſind die aus dem Rücktritt vom Vertrag ſich ergebenden beider⸗ 
ſeitigen Verpflichtungen Zug um Zug zu erfüllen. Hatte H. 
nach vergeblichem Ablauf der nach Geſetzesvorſchrift dem Kläger 
geſetzten Nachfriſt den Rücktritt vom Vertrage beſtimmt erklärt, 
ſo mußte er das Grundſtück, etwa auch deſſen Nutzungen zurück⸗ 
geben, aber nicht etwa als Vorleiſtungsverpflichteter, ſondern 
nur Zug um Zug gegen Rückempfang ſeiner Anzahlung. Aus 
ſeiner einfachen Beſitzfortſetzung kann nicht rückwärts auf die 
Nichternſtlichkeit der Rücktrittserklärung geſchloſſen werden. 
Für dieſe Nichternſtlichkeit (5 117 BGB.) beſteht auch keine 
geſetzliche Vermutung, der Kläger müßte ſie beſonders beweiſen. 
Ein nachträglicher Verzicht auf den Rücktritt vom Vertrag wäre, 
wenn man ihn auch in der H. ſchen Beſitzfortſetzung finden 
wollte, im Hinblick auf 88 327, 346, 349, 313 BGB. wegen 
Formmangels unwirkſam. Vgl. RG. 66, 430. Iſt eine 
beſtimmte Rücktrittserklärung des H. oder ſeiner Rechtsnachfolgerin 
nach richtiger aber fruchtloſer Nachfriſtſetzung nicht abgegeben 
worden, ſo könnte eine ſolche allerdings an ſich auch in dem 
Verhalten der Beklagten im gegenwärtigen Rechtsſtreit, in ihrem 
Klagabweiſungsantrag und in ihrer Widerklageerhebung gefunden 
werden. In dieſem Falle könnte und müßte aber geprüft 
werden, ob nicht ſchon H. oder ſeine Rechtsnachfolgerin inzwiſchen 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend auf das Recht, zurückzutreten, 
verzichtet hatten, was vor Rücktrittserklärung formlos geſchehen 
konnte. Vgl. RG. 50, 138. W. c. K., U. v. 17. Juni 08, 
509/07 V. — Hamm. 

10. 5 398 BGB. Klaganſtellung eines Beauftragten oder 
Bevollmächtigten ohne Abtretungsvertrag mit dem Berechtigten.] 

Ein Anſpruch kann in der Regel nur von demjenigen 
eigenen Namens gerichtlich geltend gemacht werden, dem 
derſelbe zuſteht; denn zur Begründung einer Klage gehört, wie 
in den Motiven zur ZPO. S. 118 ausgeſprochen und auch 
ſchon öfters in der Rechtſprechung des RG. anerkannt worden 
iſt, die Angabe der rechtsbegründenden Tatſachen, insbeſondere 
derjenigen, die geeignet ſind, den erhobenen Anſpruch als in 
der Perſon des Klägers beſtehend erſcheinen zu laſſen. 
Soweit daher ein Kläger einen Anſpruch als in der Perſon 
eines andern beſtehend lediglich als Bevollmächtigter 
des letzteren gerichtlich geltend macht, trifft die erwähnte 
Vorausſetzung nicht zu. Demgemäß hat der erkennende Senat 
in dem Urteile vom 13. Oktober 1905 II. 661/04 ausgeſprochen: 
Für das geltende bürgerliche Recht und Prozeßrecht ſei es 
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grundſätzlich zu verneinen, daß ein Auftrag, demzufolge der 
Beauftragte im eigenen Namen eine Forderung des Auftrag⸗ 
gebers zur Leiſtung an dieſen einzuklagen habe, allein ſchon 
zureiche, eine Berechtigung des Beauftragten zur Klage 
in eigenem Namen zu begründen. Es begründet für 
die Frage der Aktivlegitimation keinen weſentlichen Unter⸗ 
ſchied, ob der Kläger einen derartigen Anſpruch als Beauf⸗ 
tragter oder als Bevollmächtigter des eigentlichen Anſpruchs⸗ 
berechtigten geltend macht und ob er hierbei die Zahlung einer 
ſtreitigen Geldſumme an ſich als Bevollmächtigten des Be⸗ 
rechtigten oder unmittelbar an den letzteren verlangt; denn 
entſcheidend für den Mangel der Aktivlegitimation in beiden 
Fällen iſt, daß nicht der wirkliche Anſpruchs berechtigte 
vor Gericht als Kläger auftritt. Die hier in Frage ſtehende 
Vollmacht genügt daher nicht, um die Übertragung der 
Anſprüche der Brauereien auf die Klägerin, welche Über⸗ 
tragung nach 8 398 BGB. nur durch einen abſtrakten Ab⸗ 
tretungsvertrag bewirkt werden konnte (vgl. RG. 53, 418), 
infofern zu erſetzen, als es ſich um die Frage der Aktivlegiti⸗ 
mation im Rechtsſtreit handelt. Daß aber die Brauereien ihre 
Anſprüche auf die fragliche Automateneinrichtung oder auf den 
an ihre Stelle getretenen Erlös an die Klägerin abgetreten 
hätten, wird von dieſer ſelbſt nicht behauptet. R. c. Q., U. 
v. 19. Mai 08, 570/07 II. — Berlin. 

11. 8 433 BGB. Pflichten des Verkäufers (Beweis⸗ 
laft.)] 
Beklagter hat am 2. April 06 bei einer von dem Kläger 
abgehaltenen Auktion 26 Kiſten Kupfer gekauft und dieſe gleich 
nach der Auktion an P. und Söhne weiter verkauft. Am 
5. April 06 iſt die Ware von dem Kläger auf Anweiſung des 
Beklagten an jene Geſellſchaft ausgeliefert worden. Als Kläger 
ſpäter von dem Beklagten Zahlung forderte, beſtritt dieſer feine 
Zahlungspflicht unter der Behauptung, daß er den Kläger aus⸗ 
drücklich angewieſen gehabt habe, die Ware nur gegen Kaſſa⸗ 
zahlung auszuliefern. Kläger beſtritt die Erteilung derartiger 
Anweiſung. Die Geſellſchaft P. und Söhne iſt am 22. Auguſt 06 
in Konkurs geraten. Der Kläger hat nun mit der Klage — 
unter Angebot der Rückübertragung der ihm gegen genannte 
Geſellſchaft abgetretenen Rechte — Zahlung des Kaufpreiſes 
von 5 466,44 * nebſt Zinſen eventuell Feſtſtellung dahin ver⸗ 
langt, daß Beklagter verpflichtet iſt, ihm die Differenz zwiſchen 
5 466,44 4 und der Dividende in jenem Konkurſe zu erſtatten. 
Der Streit der Parteien betrifft im weſentlichen die Frage, ob 
Beklagter den Auftrag zur Auslieferung der Ware an die ge⸗ 
nannte Geſellſchaft ſchlechthin oder nur mit der ausdrücklichen 
Beſchränkung, die Ware nur gegen Kaſſazahlung auszu⸗ 
liefern, erteilt habe. Das OLG. hat die Entſcheidung von 
einem dem Kläger zugeſchobenen Eide abhängig gemacht. RG. 
hob auf. Aus den Gründen: Mit Recht wird Verkennung 
der Beweislaſt gerügt. Das Berufungsgericht überſieht, daß 
der Beklagte wegen der angeblichen Nichterfüllung des Auftrages 
nicht einen Schadenserſatzanſpruch geltend macht, in 
welchem Falle allerdings der Beklagte für die von ihm be⸗ 
hauptete Beſchränkung ſeines Auftrages beweispflichtig wäre, 
ſondern daß er nur zur Verteidigung gegen die Kaufpreis⸗ 
forderung ſich auf die auftragswidrige Auslieferung der Ware 
berufen hat. Zur Begründung ſeiner Kaufpreisforderung iſt 
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aber der Kläger in vollem Umfange beweispflichtig. Er hat 
alſo zu beweiſen, daß er ſeine Pflicht als Verkäufer, die Ware 
zu übergeben und das Eigentum zu verſchaffen, erfüllt habe 
oder doch zu erfüllen imſtande und bereit ſei. Die von ihm 
behauptete Vertragserfüllung ſetzt im gegebenen Falle voraus, 
daß er die Ware der Anweiſung des Beklagten gemäß 
an die genannte Geſellſchaft ausgeliefert hat. Ging nun dieſe 
Anweiſung dahin, daß die Ware nur gegen Kaſſazahlung aus⸗ 
geliefert werden ſollte, ſo hat der Kläger, der unſtreitig ohne 
Kaſſazahlung ausgeliefert hat, feinen Auftrag überfchritten. Die 
Überſchreitung des Auftrages iſt rechtlich fo anzuſehen, als ob 
der Kläger ohne Auftrag die Ware ausgeliefert hätte. Der 
Beklagte braucht die ſeinem Auftrage zuwiderlaufende Aus⸗ 
lieferung nicht gegen ſich gelten zu laſſen. Durch die Aus⸗ 
lieferung der Ware an die genannte Geſellſchaft hätte der 
Kläger ſich die Vertragserfüllung an den Beklagten unmöglich 
gemacht und damit ſeinen Anſpruch auf den Kaufpreis verloren, 
8 325 BGB. Die Einlaſſung des Beklagten ſtellt ſich ſomit 
nicht als eine ſelbſtändige Einrede, ſondern vielmehr als ein 
motiviertes Leugnen der dem Kläger obliegenden und von ihm 
zu beweiſenden Vertragserfüllung dar. Der Beweis der letzteren 
kann aber nur durch den Beweis geführt werden, daß dem 
Kläger der Auftrag einfach ſo erteilt worden iſt, wie er es be⸗ 
hauptet. Daher iſt das Berufungsurteil aufzuheben und die 
noch nicht ſpruchreife Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen, weil 
die Verkennung der Beweislaſt zu Unrecht dazu geführt hat, 
bei dem Mangel ausreichenden Beweiſes auf den von dem Be⸗ 
klagten dem Kläger zugeſchobenen Eid zu erkennen. Unab⸗ 
hängig von der Beweislaſt bleibt es dem Ermeſſen des Be⸗ 
rufungsgerichtes überlaſſen, den Kläger zum richterlichen Eide 
im Sinne ſeiner Behauptung zu verſtatten. D. c. R., U. v. 
19. Juni 08, 67/08 II. — Hamburg. 

12. 89 545 Abſ. 1, 836, 843 BGB. verb. mit 8 304 ZPO.J 

In dem der beklagten Kirchengemeinde gehörigen Kantor⸗ 
hauſe, das von dem Kantor L., dem Bruder der Klägerin, 
bewohnt wird, hat die Klägerin einen Unfall erlitten. Als ſie 
die vom obern in das untere Stockwerk führende Treppe 
hinabging, brach die morſche Kante einer Stufe ab, infolgedeſſen 
die Klägerin ſich am linken Fuß verletzte. Sie verlangt von 
der Beklagten Schadenserſatz. Das LG. erklärte den Klag⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Das OLG. wies 
die Berufung der Beklagten zurück, das RG. hob auf: Die 
Annahme des Berufungsgerichts, daß die Vertreter der Be⸗ 
klagten nicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zum Zwecke 
der Abwendung der Gefahr beobachtet haben, iſt zu beanſtanden. 
Wenn der Tiſchlermeiſter St. zuverläſſig war und wenn er 
den unbeſchränkten Auftrag hatte, die Treppe ſo auszubeſſern, 
daß jeder Unfall ausgeſchloſſen ſei, ſo war von den Vertretern 
der Beklagten nicht zu verlangen, daß ſie das Werk des 
Sachverſtändigen einer beſonderen Prüfung unterzogen. Sie 
durften auch annehmen, daß die Bewohner des Hauſes, wenn 
noch Mängel vorhanden ſeien oder ſich im Laufe der Zeit 
zeigten, eine Anzeige machen würden, wie ſie dem Mieter gemäß 
S 545 Abſ. 1 BGB. obliegt. Die Verurteilung der Beklagten 
iſt hiernach durch die von dem Berufungsgericht getroffenen 
Feſtſtellungen nicht gerechtfertigt. Die Reviſion rügt ferner 
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Verletzung des 8 304 ZPO. und des 8 843 BGB. Auch 
dieſem Angriff iſt Erfolg zu gewähren. Die Klägerin hat 
verlangt 1. Zahlung von 226,35 & Heils und Pflegekoſten, 
2. eine Jahresrente von 300 #. Den Anſpruch auf Zahlung 
der Rente hatte die Beklagte in der Berufungsinſtanz als 
unbegründet beſtritten. Das Berufungsgericht hat dazu aus⸗ 
geführt: „Da durch das angefochtene Urteil zuläſſigerweiſe 
gemäß 8 304 ZPO. über den Grund des Schadens vorab 
entſchieden worden iſt, ſo konnte im gegenwärtigen Abſchnitte 
des Verfahrens unerörtert bleiben, ob ſich der Betrag des von 
der Beklagten zu erſetzenden Schadens um die Rente erhöht, 
die von der Klägerin beanſprucht wird, weil ſie durch den 
Unfall in ihren Erwerbsverhältniſſen geſchmälert ſein will.“ 
Das Berufungsgericht hat alſo nicht angenommen, daß infolge 
des Unfalls die Erwerbsfähigkeit der Klägerin gemindert worden 
ſei (S 843 BGB.), ſondern hat den geſamten Klaganſpruch, 
insbeſondere auch den Rentenanſpruch, dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt unter Ablehnung der Prüfung, ob der 
Rentenanſpruch rechtlich begründet ſei. Damit hat der Berufungs⸗ 
richter das Geſetz verletzt; vgl. RG. 63, 198; JW. 06, 710 5, 
07, 77, auch die Urteile des IV. 3S. vom 18. April 1907 
Nr. 459/06 und vom 1. Juli 1907 Nr. 73/07. Kath. Kirchen⸗ 
gemeinde c. L., U. v. 1. Juni 08, 548/07 IV. — Breslau. 
13. 8 675 BGB. Rechtliche Natur des Verhältniſſes 
zwiſchen einer Zeichnungsſtelle und den Zeichnern von Aktien.] 
Die Tätigkeit einer Zeichnungsſtelle geht der Regel nach 
lediglich dahin, daß ſie im Auftrage der Ausgeberin der Aktien 
die Zeichnungen entgegenzunehmen und demnächſt die darauf 
entfallenden Aktien an die Zeichner auszuhändigen hat. Die 
Vermittelung einer Willenseinigung, überhaupt die Ein⸗ 
wirkung auf den Willen des einen oder anderen künftigen 
Vertragsteils, damit ein Vertrag zuſtande komme, wie ſie 
für die Tätigkeit des Mäklers kennzeichnend iſt, liegt an ſich 
der Obliegenheit einer Zeichenſtelle gänzlich fern. Dieſe waren 
unter der Herrſchaft des Pr ALR. lediglich Beauftragte im 
Sinne des 8 5 Tl. I Tit. 13, und zwar Beauftragte der Aus⸗ 
geberin der Aktien, und ſie ſind nach dem Rechte des BGB. 
zur Dienſtleiſtung Verpflichtete, die im Sinne des 8 675 eine 
Geſchäftsbeſorgung durch den Dienſtvertrag mit der 
Emittentin übernommen haben. Sie ſtehen demgemäß nach 
beiden Rechten nur in einem Vertragsverhältniſſe zu der Aus⸗ 
geberin der Aktien, es ſei denn, daß beſondere Umſtände 
auch ein ſolches Verhältnis zu den Zeichnern begründen. 
L. c. B., U. v. 29. Mai 08, 491/07 III. — Berlin. 
14. 88 823, 847 BGB. Widerrechtliche Körperver⸗ 
letzung durch eine von einem Arzt vorgenommene Operation ?!] 
Der Beklagte — Profeſſor der Chirurgie — hat im 
April 1905 an dem damals ſechs Jahre alten Kläger, der 
mit ſogenanntem angeborenem Hochſtande des rechten Schulter⸗ 
blattes und Verkrümmung der Wirbelſäule behaftet iſt und 
hierwegen in die orthopädiſche Anſtalt des Beklagten verbracht 
worden war, eine Operation der Schulter vorgenommen. 
Kläger behauptet, der Beklagte habe, ohne die Eltern des 
Klägers zu fragen oder auch nur zu benachrichtigen, die gewagte, 
übrigzns fehlgeſchlagene Operation unternommen und dadurch 
oder auch durch einen dabei begangenen Kunſtfehler den Kläger 
dauernd an ſeiner Geſundheit geſchädigt. Er begehrt hierwegen 
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Schadenserſatz und hat in erſter Linie (neben Feſtſtellung der 
Schadenserſatzpflicht des Beklagten im allgemeinen) eine 
Kapitalabfindung von 15 000 & verlangt, eventuell beantragt, 
den Beklagten zur Zahlung von 5000 & und Entrichtung 
einer Rente vom 16. November 1905 ab bis 16. November 1915 
im Betrage von 900 l, von letzterem Zeitpunkte an im Betrage 
von 1500 & jährlich zu verurteilen. Das Großherzoglich 
Badiſche LG. zu Heidelberg hat den Kläger mit der Klage ab⸗ 
gewieſen. Auf die Berufung des Klägers iſt durch Urteil 
(Teils und Zwiſchenurteil) des Großherzoglich Badiſchen OLG. 
zu Karlsruhe vom 2. Juli 1907 das landgerichtliche Urteil 
unter Zurückweiſung der Berufung im übrigen inſoweit, als der 
Kläger mit dem Anſpruche von 5000 & und Zinſen — 
Schaden, der nicht Vermögensſchaden iſt — abgewieſen war, 
aufgehoben, dieſe Forderung dem Grunde nach für berechtigt 
erklärt und inſoweit die Sache zur weiteren Verhandlung an 
das Gericht I. Inſtanz zurückverwieſen. Reviſion des Beklagten 
iſt zurückgewieſen: Das Berufungsgericht hat die Klage inſo⸗ 
weit für unbegründet erklärt, als ſie auf die Behauptung 
geſtützt iſt, der Beklagte habe dadurch, daß er zur Operation 
ſchritt oder durch die Art und Weiſe der Durchführung der 
Operation gegen die Regeln der ärztlichen Kunſt verſtoßen. Die 
Verhältniſſe hätten ſo gelegen, daß man wohl hoffen durfte, 
es werde ſich eine Beſſerung in funktioneller und kosmetiſcher 
Hinſicht durch die Operation erzielen laſſen. Der Beklagte 
habe die Operation wohl überlegt und, nachdem noch eine 
elektriſche Unterſuchung vorangegangen war, mit Sorgfalt und 
nach den Regeln der ärztlichen Kunſt vorgenommen. Dagegen 
wird die Klage für — teilweiſe — begründet erachtet, ſoweit 
ſie darauf geſtützt iſt, daß der Beklagte dem Kläger durch 
widerrechtliche Körperverletzung Schaden zugefügt habe. Das 
Berufungsgericht geht im Anſchluſſe an das Urteil des RG., 
III. StS. vom 31. Mai 1894 (RGSt. Bd. 25 Nr. 127 
S. 375 ff.) davon aus, daß ein Arzt, welcher vorſätzlich für 
Heilzwecke eine Körperverletzung verübe, ohne ſein Recht hierzu 
aus einem beſtehenden Vertragsverhältniſſe oder einer präſum⸗ 
tiven Zuſtimmung, dem vermuteten Auftrage hierfür legitimierter 
Perſonen herleiten zu können, Überhaupt unberechtigt, alſo 
rechtswidrig handle. Der Vertrag, der durch Verbringung 
des Klägers in die orthopädiſche Anſtalt des Beklagten ge⸗ 
ſchloſſen war, habe dieſen zu der Operation nicht berechtigt. 
Das Berufungsgericht ſei auf Grund der Beweisaufnahme zu 
der Überzeugung gelangt, daß der Beklagte, wohl im Glauben, 
das Beſte des Klägers zu fördern, die Frage, ob die Zu⸗ 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters vorliege oder doch unter⸗ 
ſtellt werden könne, nicht geprüft, ſondern ſo gehandelt habe, 
wie wenn er an ſolche Zuſtimmung nicht gebunden wäre. — 
Die Haftung des Beklagten ſei deshalb inſoweit begründet, als 
dem Kläger ein Schaden zugefügt iſt. Das Berufungs⸗ 
gericht nimmt aber an, daß bei dem Kläger eine dauernde 
Schädigung in der Funktion des rechten Armes durch die 
Operation nicht nachgewieſen, ein Vermögensſchaden demnach 
dem Kläger nicht erwachſen ſei. Dagegen ſei ein Schaden, 
der nicht Vermögensſchaden iſt, entſtanden und hierwegen der 
Beklagte erſatzpflichtig. Die Reviſion macht geltend, die Ans 
nahme. des Berufungsgerichts, daß die Körperverletzung des 
Klägers widerrechtlich erfolgt ſei, verletze materielles Recht, 
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insbeſondere 88 164 ff., 8 157 BGB. Die Klage iſt ſo⸗ 
wohl auf den Rechtsgrund der Vertragsverletzung als auf den 
der unerlaubten Handlung geſtützt worden. Nur die letztere 
kommt als Klagfundament für den Erſatzanſpruch aus § 847 
BGB., um den es ſich jetzt allein noch handelt, in Betracht. 
Dem Berufungsgericht iſt, was den rechtlichen Ausgangspunkt 
ſeiner Entſcheidung anlangt, unbedenklich darin beizuſtimmen, 
daß der Arzt, welcher ohne die erklärte oder doch mutmaßliche 
Einwilligung des Leidenden oder ſeines geſetzlichen Vertreters 
einen operativen Eingriff vornimmt, ſich einer widerrecht⸗ 
lichen Körperverletzung im Sinne des § 823 Abſ. 1 BGB. 
ſchuldig macht. Dieſer Grundſatz iſt, wie man ſich auch im 
übrigen zu den ſtreitigen Rechtsfragen auf dem Gebiete der 
Haftung des Arztes ſtellen mag, für deſſen zivilrechtliche Ver⸗ 
antwortlichkeit unzweifelhaft als dem beſtehenden Geſetze ent⸗ 
ſprechend anzuerkennen. Der Herbeiziehung des Geſichtspunktes 
einer Verletzung der Freiheit ($ 823 Abſ. 1, $ 847) bedarf 
es nicht. (Planck, Kommentar zum BEB. 8 823 Anm. 3 
S. 978; vgl. weiter die Anführungen von Zitelmann, die 
Haftung des Arztes [1908] S. 8 ff.; Rabel, die Haftpflicht des 
Arztes S. 28 ff., S. 30; Hamm, DYZ. 1907 S. 449 f.; von 
Weinrich, die Haftpflicht wegen Körperverletzung uſw. 2. Aufl. 
8 10 S. 34 f.) Ein beſonderes Berufsrecht, vermöge deſſen 
ein Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit des anderen ohne 
oder ſelbſt gegen deſſen Willen erlaubt wäre, ſteht grundſätzlich 
auch dem Arzt nicht zur Seite. Ein Ausnahmefall, wie z. B. 
bei Gefahr im Verzuge, iſt vorliegend nicht in Frage. Darauf, 
ob die Operation mit völligem Erfolg gelungen iſt, — was 
übrigens im gegenwärtigen Falle keineswegs feftfteht, würde es 
für die Schadenserſatzpflicht aus 8 847 BGB. nicht ankommen 
(vgl. Zitelmann a. a. O. S. 9 f.). Daß nun eine Einwilligung 
zu der Operation ſeitens des geſetzlichen Vertreters des Klägers, 
ſeines Vaters, tatſächlich nicht erteilt worden iſt, hat das 
Berufungsgericht ohne Verletzung einer Norm des materiellen 
oder Prozeßrechts feſtgeſtellt. (Wird begründet.) Von der Reviſion 
wird im weiteren gerügt, das Berufungsgericht ſtelle nicht, oder 
doch nur unter Verletzung der 88 823, 276 BGB., 88 286, 
139 3P0O. feſt, daß der Beklagte fahrläſſig gehandelt habe. 
Wenn die M. die fraglichen Vollmachten nicht hatte, fo habe 
der Beklagte doch jedenfalls annehmen dürfen, daß ſie ſolche 
hatte. Die Annahme des Berufungsgerichts, der Beklagte habe 
nicht geprüft, ob die Genehmigung vorliege, ſei willkürlich. 
Es hätte nötigenfalls durch Ausübung des Fragerechts auf⸗ 
geklärt werden ſollen, ob der Beklagte ſein Perſonal wegen der 
Zuſtimmung des Vaters gefragt habe und was ihm darauf 
erwidert worden ſei. Übrigens habe der Beklagte ſich nicht 
zu erkundigen brauchen, ob die Genehmigung vorliege, er habe 
annehmen dürfen, daß ſein Perſonal ihn darauf aufmerkſam 
mochen werde, wenn ſie nicht vorläge. — Auch dieſe Ein⸗ 
wendungen ſind nicht begründet. Das Berufungsurteil ſpricht 
allerdings nur von einer dem Bellagten zur Laſt fallenden 
vorſätzlichen (widerrechtliche) Körperverletzung. Eine ſolche 
liegt bei einem operativen Eingriff vor, wenn der Arzt weiß, 
daß eine gültige Einwilligung fehlt, daß er im Widerſpruch 
gegen den Willen des Patienten oder des ſonſtigen Ein⸗ 
willigungs berechtigten handelt. Doch kann ein wenigſtens 
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werden, wenn der Arzt fi) um das Vorhandenſein der Bus 
ſtimmung überhaupt nicht gekümmert hat. Anders iſt der Fall 
zu beurteilen, wenn der Arzt in dem guten Glauben handelt, 
eine wirkſame Einwilligung zu beſitzen, während eine ſolche in 
Wahrheit fehlt. Auch hier iſt die Handlung des Arztes 
objektiv widerrechtlich. Iſt ſolchenfalls der Irrtum des 
Arztes ein entſchuld barer, fo fehlt es an der ſubjektiven 
Widerrechtlichkeit, an einem die Schadenserſatzpflicht begründenden 
Verſchulden. Bei unentſchuldbarem Irrtum dagegen bleibt 
die Handlungsweiſe immer eine ſchuldhafte; der Arzt hat als⸗ 
dann, obwohl er willentlich den Eingriff vorgenommen hat, 
den er für erlaubt hielt, in der Richtung der Widerrechtlichkeit 
fahrläſſig gehandelt (Oertmann, Schuldverh. $ 823 B. 8; 
Staudinger Kommentar zum BGB. 8 823. C. Nr. 4. 2. Aufl. 
S. 864. — Entwurf J zum BGB. 8 707, Motive II. S. 731; 
Zitelmann a. a. O. S. 15 f.). V. c. G., U. v. 27. Mai 08, 
484/07 VI. — Karlsruhe. 

15. 88 823, 826 BGB. Ein der Wahrheit entſprechender 
Vergleich der eigenen Ware mit derjenigen eines anderen in 


einem öffentlichen Blatt verſtößt nicht gegen 88 823 und 826. 


Die Beklagte vertreibt unter der Bezeichnung „Wormſer 
Weinmoſt“ einen naturreinen Traubenſaft. In einer im März 
1905 erſchienenen Nummer der Zeitſchrift „Der Naturarzt“ hat 
ſie dieſen Saft als beſonders geeignet zur Traubenkur und 
Blutreinigung empfohlen und im Anſchluß hieran über das 
von der Klägerin hergeſtellte Getränk „Pomril“ (eine aus 
getrockneten Apfeln durch ein beſonderes Verfahren hergeſtellte 
Art von Apfelſaft) behauptet: „Vollwertiger, edler Traubenſaft 
iſt kein alkoholfreies Erſatzgetränk, wie z. B. billiges, aber 
gehaltarmes Backobſtwaſſer (Pomril, Apfelblümchen uſw.).“ 
Sie iſt vom LG. auf Grund 8 826 BGB. verurteilt worden, 
die Wiederholung und Verbreitung derartiger Angaben bei 
Vermeidung einer Geldſtrafe für jeden Zuwiderhandlungsfall 
zu unterlaſſen. Ihre Berufung iſt zurückgewieſen worden. 
RG. wies die Klage ab: Da das Berufungsgericht den Inhalt 
der Anzeige und den Zweck, den die Beklagte mit ihr verbunden 
hat, lediglich dieſer ſelbſt und der Stellung der Parteien im 
geſchäftlichen Leben zueinander entnommen hat, ſo handelt es 
ſich inſoweit nicht um eine konkrete tatſächliche Feſtſtellung, 
ſondern um eine Rechtsfrage, deren Beantwortung durch das 
Berufungsgericht vom Reviſionsgericht nachzuprüfen iſt. Dieſe 
Nachprüfung führt zu dem Ergebnis, daß dafür, daß die Be⸗ 
klagte ſich habe von der Abſicht leiten laſſen, das Erzeugnis 
der Klägerin zu verunglimpfen und als ein ſchlechtes Genuß⸗ 
mittel hinzuſtellen, durch deſſen Genuß man ſich (pekuniär) 
ſchädige, nicht der geringſte Anhalt gegeben iſt. Die Bezeich⸗ 
nung des Pomril als eines billigen, aber gehaltsarmen Back⸗ 
obſtwaſſers enthält nach dem Zuſammenhang mit dem übrigen 
Inhalt der Anzeige nichts objektiv Unrichtiges; denn nach der 
von den Parteien im weſentlichen übereinſtimmend angegebenen 
Herſtellungsweiſe iſt es ein Produkt, das durch Auslaugen 
getrockneter Apfel mit Waſſer gewonnen wird. Es liegt auf 
der Hand, daß ein ſolches Produkt jedenfalls im Vergleich 
zu dem in der Anzeige erwähnten „vollwertigen edlen Trauben- 
ſaft“ als ein gehaltarmes bezeichnet werden darf und der Aus⸗ 
druck „Backobſtwaſſer“ beſagt weiter nichts, als daß das 
Pomril durch Auslaugen getrockneter Apfel mit Waſſer her⸗ 
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geſtellt wird. Mag auch der Ausdruck etwas draſtiſch erſcheinen, 
fo geht er doch nicht über das im wirtſchaftlichen Kampfe er⸗ 
laubte Maß hinaus, keinesfalls kann in ſeinem Gebrauch ein 
Verſtoß wider die guten Sitten gefunden werden. Vielmehr 
dient das Verfahren der Beklagten einem erlaubten und be⸗ 
rechtigten Zweck, namentlich wenn man berückſichtigt, daß die 
Anzeige das Pomril lediglich zum Vergleiche mit der von 
der Beklagten vertriebenen Ware erwähnt; insbeſondere beſagt 
ſie keineswegs, daß es ein „ſchlechtes“ oder ein — wenn auch 
nur pekuniär — „ſchädliches“ Genußmittel ſei. Entfällt ſomit 
die Anwendbarkeit des 8826 BGB., fo könnte es ſich nur noch 
fragen, ob etwa ein widerrechtlicher Eingriff in einen ein 
gerichteten Gewerbebetrieb vorliegt (8 823 Abſ. 1). Von 
einer Widerrechtlichkeit des Eingriffs kann aber nicht die Rede 
ſein, weil die beanſtandete Bezeichnung des Pomril im Vergleich 
zu der von der Beklagten hergeſtellten Ware der Wahrheit 
entſpricht. Unerheblich iſt es dabei, daß ſie in der Abſicht vor⸗ 
genommen worden, das eigene Produkt herauszuſtreichen, und 
in dem Bewußtſein, dadurch den Abſatz der Klägerin zu 
ſchmälern. Denn jedermann hat das Recht, das Publikum 
auf die Vorteile und Nachteile des Bezugs von Waren in 
wahrheitsgemäßer Weiſe hinzuweiſen. Etwas anderes als jene 
Abſicht und dieſes Bewußtſein läßt ſich aus der von der 
Klägerin beanſtandeten Anzeige nicht entnehmen. L. & Co. 
c. B. P.⸗Geſ., U. v. 11. Juni 08, 295/07 VI. — Berlin. 

16. 88 931, 1117 BGB. Erforderniſſe der Erſatzübergabe 
bei Teilabtretung einer Briefhypothek.] 

Im Falle der Übertragung eines Teiles einer Briefhypothek 
kann die körperliche Übergabe des Briefes an den Zeſſionar 
durch Aushändigung des gemäß 8 1152 BGB., 8 61 EBD. 
gebildeten Teilbriefes oder durch Hingabe des Stammbriefes 
oder auch durch Einräumung des Muͤbeſitzes an dem Stamm⸗ 
briefe erfolgen (KG. in RIA. 2, 83, Planck Anm. 5 zu 81154 
BGB., Turnau⸗Foerſter Anm. II 6 zu $ 1154 BGB.). Be 
findet ſich ein Dritter im Beſitze des Teilbriefes oder des 
Stammbriefes und ſteht dem Zedenten als Eigentümer des 
Briefes ein Anſpruch auf Herausgabe gegen den Dritten zu, ſo 
kann dieſe körperliche Übergabe durch Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs gemäß § 931 BGB. erſetzt werden. Vorliegend 
ſcheidet bezüglich des Teilbriefes eine ſolche Erſatzübergabe von 
vornherein aus, da überhaupt noch nicht ein Teilbrief gebildet 
worden iſt. Aber auch bezüglich des Stammbriefes iſt eine 
Erſatzübergabe nicht erfolgt. Zwar hat G. in der Zeſſion vom 
11. Oktober 1906 das Recht auf Herausgabe des Stammbriefes 
gegen die Gläubigerin Firma S. & G. an den Kläger abgetreten. 
Aber ein Anſpruch auf Herausgabe dieſes Briefes im Sinne 
einer völligen Aushändigung ſtand dem G. ſchon deshalb nicht 
zu, weil er nicht Eigentümer d. i. Allein eigentümer des Briefes 
war. Wäre allerdings trotz Übergabe des Briefes an die ge⸗ 
nannte eingetragene Gläubigerin die Hypothekenforderung im 
ganzen Umfange nicht zur Entſtehung gelangt, ſo hätte G., da 
die Hypothek nach 8 1163 Abſ. 1 Satz 2, § 1177 BGB. 
zur Eigentümergrundſchuld geworden wäre, gemäß 8 952 
Abſ. 1, 2 BGB. kraft Geſetzes das Eigentum an dem Hypotheken⸗ 
briefe erlangt und würde ihm gegen die eingetragene Gläubigerin 
nach 8 985 BGB. ein Anſpruch auf Herausgabe des Briefes 
zuſtehen. Jedoch war nach den Behauptungen des Klägers 
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ſelbſt die fragliche Hypothek von 21000 , weil die eingetragene 
Gläubigerin nach Zahlung eines Teilbetrages der Hypothek die 
weitere Valutierung verweigert hatte, nur in Höhe des nicht 
valutierten Betrages zur Eigentümergrundſchuld geworden, im 
übrigen aber als wirkliche Hypothek bei der Gläubigerin ver⸗ 
blieben. Demzufolge hatte G. an dem Briefe gemäß 8 952 
BGB. nur das Miteigentum zu dem aus feinem Hypotheken⸗ 
anteile ſich ergebenden Bruchteile erlangt (RG. 59, 318). Nach 
den Vorſchriften des BGB. iſt allerdings das Anteilrecht des 
Miteigentümers einer Sache auch Sacheigentum und finden 
insbeſondere auf die Übertragung des Miteigentumsanteiles, 
über den der Miteigentümer nach 8 747 BGB. frei verfügen 
kann, ſowie auf die Eigentumsanſprüche des Miteigentümers 
die Vorſchriften über das Eigentum an einer Sache Anwendung, 
ſoweit nicht in den 88 1008 ff. BGB. für das Miteigentum 
Sonderbeſtimmungen gegeben find (Mot. 3, 438, Planck Vorbem. 3c 
vor 8 1008, Anm. 1, 2 zu 8 1011 BGB.). Daher hat der 
Miteigentümer nicht nur gegen den dritten Beſitzer einen An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe der ganzen Sache, ſoweit ſich nicht aus 
8 1011 in Verbindung mit $ 432 BGB. Einſchränkungen 
ergeben, ſondern ihm ſteht auch gegen ſeinen Miteigentümer, 
wenn dieſer ihm den Mitbeſitz widerrechtlich vorenthält, der 
Anſpruch auf Einräumung des Mitbeſitzes zu (Entw. IS 951, 
Planck Anm. 4 zu $ 1011, Staudinger Anm. 2 zu § 1011 
BGB.) Nicht nur der erſtere Anſpruch gegen den Dritten, 
ſondern auch der letztere Anſpruch gegen den Miteigentümer 
muß einem Anſpruche des Eigentümers auf Herausgabe im 
Sinne des $ 931 BGB. gleich geachtet werden, da der allein 
beſitzende Miteigentümer hinſichtlich des dem anderen Mit⸗ 
eigentümer verweigerten Mitbefites dritter Beſitzer iſt, und der 
den Mitbeſitz beanſpruchende Miteigentümer Herausgabe der 
Sache zum Mitbeſitze nach Maßgabe ſeines Miteigentums 
verlangt (vgl. v. Seeler, Miteigentum nach BGB. S. 39, 40). 
Demnach hätte G. als Miteigentümer des Hypothekenbriefes, 
wenn ihm gegen die eingetragene Gläubigerin ein Anſpruch auf 
Einräumung des Mitbeſitzes an dem Briefe zugeſtanden hätte, 
die zur Übertragung des fraglichen Hypothekenteiles an den 
Kläger erforderliche Übergabe zum Mitbeſitze durch Abtretung 
des Anſpruches gegen die Gläubigerin auf Einräumung des 
Mübeſitzes erſetzen können. Jedoch nach der Natur und dem 
Zwecke des Hypothekenbriefes kann dem Grundſtückseigentümer, 
der einen Teil einer Briefhypothek, wie vorliegend, als Eigen⸗ 
tümergrundſchuld gemäß 8 1177 BGB. erlangt hat, trotz 
ſeines Miteigentums an dem Briefe ein Anſpruch auf Ein⸗ 
räumung des Mitbefiges gegen den im Beſitze des Briefes bes 
findlichen Hypothekengläubiger überhaupt nicht zugeſtanden 
werden. Der dem Gläubiger gemäß 8 1163 Abſ. 2, 8 1117 
Abf. 1 BGB. zum Erwerbe der Briefhypothek von dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer übergebene Hypothekenbrief ſoll dem Gläubiger 
zur Legitimation als Inhaber der Hypothek, insbeſondere bei 
Verfügungen darüber, dienen. Deshalb muß dem Gläubiger 
auch dann, wenn ein Teil der Hypothek, ins beſondere infolge 
Nichtentſtehens der Forderung, zur Eigentümergrundſchuld wird, 
der ihm erteilte Brief zum ausſchließlichen Beſitze verbleiben, 
damit er uneingeſchränkt über den ihm zuſtehenden Hypotheken⸗ 
teil verfügen kann. Müßte er dem Grundſtückseigentümer und, 
wenn dieſer, wie vorliegend, wiederum einen Teil der Eigentümer⸗ 
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grundſchuld an einen anderen übertragen würde, auch noch dem 
letzteren den Mitbeſitz an dem Briefe einräumen, ſo würde er 
Verfügungen, zu denen eine Übergabe des Briefes erſorderlich 
iſt, nicht ohne Mitwirkung der anderen Mitbeſitzer vornehmen 
können (v. Seeler a. a. O. S. 39). Demnach muß mit Rückſicht 
auf die beſondere Zweckbeſtimmung des Hypothekenbriefes als 
Wille des Geſetzes angenommen werden, daß der Hypotheken⸗ 
gläubiger dem Grundſtückseigentümer wegen Nichtentſtehens eines 
Teiles der Forderung nicht den Mitbeſitz an dem Briefe ein⸗ 
zuräumen braucht. Vielmehr kann der Eigentümer nur entweder 
Vorlegung des Briefes an das Grundbuchamt zur Berichtigung 
des Grundbuchs gemäß 8 896 BGB. verlangen, und zwar 
nicht nur von dem Gläubiger, ſondern auch von jedem etwaigen 
dritten Beſitzer des Briefes (RG. 47, 158), oder er kann nach 
§8 749, 752, 1152 BGB. Aufhebung der Gemeinſchaft am 
Hypothekenbriefe und Vollziehung der Teilung in Natur durch 
Herſtellung eines Teilhypothekenbriefes beanſpruchen (RG. 59, 
318). Dies findet eine weſentliche Beſtätigung darin, daß für 
die Fälle des Entſtehens einer Teileigentümergrundſchuld durch 
teilweiſe Befriedigung oder durch teilweiſen Verzicht des Gläubigers 
in den 88 1145, 1168 Abſ. 3 BGB. beſonders beſtimmt iſt, 
daß der Eigentümer die Aushändigung des Hypothekenbriefes 
nicht verlangen kann, der Gläubiger aber verpflichtet iſt, den 
Brief zum Zwecke der Berichtigung des Grundbuches dem 
Grundbuchamte oder zum Zwecke der Herſtellung eines Teil⸗ 
hypothekenbriefes der zuſtändigen Behörde oder einem zuſtändigen 
Notare vorzulegen. Aus der Verſagung des Anſpruches auf 
Aushändigung folgt, daß dem Eigentümer in dieſen Fällen dem 
Gläubiger gegenüber auch ein Anſpruch auf Einräumung des 
Mitbeſitzes an dem Briefe nicht zuſteht, da Hergabe zum Mit⸗ 
beſitz eine teilweiſe Aushändigung iſt (Planck Anm. 3b zu 8 1145 
BGB.). Und doch iſt der Eigentümer als Inhaber der Teil⸗ 
eigentümergrundſchuld in dieſen Fällen gemäß § 952 Abſ. 1, 2 
BGB. ebenfalls Miteigentümer des Hypothekenbriefes. Der 
geſetzgeberiſche Grund für dieſe Verſagung des Aushändigungs⸗ 
anſpruches iſt, daß für den Gläubiger der Hypothekenbrief in 
Anſehung des ihm verbleibenden Hypothekenteiles ſeine Bedeutung 
behalte und daher von einer Verpflichtung ſeinerſeits, dem 
Eigentümer die Urkunde auszuhändigen, nicht die Rede ſein könne 
(Mot. 3, 759). Das gleiche trifft aber auch auf den Fall zu, 
daß der Eigentümer zufolge teilweiſer Nichtentſtehung der 
Hypothekenforderung eine Teileigentümergrundſchuld erlangt hat. 
Daher iſt aus den 88 1145, 1168 BGB. ebenfalls zu ent⸗ 
nehmen, daß in dem letzteren vorliegend gegebenen Falle der 
Teileigentümergrundſchuld dem Eigentümer gegen den ein⸗ 
getragenen Gläubiger ein Anſpruch auf Einräumung des Mit⸗ 
beſitzes an dem Stammbriefe zu verſagen iſt, wiewohl ihm das 
Miteigentum an dem Briefe zuſteht. Demnach hat zur Zeit 
der fraglichen Zeſſion dem Eigentümer G. ein Anſpruch auf 
Herausgabe des Briefes im Sinne des 8 931 BGB. gegen 
die Gläubigerin S. & G. in keinem Falle zugeſtanden. Was 
ſodann den Erſatz der Übergabe durch eine Vereinbarung gemäß 
9 1117 Abſ. 2 BGB. anlangt, fo kann dahingeſtellt bleiben, 
ob in der von G. in der Zeſſion abgegebenen Erklärung, daß 
das Teildokument ſeitens des Grundbuchamtes an den Kläger 
zu überſenden ſei, überhaupt eine Vereinbarung im Sinne jener 
Geſetzesvorſchrift zu finden iſt. Die Vereinbarung ſoll durch 
61* 


484 


Erteilung der Befugnis an den Erwerber der Hypothek, ſich 
vom Grundbuchamte den Brief aushändigen zu laſſen, den 
mittelbaren Beſitz auf den Erwerber übertragen. Daher ſteht 
im Falle der Abtretung der Hypothek oder eines Hypotheken⸗ 
teiles eine ſolche die körperliche Übergabe erſetzende Vereinbarung 
einer Übertragung des Anſpruches des bisherigen Hypothek⸗ 
inhabers auf Aushändigung des im Beſitze des Grundbuchamtes 
befindlichen Briefes gleich. Ob deshalb im Falle der Abtretung 
eines Hypothekenteiles, wie vorliegend, zum Übergange des ab⸗ 
getretenen Teiles auf den Zeſſionar erforderlich iſt, daß bereits 
ein Teilhypothekenbrief hergeſtellt worden und im Beſitze des 
Grundbuchamtes iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls muß, 
damit die körperliche Übergabe des Briefes durch die fragliche 
Vereinbarung als erſetzt angenommen werden kann, mindeſtens 
hinſichtlich des Stammbriefes das Grundbuchamt den unmittel⸗ 
baren Beſitz und die Verfügungsmacht erlangt haben, da ſonſt 
dem Zeſſionar nicht der mittelbare Beſitz an dem Briefe durch 
die Vereinbarung verſchafft werden kann (RG. 64, 313; 65, 64; 
66, 210). Vorliegend aber war nach der Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsrichters weder zur Zeit der Zeſſion noch zur Zeit der 
Eintragung der Vormerkung für den Beklagten das Grundbuch⸗ 


amt im Beſitze des Stammbriefes. S. c. H., U. v. 3. Juni 08, 


408/07 V. — Berlin. 

17. 88 1367, 1371, 1427 Abſ. 2 BGB. Der einer 
Ehefrau während ſtehender Ehe zufallende aber aus Geſchäften 
vor Eingehung der Ehe reſultierende Gewinn iſt nicht Vor⸗ 
behalts⸗ ſondern eingebrachtes Gut.] 

Das Berufungsgericht hat zur Begründung der die Ab⸗ 
weiſung der Klage billigenden Entſcheidung des LG. ausgeführt: 
Die an ſich, auch für den Fall des Getrenntlebens der Ehe⸗ 
gatten, anzuerkennende Unterhaltspflicht des Mannes komme 
hier auf Grund des 8 1361 Abſ. 2 BGB. in Wegfall. Die 
klagende Ehefrau habe den ihr obliegenden Beweis, daß der 
Beklagte ein höheres als das zugeſtandene Einkommen von 
jährlich 3000 & beziehe, nicht erbracht. Dagegen ſtehe feſt, 
daß der Reingewinn, den die Klägerin aus den vor Eingehung 
der Ehe geſchloſſenen Geſchäften beziehe, etwa 5000 & jahrlich 
betrage. Die Behauptung der Klägerin, ſie habe nach Abſchluß 
der Ehe kein Geſchäft der früher betriebenen Art mehr ab⸗ 


geſchloſſen, ſei unerheblich. Soweit die Klägerin nach Ein⸗ 


gehung der Ehe ein ſich als Gewinn darſtellendes Einkommen 
aus früheren Geſchäften beziehe, könne der Beklagte als Ehe⸗ 
mann verlangen, daß die Klägerin dieſes Einkommen auf Grund 
der 88 1367, 1371, 1427 Abſ. 2 BGB. zur Beſtreitung 
ihres Unterhalts verwende, um eingebrachtes Gut handle es 
ſich in Anſehung des bezeichneten Geſchäftsgewinnes nicht. Der 
vom Berufungsgericht eingenommene Standpunkt betreffend den 
ſchon vor Eingehung der Ehe von der Klägerin durch Be⸗ 
gründung von Forderungen verdienten, aber zufolge der ver⸗ 
embarten ratenweiſen Abzahlungen erſt ſpäter fallig werdenden 
Geſchäftsgewinn iſt, wie die Reviſion mit Recht rügt, rechts⸗ 
irrig. Vorbehaltsgut im Sinne des 8 1367 BGB. iſt nur 
das, was eine Ehefrau während der Ehe durch ihre Arbeit 
oder durch den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
erwirbt. Was dagegen eine Frau ſchon vor Eingehung der 
Ehe erarbeitet hat, was ihr bereits damals als Geſchäftsgewinn 
aus früheren Geſchäftsabſchlüſſen von Dritten geſchuldet wurde, 
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gehört zu ihrem eingebrachten Gut. Maßgebend iſt der 
Zeitpunkt des Abſchluſſes eines gewinnbringenden Geſchäfts, 
nicht der Tag des Eingangs des ſich als Gewinn darſtellenden 
Geldbetrages. (Dernburg, BGB. Bd. IV § 40 JI. 1a; Planck, 
BGB. Bd. IV 8 1367 Nr. 3; Staudinger, BGB. Bd. IV 
8 1367 Nr. 4.) Das Berufungsgericht hat gegenüber der 
Behauptung der Klägerin, alle Geſchäfte, um deren Gewinn es 
ſich handle, ſeien vor Eingehung der Ehe mit ihren Käufern 
abgeſchloſſen worden, eine entgegenſtehende tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung nicht getroffen. Es konnte daher bei Anwendung des 
8 1361 Abſ. 2 BGB. der Klägerin nicht entgegenhalten, daß 
ihr für die nächſten Jahre auf 5000 & jährlich veranſchlagtes 
Einkommen aus den vor Eingehung der Ehe geſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäften Vorbehaltsgut ſei, das ſie unter Wegfall jeglichen 
Unterhaltsbeitrags des Ehemannes gemäß 88 1367, 1371, 
1427 Abſ. 2 BGB. zur Beſtreitung ihres Unterhalts zu ver⸗ 
wenden habe. L. c. L., U. v. 15. Juni 08, 604/07 IV. — 
Hamburg. 

18. 5 1568 BGB. Verheimlichung einer Frübgeburt. — 
Die Feſtſtellung: der eine Ehegatte habe zur Verſtärkung und 
Vertiefung der vorhandenen Zerrüttung nicht wenig bei⸗ 
getragen, erſchöpft nicht die Vorausſetzungen des § 1568. 

1. Das Berufungsgericht hat §8 1568 BGB. verletzt, 
indem es den allgemeinen Satz aufſtellte, die Verheimlichung 
einer Frühgeburt von ſeiten einer Ehefrau ſei als ſchwere Ehe⸗ 
verletzung anzuſehen. Ob ein derartiges Verhalten einer Ehe⸗ 
frau als ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten aufzufaſſen iſt, hängt von den Umſtänden des einzelnen 
Falles ab. Die Annahme einer ſchweren Eheverfehlung iſt 
daher inſolange zu beanſtanden, als nicht die Umſtände dar⸗ 
gelegt ſind, unter denen die Verheimlichung ſtattgefunden hat. 
2. Als ſchwere Ehrenkränkung des Beklagten und als ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten hat das 
Berufungsgericht ſodann den Verkehr der Klägerin mit dem 
Dr. J. angeſehen . .. Die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß in dem Verkehr eine ſchwere Verletzung der durch die 
Ehe begründeten Pflichten liege, iſt zu beanſtanden. Ob während 
des ehelichen Zuſammenlebens die Klägerin Dienſtleiſtungen oder 
Gefälligkeuen des Dr. J. — wie Klägerin zu Beweis geſtellt 
hatte, ſind ihre Familie und die Familie J. ſeit vielen Jahren 
eng befreundet — aus Rückſicht auf die krankhafte Eiſerſucht 
ihres Mannes hätte ablehnen müſſen, kann dahin geſtellt bleiben. 
Jedenfalls iſt darin, daß die Klägerin nach der Trennung von 
ihrem Mann und nach Erhebung der Scheidungsklage auf die 
unbegründete Eiferſucht ihres Mannes keine Rückſicht nahm 
und die Vermittlung des Dr. J. wegen des Verkaufs der 
Apotheke, wegen der Wohnungsmiete in Anſpruch nahm oder 
duldete und einmal ſeinen Beſuch annahm, keine ſchwere Ver⸗ 
fehlung zu finden. 3. Das Berufungsgericht hat das Geſetz 
auch verletzt, indem es die Klägerin für ſchuldig erklärte, ohne 
die Frage zu prüfen, ob die durch die Klägerin verſchuldete 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes ſo tief ſei, daß dem 
Beklagten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet 
werden könne. Das Berufungsgericht hat nur angeführt, 
das Verhalten der Klägerin habe zur Verſtärkung und Ver⸗ 
tiefung der vorhandenen Zerrünung des ehelichen Verhältniſſes 
nicht wenig beigetragen. Das genügt nicht zur Anwendung 
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des 8 1574 Abſ. 3 in Verbindung mit 8 1568 (vgl. JW. 03 
Beil. S. 72 Nr. 167 und JW. 05, 496 “ und 693 18). M. c. M., 
U. v. 15. Juni 08, 4/08 IV. — Colmar. 

19. 8 1591 BGB. Vorausſetzungen der Ehelichkeit (Vers 
mutung). — Künſtliche Befruchtung 21 | 

Nach 8 1591 BGB. ift ein nach Eingehung der Ehe 
geborenes Kind, mag es die Frau vor oder während der Ehe 
empfangen haben, ehelich, wenn der Mann innerhalb der 
Empfängniszeit der Frau beigewohnt hat. Für dieſe Bei⸗ 
wohnung ſpricht nach 8 1591 Abſ. 2 die Vermutung, auch in 
dem Falle, daß die Empfängniszeit in die Zeit vor der Ehe 
fällt, wo allerdings die Vermutung nur in beſchränktem Maße 
gilt. Die Vermutung hat, ſoweit die Empfängnis in die Zeit 
der Ehe fällt, ihre Grundlage in der durch die eheliche Gemein⸗ 
ſchaft begründeten Wahrſcheinlichkeit des Geſchlechtsverkehrs. 
Die Führung des Gegenbeweiſes, daß in Wirklichkeit der Ehe⸗ 
mann während der Empfängniszeit der Frau nicht beigewohnt 
hat, iſt unbeſchränkt zuläſſig. Wird die Vermutung durch 
Gegenbeweis widerlegt, ſo fällt auch die Vermutung der Ehelich⸗ 
keit des Kindes fort. Wird die Vermutung nicht widerlegt, ſo 
gilt das Kind als ein eheliches, es wird in dieſem Falle vers 
mutet, daß durch die Beiwohnung des Ehemannes während der 
Empfängniszeit die Erzeugung des Kindes bewirkt iſt. Dieſe 
Vermutung der Urſächlichkeit kann nicht ohne weiteres dadurch 
beſeitigt werden, daß Umſtände nachgewieſen werden, die es 
zweifelhaft erſcheinen laſſen, ob das Kind aus der Beiwohnung 
des Ehemanns und der Mutter herrührt. Im Intereſſe der 
Ehelichkeit des Kindes iſt zur Entkräftung der Vermutung nur 
der Beweis zugelaſſen, daß es den Umſtänden nach offenbar 
unmöglich iſt, daß die Frau das Kind von dem Manne empfangen 
hat (8 1591 Abſ. 1 Satz 2). Verbleiben irgendwelche Zweifel, 
ſo iſt zugunſten der Ehelichkeit zu entſcheiden. Dieſe Beſchränkung 
des Gegenbeweiſes greift aber nur Platz, wenn das Kind nach 
8 1591 Abſ. 1 Satz 1 als eheliches anzuſehen iſt. In dem 
erſten Entw. des BGB. (S8 1468, 1469) war ohne Zu 
laſſung eines Gegenbeweiſes die Fiktion aufgeſtellt, daß das 
von der Ehefrau geborene Kind von dem Ehemann erzeugt ſei, 
wenn derſelbe innerhalb der in die Zeit der Ehe fallenden 
Empfängniszeit mit der Ehefrau den Beiſchlaf vollzogen hatte. 
Erſt von der zweiten Kommiſſion (Prot. 4, 463) wurde dem 
Ehemann die Möglichkeit des Gegenbeweiſes gewährt, daß es 
den Umſtänden nach offenbar unmöglich ſei, daß die Ehefrau 
das Kind von ihm empfangen habe. Es wird hierdurch 
beftätigt, was auch die Zuſammenziehung in einen Abſatz 
ergibt, daß in der Beſtimmung des S 1591 Abſ. 1 Satz 1 
und Satz 2 in untrennbarem Zuſammenhange ſtehen. 8 1591 
Abſ. 1 Satz 2 ſtellt nicht, wie im Anſchluß an das Berufungs⸗ 
urteil die Reviſionsbeklagte auszuführen ſucht, unabhängig von 
der Beſtimmung des Abſ. 1 Satz 1 eine ſelbſtändige Rechts⸗ 
regel des Inhalts auf, daß ein jedes in der Ehe geborene 
Kind ehelich ſei, ſofern nicht die offenbare Unmöglichkeit der 
Erzeugung durch den Ehemann vorliege, ſondern gibt nur eine 
Ausnahme von der in Satz 1 enthaltenen Beſtimmung. (Wird 
näher ausgeführt.) Dieſe Rechtslage wird, wie die Reviſion 
mit Recht rügt, von dem Berufungsrichter verkannt. Nach der 
im Berufungsurteil getroffenen Feſtſtellung liegt der Fall vor, 
daß der die Ehelichkeit anfechtende Kläger (und Reviſionskläger) 
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ſeiner Ehefrau, von der das Kind geboren iſt, während der 
Empfängniszeit nicht beigewohnt hat, auch keinerlei Verſuche 
der Beiwohnung gemacht hat. Die Empfängnis ſoll dadurch 
bewirkt ſein, daß die Mutter des beklagten Kindes, nachdem 
der Kläger ſein Bett verlaſſen hatte, den während der Nacht 
in das Bettuch ergoſſenen Samen des Klägers mittels einer 
Kerze aufgeſammelt und in die Scheide eingeführt hat. Daß 
das kein Fall der Beiwohnung im Sinne des § 1591 iſt, 
bedarf keiner Ausführung. ... Rechtlich verfehlt iſt es hier⸗ 
nach, wenn der Berufungsrichter den Standpunkt einnimmt, 
das beklagte Kind ſei nur dann als ein uneheliches anzuſehen, 
wenn die Unmöglichkeit, daß die Ehefrau des Klägers das Kind 
auf die von ihr angegebene Weiſe empfangen habe, offen zu⸗ 
tage liege. Von dieſem das materielle Recht betreffenden 
Rechtsirrtum wird die Beweiswürdigung des Vorderrichters, 
der durch Heranziehung der verſchiedenartigſten Möglichkeiten das 
F.ſche Gutachten zu entkräften ſucht, in jeder Hinſicht beherrſcht. 
Die Aufhebung des Berufungsurteils iſt deshalb geboten. Der 
Berufungsrichter wird nunmehr von der richtigen Rechtsgrund⸗ 
lage aus zu prüfen haben, ob von der Beklagten der Beweis 
geführt iſt, daß die Ehefrau des Klägers das Kind wirklich von 
ihrem Ehemann empfangen hat. Es wird hierbei auch zu prüfen 
ſein, ob es nach den Regeln der Wiſſenſchaft überhaupt möglich 
iſt, daß auf dem von der Ehefrau des Klägers geſchilderten 
Wege eine künſtliche Befruchtung zuſtande kommt. Der Bes 
rufungsrichter hat eine ſolche Möglichkeit angenommen und ſich 
dabei auf verſchiedene Schriftſteller berufen. Es iſt aber nicht 
anzuerkennen, daß die in Bezug genommenen Stellen hierfür 
etwas beweiſen. Irrig iſt die Meinung des Vorderrichters, 
daß nach den Motiven zum erſten Entw. Bd. 4 S. 656 die 
Ehelichkeit des Kindes im Falle der Impotenz des Mannes 
nicht habe ausgeſchloſſen und die Beurteilung des äußerſt ſelten 
vorkommenden Falls der künſtlichen Befruchtung der Recht⸗ 
ſprechung habe überlaſſen werden ſollen. In den Motiven 
wird an der angeführten Stelle bei Erörterung des 5 1469 
des erſten Entw., welcher im Falle ehelicher Beiwohnung den 
Gegenbeweis gegen die Vermutung der Ehelichkeit ausſchließen 
wollte, die Frage besprochen, ob trotz des äußerlichen Aktes der 
Beiwohnung das Vorhandenſein einer Beiwohnung im Sinne 
des Geſetzes wegen mangelnder Zeugungsfähigkeit des Mannes 
verneint werden könne, und wird geſagt, daß die Beantwortung 
dieſer Frage der Rechtswiſſenſchaft zu überlafien ſei. Mit der 
künſtlichen Befruchtung hat dies nichts zu tun. Bei der Frage, 
ob und unter welchen Vorausſetzungen die künſtliche Befruchtung 
möglich iſt, handelt es ſich um eine naturwiſſenſchaftliche 
Frage, die nicht ohne genaue Prüfung des jetzigen Standes der 
phyſiologiſchen Forſchungsergebniſſe unter Zuziehung von Sach⸗ 
verſtändigen entſchieden werden kann. Der gehörte Sach⸗ 
verſtändige F. hat die Möglichkeit der künſtlichen Befruchtung 
entſchieden verneint. Würde gleichwohl der Berufungsrichter ſie 
bejahen wollen, ſo würde weitere Beweiserhebung unter Ver⸗ 
nehmung anderer Sachverſtändigen unerläßlich ſein. Dadurch, 
daß er das F.ſche Gutachten für anfechtbar erklärt, iſt eine 
Beweisgrundlage für die Annahme der Möglichkeit der künſt⸗ 
lichen Befruchtung nicht geſchaffen. Auch in dieſer Hinſicht 
ſtellt ſich der Vorderrichter auf den rechtlich unhaltbaren Stand⸗ 
punkt, daß es nicht darauf ankomme, die Möglichkeit der 
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Empfängnis auf dem von der Beklagten behaupteten Wege, 
ſondern deren Unmöglichkeit darzutun. Es kann ſchließlich noch 
die Frage aufgeworfen werden, ob es rechtlich möglich iſt, 
durch künſtliche Befruchtung eine Vaterſchaft desjenigen zu be⸗ 
gründen, gegen oder ohne deſſen Willen der Samen zur Herbei⸗ 
führung der Empfängnis benutzt wird. Seitens der Beklagten 
iſt in dieſer Beziehung der Sachverhalt ſo dargeſtellt, daß der 


Kläger ſich ein Kind gewünſcht habe und daß ſeine Ehefrau, 


um ihm dieſen Wunſch zu erfüllen und zugleich ein beſſeres 
Verhältnis zu ihrem Ehemann herzuſtellen, zu der künſtlichen Bes 
fruchtung ſich entſchloſſen habe, womit der Kläger, wenn er 
nur die Überzeugung gewinnen könnte, wirklich auf dieſem Wege 
Vater geworden zu ſein, ſehr einverſtanden geweſen ſein würde. 
Auf eine Prüfung dieſer Anführungen nach ihrer tatſächlichen 
Richtigkeit und nach ihrer rechtlichen Bedeutung iſt der Be⸗ 
rufungsrichter bisher nicht eingegangen, was nötigenfalls noch 
nachzuholen iſt. Das Reviſionsgericht ſieht ſich nicht veranlaßt, 
zu der aufgeworfenen Rechtsfrage, deren Bejahung allerdings 
wegen der ſich hieraus ergebenden Folgen, zumal bei Mit⸗ 
berückſichtigung der außerehelichen Empfängnis, begründeten 
Bedenken unterliegt, ſchon jetzt vor Aufklärung des in Betracht 
kommenden tatſächlichen Sachverhalts endgültig Stellung zu 
nehmen. K. c. K., U. v. 4. Juni 08, 443/07 IV. — Cöln. 

20. 8 1636 Satz 2 BGB. (88 1634, 1354 Abſ. 2) 
verb. mit S 627 ZPO. Die ausſchließliche Zuſtändigkeit des 
Vormundſchaftsgerichts für die Regelung des perſönlichen Ver⸗ 
kehrs zwiſchen Eltern und Kind (§ 1636 Satz gilt auch 
während beſtehender Ehe.] 

Die Parteien haben am 26. April 1897 die Ehe geſchloſſen, 
leben aber ſeit dem 27. März 1903 getrennt. Durch Urteil 
des LG. vom 7. Mai 1907 iſt der Beklagte zur Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft verurteilt worden. Er verweigert 
der Klägerin in der von ihr gewünſchten Art den Verkehr mit 
dem am 11. Oktober 1898 geborenen gemeinſchaftlichen Sohne. 
Klägerin iſt mit ihren an das Vormundſchaftsgericht geſtellten 
Anträgen auf Regelung dieſes Verkehrs vom LG. im Beſchwerde⸗ 
wege abgewieſen worden, weil hierfür das Vormundſchaftsgericht 
nicht zuſtändig ſei. Sie hat darauf im Klagewege vor dem LG. 
die Verurteilung des Beklagten dazu erſtritten, daß er ihr den 
Sohn jeden Mittwoch und Sonnabend für die Zeit von 
2 bis 4 Uhr zuführe, iſt aber auf Berufung des Beklagten 
demnächſt vom KG. mit ihrer Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges ganz abgewieſen worden. RG. beſtätigte: Im 
Streitfalle ſteht, wie der Berufungsrichter hervorhebt, nicht zur 
Entſcheidung, ob der Beklagte als Vater des gemeinſamen Kindes 
der Klägerin als Mutter den Verkehr mit dem Kinde zu geſtatten 
habe. Dieſes Recht wird der Klägerin vom Beklagten nicht 
ſtreitig gemacht. Er wendet ſich vielmehr unter Bemängelung 
der von der Klägerin gewünſchten Beſuchszeiten uſw. lediglich 
dagegen, daß ſie ihr Recht gerade in der von ihr beanſpruchten 
Weiſe ausüben wolle. Es handelt ſich mithin nur um die 
nähere Regelung des perſönlichen Verkehrs der vom Vater ge⸗ 
trennt lebenden Mutter mit dem Kinde. Bei ſolchem Sach⸗ 
verhalt erachtet der Berufungsrichter in entſprechender Anwendung 
des 8 1636 Satz 2 BGB. mit Recht die ausſchließliche Zus 
ſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts zur Entſcheidung des 
Streitpunktes für begründet. Er verkennt nicht, daß die ſoeben 
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angezogene Geſetzesvorſchrift vermöge ihrer Einordnung in die 
85 1635 bis 1637 zunächſt nur den Fall im Auge hat, daß 
die Ehe der Eltern aus einem der in den 88 1565 bis 1568 
beſtimmten Gründe geſchieden worden iſt. Er erblickt aber 
darin zugleich den Ausdruck eines geſetzgeberiſchen Gedankens, 
der, wie er näher darlegt, in vollem wenn nicht in verſtärktem 
Maße auch auf den Fall zutrifft, daß die Ehe der Eltern zwar 
beſteht, die häusliche Gemeinſchaft aber für nicht abſehbare Zeit 
aufgehoben iſt. (Wird ausgeführt.) Das RG. trägt kein Be⸗ 
denken, ſich dieſen Ausführungen anzuſchließen. Die Beſtimmung 
des 8 1634 Schlußſatz, wonach bei einer Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen den Eltern die Meinung des Vaters vorgeht, beſagt 
ſelbſtverſtändlich nicht, daß die Mutter gegen eine ihr eignes 
Fürſorgerecht beeinträchtigende Entſcheidung des Vaters ſchutzlos 
zu laſſen ſei. Daß ihr und zugleich dem Kinde unter den 
beſonderen Vorausſetzungen des § 1666 dieſer Schutz vom 
Vormundſchaftsgericht zu gewähren iſt, ſtellt eben dieſe Geſetzes⸗ 
ſtelle außer Zweifel. Das RG. hat ferner anerkannt, daß der 
Frau gegenüber dem Anſpruch des Mannes auf Herausgabe 
des Kindes auch der Schutz aus $ 1354 Abf. 2 vom Prozeß⸗ 
richter zugebilligt werden kann (RG. 55, 419). Welche Wege 
ihr bei vorkommenden Meinungsverſchiedenheiten ſonſt offen ſtehen 
möchten, iſt hier nicht zu unterſuchen. Jedenfalls enthält das 
BGB. für den Fall, daß die Meinungsverſchiedenheit ſich auf 
die Art und Weiſe des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde 
beſchränkt, keine Vorſchrift, wonach die Ehefrau mit ihrem Schutz⸗ 
verlangen gerade an den Prozeßrichter gewieſen wäre. Wohl 
aber ergeben die oben angezogenen Beſtimmungen des Geſetzes, 
daß ſowohl die Ausübung der elterlichen Gewalt als auch ge⸗ 
wiſſe perſönliche und güterrechtliche Beziehungen der Ehegatten 
untereinander in wichtigen Dingen der Kognition des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts unterſtellt ſind. Es entſpricht deshalb nur dem 
Geiſte des Geſetzes, die in 8 1636 Abſ. 2 getroffene Zus 
ſtändigkeitsbeſtimmung auch bei noch beſtehender Ehe für an⸗ 
wendbar zu erklären. Iſt dem ſo, dann muß aber, wie für 
den Fall vorausgegangener Eheſcheidung bereits vom NG. 


(RG. 63, 238) anerkannt iſt, die Zuſtändigkeit des Vormund⸗ 


ſchaftsgerichts auch als ausſchließliche aufgefaßt werden. 
Inſoweit bedarf deshalb das vom Senat am 23. Dezember 01 
erlaſſene, in der JW. 02 Beil. S. 207 abgedruckte Urteil der 
Einſchränkung. Dagegen erübrigt ſich für den Streitfall eine 
nähere Unterſuchung, wie ſich die entſprechend angewendete Be⸗ 
ſtimmung des §8 1636 Satz 2 zu der dem Eherichter durch 
ZPO. 8 627 nachgelaſſenen einſtweiligen Verfügung verhalte, 
zumal dem Berufungsurteil entnommen werden muß, daß ein 
Eheprozeß unter den Parteien jetzt nicht anhängig iſt. Nach 
dem Wortlaut des §S 627 mag, wie das ſoeben angezogene 
Urteil annimmt, auch die Regelung des Verkehrs zwiſchen Eltern 
und Kindern im allgemeinen unter die Anordnungen fallen, die 
„wegen der Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen minder⸗ 
jährigen Kinder“ zu treffen find. Allein ſchon Abſ. 3 des 5 627 
deutet darauf hin, daß die Regelung im einzelnen jedenfalls 
dem’ Vormundſchaftsrichter zuſtehe. Zum mindeſten aber wird 
der Eherichter ſchon mit Rückſicht auf ZPO. § 940 (RG. 49, 368 
und Urteil in Sachen Koch c. Koch IV 33/06 vom 10. Mai 06) 
regelmäßig die nähere Regelung dieſes Verkehrs abzulehnen 
haben, da das grundſätzlich hierum anzugehende Vormundſchafts⸗ 
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gericht jederzeit und häufig ſogar raſcher als das Prozeßgericht 
erreichbar iſt. S. c. S., U. v. 18. Juni 08, 56/08 IV. — 
Berlin. 
21. 88 1967, 1972, 1980, 1981, 1982, 1985, 1990 ff., 
2013, 3013 BGB. in Verb. mit 88 107, 215 bis 217, 226 
KO. Zwiſchen dem Vermächtnisnehmer und den anderen 
Nachlaßgläubigern find dadurch, daß der Erbe den erſteren 
vor den letzteren befriedigt hat, keine rechtlichen Beziehungen 
begründet worden, die den Vermächtnisnehmer verbinden würden, 
das Erhaltene an die Nachlaßgläubiger herauszugeben.] 
Der im Oktober 04 verſtorbene Kaufmann J. sen. hatte 
in feinem Deſtamente feine zwei Söhne zu Erben eingeſetzt und 
den Beklagten, ſeinen Töchtern, Vermächtniſſe als Abfindungen 
ausgeſetzt, die auf einen Teil ſeiner Hausgrundſtücke in Bochum 
eingetragen werden ſollien. Am 1. Juli 05 ließen die beiden 
Erben auf Grund des Teſtamentes ſich als Eigentümer ſämtlicher 
Nachlaßgrundſtücke eintragen und zugleich für die Beklagten 
auf die im Teſtamente bezeichneten Grundſtücke Hypotheken für 
die Abfindungen mit zuſammen 33 800 4. Der Kläger 
erwirkte ſodann am 16. Januar 06 auf Grund eines Urteils 
vom 21. September 05, das er gegen die Erben aus einem 
von ihnen am 9. März 05 angenommenen Wechſel erſtritten 
hatte, die Eintragung von drei Sicherungshypotheken im Be⸗ 
trage von 804,70 &, nochmals 804,70 & und 1609,40 4 
auf je einen Teil der zuletzt genannten Nachlaßgrundſtücke und 
ferner am 22. Januar 06 die Eintragung von Vormerkungen 
auf dieſe Grundſtücke zur Erhaltung des Rechtes auf Ein⸗ 
tragung des Vorranges der Sicherungshypotheken vor den 
genannten Hypotheken der Beklagten. Im Februar 06 erhob 
er darauf Klage mit dem Antrage, die Beklagten zu ver⸗ 
urteilen, ſeine Befriedigung aus ſeinen Sicherungshypotheken 
vor ihren Hypotheken zu dulden „und in eine diesbezügliche 
Vorrangseinräumung zu willigen“. Er behauptete, die 
Forderung, für die zu ſeinen Gunſten die drei Sicherungs⸗ 
hypotheken eingetragen worden, ſei eine Forderung gegen den 
Nachlaß des verſtorbenen Vaters der Beklagten. Ihr gebühre 
daher der Vorrang vor den Vermächtnishypotheken der Be⸗ 
klagten, da die Nachlaßſchulden vor den Verbindlichkeiten aus 
Vermächtniſſen, Pflichtteilen und Auflagen zu decken ſeien. 


Wegen der übermäßigen Belaſtung der Grundſtücke würde die 


Forderung ohne den Vorrang bei der Zwangsverſteigerung 
ausfallen. Deshalb ſeien die Beklagten zur Bewilligung des 
Vorranges verpflichtet. Aus den Gründen: Der Berufungs⸗ 
richter erachtet den Klaganſpruch darauf gegründet, daß der 
Kläger, angeblicher Gläubiger des Nachlaſſes des J., ohne 
weiteres geſetzlich berechtigt ſei, von den Beklagten als Ver⸗ 
mächtnisnehmern zu verlangen, daß ſie ſeine Befriedigung aus 
dem Nachlaſſe vor ihren Hypotheken duldeten, weil Nachlaß: 
ſchulden vor den Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen befriedigt 
werden müßten. Dieſen Klagegrund erklärt der Berufungs⸗ 
richter, ohne eine Feſtſtellung darüber zu treffen, ob die 
Forderung des Klägers als eine Forderung gegen den I.ſchen 
Nachlaß anzuſehen iſt, von vornherein für ungerechtfertigt, weil 
das Recht vor den Vermächtnisnehmern befriedigt zu werden, 
den Nachlaßgläubigern ohne weiteres gemäß 8 226 Abſ. 1, 2 
KO. nur dann gegeben ſei, wenn ſie im Nachlaßkonkurſe mit 
noch nicht befriedigten Vermächtnisnehmern zuſammenträfen. 
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Die Reviſion macht hiergegen geltend, aus 8 1991 Abſ. 4 
BGB. und 8 226 Abſ. 2 Nr. 5 KO. folge, daß Vermächtnis⸗ 
nehmer das, was ſie aus dem Nachlaſſe vor den Gläubigern 
des Erblaſſers erlangten, an dieſe herausgeben müßten, weil 
es ohne allen Rechtsgrund an ſie gekommen ſei. Dies iſt 
jedoch unzutreffend. Nach 8 1967 BGB. haftet der Erbe 
für die Nachlaßverbindlichkeiten und gehören zu den letzteren 
auch Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen. Iſt der Nachlaß 
überſchuldet, ſo kann der Erbe, auch wenn er für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten unbeſchränkt haftet, gemäß 88 215, 216, 
217 KO. Nachlaßkonkurs beantragen. Ferner iſt er, wenn er 
nicht unbeſchränkt haftet (8 2013 BGB.), gemäß 8 1981 
BGB. berechtigt, die Anordnung der Nachlaßverwaltung zu 
beantragen, worauf der Nachlaßverwalter nach 88 1985, 


1980 BGB. die Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe 


zu berichtigen oder, wenn der Nachlaß zur Berichtigung aller 
Verbindlichkeiten nicht ausreicht, ſeinerſeits den Nachlaßkonkurs 
zu beantragen hat. In dem Konkursverfahren ſind dann die 
Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen, ſoweit ſie nicht etwa 
ſchon vorher von dem Erben oder dem Nachlaßverwalter 
berichtigt worden find, in der im 8 226 Abſ. 2 Nr. 5 KO. 
vorgeſehenen Rangordnung, insbeſondere auch in dem Range 
nach den Forderungen der Nachlaßgläubiger, zu berichtigen. 
Iſt die Eröffnung des Konkurſes oder die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung wegen Mangels einer den Koſten ent⸗ 
ſprechenden Maſſe nicht tunlich (8 107 KO., 8 1982 BGB.) 
oder beruht die Überſchuldung des Nachlaſſes, wie vorliegend 
vom Kläger behauptet wird, auf Vermächtniſſen, ſo iſt der 
Erbe, ausgenommen, wenn er unbeſchränkt haftet ($ 2013 
BGB.), gemäß SS 1990, 1991, 1992 BGB. berechtigt, 
die Befriedigung des andrängenden Nachlaßgläubigers inſoweit 
zu verweigern, als der Nachlaß nicht ausreicht, in dieſem Falle 
jedoch verpflichtet, den Nachlaß zum Zwecke der Befriedigung 
des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung heraus⸗ 
zugeben. Sind mehrere Nachlaßgläubiger vorhanden, ſo iſt 
der Erbe hinſichtlich der Herausgabe des Nachlaſſes, damit die 
Nachlaßgläubiger ſie als für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt 
gelten laſſen müſſen (S 1979 BGB.), nicht zur Einhaltung 
einer beſtimmten Reihenfolge der Gläubiger verpflichtet; jedoch 
ſind in dieſer Hinſicht ausgenommen die Berechtigten aus 
Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen, deren Anſprüche 
der Erbe gemäß 8 1991 Abſ. 4 BGB. nur fo berichtigen 
darf, wie ſie im Falle des Konkurſes zur Berichtigung kommen 
würden. Hat der Erbe, was vorliegend nach den Behauptungen 
des Klägers in Frage kommen könnte, trotz Überſchuldung des 
Nachlaſſes infolge von Vermächtniſſen die Verbindlichkeit aus 
einem Vermächtniſſe mit Mitteln des Nachlaſſes erfüllt, ohne 
zuvor die vorgehenden Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe zu 
decken, ſo mögen dieſe Gläubiger berechtigt ſein, gegen den 
Erben ſo vorzugehen, wie wenn er an den Vermächtnisnehmer 
aus dem Nachlaſſe nichts geleiſtet hätte, auch mag dem Erben, 
wenn er in Unkenntnis der Überſchuldung des Nachlaſſes 
geleiſtet hatte, gegen den Vermächtnisnehmer ein Rückforderungs⸗ 
recht gemäß 8 813 BGB. zuſtehen (Planck, Anm. 1 f., 5 zu 
8 1991 BGB.). Aber zwiſchen dem Vermächtnisnehmer 
und den anderen Nachlaßgläubigern ſind dadurch, daß der 
Erbe den erſteren vor den letzteren befriedigt hat, keine recht 
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lichen Beziehungen begründet worden, die den Vermächtnis⸗ 
nehmer verbinden würden, das Erhaltene an die Nachlaß⸗ 
gläubiger herauszugeben. Daraus folgt für den gegebenen 
Fall, daß der Kläger lediglich deswegen, weil die, ſeinen 
Sicherungshypotheken zugrunde liegende Forderung angeblich 
bereits gegen den Erblaſſer begründet war, dagegen die 
Hypotheken der Beklagten von den Erben gemäß dem Teſtamente 
zur Sicherung von Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen beſtellt 
worden ſind, nicht verlangen kann, daß die Beklagten ſeine 
Befriedigung aus den Sicherungshypotheken vor ihren Hypotheken 
dulden und mit dieſen Hypotheken den Sicherungshypotheken 
den Vorrang einräumen. Es iſt daher dieſer Klagegrund vom 
Berufungsrichter mit Recht verworfen worden. K. c. P., U. 
v. 13. Juni 08, 471/08 V. — Hamm. 
Zivilprozeßordnung. 


22. Vereinbarung eines ausſchließlichen Gerichtsſtandes.] 


Die Reviſion mußte Erfolg haben. Das OLG. geht 
zunächſt von zutreffenden RNechtsgrundſätzen aus, wenn es 
annimmt, daß die Vereinbarung eines Gerichtsſtandes als eines 
ausſchließlichen zwar zuläſſig ſei, daß ſie aber als Ausnahme 
erſcheine und für ſie keinerlei Vermutung ſtreite. Als rechts⸗ 
irrtümlich erſcheint es aber, wenn das OLG. gleichwohl aus 
dem Kontext des Wechſels, nämlich dem Domizilvermerk „Zahlbar 
in F. .. . ſowie aller Orten“, und der weiteren Klauſel: „mit 
der ausdrücklichen Vereinbarung, daß das Königl. AG. F. für 
alle Rechtsſtreitigkeiten aus dieſem Wechſel ſachlich und örtlich 
zuſtändig iſt“, die Folgerung zieht, daß hiermit ein ausſchließlicher 
Gerichtsſtand beim AG. F. vereinbart ſei. Eine ungezwungene 
Auslegung (vgl. 88 133, 157 BGB.) ergibt nicht mehr, als 
was der Wechſel als Gegenſtand einer „ausdrücklichen Verein⸗ 
barung“ hervorhebt, nämlich die ſachliche und örtliche Zuſtändigkeit 
des AG. F. Daß daneben noch eine ſtillſchweigende Verein⸗ 
barung des Inhalts getroffen worden ſei, daß das AG. als aus⸗ 
ſchließlicher Gerichtsſtand zu gelten habe, dafür können aus 
dem Inhalte des Wechſels keine Anhaltspunkte gewonnen werden. 
Vielmehr iſt anzunehmen, daß die Beteiligten, wenn ſie ſich auch 
darüber geeinigt hätten, dies ebenſo in dem Kontext des Wechſels 
erwähnt haben würden, wie ſie dies hinſichtlich der Beſtimmung 
des AG. als ſachlich und örtlich zuſtändigen Gerichts getan 
haben. Vorſchußverein F. c. L., U. v. 13. Mai 08, 601/071. 
— Breslau. 

23. 529 3PO. in Verb. mit $ 269 BGB. und § 75 
HGB. In dem für die Hauptverpflichtung gegebenen Gerichts⸗ 
ſtande kann auch der Anſpruch auf die Vertragsſtrafe erhoben 
werden.] 

Der Beklagte trat am 16. März 1903 als Handlungs⸗ 
gehilfe in den Dienſt der Klägerin auf Grund des Anſtellungs⸗ 
vertrages vom 22. Februar 1903, in dem er ſich bei einer 
Konventionalſtrafe von 10 000 & unter anderem auch dazu 
verpflichtet hatte, während der Dauer der nächſten drei Jahre 
nach ſeinem Austritt ſich nicht für ein Konkurrenzgeſchäft in 
Süddeutſchland, namentlich Bayern, gleichviel in welcher Stellung, 
engagieren zu laſſen. Nach der Behauptung der Klägerin hat 
er das Dienſtverhältnis zum 1. Oktober 1906 gekündigt und 
iſt an dieſem Tage bei der Konkurrenzfirma M. in Bamberg 
als Handlungsgehilfe gegen 8 000 & Gehalt eingetreten. Die 
zunächſt zum LG. Nürnberg erhobene Klage wurde wegen 
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Unzuſtändigkeit des Gerichts rechtskräftig abgewieſen. Die 
Klägerin erhob darauf bei dem LG. zu Fürth Klage auf 
Zahlung der Vertragsſtrafe mit Rückſicht auf die Tatſache, daß 
der Beklagte zur Zeit des Vertragsſchluſſes in Erlangen, das 
zum Bezirk des LG. Fürth gehört, ſeinen Wohnſitz hatte. Der 
Beklagte erhob die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des 
Gerichts, verweigerte die Einlaſſung zur Hauptſache und be⸗ 
antragte Abweiſung der Klage. Das LG. hat wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit die Klage abgewieſen. Die Berufung der Klägerin 
iſt als unbegründet zurückgewieſen worden. RG. hob auf und 
verwarf die Unzuſtändigkeitseinrede: Die Zuſtändigkeit des LG. 
zu Fürth wird auf den 8 29 ZPO. in Verbindung mit § 269 
BGB. geſtützt. Das Berufungsgericht ſtellt als unbeſtritten 
feſt, daß ein Ort für die Leiſtung weder beſtimmt noch aus 
den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des Schuld⸗ 
verhältniſſes zu entnehmen ſei. Es greift daher die im 8 269 
Abſ. 1 BGB. ausgeſprochene Regel Platz, daß die Leiſtung am 
dem Orte zu erfolgen hat, an welchem der Schuldner zur Zeit 
der Entſtehung des Schuldverhältniſſes ſeinen Wohnſitz hatte. 
Das Berufungsgericht führt aus: Das hier ſtreitige Schuld⸗ 
verhältnis ſei die Verpflichtung des Beklagten zur Zahlung der 
Vertragsſtrafe; dieſe Verpflichtung ſei nicht mit dem Abſchluß 
des Dienſtvertrages entſtanden, ſondern von der Tatſache der 
Zuwiderhandlung gegen das vertragsmäßige Konkurrenzverbot 
als aufſchiebender Bedingung abhängig geweſen und daher erſt 
mit dem Eintritte des Beklagten in die Konkurrenzfirma zu 
Bamberg zur Entſtehung gelangt; die Aufſtellung der Klägerin, 
daß es auf dieſe Frage nicht anzukommen habe, weil das Geſetz 
die Entſtehung des Schuldverhältniſſes im ganzen, des An⸗ 
ſtellungsvertrages als ſolchen ohne Rückſicht auf die Bedingtheit 
gewiſſer Verpflichtungen im Auge habe, ſei unhaltbar; auch 
handele es ſich hier nicht um den Anſpruch auf Unterlaſſung, 
welcher der Klägerin nach 8 75 HGB. ohnehin verſchränkt 
wäre, ſondern die Zahlung der Vertragsſtrafe ſei ausſchließlicher 
und prinzipaler Gegenſtand des Schuldverhältniſſes; zwar 
enthalte dieſes im Verhältnis zum Hauptvertrag eine Neben⸗ 
verpflichtung, aber mit Rückſicht auf ihren ſelbſtändigen 
Charakter habe die Nebenverpflichtung dem Erfüllungsort des 
Hauptvertrages nicht zu folgen. Dieſer rechtlichen Beurteilung 
Die Konkurrenzklauſel mit 
hinzutretendem Strafverſprechen hat zwei Verpflichtungen zum 
Gegenſtand, die in notwendigem inneren Zuſammenhang ſtehen: 
das Verſprechen, nicht Konkurrenz zu machen und das Ver⸗ 
ſprechen, die Konventionalſtrafe zu zahlen, falls der erſten Ver⸗ 
pflichtung zuwidergehandelt werde. Von dem lediglich durch 
den Eintritt einer Tatſache bedingten Strafverſprechen unter⸗ 
ſcheidet ſich die Konkurrenzklauſel mit hinzugefügtem Straf⸗ 
verſprechen dadurch, daß die Strafe nicht den einzigen und 
nicht einmal den nächſtliegenden und hauptſächlichen Inhalt des 
Schuldverhältniſſes bildet, vielmehr in erſter Linie der Ver⸗ 
ſprechende von einer Konkurrenztätigkeit abgehalten werden ſoll, 
und das Verſprechen den Zweck hat, einen Zwang auf ihn 
auszuüben, um auf dieſe Weiſe die Erfüllung der durch die 
Konkurrenzklauſel übernommenen Verpflichtung zu ſichern. Da⸗ 
neben hat das Strafverſprechen den Zweck, für den Fall der 
Nichterfüllung der Verpflichtung das Intereſſe des Berechtigten 
an der Leiſtung und die Erſatzleiſtung feſtzuſetzen; auch enthält 
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es eine Beweiserleichterung für die Geltendmachung des durch 
die Zuwiderhandlung gegen das Verbot entſtandenen Schadens. 
Hiernach iſt die Konkurrenzklauſel die Hauptverbindlichkeit, das 
Strafverſprechen eine akzeſſoriſch hinzutretende Nebenverabredung, 
die von der Konkurrenzklauſel abhängig iſt. Würde die von 
dem Schuldner übernommene Hauptleiſtung aus materiellen 
oder formellen Gründen nichtig ſein, ſo würde auch das Straf⸗ 
verſprechen keine Gültigkeit haben. Das Konkurrenzverbot mit 
dem ſich anſchließenden Strafverſprechen iſt, wie in betreff des 
anzuwendenden örtlich verſchiedenen Rechts, ſo auch in betreff des 
Gerichtsſtandes als einheitliches Schuldverhältnis zu behandeln. 
Es widerſtreitet daher dem Weſen des Rechtsverhältniſſes, das 
Strafoerſprechen losgelöſt von dem Konkurrenzverbot als ein ſelb⸗ 
ſtändiges Schuldverhältnis anzuſehen und mit einem lediglich 
von dem Eintritt einer Tatſache als Bedingung abhängigen 
Strafverſprechen auf eine Stufe zu ſtellen. Hiernach kann in 
dem für die Hauptverpflichtung gegebenen Gerichtsſtand auch 
der Anſpruch auf die Vertragsſtrafe erhoben werden (vgl. RG. 
15, 435 und 57, 15 Abf. 2 mit Zitaten). An dieſem Ergebnis 
ändert auch die Beſtimmung des § 75 Abſ. 2 HGB. nichts, 
welche dahin geht, daß, wenn der Handlungsgehilfe für den 
Fall der Zuwiderhandlung gegen das Konkurrenzverbot eine 
Straſe verſprochen hat, der Prinzipal nur die verwirkte Strafe 
verlangen kann, der Anſpruch auf Erfüllung aber ausgeſchloſſen 
iſt. Dieſe Beſtimmung iſt getroffen im Intereſſe der Handlungs⸗ 
gehilfen, damit ihnen ihr Fortkommen nicht unnötig erſchwert 
werde. Das Konkurrenzverbot wird hier nicht für nichtig erklärt; 
nur die Klagbarkeit wird ihm entzogen. Der Zuſammenhang 
des Strafverſprechens mit der Konkurrenzklauſel bleibt trotz der 
Beſtimmung des 8 75 Abſ. 2 HGB. beſtehen, da der Zweck 
des Strafverſprechens, auf die Erfüllung hinzuwirken, fort⸗ 
dauert. Der Zuſammenhang tritt ferner in der Anwendbarkeit 
des §8 343 BGB. hervor, der bei bloß bedingten Straf⸗ 
verſprechen nicht Platz greifen würde, falls nicht die Vornahme 
oder Unterlaſſung einer Handlung des Verpflichteten in Frage 
ſteht ($ 343 Abſ. 2 BGB.). Das Konkurrenzverbot behält 
hiernach als klagloſe Verbindlichkeit (naturalis obligatio) ſeine 
Wirkſamkeit und bildet die rechtliche Grundlage für den Anſpruch 
auf die Vertragsſtrafe, und zwar auch dann noch, wenn mit 
der Zuwiderhandlung der Zweck des Strafverſprechens, auf die 
Erfüllung des Konkurrenzverbotes hinzuwirken, hinfällig ge⸗ 
worden iſt; denn hierdurch entſteht kein neues Schuldverhältnis; 
das bisherige einheitliche Schuldverhältnis, der Zuſammenhang 
der Strafe mit der Konkurrenzklauſel beſteht weiter und zeigt 
ſich auch darin, daß die Strafe Erſatz für die Erfüllung iſt. 
Das LG, dem das Berufungsgericht überall beitritt, hat noch 
erwogen: nach dem Vertrag ſei der ſtillſchweigende Wille beider 
Parteien dahin gegangen, daß in Erlangen keinerlei Leiſtung 
aus dem Vertrage erfolgen ſolle. Für dieſe Annahme fehlt 
jede Begründung; erheblich würde auch nur die poſitive Feſt⸗ 
ſtellung fein, daß an einem beſtimmten anderen Orte erfüllt 
werden ſolle. Nach der Rechtſprechung des erkennenden Senats 
greift die ſubſidiäre geſetzliche Regel des 8 269 Abſ. 1 BGB. 
auch bei einer rechtsgeſchäftlichen Verpflichtung zu einer Unter⸗ 
laſſung Platz (vgl. RG. 51, 311 bis 315 und Urteil des 
III. 3S. vom 14. Nov. 1902, Gruchot Beitr. 47, 919). Das 


gleiche muß nach den obigen Aus führungen gelten, wenn aus 
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dem Konkurrenzverbot und Strafverſprechen nicht auf Unter⸗ 
laſſung, ſondern nur auf die Konventionalſtrafe geklagt wird. 
H. c. H., U. v. 29. Mai 08, 558/07 III. — Nürnberg. 

24. 58 536, 559 BO. Ein Urteil, welches eine Wider⸗ 
klage in erſter Linie als prozeſſual unzuläſſig und in zweiter Linie 
als ſachlich unbegründet abweiſt, muß ſtets auf Reviſion auf⸗ 
gehoben werden. — Fallenlaſſen der entgegenſtehenden Anſicht 
im Urt. v. 21. Jan. 05, 417/04 J.] | 

Das KG. hat in erfter Linie die Widerklage für prozeſſual 
unzuläſſig erklärt aber hinzugefügt, daß die Widerklage eventuell 
auch ſachlich unbegründet ſei. In der Tat konnte hierüber ein 
Zweifel auch nicht obwalten. Es bleibt daher noch zu unter⸗ 
ſuchen, ob im Hinblick auf die eventuelle Begründung die Reviſion 
zurückgewieſen werden darf. Unzweifelhaft war das vom KG. 
beliebte Verfahren unſtatthaft. Es iſt anerkannten Rechtens, 
daß ein Rechtsbehelf nicht gleichzeitig als prozeſſual unzuläſſig 
und materiell unbegründet verworfen werden darf (vgl. JW. 06, 
394 21 mit Nachw.). Dieſer Grundſatz gilt nicht nur in dem 
Sinne, daß ein Gericht nicht unentſchieden laſſen ſoll, ob es 
den Rechtsbehelf aus dem einen oder dem anderen Grunde 
verwirft; ein ſolches Urteil hätte ſchlechterdings keinen beſtimm⸗ 
baren Inhalt. Vielmehr darf ein Gericht auch den poſitiv für 
unzuläſſig erachteten Rechtsbehelf nicht — eventuell — für 
unbegründet erklären. Es darf überhaupt in eine Prüfung der 
materiellen Rechtslage nur eintreten, ſofern es die prozeſſualen 
Vorausſetzungen der Sachentſcheidung für erfüllt anſieht. Ver⸗ 
neint es ſie und erkennt gleichwohl in der Sache ſelbſt, ſo 
gelten die ſachlichen Ausführungen für nicht geſchrieben. 
Natürlich macht es hierbei keinen Unterſchied, ob die prozeſſualen 


»Vorausſetzungen mit Recht oder Unrecht verneint worden find. 


Nur das fragt ſich, wie in dem letzteren Falle das Rechts⸗ 
mittelgericht ſich zu verhalten hat, das nur von der abgewieſenen 
Partei angegangen iſt. Nach einer, namentlich von dem 
II. ZS. des RG. vertretenen Auffaſſung muß in ſolchem Fall 
das Urteil ohne Rückſicht auf die materielle Rechtslage auf⸗ 
gehoben, und die Sache zu anderweiter Entſcheidung zurück⸗ 
verwieſen werden (vgl. RG. 41, 369, in Seuff A. Bd. 53 
Nr. 257; JW. 97, 165 ?; 08, 339%). Man könnte verſucht 
ſein, dagegen einzuwenden, die Partei ſei nicht beſchwert, wenn 
ihr durch absolutio ab instantia die Chancen eines neuen 
Prozeſſes belaſſen wurden, während von Rechts wegen der An⸗ 
ſpruch ſelbſt abzuerkennen war. Auch mutet die Auffaſſung 
formaliſtiſch an; es erſcheint als unnütze Weitläufigkeit, daß der 
Vorderrichter gezwungen werden ſoll, die Sachentſcheidung, die 
er ſchon einmal bekannt gegeben hat und die vom Rechtsmittel⸗ 
gericht gebilligt wird, zu wiederholen. Erwägungen dieſer Art 
mögen es geweſen ſein, die den V. 3S. des RG. in der 
Streitſache 33/05 (JW. 05, 727 21 f.) zur Zurückweiſung der 
Reviſion beſtimmt haben. Sofort aber drängt ſich die Folge⸗ 
rung auf, daß dann das gleiche auch für den anderen Fall 
anerkannt werden muß, wenn Eventualgründe vom Vorder⸗ 
richter nicht beigefügt worden ſind. Ausſchlaggebend kann nur 
ſein, daß ein Rechtsbehelf mit Unrecht als unzuläſſig abgewieſen 
wurde, während er als unbegründet hätte abgewieſen werden 
müſſen. In dem Urteile vom 21. Jan. 05 Rep. I. 417/04 
hat denn auch der jetzt erkennende Senat im Gegenſatz zu dem 
OL G., das einen Anſpruch in der Annahme unzuläſſiger Klag⸗ 
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änderung a limine abgewieſen hatte, die Klagänderung vers 
neint, die Reviſion aber zurückgewieſen, weil der Anſpruch nicht 
zu Recht beſtehe. Indes kann hieran bei nochmaliger Prüfung 
nicht feſtgehalten werden. Diejenige Entſcheidung, die allein 
der Rechtslage entſprechen würde, die ſachliche Abweiſung des 
Anſpruchs, wird dem Rechtsmittelgericht durch das Verbot der 
reformatio in pejus verwehrt (8PO. SS 536, 559). Die 
Zurückweiſung des Rechtsmittels könnte nur bedeuten, was ſie 
begrifflich ſtets bedeutet, daß zwar nicht die Gründe, aber 
doch die Entſcheidung des Vorderrichters gebilligt würde. Es 
geht aber nicht an, daß ein Gericht einen Rechtsbehelf für 
unzuläſſig erklärt und in den Gründen auseinanderſetzt, dies 
geſchehe nur der Zweckmäßigkeit halber, in Wahrheit ſei der 
Rechtsbehelf zuläſſig. Dazu kommt, daß die hinzugefügte Be⸗ 
gründung die Gefahr nahelegt, daß die Entſcheidung dennoch 
im Sinne einer ſachlichen Abweiſung verſtanden wird. Hier⸗ 
nach darf der Rechtsmittelrichter, wenn er findet, daß ein 
Rechtsbehelf mit Unrecht als unzuläſſig behandelt iſt, die 
materielle Rechtslage überhaupt nicht nachprüfen. Ob die 
Prüfung größere oder geringere Schwierigkeiten bereitet, iſt 
dabei gleichgültig; auch bei Evidenz der Rechtslage kann nichts 
anderes Platz greifen. Iſt dem aber ſo, dann ſtellt ſich auch 
der Grund, daß die Partei durch die Unzuläſſigkeitserklärung 
des Vorderrichters nicht beſchwert ſei, als petitio principii 
heraus. Sie iſt beſchwert, einfach dadurch, daß ihr in Wirk⸗ 
lichkeit zuläſſiger Rechtsbehelf für unzuläſſig erachtet iſt. Die 
gegenteilige Meinung ſetzt voraus, was zu beweiſen wäre, 
aber verneint werden muß, daß auf die materielle Rechtslage 
eingegangen werden darf. Zu erwähnen bleibt noch, daß der 
erkennende Senat an dieſer Stellungnahme durch das angeführte 
Urteil des V. 35. nicht gehindert wird. Die Anrufung der 
vereinigten Zivilſenate iſt nicht erforderlich, da jenes Urteil 
deutlich erſehen läßt, daß grundſätzlich von der Auffaſſung des 
II. 3S. nicht abgewichen werden ſollte. Auch hat der V. Senat 
in einem andren Falle, IW. 02, 250, ebenſo wie der 
II. Senat erkannt. Th. c. V. E. & Gen., U. v. 37. Mai 08, 
596/06 I. — Berlin. 

25. 8 546 ZPO. Berechnung der Reviſionsſumme.] 

Nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG. iſt, ſoweit nicht 
87 3PO. zur Anwendung kommt, der nach dem klägeriſchen 
Intereſſe zu bemeſſende Wert des Streitgegenſtandes auch für 
den als Reviſionskläger auftretenden Beklagten dahin maß⸗ 
gebend, daß das Intereſſe des letzteren an dem Obſiegen in 
der Reviſionsinſtanz nicht auf einen höheren als den das 
klägeriſche Intereſſe beſtimmenden Betrag bewertet werden darf. 
Dieſer Grundſatz muß in gleicher Weiſe auch dann gelten, wenn 
es ſich, wie im vorliegenden Falle, für die Reviſionsinſtanz 
lediglich um eine Widerklage handelt. v. E. c. E., U. v. 
17. Juni 08, 366/07 V. — Marienwerder. 

26. 5 554 Abſ. 3 Nr. 2b ZPO. Subſtantiierung der 
prozeſſualen Rüge der Nichterhebung verſchiedener Beweis⸗ 
antritte.] 

Soweit in der Reviſionsbegründung die Nichterhebung 
zahlreicher in einem 30 Seiten ſtarken Schriftſatz angebotener 
Beweiſe, ohne jede nähere Bezeichnung der einzelnen in Betracht 
kommenden Tatſachen gerügt worden iſt, kann die Rüge wegen 
Verſtoßes gegen 8 554 Abſ. 3 Nr. 2b ZPO. keine Beachtung 
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finden (JW. 06, 432). K. c. K., U. v. 4. Juni 08, 
185/08 IV. — Düſſeldorf. 
27. 88 1039 (1042) ZPO. Es genügt einmalige 
Originalunterſchrift der Schiedsrichter in der zuzuſtellenden 
Urteilsausfertigung (8 1039). — Formale Vorausſetzungen 
des Vollſtreckungsurteils.] 

Kläger hatte mit dem Antrag geklagt: die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus dem Schiedsſpruch vom 30. Oktober 05 in Höhe 
der ihm zugeſprochenen Beträge für zuläſſig zu erklären. Be⸗ 
klagter hatte geltend gemacht, daß der Vorſchrift des 8 1039 
ZPO. inſofern nicht genügt ſei, als den Parteien am 2. Fe 
bruar 07 nicht eine Ausfertigung „d. h. eine mit doppelten 
Namenszügen der Schiedsrichter verſehene Urkunde“, ſondern 
eine nur eine einmalige Unterſchrift der Schiedsrichter tragende 
Urkunde zugeſtellt ſei. Aus den Gründen: Sollte auch, 
wie der Beklagte behauptet, ein ſich nicht als Ausfertigung 
bezeichnendes Schrifiſtück mit nur 2 Originalunterſchriften der 
Schiedsrichter, deſſen Übereinfiimmung mit der Urſchrift im 
übrigen nicht bemängelt iſt, zugeſtellt ſein, ſo hält der Senat 
an feiner bereits in einer früheren Sache (JW. 03, 50) aus⸗ 
geſprochenen Auffaſſung feſt, daß für die von den Schieds⸗ 
richtern als Privatperſonen herzuſtellenden Ausfertigungen zur 
Feſtſtellung der Authentizität des Spruches genügt, wenn das 
zugeſtellte Schriftſtück die einmaligen Originalunterſchriften der 
Schiedsrichter trägt und im übrigen die Mbereinftimmung dieſes 
Schrifiſtücks mit der Urſchrift feſtſteht. Iſt hiernach daran 
feſtzuhalten, daß der den Parteien am 1. und 2. Februar 07 
zugeſtellte Schiedsſpruch ordnungsmäßig zugeſtellt und bei dem 
zuſtändigen Gericht hinterlegt iſt, ſo kann dennoch die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsrichters, die durch Zurückweiſung der 
Berufung des Beklagten darauf hinausläuft, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Schiedsſpruch vom 30. Oktober 05 
für zuläſſig erklärt wird, nicht beſtehen bleiben, denn ein 
Schiedsſpruch von dieſem Tag iſt am 1. und 2. Februar 07 
nicht zugeſtellt, eine anderweite rechtswirkſame Zuſtellung hat 
der Berufungsrichter nicht feſtgeſtellt. Wie die Urſchrift des 
am 1. und 2. Februar zugeſtellten Spruchs ergibt, enthält 
dieſer Spruch nur eine einzige Tagesangabe — nämlich am 
Kopf den 31. Januar 07. Da irgendwelche für eine andere 
Auffaſſung ſprechende Umſtände von keiner Seite geltend gemacht 
ſind, iſt davon auszugehen, daß die Schiedsrichter, wozu ſie 
befugt waren, unter dem 31. Januar 07 von neuem einen 
Spruch erlaſſen und dieſen zugeſtellt haben; dieſe Annahme liegt 
um ſo näher, als bei einer anderen Auffaſſung auch dieſe Zu⸗ 
ſtellung wegen der fehlenden Angabe des Tages der Abfaſſung 
wieder ungültig ſein würde. Lag aber hiernach ein nach den 
85 1042 und 1039 ZPO. für vollſtreckbar zu erklärender 
Schiedsſpruch vom 30. Oktober 05 überhaupt nicht vor, wohl 
aber ein ſolcher vom 31. Januar 07, ſo durfte das Berufungs⸗ 
gericht nicht die Zwangsvollſtreckung aus dem unter dem 
30. Oktober 05 erlaſſenen Schiedsſpruch für zuläſſig erklären, 
ſondern es hätte prüfen müſſen, ob, wie es anſcheinend der 
Fall iſt, der am 1. und 2. Februar 07 zugeſtellte, vom 
31. Januar 07 datierte Spruch mit dem früher bereits wieder⸗ 
holt ungenügend zugeſtellten Spruch vom 30. Oktober 05 ſach⸗ 
lich völlig übereinſtimmt. Hätte die Prüfung die ſachliche 
Ubereinſtimmung ergeben, fo hätte der Berufungsrichter nach 
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Herbeiführung einer entſprechenden Anderung des Klagantrags, 
die Zwangsvollſtreckung aus dem wirkſam zugeſtellten Schieds⸗ 
ſpruch auszuſprechen gehabt, denn in der anzuregenden Anderung 
des Klagantrags würde eine Klagänderung gemäß 8 268 
Ziff. 3 ZPO. nicht zu finden fein, da die Klage wie die Ver 
handlungen der Vorinſtanzen materiell den gleichen Anſpruch, 
die Vollſtreckbarkeit des zwiſchen den Parteien erlaſſenen Schieds⸗ 
ſpruchs, betrafen. Da in der Reviſionsinſtanz die erforder⸗ 
lichen tatſächlichen Feſtſtellungen nicht zu treffen ſind, iſt das 
angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuverweiſen. Sollte der vom 31. Januar 07 datierte Schieds⸗ 
ſpruch nicht mit dem Spruche vom 30. Oktober 05 völlig 
übereinſtimmen, ſo muß dem Berufungsgerichte vorbehalten 
bleiben zu entſcheiden, ob die Abweichungen die Annahme einer 
Klagänderung rechtfertigen würden. N. c. J., U. v. 16. Juni 08, 
564/07 VII. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

28. Recht der Handelsgeſellſchaft im Konſularbezirk.] 

Durch die Klage war beantragt, feſtzuſtellen, daß der 
Kläger Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft in Firma 
S. & Co. iſt. — Die Beklagten, welche Teilhaber der gedachten 
Handelsgeſellſchaft find, beantragten, die Klage abzuweiſen. 
Das Kaiſerliche Konſulargericht zu Shanghai hat auf 
einen richterlichen Eid des Beklagten M. erkannt. Die Be⸗ 
rufung des Klägers wurde zurückgewieſen: Die Rechtsverhältniſſe 
der Parteien ſind nach deutſchem Rechte zu beurteilen. Durch 
die Klage iſt die Feſtſtellung verlangt, daß der Kläger auch im 
inneren Verhältniſſe zu den Beklagten voller Geſellſchafter 
der offenen Handelsgeſellſchaft S. &. Co. ſei. Grundſätzlich 
trifft ihn die Beweislaſt dafür, daß ein Geſellſchaftsvertrag des 
von ihm behaupteten Inhaltes zuſtande gekommen ſei. Denn 
die Beklagten beſtreiten das Zuſtandekommen eines Geſellſchafts⸗ 
vertrags ſolchen Inhaltes. Nach ihrer Darſtellung kam bei 
den hierüber gepflogenen Verhandlungen nur eine endgültige 
Emigung über die Höhe ſeiner Geſchäftseinlage und ſeines 
Gewinnanteiles zuſtande und war weiter beſprochen worden, 
daß man ſich über die übrigen Beſtimmungen des „Partner“ 
vertrags nach der Rückkunft von D. einigen wolle. Allerdings 
iſt nach dieſen Verhandlungen der Kläger in dem nach deutſchem 
Rechte geführten Handelsregiſter zu Shanghai als Geſell⸗ 
ſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft S. & Co. angemeldet 
und eingetragen worden. — Dieſer letztere Vorgang würde 
nach den in Deutſchland geltenden Anſchauungen an und für 
ſich auch unter den Geſellſchaftern eine tatſächliche Ver⸗ 
mutung für das Beſtehen eines Geſellſchaftsvertrags begründen, 
und zwar eines Geſellſchaftsvertrages, wonach der Kläger auch 
an dem ſogenannten good will anteils⸗ und verfügungsberechtigt 
wäre. Der I. Richter hat dies nicht verkannt. Es handelt 
ſich indes um die Auslegung rechtsgeſchäftlicher Vorgänge in 
Shanghai und für eine ſolche Auslegung find die in Shanghai 
beſtehenden Gebräuche der deutſchen Kaufleute von maßgebender 
Bedeutung. Im weiteren können auch im Verkehre unter 
deutſchen Kaufleuten an einem Handelsplatze oder in einem 
größeren Handelsgebiete des Auslandes Anſchauungen und 
Auffaſſungen, die urſprünglich dem engliſch⸗amerikaniſchen Ge⸗ 
ſellſchaftsrechte angehörten und in der engliſch⸗amerikaniſchen 
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Geſchäftsübung entwickelt wurden, übernommen werden und ſich 
zu einem an jenem Platze beſtehenden Gebrauche der deutſchen 
Kaufleute entwickeln. Der ausländiſche Urſprung kann einer 
ſolchen Entwickelung nicht entgegenſtehen. — Darum hat der 
I. Richter mit Recht den von ihm näher dargelegten in Shanghai 
beſtehenden Gebräuchen und Anſchauungen der deutſchen Kauf⸗ 
leute maßgebenden Einfluß auf die Beurteilung der rechts⸗ 
geſchäftlichen Vorgänge zwiſchen den Parteien beigelegt. Der 
Berufungskläger hat zwar die Ausführungen des I. Richters 
über den Inhalt jener Gebräuche als unrichtig bekämpft. Seine 
Ausführungen find indes nicht geeignet, die vom Konſulargericht 
unter Mitwirkung zweier Kaufleute aus eigener Sachkenntnis 
geſchöpfte Feſtſtellung derſelben zu erſchüttern. — Entgegen der 
Annahme des I. Richters, daß in den deutſchen kaufmänniſchen 
Kreiſen zu Shanghai nur der als voller Geſellſchafter gelte, 
dem ein Anteil am good will ausdrücklich übertragen ſei, hat 
der Berufungskläger zum Beweiſe ſeiner Behauptung — 
jeder nicht volle Geſellſchafter verzichte vor der Eintragung in 
das deutſche Geſellſchaftsregiſter ausdrücklich auf das Recht 
am good will und darum ſei durch die Eintragung in das 
Geſellſchaftsregiſter ohne einen ſolchen Verzicht zum Ausdruck 
gebracht, daß der ſo eingetragene Geſellſchafter ein voller ſei — 
die „ſachverſtändigen Zeugen“ K. in Firma M. & Co., Bremen, 
und M. in Firma C. & Co., Hamburg, angerufen. Die ge⸗ 
dachten als „ſachverſtändige Zeugen“ bezeichneten Perſonen 
ſollen in Wirklichkeit als Sachverſtändige ein Gutachten 
erſtatten. Ihre Vernehmung unterſteht daher dem Ermeſſen. 
Die Autorität der hierher gehörenden Aus führungen des 
I. Richters und die dadurch begründete Überzeugung des 
erkennenden Senats würden durch abweichende Ausführungen 
jener Sachverſtändigen nicht erſchüttert. Die Vernehmung jener 
Sachverſtändigen war daher abzulehnen. Auch das weitere 
Vorbringen des Berufungsklägers in dieſem Zuſammenhange — 
er habe die gedachten Anſchauungen und Gebräuche in Shanghai 
nicht gekannt, die offene Handelsgeſellſchaft S. & Co. habe 
bisher nur volle Geſellſchafter gehabt, die Beklagten und vor 
dieſen auch andere ſeien direkt vom Prokuriſten, ohne das 
Zwiſchenglied des junior partner, volle Geſellſchafter 
geworden — iſt nicht geeignet, die Erheblichkeit der vom 
I. Richter feſtgeſtellten Gebräuche und Anſchauungen der dortigen 
deutſchen Kaufleute für die Beurteilung der rechtsgeſchäftlichen 
Vorgänge unter den Parteien zu beſeitigen oder zu erſchüttern. 
S. c. M. u. D., U. v. 29. Mai 08, 629/07 II. — Shanghai. 
29. 8 45 HGB. verb. mit 88 286, 427 ZPO. Das 
Recht der Anordnung der Vorlegung der Handelsbücher im 
Laufe eines Rechtsſtreits (8 45 HGB.) gilt nicht nur für 
Handelsſachen. — Folgen der Verweigerung der Vorlegung ] 
Der in der Literatur mehrfach vertretenen und von der 
Reviſion geteilten Anſicht, daß der 8 45 (früher Art. 37 HGB.) 
nur für Handelsſachen gelte — woraus die Unanwendbarkeit der 
Vorſchrift für den vorliegenden Fall folgen würde —, iſt nicht 
beizutreten. Gegen ſie ſpricht ſchon die ganz allgemeine Faſſung 
des 8 45, welche die Anordnung der Vorlegung der Handels⸗ 
bücher nicht auf Prozeſſe über Handelsſachen einſchränkt, ſondern 
im Laufe „eines“ Rechtsſtreits zuläßt. Deutlich aber ergibt 
ſich aus dem 847 HGB., daß die Vorſchriften des HGB. über die 
Anordnung der Vorlegung der Handelsbücher nicht bloß für 
62 * 
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Handelsſachen gegeben ſind. (Wird ausgeführt.) Daß die Ver⸗ 
weigerung der nach 8 45 vom Gericht angeordneten Vorlegung 
nach der Abſicht des Geſetzgebers nicht ohne jede nachteilige 
Folge für den Weigernden hat ſein ſollen, bedarf keiner Aus⸗ 
führung. Ob dieſe Folge ſich nach §S 427 ZPO. beſtimmt 
— worüber in der Literatur Streit herrſcht —, oder ob die 
Tatſache der Weigerung nach Lage des einzelnen Falles vom 
Prozeßrichter gemäß 8 286 daſelbſt nach freiem Ermeſſen für 
die Entſcheidung der Frage zu würdigen iſt, inwieweit die nach 
der Behauptung des Prozeßgegners aus den Handelsbüchern 
erſichtlichen Umſtände für dargetan zu erachten ſind, kann im 
vorliegenden Fall unerörtert bleiben. Denn nach 8 427, den 
der Berufungsrichter in erſter Reihe für anwendbar erklärt, 
durfte er ohne weiteres die Behauptungen des Beklagten über 
den Inhalt der Handelsbücher als bewieſen annehmen. Zu 
demſelben Ergebnis gelangt er aber auch auf Grund tatſächlicher, 
vom Reviſionsgericht nicht nachzuprüfender Erwägungen bei der 
hilfsweiſen Anwendung des 8286. Kreditverein für L. c. Landes⸗ 
fiskus von E.⸗L., U. v. 29. Mai 08, 449/07 VII. — Colmar. 

30. 5 377 HGB. Umfang der Unterſuchung und Recht⸗ 
zeitigkeit der Mängelrüge.] 

Die Beklagte erhielt auf Beſtellung und nach übergebenem 
Muſter von der Klägerin netto 99 080 kg Gerſte für 
19 419,68 & gegen Dreimonatsakzept geliefert. Auch iſt un⸗ 
ſtreitig, daß Braugerſte zu liefern war. Die Ware gelangte 
am 29. September 1906 in den Beſitz der Beklagten. Durch 
Schreiben vom 8. Oktober 1906 ſtellte die Beklagte die Gerſte 
und das bis dahin daraus bereitete Malz zur Verfügung, in⸗ 
dem ſie unter anderem rügte, daß die Gerſtenhaufen ſich bei 
der Verarbeitung auf der Tenne ſchwärzten und vorzeitig ab⸗ 
ſtürben. Die Klägerin erkannte dieſe Rüge nicht als berechtigt 
an; ihre Klage wurde vom OLG. abgewieſen, das RG. hob 
auf: Die Beklagte hat von der Gerſte in der Zeit bis zum 
8. September 50 000 kg vermälzt; durch Schreiben von dieſem 
Tage ſtellte ſie den Reſt der Ware und das aus derſelben 
hergeſtellee Malz der Klägerin zur Verfügung u. a. mit der 
Begründung, bei der Verarbeitung habe ſich ergeben, daß die 
Keime vorzeitig abſtürben, und die Ware danach als Braugerſte 
unbrauchbar ſei. Weder die Schwierigkeit der Entdeckung eines 


Mangels noch der Umſtand, daß derſelbe ſelten vorzukommen 


pflegt, können grundſätzlich den Käufer von der auf denſelben 
gerichteteten Unterſuchungspflicht nach 8 377 HGB. entbinden. 
Dabei iſt, ſoweit ein Fehler nicht anders als durch teilweiſe 
Verarbeitung und weſentliche Umgeſtaltung der Ware oder 
teilweiſen Verbrauch derſelben ermittelt werden kann, die Ver⸗ 
arbeitung oder der Verbrauch in dem notwendigen Umfang 
nicht nur zuläſſig, ſondern auch erforderlich. Insbeſondere iſt 
das von der Rechiſprechung für Braugerſte — namentlich be⸗ 
züglich des hier in Frage ſtehenden Mangels — ſowie für 
ähnliche Waren wie Mehl und dergl. wiederholt ausgeſprochen 
worden. (Zu vgl. RG. 47, 20; Bolze, Praxis Bd. 15 Nr. 357; 
Bd. 7 Nr. 561; NOHG. 8, 174; 9, 404; 12, 91; 22, 151; 
Staub⸗Könige zu 8 377 Anm. 13 S. 603.) Dabei ift aber, 
im Intereſſe des Verkäufers, der die Ware eventuell zurück⸗ 
zunehmen hat, dieſe Verarbeitung jedenfalls annähernd auf 
diejenige Quantität zu beſchränken, die für die Feſtſtellung des 
Mangels erforderlich iſt. Darüber hinaus und namentlich 
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dann, wenn wie im vorliegenden Falle mehr als die Hälfte 
der Ware in einer Menge von 50 000 kg verarbeitet wurde, 
kann von einer Unterſuchung der Ware nicht mehr die Rede 
ſein; vielmehr handelt es ſich hier in Wirklichkeit um eine Ver⸗ 
fügung über die Ware ohne die nach dem Geſetze erforderliche 


Unterſuchung. Nach dem vom OLG. angezogenen Gutachten 


waren für den in Frage kommenden Tennenvermälzungsverſuch 
mindeſtens 2 Zentner erforderlich, zweckmäßig aber 4 bis 
5 Zentner Gerſte zu verwenden. Danach hat die Beklagte, 
ſoweit die bisherigen Feſtſtellungen des OLG. reichen, der ihr 
obliegenden Unterſuchungspflicht nach 8 377 nicht genügt. 
Weiterhin kommt aber in Betracht, daß, wenn eine Unter⸗ 
ſuchung bei Verarbeitung der angegebenen geringeren Quantität 
vorgenommen wäre, hierzu nach dem Sachverſtändigengutachten 
eine nicht unweſentlich kürzere Zeit erforderlich geweſen wäre, 
ein Moment, das für die von der Klägerin ebenfalls beſtrittene 
Rechtzeitigkeit der Mängelrüge von Bedeutung ſein mußte und 
daher nicht hätte unerörtert bleiben dürfen. R. c. C., U. v. 
12. Mai 08, 519/07 II. — Cöln. 

Wechſelordnung. 

31. Art. 23 Abſ. 2, 74 WO. Einrede gegen den gutgläubigen 
Erwerber eines Blankoakzepts, der daraus den fertigen Wechſel 
durch Zeichnung als Ausſteller herſtellt, aus der Perſon ſeines 
Vormanns.] 

Vorliegend handelt es ſich um den Fall, wo derjenige, 
welcher ein Wechſelblankett aus der Hand des erſten Nehmers 
erworben hat, dieſes befugterweiſe ausfüllt und aus dem hier⸗ 
durch fertiggeſtellten Papiere Wechſelanſprüche geltend macht. 
Das KG. legt einem ſolchen Blanketterwerber die Rechtsſtellung 
eines Indoſſators bei, mit der Wirkung, daß er ſich gegen 


ſeinen Vormann, den Blankotradenten, begründete Einwendungen 


nur dann brauche entgegenhalten zu laſſen, wenn er deſſen ver⸗ 
ſteckter Inkaſſomandatar oder unredlicher Rechtsnachfolger ſei. 
Wenn die Gleichſtellung mit dem Indoſſatar mehr ſein ſoll 
als eine bloße Vergleichung, ſo muß dem freilich entgegen⸗ 
getreten werden; denn von einem wechſelrechtlichen Abertragungs⸗ 
akte kann überhaupt nicht die Rede ſein. So wenig wie der 
erſte Nehmer des Blanketts, der es mit der Befugnis zur Aus⸗ 


füllung durch einfache Tradition weitergibt, Indoſſant des 


künftigen Wechſels iſt, ebenſowenig kann der Erwerber, der das 
Blankett durch Hinzufügung der Ausſtellerunterſchrift zum fertigen 
Wechſel umſchafft, als Indoſſatar aufgefaßt werden. Für dieſe 
Auffaſſung fehlen alle wechſelrechtlichen Vorausſetzungen. Sieht 
man aber von dieſem formalen Bedenken ab, ſo iſt, inſofern 
es ſich lediglich um die Blankotradition des Blanketts handelt, 
gegen die materielle Charakteriſierung der Rechtsſtellung, die der 
dritte Erwerber den Einreden aus der Perſon ſeines Vormanns 
gegenüber einnimmt, nichts einzuwenden. Sie ſteht ſachlich in 
Übereinftimmung mit der Auffaſſung, welche der erkennende 
Senat im Anſchluß an die Rechtſprechung des ROH G. und des 
RG. ſelbſt in feinem Urteile I 531/06 vom 27. März 1907 
(RG. 65, 409) ausgeführt und begründet hat. Danach iſt aller⸗ 
dings vor der Ausfüllung des Blanketts auch auf den gut⸗ 
gläubigen dritten Erwerber nur die Ausfüllungsbefugnis ſeines 
Vormanns übergegangen und er muß ſich folgeweiſe die in 
deſſen Perſon entſtandenen Einreden gefallen laſſen. Hat er 
aber durch Zeichnung als Ausſteller den Wechſel bona fide 
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hergeſtellt, fo iſt damit zu feinen Gunſten gemäß Art. 23 Abſ. 2 
MD. die Haftung des Akzeptanten eingetreten, dann beruht fein 
Gläubigerrecht nicht mehr auf der Übertragung ſeines Vormanns, 
ſondern auf der Skripturobligation des Akzeptanten in Ver⸗ 
bindung mit dem gutgläubigen Erwerbe. Dieſen gleichen Grund⸗ 
ſatz, welcher auf der eigentümlichen Wirkung der in der Aus⸗ 
füllung des Blanketts liegenden Wechſelkreation beruht, hat der 
Senat auch in dem Urteile I 537/06 vom 3. Juli 1907 befolgt 
und hält auch jetzt noch daran feſt. Damit iſt indeſſen die 
Frage für den vorliegenden Fall noch nicht erledigt. Mit Recht 
wendet die Reviſion ein, daß in dem angefochtenen Urteile nicht 
genügend berückſichtigt ſei, auf welche Weiſe der Übergang der Blan⸗ 
kette ſtattgefunden habe. Das KG. hat zwar nicht überſehen, daß 
dieſe Übertragung im Zuſammenhange mit der Zeſſion der zu⸗ 
grunde liegenden Forderung erfolgt iſt. Es will aber dieſem 
Umſtande keine Erheblichkeit beimeſſen, weil dann, wenn die 
Blankotradition des Papiers mit einer zivilrechtlichen Zeſſion 
der Forderung des Tradenten zuſammentreffe, die höhere Wirkung 
des Rechtserwerbs durch Blankotradition eintrete. In der 
Natur der Blankotradition liegt kein Grund zu ſolcher Be⸗ 
vorzugung. Aus dem früher ausgeführten folgt allerdings für 
den Fall, wo es ſich nur um die Übertragung des Blanketts in 
Verbindung mit der Übertragung der Ausfüllungsbefugnis 
handelt, daß die gutgläubige Ausfüllung ſeitens des Erwerbers 
die Einwendungen aus der Perſon des übertragenden Vormannes 
ausſchließt, obgleich die Ausfüllungsbefugnis an ſich nur ein 
von dieſem übertragenes Recht iſt und daher, ſo lange ſie nicht 
ausgeübt iſt, den gegen ihn begründeten Einwendungen auch in 
der Hand des Erwerbers ausgeſetzt bleibt, ſo daß gegebenen⸗ 
falles der Blankoakzeptant das Papier zurückfordern könnte. 
Anders aber iſt es, wenn das Blankett nicht für ſich Gegenſtand 
der Übertragung war, ſondern wenn es, wie vorliegend uns 
zweifelhaft iſt, zuſammen mit der materiellen Forderung, für 
welche das Blankoakzept gegeben worden, auf den dritten Erwerber 
übertragen wurde, wobei es natürlich nur auf den rechtlichen 
Zuſammenhang der Forderungszeſſion und der Blankeitradition 
und nicht darauf ankommt, ob die Übergabe des Blanketts 
gleichzeitig mit der Zeſſion der Forderung oder erſt nachträglich 
erfolgt iſt. In dieſem Falle ſteht der Erwerber des Blanketts, 
da er zugleich Gläubiger der dieſem zugrunde liegenden Forderung 
geworden iſt, dem Blankoakzeptanten nicht anders gegenüber als 
der erſte Nehmer des Blankeits, fein Rechtsvorgänger, er iſt an 
deſſen Stelle getreten und kann darum auch die Ausfüllung des 
Papiers nicht unter anderen Bedingungen und nicht mit anderer 
Wirkung als dieſer vornehmen, d. h. ſeine Ausfüllung muß, 
ohne daß es auf die beſondere Willensrichtung ankommt, rechtlich 
gelten als mit bezug auf ſein Gläubigerrecht und die darin 
enthaltene und daran geknüpfte Ausfüllungsbefugnis erfolgt. 
Dieſer Rechtslage gegenüber kann der für den früher behandelten 
Fall maßgebende Gedanke der Wechſelkreation nicht durchgreifen. 
Vielmehr ergibt ſich hier von ſelbſt der Schluß, daß die aus 
dem unterliegenden, durch Zeſſion übertragenen Forderungs⸗ 
verhältnis entnommenen Einwendungen dem Erwerber des 
Blanketts gegenüber auch nach der Ausfüllung des Papiers in 
gleicher Weiſe zuſtehen müſſen, wie gegenüber ſeinem Vormanne, 
dem Zedenten. Bei dieſem Ergebniſſe kommt es auf die Frage 
nicht an, ob der Kläger ſich die Nichtigkeit oder Unklagbarkeit 
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der Kauſalgeſchäfte ſchon bei bloßer Kenntnis dieſer Rechtsmängel 
müßte entgegenhalten laſſen, oder ob es dazu noch des Nachweiſes 
einer beſonderen Argliſt beim Erwerbe der Blankette bedürfen 
würde. Da hiernach die Entſcheidung des KG. auf rechts⸗ 
irrtümlicher Grundlage beruht, ſo muß das angefochtene Urteil 
aufgehoben werden. Zur Entſcheidung reif iſt die Sache aber 
noch nicht, da bisher die Feſtſtellung darüber fehlt, ob und in 
welchem Umfange der Einwand des Beklagten begründet ſei, 
daß die zedierte Forderung aus nichtigen Börſentermingeſchäften 
und unklagbaren Differenzſpielen entſtanden ſei. Daher iſt die 
Zurückverweiſung erforderlich. St. c. V., U. v. 20. Mai 08, 
388/07 I. — Berlin. 

32. Art. 88 WO. Mangel der Sichtpräſentation bei 
einem eigenen Sichtwechſel.] 

Das OLG. hat, abweichend vom LG., den mit der Klage 
vorgelegten Wechſelproteſt für ungültig gehalten, aber angenommen, 
daß die fehlende Sichtpräſentation durch die Zuſtellung der Klage 
erſetzt werde, und daß dies auch den Avaliſten gegenüber gelte. 
Hierbei folgt es dem Urteile des III. 3S. des RG. vom 
16. Januar 1883 (RG. 8, 66). Die Reviſion bekämpft dieſe 
Sätze als rechtsirrtümlich. Es iſt indes nicht erforderlich, hierzu 
Stellung zu nehmen. Denn der Senat iſt bei der Prüfung 
des Proteſtes zu dem Ergebniſſe gelangt, daß die Bedenken 
gegen deſſen Gültigkeit nicht durchgreifen. Die Proteſturkunde 
berichtet, daß ſich der Notar im Auftrage der Klägerin in das 
Geſchäftslokal der Firma B. & Co. zu Neumünſter begeben habe, 
um ihr den Wechſel für feine Auftraggeber zu präſentieren. 
Alsdann heißt es: „Ich traf daſelbſt ... die Prokuriſten der 
Firma, nämlich die Herrn H. F. und W. Sch. an und zeigte 
denſelben den Wechſel vor. Dieſelben erklärten: Der Wechſel 
iſt richteg; wir werden für Zahlung Sorge tragen.“ Die 
Ungültigkeit des Proteſtes leitet das OLG. ab aus der Vor⸗ 
ſchrift des Art. 88 Nr. 3 WO., wonach der Proteſt „das an 
die Perſon, gegen welche proteſtiert wird, geſtellte Begehren“ 
enthalten muß. Das „Begehren“ habe ſich im vorliegenden Falle, 
wie aus Art. 20 in Verb. mit Art. 98 Nr. 3 hervorgehe, dahin 
richten müſſen, daß der Ausſteller eine datierte Sichtbeſcheinigung 
auf den Wechſel ſetze. Ein Begehren des Inhaltes, daß der 
Wechſel „zum Zwecke der Sicht“ vorgelegt wurde, ſei aus dem 
Proteſte nicht zu entnehmen. Auszugehen iſt davon, daß trotz 
des Wortes „muß“ die in Art. 88 für den Proteſt aufgeſtellten 
Erforderniſſe nicht in dem Grade zwingend ſind, daß das Fehlen 
oder die Mangelhaftigkeit des einen oder des anderen Erforder⸗ 
niſſes unbedingt und in allen Fällen Nichtigkeit zur Folge habe. 
Vielmehr iſt in jedem einzelnen Falle zu prüfen, ob ein vor⸗ 
handener Mangel ſo erheblich iſt, daß er den Zweck und das 
Weſen des Proteſtes beeinträchtigt. (Vgl. ROHG. 1, 143; 
18, 209.) Zweck und Aufgabe des hier in Frage ſtehenden 
Proteſtes war es, „die rechtzeitige Präſentation des Wechſels 
feſtſtellen zu laſſen“ (Art. 20 in Verb. mit Art. 98 Nr. 3). 
Für die „Annahme“ oder die „Datierung des Akzeptes“, wovon 
der vom gezogenen Wechſel handelnde Art. 20 ſpricht, iſt bei 
dem eigenen Wechſel kein Raum. Demgemäß verfügt Art. 98 
auch nur, daß die Vorſchriften der Art. 19 und 20 über die 
Präſentation der Wechſel auf eine Zeit nach Sicht für eigene 
Wechſel „mit der Maßgabe gelten, daß die Präſentation dem 
Ausſteller geſchehen muß“. Nun iſt freilich aus Art. 19 und 20 
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zu entnehmen, daß die mit Datum verſehene Sichtbeſcheinigung 
des Ausſtellers genügt, um die Nachſichtfriſt in Lauf zu ſetzen 
und dem Wechſel einen feſten Verfalltag zu geben. Auch iſt 
zuzugeben, daß der Proteſtbeamte in einem Falle der vorliegenden 
Art an den Ausſteller das Begehren richten könnte, eine ſolche 
datierte Sichtbeſcheinigung auf den Wechſel zu ſetzen. Für 
ſchlechthin weſentlich kann ein ſolches Begehren aber nicht erachtet 
werden. Das Weſentliche bei dem Rechtsakte iſt vielmehr die 
Präſentation als ſolche, die Tatſache der Sicht. Dieſe aber iſt 
durch den Proteſtbeamten in zweifelsfreier Weiſe beurkundet. 
R. u. Gen. c. R. B., U. v. 30. Mai 08, 30/08 I. — Kiel. 

Verſicherungsrecht. 

33. Begriff eines verſicherungspflichtigen Unfalles beim 
Hinſtürzen infolge Ohnmachtsanfalles.] 

Der Kläger iſt bei der Beklagten gegen Unfälle verſichert. 
In der Nacht vom 4. zum 5. Februar 1906 fiel er auf der 
Eiſenbahnfahrt durch Thüringen auf dem Gange des D⸗Zuges 
zu Boden und erlitt einen Beinbruch. Er hat ſich nach ſeiner 
Darſtellung des Unfalls in der erwähnten Nacht während der 
Fahrt auf den Gang des Zuges begeben, um an den Schaffner 
das Erſuchen, die Heizung abzuſtellen, zu richten. Dabei fei 
er ſchlaftrunken und von der Hitze benommen infolge des 
Rüttelns des Eiſenbahnwagens niedergefallen, er habe verſucht, 
ſich am Fenſterriemen feſtzuhalten, das ſei ihm aber nicht 
gelungen. Die Beklagte beſtreitet die Richtigkeit der vom 
Kläger gegebenen Darſtellung. Der Vorgang habe ſich, während 
der Zug in Weimar gehalten habe, ereignet; Kläger habe in 
feiner Unfallanzeige ſelbſt angegeben, daß er infolge der Über⸗ 
hitzung des von ihm benutzten Abteils unwohl geworden und 
ohnmächtig in ſich zuſammengebrochen ſei. Danach liege ein 
Unfall im Sinne des 8 2 der Verſicherungsbedingungen nicht 
vor, und die Entſchädigungspflicht der Beklagten ſei auch nach 
8 4 dieſer Bedingungen ausgeſchloſſen. Die Beklagte iſt in 
allen drei Inſtanzen für ſchadenserſatzpflichtig erklärt: Das 
Berufungsgericht hat in tatſächlicher Beziehung die Richtigkeit 
der von der Beklagten gegebenen Darſtellung des Vorgangs, 
bei dem der Kläger den Beinbruch erlitten hat, unterſtellt. 
Auch bei dieſer vorſtehend angeführten Darſtellung erachtet das 
Berufungsurteil die Verletzung, welche der Kläger erlitten hat, 
für einen unter den Verſicherungsvertrag fallenden und deshalb 
von der Beklagten zu entſchädigenden Unfall. Den von der 
Reviſion hiergegen erhobenen Angriffen iſt der Erfolg verſagt 
worden. Es trifft zunächſt nicht zu, daß das Berufungsgericht 
bei ſeiner Entſcheidung den Begriff des Unfalls, wie ihn 8 2 
der Verſicherungsbedingungen aufſtellt, verkannt, dieſe Vertrags⸗ 
beſtimmung nicht ausreichend gewürdigt haben ſoll, und deshalb, 
indem es die Ohnmacht des Klägers als Urſache des Unfalls 
ausſchaltet, fehl geht. Das Berufungsgericht verkennt durchaus 
nicht, daß die Beklagte den Kläger nur zu entſchädigen hat, 
wenn die Tatbeſtandsmerkmale eines Unfalls vorliegen, und 
daß dieſe aus 8 2 der Verſicherungs bedingungen zu entnehmen 
find. Die dort aufgeſtellten Tatbeſtandsmerkmale eines zu 
entſchädigenden Unfalls find aber auch in dem angefochtenen 
Urteile in nicht zu beanſtandender Weiſe als gegeben angenommen 
worden. Ohne Rechtsirrtum ſieht das Berufungsgericht für 
dargetan an, daß der Kläger durch das Niederfallen eine unab⸗ 
hängig von ſeinem Willen eingetretene Körperverletzung erlitten 
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hat, welche durch eine plötzliche, äußere, mechaniſche Einwirkung 
hervorgerufen iſt. Als äußere mechaniſche Einwirkung kommt 
dabei die Berührung des Klägers mit den Wänden oder dem 
Boden des Ganges bei dem Niederfallen in Betracht. Dieſe 
Berührung verliert die ihr beigelegte Bedeutung auch dann 
nicht, wenn, wie das Berufungsgericht als möglich annimmt, 
nicht die Heftigkeit des Aufprallens ſelbſt, ſondern eine beim 
Niederfallen eingetretene anormale Gliederſtellung den Beinbruch 
herbeigeführt hat, auch dann iſt die ſchädigende Einwirkung 
durch das Zuſammentreffen der ſo geſtellten Glieder mit einem 
Fremdkörper erfolgt. In dieſem Sinne find die Ausführungen 
des Berufungsurteils aufzufaſſen. Der Annahme der Reviſion, 
der Boden, auf den Kläger gefallen iſt, komme nur paſſiv in 
Betracht, Urſache des Sturzes ſei allein die Ohnmacht, war 
nicht beizutreten. Zutreffend geht das Berufungsgericht im 
Anſchluß an das Urteil des RG. vom 3. Oktober 1899 — 
RG. 44, 149 — davon aus, daß die Ohnmacht zwar den 
äußeren Anſtoß zu dem Vorgange gegeben habe, daß der Bein⸗ 
bruch aber nicht durch ſie, ſondern durch den Sturz verurſacht 
ſei. Eine gegenteilige Auffaſſung iſt aus dem von der Reviſion 
angezogenen Urteile des Senats vom 23. Oktober 1903 — 
RG. 55, 408 — nicht zu entnehmen. Aus dem dort auf⸗ 
geſtellten Gegenſatze der äußeren Gewalteinwirkungen — auch wenn 
damit dasſelbe wie mit äußerer mechaniſcher Einwirkung bezeichnet 
iſt — zu krankhaften Vorgängen im Innern des Körpers folgt 
für die hier zu treffende Entſcheidung zugunſten der Beklagten 
nichts. Auch bei voller Anerkennung dieſes Gegenſatzes bleibt 
hier die ſelbſtändige ſchädigende Einwirkung des Fremdkörpers, 
den der Kläger im Fallen berührt hat, beſtehen. Dieſe Ein⸗ 
wirkung iſt nicht, wie die Reviſion meint, eine lediglich paſſive, 
ſondern ſie hat, da es darauf, wie die die Einwirkung ermög⸗ 
lichende unfreiwillige Annäherung erfolgt, nicht ankommt, eine 
von der Ohnmacht unabhängige, den Unfallsbegriff für ſich 
allein erfüllende Bedeutung. — Auch in ſeiner weiteren Ent⸗ 
ſcheidung, daß § 4 der Verſicherungs bedingungen den hier in 
Frage ſtehenden Unfall von der Verſicherung nicht ausſchließe, 
gibt das Berufungsurteil zu Bedenken keinen Anlaß. (Wird 
dargelegt.) Endlich iſt es auch gerechtfertigt, daß im an 
gefochtenen Urteile die Verletzung des Klägers nicht als Folge 
eines Temperatureinfluſſes für von der Verſicherung aus⸗ 
geſchloſſen angeſehen worden iſt. Selbſt wenn Temperatur 
einflüſſe nicht auf die durch die natürliche Temperatur hervor⸗ 
gerufenen Einwirkungen zu beſchränken ſein ſollten, greift die 
ihre Folgen von der Verſicherung ausſchließende Beſtimmung 
hier nicht Platz. Als Folgen kommen, wie das Berufungs⸗ 
gericht zutreffend annimmt, immer nur die durch die Temperatur 
unmittelbar hervorgebrachten ſchädlichen Wirkungen in Betracht. 
Zu ihnen iſt die, wie ausgeführt, lediglich durch das unglückliche 
Fallen dem Kläger zugefügte Verletzung keinenfalls zu rechnen. 
Sch. U.⸗V. c. L., U. v. 29. Mai 08, 430/07 VII. — Berlin, 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

34. 5 1 Haftpfl. in Verb. mit 88 254, 276 BGB. 
Grundſätze bei Prüfung der Frage des Verſchuldens eines 
neunjährigen Knaben nach deſſen Individualität.] 

Der damals noch nicht voll neunjährige Kläger iſt am 
20. November 1906 beim Verſuche des Aufſpringens auf den 
Vorderperron eines Wagens der von der Beklagten betriebenen 
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Straßenbahn in Leipzig abgeglitten, zu Falle gekommen und 
körperlich verletzt worden, ſo daß ſein linker Fuß abgenommen 
werden mußte. Er nimmt für den ihm entſtandenen Schaden 
die Beklagte in Anſpruch, von der er 600 & Schmerzensgeld, 
125 Kurkoſten ſowie eine jährliche Rente von 360 wegen 
der durch den Unfall eingetretenen Verminderung ſeiner Er⸗ 
werbsfähigkeit fordert, indem er im weiteren die Feſtſtellung 
der Verpflichtung der Beklagten zur Tragung auch alles ferner 
noch entſtehenden Schadens beantragt. Das LG. hat die Klage 
abgewieſen, das OLG. hat auf die Berufung des Klägers 
unter Aufrechterhaltuug der Abweiſung des Anſpruches auf 
Schmerzensgeld abändernd die Anſprüche auf Erſatz der 
Heilungs⸗ und Pflegekoſten ſowie auf Zahlung einer Rente zu 
einem Drittel dem Grunde nach für gerechtfertigt und die Be⸗ 
klagte für verpflichtet erklärt, zu einer gleichen Quote dem 
Kläger auch den weiter etwa aus dem Unfall ihm noch ent⸗ 
ſtehenden Schaden zu erſetzen. Reviſion der Beklagten iſt 
zurückgewieſen: Das LG. hat die Klage abgewieſen, weil das 
die Betriebsgefahr als urſächliches Moment des Unfalles weit 
überwiegende eigene Verſchulden des zwar noch jugendlichen, 
aber geiſtig normal entwickelten und im Großſtadtverkehr aufs 
gewachſenen Klägers es angezeigt erſcheinen laſſe, den ganzen 
Schaden dieſem ſelbſt aufzuerlegen. Das Berufungsgericht hat 
ſich dem nicht angeſchloſſen. Es verkennt nicht, daß das Auf⸗ 
ſpringen auf einen in der Fahrt begriffenen Straßenbahnwagen, 
von beſonders gearteten Ausnahmefällen abgeſehen, eine Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt immer 
darſtelle. Von einem Kinde könne aber das gleiche Maß von 
Vorſicht und Sorgfalt doch nicht gefordert werden, wie von 
einem erwachſenen Menſchen. Der Kläger, damals faſt 9 Jahre 
alt, ſei wohl fähig geweſen, die Gefahren des Straßenverkehrs 
der Großſtadt zu erkennen und zu berückſichtigen. In vollem 
Maße werde ein Kind dieſe Gefahren, und namentlich die mit 
dem Aufſpringen auf einen in Bewegung befindlichen Straßen⸗ 
bahnwagen um fo weniger würdigen, als das Beiſpiel Er⸗ 
wachſener, die das gleiche Wagnis mit günſtigem Erfolge aus⸗ 
führen, es verleite. Es komme hinzu, daß im gegebenen Falle 
das Auffpringen vom Kläger in einer Weiche erfolgt ſei, die 
mit verminderter Geſchwindigkeit durchfahren zu werden pflege, 
wie der Kläger oft beobachtet habe. Wenn nun, wie für feſt⸗ 
geſtellt zu erachten ſei, der Wagen, auf den der Kläger auf⸗ 
ſteigen wollte, raſcher gefahren ſei, als dies ſonſt zu geſchehen 
pflegte und als der Kläger annehmen durfte, ſo ſei das Ver⸗ 
ſchulden des letzteren doch nicht ſo hoch einzuſchätzen, daß die 
Betriebsgefahr als Miturſache vollſtändig ausgeſchaltet und 
dem jugendlichen Kläger der volle Schaden. ſelbſt und allein 
zur Laſt gelegt werden müſſe. Der Kläger habe wohl bemerken 
müſſen, daß der Wagen raſcher fuhr, als er erwartete, die 
Schnelligkeit des Entſchluſſes zum Aufſpringen habe ihn aber 
zur vollen Überlegung nicht gelangen laſſen; zu ſeinen Laſten 
komme wieder in Betracht, daß die Halteſtelle, bei der er ohne 
jede Gefahr einſteigen konnte, ſich kurz vor der fraglichen Weiche 
befand. So gelangt das Berufungsgericht, das ohne den 
letzteren Umſtand jedem Teile die Hälfte des Schadens auf⸗ 
erlegt haben würde, dazu, dem Kläger noch ein Drittel des 
geforderten Schadenserſatzes dem Grunde nach, ſoweit Leiſtungs⸗ 
Hage erhoben fei, im übrigen ſoweit der Schaden noch nicht 
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zu überſehen und deshalb zunächſt Feſtſtellungsklage angeftrengt 
ſei, im Wege des Feſtſtellungsurteils zuzuſprechen. Das ver⸗ 
langte Schmerzensgeld falle außerhalb des Rahmens des 
NHaftpfl®., aus dem allein die Klage begründet worden und 
zu begründen ſei. Den Ausführungen des Berufungsrichters 
iſt beizutreten. — Als rechtsirrig würde es freilich anzuſehen 
ſein, wenn das Berufungsgericht, indem es ausgeſprochen hat, 
bei der Prüfung der Frage des Verſchuldens ſei die Individualität 
zu berückſichtigen, und von einem Kinde könne keineswegs das⸗ 
ſelbe Maß von Vorſicht und Sorgfalt gefordert werden, das 
einer erwachſenen Perſon zuzumuten ſei, an die Prüfung der 
Frage gedacht hätte, ob den Kläger ein eigenes mitwirkendes 
Verſchulden trifft. Denn „die im Verkehr erforderliche Sorgfalt“ 
des 8 276 BGB. iſt ein allgemeines Normalmaß der von 
einem ordentlichen Menſchen in dem konkreten Verhältniſſe des 
Verkehrs anzuwendenden Sorgfalt (JW. 06, 160); dieſes 
geſtattet zwar die Berückſichtigung der Verſchiedenheit gewiſſer 
Gruppen von Menſchen bei der Feſtſtellung der jeweilig an⸗ 
zuwendenden Sorgfalt (RG. VI vom 11. Mai 1904 bei 
Gruchot 48, 788), nicht aber die der Individualität des 
einzelnen Menſchen. Allein das hat das Berufungsgericht 
offenbar auch nicht gemeint, es hat ein Verſchulden des Klägers 
nicht etwa nach Maßgabe ſeiner individuellen Anlage und Ent⸗ 
wickelung verneint, ſondern ein ſolches gerade angenommen; es 
hat die individuellen Verhältniſſe der kindlichen Einſicht und 
Erfahrung des Klägers nur bei der Abwägung des Maßes 
des Verſchuldens des Klägers gegenüber der Betriebsgefahr 
der Eiſenbahn nach 8 254 BGB. in ſeine Rechnung ein⸗ 
bezogen, und hierzu war es berechtigt (RG. VI vom 25. Januar 
1908 bei Warneyer Erg.⸗Bd. 1908 Nr. 314). Der Abwägung 
ſelbſt, wie ſie das Berufungsgericht auf Grund des feſtgeſtellten 
Sachverhalts vorgenommen hat, war nicht entgegenzutreten. 
(Wird ausgeführt.) Bei der Entſcheidung auf den Feſtſtellungs⸗ 
antrag der Klage (zu 3 der Urteilsformel) hat das Berufungs⸗ 
gericht nicht ausdrücklich ausgeſprochen, daß die Verpflichtung 
der Beklagten zum Schadenserſatze ſich auf die nach Maßgabe 
des RHaftpfl®. zu machenden Leiſtungen beſchränkt. In den 
Entſcheidungsgründen iſt hervorgehoben, daß ein immaterieller 
Schaden nach 8 847 BGB. nicht als in die Feſtſtellung ein 
begriffen zu erachten ſei. Dasſelbe muß aber, da die Rechts⸗ 
verfolgung der Klage in der II. Inſtanz ſich nur noch in 
der Richtung der aus dem RHaftpflG. ſich ergebenden Anſprüche 
bewegt hat, von einem etwaigen Sachſchaden, überhaupt von 
allen Schaden gelten, deſſen Erſatzpflicht nicht aus 88 1, 5a, 
7 RHaftpfl®. hergeleitet werden kann. In dieſem Sinne 
iſt nach dem Zuſammenhang der Entſcheidungsgründe das Urteil 
des Berufungsgerichts zu 3 der Urteilsformel zu verſtehen. 
G. L. St. c. E., U. v. 23. Mai 08, 459/07 VI. — Dresden. 

35. 5 1 Haftpfl c. — Sturz aus einem Eifenbahnzuge. 
Beweislaſt.] 

Der Kläger iſt am Vormittag des 5. Januar 07 zwiſchen 
den Stationen St. und F. auf dem Bahnkörper der Berliner 
Stadtbahn zwiſchen den Gleiſen ſchwer verletzt und bewußtlos 
aufgefunden worden. Er behauptet, aus dem Wagen des 
Stadtbahnzuges, in dem er gefahren ſei, hinausgefallen zu 
ſein. Das LG. gab der Klage ſtatt. Das KG. hat dem 
Kläger die Eide auferlegt: es ſei nicht wahr, daß er unmittelbar 
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vor dem Unfall 1. die Tür des Abteils vorſätzlich geöffnet 
oder 2. ſich an die Tür des Abteils gelehnt habe. Im Fall 
der Leiſtung beider Eide ſollen die Klageanſprüche im ganzen 
Umfang, im Fall der Leiſtung nur des erſten Eides ſollen ſie 
zur Hälfte dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, im 
Fall der Verweigerung des erſten Eides ſoll die Klage ab⸗ 
gewieſen werden. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Unbegründet iſt die Rüge der Reviſion, daß das 
Berufungsurteil den $ 1 HaftpflG. verletze und die Beweislaſt 
verkenne, indem es, obwohl der Unfall nicht aufgeklärt ſei, 
annehme, daß er ſich bei dem Betrieb der Eiſenbahn ereignet 
habe, und daß der Beklagte dafür haftpflichtig fe. Der 
Kläger hat zu beweiſen, daß ein Betriebsunfall im Sinne 
des § 1 J. c. gegeben ſei. Dieſer Beweis iſt geführt. Denn 
das Berufungsgericht entnimmt einer Reihe von unſtreitigen 
Tatſachen, daß der Kläger während der Fahrt aus dem 
Zug hinausgefallen ſein müſſe. Dies ſteht der Feſtſtellung 
gleich, daß er während der Fahrt hinausgefallen iſt, ſomit, 
daß er bei dem Betriebe der Eiſenbahn verletzt worden iſt. 
Beweispflichtig dafür, daß der Unfall durch eigenes Verſchulden 
des Verletzten verurſacht wurde, iſt der Betriebsunternehmer 
der Eiſenbahn. Der Beweispflicht kann dann, wenn der Unfall 
nicht aufgeklärt iſt, auch genügt ſein, ſofern die Sachlage mit 
höchſter Wahrſcheinlichkeit darauf hinweiſt, daß der Verletzte 
ohne eigene Schuld nicht verunglückt ſein kann. Solchenfalls 
hat der Verletzte ſich zu entlaſten und darzutun, daß nach den 
beſonderen Umſtänden ſein Verhalten nicht ſchuldhaft war. So 
liegt die Sache hier jedoch nicht. Wie das Berufungsgericht 
zutreffend bemerkt, ſind zahlreiche Möglichkeiten denkbar, daß 
der Kläger aus dem Zuge geſtürzt iſt, ohne daß er die gebotene 
Vorſicht außer acht gelaſſen hat. Es braucht nur an die 
Vorkommniſſe infolge mangelhaften Türverſchluſſes erinnert zu 
werden. Kann nicht klargeſtellt werden, wie der Betriebsunfall 
ſich zugetragen hat, ſo geht mit der vorerwähnten Einſchränkung 
die Ungewißheit zu Laſten des Betriebsunternehmers, und ihm 
bleibt die ihm von dem Geſetz auferlegte Beweislaſt für das 
Selbſtverſchulden des Verletzten. Preuß. Fisk. e. S., U. v. 
1. Juni 08, 569/07 VI. — Berlin. 

Geſetz, betr. die Anfechtung von Rechts 
handlungen eines Schuldners außerhalb des 
Konkurſes in der Faſſung vom 20. Mai 1898. 

36. 5 3 AnfG. Vollſtreckungspfändungen nur anfecht⸗ 
barer Rechtshandlungen bei kolluſivem Zuſammenwirken von 
Schuldner und Gläubiger.] 

Angefochten auf Grund des $ 3 AnfG. find die von den 
Beklagten zu ihrer Befriedigung aus dem Zahlungsbefehle ver⸗ 
anlaßten Vollſtreckungsakte. Vollſtreckungspfändungen als ſolche 
ſind als Rechtshandlungen des Schuldners im Sinne des 
AnfG. nur anzuſehen, wenn ſie im kolluſivem Einverſtändniſſe 
des Schuldners mit dem Gläubiger zuſtande gebracht ſind. 
Während bei der Anfechtung im Konkurſe — $ 30 KO. — 
eine Mitwirkung des Gemeinſchuldners nicht erforderlich iſt und 
deshalb auch Vollſtreckungsakte anfechtbar ſind, die wider den 
Willen des Schuldners geſchehen, iſt die Anfechtung außerhalb 
des Konkurſes, da bei ihr der die KO. beherrſchende 
Grundſatz der Gleichberechtigung der perſönlichen Gläubiger 
fortfällt, eine beſchränktere. Ohne ein Mitwirken des Schuldners 
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ift eine Rechtshandlung desſelben, wie fie das AnfG. verlangt, 
nicht feſtzuſtellen. Aus 8 6 des Geſetzes iſt eine andere Aufs 
faſſung nicht herzuleiten, er ſpricht nur aus, daß eine an ſich 
anfechtbare Rechtshandlung dadurch nicht unanfechtbar wird, 
daß fie in die Form von Vollſtreckungsakten gekleidet find. 
Die vorſtehenden Grundſätze ſind vom erkennenden Senate ſchon 
in dem Urteile vom 1. Februar 1901 — RG. 47, 223 — 
ausgeſprochen, an ihnen iſt feſtzuhalten. Das angefochtene 
Urteil läßt aber nicht mit der erforderlichen Deutlichkeit erkennen, 
ob auch das Berufungsgericht bei der Prüfung des Streitſtoffes 
von dieſen Rechtsſätzen ausgegangen iſt und das Erfordernis 
der Mitwirkung des Schuldners ausreichend geprüft hat. 
(Wird dargelegt.) K. u. M. c. P., U. v. 12. Juni 08, 
384/07 VII. — Berlin. 

37. Anfechtung und Rückgewährungspflicht hinſichtlich 
eines Treuhänders.] 

Der frühere, jetzt rechtskräftig von ihr geſchiedene Ehemann 
der Beklagten, Kaufmann Oskar K. in Berlin, ſchuldete der 
Witwe Minna A. in Berlin auf Grund vollſtreckbarer Urkunde 
vom 31. Januar 1895 ein Kapital von 24 650 A, welche 
Forderung im Konkurſe der Gläubigerin auf den Kläger über⸗ 
tragen wurde. Der Schuldner Oskar K. trat im November 1900 
eine ihm gegen den Brauereibeſitzer H. in Ansbach angeblich 
zuſtehende Forderung von 65 000 & an den im März 1905 
verſtorbenen Wilhelm K. ab, der als Gegenleiſtung auf ſeinem 
Grundſtück Sparſtraße 4 Bd. 5 Blatt 302 des Grundbuchs 
der Berliner Umgebungen eine Hypothek in Höhe von 20 000 4 
beſtellte, jedoch nicht auf Oskar K. als Gläubiger, ſondern — 
auf Verlangen desſelben — auf den Namen ſeiner Ehefrau, 
der Beklagten. Die Beklagte trat ihrerſeits die Hypothek am 
19. Februar 1901 an ein Fräulein F. ab und bekannte die 
Zeſſionsvaluta empfangen zu haben. Der Kläger hat nun bie 
Übertragung der Hypothek von 20 000 & an die Beklagte als 
eine zur Benachteiligung der Gläubiger vorgenommene Rechts⸗ 
handlung ſeines Schuldners angefochten und verlangt von der 
Beklagten Zahlung von zunächſt nur 3 400 & nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit dem 1. Januar 1901. Die Beklagte beſtreitet, daß 
ſie von der Zeſſionsvaluta etwas erhalten habe. Die Klage 
wurde durch Urteil des LG. I in Berlin vom 14. März 1907 
abgewieſen. Das KG. hat auf die Berufung des Klägers die 
Entſcheidung von dem Eide der Beklagten darüber abhängig 
gemacht, daß fie von dem von Fräulein F. für die Übereignung 
der Hypothek gezahlten Geldbetrage nichts, insbeſondere nicht 
mindeſtens 3 400 & erhalten habe. Im Falle der Eides⸗ 
leiſtung ſoll die Klage abgewieſen, im Falle der Eides⸗ 
verweigerung die Beklagte zur Zahlung von 3 400 & nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit dem 19. Februar 1901 — unter Ab⸗ 
weiſung der weitergehenden Zinsforderung — verurteilt werden. 
Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen: Nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalte ſollte die Hypothek nicht dauernd in das Ver⸗ 
mögen der Beklagten übergehen und dieſe nicht zur freien Ver⸗ 
fügung darüber berechtigt ſein; ſie erwarb die Hypothek vielmehr 
von vornherein nur als Treuhänderin ihres Ehemannes und 
mit der (obligatoriſchen) Verpflichtung belaſtet, fie zu deſſen 
Verfügung zu halten und auf ſein Verlangen an ihn oder einen 
von ihm bezeichneten Dritten mittels rechts förmlicher Abtretung 
herauszugeben. Lediglich dieſe Verpflichtung hat ſie durch die 
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Abtretung an Olga F. erfüllt. Ob die Gegenleiſtung von 
16 000 & von ihr ſelbſt oder von ihrem Ehemann als ihrem 
Bevollmächtigten oder von dieſem in eigenem Namen in Empfang 
genommen wurde, iſt gleichgültig, ſofern ſie nur das empfangene 
Geld ihrem Ehemanne herausgegeben oder ſeinen Weiſungen 
entſprechend an Dritte bezahlt hat. Denn ſelbſtverſtändlich 
hatte ſie infolge des Treuhänderverhältniſſes die Verpflichtung 
zur Herausgabe des Hypothekenerlöſes in gleichem Maße, wie 
vorher die Verpflichtung zur Herausgabe der Hypothek. Ob 
die Anfechtung durch das Treuhänderverhältnis ausgeſchloſſen 
wird, ſo lange dieſes beſteht, der Treuhänder die ihm über⸗ 
eignete Sache oder deren Wert noch hinter ſich hat, bedarf hier 
nicht der Erörterung und Entſcheidung. Denn jedenfalls kann 
von einer Anfechtung und einer Rückgewährspflicht des Treu⸗ 
händers dann keine Rede mehr ſein, wenn dieſer die Sache 
herausgegeben hat. Es iſt nicht abzuſehen, inwiefern die 
Beklagte die Herausgabe der 16 000 & an ihren Ehemann 
mit Rückſicht auf eine etwaige ſpätere Anfechtung hätte ver⸗ 
weigern können. Der vorliegende Fall iſt ſeinem Weſen nach 
verſchieden von den anfechtbaren Rechtsgeſchäften im Sinne der 
Anfechtungsgeſetze, bei denen der Beklagte zur Rückgewähr an 
den Veräußerer überhaupt nicht verpflichtet iſt, ſondern nur dem 
Anfechtungskläger gegenüber, bei denen deshalb die Anfechtung 
auch nur relativ, zugunſten des erfolgreich Anfechtenden wirkt, 
während hier offenbar jeder Gläubiger den Anſpruch des Ehe⸗ 
mannes auf Herausgabe der Hypothek oder der an ihre Stelle 
getretenen Zeſſionsvaluta pfänden konnte. Eine andere Frage 
iſt es, ob nicht etwa der Treuhänder durch ſeine ſittlich ver⸗ 
werfliche Mitwirkung zur Benachteiligung von Gläubigern ſich 
dieſen ſchadenserſatzpflichtig macht; im Wege der Anfechtung 
aber kann dieſer Anſpruch keinesfalls geltend gemacht werden. 
Die Bemerkung des Berufungsgerichts, daß nur dann von 
einer Rückgewähr geſprochen werden könnte, deren Anrechnung 
auf ihre Rückgewährungspflicht die Beklagte beanſpruchen 
dürfte, wenn durch die 16000 & anfechtungsberechtigte 
Gläubiger befriedigt worden ſind, iſt deshalb verfehlt. Und 
wenn, wie es den Anſchein hat, das Berufungsurteil dahin zu 
verſtehen iſt, daß die Beklagte auch ſchon dann der Klage ent⸗ 
ſprechend verurteilt werden ſoll, wenn ſie nur überhaupt die 
Zeſſionsvaluta in Empfang genommen hat, mag ſie ſie auch 
vollſtändig an ihren Ehemann herausgegeben haben, ſo würde 
hierin eine rechtsirrige Entſcheidung zum Nachteil der Beklagten 
liegen, die nur deshalb der Aufhebung nicht unterliegt, weil 
die Beklagte Reviſion nicht eingelegt hat und eine Abänderung 
des Urteils zum Nachteil des Reviſionsklägers unzuläſſig iſt. 
Dagegen iſt die Beklagte allerdings zur Zahlung an den Kläger 
verpflichtet, wenn ihr Ehemann ihr die Zeſſionsvaluta ganz 
oder zum Teil dauernd und zur freien Verfügung belaſſen oder, 
falls er ſie unmittelbar von Olga F. vereinnahmt hatte, wieder 
ausgehändigt hat. In beiden Fällen läge eine neue, ſelbſtändige 
und für ſich anfechtbare Rechtshandlung vor. Hat der Ehe⸗ 
mann die von der Beklagten vereinnahmte Valuta ihr belaſſen, 
ſo hat er damit auf ſeinen Herausgabeanſpruch verzichtet; dieſer 
tritt durch die erfolgreiche Anfechtung wieder ins Leben, und 
es iſt unbedenklich, daß in ſolchem Falle der Rückgewährs⸗ 
anſpruch direkt auf Zahlung gerichtet wird. Hat er die von 
ihm ſelbſt eingehobene Valuta der Beklagten zu ihrer freien 
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Verfügung ausgehändigt, ſo iſt dies eine mit allem Voraus⸗ 
gehenden nur äußerlich zuſammenhängende, rechtlich davon 
unabhängig zu beurteilende Zahlung, deren Anfechtbarkeit nach 
Lage der Sache keinem Zweifel unterliegen würde. Dem 
Berufungsgerichte iſt auch darin beizuſtimmen, daß in dieſem 
Falle die Beklagte ihrer Rückgewährspflicht nicht dadurch genügt 
hätte, daß ſie etwa die erhaltene Summe ihrem Ehemanne 
als Darlehn gab. Denn damit traf ſie eine Verfügung 
über ihr Vermögen in ihrem Intereſſe, die Darlehnshingabe 
wäre eine einfache Maßregel der Vermögensverwaltung, wie 
die Ausleihung an einen Dritten, die Anfechtbarkeit würde 
hierdurch nicht beſeitigt. Da aber ein Beweis für die ent⸗ 
ſprechenden Behauptungen des Klägers nicht erbracht iſt, ſo hat 
das Berufungsgericht mit Recht auf den der Beklagten zu⸗ 
geſchobenen Eid erkannt. A. c. K., U. v. 5. Juni 08, 
527/07 VII. — Berlin. 

Patentrecht. 

38. 8 8 PatG. in Verb. mit 8 5 Geſetz, betr. die 
Patentanwälte vom 21. Mai 1900. Fälligkeitstermin der 
zweiten Jahresgebühr, wenn bei Beginn des zweiten Schutz⸗ 
jahres die Entſcheidung über die Erteilung des Patents noch 
nicht ergangen iſt. — Verſchulden eines Patentanwalts durch 
nicht vollſtändige Ausführung des Auftrags.] 

Klägerin hat die Beklagten, welche den Beruf als Patent⸗ 
anwälte gemeinſchaftlich ausüben, mit ihrer Vertretung beim 
Pat A. behufs Erlangung eines Patentes betraut. Das Patent 
wurde durch Beſchluß des Pat A. vom 26. Okt. 05 mit Wirkung 
vom Sept. 04 erteilt, demnächſt jedoch durch Beſchluß des 
Pat A. vom 8. März 06 wegen Nichtzahlung der Gebühr für 
das zweite Jahr des Patentſchutzes für erlsoſchen erklärt. 
Klägerin führt die Nichteinhaltung der Präkluſivfriſt für die 
Zahlung der zweiten Jahresgebühr auf ein Verſchulden der 
Beklagten zurück und hat von ihnen Schadenserſatz verlangt. 
Das LG. hat den Anſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Das OLG. wies die Klage ab. RG. hob auf 
und ſtellte das Urteil des LG. wieder her: Aus den Gründen: 
Die Beklagten haben, ehe der ihnen erteilte Auftrag vollſtändig 
ausgeführt war, die im Rahmen desſelben gelegenen Ver⸗ 
pflichtungen nicht erfüllt, ſie haben insbeſondere die Pflicht, 
dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu geben, ver⸗ 
letzt und entgegen der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 5 Pat Anw. 
die ihnen anvertrauten Intereſſen der Klägerin in einer Weiſe 
wahrgenommen, welche als eine „gewiſſenhafte“ nicht bezeichnet 
werden kann. Daß ſie dabei auch die Nachläſſigkeit ihres 
Beamten zu vertreten haben, welcher nach ihrer Darſtellung 
im Briefe vom 19. März 06 die Patenturkunde und ihr 
Schreiben vom 12. Febr. 06, anſtatt ſie zu befördern, in ſeinem 
Schreibpult verſchloſſen gehalten hat, bedarf im Hinblick auf 
8 278 BGB. keiner weiteren Ausführung. Das Pat A. hatte 
durch Beſchl. vom 26. Okt. 05 unter Zurückweiſung des von 
der Firma S. erhobenen Einſpruchs das Patent erteilt. Der 
Beſchluß, gegen welchen dem Einſprechenden gemäß 5 26 
Abf. 1 Pat®. innerhalb eines Monats nach der Zuſtellung die 
Beſchwerde zuſteht, wurde den Beklagten am 1. Nov. 05 zu⸗ 
geſtellt. Erſt am 15. gl. Mts. haben die Beklagten der Klägerin 
von dem Erteilungsbeſchluß Mitteilung gemacht, dabei aber 
weder das Datum des Beſchluſſes noch den Tag der Zuſtellung 
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angegeben. Da die Klägerin weitere Nachricht nicht mehr 
erhielt, frug ſie am 3. Febr. 06 an, wie es denn mit ihrer 
Anmeldung ſtehe; die Sache müſſe doch inzwiſchen längſt aus⸗ 
gelegt und die Auslegefriſt abgelaufen ſein, ſo daß ſie nach 
ihrer Rechnung in nächſter Zeit die Patenturkunde zu erwarten 
habe. Darauf erwiderten die Beklagten am 7. Februar, daß 
die Patenturkunde noch nicht vorliege, daß ſie aber, da die 
Einſprechenden Beſchwerde nicht erhoben hätten, in Kürze zu 
erwarten wäre. Auch in dieſem Schreiben war weder das 
Datum des Erteilungsbeſchluſſes noch das der Wirkſamkeit des 
Patentes, noch das der Zuſtellung des Erteilungsbeſchluſſes 
angegeben. . Bei diefer Sachlage ergibt ſich zunächſt, 
daß zu der Zeit, als das Patent für verfallen erklärt wurde, 
der den Beklagten erteilte Auftrag noch nicht vollſtändig aus⸗ 
geführt war. Denn früheſtens geſchah dies mit der Überſendung 
der Patenturkunde, welche das Pat A. den Beklagten als den 
Vertretern der Klägerin mitteilte. Die Patenturkunde wurde 
der Klägerin von den Beklagten erſt mit Schreiben vom 
19. März 06 überſandt. Der Beſchluß des Pat A., der das 
Patent wegen Nichtzahlung der zweiten Jahresgebühr für 
erloſchen erklärt, datiert vom 8. März 06. Solange 
der Auftrag der Klägerin noch nicht völlig ausgeführt war, 
die Beklagten daher noch mit der Angelegenheit befaßt waren, 
hatten ſie auch alles zu tun, daß das Patent, mit deſſen 
Erlangung ſie beauftragt waren, nicht vorzeitig verfalle. Sie 
mußten des halb die Klägerin auf die Fälligkeit der weiteren 
Jahresrate aufmerkſam machen. Dies um ſo ſicherer, als die 
Beklagten allein die Daten der Patenterteilung und der 
Zuſtellung des Erteilungsbeſchluſſes kannten und die Friſten 
hiernach berechnen konnten. Beſondere Vorſchriften für die 
Fälligkeit der zweiten Jahresgebühr enthält das Geſetz nicht; 
die allgemeinen Beſtimmungen in § 8, wonach die Gebühr 
jeweils mit Beginn des Schutzjahres zu entrichten iſt, paſſen 
aber gerade für den hier vorliegenden Fall nicht, daß bei 
Beginn des zweiten Schutzjahres die Entſcheidung über die 
Erteilung des Patentes noch nicht ergangen iſt. Im Wege 
der Auslegung wird angenommen, daß, wenn erſt nach 
Beginn des zweiten oder eines folgenden Patentjahres das 
Patent erteilt wird, die Fälligkeit der Gebühr für dieſe Jahre 
erſt mit der Rechtskraft, niemals aber vor Zuſtellung des 
Erteilungsbeſchluſſes eintrete. Vgl. Seligſohn, Komm. § 8 
Nr. 6, 8 27 Nr. 2. Für den Laien iſt dies keineswegs ſelbſt⸗ 
verſtändlich oder ohne weiteres aus dem Geſetz zu entnehmen. 
Es iſt nicht einzuſehen, zu welchem Zwecke ſich eine Partei 
eines Patentanwaltes bedienen ſollte, wenn fie ſich nicht gerade 
in ſolchen Fragen auf ihn verlaſſen kann. Auch iſt es grund⸗ 
ſätzlich falſch, anzuͤnehmen, daß jemand, der einem anderen 
ſeine Rechtsangelegenheit anvertraut, den letzteren für die Ver⸗ 
ſäumung von Friſten deshalb nicht verantwortlich machen könne, 
weil er ſie eventuell ſelbſt hätte beobachten können. Das 
Pat A., das außer jedem Vertragsverhältnis zu dem Anmelder 
ſteht, ſieht ſich doch veranlaßt, denſelben im Erteilungsbeſchluß 
auf die Fälligkeit der Gebühren hinzuweiſen. Und der Geſetz⸗ 
geber ſelbſt hat durch 8 15 der Ausführ Ver. dem Pat A. zur 
Pflicht gemacht, falls eine Gebühr nicht innerhalb ſechs Wochen 
nach der Fälligkeit entrichtet iſt, den Patentinhaber hiervon zu 
benachrichtigen. Es iſt anzunehmen, daß auch im vorliegenden 
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Falle dieſe Benachrichtigung den Beklagten als Vertretern der 
Klägerin zugegangen iſt; einer Feſtſtellung bedurfte es indeſſen 
nicht, da hierdurch nur das Verſchulden der Beklagten erſchwert 
würde. Der Klägerin zuzumuten, daß ſie ſich unter Kombination 
verſchiedener Möglichkeiten die Fälligkeit der Gebühr ſelbſt aus⸗ 
rechne, widerſtreitet durchaus den Grundſätzen der Vertragstreue 
und den Bedürfniſſen und Anſchauungen des Verkehrs. Die 
Klägerin konnte und mußte erwarten, daß die Beklagten, 
welchen ſie in ihrer Eigenſchaft als Patentanwälten ihre An⸗ 
gelegenheit übergeben und anvertraut hatte, ihre Intereſſen mit 
Gewiſſenhaftigkeit wahrnehmen werde. H. & B. c. P. u. W., 
U. v. 1. Juni 08, 694/07 I. — Berlin. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 1889/20. Mai 1898. 

39. Haftung der Genoſſenſchaft wegen Betrugs des Vor⸗ 
ſtandes.] 

Der J. 8 S. des RG. hat in RG. 54, 129 für das Recht 
der Aktiengeſellſchaft den Rechtsgrundſatz aufgeſtellt, die In⸗ 
anſpruchnahme der Aktiengeſellſchaft für durch Betrug des Vor⸗ 
ſtandes veranlaßte Aktienzeichnung bei Erhöhung des Aktien⸗ 
kapitals ſei zu verneinen. Der erkennende Senat tritt dieſer 
Auffaſſung für das Recht der Aktiengeſellſchaft bei. Ob dem 
I. 8S. auch beigetreten werden kann, ſoweit er in RG. 62, 29 
die Haftung der Aktiengeſellſchaft für Betrug des Vorſtandes 
bei dem Verkaufe eigener Aktien verneint hat, braucht hier nicht 
entſchieden zu werden. Für das Recht der Genoſſenſchaft nimmt 
der erkennende Senat den gleichen Rechtsgrundſatz an. Die 
Genoſſenſchaft kann von den Genoſſen nicht für eine durch 
Betrug des Vorſtandes veranlaßte Beitrittserklärung, allgemein 
nicht für ein ſchuldhaftes Handeln des Vorſtandes bis zur Ein⸗ 
tragung des Genoſſen in die Liſte der Genoſſen, in Anſpruch 
genommen werden. — Das gleiche gilt auch für den Fall, wenn 
durch Verſchulden des Vorſtandes das Ausſcheiden des Genoſſen 
nicht angemeldet wurde. Eine folgerichtige Durchführung der 
Grundauffaſſung, aus welcher die Plenarentſcheidung vom 
16. Mai 1904 herausgewachſen iſt, zwingt zu der Annahme, 
daß auch in dem letzteren Falle eine Haftung der Genoſſenſchaft 
für die Handlungen des Vorſtandes zu verneinen ſei und nur 
ein Schadensanſpruch des Genoſſen gegen die Vorſtandsmitglieder 
angenommen werden könne. — Gegen die dargelegte Auffaſſung 
für das Recht der Genoſſenſchaft können nicht gelegentliche 
Ausführungen in einem älteren Urteile des I. ZS. — RG. 45, 
100 — angerufen werden, um ſo weniger, als auf Betreiben 
dieſes Senats der Plenarbeſchluß vom 16. Mai 1904 — RG. 57, 
292 — ergangen und der gleiche Senat Träger der oben ge⸗ 
billigten Rechtſprechung zum Rechte der Aktiengeſellſchaften iſt. 
Bei der Verſchiedenheit der Sachlage nötigt ferner das durch 
den gedachten Plenarbeſchluß überholte Urteil des III. ZS. in 
RG. 41, 56 nicht zum Anrufen der vereinigten Zivilſenate. 
R. c. Konk. des Vorſchußvereins J., U. v. 8. Mai 08, 
628/07 II. — Düſſeldorf. . 

Gebrauchs muſtergeſetz vom 1. Juni 1891. 

40. 88 1, 2 GebrMuſtG. Begriffliche Feſtſtellung des 
gebrauchten Muſters.] 

Für den Kläger zu 1 war unter Nr. 165 003 der Rolle 
ein Gebrauchsmuſter eingetragen mit der Bezeichnung: „Butter⸗ 
maſchine mit kantigem Behälter mit auf dem Deckel an⸗ 
geordneten Zahnradgetriebe zur Bewegung eines Rührflügels“. 
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Durch Vertrag hat der Kläger zu 1 ſein Muſterſchutzrecht 
anteilsweiſe auf die Klägerin zu 2 übertragen und dieſer die 
ausſchließliche Befugnis zum Verkaufe der Buttermaſchine ein⸗ 
geräumt. Die Beklagte ſtellt her und verkauft gewerbsmäßig 
eine „Haushaltungsbuttermaſchine“, von der die Kläger bes 
haupten, daß ſie die charakteriſtiſchen Eigenſchaften ihres 
Gebrauchsmuſters an ſich trage. Das OLG. verurteilte, das 
RG. hob auf und wies die Berufung der Kläger gegen das 
klagabweiſende Urteil des LG. zurück: Das Berufungsgericht 
anerkennt, daß nach Maßgabe der Anmeldung des Gebrauchs⸗ 
muſters als die weſentlichen Merkmale der unter Schutz 
geſtellten neuen Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung nur 
anzuſehen ſeien: a) der kantige Behälter, b) das auf dem 
Deckel angeordnete Zahngetriebe und c) der dadurch bewegte 
(einzige) Rührflügel. Es lehnt die Auffaſſung der Kläger ab, 
daß Merkmale des geſchützten Modells außerdem noch ſeien 
d) der runde aufgeſchraubte Deckel (mit dem Antriebwerk für 
die ſenkrechte Welle), e) an den vier Ecken gegen den runden 
Deckel vorſpringende Ecken oder der viereckige oben in einen 
runden Hals zuſammengezogene Behälter und f) die Herſtellung 
des Behälters aus Glas. Trotzdem aber, daß es die unter d) 
bis f) aufgeführten Eigenſchaften als Merkmale des Gebrauchs⸗ 
muſters verwirft, will es ſie inſofern berückſichtigt wiſſen, als 
fie weſentlich ſeien für das Geſamtbild des Arbeitsgerätes, 
namentlich für die Frage, ob dieſes durch Zuſammenſetzung 
bekannter Teile neues biete, ob in der Verbindung bereits 
erprobter oder beſchriebener Stücke nach den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden eine für das Gebrauchsmuſtergeſetz ſchutzwerte eigen⸗ 
artige Schöpfung zu finden ſei. Auf dieſem Wege kann dem 
Berufungsgerichte nicht gefolgt werden. Wenn die bezeichneten 
Eigenſchaften nach Inhalt der Anmeldung nicht zu den Merk⸗ 
malen des Modells gehören, worin die dem Arbeits⸗ oder 
Gebrauchszweck dienende neue Geſtaltung oder Vorrichtung 
beſtehen ſoll — § 2 Abſ. 2 GebrMuſtch. — für die alſo 
allein der Schutz des Geſetzes verlangt und gewährt iſt, ſo 
dürfen ſie auch nicht verwendet werden, um für ſich oder in 
Verbindung mit der geſchützten Kombination das Weſen des 
Gebrauchsmuſters zu charakteriſieren. Das Berufungsgericht 
ftellt feſt, daß die 3 geſchützten Merkmale des Gebrauchsmuſters 
zur Zeit der Anmeldung einzeln bereits bekannt waren. Bei 
der Prüfung, ob durch ihre Verbindung etwas Neues geſchaffen 
worden ſei, geht es dann aber in Verfolg ſeiner eben zurück⸗ 
gewieſenen Auffaſſung von einer rechtlich verfehlten Grundlage 
aus, wenn es meint, man dürfe nicht fordern, daß alle Eigen⸗ 
ſchaften des Gerätes, welche dazu beitrügen, ſeinem Geſamtbilde 
das Gepräge der Neuheit zu verleihen, in der Anmeldeſchrift 
ausgedrückt ſeien, vielmehr müſſe es genügen, wenn ſie aus 
dem nach Anmeldung und Modell gefertigten Gegenſtand 
erhellten. Damit werden für die begriffliche Feſtſtellung des 
geſchützten Muſters, auf deſſen Neuheit es allein ankommen 
kann, in unzuläſſiger Weiſe Momente herangezogen, die mit 
der im Gebrauchsmuſter offenbarten Erfindung nichts zu tun 
haben, an dem Schutze des Gebrauchsmuſters nicht teilhaben, 
vielmehr jedermann zu freier Benutzung offenſtehen. Eine 
Berückſichtigung der von der Anmeldung nicht mit umfaßten 
Formelemente der klägeriſchen Buttermaſchine wäre nur gerecht⸗ 
fertigt, wenn die Anmeldung trotz ihrem beſchränkten Inhalte 
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dahin ausgelegt werden könnte, daß dieſe Formelemente doch 
auch zu den Merkmalen des geſchützten Modells gehören ſollten. 
Dieſe Auslegung muß aber mit dem Berufungsgerichte für 
ausgeſchloſſen gehalten werden. Es mag zugegeben werden, 
daß dann, wenn man die Buttermaſchine der Kläger ohne 
Beſchränkung auf die unter Schutz geſtellten Merkmale in 
allen Außerlichkeiten ihrer tatſächlichen Herſtellung zugrunde 
legt, ſich an der Hand der gutachtlichen Außerung des Dr. M. 
das Ergebnis gewinnen läßt, zu welchem das Berufungsgericht 
gelangt iſt, daß nämlich die äußere Formgebung bei dem 
Gebrauchsmuſter 165 003 ſowohl in der Geſtaltung der 
zuſammengefügten Teile als in der Art ihrer Verbindung dem 
Vorbekannten gegenüber etwas Neues geboten habe. Geht 
man aber bei der Vergleichung mit den früheren Konſtruktionen 
lediglich von den unter Schutz geſtellten charakteriſtiſchen Merk⸗ 
malen der Neuheit aus, wie dies geboten iſt, ſo fällt dieſe 
Möglichkeit offenbar ganz dahin; denn die Buttermaſchine, von 
welcher der Sachverſtändige ſpricht und die er in ihrer Geſamt⸗ 
geſtaltung für neu erklärt, greift in ihren konſtruktiven Merk⸗ 
malen weit hinaus über dasjenige, was durch die 3 geſchützten 
Formelemente für ſich und in ihrer Verbindung bedingt iſt. 
Auf Grund des feſtſtehenden Sachverhalts iſt das Reviſions⸗ 
gericht in der Lage, poſitiv auszuſprechen, daß das Gebrauchs⸗ 
muſter der Kläger zur Zeit der Anmeldung nicht mehr neu 
war. Daß die 3 geſchützten Merkmale einzeln genommen nicht 
mehr neu waren, hat, wie bemerkt, das Berufungsgericht ſelbſt 
feſtgeſtellt. Nicht nachgewieſen iſt allerdings, daß ſich bereits 
die 3 Merkmale vereinigt an einer Buttermaſchine vorfanden. 
Dagegen zeigt die ſchon erwähnte Fig. 9 der Zeichnung zur 
Patentſchrift 24 588 wenigſtens die Verbindung von 2 Elementen, 
indem ſich aus dieſem Grundriß augenſcheinlich ein kantiger, 
nämlich viereckiger Behälter ohne Schlagleiſten und ein einziger 
Rührflügel ergibt, an welchem gegenüber der allgemeinen 
Formangabe in der Gebrauchsmuſteranmeldung kein Unterſchied 
zu bemerken iſt. Daß nach der Patentſchrift der Behälter 
nicht aus Glas beſteht und daß auch für die patentierte 
Buttermaſchine, welche für den Wirtſchafts betrieb beſtimmt 
erſcheint, die Größenverhältniſſe andere ſein mögen, kann, wie 
ſchon das Berufungsgericht bei Beſprechung der Fig. 16 der 
Patentzeichnung zutreffend angenommen hat, nicht in Betracht 
kommen. Insbeſondere fehlt jeder Anhalt dafür, daß für die 
beiden Konſtruktionsmerkmale ſchon in der Übertragung von 
Großbetriebsbuttermaſchinen auf Haushaltungsbuttermaſchinen, 
wozu die Buttermaſchine der Kläger, wenn auch die An⸗ 
meldung dies nicht ausdrücklich beſagt, unzweifelhaft gehört, 
eine erfinderiſche Tätigkeit enthalten wäre. In der Kombination 
dieſer beiden Merkmale kann daher etwas Neues jedenfalls 
nicht gefunden werden. Für die Wirkſamkeit des dritten Merk⸗ 
mals, des auf dem Deckel angeordneten Zahngetriebes, kommt 
es offenbar auf eine beſondere Form des Behälters und des 
Rührflügels nicht an, da ſeine Aufgabe nur iſt, den Rühr⸗ 
flügel in Bewegung zu ſetzen. Wenn daher, wie feſtgeſtellt iſt, 
die gleiche Anordnung des Zahngetriebes für Buttermaſchinen 
bereits bekannt war, ſo kann weder für die Übertragung dieſer 
Drehvorrichtung auf die Buttermaſchine der Kläger von einem 
Erfindungsgedanken die Rede ſein, noch kann bei der Ver⸗ 
bindung dieſes Merkmals mit den beiden anderen Merkmalen 
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eine neue Kombinationswirkung in Frage kommen. Daß aber 


bei der Buttermaſchine der Kläger, wenn man nur die unter 


Schutz geſtellten Merkmale in Betracht zieht, auch überhaupt 
nicht von einer die Neuheit begründenden Kombinationswirkung 
geſprochen werden darf, ergibt das Gutachten des Dr. M. 
ſelbſt, welches das Berufungsgericht für überzeugend erklärt 
hat. Der Sachverſtändige bezeichnet zwar die Zuſammenſetzung 
der klägeriſchen Buttermaſchine für zweckmäßig. Was er aber 
als deren Vorzüge angibt, beruht zu einem Teil auf Eigen⸗ 
ſchaften, welche nach dem Ausgeführten bei der Beurteilung 
des Gebrauchsmuſters nicht berückſichtigt werden dürfen, und 
zeigt zum anderen Teile, daß es ſich nur um die Leiſtung des 
einzelnen Konſtruktionsmerkmals für ſich handelt, ſo daß nur 
die Summierung der einzelnen Teilleiſtungen, nicht eine aus 
der Verbindung entſtandene neue, vermehrte Leiſtung in Frage 
ſtehen würde. Auch von dieſem Standpunkte der Prüfung aus 
muß daher die Neuheit des Gebrauchsmuſters 165 003 verneint 
werden. A. c. G., U. v. 27. Mai 08, 245/07 I. — Naumburg. 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892/20. Mai 1898. 

41. 8 15 Abſ. 3 GmbHG. verb. mit 88 133, 157 BGB. 
Grund und Zweck der Vorſchrift über öffentliche Beurkundung 
der Abtretung eines Geſchäftsanteils. Das Kauſalgeſchäft unters 
liegt dieſer Formvorſchrift nicht.] 

Der § 15 Abſ. 3 GmbHG., wonach es zur Abtretung 
von Geſchäftsanteilen durch Geſellſchafter eines in gerichtlicher 
oder notarieller Form geſchloſſenen Vertrages bedarf, hat keinen 
anderen Zweck als den, die Abtretung von Geſchäftsanteilen 
durch die Formvorſchrift zu erſchweren und dadurch zu verhüten, 
daß die Geſchäftsanteile zu einem Handelsartikel werden wie 
die Aktien. Von dieſem Grunde und Zwecke aus iſt die Be⸗ 
deutung und die Tragweite dieſer Geſetzes beſtimmung zu be: 
urteilen. Nur die Abtretung als abſtrakter Vertrag bedarf 
der Beurkundung in der angegebenen Form, dagegen nicht das 
Kauſalgeſchäft und folglich nicht die Bedingungen der Ab⸗ 
tretung. Es liegt nun zwar auf der Hand, daß der angegebene 
Zweck der Formvorſchrift um ſo ſicherer erreicht wird, wenn 
die Urkunde bloß die Abtretung zum Zweck und Gegenſtande 
hat. Allein dem Grunde und Zwecke des Geſetzes iſt genügt, 
wenn die Abtretung aus einem von den Beteiligten in einer 
gerichtlichen oder notariellen Urkunde abgeſchloſſenen Vertrage 
unzweideutig hervorgeht, auch wenn die Urkunde nicht eigens 
zur Beurkundung der Abtretung beſtimmt iſt, ſondern vielmehr 
in erſter Linie zur Beurkundung anderer rechtsgeſchäftlicher Er⸗ 
Härungen dienen fol. Ob nun eine Urkunde den überein⸗ 
ſtimmenden auf Abtretung eines Geſchäftsanteils oder auf 
Beſtätigung einer ſolchen Abtretung gerichteten Willen der Be⸗ 
teiligten klar zum Ausdrucke bringt, iſt eine Frage der Ver⸗ 
tragsauslegung, für die mangels abweichender Vorſchriften die 
allgemeinen Grundſätze der 88 133 und 157 BGB. auch bes 
züglich der an eine beſondere Form gebundenen Verträge maß⸗ 
gebend ſind. Hiernach kommt es nicht auf eine beſtimmte 
Ausdrucksweiſe, insbeſondere nicht darauf an, ob gerade das 
Wort „Abtretung“ gebraucht iſt; entſcheidend iſt vielmehr der 
Vertragswille, wie er ſich aus Wortlaut und Zuſammenhang 
der ganzen Urkunde nach der natürlichen Verkehrsauffaſſung 
ergibt. Von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten iſt das Be⸗ 
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rufungsgericht zutreffend bei der Entſcheidung ausgegangen und 
es hat rechtlich einwandfrei tatſächlich und für das Reviſions⸗ 
gericht maßgebend feſtgeſtellt, daß die Parteien bewußt eine 
Beſtätigung der Abtretung vor dem die Verhandlung auf⸗ 
nehmenden Gericht erklärt haben und daß dieſe ſomit in dem 
Protokoll mit beurkundet ſei. S. c. v. R., U. v. 19. Mai 08, 
630/07 II. — Celle. 

Warenbezeichnungsgeſetz vom 12. Mai 1894. 

42. 88 7, 10, 29 Waren ZG. in Verb. mit dem franzöſiſchen 
Vereinsgeſetz vom 1. Juli 1901. — Betrifft den Streit um die 
der franzöſiſchen Kongregation der Kartäuſermönche gehörigen, 
in Deutſchland eingetragenen Warenzeichen für den Likör 
„Chartreuſe“.] 

Die franzöſiſche Kongregation der Kartäuſermönche ftellte 
bis zum Erlaß des franzöſiſchen Vereinsgeſetzes vom 1. Juli 
1901 in Frankreich und zwar in dem Ordenshauſe La Grande 
Chartreuse bei Saint-Pierre de Chartreuse und in Fourvoirie 
den unter den Namen „Chartreuſe“ bekannten Likör her. Die 
Kongregation beſaß keine Rechtsfähigkeit; ſie bediente ſich des⸗ 
halb für ihr Auftreten im Privatrechtsverkehr einer natürlichen 
Perſon, die der formelle Träger der Rechts beziehungen der 
Kongregation war, und zwar in neuerer Zeit des Pater Garnier, 
des Pater Grézier und zur Zeit des Beginnes des gegenwärtigen 
Rechtsſtreits des Céleſtin Marius Rey. Auf den Namen des 
letztgenannten waren (zu der bezeichneten Zeit) in der Waren⸗ 
zeichenrolle des deutſchen Pat A. die zu dem Geſchäftsbetriebe 
der Kartäuſermönche gehörigen, den Nummern nach in den 
Urteilen der Vorinſtanzen aufgeführten 14 Warenzeichen für 
Liköre eingetragen. Die Zeichen enthalten unter anderem die 
Worte „Liqueur fabriqué A la Grande Chartreuse“ oder 
„Grande Chartreuse“ oder „L. Garnier“ oder „Elixir vegetal 
de la Grande Chartreuse F. L. Garnier“. Als Vertreter 
des Zeicheninhabers ift gemäß § 23 Waren ZG. der Hamburger 
Rechtsanwalt Dr. L. eingetragen. Das franzöſiſche Vereinsgeſetz 
vom 1. Juli 1901 hat in betreff beſtehender nicht anerkannter 
und die Anerkennung auch nach Erlaß des Geſetzes nicht er⸗ 
langender geiſtlicher Orden, zu denen die Kartäuſermönche ge⸗ 
hören, in Art. 18 beſtimmt, daß ſie von Rechts wegen für auf⸗ 
gelöſt gelten und die Liquidation auf gerichtlichem Wege erfolgt; 
das Gericht hat zu dieſem Zweck einen Liquidator zu ernennen, 
der alle Machtbefugniſſe eines Sequeſtors und das Vermögen, 
bzw. den Erlös aus dem Verkauf desſelben bei der Staats⸗ 
kaſſe zu hinterlegen hat. Als Liquidator iſt der Kläger beſtellt. 
Dieſer vertritt den Standpunkt, daß der franzöſiſche Geſchäfts⸗ 
betrieb der Kartäuſermönche, und damit auch die zu dieſem 
Betriebe gehörigen Warenzeichen auf ihn, bzw. das von ihm 
dargeſtellte Rechtsſubjekt, übergegangen ſeien, wiewohl die nach 
Tarragona in Spanien ausgewanderten franzöſiſchen Kartäuſer⸗ 
mönche nunmehr dort, wo ſie unter der Firma Union agricole 
eine Aktiengeſellſchaft gegründet haben, den Likör nach ihren 
früheren bewährten Rezepten herſtellen und ihn von dort aus 
unter der Bezeichnung „Liqueur fabriques à Tarragona par 
les Pères Chartreux“ in ihren alten Abſatzgebieten, auch in 
Frankreich, vertreiben. Nachdem der Kläger von dem Pater 
Céleſtin Marius Rey vergeblich die Übertragung der oben be⸗ 


zeichneten, auf den Namen desſelben in der deutſchen Zeichen⸗ 


rolle eingetragenen Warenzeichen auf ihn gefordert hatte, erhob 


37. Jahrgang. 


er Klage auf Verurteilung des Rey in die Überſchreibung der 
Zeichen auf den Namen des Klägers in ſeiner Eigenſchaft als 
Vertreters (Adminiſtrator, Sequeſter und Liquidator) der Kon⸗ 
gregation der Kartäuſer zu willigen; er behauptete, daß auch 
dieſe Marken einen Beſtandteil des in ſeiner Geſamtheit den 
Kartäuſermönchen durch das franzöſiſche Geſetz weggenommenen, 
ihm unterſtellten Vermögens gebildet hätten. Auch beantragte 
der Kläger zur Abwendung weſentlicher Nachteile während der 
Dauer des Rechtsſtreits den Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, die von dem LG., Kammer I für Handelsſachen zu 
Hamburg durch Beſchluß vom 4. Mai 1905 antragsgemäß er⸗ 
laſſen und auf Widerſpruch des Beklagten durch Urteil der 
7. 8K. des LG. Hamburg vom 23. Februar 1906 zwar zum 
Teil aufgehoben, aber inſoweit aufrechterhalten wurde, 
als dem Beklagten bei Strafe verboten war: jene Waren⸗ 
zeichen zu benutzen oder über ſie zu verfügen. Gegen 
dieſes Urteil legte der Beklagte Berufung mit dem Antrage 
auf gänzliche Aufhebung der von ihm für unzuläſſig erachteten 
einſtweiligen Verfügung ein. Im Laufe der Berufungsinſtanz 
iſt der Beklagte Céleſtin Marius Rey verſtorben; fein Erbe iſt 
Albert Leon Rey in Barcelona geworden, für den der Rechts⸗ 
ſtreit — von dem Inlandsvertreter Dr. L. — aufgenommen ift 
und auf den auch die ſtreitigen Warenzeichen in der Zeichen⸗ 
rolle des Pat A. am 10. Mai 1907 umgeſchrieben find. Durch 
Urteil des OLG. Hamburg iſt die einſtweilige Verfügung vom 
4. Mai 1905 gänzlich — auch inſoweit dieſes nicht ſchon 
durch das landgerichtliche Urteil vom 23. Februar 1906 ge⸗ 
ſchehen war — aufgehoben. Die Reviſion des Klägers iſt 
zurückgewieſen: I. Der Kläger hat in dem die Hauptſache be⸗ 
treffenden Verfahren die Verurteilung des Beklagten zu der 
Einwilligung in die Überſchreibung der auf den Namen des 
Beklagten eingetragenen Warenzeichen auf den Namen des 
Klägers verlangt und dieſes Verlangen darauf geſtützt, daß die 
durch Eintragung in die Zeichenrolle für den Beklagten be⸗ 
gründeten Warenzeichenrechte materiell zu demjenigen Vermögen 
gehörten, das der Kongregation der Kartäuſer durch die franzöſiſche 
Geſetzgebung weggenommen und unter des Klägers Verwaltung 
geſtellt ſei. Mit der in dem gegenwärtigen Rechtsſtreit in 
Frage ſtehenden einftweiligen Verfügung bezweckt der 
Kläger, die Schädigungen hintanzuhalten, die der Kläger von 
der Ausübung des Zeichenrechts durch den Beklagten während 
der Dauer des Rechtsſtreits über die Hauptſache befürchtet. 
Es handelt ſich danach für den Kläger, wie in der Hauptſache, 
ſo bei der einſtweiligen Verfügung entgegen der anſcheinenden 
Annahme des Berufungsrichters, nicht um den Anſpruch auf 
Schutz eines Warenzeichens (gegen Eingriffe Dritter in das 
Zeichen) und nicht um die Geltendmachung des durch die Ein⸗ 
tragung begründeten Rechts, ſondern um einen Streit zweier 
Perſonen darüber, wem von ihnen das Warenzeichen zuſteht, 
und ſonach um eine Klage entſprechend der Klage des Eigen⸗ 
tümers gegen den Befitzer auf Herausgabe der Sache (8 985 
BGB.) und der Klage desjenigen, deſſen Recht in einem über 
ſolche Rechte geführten öffentlichen Verzeichnis nicht eingetragen 
iſt, gegen denjenigen, für den das Recht (zu Unrecht) eingetragen 
ſteht, gerichtet auf Zuſtimmung (Einwilligung) zu der Be⸗ 
richtigung und Umſchreibung des öffentlichen Verzeichniſſes 
(vgl. $ 894 BGB; 8 7 Abſ. 1 S. 3, 5 10 WarengG.; 
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8 894 8PO.). Auf derartige Klagen hat der $ 23 Waren 38G. 
nach welchem der Anſpruch auf Schutz eines Warenzeichens 
und das durch die Eintragung begründete Recht ſeitens eines 
im Inlande eine Niederlaſſung nicht Beſitzenden nur durch 
einen im Inlande beſtellten, gemäß § 3 des Geſetzes in die 
Zeichenrolle einzutragenden Vertreter geltend gemacht werden 
kann, keine Anwendung. Der Vertreterzwang beſteht, ſoweit 
es hier intereſſiert, für Klagen des auswärtigen eingetragenen 
Zeicheninhabers. Der Kläger iſt dieſes noch nicht, ſondern will 
es erſt werden, iſt aber durch die Weigerung des Beklagten, 
die Einwilligung in den Vermerk des Überganges der ſtreitigen 
Zeichen auf den Kläger zu geben, verhindert, ſeine eigene 
Eintragung und mit dieſer die Eintragung ſeines Vertreters 
zu bewirken (8 7 Abſ. 1 S. 3 des Geſetzes). Dieſes Hindernis 
ſoll durch die in dem Hauptverfahren erhobene Klage beſeitigt 
werden. Iſt es danach ausgeſchloſſen, daß die Geltend⸗ 
machung durch einen in die Zeichenrolle eingetragenen Ver⸗ 
treter für die Erhebung des Hauptanſpruchs die pro⸗ 
zeſſuale Vorausſetzung bildet, ſo muß dasſelbe gelten für 
den Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, die den Zweck der Regelung eines einſtweiligen 
Zuſtandes in bezug auf das ſtreitige Rechtsverhältnis hat oder 
auch es verhindern ſoll, daß durch eine Veränderung des be⸗ 
ſtehenden Zuſtandes die Verwirklichung eines geltend gemachten 
Rechts vereitelt oder weſentlich erſchwert wird. Konnte dem⸗ 
gemäß der Kläger den gegenwärtigen Rechtsſtreit ſel bſt (durch 
einen Rechtsanwalt) führen, ſo ergibt ſich aus dem Vor⸗ 
bemerkten zugleich auch, daß die geſetzliche Zuläſſigkeit von 
einſtweiligen Anordnungen in bezug auf das hier ſtreitige Rechts⸗ 
verhältnis einem begründeten Zweifel nicht unterliegt. (Wird 
ausgeführt.) Es iſt dann ferner von dem Beklagten (auch in 
der Reviſionsinſtanz) gegen die Zuläſſigkeit der einſtweiligen 
Verfügung im vorliegenden Falle noch geltend gemacht, der 
Kläger habe an der einſtweiligen Verfügung und an dem Schutze 
des von ihm geltend gemachten Rechts um deswillen keinerlei 
berechtigtes Intereſſe mehr, weil das von dem Kläger be⸗ 
triebene Geſchäft — welches, ſeiner Behauptung nach, 
dasjenige der Kartäuſermönche geweſen ſein ſoll — im Laufe 
des Rechtsſtreits unſtreitig an einem Dritten, die Compagnie 
fermière de la Grande Chartreuse, veräußert if. Das er- 
ſcheint hinfällig. Trotz der Veräußerung des Geſchäfts kann 
der Kläger ein ſehr lebhaftes Intereſſe daran haben, daß die 
ihm zugeſtandenen Rechte in vollſtem Umfange ſeinem Rechts⸗ 
nachfolger erhalten bleiben und deshalb geſchützt werden. Gegen 
die rechtliche Zuläſſigkeit der von dem Kläger in Antrag ge⸗ 
brachten einſtweiligen Verfügung kann daher aus der Ver⸗ 
äußerung des Geſchäfts, die auf den Prozeß ohne Einfluß iſt 
($ 265 ZPO.), nichts entnommen werden. II. Der Berufungs⸗ 
richter hat den Antrag des Klägers auf Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung auch aus materiellen Gründen nicht für 
gerechtfertigt erachtet, nämlich weil der in dem Hauptverfahren 
von dem Kläger geltend gemachte Anſpruch — auf Ein⸗ 
willigung in die Umſchreibung der zur Zeit auf den Namen 
des Beklagten eingetragenen Warenzeichen auf den Namen des 
Klägers — nicht begründet ſei. Es iſt dem Berufungs⸗ 
richter zunächſt in dieſem Ausgangspunkte ſeiner Erörterungen 
beizupflichten. Der Antrag auf Erlaß der einſtweiligen Ver⸗ 
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fügung ſtützt ſich lediglich auf den in der Hauptſache geltend 
gemachten Anſpruch; es kann ihm daher nur ſtattgegeben 
werden, wenn der Hauptanſpruch glaubhaft gemacht iſt. Der 
Berufungsrichter erachtet dieſen nicht für begründet. Er geht 
dabei von der akzeſſoriſchen Natur des Zeichenſchutzes eines 
ausländiſchen Warenzeichens aus, verneint aber, daß um des⸗ 
willen das im Inlande eingetragene Auslandszeichen auch in 
allen anderen Beziehungen das Rechtsſchickſal des Mutter⸗ 
zeichens teile; er erachtet vielmehr an ſich ein Nichtüber⸗ 
gehen der Rechte aus dem inländiſchen Zeichen trotz des 
Überganges des auswärtigen Zeichens für denkbar. Auf Grund 
des franzöſiſchen Geſetzes vom 1. Juli 1901 führt der Be⸗ 
rufungsrichter aus, daß nach dieſem der von dem Kläger zu 
bewirkenden Vermögensliquidation eine Rechtswegnahme 
(der zu liquidierenden Maſſe) voraufgegangen ſei. Hieran an⸗ 
knüpfend ſagt er: „dieſe geſetzliche Wegnahme bezog ſich nur 
und ſollte und konnte ſich nur beziehen auf denjenigen Teil 
des Vermögens der Kartäuſermönche, der ſich in Frankreich 
befand. Sie mag ſich daher auch auf denjenigen Teil der den 
Kartäuſermönchen zuſtehenden Warenzeichenrechte bezogen haben, 
der ſich in Frankreich befand; ſie bezog ſich jedenfalls nicht 
auch auf den Teil dieſer Rechte, der ſich in Deutſchland be⸗ 
findet.“ Es kann danach, wie auch die Reviſion anerkennt, 
einem Zweifel nicht unterliegen, daß die Feſtſtellung: es habe 
eine geſetzliche Wegnahme des den Kartäuſermönchen 
gehörigen Vermögens (und zwar des in Frankreich befind⸗ 
lichen Teiles dieſes Vermögens) ſtattgehabt, auf franzöſiſchem, 
daher der Nachprüfung des RG. nicht unterliegendem Recht 
beruht. Zweifelhaft iſt nach der von dem Berufungsrichter 
ſeinem Urteil gegebenen Begründung, ob auch der Satz: „Die 
Wegnahme bezog ſich jedenfalls nicht auf den Teil der Waren⸗ 
zeichenrechte, der ſich in Deutſchland befindet“ (d. i. auf die 
durch die Eintragung in die deutſche Zeichenrolle begründeten 
Rechte) aus dem franzöſiſchen Geſetz geſchöpft oder ob der 
Satz, wie der Reviſionskläger annimmt, eine aus reichsrecht⸗ 
lichen Normen gezogene Schlußfolgerung iſt. Unter der 
letzteren, dem Reviſionskläger günſtigeren Annahme iſt das 
Berufungsurteil auch in dem fraglichen Satze einer Nachprüfung 
des RG. unterworfen; es iſt aber auch dann nicht erſichtlich, 
daß dasſelbe auf einem Rechtsirrtum beruhe, es iſt vielmehr 
auch dann dem Berufungsrichter jedenfalls in dem von ihm 
gewonnenen Reſultat trotz der von dem Reviſionskläger vor⸗ 
gebrachten Rügen beizutreten. (Wird näher begründet.) 
L. c. C. R., U. v. 29. Mai 08, 580/07 II. — Hamburg. 
43. 5 15 Waren 3G. Zum Begriff der Ausſtattung.] 
Der erkennende Senat hat in feinem aufhebenden Urteil“ 
den Rechtsgrundſatz ausgeſprochen: Niemand kann eine techniſche 
Verbeſſerung, eine den Gebrauch und die Benutzung 
der Ware erleichternde Einrichtung als Aus ſtattung 
geſchützt verlangen. Der für die Anwendung eines ſolchen 
techniſchen Elementes notwendige oder für ſeine Anwendung 
nach Art und Zweck der Ware praktiſch angemeſſene Teil der 
Aufmachung ſteht nicht unter dem Schutze des 8 15 Waren G.; 
geſchützt iſt, ſoweit eine Anwendung techniſcher Elemente in 
Frage ſteht, nur die beſondere, im dargelegten Sinne für 
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die Anwendung des techniſchen Elementes nicht notwendige 
oder praktiſch angemeſſene Geſtaltung der Aufmachung, deren 
beſondere Kennzeichnung durch Farbe, Aufdruck und das dadurch 
geſchaffene Geſamtbild. In Anwendung des dargelegten Rechts⸗ 
grundſatzes und der an ihn geknüpften Ausführungen wurde 
für den gegebenen Fall noch hervorgehoben: enthalte die Be⸗ 
nutzung des Sternrades zum Aufwickeln von Seidenfaden und 
das Durchlochen dieſes Rades techniſche Elemente, ſo erſtrecke 
ſich der Ausſtattungsſchutz nur auf die beſondere Geſtaltung 
des Rades, auf die beſondere Art der Aufwickelung, ſoweit ſie 
nicht techniſch notwendig oder techniſch angemeſſen ſei, auf die 
beſondere Kennzeichnung durch Farbe, Aufdruck — und den 
dadurch gekennzeichneten Geſamteindruck. Wenn in jenen 
Ausführungen geſagt iſt, der für die Anwendung eines ſolchen 
techniſchen Elementes notwendige oder nach Art und Zweck der 
Ware praktiſch angemeſſene Teil der Auſmachung ſtehe nicht 
unter dem Schutze von 8 15 Waren 3 G., fo war damit 
ausgeſprochen, — nicht bloß die Geſtaltung, die zur Anwendung 
des techniſchen Elementes abſolut notwendig iſt, ſondern auch 
die Geſtaltung, die ſich nach Art und Zweck der Ware, ſowie 
im Hinblick auf die Erfahrungen in der praktiſchen Verwertung 
jenes techniſchen Elementes als eine praktiſch angemeſſene Verf 
wertung des techniſchen Elementes darſtellt, kann nicht den 
Ausſtattungsſchutz beanſpruchen. Dagegen war nicht etwa 
ausgeſprochen, daß eine Geſtaltung, wenn ſie irgendwie einem 
techniſchen Zwecke dient, dadurch ſchlechthin dem Ausſtattungs⸗ 
ſchutze entzogen ſei; vielmehr war — insbeſondere durch die 
bezogenen Beiſpiele, Größe des Sternrades, Art der Auf⸗ 
wickelung — unzweideutig darauf hingewieſen, daß eine 
Geſtaltung, mag ſie an ſich einem techniſchen Zwecke dienen, 
den Ausſtattungsſchutz dann beanſpruchen könne, wenn ihre 
charakteriſtiſche Beſonderheit nicht durch die Verwertung des 
techniſchen Elementes, dem fie an ſich dient, bedingt iſt. — 
Jede Flaſche, wie immer ſie geformt ſein mag, dient dem in 
der Flaſche verkörperten techniſchen Elemente. Dennoch kann 
eine Flaſche mit charakteriſtiſcher Ausbauchung dann, wenn 
dieſe Ausbauchung nicht durch die Verwertung des techniſchen 
Elementes bedingt iſt, den Ausſtattungsſchutz genießen. — 
Werden Knöpfe zum Verkaufszwecke auf farbige Kartons auf⸗ 


genäht, ſo enthält das Aufnähen ſicher die Verwertung eines 


techniſchen Elementes; werden aber die Knöpfe in einer Weiſe 
aufgenäht, daß ſie für ſich oder mit dem farbigen Untergrunde 
des Kartons eine charakteriſtiſche Figur, ein charakteriſtiſches 
Geſamtbild ergeben, ſo liegt darin eine ſelbſtändige Geſtaltung, 
die gleichfalls den Ausſtattungsſchutz genießen kann. Durch 
die weiteren Ausführungen in dem früheren Urteile, unter 
welchen Vorausſetzungen das Geſamtbild einer Warenauf⸗ 
machung, die aus techniſch notwendigen oder wegen techniſcher 
Erwägungen praktiſch angemeſſenen Geſtaltungen und aus durch 
ſolche techniſche Erwägungen nicht bedingten Geſtaltungen zu⸗ 
ſammengeſetzt iſt, Ausſtattungsſchutz beanſpruchen könne, iſt 
nur die rechtliche Folgerung aus dem allgemeinen Rechts⸗ 
grundſatze, daß an techniſchen Elementen in der durch techniſche 
Zwecke bedingten Erſcheinungsform auf dem Wege des Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes kein Monopolrecht geſchaffen werden kann, 
dahin gezogen, ein ſolches Geſamtbild könne den Ausſtattungs⸗ 
ſchutz nur dann beanſpruchen, wenn die Geſtaltungen, deren 
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charakteriſtiſche Erſcheinungsformen nicht durch techniſche Zwecke 
bedingt find, das charakteriſtiſche, unterſcheidende Merkmal der 
Ausſtattung bilden, welches das Geſamtbild zu dem beſonderen, 
unterſcheidenden Bilde macht. Es gilt hier das gleiche, wie 
bei den zuſammengeſetzten Warenzeichen, das als Elemente auch 
Freizeichen oder Bezeichnungen der unter 8 4 Nr. 1 Waren 3G. 
aufgezählten Art enthalten darf; nur dürfen die charakteriſtiſchen 
Merkmale — das Schlagwort, das durchſchlagende Bild nicht Frei⸗ 
zeicheneigenſchaft haben oder unter § 4 Nr. 1 fallen. Durch eine 
Zuſammenſetzung von Freizeichen kann allerdings unter Umſtänden 
ein ſelbſtändiges ſchutzfähiges Warenzeichen entſtehen. Die bloße 
Zuſammenſetzung von Geſtaltungen, die nur durch die Ver⸗ 
wertung techniſcher Elemente bedingt ſind, kann dagegen den 
Ausſtattungsſchutz nicht beanſpruchen, da auch dieſe Zuſammen⸗ 
ſetzung ſich als praktiſch angemeſſene Verwertung techniſcher 
Elemente darſtellt. Dem Berufungsgerichte war danach durch 
das aufhebende Urteil die Aufgabe geſtellt, zunächſt zu den 
einzelnen Elementen in der Aufmachung der Klägerin feſtzuſtellen, 
ob ihre Geſtaltung überhaupt einem techniſchen Elemente diene 
und im Falle der Bejahung, ob ihre charakteriſtiſche 
Geſtaltung durch techniſche Elemente oder nur durch Zwecke 
der Ausſtattung bedingt ſei, ſodann aber zu prüfen, ob die 
hiernach des Ausſtattungsſchutzes fähigen Elemente die charakte⸗ 
riſtiſchen Merkmale der Geſamtausſtattung ſeien und deren 
Geſamtbild zu dem beſonderen ſie von anderen Ausſtattungen 
der gleichen Ware unterſcheidenden Bilde machen. — Die 
Prüfung, wo eine Geſtaltung aufhöre, einem techniſchen Elemente 
zu dienen und lediglich durch Zwecke der Ausſtattung bedingt 
ſei, iſt an und für ſich im einzelnen Falle ſchon um des⸗ 
willen ſehr ſchwer, da ſich feſte Grenzlinien nicht aufſtellen 
laſſen, vielmehr das eine in das andere überfließt. Die 
gedachte Prüfung war für das Berufungsgericht im gegebenen 
Falle noch dadurch ganz beſonders erſchwert, daß gerade über 
die Frage, welche Geſtaltung zum Durchführen des techniſchen 
Gedankens eines leichten und feſten Aufwickelns von Nähſeide 
auf ein Sternrad und eines leichten Abwickelns bei ihrer Ver⸗ 
wendung an der Nähmaſchine notwendig oder praktiſch an⸗ 
gemeſſen ſei, dem Berufungsgerichte nur dürftiges Material 
vorlag. Den Ausführungen des Berufungsgerichts mag darin 
beigetreten werden, daß die hier in Frage kommende Größe des 
Rades im weſentlichen durch techniſche Erwägungen bedingt iſt. 
Die Grenzen zwiſchen der hier praktiſch zuläſſigen Maximal⸗ 
und Minimalgröße liegen ſich ſo nahe, daß jede Größe inner⸗ 
halb dieſer Grenzen noch durch jene techniſchen Zwecke bedingt 
erſcheint. Das gleiche gilt auch für die Zahl der Zacken oder 
Zähne des Sternrades. Iſt ferner im Einzelverkauf allgemein 
üblich, daß Nähſeide in den verſchiedenen Aufmachungen eine 
beſtimmte Länge habe, ſo kann in der Verwendung einer 
ſolchen Menge zum Aufwickeln auf der Sternkarte gleichfalls 
nicht ein des Ausſtattungsſchutzes fähiges Element erblickt 
werden. Anlaß zu Bedenken können indes die Ausführungen 
des Berufungsgerichts über die Tiefe der Einſchnitte und die 
dadurch bedingte Größe der Zacken am Sternrade der Klägerin 
geben. Nach den Darlegungen der Klägerin iſt dieſe Tiefe 
der Einſchnitte und beſondere Größe der Zacken nicht durch 
techniſche Erwägungen bedingt — denn für den techniſchen 
Zweck reichen ſchon weniger große Zacken zu —, ſie dient viel⸗ 
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mehr nach jenen Darlegungen lediglich dem Ausſtattungszwecke, 
durch ſie ſoll erreicht werden, daß die Zacken über die auf⸗ 
gewickelte Seide weit hervorragen und in ihrer je nach der 
Farbe der aufgewickelten Seide verſchiedenen Färbung mit dem 
Bilde der Aufwickelung ein charakteriſtiſches Geſamtbild hervor: 
rufen. — Das gleiche gilt auch zu dem weiteren Elemente — 
der Größe der nicht mit Seide bedeckten Kreisfläche. Auch hier 
iſt das Vorhandenſein einer nicht mit Seide bedeckten Kreis⸗ 
fläche durch techniſche Erwägungen bedingt, — an dieſer Fläche 
muß der Stern beim Aufwickeln feſtgehalten werden. — Die 
Klägerin vertritt den Standpunkt, ſie laſſe in ihrer Aufmachung 
lediglich aus äſthetiſchen Rückſichten eine beſonders große Kreis⸗ 
fläche frei — das Freilaſſen einer ſo großen Kreisfläche ſei 
aus techniſchen Erwägungen nicht notwendig, aber auch nicht 
praktiſch angemeſſen. — Der gleiche Geſichtspunkt trifft auch 
zu für die Art der Aufwickelung. — Das Aufwickeln von 
Seide auf einer Sternkarte dient ſicher techniſchen Zwecken. 
Die Art der Aufpickelung kann aber, wie das Aufnähen von 
Knöpfen auf einem Karton, ein durch dieſe techniſche Zwecke 
nicht bedingtes charakteriſtiſches Bild ſchaffen, das des Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes fähig iſt. Die Klägerin hat dies in ein⸗ 
gehenden Ausführungen dargelegt und die Annahme liegt nahe, 
die Richtigkeit ihrer Darlegungen durch die vorgelegten Stern⸗ 
karten der Klägerin beſtätigt zu finden. — In allen dieſen Be⸗ 
ziehungen lag dem Berufungsgericht die Prüfung ob, wo hört 
die durch techniſche Zwecke bedingte Geſtaltung auf, wo beginnt 
die Geſtaltung, die lediglich den Ausſtattungszwecken dient. 
Es iſt auch in dieſe Prüfung eingetreten. Seine Einzel⸗ 
ausführungen laſſen indes erkennen, daß es bei dieſer Prüfung 
unzureichend den Geſichtspunkt berückſichtigt hat, die charakte⸗ 
riſtiſche Geſtaltung eines Einzelelementes in der Warenaufmachung, 
das an ſich auch techniſchen Elementen dient, könne den Aus⸗ 
ſtattungsſchutz dann beanſpruchen, wenn dieſe charakteriſtiſche 
Geſtaltung nicht durch techniſche Erwägungen bedingt iſt, ſondern 
nur Ausſtattungszwecken dient. — Die unzureichende Berück⸗ 
ſichtigung des Dargelegten — im gegebenen Falle entſcheidenden 
Geſichtspunktes tritt klar hervor in der zuſammenfaſſenden Er⸗ 
wägung des Berufungsgerichts — „es mag richtig ſein, daß 
die Klägerin mit großem Aufwande von Mühe und Arbeit die 
verſchiedenen Formen gefunden und zuſammengepaßt hat und 
daß ſie auch darauf bedacht war, damit ein dem Auge 
gefälliges Bild ihrer Ware zu ſchaffen; allein dadurch verlieren 
die einzelnen Elemente, aus denen ſich das ganze zuſammen⸗ 
ſetzt, ihre Eigenſchaft der Förderung des Gebrauchszweckes 
nicht.“ — Der gedachte Mangel führt zur Aufhebung des 
Urteils; denn durch ihn ſind die entſcheidenden Ausführungen 
des Berufungsurteils gleichfalls bedingt, daß das Geſamtbild 
der Warenaufmachung der Klägerin nicht den Ausſtattungsſchutz 
beanſpruchen könne, — Ausführungen, zu denen es gleichfalls 
recht ſehr zweifelhaft iſt, ob ſie von einer richtigen Auffaſſung der 
in Betracht kommenden rechtlichen Geſichtspunkte ausgegangen 
ſind. G. c. B., U. v. 2. Juni 08, 46/08 II. — Karlsruhe. 

II. Das Preußziſche Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

44. 5 43 II. 6 ALR. Ausſchluß aus einem Kriegerverein.] 

Der Kläger war aus dem beklagten Kriegerverein aus⸗ 
geſchloſſen worden, weil er den Beklagten durch Eingabe bei der 
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zuſtändigen Behörde wegen Vergehens gegen die GewO., begangen 
durch Abhaltung eines Konzerts und Balls unter Erhebung 
von Eintrittsgeldern, angezeigt hatte. Die Anzeige führte zu 
einer Strafunterſuchung, die eingeſtellt wurde, weil nicht zu 
ermitteln war, daß Nichtmitglieder, ohne eingeladen oder ein⸗ 
geführt zu ſein, an dem Feſte teilgenommen hätten. Das 
Berufungsurteil hatte die Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit 
des Ausſchlußbeſchluſſes abgewieſen. RG. hob auf und entſprach 
der Klage. Aus den Gründen: Ausſchlaggebend iſt, daß 
die Ausſchließung eines Mitglieds nach 8 3 Nr. a der Statuten 
eine Strafe iſt; Strafbeſtimmungen dürfen nicht ausdehnend 
interpretiert werden. Auch würden die Statuten, ſoweit ſie die 
Ausſchließung unter leichteren Bedingungen zulaſſen ſollten, als 
§ 43 II. 6 AL R., keine Gültigkeit beanſpruchen können. Der 
S 43 fordert ein vorſätzliches oder ſonſt beharrliches Zuwider⸗ 
handeln gegen den Vereinszweck. Das liegt bei einem ver⸗ 
einzelten Fehltritt nicht vor. Irgendetwas weiteres aber als 
die Erſtattung der Strafanzeige iſt dem Kläger nicht nach⸗ 
gewieſen. L. c. N., U. v. 13. Mai 08, 374/07 I. — Naumburg. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Werden mehrere Verpflichtete auf Grund derſelben uner⸗ 
laubten Handlung auf Leiſtung von Schadenerſatz wegen Auf⸗ 
hebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit in Anſpruch 
genommen, ſo kann nach Entſch. Nr. 1 die Frage, auf welche 
Weiſe Schadenerſatz zu leiſten iſt, nur einheitlich den ſämtlichen 
Verpflichteten gegenüber beantwortet werden und es iſt diejenige 
Form zu wählen, die ſich aus den Verhältniſſen des Be⸗ 
rechtigten und der ſämtlichen Verpflichteten als die geeignete 
ergibt. Nach der Geſamtheit der hiernach zu ermittelnden 
Umſtände iſt zu beurteilen, ob ein wichtiger Grund für die 
Gewährung einer Kapitalabfindung im Sinne von 8 843 Abſ. 3 
BGB. überhaupt vorliegt. 

Zur i eines anfechtbaren Rechtsgeſchäfts beda 
es nach Entſch. Nr. 2 keiner empfangsbedürftigen, d. h. dem 
anderen Teile ge enüber abzugebenden Willenserklärung. Es 
ſollen mit der eſtätigung alle Fälle rechtlicher und tatfächlicher 
Verfügung des Anfechtungsberechtigten umfaßt ſein, welche den 
Willen gesch trotz Kenntnis der Anfechtbarkeit 
beim Rechtsgeſchäfte ſtehen zu bleiben. Vorausſetzung einer 
Beſtätigung iſt aber immer Kenntnis des Anfechtungsrechts, 
auf das der Beſtätigende verzichtet. 

Wenn auch im allgemeinen eine Pflicht des Käufers, den 
auf Kredit verkaufenden Vertragsgenoſſen über den Grad ſeiner 
Kreditwürdigkeit aufzuklären, nicht beſteht, es vielmehr nach 
der allgemeinen Verkehrsſitte dem Verkäufer überlaſſen bleibt, 
ſich anderweit Aufklärung zu verſchaffen, ſo findet Entſch. Nr. 3 
doch in dem Verſchweigen feiner großen ÜUberſchuldung, feiner 
völligen Zahlungsunfähigkeit und ſeiner auf unlautere 
Schiebungen abzielenden Abſicht ein betrügeriſches Verhalten 
des Käufers, das den Verkäufer zur Anfechtung des Kauf⸗ 
vertrags gemäß 8 123 BGB. berechtigt. Die Entſcheidung läßt 
ſich zugleich darüber aus, unter welchen Vorausſetzungen die 
Anfechtbarkeit nicht nur das obligatoriſche ſondern auch das 
dingliche Geſchäft ergreift. 

Für die Anwendung des Schikaneparagraphen (5 226 BGB.) 
kommt es nach Entſch. Nr. 6 nicht auf die Abſicht des Be⸗ 
rechtigten an, entſcheidend iſt vielmehr der Zweck ſeines 
Handelns, wie er ſich bei objektiver Betrachtung der geſamten 
Umſtände des Falls darſtellt, wobei freilich auch die inneren 
Beweggründe des Handelnden von Bedeutung ſein können. 
Zu fragen iſt, ob nach der gegebenen Sachlage der Gebrauch, 
der von der ſubjektiven Berechtigung gemacht wird, keine andere 
Beſtimmung haben kann, als die der Schädigung eines anderen. 
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Nach Entſch. Nr. 8 iſt es, wenn die weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung der Kaufſache feſtſteht, regelmäßig Sache des 
wandelnden Käufers, darzutun, daß die Verſchlechterung nicht 
von ihm verſchuldet iſt, wenn der Verkäufer der Wandelung 
aus dieſem Grunde widerſpricht. 

Für das geltende materielle und Prozeßrecht iſt nach 
Entſch. Nr. 10 grundſätzlich zu verneinen, daß ein Auftrag, 
demzufolge der Beauftragte im eigenen Namen eine Forderung 
des Auftraggebers zur Leiſtung an dieſen einzuklagen hat, allein 
ſchon zureicht, eine Berechtigung des Beauftragten zur Klage 
im eigenen Namen zu begründen (vgl. RG. 05 VI. 661/04). 
Es begründet für die Frage der Aktivlegitimation keinen weſent⸗ 
lichen Unterſchied, ob der Kläger einen derartigen Anſpruch als 
Beauftragter oder als Bevollmächtigter des eigentlichen An⸗ 
ſpruchsberechtigten geltend macht und ob er hierbei die Zahlung 
emer ſtreitigen Geldſumme an ſich als Bevollmächtigten des 
Berechtigten oder unmittelbar an den letzteren verlangt, denn 
entſcheidend für den Mangel der Aktivlegitimation iſt, daß nicht 
der 5 Anſpruchs berechtigte vor Gericht als Kläger 
au 


Entſch. Nr. 14 führt aus, daß der Arzt, welcher ohne 
die erklärte oder doch mutmaßliche Einwilligung des Leidenden 
oder ſeines geſetzlichen Vertreters einen operativen Eingriff vor⸗ 
nimmt, ſich einer widerrechtlichen Körperverletzung im Sinne 
des § 823 Abſ. 1 BGB. ſchuldig mache. 

Zwar beſteht an dem Hypothekenbrief über eine nur 
teilweiſe valutierte Hypothek Miteigentum zwiſchen Gläubiger 
und Eigentümer. Dem Eigentümer ſteht aber nach Entſch. 
Nr. 16 kein Anſpruch auf Herausgabe des Briefes, auch nicht 
in Anſehung des ihm zuſtehenden Hypothekenteils zu, ſo daß 
die Abtretung des (nicht beſtehenden) Herausgabeanſpruchs auch 
nicht geeignet iſt, die körperliche Übergabe des Teilhypotheken⸗ 
briefs zum Zwecke der Übertragung der Teilhypothek zu erſetzen. 

Der einer Ehefrau während des Beſtehens der Ehe zu⸗ 
fallende, aber aus Geſchäften, die vor en der Ehe ab⸗ 
geſchloſſen ſind, herrührende Gewinn iſt nach Entſch. Nr. 17 
nicht Vorbehaltsgut ſondern Eingebrachtes. 

Eine höchſt moderne Frage behandelt die Entſch. Nr. 19, 
in der künſtliche Befruchtung und Vaterſchaft zur Erörterung ſteht. 

Die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
für die Regelung des perſönlichen Verkehrs zwiſchen Eltern 
und Kind gilt nach Entſch. Nr. 20 auch für den Fall, daß die 
Ehe zwar beſteht, die häusliche Gemeinſchaft aber für nicht 
abſehbare Zeit aufgehoben iſt. 

Hat der Erbe trotz Überfhuldung des Nachlaſſes infolge 
von Vermächtniſſen die Verbindlichkeit aus einem Vermächtnis 
mit Mitteln des Nachlaſſes erfüllt, ohne zuvor die vorgehenden 
Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe zu decken, ſo mögen dieſe 
Gläubiger, wie Entſch. Nr. 21 ausführt, berechtigt ſein, gegen 
den Erben fo vorzugehen, wie wenn er an den Vermächtnis⸗ 
chlaſſe nichts geleiſtet hätte, auch mag dem 
Erben, wenn er in Unkenntnis der ÜUberſchuldung des Nach⸗ 
laſſes geleiſtet hatte, gegen den Vermächtnisnehmer ein Rück⸗ 
forderungsrecht gemäß 8 813 BGB. zuſtehen. Aber zwiſchen 
dem Vermächtnisnehmer und den anderen Nachlaßgläubigern 
ſind dadurch, daß der Erbe den erſteren vor dem letzteren be⸗ 
friedigt hat, keine rechtlichen Beziehungen begründet worden, 
die den Vermächtnisnehmer verbinden würden, das Erhaltene 
an die Nachlaßgläubiger herauszugeben. 

Von einſchneidender Bedeutung erſcheint Entſch. Nr. 41, 
die davon ausgehend, daß die Formvorſchrift des 8 15 GmbHG. 
nur den Zweck habe, durch Erſchwerung der Abtretung von 
Geſchäftsanteilen dieſen die Natur eines Handelsartikels vor⸗ 
zuenthalten, die Formvorſchrift nur auf den eigentlichen abſtrakten 
Übertragungsvertrag, nicht aber auf das zugrunde liegende 
Kauſalgeſchäft erſtreckt. N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die vierundzwanzigſte ordentliche General- 


verſammlung wird auf den 
27. September 1908, Vormittags 11 Uhr 


nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der 


Rechtsanwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 

Gegenſtände der Tagesordnung find: 

1. ang über die Frage, ob die in dem 

Mannheimer Beſchluſſe vom 12. September 1907 
für die Auszahlung von 500 000 & aus dem 
Kapitalgrundſtocke der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte an die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte geſtellten 
Vorbedingungen für erfüllt erachtet werden, und 
die Überweiſung mit dem Zinsrechte vom 
1. Juli 1908 ab angeordnet werden ſoll, 

2. der vom Borftande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Inni 1908 abgelanfene 
Geſchäfts jahr, 

3. die Prüfung der Jahresrechuung und Entlaſtung 
des Vorſtandes, 

4. die Wahl von Borſtands mitgliedern in Gemäßheit 
des 5 9 der Satzungen, 

5. die Wahl von Rechnungsreviſoren, 

6. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 1. Juli 1908. 


Bülfstafie für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr, 
Juſtizrat, Vorſitzender. 


Auf die Tagesordnung der vierundzwanzigſten ordentlichen 
Generalverſammlung am 27. September 1908 Vormittags 11 Uhr 
werden ferner geſetzt: 

7. Anträge des Rechtsanwalts Carl Heyne zu Düſſeldorf. 
I. Fatzungs änderungen. 
9 2 erhält die Faſſung: 
Der Zweck des Vereins iſt ein eee 


1. Die zur Gründung 
a) einer Ruhegehaltskaſſe, nebſt Abteilung für In⸗ 


validitäts⸗Ergänzungsrente, 


b) einer Witwen⸗ und Waiſenkaſſe, 

c) einer Unterſtützungskaſſe, 

d) einer Sterbekaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte und deren Hinterbliebenen 
erforderlichen Stammkapitale anzuſammeln. 

2. bleibt unverändert. 
8 2a Zuſatz: 

Die in § 2 genannten Kaſſen bilden ſelbſtändige 
Kaſſen mit eigenem Vermögen, eigenen Satzungen und 
eigener rechneriſch getrennter Verwaltung. 

Zu dieſem Zweck werden aus dem bisher an⸗ 
geſammelten Kapitalgrundſtock folgende Stamm⸗ und 
Betriebsfonds gebildet: 


a) für die Ruhegehaltskaſſe . 300 000 A 
b) ⸗Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 500000 
c) s = Unterflügungsfafle. . 300000 » 


d) = s GSterbelille . . . . Reſt. 

Die den unter e und d genannten Kaſſen über⸗ 
wieſenen Gelder gelten als zinsfreie und unkündbare 
Darlehne und ſind nach Inkrafttreten dieſer Kaſſen in 
jährlichen Raten von mindeſtens ½ ihrer Beträge 
den unter a und b genannten Kaſſen — dieſen zu 
je / — zurückzuerſtatten. 

9 3 Zuſatz: 
Von den zu Unterſtützungen verfügbaren Geldern ſind 
alljährlich 10 Prozent zur Bildung eines eigenen, nur 
den Zinſen nach für Unterſtützungen dienenden Kapital⸗ 
grundſtocks anzuſammeln. 

8 4 Abſ. 4 wird erſetzt durch: 

1. Ab 1. Januar 1910 dürfen neue Unterſtützungen nur 
noch an Mitglieder oder deren Angehörige gezahlt 
werden. 

2. Eltern und Kinderloſen darf bei noch vorhandenem 
Vermögen Unterſtützung nur in Form einer Leibrente 
gewährt werden. 

3. Unterſtützung iſt ausgeſchloſſen, wenn Unterſtützungs⸗ 
bedürftigkeit bereits beim Eintritt in die Rechtsanwaltſchaft 
vorlag, oder durch freigebige Verfügungen verurſacht 
worden iſt, die zur Zeit in offenſichtlichem Mißverhältniſſe 
zur allgemeinen Vermögenslage des Gebers ſtanden. 


8 8 letzter Satz wird aufgehoben. 
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8 9 Abi. 1 erhält den Zuſatz: 
Die Wahl erfolgt im gemeinſchaftlichen Wahlgange durch 
Stimmzettel; es entſcheidet einfache Stimmenmehrheit, 
bei Stimmengleichheit das vom Vorſitzenden zu 
ziehende Los. 
Verwaltungsgrundſätze: 
A II. Abſ. 1. Alle Anlagen erfolgen in erſter Reihe in 
mündelſicheren Hypotheken, im übrigen .... wie bisher. 
B II. Abſ. 1. Mindeſtens 14 Tage vor der jährlichen ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung iſt der Verwaltungs⸗ und 
Kaſſenbericht .... zuzuſenden. 


II. Anderweitige Anträge. 
Der Vorſtand wird erſucht: 

1. den Erlaß reichsgeſetzlicher Beſtimmungen zu beantragen, 
inhalts deren 

a) alle aktiven Rechtsanwälte Mitglied der zu er⸗ 
richtenden Ruhegehalts⸗ und Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſe ſein müſſen (Zwangskaſſe), 

b) dieſen beiden Kaſſen als teilweiſes Aquivalent für 
die von den Anwälten in Armenſachen zu machenden 
Barauslagen ein jährlicher Pauſchalſatz von je 
100 000 & gewährt wird; 

2. beim Deutſchen Anwaltverein zu beantragen, dem 
Kapitalgrundſtock unſerer Kaſſen jährlich einen auf 5 % 
pro Mitglied zu bemeſſenden Beitrag zu überweiſen; 

3. aus Anlaß des bevorſtehenden 25 jährigen Jubiläums 
der Hülfskaſſe die Stiftung eines Jubiläumsfonds ein⸗ 
zuleiten. 

Leipzig, den 7. Auguſt 1908. 


HBülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, 
Juſtizrat, Vorſitzender. 


Herr Rechtsanwalt Dr. M. in Leipzig hat der Hülfs⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte 500 & überwieſen, welche 
als Sühnegeld für eine ihm zugefügte Beleidigung gezahlt 
find. Indem wir dies zur Kenntnis der Herren Mitglieder 
bringen, danken wir gleichzeitig verbindlichſt für die Zu⸗ 
wendung. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Brannſchweig hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
1800 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 
worden. 


Standesfragen angeſichts der Zivilprozeßordnungs⸗ 
Novelle. 
Von Juſtizrat Dr. Siegmund Meyer, Hannover. 
I. Alt und Jung. 
Es iſt eine bedauerliche, aber kaum zu beſtreitende Tat⸗ 
ſache, daß unſer Stand als ſolcher ſich keiner großen Beliebtheit 
erfreut, während umgekehrt vielfach der einzelne Angehörige 
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dieſes Standes beim Publikum, bei den Behörden und in den 
weiteſten Kreiſen der ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung das 
unbedingteſte und weitgehendſte Vertrauen genießt. 

Diejenigen Kollegen, welche den Dank und das Vertrauen 
der Klientel und des Publikums durch die Führung ihrer Praxis 
und ihre Haltung im öffentlichen Leben ſich am meiſten er⸗ 
werben, ſind gegenüber Standesfragen häufig ziemlich gleich⸗ 
gültig und apathiſch. | 

Woher kommt das? 

Wir Anwälte ſind durch unſeren Beruf gezwungen, Mann 
gegen Mann zu fechten. In allen kontradiktoriſchen Sachen 
haben wir je nach Temperament und Neigung Möglichkeit und 
Gelegenheit, dem Gegenanwalte mündlich oder ſchriftlich, in 
Briefen oder Schriftſätzen, in öffentlichen Verhandlungen oder 
Kommiſſionsterminen, allein oder vor Zeugen unſere Meinung 
offen oder verſteckt, grob oder witzig zu ſagen. Dieſes gegen⸗ 
einander Fechten hat den Vorzug, daß wir einander nicht bloß 
kennen lernen, ſondern auch gründlich und ſachlich beurteilen 
können und deshalb nicht nötig haben, hintereinander herzureden. 
Wir brauchen den Kollegen nicht mit einem, keinem Ehren⸗ 
gerichte erreichbaren Lächeln oder Achſelzucken in der Sprech⸗ 
ſtunde — wie dies bei Medizinern vorkommen ſoll, die ja meiſt 
nacheinander, nicht gegeneinander antreten — abzutun und 
gerade hierdurch kommt es, daß man bei den Anwälten von 
einer wirklichen beruflichen Kollegialität, welche durch wechſel⸗ 
ſeitige Vertretung in Behinderungs fällen und namentlich in 
Zeiten der Krankheit durch billige Rückſichtnahme und Entgegen⸗ 
kommen vielfach glänzend ſich bewährt, reden kann. 

Aber damit hört es auch meiſtens auf. Auf unſeren 
Stand paßt mehr vielleicht als auf andere das Gleichnis 
Bellamys (Rückblick aus dem Jahre 2000): „Der Hunger hat 
als Kutſcher die Maſſen der Menſchen vor eine rieſenhafte 
Kutſche geſpannt, deren luftige und angenehme Verdeckſitze 
wenige Glückliche einnehmen. Gelingt es denen, welche bislang 
die Kutſche mitziehen halfen, vom Boden zu einem Verdeckſitze 
hinaufzuklettern, ſo werden ſie von der Einbildung, daß ſie zu 
einer höheren Klaſſe von Weſen gehören, welche mit Recht er⸗ 
warten durfte, gezogen zu werden, erfaßt, bevor noch die 
Schwielen, die das Seil an ihren Händen verurſacht hatte, 
verſchwunden waren“. 

Daher die Klagen der hungrigen jungen Kollegen, daß die 
ſatten alten Kollegen ſich ihrer nicht genügend annehmen, trotz⸗ 
dem gerade die ſinnfälligen Erfolge einzelner vom Glück und 
der Gunſt des Publikums, wie durch eigene Tüchtigkeit getragenen 
älteren Kollegen die irrige Meinung nicht nur im Volke, ſondern 
auch bei der Regierung und in den Parlamenten zeitigen, daß 
alle Anwälte ein genügendes Einkommen beſitzen oder bei 
genügender Betätigung ſich verſchaffen können. Wir wiſſen, 
daß unſere jungen Kollegen hart zu kämpfen haben, nachdem 
die Konkurrenz durch die Erweiterung der Berechtigung zum 
Univerſitätsſtudium ſich vervielfacht hat, während durch Bildung 
der Börſen⸗ und Innungsſchiedsgerichte, Ausſchluß von den 
Sondergerichten, Herabſetzung der Objekte und der Gebühren 
(trotzdem in der gleichen Zeit alle Löhne und Gehälter infolge 
der Verteuerung aller Wirtſchaftsbedürfniſſe geſteigert ſind und 
noch andauernd geſteigert werden) die Möglichkeit und das 
Maß des Erwerbes beſchränkt iſt. An den maßgebendſten 
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Stellen herrſchen indes über dieſen, unter uns ganz klaren 
Tatbeſtand unzutreffende Vorſtellungen. 

In Hannover find die Erwerbsverhältniſſe der Anwälte fo, 
daß etwa / genügend für ſich und feine Relikten, / nur ge 
nügend für ſich, / aber nicht einmal den genügenden Lebens⸗ 
unterhalt aus der Praxis für ſich erwirbt. Dieſe mit Hilfe der 
Steuereinſchätzungen — welche durch die Publikation der Wahl⸗ 
liſten nicht mehr als geheim gelten können — leicht nachweis⸗ 
bare Tatſache wurde an zuſtändiger Stelle in Berlin als „Über⸗ 
treibung“ in Zweifel gezogen. Hier muß meines Erachtens 
eingeſetzt werden. Jedes Landgericht müßte Material ſammeln 
über die Erwerbsverhältniſſe des einzelnen Kollegen und dies 
von den Anwaltskammern zu verarbeitende Material der Regierung 
und den Parlamenten zugänglich gemacht werden, um die irrige 
Vorſtellung zu zerſtreuen, als ob es allen Anwälten gut ginge. 
Denn ſchließlich handelt es ſich doch nicht darum, ob der Fiskus 
bei der Novelle verdient, oder die Geſamtheit der Anwälte nach 
unkontrollierbaren Schätzungen mutmaßlich Gewinn oder Verluſt 
erleidet, ſondern darum, ob der einzelne Anwalt, falls die 
Novelle Geſetzeskraft erlangt, bei normalen Verhällniſſen ein 
ſtandesgemäßes Einkommen durch pflichtmäßige Ausübung des 
Berufes erzielen kann oder nicht. Für dieſe Beurteilung bieten 
die bisher aus der Anwaltspraxis erzielten Einkommen (nur 
dieſe kommen natürlich in Frage, nicht etwa Privatvermögen 
des einzelnen) die beſte und — wie ſicher angenommen werden 
darf — für die Anwälte günſtigſte Unterlage. 

Ein ſolches Vorgehen würde auch unſeren Kollegen in den 
Parlamenten, die in Leipzig mit einer rühmlichen Ausnahme 
ſchmerzlichſt vermißt wurden, das Rückgrat ſtärken und ſie viel⸗ 
leicht bewegen, aus ihrer ganz deplazierten Reſerve und Vor⸗ 
mehmheit herauszutreten und ſich der Intereſſen ihres Standes 
mit Eifer und Wärme anzunehmen. Ein früherer Anwalt, 
Exzellenz Windthorſt, hat bei Lebzeiten ſich in den geſetzgebenden 
Körperſchaften ſtets ſeiner früheren Kollegen mit Geſchick und 
Erfolg angenommen. Ohne Rückſicht auf die gegenwärtige 
Unbeliebtheit des Zentrums darf dem Wunſche Ausdruck ge⸗ 
geben werden, daß in dem bevorſtehenden Kampfe um die 
Exiſtenz der Anwälte nicht nur im Zentrum, ſondern in jeder 
Fraktion Männer ſich finden mögen, die, gleich Windthorſt, aus 
genauer Kenntnis der Verhältniſſe heraus, unparteiiſch jedem 
Vorurteile Trotz bietend, für die Intereſſen unſeres Standes 
warm eintreten, um unſerem Volke ſeinen freien unabhängigen, 
von Sorge nicht verkümmerten Anwalt zu erhalten. 

Auch die Verleihung des Notariats an die Anwälte in 
denjenigen Provinzen, wo ſolche Kombination, wie z. B. in 
Hannover, hiſtoriſch eingebürgert iſt und den aus irgendeinem 
Grunde Übergangenen in den Augen der Welt als mit einer 
levis notae macula behaftet darſtellt, müßte grundſätzlich bei 
dieſer Gelegenheit geregelt werden. 

Die Frage, ob Trennung oder Kombination des Notariats 
mit der Anwaltſchaft vorzuziehen, kann pro und contra mit 
vielen Gründen erörtert werden. Wo die Kombination aber 
beſteht, muß bei den einwandfreien Kollegen Verſtimmung, 
Bitterkeit und Beſchämung entſtehen, wenn ſie mehr als 20 Jahre 
erfolglos auf das Notariat warten müſſen. 

Bislang wurde als Grund angegeben, man könne nicht 
einfach nach der Anciennität gehen, da dann nur Greiſe und 
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Viele überhaupt nicht Notar würden. Zugegeben, namentlich 
für Berlin und größere Städte wie z. B. Hannover. Aber 
dann iſt es doch gewiß bedenklich, unter Beibehaltung des 
Prinzips der Kombination plötzlich eine neue Art von Notaren, 
die ſogenannten lebenslänglichen Nurnotare zu ſchaffen, angeblich, 
weil das Publikum in den großen Städten die Notare, welche 
zugleich Anwälte, nicht jederzeit antreffe. Zu Nurnotaren 
werden außer Anwälten auch Richter und Aſſeſſoren ernannt, 
welche ohne Rückſicht auf die der Anciennität nach zunächſt 
berechtigten Anwälte in die vakanten Stellen einrücken und ſo 
deren Chancen verringern. Soll durch das Inſtitut der Nur⸗ 
notare die Verſtaatlichung des Notariats, analog dem Gerichts⸗ 
vollzieheramte vorbereitet werden, ſo müßte grundſätzlich die 
Kombination von Anwaltſchaft und Notariat aufgehoben werden. 
Dann gibt es ſtatt ſprunghafter Gnade gleiches Recht für alle 
und die demütigenden Bewerbungen mit ihrer Menge von 
Schreibwerk und ſonſtigen Beläſtigungen für die Behörden 
fallen fort. 

Solange die Kombination aber beſteht, iſt die ängſtliche 
Zurückhaltung bei Ernennung neuer Notare auch aus dem eifer⸗ 
ſüchtig betonten Prinzip, daß niemand ein Anrecht habe, Notar 
zu werden, nicht erklärlich. Das Bedürfnis des rechtſuchenden 
Publikums iſt doch ſonſt immer das maßgebende. Nun hat ſich 
z. B. in Hannover in den letzten 25 Jahren die Zahl der 
Einwohner und dementſprechend die der Anwälte etwa verdoppelt, 
während die Vermehrung der Notare in gleicher Friſt nicht 
annähernd gleichen Schritt gehalten hat, da nur die durch Tod 
oder Verzicht entſtandenen Vakanzen ausgefüllt, neue Stellen 
aber kaum geſchaffen ſind. In anderen Städten wird das 
zahlenmäßige Verhältnis vermutlich ähnlich ſein. 

Eine einfache und praktiſche Löſung würde die fein: jeden 
Anwalt gleichzeitig mit der Zulaſſung zum Notar zu ernennen. 
Grundſätzlich ſteht dem anſcheinend kein Bedenken entgegen, da 
eben beſtandene Aſſeſſoren zu Nurnotaren ernannt werden und 
was dieſen recht, den Anwälten billig ſein dürfte. Die etwaige 
Einbuße älterer Notare durch die junge Konkurrenz kann aus⸗ 
ſchlaggebende Bedeutung nicht haben. Eine ſolche Neuordnung 
würde unſerem ganzen Stande eine Art wirtſchaftlicher Kom⸗ 
penſation gegen die Schäden der Novelle bieten, eine Haupt⸗ 
beſchwerde der jüngeren Kollegen beſeitigen, dem Intereſſe des 
rechtſuchenden Publikums dienen und dem Reiche durch Erſparung 
von Richtern (bekanntlich das Hauptziel der Novelle!) ohne alle 
Mehrkoſten Vorteil bieten. 


II. Sondergerichte. 

Es iſt zweifelhaft, ob die dem Geſetzgeber bei Schaffung 
der Sondergerichte vorſchwebenden Zwecke und Ziele genügend 
erreicht werden, ſicher aber iſt, daß die Anwälte zum Schaden 
des rechtſuchenden Publikums durch ihren Ausſchluß von dieſen 
Sondergerichten in der öffentlichen Meinung herabgeſetzt und in 
ihrem Ein⸗ und Fortkommen geſchädigt werden. 

Zweck des Kaufmannsgerichtes iſt „billige und ſchnelle 
Urteilsfindung durch Standesgenoſſen“. Das Kaufmannsgericht 
Hannover beſtand nach einer gedruckt vorliegenden Überſicht im 
Jahre 1907 aus einem Vorſitzenden, 3 Stellvertretern und 
48 Beiſitzern, in Summa 52 Richtern. Dieſe 52 Richter 
haben erledigt die im Berichtsjahre anhängig gemachten 
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218 Sachen, nebſt 11 Sachen aus 1906, im ganzen 229 Sachen. 
Hiervon wurden 12 Sachen vor dem erſten Termine erledigt, 
17 durch Berfäumnißurteil, 71 durch Vergleich (1), 68 durch 
Endurteil, unter denen 20 berufungsfähige waren; in 10 Fällen 
iſt Berufung eingelegt. 

Bei der Etatsberatung 1908 habe ich in den ſtädtiſchen 
Kollegien unter Zuſtimmung des Stadtdirektors (Oberbürger⸗ 
meiſters) an der Hand genauer Berechnung feſtgeſtellt, daß für 
jede dieſer Sachen, gleichviel, ob ſie durch Rücknahme, Ver⸗ 
ſäumnis, oder wie ſonſt erledigt wurden, die Stadt Hannover 
aus den Mitteln der Steuerzahler einen Betrag von 35 4 
— in Buchſtaben fünfunddreißig Mark — aufwenden mußte. 
Alſo mit der Billigkeit, dem erſten Grunde, iſt es wenigſtens 
für Hannover nichts. Denn wenn — wie nachgewieſen — 
jede Sache, auch die Verſäumnisſachen unter 20 &, die Stadt 
Hannover 35 & koſtet, fo darf man fragen, ob der Staat 
daran dächte, irgendeinem Stande den Luxus einer Sonder⸗ 
gerichtsbarkeit zu geſtatten, wenn der Staat für jede Sache 
aus feinen Mitteln 35 & zulegen müßte. Dieſe mit ſtädtiſchen 
Zwecken und Zielen gar nicht zu erklärende empfindliche Mehr⸗ 
belaſtung der Kommune — denn die Handlungsgehilfen leiſten 
für die Städte nicht mehr als andere Stände und Berufe — 
legt zwei Möglichkeiten der Abhilfe nahe. 

Entweder: Man laſſe, wenn dieſer Modus beibehalten 
werden ſoll, die Rechtſprechung im Namen des Magiſtrats 
oder der ſtädtiſchen Kollegien ſtatt im Namen des Königs 
erfolgen. Dann wird ſinnfällig dokumentiert, daß wir zu den 
patriarchaliſchen Zuſtänden des Patrimonialgerichts zurückgekehrt 
find und dann erleben wir vielleicht noch, daß im Namen der 
„Landwirtſchaftskammer“ die agrariſchen, im Namen „des Haus⸗ 
und Grundbeſitzervereins“ die Mietſachen, im Namen „der ver⸗ 
einigten Hausfrauen“ die Dienſtbotenſachen uſw. in ſchöner 
Mannigfaltigkeit judiziert werden. Den Anwälten würde dann 
die Stellung von Hausärzten blühen, welche im Einzelfalle 
der Erkrankung anzugeben haben, welcher Spezialiſt zuzuziehen 
ſei; ſie würden, da ſie ſelbſtverſtändlich nach bewährtem Muſter 
von allen dieſen Sondergerichten ausgeſchloſſen würden, ſich 
darauf beſchränken müſſen, dem rechtſuchenden Publikum an⸗ 
zugeben, welches Sondergericht denn wohl zuſtändig ſei, und 
die Richter würden, ſoweit ſie nicht etwa als Vorſitzende der 
Sondergerichte Verwendung finden, meiſtens zu penſionieren 
ſein. Eine beſchämende Illuſtration zu der ſtolzen Loſung 
früherer Jahrzehnte: „Ein Reich, ein Recht, ein Richter“. 
Wenn ſo der Staat ſein weſentlichſtes Hoheitsrecht gefährdet 
ſieht, würde er ſich doch vielleicht überlegen, ob der Gewinn 
an Koſten, welche er den ohnehin ſchon überlaſteten Kommunen 
für die Sondergerichte aufbürdet, ein Aquivalent für den ihm 
drohenden Verluſt an ideellen Gütern bietet. 

Oder: Man verlange, daß jeder Stand oder Beruf, 
welcher den Luxus eines Sondergerichts für ſich aus Miß⸗ 
trauen gegen den „weltfremden“ Richter unter Ausſchluß der 
händelſüchtigen Anwälte beanſprucht, dies „billige“ beſondere 
Recht auch ſelbſt bezahle mit der Maßgabe, daß die Anrufung 
des ordentlichen Richters wahlweiſe freiſtehe. Ich glaube, die 
Kaufmannsgerichte würden ſehr ſchnell mangels Beſchäftigung 
eingehen und die Handlungsgehilfen würden wie alle Welt 
ohne Einbuße an idealen oder materiellen Gütern Recht geben 
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und nehmen vor dem ordentlichen Richter, da die Kaufleute 
und Handelskammern gegen unnütze und überflüſſige Ausgaben 
erfahrungsgemäß ſich ablehnend verhalten. Dann würden auch 
die anderen Stände und Berufsarten, welche jetzt den Gewerbe⸗ 
und Handlungsgehilfen ihr Vorrecht neiden, auf die Extrawurſt 
eines Sondergerichts verzichten. 

Iſt denn wirklich der ordentliche Richter weniger befähigt, 
als der rechtskundige Senator, welcher in Hannover im Kauf⸗ 
mannsgericht den Vorſitz führt und in Behinderungsfällen durch 
den jüngſten Magiſtratsaſſeſſor, welcher einige Monate zur Er⸗ 
lernung des Dienſtes der Kommune vom Staate beurlaubt zu 
werden pflegt, vertreten wird, den Anſprüchen der Handlungs⸗ 
gehilfen gerecht zu werben? 

Wir haben beim Amtsgericht Hannover 11 Zivilprozeß⸗ 
abteilungen zum Teil beſetzt mit den befähigſten, im Dienſte 
ergrauten Richtern. Und dieſe ſollten die auf jeden von ihnen 
entfallenden zirka 20 Sachen, einſchließlich Verſäumnisſachen, 
nicht ebenſo gut und ebenſo ſchnell erledigen können, wie der 
rechtskundige Senator, der doch ohne beſondere Vorbereitung 
und ohne beſonderes Examen dieſes Amt neben ſeinem kommu⸗ 
nalen Dezernate, das ſeine Kraft und Neigung im Hauptamte 
in Anſpruch nimmt, ausüben muß. Iſt die Gefahr des 
Aſſeſſors in der Stadtverwaltung etwa geringer als beim 
Gerichte? oder machen etwa die Beiſitzer die Urteile? 

Die geringe Anzahl der in die Berufung gehenden Sachen 
läßt eine prinzipielle Kritik der Urteilsbegründungen als verfrüht 
und mißlich erſcheinen. Jedenfalls aber ſind Entſcheidungen, 
welche eine Differenzierung zuungunſten der ordentlichen Ge⸗ 
richte nahelegten, nicht bekannt geworden. 

Man klagt, daß der Richter weltfremd ſei; um dieſen 
Mangel zu heilen, muß ihm jede Möglichkeit, ſich mit dieſen 
Sachen zu beſchäftigen, erleichtert und bequemer gemacht werden, 
ſollte man meinen. Weit gefehlt! Der Richter wird aus⸗ 
geſchloſſen und der Anwalt gleich als Sündenbock in die Wüſte 
weltfremder Unkenntnis mitgeſandt, um von den im Kaufmanns⸗ 
gerichte verhandelten Sachen erſter Inſtanz nur aus der Zeitung, 
oder erſt in der Berufungsinſtanz zu erfahren, wo für Beide 
ganz unlogiſcher⸗ und inkonſequenterweiſe die Behinderung 
fortfällt. Man ſchafft alſo gewaltſam eine ſoziale, unüberbrück⸗ 
bare Kluft und jammert nachher über das mangelnde Intereſſe 
und Verſtändnis, über die Weltfremdheit der Richter und An⸗ 
wälte, trotzdem man ſelbſt dieſen Übelſtand geſetzlich er⸗ 
zeugt hat. 

Aber der Vorteil der Rechtſprechung durch Standes⸗ 
genoſſen? 

Ein Beiſpiel für viele. Ein Kaufmann ſchließt die 
Konkurrenzklauſel mit ſeinem Angeſtellten dahin ab, daß er 
zwei Jahre nach ſeinem Austritte kein Konkurrenzgeſchäft bei 
Meidung hoher Strafe in Hannover eröffnen darf. Im zweiten 
Jahre nach ſeinem Austritte hat der Handlungsgehilfe ein 
flottgehendes Konkurrenzgeſchäft in Hannover eröffnet. 

Die Klage iſt beim Kaufmannsgericht Hannover nach 
Vorſchrift des Geſetzes angebracht, trotzdem Kläger und Be⸗ 
klagter ſelbſtändige Kaufleute mit eingetragenen Firmen ſind 
und ſicherlich — wie auch der Verlauf dieſer Sache in der 
Berufungsinſtanz beweiſt — beſſer und richtiger vor der 
Kammer für Handelssachen, dem mit ihren Standesgenoſſen, 
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nämlich zwei Kaufleuten, beſetzten ordentlichen Gerichte von 
vornherein Recht genommen hätten. 

Dieſer wegen der Höhe der in Betracht kommenden 
Summen bedeutſame und vielfach wiederkehrende Fall beweiſt 
wypiſch, daß die Judikatur der „Standesgenoſſen“ als Be⸗ 
rechtigungsgrund für die Kaufmannsgerichte bei einer Anzahl 
prinzipiell und materiell wichtiger Sachen nicht zutrifft. Denn 
daß jemand einmal Handlungsgehilfe war, iſt doch kein 
Grund, wenn er ſchon lange Zeit Prinzipal iſt, Recht von 
ſeinen ehemaligen Standesgenoſſen, den Handlungsgehilfen, zu 
nehmen. 
Ein anderer Übelſtand iſt die übergroße Publizität, welche, 
in Hannover wenigſtens, bei den Verhandlungen des Kaufmanns⸗ 
gerichts geübt wird. Nach jeder Sitzung des Kaufmannsgerichts 
erſcheint in den Tageszeitungen ein Bericht, in welchem die 
Fälle wahl⸗ und kritiklos ohne Rückſicht auf die juriſtiſche und 
prinzipielle Bedeutſamkeit mitgeteilt werden, zwar ohne Namens⸗ 
nennung aber doch ſo deutlich, daß in den beteiligten Kreiſen 
die Parteirollen erkennbar ſind. Aus Furcht vor dieſer 
Publizität haben mehrfach Handlungsgehilfinnen, welche Be⸗ 
denken trugen, die intimen Gründe ihrer Entlaſſung, bzw. ihres 
Fortgangs (ungehörige Vertraulichkeiten ihres Prinzipalg, 
der Prokuriſten oder ſonſtiger Angeſtellten) in der Offent⸗ 
lichkeit erörtert zu ſehen, in meinem Bureau weinend gebeten, 
die Klagen doch lieber beim Amtsgericht, wo nichts ins Blatt 
käme, anzuſtellen und auf ihren Anſpruch lieber verzichtet, als 
dieſer gene ſich ausgeſetzt. Denn ohne Beiſtand möchten weder 
ſie ſelbſt noch ihre älteren Freundinnen allein vor ſo vielen 
Männern im Kaufmannsgerichte ihre Sache verfechten. 

Dieſem Übelftande gegenüber, der im Effekte vielfach auf 
eine Rechtsverweigerung hinauslaufen wird, iſt das Gericht 
machtlos und das Organ der Hannoverſchen Sozialdemokraten 
meinte, meine Forderung ſei unmodern, da die Fortlaſſung der 
Namen gerade zu bedauern ſei. 

Der Geſchwindigkeitsrekord, den die Kaufmannsgerichte 
in der Erledigung ihrer Sachen rühmend hervorheben, bietet 
allein weder eine Gewähr für die Güte ihrer Urteile, noch 
einen ausſchlaggebenden Grund für ihre Beibehaltung. 

Andere Kollegen werden mit den Gewerbegerichten — wie 
ich vermute — analoge Erfahrungen gemacht haben, deren 
Publizierung gewiß Intereſſe böte. Wenn Arbeitgeber unter 
meinen Klienten vor das Gewerbegericht müſſen, empfehle ich 
ihnen immer, ſich zu vergleichen, namentlich bei nicht berufungs⸗ 
fähigen Sachen, ſchon damit ſie nicht in Verlegenheit kommen, 
woher ſie einen geeigneten Vertreter nehmen und wie ſie dieſen 
für das Zwangsvergleichsverfahren, das mit ziemlicher Sicherheit 
an Stelle des Urteils tritt, inſtruieren ſollen. Arbeitnehmer 
haben ſchon lange meinen Rat nicht erbeten, vielleicht, weil ſie 
gehört, daß die Überreichung von Schriftſätzen, die aus Anwalts⸗ 
bureaus ſtammen, die hochmögenden Sondergerichte von vorn⸗ 
herein unangenehm berühren ſoll. 

Gewiß auch ein betrüblicher Beitrag zur Klaſſenjuſtiz, den 
aber nur Übelwollende uns zur Laſt legen können; denn die 
Arbeiter haben ganz recht, keinen Pfennig anzuwenden für den 
Rat eines Mannes, der nach geſetzlicher Vorſchrift fie nicht 
vor ihrem Richter vertreten darf. Und wir haben Mühe genug, 
in denjenigen Gebieten auf der Höhe zu bleiben, in denen wir 
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zur Vertretung berufen ſind. Was ſoll man unter dieſen 
Umſtänden dazu ſagen, daß auf dem evangeliſch⸗ſozialen Kongreß 
zu Deſſau vom 10. Juni 1908 Profeſſor Dr. Deißmann 
erklärte: „Sein Recht zu ſuchen iſt aber in Deutſchland eine 
teuere Sache und ein Rechtsanwalt iſt ein Luxus, auf den 
die Armen verzichten müſſen. Die Rechtsanwälte ſind den 
rechtſuchenden Armen verſagt, teils durch Geſetz, teils durch 
Mangel an Intereſſe.“ 

Zum Schaden den Spott, der uns von Rechts wegen gebührt, 
weil wir den infamierenden Ausſchluß ruhig ertragen und nicht 
mit allen Kräften uns bemühen, dies Unrecht zu beſeitigen. 

Je offener und ehrlicher wir bei dieſem aufzunehmenden 
Kampfe betonen, daß es ſich nicht bloß um eine Ehrenſache, 
ſondern auch um eine Erwerbs⸗ und daher Magenfrage handelt, 
deren Löſung zu unſeren Gunſten den Intereſſen des Anwalt⸗ 
ſtandes ebenſo wie denen des Publikums entſpricht; um ſo mehr 
dürfen wir hoffen, Verſtändnis und Sympathie für dieſe Be⸗ 
ſtrebung bei allen Parteien und Ständen zu finden. Dies 
um ſo mehr, als wegen der angeblichen Erfolge dieſes Ausſchluſſes 
eine ähnliche Maßnahme anſcheinend ſchon auf einem anderen 
Gebiete gegen uns vorbereitet werden ſoll. 

In der Verſammlung der Kriminaliſtiſchen Vereinigung zu 
Poſen vom 12. Juni 1908 führte Herr Dr. Poligkeit aus: 
„Die Rechtsanwälte ſpielen vor den Jugendgerichten eine höchſt 
unglückliche Rolle. Infolgedeſſen ſage der Vorſitzende den An⸗ 
geklagten auch ſtets, daß, wenn ſie ſich einen Anwalt nähmen, 
ſie ihre Sache nur verſchlimmern könnten“. 

Dr. Köhne, ein bekannter Berliner Vormundſchafts richter, 
erklärte jungſt: „Ein Verteidiger iſt unnötig, der Richter ſelbſt 
ſoll der Verteidiger ſein“. 

Eine ideale Löſung, wenn wir genügend Ideale unter den 
amtierenden Richtern hätten, ein Mangel, wegen deſſen Ab⸗ 
hilfe doch vornehmlich die Novelle geplant ſein ſoll. 

Ein Beiſpiel iſt mir in dauernder Erinnerung geblieben. 

Schüler der oberen Klaſſen einer Realſchule hatten 
Primaner eines Gymnaſitums gemeinſam mißhandelt. Der 
Schöffengerichtsvorſitzende, ein älterer Amtsgerichtsrat, erkannte 
auf Gefängnisſtrafe, weil „die Geldſtrafe doch nur die Eltern 
treffen würde“. Da gellte ein Ruf durch den Gerichtsſaal: 
„Und die Gefängnisſtrafe nicht“? Die verzweifelte Mutter, 
welche ihn ausgeſtoßen, entging der Ungebührſtrafe, weil ſie 
ohnmächtig zuſammenbrach. 

Wehe den Eltern und Kindern, wenn deren Schickſal in 
die Hand eines Richters gelegt wird, der vor allen Dingen, 
um ungeſtört ſchalten und walten zu können, den überläſtigen 
Anwalt ſich fernzuhalten beſtrebt iſt. Es gehört doch wirklich 


nur ein ganz klein wenig menſchliches Fühlen und Empfinden 


dazu, um zu begreifen, welche Wohltat es für die Eltern iſt, 
wenn fie ihren vom Geſetz bedrohten Kindern einen Fürſprecher 
mitgeben können, welcher mit den Verhältniſſen vertraut, unbe⸗ 
kümmert und uneingeſchüchtert alles vorbringt, was zugunſten 
ihrer Lieblinge ſprechen kann. Auch das und namentlich gerade 
das, was dem gelehrten Richter nicht nötig oder überflüſſig er⸗ 
ſcheint, weil erfahrungsgemäß derartige argumenta ad hominem 
auf die Schöffen am meiſten wirken. Und dieſen Troſt, dieſes 
Aufatmen will man den Eltern nach dem Wunſche dieſer 
Jugendfürſorger nehmen? Vielleicht finden wir zu unſerer 
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Überraſchung in der Novelle der StPO. demnächſt eine Be⸗ 
ſtimmung. 

„Jeder Deutſche, der nicht die Befähigung zum Richter⸗ 
amte hat, wird als Verteidiger vor den Jugendgerichtshöfen 
zugelaſſen.“ 

Das Lamento, wenn der Ausſchluß erſt — wie bei den 
Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichten — im Geſetze ſteht, hat 
wenig Wert. Es gilt — wie dies vorſtehend für Hannover 
verſucht iſt —, Material bei jedem Landgericht zu ſammeln 
und zu publizieren, durch welches unſere nicht bloß mit dem 
eigenen, ſondern auch mit dem Intereſſe des rechtſuchenden 
Publikums begründete Forderung: „Auf Beſeitigung aller 
Sondergerichte, jedenfalls aber auf Beſeitigung des Ausſchluſſes 
der Anwälte von den Sondergerichten“ ausreichend ſubſtantiiert 
werden kann. 

Wenn dieſes Ziel erreicht würde, ſo würden die unſerem 
Stande in der Novelle drohenden, anſcheinend unabwendbaren 
ſchlimmen Schäden und Nachteile einigermaßen kompenſiert 
werden. Vielleicht gelingt es der Geſchicklichkeit unſerer Parla⸗ 
mentskollegen, mit Hilfe dieſes tauglichen zweiten „Kompenſations⸗ 
objektes“ wenigſtens etwas für uns zu erreichen. 


III. Armenrecht und ſoziale Jürſorge. 

Den vielfachen und beweglichen Klagen über die Laſten, 
welche das Armenrecht dem Anwaltsſtande aufbürdet, kann nur 
mit Einſchränkungen und Reſerve beigepflichtet werden. Gewiß 
hat ein jeder von uns eine ganze Anzahl von Armenſachen zu 
erledigen, die ihm Laſt und Arbeit machen und ſelten Dank 
und noch ſeltener Gebühren einbringen. Aber dafür ſind wir 
eben Anwälte, haben einen freien und unabhängigen Beruf, 
kein Geſchäft und haben dieſes nobile officium zu leiſten als 
Entgelt für die uns durch Staat und Geſellſchaft eingeräumten 
Vorzüge unſerer Stellung. Zudem kann doch kaum bezweifelt 
werden, daß viele Armenſachen nur wenig Laſt machen; die 
Eheſachen (in Hannover ſind 90 Prozent aller Eheſachen Armen⸗ 
ſachen) und die Alimentenklagen liefern das Hauptkontingent 
und deren Bewältigung erfordert weder viel juriſtiſchen Scharf⸗ 
ſinn noch große Mühe, bringen dagegen manchmal die Gebühren 
von dem zahlungsfähigen Gegner ein. In Hannover war 
jahrzehntelang kein Anwalt in die Rolle des Amtsgerichts ein⸗ 
getragen; trotzdem wurde jede Armenſache auf einfaches Erſuchen 
des betreffenden Prozeßrichters durch Vorlage der Akten von 
den Anwälten anſtandslos übernommen und durchgeführt. Iſt 
die Praxis groß, ſo erfordert die Erledigung der Armenſachen 
kaum größeren Aufenthalt als ſonſt auf dem Gerichte, und iſt 
die Praxis klein, ſo iſt es für den jungen, unbeſchäftigten 
Kollegen eher ein Vorzug als ein Nachteil, wenn er als Ver⸗ 
treter in Armenſachen bei dem Gerichte und dem Publikum in 
die Erſcheinung tritt. 

Wir leiſten alſo eher zuwenig als zuviel, namentlich in 
einer Zeit, welche gewohnt iſt, den Einzelnen und den Stand 
zu bewerten nicht nach dem Umfange deſſen, was er für ſich 
erreicht, ſondern nach der Fülle deſſen, was er anderen leiſtet 
und nützt. Es iſt charakteriſtiſch, daß, während genügend 
Kollegen den Dank, welchen wir dem Vaterlande und der 
Vaterſtadt ſchulden, durch opferwillige Arbeit auf politiſchem 
und kommunalpolitiſchem Gebiete betätigen, ſo wenige Anwälte 
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auf dem ſozialpolitiſchen Gebiete hervorragen. Und doch liegt 
dieſes Gebiet uns nach mehrfacher Richtung ſo nahe. 

Charity begins at home. Unſere Bureauangeſtellten, 
deren verſtändiger und treuer Mitarbeit wir einen großen Teil 
unſerer Erfolge verdanken, haben ſich jetzt überall zuſammen⸗ 
getan, um beſſere Vorbildung und günſtigere Lebensbedingungen 
für ſich zu erlangen. Die Kollegen ſtehen dieſen Beſtrebungen 
zum Teil indifferent, zum Teil direkt ablehnend gegenüber, 
während wir meines Erachtens Recht und Pflicht hätten, ſie 
nach unſeren Kräften zu fördern. Wenn nicht das herzliche 
Verſtändnis, ſo ſollte die Klugheit unſere Haltung in Zukunft 
beſtimmen, ſonſt können wir am Ende noch ein Gericht der 
Bureauangeſtellten erleben — von welchem die Anwälte, nach 
Analogie der Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichte, ausgeſchloſſen 
werden. 

überall im deutſchen Vaterlande werden ferner jetzt 
unentgeltliche Rechtsauskunftsſtellen errichtet von Kommunen, 
Frauenvereinen, Arbeiterſekretariaten, Gewerkſchaften, ohne daß 
die Anwälte hierbei leitend und führend Anteil nehmen. Und 
dies wäre doch unſere ureigenſte Domäne, auf der wir kraft 
unſerer Berufserfahrungen und Kenntniſſe tonangebend und 
vorbildlich wirken ſollten. Statt deſſen hört man nur Spott 
und Hohn und wohlfeile, abfällige Bemerkungen über die Frauen⸗ 
bewegung. Verſtändige Frauen bedürfen der Binſenweisheit 
nicht, daß es nicht genügt, das BGB. zu leſen, um juriſtiſche 
Fragen zu entſcheiden; in ſolchen Fällen ziehen ſie von ſelbſt 
den Juriſten zu und geben ihren Geſchlechtsgenoſſinnen aus 
Eigenem nur Troſt und Anweiſung in Dingen, welche Frauen 
lieber und zweckmäßiger unter ſich behandeln. Und auch das 
Achſelzucken über die Auskünfte der Arbeiterſekretäre iſt nur 
eine recht negative Betätigung. Kritik iſt leicht, Beſſermachen 
ſchwer. Deshalb iſt es unbedingt erforderlich, daß die von 
den verſchiedenſten Seiten angeregten unentgeltlichen Sprechſtunden 
für Unbemittelte bei jedem Landgerichte unverzüglich eingerichtet 
werden. Je nach Bedarf werden wöchentlich 1 oder 2 Sprech⸗ 
ſtunden tunlichſt in den Abendſtunden in einem Zimmer, welches 
die Kommunen zweifellos geheizt und beleuchtet gern zur Ver⸗ 
fügung ſtellen, abzuhalten ſein. Den Dienſt werden die Kollegen 
unter ſich regeln; vermutlich werden die jüngeren Kollegen hier 
vornehmlich eintreten, weil ſie die meiſte Zeit haben und hoffen 
können, nicht bloß ihre Erfahrungen, ſondern auch ihre Praxis 
zu mehren, da anſtandslos die in Anhieb genommenen, zum 
Prozeß führenden Sachen in das eigene Bureau überzuleiten ſind. 

Ein weiteres Gebiet der Betätigung bietet die Aufklärung 
breiterer Kreiſe über grundlegende Fragen des öffentlichen und 
zivilen Rechtes; Volkshochſchulkurſe und Vorträge in Bildungs⸗ 
vereinen vermitteln Kenntniſſe in der Literatur, Wiſſenſchaft 
und den ſchönen Künſten; vom Rechte hört man wenig, obwohl 
das Bedürfnis nach Aufklärung in Fragen des Zvvilrechts 
namentlich ſeit Einführung des BGB. vielfach hervortritt, und 
die erſtaunliche Unwiſſenheit auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes zweckmäßig nicht bloß zur Zeit der Wahlen bekämpft 
werden ſollte. 

Auf allen dieſen Gebieten winkt alſo lohnende, ausſichts⸗ 
volle Tätigkeit. Wir dürfen deshalb nicht kleinlich und ängftlid 
kalkulieren, ob wir nicht von Standes wegen ſchon zuviel im 
Armenrechte leiſten, müſſen vielmehr, dem Zuge der Zeit ent⸗ 
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ſprechend, intenſiver als bisher unſere im Berufe geſammelten 
Kenntniſſe und Erfahrungen dem Dienſte unſerer Volksgenoſſen 
ſelbſtlos zur Verfügung ſtellen, nicht aber, aus berechtigtem 
Verdruß über die ſyſtematiſche Kränkung des Anwaltſtandes 
durch prinzipielle Ausſchaltung in der modernen ſozialen Geſetz⸗ 
gebung, grollend zur Seite ſtehen. 


Die Vorſchläge für das amtsgerichtliche Verfahren. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


Die Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens ſteht auf 
dem diesjährigen Juriſtentage zur Erörterung. Die Gutachter, 
Amtsgerichtsrat Jaſtrow und Rechtsanwalt Dittenberger, 
gehen beide davon aus, daß die vorgelegte Novelle keine ge⸗ 
eignete Grundlage für eine Zivilprozeßreform ſei, daß der Amts⸗ 
gerichtsprozeß nur mit dem Landgerichtsprozeß zugleich reformiert 
werden könne, dann in einem ſelbſtändigen Geſetze geregelt 
werden müfle, um volkstümlich zu werden. Beide geben even⸗ 
tuell beſondere Reformvorſchläge, immer aus dieſer Tendenz 


der einheitlichen Ordnung des Prozeſſes heraus; die Jaſtrow⸗ 


ſchen Theſen umfaſſen auch den Anwaltsprozeß. 

Nur die neuen Vorſchläge möchte ich ſoweit nachprüfen, 
als ſie mir auch vom Standpunkt der Gutachter der Ergänzung 
zu bedürfen ſcheinen und unterſcheide ich zwiſchen den Ab⸗ 
änderungen des Amtsgerichtsprozeſſes und den allgemeinen 


Vorſchlägen: 
I. Amtsgerichtsprozeß. 

A. Kompetenzerweiterung. Dittenberger lehnt jede 
Kompetenzerhöhung aus bekannten Gründen ab, verlangt aber 
Entlaſtung des Amtsrichters durch Befreiung von Schreibwerk, 
durch Heranziehung des Gerichtsſchreibers zu gewiſſen richterlichen 
Geſchäften. Dieſer ſoll unter der Vorausſetzung geſteigerter 
Vorbildung die Tätigkeit des Richters im Mahnverfahren, im 
Verteilungsverfahren, bei der Vollſtreckung in Forderungen, ja 
eventuell auch bei Erlaß der Verſäumnisurteile übernehmen. 
Die praktiſche Ausgeſtaltung dieſes Vorſchlages erſcheint bezüglich 
Mahnverfahrens und Verſäumnisurteils noch recht ſchwierig. 
Wir werden die Verantwortlichkeit des Richters nicht entbehren 
können, aber der Gerichtsſchreiber mag auf kurzes Dekret des 
Richters die formale Tätigkeit leiſten. 

In Übereinſtimmung mit Dittenberger verlangt Jaſtrow 
zur Entlaſtung aller Inſtanzen zunächſt ſachgemäße Vermehrung 
der Richterſtellen, die mit der Erhöhung der Geſchäfte nicht 
Schritt gehalten hat. Er will dann den Wechſelprozeß den 
Amtsgerichten übertragen und eine Vereinbarung der erſtinſtanz⸗ 
lichen Zuſtändigkeit des Amtsgerichts begünſtigen, während er 
bei der Prorogation die Berufungen gegen die Objekte über 
300 A an die Oberlandesgerichte gehen läßt. Die Entlaſtung 
der Landgerichte ſoll ſchließlich dadurch geſchehen, daß in allen 
Prozeſſen erſter Inſtanz Einreichung der Klage und Vortermin 
für Verſäumnisurteile, Anerkenntnisurteile und Vergleiche beim 
Amtsgericht gefordert wird, fo daß der Anwaltszwang für dieſe 
Prozeſſe, auch bei höheren Objekten, fortfällt. Dittenberger 
wünſcht anſcheinend nur für den Amtsgerichtsprozeß Vortermin 
mit Abkürzung der Einlaſſungsfriſt. 
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1. Wechſelprozeß. Gegen die Entlaſtung des Land⸗ 
gerichts und die Befreiung vom Anwaltszwang in erſter Inſtanz 
iſt nichts einzuwenden. An Richterkräften wird aber dabei nur 
wenig geſpart; die Kammern für Handelsſachen nehmen den 
größten Teil der Wechſelprozeſſe in Anſpruch; die Berufungen 
an die Oberlandesgerichte find äußerſt gering). Aber gerade 
weil Oberlandesgericht und Reichsgericht praktiſch durch dieſen 
Vorſchlag kaum entlaſtet werden ), ſcheint es mir nicht zweck⸗ 
mäßig, die Endentſcheidung des wechſelrechtlichen Prozeſſes voll⸗ 
kommen dem Reichsgericht zu entziehen, denn die — einer einheit⸗ 
lichen Entſcheidung beſonders dringend bedürfenden — wechſel⸗ 
rechtlichen Fragen werden meiſt ſchon im Urkundenprozeß 
entſchieden. 

Die Abänderung wird daher, falls weder die Berufung 
an die Oberlandesgerichte noch die Reviſion gegen die Urteile 
der landgerichtlichen Kammern in der Berufungsinſtanz zu⸗ 
gelaſſen werden ſollen, häufig dazu führen, daß der Kläger, 
nachdem er die Auffaſſung des Amtsrichters erfahren hat, in 
das Nachverfahren umleitet, um für die wechſelrechtlichen Fragen 
die höheren Inſtanzen zu gewinnen. Ohne ſolchen Zuſatz käme 
alſo ſchließlich eine Mehrbelaſtung des Gerichts heraus. 

2. Vortermin vor dem Amtsgericht. Der Vor⸗ 
termin und ſeine von Dittenberger nur für den Amtsgerichts⸗ 
prozeß gegebene Konſtruktion iſt praktiſch, nur halte ich die 
Herabſetzung der Einlaſſungsfriſt auf 3 Tage — vor allem 
bei Einführung des Amtsbetriebes, den ich im Gegenſatz zu 
den Gutachtern nicht als Beſchleunigungsmittel anſehe — nicht 
für durchführbar. Die ſogenannten Korreſpondenzprozeſſe des 
Handels, bei denen der Kläger von Berlin nach München die 
Klage einreicht, müßten verſchwinden; eine für den Handels⸗ 
ſtand ſehr unbequeme Wirkung. 

Die Konſequenz der Entlaſtung vom Anwaltszwang für 
Vortermin, Verſäumnisurteil und Anerkenntnisurteil hat den 
nicht zu unterſchätzenden Nachteil, daß durch Parteien, Rechts⸗ 
konſulenten uſw. unſchlüſſige, unſubſtantiierte, mangelhafte 
Klagen eingereicht werden können, die die dem Richter er⸗ 
wachſenden Schwierigkeiten erheblich ſteigern. Als Korrektur⸗ 
mittel müßte mindeſtens die Beſtimmung eingeführt werden, 
daß der Richter ſolche Klagen ohne Koſten mit der Auflage 
zurückweiſt, daß die Klage durch einen Anwalt einzureichen ſei. 
Das würde wenigſtens beim Landgerichtsobjekt dem Syſtem 
entſprechen. Schon deshalb und aus anderen Gründen halte 
ich die Verweiſung aller Vortermine an das Amtsgericht 
nicht für praktiſch. 

Die Mehrzahl aller Verſäumnisurteile entſtammt dem 
Gebiet des Handels und des gewerblichen Verkehrs. Das Land⸗ 
gericht, nicht das Amtsgericht, iſt der Zentralpunkt, an dem der 
Kläger gewöhnlich ſeinen Wohnſitz hat. Daß der Kläger und 
der Beklagte im gleichen Amtsgerichtsbezirke wohnen, trifft 
ſeltener zu. Der Jaſtrowſche Vorſchlag entlaſtet alſo, wie 
Jaſtrow ſelbſt bei den Erwägungen über den Gerichtsſtand 
des Erfüllungsortes ausführt, den Kläger tatſächlich nicht vom 
Anwaltszwang. Zur Befreiung vom Anwaltszwang für den 


) In Preußen 1904 nur 355, darunter nur zirka 100 mit 
reviſiblem Objekt. 
) 37 Prozeſſe aus dem Wechſelrecht beim Reichsgericht 1907. 


512 


mäßiger die Einreichung der Klage beim Landgericht unter Zus 
weiſung an ein Mitglied der Kammer. Dadurch wird die Zeit 
der drei Richter entlaſtet, unnötige Doppelprüfung bei Ver⸗ 
weiſung an das Landgericht vermieden, und in der Mehrzahl 
der Fälle, in denen es ſich um Formularklagen handelt, dem 
Kläger die Möglichkeit, ſelbſt ſein Verſäumnisurteil zu holen, 
erleichtert. Man mag dann noch, um das Auftreten von Rechts⸗ 
konſulenten im Vortermin oder gewerbsmäßige Zeſſion zu ver⸗ 
meiden, für dieſen wie in Oſterreich fakultativen Anwaltszwang, 
d. h. Beſchränkung der in das Belieben der Partei geſtellten 
Stellung eines Prozeßvertreters auf Rechtsanwälte, einführen. 
Wohnt der Kläger nicht am Orte des Landgerichts, aber inner⸗ 
halb des Landgerichtsbezirks in einem andern Amtsgerichts⸗ 
bezirk, ſo macht bei der geplanten Zulaſſung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte am übergeordneten Landgericht auch die Vertretung in 
dieſem Fall keine Schwierigkeit. 

Dagegen läßt ſich die Befreiung des Vortermins nur unter 
Anderung der Gebührenordnung vornehmen; vorauszuſetzen und 
im pekuniären Intereſſe des Publikums zu billigen iſt, daß die 
Gebühren für die Verſäumnisurteile bei einer ſolchen Regelung 
zum großen Teil der Anwaltſchaft verloren gehen. Es wird 


mindeſtens die Hälfte ſolcher Klagen ohne Anwälte geführt 


werden, und die Landgerichtsanwaltſchaft verliert noch infolge 
der Konkurrenz der zuzulaſſenden Amtsgerichtsanwälte mehr als 
dieſe Hälfte. 

Die Gebühren des Verſäumnisprozeſſes halten viele, die 
ihre ausgleichende Bedeutung nicht kennen, für zu leicht 
verdientes Geld; ſie belaſten das Objekt verhältnismäßig höher 
als die Gebühren des kontradiktoriſchen Prozeſſes. Auch ab⸗ 
geſehen von der Entlaſtung vom Anwaltszwang erſcheint es 
daher zweckmäßig, daß der kontradiktoriſche Prozeß, der im 
Durchſchnitt 7 bis 10 mal mehr Arbeit verlangt als der Ver⸗ 
ſäumnisprozeß, während er doch höchſtens doppelt ſoviel Einnahme 
bringt, entſprechend ſeiner Mühe weſentlich höher belohnt werde, 
der Verſäumnisprozeß in dieſem Fall eine Minderung an 
Gebühren vertragen kann. Dagegen muß man ſich bei Aus⸗ 
ſchaltung der Verſäumnisprozeſſe mit hohem Objekt aus dem 
Anwaltszwang immer darüber klar werden, daß bei der jetzigen 
Geſtaltung der Gebührenordnung die Entlohnung durch dieſe 
Verſäumnisprozeſſe den notwendigen Ausgleich dafür ge⸗ 
währt, daß die Anwaltſchaft erſter Inſtanz für die Tätigkeit im 
kontradiktoriſchen Prozeß ſowie auch in den ſchwierigen Fällen 
der Zwangsvollſtreckung ganz unangemeſſen gering belohnt wird. 
Wenn die Gebühren im kontradiktoriſchen Prozeß hoch gerechnet 
210, im Verſäumnisprozeß 10 betragen, fo ergibt ſich, da nach 
den Feſtſtellungen der Juſtizſtatiſtik bei den Landgerichtsprozeſſen 
im Urkundenprozeß ungefähr nur 10 Prozent, in den andern 
Handelsprozeſſen nur 30 Prozent, in Zivilkammerſachen nur 
40 Prozent kontradiktoriſch ſind, daß die Gebühren aus den 
Verſäumnisprozeſſen die Gebühren aus den kontradiktoriſchen 
Prozeſſen in der Endſumme überſteigen. Andererſeits ſteht aber 
feſt, daß das Durchſchnittseinkommen der Anwälte auch in 
Preußen trotz einer die Geſchäftsſteigerung nicht überragenden 
Zunahme in den letzten 30 Jahren erheblich geſunken iſt ). Will 


) Dal. IW. 08 Nr. 5 meine Ausführungen zu III. 
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man alſo den Verſäumnisprozeß vom Anwaltszwang befreien, 
ſo mag man auch die Gebühren für ihn herabſetzen, muß aber 
für den kontradiktoriſchen Prozeß endlich ein angemeſſenes Ent⸗ 
gelt zum Ausgleich für dieſen Ausfall und die allgemeine 
Herabminderung ſchaffen. 

Dieſe Verſchiebung würde meines Erachtens zu begrüßen 
fen. Manch doloſer Schuldner würde die Koſten der kontra⸗ 
diktoriſchen Verſchleppung ſcheuen; die Verteilung des Entgelts 
würde gerechter; die Klientel des Verſäumnisprozeſſes trägt 
nicht mit an den Koſten der andern Prozeßparteien; die Angriffe 
mangelhaft orientierter Gegner des Anwaltſtandes fallen fort. 

3. Begünſtigung der Vereinbarung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtän digkeit. Von dieſem theoretiſch un⸗ 
anfechtbaren Vorſchlag verſpreche ich mir keine große praktiſche 
Verſchiebung. Die Vereinbarung wird weſentlich nur dort 
getroffen werden, wo ſie nichts nützt. Die Parteien werden 
fie nicht abſchließen, wohl nur die Prozeß bevollmächtigten, denn 
mit einem Landgerichtsobjekt geht der Kläger meiſt zum Anwalt. 
Auch hat eine Vereinbarung ja nur dann Zweck, wenn die 
Parteien in demſelben Amtsgerichtsbezirk wohnen. Iſt das 
Amtsgericht am Orte des Landgerichts ihr Wohnſitz, ſo werden 
Vereinbarungen, ſoweit Anwälte intereſſieren, nur bei ganz 
einfach liegenden Streitigkeiten getroffen werden. An kleinen 
Amtsgerichten werden vielleicht die Prozeßagenten die Parteien 
zur Verſchiebung des Prozeſſes vor das Amtsgericht veranlaſſen 
und vielleicht wird dort, wo der Anwalt einem Prozeßagenten 
gegenüberſteht, ſeine Partei wünſchen, daß dies Übergewicht 
ausgenutzt wird. 

4. All dieſe Erwägungen führen wieder zu dem Schluß, 
daß die materielle Erweiterung des 8 23 GVG. die beſte 
Möglichkeit bietet, diejenigen Prozeſſe auszuſchalten, die vermöge 
ihres Prozeßinhalts und vermöge der perſönlichen Beziehungen 
des Einzelrichters zu den Parteien dieſem unterſtellt werden 
können. Das Bedenken, daß gewiſſe Rechtsgebiete dem Reichs⸗ 
gericht entzogen werden, iſt doch zu überwinden. Für die 
wenigen Fälle, in denen wirklich eine reviſible Summe vor⸗ 
handen iſt, läßt man eben die Reviſion gegen die Urteile der 
Landgerichte in der Berufungsinſtanz zu. Arbeitsvertrag und 
Dienſtvertrag, Grenzſtreitigkeiten, Alimentation, Uberbau, Beſitz⸗ 
klagen, das ganze Viehkaufgeſchäft könnte man neben dem 
Wechſelprozeß dem Amtsgericht übertragen. Die Verſchiebung 
würde wahrſcheinlich ebenſo hoch ſein, als wenn man die Grenze 
von 600 & wählt, und man hat den unleugbaren Vorteil, daß 
man die Zuſtändigkeit des Amtsrichters nur bezüglich der 
Prozeſſe ſeiner Gerichtseingeſeſſenen erweitert. 

B. Berufungen. Jaſtrow ſchlägt die Einlegung der 
Berufung bei dem judex a quo vor. Das iſt eine Ver⸗ 
beſſerung. Er will ſie vom Anwaltszwang befreien; das iſt 
meines Erachtens unzweckmäßig, denn eine endgültige Befreiung 
des Berufungsprozeſſes wird dadurch nicht geſchaffen, wohl aber 
wird die Zahl der Berufungsprozeſſe erheblich geſteigert. 

Es iſt wenig bekannt, wieviele Berufungsprozeſſe dadurch 
vermieden werden, daß der Berufungsanwalt, vor Einlegung 
der Berufung um ein Gutachten befragt, dieſelbe für ausſichtslos 
erachtet, und daß andererſeits in Armenſachen das Gericht das 
Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit verweigert. Schon bei 
den Oberlandesgerichten ſchätze ich die Anzahl dieſer Progeſſe 


37. Jahrgang. 


zuſammen wohl auf 10 Prozent. Alle dieſe Berufungen werden 
dann eingelegt; ob ſie nachher zurückgenommen werden, weil 
kein Anwalt ſich findet, oder durch Verſäumnisurteil zurück⸗ 
gewieſen werden, iſt gleichgültig, die Mehrbelaſtung der Gerichte 
wie der Gegner an Anwaltskoſten iſt gegeben und muß ver⸗ 
mieden werden. 

C. Mahnverfahren. Zutreffend ſtimmen beide Gutachter 
darin überein, daß bei Erhebung des Widerſpruchs von Amts 
wegen beide Teile geladen werden ſollen. 

Auch Jaſtrow glaubt daran, daß die Anwälte die geringere 
Benutzung mindeſtens zum Teil verſchulden. Ein Blick auf das 
prozentuale Verhältnis der Vollſtreckungs befehle und der Wider⸗ 
ſprüche zu der Zahl der Zahlungsbefehle 1881 und jetzt beweiſt 
das Gegenteil“). Die Parteien kommen immer mehr von der 
Anwendung des Mahnverfahrens ab, weil es nur eine unnötige 
Verzögerung darſtellt. Jaſtrow will es obligatoriſch machen, 
Dittenberger bekämpft dieſen Vorſchlag mit Recht, denn 
dieſer Zwang verſpricht keinen Erfolg. Die Belaſtung der 
Gerichtsſchreibereien durch die Steigerung der Widerſprüche 
würde die geringe Anzahl erſparter Verſäumnisurteile weit 
überſteigen. Das Mahnverfahren hat jetzt nur in den ſeltenen 
Fällen Bedeutung, wo auch der Schuldner damit einverſtanden 
iſt, daß der Gläubiger möglichſt billig und ſchnell ſeine Forderung 
erhält. Es gibt wohl nur zwei Mittel. Entweder man er⸗ 
leichtert das Verſäumnis verfahren durch Herabſetzung der Koſten 
und durch Vereinfachung der Erteilung, daß es dem Mahnver⸗ 
fahren faſt gleichwertig wird, und daß auch die Gerichtskoſten 
z. B. die Koſten des Zahlungsbefehls und des Vollſtreckungs⸗ 
befehls nicht erheblich überſchreiten, dann wird das Mahnver⸗ 
fahren überhaupt entbehrlich, und dann belaſtet das Verſäumnis⸗ 
urteil auch die Fälle nicht, in denen man zur ſchnellen Voll⸗ 
ſtreckung gegen den damit einverſtandenen Konkursverwalter, 
Hypothekenſchuldner uſw. jetzt noch vollſtreckbare Urkunde oder 
Vollſtreckungsbefehl extrahiert. Oder man beſeitigt die Prämie 
der koſtenloſen Verſchleppung, die beſonders durch die Novelle 
dem widerſprechenden Schuldner gewährt wird. Das ſcharf⸗ 
ſinnig erſonnene Mittel von Dittenberger, der einen Be⸗ 
gründungszwang dem Schuldner auferlegt, reicht meines Erachtens 
allein nicht aus, die Verſchleppungsabſicht iſt ſtärker als die 
ethiſche Wirkung, es wird daneben noch eine Koſtenſtrafe auf 
den Widerſpruch zu ſetzen, die Koſten des Mahnverfahrens nicht 
auf die Prozeßkoſten anzurechnen ſein. 

D. Amtsbetrieb. Beide Gutachter billigen den Amts betrieb. 

Jaſtrow verlangt die Erweiterung auf die Zuſtellung der 
Urteile. Ich möchte unterſcheiden: 
Für die Zuſtellung der Verſäumnisurteile, Anerkenntnis⸗ 
urteile liegt kein innerer Grund vor. Viele ſolche Erkenntniſſe 
werden nicht mehr zugeſtellt, weil inzwiſchen bezahlt wird; die 
andern vollſtreckt. Der Gerichtsvollzieher muß dann zur be⸗ 
klagten Partei hingehen. Durch die Zuſtellung an die beklagte 
Partei ſeitens des Gerichts, die früher geſchieht als der Kläger 
vollſtrecken kann, wird ihr unnötige Friſt gegeben. 

Dagegen erſcheint die amtliche Zuſtellung der kontra⸗ 
diktoriſchen Urteile, wenn man den Offizialbetrieb einführt, 


praktiſch. 


) Vgl. JW. 08 Nr. 4 meine Ausführungen zu II 3. 
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Zutreffend ſchlagen beide Gutachter die Vollſtreckung auf 
Grund der abgekürzten Urteilsformel vor Erteilung der Voll⸗ 
ausfertigung vor, wollen die Berufungsfriſt aber erſt von deren 
Zuſtellung beginnen laſſen. Dieſe volle wirkſame Zuſtellung 
zur Herbeiführung der Rechtskraft mag dann das Gericht vor⸗ 


nehmen. N 
II. Allgemeine Vorſchläge für den ganzen Prozeß. 


A. Ortliche Zuſtändigkeit. Jaſtrow will den Gerichts⸗ 
ſtand des Erfüllungsortes und der Geſellſchaft beſeitigen. Das 
ſcheint mir zu weit zu gehen. Warum ſoll der Hamburger 
oder Danziger Reeder den in Hamburg oder Danzig nicht 
domizilierten Empfänger wegen Liegegeld oder Frachtanſprüchen 
nicht dort verklagen, wo die notwendigen Tatumſtände und 
Rechtsgründe am beſten feſtgeſtellt werden können? Warum 
ſoll der Stettiner Werkmeiſter den Berliner Spekulanten, der 
in Stettin ein Grundſtück bebauen läßt, nicht in Stettin auf 
Zahlung verklagen können? Die von Jaſtrow erwähnten 
Mißſtände ſind einfacher zu beſeitigen. Die Vereinbarung 
des Erfüllungsortes fol die Zuständigkeit nicht berühren. Der 
geſetzliche Erfüllungsort iſt aber deshalb gewollt, weil es zweck⸗ 
mäßig iſt, daß der Schuldner dort leiſtet, und wo der Schuldner 
nach dem Geſetz leiſten muß, mag er auch verklagt werden. 

Ob die Mißſtände aus dem Gerichtsſtand der Geſellſchaft 
ſo groß ſind, vermag ich nicht zu überſehen, aber gerade die 
von Jaſtrow erwähnten unreellen Geſellſchaften werden 
praktiſch demſelben Gericht unterſtellt. Dieſer Richter lernt 
dann die ſchlechten Machinationen beſſer kennen. 

B. Mündliche Verhandlung. Beide Gutachter wollen die 
tatſächlich geübte Praxis, daß die Parteien auf Schriftſtücke 
Bezug nehmen können, geſetzlich feſtgelegt wiſſen. Daß die 
vollkommene Durchführung des Mündlichkeitsprinzips, an ſich 
ideal, deshalb verſagen muß, weil ſie Kräfte, Zeit des Richters 
und der Parteien oft nutzlos in Anſpruch nimmt, und daß die 
Belaſtung jenen idealen Vorteilen nicht entſpricht, darüber find 
ſich faſt alle einig. Andererſeits darf das Prinzip der Münd⸗ 
lichkeit nicht aufgegeben werden, weil eine ſchriftliche Verhand⸗ 
lung bequemer wäre. Jaſtrows präzis formulierter Vorſchlag 
zeigt den geſunden Mittelweg. Zu erweitern wäre er vielleicht 
nur noch in bezug auf die Beweisaufnahme, inſoweit als der 
Richter, wenn die Parteien eine neue Beweisaufnahme nach 
kontradiktoriſcher Verhandlung beantragen oder wenn auch nur 
eine Partei einen neuen Zeugen benennt, dies im Wege ſchriftlichen 
Verfahrens ohne mündliche Verhandlung anordnen kann. Die 
Vernehmung eines neuen Zeugen verzögert, wenn der Gegner 
nicht einverſtanden iſt, die Prozeßentſcheidung oft um Monate. 
Dagegen erſcheint eine Beweisaufnahme im erſten Termin weder 
zweckmäßig noch durchführbar und auch bei Einführung des 
Vortermins entbehrlich, wie anſcheinend auch Dittenberger 
annimmt. 

Beide Gutachter ſehen von anderen Mitteln zur Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens ab, nur will Jaſtrow für die 
Vertagungsſchuldner an Stelle des § 48 eine kleine Ordnungs⸗ 
ſtrafe einführen, falls die Vertagung nicht aus ſachlichen 
Gründen geſchieht, und die Parteien die Vertagungsanzeige 
unterlaſſen haben. Sein Vorſchlag betrifft hier nur den Amts⸗ 


gerichtsprozeß; einen Vorſchlag bezüglich des Anwaltsprozeſſes 
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habe ich in ähnlicher Konſtruktion verſucht (PoſMSchr. 08, 66). 
Ob der Amtsgerichtsprozeß ſolche Extrataxen verträgt, erſcheint 
mir zweifelhaft; jedenfalls find die Berliner Verhältniſſe ganz 
exzeptionell, und mißlich bleiben dieſe Strafgebühren ſtets. 

C. Parteieneid und Zengeneid. Jaſtrow will Eides⸗ 
zuſchiebung und richterlichen Eid durch Vernehmung der 
Parteien erſetzen. Dem iſt zuzuſtimmen. Nur muß die als 
Zeuge zu benennende Partei unbedingt befugt 1 ihr 
Zeugnis zu verweigern. Auf Einzelheiten einzugehen, muß ich 
mir verſagen. Nur weiſe ich darauf hin, daß die Vernehmung 
der Parteien als Zeugen, die nur vor dem erkennenden Richter 
ſtattfinden darf, jedenfalls mehr Zeit in Anſpruch nimmt, als 
das bisherige Verfahren. Freilich führt ſie auch oft dazu, daß 
man Mißverſtändniſſe ſchlichten kann, daß nicht unrichtige 
Eidesformulierung zu Berufungen führen, ja das Recht einer 
Partei beſeitigen kann. 

Jaſtrow will ferner den Kreis der unbeeidigten Perſonen 
erweitern, den Zedenten als Zeugen des Zeſſionars überhaupt 
ausſchließen. Jede Einſchränkung der Beeidigung, aber nicht 
nur für die erſte Inſtanz, wie die Novelle es will, würde 
wohl zu begrüßen ſein, das Ideal vielleicht die Abſchaffung 
des Zeugeneides im Zivilprozeß. Für den gewiſſenhaften 
Zeugen iſt er nicht nötig, für den gewiſſenloſen iſt er nur dann 
ein Zwangsmittel, wenn die Entdeckung der Lüge durch Gegen⸗ 
zeugen gegeben. Zahllos aber ſind die Fälle, in denen optima 
fide irrtümlich von den Zeugen etwas als Erinnerung be: 
hauptet wird, was tatſächlich nur logiſcher oder unlogiſcher 
Rückſchluß if. Uneidlich fol auch der Zedent vernommen 
werden; doch dem Zeſſionar für alle Fälle dieſes Beweis⸗ 
mittel abzuſchneiden, geht zu weit. In vielen Fällen ſteht die 
Zeſſion in keiner inneren Beziehung zu dem Prozeß. Man 
denke nur an die Abtretung der Hypothek, den Fall, daß die 
urſprüngliche Gegenpartei verſtorben, daß alſo bei der Ver⸗ 
ſagung der Eideszuſchiebung jetzt kein Beweis gegeben iſt. 
Warum ſoll dort ſchließlich nicht der Beweis einer Kündigung, 
einer Zinsherabſetzung auch durch das uneidliche Zeugnis des 
Zedenten geführt werden, wenn derſelbe Jahre vorher die 
Forderung gegen volles Entgelt abgetreten und ſelbſt ein acht⸗ 
barer glaubwürdiger Mann iſt? Ebenſo wie das Motiv der 
Abtretung verſchieden, ebenſo iſt auch die Glaubwürdigkeit des 
Zedenten verſchieden zu bewerten. 

D. Interventisusprszeß. Jaſtrow will den Mißſtand 
beſeitigen, daß kein Geſetz klar regelt, wer die Koſten zu tragen 
hat, wenn der Beklagte nach Erhebung der Klage den Anſpruch 
auf Freigabe anerkennt. Der Mißſtand iſt nicht zu leugnen. 
Soweit Anwälte miteinander verkehren, vollzieht ſich freilich die 
Sache meiſt folgendermaßen: 

Auf die Intervention ſetzt der Gläubiger zunächſt die 
Vollſtreckung aus. Sein Anwalt erbittet vom Interventions⸗ 
Häger diejenigen Urkunden, aus denen er erſehen kann, ob er 
ſich auf die Intervention einlaſſen ſoll oder nicht. Da der 
Anwalt des Interventionsklägers ſchon aus kollegialen Gründen 
dieſe Glaubhaftmachung gewährt, iſt Licht und Schatten gleich 
verteilt. Der Beklagte muß nicht unnötig freigeben, wenn er 
anfechten könnte, der Beklagte hat auch nicht unnötige Koſten 
von ſeinem Anerkenntnis. Ganz analog will nun Jaſtrow 
dem Beklagten eine Friſt zur Überlegung geben. Er fol 
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koſtenfrei ſein, wenn er innerhalb dieſer Friſt vor Zuſtellung 
der Klage anerkennt. 

Dieſe Konſtruktion hat meines Erachtens nur eine Lücke. 
Die Klage braucht an ſich nichts weiter zu enthalten als die 
Erklärung, Kläger ſei Eigentümer der Sache oder der Forderung; 
das reicht für die Prüfung des Beklagten nicht aus, wenn der 
Interventionskläger ſein Recht von dem Schuldner ableitet. 
Es iſt auch für den Beklagten nicht möglich, ſich in dieſem 
Falle zu orientieren. Wird aber die Theſe von Jaſtrow 
lückenlos Geſetz, ſo wird in den meiſten Fällen der Beklagte 
ſchon auf die Intervention hin freigegeben und dadurch ein 
Anreiz zu Schiebungen geſchaffen. Da die Anfechtbarkeit der 
Verträge auch nicht mit Hilfe des Offenbarungseides ermittelt 
werden kann, wird ſehr häufig der frauduloſe Kontrahent einen 
leichten Sieg davon tragen. Mindeſtens erſcheint mir alſo 
notwendig, daß, wenn der Kläger einen derartigen Vorteil 
haben ſoll, er verpflichtet ſein muß, mit der Klage ſämtliche 
Verträge und Urkunden, auf die ſich ſein Eigentumsrecht ſtützt, 
einzureichen. Den Rechten der Parteien würde wohl eine 
Löſung beſſer entſprechen, nach der der Interventionskläger dem 
Beklagten glaubhaft machen muß, daß er Eigentümer iſt. 
Erkennt der Beklagte dann an, bleibt er ohne Koſten. Wer 
fein Gut im Beſitz eines andern läßt, muß ſich von deſſen 
Kreditwürdigkeit überzeugen. Die Gefahr, daß das Gut bei 
dieſem Dritten gepfändet wird, trägt er. Er muß auch die 
Koſten dieſer Gefahr auf ſich nehmen. 

E. Vollſtreckbarkeit. Die Gründe für die vorläufige Voll⸗ 
ſtreckbarkeit der Urteile findet Jaſtrow teils in der inneren 
Natur des Gegenſtandes, teils in äußeren Zwecksmäßigkeits⸗ 
gründen. Bei der erſten Gruppe von Urteilen, in Alimenten⸗, 
Exmiſſions⸗, Lohnklagen verlangt er vorläufige Vollſtreckbarkeit 
von Amts wegen, Abwendung durch Sicherheit des Schuldners 
nur in Ausnahmefällen, Ausſchluß des Schadenserſatzes bei 
Aufhebung des Urteils. Für die zweite Gruppe: Urteile im 
Urkundenprozeß und Urteile, bei denen das geringe Objekt 
den Vorteil gewährt, will er vorläufige Vollſtreckbarkeit nur 
auf Antrag und auf Gefahr des Klägers. Hier ſoll der 
Erſatzanſpruch bei Abänderung beſtehen bleiben, die Bevor⸗ 
zugung der Sicherheitsleiſtung des Gläubigers (8 713) ſoll 
beſeitigt werden. ö 

Dieſen Vorſchlägen möchte ich nur in zwei Punkten nicht 
zuſtimmen. Für Exmiſſionsklagen halte ich die Ausſchließung 
des Schadenserſatzanſpruchs nicht für gerechtfertigt und auch 
die Beſeitigung der Bevorzugung des Gläubigers nach 8 713 
bedarf einer eingehenden Prüfung. Wenn ein ungerechter 
Arreſt aufgehoben wird, könnte der Arreſtgläubiger in dieſem 
Fall durch Hinterlegung die Fortdauer erreichen. 

Sehr unbequem wirkt auch für den Alimentationsprozeß 
die Beſtimmung des § 538 Abſ. 3. Selbſt wenn das Be⸗ 
rufungsgericht einen Teil des in erſter Inſtanz abgewieſenen 
Alimentationsanſpruchs als berechtigt anſieht, kann es denſelben 
nicht zuſprechen, und Monate vergehen, wenn keine einſtweilige 
Verfügung den Ausweg verſchafft. 

F. Ferien. Praktiſch ſteigert Dittenberger den Kreis der 
Ferienſachen durch Einordnung der Vortermine; das iſt ohne 
Koſten erreichbar und ausreichend. Konſtanz der Rechtſprechung, 
Vermeidung des Richterwechſels iſt für den ſtreitigen Prozeß 
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notwendig; das wird durch die Zuſammenlegung der Urlaubs⸗ 
zeit gewährleiſtet. Die Handelskammern freilich, welche in 
einem Satz gegen Hilfsrichtertum und Gerichtsferien proteſtieren, 
überfehen dieſe Folge. | 

6. Sondergerichte. Zum Schluß erwähne ich nur kurz, 
daß Dittenberger aus zutreffenden Gründen die Abſchaffung 
der Sondergerichte bzw. ihre Umgeſtaltung in Zivilſchöffen⸗ 
gerichte befürwortet. 

Die Fülle praktiſcher Vorſchläge, welche uns die Gut⸗ 
achter auf beſchränktem Gebiet geben, beweiſt wieder den Satz, 
daß eine ſorgfältige Vorberatung der ganzen Reform durch 
eine Kommiſſion praktiſcher Juriſten einen ſicheren Erfolg ge⸗ 
währleiſten würde. 
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Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten Über die in der Zeit vom 6. bis 18. Juli 1908 
ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 93, 94, 97, 98 BGB. Feſtſtellung von Grund⸗ 
linien für Beurteilung, ob und wann Mafſchinen als „weſentlicher 
Beſtandteil“ oder als „Zubehör“ aufzufaſſen find.] 

Die Klägerin verkaufte im Jahre 1901 an die inzwiſchen 
in Konkurs geratene Aktiengeſellſchaft, Schleswig⸗Holſteinſche 
Kokswerke in Rade bei Rendsburg die in den Verzeichniſſen A 
und B Blatt 100 — 102 a und Blatt 103 — 122 Bd. I der 
Prozeßakten aufgeführten Maſchinen und Gegenſtände, die der 
Erzeugung und Verteilung von elektriſcher Kraft und elektriſchem 
Licht zu dienen beſtimmt waren, mit der Abmachung, daß bis 
zur vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes der Klägerin das 
Eigentum daran vorbehalten bleiben ſolle. Die verkauften 
Gegenſtände wurden der Käuferin geliefert und von ihr in Be⸗ 
nutzung genommen; ſie befanden ſich zur Zeit des Beginns 
des gegenwärtigen Rechtsſtreits zum größeren Teil noch auf 
dem früher der Käuferin gehörigen Grundſtück. Von dem 
Kaufpreis wurde nur ein verhältnismäßig kleiner Teil bezahlt. 
Die Beklagte betrieb als Hypothekengläubigerin die Zwangs⸗ 
verſteigerung des früher der Käuferin gehörigen Grundbeſitzes. 
Die von der Klägerin begehrte Freigabe der von ihr unter 
Eigentumsvorbehalt gelieferten Gegenſtände wurde von der Be⸗ 
klagten abgelehnt, weil dieſe weſentliche Beſtandteile des Grund 
und Bodens geworden ſeien. Auf Antrag der Klägerin wurde 
die Zwangsvollſtreckung in die in den Verzeichniſſen A und B 
aufgeführten Gegenſtände zunächſt durch Beſchluß des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts und ſodann durch Beſchluß des Prozeßgerichts 
bis zur Entſcheidung des gegenwärtigen Rechtsſtreits eingeſtellt. 
In dem Zuſchlagsbeſchluſſe, durch den der Grundbeſitz uſw. der 
Erſteherin zugeſchlagen wurde, wurde beſtimmt, daß die in den 
Verzeichniſſen A und B aufgeführten Gegenſtände der Erſteherin 
mit zugeſchlagen würden, ſoweit die Zwangsvollſtreckung in ſie 
rechtskräftig für zuläſſig erklärt werde. Der verſteigerte Grund⸗ 
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beſitz wurde der Erſteherin übergeben, die auch die im Streit 
befindlichen Gegenſtände, ſoweit ſie ſich noch auf dem Grund⸗ 
beſitz befanden, in Benutzung nahm. Mit der vorliegenden 
Klage beantragte die Klägerin, die von der Beklagten betriebene 
Zwangsvollſtreckung in die in den Verzeichniſſen A und B auf- 
geführten Maſchinen und Materialien für unzuläſſig zu erklären 
und demgemäß die Beklagte zu verurteilen, dieſe Gegenſtände 
der Klägerin freizugeben. Die Klägerin begründete dieſen An⸗ 
ſpruch mit der Behauptung, daß jene Gegenſtände nicht Beſtand⸗ 
teile der Fabrikgebäude und damit des Grund und Bodens, 
ſondern nur Zubehörteile der Fabrik geworden ſeien; ſie ſeien 
daher auf Grund des Eigentums vorbehalts Eigentum der Klägerin 
geblieben und als ſolches gemäß 8 1120 BGB. von dem 
Hypothekenrecht der Beklagten nicht ergriffen, der Zuſchlag aber 
erſtrecke ſich auf dieſe Zubehörteile nicht, nachdem ſie die Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung bezüglich ihrer erwirkt habe. 
Die Beklagte beantragte Abweiſung der Klage, indem ſie geltend 
machte, daß die ſämtlichen von der Klägerin verlangten Gegen⸗ 
ſtände weſentliche Beſtandteile des Grund und Bodens geworden 
ſeien. Der I. Richter wies durch Teilurteil die Klage bezüglich 
der in dem Verzeichnis B aufgeführten Gegenſtände ab und 
zwar auf Grund der Annahme, daß ſie die Eigenſchaft von 
weſentlichen Beſtandteilen des Grundſtücks erlangt hatten. 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Was die 
grundſätzliche Seite des vorliegenden Rechtsſtreits angeht, ſo 
muß der erkennende Senat auch nach erneuter Prüfung der in 
der Literatur hervorgetretenen abweichenden Anſchauungen im 
weſentlichen an dem Standpunkt feſthalten, den er bezüglich der 
Frage des Eigentumvorbehalts an Maſchinen im Anſchluß an 
die Rechtſprechung des V. 38S. des RG. in feinen früheren 
Entſcheidungen eingenommen hat. Daß dieſe ſchwierige Frage 
verſchiedener rechtlicher Beurteilung fähig iſt, hat der erkennende 
Senat ſtets anerkannt; insbeſondere hat er in der Entſcheidung 
vom 2. Mai 1905 (Gruchots Beitr. 50, 92) ausgeſprochen, daß 
der entgegengeſetzten Auffaſſung Erwägungen von nicht zu unter⸗ 
ſchätzender Bedeutung zur Seite ſtänden. Allein er hat ſich 
nach wie vor nicht davon überzeugen können, daß dieſen Er⸗ 
wägungen das überwiegende Gewicht beizumeſſen iſt. Die 
ganze Frage hier wieder aufzurollen, iſt kein Anlaß gegeben, 
da ſie in den veröffentlichten Entſcheidungen, insbeſondere des 
V. 3S., fo umfaſſend erörtert worden iſt, wie ſolche Fragen 
überhaupt nur in gerichtlichen Entſcheidungen, die keine wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Abhandlungen darſtellen ſollen, erörtert werden 
können. Der erkennende Senat beſchränkt ſich daher hier darauf, 
im folgenden gewiſſe Grundlinien feſtzuſtellen, die für ſeine 
Auffaſſung maßgebend ſind. 1. Es kann nicht der Anſicht bei⸗ 
gepflichtet werden, daß im BGB., insbeſondere in den 88 97, 98 
der Wille des Geſetzgebers zum Ausdruck gebracht ſei, daß die 
Maſchinen in der Regel als Zubehör der Fabrik („des für einen 
gewerblichen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäudes“), alſo 
als bewegliche Sachen, und nur ausnahmsweiſe als 
Beſtandteile, insbeſondere als weſentliche Beſtandteile der 
Fabrik zu betrachten ſeien. Die Faſſung des § 97, 
inſonderheit das Verhältnis des Hauptſatzes „Zubehör find be⸗ 
wegliche Sachen“ zu dem Zwiſchenſatz „ohne Beſtandteile der 
Hauptſache zu ſein“, gibt keinen Grund zu der Annahme, daß 
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der Inhalt des § 98 jener Auffaſſung eine Stütze, da er nur 
in Unterordnung unter den allgemeinen Grundſatz des 5 97 
verſtanden werden darf. Es kann aber weiter auch nicht an⸗ 
erkannt werden, daß der § 98 deshalb in dem oben erwähnten 
Sinne auszulegen ſei, weil in den Motiven zum erſten Entwurf 
des BGB. jene Auffaſſung Vertretung gefunden habe. Wenn 
das Geſetz ſelbſt einen ſolchen Grundſatz nicht zum Ausdruck 
gebracht hat, darf dieſer nicht deshalb in das Geſetz hineingelegt 
werden, weil die Verfaſſer des erſten Entwurfs des BGB. eine 
derartige Anſicht gehegt haben. Im übrigen iſt es, wenn man 
auf die weiteren Grundlagen zurückgeht, jedenfalls nicht mit 
Sicherheit erweislich, daß bei dieſer eine ſolche Meinung 
bezüglich des Verhältniſſes der Beſtandteilseigenſchaft der 
Maſchinen zu deren Zubehöreigenſchaft beſtanden hat. Da auch 
nicht etwa aus dem Weſen und Zweck der Maſchinen ein 
Grundſatz des obigen Inhalts hergeleitet werden kann, ſo muß 
der erkennende Senat bei der Anſicht verharren, daß die Frage, 
ob Maſchinen den Charakter von Beſtandteilen oder von Zubehör 
tragen, an der Hand der Beſtimmungen der SS 93, 94, 97, 98 
BGB. nur nach Maßgabe der Beſchaffenheit des einzelnen Falles 
entſchieden werden kann. 2. Die Beſtandteilseigenſchaft ſetzt 
das Vorhandenſein einer Sache d. h. eines einheitlichen 
körperlichen Gegenſtandes voraus, zu deſſen Teilen (Beſtand⸗ 
teilen) der betreffende Gegenſtand gehört. Es genügt alſo nicht, 
wie beim Zubehör, ein gewiſſes räumliches Verhältnis, um 
einem Gegenſtande die Eigenſchaft des Beſtandteils einer Sache 
beizulegen, ſondern es iſt hierzu, ſofern es ſich um zuſammen⸗ 
geſetzte Sachen handelt, ein phyſiſcher oder mechaniſcher Zuſammen⸗ 
hang, eine unmittelbare körperliche Verbindung erforderlich 
(RG. 63, 173). Auf die Feſtigkeit dieſer Verbindung kommt 
es nicht an; ſie kann eine loſe oder leicht lösliche ſein. In 
denjenigen Fällen, in denen die Maſchinen Beſtandtellseigen⸗ 
ſchaft haben, iſt nach Anſicht des erkennenden Senats das 
aus dem Grund und Boden, dem Gebäude und den 
Maſchinen gebildete körperliche Ganze diejenige einheitliche 
Sache (Fabrik), als deren einer Beſtandteil die Maſchinen 
ſich darſtellen. Als Zubehör können die Maſchinen nur dann 
gelten, wenn fie „ihre individuelle Selbſtändigkeit als bewegliche 
Sachen bewahrt haben“ (Urteil des V. 38S. des RG. a. a. O.), 
d. h. alſo nur dann, wenn ſie auch nach ihrer Verbringung in 
die Fabrik ſelbſtändige, bewegliche Sachen geblieben 
ſind; das ergibt die Begriffsbeſtimmung des Zubehörs im 897 
unbedingt. Bei der Frage, ob die Maſchinen auch weiterhin 
als ſelbſtändige, bewegliche Sachen oder vielmehr als Beſtand⸗ 
teile des oben bezeichneten einheitlichen körperlichen Ganzen, 
dieſer einen Sache, zu betrachten ſind, hat der Richter aller⸗ 
dings beſtehende Verkehrsanſchauungen zu berückſichtigen. Es 
iſt hierbei indeſſen hervorzuheben, daß von Verkehrs⸗ 
anſchauungen nur ſoweit die Rede ſein kann, als bei allen an 
dem betreffenden Zweige des Verkehrslebens beteiligten Kreiſen 
ſich einheitliche Anſchauungen herausgebildet haben. Es 
kann daher nicht einſeitig den Anſichten der Maſchinenfabrikanten 
und der in den Bahnen dieſer Anſichten ſich bewegenden Sach⸗ 
verſtändigen maßgebliche Bedeutung beigemeſſen werden, ſondern 
es erſcheint ebenſo weſentlich, welche Auffaſſung hinſichtlich 
dieſer Fragen bei den Eigentümern der Fabriken und den 
Realberechtigten beſtehen, da deren Anſichten bei der Feſt⸗ 
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ſtellung, welche Anſchauungen „der Verkehr“ hegt, genau der 
gleiche Anſpruch auf Beachtung zuſteht, wie den Anſichten der 
Maſchinenfabrikanten. Erweiſt ſich, daß die Auffaſſung in den 
verſchiedenen beteiligten Kreiſen nicht übereinſtimmt, ſo entfällt 
damit das Vorhandenſein einer Verkehrs anſchauung, der der 
Richter zu folgen hat. 3. Was die Frage betrifft, ob und 
wann die Maſchinen weſentliche Beſtandteile der Fabrik ſind, 
ſo wird in dieſer Beziehung auf die früheren Entſcheidungen 
des V. 3S. und des erkennenden Senats, insbeſondere auf das 
Urteil des V. 35. vom 2. März 1902 (RG. 50, 241 ff.) 
Bezug genommen. 4. Die Frage nach der Wirkſamkeit des 
Eigentumsvorbehalts bei dem Verkauf von Maſchinen iſt nach 
Inkrafttreten des BGB. deshalb eine ſo lebhaft umſtrittene 
geworden, weil die Maſchinenfabrikanten geltend machten, daß 
ihre wirtſchaftlichen Intereſſen durch die Rechtſprechung, ins⸗ 
beſondere diejenige des RG., in ſtarkem Maße geſchädigt würden. 
Wirtſchaftliche Intereſſen können nur im Rahmen der beſtehenden 
Rechtsordnung Berückſichtigung heiſchen und finden. Das 
geltende Recht bietet nun keine Unterlage für die Aufſtellung 
eines Rechtsgrundſatzes des Inhalts, daß der Eigentumsvorbehalt 
bei der Veräußerung von Maſchinen in der Regel wirkſam ſei 
und nur ausnahmsweiſe der Wirkſamkeit entbehre. Es kann 
ſtets nur von Fall zu Fall darüber entſchieden werden, ob die 
eingebrachten Maſchinen die Eigenſchaft von Zubehör oder von 
unweſentlichen Beſtandteilen oder von weſentlichen Beſtandteilen 
der Fabrik haben. Sollten berechtigte wirtſchaftliche Intereſſen 
einen derartigen rechtlichen Normalzuſtand bezüglich des 
Eigentumsvorbehalts an Maſchinen, wie die Maſchinenfabrikanten 
ihn wünſchen, erfordern, ſo kann ein ſolcher Zuſtand nur durch 
das Eingreifen der Geſetzgebung geſchaffen werden. Das 
beſtehende Recht kann ihn nicht gewährleiſten. In dieſem Sinne 
hat ſich auch der Ausſchuß des Deutſchen Handelstages aus: 
geſprochen, indem er den Antrag der Leipziger Handelskammer 
annahm, der dahin lautete: in der Frage des Eigentums: 
vorbehalts an Maſchinen vermöge ſich der Ausſchuß des 
Deutſchen Handelstages dem Vorgehen der Handelskammer zu 
Frankfurt a. M. inſoweit nicht anzuſchließen, als es ſich gegen 
die Rechtſprechung des RG. in rechtlicher und tatſächlicher 
Beziehung wende; dagegen erkenne er an, daß die zufolge der 
gegenwärtigen geſetzlichen Beſtimmungen notwendige Entſcheidung 
der Gültigkeit des Eigentumsvorbehalts von Fall zu Fall eine 
Rechtsunſicherheit hervorgerufen habe, die den Intereſſen der 
Maſchineninduſtrie ebenſo wie denjenigen der Grundeigentümer 
und Hypothekengläubiger zuwiderlaufe; eine Anderung der ein⸗ 
ſchlägigen Geſetzgebung zur deutlichen Abgrenzung des recht— 
lichen Verhältniſſes zwiſchen Eigentumsvorbehalt und Grund: 
und Hypothekenrechten, ſowie zur Herbeiführung einer einheit⸗ 
lichen Rechtſprechung werde daher für notwendig gehalten. Im 
übrigen möge nicht unbemerkt bleiben, daß, während auf der 
einen Seite eine ganze Reihe von Handelskammern, an ihrer 
Spitze diejenige von Frankfurt a. M., den Standpunkt der 
Maſchinenfabrikanten vertritt, auf der anderen Seite auch eine 
größere Zahl von Handelskummern (unter anderen die von 
Cöln, Frankfurt a. O., Caſſel, Stuttgart, Trier, Neuß, 
Lennepp uſw., Handel und Gewerbe Bd. 13 S. 643, 812, 813; 
Bd. 14 S. 33, 34, 49, 50, 111, 288) und ihnen voran die 
Alteſten der Berliner Kaufmannſchaft (Korreſpondenz der Alteſten 
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der Kaufmannſchaft Berlin 30. Jahrgang [1907] Nr. 9 S. 254) 
den von den Maſchinenfabrikanten vorgebrachten wirtſchaftlichen 
Rückſichten andere wirtſchaftliche Erwägungen entgegengeſtellt 
haben, von denen ſie zu der Anſicht geführt worden ſind, daß 
eine Anderung der Rechtſprechung und Geſetzgebung zugunſten 
der Maſchinenfabrikanten nicht gerechtfertigt ſei. 5. Die in 
neuerer Zeit ergangenen Urteile des V. ZS. des RG., ins 
beſondere dasjenige vom 2. November 1907 (V 53/07) und die 
Urteile, die ſich hieran angeſchloſſen haben, geben dem erkennenden 
Senat keinen Anlaß, gemäß 8 137 GWG. eine Entſcheidung 
der Ver ZS. herbeizuführen; denn es find in ihnen, wie der 
V. 35. am Schluſſe des Urteils vom 2. November 1907 ſelbſt 
bemerkt, neue Rechts grundſätze, die von der eigenen Recht⸗ 
ſprechung des V. Senats oder derjenigen des jetzt erkennenden 
Senats und des II. 3 S. abweichen, nicht aufgeſtellt worden. 
Ohne Anwendung der Beſtimmung des $ 137 a. a. O. hätte 
dies auch nicht geſchehen können. Da der erkennende Senat 
ſich von der bisherigen Rechtſprechung ebenfalls nicht entfernen 
will, liegt ein Zwieſpalt nicht vor. L. c. F. P. A., U. v. 
29. Mai 08, 411/07 VII. — Kiel. 

2. 8 93 BGB. Iſt ein Motor in einer Fleiſchwaren⸗ 
fabrik weſentlicher Beſtandteil derſelben?] 

Gemäß Vertrag vom 28. Oktober 1905 verkaufte die 
Klägerin dem Kaufmann H. einen Gasmotor mit Sauggas anſtalt 
einſchließlich Fundamentteile und Rohrleitung und behielt ſich 
hieran bis zur gänzlichen Tilgung des in Raten zahlbaren 
Kaufpreiſes von 4 900 & das Eigentum vor. Auf Grund 
der Behauptung, daß auf den fälligen Kaufpreis erſt ein Drittel 
gezahlt worden ſei, hat ſie gegen den Verwalter des am 4. Sep⸗ 
tember 1906 über das Vermögen des H. eröffneten Konkurſes 
auf Herausgabe des Motors geklagt. Der Beklagte beantragte 
die Klagabweiſung mit der Behauptung, der Motor ſei durch 
Einbauen in das zur Fabrikation von Fleiſchwaren und Wurſt 
dienende Fabrikgebäude weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks 
geworden und es ſei dadurch das Eigentum der Klägerin an 
dem Motor untergegangen. Das LG. zu D. hat nach einer 
Beweisaufnahme nach dem Klagantrag verurteilt; hingegen hat 
das OLG. zu H. auf die Berufung des Beklagten die Klage 
abgewieſen. RG. hob auf und wies die Sache in die Inſtanz 
zurück: Das Berufungsgericht hat feſtgeſtellt, der Motor ſei in 
dem Fabrikgebäude auf einem eigens zu dieſem Zwecke her⸗ 
geſtellten Fundamente aufgeſtellt und durch mehrere Fundament⸗ 
ſchrauben mit dem Grund und Boden verbunden worden. 
Durch die ſo erfolgte Einbringung des Motors in das 
Gebäude, das zum Betriebe der Fleiſchwaren⸗ und Wurſt⸗ 
fabrikation mittels durch den Motor zu treibender Maſchinen 
eingerichtet und durch die Herrichtung des Fundaments zur 
Aufnahme des Motors geeignet gemacht ſei, ſowie durch 
die Verbindung des Motors mit dem Grund und Boden mittels 
Fundamentſchrauben ſei ein neues einheitliches Ganze, nämlich 
die aus dem Gebäude und dem Motor (mit den Maſchinen) 
beſtehende Fleiſchwaren⸗ und Wurſtfabrik gebildet. Hierdurch 
ſei das Gebäude als Teil des Ganzen dergeſtalt beeinflußt, 
daß mit der Fortnahme des Motors das Gebäude nicht mehr 
das bleibe, was es nach ſeiner Beſtimmung ſein ſolle und durch 
die Einbringung des Motors geworden ſei. Bei der Ent⸗ 
fernung der Motoranlage würden die ſämtlichen Maſchinen 
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zum Stillſtand kommen; es würde dann nicht nur die Fleiſch⸗ 
waren⸗ und Wurſtfabrik aufgehoben, ſondern es würde auch 
das Gebäude in ſeinem Weſen verändert, da es ſeinem be⸗ 
ſtimmungsmäßigen Zwecke nicht mehr würde dienen können. 
Daher ſei das Eigentum der Klägerin nach den 55 93 
und 946 BGB. untergegangen. An dieſer rechtlichen Be⸗ 
urteilung ändere auch der Umſtand nichts, daß die Fundament⸗ 
ſchrauben ohne allzugroße Mühe gelöſt werden könnten, und 
daß alsdann der Motor ſich wegnehmen laſſe; ebenſo ſei es 
unerheblich, daß nach der Entfernung der Maſchinen das 
Grundſtück zu jedem anderen wirtſchaftlichen Zwecke verwendet 
werden könne, ohne daß eine Veränderung im Weſen erfolgen 
müßte. Denn es komme nicht auf die Möglichkeit an, nach 
der Trennung des Motors das Gebäude ohne weſentliche 
Anderung anderweit zu benutzen, ſondern vielmehr darauf, ob 
das Gebäude gerade in ſeiner Eigenſchaft als Teil des durch 
die Verbindung mit dem Motor hergeſtellten Ganzen durch die 
Trennung des Motors eine weſentliche Anderung erleiden würde. 
Dies ſei aber der Fall. Übrigens ſeien auch die zur Beſeitigung 
der Räucherkammern erforderlichen Umbauten keineswegs von 
geringem Umfange. Nach Lage der Sache könne dahingeſtellt 
bleiben, ob auch $ 94 BGB. anwendbar wäre. Die Er⸗ 
wägungen des Berufungsgerichts ſind von rechtsirrtümlicher Auf⸗ 
faſſung der Begriffe „Beſtandteile“ und „Sache“, ſoweit ſie 
eine Fabrik betreffen, beeinflußt und ſtehen auch mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG. nicht im Einklange. Vgl. Urteile des 
V. 3S. vom 2. November 1907 Rep. Nr. 53/07. RG. 67, 30; 
vom 26. Februar 1908 Rep. 237/07 und vom 25. April 1908 
Rep. 438/07. Es hängt von den Umſtänden des einzelnen 
Falles, ins beſondere von der Beſchaffenheit und der Zweck⸗ 
beſtimmung des Fabrikgebäudes ſowohl als auch der Maſchine, 
von der Art ihres Zuſammenhanges ſowie von der Verkehrs⸗ 
auffaſſung der beteiligten Kreiſe in ihrer überwiegenden Mehr⸗ 
heit ab, ob eine Maſchine als weſentlicher oder als unweſent⸗ 
licher Beſtandteil oder als bloßes Zubehör eines Fabrikgebäudes 
anzuſehen iſt. Nur ſoviel läßt ſich als Regel aufſtellen, daß 
eine Maſchine, die für einen Fabrikations betrieb (Fabrik in 
dieſem Sinne) von weſentlicher Bedeutung iſt, doch als weſent⸗ 
licher Beſtandteil des Fabrikgebäudes (Fabrik in dieſem 
Sinne), in welchem auch der 8 98 BGB. dieſes Wort ver⸗ 
ſteht, als einer körperlichen Sache nur dann in Betracht kommen 
kann, wenn ſie durch die Art ihrer Verbindung oder im Falle 
einer bloß loſen Verbindung, durch ihre beſondere Anpaſſung 
an die bauliche Beſchaffenheit oder an die Zweckbeſtimmung 
des Fabrikgebäudes einen Teil desſelben ausmacht und 
ihre Selbſtändigkeit verloren hat, derart, daß ſie mit dem 
Fabrikgebäude in weſentlichem Zuſammenhange ſteht und 
nach der Verkehrsauffaſſung als ein und dieſelbe Sache 
gilt. Auch im Falle einer leicht lösbaren Verbindung könnte 
nämlich eine Maſchine, die dem Bau oder dem Betriebe einer 
beſtimmten Fabrik beſonders angepaßt iſt, mit der Trennung 
ihre eigentliche Zweckbeſtimmung und damit ihren Wert ein⸗ 
büßen. 
Betriebe einer Fabrik dient und als ein Teil des das Fabrik⸗ 
unternehmen bildenden wirtſchaftlichen Ganzen von weſentlicher 
Bedeutung für den Betrieb ſowie auch mit dem Fabrikgebäude 
loſe verbunden iſt, für ſich allein nicht aus, um die Eigenſchaft 
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ber Maſchine als weſentlichen Beſtandteils desſelben zu be⸗ 
gründen. Denn auch ein bloßes Zubehör kann für den Fabrik⸗ 
betrieb von weſentlicher Bedeutung fein und eine bloß loſe 
Verbindung ſchließt die Zubehöreigenſchaft nicht aus. Im 
8 98 find die zum Betriebe einer Fabrik dienenden Maſchinen 
und Gerätſchaften, die nicht Beſtandteile derſelben find, d. h. die 
eine ſelbſtändige Exiſtenz haben, ausdrücklich als Zubehör 
bezeichnet. Die Trennung einer mit der Fabrik nur loſe ver⸗ 
bundenen und beliebig durch eine andere erſetzbaren Maſchine 
von der Art einer Marktware kann weder für das Fabrik⸗ 
gebäude noch für die Maſchine von weſenlichem Nachteile ſein. 
Denn nach wie vor bleibt das Fabrikgebäude zur Aufnahme 
einer ſolchen Maſchine und dieſe zu gleichem Zwecke weiter 
verwendbar. Eine bloß geringfügige Wertverminderung aber, 
welche durch die Trennung der Beſtandteile einer Sache ent⸗ 
ſteht, erfüllt die Vorausſetzungen des § 93 nicht; vielmehr 
wird hierzu die Zerſtörung oder weſentliche Veränderung des 
einen oder des anderen Beſtandteils erfordert. Von der hier 
vertretenen Auffaſſung iſt das Berufungsgericht bei ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung nicht ausgegangen. Nach den tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen ſcheint es ſich um einen gewöhnlichen Motor zu 
handeln, der bloß zur Herſtellung eines feſten Standortes durch 
Schrauben an dem Fundament befeſtigt iſt. Der Zuſammen⸗ 
hang der Entſcheidungsgründe läßt darauf ſchließen, daß der 
entſcheidende Grund für die Annahme, der Motor ſei ein 
weſentlicher Beſtandteil der Fleiſchwaren⸗ und Wurſtfabrik, zu 
Unrecht in der weſentlichen Bedeutung desſelben für den Fabrik⸗ 
betrieb als eines wirtſchaftlichen Ganzen gefunden worden iſt. 
Fabrik und Fabrikbetrieb ſind aber, ſoweit die Anwendung 
des 8 93 in Frage ſteht, verſchiedene Dinge. Hiernach kann 
das Berufungsurteil ſo, wie es begründet iſt, nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden. Daher war die Sache, zumal fie aus 8 94 
BGB. überhaupt noch nicht geprüft iſt, zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuverweiſen. G. D. c. K. H., U. v. 26. Juni 08, 51/08 II. — 
Hamm. 

3. 88 97, 823, 1121, 1122, 1185 BGB. verb. mit KO. 
884, 6, 59, 82, 117, 122 und ZPO. 8 865. Anſprüche des 
abſonderungsberechtigten Hypothekengläubigers wegen Zubehör⸗ 
teilen von Grundſtücken bei Veräußerung ſeitens des Konkurs⸗ 
verwalters.] 

Im Konkurſe des Holzhändlers R. war von der Gläu⸗ 
bigerverſammlung am 23. Oktober 1905 einſtimmig beſchloſſen 
worden, die von dem Gemeinſchuldner auf deſſen Grundſtück 
außer dem Holzhandel noch betriebene Holzſägerei zu ſchließen, 
im übrigen das Geſchäft im Kleinen weiterzuführen, es aber 
nach 4 Wochen ebenfalls zu ſchließen. Am 28. Oktober ließ 
darauf der Konkursverwalter durch den Gerichtsvollzieher fünf 
in dem erwähnten Geſchäftsbetriebe gebrauchte Pferde ver⸗ 
ſteigern und im Januar 1906 verkaufte er freihändig eine 
Anzahl gleichfalls zum Geſchäfts betriebe gehöriger Gegenſtände; 
den Erlös nahm er zur Konkursmaſſe. Im März 1906 
wurde das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung gebracht; darin 
fiel der Kläger mit einer Hypothek aus. Die Hypothek war 
urſprünglich der Weſtholſteiniſchen Bank unter Bürgſchaft des 
Klägers als Sicherungshypothek beſtellt geweſen und von der 
Bank, nachdem ſie vom Kläger befriedigt worden, am 11. De⸗ 
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zember 1905 an den Kläger förmlich abgetreten, am 18. De⸗ 
zember 1905 war dies im Grundbuch eingetragen worden. 
Der Kläger verlangt jetzt vom beklagten Konkursverwalter 
die Herauszahlung des Erlöſes aus den verkauften Gegen⸗ 
ſtänden, weil dieſe als Zubehör des Grundſtücks nach 8 1120 
BGB. für ſeine Hypothek mitgehaftet und nicht zum Beſten 
der Konkursmaſſe hätten veräußert werden dürfen. Gegen 
die Veräußerung im Januar 1906 will Kläger vorher dem 
Beklagten gegenüber Widerſpruch erhoben haben. Beklagter 
wurde verurteilt und feine Revifion wurde zurückgewieſen: 
Es kann nicht in Zweifel gezogen werden, daß die verkauften 
Gegenſtände dem Geſchäftsbetriebe des Gemeinſchuldners ge⸗ 
dient haben, denn darin ſtimmen die Parteien überein. Wenn 
nun das Grundſtück des Gemeinſchuldners dauernd für dieſen 
Geſchäfts betrieb eingerichtet war, jo läßt ſich auch nicht be⸗ 
ſtreiten, daß ſie dem wirtſchaftlichen Zweck dieſes Grundſtücks 
zu dienen beſtimmt waren. Daß ſie in einem ſolcher Be⸗ 
ſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältnis zu dieſer 
Hauptſache geſtanden haben, iſt ebenfalls unſtreitig und damit 
iſt dann ihre Zubehöreigenſchaft zum Grundſtück gegeben 
(S 97 Abſ. 1 BGB.). Wenn die Reviſion geltend ge 
macht hat, daß die Zubehöreigenſchaft jedenfalls erlofchen 
geweſen ſei, ſeitdem die Gläubigerverſammlung am 23. Ok⸗ 
tober 1905, alſo vor den Verkäufen, beſchloſſen hatte, die 
Sägerei ſofort und den übrigen Geſchäftsbetrieb nach vier 
Wochen einzuſtellen, womit die Sachen aufgehört hätten, dem 
wirtſchaftlichen Betriebe der Hauptſache zu dienen, ſo iſt dieſer 
Angriff unbegründet. Die dafür in Bezug genommene Be⸗ 
ſtimmung in $ 1122 Abſ. 2 BGB. fett ausdrücklich voraus, 
daß die Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ord⸗ 
nungsmäßigen Wirtſchaft aufgehoben wird. Nun mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob dieſe Vorausſetzung auch dann noch vor⸗ 
liegen kann, wenn die bisherige Wirtſchaftsweiſe ganz auſ⸗ 
gegeben und mit einer andersartigen Benutzung des Grundſtücks 
vertauſcht wird, bei der das bisherige Zubehör entbehrlich 
wird. Im vorliegenden Fall handelt es fich überhaupt nicht 
um eine Maßregel zum Zweck einer wirtſchaftlichen Benutzung 
des Grundſtücks, ſondern um das vollſtändige Aufgeben ſeiner 
wirtſchaftlichen Benutzung; innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft im Sinne des 8 1122 
Abſ. 2 BGB. konnte darum die Maßregel gar nicht 
liegen. Sie mag, wenigſtens was die Pferde anbelangt, 
deren Erhaltung Koſten machte, zum Zweck einer ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung der Konkursmaſſe richtig geweſen ſein, 
aber dieſer Zweck iſt ein anderer als der einer ordnungs⸗ 
mäßigen Bewirtſchaftung des Grundſtücks. Zudem iſt ſie be⸗ 
ſchloſſen worden von den Konkursgläubigern; dieſe konnten 
aber ihre Rechte gegenüber denen der abſonderungsberechtigten 
Gläubiger nicht dadurch eigenmächtig verbeſſern, daß ſie be⸗ 
ſchloſſen, ihre Teilungsmaſſe durch Hereinziehung von Gegen⸗ 
ſtänden zu vergrößern, die bis dahin nicht dahin gehörten. 
Es ſoll zwar auch die Weſtholſteiniſche Bank als damalige 
Inhaberin der Hypothek des Klägers an der Beſchlußſaſſung 
teilgenommen haben, worüber eine Feſtſtellung nicht getroffen 
iſt; allein der Berufungsrichter führt mit zutreffenden Gründen 
aus, daß daraus ein Einverſtändnis der Bank mit einer Ver⸗ 
ſilberung des Zubehörs zum Beſten der Konkursmaſſe, ſoweit 
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nicht etwa ein Überſchuß des Erlöſes über die Abſonderungs⸗ 
rechte hinaus in Frage kommen konnte, nicht abgeleitet werden 
könnte. Die Frage, ob der Konkursverwalter berechtigt ſei, 
Zubehörſtücke eines Grundſtücks vor deren Beſchlagnahme durch 
einen abſonderungsberechtigten Hypothekengläubiger zum Beſten 
der Konkursmaſſe! zu verwerten, verneint der Be⸗ 
rufungsrichter und ſpricht dem Kläger, als in der ſpäteren 
Zwangs verſteigerung des Grundſtücks erſtausgefallenem Hypo» 
thekengläubiger, das Recht zu, die Herausgabe des Erlöſes aus 
der Konkursmaſſe zu verlangen. Richtig iſt, da nach 8 6 KO. 
mit der Eröffnung des Konkurſes das Verwaltungs- und Ber: 
fügungsrecht des Eigentümers auf den Konkursverwalter über⸗ 
geht, daß dieſer nun in der Lage iſt, in Ausübung des dem 
Eigentümer in $ 1121 BGB. eingeräumten Rechts die dort 
bezeichneten Gegenſtände, darunter auch Zubehörſtücke — um 
die allein es ſich hier handelt —, ſolange ſie noch nicht 
für den Hypothekengläubiger in Beſchlag genommen find, von 
der Haftung für die Hypothek freizumachen. Damit iſt aber 
noch nicht die Frage entſchieden, was aus dem Grlöfe 
wird. Veräußert der Eigentümer, ſo fällt natürlich ihm auch 
der Erlös zu, aber der Konkursverwalter iſt nicht Eigentümer, 
ſondern hat nur deſſen Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht aus⸗ 
zuüben und zwar nicht vorwiegend im Intereſſe des Eigen- 
tümers, ſondern zu den Zwecken, die das Konkursverfahren 
verfolgt und die am letzten Ende darauf hinauslaufen, daß 
die Konkursgläubiger zu ihrem Recht kommen. Das Recht 
der Konkursgläubiger beſchränkt ſich aber auf die Konkursmaſſe, 
und es kann darum nicht die Aufgabe des Konkursverwalters 
ſein, dieſe Maſſe auf Koſten anderer, beſſer Berechtigter, zu ver⸗ 
mehren. Daß dies geſchähe, wenn der Maſſe Werte zugeführt 
werden, an denen noch Abſonderungsrechte beſtanden, liegt auf 
der Hand. Nun wird wohl geſagt, an den in 8 1121 BGB. 
bezeichneten Gegenſtänden beſtehe nur ein bedingtes Ab⸗ 
ſonderungsrecht, nämlich nur unter der Bedingung, daß ſie vom 
Gläubiger in Beſchlag genommen ſeien, bevor der Eigentümer 
ſie veräußere und wegbringe. Das iſt auch inſoweit richtig, 
als in der Tat dem Eigentümer im Intereſſe ſeiner Wirtſchafts⸗ 
führung, um ihn im wirtſchaftlichen Intereſſenkampfe nicht zu 
ſehr einzuengen, das Recht verliehen iſt, einzelne dieſer Gegen⸗ 
ſtände zu Gelde zu machen und der Haftung für die Hypo⸗ 
theken zu entziehen. Aber dabei iſt ſchon zu beachten, daß 
dieſes Recht, ſobald es ſich um Zubehör handelt, ſeine Schranke 
hat in dem Gebot ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung, denn 
der 8 1135 gibt den Hypothekengläubigern das Recht, gegen 
eine dieſem Gebot zuwider erfolgende Verſchleuderung von Zu⸗ 
behörſtücken mit einer Klage auf Unterlaſſung einzuſchreiten, 
und in weiterer Folge davon können ſie ſolchenfalls den Eigen⸗ 
tümer wegen widerrechtlicher Verletzung ihres Hypothekenrechts 
aus 8 823 BGB. auf Schadenerſatz in Anſpruch nehmen 
(vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 20. April 1907, 
V. 333/06, i. S. Flatau u. Gen. w. Pilaski). Mit der 
Eröffnung des Konkursverfahrens iſt nun aber der wirt⸗ 
ſchaftliche Kampf für den Eigentümer zu Ende, was nun 
folgt, dient nur den Zwecken des Konkursverfahrens. Daraus 
ergibt ſich, daß das in 8 1121 BGB. dem Eigentümer 
eingeräumte Verfügungsrecht in der Hand des Konkursver⸗ 
walters eine andere Bedeutung gewinnt. Wie es ſich mit 
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Beziehung auf die übrigen in § 1121 bezeichneten Gegen⸗ 
ſtände geſtaltet, ingleichen wieweit das ähnliche Ver⸗ 
fügungsrecht des Eigentümers über Miet⸗ und Pachtzinſe ſowie 
über Verſicherungsgelder durch den Konkursverwalter ausgeübt 
werden kann, iſt hier nicht zu erörtern. Aber wenn der Kon⸗ 
kursverwalter Zubehörſtücke eines Grundſtücks veräußert, 
nicht etwa in ordnungsmäßiger Fortführung der bisherigen 
Bewirtſchaftungsweiſe, ſondern nachdem dieſe aufgegeben iſt, 
ſo kann das, wie ſchon in anderem Zuſammenhange dargelegt 
iſt, zwar eine für die ordnungsmäßige Verwaltung der Kon⸗ 
kursmaſſe nützliche oder gar notwendige Maßregel ſein. Aber 
im Intereſſe einer ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung des 
Grundſtücks liegt ſie dann nicht, iſt darauf auch gar nicht be⸗ 
rechnet, ſondern ſie ſoll nur dazu dienen und hat jedenfalls im 
vorliegenden Fall nur dazu gedient, die infolge Aufgebens der 
Wirtſchaft Überflüſſig gewordenen Zubehörſtücke in Geld umzu⸗ 
ſetzen. Damit kann aber die Abführung des Erlöſes in die 
Konkursmaſſe nicht gerechtfertigt werden, die Konkursmaſſe 
würde vielmehr dadurch Werte empfangen, die nicht ihr zu⸗ 
kommen ſondern den Abſonderungsberechtigten, um die ſie alſo 
rechtlos bereichert werden würde ($ 59 8. 3 KO.). Es iſt 
unrichtig, wenn zur Verteidigung der entgegengeſetzten An⸗ 
ſicht zuweilen der Satz aufgeſtellt wird: der Konkurs⸗ 
verwalter habe nicht bloß nach 8 6 KO. das Recht, ſondern 
nach 88 82, 117 ſogar die Pflicht, noch nicht in Beſchlag ge⸗ 
nommene Zubehörſtücke zum Beſten der Konkursmaſſe zu ver⸗ 
werten. Die Pflicht des Konkursverwalters in dieſer Beziehung 
erſchöpft ſich in einer ordnungsmäßigen Verwaltung der Kon⸗ 
kursmaſſe, zu einer grundloſen Bereicherung der Konkursmaſſe 
und Entwertung oder doch Verſchlechterung der Hypotheken 
durch Wegbringung des Zubehörs hat er aber kein Recht und 
vollends keine Verpflichtung. Auch darf nicht eingewandt 
werden, daß nach 8 4 Abf. 2 KO. die abgeſonderte Befrie⸗ 
digung unabhängig vom Konkursverfahren erfolgt und daß 
deshalb der Konkursverwalter die Rechte der Abſonderungs⸗ 
berechtigten nicht von Amts wegen zu berückſichtigen hat. Dar⸗ 
aus folgt nicht, daß der Konkursverwalter dieſe Rechte zu 
verletzen berechtigt wäre und die rechtliche Macht hätte, den 
Abſonderungsberechtigten Werte zu entziehen und der Konkurs⸗ 
maſſe zuzuwenden, auf die dieſe kein Recht hat. Es recht⸗ 
fertigt ſich die angefochtene Entſcheidung auch aus dem weiteren 
vom Berufungsgericht hervorgehobenen Geſichtspunkt, daß in 
§ 865 Abſ. 2 ZPO. jetziger Faſſung die Pfändung von Zu⸗ 
behör für unzuläſſig erklärt wird. Der Grund iſt, daß der 
ſchon im öffentlichen Intereſſe gebotene wirtſchaftliche Zuſam⸗ 
menhang zwiſchen Grundſtück und Zubehör aufrechterhalten 
werden ſoll (Hahn, Mat. Bd. 8 S. 164). Nun iſt zwar die 
Verwertung durch den Konkursverwalter keine Pfändung, aber 
ſchon in einem Urteil des erkennenden Senats vom 13. Oktober / 
6. November 1886 — i. S. Stamer Konk. w. Stein u. Gen. 
V. 159/86, in JW. 1886 S. 414 3.3 — iſt ausgeführt und dies 
iſt in dem Urteil gleichfalls des V. Sen. vom 12. November 
1898 — i. S. Langner w. Richard Konk., V. 156/98, in RG. 
Bd. 42 Nr. 22 S. 85 ff. — für den Fall eines Verkaufs von 
Zubehör auf Grund des § 127 KO. noch weiter ausgeführt 
worden: daß ſie materiell einer ſolchen gleichſteht und in 
Beziehung auf Dritte, denen das Geſetz ein Widerſpruchs⸗ oder 
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ein Vorzugsrecht für den Fall einer Zwangsvollſtreckung bei- 
gelegt hat, wie eine ſolche wirkt. An dieſer Auffaſſung iſt 
feſtzuhalten. Hiernach iſt die rechtliche Stellung der Ab⸗ 
ſonderungs berechtigten zu der durch den Konkursverwalter erfolgten 
Veräußerung von Zubehör — wenn ſie ſich nicht etwa als 
eine zur ordnungsmäßigen Fortführung der Wirtſchaft gehörige 
Maßregel und als aus dieſem Grunde zuläſſige Verwaltungs⸗ 
handlung rechtfertigen läßt, was hier nicht der Fall iſt — ſo 
zu beurteilen, wie wenn die Veräußerung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung für perſönliche Gläubiger ſtattgefunden 
hätte. In dieſem Fall ſtände aber dem Abſonderungsgläubiger 
das Recht zu, den Erlös für die Immobiliarmaſſe in Anſpruch 
zu nehmen oder aus ihr ſeine vorzugsweiſe Befriedigung zu 
verlangen, wie in dem Urteil Bd. 42 S. 90 dargelegt iſt, 
alſo, da die Gegenſtände ſelbſt durch deren Veräußerung und 
Entfernung vom Grundſtück aus der Pfandhaftung ausge⸗ 
ſchieden ſind und damit das Recht auf ihre Zurückbringung 
zur Immobiliarmaſſe erloſchen iſt, jetzt den Erlös zu dieſer 
Maſſe zurückzuziehen. Nun lag freilich in den erſterwähnten 
beiden Fällen die Sache ſo, daß der Hypothekengläubiger 
wenigſtens außergerichtlich der Veräußerung durch den Konkurs⸗ 
verwalter widerſprochen hatte, und es wurde ausgeführt, daß 
dies genüge, um ihm das Vorzugsrecht auf den Erlös zu er⸗ 
halten, während unentſchieden gelaſſen wurde, ob dies auch der 
Fall ſein würde, wenn kein Widerſpruch erhoben wäre. Allein 
dies erklärt ſich aus der Vorſchrift in 8 206 des damals 
maßgebenden preußiſchen Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 
13. Juli 1883, wonach die Zwangsvollſtreckung in bewegliche 
Gegenſtände, die zur Immobiliarmaſſe gehören, freigegeben 
und dem Realberechtigten nur das Recht eingeräumt war, da⸗ 
gegen Widerſpruch zu erheben. Das iſt nun aber inzwiſchen 
durch den neu eingefügten 8 865 ZPO. geändert worden, 
der in feinem Abſ. 2 die Pfändung von Zubehör ausſchließt. 
Daß der Hypothekengläubiger nicht etwa auf den Weg der 
Beſchwerde gegen die verbotene Pfändung beſchränkt iſt 
(S 766 ZPO.), ſondern ſich ihrer mit der Widerſpruchsklage 
aus S 771 3PO. erwehren könnte — die bis zum Schluß 
der Zwangsvollſtreckung, alſo bis zur Auskehrung des Erlöſes 
an den pfändenden Gläubiger möglich iſt —, das iſt bereits 
in dem Urteil des erkennenden Senats in RG. Bd. 55 Nr. 49 
S. 209 ausgeführt worden. Aber angefichts dieſes nun⸗ 
mehrigen Pfändungsverbots kann die Zuläſſigkeit der Wider⸗ 
ſpruchsklage nicht mehr von der vorherigen Erhebung eines 
Widerſpruchs gegen die Pfändung abhängig ſein. Die Unter⸗ 
laſſung eines Widerſpruchs würde die Pfändung nicht gültig 
machen, feine Erhebung wäre ſomit eine leere Formalität. 
Das gleiche muß dann aber auch gegenüber der Veräußerung 
von Zubehör durch den Konkursverwalter gelten, zumal da 
das Verlangen eines Widerſpruchs hier obendrein die uner⸗ 
wünſchte Folge haben würde, daß ein Wettlauf zwiſchen dem 
Abſonderungsberechtigten und dem Konkursverwalter um das 
Zuvorkommen entſtände und von deſſen Ausfall, häufig alſo 
vom Zufall, die Entſcheidung abhinge. R.s Konk. c. P., U. 
v. 17. Juni 08, 629/07 V. — Kiel. 

4. 58 128, 2346, 2348 BGB. Zuläſſigkeit der Auf⸗ 
nahme von Vertragserklärungen in einem einzigen Protokoll 
bei nicht gleichzeitiger Anweſenheit beider Vertragsteile, Unter⸗ 
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ſchrift des Notars bei Beurkundung eines Antrages und der 
Annahme dieſes Antrages. 

Der Kläger iſt der außerehelich geborene, durch nachfolgende 
Ehe legitimierte Sohn der am 13. Februar 1906 verſtorbenen 
Katharina geborenen K., die in erſter Ehe mit Johann 
Kö., in zweiter Ehe mit dem Beklagten verheiratet war. 
Nach einer von dem Notar H. in K. am 26. März 1900 
aufgenommenen Urkunde hat Kläger auf das ihm an dem 
Nachlaſſe ſeiner Mutter zuſtehende geſetzliche Erbrecht verzichtet. 
Auf Grund dieſes Verzichts und einer in dem Ehevertrag vom 
26. September 1885 enthaltenen Verfügung nahm der Be⸗ 
klagte nach dem Tode ſeiner Frau deren geſamten Nachlaß für 
ſich in Anſpruch. Der Kläger begehrte dagegen Feſtſtellung 
ſeines Erbrechtes, indem er geltend machte, der Erbverzicht ſei 
nichtig. Das LG. wies die Klage ab. Das Os. ſtellte 
jedoch feſt, daß Kläger an dem Nachlaſſe ſeiner Mutter als 
geſetzlicher Erbe beteiligt ſei. Der Beklagte und der Notar H., 
der dem Beklagten beigetreten iſt, haben Reviſion eingelegt. 
Auf deren Reviſion hob das RG. auf und wies die Sache in 
die Inſtanz zurück: Das Berufungsgericht hat feſtgeſtellt, daß 
bei der Beurkundung des Erbverzichts die Beteiligten nicht 
gleichzeitig vor dem Notar anweſend waren, daß vielmehr zuerſt 
die Erblaſſerin vor dem Notar erſchien und ihre Erklärung ab⸗ 
gab, nach dem Weggang der Erblaſſerin aber der Kläger vor 
dem Notar ſich einfand. Die Erklärungen der Beteiligten ſind 
jedoch in einem einzigen Protokoll beurkundet, an deſſen Schluß 
ſich nach der Angabe, daß das Protokoll in Gegenwart des 
Notars den Beteiligten vorgeleſen, von ihnen genehmigt und 
eigenhändig unterſchrieben worden ſei, die Unterſchriften der 
Erblaſſerin, des Klägers und des Notars befinden. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat angenommen, der Erbverzicht ſei mangels 
Beobachtung der geſetzlich vorgeſchriebenen Form nichtig; das 
Geſetz kenne für die Beurkundung durch Notar zwei Formen, 
nämlich die Beurkundung des von den Beteiligten bei gleich⸗ 
zeitiger Anweſenheit erklärten Einverſtändniſſes und die 
Form des 8 128 BGB.; weder jene noch dieſe Form 
ſei gewahrt. „Die Erblaſſerin hat zwar“, führt das 
OL G. aus, „ihre Erklärung zeitlich früher abgegeben als der 
Kläger; auch lag dem Kläger, als er ſeine Erklärung vor dem 
Notar abgab, bereits die unterzeichnete Erklärung der Erblaſſerin 
vor. Dagegen war, als Kläger ſeine Erklärung abgab, die 
ſchriftliche Erklärung der Erblaſſerin vom Notar noch nicht 
unterzeichnet; fie war alſo noch nicht notariell beurkundet 
(S 177 Abſ. 3 FGG.). Das Geſetz ſtellt aber als Mindeſt⸗ 
erfordernis für eine ordnungsmäßige notarielle Vertragsurkunde 
auf, nicht nur, daß Angebot und Annahme notariell beurkundet 
ſind, ſondern auch, daß die notarielle Urkunde des An⸗ 
gebots bereits fertiggeſtellt iſt, wenn die Annahme 
erfolgt.“ Mit Recht rügt die Reviſion, daß das Berufungs⸗ 
gericht mit dieſen Erwägungen das Geſetz verletzt hat. Nach 
8 2346 BGB. kann auf das geſetzliche Erbrecht durch Vertrag 
verzichtet werden. Der Erbverzichts vertrag bedarf nach 8 2348 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Die Beurkundung 
eines Vertrags erfordert — wenn von der Vorſchrift des 8 128 
vorerſt abgeſehen wird — die Beurkundung der einzelnen Vor⸗ 
gänge, durch die der Vertrag zuſtande kommt. Regelmäßig ſind 
demnach zu beurkunden: der Antrag, das Zugehen des Antrags, 
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die Annahme und das Zugehen der Annahme (vgl. Kommiſſions⸗ 
protokolle 5 S. 440). Nach der Urkunde vom 26. März 1900 
iſt dieſen ſämtlichen Erforderniſſen durch Erklärungen, welche die 
Beteiligten vor dem Notar abgaben, genügt worden. Wie das 
Berufungsgericht jedoch feſtgeſtellt hat, iſt die Beurkundung 
inſoweit unrichtig, als ſie das Zugehen der Annahmeerklärung 
des Klägers an die Erblaſſerin betrifft. Richtig dagegen iſt 
nach den Darlegungen des Berufungsgerichts die Beurkundung 
1. hinſichtlich der Erklärung der Erblaſſerin, die, wenn nicht 
auf den buchſtäblichen Sinn des Ausdrucks das Gewicht gelegt, 
ſondern der wirkliche Wille erforſcht wird (8 133), als Vertrags⸗ 
antrag des Inhalts aufgefaßt werden kann, daß die Erblaſſerin, 
wenn der Kläger auf ſein Erbrecht verzichtet, zur Zahlung einer 
Summe von 18 000 & ſich verpflichte; 2. hinſichtlich des Zu⸗ 
gehens dieſer Erklärung an den Kläger, welche Beurkundung 
allerdings nicht in der (unrichtigen) Feſtſtellung, die Erſchienenen 
hätten „gegenſeitig“ die Erklärungen angenommen, wohl aber 
in der — nach der Annahme des Berufungsgerichts noch nicht 
widerlegten — Beurkundung zu finden iſt, die Erklärung der 
Erblaſſerin ſei dem Kläger vorgeleſen worden; 3. hinſichtlich 
der Annahmeerklärung des Klägers. Der Erbverzicht iſt ſonach 
den Vorſchriften des BGB. entſprechend notariell beurkundet, 
wenn die notarielle Beurkundung dieſer drei Punkte zur Be⸗ 
urkundung des Vertrags hinreicht. Nach 8 128 BGB. aber 
genügt es, wenn zunächſt der Antrag und ſodann die Annahme 
des Antrags beurkundet wird. Das Berufungsgericht iſt der 
Anſicht, die notarielle Urkunde über den Antrag müſſe durch 
die Unterſchrift des Notars vollzogen ſein, ehe die Annahme 
erfolge. Dieſer Auffaſſung läßt ſich nicht beitreten. Wenn die 
Beteiligten gleichzeitig vor der Urkundsperſon anweſend ſind, 
wird die Beurkundung über den Antrag ebenfalls nicht vor der 
Beurkundung der Annahmeerklärung vollzogen, ſondern die Be⸗ 
urkundung des Antrags erfolgt gleichzeitig mit der Beurkundung 
der Annahme durch ein einmaliges Unterſchreiben der Urkunds⸗ 
perſon. Es iſt kein Grund erſichtlich, warum die Anforderungen, 
die in 8 128 für die gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
feſtgeſetzt ſind, im Vergleiche zu den Anforderungen, die für 
einen die gleichzeitige Anweſenheit der Beteiligten erfordernden 
Vertragsſchluß (vgl. SS 1434, 1750, 2276 BEB.) beſtehen, 
verſchärft ſein ſollten. Wohl iſt es richtig, daß die Vorſchrift 
des 8 128 nach dem von der Kommiſſion für die zweite Leſung 
angenommenen Entwurf lauten ſollte: „Iſt gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung eines Vertrags vorgeſchrieben, ſo genügt 
es, wenn der Antrag gerichtlich oder notariell beurkundet und 
ſodann die Annahmeerklärung des beurkundeten Antrags 
von einem Gericht oder einem Notar beurkundet wird“ 
(Kommiſſionsprotokolle 5 S. 436, vgl. die Denkſchrift S. 615). 
Auch iſt es zutreffend, daß gegenüber Bedenken, die in der 
Kommiſſion in der Richtung erhoben worden waren, ob nicht 
das unzweckmäßige und an ſich widerſpruchsvolle Reſultat 
möglich ſei, daß die Annahmeerklärung vor der Beurkundung 
der Antragserklärung beurkundet werde, darauf hingewieſen 
wurde, daß es ſich immer um die Annahme eines wirkſamen, 
nämlich eines nach Maßgabe des Geſetzes beurkundeten 
Antrags handle, daß alſo der Antrag in entſprechender Form 
zur Zeit der Annahme bereits beurkundet ſein müſſe, wenn er 
auch bei der Annahmeerklärung nicht vorliegen ſollte (Kommiſſions⸗ 
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protokolle 5 S. 442). Die Erwägungen der Kommiſſion ſind 
für die Entſcheidung der vorliegenden Frage um des willen 
von keiner ausſchlaggebenden Bedeutung, weil an den Fall, daß 
in einem und demſelben Protokoll ohne gleichzeitige Anweſenheit 
der Beteiligten Antrag und Annahme beurkundet würden, nicht 
gedacht worden iſt. Auch bei der Beurkundung des Antrags 
und der Annahme in einem und demſelben Protokoll tritt 
der Fall nicht ein, daß die Annahmeerklärung vor der 
Beurkundung der Antragserklärung beurkundet wird. Es 
mag ungewöhnlich ſein, daß ein Notar Vertragserklärungen, 
die nicht bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor ihm 
abgegeben werden, in einem einzigen Protokoll beurkundet. 
Unzuläſſig iſt ein ſolches Verfahren nicht; keine der Vorſchriften 
des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit (88 168 flg.) ſteht entgegen. In dieſer Hinſicht hat 
auch das Berufungsgericht — abgeſehen von der noch zu ent⸗ 
ſcheidenden Frage, ob das Protokoll dem Kläger vorgeleſen 
worden iſt — kein Bedenken erhoben. Zu beanſtanden iſt das 
Verhalten des Notars nur in der Richtung, daß er das Pro⸗ 
tokoll ſo faßte, daß es den Anſchein hat, als ob die Vertrags⸗ 
erklärungen bei gleichzeitiger Anweſenheit der Beteiligten vor 
ihm abgegeben worden ſeien. Soweit aber die Beurkundung 
unrichtig iſt, handelt es ſich — bei der Beurkundung eines 
Vertrages nach 8 2348 BEB. — um keinen weſentlichen 
Punkt. Die Vorgänge, die richtig beurkundet ſind, genügen, 
die Erforderniſſe zu erfüllen, die das Geſetz für die gerichtliche 
oder notarielle Vertragsbeurkundung verlangt. Das Berufungs⸗ 
urteil iſt hiernach aufzuheben. Zur Endentſcheidung iſt die Sache 
nicht reif. Sie iſt deshalb zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
Sch. & H. c. K., U. v. 2. Juli 08, 583/07 IV. — Düſſeldorf. 

5. 58 133, 157 BGB. in Verb. mit § 346 HGB. 
Auslegung der Klauſel „Netto Kaſſe gegen Faktura“.] 

Der Berufungsrichter verſteht die ſtreitige Klauſel „Netto 
Kaſſe gegen Faktura“ auf Grund der Gutachten der Handels⸗ 
kammern Berlin und Breslau ebenſo wie die mit Handels⸗ 
richtern beſetzte Vorinſtanz dahin, daß ſie den Käufer, alſo 
hier den Beklagten, zur Vorleiſtung nach Eingang der Faktura 
verpflichtete und dem Verkäufer, alſo hier der Klägerin, das 
Recht gab, mit Abſendung der Ware bis nach Eingang des 
Kaufpreiſes zuzuwarten. In dieſer Auffaſſung findet ſich der 
Berufungsrichter durch die vom Beklagten beigebrachten zehn 
gutachtlichen Außerungen, die er einzeln würdigt, noch beſtärkt. 
Auf Grund dieſes Beweisergebniſſes ſtellt der Berufungsrichter 
weiter feſt, daß es ſich nicht um einen lokalen Handelsgebrauch, 
ſondern um die Auslegung einer im Handelsverkehr allgemein 
vorkommenden Vertragsbeſtimmung handelt. Deshalb erachtet 
der Berufungsrichter auch den Beklagten an dieſen Sinn der 
allgemein gebräuchlichen Klauſel für gebunden, ſo daß der 
Beklagte durch ſeine Weigerung der ſchuldigen Vorleiſtung in 
Annahme⸗ und Zahlungsverzug geraten ſei, die Klägerin aber 
deshalb berechtigt erſcheine, die bereitgehaltene Ware gemäß 
8 373 5B. öffentlich zu verſteigern und den Ausfall als 
„Schadenserſatz wegen Nichterfüllung“, wie eingeklagt, vom 
Beklagten zu fordern. Gegen dieſe Darlegungen wendet ſich 
der Beklagte mit der Behauptung, die Auslegung des Be⸗ 
rufungsrichters könne nicht die richtige ſein, weil die Faktura 
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bei oder nach Abſendung der Ware ausgeſtellt zu werden 
pflege; deshalb könne die Klauſel „Netto Kaſſe gegen Faktura“ 
nur beſagen, daß die Ware abzuſenden, dann Faktura aus⸗ 
zuſtellen ſei und Beklagter erſt dann zu zahlen habe, hier ſei 
die Ware aber nicht abgeſendet. Es iſt dem Beklagten zu⸗ 
zugeben, daß der Klauſel, wenn man allein auf den Wortlaut 
achtet, dieſer Sinn gegeben werden könnte. Allein an dem 
Wortlaut einer Klauſel darf nicht gehaftet werden. Nach 
8 346 HGB. ebenſo wie nach SS 133, 157 BGB. iſt der 
wirkliche Wille zu erforſchen, den die Parteien nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Anſchauungen der in Betracht 
kommenden Kreiſe mit einem gewiſſen Ausdruck verbunden 
wiſſen wollten. Dieſem Grundſatz iſt der Berufungsrichter 
gerecht geworden, indem er ſich an die Anſchauung der maß⸗ 
gebenden Handelskreiſe gehalten hat und hinzufügt, es ändere 
ſich auch nichts, wenn die Faktura mit den Worten „Sandten 
Ihnen ... beginne; denn die Faktura ſei kein Verladungs⸗ 
dokument, wenn ſie meiſt auch erſt nach der Abſendung der 
Ware ausgeſtellt und abgeſchickt werde; die formularmäßig 
gebrauchten Worte „Sandten Ihnen .... ſeien daher kein 
Beleg über die bereits erfolgte Abſendung der Ware. Auch 
gegen dieſe Schlußerwägung des Berufungsrichters läßt ſich 
nichts erinnern. Der Beklagte rügt weiter, daß er als in 
Rathenow wohnender Kaufmann mit in Hamburg üblichen 
Ausdrücken nicht vertraut ſei und auch nicht vertraut zu ſein 
brauche. Der Beklagte, der nach der Bezeichnung im Betreff in 
Rathenow und in Hamburg anſäſſig iſt, überſieht, daß eine 
allgemein übliche Vertrags beſtimmung mit allgemein bekanntem 
Inhalt feſtgeſtellt iſt. In einem ſolchen Falle müſſen ſich die 
Vertragſchließenden dem unterwerfen, was nach der Verkehrsſitte 
allgemein gilt. Das haben die Parteien gewollt. G. c. B. & M., 
U. v. 30. Juni 08, 27/08 II. — Hamburg. 

6. 8 254 BGB. Zur Frage der Begründung des 
Einwandes aus 8 254 BGB. Begründungspflicht bez. der 
Einſicht des Minderjährigen. 

Die Vorinſtanz iſt auf die Frage, ob dem Kläger der 
erhobene Schadenserſatzanſpruch gemäß 8 254 BGB. ganz 
oder zum Teil abzuſprechen ſei, deshalb nicht eingegangen, weil 
von dem Beklagten ein hierauf geſtützter Einwand nicht geltend 
gemacht worden ſei. Das iſt unzutreffend. Die Beklagten 
haben in I. Inſtanz Klagabweiſung beantragt und bei der Be⸗ 
gründung dieſes Antrags angeführt, die Verletzungen, die der 
Kläger erlitten habe, ſeien dadurch herbeigeführt worden, daß 
er ſich Streichhölzer beſorgt und damit eine Zündkapſel, die er 
von G. erhalten gehabt, zur Entzündung gebracht habe. Sie 
haben alſo zu ihrer Verteidigung Tatſachen behauptet, aus 
denen ſich ein eigenes Verſchulden des Klägers an ſich ohne 
weiteres ergibt. Einer ausdrücklichen Erklärung, daß damit 
eine auf 8 254 BOB. geſtützte Einrede vorgeſchützt werden 
ſolle, bedurfte es nicht, die Abſicht der Beklagten, das eigene 
Verhalten des Klägers zur Abwehr ſeiner Schadenserſatzanſprüche 
zu verwerten, ergab ſich vielmehr von ſelbſt daraus, daß die 
in Rede ſtehenden Behauptungen im unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hange mit dem Antrage auf Klagabweiſung vorgebracht waren. 
Wenn von den Rebiſions beklagten geltend gemacht worden iſt, 
die Abſicht der Beklagten, ſich in dieſer Weiſe zu verteidigen, 
ſei deshalb nicht anzunehmen geweſen, weil der Kläger ein 
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Knabe ſei, dem zur Zeit des Unfalls die zur Erkenntnis der 
Gefährlichkeit ſeines Tuns erforderliche Einſicht nicht ohne 
weiteres zuzutrauen geweſen ſei, ſo iſt das unzutreffend, denn 
es war nicht Sache der Beklagten, zu behaupten und nach⸗ 
zuweiſen, daß der Kläger dieſe Einſicht gehabt habe, es hätte 
vielmehr von dieſem geltend gemacht und dargetan werden 
müſſen, daß er die zur Beurteilung der Folgen ſeiner Handlungs⸗ 
weiſe erforderliche Einſicht nicht gehabt habe. Was inſoweit 
betreffs der Deliktsfähigkeit der im Alter von 7 bis 18 Jahren 
ſtehenden Perſonen gilt (RG. 61, 239 flg.), muß auch Ans 
wendung finden, wenn eine Perſon dieſes Alters Schadens⸗ 
erſatzanſprüche gegen einen anderen erhebt, und die Anwendung 
des 8 254 BGB. in Frage kommt (Urteil des erkennenden 
Senats vom 27. Mai 1908, VI. 373/07). K. c. M., U. v. 
18. Juni 08, 389/07 VI. — Stettin. 

7. 8 254 BGB. Die Frage, ob eine Schutzvorrichtung 
ausreichend iſt oder nicht, iſt nach der Art des Verkehrs und 
der Perſonen, um deren Sicherung es ſich handelt, zu ent⸗ 
ſcheiden.] N 

Der Kläger iſt am Vormittage des 16. März 1906 in 
der Gaſtwirtſchaft des Beklagten in die Gefahr geraden, eine 
Kellertreppe hinunterzufallen. Durch das Feſthalten 
griff hat er ſich eine Verrenkung der rechten Sch 
gezogen. Wegen der Folgen dieſes Unfalls beanſpruchk er 
Entſchädigung vom Beklagten, dem er ungenügende Verwahrikng 
der Kelleröffnung vorwirft, wogegen der Beklagte den Unfall 
auf das eigene Verſchulden des Klägers zurückführt. Dass 
Berufungsgericht hat angenommen, daß der Schaden durch da 
zuſammenwirkende Verſchulden beider Parteien verurſacht feis, 
und hat deswegen den Klaganſpruch zu / dem Grunde nack. 
für gerechtfertigt erklärt, zu / abgewieſen. Die Reviſion des, 


wahrung der Kelleröffnung unterlaſſen habe, und macht weiter 
geltend, daß das eigene Verſchulden des Klägers unrichtig be⸗ 
urteilt ſei. Dem Berufungsgericht iſt nun zunächſt darin völlig 
beizutreten, daß die am Hausflur liegende Kelleröffnung nach 
der Vorſchrift des 8 367 Nr. 12 StGB. der Verwahrung 
bedurfte. Auch das iſt richtig, daß die vorhandene, un⸗ 
verſchloſſene Tür trotz der auf ihr angebrachten Aufſchrift 
„Keller“ nicht unter allen Umſtänden ausreichen konnte, um 
für die auf dem Hausflur verkehrenden Menſchen die aus der 
Kelleröffnung entſtehende Gefahr abzuwenden. Aber das Maß 
und die Art der vom Geſetz geforderten Verwahrung beſtimmt 
ſich nach der Art des Verkehrs, der geſichert werden ſoll, und 
nach den Umſtänden, unter denen ſich die Menſchen in der 
Nähe der Kelleröffnung bewegen. Wie hierin ein Wechſel ein⸗ 
treten kann, fo muß auch zuzeiten eine Schutzvorrichtung als 
ausreichend gelten, die bei anderer Gelegenheit ungenügend iſt. 
Das Berufungsgericht hat das verkannt, indem es die Fahr⸗ 
läſſigkeit des Beklagten mit dem Hinweis begründet, daß die 
Aufſchrift auf der Kellertür die Offnung ungenügend verwahre, 
ſobald ſie bei geringerer Beleuchtung weniger lesbar ſei, oder 
wenn Kinder oder angetrunkene Perſonen auf dem Hausflur 
verkehrten. Nicht auf ſolche Umſtände, die zur Zeit des 
Unfalls nicht vorgelegen haben, ſondern darauf kommt es an, 
ob der Beklagte am Vormittage des 16. März fahrläſſig den 
Kläger ungenügend gegen die aus der Kelleröffnung ent⸗ 


Beklagten bekämpft die Annahme, daß er fahrläſſig die | 


37. Jahrgang. 


ſpringende Gefahr geſichert hat. Es fragt ſich alſo, ob nicht 
am hellen Tage die alsdann völlig deutlich lesbare Tür⸗ 
aufſchrift einen erwachſenen nüchternen Mann davor ſchützen 
mußte, unvermutet in die Kelleröffnung zu geraten. Gegen die 
Bejahung dieſer Frage läßt ſich ein Bedenken aufwerfen, das 
auch vom Berufungsgericht ausgeſprochen iſt, ob nämlich die 


Verwahrung nicht auch ſolche Wirtſchaftsgäſte ſchützen müſſe, 


die aus augenblicklicher Unachtſamkeit, infolge der Ablenkung 
ihrer Aufmerkſamkeit durch ein Geſpräch mit anderen die beiden 
nebeneinander liegenden, äußerlich ſehr ähnlichen Türen zum 
Keller und zur Wirtsſtube miteinander verwechſelten. Es läßt 
ſich außerdem geltend machen, daß für die von der Seite her⸗ 
kommenden Perſonen, alſo auch für den Kläger, die Aufſchrift 
an der Tür weniger in die Augen fallend war. Es braucht 
indeſſen nicht entſchieden zu werden, ob nicht trotz dieſer Be⸗ 
denken im gegebenen Falle jedes Verſchulden auf ſeiten des 
Beklagten zu verneinen iſt. Denn wäre es nicht völlig ent⸗ 
ſchuldbar, daß der Beklagte nach den von ihm gemachten Er⸗ 
fahrungen an dieſe ohnehin fernliegende Möglichkeit nicht 
gedacht hat, ſo iſt jedenfalls das darin liegende Verſchulden 
nur gering anzuſchlagen und es tritt als Urſache des Unfalls 
ganz zurück vor der dem Kläger zur Laſt fallenden Unvor⸗ 
ſichtigkeit. Hätte er nur einen Blick auf die Tür geworfen, in 
die er einzutreten ſich anſchickte, ſo war er geſichert. Das 
Unterlaſſen dieſer einfachen und in einem fremden Hauſe be⸗ 
ſonders gebotenen Vorſicht iſt als die ganz überwiegende Urſache 
des Unfalls anzuſehen und darum war ihm nach der Vorſchrift 
des 8 254 BGB. ein Entſchädigungsanſpruch gegenüber dem 
Beklagten zu verſagen. Sch. c. Sch., U. v. 29. Juni 08, 
510/07 VI. — Augsburg. 

8. 5 326 BGB. Feſtſetzung eines genau beſtimmten 
Auflaſſungstermins nicht immer erforderlich, Auflaſſung unter 
Umſtänden Hauptleiſtung.] 

Am 6. Mai 1905 kaufte der Kläger durch notariellen 
Vertrag von dem Beklagten das Grundſtück Deutſch⸗Wilmers⸗ 
dorf Bd. 72 Blatt 2138, deſſen Wohngebäude erſt im Rohbau 
fertiggeſtellt war, für 492 000 4, zahlte 20 000 & bar an 
und verpflichtete ſich, das nach Übernahme von 375 000 & 
Hypotheken verbleibende Reſtkaufgeld von 97 000 , deſſen 
Zahlung am 1. April 1914 erfolgen ſollte, mit 5 Prozent zu 
verzinſen und hypothekariſch ſicherzuſtellen. Übergabe und 
Auflaſſung ſollten ſpäteſtens am 3. Januar 1906 vorgenommen 
werden, bis dahin ſollte der Beklagte den Bau auf eigene 
Koſten vollenden. Die Verkaufskoſten mit Einſchluß des Stempels 
und der Umſatzſteuer übernahm der Kläger und bezahlte ſie in 
Höhe von 5086 &. Nachdem im Auguft 1905 das Haus 
polizeilich abgenommen und am 1. Oktober 1905 von den 
Mietern bezogen worden war, erfolgte am 30. Dezember 1905 
die Übergabe. Der Kläger rügte verſchiedene Mängel, verſprach 
aber in einem Schreiben von demſelben Tage, am 3. Januar 
die Auflaſſung entgegenzunehmen, falls der Beklagte ſich ver⸗ 
pflichte, die Mängel abzuſtellen. Obwohl der Beklagte ſich dazu 
bereit erklärte, erſchien er indeſſen im Auflaſſungstermin nicht. 
Nach weiteren Unterhandlungen verpflichtete ſich der Kläger in 
einem zweiten Schriftſtück vom 27. Januar 1906, am 29. des⸗ 
ſelben Monats die Auflaſſung ohne jede Widerrede und zwar 
auch dann entgegenzunehmen, wenn ſich in der Zwiſchenzeit 
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erhebliche oder unerhebliche Mängel herausſtellen ſollten. Gleich⸗ 
wohl fand er ſich am 29. Januar zur Auflaſſung nicht ein, 
weil — wie er angibt — die alten Mängel noch nicht beſeitigt 
waren. Am 8./9. Februar und 24. Februar 1906 fette er 
dann wegen verſchiedener, in dieſem Schreiben namhaft ge⸗ 
machter, ſpäter in einem Gutachten des vereidigten Sachver⸗ 
ſtändigen Sch. vom 23. März 1906 zuſammengeſtellter Mängel 
eine Friſt bis zum 30. April mit der Androhung, daß er, wenn 
die Mängel bis dahin nicht beſeitigt ſeien, die Annahme der 
Leiſtung ablehnen und von den nach 8 326 BGB. ihm 
zuſtehenden Rechten Gebrauch machen werde. Der Beklagte 
forderte in einem Schreiben vom 24. Februar 1906 den Kläger 
auf, in der Zeit vom 28. Februar bis zum 3. März 1906 die 
Auflaſſung in Empfang zu nehmen. Er bemerkte, daß er in 
dieſer Zeit täglich von 12— 1 Uhr zur Verfügung ſtehe; den 
Tag, wo die Auflaſſung bewirkt werden ſolle, möge der Kläger 
rechtzeitig mitteilen; nach Ablauf der Friſt werde der Beklagte 
die Auflaſſung ablehnen und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
fordern. Am 6. März 1906 ſchrieb der Beklagte dem Kläger, 
daß er ihn wegen allen durch die Nichterfüllung des Vertrages 
entſtandenen Schadens in Anſpruch nehme, und verlangte zu⸗ 
gleich Rückgabe des Grundſtücks und Rechnungslegung. Zu 
dieſer Rückgabe und zur Rechnungslegung erklärte ſich der 
Kläger unter Vorbehalt ſeiner Schadenserſatzanſprüche durch 
Schreiben vom 9. März 1906 bereit und gab noch an dem⸗ 
ſelben Tage das Grundſtück zurück. Anfang Mai 1906 hat 
dann der Kläger auf Erſatz der angezahlten 20 000 , ber 
gezahlten Kaufkoſten von 5 086 & und ber Koſten des Gut⸗ 
achtens des Sachverſtändigen Sch. von 75 &, unter Abrechnung 
des Überſchuſſes aus der Grundſtücksverwaltung, den er auf 
4 097,42 & berechnet, ſomit auf Zahlung von 21 063,58 4 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem Tage der Klagezuſtellung 
geklagt. Der Beklagte hat die Rechnung des Klägers zum 
Teil bemängelt und ſeinerſeits Schadenserſatzanſprüche zur Auf- 
rechnung geſtellt, die ſich hauptſächlich auf die Nichteintragung 
und Nichtverwertbarkeit der Reſtkaufgelderhypothek gründen. 
Das LG. hat den Beklagten zur Zahlung von 15 902,50 4 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit der Klagezuſtellung verurteilt und 
mit der Mehrforderung den Kläger abgewieſen. Nachdem beider⸗ 
ſeits Berufung eingelegt worden, hat das KG. unter Zurück⸗ 
weiſung der klägeriſchen Berufung die Klage auf die Berufung 
des Beklagten gänzlich abgewieſen. Auf Reviſion des Klägers 
hob das RG. auf und wies die Sache in die Inſtanz zurück: 
Das Berufungsgericht hält ſowohl die beiderſeitigen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, als auch den Rückforderungsanſpruch des Klägers 
für unbegründet. Es führt aus, daß in der Einigung über die 
Rückgabe des Grundſtücks eine Vereinbarung über die Auf⸗ 
hebung des Vertrages nicht zu finden ſei; beide Teile hätten 
ſich Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung des Vertrages 
vorbehalten und eine Einigung darüber ſei nicht erzielt. Ein⸗ 
ſeitig aber könne keine Partei aus 8 326 BGB. das Recht, 
vom Vertrage abzugehen (die Erfüllung abzulehnen), in An⸗ 
ſpruch nehmen. Der Kläger nicht, weil er den Ablauf der von 
ihm geſetzten Friſt nicht abgewartet, vielmehr vorher das Grund⸗ 
ſtück zurückgegeben habe. Der Beklagte nicht, weil auf ſeiten 
des Klägers im weſentlichen nur Gläubigerverzug vorliege, die 
Nichtannahme der Auflaſſung, die nach dem Schreiben des 
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Beklagten vom 24. Februar 1906 allein in Betracht komme, 
ſtelle ſich zwar auch als Nichterfüllung der nach § 433 Abſ. 2 
BGB. dem Käufer obliegenden Abnahmepflicht dar, es handle 
ſich aber dabei nicht um eine Hauptleiſtung, die nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. die Anwendung des § 326 BGB. recht⸗ 
fertigen könne. Überdies aber entſpreche das Schreiben vom 
24. Februar 1906 nicht den Anforderungen des 8 326 BGB., 
weil für die verlangte Auflaſſung kein beſtimmter Termin feſt⸗ 
geſetzt worden ſei. Demnach beſtehe der Vertrag zu Recht und 
die mit der Klage erhobenen Anſprüche ſeien unbegründet. Dem 
Berufungsrichter konnte darin nicht beigetreten werden, daß den 
Parteien das Recht, auf Grund des 8 326 BGB. die Er⸗ 
füllung abzulehnen und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
zu fordern, nicht zuſtehe. Was zunächſt den Beklagten anlangt, 
ſo enthält deſſen Schreiben vom 24. Februar 1906 eine aus⸗ 
reichende Friſtſetzung im Sinne des 8 326 BGB. Es iſt, 
wem Auflaſſung verlangt wird, nicht unter allen Umſtänden 
notwendig, daß ein genau beſtimmter Auflaſſungstermin feſt⸗ 
geſetzt wird, es genügt vielmehr, wenn der die Friſt Beſtimmende 
ſich bereit erklärt, innerhalb der Friſt mit dem andern Teil 
einen Termin zu vereinbaren und in dieſem Termine zur Auf⸗ 
laſſung ſich einzufinden (RG. 66, 431). Dieſem Erfordernis 
aber entſpricht das Schreiben vom 24. Februar 1906. Sodann 
iſt es zwar richtig, daß die Rechte aus 8 326 BGB. nur bei 
Schuldnerverzug geltend gemacht und daß ein Schuldnerverzug 
auf ſeiten des Klägers nur in der Nichterfüllung der Abnahme⸗ 
pflicht des 8 433 Abſ. 2 BGB., zu der bei Grundſtücken nicht 
bloß die Übergabe, ſondern auch die Auflaſſung gehört (RG. 53, 
70 und Urteil vom 2. Januar 1907 V. 203/06, auch Förſter⸗ 
Eccius, preuß. Privatrecht Bd. II § 125 Anm. 42), gefunden 
werden kann. Auf die Abnahme von Grundſtücken und auf die 
Auflaſſung insbeſondere können jedoch nicht ohne weiteres die 
Grundſätze übertragen werden, die von dem RG. in 53, 161; 
57, 112 für den Handelsverkehr mit beweglichen Sachen auf⸗ 


geſtellt find. Wenn man auch nicht ſoweit geht, die Entgegen⸗ 


nahme der Auflaſſung unter allen Umſtänden für eine die An⸗ 
wendung des § 326 BGB. rechtfertigende Hauptleiſtung zu 
erklären, vielmehr zugibt, daß die Auflaſſung unter Umſtänden 
ebenfalls eine rein formale, nebenſächliche Leiſtung ſein kann, 
ſo iſt ſie es doch keinesfalls im vorliegenden Falle. Denn es 
hing nicht nur die weitere in dem Schreiben vom 24. Februar 1906 
allerdings nicht beſonders erwähnte, für den Beklagten ſehr 
weſentliche Eintragung der Reſtkaufgelderhypothek davon ab, 
ſondern fie war auch nach S 416 Abſ. 2 BGB. die Vor⸗ 
bedingung für die Befreiung von den im Kaufvertrage durch 
den Kläger übernommenen Hypothekenſchulden von 375 000 &. 
Unzutreffend ſind aber auch die Ausführungen des Berufungs⸗ 
richters über die klägeriſche Friſtbeſtimmung. Lagen die Voraus⸗ 
ſetzungen dieſer Friſtbeſtimmung im übrigen vor, was nicht er⸗ 
örtert iſt, ſo konnte auf den Friſtenlauf die Rückgabe des 
Grundſtücks, die nach der Annahme des Berufungsrichters am 
Vertrage nichts änderte, keinen Einfluß üben. An der Ab⸗ 
ſtellung der Mängel hinderte ſie den Beklagten nicht. Die Friſt 
war zur Zeit der Erhebung der Klage abgelaufen und damit 
der Anſpruch auf Erfüllung ausgeſchloſſen ($ 326 BGB. und 
RG. 52, 92). Der Kläger konnte nur eins der beiden übrig 
bleibenden Rechte wählen und hat über ſeine Wahl in der 
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Klage keinen Zweifel gelaſſen. Aus allen dieſen Gründen war 
das Berufungsurteil aufzuheben und die Sache in die Vorinſtanz 
zurückzuverweiſen. P. c. B., U. v. 24. Juni 08, 424/07 V. — 
Berlin. 

9. 8 823 BGB. Pflichten des Automobilbeſitzers bin 
ſichtlich der Beſichtigung ſeines Automobils vor der Ausfahrt, 
ſpeziell hinſichtlich des Zuſtandes der Schutzſcheibe.] 

Das Berufungsgericht hat bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß der 
Zuſammenſtoß des Automobils des Beklagten mit der Droſchke 
des Klägers dadurch mitverurſacht wurde, daß die Schutzſcheibe 
des Automobils durch Schnee und Regen beſchlagen wurde, ſo 
daß der Fahrer die Fahrbahn nicht überſehen konnte und die 
Droſchke nicht wahrnahm. Das Berufungsgericht nimmt weiter 
an, der Beklagte habe bei nur geringer Überlegung erkennen 
können, daß durch das Schlackerwetter, das bereits bei Beginn 
der Fahrt herrſchte, die Schutzſcheibe undurchſichtig und dem 
Fahrer der Mberblid über die Fahrbahn entzogen werden würde, 
hierdurch aber ein für fremdes Leben und Eigentum gefährlicher 
Zuſammenſtoß mit einem andern Fuhrwerk eintreten könne. 
Der Beklagte hätte deshalb als Beſitzer und Benützer des 
Automobils vor dem Antritt der Fahrt darauf, ob die Schutz⸗ 
ſcheibe beſeitigt war, achten und ihre Beſeitigung anordnen 
müſſen. Die Unterlaſſung dieſer Maßnahme mache ihn erſatz⸗ 
pflichtig. Die Reviſion ſieht in der Anforderung des Berufungs⸗ 
gerichts eine Uberſpannung der Aufſichtspflicht des Automobil: 
beſitzers. Habe er einen tüchtigen Chauffeur, ſo dürfe er ſich 
darauf verlaſſen, daß dieſer die für die Fahrt nötigen Vor⸗ 
kehrungen treffen werde. Die Schutzſcheibe beſchlage ſich auch 
nicht ſofort, ſondern erſt nach einiger Zeit, und der Fahrer 
könne ſie, ſobald ſie undurchſichtig werde, mittels eines Hand⸗ 
griffs während der Fahrt entfernen. Daher ſei es nicht fahr⸗ 
läſſig, bei Schlackerwetter zunächſt mit heruntergelaſſener Scheibe 
zu fahren. Gegenüber dem Beſtreiten des Beklagten fehle auch 
die Feſtſtellung, daß der Beklagte gewußt habe, das Schlacker⸗ 
wetter werde die Scheiben eines dahinfahrenden Automobils 
undurchſichtig machen. Zwar war entgegen der letzteren Be⸗ 
mängelung dem Berufungsgericht darin beizutreten, daß der 
Automobilbeſitzer ebenſo wie jeder Menſch mit mittlerer Einſicht 
ſich ſagen muß, daß bei Schnee und Regen die Scheiben eines 
Fahrzeugs ſich während der Fahrt beſchlagen werden. Dagegen 
halten die Erwägungen des Berufungsurteils dem Hauptangriff 
der Reviſion nicht ſtand. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
und unter welchen Verhältniſſen der Automobilbeſitzer, der einen 
verläſſigen Fahrer angeſtellt hat, gehalten iſt, ſich vor dem 
Antritt der Fahrt perſönlich um die Ausrüſtung des Fahrzeugs 
zu kümmern und die Abſtellung von Mängeln anzuordnen. 
Jedenfalls vermag der erkennende Senat bei dem Sachverhalt, 
wie er hier vorliegt, nicht anzuerkennen, daß der Beklagte, der, 
wie das Berufungsgericht unterſtellt, einen bewährten Fahrer 
in Dienſten hatte, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt verletzt 
hat, weil er bei Schnee und Regen vor einer Ausfahrt zur 
Nachtzeit ſein Fahrzeug beſtieg, ohne es vorher einer Be⸗ 
ſichtigung unterzogen und dem Fahrer die Entfernung der 
Schutzſcheibe befohlen zu haben. Denn er durfte darauf ver⸗ 
trauen, daß der Fahrer, ſobald das Wetter gegen die Scheibe 
ſchlug, dieſe, bevor ſie undurchſichtig wurde, pflichtmäßig be⸗ 
ſeitigen werde, zumal wenn die Beſeitigung, wie der Beklagte 
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behauptet, ſich während der Fahrt mittels eines Handgriffes 
bewerkſtelligen ließ. Ob die Beurteilung ſich verſchöbe, wenn 
die Schutzſcheibe überhaupt nicht dazu beſtimmt wäre, dem 


Fahrer gegen Witterungseinflüſſe, die wie Schnee und Regen 


das Glas beſchlagen und ſeine Durchſichtigkeit aufheben, Schutz 
zu bieten, dies dem Beklagten bekannt geweſen wäre und er 
bei dem Einſteigen die heruntergelaſſene Schutzſcheibe bemerkt 
hätte, braucht nicht erörtert zu werden, da Kläger keine dahin⸗ 
gehenden Behauptungen aufgeſtellt hat. Hiernach war das 
Berufungsurteil aufzuheben und die Sache an das Berufungs⸗ 
gericht zurückzuverweiſen, das noch den zweiten zur Begründung 
der Klage geltend gemachten Geſichtspunkt, der Beklagte habe 
den Fahrer zur Verringerung der Geſchwindigkeit der Fahrt 
anhalten müſſen, zu würdigen hat. A. c. E., U. v. 2. Juli 08, 
461/07 VI. — Berlin. 

10. 88 823, 843 BGB., 88 367°, 3687 StGB. Ans 
ſpruch des Vaters und deſſen durch einen Schrotſchuß verletzten 
Sohnes. Beweislaſt der Kläger. Schuldhafte Handlung des 
Jägers. 

Die Urteile beider Vorinſtanzen nehmen für erwieſen an, 
daß der Beklagte es geweſen iſt, der auf einem in der Nähe 
des klägeriſchen Gehöftes belegenen Felde auf Rebhühner 
jagend den Schuß abgegeben hat, durch den Edmund G. ver⸗ 
letzt wurde. Das LG. nimmt eine ſchuldhafte Übertretung der 
Schutzgeſetze der 88 367 Nr. 8 und 368 Nr. 7 Si GB. auf 
ſeiten des Beklagten an, die ihn erſatzpflichtig für den ent⸗ 
ſtandenen Schaden mache; das OLG. erachtet die angezogenen 
Schutzgeſetze für unanwendbar auf die Sachlage des Streit⸗ 
falles und verneint im übrigen ein Verſchulden des Beklagten. 
Das RG. hob auf Reviſion der Kläger auf: Die beiden Kläger, 
der minderjährige Verletzte und ſein Vater, haben gemeinſam, 
erſterer dabei gleichzeitig durch letzteren kraft elterlicher Gewalt 
vertreten, die gegenwärtige Klage erhoben, die auf Feſtſtellung 
der Schadenserſatzpflicht des Beklagten aus der dem minder⸗ 
jährigen Edmund G. zugefügten körperlichen Verletzung, ferner 
ſchon jetzt auf Zahlung laufender Beträge zu Händen des 
mitklagenden Vaters zur Ausgleichung des Schadens, der dem 
Verletzten dadurch entſtanden ſei, daß er eine Lehrlingsſtellung 
habe aufgeben müſſen, die ihm Wohnung, Beköſtigung und ein 
angemeſſenes Taſchengeld eingetragen haben würde, gerichtet; 
der mitklagende Vater macht hinſichtlich des letzteren Anſpruchs 
geltend, daß er nunmehr für den Lehrherrn habe eintreten 
und die bezeichneten Leiſtungen ſeinem durch den Beklagten be⸗ 
ſchädigten Sohne habe darreichen müſſen. Der ſo erhobenen 
Klage ſtehen, ſofern nur feſtgehalten wird, daß es allein der 
mitklagende Sohn iſt, dem aus dem Unfalle gegen den Be⸗ 
klagten Schadenserſatzanſpiüche nach Maßgabe der 88 823, 
843 BGB. zuſtehen, und daß es lediglich dieſe Anſprüche des ver⸗ 
letzten Sohnes find, die den Gegenſtand der Klage bilden, grundſätz⸗ 
liche Bedenken nicht entgegen. (Vgl. RG. 47, 211; 65, 162.) In der 
Beurteilung der Schadenserſatzpflicht des Beklagten iſt der Entſchei⸗ 
dung des Berufungsgerichts inſoweit beizutreten, als es die Anwend⸗ 
barkeit des 8 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit den Bes 
ſtimmungen der 88 367 Nr. 8 und 368 Nr. 7 StGB. ver» 
neint. Die letztere Strafvorſchrift ſcheidet, wie das Berufungs⸗ 
gericht zutreffend annimmt, aus, weil ſie überhaupt nicht 
den Schutz von Menſchen zum Gegenſtande. hat. Die Be⸗ 
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ſtimmung des $ 367 Nr. 8 StGB. bezweckt dagegen dieſen; 

es iſt auch nicht richtig, daß, wie das Berufungsgericht an⸗ 
nehmen will, der Jagdſchein die in der Strafbeſtimmung er⸗ 
wähnte polizeiliche Erlaubnis zu erſetzen geeignet ſei. Wenn 
im gegebenen Falle, wie der Erfolg gezeigt hat, objektiv die 
Wirkung des von dem Beklagten abgegebenen Schuſſes ſich bis 
zum Gehöfte des mitklagenden Vaters und dem Standorte des 
verletzten Sohnes erſtreckte und daher an ſich die letzteren auch 
in den Schutzbereich des Geſetzes nach den in RGSt. 9, 127 
ausgeſprochenen Grundſätzen fallen würde, ſo iſt nach der Lage 
des beſonderen Falles ein Verſchulden des Beklagten hinſichtlich 
der Übertretung des § 367 Nr. 8 StGB. doch nur unter 
denſelben Vorausſetzungen gegeben, die auch ſchon die An⸗ 
wendung des § 823 Abſ. 1 BGB. rechtfertigen würden. Das 
Verſchulden des Beklagten kann, ſoweit die Wirkung ſeines 
Schuſſes gegenüber dem Verletzten in Frage kommt, nicht in 
der Abgabe des Schuſſes an und für ſich, in dem Schießen in 
der Nähe des klägeriſchen Gehöftes liegen, ſondern nur in 
einer fahrläſſigen und ſchuldhaften Verwendung der Geſchoß⸗ 
ladung, die mit einem Klebſtoff verbundene Schrotkörner ent⸗ 
hielt und dadurch die ſonſt nicht gegebene Tragkraft des Ge⸗ 
ſchoſſes bis zu dem Standorte des Verletzten herſtellte. Die 
Erwägungen aber, mit welchen das Berufungsgericht dieſen 
letzteren, für die Entſcheidung des Rechtsfalles maßgebenden 
Punkt zur Entſcheidung führt und eine Verantwortung des 
Beklagten für die Folgen des von ihm abgegebenen Schuſſes 
verneint, ſind rechtlich zu beanſtanden. Das Berufungsgericht 
erachtet, auch nach dem Gutachten des Sachverſtändigen, den 
Beklagten von einem Verſchulden an dem Unfalle des Klägers 
nur unter der Vorausſetzung für völlig entlaſtet, daß ihm nicht 
eine Fahrläſſigkeit in der Verwendung der mit einem Klebſtoff 
behandelten Schrotladung zur Laſt fällt, da dieſe „immerhin 
etwas Ungewöhnliches und der Kreis der damit gemachten Er⸗ 
fahrungen ein ſehr begrenzter geweſen wäre“. Das Berufungs⸗ 
gericht nimmt eine ſolche Fahrläſſigkeit nicht für erwieſen an, 
erachtet ſie aber auch nicht für widerlegt; es ſtellt die Möglich⸗ 
keit hin, daß der Klebſtoff bei Herſtellung der Patrone ver⸗ 
ſehentlich oder zufällig in dieſe hineingekommen ſei, ohne aber 
auch hier eine Feſtſtellung zu treffen, daß es ſich wirklich ſo 
verhalten habe. Der hiergegen gerichtete Angriff der Reviſion, 
daß die Beweislaſt verkannt ſei, iſt begründet. Sicherlich 
trifft den Kläger, der auf die Behauptung einer unerlaubten 
Handlung des Beklagten nach § 823 Abſ. 1 BGB. einen 
Schadenserſatzanſpruch ſtützt, die Beweislaſt, daß der Beklagte 
vorſätzlich oder fahrläſſig eines der in der bezeichneten Geſetzes⸗ 
beſtimmung aufgeführten Rechtsgüter des Klägers widerrechtlich 
verletzt habe; ſein Beweis hat ſich nicht nur auf den objektiven 
Tatbeſtand der widerrechtlichen Handlung, ſondern auch auf 
den ſubjektiven Tatbeſtand, das Verſchulden des in Anſpruch 
genommenen Beklagten zu richten. Aber er genügt dieſer Be⸗ 
weispflicht, wenn er einen Sachverhalt dartut, der an ſich be⸗ 
trachtet nach dem regelmäßigen Zuſammenhang der Dinge 
zunächſt die Folgerung rechtfertigt, daß der eingetretene Unfall 
vom Beklagten verſchuldet ſei; Sache des Beklagten iſt es dem⸗ 
gegenüber alsdann, die etwaigen beſonderen Umſtände nach⸗ 
zuweiſen, aus denen feine Schuldloſigkeit ſich ergibt. (Vgl. 
Ortmann, R. d. Schuldv. 2. Aufl. Nr. 9 Abſ. 1 zu 8 823 
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BGB., aus der Rechtſprechung des RG. für das Verſchulden 
des Schädigers JW. 05 S. 443, für das mitwirkende Ver⸗ 
ſchulden der Verletzten ebenda S. 696“, für das Verſchulden 
im Vertragsverhältnis RG. 65, 11 [14].) Im gegebenen Falle 
hat das Berufungsgericht feſtgeſtellt, daß in der vom Beklagten 
für den von ihm abgegebenen Schuß verwendeten Patrone 
25 bis 30 Schrotkörner durch ein Bindemittel, wie etwa Wachs, 
zuſammengehalten waren, und daß eben dadurch die Verletzung 
des Klägers ermöglicht und herbeigeführt wurde. Es ſteht aber 
weiter feſt und iſt durch den Beklagten ſelbſt vorgetragen 
worden, daß er die von ihm bei der Jagd verwendeten 
Patronen ſelbſt hergeſtellt hat; durch ihn ſelbſt, durch ſeine 
eigene Handlung, iſt mithin der gefährliche Klebſtoff in die 
Patrone gelangt. Wenn er die ſo hergeſtellte Patrone zu dem von 
ihm in der Richtung auf das Gehöft des Joſef G. abgegebenen 
Jagdſchuſſe verwendet hat, ſo liegt darin zunächſt eine ſchuldhafte 
Handlung, und er iſt als verantwortlich für den infolge dieſes 
Schuſſes entſtandenen Schaden zu erachten, ſolange er nicht 
ſeinerſeits den Nachweis zu führen vermag, daß er bei der 
Herſtellung ſeiner Patronen und bei der Auswahl der für die 
Jagdverwendung am Unfallstage beſtimmten Geſchoſſe die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, daß ihn nach 
beiden Richtungen kein Vorwurf ſchuldhaften Verhaltens treffen 
kann. G. c. K., U. v. 15. Juni 08, 337/7 VI. — Marien⸗ 
werder. 

11. 8 847 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen 
dem ſchadenbringenden Ereignis und deſſen Folgen, z. B. Auf⸗ 
regungen durch den Prozeß. 

Abereinſtimmend mit der Rechtſprechung des RG. nach dem 
früheren Rechte (vgl. RG. 10, 51) iſt auch nach dem Rechte 
des BGB. davon auszugehen, daß der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen einem beſtimmten, zu vertretenden Ereigniſſe und 
einem ſchädlichen Erfolge im Rechtsſinne zunächſt voraus⸗ 
ſetzt, daß ein urſächlicher Zuſammenhang im natürlichen 
Sinne zwiſchen beiden vorliege, d. h. daß der Schaden ohne 
das Ereignis nicht eingetreten wäre, daß aber hierzu noch die 
Erfüllung eines weiteren Erforderniſſes treten muß, daß es 
ſich nicht um rein zufällige Folgen handeln darf, die für 
die Entſtehung des Schadens an ſich ganz ohne Be⸗ 
deutung geblieben wären, auch wenn ſie im gegebenen Falle 
infolge einer Verkettung der Umſtände durch das urſprüng⸗ 
liche ſchadenbringende Ereignis ermöglicht worden ſind. 
Dieſes Erfordernis läßt ſich aber in einer die beiderſeitigen 
Intereſſen gleichmäßig berückſichtigenden Weiſe nur dahin feſt⸗ 
ſtellen, daß der nur mittelbar eingetretene Erfolg nicht in 
einem ſo entfernten Zuſammenhange mit dem urſprüng⸗ 
lichen Ereigniſſe ſtehen darf, daß er nach der Auffaſſung des 
Lebens vernünftigerweiſe nicht mehr in Betracht gezogen 
werden kann. Auch ihm iſt aber nach dem vom Berufungs⸗ 
gerichte feſtgeſtellten Sachverhältniſſe hier genügt. Die Dar⸗ 
legungen des angefochtenen Urteils ſind in dieſer Beziehung 
dahin aufzufaſſen, daß das Berufungsgericht als erwieſen 
anſieht, daß durch den Unfall neben der akuten körperlichen 
Verletzung der Klägerin auch ein Nervenleiden bei ihr ver⸗ 
urſacht und daß dieſes dann durch die Aufregungen des 
Rechtsſtreits, durch die bedrängte Vermögenslage, in 
die ſie durch die Verweigerung des von ihr geforderten 


d Lurififge wagenſgriſt 


M 15. 1908. 


— — — ——dymͤꝗ — — — 


Schadenerſatzes von ſeiten der Beklagten verſetzt ſei, noch 
erheblich geſteigert worden ſei. Demgemäß lag die Sache 
ſo, daß durch den Unfall der Schadenerſatzanſpruch der 
Klägerin und durch die Weigerung der Beklagten, dieſem 
zu genügen, der Rechtsſtreit über den Anſpruch verurſacht 
worden iſt, daß dies aber wieder eine beträchtliche Ber: 
ſchlimmerung des zunächſt durch den Unfall hervor⸗ 
gerufenen Nervenleidens der Klägerin zur Folge gehabt hat. 
Daß die Möglichkeit des Eintritts dieſer Folge aber ſo fern 
gelegen hätte, daß ſie nach der Auffaſſung des Lebens als 
Folge vernünftigerweiſe nicht mehr in Betracht gezogen werden 
könnte, läßt ſich nicht behaupten, wenn auch in Fällen der hier 
vorliegenden Art, wie anerkannt werden muß, die Frage des 
urſächlichen Zuſammenhanges mit ganz beſonderer Sorgfalt 
geprüft werden muß. Wird ſie aber bejaht, ſo handelt es 
ſich dabei nicht, wie die Reviſion auszuführen geſucht hat, um 
eine Art von Prozeßſtrafe dahin, daß die Beklagten des halb einen 


höheren Schadenerſatz an die Klägerin zu leiſten hätten, weil 


ſie es auf den Rechtsſtreit mit ihr hätten ankommen laſſen. 
Denn bei einem andern Anſpruche, der auf einem in ſich 
abgeſchloſſenen Tatbeſtande beruht, iſt die Notwendigkeit der 
Führung eines Rechtsſtreits zu deſſen Durchſetzung, abgeſehen 
von den etwaigen Folgen des Verzuges, ohne Einfluß auf 
die Geſtaltung des Anſpruchs ſelbſt. Bei dem auf eine 
körperliche Verletzung gegründeten Anſpruche aber kann 
die Zwangslage, in welche die Partei durch die Weigerung 
des Schadenerſatzpflichtigen geſetzt wird, den Anſpruch erſt im 
Rechtswege zu verfolgen, in der Tat vermöge der eigen⸗ 
tümlichen Beſchaffenheit des urſprünglichen, den 
Schadenerſatzanſpruch erzeugenden Umſtandes den 
Erfolg haben, die ſchädliche Wirkung dieſer Urſache zu 
vergrößern. Dem Schadenerſatzpflichtigen iſt daher zwar 
auch in einem ſolchen Falle vom Standpunkte des Rechts 
aus kein Vorwurf zu machen, wenn er es auf den Rechtsſtreit 
mit dem Berechtigten ankommen läßt, aber er tut dies inſo⸗ 
weit auf feine Gefahr. Die Reviſion hat ſich freilich noch 
auf das Urteil des VI. 38S. des RG. vom 5. März 1906, 
VI. 428/05, berufen, worin in einem ähnlichen Falle aus⸗ 
geſprochen worden iſt, die Einwirkung des Rechtsſtreits auf das 
Leiden der damaligen Klägerin in der Richtung einer Ver⸗ 
ſchlimmerung ſei nicht einmal als mittelbare Folge der un⸗ 
erlaubten Handlung des Beklagten anzuſehen. Der Schade 
habe inſoweit ſeine Urſache in beſonderen Umſtänden, die in 
der Perſönlichkeit der Klägerin, ihrer geſteigerten körperlichen 
oder ſeeliſchen Empfindlichkeit gegenüber den mit der Führung 
des Rechtsſtreits verknüpften Eindrücken gelegen hätten, oder 
die, wenn ſie auch nicht bloß individueller Natur ſein möchten, 
doch als ſelbſtändige, von dem Unfalle der Klägerin unab⸗ 
hängige Urſache in Betracht kämen. Durch einen ſolchen bloß 
äußerlichen, tatſächlichen Zuſammenhang werde die 
innere Beziehung zwiſchen dem Verſchulden des Beklagten 
und dem Schaden, wie ſie auch in den Vorſchriften des 
Pr ALR. (vgl. 88 8, 10, 11, 13, I. 3; RG. 42, 291 ff.) 
immerhin vorausgeſetzt werde, noch nicht hergeſtellt; ein adä⸗ 
quater Kauſalzuſammenhang ſei damit noch nicht 
begründet, daß der vom Beklagten zu vertretende Unfall den 
Anlaß zu dem ſpäteren Rechtsſtreite gegeben habe. Dieſer 
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Ausführung, die weſentlich beeinflußt erſcheint von der 
Rümelinſchen Theorie des adäquaten Kauſalzuſammenhangs 
von dem Standpunkte der „nachträglichen objektiven Prognoſe“ 
im ArchCivPrax. 90, 256 ff., kann nicht beigetreten werden, 
weil ſie auf einem lediglich der Wiſſenſchaft und der Recht⸗ 
ſprechung überlaſſenen Gebiete zu keinem befriedigenden Er⸗ 
gebniſſe führt. Der Einholung einer Entſcheidung der Ver ZS. 
bedarf es jedoch, auch abgeſehen davon, das jenes Urteil noch 
nach dem PrAL R. ergangen iſt, deshalb nicht, weil der VI. 3S. 
ſelbſt an jener feiner Anſicht nicht feſtgehalten hat. Denn 
in ſeinem Urteile vom 8. Oktober 1906 in Sachen der Großen 
Berliner Straßenbahn wider Königsfeld, VI. 31/06, worin es 
ſich darum handelte, daß der urſprüngliche Kläger und Vater 
des ſpäteren Klägers — er hatte im Laufe des Rechtsſtreits 
durch Selbſtmord geendet — infolge eines im Betriebe der 
Straßenbahn erlittenen Unfalls eine traumatiſche Neuraſthenie, 
eine Schwächung des Nervenſyſtems und damit — nach 
den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts — eine Schwächung 
der Widerſtandskraft im Kampfe mit den ungünſtigen 
Bedingungen des Lebens davongetragen hatte, findet ſich zu⸗ 
nächſt eine Darlegung der entſcheidenden Begründung des 
Berufungsurteils dahin: Vermögensſorgen infolge der 
Herabſetzung der Arbeitskraft hätten das ohnehin ges 
ſchwächte Nervenſyſtem des Klägers weiter und dauernd 
erſchüttert; dazu ſeien noch die Aufregungen des Prozeſſes 
getreten, den er gegen die Beklagte wegen Verluſtes oder Ver⸗ 
minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit geführt habe; jene ſowohl 
wie dieſe ſeien ebenfalls durch den Unfall und nur durch 
ihn verurſacht worden. Die Beklagte ſei daher für den ſchäd⸗ 
lichen Erfolg dieſer drei Ereigniſſe verantwortlich; ſie hätten 
zu dem unter Ausſchluß der freien Willens beſtimmung be⸗ 
gangenen Selbſtmorde des urſprünglichen Klägers geführt. 


„Dieſen Ausführungen des Berufungsgsgerichts entgegenzutreten 


— ſo erklärt der VI. Senat ausdrücklich — liege keine Ver⸗ 
anlaſſung vor, und er bemerkt dazu: Die durch den Unfall 
hervorgerufene Schwächung des Nervenſyſtems bei dem 
urſprünglichen Kläger ſei nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts nach Hinzutritt gewiſſer anderer Ereigniſſe 
eine fo hochgradige geweſen, daß fie ihm die Widerſtandskraft 
geraubt habe, und in dem Gefühle, den äußeren Umſtänden 
gegenüber ohnmächtig zu fein, habe er den Entſchluß zum 
Selbſtmorde gefaßt. Und weiterhin wird dargelegt: Immerhin ſei 
auch bei ſolcher Sachlage die Frage aufzuwerfen, ob die Be⸗ 
klagte für dieſe entfernte Folge des Unfalls verantwortlich 
gemacht werden könne. Allein es laſſe ſich nicht ſagen, daß 
der Unfall und die durch ihn hervorgerufene 
Schwächung des Nervenſyſtems gegenüber den auf dieſes 
ebenfalls nachteilig wirkenden weiteren Ereigniſſen 
ſo ſehr zurückträten, daß von einer adäquaten Urſache nicht 
mehr geſprochen werden könne. D. u. Gen. C. N., U. v. 
19. Juni 08, 553/07 III. — Hamburg. 

12. 88 855, 935 BGB. Zur Annahme der Beſitz⸗ 
dienereigenſchaft iſt kein dauerndes Verhältnis erforderlich.] 

Der Berufungsrichter gelangt zur Abweiſung der Klage 
auf Grund der Ausführung, die Klägerin habe zwar das Eigen⸗ 
tum an der in der Klageſchrift bezeichneten Wohnungseinrichtung 
durch Kauf und Übergabe erworben, dies Eigentum ſei aber 
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hinterher dadurch verloren gegangen, daß der Verkäufer W. 
durch die Klägerin wieder in den Beſitz der Wohnungseinrichtung 
geſetzt worden ſei und die letztere an die gutgläubige beklagte 
Ehefrau verkauft und übergeben habe. Bedenken materiell⸗ 
rechtlicher Art ſind hiergegen von der Reviſion nicht erhoben 
und auch nicht zu erheben. Es iſt zwar nicht zu billigen, 
wenn der Berufungsrichter das Vorhandenſein der Eigenſchaft 
eines Beſitzdieners im Sinne des 8 855 BGB. bei dem 
Kaufmann W. für die Zeit des Verkaufs und der Übergabe 
der Wohnungseinrichtung an die beklagte Ehefrau und dem⸗ 
zufolge die Anwendbarkeit des § 935 Abſ. 1 Satz 2 daſelbſt 
auf den Eigentumsverluſt der Klägerin deshalb verneint, weil 
es an dem dauernden Verhältniſſe zwiſchen W. und der 
Klägerin gefehlt habe, das der 5 855 zur Vorausſetzung habe; 
denn Befigdiener im Sinne des § 855 kann auch derjenige 
ſein, der vereinbartermaßen nur auf kurze oder unbeſtimmte 
Zeit eine Sache in ſeine tatſächliche Gewalt für einen anderen 
derart bringt, daß er den ſich auf die Sache beziehenden Weiſungen 
des anderen Folge zu leiſten hat. Der Berufungsrichter gibt 
aber für die Ausſchließung des 8 855 noch einen zweiten, nicht 
zu beanſtandenden Grund, indem er feſtſtellt, die Klägerin habe 
dem W. die Wohnung und damit zugleich die darin befindlichen 
Möbel zur freien Benutzung überlaſſen, ohne ihn dabei zum 
Wächter der Möbel einzuſetzen und ohne eine zulängliche Uber⸗ 
wachung des W. auszuüben. Aus einem ſolchen Verhältnis iſt noch 
nicht zu entnehmen, daß W. den ſich auf die Möbel beziehenden 
Weiſungen der Klägerin in ähnlicher Weiſe Folge zu leiſten 
gehabt hätte, als wenn er im Haushalt oder in einem Erwerbs⸗ 
geſchäft der Klägerin die tatſächliche Verfügung über die Möbel 
gehabt hätte. E. c. K., U. v. 16. Juni 08, 405/07 VII. — 
Berlin. 

13. SS 2242 bis 2244 BGB. verb. mit SS 177 bis 
179 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. Mangelnde Unterſchrift 
des gerichtlichen Teſtamentes ſeitens der Teſtatrix.] 

Die Witwe S. errichtete am 5. Juni 1902 vor dem 
AG. O. ein Teſtament durch mündliche Erklärung ihres letzten 
Willens zu gerichtlichem Protokoll. In dem Teſtament ſetzte 
ſie den Beklagten zum Alleinerben ein und ordnete verſchiedene 
Vermächtniſſe an. Am Schluſſe des Protokolls heißt es: 
„Hiermit ſchloß die Witwe S. ihre letztwillige Verfügung und 
genehmigte ſie ausdrücklich nach nochmaliger langſamer Ver⸗ 
lautbarung. Teſtatrix war außerſtande, dieſes Teſtament zu 
unterſchreiben, da ſie infolge Schlaganfälle gelähmt war. Zur 
Beglaubigung“. Es folgen dann die Unterſchriften des Richters 
und des Gerichtsſchreibers. Die Kläger, welche zu den im 
früheren Teſtament der Beklagten vom 1. Juni 1896 ein⸗ 
geſetzten Miterben gehören, erachten das Teſtament vom 
5. Juni 1902 für formungültig, weil nicht nach Vorſchrift 
des 8 2242 Abſ. 2 BGB. als Erſatz der Unterſchrift der 
Erblaſſerin deren Erklärung, daß ſie nicht ſchreiben könne, im 
Protokoll feſtgeſtellt ſei. Das LG. verurteilte den Beklagten, 
der die Formungültigkeit des Teſtamentes beſtreitet, nach dem 
Klageantrage. Das OLG. wies die Klage ab. Das RG. hob auf 
und wies die Berufung des Beklagten zurück: Der 8 2242 
BGB. enthält in Abſ. 1 die zwingende Formvorſchrift, daß 
das Protokoll von dem Erblaſſer nach Vorleſung und Ge⸗ 


== — — — — —— —— — 


528 


nehmigung eigenhändig unterzeichnet werden muß und läßt in 
Abſ. 2 von dieſem Erfordernis der Unterſchrift nur die eine 
Ausnahme zu, daß, wenn der Erblaſſer erklärt, nicht ſchreiben 
zu können, dieſe Erklärung im Protokoll feſtgeſtellt wird. Schon 
hieraus geht hervor, daß es ſich bei dieſer Feſtſtellung der 
Erklärung des Erblaſſers in gleicher Weiſe wie bei der Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 1 um eine weſentliche Formvorſchrift handelt, 
wie dies der erkennende Senat bereits in dem Urteil 
vom 7. Januar 1904 (RG. 56, 367) ausgeſprochen 
hat, und daß deshalb die Feſtſtellung der Erklärung des Erb⸗ 
laſſers nicht durch die Feſtſtellung einer anderen Tatſache erſetzt 
werden kann. Es ergibt auch der ganze Zuſammenhang der 
die Errichtung des Teſtaments betreffenden geſetzlichen Bor, 
ſchriften, daß es gerade auf die Erklärung des Erblaſſers 
für die Formgültigkeit des Teſtaments ankommt. Es wird 
nicht bloß in § 2242 Abi. 2 als Rechtfertigung der 
fehlenden Unterſchrift des Erblaſſers deſſen Erklärung gefordert, 
daß er nicht ſchreiben könne. Auch nach § 2244 iſt zur 
Rechtfertigung der bei Zuziehung eines Dolmetſchers gebotenen 
beſonderen Teſtamentsform die Erklärung des Erblaſſers nötig, 
daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei. Nur in dem 
Falle des 5 2243, wenn der Erblaſſer ſtumm oder ſonſt am 
Sprechen verhindert iſt und ſomit das Teſtament nicht in der 
regelmäßigen Form der mündlichen Erklärung errichten kann, 
begnügt ſich das Geſetz mit der Feſtſtellung, daß nach der 
Überzeugung des beurkundenden Beamten der Erblaſſer am 
Sprechen verhindert iſt. Die gleichen Vorſchriften hinſichtlich 
der Notwendigkeit der Erklärung ſind für die Aufnahme ge⸗ 
richtlicher oder notarieller Urkunden in den den 88 2242 
Abf. 2 und 2243 entſprechenden SS 177 Abſ. 2 und 178 
FGG. gegeben. Wenn der § 179 des letzteren Geſetzes von 
85 2244 BGB. inſofern abweicht, als das Protokoll die Feſt⸗ 
ſtellung enthalten muß, daß tatſächlich der Ausſteller der Ur⸗ 
kunde der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt, ſo können aus 
dieſer andersartigen Regelung, welche aus nationalen Rück⸗ 
ſichten eine mißbräuchliche Inanſpruchnahme des Dolmetſchers 
verhüten ſoll (Hahn⸗Mugdan, Materialien zu den Reichsjuſtiz⸗ 
geſetzen 7 S. 102, 162, 202 ff.), irgendwelche Schlüſſe für 
die Bedeutung der die Teſtamentsform regelnden Vorſchriften 
nicht gezogen werden. Iſt hiernach davon auszugehen, daß 
nach dem §S 2242 Abſ. 2 nicht das ſubjektive Ermeſſen der 
Urkundsbeamten darüber, ob Schreibensunfähigkeit vorliegt, 
ſondern die objektive Tatſache, daß der Erblaſſer erklärt hat, 
nicht ſchreiben zu können, maßgebend ſein ſoll, ſo kann eine 
protokollariſche Feſtſtellung, daß in Wirklichkeit der Erblaſſer 
nicht habe ſchreiben können, nicht genügen. Der Geſichtspunkt, 
daß dadurch in ſichererer Weiſe als durch die bloße Erklärung 
des Erblaſſers die Schreibensunfähigkeit feſtgeſtellt werde, greift 
nicht durch. Das Geſetz will dadurch, daß es die Feſtſtellung 
der Erklärung des Erblaſſers vorſchreibt, eine klare Grundlage 
für die Beurteilung der Gültigkeit des Teſtaments bieten. 
Eine jede Erörterung und Beweisaufnahme darüber, ob wirk⸗ 
lich der Erblaſſer am Schreiben verhindert war, ſoll ab⸗ 
geſchnitten ſein (Motive 5, 273). Der beurkundende Beamte 
darf ſich der Verpflichtung zur Aufnahme des Teſtaments nicht 
etwa deshalb entziehen, weil er die Richtigkeit jener Erklärung 
bezweifelt. Ebenſowenig iſt zur Entkräftung des Teſta⸗ 
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ments eine Beweisaufnahme darüber geſtattet, daß der 
Erblaſſer nicht am Schreiben verhindert war. Dieſe Grundſätze 
würden, wenn man an Stelle der Feſtſtellung der Erklärung 
der Schreibensunfähigkeit die Feſtſtellung der letzteren ſelbſt 
zulaſſen wollte, eine völlig willkürliche Anderung erfahren. Es 
würde die Gültigkeit des Teſtaments von dem Ausfall einer 
Beweisaufnahme darüber abhängig gemacht werden können, ob 
der Erblaſſer am Schreiben in einem Maße behindert war, daß 
ſeine Schreibensunfähigkeit mit Recht angenommen wurde, was 
im einzelnen Falle recht zweifelhaft ſein kann. Will man aber 
eine Beweisaufnahme hierüber nicht zulaſſen, ſo enthält die 
Feſtſtellung der Schreibensunfähigkeit durch den Urkunds⸗ 
beamten nichts weiter als die Beurkundung ſeiner ſubjektiven 
Überzeugung, durch welche das Formerfordernis des 8 2242 
Abſ. 2 BGB. nicht erfüllt werden kann. Wenn das Be⸗ 
rufungsgericht unter Hinweis auf die Rechtſprechuug des RG. 
hervorhebt, es ſei bei Auslegung der Formvorſchriften für 
Teſtamente möglichſt darauf Bedacht zu nehmen, die Form⸗ 
ungültigkeit abzuwenden, ſo kann dieſe Erwägung nicht dazu 
benutzt werden, um eine mit klaren Worten von dem Geſetz 
aufgeſtellte, ſachlich durchaus gerechtfertigte Formvorſchrift zu 
beſeitigen. In dem vom Berufungsgericht in Bezug genommenen 
Beſchluſſe des RG. vom 15. Februar 1906 (RG. 62, 7) iſt 
nur das ausgeſprochen, daß im Zweifel (bei „ungenauer Ge⸗ 
ſetzesfaſſung“) die Auslegung gegen die Häufung ſachlich wert⸗ 
loſer Formanforderungen ſich zu entſcheiden habe. In dieſem 
Beſchluſſe, ſowie in dem ſpäteren Urteil vom 8. März 1906 
(RG. 63, 31 ff.) hat der erkennende Senat unter Hervor⸗ 
hebung des grundſätzlichen Unterſchiedes zwiſchen dem ver⸗ 
fügenden Teile des Protokolls und den amtlichen Feſtſtellungen 
(vgl. auch RG. 50, 217) angenommen, daß der in § 2242 
Abſ. 1 Satz 1 vorgeſchriebene amtliche Feſtſtellungsvermerk 
über Vorleſung, Genehmigung und unterſchriftliche Vollziehung 
nicht einen Teil des vom Erblaſſer auf Vorleſung zu ge⸗ 
nehmigenden und zu unterſchreibenden Protokolls bildet und 
deshalb den Unterſchriften der Beteiligten nachfolgen kann. 
Dieſe Entſcheidung iſt aus dem Inhalt und dem Zweck des 
Geſetzes hergeleitet, während vorliegendenfalls der vom Be⸗ 
rufungsgericht vertretenen Auslegung gleicherweiſe der Wort⸗ 
laut und der Zweck der Vorſchrift des 8S 2242 Abſ. 2 ent⸗ 
gegenſteht. Die von dem Urkundsbeamten in dem Protokolle 
zu treffende Feſtſtellung, daß der Erblaſſer erklärt habe, nicht 
ſchreiben zu können, braucht allerdings nicht mit beſtimmten, 
rechtsförmlichen Worten zu erfolgen. Es genügt, wie das RG. 
bereits öfter entſchieden hat, daß dieſe Feſtſtellung in irgend⸗ 
einer Weiſe aus dem Protokoll erſichtlich iſt. Es genügt 
insbeſondere, daß nach der Feſtſtellung im Protokoll der die 
objektive Feſtſtellung der Schreibensunfähigkeit enthaltende 
amtliche Vermerk von dem Erblaſſer genehmigt iſt, da hieraus 
hervorgeht, daß dieſe Feſtſtellung der Schreibensunfähigkeit ſeiner 
Erklärung entſpricht (JW. 03 Beil. 4 S. 30; RG. 56, 367; 
Beſchluß des OLG. Hamburg vom 18. November 1904, 
RIA. 5, 49). Und eine ſolche Genehmigung kann auch darin 
geſehen werden, daß der Erblaſſer das Protokoll mit einem 
Handzeichen verſehen hat (Beſchluß des RG. vom 21. März 
1907 in der IW. S. 260 Nr. 21 und das erwähnte Urteil 
des OLG. Hamburg). Eine Feſtſtellung der Erklärung des 
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Erblaſſers, nicht ſchreiben zu können, kann ferner in der Be⸗ 
urkundung gefunden werden, daß der Erblaſſer nicht unter⸗ 
ſchrieben hat, weil er des Schreibens unkundig ſei (Beſchluß 
des OLG. Dresden vom 7. September 1905 im 3Blef 6 
S. 418, 419 und der angezogene Beſchluß des RG. vom 
21. März 1907). Es iſt aber nicht möglich, wenn der Schluß⸗ 
vermerk des Protokolls, wie dies hier der Fall iſt, nur dahin 
lautet: „Teſtatrix war außerſtande, das Teſtament zu unter⸗ 
ſchreiben, da ſie infolge Schlaganfälle gelähmt war“ und un⸗ 
mittelbar hierunter zur Beglaubigung die Unterſchriften des 
Richters und des Gerichtsſchreibers beigefügt find, dieſen Ver⸗ 
merk ſo auszulegen, daß damit die Erklärung des Erblaſſers, 
nicht ſchreiben zu können, beurkundet ſei. War die Erblaſſerin 
durch Schlaganfälle gelähmt, ſo konnte dieſer Zuſtand ſo augen⸗ 
fällig in Erſcheinung treten, daß der das Teſtament auf⸗ 
nehmende Richter auch ohne Rückfrage bei der Erblaſſerin ſich 
für berechtigt halten konnte, die Schreibensunfähigkeit infolge 
Lähmung anzunehmen. Der beurkundende Richter kann ferner 
die Lähmung von dritten Perſonen erfahren haben. Möglich 
iſt auch, daß ihm die Schreibensunfähigkeit ſchon aus früherer 
Zeit bekannt oder glaubhaft war. Die Feſtſtellung des OL G., 
daß die Beurkundung der Schreibensunfähigkeit notwendig auf 
einer von der Erblaſſerin abgegebenen Erklärung beruhe, erſcheint 
hiernach nicht hinreichend begründet und nicht haltbar. Sie 
kann den Reviſionsrichter um ſo weniger binden, als ihr nicht 
aus den konkreten Umſtänden des Falles hergeleitete Er⸗ 
wägungen zugrunde liegen, ſondern im weſentlichen abſtrakte 
im großen und ganzen für eine jede Teſtamentsaufnahme 
paſſende Ausführungen, welche die Nachprüfung des Reviſions⸗ 
richters nicht ausſchließen. Keinesfalls können aber die Aus⸗ 
führungen des Berufungsrichters die Tatſache beſeitigen, daß 
eine Erklärung der Erblaſſerin, nicht ſchreiben zu können, in 
dem aufgenommenen Protokolle keinen Ausdruck gefunden hat, 
worüber das Reviſionsgericht, da es ſich nicht bloß um eine 
Tatfrage, ſondern zugleich um eine Rechtsfrage handelt, ſelb⸗ 
ſtändig zu entſcheiden hat. Hinſichtlich des Erforderniſſes, daß 
die Vorleſung, Genehmigung und unterſchriftliche Vollziehung 
des Protokolls feſtgeſtellt werden muß, hat das RG. bereits 
in dem Urteile vom 18. Februar 1904 (abgedruckt in der 
JW. S. 208 Nr. 21) entſchieden, daß es nicht genügend ſei, 
wenn die tatſächliche Einhaltung der Vorſchrift außerhalb des 
Aktes der Teſtamentserrichtung anderweit ermittelt werde, und 
daß der Nachweis im Prozeſſe ſelbſt dann nicht als ausreichend 
angeſehen werden könne, wenn ſich die Überzeugung des Prozeß⸗ 
richters auf Schlußfolgerungen aus dem Inhalt der Teſtaments⸗ 
urkunde ſelbſt zu ſtützen vermöge. Das gleiche muß auch für 
den gegenwärtigen Fall gelten. Möchte ſelbſt, was hier nicht 
entſchieden zu werden braucht, mit dem OLG. Dresden 
BUG. 6, 418) eine Beweisaufnahme für zuläſſig zu 
erachten ſein, um für die Auslegung des Teſtaments, was die 
m 5 2242 Abſ. 2 vorgeſchriebene Feſtſtellung betrifft, die 
notwendigen Unterlagen zu gewinnen, ſo kann doch die Beweis⸗ 
aufnahme niemals dazu dienen, in die Teſtamentsurkunde 
etwas hineinzutragen, was nicht darin geſagt iſt. Der Schluß⸗ 
vermerk in dem hier fraglichen Teſtamentsprotokoll iſt aber ein 
vollſtändig klarer. Er beſagt nur, daß die Erblaſſerin ſchreibens⸗ 
unfähig iſt. E. c. N., U. v. 27. Mai 08, 457/07 IV. — Jena. 
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Zivilprozeßordnung. 

14. Bedeutung des Ausdrucks „im Beiſtand des Ehe⸗ 
mannes“; Zuläſſigkeit einer Vernehmung des Ehemannes als Zeuge.] 

Die Reviſion rügt in prozeſſualer Beziehung, daß der 
Berufungsrichter den Ehemann der Klägerin, obwohl die Klage 
„in ſeinem Beiſtande“ erhoben worden ſei und er die Voll⸗ 
machten, die ſeine Ehefrau dem Rechtsanwalt R. ſowohl zur 
Ausführung des Vertrages im allgemeinen als auch zur Prozeß⸗ 
führung erteilt, mitunterſchrieben habe, nicht als Partei be⸗ 
handelt, ſondern als Zeugen vernommen habe, daß er ferner 
den für den Fall der Ablehnung des Verſäumnisantrags ge⸗ 
ſtellten Vertagungsantrag nicht berückſichtigt habe. Der Be⸗ 
rufungsrichter hat dies damit begründet, daß der Ehemann der 
Klägerin die Vollmachten, wie die allgemeine am 13. Februar 
1906 ausgeſtellte unzweideutig ergebe, nur unterſchrieben habe, 
um die nach dem Geſetz erforderliche Zuſtimmung zu den Er⸗ 
klärungen feiner Ehefrau (88 1395 ff., 1400 BGB.) zum 
Ausdruck zu bringen. Etwas anderes bedeute auch die Klage 
„im Beiſtande des Ehemannes“ nicht, da nichts dafür ſpreche, 
daß der Ehemann ſelbſt als Partei in den Prozeß habe ein⸗ 
treten wollen. Demzufolge ſei auch der Beklagte nicht berechtigt 
geweſen, Berufungsanträge gegen den Ehemann zu ſtellen und 
in Beziehung auf dieſen Verſäumnisverfahren oder Vertagung 
zu verlangen. Dieſe Ausführungen waren nicht zu beanſtanden. 
Allerdings iſt der in der Klage gebrauchte und dann auch in 
den Urteilen wiederkehrende Ausdruck „im Beiſtande des Ehe⸗ 
mannes“ nicht unzweideutig. Unter der Herrſchaft des früheren 
Rechts wurde er gebraucht, um die nach den Vorſchriften der 
58 188 ff. ALR. II. 1, SS 16 ff., 19 AGD. I. 1 erforderliche 
„Zuziehung“ des Ehemannes zum Ausdruck zu bringen, und 
demgemäß wurde der Ehemann in der Regel (RG. 34, 237; 
Gruchots Beitr. 40, 414; ſ. aber Gruchots Beitr. 39, 1117) 
als Partei behandelt. Auch unter der Herrſchaft des neuen 
Rechts iſt eine ſolche Auffaſſung nicht ausgeſchloſſen (Gruchots⸗ 
Beitr. 49, 946), als Regel aber kann ſie, da das neue Recht 
nicht die Zuziehung, ſondern nur die „Zuſtimmung“ des Ehe⸗ 
mannes fordert, nicht gelten. Es kommt auf die Prüfung im 
einzelnen Fall an, und es konnte dem Berufungsrichter nicht 
entgegengetreten werden, wenn er den Ehemann der Klägerin, 
trotz der Mitunterzeichnung der Vollmacht des Prozeß bevoll⸗ 
mächtigten, nicht als Partei erachtet hat (vgl. RG. 60, 85; 
JW. 03 Beil. S. 147; Gruchots Beitr. 50, 1090). Dann iſt 
aber auch die Zeugenvernehmung und die Ablehnung der Ver⸗ 
ſaͤumnis⸗ und Vertagungsanträge nicht zu beanſtanden. W. o. 
Sch., U. v. 27. Juni 08, 511/07 V. — Breslau. 

15. 88 304, 538 ZPO. Zur Entſcheidungsreife eines 
Zwiſchenurteils über die Widerklage iſt ein die Aufrechnung 
überſteigender Betrag erforderlich. Wenn der aufgerechnete 
Teil der Gegenforderung nicht unſtreitig iſt, kann auch zur 
Klage ein entſcheidungsreifes Urteil nicht ergehen. (Haftung 
Minderjähriger für außervertragliche unerlaubte Handlungen 
ihres geſetzlichen Vertreters.) 

Durchſchlagend iſt der prozeſſuale Angriff einer Verletzung 
des 8 304 und des 8 538 Nr. 3 ZPO. — Die Schadens⸗ 
forderung aus Übertragung der Schweineſeuche auf den Schweine⸗ 
beſtand des Beklagten war durch Aufrechnung gegen die im 
übrigen dem Grund und Betrage nach unbeſtrittene Klage⸗ 
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forderung und mit dem weiteren auf 10 000 / abgerundeten 
Betrage durch die Widerklage geltend gemacht. Nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des RG. gehört in einem ſolchen 
Falle zur Entſcheidungsreife eines Zwiſchenurteils nach S 304 
ZPO. über den Grund des Anſpruchs der Widerklage, daß 
nach der Aufrechnung zur Klage noch etwas für die Wider⸗ 
klage übrig bleibt, alſo die Forderung in der zur Aufrechnung 
gebrachten Höhe auch dem Betrage nach bereits feſtſteht. 
Daraus ergibt ſich die weitere Folgerung: eine Zurück⸗ 
verweiſung der Sache nach 8 538 Nr. 3 ZPO. auch zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Klage iſt, wenn die Höhe der Klage⸗ 
forderung an ſich unſtreitig iſt oder feſtſteht, wegen des Streites 
über die Höhe der aufgerechneten Gegenforderung auch dann 
nicht zuläſſig, wenn zur Widerklage ein Zwiſchenurteil nach 
§ 304 ZPO. erlaſſen und in dieſem Umfange die Sache an 
das Gericht I. Inſtanz zurückverwieſen werden müßte. Denn 
die letztere Entſcheidung ſetzt nach den obigen Darlegungen 
voraus, daß die aufgerechnete Forderung ſchon in Höhe des 
gegen die Klage aufgerechneten Betrages feſtſteht, die Klage 
ſomit nach Grund und Betrag entſcheidungsreif iſt. — Der 
erkennende Senat hat allerdings — anlehnend an eine gelegent⸗ 
liche Ausführung in dem Urteile des V. ZS. vom 9. Januar 1901, 
RG. 47, 416 (418/419) — in ſeinem Urteile vom 4. März 1902 
— II. 410/01 — teilweiſe abgedruckt JW. 02, 21713 die gegen⸗ 
teilige Auffaſſung vertreten und angenommen, daß in einem 
ſolchen Falle die Sache zur Klage und zur Widerklage nach 
8 538 Nr. 3 in die I. Inſtanz zurückberwieſen werden könne, 
um widersprechende Entſcheidungen über die durch Aufrechnung 
und Widerklage geltend gemachte Gegenforderung innerhalb des 
einheitlichen Verfahrens zu vermeiden. Dieſer Auffaſſung iſt 
auch Gaupp⸗Stein, ZPO. (8./9. Auflage) zu §S 538 S. 56 zu 
Anm. 43 beigetreten. Der Senat vermag ſie indes für den 
hier gegebenen Fall, der mit dem in ſeinem Urteile vom 
4. März 1902 entſchiedenen Falle übereinſtimmt, nicht auf⸗ 
recht zu erhalten. Ein Anlaß, die Entſcheidung der Ver 3S. 
einzuholen, liegt nicht vor, da ſich der V. ZS. am angegebenen 
Orte — RG. 47, 418/419 — nur gelegentlich mit der vor⸗ 
liegenden Frage beſchäftigt hat. — Wegen dieſes prozeſſualen 
Verſtoßes war das Berufungsurteil aufzuheben. Entweder 
enthält die Entſcheidung nur ein Zwiſchenurteil nach 8 304 
zur Widerklage oder auch ein ſolches zur Klage. In beiden 
Fällen iſt ſie aufzuheben — zur Widerklage wegen Fehlens 
der Entſcheidungsreife, zur Klage als nach S 304 ZPO. uns 
zuläſſig. Dafür, daß zur Klage jene Entſcheidung ein 
Zwiſchenurteil nach § 303 enthalten ſoll, fehlt es an zu⸗ 
reichendem Anhalt. — Übrigens wird das Berufungsgericht bei 
ſeiner künftigen materiellen Beurteilung berückſichtigen müſſen, 
daß die Minderjährigen für außervertragliche unerlaubte 
Handlungen ihres geſetzlichen Vertreters nicht haften. O. c. K., 
U. v. 23 Juni 08, 2/08 II. — Braunſchweig. 

16. 8 445 ZPO. Eine Eideszuſchiebung darüber, daß der 
Verletzte zur Zeit vollkommen geſund ſei und keinerlei Schmerz⸗ 
empfindungen oder Krankheitserſcheinungen verſpüre, iſt zuläſſig.] 

Der Berufungsrichter hält für erwieſen, daß Kläger infolge 
des Unfalls an einer Störung des Zentralnervenſyſtems (Unfall⸗ 
neuroſe) leide und daß ſeine Erwerbsfähigkeit dadurch erheblich 
beeinträchtigt ſei. Die dem Kläger in I. Inſtanz zugebilligte 
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Entſchädigung hält er im übrigen für angemeſſen und aus⸗ 
reichend, nur die Sätze der Entſchädigungsrente für die Ver⸗ 
minderung der Erwerbsfähigkeit hat er höher normiert. Die 
Reviſionskläger beſchweren ſich über die Ablehnung einer Eides⸗ 
zuſchiebung. Sie hatten, wie ſchon in I. Inſtanz, dem Kläger 
den Eid darüber zugeſchoben, daß er zur Zeit vollkommen 
geſund ſei und keinerlei Schmerzempfindungen oder Krankheits⸗ 
erſcheinungen verſpüre. Der Berufungsrichter hat dieſen Beweis 
nur aus dem Grunde abgelehnt, weil er die Eideszuſchiebung 
für unzuläſſig hält. Denn der Eid beziehe ſich nicht auf Tat⸗ 
ſachen ſondern er enthalte ein Urteil. Die Reviſionskläger 
halten dies für verfehlt, weil der Kläger gerade allein über die 
behaupteten Umſtände Auskunft geben könne. Es ſei daher 
8 445 ZPO. verletzt. Die Rüge iſt begründet. In der 
Rechtſprechung des RG. iſt bereits wiederholt darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß die Empfindungen des Schmerzes Tat⸗ 
ſachen ſind, die für den Leidenden im allereigentlichſten Sinne 
den Gegenſtand der unmittelbaren ſinnlichen Wahrnehmung 
bilden. Gegen eine Eideszuſchiebung über das Vorhandenſein 
oder Nichtvorhandenſein von Schmerzen läßt ſich deshalb aus 
8 445 3P0O. ein Bedenken nicht herleiten. (Vgl. die Urteile 
vom 2. November 1887, ZW. S. 493“ und vom 26. September 
1898, IW. S. 60220.) Nur wenn außerdem von ſeiten der 
Beklagten behauptet worden iſt, Kläger ſei jetzt geſund oder, 
was dasſelbe bedeutet, er ſei von Krankheitserſcheinungen frei, 
kann es auf ein Urteil darüber ankommen, ob Erſcheinungen, 
die der Kläger an ſich ſelbſt wahrnimmt, auf eine Krankheit 
zurückzuführen ſind oder nicht. Allein wie bei den behaupteten 
Schmerzen ſo iſt es auch in dieſer Beziehung von vornherein 
Sache des Klägers, die Erſcheinungen zu bezeichnen, in denen 
er eine Folge des Unfalls erblickt und die er als eine Herab⸗ 
ſetzung ſeines körperlichen oder geiſtigen Wohlbefindens an⸗ 
geſehen wiſſen will. Die Eideszuſchiebung betrifft lediglich eine 
Gegenbehauptung. Es kann deshalb bei gehöriger Anwendung 
des 8 139 3P0., deſſen Verletzung von der Reviſion gleich 
falls gerügt wird, auch nach dieſer Richtung eine Aufklärung 
geſchaffen werden, die zumal bei Beachtung des 8 144 3P O. 
für die Entſcheidung über das Maß der Entſchädigung erheblich 
ins Gewicht zu fallen vermag. Das Berufungsurteil iſt des⸗ 
halb aufgehoben und unter Anwendung des § 565 Abi. 1 
Satz 2 die Sache zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückverwieſen worden. D. u. Gen. 
c. W., U. v. 22. Juni 08, 653/07 IV. — Caſſel. 

17. SS 924, 936, 939 ZPO. Zuläſſigkeit und Wirkung 
einer einſtweiligen Verfügung, die die Geltendmachung von An⸗ 
ſprüchen aus Wechſeln auf Zeit verbietet.] 

Geklagt iſt im Wechſelprozeſſe aus zwei Sichtwechſeln über 
110 000 und über 60 000 , die der Kläger am 9. Mai 
1906 auf die Beklagte gezogen und die der Prokuriſt der Be⸗ 
klagten, Walter L., namens der Firma akzeptiert hat. Die 
Wechſel ſind am 12. Januar 1907 mangels Zahlung proteſtiert 
worden. Die am 22. Januar 1907 zugeſtellte Klage fordert 
Verurteilung der Beklagten zur Bezahlung der Wechſelſummen 
nebſt Zinſen und der Proteſtkoſten. Die Beklagte hatte ihrer⸗ 
ſeits nach der Proteſtierung der Wechſel gegen die Kläger 
Klage erhoben auf die Feſtſtellung, daß beide Wechſel nicht zu 
Recht beſtänden, indem ſie geltend machte, daß den Wechſeln 
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Wuchergeſchäfte zugrunde lägen, die der Kläger mit Walter L. 
vorgenommen habe, und daß dem Kläger bekannt geweſen ſei, 
daß Walter L. mit der Akzeptierung der Wechſel ſeine Prokura 
für perſönliche Zwecke mißbraucht habe. In dieſem Rechtsſtreite 
erwirkte die Beklagte am 14. Januar 1907 gegen Sicherheits⸗ 
leiſtung eine einſtweilige Verfügung, durch die dem Kläger auf⸗ 
gegeben wurde, die beiden Wechſel bis zur Beendigung des 
Hauptprozeſſes weder zu veräußern, noch geltend zu machen, 
ſondern ſie an einen Gerichtsvollzieher zum Zwecke amtlicher 
Verwahrung herauszugeben. Auf erhobenen Widerſpruch hat 
die 10. Zivilkammer des LG. II zu Berlin durch Urteil vom 
20. Februar 1907 die einſtweilige Verfügung beſtätigt, und 
dieſes Urteil iſt, nachdem die Berufung des Klägers am 
29. April 1907 vom KG. zurückgewieſen war, rechtskräftig 
geworden. Auf Grund dieſer urkundlich nachgewieſenen Tat⸗ 
ſachen, hat die Beklagte die Abweiſung der Wechſelklage be⸗ 
antragt. Beide Vorderrichter haben die Klage abgewieſen; 
RG. beſtätigte mit der Maßgabe, daß die Klage nur „zur 
Zeit“ abzuweiſen ſei: In den von der Reviſion angezogenen 
Urteilen des VI. und des III. 3S. — RG. 17, 327 und 
21, 392 — iſt ausgeſprochen, daß der Beklagte gegenüber einer 
im Urkundenprozeſſe erhobenen Klage die Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit nicht darauf ſtützen könne, daß er den Kläger bereits 
mit einer Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens des mit 
dem Urkundenprozeſſe verfolgten Anſpruchs überzogen habe. 
Dieſem — als richtig anzuerkennenden — Rechtsſatze tritt die 
angefochtene Entſcheidung nicht entgegen. Nicht die Anhängig⸗ 
keit des andern Hauptprozeſſes iſt der Grund für die Abweiſung 
der Wechſelklage, ſondern die in dieſem andern Prozeſſe erlaſſene 
einſtweilige Verfügung, die dem Kläger die Geltendmachung 
des Wechſels bis zur Beendigung des Hauptprozeſſes verbietet. 
Ob dieſe einſtweilige Verfügung zu Recht oder zu Unrecht er⸗ 
laſſen iſt, kann in dem gegenwärtigen Verfahren nicht unter⸗ 
ſucht werden. Solange ſie in Kraft iſt, ſchafft ſie eine vor⸗ 
läufige Regelung des Rechtsverhältniſſes, die von beiden 
Parteien zu beachten iſt. Der Verſuch des Klägers, die Ver⸗ 
fügung nach 88 936, 924 durch Erhebung des Widerſpruchs 
zu beſeitigen, iſt durch die rechtskräftige Erledigung des Wider⸗ 
ſpruchsverfahrens fehlgeſchlagen. Daher bleibt ihm nur die 
Beendigung des andern Hauptprozeſſes oder — unter beſonderen 
Umſtänden — der durch 8 939 ZPO. gewieſene Weg offen, 
um ihre Beſeitigung zu erwirken. Wenn er aber, wie hier, 
unter Außerachtſetzung der einſtweiligen Verfügung die Wechſel⸗ 
klage verfolgt, ſo wird dies Vorgehen durch die verzögerliche 
Einrede zurückgeſchlagen, die der Beklagten aus der einſtweiligen 
Verfügung erwachſen iſt. Um außer Zweifel zu ſtellen, daß es 
ſich nur um eine Abweiſung zur Zeit handelt, iſt die Urteils⸗ 
formel entſprechend berichtigt worden. M. c. L., U. v. 29. Juni 08, 
75/08 I. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

18. Schließt Nichterwähnung einer früheren Ablehnung 
der Anzeige des Verunglückten ſeitens der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft auf die Anzeige der nachmaligen Erben deren Friſt⸗ 
verſäumung aus? Bedeutung der telegraphiſchen Anzeige vom 
Tode in dem Verſicherungsvertrage.] 

Am 13. Juni 1906 ſtarb im Krankenhaus der Erblaſſer 
der Klägerinnen. Am 30. April 1906 hatte er ſich mit dem 
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Schienbein an einem Wagen geſtoßen. Er hatte heftige 
Schmerzen empfunden, ſich aber noch zwei Tage lang bewegen 
können. Am 4. Mai hatte er einen Arzt zugezogen, der ihn 
in das Krankenhaus ſchaffen ließ, wo er mehrfach operiert 
wurde. Bereits im Mai hatte er der Beklagten, bei der er 
gegen Unfall verſichert war und zwar für den Todesfall zu⸗ 
gunſten ſeiner Erben mit 5000 &, Unfallanzeige erſtattet. 
Durch Schreiben vom 19. Mai hatte die Beklagte jede Ent⸗ 
ſchädigung abgelehnt, da gegen 8 9 Abſ. 4 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen der Arzt nicht unverzüglich zugezogen ſei. Den 
Tod ihres Mannes zeigte die klagende Witwe mit Schreiben 
vom 14. Juni 1906 an, das bei der Beklagten am 16. des⸗ 
ſelben Monats einging. Im Auftrage der Klägerinnen forderte 
Juſtizrat D. unter dem 22. Juni 1906 von der Beklagten 
Zahlung der 5000 &. Die Beklagte erwiderte am folgenden 
Tag, daß ſie jede Zahlung ablehne, da der Unfall keinesfalls 
den Tod des A. für ſich allein, ſondern nur in Verbindung 
mit der beſtehenden Furunkuloſe herbeigeführt habe. Das LG. 
wies die Klage ab, das OLG. verurteilte, das RG. hob auf: 
Die vom Berufungsgericht ſeiner Annahme der Nichtanwend⸗ 
barkeit des §S 20 Abſ. 3 an zweiter Stelle gegebene Bes 
gründung, daß eine etwa vorliegende Friſtverſäumung nach Lage 
der Sache eine Verwirkung nicht zur Folge haben würde, iſt 
nicht zu beanſtanden. Dadurch, daß die Beklagte den vom 
Juſtizrat D. namens der Klägerinnen gleich nach dem Tode 
des Verſicherten geltend gemachten Anſpruch auf die Ver⸗ 
ſicherungsſumme in ihrem Schreiben vom 23. Juni 1906 wegen 
angeblicher Furunkuloſe des Verſtorbenen ablehnte, ohne in 
irgendeiner Weiſe darauf hinzuweiſen, daß ſie bereits dem 
Verſicherten gegenüber jeden Anſpruch aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrag wegen nicht unverzüglicher Zuziehung eines Arztes 
abgelehnt hatte, mußten die Klägerinnen in den Glauben ver⸗ 
ſetzt werden, daß für den von ihnen geltend gemachten Anſpruch 
die dreimonatige Friſt zur Klagerhebung erſt durch dieſes 
Schreiben in den Lauf geſetzt würde. Wenn ſie infolgedeſſen 
den ihnen noch zur Verfügung ſtehenden Teil der etwa ſeit 
dem 19. Mai 1906 zu berechnenden Friſt verſtreichen ließen 
und erſt kurz vor Ablauf einer vom 23. Juni 1906 zu be⸗ 
rechnenden Friſt Klage erhoben, ſo würde eine etwa vorliegende 
Friſtverſäumung auf das eigene Verhalten der Beklagten zurück⸗ 
zuführen und dieſe deshalb als entſchuldigt anzuſehen ſein, ſo 
daß der Berufungsrichter in Übereinſtimmung mit der ſtändigen 
Rechtſprechung des erkennenden Senats eine Verwirkung auf 
Grund des § 20 Abſ. 3 der Verſicherungsbedingungen nach 
Lage der Sache als ausgeſchloſſen anſehen durfte. Dagegen 
kann die Annahme des Berufungsrichters, daß auch der auf die 
Unterlaſſung der telegraphiſchen Anzeige ($ 9 Abſ. 3 und $ 11 
der Verſicherungsbedingungen) geſtützte Verwirkungseinwand 
wegen Entſchuldbarkeit der Unterlaſſung unbegründet ſei, nicht 
aufrechterhalten werden. Nach den angezogenen Beſtimmungen 
iſt die Beklagte „bei Todesfällen ſeitens der Anſpruch⸗ 
erhebenden innerhalb 24 Stunden nach Bekanntwerden des 
Ereigniſſes oder nach Aufhören der nachzuweiſenden Unmöglich⸗ 
keit telegraphiſch zu benachrichtigen“, widrigenfalls der 
Verluſt aller Anſprüche eintritt. Obgleich der Berufungsrichter 
anerkennt, „daß es im Intereſſe der Verſicherungsgeſellſchaft 
liegt, möglichſt umgehend den Tod zu erfahren, um rechtzeitig 
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etwa durch Obduktion feſtſtellen zu können, ob fie eine Erſatz⸗ 
pflicht trifft oder nicht“, erblickt er doch in einer Beſtimmung, 
durch die verlangt werde, daß die Hinterbliebenen ſich un⸗ 
mittelbar nach dem Tode des Verſicherten näher mit den ein⸗ 
zelnen Paragraphen der Verſicherungspolice befaſſen ſollen, eine 
„unbillige Härte“. Der Berufungsrichter zieht aber hieraus nicht 
etwa die übrigens keinesfalls zu billigende Folgerung, daß eine 
rechtswirkſame Vertragsabrede nicht vorliege, ſondern er verneint 
die Verwirkung mit der ſich anſchließenden Ausführung, daß 
die Klägerin dadurch, daß ſie, „die offenbar aufgeregt und mit 
anderen dringenden Obliegenheiten beſchäftigt“ geweſen ſei, am 
Tag nach dem Tode briefliche Anzeige erſtattet habe, exkulpiert 
ſei. Dieſe Begründung reicht nicht aus, um die Zurückweiſung 
der Berufung der Beklagten auf das unbeſtrittene Unterbleiben 
der telegraphiſchen Anzeige zu rechtfertigen. Die Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs auf die Kapitalentſchädigung iſt zur 
Wahrung berechtigter Intereſſen der Beklagten im Vertrag mit 
voller Rechtsverbindlichkeit davon abhängig gemacht, daß der 
Anſprucherhebende die telegraphiſche Anzeige erſtattet. Das 
RG. hat deshalb in ſtändiger NRechtfprehuug nur dann, wenn 
im einzelnen Fall durch beſondere Umſtände die Unter⸗ 
laſſung der Anzeige ohne Verſchulden des Anzeigepflichtigen 
unterblieben iſt, eine Berufung auf die Verwirkungsklauſel als 
gegen Treu und Glauben im Verſicherungsverkehr verſtoßend 
angeſehen und deshalb für unzuläſſig erklärt. Das Vorliegen 
ſolcher beſonderer Umſtände hat der Anzeigepflichtige nach⸗ 
zuweiſen. Vorliegend hat aber der Berufungsrichter keineswegs 
beſondere, gerade dem vorliegenden Fall eigene Umſtände feſt⸗ 
geſtellt, aus denen eine Entſchuldbarkeit der Verſäumung zu 
entnehmen wäre, vielmehr ſieht er dieſe aus ganz allgemeinen 
Erwägungen mit Rückſicht auf die von den Klägerinnen nicht 
einmal behauptete, regelmäßig bei dem Tod des Hausvaters 
eintretende Erregung und Beſchäftigung mit dringenden Ge⸗ 
ſchäften als gegeben an. Das würde dahin führen, daß die 
vertragsmäßig getroffene Beſtimmung ganz allgemein jeder 
Wirkſamkeit entkleidet würde, was nicht angängig iſt. F. c. A., 
U. v. 16. Juni 08, 364/07 VII. — Frankfurt. 

Geſetz vom 31. Mai 1906 über die Penſionierung 
der Offiziere uſw. * 

19. 8 41 Nr. 2. Berechnung des Durchſchnittsſerviſes 
und der Dienſtzulage bei Feſtſtellung der Penſion.] 

Der Kläger iſt durch Allerböchſte Order vom 4. April 
1896 als kommandierender General eines Armeekorps nach 
einer Dienſtzeit von über vierzig Jahren, einſchließlich der drei 
Kriegsjahre, mit der geſetzlichen Penſion zur Dispoſition geſtellt 
worden. Als penſionsfähiges Dienſteinkommen wurde nach 
8 10a bis c und 8 11 MiPenf®. in Anrechnung gebracht: 
Gehalt = 12 000 &, Durchſchnittsſervis 1980 &, Dienſt⸗ 
zulage 18000. & je zur Hälfte = 9 990 &, zuſammen 21990 &. 
Von dieſem Betrage find / = 16 493 & jährlich als Penſion 
durch Erlaß vom 20. April 1896 angewieſen worden. Auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 31. Mai 1906 über die Penſio⸗ 
nierung der Offiziere uſw. wurde die Penſion von 16 493 .# 
auf 16 494 & jährlich erhöht gemäß der Vorſchrift im 8 6 
Abſ. 4, wonach der Betrag der Jahrespenſion nach oben fo 
abzurunden iſt, daß bei Teilung durch drei ſich volle Mark⸗ 
beträge ergeben. Der Kläger macht geltend, daß nach 8 41 
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Nr. 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1906 der 89 dieſes Geſetzes 
und nicht der § 11 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 zur 
Anwendung komme. Er bringt demgemäß neben dem Gehalt 
von 12 000 & den Durchſchnittsſervis von 1980 & ganz 
und die Dienſtzulage von 18 000 & zu ¼½ zum Anſatz, bes 
rechnet danach die Erhöhung der Penſion auf jährlich 2992 4 
und fordert 249,33 & für den Monat Juli 1906. Die Klage 
iſt abgewieſen, Berufung und Reviſion ſind zurückgewieſen 
worden. Die in den 88 41 ff. des Geſetzes vom 31. Mai 
1906 enthaltenen Aber gangs vorſchriften ſtellen den Grund⸗ 
ſatz an die Spitze, daß für die vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes aus dem aktiven Militärdienſt ausgeſchiedenen Offiziere 
einſchließlich Sanitätsoffiziere und für die Militärbeamten die 
bisherigen Geſetzesvorſchriften in Kraft bleiben, das 
Geſetz alſo keine rückwirkende Kraft hat. Von dieſem 
Grundſatz werden Ausnahmen zugelaſſen, und zwar beſtimmt 
der 8 41 unter Nr. 2: „Die Penfionsgebührniſſe derjenigen 
Offiziere, welche an einem der von deutſchen Staaten vor 1871 
oder von dem Deutſchen Reiche geführten Kriege teilgenommen 
haben oder die Kriegsinvalide geworden ſind, ſind nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes unter Zugrundelegung des vor dem 
Ausſcheiden bezogenen und nach den bisherigen Geſetzen 
anzurechnenden penſions fähigen Dienſteinkommens 
feſtzuſtellen.“ Was nach den bisherigen Geſetzen als penſions⸗ 
fähiges Dienſteinkommen anzurechnen iſt, ergeben die 88 10 
und 11 des Geſetzes vom 27. Juni 1871. Nach § 10 wird 
als penſionsfähiges Dienſteinkommen in Anrechnung ge: 
bracht: „a) das chargenmäßige Gehalt nach den Sätzen für 
Infanterieoffiziere. . . „ b) der mittlere Stellen⸗, beziehungs⸗ 
weiſe Chargen⸗(Perſonal⸗) Servis, c) für die Offiziere vom 
Brigade⸗Kommandeur einſchließlich aufwärts die im Etat aus⸗ 
geworfenen Dienſtzulagen.“ Der 8 11 beſtimmt, daß in Fällen, 
wo das penſionsfähige Dienſteinkommen insgeſamt mehr als 
4000 Taler beträgt, von dem überſchießenden Betrage nur 
die Hälfte in Anrechnung gebracht wird. Aus dieſen 
geſetzlichen Vorſchriften geht klar hervor, daß es bei der Anrech⸗ 
nung des Durchſchnittsſerviſes und der Dienſtzulage zur Hälfte 


zu verbleiben hat, und die Annahme des Klägers, daß der 


8 41 Nr. 2 des neuen Geſetzes nur auf das nach 8 10 des 
Geſetzes vom 27. Juni 1871 zu ermittelnde penſionsfähige 
Dienſteinkommen verweiſe, der 8 11 dieſes Geſetzes ausſcheiden 
müſſe, und der 8 9 des neuen Geſetzes ſinngemäß zur Ans 
wendung zu bringen ſei, unbegründet iſt. Die Anwendung des 
8 9 des neuen Geſetzes, der vorſchreibt, was „als penſions⸗ 
fähiges Dienſteinkommen angerechnet“ wird, iſt durch die im 
8 41 Nr. 2 enthaltene Verweiſung auf das nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen anzurechnende penſionsfähige Dienſt⸗ 
einkommen ausgeſchloſſen. Die im 8 41 Nr. 2 vorgeſehene 
Anwendung der Vorſchriften des neuen Geſetzes hat bei Be⸗ 
rückſichtigung der hinzugefügten Einſchränkung nur die Be⸗ 
deutung, daß die in den SS 6 bis 13 des neuen Geſetzes bes 
zeichneten Vorteile, insbeſondere die Erhöhung der Anfangs⸗ 
penſion von 50 auf *%so ($ 6), die Verſtümmelungszulage 
(S 11) und die Kriegszulage (§ 12), den Offizieren, welche an 
einem der in 8 41 Nr. 2 angeführten Kriege teilgenommen 
haben, zugute kommen ſollen. Dem Kläger kann daher nicht 
zugegeben werden, daß es der Abſicht und dem Willen des 
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Geſetzes entſpreche, dieſe Offiziere denjenigen Offizieren gleich. 
zuſtellen, die nach dem 1. April 1905 penſioniert werden, und 
der einſchränkende Zuſatz nichts weiteres beſage, als daß bei 
der Neufeſtſtellung der Penſionen der Kriegsteilnehmer die ſeit 
ihrer Penſionierung bei Offizieren gleichen Dienſtranges und 
gleicher Kategorie eingetretenen Gehaltserhöhungen außer Be⸗ 
tracht zu laſſen ſeien. Dieſe Auffaſſung ſteht im Widerſpruch 
mit dem dargelegten Inhalte des Geſetzes; ſie findet auch keine 
Stütze in der vom Kläger in Bezug genommenen Bemerkung 
der Begründung des Entwurfes zum Geſetze vom 31. Mai 1906 
(Stenographiſche Berichte des RT. 11. Legislaturperiode 
1. Seſſion 1903/05 Anl. Bd. 5 S. 2581): „es erſcheine ges 
boten, die Penſion derjenigen Offiziere, welche an einem der 
von deutſchen Staaten vor 1871 oder von dem Deutſchen 
Reiche geführten Kriege teilgenommen haben, in gleicher Weiſe 
an den Wohltaten des Geſetzes teilnehmen zu laſſen, wie 
ſolches durch Geſetz vom 21. April 1886 auf Anregung des RT. 
feſtgeſetzt worden ſei.“ Mit Recht weiſt das Berufungsgericht 
darauf hin, daß das Geſetz vom 21. April 1886, betreffend die 
Abänderung des Militär⸗Penſions⸗Geſetzes vom 27. Juni 1871, 
(RGBl. S. 78) nur Vorſchriften über die Höhe der Penſions⸗ 
quote (Anfang mit / ſtatt mit / und jährliche Steigerung 
um ½8e ſtatt um /o) auf die Kriegsteilnehmer für anwendbar 
erkläre. Jene Bemerkung der Begründung des Entwurfes 
ſpricht daher nicht für die Anſicht des Klägers, ſondern im 
Gegenteil für die Auffaſſung des Beklagten. Zur Anwendung 
der nach § 41 Nr. 2 rückwirkenden Beſtimmungen der 88 6 ff. 
des neuen Geſetzes fehlt es aber an den tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen; der § 6 kann zu einer Erhöhung der Penſion nicht 
führen, weil der Kläger den höchſten Betrag der Penſion mit 
“so ſchon erreicht hatte. B. c. Reichsmilitärfiskus, U. v. 
19. Juni 08, 504/07 III. — Berlin. 


II. Das Preußiſche Recht. 


Allgemeines Landrecht. 

20. 88 8, 9, 12, 14 J. 6 ALR. Fahrläſſige Vermögens⸗ 
beſchädigung durch Veröffentlichung unrichtiger Bilanzen einer 
Aktiengeſellſchaft. Haftung der Mitglieder des Vorſtandes und 
des Aufſichtsrats.] 

Nach der Behauptung des Klägers haben die verklagten 
Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſfichtsrats fahrläſſiger⸗ 
weiſe Bilanzen veröffentlichen laſſen, die das Vermögen der 
Geſellſchaft zu günſtig darſtellten; der Kläger will hierdurch 
zum Ankauf von Aktien beſtimmt und zu Schaden gekommen 
fein. Das OL B., das die Erſatzpflicht der Beklagten verneint, 
geht davon aus, daß Vorſtand und Aufſichtsrat der Aktien⸗ 
geſellſchaft nach den für die deliktiſche Haftung Dritten gegen⸗ 
über maßgebenden Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts, hier 
des Pra L R., nur durch wiſſentlich unwahre oder allenfalls 
durch grobfahrläſſige Darſtellung des Vermögensſtandes der 
Geſellſchaft hätten haftbar werden können. Dieſe Auffaſſung 
beruht auf Rechtsirrtum. Das Urteil des jetzt erkennenden 
Senats in RG. 63, 325, auf das das OLG. ſich beruft, ſteht 
ihm nicht zur Seite. Dort iſt nur dargelegt, daß die — mit 
den Art. 241 Abſ. 2, 226 Abſ. 1 a. F. übereinſtimmenden — 
889 241 Abſ. 1, 249 Abſ. 1 des neuen HGB. keine Schutz⸗ 
geſetze im Sinne des BGB. 8 823 Abſ. 2 find (vgl. auch 
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das Urteil vom 30. Juni 1906 Rep. I 63/06). Nach 
preußiſchem Recht kam es hierauf nicht an. Im Unterſchiede 
von dem BGB., das einen außerkontraktlichen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch nur gegenüber dem Eingriff in beſtimmte Rechtögüter 
oder bei Verletzung von Schutzgeſetzen kennt, verpflichtete nach 
ALR. I. 6, 88 8, 9, 12 bis 14 auch fahrläſſige Vermögens⸗ 
beſchädigung (mäßiges Verſehen) zum Erſatz. Die Frage liegt 
daher für preußiſches Recht grundſätzlich ebenſo wie für den 
c. c. Art. 1382, 1383, nach welchem der II. ZS. des RG. 
einen Anſpruch, wie er hier geltend gemacht iſt, auch bei 
leichter Fahrläſſigkeit anerkannt hat (vgl. die Urteile in Jur. 
Zeitſchr. für Elſaß⸗Lothringen Bd. 19 S. 390, in RG. 35, 
332, in DIE. 96 S. 57 Nr. 11, in JW. 00 S. 668 Nr. 26, 
vom 12. Juli 1907 Rep. II 142/07). Vgl. anderſeits für 
das frühere gemeine Recht RG. 36, 28 vom 4. November 
1895 (VI. 3S.). Auch die Verweiſung auf das Urteil in 
RG. 39, 245, trifft nicht zu. Dort war in einem preußiſch⸗ 
rechtlichen Falle, auf den das Börſengeſetz vom 22. Juni 1896 
noch keine Anwendung fand, ein Bankier wegen Veröffentlichung 
eines Proſpektes über ein Aktienunternehmen auf Schadens⸗ 
erſatz belangt, weil der Kläger ſich durch die unrichtigen An⸗ 
gaben des Proſpektes hatte bewegen laſſen, Aktien von einem 
Dritten zu kaufen; das RG. entſchied, daß die Klage nach 
88 217 ff. ALR. I. 13 nur bei Vorſatz oder grober Fahr⸗ 
läſſigkeit des Beklagten durchdringen könne (ebenſo Urteil vom 
8. Februar 04 Rep. I. 457/03). Allein die Veröffentlichung 
eines Emmiſſionshauſes hat nur die Natur einer privaten 
Empfehlung, weshalb ſie nach den Beſtimmungen des Land⸗ 
rechts vom Rate und von der Empfehlung beurteilt werden 
mußte. Um etwas ganz anderes handelt es ſich bei der 
Bilanz, deren Bekanntmachung vom Geſetze (HGB. a. F. 
Art. 239 b, 185%, vgl. n. F. 8 265) gefordert und deren 
ſorgſame Aufſtellung uno Prüfung den Mugliedern des Vor⸗ 
ſtandes und des Aufſichtsrats zur Pflicht gemacht iſt (Art. 29, 
239, vgl. 88 39, 239; Art. 225, vgl. $ 246). Die 
Bilanz tritt auf als ein auf Grund geſetzlicher Vorſchrift er⸗ 
ſtatteter Bericht, der ſich als Ergebnis gewiſſenhafter Unter⸗ 
ſuchung ausgibt und amtliche Zuverläſſigkeit für ſich in Anſpruch 
nimmt. Daher iſt hier ein ſtrengerer Maßſtab anzulegen. In 
den Urteilen in RG. 10, 73 und 79, hat der I. 3S. die 
88 8 bis 14 ALR. I. 6 ganz allgemein für zureichend erklärt, 
um ein geſetz⸗ oder ſtatutenwidriges Verhalten von Gründern, 
Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitgliedern der Geſellſchaft dem 
außerkontraktlichen Schadensanſpruch eines ſpäteren Aktien⸗ 
erwerbers zu unterwerfen. Ob hieran feſtgehalten werden 
könnte, bedarf gegenwärtig keiner Erörterung. Fahrläſſigkeiten 
bei Herſtellung der Bilanz, die dem Publikum bekannt ge⸗ 
geben werden ſoll, find jedenfalls nach den angezogenen Be⸗ 
ſtimmungen zu beurteilen. Denn wer an der Bllanz mitwirkt, 
muß ſich ſagen, daß durch ſie Dritte zur Zeichnung oder zum 
Ankauf von Aktien veranlaßt werden können. Auch Dernburg, 
Preuß. Privatrecht 2 8 295 Nr. 1, lehrt, daß Schadlos haltung 
fordern könne, wer durch Angaben, auf deren Zuverläſſigkeit 
er rechnen durfte, geſchädigt ſei; ſolchergeſtalt rechnen dürfe 
man namentlich auf Veröffentlichungen, welche amtliche oder 
ähnliche Natur hätten. S. c. S. u. Gen., U. v. 23. Mai 08, 
865/07 I. — Stettin. 
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21. 88 176, 267, 268 1.9; 8 49 Einl.; 88 21, 24 II. 14; 
85 38, 44, 47 II. 15 ALR. verb. mit Art. 65, 73 EGBGB. 
Anwendung der rechtlichen Beſtimmungen für öffentliche Ströme 
auf das „Kuriſche Haff“. 

Nach den für das Reviſionsgericht maßgebenden tatſächlichen 
Feſtſtellungen ſind die im Pr. ALR. für öffentliche Ströme ge⸗ 
gebenen Vorſchriften vom Berufungsrichter mit Recht auf das 
Kuriſche Haff für anwendbar erachtet worden. Es kommt nicht 
darauf an, in welche Art von Gewäſſern nach naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Grundſätzen das Haff gemäß ſeiner Entſtehung und ſeiner 
Beſchaffenheit einzureihen ſein möchte; vielmehr iſt entſcheidend, 
wie nach ALR. das Haff rechtlich zu beurteilen iſt. Ein 
Meeresteil oder eine Meeresbucht iſt das Haff nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsrichters nicht, da es kein Salzwaſſer 
enthält und von dem Meere durch die Nehrung, abgeſehen von 
einer Waſſerſtraße, durch die ſeine Wäſſer hinausſtrömen, ge⸗ 
trennt iſt. Andererſeits iſt das Haff auch nicht ein See im 
Sinne des AL R.; denn, wie ſich aus den 88 176, 267, 
268 J. 9 ALR. ergibt, verſteht das ALR. unter See ein in 
ſich geſchloſſenes, ſtehendes Gewäſſer, während durch das Haff, 
wie der Berufungsrichter feſtſtellt, Wäſſer mehrerer einmündender 
Flüſſe nach dem Meer hindurchſtrömen. Erwägt man dagegen, 
daß eine Anzahl der in das Haff einmündenden Flüſſe öffentliche 
Ströme ſind, daß nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters 
Wäſſer dieſer Ströme durch das Haff bis in das Meer weiter⸗ 
geführt werden, was in der Regel durch ſtarke Strömung im 
Haff auch erkennbar iſt, und daß das Haff überall von Natur 
ſchiffbar iſt, jo iſt das Haff gemäß § 49 Einl. z. AL R., wonach 
beim Fehlen beſonderer Vorſchriften die Geſetze auf ähnliche 
Fälle zur Anwendung zu bringen ſind, den öffentlichen von 
Natur ſchiffbaren Strömen rechtlich gleichzuſtellen (vgl. Nieberding⸗ 
Frank, Waſſerrecht S. 58, Obertr. 28, 312; 71, 223; Strieth Arch. 
71, 239). Danach iſt gemäß 88 21, 24 II. 14, 88 38, 44, 47, 
73 II. 15 AL R., Art. 65, 73 EGBGB. die Annahme des 
Berufungsrichters zutreffend, daß dem Preußiſchen Staate an 
dem Kuriſchen Haffe einerſeits nicht ein privatrechtliches Sonder⸗ 
eigentum, ſondern nur gemeines, d. i. dem Gemeingebrauche 
unterworfenes Eigentum zuſteht, andererſeits die Nutzungen 
daran als niedere Regalien ausſchließlich gehören (RG. 3, 232; 
Obertr. 42, 54; Strieth Arch. 87, 320). Ferner iſt auch nicht 
zu beanſtanden, daß der Berufungsrichter als Grenze zwiſchen 
dem Haff und den gemäß § 55 II. 15 ALR. den Eigentümern 
der unmittelbar daran ſtoßenden Grundſtücke gehörenden Ufern 
die Linie des mittleren Waſſerſtandes erachtet. Die Richtigkeit 
dieſes Satzes ergibt ſich aus den gemäß § 49 Einl. z. ALR. 
ebenfalls analog anzuwendenden SS 242, 248 1.9 AL R., in 
denen Vorſchriften gegeben werden für Fälle, die eine Feſt⸗ 
ſetzung der Grenze zwiſchen Flußbett und Ufer erfordern, und 
die beſtimmen, daß dabei auf den gewöhnlichen Waſſerſtand 
Rückſicht zu nehmen iſt (RG. 2, 319; 44, 124 ff.). W. c. Preuß. 
Staatsfiskus, U. v. 23. Mai 08, 336/07 V. — Königsberg. 

Verjährungsgeſetz vom 18. Juni 1840. 

22. 55 5, 14. Nicht anwendbar auf ſogen. Freikuxgelder.] 

Die Klägerin iſt Eigentümerin mehrerer Kohlenbergwerke 
in Oberſchleſien, auf denen für den Beklagten eine Freikux⸗ 
berechtigung in Höhe von ¼s der Ausbeute laſtet. Zufolge 
der im Jahre 1903 gemachten Entdeckung, daß während der 
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N 15. 1908. 
Jahre 1882— 1902 der dem Beklagten zukommende Ausbeute⸗ 
anteil irrigerweiſe in Höhe von insgeſamt 126 489,49 & nicht 
zum Anſatz gekommen war, ordnete das den Beklagten ver⸗ 
tretende Oberbergamt die nachträgliche Abführung dieſer Summe 
ſeitens der Klägerin an den Beklagten an. Die Klägerin hat 
die verlangte Zahlung unter Vorbehalt geleiſtet. Sie verlangt 
im gegenwärtigen Prozeß den gezahlten Betrag nebſt Zinſen 
zurück, indem ſie geltend macht, die Nachforderung ſei, da es 
ſich bei dem fraglichen Ausbeuteanteil des Beklagten um eine 
öffentliche Abgabe handele, nach SS 5, 14 des Verjährungs⸗ 
geſetzes vom 18. Juni 1840, Geſetzſamml. S. 140, verjährt 
geweſen. Beklagter hat dieſer Annahme widerſprochen und die 
Abweiſung der Klage beantragt. Nach dieſem Antrage hat der 
I. Richter erkannt. Dagegen iſt in II. Inſtanz der Beklagte 
nach dem Klageantrage verurteilt worden. RG. hob auf und 
ſtellte das I. Urteil wieder her: Die Entſcheidung des vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreits hängt davon ab, ob die in Rede ſtehenden 
Freikuxgelder die Natur der in den 88 1, 5 des Geſetzes vom 
18. Juni 1840 erwähnten „Grundſteuer“ haben. Das war, 
entgegen der Annahme des Berufungsrichters, zu verneinen. 
Mögen auch die von letzterem hervorgehobenen Merkmale — 
Erhebung in beſtimmten regelmäßigen Friſten und nach einem 
beſtimmten feſten Maßſtabe — gegeben ſein, ſo fehlt es doch 
an dem weiteren, für den Begriff der Grundſteuer nicht minder 
weſentlichen Merkmal, daß die Höhe der Steuer vor oder beim 
Beginn des Kalender⸗ oder Etatsjahres, für das ſie zu ent⸗ 
richten iſt, feſtgeſtellt und dem Steuerpflichtigen bekannt gemacht 
ſein muß. Dieſes Begriffserfordernis tritt in 8 1 des Geſetzes 
inſofern beſonders klar hervor, als hier auch von ſolchen Steuern 
die Rede iſt, zu denen, abweichend vom Regelfall, keine vor⸗ 
gängige Veranlagung ſtattfindet. Gleichwohl muß, wie Abſ. 1 
daſelbſt vorſchreibt, auch gegen ſie eine etwaige Reklamation 
binnen der erſten drei Monate jedes Jahres angebracht werden. 
Es handelt ſich hier alſo um Steuern, bei denen ſich die Ver⸗ 
anlagung deshalb erübrigt, weil ihr Betrag von vorneherein 
feſtſteht und dem Steuerpflichtigen bekannt iſt. Das trifft 
hinſichtlich der Freikuxgelder nicht zu. Sie find ihrem Urſprung 
und Inhalt nach Gewinnbeteiligung an der durch den Bergbau 
erzielten Ausbeute, können daher begriffsmäßig nicht für das 
laufende Jahr zur Hebung geſtellt, ſondern nur für ver⸗ 
floſſene Jahre berechnet und eingezogen werden. An die 
Stelle der Voraus veranlagung tritt hier die in der Ver⸗ 
gangenheit ſich bewegende, mit dem Weſen der Steuer durchaus 
unverträgliche Rechnungslegung. Nun würde freilich dieſe 
Gegenſätzlichkeit noch nicht dazu führen, die Anwendbarkeit des 
Geſetzes vom 18. Juni 1840 zu verneinen, wenn es richtig 
wäre, was der Berufungsrichter weiterhin zugunſten ſeiner 
Rechtsauffaſſung geltend macht, daß nämlich die Tendenz des 
bezeichneten Geſetzes dahin gehe, eine erſchöpfende Regelung 
der Verjährung aller öffentlichen Abgaben zu geben. Letzteres 
iſt indeſſen nicht richtig. Ein Anhalt für eine ſolche Annahme 
könnte höchſtens in der allgemeinen Überſchrift des Geſetzes 
ſowie in dem Vorkommen desſelben allgemeinen Ausdrucks in 
§ 14 gefunden werden. Daß letzterer Umſtand nicht für eine 
generaliſierende Geſetzesauslegung verwertet werden darf, ergibt 
ſich aus der oben erwähnten Entſtehungsgeſchichte dieſes Para⸗ 
graphen. Die Überſchrift des Geſetzes aber iſt lediglich dem 
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8 14 angepaßt worden. Sie lautete in dem urſprünglichen, 
den Paragraphen noch nicht enthaltenden Entwurf: „Geſetz⸗ 
entwurf wegen Verjährung der Steuern und der Anſprüche 
wegen Steuerüberhebungen“. Dementſprechend hat denn auch 
bereits das PrOVG. für den Bereich feiner Rechtſprechung 
wiederholt entſchieden, daß öffentliche Abgaben, denen die 
begrifflichen Merkmale der Steuerabgabe fehlen, nicht unter 
das Verjährungsgeſetz vom 18. Juni 1840 fallen; ſo ins⸗ 
beſondere nicht die auf Grund des Straßenfluchtliniengeſetzes 
vom 2. Juli 1875 zu entrichtenden Straßenanliegerbeiträge 
und die beſtimmten gewerblichen Unternehmern in bezug auf 
die Wegeunterhaltung obliegenden Vorausleiſtungen (vgl. Entſch. 
des OVG. 19, 238 Anm., 23 S. 50, 110; 37, 52). Auch 
das vom Berufungsrichter für ſeine Auffaſſung angezogene 
reichsgerichtliche Urteil vom 16. Juni 1902, RG. 52, 29, ſteht 
keineswegs auf einem abweichenden Standpunkte. Wenn darin 
das Geſetz von 1840 auf Knappſchaftskaſſenbeiträge für ans 
wendbar erklärt wird, ſo rechtfertigt ſich dies durch die beſondere 
Natur der erwähnten Beiträge, die gleich den eigentlichen 
Steuern in ihrer Höhe im voraus beſtimmt oder beſtimmbar 
und dem Entrichtungspflichtigen bekannt ſind. Aus dem Bis⸗ 
herigen folgt, daß die in Rede ſtehenden Freikuxgelder ſchon 
deshalb, weil fie keinen ſleuerartigen Charakter haben, nicht 
der Verjährung nach dem Geſetz von 1840 unterliegen. Es 
braucht deshalb nicht auf die andere Frage eingegangen zu 
werden, ob fie, was von beiden Vorinſtanzen Übereinſtimmend 
angenommen wird, überhaupt die Natur einer öffentlichen Ab⸗ 
gabe haben oder, wie die Reviſion darzulegen verſucht hat, 
unter den Begriff der gemeinen Laſten zu bringen find. Viel⸗ 
mehr war, da die Sache nach dem bisher Bemerkten ſpruchreif 
iſt, unter Aufhebung des angefochtenen Berufungsurteils das 
erſte Urteil durch Zurückweiſung der dagegen gerichteten Be⸗ 
rufung wiederherzuſtellen. Sch. F. c. D., U. v. 24. Juni 08, 
630/07 V. — Breslau. 

Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. 

23. 5 56 Abſ. 5. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges wegen 
Verzugs in Erfüllung öffentlich⸗rechtlicher Verpflichtungen.] 

Der klagende Kreiskommunalverband nimmt den be⸗ 
klagten Wegebaufiskus auf Schadenerſatz in Anſpruch, weil der 
Beklagte einer im Jahre 1903 von der zuſtändigen Wege⸗ 
polizeibehörde an ihn erlaſſenen Verfügung, gewiſſe ſchadhafte 
Strecken der Landſtraße inſtand zu ſetzen, nicht nachgekommen ſei, 
vielmehr hiergegen, wiewohl vergeblich, alle Rechtsmittel er⸗ 
ſchöpft und dadurch verurſacht habe, daß Kläger zu der erſt im 
Jahre 1906 vorgenommenen Wegebeſſerung mit einem um 
2077,12 4 höheren Beitrag herangezogen worden ſei. Das 
Os G. hatte den Rechtsweg für zuläſſig erklärt. Das RG. 
hob auf und erklärte den Rechtsweg für unzuläſſig: Die Zu⸗ 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte wäre nicht zu beanſtanden, 
wenn die Klage wirklich, wie der Berufungsrichter annimmt, 
auf den Tatbeſtand der unerlaubten Handlung im Sinne von 
55 823 ff. BGB. gegründet wäre. Allein es zeigt ſich, daß 
unter den Parteien mur darüber geſtritten wird, ob der beklagte 
Fiskus auf Grund ſeiner öffentlich⸗rechtlichen Wegebauverpflichtung 
und eines angeblichen Verzugs in Erfüllung dieſer Verpflichtung 
dem Hagenden Kreiſe für den dieſem entſtandenen Mehraufwand 
aufzukommen habe. Derartige Streitigkeiten find aber durch 
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8 56 Abi. 5 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren zugewie ſen. Ins⸗ 
beſondere iſt nicht angängig, die Frage des Verzugs und der 
Verzugs folgen von dem öffentlich⸗rechtlichen Grunde der ſtreitigen 
Verpflichtung loszulöſen und fie unter ausſchließlich private 
rechtlichen Geſichtspunkten zu behandeln. Es iſt ferner ans 
erkannten Rechtens (RG. 27, 214), daß Abſ. 5 des angezogenen 
8 56 die Verwaltungsgerichte keineswegs bloß zur Feſtſtellung 
darüber beruft, wem von mehreren Beteiligten die Wegebau⸗ 
verpflichtung obliegt, ſondern ihnen auch die Entſcheidung über⸗ 
trägt, was demnächſt auf Grund eben dieſer Verpflichtung zu 
leiſten iſt. Das Geſetz unterſcheidet endlich auch nicht zwiſchen 
unmittelbar und mittelbar Beteiligten. Der Berufungsrichter 
hat dem Kläger die Eigenſchaft eines „Beteiligten“ im 
Sinne des Geſetzes deshalb, weil er nur Zuſchüſſe an die 
nächſtbeteiligte Gemeinde zu den dieſer aus Anlaß des Wege⸗ 
baus obliegenden Hand⸗ und Spanndienſten zu leiſten habe, 
mit Unrecht abgeſprochen. Hiernach muß angenommen werden, 
daß die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte zur Entſcheidung, 
wie über die prinzipalen, durch die öffentlich⸗rechtliche Wegebau⸗ 
verpflichtung begründeten Leiſtungen, ſo auch über die aus der 
Verſäumnis dieſer Verpflichtung abgeleiteten Verzugsfolgen bes 
gründet iſt (GVG. $ 13). Der Rechtsweg iſt unzuläſſig. 
Pr. Wegebaufiskus c. Kreiskommunalverband, U. v. 7. Mai 08, 
543/07 IV. — Poſen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 hält nach erneuter Prüfung der in der 
Literatur hervorgetretenen abweichenden Anſchauungen an dem 
Standpunkte feſt, den der erkennende VII. Senat des RG. be⸗ 
züglich der Frage des Eigentumvorbehalts an Maſchinen im 
Anſchluß an die Rechtſprechung des V. Senats in ſeinen 
früheren Entſcheidungen eingenommen hat. Die Entſcheidung 
enthält eine orientierende Überſicht über die maßgebenden Einzel⸗ 
fragen. 

Einen Anwendungsfall der in Entſch. Nr. 1 wiederholten 
Grundſätze bietet Entſch. Nr. 2, in der namentlich darauf hin⸗ 
gewieſen wird, daß eine Maſchine, die eine weſentliche Bedeutung 
im Fabrikbetriebe einnimmt, noch nicht dadurch zum weſentlichen 
Beſtandteil der Fabrik im Sinne des Fabrik gebäudes wird. 
Hierzu iſt in erſter Linie eine die Beſtandteilseigenſchaft her⸗ 
ſtellende Verbindung mit dem Grund und Boden oder dem 
Gebäude erforderlich. 

Entſch. Nr. 3 behandelt das Freiwerden der Zubehörſtücke 
von der hypothekariſchen Haftung wegen Aufhebung der Zu⸗ 
behöreigenſchaft in den Grenzen ordnungsmäßiger Wirtſchaft 
(S 1122 BGB. Abſ. 2). Völliges Aufgeben der wirtſchaft⸗ 
lichen Benutzung des Grundſtücks liegt nicht in dieſen Grenzen 
(Konkurs fall). 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt Entſch. Nr. 4 für das 
Notariat. Es wird hier — abgeſehen von den Fällen, die die 
gleichzeitige Anweſenheit der vertragſchließenden Vertragsparteien 


nach dem Geſetz erfordern — die Beurkundung der Vertrags⸗ 


ſchließung in demſelben Protokoll zugelaſſen, auch wenn die 
beiden Parteien nicht gleichzeitig, ſondern nacheinander vor der 
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Urkundsperſon erſcheinen. Dies Verfahren iſt indes nicht zu 
empfehlen, ehe ſich dieſe Rechtsauffaſſung entſchiedener be⸗ 
feſtigt hat! | 

Entſch. Nr. 5 behandelt die Auslegung der wichtigen Ver⸗ 
tragsklauſel „Netto Kaſſe gegen Faktura“ und gibt dabei all⸗ 
gemeinere Fingerzeige zur Auslegung und Wirkung von allgemein 
üblichen Klauſeln. 

Wenn eine im Alter von 7 bis 18 Jahren ſtehende Perſon 
Schadenserſatzanſprüche gegen einen anderen erhebt und die 
Anwendung des 8 254 BGB. in Frage kommt, fo iſt es nach 
Entſch. Nr. 6 nicht Sache des Beklagten, zu behaupten und 
nachzuweiſen, daß der Kläger die zur Erkenntnis der Gefähr⸗ 
lichkeit ſeines Tuns erforderliche Einſicht gehabt habe. Der 
Kläger muß vielmehr geltend machen und dartun, daß es ihm 
an der zur Beurteilung ſeiner Handlungsweiſe erforderlichen 
Einſicht gefehlt hat. 

Wenn die geſchuldete Leiſtung in Entgegennahme einer 
Grundſtücksauflaſſung beſteht, iſt nach Entſch. Nr. 8 für eine 
ausreichende Friſtſetzung im Sinne des 8 326 BGB. nicht 
unter allen Umſtänden notwendig, daß ein genau beſtimmter 
Auflaſſungstermin feſtgeſetzt werde; es genügt vielmehr, wenn 
der die Friſt Beſtimmende ſich bereit erklärt, innerhalb der 
Friſt mit dem anderen Teil einen Termin zu vereinbaren, und 
in dieſem Termin zur Auflaſſung ſich einzufinden. Zugleich 
wird erörtert, inwiefern Verzug des Käufers in Entgegennahme 
der Auflaſſung Schuldnerverzug ſein kann. 

Der Kläger, der auf die Behauptung einer unerlaubten 
Handlung des Beklagten nach 8 823 Abf. 1 BGB. einen 
Schadenserſatzanſpruch ſtützt, hat, wie Entſch. Nr. 10 ausführt, 
zu beweiſen, daß der Beklagte vorſätzlich oder fahrläſſig eines 
der in der bezeichneten Geſetzesbeſtimmung aufgeführten Rechts⸗ 
güter des Klägers widerrechtlich verletzt habe; fein Beweis hat 
ſich nicht nur auf den objektiven Tatbeſtand der widerrechtlichen 
Handlung, ſondern auch auf den ſubjektiven, das Verſchulden 
des in Anſpruch genommenen Beklagten zu richten. Aber er 
genügt dieſer Beweispflicht, wenn er einen Sachverhalt dartut, 
der an ſich betrachtet nach dem regelmäßigen Zuſammenhang 
der Dinge zunächſt die Folgerung rechtfertigt, daß der ein⸗ 
getretene Unfall vom Beklagten verſchuldet ſei; Sache des Be⸗ 
klagten iſt es demgegenüber alsdann, die etwaigen beſonderen 
Umſtände nachzuweiſen, aus denen ſeine Schuldloſigkeit ſich 
ergibt. 

Auch nach dem Rechte des BGB. iſt, wie Entſch. Nr. 11 
des näheren darlegt, davon auszugehen, daß der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen einem beſtimmten zu vertretenden Er⸗ 
eigniſſe und einem ſchädlichen Erfolge im Rechtsſinne zunächſt 
vorausſetzt, daß ein urſächlicher Zuſammenhang im natürlichen 
Sinne zwiſchen beiden vorliege, d. h. daß der Schaden ohne 
das Ereignis nicht eingetreten wäre. Hierzu muß aber noch 
die Erfüllung des weiteren Erforderniſſes treten, daß es ſich 
nicht um rein zufällige Folgen handelt, die für die Entſtehung 
des Schadens an ſich ganz ohne Bedeutung geblieben wären, 
auch wenn ſie im gegebenen Falle infolge einer Verkettung der 
Umſtände durch das urſprüngliche ſchadenbringende Ereignis 
ermöglicht worden ſind. Dieſes Erfordernis läßt ſich aber 
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in einer die beiderſeitigen Intereſſen gleichmäßig berück 


ſichtigenden Weiſe mur dahin feſtſtellen, daß der nur mittelbar 
eingetretene Erfolg nicht in einem ſo entfernten Zuſammen⸗ 
hange mit dem urſprünglichen Ereigniſſe fteben darf, daß 
er nach der Auffafiung des Lebens vernünftigerweiſe nicht 
mehr in Betracht gezogen werden kann. — Im Streitfalle 
wird die Verſchlimmerung, welche das bei dem Unfall erworbene 
Nervenleiden der Klägerin durch die Aufregungen des Rechts⸗ 
ſtreits über den Schadenserſatzanſpruch erlitten hat, als Folge 
der unerlaubten Handlung der Beklagten angeſehen. 

Bei der Feſtſtellung der Erklärung des Erblaſſers, daß er 
nicht ſchreiben könne, handelt es ſich nach Entſch. Nr. 13 in 
gleicher Weiſe wie bei der Vorſchrift des § 2242 Abf. 1 um 
eine weſentliche Formvorſchrift. Darum kann die Feſtſtellung 
der Erklärung des Erblaſſers nicht durch die Feſtſtellung einer 
anderen Tatſache, z. B. durch die protokollariſche Feſtſtellung, 
daß in Wirklichkeit der Erblaſſer nicht habe ſchreiben können, 
erſetzt werden. Die von dem Urkundsbeamten in dem Protokolle 
zu treffende Feſtſtellung, daß der Erblaſſer erklärt habe, nicht 
ſchreiben zu können, braucht nicht mit beſtimmten rechts förmlichen 
Worten zu erfolgen. Es genügt, daß dieſe Feſtſtellung in irgend 
einer Weiſe aus dem Protokoll erſichtlich iſt; es genügt ins⸗ 
beſondere, daß nach der Feſtſtellung im Protokoll der die ob⸗ 
jektive Feſtſtellung der Schreibensunfähigkeit enthaltende amt⸗ 
liche Vermerk von dem Erblaſſer genehmigt iſt. 

Ob der Ehemann, in deſſen Beiſtande die Ehefrau klagt, 
als Zeuge vernommen werden kann, iſt von Fall zu Fall zu 
entſcheiden und davon abhängig, ob der Ehemann in dem konkreten 
Falle als Prozeßpartei zu erachten (Entſch. Nr. 14). N. 


Vermiſchtes. 


Am 20. Juni d. Js. hat in Berlin eine Sitzung der kürzlich 
gebildeten Vereinigung der Vorſtände deutſcher Anwaltskammern 
ſtattgefunden, an der Vertreter von 22 Kammervorſtänden teils 
genommen haben. Die Verſammlung nahm auch zu dem Entwurf 
eines Geſetzes betreffend Anderungen des Gerichts verfaſſungs⸗ 
geſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichtskoſtengeſetzes und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte Stellung, indem ſie 
unter Vorbehalt der Stellungnahme der einzelnen Vorſtände in 
einer widerſpruchslos angenommenen Reſolution die Übers 
zeugung ausſprach, 

daß die Novelle auch in ihrer jetzigen, dem Reichstag 
vorliegenden Geſtalt den Intereſſen der Rechtspflege 
widerſtreitet. 

Die Fragen der Gerichtsverfaſſung und des Zivilprogeſſes, 
die durch die Prozeßnovelle berührt werden, ſtehen zum Teil 
auch auf der Tagesordnung des diesjährigen zu Karlsruhe in 
der Zeit vom 9. bis 12. September ſtattfindenden Deurſchen 
Juriſtentages. 

Wir empfehlen deshalb unſeren Kollegen, ſich zahlreich an 
den Verhandlungen zu beteiligen. 

Im übrigen ſei verwieſen auf die Nachrichten auf S. 471. 


Für die Redaktion e „Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin 1 85, Potsdamer Straße 118. 
: 8. Noeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 1 


— — — 


M16 (Bogen 68 bis 77). 


Berlin, 15. September 1908. 
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— 


Vereins nachrichten. 


Allen Vereinsmitgliedern wird mit der Nummer vom 
1. Oktober der „Entwurf einer Strafprozeßorduung und 
Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze nebſt Begründung“ 
gratis überſandt werden. 


Der dreizehnte Band der Eutſcheidungen des Ehren⸗ 
gerichtshofs für deutſche Rechtsanwälte iſt erſchienen und 
an die Mitglieder verſandt. Erinnerungen wegen Nicht⸗ 
empfanges können nur berückſichtigt werden, wenn fie bis 
zum 1. Oktober d. Is. an den Unterzeichneten gelangen. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 15. September 1908. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Buhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 
Es wird hiermit eine Mitgliederverſammlung auf den 
27. September 1908, Nachmittags 1 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebünde, Hauptzimmer der 
Nechtsauwalfſchaft beim Reichsgericht, berufen. 
Tagesordnung: 
1. Beratung der durch den Beſchluß der Hülfskaffe 
geſchaffenen Lage. 
2. Borftands- und Aufſichtsratswahl. 
3. Wahl von drei Reviſoren. 
Leipzig, im Auguſt 1908. 
Der Vorſtand. 
Schall. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die vierundzwanzigſte ordentliche General- 
verſammlung wird anf den 
27. September 1908, Vormittags 11 Uhr 
nach Leipzi ichsgerichtsgebäunde, Hauptzimmer der 
Rechtsanwalt left Ge 5 a 
Gegenftände der Tagesordunug find: 


1. Entſcheidung über die Frage, ob die in dem 
Mannheimer Beſchluſſe vom 12. September 1907 
für die Auszahlung von 500 000 & ans dem 


25 Mark, elne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 Pfg. Beſtellungen 
8 jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 85. 


Kapitalgrundſtocke der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte an die Nuhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsauwälte geſtellten 

Vorbedingungen für erfüllt erachtet werden, und 
die Überweiſung mit dem Zinsrechte vom 
1. Juli 1908 ab angeordnet werden ſoll, | 

2. der vom Borftande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1908 abgelaufene 
Geſchäfts jahr, 

3. die Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung 
des Vorſtandes, 

4. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 
des § 9 der Satzungen, 

5. die Wahl von Rechnungsreviſoren, 

6. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 1. Juli 1908. 


bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, Vorſitzender. 


Auf die Tagesordnung der vierundzwanzigſten ordentlichen 
Generalverſammlung am 27. September 1908 Vormittags 11 Uhr 
werden ferner geſetzt: 


*) 7. Anträge des Rechtsauwalts Karl Heyne zu Düffeldorf. 


I. Jatzungs änderungen. 
8 2 erhält die Faſſung: 
Der Zweck des Vereins iſt ein zweifacher: 
1. Die zur Gründung 
a) einer Ruhegehaltskaſſe, nebſt Abteilung für In⸗ 
validitäts⸗Ergänzungsrente, 
b) einer Witwen⸗ und Waiſenkaſſe, 
c) einer Unterſtützungskaſſe, 
d) einer Sterbekaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte und deren Hinterbliebenen 
erforderlichen Stammkapitale anzuſammeln. 
2. bleibt unverändert. 
8 2a Zuſatz: 
Die in § 2 genannten Kaſſen bilden felbftändige 
Kaſſen mit eigenem Vermögen, eigenen Satzungen und 
eigener rechneriſch getrennter Verwaltung. 


) Die „Begründung der auf die Tagesordnung der diesjährigen 
Generalverſammlung der Hülfskaſſe von Rechtsanwalt Karl Heyne 
zu Düſſeldorf geſetzten Anträge“ befindet ſich auf Seite 614. 
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Zu dieſem Zweck werden aus dem bisher ans 
geſammelten Kapitalgrundſtock folgende Stamm- und 
Betriebsfonds gebildet: 


a) für die Ruhegehaltskaſſe . 300 000 & 
b) s Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 500 000 
c) s Unterſtützungskaſſe. . 300000 ⸗ 
d) = Sterbekaſſe . Reft. 


Die den unter c und d genannten Kaſſen über 
wieſenen Gelder gelten als zinsfreie und unkündbare 
Darlehne und ſind nach Inkrafttreten dieſer Kaſſen in 
jährlichen Raten von mindeſtens ¼ ihrer Beträge 
den unter a und b genannten Kaſſen — dieſen zu 
je / — zurückzuerſtatten. 

§ 3 Zuſatz: 
Von den zu Unterſtützungen verfügbaren Geldern ſind 
alljährlich 10 Prozent zur Bildung eines eigenen, nur 
den Zinſen nach für Unterſtützungen dienenden Kapital⸗ 
grundſtocks anzuſammeln. 

8 4 Abſ. 4 wird erſetzt durch: 

1. Ab 1. Januar 1910 dürfen neue Unterſtützungen nur 
5 an Mitglieder oder deren Angehörige gezahlt 
werden. e 

2. Eltern und Kinderloſen darf bei noch vorhandenem 
Vermögen Unterſtützung nur in Form einer Leibrente 
gewährt werden. 

3. Unterſtützung iſt ausgeſchloſſen, wenn Unterſtützungs⸗ 
bedürftigkeit bereits beim Eintritt in die Rechtsanwaltſchaft 
vorlag, oder durch freigebige Verfügungen verurſacht 
worden iſt, die zur Zeit in offenſichtlichem Miß⸗ 
verhältniſſe zur allgemeinen Vermögenslage des Gebers 
ſtanden. | 

8 8 letzter Satz wird aufgehoben. 

§ 9 Abſ. 1 erhält den Zuſatz: 
Die Wahl erfolgt im gemeinſchaftlichen Wahlgange durch 
Stimmzettel; es entſcheidet einfache Stimmenmehrheit, 
bei Stimmengleichheit das vom Vorſitzenden zu 
ziehende Los. 


Verwaltungsgrundſätze: 
A II. Abſ. 1. Alle Anlagen erfolgen in erſter Reihe in 
mündelſicheren Hypotheken, im ubrigen ... . wie bisher. 
B II. Abſ. 1. Mindeſtens 14 Tage vor der jährlichen ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung iſt der Verwaltungs⸗ und 
Kaſſenbericht .... zuzuſenden. 


II. Anderweitige Anträge. 
Der Vorſtand wird erſucht: 

1. den Erlaß reichsgeſetzlicher Beſtimmungen zu beantragen, 
inhalts deren 

a) alle aktiven Rechtsanwälte Mitglied der 
richtenden Ruhegehalts⸗ und Witwen⸗ und 
kaſſe fein müflen (Zwangskaſſe), 

b) dieſen beiden Kaſſen als teilweiſes Aquivalent für 
die von den Anwälten in Armenſachen zu machenden 
Barauslagen ein jährlicher Pauſchalſatz von je 
100 000 & gewährt wird; 

2. beim Deutſchen Anwaltverein zu beantragen, dem 
Kapitalgrundſtock unſerer Kaſſen jährlich einen auf 54 
pro Mitglied zu bemeſſenden Beitrag zu überweiſen; 

3. aus Anlaß des bevorſtehenden 25 jährigen Jubiläums 
der Hülfskaſſe die Stiftung eines Jubiläums fonds ein⸗ 
zuleiten. 

Leipzig, den 7. Auguſt 1908. 


Dülfstafe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, Vorſitzender. 


u er⸗ 
aiſen⸗ 
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Zur Juſtizreform. 
Von Juſtizrat Striemer, Königsberg i. Pr. 
II. 
Veſchleunigung durch Gerichtskoſtenerhöhung. 


Der viel erörterte“) 8 48 GKG. iſt durch die Reichstags⸗ 

vorlage gegenüber dem vorigen Entwurf erheblich verändert. 

Zwar die Grundidee bleibt dieſelbe. Der Entwurf be⸗ 
trachtet auf Grund ſtatiſtiſcher Erhebungen bei Prozeſſen ohne 
Beweisaufnahme 4 Termine, bei ſolchen mit Beweisaufnahme 
6 als Normalzahl. Da dieſe Zahl aber häufig weſentlich 
überſchritten werde und zwar in verſchiedenem Maße, führe 
das bisherige Gerichtskoſtenſyſtem der Pauſchalgebühren zur 
Unbilligkeit; billig ſei es, bei den Gerichtskoſten auch die Zahl 
der Termine zu berückſichtigen; denn ſie ſei für den Umfang 
der Gerichtsbelaſtung bedeutſam; bedeutſam für die Tätigkeits⸗ 
häufung der Gerichte ſei aber nicht etwa die Zahl der ſtatt⸗ 
gehabten, ſondern der anberaumten Termine; denn auch 
die ausgefallenen Termine belaſten das Gericht, ſowohl 
weil es ſich zu ihnen vorbereite, als auch weil es oft auf die 
Parteien im Termin warte, ohne daß ſie erſcheinen. 

Dieſe Begründung iſt durch und durch verfehlt. 4 und 
6 Termine mögen ſich vielleicht ſtatiſtiſch als Durchſchnitts⸗ 
ziffern ergeben; aber Durchſchnittsziffern, d. h. das 
arithmetiſche Mittel, find nicht identiſch mit Normal ziffern. 
Können ſehr viele Prozeſſe in 4 bezw. 6 Terminen erledigt 
werden, — deshalb doch noch nicht ein jeder. Prozeſſe 
mit großem, verwickeltem Tatbeſtand, umfangreichen Beweis⸗ 
aufnahmen und ſchwierigen Rechtsfragen in 6 Terminen zu 
erledigen: das wäre gerade abnorm. Unrichtig iſt ferner, daß 
die Zahl der Termine für die Arbeitsbelaſtung des Gerichts 
von Bedeutung ſei. Bedeutſamer hierfür iſt jedenfalls die 
Schwierigkeit der Rechtsfragen und die Größe des Prozeß⸗ 
ſtoffes; beide können trotz vieler Termine gering, trotz weniger 
Termine ſehr bedeutend ſein. Wäre ferner die normale Termins⸗ 
zahl 4 bezw. 6 und wäre für die gerichtliche Arbeitslaſt die 
Terminszahl bedeutſam, ſo würde logiſch folgen, daß das 
ganze Pauſchalſyſtem verfehlt iſt; und dann müßten Prozeſſe 
mit ſehr wenigen Terminen billiger ſein; dann wäre es be⸗ 
ſonders unbillig, daß Prozeſſe, die in einem Termin — ohne 
oder mit Beweisaufnahme — entſchieden werden, ebenſo teuer 
ſind, wie ſolche, die die Normalzahl 4 oder 6 erreichen. Be⸗ 
ſonders darf aber, wenn die Arbeitslaſt des Gerichts das 
maßgebende Moment ſein ſoll, nicht jeder Termin ſchon deshalb 
gerechnet werden, weil er anberaumt iſt. Denn die Ein⸗ 
rückung des Termins ſelbſt macht doch wohl keine Mühe; und 
vertagen die Parteien rechtzeitig, ſo bereitet ſich auch das Gericht 
auf den anberaumten Termin nicht vor und tritt ein Warten 
des Gerichts im Termin nicht ein. Auf viele Termine bereitet 
ſich das Gericht überhaupt nicht vor, nämlich dann, wenn die 
Termine kurz aufeinander folgen und der Richter den Streitſtoff 
noch im Kopfe hat. 


9) Vgl. Aufſatz des Verfaſſers in JW. 07, 729. Die dort als 
bedenklich bekämpften SS 501 und 509 find nahezu unverändert 
geblieben. 
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Die Denkſchrift gibt aber eine weitere Rechtfertigung 
der Strafgebühr. Die Zuſtellungskoſten des amtsgerichtlichen 
Verfahrens ſollen bekanntlich in Zukunft vom Fiskus getragen 
werden (der ſich dafür freilich anderweit ſchadlos hält). Nun 
betont die Denkſchrift, daß im bisherigen Verfahren die außer⸗ 
gerichtlichen Koſten, falls das Verfahren ruhte, durch die Koſten 
einer neuen Ladung erhöht wurden, und daß die Furcht vor 
dieſer Koſtenerhöhung bisher ein gewiſſes Schreckmittel für die 
Parteien geweſen ſei, die Termine nicht willkürlich zu häufen. 
Dieſes Schreckmittel von zirka 80 & falle nun in Zukunft 
beim Amtsgericht fort, nichts ſchrecke dann die Parteien mehr, 
das Verfahren immer und immer wieder ruhen zu laſſen; 
dieſem Mißſtand könne wirkſam nur durch eine Strafgebühr für 
Überſchreitung der Terminsnormalzahl entgegengetreten werden. 

Dieſe Ausführungen wird wohl jeder Praktiker mit Er⸗ 
ſtaunen geleſen haben. Wer hätte ſich, wenn er ſonſt das 
Ruhen des Prozeſſes für zweckmäßig erachtete, wohl je durch 
die Sorge, die Koſten um zirka 80 & zu verteuern, vom Ruhen 
abſchrecken laſſen? Und wenn 80 & ſich ſchon als ein wirk⸗ 
ſames Schreckmittel bisher erwieſen haben: wozu dann über⸗ 
haupt die Neuerung? Wozu gar ein Schreckmittel, das ſich 
z. B. bei einem Objekt von 800 & in Zukunft auf 13 & 
belaufen würde? War jene Angſt vor den Koſten einer er⸗ 
neuten Ladung in der Tat „eine gewiſſe Schranke gegen eine 
willkürliche Häufung von Terminen“, ſo braucht ja nur das 
Geſetz vorzuſchreiben, daß die Koſtenfreiheit der Ladungen eben 
auch nur für die Klagezuſtellung ſelbſt, nicht aber mehr für 
ſpätere Ladungen gelten ſoll, die nach Ruhen des Verfahrens 
nötig werden. 

Die wichtigſte Umgeſtaltung, die die Reichstags⸗ 
vorlage in § 48 gegenüber dem früheren Entwurf erfahren 
hat, ift auf die allſeitige Kritik zurückzuführen, daß er in feiner 
früheren Geſtalt zu unerträglichen Härten führen müßte.“) 
Die Reichstagsvorlage beſtimmt deshalb, daß das Gericht die 
Mitzählung eines Termins im Gnadenwege erlaſſen kann 
(nicht: muß), wenn die Anberaumung des Termins von keiner 
der beiden Parteien verſchuldet iſt, und wenn dies entweder 
notoriſch iſt oder bis zum Schluß der letzten mündlichen Ver⸗ 
handlung in der Inſtanz glaubhaft gemacht wird; die Ent⸗ 
ſcheidung, daß ein ſolcher Termin mitgerechnet oder nicht mit⸗ 
gerechnet werden ſoll, ſoll unanfechtbar ſein. Dieſe neuerliche 
Milderung des § 48 iſt aber eine nur ſcheinbare. Denn die 
Beweispflicht, die den Parteien hier aufgebürdet wird, iſt ſchier 
unerſchwinglich. Man darf nicht auf die Analogie hinweiſen, 
daß ein Zeuge, der einen Termin verſäumt, ſich entſchuldigen 
kann. Dieſe Entſchuldigung iſt relativ leicht. Denn ſie erſtreckt 
ſich nur auf einen einzigen Zeitpunkt. Reicht aber eine Partei 
einen Schriftsatz fo ſpät ein, daß der Gegner nicht mehr die 
genügende Erkundigung einziehen kann, ſo muß die Partei über 
jeden Tag und jede Stunde, die vom vorigen Termin ab ver⸗ 
ſtrichen war, Rechenſchaft ablegen und dartun, weshalb fie den 
Schriftſatz nicht früher eingereicht hat. Der beſchäftigte Anwalt 
muß dann in jedem Prozeß bezüglich jedes vertagten Termins 
über feine ganze Geſchäftslaſt der Zwiſchenzeit Auskunft 
geben, damit das Gericht nachprüfen kann, ob der Anwalt 


) Vgl. a. a. O. S. 731 und Dittenberger zu § 48. 
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nicht doch bei größerem Fleiß und bei anderer Dispoſition 
über ſeine Arbeit den Schriftſatz früher hätte fertigen können. 
Ahnliche Beiſpiele liegen zu Hunderten auf der Hand. Vor 
allem wird ſich aber ein ſteter Kampf zwiſchen Gericht und 
Parteien darüber entwickeln, wer an der Vertagung ſchuld iſt, 
ob das Gericht, oder eine und welche der Parteien. Das Gericht 
wird oft nicht zugeben wollen, daß es ſelbſt die Häufung der 
Termine herbeiführte, indem es z. B. das Fragerecht unnütz aus⸗ 
übte, indem es Beweisaufnahmen über unerhebliche Punkte ver⸗ 
anlaßte, oder die Beweistermine dadurch häufte, daß es in 
jedem Termin je einen Zeugen vernahm in der Hoffnung, zu⸗ 
nächſt mit einem auszukommen. Schwer begreifbar iſt die 
Anſicht der Denkſchrift, daß „eine allen Umſtänden des Falles 
Rechnung tragende Entſcheidung hierüber nur von dem Prozeß⸗ 
gericht getroffen werden kann“. Gerade in den genannten Bei⸗ 
ſpielen wird die höhere Inſtanz viel beſſer entſcheiden, in zahl⸗ 
reichen anderen Fällen mindeſtens ebenſogut wie das Gericht 
der vorigen Inſtanz, z. B. ob der Anwalt wegen der Schwierig⸗ 
keit des Prozeſſes recht daran tat, zu vertagen, ob er durch 
unerwartet lange Dauer eines Termins wider Verhoffen genötigt 
war, einen Termin bei einer anderen Gerichtsabteilung zu 
fruſtrieren uſw. Und wird es überhaupt möglich fein, bei einem 
Prozeß von 10 Terminen vor der letzten mündlichen Verhandlung 
über die Gründe, aus denen die früheren 9 Termine vertagt 
worden ſind, eine erſchöpfende und glaubhafte Nachweiſung zu 
geben? Auch dieſe neueſten Milderungsverſuche zeigen, daß 
8 48 das iſt und bleibt, was man ihn mit Recht genannt hat: 
eine Fehlgeburt. — In dieſer Kritik wird man auch beſtärkt, 
wenn man die weiteren Verbeſſerungsvorſchläge der Regierung 
prüft. Ergeht nämlich ein Zwiſchenurteil über den Grund des 
Anſpruchs, ſo ſollen die nachfolgenden Termine, in denen über 
die Höhe des Anſpruchs verhandelt wird, als eine neue Inſtanz 
gelten, die künftigen Termine ſollen alſo nicht zu den früheren 
hinzuaddiert werden. Dieſelbe Milde ſoll walten, wenn ein 
Zwiſchenurteil über eine prozeßhindernde Einrede erging und 
demnächſt über die Hauptſache verhandelt wird. Das iſt gewiß 
gerecht. Aber die gleiche Gerechtigkeit fordern zahlreiche ähnliche 
Fälle. Hat der Richter z. B. bisher alle Verhandlungen und 
Beweisaufnahmen lediglich dem Grunde des Anſpruchs 
gewidmet und iſt der Grund dadurch ſchließlich ſo zweifellos 
geworden, daß der Richter glaubt, ein Zwiſchenurteil ſparen 
zu können, dann werden die bisherigen Termine zu den künftigen 
addiert. Man ſieht: das maßgebende Moment, das die 
Terminsaddition verbietet, liegt eben nicht im Erlaß des 
Zwiſchenurteils, ſondern in der Tatſache, daß es zweckmäßig 
war, die Termine zu häufen. Die gleiche Zweckmäßigkeit liegt 
natürlich vor, wenn zunächſt nur über prozeßhindernde Einreden 
verhandelt und Beweis erhoben wurde, und dieſe ſo wider⸗ 
legt werden, daß der Richter glaubt, auf ein Zwiſchenurteil 
verzichten und nunmehr zur Hauptſache ſich wenden zu können. 
Aber natürlich liegen auch alle die Fälle ebenſo, in denen der 
Richter bei einer Mehrheit von Klagegründen, Einwendungen, 
Repliken uſw. gemäß ZPO. 8 146 etappenweiſe vorgeht und 
durch dieſe zweckmäßigſte Art der Prozeßführung den Prozeß⸗ 
ſtoff möglicherweiſe vermindert, möglicherweiſe aber auch die 
Termine häuft. Es iſt eben klar: Der Fehlgeburt des 8 48 


hilft keine Heilkur; fie muß einfach ausgemerzt werden. 
68 * 
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Es mag noch auf folgendes hingewieſen werden: Gezählt 
werden ſollen nur die Termine, die zur mündlichen Ver⸗ 
handlung über die Hauptſache in einer Inſtanz anberaumt 
ſind. Deshalb werden nicht mitgezählt Beweistermine vor dem 
beauftragten oder erſuchten Richter; denn dieſe werden 
nicht zur Verhandlung über die Hauptſache anberaumt. 
Dagegen werden gezählt Beweistermine vor dem Prozeßgericht; 
denn dieſe dienen ſtets gleichzeitig zur Verhandlung über die 
Hauptſache. Hieraus ergibt ſich eine ganz mechaniſche Be⸗ 
günſtigung des landgerichtlichen Verfahrens vor dem amts⸗ 
gerichtlichen. Denn das Landgericht erledigt feine Beweis⸗ 
aufnahmen in der Regel durch den beauftragten Richter. Dann 
haben die Anwälte die Möglichkeit, das Beweismaterial dieſes 
nicht gezählten Beweistermins bis zum nächſten Verhandlungs⸗ 
termin mit ihren Parteien in Ruhe durchzuſprechen und den 
nächſten Verhandlungstermin eventuell durch nova vorzubereiten. 
Da es aber vor dem Amtsgericht keinen beauftragten Richter 
gibt, ſo gilt jeder Termin, den der Amtsrichter zur Beweis⸗ 
aufnahme anberaumt, zugleich auch zur mündlichen Verhandlung 
und wird deshalb mitgezählt. Und doch haben gerade nach 
einer Beweisaufnahme die Parteivertreter oft den dringenden 
Wunſch nach Vertagung, um das vielleicht weitſchichtige 
Material mit ihren Parteien zu beſprechen und dazu Stellung 
zu nehmen. — Dafür winkt freilich den Parteien bei den Amts⸗ 
gerichten ein anderer, freilich ſehr ſchwacher Troſt. Sie können 
nämlich nach ZPO. § 500 auch ohne Terminsanberaumung 
an ordentlichen Gerichtstagen zur Verhandlung des Rechtsſtreits 
vor Gericht erſcheinen; ſie können dies ſowohl vor Erhebung 
der Klage als auch nach ruhendem Rechtsſtreit. Auch kann der 
Kläger nach 5 510 c einen Termin zunächſt lediglich zum Zweck 
eines Sühneverſuchs beantragen. Solche Termine nach 88 500 
und 510 werden aber bei der Terminszählung nicht mit⸗ 
gerechnet, weil nur die zur mündlichen Verhandlung an⸗ 
beraumten Termine mitgerechnet werden. Mit Hilfe dieſer 
Paragraphen, die bisher wohl lediglich auf dem Papier ſtanden, 
mag mancher Termin in Zukunft dem fiskaliſchen Säckel 
entzogen werden. Das hat man wohl überſehen. Aber 
auch dies zeigt, wie verkehrt es iſt, eine Flickwerksreform 
vorzunehmen. 


Die Haftung für Antomobilnnfälle, 
Von Landrichter Arnold Freymuth in Konitz. 


Die Reichsregierung beabſichtigt, die Haftung für Autos 
mobilſchädigungen, entſprechend dem Eiſenbahnhaftpflichtgeſetz, 
dahin auszudehnen, daß der „Betriebsunternehmer“ für den 
Schaden ohne Rückſicht auf Verſchulden haftet. Ob dieſe Abſicht 
ſich zum Erlaß des Geſetzes verdichten wird, ſteht dahin. Nach 
dem jetzigen Rechtszuſtande gilt für Schädigungen durch Auto⸗ 
mobile (d. h. Kraftfahrzeuge aller Art, auch Autofahrräder) nichts 
vom allgemeinen Recht Abweichendes. Maßgebend iſt zur Zeit 
mithin $ 823 BGB. Abſ. 1 „Wer vorſätzlich oder fahrläſſig 
das Leben, den Körper, die Geſundheit ... das Eigentum .. eines 
andern widerrechtlich verletzt, iſt dem andern zum Erſatze des 
daraus entſtehenden Schadens verpflichtet“, und Abſ. 2: „Die 
gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den 
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Schutz eines andern bezweckendes Geſetz verſtößt“. Die Haftung 
für Schadenserſatz iſt alſo von einem Verſchulden abhängig. 
Der Begriff der Fahrläſfigkeit iſt in $ 276 BGB. dahin beftimmt, 
daß fahrläſſig handelt „wer die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt außer acht läßt“. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
hat in mehrfachen Entſcheidungen gezeigt, in welcher Weiſe dieſe 
Rechtsſätze für die durch Kraftfahrzeuge verurſachten Unfälle zu 
verwerten ſind. Soweit es im Rahmen des geltenden Rechts 
möglich iſt, hat das Reichsgericht dabei den beſonderen Gefahren 
des Betriebes Rechnung getragen, die darin beruhen, daß die 
Kraftfahrzeuge „zur Entwicklung einer ungewöhnlichen Ge⸗ 
ſchwindigkeit imſtande und regelmäßig auch beſtimmt find” 
(Begründung des bisher nicht verabſchiedeten Automobilgeſetzes), 
und daß ſie trotz dieſer ungewöhnlichen Geſchwindigkeit nicht auf 
Schienen laufen, daher ihr Lauf auf den Straßen, die ſie mit 
dem ſonſtigen Straßenverkehr gemeinſam benutzen, nicht vorher 
zu berechnen iſt; vgl. JW. 1907, 7057 (Überfahren eines den 
Fahrdamm überſchreitenden Fußgängers). 

Für die durch das Kraftfahrzeug — d. h. das im Betriebe be⸗ 
findliche Fahrzeug — verurſachten Schädigungen an Perſonen 
und Sachen haftet nach geltendem Recht grundſätzlich derjenige, 
der das Fahrzeug im Einzelfalle in Betrieb geſetzt hat, d. h. 
der es lenkt (der Chauffeur). Der Eigentümer des Fahrzeugs 
als ſolcher, d. h. ohne Rückſicht darauf, ob er es im Einzelfalle 
gelenkt hat, haftet im allgemeinen lediglich nach dem unten 
noch zu beſprechenden Grundſatz des § 831 BGB. wegen richtiger 
Auswahl des Lenkers. Was nun das Maß der von dem Lenker 
anzuwendenden Sorgfalt angeht, ſo iſt auch für den Betrieb 
der Kraftfahrzeuge der in anderm Zuſammenhange vom Reichs⸗ 
gericht ausgeſprochene Satz maßgebend, daß jedesmal zu prüfen 
iſt, welche Sorgfalt „derjenige Verkehr, welcher bei dem Ver⸗ 
hältnis, um das es ſich handelt, in Betracht kommt, erfordert“ 
(RG. in JW. 1902, Beilage 2631860); vgl. dazu die unten 
angezogene Entſcheidung in JW. 1906, 681%. Verlangt 
muß mithin vom Lenker diejenige Sorgfalt werden, die ein 
ordentlicher Kraftfahrzeuglenker im gegebenen Falle anzuwenden 
hatte und angewendet hätte. Die möglichſt genaue Feſtſtellung 
des tatſächlichen Hergangs iſt mithin von größter Bedeutung, 
namentlich die Prüfung der Ortlichkeit nach der größeren oder 
geringeren Uberſichtlichkeit, der Stärke des Verkehrs, der Breite 
des Weges, des Gefälles u. dgl., ferner die Feſtſtellung der 
entwickelten Geſchwindigkeit. Sind alle dieſe Punkte genügend 
aufgeklärt, ſo wird in der Regel weiterhin die Vernehmung von 
Sachverſtändigen erforderlich ſein, die — nötigenfalls an Ort 
und Stelle — Aufklärung darüber zu geben haben, wie ſich 
ein ordentlicher Lenker im gegebenen Falle hätte benehmen 
müſſen. Dabei wird das Gericht zu berüdfichtigen haben, daß 
beim Auftreten plötzlicher Gefahren und Hinderniſſe, wie ſie 
gerade im Betrieb der Kraftfahrzeuge die Regel bilden, auch ein 
ſorgfältiger Menſch durch die nötige Schnelligkeit des Entſchluſſes 
beeinflußt wird; es darf daher bei der Frage der Entwicklung 
der nötigen Sorgfalt das Verhalten des Lenkers nicht ledig⸗ 
lich nach dem Geſichtspunkt geprüft werden, ob dies Verhalten 
ſich hinterher bei ruhiger Überlegung und Berechnung als richtig 
und den Regeln entſprechend erweiſt (vgl. das für einen Fahr⸗ 
radunfall erlaſſene, aber unbedenklich auch für Kraftfahrzeuge 
verwertbare Urteil des RG. in JW. 1905, 528°). Andererſeits 
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find die Anforderungen, die das Reichsgericht an den Lenker des 
Kraftfahrzeugs ſtellt, wenn er die Gefahr erkennt oder erkennen 
kann, außerordentlich ſtreng. Dies tritt beſonders hervor, wenn 
mitwirkendes Verſchulden des Verletzten in Frage ſteht, das ja 
den Anſpruch auf Schadenserſatz ganz oder teilweiſe ausſchließt 
($ 254 BGB.). Von großer Bedeutung iſt in dieſer Beziehung 
ein Urteil des Reichsgerichts vom 4. Januar 1908, abgedruckt 
in der JW. 1908, 1063: Ein auf der Landſtraße wandernder 
Mann bemerkte einen auf einem Motorfahrrad hinter ihm 
kommenden Fahrer nicht. Der Fahrer gab Signale, die aber 
nicht gehört wurden, ſtellte die Zündung ab und verlangſamte 
ſeine Schnelligkeit erheblich. Dann gab er, als er dem Manne 
ſchon ſehr nahe war, noch ein Signal. Dieſes hörte der Mann, 
ſprang in der Verwirrung unter das Rad, wurde überfahren 
und ſtarb an den Folgen der erlittenen Verletzung. Das Reichs⸗ 
gericht hat den Fahrer für ſchadenserſatzpflichtig erklärt und ein 
Mitverſchulden des Verletzten verneint. Es erklärt: die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsgericht!’ „wird von der Feſtſtellung ges 
tragen, daß G. das Nahen des Beklagten nicht wahrgenommen 
und daß Beklagter dies gemerkt hat. Die tägliche Erfahrung 
lehrt nun, daß infolge des rückſichtslos raſchen Fahrens vieler 
Fahrer von Kraftfahrzeugen auf der offenen Landſtraße die 


„meiften Menſchen, wenn fie auf der Mitte der Straße ſchreiten 


und plötzlich das Hupenzeichen wenige Schritte hinter ſich ver⸗ 
nehmen, aufs heftigſte erſchrecken und durch einen Sprung nach 
der Seite der drohenden Gefahr zu entrinnen ſuchen. Zutreffend 
nimmt das Berufungsgericht an, daß der Beklagte, wenn er ſo 
kurz hinter G. nochmals die Hupe ertönen ließ, vermöge dieſer 
Erfahrung auf eine haſtige und ungeſchickte Bewegung des über⸗ 
raſchten Mannes, die ihn vor das Rad bringen konnte, gefaßt 
ſein und deshalb die Fahrgeſchwindigkeit dermaßen verringern 
mußte, daß ein Zuſammenſtoß mit ihm vermieden wurde oder 
unſchädlich für ihn blieb. Bedenkenfrei hat das Berufungsgericht 
weiter verneint, daß den G., der in höchſter, durch das Ver⸗ 
halten des Beklagten erzeugter Verwirrung den Falſchſprung 
getan habe, ein eigenes Verſchulden treffe“. 

Eine ganz beſondere Rolle bei den durch Kraftwagen ver⸗ 
urſachten Unfällen ſpielt faſt ſtets die Geſchwindigkeit der Fahrt. 
Hier iſt nun darauf hinzuweiſen, daß der Bundesrat für den 
Betrieb der Kraftfahrzeuge unter dem 3. Mai 1906 „Grundzüge 
betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen“) erlaſſen und dort 
auch Vorſchriften über die Geſchwindigkeit gegeben hat (8 17 ff.). 
Dieſe Vorſchriften haben zwar keine Geſetzes⸗ oder ſonſt unmittelbar 
verbindliche Kraſt. Sie ſind lediglich als Anweiſungen an die 
einzelſtaatlichen Regierungen erlaſſen, die danach Polizeivorſchriften 
in Kraft ſetzen ſollen. Es darf wohl angenommen werden, daß 
nach dieſer Anweiſung überall Polizeiverordnungen erlaſſen 
worden find. Dieſe ſind in jedem einzelnen Falle feſtzuſtellen. 
Sie ſtellen fi als Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abf. 2 
BOB. dar, wie das Reichsgericht bereits entſchieden hat: 
JW. 1905, 14221 und 1906, 6812; ihre Verletzung macht daher, 
bei Vorliegen des regelmäßig wohl vorliegenden Verſchuldens 
des Verletzers, erſatzpflichtig. Beſonders wichtig ift dabei der 
vom Reichsgericht a. a. O. (JW. 1906) ausgeſprochene Grund⸗ 
re 

) Reichs⸗ und Staatsanzeiger vom 21. Mai 1906; unter 
anderem auch abgedruckt in Weißlers Preuß. Archiv 1906 S. 829. 
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ſatz: „Die hinſichtlich des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen be⸗ 
ſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften ... können bezüglich der 
zivilrechtlichen Verantwortung des Automobilführers aus $ 823 
erſter Abſatz des BGB. zwar einen Anhalt für die Beſtimmung 
der zu erfordernden Sorgfalt, namentlich ſofern deren Mindeſt⸗ 
maß dadurch begrenzt wird, an die Hand geben, aber an ſich 
keine ausſchließliche und erſchöpfende Regelung darſtellen. Den 
geſetzlichen Maßſtab bildet hierfür nach 8 276 BGB. die im 
Verkehr, und zwar in dieſem beſonderen Verkehr erforderliche 
Sorgfalt.“ — | 
Was den Eigentümer des Kraftfahrzeugs angeht, fo haftet 

er, wie erwähnt, nach dem jetzt geltenden Recht als ſolcher nicht. 
Wohl aber kann er nach Maßgabe des § 831 BGB. haften. 
Dort heißt es: 

„Wer einen anderen zu einer Verrichtung beſtellt, iſt zum 

Erſatz des Schadens verpflichtet, den der andere in Ausführung 

der Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die Er⸗ 

ſatpflicht tritt nicht ein, wenn der Geſchäftsherr bei der Aus⸗ 

wahl der beſtellten Perſon ... die im Verkehr erforderliche 

Sorgfalt beobachtet (hat)“. 
Wer alſo als Eigentümer eines Kraftfahrzeugs einen Lenker 
(Chauffeur) annimmt und das Fahrzeug von ihm lenken läßt, 
haftet gemäß § 831 Satz 1 für die von dem Lenker beim 
Fahren verübten Perſonen⸗ und Sachſchädigungen. Doch kann 
der Eigentümer ſich durch den Nachweis befreien — die Beweis⸗ 
laſt trifft ihn — daß er den Lenker mit der erforderlichen Sorg⸗ 
falt ausgeſucht hat. In dieſer Beziehung ſtellt das Reichsgericht 
mit Rückſicht auf die hohen Gefahren des Betriebs ſehr hohe 
Anforderungen, wenigſtens für den ſtädtiſchen Verkehr. In der 
Entſcheidung JW. 1904, 2888 erklärt es, indem es ſich teils 
weiſe die Darlegungen des Berufungsgerichts (Colmar) zu eigen 
macht „daß für die Sorgfalt in der Auswahl der Wagenführer 
der Automobile ganz beſonders ſtrenge Anforderungen zu ſtellen 
find, daß techniſche Geſchicklichkeit, ja auch die Bekanntſchaft 
mit den polizeilichen Vorſchriften nicht genügend ſind, eine 
Perſon als Führer eines Automobils in den Straßen einer 
Stadt geeignet erſcheinen zu laſſen, dazu vielmehr auch moraliſche 
Eigenſchaften ſich geſellen müſſen: Beſonnenheit, Charakterſtärke 
und ein Bewußtſein der Verantwortlichkeit, die der Wagenführer 
im Hinblick auf die Gefahren des Gefährtes für den Verkehr 
dem Publikum gegenüber auf ſich nimmt, nicht nur das Ver⸗ 
mögen, ſondern auch der ernſte, aus der Achtung vor der öffent⸗ 
lichen Ordnung und vor der Perſönlichkeit der Mitmenſchen 
entſpringende Wille, jede Gefährdung anderer Perſonen zu ver⸗ 
meiden“. Namentlich, führt das Reichsgericht aus, müſſe der 
Dienſtherr vor der Anſtellung Erkundigungen über den Betreffenden 
einziehen und ſich etwa vorhandene Zeugniſſe früherer Dienſt⸗ 
herrſchaften oder Geſchäftsherren vorlegen laſſen. Vgl. auch 
JW. 1907, 1618. — Ofters taucht die Frage auf, ob und inwieweit 
der Inſaſſe des Kraftfahrzeugs als ſolcher neben dem Lenker für 
Schädigungen hafte. Hier hat das Reichsgericht die leitenden Grund⸗ 
ſätze dahin gegeben: Derjenige, der im Wagen ſitzt — im Falle 
war es kein Kraftwagen, ſondern ein mit Pferden beſpannter 
Wagen —, ohne das Gefährt zu lenken, iſt nicht verpflichtet, 
auf die Fahrbahn und grundſätzlich auch nicht auf das Verhalten 
des Lenkers zu achten. JW. 1905, 4927. Jedoch gilt hier 
folgende Einſchränkung — die folgende Entſcheidung iſt für einen 
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Kraftwagenunfall gegeben worden —: Von demjenigen, der in 
einem Kraftfahrzeug fährt und zu deſſen Lenker in einem Ver⸗ 
hältnis ſteht, vermöge deſſen dieſer ſeinen Anordnungen Folge 
zu leiſten hat, muß verlangt werden, daß er durch ſeiner Sach⸗ 
kenntnis und Erfahrungen entſprechende Anordnungen eingreift, 
ſobald er wahrnimmt, daß durch die Art, wie der Lenker das 
Fahrzeug leitet, unter den vorliegenden Umſtänden Gefahr für 
Leben, Geſundheit oder Eigentum dritter Perſonen entſteht: 
IW. 1905, 2871. Tut er dies im gegebenen Falle nicht, ſo 
handelt er fahrläſſig ſchuldhaft und haftet nach § 823 Abſ. 1 
BGB. Die vorliegende Entſcheidung betrifft den Eigentümer 
des Kraftfahrzeugs. Dieſem wird kraft ſeiner dienſtherrlichen 
Gewalt gegenüber dem Lenker die von dem Reichsgericht an⸗ 
genommene Pflicht ganz beſonders obliegen. Grundſätzlich wird 
aber der Fahrgaſt im Verhältnis zu dem Lenker der ſtädtiſchen 
Kraftdroſchke ebenſo zu behandeln ſein. Das Reichsgericht betont 
ſelbſt, daß es auch ſonſt von dem Fahrgaſt verlangt, „daß er 
einer Maßnahme des Kutſchers, die er wahrnimmt und von der 
er erkennt, daß dadurch andere gefährdet werden, nicht müßig 
zuſchaut, und es iſt ihm zum eigenen Verſchulden anzurechnen 
(BGB. 8 823), wenn er das tut“. Zu beachten wird jedoch 
fein, daß hier zwei wichtige Einſchränkungen der Haftung des 
gewöhnlichen Fahrgaſtes aus der Natur der Sache ſich ergeben: 
einmal hat der Fahrgaſt keine Pflicht zur beſonderen Aufmerkſam⸗ 
keit. Wenn er alſo z. B. in der Kraftdroſchke die Zeitung lieſt 
und infolgedeſſen eine grobe Nachläſſigkeit des Lenkers tatſächlich 
nicht ſieht, ſo wird ihm dies nicht zum Verſchulden anzurechnen 
ſein. Sodann iſt nur das Maß der dem Fahrgaſt tatſächlich 
innewohnenden Sachkunde und Wahrnehmungs fähigkeit maß» 
gebend. Wenn ihm tatſächlich die Fähigkeiten fehlen, um ein 
grob fahrläſſiges und ſachwidriges Verhalten des Lenkers be⸗ 
urteilen zu können, ſo darf ihm aus der von ihm geübten 
Duldung dieſes Verhaltens ein Vorwurf nicht gemacht werden. 
Der Maßſtab für das Verſchulden des Inſaſſen iſt eben ein 
ganz anderer als der für das Verſchulden des Lenkers. 


Zur Rechtſprechung des Kammergerichts in 
Schulſachen. 
Von Citron, Amtsrichter, Recklinghauſen. 


Im 23. Bande des Jahrbuchs der Entſcheidungen des 
Königlichen Kammergerichts iſt unter C 110 ff. eine Entſcheidung 
abgedruckt, deren Grundſätze in der Rechtſprechung der Geſamt⸗ 
monarchie ſtändige zu werden beginnen. Die Begründung und 
das Ergebnis dieſer Entſcheidung erſcheinen bedenklich. Die 
im Jahrbuch der Entſcheidung vorausgeſchickten Sätze, welche 
die Quinteſſenz des Urteils darſtellen, lauten folgendermaßen: 

a) Nach den Beſtimmungen der Kabinettsorder vom 
14. Mai 1825 und des Allgemeinen Landrechts ſoll 
der für die Kinder der preußiſchen Staatsangehörigen 
obligatoriſche Schulunterricht dieſen an einer inländiſchen 
preußiſchen Schule zuteil werden. Eine Anderung 
dieſes Rechtszuſtandes iſt durch die ſpätere Geſetz⸗ 
gebung, insbeſondere durch den $ 1631 BGB., nicht 
eingetreten. 
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b) Den inländiſchen Schulen ſind allein gleichgeſtellt 
die Schulen derjenigen Bundesſtaaten, mit denen 
Preußen Abkommen über die gegenſeitige Durchführung 
der Schulpflicht getroffen hat. 

Auf Grund dieſer Leitſätze erklärt das Kammergericht 
Schulſtrafen gegen Eltern, die ihre Kinder ohne Erlaubnis der 
Schulaufſichts behörde im Auslande erziehen laſſen, für gerecht⸗ 
fertigt, und ſo iſt denn von Polizei wegen wiederholt gegen 
polniſche Eltern, die ihre Kinder in Galizien erziehen ließen, 
gegen ſtreng katholiſche Eltern, die ihre Kinder in ausländiſchen 
Klöſtern erziehen ließen, eingeſchritten worden. 

Eine frühere Entſcheidung des Kammergerichts (Jahrbuch 
Bd. XXI C 37) iſt bei gleichem Tatbeſtande unter Anwendung 
des 8 1631 BGB., wonach die Inhaber der elterlichen Gewalt 
den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen haben, zur Frei⸗ 
ſprechung gelangt. Gegen dieſe Begründung der Freiſprechung 
wendet ſich die vorerwähnte Entſcheidung mit Recht, indem ſie 
ausführt, daß es ſich bei den Beſtimmungen über die Schul⸗ 
pflicht um öffentlichrechtliche Vorſchriften handele, welche durch 
das Bürgerliche Geſetzbuch nicht berührt werden, d. h. alſo, 
daß ſich die aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch zu folgernde 
Verfügungsbefugnis der Eltern über den Aufenthalt ihres 
Kindes auf das Gebiet des Privatrechts, des Familienrechts, 
beſchränkt. 

In der Tat läßt ſich die Entſcheidung der Frage, ob 
ein preußiſcher Vater berechtigt iſt, die Erziehung ſeines Kindes 
im Auslande vorzunehmen oder vornehmen zu laſſen, lediglich 
auf Grund von Normen des öffentlichen Rechts gewinnen, 
weil öffentliche Intereſſen in Frage kommen. 

In den vom Kammergericht angeführten 88 43, 44, 46, 
48 II. 12 ALR. und der Kabinettsorder vom 14. Mai 1825 
ſindet ſich kein Anhalt dafür, daß dem Geſetzgeber ein Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen einer inländiſchen und einer ausländiſchen Schule 
vorgeſchwebt hätte. Der § 43 cit. lautet: 

„Jeder Einwohner, welcher den nötigen Unterricht für 

ſeine Kinder in ſeinem Hauſe nicht beſorgen kann oder 

will, iſt ſchuldig, dieſelben nach zurückgelegtem fünften 

Jahre zur Schule zu ſchicken.“ 1 

Es würde künſtlich erſcheinen, wenn man etwa aus dem 
Gebrauche des Wortes „Einwohner“ ſchließen wollte, der 
Geſetzgeber habe damit zum Ausdruck bringen wollen, daß 
die Schule im Inland liegen müſſe. Der Zuſammenhang 
dieſer und der anderen zitierten Beſtimmungen ergibt nur, daß 
es dem Geſetzgeber darauf ankam, daß die Kinder eine aus⸗ 
reichende Schulbildung erhielten. 

Das Kammergericht folgert die Notwendigkeit des Beſuchs 
einer inländiſchen Schule daraus, daß in den von ihm angeführten 
Beſtimmungen die Entſcheidung ſowohl darüber, ob die häusliche 
Ausbildung genüge, als auch darüber, ob die Ausbildung in 
der Schule ihren Zweck erreicht habe und abgeſchloſſen werden 
könne, inländiſchen Behörden übertragen iſt. Dieſe Folgerung 
erſcheint recht bedenklich. Gerechtfertigt erſcheint nur der Schluß, 
daß der Geſetzgeber bei Erlaß der gedachten Beſtimmungen den 
Fall des Beſuchs einer ausländiſchen Schule gar nicht vor Augen 
gehabt hat. 

Das Kammergericht führt weiter aus, daß die öffentlich⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen über die, Allgemeine Schulpflicht im 


37. Jahrgang. 


Intereſſe einer nationalen Erziehung getroffen ſeien. Das 
Schlagwort „nationale Erziehung“ iſt dem allgemeinen Land⸗ 
recht gegenüber, welches der fridericianiſchen Epoche entſtammt, 
ein Anachronismus. Friedrich der Große, welcher Ausländer 
maſſenhaft in feine Dienſte zog und beuifche Bildung unter 
nicht über ihrem Werte ſchätzte, hätte es nicht verſtanden. 
Aber auch die Verfaſſer des Landrechts, wenn auch deutſcher 
in ihrer Bildung als ihr König, waren Kinder eines kosmo⸗ 
politiſchen Zeitalters, und auch die Kabinettsorder von 1825 
iſt noch nicht auf dem Boden nationaler Gegenſätze er⸗ 


wachſen. 
Aber abgeſehen von dieſen Bedenten ſcheint es auch, daß 


das Kammergericht eine Vorfrage nicht berückſichtigt hat. Mußte 


nicht in erſter Linie geprüft werden, ob der im Auslande befind⸗ 
liche Staatsangehörige noch denſelben Geſetzen unterliegt wie 
der im Inlande befindliche? 

Mußte nicht das Ergebnis dieſer Prüfung das ſein, daß 
viele deutſche Normen ſowohl des zivilen wie des öffentlichen 
Rechts jenſeits der Grenzen des deutſchen Reichs ihre Kraft 
auch für den Inländer verlieren? Erſt nach Bejahung dieſer 
Frage ergiebt ſich die weitere, ob nicht ein minderjähriges ſchul⸗ 
pflichtiges Kind und fein Vater in Anſehung der Schulpflicht 
auch im Auslande deutſchen Geſetzen unterworfen ſind. 

Auf dieſe Frage gibt der vom Kammergericht nicht in Be⸗ 
tracht gezogene Art. 11 Abſ. 1 der Preußiſchen Verfaſſung 
Antwort. Er lautet: 

„Die Freiheit der e kann von Staats wegen 

nur in bezug auf die Wehrpflicht beſchränkt werden.“ 
Daß Minderjährige unter 17 Jahren auf Antrag aus dem 
Staatsverband eines deutſchen Bundesſtaats entlaſſen werden 
müflen und dabei nur gewiſſen familienrechtlichen Beſchränkungen 
unterliegen, ergeben Art. 41 Nr. II EGBGB., die 88 1827 
und 1847 BGB. und die 88 15 und 17 des Geſetzes über die 
Erwerbung und den Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit. 
Daß das Geſetz die Entlaſſung eines Minderjährigen aus dem 
Staatsverbande auch dann als zuläſſig erachtet, wenn der 
elterliche Gewalthaber nicht mit entlaſſen wird, ergibt Art. 41 
Nr. II EGBGB. ebenfalls. 

Danach wird auch nicht bezweifelt werden tönen, daß 
Minderjährige unter 17 Jahren, abgeſehen von familienrechtlichen 
Beſchränkungen, frei auswandern dürfen. Es enthält aber eine 
Beſchränkung der Auswanderung, wenn der Vater des im Aus: 
lande befindlichen Minderjährigen deshalb in Strafe genommen 
wird, weil ſein Kind keine inländiſche Schule beſucht. Es kann 
auch keinen Unterſchied machen, ob bei dem Aufenthalt im Aus⸗ 
lande in der Tat Auswanderungsabſicht beſteht oder nicht. 

Einmal läßt ſich dies nicht mit Sicherheit feſtſtellen. 
Ferner aber beſchränkt man ſchon dann die Auswanderung des 
Kindes, wenn man dem Vater die Möglichkeit nimmt, feſt⸗ 
zuſtellen, ob das Kind, deſſen Auswanderung er vorläufig nur 
für den Fall des Vorhandenſeins geeigneter Lebens bedingungen 
in Ausſicht genommen hat, im Auslande ſolche vorfindet. 

Wenn man den Aufenthalt im Auslande erſchwert, ſo be⸗ 
ſchränkt man die Auswanderung auch demjenigen gegenüber, der 
auszuwandern noch gar nicht beabſichtigt, da man ihn hindert, 
fh im Auslande umzutun und dort möglicherweiſe beſſere 
Lebensbedingungen zu finden als daheim. 
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Vollkommen gleichartig liegen nach den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen folgende Fälle: 

a) der elterliche Gewalthaber reiſt mit den Kindern im 
Auslande zum Vergnügen umher, 

b) wie zu a) nur, daß die Kinder allein reifen, 

c) der Gewalthaber wandert mit den Kindern aus, 

d) die Kinder wandern allein aus, 

e) der Gewalthaber nimmt ſeinen Wohnſitz zeitweilig im 
Auslande und ſchickt die Kinder dort in die Schule, 

f) Er bleibt im Inland und ſchickt ſie im Ausland in 
die Schule. 

In allen Fällen würde eine Beſtrafung des Gewalthabers 
— ordnungsmäßige Abmeldung der Kinder von der Schule 
vorausgeſetzt — gegen Art. 11 der Verfaſſung verſtoßen. 

Eine andere Frage iſt es, ob die inländiſche Schulbehörde 
nach der Rückkehr der Kinder ins Inland ihre im Ausland 
genoſſene Schulbildung als ausreichend anſieht oder die Ver⸗ 
längerung der Dauer ihrer Ausbildung um die im Auslande 
ohne ihre Zuſtimmung verbrachte Zeit für notwendig erachtet. 

Dies iſt in jedem einzelnen Falle von der Schulaufſichts⸗ 
behörde feſtzuſtellen. Wird feſtgeſtellt, daß das Kind noch 
weiterer Schulbildung bedarf, und unterläßt der Vater es 
ſchuldhaft, das Kind nunmehr im Inlande zur Schule zu ſenden, 
ſo greifen die Beſtimmungen über Schulſtrafen Platz, und ſchon 
dieſe Tatſache bildet eine hinreichende Kautel dagegen, daß der 
Beſuch ausländiſcher Schulen zum Schaden inländiſcher Bildung 
nicht überhand nimmt. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 20. Juli bis 
22. Auguſt 1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 


I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 58 31, 89, 823 BGB. in Verb. mit 8 51 30. 
Verfaſſungsmäßig berufener Vertreter des Reichsmilitärfiskus 
im Sinne des $ 31 BB. Unterlaſſung notwendiger Maß⸗ 
regeln behufs Abwendung einer Gefahr. Prozeßvertretung des 
Reichsmilitärfiskus.] 

Die Klage iſt gerichtet gegen den Königlich Preußiſchen 
Militärfiskus: dieſer iſt auch als beklagter Teil in den Urteilen 
der Vorinſtanzen aufgeführt. Es gibt aber — abgeſehen von 
dem bayeriſchen — einen Landes militärfiskus überhaupt nicht 
mehr, ſondern nur einen Reichs militärfiskus, deſſen Vertretung 
den Kontingentsverwaltungen der einzelnen Bundesſtaaten zu⸗ 
kommt. Dieſe Vertretung liegt in der preußiſchen Verwaltung 
in der Regel der Intendantur desjenigen Armeekorps ob, in 
deſſen Bereich die den Gegenſtand der gegen den Reichsmilitär⸗ 
fiskus gerichteten Klage bildende Handlung oder Unterlaſſung 
fällt. Die Klage hätte daher gegen den Reichs militärfiskus 


gerichtet werden ſollen. Indeſſen liegt nur eine ungenaue Be⸗ 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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zeichnung vor, die in den Urteilen der Vorinſtanzen hätte bes 
richtigt werden ſollen und im Reviſionsurteil daher zu be⸗ 
richtigen war. Das Berufungsgericht nimmt für erwieſen an, 
daß bei der Unterbringung, Beauffihtigung und Abſperrung 
der an der Bruſtſeuche erkrankten Pferde des Huſarenregiments 
Nr. X. im Auguſt und im September 1905 die gewöhnlichſten 
und durchaus notwendigen Vorſichtsmaßregeln zum Schutz der 
Nachbarſchaft vernachläſſigt worden ſind. Es ſtellt feſt, daß 
Pferde des Klägers durch jene Pferde angeſteckt worden ſind, 
und nimmt eine an Gewißheit grenzende hohe Wahrſcheinlichkeit 
dafür an, daß der Krankheitsſtoff unmittelbar von Pferd zu 
Pferd übertragen worden iſt und zwar infolge ungenügender 
Abſperrung der verſeuchten Pferde, die auf den dem freien 
Fuhrverkehr offenſtehenden und täglich von Fuhrwerk benutzten 
Wegen bewegt, geputzt und getränkt worden ſeien. Für die 
Vernachläſſigung jener Maßregeln und damit auch für den dem 
Kläger durch die Erkrankung ſeiner Pferde und das Umſtehen 
eines dieſer Pferde entſtandenen Schaden erachtet es den Be⸗ 
klagten verantwortlich; „den Organen“ des Beklagten, „der 
Kommandobehörde“ falle eine Fahrläſſigkeit zur Laſt, für deren 
Folgen der Beklagte nach 88 823, 89, 31 BGB. zu haften 
habe. Ein Verſchulden des Klägers habe bei der Entſtehung 
des Schadens nicht mitgewirkt. Die Reviſion rügt die Ver⸗ 
letzung des 8 31 BGB.; das Berufungsurteil laſſe eine Angabe 
darüber völlig vermiſſen, welche „Kommandobehörde“ das Be⸗ 
rufungsgericht meine, und welche „Organe des Beklagten“ es 
im Auge habe und ob die von ihm gemeinten Organe als ver⸗ 
faſſungsmäßig berufene Vertreter des Beklagten anzuſehen ſeien, 
die in Ausführung der ihnen zuſtehenden Verrichtungen gehandelt 
hätten. Dieſe Angriffe können nicht für begründet erachtet 
werden. Allerdings iſt es richtig, daß das angefochtene Urteil 
nicht genau erkennen läßt, welchem verfaſſungsmäßigen Vertreter 
es die in der Unterlaſſung der gebotenen Vorſichtsmaßregeln 
liegende Fahrläſſigkeit (vgl. in dieſer Beziehung RG. 52, 373 ff.) 
zur Laſt legt. Während das LG. von einem Verſchulden des 
„Regiments“, der „Regimentskommandobehörde“ (richtiger des 
Regimentskommandeurs) ſpricht, ſcheint das Berufungsgericht 
das „Garniſonkommando“ zu D. (richtiger den Garniſon⸗ 
kommandanten) als den verfaſſungsmäßigen Vertreter des Be⸗ 
klagten anzuſehen, der unter Verletzung der ihm obliegenden 
Verrichtungen dem Kläger den Schaden zugefügt hat. Die Er⸗ 
örterung der Frage, welche verfaſſungsmäßigen Vertreter ein 
Verſchulden trifft, kann jedoch nach Lage des Falles dahingeſtellt 
bleiben. Es iſt feſtgeſtellt, daß das „Regimentskommando“ und 
das „Garniſonkommando“ von dem Ausbruch der Seuche jeden⸗ 
falls Anfang September 1905 Kenntnis erhalten haben; es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Regimentskommandeur 
oder doch der Garniſonkommandant ein verfaſſungsmäßiger 
Vertreter des Beklagten wenigſtens im Sinne des 8 30 BGB. 
iſt und daß zu ſeinen Pflichten gehört, ſofort für die Anordnung 
jener Vorſichtsmaßregeln zu ſorgen. Daß nun jenen oder dieſen 
oder beide oder einen ſonſtigen verfaſſungsmäßigen Vertreter in 
dieſer Beziehung ein Verſchulden trifft, das hatte der Kläger hier, wo 
es ſich um die Unterlaſſung notwendiger Maßregeln handelt, nicht 
darzutun; vielmehr hatte der Beklagte nachzuweiſen, daß von ihm, 
d. h. von ſeinen verfaſſungsmäßigen Vertretern alle Anordnungen 
getroffen worden waren, die bei Anwendung der im Verkehr 
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erforderlichen Sorgfalt getroffen werden mußten, um der An⸗ 
ſteckungsgefahr tunlichſt vorzubeugen. Erſt wenn er dies getan 
hätte, würde die zunächſt ſchlüſſige Annahme, daß ihn in ſeinen 
verfaſſungsmäßigen Vertretern ein Verſchulden trifft, weggefallen 
ſein und dann erſt die Frage aufgeworfen werden können, ob 
er für den eingetretenen Schaden auch dann haften würde, weil 
die angeordneten Maßregeln nicht ausgeführt worden ſein 
ſollten. Reichsmilitärfiskus e. S., U. v. 2. Juli 08, 527/07 VL 
— Düſſeldorf. 

2. 88 133, 157, 181, 184 BGB. Auslegung von Ber: 
trägen. Rückwirkende Kraft nachträglicher Genehmigung. Wechſel⸗ 
ausſtellung ſeitens des Vorſtandes eines nichtrechtsfähigen Vereins. 
Haftung für die Vertragsſtrafe wegen Handlungen des Geſchäfts⸗ 
nachfolgers. Argliſt.] 

Es vereinigten ſich verſchiedene Buchdrucker, die ſich mit 
der Herſtellung von Fahrſcheinen für Straßenbahnen befaßten, 
auf die Dauer von fünf Jahren zu einem Kartell, um einem 
unwirtſchaftlichen Preisrückgang entgegenzutreten. Es wurden 
Beſtimmungen über die zu fordernden Preiſe getroffen und für 
jeden Teilnehmer ein Kundenkreis feſtgeſetzt, den die andern zu 
reſpektieren hatten. Jeder verpflichtete ſich bei Meidung einer 
Vertragsſtrafe von 5 000 &, die Verabredungen einzuhalten. 
Zur Sicherheit hierfür wurde von jedem ein Sichtwechſel akzeptiert; 
die Wechſel wurden bei dem Buchgewerblichen Schutzverband 
in L., einem nichtrechtsfähigen Verein, dem ſämtliche Teilnehmer 
angehörten, hinterlegt; ſie ſollten nur auf Beſchluß des Ehren⸗ 
und Schiedsgerichts des Verbandes begeben werden. Unter den 
Teilnehmern des Kartells befand ſich auch der Beklagte; er 
übertrug ſein Geſchäft unter Ausſchluß der Paſſiven auf ſeinen 
Sohn. Letzterer trat dem Kartell nicht bei und ſchloß noch in 
demſelben Monat mit den ſtädtiſchen Straßenbahnen in C., die 
durch die Kartellbeſtimmungen einem andern Buchdrucker P. 
zugewieſen waren, einen auf mehrere Jahre berechneten Fahr⸗ 
ſcheinlieferungsvertrag. Nachdem das Ehren» und Schiedsgericht 
auf Klage P.s den Beklagten für ſchuldig erklärt hatte, die 
Vertragsſtrafe zu zahlen, machte der jetzige Kläger, der Vorſtand 
des Buchgewerblichen Schutzverbandes, den vom Beklagten 
akzeptierten, vom Kläger an eigene Order gezogenen Sichtwechſel 
gegen den Beklagten im Wechſelprozeß geltend. Das Berufungs⸗ 
gericht wies die Klage ab. Das RG. hob auf: Von den 
Einreden des Beklagten ſind für die Reviſionsinſtanz folgende 
von Intereſſe. a) Der Kartellvertrag, behauptet er, ſei nichtig 
wegen Fehlens der weſentlichen Angabe, zu weſſen Gunſten die 
Strafe verfallen ſolle. Zwar habe man ſpäter verſucht, die 
Lücke auszufüllen, indem der Buchgewerbliche Schutzverband 
vorgeſchlagen habe, die Strafen zur Beſtreitung der Koſten der 
Aufrechterhaltung und Durchführung der Konvention, zur Zahlung 
von Entſchädigungen an diejenigen, die durch Verletzungen der 
Konvention geſchädigt ſeien, und in Höhe von einem Fünftel 
zugunſten der Kaſſe des Schutzverbandes zu verwenden. Aber 
dieſer Vorſchlag ſei von zwei Kartellteilnehmern abgelehnt und 
komme daher nicht in Betracht. b) Außerdem habe das Ehren⸗ 
und Schiedsgericht, deſſen Zuſtimmung zur Begebung des Wechſels 
nötig ſei, ausdrücklich angeordnet, daß von einer Geltendmachung 
des Depotwechſels abgeſehen werden ſolle. Die ſpäter, erſt im De⸗ 
zember 1907, erklärte Genehmigung der Klage ſei wirkungslos. 
e) Ferner enthalte die Vertragsbeſtimmung über die Begebung der 
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Sichtwechſel eine unſtatthafte Umgehung der zivilprozeſſualen Vor⸗ 
ſchrift, daß ein Schiedsſpruch, um vollſtreckt zu werden, der Er⸗ 
wirkung eines Vollſtreckungsurteils bedürfe. d) Sodann ſei zu 
beachten, daß der Buchgewerbliche Schutzverband den Klagwechſel 
als Blankoakzept erhalten habe. Eine gültige Übertragung des 
Rechts zur Ausfüllung des Wechſels ſei nicht zuſtande gekommen, 
da der Verband, vertreten durch den Kläger, nicht mit dieſem 
ſelber habe kontrahieren können. Endlich e) müſſe die Klage daran 
ſcheitern, daß der Beklagte für die Handlungen ſeines Sohnes 
nicht einzuſtehen brauche. Aus den Entſcheidungsgründen: 
Dem OL G., das die erſten beiden Einreden für durchſchlagend 
erachtet hat, läßt ſich nicht beitreten. Der Kartellvertrag ſoll 
deshalb nichtig ſein, weil er nicht beſtimme, wem die Vertrag⸗ 
ſtrafen zufließen. Allein, ehe ein ſolches Urteil gefällt wurde, 
hätte unterſucht werden müſſen, ob auch bei freier Auslegung 
des Vertrags unter Berückſichtigung des Weſens der Sache und 
der von den Kontrahenten verfolgten Zwecke eine Beſtimmung 
nicht zu gewinnen iſt (BGB. 88 133, 157). Eine ſolche Unter⸗ 
ſuchung hat das OLG. nicht angeſtellt. Es iſt zwar richtig, 
daß der Schutzverband ſelber die Gelder nicht behalten ſollte. 
Das folgt aus 8 12 des Vertrages, der die an den Verband 
abzuführenden Leiſtungen erſchöpfend aufzählt, ohne die Vertrags⸗ 
ſtrafen zu erwähnen. Mit Unrecht aber hält es das Gericht 
für ungewiß, ob die ſämtlichen übrigen Vertragsgenoſſen die 
Empfänger ſein ſollten oder derjenige, in deſſen Kundenkreis der 
Verletzer eingriff. Nach § 8 wurden die Strafen verſprochen 
nicht nur für Überſchreitung der Kundenkreiſe, ſondern für Ver⸗ 
letzung aller Verpflichtungen, die in den vorhergehenden Para⸗ 
graphen geregelt waren. Namentlich war auch die Einhaltung 
von Mindeſtpreiſen gegenüber neuen Kunden ($ 5) und die Be⸗ 
ſchränkung in der Übernahme von Reklamen ($ 6) von Bedeutung. 
Durch einen Verſtoß gegen dieſe beiden letzteren Verpflichtungen 
konnte begrifflich nur die Geſamtheit der übrigen Paziszenten, 
nicht ein beſtimmter einzelner verletzt werden. In dieſen Fällen 
verbietet es ſich daher, einen einzelnen als Empfänger der Straf⸗ 
gelder zu denken. Da der Vertrag aber nicht unterſcheidet, iſt 
eine ſolche Annahme überhaupt von der Hand zu weiſen. Nur 
das ließe ſich fragen, ob die Gelder der Geſamtheit aller 
Kontrahenten, einſchließlich des Verletzers, zukommen ſollten, 
oder — wie z. B. in dem Bd. 53 S. 19 der Entſch. des RG. 
behandelten Fall — nur den übrigen ohne ihn. Es wird das 
weſentlich davon abhängen, ob durch den Kartellvertrag eine 
eigentliche Geſellſchaft errichtet wurde oder ob der Vertrag nur 
geſellſchaftsähnlichen Charakter hat. Zur Entſcheidung der gegen⸗ 
wärtigen Streitſache iſt es nicht erforderlich, die Frage zu be⸗ 
antworten. Es genügt die Feſtſtellung, daß die Anwort gefunden 
werden kann. Die Einrede der Nichtigkeit des Vertrags wegen 
Fehlens einer weſentlichen Beſtimmung iſt damit widerlegt. 
Eventuell, meint das OL G., werde die Klage durch die Ein⸗ 
rede b zu Fall gebracht. Nun ſoll allerdings nicht bezweifelt 
werden, daß der 8 9 des Vertrages, der die „Begebung“ der 
Sichtwechſel von einem vorgängigen Beſchluſſe des Ehren⸗ und 
Schiedsgerichts abhängig macht, auch auf die Einklagung der 
Wechſel bezogen werden muß. Richtiger gefaßt, ſollte der An⸗ 
ſpruch auf die Vertragsſtrafe nur mit Zuſtimmung des ge⸗ 
nannten Organs ausgeübt (geltend gemacht) werden. Aber die 
Zuſtimmung iſt in dem Beſcheide vom 7. Mai 1906 ſo wenig 
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verweigert, daß fie vielmehr gerade durch dieſen Beſcheid erteilt 
worden iſt. Hinzu kommt aber, daß im Dezember 1907 noch⸗ 
mals ein Beſchluß des Ehren⸗ und Schiedsgerichts erlaſſen iſt, 
der die Einklagung des Wechſels genehmigte. Die Anſicht des 
OL G., nach Erlaß dieſes Beſchluſſes hätte der Beklagte durch 
Präſentation des Wechſels oder durch Zuſtellung eines Schrift⸗ 
ſatzes von neuem zur Zahlung aufgefordert werden müſſen, 
verſtößt gegen den Rechtsſatz von der rückwirkenden Kraft der 
Genehmigung (BGB. $ 184). Da die Parteien darüber einig 
ſind, daß der Genehmigungsbeſchluß erging, würde die durch 
eine Urkunde nicht belegte Tatſache auch im Wechſelprozeß be⸗ 
rückſichtigt werden können. (RG. 12, 133; 30, 408.) Auch 
die Einreden unter c und d find unbegründet. Die Möglich⸗ 
keit, einen Wechſel einzuklagen, obgleich über den zugrunde⸗ 
liegenden zivilen Anſpruch von einem Dritten ein Urteil oder 
ein Schiedsſpruch erwirkt wurde, verſteht ſich ſo ſehr von ſelbſt, 
daß es einer näheren Ausführung hierüber nicht bedarf. Was 
aber die angebliche Nichtigkeit des Wechſelbegebungsvertrages 
anlangt, fo kommt es nicht einmal darauf an, ob der Wechſel, 
worüber Streit herrſcht, in blanco akzeptiert iſt oder bei der 
Akzeptierung ausgefüllt war. Auch wenn erſteres zutrifft, iſt 
es eine willkürliche Vorausſetzung des Beklagten, daß als Aus⸗ 
ſteller und Remittent urſprünglich der Buchgewerbliche Schutz⸗ 
verband ſelbſt hätte figurieren ſollen. Da dieſer als nichtrechts⸗ 
fähiger Verein wechſelmäßig weder berechtigt noch verpflichtet 
werden konnte, lag es durchaus im Sinne der Kontrahenten 
vom 14. Mai 1903, wenn der Vereinsvorſtand den Wechſel 
im eignen Namen zeichnete. Außerdem aber wird auch der 
$ 181 BGB. von dem Beklagten mißverſtanden. Wie der 
jetzt erkennende Senat ſchon in dem Urteil vom 4. November 
1903 (RG. 56, 104) dargelegt hat, iſt ein nach dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift unwirkſamer Vertrag nicht ſchlechthin nichtig, ſondern 
kann genehmigt werden. An dieſer Auffaſſung, der inzwiſchen 
auch der V. 38S. unter Aufgabe einer abweichenden Meinung 
beigetreten iſt (ebenda Bd. 67 S. 51, vgl. Bd. 51 S. 426), 
iſt feſtzuhalten. Dann aber käme der Beſchluß des Ehren⸗ und 
Schiedsgerichts vom Dezember 1907 auch inſofern in Betracht, 
als er eine von dem andern Vereinsorgan erklärte Genehmi⸗ 
gung der Ausfüllung des Blanketts durch den Kläger bedeuten 
würde. Ubrig bleibt nur die Frage, ob der Beklagte für das 
Tun ſeines Sohnes einſtehen muß (Einrede e). Dieſe Frage 
iſt noch nicht ſpruchreiſ. Allerdings hat der Senat wiederholt 
entſchieden, daß ein gegenſeitiges Verſprechen von Gewerbe⸗ 
treibenden, einander keine Konkurrenz zu machen, der Regel 
nach nicht ohne weiteres die Pflicht involviert, einem etwaigen 
Geſchäftsnachſolger vertragsmäßig die gleiche Verpflichtung auf⸗ 
zuerlegen (vgl. das zum Abdruck beſtimmte Urteil vom 15. April 
1908 *) Rep. I. 312/07; Urteil vom 2. November 1907 Rep. I. 
10/07). Hier aber ſind beſondere Umſtände behauptet worden. 
In einem vorgetragenen Schriftſatz iſt geltend gemacht, die 
Übertragung des Geſchäfts vom Vater auf den Sohn ſei ledig⸗ 
lich zu dem Zwecke vorgenommen, um den Kartellvertrag zu 
umgehen. Stände dies feſt, ſo wäre die an ſich gegebene Ein⸗ 
rede durch eine Replik des Klägers entkräftet. Nicht zu ver⸗ 
kennen iſt, daß der nahe zeitliche Zuſammenhang zwiſchen der 
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Geſchäftsübertragung und dem geſchloſſenen Fahrſcheinlieferungs⸗ 
vertrage die Behauptung des Klägers ſehr wahrſcheinlich macht. 
Das Schiedsgericht hat denn auch argliſtige Umgehung ange⸗ 
nommen. Indeſſen handelt es ſich hier um Tatſachen und 
Beweiswürdigung, die der Reviſionsinſtanz verſchloſſen iſt. 
K. c. O., U. v. 11. Juli 08, 132/08 I. — Cöln. 

3. 8 138 Abſ. 2 BGB. Begriff des Leichtſinns.] 

Der Brufungsrichter nimmt nicht an, daß der Kläger im 
Sinn des 8 138 Abſ. 2 BGB. ein unerfahrener Mann ſei, 
dagegen hält er ſeine Handlungsweiſe für eine äußerſt leicht⸗ 
ſinnige. Er ſtellt aus den Ausſagen der vernommenen Zeugen 
feſt, daß der Kläger überhaupt einen großen Leichtſinn in Geld⸗ 
ſachen an den Tag lege, ganz beſonders aber im vorliegenden 
Fall bewieſen habe dadurch, daß er, obwohl verheiratet, ohne 
Stellung und Vermögen, unbekümmert um die Folgen, ohne 
den Gegenwert einer Prüfung zu unterziehen, bloß um bares 
Geld in die Hand zu bekommen, ſo hohe Wechſel ausſtellte, 
daß er ſeine eigene wirtſchaftliche Exiſtenz in durchaus un⸗ 
vernünftiger Weiſe aufs Spiel ſetzte und die Pflichten gegen 
ſeine Familie gröblich verletzte. Dann wird dargelegt, daß 
der Wert der erworbenen Villa von noch nicht 30 000 * in 
auffallendem Mißverhältnis zu den hergegebenen Wechſeln in 
Höhe von 150 000 & ſtehe, für die der Kläger, wenn er auch 
augenblicklich nichts beſitze, in voller Höhe haftbar bleibe und 
auch zweifellos vom Beklagten würde haftbar gemacht werden. 
Der Beklagte habe die vorerwähnten Umſtände gekannt, ihm 
falle demnach eine Ausbeutung des Leichtſinns zur Laſt. In⸗ 
folge davon ſei das Kaufgeſchäft nichtig und der Beklagte zur 
Herausgabe der beiden Wechſel verpflichtet, obgleich auch der 
Kläger einen unſittlichen Zweck verfolgt habe, da hier die in 
8817 BGB. vorgeſehene Ausnahme vorliege, daß die Leiſtung 
des Klägers in der Eingehung von (Wechſel⸗) Verbindlichkeiten 
beſtand. Die Reviſion greift die Annahme des Berufungs⸗ 
richters, daß eine Ausbeutung des Leichtſinns im Sinn des 
8 138 Abſ. 2 BGB. vorliege, mit der Aus führung an, daß 
die Handlungsweiſe des Klägers als leichtſinnig um deswillen 
nicht bezeichnet werden könne, weil ſie auf einem wohlüberlegten 
Plan beruht habe und zu deſſen Durchführung nötig geweſen 
ſei. Um ein Grundſtück zu erlangen, das mit einer hohen 
Hypothek belaſtet werden ſollte, habe der Kläger, da er bei 
ſeiner Mutelloſigkeit ein wertvolles Grundſtück nicht erwerben 
konnte, durch Bewilligung eines hohen Kaufpreiſes dem ge⸗ 
kauften Grundſtück den Anſchein eines entſprechenden Wertes 
zu geben ſuchen müſſen. Der hohe Preis ſei alſo nicht leicht⸗ 
ſinnig und unüberlegt, ſondern wohlbedacht bewilligt worden. 
Allein daß dadurch der Begriff des Leichtſinns ausgeſchloſſen 
werde, kann nicht zugegeben werden. Irgendein Motiw liegt 
jeder Handlung zugrunde, die größere oder geringere Zweck⸗ 
mäßigkeit ſeiner Ausführung hat aber mit der Frage des 
leichtfinnigen Handelns nichts zu tun. Schon das Motiv kann 
leichifinnig fein. Hier beſtand es in einem geplanten Betruge, 
der ſo plump angelegt war, daß er bald ans Licht kommen 
mußte und deshalb ſchon an ſich einen großen Leichtſinn 
verriet. Aber davon abgeſehen war auch das Mittel der Aus⸗ 
führung, wie der Berufungsrichter zutreffend darlegt, ein 
äußerſt leichiſinniges, indem der Kläger, um eines erhofften 
augenblicklichen geringen Gewinns willen, ſeine ganze Zukunft 
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aufs Spiel ſetzte, ſie ſogar mit Sicherheit untergrub. K. e. W. 
U. v. 11. Juli 08, 364/07 V. — Berlin. 

4. 8 270 BGB. Rechtliche Wirkung einer der Poſt 
gegenüber ausgeſtellten ſog. Abholungserklärung auf das Vers 
tragsverhältnis zwiſchen Abſender und Adreſſaten.] 

In Frage ſteht ein ſogenannter weißer Scheck, worin als 
Zahlungsempfänger der Kläger „S. oder Überbringer” ans 
gegeben war, es war ein Scheck auf den Inhaber. Nicht der 
Scheck, ſondern die Quittung des S. auf dem Scheck über den 
Empfang des angewieſenen Geldbetrages war gefälſcht, als er 
von dem Unbekannten und Unberechtigten der Filiale der 
Dresdener Bank zur Auszahlung vorgelegt und daraufhin aus⸗ 
bezahlt wurde. Wie das OLG. feſtgeſtellt hat, beruht die 
Nichtbefriedigung des Klägers durch den ihm von der Beklagten 
zugeſandten Scheck urſächlich auf der von ihm getroffenen Ein⸗ 
richtung, wonach er damals die für ihn bei der Poſt in C. 
eingehenden Abliefcrungsſcheine über Wert: und Einſchreibe⸗ 
ſendungen ſowie Poſtanweiſungen bei der Poſtanſtalt abholen 
ließ; ohne die Abholungserklärung des Klägers würde er den 
Scheck erhalten und auch die angewieſene Summe von der 
Bank ausbezahlt erhalten haben. Das OLG. hat nun nicht 
verkannt, daß die Beklagte als Schuldnerin bei der Über 
ſendung des Schecks, den ſie im vorliegenden Falle als 
Zahlungsmittel ihrer Geldſchuld dem Kläger zuſchickte, an ſich 
die aus der Übermittelung durch die Poſt ſich ergebende Gefahr 
zu tragen hat, 5 270 BGB.; es hat aber ausgeführt, es 
entſpreche den Anforderungen von Treu und Glauben und dem 
allgemeinen Rechtsbewußtſein, daß ein Kaufmann — beide 
Parteien ſind Kaufleute —, der von der poſtaliſch zuläſſigen 
Einrichtung der Abholung Gebrauch mache, die aus der hier⸗ 
durch verminderten Sicherheit hervorgehende Gefahr zu tragen 
und dem Abſender für den Verluſt einer Poſtſendung auf⸗ 
zukommen habe, da in der Schaffung und Benutzung dieſer 
Einrichtung dem Publikum gegenüber die ſtillſchweigende 
Garantie dafür liege, daß ſie nicht ſchädlich wirke, und der 
Kläger müſſe fi bei der ihm hiernach obliegenden Schadens» 
erſatzpflicht gemäß 5 249 BGB. fo behandeln laſſen, als 
habe er Scheck und Zahlung darauf erhalten, weshalb er die 
Kaufpreisforderung gegen die Beklagte nicht mehr geltend 
machen könne. Ob dieſer Begründung, die im weſentlichen der 
Ausführung der vom Berufungsrichter bezogenen Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung entſpricht, in allen Einzelheiten für den vorliegenden 
Fall beizutreten iſt, bedarf keiner Erörterung, da ſich die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsgerichts jedenfalls aus folgenden Er⸗ 
wägungen rechtfertigt: Hätte der Kläger von ſeiner Abholungs⸗ 
befugnis keinen Gebrauch gemacht, ſo würde der Scheck, wie 
feſtgeſtellt, in ſeine Hände gelangt ſein, und er durch ſeine 
Verſilberung für ſeine Forderung an die Beklagte Befriedigung 
erlangt haben; dadurch, daß er von jenem Rechte Gebrauch 
machte, verhinderte er die Weiterbeförderung der Sendung, 
wie ſie ſonſt gemäß Aufgabe der Beklagten zur Poſt poſt⸗ 
ordnungsmäßig ſtattgefunden haben würde. Die Verbindlichkeit 
der Poſtverwaltung für den Verluſt der Sendung beſtand der 
Beklagten gegenüber vom Augenblick der Aushändigung der 
Scheckſendung an den abholenden Betrüger an nicht mehr, die 
Poſtverwaltung hatte ihre Vertragspflicht auch gegenüber der 
Beklagten erfüllt. Der Schaden, der hierdurch in Verbindung 
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mit dem Abhandenkommen des Schecks durch deſſen Einlöſung 
bei der Bank ſeitens des Unberechtigten und Belaſtung des 
Kontos der Beklagten bei der Bank der Beklagten entſtanden 
iſt, fällt daher dem Kläger zur Laſt, welcher die ſchädlichen 
Folgen der von ihm geſchaffenen Einrichtung vertreten und den 
Schaden in Gemäßheit des § 249 BGB. in der Weiſe erſetzen 
muß, daß der Scheckbetrag als an ihn ausbezahlt anzuſehen 
iſt. Die Sache könnte vielleicht anders, nämlich zugunſten des 
Klägers beurteilt werden, wenn die Beklagte gewußt hätte, 
daß der Kläger die für ihn eingehenden Poſtſendungen abholen 
ließ; es würde dann in Betracht kommen, ob nicht die Beklagte 
verpflichtet geweſen wäre, durch einen Vermerk auf dem Scheck 
„zur Verrechnung“ oder durch Bezeichnung des Einſchreibe⸗ 
briefes als „Eigenhändig“ der Abholung und Verwertung durch 
einen Unberechtigten vorzubeugen. Allein der Kläger hat im 
Verlaufe des Rechtsſtreites eine ſolche Kenntnis der Beklagten 
nicht behauptet, und wenn auch in C. eine größere Zahl 
kaufmänniſcher Firmen von dem Abholungsrecht Gebrauch 
machen ſollten, ſo kann doch hieraus eine Verpflichtung der 
Beklagten zur Vornahme von Sicherungsmaßregeln in dem 
vorerwähnten Sinne nicht hergeleitet werden. Die Rüge der 
Verletzung der 88 270 und 249 BGB. entbehrt hiernach der 
Begründung. S. c. B., U. v. 7. Juli 08, 64/08 II. — 
Dresden. 

5. 88 273, 952, 953, 1117 BGB. Zurückbehaltungs⸗ 
recht an einem Hypothekenbriefe.] 

Die Beklagten erwarben durch Tauſchvertrag das Ritter⸗ 
gut der Klägerin und erhielten die Auflaſſung. Entſprechend 
dem Vertrage bewilligten ſie, daß für die Klägerin ein Reſt⸗ 
kaufgeld von 15 000 & eingetragen und daß ihr der Hypotheken⸗ 
brief unmittelbar ausgehändigt werde. Der Hypothekenbrief 
wurde gebildet, dann aber in gerichtliche Verwahrung ge⸗ 
nommen, weil die Beklagten den Antrag auf Aushändigung 
durch Erklärung beim Grundbuchamte widerrufen hatten. Die 
Klägerin hat deshalb beantragt, die Beklagten zur Einwilligung 
in die Herausgabe des Hypothekenbriefes zu verurteilen, auch 
das Urteil für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. Die Be⸗ 
klagten haben die Abweiſung der Klage beantragt und geltend 
gemacht, daß ihnen gegen die Klägerin wegen Nichterfüllung 
des Vertrags und wegen argliſtiger Täuſchung Anſprüche von 
mehr als 15 000 & zuſtehen; deshalb und mit Rückſicht auf 
die ſchlechten Vermögensverhältniſſe der Klägerin ſeien ſie 
berechtigt, die Herausgabe des Hypothekenbriefes zu verweigern. 
Sie wurden jedoch vom Berufungsgericht uneingeſchränkt zur 
Einwilligung in die Herausgabe des Hypothekenbriefs verurteilt. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Die Beklagten haben nicht, 
wie die Reviſion behauptet, nur einſeitig den Antrag auf 
Aushändigung des Hypothekenbriefs geſtellt, vielmehr iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß nach getroffener Vereinbarung der zu bildende 
Hypothekenbrief vom Grundbuchamt unmittelbar an die Klägerin 
ausgehändigt werden ſollte. Dieſe Vereinbarung zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner erſetzte nach S 1117 Abſ. 2 BGB. 
die Übergabe; die Klägerin erwarb die Hypothek mit der Ein⸗ 
tragung und damit erlangte ſie nach 88 952, 953, und zwar 
unwiderruflich und ſofort, mit der Ausfertigung auch Beſitz 
und Eigentum am Hypothekenbriefe. Hieran wurde auch durch 
die Tatſache nichts geändert, daß ſpäter auf den von den 
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Beklagten gegen die Aushändigung erhobenen Widerſpruch das 
Grundbuchamt den Hypothekenbrief vorläufig in Verwahrung 
nahm. Die Klägerin wurde dadurch in der Verfügung und 
damit in dem Gebrauche ihres Rechts rechtswidrig gehindert, 
aber fie verblieb vor wie nach die ausſchließliche Beſitzerin 
und Eigentümerin des Hypothekenbriefs. Bei dieſer Sachlage 
war für das von den Beklagten aus §S 273 BGB. beanſpruchte 
Recht der Zurückbehaltung kein Raum. Dieſer Auffaſſung hat 
der erkennende Senat bereits in dem Urteile vom 27. April 1907 
— RE. 66, 97 — Ausdruck gegeben. Von der Entſcheidung 
abzuweichen, liegt kein Grund vor, und es erſcheint daher der 
Klageanſpruch ſachlich begründet. J. c. K., U. v. 11. Juli 08, 
530/540 /07 V. — Königsberg. Ä 

6. 55 276 (254) BGB. Fahrläſſigkeit einer von mehreren, 
mit einer Verrichtung beauftragten, Perſonen.] 

Am 30. April 1906 iſt der Kläger während der Teilnahme 
an dem vom Beklagten geleiteten Turnunterricht dadurch verletzt, 
daß die Querſtange des Recks an dem einen Ende herunterfiel. 
Infolge des Falles iſt dem Kläger der Daumen der rechten 
Hand gebrochen und dauernd ſteif geblieben. Er hat auf Zahlung 
eines Schmerzensgeldes von 200 & und 135,10 * Heilungs⸗ 
koſten geklagt. Der Beklagte hat die Abweiſung der Klage und 
widerklagend die Feſtſtellung beantragt, daß dem Kläger wegen 
des Unfalls keinerlei Anſprüche gegen ihn zuſtänden. Das 
Berufungsgericht hat die Widerklage abgewieſen und den Klag⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. RG. hob 
auf: Die Gründe, aus denen das Berufungsgericht eine Fahr⸗ 
läſſigkeit des Beklagten angenommen hat, laſſen die von der 
Reviſion gerügte Verletzung des 8 276 BGB. nicht erkennen. 
Gewiß hat es für den Beklagten nahegelegen, ſich darauf zu 
verlaſſen, daß die beiden Primaner das Einlegen der Reckſtange, 
alſo eine in jeder Turnſtunde ſich wiederholende, überaus ein⸗ 
ſache Verrichtung ohne Fehler ausführen würden. Allein dadurch 
wird ſein Verſtoß gegen die gebotene Sorgfalt nur minder 
ſchwer, nicht aber ganz beſeitigt. Denn er hatte zugleich darauf 
Rückſicht zu nehmen, daß eine ungenügende Befeſtigung der 
Reckſtange den daran turnenden Schüler in ſchwere Gefahr 
bringen mußte und darum blieb er verpflichtet, nachzuprüfen, 
ob auch ein Fehler gemacht ſei, und das um ſo mehr in einem 
Falle, wie hier, wo nach der einwandfreien Feſtſtellung des 
Berufungsgerichts die Nachprüfung durch ein kurzes Hinſehen 
nach dem Reck ausführbar war. Zu beanſtanden iſt jedoch der 
Grund, aus dem ein mitwirkendes Verſchulden auf Seiten des 
Klägers verneint worden iſt. Das Berufungsgericht hat aus⸗ 
geführt: bei der Erteilung des Auftrags an den Kläger und W. 
ſei der Beklagte von der zutreffenden Erwägung ausgegangen, 
das Einlegen der Reckſtange erfordere die Kräfte zweier Perſonen 
und bedinge ihrer Art nach eine Arbeitsteilung. Dieſe hätten 
die Beauftragten vorgenommen und der Kläger habe den ihm 
zugefallenen Anteil ordnungsmäßig erledigt. Eine Überwachung 
ſeines Kameraden ſei ihm nicht aufgetragen worden und eine 
Verpflichtung hierzu ohne Auftrag ſei aus der Sachlage nicht 
zu entnehmen. Der Kläger habe ſich darauf verlaſſen dürſen, 
das W. den ihm zugefallenen Anteil ebenfalls ordnungsmäßig 
erledigen werde. Dem kann jedoch nicht beigetreten werden. 
Wenn zwei Perſonen den Auftrag erhalten und annehmen, 
gemeinſam eine Verrichtung auszuführen, die von einer nicht 
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ausgeführt werden kann, und ſie teilen dann die gemeinſame 
Arbeit unter ſich in der Weiſe, daß der eine die eine, der andere 
die andere Aus führungshandlung übernimmt, fo hören fie durch 
dieſe von ihnen vorgenommene Teilung nicht notwendig auf, 
beide für die ganze übernommene Arbeit verantwortlich zu ſein. 
Sie können ſich gegenüber dem Auftraggeber auf ſolche Teilung 
auch dann nicht ohne weiteres berufen, wenn dieſem bekannt 
war, daß eine Teilung eintreten mußte. Allerdings kann die 
Art der Verrichtung mit ſich bringen, daß der einzelne die 
Arbeit des anderen Beauftragten nicht überſehen und das gemein⸗ 
ſame Arbeitsergebnis nicht nachprüfen kann. Unter Umſtänden 
läßt ſich darum der beiden gemeinſam erteilte Auftrag ſo deuten, 
daß jeder nur den, durch die Teilung ihm zufallenden, Anteil 
ausführen ſolle. Aber daß im gegebenen Falle die Sache ſo 
gelegen hat, iſt nicht erſichtlich und es iſt irrig, wenn das 
Berufungsgericht allein aus der Notwendigkeit der Teilung die 
Folge zieht, daß ohne beſonderen Auftrag Kläger nicht ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, darauf zu achten, ob W. es richtig mache. 
Es kommt in Betracht, daß das Einlegen der Stange in das 
Reck regelmäßig durch die Schüler oder doch vor ihren Augen 
erfolgte, daß darum wenigſtens den älteren die Notwendigkeit, 
den Bolzen durch den Vorſtecker zu befeſtigen, ganz bekannt 
und das Einſtecken ſelbſt eine ganz geläufige Vorrichtung war. 
Bei ſolcher Sachlage muß doch die Frage aufgeworfen und auf 
Grund der Umſtände des Falles beantwortet werden, ob nicht 
der Kläger, weil ihm das Einlegen der Stange mit aufgetragen 
war, ſich ſagen mußte, daß er auf die ihm bekannte Befeſtigung 
des Bolzens zu achten habe, die er zwar nicht ſelbſt auszuführen 
hatte, die aber für die vollſtändige Ausführung der ihm über⸗ 
tragenen Arbeit gehörte und die er anſcheinend durch flüchtiges 
Hinſehen wenigſtens noch in dem Augenblick nachprüfen konnte, 
wo er mit dem Turnen an der Reckſtange begann. Da nach 
dieſer Richtung hin die Sachlage noch nicht geprüft iſt, ſo mußte 
das angefochtene Urteil aufgehoben und eine anderweite Ver⸗ 
handlung und Entiſcheidung bezüglich der Anwendbarkeit des 
§ 254 BGB. angeordnet werden. J. c. K., U. v. 2. Juli 08, 
485/07 VI. — Roſtock. 

7. 88 320, 322, 323, 325 BGB. Die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags (8 320) ſetzt voraus, daß die Gegen⸗ 
leiſtung noch möglich iſt.] 

Der $ 320 BGB. gewährt dem auf Erfüllung belangten 
Vertragsteile eine ver zögerliche Einrede, die Leiſtung fo lange 
zu verweigern, bis die Gegenleiſtung bewirkt iſt. Die Einrede 
ſetzt ihrer Natur nach voraus, daß die Gegenleiſtung noch 
möglich iſt. Iſt dieſe aber, wie hier, feſtſtehendermaßen teil⸗ 
weiſe unmöglich geworden, ſo greifen in betreff des unmöglichen 
Teiles nicht die 88 320 und 322 BGB. Platz; dieſer 
Fall wird vielmehr durch die 88 323 ff. geregelt, nach 
Lage der Sache alſo durch 8 325. Denn in einem Falle, 
in dem die Gegenleiſtung teilweiſe unmöglich geworden iſt, 
würde die Verweigerung der Leiſtung bis zur Bewirkung der 
Gegenleiſtung nicht bloß ein Hinausſchieben, ſondern tatſächlich 
eine endgültige Verweigerung der eigenen Leiſtung bedeuten. 
In ſolchem Falle iſt die Berufung auf $ 322 BGB. in betreff 
des unmöglichen Teiles der Leiſtung nach Sinn und Zuſammen⸗ 
hang der 88 320 ff. ausgeſchloſſen. G. c. W., U. v. 3. Juli 08, 
65/08 II. — Cöln. 
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8. 88 419 (414, 415, 311) BGB. in Verb. mit 
8 25 HGB. und SS 780 ff. ZPO. Vertragsmäßige Tiber- 
nahme des Vermögens eines anderen (Nichterwähnung der 
Schulden im Vertrage) .] 

Nach der Beſtimmung des 8 419 BGB. macht die Über: 
nahme des Vermögens eines anderen durch Vertrag (S 311 BGB.) 
den Übernehmer den Gläubigern des Übertragenden neben dieſem 
mit dem Beſtande des übernommenen Vermögens (Abſ. 2 des 
8 419) haftbar, und dieſe Haftung des Ubernehmers kann 
auch durch Vertrag zwiſchen ihm und dem Schuldner nicht 
ausgeſchloſſen werden (Abſ. 3 des § 419). Die Reviſion der 
Beklagten ſucht auszuführen, daß die Vorſchrift des § 419 
nur den Sinn habe, daß im Falle der vertragsmäßigen Über: 
nahme eines Vermögens unter Mitübernahme der Schulden 
den Gläubigern des Übertragenden ein unmittelbares Klagerecht 
gegen den Übernehmer gegeben werden ſolle. Da die Beklagte 
in dem von ihr mit der R.er Brauereigeſellſchaft geſchloſſenen 
Vertrage nur das Aktivvermögen der letzteren, nicht aber die 
Schulden übernommen habe, liege ein Fall der Anwendung 
des 8 419 BGB. nicht vor, und ſei die Annahme einer 
Haftung der Beklagten für die Schulden der R.er Brauerei⸗ 
geſellſchaft nicht begründet. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig; 
die Haftung nach §8S 419 BGB. ſetzt eine Übernahme der 
Schulden im Vertrage nicht voraus, und $ 419 Abſ. 3 BGB. 
läßt ausdrücklich die Haftung des Ubernehmers für die Schulden 
des Mbertragenden ſelbſt in dem Falle eintreten, wenn dieſe 
nicht mit übernommen ſind und die Haftung des Übernehmers 
dafür zwiſchen beiden vertraglich ausgeſchloſſen würde. (Wird 
ausgeführt.) Die zum Geſetz erhobene Beſtimmung des 
8 419 BGB. ſetzt hiernach nicht den Tatbeſtand einer wirklichen 
Schuldübernahme nach SS 414, 415 voraus, ſondern lediglich 
denjenigen der Übernahme eines Vermögensinbegriffs, eines 
Aktivvermögens, kraft welcher, einerlei, was die Vertrags⸗ 
parteien über die Abernahme der Schulden gewollt und beſtimmt 
haben, ſelbſt entgegen einem dieſe ausſchließenden Parteiwillen 
(Abf. 3), der Übernehmer des Vermögens neben dem bisherigen 
Schuldner für deſſen Schulden mit dem Beſtande des über⸗ 
nommenen Vermögens, d. i. mit den Gegenſtänden, aus denen 
das Aktivvermögen beſteht (Abſ. 2), den Gläubigern unmittelbar 
verhaftet wird. Dieſe Haftung iſt, wie das Berufungsurteil 
mit Recht hervorhebt, durchaus verſchieden von der aus einer 
vertragsmäßigen Schuldübernahme nach 88 414, 415 BGB. 
hervorgehenden, die im Falle der Genehmigung des Gläubigers 
den bisherigen Schuldner befreit, den Ubernehmer aber mit 
ſeinem ganzen Vermögen für die übernommene Schuld einſtehen 
läßt. (Wird ausgeführt.) Die Beklagte will, daß auf den 
Vertrag vom 1. Juli 1903 nicht S 419 BGB., ſondern 
8 25 HGB. angewendet werde, und meint, der Umſtand, daß 
nach dem Tatbeſtande des landgerichtlichen Urteils gerade die 
der Verkäuferin gehörigen Grundſtücke, die nach dem Berichte 
des Aufſichtsrats zum Brauereibetriebe nicht erforderlich waren, 
von der Veräußerung ausgeſchloſſen blieben, ſtütze dieſe An⸗ 
nahme, weil hiernach lediglich das gewerbliche Unternehmen 
der R.er Brauerei, das als Handelsgeſchäft im Sinne des 
8 25 HGB. zu gelten habe, auf die Beklagte übertragen worden 
ſei. Dem iſt nicht zuzuſtimmen. Die Vorſchrift des §S 25 
HGB. läßt für den Fall der Übertragung eines Handels⸗ 
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geſchäfts durch Vertrag unter Lebenden dann eine gegenüber 
§ 419 BGB. erweiterte Haftung für die Schulden des 
Handelsgeſchäftes mit dem ganzen Vermögen des Erwerbers 
eintreten, wenn die bisherige Firma fortgeführt wird; falls 
dies nicht geſchieht, ſoll (Abſ. 3 des 8 25) der Erwerber für 
die früheren Geſchäftsverbindlichkeiten nur haften, wenn ein 
beſonderer Verpflichtungsgrund vorliegt. Allein $ 25 HGB. 
und 8 419 BGB. decken ſich nicht und ſchließen ſich nicht 
aus. (Wird ausgeführt.) Das Urteil des Berufungsgerichts 
hat der Beklagten die Beſchränkung ihrer Haftung auf den 
Beſtand des übernommenen Aktivvermögens gemäß § 419 
Abſ. 2 BGB. vorbehalten. Die Anſchließung des Klägers 
beanſtandet dies, da es an den materiellrechtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für den Vorbehalt fehle. Aber für den Ausſpruch 
des Vorbehalts iſt deſſen einfache Geltendmachung zur 
Begründung genügend. Ob der Vorbehalt Erfolg haben wird 
und geeignet ſein wird, den Angriff des Gläubigers auf das 
übernommene Vermögen abzuwehren, darf nach den Beſtimmungen 
der 88 780 ff. ZPO., die gemäß 8 786 ZRO. auch für den 
Fall der Haftung des Mbernehmers aus 8 419 BGB. gelten, 
der Ausführung des Schuldners im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren überlaſſen werden (vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO., 8. und 
9. Aufl. N. II zu § 780; Staudinger, BGB., 2. Aufl. N. B 1 
zu 88 1990 — 1992 Bd. V S. 203, ſowie Entſch. des VII. 3S. 
des RG. vom 9. April 1907, VII. 328/06). Das Berufungs⸗ 
gericht war nicht gehindert, ſchon in dem Urteile über das 
Vorhandenſein der materiellen Vorausſetzungen der Beſchränkung 
zu entſcheiden, aber es war hierzu nicht verpflichtet, ſondern 
konnte ſich auf den Vorbehalt im allgemeinen beſchränken und 
die ſachliche Entſcheidung der Zwangsvollſtreckungsinſtanz zu⸗ 
ſchieben, in der nach 8 781 ZPO. der Gläubiger jedes be⸗ 
liebige Vermögensſtück des Schuldners zu ſeiner Befriedigung 
in Angriff nehmen darf und dadurch den letzteren zwingt, die 
Unzuläſſigkeit dieſes Vorgehens nach Maßgabe des aus⸗ 
geſprochenen Vorbehalts darzutun. Nachdem im gegebenen 
Falle das Berufungsgericht in der letzteren Weiſe verfahren 
iſt, mußte es in der Reviſionsinſtanz dabei verbleiben; ein 
Rechtsverſtoß iſt in dieſer prozeſſualen Behandlung des Vor⸗ 
behalts nicht zu finden. D. B. A.⸗G. c. Preuß. Eiſenbahn⸗ 
fiskus, U. v. 22. Juni 08, 394/07 VI. — Berlin. 

9. § 459 Abſ. 2 BGB. Zuſicherung eines beſtimmten 
Mietzinsertrags zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrags iſt 
Zuſicherung der Eigenſchaft des verkauften Grundſtücks.] 

Die Reviſion macht geltend: Eine Eigenſchaft des Grund⸗ 
ſtückes könne in deſſen Mietsertrage lediglich zu einem beſtimmten 
Zeitpunkte nicht gefunden werden. Soweit aber ein Garantie⸗ 
verſprechen abgegeben ſein ſollte, hätte der Berufungsrichter 
unterſuchen müſſen, in welchem Sinne die Garantie übernommen 
ſei; ſie könne ſehr wohl auch dahin verſtanden werden, daß 
Beklagter zugefichert habe, daß das Grundſtück zu dem als ans 
gemeſſen erachteten Betrage von 13 475 , auch tatſächlich am 
1. April 1906 vermietet ſei. Dann aber könne der Schaden 
des Klägers höchſtens auf den Betrag ſich belaufen, der ihm 
an Mieten bis zum Ablaufe der am 1. April 1906 laufenden 
Mietverträge entgangen ſei. Mit Recht jedoch erblickt der Be⸗ 
rufungsrichter in der Mbernabme der Gewähr für einen be⸗ 
ſtimmten Mindeſtmietsertrag am 1. April 1906 die Zuſicherung 
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einer Eigenſchaft des Grundſtückes. Nach der ſtändigen Rechts 
ſprechung des RG. fallen unter den Begriff der Eigenſchaft 
nicht nur die natürlichen, der Sache bleibend innewohnenden 
Eigenſchaften, ſondern auch ſolche tatſächlichen und rechtlichen, 
ſei es in der Gegenwart, ſei es in der Vergangenheit liegenden 
Verhältniſſe, die zufolge ihrer Beſchaffenheit und der voraus⸗ 
geſetzten Dauer nach den allgemeinen Verkehrsanſchauungen 
einen Einfluß auf die Wertſchätzung der Sache zu üben pflegen 
(RG. 52, 2; 59, 243; 63, 61; Gruchots Beitr. 47, 104). Zu 
ſolchen Verhältniſſen gehört bei einem verkauften Grundſtück auch 
ein beſtimmter Ertrag, ins beſondere ein Miets ertrag (RG. 52, 2; 
Gruchot a. a. O, Urt. vom 24. Febr. 1904 V. 505/03), und 
zwar nicht nur die dauernde Ertragsfähigkeit, ſondern auch der 
zu einer beſtimmten Zeit tatſächlich gegebene Ertrag (RG. 52, 2, 
Urteil vom 11. Juli 1903 V. 95/03). Daher haftet der Vers 
käufer nach 8 459 Abſ. 2 BGB. für die Zuſicherung eines 
beſtimmten Mietzinsertrags zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
(Urteile in V. 95/03 und V. 505/03). Aus dem Begriffe der 
Zuſicherung ergibt ſich nicht, daß ſie auf die Zukunft gerichtet 
ſein müſſe (RG. 52, 2). Auch iſt ohne Belang, daß früher 
oder ſpäter möglicherweiſe abweichende Verhältniſſe eintreten 
können; denn der zur Zeit des Vertragsſchluſſes wirklich gezogene 
Nutzen gibt nach allgemeiner Anſchauung einen Maßſtab für die 
Ertragsfähigkeit mit größerer Sicherheit, als ihn Zukunfts⸗ 
hoffnungen, ja ſogar Schätzungen von Sachverſtändigen zu ver⸗ 
ſchaffen vermögen (Urteil in V. 95/03). Deshalb iſt auch die 
Rüge der Reviſion unbegründet, daß der Berufungsrichter die 
Behauptung des Beklagten, die drei fraglichen Wohnungen 
hätten wirklich einen Mietswert in Höhe der im Mieterverzeichniſſe 
angegebenen Beträge, nicht hätte unberückſichtigt laſſen dürſen. 
E. c. R., U. v. 8. Juli 08, 539/07 V. — Berlin. 

10. 88 537, 538, 541 BGB. Verluſt des Anſpruchs 
auf Schadenserſatz durch vorbehaltloſe Annahme der Befreiung 
vom Pachtzinſe.] a 

Der 8 541 BGB. beſtimmt ganz allgemein, daß, wenn 
durch das Recht eines Dritten dem Mieter der vertragsmäßige 
Gebrauch der gemieteten Sache ganz oder zum Teile entzogen 
iſt, die 88 537, 538 entſprechende Anwendung zu finden haben. 
Das gilt alſo nicht nur für die in dieſen Paragraphen geregelten 
Vorausſetzungen für die Gewährleiſtungspflicht des Vermieters, 
ſondern auch hinfichtlich der daraus für den Mieter ſich ergebenden 
Rechte. Nun beſagt 8 537, daß, wenn die vermietete Sache 
zur Zeit der Überlaſſung mit einem Fehler behaftet iſt, der ihre 
Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauch aufhebt, der 
Mieter für die Zeit, während deren die Tauglichkeit aufgehoben 
iſt, von der Entrichtung des Mietzinſes befreit iſt (Minderung 
des Mietzinſes). Hieran ſchließt ſich der 8 538 mit der weiteren 
Beſtimmung an, daß, falls ein Mangel der vorbezeichneten Art 
ſchon bei Abſchluß des Vertrages vorhanden war, der Mieter 
ſtatt die im § 537 beſtimmten Rechte geltend zu machen, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen kann. Der 
Mieter hat in einem Falle der vorliegenden Art alſo zwei Rechte, 
aber er kann nicht beide zuſammen ſondern nur wahlweiſe eines 
von ihnen ausüben; er kann entweder Befreiung vom Mietzinſe 
für die entſprechende Zeit (Minderung der Miete) oder Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung fordern. Ob ſchon die Erklärung, 
daß er das eine Recht ausüben wolle, ihn der Befugnis beraubt, 
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hiervon wieder abzugehen und das andere Recht geltend zu 
machen, kann dahingeſtellt bleiben; denn jedenfalls geht er da⸗ 
durch, daß das eine Recht von dem Vermieter erfüllt wird und 
er dieſe Erfüllung annimmt, des anderen Rechtes verluſtig. 
Das liegt hier vor. Der Kläger hat Befreiung vom Pachtzinſe 
(Minderung des Pachtzinſes) für die Zeit vom 1. Mai 1905 
ab durch Rückzahlung des für dieſe Zeit bereits entrichteten 
Pachtzinſes erhalten und angenommen; damit iſt das im § 537 
beſtimmte Recht von ihm ausgeübt und von der Beklagten er⸗ 
füllt worden. Der Kläger kann daher nicht mehr auf den 
Schadenserſatzanſpruch zurückgreifen. Wer von beiden bei der 
Erfüllung des Rechtes der Pachtminderung die Initiative ergriffen 
hat, ob alſo Kläger Minderung des Pachtzinſes durch Rück⸗ 
zahlung des für die Zeit vom 1. Mai 1905 ab bereits entrichteten 
Betrages gefordert und die Beklagte ſolchem Verlangen entprochen 
hat, oder ob dieſe aus freien Stücken und unaufgefordert dem 
Kläger den vorbezeichneten Pachtbetrag zurückgezahlt und Kläger 
ihn angenommen hat, kann einen rechtlichen Unterſchied nicht 
begründen. Auch in letztem Falle hat Kläger das im 8 537 
beſtimmte Recht der Pachtminderung durch Annahme jenes 
Betrages geltend gemacht und ausgeübt. Da der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch wegen Nichterfüllung der weitere iſt und das Ver⸗ 
langen auf Befreiung von der Zahlung des Mietzinſes für die 
betreffende Zeit (die Minderung der Miete) mit umfaſſen kann, 
ſo könnte eine andere Beurteilung nur dann eintreten, wenn der 
Kläger bei der Empfangnahme des zurückgezahlten Pachtzinſes 
der Beklagten ausdrücklich erklärt oder ſonſt ihr gegenüber in 
dieſem Zeitpunkt klar erkennbar zum Ausdruck gebracht hätte, 
daß er jenen Betrag nur als Teil des ihm zuſtehenden 
Schadenserſatzes annähme. Vielleicht würde es auch genügt 
haben, wenn nur aus dem früheren Verhalten des Klägers 
der Beklagten in dieſem Zeitpunkt klar erkennbar geweſen 
wäre oder hätte ſein müſſen, daß er mehr begehre als nur 
Pachtminderung, alſo wenn er vorher ſolches Verlangen ge⸗ 
äußert und bis zur Empfangnahme des Geldes eine Anderung 
ſeines Willens nicht hätte hervortreten laſſen. Auf die Form 
der hiernach erforderlichen Erklärung des Klägers kann es nicht 
ankommen. Es würde daher ausgereicht haben, wenn der Kläger 
bei der Empfangnahme des Geldes erklärt hätte, daß er ſich 
ſeine Schadenserſatzanſprüche vorbehalte, vielleicht auch, wenn 
er vorher ſich dahin geäußert hätte, daß er neben der Pacht⸗ 
minderung Schadenserſatz beanſpruche. Von allen dieſen Dingen 
hat der Kläger indeſſen nichts behauptet und dargelegt. Da 
der Kläger hiernach des Anſpruchs auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung, der ihm nach 88 541 und 538 BGB. zu⸗ 
geſtanden hatte, verluſtig gegangen iſt, und irgend ein anderer 
Klaggrund dem erhobenen Anſpruch nicht zur Seite ſteht und 
ihn zu ſtützen vermag, ſo war, wie geſchehen, auf Zurückweiſung 
der Reviſion zu erkennen. Sch. c. Sch., U. v. 3. Juli 08, 
414/07 VII. — Königsberg. 

11. 8 609 BGB. Kündigungsbefugnis im Fall nicht recht⸗ 
zeitiger Zinſenzahlung.] 

Auf dem Grundſtücke der verklagten Ehefrau iſt für die 
Klägerin eine Darlehnshypothek von 3 600 & eingetragen. Das 
Kapital ſollte vom 1. Oktober 1903 ab mit 4½ Prozent in 
vierteljährlichen Raten verzinſt und drei Monate nach Kündigung 
zurückgezahlt werden. Die Kündigung ſollte indes vor Ablauf 
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des 1. Oktober 1908 unzuläſſig fein, falls die Zinsraten inner. 
halb zwei Wochen nach jeweiliger Fälligkeit gezahlt würden. 
Auf die am 1. April 1905 fällige Zmsrate von 40,50 & ſind 
10,50 & erſt im Mai 1905 gezahlt worden. Gegen die er⸗ 
hobene Darlehnsklage wandte die Beklagte ein: Klägerin hätte 
alsbald kündigen müſſen. Der Einwand wurde zurückgewieſen: 
Der Wirkſamkeit der Mitte Mai 1905 erklärten Kündigung 
ſteht nicht der Umſtand entgegen, daß die Klägerin von dem 
Kuͤndigungsrechte nicht alsbald, nachdem die vertragsmäßige 
Beſchränkung weggefallen war, Gebrauch gemacht hatte. Der 
Fall liegt anders, als da, wo verabredungsgemäß als Folge 
unpünktlicher Miet⸗ oder Pachtzahlung ein Recht des Vermieters 
oder Verpächters zur Aufhebung des Miet: oder Pachtverhält⸗ 
niſſes oder als Folge unpünktlicher Zinszahlung die Fälligkeit 
des Kapitals oder ein friſtloſes Kündigungsrecht des Gläubigers 
eingetreten oder erwachſen iſt. Eine ſolche kaſſatoriſche Klauſel 
wird von einer unter der Herrſchaft des preußiſchen ALR. ent⸗ 
wickelten, unter der Herrſchaft des BGB. auf die 88 133, 
157 BGB. geſtützten Rechtſprechung mit Recht dahin auf⸗ 
gefaßt, daß das aus ihr entſprungene Recht nicht zu einem von 
der Willkür des Berechtigten abhängigen, für den anderen Teil 
beſonders läſtigen Schwebezuſtand von einer für dieſen nicht 
abſehbaren Dauer führen dürfe, daß der Berechtigte vielmehr 
am Vertrage feſtzuhalten ſei, wenn er von ſeinem Rechte auf 
Räumung oder Zahlung nicht innerhalb eines angemeſſenen, 
nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge zur Übermittlung der 
Erklärung an den anderen Teil ausreichenden Zeitraumes Gebrauch 
macht (vgl. OTr. Präj. 1472; ferner bei Striethorſt 62, 184 f.; 
91, 85 f.; RG. in JW. 98, 111, ſowie RG. III. 202/01 
vom 6. Dezember 1901 und V. 287/07 vom 19. Februar 1908). 
Von einem ſolchen für den Schuldner beſonders läſtigen, nach 
den Grundſätzen von Treu und Glauben auf eine als baldige 
Entſchließung des Gläubigers hindrängenden Schwebezuſtande 
kann aber hier keine Rede ſein, wo mit dem Wegfall einer 
Beſchränkung des Kündigungsrechts lediglich der geſetzliche 
Regelfall (vgl. 8 609 BGB.) hergeſtellt und für den Schuldner 
keine weitere Ungewißheit erwachſen iſt als die, wann der 
Gläubiger von ſeinem dreimonatigen Kündigungsrechte Ge⸗ 
brauch machen wird (vgl. OTr. 52, 11 ff. und RG. V. 321/02 
vom 20. Dezember 1902). G. c. F., U. v. 8. Juli 08, 537/07 V. 
— Breslau. 

12. 88 812, 823, 842, 843, 847 in Verb. mit 8 760 
BGB. Reichlicher Erſatz des Vermögensſchadens iſt kein Entgelt 
für den immateriellen Schaden. Zahlungen auf Grund einſt⸗ 
weiliger Verfügungen ſind auf die eingeklagte Forderung an⸗ 
zurechnen. Schadenserſatzrenten dürfen nur in vierteljährigen 
Vorauszahlungen zuerkannt werden.] 

Für die Entſcheidung der Reviſionsinſtanz find drei Streit⸗ 
punkte offen verblieben: A. Die nunmehrigen Kläger fühlen 
ſich dadurch beſchwert, daß der Klageanſpruch auf Zahlung 
eines Schmerzensgeldes, das die Klage in Höhe von 15 000 & 
gefordert hat, abgewieſen worden iſt. Ihre Rüge erſchien nicht 
begründet. Das Berufungsgericht hat zu dieſem Anſpruche der 
Kläger ausgeführt, daß die Abweiſung zwar nicht deshalb zu 
erfolgen habe, weil nur eine Haftung der Beklagten aus dem 
Haftpfl®. gegeben ſei und dieſes einen ſolchen Anſpruch nicht 
gewähre; das Berufungsgericht ſei vielmehr „der Annahme eines 
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Verſchuldens der Beklagten an dem Unfalle des Klägers 
(S 823 BGB.) zugeneigt“. Aber die im übrigen dem Kläger 
zuerkannten Erſtattungsbeträge ſtellten „einen derart umfaſſenden 
Ausgleich für den eingetretenen Vermögensſchaden dar, daß ein 
noch zurückbleibender immaterieller Schaden nach 8 253 BGB. 
nicht anerkannt werden konnte“. Wollte das Berufungsgericht 
mit dem letzteren Satze ausdrücken, daß ein reichlich bemeſſener 
Erſatz des Vermögensſchadens rechtlich den Anſpruch auf 
Leiſtung einer Entſchädigung wegen des Schadens, der nicht 
Vermögensſchaden iſt (S 847 BGB.), beſeitigen könne, oder 
daß es im Ermeſſen des Gerichts liege, ob es neben erſterem 
noch einen Anſpruch auf die letztere anerkenne und eine ihm 
eniſprechende Vergütung zubilligen wolle, dann würde ſeine 
Begründung der Abweiſung dieſes Klageanſpruchs allerdings 
rechtsirrtümlich erſcheinen und gegen 8 847 BGB. verſtoßen, 
wonach der durch eine Verletzung des Körpers oder der Ge⸗ 
ſundheit Beſchädigte auch wegen des Schadens, der nicht Ver⸗ 
mögensſchaden iſt, eine billige Entſchädigung in Geld zu ver⸗ 
langen berechtigt iſt, deren Schätzung der Höhe nach freilich 
dem freien Ermeſſen des Gerichts unterſtellt iſt. Nach der 
Auffaſſung des Reviſionsgerichts iſt der angefochtene Satz des 
Berufungsurteils nun dahin auszulegen, daß das Berufungs⸗ 
gericht den Anſpruch auf Schmerzensgeld in der Höhe, in der 
es ihn nur für begründet anzuerkennen vermöchte, bereits durch 
die reichliche, d. i. über das Maß ſtrenger Gerechtigkeit hinaus⸗ 
gehende Zumeſſung des Schadenserſatzes an Vermögensſchaden, 
mit abgegolten erachtet, jene Vergütung an nicht vermögens⸗ 
rechtlichem Schaden in der Vergütung des Vermögensſchadens, 
ſo wie dieſe dem Kläger zuerkannt iſt, enthalten erklärt. Des⸗ 
halb ſpricht das Berufungsgericht von einem „noch zurück⸗ 
bleibenden“ immateriellen Schaden, der nicht anzuerkennen ſei, 
wie auch bei Erörterung der Jahresrente von 2000 & zu 5. 
der Urteilsformel geſagt iſt, der Kläger habe für die ganze 
Zeit ſeit dem Unfalle bis zum 1. Mai 1907 auf Grund der zahl⸗ 
reichen einſtweiligen Verfügungen eine Kurrente von min deſtens 
der bezeichneten, vom Berufungsgericht für angeme ſſen erachteten 
Höhe, alſo teilweiſe darüber hinaus, wie das Urteil auch ergibt, 
bereits bezogen. Mag deshalb im allgemeinen das Ineinander⸗ 
rechnen des Vermögens- und Nichtvermögensſchadens nicht eben 
billigenswert erſcheinen, ſo war es für den gegebenen Fall 
doch rechtlich nicht zu beanſtanden. B. Die Beklagte verlangt, 
daß zwei durch einſtweilige Verfügungen dem Kläger für den 
Kurgebrauch in Sanatorien und einen Aufenthalt im Süden 
zugebilligte und daraufhin gezahlte Beträge von 4 000 & und 
2000 & auf die dem Kläger im Urteile zugeſprochene Rente 
wegen Verluſtes der Erwerbsfähigkeit und Vermehrung der 
Bedürfniſſe inſoweit in Abzug gebracht werden, als der Kläger 
die daran geknüpfte Vorausſetzung, gewiſſe Kurorte aufzuſuchen, 
nicht erfüllt habe. Das Berufungsgericht hat dieſe Anrechnung 
verſagt. In Anſehung der nach der einſtweiligen Verfügung 
vom 27. Oktober / 29. November 1904 dem Kläger für einen 
Aufenthalt im Süden zuerkannten 4 000 , To führt es zur 
Begründung dieſes Teiles ſeiner Entſcheidung aus, ſpreche ſchon 
das, auch von der Beklagten angezogene Privatgutachten des 
Profeſſors Dr. W. vom 22. Dezember 1904 dafür, daß die 
Reiſe des Klägers lediglich infolge einer Verſchlimmerung ſeines 
Nervenzuſtandes unterbrochen worden ſei. „Die Annahme liege 
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nicht fern“, daß der gezahlte Betrag von 4 000 & ohne weſent⸗ 
lichen Abzug im Intereſſe der durch das Nervenleiden erhöhten 
Bedürfniſſe des Klägers verwendet worden ſei; jedenfalls könne 
ohne anderweite, der Beklagten obliegenden Subſtantiierung 
nicht angenommen werden, daß ein Teilbetrag der Summe der 
Familie des Klägers zugute gekommen wäre. Ebenſo verhalte 
es ſich mit der zweiten Summe von 2 000 &; es könne daher 
von der ſeitens der Beklagten verlangten Aufrechnung gegen die 
wegen Verdienſtausfalles dem Kläger zuzuſprechende Rente nicht 
die Rede ſein. Die Reviſion der Beklagten rügt ſachlich eine 
Verkennung der Beweislaſt. Wenn der Kläger über die zu 
beſtimmtem Zwecke nach Maßgabe der einſtweiligen Verfügungen 
ihm gezahlten Summen anderweit verfügt habe, ſo müſſe er ſich 
dieſe auf die zuerkannte Rente anrechnen laſſen, ſofern er nicht 
beweiſe, daß er die Gelder aus vernünftigen Gründen zwar in 
anderer, aber dem ausgeſprochenen Zweck der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung entſprechender Weiſe verwendet habe. Der Angriff der 
Reviſion war für begründet zu erachten. Einſtweilige Ver⸗ 
fügungen der in Rede ſtehenden Art gewähren dem Gläubiger 
eine proviſoriſche Befriedigung der in Streit befangenen Forderung 
(Gaupp⸗Stein, ZPO. 8. und 9. Aufl. Vorb. IV vor 8 916; 
dazu RG. 15, 377; 27, 429). Es iſt ihr Zweck, in Fällen, 
wo die endgültige gerichtliche Entſcheidung zu ſpät kommen 
würde, dem Gläubiger bei Schuldverhältniſſen dauernden 
Charakters und mit fortlaufenden Bezügen vorläufige Abſchlags⸗ 
zahlungen zufließen zu laſſen, deren Anrechnung auf die durch 
das Urteil in der Hauptſache ihm zuzuſprechenden Schuldbeträge 
ſich aus dieſer Aufgabe von ſelbſt ergibt, wie denn auch in der 
Urteilsformel der einſtweiligen Verfügung vom 27. Oktober 1904 
dieſe ſpätere Verrechnung ausdrücklich vorbehalten worden iſt. 
Dieſe Abſchlagsleiſtungen erſcheinen als Zahlungen auf die ein⸗ 
geklagte Forderung, die die letztere, ſoweit fie reichen, zur 
Tilgung bringen (5 362 BGB.). Als ſolche können ſie freilich 
nur angeſehen werden innerhalb desſelben Anſpruchs, und es 
kann ſicher keine Rede davon ſein, daß, wenn mehrere Anſprüche 
mit derſelben Klage verfolgt werden, die auf Grund einſtweiliger 
Verfügung auf einen dieſer Anſprüche gemachten Vorausleiſtung 
als Zahlung auf den andern angeſehen werden könnte. Eine 
Verrechnung kann dann vielmehr, wenn der Kläger mit dem 
Anſpruche, auf welchen er die Vorauszahlung erhalten hat, nicht 
durchdringt, oder ſonſt der Grund, aus welchem letztere erfolgte, 
weggefallen iſt, nur als Aufrechnung nach Maßgabe der 
58 398 ff. BGB. mit der Forderung auf Rückzahlung des 
ohne rechtlichen Grund Geleiſteten nach S 812 BGB. oder auf 
Schadenserſatz gemäß § 945 ZPO. gefordert werden. Als 
derart verſchiedene Anſprüche können indeſſen die Leiſtungen, 
die aus der Verpflichtung zum Erſatze des Vermögensſchadens 
aus derſelben unerlaubten Handlung entspringen, nicht angeſehen 
werden; ſie ſind vielmehr Teile eines Schadenserſatzanſpruchs, 
der nach verſchiedenen Richtungen „ſich erſtreckt“ ($ 842 BGB., 
8 Za Haftpfl.). Wenn im gegebenen Falle die Voraus⸗ 
zahlungen der 4000 & und 2 000 & durch die einſtweilige 
Verfügung zu einem ganz beſtimmten Zwecke, zu beſtimmten 
Heilungsverſuchen, dem Kläger bewilligt worden ſind, ſo ſind 
ſie zwar zunächſt als Zahlungen nach dieſer beſtimmten Richtung 
des Schadenserſatzanſpruches anzuſehen, für den beſtimmten Teil 
des letzteren, den ſie tilgen, wenn ſie beſtimmungsgemäß ver⸗ 
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wendet werden. Aber fie dienen auch zugleich zur Befriedigung 
des Klägers wegen ſeines Schadenserſatzanſpruches überhaupt 
und erſcheinen ſo als Teilzahlung auf den ganzen einheitlichen 
Anſpruch. Wenn der frühere Kläger daher die zu beſtimmten 
Heilzwecken und zu beſtimmtem Kurgebrauch ihm im voraus 
nach Maßgabe der einſtweiligen Verfügungen gezahlten Beträge 
nicht dieſen Zwecken zugeführt, die Heilungsverſuche nicht gemacht, 
der Kur ſich nicht unterzogen hat, ſo ſind ſie ihm zur Befriedigung 
ſeiner Forderung wegen Verluſtes der Erwerbsfähigkeit und 
wegen Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe zugute gekommen, und 
die jetzigen Kläger müſſen ſich ihre Verrechnung auf dieſe ge⸗ 
fallen laſſen, ſofern ſie nicht beweiſen, daß ihr Erblaſſer ſie 
zwar anderweit, weil der nächſte Zweck nicht zu erreichen war, 
aber doch im Sinne der einſtweiligen Verfügung und ihrer 
Beſtimmung gemäß verwendet hat. Ob ſie „der Familie“ des 
Klägers zugefloſſen find, iſt ein Geſichtspunkt, der ganz außer: 
halb des geſetzlichen Rahmens liegt. Es bedarf nicht der An⸗ 
nahme eines Rückforderungsrechtes der Beklagten nach 8 812 
BGB. und der Aufrechnung mit dieſer Forderung, die übrigens 
als rechtlich begründet erſcheinen und hinſichtlich der Beweislaſt 
zu demſelben Ergebniſſe führen würde. Es iſt deshalb rechts⸗ 
irrig, wenn das Berufungsgericht, ſofern feſtſteht, daß die ge⸗ 
zahlten Summen zu dem Zwecke, zu dem ſie gegeben wurden, 
nicht verwendet worden ſind, den Beweis, daß ſie nicht ſonſt 
dem Zwecke und der Abſicht der einſtweiligen Verfügung ent⸗ 
ſprechend verausgabt wurden, der Beklagten aufbürdet. Eine 
Feſtſtellung, daß eine ſolche zweckentſprechende und beſtimmungs⸗ 
mäßige anderweite Verwendung ſtattgefunden habe, hat das 
Berufungsgericht nicht getroffen, es ſagt nur, daß das Privat⸗ 
gutachten des Dr. W. für letztere ſpreche, und daß ihre An⸗ 
nahme „nicht fern liege“. Das genügt nicht, um die von der 
Beklagten geforderten Anrechnung auf die Urteilsſumme aus⸗ 
zuſchließen. C. Das Berufungsgericht hat zu 5. ſeines Urteils 
dem Kläger auf Lebenszeit eine Kurrente von 2000 & zus 
geſprochen, die es jedoch nicht in vierteljährlich im voraus zu 
entrichtenden Raten, ſondern in ganzer Höhe anfangs eines 
jeden Jahres fällig werden läßt. Es begründet dieſe Abweichung 
von der Regel der 88 843, 760 BGB., $ 7 Haftpfl®. 
damit, daß der Kläger auf dieſe Weiſe „eines gerechten Aus⸗ 
gleichs wegen mit Rückſicht auf die jeweilige Lage ſeiner Ge⸗ 
ſundheit frei über die zum Kurgebrauch zu verwendende Zeit 
beſtimmen kann“. Die Reviſion der Beklagten rügt, daß die 
feſtgeſetzte jährliche Vorauszahlung der Rente den angezogenen 
geſetzlichen Beſtimmungen widerſpreche. Auch dieſer Reviſions⸗ 
angriff der Beklagten, deſſen praktiſche Bedeutung in der Vor⸗ 
ſchrift des 8 760 Abſ. 3 BGB. ruht, war für begründet zu 
erachten. Die ſog. Kurrente iſt dem Kläger zum Zwecke eines 
regelmäßigen Kurgebrauchs in jedem Jahre, den das Berufungs⸗ 
gericht zur Erhaltung ſeines Lebens für erforderlich erachtet, 
zugeſprochen; ſie erſcheint unter dem Geſichtspunkt einer Rente 
wegen Vermehrung der Bedürfniſſe nach 5 843 BGB., 
8 7 Haftpfl®. Zunächſt iſt nun nach dem Geſetz dieſe Rente 
nicht eine beſondere neben der Rente wegen des Verluſtes oder 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit; vielmehr iſt die Schadens⸗ 
erſatzleiſtung durch Entrichtung einer Geldrente nach den an⸗ 
gezogenen geſetzlichen Beſtimmungen eine einheitliche Leiſtung, 
für deren Feſtſetzung der Höhe nach ſowohl auf die Minderung 
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der Erwerbsfähigkeit wie auch die Vermehrung der Bedürfniſſe 
des Verletzten Bedacht zu nehmen iſt (RG. 47, 405; JW. 06 
S. 2368, 359, 4725). Dieſe Rente iſt nun nach dem Geſetz 
auf Grund der in den angezogenen Geſetzesbeſtimmungen 
für anwendbar erklärten Vorſchrift des 8 760 BGB. in 
vierteljährlichen Vorauszahlungen zu entrichten. Es fragt 
ſich, ob der Richter befugt iſt, eine andere Art der Zahlung, 
ſei es in Geſtalt einer Nachzahlung, ſei es in anderen 
Zeitabſchnitten in dem über den Schadenserſatz befindenden 
Urteile anzuordnen. Die Frage iſt zu verneinen (a. A. 
Crome, Syſtem d. b. R. 2, 1077). (Wird näher begründet.) 
Die vom Berufungsgericht angeordnete Vorauszahlung der 
Kurrente auf ein ganzes Jahr war daher nicht für geſetzlich 
zuläſſig zu erachten. Der dafür vom Berufungsgericht angeführte 
Grund erſcheint auch nicht geeignet, eine Abweichung von der 
geſetzlichen Regel unter Umſtänden als zweckmäßig darzutun; 
bei geordneter ökonomiſcher Lebensführung wird die Verteilung 
des in vierteljährlichen Zeitabſchnitten bezogenen Renten⸗ 
einkommens zur Befriedigung der verſchiedenen Lebens bedürfniſſe 
des Jahres keine Schwierigkeit machen. Danach war die 
Reviſion der Kläger als unbegründet zurückzuweiſen, auf die⸗ 
jenige der Beklagten aber das Berufungsurteil, ſoweit angefochten, 
aufzuheben und inſoweit die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
A. L. St. G. c. v. G., U. v. 9. Juli 08, 490/07 VI. — Hamm. 

13. 85 823, 254 BGB. in Verb. mit $ 1 HaftpflG. 
Gewöhnliche Betriebsgefahr und grobes Verſchulden des 
Verletzten.] 

Das Berufungsgericht geht zutreffend davon aus, der 
8 254 BGB. greife auch gegenüber dem S 1 HaftpflG. in der 
Weiſe Platz, daß die Urſächlichkeit der allgemeinen Gefährlichkeit 
des Eiſenbahnbetriebes und etwaiger beſonderer, dieſe Gefahr 
erhöhender Umſtände gegen diejenigen des eigenen Verſchuldens 
des Verletzten abzuwägen ſei. Wenn es dann aber annimmt, 
der Unternehmer werde „nur“ dann von der Haftung ganz 
frei, wenn das eigene Verſchulden des Verletzten ſo überwiegend 
die Urſache des Unfalles bilde, daß die Betriebsgefahr als Ur⸗ 
ſache völlig in den Hintergrund trete, ſo iſt dieſer Satz bezüg⸗ 
lich der darin liegenden Einſchränkung nicht als richtig anzu⸗ 
erkennen. Bei einem Betriebsunfalle im Sinne von 81 
HaftpflG. wird der dem Eiſenbahnbetriebe anhaftenden Gefahr 
zumeiſt eine weſentliche kauſale Bedeutung zukommen. Der 
Richter hat bei Anwendung des $ 254 BGB. die Abwägung 
unter allſeitiger Würdigung der für den konkreten Fall in Bes 
tracht kommenden Umſtände vorzunehmen. Wofern ſich hier 
eine allgemeine Norm überhaupt aufſtellen ließe, fo wäre es 
eher die, daß, wenn neben der gewöhnlichen Eiſenbahngefahr 
ein grobes Verſchulden des Verletzten mitgewirkt hat, für die 
Regel eine Haftpflicht des Eiſenbahnunternehmers überhaupt 
auszuſchließen fein wird. Reichseiſenbahnen o. R., U. v. 
2. Juli 08, 470/07 VI. — Colmar. 

14. 5 844 BGB. Über Anſprüche der gütergemein⸗ 
ſchaftlichen Ehefrau wegen Tötung des Ehegatten.] 

Der Ehemann der Klägerin, der durch den Beklagten auf 
ſeinem Gute einen Stall umbauen ließ, iſt durch den Einſturz 
einer ſtehengebliebenen Giebelwand des alten Stallgebäudes 
erſchlagen worden. Die Klägerin nimmt für den ihr durch den 


37. Jahrgang. 


Tod ihres Ehemannes entſtandenen Schaden den Beklagten in 
Anſpruch, auf deſſen Verſchulden ſie den Unfall zurückführt, 
und von dem fie Erſatz der Arzt⸗ und Beerdigungskoſten, 
ſowie eine Rente wegen Verluſtes des Unterhalts für die mut⸗ 
maßliche Lebensdauer ihres Ehemannes (70 Jahre) verlangt. 
Das LG. hat dieſe Anſprüche dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, die Berufung des Beklagten iſt zurück⸗ 
gewieſen worden, das RG. hob auf. Aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen: Zu ſchweren rechtlichen Bedenken gibt auch die Be⸗ 
urteilung des von der Klägerin in Geſtalt einer Rente wegen 
Verluſtes des Rechts auf den Unterhalt nach 8 844 BGB. 
erhobenen Schadenserſatzanſpruches ſelbſt durch das Berufungs⸗ 
gericht Veranlaſſung. Die klagende Witwe hat einen Anſpruch 
gegen den Beklagten, der durch ſeine Schuld den Tod ihres 
Ehemannes herbeigeführt hat, lediglich und ausſchließlich nach 
Maßgabe des 8 844 BGB.; der Beklagte hat ihr durch Ent⸗ 
richtung einer Geldrente Erſatz zu leiſten für den Schaden, der 
ihr durch Wegfall der von ihrem Ehemanne ihr geſchuldeten 
Unterhaltsleiſtungen nach Maßgabe der beſonderen Lebensver⸗ 
hältniſſe des Getöteten erwachſen iſt. Die Klägerin hat nun 
mit ihrem Ehemann im Güterftande der in der Provinz Poſen 
in Geltung geweſenen allgemeinen Gitergemeinſchaft des 
PrALR. gelebt, der gemäß Art. 47 PrAGBGB. ſeit 
Einführung des BGB. nach deſſen Vorſchriften über die all⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft zu beurteilen iſt mit der Maßgabe, 
daß eine fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nur eintritt, wenn ſie 
durch Ehevertrag vereinbart iſt (S 4 des angezogenen Art. 47 
PruaGBGB.). Wenngleich nun der Grundſatz des 8 1360 
BGB., wonach der Ehemann nach Maßgabe ſeiner Lebens⸗ 
ſtellung, ſeines Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit in der 
durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe Unterhalt 
zu gewähren hat, für alle Ehen gilt, gleichviel welcher Güter⸗ 
ſtand ſie beherrſcht, ſo ergibt ſich doch aus der Vermögens⸗ 
einheit der allgemeinen Gütergemeinſchaft von ſelbſt und iſt 
auch in 8 1458 BGB. ausdrücklich ausgeſprochen, daß der 
eheliche Aufwand dem Geſamtgute zur Laſt fällt, woraus folgt, 
daß auch der der Ehefrau gebührende Unterhalt aus dem 
Geſamtgute zu entnehmen iſt (JW. 03 Beil. Nr. 284). 
Desbalb kann der Klägerin zunächſt ein Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Beklagten nur für denjenigen Teil des Unterhalts 
zukommen, der ihr aus dem Vermögen des Ehemannes, aus 
ſeiner Hälfte des gütergemeinſchaftlichen Vermögens, geleiſtet 
wurde. Inſofern weiter im gegebenen Falle nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts das Geſamtgut ganz in die 
Nutzung der Klägerin übergegangen iſt, die nach mit ihrem 
Ehemanne errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente Fiduziar⸗ 
erbin der dem letzteren gehörigen Hälfte der gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Maſſe geworden iſt, iſt ihr durch den Tod ihres Ehe⸗ 
mannes ein Schaden nach 5 844 BEB. überhaupt nicht 
erwachſen, da ihr in den Erträgniſſen des ungeteilten Geſamt⸗ 
gutes dieſelben Mittel für ihren Unterhalt auch jetzt zu Gebote 
ſtehen, die zu dieſem Zwecke bei Lebzeiten des Ehemannes 
von beiden Eheleuten gemeinſchaftlich aufgebracht wurden (vgl. 
RG. 64, 350, insbeſondere S. 355 bis 357). Dieſe Sach⸗ 
und Rechtslage wird auch von dem Berufungsgerichte an ſich 
nicht verkannt. Das Berufungsgericht nimmt aber an, daß die 
Klägerin dennoch in der Weiſe durch den Tod ihres Ehemannes 
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einen Schaden erlitten habe, daß ihr dadurch deſſen Arbeits⸗ 
kraft und damit die Möglichkeit eines gleich hohen Extrages 
der Güter wie bei ſeinen Lebzeiten verloren gegangen ſei, der 
nur durch die Annahme eines beſonders tüchtigen und erfahrenen 
Wirtſchaftsinſpektors auf derſelben Höhe erhalten werden könne. 
Die für die Beſtellung eines ſolchen Wirtſchaftsinſpektors auf⸗ 
zuwendenden Koſten würden deshalb den vom Beklagten der 
Klägerin zu vergütenden Schaden darſtellen. Wenn die Klägerin, 
wie der Beklagte behaupte, einen neuen beſonders tüchtigen 
Wirtſchaftsinſpektor als Erſatz für die Arbeitskraft ihres Ehe⸗ 
mannes nicht angeſtellt, ſondern die Oberleitung des Gutes 
ſelbſt in die Hand genommen habe, ſo habe der Beklagte ihr 
dieſe Arbeitsleiſtung zu vergüten. Dieſen Erwägungen iſt nicht 
beizuſtimmen. Sie ſind mit den dafür angezogenen Ent⸗ 
ſcheidungen des erkennenden Senats JW. 07 S. 23 (RG. 64, 
350) und S. 13010 nicht zu vereinigen und verkennen den 
Charakter des der Witwe aus der nicht an ihr, ſondern gegen⸗ 
über ihrem Ehemanne verübten unerlaubten Handlung des 
Schädigers zuſtehenden Schadenserſatzanſpruches. Der Beklagte 
hat der Klägerin keinerlei Vergütung für ihre Arbeitskraft zu 
leiſten und keinerlei Koſten zu erſtatten, die ſie aufwenden muß, 
um die Güter in gleichem Ertrage wie früher zu erhalten. Das 
würde einen Schadenserſatzanſpruch darſtellen, der dem Ver⸗ 
letzten ſelbſt zugekommen ſein möchte, wenn er am Leben ge⸗ 
blieben, aber durch den Unfall arbeits⸗ und erwerbsunfähig 
geworden wäre (8 843 BGB.). Als Entſchädigung für die 
Klägerin kann nach §S 844 BGB. nur diejenige Quote des 
aus der Arbeitskraft ihres Ehemannes erzielten Gewinnes in 
Rechnung kommen, die davon nach den beſonderen Verhältniſſen, 
insbeſondere der Zahl der ebenfalls zu unterhaltenden Kinder, 
aber auch der Lebensweiſe des Ehemannes auf den aus ſeinem 
Vermögen für die Klägerin zu leiſtenden Teil des Unterhalts 
entfallen ſein würde, wogegen derjenige Teil außer Betracht 
zu bleiben hat, der von dem Ehemann zur Befriedigung ſeiner 
perſönlichen Bedürfniſſe zurückbehalten ſowie zum Unterhalte 
der Kinder verwendet worden wäre. In demſelben Verhältnis 
können deshalb auch nur die Koſten einer Erſatzkraft für die 
Arbeitsleiſtung ihres Ehemannes der Klägerin zur Ausgleichung 
des Verluſtes an ihrem Unterhalt infolge des Wegfalles der 
Arbeitskraft ihres Ehemannes zugeſprochen werden. Bei dieſer 
auf der Grundlage des 8 844 BGB. nach Maßgabe des 
8 287 ZPO. vom Gericht vorzunehmenden Schätzung find, 
wie bereits bemerkt wurde, insbeſondere auch die wirtſchaft⸗ 
lichen Lebensgewohnheiten des Verſtorbenen, ſofern ſie auf die 
Höhe des von ihm aus ſeinem Vermögen der Klägerin zu 
leiſtenden Unterhalts von Einfluß geweſen ſein würden, wie 
von dem Beklagten behauptet wird, zu berückſichtigen. Einen 
Gewinn ſoll die Witwe aus der unerlaubten Handlung, die 
ein Dritter ihrem Ehemanne zugefügt hat, und die deſſen Tod 
zur Folge hatte, nicht ziehen, ſie erhält auch nicht allen und 
jeden Vermögensnachteil erſetzt, der ihr daraus entſtanden fein 
könnte; ſie ſoll nur in ihrem Recht auf Unterhalt nicht ge⸗ 
ſchmälert werden (JW. 06, 7471). Stand etwa der perſön⸗ 
liche Verbrauch des Getöteten zu dem normalen Anteile, der 
ihm als dem Ehemann und Familienhaupt an den Erträgniſſen 
des Gutes nach den Lebensverhältniſſen, in denen die Ehe⸗ 
gatten ſich bewegten, in einem Mißverhältnis, und überwog er 
70 
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das durch feine Arbeitskraft und Arbeitsleiſtung erzeugte 
Mehrerträgnis des Gutes, dann wird von einem Schaden der 
Klägerin an ihrem Unterhalt infolge des Wegfalles der Arbeits⸗ 
kraft ihres Ehemannes überhaupt nicht mehr die Rede ſein 
können (JW. a. a. O.). H. c. P., U. v. 6. Juli 08, 405/07 VI. 
— Poſen. 

15. SS 844, 846 BGB. in Verb. mit den 88 304, 
445 ZPO. Kalendermäßige Begrenzung eines Rentenanſpruches 
im Zwiſchenurteil über den Schuldgrund nicht erforderlich. 
Nichtanrechnung einer den Erben des Getöteten gezahlten Lebens⸗ 
verſicherungsſumme auf die Rente. Zuläſſigkeit der Eides⸗ 
zuſchiebung über eigene Schuld des Getöteten begründende Tat⸗ 
ſachen an die klagende Witwe.] 

Der am 12. Januar 1858 geborene Zimmermann Mar 
Heinrich B. in Aue hat am Abend des 28. Januar 1906 in 
einem dieſe Stadt durchfließenden Werkgraben ſeinen Tod ge⸗ 
funden. Seine Witwe, die Klägerin, behauptet, ihr Mann ſei 
durch ſchuldhaftes Verhalten des Beklagten verunglückt, und 
fordert von dieſem Schadenserſatz durch Gewährung einer Rente 
von jährlich 416 & auf die Zeit vom Unfallstage bis zum 
28. Januar 1926. Der Beklagte hat den Anſpruch nach Grund 
und Betrag beſtritten und Klagabweiſung beantragt. Der 
Klaganſpruch iſt in I. und II. Inſtanz für dem Grunde nach 
berechtigt erklärt worden, von dem Berufungsgerichte in der 
Form, daß der von der Klägerin erhobene Rentenanſpruch vom 
28. Januar 1906 ab für die Zeit, während deren ihr ver⸗ 
ſtorbener Ehemann ohne das Dazwiſchentreten feines tödlichen 
Unfalls noch gelebt haben und erwerbsfähig geweſen ſein würde, 
jedoch nicht über den 28. Januar 1926 hinaus, dem Grunde 
nach für berechtigt erklärt worden iſt. Hiergegen hat der 
Beklagte Reviſion eingelegt, er verlangt Klagabweiſung; die 
Klägerin hat Zurückweiſung der Reviſion beantragt. RG. hob 
auf und wies die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung in die Inſtanz zurück, weil das Verſchulden des 
Beklagten nicht genügend feſtgeſtellt. Zur Vermeidung etwaiger 
ſpäterer Weiterungen führte das RG. in Verfolg der von der 
Reviſion weiter erhobenen Angriffe noch folgendes aus: Un⸗ 
begründet iſt es, wenn dieſe geltend gemacht hat, der Renten⸗ 


anſpruch der Klägerin hätte bereits in dem Zwiſchenurteil aus 


8 304 3/0. genau zeitlich begrenzt werden müſſen; das Be 
rufungsurteil hat die Umſtände, durch welche die Dauer der 
Rente beſtimmt wird, dem Geſetz entſprechend bezeichnet und 
dadurch die zeitlichen Grenzen, innerhalb deren der Renten⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt wurde, feſt⸗ 
geſtellt. Die kalendermäßige Begrenzung durfte, wie der 
erkennende Senat in neuerer Zeit bereits mehrfach ausgeſprochen 
hat, dem ſpäteren Endurteil vorbehalten werden. Von dem 
Beklagten war in I. Inſtanz geltend gemacht worden: die 
Klägerin habe aus einem Verſicherungsvertrage, den ihr Mann 
abgeſchloſſen gehabt, bei deſſen Tode 2 000 & ausgezahlt er⸗ 
halten, die Klägerin hat dies eingeräumt mit dem Bemerken, 
daß fie davon 100 „/ zur Beerdigung ihres Mannes ver⸗ 
wendet habe. Die I. Inſtanz hat zunächſt die Meinung aus⸗ 
geſprochen, daß der Einwand den Betrag des Klaganſpruchs 
betreffe, iſt aber in eine ſachliche Würdigung eingetreten und 
hat ihn für unbeachtlich erklärt. Ein Angriff iſt dagegen in 
der Berufungsinſtanz nicht gerichtet worden. Das OLG. iſt 
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deshalb auf den Einwand in den Gründen nicht eingegangen, 
iſt alſo, wie hiernach angenommen werden darf, der I. Inſtanz 
in der Annahme, daß der Einwand ſachlich unbegründet ſei, 
beigetreten. In der Reviſionsinſtanz iſt der Beklagte auf jenes 
Vorbringen zurückgekommen, der darauf geſtützte Angriff iſt aber 
völlig unbegründet. Nach dem Zuſammenhange, in dem die 
Einrede in I. Inſtanz vorgebracht iſt (Bl. 113), ſcheint der 
Beklagte davon ausgegangen zu ſein, der Umſtand, daß die 
Klägerin die Lebensverſicherungsſumme ausgezahlt erhalten hat, 
ſei für ihr Rechtsverhältnis zum Beklagten deshalb von Be⸗ 
deutung, weil ſie dadurch Mittel erlangt habe, von denen ſie 
leben könne, und weil ſie deshalb trotz dem Tode ihres Mannes 
nicht unterhaltungs bedürftig ſei, oder doch nicht in dem Maße, 
daß ſie eine Rente in der geforderten Höhe beanſpruchen könnte. 
Sit dies die Meinung des Beklagten, ſo iſt fie verfehlt, weil 
das Recht auf Unterhalt, das die Klägerin gegen ihren Mann 
hatte, und das ihr durch deſſen Tod entzogen iſt, und für deſſen 
Verluſt ihr der Beklagte, dafern er ſchadenserſatzpflichtig iſt, nach 
8 844 Abſ. 2 BGB. aufkommen muß, von der Bedürftigkeit 
der Klägerin überhaupt nicht abhängig iſt (BB. 8 1360). 
In Betracht könnte nur der Geſichtspunkt kommen, ob der 
Klägerin, indem ſie die Lebensverſicherungsſumme erhielt, in⸗ 
folge des Todes ihres Mannes ein Vermögensvorteil zugefloſſen 
ſei, durch den die Nachteile, die ſie durch dieſen Tod erlitten, 
ganz oder zum Teil ausgeglichen worden ſeien (vgl. die Ur⸗ 
teile des erkennenden Senats vom 5. November 1906 und vom 
17. Dezember 1906 in der JW. 07 S. 23 ff. Nr. 26 und 
S. 130 ff. Nr. 10). Auch dies iſt aber keineswegs der Fall. 
Die Forderung, welche die Klägerin beim Tode ihres Mannes 
gegen die Verſicherungsgeſellſchaft erlangt hat, iſt nicht durch 
dieſen Tod begründet worden, ſondern beruht auf einem Ver⸗ 
trage, den der Verſtorbene zugunſten der Klägerin bzw. ſeiner 
Erben geſchloſſen hat, und durch deſſen Erfüllung er, indem er 
die Verſicherungsprämie zahlte, für dieſe entgeltlich eine Forderung 
erworben hat (vgl. auch das angezogene Urteil vom 5. November 
1906). Der Beklagte hat in den Vorinſtanzen auch die Ein⸗ 
rede vorgeſchützt, B. habe ſeinen Tod durch eigene Unvorſichtig⸗ 
keit ſelbſt verſchuldet und zur Begründung hierfür unter Eides⸗ 
zuſchiebung behauptet, B. habe gewußt, daß an der ſüdweſtlichen 
Seite des Grundſtücks unmittelbar neben der Brücke das Ufer⸗ 
geländer auf einer längeren Strecke fehle. Das Berufungs⸗ 
gericht erachtet dieſes Anführen für ſachlich erheblich, ſieht aber 
die gebrauchte Eideszuſchiebung als unzuläſſig an, bei der be⸗ 
haupteten Tatſache komme B. nicht als Rechtsvorgänger der 
Klägerin in Betracht, da dieſe das von ihr verfolgte Recht auf 
Schadenserſatz nicht von ihrem verſtorbenen Manne ableite, 
ſondern als ein unmittelbar ihr ſelbſt erwachſenes geltend mache. 
Dem Umſtande, daß die Klägerin nach 8 846 BGB. ein 
etwaiges Verſchulden ihres Mannes vertreten müſſe, könne ein 
Einfluß auf die Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung (8 PO. 8 445) 
nicht beigemeſſen werden. Dieſer Meinung beizutreten, fällt 
bedenklich. Allerdings gelangt in den Fällen des 8 844 der 
Erſatzanſpruch des mittelbar Geſchädigten von vornherein in 
ſeiner eigenen Perſon zur Entſtehung (RG. 55, 24 ff.), allein 
für die Frage, ob und in welchem Umfange er entſteht, iſt das 
Verhalten des Getöteten von tiefgreifendem Einfluß, der mittelbar 
Geſchädigte muß dieſes Verhalten des Getöteten in weitgehendem 
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Maße vertreten. Dies iſt in § 846 bezüglich des eigenen 
ſchuldhaften Verhaltens des Getöteten ausdrücklich vorgeſchrieben, 
und dieſe Beſtimmung iſt als Ausfluß eines allgemeinen Rechts⸗ 
grundſatzes anzuſehen, nach welchem der mittelbar Geſchädigte 
auch andere, nicht unter die Vorſchrift des § 846 fallenden 
Handlungen des Getöteten gegen ſich gelten laſſen muß (RG. 65, 
313 ff., JW. 05, 1439). Es darf aber als eine zuläſſige 
und im Sinne des Geſetzes liegende Folgerung angeſehen werden, 
daß, ſoweit nach der materiellrechtlichen Regelung der mittelbar 
Geſchädigte das Verhalten des Getöteten in gleicher Weiſe wie 
dasjenige eines Rechtsvorgängers vertreten muß, auch ihm 
gegenüber die Eideszuſchiebung ſtatthaft fi. G. o. B., U. v. 
13. Juli 08, 411/07 VI. — Dresden. 

16. SS 1190, 1163, 1184, 883, 888 BGB. in Verb. 
mit 88 91, 52 3VGG. Weſen der Höchſtbetragshypothek und 
der Löſchungsvormerkung. . 

Auf den Grundſtücken E. Bl. 198 und 215 waren ein⸗ 
getragen je eine Sicherungshypothek von 25 000 & für „alle 
Forderungen“, welche der Beklagte „gegen die Firma F. L. S. 
in E. aus einem derſelben von ihr eingeräumten Warenkredit 
zuſtehen“, und unmittelbar dahinter je eine Sicherungshypothek 
von ebenfalls 25 000 & für „alle Forderungen“, welche dem 
Kläger „gegen die Firma F. L. S. in E. und deren Teilhaber 
aus einer Kreditgewährung erwachſen ſind oder noch erwachſen 
ſollten“. Neben jeder der beiden Hypotheken der Beklagten 
war zugunſten des Klägers eine Vormerkung eingetragen, daß 
der Eigentümer verpflichtet ſei, die Hypotheken löſchen zu laſſen, 
wenn ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigen. 
Über das Vermögen der unter der Firma F. L. S. begriffenen 
offenen Handelsgeſellſchaft wurde das Konkursverfahren eröffnet 
und am 16. März 1904 kamen beide Grundſtücke zur Zwangs⸗ 
verſteigerung. Von ihnen gehörte damals, wie ſchon zur Zeit 
der Eintragung der Hypotheken in den Jahren 1900 und 1902, 
C. Bl. 215 der gedachten offenen Handelsgeſellſchaft und E. 
Bl. 198 ihrem Mitgliede, dem H. S. In den Terminen zur 
Verteilung der Verſteigerungserlöſe, am 20. April 1904, waren 
der Konkursverwalter und die Eigentümer nicht vertreten. 
Nach den Teilungsplänen entfielen auf die Sicherungshypotheken 
der Beklagten aus dem Verſteigerungserlöſe für E. Bl. 198 
15 422,55 % und aus dem für E. Bl. 215 9 728,74 4, 
zuſammen 25 151,29 , während die Hypotheken des Klägers 
ganz ausfielen. Dieſer widerſprach der Auszahlung an die 
Beklagte. Der Vollſtreckungsrichter ordnete die Hinterlegung 
an und ergänzte die Teilungspläne dahin, daß die hinterlegten 
Beträge nebſt Hinterlegungszinſen an den Kläger zu zahlen 
ſeien, falls definitiv feſtgeſtellt werde, daß der Beklagten eine 
Forderung aus Warenkredit, wofür ihr die Hypotheken beſtellt 
worden, nicht zuſteht. Im gedachten Konkurſe wurden die von 
der Beklagten mit 69 497,84 4 und 189,75 , angemeldeten 
Forderungen vom Konkursverwalter zunächſt beſtritten. In 
dem darüber geführten Prozeſſe aber kam es zu einem Ver⸗ 
gleiche, inhalts deſſen der Konkursverwalter eine perfünliche 
dorberung der Beklagten an die Gemeinſchuldnerin von 
33500 anerkannte. Im gegenwärtigen Prozeſſe ver⸗ 
folgen die Parteien ihre Anſprüche auf die hinterlegten 
Beträge. Das Berufungsgericht hat die Klage abgewieſen 
und auf die Widerklage feſtgeſtellt, daß der Widerſpruch 
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des Klägers gegen die Teilungspläne unbegründet ſei und 
daß die hinterlegten 15 422,55 * und 9 728,74 4 nebſt 
den aufgewachſenen Zinſen an die Beklagte zu zahlen ſeien. 
Der Reviſion des Klägers wurde ſtattgegeben: Die Parteien 
ſtreiten im weſentlichen darüber, ob die Beklagte Forderungen, 
wegen deren die verſteigerten Grundſtücke kraft ihrer Sicherungs⸗ 
hypotheken hafteten, an die offene Handelsgeſellſchaft F. L. S. 
hat, und im Gegenſatz zum LG. hat das Berufungsgericht in 
dieſer Beziehung dem Kläger den Beweis zugeſchoben. Damit 
hat es die Beweislaſt verkannt. Dem OLG. iſt darin bei⸗ 
zupflichten, daß die Hypotheken der Beklagten ebenſo, wie die 
des Klägers, Höchſtbetragshypotheken im Sinne des § 1190 
BGB. find. Nicht entſcheidend dafür iſt, ob der Betrag der 
zu ſichernden Forderungen zur Zeit der Eintragung ungewiß 
war. Dies ſchloß die Beſtellung einer Sicherungs hypothek im 
Sinne des 8 1184 und ſelbſt die Beſtellung einer gewöhn⸗ 
lichen Buch⸗ oder Verkehrshypothek nicht aus (JW. 05, 291). 
Anderſeits ſteht jener Annahme nicht entgegen, daß die Hypo⸗ 
theken im Eintragungsvermerke nicht als Höchſtbetragshypotheken 
bezeichnet ſind. Erforderlich iſt nur, daß der Eintragungs⸗ 
vermerk ſie als ſolche erkennbar macht, und dies trifft zu, wenn 
kein Forderungs betrag als feſtſtehend angegeben, vielmehr 
erſichtlich iſt, daß die Feſtſtellung des Betrages der Forderung 
ſpäterer Zeit vorbehalten fein ſoll (vgl. Planck, Komm. Anm. 1, 20 
zum 8 1190, Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht Bd. 1 Anm. I, 1 
zum 8 1190). Bei den in Rede ſtehenden Hypotheken be⸗ 
zeichnen die 25 000 & offenſichtlich nicht den Betrag der 
Forderung (8 1115), ſondern nur den Betrag der Hypothek 
($ 1113 Abſ. 1), und das kann nur im Sinne eines Höchſt⸗ 
betrages, bis zu dem die Grundſtücke für die in ihrem Betrage 
erſt feſtzuſtellenden Forderungen haften ſollen, verſtanden werden. 
Für die Entſcheidung der Frage der Beweislaſt kommt es 
übrigens, wie das OLG. wiederum zutreffend bemerkt, darauf, 
ob Höchſtbetrags⸗ oder andere Sicherungshypotheken, nicht an. 
Für beide gelten die Sätze des $ 1184 (8 1190 Abſ. 3): 
daß ſich das Gläubigerrecht aus der Hypothek nur nach der 
Forderung beſtimmt und daß der Gläubiger ſich zum Beweiſe 
der Forderung nicht auf die Eintragung berufen kann, ſo daß 
er, auch wenn er nur das Gläubigerrecht aus der Hypothek 
geltend macht, im Streitfalle die Forderung anderweit beweiſen 
muß (Planck, Anm. la zum $ 1184). Anderſeits findet auf 
beide der $ 1163 Anwendung, demzufolge die Hypothek, inſo⸗ 
weit die Forderung nicht entſtanden oder erloſchen iſt, nicht 
wegfällt, ſondern dem Eigentümer als Eigentümergrundſchuld 
($ 1177) zuſteht, mit der Maßgabe, daß dies bei der Höchſt⸗ 
betragshypothek erſt dann der Fall iſt, wenn auch feſtſteht, daß 
aus den ihr zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſen keine weiteren 
Forderungen mehr entſtehen können (vgl. RG. 49, 165; 
51, 118). Die Löſchungsvormerkung ($ 1179) greift nur 
in letzterer Beziehung ein. Sie dient dem Intereſſe am Er⸗ 
löſchen der von ihr betroffenen Hypothek und an dem dadurch 
vermittelten Nachrücken der Nachrechte (Prot. bei Mugdan 
3, 846 // und Denkſchrift daſelbſt S. 984/5). Dem perſön⸗ 
lichen Anſpruche des Vormerkungsberechtigten gegen den Eigen⸗ 
tümer auf Löſchung gibt ſie eine dingliche Sicherung, zwar nicht in 
der Weiſe, daß die Hypothek nicht als Eigentümergrundſchuld 
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grundſchuld von ſelbſt erliſcht, ſondern — wie das Berufung? 
gericht dem LG. gegenüber unter Hinweis auf das Weſen der 
Vormerkung und die 88 883, 888 BGB. mit Recht ausführt 
— mur in der Weiſe, daß fie eine Verfügung über die Hypothek, 
die jenen perſönlichen Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen 
würde, gegenüber dem Berechtigten unwirkſam macht und ihm 
den Dritten, der durch die Verfügung die Hypothek oder ein 
Recht daran erlangt hat, verpflichtet, ſeine Zuſtimmung zur 
Löſchung zu geben (Planck, Anm. 4 zum 8 1179, RG. 57, 
211). Aus dem unſtreitigen Sachverhalt ergibt ſich, daß die 
Hypotheken der Beklagten gemäß den SS 91, 52 3G. durch 
den Zuſchlag erloſchen find. Vermöge des dem § 92 daſelbſt 
zugrunde liegenden Surrogationsprinzips tritt der Ver⸗ 
ſteigerungserlös derart an die Stelle des verſteigerten 
Grundſtücks, daß die Rechte, die an dieſem beſtanden haben, 
ſoweit fie durch den Zuſchlag erlöſchen, auf den Erlös 
übertragen werden (Jaeckel, Anm. 1 zum $ 92). Der da⸗ 
nach auf eine ſolchergeſtalt erloſchene Hypothek entfallende 
Erlösteil gebührt inſoweit, als bei ihr die Vorausſetzungen 
für das Beſtehen einer Eigentümergrundſchuld vorliegen ($ 1163), 
dem Eigentümer, alſo dem Subhaſtaten jedenfalls dann, wenn 
er, wie hier, Eigentümer auch zur Zeit der Eintragung der 
Hypothek war (RG. 55, 220). Ein durch die Vormerkung des 
8 1179 geſicherter Löſchungsanſpruch verpflichtet den Eigen⸗ 
tümer aber gegenüber dem Löſchungsberechtigten, das Recht aus 
der Eigentümergrundſchuld aufzugeben und den darauf ent⸗ 
fallenen Erlösteil, ſoweit jener ein Intereſſe daran hat, den 
nachfolgenden Realberechtigten zu überlaſſen. Und die Vor⸗ 
merkung gibt dieſem Anſpruche des Löſchungsberechtigten die 
gekennzeichnete Wirkſamkeit gegenüber Dritten, ſo daß auch der 
„Vollſtreckungsrichter bei der Verteilung des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes entſprechende Rückſicht darauf zu nehmen hat (vgl. 
RG. 57, 212, OLG. Dresden in Seuff Arch. Bd. 60 Nr. 12 
auf S. 23). Zu den Dritten, denen gegenüber der Löſchungs⸗ 
anſpruch mittels der Vormerkung wirkſam wird, gehört auch der 
Inhaber der von dieſer betroffenen Hypothek. Beſtehen hinſichtlich 
dieſer die Vorausſetzungen, unter denen fie zur Eigentümers 
grundſchuld wird, oder unter denen ſie ſich, wie es in den bei 
den Hypotheken der Beklagten eingetragenen Vormerkungen 
heißt, mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt, ſo ſetzt ſich 
das Recht des Löſchungsberechtigten auf Überlafjung des auf 
die Hypothek entfallenden Erlösteils an die Nachberechtigten 
deshalb auch ihm gegenüber durch. Ob jene Vorausſetzungen 
beſtehen, aber iſt beim Streit zwiſchen ihm und dem Löſchungs⸗ 
berechtigten nach den im 8 1163 bezeichneten objektiven Merk: 
malen beſonders feſtzuſtellen. 

Aus dem Weſen der Löſchungsvormerkung und namentlich 
daraus, daß ſie ihre Wirkung nur unter der Vorausſetzung 
äußert, daß die von ihr betroffene Hypothek Eigentümergrundſchuld 
iſt, rechtfertigt ſich aber auch die Annahme des Berufungsgerichts 
nicht, daß insbeſondere im vorliegenden Falle der Kläger das 
Beſtehen dieſer Vorausſetzung zu beweiſen, alſo den Nachweis 
zu führen hat, daß die Beklagte eine Forderung gegen die 
Firma F. L. S. „aus einem derſelben von ihr eingeräumten 
Warenkredit“ nicht hat. Das Gegenteil ergibt ſich dagegen 
aus der Natur ihrer Hypotheken als Sicherungs- und ins⸗ 
beſondere Höchſtbetragshypotheken. Die Sätze, daß ſich das 
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(dingliche) Gläubigerrecht bei ſolchen Hypotheken nach der 
Forderung beſtimmt und daß der Gläubiger ſich zum Beweiſe 
der Forderung nicht auf die Eintragung berufen kann, gelten 
auch im Zwangsverſteigerungsverfahren. Der auf die Hypothel 
entfallende Teil des Verſteigerungserlöſes iſt deshalb — wenn 
von einer Löſchungsvormerkung abgeſehen wird — an den 
Gläubiger nur dann auszuzahlen, wenn der Schuldner (Subhaſtat) 
deſſen Recht darauf anerkennt, ſonſt aber zu hinterlegen — 
auch dann, wenn kein Widerſpruch erfolgt. Und in dem zwiſchen 
dem Schuldner und dem Gläubiger über den hinterlegten Betrag 
geführten Rechtsſtreite muß letzterer ſeine Forderung beweiſen, 
widrigenfalls der Betrag dem erſteren zuzuſprechen iſt. (Wird 
weiter ausgeführt.) Die Beklagte iſt der Notwendigkeit, die 
Forderung, von deren Beſtehen ihr Hypothekengläubigerrecht 
abhängig iſt, zu beweiſen, auch nicht dadurch überhoben, daß 
die von ihr im Konkurſe über das Vermögen der offenen 
Handelsgeſellſchaft F. L. S. angemeldete Forderung dort nur 
vom Konkursverwalter beſtritten worden und daß es in dem 
von ihr darauf gegen den Konkursverwalter angeſtrengten 
Prozeſſe zu einem Vergleiche gekommen iſt, in dem dieſer die 
angemeldete und mit der Klage verfolgte perſönliche Forderung 
in Höhe von 33 500 & anerkannt hat. (Wird ausgeführt.) 
B. c. S. & Ko., U. v. 8. Juli 08, 436/07 V. — Kiel. 

17. 8 2242 Abſ. 2 BGB. Erklärung des Erblaſſers, 
daß er nicht ſchreiben könne.] 

Am 16. Oktober 1905 errichtete M. zu gerichtlichem Pro⸗ 
tokoll ein Teſtament. Der Schlußſatz des Protokolls lautete: 
„Hierauf wurde das Protokoll dem Erblaſſer vorgeleſen, von 
ihm mündlich genehmigt und, wie folgt, eigenhändig mit dem 
Handzeichen FF} verſehen, welches die unterzeichneten Gerichts⸗ 
perſonen als dasjenige des ſchreibensunkundigen Erblaſſers M. 
beſtätigten. Geſchloſſen: J., Amtsrichter. S., Gerichtsſchreiber.“ 
Die Reviſion rügte Verletzung des 8 2242 Abſ. 2 BGB. 
Sie machte geltend, das Protokoll enthalte nicht die geſetzlich 
erforderliche Feſtſtellung der Erklärung des Erblaſſers, daß er 
nicht ſchreiben könne. RG. wies zurück: Für die Form⸗ 
gültigkeit des Teſtaments eines Schreibensunkundigen kommt es 
allerdings gerade auf deſſen Erklärung an. Es iſt aber nicht 
erforderlich, daß dieſe Erklärung mit beſtimmten rechtsförmlichen 
Worten in dem Protokoll Ausdruck gefunden hat; es genügt 
vielmehr, daß die Feſtſtellung der Erklärung irgendwie in einer 
ſchlüſſigen und zweifelsfreien Weiſe aus dem Protokolle hervor⸗ 
geht. Insbeſondere kann, wie das RG. wiederholt anerkannt 
hat, unter Umſtänden die Unterkreuzung des Protokolls ſeitens 
des Erblaſſers mit ſeinem Handzeichen von Bedeutung ſein. 
RG. 65, 572 ſowie das Urteil vom 27. Mai 1908 IV 457/07. 
Das Berufungsgericht erblickt in dem vorliegenden Falle in der 
ſich in dem Schlußvermerke des Protokolls findenden Unter⸗ 
zeichnung des Erblaſſers mit drei Kreuzen in Verbindung mit 
den unmittelbar vorausgehenden und nachfolgenden Worten des 
Vermerks einmal die Erklärung des Erblaſſers gegenüber dem 
das Teſtament aufnehmenden Richter, daß er nicht ſchreiben 
könne und ſodann die unzweideutig aus dem Protokolle zu 
entnehmende Feſtſtellung dieſer Erklärung des Erblaſſers. Die 
Auslegung, zu der der Tatrichter gelangt iſt, war nach dem 
geſamten Inhalte des Protokolls möglich und, da ihr eine 
rechtsirrtümliche Auffaſſung des 8 2242 BGB. nicht zw 
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grunde liegt, für das Reviſionsgericht maßgebend. Ein Be⸗ 
denken gegen die Formgültigkeit des Teſtaments kann auch 
nicht etwa daraus hergeleitet werden, daß eine Vorleſung und 
Genehmigung des die Erklärung des Erblaſſers enthaltenden 
Schlußvermerks nicht ſtattgefunden hat. Solches war, wie der 
erkennende Senat bereits früher angenommen hat, nicht er 
forderlich. RG. 63, 81. M. c. Marienſtiftung, U. v. 
2. Juli 08, 580/07 IV. — Breslau. 

Zivilprozeßordnung. 

18. 8 99 ZPO. Einlegung des Rechtsmittels in vollem 
Umfange und darauf Beſchränkung auf die Beſchwerde hin⸗ 
ſichtlich der Koſten.] 

Im Gegenſatze zum Berufungsrichter hält die Reviſion 
die Berufung für zuläſſig, weil ſie die Vorausſetzungen des 
8 99 Abſ. 1 und 2 ZPO. für gegeben erachtet. Nach 8 99 
Abſ. 1 iſt die Anfechtung der Entſcheidung über den Koſten⸗ 
punkt unzuläſſig, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der 
Hauptſache ein Rechtsmittel eingelegt wird. In dem vor⸗ 
liegenden Falle hat nun die Beklagte das erſtinſtanzliche Urteil, 
das die Ehe aus Verſchulden des Klägers ſchied und der Be⸗ 
klagten die Koſten des Rechtsſtreits auferlegte, zunächſt 
unbeſchränkt durch Berufung angefochten. In der Berufungs⸗ 
ſchrift vom 22. Dezember 1906 iſt geſagt, daß gegen dieſes 
Urteil Berufung eingelegt werde und die Berufungsanträge 
vorbehalten würden. Erſt durch Schriftſatz vom 27. Mai 1907, 
welcher dem Gegner zugeſtellt iſt, hat die Beklagte erklärt, daß 
die Berufung zur Hauptſache zurückgezogen werde, und hat ſie 
den Berufungsantrag dahin angekündigt, daß beantragt werde, 
unter Abänderung der Koſtenentſcheidung des angefochtenen 
Urteils die Koſten des Rechtsſtreits dem Kläger aufzuerlegen. 
Dieſer Antrag nebſt Rückziehungserklärung iſt dann in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht am 
21. Oktober 1907 verleſen. Es entſteht deshalb die Frage, 
ob nicht die Berufung um deswillen als zuläffig anzuſehen iſt, 
weil ſie urſprünglich auch gegen die Entſcheidung in der 
Hauptſache ſich richtete. Das Berufungsgericht verneint dies 
von der Auffaſſung aus, daß erſt durch die in der mündlichen 
Verhandlung geſtellten Anträge der Umfang der Berufung 
beſtimmt werde. Dieſe Auffaſſung erſcheint inſofern nicht 
unbedenklich, als das Urteil, was namentlich für die Prozeß⸗ 
koſten von Bedeutung iſt, beim Fehlen beſtimmter Anträge in 
der Berufungsſchrift als in vollem Umfange angefochten zu 
gelten hat (RG. 25, 380; JW. 99, 97. Gleichwohl kann 
mit dem Berufungsgericht das Vorhandenſein der Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 99 Abſ. 1 ZPO. nicht als vorliegend ans 
erkannt werden. Die Beſtimmung des § 99 Abſ. 1 fol vers 
hüten, daß der Koſtenpunkt abweichend von der nicht mehr zu 
beſeitigenden Vorentſcheidung in der Hauptſache beurteilt wird. 
Dem Berufungsrichter ſoll nicht bloß der Koſtenpunkt, ſondern 
auch der Hauptanſpruch (ganz oder teilweiſe) zur Entſcheidung 
unterbreitet werden. Als Einlegung eines Rechtsmittels gegen 
die Entſcheidung in der Hauptſache im Sinne des 8 99 Abſ. 1 
ZPO. iſt deshalb die bloß formale Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels nicht anzuſehen. Der Vorſchrift des 8 99 Abſ. 1 iſt 
nicht genügt, wenn das Rechtsmittel zunächſt unbeſchränkt ein⸗ 
gelegt wird, demnächſt aber auf das Rechtsmittel gegen die 
Entſcheidung zur Hauptſache verzichtet wird (RG. 6, 436; 
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18, 421; 20, 432; OS GRſpr. 7, 284, vgl. auch Struckmann⸗ 
Koch Anm. 3 zu 8 99 ZRO) In dieſer Weiſe iſt aber die 
Beklagte vorgegangen, indem ſie nach Einlegung der Berufung 
die Berufung zur Hauptſache — die nur zur Ermöglichung der 
Anfechtung der Koſtenentſcheidung eingelegt war — wieder 
zurückgenommen hat. Damit hat ſie ſich des Rechts begeben, 
eine Abänderung des allein noch in Streit gebliebenen Koſten⸗ 
punktes zu verlangen. Der Fall, daß die wirkſam eingelegte 
Berufung zur Hauptſache durch hinterher eingetretene Umſtände 
ſich ſachlich erledigt hat, liegt hier nicht vor. Die Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung kann aber auch nicht aus 8 99 Abſ. 2 
ZPO. hergeleitet werden, wonach die Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt ſelbſtändig angefochten werden kann, wenn die 
Hauptſache durch eine auf Grund eines Anerkenntniſſes 
ausgeſprochene Verurteilung erledigt iſt. Vorausſetzung für die 
Zuläſſigkeit der Berufung iſt hiernach das Vorhandenſein eines 
Anerkenntnisurteils im Sinne des 8 307 ZPO., das iſt eines 
Urteils, welches der Richter, ohne in eine ſelbſtändige Prüfung 
des Anſpruchs eintreten zu dürfen, lediglich auf Grund der 
Tatſache des Anerkenntniſſes zu erlaſſen hat. In dem Ver⸗ 
fahren wegen Scheidung der Ehe nach vorhergegangener Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft (8 1576 BGB.) iſt aber 
für ein Anerkenntnis überhaupt kein! Raum. Die beantragte 
Scheidung wird lediglich auf Grund der Tatſache ausgeſprochen, 
daß auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft rechtskräftig 
erkannt iſt, ohne daß die Anerkennung der Parteien hierfür 
irgendwie in Betracht kommen kann. Ein Anerkenntnis des 
Beklagten würde nur die Bedeutung eines Verzichts auf die 
Einrede der Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft haben 
können (vgl. Francke über gerichtliche Aufhebung ehelicher 
Gemeinſchaft im Arch ZivPrax. 98, 472). Noch weniger kann 
von einem Anerkenntnisurteil in dieſem Verfahren die Rede 
ſein. Selbſt wenn es auf Grund der Einrede der Wieder⸗ 
herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zu einer ſachlichen Ver⸗ 
handlung kommt, iſt durch die für alle Eheſachen geltende 
Vorſchrift des 8 617 Abſ. 1 ZPO. die Zuläſſigkeit eines 
Anerkenntnis urteils ausgeſchloſſen. Mit Recht hat hiernach 
der Vorderrichter die Berufung der Beklagten als unzuläſſig 


verworfen. M. c. M., U. v. 9. Juli 08, 626/07 IV. — 
Colmar. 

19. 8 139 ZPO. Abweiſung der Klage „angebrachter⸗ 
maßen“ .] 


Der Berufungsrichter hat die Klage „wie angebracht“ 
abgewieſen, weil er keine ſachliche Entſcheidung getroffen, 
ſondern nur eine Prozeßvorausſetzung, nämlich die ordnungs⸗ 
mäßige Zuſtellung der Klage, als nicht gegeben erachtet hat. 
Die Reviſion macht geltend, daß eine ſolche Abweiſung gegen 
die ZPO. verſtoße. Richtig iſt, daß durch 8 139 3PO. der 
(ſachlichen) Abweiſung einer Klage in der angebrachten Art 
wegen mangelnder Subſtantiierung hat entgegengetreten werden 
ſollen (RG. 6, 358; 52, 328). Damit iſt aber nicht geſagt, 
daß das Gericht, wenn es keine Entſcheidung in der Sache 
ſelbſt trifft, ſondern die Klage wegens Fehlens einer Prozeß⸗ 
vorausſetzung abweiſt, dieſer beſchränkten Tragweite ſeines 
Ausſpruchs nicht auch in der Urteilsformel Ausdruck geben dürfe. 
Es iſt vielmehr durchaus ſtatthaft und zweckmäßig, auch der 
Praxis der Gerichte entſprechend, durch Wendungen, wie 
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„angebrachtermaßen“, „von hier“ und dergl. außer Zweifel zu 
ſetzen, daß die abweiſende Entſcheidung einer Wiederholung 
der Klage nicht entgegenſtehe. Darum iſt auch im vorliegenden 
Falle der Kläger durch die Faſſung der Urteilsformel nicht 
beſchwert. L. c. B.er Lebens⸗Verſich.⸗Geſ., U. v. 10. Juli 08, 
391/07 VII. — Colmar. 

20. SS 279, 540 ZRO. Die Zurückweiſung eines Ver⸗ 
teidigungsmittels zur beſonderen Geltendmachung erfordert einen 
Antrag des Gegners.] 

Der Beklagte, Reviſionskläger, hatte nachträglich ein er⸗ 
hebliches und vom Berufungsrichter auch für erheblich erachtetes 
Verteidigungsmittel vorgebracht, welches von dem Berufungs⸗ 
richter — unter Vorbehalt der Geltendmachung nach 8 540 
ZPO. — auf Grund des 8 279 zurückgewieſen iſt. Eine 
ſolche Zurückweiſung ſetzt nach der ausdrücklichen Beſtimmung 
des Paragraphen einen Antrag des Gegners voraus, daß 
dieſer aber vorgelegen hat, iſt von dem Berufungsrichter nicht 
feſtgeſtellt und iſt auch aus ſonſtigen Tatumſtänden nicht er⸗ 
ſichtlich. Daraus allein, daß der Gegner das nachträgliche 
Vorbringen beſtritten hatte, iſt der Antrag noch nicht zu ent⸗ 
nehmen, und auch daraus, daß eben der Berufungsrichter das 
Verteidigungsmittel (unter Vorbehalt) zurückgewieſen hat, kann 
mit Sicherheit auf das Vorliegen des gegneriſchen Antrages 
nicht geſchloſſen werden. G. c. W., U. v. 10. Juli 08, 
153/08 II. — Hamm. 

21. 5 304 ZPO. Zuläſſigkeit einer Vorabentſcheidung 
über einen Anſpruch auf Kapitalabfindung oder Rente.] 

Die prozeſſuale Bemängelung der Reviſion, daß das Be⸗ 
rufungsgericht, indem es den Anſpruch des Klägers auf Kapital⸗ 
abfindung oder Rente dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärte, den 8 304 ZPO. verletzt habe, iſt unbegründet. Das 
Berufungsurteil hat, wie ſich aus den Entſcheidungsgründen 
ergibt, die Frage, ob Kapitalabfindung oder Rente zu leiſten 
ſei, ausdrücklich dem Verfahren über den Betrag zugewieſen, 
weil ſich die Folgen der Verletzung für die körperliche Be⸗ 
ſchaffenheit der Verletzten und für ihre häuslichen Verhältniſſe 
noch nicht überſehen ließen, und in dem Nachverfahren ohnehin 
eine Beweisaufnahme unumgänglich ſei. Hier fehlt alſo der 
Anlaß zu dem Bedenken, das den Senat in Fällen, wo der 
Anſpruch auf Kapitalabfindung allein oder auf Kapitalabfindung 
oder Rente ohne jede Erläuterung für gerechtfertigt erklärt 
worden war, zur Beanſtandung beſtimmt hat, nämlich, daß die 
Rechtskraftwirkung des Zwiſchenurteils einer ſpäter ſich als 
nötig erweiſenden Richtigſtellung oder Anderung jener An⸗ 
ſprüche entgegenſtände. So iſt bereits in einer jüngſten Ent⸗ 
ſcheidung des Senats (Rep. VI. 341/07) bei ähnlicher Sach⸗ 
lage ein Verfahren, wie es das Berufungsgericht eingeſchlagen 
hat, für nicht rechtsirrig erachtet worden. B. c. J., U. v. 
6. Juli 08, 421/07 VI. — Breslau. 

22. 88 304, 254 ZPO. Vorabentſcheidung. (Mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des Klägers.) Klage auf Rechnungs⸗ 
legung und Schadenserſatz.] 

Die I. Inſtanz hatte in einem Patentverletzungsprozeß 
gemäß den Anträgen der Klägerin „feſtgeſtellt, daß die von 
der Beklagten hergeſtellten Vorrichtungen in das Patent des 
Klägers eingreifen“, und hat zugleich die Beklagte „verurteilt, 
a) das gewerbsmäßige Herſtellen, Anbieten und Verkaufen der 
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Vorrichtungen bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis zu 1 500 4 
für jeden Fall der Zuwiderhandlung zu unterlaſſen, b) über 
die von ihr verkauften und gelieferten derartigen Vorrichtungen 
unter Angabe der Empfänger Rechnung zu legen, c) den der 
Klägerin durch die genannte Patentverletzung ſeit dem 1. September 
1904 erwachſenen Schaden zu erſetzen“. Die von der Beklagten 
gegen dieſes Urteil eingelegte Berufung wurde mit der Maß⸗ 
gabe zurückgewieſen, daß die in dem Urteil getroffene Feſtſtellung 
in Wegfall komme und die Rechnungslegungsfriſt erſt für die 
Zeit vom 1. September 1904 an beginne. RG. hob auf. 
Aus den Gründen: Der Reviſion muß zugeſtanden werden, 
daß die Verurteilung der Beklagten zum Erſatze des der Klägerin 
erwachſenen — ſeiner Höhe nach noch unbeſtimmten — Schadens 
(2 c des Urteils I. Inſtanz) ſachlich als eine Vorabentſcheidung 
nach 8 304 3P O. anzuſehen iſt. Dies, nicht eine etwaige 
abweichende Auffaſſung und Abſicht des Berufungsgerichts iſt 
für die rechtliche Natur dieſes Teiles des Erkenntniſſes ent⸗ 
ſcheidend (RG. 54, 342). Eine Vorabentſcheidung über den 
Grund des Schadenserſatzanſpruchs durfte aber nicht ergehen, 
und das Berufungsgericht durfte eine ſolche Entſcheidung nicht 
dem Antrage der Beklagten, als Berufungsklägerin, zuwider 
aufrechterhalten, weil es nach den Gründen des Berufungs⸗ 
urteils noch unentſchieden war, „wieweit auf die Verpflichtung 
und den Umfang des Schadenserſatzes nach BGB. 8 254 
das Verhalten der Klägerin Einfluß hatte, inſofern ſie die 
Klageerhebung verzögert haben ſolle“. Die Entſcheidung über 
das „mitwirkende Verſchulden“ gehört zur Vorabentſcheidung 
nach 8 304 3PO. Iſt ſomit in dem bezeichneten Punkte 2c, 
wie geſchehen, zu erkennen, ſo iſt doch auch inſoweit die Sache 
nicht an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Denn es iſt 
zur Zeit überhaupt noch nicht über den Schadenserſatzanſpruch 
zu verhandeln. Die Vorinſtanzen haben nämlich nicht beachtet, 
daß nach 8 254 ZPO. die Beklagte zunächſt nur durch Teil: 
urteil zur Rechnungslegung zu verurteilen war, daß dann dieſe 
Verurteilung erledigt werden muß und nun erſt — in demſelben 
Prozeſſe — über die Zahlung des jetzt beſtimmt zu be⸗ 
zeichnenden Schadensbetrags zu verhandeln iſt (vgl. RG. 58, 57). 
Das Verfahren hat danach nicht vor dem Berufungsgerichte, 
ſondern vor dem LG. ſeinen Fortgang zu nehmen. S. & Co. 
c. S., U. v. 8. Juli 08, 458/07 I. — Dresden. 

23. 88 542, 286 ZPO. „Feſtgeſtelltes Sachverhältnis“ 
im Sinne des § 542 Abſ. 2.] f 

Die Reviſion behauptet, das Berufungsurteil verſtoße 
gegen den 8 542 und auch gegen den 8 286 ZPO. Dieſe 
Rüge iſt jedoch nicht begründet. Zu dem „feitgeftellten Sach⸗ 
verhältnis“ im Sinne des 8 542 Abſ. 2 gehörte auch die nach 
Inhalt des Tatbeſtands des landgerichtlichen Urteils in I. Inſtanz 
vorgetragene Ausſage des Zeugen H. (vgl. Gaupp⸗Stein, 
8. und 9. Aufl., Bem. III 3, und Struckmann⸗Koch, 8. Aufl., 
Anm. 3 Abſ. 3 zu § 542 ZPO.) Dieſe Ausſage mußte alſo, 
wie geſchehen, vom Berufungsrichter berückſichtigt werden. 
B. & J. c. D., U. v. 3. Juli 08, 433/07 VII. — Berlin. 

24. Eventuelle Anſchlußreviſion in Eheſachen. Be⸗ 
deutung der Geſamtentſcheidung in Eheſachen bei bedingter 
Anſchlußreviſion.!] 

Die Klägerin begehrte die Scheidung der Ehe aus Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten wegen Ehebruchs. Der Beklagte wider⸗ 


37. Jahrgang. 


ſprach der Klage und beantragte widerklagend ebenfalls Scheidung 
aus Verſchulden der Klägerin, weil dieſelbe Ehebruch getrieben 
habe. Das Os. ſchied die Ehe ſowohl auf die Klage wegen 
Ehebruchs des Beklagten als auf die Widerklage wegen Ehe⸗ 
bruchs der Klägerin unter Schuldigerklärung beider Teile. 
Beide Teile haben Revifion eingelegt. Die Klägerin beantragt, 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils nach dem Klage⸗ 
antrage unter Abweiſung der Widerklage zu erkennen. Der 
Antrag des Beklagten geht auf Zurückweiſung der klägeriſchen 
Reviſion. Die von ihm eingelegte Reviſion hat Beklagter nur 
als eventuelle aufrechterhalten und nur dahin, daß er be⸗ 
antragt, falls auf die gegneriſche Reviſion die Entſcheidung 
auf die Widerklage aufgehoben werden ſollte, auch die Ent⸗ 
ſcheidung auf die Klage aufzuheben, da über die Entſcheidung 
nur einheitlich erkannt werden könne. Das RG. wies beide 
Revifionen zurück, die der Klägerin, weil die Beurteilung des 
Berufungsgerichts eine rein tatſächliche ſei und erwog dann 
folgendes: Iſt hiernach die Zurückweiſung der Reviſion der 
Klägerin gerechtfertigt, ſo erledigt ſich damit auch die Reviſion 
des Beklagten, die urſprünglich als ſelbſtändige Reviſion ein⸗ 
gelegt war, demnächſt aber nur für den Fall, daß die Reviſion 
der Klägerin zu einer Aufhebung der auf die Widerklage 
ergangenen Entſcheidung führen ſollte, mithin nur als bedingte 
Anſchlußreviſion und mit einem inhaltloſen Antrage aufrecht⸗ 
erhalten iſt, indem ſchon kraft Geſetzes vermöge des das Ver⸗ 
fahren in Eheſachen beherrſchenden Grundſatzes der Geſamt⸗ 
entſcheidung (vgl. RG. 58, 310) bei Aufhebung der Entſcheidung 
über die Widerklage die Aufhebung des ganzen Urteils geboten 
iſt. Da bei dieſem Reviſionsantrage der Beklagte auch in der 
mündlichen Verhandlung noch ſtehen geblieben iſt, ſo war die 
Zurückweiſung der Reviſion des Beklagten durch Urteil aus⸗ 
zuſprechen. M. c. M., U. v. 13. Juli 08, 602/07 IV. — 
Dresden. 

25. 5 565 ZPO. Berüdfihtigung der Entſcheidungs⸗ 
gründe eines Endurteils des OLG. ſeitens des RG., wenn 
gegen Teilurteil und Endurteil Reviſion eingelegt ift.] 

Hätte der Kläger das Teilurteil vom 3. Juni 1907 allein 
zum Gegenſtand der Beſchwerde gemacht und der Berufungs⸗ 
richter das Schlußurteil vom 10. Juli 1907 nicht erlaſſen, ſo 
hätte das Teilurteil (aus vom RG. dargelegten, hier nicht 
weiter intereſſierenden Gründen) aufgehoben werden, und die 
Sache an den Berufungsrichter zur ſelbſtändigen ſachlichen Er⸗ 
mittlung der Quote zurückverwieſen werden müſſen, zu der das 
gewerbliche Einkommen auf Hamburg als Sitz der Einnahme⸗ 
quelle zurückzuführen war. Die Rechtslage hat ſich aber da⸗ 
durch geändert, daß der Berufungsrichter das Schlußurteil vom 
10. Juli 1907 erlaſſen, und der Kläger auch gegen dieſes das 
Rechtsmittel der Reviſion eingelegt hat, über das gleichzeitig 
mit der gegen das Teilurteil gerichteten Reviſion zu verhandeln 
und zu entſcheiden war. Im Schlußurteil hat der Berufungs⸗ 
richter die Feſtſtellung getroffen, daß das gewerbliche Ein⸗ 
kommen des Klägers nicht bloß zu einem Fünftel, ſondern zu 
einem Drittel durch die von ihm in Hamburg ausgeübte Er⸗ 
werbstätigkeit gewonnen wird, daß hiernach von dem gewerb⸗ 
lichen Geſamteinkommen des Jahres 1903 von 203 815,35 4 
der Betrag von 67 938,45 auf Hamburg entfällt, und daß 


hiervon die Einkommenſteuer 5 278,80 & beträgt, ſo daß dem 
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Kläger, der nur 3 880,80 & gezahlt hat, ein Rückforderungs⸗ 
anſpruch überhaupt nicht zuſteht. Hieraus ergibt ſich, daß, falls 
das Schlußurteil nicht zu beanſtanden iſt, die vom Berufungs⸗ 
richter im Teilurteil gegebene Entſcheidung zwar unſchlüſſig 
begründet, aber ſachlich zutreffend und aufrechtzuerhalten iſt. 
Dieſer Rechtslage hat das Reviſionsgericht durch ſeine jetzige 
Entſcheidung in der Form Rechnung getragen, daß es die 
gegen das Teilurteil gerichtete Reviſion als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen hat. Ein unnötiger und nicht zu rechtfertigender 
Formalismus würde es fein, wenn das Reviſionsgericht fachlich 
dasſelbe Ziel auf einem Umwege dadurch erreichen wollte, daß 
es die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückverweiſen wollte. Das letztere 
würde nichts anderes tun können, als die Entſcheidung des 
Teilurteils aus den Entſcheidungsgründen des Schlußurteils 
aufrechtzuerhalten. Die dem Schlußurteil zugrunde liegende 
Feſtſtellung des Berufungsrichters, von dem gewerblichen Ein⸗ 
kommen des Klägers werde ein Drittel durch die von ihm in 
Hamburg ausgeübte Erwerbstätigkeit gewonnen, läßt einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. S. c. Hamburgiſche Fiskus, 
U. v. 23. Juni 08, 387/471/07 VII. — Hamburg. 

26. SS 764, 766, 775, 776, 793, 794, 828, 829 ZPO. 
Iſt die Zwangsvollſtreckung auch bei Vorlegung eines Bes 
ſchluſſes einzuſtellen? Vollſtreckbarkeitserklärung eines ſolchen 
Beſchluſſes ſeitens des Gerichts vor Eintritt der Rechtskraft. ] 

Dem Kläger ſteht gegen den Bauunternehmer M. eine 
vollſtreckbare Forderung zu. Durch Beſchluß des AG. vom 
24. Juli 1906 iſt die angeblich dem Schuldner gegen die Be⸗ 
klagte zuſtehende Forderung auf Auszahlung eines Baugeld⸗ 
darlehns gepfändet und dem Kläger zur Einziehung überwieſen 
worden; dieſer Beſchluß iſt der Beklagten am 25. Juli 1906 
zugeſtellt worden. Eine von dem Schuldner gegen die Pfändung 
erhobene Erinnerung wurde durch Beſchluß des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts vom 1. Auguſt 1906 zurückgewieſen. Auf ſofortige 
Beſchwerde des Schuldners wurde durch Beſchluß des LG. 
vom 3. Auguſt 1906 die Entſcheidung vom 1. Auguſt auf⸗ 
gehoben und der Pfändungs⸗ und Überweiſungs beſchluß vom 
24. Juli für unzuläſſig erklärt. Hiergegen legte der Kläger 
weitere ſofortige Beſchwerde ein mit dem Erfolge, daß durch 
Beſchluß des KG. vom 31. Auguſt 1906 unter Abänderung 
des Beſchluſſes vom 3. Auguſt die Beſchwerde des Schuldners 
gegen den Beſchluß vom 1. Auguſt zurückgewieſen wurde. Mit 
der gegenwärtigen Klage hat der Kläger Zahlung verlangt. 
Die Beklagte hat eingewendet, daß am 6. Auguſt 1906, alſo 
nach Erlaß des Beſchluſſes vom 3. und vor Erlaß des Be⸗ 
ſchluſſes vom 31. Auguſt, der Schuldner den Anſpruch auf 
Auszahlung des Baugeldes an O. abgetreten habe, daß aber 
überdies ihre Zahlungspflicht vertragsmäßig infolge der 
Pfändung erloſchen ſei. Die Klage iſt abgewieſen, die Be⸗ 
rufung und Reviſion des Klägers zurückgewieſen worden: Das 
Berufungsurteil beruht auf zwei ſelbſtändig nebeneinander an⸗ 
gegebenen Gründen, von denen jeder für ſich die Entſcheidung 
trägt: Das KG. verneint im Einklange mit dem Urteile 


der I. Inſtanz die Aktivlegitimation des Klägers, weil die 


Rechtswirkung des für ihn ergangenen Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluſſes vom 24. Juli 1906 infolge des landgericht⸗ 
lichen Beſchluſſes vom 3. Auguſt 1906 erloſchen und durch den 
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kammergerichtlichen Beſchluß vom 31. Auguſt nicht wieder⸗ 
hergeſtellt worden ſei. Nach 8 775 Nr. 1 ZPO. iſt die 
Zwangsvollſtreckung einzuſtellen, wenn die Ausfertigung einer 
vollſtreckbaren Entſcheidung vorgelegt wird, aus welcher ſich 
ergibt, daß das zu vollſtreckende Urteil oder deſſen vorläufige 
Vollſtreckbarkeit aufgehoben, oder daß die Zwangsvollſtreckung 
für unzuläſſig erklärt oder deren Einſtellung angeordnet iſt; 
nach § 776 ſind in dieſen Fällen zugleich die bereits erfolgten 
Vollſtreckungsmaßregeln aufzuheben. Einige Schriftſteller (vgl. 
z. B. Reincke 5. Aufl., Bem. IIa Abſ. 2 zu 8775 EBD. auch 
Struckmann⸗Koch, 8. Aufl., Anm. 2 Abſ. 2 und 3 zu § 775 
ZPO.) nehmen ohne beſondere Begründung, anſcheinend lediglich 
im Anſchluß an die bei Beratung der ZPO. in der Reichstags⸗ 
kommiſſion getane Außerung eines Regierungsvertreters (vgl. 
Falkmann, Zwangsvollſtreckung, 2. Aufl. S. 351 Anm. 52), an, 
daß 8 775 Nr. 1 nur Entſcheidungen im Auge habe, die 
durch ein Urteil ergangen ſeien. Wäre dies richtig, ſo würde 
die Anwendbarkeit der genannten Vorſchriften im vorliegenden 
Falle ausgeſchloſſen ſein; denn die in Betracht kommende 
Entſcheidung iſt nicht durch Urteil, ſondern durch den Beſchluß 
vom 3. Auguſt 1906 erfolgt. Allein jene Auffaſſung findet in 
dem Wortlaute des 8 775 Nr. 1 ZPO. keine Stütze, da der 
dort angewendete Ausdruck „Entſcheidung“ Beſchlüſſe ſo gut 
wie Urteile umfaßt. Auch innere Gründe unterſtützen jene 
einſchränkende Auslegung nicht, ſondern ſtehen ihr entgegen. 
Da nämlich Nr. 2 des § 775 ſich nur auf die Anordnung 
einſtweiliger Einſtellung bezieht und Nr. 3 bis 5 überhaupt 
andersartige Fälle betreffen, ſo würde es für die Fälle, wo die 
endgültige Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung gemäß 
8 766 3POO. durch Beſchluß ausgeſprochen wird, an der er⸗ 
forderlichen, den 88 775, 776 entſprechenden Vorſchrift ganz 
fehlen; dies kann das Geſetz nicht gewollt haben. Hiernach 
muß 8 775 Nr. 1 auch auf Fälle der letztgenannten Art be⸗ 
zogen werden. In anderer Hinſicht dagegen können die Vor⸗ 
ſchriften der 88 775, 776 verſchieden aufgefaßt werden. 
Geht man von dem gewöhnlichen Falle der Zwangsvollſtreckung 
durch den Gerichtsvollzieher (§ 808 ff. ZPO.) aus, fo kann 
insbeſondere die Beſtimmung des § 776 dahin verſtanden 
werden, daß ſie eine Weiſung an das Vollſtreckungsorgan (den 
Gerichtsvollzieher) enthalte: die Aufhebung der erfolgten Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregel, d. i. der durch den Gerichtsvollzieher be⸗ 
wirkten Pfändung, tritt nicht ſchon unmittelbar durch den 
Beſchluß des Vollſtreckungsgerichts ein, durch den auf Gegen⸗ 
vorſtellung des Schuldners (8 766) die Zwangsvollſtreckung 
für unzuläſſig erklärt wird, ſondern der Schuldner mag Aus⸗ 
fertigung dieſer Entſcheidung dem Gerichtsvollzieher vorlegen, 
der alsdann (§S 775 Nr. 1) die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen 
und zugleich (S 776) die Pfändung aufzuheben, die gepfändete 
Sache freizugeben hat. Dies iſt die Auffaſſung, die z. B. 
Falkmann (a. a. O. S. 335 und Anm. 4 daſelbſt) vertritt. 
Andere dagegen, z. B. Seuffert (9. Aufl. Anm. 7a zu § 804, 
vgl. auch Anm. 1 zu § 776 ZPO.) nehmen an, daß in Fällen 
jener Art das Pfandrecht ſchon unmittelbar durch die gericht⸗ 
liche Entſcheidung erlöſche, ohne daß es noch einer beſonderen 
Handlung des Vollſtreckungsorgans (Gerichtsvollziehers) bedürfe. 
Welche dieſer beiden Auffaſſungen den Vorzug verdient, bedarf 
hier nicht der Entſcheidung. Auch wenn man ſich der ſtrengeren, 
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an erſter Stelle wiedergegebenen anſchließt, ſo muß doch die 
Annahme verworfen werden, daß der Gerichtsvollzieher die 
Rechtskraft der ihm in Ausfertigung vorgelegten gerichtlichen 
Entſcheidung zu prüfen und zutreffenden Falls abzuwarten 
habe, bevor er dieſer Entſcheidung entſprechend die Zwangs⸗ 
vollſtreckung einſtellen und zugleich (8 776) die erfolgten Voll 
ſtreckungsmaßregeln aufheben könne. Einſtellung und Auf⸗ 
hebung haben nach der klaren Geſetzesvorſchrift zu erfolgen, 
wenn die Ausfertigung einer vollſtreckbaren Entſcheidung 
des angegebenen Inhalts vorgelegt wird; vollſtreckbar aber iſt 
ein Beſchluß ſolchen Inhalts, wie ſich aus 88 793, 794 Nr. 3 
ergibt, ſofort und ſchon vor ſeiner Rechtskraft. Vgl. auch 
Seuffert a. a. O. Anm. 2 zu 8775. Da nun die Vorſchriften 
der 88 775, 776 zu den im 1. Abſchnitte des 8. Buches der 
ZPO. enthaltenen „allgemeinen Beſtimmungen“ über die 
Zwangsvollſtreckung gehören, ſo hat, was vorhin von dem 
Falle der Zwangsvollſtreckung durch den Gerichtsvollzieher dar⸗ 
gelegt iſt, ganz ebenſo von denjenigen Fällen zu gelten, in 
denen die Vollſtreckungshandlungen nicht durch den Gerichts⸗ 
vollzieher, ſondern durch das Gericht erfolgen. Auch hier hat 
alſo, wenn die Vorausſetzungen des $ 775 Nr. 1 zutreffen, 
mit der Einſtellung der Zwangsvollſtreckung zugleich die Auf⸗ 
hebung der bereits erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln einzutreten, 
ohne daß erſt die Rechtskraft der in 8 775 Nr. 1 genannten 
Entſcheidung abzuwarten iſt. Dabei vereinfacht ſich die Sache 
hier noch inſofern, als das AG. nicht nur der Regel nach das 
geſetzlich mit den ſonſt dem Gerichts vollzieher zugewieſenen Voll: 
ſtreckungshandlungen betraute Organ, ſondern zugleich ſelbſt 
auch das zu jenen Entſcheidungen berufene Vollſtreckungsgericht 
iſt (S8 828, 829, 764). Hier iſt deshalb die vorhin er 
wähnte Möglichkeit einer verſchiedenen Auffaſſung des § 776 
ohne erhebliche praktiſche Bedeutung. Regelmäßig wird, wenn 
das AG., als das in 8 766 zur Entſcheidung berufene Voll⸗ 
ſtreckungsgericht, die Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig erklärt, 
hierin zugleich ſchon die nach der ſtrengeren Falkmannſchen 
Auffaſſung auf Grund dieſer Entſcheidung von demſelben AG., 
als Vollſtreckungsorgan, zu bewirkende Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung und Aufhebung der bereits erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln zu finden fein. Jedenfalls aber iſt das AG. 
befugt, in demſelben Beſchluſſe, durch den es (als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht) die Zwangsvollſtreckung als unzuläſſig erklärt, 
zugleich (als Vollſtreckungsorgan) jene Einſtellung und Auf⸗ 
hebung auszuſprechen. Und was hier von dem AG. als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht I. Inſtanz geſagt iſt, muß ſelbſtverſtändlich, 
wenn gegen ablehnende Entſcheidung des AG. Beſchwerde ein⸗ 
gelegt iſt, ganz ebenſo von dem LG. als Beſchwerdegericht 
gelten. Auch dieſes kann jedenfalls in dem Beſchluſſe, durch 
den es, der Beſchwerde des Schuldners ſtattgebend, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung für unzuläſſig erklärt, zugleich die bereits erfolgten 
Vollſtreckungsmaßregeln aufheben; jeder Zweifel in dieſer Hin⸗ 
ſicht muß angeſichts der allgemeinen Beſtimmung des 8 575 
ſchwinden, wonach das Beſchwerdegericht, wenn es die Be⸗ 
ſchwerde für begründet erachtet, demjenigen Gerichte, von 
welchem die beſchwerende Entſcheidung erlaſſen war, die er⸗ 
forderliche Anordnung übertragen „kann“, alſo nicht muß, 
vielmehr das Erforderliche auch ſelbſt vornehmen kann. Wendet 
man die vorſtehend entwickelten Grundſätze auf den vorliegenden 
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37. Jahrgang. 
Streitfall an, ſo ergibt ſich folgendes: Das LG. hat in dem 
Beſchluſſe vom 3. Auguſt 1906 ſich nicht darauf beſchränkt, 
„die Zwangsvollſtreckung“ für unzuläſſig zu erklären, ſo daß 
die weiter erforderliche Anordnung Sache des AG. geweſen 
wäre (8 575), ſondern das LG. ſelbſt hat unter konkreter 
Bezeichnung der erfolgten Vollſtreckungsmaßregel dieſe (den 
„Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß vom 24. Juli 1906“) 
für unzuläſſig erklärt. Darin iſt unbedenklich der Ausſpruch 
der Aufhebung dieſer Vollſtreckungsmaßregel zu ſinden. In 
dem Beſchluſſe des LG. iſt ſomit die vorhin erörterte und als 
zuläſſig dargelegte Verbindung der Erklärung, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung unzuläſſig ſei, mit der Aufhebung der bereits er⸗ 
folgten Vollſtreckungsmaßregel enthalten. Durch dieſe Auf⸗ 
hebung wurde das Pfändungspfandrecht des Klägers ſamt dem 
Rechte aus der Überweiſung beſeitigt. Daß es hierzu nicht 
der Rechtskraft des landgerichtlichen Beſchluſſes bedurfte, folgt 
aus dem früher Geſagten. Für die gegenteilige Meinung 
glaubt die Reviſion, wie es der Kläger ſchon in der Berufungs⸗ 
inſtanz getan hat, die Urteile des RG. vom 10. Januar 1901 
JW. 01, 81° und vom 6. November 1903 in RG. 56, 146 
anführen zu können; jedoch mit Unrecht. In dem Falle, den 
das erſtgenannte Urteil betrifft, war das eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung aufhebende Urteil des LG., der Vorſchrift des 8 708 
Nr. 5 zuwider, nicht für vorläufig vollſtreckbar erklärt worden, 
jo daß es an der in $ 775 Nr. 1 vorausgeſetzten vollſtreck⸗ 
baren Entſcheidung fehlte, ſolange nicht jenes Urteil rechts⸗ 
kräftig geworden war. Der Fall lag ſonach in einem weſent⸗ 
lichen Punkte anders als der gegenwärtige, weshalb auf jenes 
Urteil nicht näher eingegangen zu werden braucht. In dem 
anderen Urteile, das von dem jetzt erkennenden Senate herrührt, 
iſt allerdings geſagt: das Geſetz bietet keinen Anhalt für die 
Annahme, daß bei Aufhebung eines Arreſtes durch vorläufig 
vollſtreckbares Urteil das entſtandene Pfandrecht in gleicher Art 
wie bei dem Erlöſchen der Forderung ohne weiteres ſeiner 
Wirkſamkeit beraubt wurde; im unmittelbaren Anſchluſſe 
hieran fährt aber das Urteil fort: Hat tatſächlich der Arreſt⸗ 
ſchuldner, auf die vorläufige Vollſtreckbarkeit des 
Urteils ſich ſtützend, gemäß den 88 775, 776, 928... 
ZPO. Schritte zur Aufhebung der erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßregel ... vorgenommen und ſind dieſe von Erfolg geweſen, 
ſo wurde dadurch zwar die gleiche Rechtslage, wie 
wenn es von vornherein zu einer Arreſtvollziehung 
nicht gekommen wäre, herbeigeführt ſein; aber das 
Urteil für ſich allein kann eine ſolche Wirkung nicht haben. 
Der Senat iſt alſo ſchon damals davon ausgegangen, daß 
diejenige Entſcheidung, auf Grund deren gemäß 88 775, 776 
die erfolgte Vollſtreckungsmaßregel von zuſtändiger Stelle auf⸗ 
gehoben wird, nicht der Rechtskraft, ſondern nur der Voll⸗ 
ſtreckbarkeit bedürfe, damit die Wirkſamkeit der aufgehobenen 
Maßregel ſogleich beſeitigt werde. Die damit ausgeſprochenen 
Vorausſetzungen treffen aber im gegenwärtigen Falle zu, da 
hier, wie ſchon früher dargelegt iſt, auf Grund der vollſtreck⸗ 
baren Entſcheidung vom 3. Auguſt 1906 und zugleich in und 
mit dieſer die Aufhebung des Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluſſes durch das dafür zuſtändige LG. erfolgt iſt. Die 
gepfändet und überwieſen geweſene Forderung war hiernach 
wieder pfandfrei geworden; durch die feſtgeſtelltermaßen am 
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6. Auguſt 1906 erfolgte Abtretung iſt die Forderung alſo 
pfandfrei in das Vermögen des O. übergegangen. Welche 
Wirkung dem, jenen landgerichtlichen Beſchluß aufhebenden und 
die Beſchwerde des Schuldners zurückweiſenden Beſchluſſe des 
KG. vom 31. Auguſt 1906 beizumeſſen ſein würde, wenn nicht 
inzwiſchen die Abtretung erfolgt geweſen wäre, kann zweifelhaft 
ſein. Es würde insbeſondere die Frage entſtehen, ob es auf 
Grund der kammergerichtlichen Entſcheidung einer erneuten 
Pfändung und Überweiſung bedurfte, oder ob durch jene der 
frühere Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß ohne weiteres 
wiederhergeſtellt wurde, ob es hierzu einer Zuſtellung der 
kammergerichtlichen Entſcheidung auch an die Beklagte als 
Drittſchuldnerin bedurfte, und ob die Wiederherſtellung rück⸗ 
wirkend oder nur mit Wirkung vom Zeitpunkte der kammer⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung an geſchah. Alle dieſe Zweifel 
bedürfen gegenwärtig nicht der Löſung, weil eben der kammer⸗ 
gerichtliche Beſchluß die Forderung nicht mehr im Vermögen 
des Schuldners vorfand, alſo in der Hauptſache gegenſtandslos 
war. Eine andere Beurteilung müßte ſich freilich ergeben, 
wenn die Abtretung, wie Kläger geltend gemacht hatte, nur 
zum Schein erfolgt wäre ($ 117 Abſ. 1 BGB.). Allein das 
Berufungsgericht hat mit tatſächlichen Erwägungen, die der 
Nachprüfung durch den Reviſionsrichter entzogen find, dar⸗ 
gelegt, daß es die Überzeugung von der Richtigkeit jener Be⸗ 
hauptung aus den unter Beweis geſtellten Tatſachen, die als 
Anzeichen der Scheinnatur der Abtretung dienen ſollen, nicht 
würde ſchöpfen können. K. c. R., U. v. 26. Juni 08, 
366/07 VII. — Berlin. 


Konkursordnung. 
27. SS 6, 59 KO. verb. mit 88 823, 1121 BGB. und 


§8 771, 865 BGB. Veräußerung von Zubehörſtücken eines 
Grundſtücks ſeitens des Konkursverwalters. Hat der Hypothekarier 
Anſpruch auf den Erlös auch nach Auszahlung an bevor⸗ 
rechtete Gläubiger. 

Im Konkurſe der Witwe J., der Anfang Mai 1903 er⸗ 
öffnet wurde, hat der Konkursverwalter eine Anzahl beweglicher 
Gegenſtände verſteigern laſſen, die ſich in dem zur Konkurs⸗ 
maſſe gehörigen Hauſe, worin eine Weinwirtſchaft betrie ben 
wurde, befunden hatten. Die Sachen wurden von den Käufern 
fortgenommen, den Erlös zog der Konkursberwalter zur Konkurs⸗ 
maſſe. Auf Antrag des Klägers, eines Hypothekengläubigers, 
iſt dann die Zwangsverwaltung des erwähnten Grundſtücks 
angeordnet, und auf Antrag des Konkursverwalters das Grund⸗ 
ſtück zur Zwangsverſteigerung gebracht worden. In dem 
Zwangsverſteigerungsverfahren hat der Kläger an feiner 
Hypothek einen Verluſt erlitten. Er behauptet, daß die ver⸗ 
kauften beweglichen Sachen Wirtſchaftsinventar, alſo Zubehör 
des ihm verpfändeten Hauſes, geweſen ſeien, und klagt gegen 
den Konkursverwalter auf Anerkennung ſeines Abſonderungs⸗ 
rechts daran und auf Herauszahlung des Erlöſes an ihn. Das 
OLG. wies die Klage ab; das RG. hob auf: Der Klag⸗ 
anſpruch war dem Grunde nach als gerechtfertigt anzuerkennen. 
In dieſer Beziehung kann nur die Begründung wiederholt 
werden, mit der die zur Entſcheidung ſtehende Rechtsfrage durch 
Urteil des erkennenden Senats vom 13. Mai / 17. Juni 1908 
i. S. Oder wider Pöhls, V. 629/07 in gleichem Sinn be⸗ 
antwortet worden iſt. Richtig iſt, da nach 8 6 KO. mit der 
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Eröffnung des Konkurſes das Verwaltungs⸗ und Verfügungs⸗ 
recht des Eigentümers auf den Konkursverwalter übergeht, daß 
dieſer nun in der Lage iſt, in Ausübung des dem Eigentümer 
in $ 1121 BGB. eingeräumten Rechts die dort bezeichneten 
Gegenſtände, darunter auch Zubehörſtücke — um die allein es 
ſich hier handelt —, ſolange fie noch nicht für den Hypotheken⸗ 
gläubiger in Beſchlag genommen ſind, von der Haftung für 
die Hypothek freizumachen. Damit iſt aber noch nicht die 
Frage entſchieden, was aus dem Erlöſe wird. Veräußert der 
Eigentümer, ſo fällt natürlich ihm auch der Erlös zu, aber der 
Konkursverwalter iſt nicht Eigentümer, ſondern hat nur deſſen 
Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht auszuüben und zwar nicht 
vorwiegend im Intereſſe des Eigentümers, ſondern zu den 
Zwecken, die das Konkursverſahren verfolgt und die am letzten 
Ende darauf hinauslaufen, daß die Konkursgläubiger zu ihrem 
Recht kommen. Das Recht der Konkursgläubiger beſchränkt 
ſich aber auf die Konkursmaſſe, und es kann darum nicht die 
Aufgabe des Konkursverwalters ſein, dieſe Maſſe auf Koſten 
andrer, beſſer Berechtigter zu vermehren. Daß dies geſchähe, 
wenn der Maſſe Werte zugeführt werden, an denen noch Ab⸗ 
ſonderungsrechte beſtanden, liegt auf der Hand. Nun wird 
wohl geſagt, an den in § 1121 BGB. bezeichneten Gegen⸗ 
ſtänden beſtehe nur ein bedingtes Abſonderungsrecht, nämlich 
nur unter der Bedingung, daß ſie vom Gläubiger in Beſchlag 
genommen ſeien, bevor der Eigentümer ſie veräußere und weg⸗ 
bringe. Das iſt auch inſoweit richtig, als in der Tat dem 
Eigentümer im Intereſſe ſeiner Wirtſchaftsführung, um ihn im 
wirtſchaftlichen Intereſſenkampfe nicht zu ſehr einzuengen, das 
Recht verliehen iſt, einzelne dieſer Gegenſtände zu Gelde zu 
machen und der Haftung für die Hypotheken zu entziehen. 
Aber dabei iſt ſchon zu beachten, daß dieſes Recht, ſobald es 
ſich um Zubehör handelt, ſeine Schranke hat in dem Gebot 
ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung, denn der § 1135 gibt 
den Hypothekengläubigern das Recht, gegen eine dieſem Gebot 
zuwider erfolgende Verſchleuderung von Zubehörſtücken mit 
einer Klage auf Unterlaſſung einzuſchreiten, und in weiterer 
Folge davon können ſie ſolchenfalls den Eigentümer wegen 
widerrechtlicher Verletzung ihres Hypothekenrechts aus 8 823 
BGB. auf Schadenserſatz in Anſpruch nehmen; vgl. Urteil des 
erkennenden Senats vom 20. April 1907, V. 333/06, i. S. 
Flatau und Gen. w. Pilaski. Mit der Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens iſt nun aber der wirtſchaftliche Kampf für den 
Eigentümer zu Ende, was nun folgt, dient nur den Zwecken 
des Konkursverfahrens. Daraus ergibt ſich, daß das in 
8 1121 BGB. dem Eigentümer eingeräumte Verfügungsrecht 
in der Hand des Konkursverwalters eine andere Bedeutung 
gewinnt. Wie es ſich mit Beziehung auf die übrigen in 
8 1121 bezeichneten Gegenſtände geſtaltet, imgleichen wie weit 
das ähnliche Verfügungsrecht des Eigentümers über Miet⸗ und 
Pachtzinſe, ſowie über Verſicherungsgelder durch den Konkurs⸗ 
verwalter ausgeübt werden kann, iſt hier nicht zu erörtern. 
Aber wenn der Konkursverwalter Zu behörſtücke eines Grund» 
ſtücks veräußert, nicht etwa in ordnungsmäßiger Fortführung 
der bisherigen Bewirtſchaftungsweiſe, ſondern nachdem dieſe 
aufgegeben iſt, ſo kann das zwar eine für die ordnungsmäßige 
Verwaltung der Konkursmaſſe nützliche oder gar notwendige 
Maßregel ſein. Aber im Intereſſe einer ordnungsmäßigen 
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Bewirtſchaftung des Grundſtücks liegt ſie dann nicht, iſt darauf 
auch gar nicht berechnet, ſondern ſie ſoll nur dazu dienen und 
hat jedenfalls im vorliegenden Fall nur dazu gedient, die 
infolge Aufgebens der Wirtſchaft überflüſſig gewordenen Zu⸗ 
behörſtücke in Geld umzuſetzen. Damit kann aber die Ab⸗ 
führung des Erlöſes in die Konkursmaſſe nicht gerechtfertigt 
werden, die Konkursmaſſe würde vielmehr dadurch Werte 
empfangen, die nicht ihr zukommen ſondern den Abſonderungs⸗ 
berechtigten, um die alſo ſie rechtlos bereichert werden würde 
(S 59 Ziff. 3 KO.). Es iſt unrichtig, wenn zur Verteidigung 
der entgegengeſetzten Anſicht der Satz aufgeſtellt wird: der 
Konkursverwalter habe nicht bloß nach 8 6 KO. das Recht, 
ſondern nach SS 82, 117 ſogar die Pflicht, noch nicht in 
Beſchlag genommene Zubehörſtücke zum Beſten der Konkurs⸗ 
maſſe zu verwerten. Die Pflicht des Konkursverwalters in 
dieſer Beziehung erſchöpft ſich in einer ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung der Konkursmaſſe, zu einer grundloſen Bereicherung 
der Konkursmaſſe und Entwertung oder doch Verſchlechterung 
der Hypotheken durch Wegbringung des Zubehörs hat er aber 
kein Recht und vollends keine Verpflichtung. Auch darf nicht 
eingewandt werden, daß nach 8 4 Abſ. 2 KO. die abgeſonderte 
Befriedigung unabhängig vom Konkursverfahren erfolgt und 
daß deshalb der Konkursverwalter die Rechte der Abſonderungs⸗ 
berechtigten nicht von Amts wegen zu berückſichtigen hat. 
Daraus ſolgt nicht, daß der Konkursverwalter dieſe Rechte zu 
verletzen berechtigt wäre und die rechtliche Macht hätte, den 
Abſonderungsberechtigten Werte zu entziehen und der Konkurs⸗ 
maſſe zuzuwenden, auf die dieſe kein Recht hat. Die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung erweiſt ſich nun aber noch aus dem 
anderen Geſichtspunkt als unhaltbar, daß in 8 865 Abſ. 2 ZPO. 
jetziger Faſſung die Pfändung von Zubehör für unzuläffig 
erklärt wird. Der Grund iſt, daß der ſchon im öffentlichen 
Intereſſe gebotene wirtſchaftliche Zuſammenhang zwiſchen 
Grundſtück und Zubehör aufrechterhalten werden ſoll (Hahn, 
Mat. 8, 164). Nun iſt zwar die Verwertung durch den 
Konkursverwalter keine Pfändung, aber ſchon in einem Urteil 
des erkennenden Senats vom 13. Oktober / 6. November 1886, 
i. S. Stamer Konk. w. Stein u. Gen., V. 159/86, in JW. 86 
S. 414 Ziff. 3, iſt ausgeführt und dies iſt in dem Urteil 
gleichfalls des V. Senats vom 12. November 1898 i. ©. 
Langner w. Richard Konk., V. 156/98, in RG. Bd. 42 Nr. 22 
S. 85 ff., für den Fall eines Verkaufs von Zubehör auf Grund 
des 8 127 KO. noch weiter ausgeführt worden: daß fie 
materiell einer ſolchen gleichſteht und in Beziehung auf Dritte, 
denen das Geſetz ein Widerſpruchs⸗ oder ein Vorzugsrecht für 
den Fall einer Zwangsvollſtreckung beigelegt hat, wie eine ſolche 
wirkt. An dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten. Hiernach iſt die 
rechtliche Stellung der Abſonderungsberechtigten zu der durch 
den Konkursverwalter erfolgten Veräußerung von Zubehör 
— wenn ſie ſich nicht etwa als eine zur ordnungsmäßigen 
Fortführung der Wirtſchaft gehörige Maßregel und als aus 
dieſem Grunde zuläſſige Verwaltungshandlung rechtfertigen läßt, 
was hier nicht der Fall iſt —, ſo zu beurteilen, wie wenn die 
Veräußerung im Wege der Zwangsvollſtreckung für perſönliche 
Gläubiger ſtattgefunden hätte. In dieſem Fall ſtände aber 
dem Abſonderungsgläubiger das Recht zu, den Erlös für die 
Immobiliarmaſſe in Anſpruch zu nehmen oder aus ihr ſeine 
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vorzugsweiſe Befriedigung zu verlangen, wie in dem Urteil 
Bd. 42 S. 90 dargelegt iſt, alſo, da die Gegenſtände ſelbſt 
durch deren Veräußerung und Entfernung vom Grundſtück aus 
der Pfandhaftung ausgeſchieden ſind und damit das Recht auf 
ihre Zurückbringung zur Immo biliarmaſſe erloſchen iſt, jetzt den 
Erlös zu dieſer Maſſe zurückzuziehen. Nun lag freilich in den 
erſterwähnten beiden Fällen die Sache ſo, daß der Hypotheken⸗ 
gläubiger wenigſtens außergerichtlich der Veräußerung durch 
den Konkursverwalter widerſprochen hatte, und es wurde aus⸗ 
geführt, daß dies genüge, um ihm das Vorzugsrecht auf den 
Erlös zu erhalten, während unentſchieden gelaſſen wurde, ob 
dies auch der Fall ſein würde, wenn kein Widerſpruch erhoben 
wäre. Allein dies erklärt ſich aus der Vorſchrift in 8 206 
des damals maßgebenden preußiſchen Zwangsvollſtreckungsgeſetzes 
vom 13. Juli 1883, wonach die Zwangsvollſtreckung in beweg⸗ 
liche Gegenſtände, die zur Immobiliarmaſſe gehören, freigegeben 
und dem Realberechtigten nur das Recht eingeräumt war, 
dagegen Widerſpruch zu erheben. Das iſt nun aber inzwiſchen 
durch den neu eingefügten 8 865 ZPBD. geändert worden, der 
in feinem Abſ. 2 die Pfändung von Zubehör ausſchließt. Daß 
der Hypothekengläubiger nicht etwa auf den Weg der Beſchwerde 
gegen die verbotene Pfändung beſchränkt iſt ($ 766 ZPO.), 
ſondern ſich ihrer mit der Widerſpruchsklage aus 8 771 3BD. 
erwehren könnte — die bis zum Schluß der Zwangsvollſtreckung, 
alſo bis zur Auskehrung des Erlöſes an den pfändenden 
Gläubiger möglich iſt —, das iſt bereits in dem Urteil des 
erkennenden Senats in RG. Bd. 55 Nr. 49 S. 209 ausgeführt 
worden. Aber angeſichts dieſes nunmehrigen Pfändungsverbots 
kann die Zuläſſigkeit der Widerſpruchsklage nicht mehr von der 
vorherigen Erhebung eines Widerſpruchs gegen die Pfändung 
abhängig ſein. Die Unterlaſſung eines Widerſpruchs würde 
die Pfändung nicht gültig machen, ſeine Erhebung wäre ſomit 
eine leere Formalität. Das gleiche muß dann aber auch 
gegenüber der Veräußerung von Zubehör durch den Konkurs⸗ 
verwalter gelten, zumal da das Verlangen eines Widerſpruchs 
hier obendrein die unerwünſchte Folge haben würde, daß ein 
Wettlauf zwiſchen dem Abſonderungsberechtigten und dem 
Konkursverwalter um das Zuvorkommen entſtände und von 
deſſen Ausfall, häufig alſo vom Zufall, die Entſcheidung ab⸗ 
hinge. Aus dieſen Gründen erſcheint der Anſpruch des Klägers 
auf Herausgabe des Erlöſes aus dem Zubehör, der zu Unrecht 
an die Konkursmaſſe abgeführt worden iſt, berechtigt. Der 
vom Beklagten hervorgehobene Umſtand, daß inzwiſchen ſchon 
ein Teil des Erlöſes, den er auf 1387,83 K beziffert, an 
bevorrechtigte Konkursgläubiger ausbezahlt worden iſt, erſcheint 
unerheblich. Selbſt wenn die Behauptung dahin zu verſtehen 
wäre, daß die Auszahlung mit den aus dem Verkauf des 
Zubehörs herrührenden Geldſtücken bewirkt ſei, würde dadurch 
eine fortdauernde Bereicherung der Konkursmaſſe durch den 
Erlös nicht beſeitigt worden fein, da nicht behauptet worden 
iſt, daß der Maſſe keine Mittel zur Verfügung ſtänden oder 
noch zufließen würden, aus denen dieſe Verwendung fremder 
Gelder wie der gedeckt werden könnte. D. c. Konk. J., U. v. 
22. Juni 08, 627/07 V. — Cöln. 


Wechſelordnung. 
28. Art. 43 WO. in Verb. mit 8 340 BGB. Mangelnde 
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Nachindoſſamente; 5 340 BGB. beſeitigt nicht die Forms 
vorſchriſt des Art. 43 WO.] 

Die Firma M. & W. in Bünde i. W. klagt im Wechſel⸗ 
prozeß auf Grund eines vom Bäckermeiſter F. auf den Land⸗ 
wirt G. gezogenen, drei Monate nach dato zahlbaren Wechſels 
vom 7. Januar 1907 über 15 000 & „zahlbar bei der 
Firma M. & W., Bünde i. W., Bahnhof“ 1. gegen G., welcher 
ſeine Unterſchrift auf die Vorderſeite des Wechſels geſetzt habe, 
2. gegen den Ausſteller F. ſowie gegen ihre Vorindoſſanten, 
3. B., 4. N., 5. A. Sie hat gegen die vier letztgenannten 
Verſäumnisurteil erwirkt. G. hat Abweiſung der Klage 
beantragt, weil er Analphabet ſei, weil ſeine Unterſchrift ſo 
undeutlich ſei, daß ſie als ſolche überhaupt nicht gelten könne, 
endlich, weil er durch argliſtige Täuſchung von F. zur Nieder⸗ 
ſchrift ſeines Namens auf dem Wechſel veranlaßt worden ſei. 
In II. Inſtanz iſt die Klage gegen G. abgewieſen. Rebiſion 
iſt zurückgewieſen. Das OLG. weiſt die Klage gegen G. aus 
dem Grunde ab, weil der zur Erhaltung des Wechſelrechts nach 
Art. 43 WO. erforderliche Proteſt bei der Domiziliatin (der 
Klägerin ſelbſt) nicht ordnungsgemäß erfolgt ſei. Die Klägerin, 
welche dieſen Proteſt am 8. April 1907 habe erheben laſſen, 
ſei zur Proteſterhebung nicht legitimiert geweſen und deshalb 
ſei der Proteſt ungültig. Wie unbeſtritten, befanden ſich z. Zt. 
der Proteſterhebung noch zwei undurchſtrichene Indoſſamente 
auf dem Wechſel, das eine an die Bünder Bank, das andere 
an die Reichsbanknebenſtelle, welche dem die Klägerin legiti⸗ 
mierenden Indoſſament nachfolgten. Die letztere hat den Wechſel 
der Klägerin, als dieſe ihn bei der Fälligkeit einlöſte, aus⸗ 
gehändigt. Die Klägerin hat in der Vorinſtanz geltend gemacht, 
daß ſie doch zur Durchſtreichung der Indoſſamente nach 
Art. 55 WO. berechtigt geweſen ſei. Mit der Reviſion führt 
ſie aus, daß zwiſchen der Legitimation vor und nach Fälligkeit 
des Wechſels unterſchieden werden müſſe. Allerdings werde 
vor Fälligkeit des Wechſels die Legitimation eines früheren 
Indoſſanten nur durch die Durchſtreichung der nachfolgenden 
Indoſſamente oder durch ein Rückgiro erbracht. Nach Verfall 
des Wechſels ſei dies aber nicht mehr erforderlich, die Legitima⸗ 
tion ergebe ſich hier ohne weiteres durch Rückerwerb des Wechſels. 
Die Auffaſſung des OLG. entſpricht der feſtſtehenden Judikatur 
des ROHG. und des RG. (vgl. RO HG. 22, 322; RG. 1, 33 
[I. 3S.]; 27, 43 [II. 3 S.)). Hätte Klägerin ihre Befugnis 
zur Durchſtreichung der nachfolgenden Indoſſamente betätigt, 
ſo wäre ſie laut Wechſel zur Proteſterhebung befugt geweſen. 
Da ſie die Durchſtreichung aber unterließ, ſo wird durch dieſe 
ſpäteren Indoſſamente ihre Legitimation zerſtört. Der Akzeptant 
iſt nicht verpflichtet, auf einen Proteſt, wie den vorliegenden 
hin, zu bezahlen, da der Inhalt des Proteſtes ſelbſt gegen die 
Legitimation der Klägerin ſpricht (vgl. auch Staub⸗Stranz, 
Kommentar Art. 36 Anm. 13). Einen Unterſchied zwiſchen 
fälligen und nicht fälligen Wechſeln zu machen, geht nicht an. 
Ein nicht fälliger Wechſel kann überhaupt nicht wirkſam mangels 
Zahlung proteſtiert werden. Klägerin meint offenbar den Proteſt 
nach Verfall und Einlöſung; ſie überſieht aber, daß nach 
Art. 43 die rechtzeitige Proteſterhebung zur Erhaltung des 
Wechſelrechts gegen den Akzeptanten erforderlich war. Die 
Klage gegen den Akzeptanten hat beim Domizilwechſel den 
Charakter einer Regreßklage; ſie iſt daher durch die Beobachtung 
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der zur Erhaltung dieſes Rechts erforderlichen Formalitäten 
bedingt. Es genügt nicht, wie Dernburg Bd. II 8 267 
S. 335 unter Berufung auf ROHG. 24, 213 ff. annimmt, 
daß der Wechſelinhaber den Wechſel eingelöſt hat; allerdings 
wird, wenn der Indoſſant den mangels Zahlung proteſtierten 
Wechſel und den Proteſt inne hat, vermutet, daß er den 
Wechſel eingelöſt habe (vgl. Dernburg a. a. O. Fußnote 2). 
Der Proteſt muß aber ein ordnungsgemäßer ſein. Es trifft 
durchaus die Erwägung zu, welche das RG. 27, 43 in dieſer 
Beziehung anſtellte — cf. daſelbſt —. Reviſionsklägerin glaubt 
ſich mit Erfolg auch auf die Beſtimmung des 8 370 BGB. 
berufen zu können. Da die Reichsbank auf dem Wechſel 
quittiert hahe, fo ſei Klägerin dadurch, daß fie im Beſitz des 
Wechſels und der Quittung ſei, auch ermächtigt, zu proteſtieren 
und Zahlung vom Beklagten zu verlangen. Dieſe Auffaſſung 
verkennt, daß, wie ſchon hervorgehoben, die Proteſterhebung zur 
Erhaltung des Anſpruchs gegen den Akzeptanten erforderlich 
war, und daß hierbei natürlich nur eine gültige Proteſterhebung 
berückſichtigt werden kann. Die Legitimation zur Proteſterhebung 
wird aber durch die in 8 370 BGB. aufgeſtellte Vermutung 
nicht erbracht. Sie richtet ſich nach wechſelrechtlichen Grund⸗ 


ſätzen. Die Vorſchrift des 8 370 BGB. verallgemeinert die 


in dem früheren Art. 296 HGB. enthaltene Beſtimmung im 
Intereſſe der Erleichterung des Verkehrs. Die Aushändigung 
der Quittung zilt als Ermächtigung zur Empfangnahme des 
quittierten Betrags. Die formalen Vorſchriften der WO. über 
die Erhaltung und Geltendmachung der Wechſelrechte gegen 
den Akzeptanten eines Domizilwechſels werden durch ſie nicht 
berührt. M. & W. c. G., U. v. 24. Juni 08, 554/07 I. — 
Hamm. 

Seerecht. 

29. 88 797, 798, 825, 855, 878 HGB. Unterſchied 
zwiſchen Verſicherung der Fracht und der der Vermietung des 
Schiffes.] 

Laut „Seeverſicherungs⸗Police auf Kasko“ hat die Klägerin 
bei den Beklagten für die Zeit von 12 Monaten Verſicherung 
genommen für 40 000 & „Frachtgelder und / oder Frachtvorſchuß 
und / oder behaltene Fahrt“ des Dampfſchiffes Portonia. Die 
Verſicherung iſt nach den Allgemeinen Seeverſicherungs⸗ 
Bedingungen von 1867 „für Rechnung wen es angeht“ ge⸗ 
ſchloſſen. Aber den ihr gehörigen Dampfer Portonia hatte die 
Klägerin mit der Firma P. eine „Charter⸗Party“ nach eng⸗ 
liſchem Formulare abgeſchloſſen, wonach ſie den Dampfer dieſer 
Firma zu beliebigen Fahrten in der Oſt⸗ und Nordſee und 
andern näher bezeichneten Gewäſſern überließ. Unter Nr. 15 
war in der Charter feſtgeſetzt, daß wenn das Schiff infolge 
eines Unfalls länger als 24 Stunden außerſtande ſein ſollte, 
zu arbeiten, bis zur Wiederherſtellung des Schiffes keine Vergütung 
zu zahlen ſei. Dieſer Fall iſt im Auguſt 1905 eingetreten auf einer 
Frachtreiſe von Lulea nach Stettin, zu der die Firma P. den 
Dampfer benutzt hatte. Für den hierdurch entſtandenen Zeit⸗ 
verluſt von 13 Tagen 22¼ Stunden hat die Firma P. der 
Klägerin einen Betrag von 364 & 19 sh von der monatlichen 
Vergütung für Auguſt und September 1905 in Abzug gebracht. 
Die Klägerin hielt dieſe Kürzung als einen Frachtverluſt an, 
für den ihr die beklagten Verſicherungsgeſellſchaften nach dem 
Verſicherungsvertrage aufkommen müßten. Die Klage wurde 
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abgewieſen, Berufung und Reviſion zurückgewieſen. Die von der 
Klägerin geſchloſſene Verſicherung ſtellt ſich dar als eine Ver⸗ 
ſicherung der Fracht im Sinne der SS 797, 798, 825, 855, 
878 HGB. Fracht iſt die Vergütung, die der Verfrachter 
für eine von ihm übernommene Beförderung von Gütern zu 
beanſpruchen hat. Die Verſicherung der Fracht hat daher zur 
Vorausſetzung, daß ein Frachtvertrag zur Beförderung von 
Gütern abgeſchloſſen iſt, und ſie iſt gegenſtandslos, wenn dies 
nicht der Fall iſt — abgeſehen nur von dem hier unſtreitig 
nicht vorliegenden Falle, wenn Güter für Rechnung des Reeders 
verſchifft find (S 797 Abſ. 2). Der Vertrag, den die Klägerin 
mit der Firma P. abgeſchloſſen hat, iſt aber kein Frachtvertrag. 
Die Klägerin übernimmt darin nicht die Beförderung von 
Gütern, ſondern ſie überläßt ihr Schiff der Firma zeitweiſe 
zur Benutzung für die Ausführung beliebiger, von dieſer zu 
beſtimmender Reiſen, wobei der Firma zugleich die Dienſte der 
von der Klägerin weiter zu beſoldenden Schiffs mannſchaft, ein⸗ 
ſchließlich des Kapitäns, zur Verfügung geſtellt werden. Der 
Vertrag deckt ſich inhaltlich vollſtändig mit dem, der dem Urteile 
des Senats vom 27. März 1901 (RG. 48, 89) zugrunde lag 
(vgl. auch Bd. 56 S. 360). Er iſt damals charakteriſiert 
worden als locatio navis et operarum magistri et nauticorum, 
als Sachmiete in Verbindung mit einem Dienſtverſchaffungs⸗ 
vertrage. Verträge dieſer Art, die weder reine Sachmiete find, 
wobei der Mieter zum Ausrüſter würde (8 510), noch ſich als 
Hauptfrachtvertrag, der Unterfrachtverträge ermöglichen ſoll 
($ 662), darſtellen, mögen gegenüber den poſitiven Beſtimmungen 
des HGB., das ſie nicht beſonders berückſichtigt, in manchen 
Beziehungen zu Zweifeln und Bedenken Anlaß bieten. Auf 
dieſe Streitfragen einzugehen, bietet der vorliegende Rechtsfall 
keinen Anlaß. Es genügt, daß ein Vertrag dieſes Inhaltes 
jedenfalls nicht als Frachtvertrag und die Vergütung, die der 
Mieter dem Vermieter zu gewähren hat, nicht als Fracht 
erſcheint. Es mag ſein, daß im wirtſchaftlichen Sinne die 
Miete, die der Reeder für die ÜUberlaſſung des Schiffs bezieht, 
Verwandtſchaft mit der eigentlichen Fracht hat. Die eine wie 
die andere dient ihm dazu, die Nutzung des Schiffes in Geld 
umzuſetzen, das im Schiffsvermögen angelegte Kapital zu ver⸗ 
zinſen. Für das hier allein intereſſierende Gebiet des See⸗ 
verſicherungsrechts aber kann dieſer Geſichtspunkt nicht dahin 
führen, die Miete der Fracht gleichzuſte llen. Die Seeverſicherung 
beruht auf dem Grundſatze, daß der Verſicherungsnehmer dafür 
Sorge tragen muß, daß das Intereſſe, das verſichert werden 
fol (der Gegenſtand der Verſicherung), im Verſicherungs vertrage 
richtig bezeichnet werde. Eine Verſicherung, deren Gegenſtand 
unrichtig bezeichnet wird, iſt für den Verſicherer unverbindlich 
(See⸗Verſ.⸗Bed. 8 2 Abſ. 2. Es kann aber nicht bezweifelt 
werden, daß das Mietgeld für die Gebrauchsüberlaſſung eines 
Schiffes ein anderer Gegenſtand iſt als die durch den Abſchluß 
von Güterbeförderungsverträgen zu verdienende Fracht. In 
beiden Fällen decken ſich weder das Intereſſe des Verſicherten 
noch das Riſiko, das der Verſicherte zu übernehmen hat. H. c. 
M. u. Gen., U. v. 1. Juli 08, 463/07 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

30. Mitwirkender Umſtand oder alleinige Urſache für 
einen ſchädlichen Erfolg durch Feſtſtellung des Vertrags willens. 
Entſcheidung durch eine Schätzungskommiſſion oder durch das 


37. Jahrgang. 
Gericht? Unterfchied nach den einſchlagenden Verſicherungs⸗ 
bedingungen. 

Dem Kläger, der bei der Beklagten gegen Unfall ver⸗ 
ſichert war, fiel in der Straßenbahn ein etwa 1 Pfund 
ſchweres Plakatſchild auf den Kopf. Kläger behauptet, daß 
ſich bei ihm infolgedeſſen ein ſchweres Nervenleiden entwickelt 
habe, durch das er arbeitsunfähig geworden ſei. Er verlangt 
deshalb von der Beklagten Entſchädigung. Beklagte hat be⸗ 
ſtritten, daß eine körperliche Beſchädigung im Sinne des 8 1 
der Verſicherungsbedingungen vorliege; das Nervenleiden ſei 
auf eine ſchon früher beſtandene Erkrankung — Arterioſkleroſe 
und Herzfehler — zurückzuführen. Sie hat Klagabweiſung 
erbeten und Widerklage erhoben auf Feſtſtellung, daß ſie zu 
einer Entſchädigung nicht verpflichtet ſei. Das LG. hat unter 
Zurückweiſung der Widerklage nach dem Eventualantrag der 
Klage dahin erkannt, daß die Beklagte zur Zahlung einer 
gemäß den Verſicherungsbedingungen feſtzuſetzende Rente ver⸗ 
pflichtet ſei. Auf die von der Beklagten eingelegte Berufung 
hat das KG. das angefochtene Urteil nur zur Hauptſache und 
zwar dahin abgeändert, daß Beklagte verpflichtet ſei, den 
Kläger wegen des Unfalls nach Maßgabe der Policebedingungen 
zu entſchädigen. Das RG. hob auf: Wie in dem Urteil 
des erkennenden Senats vom 17. März 1908 — abgedruckt 
in der JW. 08, 346 ff. — ausgeführt iſt, ſteht die neuere 
Rechtſprechung des RG. hinſichtlich der Frage, unter welchen 
Umſtänden eine durch die körperliche Beſchädigung allein ver⸗ 
urſachte Erwerbsunfähigkeit anzunehmen iſt, auf dem Standpunkt, 
daß die Entſcheidung nach Lage des einzelnen Falles zu treffen 
iſt. Einerſeits dürfen hierbei die Verſicherungsbedingungen nicht 
ihrem ſtrengen Wortlaut nach dahin aufgefaßt werden, daß 
ſchon jede allmählich nach dem natürlichen Verlauf der Dinge 
z. B. infolge Alters eintretende größere Empfänglichkeit des 
Körpers für die nachteiligen Einwirkungen des Unfalls als ein 
mitwirkender Umſtand im Sinne dieſer Vertragsbeſtimmungen 
zu gelten hat, da dies zu einer mit dem Verſicherungszweck 


unvereinbaren Einſchränkung der Haftpflicht führen würde. 


Andrerſeits darf aber in Fällen, in denen bereits vor dem 
Unfall eine krankhafte Veränderung des Körpers des Ver⸗ 
ſicherten gegeben war, ohne die das fragliche Ereignis die 
Erwerbsunfähigkeit überhaupt nicht zur Folge gehabt haben 
würde, eine alleinige Verurſachung durch dieſes Ereignis 
nicht angenommen werden, denn eine ſolche Annahme würde 
auf eine völlige Beſeitigung der vertragsmäßig für die Haftung 
der Verſicherungsgeſellſchaft gezogenen Grenzen hinauslaufen. 
Die Mitwirkung einer beſtehenden Erkrankung darf nicht 
ſchon deshalb verneint werden, weil nicht mit Sicherheit ab⸗ 
zuſehen iſt, wann fie für ſich auch ohne das als Unfall geltend 
gemachte Ereignis die Erwerbsunfähigkeit herbeigeführt haben 
würde. Steht feſt, daß ohne das Vorhandenſein der Erkrankung 
der Unfall eine ſchädigende Folge überhaupt nicht gehabt haben 
würde, ſo kann eine Mitwirkung der Erkrankung an der Ver⸗ 
urſachung der Erwerbsunfähigkeit keinesfalls verneint werden. 
Daß etwa vorliegend nach dem Wortlaut der Verſicherungs⸗ 
bedingungen der Beklagten eine andere Auffaſſung gerecht⸗ 
fertigt wäre, hat der Berufungsrichter nicht nachzuweiſen verſucht, 
iſt aber auch nicht anzunehmen. Hiernach beruht das an⸗ 
gefochtene Urteil auf einer unzutreffenden Auffaſſung des in 
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§ 1 niedergelegten Vertragswillens und auf einer Verkennung 
des Begriffs der alleinigen Verurſachung im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung. Das Urteil war daher aufzuheben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Be⸗ 
rufungsgericht zurückzuverweiſen, um noch die weiter erforder⸗ 
lichen tatſächlichen Feſtſtellungen zu treffen. Dabei wird das 
Berufungsgericht auch in eine nähere Prüfung der Frage ein⸗ 
zutreten haben, in welchem Verhältnis die Beſtimmung des 
8 15 Abſ. 2 der Verſicherungsbedingungen zu der des § 20 Abſ. 2 
daſelbſt ſteht. Nach erſterer hat eine Schätzungskommiſſion 
über die Frage, ob die Invalidität bzw. in welchem Grade 
als Unfalls folge eingetreten iſt, zu entſcheiden, während die 
letztere dem Gericht die Entſcheidung darüber vorbehält, ob 
überhaupt ein die Verſicherung berührendes Unfallsereignis 
vorliegt. Es wird der in dieſen Beſtimmungen niedergelegte 
Vertragswille feſtzuſtellen fein, insbeſondere, ob überhaupt dem 
Gericht die Entſcheidung über den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen dem Ereignis und der Erwerbsunfähigkeit vorbehalten 
iſt. Je nach dem Ergebnis, zu dem der Berufungsrichter 
gelangt, wird weiter zu prüfen ſein, ob der entſcheidende Teil 
ſo, wie im angefochtenen Urteil geſchehen, zu faſſen ſein wird. 
F. Verſ.⸗A.⸗G. c. W., U. v. 7. Juli 08, 412/07 VII. — 
Berlin. 
31. Über Anfechtung eines Schiedsgutachtens wegen Un⸗ 
billigkeit. Wahl des Vertrauensarztes der Geſellſchaft zum 
Schiedsrichter.] 

Der Kläger iſt bei der Beklagten gegen Unfall verſichert. 
Am 28. Mai 1905 hat er dadurch einen Unfall erlitten, daß 
er ſich durch Ausgleiten auf einer Treppe Kontuſionen des 
Kopfes und Hautabſchürfungen zuzog. Auf Grund des 
Schiedsgutachtens zweier Arzte, das gemäß Nr. 62 der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen der Beklagten abgegeben worden iſt, hat 
die Beklagte dem Kläger als Unfallentſchädigung für die Zeit 
vom 30. Mai bis 24. Juni 1905 für vollſtändige Erwerbs⸗ 
unfähigkeit 260 & und für die Zeit vom 25. Juni bis 
25. November 1905 für 50 von Hundert Erwerbsunfähigkeit 
910 &, insgeſamt 1170 K gezahlt. Der Kläger will dies 
Schiedsgutachten, weil es offenbar unbillig ſei, nicht gelten 
laſſen. Er behauptet, es ſei von dem einen Arzt einſeitig auf⸗ 
geſtellt worden, der andere habe ſpäter ſelbſt erkannt, daß er 
ſich in der Diagnoſe zum Nachteil des Klägers geirrt habe. 
Er, der Kläger, ſei noch am 3. Februar 1906 voll erwerbs⸗ 
unfähig geweſen. Er verlangt 3830 & und das Anerkenntnis, 
daß Beklagte verpflichtet fei, vom 28. September 1906 ab 
an ihn bis zu ſeiner Wiederherſtellung, ſoweit er ſeine Arbeits⸗ 
unfähigkeit durch ärztliche Zeugniſſe nachweiſe, für den Tag 
einen dem Prozentſatze ſeiner Arbeitsunfähigkeit entſprechenden 
Betrag zu zahlen. Das LG. hat die Beklagte zur Zahlung 
von 2830 L verurteilt, im übrigen die Klage abgewieſen; auf 
Berufung beider Teile hat das KG. die Berufung der Be⸗ 
klagten zurückgewieſen und auf die Berufung des Klägers die 
Beklagte verurteilt, an den Kläger noch weitere 70 .# zu 
zahlen. Mit dem weitergehenden Antrag iſt der Kläger zu⸗ 
rückgewieſen worden. Auf Reviſion der Beklagten und An⸗ 
ſchlußreviſion des Klägers änderte das RG. dahin ab, daß 
Beklagte zur Zahlung von 35 % — Hälfte der Koſten des 
Schiedskommiſſions⸗Verfahrens — verurteilt wurde, im übrigen 
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wurde die Klage abgewieſen: Über das Schiedsgutachten 
glaubt der Berufungsrichter hinweggehen zu dürfen, weil er 
der Behauptung des Klägers, dies Gutachten beruhe auf 
„offenbarer Unbilligkeit“, glaubt beitreten zu müſſen. Nun iſt 
zwar die rechtliche Möglichkeit, ein in einer Verſicherungsſache 
erſtattetes Schiedsgutachten wegen offenbarer Unbilligkeit anzu⸗ 
fechten, für das hier maßgebende Allgemeine Landrecht in 
ſtändiger Rechtſprechung anerkannt und es bedarf deshalb nicht 


erſt einer Entſcheidung darüber, ob die von der Reviſion be⸗ 


kämpfte Meinung des Berufungsrichters zu billigen ſei, daß dieſes 
Anfechtungsrecht auch durch den 8 319 BGB. gegeben ſei. Es 
fehlt aber im vorliegenden Fall an den Erforderniſſen 
eines ſolchen Rechts. Die offenbare Unbilligkeit folgert der 
Berufungsrichter in erſter Reihe aus dem Umſtande, daß die 
Beklagte als den von ihr zu beſtimmenden Sachverſtändigen 
ihren Vertrauensarzt, Dr. K., in die Kommiſſion berufen habe, 
der bereits dasjenige Gutachten vom 9. Juli 1905 erſtattet 
hatte, auf Grund deſſen ſie ihre eine weitere Entſchädigung 
ablehnende Entſchließung gefaßt hatte. Mag aber auch aus 
dieſem Umſtande eine gewiſſe Voreingenommenheit des Dr. K. 
zunächſt gefolgert werden können, ſo ſchließt er doch die 
Möglichkeit nicht aus, daß das von Dr. K. erſtattete Gut⸗ 
achten ſelbſt lediglich als das Ergebnis eines unparteiiſchen 
und vernünftigen Ermeſſens, alſo nicht als ein offenbar 
unbilliges Gutachten ſich darſtellt. Dies kann ſelbſt dann 
zutreffen, wenn ſich hinterher herausſtellt, daß das Gut⸗ 
achten ein objektiv unrichtiges und ſachwidriges iſt. Denn für 
die Beantwortung der Frage, ob ein Gutachten „offenbar un⸗ 
billig“ ſei, muß der zur Zeit der Erſtattung erkennbare tat⸗ 
ſächliche Zuſtand als Grundlage genommen werden. Nur 
wenn damals bei unparteiifher und ſachgemäßer Prüfung 
einem Sachverſtändigen hätte ſofort in die Augen fallen müſſen, 
daß dem erſtatteten Gutachten weſentliche Mängel anhafteten, 
läßt es ſich als ein offenbar unbilliges bezeichnen. Solche 
Mängel kann auch ein zunächſt befangener Sachverſtändiger 
vermeiden, wenn er gezwungen iſt, im Zuſammenwirken mit 


einem anderen vom Gegner beſtimmten unbefangenen oder nach 


der entgegengeſetzten Richtung hin befangenen Sachverſtändigen 
den maßgebenden Sachverhalt einer nochmaligen Prüfung zu 
unterziehen und das Ergebnis der Prüfung ſchriftlich zu be⸗ 
gründen. Wird von beiden Sachverſtändigen, wie im vor⸗ 
liegenden Fall, ein übereinſtimmendes Gutachten abgegeben, ſo 
iſt damit ſogar eine gewiſſe Gewähr gegeben, daß der Wert des 
Gutachtens von einer Befangenheit der Sachverſtändigen nicht 
beeinträchtigt wird, vorausgeſetzt, daß nicht eine ungehörige 
Beeinfluſſung des einen Sachverſtändigen durch den anderen 
oder beider durch einen Dritten ſtattgefunden hat. Der Be⸗ 
rufungsrichter will das Gutachten auch aus dem Grunde nicht 
gelten laſſen, weil die Berufung des Dr. K. als Schieds⸗ 
gutachter gegen die das Verſicherungsverhältnis beherrſchende 
Vertragstreue verſtoße. Aber auch aus dieſem Geſichtspunkt 
iſt für die Anfechtung des Gutachtens nichts zu entnehmen. 
Keiner der Vertragsparteien kann die Berufung eines beſtimmten 
Sachverſtändigen ſchon deshalb verſchränkt werden, weil bereis be⸗ 
kannt iſt, daß der Sachverſtändige eine dem Berufenden 
günſtige Auffaſſung vertritt und ſie bereits im Intereſſe des 
Berufenden kundgegeben hat. Gerade zur Ausgleichung der 
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S 16. 1908. 
Gegenſätze in der Auffaſſung der von beiden Gegnern be⸗ 
rufenen Sachverſtändigen iſt ihr Zuſammenwirken in der Kom⸗ 
miſſion beſtimmt. Erweiſt ſich eine ſolche Ausgleichung als 
nicht erreichbar, ſo fällt die Entſcheidung dem nach Nr. 62 
der Verſicherungsbedingungen von beiden Sachverſtändigen zu 
wählenden Obmann zu. Zwar muß jeder Partei das Recht 
gewährt werden, einen vom Gegner berufenen Sachverſtändigen 
abzulehnen, wenn erhebliche Gründe für ſeine Befangenheit 
ſprechen, wenn er alſo z. B. in einem beſonderen Abhängig⸗ 
keits⸗ und Unterordnungsverhältnis zu der anderen Partei 
ſteht. Ein derartiges Verhältnis iſt aber bei einem im 
übrigen wirtſchaftlich unabhängigen Arzt nicht ſchon deshalb 
als vorhanden anzunehmen, weil er die Stellung eines Ver⸗ 
trauensarztes der in Anſpruch genommenen, Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft einnimmt. Der Kläger hat auch vor der Erſtattung 
des Schiedsgutachtens gegen die Berufung des Dr. K. in 
die Kommiſſion nicht Widerſpruch erhoben, obſchon ihm das 
Verhältnis des Dr. K. zur Beklagten bekannt war. Er hat 
ſeinerſeits den ihn behandelnden Arzt Dr. O. in die Kommiſſion 
geſendet, von dem er offenbar annahm, daß dieſer ſeine In⸗ 
tereſſen am erfolgreichſten vertreten werde. Auch in dieſer Be⸗ 
rufung iſt eine Verletzung der Vertragstreue ebenſowenig zu 
finden, wie in der des Dr. K. Ein Widerspruch der vor: 
ſtehenden Ausführungen mit dem von dem Berufungsrichter 
angezogenen Urteil des erkennenden Senats vom 27. Ok⸗ 
tober 1899 (RG. 45, 350 ff.) beſteht nicht, da der Sachver⸗ 
halt dort ein weſentlich abweichender war. Es handelte ſich 
damals um die Frage, ob zum Obmann von der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft ein Sachverſtändiger berufen werden dürfe, 
obſchon er das Gutachten erſtattet hat, auf deſſen Grundlage 
die ablehnende Entſchließung gefaßt war. Zu einem Obmann 
aber, der bei einander widerſprechenden Gutachten der beiden 
von den ſtreitenden Parteien berufenen Sachverſtändigen die 
Entſcheidung regelmäßig allein in ſeiner Hand hat, ohne dabei 
durch einen ihm gleichgeordneten Sachverſtändigen kontrolliert 
zu werden, eignet ſich, wie der Reviſion zuzugeben iſt, nur 
eine bei dem Streite der Parteien bisher nicht beteiligte, ihm 
völlig unbefangen gegenüberſtehende Perſon. Auf denſelben 
Standpunkt hat ſich der erkennende Senat auch in dem Urteil 
vom 6. Dezember 1904 (VII. 218/04) geſtellt, auf deſſen ein⸗ 
gehende Begründung hier Bezug genommen wird. In zweiter 
Reihe folgert der Berufungsrichter die offenbare Unbilligkeit 
des nach ſeiner Feſtſtellung objektiv unrichtigen Schiedsgutachtens 
aus den von Dr. O. bei ſeiner Zeugenvernehmung bekundeten 
Tatſachen, welche ergäben, daß er ſich in ſeinem Gutachten 
von Dr. K. habe beeinfluſſen laſſen, und daß er dieſes Gut⸗ 
achten, bei deſſen Abgabe er ſich im Irrtum befunden habe, 
nach ſeiner jetzigen Anſicht für offenbar unrichtig halte. Dieſe 
Annahme des Berufungsrichters findet in der Ausſage des 
Zeugen keine Stütze. (Wird ausgeführt.) Hiernach iſt der 
Entſcheidung das Schiedsgutachten vom 25. November 1906 
zugrunde zu legen. Zu demſelben Ergebnis würde man ge⸗ 
langen, wenn man davon ausgehen wollte, daß der inhalts 
der Verſicherungsbedingungen erfolgte vertragsmäßige Aus⸗ 
ſchluß der Anfechtung eines Gutachtens wegen offenbarer 
Unbilligkeit nicht gegen die guten Sitten verſtoße und deshalb 
für den Kläger rechtsverbindlich ſei. (Die dauernde Erwerbs⸗ 


37. Jahrgang. 
unfähigkeit des Klägers wird verneint.) V. c. L., U. v. 
12. Juni 08, 565/07 VII. — Berlin. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

32. Unzuläſſigkeit der Anfechtung außerhalb des Konkurſes, 
wenn der Gläubiger neben dem Beklagten aus dem vom 
Schuldner mit einer Hypothek belaſteten Grundſtück befriedigt 
werden kann. Die Benachteiligungsabſicht braucht nicht einem 
beſtimmten Gläubiger gegenüber vorhanden zu fein.] 

Der Bruder der Beklagten, F., beſtellte am 15. November 
1904 für fie zugunſten eines Darlehnsbetrages von 5000 X 
und einer Nebenkaution von 500 „/ auf einem ihm gehörigen 
Grundſtück an erſter Rangſtelle Hypothek. Der Kläger, dem 
gegen, den F. eine vollſtreckbare Forderung in Höhe von 6000 & 
ſ. w. d. a., zuſteht, focht dieſe Hypothekbeſtellung mit Klage an 
und zwar in erſter Reihe aus dem Geſichtspunkt, daß ſie nur 
zum Schein erfolgt ſei, an zweiter Stelle auf Grund des An⸗ 
fechtungsgeſetzes. Der Berufungsrichter war der Anſicht, daß 
der Klaggrund der Anfechtung durchgreife und verurteilte die 
Beklagte. Das RG. hob auf: Selbſtverſtändlich kann der 
Kläger die in Rede ſtehende Hypothekbeſtellung nur anfechten, 
wenn er nachweiſt, daß er durch ſie benachteiligt worden iſt. 
An dieſem Nachweiſe fehlt es. Der Berufungsrichter ſagt in 
dieſer Beziehung nur, der Schuldner F. habe durch die an⸗ 
gefochtene Hypothekbeſtellung deshalb ſeine Gläubiger benach⸗ 
teiligt, weil nunmehr das einzige, dem Zugriff dieſer unter⸗ 
liegende Vermögensobjekt ſtark belaſtet worden ſei und mindeſtens 
ein geringwertiges Mittel zur Befriedigung der Gläubiger ge⸗ 
boten habe. Dieſe Darlegung iſt unzureichend, es kam auf die 
Feſtſtellung an, wieviel das Grundſtück wert iſt oder was daraus 
vorausſichtlich zu erlöſen iſt. In dieſer Richtung mangelt es 
ſchlechthin an jedem Anhalt. Sollte das Grundſtück ſo wertvoll 
ſein, daß der Kläger mit ſeiner Forderung daraus befriedigt 
wird, auch wenn die Beklagte ihm vorgeht, ſo iſt er natürlich 
nicht berechtigt, ihre Hypothek anzufechten. Für die Frage der 
Befriedigung des Klägers kommt es allerdings weſentlich auf 
die Zahl und die Forderungen der anderen Gläubiger an, mit 
denen er den Erlös aus dem Grundſtück zu teilen hat. Allein auch 
in dieſem Punkte gebricht es an den erforderlichen näheren prozeß⸗ 
gerechten Feſtſtellungen im Berufungsurteil. Wäre es wahr, was 
die Beklagte behauptet, daß die dem Kläger von ihrem Bruder an 
einem andern Grundſtück beſtellte Hypothek eine beſſere Sicherung 
gewährt habe, als ihr die ſtreitige Hypothek, ſo würde das aller⸗ 
dings darauf hinweiſen, daß der Schuldner nicht die Abſicht gehabt 
habe, den Kläger zu benachteiligen. Allein dies kann, ſo wenig 
das auch ſachlich befriedigen mag, dem Kläger, nachdem er mit 
der ihm beſtellten Hypothek ausgefallen iſt, nicht das Recht 
verſchränken, die Hypothek der Beklagten anzufechten; denn die 
Anfechtbarkeit nach dem Reichsanfechtungsgeſetz iſt nicht davon 
abhängig, daß ein beſtimmter Gläubiger benachteiligt werden 
ſollte. Das Geſetz ſpricht vielmehr von der Abſicht „die“ 
Gläubiger zu benachteiligen. Iſt der Wille des Schuldners 
nicht darauf gerichtet, einen beſtimmten Gläubiger, ſondern mit 
Ausnahme dieſes die übrigen Gläubiger zu benachteiligen, jener 
Gläubiger hat aber tatſächlich unter der in der letzteren Abſicht 
ausgeführten Rechtshandlung in Anſehung ſeiner Befriedigung 
mit zu leiden, ſo bietet das Geſetz keine Handhabe, ihm das 
Anfechtungsrecht zu verſagen. Der vorbezeichnete Punkt kann 
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daher für die Entſcheidung keine Bedeutung beanſpruchen. 
W. c. S., U. v. 7. Juli 08, 431/07 VII. — München. 

Geſetz vom 20. April 1892 / 20. Mai 1898, betr. 
die Geſellſchaften m. b. H. 

33. $ 15 GmbHG. in Verb. mit 88 138, 139 BGB. 
Veräußerung eines Geſchäftsanteils ohne Genehmigung des 
Aufſichtsrats. Zuläſſigkeit der Vereinbarung: der Veräußerer 
ſolle zwar den Anteil der Geſellſchaft gegenüber behalten, den 
Übernehmer aber als den Berechtigten behandeln?] 

Das Berufungsgericht nimmt an, unter den Parteien ſei 
nachträglich und zwar nach der Auszahlung des Kaufpreiſes 
an die Beklagten für den Fall, daß die Übertragung der Ge⸗ 
ſchäftsanteile nicht genehmigt würde, eine Vereinbarung des 
Inhaltes zuſtande gekommen: die Beklagten ſollten zwar der 
Geſellſchaft gegenüber Geſellſchafter bleiben, ihre Rechte als 
Geſellſchafter aber für den Kläger ausüben. Die gedachte 
Vereinbarung wird ſodann dahin ausgelegt, nach ihrem wahren 
Sinne habe ſie auch die Verpflichtung der Beklagten in ſich 
geſchloſſen, bei den Verſammlungen der Geſellſchafter — ſei 
es durch Bevollmächtigung der Kläger mit ihrer Vertretung, 
ſei es durch eigene Abſtimmung nur die Intereſſen des Klägers 
wahrzunehmen, danach ihre Rechte als Geſellſchafter nur nach 
dem Willen des Klägers auszuüben und bei Ausübung ihres 
Stimmrechts ihren eigenen Willen dem des Klägers hintan⸗ 
zuſetzen. — Dann führt das Berufungsgericht aus: ein Vertrag 
des erwähnten Inhaltes verſtoße jedenfalls inſoweit gegen die 
guten Sitten und ſei nach 8 138 BGB. nichtig, als die Be⸗ 
klagten ſich verpflichteten, ihre Rechte als Geſellſchafter in den 
Mitgliederverſammlungen nur nach dem Willen des Klägers 
auszuüben und bei Ausübung ihres Stimmrechts ihren eigenen 
Willen dem des Klägers hintanzuſetzen. — Die Nichtigkeit 
dieſes Teiles der Vereinbarung begründe aber nach 8 139 BGB. 
die Nichtigkeit des ganzen nachträglichen Vertrags, den der 
Kläger in dem Beſtreben abgeſchloſſen hatte, dadurch größeren 
Einfluß auf die Geſchäftsführung zu gewinnen. Die Reviſions⸗ 
begründung bekämpft die Annahme, daß hier ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten vorliege. Sie führt aus, es ſei durchaus zu⸗ 
läſſig, daß ein Geſellſchafter einer G. m. b. H. mit einem dritten 
ein Rechtsverhältnis dahin eingehe, der Veräußerer ſolle zwar 
den Geſchäftsanteil der Geſellſchaft gegenüber behalten, den 
Dritten aber als den Berechtigten hieraus behandeln. Dieſe 
Ausführungen treffen indes den hier allein entſcheidenden 
Geſichtspunkt nicht. Das Berufungsgericht bezeichnet nicht den 
Teil der nachträglichen Vereinbarung, wonach die Beklagten 
die wirtſchaftlichen Nutzungen ihrer Geſchäftsanteile an den 
Kläger abzuliefern hatten, als gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßend. Gegen die guten Sitten verſtößt aber die vertrag⸗ 
liche Bindung des Geſellſchafters einer G. m. b. H., ſeine 
Rechte als Geſellſchafter und insbeſondere ſein Stimmrecht 
unter Hintanſetzung ſeines eigenen Willens nur nach dem 
Willen eines Dritten auszuüben, und zwar jedenfalls dann, 
wenn in dem Geſellſchaftsvertrag die Übertragung der Geſchäfts⸗ 
anteile von der Genehmigung eines Geſchäftsorgans — hier 
des Aufſichtsrates — abhängig gemacht und danach durch eine 
geſetzlich zugelaſſene autonomiſche Satzung der Geſellſchaft die 
rechtsgeſchäftliche Verfügung über den Geſchäftsanteil der 
privatgeſchäftlichen Willkür entzogen iſt. Eine ſolche vertrag⸗ 
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liche Bindung eines Geſellſchafters zu derartigem ſatzungs⸗ 
widrigen Mißbrauche ſeiner Vertrauensrechte in der Geſellſchaft 
und deren Mitgliederverſammlungen ſowie zu derartiger Ver⸗ 
letzung ſeiner Geſellſchafterpflichten iſt in gleichem Maße nach 
der Sittenanſchauung des Volksganzen, wie auch nach der 
Sittenanſchauung des ehrbaren Kauſmannes, im Handelsverkehr 
verwerflich. — Das Berufungsgericht hat daher mit Recht 
angenommen, daß die nachträgliche Vereinbarung nach 8 138 
verb. mit 8139 BGB. nichtig fi. S. c. K., U. v. 7. Juli 08, 
632/07 II. — Karlsruhe. 

II. Das Preußiſche Recht. 

Geſetz vom 21. Juli 1852, betr. die Dienſt⸗ 
vergehen der nichtrichterlichen Beamten uſw. 

34. 88 13, 89 bis 92. Von wann iſt anſtatt des 
Gehaltes die Penſion eines Beamten bei unfreiwilliger Ver⸗ 
ſetzung in den unfreiwilligen Ruheſtand zu zahlen? Von der 
Verfügung des Miniſters oder dem Beſchluſſe über den Rekurs? 
Zuſtellung derartiger Verfügungen. 

Der Kläger bekleidete als auf Lebenszeit angeftellter 
Staats beamter die Stelle eines Werkmeiſters bei der Straf 
anſtalt in R. Sein Gehalt betrug einſchließlich der Miets⸗ 
entſchädigung jährlich 1 652 &. Auf Grund eines ärztlichen 
Gutachtens wurde gegen ihn das Verfahren auf unfreiwillige 
Verſetzung in den Ruheſtand eingeleitet. Durch Verfügung des 
Miniſters des Innern wurde er mit einer Penſion von 744 u 
jährlich in den Ruheſtand verſetzt. Sein Rekurs an das 
Staatsminiſterium wurde zurückgewieſen. Mit der vorliegenden 
Klage verlangt der Kläger Fortzahlung ſeines Gehaltes auf die 
Zeit vom 1. Januar bis 1. Auguſt 1907, während der Be⸗ 
klagte ihm auf dieſe Zeit nur die Penſion gezahlt hat. Aus 
den Gründen: Mit der Reviſion rügt der Kläger in erſter 
Linie Verletzung des § 91 des Geſetzes vom 21. Juli 1852. 
Die Rüge iſt nicht begründet. Der Zuſammenhang des Geſetzes 
ergibt, daß als die ſchließliche Verfügung, von deren Zu⸗ 
ſtellung an der in § 91 beſtimmte Zeitraum zu rechnen iſt, 
nicht die Rekursentſcheidung des Staatsminiſteriums, ſondern 
die Verfügung des dem Beamten vorgeſetzten Miniſters anzu⸗ 
ſehen iſt, durch die die unfreiwillige Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand gemäß § 90 Abf. 1 ausgeſprochen wird. Das Verfahren 
der Zwangspenſionierung beginnt nach 8 89 in allen Fällen mit 
einer „Eröffnung“ an den Beamten, daß der Fall ſeiner Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand vorliege. Erhebt der Beamte innerhalb 
beſtimmter Friſt keine Einwendungen gegen die Eröffnung, ſo wird 
über ſeine Penſionierung in derſelben Weiſe verfügt, als wenn er 
fie ſelbſt nachgeſucht hätte (§ 9 2 Abſ. 1). Erhebt er aber Eins 
wendungen, ſo entſcheidet bei den nicht vom König ernannten 
Beamten der vorgeſetzte Miniſter über die Penſionierung (8 90 
Abſ. 1). In dieſem Falle ſteht dem Beamten der Rekurs an 
das Staatsminiſterium offen ($ 90 Abſ. 2). In beiden Fällen 
aber dauert die Zahlung des vollen Gehalts innerhalb des in 
§ 91 beſtimmten Zeitraums fort, der nach dem Tage zu be 
rechnen iſt, an welchem dem Beamten die ſchließliche Verfügung 
über die erfolgte Verſetzung in den Ruheſtand mitgeteilt wird 
(S 92 Abſ. 2 und § 91). Die „ſchließliche Verfügung“ der 
Penſionierung bildet alſo den Gegenſatz zu der das Verfahren 
einleitenden „Eröffnung“. Es iſt diejenige Verwaltungshandlung 
gemeint, die nach ſtaatsrechtlichen Grundſätzen die Rechtsſtellung 
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des Beamten verändert, ihn aus dem Dienſtſtande in den 
Ruheſtand verſetzt. Das geſchieht durch die in 8 90 Abſ. 1 
bezeichnete Verfügung des Miniſters. Daß noch eine Nach⸗ 
prüfung im Rekursverfahren ſtattfindet, ändert an der Wirk: 
ſamkeit der Verfügung nichts; wird der Rekurs zurückgewieſen, 
ſo bleibt ſie beſtehen, wie ſie wirkſam vorher ſchon beſtanden 
hat. Nach den ausführlichen Darlegungen, die das OTr. in 
feiner Entſcheidung vom 1. Mai 1874 (Bd. 72 S. 107 ff.) 
über die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes gegeben hat, erklärt 
ſich der Ausdruck „ſchließliche Verfügung“ in 8 91 daraus, 
daß man in den parlamentariſchen Verhandlungen über den 
Geſetzentwurf, der in § 98 im Anſchluſſe an das frühere Recht, 
die Dauer der Gehaltszahlung ausdrücklich nach dem Zeit⸗ 
punkte beſtimmte, in dem die Verfügung des Verwaltungs⸗ 
chefs dem Beamten bekannt gemacht wird, den S 64 des 
Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter uſw., vom 
7. Mai 1851 in das Geſetz vom 21. Juli 1852 übernommen 
hat. In 8 64 iſt der Ausdruck „ſchließliche Verfügung“ ge⸗ 
braucht, um damit die Verfügung zu bezeichnen, durch welche 
der vorhergehende gerichtliche Beſchluß über die Verſetzung in 
den Ruheſtand zur Ausführung gebracht wird. In den Ver⸗ 
handlungen der Kommiſſion der zweiten Kammer iſt ausdrücklich 
betont worden, daß diejenige Verfügung maßgebend fein müſſe, 
durch die die Penfionierung wirklich erfolgt 5 
Berichte der zweiten Kammer 1850/51 Bd. 3 — 

S. 340). Somit beſtätigt auch die 8 des 
Geſetzes, daß die Rekursentſcheidung des Staatsminiſteriums 
als die ſchließliche Verfügung im Sinne von § 91 des Geſetzes 
vom 21. Juli 1852 nicht in Betracht kommt. In dieſer Auf: 
faſſung des Geſetzes befinden ſich Rechtslehre und Rechtſprechung 
in Preußen mit der Verwaltungspraxis in Übereinſtimmung 
(vgl. von Rheinbaben, die preußiſchen Diſziplinargeſetze, 5 90 
Anm. XII, 8 91 Anm. I und die dort gebrachten Nachweiſe). 
Sie iſt um ſo mehr gerechtfertigt, als auch für die (nicht vom 
Kaiſer ernannten) Reichsbeamten gemäß der ausdrücklichen 
Vorſchrift des 8 67 RBG. das Vierteljahr fortdauernder 
Gehaltszahlung durch den Zeitpunkt beſtimmt wird, in welchem 
dem Beamten die Entſcheidung der oberſten Reichs behörde 
über ſeine Verſetzung in den Ruheſtand zugeſtellt worden iſt, 
ohne daß dabei auf den zuläſſigen Rekurs (S 66 RBG.) an 
den Bundesrat Rückſicht genommen wird. Aus § 90 Abi. 3 
des Geſetzes vom 21. Juli 1852 und § 30 Abſ. 3 des 
Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872, die die Reviſion für ſich 
anführen zu können glaubt, laſſen ſich begründete Bedenken 
gegen die hier vertretene Auffaſſung des § 91 nicht herleiten. 
Der Vorwurf des Klägers, die Verfügung des Miniſters des 
Innern vom 20. Auguſt 1906 ſei ihm nicht in rechtswirkſamer 
Weiſe zugeſtellt worden und das Berufungsgericht habe den 
§ 13 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 verletzt, iſt nicht be⸗ 
gründet. Die Verfügung des Miniſters iſt dem Kläger am 
27. Auguſt 1906 in der Weiſe mitgeteilt worden, daß ihm die 
Urſchrift laut eines vom Vertreter des Strafanſtaltsdirektors 
und dem Vertreter ſeines Sekretärs mit ihm am 27. Auguſt 1906 
aufgenommenen Protokolls, welches der Kläger unterſchrieb, 
ausgehändigt worden iſt. § 13 des Geſetzes verlangt für eine 
gültige und wirkſame Mitteilung oder Zuſtellung, daß ſie 
„demjenigen, an den ſie ergeht, unter Beobachtung der 
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für gerichtliche Inſinuationen vorgeſchriebenen 
Formen in Perſon zugeſtellt oder daß ſie in ſeiner letzten 
Wohnung an dem Orte inſinuiert werde, wo er ſeinen letzten 
Wohnſitz im Inlande hatte“. Unter den für gerichtliche Inſi⸗ 
nuationen vorgeſchriebenen Formen ſind die jeweils zur Zeit 
der Vornahme der Zuſtellung geltenden Formen für gerichtliche 
Zuſtellungen zu verſtehen, demnach für den vorliegenden Fall 
gemäß 8 37 StPO. die Formen der Zuſtellung von Amts 
wegen in den SS 208 ff. EBD. Dem Berufungsgerichte iſt 
darin beizutreten, daß der Vorſchrift des 8 13 des Geſetzes 
vom 21. Juli 1852 genügt iſt. Im Satze 2 des 8 13 wird 
nämlich beſtimmt, daß bei den Zuſtellungen „die vereideten 
Verwaltungsbeamten den Glauben der Gerichtsboten haben“. 
Hieraus folgt, daß nicht eine wörtliche Übertragung der Vor⸗ 
ſchriften über die gerichtliche Zuſtellung gemeint iſt, daß viel⸗ 
mehr die Anwendung nur eine entſprechende ſein kann. Jeder 
vereidete Verwaltungsbeamte iſt Zuſtellungsbeamter. Welche 
Beamten und ob mehrere mitzuwirken haben, iſt nicht beſtimmt. 
Es genügt daher, wenn durch einen vereideten Verwaltungs⸗ 
beamten diejenigen Handlungen vorgenommen werden, die das 
Weſen einer gerichtlichen Zuſtellung ausmachen. Bei 
der Verſchiedenheit in der Beamtenorganiſation im Verwaltungs⸗ 
dienſte können die Vorſchriften über die Verteilung der einzelnen 
Zuſtellungs handlungen auf Gerichtsſchreiber und Gerichtsdiener, 
die nach $ 211 ZROD. gelten, nicht auf die Verwaltungs⸗ 
zuſtellung übertragen werden (vgl. RG. 52, 11 ff.). Ebenſo⸗ 
wenig aber auch die Beſtimmung des 8 211, daß der Gerichts⸗ 
ſchreiber das zu übergebende Schriftſtück in einem in beſtimmter 
Weiſe verſchloſſenen und beſchriebenen Briefumſchlage dem 
Gerichtsdiener oder der Poſt zur Zuſtellung auszuhändigen hat. 
Denn auch dieſe Beſtimmung beruht auf der Verteilung der 
einzelnen Zuſtellungshandlungen unter die gerichtlichen Beamten, 
deren Mitwirkung dem Grade nach verſchieden geregelt iſt, 
während für die vereideten Verwaltungsbeamten eine ſolche 
Verſchiedenheit nicht beſteht. Das Weſen der gerichtlichen Zu⸗ 
ſtellung beſteht darin, daß das zuzuſtellende Schriftſtück durch 
einen Zuſtellungsbeamten übergeben und die Übergabe in 
gehöriger Weiſe beurkundet wird (88 170, 190, 208 80.) 
Daß es der Gültigkeit der Zuſtellung keinen Eintrag tut, wenn 
ſtatt einer Ausfertigung oder einer beglaubigten Abſchrift des 
Schriftſtücks die Urſchrift ſelbſt übergeben wird, iſt in der 
Rechtſprechung des RG. anerkannt (RG. 4, 425; 15, 411). 
Wie feſtſteht, iſt die Minifterialverfügung dem Kläger durch 
den Stellvertreter des Strafanſtaltsdirektors, alſo durch einen 
bereideten Verwaltungsbeamten, übergeben worden. Diefe 
Übergabe iſt auch in gehöriger Weiſe beurkundet. Denn das am 
27. Auguſt 1906 aufgenommene Protokoll über die Aus 
händigung der Verfügung enthält alle Angaben, die nach den 
89 212, 195 Abſ. 2, 191 Nr. 1, 3—5 und 7 für eine 
Zuſtellungsurkunde weſentlich find. Sonach iſt dem 8 13 des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 Genüge geſchehen. K. e. Preuß. 
Landesfiskus, U. v. 26. Juni 08, 2/08 III. — Breslau. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

35. 8 13 FluchtlG. Stillſchweigende Erklärung des 
Abtretungsverlangens.] 

Nach 8 13 FluchtlGG. kann wegen Entziehung des von 
der Feſtſetzung neuer Fluchtlinien betroffenen Grundeigentums 
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Entſchädigung, abgeſehen von zwei anderen hier nicht in Betracht 
kommenden Fällen, nur gefordert werden, wenn die zu den 
Straßen und Plätzen beſtimmten Flächen auf Verlangen der 
Gemeinde für den öffentlichen Verkehr abgetreten werden. Daß 
dieſes Abtretungsverlangen auch ſtillſchweigend erklärt werden 
kann, iſt unzweifelhaft und ſchon wiederholt vom RG. anerkannt. 
Im vorliegenden Falle findet der Berufungsrichter ein ſolches 
ſtillſchweigendes Abtretungsverlangen der Gemeinde A. darin, 
daß ſie, nicht etwa auf Antrag oder im Einvernehmen 
mit dem Straßeneigentümer, d. i. dem Kläger, ſondern 
vielmehr lediglich auf Antrag eines Anliegers, dem an der 
Straße keinerlei Rechte zuſtanden, auf ihre Koſten in 
der D.⸗Straße Kanaliſation ſowie Gas- und Waſſerleitung 
angelegt und dem vorbezeichneten Anlieger die Erbauung von 
fünf Wohnhäuſern an der D.⸗Straße gegen Sicherſtellung der 
Koſten für Pflaſterung und Kanaliſation in Gemäß heit des 
geltenden Ortsſtatuts genehmigt hat. Dieſer Auffaſſung kann 
nur beigepflichtet werden. Mit Recht macht der Berufungs⸗ 
richter geltend, durch dieſe Handlungen habe die Gemeinde 
unzweideutig zum Ausdruck gebracht, daß ſie die Straße für 
den öffentlichen Verkehr gebraucht wiſſen wolle, und darüber 
wie eine Eigentümerin verfügt habe. Damit find die Erforder⸗ 
niſſe des $ 13 Nr. 1 Fluchtl G. erfüllt. Stadtgem. E. c. L., 
U. v. 12. Juni 08, 348/07 VII. — Hamm. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

36. 5 10 verb. mit Tarifſtelle 32. Bedeutung eines 
Vertrages für die Stempelpflicht, der ein Veräußerungsgeſchäft 
und einen ſelbſtändigen Werkvertrag enthält.] 

Das LG. verurteilte den beklagten Fiskus zur Rückzahlung 
eines Stempelbetrages an die Klägerin, die Berufung wurde 
zurückgewieſen, das RG. hob auf und wies die Klage ab: 
Der Vertrag zwiſchen der Klägerin und dem Kreiſe Teltow 
enthält in erſter Linie ein Veräußerungsgeſchäft; die Klägerin 
verpflichtete ſich darin, die zum Bau des Teltowkanals erforder⸗ 
lichen Teile ihres Geländes dem Kreiſe Teltow zu übereignen. 
Im 8 2 des Vertrags heißt es zwar, die Übereignung habe 
unentgeltlich zu geſchehen; indeſſen iſt dies ſachlich unzutreffend, 
denn im $ 5 werden die vom Kreiſe der Klägerin bewilligten 
Rechte auf eine Ladegerechtigkeit und auf Anlegung und Be⸗ 
nutzung eines Hafenbaſſins ausdrücklich und zutreffend als 
Gegenleiſtung bezeichnet. Es handelt ſich demnach um ein 
läſtiges Veräußerungsgeſchäft, das an ſich gemäß Tarifftelle 32 
des Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes zu verſtempeln wäre, 
jedoch nach § 4 lit. e des Geſetzes Stempelfreiheit genießt. 
Derſelbe 8 V lit. b der Vertragsurkunde, der die Einräumung 
des Rechtes auf das Hafenbaſſin enthält, beſtimmt unter Nr. 5 
weiter, daß die Ausführung des Hafenbaſſins durch die Kanal⸗ 
bauverwaltung — ein Organ des Kreiſes — auf Koſten 
der Klägerin nach den allgemeinen Beſtimmungen vom 
26. November 1900 und nur nach ſolchen Plänen und Koſten⸗ 
anſchlägen, denen die Klägerin zugeſtimmt hat, zu erfolgen 
habe. Der gegenwärtige Rechtsſtreit dreht ſich nur um die 
Frage, ob die letztere Vertragsbeſtimmung nur einen Beſtand⸗ 
teil des Veräußerungsgeſchäfts, oder ob ſie ein davon ver⸗ 
ſchiedenes ſteuerpflichtiges Geſchäft — einen Werkvertrag — 
darſtellt. Im erſteren Falle iſt die betreffende Abrede mit dem 
Smupigeäfte ſennefr — 8 10 MH. 2 des iampelfeuen 
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geſetzes, im letzteren Falle unterliegt fie einem Stempel, über 
deſſen Satz und Betrag kein Streit beſteht. 8 10 Abſ. 2 des 
Stempelſteuergeſetzes. Das hier vorliegende Veräußerungs⸗ 
geſchäft unterſcheidet ſich von einem Kaufvertrage dadurch, daß 
die Gegenleiſtung des Kreiſes nicht in Geld, ſondern in 
Leiſtungen anderer Art beſteht. Nun iſt zuzugeben, daß dieſen 
Leiſtungen der Charakter der Gegenleiſtung und damit der 
Charakter als Beſtandteil eines einheitlichen Rechtsgeſchäfts 
im ſtempelrechtlichen Sinne nicht ſchon deshalb abzuſprechen iſt, 
weil ſie, losgelöſt von dem Zuſammenhange mit dem Geſamt⸗ 
vertrage, für ſich je ein ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft darſtellen 
würden, nämlich die Beſtellung von Dienſtbarkeiten und eine 
Werkverdingung. Hätte der Kreis den Bau des Hafenbaſſins 
neben der Einräumung der Ladegerechtigkeit und der Hafen⸗ 
gerechtigkeit ohne weiteres Entgelt übernommen, ſo würde dieſe 
Übernahme unzweifelhaft nur Beſtandteil des Veräußerungs⸗ 
geſchäftes ſein. Der Kreis hatte aber den Hafenbau nicht 
unentgeltlich, ſondern auf Koſten der Klägerin übernommen. 
Die Klägerin hatte für das Werk eine beſondere, vollwertige 
Vergütung zu leiſten. Damit ſcheidet die Möglichkeit aus, den 
Bau unter den Begriff der Gegenleiſtung für die Grundſtücks⸗ 
überlaffung zu bringen. Der Tatbeſtand eines Veräußerungs⸗ 
und der eines Werkvertrags liegt vor. Daß beide Verträge 
nicht nur in einem wirtſchaftlichen, ſondern in einem rechtlichen 
Zuſammenhang ſtehen, inſofern als der eine nicht ohne den 
anderen geſchloſſen worden wäre und nicht ohne den anderen 
gelten ſollte, mag richtig ſein, und inſofern mag auch die An⸗ 
nahme unbedenklich ſein, daß ein einheitliches Rechtsgeſchäft im 
Sinne des bürgerlichen Rechts vorliegt. Allein dieſe Einheit⸗ 
lichkeit iſt nicht gleichbedeutend mit der Einheitlichkeit im Sinne 
des 8 10 Abſ. 3 des Stempelſteuergeſetzes. Dieſe wird nicht 
ſchon durch den inneren Zuſammenhang oder die gegenſeitige 
Abhängigkeit der verbundenen Rechtsgeſchäfte voneinander 
bewirkt; ſie liegt nur vor, wenn die Summe der in der 
Urkunde enthaltenen Erklärungen nicht über den Rahmen eines 
im Rechtsſyſteme mit einem beſtimmten Namen belegten indivi⸗ 
duellen Rechtsgeſchäftes hinausgeht, wenn die einzelnen Geſchäfte 
zur näheren Beſtimmung des Inhaltes des ſeiner rechtlichen 
Natur nach unverändert bleibenden Hauptgeſchäftes dienen. 
Vgl. RG. 42, 191; 58, 112 ff. Von ſolcher Einheitlichkeit 
kann hier keine Rede ſein; die Vertragsurkunde enthält viel⸗ 
mehr verſchiedene Geſchäfte, von denen wohl das Veräußerungs⸗ 
geſchäft ſtempelfrei iſt, der Werkvertrag dagegen mangels eines 
Befreiungsgrundes dem tarifmäßigen Stempel unterliegt. Preuß. 
Fiskus c. G., U. v. 23. Juni 08, 403/07 VII. — Berlin. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen aus der Zeit von Mitte Februar bis Ende 
Juli 1908.) 

Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
Dresden⸗Blaſewitz. 

A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. SS 14 bis 21 StGB. Zur Theorie der Straf⸗ 
bemeſſung.] Von einem Rechtsirrtum beeinflußt iſt die Strafe 
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bemeſſung nicht. Selbſt wenn die Stelle des Urteils: „es 
erſchien daher angezeigt, durch eine ausgiebige Gefängnis⸗ 
ſtrafe .. . zu bewirken, daß einem ſolchen Treiben Einhalt 
getan wird, damit die Eltern ihre Kinder wenigſtens ohne 
Sorgen in die öffentlichen Bäder ſchicken können“, dahin aus⸗ 
zulegen wäre, daß das Gericht hier nicht die Gemeingefährlich⸗ 
keit der Perſon des Angeklagten ſtraferhöhend in Betracht 
gezogen, ſondern die Abſchreckung anderer von der Begehung 
gleicher Straftaten bezweckt, und darum zu einer empfindlicheren 
Strafe gegriffen hat, ſo hätte der Tatrichter hierdurch ſeine 
Befugnis, die Strafe nach freiem Ermeſſen innerhalb des geſetz⸗ 
lichen Strafrahmens zu bemeſſen, noch nicht rechtsirrig über⸗ 
ſchritten. Kein Rechtsſatz beſteht, daß für das Gericht beim 
Ausmaß der Strafe grundſätzlich nur der Geſichtspunkt der 
Sühne des Verbrechens die Richtſchnur bilden darf, und daß 
nicht in den Bereich der Strafzumeſſung ein Umſtand gezogen 
wird, der zwar in keiner unmittelbaren Beziehung zur Tat oder 
zum Täter ſteht, wohl aber, ohne mit dem inneren Weſen der 
Strafe unvereinbar zu ſein, ſich als ihre notwendige, gegen 
außen wirkſame Folge darſtellt. Wer ſich des Bruchs der 
Rechtsordnung ſchuldig gemacht hat, kann ſich mit Grund nicht 
beſchweren, wenn ihm gegenüber bei Wiederherſtellung der von 
ihm mißachteten Rechtsordnung durch Ausſpruch einer Strafe 
auch das allgemeine Intereſſe der Zurückdrängung und Ver⸗ 
hinderung des Verbrechens zur Geltung kommt. Das StGB. 
kennt andererſeits eine Reihe von polizeilichen Abwehrmaßregeln, 
wie die Verweiſung aus dem Bundesgebiet oder die Unbrauchbar⸗ 
machung von Schriften und Abbildungen, auf die von den 
Gerichten zu erkennen ſind; die Befaſſung mit einem ſolchen 
Zweck fällt alſo nicht außerhalb der richterlichen Aufgabe. Urt. 
d. I. Sen. v. 23. März 1908 (84/08). 

2. 5 43 StGB. Ungewißheit der Vollendung.] Die 
Strafbarkeit des Verſuchs iſt nicht, wie das Urteil rechtsirrig 
annimmt, durch den Nachweis bedingt, daß das Verbrechen in 
der Tat nicht zur Vollendung gekommen iſt. Wenn die 
Vollendung nicht bewieſen wird, ſo kann der einheitliche Straf⸗ 
anſpruch dem Maße nach zwar inſoweit nicht durchgeführt 
werden, als er durch Eintritt des Erfolges bedingt iſt, er bleibt 
aber durchführbar inſoweit, als er ohne Rückſicht auf den Erfolg 
wegen der verbrecheriſchen Handlungen begründet iſt. Urt. d. 
I. Sen. v. 15. Juni 1908 (277/08). (Vgl. Nr. 20.) 

3. 8 43 StGB. Abgrenzung von Verſuch und Vor⸗ 
bereitungshandlung.] Es kann auf ſich beruhen, ob bei der 
Feſtſtellung, daß der Angeklagte das Kind aus fleiſchlicher 
Lüſternheit in die Höhe hob und es dabei in die Geſäßgegend 
faßte, ſo daß es ſeine Hand zwiſchen den Beinen ſpürte, die 
Verneinung des unzüchtigen Charakters der Handlung eine 
rechtsirrtümliche wäre, wenn der Vorderrichter ausſchlaggebendes 
Gewicht darauf gelegt hätte, daß die Berührung über den 
Kleidern erfolgte und das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl in 
geſchlechtlicher Beziehung nicht gröblich verletzt wurde, was 
beides auf den Tatbeſtand des § 176 Nr. 3 StGB. ohne Ein⸗ 
fluß iſt — RGRſpr. 4, 899; RGSt. 22, 418 —, denn die 
Nichtannahme der vollendeten Straftat befchwert den Angeklagten 
nicht. Wenn der I. Richter dann aber fortfährt, daß dieſe an 
ſich ſeiner Anſicht nach noch nicht unzüchtige Handlung den 
Anfang der Ausführung des Verbrechens darſtelle, weil an; 
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zunehmen ſei, daß der Angeklagte, wäre er nicht geſtört worden, 
ſich weiter an dem Kinde vergangen hätte, ſo iſt das offenbar 
dahin zu verſtehen, daß die feſtgeſtellte Handlung als ſolche 
nach dem Willen des Angeklagten noch nicht abgeſchloſſen war, 
ſondern ſich in der Richtung weiterer unzüchtiger Berührungen 
und Angriffe fortentwickeln ſollte und ohne das Dazwiſchentreten 
der Störung fortentwickelt hätte. Danach konnte in ihr jedoch 
der Beginn desjenigen einheitlichen Tuns des Angeklagten ge⸗ 
funden werden, welches in ungehinderter Durchführung die von 
ihm beabſichtigte und in feine Vorſtellung aufgenommene Schluß⸗ 
geſtaltung erhalten, z. B. durch weiteres Vordringen der Hand 
zu ferneren Betaſtungen des Körpers oder zur Berührung des 
Geſchlechtsteils des Kindes führen ſollte, und es iſt deshalb 
angefangen worden, die Vornahme der auf dieſes Endergebnis 
gerichteten unzüchtigen Handlung und damit eines Tatbeſtand⸗ 
merkmals des 8 176 Nr. 3 StGB. auszuführen. Urt. d. 


IV. Sen. v. 30. Juni 1908 (401/08). 


4. 5 53 StGB. Notwehr durch Urkundenfälſchuyg.] 
Verfehlt iſt die Ausführung, daß die Urkundenfälſchung 
als Notwehrhandlung ſtraflos zu bleiben habe. Die unbefugte 
Einbehaltung von Arbeitslohn iſt als Nichterfüllung einer fälligen 
Schuld nur Unterlaſſung der durch das Schuldverhältnis ge⸗ 
botenen Handlung, alſo Untätigkeit, kein Angriff, der den 
Gläubiger zur Zurückweiſung durch Verteidigungs handlungen 
berechtigen könnte. Von anderen Gründen abgeſehen find ſchon 
deshalb die Vorausſetzungen der Notwehr nicht gegeben. Zum 
Notangriff und als Mittel der Selbſthilfe iſt die Fälſchung 
urkundlicher Beweismittel und deren Gebrauch im Rechtsverkehr 
gleichfalls nicht zugelaſſen. Urt. d. I. Sen. v. 22. Juni 1908 
(402/08). 
5. 8 61 StGB. Kenntnis von der Perſon des Täters 
(verantwortlichen Redakteurs).] Die Kenntnis des Verletzten 
von dem Namen der die Veröffentlichung enthaltenden Zeitung 
genügt keineswegs ſchon an ſich und unter allen Umſtänden, um 
den Täter der Strafverfolgungsbehörde individuell erkennbar 
bezeichnen zu können. Denn als ſolcher kommt in einem der⸗ 
artigen Falle für den Verletzten nur der verantwortliche Redakteur 
in Betracht, und dieſer iſt naturgemäß und in Rückſicht auf den 
im Zeitungsweſen nicht ſeltenen Wechſel der Perſonen erſt dann 
individuell erkennbar, wenn die Nummer oder das Datum des 
Erſcheinens der Zeitung angegeben werden kann, es müßte denn 
dem Verletzten bekannt ſein, daß andauernd ein und dieſelbe 
Perſon für die betreffende Zeitung in jener Eigenſchaft tätig 
getvefen iſt. Urt. d. IV. Sen. v. 6. März 1908 (62/08). 

6. 5 61 StB. Mangel des Strafantragswillens.] 


Die Strafkammer hat in der Zuſchrift des Rittergutsbeſitzers S. 


an den Gendarm W. einen wirkſamen Strafantrag um des willen 
nicht erblickt, weil aus der ſpäteren Zuſchrift des erſteren an 
das Diſtriktsamt erhelle, daß er einen Strafantrag wegen Sach⸗ 
beſchädigung zu ſtellen überhaupt nicht willens geweſen ſei. 
Dagegen behauptet die Staatsanwaltſchaft, daß in dieſer Zu⸗ 
ſchrift nur die — nach 8 64 StGB. unwirkſame — Rücknahme 
des geſtellten Strafantrags gefunden werden könne und aus ihr 
ſich ergebe, daß S. mit der erſten Zuſchrift die Stellung eines 
Strafantrags beabfichtigt habe. In dem erſteren Schreiben, in 
dem nur die Tatſache mitgeteilt iſt, E. habe Puten geſtohlen, 
und der Gendarm erſucht wird, ſchleunigſt herüber zu kommen, 
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um nachzuſuchen, da der Beweis ſonſt nicht vollſtändig ſei, kann 
eine Erklärung, welche den Willen des Berechtigten, daß eine 
Strafverfolgung ſtattfinden ſolle, unzweideutig zu erkennen 
gibt, nicht gefunden werden. Die bloße Anzeige eines Vergehens, 
auch wenn dabei eine beſtimmte Perſon als Täter bezeichnet iſt, 
braucht nicht ſchon als Strafantrag gemeint zu fein (RGRſpr. 10 
S. 606, 607; 1 S. 614, 617). Auch aus dem fpäteren 
Schreiben iſt nicht mit Sicherheit zu folgern, daß S. ſeine Zu⸗ 
ſchrift an den Gendarmen als einen Strafantrag aufgefaßt 
hat. Die Anſicht der Strafkammer, daß ein ſolcher nicht vor⸗ 
liege, kann als rechtsirrig oder unzutreffend nicht bezeichnet 
werden. Urt. d. IV. Sen. v. 13. März 1908 (90/08). 

7. 5 61 StGB.] Da nach der Auffaſſung der Strafe 
kammer bezüglich der ſämtlichen Beleidigungen eine fortgeſetzte 
Handlung vorliegt, ſo werden auch diejenigen Beleidigungen von 
dem Strafantrage mitumfaßt, welche erſt nach Stellung des⸗ 
ſelben zur Entſtehung gelangt ſind. Urt. d. III. Sen. v. 
19. März 1908 (92/08). 

8. 8 61 StGB. Strafantragsbefugnis der Gefellichafter 
einer in Liquidation ſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft.] So» 
weit es ſich um die Befugnis zur Antragſtellung wegen ſtraf⸗ 
barer Eingriffe in Vermögensrechte der Geſellſchaft handelt, er⸗ 
ſcheint jeder Geſellſchafter als ein am Vermögen der Geſellſchaft 
unmittelbar Beteiligter und als Träger des angegriffenen Rechts⸗ 
guts, ſonach als Verletzter. (RGZ. 65 S. 227, 231.) Fraglich 
konnte ſein, ob die gleichen Grundſätze hinſichtlich der Befugnis 
zur Strafantragſtellung auch gelten gegenüber Eingriffen in das 
Warenzeichenrecht der offenen Handelsgeſellſchaft, die in die Zeit 
fallen, zu welcher die offene Handelsgeſellſchaft ſich in Liquidation 
befand. Der erkennende Senat bejaht dieſe Frage. Urt. d. 
II. Sen. v. 25. Juni 1908 (142/08). 

9. 9 68 StGB.] Die Sache liegt fo, daß das AG. 
dem Erſuchen des Amtsanwalts um Vernehmung des Be⸗ 
ſchuldigten und einiger Zeugen durch die Polizei beigetreten iſt. 
Dieſer Beitritt bildete eine richterliche Handlung, die wegen der 
begangenen Tat gegen den Täter gerichtet war. Urt. d. III. Sen. 
v. 18. Juni 1908 (260/08). 

10. 8 74 StG. Zuſammentreffeu eines Dauerdelikts mit 
einer andern ſtrafbaren Handlung.] Zutreffend hebt der Staats⸗ 
anwalt hervor, das Unterlaſſen der vorgeſchriebenen Beleuchtung 
des Fahrrads erfülle einerſeits den Tatbeſtand einer Übertretung 
nach 8 366 Nr. 10 StGB. und bilde andrerſeits eine unent⸗ 
behrliche Unterlage für die urteilsmäßige Feſtſtellung, daß der 
Angeklagte durch Fahrläͤſſigkeit den Tod eines anderen ver⸗ 
urſacht habe, zutreffend erſcheint auch die Anſicht des Staats⸗ 
anwalts, daß kein ſachliches Zuſammentreffen nach 8 74 StGB. 
denkbar ſei, wenn ſich in einem und demſelben Tatumſtand 
gleichzeitig je ein Tatbeſtandsmerkmal eines „Dauerdelikts“ 
und einer anderen ſtrafbaren Handlung verkörpert. (Urt. des 
IV. StS. vom 18. Februar 1908 gegen Zbilski IV 15/08.) 
Gegebenenfalls iſt jedoch die Vorausſetzung eines „Dauerdelikts“ 
nicht gewahrt, und damit fällt die Rüge, daß die Verurteilung 
des Angeklagten wegen fahrläſſiger Tötung und wegen einer 
ſachlich damit zuſammentreffenden Übertretung unbedingt gegen 
das Geſetz verſtoße. Der Begriff des „Dauerdelikts“ erfordert 
die Herbeiführung eines an ſich, ohne weiteres Eingreifen durch 
ben Täter, zum Beharren geeigneten tatſächlichen oder rechtlichen 
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Zuſtandes, und von einem ſolchen Zuſtande kann da nicht die 
Rede ſein, wo ein beſtimmtes gleichartiges Tun in Frage 
kommt, wie bei einer Radfahrt. Hier handelt es ſich um 
unausgeſetzte Wiederholung einer beſtimmten Willens betätigung, 
nicht um ein bloßes Beharren. Bei Ausführung einer von 
vornherein auf ein feſtes Ziel gerichteten Radfahrt wird an 
ſich zwar nicht im engſten natürlichen Sinne, wohl aber für 
die Auffaſſung des täglichen Lebens eine einheitliche Handlung 
vorliegen und deshalb auch eine im Rechtsfinn einheitliche 
Handlung gegeben ſein. Indeſſen iſt dies nicht mit begrifflicher 
Notwendigkeit der Fall, weil die Fortſetzung oder Einſtellung 
der Tretbewegungen in erſter Linie vom Willen des Radlers 
abhängt und weil feine Willensentſchließungen durch äußere 
Verhältniſſe beeinflußt werden können, weil mithin ein 
anſcheinendes Betätigen des urſprünglichen Vorſatzes ſich für 
die rechtliche Beurteilung als Ausfluß eines neuen ſelbſtändigen 
Willensentſchluſſes kennzeichnet. Ob letzteres der Fall iſt oder 
nicht, bildet im weſentlichen eine durch 8 376 StPO. der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts entzogene Tatfrage. Im 
gegenwärtigen Falle war der Tatbeſtand einer ſtraßenpolizeilichen 
Übertretung ſchon durch das Antreten der Fahrt mit un⸗ 
beleuchtetem Rade vollendet; dennoch würde die Annahme eines 
ſelbſtändigen, auf der nämlichen Fahrt und gleichfalls durch 
Unterlaſſen der Beleuchtung begangenen Vergehens aus § 222 
StGB. durchgreifende Bedenken erregen, wenn nicht ganz 
beſondere Begleitumſtände hervorgetreten wären, die auf eine 
neue Willensentſchließung des Angeklagten hindeuten. Derartige 
beſondere Umſtände ſind aber in einem Umfang nachgewieſen, 
welcher eine Zerlegung der Fahrt in zwei rechtlich ſelbſtändige 
Abſchnitte denkbar erſcheinen läßt. Die Fahrt ging zunächſt 
in außergewöhnlicher Frühe über die Landſtraße, und nach dem 
Zuſammenhang der Urteilsgründe brauchte hierbei der An⸗ 
geklagte nicht mit der Möglichkeit einer Begegnung zu rechnen; 
inſoweit verſtieß — wie die Urteilsgründe zu verſtehen find — 
ſein Fahren mit unbeleuchtetem Rad nur gegen eine Polizei⸗ 
vorſchrift, nicht gegen die allgemeine Pflicht zur tunlichſten 
Rückſicht auf Leib und Leben anderer: der Angeklagte handelte 
ordnungswidrig, nicht fahrläſſig. Dagegen wurde, als er durch 
T. fuhr, „eben zum Frühgottesdienſte geläutet, und es waren 
bereits, wie auch der Angeklagte bemerkte, verſchiedene Leute 
unterwegs“. Indem er in gefliſſentlicher Mißachtung von drei 
gewichtigen Punkten — dem Einfahren in eine Ortſchaft, dem 
Läuten zum Kirchgang, dem tatſächlichen Verkehr von Menſchen 
auf der Straße — ſich dahin entſchied, die bisherige Fahr⸗ 
geſchwindigkeit beizubehalten, ſtatt äußerſt behutſam vorwärts 
zu fahren oder ganz abzuſteigen und ſein Rad zu ſchieben, 
hat er nach dem ausreichend zum Ausdrucke gelangten tat⸗ 
ſächlichen Standpunkt der Urteilsgründe einerſeits einen freilich 
auf dem urſprünglichen Vorſatz fußenden, aber in ihm nicht 
zum voraus enthaltenen, d. h. neuen ſelbſtändigen Vorſatz ge⸗ 
faßt, andrerſeits ſein bisher nur vorſchriftswidriges Verhalten 
in ein fahrläſſiges, die ſtrafrechtliche Haftung für den ein⸗ 
getretenen Erfolg erzeugendes umgewandelt. Hiernach iſt es 
vielleicht nach dem Maßſtab der gewöhnlichen Lebensanſchauung 
befremdlich, dagegen nicht unter allen Umſtänden rechts⸗ 
irrig, daß der Angeklagte für ſeine Fahrt „von G. bis T.“ 
aus 8 366 Nr. 10 für die Folgen feiner Fahrt innerhalb T. 
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aber — unter Annahme einer neuen, ſelbſtändigen Handlung — 
aus 8 222 StGB. zur Verantwortung gezogen wird. Zweifel⸗ 
haft könnte vom tatſächlichen Standpunkt der Urteilsgründe 
aus allerdings ſein, ob nicht das Vergehen mit einer zweiten 
Übertretung rechtlich zuſammentrifft; da aber die Reviſion 
ſichtlich nur zugunſten des Angeklagten eingelegt und auf ſeine 
Verurteilung wegen einer ſelbſtändigen Übertretung beſchränkt 
iſt, mag der Zweifel auf ſich beruhen. Urt. d. I. Sen. v. 
11. Mai 1908 (296/08). x 

11. 5 108 StGB. Krankenkaſſenwahlen.] Bei der Wahl von 
Vertretern zur Generalverſammlung der Ortskrankenkaſſe (8 37 
Abſ. 3 Krank VerſG.) hat ſich der Angeklagte durch Abgabe 
eines Wahlzettels beteiligt. Er ſtand damals nicht in einem 
Lohnarbeitsverhältnis, war vielmehr beſchäftigungslos und aus⸗ 
ſchließlich zu dem Zwecke, ihm die Teilnahme an der Wahl zu 
ermöglichen, zwei Tage vor dieſer durch einen Dritten, den an⸗ 
geblichen Arbeitgeber, ſchriftlich als Lohnarbeiter bei der Kaſſe 
angemeldet und daraufhin unbeanſtandet zur Wahl zugelaſſen 
worden. Die Annahme des angefochtenen Urteils, der An⸗ 
geklagte ſei nicht wahlberechtigt geweſen und habe durch ſeine 
Beteiligung ein unrichtiges Wahlergebnis herbeigeführt, wird 
von dem Beſchwerdeführer zu Unrecht bekämpft. Die Anwend⸗ 
barkeit des § 108 StGB. auf den feſtgeſtellten Sachverhalt 
wird weiter aus dem Grunde beſtritten, weil die Wahl von 
Vertretern zur Generalverſammlung einer Ortskrankenkaſſe nicht 
eine ſolche in einer „öffentlichen Angelegenheit“ ſei, ſondern in 
„privaten, wirtſchaftlichen Angelegenheiten“ der Wähler ſtatt⸗ 
finde. Unter Aufgabe feiner früheren Rechtsanſicht (RGSt. 7, 
223) geht der erkennende Senat davon aus, daß die An⸗ 
wendung des $ 108 StGB. nicht auf die in § 107 geſchützten 
Wahlen beſchränkt iſt. Wieweit der in § 108 StGB. ver⸗ 
wendete Begriff der „öffentlichen Angelegenheiten“ reicht, ergibt 
ſich aus RGSt. 22, 337; er iſt umfaſſender als der Begriff 
der ſtaatlichen und auch der politiſchen Angelegenheiten (RG Rſpr. 9, 
590); wie die Angelegenheiten des Staats und der ſtaatlichen 
Körperſchaften ſo fallen namentlich auch die ihnen am nächſten 
ſtehenden Angelegenheiten von Genoſſenſchaften und Verbänden, 
die durch das öffentliche Recht des Reichs oder eines Bundes⸗ 
ſtaats zu dem Zwecke geſchaffen ſind, um gleich dem Staate 
ſelbſt für das gemeine Wohl zu wirken, inſoweit darunter, 
als dieſer öffentliche Zweck und nicht rein privatrechtliche Be⸗ 
ziehungen der öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft in Frage ſtehen. 
Eine ſolche Angelegenheit öffentlicher Art iſt die Beſtellung der 
Vertretungsorgane der Ortskrankenkaſſen. Urt. d. I. Sen. v. 
24. Febr. 1908 (1084/07). 

12. 5 113 StGB. Gerichtsvollzieher als Zuſtellungs⸗ 
beamte.] Die Behauptung der Reviſion, der Gerichtsvollzieher 
ſei nach der Aufforderung zum Verlaſſen der Wohnung nicht 
berechtigt geweſen, länger zu verweilen, er habe nach § 186 
ZPO. das zuzuſtellende Schriftſtück zurücklaſſen und ſich ſofort 
entfernen müſſen, indem er blieb, habe er ſich verbotener Eigen⸗ 
macht ſchuldig gemacht, und der Angeklagte ſei daher nicht ge⸗ 
nötigt geweſen, auf die Anweſenheit des Gerichts vollziehers 
weiter Rückſicht zu nehmen, iſt verfehlt. In amtlicher Eigen⸗ 
ſchaft und zur Ausführung eines Dienſtgeſchäfts hatte der 
Gerichtsvollzieher die Wohnung des Angeklagten betreten; er 
war hierzu nach 88 180 Abſ. 2, 181, 186 80. berechtigt, 
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durfte auch bis zum Abſchluß feiner amtlichen Tätigkeit, zu der 
die Aufnahme der Zuſtellungsurkunde nach 88 190, 191 PD. 
gehört, in der Wohnung verweilen. (Vgl. auch 88 24 Abf. 2, 
30 Abf. 1, 33 Abſ. 1 der Preußiſchen Geſchäftsanweiſung für 
die Gerichtsvollzieher vom 1. Dezember 1899.) Es fragt ſich 
aber weiter, ob der bisher erörterte Sachverhalt auch zur An⸗ 
wendung des § 113 StGB. führen durfte. Es iſt zuzugeben, 
daß in dem Einſperren des Beamten eine Widerſtandsleiſtung 
gegen die begonnene Amtshandlung nach Lage der Sache nicht 
gelegen hat. Dagegen erſcheint die fernere Annahme, An⸗ 
geklagter habe den Gerichtsvollzieher während der rechtmäßigen 
Ausübung ſeines Amtes tätlich angegriffen, gerechtfertigt. Zwar 
hat der Angeklagte den Gerichtsvollzieher erſt angegriffen, als 
er nach Abſchluß des Zuſtellungsgeſchäfts den Rückweg an⸗ 
getreten hatte, aber der Weg in die Wohnung und aus der 
Wohnung gehörte mit zu dem Dienſtgeſchäfte, das er kraſt 
ſeines Amtes auf dem Beſitztum des Angeklagten auszuführen 
hatte. Die Frage, ob der Gerichtsvollzieher rechtlich den 
Schutz des § 113 StGB. genießt, wenn er lediglich eine Zus 
ſtellung auszuführen hat, mußte ebenfalls bejaht werden. Voll⸗ 
ſtreckung iſt die Vornahme eines ſtaatshoheitsrechtlichen Aktes 
und zwar die ſeitens eines Beamten kraft ſeines Amtes erfolgende 
nötigenfalls mit Zwang durchzuſetzende einſeitige Verwirklichung 
des nach Umfang und Inhalt durch Geſetz oder in den durch 
8 113 bezeichneten ſonſtigen Formen genau beſtimmten und bes 
grenzten Staatswillens gegenüber Perſonen oder Sachen. Dieſe 
Merkmale hat die Aufgabe des Gerichtsvollziehers auch dann, 
wenn er lediglich als Zuſtellungsbeamter tätig wird. Urt. d. 
v. Sen. v. 7. Febr. 1908 (908/07). 

13. § 113 StB. Weiße und farbige Schutzleute 
deutſcher Konſulargemeinden im Auslande.] Die Nieder⸗ 
laſſungsgemeinde in T. iſt gemäß 8 1 Abſ. 1 und 2 des 
Geſetzes, auf Grund der vom Reichskanzler am 9. Dezember 
1905 erlaſſenen Gemeindeordnung, durch Beſchluß des Bundes⸗ 
rats vom 18. Januar 1906 (veröffentlicht im Reichsanzeiger 
vom 25. Januar 1906) das Recht eines Kommunalverbandes 
verliehen worden; ſie iſt ſeitdem, obſchon in eigenartiger Weiſe, 
in den Verband des Reiches eingegliedert. Daher treffen auf 
den als Polizeiinſpektor nach § 23 Abſ. 1 Ziff. 5 der Ge⸗ 
meindeordnung vom Gemeinderat angeſtellten Zeugen die Be⸗ 
griffsmerkmale eines deutſchen Vollſtreckungsbeamten zu, wie 
ſie $ 113 Abſ. 1 StGB. vgl. mit § 359 erfordert. Urt. d. 
I. Sen. v. 21. Mai 1908 (1096/07). 

14. § 113 StGB. Dasſelbe.] Wie das Berufungs⸗ 
gericht in ſeinem gegen den gleichen Angeklagten erlaſſenen 
Urteil vom 21. Mai 1908 — I. 1096/07 — ausführlich dar⸗ 
gelegt hat, fallen die in deutſchen Niederlaſſungsgemeinden auf 
Grund genehmigter Gemeindeordnung angeſtellten weißen und 
farbigen Schutzleute unter die zur Vollſtreckung von Befehlen 
und Anordnungen der Verwaltungsbehörden berufenen Beamten, 
welche § 113 Abſ. 1 StGB. im Auge hat. Urt. d. I. Sen. 
b. 18. Juni 1908 (55/08). 

15. 85 113, 117 StGB.] Ein Schreckſchuß iſt kein 
Angriff, kann aber einen Widerſtand durch Bedrohung in ſich 
ſchlicßen. Urt. d. II. Sen. v. 17. März 1908 (74/08). 

16. 5 122 Abſ. 2 StGB.] Die Strafkammer erklärt 
bie Unterſtellung der für erwieſen erachteten Tatſachen unter 
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8 122 Abſ. 2 StGB. rechtsirrig deshalb für ausgeſchloſſen, 
weil im Hinblick auf die angedrohte Strafe davon auszugehen 
ſei, daß eine gewaltſame Befreiung vorausgeſetzt werde, die 
mit dem Vorſatze begangen ſei, ſich dauernd der Gefangen⸗ 
ſchaft zu entziehen. Urt. d. IV. Sen. v. 23. Juni 1908 
(330/08). 

17. 5 128 StGB.] Der 8 128 StGB. ſetzt nach den 
Urteilen des RG. (RGSt. 13, 273; 35 S. 177, 195) eine Ver⸗ 
bindung voraus, welche eine Einwirkung auf öffentliche An⸗ 
gelegenheiten bezweckt. Unrichtig iſt die Anſicht der Reviſion, 
daß die öffentlichen Angelegenheiten ſolche des Deutſchen Reichs 
oder eines deulſchen Bundesſtaats fein müßten, und daß die 
Geheimverbindung einen ſtaatsgefährlichen Charakter tragen 
müſſe. Urt. d. II. Sen. v. 1. Mai 1908 (221/08). 

18. 8 131 St.] Trägt eine Behauptung das Ges 
präge der freien Erfindung ſo unverkennbar an ſich, daß ſie 
ihrer Beſchaffenheit nach den Eindruck der Wirklichkeit nach 
außen hin nicht hervorzurufen vermag, ſo verſagt der Begriff 
der Tatſache. Eine ſolche Behauptung kann dazu beſtimmt 
und geeignet ſein, eine Perſon oder eine Perſonenklaſſe oder 
eine Einrichtung verächtlich zu machen, inſofern ſie die Meinung 
erweckt, daß man ihnen eine gewiſſe, in der Behauptung ſich 
ausſprechende Eigenſchaft beilegt oder zutraut; aber ſie fällt 
dann unter den Begriff der perſönlichen Meinung und ab⸗ 
fälligen Beurteilung, der den Gegenſatz zum Tatſachenbegriff 
bildet. Auf Fälle dieſer Art erſtreckt ſich die Anwendbarkeit 
des § 131 StGB. nicht. Urt. d. III. Sen. v. 23. März 1908 
(66/08). 

19. 8 137 StGB.] Was zur Begleichung einer ſchon 
vor der Konkurseröffnung beſtehenden Forderung vor Bekannt⸗ 
machung der Konkurseröffnung und ohne Kenntnis von dieſer 
an den Angeklagten als Vertreter des Gemeinſchuldners bezahlt 
wurde, iſt Beſtandteil der Konkursmaſſe und damit der durch 
die Konkurseröffnung bewirkten Beſchlagnahme unterworfen. 
Anders würde die Sache dann liegen, wenn anzunehmen wäre, 
Angeklagter habe nicht das von Z. bezahlte Geld, ſondern 
die Forderung an Z. etwa durch Betätigung der Ein⸗ 
ziehung der Verſtrickung entzogen, denn Forderungen gehören 
nicht zu den „Sachen“ im Sinne des § 137 StGB. Urt. d. 
III. Sen. v. 29. April 1908 (156/08). 

20. 8 163. Verurteilung wegen Falſcheids bei Meineids⸗ 
verdacht.] Das Gericht hat den guten Glauben des Schwörenden 
an die Richtigkeit der beſchworenen Tatſachen für die unerläßliche 
Vorausſetzung, für ein poſitives Tatbeſtandsmerkmal des fahr: 
läſſigen Falſcheids erklärt, das der Tatrichter zu ermitteln und 
als gegeben nachzuweiſen habe, derart, daß jeder Zweifel an 
der Gutgläubigkeit des Schwörenden und deshalb jede, auch 
die entfernteſte, Möglichkeit wiſſentlicher Verletzung der Eides⸗ 
pflicht die Verurteilung aus § 163 StGB. ausſchließe. Nicht 
die Willensſchuld des Täters als ſolche iſt in Fällen ſolcher 
Art zweifelhaft, ſondern nur der Umfang der Schuld, und zwar 
nicht in der Richtung, daß die Schuld etwa noch geringer ſein 
könnte, als das anzuwendende mildeſte Strafgeſetz es vorſieht, 
ſondern nach der entgegengeſetzten Richtung. Zweifel, ob der 
höhere Grad der Verſchuldung gegeben iſt, vermögen aber die 
Verurteilung wegen des geringeren Grades der Verſchuldung 
bei ſonſt ganz gleichem Tatbeſtand nicht auszuſchließen. Der 
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Richter, der die Vorausſetzungen der ſchweren Schuld weder 
für erwieſen noch für widerlegt erachtet, iſt nicht gehindert, 
trotzdem der Prüfung näherzutreten, ob die Vorausſetzungen 
der Fahrläſſigkeit bewieſen find, und kann fie gegebenenfalls 
bejahen; er hat dabei nur die Beweisgründe für die vorſätzliche 
Begehung, ſoweit dieſe unvereinbar mit der Annahme der 
Fahrläſſigkeit fein ſollten, was durchaus nicht immer und 
nicht notwendig der Fall iſt, aus dem Denkprozeß auszuſchalten. 
Urt. d. I. Sen. v. 2. Juli 1908 (489/08). (Vgl. Nr. 2.) 

21. 8 164 StB. Falſche Anſchuldigung durch Privat⸗ 
lage.] Der Begriff der Anzeige im Sinne des 8 164 StGB. 
kann auch durch die Erhebung einer Privatklage erfüllt werden. 
Wenn die Reviſion das Gegenteil annimmt und erwogen wiſſen 
will, daß im Vertrauen auf den mangelnden Beweis des 
Gegners jeder berechtigt ſei, eine Privatklage aus 8 186 StGB. 
zu erheben, ſo iſt das verfehlt. Urt. d. III. Sen. v. 
16. März 1908 (77/08). 

22. 8 174 Nr. 1 StGB. Stiefvater.] Nach dem ans 
gefochtenen Urteil wurden dem Angeklagten von ſeiner Ehefrau 
zwei minderjährige Töchter erſter Ehe zugebracht, mit deren 
einen er im Jahre 1905, nachdem das Mädchen das vierzehnte 
Lebensjahr überſchritten hatte, unzüchtige, den Beiſchlaf nicht 
einſchließende Handlungen vorgenommen hat. Das Urteil mißt 
dem Angeklagten zugleich die Eigenſchaft eines Pflegevaters bei 
und unterſtellt ſeine Tat dem 8 174 Nr. 1 StGB. Indem 
es auf der einen Seite anerkennt, daß ein Stiefvater, felbft 
wenn er das Stiefkind in ſein Haus aufnimmt, noch nicht 
ohne weiteres als deſſen „Pflegevater“ zu gelten hat, 
andererſeits ausſchließlich aus der eigenartigen tatſächlichen 
Geſtaltung ſeiner Stellung und feiner Beziehungen zu den 
Töchtern das Beſtehen eines dem Verhältnis zwiſchen natür⸗ 
lichen Eltern und Kindern ähnlichen dauernden Pflege vater⸗ 
verhältniſſes folgert, beſindet es ſich durchaus im Einklang mit 
der nunmehrigen Rechtſprechung des RG. Soweit das Urteil 
des erkennenden Senates vom 25. November 1880 — 
RGSt. 3, 64 — andere Rechtsſätze ausſpricht, find dieſe von 
der ſpäteren Rechtſprechung verlaſſen worden. Urt. d. I. Sen. 
v. 26. März 1908 (193/08). 

23. 8 174 Nr. 1 StGB. Sondervormund und Pfleger.] 
Die Vorinſtanz hat die Frage, ob der Angeklagte ſich in ſeiner 
Eigenſchaft als beſtellter Sondervormund bez. Pfleger der un⸗ 
mündigen J. durch die von ihm mit derſelben im Jahre 1907 
vorgenommenen unzüchtigen Handlungen nach 8 174 Nr. 1 
StGB. ſtrafbar gemacht habe, mit der Begründung verneint, 
daß der Angeklagte nicht als „Vormund“ im Sinne dieſer 
Geſetzesvorſchrift angeſehen werden könne. Der hiergegen ge⸗ 
richtete Reviſionsangriff iſt nicht begründet. Urt. d. IV. Sen. 
v. 30. Juni 1908 (340/08). 

24. 5 184 StGB.] Die Strafkammer ſteht auf dem 
Boden der ſtändigen reichsgerichtlichen Rechtſprechung, wie ſie 
u. a. in dem Urteile des IV. StS. vom 10. Juli 1894, 
NESt. 26, 40 und den zahlreichen dort angeführten älteren 
Entſcheidungen zum Ausdrucke gebracht iſt. Unzutreffend iſt 
die Meinung der Beſchwerdeführerin, die in jenen Urteilen 
gegebene Begriffsbeſtimmung des Tatbeſtandsmerkmales des 
Eigennutzes ſei nicht mehr in Geltung. Urt. des III. Sen. v. 
8. April 1908 (164/08). 
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25. 8 182 St.] Die Freiſprechung des Angeklagten 
von der Anſchuldigung aus 8 182 StGB. beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß die im Eröffnungsbeſchluſſe erwähnte Beiſchlafs⸗ 
vollziehung des Angeklagten mit der Anna S. vom Juli 1906 
zwar zu dieſer Zeit ſtattgefunden habe, aber den Tatbeſtand 
der Verführung nicht erfülle, daß dagegen die in der Haupt⸗ 
verhandlung zur Sprache gekommene frühere Beiſchlafsvollziehung 
vom April 1906, weil ſie von der Anklage nicht umfaßt werde, 
der Entſcheidung nicht unterliege. Mit Recht wendet ſich die 
Reviſion gegen den zweiten Teil dieſer Ausführung. Den 
Gegenſtand der Anſchuldigung aus 8 182 StGB. bildet die 
durch Verführung herbeigeführte Beiſchlafsvollziehung mit einem 
unbeſcholtenen Mädchen unter 16 Jahren. Neben dieſer Hand⸗ 
lung, in der das Vergehen ſeine juriſtiſche Vollendung findet, 
bedarf es daher zur Verurteilung des Täters des Nachweiſes 
vorausgehender Handlungen, in denen die rechtlich den Begriff 
der Verführung erfüllende Tätigkeit in die Erſcheinung gelangt 
iſt. Schon aus der Natur dieſes Begriffs folgt daher, daß 
der Eröffnungsbeſchluß alle diejenigen der Beiſchlafsvollziehung 
vorausgegangenen Handlungen umfaßt, die von ſeinem Stand⸗ 
punkte aus dazu gedient haben, das Mädchen unter Beeinfluſſung 
ſeines Willens zur Duldung des Beiſchlafs geneigt zu machen. 
Dasſelbe Ergebnis folgt aus dem Begriff der in der Anklage 
bezeichneten Tat im Sinne des § 263 StPO. Von beiden 
Geſichtspunkten aus wird die Grenze dadurch gezogen, daß auf 
dem Standpunkt des Eröffnungsbeſchluſſes ein urſächlicher 
Zuſammenhang der einzelnen Verführungshandlungen mit der 
im Eröffnungsbeſchluß erwähnten Beiſchlafsvollziehung beſtehen 
und die Einheitlichkeit der aus allen Einzelakten ſich zuſammen⸗ 
ſetzenden Handlung gewahrt ſein muß. Handlungen, die nach 
der maßgebenden Auffaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes zu der 
ihm zugrunde liegenden Beiſchlafsvollziehung in dem Verhältnis 
ſtehen, daß beim Vorliegen der erforderlichen Tatbeſtands⸗ 
merkmale eine Mehrheit ſelbſtändiger Handlungen anzunehmen 
wäre, können nicht mehr als Beſtandteile der in der Anklage 
bezeichneten Tat angeſehen werden. Die Entſcheidung, ob die 
eine oder die andere dieſer Vorausſetzungen zutrifft, wird nicht 
weſentlich durch den die Eigenart des vorliegenden Falles be⸗ 
dingenden Umſtand beeinflußt, daß der im Eröffnungsbeſchluß 
erwähnten Beiſchlafsvollziehung des Angeklagten mit der Anna S. 
eine andere zeitlich vorausgegangen iſt. Denn nach der An⸗ 
nahme der Anklage und des Eröffnungsbeſchluſſes war die dort 
erwähnte Beiſchlafsvollziehung die erſte, die unter den beiden 
Perſonen ſtattgefunden hat; das kann aus dem Inhalt der 
Anklageſchrift mit Sicherheit entnommen werden. Urt. d. 
III. Sen. v. 9. März 1908 (39/08). 

26. 5 184 StB. Mangelhafte Begründung der Uns 
zuͤchtigkeit (nackte Körper, wiſſenſchaftliche Wertloſigkeit).] Wenn 
das Urteil ausſpricht, daß die Titelblätter der beiden Schriften, 
das Inhaltsverzeichnis und die am Schluſſe angefügten Ab⸗ 
bildungen, welche nackte Manns⸗ und Frauensperſonen darſtellen, 
zu der Annahme führen, daß die Schriften unzüchtige ſeien, ſo 
liegt allerdings die Entſcheidung dieſer Frage auf tatſächlichem 
Gebiete; eine eingehendere Begründung derſelben wäre aber 
ſchon um deswillen geboten geweſen, weil die Abbildung eines 
nackten menſchlichen Körpers nicht ſchon an ſich, wegen der 
Nacktheit allein, als unzüchtig erklärt werden kann. Bedenklich 
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iſt ferner, ob dasjenige als zutreffend zu erachten iſt, was die 
Strafkammer bei Verneinung des wiſſenſchaftlichen Charakters 
der Schriften ausgeführt hat, inſofern ſie nur erklärt, daß den⸗ 
ſelben vom Standpunkte der Kunſt, der Wiſſenſchaft und Medizin 
irgendein Wert nicht beiwohne; dies würde irrig ſein, wenn 
damit gemeint ſein ſollte, daß bei der Entſcheidung der Frage, 
ob eine Schrift oder eine Abbildung unzüchtig fei, der wiſſen⸗ 
ſchaftliche oder künſtleriſche Wert derſelben maßgebend ſei, da 
hierfür nicht dieſer Wert, ſondern vielmehr die Art der Be⸗ 
handlung des Stoffes durch den Verfaſſer und die Aufgabe, 
die er ſich ſtellt, alſo im weſentlichen die Tendenz, die verfolgt 
wird und in der Schrift oder Darſtellung erkennbar iſt, von 
ausſchlaggebender Bedeutung ſein muß. Nicht verſtändlich und 
unhaltbar iſt es endlich, wenn der erſte Richter grundſätzlich 
ausſpricht, für eine populär⸗wiſſenſchaftliche Belehrung ſei auf 
dem Gebiete der Geſchlechtskrankheiten überhaupt kein Raum 
gegeben. Die hervorgehobenen Bedenken bedingen jedoch nicht 
die Aufhebung des Urteils. In AÜbereinſtimmung mit der vom 
RG. befolgten Rechtsauffaſſung geht die Strafkammer davon 
aus, daß als unzüchtige Schriften ſolche anzuſehen find, die das 
normale im Volke herrſchende Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl 
in geſchlechtlicher Beziehung verletzen. Sie führt aus, daß die 
beiden Schriften ſich mit großer Ausführlichkeit über die Bes 
ſchaffenheit der männlichen und weiblichen Geſchlechtsorgane, 
über die Funktionen derſelben, über den Hergang bei der Kon⸗ 
zeption, über die Zuſtände der Schwangerſchaft, die Geſetze der 
Zeugung und Fortpflanzung, die Geſchlechts krankheiten und 
geſchlechtlichen Ausſchreitungen verbreiten und kommt unter 
Bezugnahme auf ihre Ausſtattung und die beigefügten bildlichen 
Darſtellungen zu der Feſtſtellung, daß fie trotz der ſchein bar 
beabſichtigten Belehrung die Tendenz verfolgen, einen Sinnen⸗ 
kitzel hervorzurufen und die Lüſternheit des Leſepublikums, 
namentlich in den Kreiſen der halbgebildeten Leute und der 
unreifen Jugend zu erregen. Als Beweis moment für bie 
Willensrichtung des Verfaſſers der Schriften konnte fie-aber 
auch den Umſtand, daß ihnen vom Standpunkte der Kunſt, der 
Wiſſenſchaft oder Medizin jeder Wert abgehe, in Betracht ziehen. 
Wenn ſie hiernach mit Rückſicht auf Inhalt und Tendenz der 
Schriften zu dem Ausſpruche gelangt, daß beide als unzüchtige 
im Sinne des § 184 StGB. anzuſehen ſeien, fo iſt ein Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennbar und dieſe Annahme ebenſowenig zu be⸗ 
anflanden, wie die, daß die ganzen Schriften als unzüchtig 
anzuſehen ſeien, weil die Stellen, welche an ſich nicht als 
unzüchtig bezeichnet werden können, mit den als unzüchtig an⸗ 
zuſehenden in ſyſtematiſcher Verbindung ſtehen. Der vom Be⸗ 
ſchwerdeführer vermißten Bezeichnung beſtimmter Stellen der 
Schriften, deren objektiv unzüchtiger Charakter aus ihnen ſelbſt 
erkennbar wäre, bedurfte es nicht. Die Behauptung, daß die 
Schriften einfach der Reklame für die Heilmethode und das 
Inſtitut für phyſikaliſch⸗diätetiſche Therapie dienen ſollen, ſteht 
der Annahme, daß ſie ſich als unzüchtige Schriften darſtellen, 
nicht entgegen. Urt. d. IV. Sen. v. 14. April 1908 (227/08). 

27. 8 184 StGB. Einfluß begleitender Umſtände.] 
Zunächſt ſpricht ſich die Strafkammer bei der Beurteilung des 
Charakters der unter Anklage geſtellten Schriften und Ab⸗ 
bildungen in einzelnen Fällen nur dahin aus, daß fie das 
Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl gröblich verletzten, ohne hervor⸗ 
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zuheben, daß es ſich dabei, wie der Begriff der Unzüchtigkeit 
in 8 184 StGB. erfordert, um eine geſchlechtliche Beziehung 
handelt. Es würde daher an ſich nicht ausgeſchloſſen erſcheinen, 
daß der Vorderrichter dieſes Tatbeſtandsmerkmal verkannt und 
etwa ſchon die gröbliche Verletzung des Schamgefühls auf 
nicht geſchlechtlichem Gebiet, welche den Gegenſtand der Straf⸗ 
drohung des 8 184 a StGB. bildet, zur Verurteilung aus 
8 184 daſelbſt für genügend angeſehen hätte. Sodann wird 
zur Feſtſtellung der relativen Unzüchtigkeit der Abbildungen 
faſt überall der Umſtand verwertet, daß ſie im Laden des 
Angeklagten an jeden Beliebigen verkauft wurden und demnach 
das große Publikum ſie ſich mit Leichtigkeit zu verſchaffen in 
der Lage war. Dies könnte jedoch ohne weiteres und für ſich 
allein nimmermehr ausreichen, um an und für ſich nicht un⸗ 
züchtige Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen zu uns 
züchtigen im Sinne des Geſetzes zu ſtempeln. Allerdings hat 
das RG. wiederholt anerkannt, daß für die Frage, ob jene 
Erzeugniſſe objektiv unzüchtig ſind, ſehr wohl auch deren Zweck⸗ 
beſtimmung, die Art ihrer Verwendung und die Umſtände, 
unter denen ſie dem Publikum dargeboten werden, 
von ausſchlaggebender Bedeutung fein können (vgl. RGSt. 21, 
306; 27, 114; 37 S. 315, 316). Allein dieſe begleitenden Um⸗ 
ſtände müſſen ſelbſt wieder objektive, äußerlich erkennbare 
Beſchaffenheit an ſich tragen und körperlich, gegenſtändlich mit 
dem Dinge, um deſſen Charakteriſterung es ſich handelt, uns 
mittelbar verknüpft ſein (RGSt. 24, 365). Dies iſt indes 
bei ladenmäßigem Verkauf an jedermann und der dadurch dem 
Publikum eröffneten leichten Anſchaffungsmöglichkeit keineswegs 
bedingungslos gegeben, widrigenfalls die Grenzen zwiſchen Er⸗ 
laubtem und Unerlaubtem auf dieſem Gebiet verwiſcht werden 
und ſich Konſequenzen ergeben würden, die als unhaltbar ab⸗ 
zulehnen wären. Es genügt hierfür der Hinweis, daß dann 
auch Nachbildungen von Kunſtwerken, welche den nackten menſch⸗ 
lichen Körper in finnlicher Weiſe oder wiſſenſchaftliche Schrift⸗ 
werke, die auf geſchlechtlichem Gebiet liegende Vorgänge zur 
Darſtellung bringen, wenn fie im Kunſt⸗ oder Buchhandel 
jedermann käuflich dargeboten und um einen geringen Preis 
zugänglich gemacht werden, lediglich dieſerhalb als unzüchtig 
erachtet werden müßten. Urt. d. IV. Sen. v. 12. Mai 1908 
(257/08). 

28. 5 184 Nr. 3 SIEB. Anpreifung durch geſchütztes 
Warenzeichen.] Die Strafkammer meint, es habe das Kaiſer⸗ 
liche Pat A. das Warenzeichen daraufhin zu prüfen gehabt, ob 
durch deſſen Anbringung auf Ankündigungen nicht der § 184 
Nr. 3 StGB. verletzt würde, und es fehle ſonach (d. h. offenbar, 
weil das Pat A. durch die Eintragung des Warenzeichens jene 
Frage verneint habe) jedenfalls dem Angeklagten das Bewußt⸗ 
ſein, durch die Annonce Gegenſtände, die zu unzüchtigem 
Gebrauche beſtimmt ſind, dem Publikum erkennbar angeprieſen 
zu haben. Die Strafkammer verkennt hier, daß keine Vorſchrift 
beſteht, wonach das Pat A. bei Prüfung der Eintragungs⸗ 
fähigkeit eines Warenzeichens auch zu erwägen hätte, ob und 
inwiefern etwa durch die Ausübung der mit der Eintragung 
des Warenzeichens dem Inhaber erwachſenden ausschließlichen 
Befugniſſe (8 12 d. Geſ.) dem Strafgeſetze zuwidergehandelt 
werden könnte, daß vielmehr nach dem für den vorliegenden 
Fall allein in Betracht zu ziehenden 8 4 des Geſetzes nur das 
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Warenzeichen felbft nach feiner Beſchaffenheit den Gegenſtand 
der patentamtlichen Prüfung zu bilden hat. Insbeſondere iſt 
nach 8 4 Nr. 3 die Eintragung nur dann zu verſagen, wenn 
das Warenzeichen an ſich ärgerniserregende Darſtellungen 
enthält, und es iſt für die Entſcheidung des Pat A. ohne jeden 
Belang, ob etwa durch die Ausübung der in $ 12 angeführten 
Befugniſſe Argernis erregt oder irgendwie gegen die Geſetze 
verſtoßen werden kann. Wohl ſchreibt der 8 1 Nr. 1 PatG. 
vom 7. April 1891 vor, daß die Erteilung von Patenten aus⸗ 
geſchloſſen iſt für Erfindungen, deren Verwertung den Geſetzen 
oder guten Sitten zuwiderlaufen würde; im Geſetze zum 
Schutze der Warenbezeichnungen findet ſich aber eine ſolche 
oder ähnliche Beſtimmung nicht. Ferner liegt die Bedeutung 
des 8 12 des ebenerwähnten Geſetzes durchaus nicht darin, 
daß mit der Eintragung eines Warenzeichens dem Inhaber 
nunmehr die dort angeführten Befugniſſe überhaupt und unter 
allen Umſtänden zuſtehen ſollen, ſondern darin, daß er nunmehr 
mit Ausſchluß aller anderen die Ausübung dieſer Befugniſſe 
als alleiniges Recht beanſpruchen kann; im übrigen iſt es aber 
nach wie vor Sache des Inhabers des Warenzeichens, ſich bei 
Ausübung ſolcher Befugniſſe in den ihm durch die Geſetze ge⸗ 
zogenen Schranken zu halten. Die Annahme des Inhabers 
eines Warenzeichens, zufolge der Eintragung berechtigt zu ſein, 
unter Anbringung des Warenzeichens Ankündigungen oder An⸗ 
preiſungen ergehen zu laſſen, auch wenn ſolche gegen das 
Strafgeſetz verſtoßen, wäre danach rechtsirrig und zwar würde 
es ſich nicht lediglich um einen bürgerlich⸗ rechtlichen Irrtum 
handeln, ſondern um einen unentſchuldbaren Irrtum über das 
Strafrecht, da der 8 184 Nr. 3 StGB. Ausnahmen auf 
Grund bürgerlich⸗ rechtlicher Befugniſſe nicht kennt. Urt. d. 
I. Sen. v. 16. März 1908 (88/08). g 

29. 5 184 Nr. 3 StGB. Ankündigung ohne Verletzung 
des Schamgefühls.] Der Verteidiger verkennt völlig Bedeutung 
und Zweck des Geſetzes, wenn er annimmt, Ankündigungen, 
auch wenn ſie ſich auf die zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmten 
Gegenſtände ſelbſt beziehen, fielen dann nicht unter das Straf⸗ 
geſetz, wenn darin die angekündigten Gegenſtände „dezent“ oder 
ſo verſteckt bezeichnet ſeien, daß das Schamgefühl nicht verletzt 
und die Bezeichnung nur von Wiſſenden verſtanden werde, weil 
ſich das geſetzliche Verbot nur gegen plumpe Anpreiſungen, die 
das allgemeine Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl verletzten und 
deshalb unzüchtig ſeien, und gegen die öffentliche Ausſtellung 
der Gegenſtände richte. Das Gegenteil ergibt ſich, wie mehrfach 
nachgewieſen (RGSt. 34, 81 u. a.), aus der Begründung des 
Geſetzes und den geſetzgeberiſchen Verhandlungen. Gerade aus 
den Zeitungen ſollte die Ankündigung von Gegenſtänden fern⸗ 
gehalten werden, deren öffentliche Erwähnung und Empfehlung, 
gleichviel unter welcher Bezeichnung ſie erfolgte, als anſtößig 
empfunden würde. (Motive S. 8, 11, 13.) Die Anzeigen 
einer Anzahl von Firmen, in denen Schutzmittel offen und 
verſteckt, allein oder zuſammen mit mehr oder weniger gleich⸗ 
artigen Gegenſtänden, zum Kauf angeboten wurden, waren vor 
Erlaß des Geſetzes ſtändig in dem Anzeigeteil zahlreicher Zeitungen 
zu finden und weil ſie überall und immer an derſelben Stelle 
der einzelnen Zeitung erſchienen, beſonders geeignet, die Auf⸗ 
merkſamkeit der Zeitungsleſer auf ſich zu lenken. Grade daraus 
ergab ſich der Anſtoß, den der Geſetzgeber gründlich beſeitigen 
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und nicht etwa dahin fortbeſtehen laſſen wollte, daß die mehr 
oder weniger verſteckte Form der Bezeichnung der Gegenſtände 
für die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit ihrer öffentlichen An⸗ 
kündigung entſcheidend ſein ſollte. Die Erwähnung jener Gegen⸗ 
ſtände als ſolcher des Handelsverkehrs ſollte aus der Preſſe 
verſchwinden, der öffentliche Anſtand auch für den Anzeigeteil 
der Preſſe dadurch geſichert werden. Für die den Gerichten 
obliegende Auslegung des Strafgeſetzes kommt es nur auf den 
Willen des Geſetzgebers, der in der Strafbeſtimmung verſtändlich 
zum Ausdruck gelangt iſt, an; dagegen iſt nicht zu unterſuchen, 
ob es zweckmäßig und geboten war, bei Erlaß des geſetzlichen 
Verbots den Rückſichten auf Sitte und öffentlichen Anſtand die 
Bedeutung beizumeſſen, daß ihnen gegenüber nicht nur das 
wirtſchaftliche Intereſſe zurücktreten mußte, das Herſteller und 
Verkäufer an einer wirkſamen Reklame haben, ſondern auch das 
allgemeine geſundheitliche Intereſſe, das an der Verbreitung 
jener Erzeugniſſe beſtehen mag, deren Herſtellung und Vertrieb 
nicht eingeſchränkt werden ſollte. Nach den Urteilsfeſiſtellungen 
ſind unter „hygieniſchen Bedarfsartikeln“ Schutzmittel gegen 
Anſteckungsgefahr und Empfängnis zu verſtehen. Dieſe Aus⸗ 
legung der Anzeigen iſt als Entſcheidung tatſächlicher Art für 
das Reviſionsgericht bindend. Urt. d. I. Sen. v. 27. April 1908 
(198/08). 

30. 8184 Nr. 3 StGB. Anpreiſung nur an Eheleute. 
Verfehlt iſt die Berufung des Beſchwerdeführers auf das in 
RGSt. 34, 81 abgedruckte Urteil des I. StS. vom 3. Januar 
1901. In dieſem kann eine Beſtätigung der Anſicht des An⸗ 
geklagten, daß fein Verfahren der Strafbeſtimmung des 8 184 
Nr. 3 StGB. nicht unterliege, nicht gefunden werden. Wie 
aus dieſem Erkenntnis in Verbindung mit der in ihm benannten 
Entſcheidung (RGSt. 11, 397 flg.) hervorgeht, hat hier das RG. 
angenommen, daß die Anpreiſung von zum unzüchtigen Gebrauch 
beſtimmten Mitteln nicht dem Publikum, ſondern nur einzelnen 
Perſonen gegenüber erfolgt ſei, weil die Anpreiſung nicht 
unmittelbar, ſondern durch Verkauf von verſchloſſenen 
Kuverts bewirkt war, deren Inhalt erſt in einer Anpreiſung 
„der Mittel zur Beſeitigung von Familienlaſten (Kinder)“ be⸗ 
ſtanden hat, mithin von einer Anpreiſung dieſer Mittel nur 
gegenüber ſolchen Perſonen geſprochen werden könne, die in den 
Beſitz ſolcher Kuverts gelangt ſeien und ſo in die Möglichkeit 
verſetzt worden wären, von dem Inhalte Kenntnis zu nehmen. 
Im vorliegenden Falle hat aber Angeklagter nach den erſtrichter⸗ 
lichen Feſtſtellungen ſeine Proſpekte in offenen Umſchlägen ver⸗ 
ſandt, ſo daß außer dem Adreſſaten auch beliebige andere 
Perſonen unbehindert von dem Inhalt Kenntnis erlangen 
konnten. Bei dieſer Sachlage kann von einem Verkennen des 
Begriffs „Publikum“ ſeitens des Vorderrichters nicht geſprochen 
werden. Das RG. hat erſt wieder in ſeinem Urteil vom 
10. Mai 1907 (RG St. 40, 159) ausgeſprochen, daß unter 
„Publikum“ eine Mehrzahl von unbeſtimmt welchen und wie⸗ 
vielen Perſonen im Gegenſatz zu einem individuell beſtimmten, 
abgeſchloſſenen Perſonenkreiſe zu verſtehen ſei. Der Angeklagte 
hat ſeine Anpreiſungen an Eheleute, denen laut Zeitungsanzeigen 
ein Kind geboren war, und deren Adreſſen er von einem aus⸗ 
wärtigen Inſtitut erfahren hatte, mithin an eine Mehrzahl nicht 
individuell beſtimmter Perſonen gerichtet, deren Zahl nicht als 
eine beſtimmt begrenzte und nicht auf abgeſchloſſene Perſonen⸗ 
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kreiſe begrenzte erachtet werden kann. Denn der Umſtand, daß 
Beſchwerdeführer ſich „ſolche Leute“ ausgeſucht hat, „welche 
mehr den mittleren Ständen angehörten“, kann den Begriff 
eines beſtimmten, abgeſchloſſenen Perſonenkreiſes nicht ergeben. 
Hat ſomit der Vorderrichter den Begriff des Publikums nicht 
verkannt, ſo kann die Schutzbehauptung des Angeklagten, der 
unter Berufung auf 8 59 StGB. in gutem Glauben geweſen 
ſein will, Berückſichtigung nicht finden. Hielt Beſchwerdeführer 
ſein Verfahren für ſtraffrei, ſo befand er ſich in einem Irrtum 
über das Strafgeſetz, der ihn nicht zu entlaſten vermag. Eine 
Entſchuldigung gewähren auch abweichende anderweite gerichtliche 
Entſcheidungen nicht. Ob dabei der Angeklagte, wie er beſonders 
geltend macht, ſeine Ware nur Eheleuten angeprieſen hat, iſt 
für die Frage, ob die Anpreiſung dem Publikum gegenüber 
erfolgt iſt, bedeutungslos. Auch Eheleute bilden an ſich keinen 
individuell beſtimmten, abgeſchloſſenen Perſonenkreis. Schließlich 
iſt vom Vorderrichter aber auch, wie aus ſeiner Urteilsbegründung 
hervorgeht, feſtgeſtellt, daß es ſich um Apparate handelte, welche 
zur Benutzung beim Geſchlechtsverkehr überhaupt, außerehelichem 
wie ehelichem, geeignet und beſtimmt waren, und daß ſich An⸗ 
geklagter dieſer objektiven Beſchaffenheit bewußt geweſen iſt. 
Art. des III. Sen. v. 11. Mai 1908 (226/08). 

31. 5184 Ziff. 3 StGB. Dasſelbe.] Die Darlegungen 
der Vorinſtanz, wonach das von dem Angeklagten in dem 
Proſpekte angeprieſene Schutzmittel gegen Empfängnis ein zum 
unzüchtigen Gebrauche beſtimmter Gegenfland iſt, entſprechen 
den Ausführungen des erkennenden Senats in dem in dieſer 
Sache ergangenen Urteile vom 21. Januar 1908 und damit 
auch der feſtſtehenden Rechtſprechung ſämtlicher Strafſenate des 
RG. Der Beſchwerdeführer behauptet zwar, das Urteil vom 
21. Januar 1908 und demzufolge auch die jetzt angefochtene 
Entſcheidung des LG. ſtehe in einem „diametralen Gegenſatz“ 
zu einem — nicht näher bezeichneten — Erkenntniſſe des 
erſten Strafſenats des RG., worin ausdrücklich unterschieden 
werde, ob ein ſolcher Gegenſtand für Eheleute oder für Nicht⸗ 
eheleute beſtimmt ſei. Eine derartige Entſcheidung exiſtiert 
nicht, auch iſt im gegenwärtigen Abſchnitte des Verfahrens 
gemäß 5 398 StPO. für eine Erörterung der Frage, ob die 
Entſcheidung vom 21. Januar 1908 mit Urteilen anderer 
Senate in Widerſpruch ſtehe, kein Raum. Doch mag inſoweit 
noch folgendes bemerkt werden: allerdings hat der dritte 
Straffenat in einem im Recht 07, 778 und in JW. 07, 552 
abgedruckten Urteile vom 27. April 07 (III. 186/07, vgl. auch 
III. 178/07 von demſelben Tage) ausgeſprochen, daß eine 
Verurteilung wegen Vergehens nach 8 184 Ziff. 3 StGB. 
dann nicht eintreten könne, wenn der Angeklagte berechtigt 
annehmen konnte und angenommen hat, die Mittel würden 
ausſchließlich bei verheirateten Perſonen zum Zwecke des Ge⸗ 
brauchs in der Ehe Verwendung finden, und von ihm auch 
nicht einmal die Möglichkeit anderweitiger Verwendung ins 
Auge gefaßt worden iſt. Hierin dürfte aber weder ein Wider⸗ 
ſpruch mit dem Urteile vom 21. Januar 1908, noch — was 
in der Entſcheidung des dritten Senats überdies beſonders 
hervorgehoben wird — ein Abweichen von den bis dahin 
bekannt gewordenen, ſich vorwiegend mit der objektiven 
Seite der Frage beſchäftigenden Urteilen der übrigen Straf⸗ 
ſenate liegen. Es ſcheint dort vielmehr nur der ſelbſtverſtänd⸗ 
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liche und in allen ſolchen Fällen zutreffende Satz aufgeſtellt 
und, wie es die damals gegebene Sachlage erforderte, beſonders 
hervorgehoben zu ſein, daß in ſubjektiver Richtung dem 
Angeklagten das Bewußſein davon nachgewieſen werden 
muß, daß die angeprieſenen Gegenſtände zu unzüchtigem Ge⸗ 
brauche beſtimmt ſeien, und daß dieſer Nachweis dann nicht 
zu erbringen iſt, wenn der Angeklagte überzeugt ſein konnte 
und auch wirklich überzeugt war, daß die Gegenſtände, möchte 
auch im allgemeinen ihre Verwendung zu unzüchtigen Zwecken 
nicht ausgeſchloſſen ſein, im konkreten Falle mit Rückſicht 
auf die Art der Anpreiſung nur im ehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehr benutzt werden würden, und auch nicht einmal der 
Möglichkeit eines anderen Gebrauches rechnete. Ob trotzdem 
in dieſen Urteilen des dritten Senats eine grundſätzliche Ab⸗ 
weichung von dem Standtpunkte der übrigen Senate zu er⸗ 
blicken wäre, kann indeſſen im vorliegenden Falle auch noch 
aus einem anderen Grunde unerörtert gelaſſen werden. Denn 
gerade hier hat es auch in ſubjektiver Beziehung das an⸗ 
gefochtene Urteil keineswegs an genügenden Feſtſtellungen 
fehlen laſſen; es ſagt: „der Angeklagte mußte jedoch, da er 
ſchon ſeit Jahren das Heilgewerbe betreibt und daher über 
eine gewiſſe Erfahrung verfügt, mit der Möglichkeit rechnen 
und er hat nach der Anſicht des Gerichts auch mit der Mög⸗ 
lichkeit gerechnet, daß auch unverheiratete Perſonen ſich an ihn 
wandten, die ſich mit Rückſicht auf die Faſſung der Anzeige 
als Frauen ausgaben, um ſo in den Beſitz des Proſpektes und 
der Paſtillen zu gelangen. Wenn der Angeklagte trotzdem an 
die ſich als Frauen bezeichnenden Perſonen den Proſpekt und 
die Paſtillen ſchickte, ſo war er ſich bewußt und auch damit 
einverſtanden, daß auch Unverheiratete den Proſpekt 
und die Paſtillen, alſo zu unzüchtigem Verkehr erhielten. Der 
Angeklagte hat „gerade mit der aus der Erfahrung geſchöpften 
Tatſache gerechnet, daß er mit ſeiner Anzeige in erſter Linie 
diejenigen anlocken werde, die im außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehr eine Empfängnis vermeiden wollen, und in wohl⸗ 
bedachter Weiſe ſeiner Anzeige eine verſchleierte Form ge⸗ 
geben, aus der verſteckt zu entnehmen war, daß ein zu 
unzüchtigem Gebrauch beſtimmter Gegenſtand angeboten werde“. 
Damit iſt auch der innere Tatbeſtand der Ankündigung und 
Anpreiſung von zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmten Gegen⸗ 
ſtänden an das Publikum hinreichend dargetan; eines Nach⸗ 
weiſes dafür, daß in der Tat auch unverheiratete Perſonen die 
Proſpekte und Paſtillen von dem Angeklagten erhalten haben, 
bedurfte es zur Anwendung des S 184 Ziff. 3 StGB. nicht. 
Urt. d. V. Sen. v. 2. Juni 1908 (360/08). 

32. 5 184 Nr. 3 StGB. Verſtändlichkeit der Ans 
preiſung.] Das Urteil ſteht auf dem Boden der reichsgericht⸗ 
lichen Rechtſprechung (RG St. 34, 285; 36, 388; 39, 313), 
bezeichnet auch die Auffaſſung, daß die Anzeige ſich auf Gegen⸗ 
fände beziehe, die zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmt ſeien, 
unter Zugrundelegung des maßgebenden Leſerkreiſes als eine 
mögliche und ſogar naheliegende, erachtet aber auch hierdurch 
das Erfordernis nicht für erfüllt, weil bei der allgemeinen 
Faſſung der Anzeige die Notwendigkeit einer ſolchen Auffaſſung 
auch für dieſen Leſerkreis nicht beſtehe. Es ſoll hierdurch 
offenbar ausgeſprochen werden, daß die Beſchaffenheit der An⸗ 
zeige die eine wie die andere Auffaſſung zulaſſe, daß ſie ſogar 
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die Auffaſſung, die der Anklage zugrunde liege, nahelege, daß 
aber dieſe Auslegung ſich nicht mit „Notwendigkeit“ aus der 
Anzeige ſelbſt ergebe, ſich nicht den Leſern nach' der Faſſung 
der Anzeige aufdrängen müſſe, alſo ſich nicht als die natur⸗ 
gemäße und in dieſem Sinne notwendige Auslegung darſtelle. 
Eine Verkennung des Sinnes der Strafvorichrift, die das 
Publikum vor einer Verletzung des Schamgeſühls durch öffent⸗ 
liche Ankündigung der erwähnten Art bewahren will, iſt aus 
dieſer Begründung nicht erſichtlich. Urt. d. III. Sen. v. 
6. Juli 1908 (300/08). 

33. 5 184 Nr. 3 StGB. Anpreiſung patentierter Gegen⸗ 
ſtände.] Die Angeklagten wußten, daß der Apparat zu un⸗ 
züchtigem Gebrauche beſtimmt war. 
Pat A. die Eintragung des Apparats nicht abgelehnt und die 
Polizeibehörde eine Legitimation für den gewerblichen Vertrieb 
desſelben ausgeſtellt hat, das Bewußtſein der Angeklagten von 
der unzüchtigen Beſtimmung des Apparats ausſchloß oder nicht, 
hatte der Inſtanzrichter nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden. 
Die Feſtſtellung, daß der fragliche Umſtand jenes Bewußtſein 
nicht ausſchloß, iſt nicht, wie die Reviſion meint, deshalb 
unhaltbar, weil Erfindungen, deren Verwertung den Geſetzen 
oder guten Sitten zuwiderläuft, nicht patentfähig find: denn 
es iſt nicht die Rede davon, daß dem Pat A. die Beſtimmung 
des Apparats zur Verhütung der Empfängnis, insbeſondere 
auch im außerehelichen Geſchlechtsverkehr, offenbart worden iſt. 
Urt. d. II. Sen. v. 7. Juli 1908 (524/08). 

34. 5 185 StGB.] Die Strafkammer geht von der 
zutreffenden Annahme aus, daß eine Handlung, die an ſich eine 
tätliche Beleidigung darſtellen würde, durch Einwilligung des 
von ihr betroffenen die Rechtswidrigkeit und damit die Eigen⸗ 
ſchaft einer Beleidigung genommen werde (Urt. des RG. vom 
19. Oktober 1903 III. D. 2824/03, abgedr. in Goltd Arch. 51, 44). 
Auch hinſichtlich der Anforderungen, die an die Beſchaffenheit 
einer ſolchen Einwilligung zu ſtellen ſind, iſt ihre Rechts⸗ 
auffaſſung einwandfrei. Sie prüft entſprechend der Rechts⸗ 
anſicht, die das RG. in dem angezogenen Urteil und in den 
Urteilen RGSt. 10, 372; 29, 398 entwickelt hat, ob die Ein⸗ 
willigung nach den perſönlichen Fähigkeiten und Zuſtänden der 
noch jugendlichen Verletzten rechtliche Beachtung verdient d. h. 
ob die Einwilligenden zur Zeit der Tat die zutreffende Be⸗ 
urteilung und ausreichende Würdigung der gegen ſie gerichteten 
Handlungen, als Beleidigungen, beſaßen. Ob dies zutrifft, 
hängt ganz von den Umſtänden ab und kann nur nach der 
Lage des Einzelfalls entſchieden werden. Die Strafkammer 
nimmt zwar an, daß junge Leute im Alter von 16 bis 17 Jahren, 
wie die hier als beleidigt erachteten, unter regelmäßigen Um⸗ 
ſtänden durchaus fähig ſeien, unfittliche Handlungen von der 
hier an ihnen vorgenommenen Art in zutreffender Weiſe zu 
beurteilen, weiſt im übrigen aber unter näherer Begründung 
nach, daß und inwiefern ſolche regelmäßigen Umſtände hier 
nicht vorlagen, die Urteilsfähigkeit der in Betracht kommenden 
jungen Leute vielmehr durch das Vorgehen des Angeklagten 
gegen ſie geſchwächt worden war. Im Zuſammenhange mit 
den unmittelbar vorhergehenden Urteilsausführungen kann dies 
nicht anders als dahin aufgefaßt werden, daß die Schwächung 
der Urteilsfähigkeit in dem Maße und mit dem Erfolge herbei⸗ 
geführt worden iſt, daß die jungen Leute nicht mehr imſtande 
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waren, die gegen fie gerichteten Handlungen des Angeklagten, 
d. h. die als die Beleidigungen angeſehenen Tätlichkeiten zu⸗ 
treffend zu beurteilen und ausreichend zu würdigen. Urt. d. 
V. Sen. v. 3. Juli 1908 (420/08). 

35. 8 186 StB. Herabwürdigung (Vorwurf der 
Zahlungsunfähigkeit).] Die Tatſache der Zahlungsunfähigkeit 
an ſich iſt nicht geeignet, einen Menſchen in der öffentlichen 
Meinung herabzuwürdigen; nur eine von dem Zahlungs- 
unfähigen ſelbſt verſchuldete Zahlungsunfähigkeit, alſo nicht der 
Zuſtand der Zahlungsunfähigkeit ſelbſt, ſondern ſeine ſchuld⸗ 
hafte Herbeiführung, können dieſen Erfolg haben. Daß der 
Angeklagte ſelbſtverſchuldete Zahlungsunfähigkeit behauptet habe 
und habe behaupten wollen, ergeben die Feftſtellungen nicht. 
Der Satz des Urteils, für einen Kaufmann ſei der Vorwurf, 
daß er zahlungsunfähig ſei, ehrenkränkend, da die Läſſigkeit in 
der Befriedigung der Gläubiger einen Verſtoß gegen die Moral 
und gegen die Pflichten eines ordentlichen Kaufmanns enthalte, 
trifft nicht die Feſtſtellung, der Angeklagte habe den Vorwurf 
der Läſſigkeit in der Befriedigung ſeiner Gläubiger erhoben, 
ſondern ſpricht den allgemeinen Gedanken aus, daß die Tat⸗ 
ſache der Zahlungsunfähigkeit ſchlechthin den Vorwurf pflicht⸗ 
widriger Läſſigkeit in der Befriedigung der Gläubiger in ſich 
ſchließe. Dieſer allgemeine Satz iſt nicht richtig. Urt. d. 
II. Sen. v. 20. März 1908 (88/08). 

36. 5 193 StGB.] Daß die von einem Zeugen wider 
beſſeres Wiſſen aufgeſtellten beleidigenden Behauptungen 
ſtrafbar ſind, unterliegt ebenſowenig einem Zweifel, als daß 
ein Zeuge ſich ſtrafbar macht, der bei Gelegenheit ſeiner 
zeugſchaftlichen Vernehmung beleidigende Behauptungen in 
bezug auf einen Dritten aufſtellt, die mit dem Gegenſtande der 
Vernehmung an ſich nichts zu tun haben und nur beſtimmt 
ſind, den Dritten zu beleidigen. Dieſe beiden Vorausſetzungen 
liegen hier nicht vor, Angeklagter war ſich der Unwahrheit der 
von ihm aufgeſtellten Behauptungen nicht bewußt und ſie fielen 
auch in den Rahmen ſeiner zeugſchaftlichen Vernehmung. In 
einem ſolchen Falle ſteht dem Zeugen, ſoweit es ſich um Aus⸗ 
ſagen handelt, die unter ſein Zeugnis fallen oder von ihm 
irrigerweiſe als darunter fallend erachtet werden, der Schutz 
des $ 193 StGB. zur Seite. Es liegt ein „ähnlicher Fall“ 
im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung vor. Urt. d. III. Sen. v. 
25. April 1908 (196/08). 

37. § 196 StGB.] Wenn auch angeſichts der noch 
geltenden Vorſchrift im Eingange des § 5 der Regierungs⸗ 
inſtruktion vom 23. Oktober 1817 nicht anzunehmen iſt, daß 
die Abteilungen der Regierungen als „für ſich beſtehende Be⸗ 
hörden“ anzuſehen ſeien, ſondern vielmehr, daß ſie „zuſammen 
ein gemeinſchaftliches Kollegium“ ausmachen, ſo kann doch nach 
obigen Ausführungen einem berechtigten Zweifel nicht unter⸗ 
liegen, daß, wenn die „Königliche Regierung“ in ihren beſonderen 
„Reſſort“ als „Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen“ beleidigt 
iſt, dann auch dieſe Abteilung ſelbſt die Befugnis hat, durch 
Stellung des Strafantrages die Strafverfolgung herbeizuführen. 
Urt. d. III. Sen. v. 23. März 1908 (1060/07). 

38. § 218 (43, 48) StGB.] Der Vorderrichter hat 
für erwieſen erachtet, daß der Angeklagte durch Uberredung und 
Verſprechen der Heirat die S. vorſätzlich beſtimmt hat, ihre 
Leibesfrucht im Mutterleibe zu töten oder abzutreiben, daß ſie 
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zu dieſem Zwecke das von ihm ihr gegebene Nitrobenzol ge⸗ 
trunken hat und daß allein durch die Wirkung dieſes Giftes 
die mindeſtens bis zum Einnehmen desſelben lebende Frucht 
der S. und zugleich oder nicht lange darauf dieſe ſelbſt getötet 
worden iſt. Auf Grund dieſer Feſtſtellungen iſt der Angeklagte 
der Anſtiftung zum vollendeten Verbrechen im Sinne 8 218 
Abſ. 1 StGB. für ſchuldig erklärt und deshalb zu Strafe ver⸗ 
urteilt worden. Dem Einwande des Beſchwerdeführers, daß 
nur Anſtiftung zum Verſuche des Verbrechens im Sinne $ 218 
Abf. 1 a. a. O. angenommen werden könne, iſt der Erfolg nicht 
zu verſagen geweſen. Die Feſtſtellungen der Strafkammer 
laſſen die Möglichkeit offen, daß der Tod der Schwangeren 
und die Tötung ihrer Frucht gleichzeitig eingetreten find. Sit 
dies aber der Fall, ſo folgt daraus, daß die Schwangere ihre 
Frucht nicht überlebt und auch bei deren Abſterben nicht mehr 
gelebt hat. Es kann unerörtert bleiben, ob ganz allgemein in 
denjenigen Fällen, in denen zum Tatbeſtand eines Verbrechens 
oder Vergehens der Eintritt eines beſtimmten Erfolgs gehört, 
die Straftat dann als vollendet anzuſehen iſt, wenn zwar der 
vom Täter gewollte Erfolg durch ſeine Handlung verurſacht 
worden iſt, er ſelbſt aber den Eintritt dieſes Erfolgs nicht er⸗ 
lebt hat. Für das hier in Betracht kommende Verbrechen der 
Abtreibung iſt dieſe Frage im Hinblick auf die nachſtehenden 
Erwägungen zu verneinen. Urt. d. IV. Sen. v. 22. Mai 1908 
(325/08). 

39. 5 222 StGB. Fahrläſſigkeit (Verpflichtung zum 
Schutze Dritter gegen ihre eigene Unvorſichtigkeit).] Daß das 
verunglückte Kind ſich der Sandgrube unbefugt genähert hat, 
ſteht der Annahme nicht entgegen, daß der Angeklagte den 
Unfall durch Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat. Er wußte, wie 
der Vorderrichter annimmt, daß Kinder die Sandgrube, deren 
gefährliche Beſchaffenheit er kannte, gern für ihr Spiel auf⸗ 
ſuchten. Die Annäherung des Kindes war hiernach für ihn 
vorausſehbar. Ohne Rechtsirrtum erblickt der Vorderrichter 
eine fahrläſſige Unterlaſſung des Angeklagten darin, daß er 
nicht für genügend ſchräge (d. i. minder ſteile) Böſchungen oder 
wenigſtens für eine genügende Umzäunung der Grube ſorgte. 
Daß auch beim Vorhandenſein eines Zaunes ein Kind, das 
den Zaun überkletterte, hätte verunglücken können, ſteht der 
dem Urteile zugrunde liegenden Annahme nicht entgegen, daß 
für den feſtgeſtellten Unfall das Fehlen des Zaunes urſächlich 
war. Urt. d. II. Sen. v. 20. März 1908 (153/08). 

40. 8222 StGB. Verantwortlichkeit des Kurpfuſchers.] 
Das Vordergericht geht davon aus, daß der Angeklagte den 
Todesfall inſofern verſchuldet hat, als es an ſich möglich geweſen 
wäre, das Leben des M. durch ſachgemäße Behandlung zu ver⸗ 
längern, der Angeklagte aber feinem Patienten nicht eine ſach⸗ 
gemäße Behandlung, ſondern eine ſachwidrige hat zuteil werden 
laſſen, ſo daß der Tod infolge dieſer Behandlung früher ein⸗ 
getreten iſt, wobei die Beſchleunigung des Todes — nach dem 
Wortlaute der Urteilsbegründung — „nicht zum wenigſten auf 
das Verbleiben in der Wohnung und Behandlung des An⸗ 
geklagten zurückzuführen wäre“. Wenn das Gericht unter 
dieſen Umſtänden den Todesfall urſächlich auf das Eingreifen 
des Angeklagten zurückgeführt hat, ſo iſt eine rechtsirrtümliche 
Anwendung der Grundſätze vom Kauſalzuſammenhange nicht 
erkennbar. Der Angeklagte hat in der Hauptverhandlung 
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freilich eingewendet, daß M. in „ſeinen beſchränkten Verhält⸗ 
niſſen“ auch ohne ſeine, des Angeklagten, Behandlung nicht 
länger gelebt haben würde. Dieſer Einwand findet jedoch 
gerade in der Annahme des Vorderrichters ſeine Erledigung, 
daß durch eine ſachgemäße Behandlung des Verſtorbenen deſſen 
Leben verlängert worden wäre. Denn übernahm einmal der 
Angeklagte die ärztliche Behandlung, dann iſt nicht zu prüfen, 
welchen Verlauf die Krankheit beim Fehlen jeglicher Behandlung 
unter Fortbeſtehen der früheren Zuſtände genommen haben 
würde, ſondern wie ſich die Sache bei richtiger Behandlung des 
Kranken geſtaltet hätte. Demnach könnte der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Tätigkeit des Angeklagten, insbeſondere 
ſeinen Verabſäumungen, und andererſeits dem eingetretenen 
Erfolge auch nur dann verneint werden, wenn dieſer bei keiner 
möglichen Behandlungsweiſe vermeidbar geweſen wäre. Aber 
das trifft, wie feſtgeſtellt, nicht zu. Die Fahrläſſigkeit ſodann 
des Angeklagten hat das Vordergericht darin gefunden, daß er 
die Behandlung ſeines Patienten allein geleitet hat, wiewohl er 
die Gefährlichkeit der Krankheit, die ſchon jeder Laie als tod⸗ 
bringend fürchte, gekannt, nach ſeinen bisherigen Erfahrungen 
auch gewußt habe, daß dieſe Krankheit eine beſonders ſachgemäße 
Pflege erfordere, und endlich den Eintritt des Todes als mögliche 
Folge ſeiner Handlungsweiſe habe vorausſehen können. Unter 
dieſen Umſtänden durfte das Gericht ohne Rechtsirrtum an⸗ 
nehmen, daß der Angeklagte die gebotene Sorgfalt und Umſicht 
außer Augen gelaſſen, insbeſondere die von ihm als „Kranken⸗ 
heiler“ zu bewährende Rückſicht auf das Leben ſeiner Patienten 
nicht genommen, ſonach aber pflichtwidrig und ſchuldhaft gehandelt 
habe, und endlich, daß durch dieſe Pflichtverletzung der Tod 
des M. verurſacht worden iſt. — Mit Recht hat das Vorder⸗ 
gericht auch die Auffaſſung vertreten, daß der Angeklagte durch 
die Zuſtimmung ſeines Patienten in ſeine Behandlungsweiſe 
nicht entlaſtet wird. Wer einen Kranken in ärztliche Behandlung 


nimmt, hat dieſe ſelbſtändig zu verantworten, und die Ein⸗ 


willigung des Patienten in eine lebensgefährdende Be⸗ 
handlung vermag die objektive Widerrechtlichkeit der Handlungs⸗ 
weiſe überhaupt nicht auszuſchließen. Sonach kann auch die 
beſondere Annahme des Gerichts, daß, wenn der Angeklagte 
den an der Brightſchen Nierenkrankheit und an Waſſerſucht 
leidenden M. überhaupt bei ſich zur Behandlung aufnehmen 
wollte und aufnahm, er, im Bewußtſein eigenen Unvermögens, 
für die Mitwirkung eines ſachverſtändigen Arztes hätte Sorge 
tragen müſſen und daß auch die Unterlaſſung deſſen eine Pflicht⸗ 
widrigkeit bedeutete. Daß M. die Zuziehung eines Arztes oder 
die Unterbringung in eine Krankenanſtalt keinesfalls geduldet 
haben würde, iſt vom Angeklagten ſelbſt nicht behauptet worden, 
wenn er auch einwendet, M. habe ſich von vorneherein energiſch 
geweigert, in ein Krankenhaus zu gehen. Urt. d. III. Sen. 
v. 15. Juni 1908 (322/08). 

41. 5 224 StB. Verluſt des Sehvermögens.] Daß 
in dem Urteile die Möglichkeit einer Wiederherſtellung der Seh⸗ 
kraft durch operativen Eingriff offen gelaſſen worden iſt, ſtand 
der Anwendung des 8 224 StGB. nicht entgegen, da niemand 
gezwungen werden kann, eine Operation an ſeinem Körper vor⸗ 
nehmen zu laſſen, und es lediglich darauf ankam, ob, was feſt⸗ 
geſtellt iſt, die Sehkraft zur Zeit als verloren zu betrachten 


war. § 224 StGB. greift Platz, wenn das Sehvermögen 
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infolge der Verletzung verloren ging. Daß die Körperverletzung 
die ausſchließliche Urſache jenes Verluſtes geweſen ſei, wird 
nicht erfordert (RGSt. 27, 80). Die Urteilsgründe bieten 
aber keine Gewähr dafür, daß der Vorderrichter bei der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage nach dem Verluſte des Sehvermögens die 
von dem RG. in der angegebenen Entſcheidung (RGSt. 14, 118) 
als maßgebend aufgeſtellten Rechtsgrundſätze beachtet hat. 
Feſtzuhalten iſt an dem Erfordernis des Verluſtes der Fähigkeit, 
äußere Gegenſtände durch das Auge wahrzunehmen, d. h. in 
ihrer äußern Geſtaltung zu erkennen. Ob für das Auge des G. 
dieſe Fähigkeit verloren gegangen, oder, was nicht genügen 
würde, nur herabgeſetzt worden iſt, kann der allgemein gehaltenen, 
ohne jede nähere Erläuterung gebliebenen und mehrfacher Aus⸗ 
legung zugänglichen Feſtſtellung, daß das Auge des G. „ſo 
gut wie blind“ ſei, nicht entnommen werden. Die hiernach 
beſtehenden Zweifel müſſen zur Aufhebung des Urteils führen. 
Urt. des IV. Sen. v. 29. Mai 1908 (343/08). 

42. SS 240, 253 StGB.] Zwiſchen den SS 240 und 253 
StGB. beſteht kein anderes Verhältnis als zwiſchen dem $ 240 
einerſeits und den 88 113 und 114 StGB. andererſeits. In 
letzterer Beziehung iſt aber vom RG. (RGSt. 31, 3) bereits 
anerkannt worden, daß dasſelbe Vergehen neben dem § 113 
oder § 114 nicht auch aus § 240 StGB. beſtraft werden könne. 
Urt. d. II. Sen. v. 5. Mai 1908 (320/08). 

43. 5 243 StGB. Behältnis (Briefumſchlag).] Auch 
Briefumſchäge können ihrer Beſchaffenheit und ihrer üblichen 
Beſtimmung nach Behältmiſſe darſtellen, ſofern fie im einzelnen 
Falle zur, wenn auch nur vorübergehenden, Aufbewahrung ge⸗ 
eigneter Gegenſtände verwendet werden. Ferner hat die Vor⸗ 
inſtanz feſtgeſtellt, daß das vorſichtige Löſen der zugeklebten 
Briefumſchläge eine gewiſſe Gewaltanwendung erfordert hat, 
danach konnte auch ohne Rechtsirrtum das Tatbeſtandsmerkmal 
des Erbrechens derſelben feſtgeſtellt werden. Der Begriff des 
Erbrechens erfordert nicht ein für alle Fälle gleiches Maß von 
Kraftanwendung, ſondern nur die Aufbietung eines ſolchen 
körperlichen Kraftaufwands, durch den im einzelnen Falle 
je nach der beſonderen Art des Verſchluſſes die Widerſtandskraft 
des Hinderniſſes überwunden werden kann (RG St. 13, 200 [ 206). 
Daß im gegebenen Falle das Maß der anzuwendenden Gewalt 
verhältnismäßig gering war, lag in der Natur der Sache, 
immerhin bedurfte es zur Eröffnung der zugeklebten Brief⸗ 
umſchläge in der vom Angeklagten gewählten Form der An⸗ 
wendung einer gewiſſen Gewalt, durch die das Verſchlußmittel, 
nämlich der durch das Zukleben in Zuſammenhang gebrachte 
Klebſtoff aus dieſem Zuſammenhange gelöſt und ſo der hergeſtellte 
Verſchluß gewaltſam aufgehoben wurde, und die hierzu 
erforderliche Gewalt iſt, wie das Urteil feſtſtellt, vom Angeklagten 
angewendet worden. Urt. d. IV. Sen. v. 17. März 1908 (136/08). 

44. 8243 StGB. Erbrechen (Entfernung loſe eingeſetzter 
Steine).] Die Mauerſteine, welche der Angeklagte „aus der 
Wand gewaltſam herausgeriſſen“ hat, bildeten nicht erſichtlich 
einen Teil dieſer Wand, alſo der Umſchließung des Behältniſſes. 
Sie waren früher aus Anlaß von Aus beſſerungsarbeiten aus 
der Wand herausgebrochen worden und waren ohne Bindemittel 
in die Offnung wieder hineingeſetzt, welche auf dieſe Weiſe 
„zugeſtellt“, d. i. durch die aufgeſchichteten Mauerſteine geſchloſſen 
war. Bei der Herſtellung von Bauten kann die natürliche 
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Schwere der verwendeten Stücke, zum Beiſpiel von Quadern 
oder Steinblöcken, dazu benutzt werden, eine dauernde Ver⸗ 
bindung des auf einer Unterlage ruhenden Stückes mit dieſer 
Unterlage herbeizuführen und zu ſichern. Das Durchbrechen 
einer auf dieſe Weiſe hergeſtellten Wand mag — wie das Aus⸗ 
heben ſchwerer Türflügel — einen Einbruch oder das Erbrechen 
eines Behältniſſes darſtellen können. Dieſe nicht unbeſtrittene 
Frage — vgl. RGSt. 2, 371 und anderer ſeits RG Rſpr. 3, 361 — 
bedarf aber nicht der Entſcheidung. Die Feſtſtellungen ergeben 
nicht, daß nach der Anſicht des Vorderrichters die Aufſchichtung 
der Steine in der Offnung eine Wiederherſtellung der Wand 
durch Wiederaufbau des zerſtörten Teiles darſtellen ſollte, ſondern 
es kann davon aus gegangen werden, daß die Steine bis zu ihrer 
Wiedereinmauerung die Offnung nur vorläufig ſchließen ſollten. 
Sie kamen dann lediglich als bewegliche Sachen, die einem 
durch die Offnung in der Wand Eindringenden als Hindernis 
in den Weg gelegt waren, nicht aber als ein Teil der Um⸗ 
ſchließung des Behältniſſes in Betracht und der Zuſammenhang 
dieſer Umſchließung — der Wand — wurde durch die Heraus⸗ 
nahme der Steine nicht aufgehoben. Urt. d. II. Sen. v. 12. Mai 
1908 (358/08). | | 

45. 5 246 StGB. Zueignung (Verkauf im Namen des 
Eigentümers).] Die Erzeugniſſe der Ziegelei wurden unter 
Leitung des Angeklagten hergeſtellt, während der Eigentümer 
der Ziegelei, Dr. M., ſich die Oberaufſicht und den Verkauf 
vorbehalten hatte. Indem der Angeklagte unbefugt und verbots⸗ 
widrig für ſeine eigene Rechnung Ziegel veräußerte, eignete er 
ſie ſich rechtswidrig zu. Ob er die Veräußerung im eignen 
Namen oder in demjenigen des Eigentümers vornahm, iſt in 
dieſer Beziehung ohne Bedeutung. Hatte der Angeklagte 
Forderungen gegen Dr. M., ſo erwuchs ihm daraus kein Recht, 
ſich dem Dr. M. gehörige Ziegel anzueignen. Die Annahme, 
daß der Angeklagte die Ziegel im Gewahrſam hatte, iſt die dem 
Angeklagten günſtigere. Es kann deshalb unerörtert bleiben, 
ob ſie bedenkenfrei begründet iſt. Urt. d. II. Sen. v. 20. März 
1908 (88/08). 

46. 8 246 StGB. Eigentum an dem zu Händen eines 
Vertreters des Gläubigers gezahlten Gelde.] Die Rechts⸗ 
auffaſſung des Urteils, daß in dem maßgebenden Zeitpunkte, 
in dem der Angeklagte durch die Verwendung des Geldes 
darüber verfügte, es bereits ein Vermögensſtück ſeines Auftrag⸗ 
gebers, des Rechtsanwalts H. geworden, alſo in deſſen Eigen⸗ 
tum übergegangen war, findet in dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
eine ausreichende Unterlage. Die eingezogene Forderung ſtand 
allerdings nicht dem Rechtsanwalt H. zu, ſondern ſeiner Macht⸗ 
geberin, der Firma A. Nachf. Dieſer als ſeiner Gläubigerin 
wollte der Schuldner offenbar das Geld übereignen, wenn er 
es dem Bevollmächtigten ihres Prozeßvertreters übergab. Aber 
nach der getroffenen Feſtſtellung ſollte der Rechtsanwalt auf 
Grund des mit feiner Machtgeberin getroffenen Abereinkommens 
die eingezogene Streitſumme, wie das Urteil ſich ausdrückt, 
ſeinem eigenen Vermögen zuführen, während ſeiner Machtgeberin 
nur ein Anſpruch auf Auszahlung des bei ſpäterer Abrechnung 
ſich ergebenden Betrages zuſtehen ſollte. Offenbar will dieſer 
Ausſpruch die Feſtſtellung einer Einigung zum Ausdruck bringen, 
kraft deren der Rechtsanwalt das Eigentum an dem in ſeinen 
Beſitz gelangten, für Rechnung der Firma eingezogenen Betrage 
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für ſich erwerben ſollte gegen die Verpflichtung, nach Erledigung 
des Rechtsſtreits alles, was ſich daraus für ſeine Machtgeberin 
ergab, nach Abzug ſeiner Gebühren und Auslagen an dieſe zu 
zahlen. Dieſe Einigung über den Eigentumsübergang für den 
Fall der Beſitzerlangung genügte nach $ 929 Satz 2 BGB. 
zur Eigentumsübertragung und begründete den Eintritt dieſer 
Rechtsfolge in dem Zeitpunkte, in dem der Rechtsanwalt H. in 
den, ſei es auch nur mittelbaren, Beſitz des Geldes gelangt war. 
Das Eigentum des Geldes war alſo auf ihn übergegangen, 
achdem es der Angeklagte als ſein Bevollmächtigter eingezogen 
hatte, mochte er es auch im Namen der Gläubigerin in Empfang 
genommen haben. Eine Vermiſchung des Geldes mit dem 
eigenen des Angeklagten würde ein Miteigentum des Rechts⸗ 
anwalts H. begründet haben und ſonach der Annahme der Un⸗ 
treue nicht entgegenſtehen. Urt. d. III. Sen. v. 23. März 1908 
(79/08). 

47. 8 246 StGB. Eigentumserwerb durch Vermiſchung.] 
Wird fremdes Geld durch den Gewahrſamsinhaber mit eignem 
vermiſcht, ſo liegt darin die Zueignung des erſteren, denn der 
Vermiſchung iſt die Rechtswirkung beigelegt, daß ſie das fremde 
Eigentum aufhebt und an deſſen Stelle für den Gewahrſams⸗ 
inhaber Eigentum mindeſtens an einem Bruchteil des bis dahin 
fremden Geldes begründet, ſofern deſſen Ausſcheidung aus der 
Miſchung unmöglich geworden ift (88 948, 947 BGB.). Wenn 
nun auch die Vermiſchung nicht notwendig in der Abſicht einer 
ſolchen Zueignung vorgenommen ſein muß und dem Gewahrſams⸗ 
inhaber bei ihrer Vornahme das Bewußtſein der Rechtswidrig⸗ 
keit in bezug auf die Folgen dieſes Vorgangs fehlen kann, ſo 
bildet doch auch nach dem Zeitpunkt der Vermiſchung die durch 
dieſe entſtanden und in der Hand des Gewahrſamsinhabers 
vereinigte Geſamtmenge Geld für ihn einen zur Unterſchlagung 
tauglichen Gegenſtand. Denn wenn die Geſamtmenge im Mit⸗ 
eigentum des Gewahrſamsinhabers und der früheren Eigentümer 
des in der Menge untergegangenen fremden Gelds ſteht, ſo 
erfolgt die einſeitige Verfügung über die gemeinſchaftlichen Geld⸗ 
ſtücke durch Verausgabung und Verbrauch unbefugt ($ 747 
BGB.) und mit der Wirkung, daß die Rechte des Miteigentümers, 
wie ſie an den einzelnen verausgabten Geldſtücken nach Bruch⸗ 
teilen beſtehen, untergehen. Urt. d. I. Sen. v. 15. Juni 1908 
(387/08). 

48. 8 253 StGB. Gewaltanwendung zur Durchſetzung 
zivilrechtlicher Anſprüche.] Die Strafkammer rechnet mit der 
Möglichkeit, daß der Mietvertrag zwiſchen der Angeklagten und 
K. zum Abſchluſſe gekommen iſt, daß ſonach die Angeklagte be⸗ 
rechtigt war, von K. Bezahlung des Betrages von 3 1 zu 
fordern oder mindeſtens ſich hierzu berechtigt halten konnte und 
hielt. War dies der Fall, ſo durſte die Angeklagte nach 
§ 561 Abſ. 1 BGB. die Entfernung der ihrem Pfandrecht 
unterliegenden eingebrachten Sachen des Mieters auch ohne 
Anrufen des Gerichts und ohne daß die Vorausſetzungen der 
Selbſthilfe nach 8 229 BGB. gegeben waren, verhindern und 
die Sachen in ihren Beſitz nehmen. Das Geſetz enthält keine 
beſondere Beſtimmung darüber, welcher Mittel ſich der Ver⸗ 
mieter bedienen darf. Das Maß hierfür ergibt ſich aus der 
allgemeinen Beſtimmung des § 230 Abſ. 1 BGB., wonach die 
Selbsthilfe nicht weiter gehen darf, als zur Abwendung der 
Gefahr nötig iſt. Geht man hiervon aus, ſo erſcheint auch 
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eine vorübergehende Freiheitsbeſchränkung, ſei es durch Ein⸗ 
ſperrung, ſei es durch Gewalt und phyſiſchen Zwang, nicht 
unter allen Umſtänden grundſätzlich aus dem Kreiſe der be⸗ 
rechtigten Mittel ausgeſchloſſen; die Zuläſſigkeit dieſes Mittels 
hängt vielmehr ganz von der beſonderen Geſtaltung des Einzel⸗ 
falles, insbeſondere davon ab, ob der berechtigte Zweck auf 
andere Weiſe nicht erreicht werden konnte. Traf dieſe Voraus⸗ 
ſetzung zu, ſo war die von der Angeklagten gegen K. verübte 
Freiheitsberaubung, ſoweit ſie der Geltendmachung des Pfand⸗ 
rechtes der Angeklagten dienen ſollte, nicht widerrechtlich; traf 
ſie nicht zu, ſo blieb immer noch zu prüfen, ob die Angeklagte 
ſich nicht in dem nicht ſtrafrechtlichen Irrtume befand, ſie könne 
nach Lage des Falles ihren Anſpruch auf Beſitznahme der 
Sachen nicht anders als im Wege vorübergehender Freiheits⸗ 
beraubung zur Geltung bringen. Sollte aber die Freiheits⸗ 
beraubung nicht ſowohl der Verwirklichung des Pfandrechtes 
als der Durchſetzung des Anſpruches auf Bezahlung der ge⸗ 
ſchuldeten 3 & dienen, fo war fie auch in dieſem Falle nicht 
ohne weiteres widerrechtlich, nämlich dann nicht, wenn die 
Vorausſetzungen der Selbſthilfe nach 8 229 BGB. gegeben 
waren, was nach Lage des Falles keineswegs ausgeſchloſſen 
erſcheint, denn 8 229 geſtattet u. a. als Mittel der Selbſthilfe 
die Feſtnahme des der Flucht verdächtigen Verpflichteten, wobei 
die Selbſthilfe allerdings nicht weiter gehen darf, als zur Ab⸗ 
wendung der Gefahr erforderlich iſt. Die Verurteilung wegen 
Vergehens nach $ 239 StGB. läßt ſich ſonach nicht aufrecht⸗ 
erhalten; vielmehr wird die Strafkammer von den vorerörterten 
Geſichtspunkten aus zu prüfen haben, ob die Freiheits beraubung, 
die wie die Strafkammer zutreffend annimmt, ohne Zweifel 
auch durch Gewalt und phyſiſchen Zwang geſchehen kann, 
objektiv und ſubjektiv widerrechtlich war. Auch die Verurteilung 
wegen verſuchter Nötigung und Körperverletzung iſt nicht frei 
von Bedenken. Nach den Feſtſtellungeu des Urteils erfolgte die 
Gewalt (Mißhandlung), um den K. zur Zahlung der 3 4 zu 
veranlaſſen. Hierzu war die Angeklagte, ſelbſt wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen der Selbſthilfe vorlagen, nicht berechtigt. Sie 
konnte zum Zwecke der Selbſthilfe, der eigenmächtigen Anſpruchs⸗ 
verwirklichung, dem Verpflichteten eine Sache wegnehmen, ſie 
konnte ihn ſelbſt, wenn er der Flucht verdächtig war, feſtnehmen, 
ſie konnte den Widerſtand des Verpflichteten gegen eine Handlung, 
die dieſer zu dulden verpflichtet war, beſeitigen, ſie durfte ihn 
aber nicht, um ihn zur Zahlung der 3 4 zu zwingen, körperlich 
mißhandeln. Das von ihr angewandte Mittel der Nötigung 
war ſonach ein widerrechtliches. Anhaltspunkte dafür, daß die 
Mißhandlungen dazu dienen ſollten, einen etwaigen Widerſtand 
des K. gegen die Feſtnahme oder die Beſitznahme ſeiner Sachen 
durch die Angeklagte zu beſeitigen, in welchem Falle Angeklagte 
ſowohl nach § 229 als auch in letzterem Falle ſchon nach 
8 561 Abſ. 1 BGB. unter Umſtänden zur Anwendung auch 
phyſiſcher Gewalt berechtigt geweſen wäre, gibt das Urteil nicht, 
vielmehr ſagt es ausdrücklich, daß die Mißhandlung geſchah, 
um K. zur Zahlung der 3 & zu veranlaſſen. Hierzu war, wie 
bemerkt, die Angeklagte nicht berechtigt; die Nötigung war 
daher, ebenſo wie die Körperverletzung widerrechtlich. Daß 
der Körperverletzung Beleidigungen ſeitens des K. gegenüber⸗ 
ſtanden, die hinſichtlich der Körperverletzung zur Straffreierklärung 
hätten führen können, iſt nicht erſichtlich. Dagegen läßt das 
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Urteil die erforderlichen Feſtſtellungen nach der ſubjektiven Seite 
vermiſſen. Nach Lage der Sache mußte geprüft werden, ob 
die Angeklagte ſich nicht hinſichtlich der Widerrechtlichkeit. der 
Nötigung und Körperverletzung in einem tatſächlichen oder zivil⸗ 
rechtlichen Irrtum befand, der ihre Strafbarkeit ausſchloß. 
Urt. d. III. Sen. v. 5. März 1908 (37/08). 

49. 55 253, 43 StGB. Drohung mit einer Denunziation 
(vgl. auch Nr. 50 am Schluſſe).] Die Drohung muß ſich als 
die Ankündigung eines Übels darſtellen, das nach feiner Art 
und Beſchaffenheit geeignet erſcheint, die freie Willens beſtimmung 
des Bedrohten durch das Motiv der Furcht zu beeinträchtigen 
oder aufzuheben, deſſen dem Verlangen des Drohenden ent⸗ 
gegengeſetzten Willen zu beugen oder zu brechen. Ein ſolches 
kann in der Ankündigung einer Denunziation bei der Polizei 
gefunden werden, die Vorausſetzung trifft aber dann nicht zu, wenn 
der davon Betroffene lediglich Unbequemlichkeiten oder Weit⸗ 
läufigkeiten zu beſorgen hat. Allerdings handelt es ſich nur 
um einen Verſuch der Erpreſſung, bei welchem es in ſubjektiver 
Richtung genügt, daß der Täter das von ihm Angedrohte für 
geeignet hält, den Willen des andern zu beugen, wenn dies in 
Wirklichkeit auch nicht zutrifft. Immerhin muß aber auch in 
dieſem Falle der Täter das, was er androht, für ein Übel 
in dem vorgedachten Sinne angeſehen haben, nicht bloß für 
eine bloße Unannehmlichkeit, wie dies vorliegend als feſtgeſtellt 
zu erachten iſt, indem es in dem Urteile im unmittelbaren An⸗ 
ſchluſſe an den Ausſpruch, K. habe ſich geſagt, er werde von 
einer derartigen Anzeige Weitläufigkeiten und Unannehmlichkeiten 
haben, heißt: „Daß die Drohung dieſen Einfluß auf den 
freien Willen des K. habe, wußte der Angeklagte“. Urt. d. 
III. Sen. v. 26. März 1908 (121/08). 

50. 58 253, 263 StGB. Rechtswidrigkeit des Ver⸗ 
mögensvorteils.] Die Angeklagte G. hat geltend gemacht, „fie 
habe nur beabſichtigt, die geforderten 1 400 &, ſpäter 400 4 
als Teil ihrer Mitgift, die ſie bei der Eheſchließung eingebracht 
habe, zurückzuerhalten“. Sie hat auch eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung gegen ihren Ehemann auf Alimentation während des 
Scheidungsprozeſſes erwirkt. Die Strafkammer erklärt erſtere 
Behauptung für unwahr, würdigt die letzerwähnte Tatſache 
überhaupt nicht und erachtet als unzweifelhaft dargetan, „daß 
W. und die Ehefrau G. beabſichtigten, von dem Ehemann G. 
Geld zu erlangen, indem ſie in ihm die Vorſtellung erweckten, 
P. habe der G. Waren auf Kredit verabfolgt und Darlehne 
gewährt bis zum Geſamtbetrage von 1 400 4. Dieſer Feſt⸗ 
ſtellung nach könnte vielleicht angenommen werden, W. und die 
G. hätten überhaupt nicht etwaige der G. gegen ihren Ehe⸗ 
mann zuſtehende Forderungen, ſei es auf Rückzahlung des Ein⸗ 
gebrachten, ſei es auf Alimentation, geltend machen wollen, es 
ſei ihnen vielmehr nur darum zu tun geweſen, ganz unabhängig 
von möglicherweiſe der Ehefrau zukommenden Forderungen und 
ohne die Abſicht, etwa erhaltene Gelder auf dieſe Forderungen 
zu verrechnen, vom Ehemann G. mit Hilfe eines vorgeſpiegelten 
anderweitigen Verpflichtungsgrundes Geld zu erhalten, zu deſſen 
Bezahlung G. nicht verpflichtet war. Wenn die Angeklagten, 
ſei es mit Grund, oder infolge eines nicht auf ſtrafrechtlichem 
Gebiete liegenden Irrtums an das Beſtehen ihrer Anſprüche 
glaubten, ſo entfällt die objektive oder ſubjektive Rechtswidrig⸗ 
keit des erſtrebten Vermögens vorteils, ohne Rückſicht darauf, 
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ob die Angeklagten zur Durchſetzung der wirklich oder vermeint⸗ 
lich beſtehenden Anſprüche vom Mittel der Täuſchung oder 
Drohung Gebrauch machten. Daraus, daß die Angeklagten 
wußten, G. werde freiwillig nicht bezahlen, kann ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nicht geſchloſſen werden, ſie ſeien ſich bewußt geweſen, 
einen rechtswidrigen Vermögens vorteil zu erſtreben. Sollte die 
Strafkammer etwa den Vermögensvorteil nicht in der Reali⸗ 
ſierung der Forderung überhaupt, ſondern in der Realiſierung 
einer beſtrittenen, durch Prozeß nicht mit vorauszubeſtimmender 
Sicherheit für durchführbar gehaltenen Forderung gegen den 
nicht zahlungswilligen Schuldner gefunden haben, ſo würde 
auch hier die Annahme, daß es ſich um einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil handelt, fehl gehen. Der Gläubiger, der 
ſeinen die Schuld beſtreitenden Schuldner ohne vorgängiges 
Prozeßverfahren und richterliches Urteil zur Zahlung zu nötigen 
ſucht, erſtrebt nicht einen rechtswidrigen Vermögensvorteil. 
NOS 7, 378. War aber der erſtrebte Vorteil rechtswidrig, 
ſo kann eine Verurteilung wegen verſuchter Erpreſſung nur dann 
erfolgen, wenn feſtgeſtellt zu werden vermag, daß die Ange⸗ 
klagten des Glaubens waren, die Androhung einer Klage werde 
vom Bedrohten nicht nur als Unannehmlichkeit ſondern als 
Abel empfunden und ſei deshalb geeignet, die Willens betätigung 
des Bedrohten zu beeinfluſſen. RGSt. 20, 326; 25, 254. 
Urt. d. III. Sen. v. 23. März 1908 (106/08). 

51. 8 263 StGB. Eventualdolus bei Vorſpiegelung 
oder Unterdrückung innerer Tatſachen.] Das Urteil leidet an 
der rechtsirrtümlichen Anſicht, daß bei der Vorſpiegelung oder 
Unterdrückung ſogenannter innerer Tatſachen der Eventualdolus 
genüge. Der Angeklagte hat nach dem Sachverhalt vom 
Februar bis September 1906 für insgeſamt 59 000 & Waren 
bezogen, von denen er etwa 30 000 & bezahlt hat; bei dem 
Zuſammenbruch ſeines Geſchäfts am 20. September 1906 
blieben die Forderungen von 111 verſchiedenen Firmen in Höhe 
von zuſammen etwa 29 000 & ungedeckt. Es iſt als erwieſen 
angenommen, daß der Angeklagte mindeſtens ſeit dem Juni 
1906, nachdem er von dem Bücherreviſor auf das Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen ſeinen großen Beſtellungen und dem geringen 
Umfange ſeines Geſchäfts hingewieſen, ſich ſagen mußte, daß 
er die Waren, die er fortwährend weiter beſtellte, nicht werde 
bezahlen können. Im Anſchluß hieran iſt weiter feſtgeſtellt, 
daß Angeklagter trotzdem ſeine Warenbeſtellungen bis in den 
September 1906 hinein fortgeſetzt und gerade in den Sommer⸗ 
monaten die größten Beſtellungen mit monatlich 8 000 bis 
11 000 & gemacht habe. Aus dieſen Tatſachen hat der Vorder⸗ 
richter nicht etwa die naheliegende Folgerung gezogen, daß dem 
Angeklagten bei den ſeit Juni 1906 fortgeſetzten großen Waren⸗ 
beſtellungen die Zahlungsabſicht gefehlt habe, ſondern er hat 
nur das Bewußtſein des Angeklagten feſtgeſtellt, daß er die 
beſtellten Waren ganz oder teilweiſe nicht werde bezahlen können, 
worunter nichts anderes verſtanden werden kann, als daß der 
Angeklagte mit der Möglichkeit rechnete, ſeine Zahlungsverbind⸗ 
lichkeiten nicht erfüllen zu können. Daß dieſes Bewußtſein der 
Tatſache des Fehlens der Zahlungsabſicht nicht gleichkommt, 
bedarf nicht der Ausführung; es liegt darin kein direkter, 
ſondern nur ein eventueller Dolus. Wenn dem Angeklagten 
aber die eigene Abſicht, ſeine Zahlungsverbindlichkeiten nicht 
erfüllen zu wollen, nicht innegewohnt hat, fo kann er auch nicht 
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durch Vorſpiegelung oder Unterdrückung dieſer Tatſache haben 
täuſchen wollen. (Vgl. RGSt. 30, 333 [335]). Urt. d. 
V. Sen. v. 17. März 1908 (14/08). 

52. 8 263 StGB. Vermögensbeſchädigung (Gewinn⸗ 
vereitelung).] Die erſtrichterliche Begründung kommt darauf 
hinaus, daß in der Gefährdung der Hoffnung des 
Zeugen B., die ihm erteilten Aufträge ausführen und ſo einen 
Geſchäftsgewinn erzielen zu können, bereits eine Vermögens⸗ 
beſchädigung im Sinne des § 263 StGB. erblickt wird. Hierin 
kann der Strafkammer aber nicht gefolgt werden. Nach der 
bisherigen Rechtſprechung des RG. ift nicht einmal in der 
Vereitelung einer Hoffnung auf Vermögenserwerb, wenn 
dieſe Hoffnung eine ungewiſſe geweſen, oder in der bloßen 
Entziehung der Gelegenheit zu einem Verdienſt, deſſen Eintritt 
von anderen ungewiſſen Ereigniſſen mit bedingt iſt, eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung zu erblicken (vgl. RGSt. 6, 76). Wenn 
nunmehr auch nach Inkrafttreten des BGB. gemäß 8 252 
anzunehmen iſt, daß als entgangen der Gewinn gilt, der nach 
dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder nach den beſonderen 
Umſtänden, insbeſondere nach den getroffenen Anſtalten und 
Vorkehrungen mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte 
ſo iſt doch für den vorliegenden Fall nicht genügend erkennbar 
gemacht und feſtgeſtellt, daß und weshalb der Zeuge B. auch 
nur mit Wahrſcheinlichkeit auf die Erfüllung der ihm er⸗ 
teilten Aufträge und ſomit auf den Erwerb der ihm zuſtehenden 
Proviſionen rechnen konnte. Urt. d. III. Sen. v. 25. Juni 1908 
(350/08). 

53. 8 266 Nr. 2 StGB.] Der Umſtand, daß das 
Vollmachtsverhältnis als gegen die guten Sitten verſtoßend 
ziwilrechtlich nichtig if, macht ſtrafrechtlich keinen Unterſchied. 
Verſagt das Geſetz dem im 8 266 Nr. 2 StGB. vorausgeſetzten 
Rechtsverhältnis die zivilrechtliche Wirkſamkeit, ſo kann dennoch 
der „Bevollmächtigte“ in die Lage kommen, ſei es durch Aus⸗ 
übung einer ihm übertragenen Vertretungsbefugnis nach außen, 
ſei es durch Betätigung der ihm tatſächlich eingeräumten Ver⸗ 
fügungsgewalt über eine Sache, in die Rechtsſtellung des 
Machtgebers einzugreifen. Soweit dieſes geſchieht, iſt die in 
dem Vollmachtsverhältnis ruhende beſondere Treuepflicht be⸗ 
gründet, deren Verletzung in § 266 Nr. 2 StGB. mit Strafe 
bedroht iſt. Urt. d. III. Sen. v. 4. Mai 1908 (179/08). 

54. 8 266°? StGB.] Der Angeklagte war nach den 
Urteilsgründen von dem Rechtsanwalt Dr. K. mit der Ver⸗ 
waltung des dieſem gehörigen Hauſes Oranienburger Straße 58 
betraut und hat den Agenten P. darin ein Verkaufslokal von 
Mitte bis Ende Mai und vom 1. bis 26. Juli 1907 umſonſt 
bewohnen laſſen. In dieſer Einräumung des Beſitzes iſt ohne 
Rechtsirrtum eine Verfügung über ein Vermögensſtück des 
Rechtsanwalts K., einen vermietbaren Raum in deſſen Miets⸗ 
haus, erblickt. Die reine Unterlaſſung eines Rechtserwerbs 
durch einen Bevollmächtigten iſt allerdings keine Verfügung 
über ein Vermögensſtück des Auftraggebers. Wenn aber die 
Unterlaſſung eines Rechtserwerbs zuſammenfällt mit der Ver⸗ 
fügung über ein Vermögensſtück, ſo iſt ſie keine reine Unter⸗ 
laſſung. Die unentgeltliche Einräumung des Beſitzes an einer 


dem Auftraggeber gehörigen Sache iſt eine für dieſen nachteilige 


Verfügung, wenn die Sache zur Vermietung beſtimmt iſt und 
der Empfänger auf Verlangen eine Gegenleiſtung verſprochen 
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haben würde; es braucht dann nicht feſtgeſtellt zu werden, daß 
auch ohne die Unterlaſſung an ihn ein Vorteil aus der Sache 
gezogen wäre. Urt. d. II. Sen. v. 19. Juni 1908 (409/08). 

55. 8 267 StGB. Gebrauchmachen.] Es wäre verfehlt, die 
Frage, ob die Urkunde der zu täuſchenden Perſon „zugänglich“ 
gemacht wurde, ausſchließlich oder hauptſächlich von dem 
Standpunkt dieſer Perſon aus und ſomit danach zu beurteilen, 
ob ſie bereits in die Lage geſetzt iſt, ſich der Urkunde auch zu 
bedienen. Es handelt ſich vielmehr umgekehrt um die Be⸗ 
urteilung der Tätigkeit des Fälſchers, die ſich begrifflich 
nicht nach der Erreichung des vorerwähnten Erfolgs, ſondern 
nur danach bemißt, ob die Veranſtaltungen eine Benützung der 
Urkunde zur Beweisführung enthalten. Deshalb kann ein 
vollendeter Gebrauch der falſchen Urkunde je nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles auch dann angenommen werden, wenn 
die Veranſtaltungen des Täters ſolche find, daß fie zwar die 
Urkunde der zu täuſchenden Perſon nicht alsbald benutzbar, 
dagegen für den Zeitpunkt zugänglich machen, in dem die 
Urkunde ihre Bedeutung für den Beweis der darin bezeugten 
Verfügungen oder Tatſachen erſt gewinnt und durch ihren 
gedanklichen Inhalt überhaupt erſt die von dem Fälſcher be⸗ 
zweckte Täuſchung hervorzurufen vermag. Urt. d. I. Sen. v. 
2. März 1908 (61/08). 

56. 3 267 StGB. Beweiserheblichkeit (Mangel der 
Erkennbarkeit des Ausſtellers).] Die Freiſprechung durfte nicht 
auf Mangel der rechtswidrigen Abſicht geſtützt werden. Wenn 
der Angeklagte, Kaufmann S., wie das LG. annimmt, durch 
die Unterzeichnung der an das Kriminalkommiſſariat gerichteten 
Anzeige mit „Dr. A.“ beabfichtigte, feiner Anzeige mehr Nach⸗ 
druck dadurch zu verleihen, daß in dem Anzeigenden eine 
akademiſch gebildete Perſon vermutet würde, und hierdurch das 
infolge der Anzeige einzuleitende Strafverfahren zu beſchleunigen, 
ſo würde damit die rechtswidrige Abſicht gegeben ſein, obwohl 
die Anzeige auf Wahrheit beruhte und der Angeklagte in 
öffentlichem Intereſſe, alſo aus ſittlich erlaubten Motiven, 
handeln wollte. Dagegen iſt folgendes zu beachten: Wie der 
Begriff einer echten beweiserheblichen Urkunde vorausſetzt, daß 
ſie regelmäßig aus ſich ſelbſt, in beſonderen Fällen wenigſtens 
unter Mitwirkung anderer Umſtände, eine individuell beſtimmte 
Perſon (oder eine beſtimmte Perſonenmehrheit) als den Aus⸗ 
ſteller zum mindeſten den Nächſtbeteiligten kenntlich macht, ſo 
ſetzt auch der Begriff einer fälſchlich angefertigten Privaturkunde 
im Sinne des 8 267 StGB. voraus, daß fie den Anſchein 
erweckt, als ſei ſie von einer beſtimmten, aus der Urkunde 
ſelbſt oder doch aus den Begleitumſtänden erkennbaren, Perſon 
— einer anderen als der des Täters — ausgeſtellt. Es genügt 
nicht, daß ſie nur darauf hinweiſt, daß der Ausſteller der 
Urkunde einer beſtimmten Perſonenklaſſe, den Einwohnern einer 
beſtimmten Ortſchaft uſw. angehöre, während die Individualität 
des Ausſtellers nicht bezeichnet wird — vgl. RGSt. 17, 282 
(288); 26, 270 (271); 30, 118 (121 unten); 34, 205; 38, 
248 (250); 40, 217; ferner auch 11, 183 (186); 13, 71 (74); 
17, 352 (856, 357); 35, 94 (96) —. Die abweichende Ent⸗ 
ſcheidung in Goltd Arch. 37, 190 iſt aus den beſonderen Um⸗ 
ſtänden des Falles zu erklären. Dementſprechend iſt für den 
inneren Tatbeſtand der Urkundenfälſchung zu erfordern, daß der 
Täter mit dem Vorſatze handelte, die Urkunde als von einer 
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beſtimmten andern Perſon herrührend erſcheinen zu laſſen. 
Will der Täter dieſen Anſchein nicht erwecken, eine Täuſchung 
darüber nicht hervorrufen, als wolle eine beſtimmte andere 
Perſon den in dem Schriftſtück niedergelegten Inhalt ſich zu⸗ 
eigen machen, als ihr Zeugnis oder ihre Willenserklärung 
vertreten, ſo fehlt der Vorſatz der fälſchlichen Herſtellung einer 
Urkunde, und das Gebrauchmachen von der Urkunde erfolgt 
ebenſo wie bei einer rein anonymen Anzeige nicht zum Zwecke 
einer Täuſchung im Sinne des 8 267 StGB. Es wird daher 
zu prüfen ſein, ob die Anzeige des Angeklagten nach der Art 
ihrer Unterzeichnung und nach ihrer ganzen Beſchaffenheit 
geeignet war, bei der Kriminalpolizeibehörde in Cöln den 
Eindruck zu erwecken, als ſei ſie von einer beſtimmten, als 
exiſtierend hingeſtellten Perſon mit dem Willen, ſich zu ihr zu 
bekennen, ausgeſtellt, und ob der Angeklagte beabſichtigt hat, 
dieſen Eindruck zu erwecken. Daß die Anzeige geeignet war, 
den Eindruck zu erwecken, daß ſie von — irgend — einer 
akademiſch gebildeten Perſon herrührte, und der Angeklagte 
dieſen Eindruck erwecken wollte, würde nicht genügen, die 
Anwendung des § 267 StGB. zu rechtfertigen. Urt. d. 
V. Sen. v. 31. März 1908 (150/08). 

57. 8267 StGB. Urkundeneigenſchaft der Datumsangabe 
bei Entwertung von Stempelmarken.] So lange der zur Ent⸗ 
wertung dienende Vermerk ſich darauf beſchränkt, der Stempel⸗ 
marke, die bis dahin einen gewiſſen Wertbetrag darſtellte, dieſen 
Wert zu entziehen und ſie bloß wertlos zu machen, kann ihm 
die Eigenſchaft einer Urkunde im Sinne von S 267 StGB. 
nicht zukommen. Wohl aber muß ihm dieſe Eigenſchaft dann 


zugeſprochen werden, wenn er, wie hier, durch die ihm vom 


Notar beigefügte Angabe des Datums zugleich noch für die 
weitere Tatſache Beweis zu erbringen beſtimmt war, an 
welchem Tage die Verwendung der Marken ſeitens der zu⸗ 
ſtändigen Amtsſtelle ſtattgefunden hatte, — eine Tatſache, die, 
wie das angefochtene Urteil zutreffend hervorhebt, für die 
Geſtaltung der ſtempelrechtlichen Beziehungen der Beteiligten 
nach den verſchiedenſten Richtungen hin von erheblicher Be⸗ 
deutung war. (58 15— 17, 8 25 Stempelfl®.) Daß die An⸗ 
gabe des Datums ſchon begrifflich mit zur Entwertung der 
Marken gehöre, läßt ſich der Reviſion nicht zugeben. Wäre 
dies aber ſelbſt für den Bereich des Preußiſchen Stempelſteuer⸗ 
geſetzes mit Rückſicht darauf, daß die Einſetzung des Datums 
in den Entwertungsvermerk hier vorgeſchrieben iſt, anzuerkennen, 
ſo würde das an der Beſtimmung der Datumsangabe, zum 
Beweiſe des Zeitpunkts der Stempelentrichtung zu dienen, 
nichts ändern und ſomit auch ihren urkundlichen Charakter un⸗ 
berührt laſſen. Die abweichende Anſicht von Hummel und 
Specht in ihrem Kommentar zum Preußiſchen Stempelſteuer⸗ 
geſetz S. 209, 210, die der Beſchwerdeführer für ſich anruft, 
beruht auf einer mißverſtändlichen Auffaſſung der dafür in Bezug 
genommenen Entſcheidung des I. StS. vom 8. November 1888. 
Darauf iſt ſchon in der ſpäteren Entſcheidung des III. StS. 
vom 3. Januar 1907, Bd. 39 S. 370 (372), an deren Dar⸗ 
legungen ſich die Vorinſtanz im weſentlichen anlehnt, hin⸗ 
gewieſen. Urt. d. II. Sen. vom 27. April 1908 (264/08). 
58. § 267 SGB. Unbefugte Ausſtellung einer öffent⸗ 
lichen Urkunde.] Der öffentliche Glaube kann einer Perſon 
nicht durch einen ungültigen Staatsakt beigelegt werden. Dem 
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Schweinereviſor B. war die Befugnis zur Ausſtellung von 
Schweineurſprungszeugniſſen auf Grund der bezeichneten landes⸗ 
polizeilichen Anordnung übertragen. Dieſe war rechtsungültig. 
B. war daher keine durch gültigen Staatsakt mit öffentlichem 
Glauben verſehene Perſon. Die von ihm ausgeſtellten Schweine⸗ 
urſprungszeugniſſe hatten alſo nicht den Charakter öffentlicher 
Urkunden. Demgemäß wurden auch keine öffentlichen Urkunden 
dadurch fälſchlich angefertigt, daß die Angeklagten Urſprungs⸗ 
zeugniſſe mit ſeiner Unterſchrift herſtellten. Sie hatten dagegen 
den Charakter von Privaturkunden, welche zum Beweiſe von 
Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit waren. Urt. d. II. Sen. 
v. 24. April 1908 (181/08). 

59. 8 267 StGB. Beſtimmung zum Beweismittel. 
In dem Geſchäftsbetriebe des Prinzipals des Angeklagten 
wurde nach den Feſtſtellungen des Gerichts ein Kontobuch ge⸗ 
führt, in das mit Datum und Betrag der Rechnung diejenigen 
Kunden eingetragen wurden, die ausnahmsweiſe die ihnen ge⸗ 
lieferten Waren nicht gleich beim Empfange bezahlt hatten. 
Ging dann ſpäter der geſchuldete Betrag ein, ſo wurde die in 
der letzten Spalte ſtehende, den Rechnungsbetrag darſtellende 
Zahl durchſtrichen, um hierdurch erkennbar zu machen, daß eine 
Forderung nicht mehr beſtehe. Der Angeklagte hat zwei von 
ihm unterſchlagene Poſten durchſtrichen. Das Gericht findet 
darin den Tatbeſtand der Urkundenfälſchung des StGB., indem 
es die Striche für rechts⸗ und beweiserhebliche Privaturkunden 
hält, die der Angeklagte fälſchlich angefertigt habe. Daß dem 
Strich ſelbſt und für ſich allein nicht angeſehen werden kann, 
von wem er herrührt, würde kein abſolutes Hindernis ſein, in 
ihm eine rechts⸗ und beweiserhebliche Urkunde zu erblicken. 
Unerläßliche Bedingung für eine Urkunde im Sinne des 8 267 
StGB. iſt es aber, daß ſie nicht bloß zum Beweiſe von 
Rechten oder Rechtsverhältniſſen erheblich und geeignet, ſondern 
auch daß ſie durch einen maßgebenden Willen dazu beſtimmt 
iſt (RGSt. 34, 53; 36 S. 316, 319). Derartigen kauf⸗ 
männiſchen Handelsbüchern kommt nur dann die Eigenſchaft 
von rechts⸗ und beweiserheblichen Privaturkunden zu, wenn der 
Kaufmann ſie zu dem Zwecke führt, um ſich darauf gegebenen⸗ 
falls Dritten, z. B. ſeinen Schuldnern oder Gläubigern gegen⸗ 
über als auf Beglaubigungsmittel berufen zu können. Die 
Urkundeneigenſchaft fehlt ihnen aber, wenn ſie lediglich dazu 
beſtimmt ſind, dem Kaufmann ſelbſt über den Stand ſeines 
Geſchäftes eine Überficht zu verſchaffen, oder wenn die Ein⸗ 
tragungen in die Bücher nur Notizen enthalten, die der Kauf⸗ 
mann für den Betrieb ſeines Handelsgewerbes ſelbſt benötigt 
(RGSt. 4, 4; 34, 131). So ſcheint nach dem Inhalt der 
Urteilsgründe die Sache hier zu liegen. Urt. d. V. Sen. v. 
28. April 1908 (250/08). 

60. 8 267 StGB.] Als Angeklagter die Quittung das 
erſtemal dem B. vorlegte, war die Verfälſchung noch nicht 
erfolgt, beim zweitenmale aber die inzwiſchen vorgenommene 
Verfälſchung wieder beſeitigt. Allerdings kann eine verfälſchte 
Urkunde weiter verfälſcht werden. Allein zum Weſen der 
Urkundenfälſchung gehört die Herſtellung eines falſchen Beweis⸗ 
mittels. Es ſoll dadurch der Anſchein erweckt werden, als 
wenn der Ausſteller die in der Urkunde verkörperte Erklärung 
abgegeben habe. Handelt es ſich aber unter Beſeitigung einer 
vorgenommenen Verfälſchung um die Wiederherſtellung des 
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urſprünglichen Inhaltes der verfälſchten Urkunde, ſo iſt nichts 
weiter bewirkt worden, als daß die Urkunde jetzt wiederum 
diejenige Erklärung beweiſt, zu deren Beweis ſie urſprünglich 
beſtimmt war. Urt. d. V. Sen. v. 11. Febr. 1908 (987/07). 

61. 85 267, 268 StGB. Rechtswidrige Abſicht, Vermögens⸗ 
vorteil.] Die Ausführungen des Urteils über die rechtswidrige 
Abſicht der Angeklagten ſprechen ſich nicht ganz deutlich darüber 
aus, welchen Einfluß die Angeklagte mit ihrer Urkunden⸗ 
fälſchung im Rechtsleben ausüben wollte, und es wird einmal 
ſogar geſagt, die Angeklagte habe die Fälſchung vorgenommen, 
„um den Vorwürfen und Tätlichkeiten ihres Mannes zu ent⸗ 
gehen“. Immerhin iſt aber durch die Feſtſtellungen des Urteils 
eine rechtswidrige Abſicht der Angeklagten im Sinne des Geſetzes 
als genügend nachgewieſen zu erachten. Die Angeklagte war 
von ihrem Ehemann beauftragt, den Eheleuten H. den Dar⸗ 
lehnsbetrag nur unter der Bedingung auszuhändigen, daß er 
nach 4 Wochen wieder zurückgezahlt werde. Sie hat auftrags⸗ 
widrig dieſe Bedingung den Darlehnsnehmern nicht mitgeteilt, 
ſondern nur eine Rückzahlung ſobald als möglich verlangt. 
Als ihr Ehemann in der Meinung, der Auftrag ſei ſeinem 
Willen entſprechend ausgeführt, auf Beſchaffung eines Schuld⸗ 
ſcheins drang, hat ſie einen ſolchen, der einen auftragsgemäßen 
Inhalt des Darlehnsvertrags aufwies, fälſchlich angefertigt 
und ihrem Ehemanne zum Zwecke, ihn zu täuſchen, ausgehändigt. 
Sie hat dabei gewußt, daß ihr Ehemann den Schuldſchein be⸗ 
ſitzen wolle, um ein Beweismittel für Grund und Fälligkeit 
ſeiner Forderung zu haben, und hat in der Abſicht gehandelt, 
es ihrem Ehemann „zu ermöglichen, in der von ihm gewollten 
Zeit wieder zu ſeinem Gelde zu kommen“. Wenn auch die 
Furcht vor Vorwürfen und Tätlichkeiten den Beweggrund und 
die Vermeidung ſolcher Unannehmlichkeiten den Hauptzweck der 
Angeklagten gebildet hat, ſo war dieſer Zweck, wie die Urteils⸗ 
feſtſtellungen offenbar aufzufaſſen ſind, doch nicht ihr einziger, 
ſondern ſie hat zu ſeiner Erreichung auch in erſter Linie den 
anderen Zweck verfolgt, ihrem Ehemann den Nachweis über 
die richtige Ausführung des ihr erteilten Auftrags zu erbringen 
und ihm das gewünſchte Beweismittel zu verſchaffen, und ſie 
hat, wie den Urteilsfeſtſtellungen weiter zu entnehmen iſt, auch 
gewollt, daß er davon, wie ſpäter tatſächlich geſchehen, be⸗ 
ſtimmungsgemäßen Gebrauch mache, für den ſie bei der Gut⸗ 
gläubigkeit ihres Ehemannes von vornherein ſtrafrechtlich ver⸗ 
antwortlich erſcheinen mußte. Die Abſicht, durch die gefälſchte 
Urkunde im Rechtsleben einen Einfluß auszuüben und damit 
die rechtswidrige Abficht der Angeklagten im Sinne des § 267 
StGB. iſt hierdurch nachgewieſen. Hinſichtlich des zum Tat⸗ 
beſtand des 8 268 StGB. erforderlichen Merkmals, ſich oder 
einem anderen einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, geht das 
Urteil davon aus, daß „nach dem von der Angeklagten mit 
den Eheleuten H. geſchloſſenen Vertrage“ das Darlehen nicht 
ſchon nach der vom Ehemann der Angeklagten gewollten Friſt, 
ſondern erſt dann zurückerſtattet werden ſollte, wenn die Ehe⸗ 
leute H. nach ihren Verhältniſſen dazu in der Lage ſein würden, 
und es wird dieſe Befriſtung der Rückzahlung ausdrücklich als 
für den Ehemann der Angeklagten bindend erklärt. Aus 
welchen tatſächlichen und rechtlichen Geſichtspunkten die Straf⸗ 
kammer zu dieſem Ergebniſſe für den Ehemann der Angeklagten 
gekommen iſt, darüber gibt das Urteil keine Klarheit. Es iſt 
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nicht beſtimmt daraus zu entnehmen, ob die Strafkammer die 
Angeklagte als mit Vertretungsmacht ausgeſtattet (als Bevoll⸗ 
mächtigte) oder nur als Botin ihres Mannes betrachtet hat. 
Soweit die feſtgeſtellten Tatſachen eine rechtliche Beurteilung 
ermöglichen, möchte man annehmen, daß die Angeklagte nur 
als Botin ihres Mannes tätig geweſen iſt; denn der Inhalt 
der gegenüber den Eheleuten H. abzugebenden Willens⸗ 
erklärungen war ihr von ihrem Ehemann hiernach genau vor⸗ 
geſchrieben und es iſt nicht erſichtlich, daß ihr ſelbſt hinſichtlich 
des Vertragsabſchluſſes noch in irgendeiner Richtung Raum 
für eine eigene Willensentſchließung an Stelle ihres Mannes 
gegeben geweſen wäre. Sie hat auch offenbar gegenüber den 
Eheleuten H. die veranlaßten Erklärungen nicht als eigene, 
ſondern als ſolche ihres Ehemannes abgegeben (RG. 58, 347). 
Von einer weiteren Erörterung in dieſer Richtung und ins⸗ 
beſondere einer Entſcheidung der Frage, welche rechtlichen Folgen 
im einen oder anderen Falle für den Ehemann der Angeklagten 
anzunehmen wären, kann indeſſen abgeſehen werden; denn die 
Abſicht der Verſchaffung eines Vermögensvorteils im Sinne 
des 8 268 StGB. erfordert nicht die tatſächliche und rechtliche 
Möglichkeit der Verſchaffung, ſondern es iſt allein maßgebend 
die Vorſtellung des Täters und es genügt ſchon, wenn er ſich 
die Möglichkeit der Verſchaffung eingebildet hat (RGSt. 31, 286). 
Daß aber im vorliegenden Falle die Strafkammer eine ſolche 
Vorſtellung der Angeklagten angenommen hat, geht aus den 
Feſtſtellungen des Urteils mit genügender Deutlichkeit hervor, 
ebenſo wie ihre Abſicht, ihrem Ehemanne den Vermögensvorteil, 
den ſie ſich vorſtellte, zu verſchaffen. Urt. d. I. Sen. v. 
30. Mai 1908 (294/08). 

62. 5 271 StGB. Angabe falſchen Namens zu einem 
polizeilichen Protokoll.] Die Angeklagte hat den Beamten, 
der ihr ihre Stellung unter Polizeiaufſicht wegen Gewerbs⸗ 
unzucht eröffnete, durch Täuſchung beſtimmt, einen falſchen 
Namen in das Protokoll aufzunehmen. Ob eine unrichtige 
Beurkundung im Sinne des 8 271 StGB. vorliegt, hängt davon 
ab, wie weit die Beweiskraft der Protokolle reicht. Die in das 
amtliche Ermeſſen geſtellten Ermittlungen über die perſönlichen 
Verhältniſſe ſind nicht dazu beſtimmt, eine Grundlage für die 
öffentliche Beglaubigung dieſer Verhältniſſe zu ſchaffen, und die 
Protokolle dienen wiederum nicht dazu, das Ergebnis jener 
Ermittlungen zu öffentlichem Glauben zu beweiſen. Sie er⸗ 
füllen ihren Zweck, wenn ſie darüber in beweiſender Form 
Aufſchluß geben, daß die Verfügungen der davon betroffenen 
Perſon eröffnet ſind. Die Feſtſtellung der Übereinſtimmung 
dieſer Perſon mit derjenigen, für die ſie ſich ausgibt, liegt 
außerhalb ihres Beweiszwecks. Urt. d. III. Sen. v. 19. März 
1908 (33/08). 

63. 5271 StGB. Angabe falſchen Namens im Straf: 
verfahren. Regiſtereigenſchaft ſächſiſcher Gefangenenjournale.] 
Der Angeklagte hat ſich dreimal unter Beilegung eines falſchen 
Namens verurteilen laſſen und dadurch nach Annahme der 
Strafkammer durch je eine ſelbſtändige Handlung vorſätzlich 
bewirkt, daß Tatſachen, welche für Rechtsverhältniſſe von Er⸗ 
heblichkeit ſind, in öffentlichen Urkunden und Regiſtern (Ge⸗ 
fangenenjournalen) als geſchehen beurkundet worden ſeien, 
während ſie von einer anderen Perſon geſchehen geweſen ſeien. 
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StGB. beſtraft. Dies iſt rechtlich zu beanſtanden. Strafurteile 
und Strafbefehle können nur beweiſen, daß derjenige, mit dem 
ſie ſich befaſſen, derſelbe iſt, der vor Gericht geſtanden hat, 
nicht aber, daß er einen beſtimmten Namen trug und 
mit dem Träger eines beſtimmten Namens identiſch 
iſt. Dieſe Anſchauung hat das RG. bereits in den Urteilen 
(RGSt. 11, 314; 24, 308 [312]) vertreten. Die von der 
Strafkammer in Anlehnung an die Entſcheidung des OLG. 
zu Dresden vom 3. April 1902 V. 123/02 (SächſOL G. 23, 406) 
vertretenen gegenteilige Rechtsanſchauung muß als rechtsirrtümlich 
zurückgewieſen werden. Die Unterſtellung des OLG. zu Dresden, 
daß die Kennzeichnung einer beſtimmten Perſon im Rechtsverkehr 
nur durch den Namen erfolgen könne, iſt unzutreffend. Zu dem 
Beweiſe, daß die abgeurteilte Perſon den im Urteile angegebenen 
Namen mit Recht führe, iſt das Urteil nicht einmal ihr 
gegenüber tauglich. Dem wirklichen Träger des Namens gegen⸗ 
über hat es gar keine Beweiskraft. Auch die Annahme des 
Vorderrichters, daß die in Gemäßheit der 88 1974 und 1975 
der Geſchäftsordnung für die Königlich Sächſiſchen Juſtiz⸗ 
behörden geführten Gefangenenjournale als öffentliche Regiſter 
im Sinne des § 271 StGB. anzuſehen ſeien, unterliegt recht⸗ 
lichen Bedenken. Durch Geſetz iſt den mit der Führung der 
Gefangenenjournale betrauten Beamten eine mit öffentlichem 
Glauben verſehene Beurkundungsbefugnis im Königreich Sachſen 
nicht übertragen. Auch durch eine veröffentlichte Anordnung 
einer zuſtändigen Behörde iſt das nicht geſchehen. Die von der 
Strafkammer in Bezug genommenen SS 1974 und 1975 der 
Geſchäftsordnung für die Königlich Sächſiſchen Juſtizbehörden 
enthalten eine ſolche Anordnung bzw. eine entſprechende Beweis⸗ 
beſtimmung in Anſehung der fraglichen Journale ebenſowenig 
wie die übrigen Beſtimmungen der genannten Geſchäftsordnung. 
Urt. d. IV. Sen. v. 27. März 1908 (205/08). 

64. 5 274 StGB. Nichtigkeit des beurkundeten Ber: 
trages] Die Verurteilung aus § 274 Nr. 1 StGB. iſt nicht 
bedenkenfrei, namentlich ſind das Verteidigungsvorbringen der 
Angeklagten, der Inhalt der Urkunde ſelbſt und die Rechts⸗ 
wirkungen, ſofern die erklärte Anfechtung begründet iſt, nicht 
ausreichend gewürdigt. Der in Abſ. 3 der Urkunde enthaltene 
Verfallvertrag iſt nach §S 1229 BGB. nichtig. Zu Abſ. 2 iſt 
von Bedeutung, wer am 24. Juni 1907 Beſitzer der der An⸗ 
geklagten gehörigen Möbel war. War es Angeklagte, ſo konnte 
durch den Vertrag allein ein Pfandrecht nicht entſtehen, da der 
Erſatz der Übergabe durch constitutum possessorium aus⸗ 
geſchloſſen iſt, 8 1205. Das Rechtsgeſchäft vom 24. Juni 1907 
wäre dann auch nach dieſer Richtung nichtig. Anders wenn 
der Vermieter bereits Beſitzer war, dann würde die Einigung 
beider zur Entſtehung des Pfandrechtes genügen. Das Rechts⸗ 
geſchäft könnte nach dieſer Richtung auch dann von rechtlicher 
Bedeutung ſein, wenn durch dasſelbe, falls die Angeklagte die 
Mieterin iſt, nur das dem Vermieter nach SS 539 ff. BGB. 
zuſtehende geſetzliche Pfandrecht anerkannt werden ſollte. In 
Anſehung des ganzen Rechtsgeſchäftes und beſonders der in 
Abſ. 1 enthaltenen Schuldanerkennung iſt zu prüfen, welche 
Rechtswirkung die Anfechtungserklärung vom 10. Juli 1907 hat. 
Letztere erfolgte, ſoweit erkennbar, entweder aus 8 119 BGB. 
wegen Irrtums der Angeklagten über den Umfang ihrer Schuld⸗ 
verpflichtung, oder aus 8123 BGB. wegen argliſtiger Täuſchung, 
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begangen von dem Vermieter dadurch, daß er unter Unterdrückung 
der Tatſache der Weitervermietung der Wohnung mit den 
Möbeln der Angeklagten von ihr Miete auch für die Zeit der 
Weitervermietung forderte und ſich verſprechen ließ. Iſt eine 
dieſer Vorausſetzungen gegeben, worüber bisher nicht entſchieden 
iſt, ſo traten, da die Anfechtung nach den bisherigen Feſt⸗ 
ſtellungen innerhalb der geſetzlichen Friſt erfolgte, mit der An⸗ 
fechtungserklärung, 8 143 BGB., die in $ 142 a. a. O. feſt⸗ 
geſetzten Wirkungen ein, das Rechtsgeſchäft war mit dinglicher 
Wirkung als von Anfang an nichtig anzuſehen. Dann hatte 
Vermieter kein Recht an der Urkunde, die Ausſtellerin konnte 
ſie herausverlangen. Zwar iſt grundſätzlich davon auszugehen, 
daß die Nichtigkeit eines Teiles des Rechtsgeſchäftes das ganze 
Rechtsgeſchäft nichtig macht, 8 139 BGB. Es iſt aber vor⸗ 
liegend nicht ausgeſchloſſen, daß der Vertragswille der Parteien, 
falls einzelne Beſtimmungen des Vertrages rechtsunwirkſam 
ſein ſollten, dahin ging, das zum Teil nichtige Rechtsgeſchäft 
im übrigen aufrechtzuerhalten. In dieſem Falle könnte eine 
Beſtrafung aus § 274 Nr. 1 StGB. möglich fein. Urt. d. 
III. Sen. v. 26. März 1908 (110% )). 

65. § 284 StGB. Gleichzeitige Beteiligung geübter und 
ungeübter Spieler.] Das Spiel mit dem in Deutſchland 
patentierten Geldſpielautomaten „Ideal“ geſchieht in folgender 
Weiſe: In eine 3 em in das Innere des Apparats reichende 
flache Rinne wird durch eine oberhalb derſelben befindliche 
Einwurfsöffnung ein Zehnpfennigſtück eingeführt, das dadurch 
vor einem aus dieſer Rinne an der Außenſeite des Apparats 
etwa ½ em hervorragenden Ring zu liegen kommt. Durch 
einen Stoß mit dieſem Ringe nach links wird das Zehnpfennig⸗ 
ſtück durch die Rinne in den Fallraum im Innern des Auto⸗ 
maten geſchleudert dergeſtalt, daß es einen Bogen beſchreibend 
nach unten fällt und beim Falle durch einen Zwiſchenraum 
der wagerecht angebrachten untereinander verſetzten zwei Raſten⸗ 
reihen gleitet. Fällt es hierbei durch die Zwiſchenräume der 
1. und 2., 3. und 4., 5. und 6. oder 7. und 8. Raſte (mit 
elaſtiſchem Stoff umkleidete Stifte) der unteren Reihe, ſo 
gelangt es in die Fangrinne, verbleibt im Apparate und kommt 
dem Beſitzer des Automaten zugute. Fällt es dagegen durch 
die Zwiſchenräume der 2. und 3. oder 4. und 5. oder 6. und 
7. Raſte der unteren Reihe, ſo wird es in die Gewinnrinne 
geleitet, durch die es, nachdem es aus einer Münztrommel 
ein anderes Zehnpfennigſtück ausgelöſt hat, mit dieſem in eine 
außerhalb des Apparats befindliche Schale gelangt. Der Fall 
des eingeführten Zehnpfennigſtücks iſt durch eine die Vorder⸗ 
ſeite des Apparats abſchließende Glasſcheibe zu beobachten. 
Unhaltbar iſt es, daß die Strafkammer dasſelbe Spiel 
unter denſelben konkreten Verhältniſſen in Rückſicht auf die 
verſchiedene Fähigkeit der Spieler verſchieden beurteilt, nämlich 
in denjenigen Einzelfällen, in denen geübte Spieler den 
Automaten benutzen, als Geſchicklichkeitsſpiel, dagegen in denen, 
wo die Spieler ungeübt waren, als Glücksſpiel anſieht. 
Für die Entſcheidung der Frage, ob ein beſtimmtes Spiel als 
Glücksſpiel, d. h. als ein ſolches, bei dem die Entſcheidung über 
Gewinn und Verluſt ausſchließlich oder doch im weſentlichen 
vom Zufall abhängt, oder als Geſchicklichkeitsſpiel ſich darſtellt, iſt 
nur der allgemeine Charakter des Spiels, den es unter den 
gegebenen Verhältniſſen, unter denen es geſpielt wird, 
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beſitzt und nach der Abſicht des Veranſtalters haben ſoll, 


maßgebend. Dieſer Charakter des Spiels iſt aber gegenüber 


dem Publikum, dem die Spielgelegenheit geboten wird, nur 
einheitlich zu beurteilen. Von ausſchlaggebender Bedeutung 
iſt der gewöhnliche Lauf der Dinge, wie er unter den gegebenen 
Verhältniſſen, alſo auch insbeſondere unter Berüdfichtigung 
der durchſchnittlichen Fähigkeit der beteiligten Perſonen, 
zu erwarten iſt. Urt. d. IV. Sen. v. 3. April 1908 (155/08). 

66. 5 284 StGB. Dasſelbe.] Die Annahme der Straf: 
kammer, daß ein Spiel, das ſich — von hinreichend Spiel⸗ 
kundigen geſpielt — als Geſchicklichkeitsſpiel darſtellt, zum 
Glücksſpiel werden kann, wenn es auch Spielunkundigen an⸗ 
geboten und von ſolchen geſpielt wird, ſowie, daß hierbei auf 
den Charakter der Spieler im allgemeinen Rückſicht zu nehmen 
iſt, entſpricht der in zahlreichen Urteilen zum Ausdrucke ge⸗ 
brachten Auffaſſung des RG. In dieſen Urteilen iſt namentlich 
hervorgehoben, daß in ſolchen Fällen der Annahme von Glücks⸗ 
ſpiel die Tatſache nicht entgegenſtehe, daß vereinzelte Spieler 
geſchickt genug ſeien, um auf Gewinn rechnen zu können: ent⸗ 
ſcheidend ſei vielmehr der allgemeine Charakter, den das Spiel 
unter den Verhältniſſen habe, unter denen es nach der ihm 
durch den Veranſtalter gegebenen Einrichtung geſpielt werde. 
Es komme alſo insbeſondere darauf an, ob das Publikum, 
dem das Spiel nach dieſer Einrichtung angeboten werde, in 
ſeinem überwiegenden Teile diejenige Geſchicklichkeit beſitze, die 
geeignet iſt, die Gewinnausſichten weſentlich zu beeinfluſſen 
und fie zu beſtimmen. (RGSt. 25, 192; Goltd Arch. 45, 58; 
50, 281; Urt. vom 18. Jan. 1906 III D. 828/05, abgedruckt 
in den Blättern für Rechtsanwendung 71, 222). Dieſem 
rechtlichen Geſichtspunkte folgend hat die Strafkammer aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt, daß der Angeklagte die hier in Betracht 
kommenden Automaten einem unbegrenzten Perſonenkreiſe zu⸗ 
gänglich gemacht habe, daß überwiegend ungeübte Perſonen 
„auf gut Glück“ geſpielt hätten und der Spielerfolg hier 
weſentlich außerhalb ihrer Berechnung gelegen habe. Die 
weitere Feſtſtellung, das Spiel habe auch nach der Abſicht 
des Angeklagten gerade von ungeübten Spielern, bei denen die 
Entſcheidung über Gewinn und Verluſt vom Zufall abhing, 
geſpielt werden ſollen, war jedenfalls als tatſächliche Grund⸗ 
lage für die Frage von Erheblichkeit, welche Einrichtung der 
Angeklagte dem Spiele gegeben hatte und nach der Seite des 
inneren (ſubjektiven) Tatbeſtandes, ob er ſich bewußt war, 
die Spieler ſeien überwiegend ungeübt und ſpielunkundig und 
das Spiel ſei daher für ſie ein Glücksſpiel. In dem vom 
Verteidiger angezogenen, zum Abdrucke beſtimmten Urteile des 
IV. StS. vom 3. April 1908 — D. 155/08 — iſt kein 
hiervon abweichender Rechtsſtandpunkt vertreten. Es wird 
darin vielmehr nur einem Mißverſtändniſſe der früheren Urteile 
des RG. nach der Richtung entgegengetreten, als käme es 
— bei der allerdings zu erfordernden Beurteilung des Spiels 
nach ſeiner Geſtaltung unter den Verhältniſſen des Einzelfalls — 
für die Frage, ob Glücksſpiel oder Geſchicklichkeitsſpiel vorliege, 
darauf an, welches Maß von Geſchicklichkeit die jedesmal 
ſpielenden Perſonen beſäßen, ſodaß das Spiel innerhalb derſelben 
Veranſtaltung bald Glücks-, bald Geſchicklichkeitsſpiel fein könnte. 
Inſoweit wird übereinſtimmend mit den in den älteren Urteilen 
anerkannten Grundſätzen ausgeführt, daß innerhalb der einzelnen 
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Veranſtaltung über die Natur des Spieles, die durchſchnittliche 
Fähigkeit desjenigen Kreiſes von Perſonen, dem es von dem 
Veranſtalter nach dieſer Veranſtaltung angeboten werde, 


einheitlich zu entſcheiden habe, ſodaß, wenn dieſe durch⸗ 


ſchnittliche Fähigkeit — in dem eingangs gekennzeichneten 
Sinn — unzureichend ſei, Veranſtaltung von Glücksſpiel vorliege, 
und daß dieſe Eigenſchaft ſich auch dann nicht ändere, wenn 
einzelne Perſonen des in Betracht kommenden Kreiſes aus⸗ 
reichende Spielgeſchicklichkeit beſitzen und dieſe beim Spiele 
betätigen. Urt. d. V. Sen. v. 26. Mai 1908 (321/08). 

3. 67. 5 292—294 StGB.] Zutreffend hat die Straf: 
kammer angenommen, daß wilde Kaninchen in Braunſchweig 
zu den jagdbaren Tieren gehören. Die gleiche Befugnis gibt 
§ 17 Abſ. 2 des Geſetzes vom 8. September 1848 betr. die 
Aufhebung des Jagdrechts uſw. (Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
Sammlung von 1848 Nr. 39), wonach jeder einzelne Grund⸗ 
beſitzer auf ſeinen Grundſtücken wilde Kaninchen fangen oder 
töten darf, jedoch ohne Anwendung von Schießwaffen, während 
nach Abſ. 1 die Jagdintereſſenten verpflichtet ſind, die in ihrem 
Bezirke vorhandenen wilden Kaninchen ausrotten zu laſſen. 
Urt. des III. Sen. v. 6. Juli 1908 (405/08). 

68. 5 3022 StGB. Notlage eines reichen Erben.] 
Von Ausbeutung der Notlage eines anderen kann allerdings 
nur die Rede ſein, wenn eine Notlage an ſich (objektiv) beſteht 
(RGSt. 12, 303 [ 304). Allein eine Notlage iſt nicht nur 
da gegeben, wo eine durchaus ungünſtige Vermögenslage, eine 
völlige Mittelloſigkeit vorliegt. Sie kann auch auf Seite des⸗ 
jenigen vorhanden ſein, der zwar Vermögensmittel hat, aber 
aus rechtlichen oder tatſächlichen Gründen nicht in der Lage iſt, 
darüber zu verfügen. Derjenige, welchem dieſe Möglichkeit fehlt, 
kann in derſelben Not ſich befinden, wie jener, welcher Vermögens⸗ 
gegenſtände nicht hat. Der Zuſtand der augenblicklichen 
drängenden Not (vgl. RGSt. 5, 9 flg. [15]) iſt daher, wie 
auch die Strafkammer darlegt, für den Begriff der Notlage 
maßgebend. In einem ſolchen Zuſtande befand ſich nach An⸗ 
nahme des Urteils der Zeuge E., als er das Abkommen vom 
6. November 1902 abgeſchloſſen hat. Er hatte damals die 
ihm vom Angeklagten Z. geliehenen 3 000 & zur Tilgung 
ſeiner Schulden verbraucht und war des von ſeinem Vater ihm 
bisher gewährten Unterhaltes verluſtig geworden. Denn ſein 
Vater hatte die Drohung verwirklicht, ihm jede weitere 
Unterhaltsleiſtung zu verweigern, wenn er nicht ſein Verlöbnis 
auflöſe. Allerdings bezahlten die Eltern der Braut für E. die 
Penſion, in der er ſich damals befand, und ſorgten auch für 
Kleider und Wäſche. Es fehlten ihnen aber die Mittel, den 
vollſtändigen Unterhalt und auf längere Zeit zu beſtreiten 
Ihre geringen Geldmittel konnten ſie in dem Geſchäft nicht 
entbehren. Der Beſchwerdeführer erkennt das Vorhandenſein 
einer Notlage auch, deshalb nicht an, weil dem E. nach dem 
Tode ſeines Großvaters ein Sechzehntel des auf mehrere 
Millionen ſich belaufenden Nachlaſſes zugefallen ſei. Allein der 
Nachlaß beſtand, wie das Urteil feſtſtellt, „in Bauterrains“, 
die nach der maßgebenden letztwilligen Verfügung erſt vom 
4. März 1905 an verkauft werden durften und „die einen 
nennenswerten Ertrag nicht abwarfen“. Damit iſt zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß der Ertrag keinen den Begriff der Notlage 


ausſchließenden Umfang hatte. Wenngleich dem E. nach dem 
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4. März 1905 aus dem Verkaufserlöſe ein Anteil von 
448 000 & zufiel, fo ſtanden ihm doch im Jahre 1902 „keine 
bereiten Mittel zur Beſeitigung ſeiner augenblicklichen Notlage 
zur Verfügung“. Zu Unrecht macht die Reviſion geltend, daß 
dieſer Begriff ſich höchſtens auf das Verhältnis des E. zu ſeiner 
Braut, nicht aber auf deſſen Vermögensverhältniſſe zutreffe, da 
es dem Genannten jederzeit möglich geweſen ſei, den Fortbezug 
der früher gewährten Unterhaltsbeträge dadurch zu erlangen, 
daß er dem Willen ſeines Vaters ſich fügte. Ob E. die 
Unterhaltsentziehung ſchuldhaft verurſacht hat, iſt für die Frage 
bedeutungslos, ob der Zuſtand, in welchen er durch die Ver⸗ 
weigerung der Unterhaltsleiſtung geraten iſt, als Notlage ſich 
darſtellt. Es iſt nicht rechtsirrig, wenn das LG. darin, daß E. 
der von feinem Vater verlangten Anderung feiner persönlichen 
Verhältniſſe ſich nicht unterzog, keinen die Notlage ausſchließenden 
Umſtand erſehen hat. Urt. d. II. Sen. v. 29. Mai 1908 
(408/08). 

69. 5 330 StGB.] Bei Prüfung der Frage, ob An⸗ 
geklagter als Leiter eines Baues wider die allgemein anerkannten 
Regeln der Baukunſt gehandelt habe, iſt die Strafkammer von 
der Auffaſſung ausgegangen, daß als Leiter nur derjenige in 
Betracht kommen könne, der ſich tatſächlich der Bauleitung 
unterzogen habe. Einen Akt der Bauleitung hat die Straf⸗ 
kammer zunächſt darin erblickt, daß Angeklagter die Bau⸗ 
ausführung nach feinem Plane dem Mitangeklagten G. über⸗ 
tragen hat. Die Behauptung der Reviſion, daß damit auch 
die Bauleitung auf G. übertragen worden ſei, ſteht im 
Widerſpruch zu der Feſtſtellung, daß G. die Übernahme der 
Bauleitung ausdrücklich abgelehnt, Angeklagter auch dem 
Stadtbauamte nur mitgeteilt habe, daß er die Ausführung 
des Neubaues mit ſämtlichen Rechten und Pflichten dem G. 
übertragen habe, und daß der Bauherr mit der vom Angeklagten 
ihm angekündigten Übertragung der Bauleitung auf G. nicht 
einverſtanden geweſen ſei, ſondern darauf beſtanden habe, daß 
die Bauleitung bei dem Angeklagten verbleibe. Eine fernere 
perſönliche Tätigkeit während der Bauausführung iſt darin ge⸗ 
funden, daß Angeklagter am 21. November 1906 einen Antrag an 
das Stadtbauamt gerichtet hat wegen Genehmigung des Wegfalls 
einer im urſprünglichen Plane vorgeſehenen Wendeltreppe und 
daß er mit Schreiben vom 22. Dezember 1906 eine von ihm 
angefertigte Berechnung des Bodendrucks, die das Bauamt ver⸗ 
langt hatte, einreichte. Schließlich hat die Strafkammer feſt⸗ 
geſtellt, daß Angeklagter, der allerdings perſönlich die Bauſtelle 
nicht beſucht, auch die Bauarbeiten durch ſeine Angeſtellten nicht 
überwacht hat, ſich doch nach wie vor als Bauleiter betrachtet 
und fortgeſetzt leitenden Einfluß auf die Bauausführung aus⸗ 
geübt hat, indem er zuließ, daß ſeine Angeſtellten dem G., der 
wiederholt in die Wohnung des Angeklagten kam, um dort 
Anweiſungen für den Bau zu erlangen, die gewünſchten In⸗ 
ſtruktionen erteilten. Wenn die Reviſion den Beweis dafür 
vermißt, daß der Angeklagte ſeine Angeſtellten hierzu beauftragt 
habe, ſo iſt demgegenüber darauf hinzuweiſen, daß das er⸗ 
kennende Gericht offenbar aus dem Geſamtergebnis der Ver⸗ 
handlung die Überzeugung gewonnen hat (8 260 StPO.), es 
habe ein ſolcher — wenn auch nur ſtillſchweigender — Auftrag 
vorgelegen und daß es der Angabe der Beweismittel nicht be⸗ 
durfte ($ 266 StPO.) Wenn die Strafkammer auf Grund 
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dieſer Feſtſtellungen und unter Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß der Beſchwerdeführer, der Archikekt iſt, die Pläne und 
Zeichnungen für den Bau dem ausführenden Maurer⸗ 
meiſter — d. i. der Mitangeklagte G. — übergeben hat, den 
Angeklagten als Leiter des Baues für die nachgewieſenen 
Verſtöße wider die allgemein anerkannten Regeln der Baukunſt 
verantwortlich gemacht hat, ſo iſt hierin keine Geſetzesverletzung 
zu finden. Es konnte als genügend dargetan angeſehen werden, 
daß der Angeklagte techniſch die Errichtung des Baues als 
eines Ganzen nach ſeinen Weiſungen und Anordnungen beſtimmt 
und der bauaus führende Maurermeiſter den Anordnungen des 
Angeklagten als des ihm übergeordneten Technikers Folge ge⸗ 
leiſtet hat. Urt. d. V. Sen. v. 18. Febr. 1908 (40/08). 

70. 8 347 Abſ. 2 StGB.] 8 347 Abſ. 2 StGB. er⸗ 
fordert, daß der Täter nicht nur vorausſehen kann, daß ſeine 
Handlung für den Gefangenen günſtigere Entweichungs⸗ 
bedingungen herbeiführt, ſondern auch, daß das Entweichen 
überhaupt möglich ſei, und alſo eine Förderung oder Er⸗ 
leichterung des Entweichens ſtattfinden könne. In dieſem 
Sinne haben ſich u. a. die Urteile des erkennenden Senats 
vom 24. Oktober 1896 gegen Völkel D. 2759/96, vom 16. Juni 
1898 gegen Böhm D. 1964/98, vom 5. Januar 1899 gegen 
Reichling D. 4492/98 und vom 8. November 1900 gegen 
Schäfer D. 3890/00 ausgeſprochen. Die von dem ORA. für 
die gegenteilige Anſicht angezogenen Urteile des III. StS. vom 
14. Februar 1887 (RGSt. 15, 345) und vom 25. März 1907 
gegen Ulrich 3 D. 1135/06 ſtehen mit den ausgeführten Grund⸗ 
ſätzen nicht im Widerſpruch. In beiden Fällen hatte der 
I. Richter feſtgeſtellt, daß der Angeklagte die konkrete Art 
und Weiſe der Bewerkſtelligung der Flucht nicht habe voraus⸗ 
ſehen können. Daß dieſe Vorausſehbarkeit nicht erfordert 
wird, iſt auch von dem erkennenden Senat in den oben er⸗ 
wähnten Urteilen mehrfach anerkannt und unbedenklich richtig. 
Hier handelt es ſich aber darum, daß nach der für das Re⸗ 
viſionsgericht maßgebenden Überzeugung des I. Richters der 
Angeklagte eine Entweichung überhaupt nicht und auf 
keine Weiſe für möglich gehalten habe, weil er ohne Fahr⸗ 
läſſigkeit die Gittertür für unbedingt ſicher gehalten habe. Urt. 
d. I. Sen. v. 24. Febr. 1908 (1103/07). 

71. 5 348 StGB. Teilweiſe Offentlichkeit der Notariats⸗ 
urkunde.] Gegen den Angeklagten iſt feſtgeſtellt, daß er als 
Notar von mehreren im Jahre 1907 von ihm aufgenommenen 
Verhandlungen Ausfertigungen erteilt hat, bei denen am Schluſſe 
im Ausfertigungsvermerk angegeben war, daß dieſe Verhand⸗ 
lungen unter den aufgeführten Nummern im Notariatsregiſter 
eingetragen ſeien, obwohl dieſe Eintragungen damals noch nicht 
erfolgt waren. Von der Anklage, hiermit gegen 8 348 Abſ. 1 
StGB. verſtoßen zu haben, iſt er freigeſprochen worden. Der 
hiergegen von der Staatsanwaltſchaft eingelegten Reviſion war 
der Erfolg zu verſagen. In Art. 95 des Preußiſchen Geſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 
iſt dem Notar die Führung eines Regiſters zur Pflicht gemacht 
und im Anſchluß hieran beſtimmt: „Auf der Urſchrift jeder 
Urkunde ſowie auf jeder Ausfertigung oder Abſchrift ſoll der 
Notar die Nummer angeben, unter der die Urſchrift im Regiſter 
eingetragen iſt.“ Die Strafkammer hat angenommen, daß 
hiermit nicht eine Beurkundung im Sinne des § 348 Abſ. 1 
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StGB. angeordnet, ſondern nur eine innerdienſtliche Ordnungs⸗ 
vorſchrift getroffen worden ſei und dieſe Annahme, die nicht für 
rechtsirrtümlich zu erachten iſt, trägt die Entſcheidung. Der 
Tatbeſtand des § 348 Abſ. 1 StGB. ſetzt in feiner erſten hier 
allein in Betracht kommenden Begehungsform objektiv eine 
falſche Beurkundung durch den Beamten in öffentlicher Ur⸗ 
kunde voraus. Die Eigenſchaft einer ſolchen kommt aber nicht 
jeder von dem Beamten nach Maßgabe der für ihn beſtehenden 
Vorſchriften gemachten ſchriftlichen Bemerkung, ſondern nur 
ſolchen Vermerken zu, welche dazu beſtimmt ſind, unter der 
Autorität öffentlichen Glaubens ein für und gegen Dritte bes 
weiſendes Schriftſtück herzuſtellen. Daß die in Art. 95 ange⸗ 
ordneten Nummerangaben eine ſolche Beſtimmung haben ſollten, 
iſt dem Geſetze nicht zu entnehmen. Urt. d. IV. Sen. v. 25. Febr. 
1908 (1106/07). 

72. 8 359 StGB.] Es kann dahingeftellt bleiben, ob 
die eidliche Verpflichtung nach 8 125 Abſ. 2 der Preußiſchen 
Landgemeindeordnung für die 7 öſtlichen Provinzen der Monarchie 
vom 3. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 233 ff.) bei dem ſtell⸗ 
vertretenden Gutsvorſteher zur Vorbedingung der Amtsüber⸗ 
tragung gemacht und damit für deſſen Beamteneigenſchaft über⸗ 
haupt von Bedeutung iſt. Denn ſelbſt, wenn dies der Fall 
wäre, würde der vom Angeklagten, wie feſtgeſtellt, im Februar 
1888 nach Maßgabe der Preußiſchen Verordnung vom 6. Mai 
1867 geleiſtete Dienſteid ihn gemäß § 2 daſelbſt nicht nur für 
die zur Zeit der Eidesleiſtung von ihm bekleideten, ſondern auch 
für alle ihm etwa ſpäter zu übertragenden Amter verpflichtet 
haben, ſo daß es bei ſeiner Beſtellung zum ſtellvertretenden 
Gutsvorſteher von H. im Jahre 1902 weder einer wiederholten 
Vereidigung, noch entſprechend dem Beſchluß des preußiſchen 
Staatsminiſteriums vom 8. Oktober 1888 einer Verweiſung 
auf den geleiſteten Dienſteid bedurfte. Urt. d. IV. Sen. 
v. 3. April 1908 (159/08). 


B. Zu den Prozeßgeſetzen. 

73. 566 GVG.] Das Präſidium beſtimmt für den 
Fall der Verhinderung ſtändiger Mitglieder einer Kammer die 
regelmäßigen Vertreter (88 62, 63 GVG.). Im Falle der 
Verhinderung des regelmäßigen Vertreters hat aber den 
zeitweiligen Vertreter der Präſident zu beſtimmen 
(5 66 GV.). Es beſteht keine geſetzliche Vorſchrift, nach 
welcher der Präſident dieſe Befugnis — ſei es aus ſelbſtändiger 
Entſchließung, ſei es auf Beſchluß oder unter Mitwirkung des 
Präſidiums — auf den Vorſitzenden der Kammer übertragen 
könnte. Die nachträgliche Erteilung der Genehmigung des 
Präſidenten zu der Heranziehung eines Unterſuchungsrichters 
zur Verhandlung und Entſcheidung ändert nichts daran, daß 
die Mitwirkung des Herangezogenen bis zu ihrer Genehmigung 
gegen die Vorſchrift des 8 66 GVG. verſtieß, das erkennende 
Gericht alſo zum mindeſten während eines Teiles der Haupt⸗ 
verhandlung nicht vorſchriftsmäßig beſetzt war. Urt. d. II. Sen. 
v. 17. März 1908 (1068/07). 

74. 8 12 StPO. Rechtshängigkeit (Kollektivdelikt und 
Einzeldelikt).] Die wegen eines Kollektivdelikts anhängige 
Strafklage begründet die Einrede der Rechtshängigkeit gegenüber 
der Anhängigmachung eines Einzelfalles, nicht umgekehrt dieſe 
die Einrede der Rechtshängigkeit gegenüber der Anklage wegen 
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des Kollektivdelikts, wenigſtens dann nicht, wenn der Anklage 
auch andere Einzelfälle, als die bereits anhängigen, zugrunde 
liegen. Iſt dann einmal das LG. zufolge der Eröffnung des 
Hauptverfahrens wegen gewerbs⸗ und gewohnheitsmäßiger 
Hehlerei mit ſämtlichen Einzelfällen im vollen Umfang befaßt, 
ſo ändert die Tatſache, daß das erkennende Gericht das Tat⸗ 
beſtandsmerkmal der Gewerbs⸗ und Gewohnheitsmäßigkeit ver⸗ 
neint, nichts an feiner durch $ 263 StPO. gegebenen Befugnis 
und Verpflichtung zur Aburteilung dieſer Einzelfälle auch unter 
verändertem rechtlichen Geſichtspunkt. Urt. d. V. Sen. v. 
14. Febr. 1908 (988/07). 

75. 8 27 StPO. Entſcheidung der Landgerichtsſtraf⸗ 
kammer über Ablehnung der Richter einer detachierten Straf⸗ 
kammer.] Der auf Grund des 8 78 GVG. gebildeten Straf⸗ 
kammer kann für ihren Bezirk die geſamte Tätigkeit der Straf⸗ 
kammer des LG. oder ein Teil dieſer Tätigkeit zugewieſen 
werden. Wird ihr nur ein Teil zugewieſen, ſo bleibt die 
übrige Tätigkeit bei der Strafkammer des LG. Der Straf⸗ 
kammer bei dem AG. in E. iſt nur die Tätigkeit der Straf⸗ 
kammer des LG. als erkennenden Gerichts zugeteilt und 
zwar einerſeits in I. Inſtanz, andrerſeits in der Berufungs⸗ 
inſtanz, ſoweit in der Beſetzung mit 3 Richtern zu verhandeln 
iſt, mithin in dieſem Umfange die Tätigkeit in der Haupt⸗ 
verhandlung. (Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
25. Juli 1879, JMBl. S. 207.) Hierzu gehörte nicht die Ent⸗ 
ſcheidung über das Ablehnungsgeſuch des Angeklagten, wenn 
ſie außerhalb der Hauptverhandlung erging. Sie konnte außer⸗ 
halb der Hauptverhandlung erlaſſen werden, weil eine der 
Entſcheidung vorhergehende mündliche Verhandlung nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt. Vgl. RES. 21, 250. Nun wurde die Straf: 
kammer bei dem AG. durch das Ausſcheiden der abgelehnten 
Amtsrichter D. und G. allerdings inſofern beſchlußunfähig, als 
ſie ohne Zuziehung von Stellvertretern keine Hauptverhandlung 
abhalten und demnach in ihr keine Beſchlüſſe faſſen konnte. 
Indeſſen ihre Beſchlußunfähigkeit in der Hauptverhandlung 
war nicht ausſchlaggebend, weil in der Hauptverhandlung kein 
Beſchluß gefaßt werden ſollte. Zur Entſcheidung außerhalb 
der Hauptverhandlung wurde fie nicht durch das Ausſcheiden 
der ihr angehörenden beiden Amtsrichter unfähig. Zu dieſer 
Art der Rechtſprechung entbehrte ſie vielmehr der ſachlichen 
Zuſtändigkeit, weil dieſe durch die Landesjuſtizverwaltung auf 
die Tätigkeit in der Hauptverhandlung beſchränkt iſt. Der 
8 27 Abſ. 1 StPO. traf daher nicht zu. Mithin fehlt es an 
einer für den vorliegenden Fall unmittelbar anwendbaren Vor⸗ 
ſchrift. Die Lücke iſt dahin zu ergänzen, daß es bei der Regel 


bleibt, wonach die Strafkammer des LG. die der Straflammer 
bei dem AG. nicht übertragenen Entſcheidungen zu treffen hat, 


alſo in Fällen der vorliegenden Art auch die Entſcheidung über 
ein gegen einen erkennenden Richter gerichtetes Ablehnungs⸗ 
geſuch außerhalb der Hauptverhandlung. Urt. d. II. Sen. v. 
22. Febr. 1908 (22/08). 

76. 88 51, 60 StPO. Zeugeneid der Ehefrau und ihres 
Bruders bei Nichtigkeit der Ehe.] Die Nichtbeeidigung der als 
Zeugin vernommenen zweiten Ehefrau des Angeklagten, welche 
mit ihm in Bigamie lebt, verſtößt nicht gegen das Geſetz, da 
die formell beſtehende Ehe des Angeklagten mit ſeiner zweiten 
Ehefrau zur Zeit der Zeugenvernehmung noch nicht für nichtig 
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erklärt oder aufgelöft war. Auch durch die Nichtbeeidigung des 
Bruders der zweiten Ehefrau des Angeklagten iſt $ 60 StPO. 
nicht verletzt. Allerdings hat das RG. in einem Urteil vom 
19. März 1883 (RGRſpr. 5, 188) mit bezug auf das 
Strafrecht, insbeſondere den S 263 Abſ. 4 StGB. auf 
Grund des damaligen Rechtszuſtandes angenommen, daß aus 
einer nichtigen Ehe eine Schwägerſchaft nicht abgeleitet werden 
könne. Allein wenn dieſer Anſicht auch noch jetzt trotz der 
durch das BGB. veränderten Rechtslage beizupflichten wäre, 
ſo könnte dies für die hier vorliegende ſtrafprozeſſuale 
Frage nicht von ausſchlaggebendem Gewicht ſein. Urt. d. 
IV. Sen. v. 21. Febr. 1908 (48/08). 

77. 8 149 StPO. Ausübung der Beiſtandſchaft des 
geſetzlichen Vertreters.] Die Anſicht der Verteidigung, daß bei 
Anweſenheit des geſetzlichen Vertreters des Angeklagten in der 
Hauptverhandlung das Gericht die Zulaſſung als Beiſtand ohne 
weiteres auszuſprechen habe und es erſt dann eines Verlangens 
um Gehör von deſſen Seite bedürfe, findet im Geſetz keine 
Stütze. Urt. d. IV. Sen. v. 5. Juni 1905 (426/08). 

78. 8 154 StPO. Zurücknahme der öffentlichen Anklage.] 
„Die Eröffnung einer gerichtlichen Unterſuchung“ im Sinne der 
StPO. erfordert begriffsgemäß einen richterlichen Beſchluß, durch 
den erklärt wird, daß nunmehr die Anordnung und Durchführung 
der Unterſuchungshandlungen, die zur Strafverfolgung wegen 
der durch die öffentliche Klage bezeichneten Tat nötig ſein 
werden, in ihrer Geſamtheit in eine einheitliche richterliche Hand 
gelegt und auf dieſem Wege die Sache einer endgültigen richter⸗ 
lichen Entſcheidung zugeführt werden ſoll. Von der Eröffnung 
einer gerichtlichen Unterſuchung kann daher nur geſprochen 
werden bei der Eröffnung der Vorunterſuchung (S8 182, 200 
StPO.) und der Eröffnung des Hauptverfahrens (8 201 ff. 
StPO.), wogegen dadurch, daß das Gericht nach S 200 StPO. 
„einzelne Beweiserhebungen anordnet“ noch keineswegs nach 
88 151, 154 StPO. „eröffnet“ wird. Urt. d. I. Sen. v. 
12. März 1908 (158/08). 

79. 5 210 StPO.] Nach der Faſſung des Antrages 
auf Eröffnung der Vorunterſuchung, dem entſprechend auch die 
Vorunterſuchung eröffnet iſt, und bei der ausdrücklichen Er⸗ 
wähnung des § 74 StGB. iſt anzunehmen, daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft davon ausgegangen iſt, der Angeklagte habe noch 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 4. Juli 1905, be⸗ 
treffend die Wetten bei öffentlich veranſtalteten Pferderennen, 
des ſogenannten Totaliſatorgeſetzes, geſchäftsmäßig Wetten für 
öffentlich im In⸗ und Auslande veranſtaltete Pferderennen ver⸗ 
mittelt und er habe in derſelben Zeit durch weitere ſelbſtändige 
Handlungen gegenüber dem Reſtaurateur G. und anderen Per⸗ 
ſonen ſich des Betruges dadurch ſchuldig gemacht, daß er ihnen 
durch die Vorſpiegelung der falſchen Tatſache, er wolle für ſie 
ſolche Rennwetten vermitteln, größere Geldbeträge entlockte, 
welche er in Wirklichkeit für ſich zu behalten und für eigene 
Zwecke zu verwenden gedachte. Danach lagen zwei ver⸗ 
ſchiedene öffentliche Klagen vor, die nur äußerlich verbunden 
waren. Daher war die Staatsanwaltſchaft, wenn ſie nach ge⸗ 
ſchloſſener Vorunterſuchung zu der Anſicht gelangte, der An⸗ 
geklagte habe ſich der Betrugsvergehen nicht ſchuldig gemacht, 
berechtigt, den Antrag auf Außerverfolgungſetzung des Ange⸗ 
klagten wegen Betruges zu ſtellen, und die Strafkammer war 
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berechtigt, dieſem Antrage zu entſprechen. Die andere öffent⸗ 
liche Klage wegen des Vergehens gegen das Totaliſatorgeſetz 
blieb beſtehen; die Staatsanwaltſchaft konnte unter Berückſichti⸗ 
gung aller erheblich erſcheinenden ermittelten Tatſachen Anklage 
erheben und die Strafkammer war durch die inzwiſchen ein⸗ 
getretene Rechtskraft des Beſchluſſes auf Außerverfolgungſetzung 
des Angeklagten wegen Betruges vom 24. September 1907 in 
keiner Weiſe gehindert, am 10. Oktober 1907 der Anklage 
gemäß den Beſchluß auf Eröffnung des Hauptverfahrens wegen 
Vergehens gegen das Totaliſatorgeſetz zu faſſen und in ihrem 
Urteile die ſämtlichen in der Hauptverhandlung feſtgeſtellten 
Tatſachen nach den 85 153, 263 StPO. zu berückſichtigen 
(vgl. RG St. 8, 135). Urt. d. I. Sen. v. 6. Juli 1908 (78/08). 

80. 5223 StPO.] Das Protokoll über die Vernehmung 
der Zeugin Frau D. durfte nicht verleſen werden, weil der 
Verteidiger nicht nach Vorſchrift des 8 223 StPO. von dem 
zum Zwecke dieſer Vernehmung anberaumten Termine benach⸗ 
richtigt war und der Verleſung widerſprach. Die behauptete 
Verletzung des §S 244 StPO. liegt daher nicht vor. Darauf, 
daß die nach § 223 StPO. erforderlichen Benachrichtigungen 
unterblieben ſind, beruht das Urteil nicht, weil die Ausſage 
der Zeugin nicht als Beweismittel benutzt iſt. Die Wieder⸗ 
holung der Vernehmung der Zeugin iſt nicht beantragt worden. 
Sie von Amts wegen zu beſchließen, war der Vorderrichter 
durch keine Geſetzesvorſchrift verpflichtet. Urt. d. II. Sen. v. 
12. Mai 1908 (346/08). 

81. 5 223 StPO.] Das AG. hat am 3. März 1908 
die Ladung der Zeugin auf denſelben Tag vormittags 11 Uhr 
angeordnet und in ſeiner Verfügung zugleich ausgeſprochen, daß 
die Benachrichtigung der Staatsanwaltſchaft, der Angeklagten 
und der Verteidiger zu unterbleiben habe, weil ſie „wegen der 
Kürze der Zeit untunlich“ ſei. Die Vernehmung der Zeugin 
iſt zur angeordneten Zeit erfolgt und in der Hauptverhandlung 
iſt das Protokoll über ihre Vernehmung verleſen worden. Nach 
§ 223 Abſ. 1 StPO. darf die Benachrichtigung der Prozeß⸗ 
beteiligten von den gemäß § 222 ebenda anberaumten Terminen 
nur inſoweit unterbleiben, als ſie „wegen Gefahr im Verzug“ 
untunlich iſt. Daß das AG. dieſen Grund für das Unter⸗ 
bleiben der Benachrichtigung als vorliegend erachtet hat, iſt aus 
ſeiner Verfügung nicht erſichtlich, im übrigen iſt auch aus dem 
Akteninhalte eine ſolche Verzugsgefahr nicht erkennbar. 
Namentlich iſt eine ſolche nicht etwa ſchon deshalb als gegeben 
anzuſehen, weil die Hauptverhandlung bereits auf den 5. März 
anberaumt war. Die Vergleichung des § 223 mit 8 191 Abſ. 3 
StPO. läßt klar erkennen, daß Verzugsgefahr und ein „Auf⸗ 
enthalt für die Sache“ nicht gleichwertige Begriffe ſind. Durch 
die bei Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften ſich ergebende 
Notwendigkeit der Verlegung eines bereits anberaumten Haupt⸗ 
verhandlungstermines iſt zwar ein Aufenthalt für die Sache, 
keineswegs aber ohne weiteres eine Verzugsgefahr im Sinne 
des § 223 a. a. O. zu erblicken. (RGSt. 1, 210.) Der hier⸗ 
nach vorliegende Verſtoß gegen 88 250, 223 StPO. kann auch 
nicht etwa als durch das Verhalten der Prozeßbeteiligten in der 
Hauptverhandlung geheilt angeſehen werden. Zwar gehört der 
§ 223 a. a. O., ſoweit er vorliegend in Betracht kommt, zu 
denjenigen Vorſchriften, auf deren Befolgung rechtswirkſam ver⸗ 
zichtet werden kann. Ein ſolcher Verzicht iſt aber nur bei 
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Kenntnis von der Geſetzesverletzung beachtlich. Vorliegendenfalles 
iſt aber nicht erſichtlich, daß die Angeklagten Kenntnis von 
der unterbliebenen Benachrichtigung ihrer Verteidiger und die 
Verteidiger von der unterbliebenen Benachrichtigung der An⸗ 
geklagten gehabt haben. Nach Lage der Sache iſt nicht aus⸗ 
zuſchließen, daß bei Beobachtung der geſetzlichen Vorſchrift die 
kommiſſariſche Vernehmung der Zeugin zu einem anderen, für 
den Wahrſpruch der Geſchworenen bedeutſamen Ergebnis geführt 
haben würde. Es beruht daher das Urteil auf der Geſetzes⸗ 
verletzung ($ 376 StPO.). Urt. d. IV. Sen. v. 19. Mai 1908 
(339/08). 
82. 5 243 StPO.] Es geht aus dem Sitzungsprotokolle 
hervor, daß der Beſchwerdeführer auf ſeine Anträge in der 
Hauptverhandlung nicht beſchieden worden iſt. Hierin liegt 
allerdings eine Verletzung des 8 243 StPO., die geeignet ſein 
würde, die Aufhebung des Urteils zu begründen, wenn ſie 
gerügt worden wäre. Allein der Beſchwerdeführer hat nicht 
zur Beſchwerde gezogen, daß er auf die von ihm geſtellten 
Beweisanträge unbeſchieden geblieben iſt, ſondern nur, 
daß dieſelben abgelehnt worden ſeien. Dieſe Rüge aber geht 
fehl, da im Urteil die Ablehnung in rechtlich einwandfreier 
Weiſe, nämlich damit begründet worden iſt, daß das Gericht 
die auf das Zeugnis der genannten beiden Zeugen geſtellten 
Tatſachen als wahr angenommen und der Beurteilung zugrunde 
gelegt hat. Urt. d. IV. Sen. v. 10. April 1908 (203/08). 
83. 8 243 StPO.] In der Hauptverhandlung beantragte 
der Verteidiger Vertagung und Ladung des L. zum Nachweis 
dafür, daß er den Zeugen O. vor dem betreffenden Tage, an 
dem der Diebſtahl verübt iſt, in der Wohnung der Angeklagten 
geſehen habe. Das Gericht lehnte den Antrag mit der Be⸗ 
gründung ab, daß die Wahrheit der behaupteten Tatſache 
unterſtellt werden ſolle. Dieſe Zuſage hat das Gericht aber 
nicht gehalten. Denn es ſtellt feſt, daß die Angeklagte den O. 
kurz vor der Zeit der Begehung des Diebſtahls, d. h., wie aus 
den ſonſtigen Feſtſtellungen zu entnehmen iſt, wenige Stunden 
bor Ausführung des Diebſtahls, in ihre Wohnung behußs 
Offnung des in Rede ſtehenden Schränkchens gerufen habe. 
Dieſe Feſtſtellung ſteht in einem unlösbaren Widerspruch mit 
dem Inhalt des Beweisantrages. Hatte das Gericht über 
deſſen Inhalt und Tragweite trotz der Erklärungen der An⸗ 
geklagten auch nur den geringſten Zweifel, ſo wäre eine ent⸗ 
ſprechende Aufklärung durch Befragung derſelben die Amtspflicht 
des Vorſitzenden geweſen. (RGSt. 38, 127.) Daß aber O. 
zweimal an zwei verſchiedenen Tagen bei der Angeklagten ge 
weſen wäre, iſt von keiner Seite auch nur als möglich ins 
Auge gefaßt worden. Das Urteil unterlag deshalb der Auf⸗ 
hebung, zumal das Gericht gerade auf den Vorfall mit O. ſehr 
weſentliches Gewicht gelegt hat, und es mußte die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz 
zurückverwieſen werden. Urt. d. V. Sen. v. 16. Juni 1908 
(358/08). 
84. 5 243 StPO.] Im allgemeinen wird es allerdings 
Aufgabe des Tatrichters ſein, zu entſcheiden, inwiefern aus einer 
als erwieſen zu behandelnden Tatſache in der oder jener Richtung 
auf die Schuld des Angeklagten Schlüſſe zu ziehen ſeien oder 
nicht. Und wenn der Richter im einzelnen Falle andere Schlüſſe 
aus ihr zieht, als der Angeklagte daraus für ſich abgeleitet 
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wiſſen will, wird das dem letzteren regelmäßig keinen Anlaß 
zur Beſchwerde bieten können. Allein der Sachverhalt kann 
auch ſo liegen, daß für das Ermeſſen des Tatrichters bei der 
vorzunehmenden Beweiswürdigung kein Spielraum bleibt, und 
daß die Tatſache, deren Beweis der Angeklagte erſtrebt, eine 
andere als die von ihm gewollte Schlußfolgerung überhaupt 
nicht zuläßt. Iſt dies aber der Fall, und müßte der unter⸗ 
nommene Beweis notwendigerweiſe dazu führen, die An⸗ 
nahme der Täterſchaft des Angeklagten auszuſchließen, dann 
iſt es undenkbar, daß im Urteile auf der einen Seite die Tat⸗ 
ſache als wahr unterſtellt und auf der anderen Seite der An⸗ 
geklagte trotzdem der Täterſchaft für überführt erklärt wird. 
Um einen Fall der Art handelt es ſich hier. Die Strafkammer 
ſtützt ihre Überzeugung von der Schuld des Angeklagten nach 
den Urteilsgründen faſt ausſchließlich auf den Beſitz der Waben, 
die der Gendarmeriewachtmeiſter beim Angeklagten mit Beſchlag 
belegt hat und von denen angenommen wird, daß ſie einen 
Teil derjenigen Honigwaben darſtellen, die dem Zeugen U. in 
der Nacht zum 4. Oktober 1907 aus ſeinen Bienenſtöcken ge⸗ 
ſtohlen worden ſind. Dieſer Annahme ſollte durch den vom 
Angeklagten angebotenen Sachverſtändigenbeweis entgegengetreten 
werden. Ließ ſich die Abſicht des Angeklagten erreichen, wovon 
zunächſt auszugehen iſt, und hätte die von ihm beantragte ſach⸗ 
verſtändige Unterſuchung der Waben als zweifelsfrei ergeben, 
daß ſie nicht von Bienen herrühren konnten, die mit Zucker 
gefüttert waren, dann wäre dieſer Befund mit der von der 
Anklage und ebenſo auch im Urteile angenommenen Identität 
der beſchlagnahmten und der geſtohlenen Waben unvereinbar 
geweſen; denn die dem Zeugen U. geſtohlenen Honigwaben 
ſtammten, wie das Gericht auf Grund der Angaben des Be⸗ 
ſtohlenen feſtſtellt, gerade von ſolchen Bienen her, die mit 
Zucker gefüttert waren. Unter ſo bewandten Umſtänden 
gereicht die Ablehnung des Beweisantrags dem Angeklagten 
zur Beſchwerde. Die unter Beweis geſtellte Tatſache iſt vom 
Gerichte nur ſchein bar, nicht aber im Ernſt, als wahr bes 
handelt worden. Die einzig mögliche Schlußfolgerung, die 
daraus gezogen werden konnte — und deshalb auch hätte ge⸗ 
zogen werden müſſen —, daß nämlich die beim Angeklagten 
gefundenen Honigwaben nicht diejenigen des Beſtohlenen waren, 
iſt nicht gezogen worden. Urt. d. II. Sen. v. 26. Juni 1908 
(498/08). 

85. 88 244, 270 StPO.] Das Schöffengericht hielt nach 
dem Ergebniſſe der Hauptverhandlung vom 19. November 1907 
hinſichtlich der Angeklagten S. und J. die Vorausſetzungen des 
5 244 StGB. für gegeben, und verwies, indem es ſich für 
unzuſtändig erachtete, die Sache an das LG. Durch dieſen 
Beſchluß war das Hauptverfahren gegen die Angeklagten S. 
und J. vor dem LG. eröffnet (8 270 Abf. 2 StPO.), die in 
der Anklage bezeichneten Taten waren ſomit Gegenſtand der 
Urteilsfindung des LG. (§ 263 StPO.), und dieſes durfte ſich 
nicht deshalb für unzuſtändig erklären, weil ſich herausſtellte, 
daß die Sache vor ein Gericht niederer Ordnung gehörte 
($ 269 StPO.). Der Beſchluß vom 19. November 1907 
verwies „die Sache“ vor das LG. Er hob die bisherige 
Verbindung der Straſſachen gegen die ſämtlichen Angeklagten 
nicht auf. Die Strafkammer hat den Beſchluß daher als auch 
den Mitangeklagten A. betreffend angeſehen. Dies iſt nicht zu 
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beanſtanden. Für einen außerhalb der Hauptverhandlung 
gefaßten Beſchluß des AG., daß auch die Straſſache gegen A. 
an das LG. verwieſen werde, würde allerdings dem AG. die 
Zuſtändigkeit gefehlt haben, wenn der Beſchluß die Bedeutung 
einer nach 8 270 StPO. zu treffenden Entſcheidung gehabt 
hätte, da eine ſolche nur von dem Schöffengericht auf Grund 
der Hauptverhandlung erlaſſen werden konnte, und auch die 
Strafſache gegen A., für ſich betrachtet, die Zuſtändigkeit des 
Schöffengerichts nicht überſtiegen hätte. Da aber die geſamte, 
zuſammenhängende Sache bereits vor das LG. verwieſen war, 
ſo war der Erlaß des Beſchluſſes vom 2. Dezember 1907 
unſchädlich. Urt. d. II. Sen. v. 17. März 1908 (157/08). 
86. 5 248 StPO.] Nachdem das Hauptverfahren vor 
dem Schöffengericht eröffnet worden war, iſt vom Vorſitzenden 
des letzteren mit Rückſicht darauf, daß der Zeuge V. durch 
Krankheit am Erſcheinen in der Hauptverhandlung verhindert 
geweſen ſein würde, die kommiſſariſche Vernehmung desſelben 
angeordnet, gleichzeitig iſt von ihm zur Vorbereitung der Haupt- 
verhandlung die Einnahme des Augenſcheins beſchloſſen worden. 
Dieſe Beweisaufnahme, von der die Angeklagten und der Verteidiger 
vorher benachrichtigt worden waren, hat am 12. Februar 1908 
ſtattgefunden. In der darauf ſtattgefundenen Hauptverhandlung 
hat ſich das Schöffengericht gemäß $ 270 StPO. für unzuſtändig 
erklärt und die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung an 
das LG. verwieſen. In der Hauptverhandlung vor dem LG. 
iſt unter Widerſpruch des Verteidigers die Verleſung der 
Protokolle über die Vernehmung des Zeugen V. und die 
Augenſcheineinnahme mit der Begründung, daß die Beweis⸗ 
aufnahme im gleichen Verfahren erfolgt ſei und der Hinderungs⸗ 
grund für den Zeugen am Erſcheinen noch fortbeſtehe, angeordnet 
und zur Ausführung gebracht worden. Ob die fragliche Beweis⸗ 
aufnahme, wie der Vorderrichter meint, „im gleichen Verfahren“ 
ſtattgefunden hat oder nicht, iſt für die Frage der Verles barkeit 
der Protokolle ohne Bedeutung. Die Beweisaufnahme iſt, wie 
der oben wiedergegebene Sachverhalt erkennen läßt, nach der 
Eröffnung des Hauptverfahrens unter Beobachtung der in 
88 222, 223, 224 StPO. getroffenen Beſtimmungen beſchloſſen 
und zur Ausführung gebracht worden. Darin findet die Ver⸗ 
leſung gemäß 88 248, 250 Abſ. 2 StPO. ihre geſetzliche Recht⸗ 
fertigung. Zu Unrecht wenden die Beſchwerdeführer hiergegen 
ein, daß die Beweisaufnahme von einem unzuſtändigen Gerichte 
angeordnet und ausgeführt worden ſei. Ob die Zuſtändigkeit 
des Gerichts für die Rechtsgültigkeit der Beweisaufnahme irgend⸗ 
welche Bedeutung haben könne (vgl. § 20 StPO.), braucht 
nicht erörtert zu werden. Denn nachdem durch Beſchluß vom 
9. Januar 1908 das Hauptverfahren vor dem Schöffengericht 
eröffnet worden war, war dieſes zweifellos bis zur Beendigung 
des vor ihm ſtattgefundenen Hauptverfahrens und der Verweiſung 
der Sache an das LG. ausſchließlich zuſtändig, und das vor 
ihm ſtattgefundene Verfahren bildet für das Hauptverfahren vor 
dem LG. die geſetzliche Grundlage, inſofern das LG. erſt durch 
den Verweiſungsbeſchluß des Schöffengerichts, dem nach 
8 270 StPO. die Wirkung eines Eröffnungsbeſchluſſes zu⸗ 
kommt, mit der Sache befaßt worden iſt. Gänzlich abwegig 
iſt die Behauptung der Beſchwerdeführer, Gericht im Sinne 
der 88 222, 224 StPO. ſei ausſchließlich das erkennende Gericht. 
Überdies iſt nach S 250 Abſ. 2 StPO. auch das Protokoll über 
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eine im Vorverfahren unter Beobachtung der Vorſchriften des 
8 191 SPD. erfolgte Beweisaufnahme verles bar, und auch 
8 248 StPO. macht die Verles barkeit eines Protokolls über 
die Einnahme des richterlichen Augenſcheins keineswegs davon 
abhängig, daß die Beweisaufnahme von dem erkennenden Gericht 
Urt. d. IV. Sen. vom 3. Juli 1908 
(497/08). 

2.87. 88 248, 260 StPO.] Die Verleſung von Schrift: 
ſtücken und folglich auch die als Erſatz der Verleſung zu⸗ 
gelaſſenen Mitteilungen des Vorſitzenden bedürfen der Beur⸗ 
kundung im Sitzungsprotokoll. Urt. d. II. Sen. v. 15. Mai 
1908 (381/08). 

88. 8 253 StPO.] Der Mitangellagte M. war am 
10. Oktober 1907 zu polizeilichem Protokolle (Bl. 6 und 7) 
und am 11. Oktober zu gerichtlichem Protokolle (Bl. 21) ver⸗ 
nommen worden. Seine Ausſage zu letzterem lautet: „Ich 
wiederhole die mir vorgeleſene Ausſage Bl. 6 ff. vom 10. d. M., 
berichtige ſie aber wie folgt: uſw.“ In der Hauptverhandlung 
iſt beſchloſſen, die Erklärungen des M. in dem richterlichen 
Protokolle vom 11. Oktober 1907, Bl. 21 der Akten, zum 
Zwecke der Beweisaufnahme über ein Geſtändnis zu verleſen; 
es ſind dann die „Erklärungen des M. — Bl. 21, 6 ff. der 
Akten —“ verleſen. Die Reviſion erblickt in der Verleſung 
des polizeilichen Protokolls eine Verletzung des 8 253 StPO. 
Daß das polizeiliche Protokoll dem M. bei feiner gerichtlichen 
Vernehmung vorgeleſen iſt, findet ſich zwar nicht vom AG. 
ſelbſt mit direkten Worten bezeugt, ſondern es iſt dem M. in 
den Mund gelegt, daß es geſchehen ſei; indeſſen, wenn es 
auch nicht zu billigen iſt, daß ſtatt einer im Protokoll zu be⸗ 
kundenden Tatſache eine andere, auf jene einen Schluß zu⸗ 
laſſende Tatſache protokolliert wird, ſo begegnet doch vorliegend 
die Annahme keinem Bedenken, daß die Protokollperſonen den 
von dem Vernommenen als vor ihnen geſchehen erwähnten 
Vorgang als geſchehen haben bezeugen wollen. Das gericht⸗ 
liche Protokoll ergibt nunmehr, daß das polizeiliche Protokoll 
dem M. vorgeleſen iſt, und daß M. erklärt hat, er wiederhole 
dieſe Ausſage. Unter dieſen Umſtänden konnte auch die Aus⸗ 
ſage des Angeklagten zum polizeilichen Protokoll verleſen werden 
(vgl. RGSt. 40, 425). Urt. d. II. Sen. v. 13. März 1908 
(116/08). 

89. 8 257 StPO.] Nach 8 257 Abſ. 2 StPO. ges 
bührt dem Angeklagten das letzte Wort. Dies gebührt ihm 
auch nach der Beratung des Urteils, wenn er noch vor der 
Urteilsverkündung dem Gerichte ſeinen Willen kundgibt, eine 
Erklärung abzugeben. Insbeſondere ſteht es ihm frei, noch 
nach der Beratung des Urteils Beweisanträge zu ſtellen, 
Fragen an die Zeugen zu richten uſw. Denn die Haupt⸗ 
verhandlung ſchließt erſt mit der Erlaſſung des Urteils ($ 259 
StPO.). In dem bier vorliegenden Falle hat nun der Ver⸗ 
teidiger, wie das Sitzungs protokoll ausweiſt, nach Rückkehr des 
Gerichtes von der Beratung den Antrag geſtellt, „nochmals in 
die Verhandlung einzutreten“. Welchem Zwecke der nochmalige 
Eintritt in die Verhandlung dienen ſollte, hat der Verteidiger 
dem Protokolle zufolge nicht angegeben. Aber es iſt aus der 
Sachlage nicht erſichtlich, daß ein Grund, insbeſondere aus 
dem Geſichtspunkte des Leitungsrechtes des Vorſitzenden, beſtand, 
den Antrag abzulehnen und dem Verteidiger das Wort zur 
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näheren Darlegung des Gewollten nicht zu erteilen; es liegt 
nichts für die Annahme vor, daß der Angeklagte die Wieder⸗ 
eröffnung der Verhandlung behufs mißbräuchlicher Aus⸗ 
nutzung feiner prozeßrechtlichen Befugniſſe begehrt hätte. Einen 
Grund hat auch der ablehnende Gerichtsbeſchluß nicht angegeben. 
Da nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß der Angeklagte dem 
Wiedereintritt in die Verhandlung zum Zwecke der Stellung 
eines Beweisantrags bezüglich eines für die Entſcheidung 
weſentlichen Punktes beantragt hat, iſt feine Verteidigung durch 
den ablehnenden Beſchluß in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt 
worden (5 377 Nr. 8 StPO.) Urt. d. II. Sen. v. 12. Mai 
1908 (372/08). 

90. 8 259 StPO.] Nachweis des Verbrauchs der Strafs 
klage führt zur Einſtellung des Verfahrens. Urt. d. II. Sen. 
v. 3. März 1908 (1113/07). 

91. 88 259, 263 StPO. Hauptverhandlung trotz Zurück⸗ 
nahme des Strafantrags.] Gegen den Angeklagten iſt das 
Hauptverfahren wegen Beleidigung des G. eröffnet worden. 
G. hatte Strafantrag geſtellt, hat ihn aber einige Tage vor 
der Hauptverhandlung ſchriftlich zurückgenommen. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft gab dem Gericht anheim, den hierdurch erforderlich 
gewordenen Beſchluß gleichzeitig mit dem Urteil zu erlaſſen 
In der Hauptverhandlung proteſtierte der Verteidiger des An⸗ 
geklagten gegen das Eintreten in die Verhandlung, das Gericht 
beſchloß aber, in die Verhandlung einzutreten, da erſtens zur 
Entſcheidung über die Frage der Einſtellung des Verfahrens 
wegen Beleidigung eine Erörterung des Sachverhalts erforder⸗ 
lich, zweitens aber das Gericht zu prüfen habe, ob die Tat 
etwa unter einem anderen rechtlichen Geſichtspunkte, nämlich 
dem der Urkundenfälſchung im Sinne des § 267 StGB. ſtrafbar 
ſei. Der auf dieſe Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes 
hingewieſene Angeklagte lehnte es ab, ſich zu dieſem Teil des 
Eröffnungsbeſchluſſes zu äußern, er iſt aber wegen Urkunden⸗ 
fälſchung verurteilt worden. Aus § 263 StPO. folgt, daß 
in der Hauptverhandlung zu prüfen iſt, ob die Tat des An⸗ 
geklagten aus einem anderen rechtlichen Geſichtspunkte zu be⸗ 
urteilen iſt, als aus dem von dem Eröffnungsbeſchluß an⸗ 
genommenen, und ebenſo, ob aus noch einem weiteren, neben 
dem des Eröffnungsbeſchluſſes. Dies iſt die Vorausſetzung 
dafür, daß der Angeklagte, wenn er auch nur aus einem 
Strafgeſetz auf Grund einer Hauptverhandlung verurteilt 
worden iſt, nicht nachträglich noch wegen derſelben Tat aus 
einem anderen beſtraft werden kann. Es iſt ferner bereits 
wiederholt vom RG. ausgeſprochen, daß bei rechtlichem Zu⸗ 
ſammentreffen einer von Amts wegen zu ahndenden mit einer 
nur auf Antrag zu verfolgenden Straftat beim Mangel eines 
Strafantrags eine Beſtrafung wegen des erſteren eintreten muß. 
Dabei iſt es gleichgültig, ob ein Strafantrag überhaupt nicht 
geſtellt oder ob der geſtellte rechtzeitig zurückgenommen worden 
iſt. Es fragt ſich daher nur, ob das Gericht überhaupt zur 
Hauptverhandlung ſchreiten durfte. Dies iſt zu bejahen. Zu⸗ 
nächſt findet ſich keine Vorſchrift in der StPO., wonach das 
Gericht verpflichtet wäre, bei Zurücknahme des Strafantrags 
nach Eröffnung des Hauptverfahrens, aber vor der Haupt⸗ 
verhandlung alsbald die Einſtellung des Verfahrens auszu⸗ 
ſprechen. Es bedarf im vorliegenden Falle keiner Erörterung, 
ob dieſe Maßnahme zuläſſig wäre, wenigſtens wenn die Staats⸗ 
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anwaltſchaft es beantragt hätte, was hier nicht der Fall iſt: 
keinenfalls iſt es verboten, in die Hauptverhandlung einzutreten. 
Daß dies vom Geſetz jedenfalls als der Regelfall betrachtet 
wird, folgt aus §8 259 StPO., wonach das die Haupt⸗ 
verhandlung ſchließende Urteil auf Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens zu lauten hat, wenn der Strafantrag rechtzeitig zurück⸗ 
genommen worden iſt. Aus dieſer Vorſchrift („die Einſtellung 
iſt auszuſprechen“) iſt auch nicht etwa zu folgern, daß 
damit der Grundſatz des 8 263 StPO. hätte durchbrochen 
werden ſollen. Sie kann nur auf ſolche Handlungen bezogen 
werden, die lediglich als Antragsverbrechen beſtraft werden 
können. Die prozeſſuale Beſchwerde iſt ſomit unbegründet. 
Urt. d. I. Sen. v. 27. Febr. 1908 (77/08). 

92. 8 263 StPO.] Der Reviſion iſt zuzugeben, daß 
die hier zur Geltung gekommene Anſicht des Gerichtes, ins⸗ 
beſondere auch was den für die Ablehnung angegebenen Grund 
anlangt, unhaltbar iſt. Die Pflicht des Vorſitzenden zur 
Leitung der Verhandlung erſtreckt ſich auch auf die Schluß⸗ 
vorträge. Er hat darüber zu wachen, daß die Verteidigung 
in einer der Würde des Gerichtes entſprechenden Weiſe geführt 
wird, und daß nicht Dinge zur Sprache gebracht werden, welche 
auf den Gegenſtand der Unterſuchung keinen Bezug haben. 
Zur Sache gehört aber nicht bloß eine Beleuchtung der in der 
Verhandlung vorgebrachten, die Straftat betreffenden Tatſachen 
und eine Darlegung der in Betracht kommenden Rechtsfragen. 
Vielmehr wird regelmäßig der Verteidiger nicht gehindert werden 
dürfen, auf die Prozeßgeſchichte einzugehen und daraus auf ge⸗ 
wiſſe Umſtände hinzuweiſen. Der Umfang, in welchem der 
Inhalt der Anklageſchrift einer Beſprechung unterzogen werden 
darf, wird durch die Sachlage und den Zweck der fraglichen 
Erörterung beſtimmt. Hier wollte der Verteidiger nur darauf 
hinweiſen, daß die Anklageſchrift die Anſchuldigung des Mein⸗ 
eides auf zwei beſtimmte Punkte beſchränke. Urt. d. V. Sen. 
v. 1. Mai 1908 (286/08). 

93. 8 293 StPO.] Hilfsfragen müſſen nicht anders 
als eine Hauptfrage den vollen Tatbeſtand enthalten. In der 
Hilfsfrage darf daher regelmäßig nicht auf eine vorausgehende 
Frage verwieſen werden. Indeſſen ſind Abweichungen jeden⸗ 
falls dann ſtatthaft, wenn die Beantwortung der Nebenfrage 
wegen ihres ſachlichen Inhalts die vorherige Feſtſtellung einer 
anderen ſtrafbaren Handlung, folglich die Bejahung einer 
vorausgehenden Frage vorausſetzt. Die Zuläſſigkeit einer Ver⸗ 
weiſung grundſätzlich auf dieſe Fälle zu beſchränken, liegt kein 
genügender Anlaß vor. Weder aus dem Geſetz noch aus 
allgemeinen Betrachtungen läßt ſich entnehmen, daß der Inhalt 
einer verneinten Frage nicht geeignet ſei, zur Ergänzung des 
Inhalts anderer Fragen und der auf ſie erteilten Antworten 
zu dienen. Maßgebend für die Statthaftigkeit einer Verweiſung 
kann nur ſein, daß über den Sinn der Hilfsfrage und der auf 
ſie gegebenen Antwort bei den Beteiligten, den Geſchworenen 
und dem Gericht durchaus kein Zweifel und keine Unklarheit 
entſteht. Die Grenze enger ziehen, hieße auf die Beobachtung 
von Außerlichkeiten allzugroßes Gewicht legen. Dagegen muß 
ein weſentlicher Verſtoß darin erblickt werden, daß die Frage III 
entgegen der zwingenden Formvorſchrift in 8 293 StPO. nicht 
mit den Worten beginnt „Iſt der Angeklagte ſchuldig“, viel⸗ 
mehr einfach lautet: „Hat der Angeklagte ... verletzt“? Durch 
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Bejahung dieſer Frage, die von einer „Schuld“, d. h. von der 
ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit des Angeklagten nichts enthält, 
iſt kein haltbarer Boden für eine Verurteilung geſchaffen. Dabei 
unterlag der Spruch in ſeinem vollen Umfang der Aufhebung, 
alſo auch zu der die Anſchuldigung des Meineids betreffenden 
Frage I, obgleich fie zugunſten des Angeklagten verneint und 
dieſer Teil des Spruchs von dem Verteidiger nicht angefochten 
worden iſt, denn der Spruch bildet, ſoweit er ſich auf denſelben 
Angeſchuldigten und dieſelbe Tat bezieht, begrifflich ein un⸗ 
trennbares, einheitliches Ganzes. Die Zurückverweiſung der 
Sache an das Schwurgericht ergibt ſich daraus ganz von felbſt. 
Urt. d. I. Sen. v. 19. März 1908 (173/08). 

94. SS 305, 309 StPO.] Den Geſchworenen find 
57 Fragen vorgelegt worden. Die erſte von ihnen lautete: 
Sit der Angeklagte pp. ſchuldig, .. als Beamter fremde 
bewegliche Sachen, nämlich .. ſich rechtswidrig zugeeignet, 
und als Beamter in Beziehung auf dieſe Unterſchlagung 
die zur Eintragung und Kontrolle der Einnahmen beſtimmten 
Bücher unrichtig geführt zu haben? Hieran ſchloß ſich 
die Frage 2: Im Falle der Bejahung der Frage zu 1: 
Sind mildernde Umſtände vorhanden? Es folgten unter den 
ungeraden Nummern 3, 5 uſw. bis mit 55 Schuldfragen, die 
nur in bezug auf die Höhe der eingezahlten Beträge, die Zeit 
der Einzahlung und die Namen des Einzahlenden von der 
Frage 1 abwichen, ſämtlich den Zuſatz hatten „durch eine 
fernere ſelbſtändige Handlung“, im übrigen aber mit 
Frage 1 wörtlich übereinſtimmten; zu jeder dieſer Fragen war 
für den Fall ihrer Bejahung unter den geraden Nummern 4, 
6 uſw. bis mit 56 die Nebenfrage nach mildernden Umſtänden 
geſtellt. Am Schluſſe war den Geſchworenen für den Fall, 
daß von den Hauptfragen 1, 3 uſw. bis mit 55 mindeſtens 
zwei bejaht werden würden, noch die Frage 57 vorgelegt worden: 
Sind dieſe Straftaten durch eine fortgeſetzte Handlung 
verübt? Die Geſchworenen haben zunächſt die Frage 1 und 
alle übrigen Hauptfragen mit Ausnahme von 53 und 55, die 
ſie verneinten, und von Frage 57, die ſie einfach bejahten, 
dahin beantwortet: „ja, mit mehr als ſieben Stimmen, dagegen 
iſt die Frage nach rechtswidriger Zueignung bzw. Unterſchlagung 
verneint.“ Die Nebenfragen nach mildernden Umſtänden ſind, 
ſoweit ſie nicht durch Verneinung der Hauptfragen gegenſtandslos 
geworden waren, durchweg bejaht worden. In dieſer Form iſt 
der Spruch der Geſchworenen aber nicht vollſtändig kund⸗ 
gegeben worden. Ausweislich des Sitzungsprotokolles hat viel⸗ 
mehr der Vorſitzende, nachdem der Obmann der Geſchworenen 
die Antwort auf die Frage 1 verleſen hatte, darauf aufmerkſam 
gemacht, daß der Spruch in ſich widerſprechend ſei, und den 
Obmann erſucht, anzugeben, ob bei den gleichliegenden folgenden 
Hauptfragen die Antwort in gleicher Weiſe erfolgt ſei. Als 
der Obmann dies bejahte, haben der Staatsanwalt und der 
Verteidiger das Wort erhalten; erſterer hat beantragt, die Ge⸗ 
ſchworenen aufzufordern, dem Mangel des Spruches abzuhelfen, 
der Verteidiger hat dem widerſprochen, da der Spruch der Ge⸗ 
ſchworenen klar ſei und die Schuldfrage verneine. Das Gericht 
hat darauf den Beſchluß verkündet, der Spruch der Geſchworenen 
ſei in der Sache in ſich widerſpruchsvoll, da die Frage nach 
der rechtswidrigen Zueignung verneint, die Frage, ob der An⸗ 
geklagte in bezug auf dieſe Unterſchlagung unrichtige Bücher 
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geführt hat, aber bejaht ſei, und den Geſchworenen aufgegeben, 
dem gerügten Mangel abzuhelfen ſowie den neuen Spruch bei 
den einzelnen Fragen jedesmal durch Vorſetzen der Ziffer II 
kenntlich zu machen, den beanſtandeten Spruch jedesmal durch 
Ziffer I zu bezeichnen; auch find die Geſchworenen darauf bins 
gewieſen worden, daß ſie bei der erneuten Beratung an keinen 
Teil ihres früheren Beſchluſſes gebunden ſeien. Nachdem die 
Geſchworenen noch weitere Rechtsbelehrung erbeten und erhalten 
hatten, wurde nach ihrer Rückkehr aus ihrem Beratungs⸗ in 
das Sitzungszimmer der neue Spruch von dem Obmann kund⸗ 
gegeben, hierauf von dem Vorſitzenden und dem Gerichtsſchreiber 
unterzeichnet und dem in das Sitzungszimmer wieder eingetretenen 
Angeklagten durch Verleſung verkündet. Es war darin nunmehr 
der früheren mit I bezeichneten Beantwortung der Hauptfragen 
unter 1, 3 uſw. bis mit 51 hinzugeſetzt: II. ja, mit mehr als 
ſieben Stimmen. Weitere Anderungen an dem Spruche, ins⸗ 
beſondere an der Beantwortung der Frage 57, waren nicht vor⸗ 
genommen worden. Das Gericht hat den Angeklagten wegen 
fortgeſetzter Unterſchlagung im Amte im Sinne der 88 350, 
331 StGB. zu ſieben Monaten Gefängnis verurteilt. II. Die 
hiergegen erhobene, auf Verletzung der SS 305, 309 StPO. 
geſtützte Beſchwerde iſt in der Hauptſache als begründet an⸗ 
zuerkennen. (RGSt. 28, 408.) Der Spruch der Geſchworenen 
zeigte mithin den von dem Vorderrichter darin gefundenen 
Widerſpruch in Wahrheit nicht, er verneinte vielmehr bei dem 
dem Angeklagten zur Laſt gelegten Delikte in doppelter Richtung 
übereinſtimmend einen für die Strafbarkeit weſentlichen Umſtand, 
und hätte daher, da das, was die Geſchworenen bejaht hatten, 
eine ſtrafbare Handlung nicht mehr in ſich ſchloß, an ſich zur 
Freiſprechung des Angeklagten führen müſſen. Allein ein 
derartiger, zu Unrecht einem Berichtigungsverfahren unter⸗ 
zogener Spruch der Geſchworenen kann nur dann als Unterlage 
für eine ſofortige Entſcheidung in der Sache ſelbſt dienen, wenn 
er in jeder Beziehung formrichtig ergangen und von 
ſachlichen Mängeln frei iſt, vgl. RGRſpr. 7, 497. Beides 
trifft indeſſen im vorliegenden Falle nicht zu. Das LG. hätte 
die Verkündung des Spruches vollenden und dann erſt das von 
ihm für nötig gehaltene Berichtigungsverfahren eintreten laſſen 
ſollen. Wollte man aber auch über dieſe nicht vorſchriftsmäßige 
Behandlung der Sache in der Erwägung hinwegſehen, daß die 
übrigen Hauptfragen im weſentlichen mit der erſten gleichlautend 
waren, und daß ihre Beantwortung durch die Auskunft des 
Obmanns, ſie ſtimme mit der Antwort auf die erſte überein, 
wenigſtens ihrem Inhalte nach zur Kenntnis des Gerichts, des 
Staatsanwalts und des Verteidigers gelangt iſt, und würde 
man ferner die unterbliebene Verkündung der bejahenden Ant⸗ 
worten auf die Frage nach mildernden Umſtänden als un⸗ 
ſchädlich erachten, da infolge der — nach der richtigen Aus⸗ 
legung — verneinenden Beantwortung der Hauptfragen die 
Nebenfragen nach mildernden Umſtänden und deren Erledigung 
gegenſtandslos geworden waren, ſo ſcheitert die Aufrechterhaltung 
des erſten Spruches doch auch weiter daran, daß Frage 57 und 
deren Bejahung nicht mitverkündet worden iſt. Denn dieſe 
Antwort ſetzte ſich, da ſie bejahte, daß die Straftaten durch 
eine fortgeſetzte Handlung verübt ſeien, in Widerſpruch mit der, 
nach den bisherigen Darlegungen in Wirklichkeit verneinenden 
Beantwortung der Hauptfragen. Hierin lag zugleich ein ſach⸗ 
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licher Mangel, der im Wege des Berichtigungs verfahrens hätte 
beſeitigt werden müſſen. Der erſte Spruch iſt inſoweit wider⸗ 
ſpruchsvoll und ſchon deshalb zur Stütze für eine ſofortige Frei⸗ 
ſprechung ungeeignet geblieben. Der zweite Spruch der Ge⸗ 
ſchworenen iſt lediglich zufolge des, wie nachgewieſen, zu Unrecht 
und aus falſchem Anlaß eingeleiteten Berichtigungs verfahrens 
zuſtande gekommen, und kann bereits aus dieſem Grunde keine 
Wirkung ausüben; übrigens haftet auch ihm derſelbe Mangel 
an, wie dem erſten. Eine brauchbare und einwandfreie Grund⸗ 
lage für ein Urteil iſt demnach in der Sache bisher überhaupt 
nicht vorhanden. Urt. d. V. Sen. v. 7. April 1908 (156/08). 

95. 5 307 StppO.] Allerdings läßt ſich die Frage, 
ob die Zuſammenziehung mehrerer an ſich ſelbſtändiger, den 
vollen Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung enthaltender 
Tätigkeitsakte zu der juriſtiſchen Einheit eines fortgeſetzten 
Deliktes dem Angeklagten nachteilig oder günſtig iſt, nicht all⸗ 
gemein beantworten, ihre Beantwortung hängt vielmehr von 
der beſonderen Geſtaltung des Falles ab. So kann, wenn die 
Rechtzeitigkeit des Strafantrages oder die Verjährung in Frage 
ſteht, oder wenn zu prüfen iſt, ob der Gegenſtand der Straf⸗ 
tat, z. B. beim Diebſtahl, von unbedeutendem Werte iſt, die 
Zuſammenfaſſung der einzelnen Tätigkeitsakte zu einem fort⸗ 
geſetzten Delikte dem Angeklagten zum Nachteil gereichen. 
Regelmäßig wird aber die Verneinung der Frage nach dem 
Vorliegen eines fortgeſetzten Deliktes dem Angeklagten nachteilig 
ſein. Wie aus den Urteilsgründen hervorgeht, kommen Aus⸗ 
nahmefälle hier nicht in Betracht. Daß man bei Stellung der 
vorliegenden Frage davon ausging, ihre Bejahung gereiche 
dem Augeklagten zum Vorteil, dürfte auch daraus zu ent⸗ 
nehmen ſein, daß ſie vom Vorſitzenden zunächſt nicht in Ausſicht 
genommen war, ſondern erſt auf Antrag des Verteidigers den 
Geſchworenen vorgelegt wurde. Das Stimmenverhältnis mußte 
deshalb bei ihrer Verneinung angegeben werden. Urt. d. 
V. Sen. v. 12. Mai 1908 (284/08). 


96. 5 343 StPO. Abänderung zugunſten des Ange⸗ 


klagten auf Reviſion des Nebenklägers.] Die von dem Neben⸗ 
lläger eingelegte Reviſion hat die Wirkung, daß weiter zu 
prüfen iſt, ob das angefochtene Urteil einen Rechts irrtum zu⸗ 
ungunſten des Angeklagten erkennen läßt. Aus der prozeß⸗ 
rechtlichen Stellung des Nebenklägers wie aus der Vorſchrift 
des S 441 Abſ. 1 StPO. folgt, daß der Nebenkläger ſich der 
Rechtsmittel nicht mit weitergehenden Befugniſſen bedienen 
kann, als die Staatsanwaltſchaft (vgl. RGSt. 28, 220), 
daß alſo die Wirkungen ſeiner Rechtsmittel keine von den 
Wirkungen der ſtaatsanwaltſchaftlichen Rechtsmittel verſchiedenen 
ſein können, und daß jedenfalls die dem Angeklagten zugute⸗ 
kommende Wirkung, die § 343 StPO. verordnet, auch dem 
nebenklägeriſchen Rechtsmittel eigen ſein muß. Urt. d. IV. Sen. 
v. 5. Juni 1908 (387/08). 

97. 8 369 Abſ. 3, 429 StPO. Verfahren bei öffent⸗ 
licher Anklage wegen Beleidigung vor dem unzuſtändigen 
Schöffengericht.] Iſt einmal auf erhobene öffentliche Klage 
das Hauptverfahren wegen Beleidigung vor dem unzuſtändigen 
Schöffengericht eröffnet, ſo iſt aus dem Grunde der Unzu⸗ 
ſtändigkeit die Einſtellung des bisherigen und die Einleitung 
eines neuen Verfahrens nicht angängig. Der Eröffnungsbeſchluß, 
der dem ſchöffengerichtlichen Verfahren zugrunde lag, bleibt für 
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das ſich daran anſchließende Verfahren vor dem zuſtändigen 
Gerichte maßgebend. Für die Einſtellung des Verfahrens iſt 
daher im Rahmen des 8 369 Abſ. 3 StPO. kein Raum. 
Die ſinngemäße Anwendung des § 429 StPO. iſt ausgeſchloſſen. 
Urt. d. III. Sen. v. 20. Febr. 1908 (1/08). 

98. 8 376 StPO.] Ob ein Urteil auf einer begangenen 
Geſetzesverletzung beruht, wird lediglich von dem Reviſions⸗ 
gericht entſchieden. Die Vorinſtanz kann mit völliger Sicherheit 
eine verneinende Entſcheidung des Reviſionsgerichts nicht voraus⸗ 
ſehen. Wenn ſie eine vorgekommene Geſetzesverletzung bemerkt, 
ſo gebieten die Achtung vor dem Geſetz und die Intereſſen der 
Rechtspflege, daß ſie die Folgen des begangenen Verſehens 
beſeitigt, ſoweit es angängig iſt, einerlei, ob vermutlich das 
Reviſionsgericht die Geſetzesverletzung für ſchwerwiegend genug 
anſehen wird, um das Urteil aufzuheben, oder nicht. Urt. d. 
II. Sen. v. 28. Juli 1908 (647/08). 

99. 5 376 Abf. 1 StPO. Heilung prozeſſualer Vers 
ſtöße.] Die Verleſung des ſogenannten Protokolls vom 
11. Mai 1907 war unzuläffig, weil es — entgegen dem 
§ 186 Abſ. 1 Schlußſ. der StPO. — von dem Verhörrichter 
nicht unterzeichnet, alſo nicht abgeſchloſſen und kein Nachweis 
für eine „richterliche Vernehmung“ im Sinne von $ 250 Abf. 1 
StPO. if. Grundſätzliche Unheilbarkeit eines die Beweis⸗ 
aufnahme betreffenden Prozeßverſtoßes iſt weder durch den 
Begriff noch durch die maßgebenden Geſetzesvorſchriften geboten. 
Gegebenenfalls hat der Vorſitzende nicht nur zweimal das 
Fehlen der Unterſchrift des Verhörrichters unter dem „Protokoll“ 
vom 11. Mai 1907 als weſentlich hervorgehoben, ſondern auch 
die Geſchworenen ausdrücklich und eingehend über die Not⸗ 
wendigkeit belehrt, bei ihrer Entſcheidung den Inhalt des 
„Protokolls“ vollſtändig außer acht zu laſſen. Nicht abzuſehen 
iſt, weshalb ſie der Belehrung unzugänglich geweſen ſein ſollten. 
Will aber zufolge neuer Aufklärung ein vernünftiger Menſch 
ernſtlich bei Beurteilung gewiſſer Beweisergebniſſe einzelne be⸗ 
ſtimmte Erkenntnisquellen dem Kreiſe ſeiner Erwägungen und 
Schlußfolgerungen fernehalten, ſo vermag er dies nach den 
Geſetzen des willkürlichen Denkens ſelbſt dann durchzuführen, 
wenn er urſprünglich jenen Erkenntnisquellen weniger oder mehr 
Gewicht beigelegt hatte. Urt. d. I. Sen. v. 2. April 1908 
(140/08). 

100. 5 417 StPO. Übernahme der öffentlichen Straf⸗ 
verfolgung während des Berufungsverfahrens.] Dem Verfahren 
vor der erkennenden Strafkammer 4 des LG. J in Berlin iſt ein 
dieſelbe Tat betreffendes Privatklageverfahren gegen den An⸗ 
geklagten vorausgegangen, in welchem ſeine Freiſprechung durch 
Urteil des Schöffengerichts Berlin⸗Mitte erfolgt iſt. Gegen 
dieſes Urteil legten ſowohl der Privatkläger (der jetzige Neben⸗ 
kläger) als auch die Staatsanwaltſchaft, welche hierbei die 
Übernahme der Verfolgung ausdrücklich erklärte, Berufung ein. 
Nachdem nunmehr das AG. Berlin⸗Mitte auf Antrag der 
Staatsanwaltſchaft das Privatklageverfahren durch Beſchluß 
eingeſtellt hatte, legte der Privatkläger gegen dieſen Beſchluß 
das Rechtsmittel der Beſchwerde ein, das er demnächſt zurück⸗ 
nahm, nachdem die Staatsanwaltſchaft bei dem LG. den Antrag 
geſtellt hatte, „das Urteil des Schöffengerichts“ aufzuheben, 
und zugleich bei dem LG. die Einſtellung des Verfahrens be⸗ 
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„auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft“ die Strafkammer 8b 
des LG. I in Berlin den Einſtellungsbeſchluß des AG. auf 
und beſchloß ihrerſeits die Einſtellung des Privatklageverfahrens. 
Die Koſten legte ſie dem Privatkläger auf. Auf die ſodann 
von der Staatsanwaltſchaft erhobene öffentliche Klage wurde 
das Hauptverfahren eröffnet, welches dem jetzt angefochtenen 
Urteile der Strafkammer 4 zugrunde liegt. An dritter Stelle 
macht die Reviſion geltend, der Einſtellungsbeſchluß der Be⸗ 
rufungsſtrafkammer, der jederzeit angefochten werden könne, 
habe das Verfahren nicht, wie das angefochtene Urteil annehme, 
endgültig eingeſtellt. Der hierauf geſtützte Einwand ſei in dem 
angefochtenen Urteile mit Unrecht zurückgewieſen. Hierin liegt 
die Behauptung der Rechtshängigkeit des auf die erhobene 
Privatklage eröffneten Verfahrens. Wenn das auf die erhobene 
Privatklage eröffnete Verfahren bei der Strafkammer 8b rechts⸗ 
hängig geblieben wäre, ſo würde dies nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen der Aburteilung nicht durch ein anderes Gericht, ſondern 
auch durch eine andere Kammer desſelben Gerichts, die Straf⸗ 
kammer 4, entgegengeſtanden haben. Bei nochmaliger Prüfung 
der maßgebenden Geſetzesvorſchriften trägt der erkennende Senat 
Bedenken, ſich auf die bisherige Rechtſprechung des RG. zu 
beziehen und die Rechtshängigkeit des Verfahrens auf die er⸗ 
hobene Privatklage mit der Begründung zu verneinen, daß 
dieſes Verfahren in ein ſolches auf erhobene öffentliche Klage 
in dem geſetzlich geordneten Wege übergeleitet ſei. Es beſtehen 
überwiegende Gründe für die Annahme, daß die Übernahme 
der Verfolgung durch die Staatsanwaltſchaft kein Erlöſchen der 
Zuſtändigkeit bewirkt. Dieſer Bedenken ungeachtet gibt der 
vorliegende Fall keinen Anlaß, eine Entſcheidung der VerStS. 
des RG. einzuholen: die Rechtsfrage bedarf nicht der Ent⸗ 
ſcheidung, weil ſich der Einwand der Rechtshängigkeit der 
Sache aus anderen Erwägungen als unbegründet ergibt. Eine 
formale Rechtskraft wohnt dem Beſchluſſe der Strafkammer 8 b 
vom 12. November 1907, ſoweit er die Einſtellung des Privat⸗ 
klageverfahrens ausgeſprochen hat, nicht inne. Sie hat ihn als 
Berufungsgericht erlaſſen, und er iſt daher nach 8 346 StPO. 
mit unbefriſteter Beſchwerde anzufechten. Beſchlüſſe, welche 
mittels der Beſchwerde angefochten werden können, treten als⸗ 
bald in volle Wirkſamkeit. Die gewollte Wirkung war, durch 
Einſtellung des Privatklageverfahrens einem neuen Verfahren 
auf erhobene öffentliche Klage den Weg zu eröffnen. Wollte 
der Angeklagte, daß gegen ihn nicht in I. Inſtanz auf erhobene 
öffentliche Klage, ſondern in der Berufungsinſtanz auf erhobene 
Privatklage, alſo von einer anderen Strafkammer desſelben LG., 
verhandelt werde, ſo konnte er durch Anfechtung des Einſtellungs⸗ 
beſchluſſes der Strafkammer 8b vor der erneuten Eröffnung 
des Hauptverfahrens gegen ihn die Rechtshängigkeit des ein⸗ 
geſtellten Verfahrens wieder begründen. Dies hat er nicht 
getan. Das eingeſtellte Verfahren war daher, als das an⸗ 
gefochtene Urteil erging, nicht rechtshängig. Urt. d. II. Sen. 
v. 23. Mai 1908 (187/08). 

101. 5 435 StPO. Befugnis zum Auftreten des 
Nebenklägers.] So wenig eine politiſche Körperſchaft Privat⸗ 
klage wegen Beleidigung erheben kann, ſo wenig kann ſie ſich 
— geſtützt auf $ 435 StPO. — dem auf Grund ihrer Er⸗ 
mächtigung eingeleiteten Strafverfahren als Nebenklägerin an⸗ 
ſchließen. Ein Erſtattungsanſpruch des Nebenklägers gegen den 
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verurteilten Angeklagten kann nur entſtehen, wenn nach dem 
Inhalte der ſchließlichen Verurteilung der Nebenkläger inhalts 
der Verurteilung die Fähigkeit gehabt haben würde, als 
Privatkläger aufzutreten. Urt. d. V. Sen. v. 13. März 1908 
(48/08). 


C. Andere Reichsgeſetze (und Staatsverträge). 


102. 8 153 GewO. Es handelt ſich hier um Er⸗ 
langung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen. Der 
Kreis der den Mitgliedern des Deutſchen Bäckerverbandes offen⸗ 
ſtehenden Stellen habe vergrößert und ihr Eintreten in dieſe 
Stellen habe dadurch erleichtert werden ſollen, daß die Bäcker⸗ 
meiſter ihre Geſellen nur durch Benutzung des Arbeitsnachweiſes 
des Deutſchen Bäckerverbandes ſuchten. Die Folge ſei Ver⸗ 
mehrung der Mitgliedſchaft des Deutſchen Bäckerverbandes und 
Erhöhung der Ausſicht, den Bäckermeiſtern erfolgreich entgegen⸗ 
zutreten. Von dieſem Beſtreben ſei der Bäckerverband und 
auch der Angeklagte erfüllt geweſen. Er habe alſo im Rahmen 
des § 152 — (ſoll wohl heißen 8 153) — gehandelt. Die 
Bäckermeiſter ſollten dem Deutſchen Bäckerverbande Folge leiſten 
und infolge davon ſollte der Deutſche Bäckerver band zur Er⸗ 
langung ſeiner ſtatutenmäßigen Zwecke verſtärkt werden, indem 
naturgemäß eine ganze Anzahl von Geſellen, die ſeither dem 
Deutſchen Bäckerverbande ferngeſtanden hatten, als Mitglieder 
beitreten und verbleiben ſollten. Durch dieſe Erwägungen wird 
die Anwendung des 8 153 GewO. auf die für erwieſen 
erachteten Tatſachen nicht gerechtfertigt. Im vorliegenden Falle 
ſind beſondere Umſtände, welche zu der Annahme führen könnten, 
daß auf die Bäckermeiſter eingewirkt worden ſei, um ihre Be⸗ 
teiligung an der Koalition der Geſellen zum Zwecke der 
Erlangung der erſtrebten Lohn⸗ und Arbeits bedingungen, 
alſo um ihre Unterſtützung bei dieſen Beſtrebungen andern 
Bäckermeiſtern gegenüber durch Teilnahme an der Vereinigung 
der Geſellen oder durch Anſchluß an die von ihnen beſchloſſenen 
Maßregeln zu erreichen, nicht feſtgeſtellt. Die Vergrößerung 
des Kreiſes der den Mitgliedern des Bäckerverbandes offen⸗ 
ſtehenden Stellen und die dadurch bewirkte Stärkung desſelben 
im allgemeinen konnten als ſolche Umſtände nicht in 
Betracht kommen. Urt. d. IV. Sen. v. 26. Juni 1908 (309/08). 

103. 88 4, 11 Wechſelſtempelgeſetz.] Nach den Urteils⸗ 
feſtſtellungen iſt der am 15. Juni 1906 ausgeſtellte Wechſel, 
nachdem er von dem Bezogenen akzeptiert war, durch den 
Ausſteller an die Gewerbebank G. indoſſiert worden. Aus⸗ 
ſteller und Akzeptant haben die Verſteuerung des Wechſels 
unterlaſſen. Die genannte Indoſſatarin verwendete vor Weiter⸗ 
gabe des Wechſels auf deſſen Rückſeite eine dem geſchuldeten 
Steuerſatz entſprechende Stempelmarke, klebte dieſe jedoch nicht 
unterhalb des Blankoindoſſaments des Ausſtellers, ſondern über 
dieſem am oberen Rande auf und entwertete ſie dort vor⸗ 
ſchriftsmäßig mittels Stempelaufdrucks, der das Datum der 
Verwendung der Marke — 27. Juni 1906 — richtig angibt. 
Durch ein nicht datiertes Indoſſament ging der Wechſel dann 
an die Dresdener Bank und von dieſer durch ein von den 
Angeklagten S. und W. unterzeichnetes, gleichfalls nicht datiertes, 
Giro an den Vorſchuß⸗ und Kreditverein B. über, namens 
deſſen die angeklagten Vorſtandsmitglieder G. und M. den 
Wechſel zur Zahlung präſentieren und proteſtieren ließen. Als 
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der Wechſel in die Hände der beiden letztgenannten Stellen 
gelangte, bot er ſonach das Ausſehen eines von den zunächſt 
Verpflichteten — Ausſteller oder Akzeptant — richtig verſteuerten 
Wechſels, während ſowohl der Akzeptant nach der Annahme 
bei Rückgabe des Wechſels an den Ausſteller und dieſer bei 
der Begebung ihre Verpflichtung zur Verſteuerung (89 6, 7 
WStempG.) unerfüllt gelaſſen hatten und die Gewerbebank G. 
die auf ſie übergegangene Verpflichtung zur Verſteuerung nicht 
vorſchriftsmäßig (8 13 Abſ. 2 WStempG., Ausführungs⸗ 
beſtimmungen Nr. 6) und daher zufolge der geſetzlichen Fiktion 
(8 14 WStempG.) überhaupt nicht erfüllt hatte. Die vor⸗ 
geſchriebene Verſteuerung des Wechſels war alſo im Sinne 
des 8 11 WStempG. „unterlaſſen“, als er von der Gewerbes 
bank begeben wurde; äußerlich beſtand aber der Anſchein, als 
ob fie rechtzeitig und vorſchriftsmäßig erfolgt ſei. Dieſer 
Anſchein wurde namentlich — wie das angefochtene Urteil für 
den vorliegenden Fall tatſächlich feſtſtellt und wie es auch all⸗ 
gemein für gleichartige Fälle zutrifft — dadurch nicht beſeitigt, 
daß das Datum der Entwertung der Marke ein anderes war, 
als das der Ausſtellung des Wechſels. Die im Verkehr vielfach 
zu beobachtende Übung, daß der Entwertungsvermerk des 
Akzeptanten oder Ausſtellers das Datum der Ausſtellung und 
nicht dasjenige der Verwendung der Marke angibt, widerſpricht 
den beſtehenden Beſtimmungen (Nr. 5 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen); nur das Datum der tatſächlich erfolgten Ver⸗ 
wendung der Marke hat im Entwertungsvermerk Aufnahme zu 
finden. Wird danach verfahren, ſo wird der Entwertungsvermerk 
des Akzeptanten, dem ein vollſtändig ausgefüllter Wechſel zur 
Annahme und Rückgabe zugeht, regelmäßig ein ſpäteres Datum 
aufweiſen als das der Ausſtellung und hinſichtlich des Ent⸗ 
wertungsvermerks des Ausſtellers, der den ausgeſtellten 
Wechſel nicht ſofort begibt, wird das gleiche der Fall 
ſein. Konnte hiernach die Verſchiedenheit der Daten der Aus⸗ 
ſtellung und Entwertung für ſich allein keinen Grund abgeben, 
die rechtzeitige Verſteuerung des Wechſels in Zweifel zu ziehen, 
ſo beſtand auch weiter kein Anhalt dafür, daß nicht der Akzeptant 
oder Ausſteller, ſondern daß die Gewerbebank die am oberen 
Rande befindliche Marke verwendet habe. Über die Perſon des 
Entwertenden gibt der Entwertungsvermerk keine Auskunft; 
die Beſtimmung, wonach zur Entwertung die Anführung der 
Anfangsbuchſtaben des Entwertenden gefordert wurde, beſteht 
nicht mehr (Aus führungsbeſtimmungen Nr. 5); die Marke hatte 
daher als nicht von der Indoſſatarin, ſondern als vom Akzeptanten 
oder Ausſteller angebracht zu gelten (Ausführungsbeſtimmungen 
Nr. 4 Abſ. 1), zumal das Indoſſament der Gewerbebank kein 
Datum trug und der Entwertungsvermerk daher nicht erkennen 
ließ, daß er gleichzeitig mit der Girierung oder zeitlich nach 
dieſer hergeſtellt ſei. Wenn hiernach der Wechſel ſelbſt, fo wie 
er in die Hände der ſpäteren Erwerber gelangte, als ein richtig 
verſteuerter Wechſel erſchien, und wenn keinerlei Umſtände vor⸗ 
lagen, die geeignet waren, den Schein, daß der Wechſel ver⸗ 
ſteuert ſei, zu zerſtören, dann mußte er auch nach den An⸗ 
forderungen des Verkehrs ohne Gefahr für den gutgläubigen 
Erwerber in Umlauf gelangen und bleiben können. Ermittlungen 
und Erkundigungen, die nur in der Einholung der unzuverläſſigen 
Auskunft der beteiligten Vormänner beſtehen könnten, ſind im 
Wechſelverkehr unmöglich und dem Nachmann jedenfalls ſo 
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lange nicht zuzumuten, als die Stempel verwendung, wie fie der 
Wechſel zeigt, nicht geeignet iſt, Zweifel an der Erfüllung der 
Steuerpflicht hervorzurufen. Wäre das nicht der Fall, wäre 
der Erwerb eines Wechſels ſtets mit der Gefahr verbunden, 
daß im Falle ſeiner Weitergabe infolge einer nicht erkennbaren 
und äußerlich nicht hervortretenden Verfehlung eines 
Vormannes die Steuerſtrafe verwirkt wäre, dann würden für 
den Wechſelverkehr die erheblichſten Hemmniſſe und Schwierig⸗ 
keiten entſtehen. Der Begebende müßte bei der Weitergabe 
eines jeden Wechſels, auch eines ſolchen, der äußerlich völlig 
einwandfrei die Verſteuerung nachweiſt, entweder die Steuer⸗ 
behörde um Abſtempelung auch der anſcheinend richtig ent⸗ 
werteten Marke angehen (Ausführungsbeſtimmungen Nr. 14) 
oder er müßte ſich jedesmal durch Verwendung einer neuen 
Marke gegen die Folgen nicht erkennbarer Verfehlungen ſeiner 
Vormänner verſichern und es würde dann tatſächlich nicht, wie 
es das Stempelgeſetz vorſieht, die Geſamtheit der Verkehrsakte 
einer einmaligen, ſondern jeder einzelne Verkehrsakt einer beſonderen 
Steuer unterliegen; der Kapitalumſatz in Wechſeln würde auf 
das Empfindlichſte beunruhigt und geſtört, Bank⸗ und Handels⸗ 
verkehr in der glatten Abwicklung der Wechſelgeſchäfte derart 
beläſtigt, daß der Wechſel ſeine Verwendbarkeit im kauf⸗ 
männiſchen Kredit⸗ und Zahlungsgeſchäft, wenn nicht ganz, ſo 
doch zum größten Teil einbüßen würde. Im Bankverkehr muß 
ſich daher die Prüfung der Beſteuerung eines anzukaufenden 
oder überwieſenen Wechſels auf die äußeren Merkmale der 
Erfüllung der Steuerpflicht beſchränken können; die Wechſel⸗ 
erklärungen einerſeits, die Stempelmarke und der Entwertungs⸗ 
vermerk andererſeits können für den gutgläubigen Erwerber 
regelmäßig allein die Unterlage für die Beantwortung der 
Frage, ob ein richtig und vorſchriftsmäßig verſteuerter Wechſel 
vorliegt oder die Verſteuerung nachzuholen iſt, abgeben. Dieſe 
Auffaſſung iſt namentlich auch in den Beſtimmungen für die 
Reichsbank zum Ausdruck gelangt, deren Beamten im Diskont⸗ 
geſchäft die Prüfung der Stempelverwendung auf Inlandwechſeln 
nur in bezug auf die vorſtehend angeführten Punkte zur Pflicht 
gemacht iſt, weitere Erhebungen und Erörterungen aber, die 
nicht durch äußere Umſtände der Stempelverwendung veranlaßt 
ſind, nicht aufgegeben werden. Mehr kann auch ein Steuer⸗ 
geſetz, wenn es den Anforderungen eines entwickelten Wechſel⸗ 
verkehrs Rechnung tragen will, nicht verlangen und das 
WStempG. fordert in der Tat nicht mehr. In $ 15 WStempG. 
iſt die Nichterfüllung der Verpflichtung zur Entrichtung der 
Stempelabgabe unter Strafe geſtellt. Die Unterlaſſung der 
Stempelverwendung gilt als Hinterziehung der Abgabe, ebenſo 
aber auch jede Ordnungswidrigkeit in bezug auf die Anbringung 
der Stempelmarken, weil dieſe nach 8 14 der Nichtverwendung 
gleichgeſtellt iſt. Zur Strafbarkeit der Verfehlung wird weder 
Vorſatz noch Fahrläſſigkeit erfordert, die Tatſache genügt, daß 
die Handlung unterbleibt, zu deren Vornahme das Geſetz ver⸗ 
pflichtet. Es handelt ſich, wie auch das angefochtene Urteil 
anerkennt, um ein „Formaldelikt“. Mit dem Weſen eines 
ſolchen iſt es aber ganz unvereinbar, wenn die Strafkammer 
auf Grund des 8 59 StGB. die Strafbarkeit der Angeklagten 
verneint, weil dieſe in unverſchuldeter Unkenntnis der ihnen 
obliegenden Verpflichtung die Verſteuerung unterlaſſen haben. 
Die Anwendbarkeit des 8 59 StGB. iſt innerhalb des Tat⸗ 
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beſtands eines Formaldelikts begrifflich ausgeſchloſſen und für 
die Verfehlungen gegen 8 15 WStempG. in der Rechts 
ſprechung bereits mehrfach ausdrücklich verneint. (RGSt. 7, 
240; 31, 336/341; 32, 130/132 verb. 29, 73/74; 8, 337 a. E.; 
14, 412; 30, 19/21; Goltd Arch. 53, 446.) Auf dem Mangel 
einer perſönlichen Verſchuldung der Angeklagten als Teilnehmer 
am Umlauf des Wechſels kann deren Strafloſigkeit daher nicht 
beruhen, ſie ergibt ſich aber daraus, daß, nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Urteils, die äußeren Vorausſetzungen, bei 
deren Vorhandenſein die Teilnehmer am Wechſelumlauf zur 
Selbſtbeſteuerung erſt verpflichtet werden, nicht ſämtlich vor⸗ 
lagen. In § 4 WStempG. einerſeits und 8 11 a. a. O. 
andererſeits ſind für die Teilnehmer am Umlauf eines 
unverſteuerten Wechſels zwei verſchiedenartige Verpflichtungen 
geſchaffen. Nach S 4 haften ſie ſolidariſch für die Entrichtung 
der an die Reichskaſſe geſchuldeten Abgabe, ſobald ſie den 
Wechſel überhaupt nur erwerben (8 5), und fo lange, bis die 
Abgabe in der Form der Stempelverwendung entrichtet oder 
vom Staat durch Abſtempelung einer vorſchriftswidrig ver⸗ 
wendeten Marke erhoben wird (Nr. 7 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen); iſt das eine oder andere geſchehen, ſo erliſcht 
das Schuldverhältnis mit Wirkung für alle Abgabepflichtigen. 
Nach 8 11 erwächſt den Teilnehmern im Zeitpunkt der Abgabe 
von Wechſelerklärungen oder des Inverkehrſetzens des Wechſels 
die Pflicht, durch Verwendung der dem geſchuldeten Abgabe⸗ 
betrag entſprechenden Stempelmarke die Verſteuerung des Wechſels 
ſelbſt zu vollziehen. Für die Verabſäumung dieſer Pflicht iſt 
die nachträgliche Entrichtung der Abgabe ohne jeden Einfluß 
(S 11 letzter Satz). Nur die Nichterfüllung dieſer letzteren 
Pflicht („zur Entrichtung der Stempe labgabe“) iſt in § 15 
unter Strafe geſtellt. Die Pflicht entſteht unabhängig von der 
Abgabeſchuld neu für jeden, der ſich am Wechſelverkehr beteiligt; 
es iſt alſo nicht die Tatſache, daß die Vorenthaltung der bereits 
vom Vormann hinterzogenen einheitlichen Abgabe fortdauert, 
nicht die Unterlaſſung der Abgabenzahlung für ſich allein, 
die das Geſetz unter Strafe ſtellt, ſondern vielmehr die Unter⸗ 
laſſung der dem einzelnen Teilnehmer neben der Abgabeſchuld 
neu erwachſenden Verpflichtung, vor Weitergabe des Wechſels 
die fällige Abgabe nunmehr für den Staat zu erheben. 
„Der Teilnehmer muß ſich um die prompte Entrichtung der 
dem Staat geſchuldeten Abgabe kümmern“ (RGSt. 7, 241). 
Wird von den Fällen abſichtlicher Hinterziehung abgeſehen, fo 
beſteht Anlaß und ſomit auch Pflicht, für die Abgabeentrichtung 
zu ſorgen, der Natur der Sache nach nur dann, wenn der 
Nachweis, daß die Steuer bereits bezahlt iſt, nicht als geführt 
gelten darf, wenn alſo eine rein objektive Prüfung der Ver⸗ 
hältniſſe, unter denen der Wechſel weitergegeben wird, Anhalts⸗ 
punkte dafür ergibt, daß eine wirkſame Abgabeentrichtung in 
jenem Zeitpunkt noch als ausſtehend anzunehmen war. Im 
umgekehrten Falle wäre auch für den Staat ſelbſt, wenn er die 
Steuererhebung durch ſeine Beamten oder gleichviel durch welche 
Perſonen vornehmen ließe und ſie nicht den Abgabepflichtigen 
anvertraut hätte, die Einziehung der Abgabe nicht ausführbar, 
weil die Wahrſcheinlichkeit und Gefahr beſtände, daß die Steuer 
doppelt und mehrfach von Nichtſchuldnern erhoben würde. Was 
aber für den Staat und deſſen Organe gilt, die nur nach 
äußeren Merkmalen zu entſcheiden in der Lage ſind, ob die 
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Steuerpflicht erfüllt iſt, und die nach dem Geſetz (88 20, 21) 
und den Verwaltungsvorſchriften die erfolgte Beſteuerung nicht 
anders als nach der äußeren Erſcheinung des Wechſels nach⸗ 
zuprüfen haben, das muß auch für die Teilnehmer am Wechſel⸗ 
umlauf gelten, die für den Staat durch Selbſtbeſteuerung die 
Abgabeerhebung beſorgen; für die Unterlaſſung einer nach den 
äußeren Umſtänden nicht gebotenen Steuererhebung ſind ſie 
nicht verantwortlich. Liegen dagegen objektiv Anhaltspunkte 
dafür vor, daß die Abgabeentrichtung noch ausſteht, dann iſt 
die Erhebung der Abgabe möglich und geboten; dann iſt ihre 
Unterlaſſung aber auch, fofern die Abgabe tatſächlich nicht ent⸗ 
richtet iſt, ſtrafbar, gleichviel worauf die Untätigkeit des Steuer⸗ 
pflichtigen zurückzuführen iſt; die Strafe iſt ſelbſt dann verwirkt, 
wenn der Abgabepflichtige perſönlich — ſei es infolge Geſetzes⸗ 
unkenntnis, ſei es infolge eines ſchuldhaften oder entſchuldbaren 
Irrtums über die Tatſache der vorgängigen Beſteuerung — 
die äußerlich erkennbare Verpflichtung zur Verſteuerung ſeiner⸗ 
ſeits nicht erkannt oder überhaupt Kenntnis von der Sachlage, 
wie ſie ihm zugänglich iſt, nicht erlangt hat. Für die Makler 
und Unterhändler, die unverſteuerte Wechſel verhandeln, tritt 
Beſtrafung nur ein, wenn ſie Kenntnis von der unterbliebenen 
Beſteuerung haben; dieſes Erfordernis iſt ausweislich der geſetz⸗ 
geberiſchen Verhandlungen (KommB. S. 6) nur aufgeſtellt 
worden, weil die genannten Perſonen „die Wechfel regelmäßig 
nicht zu Geſicht bekommen“, weil alſo für ſie nicht wie für 
die Teilnehmer am Umlauf die Entrichtung oder Nichtentrichtung 
der Abgabe erkennbar iſt. Auch daraus läßt ſich entnehmen, 
daß das Geſetz die Unterlaſſung der Selbſtbeſteuerung nicht 
unbedingt überall, wo die Abgabeentrichtung unterblieb, unter 
Strafe ſtellen will, ſondern weiter fordert, daß die Nicht⸗ 
entrichtung der Abgabe als Vorausſetzung der Verpflichtung zur 
Verſteuerung an ſich erkennbar iſt. In bezug auf den Wechſel, 
für deſſen Nichtverſteuerung die Angeklagten verantwortlich 
gemacht werden, hat das Urteil ohne Rechtsirrtum nachgewieſen, 
es ſei unmöglich geweſen, die unterbliebene Abgabeentrichtung 
zu erkennen; mögen daher auch die Angeklagten oder die von 
ihnen vertretenen Genoſſenſchaften durch den Erwerb des Wechſels 
Schuldner der Abgabe geworden fein, die Strafe der Hinter 
ziehung haben ſie nicht verwirkt. Urt. d. I. Sen. v. 30. März 1908 
(1098/07). 

104. 88 18, 25 Muſterſchutzgeſetz vom 11. Juni 1870. 
Selbſtändigkeit der in jeder dieſer Beſtimmungen behandelten 
Straftaten (Wirkſamkeit des Strafantrags, der nur eine von 
beiden betrifft).] Die Entſcheidung des LG., die von der 
Anſicht ausgeht, daß der Vertrieb ſich mit Rechtsnotwendigkeit 
als Beteiligung an der Veranſtaltung darſtelle und daß deshalb, 
wo der Strafantrag gegen den Verbreiter verſäumt ſei, auch 
die Strafverfolgung gegen den Veranſtalter unzuläſſig erſcheine, 
kann als zutreffend nicht erachtet werden. Urt. d. IV. Sen. v. 
10. März 1908 (51/08). 

105. 5 20 Abſ. 2 Preßgeſetz vom 7. Mai 1874.] Der 
Vorderrichter ſtellt ausdrücklich feſt, es ſei dem Angeklagten zu 
glauben, daß er an dem betreffenden Tage die Zuſammen⸗ 
ſtellung des allgemeinen Teiles der V.⸗Zeitung nicht beſorgt, 
dieſes vielmehr dem Redaktionsmitglied R. obgelegen habe, daß 
dieſer aber ausdrücklich angeordnet habe, in der V.⸗Zeitung 
denjenigen Teil des Artikels, welcher die als beleidigend an⸗ 
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geſehenen Stellen enthalte, wegzulaſſen, und daß dann der 
Metteur auch dieſen Teil des Artikels aus Verſehen in die 
V.⸗Zeitung mitübernommen habe. Damit iſt feſtgeſtellt, daß 
der den Gegenſtand der Anklage bildende Teil des Artikels 
ohne Wiſſen und ohne Zutun des Beſchwerdeführers in dem 
allgemeinen Teil der V.⸗Zeitung, für welchen ihn die Ver⸗ 
antwortlichkeit trifft, veröffentlicht wurde. Gleichwohl läßt der 
erſte Richter die Beweisvermutung des § 20 Abſ. 2 Preß G. 
gegen den Beſchwerdeführer gelten, weil angenommen wird, 
daß keine beſonderen Umſtände vorlägen, welche die zu ver⸗ 
mutende Täterſchaft des Beſchwerdeführers auszuſchließen ge 
eignet ſeien. Dieſe Auffaſſung würde nun allerdings dann 
rechtlich nicht beanſtandet werden können, wenn dem Beſchwerde⸗ 
führer zwar nicht direkter Vorſatz, der nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt überhaupt nicht weiter in Betracht zu kommen hat, 
aber doch Eventualdolus nachzuweiſen geweſen wäre. Dieſer 
Nachweis ſetzt voraus, daß der verantwortliche Redakteur ſich 
als möglich vorgeſtellt hat, es könne im Bereich ſeiner Ver⸗ 
antwortlichkeit ein Beitrag mit einem in beſtimmter rechtlicher 
und tatſächlicher Beziehung die Strafbarkeit begründenden 
Inhalt veröffentlicht werden, und daß er die Veröffentlichung 
für den Fall ihres Eintritts gebilligt hat (RGSt. 39, 87/88). 
Dieſem Erfordernis werden die getroffenen Feſtſtellungen nicht 
gerecht. Es iſt nur feſtgeſtellt, der Angeklagte ſei zu der Zeit, 
als die V.⸗Zeitung in D. zuſammengeſtellt wurde, auf der 
Redaktion anweſend geweſen, er habe gewußt, daß der frag⸗ 
liche Artikel in der Arbeiterzeitung enthalten war und daß in 
der Regel der allgemeine Teil dieſer Zeitung in die V.⸗Zeitung 
übernommen werde; er habe ſomit mit der Möglichkeit rechnen 
-müſſen, daß auch dieſer Artikel, und zwar unverkürzt, in die 
V.⸗Zeitung übernommen werden würde, und er habe die Veröffent⸗ 
lichung geduldet, indem er es unterlaſſen habe, ſich davon zu 
überzeugen, was R. aus der Arbeiterzeitung übernommen hatte, 
obwohl ihm dies ſehr wohl möglich geweſen wäre. Wollte 
man auch die Worte „Angeklagter habe mit der Möglichkeit 
rechnen müſſen uſw.“ dahin verſtehen, Angeklagter habe das 
Bewußtſein der Möglichkeit eines ſolchen Erfolges gehabt, ſo 
genügt doch dieſes nicht zur Annahme eines Handelns mit 
Eventualvorſatz, da ein Handeln auf die Gefahr eines be⸗ 
ſtimmten Erfolges nicht von ſelbſt die Billigung eines ſolchen 
enthält und namentlich damit die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen 
wird, daß der Täter innerlich darauf gerechnet hat, der Erfolg 
werde nicht eintreten (RGSt. 33, 4). Als vorſätzlich vers 


urſacht konnte ſomit dem Beſchwerdeführer die Veröffentlichung 


des als beleidigend angeſehenen Teils des Artikels, da die 
unmittelbare Richtung ſeines Vorſatzes darauf auszuſcheiden 
hatte, nur dann zugerechnet werden, wenn er die Veröffent⸗ 
lichung im voraus gebilligt, ſie für den Fall, daß ſie erfolgen 
werde, gewollt hat, und dies bedurfte einer beſonderen Feſt⸗ 
ſtellung. An einer ſolchen fehlt es. Das, was feſtgeſtellt iſt, 
konnte nur die Anwendung des 8 21, nicht die des § 20 
Abi. 2 PreßG. rechtfertigen. Urt. d. IV. Sen. v. 23. Juni 1908 
(364/08). | 

106. Art. 1, 6 Auslieferungsvertrag mit Belgien vom 
24. Dezember 1874] Nach Art. 6 darf die Beſtrafung 
nur wegen eines in dem Vertrage ſelbſt vorgeſehenen Ver⸗ 
brechens oder Vergehens erfolgen. In Art. 1 iſt aber, ab⸗ 
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geſehen von dem Verbrechen des Meineides (Nr. 20), falſches 
Zeugnis als Auslieferungsdelikt nur für diejenigen Fälle be⸗ 
zeichnet, in denen die Handlung nach der Geſetzgebung beider 
Staaten mit Strafe bedroht iſt (Nr. 21). Dies trifft jedoch 
für den fahrläſſigen Falſcheid nicht zu. Denn nach Art. 215 ff. 
des code penal belge iſt nur das wiſſentlich falſch abgegebene 
Zeugnis ſtrafbar. Die Stellung einer Hilfsfrage aus 8 163 
StGB. war deshalb unzuläſſig. Unerheblich iſt dabei der 
Umſtand, daß die Hilfsfrage auf ausdrücklichen Antrag des 
Verteidigers der Angeklagten geſtellt worden war, und daß die 
letztere ſelbſt gegen ihre Aburteilung aus dieſem rechtlichen 
Geſichtspunkte keine Einwendungen erhoben hatte. Die Aus⸗ 
lieferung eines flüchtigen Miſſetäters iſt eine Angelegenheit, die 
lediglich zwiſchen den beiden über die Auslieferung verhandelnden 
Staaten zur Entſcheidung ſteht. Nur wenn in dem Vertrage 
ſelbſt der Einwilligung des Ausgelieferten in ſeine Aburteilung 
wegen eines nicht unter die Auslieferungspflicht fallenden Tat⸗ 
beſtandes eine gewiſſe maßgebende Bedeutung beigelegt iſt, 
kann darauf Rückſicht genommen werden. Urt. d. V. Sen. v. 
5. Mai 1908 (215/08). 

107. 8 69 Perſonenſtandsgeſetz vom 6. Februar 1875.] 
Verfehlt iſt der Einwand des Beſchwerdeführers, daß für den 
Tatbeſtand des Vergehens im Sinne des $ 69 PStG. (RGBl. 
S. 23) in der ihm durch Art. 46 Ziff. 4 EGBGB. gegebenen 
Faſſung die Nichtbeachtung von Vorſchriften, die in anderen 
Geſetzen als dem PStG. und dem BGB. enthalten ſeien, nicht 
in Betracht käme. Der bereits gegenüber der Beſtimmung in 
dem früheren 8 38 PSt G. erhobene gleiche Einwand iſt in dem 
reichsgerichtlichen Plenarbeſchluſſe vom 13. November 1886 
(RGSt. 15, 47) mit eingehender Begründung zurückgewieſen 
worden. Auch gegenüber den gegenwärtig geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen iſt er unbegründet. § 38 Satz 1 PSt®. iſt 
inhaltlich in das BGB. übernommen. Irgendein Anhalt 
dafür, daß letzteres mit dem Worte „Militärperſonen“ einen 
anderen Begriff verbunden hätte als das PStG., fehlt. Es 
iſt daher lediglich zu prüfen, welche Bedeutung dem Worte 
„Militärperſonen“ nach dem Stande der Geſetzgebung bei Erlaß 
des PStG. zukam. Danach ergibt ſich, daß die Perſonen des 
Beurlaubtenſtandes als noch im Militärdienſt befindliche 
und ſomit dem Soldaten ſt ande angehörige Perſonen angeſehen 
werden. Urt. d. IV. Sen. v. 7. April 1908 (175/08). 

108. 5 10 Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879. 
Begriff des Schaumweins.] Die Anwendung des Geſetzes, 
betr. den Verkehr mit Wein uſw. vom 24. Mai 1901 iſt für 
ausgeſchloſſen erachtet, weil das Getränk kein Wein, auch nicht 
weinähnlich ſei. Dagegen hat Verurteilung auf Grund des 
8 10 Nr. 1 und 2 Nahr Mittel G. ſtattgefunden, weil dem Ges 
tränk der Anſchein von echtem Schaumwein gegeben und dieſer 
ſomit nachgemacht worden ſei. Die hierfür gegebene Begründung 
gibt in mehrfacher Richtung zu Bedenken Anlaß. Es iſt rechts⸗ 
irrig, wenn für die Annahme, daß durch die Bezeichnung des 
Getränkes als „alkoholfrei“ die Irreführung des Publikums 
nicht ausgeſchloſſen werde, angeführt wird, daß es „alkohol⸗ 
freien Naturwein“ gebe. Wie das RG. bereits ausgeſprochen 
hat, iſt ein Gehalt von Alkohol als eine weſentliche Eigenſchaft 
des „Weins“ im Sinne des Geſetzes, betr. den Verkehr mit 
Wein uſw. vom 24. Mai 1901 zu betrachten. Die in 8 1 
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Wein G. enthaltene Begriffsbeſtimmung für Wein ift aber nur 
für ſtillen Wein, nicht für Schaumwein gegeben. Es war 
ſonach unabhängig vom Geſetze feſtzuſtellen, wie ein Getränk, 
welches unter der Bezeichnung „Schaumwein“, „Sekt“ oder 
„Champagner“ in den Verkehr gebracht wird, normalerweiſe 
beſchaffen ſein, welche weſentlichen Eigenſchaften es haben 
muß, um den Erwartungen, welche berechtigterweiſe vom 
Publikum an ein Getränk mit einer ſolchen Bezeichnung geſtellt 
werden, zu entſprechen. Ohne eine ſolche Feſtſtellung fehlt es 
an der erforderlichen Grundlage für die Beurteilung, ob ein 
Nachmachen im Sinne des Geſetzes ſtattgefunden hat, da ein 
ſolches das Vorhandenſein eines Vorbildes, deſſen Weſen vor⸗ 
getäuſcht werden ſoll, vorausſetzt. Der Entſcheidung in dieſer 
Richtung iſt zugrunde zu legen, welche Anſchauung im Handel 
und Verkehr hinſichtlich der normalen Beſchaffenheit eines ſolchen 
Getränkes beſteht, welche Beſtandteile bei ihm als weſentlich 
vorausgeſetzt werden dergeſtalt, daß bei ihrem Fehlen das 
Getränk nicht mehr als „Schaumwein“ im Handel und Verkehr 
angeſehen wird. Sollte nach der allgemeinen Verkehrsauffaſſung 
zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Schaumweins, ebenſo 
wie dies beim ſtillen Wein nach der geſetzlichen Begriffs⸗ 
beſtimmung der Fall iſt und in Rückſicht darauf, daß etwa die 
Bereitung des Schaumweins unter Verwendung von „Wein“ 
erfolgen müßte, irgendein Gehalt an Alkohol gerechnet werden, 
dann müßten erhebliche Zweifel auftauchen, ob ein Getränk, 
welches mit der ausdrücklichen Bezeichnung eines „alkoholfreien“ 
in den Verkehr gebracht wird und überdies, wie hier von 
der Strafkammer feſtgeſtellt wird, einer Brauſelimonade 
ähnlich iſt, als Nachmachung von Schaumwein gelten könnte; 
denn es wäre dann zu prüfen, ob es geeignet wäre, den Schein 
der echten, normalen Ware vorzufpiegeln als eine Nachahmung, 
deren Weſen in der Verleihung des Anſcheines gleicher Be⸗ 
ſchaffenheit mit dem Nachgeahmten beſteht, oder ob das Getränk 
beſtimmt war, denen, die an Stelle von Schaumwein ein alkohol⸗ 
freies Getränk genießen wollen einen Erſatz für Schaum⸗ 
wein zu, bieten. Vgl. RGSt. 37 S. 422, 426. Darüber, 
was nach der allgemeinen Verkehrsanſchauung, d. h. nach den 
Gepflogenheiten des reellen Produzenten und nach den be⸗ 
rechtigten Erwartungen des kaufenden Publikums unter „Schaum⸗ 
wein“, „Sekt“ oder „Champagner“ verſtanden wird, iſt im 
Urteil keine Feſtſtellung getroffen. Da es ſomit an einem aus⸗ 
reichenden Nachweiſe einer „Nachmachung“ im Sinne des 
Nahr Mittel G. fehlt, mußte das Urteil aufgehoben werden. Bei 


der neuen Verhandlung wird eventuell der Sachverhalt auch 


in der Richtung beſſer aufzuklären ſein, ob Angeklagter bei der 
Herſtellung und dem Feilhalten ſeines Getränkes den Anſchein 
erwecken wollte, daß ſein Fabrikat echter „Schaumwein“, 
„Sekt“ oder „Champagner“, alſo ein Getränk, welches nach 
allgemeiner Verkehrsanſchauung unter dieſer Bezeichnung ver⸗ 
ſtanden wird, ſei, in welcher Weiſe namentlich bei dem Feil⸗ 
halten des Getränkes auf ſeine Beſchaffenheit als eines alkohol⸗ 
freien hingewieſen iſt, insbeſondere ob bei Abgabe des Getränkes 
ohne die gedruckten Empfehlungen auch die Flaſchen, welche 
es enthalten, einen ſolchen deutlich erkennbaren Hinweis an ſich 
tragen. Urt. d. IV. Sen. v. 3. März 1908 (71/08). 

109. 5 10 Nahr Mittel. Künſtliche Bienenfütterung.] 
Da die Gewohnheit der Bienen, an allen möglichen Stoffen 
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Nahrung zu ſuchen, allgemein bekannt iſt, erwartet niemand, 
daß der „Honig“ immer und ausſchließlich aus Blüten ge⸗ 
ſammelt ſein müſſe. Hieraus folgt, daß dem landläufigen 
Begriffe des Honigs das Merkmal der Herkunft aus den Honig⸗ 
gefäßen der Blüten nicht innewohnt. Dagegen bedeutet „Kunſt⸗“ 
oder „Zuckerhonig“ nicht etwa den durch künſtliche Fütterung 
der Bienen erzielten Süßſaft, ſondern ein auf künſtlichem Wege, 
d. h. ohne den Durchgang durch den Bienenleib, geſchaffenes, 
mehr oder wenig honigähnliches Erzeugnis oder eine Miſchung 
von ſolchem mit reinem, nämlich natürlichem Honig. Urt. d. 
I. Sen. v. 30. März 1908 (1012/07). 

110. 88 10, 11 Nahr Mittel G. Verfälſchung durch un 
ſchädliche Zuſätze (Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe).] 
Es wird erwogen, daß, wenn zum Kognak friſche Eier ver⸗ 
wendet werden, ein Zuſatz von Borſäure „an ſich nicht not⸗ 
wendig“ ſei; hier aber ſei das Eigelb vom Angeklagten aus 
Krakau bezogen worden und habe mithin eine weite Reiſe zurück⸗ 
zulegen gehabt: möglich ſei daher, daß der Angeklagte den Zu⸗ 
ſatz von Borſäure nur als Konſervierungsmittel in Anwendung 
gebracht habe. Borſäure wirke zwar nicht bakterientötend, 
hebe die eingetretene Fäulnis zwar nicht auf, verhindere aber 
den Eintritt ſtinkender Fäulnis. Es ſei allerdings nicht von 
der Hand zu weiſen, daß Borſäure auch deshalb dem Eigelb 
zugeſetzt werde, um da, wo alte und minderwertige Eier ver⸗ 
wendet würden, den Anſchein eines normalen Eigelbes hervor⸗ 
zurufen, das ſei aber hier nicht erwieſen: die Behauptung des 
Angeklagten, daß er durch die Borſäure nur die friſche und 
gute Beſchaffenheit des Eigelbes habe erhalten wollen, ſei un⸗ 
widerlegt, und gegen den Zuſatz eines ſolchen unſchädlichen 
Konſervierungsmittels ſei „an ſich“ nichts einzuwenden. Dieſe 
Ausführungen des Vorderrichters weiſen darauf hin, daß er 
nicht ſowohl die Frage, ob hier ein verfälſchtes, als viel⸗ 
mehr die Frage, ob ein verdorbenes Nahrungsmittel in den 
Verkehr gebracht ſei, ins Auge gefaßt hat. Von der Annahme, 
daß „minderwertige und alte“ Eier verwendet worden, iſt die 
Anklage nicht ausgegangen. Ob der Zuſatz eines unſchädlichen 
Konſervierungsmittels an ſich zuläſſig iſt, entſcheidet nichts über 
die Frage, ob der Zuſatz im gegebenen Falle ſich als Ver⸗ 
fälſchung darſtellt. Der Umſtand aber, daß das aus Krakau 
bezogene Eigelb, wenn es auf der weiten Reiſe ſich konſervieren 
ſollte, eines Borſäurezuſatzes bedurfte, kann, falls der Zuſatz 
eine Verfälſchung in ſich ſchloß, unmöglich ins Gewicht fallen: 
denn vom Willen des Angeklagten hing es ab, ob er das 
nötige Eigelb gerade aus Krakau beziehen wollte. Vielmehr 
war zu prüfen, ob bei einem Getränk, das im Nahrungs⸗ und 
Genußmittelverkehr als „Eierkognak“ angeboten und vertrieben 
wird, das kaufende und konſumierende Publikum eine Zubereitung 
erwartet, die den Zuſatz von Borſäure, gleichviel zu welchem 
Zwecke, ausſchließt, und ob, wo dennoch ein ſolcher Zuſatz ſtatt⸗ 
gefunden hat, die Ware als verſchlechtert oder minderwertig gilt. 
Die Strafkammer verneint zwar auch dieſe Fragen, aber wiederum 
auf Grund rechtlich unhaltbarer Erwägungen. „Dem Einen“, 
führt ſie aus, „iſt es ganz gleich, was im Eierkognak enthalten 
iſt, er denkt gar nicht daran, wie die Zuſammenſetzung des 
Eierkognaks iſt, er will ſich nur einen Genuß verſchaffen und 
der iſt ihm in der Form, wie er ihm geboten wird, recht; der 
andere Teil des Publikums weiß gar nicht, was Borſäure 
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eigentlich iſt, er hält fie für ſchadlos, . .. hält den Borſäure⸗ 
zuſatz ſchlimmſtenfalls für ein unſchuldiges Konſervierungs⸗ 
mittel; ... ein Anlaß für das Publikum, aus dem Grunde, 
daß ein Konſervierungsmittel zugeſetzt iſt, auf den Genuß des 
Eierkognaks zu verzichten, beſteht nicht.“ Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß Perſonen von ſo abnormem Geſchmacke, daß „es ihnen 
ganz gleich iſt“, was im Eierkognak, den ſie genießen, enthalten 
ſein mag, bei der Frage, welche Beſchaffenheit der Konſument 
normalerweiſe von ſeinem Nahrungsmittel erwartet, aus⸗ 
zuſchalten ſind. Nicht minder iſt es ſelbſtverſtändlich, daß, wo 
es ſich gerade um die Entſcheidung handelt, ob dem Eierkognak 
Borſäure zugeſetzt werden darf, nicht in erſter Linie gefragt 
werden kann, wie diejenigen hierüber denken, die „gar nicht 
wiſſen, was Borſäure eigentlich iſt“. Ob der Erfahrungsſatz 
zutrifft, daß derjenige Teil des Publikums, der nicht weiß, 
was Borſäure iſt, ſie aber für unſchädlich hält, „keinen An⸗ 
laß hat, auf den Genuß von ſo verſetztem Eierkognak zu ver⸗ 
zichten“, iſt nicht an dieſer Stelle zu entſcheiden. Abwegig aber 
iſt es, gerade den Teil des Publikums ins Auge zu faſſen, der 
über die Schädlichkeit des Zuſatzes möglicherweiſe irrt, und 
diejenigen Kreiſe unberückſichtigt zu laſſen, die wiſſen, was 
Borſäure iſt, und auf dem entgegengeſetzten Standpunkt 
ſtehen, dem der Schädlichkeit, auf den, wie das Urteil ſelber 
darlegt, die überwiegende Mehrheit der Fachmänner ſich geſtellt 
hat. Und ſelbſt wenn dieſer Teil des Publikums mit ſeinem 
Glauben an die Schädlichkeit der Borſäure nicht im Recht 
wäre, würde er immerhin, inſofern auch ihm der ſo verſetzte 
Eierkognak zum Konſum dargeboten wird, nicht außer Betracht 
bleiben dürfen; denn hier handelt es ſich eben nicht darum, ob 
borſäurehaltiger Eierkognak als geſundheitsſchädlich, ſondern 
ob er nach den Anſchauungen des Verkehrs als verfälſchtes 
Nahrungsmittel gilt. Daß der Zuſatz ſchäd licher Stoffe eine 
Verfälſchung in ſich ſchließt, iſt allerdings fraglos, aber gerade 
weil der Begriff der Verfälſchung ſich nicht auf dieſen äußerſten 
Fall beſchränkt, find für ihn noch beſondere und ſchwerere 
Strafbeſtimmungen getroffen. Gewiß kann nicht jede noch ſo 
geringe Abweichung von der normalen Beſchaffenheit oder Zu⸗ 
bereitung dem Nahrungsmittel unter allen Umſtänden den 
Stempel eines verfälſchten aufdrücken: wo aber und wie die 
Grenze zu ziehen iſt, darüber entſcheiden die jeweiligen An⸗ 
ſchauungen derjenigen Verkehrskreiſe, innerhalb deren das 
Nahrungsmittel vertrieben und verzehrt wird. Es gibt Nahrungs⸗ 
und Genußmittel, bei denen nach der Verkehrsſitte jeglicher 
Zuſatz anderer Stoffe als der allgemein bekannten und üblichen 
für unerlaubt gilt. In der Mehrheit der Fälle aber liegt die 
Sache ſo, daß jedenfalls die Abweſenheit derartiger Zuſätze oder 
Veränderungen erwartet wird, die, wenn man von ihrem Vor⸗ 
handenſein wüßte, die Ware als verſchlechtert oder doch 
geringwertiger erſcheinen laſſen würden. Es kann dabei 
der Gedanke, daß möglicherweiſe der abnorme Zuſatz eine 
Gefahr für die Geſundheit birgt, ſehr wohl eine Rolle ſpielen: 
ſchon die Unſicherheit in dieſer Richtung wird häufig für 
den Wert oder Minderwert der Ware in die Wagſchale fallen. 
Aber die Möglichkeit einer Geſundheitsſchädigung iſt keineswegs 
der einzige Maßſtab, dem eine Bedeutung zukommt: ſchon das 
Bewußtſein, daß dem Nahrungsmittel überhaupt ein fremd⸗ 
artiger Zuſatz beigemengt iſt, deſſen Natur und Beſtimmung 
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unbekannt iſt, kann dem konſumierenden Publikum den Anlaß 
zur Zurückweiſung bieten, und auch in ſolchen Fällen iſt die 
Annahme einer Verfälſchung nicht ausgeſchloſſen. Urt. d. 
II. Sen. v. 27. März 1908 (85/08). 

111. 8 2 Sprengſtoffgeſetz vom 9. Juni 1884. Beſitz 
im Sinne des Geſetzes.] Die Reviſionen können keinen Erfolg 
haben. Nach § 2 SprengſtG. erlaſſen die Zentralbehörden der 
Bundesſtaaten die zur Ausführung der Vorſchriſten im 8 1 
erforderlichen näheren Anordnungen. Für Preußen iſt dies 
durch die Polizeiverordnung des Handelsminiſters und des 
Miniſters des Innern vom 14. September 1905 geſchehen, 
deren § 27 vorſchreibt, daß die Verausgabung von Spreng⸗ 
ſtoffen an die in Bergwerken beſchäftigten Bergleute, Arbeiter 
uſw. nur von denjenigen Betriebsleitern, Beamten oder Auf⸗ 
ſehern bewirkt werden darf, welche nach den gemäß 5 2 
Sprengft®. erlaſſenen Anordnungen zum Beſitz von Spreng⸗ 
ſtoffen berechtigt ſind. Wenn die Angeklagten trotzdem geglaubt 
haben, V. dürfe ohne polizeiliche Erlaubnis Dynamit im Beſitze 
haben und an die Arbeiter verausgaben, fo haben fie, wie der 


erſte Richter mit Recht annimmt, in ſtrafrechtlichem und daher 


nicht entſchuldbarem Irrtum gehandelt, mögen ſie dazu auch 
durch die Faſſung der Bergpolizeiverordnung des Oberbergamts 
vom 26. September 1890, beſonders § 2, veranlaßt worden 
ſein. Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit iſt für den Tat⸗ 


beftand dieſes Vergehens nicht erforderlich. Nach den Urteils- 


gründen hat der Angeklagte V. nicht etwa geglaubt, daß auch 
ihm eine polizeiliche Ermächtigung erteilt worden ſei, ſondern 
nur, daß S. als Vorgeſetzter ſeine Berechtigung zur Erteilung 
ſeines Auftrags geprüft und mit Grund bejaht habe. Er hat 
ſich alſo nicht im Irrtum über das Vorhandenſein eines Tat⸗ 
beſtandsmerkmals des Vergehens befunden, ſondern über die 
Richtigkeit der ſtrafrechtlichen Beurteilung der Sachlage durch 
den Mitangeklagten S. Ob V. nur Beſitzdiener im Sinne des 
§ 855 BGB. geweſen iſt, bedarf keiner Erörterung. Denn der 
§ 855 BGB. regelt nur die zivilrechtliche Frage, ob der ſo⸗ 
genannte Beſitzdiener des Beſitzſchutzes teilhaftig ſei. Im Sinne 
des SprengſtG. iſt aber „Beſitz“ nicht allein die rechtlich ge⸗ 
ſchützte Innehabung, das Beſitzrecht, ſondern auch die bloß tat⸗ 
ſächlich beſtehende Verfügungsgewalt, der Gewahrſam. Dieſen 
hat der Angeklagte V. nach den Feſtſtellungen des Urteils ge⸗ 
habt. Was die Anſtiftung betrifft, ſo iſt zur Annahme eines 
„vorſätzlichen Beſtimmens eines anderen zu einer von dieſem 
begangenen ſtrafbaren Handlung“ nicht erforderlich, daß beide 
Beteiligte oder auch nur einer von ihnen das Bewußtſein der 
Strafbarkeit der Handlung gehabt haben. Es genügt, daß 
der Vorſatz beider auf die Vornahme von Handlungen gerichtet 
iſt, die nach dem Geſetze ſtrafbar ſind. Daß der Auftrag eines 
Vorgeſetzten ein Mittel zu einer derartigen Beſtimmung iſt, 
und daß er unter die dem Mißbrauche des Anſehens ähnlichen 
Mittel fällt, wird von der Reviſion des S. zu Unrecht be⸗ 
zweifelt. Urt. d. I. Sen. v. 27. Mai 1908 (352/08). 

112. 8 9 Abſ. 2 Sprengft®. Begriff des „Verkehrs“ 
mit Sprengftoffen.] Das RG. hat wiederholt entſchieden, daß der 
Begriff „Verkehr“ in 8 9 Abſ. 2 auch die „Beförderung“ der 
Sprengſtoffe umfaßt. Auch die Strafkammer erkennt dieſe 
Geſetzesauslegung an ſich als richtig an. Sie glaubt nur, den 


Begriff „Beförderung“, ſoweit es ſich um die Anwendung des 
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SprengſtG. handelt, einſchränkend beſtimmen zu müſſen und 
nicht auf den bloßen Begleiter oder Führer eines Sprengſtoff⸗ 
transports erſtrecken zu dürfen, da die Begriffe des SprengſtG. 
„Herſtellung, Vertrieb und Beſitz“ auf eine höher ſtehende, 
disponierende Tätigkeit hindeuteten, während der in § 3675 
StGB. angewandte Begriff „Beförderung“ eine unmittelbare 
Einwirkung auf die Sache, d. h. eine untergeordnete Tätigkeit 
bedeute. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. Urt. d. V. Sen. v. 
3. März 1908 (68/08). 

113. 8 9 Abſ. 2 Eprengft®. Dasſelbe.] Die Frage, 
ob unter „Verkehr“ auch die beſtimmungsgemäße Verwendung 
durch die Arbeiter, das Vorbereiten, Einſetzen und Abbrennen 
der einzelnen Sprengſchüſſe falle, und ob die hierüber, 
d. h. über die eigentliche „Schießarbeit“ gegebenen Anordnungen 
ebenfalls unter §S 9 Abſ. 2 Sprengft®. einzubeziehen find, hat 
der I. StS. in der in RGSt. 34, 440 abgedruckten Ent: 
ſcheidung verneint. Damit hat aber nicht geſagt werden ſollen, 
daß deshalb die Gebahrung mit dem Sprengſtoffe vor Be⸗ 
ginn und nach Abſchluß der eigentlichen Schießarbeit 
ebenfalls nicht als „Verkehr“ anzuſehen ſei, vielmehr hat das 
RG. und insbeſondere auch der I. StS. noch nach der eben an⸗ 
gezogenen Entſcheidung anerkannt, daß die Beſtimmungen über 
die Verausgabung und die Aufbewahrung der Sprengſtoffe, 
ſowie gerade auch die über den Transport derſelben bis zu und 
von der eigentlichen Arbeits ſtätte allerdings unter S 9 Abſ. 2 
zu ſubſumieren ſeien, vgl. hierzu RGSt. 26, 235; 28, 292; 
32, 39; Goltd Arch. 36, 152; 50, 102; Recht 10, 814 
(Nr 2052); Braſſerts Zeitſchrift für Bergrecht 48, 293 und 
die ungedruckten Entſcheidungen des RG. I. 2646/99 vom 
25. September 1899; III. 2666/02 vom 7. Oktober 1902; 
IV. 4990/03 vom 19. Februar 1904; III. 194/05 vom 
10. Juli 1905; III. 989/05 vom 10. Mai 1906; I. 142/06 
vom 7. Mai 1906. Dieſer Auslegung tritt der gegenwärtig 
erkennende Senat bei. Urt. d. V. Sen. v. 30. Juni 1908 
(336/08). 

114. SS 5, 9 Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894.] 
Der Firma E. ſind zwei Warenzeichen geſchützt: das eine 
Zeichen iſt beſtimmt für „Natürliches Mineralwaſſer“, das 
andere für „Künſtliches Mineralwaſſer, mouſſierende Limonaden 
und Senf“. Der Angeklagte L. hat dem Kaufmann U. 594 mit 
„Selterswaſſer“ gefüllte Flaſchen geliefert, die bei ihm mit den 
geſchützten Warenzeichen der Firma E. verſehen waren. Das 
Urteil ſagt nicht, ob dieſes Selterswaſſer künſtliches oder 
natürliches geweſen iſt. Die Reviſion führt aus: ſei das 
Waſſer künſtliches geweſen — wie wahrſcheinlich —, ſo ſei 
durch das Einfüllen desſelben in Flaſchen, die das erſte Zeichen 
trugen, das Recht der Firma E. auf das erſte Zeichen nicht 
verletzt, da dieſes ja nur für natürliches Mineralwaſſer be⸗ 
ſtimmt ſei, das Zeichenrecht alſo nicht entgegenſtehe. Zwar iſt 
niemand gehindert, ein für eine beſtimmte Warengattung ge⸗ 
ſchütztes Zeichen zur Bezeichnung von Waren einer andern 
Gattung zu benutzen. Durch den Anblick eines für natürliches 
Mineralwaſſer eingetragenen Zeichens auf einer Flaſche, die 
dem äußeren Anſcheine nach Mineralwaſſer oder überhaupt 
Waſſer enthält, wird aber der Anſchein hervorgerufen, daß 
die Flaſche natürliches Mineralwaſſer und zwar ſolches aus 
dem Vertriebe der beſtimmten Firma, der das Zeichen geſchützt 
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iſt, enthält und kann es für die Strafbarkeit nur darauf an⸗ 
kommen, daß die mit einem geſchützten Warenzeichen rechts⸗ 
widrig verſehene Ware ſich darſtellt als eine Ware derjenigen 
Gattung, für die das Zeichen geſchützt iſt. Urt. d. II. Sen. 
v. 24. April 1908 (232/08). 

115. SS 1, 4 Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 
Unterſcheidung von Urteil und Tatſachen.] Das gewerbliche 
Betätigungsrecht bleibt in vollem Umfange anerkannt, der 
wirtſchaftliche Kampf unbehindert, ſolange er nicht mit unehrlichen 
Mitteln geführt wird. Nur dieſe verwirft und verpönt das 
Geſetz in den 88 1 und 4. Auch hier ſucht es zwiſchen 
ſubjektiven Meinungsäußerungen und der objektiven 
Wahrheit oder Unwahrheit zu unterſcheiden, obwohl dieſe 
Begriffe vielfach ineinander übergehen. Der Gegenſatz zwiſchen 
Urteil und Tatſachen muß daher bei Anwendung des 
8 4 UnlWG. der Maßſtab fein, wie das RG. — RGSt. 30, 
411 — ausgeführt hat. Zu den vom Geſetze verbotenen 
Mitteln der Reklame gehört u. a. die Berufung auf den Beſitz 
von Auszeichnungen. Hierin laſſen die Urteilsgründe keine 
irrige Rechtsauffaſſung erſehen. Über das Recht des Ange: 
klagten zur Führung des Titels: Hoflieferant, ſeine Dauer 
und Begrenzung kann nur der Inhalt der Verleihungsurkunde 
Aufſchluß geben und die Willensmeinung der übertragenden 
Stelle. Der erſte Richter iſt in Benutzung dieſer Erkenntnis⸗ 
quellen zu der Auffaſſung gelangt, daß die Auszeichnung, die 
dem Angeklagten ſeinerzeit als Inhaber einer Milchkuranſtalt 
verliehen worden iſt, an dieſes Unternehmen geknüpft erſcheint; 
er erkärt deshalb den Titel auf das neue Geſchäft des An⸗ 
geklagten nicht für übertragbar. Dieſe Auffaſſung zeigt keinen 
Rechtsirrtum. Auch das Bewußtſein des Angeklagten, zu der 
Verwertung der Auszeichnung auf dem Zirkularſchreiben vom 
Juni 1907 nicht befugt geweſen zu ſein, wird ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt. Als geſetzwidriges Reklamemittel konnten aber auch 
die Anführungen der Preisliſte über die „große Aufnahme 
und den Beifall“, den ſeine Fabrikate gefunden hätten und die 
Fabrikation durch „erprobte tüchtige Arbeiter unter ſtändiger 
Kontrolle“ aufgefaßt werden. Sie gehen über die lobende 
Beurteilung der eigenen Waren und Leiſtungen, und damit 
über die üblichen und erlaubten marktſchreieriſchen Anpreiſungen 
hinaus, da ſie eine annähernd ſichere ſachliche Nachprüfung 
zulaſſen. Sie durften deshalb als zur Irreführung geeignete 
Angaben tatſächlicher Art im Sinne der SS 1 und 4 erklärt 
werden. Das Gleiche gilt für die 45 Nummern der Preisliſte, 
deren Waren nur „zum allerkleinſten Teil hergeſtellt wurden 
und hergeſtellt werden konnten.“ Bei verſchiedenen Waren 
hätten überhaupt erſt Verſuche gemacht werden müſſen, ob ſie 
herzuſtellen ſeien. Ihre Herſtellung und Lieferung war alſo 
eine völlig unſichere. Auch hier hat der erſte Richter zutreffend 
wiſſentlich unwahre, irreführende Angaben von tatſächlichem 
Gepräge — 8 4 des genannten Geſetzes — über die Her: 
ſtellungsart der Waren angenommen. In den genannten 
Bekanntmachungen ging der Angeklagte über die Grenze der 
erlaubten Reklame hinaus, durch die einzelnen hervorgehobenen 
Punkte und durch die Geſamtdarſtellung ſuchte er die Täuſchung 
hervorzurufen, als handle es ſich um „ein größeres Etabliſſement“ 
mit erprobten Arbeitern und einem größeren Lager bewährter 
Fabrikate, während in Wirklichkeit ein neues Unternehmen von 
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beſcheidenſtem Umfang mit zwei Arbeitern und zwei Fäſſern 
an Warenvorräten und Verſuche zur Herſtellung von Prä⸗ 
paraten in Frage kamen, die vielfache Beanſtandung fanden. 
Urt. d. I. Sen. v. 7. Mai 1908 (236/08). 

116. § 4 Unl WG. Auszeichnungen.] Die überwiegende 
Meinung der einſchlägigen Literatur geht dahin, daß dem Be⸗ 
griffe der „Auszeichnung“ im Sinne des Unl WG. das Merkmal 
des Verliehenſeins weſentlich ſei, und daß von verliehenen 
gewerblichen Auszeichnungen, von ſolchen, in deren „Beſitze“ 
ſich jemand befindet, nur da die Rede ſein könne, wo von 
zuſtändiger Seite (Behörde, Geſellſchaft, Verein oder Privat⸗ 
perſon) nach wirklicher Prüfung eine ernſtgemeinte Anerkennung 
für die Güte der Ware oder gewerblichen Leiſtung in Form 
von Medaillen, Diplomen, Preiſen oder ähnlichem zuerkannt 
worden ſei. Dieſer Meinung iſt beizutreten. Urt. d. II. Sen. 
v. 6. März 1908 (18/08). | 

117. 55 312, 314 HGB.] Allerdings verleiht das HGB. 
der Aktiengeſellſchaft das in S 261° HGB. vorgeſehene Recht 
im übrigen ohne weitere Einſchränkung. Daraus folgt aber 
keineswegs, daß Vorſtand und Aufſichtsrat ihren geſetzlichen 
Pflichten genügt haben, wenn fie in der Bilanz Betriebs. 
gegenſtände ſtillſchweigend nach ihrem eigenen Ermeſſen gemäß 
§ 261° daf. behandeln. Ob hierin eine Pflichtverletzung liegt, 
hängt vielmehr ganz von den Umſtänden ab. Durch die An⸗ 
wendung der Bilanzierungsweiſe des 8 261 Nr. 3 HGB., 
wenn ſie ohne jede Erläuterung erfolgt, kann die Vorſtellung 
erweckt werden, als ſei der etwaige höhere Anſchaffungspreis 
nach der Beſonderheit der Geſchäftslage beim Erwerbe der 
Betriebsgegenſtände ſachlich gerechtfertigt geweſen, — etwa weil 
die Geſellſchaft gerade dieſe Betriebsgegenſtände zur Abwendung 
von Nachteilen oder zur Ermöglichung eines ſatzungsmäßigen 
Betriebs überhaupt unbedingt erwerben mußte. Trifft das 
nicht zu, ſo iſt die erweckte Vorſtellung eine unrichtige. War 
ſich daher der Angeklagte der Erheblichkeit einer Klarlegung 
des Sachverhalts nach einer der vorbezeichneten Richtungen 
bewußt, unterließ er aber die Aufklärung gleichwohl, ſo würde 
darin in Verbindung mit dem Bilanzanſatz allerdings eine 
unwahre Darſtellung oder — was ineinander übergehen kann — 
eine Verſchleierung des Standes der hier in Betracht kommenden 
Verhältniſſe gefunden werden können. Auch wäre es — wenn 
er ſich bewußt war, daß der jeder erläuternden Aufklärung 
entbehrende Bilanzanſatz unter den gegebenen Verhältniſſen der 
Geſellſchaft zum Nachteile gereiche — nicht ausgeſchloſſen, daß 
er zugleich gegen 8 312 HGB. gefehlt hätte. Urt. d. V. Sen. 
v. 8. Mai 1908 (167/08). 

118. 5 240 KO. Eröffnungsbilanz bei Umwandlung 
des Geſchäfts eines bisherigen Minderkaufmanns in ein Voll⸗ 
kaufmannsgeſchäft.] Nach der erſtrichterlichen Feſtſtellung hat 
der Angeklagte neben ſeinem Gewerbe als Bauunternehmer 
den Baumaterialienhandel in der Weiſe betrieben, daß er Be⸗ 
ſtellungen von ſeinen Kunden erhielt und dieſe Beſtellungen 
von ſeinen Lieferanten auf ſeine eigene Rechnung direkt 
ausführen ließ. Danach war er nicht, wie die Reviſion meint, 
Vermittler der Geſchäfte, ſondern er ſelbſt hat die Waren — 
und zwar die Baumaterialien als ſolche, d. h. als bewegliche 
Sachen — von ſeinen Lieferanten gekauft und an ſeine Kunden 
weiter veräußert. Er war alſo inſofern Kaufmann im Sinne 
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des §S 1 Abſ. 2 Ziff. 1 HGB., und auch, wie weiter feſtgeſtellt 
iſt, vom Oktober 1905 an nach Art und Umfang des Geſchäfts 
Voll kaufmann im Sinne des § 39 HGB. und des § 240 KO.; 
denn nach dem als erwieſen bezeichneten Sachverhalt war nicht 
nur von dieſem Zeitpunkte an das Geſchäft auf einen bedeutenden 
Umſatz, wie er demnächſt auch eingetreten iſt, berechnet, ſondern 
es wurde auch — und dies ſchon in der vorherliegenden Zeit — 
in Verbindung mit dem Bauunternehmergewerbe in kauf⸗ 
männiſcher Weiſe betrieben, es wurden Bücher geführt und 
Jahresbilanzen gezogen, nicht etwa nur hinſichtlich des Bau⸗ 
unternehmergewerbes, ſondern auch in bezug auf den früher 
nur in kleinem Umfange betriebenen und ebenſo auf den ſeit 
dem Oktober 1905 für einen großen Umfang eingerichteten 
Handel. Letzteres geht unzweideutig aus der erſtrichterlichen 
Feſtſtellung hervor, daß der Angeklagte der ihm in dieſer 
Beziehung obliegenden Verpflichtung — als Bauunternehmer 
allein hatte er ſie mangels Eintragung noch nicht — zur 
Buchführung genügt hat. Mit Recht erachtet der erſte Richter 
mithin die geſetzlichen Vorausſetzungen für erwieſen, die dem 
Angeklagten an ſich die Verpflichtung, eine Eröffnungsbilanz 
zu ziehen, auferlegten. Dieſe Bilanz mußte im Oktober 1905 
gezogen werden; denn nach der prinzipalen, unanfechtbaren 
Feſtſtellung des erſten Richters iſt damals der Baumaterialien⸗ 
handel in großem Umfange neu gegründet worden, ſo daß 
es dahingeſtellt bleiben kann, ob die Eröffnungsbilanz nach 
Lage der konkreten Umſtände auch notwendig war, wenn es 
ſich nur um einen Übergang vom Kleinbetriebe zum Groß⸗ 
betriebe handelte. Nun meint die Reviſion, von der Pflicht 
zur Ziehung einer Eröffnungsbilanz ſei gleichwohl der An⸗ 
geklagte dadurch befreit geweſen, daß er feſtgeſtelltermaßen 
vom Jahre 1901 ab ununterbrochen Jahresbilanzen aufgeſtellt 
habe. Dem kann nicht beigetreten werden, ſelbſt dann nicht, 
wenn der Angeklagte bei Beginn des Geſchäfts im Jahre 1901 
— was nach dem erwieſenen Sachverhalt immerhin möglich 
erſcheint — auch eine Eröffnungsbilanz aufgeſtellt haben ſollte. 
Das Gegenteil folgt nicht nur aus dem Wortlaut, ſondern 
auch aus dem Zweck und Sinn des Geſetzes. Der Angeklagte 
war vor dem Oktober 1905, d. h. bevor er das kaufmänniſche 
Geſchäft neu eröffnete, nicht Kaufmann; er betrieb noch kein 
Handelsgewerbe im Sinne des §8 39 HGB. Mag er auch 
ſchon vorher, alſo ſchon ehe er Kaufmann im Sinne des HGB. 
wurde, ſein Geſchäft derart betrieben haben, daß es allen 
Anſprüchen genügte, welche das Geſetz hinſichtlich der Bilanz⸗ 
ziehung und Buchführung an den Vollkaufmann ſtellt, ſo wurde 
dadurch die Verpflichtung nicht berührt, bei Eröffnung des 
neuen Vollkaufmannsgeſchäftes deſſen finanzielle Grundlagen 
durch eine Bilanz klarzulegen. Gerade in dem Momente, in 
dem ein ſolches kaufmänniſches Geſchäft eröffnet wird, ſoll der 
Kaufmann im eigenen und im Intereſſe der Gläubiger ſich 
ſelbſt von ſeiner zeitigen Vermögenslage unterrichten, und das 
kann er nur durch eine neue Bilanzziehung in ſicherer Weiſe 
erreichen; die Einſicht in die Bücher und frühere Bilanzen gibt 
dieſe Sicherheit nicht, ſie leiſtet nicht dafür Gewähr, daß der⸗ 
jenige, welcher ſich als Vollkaufmann auftut, im Hinblick auf 
die ſich hieraus ergebende größere wirtſchaftliche Verantwortung 
ſich von ſeiner Vermögenslage derart Rechenſchaft gibt, um ſich 
in den Grenzen ſeiner wirtſchaftlichen Kräfte halten zu können 
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(vgl. RGSt. 28, 428; 29, 222). Urt. d. V. Sen. v. 
28. April 1908 (143/08). 

119. S 240 KO. Scheininhaberſchaft der Ehefrau.] 
Nach allem aber, was das Urteil ausführt, hat es den Anſchein, 
als ob die Ehefrau des Angeklagten es geweſen iſt, die im 
Sinne des Geſetzes das hier in Rede ſtehende Delikateßgeſchäft 
betrieben hat. Nicht dem Namen des Angeklagten, ſondern 
ihrem Namen iſt die Firma entnommen, ſie iſt nach außen 
als Inhaberin des Geſchäfts aufgetreten, ſie hat zu den Ver⸗ 
trägen mit Dritten ihren Namen hergegeben und ſolche entweder 
ſelbſt abgeſchloſſen oder dem Angeklagten Vollmacht zum Abſchluß 
erteilt. Freilich iſt erwieſen, daß das alles zum Scheine ge⸗ 
ſchehen iſt, um nach außen die Meinung zu erwecken, die 
Ehefrau ſei die wirkliche und alleinige Inhaberin des Geſchäfts: 
der Umſtand indeſſen, daß ſie zum Schein und nach außen 
hin als diejenige auftrat, die das Handelsgewerbe betrieb, 
ändert nichts an den daraus für ſie fließenden Rechten und 
Verbindlichkeiten gegenüber Dritten. Gerade weil ſie nach 
außen hin als wirkliche Geſchäftsinhaberin auftrat, wurde ſie 
als ſolche berechtigt und verpflichtet. Allerdings ſtellt die 
Strafkammer auch feſt, daß der Angeklagte gegenüber einer 
Anzahl von Gläubigern feiner Ehefrau ſich verbürgt und 
anderen Perſonen gegenüber ſich direkt zur Zahlung ver⸗ 
pflichtet hat, jedoch zur Zahlung dieſer von ihm in keiner Weiſe 
beſtrittenen Forderungen, als ſie fällig waren, außerſtande 
geweſen iſt. Allein es ſteht nicht feſt, daß dieſe perſönlichen 
Verbindlichkeiten ſich auf ein von ihm betriebenes Handels⸗ 
gewerbe bezogen haben, und daß er als Schuldner auch zur 
Buchführung und Bilanzziehung verpflichtet geweſen iſt. Denn 
von anderen Handelsgeſchäſten als ſolchen, die zum Betriebe 
des fraglichen Delikateßgeſchäfts gehörten, iſt nicht die Rede, 
und ein Rechtsgrund, der den Angeklagten zum Mit berechtigten 
und Mit verpflichteten des hier in Rede ſtehenden Handels⸗ 
gewerbes machte, iſt nicht erſichtlich. Anders könnten die Dinge 
liegen, wenn etwa ein Geſellſchaftsvertrag nach bürgerlichem 
Recht (8 705 flg. BGB.) zwiſchem dem Angeklagten und 
ſeiner Ehefrau hinſichtlich des hier in Rede ſtehenden 
Dilikateßgeſchäfts geſchloſſen wäre und wenn daraufhin von 
beiden das fragliche Handelsgewerbe in der Art betrieben 
wäre, daß aus den Handelsgeſchäften beide Eheleute be⸗ 
rechtigt und verpflichtet wurden. Urt. d. II. Sen. v. 1. Mai 
1908 (200/08). 

120. 5 240 KD. Vertragsmäßige Entbindung eines 
Geſellſchafters von der Buchführung.]! Der Umſtand, daß bei 
Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages zwiſchen den Angeklagten 
vereinbart worden, daß W. die Bücher führen ſolle, iſt deshalb 
mit Recht für ungeeignet erachtet, die im öffentlichen Recht 
begründete Pflicht B.s zur Kontrolle zu beſeitigen. War 
dieſer dazu außerſtande, weil er von der Buchführung keine 
Kenntnis beſaß, überdies durch ſein von ihm in H. geleitetes 
Delikateſſengeſchäft behindert wurde, fich eingehend um das 
Geſchäft in A. zu kümmern, ſo war er, wie die Straf⸗ 
kammer zutreffend ausführt, verpflichtet, anderweit für die 
Überwachung der W.ſchen Buchführung in geeigneter Weiſe 
Sorge zu tragen. Das iſt nicht geſchehen und dieſe auf Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit zurückzuführende mangelnde Kontrolle ordent⸗ 
licher Buchführung ſtellt ſich als ein Verſchulden dar, welches 
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gegen B. die Strafbeſtimmungen des § 240 KO. anwendbar 
ſein läßt. Urt. d. III. Sen. v. 25. Juni 1908 (348/08). 
121. 8 1 Elektrizitätsgeſetz vom 9. April 1900.] Der 
Angeklagte hat der beſtehenden Anlage dadurch unbefugt 
elektriſche Arbeit entzogen, daß er im Lichtzähler zwiſchen 
Klemme 4 und 5 ein Metallſtück hat einſchieben laſſen. Auf 
die Weiſe iſt eine unmittelbare Verbindung zwiſchen dem Zu⸗ 
leitungs⸗ und dem Entnahmekabel hergeſtellt und iſt bewirkt 
worden, daß der elektriſche Strom, anſtatt durch den einen 
gewiſſen Widerſtand bietenden Zähler hindurchzugehen, den 
leichteren Weg durch das Metallſtück genommen hat, ſo daß 
der Zähler ſeitdem nicht mehr die volle im Betriebe des An⸗ 
geklagten verbrauchte Kraftmenge hat anzeigen können, ſondern 
nur einen Teil davon. Das LG., das den Angeklagten wegen 
Betrugs verurteilt, erklärt das Reichsgeſetz vom 9. April 1900 
für unanwendbar; denn wenn auch eine Entziehung fremder 
elektriſcher Arbeit ſtattgefunden habe, ſo ſei doch die Entnahme 
ſelbſt durch die von den Elektrizitätswerken hierzu beſtimmten 
Leiter, alſo auf ordnungsmäßigem Wege geſchehen. Dieſe 
Annahme iſt rechts irrtümlich. Die Beſtimmung eines Leiters 
zur ordnungs mäßigen Entnahme von ellektriſcher Energie 
hatte ausſchließlich von demjenigen auszugehen, der über die 
Abgabe des Stromes verfügte. Nun waren die Berliner 
Elektrizitätswerke allerdings vertragsmäßig verpflichtet, dem An⸗ 
geklagten den zu ſeinem Betriebe erforderlichen Strom zu liefern, 
und die Zuleitung des Stromes von ihrem Kabel zu der Be⸗ 
triebsſtätte des Angeklagten war an ſich mit ihrem Einver⸗ 
ſtändnis erfolgt. Allein dabei war vorausgeſetzt, daß der 
elektriſche Strom auf ſeinem Wege dorthin erſt durch den 
Zählapparat hindurch ging, weil ſich die entnommene Kraft⸗ 
menge fonft nicht feſtſtellen ließ, und nur inſoweit, als dies 
der Fall war, entſprach die Zuleitung dem Willen der Elek⸗ 
trizitätswerke. In dieſe Ordnung der Dinge hat der Angeklagte 
eigenmächtig eingegriffen. Er hat durch das in den Apparat 
eingefügte Metallſtück den elektriſchen Strom von dem ihm ge⸗ 
wieſenen Wege abgelenkt und ihn unter Umgehung des Zählers 
ſeiner gewerblichen Anlage direkt zugeführt. Das widerſprach 
dem Vertrage. Der Angeklagte empfing die elektriſche Energie 
nunmehr mittels eines Leiters, der nicht zur ordnungsmäßigen 
Entnahme beſtimmt war; denn im Sinne des angeführten 
Reichsgeſetzes erſcheint jede Vorrichtung als „Leiter“, die ver⸗ 
möge ihrer phyſikaliſchen Eigenſchaften den elektriſchen Strom 
fortleitet, ſo daß auch das hier in Frage ſtehende Metallſtück, 
das dazu diente, den Strom vor ſeinem Eintreten in den Zähler 
aus ſeiner Bahn abzuleiten, als ein Leiter angeſprochen 
werden muß. Urt. d. II. Sen. v. 28. April 1908 (268/08). 
122. 85 4, 18 Fleiſchbeſchaugeſetz vom 3. Juni 1900. 
Verwendung von Pferdefleiſch zu Würſten.] Da die Straf⸗ 
kammer bei ihren Ausführungen auf den im Abſ. III gemachten 
Unterſchied zwiſchen „Vertrieb“ und „Verwendung“ hinweiſt, 
hält ſie den „Vertrieb von Pferdefleiſch“ offenbar deswegen 
nicht für gegeben, weil nach ihrer Meinung der Angeklagte 
nur Pferdefleiſch zur Wurſtbereitung „verwendet“ und nicht 
„vertrieben“ hat. Sie überſieht dabei, daß nach S 4 Fleiſch⸗ 
beihau®. als Fleiſch im Sinne des Geſetzes auch die aus 
warmblütigen Tieren hergeſtellten Würſte zu gelten haben und 
demnach eine Wurſt, die aus Pferdefleiſch hergeſtellt iſt, als 
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Pferdefleiſch und folgerichtig der Vertrieb ſolcher Wurſt als 
Vertrieb von Pferdefleiſch anzuſehen if. Ob die Wurſt voll⸗ 
ftändig oder nur teilweiſe aus Pferdefleiſch hergeſtellt iſt, kann 
dabei nicht von Belang fein. Urt. d. I. Sen. v. 2. März 1908 
(1119/07). 

123. 88 1, 108 Privatverſicherungsgeſetz vom 12. Mai 
1901.] Im Sinne des Geſetzgebers bildet es eine auch im 
Geſetze ſelbſt hinreichend deutlich zum Ausdruck gebrachte 
begriffliche Vorausſetzung, daß die als ſolche in Betracht 
kommenden Verſicherungsgeſchäfte auf die Begründung von 
Rechtsanſprüchen der Verſicherten gerichtet ſind. Hieraus folgt, 
daß, wenn ſich nicht nachweiſen läßt, daß das Unternehmen 
den Betrieb ſolcher Verſicherungsgeſchäfte zum Gegenſtande 
hat, als ein Privatverſicherungsunternehmen, das im Sinne 
des § 1 Abſ. 1 der Beauffichtigung nach Maßgabe des Geſetzes 
unterläge, und demzufolge nach § 4 daſ. zum Geſchäfts betriebe 
der Erlaubnis der Aufſichtsbehörde bedürfte, nicht zu erachten 
iſt. Urt. d. V. Sen. v. 12. Mai 1908 (376/08). 

124. SS 2, 3 Weingeſetz vom 24. Mai 1901. Begriff 
der Extraktſtoffe.] Der Erſtrichter verneint, daß das Kochſalz 
zu den Stoffen gehöre, durch welche der Extraktgehalt erhöht 
wird, „wenn es auch vom Standpunkt der chemiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft aus richtig iſt, daß die Mineralbeſtandteile auch zu den 
Extraktſtoffen gehören“. Er glaubt, der Geſetzgeber habe unter 
dem Ausdrucke: „Extraktgehalt“ die Mineralbeſtandteile nicht 
mitumfaſſen wollen, folgert dies insbeſondere aus § 2 Nr. 4 
Wein., woſelbſt der Gehalt des Weines an Extraktſtoffen 
und Mineralbeſtandteilen unterſchieden werde, und findet eine 
Stütze feiner Auffaſſung auch darin, „daß das frühere Wein⸗ 
geſetz das Kochſalz ausdrücklich unter den bei der anerkannten 
Kellerbehandlung für zuläſſig erklärten Stoffen genannt und 
ſeine Verwendung als Ausnahme vom Verbote des § 10 
Nahr Mittel G. für zuläffig erklärt habe“; wenn das neue Wein⸗ 
geſetz das Kochſalz als zuläſſiges Mittel der Kellerbehandlung 
nicht mehr erwähne, ſo folgere daraus nur, daß ſeine Ver⸗ 
wendung nunmehr unter Umſtänden gegen das Nahrungsmittel- 
geſetz verſtoße, nicht aber, daß ſie ohne weiteres nach dem 
Weingeſetze ſtrafbar ſei. Dieſer Anſchauung kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Daß die Mineralbeſtandteile im techniſch⸗ 
wiſſenſchaftlichen Sinne Teile des Extrakts ſind, von dieſer 
Bezeichnung mitumfaßt werden, ſteht außer Zweifel. Daß die 
Weingeſetze vom 20. April 1892 und 24. Mai 1901 unter 
Extraktſtoffen und Extraktgehalt etwas anderes als die Wiſſen⸗ 
ſchaft haben verſtehen wollen — wogegen die Vermutung 
ſpricht — iſt nicht zu erſehen, es ergibt ſich vielmehr bei der 
Prüfung der Geſetze, ihrer Entſtehung und ihrer Ausführungs⸗ 
beſtimmungen das Gegenteil. Urt. d. V. Sen. v. 23. Juni 
1908 (365/08). | 

125. 5 3 Wein®. Fahrläſſigkeit bei Verwendung neuer 
Klärungsmittel.] Die Strafkammer achtet als erwieſen, daß 
der Angeklagte zum Klären trüben Weines ein Präparat ver⸗ 
wandte, durch welches der Extraktgehalt des Weins erhöht 
wurde, indem das in dem Klärmittel enthaltene Zink und 
Ferrocyankali teilweiſe in dem Wein gelöſt zurückblieb und ein 
Beſtandteil desſelben wurde. Ob die Verwendung von Zink 
und Ferrocyankali bei Klärung des Weins „der anerkannten 
Kellerbehandlung“ entſprach, war weſentlich Tatfrage. Der 
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Vorderrichter hat dieſe Frage auf Grund der von den Sach⸗ 
verſtändigen erſtatteten Gutachten verneint. Die Annahme des 
Vorderrichters, daß der Angeklagte Wein unter Verwendung 
von Stoffen, die nicht zur anerkannten Keller behandlung ge: 
hörten und die den Gehalt an Extraktſtoffen erhöhten, hergeſtellt 
habe, iſt ſonach rechtlich nicht zu beanſtanden. Auch die An⸗ 
nahme, daß der Angeklagte dieſe Handlung aus Fahrläſſigkeit 
begangen habe, gibt zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. Die 
Strafkammer hat angenommen, „daß der Angeklagte die Geſetz⸗ 
widrigkeit des angewandten Klärungsmittels erkannt haben 
würde, wenn er aufmerkſam geweſen wäre, daß ihn bei der 
geringſten Überlegung ſchon die äußere Erſcheinung des Klär⸗ 
mittels hätte ſtutzig machen und darauf hinweiſen müſſen, daß 
das Mittel Stoffe enthalte, die den Extraktgehalt des Weins 
erhöhen würden, und daß er durch eine Prüfung außerhalb 
des Faſſes die Unzuläſſigkeit des Klärmittels ſofort erkannt 
haben würde, daß er aber ſich alles deſſen pflichtwidrig ent⸗ 
ſchlagen habe und daß dieſe Unterlaſſung auf ſeinem ihm als 
Fahrläſſigkeit zuzurechenden Verſchulden beruhe“. Hierin kann 
eine Mberfpannung der an den Angeklagten nach dem Maße 
ſeiner perſönlichen Einſicht und Erfahrung und nach den be⸗ 
ſonderen Umſtänden des Falls zu ſtellenden Anforderungen nicht 
gefunden werden. Die Frage, welches Maß von Einſicht und 
Erfahrung der Angeklagte beſaß und welches Maß von Vorſicht 
und Aufmerkſamkeit von ihm in dem vorliegenden Falle verlangt 
werden konnte, war weſentlich Tatfrage. Daß der Vorderrichter 
bei ihrer Bejahung von rechtsirrtümlichen Anſchauungen aus⸗ 
gegangen ſei, iſt nicht erſichtlich; insbeſondere iſt es nicht rechts⸗ 
irrig, wenn der Vorderrichter davon ausgeht, daß der Angeklagte 
ſich auf die über das J.ſche Klärungsmittel vorliegenden 
chemiſchen Gutachten und auf die Solidität des Lieferanten 
nicht hätte verlaſſen dürfen. Urt. d. IV. Sen. v. 5. Juni 1908 
(380/08). 

126. § 15 LiturhG. vom 19. Juni 1901.] H. gab dem 
Angeklagten den Auftrag, 1000 Exemplare des Proſpekts drucken 
zu laſſen, in dem Glauben, der Proſpekt ſei Originalarbeit des 
Angeklagten. Sein Tun war daher nicht ſtrafbar. Der ſtraf⸗ 
rechtswidrige Erfolg iſt vielmehr als Straftat ausſchließlich in 
dem vorſätzlichen Handeln des Angeklagten begründet. Er iſt 
daher als mittelbarer Täter verantwortlich zu machen. Urt. 
d. III. Sen. v. 6. Juli 1908 (399/08). 

127. 5 38 LiturhG. Verantwortlichkeit des Kapell⸗ 
meiſters und des Saalinhabers als „Veranſtalter“ der Auf⸗ 
führung.] Die Angeklagten haben, der eine als Inhaber eines 
Konzerthauſes, der andere als Inhaber eines Reſtaurants in 
Berlin, in den Monaten Auguſt bis Oktober 1907 in ihren 
Lokalen fortgeſetzt auf ihre Koſten Militärkapellen ſpielen laſſen. 
In den betreffenden Konzerten ſind auch ſolche Muſikſtücke zur 
Aufführung gekommen, die ohne Einwilligung der Genoſſenſchaft 
deutſcher Tonſetzer, welcher die Wahrnehmung des Aufführungs⸗ 
rechts übertragen war, nach den 88 11, 38 Nr. 2 Lit UrhG. 
nicht öffentlich vorgetragen werden durften. Es ſind ſolche 
Aufführungen auch dann noch fortgeſetzt worden, als die An⸗ 
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geklagten durch Zuſchriften des Geſchäftsführers der Genoſſen⸗ 


ſchaft ausdrücklich aufgefordert waren, eine Reihe von Muſik⸗ 
ſtücken, die ohne Erlaubnis der Genoſſenſchaft nicht aufgeführt 
werden durften, fernerhin nicht ſpielen zu laſſen. Auf dem 
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demnächſtigen Antrag der als Nebenklägerin zugelaſſenen Ge⸗ 
noſſenſchaft iſt Anklage erhoben worden, beide Angeklagte aber 
ſind freigeſprochen aus folgenden Erwägungen. Allerdings 
ſeien die Angeklagten, da ſie Militärkapellen in ihren Lokalen 
für eigene Rechnung ſpielen ließen und wirtſchaftlichen Gewinn 
daraus zogen, geſchäftlich bei den Konzerten intereſſiert geweſen: 
aber das ſei nicht ausſchlaggebend. Täter im Sinne des 8 38 
des Geſetzes ſei nur, wer diejenige Tätigkeit entwickle, durch 
die das Werk in der zum Begriffe der öffentlichen Aufführung 
erforderlichen Weiſe zur Darſtellung und Wahrnehmung anderer 
gelange. Erforderlich ſei jedoch, daß er über die Aufführung 
des Werkes ſelbſt beſtimme, ſelbſt die Wahl treffe, ohne daß 
es darauf ankomme, für weſſen Rechnung und in weſſen 
Geſchäftsintereſſe die Aufführung ſtattfinde. Es frage ſich 
lediglich, ob die Angeklagten endgültig über die Aufnahme der 
gebührenpflichtigen Muſikſtücke in das Konzertprogramm zu be⸗ 
ſtimmen gehabt hätten. Ihrer glaubwürdigen Angabe nach 
hätten ſie mit den Kapellmeiſtern Verträge geſchloſſen, nach 
denen dieſe gegen einen feſten Satz die Ausführung der Kon⸗ 
zerte übernommen hätten; den Kapellmeiſtern ſei auch die Zu⸗ 
ſammenſetzung der Programme überlaſſen geweſen, während ſie, 
die Angeklagten, das Drucken und Verteilen der Programme 
auf eigene Koſten beſorgt hätten. Wiederholt ſeien, nach der 
Behauptung der Angeklagten, die Kapellmeiſter von ihnen auf⸗ 
gefordert worden, gebührenpflichtige Stücke nicht zu ſpielen. 
Der Einwand der Angeklagten ſei unwiderlegt, daß die Be⸗ 
ſtimmung über die Auswahl der Muſikſtücke ausſchließlich den 
Kapellmeiſtern zugeſtanden habe, unwiderlegt auch ihre Be⸗ 
hauptung, daß die Kapellmeiſter ſich niemals über die Art und 
die Reihenfolge der aufzuführenden Muſikſtücke irgendwelche 
Vorſchriften von ihnen hätten machen laſſen. Gegenteiliges ergebe 
ſich nicht aus der von den Angeklagten zugeſtandenen Tatſache, 
daß ſie allerdings zur Abbeſtellung der Konzerte bei ſchlechtem 
Wetter berechtigt geweſen ſeien. Weder dieſer noch irgend ein 
anderer Umſtand ſpreche dafür, daß die Angeklagten end⸗ 
gültig über die von den Kapellen zu ſpielenden Stücke zu be⸗ 
ſtimmen gehabt hätten. Die Begriffsbeſtimmung, von der dieſe 
Entſcheidung ausgeht, iſt zwar im weſentlichſten Punkt eine 
zutreffende, denn ausſchlaggebend iſt es in der Tat, ob die 
Angeklagten endgültig über die Aufführung der fraglichen 
Muſikſtücke zu beſtimmen hatten: die Erwägungen jedoch, die 
im gegebenen Falle zur Verneinung der Frage geführt haben, 
ſind nicht frei von rechtsirrtümlichen Anſchauungen. Strafbar 
iſt, wer vorſätzlich ohne Einwilligung des Berechtigten ein 
Werk der Tonkunſt öffentlich aufführt. Es fragt ſich: wer iſt 
der Aufführende? Die Beantwortung iſt einfach, wo ein ein⸗ 
zelner Künſtler mit ſelbſtändig gewähltem Programm oder wo 
ein Orcheſterdirigent auf eigene Rechnung mit Aufführungen, 
deren Inhalt er ſelber beſtimmt, vor das Publikum rritt. 
Zweifelhaft wird die Beantwortung der Frage erſt da, wo der 
maßgebende Einfluß nach verſchiedenen Richtungen unter ver⸗ 
ſchiedenen Perſonen verteilt iſt. Unter der Herrſchaft des 
früheren Geſetzes vom 11. Juni 1870, das gleichfalls den⸗ 
jenigen beſtrafte, der unbefugt öffentlich „aufführt“, war man 
bei muſikaliſchen wie bei dramatiſchen Werken einig darüber, 
daß im allgemeinen der Veranſtalter der Aufführung, der 
Unternehmer haftbar ſei. Man berief ſich mit Recht auf 
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diejenige Beſtimmung des Geſetzes, die beim Nachdruck gerade 
den „Veranſtalter“ als Täter verantwortlich machte, und ins⸗ 
beſondere auf den § 55, der ausdrücklich auch bei muſikaliſchen 
und dramatiſchen Aufführungen den „Veranſtalter“ für ent⸗ 
ſchädigungspflichtig erklärte. Vom „Veranſtalter“ unterſchied 
das damalige Geſetz den „Veranlaſſer“ eines Nachdrucks oder 
einer Aufführung. Dieſe Unterſcheidung hat, wie die Be⸗ 
gründung des neuen Geſetzes hervorbebt, zu ſo vielfachen 
Zweifeln über die Abgrenzung beider Begriffe Veranlaſſung 
gegeben, daß man es vorgezogen hat, die Unterſcheidung gänzlich 
fallen zu laſſen, zumal ſie angeſichts der allgemeinen ſtraf⸗ 
rechtlichen Grundſätze über Täterſchaft und Teilnahme ent⸗ 
behrlich erſchien. Ergibt ſich daraus, daß die Bec. itwortung 
der Frage, wer der „Aufführende“ iſt, nach keinen anderen 
Grundſätzen zu erfolgen hat, als die überhaupt für Täterſchaft 
und Teilnahme bei ſtrafbaren Handlungen in Betracht kommen, 
ſo darf immerhin nicht überſehen werden, daß, wo es um ein 
Tun ſich handelt, das vom Zuſammenwirken verſchiedener 
Perſönlichkeiten und von der Geſamtbetätigung mannigfacher 
geiſtiger und körperlicher Kräfte bedingt iſt, die Frage, wem 
die maßgebende Tätigkeit und der maßgebende Wille zu⸗ 
kommt, verſchieden beurteilt werden kann, je nachdem dieſe oder 
jene Seite des gemeinſamen Tuns als ausſchlaggebend oder 
doch mitentſcheidend angeſehen wird. Wäre die Beſtimmung, 
daß der Aufführende ſtrafbar iſt, im nächſtliegenden Wort⸗ 
ſinne zu verſtehen, ſo würde da, wo unbefugte Orcheſterauf⸗ 
führungen in Frage kommen, entweder die Geſamtheit der 
Kapelle oder der Kapellmeiſter ſelbſt unter allen Umſtänden für 
haftbar zu erklären ſein: denn durch ihre Tätigkeit kommt das 
Werk zur Darſtellung und Wahrnehmung anderer. Daß dies 
der Sinn des Geſetzes nicht iſt, liegt auf der Hand. Auch das 
jetzt geltende Geſetz hat, abgeſehen davon, daß es die ſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit nicht mehr auf ein nur fahrläſſiges 
Tun erſtreckt, eine veränderte Anſchauung hinſichtlich der Täter⸗ 
ſchaft — jedenfalls bei dramatiſchen und muſikaliſchen Auf⸗ 
führungen — in keiner Weiſe zum Ausdruck gebracht. Es 
bedient ſich zwar beim Nachdruck nicht mehr der techniſchen 
Bezeichnungen „Veranſtalter“ und „Veranlaſſer“, behält aber, 
wo es ſich um Bühnen⸗ und Tonwerke handelt, die Bezeichnung 
des Täters als des Aufführenden bei und verſteht darunter 
genau dasſelbe wie das frühere Geſetz. Und wie die Recht⸗ 
ſprechung und Wiſſenſchaft ſich vordem genötigt geſehen haben, 
den vielbedeutigen Begriff des „Aufführenden“ dahin näher zu 
beſtimmen, daß der Veranſtalter, der Unternehmer der Auf⸗ 
führung gemeint iſt, ſo hat auch das neue Geſetz den Begriff 
der Veranſtaltung aus ſeinen Beſtimmungen nicht zu verbannen 
vermocht: der § 28 ſpricht nach wie vor von der „Ver⸗ 
anſtaltung“ einer öffentlichen Aufführung und der § 27 von 
muſikaliſchen Aufführungen, die von Vereinen „veranſtaltet“ 
werden. Unter der Herrſchaft des früheren Geſetzes iſt als 
Veranſtalter eines Nachdrucks, einer Aufführung teils derjenige 
angeſehen worden, der ſelbſtändig den Nachdruck oder die Auf⸗ 
führung „unternommen“ oder „angeordnet“ hat, teils der, „zu 
deſſen Vorteil“ oder „für deſſen Rechnung“ das Unternehmen 
ins Werk geſetzt iſt. Vgl. RGBSt. 9, 109; 12, 34; 14, 236, 
20, 430; 30, 339. Wo die muſikaliſche Veranſtaltung auf 
dem Zuſammenwirken mehrerer beruht, die in verſchiedenen 
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Richtungen tätig und intereſſiert ſind, da darf die Frage, wer 
als Aufführender, als Veranſtalter der Aufführung haftbar iſt, 
wem dabei die maß gebende Tätigkeit und der maßgebende 
Wille zukommt, nicht allein nach den Beziehungen zur künſt⸗ 
leriſchen Seite des Unternehmens beantwortet werden: es 
kommen ebenſowohl die Beziehungen zur wirtſchaftlichen, 
zur gewerblichen Seite in Betracht. Faſt immer iſt es der 
Kapellmeiſter ſelbſt, der die Wahl der aufzuführenden Muſik⸗ 
ſtücke trifft und der im Augenblick auch die Aufführung be⸗ 
ſtimmt: aber damit iſt noch keineswegs entſchieden, ob er im 
Sinne des Geſetzes als Aufführender zu gelten hat. Iſt für 
die unbefugte Aufführung ſein Wille der allein maßgebende 
geweſen, ſo haftet er als Täter: iſt ſein Wille mit maßgebend 
geweſen, ſo ſteht nichts im Wege, ihn als Mittäter oder 
Gehilfen in Anſpruch zu nehmen. Ob aber ſein Wille oder 
der eines anderen maßgebend war, das läßt ſich — ganz 
abgeſehen von der Frage der bewußten Rechtswidrigkeit — 
zutreffend nicht beurteilen, ohne daß die Beziehungen des ein⸗ 
zelnen auch zur wirtſchaftlichen Seite des Unternehmens, 
ſeine daraus fließenden Machtbefugniſſe und der tatſäch⸗ 
liche Einfluß, den er ausgeübt hat, gebührender Würdigung 
unterzogen werden. Keineswegs iſt es bedeutungslos, für 
weſſen Rechnung und zu weſſen wirtſchaftlichem Vorteil die 
Aufführung ins Werk geſetzt wird. Wohl kann es ſein, daß 
aus der künſtleriſchen Bedeutung des Unternehmens oder aus 
ſonſtigen Umſtänden eine dermaßen ſelbſtändige Machtbefugnis 
der mitwirkenden Künſtler oder ihres Dirigenten hinſichtlich der 
Wahl der aufzuführenden Stücke ſich ergibt, daß daneben die 
wirtſchaftlichen Beziehungen keinerlei Rolle ſpielen. Der Wirt, 
der an der Veranſtaltung eines Sinfoniekonzerts oder an einer 
ſonſtigen höheren Kunſtleiſtung nicht anders beteiligt iſt, als 
daß er ſein Lokal den mitwirkenden Künſtlern oder ihrem 
Dirigenten mietsweiſe hergibt, wird nicht als Veranſtalter der 
Aufführung, weder der Geſamtaufführung noch der einzelnen 
Stücke, in Betracht kommen. Es kann aber ein muſikaliſches 
Unternehmen auch derart geſtaltet ſein, daß gerade die gewerb⸗ 
lichen Beziehungen die entſcheidende Rolle ſpielen. Läßt der 
Wirt oder Befitzer eines Vergnügungslokals oder Reſtaurants 
in feinen Räumen eine regelmäßige Unterhaltungsmufik aufs 
führen, iſt er es, dem die wirtichaftlichen Vorteile zufließen, 
der die Muſiker bezahlt und der ſogar zu beſtimmen oder mit⸗ 
zubeſtimmen hat, welcherlei Stücke geſpielt werden ſollen, ſo 
wird er in der Regel als Veranſtalter der Aufführungen zu 
gelten haben. Ob und inwieweit auch als Veranſtalter jeder 
Einzel⸗Aufführung beſtimmter Stücke, das hängt wiederum 
von den beſonderen Umſtänden jedes Falles ab. Hier handelt 
es ſich um fortgeſetzte Unterhaltungskonzerte, die die Angeklagten 
in ihren Wirtſchaftsräumen zum eigenen Vorteil auf eigene 
Koſten durch feſt engagierte Militärkapellen haben ausführen 
laſſen. Sie haben die Konzertprogramme auf ihre Koſten 
drucken und verteilen laſſen. Sie haben angeblich ihre Kapell⸗ 
meiſter aufgefordert, keine gebührenpflichtige Stücke zu ſpielen. 
Bei ſolcher Stellung der Angeklagten unterliegt es keinem 
Bedenken, in ihnen die Veranſtalter der fraglichen Konzerte zu 
erblicken. Eine andere Frage iſt die, ob, wo im Einzelfalle 
die unbefugte Aufführung eines beſtimmten Muſikſtücks 
in Rede ſteht, auch hierfür die Angeklagten, ſei es im Hinblick 
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auf ihre Stellung überhaupt, ſei es rückſichtlich der im be⸗ 
ſonderen obwaltenden Verhältniſſe, verantwortlich erſcheinen. 
Der Vorderrichter erwägt, daß die Zuſammenſetzung der Konzert⸗ 
programme den Kapellmeiſtern überlaſſen geweſen ſei und daß 
die Behauptung der Angeklagten, es hätten die Kapellmeiſter 
allein über die Auswahl der aufzuführenden Stücke zu be⸗ 
ſtimmen gehabt, nicht widerlegt ſei. Es hat indeſſen den An⸗ 
ſchein, daß die eigenartige Stellung nicht genügend berückſichtigt 
iſt, die der Inhaber und Wirt derartiger Lokale gegenüber den 
von ihm engagierten Muſikern und Kapellmeiſtern einnimmt. 
Der Wirt iſt in ſolchem Falle der Herr des Hauſes, er läßt 
die Kapelle in ſeiner Wirtſchaft ſpielen, er kann ſie jederzeit 
entfernen, in jedem Augenblick ihrem Spiel Einhalt tun, und 
ſeinen Anordnungen ſind innerhalb des Hauſes die Muſiker 
nicht minder unterworfen wie alle anderen, die vertragsmäßig 
für ihn in ſeinen Räumen tätig ſind. Eine ganz im all⸗ 
gemeinen getroffene Abrede, daß es Recht und Pflicht des 
Kapellmeiſters ſei, das tägliche Konzertprogramm aufzuſtellen, 
kann ſehr wohl den Sinn haben, daß nur die Sorge für die 
Auswahl zweckdienlicher Muſikſtücke ein für allemal dem Wirte 
abgenommen und dem Kapellmeiſter übertragen ſein ſoll, aber 
fie gibt gar keinen Auſſchluß darüber, wem in dem ganz bes 
ſonderen Falle, daß über die Zuläſſigkeit der Aufführung eines 
beſtimmten Muſikſtücks zu entſcheiden iſt, die endgültige 
Beſtimmung zukommt, dem Kapellmeiſter oder dem Wirte. Iſt 
in dieſer Beziehung eine beſondere Vereinbarung nicht getroffen, 
ſo folgt aus der Natur eines derartigen Vertrages, daß 
die Kapelle und ihr Dirigent in allem, was billiger⸗ und 
üblicherweiſe von ihnen verlangt werden kann, den Anweiſungen 
des Wirts unweigerlich nachkommen müſſen. Selbſt wenn 
einer ſolchen Kapelle die Aufſtellung der Programme im all⸗ 
gemeinen überlaſſen iſt, kann es ihr nicht geſtattet ſein, die 
Bedürfniſſe und Zwecke, für die fie geworben iſt, bei der Aus⸗ 
wahl ihrer Stücke gänzlich aus den Augen zu ſetzen. Tut ſie 
es dennoch, ſo bleibt dem Wirte das Recht des Widerſpruchs, 
auch wo er ein ſolches ſich nicht ausdrücklich vorbehalten hat. 
Handelt es ſich aber gar um unbefugte Aufführungen, ſo 
würde ſelbſt ein Verzicht des Wirts auf jeglichen Widerſpruch 
bedeutungslos ſein; denn ſelbſtverſtändlich gebührt ihm, der für 
die Ordnung im Hauſe einzuſtehen hat und Herr der Lage iſt, 
das Recht wie die Pflicht, jede ſtrafbare Handlung, mithin 
auch jede unbefugte Aufführung in ſeinen Räumen zu ver⸗ 
bieten und eventuell zu verhindern. Das Urteil erwähnt 
des Einwandes der Angeklagten, daß die Kapellmeiſter wieder⸗ 
holt von ihnen aufgefordert ſeien, nur ſolche Stücke zu ſpielen, 
die nicht gebührenpflichtig ſeien. Sollte dieſe Behauptung für 
wahr angenommen fein, — das Urteil ſpricht fi) darüber nicht 
aus — ſo wäre immerhin zu erwägen geweſen, ob nicht gerade 
die Tatſache, daß dergleichen Aufforderungen ergangen find, 
den Schluß rechtfertigt, die Angeklagten ſeien ſich ihres des⸗ 
fallſigen Rechts auch bewußt geweſen. Den Angeklagten ſelber 
iſt vom Vertreter der Genoſſenſchaft deutſcher Tonſetzer eine 
Reihe beſtimmter gebührenpflichtiger Muſikſtücke namhaft 
gemacht worden, die unbefugt in ihren Lokalen aufgeführt 
würden. Sie find aufgefordert worden, dieſe Stücke nicht ferner 
ſpielen zu laſſen. Sie geben zu, daß trotzdem dieſe Stücke 
auch fernerhin geſpielt worden find. Wenn fie unter ſolchen 
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Umständen bloß allgemeine Aufforderungen an die Kapellmeiſter 
gerichtet haben, „nur ſolche Stücke zu ſpielen, die nicht tantieme⸗ 
pflichtig ſeien“, — Aufforderungen, von denen übrigens nicht 
geſagt iſt, ob ſie vor oder nach der von der Genoſſenſchaft 
erteilten Warnung ergangen ſein ſollen, — ſo iſt nicht er⸗ 
ſichtlich, inwiefern dadurch die Verantwortlichkeit der An⸗ 
geklagten aufgehoben ſein fol. Dem vom II. 38S. des RG. 
abgeurteilten Falle (RGZ. 38, 23) lag ſchon inſofern ein 
anderer Sachverhalt zugrunde, als dort der Wirt die unbefugt 
zur Aufführung gelangenden Mufikſtücke nicht kannte. Die 
Angeklagten hatten Kenntnis davon. Ob ſie ihren Kapell⸗ 
meiſtern die einzelnen Muſikſtücke, die nicht geſpielt werden 
dürften, namhaft gemacht und ihnen die Aufführung dieſer 
Stücke unterſagt haben, darüber fehlt es an jeglicher Feſt⸗ 
ſtellung. Der Einwand der Angeklagten, die Kapellmeiſter „hätten“ 
ſich niemals von ihnen über die Art und die Reihenfolge der 
aufzuführenden Muſikſtücke irgendwelche Vorſchriften machen 
laſſen, iſt für nicht widerlegt erklärt: aber es erhellt nicht, in 
welchem Sinne der Einwand aufgefaßt worden iſt. Bedeutete 
er nichts weiter als die Annahme der Angeklagten, daß auch 
ihr ernſtlicher Einſpruch im Einzelfalle nichts gefruchtet haben 
würde, ſo iſt einerſeits nicht klargeſtellt, ob in der Tat die 
Verhältniſſe ſo lagen, daß jene Annahme der Angeklagten 
Platz greifen konnte, und andererſeits nicht erwogen, ob den 
Angeklagten neben dem bloßen Widerſpruch nicht wirkſame 
Machtbefugniſſe anderer Art zu Gebote ſtanden. Das Urteil 
erwähnt der Befugnis der Angeklagten auf Abbeſtellung der 
angekündigten Konzerte: daß dieſe Befugnis ſich auf den Fall 
des Eintritts „ſchlechten Wetters“ beſchränkt habe, iſt weder 
behauptet, noch feſtgeſtellt. Urt. d. II. Sen. v. 29. Mai 1908 
(161/08). f 

128. 5 38 Liturh. Dasſelbe.] Als Veranſtalter und 
Täter iſt anzuſehen, wer in anderen als den geſetzlich zuge⸗ 
laſſenen Fällen und ohne Einwilligung des Berechtigten die 
öffentliche Aufführung eines geſchützten Werkes der Tonkunſt 
beſtimmt und angeordnet hat. Hierzu iſt nicht erforderlich, daß 
der Betreffende für die zu veranſtaltende Aufführung jedes 
einzelne Werk, insbeſondere bei Konzerten jedes einzelne 
Muſikſtück auswählt und beſtimmt, vielmehr können auch ſchon 
bezügliche Anordnungen allgemeinerer Art genügen. Ob 
hiernach im Einzelfalle der Konzertunternehmer oder der nicht 
ſchon als ſolcher in Betracht kommende Muſikdirigent derjenige 
iſt, welcher das Werk aufführt, kann lediglich nach der je⸗ 
weiligen Lage der beſonderen Umſtände entſchieden werden. 
Urt. d. IV. Sen. v. 8. Mai 1908 (231/08). 

129. 88 5, 8, 23 Kinderſchutzgeſetz vom 30. März 1903. 
Angeklagter, Milcherknecht im Milchgeſchäfte ſeines Vaters, mit 
ſelbſtändigen Befugniſſen in bezug auf den Gewerbebetrieb 
nicht ausgeſtattet, hatte vor allem das Bedienen der Kunden 
in ihren Wohnungen zu beſorgen. Er traf eines Tages im 
September 1907, als er Milch zu Kunden brachte, den am 
16. Auguſt 1895 geborenen Knaben A., der ſich erbot, für ihn 
aus Gefälligkeit einige Kunden zu bedienen. Der Angeklagte 
nahm dies an. Der Knabe hat dann an dieſem Morgen und 
noch einige andere Male in unregelmäßigen Zwiſchenräumen 
Milch zu Kunden des W.fchen Geſchäftes gebracht und zwar 
ſtets vor 8 Uhr morgens. Entgelt hat er weder gefordert noch 
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erhalten. Die von der Strafkammer ausgeſprochene Ber: 
urteilung läßt ſich nicht halten. Es kann zugegeben werden, 
daß die Beſchäftigung, wie ſie keine entgeltliche ſein muß, 
nicht eine regelmäßige, länger dauernde zu ſein braucht; dagegen 
iſt nicht anzunehmen, daß das Geſetz auch eine rein gelegentliche, 
einem einzelnen Betriebsangeſtellten lediglich aus Gefälligkeit 
geleiſtete perſönliche Hilfe als eine „Beſchäftigung im Betriebe 
des Gewerbes“ erachten und unter Strafe ſtellen wollte. 
Urt. d. III. Sen. v. 13. April 1908 (185/08). 

130. Reblausgeſetz vom 6. Juli 1904. Gültigkeit einer 
heſſiſchen Polizeiverordnung.] Nach 8 2 des Geſetzes vom 
6. Juli 1904 liegt es der zuſtändigen Behörde ob, durch ge⸗ 
eignete Maßregeln der Verbreitung der Reblaus vorzubeugen. 
Zu dieſem Zweck können entweder die im Geſetz einzeln vor⸗ 
geſehenen Verbote erlaſſen und die dort aufgeführten weiteren 


Maßnahmen getroffen werden; es können aber „erforderlichen⸗ 


falls“ auch noch „andre Maßregeln“ angeordnet werden. 
Zuwiderhandlungen gegen die behördlichen Anordnungen, auch 
die durch die letzterwähnte geſetzliche Ermächtigung in weiteſtem 
Maße zugelaſſenen, find in SS 10 und 11 des Geſetzes mit 
Strafe bedroht. In Heſſen gibt das Geſetz vom 12. Juni 
1874 betr. die innere Verwaltung der Kreiſe uſw. in Art. 78 
dem Kreisrat die Befugnis, für den Bezirk des Kreiſes Polizei⸗ 
verordnungen zu erlaſſen, insbeſondere auch in den Fällen, in 
denen die Strafgeſetze die Übertretung von polizeilichen An⸗ 
ordnungen beſtimmter Art unter Strafe geſtellt haben. Erfordert 
wird die Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes und die Genehmigung 
des Großherzoglichen Miniſteriums des Innern. Die Gültig- 
keit der Polizeiverordnungen iſt dadurch bedingt, daß ihre Be⸗ 
ſtimmungen mit den Geſetzen und ſtaatlichen Verordnungen 
nicht in Widerſpruch ſtehen; ihre Verkündung hat durch das 
Kreisblatt zu erfolgen. Dieſen landesrechtlichen Beſtimmungen 
entſpricht die Verordnung vom 20. Februar 1905, auch ihre 
Verkündung iſt nach Vorſchrift erfolgt. Die Bekanntgabe dieſer 
Verordnung in Hochheim — außerhalb des Geltungsbereichs 
der Verordnung und des heſſiſchen Staatsgebiets — vermöchte 
eine Wirkung, wie ſie der Verkündung von Geſetzen zukommt, 
überhaupt nicht herbeizuführen; die Rechtsgültigkeit der Ver⸗ 
ordnung und ihre Anwendbarkeit gegen alle davon betroffenen 
Perſonen, auch wenn dieſe außerhalb ihres räumlichen Geltungs⸗ 
gebiets wohnen, iſt ausſchließlich von der Verkündung im Kreis⸗ 
blatt abhängig. In 8 2 der Polizeiverordnung, auf die ſich 
die Anklage ſtützt, iſt die Verwendung ſolcher Perſonen, die in 
der preußiſchen Gemarkung Hochheim mit Weinbergsarbeiten 
beſchäftigt werden, zum Bebauen von Weinbergen in Ge⸗ 
markungen des Kreiſes Mainz unterſagt oder doch nur beſchränkt 
unter „polizeilichen Sicherheitsmaßregeln“ zugelaſſen. Damit 
ſind, wie das Urteil zutreffend annimmt, Verkehrsanordnungen 
allgemeiner Art getroffen, die über das Maß der in § 2 Abſ. 2 
Nr. 4 des Reichsgeſetzes einzelnen vorgeſehenen Verbote und 
Beſchränkungen hinausgehen, und die deshalb nach $ 2 Abſ. 3 
des Geſetzes der Genehmigung des Bundesrats bedürfen. Dieſe 
Genehmigung iſt aber allgemein erteilt in den Grundſätzen, die 
der Bundesrat gemäß S 13 des Geſetzes unter dem 2. März 
1905 aufgeſtellt hat. Soweit Anordnungen der Landesbehörden 
ſich innerhalb der in den Grundſätzen enthaltenen Ermächtigungen 
bewegen, bedarf es der Einholung einer beſonderen Genehmigung 
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nicht. Die Anordnungen ſind vielmehr inſoweit rechtsgültig, 
gleichviel ob ſie zeitlich nach Bekanntgabe der Grundſätze ge⸗ 
troffen ſind oder vorher; im letzteren Falle ſind ſie für den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes genehmigt, diejenigen 
der Polizeiverordnung vom 20. Februar 1905 ſonach mit dem 
1. April 1905, dem Tage, an dem ſie gleichzeitig mit dem 
Geſetz, in Kraft trat. Auf Grund der Ermächtigung unter 
Nr. 30 der Grundſätze konnte hiernach das Kreisamt Mainz, 
ſofern es die Gefahr einer Verſchleppung der Reblaus aus 
dem Seuchengebiet von Hochheim für gegeben erachtete, die 
Beſchränkungen des Verkehrs anordnen, wie ſie § 2 der Polizei⸗ 
verordnung vorſieht. Wenn darin die einzelnen Sicherheits⸗ 
maßregeln nicht angeführt ſind, unter denen die Beſchäftigung 
Hochheimer Weinbergsarbeiter im Kreiſe Mainz zugelaſſen 
werden ſollte, wenn dieſe Maßregeln vielmehr offenbar abſichtlich 
dem jeweiligen Ermeſſen der zur Handhabung der Verordnung 
berufenen oberen Polizeibehörde vorbehalten blieben, ſo iſt das 
für die Gültigkeit der Verordnung unerheblich; weder das 
Geſetz noch die Grundſätze (Nr. 30), die ein unbeſchränktes 
Verkehrsverbot zulaſſen, nötigen zur Aufzählung der „beſonderen 
Vorſichtsmaßregeln“ im Falle der einfachen Verkehrsbeſchränkung; 
eine Bindung der ausführenden Polizeibehörde nach dieſer 
Richtung würde auch kaum angebracht ſein. Nachträglich hat 
allerdings die Polizeibehörde beſtimmte Vorſichtsmaßregeln, die 
zur Anwendung gelangen, wenn Hochheimer Arbeiter in der 
Gemarkung Koſtheim Weinbergarbeiten verrichten wollen 
(Bekanntmachung vom 22. Juni 1907) öffentlich bekannt ge⸗ 
geben. Zu der hier fraglichen Zeit wurde nach Inhalt des 
Urteils — und zwar gleichfalls ausſchließlich für die Gemarkung 
Koſtheim — ſeitens der Polizeibehörde von allen Arbeitern 
der Gemeinde Hochheim der Nachweis gefordert, daß ſie in 
den vorausgegangenen zwei Monaten in Hochheimer Weinbergen 
nicht beſchäftigt waren. Auch dieſe Anordnung war nichts 
anderes als eine der in der Polizeiverordnung vorgeſehenen, 
den Verkehr erſchwerenden Sicherheitsmaßregeln, deren Auswahl 
und Anwendung im einzelnen nur der polizeilichen Voll⸗ 
ſtreckung der Polizeiverordnung diente, und deren Umgehung 
nach 8 2 der Verordnung die Strafbarkeit der trotzdem erfolgten 
Verwendung von Arbeitern begründen ſoll. Da durch die Be⸗ 
ſchränkung des Verkehrs die Bewohner einer preußiſchen Ge⸗ 
markung unmittelbar betroffen werden, ſo liegt der Fall des 
Schlußſatzes der Nr. 30 der Grundſätze vor, wonach der An⸗ 
ordnung eine „Verſtändigung der beteiligten Regierungen voraus⸗ 
gehen“ und gegebenenfalls „eine Entſcheidung des Reichskanzlers 
herbeigeführt werden ſoll“. Schon der Gebrauch des Worts 
„ſoll“ beweiſt, daß für die unter Ne. 30 der Grundſätze 
fallenden Anordnungen die darin allgemein erteilte Genehmigung 
des Bundesrats ſelbſt von der „vorgängigen Verſtändigung der 
Regierungen“ nicht abhängig gemacht iſt. Daher bildet die 
Verſtändigung auch nicht die geſetzliche Vorausſetzung der 
Anordnung ($ 2 Abf. 3 des Geſetzes). Es iſt vielmehr durch 
dieſe Sollbeſtimmung nur eine Weiſung an die beteiligten Be⸗ 
hörden gegeben, die ihre Erklärung in $ 15 des Geſetzes 
findet. Dort iſt der Reichskanzler für zuſtändig erklärt, die 
Anordnungen der Landesbehörden zu überwachen, für Herſtellung 
und Erhaltung ihrer Einheit zu ſorgen und nötigenfalls die 
Behörden der Bundesſtaaten mit Anweiſungen zu verſehen. 
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Um die Einheit des Vorgehens in den Bundesſtaaten zu ſichern, 
um Verſchiedenheiten in der Beurteilung der Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit von Bekämpfungsmaßregeln vorzubeugen, um 
Anordnungen zu verhüten, die einſeitig den Schutz eines Wein⸗ 
baugebietes ohne Rückſicht auf die Größe der Gefahr über die 
wirtſchaftlichen und Verkehrsintereſſen verſeuchter Nachbargebiete 
ſtellen, iſt den Behörden die Auflage gemacht, Verſtändigung 
mit dem Nachbarſtaat zu ſuchen, ſobald ihre Maßnahmen über 
das eigene Gebiet hinausgreifen. Verſtöße gegen dieſe Weiſung 
haben aber die Ungültigkeit von ſonſt zuläſſigen Anordnungen 
nicht zur Folge. Auch „getroffene Anordnungen“ unterſtehen 
der Überwachung des Reichskanzlers und ſind auf deſſen An⸗ 
weiſung aufzuheben, bis dahin aber nicht ungültig (8 15 des 
Geſetzes). Urt. d. I. Sen. v. 23. März 1908 (1003/07). 
131. 5 22 Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juni 1906. 
Der Angeklagte hat unzweifelhaft die Geſchäfte vermittelt. 
Denn hierzu genügt es, wenn jemand in der Abſicht, des 
eigenen, unmittelbaren oder mittelbaren Vorteils wegen oder 
zum Vorteil der Beteiligten oder eines von ihnen einen Vertrag 
zuſtande zu bringen, mit beiden Teilen Fühlung nimmt und 
ſolchergeſtalt wiſſentlich den tatſächlichen Erfolg des Austauſches 
übereinſtimmender, auf Vertragsabſchluß gerichteter Willens⸗ 
erklaͤrungen verurſacht oder mitverurſacht. Dies tut ſowohl, 
wer bei Empfang der Annahme⸗Erklärung den Antragenden 
wirkſam vertritt, als auch, wer darüber zu befinden hat, ob 
das Zuſtandekommen eines Vertrages durch Weiterreichen der 
Annahme⸗Erklärung beſiegelt oder durch ihr Einbehalten ver⸗ 
hindert werden ſoll. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob 
eine briefliche Annahme⸗Erklärung mit dem Namen des An⸗ 
tragenden oder mit dem des Zwiſchenempfängers überſchrieben 
und geeignetenfalls in Urſchrift oder nur dem Inhalt nach 
weiterzugeben iſt. Urt. d. I. Sen. v. 30. Mai 1908 (213/08). 
132. 85 1, 3 Brauſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 
Unterſagt iſt es nach § 3 Abſ. 2, „andere als die am Schluſſe 
des § 1 Abſ. 1 bezeichneten, zur Herſtellung von Bier oder 
bierähnlichen Getränken beſtimmten Zubereitungen (Bierextrakte 
und dergl.) in Verkehr zu bringen“. Nach dieſem Wortlaute 
kann das Geſetz nur ſolche Zubereitungen treffen wollen, welche 
wirklich zur Herſtellung von Bier oder bierähnlichen Getränken 
dienen ſollen und die zu ſolchem Zwecke beſtimmt find, 
während es kein weſentliches Tatbeſtandsmerkmal bildet, daß 
die Zubereitungen zu dem gegebenen Verwendungszwecke ihrer 
Beſchaffenheit nach auch geeignet ſind. Unzutreffend iſt 
andererſeits die Annahme des Vorderurteils, daß das Geſetz 
es verlange, die zur Bierbereitung beſtimmten Zubereitungen 
müßten notwendig eine dementſprechende Bezeichnung erhalten 
und dürften nur unter einer ſolchen Bezeichnung in den Verkehr 
gebracht werden. Die Norm des § 3 verbietet nur die In⸗ 
verkehrbringung unſtatthafter Surrogate, gebietet dagegen 
nicht auch die Verwendung ſachgemäßer Bezeichnungen. Unter 
den Zubereitungen, die § 3 zulaſſen wollte, find die in 8 1 
Abſ. 1 bezeichneten Zuckerſtoffe einſchließlich des daraus her⸗ 
geſtellten Farbmittels zu verſtehen. Als Zubereitung im Sinne 
des Geſetzes läßt ſich ein Stoff, oder mehrere Stoffe zuſammen 
in einer Miſchung, ſchon dann nicht anſehen, wenn das 
Merkmal des Surrogates nicht zutrifft, und das iſt bei einer 


Miſchung, die aus nichts anderem als trockenem Malz und 
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trockenem Hopfen beſteht, der Fall. Beide Stoffe ſind gerade 
ſolche, die der $ 1 als die weſentlichſten für die Bereitung von 
Bier ausdrücklich zugelaſſen hat, und durch die Miſchung in 
der bezeichneten Art büßen ſie ihre natürliche Eigenart keines⸗ 
wegs ein. Anders läge die Sache, wenn die Miſchung außer 
dem Malz und dem Hopfen noch eine weitere Zutat enthielte, 
etwa Waſſer, und durch Abkochung der ganzen Miſchung ein 
Extrakt gewonnen wäre (RGSt. 38, 355). Urt. d. III. Sen. 
v. 13. April 1908 (108/08). 

133. SS 2, 3 Brauſteuergeſetz.] 8 1 Abſ. 1 Satz 1 
Brauſteuer G. läßt zur Bereitung untergärigen Bieres nur die 
Verwendung von Gerſtenmalz, Hopfen, Hefe und Waſſer zu, 
verbietet alſo den Gebrauch von Malzerſatzſtoffen ſchlechthin, 
Satz 2 enthält eine Einſchränkung dieſes Verbots zugunſten 
des obergärigen Bieres, er erklärt in ſeiner jetzigen aus der 
Kommiſſionsberatung hervorgegangenen Faſſung die Verwendung 
von anderen Malzen, von techniſch reinem Rohr⸗, Rüben⸗ oder 
Invertzucker ſowie von Stärkezucker und aus Zucker dieſer Art 
hergeſtellten Farbmitteln für zuläſſig, während der Entwurf 
außer anderem Malz nur techniſch reinen Zucker aller Art zu⸗ 
gelaſſen hatte. — An dieſe Vorſchrift knüpft § 3 Abſ. 2 in 
ſeiner jetzigen gleichfalls in der Kommiſſion beſchloſſenen Faſſung 
an. Während nämlich der Entwurf ohne jede Einſchränkung 
„Zubereitungen, die zur Herſtellung von Bier oder bierähnlichen 
Getränken (Bierextrakte und dergl.) beſtimmt find“ von dem 
Verkehr ausſchloß, beſchränkte die Kommiſſion unter Zuſtimmung 
des Reichstags das Verbot des Inverkehrbringens auf „andere 
als die am Schluſſe des Abſ. 1 des § 1 bezeichneten zur Her⸗ 
ſtellung von Bier oder bierähnlichen Getränken beſtimmte Zu⸗ 
bereitungen (Bierextrakte und dergl.)“. Für Grund, Zweck und 
Tragweite dieſer Anderung ergibt ſich ein Anhalt weder aus 
dem Kommiſſionsbericht noch aus den Verhandlungen des 
Reichstags. In ihrer urſprünglichen Faſſung wollte die Vor⸗ 
ſchrift, wie auch die Begründung des Entwurfs klarſtellt, der 
Bereitung des Biers oder der bierähnlichen Getränke eine 
Schranke ziehen und daher dem Verkehr mit Mitteln entgegen⸗ 
treten, die ohne als Erſatzſtoffe zugelaſſen zu ſein, dennoch dieſem 
Zwecke dienen, alſo einen Erſatz für Bier ſchaffen ſollen. Der 
weſentliche Kern des Verbots beſteht ſonach in der Ausſchließung 
unzuläſſiger Malzerſatzſtoffe vom Verkehr. Geht man hiervon 
aus und erwägt man ferner den auch in dem Wortlaute fich 
kennzeichnenden Zuſammenhang der von der Kommiſſion be⸗ 
ſchloſſenen Anderungen zu 8 1 und § 3, fo gelangt man zu 
der Auffaſſung, daß die Kommiſſion die in § 1 zugelaſſenen 
Erſatzſtoffe auch dann freigeben wollte, wenn ſie als Mittel zur 
Herſtellung von Bier oder bierähnlichen Getränken in den Ver⸗ 
kehr gebracht würden. Man mag daraus mit dem zum Abdruck 
beſtimmten Urteil des erkennenden Senats vom 13. April 1908 
in der Sache gegen Wienſtruck Rep. 108/1908 folgern, daß die 
von der Kommiſſion in 8 3 Abſ. 2 eingefügten Ausnahmen 
über die in 8 1 Abſ. 1 an letzter Stelle bezeichneten Farbmittel 
hinciusgreifen und die mit ihnen dort auf eine Stufe geſtellten 
Erſatzſtoffe mit umfaſſen, nämlich techniſch reinen Rohr⸗, Rüben⸗ 
und Invertzucker ſowie Stärkezucker. Aber dann muß auch 
weiter angenommen werden, daß die Ausſchließung von der 
erkehrsbeſchränkung ſich auf dieſe Stoffe, wie fie am Schluſſe 
des 9 1 Abſ. 1 aufgeführt find, in ihrem Naturzuſtande beſchränkt, 
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ſich alſo nicht zugleich erſtreckt auf die aus ihnen durch Ver⸗ 
miſchung mit anderen, ſei es auch im Geſetze zugelaſſenen, 
Beſtandteilen gewonnenen Erzeugniſſe. Wollte man aus der 
durch die eingeklammerten Worte „Bierextrakte und dergl.“ 
hinzugefügten Erläuterung des Ausdrucks „Zubereitungen“ das 
Gegenteil herleiten, jo würde man ſich in Widerſpruch ſetzen 
mit dem Grundgedanken des Verbots, der durch die in der 
Kommiſſion beſchloſſene Einſchränkung offenbar nicht ausgeſchaltet 
werden ſollte. Es wollte der für das Brauereigewerbe und 
für die Steuerkaſſe entſtehenden Gefahren vorbeugen, zugleich 
der Volksgeſundheit dienen und an die Stelle der ſchwer durch⸗ 
führbaren Beaufſichtigung des Verbrauchs treten (Drucks. des 
RT. 1906 Bd. II Anl. 1 S. 23). Dieſer Zweck des Geſetzes, 
der noch nicht gefährdet erſcheint durch die Freigabe der in 8 1 
Abſ. 1 erwähnten, jederzeit als ſolche erkennbaren Zuckerſtoffe, 
würde durch Zulaſſung von Zubereitungen, deren Beſchaffenheit 
und Zuſammenſetzung nicht klar zutage tritt, in Frage geſtellt 
werden. Die Ausnahme von dem Verbot des § 3 Abſ. 2 reicht 
daher nicht weiter als die Begriffsbeſtimmung in § 2 Abſ. 2; 
ſie umfaßt die aus Zucker hergeſtellten Erzeugniſſe nur dann, 
wenn ſie Farbmittel ſind. Wenn daher das LG., ohne das 
Vorliegen eines Farbmittels anzunehmen und ohne von dieſem 
Geſichtspunkte aus in eine Prüfung des in den Verkehr ge⸗ 
brachten Mittels einzutreten, es als techniſch reinen Zucker von 
dem Verbote des § 3 Abſ. 2 für befreit erachtet hat, fo hat 
es den Sinn dieſer Vorſchrift verkannt. Urt. d. III. Sen. v. 
29. April 1908 (841/07). 

134. 5 37 Abſ. 3, 4 Brauſteuergeſetz.] Die Worte „noch 
vorhandenen“ ſollen bloß zum Ausdruck bringen, daß die Ein⸗ 
ziehung der Erſatz⸗ und Zuſatzſtoffe vom Gericht nur inſoweit 
beſonders auszuſprechen iſt, als dieſe Stoffe noch als ſolche 
vorhanden, alſo nicht ſchon zur Zubereitung oder Verſetzung des 
Bieres verarbeitet worden ſind. Die Einziehung muß erfolgen 
ohne Rückſicht darauf, wem die Gegenſtände zur Zeit der Be⸗ 
gehung der Tat gehörten und ob ſie etwa inzwiſchen in den 
Beſitz eines gutgläubigen Käufers gelangt ſind. Das Brau⸗ 
ſteuergeſetz ſteht inſoweit auf demſelben Standpunkte wie § 18 
des Reichsgeſetzes betreffend den Verkehr mit Wein uſw. vom 
24. Mai 1901. Das angefochtene Urteil unterlag deshalb der 
Aufhebung. Wohl aber iſt die Auferlegung des Werterſatzes 
zuläſſig, wenn die Weiterveräußerung ein zwar nicht rechtliches, 
aber tatſächliches Einziehungshindernis bildet. Urt. d. III. Sen. 
v. 4. Mai 1908 (158/08). 

135. 5 2 Zigarettenſteuergeſetz vom 3. Juni 1906.] Als 
Zigarettentabak gilt aller feingeſchnittene Tabak, der im 
Kleinverkauf mehr als 3 & das Kilogramm einſchließlich der 
Steuer koſtet. Ausſchlaggebend iſt der wirklich geſetzte, nicht 
der — etwa von dieſem verſchiedene — angemeſſene oder Markt⸗ 
preis. Bei der Feſtſtellung des Kleinverkaufspreiſes iſt daher 
für ſachverſtändige Schätzungen kein Raum. Eingeführter Fein⸗ 
ſchnittabak, der nach 8 1 des Geſetzes mit einem Eingangszoll 
von 7 4 für das Kilogramm belaſtet iſt, würde der Zigaretten⸗ 
ſteuer nicht unterliegen, wenn ſich der Bezieher aus irgend⸗ 
einem Grunde veranlaßt ſehen ſollte, den inländiſchen Klein⸗ 
verkaufspreis dieſes Tabaks trotz der hohen Zollbelaſtung auf 
nicht mehr als 3 & feſtzuſetzen. Die Freilaſſung des inländiſchen 
Feinſchnittabaks iſt jedoch davon abhängig, daß der Preis auf 
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der Packung oder dem Behältnis angegeben iſt, aus welchem 
der Verkauf unmittelbar erfolgt, § 5 des Geſetzes. Fehlt dieſe 
Preisangabe, ſo entfällt die Steuerfreiheit. Das iſt auch der 
Standpunkt des zum 8 5 ergangenen § 28 der Zigarettenſteuer⸗ 
Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats vom 16. Juni 1906 
(RZ Bl. S. 602). Die Vorſchriften des § 5 find durch 8 6 
Abſ. 1 des Geſetzes auf den eingeführten Feinſchnittabak aus⸗ 
gedehnt. Daß der Ausdruck „Zigarettentabak“ im 8 6 Abſ. 2 
auch ſolchen Feinſchnittabak mit umfaßt, der an ſich dem Preiſe 
nach von der Zigarettenſteuer befreit ſein würde, der aber 
wegen fehlender Angabe des Preiſes auf der Packung ſteuer⸗ 
pflichtig iſt und demnach als Zigarettentabak behandelt wird, er⸗ 
ſcheint nicht beſonders auffällig, wenn berückſichtigt wird, daß 
an einer anderen Stelle das Geſetz unter Zigarettentabak ſogar 
den ſteuer freien Feinſchnittabak mit verſteht, vgl. § 5 Abſ. 4 
mit dem dort in Bezug genommenen Abſ. 3 daſelbſt. Urt. d. 
II. Sen. v. 10. März 1908 (1055/07). 


D. Landesgeſetze nach der Zeitfolge geordnet. 

136. 5 18 Preußiſches Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz 
vom 1. April 1880. Entwendung von Kartoffeln, die 
bereits in Säcke gefüllt noch auf dem Felde liegen.] 
Es ſteht zwar in Theorie und Praxis feſt, daß auch 
Früchte, die ſich auf den Feldern befinden, Gegenſtand eines 
Diebſtahls im Sinne des § 242 StGB. fein können, doch iſt 
hierfür Vorausſetzung, daß ſich die betreffenden Bodenerzeugniſſe 
an einem, wenn auch auf dem Acker uſw. belegenen Orte zur 
Aufbewahrung befinden. Den Gegenſatz zu ſolchen an einem 
dafür hergerichteten Orte in Verwahrung befindlichen Boden⸗ 
erzeugniſſen bilden nicht nur ſolche Früchte, die noch mit dem 
Boden in natürlichem Zuſammenhange ſtehen, ſowie diejenigen, 
die zwar bereits abgeerntet, aber noch auf dem Felde unein⸗ 
geheimſt verblieben ſind, ſondern endlich auch abgeerntete Boden⸗ 
erzeugniſſe, deren Einheimſung bereits vorbereitet, aber noch 
nicht ausgeführt iſt. Dahin gehören insbeſondere Feldfrüchte, 
die bereits behufs der Abfuhr auf einen auf dem Felde ſtehenden 
Wagen geladen find (vgl. OTrRſpr. 4, 140), ferner in Garben 
gebundenes und zum Einfahren bereites auf Haufen gebrachtes 
Getreide, desgleichen Kartoffeln, die, wie im vorliegenden Falle, 
behufs demnächſtiger Fortſchaffung bereits in Säcke gefchüttet 
waren. Urt. des III. Sen. v. 9. März 1908 (36/08). 

137. 8 30 Nr. 1 Preußiſches Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz. 
Befugnis aus 8 904 BGB.] Die Strafbeſtimmung erfordert 
die „unbefugte“ Vornahme einer der dort erwähnten Handlungen. 
Das Urteil will offenbar dieſes Erfordernis als erfüllt be⸗ 
zeichnen, wenn es nach Maßgabe der Vorſchriften des BGB. 
ein Recht der Angeklagten auf Vornahme der von ihnen be⸗ 
gangenen Handlung verneint und demgemäß die Widerrechtlich⸗ 
keit dieſer Handlung feſtſtellt. Die Erwägungen, aus denen 
das LG. zu dieſer Auffaſſung gelangt iſt, können jedoch nicht 
durchweg für rechtlich zutreffend erachtet werden. Die Aus⸗ 
ſchließung der Vorausſetzungen des Selbſthilferechts aus § 229 
BGB. gründet ſich in erſter Reihe darauf, daß die Angeklagten 
nicht berechtigt waren, die Ableitung des Waſſers aus dem 
Schwennenzer See nach dem Lebbehner See zu verlangen und 
der Errichtung der dieſen Abfluß hindernden Stauvorrichtung 
zu widerſprechen. Dieſe Annahme, gefolgert aus dem Umſtande, 
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daß der Verbindungsgraben zwiſchen beiden Seen lediglich an⸗ 
gelegt worden ſei zur Ableitung des Waſſers aus dem Lebbehner 
See, kann in dieſer Begründung nicht für bedenkenfrei erachtet 
werden. Die Rechtsverhältniſſe der Anlieger des Verbindungs⸗ 
grabens beſtimmen ſich nicht lediglich nach Grund und Zweck 
der Grabenanlage, ſondern nach dem maßgebenden Vertrags⸗ 
inhalt, ſodann nach den geſetzlichen Vorſchriften (Art. 65 EG., 
Art. 89 Nr. 1b PrAGBGB., 58 99, 100 Tl. J Tit. 8 PrAL R., 
88 1, 7, 13 des Preußiſchen Geſetzes vom 28. Februar 1843 
über die Benutzung der Privatflüſſe). Hiernach iſt zu ermitteln, 
ob ein durch Klage verfolgbarer Anſpruch des Angeklagten F. 
beſtand, zu deſſen Verwirklichung die vorgenommene Handlung, 
nämlich die Herſtellung einer neuen Flutrinne neben der Stau⸗ 
anlage über den zum Gute Lebbehnen gehörigen Privatweg 
hinweg unter Beſchädigung dieſes Weges dienen konnte. Auch 
die weitere Erwägung, daß die ungewöhnliche Flutrichtung nach 
dem Lebbehner See hin bereits vom Juni bis zum 15. Auguſt 
1907 beſtanden hatte, iſt zur Beſeitigung des §S 229 BGB. 
nicht geeignet. Zunächſt bietet der Urteilsinhalt begründeten 
Anhalt dafür, daß nicht ſchon durch den Eintritt der veränderten 
Flutrichtung, ſondern erſt durch die Errichtung der Stauanlage 
die Gefahr einer Überſchwemmung der Wieſen des F. verurſacht 
wurde. Sodann ſtellt $ 229 BGB. das Erfordernis nicht auf, 
daß die Unmöglichkeit der rechtzeitigen Erlangung obrigkeitlicher 
Hilfe eine unverſchuldete ſei. Dagegen muß, um die Anwend⸗ 
barkeit dieſer Vorſchrift zu begründen, die Gefahr beſtehen in 
der Vereitelung oder weſentlichen Erſchwerung der Verwirk⸗ 
lichung des Anſpruchs, zu deſſen Durchführung die Selbſthilfe⸗ 
handlung erfolgt. Alſo der Anſpruchsverwirklichung muß die 
Gefahr drohen, und der Anſpruch ein derartiger ſein, daß ſeine 
Verwirklichung, wenn ſie nicht ſofort im Wege der Selbſthilfe 
erfolgt, ſpäter auch mit obrigkeitlicher Hilfe nicht mehr oder nur 
noch mit weſentlicher Erſchwernis erfolgen kann. Ei Anſpruch 
auf Beſeitigung der Stauvorrichtung und Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes würde daher die Anwendung des § 229 
BGB. nicht rechtfertigen, da die Verwirklichung dieſes Anſpruchs 
durch den Eintritt der Überſchwemmung der Wieſen noch nicht 
in Frage geſtellt würde. Der beſtehende Anſpruch mußte, um 
als Grundlage der Selbſthilfe zu dienen, auf Schutz vor der 
Überſchwemmungsgefahr gerichtet fein, und dieſe Gefahr mußte 
eine ſo nahe bevorſtehende ſein, daß obrigkeitliche Hilfe zu ſpät 
kommen würde. Auf zutreffender rechtlicher Grundlage beruht 
die Ausſchließung des 8 228 BGB., da dieſer Rechtsbehelf 
eine Gefahr vorausſetzt, die durch die fremde, in Ausübung des 
Notrechts beſchädigte oder zerſtörte Sache ſelbſt droht, und 
dieſes Erfordernis im vorliegenden Falle, wo es ſich nicht um 
eine Beſchädigung der Stauvorrichtung, ſondern des nebenher 
laufenden fremden Privatweges handelt, nicht gegeben iſt. 
Dieſes Erfordernis beſteht aber nicht im Falle des $ 904 BGB., 
und die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift findet im Urteile keine 
rechtsirrtumsfreie Widerlegung. Wenn das Urteil die Nachteile 
miteinander vergleicht, die in dem einen Falle durch die Über⸗ 
ſchwemmung der Lebbehner, im anderen Falle durch die Über⸗ 
ſchwemmung der Schwennenzer Wieſen entſtanden wären, ſo 
verkennt es das Merkmal des aus der Einwirkung dem Eigen⸗ 
tümer entſtehenden Schadens. Abzuwägen ſind gegeneinander 
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Nachteil, der dem einen droht, und der durch Beſchädigung oder 
Zerſtörung der fremden Sache entſtandene Schaden des anderen; 
im vorliegenden Falle alſo der Vermögensverluſt des einen 
Teiles durch Überſchwemmung feiner Wieſen, des anderen Teiles 
durch Beſchädigung des Privatweges und Erſchwerung ſeiner 
Benutzung. Gelangt man auf Grund dieſer Vergleichung zu 
dem Ergebnis, daß die Verletzung des fremden Rechts nicht 
außer Verhältnis ſtehe zu der dem eigenen Intereſſe drohenden 
Gefahr, und war dieſe Gefahr eine gegenwärtige, alſo un⸗ 
mittelbar drohende, gleichviel ob ſie allmählich oder plötzlich 
entſtanden iſt, war ferner gerade die vorgenommene Handlung 
zur Abwendung dieſer Gefahr notwendig, ſo iſt der Fall des 
§ 904 BGB. gegeben. Von dieſen Geſichtspunkten aus hat 
das LG. die Sachlage einer abermaligen Prüfung zu unter⸗ 
ziehen. Urt. d. III. Sen. v. 6. Juli 1908 (422/08). 

138. Art. 20 Heſſiſches Einkommenſteuergeſetz vom 
12. Auguſt 1899. Eine Verpflichtung zu nachträglicher Er⸗ 
gänzung der Deklaration.] Der Steuerpflichtige hat alſo jähr⸗ 
lich einmal zu einem beſtimmten Zeitpunkt, um die Grundlage 
zur Veranlagung für das folgende Steuerjahr zu ſchaffen, ſein 
Einkommen zu offenbaren. Einkommens vermehrungen, die nach 
dem mehrerwähnten Zeitpunkt, aber vor Beginn des Steuer⸗ 
jahres eintreten, kann der Pflichtige nicht anmelden. Das 
Geſetz enthält aber auch keine Beſtimmung, wonach ſolche Ein⸗ 
kommensvermehrungen von ſich aus ohne die vorgeſehenen An⸗ 
fragen nachträglich angemeldet werden müſſen. Urt. d. I. Sen. 
v. 27. Mai 1908 (146/08). 

139. Art. 25 Württembergiſches Umſatzſteuergeſetz vom 
28. Dezember 1899. Unterſcheidung von Kauf⸗ und Tauſch⸗ 
vertrag.] Für die Verurteilung des Angeklagten wegen eines 
Vergehens nach Art. 25 des württembergiſchen Geſetzes vom 
28. Dezember 1899 betr. die Beſteuerung des Umſatzes von 
Grundſtücken (Umſatzſteuer) — Regierungsblatt S. 1254 — war 
maßgebend, daß die Verträge vom 27. April 1904, durch welche 
B. vom Angeklagten ein Anweſen in L. und andererſeits der 
Angeklagte von B. ein Wohnhaus in S. um beſtimmte Kauf⸗ 
preiſe „gekauft“ hat, als zwei, wenn auch in ihrem Beſtande 
voneinander abhängige, ſo doch im übrigen ſelbſtändige Kauf⸗ 
verträge und nicht als ein in zwei Verträge rein äußerlich 
aufgelöſter Tauſchvertrag ſich darſtellten. Nur dann war die 
Umſatzſteuer, für die der Angeklagte als Erwerber des Ster 
Grundſtücks aufzukommen hatte (Art. 10 a. a. O.), aus dem 
Kaufpreiſe zu berechnen (Art. 8 Nr. 1 a. a. O.), nicht aus 
dem von der Steuerbehörde zu ſchätzenden Werte des Hauſes, 
wie dies beim Vorliegen eines Tauſchvertrages zu geſchehen 
gehabt hätte (Art. 4, 22 a. a. O.), und nur in dieſem Falle 
gewann es ſtrafrechtliche Bedeutung, daß in dem das Wohnhaus 
betreffenden Vertrag der Kaufpreis um die 14 000 & zu nieder 
angegeben worden iſt, die der Angeklagte dem Verkäufer neben 
den anderen im ſchriftlichen Vertrag aufgeführten Leiſtungen 
mündlich zugeſichert und, zum größten Teil nach der notariellen 
Verbriefung der Verträge, bezahlt hat. Wenn das angefochtene 
Urteil zwei Kaufverträge angenommen hat, ſo beruht dies 
gegenüber dem feſtgeſtellten Sachverhalt auf keinem Rechtsirrtum 
und keiner Verkennung der Begriffe „Kauf“ und „Tauſch“. 
Hierbei hatte der wirtſchaftliche Zweck und Erfolg der Geſchäfte 
außer Betracht zu bleiben, und kein Gewicht kann darauf ge⸗ 
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legt werden, daß die Verträge ſelbſt ſich als „Kaufverträge“ 
bezeichnen und von „Kaufpreiſen“ ſprechen. Weiter vermag 
die in jedem der Verträge ſich findende Beſtimmung, daß der 
eine Vertrag mit dem andern ſtehe und falle, keine ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung für ſich in Anſpruch zu nehmen. Derartige 
gegenſeitige Beziehungen zweier Rechtsgeſchäfte ſind mit ihrer 
Selbſtändigkeit nicht unvereinbar. Auch die Meinung der Ver⸗ 
tragsparteien ſelbſt über die rechtliche Natur der von ihnen ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge iſt belanglos. Entſcheidendes Gewicht 
kommt vielmehr nur dem Inhalt der Verträge zu, wie er ſich 
aus dem vom erſten Richter ohne Rechtsirrtum ermittelten Sinn, 
der vom Notar aufgenommenen Urkunden ergibt. Beim Tauſch 
werden Waren gegen Waren verſprochen; die beiderſeits be⸗ 
dungene Hingabe von beſtimmten Gegenſtänden ſteht hier in dem 
unmittelbaren Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung, 
und anderweite Leiſtungen, wie insbeſondere auch Barzahlungen, 
tauchen nur auf, ſoweit bei Wertsunterſchied zwiſchen den Tauſch⸗ 
gegenſtänden Ausgleich erforderlich wird. Für den Begriff des 
Kaufes dagegen iſt weſentlich, daß der den Kaufgegenſtand er⸗ 
werbende Teil ſich gegen Lieferung der Ware zur Bezahlung 
einer gewiſſen Summe Geldes als Wertmeſſer verpflichtet, 
wobei allerdings nicht ausgeſchloſſen iſt, daß zur Bereinigung 
des Kaufpreiſes ſchon im voraus andere Leiſtungen, fo Über⸗ 
nahme von Hypotheken bei Grundſtückskäufen und allgemein 
auch Abrechnung von Forderungen des Käufers an den Ver⸗ 
käufer feſtgeſetzt werden. Immer aber kommen ſolche die Stelle 
der Barzahlung einnehmende Abmachungen erſt in zweiter Linie, 
und daran muß feſtgehalten werden, daß ohne Kaufpreis ein 
Kauf nicht gedacht werden kann (RGZ. 50, 285; 57, 264). 
Im vorliegenden Falle nun erwuchs dem Angeklagten aus dem 
Vertrag über das Anweſen in L. lediglich eine Forderung auf 
Bezahlung des Kaufpreiſes von 20 000 & gegen B., einen 
anderen Anſpruch und insbeſondere einen Anſpruch auf Übergabe 
des Hauſes konnte er daraus für ſich nicht herleiten. Anderer⸗ 
ſeits mußte er auf Grund des anderen Vertrages den Kaufpreis 
für dieſes Grundſtück, wie er hier feſtgelegt iſt, dadurch be⸗ 
reinigen, daß er die auf ihm ruhenden Hypotheken übernahm, 
während der anſcheinende Reſt von 20 000 & durch ſeine Kauf⸗ 
ſchillingsforderung gegen B. aus dem erſten Vertrag aufgerechnet 
worden iſt. Dieſe Aufrechnung aber verhinderte gerade, daß 
ein unmittelbarer Austauſch der beiden Grundſtücke eintrat; 
auch der Vertrag über das Haus in S. hat erſchöpfende 
Beſtimmungen über die Deckung des Wertes des Grundſtückes 
getroffen, ohne daß die Hingabe des anderen Grundſtückes als 
unmittelbare Gegenleiſtung zu dienen hatte. Hiernach iſt 
die Auffaſſung des Urteils über die rechtliche Eigenſchaft der 
Verträge nicht zu beanſtanden. Urt. d. I. Sen. v. 11 Mai 1908 
(211/08). 

140. S 16 Preußiſches Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 
2. Juli 1900. Folgen unterbliebener Zuſtellung des Über⸗ 
weiſungsbeſchluſſes an den Vormund.] Der Mangel der Bus 
ſtellung an den Vormund der Minderjährigen konnte nur zur 
Folge haben, daß die Anordnung ihm gegenüber nicht in Rechts⸗ 
kraft überging. Die aufſchiebende Wirkung, die das Geſetz 
(S 4 Abſ. 4) der Beſchwerde beilegt, kommt nur der innerhalb 
der Notfriſt wirklich erhobenen Beſchwerde zu. Urt. d. II. Sen. 
v. 16. Juni 1908 (397/08). 
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141. 5 21 Preußiſches Fürſorgeerziehungsgeſetz. Ent⸗ 
führung gerechtfertigt durch Notftand.] Feſt ſteht, daß die An⸗ 
geklagte die zwölfjährige Albertine T., ihr außerehelich geborenes 
Kind, das gerichtlichem Beſchluſſe gemäß zur Fürſorgeerziehung 
untergebracht war, am 9. Februar 1907 aus der Gemeindeſchule, 
die es beſuchte, zu ſich herangewinkt, in einer Droſchke mit ſich 
genommen und in der folgenden Nacht nach W., wo ſie wohnte, 
entführt hat. Sie iſt, weil ſie das Kind der Fürſorgeerziehung 
entzogen hat, gemäß § 21 des Preußiſchen Geſetzes vom 2. Juli 
1900 verurteilt worden. Eingewendet hat ſie, in einem Not⸗ 
ſtande gehandelt zu haben: ſie habe zur Abwendung einer ge⸗ 
genwärtigen Gefahr für Leib und Leben des Kindes ſo handeln 
müſſen; denn ihr Kind habe ſehr elend ausgeſehen, ſehr ſchmutzige 
Wäſche getragen und ſich überhaupt in einem ſo elenden und 
verwahrloſten Zuſtande befunden, daß ſie die Überzeugung ge⸗ 
wonnen habe, das Kind werde zugrunde gehen, wenn ſie es 
nicht ſofort aus dieſen Verhältniſſen befreie. Die Strafkammer 
erklärt ihre Angaben, ſoweit ſie ſich auf das elende und ver⸗ 
wahrloſte Ausſehen des Kindes beziehen, für nicht widerlegt, 
und ſtellt feſt, daß ſie am Tage nach ihrer Ankunft in W. das 
Kind der Polizeibehörde daſelbſt zugeführt hat, um dieſe von 
dem verwahrloſten Zuſtande desſelben zu überzeugen, daß hier ihr 


der Rat gegeben iſt, das Kind bis auf weiteres bei ſich zu behalten, 


daß ſie es dann bis zum 7. März bei ſich behalten und daß 
an dieſem Tage ein Schutzmann das Kind abgeholt und nach 
Berlin zurückgeſchafft hat. Den Einwand eines Notſtandes weiſt 
die Strafkammer deshalb zurück, weil „ein Zuſtand, der ledig⸗ 
lich auf Anordnungen von Behörden beruhe, nicht als ein nur 
durch Gewalt zu beſeitigender Notſtand in Betracht komme und 
weil gegenüber Anordnungen von Behörden die Geltendmachung 
eines Notſtandes für unzuläffig erachtet werden müſſe“. Dies 
iſt nicht haltbar. Darf eine Anordnung der Behörde oder eine 
Amtshandlung zwangsweiſe durchgeführt werden, ſo folgt 
allerdings von ſelbſt daraus, daß unmittelbarer Widerſtand 
gegen den rechtmäßig eintretenden Zwang nicht als berechtigte 
Verteidigung gelten und geſchützt ſein kann. Anders jedoch 
können die Dinge liegen, wenn es ſich um dauernde Zuſtände 
handelt, die zwar aus behördlicher Anordnung erwachſen find, 
deren ſpezielle Ausgeſtaltung aber nicht vorausbeſtimmt werden 
konnte oder ſollte. Urt. d. II. Sen. v. 31. März 1908 
(162/08). 

142. 8 72 Preußiſches Einkommenſteuergeſetz vom 
19. Juni 1906.] Wenn 8 72 Abſ. 3 PrEinkommenſtG. dem⸗ 
jenigen Steuerpflichtigen Straffreiheit zuſichert, welcher, bevor 
eine Anzeige erfolgt oder eine Unterſuchung eingeleitet iſt, ſeine 
Angaben an zuſtändiger Stelle berichtigt oder ergänzt, ſo 
kommt dies dem Betreffenden nicht, wie der Beſchwerdeführer 
meint, ſolange zugute, bis er von der Anzeige oder der Ein⸗ 
leitung der Unterſuchung Kenntnis erlangt oder wenigſtens 
Veranlaſſung hat, das Vorliegen dieſer Tatſachen anzunehmen. 
Denn nach der rein objektiven Ausdrucksweiſe des Geſetzes 
wirken jene Vorausſetzungen, wie bei den gleichartigen Be⸗ 
ſtimmungen in 88 46 Nr. 2, 158, 163 Abf. 2 StGB. aus 
ſchließlich und allein durch ihr Vorhandenſein. Urt. d. IV. Sen. 
v. 11. Juli 1908 (484/08). 
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Vom Oberverwaltungsgericht ). 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Görres in Berlin. 


Widerruf der unter Vorbehalt feſtgeſetzten 
Polizeiſtunde. 

Der § 1 der von dem Königlichen Regierungspräſidenten 
zu Königsberg i. Pr. am 20. Juni 1891 erlaſſenen Polizei⸗ 
verordnung, betreffend das Schließen der Wirtshäuſer und 
Schankſtätten (Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Königs⸗ 
berg, 1891 S. 206) beſtimmt folgende: 

„Schankwirtſchaften aller Art (Gaſtwirtſchaften, Reſtau⸗ 
rationen, Wein und Bierſtuben uſw.) müſſen: 
1. in Städten 
a) während der Monate Mai bis einſchließlich 
Oktober von 11 Uhr abends bis 5 Uhr morgens, 
b) in den übrigen Monaten von 10 Uhr abends 
bis 6 Uhr morgens, 
2. auf dem platten Lande während des ganzen Jahres 
von 10 Uhr abends bis 5 Uhr morgens 
für den öffentlichen Verkehr geſchloſſen werden. Die 
Ortspolizeibehörden ſind jedoch ermächtigt, für einzelne 
Schankſtätten oder für beſtimmte Fälle dauernd oder 
vorübergehend eine ſpätere oder eine frühere Polizeiſtunde 
widerruflich feſtzuſetzen, auch geeignetenfalls von der Inne⸗ 
haltung einer Polizeiſtunde gänzlich zu dispenſieren“ 

Die Klägerin iſt im Beſitze der Erlaubnis zum Betriebe 
der Schankwirtſchaft und übt das Schankgewerbe in einem 
Lokale in zwei Räumen aus, von denen der eine, in dem 
vorzugsweiſe Arbeiter verkehren, als „Deſtillation“, der andere 
als „Reſtauration“ bezeichnet wird. Auf Grund der obigen 
polizeilichen Vorſchriften war die einzuhaltende Polizeiſtunde von 
dem Königlichen Polizeipräſidenten zu Königsberg für die 
„Deſtillation“ auf 9 Uhr, für die „Reſtauration“ auf 11 Uhr 
abends beſtimmt worden. Im September 1905 verfügte der 
Polizeipräſident, daß die Polizeiſtunde für beide Räume auf 
9 Uhr abends feſtgeſetzt werde. 

Die hiergegen erhobene Beſchwerde wurde von dem König⸗ 
lichen Regierungspräſidenten zu Königsberg zurückgewieſen. 
Auch die weitere Beſchwerde gegen den Beklagten blieb erfolglos. 

Der gegen den abweiſenden Beſcheid erhobenen Klage 
konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 

Wenn die maßgebende Polizeiverordnung, wie dies im 
vorliegenden Falle zutrifft, Ausnahmen von der Polizeiſtunde 
nach dem Ermeſſen Polizeibehörde geſtattet, ſo iſt dieſe 
befugt, für die einzelnen Teile ein und desſelben Schank⸗ 
lokals eine verſchiedene Polizeiſtunde feſtzuſetzen (ſ. das Urteil 
des Senats vom 15. April 1902, 41, 414). Der Polizei- 
präſident konnte daher die Polizeiſtunde für die ſogenannte 
„Deſtillation“ auf eine frühere Stunde beſtimmen als für die 
„Reſtauration“. 

Dagegen war er unter den obwaltenden tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen nicht berechtigt, die für die „Reſtauration“ einmal 
feſtgeſetzte Polizeiſtunde in der geſchehenen Weiſe herabzuſetzen. 
Der Abſ. 2 im 8 1 der Polizeiverordnung vom 20. Juni 1891 
überläßt es den Ortspolizeibehörden, in den dort bezeichneten 
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Fällen Ausnahmen von der im Abf. 1 daſelbſt vorgeſchriebenen 
allgemeinen Polizeiſtunde widerruflich zu geſtatten. Auf Grund 
dieſer Ermächtigung hatte der Polizeipräſident für die „Reſtau⸗ 
ration“ die Polizeiſtunde vorbehaltlich des jederzeitigen Wider⸗ 
rufs auf 11 Uhr abends feſtgeſetzt. Nach der feſtſtehenden 
Rechtſprechung des Gerichtshofes kann aber dieſer Wider⸗ 
ruf nicht ſchon deshalb wirkſam geltend gemacht 
werden, weil er vorbehalten iſt, ſondern es kann nur 
dann eine Anderung zum Nachteile des Gewerbetreibenden 
bezüglich der Polizeiſtunde ſeitens der Polizeibehörde verfügt 
werden, wenn hierfür beſondere polizeiliche Gründe aus § 10 
Tit. 17 Tl. II PrAL R. vorliegen. Es war daher die ange⸗ 
ordnete Herabſetzung der Polizeiſtunde nur beim Vorhandenſein 
ſolcher Gründe zuläſſig. 

Die Polizeibehörde führt nun zur Begründung für dieſe 
Herabſetzung lediglich an, daß es geboten ſei, der in ihrem 
Bezirke herrſchenden Neigung zum unmäßigen Trinken entgegen⸗ 
zutreten. Sie habe es ſich deshalb zum Grundſatz gemacht, 
daß im Stadtbezirke Königsberg die Polizeiſtunde für Schank⸗ 
wirtſchaften, die im Zuſammenhange mit Deſtillationen betrieben 
werden, im öffentlichen Intereſſe allgemein auf 9 Uhr abends 
feſtgeſetzt werde. Durch dieſe Maßregel ſolle erreicht werden, 
das die Deſtillationen beſuchende Publikum vor dem übermäßigen 
Genuß von Branntwein und den damit verbundenen Aus⸗ 
ſchreitungen zu bewahren. Dieſe Erwägungen könnten vielleicht 
für eine Abänderung der beſtehenden Beſtimmungen durch eine 
allgemeine Polizei verordnung geltend gemacht werden; die 
im Streite befangene Herabſetzung der Polizeiſtunde durch 
polizeiliche Verfügung vermögen ſie nicht zu rechtfertigen. 
Nachdem ſich die Polizeibehörde in Ausübung des ihr durch die 
Polizeiverordnung vom 20. Juni 1891 eingeräumten Ermeſſens 
der Klägerin gegenüber dahin ſchlüſſig gemacht hatte, daß den 
von ihr wahrzunehmenden Intereſſen durch Feſtſetzung der 
Polizeiſtunde auf 11 Uhr abends genügt werde, kann ſie jetzt 
nicht mehr für berechtigt erachtet werden, die Polizeiſtunde mit 
Rückſicht auf allgemeine Verhältniſſe ihres Bezirks, die ihr über⸗ 
dies ſchon bei der früheren Normierung der Polizeiſtunde bekannt 
geweſen find, herabzuſetzen. Dieſe Befugnis würde ihr vielmehr 
nur dann zugeſprochen werden können, wenn aus dem 
Gewerbebetriebe der Klägerin ſelbſt Gründe für das polizeiliche 
Vorgehen zu entnehmen wären. Gründe, die hiernach geeignet 
wären, die angefochtene Verfügung zu rechtfertigen, liegen aber 
nicht vor. Was insbeſondere die vom Polizeipräſidenten und 
von den Beſchwerdeinſtanzen gehegte Beſorgnis angeht, daß 
beim Fortbeſtehen der längeren Polizeiſtunde das in der 
„Deſtillation“ verkehrende Publikum nach deren Schluß ſich in 
die „Reſtauration“ begeben werde, um in dieſer weiter zu 
trinken, fo iſt ein ſolcher Übertritt der Gäſte von dem einen in 
den andern Raum bisher nicht feſtgeſtellt worden. Es bedarf 
aber auch keiner Ermittlungen hierüber. Denn ſelbſt wenn 
dieſer Übertritt ſtattgefunden haben ſollte, ſo würde er an ſich, 
ohne das Hinzukommen anderer Momente, noch keine genügende 
Grundlage für ein Einſchreiten gemäß S 10 Tit. 17 Tl. II 
PrAL R. bilden. 

Danach fehlt es an den tatſächlichen Vorausſetzungen für 
den Erlaß der angefochtenen Verfügung. Dieſe und der ſie 
aufrechterhaltende Beſcheid des Beklagten vom 2. Juli 1906 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 16. 1908. 


mußten daher außer Kraft geſetzt werden, ohne daß es eines 
Eingehens auf die ſonſtigen Ausführungen der Klage bedurft 
hätte. U. v. 8. Juli 1907 i. S. Sch. c. Oberpräſidenten der 
Provinz Oſtpreußen, III 1463. Nep. Nr. III A 57/06. 


Begründung) der auf die Tagesordnung der 
diesjährigen Generalverſammlung der Hülfskaſſe 
von Rechtsanwalt Karl Heyne zu Düſſeldorf 
geſetzten Anträge. 
(Vergleiche Seite 505 und 537). 


Der Elzeſche Entwurf hat die Genehmigung des Reichsver⸗ 
ſicherungsamtes nur unter der Bedingung gefunden, daß mindeſtens 
700 Mitglieder beitreten. Ob dieſe Zahl erreicht iſt, verrät der 
Antrag des Vorſtandes nicht. Aber ſelbſt wenn dieſe Zahl bis zur 
Generalverſammlung am 27. September cr. auch noch erreicht werden 
ſollte, wäre das Fiasko dennoch ein vollſtändiges. Denn was will 
es heißen, wenn von zirka 9000 Kollegen knapp 700, d. h. zirka 
der 13. Teil zum Beitritt bereit ſind? Dabei bleibt die Frage noch 
offen, wieviele zu den einzelnen der 5 Klaſſen beitreten wollen 
und — wieviele wieder abfallen werden! Entſpräche die Elze ſche 
Kaſſe wirklich den beſtehenden Bedürfniſſen und Wünſchen, ſo hätten 
die Kollegen ſicherlich in überwiegender Mehrheit ihren Beitritt erklärt. 
Das vorliegende Reſultat hat aber dieſer Kaffe ein niederſchmetterndes 
Urteil geſprochen. 

Und doch war die Arbeit unſeres verehrten Kollegen Elze 
keine nutzloſe. Er hat uns wenigſtens einen Anfang gewieſen: 
die Trennung der RNuhegehalts⸗ und Witwen: und Waiſenkaſſe von 
der Hülfs⸗ bzw. Unterſtützungskaſſe. Leider iſt er in dieſem Anfang 
ſtecken geblieben und hat die Konſequenzen dieſes Trennungsprinzips 
nicht durchgeführt. Daraus haben ſich dann die anderen Fehler im 
Aufbau ſeiner Statuten ergeben, die das jetzige Ergebnis zur Folge 
haben mußten: die faktiſche, von der großen Mehrheit 
durch Nichtbeitritt bekundete Ablehnung. 

Für unſere Kaſſeneinrichtungen iſt aber kein anderer Weg möglich, 
als den die zahlreichen anderen Berufsſtände eingeſchlagen und auf 
dem ſie ihr Ziel längſt erreicht haben. Meine Anträge wollen dieſe 
Richtung weiſen: 

I. Grundſatz: Vollſtändige Trennung der verſchiedenen 
Verſicherungszweige, rechneriſche Selbſtändigkeit der 
einzelnen Kaſſen in Vermögen und Verwaltung. 

Der Grund liegt auf der Hand. Die gleichzeitige Erreichung 
mehrerer Zwecke iſt nur durch Erhöhung der Beiträge möglich. 
Keiner zahlt aber mehr, als eben die Kaſſe, der er eventuell beitreten 
möchte, für ſich allein bedarf. Der Junggeſelle wie der Witwer 
haben z. B. nur ein Intereſſe an einer Ruhegehaltskaſſe, nicht auch 
an einer Witwen⸗ und Waiſenkaſſe. Sind beide in Vermögen und 
Verwaltung vereint, ſo tritt er eben keiner von beiden bei. Der 
Elze ſche Gedanke iſt daher weiter dahin auszubauen: Trennung 
der Ruhegehaltskaſſe von der Witwen: und Waiſenkaſſe, 
wie von der Unterſtützungskaſſe. 


*) Zur weiteren Begründung im einzelnen verweiſe ich: 

1. auf meine Aufſätze: Zur Penſions⸗ uſw. Kaffe in der 
Deutſchen Rechtsanwaltszeitung 1908 in Nr. 2, 3, 5, 6, 7. 

2. auf meine Broſchüre: „Die Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte von Rechtsanwalt K. Heyne, Düſſeldorf, 
im Verlag von L. Schwann, Düſſeldorf. Preis 80 HM 
Der Reinerlös iſt für den Grundfonds der 
Sterbekaſſe beſtimmt. 


37. Jahrgang. 


II. Grundſatz: Trennung der Alters⸗ von der Sn: 
validitätsverſicherung. f 

Die Elze ſche Kaffe vermengt beide — im Gegenſatze zu allen 
andern Kaſſen. Eine Ruhegehaltskaſſe kann aber nach allen Erfahrungen 
nur dann auf ausreichenden Beitritt rechnen, wenn ſie eine reine 
Penſionskaſſe iſt, d. h. Verſicherung einer mit der Zahl 
der Beitragsjahre ſteigenden Altersrente — ohne In⸗ 
validitäts nachweis. 

Gegen die Folgen vorzeitiger Invalidität iſt beſonders zu ſorgen; — 
am einfachſten nach dem Vorgange des Magdeburger Beamtenvereins 
in der Weiſe, daß in einer Unterabteilung zur Ruhegehaltskaſſe ein 
Zuſchuß bezahlt wird, durch den der Verſicherte ſich die Rente ſichert, 
die er je nach der gewählten Altersgrenze als Altersrente beziehen 
würde. 


III. Grundſatz: Der Kapitalgrundſtock muß feinem 
ſtatutenmäßen Zweck in vollem Umfange erhalten werden. 

Rechtlich (ofr. Gutachten Kuhlenbeck), ſtatutenmäßig (85 3, 17) 
und moraliſch — wenn die Intenſionen der Gründer, der Donatoren 
und aller, die den Kapitalgrundſtock haben anſammeln helfen, nicht 
geradezu vergewaltigt werden ſollen — gebührt der Kapitalgrundſtock 
allein und ganz der Ruhegehalts⸗ und Witwen⸗ und Waiſenkaſſe. 
Jeder Verſuch, ihn zu ſprengen und ihn ganz oder zum Teil für 
andere, an ſich noch ſo gute Zwecke zu verwenden, iſt aufs energiſchſte 
zurückzuweiſen. 

Statutengemäß müßte daher mit dem Inkrafttreten der Ruhe⸗ 
gehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe die Hülfsunterſtützungskaſſe ein⸗ 
gehen. Deren Fortbeſtand iſt jedoch wünſchenswert, ja nötig. Für 
ſie reicht aber neben den laufenden Einnahmen ein Betriebsfonds 
von 300 000 & völlig aus, zumal wenn fortab Unterſtützungen, 
entgegen bisher eingeriſſenem Brauche, nur noch an wirklich der Unter⸗ 
ſtützung Bedürftige und Würdige gewährt werden. (Über die maßloſe 
Ausbeutung der Hülfskaſſe cfr. im einzelnen meine Broſchüre.) 

Durch die darlehnsweiſe Überlaffung eines Betriebsfonds 
wird ſowohl das Prinzip gewahrt, wie dem tatſächlichen Bedürfnis 
Rechnung getragen. Die Pflicht zur Rückzahlung hilft zu ſparſamer 
Verwaltung und drängt zur Gewinnung neuer Mitglieder. 

IV. Grundſatz: Durch Angliederung einer Sterbekaſſe 
iſt die Hülfskaſſe zu entlaſten, da dieſe alsdann in vielen 
Fällen gar nicht, in andern höchſtens viel ſpäter in Anſpruch ge⸗ 
nommen zu werden braucht. Außerdem bewahrt eine Sterbekaſſe die 
Relikten, denen beim Tod des Ernährers augenblicklich parate, 
flüſſige Geldmittel fehlen, vor der Notwendigkeit, Schulden 
machen zu müſſen und erhält dadurch ihre ſonſt arg gefährdete ſoziale 
Stellung. Gründung und Betrieb einer Sterbekaſſe iſt verſicherungs⸗ 
techniſch am leichteſten, die erforderlichen Beiträge am niedrigſten. 
Wegen darlehnsweiſer Überlaſſung eines Betriebsſonds und deſſen 
Rückzahlung gilt auch hier das oben Geſagte. 

8 3, Zuſatz, bezweckt, die Unterſtützungskaſſe auf eigene Füße zu 
ſtellen und ihr in allmählich immer ſteigendem Maße dauernd und 
unabhängig von ſchwankenden Einnahmen feſte Mittel an die Hand 
zu geben. N 

8 4 Abſ. 4 will gegen die bisher zum Teil unglaubliche 
Ausnutzung der Hülfskaſſe, insbeſondere durch Nichtmitglieder 
und allzu weitgehende Zubilligung von Unterſtützungen, Schutz 
gewähren. 

1. Von 323 älteren Fällen betrafen nur 58, von 39 neueren 
Fällen nur 2 Mitglieder; alle anderen — Nichtmitglieder! Das 
geht ins Uferloſe und iſt auf die Dauer undurchführbar. Daß 
jemand den Jahresbeitrag von 20 &, d. h. pro Tag 6 „! nicht 
ſollte erübrigen können, wenn er nur will, iſt meines Erachtens 
einfach ausgeſchloſſen. Wer es im Laufe der Jahre nicht mehr 
kann — dem ſoll freilich Unterſtützung nicht verſagt werden. Wer 
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aber, obſchon er den Beitrag ganz gut leiſten kann, ihn trotzdem 
aus purem Egoismus verweigert, mag ſpäter auch die Folgen tragen. 

2. Iſt es ſchon aufs ſchärfſte zu verurteilen, daß bisher, trotz 
vorhandenem Vermögen bis 44; und 50 000 &, Unterſtützungen 
bewilligt worden ſind, bei denen vielleicht noch Rückſichten auf Eltern 
und Kinder mitgeſprochen haben, ſo beſteht doch nicht der geringſte 
Anlaß, Eltern⸗ und Kinderloſen Zuſchüſſe zu gewähren, damit ſie 
ihr Kapital nicht anzugreifen brauchen. Vielleicht reicht ſolches ja 
bis zu ihrem Tode völlig aus! Keinesfalls iſt unſere Kaſſe dafür 
da, den lachenden Erben, die uns rein gar nichts angehen, das 
Kapital ihres Erblaſſers intakt zu erhalten. Durch Abſchluß eines 
Leibrentenvertrages kann aber ſowohl den Bedürftigen, und zwar 
weitgehender wie durch jede andere Anſtalt, geholfen, — wie anderer⸗ 
ſeits unſere Kaſſe davor bewahrt werden, daß ſie dem Effekt 
nach lediglich dazu ausgebeutet wird, Wildfremden die Taſchen zu 
füllen. 

3. Der Eintritt in die Anwaltſchaft iſt frei: wir können uns 
auch einen Verſchuldeten nicht vom Halſe halten. Deſſen Schulden 
zu tilgen, kann aber nicht Aufgabe der Hülfskaſſe fein. Aber ebenſo⸗ 
wenig darf ſie einſpringen, wenn ein Anwalt ſich ſelbſt dadurch unter⸗ 
ſtützungsbedürftig gemacht hat, daß er fein Vermögen allzu frei⸗ 
gebig weggegeben oder vergeudet hat. 

§ 8 letzter Satz. 

Die Angſt vor agitatoriſchem Mißbrauch zu vieler Vollmachten 
in einer Hand hat ſich als vollſtändig unbegründet erwieſen. Die 
Bildung heimlichen Cliquenweſens und Überrumpelung einer General 
verſammlung iſt auch ganz unmöglich. Kein anſtändiger Kollege 
dürfte zu ſolch illoyalem Verfahren ſeine Vollmacht geben. Daß 
man ſie einem vielleicht perſönlich beſonders naheſtehenden Kollegen 
eines anderen Oberlandesgerichts nicht erteilen darf, iſt daher eine 
völlig ungerechtfertigte und überflüſſige Beſchränkung. 

§ 9. Vorſtandswahl durch Stimmzettel. 

Der beſte Vorſtand, ſtets wiedergewählt, verſteinert allmählich. 
Auffriſchung iſt daher nötig, aber nur ſchrittweiſe, damit die Er⸗ 
fahrungen der Alten dem Eifer der Jungen helfend und zügelnd er⸗ 
halten bleiben. Soweit iſt der § 9 ganz gut. Aber die bisher zur 
Regel gewordene Form der Neuwahl per Akklamation, die faſt durch⸗ 
weg auf eine ſtete Wiederwahl der Ausſcheidenden hinauslief, ſteht 
jeder Auffriſchung hindernd im Wege. Selbſt wenn der Vorſitzende 
mit dem üblichen Dank an die turnusgemäß Ausſcheidenden nicht 
den Wunſch verbindet, „ihm ſeine bewährten Mitarbeiter zu belaſſen“ 
oder dergl. — ſo mag doch keiner gern gegen den Vorſchlag, per 
Akkamation zu wählen, aufmucken, weil dies leicht als eine un⸗ 
kollegiale perſönliche Spitze empfunden werden könnte, was doch 
jeder vermeiden möchte. Da zudem bis Punkt „Neuwahl von 
Vorſtandsmitgliedern“ die Zeit gewöhnlich ſchon vorgeſchritten iſt und 
Frühſchoppen oder Mittageſſen verführeriſch locken, ſo ſtimmt die 
Maſſe nur zu leicht und gerne zu und ſo bleiben die Ausſcheidenden 
bis an ihr ſeliges Ende. Alles perſönlich Kitzliche wird aber aus⸗ 
geſchaltet, wenn jede Neuwahl durch Stimmzettel zu erfolgen hat — 
wie dies auch wohl bei faſt allen anderen Vereinen der Fall iſt. 
Eine ſo erfolgte Wiederwahl iſt auch für den Wiedergewählten ſelbſt 
viel ehrenvoller, da er auf dieſem Wege das Vertrauen der Mitglieder 
in ungeſchminkter Weiſe zum Ausdruck gebracht ſieht. 


A II. Abſ. 1. Vermögensanlage in Hypotheken. 

Die Vorſchriſt, unſer Geld in Papieren anzulegen, ſtammt aus 
einer Zeit, in der wir überhaupt noch nichts Sonderliches zum „An⸗ 
legen“ hatten. Heute iſt dieſer Verwaltungsgrundſat völlig antiquiert 
und unwirtſchaftlich geworden. Alle anderen Verſicherungen legen 
daher ſeit langem ſchon ihre Gelder in erſter Reihe in mündelſicheren 
Hypotheken an. Dieſe unterliegen keinen Kursſchwankungen und — 
wie bei un8 — den ſich daraus ergebenden Verluſten. Hauptſächlich 
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an Kollegen vergeben, würden Hypotheken außerdem deren wirtſchaft⸗ 
liche Lage ſtützen helfen, da — pünktliche Zinszahlung ſelbſtredend 
vorausgeſetzt — weder Kündigung noch Zinserhöhung zu befürchten 
wäre. Zur Feſtſtellung der Sicherheit könnten die Vertrauens⸗ 
männer weſentlich beitragen. 

B II. Abſ. 1. Frühere Mitteilung des Jahresberichtes. 

Mit dem Geſchäftsbericht per 30. Juni 1907 kam der Vorſtand 
präzis nach 9 Monaten — am 28. März 1908 — bei mir nieder! 
So hat das Heftchen für die Mitglieder nur hiſtoriſchen, antiquariſchen 
Wert. Aber auch die Verteilung und Herunterleſung des Berichts 
in der ordentlichen Generalverſammlung iſt zu ſpät. Hier iſt für 
eine eingehende Durchſicht und Prüfung gar keine Zeit. Um eine 
ſolche und damit erſt eine ſachgemäße Beſprechung eventuell Stellung 
nicht überſtürzter, ſondern wohldurchdachter Anträge zu ermöglichen, 
muß der Bericht — wie auch ſonſt allgemein üblich — den Mit⸗ 
gliedern mit angemeſſener Friſt bereits vorher zugeſtellt ſein. 

II. Anderweitige Anträge. 

la. Zwangskaſſe. Daß manche ältere, insbeſondere aber 
die reichern Kollegen ſie nicht wollen, iſt kein Grund, ſie immer wieder 
zu fordern und zwar im allgemeinen Standes intereſſe. Daß eine 
Zwangskaſſe, der alle Kollegen angehören müſſen, beſſer iſt wie eine 
freiwillige Kaſſe mit ſtets ſchwankender Mitgliederzahl: dieſe Binſen⸗ 
wahrheit bedarf keiner weiteren Begründung. 

b. Erſatz der Barauslagen in Armenrechtsſachen. 

Die Belaſtung mit dieſen Barauslagen ſtellt eine durch nichts 
grrechtfertigte, unſerm Stande auferlegte Steuer dar, die keine 
Parallele in irgendeinem andern Stande findet. Eigentlich wäre 


es Sache des Staates, die geſamten Koſten der Rechtspflege und 


damit alſo auch die Koſten notwendig erachteter Vertretung der Armen 


durch Anwälte zu tragen. Wir würden ſchon mehr, wie jeder andere 


Stand für das Allgemeine leiſten, wenn wir lediglich unſere Zeit, 
Kenntniſſe und Arbeitskraft den Armen gratis zur Verfügung 
zu ſtellen hätten. Aber auch noch bares Geld dazu auslegen 
zu müſſen (Porti, Papier, Schreiber) iſt eine maßloſe Aberſpannung 
des geradezu berüchtigt gewordenen nobile officium. Hierfür wird 
in nichts ein auch nur angeblich ideales Aquivalent geboten. Staat⸗ 
licherſeits wird im Gegenteil der Anwalt bei allen ſogen. Auszeich⸗ 
nungen (Titel, Orden) regelmäßig weit hinter die Beamten zurück⸗ 
geſetzt. Dazu droht der neueſte Attentatsverſuch der Regierung auf 
die pekuniäre Lage unſeres Standes dieſem in rein fiskaliſchem 
Intereſſe die ſchwerſte Schädigung an. Da iſt es wahrlich eine 
ebenſo gerechtfertigte, wie beſcheidene Forderung, unſere Barauslagen 
in Armenſachen erſetzt zu bekommen, um ſo mehr, wenn dieſer Erſatz 
nicht einmal für uns ſelbſt, ſondern für unſere Invaliden und 
Relikten begehrt wird. 

2 und 3 bezwecken weiterhin die raſchere Vermehrung 
unſeres Stammkapitals. Dies iſt abſolut erforderlich, damit 
aus den Zinſen des für jede einzelne Kaſſe zu bildenden beſonderen 
Dividenden⸗Stiftungsfonds die verſicherungstechniſch ſich er⸗ 
gebende Höhe der Beiträge mit dem Anwachſen dieſer Fonds all⸗ 
mählich immer mehr reduziert werden kann. 

Der Anwaltverein hat als Vater der Hülfskaſſe wenigſtens die 
moraliſche Verpflichtung, für das Weiterkommen ſeines Kindes auch 
mitzuhelfen. 

Das bevorſtehende 25 jährige Jubiläum iſt gewiß ein geeigneter 
Anlaß, die Sammlung einer Jubiläums⸗Stiftung ins Werk 
zu ſetzen. 


* * 
* 


Mögen dieſe meine Anträge nebſt Begründung zu einer all⸗ 
ſeitigen, eingehenden Nachprüfung Anlaß geben; — vor allem aber 
dazu dienen, unſern Wohlfahrtsbeſtrebungen zugunſten unſerer In⸗ 
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validen und Relikten einen tatkräftigen Ruck nach Vorwärts zu 
geben: — in unſer aller, wie im Intereſſe unſeres ganzen Standes! 
Ohne unſerm Ziele wenigſtens näher gekommen zu ſein, dürfen wir 
von der Leipziger Generalverſammlung am 27. September 1908 nicht 
heimkehren. Heyne, Düſſeldorf. 


Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. 


Die Möglichkeit der Realkonkurrenz eines Dauerdelikts und 
einer anderen ſtrafbaren Handlung wird in Nr. 10 eingehend 
erörtert. 

Nr. 11 ſpricht in Abweichung von der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung die Anwendbarkeit des 8 108 StGB. auf Kranken⸗ 
kaſſenwahlen aus. Mit dem Begriff der öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten befaßt ſich auch Nr. 17. 

Von Bedeutung für das Kolonialrecht find Nr. 13, 14. 

Der Begriff des Vormundes im Sinne des 8 174 Nr. 1 
StGB. umfaßt nicht den Sondervormund und Pfleger (Nr. 23). 

Fälle ſtrafbarer Ausübung gewerblicher Schutzrechte | 
Nr. 28, 33. 

Die vielbeſprochene Entſcheidung über den Eintritt der 
StA. in der Berufungsinſtanz eines Privatklagverfahrens findet 
ſich in Nr. 100. 

Nr. 103 verbreitet ſich über die Grenzen der Strafbarkeit 
des Wechſelinhabers wegen der von einem Vormanne be⸗ 
gangenen Stempelhinterziehung. 

Der Begriff der Militärperſon wird in Nr. 107 erörtert. 

Nr. 127 und 128 beſchäftigen ſich eingehend mit der Frage, 
wer als verantwortlicher Veranſtalter einer Muſikaufführung 


anzuſehen ift. 


Bemerkenswerte Fälle der Selbſthilfe bzw. des Notſtandes 
ſ. Nr. 48, 137, 141. 

Bei Gelegenheit einer Steuerfrage behandelt Nr. 139 die 
Wirkung der Auflöſung eines Tauſchvertrags in zwei Kauf⸗ 
verträge. Kloeppel. 


Berichtigung. 

In dem Artikel „Standesfragen angeſichts der Zivilprozeß⸗ 
ordnungsnovelle“ in Nr. 15 des lfd. Jahrg. polemifiert Juſtizrat 
Meyer gegen eine angebliche Außerung von mir, die gelautet 
haben ſoll: „Ein Verteidiger iſt unnötig, der Richter ſelbſt ſoll 
Verteidiger ſein“. Ich habe eine ſolche Außerung nie getan; 
ſie würde auch meine Anſicht nicht wiedergeben. Der Verf. 
hat, wie er mir mitteilt, das Zitat einem Zeitungsbericht über 
einen von mir im Juni d. Is. gehaltenen Vortrag entnommen. 
In dieſem Vortrage habe ich aber nur geſagt, daß ich de lege 
ferenda eine Erweiterung der notwendigen Verteidigung 
gegenüber den beſtehenden Vorſchriften für das Verfahren vor 
den Jugendgerichten nicht für erforderlich erachte, da es ſich 
meiſt nur um einfache Tatbeſtände handelt und dem Jugend⸗ 
richter die Pflicht auferlegt iſt, die ſubjektiven Verſchuldungs⸗ 
urſachen ſorgfältig zu ermitteln. 

Dr. Köhne, Amtsgerichtsrat. 
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Vereins nachrichten. 

Die Herren Vereinsmitglieder, welche mit der Zahlung 
des Jahresbeitrages im Rückſtande ſind, werden um Ein⸗ 
ſendung des Betrages von 15 % gebeten. Am 15. Oktober 
1908 ſollen die rüdftändigen Beiträge durch Poſtnachnahme 


erhoben werden. 
Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1908. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Der Terminkalender für 1909 kommt Ende Oktober d. Js. 
zur Berfendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene Exemplare 
find umgehend unter Einſendung von 60 % in Briefmarken 
an das Burean des Dentſchen Anwaltvereins in 
Leipzig, Schreberſtraße 3 J, zu bewirken. 

Leipzig, den 25. September 1908. 

Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Hülfs kaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Am 19. Anguſt 1908 iſt Herr Geheimer Juſtizrat 
Dr. Oehme, Rechtsanwalt und Notar in Leipzig, ans dem 
Leben geſchieden. Der Berewigte hat dem Vorſtande der 
Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte ſeit Begründung der 
Kaffe angehört und von dem Jahre 1891 an das Amt eines 
ſtellvertretenden Schatzmeiſters bekleidet. Sein warmes, durch 
eifrige Mitarbeit betätigtes Intereſſe an dem Gedeihen der 
Kaffe, feine herzliche Teilnahme an der Not bedürftiger 
Mitmenſchen und ſeine liebenswürdige Kollegialität ſichern 
dem hochverdienten Manne auch in unſerem Kreiſe ein 
dauerndes dankbares Gedächtnis. 


Der Vorſtand 
der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Der Geheime Inſtizrat Dr. Oehme hat, wie uns fein 
Teſtamentsvollſtrecker mitteilt, ſeinem ſteten Intereſſe für 
die Entwickelung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 


die 2 geſpaltene Petitzeile 50 555 Beſtellungen 


Inſerate 
lin S. 14, Stallſchreiberſtr. 84. 8 


dadurch Ausdruck gegeben, daß er ihr in ſeinem Teſtamente 
die reiche Zuwendung von 10 000 & gemacht hat. Es wird 
ihm hierfür herzlicher Dank ansgefproden. 

Leipzig, den 26. September 1908. 


Bülfskaßſe für deutſche Rechtsanwälte. 


— —— — 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlaudesgerichts 
zu Naumburg hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 
2000 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt 
für die reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ansgeſprochen 
worden. 


— — m — — 


XXIX. Deutſcher Juriſtentag. 

Mit längſt bekannter Meiſterſchaft eröffnete Profeſſor 
Dr. Brunner (Berlin) die einleitende Plenarverſammlung des 
diesjährigen XXIX. Deutſchen Juriſtentages in Karls ruhe. 

Die Teilnehmerzahl war außerordentlich groß; um ſo ſtärker 
fiel die verhältnismäßig ſehr geringe Beteiligung Berliner 
Juriſten ins Auge. Sie wäre wohl noch geringer geweſen, 
wenn nicht die günſtige Lage der badiſchen Hauptſtadt fo 
manchem die Möglichkeit eröffnet und damit den Gedanken 
nahegelegt hätte, den aus dem Süden heimführenden Schnells 
zügen zu entſteigen und durch die Teilnahme am Juriſtentage 
gleichzeitig auch eines auf die beruflichen Freuden vor⸗ 
bereitenden Luftwechſels teilhaftig zu werden. 

Nach dem Hin und Her der üblichen Begrüßungsreden und 
Dankſagungen und Schluß der erſten Plenarverſammlung ver⸗ 
teilte ſich die Menge der Teilnehmer auf die vier üblichen 
Abteilungen, deren Bildung ſcheinbar für alle Zeit ein not⸗ 
wendiges Übel in der Technik der Veranſtaltung bleiben wird; 
ein Übel, deſſen Beſeitigung jedoch trotzdem auf alle mögliche 


Weiſe angeſtrebt werden muß. 


Die Stadt Karlsruhe, die ſich durch ihre nach der 
Abſage Freiburgs in letzter Stunde noch erklärte Bereit⸗ 
willigkeit um das Zuſtandekommen des diesjährigen Juriſten⸗ 
tages das größte und entſcheidenſte Verdienſt erworben hatte, 


ging in ihrem Entgegenkommen ſoweit, daß ſie dieſen vier Ab⸗ 
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teilungen nicht nur ein, ſondern fogar drei Gebäude zur Vers 
fügung ſtellte — ein Umſtand freilich, der das eben erwähnte 
Abel um ſo fühlbarer machte, und ein Zuſtand, der lebhaft an 
die Berliner Gerichtsorganiſation erinnerte. 

Die Verhandlungen ſelbſt ſtanden, ſoweit man dies durch 
perſönliche Teilnahme an den Debatten der Abteilungen, durch 
Mitteilungen von Zuhörern und durch die Berichte in der 
letzten Plenarverſammlung feſtſtellen konnte, zum größten Teile 
auf einer beträchtlichen Höhe. Dies iſt vor allen Dingen von 
den Verhandlungen der vierten Abteilung zu ſagen, deren 
Aufgabe es war, unter dem Vorſitz des Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten v. Call (Innsbruck), die drei prozeßrechtlichen 
Themata der Tagesordnung zu erledigen. Alle drei betrafen 
die brennende Frage der für den Augenblick bevorſtehenden, 
man kann ſagen drohenden „Zivilprozeßreform“. Am erſten 
Tage hatten es der Oberlandesgerichtspräſident Dr. Vierhaus 
(Breslau) und der Juſtizrat Dr. Wildhagen (Leipzig) über⸗ 
nommen, die Frage „iſt in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten das Kollegialprinzip zugunſten des Einzel⸗ 
richtertums einzuſchränken?“ zu beantworten. Vier⸗ 
haus' im trockenen, ſachlichen Ton gehaltener, inhaltlich 
aber außerordentlich intereſſanter und reichhaltiger Bericht, 
nahm einen zwiſchen den Anſchauungen der meiſten Anwälte, 
ſoweit dieſe bisher auf und ſeit dem Leipziger Anwalts⸗ 
tage laut geworden ſind, und dem Entwurf vermittelnden 
Standpunkt ein. Er entſchied ſich theoretiſch für das Kollegial⸗ 
prinzip als das Beſſere; praktiſch jedoch erachtete er eine Ein⸗ 
ſchränkung zugunſten des Einzelrichtertums für unabwendbar. 
Aberhaupt ſieht er in der Frage weniger eine grundſätzliche 
Angelegenheit als eine Sache der Zweckmäßigkeit. Er will ſie, 
wie er überhaupt dieſe ganzen Reformfragen mehr im einzelnen 
löſen als nach großen durchgreifenden Geſichtspunkten beant⸗ 
worten möchte, ebenfalls nur an ihren praktiſchen konkreten 
Ausläufern angreifen. Er will ſie von der Frage nach leichterer 
und ſchnellerer Erlangung der Vollſtreckbarkeit für unſtreitige 
Forderungen, von derjenigen nach einer Ausdehnung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit getrennt wiſſen und vor allen Dingen 
alle Geſichtspunkte in Betracht ziehen, die größere Gewähr für 
die Findung des richtigen Rechtes im einzelnen Fall bieten; 
als ſolche Umſtände nennt er die größere Schleunigkeit des 
Verfahrens, eine leichtere Zugänglichkeit der Gerichte, die 
Eignung der beteiligten Perſonen (Richter, Rechtsanwälte und 
Gerichtsſchreiber). Von dieſen Geſichtspunkten aus gelangte 
er zwar zu einer Ablehnung „der erheblichen Ausdehnung 
der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit“ nach Maßgabe der 
Novelle. Dagegen empfahl er „eine mäßige, der allgemeinen 
Preisſteigerung Rechnung tragende Erweiterung der Wertgrenze 
für die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit, etwa bis 500 &. 
Er empfahl weiter die Ausdehnung der amtsgerichtlichen 
Zuſtändigkeit für gewiſſe Streitigkeiten, ohne Rückſicht 
auf den Wert des Streitgegenſtandes, die Einführung 
eines Vorverfahrens beim Amtsgericht ohne Anwaltszwang in 
allen vermögensrechtlichen Streitigkeiten bis zur Streiterhebung 
und ſchließlich ein eigentümliches Streitverfahren bei dem Land⸗ 
gericht in vermögensrechtlichen Sachen vor einem Einzelrichter, 
vorbehaltlich von Rechtsmitteln an das Kollegium. Der Kor⸗ 
referent Wildhagen verhielt ſich ablehnend. 
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Die trotz aller ſachlichen Verſchiedenheit der Meinungen, 
die namentlich in der Verſammlung gegenüber den Vierhaus⸗ 
ſchen Ausführungen beſtand, mit großem Beifall aufgenommenen 
Darlegungen boten die Grundlage zu einer ganz hervorragenden 
Diskuſſion. Bemerkenswert hierbei iſt, daß gerade die Aus⸗ 
führungen zweier Akademiker, der Profeſſoren Dr. Stein 
(Leipzig) und Dr. Heins heimer (Heidelberg), gewiſſe Höhe⸗ 
punkte bedeuteten. Faſt ausſchließlich überwog die Anſicht, daß 
es nicht angehe, die Stück⸗ und Flickarbeit des Regierungs⸗ 
entwurfes mitzumachen. Insbeſondere widerlegte Stein den 
ſeltſamſten und wirklich unverſtändlichen Satz aus den Dar⸗ 
legungen Vierhaus', wonach dieſer Entwurf ein „einheitliches 
Ganzes“ darſtellen ſoll! Der Entwurf — das werden auch 
ſeine Freunde zugeſtehen — mag praktiſch dies oder jenes an 
Vorteilen bieten, aber, wiſſenſchaftlich betrachtet, iſt er doch das 
Unglaublichſte an Uneinheitlichkeit, Unfolgerichtigkeit und Willkür, 
das ſeit langem aus der Geſetzgebungsmaſchine hervorgegangen 
iſt. Die Verſammlung beſchränkte ſich darauf, einen vereinigten 
Antrag von Wildhagen und Hachenburg zu nahezu ein⸗ 
ſtimmiger Annahme zu bringen. Einen Antrag, der äußerlich 
zwar rein negativ klingt, der aber gerade durch die Beſtätigung 
des beſtehenden Zuſtandes pofitive Arbeit leiſtet. Er lautet: 
„In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ifl für Deutſchland gegen- 
wärtig das Kollegialprinzip zugunſten des Einzelrichters nicht 
einzuſchränken. Es iſt deshalb eine Ausdehnung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit nach Maßgabe des dem Reichstag 
vorliegenden Entwurfs einer Novelle zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetze und zur Zivilprozeßordnung nicht empfehlenswert.“ 
Hiermit war die Abteilung wieder zu der thematiſch mehr ein⸗ 
geſchränkten Frage zurückgekehrt. Die eigentliche Verhandlung, 
die Berichterſtattung ſowohl als auch die Diskuſſion, waren 
weit darüber hinausgegangen. Man war durchgehends der 
Anſchauung, die drei zur Erörterung geſtellten Fragen nicht als 
ſolche, ſondern jede einzelne von ihnen als pars pro toto, als 
Teil des ganzen großen Zivilprozeßreformproblems ins Auge 
faſſen zu müſſen. 

Unter dieſem Zeichen wurde auch die Frage „Bedarf das 
amtsgerichtliche Verfahren einer Reform und nach 
welchen Richtungen?“ behandelt. Als Berichterſtatter erörterte 
in einem ebenfalls eingehenden und ſachlichen Referat der Ober⸗ 
amtsrichter Dr. Levis (Pforzheim) dieſe Frage an der Hand einer 
Reihe von Leitſätzen. Der Kernpunkt feiner Ausführungen ging dahin, 
daß er die Umgeſtaltung des amtsgerichtlichen Verfahrens ohne 
gleichzeitige Reform des ganzen Zivilprozeſſes für unangemeſſen 
erklärte und daß er eine Prozeßreform beim Amtsgericht nur 
inſoweit befürwortete, als ſie ſich an die eigenartigen Verhältniſſe 
des amtsgerichtlichen Verfahrens anſchließen ſollte: Umgeſtaltung 
des Mahnverfahrens, größere Rückſichtnahme auf die Bedürfniſſe 
der Laien, ſtärkere Heranziehung der Richterkraft zur Unter⸗ 
ſtützung der Partei, größere Einſchränkung des Rechtskonſulenten⸗ 
tums, Beſchleunigung des Verfahrens insbeſondere durch die 
Ermöglichung einer freieren Entfaltung richterlicher Anordnungen 
vor der Verhandlung waren die Geſichtspunkte, die er für 
gegeben und notwendig erachtete. Der Bericht feſſelte mehr 
durch die Sachlichkeit der Detailbetrachtungen als durch große 
Geſichtspunkte. An dieſen war dafür das Korreferat des 
Leipziger Profeſſors Dr. Stein reich. Überhaupt gebührt, was 
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vielleicht nicht von allen vorher erwartet worden war, dieſem 
Akademiker das Hauptverdienſt an dem hohen Niveau, auf dem 
die Verhandlungen der Prozeßabteilungen geſtanden haben. 
Seine Ausführungen, ſo temperamentvoll wie witzig und geiſt⸗ 
reich, hatten das Ohr der zahlreichen Verſammlung von Anfang 
bis zu Ende. Er ſah von Einzelaus führungen mehr als 
Dr. Levis ab, ergriff jedoch dafür die Gelegenheit, ſowohl an 
dem beſtehenden Amtsgerichtsverfahren, als an der von der 
Novelle beabſichtigten „Reform“ lebhafte Kritik im großen zu 
üben. Die Novelle hält er noch nicht einmal für einen halben 
Schritt auf dem Wege zum richtigen Amtsgerichtsprozeß. Sie 
ſei keine Abſchlagszahlung, ſondern werde nur eine richtige 
Reform auf 20 Jahre hinaus verhindern. Er nahm Gelegen⸗ 
heit, einige Schlagworte, wie die berüchtigte Dreieinigkeit der 
Billigkeit, Schnelligkeit und Einfachheit einmal auf ihren 
wahren Kern zu unterſuchen. Er fand dabei Worte, wie, daß 
wir uns freimachen müſſen von der „Hypnoſe des Auſtriazismus“. 
Er fand ferner den Mut, einmal auszuſprechen, daß es mit der 
programmäßig allgemein beliebten Lobpreifung der Recht⸗ 
ſprechung der Sondergerichte nichts iſt, daß hier wahrſcheinlich 
eine Fälſchung der wirklichen Sachlage vorliegt. Und kam 
endlich zu dem Schluſſe, daß in erſter Linie die Einfachheit 
des amtsgerichtlichen Verfahrens angeſtrebt werden müfle. 

Nach einer lebhaften und angeregten Debatte folgte die 
Abteilung dem Gedankengange ihrer beiden Berichterſtatter und 
ſprach ſich dahin aus, daß die Umgeſtaltung des amtsgericht⸗ 
lichen Verfahrens ohne gleichzeitige Reform des ganzen Zivil⸗ 
prozeſſes unangemeſſen ſei, daß es einfach und volkstümlich 
unter möglichſter Vermeidung verwickelter Formen geſtaltet 
werden ſoll, und daß die dem Reichstag vorliegende Novelle 
daher keine geeignete Grundlage zu ſeiner Reform bilde. 

Iſt man auch gewöhnt, daß über die Beſchlüſſe des Juriſten⸗ 
tages an maßgebender Stelle hinweggegangen zu werden pflegt, 
als ſeien ſie Luft, ſo werden vielleicht die diesmaligen Ver⸗ 
handlungen wenigſtens das eine Gute zeitigen, daß man jetzt auf⸗ 
hören wird, die Anwälte zu verdächtigen, als ob ſie aus eigen⸗ 
nützigen Intereſſen gegen die von der Novelle in Ausſicht ge⸗ 
ſtellte Reform ihre Stimme erheben. Richter, Akademiker, 
hervorragende Vertreter der verſchiedenen juriſtiſchen Zweige, 
wenn man will, Stände, ſind gegen ſie aufgetreten. Aus 
innerſter Überzeugung heraus haben fie der Novelle ein vers 
nichtendes Urteil geſprochen. Deshalb braucht fürderhin nicht 
mehr nachgewieſen zu werden, daß der Entwurf, zum Geſetz 
erhoben, in wirtſchaftlicher Beziehung für die große Maſſe der 
deutſchen Anwälte eine Verbeſſerung ihrer ſozialen Lage im 
Gefolge haben würde. 

Bei der Frage, ob ſich eine Anderung des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion in Zivilſachen empfiehlt, war 
noch einmal in dem Gutachten Hamms das Geſpenſt der 
„duae conformes“ aufgetaucht. Man ſollte eigentlich der 
Aufgabe überhoben fein, dieſe juriſtiſche Mißge burt immer und 
immer wieder zu beleuchten. Für den Juriſtentag hatten der 
Reichsgerichtsrat Dr. Peters das Referat und der Profeſſor 
Schmidt (Freiburg) das Korreferat übernommen. Die allgemein 
anerkannte, ſchon jetzt wieder — trotz der von Anfang an ſinn⸗ 
loſen und nun auch zweckloſen Erhöhung der Reviſionsſumme — 
beſtehende Uberlaſtung des Reichsgerichts wollte Peters durch 
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eine Anderung des Rechtsmittels, durch Mittel, wie Ausſchluß 
der Reviſion in Arreſtſachen, Abhängigmachung der Reviſion 
von der vorgängigen Einzahlung einer beſonderen Gebühr von 
mindeſtens 150 & (Succumbenzſtrafen), Möglichkeit, das Rechts⸗ 
mittel durch Beſchluß ohne mündliche Verhandlung. zurück⸗ 
zuweiſen, abhelfen. Dazu ſollte der Ausſchluß der Zuftänbigteit 
des Reichsgerichts über eine Reihe minder bedeutender An⸗ 
gelegenheiten treten. Die Errichtung weiterer Zivilſenate empfahl 
er nur inſoweit, als ſie zur Erledigung der vorhandenen Reſte durch 
Mitverwendung von Mitgliedern der infolge der Umgeſtaltung der 
Strafgerichte und des Strafverfahrens nicht voll beſchäftigten Straf⸗ 
ſenate gebildet werden könnten. Die Gedankengänge Schmidts 
dagegen gingen in anderer Richtung. Unter Ablehnung einer 
Reihe anderer Anträge einigte ſich ſchließlich die Verſammlung auf 
der Grundlage eines Antrags Schmidt und eines Unterantrags 
Hugo Neumann (Berlin). Der fundamentale Geſichtspunkt, 
daß zumal eine im weſentlichen dem jetzigen Verfahren entſprechende 
Mitwirkung des Reichsgerichts bei der Einführung des neuen 
Rechtes in die Praxis gegenwärtig noch keineswegs ent⸗ 
behrt werden kann, der in der Debatte zum Ausdruck gelangt 
war, erſchien der Verſammlung ſo wichtig, daß ſie ihn, trotz⸗ 
dem er eigentlich doch nur eine Begründung darſtellt, in 
ihren Beſchluß aufnahm und ihn dem Leitſatz hinzufügte, daß 
„die Entſcheidung über eine weſentliche Einſchränkung des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion der durchgreifenden Reform des ganzen 
Prozeßverfahres vorzubehalten ſei“. „Jedenfalls iſt das münd⸗ 
liche Verfahren auch für die 3. Inſtanz beizubehalten und das 
Erfordernis der duae conformes auszuſchließen.“ „Zur Bes 
feitigung der gegenwärtigen Überlaftung iſt eine Vermehrung 
der Zivilſenate des Reichsgerichts nicht zu umgehen und wird 
durch die ſogenannten kleinen Mittel im Sinne des Gutachtens XIV 
(Band 3 der Verhandlungen des Deutſchen Juriſtentages) Ab⸗ 
hilfe geſchaffen.“ Daneben empfahl der Juriſtentag im An⸗ 
ſchluß an die Ausführungen des erſten Berichterſtatters 
den „Ausſchluß der reichsgerichtlichen Zuſtändigkeit zur Ent⸗ 
ſcheidung über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Oberlandes⸗ 
gerichts in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die Berufung und 
Beſchwerde in Konſulargerichtsſachen und die Beſchwerde über 
die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts“. 

Mit einer Reihe praktiſch wichtiger Themata hatte ſich die 
handelsrechtliche Abteilung unter dem Vorſitz des Profeſſors 
Dr. Rießer (Berlin) zu Veſchäftigen. „Iſt das Recht der 
Lagerſcheine und Lagerpfandſcheine reichsgeſetzlich zu 
regeln?“ Wie Pappenheim in ſeinem Bericht in der 2. Plenar⸗ 
verſammlung hervorhob, hatten Großinduſtrie und Landwirt⸗ 
ſchaft bisher die geſetzliche Regelung zu verhindern gewußt. 
In demſelben Fahrwaſſer bewegten ſich auch die Aus führungen 
des Rechtsanwalts Dr. Pralle (Bremen), der als erſter Be⸗ 
richterſtatter die Frage behandelte. Dagegen ſprachen ſich jedoch 
als Gutachter die Profeſſoren Dr. Heymann (Marburg) und 
Privatdozent Dr. Mollwo (Danzig) aus. Auch die Ver⸗ 
ſammlung überzeugte ſich mit großer Mehrheit nach verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit von der Notwendigkeit der reichsgeſetzlichen 
Regelung, die Profeſſor Dr. Pappenheim (Kiel) als zweiter 
Berichterſtatter begründete. Nach kurzer Debatte wurden ſeine 
Vorſchläge angenommen. Das Recht der Lagerſcheine ſoll 
reichsgeſetzlich in Verbindung mit der geſetzlichen Ordnung des 
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Lagergeſchäftes geregelt werden. Die Regelung ſoll in der Art 
bewirkt werden, daß den Beteiligten Bi Möglichkeit gewährt 
wird, ſich des Doppelſcheines mit ſelbſtändigem indoſſablem 
Lagerſcheine und Regreß auf Grund des Indoſſaments zu 
bedienen. Das Erfordernis der ſtaatlichen Ermächtigung zur 
Ausgabe indoſſabler Lagerſcheine ſoll beſeitigt werden. 

In eben ſo einfacher Weiſe erledigte dieſe Abteilung die 
zweite ihr vorgelegte Frage, ob es ſich empfiehlt, „das Reichs⸗ 
geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
in Anſehung des Ausverkaufsweſens zu ergänzen?“ 
Dieſe Frage war ſchon aus Anlaß des vorjährigen Juriſtentages 
von Oberlandesgerichtsrat Dr. Lobe (Dresden) und Rechtsanwalt 
Magnus (Berlin) hervorragend begutachtet worden. Den Anlaß, 
ſie zu behandeln, bietet bekanntlich die vor einiger Zeit eingebrachte 
Novelle zur Ergänzung des Wettbewerbsgeſetzes, die ihrerſeits in 
einer angeblich unklaren Rechtſprechung des Reichsgerichts ihre 
Begründung erblickt. Der ſpringende Punkt aber iſt hier die 
Frage, ob und inwieweit die ſogenannten Nachſchübe bei den 
Ausverkäufen geſtattet ſeien oder inwieweit ſie durch geſetzliche 
Beſtimmungen verboten werden ſollen. Im Gegenſatz zu Rechts⸗ 
anwalt Dr. Waſſermann (Hamburg), dem zweiten Bericht⸗ 
erſtatter, wirkten auch hier die Ausführungen eines Akademikers, 
des Profeſſors Heymann, praktiſch durchſchlagend und über⸗ 
zeugend. Ich ſelbſt hörte nur fein mit großer Meiſterſchaft 
vorgetragenes Referat an das zweite Plenum. In dieſem 
legte er die Unmöglichkeit und Unnotwendigkeit geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften zur Bekämpfung dieſer oder jener Auswüchſe des Aus⸗ 
verkaufsweſens dar. Er wies nach, daß es weder notwendig 
noch zweckmäßig erſcheine, den Apparat der Geſetzgebung gegen 
den einen oder andern Übelſtand in Bewegung zu ſetzen, und 
überzeugte wie die Abteilung ſo auch das Plenum von der 
Richtigkeit des dort gefaßten Beſchluſſes, nach welchem im Ver⸗ 
trauen auf die energiſche Durchführung der vom Reichsgericht 
ausgeſprochenen Grundſätze von einer reichsgeſetzlichen Regelung 
abgeſehen werden ſoll. 

Bei weitem nicht ſo einwandfrei und mit größter Vorſicht 
aufzunehmen ſind die Beſchlüſſe dieſer Abteilung bezüglich der 
dritten ebenſo brennenden wie zweifelhaften Frage: „Welche 
Anderung des beſtehenden Rechts empfiehlt ſich, um 
denjenigen Perſonen, welche in einem Vertrags- oder 
Anſtellungsverhältnis tätig ſind, den gebührenden 
Anteil an Nutzen und Ehre ass ihren Erfindungen 
und ſonſtigen geiſtigen Schöpfungen ſicher zu 
ſtellen?“ Dieſe ſchon einmal vertagte Frage entfeſſelte nach 
den Berichten des Profeſſors Dr. Allfeld (Erlangen) und des 
Dr. Klöppel (Elberfeld) eine Debatte, die ſich nicht frei von 
Leidenſchaft hielt, weil ſich vielfach wirtſchaftliche Sonder⸗ 
intereſſen in ihr zur Geltung zu bringen und durchzuſetzen ver⸗ 
ſuchten. Die Waffen waren hier nichts weniger als gut und 
gleich. Der erſte Berichterſtatter — Allfeld — hatte zwar eine 
Fülle von Leitſätzen aufgeſtellt und begründet, die den Angeſtellten 
einen größeren Schutz zuteil werden laſſen wollten, als ſie bisher 
beſitzen. Die Erfindung ſollte grundſätzlich dem Angeſtellten gehören, 
der ſie gemacht hat; dem Geſchäftsherrn nur, wenn dies durch 
Vertrag beſtimmt iſt. In das Patent⸗ und Gebrauchsmuſtergeſetz 
ſollten Beſtimmungen aufgenommen werden, wonach der Anſpruch 
auf das Patent und auf Eintragung eines Gebrauchsmuſters nur 


dem Erfinder zuſtehen ſoll. Es ſollten Vereinbarungen, durch 
die jemand ſeine künftigen Erfindungen oder ſonſtigen Geiſtes⸗ 
ſchöpfungen überhaupt, oder ſoweit ſie innerhalb eines gewiſſen 
Zeitraumes entſtehen, einem anderen ohne angemeſſenes Entgelt 
überläßt, oder in denen er bezüglich künftiger Erfindungen oder 
anderer Geiſtesſchöpfungen zugunſten eines anderen auf die 
Erfinder⸗ oder Urheberſchaft verzichtet, nichtig ſein. Aber 
Allfeld ließ — ein Umſtand, der ſeltſam berührte — dieſe 
Leitſätze zum größten Teil fallen, und Klöppel, deſſen 
Korreferat das Intereſſe der Unternehmer betonte, verſuchte 
die Annahme des Satzes durchzuſetzen, daß es ſich nicht 
empfehle, die Vertragsfreiheit des Dienſtherrn und der An⸗ 
geſtellten über deren Erfindungen zu beſchränken. In der 
Diskuſſion ſchien es anfangs, als ob überhaupt nur die ans 
weſenden Vertreter der großen Farbwerke, wie Juſtizrat 
Häuſer (Höchſt) und anderer induſtrieller Unternehmungen zu 
Worte kommen ſollten. Als nun noch ſogar der Referent All feld 
die hauptſächlichſten ſeiner Leitſätze zurückzog, ſchien die Schlacht 
zuungunſten der Angeſtellten völlig verloren. Erſt ſpät vermochten 
durch ihr Eintreten für ſie einige jüngere Juriſten, wie die Rechts⸗ 
anwälte Saul, Samuel und Jaffa, noch der Verſammlung 
zugunſten der Angeſtellten einige Zugeſtändniſſe abzuringen, 
indem fie lebhaft deren Intereſſen betonten. Die endlich er⸗ 
gehenden Beſchlüſſe jedoch find lediglich als Zufallsentſcheidungen 
aufzufaſſen, da ſie nur mit äußerſt knappen Mehrheiten von 
einer ſchwach beſuchten Abteilung — es waren im Durchſchnitt 
nicht mehr als 60 Zuhörer anweſend — gefaßt worden ſind. 
Als Beſchlüſſe des „Juriſtentages“ ſind ſie inſoweit nahezu 
wertlos. Für die Beurteilung dieſes Ergebniſſes iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die Vertreter der Unternehmer mit ſtarken Per⸗ 
ſönlichkeiten unmittelbar, die Angeſtellten dagegen lediglich von 
Geſchäftsführern ohne Auftrag vertreten waren, die nur aus 
Not in die Debatte eingriffen, und die des reichen tatſächlichen 
Materials, über das die andere Gruppe verfügte, ermangelten. 
Wenngleich trotzdem noch einige Geſichtspunkte zugunſten der 
Angeſtellten zum Beſchluß erhoben wurden, ſo läßt ſich — 
und dies dürfte das weſentlichſte Ergebnis der diesmaligen 
Verhandlungen ſein — feſtſtellen, daß die überwiegende Meinung 
der deutſchen Juriſten offenbar dahin neigt, die An⸗ 
geſtellten ſtärker als bisher gegen Übergriffe der Unternehmer 


bezüglich der von den Angeſtellten gemachten Erfindungen zu . 


ſchützen. In dieſem Sinne beſchloß die Abteilung, daß die 
Erfindung dem Angeſtellten gehören ſoll, welcher ſie gemacht 
hat und nicht dem Geſchäftsherrn, ſofern nicht durch Vertrag 
das Gegenteil beſtimmt iſt. Abmachungen, durch die den 
Unternehmern ohne angemeſſenes Entgelt das Eigentum auch 
an ſolchen Erfindungen geſichert wird, die außerhalb des ver⸗ 
traglichen Tätigkeitsbereichs liegen, ſollen nichtig ſein. Im 
übrigen dagegen ſoll es ſich nicht empfehlen, die Vertrags⸗ 
freiheit über Erfindungen und ſonſtige Geiſtesſchöpfungen von 
Angeſtellten zu beſchränken. Im Patentgeſetz und im Gebrauchs⸗ 
muſtergeſetz ſoll beſtimmt werden, daß dem Erfinder, falls ſeine 
Erfindung durch einen anderen angemeldet wird, ein im Wege 
der gerichtlichen Klage verfolgbarer Anſpruch zuſteht, als Er⸗ 
finder in allen auf die Erfindung bezüglichen Urkunden und 
Publikationen des Patentamts genannt zu werden. Dagegen 
wurde die von Allfeld urſprünglich in Ausſicht genommene 
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dann fallen gelaſſene und von anderen wieder aufgenommene 
Theſe bezüglich der Nichtigkeit von Vereinbarungen, durch 
die jemand ſeine künftigen Erfindungen uſw. ohne an⸗ 
gemeſſenes Entgelt überläßt (ſiehe oben) abgelehnt. Keines⸗ 
falls iſt mit dieſen Beſchlüſſen und Erörterungen des 
diesmaligen Juriſtentages in dieſer Frage das letzte Wort 
geſprochen. Sie bleibt nach wie vor ebenſo brennend wie 
ungeklärt. 

Auch die zivilrechtliche I. Abteilung — unter dem Vorſttz 
Gierkes (Berlin) — kam in zwei von ihr behandelten Fragen 
zu dem Ergebnis, daß an dem beſtehenden Rechtszuſtande 
nicht gerüttelt werden ſoll. Sie beſchäftigte ſich zuerſt mit 
dem die Industrie und Praxis lebhaft bewegenden Problem, 
ob „beſondere Vorſchriften erforderlich und wün⸗ 
ſchenswert ſind, um die Wirkſamkeit des Eigen⸗ 
tumsvorbehalts an den mit einem Fabrikgebäude 
zu verbindenden Maſchinen zu ſichern?“ Bekannt⸗ 
lich hat das Reichsgericht in weitem Umfange die dem 
Beſitzer eines Hauſes gelieferten und mit dem Hauſe irgendwie 
verbundenen Maſchinen als weſentliche Beſtandteile des Hauſes 
erklärt, an denen beſondere Rechte nicht möglich find, an denen 
ſich alſo auch der Maſchinenlieferant das Eigentum nicht ſo lange 
vorbehalten kann, als bis volle Zahlung geleiſtet iſt. Dadurch 
wird natürlich der Wert des Grundſtücks erhöht und die Er⸗ 
langung hypothekariſcher Kredite erleichtert; aber die Maſchinen⸗ 
fabrikanten erſcheinen einer für ſie wertvollen Sicherung beraubt. 
Als Gutachter hatte zur Beſeitigung des für unhaltbar erklärten 
Zuſtandes Profeſſor Dr. Lenel (Freiburg) empfohlen, den 
Eigentumsvorbehalt an Maſchinen geſetzlich anzuerkennen und 
dafür ein beſonderes Regiſter in den Grundbuchabteilungen ans 
zulegen, deſſen Einſicht den Hypothekengläubigern offen ſtehen 
fol, damit fie ſich nicht etwa über den Wert von Grundſtück 
und Zubehör täuſchen. Dagegen hatte der zweite Gutachter, 
Oberlandesgerichtsrat Niedner (Kiel), im ſchließlichen Ergebnis, 
unter Hinweis auf die neuerdings die Frage mehr in das 
Gebiet der tatſächlichen Feſtſtellung rückenden reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung, der Anſicht Ausdruck verliehen, daß vorläufig 
auf eine Geſetzesänderung noch zu verzichten ſei. Der erſte 
Berichterſtatter, Profeſſor Dr. Enneccerus (Marburg) befür⸗ 
wortete beſondere Vorſchriften, um die Wirkſamkeit des 
Eigentumsvorbehalts an Maſchinen und anderen mit einem 
Grundſtück oder Gebäude zu verbindenden Sachen zu ſichern; 
er empfahl die Zulaſſung eines Vermerks im Grundbuch, durch 
welchen die Beſtandteilseigenſchaft der mit einem Grunbftüd 
oder Gebäude zu verbindenden Sachen ausgeſchloſſen werden 
kann. Er wies darauf hin, daß von den Intereſſentenkreiſen 
ſich nur diejenigen gegen den notwendigen Schutz der Maſchinen⸗ 
induſtrie ausgeſprochen hätten, bei denen die Hypothekenbanken 
Reinen überwiegenden Einfluß haben. Er erblickte gerade in der 
neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts denjenigen Umſtand, 
der alle Hoffnungen auf eine freiwillige Anderung der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts vernichtet. Den entgegengeſetzten 
Standpunkt nahm der Korreferent, Dr. v. Neumann⸗ 
Ettenreich (Wien), ein. Er verneinte die Notwendigkeit der 
geſetzlichen Sicherung eines Eigentumsvorbehalts an Maſchinen. 
Nach lebhaft geführter Debatte ſetzte ſich ſchließlich dieſer 
Gedankengang im Anſchluß an einen Antrag Hugo Neumanns 
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(Berlin) durch. In Erwägung, daß das beſtehende Recht kein 
Hindernis bietet, den berechtigten wirtſchaftlichen Bedürfniſſen 
in Anſehung des Eigentums vorbehalts an Maſchinen zu genügen, 
erachtet der Juriſtentag eine Anderung der Geſetzgebung zur 
Zeit nicht für geboten. Hervorgehoben muß werden, daß der 
Sieg äußerſt knapp und erſt nach ſchärfſtem Kampf errungen 
worden iſt. 

Weit großartiger und fundamentaler nahm ſich die 
zweite von der Abteilung erledigte Frage aus: „Empfiehlt 
ſich die geſetzliche Regelung des gewerblichen 
Arbeitsvertrags (insbeſondere des Tarifvertrags) 


zwiſchen Arbeitgebern oder Arbeitgeberverbänden 


einerſeits und Arbeiterverbänden andererſeits?“ 
Dieſe Frage iſt vielleicht die bedeutſamſte unter den 
dem dies jährigen Juriſtentag vorgelegten Problemen. Schon 
äußerlich zeigte ſich ihre Stattlichkeit darin, daß ſie von 
nicht weniger als von vier Gutachtern, zwei deutſchen, 
Privatdozent Dr. Zimmermann (Berlin) und Magiſtrats⸗ 
rat v. Schulz (Berlin), und zwei öſterreichiſchen Juriſten, 
Profeſſor Dr. Kobatſch (Wien) und Hof⸗ und Gerichts⸗ 
advolat Dr. Ettinger (Wien), geprüft worden war. Es fehlt 
mir hier natürlich an Raum und Gelegenheit, auf das Problem 
ſelbſt wie auf die reichhaltigen Verhandlungen, die ſich im 
Anſchluß an die trefflichen Berichte des Juſtizrats Dr. Junck 
(Leipzig) und des Privatdozenten Dr. H. Köppe (Marburg) 
entſpannen, auch nur einigermaßen einzugehen. Die Ver⸗ 
ſammlung kam mit überwältigender Mehrheit zu der Aner⸗ 
kennung der Notwendigkeit einer geſetzlichen Regelung des 
Tariſvertrags. Eine kleine Unſtimmigkeit, die ſich aus Anlaß 
einer Spezialbeſtimmung ergab, die die Abteilung ebenfalls in 
ihre Beſchlüſſe aufgenommen hatte, bot Gelegenheit, dieſe Theſen 
der Abteilung dem Plenum zu unterbreiten und dort einen 
wirklich großzügigen, einheitlichen Beſchluß des Deutſchen 
Juriſtentages herbeizuführen. Es war in die Direktiven, die 
die Abteilung für die künftige geſetzliche Regelung empfohlen 
hatte, eine Beſtimmung aufgenommen worden, in der eine Friſt 
beſtimmt wird, innerhalb welcher die Mitglieder der beteiligten 
Berufsvereine die Erklärung bei der Regiſterſtelle die Tarif⸗ 
gemeinſchaft ſollten ablehnen können. Im Einverſtändnis aller 
engeren Beteiligten legte in der Schlußverſammlung ein Münchener 
Gewerberichter dar, daß dieſer Teil des Beſchluſſes praktiſch 
undurchführbar ſei, und deshalb beſchloß das Plenum die 
Streichung dieſes Punktes, um im übrigen die Beſchlüſſe dieſer 
Abteilung nahezu einſtimmig zu billigen und dadurch wirklich 
im Namen des ganzen XXIX. Deutſchen Juriſtentages die Not⸗ 
wendigkeit einer geſetzlichen Regelung des gewerblichen Arbeits⸗ 
vertrages anzuerkennen. 

Dagegen ſoll es bezüglich der Frage „welche zivil⸗ 
rechtlichen Folgen ſich an die im modernen Lohn⸗ 
kampfe üblichen Verrufserklärungen, insbeſondere 
an das Verbot des Einkaufs und Verkaufs, 
des Arbeitgebens und Arbeitnehmens knüpfen“ bei 
dem beſtehenden Zuſtand verbleiben. Es handelt ſich hier 
gleichfalls um durchaus moderne Fragen des wirtſchaftlichen 
Boykotts, die, wie bekannt ſein dürfte, ſchon dem Kieler Juriſten⸗ 
tage unterbreitet und von Profeſſor Dr. Dertmann (Erlangen) 
und Landrichter Dr. Pape (Breslau) gutachtlich behandelt 
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worden waren. Damals war die Frage nicht zur Verhandlung 
gekommen. 

In der Zwiſchenzeit aber haben zahlreiche Gerichts⸗ 
erkenntniſſe, darunter ſehr berühmt gewordene des Reichsgerichts, 
gezeigt, daß ſie an unmittelbarem Intereſſe nicht verloren hat 
und daß das Problem von Tag zu Tag im einzelnen Fall 
problematiſcher wird. Der erſte Referent, Oberlandesgerichtsrat 
Dr. Lobe (Dresden), gelangte zu folgenden Theſen: 

1. Wer in der Ausübung ſeiner Erwerbstätigkeit wider⸗ 
rechtlich beeinträchtigt wird, kann von dem Störer 
die Beſeitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind 


weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen, ſo kann er 


auf Unterlaſſung klagen. 

2. Wird die Beeinträchtigung vorſätzlich oder fahrläſſig 
vorgenommen, ſo iſt der Störer dem Verletzten zum 
Erſatz des daraus entſtehenden Schadens verpflichtet. 
Dieſe Anſprüche ſind ausgeſchloſſen, wenn die Be⸗ 
einträchtigung durch eine Tätigkeit erfolgt, zu der der 
andere ebenfalls berechtigt iſt. 

Dieſe, wie man wohl ſagen kann, einigermaßen befremdende 
Auffaſſung, ſtimmt in einigen Beziehungen mit dem Gedanken⸗ 
gange des Papeſchen Gutachtens überein. Mit lebhaften und 
überzeugenden Ausführungen erklärte hiergegen der zweite Be⸗ 
richterſtatter, Profeſſor Dr. Roſin (Freiburg), die Auffaſſung 
des Referenten für widerſpruchsvoll und nicht brauchbar. Nach 
ſeiner Anſicht muß der Boykott als berechtigtes Kampfmittel 
anerkannt werden, ſonſt werde die Freiheit des wirtſchaftlichen 
Lebens beeinträchtigt. Dagegen will er ein Recht auf un⸗ 
gehinderten Gewerbebetrieb nicht zugeſtehen. Der Kampf ſei der 
Vater des Fortſchritts und man dürfe den Kampf nicht lähmen, 
ſondern müſſe dafür ſorgen, daß er mit Mitteln geführt werde, 
die nach dem Urteil der anſtändigen Menſchen zuläſſig ſeien. 
Hierzu reiche jedoch der 8 826 BGB. aus, und fo gelangte er 
zu dem Antrag, daß die zivilrechtlichen Vorausſetzungen und 
Folgen unerlaubter Verrufserklärungen ſich im allgemeinen nach 
8 826 BGB. beſtimmen laſſen. Der Juriſtentag ſoll das 
Vertrauen zur Rechtſprechung ausſprechen, daß ſie wie bisher 
auch ferner es verſtehen werde, auf der Grundlage dieſer Be⸗ 
ſtimmungen die Intereſſen der Erwerbstreibenden zu wahren. 
In dieſem Sinne hält der Juriſtentag eine Anderung des Ge⸗ 
ſetzes nicht für geboten. Dieſem Gedankengange folgte ſchließlich 
die Verſammlung und erhob mit großer Mehrheit dieſen zweifellos 
ſachgemäßen Antrag zum Beſchluß des Juriſtentages. Man 
muß ihn im vollen Umfange billigen. Denn wer die Recht⸗ 
ſprechung, insbeſondere des Reichsgerichts, auf dieſem Gebiete 
genauer verfolgt hat, muß anerkennen, daß es ſich fortgeſetzt 
mit größtem Erfolge bemüht, der Sachlage der einzelnen Fälle 
gerecht zu werden. Mag man auch gelegentlich abweichender 
Anſicht ſein und wünſchen, daß der eine Fall ſo und der andere 
Fall anders entſchieden werden möchte, ſo muß man ſich doch 
immer vergegenwärtigen, daß es ſich hier um Nüancen und 
Grenzfragen ſchwierigſter Art handelt, in denen es immer 
nur eine ſchwankende Rechtſprechung geben kann. Wenn irgendwo, 
ſo gilt gerade auf dieſem Gebiete das Wort, daß Ungleiches 
ungleich zu behandeln, die höchſte Gerechtigkeit iſt. Wir können 
uns daher nichts Beſſeres wünſchen, als daß auch in Zukunft 
dem Reichsgericht die Gelegenheit gewahrt bleibt, möglichſt im 
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Anſchluß an den beſonderen Fall differenziierende Entſcheidungen 
zu treffen. Hierzu bieten die 88 823, 826 eine zweifellos 
brauchbare Grundlage. ö 

Nicht mit derſelben Freudigkeit gelange ich zum Schluß zur 
Berichterſtattung über die von der ſtrafrechtlichen Abteilung 
unter dem Vorſitz des Senatspräſidenten Dr. Ols hauſen 
(Leipzig) gefaßten Beſchlüſſe. Vielleicht aber lag die Schuld, 
daß die Verhandlungen dieſer Abteilung nicht annähernd auf 
dem hohen Niveau der übrigen Abteilungen ſtanden, weniger 
an der Verſammlung ſelbſt, die von hervorragenden Vertretern 
der Strafrechtswiſſenſchaft und ſtrafrechtlichen Praxis beſucht 
war, als an der Art und Formulierung der Themata, deren 
Beantwortung man von ihr verlangte. Sollte es denn 
wirklich möglich ſein, eine klare Antwort auf die Frage 
„Empfiehlt es ſich, in das künftige deutſche Straf⸗ 
geſetzbuch Vorſchriften über Strafzumeſſung auf⸗ 
zunehmen?“ zu finden, ohne die Grundlagen eines künftigen 
deutſchen Strafgeſetzbuchs zu erörtern? Ich perſönlich halte 
die Frageſtellung für verfehlt und unglücklich. Als erſter 
Berichterſtatter fungierte der Geheimrat Dr. Hamm (Bonn), 
der ſich mit Ols hauſen zu einheitlichen Anträgen zus 
ſammengefunden hatte. In dieſen Anträgen wurde genau 
geſagt, was ſich für das künftige deutſche Strafgeſetzbuch alles 
in bezug auf die Strafzumeſſung empfehle. Im allgemeinen 
Teile ſollten Grundſätze aufgeſtellt werden, nach denen der 
Verſuch milder beſtraft werden ſoll als die vollendete Tat. 
Gewiſſe Perſonen, insbeſondere Jugendliche und Greiſe, ſollten 
milder, rückfällige und gewerbs⸗ und gewohnheitsmäßige Vers 
brecher härter beſtraft werden. Im beſonderen Teil ſollten 
„regelmäßig“ anzuwendende „ordentliche“ Strafrahmen auf⸗ 
geſtellt, daneben aber durch „außerordentliche“ Strafrahmen die 
Möglichkeit gewährt werden, die Strafe für beſonders milde 
oder ſchwere Fälle „ausnahmsweiſe“ zu bemeſſen. Klingt dies 
nicht alles ſchematiſch und befremdend? Iſt es ein Verdienſt, 
unſeren mit Recht ſo berühmten Normaltypen nun auch den 
Begriff des „regelmäßigen“ und „unregelmäßigen“ Verbrechers, 
des „ordentlichen“ und „außerordentlichen“ Diebes und des 
„ſchweren“ und „leichten“ Ubeltäters hinzuzufügen? Ich kann 
mir unter einer ſolchen Schematifierung der Begriffe a priori 
nichts vorſtellen. Ja man ging im Kultus dieſer reinlichen und 
ſäuberlichen Regeln ſo weit, daß man ſogar die Algebra zur Hilfe 
nahm, und man unterbreitete u. a. als Antrag für das künftige 
deutſche Strafgeſetzbuch dem Juriſtentage folgendes Rechen⸗ 
exempel: „Der Höchſtbetrag bei Erhöhung der Strafe iſt auf 
das 1½ fache des Höchſtbetrages des Strafrahmens, der Mindeſt⸗ 
betrag bei Erniedrigung auf das 1½ fache des Mindeſtbetrages 
des Strafrahmens zu beſtimmen.“ Freilich ließ man ſpäter 
u. a. auch dieſen Antrag fallen. Bemerkenswert erſcheint noch, 
daß ſich alle Anträge und auch die Ausführungen Hamms 
gegen das Syſtem der mildernden Umſtände wandten und die 
bisherige Ausmeſſung der Strafe als zu ſchematiſch und 
ſchablonenhaft erklärten, während doch gerade Schema und 
Schablone in dieſen Leitſätzen Trumpf waren! Einen anderen 
Weg ging der Korreferent Profeſſor Dr. Max Ernſt Mayer 
(Straßburg). In zum größten Teile vortrefflichen Aus⸗ 
führungen legte er ebenfalls an der Hand von Leitſätzen dar, 
daß die richterliche Strafzumeſſung weder durch Aufzählung 
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einzelner Strafzumeſſungsgründe noch durch irgendeine andere 
geſetzliche Zumeſſungsvorſchrift gefordert werden kann. Es 
empfehle ſich nicht, meinte er, für unbenannte mildere 
oder ſchwerere Fälle beſondere Strafrahmen bereitzuſtellen. 
Vielmehr ſeien die Strafrahmen ſoweit zu ſpannen, daß jeder 
denkbare, dem geſetzlichen Tatbeſtand entſprechende Fall un⸗ 
gehindert gewürdigt werden könne. Eine Geſundung der Straf⸗ 
zumeſſung verſprach er ſich nur von einem ſtark abgeſtuften 
Strafenſyſtem und in einem entſprechenden Strafvollſtreckungs⸗ 
geſetz. Dieſe Darlegungen hatten, mag man ihnen nun zu⸗ 
ſtimmen oder nicht, jedenfalls den Vorzug, daß man über ſie 
hätte verhandeln können. Die Leitſätze waren angeſichts des 
unmöglichen Themas ſo geſchickt wie möglich nach dem Prinzip 
der abſtrakten Kaſuiſtik geprägt; aber ſie fanden nicht das Ohr 
der Verſammlung, die ſie einfach bei Seite ſchob und durchaus 
mehrere Jahrzehnte vor dem neuen Strafgeſetzbuch über deſſen 
Strafzumeſſungsſyſtem entſcheiden wollte. Nur die Stimme des 
Profeſſors Dr. Finger (Halle) erklang in anderem Sinne. Im 
übrigen bewirkten eine Reihe von Teilnehmern aus den 
verſchiedenſten juriſtiſchen Berufsſtänden eine Diskuſſion, nach 
deren Beendigung man ſich im weſentlichen für die Anträge 
Hamms und Olshauſens entſchied, ſoweit ſie den be⸗ 
ſonderen Teil des „neuen Strafgeſetzbuchs“ betreffen. Eine 
Förderung der richterlichen Strafzumeſſung, ſo ſetzt man un⸗ 
gefähr hinzu, kann nicht durch Aufzählung von Strafzu⸗ 
meſſungsgründen bewirkt werden. Außerdem beſchloß man 
noch mit allſeitiger Übereinſtimmung, daß in Zukunft ſich jedes 
Urteil über die Gründe ſeiner Strafzumeſſung im einzelnen 
Falle und ins beſondere auch über die Gründe feiner Erhöhung 
oder Erniedrigung der Strafe eingehend ausſprechen ſoll. Gegen 
die Richtigkeit und praktiſche Sachgemäßheit dieſes Beſchluſſes, 
den übrigens auch Mayer in Vorſchlag gebracht hatte, läßt 
ſich gewiß nichts einwenden, — nur daß er eigentlich nicht ſtreng 
genommen ſtrafrechtlichen, ſondern ſtrafprozeßrechtlichen Charakters 
iſt und ſomit zu dem augenblicklich ſehr aktuellen Thema der 
Strafprozeßreform gehört. Auf beſonderen Wunſch Hoegels 
wurde noch hinzugefügt, daß in das Strafgeſetzbuch eine all⸗ 
gemeine Vorſchrift aufzunehmen ſei, daß der Richter vor der 
Urteilsfällung nicht nur zu ermitteln haben ſoll, was zur Auf⸗ 
klärung des Tatbeſtandes dient, ſondern auch die Tatſachen, die 
eine richtige Beurteilung der Geſamtperſönlichkeit des Angeklagten 
ermöglichen. 

Ich perſönlich glaube, daß dieſe Beſchlüſſe längſt veraltet 
ſein werden, wenn die erſte Zeile des neuen Strafgeſetzbuchs 
Geſetz ſein wird. 

Auch über die zweite von der Verſammlung behandelte 
Frage, ob „die Vorunterſuchung im Sinne der gegen⸗ 
wärtigen Strafprozeßordnung beizubehalten ſei, 
und wie fie, falls dieſe Frage bejaht wird, zu ge- 
ſtalten ſein würde“, war die Verſammlung zu nicht ſehr 
befriedigenden Ergebniſſen gelangt. Als Berichterſtatter hatten 
Profeſſor Dr. v. Lilienthal (Heidelberg) und Landgerichts⸗ 
direktor Dr. Weingart (Bautzen) fungiert. Wie Lilienthal 
in ſeinem Bericht an die Schlußverſammlung hervorgehoben, 
war keine Übereinſtimmung in den theoretiſchen Konſtruktions⸗ 
fragen erzielt worden. Nur einige Wünſche und Anregungen 
wurden gegeben, doch, wie er tröſtend hinzuſetzte, liege auch in 
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dem äußerlich negativen in gewiſſer Beziehung ein poſitives 
Ergebnis. 

Ein ganz beſonderer Unſtern jedoch ſchwebte über der Ver⸗ 
ſammlung bei ihrer Beratung über die Frage „bedarf das 
Legalitätsprinzip im Strafverfahren einer Ein⸗ 
ſchränkung, bejahendenfalls in welcher Richtung?“ 
Die grundſätzliche Bedeutung dieſes Strafprozeßproblems kann 
nicht verkannt werden. Sicherlich iſt die Frage Legalitäts⸗ 
oder Opportunitätsprinzip? eine von den Hauptgedanken jedes 
modernen Strafprozeßrechts. Ols hauſen (Leipzig) begründete 
aus einer reichen Erfahrung heraus, die er als Staatsanwalt 
und Richter geſammelt haben muß, ſeine Anträge auf Zuſtimmung 
zu den Einſchränkungen des Legalitätsprinzips, die der kürzlich ver⸗ 
öffentlichte Entwurf der neuen Strafprozeß ordnung in 
Vorſchlag bringt. Auch Hamm, Freudenthal (Breslau), 
Rechtsanwalt Dielitz und andere traten für die Einſchränkung 
des Legalitätsprinzips ein. Aber man vernahm auch andere 
Stimmen. So befürworteten der Graf Gleis pach (Prag) und 
im Anſchluß an ihn eine Reihe anderer Redner die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Legalitätsprinzips in ſeinem bisherigen Umfange. 
Ich nenne nur Koehler, Gerlandt und Hippe. Es tauchte 
der ſehr gewichtige Geſichtspunkt auf, daß, ſolange die Staats⸗ 
anwaltſchaft eine abhängige Behörde ſei, das Legalitätsprinzip 
das notwendige Korrektiv gegen dieſe Abhängigkeit bilde. Als 
es ſchließlich zur Abſtimmung kam, da erwies es ſich, daß die 
Verſammlung in ihrer Geſamtheit nicht wußte, was ſie wollte. 
Es wurden widerſprechende Beſchlüſſe im Anſchluß ſowohl an 
die Vorſchläge des Grafen Gleispach, als auch an diejenigen 
Olshauſens und Hamms gefaßt. 


mäßigen, unabhängigen Rechtsanwendung und des Vertrauens des 
Volkes in die Strafrechtspflege, das Verfahren wegen kriminell 
ſtrafbarer Handlungen auf dem ganzen Gebiete der öffentlichen 
Anklage zu beherrſchen habe, und daß alle dem Strafverfolgungs⸗ 
organe vorgeſetzten Behörden einſchließlich der oberſten Juſtiz⸗ 
verwaltung an das Prinzip gebunden ſein ſollen. Es wurde 
aber auch andererſeits erklärt, daß ſoweit der Rechtsgüͤterſchutz 
als ſolcher durch das Strafgeſetz unmittelbar nur im Intereſſe 
des einzelnen Verletzten vom Staate gewährt werde, die Straf⸗ 
verfolgung der Privatklage zu überlaſſen ſei, daß ungerechten 
und unſachmäßigen Beſtrafungen vorzubeugen, Aufgabe der 
Reform des materiellen Strafrechts ſei, und daß Übertretungen 
von Polizeivorſchriften aus dem Gebiete des kriminellen Straf⸗ 
rechts auszuschließen und ſowohl materiell als auch bezüglich 
des Verfahrens beſonderen Grundſätzen zu unterſtellen ſeien. 
Dieſe Beſchlüſſe waren natürlich unhaltbar. Es wurde deshalb 
beſchloſſen, Berufung an das Plenum einzulegen, das nunmehr 
die Aufgabe erhielt, in ſeiner Schlußverhandlung die verfahrene An⸗ 
gelegenheit wieder einzurenken. Hier kam es jedoch noch ſchlimmer. 
Nach dem kurzen Referat des Grafen Gleis pach begründete 
in eingehender Weiſe Ols hauſen eine Reihe umfangreicher 
Anträge, in denen er den Juriſtentag bewegen wollte, an dem 
Legalitätsprinzip, als eine der wichtigſten Garantie in oben ge⸗ 
dachtem Sinne feſtzuhalten, aber die Beſchränkung dieſes Prinzips 
im Sinne des Entwurfs einer Strafprozeß ordnung 
für ſtatthaft und geboten zu erklären. Nach ſeiner eingehenden 
Rede wurde ſofort die Diskuſſionszeit auf 5 Minuten bes 


Es wurde erklärt, daß 
das Legalitätsprinzip als eine der wichtigſten Garantie einer gleich⸗ 


— — — 


a en — zn 
- 


624 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ſchränkt und die Rednerliſte geſchloſſen. Da dieſer Schluß⸗ 
antrag aus der Mitte der Anhänger der Olshauſenſchen 
Gedankengänge kam, ſo war dadurch der Anſchein erweckt, 
als ſollte der Juriſtentag blindlings die Olshauſenſchen 
Anträge mit der darin liegenden Zuſtimmung zu dem 
Strafprozeß entwurf zum Beſchluß erheben, ohne weiter 
über fie nachdenken zu können. Dies erſchien ſachlich uns 
angemeſſen. Dinge, ſchwierige Fragen der Geſetzgebungs⸗ 
politik, über die ſich die beſondere Abteilung in eingehender, 
mehrſtündiger Debatte nicht hatte einig werden können, 
bedürfen vor dem Plenum erſt recht ſorgfältigſter Durch⸗ 
prüfung, wenn der Beſchluß des ganzen deutſchen Juriſtentages, 
der doch eine erhöhte Würde und Bedeutung beſitzen muß, 
nicht zur Farce herabgewürdigt werden fol. Deshalb ließ 
ſich die Verſammlung zunächſt einmal ſchon nicht bewegen, 
die Olshauſenſchen Anträge zuerſt zur Abſtimmung zu 
bringen. Nachdem unbegreiflicherweiſe ein von Profeſſor 
Dr. Finger (Halle) und Juſtizrat Mayer (Frankfurt) 
ausgehender Vertagungsantrag, der dem Juriſtentag die 


Würde hatte bewahren und übereilten Beſchlüſſen nach der 


einen oder anderen Richtung vorbeugen wollen, abgelehnt worden 
war, blieb nichts anderes übrig, als daß auch die ſachlich den 
Olshauſenſchen Gedankengängen zugewendeten Teilnehmer 
ſchließlich gegen ſie ſtimmten. Denn nie und nimmer durfte 
mit einem derartigen Beſchluß dem dem größten Teile der 
Zuhörer noch völlig unbekannten Entwurf einer Strafprozeß⸗ 
ordnung ein Vertrauensvotum erteilt werden, zu dem möglicher⸗ 
weiſe nicht die geringſte Veranlaſſung vorliegt. Dies um ſo 
weniger, als tags zuvor dieſen Entwurf, der in der Tat nach 
der Anſicht vieler Sachkenner wiederum ein ſchwerer Schlag 


für die Strafrechtspflege bedeutet, in der Verſammlung Profeſſor 


Kahl (Berlin) als höchſt erfreuliches Ereignis für das deutſche 
Rechtsleben gefeiert und es für eine Pflicht der Dankbarkeit 
bezeichnet hatte, dem Reichsjuſtizamt für die Vorlegung dieſes 
erfreulichen Geſetzgebungswerkes den berzlichiien Dank aus⸗ 
zuſprechen. Daß dieſe Stimmung nicht diejenige des ganzen 
deutſchen Juriſtentages ſei, mußte unzweideutig gezeigt werden, 
und ſo kam es umgekehrt, als es ſich die Herren gedacht hatten: 
es wurden die Olshauſenſchen Anträge abgelehnt und 
die Theſen des Grafen Gleis pach im weſentlichen angenommen. 
In einer in jeder Beziehung unvollkommenen, ſachlich inhaltloſen 
und unzulänglichen Verhandlung hat ſomit der XXIX. Deutſche 
Juriſtentag ſich dahin ausgeſprochen, daß grundſätzlich an dem 
Legalitätsprinzip feſtgehalten werden ſoll. Kein Menſch wird 
glauben, daß dies mehr ſei als eine Zufallsentſcheidung. Sie 
war aber notwendig, wenn Schlimmeres verhütet werden ſollte. 
Es war immer noch beſſer, daß der Juriſtentag einen ſchiefen 
Gedanken zum Beſchluß erhob, als daß er einen Beſchluß faßte, 
der als Pauſchalbilligung des trotz ſeiner Jugend ſchon ſo eifrig 
und unbegründet gerühmten Entwurfes einer neuen Strafprozeß⸗ 
ordnung gedeutet werden könnte. 

Bekanntlich verblaßt die Erinnerung an Krankheits⸗ 
erſcheinungen ſehr bald, und ſo wird auch bald der Mißklang 
der letzten Plenarverſammlung aus unſerem Ohr und Gedächt⸗ 
nis entſchwinden. Dies um ſo mehr, als der Karlsruher Juriſten⸗ 
tag des Anregenden, Erfreulichen und Hörenswerten in genügen⸗ 


M 17. 1908. 


der Menge bot, um einige weniger erfreuliche Momente leicht 
vergeſſen zu machen. Die äußeren Veranſtaltungen und Feſte 
nahmen einen glänzenden Verlauf, und die Gaſtlichkeit der 
Karlsruher hat dafür geſorgt, daß der XXIX. Juriſtentag auch 
in dieſer Beziehung allen Teilnehmern in freundlicher Erinnerung 
bleiben wird. Dr. Brückmann. 


Literaturbeſprechung. 


Geſetz und Schuld im Strafrecht. Fragen des geltenden 
deutſchen Strafrechts und ſeiner Reform von Dr. L. v. Bar, 
ord. Profeſſor der Rechte an der Univerſität Göttingen. Band I: 
Das Strafgeſetz. Berlin 1906, J. Guttentag. 


Daß v. Var nicht darauf ausgegangen iſt, das ganze Strafrecht 
wieder einmal durch Prägung neuer Begriffe und allein richtige 
Theorien von vorne aufzubauen, um ſchließlich zu wenig abweichenden 
Ergebniſſen zu gelangen, wird niemand vermiſſen. Vielmehr nur 
an altes anknüpfend, ſei es an eigene, ſei es an fremde Arbeiten, 
ſucht der verdiente Forſcher für die wichtigſten allgemeinen Lehren 
nach dem gegenwärtigen Stande der Wiſſenſchaft nicht nur die Er⸗ 
gebniſſe der verſchiedenen Anſichten zu formulieren, ſondern auch ihre 
Begründung auf breiter dogmatiſch⸗hiſtoriſcher Grundlage zu geben. 
Ob es dem Verf. gelungen iſt, auf dieſe Weiſe ſeinem in drei Bänden 
erſcheinenden Werke Eigenart und Wert zu verleihen, läßt ſich noch 
nicht abſchließend beurteilen. Der jetzt vorliegende 1. Band behandelt 
nur mehr einleitungsweiſe weniger wichtige und prinzipiell weniger 
umſtrittene Gebiete, wie Reichs⸗ und Landesrecht, zeitliches, räum⸗ 
liches und perſönliches Herrſchaftsgebiet des Strafgeſetzes. Für ſie 
iſt v. Bar Spezialiſt und hier hat er ſein Ziel ſicher erreicht. Für 
die ausführliche faſt alle Zweifelsfragen berührende, durch Bei⸗ 
ſpiele belebte Darſtellung wird ihm beſonders der Praktiker Dank 
wiſſen. 

Dadurch, daß jedem Abſchnitt Reformvorſchläge angefügt find, 
erhält das Buch aktuelle Bedeutung. Während er die geltenden 
Beſtimmungen für das internationale Strafrecht nur unweſentlich 
und den 8 2 Abſ. 2 StGB. (Herrſchaft des mildeſten Geſetzes) gar 
nicht geändert wiſſen will, ſchlägt er für § 2 EG. eine Regelung 
vor, welche der heute herrſchenden Unſicherheit eine Ende machen fol 
(„Materie“, „lex specialis“). Er geht hier von dem einleuchtenden 
Satz aus: Für gleichmäßig vorhandene Bedürfnifie ſorgt Reichsrecht, 
für partikulare Landesrecht; daneben ſind hiſtoriſche leges speciales 
(Holzdiebſtahl, Zollgeſetze u. ä.) zu reſpektieren. 

Wir begegnen hier endlich einmal Reformvorſchlägen, deren Ver⸗ 
wirklichung nicht durch unüberbrückbare Schulgegenſätze immer mehr in 
Frage geſtellt wird. Trotzdem macht ſich auch im vorliegenden Bande 
die ſtreng klaſſiſche Grundauffaſſung des Verf. geltend, vor allem in 
den Abſchnitten über das Strafgeſetz im allgemeinen und ſeine Aus⸗ 
legung. Die Grundtendenz iſt Schutz der Sicherheit des einzelnen 
und der Satz: in dubio benignius. Von ihr ſind alle Begründungen 
feiner Anſichten getragen, ihr zufolge wird an § 2 StGB., am Aus⸗ 
ſchluß des Gewohnheits rechts zäh festgehalten. Nun iſt es richtig, 
daß je mehr die moderne Schule das Strafrecht unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Bekämpfung des Verbrechens anſieht, deſto wichtiger auch 
Unterſuchungen ſind, welche die Sicherheit und die Rechte des einzelnen 
betonen. Es iſt aber eine tadelnswerte Einſeitigkeit v. Bars, die 
moderne Strömung zu überſehen und die ebenſo wichtige Bekämpfung 
des modernen Verbrechertums und den Schutz der Geſellſchaft ganz 
außer acht zu laſſen. Gerade dem internationalen Strafrecht darf 
der internationale Verbrecher nicht eine unbekannte Größe ſein. 

Dr. Philipsborn (Berlin). 
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Beftellungen 


ede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 

zu Braunſchweig und Düſſeldorf haben der Kaſſe abermals 
Beihilfen und zwar Braunſchweig 200 & und Düſſeldorf 
1000 & gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
it für die reichen Beihilfen der aufrichtigſte Dank ans- 
geſprochen worden. 

In der am 27. September 1908 zu Leipzig ſtattgehabten 

vierundzwanzigſten ordentlichen Generalverſammlung wurden der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung des Vorſtandes über 
das Verwaltungs jahr 1907/1908 vorgetragen. Nach dem Bericht 
zählt die Kaſſe eine Geſamtzahl von 5 578 Mitgliedern gegen 
5 429 im Vorjahre. Der Kapitalgrundſtock hat ſich von 
1159894 4 48 &½ auf 1 214 072 & 30 & erhöht. Der 
am Schluſſe des Geſchäftsjahres für das fünfundzwanzigſte 
Verwaltungsjahr vorhandene Unterſtützungsfonds beläuft ſich 
auf 91973 & 36 , ein Rückgang, der in den Bewilligungen 
von 125 309 & und in dem Rückſtande der Beiträge einzelner 
Oberlandesgerichtsbezirke ſeine Erklärung findet. Bis zum 
30. Juni 1908 war wieder bereits verfügt über 114 084 4. — 
Der Geſchäfts bericht und die Jahresrechnung wurden genehmigt 
und wurde dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Von den 
ſatzungsmäßig ausſcheidenden Vorſtandsmitgliedern, Juſtizrat 
Herr, Juſtizrat Zenetti, Juſtizrat Carl Eckert und Rechts⸗ 
anwalt Dr. Schall, wurden Juſtizrat Herr, Juſtizrat Eckert 
und Dr. Schall wiedergewählt, an Stelle des aus dem Vor⸗ 
ſtand ausgeſchiedenen Juſtizrats Zenetti Juſtizrat Syring zu 
Leipzig und an Stelle des verſtorbenen Geheimen Juſtizrats 
Dr. Oehme zu Leipzig Juſtizrat Johannes Behrendt zu 
Danzig neugewählt. Als Rechnungsprüfer für das nächſte 
Geſchäftsjahr wurden Juſtizrat Dr. Drucker und Rechtsanwalt 
Dr. Anſchütz zu Leipzig beſtellt. Für die nächſte ordentliche 
Generalverſammlung wurde Leipzig beſtimmt, der Vorſtand jedoch 
ermächtigt, die Verſammlung auch nach einem anderen deutſchen 
Orte, wo ein Anwaltstag ſtattfindet, zu berufen. 

Zu dem erſten Gegenſtande der Tagesordnung: 
Entſcheidung über die Frage, ob die in dem Mannheimer 
Beſchluſſe vom 12. September 1907 für die Auszahlung 
von 500 000 „ aus dem Kapitalgrundſtocke der Hülfs⸗ 


kaſſe für deutſche Rechtsanwälte an die Ruhegehalts⸗, 
Witwen- und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
geſtellten Vorbedingungen für erfüllt erachtet werden, 
und die Uberweiſung mit dem Hinsrechte vom 1. Juli 1908 
ab angeordnet werden ſoll, 

fand eine eingehende Verhandlung ſtatt, auf Grund deren mit 

großer Majorität der Antrag des Juſtizrats Elze zu Halle a. S. 

dahin angenommen wurde: 
die in dem Mannheimer Beſchluſſe vom 12. Sep⸗ 
tember 1907 für die Auszahlung von 500 000 & aus 
dem Kapitalgrundſtocke der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte an die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte geſtellten Be⸗ 
dingungen werden für erfüllt erachtet, wenn deren 
Vorſtand und Aufſichtsrat beſcheinigt, daß auf Grund 
vorſchriftsmäßiger Anzeige 700, in einer Anwaltsliſte 
eingetragene deutſche Rechtsanwälte der Kaſſe bei⸗ 
getreten ſind. 

Der Vorſtand der Hülfskaſſe wird angewieſen, die 

500 000 & nebſt Zinſen ſeit 1. Oktober d. Is. der 
Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe zu überweiſen, 
wenn dieſe Beſcheinigung ihm überreicht iſt. 

Von den unter 7 nachträglich auf die Tagesordnung 
geſetzten Anträgen des Rechtsanwalts Karl Heyne zu Düſſel⸗ 
dorf wurden unter J die vorgeſchlagenen Satzungsänderungen 
zu 88 2, 2a, 3 zur Zeit abgelehnt, die Vorſchläge zu 88 4, 9 
Abf. 1 und zu den Verwaltungsgrundſätzen wurden dem Bor: 
ſtande zur Prüfung der Rätlichkeit einer Reviſion der Ver⸗ 
waltungsgrundſätze, beziehungsweiſe Erwägung und Bericht⸗ 
erſtattung in der nächſten Generalverſammlung überwieſen. Den 
Antrag zu § 8 nahm der Antragſteller zurück. 

Von den „anderweitigen Anträgen“ zu II nahm der 
Antragſteller den Antrag zu la zurück, die Anträge zu 1b 
und 2 wurden abgelehnt. 


Dagegen wurde der Antrag zu 3: 
Aus Anlaß des bevorſtehenden 25 jährigen Jubiläums 


der Hülfskaſſe die Stiftung eines Jubiläums fonds 


einzuleiten, 
faſt einſtimmig angenommen und ausdrücklich betont, daß der 


Jubiläums fonds 1a die Zwecke der Hülfskaſſe geſammelt 
werden ſoll. 
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Dieſer Beſchluß eröffnet den Mitgliedern, Vertrauens⸗ 
männern und dem Vorſtande der Hülfskaſſe ein reiches Feld 
der Tätigkeit für ſeine Verwirklichung. 

Die Generalverſammlung war gut beſucht und gelangten 
256 Stimmen zur Anmeldung. 

Auf Grund der Beſchlüſſe der vierundzwanzigſten ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte zu Leipzig vom 27. September 1908 beſteht der ſatzungs⸗ 
gemäß gebildete Vorſtand aus folgenden Perſonen: 

1. Paul Herr, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Vorſitzender. 

2. Dr. Max Deiß, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden. 

3. Paul Syring, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 

gericht zu Leipzig, Schriftführer. 

4. Karl Scheele, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Stellvertreter des Schriftführers. 

5. Dr. Louis Seelig, Geheimer Juſtizrat, 
beim Reichsgericht zu Leipzig, Schatzmeiſter. 

6. Hans Barth, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht 
zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters. 

7. Max Böckh, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht zu 

Karlsruhe. 

8. Max Jacobſohn, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht I zu Berlin. 

9. Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig. 

10. Curt Elze, 


Rechtsanwalt 


Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht zu 


Halle a. S 
11. Karl Eckert, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Oberſten 
Landesgericht, Oberlandesgericht und den Landgerichten 


München 1 und II. 
12. Johannes Behrendt, 
Landgericht zu Danzig. 
Leipzig, den 30. September 1908. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 


Herr, Syring, Dr. Seelig, 
Juſtizrat, Juſtizrat, Geheimer Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


— 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 
dem 30. Juni 1908 abgeſchloſſene vierundzwanzigſte 
Verwaltungs jahr der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte. 
I. 


Gefhäftsberigt. 

Die Mitgliederlifte des vierundzwanzigſten Verwaltungs⸗ 
jahrs ergibt für den 30. Juni 1908 eine Geſamtzahl von 5 578 
gegen 5 429 im Vorjahre. Ausweislich der nachfolgenden 
Darſtellung des Schatzmeiſters hat ſich der Kapitalgrundſtock 
von 1 159 894 1 48 & auf 1 214 072 30 & erhöht. 

Der am 30. Juni 1908 zu Unterſtützungszwecken aus⸗ 


geſchiedene Betrag beläuft ſich auf. 91 973 & 36 H 
Bis zum 30. Juni 1908 iſt bereits 
verfügt übeee . 114084 = — s 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


18. 1908. 

Es hat die ordentliche Generalverſammlung am 12. Sep⸗ 
tember 1907 zu Mannheim ſtattgefunden. In dieſer wurden der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt und wurde 
dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt. 
Als Rechnungsprüfer wurden der Rechtsanwalt Juſtizrat 
Dr. Drucker und der Rechtsanwalt Dr. Anſchütz zu Leipzig 
beſtellt. Als nächſter Verſammlungsort wurde Leipzig be⸗ 
ſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, falls im Jahre 1908 
ein Anwaltstag im September ſtattfinden ſollte, die General⸗ 
verſammlung an den für die Abhaltung dieſes Tages zu be⸗ 
ſtimmenden Ort zu berufen. 

Die ſonſtigen Vorſtandsgeſchäfte ſind durch Rundſchreiben 
erledigt. 

Die Anwaltskammern haben reiche Beihilfen gewährt. 
Eingezahlt ſind von: 


Bamberg oo Übertrag 12 950 
Breslau 2000 = Karlsruhe. 1200 « 
Caſſel 750 s Kiel 2000 = 
Celle 2000 s Münden 2500 ⸗ 
Darmftadt 2 mal Nürnberg 2225 ⸗ 

1000 K-. . 2000 s Poſen 2000 
Hamm 3000 s Stuttgart 1200 - 
Jena 1000 s Zbweibrücken 100 s 


zuſammen 12 950 & Geſamtſumme 24 175 .#. 

Außer dieſen ſatzungsmäßig zu verwendenden 24 175 4 
haben die Anwaltskammern im Oberlandesgerichts bezirk Cöln 
2500 &, Dresden 4000 &, Frankfurt a. M. 1500 &, Königs⸗ 
berg 1500 &, Marienwerder 2000 &, Roſtock 500 , Stettin 
1000 &, Stuttgart 2000 &, ſowie der Deutſche Anwalt⸗ 
verein für 1907/1908 3 000 & zu Unterſtützungszwecken zu⸗ 
gewendet. 

An Geſchenken ſind eingegangen für den Kapitalgrundſtock 
365 20 # 

Dem Unterſtützungsfonds ſind an Geſchenken und Bei⸗ 
hilfen zugefloſſen 18 235 4 63 #% 

Das Geſchäftsjahr 1907/1908 hat 4 neue im Ermittelungs⸗ 
verfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. Die Zahl 
der neu anhängig gemachten Geſuche beträgt 46. — Von dieſen 
50 Geſuchen ſind abgelehnt 5, im Prüfungsverfahren befindlich 4, 
bewilligt 41. Im übrigen iſt aus der Verwaltungstätigkeit 
des Vorſtandes hervorzuheben, daß er einzelne Darlehnsgeſuche 
abgelehnt hat und in einem Falle wie ſeit Jabren, die Zahlung 
einer von Verwandten für eine betagte Rechtsanwaltswitwe zu⸗ 
ſammengebrachten Rente vermittelt, um die Empfindlichkeit der 
Bedachten zu ſchonen. 

Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
16 225 K&K. 

Es ſind im Geſchäftsjahr 1907/1908 bewilligt: 

I. II. 


an in der Liſte noch nicht ge an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
löſchte Rechtsanwälte und an Hinterlaſſene von Rechts⸗ 


anmälten 
1. zum 1. Male 2825 K 1. zum 1. Male 13 400 4 
2. 2. 2100 = 2. 2. 11100 = 
3 : 3. 600 = 3. 23. = 9300 = 
Seite .. 5 525 . Seite .. 33 800 # 


37. Jahrgang. Juriſtiſche Wochenſchrift. 
I. II. Hamm 2 Naumburg 4 
an in der Lifte noch nicht ge⸗ an ausgeſchiedene Rechtsanwälte Karlsruhe 1 Nürnberg 1 
. lichte Rechtsanwälte und an Hinterlaffene von Rechts⸗ Kiel 1 Poſen 1 
anwälten Königsberg 2 Stettin e 
Übertrag. . 5 525 % Übertrag .. 33 800 4 Marienwerder . 1 Stuttgart 1 
5 i München 2 Zbeibrücken 1 


4. zum 4. Male 1800 ⸗ 4. zum 4. Male 6900 = 
5. 5. 1200 = 5. 5 = 5980 = 
6. „ 6. = 800 = 6. = 6. 8300 = 
7. „ 1. =: 1000 = 7. 7. 4050 ⸗ 
8. = 11 = 800 = 8 = 8 : 3450 = 
9 = 16. 600 ⸗ 9. =: 9. 5700 = 
10. = 10. 4800 = 

zuſammen .. 11 725 % 11. 11. 3050 ⸗ 
12. = 12. 7030 = 

13. = 13, s 6754 = 

14.14. 2500 ⸗ 

15. 15. 3370 ⸗ 

16. 16. 2830 s 

17. s 17. 3870 s 

18. = 18. 2070 s 

19. = 19. = 1310 = 

20. = 20. = 1200 ⸗ 

21. = 21. 1430 s 

22. „ 2%. = 2350 = 

23. = 23. = 1390 = 

24. 24. 1450 ⸗ 

5 zuſammen . . 113 584 . 


Summe zu I... 11 725 , 
s 4 II.. . 11358 » 


Geſamtſumme 125 309 &. 

Hiervon entfallen noch auf das vierundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 11 225 , während für das fünfundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 114 084 & beſtimmt ſind. 

Es verteilen ſich am 1. Juli 1907 die ſeit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
Oberlandesgerichtsbezirken, wie ſolgt: 

Augsburg. . 22 Jena.. 24 
Bamberg.. . 15 Karlsruhe . . 15 
Berlin 66 Kiel 17 
Braunſchweig.. 6 Königsberg.. . 58 
Breslau . . 71 Marienwerder. . 39 
Caſſel . . 25 München. 37 
Celle 68 Naumburg.. 53 
Cöln . . 28 Nürnberg. . 30 


Colmar. 2 Poſen 


Darmſtadt. . 12 Rd 2 22.2.0 
Dresden . 73 Stettin 26 


Düſſeldorf 2 Stuttgart. . 29 
Frankfurt a. Wm. 9 Zoeibrücken 
Hamburg. 6 Reichsgericht 1 
Hamm 21 

Für die im Geſchäftsjahre 1907/1908 hinzugekommenen 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 


Bamberg 2 Colmar 1 
Berlin ; 6 Dresden 2 
Braunſchweig 1 Diüſſeldorf 2 
Breslau. . 4 Frankfurt a. M. 2 
Cln . . 2 Hamburg 1 


Der Summe nach entfallen an Unterſtützungen im ab⸗ 
gelaufenen Geſchäftsjahr auf: 

Augsburg . 4050 % Hamm 2500 
Bamberg.. 4400 = Jena. . 2200 
Berlin. . 10904 Karlsruhe . 3600 
Braunfchtveig . 1400 Kiel. . 3900 
Breslau. . 10695 Königsberg. . 10 450 
Caſſel . 3080 Marienwerder. 4550 
Celle. . . 6820 München . 6450 
Cölnn. . . 4750 Naumburg. . 5600 
Colmaur 800 Nürnberg. . 5300 
Darmſtadt . 1050 Poſen . . 8970 
Dresden . 8100 Roſtock . . 1930 
Düſſeldorf. 800 Stettin . 3560 
Frankfurt a. M. 3225 Stuttgart . 3600 
Hamburg.. 1700 = Zweibrücken 925 = 

Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts⸗ 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle 
gehabt. 
Wenn der am 1. Juli 1908 verfügbare Beſtand des 
Unterſtützungsfonds geringer iſt als die bis dahin bereits be⸗ 
willigten Unterſtützungen für das Geſchäftsjahr 1908/09, ſo 
rührt das namentlich davon her, daß ein Teil der Jahres⸗ 
beiträge erſt nach dem 30. Juni 1908 eingegangen iſt. 

Die Verwaltungskoſten ſind darum entſprechend geſtiegen, 
weil die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte einen Betrag von 3 000 & zu ihren Gründungs⸗ 
koſten in Anſpruch genommen hat. 

In der ordentlichen Generalverſammlung zu Mannheim 
am 12. September 1907 iſt mit einer Majorität von mehr als 
zwei Drittel der Erſchienenen und durch Bevollmächtigte ver⸗ 
tretenen Mitglieder der Hülfskaſſe eine Anderung der Satzungen 
dahin beſchloſſen: | 

Die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte zu Leipzig, welche auf Grund der vom Deutfchen 
Anwaltstage in Hannover genehmigten und durch Verhand⸗ 
lungen mit dem Kaiſerlichen Aufſichtsamt für Privatverſiche⸗ 
rungen in Berlin feſtgeſtellte Satzung am 20. Januar 1907 
begründet iſt, iſt eine allgemeine Ruhegehaltskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte und eine Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für die 
Hinterlaſſenen deutſcher Rechtsanwälte im Sinne des 8 2a der 
Satzung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. Sie iſt 
auch lebensfähig, wenn ihr 700 Mitglieder beitreten. 

Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 700 Anwälte 
beitreten, 500 000 , in Worten: Fünfhunderttauſend Mark, 
zur Hälfte in 3 ½ prozentigen, zur andern Hälfte in 3 prozentigen 
Staatspapieren oder in Beſcheinigungen über Eintragungen im 
Staatsſchuldenbuche aus dem angeſammelten Kapitalgrundſtock 
der Hülfskaſſe überwieſen. 

Die Hülfskaſſe wird dann aber nicht aufgelöſt, ſondern 
bleibt weiter beſtehen. Sie beſchränkt ſich auf den im 8 20 
| 79% 
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beſtimmten Zweck und arbeitet fortan nach der nachſtehend ver⸗ 
änderten Satzung. Namentlich kann ſie die Zinſen auch von 
dem ihr verbleibenden Kapitalgrundſtock zu Unterſtützungszwecken 
verwenden. 

Die vorgeſchlagenen Satzungsänderungen lauten: 

a) $ 2 wird dahin gefaßt: Der Zweck des Vereins iſt, 
dienſt⸗ und erwerbsunfähig oder hilfsbedürftig ge⸗ 
wordene deutſche Rechtsanwälte ſowie deren Hinter⸗ 
laſſene durch Geldbeihilfen zu unterſtützen. 

b) Im S3 wird der Abſatz 2 geſtrichen. 

c) Im 817 werden der erſte Abſatz ganz und im zweiten 
Abſatz die Worte: „aus andern Gründen“ geſtrichen. 

Dieſe Anderungen ſind in das Genoſſenſchaftsregiſter des 
Königlich Sächſiſchen Amtsgerichts zu Leipzig nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 15. Juni 1868 am 15. Januar 1908 ein⸗ 
getragen. 


Leipzig, den 12. Juli 1908. 


Der Schriftführer: 
Zenetti, Juſtizrat. 
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II. 


XXIV. Jahresrechnung der Külfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1907 Bis 
30. Juni 1908. 


A. Kaſſa⸗Konto. 


Einnahme: 

1. Barſtand am 1. Juli 1977 574 4 11 N 
2. Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ 

anſtalt erhoben 85 991 ⸗ 65 = 
3. Von der . der Deutſchen Bank 

erhoben „ 65448 ⸗ 40 ⸗ 
4. Schenkungen an 1 Kapitalgrundſtock 365 20 ⸗ 
5. Schenkungen an den Unterſtützungsfonds 18 235 ⸗ 63 > 
6. Beihilfen der Anwalts kammern 24175 — : 
7. Mitgliederbeiträgge. 99 690 = — = 
8. Zinſen 44 545 20 
9. Wegen Todesfalls uſw. wurdgelommen 

Unterſtützungen 8 840 — » 


Summa. 339 865 4 19 % 


Ausgabe: 
1. Unterſtützungen 


f . . 122 689 L/ 72 4 
2. An die Allgemeine Deutſche Kredit 


anſtalt gezahlt 99 321 = 65 s 
3. An die Filiale der Dathe Bank 

gezahlt 57 828 40 = 
4. Ankauf von Wertpapieren ... . . 439 521 = 10 = 
5. Verwaltungskoſten . 10 070 28 s 
6. Rückzahlung von Beiträgen 430 — s 
7. Beſtand am 30. Juni 1908 4. 04 - 


Summa. . 339865 4 19 9 
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B. Unterſtützungs⸗Konto. 
N Einnahme: 
1. Beſtand am 1. Juli 1907 
2. Schenkungen und Beihilfen der An⸗ 


112 122 0 75 


waltskammern 18 235 63 
3. Zinſen nach A II. der Verwaltungs- 
grundſätze zu 4% von 112122 & 75 * 4484 91 
4. Satzungsgemäße Aberweiſung: 
Mitgliederbeiträge 99 690 — X 
abzuͤglich Rück⸗ 
zahlungen 430 — s 
99 2604 — H 
ab Ausgaben 10 070 » 28 = 
89 189.0 72 & 
Hiervon erhält der Unterſtützungs⸗ | 
fonds /, ſind . . = 66892 ⸗ 29 ⸗ 
und ferner / von den Beiträgen 
der Anwaltskammern zu A 6 12087 s 50 
5. Zurückgekommene Unterftügungen . 840 — « 
Summa 214 663 4 08% 


Ausgabe: 
1. An Unterſtützungen A 122 689 4 72 AM 
2. Beſtand am 30. Juni 1908 91973 =» 36 ⸗ 


Summa 214 663 & 8% 


(Anmerkung: Vor dem 1. Juli 1908 ſind bereits Unter⸗ 
ſtützungen für das Geſchäftsjahr 1908/09 im Betrage von 
114 084 & bewilligt worden.) 


C. Kapitalgrundſtock⸗Konto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1907 1 159 894 4 48% 


2. Schenkungen 365 = 20 ⸗ 
3. Satzungsgemäße Uberweiſungen: 
/ von 89 189.4 
72 . 22297 4 48 
½ von 24 175 N 
(. unter B) = 12087 = 50 
34 384 = 93 ⸗ 
4. Binfen von . 44 545 4 —H 
ab (vergl. B. 3). 4484 » 91 = 
— — 40060 = 29 ⸗ 


Summa einſchl. des Martinyfonds 1 234 704 4 90 N 
Hiervon ab Kursverluſt 20 632 60 


1214 072 K* 30 


D. Wertpapier⸗Konto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1907 1 216 083 &4 12 N 
2. Für angekaufte Wertpapiere 49521 = 10 ⸗ 


— 
1 265 604 4 22 7 

Die am 30. Juni 1908 vorhandenen Wert⸗ 
papiere haben einen Wert von ‚1244971 = 62 ⸗ 


Der Kursverluſt von 20 632 4 60 A 
iſt auf Gewinn⸗ und VerluſtRonto übertragen worden. 


37. Jahrgang. Juriſtiſche Wochenſchrift. 

An Wertpapieren find vorhanden: (Anmerkung: Sämtliche Wertpapiere (ausgenommen 

650 000 & königl. ſächſ. 3 1 Rente 5 000 & Reichsſchatzanweiſungen) find in das königlich ſächſiſche, 

zu 82,90 .#. 538 850.4 — & das königlich preußiſche, das Reichsſchuldbuch, das Staatsſchuld⸗ 

Stückzinſen von 459 500 4 vom buch des bremiſchen Staates bezw. in das Staatsſchuldbuch 

1. April bis 30. Juni 1908 . . 3446 = 25 = des heſſiſchen Staates eingetragen und der außer dem Bars 

346 000 & königl. preuß. 3½ % konſ. beſtande von 4,04 & vorhandene Betrag iſt auf ein Rechnungs⸗ 

Anleihe zu 91,60 kh 316 936 buch bei der Allgemeinen Deutſchen Kreditanſtalt zu Leipzig mit 

Stückzinſen von 198 500 # vom 35 890 & und mit 25 180 & auf ein ſolches bei der Leipziger 

1. April bis 30. Juni 1908 1736 = 87 Filiale der Deutſchen Bank eingezahlt. Das erſtere Buch lautete 
nach der XXIII. Jahresrechnung Über 


150 000 & königl. preuß. 3 J konſ. 
Anleihe zu 82,25 è . 123 375 — = 22 560 & — HM 

Stückzinſen von 150 000 & vom eingezahlt wurden . 99 321 = 65 = 

1. April bis 30. Juni 1908 . . 1125 s — 121881 4 65 & 
110 000 & 3% Deutſche Reichsanleihe abgehoben wurden. 85991 = 65 = 
zu 82,20 F—0ͤn˙ͤ3é— . 90 420 — > Beſtand .. — 35890 4 — ; 

Stüdzinfen von 106 000 4 vom das letztere lautete über 32 800 % — 

1. April bis 30. Juni 198 795 = — eingezahlt wurden. . 57828 40 
50 000 & 3½ % N Reichsanleihe 90 628 4 40 77 
. 45 750 = — = abgehoben wurden. . 65 448 = 40 » 
50.000 4 4 1 kunigl. preuß. Staates Beſtand — 28 180 — ) 
anleihe zu 99,60 ũ ũœů—i n . . 49800 = — = 

Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 1908 500⸗—ĩͤ 
40 000 4 37, % Schuldverſchreibungen E. Gewinn- und Verluſt⸗Konto. 

j Verluſt auf Wertpapiere 20 632 4 60 & übertragen auf 


* 


des Bremiſchen Staates zu 89,90 4. 35 960 


Stückzinſen von 30000 „ vom Kapitalgrundſtock- Konto, welches hiernach 


1234 704 K* 90 9. 


1. Mai bis 30. Juni 1908 . . 175. — | 
Stü inſen von 10000 „ vom 20 632 = 60 ⸗ 
pril bis 30. Juni 1908 87 „ 50 ⸗ | 7214 072 ＋ 30 9 beträgt. 


20 000 & 3% Schuldverſchreibungen des ER 
Bremiſchen Staates zu 8,— A . . 16 000 Leipzig, den 30. Juni 1908. Dr. Seelig. 


ne von 20000 & vom 
pril bis 30. Juni 1908 150 — > Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 


15 000 & 4% Schuldverſchreibungen des vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
Heſſiſchen Staates zu 99,25 4 . 14887 » 50 - befunden worden. 
5 000 4 4% ö Leipzig, den 12. Juli 1908. 


zu 99,55 ũ M. 4977 = 650 = 
En .. 1244 9710 624 Dr. Druder. Dr. Anſchütz. 
Vergleichung mit dem Vorjahr. 
Schenkungen Denon 

8 Anwalts | . Ver⸗ des des 

Mitglieder⸗ zum Unter⸗ Kapital⸗ Unter⸗ 
Vom bis fammer | zum Zinſen | waltungs⸗ 85 ſtützungs⸗ 

beiträge . Kapital- Unter⸗ ſtützungen grundſtocks fonds 
beiträge Kap ſtützungs⸗ koſten m Schluſſe des Geſchäfts 
grundſtock fonds e i ahres eſchäfts⸗ 


e e e e n e e e e AH IR 
g | | 
1. Juli 1906 30. Juni 1907 107 0 28 800— | | 
4% 
1. Juli 1907 30. Juni 1908 Bu 25175—| 365/2018 a. 8 10 070/28 | 122 on Inn 91 973 36 
| 
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) Hierin find folgende Beihilfen von Anwaltskammern enthalten: von Berlin 5000 &, Breslau 2000 , Cöln 2000 , Königs 
berg 1500 &, Zweibrücken 200 ä und von dem Deutſchen Anwaltverein 6000 & für die Geſchäftsjahre 1905/06 und 1906/07. 

**) Hierin find folgende Beihilfen von den Anwaltskammern enthalten: Dresden 4 000 &, Cöln 2 500 /, Stuttgart 2 000 l, 
Marienwerder 2000 l, Frankfurt a. M. 1500 &, Königsberg 1500 , Stettin 1000 &, Roftod 500 „w und von dem Deutſchen Anwalt⸗ 


verein 8 000 . 


) „ 
3 104 2017 780 — 43 424 25 7 54707 118 903 91 | 1159 3 112 122 75 
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Prozeßreformen. 
Von Neumann. 


Der Juriſtentag hat in Abereinſtimmung mit der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft ſich nicht gegen eine Reform unſeres Prozeſſes 
und unſerer Gerichtsverfaſſung überhaupt, ſondern nur gegen 
Vorſchläge ausgeſprochen, die auf eine ſtückweiſe Gelegenheits⸗ 
geſetzmacherei und damit auf eine Verſchlechterung des beſtehenden 
Rechts abzielen. Wir wollen eine reformierende, nicht eine 
deformierende Geſetzgebung. 

Die nachſtehenden Zeilen nehmen nicht für ſich in Anſpruch, 
eine ausgereifte Löſung des Problems zu bieten, ſie wollen nur 
eine Anregung geben, einen vielleicht gangbaren Weg zeigen. 

Alle Vorſchläge, die für eine Entlaſtung des Reichsgerichts 
gemacht werden, bringen nach dem Zugeſtändniſſe ihrer Urheber 
eine Verſchlechterung des Rechtsmittels, ſei es aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Beſchränkung der Zahl der Reviſionen durch Er⸗ 
höhung der Reviſionsſumme, ſei es in Anſehung des Ver⸗ 
fahrens (Einſchränkung der Mündlichkeit, Vorprüfung uſw.). 

Zur Rechtfertigung der Erhöhung der Reviſionsſumme hat 
man die bequeme Formel gefunden, die Reviſion diene ihrer 
Zweckbeſtimmung nach nur der Rechtseinheit, nicht dem Intereſſe 


der einzelnen Parteien. Dieſe Formel entſpricht aber nicht den 


Tatſachen. Wäre fie wahr, fo würde das Reviſionsgericht ſich 
eines jeden Rechtsfalles freuen müſſen, der ihm eine Förderung 
der Rechtseinheit und die Fortbildung des Rechts geſtattet. 
Es müßte die Gelegenheit aufſuchen, Kontroverſen zur Ent⸗ 
ſcheidung zu bringen. Das Gegenteil iſt die Regel: „In 
dieſem Falle bedurfte es nicht einer Entſcheidung der Streit⸗ 
frage, da man aus dieſen und jenen zufälligen Gründen um dieſe 
Entſcheidung herumkam“, iſt ein in Reichsgerichtsentſcheidungen 
nur allzu häufig wiederkehrender Gedankengang. Hiermit ſoll 
dem Gerichtshof kein Vorwurf gemacht werden. Es iſt viel⸗ 
mehr eine notwendige Folge der Natur des Rechtsmittels, das 
nur im Parteiintereſſe und ausſchließlich zur Entſcheidung des 
konkreten Rechtsfalls eingelegt wird und das nur mittelbar dem 
allgemeinen Intereſſe der Rechtseinheit dient: „das Intereſſe 
der Parteien iſt das Vehikel der Intereſſen der Geſamtheit“, 
ſo ungefähr hat Wach ſich gelegentlich geäußert. 

Im Intereſſe einer möglichſt guten Judikatur der Be⸗ 
rufungsgerichte, insbeſondere auch der Berufungszivilkammern, 
muß für die Reform die Forderung aufgeſtellt werden: Wenn⸗ 
möglich hinter jeder letzten Tatſacheninſtanz eine Reviſions⸗ 
inſtanz! Nur ſo laſſen ſich die Anforderungen der Gerechtigkeit 
verwirklichen, die nicht geſtatten, daß Urteile, die auf offen⸗ 
fichtlichem Irrtum beruhen, in Rechtskraft erwachſen. Ob in 
allen Sachen eine voll ausgeſtaltete Reviſion einzuführen oder 
ob und in welchem Umfange ein vereinfachtes Verfahren 
(Nichtigkeitsbeſchwerde) genügt, iſt eine Frage von unter⸗ 
geordneter Bedeutung. Zur Erledigung dieſes Rechtsmittels 
müßten bundesſtaatliche Reviſionsgerichte geſchaffen werden, 
oberſte Landesgerichte, für deren Schaffung und Erhaltung ſich 
kleinere Bundesſtaaten vereinigen mögen; auch könnte ein bei 
den Oberlandesgerichten beſonders zu bildender Reviſionsſenat 
dieſe Aufgabe übernehmen. 

Den bundesſtaatlichen Reviſionsgerichten würden außer 
dem Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen der Berufungs⸗ 
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zivilkammern zu überweiſen ſein die Reviſionen gegen die Urteile 
der Oberlandesgerichte, ſoweit dies die Entlaſtung des Reichs⸗ 
gerichts erfordert und andererſeits ſeine Lebensfähigkeit es 
zuläßt. Für die bundesſtaatlichen Reviſionsgerichte würde das 
für die freiwillige Gerichtsbarkeit geltende Prinzip (5 28 FGG.) 
anzunehmen, für fie alſo die Maßgeblichkeit der reichsgericht⸗ 
lichen Rechtſprechung auszusprechen und zu beſtimmen fein, daß 
ein Reviſionsgericht, welches bei Auslegung einer reichsgeſetzlichen 
Vorſchrift von der Meinung eines andern abweichen wolle, die 
Sache zur Entſcheidung an das Reichsgericht abzugeben habt. 

Solche Organiſation würde einen Ausgleich zwiſchen dem 
Verlangen der Prozeßparteien nach einer Neviſionsinſtanz und 
den Rückſichten auf die Erhaltung der Rechtseinheit bieten. 
Wenn auch nicht jede Unſtimmigkeit der Rechtſprechung, ebenſo⸗ 
wenig wie jetzt unter den Senaten des Reichsgerichts, entdeckt 
und vermieden würde, ſo würde doch eine offenkundige Ver⸗ 
ſchiedenheit in der Rechtsauslegung viel gründlicher beſeitigt 
werden als gegenwärtig. 

Das Hauptbedenken gegen dieſen Vorſchlag dürfte die mit 
der Vermehrung der Gerichte und der Richterſtellen verbundene 
Koſtenfrage ſein. In dieſer Beziehung eine Anregung, die auch 
außerhalb dieſes Zuſammenhanges der Erwägung wert ſein 
möchte! Wie wäre es mit einer Beſetzung der Zivilkammern 
mit einem Richter in gehobener Stellung, der Senate der 
Oberlandes⸗ und Reviſionsgerichte mit drei und fünf Richtern, 
wenn (obligatoriſch oder fakultativ) die Zuziehung von je zwei 
rechtsgelehrten Schöffen vorgeſehen würde. Die rechtsgelehrten 
Schöffen müßten ihrerſeits die Fähigkeit zum Richteramte 
haben und würden in erſter Linie oder ausſchließlich aus der 
Zahl der Rechtsanwälte zu nehmen fein. Tritt man dieſem 
Gedanken näher, ſo ſind die weiteren Fragen, ob die Aus⸗ 
wahl der geeigneten Perſonen durch Vorſchlag von ſeiten der 
Anwaltskammern oder Auswahl von ſeiten der Juſtizverwaltung 
oder unter Kombination beider Methoden erfolgen ſolle, ob 
die Mitwirkung als rein ehrenamtlich oder gegen eine Ent⸗ 
ſchädigung zu denken ſei, ob die Zuziehung der Schöffen von 
dem Willen der Parteien abhängig zu machen und der erhöhte 
Koſtenaufwand von dieſen zu tragen wäre, ob die Parteien ſich 
auf beſtimmte Schöffen einigen können, von geringerer Be⸗ 
deutung. 

Die großen Vorteile einer ſolchen Regelung würden ſein: 
Aufrechterhaltung des Kollegialprinzips in I. Inſtanz, wenigſtens 
da, wo die Umſtände es geboten erſcheinen laſſen, und Ver⸗ 
minderung der Zahl der Richterbeamten in allen Inſtanzen 
ſowie eine im Intereſſe der Rechtspflege ſehr erfreuliche An⸗ 
näherung des Richter⸗ und des Anwaltſtandes, eine Erhöhung 
des Anſehens und der Stellung der Rechtsanwaliſchaft durch 
ihre Heranziehung zur Urteilstätigkeit. Wer übrigens dieſen 
Vorſchlag für gar zu phantaſtiſch hält, ſehe nach Belgien (und 
wohl auch nach Frankreich): fehlt hier ein Richter, ſo wird der 
älteſte anweſende Advokat gebeten, auf der Richterbank Platz 
zu nehmen und als Richter zu fungieren. 

Von der deutſchen Rechtsanwaltſchaft ift zu erwarten, daß 
ſie genügend fähige und bereite Kräfte zur Verfügung zu 
ſtellen gewillt und imſtande ſein wird. 
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37. Jahrgang. 


Kann aus einem, ohne Preisvereinbarung ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrag auf den kundenüblichen 
oder den angemeſſenen Preis geklagt werden? 
Von Geh. Juſtizrat Prof. Danz, Jena. 

In dieſer Zeitſchrift (37. Jahrg. 08 S. 257 ff.) iſt in 
einem Aufſatz von Roſenthal „Zum Stande der Beweislaſt⸗ 
frage“ behauptet, daß in den zahlloſen Fällen, in denen ohne 
Vereinbarung eines beſtimmten Preiſes gekauft werde, 
der typiſche Käufer zum angemeſſenen Preiſe offenbar kaufen 
wolle, und daß es in jedem Falle der Billigkeit mehr ent⸗ 
ſprechend erſcheine, die Lage deſſen zu ftügen, der ſich auf das 
objektiv Angemeſſene berufe. 

In einer, unter der gleichen ÜUberſchrift erſchienenen Ent⸗ 
gegnung von A. Stölzel (S. 393 ff.) geht auch dieſer anſcheinend 
von der Anſicht aus, daß, falls ein Kaufvertrag vorliegt, bei 
dem in Worten nichts über einen beſtimmten Preis vereinbart 
iſt, der Verkäufer den angemeſſenen Preis fordern könne. 
Er bringt als Beiſpiel: Der Kläger trägt vor, er habe dem 
Beklagten einen Hut verkauft, deſſen angemeſſener Preis 15 4 
ſei; der Beklagte erwidert: den fraglichen Hut habe er aller⸗ 
dings vom Kläger gekauft, aber erſt, nachdem ihm der Kläger 
erklärt habe, der Hut koſte 12 &. Allerdings wird bei ſolchen 
Tatbeſtänden in der Praxis ganz regelmäßig in dieſer Weiſe 
geklagt; es ſoll nun — unter Abſehen von der Frage der 
Beweislaſt — hier erörtert werden, ob denn überhaupt auf 
Grund ſolchen Tatbeſtandes für den Kläger ein Recht, den 
angemeſſenen Preis zu fordern, für den Beklagten eine 
Verpflichtung, den angemeſſenen Preis zu leiſten, entſteht. 

Wer dies bejaht, geht jedenfalls von der Anſchauung aus, 
daß bei ſolchem Tatbeſtand ein beſtimmter Kaufpreis nicht 
vereinbart iſt, daß die vorliegenden Willenserklärungen 
der Parteien die Vereinbarung eines beſtimmten Preiſes 
nicht ergeben, und daß — da der Tatbeſtand jedenfalls ergibt, 
daß nicht ohne Gegenleiſtung die Ware gewährt werden ſollte — 
nun die Gegenleiſtung durch Sachverſtändige ermittelt und 
feſtgeſtellt werden müſſe. Denn ob der Preis, der für eine 
beſtimmte Ware gezahlt werden muß, „angemeſſen“ iſt oder 
nicht, läßt ſich nur nach Angebot und Nachfrage feſtſtellen, 
was regelmäßig lediglich von Sachverſtändigen, die Kenntnis 
hiervon haben, geſchehen kann. Ein ſolcher „angemeſſener“ 
Preis unterliegt natürlich auch Schwankungen: der Verkäufer, 
der einen beſtimmten Preis für den Verkauf ſeiner Waren ſich 
nach dem Emkaufspreis derſelben berechnet hat, wird bei dieſer 
Anſicht einmal einen geringeren Preis, ein anderes Mal einen 
höheren verlangen könen, als den von ihm für den Weiter: 
verkauf kalkulierten. Entſprechend wird auch der Käufer das 
eine Mal zu einem niedrigeren Preis verpflichtet als den ſonſt 
allen anderen Abnehmern vom Verkäufer berechneten, ein anderes 
Mal zu einem höheren. 

Schon dieſes Reſultat muß es bedenklich erſcheinen laſſen, 
ſolcher Meinung zu folgen. Es kommt hinzu, daß § 316 BGB. 
vorſchreibt, daß, wenn der Umfang der für eine Leiſtung ver⸗ 
ſprochenen Gegenleiſtung nicht beſtimmt iſt, die Beſtimmung 
im Zweifel demjenigen Teile zuſteht, welcher die Gegenleiſtung 
zu fordern hat, ſolchenfalls alſo nicht der „angemeſſene“ Preis 
geſchuldet wird. Auch der 8 316 BGB. kommt aber ſelbſt⸗ 
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verſtändlich nicht zur Anwendung, wenn in den in dieſem 
Aufſatz behandelten Fällen bereits der „Umfang“ der Gegen⸗ 
leiftung durch die Vereinbarung der Parteien beſtimmt iſt. 

Dies iſt aber hier der Fall, und zwar iſt in allen ſolchen 
Fällen der im Geſchäft des Verkäufers übliche Verkaufspreis, 
der ſog. kundenübliche Preis vereinbart. Wenn dies die 
herrſchende Anſicht bis jetzt überſehen hat, ſo liegt der Fehler 
darin, daß wir den Begriff der „Willenserklärung“ viel 
zu eng auffaſſen, daß wir darunter in der Hauptſache nur eine 
ſolche Erklärung erblicken, die durch Sprechen oder Schreiben 
von Worten erfolgt iſt, während „die Willenserklärung“ das 
Verhalten einer Per ſon iſt, welches nach der Erfahrung 


des Verkehrs unter Würdigung aller Umſtände den Schluß 


auf einen beſtimmten Willen geſtattet, ohne Rückſicht darauf, 
ob dieſer Schluß im einzelnen Falle zutrifft, d. h. ob wirklich 
ein ſolcher innerer Wille, wie er ſich aus der vorliegenden 
Willenserklärung ergibt, bei der Perſon vorhanden geweſen iſt 
oder nicht. Welches Verhalten im einzelnen konkreten Fall 
eine „Willenserklärung“ darſtellt und welche Bedeutung 
eine ſolche im einzelnen konkreten Fall hat, beſtimmt lediglich 
die Anſchauung der Allgemeinheit; ob die betreffende Perſon, 
um deren „Willenserklärung“ es ſich gerade handelt, Kenntnis 
von der Bedeutung der Willenserklärung hatte, iſt gleich⸗ 
gültig, weil eben die Bedeutung von der Allgemeinheit 
beſtimmt wird.“) 

Spreche ich in einem Laden die Worte aus: ich will dieſe 
Sache kaufen, ſo habe ich damit die Erklärung abgegeben, 
daß ich die Sache gegen Geld zu Eigentum erwerben will, auch 
wenn ich glaube, daß das Wort „kaufen“ die Bedeutung von 
„mieten“ habe. 

Beſonders wichtig iſt es aber, hervorzuheben, daß, wenn 
es ſich um die Feſtſtellung einer Willenserklärung von be⸗ 
ſtimmter Bedeutung handelt, alſo um die ſog. Auslegung 
(SS 133, 157 BGB.), der Feſtſtellende die ganze Situation, 
das Milieu im Auge behalten muß, um zu einem richtigen 
Nefultat zu gelangen, weil dies eben die Allgemeinheit, der 
Verkehr, bei der Bewertung jeder Willenserklärung tut.) 
Wenn jemand im Wirts haus dem Wirt erklärt: „geben Sie 
mir ein Glas Bier“, „geben Sie mir eine Zeitung“; in der 
Leihbibliothek: „geben Sie mir den und den Roman“; wenn 
eine dürftig gekleidete Perſon auf der Straße zum Vorüber⸗ 
gehenden ſagt: „geben Sie mir 10 Pfennige“, ſo hat das 
ganz farbloſe Wort „geben“ lediglich infolge der verſchiedenen 
Situationen, in denen es angewandt wird, eine durchaus ver⸗ 
ſchiedene Bedeutung. Derjenige, der es ausſpricht, erklärt in 
allen dieſen Fällen mit demſelben Wort etwas ganz Ver⸗ 
ſchiedenes; er verlangt Abergabe zu Eigentum gegen Gegen⸗ 
leiſtung, Übergabe zur Benutzung (zur unentgeltlichen, zur ent⸗ 
geltlichen), Übergabe zu Eigentum (ohne Entgelt). In allen 
dieſen Fällen ergeben die gebrauchten Worte allein überhaupt 
keinen beſtimmten Sinn; eine beſtimmte Bedeutung kann über⸗ 
haupt erſt geſchloſſen werden unter Zuhilfenahme und Beachtung 
der ſog. „Umſtände des Falles“, der ganzen Situation. 


) Danz, die Auslegung der RNechtsgeſchäſte, 2. Aufl. 06 
S. 13 ff., 48 ff., 51 ff. 
) Danz a. a. O. S. 88 ff. 
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Gerade hierin, in der Beachtung dieſer Umſtände und der 
richtigen Schlußfolgerung aus ihnen beſteht die Kunſt des 
Richters; ſie iſt die wichtigſte Tätigkeit, wenn rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärungen, alſo namentlich Verträge, den zu be⸗ 
urteilenden Tatbeſtand bilden; denn mit der Auslegung der 
Willenserklärung wird eben ſtets zugleich ihr Inhalt und die 
ihr entſprechende, durch ſie zur Entſtehung gebrachte Rechts⸗ 
wirkung feſtgeſtellt.) Wenn man in ſolchen Fällen vielfach 
von ſtillſchweigenden Willenserklärungen, von einer ſtill⸗ 
ſchweigenden Vereinbarung ſpricht, ſo iſt ſolche Ausdrucks⸗ 
weiſe, die ſich an die „tacita conventio“ der Römer anſchließt, 
nur irreführend; man muß tacita conventio überſetzen mit 
„Vereinbarung ohne Worte“; es liegt in ſolchen Fällen ſtets 
eine Erklärung vor, die aber nicht als Erklärungsmittel Worte 
erfordert, die nicht durch Worte erfolgt, ſondern durch ein 
beſtimmtes Verhalten der Parteien. 

Nun werden täglich Millionen von gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen abgeſchloſſen, bei welchen in Worten weder eine be⸗ 
ſtimmte Gegenleiſtung feſtgeſtellt wird noch in Worten über⸗ 
haupt davon, daß die eine Partei zu einer Gegenleiſtung ſich 
verpflichten wolle, die Rede iſt. Man denke an die 
unzähligen Käufe, die täglich im Wirtshaus abgeſchloſſen werden; 
kein Menſch erklärt dabei, daß er eine Speiſe, ein Getränk 
„kaufen“, alſo gegen eine Gegenleiſtung haben wolle; jedermann 
ſagt: „geben Sie mir dieſes Getränk, dieſe Speiſe“; man 
denke an die Fälle, wo man im Hotel ſich „ein Zimmer geben 
läßt“, ohne nach einem Preis zu fragen; an die Beſtellungen 
bei Handwerkern: beim Schuhmacher, Tiſchler, Klempner, Buch⸗ 
binder uſw., wo auch ganz regelmäßig kein Preis vereinbart, ja meiſt 
nicht von der Gewährung einer Gegenleiſtung geſprochen wird. 

Es fragt ſich alſo bei ſolchen Tatbeſtänden, nach welchen 
Grundſätzen wir dieſes „Verhalten“ in Worterklärungen 
umzuwandeln haben, und welche Bedeutung dieſes Verhalten, 
in Worten ausgedrückt, dann hat. Nach 8 157 BGB. 
ſollen rechtsgeſchäftliche Willenserklärungen „ausgelegt“, d. h. 
gedeutet werden nach der „Verkehrsſitte“, d. h. ſo wie ſie von 
der Allgemeinheit gedeutet werden; nach $ 242 BGB. fol 
der Inhalt eines Schuldverhältniſſes, d. h. was im ein⸗ 
zelnen Fall geleiſtet werden muß, nach dem beſtimmt 
werden, was „verkehrsüblich“, d. h. regelmäßig, gewöhnlich bei 
ſolchen Tatbeſtänden wie der vorliegende freiwillig von den 
Parteien geleiſtet zu werden pflegt.“) Hiernach kann nicht 
zweifelhaft ſein, daß in allen den oben gegebenen Beiſpielen — 
nicht bloß beim Kauf — eine Gegenleiſtung zu gewähren iſt, 
und zwar gerade als Gegenleiſtung dasjenige, was bei gleichen 
Leiſtungen in dem betreffenden Geſchäft regelmäßig ge⸗ 
fordert wird, d. h. beim Kauf der in dem betreffenden Geſchäft 
kundenübliche Preis, nicht ein „angemeſſener“; denn das 
Regelmäßige, das Gewöhnliche, das im Verkehr 
Abliche iſt zweifellos, daß der in dem betreffenden Geſchäft 
übliche Preis gefordert und von der Gegenſeite freiwillig 
geleiſtet wird. 

Es gilt für alle dieſe Fälle der große, aus den Gewohn⸗ 
heiten unſerer Volksgenoſſen gezogene, auslegende Rechtsſatz, 


) Danz a. a. O. S. 4, 52 Nr. 2, Nr. 3, S. 84 ff. 
) Dany a. a. O. S. 108. 


daß, wenn Jemand von einem erkennbar Gewerbtreibenden 
eine in deſſen Gewerbe einſchlagende Leiſtung ohne Preis⸗ 
beſtimmung verlangt, dieſes Verhalten dahin — im 
Zweifel — zu deuten iſt, daß er ſich zum kundenüblichen 
Preis verpflichtet. Dieſe Auslegungsregel iſt nur eine dispoſitive 
Vorſchrift („im Zweifel“), wie andere geſetzliche Auslegungs⸗ 
regeln betreffs der Willenserklärungen, d. h. ſie wird dann nicht 
angewendet, wenn etwas anderes von den Parteien vereinbart 
iſt, z. B. eine beſtimmte Summe als Gegenleiftung.5) 

Der ſog. Geſetzgeber hat freilich dieſen ganz allgemeinen 
Rechtsſatz nicht gefunden und ausgeſprochen, alſo namentlich 
nicht für den Kauf und die Miete; er hat nur für den Dienſt⸗ 
und Werkvertrag (88 612, 632 BGB.) einen Verſuch gemacht, 
einen dementſprechenden auslegenden Rechtsſatz aufzuſtellen, 
indem dort erklärt iſt: „Eine Vergütung gilt als ſtillſchweigend 
vereinbart, wenn die Dienſtleiſtung (die Herſtellung des Werkes) 
den Umſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten 
iſt. Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, fo iſt 
die übliche Vergütung als vereinbart anzuſehen.“ Dieſe beiden 
Vorſchriften (88 612, 632 BGB.) find aber völlig nichts⸗ 
ſagend, weil im Geſetz nicht „die Umſtände“ angegeben ſind, 
nach denen es ſich richten ſoll, ob eine Verpflichtung zur Gegen⸗ 
leiſtung im einzelnen Fall entſteht oder nicht; der relevante 
Tatbeſtand iſt im Geſetz nicht angegeben; ob im einzelnen 
Fall ein Vertrag zur unentgeltlichen Ausführung eines Auf⸗ 
trags oder zur entgeltlichen Ausführung von Dienſten vorliegt, 
d. h. ob im einzelnen Fall Auftrag oder Dienſt⸗ bzw. Werk⸗ 
vertrag vorliegt, läßt ſich hiernach überhaupt nicht feſtſtellen! 
Dieſe „Umſtände“ beſtehen aber in nichts anderem als in dem 
erkennbaren Betreiben eines Gewerbes. Nur bei ſolchem 
Tatbeſtand tritt eine Verpflichtung zur Zahlung der kunden⸗ 
üblichen Gegenleiſtung ein, falls nichts über einen Preis 
vereinbart iſt. 

In ſolchen Fällen liegt dann alſo auch eine wirkliche 
Willenserklärung vor — nicht am Ende eine fingierte! — die 
genau dasſelbe ſagt, als wäre in Worten vereinbart, daß der 
Gegner den in dem konkreten Geſchäft kundenüblichen Preis 
zahlen ſolle. Das Bahnhofsbuffet ſpricht, erklärt in einer 
Sprache, die alle Kulturvölker verſtehen, auch wenn der Wirt 
nur deutſch ſpricht: „Die hier aufgeſtellten Speiſen werden für 
den in dieſem Lokal üblichen Preiſe verkauft.“ Derjenige, der 
ohne ein Wort zu ſagen, eine Speiſe wegnimmt, erklärt hiermit 
— genau ſo deutlich wie durch Worte — „ich kaufe dieſe Speiſe 
für dieſen Preis“; denn ſo — als Abgabe dieſer Erklärungen — 
wird dieſer Tatbeſtand von der Allgemeinheit gedeutet. 

Wenn uns bisher das Auge vielfach verſchloſſen war für 
ſolche ſog. „ſtillſchweigende Erklärungen“ und demnach auch für 
ihre Umwandlung in Worte, ſo liegt das an der ſog. Willens⸗ 
theorie, nach welcher die aus Rechtsgeſchäften entſtehenden 
Rechtswirkungen ſich nach einem inneren, für die Außenwelt 
unſichtbaren Willen richten ſollten.) Wie wichtig es aber iſt, 


) Bol. Danz a. a. O. S. 87 ff. 

e) Danz, Rechtſprechung nach der Volksanſchauung und dem 
Geſetz. Ein Beitrag zur Lehre vom Gewohnheitsrecht und zur 
Geſetzesauslegung. Jena 1908. (Separatabdruck aus Iherings Jahrb. 
Bd. 54 S. 20 ff., 30 ff., 37 ff.) 


37. Jahrgang. 


daß der Juriſt gerade ſolche „ſtillſchweigende Erklärungen“, die 
in ganz unzählbarer Menge im Verkehr vorkommen, weil wir 
Menſchen nur höchſt ſelten unſeren Willen völlig in Worten 
auszudrücken pflegen, erkennen und in Worte umdeuten lernt, 
zeigt der die Tierhalterhaftung ausſprechende 8 833 BGB. Ein 
Fuhrwerksbeſitzer hatte aus Gefälligkeit auf ihre Bitten eine 
Perſon mit auf ſeinen Wagen genommen. Das Pferd ging 
ohne jedes Verſchulden des Fuhrwerksbeſitzers durch, die mit⸗ 
genommene Perſon verunglückte dabei, und auf Klage der 
Hinterlaſſenen wurde der Fuhrwerksbeſitzer vom Reichsgericht 
(RG. 54 Nr. 22) zum Schadenserſatz verurteilt. Dieſes, unſer 
Kechtsgefühl verletzende Urteil war die Urſache zu der jetzt er⸗ 
folgten geſetzlichen Anderung des $ 833 BGB. 

Schon damals wurde gegen dieſes Urteil bemerkt, daß das 
Reichsgericht unterlaſſen habe, die ſtillſchweigende Willens⸗ 
erklärung, die in dem vorliegenden Verhalten zu finden war, 
als Vertrag über Ausſchluß der Tierhalterhaftung zu deuten, 
und daß, wenn es dies getan hätte, zu einer Abweiſung der 
Klage hätte gelangen müſſen (Danz, DIZ. 05, 363 ff.). Das 
Reichsgericht folgt neuerdings dieſer Anſicht (JW. 08, 108 
Nr. 6, 301 Nr. 7), und in der Rubrik „Grundlegende Ent⸗ 
ſcheidungen“ (JW. 08, 120) iſt zu ſolchem neueren Urteil des 
Reichsgerichts mit Recht bemerkt: „Alſo auch ohne Ge: 
ſetzesänderung konnte der Hauptbeſchwerdepunkt be⸗ 
ſeitigt werden!“) 


— — — 


) Zu Unrecht polemiſiert Fuchs (Holdheims MSchr. 08, 198) 
gegen die Annahme eines ſog. ſtillſchweigenden Vertrags in ſolchem 
Fall. Daß der Ausdruck ſtillſchweigender Vertrag ſchlecht und 
irreführend iſt, iſt ſchon bemerkt. Zweifellos werden aber die Willens⸗ 
erklärungen der Menſchen auch lediglich durch ein Verhalten der⸗ 
ſelben zum Ausdruck gebracht, deſſen Bedeutung von dem Richter 
feſtgeſtellt werden muß; es muß in Worte umgeſetzt werden, und 
zwar entſprechend dem, wie die Allgemeinheit es auffaßt. Ob 
die Parteien, welche ſich ſo verhalten haben, die Bedeutung dieſes 
Verhaltens gekannt haben, iſt für die Bedeutung des ſelben und 
demnach auch für die Deutung durch den Richter gleichgültig; 
gerade dies wird aber meiſt nicht beachtet und — fälſch⸗ 
licherweiſe — deshalb das Vorhandenſein von Vertragserklärungen 
in einem Verhalten geleugnet. Die Lücken, welche die Parteien in 
ſolchen Fällen gelaſſen, indem ſie eine Beſtimmung in Worten 
unterlaſſen haben, werden ausgefüllt vom Richter durch Einſetzung 
des in gleichen Fällen Verkehrsüblichen. Weil es verkehrs— 
üblich iſt, daß derjenige, der von einem andern eine Gefälligkeit 
verlangt, von dieſem nicht Schadenserſatz verlangt, wenn ihm bei 
Gelegenheit der gewährten Gefälligkeit ein Schaden entſteht, ſo wird, 
wenn jemand von einem andern eine Gefälligkeit verlangt — ohne 
daß dabei die Haftung für einen eventuellen Schaden erwähnt 
wird —, dieſes Verlangen entſprechend der Verkehrsübung ſo 
gedeutet, als hätte er zugleich erklärt, daß er keinen Schadenserſatz 
verlangen wolle. Um dieſe Deutung auszuſchließen, hätte bei dem 
Verlangen der Gefälligkeit etwas über die Schadenserſatzpflicht ver⸗ 
einbart werden müſſen. Bei dieſer Auffaſſung muß die Entſcheidung 
auch ſtets mit dem Rechtsgefühl der Allgemeinheit harmonieren, 
weil dieſes Rechtsgefühl ſich auf Grund des verkehrsüblichen 
Handelns des Menſchen bildet und verletzt wird, wenn ein beſtimmter 
Tatbeſtand nicht die verkehrsübliche Rechtswirkung nach ſich zieht, 
falls von den Parteien nichts anderes vereinbart iſt (Danz, Die 


Auslegung S. 110 ff.). 
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Schuldhafte, ſogenannte poſitive Vertragsverletzung 
beim Viehhandel verpflichtet den Käufer zum 
Schadenserſatz.“) 

Von Rechtsanwalt Dr. Hans Stölzle in Kempten (Bayern). 


Unter poſitiver Vertragsverletzung wird ein ſchuldhaftes 
Verhalten des Verkäufers bei der Erfüllung des Vertrages, 
nicht beim Vertragsabſchluß, verſtanden, welches geeignet iſt, 
den Vertragszweck erheblich zu gefährden.“) Dieſes ſchuldhafte 
Verhalten kann vorſätzlicher oder fahrläſſiger Natur ſein 
($ 276 BGB.). Jeder Verſtoß gegen § 276 BGB. verpflichtet 
zum Schadenserſatz. . 

Beiſpiel: Ein Schweinehändler verkauft am 10. Januar 
an einen Bauern 12 Stück Schweine. Bei der Ablieferung 
der Schweine am 12. Januar merkt der Verkäufer, daß die 
Schweine der Schweineſeuche verdächtig find und es wird ihm 
dies auch von einem Tierarzt geſagt. Gleichwohl liefert er die 
12 Schweine, welche den ganzen, 50 Stück ſtarken Schweine⸗ 
beſtand des Käufers anſtecken. 

Kann in einem derartigen Falle der Käufer der Schweine 
neben der Wandlung Erſatz des Schadens verlangen, welcher 
ihm durch die Anſteckung des ganzen Schweinebeſtandes 


entſtanden iſt? 
Bei der Beantwortung dieſer Frage iſt von folgenden 


Erwägungen auszugehen: 
I. | 

85 481 ff. BGB. ſtellen die Spezialbeſtimmungen für 
den Viehkauf auf. Neben dieſen Beſtimmungen gelten 

a) die Beſtimmungen der 88 459 — 467, 469— 480 BGB. 
nur inſoweit, als in den 88 482—492 BGB. nicht 
abweichende Beſtimmungen getroffen ſind; 

b) die allgemeinen Beſtimmungen des BGB. nur inſo⸗ 
weit, als ſie den eben erwähnten Beſtimmungen 
nicht entgegenſtehen. 

Es ſteht z. B. die Anfechtung eines Viehkaufes wegen 
Irrtums über Hauptmängel den erwähnten Spezial beſtimmungen 
entgegen, es kann deshalb ein Viehkauf wegen Irrtums über 
Hauptmängel nicht angefochten werden, weil dadurch die 
Spezialbeſtimmungen über Viehkauf einfach eliminiert würden. 
Soweit aber die allgemeinen Beſtimmungen des BGB. den 
ſpeziellen Beſtimmungen über Viehkauf nicht widerſprechen, 
inſoweit ſind dieſelben auch auf den Viehkauf anwendbar. 
Beim Viehhandel ſind nach der geſetzlichen Vermutung nur 
Hauptmängel Fehler, welche den Wert oder die Tauglichkeit 
der Sache zu dem gewöhnlichen oder nach dem Vertrage 
vorausgeſetzten Gebrauche aufheben oder mindern. 


— nn — 


) Ich verweiſe hier auf die Literaturangaben bei Staub, 
Exkurs zu § 374 S. 1484; Staub, Exkurs zu § 374 Anm. 172 ff. 
S. 1546 ff.; Krüdmann, Wandlung 103 ff.; derſelbe in Arch ZivPrax. 
Bd. 101 S. 190 ff. IDR. 07, 132 ff. Kiß, zur Frage der 
ſogenannten poſitiven Vertragsverletzungen in ArchBürgR. Bd. 31 
S. 175 ff. 

) RE. 6. III. 06, ZW. 06, 299 Nr. 3; LG. Hannover 7. XII. 07 
in Sachen Engelke c. Kraatz. Dieſes Urteil bejaht ausdrücklich die 
Frage der Anwendbarkeit der Normen über poſitive Vertrags⸗ 


verletzungen auf Diehkäufe. 
80 
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Für Nichthauptmängel wird nicht gehaftet, es kann 
bezüglich der Nichthauptmängel nicht einmal ein argliſtiges 
Verſchweigen begangen werden, weil bezüglich der Nichthaupt⸗ 
mängel keine Offenbarungspflicht beſteht.“) Für Nichthaupt⸗ 
mängel haftet der Verkäufer nur im Falle der argliſtigen 
Täuſchung. 

II. 

Wenn wir von dieſen für den Viehhandel feſtſtehenden 
Grundſätzen ausgehen, dann kommen wir zu einer richtigen 
Beantwortung der Frage: „Hat der Käufer eines Tieres neben 
dem ihm unbeſtrittenermaßen zuſtehenden Wandelungsanſpruch 
noch einen Schadenserſatzanſpruch bei ſchuldhaft mangelhafter 
Lieferung des Tieres? 

Dieſe Frage iſt dahin zu beantworten: 

Der Grundſatz, daß bei einer ſchuldhaft mangelhaften 
Lieferung eines Tieres von dem Käufer Schlädenserſatz verlangt 
werden kann, gilt auch für den Viehhandel, allein mit einer 
Einſchränkung: 

Nur die ſchuldhaft mangelhafte Lieferung eines mit einem 
Hauptmangel behafteten Tieres verpflichtet zum Schadens⸗ 
erſatz und zwar zum Schadenserſatz neben der Wandlung. 
Denn für Nichthauptmängel haftet der Verkäufer, abgeſehen 
vom Falle der Zuſicherung oder der argliſtigen Täuſchung, 
überhaupt nicht. 

Hier iſt aber zu beachten: 

a) Es genügt nicht zur Begründung des Schadenserſatz⸗ 
anſpruches nach § 276 BGB., daß ein Verſchulden beim 
Vertragsabſchluſſe vorhanden iſt — es hat z. B. der Ver⸗ 
käufer, welcher Händler iſt, die Lieferung ſeiner bisher guten 
Bezugsquelle nicht unterſucht —, ſondern es iſt erforderlich, daß 
ein Verſchulden bei der Erfüllung des Vertrages gegeben ift.*) 

b) Es genügt aber noch nicht die Behauptung, daß das 
Tier bei der Erfüllung des Vertrages mit einem Haupt⸗ 
mangel behaſtet geweſen ſei, es muß vielmehr der Käufer gegen⸗ 
über dem einfachen Tatbeſtand des Vorhandenſeins eines Haupt⸗ 
mangels bei der Lieferung des Tieres ein Plus behaupten 
können“), z. B. daß die Schweine nach dem Kaufabſchluſſe die 
deutlichen Symptome der Schweineſeuche zeigten, und daß der 
Verkäufer dieſe Symptome beobachtet habe, oder daß ein Tier⸗ 
arzt den Verkäufer auf das Vorhandenſein der Schweineſeuche 
aufmerkſam gemacht habe. In dieſem Falle liefert der Ver⸗ 
käufer ſchuldhafterweiſe mangelhaft. 

Schuldhaft handelt aber der Verkäufer nicht bloß dann, 
wenn er in Kenntnis des Hauptmangels das Tier liefert, 
ſondern auch dann, wenn er grob fahrläſſig handelt. Eine 
grobe Fahrläſſigkeit liegt vor, wenn der Verkäufer eines Tieres 
die im Verkehre übliche Sorgfalt in beſonders grober Weiſe 
verletzt. 

Hier iſt nun im Viehhandel die Frage ſo zu ſtellen: Iſt 
der Verkäufer vermöge ſeiner wirtſchaftlichen Stellung und 
Erfahrung, vermöge ſeiner beruflichen Tätigkeit und bei An⸗ 
wendung der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes in 


3) Vgl. meine Ausführungen in der Zeitſchrift für Rechtspflege 
in Bayern 1906 S. 436 ff., 368; 1907 S. 145 ff. 

) KG. 12. III. 07, 23. 07, 429. 

) RG. 30. IV. 07, LZ. 07, 506. 
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der Lage, zu erkennen, daß das verkaufte Tier bei Erfüllung 
des Vertrages mit einem Hauptmangel behaftet iſt, im oben 
angeführten Beiſpiele: hätte der Verkäufer bei Anwendung der 
erforderlichen Sorgfalt erkennen müſſen, daß es ſich im ge⸗ 
gebenen Falle um Schweineſeuche handle? 

Die Krankheitszeichen der Schweineſeuche find Fieber, 
Appetitloſigkeit, erſchwertes Atmen, Huſten uſw. 

Es iſt deshalb notwendig, feſtzuſtellen: 

a) welches ſind die Symptome der Schweineſeuche? 

b) welche von dieſen Symptomen waren zur Zeit der 
Mbergabe vorhanden? 

c) müſſen dieſe als vorhanden konſtatierten Symptome 
einen Laien darauf hinweiſen, daß die Schweine an 
Schweineſeuche leiden? 

Hierüber müſſen Sachverſtändige ſich äußern, und erſt 
dann, wenn die Sachverſtändigen ſagen können: „die Symptome 
ſind derart, daß auch ein Laie ſich ſagen muß, daß die Schweine 
an einem Hauptmangel leiden“, iſt der Verkäufer ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig, weil er ſchuldhafterweiſe die Schweine geliefert 
hat, welche mit einem Hauptmangel behaftet ſind. 

Es iſt allerdings zu ſagen, daß dieſe Grundſätze über 
ſchuldhafte Vertragserfüllung nur mit äußerſter Vorſicht und 
auch Strenge anzuwenden ſind, weil die Gefahr ſehr nahe liegt, 
auf dieſe Weiſe in den Viehhandel Beſtimmungen herein⸗ 
zubringen, welche geeignet ſind, die Spezialbeſtimmungen zum 
Teil illuſoriſch zu machen. 

III. 

Die Geltendmachung der Anſprüche auf Schadenserſatz 
wegen poſitiver Vertragsverletzung unterliegt der kurzen 
6 wöchentlichen Verjährungsfriſt. Für Beginn und Ende der 
Verjährungsfriſt gelten die Beſtimmungen des Viehgewährſchafts⸗ 
rechts ). 


Zur Reform des Mahnverfahrens. 
Von Amtsgerichtsrat Reinſch, Greifenberg i. P. 


Das Beſtreben, die Gerichte von ſolchen Geſchäften zu 
entlaſten, die eine richterliche Entſcheidung nicht unbedingt 
erfordern, braucht beim Mahnverfahren nicht erſt bei der 
Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls einzuſetzen, die der jetzt dem 
Reichstag zugegangene Entwurf eines Geſetzes zur Anderung 
der Zivilprozeßordnung dem Gerichtsſchreiber übertragen will, 
ſondern könnte ſich auch ſchon auf die Erlaſſung des Zahlungs⸗ 
befehls ſelbſt, die doch in den meiſten Fällen nur eine faſt 
automatenhafte Tätigkeit erfordert, richten. Man ſetze nur an 
die Stelle des gerichtlichen Zahlungsbefehls ein „Zahlungsgebot“ 
des Gläubigers. Ein paſſendes Vorbild findet ſich ſchon in der 
Pfändungsankündigung des § 845 ZPO. 

Um eine ſachverſtändige Prüfung des geltend gemachten 
Anſpruchs eintreten zu laſſen, würde es genügen, daß für die 
Erlaſſung des Zahlungsgebots Anwaltszwang eingeführt würde, 
ſo jedoch, daß jeder bei einem deutſchen Gericht zugelaſſene 


6) RG. 53, 200; 56, 166. Staub, $ 377 Anm. 134; Staudinger: 
Kober, Vorbemerkungen vor § 459 Ziffer 5e S. 499; a. M. 
Mueller in DIZ. 06, 703; Schultze, ArhBürgR. 30, 143 ff. 
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37. Jahrgang. 
Anwalt zuſtändig wäre. Gegen eine ungenügende Prüfung 
wäre wohl ein hinlänglicher Schutz im 8 102 ZPO. gegeben, 
wonach das Gericht auch von Amts wegen Rechtsanwälte zur 
Tragung der, durch ihr grobes Verſchulden veranlaßten Koſten 
verurteilen kann. Andererſeits hat der Schuldner im Wider⸗ 
ſpruch und Einſpruch völlig ausreichende Mittel zur Wahrung 
ſeiner Rechte. Der Widerſpruch wäre bei dem im Zahlungs⸗ 
gebot gemäß § 689 Abſ. 2 ZPO. zu benennenden Gerichte zu 
erheben, wie auch zur Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls der 
Gerichtsſchreiber dieſes Gerichts zuſtändig ſein müßte. Das 
Zahlungsgebot könnte folgenden Wortlaut haben: 
Der G. als Gläubiger gebietet hiermit durch den, 
beim Amts⸗ (Land⸗, Oberlandes⸗, Reichs⸗) Gericht in X. 
zugelaſſenen Rechtsanwalt R. dem S. als Schuldner, 
ihn binnen einer Woche bei Vermeidung ſofortiger 
Zwangsvollſtreckung wegen des Anſpruchs uſw. zu be⸗ 
friedigen oder bei dem Amtsgericht in Y. Widerſpruch 


zu erheben. 
(Unterſchrift des Rechtsanwalts.) 


Lehnt ein Rechtsanwalt ſeine Mitwirkung — auf Verlangen 
des Gläubigers durch einen ſchriftlich zu begründenden Beſcheid — 
ab, jo müßte ein nach 8 689 Abſ. 2 ZPO. zuſtändiges Amts⸗ 
gericht befugt ſein, ihn auf Antrag des Gläubigers anzuweiſen. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 
Wir berichten über die in der Zeit vom 24. Auguſt bis 
3. Oktober 1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 


I. Reichsrecht. 

Zivilprozeßordnung. 

1. 599 ZPO. Der Koſtenanſpruch als Nebenforderung.] 

Der Berufungsrichter hat mit Recht die Berufung für 
unzuläſſig erachtet. 8 99 Abſ. 3 ZPO. findet Anwendung, 
wenn der Prozeßkoſtenanſpruch als Nebenforderung neben einem 
Hauptanſpruch erhoben worden iſt und alsdann nur über die 
Koſten, nicht aber in der Hauptfache eine Entſcheidung ergangen 
iſt. Dieſer Fall liegt hier vor. Der Kläger hat urſprünglich 
einen Hauptanſpruch in Geſtalt des Anſpruchs auf Freigabe 
der gepfändeten Sachen und als deſſen Nebenforderung den 
Koſtenanſpruch geltend gemacht. Es iſt demgemäß auch Ver⸗ 
ſäumnisurteil ergangen. Erſt in der mündlichen Verhandlung, 
die nach eingelegtem Einſpruch ftattfand, iſt vom Kläger erklärt 
worden, daß die Hauptſache ihre Erledigung gefunden habe. 
Er hat aber auch dann noch den Koſtenanſpruch in erſter Linie 
als Nebenforderung erhoben und nur hilfsweiſe den Geſichts⸗ 
punkt des Schadenserſatzes herangezogen. Der erſte Richter 
hat über den Koſtenanſpruch nur unter dem Geſichtspunkt der 
prozeſſualen Nebenforderung entſchieden; die andere vom Kläger 
ſeinem Anſpruch hilfsweiſe gegebene Begründung hat er nicht 
berührt. Die von der Reviſion verfochtene Anſicht, daß der 
Koſtenanſpruch von Anfang an die Hauptſache geweſen ſei, 
weil der Anſpruch auf Freigabe der gepfändeten Sachen ſchon 
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vor Zuſtellung der Klage erledigt worden fei, über ihn daher 
von vornherein eine Entſcheidung gar nicht möglich geweſen 
ſei, iſt unzutreffend. Nicht darauf kommt es an, ob ſich ſpäter 
herausſtellt, daß der Hauptanſpruch von Anfang an ungerecht⸗ 
fertigt war, ſondern entſcheidend iſt allein, ob ein ſolcher Haupt⸗ 
anſpruch erhoben und rechtshängig geworden iſt. Damit ergibt 
ſich ohne weiteres der Charakter des Koſtenanſpruchs als Neben⸗ 
forderung. In dieſem weſentlichen Punkte unterſcheidet ſich 
der gegenwärtige Fall von demjenigen, der in dem Urteil des 
RG. — RG. 47, 404 — behandelt if. Dort war gleich⸗ 
zeitig mit Zuſtellung der Klagſchrift, in der allerdings ein 
Hauptanſpruch nebſt der Koſtenforderung erhoben war, dem 
Beklagten ein Schriſtſatz zugeſtellt worden, in welchem erklärt 
war, daß der Grund zur Klage weggefallen ſei und daß nur 
beantragt werde, dem Brklagten die Prozeßkoſten aufzuerlegen. 
Der Hauptanſpruch war damals alſo nicht rechtshängig ge⸗ 
worden — da die Klagerhebung mit der Klagzuſtellung erfolgt —, 
ſondern nur der Koſtenanſpruch, der demnach damals die Haupt⸗ 
ſache bildete. G. c. V., U. v. 18. Septbr. 08, 517/07 VII. — 


Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

2. § 130 ABergG. Zulläſſigkeit einer vertrags⸗ 
mäßigen Beſeitigung des Abandonrechts.] 

Der Nebenintervenient erachtet die Beklagten zur Zahlung 
der gegen ſie eingeklagten Zubußen deshalb nicht für verpflichtet, 
weil ſie, wie unſtreitig, nach Ausſchreibung der Zubußen ihre 
Kuxe auf Grund des $ 130 ABerg®. der Gewerkſchaft zur 
Verfügung geſtellt haben. Er meint weiter, die gegenteilige 
der Klage zugrunde gelegte Beſtimmung des Gewerkſchafts⸗ 
ſtatuts, inhalts deren die Geltendmachung des durch den 
zitierten Paragraphen den Gewerken geſetzlich gewährten ſog. 
Abandonrechts für unſtatthaft erklärt iſt, ſei nach § 94 Abſ. 3 
ABergG. unwirkſam. Zwar ſei unter den hier aufgezählten 
unabänderlichen Geſetzesvorſchriften 8 130 ausdrücklich nicht 
mitaufgeſührt. Jedoch enthalte der mitaufgeführte 8 102 in 
der Parentheſe ſeines zweiten Abſatzes eine Bezugnahme auf 
den erwähnten Paragraphen und das müſſe genügen, um auch 
dieſen Paragraphen als nach dem Willen des Geſetzgebers der 
Abänderung durch das Gewerkſchaſtsſtatut entzogen anzuſehen. 
Mit Recht ſind dieſer Rechtsauffaſſung beide Vorinſtanzen 
entgegengetreten. (Wird weiter ausgeführt.) H. c. C., U. v. 
8. Juli 08, 401/07 V. — Cöln. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

3. 53 Abſ. 2, § 6 Abſ. 3, Tarifſtelle 32. Berechnung 
des Stempels, je nachdem ein Kauf⸗ oder ein anderer Vertrag 
varliegt. Einfluß des Aufſchubs der Zahlung ] 

Zwiſchen der klagenden Geſellſchaft und R., der gleichzeitig 
mit einer Stammeinlage von 6000 % ihr Mitgeſellſchafter 
wurde, kam am 6. März 1906 ein ſchriſtlicher Vertrag zuſtande, 
wonach R. an die Klägerin Grundſtücke für den Preis von 
86 000 & verkaufte. Hiervon ſollten ihm 6000 & auf ſeine 
Stammeinlage verrechnet werden, während der Reſt von 
80 000 & in 16 unverzinslichen Jahresraten zu zahlen war, 
die am 31. Dezember 1907 beginnen ſollten. Auf Erfordern 
des Beklagten hat die Klägerin für den Vertrag einen Stempel 
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entrichten müſſen. Sie iſt der Meinung, der Kaufſtempel fei 
in der Weiſe zu berechnen, daß ein Zwiſchenzins von 4 vom 
Hundert von den einzelnen Preisraten von der Zeit des Ver⸗ 
tragſchluſſes bis zur Fälligkeit der einzelnen Rate in Abzug 
zu bringen ſei und verlangt von dem entrichteten Stempelbetrag 
2354. Das LG. verurteilte, das OLG. wies die Berufung zurück, 
das RG. hob auf und wies die Klage ab: Die Frage, welche Tarif⸗ 
ſtelle anzuwenden iſt, muß gemäß der Vorſchrift des 83 Abſ. 1 
Stempelſt B., nach der die Stempelpflichtigkeit einer Urkunde 
ſich nach ihrem Inhalt richtet, dahin beantwortet werden, daß 


lediglich die Tarifſtelle 33 („Kaufe und Tauſchverträge und 


andere läſtige Veräußerungsgeſchäfte enthaltende Verträge“) und 
zwar die Beſtimmung der Spalte 4 betr. „Kaufverträge“ die 
Stempelpflichtigkeit beſtimmt. Inhalts des Vertrages bildet 
nicht die Rente, ſondern der Grundbeſitz den Hauptgegenſtand 
des Vertrages; die Grundſtücke wurden „verkauft“, und der in 
16 Raten zerlegte, als „Preis“ bezeichnete Geldbetrag von 
80 000 & iſt nur die Gegenleiſtung für den Erwerb der 
Grundſtücke. Wäre die Veräußerung der Grundſtücke unmittelbar 
gegen die Gewährung von Geſellſchaftsrechten der Klägerin 
erfolgt, ſo hätte ein nach der Tarifſtelle 25 c zu verſteuerndes 
Einbringen von Grundſtücken in eine Geſellſchaft m. b. H. vor⸗ 
gelegen. Aber auch dieſen Weg haben die Vertragſchließenden 
nicht eingeſchlagen. Der Vertrag vom 6. März 1906 bezeichnet 
ſich zwar ſelbſt als „Geſellſchaftsvertrag“, die Veräußerung des 
Grundſtücks ſtellt aber hier rechtlich nicht einen Beſtandteil 
dieſes Geſellſchaftsvertrags, ſondern ein neben dieſem ſtehendes 
ſelbſtändiges Geſchäft dar (RG. 51 S. 386, 384, 340; 53, 
319 ff.7. Nach der Tarifftelle 32 iſt die Stempelabgabe 
bei Kaufverträgen nicht vom Werte des Kaufpreiſes, 
ſondern vom Kaufpreiſe ſelbſt zu berechnen; nur bei 
„anderen“ läſtige Veräußerungsgeſchäfte enthaltenden Verträgen 
beſtimmt fi der Stempel nach dem „Geſamt wert“ der Gegen⸗ 
leiſtung, wenn dieſer Wert aus dem Vertrage hervorgeht, 
andernfalls nach dem Wert des veräußerten Gegenſtandes. Im 
Vertrage vom 6. März 1906 iſt aber der Betrag von 86 0004 
ausdrücklich als Preis bezeichnet. Auch der vom Berufungs⸗ 
richter in Bezug genommene Abſ. 3 des 8 6 Stempelfi®. ſteht 
ſeiner Entſcheidung nicht zur Seite. Danach iſt bei Geld⸗ 
forderungen der aus der Urkunde erſichtliche Geldbetrag als 
„Wert“ anzuſehen. Auch dieſe Vorſchrift findet nur dann An⸗ 
wendung, wenn der Stempel ſich nach dem „Wert“ einer Geld⸗ 
forderung, nicht nach dem Nennbetrag, wie beim Kauſpreiſe, 
beſtimmt. Überdies würde im vorliegenden Fall als der aus 
der Urkunde erſichtliche Geldbetrag nur der in ihr angegebene 
Betrag von 86 000 & angeſehen werden können, nicht aber der 
erſt durch umſtändliche Rechnungen feſtſtellbare Geſamtwert der 
einzelnen Jahresraten zur Zeit des Vertragſchluſſes. Der Ge⸗ 
ſichtspunkt, daß vielleicht die Anwendung des Stempelgeſetzes 
im vorliegenden Falle zu einer Unbilligkeit führe, iſt dem be⸗ 
ſtehenden Geſetz gegenüber ohne Bedeutung und könnte nur für 
eine künftige Abänderung des Geſetzes verwertet werden. 
Offenbar hat aber der Geſetzgeber mit Abſicht aus ſteuer⸗ 
techniſchen Gründen für die Verſteuerung der Kaufverträge, die 
einen großen Teil der überhaupt ſtempelpflichtigen Urkunden 
bilden, eine durchſchlagende, weitläufige Berechnungen erſparende 
und deshalb den Stempeleingang erleichternde Regel aufftellen 
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wollen, ohne Rückſicht darauf, ob dadurch im einzelnen Falle 


der Steuerpflichtige ſtärker belaſtet wird als er bei Aufſtellung 


einer anderen Steuervorſchrift belaſtet würde. Iſt im einzelnen 
Falle der beſtimmte Kaufpreis in zwei oder drei Monatsraten 
zu zahlen, ſo würde der Steuerpflichtige kaum auf den Gedanken 
kommen, daß nicht der Nennbetrag des Kaufpreiſes, ſondern der 
Geſamtwert der Einzelraten für die Stempelberechnung maß⸗ 
gebend ſei. Rechtlich liegt aber gegenüber der Vorſchrift der 
Spalte 4 der Tarifſtelle 32 die Sache nicht anders, wenn, wie 
im vorliegenden Fall, der Preis in 16 Jahresraten zerlegt iſt. 
Auch in anderen Fällen kann die Anwendung des auf Erzielung 
ſicherer Einnahmen für den Staat gerichteten Stempelſteuergeſetzes 
eine anſcheinend unbillige Belaſtung des Steuerpflichtigen mit 
ſich bringen, ohne daß deshalb die Berechtigung des Staats 
zur Erhebung der Abgabe anzuzweifeln wäre; ſo z. B. bei der 
Verſteuerung einer Schuldverfchreibung über eine erſt nach langen 
Jahren zu zahlende Schuld, wobei der Stempelberechnung trotz⸗ 
dem nach der Tarifſtelle 58 der Kapital betrag der Schuld 
zugrunde zu legen iſt, und bei der Abtretung einer bedingten, 
betagten oder gänzlich unſicheren Forderung, falls die Gegen⸗ 
leiſtung in der Urkunde nicht enthalten iſt und deshalb der 
Stempel nach dem Geld betrage des abgetretenen Rechts zu 
berechnen iſt (Tarifſtelle 2. Pr. Fiskus c. H., U. v. 12. Juni 08, 
771/07 VII. — Celle. 

Kommunalbeamtengeſetz vom 30. Juli 1899. 

4. 87 Kommunalbeamten G. verb. mit SS 74 und 98 
des Reichsinvalidengeſetzes vom 13. Juli 1899 und 8 2 des 
preußiſchen Geſetzes vom 17. Juni 1900. Iſt bei Streitigkeiten 
zwiſchen einer Verſicherungsanſtalt und ihren Beamten eine 
Vorentſcheidung im Verwaltungsverfahren erforderlich?] 

Der Kläger, Kartenverwaltungsſekretär der Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt Brandenburg, behauptet, als Bureaubeamter der 
genannten Anſtalt angeſtellt und durch die in Ausführung des 
8 98 InvVG. vom 13. Juli 1899 erlaſſene Verfügung des 
preußiſchen Handelsminiſters und Miniſters des Innern vom 
80. November 1899 den entſprechenden Beamten des Kommunal» 
verbandes der Provinz Brandenburg im Gehalt gleichgeſtellt 
zu ſein. Trotzdem ſei ihm nicht das Gehalt der Bureau⸗ 
ſekretäre, ſondern nur das der Kanzleiſekretäre ausgezahlt, und 
er hat daher auf Zahlung der Differenz dieſer Gehälter Klage 
erhoben. Das LG. hat die Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges abgewieſen. Das Berufungsgericht hat aber über⸗ 
haupt verneint, daß der vorliegenden Klage der Einwand der 
Unzuläſſigkeit des Rechtswegs entgegen ſtehe, hat daher den 
Einwand verworfen und die Sache zur weitern Verhandlung 
in die I. Inſtanz zurückverwieſen. Das RG. hob auf und wies 
die Berufung mit der Maßgabe zurück, daß der Rechtsweg zur 
Zeit für unzuläſſig erklärt wurde: Zutreffend iſt allerdings, 
daß die Beamten der Landesverſicherungsanſtalten als mittel⸗ 
bare Staatsbeamte anzuſehen find, und daß in Preußen die 
mittelbaren Staatsbeamten prinzipiell Beſchränkungen hin⸗ 
ſichtlich des Rechtswegs nicht unterliegen. Zu Unrecht hat aber 
das Berufungsgericht die Anwendbarkeit des 8 7 Kommunal⸗ 
beamten®. verneint. Wenn durch eine Geſetzesbeſtimmung die 
„Rechte und Pflichten“ einer Beamtenkategorie auf andere über⸗ 
tragen werden, ſo kann das, da ſich die Stellung eines Be⸗ 
amten im weſentlichen in ſeinen Rechten und Pflichten erſchöpft, 
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am nächſtliegendſten doch nur dahin verſtanden werden, daß 
ihnen überhaupt dieſelbe rechtliche Stellung gewährt werden 
ſoll, wie dies bei Entſtehung des neuen Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetzes (vgl. Mot. zu 5 62a des Entwurfes, Komm B. S. 136) 
auch zum Ausdruck gekommen iſt. Übrigens läßt ſich auch ge⸗ 
rade hinſichtlich der Rechtsverfolgung von Rechten und Pflichten 
ſprechen: dem Beamten ſteht das Recht der gerichtlichen Geltend⸗ 
machung ſeiner Anſprüche zu; er hat die Pflicht, vorher den 
Bezirksausſchuß anzugehen. Wenn das Berufungsgericht weiter 
daran Anſtoß nimmt, daß der Bezirksausſchuß, eine Behörde 
der allgemeinen Landesverwaltung, die vorentſcheidende Behörde 
ſein ſoll, ſo überſieht es, daß der Bezirksausſchuß für das ge⸗ 
ſamte Verwaltungsſtreitverfahren das ordentliche Verwaltungs⸗ 
gericht iſt, und daß, hinſichtlich der Beamten, ſeine Kompetenz 
nicht auf die Bezirksbeamten beſchränkt iſt. Außerdem ſind 
aber auch die Landesverſicherungsanſtalten keineswegs ohne alle 
Verbindung mit dem Kommunalverband. Die Geſchäfte des 
Vorſtandes der Verficherungsanftalten werden nach 8 74 Inv BG. 
von einem oder mehreren Beamten des weiteren Kommunal⸗ 
verbandes wahrgenommen, und dieſe beamteten Vorſtands⸗ 
mitglieder werden von dem Kommunalverbande gewählt. Ferner 
findet, worauf die Rebiſion mit Recht hingewieſen hat, nach 
§ 2 des Geſetzes vom 17. Juni 1900 (Preuß iſche Geſetzſamml. 
S. 251) gegen Diſziplinarverfügungen des Vorſitzenden des Vor⸗ 
ſtandes der Landes verſicherungsanſtalten die Klage bei dem 
Bezirksausſchuſſe ſtatt. Nach alledem kann es keineswegs, wie 
das Berufungsgericht meint, als auffällig oder abnorm er⸗ 
ſcheinen, daß auch bei Streitigkeiten der Verſicherungsanſtalten 
mit ihren Beamten der Bezirksausſchuß als die im Verwaltungs⸗ 
verfahren vorentſcheidende Behörde beſtellt iſt, und fällt daher 
auch dieſer gegen die Anwendbarkeit des 8 7 geltend gemachte 
Grund. Da nun, wie unſtreitig iſt, der Bezirksausſchuß von 
dem Kläger noch nicht angerufen iſt, ſo iſt der Rechtsweg für 
die vorliegende Klage noch nicht eröffnet. Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt B. c. Z., U. v. 10. Juli 08, 555/07 III. — Berlin. 

Jagdordnung vom 15. Juli 1907. 

5. 8 24 JagdoO. Streit über die Nichtigkeit eines Jagd⸗ 
pachtvertrags. Zuläſſigkeit des Rechtsweges 7] 

Der Antragſteller verlangt mit ſeinem Antrage auf Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung Schutz gegen die Störung in 
Ausübung feines Jagdrechtes auf den Grundſtücken der Ges 
meinde J., das die Antragsgegnerin als Vertreterin der Ge⸗ 
meinde für nicht beſtehend erklärt hat. Dieſes Jagdrecht gründet 
der Antragſteller auf den von L. mit der Gemeinde J. am 
6. Sept. 04 geſchloſſenen Jagdpachtvertrag, in den der Antrag⸗ 
ſteller zufolge der mit Zuſtimmung der Antragsgegnerin und 
mit Genehmigung des Landrates am 14. Febr. 06 erfolgten 
Abtretung der Vertragsrechte ſeitens des L. als Pächter ein⸗ 
getreten iſt. Der Antragſteller macht alſo mit ſeinem Antrage 


die ihm auf Grund privatrechtlichen Vertrages zuſtehenden 


Rechte gegen die Antragsgegnerin geltend. Für eine ſolche 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeu find gemäß 8 13 GVG. die ordent⸗ 
lichen Gerichte zuſtändig, es ſei denn, daß durch beſondere 
geſetzliche Beſtimmung der Rechtsweg ausgeſchloſſen wäre. 
Letzteres iſt nicht der Fall. Allerdings ſtreiten die Parteien 
darüber, ob der Jagdpachtvertrag deswegen, weil das der 
Frau E. gehörige Bauerland von der Verpachtung des gemein⸗ 
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ſchaftlichen Jagdbezirkes ausgeſchloſſen worden, nichtig iſt, und 
8 24 Abſ. 2 JagdO. beſtimmt, daß Streitigkeiten über die 
Frage der Nichtigkeit zwiſchen dem Jagdvorſteher und dem 
Jagdpächter der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren 
unterliegen. Wäre dieſe Vorſchrift dahin zu verſtehen, daß in 
allen Fällen, in denen Streitigkeiten zwiſchen dem Jagdvorſteher 
und dem Jagppächter die Nichtigkeit des Jagdpachtvertrages 
zum Gegenſtande haben, die Entſcheidung hierüber im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren erfolgen ſoll, gleichviel aus welchem 
Grunde die Nichtigkeit des Vertrages geltend gemacht wird, ſo 
wäre der Reviſion zuzugeben, daß die Vorſchrift auch auf den 
vorliegenden Fall Anwendung zu finden hätte. Allerdings iſt 
der hier in Rede ſtehende Jagdpachtvertrag vor Inkrafttreten 
der Jagdordnung geſchloſſen worden. Aber von Belang wäre 
es nicht, wie der Berufungsrichter meint, daß die Jagdordnung 
ſich keine rückwirkende Kraft beilegt, noch, daß nach 8 84 die 
vor dem 1. Mai 07 abgeſchloſſenen Jagdpachtverträge bis zu 
ihrem Ablauf in Kraft bleiben ſollen. Denn der Antrag auf 
Erlaß der einſtweiligen Verfügung iſt nach Inkrafttreten der 
Jagdordnung geſtellt worden, und geſetzliche Beſtimmungen, 
die eine Regelung der Zuſtändigkeit zur Entſcheidung von 
Rechtsſtreitigkeiten enthalten, insbeſondere den Rechtsweg für 
gewiſſe Streitigkeiten ausſchließen und die Entſcheidung hierüber 
anderen Behörden als den ordentlichen Gerichten zuweiſen, ſind 
Vorſchriften öffentlichen Rechtes, die auf alle von ihnen um⸗ 
faßten, unter ihrer Herrſchaft zur Entſcheidung gelangenden 
Streitigkeiten ohne weiteres zur Anwendung zu bringen find, 
mögen auch die Rechtsverhältniſſe, aus denen ſich die Streitig⸗ 
keiten ergeben, vor dem betreffenden Geſetze begründet worden 
fein. Es beſtimmt aber der dem genannten Abſ. 2 des 8 24 
JagdO. vorangehende Abſ. 1: „Pachtverträge, die gegen die 
vorſtehenden Vorſchriften verſtoßen, ſind nichtig“. Für die 
Fälle alſo, in denen gegen die dem 8 24 vorangehenden, auf 
Pachtverträge bezüglichen Vorſchriften verſtoßen iſt, verordnet 
die Jagdordnung beſonders die Nichtigkeit der Pachtverträge, 
auch wenn dieſe nach den für derartige Verträge allgemein 
geltenden Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes als rechts⸗ 
beſtändig zu erachten wären. Aus dem Zuſammenhalte des 
Abſ. 2 mit dem Abſ. 1 des 8 24 ergibt ſich aber, daß unter 
den dort den Verwaltungsgerichten zur Entſcheidung zugewieſenen 
Streitigkeiten „über die Frage der Nichtigkeit“ nur Streitig⸗ 
keiten bezüglich des Vorliegens ſolcher Nichtigkeitsgründe zu 
verſtehen find, über die der Abſ. 1 Beſtimmung trifft; denn 
von anderen Nichtigkeitsgründen als denen, die nach dem Abſ. 1 


aus Verſtößen gegen die vorangehenden Vorſchriften folgen 


ſollen, iſt vorher überhaupt nicht die Rede. Es iſt alſo im 
Abs. 2 hinter den Worten „über die Frage der Nichtigkeit“ 
ergänzend hinzuzudenken: „die im Abſ. 1 beſtimmt iſt“. Dies 
ſindet eine Beſtätigung darin, daß in der Begründung zu dem 
Entw. des Geſetzes, betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher 
Jagdbezirke, vom 4. Juli 05, aus dem die SS 3 bis 7 wörtlich 
in die 88 20 bis 24 Jagd. übernommen worden find, zu 
§ 7 bemerkt iſt: „Pachtverträge, die den Beſtimmungen der 
vorhergehenden Paragraphen zuwider abgeſchloſſen 
werden, ſollen nichtig ſein. Die Entſcheidung hierüber ſoll 
beim Streit zwiſchen Jagdpächter und Jagdvorſteher zur 
Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtſprechung von den Ver⸗ 
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waltungsgerichten erfolgen, weil dieſe Gerichte mit den hiermit 
im Zuſammenhang ſtehenden Entſcheidungen befaßt ſind, wenn 
die Jagdpolizeibehörde es für angezeigt erachtet, die Ausübung 
der Jagd auf Grund eines ſolchen nichtigen Pachtvertrages zu 
verbieten“ (Druckſ. des Herrenhauſes 1904/05 Nr. 61 S. 239). 
Iſt aber hiernach die im Abſ. 2 des S 24 verordnete Zus 
ſtändigkeit der Verwaltungsgerichte nicht allgemeinhin für 
Nichtigkeitsſtreitigkeiten jeder Art gegeben, ſondern auf Streitig⸗ 
keiten über diejenigen Fälle der Nichtigkeit beſchränkt, die durch 
den Abſ. 1 von der Jagdordnung beſonders beſtimmt worden 
ſind, ſo ergibt ſich von ſelbſt, daß die Zuſtändigkeitsvorſchrift 
des Abſ. 2 auf den vorliegenden Fall keine Anwendung finden 
kann. Denn die Fälle der Nichtigkeit, die von der Jagd⸗ 
ordnung beſonders verordnet ſind, kommen für den hier in 
Rede ſtehenden, vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſenen 
Jagdpachtvertrag nicht in Betracht; vielmehr beſtimmt ſich die 
Frage, ob der Vertrag nichtig iſt, nach den zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes geltenden Geſetzen. Der Rechtsweg iſt alſo 
durch Abſ. 2 des § 24 Jagd. nicht ausgeſchloſſen. Ferner 
folgt die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte auch nicht, wie 
die Reviſion geltend zu machen ſucht, aus dem vorgenannten 
8 7 des Jagdverwaltungsgeſetzes etwa deswegen, weil der 
Antragſteller erſt am 14. Februar 1906, alſo unter der Herr⸗ 
ſchaft dieſes Geſetzes Jagdpachtrechte erlangt hat. Denn dieſes 
Geſetz iſt durch 8 86 Nr. 8 JagdO. aufgehoben; feine Zu⸗ 
ſtändigkeitsvorſchriften haben daher für die Frage, ob die gegen⸗ 
wärtige Rechtsſtreitigkeit der Entſcheidung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren unterliegt, überhaupt keine Bedeutung mehr. 
J. c. K., U. v. 6. Aug. 08, 357/08 VII. — Berlin. 


Vom Oberverwaltungsgericht.“) 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres in Berlin. 


Umfang der Beweisaufnahme beim Sachverſtändigen— 

beweiſe. Was iſt unter der zum Mühlenbetrieb im 

Sinne des Geſetzes vom 28. Februar 1843 f 16 b not⸗ 
wendigen Waſſermenge zu verſtehen? 

Der Vorderrichter ſtützt ſeine Entſcheidung auf die Gut⸗ 
achten des Meliorationsbauinſpektors A. und des gerichtlich 
für das Mühlengewerbe beeideten Sachverſtändigen K., obſchon 
der Beklagte das K.ſche Gutachten unter Bezugnahme auf das 
vorgelegte Gutachten des ebenfalls für das Mühlenbaugewerbe 
gerichtlich beeideten Sachverſtändigen Ku. bemängelt hatte. Das 
„Eingehen auf dieſes Gutachten“ lehnte der Vorderrichter auf 
Grund ſeines Rechts zur Beſtimmung des Umfanges des Sach⸗ 
verſtändigenbeweiſes ab, da ihm die bisherigen Gutachten völlig 
genügten. N 

Dieſe Erwägung iſt nicht haltbar. 

Für den Richter kommen die Sachverſtändigen freilich nur 
als Gehilfen für die Urteilsfindung in Betracht. Deshalb läßt 
ſich eine Reviſion mit Erfolg nicht ſchon darauf ſtützen, daß 
der Richter die beantragte Anhörung von Sachverſtändigen 
nicht in dem beantragten Umfange hat eintreten laſſen. 
Die Kenntnisnahme von dem Inhalt der von einer Partei 
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vorgelegten Gutachten Sachverſtändiger darf der Richter 
indes überhaupt nicht und vollends nicht ſchon deshalb ablehnen, 
weil er ſich über die zu treffende Entſcheidung bereits ſchlüſſig 
gemacht habe. Er iſt zur Kenntnisnahme von ihrem Inhalt 
ebenſo verpflichtet, wie es für vorgelegte Beweisurkunden und 
tatſächliche Anführungen überhaupt zutrifft. Ihr Inhalt muß 
bei der mündlichen Verhandlung zum Vortrag gelangen. Für 
die Entſcheidung darf von ihrer Würdigung dann nicht abgeſehen 
werden, wenn ſie eine von dem Richter für die Entſcheidung 
als weſentlich erachtete Tatfrage betreffen. 

Abgeſehen von dieſem weſentlichen Mangel im Verfahren 
iſt der Vorderrichter auch unter Verkennung der Rechtslage 
dazu gelangt, ſeine Entſcheidung auf die berückſichtigten Gut⸗ 
achten zu ſtützen. 

Der Beklagte nimmt einen beſonderen Rechtstitel zur aus⸗ 
ſchließlichen Benutzung des ſeiner Mühle zufließenden ganzen 
Waſſers oder eines beſtimmten Teiles desſelben nicht in An⸗ 
ſpruch. Sein Widerſpruch iſt gleichwohl gemäß § 16 lit. b des 
Geſetzes über die Benutzung von Privatflüſſen vom 28. Februar 
1843 dann begründet, wenn ſeiner Mühle „das zum Betriebe in 
dem bisherigen Umfange notwendige Waſſer entzogen wird“. 

Im Anſchluſſe an die Rechtſprechung des vormaligen Ober⸗ 
tribunals (Entſch. 35, 177) und des RG. (Gruchot 31, 418 
und PrVerwBl. 18, 505) legt der Vorderrichter dieſe Vorſchrift 
dahin aus, daß es nicht darauf ankäme, was der erſte Richter 
angenommen hat, nämlich ob das übrig bleibende Waſſer zum 
Betrieb der Mühle in dem Umfange genüge, wie er bei Ver⸗ 
kündung des Geſetzes rechtmäßig ſtattgefunden hat, ſondern 
darauf, ob die Berieſelung die Waſſermaſſe in dem zum Betrieb 
der Mühle bei Verkündung des Geſetzes notwendigen Umfange 
entzieht. Was der Vorderrichter hiermit ausſprechen will, geht, 
wie der Bezugnahme auf die gerichtlichen Urteile zu entnehmen 
iſt, dahin, daß es für die Beſtimmung des „in dem bisherigen 
Umfange notwendigen Waſſers“ nicht darauf ankäme, wie ſich 
der Betrieb der Mühle bei Verkündung des Geſetzes tatſächlich 
geſtaltet hat, ſondern darauf, wie er ſich nach der Art der 
Einrichtung der Mühle zur Zeit der Verkündung des Geſetzes 
geſtalten konnte. Dem iſt wie auf Grund des Wortlautes, 
ſo auch insbeſondere auf Grund der von dem Obertribunal an⸗ 
gezogenen Motive beizutreten. Danach ſoll fi der Umfang 
der Waſſermaſſe, auf die der Müller in Ermangelung eines 
beſonderen Rechtstitels Anſpruch habe, beſtimmen, „nicht nach 
der Qantität des Mahlgutes, ſondern einerſeits nach der kon⸗ 
zeſſionierten oder hergebrachten Beſchaffenheit und Größe des 
Mühlenwerkes, der Zahl der Gänge, vorausſetzlich einer zweck⸗ 
mäßigen Einrichtung, andererſeits nach der konzeſſionierten oder 
hergebrachten Zeit zum Mahlen. Was der Müller hiernach an 
Waſſer bedürfe, müſſe demſelben verbleiben, mehr könne er 
nicht verlangen“ uſw. 

Die Rechte der Beſitzer von Mühlen, die bei dem Inkraft⸗ 
treten des Privatflußgeſetzes bereits beſtanden haben, gehen 
danach weiter als die Rechte der Beſitzer erſt ſpäter errichteter 
Mühlen. 

Die letzeren ſind, wie das RG. zutreffend ausführt, gegen⸗ 
über Stauanlagen der Oberlieger, die ſich in den Grenzen der 
dem Uferbeſitzer in den SS 1, 13 des genannten Geſetzes zus 
geſtandenen Befugniſſe halten, auf den Schutz beſchränkt, den 
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8 13 Nr. 2 jedem Unterlieger eröffnet, nämlich darauf, daß das 
abgeleitete Waſſer, ſoweit es nicht verdunſtet oder verſickert, 
dem Fluß wieder zugeleitet wird, bevor er das Ufer eines fremden 
Grundflüdes berührt (RG. 26, 300 f. und Urt. vom 22. Dez. 
1906 bei Schultz Jahrb. für Entſch. 4, 156). 

Die erſteren ſind, worin dem RG. ebenfalls beizutreten 
iſt, in dem Beſitzſtande bezüglich derjenigen Waſſermenge geſchützt, 
deren ſie nach der Art ihrer Mühle zur Zeit des Inkrafttretens 
des Geſetzes bei zweckmäßiger Einrichtung und Unterhaltung 
bedurſten, um ihre Mühle in der für den Mühlenbetrieb offenen 
Zeit dauernd in Betrieb zu halten, gleichviel, welche Menge an 
Mahlgut damals zur Verfügung ſtand und jetzt zur Verfügung ſteht 
und gleichviel, ob die Mühle jetzt infolge verbeſſerter Einrichtung, 
wie z. B. Turbinenanlage den gleichen Nutzeffekt mit einer 
geringeren Waſſerkraft erzielen kann (. RG., Gruchot 31, 418 
und PrVerwBl. 18, 505 f.). In dem Wortlaut des $ 16 lit. b 
kommt nicht zum Ausdruck, daß der Müller an dem zum Betriebe 
in dem bisherigen Umfange notwendigen Waſſer infolge einer 
Bewäſſerungsanlage einen gewiſſen Verluſt dauernd oder vor⸗ 
übergehend dulden muß. Daß eine derartige Beſchränkung des 
Müllers in ſeinem Beſitzſtand nicht beabſichtigt worden iſt, läßt 
ſich auch daraus entnehmen, daß hierauf bei der Vorberatung 
des Geſetzes gerichtete Anträge ſchließlich im Geſetz keine Berück⸗ 
ſichtigung gefunden haben. 

Für die Anwendung des 8 16 lit. b iſt demnach in Er⸗ 
mangelung einer einſchränkenden Vorſchrift davon auszugehen, 
daß der Müller den durch die Verdunſtung bei der Berieſelung 
eintretenden Verluſt an Waſſer weder ganz noch zu einem ge⸗ 
wiſſen Teil dauernd oder für eine gewiſſe vorübergehende Zeit 
zu dulden genötigt iſt, wenn ihm dadurch das zum Betriebe im 
bisherigen Umfange im vorerörterten Sinne nötige Waſſer ganz 
oder zum Teil entzogen wird. Ob eine Entziehung des nötigen 
Waſſers im Einzelfall vorliegt, iſt freilich eine Frage tatſächlicher 
Art, die im verneinenden Sinne auch dann entſchieden werden 
darf, wenn der Verluſt an Waſſer ſo geringfügig iſt, daß er den 
Betrieb der Mühle nicht eigentlich zu ſtören vermag. Daran 
jedoch iſt feſtzuhalten, daß der Müller einer weitergehenden 
Entziehung von Waſſer widerſprechen darf, auch wenn ſie nur 
zeitweilig ftattfindet, vorausgeſetzt, daß es ſich nicht etwa um 
eine Störung des Waſſerzufluſſes für einen geringfügigen Zeit⸗ 
raum handelt. Erweiſt ſich danach der Widerſpruch des Müllers 
als berechtigt, dann kommt es auch darauf nicht an, ob ihm 
infolge der Berieſelung zu gewiſſen Zeiten das Waſſer ſtärker 
und regelmäßiger zufließt. Was der Müller durch die Be⸗ 
rieſelung gewinnt, kommt ausgleichend gegenüber ſeinem durch 
ſie bedingten Verluſt an dem nötigen Waſſer allein bei Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigung in Betracht, die ihm der Unternehmer 
der Berieſelungsanlage für die Aufgabe ſeines Widerſpruches 
zu gewähren hat. B. c. Graf v. Th. W. U. v. 2 Mai 07, 
III 966. Rep. Nr. III C 270/06. Bezirksausſchuß Oppeln. 


Petitionen des Verbands Deutſcher Bureaubeamten. 


Der Verband Deutſcher Bureaubeamten (Sitz Leipzig) hat 
Ende März d. J. an den Reichstag zwei Petitionen ge⸗ 
richtet; die eine wegen Errichtung einer geſetzlichen Intereſſen⸗ 
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weſentlichen Inhalt geben wir nachſtehend wieder: 

Dem hohen Reichstag geſtatten wir uns nun für die geſetzliche 

Intereſſenvertretung der Bureaubeamten zwei Wege vorzuſchlagen: 
1. Schaffung ſelbſtändiger Arbeitskammern für alle Arbeit⸗ 
nehmer mit Fachabteilungen für die verſchiedenen Berufs⸗ 
gruppen. 

In ſolchen Kammern, die vor der unter 2 genannten Ein⸗ 
richtung den Vorzug hätten, daß alle Bureauangeſtellten (nicht nur 
die bei Rechtsanwälten und Notaren beſchäftigten) berückſichtigt 
werden, müßte eine beſondere Abteilung für Bureaubeamte vor⸗ 
geſehen werden. 

Wünſchen die geſetzgebenden Körperſchaſten keine ganz ſelb⸗ 
ſtändigen Kammern, ſo läßt ſich unſer Wunſch auch durch An⸗ 
gliederung der Arbeitskammern an die Arbeitsgerichte erreichen, 
wenn nach einem vom Staatsſekretär Grafen Poſadowsky ſchon 
einmal befürworteten Plane die Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte 
verſchmolzen und durch Ausdehnung auf alle Arbeitnehmer zu um⸗ 
faſſenden Arbeitsgerichten mit Unterabteilungen für die verſchiedenen 
Berufsgruppen gemacht werden. Eine ſolche Löſung würden die 
Bureaubeamten mit beſonderer Freude begrüßen, weil ſie ihnen 
zugleich mit der ſozialen Vertretung auf den ſegensreichen, raſchen, 
billigen und ſachverſtändigen Rechtsweg brächte, den jetzt aus⸗ 
ſchließlich gewerbliche Arbeiter, Handlungsgehilſen und ein Teil 
der techniſchen Angeſtellten genießen. Die Einrichtung würde zu⸗ 
gleich ein Schritt zur Vereinfachung des ſozialen Rechtes und des⸗ 
wegen im allgemeinen Intereſſe zu wünſchen ſein. 

Nach der Begründung des Geſetzentwurfs ſollen die Arbeits⸗ 
kammern u. a. befugt ſein, Erhebungen über die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe der in ihnen vertretenen Gewerbszweige zu veranſtalten, 
Veranſtaltungen und Maßnahmen, welche die Hebung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage und der allgemeinen Wohlfahrt der Arbeitnehmer 
zum Zwecke haben, anzuregen und mitzuwirken uſw. Und nach 
den Ausführungen des Herrn Staatsſekretär von Bethmann ⸗Hollweg 
in der 115. Sitzung des hohen Reichstags vom 4. dieſes Monats 
ſollen die Arbeitskammern u. a. auf dem Gebiete der Lohn⸗ 
bewegungen tätig werden. Wie nötig dieſe Aufgaben gerade bei 
den Bureaubeamten find und wie ſegensreich fie insbeſondere hier 
wirken werden, beweiſt die Überaus mißliche Lage dieſer Schicht 
der Angeſtellten, von der ſpeziell der Verband Deutſcher Bureau⸗ 
beamten in feiner Petition an den hohen Reichstag vom 17. März 1907 
in der ihr beigegebenen Anlage II durch „Erhebungen über die 
wirtſchaftliche Lage der Bureaubeamten, die bei Rechtsanwälten 
und Notaren beſchäftigt ſind“, unwiderlegbare Beweiſe erbracht hat. 
Einen weiteren Beweis der kläglichen Beſoldung der Bureaubeamten 
bei Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden, ſowie in privaten 
Betrieben und damit der unbedingten Notwendigkeit der Ein⸗ 
beziehung der Bureaubeamten in die zu errichtenden Arbeitskammern 
hoffen wir durch die unſerer heutigen Petition beigegebenen Anlage 
erbracht zu haben. 

2. Abänderung und Ergänzung der beſtehenden Rechts⸗ 
anwaltsordnung und Errichtung einer Gehilfenkammer. 

In demſelben Sinne petitionierte der Verband Deutſcher 
Bureaubeamten zu Leipzig bereits vor einem Jahr, indem er 
folgenden 

Entwurf einer Novelle zur Rechtsanwaltsordnung 
unterbreitete: 

Die Rechtsanwaltsordnung wird wie folgt abgeändert und 
ergänzt: 

§ 49 Ziffer 1 erhält folgenden Wortlaut: 

Die Aufſicht über die Erfüllung der den Mitgliedern ob⸗ 
liegenden Pflichten zu üben, auf ein erträgliches Verhältnis zu 
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den Mitgliedern der Kammer und ihren Angeftellten hinzuwirken 
und die ehrengerichtliche Strafgewalt zu handhaben. 


Der 3. Abſchnitt der Rechtsanwaltsordnung erhält folgenden 
Unterabſchnitt: 
b) Gehilfenkammern. 


§ 61a. Die bei den Mitgliedern der Anwaltskammer be: 
beſchäftigten volljährigen Angeſtellten nehmen an der Erfüllung 
der Aufgaben der Anwaltskammer teil, ſoweit ihr Arbeits⸗ 
verhältnis in Frage ſteht. Zu dieſem Zwecke bilden ſie eine 
Gehilfenkammer. 

8 61b. Die Gehilfenkammer hat einen Vorſtand zu wählen, 
der aus ebenſoviel Mitgliedern zu beſtehen hat, wie der Vorſtand 
der Anwaltskammer. 

Die Wahl erfolgt nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 

Die nähere Regelung der Wahl hat durch die Geſchäfts⸗ 
ordnung der Gehilfenkammer zu erfolgen. 

Wahlberechtigt ſind die in der Mitgliederliſte aufgeführten 
Angeſtellten, die ſich durch eine von dem Vorſtande der Gehilfen⸗ 
kammer auszuſtellende Karte legitimieren. 

Wählbar ſind nur ſolche, bei Mitgliedern der Anwaltskammer 
beſchäftigte volljährige Angeſtellte, die ſich im Beſitz der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte befinden. Auf die Amtsdauer findet § 44 An⸗ 
wendung. 

Der Vorſtand wählt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Schriftführer, ſowie je einen Stellvertreter für dieſe. Das 
Ergebnis der Wahl iſt dem Oberlandesgerichtspräſidenten und dem 
Vorſtand der Anwaltskammer anzuzeigen. 


8 6lc. Der Vorſtand der Gehilfenkammer iſt bei der Regelung 
des Lehrlings⸗ und Fortbildungsſchulweſens, der Arbeitsverhältniſſe, 
der Erſtattung von Gutachten über geſetzliche Regelung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe und bei der Begründung und Verwaltung aller Ein⸗ 
richtungen zu beteiligen, für welche die Angeſtellten Beiträge ent⸗ 
richten oder eine beſondere Mühewaltung übernehmen oder welche 
zu ihrer Unterſtützung beſtimmt find. 

Der Vorſtand der Gehilfenkammer iſt berechtigt, Anträge an 
die Anwaltskammer, welche dieſe Gegenſtände betreffen, zu ſtellen. 
Die Feſtſetzung der Normalarbeitszeit, der Normalarbeitsvergütung 
und der Kündigungsfriſt unterſteht der Anwaltsgehilfenkammer. 
Dem Antrage der Anwaltsgehilfenkammer auf Feſtſetzung ſolcher 
Beſtimmungen muß entſprochen werden. 

Der Borftand der Gehilfenkammer iſt zu jeder Sitzung der 
Anwaltskammer zuzuziehen, in denen die in Abſatz 1 aufgeführten 
Gegenſtände behandelt werden; ſeine Mitglieder haben bei den 
gemeinſamen Beratungen Stimmrecht. 

Die nähere Regelung bezüglich ſeiner Beteiligung hat durch 
die Geſchäftsordnung der Anwaltskammer mit der Maßgabe zu 
erfolgen, daß die Beſchlüſſe bei gemeinſamer Beratung der Vor⸗ 
ſtände der Anwaltskammer und der Gehilfenkammer mit abſoluter 
Mehrheit gefaßt werden. 

§ 61d. Auf den Geſchäftskreis und die Geſchäftsführung 
der Gehilſenkammer finden die 85 48, 51 bis einſchließlich 57 
Anwendung, ſoweit nicht in den vorſtehenden Beſtimmungen Ab⸗ 
weichungen enthalten ſind. 


Die zweite Petition erſtrebt Ausdehnung der Be⸗ 


ſtimmungen der beiden Abſätze des § 63 HGB. durch zwingendes 


Recht auf die Bureaubeamten. (Fortzahlung des Gehaltes in Krank⸗ 
heitsfällen auf 6 Wochen und Unzuläſſigkeit von Gehaltsabzügen 
mit Rückſicht auf das Krankengeld.) Sie hat folgenden Inhalt: 
Den Handlungsgehilfen ift durch §8 63 des Handelsgeſetz⸗ 
buches die Befugnis zugeſprochen worden, daß ihnen in Krankheits⸗ 
fällen der Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt bis zur Dauer 
von 6 Wochen erhalten bleibt und daß ihnen unbeſchadet deſſen 
die Anſprüche aus der Kranken⸗ oder Unfallverſicherung nicht 
geſchmälert werden. Dieſe reichsgeſetzliche Befugnis beſitzen die 
Burcaubeamten nicht. Sie haben ſich vielmehr den Betrag 
anrechnen zu laſſen, den ſie von einer Krankenkaſſe oder aus 
einer Unfallverſicherung erhalten. (S 616 Abſ. 2 des BGB.) 
Während demnach die Handlungsgehilfen vom Geſetzgeber bevorzugt 
werden, werden die Bureaubeamten von ihm benachteiligt. Und 
doch gehören beide Gruppen zu den wirtſchaftlich Unſelbſtändigen; 
beide ſtehen ſich in ſozialer Hinſicht vollkommen gleich, wenn von 
den Ausnahmen, die ſpäter erwähnt werden, jetzt abgeſehen wird. 
Gleich den Handlungsgehilfen ſtellen auch die Bureaubeamten ihre 
geſamte Arbeitskraft in den Dienſt des Arbeitgebers. Wie den 
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Handlungsgehilfen verſagt das Geſetz den Bureaubeamten die 
Möglichkeit zur Erlangung einer Selbſtändigkeit. Ihre Tätigkeit 
hat ausſchließlich im Geſchäftsbetriebe des Prinzipals Verwendung 
zu finden. Trotz dieſer gleichen Verhältniſſe iſt die Rechtslage der 
Handlungsgehilfen und Bureaubeamten nicht die gleiche. Dieſe 
unterſchiedliche Behandlung der Rechtslage empfinden die Bureau⸗ 
beamten als eine große Ungerechtigkeit und Härte. Sie waren 
daher mit Recht der Meinung, daß ihre Wünſche in der eingangs 
erwähnten Petition durch den Regierungsgeſetzentwurf, betr. 
die Anderung des 8 63 HGB., Berückſichtigung finden würden. 
Dies iſt aber nicht geſchehen. Es iſt aber auch nicht geſchehen 
bei der Beratung des Entwurfs durch den hohen Reichstag in 
den Sitzungen vom 11. und 13. Januar d. Is., in denen mit 
keiner Silbe an die Bureaubeamten gedacht worden iſt. 


Im Intereſſe ſozialer Gerechtigkeit haben ſich in den erwähnten 
Sitzungen mit durchſchlagenden Gründen faſt alle Parteien gegen 
die Entziehung einer vor einem Jahrzehnt nach gründlicher Prüfung 
gewährten geſetzlichen Wohltat der Handlungsgehilfen erklärt. 
Gerade bei dieſer Gelegenheit wäre es doch wirklich nicht ſo ſchwer 
geweſen, ſich zu erinnern, daß auch einmal die Bureaubeamten in 
den Genuß ſozialpolitiſcher Wohltaten kommen müſſen. Die 
kärgliche Beſoldung, die den Bureaubeamten nicht nur in privaten 
Betrieben, ſondern auch von Reichs-, Staats⸗ und Gemeindebehörden 
zuteil wird, wie durch den in Anlage J erſichtlichen Aufſatz: 
„Aus dem Stande des Elends“ genügend dargelegt ſein dürfte, 
iſt wohl der beſte Beweis für die unbedingte Notwendigkeit einer 
ſofortigen Verbeſſerung der gegenwärtigen troſtloſen Rechtslage 
der Burcaubeamten. Die dort feſtgelegten Tatſachen enthüllen die 
beſtehende Notlage der Bureaubeamten mehr, als lange Klagen es 
vermögen. Es iſt geradezu ſkandalös, wenn z. B. Bureauvorſteher 
bei Breslauer Rechtsanwälten, zumeiſt Männer mit reifer praktiſcher 
Erfahrung, welche noch dazu ſehr verantwortungsvolle Vertrauens⸗ 
poſten einnehmen, mit Gehältern abgeſpeiſt werden, wie ſie 
Handlungsgehilfen vielleicht nach eben beendeter Lehrzeit erhalten. 
Ein Bureauvorſteher iſt doch unzweifelhaft höher zu bewerten, als 
ein unerfahrener jugendlicher Handlungsgehilfe. Nach der Lohn⸗ 
ſtatiſtik der Breslauer Ortskrankenkaſſe für Bureauangeſtellte 
beſchäftigten die Breslauer Rechtsanwälte im vorigen Jahre 
144 männliche und 77 weibliche Angeſtellte bei einem Monatslohn 
von weniger als 25 4, 86 männliche und 59 weibliche Perſonen 
erhielten weniger als 50 %, 60 männliche und 39 weibliche 
unter 75 4 und 44 männliche und 14 weibliche Angeſtellte unter 
100 l monatlich. Nur 97 männliche und 9 weibliche, das iſt 
etwa ½ aller 591 Angeſtellten, werden mit über 100 & monatlich 
entlohnt, während über weit ein Drittel aller Angeſtellten mit 
dem völlig ungenügenden Monatslohne von weniger als 25,4 
abgefunden werden. Die Gehalte der Bureauvorſteher gehen 
ſogar bis 60. % herunter. Gegenüber den Werkmeiſtern und 
techniſchen Angeſtellten, Handlungsgehilfen, Arbeitern uſw. iſt, wie 
auch heute wieder wir zu beweiſen in der Lage ſind, der Stand 
der Bureaubeamten der überhaupt am ſchlechteſten geſtellte. Es 
wäre daher hier in erſter Linie geboten, daß dieſer Stand durch 
Reichsregierung und Reichstag gehoben und ihm endlich wenigſtens 
die Vorteile der beſſer geſtellten Volkskreiſe aus dem Arbeit⸗ 
nehmerſtande gewährt würde. 


Durch die Überweifung der von der Reichstagsmehrheit be: 
fürworteten Vorlage an eine Kommiſſion von 14 Mitgliedern ver⸗ 
langt die Rechtsentwicklung mit unerbittlicher Konſequenz zunächſt 
eine entſprechende Anderung des § 1336 Abſ. 2 der Gewerbe 
ordnung auch für die Werkmeiſter und techniſchen Angeſtellten. 
Dann iſt aber auch § 616 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
nicht mehr haltbar. Solchenfalls muß auch den Bureaubeamten 
im Falle einer Erkrankung neben dem Gehalte für die Dauer von 
6 Wochen das Krankengeld gewährt werden, wenn der von der 
Reichstagsmehrheit eingenommene Standpunkt für die Handlungs⸗ 
gehilfen tatſächlich Geſetz werden ſollte. Daß dieſe Notwendigkeit 
für die Bureaubeamten gegeben iſt, haben wir ſoeben ausgeführt 
und nachgewieſen. 


Deshalb geſtatten wir uns an den hohen Reichstag namens 
der von uns vertretenen 4000 Mitglieder das ehrerbietigſte Er⸗ 
ſuchen zu richten: 

auch den bereits wiederholt zum Ausdruck gebrachten Be⸗ 
ſtrebungen der Bureaubeamten auf Ausdehnung der 
Beſtimmungen in den beiden Abſätzen des 8 63 HGB. 
durch zwingendes Recht auf die Bureaubeamten fein Wohl: 
wollen auszuſprechen und einen Abzug vom Krankengelde 
für unzuläſſig zu erklären. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechts aumälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Celle hat der Kaſſe abermals eine Beihilfe von 2500 4 
gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für die 
reiche Beihilfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Die Lüge im Prozeß. 
Ein Wort der Abwehr. 


Von Neumann. 


Unter der Überfchrift „Die Lüge im Prozeß“ behandelt 
Geheimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Hellwig in Nr. 40 der 
„Woche“ von 1908 den dem Reichstage vorgelegten Entwurf 
einer Prozeßnovelle vor dem großen Leſerkreiſe dieſes populären 
Blattes. Nicht techniſche Einzelheiten will er erörtern, ſondern 
nur die große Frage der Prozeßverſchleppung, inſoweit ſie ihren 
Grund habe in der weitverbreiteten und betätigten Anſicht, daß 
im Prozeß die Lüge ein ſtatthaftes Kampfmittel ſei. 

Daß innerhalb wie außerhalb der Prozeſſe viel gelogen 
wird, iſt eine Tatſache, über die nicht zu ſtreiten iſt. Und 
über die Moral derer, die Lüge und Falſcheid für erlaubte 
Waffen im Prozeſſe halten, iſt kein Streit. Verwahrung aber 
muß eingelegt werden gegen die leichte Art, in der der hoch⸗ 
geſtellte Rechtslehrer vor einem großen, mehr gläubigen als 
kritiſchen Publikum das Anſehen der deutſchen Rechtſprechung 
gefährdet. Wenn Hellwig meint, wir dürfen uns nicht ver⸗ 
hehlen, daß das Vertrauen in die Rechtspflege zu ſchwinden 
beginne, und er ſchnelle Hilfe verlangt, ſo muß ihm erwidert 
werden, daß derartige in das große Publikum von einem an⸗ 
geſehenen Manne hineingeworfene Außerungen mehr Schaden 
ſtiften als die von ihm unter ſtarker Uebertreibung gerügten 
Mißſtände. 

„Aus dem Verhandlungsprinzip wird das Recht zur 
Lüge abgeleitet. Im Prozeß ſoll die Lüge erlaubt und 
ſtraflos ſein.“ 

Wer hat dieſe Sätze aufgeſtellt und wo werden ſie in der 
Praxis befolgt und gebilligt? Wo und wann hat Hellwig ſeine 
praltiſchen Erfahrungen geſammelt, die ihn zu dieſen Sätzen 


veranlaſſen? Das mag er uns des genaueren darlegen. Die 
JW. wird gern den Raum hierfür zur Verfügung ſtellen; denn 
die Organe der Rechtspflege, zu denen die Rechtsanwaltſchaft 
zählt, haben das größte Intereſſe daran, über die tatſächlichen 
Grundlagen ſolcher ungeheuerlichen . aurgenäst zu 
werden. 

Die bewußt wahrheitswidrige Aufftellung einer Behauptung, 
zumal zur Erlangung eines rechtswidrigen Vorteils, iſt ſtets 
und überall verwerflich; das braucht uns die ZPO. nicht 
erſt zu ſagen. Und inwieweit in der wahrheitswidrigen 
Prozeßbehauptung ein Betrug oder ein Betrugsverſuch liegt, iſt 
nach den Vorſchriften des StGB. zu beurteilen. Der Rechts⸗ 
anwalt, der bewußt wahrheitswidrige Behauptungen im Prozeß 
aufſtellt, vergeht ſich gegen die Pflichten ſeines Berufs und hat 
ehrengerichtliche Beſtrafung verwirkt. Auch dazu bedürfen wir 
weder der Aufſtellung der Wahrheitspflicht in der Prozeß⸗ 
ordnung noch der Ermahnung von außen! Das hätte Hellwig 
wiſſen müſſen, wenn er ſich der Mühe unterzogen hätte, die 
Rechtſprechung unſeres Ehrengerichtshofs einzuſehen. 

So wird in einer Entſcheidung dieſes N (6, 96) 
ausgeführt: 

„Es iſt als feſtſtehender Grundſatz vom EGH. wiederholt 
anerkannt worden (vgl. Entſch. 4 S. 25, 31), daß 
es mit der Pflicht gewiſſenhafter Ausübung der Be⸗ 
rufstätigkeit völlig unvereinbar iſt, wenn ein Rechts⸗ 
anwalt in einem Prozeſſe wiſſentlich unwahre Tatſachen 
behauptet und den Schein der Wahrheit durch Angabe 
von Beweismitteln noch beſonders bekräftigt.“ 

Wenn Hellwig ſagt: 

„Die Rechtsanwälte ſollten am meiſten dahin wirken, 

daß die Wahrheitspflicht im Geſetz ausgeſprochen wird. 

Sie hätten dann in ihrem Kampfe gegen die Winkel⸗ 

konſulenten eine ganz andere Poſition und beſäßen ein 

ſcharfes Mittel, um ihren Stand von den Elementen 

zu ſäubern, die nach Art des alten Advokaten handeln, 

der zu dem Bauern ſagte: „Mir muß Er die Wahrheit 
ſagen, das Lügen beſorge ich,“ 

ſo erregt er damit die Vorſtellung, daß ohne dieſe Vorſchrift 

die Reinerhaltung des Standes bisher nicht in gleichem Maße 

möglich war. Damit ſetzt er, trotzdem er ſelbſt Vortrefflichkeit 

unſerem Stande nachrühmt, dieſen in den Augen des Publikums 
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herab. Und es kann ihm nicht der Vorwurf erſpart bleiben, 
daß er mit ſeiner Meinung vor das große Publikum trat, 
ohne ſie ſo geprüft zu haben, wie die gebotene Rückſicht auf 
die Rechtsanwaltſchaft es verlangt, nämlich an der Hand der 
Rechtſprechung des Ehrengerichtshofs. 

Unſer Widerſtand gegen die Prozeßvorſchrift: 

„der Richter hat auf wahrheitsgemäße Erklärungen der 

Parteien hinzuwirken“, 
beruht nicht auf mangelnder Liebe zu Wahrheit und Wahr⸗ 
haftigkeit, ſondern auf der Befürchtung, bei einem allzu 
temperamentvollen Richter — und es gibt auch ſolche, die den 
von Hellwig zitierten Satz, pectus jurisconsultum facit, 
ſehr einſeitig betätigen — könne ſolche Einwirkung auf die 
Partei zu einer durchaus unangebrachten Drangſalierung und 
inquiſitoriſchen Unterſuchung ausarten, wenn er die wahrheits⸗ 
gemäße Behauptung nicht für wahr hält. Und wie oft kommt 
es vor, daß der Richter widerwillig über eine ihm höchſt 
unglaubwürdig erſcheinende Behauptung Beweis beſchließt, der 
dann doch die Wahrheit der angezweifelten Darſtellung ergibt. 

Hellwig ſieht in dem Prozeß eine Krankheit, die Kranken 
ſind die Parteien, die von ihrem Anwalt vor den Richter als 
den Arzt geführt werden und nun dort offen und ehrlich dem 
Arzt ihr Leiden vorzubringen haben. Ich kann dies Bild als 
treffend nicht anerkennen. Im allgemeinen entſpricht das Bild 
des Kampfes mehr der Stimmung und der Idee der Parteien, 
ein Kampf ums Recht, mit konträren Intereſſen. Jeder will 
den Richter von ſeinem Recht überzeugen. Ein Kampf, die 
Überzeugung des Richters zu gewinnen. Es wird weit aus: 
geholt, um dem Richter das ganze Milieu vorzuführen, eine 
Unzahl von Indizien, für ſich betrachtet Imponderabilien, für 
den Geſamteindruck aber von Bedeutung, werden behauptet. 
Alle dieſe Umſtände und Umſtändchen werden von jeder der 
Parteien auf der Grundlage ihrer Parteiüberzeugung einſeitig 
angeſehen, im Inneren reproduziert und dem Gericht vor⸗ 
getragen. Wie verſchieden ſind die beiden Darſtellungen des 
gleichen Tarbeſtandes! Lügen die Parteien? Doch wohl nur, 
wenn ſie bewußt von der Wahrheit abweichen. 

Zur Verwirklichung des Satzes: „Recht muß Recht bleiben“ 
gehört die wahrheitsgemäße Aufklärung des Tatbeſtandes. 
Die Partei erinnert ſich nicht mehr der Einzelheiten einer Ver⸗ 
handlung, ſie weiß nicht, ob eine von ihr behauptete Abrede 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend getroffen iſt, aber der Zeuge K. 
dürfte alles noch genau wiſſen, denn er hat das Geſchäſt 
vermittelt. Alfo die Vernehmung des Zeugen K. iſt das ge⸗ 
eignete Mittel zur Wahrheitserforſchung. Es muß alſo eine 
erhebliche und genügend ſubſtantiierte Behauptung unter das 
Zeugnis des Zeugen XK. geſtellt werden. Genaue Angaben über 
den Gang der Verhandlungen kann die Partei nicht machen. 
Unter Berufung auf das Zeugnis des Zeugen X. wird behauptet, 
die Abrede iſt ausdrücklich getroffen. X. wird vernommen. 
Er beſtätigt nicht die Ausdruücklichkeit der Abrede, ſtellt den 
Sachverhalt aber ſo dar, daß ein Zweifel an der von der Partei 
behaupteten Vertragsabrede nicht bleibt. War die Behauptung 
der Ausdrücklichkeit zur Erreichung des Beweisbeſchluſſes und 
damit zur Klarſtellung der Wahrheit eine verwerfliche Lüge? 

Die magere Information die der Rechtsanwalt aus ſeinem 
geſchäftsunerfahrenen Klienten herausarbeitet, genügt nicht zur 
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vollkommenen Suſtantiierung des dennoch von dem Anwalt als 
gerecht erachteten Anſpruchs. Denn der Anwalt kennt gleich⸗ 
artige Fälle und er weiß, wie's gemacht wird. Er ſtellt dem 
Gericht den Fall dar, wie er ihn erkennt auf Grund ſeiner Kenntnis 
von der Pſychologie des Verkehrs und der Menſchen. Die Beweiſe 
ergeben die Richtigkeit ſeiner Kombination. Der Anwalt hat 
dem Recht zum Siege verholfen; er hat an der Verwirklichung 
der Rechtsordnung mitgewirkt. Und wäre ſeine Kombination 
irrig geweſen, ſo hätte er gelogen? 

Wie viele Prozeſſe gibt es, in denen die zu behauptenden 
Tatſachen der Partei aus eigener Wiſſenſchaft gar nicht bekannt 
ſein können, wo die Partei auf Vermutungen angewieſen iſt, 
wo auf den Buſch zu klopfen iſt, z. B. über die Argliſt des 
Gegners oder eines Dritten; über Abreden, die zwiſchen Dritten 
getroffen ſind (Anfechtungsprozeſſe) uſw. Soll all das Unrecht, 
was hierunter verborgen iſt, den Angriffen entzogen ſein, weil 
die wahrſcheinlich richtige Beurteilung noch nicht vor der Klage 
erwieſen iſt, oder weil die divinatoriſche Beurteilung nicht ganz 
genau, ſondern nur ungefähr zutrifft. Die „Phantaſie im 
Recht“ in der Beſchränkung, die eine gewiſſenhafte Selbſt⸗ 
prüfung, die Kenntnis des Lebens, des Verkehrs und der 
Menſchen und vor allem der Wille, dem Rechte und nur 
dem Rechte zu dienen, ergeben, iſt auch ein erlaubtes, ja 
unter Umſtänden gebotenes Mittel, der Wahrheit zum Siege zu 
verhelfen. 

So glatt, wie Hellwig meint, iſt das Ideal des Wahrheits⸗ 
axioms im Prozeſſe nicht zu verwirklichen. Es iſt unmöglich, 
einen allgemeingültigen Satz aufzuſtellen und ein generelles 
Urteil abzugeben. Es kommt auf den einzelnen Fall, auf 
Grund und Zweck des prozeſſualen Verhaltens an. 

Hellwig hört von den Sondergerichten nur Gutes und 
weiſt darauf hin, daß andere Kreiſe darauf drängen, ebenſolche 
Gerichte zu erhalten. Er ſieht die werbende Kraft dieſer 
Gerichte in der Vorſchrift: „Rechtsanwälte und Perſonen, die 
das Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, werden 
nicht zugelaſſen“. Dadurch werde es erreicht, daß das Gericht 
den Parteien in das Auge ſieht, ſie müſſen dem Richter Rede 
und Antwort ſtehen und kommen mit einer nackten Beſtreitung 
nicht durch, wenn ſie dies verſuchen ſollten. Damit ſei in 
radikaler Weiſe das große Problem, wie ein raſcher und 
ſicherer Prozeßverlauf zu erreichen iſt, gelöſt. Der Richter 
braucht nur einigermaßen Menſchenkenner zu ſein. 

Die geſchäftsgewandte, routinierte Partei wird der nackten 
Beſtreitung nicht bedürfen, ſie wird ſie geſchickt zu umkleiden 
wiſſen. Leiden wird nur die mit dem glatten Parkett des 
Gerichtsſaales nicht vertraute Partei, die ihr Material nicht 
geübt und vorbedacht bereit hat. 

Sit es bisher durch das Verhandeln von Partei und 
Richter Aug' in Aug' noch nicht zu erreichen geweſen, den 
Meineid aus der Welt zu ſchaffen, trotz feierlicher Verwarnung 
und Androhung von Strafen, ſo wird auch durch das unmittel⸗ 
bare Verhandeln von Gericht und Partei nicht die Prozeßlüge 
beſeitigt werden. Der vermeintliche Menſchenkenner auf dem 
Richterſtuhle wird nur allzuoft ein Opfer falſchen Bruſttons 
und einer angenommenen ehrlichen Miene werden. 

Hellwig vergißt eine andere Eigentümlichkeit der Sonder⸗ 
gerichte, das iſt die Regelung der Koſten. Es genügt eine 
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Bezugnahme auf den Aufſatz von Meyer JW. 1908 ©. 507ff. 
Man beſeitige die Koſtenvorzüge der Sondergerichte und es 
wird ſich zeigen, ob ihre Beliebtheit dann noch fortbeſteht. 
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Luftſchiffahrt und Grundeigentum. 


Von Dr. Theodor Kipp, Geheimem Juſtizrat, 
Profeſſor an der Univerſität Berlin. 


Die internationale Ballonwettfahrt, die vor kurzem das 
Intereſſe der Welt feſſelte, hat auch dem Juriſten mancherlei 
zu denken gegeben. Bekanntlich fiel der Ballon „Conqueror“ 
gleich nach feinem Aufftieg infolge Zerreißens feiner Hülle aus 
den Lüften herab, und zwar auf das Dach eines Hauſes in 
Wilmersdorf. Die Luftfchiffer wurden gerettet; das Dach des 
Hauſes ſoll nicht unerheblich beſchädigt worden ſein. Ahnliche 
Vorkommniſſe kennt die jüngſte Zeit noch mehr; man denke an 
den Abſturz eines Militärluftſchiffs auf eine Villa im Grune⸗ 
wald. Hat der Grundeigentümer in ſolchen Fällen Anſpruch 
auf Schadenserſatz? Die Frage wird in Juriſtenkreiſen lebhaft 
beſprochen. Erſucht, in dieſen Blättern mich darüber zu äußern, 
zögere ich keinen Augenblick, ſie entſchieden zu bejahen. 

Es mögen zunächſt, um das eigentlich ſchwierige Problem 
herauszuſchälen, einige einfache Sätze hingeſtellt werden, über 
die kaum Streit möglich ſein wird. Dabei wird angenommen, 
daß der Luftſchiffer ſein eigenes Schiff führt. Alle Ver⸗ 
wicklungen, die ſich aus der Zuziehung von Gehilfen, Beſtellung 
eines Dritten zum Führer, andererſeits aus der Exiſtenz von 
Rechten Dritter an dem geſchädigten Grundſtück ergeben, ſollen 
beiſeite bleiben. Iſt die Hauptſache klar, ſo machen derartige 
Nebenpunkte keine Schwierigkeiten mehr. 

Werden aus einem Luftſchiff Gegenſtände ausgeworfen, 
die auf das untenliegende Grundſtück keine wahrnehmbare Ein⸗ 
wirkung ausüben, wird z. B. ein Sandſack geöffnet und aus⸗ 
geſchüttet in ſolcher Höhe, daß der Wind den Sand verweht, 
jo iſt der Vorgang kein Gegenſtand verſtändiger juriſtiſcher 
Diskuſſion. Wird dagegen eine Sache ausgeworfen, die in 
wahrnehmbarer und unter Umſtänden bedenklicher Art unten 
anlangt, ein geſchloſſener Ballaſtſack, eine Flaſche, ſo begeht 
der Luftſchiffer damit eine Verletzung des Eigentums an dem 
Grundſtück, auf welches die Sache fällt, um kein Haar anders, 
als der Nachbar, der dem Nachbar eine Sache über den Zaun 
wirft. Er begeht die Verletzung vorſätzlich; denn er weiß. 
daß die Sache auf ein Grundſtück fallen wird; daß er ſich 
dieſes oft nicht individuell vorſtellt und nicht individuell vor⸗ 
ſtellen kann, iſt für den Vorſatz gleichgültig. Der Grund⸗ 
eigentümer könnte dem Wurf mit Notwehr entgegentreten; aber 
das hat nur akademiſchen Wert; denn wie wollte er die Not⸗ 
wehr ausführen? Der Grundeigentümer kann klagen auf Ent⸗ 
fernung der Sache von ſeinem Grundſtück, auf Unterlaſſung, 
wenn Wiederholung zu befürchten iſt (beides nach BGB. § 1004), 
und er kann klagen auf Erſatz alles entſtandenen Schadens. 
Dies ergibt ſich aus 8 823 BGB.: Da der Luftſchiffer vor⸗ 
ſätzlich das Eigentum an dem Grundftüd verletzt hat, haftet er 
auf Erſatz alles aus dieſer Verletzung entſtandenen Schadens, 
ohne daß es darauf ankommt, ob er mit bezug auf dieſen 
Schaden im Verſchulden iſt. Unter Umſtänden kann der Fall 
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anders liegen, z. B. wenn der Luftſchiffer eine Sache in einen 
Fluß werfen wollte, und ſie infolge objektiv falſcher Berechnung 
auf das Privatgrundſtück auftraf. Hierbei kann der Luftſchiffer 
fahrläſſig handeln. Dann iſt ſeine Haftung ebenſo zweifellos 
wie im Falle des Vorſatzes. Iſt er außer Verſchulden, ſo 
müſſen wir die Entſcheidung über ſeine Haftung ausſetzen. Sie 
kann nicht anders ausfallen als diejenige über die Haftung bei 
zufälligem Abſturz. 

Auch die gewollte Landung des Luftſchiffers auf einem 
Privatgrundſtück iſt eine vorſätzliche Verletzung des Eigentums 
an dieſem Grundſtück. Der Grundbeſitzer kann ihr mit Not: 
wehr begegnen. Die Haftung des Luftſchiffers für den 
entſtehenden Schaden iſt dieſelbe und ebenſo zu begründen, wie 
wenn der Luftſchiffer abſichtlich Sachen auswirft. 

Alles bisher Geſagte unterliegt aber gewiſſen Modifikationen 
mit Rückſicht auf 8 904 BGB. Der Auswurf von Gegen⸗ 
ſtänden aus dem Ballon oder das Landen auf fremden Grund⸗ 
ſtücken iſt nicht rechtswidrig, wenn es zur Abwendung einer gegen⸗ 
wärtigen Gefahr notwendig, und der drohende Schaden gegenüber 
dem aus dem Wurf oder der Landung dem Eigentümer ent⸗ 
ſtehenden Schaden unverhältnismäßig groß iſt. Fälle dieſer Art 
laſſen ſich leicht genug konſtruieren: der Luftſchiffer wirft ge⸗ 
ſchloſſene Sandsäcke in einen Garten, um der Strandung zu 
entgehen, und zertrümmert ein paar Frühbeetfenſter. Er landet, 
am Rande ſeiner Vorräte oder bei Motordefekt, auf einer Wieſe 
und zertritt das Gras. Aber auch in ſolchen Fällen iſt er 
nach wohlbekannter Vorſchrift des 8 904 dem Eigentümer zum 
Erſatz des Schadens verpflichtet, der durch ſein Handeln 
entſteht. 
Angenommen nun aber, daß der Luftballon herabſtürzt 
oder eine Sache aus ihm herausfällt wider Willen des Luft⸗ 
ſchiffers. Für einen Teil der denkbaren Fälle läßt ſich dann 
immer noch einfach entſcheiden. Iſt der Luftſchiffer irgendwie 
im Verſchulden, ſo haftet er; alſo, wenn er ein fehlerhaftes 
Luftſchiff benutzt, deſſen Mängel er kannte oder kennen mußte, 
wenn er Luftfahrten unternimmt, ohne die erforderliche Aus⸗ 
bildung, wenn er eine Fahrläſſigkeit im einzelnen begeht. In 
dem Wilmersdorfer Falle wird folgende Urſache des Unglücks 
angegeben: Der Ballon hat einen Füllanſatz. Aus dieſem iſt 
beim Aufſtieg eine Leine herauszuziehen; die ſo gebahnte kleine 
Offnung dient dazu, beim Aufſtieg in höhere, dünnere Luft⸗ 
ſchichten dem entſtehenden Überdruck des Gaſes Abzug zu ver⸗ 
ſchaffen. Der Führer des Conqueror hatte vergeſſen, jene Schnur 
zu ziehen; daher das Platzen des Ballons durch Überdruck. 
Entſpricht dieſe Darſtellung den Tatſachen, ſo iſt der Führer des 
Conqueror nach den einfachſten Sätzen haftbar. Denn er hat 
ſeine Maßregeln gegen Abſturz natürlich nicht um ſeinetwillen, 
ſondern rechtlich um derjenigen willen zu treffen, die er durch 
ſeinen Sturz ſchädigen könnte. 

Setzen wir dagegen den Fall, daß ein Verſchulden der im 
vorigen charakteriſierten Arten den Luftſchiffer in keiner Weiſe 
trifft, ſo iſt wiederum zu unterſcheiden. Fährt der Luftſchiffer 
ſo niedrig über ein fremdes Grundſtück, daß die Kreuzung 
ſchon an und für ſich einen Eingriff in das Grundeigentum 
darſtellt, ſo liegt eine vorſätzliche Verletzung des fremden Eigen⸗ 
tums vor, und die Folgerungen im Sinne der Haftung des 
Lufiſchiffers find leicht zu ziehen. Der Lufiſchiffer haftet auch 
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für den durch zufälligen Sturz entſtandenen Schaden; denn 
das iſt ein Schaden, der im Kauſalzuſammenhange mit ſeiner 
vorſätzlichen Rechtsverletzung ſteht, und wie oben bemerkt, ver⸗ 
langt $ 823 Vorſatz oder Fahrläſſigkeit nur mit bezug auf 
die Verletzung des Rechts, nicht auch mit bezug auf den ent⸗ 
ſtandenen Schaden. 

Jetzt erſt kommt die eigentlich ſchwierige Frage: die Fahrt 
des Luftſchiffers geht in fo großer Höhe über ein Grundſtück 
hinweg, daß an und für ſich der Grundeigentümer kein Intereſſe 
an dem Unterbleiben der Überfahrt hat. Nun aber will es 
das Unglück, ohne Verſchulden des Luftſchiffers, daß durch Ab⸗ 
ſturz einer einzelnen Sache oder des ganzen Luftſchiffs Schaden 
angerichtet wird. Nach 5 905 Satz 2 BGB. kann der Grund⸗ 
eigentümer Einwirkungen auf den Erdkörper oder den Luftraum 
nicht verbieten, die in ſolcher Höhe oder Tiefe vorgenommen 
werden, daß er an ihrer Ausſchließung kein Intereſſe hat. 
Alſo könnte man folgern: der Luftſchiffer, der in großer Höhe 
über ein Grundſtück dahin fährt, handelt nicht rechtswidrig, und 
für die zufälligen Schäden, die ſein Handeln verurſacht, haftet 
er nicht. 

Vergebliche Mühe wäre es, wollte man den Nach⸗ 
weis unternehmen, daß Luftſchiffahrt ſchon an und für ſich 
wegen ihrer Gefährlichkeit für andere ein Verſchulden darſtelle. 
Wie ſchnell wäre man mit der Haftung der Automobiliſten 
fertig geworden, wenn ſolche Sätze Ausſicht auf Anerkennung 
hätten! 

Allein es iſt nicht alle Haftung vom Verſchulden ab⸗ 
hängig, und die Haftung des Luftſchiffers gegenüber dem 
Grundeigentümer auf Erſatz des durch jenen auch ohne ſein 
Verſchulden angerichteten Schadens läßt ſich aus einem Rechts⸗ 
prinzipe nachweiſen, das ſeit vielen Jahren in anerkannter 
Geltung ſteht. s 

Man erinnere ſich der intereſſanten Prozeſſe über den 
Funkenflug der Lokomotiven. Es gibt noch keine Mittel, dieſem 
Übelftande ganz abzuhelfen. Gelegentliche Brände, durch Loko⸗ 
motivenfunken verurſacht, gehören zu den vom Eiſenbahnbetrieb 
dermalen noch untrennbaren Erſcheinungen. Haftet die Eiſen⸗ 
bahn für den dadurch entſtehenden Schaden? Möglich, daß 
ſolche Haftung durch ein beſonderes Verſchulden im einzelnen 
Falle begründet werden kann. Vielfach aber liegt ein ſolches 
nicht vor, und ſo gut wie nie würde es erweislich ſein, wenn 
es darauf ankäme. Den Eiſenbahnbetrieb wegen der notoriſchen 
Gefahr des Funkenfluges als ein Verſchulden in ſich den Grund⸗ 
nachbarn gegenüber zu betrachten, dagegen hat man ſich mit 
Recht geſträubt, die Waffen des dolus generalis und even- 
tualis gar möchte man nicht zur Hand nehmen. Dennoch hat 
die Praxis die Haftung der Eiſenbahnen für den Funkenflug⸗ 
ſchaden bejaht. | 

Auf Grund des gemeinen Rechts hat der III. Zivil: 
ſenat des Reichsgerichts (RG. 17, 103 ff. 7. Dezember 1886) 
die Haftung der Eiſenbahn anerkannt mit der Ausführung, daß 
eine Haftung auf Schadenserſatz auch aus anderen Gründen als 
wegen Verſchuldens eintreten könne. 

„Als ein ſolcher anderer Grund muß aber eine im Ge⸗ 
werbebetriebe erfolgte Betriebshandlung gelten, welche ihrer 
Natur nach das Eigentum Dritter gefährdet, während der 
Eigentümer auf Einſtellung des mit obrigkeitlicher Ge⸗ 
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nehmigung unternommenen Betriebes nicht klagen kann. 
Der jedem Eigentümer nach gemeinem Recht gebührende Rechts⸗ 
ſchutz fordert notwendig die Anerkennung der Verantwortung 
des Unternehmers eines ſolchen Betriebes für ſeine Betriebs⸗ 
handlungen als Korrelat ſeiner Befugnis zu den gefährdenden 
Handlungen; die Ablehnung der Verantwortung würde zu 
einer Beſchränkung des Eigentums führen, welche dem ge⸗ 
meinen Recht fremd iſt.“ 

Vom Standpunkt des Preußiſchen Landrechts aus hat der 
VI. Zivilſenat durch Urteil vom 12. Februar 1894 (RG. 32, 
337 ff.) die Haftung der Eiſenbahn auch für den Fall aus⸗ 
geſprochen, daß die Lokomotivfunken bewegliche, auf einem Kahn 
lagernde Sachen in Brand geſetzt hatten. Der Senat ſpricht 
hier im Sinne des Landrechts von einer Kolliſion der Eigen⸗ 
tumsrechte. Der Beklagte habe die Benutzung feiner Lokomo⸗ 
tive ſo einzurichten gehabt, 

„daß die ſchädlichen Wirkungen des Betriebes auf ſeinem 
eigenen Rechtskreis beſchränkt blieben. Gelang ihm das 
nicht .. . ſo überſchritt der Beklagte die gehörigen Schranken 
ſeines Eigentums, indem er durch deſſen Benutzung andere 
in der Ausübung ihrer wohlerworbenen Rechte hinderte. 
Zum Erſatze des hierdurch verurſachten Schadens wäre er 
auf Grund des § 93 Einl. z. ALR. und des § 26 ALR. I. 8 
verpflichtet, auch wenn ihm ein beſonderes Verſchulden bei 
der Beſchädigung nicht zur Laſt fiele.“ 

Im Gebiete des rheiniſchen Zivilrechts hatte die Praxis 
die Haftung der Eiſenbahn auf die Vorſchrift des Art. 545 
code civil geſtützt: Nul ne peut étre contraint de ceder 
sa propriete, si ce n'est pour cause d'utilité publique et 
moyemaut une juste et prealable indemnite (vgl. RG. 
58, 133). 

Dieſe Begründungen, ſo verſchieden ſie klingen, ſind mit⸗ 
einander nahe verwandt. Sie zeigen, daß das Rechtsbewußtſein 
der Gerichte die Schadenserſatzpflicht der Eiſenbahn mit un⸗ 
widerſtehlichem Drange forderte von dem Grundgedanken aus, 
daß die Rechtsgarantie des Eigentums nicht um der Intereſſen 
Dritter willen verſagen darf. Dieſe Rechtsüberzeugung aber 
beſteht noch heute. Das Reichsgericht (RG. 58, 130 ff. V. Zivil⸗ 
ſenat vom 11. Mai 1904) hat auch vom Standpunkte des 
bürgerlichen Rechtes aus die Haftung der Eiſenbahn für den 
Funkenflugſchaden dem Grundeigentümer gegenüber bejaht und 
dabei ganz im Sinne des zuerſt angeführten gemeinrechtlichen 
Urteils geſagt: 

„Iſt aber dem Grundeigentümer im Einzelfalle das ſo weſent⸗ 
liche Recht, Eingriffe in ſein Eigentum abzuwehren, entzogen, 
ſo muß ihm notwendig hierfür anderweitiger ausreichender 
Erſatz gegeben ſein, und ſolcher Erſatz kann nur in Gewährung 
der durch Verſchuldensnachweis nicht bedingten Klage auf Er⸗ 
ſtattung des angerichteten Schadens gefunden werden.“ 

Dieſes Rechtsprinzip, deſſen Anerkennung nicht hoch genug 
zu ſchätzen iſt, gewährt auch die geſuchte Norm für unſern Fall. 
Muß an und für ſich der Eigentümer eine in großer Höhe über 
ſeinem Grundſtück vor ſich gehende Luftſchiffahrt dulden, ſo kann 
ihm doch nach einem vom Reichsgericht proklamierten Grundſatz 
dieſe Verpflichtung nur unter dem Vorbehalt obliegen, daß der 
Luftſchiffer die Geſahren, die für das Grundeigentum entſtehen, 
auf ſeine eigene Taſche nimmt. Sehr mit Recht findet das 
Reichsgericht in jenem Prinzip den geſetzgeberiſchen Grundgedanken 
des $ 904 BGB., des § 25 des preußiſchen Eiſenbahngeſetzes 
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vom 3. November 1838, des 8 26 GewO. Das Gericht ver⸗ 
weiſt auf den vielberufenen Art. 9 der preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde: Das Eigentum iſt unverletzlich und kann nur aus 
Gründen des öffentlichen Wohls und gegen Entſchädigung ent⸗ 
zogen oder beſchränkt werden. Das Gericht iſt ſich wohl be⸗ 
wußt, daß mit dieſem Artikel keine Privatrechtsnorm gegeben 
iſt. Aber es glaubt ihn doch, ähnlich wie die rheiniſchen Ge⸗ 
richte den Art. 545 code civil, als einen Unterſtützungsgrund 
für die Geltung jenes Rechtsprinzips auch im Privatrecht ver⸗ 
werten zu können. Das BGB. folgt demſelben Grundgedanken 
auch in dem — übrigens uralten — Satz (867), daß der 
Grundbeſitzer das Betreten des Grundſtücks zum Zwecke des 
Aufſuchens und Fortſchaffens darauf geratener Sachen nur gegen 
Erſatz des durch die Auffuhung und Fortſchaffung entſtehenden 
Schadens zu dulden hat, in der gleichartigen Vorſchrift über 
die Bienenverfolgung (962), in der Verpflichtung zum Erſatze 
des Wildſchadens (835). 

Gewiß hat die Beweisführung aus allgemeinen Prinzipien 
immer ihre Schwächen; denn Prinzipien gelten nie ausnahmslos, 
und es iſt bekannt genug, daß es ſeit Jahrtauſenden auch ſolche 
Eingriffe Dritter gibt, die der Eigentümer kraft geſetzlicher 
Eigentumsbeſchränkungen ohne Entſchädigung dulden muß. 
Darum iſt es wichtig, aus dem Inhalt und Zuſammenhang des 
§ 905 Satz 2 BGB. ſelbſt den Nachweis führen zu können, 
daß die dort gegebene Einſchränkung der Rechte des Eigen⸗ 
tümers nur unter dem Vorbehalte der Schadlos haltung gemeint 
ſein kann. 

Ziehen wir zur Vergleichung Einwirkungen in der Tiefe 
heran. Wie nach preußiſchem Recht (Berggeſetz S 148) der 
Bergwerksbeſitzer für den Bergſchaden ſchlechthin haftet, auch 
ohne Verſchulden, ſo iſt nach Reichsrecht die gleiche Haftung 
anzunehmen in allen Fällen, in denen jemand in der Tiefe auf 
ein Grundſtück einwirkt unter Berufung darauf, daß der Eigen⸗ 
tümer kein Intereſſe habe, dies zu hindern. Wird unter einem 
Grundſtück in großer Tiefe ein Tunnel oder ein Felſenkeller 
angelegt, ſo mag an und für ſich der Eigentümer kein Intereſſe 
haben, dem Unternehmen in den Weg zu treten. Wenn aber 
für den Fall, daß der Tunnel einſtürzt, oder daß durch An⸗ 
ſchlagen einer Waſſerader der Brunnen verſiegt, der Grund⸗ 
eigentümer den Schaden zu tragen haben ſoll, ſo hat er das 
dringendſte Intereſſe daran, daß Einwirkungen auf ſein Grund⸗ 
ſtück unterbleiben, die derartige Gefahren mit ſich führen. Daß 
eine Einwirkung auf mein Grundſtück in Höhe oder 
Tiefe meine Intereſſen nicht verletzt und deshalb 
von mir zu dulden iſt, iſt ſchlechthin nur denkbar 
unter der Vorausſetzung, daß der Urheber der Ein⸗ 
wirkung mir für die mit ihr verbundenen Gefahren 
aufzukommen hat. Nur fo kann demzufolge auch 8 905 
Satz 2 BGB. verſtanden werden, und hierin liegt der exakte 
Grund für die Haftung auch des Luftſchiffers. Müßte der 
Grundeigentümer die Gefahren tragen, die die Luftſchiffahrt für 
ihn mit ſich bringt, ſo müßte er die Kreuzung ſeines Grund⸗ 
ſtücks verbieten können; denn er hätte ein ſtarkes Intereſſe 
daran, ſie auszuſchließen. Soll er ſie dulden müſſen, weil ſie 
ſein Intereſſe nicht berührt, ſo muß anerkannt werden, daß der 
Luftſchiffer ihm für allen Schaden verantwortlich iſt. Ein 
Geſetz des Sinnes: die Luftſchiffahrt in großer Höhe muß der 
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Grundeigentümer dulden, weil ſie ſein Intereſſe nicht kränkt, 
aber wenn das Luftſchiff aus 1000 m Höhe herabſtürzt und 
alles zerſchmettert, ſo iſt der Schade ſein, ein ſolches Geſetz 
wäre der Gipfel des Unſinns. Auch ſo noch mag der Grund⸗ 
beſitzer der Entwicklung der Luftſchiffahrt mit Sorgen zuſehen. 
Keinen Schaden leiden, iſt beſſer, als Erſatz fordern können. 
Mangel an Beweis, Flucht, Inſolvenz können den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch als problematiſchen Ausgleich für die Duldungs⸗ 
pflicht des Grundeigentümers erſcheinen laſſen. Es wäre daher 
eine wohl aufzuwerfende Frage, ob nicht die Fahrt über fremde 
Grundſtücke, ſelbſt in großer Höhe, als den Intereſſen der 
Grundeigentümer nachteilig für rechtswidrig, für nicht gedeckt 
durch §S 905 Satz 2 BGB. zu erachten wäre. Allein wie es 
ſcheint, ſteht die entgegengeſetzte Rechtsanſchauung bereits feſt 
und ſtimmt unzweifelhaft mit den Abſichten des BGB. überein. 
In einer Zeit, in welcher die Luftſchiffahrt auf gewaltige 
Errungenſchaften hinweiſen kann, das Schoßkind der allgemeinen 
Begeiſterung, die Hoffnung der Nation iſt, kann man auch 
weder für möglich halten noch wünſchen, eine Anſchauung 
praktiſch verwirklicht zu ſehen, die folgerichtig durchgeführt, auf 
Unterdrückung der Luftſchiffahrt hinauslaufen würde. Aber 
man darf über den Enthuſiasmus für neue Kulturerrungen⸗ 
ſchaften nicht den notwendigen Schutz der altgeheiligten Güter 
aus den Augen laſſen. Darum iſt zu hoffen, daß die Gerichte 
dem Grundeigentümer den Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Luftſchiffer nicht verſagen werden, der durch die Gerechtigkeit, 
durch ein weitreichendes Rechtsprinzip und zudem durch die 


zwingende Logik der maßgebenden Einzelvorſchrift gefordert wird. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigften Begriffe und Inſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Profeſſor Dr. jur. L. Kuhlenbeck. 


LXIV. 
Die Anslobung.*) 
Bürgerliches Geſetzbuch SS 662 bis 676. 


Obgleich die Auslobung, „Ausſetzung einer Belohnung für 
die Vornahme einer Handlung, insbeſondere für die Herbei⸗ 
führung eines Erfolges“ ein im modernen Verkehr keineswegs. 
ſeltenes Rechtsgeſchäſt iſt, das hin und wieder auch einen Rechts⸗ 
ſtreit hervorruft, findet ſich unter den ſeit Inkrafttreten des 
BGB. ergangenen Entſcheidungen des Reichsgerichts, wenigſtens 
unter den offiziell veröffentlichten noch kein einſchlägiges 
Erkenntnis. Dagegen begegnen wir einem ſolchen in den älteren 
Entſcheidungen, Bd. 11 Nr. 64 S. 281 f., welches auf preußiſch 
landrechtlichem Boden ergangen iſt. | 

Da dieſes Erkenntnis eine Frage berührt, in der die ältere 
Beſtimmung des PrALR. I. 11 8 994 ſich inhaltlich ſcheinbar 
mit derjenigen des BGB. deckt, glaube ich, es nicht übergehen 


) Lit. v. Mayr, „Die Auslobung“. Eine ziviliſtiſche Unter: 
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zu dürfen. Es handelt ſich um eine beſonders für die fo 
außerordentlich häufigen Preisausſchreibungen wichtige 
Frage. Ich ſtelle, um die Frage zu beleuchten und darnach 
die Verwertbarkeit der vorljegenden Entſcheidung für etwaige 
künftige Fälle nach dem BGB. zu erörtern, zunächſt die Vor⸗ 
ſchriften des Pr ALR. cit. und des BGB. nebeneinander: 

ALR. I. 11 8 994: 

„Dem Urteile des Ausſetzers oder der von dieſem gleich 
bei Bekanntmachung der Aufgabe ernannten Richter, 
müſſen ſämtliche Mitbewerber ſich ohne alle Widerrede 
und weitere Berufung unterwerfen.“ 

BGB. 8 661 Abſ. 2: 

„Die Entſcheidung darüber, ob eine innerhalb der Friſt 
erfolgte Bewerbung der Auslobung entſpricht oder welche 
von mehreren Bewerbungen den Vorzug verdient, iſt 
durch die in der Auslobung bezeichnete Perſon, in Er⸗ 
mangelung einer ſolchen durch den Auslobenden zu 
treffen. Die Entſcheidung iſt für die Beteiligten ver⸗ 
bindlich.“ 

Unſere Frage ift die, ob und unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen einem Beteiligten der Rechtsweg gegen die 
Entſcheidung des Auslobenden oder der von ihm 
ernannten Preisrichter zuſteht. Unſere oben zitirte Ent⸗ 
ſcheidung ſagt darüber folgendes. 

Der 8 994 eit. ſei dahin zu verſtehen, 

„daß die Beurteilung, ob und von welchem Mitbewerber 
die Bedingung der Auslobung erfüllt ſei, dem billigen 
Ermeſſen des Auslobenden oder der von dieſem bei der 
Auslobung hierzu beruſenen ſonſtigen Perſon vorbehalten 
iſt. Das in der Auslobung enthaltene Verſprechen ſoll 
in dieſer Hinſicht in dem für den Verpflichteten minder 
läſtigen Sinne verſtanden werden, was mit den Aus⸗ 
legungsregeln für verwandte Fälle (SS 253, 269 I. 5 
ALR.) im Einklange ſteht. Es wird hierdurch weder 
die Erfüllung des in der Auslobung enthaltenen Ver⸗ 
ſprechens lediglich der Willkür des Auslobenden über⸗ 
laſſen noch der Rechtsweg für den Anſpruch auf 

Erfüllung desſelben ausgeſchloſſen. Der Richter iſt 

auch nicht unbedingt an den Ausſpruch des Aus⸗ 
lobenden gebunden, deſſen Anfechtung wegen 
Argliſt oder aus ſonſtigen Rechtsgründen im 
Rechtswege ſtattfindet.“ 

Wohl ſämtliche Kommentare zum BGB. ſind nun darüber 
einverſtanden, daß eine Anfechtung der Entſcheidung der Aus⸗ 
lobenden oder der Preisrichter auch wegen „offenbarer Unbillig⸗ 
keit“ gegenüber 8 661 Abſ. 2 S. 2 BGB. unzuläſſig iſt. 
(Vgl. Kober⸗Staudinger, Bem. 2d zu § 661; Planck, Bem. 4; 
Oertmann, Bem. 4 a; Kuhlenbeck, Bem. 3; Dernburg, LR. 
S. 480 u. a.) | 

Um fo auffälliger kann es erſcheinen, daß die zitierte 
Reichsgerichtsentſcheidung, obwohl augenſcheinlich der 8 994 
ALR. („ohne alle Widerrede und weitere Berufung“) die An⸗ 
fechtung noch viel entſchiedener auszuſchließen ſcheint, als das 
BGB., das im 8 661 lediglich ſagt, die Entſcheidung ſei „ver⸗ 
bindlich“ eine Anfechtung im Rechtswege nicht nur wegen Argliſt, 
ſondern auch „aus ſonſtigen Rechtsgründen“ für zuläſſig 
erachtet. 
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Bei näherer Erwägung aber erſcheint völlig ausgeſchloſſen, 
daß das Reichsgericht zu den „ſonſtigen Rechtsgründen“ auch 
die „offenbare Unbilligkeit“ der Entſcheidung hat rechnen wollen. 
Der am ſchwerſten wiegende Grund, der dagegen ſpricht, iſt 
zunächſt de lege ferenda ohne weiteres erſichtlich. Unmöglich 
kann ein verſtändiger Geſetzgeber die Gerichte zu einer höchſten 
Inſtanz bei Entſcheidung wiſſenſchaftlicher Streitfragen auf 
jedem beliebigen Wiſſensgebiete außerhalb der Jurisprudenz 
erheben wollen. Um von der Freiheit der Wiſſenſchaft gar 
nicht zu reden — eine derartige Übertragung allgemein wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Kontroverſen auf die Juſtiz würde bei aller Hoch⸗ 
ſchätzung der Jurisprudenz als einer „notitia omnium rerum“ 
geradezu ans Lächerliche ſtreifen. Unſere Gerichte würden ſich 
ſchließlich der unbequemen Aufgabe unterziehen müſſen, über 
mathematiſche, theologiſche und philoſophiſche Probleme, bei⸗ 
ſpielsweiſe über die Quadratur des Zirkels oder die Un⸗ 
ſterblichkeit der Seele, über die Mehrheit bewohnter Welten 
oder wer weiß was ſonſt noch ihre Urteile abzugeben. Auch die 
Begrenzung auf „offenbare“ Unbilligleit würde, da fie 
immerhin ein nur graduelles, flüſſiges Kriterium bietet, einer 
Belaſtung der Gerichte mit ſolchen, ihrem Zwecke völlig 
inkommenſurablen Erörterungen in praxi keinen genügenden 
Damm entgegenfeßen. 

Dieſe Erwägung de lege ferenda muß aber auch de Fege 
lata eine Auslegung der in Frage kommenden Beſtimmung 
ſowohl im ALR. wie im BGB. gegenüber dem klaren Wort⸗ 
laut verbieten. Für das BGB. insbeſondere kommt noch 
hinzu, daß dieſes, hätte es eine Anfechtung der Entſcheidung 
wegen offenbarer Unbilligkeit einräumen wollen, ſeiner vor⸗ 
ſichtigen Redaktion zufolge jedenfalls auf 88 317 bis 319 
zurückverweiſen würde; es kann alſo auch ein argumentum 
a contrario gegen jene bedenkliche Auslegung geltend gemacht 
werden. | 

Wir können der zitierten Entſcheidung jedoch auch vom 
Standpunkte des BGB. einen beachtlichen Sinn abgewinnen, 
wenn wir die Anfechtung auf „Rechts gründe“ beſchränken. 
Nicht die tatſächliche Unrichtigkeit der Entſcheidung als 
ſolche, ſondern lediglich eine rechtlich unzuläſſige Herbei⸗ 
führung der Entſcheidung unterliegt darnach der Anfechtung im 
Rechtswege. Als ſolche kommt allerdings in erſter Linie „Argliſt“ 
in Frage. Sie bildet den prägnanteſten Fall. Wir haben 
hierbei an alles zu denken, was gegen „Treu und Glauben“ 
mit beſonderer Rückſicht auf den „Verkehr“, d. h. die im Ver⸗ 
kehr regelmäßige und entweder allgemein vorausgeſetzte oder 
im beſonderen Fall zugeſagte Behandlung der Auslobung bzw. 
Preisausſchreibung verſtößt. Beiſpielsweiſe würde hierher zu 
rechnen ſein die Verletzung der in der Regel durch verſiegelte 
Kuverts mit Motto des Verfaſſers gewahrten Unbekanntſchaft 
der Preisrichter mit der Perſon des Bewerbers. 

Vom Standpunkt des Bewerbers aus dürfte ſich die 
Anfechtungsmöglichkeit meines Erachtens auf dieſen Fall der Argliſt 
im weiteren Sinne beſchränken, und genau genommen handelt es 
ſich hier nicht um eine „Anfechtung“ im Sinne der 88 123, 
143 BGB., ſondern um die actio doli aus 8 826. Der 
Bewerber kann alſo nicht auf Zuerkennung des Preiſes, ſondern 
nur auf Schadenserſatz wegen der illegalen Handlungsweiſe 
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im Sinne der 88 129, 143 dagegen ſteht nur dem Auslobenden 
ſelbſt bzw. den Preisrichtern zu; denn nur dieſe geben eine 
„Willenserklärung“ ab. Vgl. darüber die Abhandlung von 
Brückmann, Das Preisrichtertum, DIZ. 1905, 856 ff. Dieſe 
Beteiligten können aber nicht nur wegen argliſtiger Täuſchung, 
ſondern auch wegen „widerrechtlicher Drohung“ und unter Um⸗ 
ſtänden ſelbſt wegen „Irrtums“ im Sinne des 8 119 nachträglich 
ihre Entſcheidung anfechten. Ein Irrtum im Sinne des 8 119 
würde beiſpielsweiſe vorliegen, wenn die Konkurrenz auf einen 
beſtimmten Perſonenkreis beſchränkt war (3. B. auf immatrikulierte 
Studenten) und ſich nach Zuerkennung des Preiſes herausſtellt, 
daß der Gekrönte zu dieſem Kreiſe nicht gehört. Doch hat bei 
Anſechtung wegen Irrtums der Preisbewerber (Anfechtungs⸗ 
gegner) eventuell Anſpruch wegen des ſogenannten negativen 
oder Vertrauensintereſſes aus § 122. 

Der Fall Dasbach⸗Hoensbroech — Dasbach hatte ausgeſetzt 
„1000 # dem, der beweiſt, daß die Jeſuiten lehren, der 
Zweck heilige die Mittel“ — konnte leider wegen Mangels der 
Reviſionsſumme nicht zur Kognition des Reichsgerichts gelangen. 
Meines Erachtens lag, da der Auslobende das gegenteilige 
Intereſſe, d. h. die Aberzeugung und den Wunſch hatte, daß 
dieſer Beweis nicht geführt werden könne, keine ernſtliche Aus⸗ 
lobung vor, ſondern eine einſeitige Wettbehauptung, „Kampf 
der Überzeugung mit ökonomiſchen Mitteln“. Die Abweiſung 
der Hoensbroechſchen Klage iſt daher zu billigen; doch aus 
anderen Erwägungen, als denjenigen des OLG. Cöln. Vgl. 
darüber Hamm in DIZ. 1905, 392 ff., ferner Röttgen, 
Recht 1904, 380 ff.; Winkler daſ. S. 355 ff.; Heinsheimer, 
Zum Begriff Auslobung, DIZ. 1904, 633 ff. 

Im übrigen würde Heinsheimer darin beizupflichten ſein, 
daß auch, wenn ein ernſtliches Preisausſchreiben im Sinne des 
8 661 anzunehmen wäre, eine Klage auf den Preis aus 
den oben angegebenen Gründen, wonach die Entſcheidung, daß 
Ausloben wegen angeblicher tatſächlicher Unrichtigkeit nicht 
anfechtbar iſt, erfolglos bleiben müßte. 


Zum Stande der Beweislaſtfrage. 
Von Dr. Alfred Roſenthal, Rechtsanwalt in Hamburg. 


Stölzel konſtruiert in ſeiner Entgegnung (S. 393 bis 395) 
auf meine Beweislaſtabhandlung (S. 257 bis 259) einen ſtarken 
Gegenſatz zwiſchen Leonhard und mir bzw. er läßt mich Leonhard 
„mißverſtehen“. Um dies zu beweiſen, greift Stölzel einen durch⸗ 
aus unweſentlichen Teil meiner Abhandlung heraus: er richtet 
ſeinen Vorſtoß gerade gegen die keineswegs fundamentale, ſon⸗ 
dern nur nebenbei in einer kleinen Bemerkung von mir berührte 
Frage der Angemeſſenheit des Kaufpreiſes, die im Sinne Fittings 
und Dernburgs zu löſen die Leonhardſche Theorie mir als eine 
Handhabe erſchien. Es iſt zuzugeben, daß man hierüber ſehr wohl 
anderer Meinung ſein kann, nämlich ob man die Frage der An⸗ 
gemeſſenheit als eine Frage der Beweiswürdigung im Sinne meiner 
Darlegungen anſehen dürfe. Ich habe lediglich der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, daß es „vielleicht noch hierzu käme“. Wie 
aber iſt mit dieſem Hinweis Stölzels dargetan, daß ich Leonhard 
„mißverſtanden“ habe? 
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Stölzel führt eine Reihe von Sätzen Leonhards an, die 
„dieſen als Gegner Roſenthals erſcheinen laſſen“. Aber irgend⸗ 
welche Gegnerſchaft gegen dieſe Sätze Leonhards habe ich nie 
geltend gemacht, dieſelben vielmehr gebilligt als notwendige 
Folge ſeiner Lehre, als den — gradezu ſelbſtverſtändlichen — 
logiſchen Schluß feiner Fundamentalſätze. Ich habe lediglich 
darauf verwieſen, daß Leonhard feine Beweis la ſt regelung durch 
ſeine Lehre von der Einwirkung der Beweis würdigung 
modifiziert. Hier ſcheidet ſich Leonhard ſcharf von Stölzel. 
Aber dieſer ſucht die Grenze zu verwiſchen. Auf den tieferen 
Sinn der Leonhardſchen Lehre, die ich als „in hohem Grade 
praktiſch brauchbar“ bezeichnet habe, iſt Stölzel nicht eingegangen. 
Er klammert ſich an die Fälle über angemeſſenen Kaufpreis, 
während gerade dieſes Gebiet nicht nur zweifelhaft, ſondern auch 
zur Auseinanderſetzung mit Leonhard höchſt ungeeignet iſt, da 
hier beide conform gehen. 

Auch referiert Stölzel ungenau. So ſagt er eingangs 
ſeiner Abhandlung, daß nach meinen Darlegungen Leonhard 
aus der „Schulung“ „Schlüſſe ziehe, die für jene (Stölzels) 
Theorie in noch weiterem Umfange ſprächen,“ während ich zu 
ſprechen „ſcheinen“, alſo etwas weſentlich anderes, ge⸗ 
ſchrieben habe. Auch die Zuſammenfaſſung meiner Sätze, die 
Stölzel im Schlußabſatz gibt, iſt unpräziſe: „Roſenthal empfiehlt, 
daß möglichſt der Richter aus Wahrſcheinlichkeits⸗ oder Billigkeits⸗ 
gründen unter Beiſeitelaſſung des zugeſchobenen Eides auf den 
richterlichen Eid erkenne.“ Ich empfehle dies keineswegs, 
vielmehr habe ich eben nur den Einfluß der Beweis würdigung 
betont, wobei von einer einfachen „Beiſeitelaſſung“ des zu⸗ 
geſchobenen Eides nicht die Rede ſein kann und der richterliche 
Eid keine größere Rolle ſpielt, als die Entſcheidung ohne Eid 
auf Grund der erbrachten Wahrſcheinlichkeit bzw. mangelnder 
gegneriſcher Widerlegung. 

ubrigens iſt auch die Bemerkung Stölzels, ich hätte die 
5. Auflage ſeiner „Schulung“ (1902) zitiert, unrichtig: ich habe 


die 6. (1904) zitiert, und zwar war eine neuere bei Abfaſſung 


meiner Abhandlung nicht erſchienen. 
dies auch kaum etwas geändert. 
Auch iſt die von Stölzel angenommene „unausgeſprochene“ 
Grundlage meiner Ausführungen unrichtig: dieſe Grundlage iſt 
keine vage „Vermutung“, ſondern der Satz, daß die Regeln 
der Beweis laſt modifiziert werden müſſen durch diejenigen der 
Beweis würdigung: es ſoll in gewiſſen Fällen auf Grund 
der erbrachten oder in den Dingen liegenden Wahrſcheinlichkeit 
einer — an ſich obliegenden — Beweislaſt genügt fein, obwohl 
der ftrilte Beweis, der oft eben nicht zu führen iſt, mißlungen 
oder gar nicht verſucht iſt; der richterliche Eid kann als Er⸗ 
gänzung hier in Frage kommen. Dies alles iſt allgemein an⸗ 
erkannt und wird ſtändig in der Rechtſprechung verwertet, nur 
hat noch niemand ſo konſequent wie Leonhard die Beweis⸗ 
laſtfrage mit Rückſicht hierauf behandelt. Jede Beweislaſt⸗ 
Verſchiebung fällt alſo fort. Da Staub in ſeinen Beweislaſt⸗ 
darlegungen dieſe Verſchiebung und die verfehlte Einteilung 
in essentialia, naturalia und accidentalia negotii anerkannt 
hat, ſo haben die Neubearbeiter ſeines Kommentars mit Recht 
dieſe Darlegungen geſtrichen; deshalb konnten aber doch Staubs 
Ausführungen über die Bedeutung von Dispoſitivgeſetzen „trefflich“ 
ſein. Stölzels Beweisführung gegen mich iſt hier rein äußerlich. 


In der Sache ſelbſt hätte 
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Ferner iſt auch meine angebliche Entſcheidung der von 
Stölzel gegebenen Beiſpiele unrichtig. Im erſten Beiſpiele ver⸗ 
urteile ich nicht „ohne weiteres“, ſondern gebe dem Ver⸗ 
käufer den richterlichen Eid auf Grund des Erfahrungs⸗ 
ſatzes, daß der typiſche Käufer zum angemefjenen*) Preiſe kaufen 
will, und daß, wenn er dies einmal ausnahmsweiſe nicht getan 
haben will, er ſich entweder den Beweis des „günſtigen Schnitts“ 
ſichern, oder dem Gegner den Eid laſſen muß; das ſchlimmſte, 
was ihm dabei paſſieren kann, iſt, daß er „angemeſſen“ gekauft 
zu haben erſcheint. In dieſem und dem zweiten Beiſpiele ſtehe 
ich allerdings gegen Leonhard, der eine Modifikation durch die 
Beweiswürdigung bei dieſer Sachlage nicht zulaſſen zu wollen 
ſcheint. Im dritten Beiſpiele iſt zu Zweifeln kein Anlaß, und 
zwar auch hier auf Grund der Beweis würdig ung, wie dies 
auch Stölzel ausdrücklich betont. 

Stölzel findet das Reichsgerichtsurteil von 1884, welches 
ich für bedenklich gehalten habe, unbedenklich, hält dagegen 
„wohl für ſehr bedenklich“ das Reichsgerichtsurteil von 1904, 
welches ich als eine authentiſche Desavouierung Stölzels 
bezeichnet habe. Wenn Stölzel letzteres Urteil für ſehr bedenklich 
hält, ſo iſt das ſein gutes Recht. Nur iſt es eben zwanzig 
Jahre jünger, und da ich die neuere Stellungnahme des 
Reichsgerichts behandelte, ſo kommt für mich dieſes Urteil 
von 1904 doch ſehr in Betracht. 

Wenn ſchließlich Stölzel ſagt, ich ſuche Leonhard „in 
Gegenſatz zum Verfaſſer der ‚Schulung‘ zu bringen“, fo iſt der 
Gegenſatz doch nicht erſt durch mich geſchaffen, ſondern 
durch Leonhard ſelbſt in ſchärfſter Form betont, ins⸗ 
beſondere durch ſeine folgenden Worte (S. 215): „Dieſe Sätze (es 
ſind Leonhards Fundamentalſätze) decken ſich zum Teil mit den 
Regeln, die die Verteilungstheorien aufſtellen.“ Iſt denn 
das Reſultat der Verteilungstheorien nicht der vollkommene 
„Gegenſatz“ zum Reſultat der von Stölzel vertretenen 
Leugnungstheorie?! Auch legt ja Leonhard dar, daß die von 
Stölzel vertretene Theorie eine Kritik exakter Logik nicht vers, 
trägt, da fie ihr Prinzip der Vollſtändigkeit nicht konſequent 
durchführt. 

Im übrigen habe ich ausdrücklich betont, daß Leonhard 
„in der Methode“ neben Stölzel ſteht, und meine Abhandlung 
geſchloſſen: „das verdienſtvolle Beſtreben Stölzels, die Beweis⸗ 
laſtfrage mit abſtrakter Logik zu löſen, iſt erſt durch Leonhard 
zu praktiſch verwertbarem Ergebniſſe ausgebaut worden.“ 

Stölzel hat das Beweislaſtproblem wie eine mathematiſche 
Aufgabe löſen zu können geglaubt. Aber die Fülle der 
praktiſchen Fälle läßt ſich nicht in einer ſtarren Formel zu⸗ 
ſammenſaſſen. Ein Beweislaſtſyſtem, welches den Erfahrungs⸗ 
ſätzen und den Billigkeitserwägungen jegliche Einwirkung ver⸗ 
ſagt, wird von einer geſunden Rechtſprechung, die den Er⸗ 
forderniſſen des Verkehrs zu dienen hat, überwunden werden 
müſſen. 


*) Der Verfaſſer gibt Danz (JW. 08, 631) darin recht, daß 
als der „angemeſſene“ Preis der in dem betreſſenden Geſchäft kunden⸗ 
übliche anzuſehen iſt. 
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Das Recht an Privatflüſſen und das verlaſſene 
Flußbett in Preußen. 
Von Amtsgerichtsrat Prof. Dr. Schumacher zu Cöln. 


I. Das Recht am Privatfluſſe. 


Da das Bett eines Privatfluſſes dauernd der Waſſer⸗ 
beförderung dient, ſo hat das Flußbett für die Anlieger in der 
Regel keinen beſonderen Wert. Einen Vermögenswert und ſo⸗ 
gar einen recht erheblichen kann aber das Flußbett da erhalten, 
wo der Privatfluß durch Ortſchaften fließt, in denen der Boden⸗ 
wert geſtiegen iſt. Hier entſteht dann die Frage, ob der Ufer⸗ 
eigentümer das Flußbett in derſelben Weiſe wie ſeine anderen 
Grundſtücke, z. B. durch Uberbrückung und Bebauung verwerten 
kann. 

Die Frage hat, abgeſehen von ihrem allgemeinen Intereſſe, 
eine beſondere Bedeutung durch ihre kataſteramtliche und grund⸗ 
buchamtliche Behandlung und ſoll in nachſtehendem nach den 
drei früheren Rechtsgebieten Preußens getrennt dargeſtellt 
werden. 


1. Die Rechtslage im Gebiete des früheren 
Preußiſchen Landrechts. 


Während man in der Rechtslehre nicht darüber einig iſt, 
wer im Gebiete des Preußiſchen Landrechts Eigentümer eines 
Privatfluſſes iſt, hat die Rechtſprechung ſeit jeher die Anſicht 
vertreten, daß die Privatflüſſe kraft Geſetzes nach der Aus⸗ 
dehnung der Uferbeſitzer und bis zur Mitte des Waſſers im 
Privateigentum der Uſereigentümer ſtehen. (Vgl. RG. 16, 178; 
Striethorſt Arch. 31, 325; DTr. 52, 38). Da der Ufereigen⸗ 
tümer kraft Geſetzes das Eigentum an der Hälfte, und wenn 
ihm beide Ufer gehören, am ganzen Fluſſe hat, ſo bedarf es 
eines beſonderen Nachweiſes für fein Eigentum und insbeſondere 
der Vorlage eines Beſitzzeugniſſes nicht.) Der einzige Nach⸗ 
weis, den der Eigentümer dem Kataſter⸗ und ſpäter dem Grund⸗ 
buchamte zu führen hat, iſt der Nachweis, daß er Eigentümer 
des Uſergrundſtücks in der ganzen Länge des in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Flußbettes iſt. Dieſer Nachweis iſt erbracht, wenn 
die in Betracht kommenden Uferſtrecken im Grundbuche auf 
ſeinen Namen eingetragen ſind. 

Das Eigentum an einem Privatfluſſe ſteht grundſätzlich 
jedem anderen Grundeigentume gleich. Der Eigentümer eines 
Privatfluſſes hat nur diejenigen Einſchränkungen zu dulden, die 
ſich aus der Natur des Privatfluſſes oder aus beſonderen 
Rechtstiteln ergeben. Der Eigentümer muß z. B. dulden, daß 
das Waſſer im Privatfluſſe ſeinen ungehinderten Lauf nimmt, 
und er hat bei der Benutzung des Privatfluſſes für ſeinen be⸗ 
ſonderen Zweck die Deich⸗ und ſonſtigen Waſſerpolizeivorſchriften 
zu beobachten. Soweit ſolche aus der Natur des Privatfluſſes 


*) Ein Beſitzzeugnis iſt ein Notbehelf, welcher da gefordert 
wird, wo ein rechtsgeſchäftlicher Erwerb vorliegt, aber nicht nach⸗ 
gewieſen werden kann. Es beruht auf der Erwägung, daß das 
Eigentum ſich regelmäßig in der Ausübung des Beſitzes äußert und 
daß derjenige, welcher ſeinen Beſitz durch ein Beſitzzeugnis nachweiſen 
kann, die größte Wahrſcheinlichkeit, ja faſt die Gewißheit für ſich hat, 
daß er auch Eigentümer iſt. Stützt ſich aber der Erwerber auf das 
Geſetz, ſo iſt für ein Beſitzzeugnis kein Raum mehr. 


37. Jahrgang. 
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als eines Waſſerlaufes ſich ergebenden Beſchränkungen nicht 
in Frage kommen, iſt der Eigentümer des Privatfluſſes unein⸗ 
geſchränkt Eigentümer des Flußbettes bis zur Mitte bezw. 
des ganzen Flußbetts, wenn er auf beiden Seiten Anlieger 
und Eigentümer iſt. (Vgl. RG. 16, 178; Gruchot 27, 142; 
29, 873). Da das Flußbett Zubehör des Ufergrundſtüͤcks iſt, 
ſo kann die Veräußerung und Belaſtung des Flußbettes nur 
gemeinſchaftlich mit dem zugehörigen Ufergrundſtück erfolgen. 
Wegen der Verbindung zwiſchen Grundbuch und Kataſter be⸗ 
ei auch die kataſteramtliche Behandlung der Frage der Dar: 
ſtellung. 
Offentliche Wege und alle Arten von Gewäſſern werden 
ſteueramtlich in Preußen als grundſteuerfreie Liegenſchaften be⸗ 
handelt und bedürfen daher an ſich keiner Eintragung im Ka⸗ 
taſter. Es können aber auch Waſſerſtücke in das Kataſter 
und zwar auf den Namen ihrer zivilrechtlichen Eigentümer 
eingetragen werden, ſelbſt dann, wenn ihre Grundſteuerfreiheit 
beſtehen bleibt. Über die kataſteramtliche Behandlung ſolcher 
Waſſerſtücke gilt im Geſchäfts bereiche des OLG. Hamm die 
Verfügung vom 14. Mai 1887 (Mitteilungen aus der Ver⸗ 
waltung der direkten Steuern Nr. 37 Ifde. Nr. 153 S. 312ff.). 
Nach dieſer Verfügung ſollen ſtrenge genommen die zu den 
Privatgewäſſern gehörenden Flüſſe, Bäche uſw. als ſpezielles 
Eigentum auf den Mutterrollenartikeln der betreffenden Eigen⸗ 
tümer nachgewieſen werden. Wegen der erheblichen Vermehrung 
der geometriſchen Arbeiten und der entſtehenden Koſten ſoll 
aber hiervon im allgemeinen abgeſehen werden. Dagegen ſind 
die Kataſterkontrolleure angewieſen, im vorkommenden Falle 
auf Requiſition des Amtsgerichts wie auf Antrag der betei⸗ 
ligten Grundeigentümer dieſe Zugehörigkeit von Amts wegen 
feſtzuſtellen und zu beſcheinigen. 

Wird die Feſtſtellung der Zugehörigkeit verlangt, ſo iſt 
dem Kataſteramte nur der Nachweis zu führen, daß der Antrag⸗ 
ſteller Eigentümer der zugehörenden Ufergrundſtücke iſt. 

Wenn die Verfügung vom 14. Mai 1887 auch nur für 
den Bereich des OLG. Hamm erlaſſen iſt, fo ergibt ſich aus 
ihr doch mit aller Deutlichkeit, welchen Standpunkt die Kataſter⸗ 
verwaltung in unſerer Frage einnimmt und die in der Ver⸗ 
fügung niedergelegten Rechtsgrundſätze werden im ganzen 
früheren Gebiete des Preußiſchen Landrechts zur Anwendung 
kommen können, da in dieſem Rechtsgebiete die geſetzliche Unter⸗ 
lage die gleiche iſt. 

Waſſerſtücke können aber auch in das Grundbuch einge⸗ 
tragen werden. Die Eintragung muß erfolgen, wenn ſie bean⸗ 
tragt wird. Daß Privatwaſſerläufe in das Grundbuch auf⸗ 
genommen werden können, iſt in Theorie und Praxis anerkannt. 
(Bol. Oberneck, Rechtsgrundbuchrecht 1, 67; KGJ. 11, 396; 
14, 94). Mit Rückſicht auf den Zweck, dem das Grundbuch 
dienen ſoll, nämlich das Eigentum und die Belaſtung der 
Grundſtücke feſtzuſtellen, muß der Eintragung inſofern eine 
Schranke gezogen werden, als Grundſtücke, welche niemandem 
gehören, von der Eintragung auszuſchließen ſind. Die Prüfung 
der mit der Eintragungsfähigkeit von Waſſerläufen oder Waſſer⸗ 
aufteilen befaßten Grundbuchrichter wird ſich deshalb darauf 
zu beſchränken haben, ob die Grundſtücke ſelbſtändige, im 
Kataſter verzeichnete Grundſtücke ſind und im Privateigentume 
ſtehen. Der einzige Nachweis, den der Ufereigentümer dem 
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Grundbuchamte zu führen hat, iſt der Nachweis, daß er Eigen⸗ 
tümer der Ufergrundſtücke in der ganzen Länge des in Anſpruch 


genommenen Flußbetts iſt. 


2. Die Rechtslage im Gebiete des früheren gemeinen 
Rechts. 


Wie für das Gebiet des Landrechts, ſo hängt auch für 
das Gebiet des gemeinen Rechts die Beantwortung unſerer 
Frage davon ab, ob die Privatflüſſe im gemeinen Recht im 
Eigentum der Uferanlieger ſtehen. Die Rechtslage iſt in der 
Rechtslehre ebenſo beſtritten wie im Landrecht und doch kann 
man heute das Eigentum des Ufereigentümers am Privatfluſſe 
als feſtgeſtellt anſehen. Die Vorſchriften des Landrechts über 
das Recht an Privatflüſſen ſind unbeſtimmt und unzureichend 
(vgl. die Denkſchrift zum Geſetze vom 28. Februar 1843 über 
die Benutzung der Privatflüſſe, Gruchot 27, 151 ff.). Man 
war daher gezwungen, auf das gemeine Recht zurückzugehen. 
Dieſen Weg der Rechtsfindung geht Scheele (das Preußiſche 
Waſſerrecht 1860) und kommt hierbei (S. 12) zu dem Er⸗ 
gebnis, daß die Eigentümer der anliegenden Grundſtücke auch 
die Eigentümer des Privatfluſſes ſind. Zu dem gleichen Er⸗ 
gebnis kommt Geſterding (Beiträge zum Waſſerrecht, Arch⸗ 
Ziv Pr. 3, 60) und das Obertribunal in der Entſcheidung vom 
14. Januar 1842 (Arnsberger Arch. 8, 301) und namentlich 
in dem Plenarbeſchluſſe vom 16. Januar 1854 (Tr. 27, 27). 
Auch ein Urteil des früheren Appellationsgerichts zu Roſtock 
weiſt das Eigentum am Privatfluſſe den Ufereigentümern zu 
(Seuff Arch. 11, Nr. 16). Daß in neuerer Zeit Entſcheidungen 
nicht ergangen ſind, erklärt ſich wohl daraus, daß mit Rück⸗ 
ſicht auf die feſtſtehende Rechtſprechung im Gebiete des Land⸗ 
rechts heute niemand mehr an dem Eigentum des Ufereigen⸗ 


tümers zweifelt. Da die Entſcheidungen für das Gebiet des 


Landrechts auf der Grundlage des gemeinen Rechts gewonnen 
werden, ſo ſind die Entſcheidungen, die für das Gebiet des 
Landrechts ergehen, zugleich auch Entſcheidungen für das ge⸗ 
meine Recht. Da es ſich bei dem Flußbett eines Privatfluſſes 
um Privateigentum handelt, ſo kann auch im gemeinen Recht 
das Flußbett im Kataſter eingetragen werden und auf den 
Namen des Ufereigentümers im Grundbuche zur Eintragung 
kommen. Von der Eintragung in das Kataſter und Grund⸗ 
buch ausgeſchloſſen ſind nur die zu den öffentlichen Gewäſſern 
zu rechnenden Fluſſe. Wegen der gleichen rechtlichen Grund⸗ 
lage gelten die zu 1 für das Preußiſche Landrecht gemachten 
Ausführungen auch für das Gebiet des gemeinen Rechts. 


3. Die Rechtslage im Gebiete des rheiniſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen Rechts. 

Zu einer ganz anderen Entſcheidung gelangt man für 
unſere Frage im Gebiete des rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechts. 
Hier ſind die Privatflüſſe dem Privateigentume entzogen; das 
Recht des Ufereigentümers beſchränkt ſich lediglich auf beſtimmte 
Rechte an dem vorüberfließenden Waſſer. Schon der frühere 
rheiniſche Appellationsgerichtshof zu Cöln hat durch Urteil vom 
19. Februar 1862 (Rhein Arch. 56, 226) entſchieden, daß am 
Bette eines Privatfluſſes (eau courante) Privateigentum nicht 
möglich iſt. Dieſer Auffaſſung ſchloß fich auch das Reichs⸗ 
gericht und das Preußiſche Oberverwaltungsgericht an (vgl. 
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RG. 12, 340; 30, 307; 53, 43; OVG. 34, 301). Die 
Privatflüſſe gehören im rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechtsgebiete zu 
den Sachen, welche in Niemandes Eigentum ſtehend, dem all⸗ 
gemeinen Gebrauche dienen. Die Ufereigentümer können das 
Eigentum am Flußbette auch nicht durch Verjährung erwerben, 
auch können keine Dienſtbarkeiten am Flußbette begründet 
werden. Da das Flußbett dem Privateigentum entzogen iſt, 
kann es weder im Kataſter noch im Grundbuche auf den Namen 
des Ufereigentümers eingetragen werden. Die Ufereigentümer 
können deshalb auch nicht über das Flußbett verfügen; ſie 
können es nicht wie in den anderen Teilen des Staates über⸗ 
wölben, bebauen oder mit Dienſtbarkeiten, Pfandrechten (z. B. 
mit Hypotheken) belaften.*) 


II. Das verlaſſene Fluß bett. 


Bei dem Beſtreben der Ortsbehörden, auf Grund des 
Fluchtliniengeſetzes ihren Straßen und Plätzen eine möglichſt 
gerade und offene Form zu geben, bildet oft ein kleiner Waſſer⸗ 
lauf ein Hindernis. Die kleinen Gewäſſer ziehen ſich in Win⸗ 
dungen durch die Ortſchaften und bilden ein Hindernis ſowohl 
für die Bebauung wie auch für die Geradelegung der Straßen⸗ 
züge. Man hat dieſe Waſſerläufe durch Geradelegung in ein 
anderes Bett geleitet und um das verlaſſene Flußbett ſtreiten 
ſich dann die Anlieger, der Staat und die Gemeinde. Be⸗ 
ſonders häufig iſt der Fall, daß der Staat oder ein Dritter 
(3. B. eine Gemeinde oder ein Bahnunternehmen) das neue 
Flußbett im Wege der Enteignung erwirbt und dann den Fluß 
in das neue Bett leitet. Dieſer Fall ſoll in nachſtehendem be⸗ 
ſonders berückſichtigt werden. Wir beſchränken uns auch hier 
auf die Privatflüſſe. 


1. Die Rechtslage im Gebiete des früheren 
Preußiſchen Landrechts. 


Wird das Flußbett vom Waſſer verlaſſen, ſo wird das 
Bett unter den Anliegern nach Verhältnis der ihnen zugehörigen 
Uferſtrecken verteilt. Diejenigen Eigentümer, welche durch den 
neuen Lauf des Fluſſes geſchädigt werden, müſſen aber aus 
dem verlaſſenen Flußbett oder deſſen Wert entſchädigt werden 
(LR. I Tit. 9 88 270, 271).“) Das verlaſſene Flußbett ge⸗ 
hört dem Staate, wenn der Staat dem Fluſſe durch einen 


) Die in der Rheinprovinz geübte Praxis ſteht mit den vor: 
ſtehenden Ausführungen nicht immer im Einklang. Gerade in der 
Rheinprovinz hat eine ſehr erhebliche Steigerung des Bodenwertes 
ſtattgefunden, und man hat daher vor allem in den Städten verſucht, 
das Bett der Privatflüſſe (Bäche) zu verwerten. Soweit ſolche Ver⸗ 
ſuche zu der Zeit gemacht worden ſind, als die Rheinprovinz noch 
kein Grundbuch hatte, ſind dieſe Verſuche auch erfolgreich geweſen. 

*) Die Entſchädigung kann nach Wahl des Entſchädigungs⸗ 
verpflichteten entweder mit dem alten Flußbette oder mit deſſen Wert 
geleiſtet werden. Erfolgt die Entſchädigung in Geld, ſo iſt die An⸗ 
telegenheit mit der Zahlung der Entſchädigung erledigt, erfolgt fie 
in Land, ſo erwirbt der Entſchädigungsberechtigte den ihm zuzu⸗ 
weiſenden Teil des alten Flußbettes erſt mit der Auflaſſung. Über 
die Streitfrage, ob das alte Flußbett den Anliegern erſt nach er: 
folgter Beſitznahme oder von ſelbſt zufällt, vgl. Dernburg (Bürger: 
liches Recht III § 93 S. 268 Nr. 4 Note 17). Nach meiner Anſicht 
iſt Beſitznahme nicht erforderlich, da die Uferanlieger ſchon vorher 
Eigentümer des verlaſſenen Flußbettes find. 
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Durchſtich ein neues Bett verſchafft hat. Der Staat muß aber 
das neue Flußbett oder den Wert desſelben den Eigentümern 
des überſtrömten Landes als Entſchädigung zuweiſen (LR. II 
Tit. 15 § 68 ff.). Der Staat wird Eigentümer erſt mit der 
Aneignung (StiethorſtArch. 81, 73). 

Wer das alte Flußbett erwirbt, wenn das neue Flußbett 
im Wege der Enteignung von einem anderen (3. B. einer Ge⸗ 
meinde) erworben worden iſt, wird im Preußiſchen Landrecht 
nicht entſchieden. 

Eine Entſcheidung des Obertribunals vom 25. Januar 
1861 (OTr. 45, 351 ff., Striethorſt Arch. 40, 156) hat aber 
eine der geſetzlichen Regelung gleichwertige Unterlage geſchaffen. 
Es handelt ſich um den Durchſtich der Lippe bei Hamm durch 
die Cöln— Mindener Eiſenbahngeſellſchaft im Jahre 1846. Die 
Eiſenbahngeſellſchaft hatte das verlaſſene Fluß bett in Beſitz ges 
nommen und zum Teil ſelbſt benutzt, zum Teil anderen über⸗ 
laſſen. Der Staat klagte auf Herausgabe des verlaſſenen 
Flußbetts und erwirkte auch bei dem damaligen Appellations⸗ 
gericht zu Hamm eine obſiegendes Urteil. Das Urteil wurde 
aber vom Obertribunal aufgehoben. Das Obertribunal geht 
von folgenden Erwägungen aus: Die Vorſchrift, daß der 
Staat, wenn durch einen Durchſtich dem Fluſſe ein anderer 
Lauf angewieſen iſt, berechtigt iſt, ſich das alte Flußbett anzu⸗ 
eignen (LER. II Tit. 15 $ 70), kommt nur dann zur Anwen⸗ 
dung, wenn der Staat ſelbſt es iſt, welcher dem Fluſſe durch 
den Durchſtich einen anderen Lauf gegeben hat. Hat es mit 
ſeiner Genehmigung ein anderer — im vorliegenden Falle eine 
Eiſenbahngeſellſchaft — getan, welche vermöge des gleichfalls 
vom Staate erhaltenen Enteignungsrechts die Grundſtücke, über 
welche das neue Flußbett geht, erworben, bezahlt und zum 
neuen Flußbett hergegeben hat, ſo wird in der vom Staate 
erteilten Genehmigung zur Enteignung auch die Zuſtimmung 
dazu gefunden werden müſſen, daß der andere in alle Rechte 
und Pflichten tritt, die der Staat haben würde, wenn er ſelbſt 
dem Fluſſe einen anderen Lauf gegeben hätte. Der Staat hat 
die Pflicht, die bisherigen Eigentümer des Flußbetts voll⸗ 
ſtändig zu entſchädigen. Der Enteignungsunternehmer tritt auch 
in dieſe Pflicht ein und er kommt ſeiner Verpflichtung dadurch 
nach, daß er das neue Flußbett gegen Zahlung der Entſchädi⸗ 
gung enteignet. Da der Staat das verlaſſene Flußbett erſt 
durch Aneignung zu Eigentum erwirbt, ſo erwirbt auch der 
Enteignungsunternehmer das verlaſſene Flußbett erſt dann, 
wenn der Staat oder in ſeinem Auftrage der Enteignungs⸗ 
unternehmer ſich durch irgendeine Handlung in den Beſitz des⸗ 
ſelben geſetzt hat. 

Nehmen wir an, daß eine Gemeinde die Verlegung aus⸗ 
geführt und das neue Flußbett durch Enteignung erworben hat, 
ſo iſt die Behandlung der Sache vor dem Kataſter und Grund⸗ 
buch ſehr einfach. Die Gemeinde nimmt von dem alten Fluß⸗ 
bette z. B. durch Zuſchütten desſelben Beſitz und reicht unter 
Bezugnahme auf die erfolgte Aneignung die erforderlichen Ver⸗ 
meſſungsmaterialien dem Kataſteramte ein. Eine Verweiſung 
auf die Entſcheidung des Obertribunals vom 25. Januar 1861 
wird etwaige Bedenken des Kataſteramts beſeitigen. 
tragung in das Grundbuch iſt an ſich nicht erforderlich, ſie wird 
aber notwendig, wenn die Gemeinde das alte Flußbett ver⸗ 
äußern will (K GJ. 26, A 115). Zweiſelhaft iſt, ob es zur Ein 
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tragung in das Grundbuch auch noch einer Auflaſſung ſeitens 
des Staates bedarf. Die Frage iſt wohl zu bejahen, denn der 
Enteignungsunternehmer tritt nicht kraft Geſetzes an die Stelle 
des Staates, ſondern erhält die ſtaatlichen Rechte nur im Wege 
der ſtillſchweigenden Übertragung. Der Enteignungsunternehmer 
bedarf daher zum Erwerbe des Eigentums wie jeder andere 
rechtsgeſchäftliche Erwerber der Auflaſſung. 


2. Die Rechtslage im Gebiete des früheren gemeinen 
Rechts. 


Im gemeinen Recht gehört das verlaſſene Flußbett den 
Anliegern nach Verhältnis der Länge ihrer Grundſtücke und bis 
zur Mitte des Fluſſes (L. 7 8 5 Dig. 41. 1). Vorausgeſetzt 
iſt, daß der Fluß von ſelbſt ſein altes Bett verläßt und ſich ein 
neues ſucht. Für den Fall, daß die Verlegung künſtlich erfolgt 
iſt, fehlt eine Beſtimmung. Das verlaſſene Flußbett auch dann 
den Anliegern zuzuweiſen, wäre eine Härte und ein Hindernis 
für die Landeskultur und die Durchführung des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes. Die Rechtſprechung des gemeinen Rechts hat deshalb 
auch in ſolchen Fällen das römiſche Recht nicht zur Anwendung 
gebracht, ſondern nach Billigkeitsgrundſätzen entſchieden. Sie 
iſt hierbei zu einem Ergebnis gelangt, welches mit dem Land⸗ 
recht übereinſtimmt. Entſcheidend iſt ein Urteil des früheren 
Obertribunals von Stuttgart vom 24. Mai 1859 (Seuff Arch. 13 
Nr. 208). Der Gerichtshof ſagt: Iſt die Trockenlegung und 
Anlegung eines neuen Flußbettes mit Genehmigung des Staates 
auf Koſten eines Dritten ausgeführt und von ſeiten des Staates 
auf einen Eigentumsanſpruch an dem trockengelegten Flußbett 
verzichtet worden, ſo iſt, ſo lange etwas anderes nicht beſtimmt 
iſt, das alte Flußbett, ohne daß es darauf ankommt, in welcher 
Gemarkung dasſelbe gelegen iſt, von ſeiten des Staates von 
ſelbſt als auf denjenigen übertragen anzunehmen, auf deſſen 
Koſten dasſelbe trocken gelegt und dem Fluſſe ein neues Bett 
geſchaffen worden iſt. So lange der Staat ſich in einem 
ſolchen Falle das verlaſſene Flußbett nicht ausdrücklich vor: 
behält, muß ein ſtillſchweigender Verzicht desſelben auf das 
verlaſſene Flußbett angenommen werden. 

Hat eine Gemeinde das neue Flußbett durch Enteignung 
erworben, und dann die Verlegung durchgeführt, ſo hat die Ge⸗ 
meinde unter Darlegung und Nachweis des Sachverhalts beim 
Kataſteramt die Fortſchreibung des verlaſſenen Flußbetts auf 
ihren Namen zu beantragen und ſich zur Begründung auf das 
Urteil des Obertribunals zu Stuttgart zu berufen. Da die 
Rechtslage aber immerhin zweifelhaft iſt, ſo wird das Kataſter⸗ 
amt ſich an die vorgeſetzte Kataſterinſpektion wenden und um 
Verhaltungsmaßregeln bitten. Eine Eintragung im Grundbuche 
wird nur notwendig, wenn die Gemeinde das verlaſſene Fluß⸗ 
bett veräußern will. Wie im Landrecht ſo wird aber auch im 
gemeinen Recht eine Auflaſſung ſeitens des Staates erforder⸗ 
lich ſein. 

3. Die Rechtslage im früheren rheiniſch⸗franzöſiſchen 
Recht. 

Die Grundlage der Entſcheidung bildet hier der Art. 563 

code civil, welcher das verlaſſene Flußbett den Eigentümern 


der jetzt unter Waſſer geſetzten Grundſtücke als Entſchädigung 
und zwar nach Verhältnis des entzogenen Grund und Bodens 
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zuweiſt. Nach der Rechtslehre und Rechtſprechung in Frank⸗ 
reich (vgl. Zachariae⸗Crome Bd. I 8 188 S. 576 Not. 21) 
iſt der Art. 563 nur anwendbar, wenn der Waſſerlauf durch 
Naturkraft ſein Bett verläßt; iſt der Fluß künſtlich verlegt, ſo 
ſällt das verlaſſene Flußbett bei Privatflüſſen den Ufereigen⸗ 
tümern zu. Dieſe Auffaſſung wird aber im rheiniſch⸗franzöſiſchen 
Rechtsgebiete nicht geteilt. Ein Urteil des Obertribunals vom 
8. Juni 1861 hat einen der Billigkeit und der Abſicht des 
Geſetzgebers mehr entſprechenden Standpunkt vertreten (Rhein Arch. 
56 II, 38 ff.). Das Obertribunal ſtellt zunächſt feſt, daß im 
rheiniſchen Recht keine Beſtimmung beſteht, wonach bei künſt⸗ 
licher Ableitung eines Privatfluſſes in ein neues Bett das alte 
Bett einem anderen eigentümlich zufallen ſoll; es trifft dann 
ſeine Entſcheidung in analoger Anwendung des Art. 563. Der 
Geſetzgeber wollte durch ſeine Beſtimmung denjenigen, welche 
ihr Eigentum durch den neuen Flußlauf verloren haben, das 
alte Flußbett nach Verhältnis der Eigentumsanteile als Ent⸗ 
ſchädigung geben, aber nicht den am alten Flußbett Anliegenden 
einen unverdienten Vorteil gewähren. Das Obertribunal legt 
deshalb auf die Tatſache, ob die Ableitung künſtlich erfolgt oder 
auf einen natürlichen Vorgang zurückzuführen iſt, kein Gewicht 
und weiſt bei künſtlicher Ableitung das alte Flußbett denjenigen 
zu, welche durch das neue Bett geſchädigt worden ſind. Hier⸗ 
nach würde alſo der Enteignungsunternehmer das verlaſſene 
Flußbett kraft Geſetzes erhalten. Will man eine analoge 
Anwendung des Art. 563 nicht gelten laſſen, ſo gelangt man 
zu einer Entſcheidung zugunſten des Staates. Die Privatflüſſe 
ſtehen im rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechte als Gegenſtände des 
allgemeinen Gebrauchs in Niemandes Eigentum. Wird das 
Flußbett vom Waſſer verlaſſen, fo tritt es als herrenlos in die 
Erſcheinung. Nach Art. 539, 713 des code civil gehören 
herrenloſe Grundſtücke dem Staate. Dieſe beiden Artikel ſind 
zwar wie der das Gleiche beſtimmende LR. II Art. 16 S 8 
durch das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum BGB. aufgehoben, 
aber der allgemeine Grundſatz: „Herrenloſe Grundſtücke gehören 
dem Staate“, deſſen Ausdruck die aufgehobenen Beſtimmungen 
waren, muß auch heute noch als fortgeltend anerkannt werden. 
Das BGB. ($ 958) weiſt herrenloſe Sachen nur dann jedem 
Aneignenden zu, wenn ſie beweglich ſind; herrenloſe unbeweg⸗ 
liche Sachen find dem Staate vorbehalten (8 928 Abf. 2 
BGB., Art. 190 EG BGB.). Man hat in Preußen die ange: 
führten Beſtimmungen auch nur deshalb aufgehoben, weil man 
ſie durch die Beſtimmungen des BGB. für erſetzt hielt. Der 
Staat erwirbt das Eigentum dadurch, daß er ſich als Eigen⸗ 
tümer in das Grundbuch eintragen läßt. 

Wird das neue Flußbett durch Enteignung erworben, ſo 
wird das Eigentum des Staates nicht zur praktiſchen Geltung 
kommen. In dieſem Falle muß die für das Gebiet des Land⸗ 
rechts angeführte Entſcheidung vom 25. Januar 1861 auch im 
franzöſiſchen Rechtsgebiete als maßgebend erachtet werden. Die 
Entſcheidung ſtützt ſich auf das Enteignungsgeſetz, welches ſchon 
damals im ganzen Staate gleichmäßig galt und auch heute noch 
in der Faſſung des Geſetzes vom 11. Juni 1874 im ganzen 
Staate gilt. Hat der Staat die Verlegung des Flußbettes 
nicht ſelbſt vorgenommen, ſondern einem anderen überlaſſen und 
hat dieſer kraft eines vom Staate ihm verliehenen Enteignungs⸗ 
rechts die Grundſtücke, über welche das neue Flußbett geht, 
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erworben und zum neuen Flußbett hergegeben, ſo hat der 
andere mit dem Enteignungsrecht auch das Recht erworben, 
das alte Flußbett als Entſchädigung für das neue Flußbett ſich 
anzueignen. Dieſer Grundſatz iſt auch nichts anderes als eine 
Anwendung der allgemeinen Vorſchrift, daß das alte Flußbett 
als Entſchädigung demjenigen zufallen ſoll, welcher durch das 
neue Flußbett verloren hat. Der Verlierende iſt aber im Ent⸗ 
eignungsfalle der Enteignungsunternehmer. Die Verlegung 
bildet gewiſſermaßen ein Tauſchgeſchäft, welches der Enteignungs⸗ 
unternehmer mit dem Staate abſchließt, in welchem er dem 
Staate das neue Bett giebt und als Gegenleiſtung das alte 
Bett erhält. Auch durch Annahme eines ſtillſchweigenden Ver⸗ 
zichts kann man den Erwerb des alten Flußbetts durch die 
Enteignungsunternehmer erklären. 

Hat eine Gemeinde im Wege der Enteignung das neue 
Flußbett erworben, ſo iſt nach der hier zunächſt vertretenen 
Anſicht — analoge Anwendung des Art. 563 — das alte 
Flußbett kraft Geſetzes auf die Gemeinde übergegangen. Die 
Gemeinde hat demnach unter Ueberreichung der erforderlichen 
Vermeſſungsmaterialien beim Kataſteramte die Fortſchreibung 
zu beantragen und wird ſich hierbei auf den Art. 563 und das 
Urteil des Obertribunals vom 8. Juni 1861 beziehen. Bei 
der Eigenartigkeit des Falles wird der Kataſterkontrolleur gut 
tun, ſich vorher an die Kataſterinſpektion der Regierung zu 
wenden. Die Eintragung im Grundbuche iſt in der Regel nicht 
erforderlich, da das Eigentum der Gemeinde nicht grundbuch⸗ 
pflichtig iſt. Will aber die Gemeinde das Flußbett veräußern, 
ſo wird eine Eintragung nicht zu umgehen ſein. Hält das 
Grundbuch eine analoge Anwendung des Art. 563 für richtig, 
ſo hat die Gemeinde das alte Flußbett kraft Geſetz erworben, 


und die Eintragung im Grundbuche kann ohne weiteres erfolgen. 


Stellt ſich der Grundbuchrichter auf den Standpunkt der Ent⸗ 
ſcheidung des Obertribunals vom 25. Januar 1861, ſo hat 
zunächſt der Staat ſeine Eintragung im Grundbuche zu veran⸗ 


laſſen und dann durch Auflaſſung das verlaſſene Flußbett der 
Gemeinde zu übertragen. 


— — — 


Vom Reichsgericht. “) 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 5. bis 
17. Oktober 1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichs recht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. Art. 65 EGBGB. hat die 88 79, 12 Tl. II Tit. 15 
ALR. aufrechterhalten. 

Ein mit Getreide beladener Kahn eines Schiffseigners M. iſt 
unter der über die Spree führenden Eiſenbahnbrücke bei der 
Station Jungfernheide an einen dort ſtehengelaſſenen Reſt eines 
alten Brückenpfeilers angeſtoßen und dadurch geſunken. Der 
Kahn war bei der Klägerin zu 1, die Ladung bei der Klägerin 
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Js 19. 1908. 
zu 2 verſichert. Die Klägerinnen haben die Verſicherungsſummen 
bezahlt. Nach den Verſicherungsbedingungen gehen alle Schadens⸗ 
anſprüche gegen Dritte ohne weiteres auf die Verſicherer über, 
und die Klägerinnen haben nunmehr gegen den beklagten preußiſchen 
Fiskus auf Erſatz der gezahlten Verſicherungsſummen und des 
ſonſt ihnen erwachſenen Schadens Klage erhoben, indem ſie den 
Unfall auf ein Verſchulden des Beklagten bzw. ſeiner Organe, 
wofür er nach 88 89, 31 BGB. hafte, zurückführen, weil der 
ſtehengelaſſene Pfeilerreſt an ſich ein gefährliches Hindernis der 
Schiffahrt bilde, auch nichts geſchehen ſei, durch Schutzmaßregeln 
oder ausreichende Warnungszeichen dieſe Gefährlichkeit zu beſeitigen. 
Das Berufungsgericht hat den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Es erachtet ein Verſchulden des Be⸗ 
klagten bzw. ſeiner Organe für nachgewieſen und hat den an 
erſter Stelle von dem Beklagten erhobenen und vom erſten 
Richter für durchſchlagend erachteten Einwand der fehlenden Paſſiv⸗ 
legitimation, weil gemäß 88 79, 12 Tl. II Tit. 15 ALR. für 
die Nichterfüllung der Pflicht, für die Sicherheit der Schiff⸗ 
fahrt zu ſorgen, nicht der Staat, ſondern nur die pflichtvergeſſenen 
Beamten verantwortlich ſeien, deshalb zurückgewieſen, weil dieſe eine 
Schadenserſatzpflicht betreffende Beſtimmung der 88 79, 12 eit. 
durch die Einführung des BGB. aufgehoben ſei. Hiergegen 
richtet ſich die jetzt erhobene Reviſion des Beklagten, und dieſelbe 
muß auch für begründet erkannt werden. Daß nach den an⸗ 
gezogenen Beſtimmungen 88 79, 12 ALR. nicht der Staat, 
ſondern nur die Beamten, welche ihrer Pflicht nicht genügt haben, 
haften, iſt in ſtändiger Rechtſprechung vom OTr. (vgl. OTr. 2, 
119; Striethorſt Arch. 77, 103,) als auch vom RG. (vgl. RG. 40, 
296), angenommen und wird auch ſeitens der Klägerinnen nicht 
in Abrede geſtellt. Es handelt ſich nur darum, ob, wie das Be⸗ 
rufungsgericht annimmt, dieſe Vorſchrift durch die Einführung des 
BGB. beſeitigt iſt. Der erſte Richter erachtet ſie nach Art. 77 
EGBGB. für aufrechterhalten, da es ſich um eine öffentlich⸗recht⸗ 
liche Beſtimmung handele. Demgegenüber hat aber das 
Berufungsgericht zutreffend ausgeführt, daß es nicht bei jeder 
Tätigkeit kraft öffentlichen Rechts ſich um „Ausübung der 
öffentlichen Gewalt“, welche Art. 77 vorausſetzt, handelt, und 
daß dies bei den aus dem Hoheitsrecht über Ströme und Straßen 
entſpringenden Verpflichtungen nicht ohne weiteres der Fall iſt. 
Zu Unrecht hat aber das Berufungsgericht die Anwendbarkeit 
des Art. 65 EGBGB. verneint. Der Art. 6 5 beſtimmt ganz 
allgemein: „Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Beſtimmungen, 
welche dem Waſſerrecht angehören“. Daß aber die Vorſchrift, 
daß der Staat für die Sicherheit und Bequemlichkeit der Schiff⸗ 
fahrt auf den öffentlichen Strömen zu ſorgen hat, dem Waſſer⸗ 
recht angehört, läßt ſich gar nicht leugnen. Das verneint auch 
das Berufungsgericht nicht; es will dies nur für die aus der 
Vernachläſſigung dieſer Pflicht entſpringenden Schadensanſprüche 
nicht gelten laſſen. Beides ſteht aber in untrennbarem Zuſammen⸗ 
hang. Die Beſtimmung, wem eine Pflicht obliegt, und die Be⸗ 
ſtimmung, wer für die Vernachläſſigung dieſer Pflicht aufzukommen 
hat, kann nur einem und demſelben Gebiet angehören; gehört 
die eine dem Waſſerrecht an, fo gilt dies auch für die andere. 


Um das Gebiet unerlaubter Handlungen im eigentlichen Sinne 


handelt es ſich überhaupt nicht, ſondern um die Nichterfüllung 
einer dem Waſſerrecht angehörenden Verpflichtung. Soweit man 
darin eine unerlaubte Handlung finden will, ſo ſind doch auch 
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für dieſe die waſſerrechtlichen Verhältniſſe betreffende unerlaubte 
Handlung eben beſondere Vorſchriften gegeben, und dieſe be⸗ 
ſonderen Vorſchriften find durch Art. 6 5 aufrechterhalten. Gelten 
aber hiernach die 88 79, 12 Tl. II Tit. 15 ALR. noch jetzt, 
ſo ergibt ſich daraus, daß gegen den Beklagten ein Anſpruch 
überhaupt nicht befleht, die Klage daher zutreffend vom erſten 
Richter abgewieſen iſt. Pr. F. c. D. F.⸗G. u. Gen., U. v. 
18. Sept. 08, 563/07 III. — Berlin. 

2. EGGVG. 8 11, GVG. $ 13, ZPO. 88 565, 890 
verb. mit 88 826, 839, 862, 868 BGB. Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges wegen unerlaubter Handlungen eines Beamten. 
Formel des Inhalts eines Urteils bezüglich eines Verbots. 

Der Kläger iſt Mitpächter der Oberſtedtener Gemeindejagd, 
die von fiskaliſchem Gebiete begrenzt wird. Der Beklagte hat 
als Königlicher Förſter dieſe fiskaliſche Jagd, aber in forſtſchutz⸗ 
licher Beziehung auch das Gemeindejagdgebiet zu beaufſichtigen. 
Der Kläger behauptet nun, der Beklagte habe ihn fortgeſetzt 
gefliffentlich in der Ausübung der Jagd geſtört, indem er, ſobald 
Kläger oder deſſen Gäſte die Jagd auszuüben im Begriff ſtanden, 
durch abſichtliche Erregung von Lärm das Wild verjagt habe. 
Er hat in der gegenwärtigen Klage den Antrag geſtellt, den 
Beklagten koſtenfällig zu verurteilen, Störungen des Klägers 
in der Ausübung der Jagd auf dem Oberſtedtener Jagdgebiete 
durch unnötiges Schießen oder durch Lärmen, insbeſondere durch 
Schreien, Pfeifen und Schlagen gegen das Wildgatter zu unter⸗ 
laſſen bei Strafe von 50 & für jeden Fall der Zuwiderhandlung. 
Das LG. in Frankfurt a./ M. hat den Beklagten verurteilt, alle 
Handlungen zu unterlaſſen, welche bezwecken, den Kläger in der 
Ausübung der Jagd auf dem Oberſtedtener Jagdgebiete zu 
ſtören, für jeden Fall der Zuwiderhandlung ſoll der Beklagte 
auf Antrag in eine Geldſtrafe bis zu 1500 & oder in eine 
Haftſtrafe bis zu 6 Monaten verurteilt werden; die Berufung 
des Beklagten iſt zurückgewieſen. Das RG. hob auf: I. Den 
vom Beklagten erhobenen Einwand der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges hat das Berufungsgericht als unbegründet verworfen: 
Mit der Klage verteidige der Kläger ſein Recht auf Ausübung 
des ihm verpachteten Jagdrechtes gegen widerrechtliche Störungen 
durch den Beklagten. Demnach handle es ſich bei der Rechts⸗ 
verfolgung nicht um einen Gegenſtand des öffentlichen Intereſſes 
oder Gemeinwohles, ſondern um die Verteidigung des Rechts⸗ 
gutes eines einzelnen, die daher im Wege eines bürgerlichen 
Rechtsſtreites (5 13 GVG.) zu erfolgen habe. Daß der 
Beklagte Beamter ſei und eventuell in Ausübung oder in Ver⸗ 
anlaſſung der Ausübung ſeines Amtes gehandelt habe, ſtehe 
ſeiner zivilrechtlichen Verfolgung, da von ſeiner vorgeſetzten 
Behörde der Konflikt nicht erhoben fei (8 11 EGGVG.), nicht 
entgegen. Die Reviſion wendet hiergegen ein, daß für die auf 
Unterlaſſung gerichtete Klage der Rechtsweg unzuläſſig ſei. 
Das Berufungsurteil prüfe die Zuläſſigkeit nur nach der Be⸗ 
gründung der Klage, während für dieſe Frage der geſamte 
Inhalt der Prozeßverhandlungen maßgebend ſei, insbeſondere 
alſo auch die Verteidigung des Beklagten. Dieſer mache nun 
geltend, er habe alle ihm vorgeworfenen Handlungen vorge⸗ 
nommen zur Erfüllung ſeiner Amtspflicht und habe hierbei ſich 
auch im Einverſtändniſſe mit ſeinem vorgeſetzten Oberförſter be⸗ 
funden, auf deſſen Anordnungen gehandelt. Demnach ſei Gegen⸗ 
ſtand des Prozeſſes nicht eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit. 
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Ob die Handlungen eines Beamten ſich als rechtmäßige Aus⸗ 
übung ſeines Dienſtes darſtellen, könne zwar dann Gegenſtand 
der Beurteilung durch die ordentlichen Gerichte werden, wenn 
die Verletzung der Amtspflicht zur Grundlage eines Entſchädi⸗ 
gungsanſpruches gemacht ſei; dagegen ſeien die Gerichte nicht 
befugt, in den Dienſtkreis einer anderen Behörde derart einzu⸗ 
greifen, daß ſie durch Ausſprechen von Verboten die dienſtliche 
Tätigkeit eines Beamten beſtimmen. Dieſe Einwendungen ſind 
nicht gerechtfertigt. Maßgebend für die Entſcheidung über die 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges iſt die rechtliche Natur des Streit⸗ 
gegenſtandes und den Streitgegenſtand beſtimmt zunächſt die 
Klage. Für den Begriff der „bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit“ 
(8 13 GVG.) insbeſondere kommt es darauf an, ob mit dem 
in der Klage erhobenen Anſpruch ein der individuellen Rechts⸗ 
ſphäre des einzelnen angehöriges Intereſſe oder Rechtsgut ver⸗ 
folgt bzw. verteidigt wird (RG. 57 Nr. 78 S. 352). Ob 
das zutrifft, wird regelmäßig die Klagebegründung ergeben 
(vgl. Gaupp⸗Stein, Vorbemerkungen zum I. Buch ZPO., III 
S. 4; Urteile des erkennenden Senats vom 7. März 1907 
VI. 422/06, vom 29. April 1907 VI. 424/06). Freilich kann 
der Kläger nicht etwa durch Behauptungen in der Klagebe⸗ 
gründung willkürlich einen Streit, der nach dem objektiven, aus 
dem Parteivorbringen erhellenden Tatbeſtande auf öffentlich 
rechtlichem Gebiete liegt, zu einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit 
ſtempeln, und inſofern mag es nicht unrichtig ſein, wenn geſagt 
wird (Droop, der Rechtsweg in Preußen § 3 S. 5), es ſei 
für die Beurteilung der Zuläſſigkeit des Rechtsweges nicht lediglich 
die Begründung der Klage, ſondern der geſamte Inhalt der 
Prozeßverhandlungen maßgebend. Allein keinenfalls iſt das 
entſcheidende Moment in der Verteidigung des Beklagten zu 
ſuchen und macht ſchon die Berufung des Beklagten darauf, 
daß ihm ein ſtaatliches oder amtliches Recht zu dem fraglichen 
Eingriffe zuſtehe, den Rechtsweg unzuläſſig. — Die Unter⸗ 
ſcheidung, welche die Reviſion zwiſchen dem Anſpruch auf 
Leiſtung von Schadenserſatz und der Unterlaſſungsklage auf⸗ 
ſtellen will, ift — für einen Fall der vorliegenden Art wenigſtens — 
nicht zutreffend. Bei dem in Frage ſtehenden Eingriff in die 
Privatrechtsſphäre des Klägers, ſei es Störung im Beſitze 
(88 862, 868 BGB.), ſei es unerlaubte Handlung im Sinne 
von 8 839 oder $ 826 BGB., kommt es für die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges nicht darauf an, ob Schadenserſatz wegen 
bereits erfolgter oder Abwehr fernerhin drohender Eingriffe 
erlangt werden ſoll. Beide Anſprüche beruhen auf ein und 
demſelben Privatrechtsverhältniſſe. Im Berufungsurteile wird 
die Verpflichtung des Beklagten zur Unterlaſſung weiterer un⸗ 
erlaubter Handlungen ſogar ausdrücklich aus der in S 249 
BGB. geregelten Schadenserſatzpflicht hergeleitet. Das, was 
nach dem Klagbegehren dem Beklagten unterſagt werden ſoll, 
iſt nicht die Vornahme von Amtshandlungen, die Ausübung 
des ſtaatlichen Rechtes (vgl. RG. Bd. 24 Nr. 6 S. 38) ſondern 
die außerhalb der Grenzen ſeiner Amtsbefugniſſe von ihm ver⸗ 
übte und weiter zu beſorgende rechtswidrige Schädigung des 
Klägers. (Vgl. auch RG. Bd. 6 Nr. 57 S. 204 ff.) Die 
Feſtſetzung der Grenzen der Dienſtobliegenheiten des Beklagten 
iſt allerdings, wie die Reviſion bemerkt, eine Angelegenheit des 
öffentlichen Rechtes, aber um deswillen iſt dem ordentlichen 
Richter nicht die Beurteilung entzogen, ob der Beklagte im ge⸗ 
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gebenen Falle jene Grenzen überſchritten hat. II. Das Bes 
rufungsgericht hat die Anſicht des Beklagten, daß Beamte für 
Rechtsverletzungen nicht nach den allgemeinen Borfchriften des 
BGB. hafteten, als unrichtig abgelehnt. Der 8 839 BGB. 
regle nur die Haftung des Beamten für Verletzung einer Amts⸗ 
pflicht gegenüber dem Geſchädigten, die im vorliegenden Falle 
nicht geltend gemacht ſei, nicht aber befreie dieſe Vorſchrift die 
Beamten von der Haftung für andere in Veranlaſſung der 
Ausübung ihres Amtes begangene unerlaubte Handlungen. 
Die Reviſion rügt, daß zu Unrecht die Anwendbarkeit des 
§ 839 BGB. verneint ſei. Dieſer regele gerade die Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Beamten aus den in Veranlaſſung (nicht bloß 
bei Gelegenheit) der Ausübung des Amtes begangenen uner⸗ 
laubten Handlungen. Es ſei dann eben die Frage, ob er ſeine 
Befugniſſe überſchritten habe. Ein Beamter aber, der den 
Anordnungen ſeiner Vorgeſetzten Folge zu leiſten habe, handle 
in rechtmäßiger Ausübung ſeines Amtes, wenn er die ihm 
gegebenen Anordnungen ausführe. Dieſer Angriff kann, ſoweit 
er den 8 839 BGB. betrifft, keinen Erſolg haben. Die ans 
geführte Begründung des Berufungsurteils iſt ohne Zweifel 
dahin zu verſtehen, daß es ſich vorliegend nicht um die Ver⸗ 
letzung der dem Beamten „einem Dritten gegenüber“ oblie⸗ 
genden Amtspflicht handle. Ob das zutrifft, kann unerörtert bleiben. 
Richtig iſt jedenfalls, daß durch die Vorſchrift des 8 839 der 
Beamte nicht ſchlechthin der Haftung aus den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen über unerlaubte Handlungen in dem Falle, wenn 
er auch gegen ſeine Dienſtpflicht verſtoßen hat, enthoben iſt. 
So kann ſich ein Beamter insbeſondere auch nach 5 826 BGB. 
haftbar machen. Vgl. Oertmann, Recht der Schuldverhältniſſe 
8 839 Bd. 2 c, S. 986; Staudinger Komm. § 839 Bd. 3 
S. 925; Planck $ 839 B. 1. — Die Spezialbeſtimmung in 
8 839 Abſ. 1 Satz 2, welche eine Konkurrenz der ſonſtigen, 
allgemeinen Deliktshaftung ausſchließen könnte, greift vorliegend 
nicht Platz, ſofern dem Beklagten nach der Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsgerichts nicht bloß Fahrläſſigkeit, ſondern vorſätzlich uns 
erlaubtes Handeln zur Laſt fällt. III. Das Berufungsgericht 
hat nun in tatſächlicher Beziehung feſtgeſtellt, daß der Beklagte 
wiederholt den Kläger, ſeine Jagdgäſte und Mitpächter an der 
Ausübung der Jagd hinderte, indem er ſchoß, lärmte und an 
das Wildgatter ſchlug, daß er dadurch den Jägern das Wild 
auch dann vertrieben hat, wenn es ſich auf Oberſtedtener Gebiet 
befand, daß er die Betreffenden abſichtlich auf dem Anſtand 
ſtörte, ſo den prakt. Arzt Dr. W. in einer ſolchen Weiſe, daß 
dieſer annahm, es ſei ein Irrſinniger, und deshalb den Stand 
verließ. Der Beklagte habe, wird weiter angenommen, bei 
dieſen Störungen den Vorſatz gehabt, dem Kläger und den 
übrigen Jagdberechtigten Schaden zuzufügen, wie aus dem Ver⸗ 
halten des Beklagten und ſeiner Aeußerung gegenüber dem 
Zeugen K., „er werde es noch dahin bringen, daß die Herren 
gar nichts mehr ſchießen“, zu entnehmen ſei. Die abſichtliche 
Störung der Jagd durch die geſchilderten Handlungen, die vom 
Beklagten, wie aus der Beharrlichkeit ſeines Vorgehens erhelle, 
nach einem vorbedachten Plane vorgenommen worden ſeien, 
verſtoße gegen die guten Sitten; der Beklagte habe dadurch die 
Jagderträgniſſe des Klägers vermindert und ihm vorſätzlich 
Schaden zugeſügt. In dieſen Ausführungen iſt eine an ſich 
einwandsfreie Feſtſtellung der ſämtlichen Tatbeſtandsmerkmale 
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des 8 826 BGB. zu finden. Es unterliegt namentlich keinem 
Zweifel, daß das Vorgehen des Beklagten, wenn und ſoweit es 
nicht etwa eine Betätigung des ihm obliegenden Forſt⸗ oder 
Jagdſchutzes enthielt, ſondern als Aus fluß des Jagdneides oder 
perſönlicher Gehäſſigkeit zum Zwecke ſchikanöſer Beläſtigung und 
abſichtlicher Schädigung der Pächter der Gemeindejagd geſchah, 
eine widerrechtliche Handlungs weiſe (vgl. Dalke⸗Delius, Preuß. 
Jagdrecht 5. Aufl. 8 3 S. 20) darſtellt, die keinenfalls in den 
Grenzen der Amtsbefugniſſe des Förſters ſich bewegt, vielmehr 
im Sinne des 8 826 BGB. gegen die guten Sitten verſtößt. 
IV. Der Beklagte hat nun verſucht, die ihm zur Laſt gelegten 
Handlungen als berechtigte und ſogar gebotene Abwehrmaßregeln 
gegen angebliche unberechtigte Tibergriffe der Oberſtedtener Jagd⸗ 
pächter darzuſtellen. Dieſe, behauptet er, hätten fortwährend 
unternommen, das Wild aus dem fiskaliſchen Forſt auf ihr 
Gebiet herüberzulocken, hätten dann dem Wild den Rückwechſel 
abgeſchnitten, oder das übertretende Wild auf der Grenze ab⸗ 
geſchoſſen uſw. Dieſem Gebahren mit allen Mitteln ent⸗ 
gegenzutreten, ſei der Beklagte amtlich berechtigt und verpflichtet, 
hierzu auch von ſeinem Vorgeſetzten beſonders angewieſen ge⸗ 
weſen. In allem, was er getan, habe er auf Befehl ſeines 
direkten Vorgeſetzten, des Forſtmeiſters v. N., welchen er als 
Zeugen benannte, gehandelt. Das Beruſungsgericht hat auch 
dieſes Schutzvorbringen zurückgewieſen. Den Beklagten habe 
ſeine Dienſtinſtruktion nicht zu den feſtgeſtellten Störungen der 
Jagd berechtigt. Wenn ſein Vorgeſetzter auch ſein Verhalten 
gebilligt und ſelbſt angeordnet haben ſollte, ſo würde dadurch 
die Schuld des Beklagten und ſeine Verantwortlichkeit doch nicht 
beſeitigt werden; denn der Beklagte ſei deshalb doch nicht zu 
ſolchen Handlungen verpflichtet geweſen und habe, wie anzu⸗ 
nehmen, ſich nicht dazu für verpflichtet gehalten. Auch wenn 
Kläger und ſeine Gäſte die Jagd nicht waidmänniſch ausübten, 
ſo habe das doch nicht den Beklagten zur Störung der Jagd⸗ 
ausübung berechtigt, denn dieſes hätte nur die Jagdverpächterin, 
die Gemeinde Oberſtedten, zur Aufhebung des Jagdvertrages 
berechtigen können. — Die letztere, auf eine Verordnung für 
Heſſen⸗ Homburg vom Jahre 1849 geſtützte Feſtſtellung iſt 
vom Reviſionsgericht nicht nachzuprüfen, ebenſowenig wie auch 
ſonſt die Beurteilung des Inhaltes der Jagd⸗ oder Pachtrechte 
der Beteiligten ſoweit für den gegenwärtigen Fall noch die 
bisher in Geltung geweſenen Heſſen⸗Homburgiſchen Geſetzesbe⸗ 
ſtimmungen (vgl. jetzt Preußiſche Jagdordnung vom 15. Juli 
1907 8 86 Nr. 18) zur Anwendung kamen. Im übrigen aber 
iſt die Rechtsauffaſſung des Berufungsgerichts hinſichtlich der 
Bedeutung eines Einverſtändniſſes oder eines Befehls des Vor⸗ 
geſetzten grundſätzlich nicht zu beanſtanden. Die in dieſer Rich⸗ 
tung von der Reviſion erhobene Einwendung iſt nicht begründet. 
Der Untergebene braucht eine geſetzlich verbotene oder ſittlich 
verwerfliche Handlung auf Befehl des Vorgeſetzten nicht auszu⸗ 
führen (vgl. Delius, die Haftpflicht des Beamten §8 11 S. 24). 
Auch für einen Königlich preußiſchen Förſter bedeutet die Ge⸗ 
horſamspflicht nicht die Verpflichtung, den Anordnungen ſeiner 
Vorgeſetzten blindlings zu folgen. Die Reviſion macht geltend, 
es könne jedenfalls nicht der S 826 BGB. zur Anwendung 
kommen, wenn Beklagter auch nur der irrigen Meinung geweſen 
ſei, zu den Handlungen berechtigt und verpflichtet zu ſein oder 
die Anordnungen des Vorgeſetzten befolgen zu müſſen. Allein 
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das Berufungsgericht hat, wie vorſtehend angeführt, feſtgeſtellt, 
daß der Beklagte ſich über ſeine Verpflichtung nicht im Irrtum 


befunden habe, was für die Zeit nach Januar 1906 noch be⸗ 


ſonders durch Hinweis auf den Beſcheid des Regierungspräfidenten 
vom 29. Januar 1906 begründet wird. Die Rüge wegen 
Nichtvernehmung des Oberförſters v. N. iſt inſoweit nicht als 
berechtigt anzuerkennen, doch könnte dieſes Beweisanerbieten, 
wie noch zu erörtern ſein wird, aus einem anderen Geſichts⸗ 
punkte möglicherweiſe als erheblich erſcheinen. Gleichermaßen 
verhält es ſich mit dem vom Beklagten weiter angebotenen 
Zeugniſſe des Forſtaufſehers H., der in dem benachbarten 
(Bindingſchen) Revier in derſelben Weiſe wie der Beklagte gegen 
die Pächter der Gemeindejagd vorgegangen ſei. V. Ein Be⸗ 
denken gegen die Emſcheidung der Vorinſtanzen erhebt ſich aber 
um deswillen, weil die Handlungen, die der Beklagte vorge⸗ 
nommen hat und welche ihm für künftig unterſagt ſein ſollen, 
teilweiſe von der Art ſind, daß ſie auch zu dem Zwecke eines 
berechtigten und pflichtgemäßen Forſt⸗ oder Jagdſchutzes dienlich 
und hierzu in äußerlich gleicher Erſcheinungsform vorgenommen 
ſein könnten. Dem Beklagten dürfte beſpielsweiſe nicht unter⸗ 
ſagt werden, den Austritt von Wild aus dem fiskaliſchen Jagd⸗ 
gebiet durch Erregung eines Geräuſches zu verhindern, welches 
tatſächlich zugleich die Jäger in dem Gemeindebezirk in der Aus⸗ 
übung der Jagd ſtört, ihnen anderes Wild verſcheucht. Dieſes 
Bedenken bezieht ſich vornehmlich auf den durch Zurückweiſung 
der Berufung beſtätigten Ausſpruch des landgerichtlichen Urteils. 
Von der Reviſion wird denn auch ausgeſtellt, dieſer Urteils⸗ 
tenor ſei zu unbeſtimmt, es ſei nicht geſagt, welche Handlungen 
der Beklagte unterlaſſen ſolle. Die Rüge iſt begründet. Der 
Urteilsausſpruch geht inſofern auch über den Klagantrag hinaus, 
als nach dieſem nur beſtimmte Handlungen verboten werden 
ſollen. Die erforderliche Einſchränkung auf Akte der gefliſſent⸗ 
lichen, böswilligen Störung des Klägers in Ausübung der Jagd 
wird auch noch nicht durch die Ausdrucksweiſe des Urteils, 
„welche bezwecken, den Kläger zu ſtören“ in genügender Weiſe 
verwirklicht; es müßte mindeſtens geſagt ſein: „welche aus⸗ 
ſchließlich bezwecken“. Die Zwangsvollſtreckung aus einem ſolchen 
Judikat (3 PO. 88 890 ff.) würde unter den obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſen auf die größten Schwierigkeiten ſtoßen, wo nicht prak⸗ 
tiſch unausführbar fein. Das Reviſionsgericht iſt aber nicht in 
der Lage, von ſich aus gemäß § 565 Abſ. 3 Ziff. 1 ZPO. 
an die Stelle des landgerichtlichen Urteilstenors eine andere, 
entſprechende Entſcheidung zu ſetzen; es bedarf vielmehr noch 
weiterer tatſächlicher Erörterungen. Das Berufungsgericht würde, 
erſorderlichenfalls unter Beiziehung eines Sachverſtändigen, feſt⸗ 
zuſtellen haben, welche beſtimmte Handlungen und Maßregeln 
bei Berückſichtigung der konkreten örtlichen Verhältniſſe und der 
Anforderungen des Forſt⸗ und Jagdſchutzdienſtes dem Beklagten 
als unerlaubte Handlungen anzurechnen und demnach zu unter⸗ 
ſagen ſind. Dabei könnten, wie ſchon angedeutet, vielleicht auch 
die Behauptungen des Beklagten über das Gebahren der Jagd⸗ 
pächter und die angeblich von dem Oberförſter angeordneten 
Gegenmaßregeln immerhin Bedeutung gewinnen; und ſo würde 
die erneute Verhandlung Gelegenheit zur nochmaligen Prüfung 
der Frage bieten, ob und inwieweit der Beklagte ſeine Amts⸗ 
befugniſſe oder auch etwaige beſondere Anweiſungen ſeines Vor⸗ 
geſetzten in der Weiſe überſchritten hat, daß ſein Verhalten ſich 
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als Verſloß gegen die guten Sitten kennzeichnet. W. c. P., 
U. v. 21. Sept. 08, 538/07 VI. — Frankfurt. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

3. 88 166, 167 BGB. in Verb. mit den SS 2, 15 Geſetz 
betr. Geſellſchaften m. b. H. vom 20. Mai 1898. — Selbſtändiger 
Charakter einer Vollmacht. Gültigkeit, auch wenn das ihr zu⸗ 
grunde liegende Rechtsgeſchäft ungültig ift.] 

Gemäß Privaturkunde mit notariell beglaubigter Unterſchrift 
vom 10. Januar 1905 verpflichtete ſich der Beklagte unter näher 
angegebenen Bedingungen, an der Gründung der Klägerin ſich 
mit 10 000 & zu beteiligen und 50 Prozent ſeiner Stammeinlage 
vor der Gründung der Geſellſchaft an den Geſchäftsführer der 
Internationalen Nürnberglicht⸗Geſellſchaft m. b. H. — H. oder 
an den von dieſem bezeichneten Notar — zu behändigen. Gleich⸗ 
zeitig bevollmächtigte er den H., ihn bei der Gründung der 
Klägerin zu vertreten und alle erforderlichen Erklärungen für 
ihn abzugeben. Unter dieſer Urkunde verpflichtete ſich anderſeits 
die Internationale Nürnberglicht⸗Geſellſchaft unter Privat⸗ 
unterſchrift, dem Beklagten, nachdem er ſeine Stammeinlage voll 
eingezahlt habe, von der von ihr übernommenen Stammeinlage 
50 Prozent als Bonifikation ohne weitere Entſchädigung ab⸗ 
zutreten. Auf Grund der gedachten Vollmachtsurkunde hat nun 
H. in dem Geſellſchaftsvertrage vom 14. März 1905 betr. die 
Gründung der Klägerin eine Stammeinlage von 10 000 KA 
namens des Beklagten übernommen. Der Geſellſchaftsvertrag 
iſt in das Handelsregiſter eingetragen und Beklagter in der Liſte 
der Geſellſchafter als ſolcher aufgeführt. Die Klägerin hat 
Klage erhoben mit dem Antrage, den Beklagten zur Zahlung 
von 10 000 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem Klagetage zu 
verurteilen. Die Klage ſtützt ſich auf die Behauptung, die 
Internationale Nürnberglicht⸗Geſellſchaft habe die ihr aus der 
Beteiligungs verpflichtung vom 10. Januar 1905 zuſtehende 
Forderung gegen den Beklagten der Klägerin abgetreten; dieſer 
ſtehe der Klageanſpruch auch auf Grund des Geſellſchaftsvertrages 
zu. Nachdem Beklagter durch Verſäumnisurteil des LG. I zu 
Berlin vom 17. Dezember 1906 nach dem Klageantrage ver⸗ 
urteilt worden war, wurde auf ſeinen Einſpruch die Klage durch 
Urteil desſelben Gerichts vom 21. März 1907 abgewieſen. Die 
Berufung der Klägerin wurde durch Urteil des KG. zu Berlin 
vom 11. Dezember 1907 zurückgewieſen. Nach Zurückweiſung 
weiterer Einwendungen des Beklagten hat das Berufungsgericht 
die Klage für unbegründet erachtet. Es hat zunächſt erwogen, 
der Beklagte habe die Vollmacht vom 10. Januar 1905 vor 
Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages widerrufen. Den Widerruf 
habe H. und damit hätten auch die 91 von ihm vertretenen 
Perſonen bei Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages gemäß S 166 
BGB. den Widerruf gekannt. Die von H. für den Beklagten 
im Geſellſchaftsvertrage abgegebenen Erklärungen ſeien daher 
dieſen 91 Perſonen gegenüber nicht verbindlich. Da nun Be⸗ 
klagter die Rechte und Pflichten eines Geſellſchafters nur dann 
habe erlangen können, wenn er allen übrigen Kontrahenten 
gegenüber ſich zur Leiſtung einer Stammeinlage von 10 000 
verpflichtet hätte und auch die 7 außer H. bei dem Vertrags⸗ 
abſchluſſe vor dem Notar erſchienenen Beteiligten nur unter dieſer 
Vorausſetzung den Geſellſchaftsvertrag abgeſchloſſen hätten, dieſe 
Vorausſetzung aber nicht zuträfe, ſo könne die Klägerin aus dem 
Geſellſchaftsvertrage keine Rechte gegen den Beklagten herleiten. 
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Ein weiterer Entſcheidungsgrund beſteht in der Erwägung, die 
Vollmacht vom 10. Januar 1905 entſpreche zwar, für ſich allein 
betrachtet, der Formvorſchrift des § 2 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
20. Mai 1898. Es ſei auch denkbar, daß eine Vollmacht, los⸗ 
gelöſt von der causa, als ein abſtraktes Rechtsgeſchäft erſcheine 
und alsdann für ſich allein beurteilt werden müßte. Im vor⸗ 
liegenden Falle ſei aber die Vollmacht durch ihre Stellung 
mitten unter den ſonſtigen Erklärungen und durch die Eingangs⸗ 
worte (Hierdurch und unter dieſen Angaben) als ein integrieren⸗ 
der Teil des von den Parteien am 10. Januar 1905 abgeſchloſſenen 


Rechtsgeſchäfts anzuſehen. Da nun aber dieſes nach den 88 2 


und 15 des gedachten Geſetzes wegen Formmangels nichtig ſei, 
fo ſei auch die Vollmacht gemäß 8 139 BGB. nichtig. Beide Ent⸗ 
ſcheidungsgründe werden von der Reviſionsklägerin mit Recht als 
rechtsirrtümlich bekämpft: Was zunächſt die Nichtigkeit der Voll⸗ 
macht betrifft, ſo iſt zwar die Ausführung des Berufungsgerichts, 
daß die Beteiligungs verpflichtung des Beklagten ſowie die ſog. 
Bonifikationszuſage der Internationalen Nürnberglicht⸗Geſellſchaft 
vom 10. Januar 1905 wegen Formmangels gemäß 88 2 und 
15 a. a. O. nichtig ſeien, rechtlich nicht zu beanſtanden. Allein 
hieraus folgt die Nichtigkeit der Vollmacht nicht. Denn die 


Ungültigkeit des der Vollmacht zugrunde liegenden Vertrages, 


ſei es wegen eines Willensfehlers oder Formmangels, hat jeden⸗ 
falls gegenüber dem gutgläubigen Dritten, der auf Grund formell 
ordnungsmäßig erſcheinender Vollmacht mit dem Bevollmächtigten 
kontrahiert hat, die Nichtigkeit der Vollmacht nicht zur Folge. 
Der ſelbſtändige Charakter der Vollmacht kommt ſchon durch die 
Faſſung des 8 167 BGB. zum Ausdrucke, wonach die 
Erteilung der Vollmacht ſchlechthin und ohne jede Rückſicht auf 
ein ihr zugrunde liegendes Rechtsverhältnis durch Erklärung 
gegenüber dem zu Bevollmächtigenden oder dem Dritten erfolgt, 
dem gegenüber die Vertretung ſtattfinden ſoll. Auch ſpricht 
hierfür der Umſtand, daß nach $ 167 Abſ. 2 die Vollmacht 
nicht der Form bedarf, welche für das Rechtsgeſchäft beſtimmt 
iſt. Jedenfalls verbietet die Sicherheit des Rechtsverkehrs, daß 
dem gutgläubigen Dritten, der mit dem Bevollmächtigten auf 
Grund einer ordnungsmäßig erſcheinenden Vollmacht kontrahiert, 
die manchmal ſchwierige, oft kaum mögliche Prüfung der 
Gültigkeit des der Vollmacht zugrunde liegenden Rechts⸗ 
verhältniſſes zugemutet wird; vielmehr muß es in ſolchem Falle 
zur Rechtswirkſamkeit der Vollmacht genügen, daß der Be⸗ 
vollmächtigungsakt ſelbſt von einer in der Geſchäftsfähigkeit nicht 
beſchränkten Perſon mängelfrei und in geſetzlicher Form erfolgt 
iſt. Dieſer Grundſatz muß bezüglich einer Vollmacht zum Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrages über die Gründung einer Geſellſchaft 
m. b. H. um ſo mehr zur Anwendung kommen, als die 
Willenserklärungen der Beteiligten nicht bloß für das innere 
Verhältnis der Geſellſchafter untereinander von Wichtigkeit find, 
ſondern hierüber hinaus eine das öffentliche Intereſſe berührende 
allgemeine Bedeutung haben und die Grundlage für die Exiſtenz 
der Geſellſchaft und ihren Rechtsverkehr mit dritten Perſonen 
bilden. Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts iſt nun 
die dem H. von dem Beklagten erteilte Vollmacht an und für 
ſich mängelfrei und in geſetzlicher Form erfolgt. Ebenſowenig 
kann der weitere Entſcheidungsgrund dem Berufungsurteile zur 
Stütze dienen. Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts 
iſt die Vollmachtsurkunde von H. bei Abſchluß des Geſellſchafts⸗ 
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vertrages den übrigen Beteiligten vorgelegt worden und ihre 
Vorlegung iſt im Geſellſchaftsvertrage beurkundet. Der Widerruf 


der Vollmacht war den 7 außer H. erſchienenen Beteiligten 


nicht bekannt. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß 
ihnen der Widerruf nicht habe bekannt fein müſſen. 8 172 
Abſ. 2 und 173 BGB. Ihnen gegenüber könnte ſomit der 
Beklagte ſich auf den Widerruf nicht berufen. Dies hat nun 
aber die Folge, daß Beklagter ſich auf den Widerruf der Voll⸗ 
macht der Klägerin gegenüber überhaupt nicht berufen 
kann, da ſeine Teilnahme an der Geſellſchaft m. b. H. 
nicht einem Geſellſchafter gegenüber beſtehen, einem anderen 
gegenüber nicht beſtehen kann, ſondern mit Rückſicht auf die der 
Beteiligung am Stammkapital nach außen und für den Beſtand 
der Geſellſchaft zukommende Wirkſamkeit ein nur einheitlich feſt⸗ 
zuſtellendes Rechtsverhältnis vorliegt. Vielmehr iſt er wegen 
eines etwaigen Mißbrauchs feiner Vollmacht auf Schadens⸗ 
erſatzanſprüche gegen den Bevollmächtigten angewieſen. Hiernach 
können die Gründe, aus denen die Klage abgewieſen iſt, das 
Berufungsurteil nicht tragen. Da die weiteren Einwendungen 
des Beklagten gegen den Klageanſpruch rechtlich einwandfrei 
zurückgewieſen und von dem Beklagten in dieſer Inſtanz nicht 
beanſtandet ſind, ſo waren die Urteile des Berufungsgerichts 
ſowie des LG., wodurch die Klage abgewieſen worden, aufzuheben 
und es war die in dem erſtinſtanzlichen Verſäumnisurteile 
enthaltene Verurteilung des Beklagten aufrechtzuerhalten. D. 
N.⸗G. c. G., U. v. 29. Sept. 08, 154/08 II. — Berlin. 

4. 88 246, 288 BGB., $ 352 HGB., Art. 169 EGBGB., 
88 197, 201, 218 BGB. Auf Urteilszinſen beziehen ſich die 
erſtgenannten SS 246, 288, 352 nicht; rechtskräftig feſtgeſtellte 
Urteilszinſen unterliegen der 4 jährigen Verjährung.] 

Zutreffend ſind die Ausführungen des Berufungsrichters, 
daß der Kläger wegen des Wechſels der Geſetzgebung auf eine 
Herabſetzung des Zinsfußes für ſeine Schuld bei der National⸗ 
bank keinen Anſpruch gehabt habe. Zwar hat das RG. in 
mehreren Entſcheidungen (RG. 46, 74, Gruchots Beitr. 44, 
1094; 45, 93) die Beſtimmungen des BGB. über die Höhe 
der Verzugszinſen auch auf ältere unter der Herrſchaft des 
früheren Rechts entſtandene Anſprüche angewendet, im vor⸗ 
liegenden Fall aber handelt es ſich nicht bloß um eine unter 
altem Recht entſtandene; ſondern auch um eine durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil bereits feſtgeſtellte Forderung. Auf Urteils⸗ 
zinſen aber beziehen ſich die Vorſchriften der 88 246, 288 
BGB. und 8 352 HGB. nicht (Motive zum 1. Entwurf, 
Bd. II S. 16, Planck, Anm. 3 Abſ. 2 zu $ 246 BGB.). 
Das Urteil bildet, gleichviel ob man das zugrunde liegende 
Anerkenntnis mit dem Berufungsrichter als eine rechtsgeſchäft⸗ 
liche Feſtſtellung des Zinsfußes auffaſſen will oder nicht, einen 
ſelbſtändigen Rechtsgrund im Sinne des § 288 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. Der vierjährigen Verjährung unterliegen allerdings 
nach Art. 169 EG. und den 88 197, 201, 218 Abſ. 2 
BGB. auch rechtskräftig feftgeftellte Urteilszinſen. Wenn die 
Beklagte geltend gemacht hat, daß Verzugszinſen ihrer Natur 
nach nicht als regelmäßig wiederkehrende, fällig werdende 
Leiſtungen im Sinne des 8 218 Abſ. 2 BGB. aufgefaßt 
werden könnten, fo überſieht fie, daß das BGB. dieſe An⸗ 
ſchauung des früheren Rechts nicht teilt, vielmehr auch in 
anderen geſetzlichen Vorſchriften die Zinſen mit Einſchluß der 
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Verzugszinſen als regelmäßig wiederkehrende rückſtändig 
werdende Leiſtungen behandelt. (88 197, 223 Abſ. III, 101 
Ziff. 2 BGB., Protokolle der 2. Kommiſſion Bd. 1 S. 208, 
Denkſchrift zur Reichstagsvorlage S. 52). B. c. B. B.⸗N., 
U. v. 26. Sept. 08, 560/07 V. — Berlin. 

5. 5 276 BGB. Culpa in contrahendo ſteht nicht 
dem Verſchulden bei Erfüllung eines Vertrages gleich.] 

Die angebliche Fahrläſſigkeit des Beklagten ſtellt ſich als 
Verſchulden bei Abſchließung des Vertrages (culpa in 
contrahendo) dar und eine Beſtimmung, die ein ſolches Ver: 
ſchulden dem Verſchulden bei Erfüllung des Vertrages gleich⸗ 
ſtellt, wie fie das preußiſche ALR. in den 88 284, 285 15, 
aufgeſtellt hat, enthält das BGB. nicht. Der $ 276 BGB. 
ſetzt ins beſondere ebenſo wie die folgenden Paragraphen ein fertiges 
Schuldverhältnis voraus. Der beſondere Fall des 8 307 oder 
des § 309 iſt nicht gegeben. M. c. S., U. v. 23. Sept. 08, 
531/07 V. — Berlin. 

6. 88 638, 639 BGB. Zum Begriffe des Bauwerks 
(Dränage). Berechnung der Verjährungsfriſt im Falle einer 
übernommenen Garantie.] 

Der Erſatzanſpruch, den die Klägerin darauf gründet, daß 
der Beklagte die durch den Vertrag vom 19. September / 3. De⸗ 
zember 1901 übernommene Herſtellung von Dränagen auf 
Grundſtücken der klagenden Genoſſenſchaft mangelhaft aus⸗ 
geführt habe, iſt vom Berufungsgericht auf Grund des vom 
Beklagten erhobenen Verjährungseinwandes zurückgewieſen 
worden. Das Berufungsgericht nimmt an, daß die Dränage 
kein Bauwerk im Sinne des 8 638 BGB. ſei, und deshalb 
die Verjährungsfriſt nicht fünf Jahre, ſondern nur ein Jahr 
betrage: Dieſer Annahme iſt beizutreten. Mit Recht wird in 
Übereinſtimmung mit dem Urteil des RG. vom 20. November 
1903 — RG. 56, 41 ff. — davon ausgegangen, daß unter 
einem Bauwerk im Sinne des § 638 BGB. eine unbewegliche, 
durch Verwendung von Arbeit und Material in Verbindung 
mit dem Erdboden hergeſtellte Sache zu verſtehen iſt. Im 
weiteren wird dann ausgeführt, daß dieſe Merkmale bei einer 
Dränageanlage inſofern nicht zutreffen, als dabei nicht eine 
unter Anwendung der Regeln der Statik und Mechanik 
erfolgende Verarbeitung der Materialien zu einem in ſich 
geſeſtigten, durch innige Verbindung mit dem Erdboden (durch 
Einfügen oder vermöge der Schwere) unbeweglichen Werke vor⸗ 
liegt, ſondern die bloße Aneinanderlegung von Röhren in den 
aufgegrabenen Boden in einer durch die Gefällsverhältniſſe des 
zu entwäſſernden Terrains gebotenen Verzweigung, um das 
Eindringen des von der Oberfläche ſich ſenkenden Waſſers durch 
die Zwiſchenräume in die Röhren und deſſen Abfluß dauernd 
zu ermöglichen; es handele ſich alſo vielmehr um Herſtellung 
einer beſonderen Eigenſchaft des Erdreichs durch die Einbettung 
der in keiner mechaniſchen Verbindung ſtehenden Röhren, ab» 
geſehen von der übrigens nicht unbedingt nötigen Dichtung der 
Berührungsſtellen zwiſchen Saug⸗ und Sammeldräns. Dieſe 
Ausführungen beziehen ſich ihrer Wortfaſſung nach auf Dränage⸗ 
anlagen im allgemeinen, treffen aber erſichtlich auch auf die 
vom Beklagten ausgeführte Anlage zu, wie ſie in dem Vertrag, 
in dem Tatbeſtand der Urteile und in dem Gutachten der Sach⸗ 
verſtändigen beſchrieben wird. Die Anlage beſtand hiernach 
darin, daß in dem Erdboden in der erforderlichen Tiefe Gräben 
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gezogen wurden zur Aufnahme der aus gebranntem Ton 
beſtehenden Röhren — der Saugröhren und Sammelröhren —, 
und daß nach Einlegung der Röhren, deren Verbindungsſtellen 
mit den Sammlern durch Zement gedichtet wurden, der Erd⸗ 
boden wieder aufgefüllt wurde. Die Dränröhren lagen hiernach 
loſe in der Erde und waren mit dieſer in keiner Weiſe in eine 
feſte Verbindung gebracht, weder durch Mauerwerk noch durch 
Verankerung oder irgendein anderes Bindemittel; ebenſowenig 
liegt hier der Fall ſo, daß eine durch die eigene Schwere der 
Materialien hergeſtellte Verbindung mit dem Boden an⸗ 
genommen werden könnte. Die vom Beklagten ausgeführte 
Dränage ſtellt daher ein Bauwerk im Sinne des $ 638 BGB. 
nicht dar und die Verjährungsfriſt beträgt mithin ein Jahr. 
Der Beginn der Verjährung wurde aber dadurch hinaus⸗ 
geſchoben, daß der Beklagte für die Dränage, ſoweit ſie neu 
anzufertigen war, eine fünfjährige Garantie vom Tage der Ab⸗ 
nahme an, und ſoweit ſie umzulegen war, eine dreijährige 
Garantie übernommen hat. Mit Recht nimmt das Berufungs⸗ 
gericht an, daß die Verjährung nicht erſt mit dem Ablauf der 
Garantiefriſt beginnt, die Garantieübernahme vielmehr bedeutet, 
daß jeder innerhalb der Garantiefriſt hervortretende Mangel 
geltend gemacht werden kann, jedoch jo, daß von dem Hervor⸗ 
treten des Mangels, bzw. von dem in § 639 Abſ. 2 BGB. 
erwähnten Zeitpunkte ab die geſetzliche Verjährung zu laufen 
beginnt (vgl. RG. 37, 81). Hiernach war, da die Mängel 
bereits im Auguſt 1903 hervorgetreten ſind, und der Beklagte 
ſich Ende des Jahres 1903 geweigert hat, die begonnenen 
Reparaturarbeiten fortzuführen, mit Ablauf des Jahres 1904 
die Verjährung vollendet, während die Klage erſt im Juni 1905 
erhoben iſt. G. c. P, U. v. 18. Sept. 08, 565/07 III. — Poſen. 
7. 88 812, 819 BGB. Zum Begriffe der Bereicherung.] 
Im Grundbuche von E. waren als 2. bis 4. Poſt für 
den Kläger S. 23 000 & Hypotheken eingetragen. Unter den 
folgenden Nummern 5 bis 9 waren ferner zuſammen 80 500 % 
Hypotheken auf den Namen des Beklagten oder doch ihm zur 
Verfügung ſtehend eingetragen. Der Kläger S. hatte fich 
gegenüber der Ottenſer Bank verpflichtet, gegen ein Darlehn 
von 23 000 & zur Sicherheit der Bank die Hypothekenpoſten 
2 bis 4 auf deren Namen umſchreiben zu laſſen. Er beauftragte 
den Mitkläger Sp., dieſe Umſchreibung in der Weiſe zu be⸗ 
ſorgen, daß für die Bank nur eine Poſt eingetragen werde. 
Auf Veranlaſſung von Sp. wurden demnächſt, nachdem die 
Löſchung von S. bewilligt, von dem Grundſtückseigentümer C. 
aber beantragt war, die Hypotheken unter Nr. 2 bis 4 gelöſcht. 
Hierauf wurde für die Ottenſer Bank eine neue Hypothek von 
23 000 & eingetragen, die jedoch unter Nummer 10 erſt nach 
den 80 500 & des Beklagten Platz fand. Dieſe Hypothek der 
Bank iſt demnächſt bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks 
ganz ausgefallen, während ſie volle Deckung gefunden hätte, 
wenn ſie an Stelle der Poſten unter 2 bis 4 eingetragen 
worden wäre. Kläger S. hat der Ottenſer Bank für den Aus⸗ 
fall aufkommen müſſen. Er hat in einem Vorprozeſſe den Mit⸗ 
kläger Sp. wegen ſchuldhafter Ausführung des Auftrages auf 
Schadenserſatz in Anſpruch genommen und ſeine rechtskräftige 
Verurteilung zur Zahlung von 17 250 & nebſt Zinſen erzielt. 
Im gegenwärtigen Rechtsſtreite behauptet er, der Beklagte B. 
hafte ihm für den Ausfall als Bürge; er habe ihm ferner 
83 


durch feine Mitwirkung bei den grundbücherlichen Eintragungen 
oder doch dadurch, daß er ſie mit Kenntnis des hierbei unter⸗ 
gelaufenen Irrtums geſchehen ließ, widerrechtlich geſchädigt, er 
hafte endlich auch wegen ungerechtfertigter Bereicherung. Er 
beanſprucht deshalb die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung 
von 5750 , während der Mitkläger Sp. auf Grund einer 
von S. erklärten Abtretung, im übrigen unter der gleichen 
Begründung gegen den Beklagten den Anſpruch auf Zahlung 
von 17 250 & erhebt. Das OLG. wies ab, die Reviſion 
wurde zurückgewieſen: Die Reviſion ficht das Berufungsurteil 
nur inſoweit an, als darin auch der Klagegrund der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung zurückgewieſen iſt. Allein ſelbſt wenn 
zuzugeben wäre, daß der Beklagte den in der Verbeſſerung 
ſeines Hypothekenranges liegenden Vermögensvorteil aus dem 
Vermögen des Klägers S. und auf deſſen Koſten, durch eine 
Leiſtung S.s oder in anderer Weiſe erlangt hätte, jo hat doch 
der Berufungsrichter ohne Rechtsirrtum verneint, daß ihm dieſer 
Vorteil „ohne rechtlichen Grund“ im Sinne von 8 812 BGB. 
zugefloſſen ſei. Es iſt Grundſatz des geltenden Immobiliar⸗ 
ſachenrechts, daß die mehreren Hypothekengläubiger ihre Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtücke in derjenigen Reihenfolge zu 
beanſpruchen haben, welche durch die fortlaufenden Eintragungen 
im Grundbuch ausgewieſen iſt. Es iſt deshalb eine ſelbſt⸗ 
verſtändliche, gewollte und gebilligte Folge eben dieſer Rechts⸗ 
ordnung, daß die bloße Tatſache der Löſchung einer Vor⸗ 
hypothek ohne weiteres den Nachhypothekariern zugute kommt. 
Namentlich iſt im Verhältnis der mehreren Hypothekengläubiger 
zueinander, wenn nicht beſondere obligatoriſche Beziehungen 
zwiſchen ihnen beſtehen, ohne Bedeutung, aus welchem kauſalen 
Grunde der Vorhypothekarier ſein dingliches Recht am Grund⸗ 
ſtück preisgibt und der Eigentümer die Löſchung herbeiführt. 
Dies würde freilich nicht ausſchließen, daß das Geſetz ein ſolches 
auf Grund ſeiner formalen Beſtimmungen zuſtandegekommenes 
Ergebnis aus höheren Geſichtspunkten mißbilligte und hierfür 
einen Ausgleich durch den Bereicherungsanſpruch gewährte. 
Allein eine ausdrückliche Vorſchrift dieſes Inhalts, wie ſie dem 
BGB. in ähnlichen Fällen nicht fremd iſt (Zuſammenſtellung 
bei Planck, Bem. 2c vor 8 812) beſteht nicht. Bloße Billig⸗ 
keitserwägungen aber können niemals dazu führen, einen unter 
dem Schutze der Rechtsordnung erlangten Erwerb dennoch als 
des Rechtsgrundes ermangelnd zu behandeln (RG. 53, 286). 
Dies um ſo weniger, als hierdurch die mit beſonderen Garantien 
umgebene Sicherheit gerade des Grundbuchsverkehrs in bedenk⸗ 
licher Weiſe in Frage geſtellt würde. Den Klägern ſteht ferner 
auch 8 812 Abſ. 1 Satz 2 nicht zur Seite. Es mag ſein, 
daß Kläger S. und der Grundſtückseigentümer C. mit Löſchung 
der ſtreitigen Hypotheken den Erfolg bezweckt haben, die hierdurch 
freiwerdende Rangſtelle der Ottenſer Bank zu ſichern, und dieſer 
Erfolg iſt jedenfalls nicht eingetreten. Allein wenn das Geſetz 
an der angezogenen Stelle von dem nach dem Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts bezweckten Erfolge der Leiſtung ſpricht, ſo hat 
es dabei, wie bei der römiſchrechtlichen condictio causa data 
causa non secuta ein Rechtsgeſchäft im Auge, das unmittelbar 
zwiſchen dem Leiſtenden und dem Empfänger der Leiſtung, dem 
angeblich Bereicherten, zuſtandegekommen iſt. Nicht aber iſt 
damit ein Bereicherungsanſpruch des Leiſtenden gegen den am 
Rechtsgeſchäft ſelbſt nicht beteiligten Dritten gegeben, dem ohne 
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fein Dazutun der wirtſchaftliche Erfolg des Geſchäfts ſchließlich 
zugute kommt. Der Bereicherungsanſpruch wird auch dadurch 
nicht begründet, daß der Beklagte, wie die Kläger behaupten, 
den ihnen untergelauſenen Irrtum ſchon während der auf die 
grundbücherlichen Eintragungen bezüglichen Verhandlungen be⸗ 
merkt und hierzu geſchwiegen hat. Die Kenntnis des Empfängers 
vom Mangel des rechtlichen Grundes iſt zwar nach 8 819 
Abſ. 1 geeignet, den Umfang feiner Herausgabeverpflichtung zu 
ſteigern, ſie vermag aber für ſich allein die Herausgabepflicht 


nicht zu erzeugen, wenn ſie ihm wegen Mangel eines Rechts⸗ 


grundes nicht ſchon ohnedies obliegt. Wenn der Berufungs⸗ 
richter endlich weder durch eine rechtliche noch ſittliche Pflicht 
geboten findet, ſich unaufgefordert in die törichte Geſchäfts⸗ 
führung eines Dritten warnend oder aufklärend einzumiſchen 
und deshalb auch die Anwendbarkeit des 8 826 BOB. vers 
neint, ſo kann hierin ein Rechtsirrtum nicht erblickt werden. 
S. u. Sp. c. B., U. v. 21. Sept. 08, 637/07 IV. — Hamburg. 

8. 88 891 bis 899, 1138 verb. mit 8 404 BGB. Fiktion 
der Richtigkeit des Grundbuchs, je nachdem es ſich um eine von 
der Hypothek abhängige, oder eine von ihr losgelöſte Forderung 
handelt.] 

Die Verurteilung des Beklagten in I. und II. Inſtanz 
beruht auf der Annahme, daß die Beklagten durch vorbehaltloſe 
Abtretung der Hypothek ihre Vertrags pflichten gegenüber dem 
Kläger verletzt und ihn dadurch, daß ſie ihm die Geltendmachung 
ſeiner Einwendungen gegenüber dem gutgläubigen Erwerber der 
Hypothek unmöglich machten, geſchädigt haben. Dieſe Begründung 
traf in I. Inſtanz ſoweit zu, als es ſich um die Befreiung des 
Grundſtücks von einem Teile der darauf laſtenden Hypothek 
handelte, ſie vermag aber die Verurteilung des (jetzt noch allein 
in Streit ſtehenden) Beklagten W. C. zur Befreiung des Klägers 
von der perſönlichen Schuldverbindlichkeit nicht zu rechtfertigen. 
Die Annahme des Berufungsrichters, der Kläger könne die aus 
den Abreden mit der Geſellſchaft L. C. Nachfolger ihm gegen 
dieſe erwachſenen Einwendungen dem neuen Erwerber auch in 
Anſehung der allein noch intereſſierenden perſönlichen Forderung 
nach 88 1138 und 892 BGB. nicht entgegenſetzen, iſt rechts⸗ 
irrtümlich und wird von der Reviſion mit Recht als Verletzung 
des S 1138 BGB. gerügt. Denn nach dieſem Paragraphen 
gelten die Vorſchriften der 88 891 bis 899 a. a. O. alſo ins⸗ 
beſondere auch die Fiktion der Richtigkeit des Grundbuchs zu⸗ 
gunſten des gutgläubigen Erwerbers ($ 892 a. a. O.) für die 
Hypothek zwar auch in Anſe hung der Forderung, für letztere, 
aber nur ſolange fie mit der Hypothek in Verbindung ftebt, 
und die Hypothek von ihr abhängig iſt, nicht aber für die von 
der Hypothek losgelöſte perſönliche Forderung. (RG. 49 S. 6, 8, 
vgl. Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht Bd. I S. 840 Not. I; 
Planck BGB. Not. 2 zu § 1138.) Nach § 404 BGB. kann 
der Schuldner dem neuen Gläubiger die Einwendungen entgegen⸗ 
ſetzen, die zur Zeit der Abtretung der Forderung gegen den 
bisherigen Gläubiger begründet waren und es hat der neue 
Gläubiger dem beſtreitenden Schuldner gegenüber die volle 
Beweislaſt. Die in der Abtretung der Hypothek enthaltene 
Abtretung der perſönlichen Forderung enthält alſo an ſich keine 
Schädigung des Schuldners, die zur Grundlage eines Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs gemacht werden könnte. C. c. G., U. v. 
16. Sept. 08, 347/ 7 / 207% 8 V. — Marienwerder. 
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Zivilprozeßordnung. 

9. § 173 ZPO. Der Vorſitzende einer Zahlſtelle des 
Zentralverbandes der Zimmerer und verwandten Berufsgenoſſen 
in Hamburg als Generalbevollmächtigter im Sinne des 
8 173 ZPO. 

Im Januar 1907 ift gegen den Kläger von feiten „des 
Zentralverbands der Zimmerer und verwandten Berufsgenoſſen 
Deutſchlands, Zahlſtelle Hamburg und Umgegend“ eine Arbeits 
ſperre verhängt worden. Der Kläger hat den Verband unter 
der gleichen Bezeichnung dahin verklagt, daß er verurteilt werde, 
die Sperre aufzuheben und dieſe Aufhebung öffentlich bekannt⸗ 
zumachen. In der Klagſchrift war als Vertreter des Beklagten 
Auguft L. („Vorſitzender“) genannt, welchem auch die Klag⸗ 
ſchrift zugeſtellt worden iſt. Entſprechend einem mit der Klage 
verbundenen Antrage erließ die VII. 38K. des LG. in Hamburg 
eine einſtweilige Verfügung, wodurch dem beklagten Verbande 
verboten wurde, während der Dauer des zwiſchen den Parteien 
ſchwebenden Rechtsſtreits durch Annoncen oder anderweitige, 
ſei es mechaniſch oder ſchriftlich vervielfältigte Mitteilungen die 
Verhängung oder das Beſtehen der Arbeitsſperre über die 
klägeriſchen Bauten bekanntzumachen. Der Beklagte hat gegen 
dieſe Verfügung Widerſpruch erhoben und zur Hauptſache 
Klagabweiſung beantragt. Das LG. hat mit Urteil vom 
1. Mai 1907 1. den Widerſpruch des Beklagten gegen die 
einſtweilige Verfügung als unbegründet zurückgewieſen und dieſe 
Verfügung beſtätigt, 2. den beklagten Verband verurteilt, die 
über die klägeriſchen Bauten verhängte Arbeitsſperre aufzuheben 
und dieſe Aufhebung auf die im Urteil näher bezeichnete 
Weiſe bekanntzumachen. Auf die Berufung des Beklagten 
hat das OLG. zu Hamburg durch Urteil vom 26. Juni 
1907 unter Aufhebung des landgerichtlichen Urteils die 
Klage abgewieſen, die einſtweilige Verfügung des LG. vom 
1. Februar 1907 aufgehoben und den Kläger in die 
Koften beider Inſtanzen verurteilt. — RG. hob auf: 
Der Anwalt der beklagten Partei hat in den Vorinſtanzen zu⸗ 
nächſt vorgebracht, daß die Zahlſtelle des Zentralverbandes 
der Zimmerer und verwandten Berufsgenoſſen in Hamburg, 
nicht der Zentralverband ſelbſt verklagt ſei, daß aber die 
Zahlſtelle (die übrigens eventuell durch denſelben Anwalt als 
Prozeßbevollmächtigten vertreten würde) nicht parteifähig 
ſei. Weiterhin aber wurde geltend gemacht, daß, wenn der 


Zentralverband als verklagt angeſehen werde, die Klagerhebung 


nicht wirkſam erfolgt und Rechtshängigkeit nicht begründet 
worden ſei, da die Klage dem Vorfigenden der Zahlſtelle L. 
zugeſtellt wurde, dieſer aber nicht geſetzlicher Vertreter des 
Zentralverbandes ſei, als ſolcher vielmehr lediglich der Ver⸗ 
bandsvorſitzende Sch. gelten könne. Der erſte Richter hat die 
beiden Einwände für unbegründet erachtet. Das Berufungs⸗ 
gericht hat angenommen, daß die Klage, wie aus deren Be⸗ 
gründung und dem Klagantrage, namentlich aber aus den 
wiederholten Erklärungen des klägeriſchen Anwalts im Prozeſſe 
ſich als unzweifelhaft ergebe, gegen den Zentralverband 
und nicht gegen die Zahlſtelle gerichtet ſei. Dagegen hat es 
dem Beklagten darin Recht gegeben, daß die gegen den Zentral⸗ 
verband gerichtete Klage nicht geſetzmäßig zugeſtellt ſei: L. ſei 
weder als geſetzlicher Vertreter des Zentralverbandes noch auch 
als deſſen Vorſteher im Sinne von 8 171 ZPO. anzuſehen. 
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Vorſteher des Verbandes ſeien nach § 16 des Statutes nur 
die neun Perſonen des Zentralvorſtandes, zu denen L. unſtreitig 
nicht gehöre, und Vertreter des Verbandes gegen Dritte ſei 
nach 8 16 Nr. 3 nur einer dieſer Neune, der Verbands⸗ 
vorſitzende. Die Wirkſamkeit der erfolgten Klagzuſtellung gegen 
den Zentralverband könne der Kläger auch nicht aus § 187 
ZPO. herleiten. — Aus dieſem Grund iſt die Klage ab: 
gewieſen. Nach den Ausführungen des Berufungsurteils und 
im Hinblick auf die erwähnten Beſtimmungen des Statuts 
beſtehen in betreff der Parteiſtellung, der Parteifähigkeit und 
der geſetzlichen Vertretung des beklagten Verbandes keine 
Zweifel. Daß der Zentralverband verklagt iſt, ſteht feſt. 
Dieſer Verband hat als ein nichtrechtsfähiger Verein im 
Sinne von $ 54 BGB. nach 8 50 Abſ. 2 ZPO. paſſive 
Parteifähigkeit und gemäß 8 26 Abſ. 2 BGB. wird er im 
Prozeſſe durch den Vorſtand geſetzlich vertreten. Es handelt 
ſich für die gegenwärtige Inſtanz allein um die Frage, ob die 
Klage rechtsgültig erhoben iſt. Die Reviſion verſtellt zu⸗ 
nächſt zur Nachprüfung, ob nicht die Vorſchrift des 8187 ZPO. 
vorliegend zur Anwendung komme. Daß eine Zuſtellung an 
den Verbandsvorſitzenden als ſolchen beabſichtigt geweſen ſei, 
ergebe ſich von ſelbſt, wenn feſtſtehe, daß der Verband und 
nicht die Zahlſtelle Hamburg verklagt werden ſollte. Sei nun 
die Klage einem anderen Organe des Verbandes zugeſtellt, aber 
durch dieſes in die Hand des richtigen Organes gelangt, ſo 
greife 8 187 3PO. Platz. Dieſer Auffaſſung iſt nicht bei⸗ 
zutreten. (Wird ausgeführt.) Von der Reviſion wird weiter 
geltend gemacht, es hätte geprüft werden müſſen, ob nicht die 
Zuſtellung an L. gemäß 8 173 ZPO. erfolgen konnte. Das 
ſei in der Tat anzunehmen, da die Zahlſtelle Hamburg und 
ſomit auch deren Vorſitzender L. die geſamten örtlichen Geſchäfte 
des Verbandes, namentlich die Verhandlungen mit den Arbeit⸗ 
gebern beſorge. — Es ſei dies auch in der Vorinſtanz vom 
Kläger geltend gemacht und durch den Antrag auf Berichtigung 
des Tatbeſtandes vom 8. Juli 1907 die Aufnahme der bezüg⸗ 
lichen Erklärungen in den Tatbeſtand beantragt worden. Der 
Zahlſtellevorſitzende, ſei behauptet worden, habe, wenn er auch 
nicht als Vorſteher zu betrachten wäre, jedenfalls eine ſo weit⸗ 
gehende Vollmacht, daß er als legitimiert gelten müſſe, in 
Rechtsſtreitigkeiten über die Verhängung von Sperren den 
Verband vor Gericht zu vertreten. Davon ſei offenbar auch 
das LG. ausgegangen, indem es annahm, daß die Zahlſtelle 
innerhalb des ihr zugewieſenen Wirkungskreiſes zur Vertretung 
des Zentralverbandes und zur Empfangnahme von, dieſen 
Wirkungskreis betreffenden Klagen für den Verband befugt ſei. 
Darauf, ob von dem erſten Richter und vom Kläger der 8 173 
ZPO. ausdrücklich angezogen worden ſei oder nicht (worauf 
in dem, die Tatbeſtandsberichtigung ablehnenden Beſchluſſe des 
Berufungsgerichts vom 30. September 1907 Gewicht gelegt 
werde), könne es nicht ankommen. — Dieſem Angriff iſt die 
Beachtung nicht zu verſagen. Entſcheidend kann allerdings nur 
ſein, ob der Kläger, mag er ſich auch nicht ausdrücklich auf 
den 8 173 ZPO. berufen haben, ſachlich einen Tatbeſtand 
dargelegt hat, welcher die Anwendung dieſer Geſetzesvorſchrift 
rechtfertigt. Der Begriff des „Generalbevollmächtigten“ im 
Sinne von $ 173 ZPO. (wie auch ſonſt im Rechtsleben) iſt 
nicht auf den zur Verwaltung aller Vermögensangelegenheiten 
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des Vollmachtgebers Berufenen (Motive zu 8 159 des Ent: 
wurfs S. 146) zu beſchränken, vielmehr auch dann anwendbar, 
wenn ſich die Vollmacht nur auf einen beſtimmten, durch 
objektive Merkmale begrenzten, größeren Kreis von Ver⸗ 
mögensangelegenheiten des Vollmachtgebers bezieht, in dieſem 
Umfange den Bevollmächtigten zur Beſorgung aller Geſchäfte 
des Vollmachtgebers ermächtigt, die Vertretungsmacht dieſes 
ganze Genus von Geſchäften umfaßt. Für das Verhältnis 
des Zentralverbandes der Zimmerer und verwandten Berufs⸗ 
genoſſen Deutſchlands zu deſſen Zahlſtellen kommen nun die 
folgenden (in den Verhandlungen dieſes Progeſſes vorgetragenen) 
Beſtimmungen des Statuts in Betracht. (Werden näher angegeben.) 
Wenn es, wie anzunehmen, hiernach dem Zahlſtellenvorſtand 
und deſſen Vorſitzenden zuſteht, Streiks, Ausſchlüſſe, Sperren 
anzuordnen und zu leiten, die Unterhandlungen darüber mit den 
Unternehmern zu führen, ſo läßt das den Schluß zu, daß es 
auch im allgemeinen Sache jener Organe ſei, Streitigkeiten in 
Beziehung auf derartige Maßregeln mit den Unternehmern aus⸗ 
zufechten und alle dieſe Angelegenheiten betreffenden Geſchäfte 
wahrzunehmen. Und dies iſt, wenn anders der Streik, die 
Sperre eine Angelegenheit nicht bloß der Zahlſtelle, ſondern 
des Geſamtverbandes darſtellt, auch die Vermögens verhältniſſe 
des letzteren berührt, eine inſofern für den Zentralverband in 
deſſen Vertretung geübte Geſchäftsbeſorgung. — Allerdings ift 
nach 8 16 Ziff. 3 des Statuts „Vertreter des Verbandes gegen 
Dritte“ der Verbandsvorſitzende, der ſomit in Rechtsſtreitigkeiten 
des Zentralverbandes als deſſen geſetzlicher Vertreter nach 
8 26 Abſ. 2 BGB., 8 171 Abſ. 1 ZPO. zu gelten hat. 
Aber dies ſteht der Annahme nicht entgegen, daß für ſolche 
Prozeſſe, welche den Wirkungskreis der örtlichen Zahlſtelle 
betreffen, dem Vorſtande der Zahlſtelle und folgeweiſe dem 
Vorſitzenden dieſes Vorſtandes die Rechtsſtellung eines General⸗ 
bevollmächtigten des Geſamtverbandes — im Sinne von 8 173 
ZPO. — zukommt. Der 8 173 mag auf dem Gedanken 
beruhen, daß der Generalbevollmächtigte, der Prokuriſt nach 
dem Umfange ihrer Vollmacht befugt ſind, den Vollmachtgeber 
insbeſondere auch vor Gericht zu vertreten (Vgl. Pfizer a. a. O., 
Skonietzki⸗Gelpke 8 173 A. 6). Aber dieſe poſitive Geſetzes⸗ 
vorſchrift ſelbſt hat zum Gegenſtand nur die Vertretungsbefugnis 
für eine einzelne Prozeßhandlung, nicht für die Prozeßführung 
im ganzen und verlangt namentlich nicht eine Ermächtigung zur 
Prozeßführung von der Art, wie ſie dem geſetzlichen Vertreter 
der Partei nach 88 51, 56 ZPO. und den entſprechenden Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Rechtes eigen iſt. Der General⸗ 
bevollmächtigte und der Prokuriſt werden in 8 173 dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter nur inſoweit gleichgeſtellt, als ſie jedem Dritten 
gegenüber kraft Geſetzes als Vertreter der Partei für die 
Zuſtellung, beſonders die der Klage gelten, wobei die Voll⸗ 
macht zur Führung des Prozeſſes zunächſt nicht in Frage 
kommt. Im vorliegenden Falle darf angenommen werden, daß 
der Vorſitzende der Zahlſtelle vermöge der ihm durch Statut 
und Beſtallung übertragenen Aufgabe und der darin liegenden 
generellen Vollmacht zum mindeſten für die Zuſtellung der 
Klage in Prozeſſen über die in 5 21 des Statuts aufgeführten 
Angelegenheiten, insbeſondere über Streiks oder Arbeitsſperren, 
die ſeitens der Zahlſtelle verhängt worden ſind, als Vertreter 
des Zentralverbandes legitimiert iſt. Da hiernach — auf 
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Grund der dem Reviſionsgericht gemäß 8 561 Abf. 1 und 2, 
8 554 3. 2b, e ZPO. zukommenden Beurteilung die gegen 
den Zentralverband gerichtete Klage für rechtswirkſam erhoben 
zu erklären iſt, ſo war das angefochtene Urteil aufzuheben und 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung (über 
die Hauptſache ſowie die einſtweilige Verfügung) an das 
Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Sch. c. Z.⸗V. d. Z., 
U. v. 24. Sept. 08, 546/07 VI. — Hamburg. 

10. SS 286, 475 ZPO. Pflicht des Richters, ſich 
die Frage wegen Auferlegung eines richterlichen Eides vor⸗ 
zulegen.] 

Kläger hat gegen den Beklagten eine Kaufpreisforderung 
geltend gemacht; dieſer behauptet, an den Reiſenden des Klägers C. 
die ſämtlichen Warenrechnungen voll ausbezahlt zu haben, und 
beruft ſich zum Beweiſe dafür auf die Quittungen des C. auf 
den Warenrechnungen. Der Kläger beſtreitet dagegen die volle 
Auszahlung dieſer Rechnungen und beruft ſich gegenüber den 
Quittungen ſeines damaligen Reiſenden C. auf den Inhalt der 
Notizbücher des letzteren, nach dem dieſer nicht die vollen 
Fakturenbeträge ſondern erheblich geringere Beträge von dem 
Beklagten erhalten habe. Das OLG. erkannte auf einen 
Eid des Beklagten — es iſt nicht wahr, daß ich die vom 
Kläger behaupteten, in der Anlage zur Klage angegebenen 
Abzüge an den in der Klage bezeichneten Fakturen jeweils bei 
Zahlungsleiſtung an den Reiſenden C. gemacht habe. Das RG. 
hob auf Reviſion des Klägers auf: Zutreffend iſt das Berufungs⸗ 
gericht davon ausgegangen, daß der Beklagte für die Zahlung 
der unſtreitig richtig berechneten Kaufpreiſe beweispflichtig ſei. 
In Ausübung des ihm nach 8 286 ZPO. zustehenden Rechts 
freier Beweiswürdigung hat es rechtlich einwandfrei den Beweis 
der Zahlung durch die von dem Beklagten vorgelegten, von 
dem Reiſenden C. innerhalb ſeiner geſetzlichen Vertretungsmacht 
ausgeſtellten Quittungen über die ſämtlichen Rechnungen bis 
zum Beweiſe des Gegenteils als geführt angeſehen. In betreff 
des dem Kläger obliegenden Gegenbeweiſes hat es ſodann 
erwogen, alle Umſtände ſprächen dafür, daß die Summen, 
welche C. in feinen auf den Geſchäftsreiſen geführten Notiz⸗ 
büchern von Tag zu Tag in fortlaufender Reihenfolge als 
empfangen eingetragen habe, wirklich diejenigen — geringeren — 
Beträge ſeien, die er an den betreffenden Tagen gegen Quittung 
der ganzen Beträge der fraglichen Rechnungen von dem Be⸗ 
klagten erhalten habe. In tatſächlicher Würdigung der 
Umſtände des Falles und von der prozeſſual zuläſſigen Unter: 
ſtellung ausgehend, daß die von den Parteien erbotenen Zeugen⸗ 
beweiſe die zum Beweiſe verſtellten Behauptungen beſtätigen 
würden, iſt es zu dem Ergebnis gelangt, eine volle Über⸗ 
zeugung von der Unrichtigkeit der Quittungen und der abſoluten 
Zuverläſſigkeit der Notizbucheinträge könne das Gericht nicht 
gewinnen und es müſſe deshalb, da für die Richtigkeit der 
Einträge nur eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit beſtehe, den Kläger 
aber die volle Beweislaſt in dieſer Richtung treffe, auf den 
von ihm dem Beklagten zugeſchobenen Eid ankommen. Mit 
Recht macht nun der Reviſionskläger dem Berufungsgericht zum 
Vorwurf, daß es bei der Wahrſcheinlichkeit, daß die Ein⸗ 
tragungen in die Notizbücher des Reiſenden C. richtig ſeien, unter⸗ 
laſſen habe, in Erwägung zu ziehen, ob es nicht nach Lage des 
Falles angezeigt erſcheine, an Stelle des dem Beklagten auf⸗ 
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erlegten zugeſchobenen Eides auf einen dem Kläger in der Aber⸗ 
zeugungsform aufzuerlegenden richterlichen Eid zu erkennen. 
Jedenfalls iſt in den Entſcheidungsgründen nicht im geringſten 
angedeutet, daß das Berufungsgericht dieſe Frage ſich vorgelegt 
und verneint hat. Vielmehr legen die Erwägungen des 
Berufungsgerichts den Gedanken nahe, daß es in einſeitiger 
Rückſichtnahme auf die Beweislaſt des Klägers die Auferlegung 
des zugeſchobenen Eides als das einzig zuläſſige Mittel zur 
Gewinnung einer vollen Überzeugung angeſehen und der ihm 
nach 8 475 380. zuſtehenden Befugnis ſich nicht bewußt 
geweſen iſt, auf einen richterlichen Eid des Klägers in der 
lberzeugungsform — ſei es über den ganzen Betrag oder nur 
über einen Teil der Klageſumme — zu erkennen. Wenn nun 
auch der Beklagte den Wahrheitseid, der Kläger aber den Eid 
nur in der Überzeugungsform leiſten kann und der Wahrheitseid 
im allgemeinen dem bloßen ÜUberzeugungseide vorzuziehen iſt, 
ſo ſchließt dies doch nicht aus, daß dem Gericht in jedem 
einzelnen Falle unter Berückſichtigung der beſonderen Sachlage 
und der größeren Glaubwürdigkeit der einen oder anderen 
Partei freies Ermeſſen darüber zuſteht, ob es der einen oder 
der anderen Partei den richterlichen Eid anvertrauen will. 
Vgl. RG. 15, 340; 14, 327; Pucheltzeitſchr. 33, 326. 
H. c. H., U. v. 22. Sept. 08, 80/08 II. — Colmar. 

11. 88 554, 559 30. Begründung prozeſſualer An⸗ 
griffe in der Reviſionsinſtanz.] 

Der Beklagte hat in prozeſſualer Beziehung gerügt, daß 
ein Beweisantrag mit auf Grund der in der Luft ſchwebenden 
Annahme abgelehnt ſei, es ſei der als Zeuge benannte Wilhelm R. 
ein Bruder des (letzt verſtorbenen) Auguſt R. Indeſſen hat der 
Beklagte dieſen Zeugenbeweis laut des im Tatbeſtand in Bezug 
genommenen Bl. 334 v. angetreten unter Hinweis auf S. 15 
ſeines vorbereitenden Schrifiſatzes vom 11. Februar 1906 
(Bl. 79 v.), und dort hat er ſelbſt den Wilhelm R. als einen 
Bruder des Auguſt bezeichnet. Übrigens ift in der ſchriftlichen 
Reviſionsbegründung dieſer prozeſſuale Angriff nicht in der in 
$ 554 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. verlangten Weiſe enthalten, da 
hierfür die allgemeine Bemerkung, der Beweisantrag ſei „auf 
Grund irriger Erwägungen“ abgelehnt worden, nicht genügt, 
und würde daher eventuell auch gemäß § 559 ZPO. keine 
Beachtung verdienen. J. c. W., U. v. 17. Sept. 08, 457/07 VI. 
— Berlin. 

12. 5 565 Abſ. 2 380. Zuläſſigkeit der Anſchließung 
an die Berufung, nachdem auf Reviſion des Berufungsklägers 
die Sache zur anderweiten Verhandlung an die II. Inſtanz 
zurückgewieſen war.] 

Wie es anerkannten Rechtens iſt, erlangen die Parteien 
dadurch, daß eine Sache unbeſchränkt aus der Reviſionsinſtanz 
an das Berufungsgericht zurückverwieſen wird, für die er erneut 
vor letzterem ſtattfindende Verhandlung dieſelbe Bewegungsfreiheit 
in dem Gebrauche von Angriffs- oder Verteidigungsmitteln oder 
ſonſtigen Rechtsbehelfen, wie ſie ihnen vor der Zurückverweiſung 
zugeſtanden hat. Darnach muß es dem Berufungs beklagten 
auch unverwehrt ſein, ſich noch jetzt der Berufung anzuſchließen. 
Freilich darf dies nur in der Weiſe geſchehen, daß die An⸗ 
ſchließung, ſofern ſie vom Kläger ausgeht, keine unzuläſſige 
Klageänderung enthält. M. o. J., U. v. 19. Sept. 08, 
474/07 V. — Stettin. 
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Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

13. Tarifnummer 1a RStempG. Berechnung des Stempels 
für die Ausgabe inländiſcher Aktien nach dem inneren Werte, 
wie ſie von den erſten Erwerbern übernommen werden; Grund⸗ 
lage für die Ermittlung dieſes Wertes.] 

Der erkennende Senat hat in ſtändiger Rechtſprechung an 
dem Grundſatze feſtgehalten, daß die Berechnung des Stempels 
für die Ausgabe inländiſcher Aktien nicht lediglich nach dem 
von der emittierenden Aktiengeſellſchaft feſtgeſetzten Kurſe zu 
erfolgen hat, ſondern nach dem wirklichen inneren Werte, zu 
dem die Aktien über den ziffermäßig beſtimmten Ausgabekurs 
hinaus von den erſten Erwerbern übernommen werden (vgl. z. B. 
RG. 61, 302; 67, 327). Die Reviſion verlangt eine aber⸗ 
malige Nachprüfung dieſer Rechtsauffaſſung. Es lag indeſſen 
kein Anlaß vor, von ihr abzugehen. Wenn, wie in dem Urteile 
vom 26. September 1905 (RG. 61, 308) dargelegt iſt, in 
Nr. 4 der das Geſetz erläuternden Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats vom 21. Juni 1900 unter dem „Werte“, zu 
welchem die Aktien übernommen werden, nicht ein ziffermäßig 
feſtgeſetzter Emiſſionskurs zu verſtehen iſt, ſo iſt damit für die 
der Abſicht des Geſetzes entſprechende Auslegung Raum ge⸗ 
geben, die es nicht den Beteiligten überläßt, durch die Be⸗ 
ſtimmung eines Ausgabewertes auch den Stempelbetrag feſt⸗ 
zulegen, die vielmehr eine Nachprüfung dahin für erforderlich 
und zuläffig erklärt, ob jener Ausgabewert nach den obwaltenden 
Umſtänden nicht zu niedrig bemeſſen und in Wahrheit höher zu 
beziffern iſt. Daß bei der Erwähnung des Wertes der Aktien 
(neben dem Preiſe) nur an Sacheinlagen mit beſtimmtem 
Ubernahmewerte gedacht fei, dafür ſpricht nichts. Es iſt will⸗ 
kürlich, eine ſolche Beſchränkung in das Geſetz hineinzutragen, 
die nicht durch ſeinen Wortlaut und vollends nicht durch ſeinen 
erkennbaren Zweck gerechtfertigt wird. Es bewendet daher dabei, 
daß der Stempel nach dem wirklichen Werte der neuen Aktien, 
nicht nach dem der Sachlage widerſprechenden, ihnen äußerlich 
beigelegten Werte zu berechnen iſt. Eine Abweichung von dieſem 
Satze bedeutet es auch nicht, wenn der Senat bei Berechnung 
des Ausgabewertes den Stempel und die ſogenannten Stüd: 
zinſen außer Betracht gelaſſen hat (RG. 55, 43). Iſt hiernach 
der Standpunkt, von dem das LG. und das ihm beitretende 
Berufungsgericht ausgegangen iſt, zu billigen, ſo fragt es ſich 
zunächſt in dem der Erwerb der Kuxe betreffenden Falle, ob 
in der Art, wie hier die Vorderrichter den Ausgabewert der 
neuen Aktien der Klägerin ermittelt haben, ein rechtlicher Ver⸗ 
ſtoß zu finden iſt. (Dies wird mit näherer Begründung ver⸗ 
neint.) Die Reviſion macht im Anſchluß an den Aufſatz von 
Abraham in Holdheims MSchr. 15, 3 ff. geltend, daß der 
Emiſſionskurs der den alten Aktionären angebotenen Aktien 
keinen zutreffenden Maßſtab für die Bewertung der anderen 
gleichzeitig ausgegebenen Aktien bilde, daß vielmehr der bilanz⸗ 
mäßige Wert des Vermögens der Gewerkſchaften nach dem 
Antrage der Klägerin hätte feſtgeſtellt und danach der innere 
Wert jener Aktien hätte gefunden werden müſſen. Es iſt in⸗ 
deſſen nicht richtig, daß grundſätzlich nur die Bilanzwerte 
entſcheidend ſeien. Sie können ebenſo, wie andere Umſtände, 
insbeſondere die gleichzeitige Emiſſion von Aktien zum Aber⸗ 
parikurſe, als Anhalt für die Ermittlung des Ausgabewerts 
dienen. Aber eine rechtliche Verpflichtung, auf fie zurück⸗ 


662 


zugehen, beſteht nicht, mindeſtens ſo lange nicht, als kein 
Kalkulationsfehler behauptet und danach die Annahme gerecht⸗ 
fertigt iſt, daß die Klägerin richtig geſchätzt habe. Im übrigen 
gewährt auch die Bilanz, worauf ſchon in früheren Urteilen 
hingewieſen iſt und wie auch ſchließlich in dem erwähnten Auf⸗ 
ſatze nicht in Abrede geſtellt wird (S. 10), nicht immer ein 
zutreffendes Bild von den wirklichen Verhältniſſen, wie ſie für 
die Bewertung eines Unternehmens, deſſen Erwerb in Frage 
iſt, in Betracht gezogen werden müſſen. Abgeſehen von den 
nicht verbotenen Unterbewertungen, erſcheinen für die Preis⸗ 
beſtimmung weſentliche Faktoren nicht in der Bilanz der auf⸗ 
genommenen Geſellſchaft (um der Kürze wegen bei dem hier 
nicht eigentlich vorliegenden Fall der Fuſion zu bleiben). Es 
handelt ſich um den Erwerb eines im Betriebe befindlichen 
Unternehmens, eines wirtſchaftlichen Gutes, deſſen Wert durch 
die Zuſammenrechnung der für die einzelnen Gegenſtände in der 
Bilanz ausgeworfenen Summen nicht erſchöpft wird, weil ſie 
nicht alle in dem Unternehmen als einem lebendigen Organismus 
wirkſamen Kräfte und Vorteile darſtellen. Gerade ſolche Dinge 
aber, wie Kundſchaft, Arbeitsweiſe uſw., ſind von weſentlichem 
Einfluß auf den Ertrag des Unternehmens und nach dem Er⸗ 
trage wiederum wird ſein Wert geſchätzt, wie er für die Preis⸗ 
bildung ſchließlich maßgebend iſt. Es handelt ſich hierbei nicht 
um bloße Erwartungen und Hoffnungen, welche den Erwerber 
veranlaſſen, eine höhere Leiſtung für eine geringere hinzugeben, 
ſondern um durchaus der Wirklichkeit angehörende Umſtände, 
die bei der Abſchätzung berückſichtigt werden und berückſichtigt 
werden müſſen. Wenn ſich daher auch aus der Bilanz der 
Gewerkſchaften nur ein Vermögens beſtand ergeben ſollte, der 
hinter dem angenommenen Werte der neuen Aktien zurückbleibt, 
ſo würde damit nichts für ein Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung bewieſen ſein. Man müßte immer noch ſagen, 
daß die Klägerin, die ja das Gegenteil ſelbſt nicht behauptet, 
den wirklichen Wert des gewerkſchaftlichen Vermögens, das ſie 
mittels des Erwerbes ſämtlicher Kuxe in die Hände bekam, mit 
Rückſicht auf außerbilanzmäßige Faktoren höher geſchätzt habe, 
und daß dies nicht zu beanſtanden ſei. Was den auf dem 
Beſchluſſe der Generalverſammlung vom 29. Oktober 1904 be⸗ 
ruhenden Umtauſch von einem Teile der Aktien des Aachener 
Hüttenvereins und des Schalker Hüttenvereins (kurz: der Hütten⸗ 
aktien) gegen junge Aktien der Klägerin betrifft, ſo hat der 
Berufungsrichter im Anſchluß an das LG. und den von dieſem 
gehörten Sachverſtändigen J. aus dem Umtauſchverhältnis der 
beiderſeitigen Aktien und aus dem Durchſchnittskurſe der Hütten⸗ 
aktien zur Zeit des Umtauſchs den Kurs ermittelt, zu welchem 
die Hüttenaktionäre die ihnen überlaſſenen jungen Aktien be⸗ 
wertet und angenommen haben müſſen, um für ihre der Klägerin 
gegebenen Aktien ein entſprechendes Entgelt zu erhalten. Auch 
in dieſer Berechnungsweiſe iſt ein rechtlicher Verſtoß nicht zu 
erblicken. Die Reviſion will ebenſo, wie in dem zuerſt erörterten 
Falle, daß das Vermögen der Hütten bilanzmäßig feſtgeſtellt 
werde; dieſes ſei zu einem den eingetauſchten Hüttenaktien ent⸗ 
ſprechenden Teile auf die Klägerin übergegangen und danach 
der Ausgabewert der jungen Aktien zu berechnen. Gegen eine 
ſolche Berechnungsweiſe ſprechen zunächſt die oben angeführten 
Gründe. Von einer Heranziehung der Bilanz kann aber hier 
auch deshalb keine Rede ſein, weil die Klägerin durch den Er⸗ 
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werb eines, wenn ſchon beträchtlichen, Teils der Hüttenaktien 
noch nicht das Vermögen der Aktiengeſellſchaften, die Hütten, 
zu einem verhältnismäßigen Teil erworben, vielmehr wie ſie 
ſelbſt erklärt, nur einen überwiegenden Einfluß auf die Geſchäfts⸗ 
gebahrung der Geſellſchaften erlangt hat. Dies konnte fie nur, 
wenn ſie die Hüttenaktien erwarb, und gegen die von den 
Inſtanzgerichten geteilte Auffaſſung des Sachverſtändigen J., 
daß der Erwerb nicht anders zu bewerkſtelligen war, als zu 
dem damaligen Börſenkurſe, zu dem die Aktionäre ihre Aktien 
hätten verkaufen können, läßt ſich rechtlich gewiß nichts ein⸗ 
wenden. Wollte die Klägerin die Aktien nicht in bar bezahlen, 
ſondern durch Hingabe von Sachen, insbeſondere von Wert⸗ 
papieren, in ihren Beſitz bringen, ſo mußten dieſe Sachen einen 
dem Kurs der zu erwerbenden Aktien entſprechenden Wert haben. 
Daraus folgt von ſelbſt, daß der Ausgabewert der jungen 
Aktien der Klägerin, wie geſchehen, berechnet werden durfte. 
Daß der Erwerb der Hüttenaktien zu einem geringeren Preiſe, als 
dem damaligen Börſenkurſe, möglich geweſen wäre, erhellt nicht. 
G. B.⸗A. c. F., U. v. 18. Sept. 08, 151/0823908 VII. — Hamm. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

14. SS 1037 ff. Tl. I Tit. 11 ALR., 88 554, 559, 
565 ZRO. Zum Begriffe der Schenkung. Hinweis auf 
prozeſſuale, nicht in der Reviſionsbegründung erhobene Angriffe 
bei Aufhebung eines Urteils aus anderen Gründen.] 

Die Kläger als Erben von H. verlangen von dem 
beklagten Fiskus eine von ihnen bezahlte Erbſchaftsſteuer zurück 
auf Grund der Behauptung, daß die 6 000 & den beiden 
Tanten zur Zeit der Errichtung der beiden letztwilligen Ver⸗ 
fügungen bereits gehört hätten; die beiden Tanten hätten 
nämlich dem Erblaſſer größere Summen zur Verwaltung über⸗ 
geben. Durch Gelegenheitsgeſchenke der Brüder der Tanten 
und des Erblaſſers und aufgelaufene Zinſen hätten ſich dieſe 
Beträge vermehrt, ſo daß der Erblaſſer in der Lage geweſen 
ſei, für die beiden Tanten je 3 000 & Wertpapiere zu kaufen, 
deren Zinſen dieſe ſeitdem bezogen hätten. Der Berufungs⸗ 
richter erkannte dem Klagantrage gemäß, indem er an⸗ 
nahm, daß die fraglichen Papiere den beiden Tanten der 
Kläger von dem Erblaſſer rechtsgültig geſchenkt und dadurch 
in deren Eigentum übergegangen ſeien, daß ſie aber im Ein⸗ 
verſtändnis der Beteiligten im Beſitz des Erblaſſers geblieben 
ſeien, der die Zinſen an die Tanten abzuführen gehabt habe. 
Das RG. hob auf: Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der 
Erblaſſer die in Frage ſtehenden Wertpapiere den Tanten durch 
rechtsgültige Schenkung unter Lebenden vor Errichtung des 
Teſtaments vom 2. Januar 1900 übereignet habe, entbehrt 
der ausreichenden Begründung. Da die Bemerkung auf dem 
Aktendeckel, daß dieſe Papiere den genannten Tanten gehörten, 
nichts über den Erwerbsakt ergibt, ſo kann ſich die vor⸗ 
bezeichnete Annahme des Berufungsrichters nur auf die Angabe 
des Erblaſſers im Teſtament vom 2. November 1900, daß er 
die Papiere den Tanten geſchenkt habe, ſtützen. Sie ſtützt ſich 
auch tatſächlich allein hierauf. Unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden kann indeſſen dieſe Erklärung des Erblaſſers eine 
genügende Grundlage für die Annahme einer wirklich rechts⸗ 
gültig erfolgten Schenkung nicht abgeben. Da das Teſtament 
am 2. Januar 1900 errichtet iſt, muß die Schenkung, wenn 


37. Jahrgang. 
fie überhaupt erfolgt iſt, noch unter der Herrſchaft des Al: 
gemeinen Landrechts geſchehen ſein. Nun war es in der Rechts⸗ 
lehre des preußiſchen Rechts ſtreitig, ob eine Schenkung durch 
constitutum possessorium vollzogen werden könne (ſ. Dern⸗ 
burg, Pr. Privatrecht Bd. II S 162 Note 11 einerſeits, 
Förſter⸗Eccius, Pr. Privatrecht Bd. II 8 122 Note 82 
andererſeits); in dieſer Weiſe müßte aber hier die Schenkung 
bewirkt ſein, da der Schenkgeber ſich zur Zeit des Todes noch 
im Beſitz der Papiere befand. Einer Entſcheidung jener Frage 
bedarf es jedoch gegenwärtig nicht, da jedenfalls ſo viel gewiß 
iſt, daß nach preußiſchem Recht der Beſchenkte durch den 
Schenkungsakt in die Lage verſetzt werden mußte, über den 
geſchenkten Gegenſtand verfügen zu können. In dieſer Be⸗ 
ziehung beſtehen aber hier ſehr erhebliche Bedenken. Der 
Schenkgeber iſt im gegenwärtigen Falle nicht nur im Beſitze 
der geſchenkten Papiere geblieben, ſondern er hat auch in dem 
Teſtament vom 14. Dezember 1903 über ſie, nämlich über 
ihre Aufbewahrung und ihren Zinsgenuß ſolche Beſtimmungen 
getroffen, als ob er berechtigt ſei, maßgeblich über ſie zu ver⸗ 
fügen. Außerdem fehlt es an jedem tatſächlichen Anhalt für 
eine ſolche Erklärung des Schenkgebers, in welchem ein 
coustitutum possessorium gefunden werden könnte. Aus 
dieſem Grunde mußte das Berufungsurteil in dem fraglichen 
Punkte aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden. Bei der erneuten Verhandlung wird das 
Berufungsgericht folgenden Geſichtspunkt zu beachten haben, 
der, weil er prozeſſualer Natur iſt und nicht ſchon in der 
Reviſionsbegründung, ſondern erſt in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vor dem Reviſionsgericht vorgebracht worden iſt, 
zwar die Aufhebung des Berufungsurteils nicht begründen 
kann, der aber deſſenungeachtet jedenfalls erwähnt werden muß. 
Der Berufungsrichter hat die Annahme, daß die Tanten Eigen⸗ 
tümerinnen der fraglichen Papiere geweſen ſeien, auf einen 
tatſächlichen Grund geſtützt, der von den Klägern ſelbſt gar 
nicht geltend gemacht worden iſt und auch nicht geltend gemacht 
werden konnte, weil er mit ihrem Vorbringen nicht vereinbar 
iſt. Die Kläger haben nämlich behauptet, die Tanten hätten 
ihnen gehörige Beträge. — in der Klage ſind die Summen 
angegeben auf 2 600 & und 2000 % — dem Erblaſſer zur 
Verwahrung übergeben. Durch Geſchenke ihrer Brüder, 
namentlich auch des Erblaſſers, ſowie durch aufgelaufene Zinſen 
hätten ſich die Beträge auf je 3000 & vermehrt und für 
dieſes den Tanten bereits gehörige Geld habe der Erblaſſer 
die betreffenden Papiere erworben. Sind dieſe Behauptungen 
richtig, ſo kann der Erblaſſer die Papiere nicht den Tanten 
geſchenkt haben; er würde ſie vielmehr als deren Beauftragter 
oder Geſchäftsführer für ſie erworben haben und ſie würden, 
ſei es unmittelbar, ſei es durch ein in ſolchem Falle zweifellos 
wirkſames Beſitzkonſtitut, Eigentum der Tanten geworden ſein, 
weil ſie Eigentümerinnen des Geldes waren, für welches die 
Papiere angeſchafft waren. Preuß. Fiskus c. H., U. v. 
18. Sept. 08, 511/07 VII. — Cöln. 

Preußiſches Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895. 

15. Nr. 3 zur Tarifſt. 32. Unter den Begriff des „Verbrauchs 
im Gewerbe“ fällt nicht der zur Betonbereitung verwendete Sand.] 

Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des RG., von der 
abzugehen kein Anlaß vorliegt, iſt unter dem „Verbrauch im 
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Gewerbe“ nach der Befreiungsvorſchrift unter Nr. 3 zur Tarif⸗ 
ſtelle 32 PrStempG. diejenige Benutzung der Sache zu ver⸗ 
ſtehen, welche in deren Vernichtung oder Zerſtörung ſich ver⸗ 
wirklicht, ſo daß gerade dadurch ihr beſtimmungsgemäßer Nutzen 
gewährt wird (RG. 42, 233; 49, 303; Gruchots Beitr. 47, 
1132; 51, 1178). Danach find z. B. Kaufe und Lieferungs⸗ 
verträge über Brenn⸗ und Beleuchtungsſtoffe, die zum un⸗ 
mittelbaren Verbrauch in einem Gewerbe dienen ſollen, ſteuer⸗ 
frei. Verbraucht wird aber in dieſem Sinne nicht eine Sache, 
wenn ſie be⸗ oder verarbeitet und dadurch unter Verluſt ihrer 
bisherigen Form und Geſtalt zum Beſtandteil einer neuen Sache 
wird, in ihr aufgeht (vgl. namentlich Gruchots Beitr. 47, 1132). 
Sie wird in ſolchem Falle in veränderter Beſchaffenheit und zu 
einer Einheit mit anderen Stoffen zuſammengefaßt, aber nicht 
durch das Mittel ihrer Zerſtörung, vielmehr nur mit Aufhebung 
ihrer Selbſtändigkeit und ihrer urſprünglichen Weſenheit genutzt 
und dauernd im Gewerbebetriebe des Käufers verwendet. Ihr 
Untergang als Einzelſache iſt kein Verbrauch, der die Stempel⸗ 
befreiung zu begründen vermöchte, da ſie in dem neuen Stoffe 
weiter lebt und in ihm den Zwecken des Erwerbers dient. Un⸗ 
erheblich iſt dabei auch, ob ſie wieder in ihren früheren Zuſtand 
verſetzt werden kann oder ob eine Ausſcheidung unmöglich iſt. 
Von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten aus iſt die Entſcheidung 
des Berufungsrichters, daß der vom Kläger der Bergwerks⸗ 
verwaltung gelieferte Sand nicht zum Verbrauch im Gewerbe 
des Käufers beſtimmt geweſen ſei, nicht zu beanſtanden. Der 
Sand iſt zur Betonbereitung verwendet. Beton iſt ein aus ver⸗ 
ſchiedenen Stoffen, insbeſondere auch aus Sand gebildeter 
Mörtel, der als ſelbſtändiger Baukörper verwertet wird. Der 
Sand wird hiernach nicht vernichtet, ſondern nur mit anderen 
Dingen verbunden und in dieſer Verbindung genutzt; er wird 
nicht verbraucht, ſondern zur Herſtellung von Beton gebraucht. 
Darauf kommt es nicht an, daß er durch dieſen Gebrauch 
10 Prozent Kieſelſäure verliert, alſo in ſeiner chemiſchen Zu⸗ 
ſammenſetzung ſich ändert und nicht wieder in ſeiner früheren 
Beſchaffenheit aus dem Beton ausgeſchieden werden kann. Das 
Weſentliche iſt, daß er als notwendiger Beſtandteil des Betons 
dem Bergwerksbetriebe dauernd dient. Die Befreiungsvorſchrift, 
auf die ſich der Kläger beruft, findet demgemäß keine Anwendung, 
und es mußte die Reviſion zurückgewieſen werden. S. c. F., 
U. v. 29. Sept. 08, 536,07 VII. — Cöln. 


Vom Oberverwaltungsgericht !). 
Berichtet von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres in Berlin. 


Erforderniſſe der Wählerliſten nach der weſtfäliſchen 
Städteordnung. 

Der Grund, aus welchem ſämtliche Wahlen der zweiten 
Abteilung nach Anſicht der Kläger ungültig ſein ſollen, kann 
nur in der Behauptung gefunden werden, daß weder in der 
Wählerliſte, noch in der öffentlichen Bekanntmachung die „Grenzen 
der Steuerſätze“ angegeben geweſen ſeien. Dieſe Ausführungen 
der Kläger find verfehlt. Die Bekanntmachung hat nach 8 23 
Abſ. 2 Städteordnung für Weſtfalen nur das Lokal, die Tage 
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und die Wahlſtunden genau zu beſtimmen. Daß fie noch etwas 
anderes enthalten ſoll, ſchreibt das Geſetz nicht vor. Die bei 
den Streitakten befindlichen Wählerliſten aller 3 Abteilungen 
gaben bei jedem Wähler die Summe der von ihm zu ent⸗ 
richtenden Steuern und zum Schluſſe die Geſamtſumme der 
Steuern jeder Abteilung an. Der Inhalt der Liſten ermöglichte 
jedem Wähler eine Kontrolle und Feſtſtellung bezgl. ſeiner Zu⸗ 
gehörigkeit zu einer der 3 Klaſſen. Hiermit entfällt jeder 
Grund, die Wahlen für ungültig zu erklären. Urt. v. 22. Okt. 07 
i. S. O. und Gen. c. Stadtverordnetenverſammlung zu W. 
II 1839. Rep. Nr. II B 21/07. Bezirksausſchuß Arnsberg. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Erbrechtsreform. Ein ſozialpolitiſcher Vorſchlag zur 
Befeſtigung der Reichsfinanzen von Georg Bamberger, 
Juſtizrat in Aſchersleben. Berlin 1908. Guttentag. 
Die vorliegende Streitſchrift beſteht aus einer Zuſammen⸗ 

ſtellung von kleineren Aufſätzen, welche der Verfaſſer bis auf 

die drei letzten ſeit Anfang 1905 in verſchiedenen Zeitſchriften 
und Zeitungen veröffentlicht hat und in denen er einer Ein⸗ 
ſchränkung des Verwandtenerbrechts (BB. § 1929) das Wort 
redet. Sein Vorſchlag geht dahin, nur den Pflichtteils berechtigten 
und den Geſchwiſtern des Erblaſſers ein geſetzliches Erbrecht 
zuzugeſtehen, im übrigen aber den Reichsfiskus an die Stelle 
der Seitenverwandten treten zu laſſen, zutreffendenfalls unter 
Beteiligung der Gemeinden an den Erträgen der Erbſchaften 
mit der Verpflichtung, für die Feſtſtellung und Einziehung der 
hereinfallenden Erbmaſſen Sorge zu tragen, und vorbehaltlich 
einzelner Sonderbeſtimmungen, die auf Erhaltung des Grund⸗ 
beſitzes in derſelben Familie hinzielen. Nach der Berechnung 
des Verfaſſers würden, ſelbſt wenn über die Hälfte der hiernach 
den Verwandten entzogenen Beträge zu ihrer oder anderer 

Gunſten letztwillig verfügt würde, jährlich rund 500 Millionen 

Mark übrig bleiben, die in die Reichskaſſe flöſſen. Wir können 

die Lektüre der flott geſchriebenen Aufſätze, die demſelben Thema 

ſtets neue intereſſante Seiten abzugewinnen verſtehen, auch 
ſolchen Leſern warm empfehlen, denen die Vorſchläge des Herrn 

Verfaſſers zu weit zu gehen ſcheinen. 

2. Borcherdt. Das Erbrecht und die Nachlaßbehandlung 
nach den vom 1. Jan. 1900 an geltenden Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetzen mit beſonderer Berückſichtigung des Geltungsgebiets 
des ALR. 2. (2) Aufl. Bd. 1. 1907. Breslau, J. U. Kern 
(Max Müller). 

3. Peiſer. Handbuch des Teſtamentsrechts mit zahlreichen 
Beiſpielen und Formularen, unter eingehender Berückſichtigung 
der Rechtſprechung und Literatur. 2. Aufl. 1907. Berlin, 
Guttentag. 


4. Marcus. Das deulſche Teſtament, insbeſondere das Privat⸗ 
und Notteſtament. Im Zuſammenhang mit dem geſamten 
Erb⸗ und Familienrechte zum praktiſchen Gebrauche für 
jedermann, namentlich auch für Vorſteher von Gemeinde⸗ 
und Gutsbezirken. 3. Aufl. 1908. Berlin, Louis Marcus. 

Alle drei Werke liegen in neuer umgearbeiteter und ver⸗ 
mehrter Auflage vor, von dem Borcherdtſchen Werke zunächſt 
erſt der erſte Band, welcher die allgemeinen Regeln des Erb⸗ 
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rechts und die geſetzliche Erbfolge behandelt, während dem zweiten 
Bande die Darſtellung des Teſtaments, Erbvertrags, Pflichtteils⸗ 
rechts, der Fürſorge des Nachlaßgerichts und der Erteilung des 
Erbſcheines vorbehalten iſt. Das Werk von Marcus iſt eine 
erweiterte Ausgabe des unter dem bisherigen Titel: „Privat- 
teſtament und Notteſtament nach dem BGB.“ in zwei Auflagen 
erſchienenen Werkes und gibt neben 72 Beiſpielen von Teſta⸗ 
menten und Anträgen eine kurze ſyſtematiſche Darſtellung des 
geſetzlichen und Teſtamentsrechts. Das Peiſerſche Handbuch 
enthält eine eingehende Darſtellung des geſamten Teſtaments⸗ 
rechts an der Hand der Rechtſprechung und Literatur und im 
Anhange 38 Muſter teſtamentariſcher Anordnungen. B. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 führt aus, daß durch Art. 65 EGBGB. die 
88 7, 9, 12 Tl. II Tu. 15 ALR. aufrechterhalten find und 
daß demnach für Nichterfüllung einer dem Waſſerrecht an⸗ 
gehörenden Verpflichtung nicht der Staat, ſondern nur die 
Beamten, welche ihrer Pflicht nicht genügt haben, haftbar ſind. 

Die Ungültigkeit des der Vollmacht zugrunde liegenden 
Vertrags, ſei es wegen eines Willensfehlers oder Formmangels, 
hat nach Entſch. Nr. 3 jedenfalls gegenüber dem gutgläubigen 
Dritten, der auf Grund formell ordnungsmäßig erſcheinender 
Vollmacht mit dem Bevollmächtigten kontrahiert hat, die Nichtig⸗ 
keit der Vollmacht nicht zur Folge. 

Entſch. Nr. 4 behandelt die aus einem vor 1900 ergangenen 
Urteile folgende Zinspflicht und lehnt die Herabſetzung des für 
die Urteilszinſen beſtimmten damaligen geſetzlichen Zinsfußes 
von 5 Prozent auf den jetzt geltenden Zins fuß von 4 Prozent ab. 

Die Haftung aus § 276 BGB. ſetzt nach Entſch. Nr. 5 
ein fertiges Schuldverhältnis voraus, ſo daß die Vorſchrift auf 
culpa in contrahendo nicht anzuwenden ſei. 

Der Begriff des Bauwerks im Sinne der Gewährleiſtungs⸗ 
vorſchriften beim Werkvertrag wird in Entſch. Nr. 6 erörtert 
und einer Dränageanlage die Unterſtellung unter dieſen Begriff 
verſagt. Die Entſcheidung behandelt ferner die Berechnung der 
vertragsmäßig beſtimmten Garantiefriſt. 

Wenn das Geſetz im 8 812 Abſ. 1 S. 2 von dem nach 
dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts begründeten Erfolge der 
Leiſtung ſpricht, jo hat es dabei nach Entſch. Nr. 7, wie bei 
der römiſchen condictio causa data causa non secuta ein 
Rechtsgeſchäft im Auge, das unmittelbar zwiſchen dem Leiſtenden 
und dem Empfänger der Leiſtung, dem angeblich Bereicherten 
zuſtande gekommen iſt. Nicht aber iſt damit ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch des Leiſtenden gegen den am Rechtsgeſchäft ſelbſt 
nicht beteiligten Dritten gegeben, dem ohne ſein Dazutun der 
wirtſchaftliche Erfolg des Geſchäfts ſchließlich zugute kommt. 
Der Bereicherungsanſpruch wird auch dadurch nicht begründet, 
daß der Dritte die ihn begünſtigende Maßnahme ſchweigend 
geſchehen läßt, obgleich er weiß, daß durch ſie der von dem 
Leiſtenden und dem Empfänger der Leiſtung bezweckte Erfolg 
nicht eintritt. 

Wenn nach § 1138 die Vorſchriften der 88 891—899 
für die Hypothek auch in Anſehung der Forderung an⸗ 
zuwenden ſind, jo gilt dies nach Entſch. Nr. 8 für die 
Forderung nur ſo lange, als ſie mit der Hypothek in Verbindung 
fteht und die Hypothek von ihr abhängig iſt, nicht aber für die 
von der Hypothek losgelöſte perſönliche Forderung. N. 


berichtigung. 


In der Überſchrift auf S. 633 iſt ſtatt „Käufer“ zu leſen 
„Verkäufer“. 


Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


* 20 Bogen 84 bis 87). 84 bis 87). 


Berlin, 16. November 1908. 16. November 1908. 
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Dereinsnachrichten. 


Der Vorſtand des Dentſchen Auwaltvereins hat einer 
Einladung der Rechtsanwälte der Stadt Roſtock Folge 
leiſtend, beſchloſſen, daß der XIX. Deutſche Anwaltstag im 

Jahre 1909 in Roſtock ſtatt finden ſoll. 


Die Verſendung des Terminkalenders für 1909 iſt er- 
folgt. Erinnerungen wegen Nichtempfanges können nur 
bercfichigt werden, weun fie bis 25. November 1908 bei 
dem Burean des Dentſchen Anwaltvereins in Leipzig, 
Schreberſtraße 3, geltend gemacht werden. 


Leipzig, den 10. November 1908. 
Dr. Beiß, Juſtizrat, Schriftführer. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Unwaltstammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 

zu Dresden, Kiel und Jena haben der Kaſſe abermals Beihilfen 
8 zwar Dresden und Kiel je 4000 &, Jena 1000 & 
gewährt. Den Kammern uud ihren Vorſtänden iſt für die 
reichen Beihilfen der eee Dank ansgeſprochen worden. 


Eine Anzahl Rechtsanwälte in Braunſchweig bat der 
Hülfskaſſe eine Beihilfe von 1000 & zu dem Unterftägungs- 
fonds gewährt. Es wird den Herren hierfür der herzliche 
Dank ausgeſprochen. 


Anhegehalts- Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte, 


In der Mitgliederverſammlung am 27. September cr. 
it an Stelle des Herrn Rechtsanwalts Dr. Schall Herr 
Rechtsanwalt Dr. Springer, Leipzig, zum Vorſtand ge- 
wählt nad Herr Juſtizrat Johannes Behrendt in Danzig 
in den Aufſichtsrat hinzugewählt worden. 

Alle für den Vorſtand beſtimmten Schriftſtücke find 
fortan an Herrn Rechtsanwalt Dr. Springer in Leipzig, 
Barfußgaſſe 13 II, zu richten. 

Halle a. S. und Leipzig, im Oktober 1908. 

Elze, Dr. Springer, 
Juſtizrat. Rechtsanwalt. 
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Die Lüge im Prozeß. 


I. 
Abwehr gegen Abwehr. 
Von Profeſſor Dr. Hellwig. 


Der Herausgeber dieſer Zeitſchrift hat in Nr. 19 unter 
dem Titel „Em Wort der Abwehr“ gegen meinen Artikel 


„Die Lüge im Prozeß“ Ausführungen gerichtet, die mich zu 


einer Erwiderung zwingen. Ich gebe ſie um ſo lieber an 


dieſem Orte, als Neumann mich direkt aufgefordert hat, mich 


zu der Frage zu äußern. Er ſchreibt mir, die Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft nehme hieran das allergrößte Intereſſe und werde mir 
dankbar ſein, wenn ich zur Beſſerung von Mängeln beitragen 
werde, die vorhanden, aber den Anwälten unbekannt geblieben 
ſein ſollten. 

Ich habe mich in dem Artikel gegen die „weitverbreitete 
und betätigte Anficht, daß im Prozeß die Lüge ein ſtatthaftes 
Kampfmittel ſei“, gewendet und darzulegen verſucht, daß gerade 
die Anwälte dahin wirken ſollten, daß „die Wahrheitspflicht 
(in Beziehung auf tarfächlide Behauptungen) im Geſetz als 
oberſte Prozeßpflicht ausgeſprochen werde“. 

K Neumann wirft mir ſtarke Übertreibung vor. Er druckt 
die beiden Sätze: 
„Aus dem Verhandlungsprinzip wird das Recht zur 
Lüge abgeleitet. Im Prozeß ſoll die Lüge erlaubt und 
ſtraflos ſein“ Ä 
ab und fragt erſtaunt: „Wer hat dieſe Sätze aufgeſtellt und 
wo werden ſie in der Praxis befolgt und gebilligt? Wo und 
wann hat Hellwig ſeine praktiſchen Erfahrungen geſammelt, 
die ihn zu dieſen Sätzen veranlaſſen?“ 

Ich kann nur wieder mit dem Ausdruck des Erſtaunens 
antworten: 

Iſt dem Herausgeber des Jahrbuchs für deutſches Recht 
nicht bekannt, daß über die Frage, ob im Zivilprozeß die 
Wahrheitspflicht beſteht, ein heftiger Kampf geführt wird? In 
dem kürzlich (1907) erſchienenen zweiten Bande meines Lehr⸗ 
buchs (8 71. Die Wahrheitspflicht) kann man ſich über den 


neueſten Stand der Frage orientieren. 


Aus den dort gegebenen Belegen über Literatur und 
Judikatur führe ich nur an, daß kein Geringerer als Wach in 
Erümhuts Z. 6, 547 f. ein rechtliches Wahrheitsgebot als dem 
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Weſen des Zivilprozeſſes entgegen und als unverträglich mit 
der Berhandlungsmaxime bezeichnet hat. In den Vorträgen 
(2. Aufl.) lehrt Wach zwar, daß Treu und Glauben auch im 
Rechtsgang, herrſchen ſollen (S. 76), aber andererſeits finden 
ſich S. 218 die Sätze: „Eine Wahrheitspflicht der Partei be⸗ 
ſteht nicht. Das Geſetz kennt weder ein Wahrheitsgebot noch 
Lügenſtrafen.“ Und das iſt in der Theorie keineswegs eine ver⸗ 
einzelte Anſicht. Stellte doch ſchon Wetzell, Syſtem (3. Aufl.) 
5 19 S. 170, die Meinung auf, in der Behauptung einer 
Tatſache ſeitens einer Partei werde an ſich nur (!) der Anlaß 
zu einer beſtimmten Erklärung über deren Wahrheit für die 
andere Partei gefunden; es hänge von ihrem freien () Ermeſſen 
ab, ob ſie die Wahrheit anerkennen oder beſtreiten wolle; 
moraliſch ſeien die Parteien hierbei zwar durch ihr Gewiſſen 
gebunden, juriſtiſch aber ſei ihnen nur (!) inſofern eine 
Schranke gezogen, als ſie in einigen geſetzlich ausgezeichneten 
Fällen wegen mutwilligen Leugnens einer Strafe unterlägen! 
Während in neueſter Zeit Weis mann, Lehrb. 1, 346, die 
Wahrheitspflicht als ſelbſtverſtändlich bezeichnet, wird von 
Schmidt, Lehrb. (2. Aufl.) S. 427, nebenbei in einer Note be⸗ 
merkt, die in §S 141 ZPO. ſtatuierte Erſcheinungspflicht ſei 
eine unvollkommene Rechtspflicht ebenſo wie die von der 
öſterreichiſchen ZPO. § 178 aufgeſtellte (1) Pflicht zur wahr⸗ 
heitsgemäßen Sachdarſtellung, die von der öſterreichiſchen 
Literatur über Gebühr geprieſen werde. 

Soviel über die in der Literatur vertretene Anſicht, es 
gebe im Prozeß keine Wahrheitspflicht. Sie herrſcht auch in 
der Praxis. Die Judikatur der Strafſenate des Reichsgerichts 
geht konſtant von der Meinung aus, daß im Prozeß ein ſtrafbarer 
Betrug durch einfache, nicht durch Beweiſe unterſtützte 
unwahre Behauptungen nicht begangen werde. Auch in Zivilſachen 
folgt es dieſer Anſicht. Ich führe aus neuerer Zeit das Urteil 
des II. Senats vom 3. März 1905 (JW. 05, 2341) an. Die 
durch rechtskräftiges Verſäumnisurteil verurteilte Partei be⸗ 
hauptete, der Klägerin, welche unter Vorlegung einer Zeitungs⸗ 
nummer die; Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung erlangt 
hatte, ſei der Aufenthalt des Beklagten bekannt geweſen. Das 
Reichsgericht findet, dies genüge nicht, um die Behauptung zu 
begründen, daß die Klägerin (des erſten Prozeſſes) das Ver⸗ 
ſäumnisurteil durch Betrug erſchlichen habe. Eine andere Ent⸗ 
ſcheidung iſt bereits in dem Artikel der „Woche“ (mit einem 
Druckfehler) zitiert (NG. 58, 354/5). Die Mutter eines un⸗ 
ehelich geborenen Kindes hatte bei einer vor dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht geführten Vergleichsverhandlung dem Konkumbenten 
unter Tränen wider beſſeres Wiſſen die Verſicherung gegeben, 
ſie habe mit keinem anderen Manne verkehrt; trotz mehrmaliger 
Vorhaltungen war ſie dabei geblieben. Nun handelte es ſich 
um die Frage, ob der Mann den Vergleich wegen argliſtiger 
Täuſchung anfechten könne. Das Reichsgericht verneint ſie 
mit der meines Erachtens beklagenswerten Begründung, eine 
argliſtige Täuſchung läge hier ebenſowenig vor wie in dem 
Falle, daß die Mutter im Prozeß bewußt wahrheitswidrig 
die Einrede der mehreren Zuhälter in Abrede ſtelle; ſie ſei in 
der Lage, den Mann, der ihr beigewohnt habe, deſſen Verpflichtung 
mithin zunächſt feſtſtehe, durch Klage zu belangen; ihr Ver⸗ 
halten enthalte nichts mehr als die Ableugnung eines Vorhalts, 
auf den der Mann eine von ihm zu beweiſende Einrede ſtütze. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Hierin tritt ganz deutlich die Anſicht zutage, daß die Bemutzung 
einer jeden von der Prozeßordnung gebotenen Möglichkeit 
die Ausübung eines prozeſſualen Rechtes und deshalb erlaubt 
ſei. Der Beklagte, der wider beſſeres Wiſſen den Empfang 
des Darlehns leugnet, der Kläger, der trotz eben erhaltener 
Zahlung des Hauptſchuldners gegen den Bürgen klagt (alſo 
das Fortbeſtehen der Schuld behauptet) und die Einrede und 
den Beweis der Zahlung erwartet: ſie alle machen nur von 
dem Beſtreitungsrecht und von dem Recht auf ausreichenden 
Beweis der gegneriſchen Angaben Gebrauch! 

Gegen dieſe auch ſchon von Anderen (Degenkolb, Klein, 
Schwartz) mit harten Worten, aber vergeblich bekämpfte An⸗ 
ſchauung bin ich angeſichts der drohenden Gefahr ihrer gewiſſer⸗ 
maßen ſtillſchweigend ſich vollziehenden Legaliſierung zu Felde 
gezogen und habe die Sache mit dem richtigen, allerdings ſehr 
häßlichen Namen bezeichnet. Iſt es aber ſachlich nicht gleich⸗ 
bedeutend, ob man ſagt: im Prozeß beſteht keine Wahrheits⸗ 
pflicht, oder: das bewußte Vorbringen einer unwahren Tatſache 
iſt erlaubt, oder noch etwas draſtiſcher: man hat im Prozeß 
das Recht zur Lüge? 

Wird Neumann jetzt die Frage, wer die von mir be⸗ 
kämpfte Lehre aufgeſtellt habe und wo ich meine praktiſchen 
Erfahrungen geſammelt habe, wiederholen? Oder muß ich 
zur Entkräftung der ſchweren mir gemachten Vorwürfe dafür, 
daß jene Lehre beſteht und daß ſie betätigt wird, noch 


weitere Belege bringen? Obgleich ich glaube, daß dies kaum 


nötig ſein wird, kann ich es mir nicht verſagen, noch an ein 
Anwaltszeugnis zu erinnern. E. Fuchs bezeichnet in ſeiner 
Schrift „Recht und Wahrheit“ (1908) S. 228 unſeren heutigen 
Zivilprozeß mit Rückſicht auf andere Mängel als „durch und durch 
verlogen“, konſtatiert mit bitterem Hohn, daß die Verhandlungs⸗ 
maxime uneingeſchränkt herrſche und ſagt folgendes: „Dieſe enthält 
zweierlei: Das Recht der Parteien, ungeſtraft in Behauptungen 
und Beſtreitungen zu lügen, und das Verbot an den Richter, von 
ſich aus den Prozeß zu dirigieren und die Wahrheit zu er⸗ 
mitteln. Es wird davon ausgegangen, im Zivilprozeß handle 
es ſich gar nicht um Ermittlung der wirklichen Wahrheit. 
Mit dem Schlagwort, daß man die mittelalterliche „„Inquiſitions⸗ 
maxime““ abgeſchafft habe, wird die Moral aus dem Zivil: 
prozeß verbannt. Die jetzt geplante Novelle wollte einen 
ſchüchternen Verſuch wagen, hier das in der Bruſt jedes gut⸗ 
gearteten Menſchen Lebendige zum geſchriebenen Recht zu machen. 
Die Parteien ſollten ſich „„wahrheitsgemäß““ erklären. Ich 
möchte wiſſen, wie eine künftige Welt es bezeichnet, daß dieſe 
Beſtimmung als Giftzahn betrachtet wurde.“ 

Wenn in meinen Worten ein Vorwurf liegt, fo richtet er 
ſich keineswegs nur oder auch nur vorwiegend gegen die Rechts⸗ 
anwälte. Allerdings habe ich auch an ſie einen Appell gerichtet. 
Dieſer wurde aber dadurch veranlaßt, daß die in dem vor⸗ 
läufigen Entwurf enthaltenen Worte „wahrheitsgemäß und“ 
infolge ihres Widerſtandes geſtrichen worden ſind. Nun ſagt 
uns Neumann: „Unſer Widerſtand beruht nicht auf mangelnder 
Liebe zu Wahrheit und Wahrhafrigkeit, ſondern auf der Bes 
fürchtung, bei einem allzu temperamentvollen Richter könne ſolche 
Einwirkung auf die Partei zu einer durchaus unangebrachten 
Drangſalierung und inquiſitoriſchen Unterſuchung ausarten, 
wenn er die wahrheitsgemäße Behauptung nicht für wahr 


2. Jahrgang. 


hält.“ Ich bin feſt überzeugt, daß die den Entwurf begut⸗ 
achtenden Anwälte von dieſer Geſinnung beſeelt waren. Aber 
trotzdem bedauere ich auf das tieffte, daß der Widerſtand von 
ihnen ausging und Erfolg gehabt hat. Alſo Furcht vor Miß⸗ 
brauch der Nichtergewalt! Gewiß hat es Nichter gegeben und 
wird es Richter geben, die gegen den Sinn des Geſetzes ver⸗ 
ſtoßen. Rechtsanwälte aber, die eine Ausnahme von der Regel 
bilden, ſollte es nicht oder doch nur weit ſeltener geben? Bei 
aller aufrichtigen Hochachtung vor dem Stande muß ich doch 
bei der Anſicht bleiben: nicht ausnahmslos haben fie die Kraft, 
der Lehre: es gibt im Prozeß keine Wahrheitspflicht, Wider⸗ 
fand zu leiſten !) und namentlich von dem angeblich beſtehenden 
Beſtreitungsrechte keinen Gebrauch zu machen. 

Gerade um dem Stande die Mittel in die Hand zu geben, 
ihn hoch zu erhalten und jede Berufung auf den Satz: es gibt 
keine Wahrheitspflicht, unbedingt abzuſchneiden), alſo im 
Intereſſe der Anwaltſchaft, deren Anſehen und Blühen jedem, 
der die Juſtiz fördern will, am Herzen liegen muß, habe ich 
geglaubt, an fie den Appell richten zu müſſen, daß fie in ihrem 
Widerſtande gegen die „Einführung“ der Wahrheitspflicht nicht 
beharre. Ich glaube nach wie vor, daß dieſe Auffaſſung eine 
„Abwehr“ nicht verdient. 

In Beziehung auf die von Neumann erörterten praktiſchen 
Fälle bemerke ich nur, daß das, was nicht geduldet werden 
darf, die bewußte Behauptung einer unwahren oder die bewußte 
Beſtreitung einer wahren Tatſache iſt. Wenn die Partei den 
Tatbeſtand nicht kennt, weil er weit zurück liegt oder weil es 
ſich um facta aliena handelt, bezüglich deren fie nur Ver⸗ 
mutungen anſtellen kann, ſo hat ſie nicht gegen die von mir 
verteidigte Prozeßpflicht verſtoßen, wenn ſich bei der Beweis⸗ 
aufnahme herausſtellt, daß die von ihr angeführten Tatſachen 
nicht wahr find. Auch kann natürlich nicht die Rede davon 
ſein, daß der Partei oder dem Parteivertreter ſchon dann ſtets 
der Vorwurf der Lüge gemacht werden dürfe, wenn ihm der 
Beweis einer Tatſache nicht gelingt oder eine von ihm be⸗ 
ſtrittene Tatſache ſich als wahr herausſtellt. Denn ebenſo wie 
das Gedächtnis des Zeugen kann das Gedächtnis der Partei 
unzuverläſſig ſein. Was eine Lüge iſt, weiß jedermann. Dar⸗ 
über iſt ein Streit nicht möglich). 


1 Rechtsanwalt Görres Berlin) ſchreibt in 385 34, 63: 
„Die Folge ift, daß eine ſtark entwickelte Erfindungsgabe des Ber: 
treters bei der richterlichen Beweiswürdigung die Partei belaſtet, 
obſchon dieſe vielleicht völlig unſchuldig an dem betreffenden Vor⸗ 
bringen war. Andererſeits wird die Rechtsfolge der Beweiswürdigung 
in der Praxis auch dadurch wieder paralyſiert, daß die Gepflogenheit 
wiſſentlich unwahren Vorbringens angeſichts des Mangels an entgegen⸗ 
ſtehenden Lügenſtrafen ziemlich weite Ausdehnung angenommen hat.“ 

) Neumann beruft ſich auf die Rechtſprechung des Ehren: 
gerichtshofs. Dieſe iſt mir wohlbekannt. Ich darf aber wohl darauf 
aufmerkſam machen, daß in der von Neumann angeführten Ent⸗ 
ſcheidung der Grundſatz vorausſetzt, daß der Rechtsanwalt nicht nur 
wiſſentlich unwahre Tatſachen behauptet, ſondern auch, daß er „den 
Schein der Wahrheit durch Angabe von Beweismitteln 
noch beſonders bekräftigt“. Das ſteht im Einklang mit der 
Judikatur der Strafſenate, genügt aber meines Erachtens nicht, da z. B. 
jede bewußt wahrheitswidrige Beſtreitung nicht davon getroffen wird. 

2) Ich benutze gern die Gelegenheit, um zu konſtatieren, daß 
ich keineswegs alle Unfallprozeſſe habe verdammen wollen, ſondern 
nur diejenigen, die in der von mir gekennzeichneten Weiſe geführt 
werden. Daß dieſe gerade bei Unfallprozeſſen vorkommt, iſt ebenſo 
zweifellos wie die Tatſache, daß umgekehrt auch der eee 
betrüger ſogar den Prozeß nicht ſcheut. 


| Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Blick auf den Strafprozeß beweiſt dies; 


Glauben im Prozeſſe ebenſo wie außerhalb! 
dies ein Ideal und als ſolches unerreichbar. Es wird nach wie vor 
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II. 
Auplik. 
Von Neumann. 
Alſo aus den Wachſchen Sätzen: „Eine Wahrheits⸗ 


pflicht der Partei beſteht nicht. Das Geſetz kennt weder ein 
Wahrheitsgebot noch Lügenſtrafen“ ſoll das Recht zur 
Lüge, das heißt zum Betruge oder wenigſtens doch zum 
Betrugsverſuche im Prozeſſe folgen! Was wird Wach 
hierzu ſagen? Ich habe ſeine Lehre allerdings immer 
ganz anders aufgefaßt. Ich nahm an, daß Wach aus der 
Verhandlungs⸗ oder richtiger bezeichnet aus der Dispoſitions⸗ 
maxime den Schluß zieht, daß das Gericht den Tatbeſtand 
ſo zu beurteilen habe, wie er von den Parteien ihm zur Ent⸗ 
ſcheidung vorgelegt wird, auch wenn er nicht mit der Wirklichkeit 
übereinſtimmt. Alſo z. B.: Die Parteien ſtreiten über die Aus⸗ 
legung eines Grundſtückskaufvertrags, der der gerichtlichen oder 
notariellen Form entbehrt. Beide Parteien wollen die Geltung 
des Vertrags; Streit beſteht nur in einem Einzelpunkte. Er⸗ 
gibt der Tatbeſtand den Formmangel, fo hat das Gericht die 
Klage auf Auflaſſung abzuweiſen, da es den Mangel von 
Amts wegen zu berüdfichtigen hat (RG. 61, 264). Damit iſt 
beiden Parteien nicht gedient. Sie tragen deshalb vor: Die 
Parteien ſind darüber einig, daß der Vertrag in notarieller 
Form geſchloſſen folgenden Inhalt hat uſw. Eine objektive 
Unwahrheit, aber doch wohl keine verwerfliche Lüge! Und 
daß die Wachſche Lehre nur ſo zu verſtehen iſt, er⸗ 
gibt ſich daraus, daß ſie als Ausfluß der Verhandlungs⸗ 


maxime bezeichnet wird. Wenn das Gericht die Tatſachen auf 


ihre Wahrheit von Amts wegen zu prüfen hätte, ſo würde es 


im Wege der Ingquiſition die zur Gewinnung des ganzen Tat⸗ 


beſtandes erforderlichen Umſtände zu ermitteln und dabei 
entgegen den unwahren Angaben der Parteien die objektive 
Wahrheit feſtzuſtellen haben; ſo z B. im Eheprozeſſe, wo das 


vorbezeichnete Verfahren der Parteien unzuläſſig fein würde. 


Hierin liegt alſo der Gegenſatz zwiſchen Verhandlungs⸗ und 
Inquiſitionsmaxime, nicht aber in der Zulaſſung von Lüge und 
Täuſchung im Prozeß. Die verwerfliche Lüge kommt in beiden 
Verfahrensarten, häufiger aber unter der Herrſchaft der 
Inquiſttions⸗ als unter der Verhandlungsmaxime vor. Ein 
hier wird trotz 
Inquiſitionsprinzip das. Recht des Angeklagten zum wahrheits⸗ 
widrigen Reden und Schweigen nicht beſtritten. Aus der 


Verhandlungsmaxime folgt alſo nicht das Recht zur Lüge 


zwecks Schädigung des Gegners. In dieſem Sinne, auf den 
allein es in dem Streit mit Hellwig ankommen kann, frage 
ich allerdings: Wo und wann iſt für unſeren heutigen Prozeß 


das Recht zur Lüge aufgeſtellt worden? 


Ich fordere — und darin iſt Hellwig und die Rechts⸗ 
anwaltſchaft vollſtändig einig — Ehrlichkeit und Treu und 
Aber leider iſt 


inner⸗ und außerhalb des Prozeſſes gelogen und betrogen werden. 

Hellwig übertreibt die Herrſchaft der Lüge im Prozeß 

ſehr ſtark. Er iſt für ſeine Behauptung von der Häufigkeit 

der Lüge im Prozeß jeden Beweis ſchuldig geblieben. Für die 

erdruckende Mehrzahl aller — und auch der ſtreitig zu ver⸗ 
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handelnden Prozeſſe wird er eine bewußte Lüge keiner der 
beiden Parteien nachweiſen können. Seine Behauptung wird 
auch dadurch nicht erwieſen, daß er ſich auf des Ideologen 
Ernſt Fuchs übertreibende Schilderung beruft. 

Ich kann Hellwig weiter nach wie vor nicht zugeben, daß 
ohne ausdrückliches Lügenverbot die Prozeßlüge erlaubt ſei. 
Auch die Prozeßlüge ift ein widerrechtliches, gegen die guten Sitten 
verſtoßendes Handeln, das den Tatbeſtand des 8 826 BGB. 
erfüllen kann, ganz zu ſchweigen davon, daß der durch Lüge 
oder ſonſtwie verſchleppende Beklagte ſchon für den dem Kläger 
erwachſenden Schaden nach den Vorſchriften über den Verzug 
haftet. 

Die von Hellwig erwähnten Entſcheidungen des RG. 
erſcheinen auch mir bedenklich. Aus ihnen aber eine Proklamierung 
des Rechtes auf Lüge abzuleiten, iſt ſtark übertrieben. 

Das Zitat aus dem Görresſchen Aufſatz iſt aus dem 
Zuſammenhang geriſſen, in dem es etwas ganz anderes bedeutet, 
als man erwarten ſollte. Hellwig erweckt durch die Art und 
den Ort des Zitats den Anſchein, als ob Görres den 
Prozeß bevollmächtigten, alſo den Rechtsanwälten, allgemein 
eine ſtark entwickelte Erfindungsgabe und die Gepflogenheit 
wiſſentlich unwahren Vorbringens nachſage. Hiervon iſt im 
Zuſammenhange gar keine Rede. Görres beſpricht lediglich 
die Lüge der Partei in ihrer Wirkung auf die Beweis⸗ 
würdigung. Er führt aus (33 P. 34, 62), daß falſche Ans 
führungen ſchließlich der Partei bei der Beweiswürdigung zum 
Nachteil gereichen. Er fährt dann fort: 

„. . . zwiſchen Partei und Gericht ſchiebt ſich kraft des 
Anwaltzwangs der Prozeßbevollmächtigte ein. Dadurch 
wird dem Gericht in der Mehrzahl der Fälle das Ur⸗ 
teil darüber erſchwert, ob ein ſubjektiv unwahres Vor⸗ 
bringen der Phantaſie der Partei oder ihres Vertreters 
ſeine Entftehung verdankt. Solange die Partei ihren 
Vertreter nicht desavouiert, gelten deſſen Erklärungen 
als ihre eigenen. Die Folge iſt, daß eine ſtark ent⸗ 
wickelte Erfindungsgabe des Vertreters bei der richter⸗ 
lichen Beweiswürdigung die Partei belaſtet, obſchon 
dieſe vielleicht völlig unſchuldig an dem betreffenden 
Vorbringen war. Andererſeits wird die Rechtsfolge 
der Beweiswürdigung in der Praxis auch dadurch wieder 
paralyſiert, daß die Gepflogenheit wiſſentlich unwahren 
Vorbringens angeſichts des Mangels an entgegen⸗ 
ſtehenden Lügenſtrafen ziemlich weite Ausdehnung an⸗ 
genommen hat. Die Fälle gehören nicht zu den Selten⸗ 
heiten, daß beide Parteien bei ihren Behauptungen in 
dolo, d. i. in ſubjektiver Unwahrheit verſieren.“ 

Görres äußert ſich alſo mit keinem Worte über die 
Häufigkeit ſtark entwickelter Erfindungsgabe des Vertreters 
und nach dem von Hellwig nicht zitierten letzten Satze nur 
über ſubjektive Unwahrheit der Parteien! 

Hellwig bedauert, daß wir Anwälte unſeren Widerſtand 
gegen die Aufnahme der Wahrheitspflicht in die Prozeßordnung 
gegründet haben auf Furcht vor Mißbrauch der richterlichen 
Gewalt. Er fragt, ob es Rechtsanwälte, die eine Ausnahme 
von der Regel bilden, nicht oder weit ſeltener gäbe. „Nicht 
ausnahmslos haben ſie die Kraft der Lehre: Es gibt im 
Prozeſſe keine Wahrheitspflicht, Widerſtand zu leiſten.“ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 20. 1908. 

Sieht denn Hellwig nicht den Unterfchieb zwiſchen 
unſerer Befürchtung und ſeinem Vorwurfe? Ich habe nicht 
von einem bewußten, ſondern nur von einem objektiven 
Mißbrauch der richterlichen Gewalt geſprochen. Der tempera⸗ 
mentvolle Richter handelt in dem Wunſche, der Wahrheit 
zum Siege zu verhelfen, aus edler Gefinnung, wenn auch 
objektiv falſch; den Anwälten aber, denen Hellwig die 
Kraft zum Widerſtand gegen die Lehre: „Es gibt im Progeſſe 
keine Wahrheitspflicht“ abſpricht, wirft er eine bewußte Ver⸗ 
letzung ihrer Berufspflicht, eine bewußte Lüge, eine 
ehrloſe Handlung vor. Und darum iſt die Gleichſtellung 
dieſer beiden menſchlichen Schwächen nicht angängig. Gegen 
Rechtsanwälte, die ohne das Vorhandenſein einer geſetzlich aus⸗ 
geſprochenen Wahrheitspflicht lügen, nützt nicht die von Hellwig 
gewünſchte Geſetzesvorſchrift, gegen fie aber würde auch ſchon 
heute mit der ganzen Strenge der ehrengerichtlichen Autorität 
einzuſchreiten ſein. 

Hellwig bezeichnet die Rechtſprechung des Ehrengerichtshofs 
als ihm wohl bekannt. Es ſcheint ihm aber entgangen zu ſein, 
daß die wahrheitswidrige Prozeß behauptung, auch ohne daß der 
Schein der Wahrheit durch Angaben von Beweismitteln be 
kräftigt wäre, ehrengerichtlich beſtraft wird (vgl. Entſch. des 
E69. 8, 178). 

Zu meinem Bedauern kann ich ſomit keines meiner Abwehr⸗ 
worte zurücknehmen. Dieſe richten ſich gegen die vor dem 
großen kritikloſen Publikum der „Woche“ ohne die genügende 
Kontrolle aufgeſtellte, unſern Stand ſchwer verletzende und 
herabſetzende Behauptung, die Rechtsanwaltſchaft ſei ohne Ande⸗ 
rung der Geſetzgebung nicht in der Lage, ſich von Elementen 
rein zu halten, die nach Art jenes alten Lügen⸗Advokaten handeln, 
nicht aber gegen eine auf Blühen und Gedeihen der Anwalt⸗ 
ſchaft gerichtete Geſinnung. Dieſe, ſo hoffe ich, wird Hellwig 
in geeigneterer Weiſe betätigen, wenn er in Zukunft wieder 
einmal einen Appell an die Anwaltschaft glaubt richten zu 
müſſen, vielleicht zunächſt durch perſönliche Beſprechung mit an⸗ 
geſehenen Anwälten und dann durch Wahl eines Organs, das 
der Anwaltschaft näher ſteht als die „Woche“ 
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Die Wechſelproteſtnovelle in der Praxis. 
Von Rechtsanwalt Hallensleben, Berlin. 


Erſt wenige Wochen find ins Land gegangen, ſeit das 
Geſetz betreffend die Erleichterung des Wechſelproteſtes in Kraft 
getreten iſt, und ſchon zeigen ſich die erſten Wirkungen der 
Novelle in der Praxis. Leider iſt es aber nicht eine Er⸗ 
leichterung, die hier als der erſte wahrnehmbare Erfolg in die 
Erſcheinung tritt, ſondern eine ſo weſentliche Erſchwerung, daß, 
wenn die erhobenen Bedenken berechtigt find, man mit Fug 
und Necht für den Wechſelprozeß in ſeiner bisherigen Schärfe 
und Schleunigkeit Befürchtungen hegen muß. Es iſt deshalb 
ſchon jetzt geboten, in eine kritiſche Erörterung der hervor 
getretenen Bedenken einzutreten. 

Nur der durch eine fortlaufende Reihe von Giros legiti⸗ 
mierte Wechſelinhaber iſt zur Erhebung des Proteſtes berechtigt; 
die ordnungsmäßige Erhebung des Proteſtes iſt die Voraus⸗ 
ſetzung des wechſelmäßigen Rückgriffs gegen Ausſteller und 
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Giranten. Daß dieſe Vorausſetzung vorliegt, hat das Gericht, 
das ein Urteil erlaſſen ſoll, zu prüfen und zwar von Amts 
wegen. Dieſe Prüfung vollzog ſich nach den Beſtimmungen 
der WO. vor der Novelle ohne Schwierigkeiten. Der Proteſt 
mußte nach Art. 88 Nr. 1 eine wörtliche Abſchrift des Wechſels 
enthalten. Das Gericht war daher jederzeit in der Lage feſt⸗ 
zuſtellen, ob der Proteſt von dem zur Zeit der Proteſtaufnahme 
wechſelmäßig legitunierten Inhaber erhoben war. 

Dies hat durch die Novelle eine weſemliche Anderung er⸗ 
fahren. Der Proteſt enthält keine Abſchrift des Wechſels mehr, 
er gibt lediglich die Perſon, für welche der Proteſt erhoben iſt, 
an und wird mit dem Wechſel verbunden, wenn er nicht auf 
den Wechſel ſelbſt geſetzt wird (Novelle VI). Eine Möglichkeit, 
aus dieſen Unterlagen feſtzuſtellen, wie der Wechſel zur Zeit 
der Proteſterhebung ausgeſehen hat, iſt nicht gegeben. Erfährt 
der Wechſel nach der Proteſterhebung Veränderungen, ftreicht 
der Indoſſant, der den Nachmann befriedigt, wie dies nach 
Art. 55 WO. fein gutes Recht iſt, feinen Namen aus, fo 
entſteht die Frage für das Gericht, ob in ſolchem Fall der im 
Auftrage des durchſtrichenen, alſo wechſelmäßig nicht mehr vor⸗ 
handenen Indoſſanten erhobene Proteſt als ein ordnungsmäßiger 
anzuſehen iſt, das begehrte Urteil gegen Ausſteller und 
Indoſſanten erlaſſen werden kann. In der Tat ſind eine 
Reihe von Gerichten dazu gelangt, den Erlaß von Verſäumnis⸗ 
urteilen im Wechſelprozeß zu verweigern, weil es an dem 
Nachweis der Legitimation desjenigen, für den der Proteſt 
erhoben iſt, und damit am Nachweis eines ordnungs⸗ 
mäßigen Proteſtes fehlt. Wäre dies berechtigt, ſo 
würde die Novelle vom 30. Mai 1908 für die Proxis ſtatt 
erleichternd geradezu vernichtend wirken, denn der Kaufmann 
iſt ſo ſehr an das ihm durch den Art. 55 a. a. O. gegebene 
Recht gewöhnt und macht von ihm einen fo ausgiebigen Ge: 
brauch), daß in einer großen Zahl von Wechſelprozeſſen die 
ſoeben geſchilderte Schwierigkeit ſich einſtellen müßte. Es 
würde dem Wechſelkläger in dieſen Fällen nichts anderes übrig 
bleiben, als von dem Wechſelprozeß Abſtand zu nehmen, um 
im ordentlichen Verfahren den Proteſtbeamten zum Zeugen 
dafür anzurufen, daß zur Zeit der Proteſterhebung derjenige, 
für den der Proteſt erhoben, auch wechfelmäßig legitimiert war. 
Man braucht mi an den Verluſt der Schleunigkeit des Ver 
fahrens, den Verluſt der Vollſtreckbarkeit ohne Sicherheits⸗ 
leiſtung und die erhöhten Koſten zu denken, um ſich klar zu 
fein, was dies für die Praxis und den Verkehr bedeuten würde. 

Noch ſchwieriger würde ſich das Verfahren aber geſtalten, 
wenn der ſäumige Wechſelſchuldner, dem es darauf ankommt, 
den Gläubiger nicht zu einem Urteil gelangen zu laſſen, ſeiner⸗ 
ſeits den Einwand erhebt, daß die Legitimation des Proteſt⸗ 
erhebers nicht dargetan ſei. Hier würde es, immer voraus⸗ 
geſetzt, daß das oben gezogene Bedenken berechtigt iſt, zur 
Vernehmung des Proteſtbeamten kommen müſſen. Aber auch 
dann wäre der Erfolg nicht ſicher, denn der Proteſtbeamte 
behält ja bei der Aushändigung des Proteſtes nur eine Ab⸗ 
ſchrift des Proteſtes, nicht etwa des Wechſels, von ihm 


) Wenn S. 715 der Zeitſchrift des Deutſchen Notarvereins be 
hauptet wird, daß eine Durchſtreichung durch die Novelle unzuläſſig 
geworden, ſo erſcheint dies gegenüber Art. 55 WO. unzutreffend. 
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hat er nur einen Vermerk zu fertigen über gewiſſe Teile des 
Wechſels, zu denen die Indoſſenten und ihre Reihenfolge nicht 
gebören (VIII. der Novelle). Liegt der Proteſt längere Zeit 
zurück oder hat der Beamte, wie es meiſt der Fall, eine 
größere Proteſtpraxis, fo wird er vermutlich nicht mehr ſagen 
können, als daß er annimmt, derjenige, für den er proteſtiert 
hat, ſei zur Zeit der Proteſterhebung wechſelmäßig legitimiert 
geweſen, weil er anderenfalls den Proteſt nicht erhoben hätte. 
Ob dies aber zum Nachweis des ordnungsmäßigen Proteſtes 
genügen würde, erſcheint mehr als zweifelhaft. 

Man fieht, die Konſequenzen find wenig erfreulich. 

Ich glaube nun aber, daß den erhobenen Bedenken der 
Boden in anderer Weiſe zu entziehen iſt. Gewiß hat das 
Gericht von Amts wegen die Ordnungsmäßigkeit des Proteſtes 
zu prüfen. Liegt aber ein Proteſt nebſt Wechſel vor, der zwar 
zur Zeit der Klage die Legitimation des Proteſterhebers nicht 
mehr ergibt, wohl aber die Möglichkeit erkennen läßt, daß dieſe 
Legitimation zur Zeit der Proteſterhebung vorhanden war und 
nur durch eine Durchſtreichung verloren gegangen iſt, ſo darf 
nicht nur das Gericht, ſondern es muß zu der Überzeugung 
gelangen, daß der Proteſt ordnungsmäßig erhoben iſt. Denn 
das Gericht wird davon auszugehen haben, daß der Proteſt⸗ 
beamte, teils auf Grund feiner juriſtiſchen Kenntniſſe, teils auf 
Grund ſeiner Inſtruktionen, die Legitimation ſeines Auftrag⸗ 
gebers geprüft und in Ordnung befunden hat, ehe er den 
Proteſt erhob. Das Gericht hat damit, daß es dieſe ſach⸗ 
gemäße Sorafalt des Proteſtbeamten unterſtellt und an der 
Hand der Urkunden die Möglichkeit der Ordnungsmäßigkeit des 
Proteſtes feſtſtellt, feiner. Prüfungspflicht genügt. Dies wird 
um ſo mehr der Fall ſein, wenn der Beklagte nicht erſcheint 
und dadurch die Richtigkeit des Uägeriſchen Anspruches nicht 
beſtreitet. 

Aber nicht nur beim Verſäumnisurteil möchte ich die vor⸗ 
ſtehende Deduktion, welche alle Gefahren beſeitigt, für durch⸗ 
ſchlagend halten; auch falls der Beklagte erſcheint und die 
Legitimation des Proteſterhebers bemängelt, ergibt ſich, daß 
für die Ordnungsmäßigkeit des Proteſtes nicht etwa der Kläger 
Beweis zu erbringen hat, ſondern daß der Beklagte für ſeinen 
Einwand beweispflichtig iſt. Der Kläger hat durch Vorlegung 
des Proteſtes nebſt Wechſel, der die Möglichkeit der Ordnungs⸗ 
mäßigkeit des Proteſtes ergibt, ſeiner Pflicht genügt; der Be⸗ 
klagte hat darzutun, daß trotz dieſer Umſtände der Proteſt nicht 
von der legitimierten Perſon erhoben iſt. Dann braucht der 
Kläger nicht vom Wechſelprozeß Abſtand zu nehmen, und auch 
hier iſt die Gefahr, einwandsluſtigen Wechſelſchuldnern die 
Wege zu ebnen, beſeitigt. 

In dieſer Weiſe wird man nach meinem Dafürhalten die 
5 getretenen Bedenken erfolgreich und ſtichhaltig beſeitigen 

nnen. 

Es ſei mir mur noch geſtattet, einen praktiſchen Vorſchlag 
zu erwähnen, der ohne erhebliche Belaſtung des Proteſtbeamten 
vielleicht auch für diejenigen, die meiner Ausführung nicht folgen 
ſollten, einen Weg zur Beſeitigung der Gefahren bietet. Wenn 
der Brotefibeamte bei der Benennung ſeines Auftraggebers 
hinzufügt, daß derſelbe durch eine fortlaufende Reihe 
von Giros wechſelmäßig legitimiert iſt, ſo verträgt 
ſich dies einerſeits ſehr wohl mit dem Inhalt des Proteſtes, 
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ohne deſſen Überſichtlichkeit zu erſchweren, andererſeits ſchafft 
er dem Gericht eine erhöhte Unterlage für die Feſtſtellung ſeiner 
Überzeugung von der eee des erhobenen 
Proteſtes. 


— 


Erhöhung der Grenze des pfandfreien Einkommens 
der im Privatdienſte beſchäftigten Beamten und 
| Arbeiter. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Strauß, Nürnberg. 


Anſere Zeit ſteht im Zeichen der Fürſorge für die ſo⸗ 

genannten wirtſchaftlich Schwächeren. Beſtrebungen, welche die 
Fürſorge für die wirtſchaftlich Schwächeren, die Beſſerung ihrer 
ſozialen Lage zum Ziele haben, können auf Unterſtützung der 
maßgebenden Behörden und der politiſchen Parteien rechnen. 
In dem Fahrwaſſer dieſer Beſtrebungen bewegt ſich die vom 
deutſchen Bankbeamtenverein und anderen Privatbeamtenvereinen 
ausgehende Bewegung, welche eine Erhöhung der Grenze des 
pfandfreien Einkommens der im Privatdienſte beſchäftigten 
Perſonen verlangt. 
Das Lohnbeſchlagnahmegeſetz vom 21. Juni 1869 
erklärte für pfändbar den Gehalt oder die Dienſtbezüge der im 
Privatdienſte dauernd angeſtellten Perſonen, ſoweit der Geſamt⸗ 
betrag die Summe von 400 Taler jährlich überſtieg; als 
dauernd galt das Dienſtverhältnis, wenn dasſelbe geſetzlich, 
vertrags⸗ und gewohnheitsmäßig mindeſtens auf ein Jahr 
beſtimmt, oder bei unbeſtimmter Dauer für die Auflöſung eine 
Kündigungsfriſt von mindeſtens drei Monaten einzuhalten war. 
Nach der jetzigen Faſſung (vgl. RG. vom 29. März 1897, 
RGBl. S. 159, Art. I, EG. zur Novelle Art. III) unterliegen 
die Bezüge aus dem Dienſtverhältnis ohne Rückſicht auf die 
Dauer des Dienſtverhältniſſes, inſoweit dieſelben auf ein Jahr 
berechnet 1 500 & überſteigen, unbeſchränkt der Pfändung. 

Die Reichsbehörden beſchäftigen ſich nun zur Zeit mit der 
Frage, ob die gegenwärtige geſetzliche Regelung eine Anderung 
erfahren ſoll. 

So teilte vor einigen Monaten der Staatsſekretär des 
Innern in einem an den deutſchen Handelstag gerichteten 
Schreiben mit, daß die jetzige Regelung als nicht mehr zeit⸗ 
gemäß von den Privatbeamtenvereinen angefochten, namentlich 
eine Reviſion der geſetzlichen Beſtimmungen nach der Richtung 
verlangt wird, daß die Privatbeamten in betreff der Pfändungs⸗ 
beſchränkungen den öffentlichen Beamten gleichgeſtellt werden, 
und hierzu bemerkt der Staatsſekretär: „Eine völlige Gleich⸗ 
ſtellung kann nicht in Frage kommen, dagegen erſcheint es 
erwägenswert, ob etwa mit Rückſicht darauf, daß die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe ſich inzwiſchen weſentlich geändert haben, 
die Grenze des pfandfreien Einkommens für Beamte und Arbeiter 
gleichmäßig zu erhöhen wäre. Gegen eine derartige Maßnahme 
iſt geltend gemacht worden, daß fie leicht eine ungünftige 
Wirkung auf den perſönlichen Kredit in den beteiligten Kreiſen 
ausüben könne, daß aber auch abgeſehen hiervon die zur Zeit 
beſtehende Grenze der Lohnbeſchlagnahme für die große Zahl 
der unverheirateten Arbeiter und Handlungsgehilfen und ſonſtigen 
Privatangeſtellten noch heute als ausreichend anzuſehen ſei. 
Ferner ſei zu befürchten, daß die Schwierigkeiten, welche einer 
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erfolgreichen Geltendmachung berechtigter Forderungen der 
Kaufleute, Handwerker und Arbeitgeber entgegenſtehen, noch 
vergrößert würden.“ | 

Die kritiſche Beleuchtung der Forderung der Privat⸗ 
angeſtellten führt in erſter Linie zu der Frage, ob ein Anlaß 
beſteht, die Privatangeſtellten hinſichtlich des Schutzes gegen 
die Zwangsvollſtreckung ſchlechthin den Beamten gleichzuſtellen, 
welche das Benefizium haben, daß nur der dritte Teil der den 
Betrag von 1 500 & überſteigenden Bezüge pfändbar iſt. Dieſe 
Frage dürfte kaum zu bejahen ſein, da die Stellung der Be⸗ 
amten ſich von derjenigen der Privatangeſtellten in weſentlichen 
Punkten unterſcheidet. Es ſeien nur einige hervorgehoben: Die 
Staatsbeamten ſind in der Regel auf eine lange Reihe von 
Jahren, oft auf Lebenszeit angeſtellt; es iſt ihnen ſelten möglich, 
ſich einen Nebenverdienſt zu verſchaffen; ſie können niemals zur 
Unternehmerſtellung ſich emporarbeiten, während der Privat⸗ 
beamte raſch feine Stellung wechſeln, verbeſſern, in die Unter: 
nehmerſtellung einrücken kann. Die Bejahung der Frage dürfte 
aber für die Privatangeſtellten auch gar nicht von Bedeutung 
ſein, vielmehr iſt zu unterſuchen, ob das Benefizium der Staats⸗ 
beamten in ſeinem derzeitigen Umfang für die Privatangeſtellten 
überhaupt ſach⸗ und zeitentſprechend iſt. Soviel ſteht von vorn⸗ 
herein feſt, daß die Allgemeinheit ein Intereſſe daran und die 
Pflicht hat, den nach mehreren Millionen zählenden Privat⸗ 
angeſtellten bis zu einer gewiſſen Grenze Schutz gegen die 
Zwangsvollſtreckung zu gewähren und ihnen ſo ein Exiſtenz⸗ 
minimum zu ſichern. 

Im Jahre 1869 wurde der Betrag von 400 Taler, im 
Jahre 1896 bei der Vorlage der neuen Geſetzesbeſtimmung 
vom 29. März 1907 der Betrag von 1 500 & als notwendig 
und genügend zur Beſtreitung des Lebensunterhaltes der Privat⸗ 
angeſtellten erachtet. Der neuerlichen Forderung, die Pfänd⸗ 
barkeitsgrenze von 1500 .# zu erhöhen, wird nun entgegen⸗ 
gehalten, mit der im Jahre 1897 erfolgten Erhöhung der 
Pfändbarkeitsgrenze von 1200 & auf 1500 & ſei nicht nur 
den ſeit dem Jahre 1869 vor ſich gegangenen wirtſchaftlichen 
Veränderungen, ſondern auch der etwa künftig noch zu er⸗ 
wartenden Verteuerung des Lebensunterhaltes hinreichend Rech⸗ 
nung getragen, jedenfalls hätten ſich die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe in den letzten 10 Jahren nicht derart verändert, daß 
eine Erhöhung der Pfändbarkeitsgrenze Gegenſtand eines Geſetz⸗ 
gebungsaktes werden müßte. Dieſe Einwendungen werden 
aber den tatſächlichen Verhältniſſen keineswegs gerecht. | 

Die Denkſchrift der bayeriſchen Regierung zur Frage der Neu⸗ 
regelung der Gehaltsverhältniſſe der Staatsbeamten und Staats- 
bedienſteten vom 20. Februar 1908 führt unter anderm aus: 

„In der Zwiſchenze it (erg. ſeit 1904) haben ſich die Ver⸗ 
hältniſſe abermals zuungunſten der Staatsbeamten und Staats⸗ 
bedienſteten verſchoben, da die Preiſe der wichtigſten Lebensmittel 
in die Höhe gegangen find, wie dies ſeinerzeit unmöglich vorher⸗ 
geſehen werden konnte. Dieſe Steigerung bleibt naturgemäß 
auch auf die Preiſe der übrigen Lebens⸗ und Haushaltungs⸗ 
bedürfniſſe nicht ohne Rückwirkung.“ 

Dieſe Feſtſtellung der Verſchiebung der Verhältniſſe trifft 
natürlich in gleicher Weiſe zuungunſten der Privatangeſtellten zu. 

Ein Blick in die ſtatiſtiſchen Jahrbücher der einzelnen 
Staaten und Kommunen bringt für die Erhöhung der Preiſe 
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den zahlenmäßigen Beweis. Es ſeien hier nur einige Zahlen 
den amtlichen Preisnotierungen des Stadtmagiſtrats Nürnberg 
entnommen !): 
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Durchſchnitt Ende Auguſt 
1896 1907 1908 
* 4 A 


Roggenbrot J. ½ kg 13,67 16,92 16— 18 
s 1 11,17 14,42 15— 17 


Gemiſchtes Brot 13,58 16,42 16— 17 
Ochſenfleiſc! h. 70,21 84,79 75— 8 
Kalbfleiſch (mittlerer 


Qualität) .... > 68,33 7801 70— 75 
Schweinefleiſch h. 67,08 75,10 80— 85 
Butterſchmallzz = 89,08 108,04 105 — 115 
E Schock 294,58 359,17 330 —. 340 
Kartoffel Zentner 277,71 297,08 250 — 400 
Föhren holz Klafter 1995,00 3183,00 30003600 
Buchen hol „3164,00 3639,00 35104200 
Kohlen Zentner 135,42 170,42 155— 185 


Gegen den Durchſchnittspreis für 1907 erſcheinen die 
Preiſe für Auguſt 1908 im allgemeinen noch etwas erhöht, 
insbeſondere wenn man die Preiſe der 3 Fleiſcharten ineinander 
rechnet und berückſichtigt, daß der Auguſt für Eier und Kohlen 
die ſtets niedrigeren Sommerpreiſe hat. In anderen Städten, 
ins beſondere in den rheiniſchen Städten, München, Berlin find. 
die Preiſe für die Lebensmittel und andere Haushaltungsartikel 
verhältnismäßig noch mehr geſtiegen. 

Nicht minder iſt in den letzten 10 Jahren im allgemeinen 
eine Steigerung für Wohnungen der ſogenannten kleinen 
Leute zu verzeichnen und mit 20 Prozent als Durchſchnitt für 
die deutſchen Städte gewiß nicht zu hoch gegriffen. Dabei iſt 
nicht abzuſehen, wann die ſteigende Tendenz ihr Ende erreichen 
wird. Wenn nun im Jahre 1896/97 die Pfändbarkeitsgrenze 
von 1 500 & dem Geſetzgeber auf Grund der damaligen Ver⸗ 
hältniſſe gerechtfertigt ſchien, fo wird er mit Rückſicht auf die 
inzwiſchen eingetretene Anderung der Lebens bedingungen eine 
entſprechende Erhöhung der Grenze nicht abſchlagen können. 
Bei Feſtſetzung einer neuen Grenze für die Pfändbarkeit muß 
einerſeits in Betracht gezogen werden, daß den Privatangeſtellten 
das zum Leben Notwendige bleiben muß, andererſeits, daß mit 
der höher werdenden Pfändbarkeitsgrenze die Kreditwürdigkeit 
des Privatangeſtellten und die Ausſicht des Gläubigers, für 
ſeine Forderung Befriedigung zu finden, entſprechend ab⸗ 
nimmt. 
Die Erhöhung auf 1800 & bürfte der Sachlage 
zur Zeit gerecht werden. 

Wie viele der Privatangeſtellten von dieſer Erhöhung 
betroffen werden, zeigt die folgende gelegentlich der Erhebungen 
über die Lage der Privatangeſtellten vom Reichsamt des Innern 
mit dem Stichtag 15. Oktober 1903 gemachte Zuſammenſtellung 
der Einkommenſtufen. ) 

) Vgl. Veröffentlichungen im Verwaltungsbericht der Stadt 
Nürnberg für das Jahr 1896 und im ſtädtiſchen Amtsblatt, Jahrg. 1907 
und 1908. 

) Bgl. „Die wirtſchaftliche Lage der Privatangeſtellten“, Denk⸗ 

ſchrift des Neichgamts des Innern, 1907, Überſicht 12. 
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Von 100 der befragten 
Privatangeſtellten in 
nebenbezeichneten Ein» 
kommenſtufen 


T ⁵B:᷑ — 


männlich weiblich 


— 


. 


Einkommenſtufen 


unter 1000 ⸗/frfun nn 
1000 bis unter 1250 - 

1250 = 1500 

1500⸗⸗ 1800 

1800-21000 9,61 
210 = = 2400 4,22 
2400 = 2700 1,27 
270 = =: 3000 0,98 
83000 = = 3600 0,33 
3600 & und darüber 0,10 
ohne Angabe... ... 22220200. 0,68 


100,00 100,00 


Wenn bie Pfändbarkeitsgrenze auf 1800 & hinaufgeſetzt 
wird, ſind es alſo 12,37 Prozent der männlichen Angeſtellten 
und 14,48 der weiblichen Angeſtellten, die den Vorteil der 
geſetzlichen Anderung genießen. | 

Das Geſetz hat bisher das Benefizium ohne Rückſich 
darauf gewährt, ob der einzelne Angeſtellte ledig oder ver⸗ 
heiratet iſt, und es würde auch in der Praxis zu Unzuträglich⸗ 
keiten führen, wenn der Geſetzgeber der von einzelnen Unter⸗ 
nehmergruppen erhobenen Forderung nachgeben wollte, daß den 
Unverheirateten das Benefizium in geringerem Umfang zuteil 
werden ſolle als den Verheirateten. Denn unter Umſtänden 
haben Unverheiratete ſchwerere Unterhaltslaſten zu tragen als 
Verheiratete. Außerdem würde eine derartig geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung geradezu einer Strafe für das Ledigbleiben bzw. 
einer Prämie für die Eheſchließung gleichlommen. Die Be: 
fürchtung, die ebenfalls ſchon von Unternehmergruppen zum 
Ausdruck gebracht wurde, daß durch eine weitere Erhöhung des 
pfandfreien Einkommens das Verantwortlichkeitsgefühl der An⸗ 
geſtellten für ihre wirtſchaftliche Exiſtenz geſchwächt würde, 
kann nicht von ausſchlaggebender Bedeutung ſein. Denn die 
Erfahrung lehrt, daß ein gewiſſenhafter Schuldner, ſelbſt wenn 
er pfändbares Einkommen überhaupt nicht beſitzt, ſeine Ver⸗ 
bindlichkeiten erfüllt, während ein pflichtvergeſſener und auf 
Betrug ausgehender Schuldner immer Mittel und Wege finden 
wird, um auch ſein pfändbares Einkommen dem Gläubiger zu 
entziehen, ſei es, daß er den pfandfreien Teil ſeines Einkommens 
auf ſeine Ehefrau überträgt oder andere Schiebungen macht. 

Durch eine Erhöhung der Pfändbarkeitsgrenze ſoll und 
wird aber erreicht werden, daß dem redlichen Angeſtellten, der 
unverſchuldet in Schulden gerät, für ſich und ſeine unter⸗ 
haltspflichtigen Angehörigen ein Mindeſteinkommen gewahrt bleibt. 

Endlich wäre nur noch die Frage zu erörtern, ob die 
Forderung gerechtfertigt iſt, auch über das Mindeſteinkommen, 
3 B. 1800 & hinaus einen Teil des Einkommens des 
Privatangeſtellten für unpfändbar zu erklären. Zur Erfüllung 
dieſer Forderung beſteht für die Allgemeinheit kein Intereſſe, 
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da dieſe nur dafür zu ſorgen hat, daß der Gruppe der An- 
geſtellten unter allen Umſtänden das zum Leben Notwendige 
erhalten bleibt; darüber hinaus einen Teil des Einkommens 
für unpfändbar zu erklären, wäre aber auch eine Unbilligkeit 
gegenüber den Gläubigern und unvereinbar mit dem Grundſatz 
im Wirtſchaftsleben, daß jeder Leiſtung eine gleichwertige Gegen⸗ 
leiſtung gebührt. 
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Effektenſtempel und Aktienwert. 
Von Rechtsanwalt Dr. L. Gutmann, Gotha. 


Nach Tarifnummer 1a RStempG. (Börſenſteuergeſetz) vom 
3. Juni 1906 werden inländiſche Aktien mit 2 Prozent ver⸗ 
ſteuert, und zwar erfolgt die Beſteuerung „zuzüglich des Betrags, 
zu welchem ſie (die Aktien) höher, als der Nennwert lautet, 
ausgegeben werden“. Das Reichsgericht hat nun in konſtanter 
Judikatur daran feſtgehalten, daß gemäß Tarifnummer 1a 
Aktien zu verſteuern find zu dem Betrag, zu dem ſie ausgegeben 
wurden, daß aber ohne ziffernmäßige Feſiſetzung eines den 
Nennbetrag überſteigenden Kurſes begebene Aktien zum höheren, 
den Nennbetrag überſteigenden Wert zu verſteuern ſind. „Eat⸗ 
cheidend iſt nicht der von der Geſellſchaft beſtimmte Ausgabe⸗ 
kurs, ſondern der wirkliche innere Wert der Aktien.“ (RG. 
67, 328.) 

In jüngſter Zeit hat nun der Steuerfiskus mehrfach ver⸗ 
ſucht unter Bezugnahme auf die Judikatur des Reichsgerichts, 
die Aktien neu gegründeter Aktiengeſellſchaften nicht 
nach dem Nennwert zu beſteuern, ſondern zuzüglich eines 
Agios. Dieſes Agio wird bei Illationsgründungen regelmäßig 
in der Weiſe feſtgeſtellt, daß aus den vorgelegten Taxen über 
die eingebrachten Objekte deren Taxwert feſtgeſtellt, der Taxwert 
dem „wirklichen, inneren Wert“ und dieſer wieder den dafür 
gewährten Aktien gleichgeſetzt wird. Da die Taxen faſt immer 
höher ſind, als der Preis, zu dem Illationen dem Inferenten an⸗ 
gerechnet werden, ſo ergibt ſich regelmäßig, daß die inferierenden 
Gründern gewährten Aktien über pari beſteuert werden, während 
die Beſteuerung der gegen bare Zahlung erworbenen Aktien 
zum Nennwert erfolgt. Iſt der Steuerfiskus zu dieſem Vor⸗ 
gehen berechtigt? Die Frage iſt zweifellos zu verneinen, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

1. Es iſt richtig, daß das Reichsgericht in konſtanter 
Judikatur daran feſtgehalten hat, daß gemäß Tarifnummer 1 a 
zum RStempG. vom 3. Juni 1906 Aktien zu verſteuern find 
zu dem Betrag, zu dem ſie ausgegeben wurden, und daß 
ohne ziffernmäßige Feſtſetzung eines den Nennbetrag über⸗ 
ſteigenden Kurſes begebene Aktien zum höheren, den Nennbetrag 
überſteigenden Wert zu verſteuern ſind. „Entſcheidend iſt nicht 
der von der Geſellſchaft beſtimmte Ausgabekurs, ſondern der 
wirkliche, innere Wert der Aktien.“ (RG. 67, 328.) 

Alle Fälle, die bisher dem Reichsgericht zur Entſcheidung 
vorgelegen haben, (RG. 61, 302, betr. Fuſion der Bank für 
Süddeutſchland mit der Darmſtädter Bank, Urteil des RG. vom 
7. Februar 1908, betr. Übernahme der Firma K. Oehler & Co. 
durch die Chemiſche Fabrik, Griesheim, RG. 67, 326, betr. 
Übernahme der Breslauer Diskontbank durch die Darmſtädter 
Bank) haben jedoch einen ganz weſentlich anders ge⸗ 
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arteten Tatbeſtand wie den eingangs angeführten zur 
Grundlage. Stets handelt es ſich um Ausgabe von Aktien 
bereits beſtehender Aktiengeſellſchaften, im vorliegenden Fall 
um Begebung von Aktien an Gründer der Aktiengeſellſchaft. 
In den entſchiedenen Fällen wurden ferner die Aktien ſpäterer 
Emiſſion in Tauſch gegeben gegen von der Aktiengeſellſchaft 
zu erwerbende Objekte, und zwar zum Nennwert oder unter 
ihrem wirklichen Wert. (Entſprechend niedrig wurde natürlich 
dann auch das im Tauſch erhaltene Objekt bewertet.) In dem 
hier zugrunde gelegten Fall kann von einem Tauſch, noch dazu 
unter entſprechender Minderbewertung der Tauſchobjekte nicht 
die Rede ſein. | 

Der Tatbeſtand der Aktienbegebung bei der Gründung 
einer Altiengeſellſchaft unterſcheidet ſich nun jo weſentlich von 
dem einer ſpäteren Emiſſion von Aktien, daß die für letztere 
geltenden Grundſätze keineswegs ohne weiteres auf die Begebung 
der Aktien bei der Gründung übertragen werden können. Die 
Begebung von Aktien an Gründer der Akriengeſellſchaft iſt, 
auch ſoweit ſie nicht gegen Bareinzahlung erfolgt, keine Gegen⸗ 
leiſtung für die Einlagen (Illation) der Gründer, das Geſchäft 
über das Einbringen von Sachwerten bei der Gründung kein 
Anſchaffungsgeſchäft (efr. RG. 31, 17 flg.). 

Die Frage, ob überhaupt der ſteuerbare Wert der Aktien 
bei der Gründung höher ſein kann als der Nennwert, iſt bei 
Illationsgründungen mindeſtens zweifelhaft. Selbſt wenn die 
inferierten Werte höher find, als der dafür gewährte Nenn⸗ 
betrag an Aktien, fo iſt damit noch nicht der höhere innere 
Wert der Aktien gegeben, beiſpielsweiſe, wenn der Ertrag der 
eingebrachten Objekte gering iſt. Der Vermögenswert der 
Aktiengeſellſchaft ſetzt ſich auch nicht aus der Summe der 
inferierten Werte zuſammen, ſondern erfährt durch den Gründungs⸗ 
akt eine ganz einſchneidende Umgeſtalrung. Die Wirkungen der 
Umwandlung ſind im Voraus nicht abzuſchätzen. Dieſer Um⸗ 
ſtand und die ſchwere Haftung der Gründer machen die Über⸗ 
nahme von Aktien im Moment der Gründung zu einem ris kanten 
Unternehmen. Für das Riſiko und die Gefahren, die der 
Gründer auf ſich nimmt, will er auch entſchädigt werden. 

Die übernommenen Aktien bzw. ihr Wert find ferner im 
Moment der Gründung gar nicht abzuſchätzen; der beſte Wert⸗ 
meſſer, der Ertrag, fehlt ganz. Die frühere Rentabilität der 
inferierten Unternehmungen iſt bedeutungslos, da die Aktien⸗ 
geſellſchaft anders arbeitet als der Privaumternehmer. 

Nechtspoluiſch würde — und darauf weiſt die „Frank⸗ 
furter Zeitung“ in einem Artikel ihres Handelsteils vom 
29. Oktober 1908 mit Recht hin — die Erſtreckung der er⸗ 
gangenen Judikatur auf die Emiſſion von Aktien bei der 
Gründung eine wirtſchaftliche Gefahr fein. „Eine beſondere 
Ermunterung, ſolid zu gründen, gewährt dieſe Art von Judi⸗ 
katur nicht. Im Gegenteil, die reine Bargründung vorzuziehen, 
wird durch fie vermehrt. Bei ihr kann der Steuerfiskus, fofern 
den erſten Bar⸗ und Pari⸗Erwerbern der Aktien keinerlei Ver⸗ 
pflichtungen auferlegt wurden, nicht mehr einfordern, als die 
Verſteuerung des Pariwertes ausmacht. Was in einem ſpäteren 
Zeitpunkt durch neuen Erwerbsvertrag geſchieht, vermag der 
Fiskus weder vorauszuſehen noch heranzuziehen. Für die ge⸗ 
ſunde Bewertung der Ankaufsobjekte fehlt dann der wichtige 
Anhalt der kontrollierten Taxen. So vermag eine ſolche Recht⸗ 
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ſprechung die Solidität zu gefährden, die Übergründung. aber 
zu unterſtützen.“ 

2. Selbſt angenommen, die für die Ausgabe neuer Aktien 
beſtehender Aktiengeſellſchaften aufgeſtellten Grundsätze würden 
auch für die Beſteuerung der bei der Gründung erfolgten 
Ausgabe von Aktien Anwendung finden, fo würde in Fällen, 
wie dem hier zugrunde gelegten, die Annahme, daß die von 
inferierenden Gründern übernommenen Altien einen höheren 
Wert als den Nennwert im Moment der Gründung gehabt 
hätten, noch nicht begründet ſein. In den reichsgerichtlich ent⸗ 
ſchiedenen Fällen iſt der Wert der emittierten Aktien objektib 
feſtgeſtellt worden durch den Kurswert der ihnen gleichberechtigten 
alten Aktien. In den hier intereſſierenden Fällen ſtützt ſich 
der Steuerfiskus einfach auf die Taxwerte. Darin liegt 
natürlich ein ganz erheblicher Unterſchied; der Kurswert iſt ein 
feſtgeſtellter Umſatzwert, der Taxwert dagegen nicht. Gar 
mancher würde recht gern zum Taxwert und darunter verkaufen, 
wenn er nur könnte. Taxen ſind lediglich Anhaltspunkte für 
die Wertfeſtſtellung; ſie ſind bei Illationsgründungen erforderlich, 
um den ſtrengen Vorſchriften des § 191 HGB. zu genügen. 
Die Taxen der Illationswerte find ſtets höher und müſſen 
naturgemäß höher ſein, als der Preis, zu dem dieſe Werte 
von der Alktiengeſellſchaft übernommen werden. Daß aber 
unter der Taxe gekauft wird, ohne daß man in dieſen Fällen 
ſagen kann, es ſei unter Wert verkauft, iſt eine alltägliche 
Erfahrung. Übrigens kann auch hier darauf hingewieſen 
werden, daß nach der reichsgerichtlichen Judikatur (31, 23) 
bie bei der Gründung einer Aktiengeſellſchaft inferierten Werte 
nicht den Gegenwert für die dem betreffenden Aktionär zu⸗ 
geteilten Aktien bilden. 

In Betracht kommt weiter, daß bei der Übernahme eines 
ganzen Unternehmens der Umſatzwert nicht der Summe der 
Werte der Einzelgegenſtände gleichkommt. Ein großer Beſitz, 
im ganzen verkauft, bringt nicht das ein, was der Verkauf im 
kleinen, im einzelnen eintragen würde; dagegen hat der Ver⸗ 
kauf im einzelnen große Zeit⸗ und Zinsverluſte zur Folge und 
erfordert erhebliche Arbeit. Die Addition der einzelnen Tars 
werte, wie fie von dem Steuerfistus beliebt wird, gibt alſo 
kein richtiges Bild von den in Frage kommenden Werten. 

In der Entſcheidung (Bd. 61, 306) folgert das Reichs⸗ 
gericht den Mehrwert der neu emittierten Aktien über den 
Nennwert daraus, daß die Geſellſchaft neben den zu pari in 
Tauſch gegebenen Aktien gleichzeitig weitere zu 150 Prozent 
ausgegeben habe, und führt aus, daß die Geſellſchaft wohl 
nicht gewillt ſein werde, den Aktionären der übernommenen und 
mit Pari⸗ Aktien bezahlten Geſellſchaft „ein Geſchenk von 
Hunderttauſenden zu machen“. Dieſe richtige Erwägung, die 
dort zur Annahme eines Wertes der Aktien über pari. führte, 
muß in den hier intereſſierenden Fällen dazu führen, daß der 
Wert der Aktien im Moment der Gründung nur dem Nenn⸗ 
wert entſprach. Wie wäre es ſonſt möglich, daß der Vor⸗ 
beſitzer des Unternehmens bei der Gründung die Übernahme 
einer größeren Zahl von Aktien durch andere gegen bare 
Zahlung zum Nennwert zugelaſſen hätte, wenn ſein eingebrachtes 
Unternehmen erheblich mehr wert geweſen wäre als der Nenn 
betrag der ihm dafür gewährten Aktien? Welche Veranlaſſung 
hätte er, der Aktiengeſellſchaft bzw. den Mitgründern „ein 
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Geſchenk von Hunderttauſenden zu machen“? Gerade aus der 
gleichzeitigen Ausgabe von bar bezahlten Aktien zum Nennwert 
ergibt ſich, daß der Umſatzwert des von inferierenden 
Gründern eingebrachten Objektes dem Nennbetrag der ihnen 
gewährten Aktien entſpricht. Der Umſatzwert iſt hier eben der 
Wert, zu dem ein Unternehmen bewertet wird im Hinblick 
auf die Umwandlung desſelben in eine Aktiengeſellſchaft. 

3. Wie widerſpruchsvoll und verfehlt der Standpunkt des 
Steuerfiskus iſt, zeigt deutlich folgende Erwägung. Wenn in 
den hier zugrunde gelegten Fällen Aktien notoriſch zu pari 
begeben worden find, und zwar gegen bare Zahlung und an 
keine Einlagen bringende Gründer, ſo iſt das nicht nur ein 
Indiz dafür, ſondern beweiſt, daß die Aktien des eine Einlage 
bringenden Aktionärs auch nur zum Nennbetrag bewertet 
wurden. Die bar bezahlten und die für Einlagen über⸗ 
nommenen Aktien ſind nach dem Statut völlig gleichwertig, die 
einen haben vor den anderen keinerlei Vorrecht. Wäre nun 
die Anſicht des Steuerfiskus richtig, ſo wäre der innere Wert 
der bar bezahlten Aktien 100 Prozent, der durch Illation 
bezahlten höher. Denn zu verſteuern iſt (RG. 67, 328) der 
„wirkliche innere Wert der Aktien“. Die Konſequenz der Auf⸗ 
faſſung des Steuerfiskus wäre alſo, daß die im Moment der 
Gründung ausgegebenen, völlig gleichwertigen Aktien einen 
verſchiedenen „inneren Wert“ gehabt hätten, je nachdem ſie 
durch Barzahlung oder Einlagen erworben worden wären. Das 
iſt natürlich ein Unding. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 19. bis 31. Oktober 
1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

L Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 31, 89, 823, 833 BGB. Haftung einer Stadt⸗ 
gemeinde als Vertreterin einer Stiftung. Aufſichtspflicht der 
Stadtgemeinde und Verſchulden des Inſpektors.] 

Das Berufungsgericht ſieht in der Erklärung des Klägers, 
daß die gegen die Stadtgemeinde B. erhobene Klage nicht 
gegen dieſe als ſolche, ſondern gegen ſie als die Verwalterin 
der Stiftung „Kinderarbeitsſchule und Kleinkinder bewahranſtalt“ 
gerichtet ſein ſolle, lediglich eine Erläuterung der Klage; es 
ſtellt fe, daß nach der Abficht des Klägers die Klage von 
vornherein nicht gegen die Stadtgemeinde B. als ſolche, ſondern 
nur gegen ſie als die Verwalterin der Stiftung gerichtet ſein 
ſollte, und daß deshalb nach dem Willen des Klägers die 
Stiftung als beklagte Partei anzuſehen ſei. Hiermit iſt aus⸗ 
geſprochen, daß eine Anderung der Klage nicht vorliege. Eine 
Anfechtung dieſer Entſcheidung findet nicht ſtatt (8 270 38ND.) 
Der von der Rebiſion erhobene Angriff, daß der Inhalt der 
Klage maßgebend ſei, kann aber ſchon deshalb keine Berück⸗ 
ſichtigung finden, weil er als prozeſſualer gegen die Zuläſſig⸗ 
keit der Klageänderung gerichteter Angriff in der ſchriftlichen 
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Reviſionsbegründung hätte vorgebracht werden müſſen (8 554 
Abſ. 3 Ziff. 2b ZPO.), was nicht geſchehen iſt. In der Sache 
ſelbſt iſt dem Berufungsgericht darin beizutreten, daß der dem 
Kläger am 9. November 1905 in der Kinderarbeitsſchule zu⸗ 
geſtoßene Unfall auf ein mitwirkendes Verſchulden der beiden 
Beklagten zurückzuführen iſt, und daß deshalb die Beklagten als 
Geſamtſchuldner haften. Der Neviſion kann nicht zugegeben 
werden, daß das Berufungsgericht an die Sorgfalt der Be 
klagten zu hohe Anforderungen ſtelle. Der Kläger iſt dadurch 
verletzt worden, daß er, während er mit zwei anderen Schul⸗ 


knaben in der Arbeitsſchule an einem Hackeſtock mit Holzhacken 


beſchäftigt war, von einem dieſer Knaben — dem Hermann 
Walter P. — mit dem Beil auf die rechte Hand getroffen wurde, 
infolgedeſſen er das erſte und zweite Glied des Ringſingers 
eingebüßt hat und der Mittelfinger ſteif geblieben iſt. Mit 
Recht nimmt das Berufungsgericht an, daß zur Verhütung der 
Gefahren, welche die Beſchäftigung des Holzhackens für Kinder 
mit ſich bringt, für eine beſtändige ſtrenge Beauffichtigung der 
Kinder geſorgt und ein Zuſammenarbeiten mehrerer Kinder an 
demſelben Hackeſtock verhindert werden muß, weil dieſes, wie 
der Sachverſtändige hervorhebe und ſich auch aus der Natur der 
Sache von ſelbſt ergebe, wegen der Möglichkeit gegenſeitiger 
Verletzungen unter allen Umſtänden beſonders gefährlich ſei. 
Der Stadtrat als Vertreter der Stiftung hat nicht genug 
getan, wenn er einen tüchtigen Inſpektor mit der Leitung und 
Beaufſichtigung der Anſtalt beauftragte, weil feſtgeſtellt iſt, daß 
dieſer wegen der Vielſeitigkeit feiner dienſtlichen Obliegenheiten 
zu einer ausreichenden Aufſichtsführung außerſtande war. Mit 
Recht nimmt das Berufungsgericht an, daß bei der Gefährlich⸗ 
keit der Beſchäftigung, der ſich die Kinder in der Arbeits⸗ 
ſchule zu unterziehen haben, an die Umſicht und Achtſamkeit 
des Stadtrates als Vertreters der Stiftung beſonders ſtrenge 
Anforderungen zu ſtellen ſeien. Zur ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung gehörte es, daß ſich der Stadtrat von den Ein⸗ 
richtungen der Anſtalt, von der Art der Beſchäftigung der 
Kinder und ihrer Überwachung durch von Zeit zu Zeit ſtatt⸗ 
findende Berichte des Inſpektors und gelegentliche Reviſionen 
eines mit der Aufſicht über die Stiftung betrauten Mitgliedes 
oder einer anderen hierzu beſtimmten geeigneten Perſon in 
Kenntnis erhielt; hierzu lag um ſo mehr Anlaß vor, als der 
Zweck der Arbeitsſchule nach 8 1A des Statuts hauptſächlich 
darin beſteht, ſchulpflichtige Kinder, welche keine Eltern mehr 
haben oder von ihren Angehörigen nicht entſprechend beauf⸗ 
ſichtigt werden können, in der Zeit, wo ſie keinen Elementar⸗ 
unterricht erhalten, in der Anſtalt unter Aufficht zu nehmen. 
Der Stadtrat hätte dann erfahren, daß das gemeinſchaftliche 
Arbeiten an den breiten Hackeſtöcken von dem Inſpektor G. 
wegen der Gefährlichkeit verboten war, trotzdem aber ſtattfand, 
und daß zur Beſeitigung der hierdurch drohenden Gefahren es 
ratſam war, die breiten Hackeſtöcke durch kleinere zu erſetzen; 
er hätte ferner erfahren, daß die Beaufſichtigung der Kinder 
durch den Inſpektor G. allein nicht genügte. Hiernach iſt der Ein⸗ 
wand der Reviſion, daß der Stadtrat die zur Beurteilung der 
Gefährdung erforderlichen Kenntniſſe nicht beſitze, und daß er 
nicht verantwortlich ſei, weil er die Einrichtung bei dem Über: 
gange der Verwaltung der Stiftung von dem Vereine zu Rat 
und Tat auf die Stadtgemeinde ſchon vorgefunden habe, Bin 
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fällig. Mit Recht hat daher das Berufungsgericht die Stiftung 
nach 88 23 Abſ. 1, SS 89, 31 BGB. dem Kläger gegenüber 
für ſchadenserſatzpflichtig erklärt. Zutreffend nimmt ferner das 
Berufungsgericht an, daß der Beklagte G. für den Schaden 
des Klägers nach 8 832 BGB. verantwortlich iſt. Das Be 
rufungsgericht überſieht nicht, daß der Beklagte das Zuſammen⸗ 
arbeiten mehrerer Knaben an einem Hackeſtock wiederholt ver⸗ 
boten, auch in einzelnen Fällen die Knaben auseinander getrieben 
hat; es berüdfichtigt ferner, daß der Beklagte wegen feiner 
mannigfachen dienſtlichen Obliegenheiten nicht überall zur Stelle 
ſein konnte. Es ſtellt aber ſeſt, daß der Beklagte ſeiner Auf⸗ 
ſichtspflicht auch innerhalb der Grenzen, in denen ihm ihre 
Erfüllung möglich war, nicht in der erforderlichen Weiſe genügt 
habe und hebt mit Recht hervor, daß er ſich nicht mit den 
Verboten begnügen durfte, ſondern mit aller Strenge und 
nötigenfalls unter Anwendung der ihm nach 8 10 ſeiner In⸗ 
ſtruktion anvertrauten Zuchtmittel die Beachtung feines Ber: 
botes erzwingen mußte. Es ſtellt ferner feſt, daß er in zahl⸗ 
reichen Fällen das Zuſammenarbeiten mehrerer Knaben an dem⸗ 
ſelben Hackeſtock geſehen und geduldet, namentlich aber, daß er 
auch den Kläger und P. kurz vor dem Unfall zusammen 
arbeitend geſehen hat, ohne dagegen einzuſchreiten. Der Be⸗ 
klagte G. hat alſo dadurch, daß er das Zuſammenarbeiten 
duldete, das er als gefährlich erkannt und in anderen Fällen 
verboten hatte, feine Aufſichtspflicht verletzt und iſt nach I 832 
Abſ. 2 BGB. für den Schaden verantwortlich. Stiftung K. u. G. 
e. S., U. v. 6. Okt. 08, 567/07 III. — Dresden. 

2. 8 32 BB. verb. mit 8 256 HGB. und 8 51 des 
Geſetzes betr. die Geſellſchaften m. b. H. Einladung eines Vereins 
behufs Beſchlußfaſſung über den Ausſchluß eines Mitgliedes.] 

Die Angabe in der Einladungskarte „Interne Angelegenheit 
87 der Statuten)“ läßt zunächſt, worin dem Oe. beizutreten 
iſt, durch die Bezugnahme auf den angeführten Paragraphen 
deutlich erkennen, daß über die Ausſchließung eines Mitgliedes 
Beſchluß gefaßt werden ſollte. Der 8 7 der Statuten be 
handelt die Ausſchließung eines Mitglieds und verlangt, daß 
zur Beſchlußfaſſung hierüber der Vorſtand eine außerordentliche 
Verſammlung zu berufen hat. Die Einberufung der Ver⸗ 
ſammlung erfolgt nach 8 8 für dieſen Fall und zwar nur für 
dieſen Fall durch beſondere ſchriftliche Mitteilung an die Mit⸗ 
glieder. Schon aus der Art der Einberufung durch beſondere 
Mitteilung vermochten daher die Mitglieder zu erſehen, daß die 
Ausſchließung eines Mitglieds beabſichtigt war. Volle Klarheit 
hierüber wurde ihnen aber dadurch, daß 8 7 der Statuten an⸗ 
gezogen war. Der Vorſtand des beklagten Vereins durfte bei 
der Einberufung der Verſammlung vorausſetzen, daß die 
Statuten in der Hand eines jeden Mitglieds ſich befanden und 
ein jeder Gelegenheit hatte, die Statuten einzuſehen und über 
den Inhalt des 8 7 ſich zu unterrichten (vgl. Urteil des er⸗ 
kennenden Senats vom 10. Mai 1906 IV 529/05, in welchem 
hinſichtlich der früheren Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung 
angenommen wird, daß ſie bei der Berufung der ſpäteren Ver⸗ 
ſammlung als den Mitgliedern bekannt vorausgeſetzt werden 
dürfen). Das Einladungsſchreiben konnte auch nicht dahin 
aufgefaßt werden, daß eine Anderung des 3 7 der Statuten 
beabſichtigt wurde. Ein ſolches Mißverſtändnis war durch den 
Zuſatz „Interne Angelegenheit“ ausgeſchloſſen. Ein Zweifel 
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könnte nur darũber obwalten, ob es nicht nach 8 32 BGB. 
erforderlich war, daß der Name des Klägers in der Einladung 
genannt wurde. Dies iſt jedoch zu verneinen. Die Vorſchrift des 
§ 32 BGB. — welche im weſentlichen gleichbedeutend iſt mit der in 
8 256 H., in 8 46 Gen. und in 8 51 GmbHG. enthaltenen 
Beſtimmung, daß der Zweck der Generalverſammlung bei der Be⸗ 
rufung bekannt gemacht werden ſoll — beſagt nur, daß der Gegen⸗ 
ſtand der Beſchlußfaſſung zu bezeichnen iſt, ohne eine Vorſchrift 
darüber zu geben, ob und inwieweit eine ſpezielle Bezeichnung 
erforderlich iſt. Welche Anforderungen für den einzelnen Fall in 
dieſer Beziehung zu ſtellen find, kann nur aus dem Zwecke der 
Beſtimmung, die Mitglieder vor Überraſchungen in der Ver⸗ 
ſammlung zu ſchützen und ihnen die Möglichkeit der Vorbereitung 
auf die Verſammlung zu geben, entnommen werden (vgl. hin⸗ 
ſichtlich der Rechiſprechung des RJ. die Urteile in der JW. 01, 
659 8; 08 S. 11318, 34635 über Aktiengeſellſchaften, in der 
JW. 97, 24652 über Genoſſenſchaften, vgl. auch den Staubſchen 
Kommentar zu 8 256 HGB. Anm. 8). Zu verkennen iſt nun 
allerdings nicht, daß es für manche Mitglieder, die über die 
Vorgänge nicht weiter unterrichtet find, von Intereſſe fein 
mag, in dem Einladungsſchreiben zugleich den Namen des 
Mitgliedes zu erfahren, über deſſen Ausſchließung Beſchluß 
gefaßt werden ſoll. Dieſes Intereſſe zwingt jedoch nicht dazu, 
den Namen des Mitgliedes in die Einladung aufzunehmen, 
was namentlich dann, wenn dieſe durch offene Poſtkarte erfolgt, 
ſehr verletzend für das betreffende Mitglied ſein müßte. 
Regelmäßig darf der Vorſtand ſich darauf verlaſſen, daß die 
Vorgänge, welche zu dem Ausſchließungsantrage geführt haben, 
in dem Kreiſe der durch gemeinſchaftliche Beſtrebungen ver⸗ 
bundenen Vereinsmitglieder bekannt ſein werden. Denjenigen 
Intereſſenten aber, welche dieſe Kenntnis nicht haben, iſt es 
ein leichtes, den Namen des Auszuſchließenden, nötigenfalls 
durch Nachfrage bei dem Verein, in Erfahrung zu bringen, wie 
ſie auch hinſichtlich der Ausſchließungsgründe, worüber die An⸗ 
kündigung ficher nichts zu enthalten braucht, auf Erkundigungen 
angewieſen find. Wenn unter dieſen Umſtänden das Berufungs⸗ 
gericht nach Lage des Falles den Gegenſtand der Beſchluß⸗ 
faſſung als genügend bezeichnet angeſehen hat, ſo kann dies 
nicht als rechtsirrtümlich beanſtandet werden, und zwar um ſo 
weniger, als aus der Satzung des beklagten Vereins, in welcher 
das Aufnahmeverfahren und Ausſchließungsverfahren näher ge⸗ 
ordnet iſt, ſich ergibt, daß es der Namhaftmachung des aus⸗ 
zuſchließenden Mitgliedes bei der Berufung der Verſammlung 
nicht bedarf. Für das Aufnahmeverfahren iſt vorgeſchrieben, 
daß der Aufzunehmende in einer Sitzung des Vereins durch 
ein Mitglied zur Aufnahme vorgeſchlagen werden muß, worauf 
in der folgenden Sitzung die Aufnahme durch Ballotage ſtatt⸗ 
findet ($ 2 der Statuten). Für das Ausſchließungs verfahren 
tritt an Stelle der Namhaftmachung in einer der Beſchluß⸗ 
faſſung vorhergehenden Sitzung der von fünfzehn Mitgliedern 
unterzeichnete, bei dem Vorſtande einzureichende Ausſchließungs⸗ 
antrag, der von jedem Mugliede eingeſehen werden kann. Es 
genügt aber, daß der Satzung gemäß verfahren iſt, da die 
Vorſchrift des 8 32 38. in 8 40 als eine durch bie 
Satzung des Vereins abänderliche bezeichnet iſt. Auch die 
weitere Rüge der Neviſion, daß das Recht des Klägers, vor 


der Beſchlußfaffung über die Ausſchlicßung hierüber gehört zu 
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werden, verletzt worden ſei, erſcheint nicht begründet. Nach 
dem ihm zugegangenen Schreiben des beklagten Vereins vom 
19. Februar 1907 konnte der Kläger nicht im geringſten dar⸗ 
über in Zweifel ſein, daß das Ausſchließungsverfahren ſich 
gegen ihn richte. Wenn er gleichwohl trotz erhaltener Ein⸗ 
ladung zu der Mitgliederverſammlung am 28. Februar 1907 
es vorgezogen hat, in dieſer Verſammlung nicht zu erſcheinen, 
fo kann er ſich nicht darüber beklagen, daß ihm - in dieſer Ans 
gelegenheit das rechtliche Gehör nicht gewährt ſei. Unentſchieden 
kann hierbei bleiben, ob und inwieweit überhaupt dem Kläger 
ein beſonderes Recht auf Gehör in der Mitgliederverſammlung 
zuſtand. Keines falls hatte er einen Anſpruch darauf, ſchon vor 
Abhaltung der Verſammlung mit feinem Verteidigungs vorbringen 
gehört zu werden. F. c. Nautiſcher Verein, U. v. 8. Okt. 08, 
654/07 IV. — Hamburg. 

3. 83 254, 320, 322, 634, 640 BGB. Rechtsverhältnis 
zwiſchen Unternehmer und Beſteller eines Werkes, wenn dieſer 
die Mangelbeſeitigung ablehnt und das Werk zurückweiſt. 
Unzuläſſige Sonderung zwiſchen der Beurteilung von Klag 
und Woderklage. 

Der Beklagte hatte für eine Aktiengeſellſchaft die Aus⸗ 
führung der Bedachung eines Fabrikgebäudes nach feinem Syſtem 
übernommen. Die hierzu erforderliche Aufbringung der Beton⸗ 
ſchicht („Zementhautbedachung“) übertrug er der Klägerin. Dieſe 
hat die Arbeit ausgeführt und fordert Zahlung. Der Beklagte 
hat unter der Behauptung, daß ihm infolge eines von der 
Klägerin zu vertretenden Mangels ihres Werkes ein Mehr⸗ 
aufwand erwachſen ſei, widerklagend Zahlung dieſer Summe 
verlangt. Das Os. hat die Klage abgewieſen und die 
Klägerin zur Rückzahlung der geleiſteten 3 995,90 an den 
Beklagten verurteilt, den Anſpruch der Widerklage aber zu / 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das RG. hob, 
ſoweit zum Nachteile der Klägerin erkannt iſt, auf: Das 
Berufungsgericht hat die Klage wegen Vertragswidrigkeit des 
von der Klägerin hergeſtellten Werkes abgewieſen (8 640 BGB.). 
Es muß Bedenken erregen, daß der Berufungsrichter, ob⸗ 
wohl er bei Beurteilung der Widerklage zu dem Ergebniſſe 
kommt, daß der behauptete Mangel, die Durchbiegung des 
Daches, nicht ausſchließlich auf Mängeln der Betonſchicht, 
ſondern auch, und ſogar in höherem Maße, auf der Fehler⸗ 
haftigkeit der Eiſeneinlage beruhe, dennoch in Anſehung der 
Klage die Nachteile des Mißerfolges allein der Klägerin auf⸗ 
bürdet. Aber auch vom Standpunkte des 8 320 BGB. 
erſcheint die Abweiſung der Klage nach den bisherigen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht begründet. Nach dieſer Vorſchrift iſt, wenn 
ein Teil nicht in ſolcher Art geleiſtet hat, wie er zu leiſten 

verpflichtet war, der andere Teil berechtigt, die ihm obliegende 
Leiſtung bis zur vertragsmäßigen Bewirkung der Gegenleiſtung 
zu verweigern. Für dieſe verzögerliche Einrede (und alſo auch 
für eine Anwendung des 8 322 BGB.) iſt aber naturgemäß 
kein Raum mehr, wenn der Beſteller nach Ablauf der gemäß 
8 634 8068. geſetzten Nachbeſſerungsfeiſt die Beſeitigung des 
Mangels ablehnt und das Werk überhaupt zurückweiſt. Dies 
hat der Beklagte getan, indem er die von der Klägerin her⸗ 
geſtellte Betonſchicht herunterreißen und durch eine andere 
erſetzen ließ. In einem Falle ſolcher Art muß der Beſteller 
ſeine Einreden derart geſtalten, daß eine endgültige Regelung 
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des Rechtsverhältniſſes möglich wird. Dies hat das RG. 
bereits in dem Urteile vom 27. Mai 1904 (RG. 58, 164) 
dargelegt. (Wird weiter ausgeführt.) Unzuläſſig iſt die die 
Grundlage der angefochtenen Entscheidung bildende Sonderung 
der Beurteilung der Klage von der der Widerklage. Wenn, 
wie das Berufungsgericht annimmt, zu der in dem einleitend 
erwähnten Sinne zu verſtehenden Mangelhaftigkeit des Werkes 
ein vom beklagten Beſteller zu vertretender Umſtand mit⸗ 
gewirkt hat, fo muß gegen den Beſteller bezüglich der beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen, nicht, wie das Berufungsgericht annimmt, 
nur bezüglich des geſondert zu beurteilenden Widerklageanſpruchs, 
die allgemeine Regel des 8254 BGB. Platz greifen, und das 
Ergebnis kann unter Umſtänden das ſein: daß der Unternehmer 
die Vergütung, ganz oder zum Teil, doch zu erhalten hat. 
g. c. H., U. v. 9. Ott. 08, 120/08 VII. — Cöln. 

4. 8 326 3G. Ablehnung der Annahme muß deutlich 
ausgedrückt werden.] 

Der Klageanſpruch wird auf 8 326 BGB. gegründet. 
Das OLG. nimmt zunächſt an, daß die Erklärung des Klägers 
im dem Schreiben vom 9. Februar 1904, wonach, „wenn die 
Beklagte ihm nicht bis zum 15. Februar 1904 50 Gros Federn 
zuſchicken ſollte, er ſich die rechtliche Geltendmachung ſeiner 
etwaigen Anſprüche vorbehalte“, nicht geeignet und nicht ge⸗ 
nügend ſei, um den Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung gemäß 8 326 Abſ. 1 zu begründen; aus dieſer Er⸗ 
klärung ergebe ſich nicht, daß der Kläger für dieſen Fall die 
Annahme der Leiſtung nach Ablauf der Friſt ablehnen 
werde. Schon dieſer Begründung iſt beizupflichten. Um die 
Rechtswirkungen aus 8 3 26 herbeizuführen, muß mit der Friſt⸗ 
ſetzung die erwähnte Androhung deutlich zum Ausdruck gebracht 
werden. Die Erklärung, ſeine etwaigen Anſprüche rechtlich 
geltend machen zu wollen, kann nicht genügen. S. c. S., U. v. 
9. Okt. 08, 147/08 II. — Hamm. 

5. 8 326 BGB. Bemeſſung der Nachfriſt mit Rückſicht 
auf die durch richterliches Ermeſſen feſtzuſetzende Lieferfriſt.] 

Es rügt der Beklagte Verletzung des 8 326 BGB., da 
zur Zeit der Mahnung und der Setzung der Nachfriſt ſeitens 
des Klägers, nämlich am 4. Juli 1905, die Lieferungsfriſt 
noch nicht abgelaufen geweſen ſei, alſo von einem Verzuge 
ſeinerſeits nicht die Rede ſein könne. Dieſer Angriff kann 
keinen Erfolg haben. Richtig iſt, daß der zur Anwendung des 
8 326 erforderliche Verzug und die Setzung der Nachfriſt zur 
Vorausſetzung die Fälligkeit der Leiſtung des Schuldners, 
im vorliegenden Falle der vom Beklagten du machenden 
Lieferung, haben, 8 284 BGB. Das war aber Ende Juni 
1905 der Fall, alſo vor dem Schreiben des Klägers vom 
1. und 4. Juli 1905, worin er dem Beklagten Nachfriſt unter 
Androhung von Schadenserſatz gewährte. Darin kann eine 
Anderung dadurch nicht eintreten, daß die Lieferung zirka Ende 
Juni vereinbart war, und mit Rückſicht hierauf das OLG. 
den dem Beklagten zukommenden Spielraum in der Liefer ungs⸗ 
friſt unter Berückſichtigung der langen Zeit, die ihm ſeit dem 
Kontraktsſchluß bereits für die Regulierung zur Verfügung 
geſtanden hatte, auf 10 Tage bemeſſen hat. Dieſer nach dem 
Ermeſſen des Gerichts dem Beklagten für die Lieferung 
gewährte Raum kann die Fälligkeit, die dem Gläubiger die 
Möglichkeit gibt, den Schuldner in Verzug zu ſetzen, nicht be⸗ 
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einfluſſen, die Fälligkeit tritt vielmehr in dem für die Parteien 
gemäß dem Vertrage erſichtlichen Zeitpunkte ein, und das 
„ungefähr“ kann nur Bedeutung haben für die Bemeſſung der 
Nachfriſt bzw. dafür, wann fie ihren Anfang zu nehmen hat. 
N. c. H., U. v. 6. Ott. 08, 103/08 II. — Hamburg. 

6. 88 398, 404, 407, 610 BGB. Abtretbarkeit des 
Anspruchs aus einem pactum de mutuo dando.] 

Der erkennende Senat hat ſchon in einem Urteile vom 
11. Mai 1908 (RE. 68, 355 ff.) ausgeführt, daß der Regel 
nach kein Grund vorliegt, die Abtretung des Anſpruches auf 
Auszahlung des Geldes mit der Wirkung, daß der Ab⸗ 
tretende dafür Darlehnsſchuldner des Zahlenden werde — 
worin dann zugleich die Ermächtigung des Zeſſionars liegt, die 
Auszahlung des Geldes für den Zedenten als den zukünftigen 
Darlehnsſchuldner entgegenzunehmen —, für rechtzunwirkſam 
zu halten. Im allgemeinen genügt hier die Verweisung auf 
jene Ausführung. Zu einer zuſätzlichen Bemerkung gibt der 
Umſtand Anlaß, daß in der vorliegenden Sache das LG. die 
Zulaſſung der Abtretung eines ſolchen Anſpruches für un⸗ 
vereinbar mit der Beſtimmung des 8 610 BEL. erklärt hat, 
wonach im Zweifel das Verſprechen einer Darlehnshingabe 
wegen weſentlicher Verſchlechterung der Vermögens verhältniſſe 
„des anderen Teiles“ widerrufen werden kann, in Verbindung 
mit dem aus 88 404, 407 BGB. zu entnehmenden Satze, 
daß der Schuldner dem Zeſſionar aus der Perſon des Zedenten 
in der Regel nur die Einwendungen entgegenſetzen kann, die 
ſchon zur Zeit der Abtretung gegen den letztern begründet 
waren. Solche Unvereinbarkeit liegt in Wirklichkeit keineswegs 
vor; denn der abgetretenen Forderung aus dem pactum de 
mutuo dando haftet eben nach jenem 8 610 objektiv die 
Eigenſchaft an, daß der Schuldner und eventuelle zukünftige 
Gläubiger unter der dort bezeichneten Vorausſetzung, bei welcher 
die Perſon des eventuellen Darlehnſchuldners eine Rolle 
ſpielt, ſein Verſprechen widerrufen kann, und wenn er das 
nun zu einer Zeit tut, wo der Zeſſionar ſchon Inhaber des 
Anſpruchs auf Zahlung iſt, ſo erwirbt er durch den berechtigten 
Widerruf gegen den letztern direkt eine Einrede, nicht etwa 
aus der Perſon des Zedenten. E. c. B., U. v. 24. Sept. 08, 
415/07 VI. — Braunſchweig. 

7. 88 778, 766, 414 BGB. Kreditauftrag, Bürgſchaft 
oder ſog. kumulative Schuldübernahme ] 

Das LG. hatte für erwieſen angenommen, daß nach Voll⸗ 
endung eines Teiles der Arbeiten dem H. Bedenden wegen der 
Zahlungsfähigkeit des Bauherrn B. aufgeſtiegen ſeien und er 
deshalb ſich an den Beklagten gewandt, der nach Mitteilung 
der Bedenken des H. dieſem erklärt habe, er könne die Arbeiten 
ruhig machen; wenn er Geld gebrauche, ſolle er zu ihm, dem 
Beklagten, kommen; er werde die Arbeiten bezahlen. Darin 
erblickte das LG. einen Kreditauftrag, der den Beklagten nach 
8 778 BGB. verpflichte. Das Berufungsgericht nahm 
an, daß in der Erklärung des Beklagten kein Kreditauftrag zu 
finden ſei, ſondern nur eine Bürgſchaft, für die es dann an 
der geſetzlichen Form des 8 766 BGB. fehle. Es wies 
daher die Klage ab. RG. reformierte: Ahnliche Tatbeſtände, 
wie der vorliegende, find im Bauverkehr eine häufige Er⸗ 
ſcheinung. Ihre rechtliche Beurteilung kann aber nicht nach 
einem einheitlichen Geſichtspunkt erfolgen, da die Fälle bei 
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aller wirtſchaftlichen Gleichheit rechtlich ſehr verſchieden geartet 
ſein können. Es iſt deshalb im Einzelfalle zu prüfen, welchen 
Inhalt die von dem Dritten, den die Bauhandwerker wegen 
der Bezahlung ihrer Arbeiten und Lieferungen angeſprochen 
haben, übernommene Verpflichtung haben ſollte. Hat den 
Dritten lediglich ein perſönliches Intereſſe, ſei es für den Baus 
handwerker, ſei es für den Bauherrn und Beſteller der Arbeiten, 
veranlaßt, für die Bezahlung der Arbeiten einzutreten, ſo wird 
eine weitergehende Verpflichtung als die einer von der Ver⸗ 
bindlichkeit des urſprünglichen Schuldners abhängigen Bürgſchaft 
als gewollt nicht anzunehmen ſein. Wenn dagegen für den 
Dritten ein eigenes ſachliches oder wirtſchaftliches oder recht⸗ 
liches Intereſſe an dem Fortgange der Arbeiten und der 
Vollendung des Baues gegeben iſt, und der Dritte aus dieſem 
Intereſſe heraus die Handwerker, die wegen der Unficherheit 


des Bauherrn die Arbeiten eingeſtellt haben oder einzuſtellen 


drohen, beſtimmen will, weiter zu arbeiten und den mit dem 
Bauherrn geſchloſſenen Vertrag zu erfüllen, indem er ihnen aus 
feinem Vermögen für die Bezahlung der Arbeiten aufzukommen 
verſpricht, fo kann entweder eine eigene Beſtellung himſichtlich 
der noch nicht ausgeführten Arbeiten, ein neuer Werkvertrag, 
oder aber eine ſog. kumulative Schuldenübernahme hinſichtlich der 
bereits fertiggeſtellten wie der noch zu leiſtenden Arbeiten, 
ein Eintritt in das beſtehende Schuldverhältnis neben dem 
Beſteller und urſprünglichen Schuldner wohl für gegeben 
erachtet werden und iſt von den Gerichten, insbeſondere auch 
von dem erkennenden Senate, wiederholt angenommen worden. 
Dieſes eigene Intereſſe des Dritten am Fortgange der Arbeiten 
und an der Erfüllung der darüber geſchloſſenen Verträge wird 
namentlich durch ſeine Eigenſchaft als Hypothekengläubiger des 
Baugrundſtückes begründet. Beim Vorhandenſein dieſes Intereſſes 
hat der erkennende Senat in einem nach PrALR. zu ent⸗ 
ſcheidenden Fall in Übereinſtimmung mit dem Preuß. KG. eine 
eigene Beſtellung des Dritten, einen ſelbſtändigen Vertrag über 
Handlungen (VI. 147/03, Urteil vom 30. November 1903) und 
in zwei dem Recht des BGB. unterſtehenden Fällen (Urteile 
vom 19. Februar 1906, VI. 214/05 und 215/05) eine kumulative 
Schuldübernahme für vorliegend erachtet (vgl. jetzt weiter 
RG. 68, 126 und Warneyer, Ergänz. z. Jahrb. d. Entſch. 1908 
Nr. 199). Iſt aber eine ſolche, die Übernahme einer ſelb⸗ 
ſtändigen Zahlungs verpflichtung anzunehmen, fo kommt die 
Formborſchrift des 8 766 BGB., die nur die unſelb⸗ 
ſtändige Bürgſchafts verpflichtung trifft, nicht zur Anwendung 
(vgl. RG. 59, 232; 64, 318; ZW. 08, 31%). Dieſes eigene 
Intereſſe des Beklagten am Fortgange der Bauarbeiten iſt 
auch im vorliegenden Falle gegeben; der Beklagte war 
Hypothekengläubiger des Baugrundſtückes, und ſeine Hypothek 
wurde gefährdet und entwertet, wenn die Bauarbeiten ins 
Stocken gerieten und das Grundſtück vor Vollendung des 
Baues zur Zwangsverſteigerung kam. B. c. B., U. v. 
28. Sept. 08, 428/07 VI. — Berlin. 

8. 88 817, 828, 826, 762, 254 BGB. Gewährung 
von Darlehen zum Spiel. Argliſtige Vorſpiegelung der Voll⸗ 
jährigkeit ſeitens des Spielers. Bereicherungsklage.] 

I. Allerdings iſt die Gewährung von Darlehnen zum Spiel 
nicht ſchon ohne weiteres und grundſätzlich als ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten zu betrachten (RG. 67, 355 ff.), aber nach 
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dem, was von der Vorinſtanz über die Umſtände, unter denen 
hier die Darlehne gegeben wurden, und über die Beweggründe 
und die Abfichten, von denen der Kläger (und Reviſtonskläger) 
geleitet wurde, feſtgeſtellt iſt, muß im vorliegenden Falle die 
Gewährung der Darlehne zweifellos als eine den guten Sitten 
zuwiderlaufende Handlung bezeichnet werden. Dieſe, von der 
Reviſion nicht angegriffenen Feſtſtellungen gehen dahin: Der 
Kläger habe gewußt, daß der Beklagte in einem Alter ſtehe, 
das jedenfalls nur wenig hinter der Grenze der Minderjährigkeit 
liege, er habe auch aus der Art, wie der Beklagte hohe 
Summen geſetzt und, um weiter ſpielen zu können, „darauf 
los geborgt“ habe, erkannt, daß dieſem der volle Leicht ſinn 
und die ganze Unerfahrenheit der Jugend eigen ſei. Der 
Kläger ſelbſt habe ſich an dem Spiele, bei dem es ſich um 
ungewöhnlich hohe Beträge gehandelt habe, beteiligt, um einen 
großen Gewinn zu machen, und ſei dabei von der durch den 
Erfolg beſtätigten Annahme ausgegangen, daß der Beklagte 
der hauptſächliche, wenn nicht der einzige Verluſtträger fein 
werde. Soweit er dieſem während des Spiels bares Geld 
vorgeſchoſſen habe, ſei das in der Abſicht geſchehen, ihm das 
Weiterſpielen zu ermöglichen und ihn dazu anzureizen, für ſich 
aber die Möglichkeit zu ſchaffen, von dem, was der Beklagte 
in feiner leichtfinnigen Spielluſt und Unerfahrenheit verlieren 
werde, ſeinerſeits große Beträge zu gewinnen. An der Über⸗ 
zeugung hiervon, ſo führt das Berufungsgericht weiter aus, 
würde nichts geändert werden, wenn es wahr ſein ſollte, daß 
während des ganzen Spiels weder der Kläger noch der Beklagte 
zeitweilig Bankhalter geweſen ſeien und infolgedeſſen ſich niemals 
einander unmittelbar als Spielgegner gegenüber geſtanden hätten. 
Denn dafern, wie der Kläger behaupte, unausgeſetzt ein Dritter 
die Bank gehalten, und der Beklagte direkt nur an dieſen ver⸗ 
loren haben ſollte, ſo würde doch davon ein Teil mittelbar an 


den Kläger gelangt ſein, der ſehr erheblich dem Bankhalter 


gegenüber gewonnen habe, und das Gericht ſei überzeugt, daß 
der Kläger dieſen Kreislauf erkannt habe und ſeine Abſicht 
dahin gegangen ſei, an der Ausbeutung des Beklagten in der 
Weiſe teilzunehmen, daß er dem Bankhalter einen Teil deſſen, 
was dieſer im Spiel dem Beklagten abnehme, ſeinerſeits abge⸗ 
winne. Danach waren die jetzt in Frage befangenen Darlehns⸗ 
verträge, auch abgeſehen von der Minderjährigkeit des Beklagten, 
nichtig. Dem Anſpruche des Klägers aus ungerechtferigter 
Bereicherung aber ſteht die Beſtimmung in 8 817 Satz 2 
BGB. entgegen; denn deren Anwendung iſt nicht auf Fälle 
beſchränkt, wo auf der Seite des Empfängers die im erſten 
Satze des 8 817 bezeichnete Sachlage vorliegt, und auf ſie 
der Bereicherungsanſpruch geſtützt wird, die erwähnte Vorſchrift 
iſt vielmehr, wie in dem Urteil des II. ZS. des RG. vom 
29. Mai 1906 (RG. 63, 346) eingehend dargelegt iſt, als eine 
für alle Bereicherungsanſprüche maßgebende Regel anzuſehen. 
II. Soweit zur Begründung der Klage geltend gemacht worden 
iſt, der Kläger ſei zur Hergabe der dem Beklagten geliehenen 
Beträge durch deſſen wiſſentlich unwahre Angabe über ſein 
Alter beſtimmt worden, handelt es ſich um einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus unerlaubter Handlung (8 823 Abſ. 2, 8 826 
BGB.) die Meinung der Vorinſtanz, daß auch dieſer Anſpruch 
durch § 762 ausgeſchloſſen ſei, geht alſo der Sache nach dahin, 
durch dieſe Vorſchrift ſei derjenige, welcher ſich ein rechilich als 
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Spielſchuld anzuſehendes Darlehn durch betrügliche Täuſchung 
des Darlehnsgebers verſchafft habe, auch von der ihn nach den 
Vorſchriften über die unerlaubten Handlungen treffenden Haftung 
gegenüber dem Betrogenen befreit. Dieſe Auffaſſung, welche 
darauf hinausläuft, daß für das Gebiet des Spiels im Ber 
hältnis der Spieler untereinander auch die Haftung für Betrug 
ausgeſchloſſen ſei, findet in dem Geſetz nicht den mindeſten 
Anhalt und kann auch aus den allgemeinen rechtlichen, fittlichen 
und vollöwirtihaftlihen Erwägungen, auf denen die Beſtim⸗ 
mungen der 88 762 — 764 beruhen, in keiner Weiſe abgeleitet 
werden. Nicht zutreffend iſt auch die Verweiſung der Vor 
inſtanz auf 8 817. Allerdings iſt, wie ſchon oben bemerkt 
worden, die dort im zweiten Satz getroffene Vorſchrift nicht⸗ 
auf die im erſten Satze bezeichneten Fälle zu beſchränken, ſie 
iſt aber doch nur für die Anſprüche aus ungerechtfertigter Bes 
reicherung gegeben und kann nicht auf Forderungen aus anderen 
Rechtsverhältniſſen, insbeſondere auf ſolche aus unerlaubten 
Handlungen angewendet werden. Indes iſt der Reviſion auch 
hier der Erfolg zu verſagen geweſen, weil die Entſcheidung, zu 
der die Vorinſtanz gelangt if, aus anderen rechtlichen Er⸗ 
wägungen berechtigt erſcheint. Wie oben dargelegt iſt, war nach 
den beſonderen von der Vorinſtanz feſtgeſtellten Umſtänden des 
vorliegenden Falles die Hingabe der Summen, die der Kläger 
während des Spiels dem Beklagten geliehen hat, in objektiver 
und ſubjektiver Beziehung für den Kläger eine gegen die guten 
Sitten verſtoßende Handlung, ſie ſtellte alſo ein eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Klägers dar. Es hat daher, ſoweit die Klage auf 
eine unerlaubte Handlung des Beklagten geſtützt wird, die Vor⸗ 
ſchrift in 8 254 BGB. Anwendung zu finden, und es erſcheint 
gerechtfertigt, auf Grund derſelben dem Kläger jeden Anſpruch 
auf Schadensſatz zu verſagen. Die Täuſchung, deren ſich der 
Beklagte ſchuldig gemacht haben ſoll, betraf keinen Umſtand, 
der für den Kläger betreffs der Frage, ob er vom Stand⸗ 
punkte der guten Sitte aus dem Beklagten Geld leihen könne, 
von Bedeutung war; inſoweit war es im weſentlichen gleich⸗ 
gültig, ob der Beklagte kurz vor der Erfüllung des 21. Lebens 
jahres ſtand oder dieſe Altersſtufe bereits vor nicht langer 
Zeit überſchritten hatte. Die Täuſchung hat auch nicht den 
Anlaß zu der Hingabe der Darlehne gegeben; die eigenen Bes 
hauptungen des Klägers in Verbindung mit den Feſtſtellungen 
der Vorinſtanz ergeben vielmehr ohne weiteres, daß der Kläger 
ſelbſt wünſchte und an ſich willens war, dem Beklagten das 
Weiterſpielen durch Hergabe des erforderlichen Geldes zu er⸗ 
möglichen, weil er hoffte und erwartete, dadurch ſeinerſeits von 
dem Gelde, das der Beklagte verlieren werde, einen großen Teil 
zu gewinnen. Er wollte ſich dieſen Spielgewinn verſchaffen 
und bezüglich deſſen, was er dem Beklagten lieh, eine Forderung 
an dieſen erlangen; er war nur zweifelhaft, ob es nicht ge⸗ 
fährlich für ihn ſei, in dieſer Weiſe zu verfahren, weil er — 
nach ſeiner Angabe — unſicher war, ob der Beklagte ſchon 
volljährig ſei oder nicht. Durch die Antwort, welche ihm auf 
feine infolgebefien geſtellte Frage von dem Beklagten erteilt 
worden ſein ſoll, iſt alſo nur ein Bedenken, das der Kläger 
bezüglich der Ausführung eines zunächſt von ihm ſelbſt gefaßten 
ſutenwidrigen Eniſchluſſes hegte, befeitigt worden. Danach iſt, 
wenn der Kläger der Angabe des Beklagten Glauben ſchenkte 
und deshalb das erwähnte Bedenken fallen ließ, zwar der 
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Kauſalzuſammenhang zwiſchen der unerlaubten Handlung des 
Beklagten und dem für den Kläger erwachſenen Schaden ge⸗ 
geben, aber die erſte und hauptſächlichſte Urſache dieſes Schadens 
iſt doch eben das eigene ſchuldhafte Verhalten des Klägers, ſein 
Beſtreben, den Leichtſinn und die Unerfahrenheit eines jungen 
Menſchen auszubeuten. W. c. E., U. v. 21. Sept. 08, 387/07 VI. 
— Dresden. 

9. 88 823, 276, 254 868. 
durch ein Automobil.] 

Am 27. Auguſt 1905 wurde der Sohn der Kläger Br. auf 
der Landſtraße von einem Automobil angefahren und getötet. 
Die Eltern haben gegen den Führer des Wagens B. und gegen 
den im Wagen ſitzenden Kaufmann K. Klage auf Entſchädigung 
erhoben. Die Klage gegen K. iſt rechtskräftig abgewieſen, der 
Anſpruch gegen B. in zweiter Inſtanz zur Hälfte dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Der Reviſion des B. wurde 
ſtattgegeben und die Klage abgewieſen: Die Reviſion beſchwert 
ſich mit Grund darüber, daß das Berufungsgericht angenommen 
hat, der Beklagte B. habe durch ſein Verſchulden den Unfall 
mitveranlaßt. Nach den Feſtſtellungen des Berufungsurteils 
iſt Br., als er durch das Zeichen mit der Hupe auf das Her⸗ 
ankommen des Automobils aufmerkſam wurde, von dem Fuß⸗ 
wege auf die Fahrbahn der Chauſſee getreten und hat ſich mit 
ausgebreiteten Armen dem mit einer Geſchwindigkeit von 
30—35 km die Stunde herankommenden Wagen entgegens 
geſtellt. B., der dieſes Gebahren Br.3 ſah, mäßigte die Ge⸗ 
ſchwindigkeit des Wagens auf zirka 20 km und lenkte dieſen 
zur Seite, da der Weg reichlich Raum bot, um an dem Manne 
ſeitwärts vorbeizufahren. Dieſer iſt aber, als das Automobil 
ganz nahe war, nachgefolgt und dem Wagen in den Weg ge⸗ 
laufen. Das Verſchulden des B. bei dieſem Vorgange findet 
das Berufungsgericht darin, daß er, als er das ungehörige 
Benehmen Br.s bemerkt habe, feine Fahrt nicht in dem Maße 
gemindert habe, daß er jederzeit habe halten können. Das Hin⸗ 
einlaufen des Br. in den Wagen ſei ein Zwiſchenfall geweſen, 
mit deſſen Möglichkeit B. habe rechnen müſſen, da er aus dem 
Benehmen Br. deutlich habe erkennen können, daß dieſer an⸗ 
getrunken geweſen ſei. Dieſer Ausführung liegt eine Ver⸗ 
kennung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zugrunde, ſie 
verſtößt daher gegen 88 276, 254 BGB. Den Feſtſtellungen 
des Berufungsurteils iſt in keiner Weiſe zu entnehmen, daß B. 
irgend Anlaß hatte, voraus zuſehen, daß Br. im letzten Augen⸗ 
blick ihm in den Weg laufen werde. Auch von einem ange⸗ 
trunkenen Manne hatte er ein fo unfinniges Verhalten nicht zu 
erwarten, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt wurde daher 
gewahrt, wenn er ſoweit zur Seite fuhr, daß er Br. Platz 
machte. Zu einer weiteren Ermäßigung der Fahrgeſchwindig⸗ 
keit des Wagens war nicht Anlaß, weil dieſe für Br. keine 
Gefahr brachte, ſolange er ſie nicht abſichtlich ſelbſt ſchuf. 
B. c. Br., U. v. 8. Okt. 08, 506/07 VI. — Cöln. 

10. 8 823 BGB. Anſpruch aus argliſtiger Täuſchung 
gegen den Vollmachtgeber, wenn eine ſolche Tätigkeit nur dem 
Bevollmächtigten zur Laſt fällt?! 

Der Entſcheidungsgrund, daß der Schadensanſpruch auf 
Grund der in der Argliſt der Ehefrau R. zu findenden un⸗ 
erlaubten Handlung gerechtfertigt ſei, kann die Entſcheidung 
nicht tragen. Denn lediglich eine Argliſt der Ehefrau if feſt⸗ 
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geſtellt. Das Berufungsgericht fügt zwar hinzu, „welche zu⸗ 
gleich in Vollmacht ihres Mannes gehandelt hat“, und ſcheint 
es danach, daß das Berufungsgericht angenommen hat, es falle 
die Argliſt der Ehefrau auch ihrem Ehemanne zur Laſt, weil 
fie zu dem Vertragsſchluß bevollmächtigt war. Aber wenn der 
Anſpruch nicht auf das Rechtsgeſchäft, zu dem fie Vollmacht 
hatte, ſondern auf das ſelbſtändige Tun der argliſtigen 
Täuſchung, zu welcher ſie nicht bevollmächtigt war, auf die 
darin liegende unerlaubte Handlung im Sinne der 88 823 ff. 
BGB. geflügt wird, dann kann von der Mithaftung des Ehe 
mannes keine Rede ſein, da für die unerlaubte Handlung nur 
derjenige haftet, der ſich an ihr beteiligt hat. U. c. H., U. v. 
29. Sept. 08, 568/07 III. — Karlsruhe. 

11. 83 823, 836 BGB. verb. mit 8 153 GewO. Ent 
hält ein Zeitungsartikel, in dem vor Zuzug nach einem Orte 
gewarnt wird, eine unerlaubte Handlung gegenüber dem dadurch 
Betroffenen 7] 

Die Beklagten find Redakteur (1), Verleger (2) und In⸗ 
haber (3), Geſellſchafter (4— 8) des in Ch. erſcheinenden Wochen⸗ 
blattes „Der Textilarbeiter. Organ zur Wahrung der Intereſſen 
aller in der Textilbranche beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen“. 
Das genannte Blatt brachte in der Zeit vom 3. Juni 1908 
bis Ende Juli 1904 in Zwiſchenräumen an der Spitze eine 
Notiz: „Zuzug zu vermeiden if... . von Kammgarnſpinnern 
und Spinnereiarbeitern nach L.“. Die Notizen bezogen ſich auf 
die von der Klägerin an dem genannten Orte betriebene Kamm⸗ 
garnſpinnerei. Die Klägerin erachtete ſich dadurch geſchädigt, 
weil durch die Veröffentlichungen der Beklagten Arbeiter vom 
Zuzug zu ihr abgehalten worden feien, und fie ihren Betrieb 
habe einſchränken müſſen; fie hat deshalb nach Erwirkung einer 
einſtweiligen Verfügung, welche den Beklagten zu 1 bis 3 die 
weitere Veröffentlichung der Notizen unterſagte, Klage auf 
Schadenserſatz in Höhe von 3 000 & gegen die Beklagten ers 
hoben. Das LG. hat die Klage abgewieſen, Berufung und 
Reviſion wurden zurückgewieſen: Die Zuzugswarnung des 
Artikels des „Textilarbeuer“ hatte, wie das Berufungsurteil 
feſtſtellt, ihren Grund in einer Ausſtandsbewegung und Aus⸗ 
ſperrung in der Arbeiterſchaft der Klägerin vom Sommer 1903; 
ſie bezweckte, den Lohnforderungen der Arbeiter der Klägerin 
Nachdruck zu verleihen und auf letztere einen Druck auszuüben. 
Ein ſolches Kampfmittel ſei erlaubt und verſtoße weder gegen 
8 153 GewO. noch gegen 8 8 26 BGB., auch wenn das Blatt 
der Beklagten auch von anderen Perſonen als den organiſierten 
Taxtilarbeitern geleſen werde und ſozialdemokratiſche Tendenzen 
verfolge. Das gelte zunächſt bis zum 30. Januar 1904, an 
welchem Tage eine Arbeiterverſammlung die Arbeit bei der 
Klägerin wieder aufzunehmen beſchloß; es gelte aber auch 
weiter, weil auch nachher die Klägerin 44 der bisherigen und 
an dem Ausſtande beteiligten Arbeiter nicht wieder einſtellte, 
und die Beſtrebungen, dieſen ihre Arbeit durch Erſchwerung und 
Hinderung des Zuzugs fremder Arbeiter wieder zu verſchaffen, 
nicht für ungeſetzlich zu erachten ſeien. Die Klägerin habe gar 
nicht geltend gemacht, daß ſie dieſe Arbeiter nicht wieder an⸗ 
zunehmen einen beſonderen Grund gehabt habe, noch habe ſie 
das Vorhandenſein einer ſchädigenden Abſicht der Beklagten 
bewieſen. Davon, daß der Artikel kreditgefährdende unwahre Tat⸗ 
ſachen (8 824 BGB.) enthalte, könne gar nicht die Rede fein. 
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Aus den Gründen: Der Artikel enthält eine Aufforderung an 
Spinnereiarbeiter, nicht nach L. zuzuziehen. Der Zweck der 
Aufforderung war während des bis zum Januar 1904 mit der 
Klägerin von ihren Arbeitern geführten Lohnkampfes auf die 
Klägerin einen Druck im Sinne der Bewilligung der Arbeiter⸗ 
forderungen auszuüben, nach Beendigung des Lohnkampfes und 
Ausſtandes, eine Wiedereinſtellung derjenigen 44 Arbeiter bei 
der Klägerin zu erwirken, die nach Beendigung des Kampfes 
nicht wieder angenommen worden waren. Die Klägerin be⸗ 
hauptet, daß ſie infolge des ausgebliebenen Zuzuges von 
Arbeitern ihren Betrieb habe einſchränken müflen und erblickt 
in der Aufforderung an die Spinnereiarbeiter, nicht nach L. zus 
zuziehen, die die Beklagten in der von ihnen heraus gegebenen 
und geleiteten, den Intereſſen der Textilarbeiter dienenden Zeit⸗ 
ſchrift längere Zeit hindurch veröffentlicht baben, eine unerlaubte 
Handlungsweiſe, die fie nach 8 826 BGB. für den ihr ent⸗ 
ſtandenen Schaden verantwortlich mache. Für die rechtliche 
Beurteilung der Handlungsweise der Beklagten iſt nun zunächſt 
die in der Reviſion vertretene Auffaſſung abzuweiſen, daß alle 
Bemühungen, die den Zweck verfolgen, den Gewerbetreibenden 
in der freien Auswahl ſeiner Arbeiter zu hindern, ſchon an ſich 
gegen die guten Sitten verſtoße, daß jeder Eingriff in dieſe 
Freiheit ein unſittlicher ſei. Die Freiheit der Perſon iſt eines 
der Rechtsgüter, die unter den Schutz des 8 823 Abſ. 1 BGB. 
geſtellt ſind, und wäre die Auffaſſung der Reviſion zutreffend, 
dann würde es deshalb der Heranziehung des S 826 BGB. 
gar nicht bedürfen; der auch nur fahrläſſige Eingriff in die 
Freiheit der Klägerin würde alsdann unter dem Geſichtspunkt 
einer unerlaubten Handlung ſchon nach 8 823 Abſ. 1 BEB. er⸗ 
ſcheinen. Eine widerrechtliche Beeinträchtigung der Freiheit iſt aber 
nicht ſchon die Verfolgung eigener, denen eines Dritten wider⸗ 
ſtreitender Intereſſen, wenn dieſe ſelbſt von dem vorausgeſehenen 
und gewollten Erfolge begleitet ſind, daß dadurch das Gebiet 
der freien Betätigung des Dritten eingeſchränkt wird; als 
widerrechtliche Verletzung der Freiheit erſcheint vielmehr nur die 
Beugung des fremden Willens durch Drohung oder Zwang und 
ſeine Beſtimmung durch angewandte Täuſchung (RG. 48, 128; 
58, 28). Ein Eingriff in die Freiheit der Klägerin in dieſem 
Sinne liegt im gegebenen Falle nicht vor, und die Veröffent⸗ 
lichung der Zuzugs warnung ſeitens der Beklagten kann deshalb 
nur, wenn ſie ſich nach den Umſtänden des Falles als eine 
gegen die guten Sitten verſtoßende vorſätzliche Schädigung der 
Klägerin gemäß 8826 BGB. darſtellt, als eine zum Schaden: 
erſatz verpflichtende Handlung angeſehen werden. Unter dieſem 
rechtlichen Geſichtspunkte ſind Handlungen, die im gewerblichen 
Lohnkampfe den Gegner durch Druckmittel zu einem beſtimmten, 
dem Handelnden günfligen Verhalten beſtimmen ſollen, aber 
nur dann zu betrachten, wenn entweder die zur Erreichung des 
zunächſt erlaubten Zweckes angewandten Mittel an ſich un⸗ 
ſittliche find, wie wahrheitswidrige und aufhetzende Darſtellungen, 
oder wenn der als Druckmittel benutzte, dem Gegner zugefügte 
Nachteil fo erheblich if, daß dadurch deſſen wiriſchafilicher 
Ruin herbeigeführt wird, oder wenn dieſer Nachteil wenigſtens 
zu dem erſtrebten Vorteil in keinem erträglichen Verhältnis 
ſteht, endlich auch, wenn nach Lage der Sache der Erfolg, der 
durch das Druckmittel herbeigeführt werden ſoll, als ein be⸗ 
rechtigtes Ziel nicht mehr erſcheint (NG. 54, 258; 57, 418; 
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64, 52; 66, 379). Alle dieſe Vorausſetzungen find im vor⸗ 
liegenden Falle nicht gegeben, wenigſtens von der Klägerin nicht 
nachgewieſen. Das Berufungsgericht hat mit Necht darauf 
Gewicht gelegt, ob die Klägerin einen gerechtfertigten Grund 
hatte, gerade die 44 Arbeiter nicht wieder in ihren Betrieb 
aufzunehmen, die nach Beendigung des Lohnkampfes Ende 
Januar 1904 ausgeſperrt blieben und deren Wiedereinſtellung 
der Artikel des „Textilarbeiter“ verfolgte. Es bedarf aber 
keiner Erörterung, ob und unter welchen Umſtänden etwa, wenn 
ein ſolcher gerechtfertigter Grund für die Nichtwiederaufnahme 
der Arbeiter beſtand und den Beklagten bekannt war, anders 
zu entſcheiden und die Vorſchrift des 8 826 BGB. zur An⸗ 
wendung zu bringen geweſen wäre. Denn die Klägerin, die 
für das Vorhandenſein des Tatbeſtandes des von ihr an⸗ 
gerufenen 8826 BGB. beweispflichtig iſt, hat ſolche Umſtände, 
die das Ziel, die Klägerin zur Wiedereinſtellung der aus⸗ 
geſperrten Arbeiter zu veranlaſſen, zu einem rechtswidrigen und 
deſſen Verfolgung zu einer unerlaubten Handlung machen 
würden, nicht behauptet; ſie ſteht vielmehr auf dem Stand⸗ 
punkte, daß ſchon das Beſtreben, ſie in der Freiheit der Aus⸗ 
wahl ihrer Arbeiter zu beſchränken, an ſich widerrechtlich und 
unfittlich fi. L. c. W. u. Gen., U. v. 17. Sept. 08, 433/07 VI. 
— Dresden. 

12. 5 833 BGB. Anſpruch gegen den Tierhalter beim 
Anſpringen eines Hundes. Zum Begriffe der Ortſchaft. Ver⸗ 
ſchulden des Motorfahrers wegen zu großer Schnelligkeit.] 

Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts hat ſich der 
Unfall in der Weiſe zugetragen, daß den auf einem Motorrade 
fahrenden Kläger der Hund der Beklagten angeſprungen hat, 
daß der Hund auch mit dem Rade in körperliche Berührung 
gekommen iſt, daß Kläger dann noch etwa 25 Schritte auf 
der gepflaſterten Landſtraße weitergefahren, ſodann auf den 
Sommerweg abgebogen, hier nach wenigen Schritten auf einen 
dicken Stein aufgefahren und dadurch zu Falle gekommen iſt. 
Wenn auch hiernach die unmittelbare Urſache des Sturzes der 
auf dem Sommerwege liegende Stein geweſen iſt, ſo iſt doch 
nach der Auffaſſung des Berufungsgerichts mittelbar der Sturz 
auf das Anſpringen des Hundes zurückzuführen, weil Kläger 
infolge des durch das Anſpringen in ihm hervorgerufenen 
Schrecks die Herrſchaft über den Motor verloren habe. Ob 
dieſer Auffaſſung, die nicht unbedenklich erſcheint, würde bei⸗ 
gepflichtet werden können, kann dahingeſtellt bleiben, da der 
Berufungsrichter aus anderen Gründen zur Abweiſung der 
Klage gelangt. Er erklärt nämlich den Schadenserſatzanſpruch 
um deswillen für unbegründet, weil den Kläger, der übermäßig 
ſchnell gefahren ſei, ein überwiegendes Verſchulden treffe. In 
den Urteilsgründen wird bezüglich dieſes Punktes ausgeführt, 
daß ein ſo ſchnelles Fahren an ſich ſchon nicht ungefährlich ſei, 
daß es aber beſonders gefährlich ſei innerhalb der Ortſchaften, 
wo der Radfahrer ſtets Gefahr laufe, mit Menſchen, namentlich 
Kindern, ſowie auch mit Hunden zuſammenzuſtoßen, die ihrem 
Naturtriebe folgend mit um ſo größerer Heftigkeit auf die 
Fahrzeuge loszuſpringen pflegten, je ſchneller ſie ſich bewegen. 
Kläger habe unvernünftig gehandelt, daß er unbekümmert um 
Menſchen und Tiere die Geſchwindigkeit nicht ermäßigt habe, 
in welchem Falle der Unfall vermieden worden wäre. Mit 
bezug auf dieſe Darlegung macht die Reviſion dem Berufungs⸗ 
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richter den Vorwurf, er ſei irrtümlich davon ausgegangen, daß 
Kläger unmittelbar vor dem Unfall in einer „Ortſchaft“, alſo 
innerhalb einer zuſammenhängenden Reihe von Häuſern gefahren 
ſei, während an der hier fraglichen Strecke der Chauſſee 
Osnabrück Wallenhorſt, wie die bei der Augenſcheineinnahme am 
6. Mai 1907 gefertigte Handzeichnung erſehen laſſe, nur ver⸗ 
einzelte Häuſer zwiſchen großen freien Flächen Ackerland, 
Gärten uſw. belegen ſeien und jedenfalls etwas anderes nicht 
feſtgeſtellt, auch nicht behauptet ſei. Dieſer Vorwurf erſcheint 
nicht begründet. Der Berufungsrichter gebraucht zwar den 
Ausdruck „Ortſchaft“, worunter man meiſt, wie der Reviſion 
zuzugeben iſt, eine geſchloſſene Ortſchaft verſteht. Seine Aus⸗ 
führungen laſſen jedoch keinen Zweifel darüber, daß er dem 
Ausdruck Ortſchaft nicht dieſe beſchränkte Bedeutung beilegt, 
ſondern ihn gerade für die einzeln ſtehenden Häuſer der Ge: 
meinde L. an der Osnabrücker — Wallenhorſter Chauſſee ver: 
wenden will. Das Gefährliche des von dem Kläger betätigten 
überaus ſchnellen Fahrens wird gerade darin geſehen, daß 
Menſchen und Tiere der Gefahr eines Zuſammenſtoßes mit dem 
Motorrad ausgeſetzt werden. Hierfür kann es aber keinen 
erheblichen Unterſchied machen, ob die einzelnen Häuſer mehr 
oder weniger zuſammenhängen. Auch wenn nur einzelne Häuſer 
einer Ortſchaft an der Chauſſee liegen, während die anderen 
Häuſer abſeits der Chauſſee zerſtreut belegen ſind, hat der 
Radfahrer beim Durchfahren dieſes Ortſchaftsteils, da hier die 
Gefahr des Zuſammenſtoßes mit Menſchen oder Tieren eine 
größere iſt, hierauf gebührend Rückſicht zu nehmen und dem⸗ 


entſprechend langſamer zu fahren. Nicht zu beanſtanden iſt 


ferner, daß der Berufungsrichter das übermäßig ſchnelle Fahren 
dem Kläger als Verſchulden angerechnet hat. Wenn die 
Reviſion hiergegen anführt, daß bei ſchnellerem Tempo des 
Motorradfahrers anſpringende Hunde ihm viel ſchwerer etwas 
anhaben können und auch ſonſtige Hinderniſſe ihn nicht ſo leicht 
aus dem Gleichgewicht bringen können, ſo mag es ſein, daß 
bei ſchnellerer Fahrt der Motorradfahrer mehr geſichert iſt. 
Dieſe Sicherung erreicht er aber nur auf Koſten der mit ihm 
in Berührung kommenden Menſchen und Tiere, welche er in 
um ſo höherem Maße gefährdet. Ein ſolches Verhalten iſt als 
pflichtverletzend und ſchuldhaft anzuſehen. Nach der Foſtſtellung des 
Berufungsgerichts iſt es nur dadurch, daß der Kläger über⸗ 
mäßig ſchnell gefahren iſt und dieſe Geſchwindigkeit auch beim 
Vorüberfahren an den Häuſern von L. beibehalten hat, 
gekommen, daß er nach dem Zuſammenſtoße mit dem Hunde 
der Beklagten, einem etwa einjährigen, 30 bis 40 cm großen 
Hunde, die Herrſchaft über den Motor verloren hat, mit dem⸗ 
ſelben auf den Sommerweg geraten iſt und den dicken Stein 
von etwa 12 em überfahren hat, was den Umſturz des Motors 
bewirkt hat. Von einem Motorradfahrer iſt aber bei Durch⸗ 
fahren einer bewohnten Gegend unbedingt die Einhaltung einer 
ſo ermäßigten Geſchwindigkeit zu verlangen, daß er, wenn ein 
Zuſammenſtoß nicht ganz zu vermeiden iſt — der übrigens im 
vorliegenden Falle nicht ſehr erheblich geweſen ſein kann — 
imſtande bleibt, ſofort die zur Abſchwächung des Zuſammen⸗ 
ſtoßes dienlichen Maßregeln zu ergreifen und die Maſchine zum 
Stillſtande zu bringen. (Vgl. Urteil des erkennenden Senats 
vom 19. September 1907 IV. 3/07 und Urteil des VI. Senats 
vom 4. Januar 1908 in der JW. S. 106 Nr. 3.) Dies hat 
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der Kläger durch das ungewöhnlich ſchnelle Fahren ſich un⸗ 
möglich gemacht und er hat hierdurch die Gefahr hervorgerufen, 
der er ſchließlich unterlegen iſt. Als rechtsirrtümlich kann es 
hiernach nicht erachtet werden, wenn der Berufungsrichter dem 
Kläger ein derart überwiegendes Verſchulden an dem Unfall 


beimißt, daß ein Anſpruch auf Erſatz des Schadens ihm nicht 


zuerkannt werden kann. D. c. S., U. v. 24. Sept. 08, 


650/07 IV. — Celle. 

13. 98 861, 868, 869, 985, 1205 — 1207, 1227 BEL. 
Auſpruch des Pfandgläubigers auf Herausgabe der Sache. 
Beſtellung des Pfandrechts. Schutz des mittelbaren Befiges.] 


Der Beklagte hat am 3. Juni 1906 ſieben Pferde, die er 


nach ſeiner Behauptung mit zwei anderen Pferden dem Händler 
W. kreditweiſe, und unter Vorbehalt des Eigentums bis zur 
Berichtigung des Kauſpreiſes, verkauft hatte, aus dem K. ſchen 
Stalle in H., wo W. ſie eingeſtellt hatte, weggenommen. Der 
Kläger behauptet, daß W., ſein Schuldner, vorher ihm dieſe 
ſieben Pferde und noch ein anderes zur Sicherung ſeiner 
Forderungen zum Eigentum überlaſſen gehabt habe. Darüber 
habe W. ihm einen Schein erteilt. In der von W. mit dem 
Kläger getroffenen Abmachung ſei, wenn nicht Eigentums⸗ 
überlaſſung, doch jedenfalls Beſtellung eines Pfandrechts an den 
Pferden enthalten. W. habe nach Ausſtellung jenes Scheines 
die acht Pferde dem Kläger im K. ſchen Stalle auch übergeben. 
Nach W.s Abreiſe aus H. habe Kläger ſich den Schlüſſel des 


Stalles, wo die Pferde untergebracht waren, von K. aushändigen 


laſſen. Auch habe Kläger den urſprünglich von W. mit der 
Fütterung und Pflege der Pferde betrauten Knecht B. nunmehr 
in ſeine Dienſte genommen, und B. habe die Pferde von da an 
für den Kläger verpflegt. Die Wegnahme der ſieben Pferde 
durch den Beklagten ſei gewaltſam und trotz Widerſpruchs des 
B. erfolgt, nachdem dieſer erklärt hatte, ſie ſeien Eigentum oder 
Pfandgut des Klägers. Mit der Klage wird Verurteilung des 
Beklagten zur Rückgabe der weggenommenen Pferde durch 
Wiedereinſtellung in den K.ſchen Stall gefordert. Das LG. hat 
die Klage abgewieſen. Auf Berufung des Klägers hat das 
OLG. dem Beklagten einen richterlichen Eid des Inhalts auf⸗ 
erlegt: er habe ſich, als er im März 1906 die jetzt von dem 
Kläger in Anſpruch genommenen Pferde an den Pferdehändler W. 
verkaufte, bei der Übergabe dieſer Pferde an W. dieſem gegen⸗ 
über ausbedungen, daß die Pferde bis zur vollſtändigen Bes 
zahlung des Kauſpreiſes fein Eigentum bleiben follten; für den Fall 
der Eidesleiſtung hat das OLG. auf Abweiſung der Klage und Ver⸗ 
urteilung des Klägers in die Koſten des Rechtsſtreits erkannt, 
während für den Fall der Eidesweigerung der Beklagte verurteilt 
iſt, die Pferde in der geforderten Weiſe zurückzugeben und die 
Prozeßkoſten zu tragen. Der Reviſion wurde aus hier nicht 
intereſſierenden Gründen ſtattgegeben. Die Rechtsauffaſſung 
des OL G. wurde im weſentlichen gebilligt. Aus den Gründen: 
Daß dem Pfandgläubiger der dingliche Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des Pfandes gegen jeden dritten Beſitzer (nach Art des 
dem Eigemümer zustehenden Anſpruchs aus 8 985) an ſich 
gebührt, ergibt ſich aus 8 1227 BGB. Um aber dem Kläger 
die rechtliche Eigenſchaft als Pfandgläubiger zubilligen zu können, 
bedurfte es neben der etwa als erfolgt anzunehmenden Einigung 
über die Begründung des Pfandrechts noch der Übergabe ſeitens 
des. Eigentümers an den Kläger (31205). (Ein nach 8 1205 
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Abi. 2 oder § 1206 zuläffiger Übergabeerſatz kommt nach 
Lage der Sache nicht in Frage.) Zwar daß der Kläger den 
unmittelbaren Beſitz an den Pferden erlangt hatte, iſt einwand⸗ 
frei feſtgeſtellt. Darin, daß er nach W.s Abreiſe von dem 
Stallbefiger K. die Schlüſſel zu dem Stallbehältnis, in dem 
die Pferde untergebracht waren, ausgehändigt erhielt, und daß 
er fortan die Pferde durch den in ſeinen Dienſt übergegangenen 
Knecht B. füttern ließ, durfte die Erlangung und Ausübung 
der tatſächlichen Gewalt gefunden werden ($ 854). Es mag 
auch dem Berufungsgericht und der Reviſion zugegeben werden, 
daß, wenn dieſe Beſitzergreifung mit dem, ſei es auch nur 
ſtillſchweigend erklärten Einverſtändniſſe des (wirklichen oder — 
8 1207 — gutgläubig als ſolchen angenommenen) Eigen⸗ 
tümers W. erfolgt wäre, dies gleiche Bedeutung hätte wie die 
nach 8 1205 (wie $ 929) erforderliche Übergabe. Allein es 
iſt vom Berufungsgericht erſichtlich angenommen und nach Lage 
der Sache auch nicht zweifelhaft, daß W. von jener Beſitz⸗ 
ergreifung durch den Kläger gar keine Kenntnis hatte. Daß 
Kläger auch nachträglich davon dem W. nicht Kenntnis gegeben 
hat, hat er ſelbſt auf Frage zugegeben. Zu einer Annahme ſtill⸗ 
ſchweigenden Einverſtändniſſes des W. fehlte es ſomit, wie das 
Berufungsgericht zutreffend ausführt, an jeder Grundlage. 
Der Reviſion iſt natürlich einzuräumen, daß es bezüglich der 
Frage des Einverſtändniſſes des W. nur auf deſſen erklärten 
Willen, nicht auf geheime Vorbehalte, ankommen kann. Aber 
an einer, ſei es auch nur ſtillſchweigenden Einverſtändnis⸗ 
erklärung fehlt es eben nach den Feſtſtellungen. Die Reviſion 
richtet hier einen prozeſſualen Angriff gegen das Berufungs⸗ 
urteil, weil darin, unter Verletzung des 8 286 3PO., die 
Ausſage des Zeugen B. übergangen ſei; aus dieſer Zeugen⸗ 
ausſage in Verbindung mit dem vorgetragenen „Revers“ ergebe 
ſich die Verpfändungserklärung des W., und in dieſer liege 
ſeine Zuſtimmung zu der Beſitzergreifung. Dabei verkennt 
indes die Reviſion, daß Einigung und Tlbergabe nach § 1205 
zwei ſelbſtändig nebeneinanderſtehende Erforderniſſe bilden. 
Die Einigung kann vorhanden ſein, und doch kann der Eigen⸗ 
tümer Übergabe und Beſitzübergang nicht wollen. Nur wenn, 
was hier nicht zutrifft, zur Zeit der Einigung der Gläubiger 
ſchon den Beſitz hat, genügt nach $ 1205 Abſ. 1 Satz 2 die 
Einigung (vgl. auch 8 854 Abſ. 2). In der bloßen, dem 
Revers in Verbindung mit der Zeugenaussage etwa zu ent⸗ 
nehmenden Verpfändungs erklärung des W., auch wenn man in 
ihr nicht lediglich den obligatoriſchen Verpfändungsvertrag, 
ſondern bereits die dingliche Einigung erblicken wollte, wäre 
demnach die Erklärung des Einverſtändniſſes mit der Beſitz⸗ 
ergreifung durch den Kläger keineswegs zu finden. Die Ver⸗ 
werfung des pfandrechtlichen Anſpruchs beruht demnach ſo⸗ 
wenig auf dem gerügten prozeſſualen Verſtoße, wie auf einer 
Verletzung materiell ⸗ rechtlicher Vorſchriften, insbeſondere der 
von der Reviſion genannten 88 1205 Abſ. 1, 1207, 932 
Abſ. 1, 116 BGB. Zu prüfen bleibt der erhobene Beſitz⸗ 
anſpruch (8 8 61). Der Berufungsrichter geht davon aus, daß 
der Kläger, wie bereits erwähnt, den unmittelbaren Beſitz der 
Pferde erlangt hatte, daß der Beklagte, indem er ohne den 
Willen des Klägers, und ſogar gegen den ausdrücklichen Wider⸗ 
ſpruch ſeines Beſitzdieners B., die Pferde aus dem Stalle weg⸗ 
und mit ſich nahm, den unmittelbaren Beſitz dem Kläger durch 
86 
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verbotene Eigenmacht (8 858) entzogen hat, und daß alſo an 

ſich der gegen den Beklagten erhobene Anſpruch auf Wieder⸗ 

einräumung dieſes Beſitzes begründet iſt (8 861 Abſ. 1). Der 

Berufungsrichter nimmt aber für den Fall, daß durch Leiſtung 

des dem Beklagten auferlegten Eides bewieſen wird, daß der 

Beklagte als Verkäufer der Pferde bei deren Übergabe an W. 

ſich bis zur Tilgung des Kaufpreiſes das Eigentum an den 

Pferden vorbehalten hatte, an, daß der Beklagte mittelbarer 

Beſitzer geblieben ſei, daß ferner der unmittelbare Beſitz, den 

der Kläger (im April 1906, alſo nur 2 bis 3 Monate vor 

der am 3. Juni 1906 erfolgten Entziehung dieſes Beſitzes 

durch den Beklagten) erlangt hatte, dem W. gegenüber fehler⸗ 

haft geweſen ſei, und daß der Beklagte auf Grund ſeines 

mittelbaren Beſitzes dieſe Fehlerhaftigkeit gemäß § 861 Abſ. 2, 

8 869 mit Erfolg dem Klageanſpruch entgegenſetzen könne. 

Im 8 861 Abſ. 2 wird der Anſpruch auf Wiedereinräumung 

des Beſitzes als ausgeſchloſſen bezeichnet, „wenn der entzogene 

Beſitz dem gegenwärtigen Befiger . .. gegenüber fehlerhaft 
war und in dem letzten Jahre vor der Entziehung erlangt 
worden iſt“. In 8 869 iſt beſtimmt, daß, wenn gegen den 
Beſitzer verbotene Eigenmacht verübt wird, „die in den 
88 861, 862 beſtimmten Anſprüche auch dem mittelbaren Bes 
ſitzer“ zuſtehen. Die Reviſion wirft hier dem Berufungsrichter 
zunächſt Verkennung des Rechts begriffs des mittelbaren Befitzes 
(8 868) vor, indem fie geltend macht, der bloße Eigentums⸗ 
vorbehalt des Verkäufers bei der Übergabe der verkauften 
Sache an den Käufer könne jenem nicht die Eigenſchaft als 
mittelbarer Beſitzer verſchaffen. Demgegenüber genügt der 
Hinweis darauf, daß das RG. bereits in dem Urteile des 
II. 8S. vom 28. April 1903 (RG. 54, 396), und zwar 
keinee wegs, wie die Reviſion annimmt, nur in einer „gelegent⸗ 
lichen Bemerkung“, die entgegengeſetzte Auffaſſung des Be⸗ 
rufungsrichters gebilligt hat. Von dieſem Standpunkt abzu⸗ 
gehen, findet der jetzt erkennende Senat keinen Grund. Die 
Reviſion rügt weiter eine Verletzung des 5 869, indem fie 
ausführt, dieſe Vorfchrift gebe dem mittelbaren Beſitzer keines⸗ 
wegs das Recht zu der Einwendung aus 8 861 Abi. 2. 
Auch dieſer Angriff geht fehl. Freilich, wenn man den von 
der vorhin wiedergegebenen Stelle des 8 869 angewendeten 
Ausdruck „Ansprüche“ im engſten Sinne (vgl. 8 194 Abi. 1) 
auffaſſen wollte, ſo könnte es zweifelhaft ſein, ob dem mittel⸗ 
baren Beſitzer auch die Rechte aus den Abſätzen 2 der 88 861, 862 
haben eingeräumt werden ſollen. Aus inneren Gründen kann 
aber nicht angenommen werden, daß das Geſetz dem mittel⸗ 
baren Beſitzer den Angriff (Abſ. 1 der SS 861, 862) habe 
gewähren, die Abwehr (Abſ. 2 daf.) aber habe verſagen wollen. 
Hierzu kommt noch der äußere Umſtand, daß im 8 869 die 
88 861, 862 ohne Einſchränkung genannt find, während es 
doch, wenn die Vorſchrift den von der Reviſion behaupteten 
Sinn haben ſollte, nahegelegen hätte, zu ſagen: „. .. ſo ſtehen 
die in 8 861 Abſ. 1 und 8 862 Abf. 1 beſtimmten Anſprüche 
auch dem mittelbaren Beſitzer zu.“ Es iſt hiernach anzu⸗ 
nehmen, daß man der Abſicht des Geſetzes gerecht wird, wenn 
man die angezogene Beſtimmung des 8 869 dahin auffaßt, daß 
durch fie dem mittelbaren Beſitzer die volle Rechtsſtellung 
der 88 861, 862 hat eingeräumt werden ſollen. S. c. E., 
U. v. 18. Sept. 08, 492/07 VII. — Celle. 


N 20. 1908. 


14. 8 906 BGB. Beeinträchtigung des Nachbargrundſtücks 
durch Errichtung eines Schießſtandes. Faſſung des Verbots.] 

Der Bellagte hat in dem zu ſeinem Gaſtwirtſchaftsgrund⸗ 
ſiück gehörigen Park mit polizeilicher Genehmigung einen 
Scheibenſtand mit drei Schießſtänden errichtet. Dort wird von 
einem Schützenverein in den Monaten von Mai bis September 
wenigſtens einen Nachmittag die Woche nach der Scheibe ge⸗ 
ſchoſſen und einmal im Jahr ein Ztägiges Schützenfeſt ab⸗ 
gehalten; die Kläger behaupten, daß der Stand auch ſonſt, 
namentlich Sonntags, benutzt werde. Die Kläger wollen durch 
das Knallen in der Benutzung ihrer Grundſtücke und in ihrem 
Ruhebedürfnis weſentlich beeinträchtigt werden und haben Klage 
erhoben mit dem Antrage, dem Beklagten die Veranſtaltung 
von Schießübungen auf ſeinem Grundſtück zu unterſagen und 
ihn zur Verhinderung des Schießens auf dem Scheibenſtand 
unter Strafandrohung zu verurteilen. Der Beklagte beſtreitet, 
daß die Kläger durch das Schießen nennenswert beläſtigt 
würden, wobei er ſich darauf beruft, daß ihm ſonſt die polizei⸗ 
liche Erlaubnis zur Errichtung des Scheibenſtandes verſagt 
worden ſein würde, und daß Beſchwerden im Verwaltungswege 
abgewieſen worden ſeien. Das LG. hat ein Teilurteil erlaſſen, 
worin der Beklagte gegenüber den Klägern zu 1 und 14, deren 
Grundfiüde unmittelbar an den Park des Beklagten ſtoßen, 
nach den Klagamrägen verurteilt worden iſt. Bei dieſen beiden 


Klägern nahm das Gericht eine weſentliche Beeinträchtigung 


der Benutzbarkeit ihrer Grundſtücke an; Berufung und Reviſton 
des Klägers wurden zurückgewieſen: Der Berufungsrichter 
nimmt mit Recht an, daß den Störer fremden Eigentums die 
Beweislaſt trifft, wenn er behauptet, daß die Störung nach 
Maßgabe der Beſtimmungen in 8 906 BGB. geduldet werden 
müſſe. Aber ſchon auf Grund des unſtreitigen Sachſtandes 
hält er mit dem erſten Richter die von den Klägern K. und B. 
erhobenen Anſprüche für gerechtfertigt. Daß der auf die 
Nachbargrundſtücke hinüberdringende Knall vom Schießen die 
Nachbarn beläſtige und die Benutzung ihrer Grundſtücke bes 
einträchtige, unterliege keinem Zweifel, ebenſowenig, daß vor⸗ 
liegendenfalls die Beſorgnis fernerer Beeinträchtigung durch 
die Benutzung des Schießſtandes begründet ſei. Dieſe Be⸗ 
einträcht'gung ſei eine weſentliche im Sinne des 8 906, ſowohl 
mit Rückficht auf den Umfang der Schießübungen als auf die 
unmittelbare Nachbarſchaft der Grundſtücke dieſer beiden Kläger 
zum Grundſtück des Beklagten; die Knallwirkung enthalte eine 
erhebliche Beläſtigung dieſer Kläger, auch dann, wenn die vom 
Beklagten angeblich getroffenen Vorſichtsmaßregeln berückſichtigt 
würden. Die Benutzung des Grundſtücks des Beklagten zum 
Schießſtand ſei auch keineswegs eine nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen gewöhnliche im Sinne des § 906. Es kann nicht 
anerkannt werden, daß bei Zugrundelegung dieſer Feſtſtellungen 
die Formel der Vorderurteile zu weit greife, wie die Rebiflon 
rügt. Es iſt der Beklagte verurteilt worden, die Veranſtaltung 
von Schießübungen auf ſeinem Grundſtück zu unterlaſſen und 
das Schießen auf dem dort errichteten Scheibenſtand zu ver⸗ 
hindern. Damit iſt dem Beklagten gerade die Störung unter 
ſagt, über die ſich nach Erachten des Berufungsrichters die 
Kläger mit Grund beſchweren. Wenn die Reviſion meint, der 
Beklagte hätte nur verurteilt werden dürfen, das Schießen zu 
verhindern, ſoweit dadurch eine das gemeinübliche Maß nachbar⸗ 
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licher Beläſtigungen überſteigende Ruheſtörung hervorgerufen 
werde, ſo wurde eine ſo eingeſchränkte Verurteilung durch die 
vom Beklagten gewählte Art feiner Verteidigung ausgeſchloſſen. 
Er hat nur — vergeblich — beſtritten, daß durch das Schießen, 
ſo wie es geübt werde, die Kläger weſentlich beläſtigt 
würden, dagegen nicht angegeben, geſchweige denn nachzuweiſen 
verſucht, durch welche Anderungen im Betriebe der Schieß bahn 
bie daraus für die Kläger entſtehenden Beläſtigungen vermieden 
oder doch auf ein nach 8 906 BGB. zuläffiges Maß herab⸗ 
gemindert werden könnten. Dem Gericht fehlte es daher an 
einer Handhabe, die Verurteilung einzuſchränken, es konnte ſie 
namentlich nicht in die wenig wünſchens werte, aber oft nicht 
zu vermeidende Formel kleiden, daß der Beklagte Störungen 
zu vermeiden habe, die das gemeinübliche Maß überſchreiten; 
weil eben der Beklagte ſelbſt nicht geltend gemacht hatte und auch 
nicht aus der Sachlage von ſelbſt hervorging, daß die Benutzung 
eines Scheibenſtandes wie hier in entſprechender Weiſe eingeſchränkt 
werden könne. H. c. K., U. v. 3. Okt. 08, 558/07 V. — Kiel. 

15. 5 1568 BGB. Hartnäckige Verweigerung der ehc⸗ 
lchen Pflichten.] 

Die Parteien haben ſeit der Eheſchließung zehn Wochen 
lang zuſammengewohnt und in einem und demſelben Beite zu⸗ 
ſammengeſchlafen. Während dieſer ganzen Zeit hat der Be⸗ 
klagte nicht ein einziges Mal der Klägerin geſchlechtlich bei⸗ 
gewohnt. Die Pflege des geſchlechtlichen Verkehrs unter Ehe⸗ 
leuten gehört aber zum Inhalte des ehelichen Lebens und jeder 
Teil hat die ſich daraus ergebenden Pflichten zu erfüllen, ohne 
daß es einer beſonderen Exinnerung durch den anderen Teil 
bedarf. Trifft den Mann der Vorwurf, derartige Pflichten 
zu vernachläſſigen, ſo kann er ſich nicht damit entſchuldigen, 
daß es an einer Aufforderung durch die Frau, die meiſt durch 
ein natürliches Schamgefühl davon zuruckgehalten wird, ges 
mangelt habe. Im vorliegenden Falle hat der Beklagte ſogar 
zugeſtanden, daß die Klägerin von ihm einige Male die Aus⸗ 
übung des ehelichen Geſchlechtsverkehrs verlangt und daß er 
ihr das Verlangen abgeſchlagen habe. Unfähigkeit zur Beis 
wohnung liegt auf ſeiten des Mannes nicht vor, wenigſtens 
hat er — was ihm obgelegen hätte — einen derartigen Einwand 
nicht erhoben. Seine Erklärung, er habe ſeine Frau, die er 
nach kurzer Bekanntſchaft geheiratet habe, erſt näher kennen 
lernen wollen, iſt — wie auch das Berufungsgericht annimmt — 
nicht geeignet, ſeine Zurückhaltung zu rechtfertigen. Die Ver⸗ 
weigerung der ehelichen Pflicht von ſeiten des Mannes muß 
daher als eine grundloſe angeſehen werden. Wenn nun auch 
die ein⸗ oder mehrmalige grundloſe Verweigerung der ehelichen 
Pflicht ſeitens eines Ehegatten zur Scheidung ſolange nicht 
ausreicht, als es ſich nur um vereinzelte Vorkommniſſe handelt, 
fo iſt doch ein Scheidungsanſpruch jedenfalls dann begründet, 
wenn die Erfüllung der ehelichen Pflicht nicht nur grundlos 
ſondern auch hartnäckig verweigert wird. Aber auch an 
dieſem Erfordernis fehlt es nicht. H. c. H, U. v. 8. Okt. 08, 
19/08 IV. — Dresden. 

16. SS 1960, 2259 BGB. verb. mit 89 2, 12, 83, 
194 F566. und 8 159 GBG. Zuläſſigkeit des Geſuchs um 
Rechtshilfe betreffend.] 

Als Nachlaßgericht ordnete des bayeriſche AG. K. die 
Vernehmung der in K. wohnenden Angehörigen des Erblaſſers 
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an und erſuchte das badiſche AG. zu M., eine in N. wohnende 
Tochter des Erblaſſes darüber zu vernehmen, ob fie den Er⸗ 
klärungen der übrigen Erbbeteiligten beitrete. Das AG. zu M. 
erwiderte unter Bezugnahme auf eine Entſcheidung des OLG. 
zu K., die badiſchen Amtsgerichte ſeien für die den 
Nachlaßgerichten obliegenden Verrichtungen nicht 
zuſtändig, deshalb werde das Erſuchen an das Groß herzog⸗ 
liche Notariat 6 in M. als Nachlaßgericht abgegeben. Das 
Notariat 6 lehnte das Erſuchen um Vernehmung der Tochter 
des Erblaſſers ab, weil die Abgabe der verlangten Erklärung 
im freien Belieben der Beteiligten ſtehe, daher kein Erſuchen 
um Rechtshilfe vorliege. Das OLG. zu K. wies die Beſchwerde 
des AG. K. zurück. Das RG. erließ einen Beſchluß, wonach 
das Vernehmungsgeſuch nicht hätte abgelehnt werden dürfen: 
Die Amts handlung, die das Nachlaßgericht vornehmen laſſen 
will, fällt in den Bereich der den Nachlaß gerichten nach Reichs⸗ 
recht zuſtehenden Verrichtungen. Nach 8 1960 BGB. hat das 
Nachlaßgericht bis zur Annahme der Erbſchaft für die Siche⸗ 
rung des Nachlaſſes zu ſorgen, ſoweit ein Bedürfnis beſteht; 
dieſe Sorge liegt ihm auch ob, wenn der Erbe unbekannt oder 
wenn unge wiß iſt, ob er die Erbſchaft angenommen hat. Es 
iſt nicht zu beanſtanden, wenn ein Nachlaßgericht (gemäß 8 12 
FGG) Ermittlungen veranſtaltet, um ſich Gewißheit zu ver⸗ 
ſchaffen, ob die Erben die Erbſchaft annehmen oder ob etwa 
Sicherungsmaßregeln zu ergreifen find. Die Befragung der 
Angehörigen des Erblaſſers, ob eine Verfügung von Todes 
wegen vorhanden ſei, fällt auch nach 8 2259 BGB. in Ber- 
bindung mit 88 83 und 12 866. in den Bereich der Amts⸗ 
tätigkeit des Nachlaßgerichts. Gemäß § 2 86G. in Ver⸗ 
bindung mit 8 159 GVG. darf das Erſuchen um Rechtshilfe 
nur abgelehnt werden, wenn dem erſuchten Gerichte die örtliche 
Zuſtändigkeit mangelt oder die vorzunehmende Handlung nach 
dem Rechte des erſuchten Gerichts verboten iſt. Erſucht wurde 
das AG. zu M. Zur Vernehmung der in ſeinem Bezirke 
wohnenden Perſon fehlt ihm nicht die örtliche Zuſtändigkeit. 
Die vorzunehmende Handlung iſt ihm auch nicht verboten. Der 
Umftand, daß in Baden für die dem Nachlaßger icht obliegenden 
Verrichtungen die Notare zuſtändig find, iſt unerheblich, denn 
nach $ 194 Abſ. 4 GG. bleibt von dieſer landesgeſetzlichen 
Zuſtändigkeits beſtimmung die Verpflick tung der gerichtlichen 
Behörde, gemäß § 2 Rechtshilfe zu leiſten, unberührt. AG. 
Kaiſerslautern Beſchw. betr. Beſchl. des RG. v. 15. Okt. 08, 
373/08 IV B. — Karlsruhe. 

17. 88 2136, 2118, 2114, 1144 BGB. Befreiter Vorerbe. 
Einwilligung der Nacherben in die Löſchung der Nachlaß⸗ 
hypotbeken ] 

Der Beklagte hat von S. ein mit 4½ Prozent ſeit dem 
1. Februar 1905 verzins liches und nach halbjähriger Kündigung 
rückzahlbares Darlehn von 4 200 & erhalten und dieſes auf 
ſeinem Grundbeſitz eintragen laſſen. S. iſt am 12. März 1905 
mit Hinterlaſſung eines Teſtaments verſtorben. Im § 1 dieſes 
Teſtaments iſt beſtimmt, daß ſeine Ehefrau — die Klägerin — 
„für ihre Lebenszeit den kautions⸗ und rechnungs freien Beſitz 
und Nießbrauch ſeines geſamten Nachlaſſes bekommen und nicht 
verpflichtet ſein ſoll, irgend jemandem irgendwelche Rechnung 
abzulegen.“ 8 2 verordnet, „daß nach dem Tode der Ehefrau 


deren Großkinder, die Kinder von Klara Z. in H., Erben des 
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Nachlaſſes werden“ ſollen. Zum Pfleger dieſer Kinder iſt der 
Fabrikant St. in H. beſtellt. Nach dem Tode ihres Ehemannes, 
am 1. Oktober 1905, hat die Klägerin das Darlehn zum 
1. April 1906 gekündigt und dann auf Zahlung von 4 200 4 
nebſt 4¼ Prozent Zinſen ſeit dem 1. Februar 1905 ſowie auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in den Grundbeſitz geklagt. 
Der Beklagte hat eingewendet, daß die Klägerin ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Pflegers zur Einziehung des Kapitals nicht befugt 
ſei. Die Klägerin hat dies in Abrede geſtellt, jedoch eventuell 
eine ſchriftliche Erklärung vom 20. Mai 1906, unterzeichnet mit 
St., beigebracht, wonach der Pfleger gegen die Kündigung 
nichts einzuwenden hat. Der Beklagte hat dieſes Schreiben 
nicht anerkannt, vielmehr behauptet, daß St. noch im Jahre 1907 
ihm geſchrieben habe, das Geld ſolle ſtehen bleiben. Gegen 
das ihn verurteilende Urteil des OLG. hat Beklagter Reviſion ein⸗ 
gelegt, die zurückgewieſen wurde: Das Berufungsgericht legt das 
Teſtament dahin aus, daß die Klägerin bis zu ihrem Tode be⸗ 
freite Vorerbin ihres Ehemannes werden ſollte. Die Befreiungs⸗ 
vorſchrift des Teſtaments faßt der Berufungsrichter ſo auf, daß 
die Befreiung in ihrem ganzen nach 8 2136 BGB. zuläſſigen 
Umfang und namentlich auch die Befreiung von der Vorſchrift 
des § 2114 BGB. ausgeſprochen werden ſollte. Ein Rechts⸗ 
irrtum iſt in den Ausführungen des Berufungsrichters nicht 
enthalten, insbeſondere erfordert 8 2136 BGB., wie die Vor⸗ 
ſchrift des folgenden 8 2137 ergibt, nicht, daß die Befreiung 
von allen in dem 8 2136 aufgeführten Beſchränkungen in dem 
Teſtamente mit ausdrücklichen Worten angeordnet wird. Die 
Ausführungen der Reviſion, ſoweit fie gegen die Auslegung des 
Teſtamentes ſich richten, waren daher nicht zu berückſichtigen. 
Der Reviſionskläger hat jedoch in den Vorinſtanzen die Not⸗ 
wendigkeit der Zuziehung des Pflegers auch auf die Ausführungen 
in dem Beſchluſſe des RG. vom 23. Februar 1907 (RG. 65, 214) 
gegründet. In dieſem Beſchluſſe iſt angenommen, daß die Ein⸗ 
tragung des Nacherbenrechts nach 8 52 GBO., die ein früherer 
Beſchluß des RG. (NG. 61, 228) bei Umſchreibungen ein⸗ 
getragener Rechte auf Bewilligung befreiter Vorerben in allen 
Fällen für erforderlich erklärt hatte, wo die Entgeltlichkeit der 
Verfügung (8 2113 Abſ. 2 BGB.) dem Grundbuchrichter nicht 
entweder offenkundig ſei (8 29 Satz 2 GBO.) oder ihr Nach⸗ 
weis durch Beibringung einer beglaubigten Einwilligung der 
Nacherben erſetzt werde, im Falle einer Löſchung von Nachlaß⸗ 
hypotheken nicht Platz greifen könne; bei Löſchungen von Hypo⸗ 
theken ſoll vielmehr nach dieſem Beſchluſſe, ſoweit nicht Offen⸗ 
kundigkeit in Betracht kommt, als Erſatz für den Nachweis des 
Nichtvorhandenſeins der Voraasſetzungen des § 2113 Abſ. 2 
BGB. nur die bereits in dem früheren Beſchluſſe erwähnte 
Einwilligung der Nacherben in Betracht kommen. Der Be⸗ 
rufungsrichter faßt dieſe Entſcheidung dahin auf, daß damit 
nicht eine materielle Einſchränkung des Rechts des befreiten 
Vorerben auf Kündigung und Einziehung der Hypothek, ſondern 
nur eine formelle Vorausſetzung für die Löſchung im Grundbuch 
geſchaffen werden ſollte, und folgert daraus, daß zur Kündigung 
und Einziehung der Hypothek jene Einwilligung noch nicht er⸗ 
forderlich ſei. Mit Recht weiſt indeſſen die Reviſion auf den 
8 1144 BGB. hin, wonach der Schuldner ſchon bei der Be⸗ 
friedigung des Hypothekengläubigers die Aushändigung aller 
zur Löſchung der Hypothek erforderlichen Urkunden verlangen 
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kann. Gehört dazu im konkreten Fall die beglaubigte Ein⸗ 
willigung des Nacherben, ſo iſt auch der befreite Vorerbe in 
ſeiner Eigenſchaft als Hypothekengläubiger verpflichtet, ſie dem 
zahlenden Schuldner nach Maßgabe des 8 1144 BGB. zu 
beſchaffen. Die Möglichkeit dazu bietet ihm die Vorſchrift des 
8 2120 BGB., die den Nacherben zur Ausſtellung der Ein 
willigung bei ordnungsmäßigen Verwaltungsgeſchäften des Vor⸗ 
erben verpflichtet und die um ſo mehr zur Anwendung kommen 
muß, wenn dem Nacherben ein materielles Widerſpruchsrecht 
überhaupt nicht zuſteht. Gegen den Beſchluß des RG. vom 
23. Februar 1907 hat ſich lebhafter Widerſpruch erhoben, doch 
kommt es darauf im vorliegenden Fall nicht an, weil der Be⸗ 
ſchluß die Beibringung einer Einwilligung des Nacherben nur 
dann für erforderlich erklärt, wenn es eines Nachweiſes des 
Nichtvorhandenſeins der Vorausſetzungen des 8 2113 Abſ. 2 
BGB. überhaupt bedarf. Die Notwendigkeit fällt nach dem 
erwähnten Beſchluß und nach der geſetzlichen Vorſchrift des 
§ 29 Satz 2 EBD. ohne weiteres fort, wenn das Gegenteil 
beim Grundbuchamte offenkundig iſt. Der Offenkundigkeit gleich⸗ 
zuſtellen aber ſind (vgl. den Beſchluß des erkennenden Senats 
vom 9. November 1907, v. B 148/07 im 881FfG. 8, 554) 
Fälle, in denen die Unentgeltlichkeit durch die Natur der Sache 
oder der Sachlage ausgeſchloſſen wird. Wenn, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, über die Zahlungspflicht ein kontradiktoriſcher 
Prozeß mit dem Schuldner geführt wird, kann von einer un⸗ 
entgeltlichen Verfügung füglich nicht die Rede ſein. Auf ſolche 
Fälle bezieht ſich der Beſchluß vom 23. Februar 1907 nicht 
und er müßte, wenn er darauf bezogen werden könnte, jeden⸗ 
falls entſprechend eingeſchränkt werden. Damit entfällt die 
Notwendigkeit einer Einwilligung des Nacherben und das 
Vorderurteil ſtellt ſich im Ergebnis als richtig dar. Doch hat 
der Berufungsrichter überſehen, daß gegenüber dem Einwande 
des Beklagten nach 8 1144 BGB. jedenfalls die Verpflichtung 
der Klägerin zur Ausſtellung einer löſchungsfähigen Quittung 
Zug um Zug gegen Zahlung der Schuld auszuſprechen war. 
Dies iſt bei Zurückweiſung der Reviſion nachgeholt worden. 
K. c. S., U. v. 3. Okt. 08, 595/07 V. — Celle. 

Zivilprozeßordnung. 

18. 8 139 ZPO. Die richterliche Fragepflicht tritt mir 
dann ein, wenn ein Parteivorbringen gänzlich beweislos auf⸗ 
geſtellt iſt, nicht auch, wenn ein Beweismittel verſagt.] 

Anlangend den Einwand, daß die Fälligkeit des Reſtes der 
Steinlieferungsforderung nach Inhalt des Vertrages vom 
31. Januar 1906 von der Auszahlung der letzten (achten) Bau⸗ 
gelderrate abhängen ſolle, dieſe Auszahlung aber bisher nicht 
erfolgt ſei, ſo nimmt der Berufungsrichter an, die Vertrags⸗ 
urkunde ergebe eine Vereinbarung des erwähnten Inhalts 
nicht. In Ermangelung eines weiteren Beweisantritts ſei daher 
die Beklagte mit ihrem Einwande beweisfällig geblieben. Die 
Reviſion greift dieſe Entſcheidung als gegen 8139 ZPO. ver⸗ 
ſtoßend an. Eine Verletzung dieſes letzteren Paragraphen liegt in⸗ 
deſſen nicht vor. Denn danach beſteht die richterliche Fragepflicht 
nur inſoweit, als tatſächliche Behauptungen von der Partei gänzlich 
beweislos aufgeſtellt ſind. Das trifft im vorliegenden Falle, 
wo die Beklagte zum Beweiſe ihrer Behauptung auf die Ver⸗ 
tragsurkunde Bezug genommen hat, nicht zu. R. c. 8, U. v. 
23. Sept. 08, 548/07 V. — Berlin. 


37. Jahrgang. 


19. 85 139, 286 ZPO. Ablehnung einer Zeugen⸗ 
vernehmung, weil der Zeuge nicht glaubwürdig ſei ?! 

Der Berufungsrichter gibt als Grund für Nichterhebung 
des angebotenen Beweiſes an, der Zeuge Ingenieur K. ſei 
wegen feiner Stellung zum Beklagten, dem er fir eine feinen 
Intereſſen förderliche Führung der Vertragsverhandlungen ver⸗ 
antwortlich wäre, unglaubwürdig. Der Zeuge K. hat aller⸗ 
dings die Vorverhandlungen für den Beklagten mit dem Kläger 
geführt. Darüber, ob dieſer Zeuge aber zur Zeit, als es auf 
ſeine Einvernahme angekommen wäre, noch in irgendwelchen 
Beziehungen zum Beklagten ſtand — er ſoll ſchon längſt beim 
Beklagten ausgetreten ſein — iſt nicht erörtert. Es iſt auch 
nicht erörtert, wie man ſich die Verantwortlichkeit des 
Ingenieurs K. vorzuſtellen hat; es iſt von keiner Seite etwas 
Derartiges behauptet. Wollte der Berufungsrichter auf dieſe 
von ihm für ausſchlaggebend erachteten Umſtände Gewicht 
legen, ſo durfte dies nicht geſchehen, ohne daß den Parteien 
Gelegenheit zur mündlichen Verhandlung gegeben oder das 
Fragerecht ausgeübt war (8 139 ZPO.) Das Gericht kann 
nicht die Einvernahme eines Zeugen mit der Begründung ab⸗ 


lehnen, daß der Zeuge voraus ſichtlich nicht glaubwürdig ſein 


werde; ob ein Zeuge glaubwürdig iſt, kann ſich erſt zeigen, 
wenn er ſeine Ausſagen unter Eid ſtellen muß und die Um⸗ 
flände darzulegen hat, auf denen feine Wahrnehmungen beruhen. 
B. o. R., U. v. 25. Sept. 08, 125/08 II. — Colmar. 

20. Beweislaſt.] 

Die Ausführung des Berufungsgerichts, daß Klägerin, 
ſofern ſie aus dem Vertrage vom 25. Februar 1901 klagt, bei 
ihrem Zugeſtändnis, daß derſelbe nachträglich in gewiſſer, den 
erhobenen Anſpruch jedoch nicht ausſchließender Weiſe abgeändert 
worden, gegenüber der Behauptung der Beklagten, daß die 
Anderung weiter gegangen ſei, die von ihr behauptete Anderung 
zu beweiſen habe, verletzt den Rechtsſatz, daß zum Beweis des 
in Anſpruch genommenen Rechts der Beweis ſeiner regelmäßigen 
Entſtehungstatſachen genügt und den Gegner der Beweis ent⸗ 
ſtehungshindernder oder aufhebender Tatſachen trifft. Die 
Klägerin, die aus dem obgenannten Vertrage klagt, genügt ihrer 
Beweispflicht, wenn ſie nachweiſt, daß Beklagte die Verpflichtung 
übernommen hat, die Koſten, die durch Ausführung der im 8 4 
des Vertrages vorgeſehenen Reparaturen entſtehen würden, un⸗ 
beſchränkt zu tragen, ſoweit fie den Betrag von 6000 4 
überfteigen, daß die anf den Klageanlagen B, C, D vermerkten 
Arbeiten zu dieſen Reparaturen zu zählen ſind und daß 
fie für dieſe Reparaturen über 6 000 4 hinaus an Koſten den 
eingeklagten Betrag gezahlt hat. Sache der Beklagten iſt es, 
für den Fall, daß ſolcher Beweis erbracht wird, den Nachweis 
der Tatſachen zu liefern, durch welche der Anſpruch aufgehoben 
oder gemindert wird. H. c. G., U. v. 9. Okt. 08, 627/07 III. 


— Hamm. 
21. 5 256 ZPO. Dorausſetzungen oe Feſtſtellungs⸗ 


Klage.] 

Die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage iſt nicht zu bezweifeln. 
Denn die erhobene Klage bezweckt nicht die Entſcheidung ab⸗ 
ſtrakter Rechtsfragen, ſondern die Feſtſtellung des Beſtehens eines 
Nechtsverhältniſſes, in dem die Parteien darüber ſtreiten, was 
ſie in dem von ihnen geſchloſſenen Vertrage unter der verein⸗ 
barten geſetzmäßigen Garantiefriſt verſtanden haben. Ebenſo 
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ſteht dieſer Feſtſtellungsklage der Umſtand nicht entgegen, daß 
bezüglich eines Betrages von 1 000 & eine Leiſtungsklage er⸗ 
hoben werden könnte“ Denn bei einem in der Entwicklung 
begriffenen Schaden wird das Intereſſe an der tunlichſt ein⸗ 
heitlichen Subſtantiierung und Beurteilung des entſtandenen 
und noch entſtehenden Schadens (auch wenn wegen des bereits 
entſtandenen Schadens eine Leiſtungs klage erhoben werden kann) 
als zur Erhebung der Feſtſtellungsklage genügend angeſehen 
(RG. 23, 348). Im vorliegenden Falle iſt aber die Möglichkeit 
der Entſtehung eines weiteren Schadens keineswegs ſo fernliegend 
daß von einem rechtlichen Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung 
des Rechts verhältniſſes durch richterliche Entſcheidung im Sinne 
des 5 256 ZPO. nicht geſprochen werden könnte. M. c. H., 
U. v. 9. Okt. 08, 599/07 III. — Berlin. 

22. 88 303, 304 ZPO. Unterlaſſene Prozeßrüge. 
8 303 hätte angewendet werden müſſen, nicht § 304. 

Wenn der Fiskus ſeine gegen den Beſcheid des Strand⸗ 
amts erhobene Klage u. a. auch darauf geſtützt hat, daß von 
ihm nach der Belegenheit des Falles überhaupt kein Bergelohn 
an die Beklagte zu zahlen ſei, ſo war das ein einzelnes ſelb⸗ 
ſtändiges Angriffsmittel, worüber das LG. im verneinenden 
Sinne durch ein Zwiſchenurteil nach 8 303 ZPO. hätte er⸗ 
kennen können? Statt deſſen hat das LG. ein Zwiſchenurteil 
nach § 304 abgegeben und den Anſpruch der Beklagten 
auf Bergelohn dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Daß das DRG. das Geſetz über das Verfahren verletzt habe 
($ 559 8P O.), indem es das Urteil des LG. in dieſem Sinne 
als ein zuläſſiges, der Berufung fähiges Urteil anſah und be⸗ 
handelte, macht die Reviſion nicht geltend. Auch das NE. 
hat demnach davon auszugehen, daß ein Urteil über den Grund 
des Bergelohnanſpruches der Beklagten vorliegt. Marinefiskus 


c. S., U. v. 23. Sept. 08, 571/07 I. — Celle. 


23. 58 313, 543 ZPO. Tatbeſtand des Berufungs⸗ 
urteils.] 
Mit Recht rügt die Reviſion Verletzung des 5 3133 ZPO. 
Das Berufungsgericht gibt im Tatbeſtande ſeines Urteils keine 
gedrängte Darſtellung, ſondern nur eine kurze Andeutung des 
Sach⸗ und Streitſtandes, indem es im übrigen nicht nur, was 
nach dem § 543 nicht ausgeſchloſſen war, auf das erſtinſtanz⸗ 
liche Urteil, ſondern hinſichtlich des zweitinſtanzlichen Vorbringens 
auf elf vorbereitende Schriftſätze verweiſt, die übrigens zum 
großen Teile Rechtsausführungen und eine Erörterung des 
Beweisergebniſſes enthalten. Eine Bezugnahme auf vor⸗ 
bereitende Schriftſätze geſtattet der 2. Abſatz des 8 313, wie 
ſeine Faſſung ergibt, nur ausnahmsweiſe und nur bei, aber 
nicht an Stelle der Darſtellung des Sach⸗ und Srreitſtandes. 
Sie kann dieſe nicht erſetzen und iſt jedenfalls nur inſoweit zu⸗ 
läſſig, als dadurch die in der Ziff. 3 geforderte gedrängte Dar: 
ſtellung nicht verloren geht (RG. 2, 117; 4, 53; 6, 104; 
17, 88; Gruchots Beitr. 26 S. 1164, 1165/6; 27, 1101/2; 
48 S. 396, 940). Es kommt hinzu, daß die in den weiteren 
vorbereitenden Gchriftfähen vom 28. April, 30. Mai und 
26. September 1906 gebrachten Berichtigungen und Ergänzungen 
im Tatbeſtande ebenſowenig Berückſichtigung gefunden haben, 
wie der erſt durch den Berichtigungsbeſchluß vom 27. November 
1907 herzugebrachte Inhalt der Protokollanlage vom 2. Ok⸗ 
tober 1907. Allein dieſe Mängel und die darin gegebene 
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Verletzung des 8 313 rechtfertigen nicht die Aufhebung ber 
angefochtenen Entſcheidung, weil dieſe nicht darauf beruht (vgl. 
88 549, 551). Durch die bezeichnet? Art der Darſtellung 
des Sach⸗ und Streitſtandes iſt namentlich der Überblick über 
das der Prüfung der Entſcheidung zugrunde zu legende Partei⸗ 
vorbringen weder unmöglich gemacht noch auch nur derart er⸗ 
ſchwert, daß das Reviſionsgericht die Prüfung nicht mit ge⸗ 
nügender Sicherheit vornehmen könnte. Es kommt in Betracht, 
daß das in den vorbereitenden Schriftſätzen enthaltene Vor⸗ 
bringen im weſentlichen nur Tatſachen enthält, die lediglich als 
Indizien für und gegen die Richtigkeit der den einzigen Angriff 
der Kläger auf den Vertrag vom 16. Juli 1901 enthaltenden 
Behauptung in Frage kommen, daß ſich J. damals in einem 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krank⸗ 
hafter Störung der Geiſtestätigkeit befunden habe. J. c. J., 
U. v. 26. Sept. 08, 565/07 V. — Breslau. 

24. 58 367 ff. ZPO. Einholung und Benutzung fach⸗ 
behördlicher Gutachten.] 

Der Angriff der Reviſion iſt unbegründet. Die Einholung 
und Benutzung fachbehördlicher Gutachten, vorliegend mehrerer 
Gutachten der Königlich Preußiſchen Wiſſenſchaftlichen Deputation 
für das Medizinalweſen, als urkundlicher Belege wiſſenſchaft⸗ 
licher Auffaſſung wird durch die ZPO. zugelaſſen, wie bereits 
der VI. und VII. 35. des RG. in Seufferts Arch. Bd. 46 
Nr. 26 und in RG. 44, 151 zutreffend dargelegt hat. S. c. H., 
U. v. 9. Okt. 08, 521/07 III. — Celle. 

25. 8 722 ZPO. verb. mit 8 129 Abſ. 4 HGB. Voll⸗ 
ſtreckungsurteil gegen eine aufgelöſte Handelsgeſellſchaft. Vor⸗ 
handenſein von Vermögen einer ſolchen. Anſpruch gegen einen 
Geſellſchafter, wenn die Geſellſchaft verurteilt iſt.] 

Mit der im Oktober 1905 bei dem LG. in D. erhobenen 
Klage hat der Kläger beantragt, die Zwangsvollſtreckung aus 
einem öſterreichiſchen Urteile für zuläffig und dieſes Urteil 
wegen der angegebenen Beträge für vollſtreckbar zu erklären. 
Das OLG. wies ab, das RG. hob auf: Wenn, wie in dem 
Urteile des erkennenden Senats vom 20. März 1900 — RG. 46, 
39 ff. — dargelegt iſt, die Klage gegen die im Laufe des 
Verfahrens erloſchene Geſellſchaft, nicht mehr gegen die Geſell⸗ 
ſchaft als ſolche fortgeſetzt werden kann, ſo muß um ſo mehr 
die Erhebung der Klage gegen die nicht mehr vorhandene 
Geſellſchaft ausgeſchloſſen ſein. Dabei kann unerörtert bleiben, 
ob und welchen Einfluß es etwa auf den Rechisbeſtand des 
öſterreichiſchen Urteils haben könnte, wenn ſchon bei deſſen Er⸗ 
laſſung eine prozeßfähige Geſellſchaft nicht mehr vorhanden 
war. Der Reviſionskläger führt aus, nachdem einmal ein 
gegen die Geſellſchaft als ſolche ergangenes rechtskräftiges 
Urteil vorliege, müſſe ohne weitere Prüfung der Partei⸗ und 
Prozeßfähigkeit auch das Vollſtreckungsurteil erlaſſen werden, 
geradeſo wie im gleichen Falle für ein deutſches Urteil die 
Vollſtreckungsklauſel zu erteilen wäre. Ob die Vollſtreckung 
tatſächlich ausführbar ſei, zeige ſich erſt im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren. Allein dieſe Erwägung trifft keinesfalls zu, wenn 
zur Erlangung der Vollſtreckungsklauſel die Erhebung einer 
Klage nötig iſt. Denn die Zuläſſigkeit einer jeden Klage ſetzt 
voraus, daß ſie ſich gegen einen parteifähigen, alſo rechts⸗ 
fähigen Beklagten richtet. Gegen eine nicht mehr beſtehende 
Geſellſchaft aber kann ebenſowenig Klage erhoben werden, wie 


Auriſiſge Wocgenſgeift 


N 20. 1908. 
gegen eine verſtorbene natürliche Perſon. Zu beanſtanden iſt 
aber die Annahme des Berufungsgerichts, auf der es ſeine 


Eniſcheidung aufbaut. Zwar nicht ſowohl deswegen, weil das 


Berufungsgericht die Rechtsverhältniſſe der Geſellſchaft nach 
dem öſterreichiſchen HGB. beurteilt hat. An ſich if dies 
allerdings rechtes irrig, denn die hier in Betracht kommenden 
Fragen find nach deutſchem Recht zu beurteilen, für fie iſt das 
Perſonalſtatut der Geſellſchaft maßgebend. Es iſt indeſſen 
nicht erſichtlich, daß der ſofort aufzuzeigende Mangel des 
Berufungsurteils mit der Anwendung des in Oſterreich gelten 
den Allgem. Deutſch. HGB. zuſammenhängt. Dieſer Mangel 
zeigt ſich im folgenden: Feſt ſteht, daß die Geſellſchaft S. & Co. 
durch Vertrag vom 2. November 1904 ihr Geſchäft mit Aktwen 
und Paſſiden auf eine Aktiengeſellſchaft übertragen und dieſe 
dagegen den Inhabern der Firma 190 Stück ihrer (neu aus⸗ 
zugebenden) Aktien und rund 900 E bar gewährt hat. Die 
Geſchäftsübereignung und die Gewährung. der Gegenleiſtung 
ſoll noch vor Erlaſſung des öſterreichiſchen Urteils, jedenfalls 
aber vor Anſtellung der gegenwärtigen Vollſtreckunge klage voll⸗ 
endet geweſen ſein. Daraus zieht das Berufungsgericht den 
Schluß, daß zu dieſer Zeit ungeteiltes Geſellſchafts vermögen 
nicht mehr vorhanden geweſen ſei. Als rechtsirrig bezeichnet 
es die Behauptung des Klägers, die den Inhabern gewährten 
Aktien nebſt Bargeld ſeien Geſellſchaftsvermögen der Firma 
S. & Co. geworden; die Gegenleiſtung ſei vielmehr in das 
Privatvermögen der früheren Geſellſchafter gefallen. Für dieſe 
Anſicht beruft ſich das Berufungsgericht auf Lehmann⸗Ning, 
Anm. 1 zu 8 158 HGB., und gibt damit deutlich zu erkennen, 
daß es nicht etwa eine tatſächliche Feſtſtellung für den vor⸗ 
liegenden Fall treffen, ſondern einen allgemein gültigen Rechts⸗ 
ſatz aueſprechen will. Ein ſolcher Rechtsſatz exiſtiert jedoch 
nicht. Wenn eine offene Handelsgeſellſchaft ihr Geſchäft mit 
Aktiven und Paſſiven veräußert, ſo wird man hierin unbedenk⸗ 
lich zugleich die Auflöſung der Geſellſchaft finden können, und 
eine Liquidation hat in dieſem Falle natürlich nicht ſtattzufinden, 
wohl aber eine Auseinanderſetzung unter den Geſellſchaftern. 
Solange dieſe nicht vollendet iſt, gilt die Geſellſchaft gemäß 
88 158, 156 HGB. Dritten gegenüber als fortbeſtehend, fie 
kann nach wie vor ſelbſtändig klagen und verklagt werden. 
Nun kann ja bei der Geſchäftsveräußerung die Sache ſo liegen, 
daß die Anteils berechtigung der einzelnen Geſellſchafter am 
Geſchäft und an der Gegenleiſtung bereits feſtſteht, und der 
Übernebmer angewieſen wird, jedem Geſellſchafter den ihm 
gebührenden Teil der Gegenleiſtung unmittelbar zu übertragen; 
dann wird natürlich das Empfangene Sondereigentum des 
Geſellſchafters. Dieſen Fall haben Lehmann⸗Ring an der er⸗ 
wähnten Stelle im Auge. So kann, muß aber nicht die 
Geſchäftsveräußerung ſich abwickeln. Es iſt auch ſehr wohl 
möglich, daß die Geſellſchafter über den Veräußerungs vertrag 
einig ſind, nicht aber über die Verteilung des Erwerbspreiſes 
unter ſich. Dann iſt natürlich der Erwerbspreis zu Händen 
der Geſellſchaft zu zahlen, er iſt und bleibt ungeteiltes 
Geſellſchaftsvermögen, bis die Geſellſchafter ihn untereinander 
geteilt haben. — Im vorliegenden Falle nun ift in dem Ber 
trage vom 2. November 1904 nur geſagt, daß die über⸗ 
nehmende Aktiengeſellſchaft „den Inhabern der veräußernden 
Firma“ gewiſſe Leiſtungen gewähre. Nicht erwähnt iſt da⸗ 


27. Jahrgang. 


gegen, in welchem Verhältniſſe die Inhaber anteils berechtigt 
ſeien, ja, es ſind nicht einmal die Namen der Inhaber genannt. 
Es fehlt an jedem Anhaltspunkte dafür, daß die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft ihrerſeits die gewährten Aktien je in beſtimmter Zahl 
den einzelnen Geſellſchaftern übergeben ſollte und übergeben 
hat, oder daß, wann und wie in anderer Weile eine Aus⸗ 
einanderſetzung unter den Geſellſchaftern ſtattgefunden habe. 
Hiernach aber iſt die Annahme des Berufungsgerichts, daß zur 
Zeit der Klageerhebung ungeteiltes Geſellſchafts vermögen nicht 
mehr vorhanden geweſen ſei, offenbar von dem als irrig er⸗ 
wieſenen Rechtsſatze weſemlich beeinflußt, und es iſt deshalb 
das Berufungsurteil, ſoweit es die Geſellſchaft als ſolche 
betrifft, aufzuheben und die inſoweit noch nicht zur Entſcheidung 
reife Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Unbegründet 
iſt dagegen die Reviſion inſoweit, als die gegen den Geſell⸗ 
ſchafter S. perſönlich gerichtete Klage abgewieſen iſt. Das 
Urteil in der Hauptſache iſt nur gegen die Geſellſchaft als 
ſolche ergangen; aus einem ſolchen Schuldtitel aber findet die 
Zwangsvollſtreckung gegen die Geſellſchafter nicht ſtatt. 8 129 
Abf. 4 HGB. Hieran würde ſich auch nichts ändern, wenn 
ſich herausſtellen ſollte, daß die Geſellſchaft ſchon zur Zeit der 
Erlaſſung des Urteils in der Hauptſache nicht mehr exiſtiert 
hat, denn daraus läßt ſich nicht die Folgerung ziehen, daß 
das Urteil nun fo angeſehen werden muß, insbeſondere in 
Anſehung der Zwangsvollſtreckung, als ſei es gegen die 
früheren Geſellſchafter perſönlich ergangen. Der erkennende 
Senat hat es — in dem oben erwähnten Urteile vom 
20. März 1900 — für zuläſſig erklärt, daß, wenn im Laufe 


des Rechtsſtreits die Geſellſchaft zu exiſtieren aufhört, der 


Rechtsstreit gegen die bisherigen Geſellſchafter fortgeſetzt wird. 
In ſolchem Falle ergeht aber ſelbſtverſtändlich das Urteil nicht 
gegen die Geſellſchaft als ſolche, ſondern gegen die einzelnen 
Geſellſchafter, und iſt dann auch gegen dieſe vollſtreckbar. Da⸗ 
gegen iſt es ausgeſchloſſen, daß das gegen die Geſellſchaft als 
ſolche ergangene Urteil gegen die einzelnen Geſellſchafter für 
vollſtreckbar erklärt wird. Die ZPO. enthält eine derartige 
Beſtimmung nicht, und das HGB. — 5 129 Abſ. 4 — vers 
ordnet geradezu das Gegenteil. F. c. S., U. v. 25. Sept. 08, 
169/08 VII. — Hamm. 

26. 8 917 Abſ. 2 ZPO. Hat Agypten im Sinne von 
8 917 Abſ. 2 ZPO. als Ausland zu gelten?] 

Es unterliegt keinem Bedenken, daß Aaypten trotz der dort 
zur Ausübung gelangenden deutſchen Konſulargerichts barkeit im 
Sinne der Vorſchrift des 8 917 Abſ. 2 ZPO. als Ausland 
zu gelten hat. Die von der Reviſion in Bezug genommene 
Bemerkung der Begründung zur ZPO. hat keine Aufnahme in 
das Geſetz gefunden und iſt deshalb von dem Berufungsgericht 
mit Recht für unbeachtlich erklärt worden. K. c. K., U. v. 
1. Okt. 08, 435/08 IV. — Nürnberg. 

Konkursordnung. 

27. 88 30, 31, 32, 41 KD. Anfechtung, je nachdem 
Kenntnis der Zahlungseinſtellung oder Begümſtigungsabſicht 
vorliegt.] 

Das Berufungsgericht zieht aus dem 8 33 KO. die 
Folgerung, daß die Anfechtung aus 8 30 Nr. L nicht ſtatt⸗ 
findet, wenn die Zahlungseinſtellung länger als ſechs Monate 
vor der Konkurseröffnung eingetreten iſt; es hätte demnach 
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auch feſtſtellen müſſen, daß letzteres zutrifft. Die Rechte 
anſchauung des Berufungsgerichts kann indeſſen nicht gebilligt 
werden. Weder aus dem 8 30 noch aus dem 8 33 KO. 
läßt ſich ein Rechtsſatz des bezeichneten Inhalts ableiten. Der 
8 30 Nr. 2 ſtellt, wenn ein Gläubiger nach oder in den letzten 
10 Tagen vor der Zahlungseinſtellung die dort bezeichnete 
ſog. inkongruente Deckung erhalten hat, gewiſſe Vermutungen 
auf: es wird vermutet, daß dem Gläubiger die Zahlungs⸗ 
einſtellung bekannt war, und es wird weiter vermutet, daß der 
Gemeinſchuldner in der Abſicht gehandelt hat, ihn vor den 
übrigen Gläubigern zu begünſtigen, und daß er dieſe Abſicht 
gekannt hat. Nach beiden Richtungen muß der Gläubiger 
ſeine vermutete Kenntnis widerlegen; gelingt ihm der Ent⸗ 
laſtungsbeweis nach der einen, nicht auch nach der andern 
Richtung, fo iſt die Anfechtung gleichwohl begründet. Eine 
zeitliche Schranke für die Anfechtbarkeit ſetzt der 8 30 Nr. 2 
überhaupt nicht. Wenn nun der 8 33 beſtimmt, daß Rechts: 
handlungen, welche früher als ſechs Monate vor der Eröffnung 
des Verfahrens erfolgt ſind, „aus dem Grunde einer Kenntnis 
der Zahlungseinſtellung“ nicht angefochten werden können, ſo 
läßt dieſe Faſſung des Geſetzes keinen Zweifel über ſeine Be⸗ 
deutung. Einmal geht aus ihr hervor, daß es nicht auf die 
Zeit der Zahlungseinſtellung, ſondern auf die Zeit der an⸗ 
gefochtenen Rechtshandlung ankommt. Freilich ſchlägt der 8 33 
nur ein, wenn die Zahlungseinſtellung früher als ſechs Monate 
vor der Konkurseröffwung erfolgt iſt, weil eben ſogar die ans 
gefochtene Nechtshandlung früher erfolgt fein muß, und weil 
dieſe mit Kenntnis der Zahlungseinſtellung nur nach, nicht 
vor der Zahlungseinſtellung vorgenommen ſein kann. Dagegen 
findet die Folgerung, daß im Falle einer über ſechs Monate 
vor der Konkurseröffnung erfolgten Zahlungseinſtellung die 
Anfechtung aus 8 30 Nr. 2 ausgeſchloſſen ſei, in den Worten 
des Geſetzes keine Stütze. Die entgegenſtehende Ausführung 
der Motive zum 8 26 (älterer Faſſung) kann nicht hierher 
verwertet werden, denn fie iſt, wie Jäger. KD. Anm. 1 zu 888 
zutreffend darlegt, wörtlich aus den Motiven zu 8 32 des 
Entwurfs einer Gemeinſchuldordnung entnommen, und nach dieſem 
Entwurf ſollte die Anfechtung „aus dem Grunde der Zahlungs: 
einſtellung“ ausgeſchloſſen ſein, wenn ſie, die Zahlungseinſtellung, 


früher als ſechs Monate vor der Eröffnung des Verfahrens 


erfolgt war. Die geänderte Faſſung des geltenden Geſetzes 
verbietet es, die Anfechtung deshalb auszuſchließen, weil die 
Zahlungseinſtellung über ſechs Monate vor der Konkurs⸗ 
eröffnung erfolgt if. Sodann ſpricht der 8 33 nur von der 
Anfechtung aus dem Grunde einer Kenntnis der Zahlungs⸗ 
einſtellung, ſchließt alſo nur dieſen Anfechtungsgrund aus. Nun 
enthält aber jede Aufechtung aus 8 30 Nr. 2 kraft der geſetz⸗ 
lichen Vermutung zugleich die Anfechtung „aus dem Grunde 
einer Kenntnis der Begünſtigungsabſicht“ des Gemeinſchuldners, 
und von dieſem Anfechtungsgrunde iſt in 8 33 überhaupt keine 
Rede, er kann alſo auch nicht durch dieſe Geſetzes beſtimmung 
für den Fall einer über ſechs Monate zurückliegenden Zahlungs⸗ 
einſtellung ausgeſchloſſen fein. Das Ergebnis, daß die Kenntnis 
der Zahlungsemſtellung als Anfechtungsgrund auszuſcheiden 
hat, wenn ſechs Monate nach der angefochtenen Rechts handlung 
das Verfahren noch nicht eröffnet iſt, während im gleichen Falle 
die Kenntnis der Begünſtigungsabſicht als Anfechtungsgrund 
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beſtehen bleibt, mag auf den erſten Blick wenig befriedigend 
erſcheinen, läßt ſich aber ſehr wohl rechtfertigen. Im Falle 
einer auf die Benachteiligung der Gläubiger gerichteten Abſicht 
des Gemeinſchuldners (5 31 Nr. 1 KO.) iſt die Anfechtung erſt 
nach 30 Jahren ausgeſchloſſen (8 41 Abſ. 1 Satz ). Nun 
beſteht gewiß zwiſchen dieſer Abſicht und der Abſicht, einen 
Gläubiger zu begünftigen, ein weſentlicher Unterſchied, aber 
immerhin auch eine gewiſſe Verwandtſchaft, die es rechtfertigt, 
den letzteren Anfechtungsgrund nicht ſchon durch den Ablauf 
von ſechs Monaten hinfällig werden zu laſſen. Die Befürchtung 
einer daraus folgenden ungemeſſenen zeitlichen Ausdehnung der 
Anfechtbarkeit aus 8 30 Nr. 2 widerlegt ſich aus dem Ans 
fechtungstatbeſtande ſelbſt: die Rechtshandlung muß in zeitlichem 
Zuſammenhange mit der Zahlungseinſtellung ſtehen, wobei 
natürlich nicht an eine beliebige, wieder beſeitigte Zahlungs⸗ 
einſtellung zu denken iſt, ſondern nur an eine ſolche, auf die 
die ſpätere Konkurseröffnung zurückzuführen iſt. Steht aber 
der innere Zuſammenhang zwiſchen Zahlungseinſtellung und 
Konkurseröffnung feſt, dann iſt kein ausreichender Grund er⸗ 
ſichtlich, die Anfechtung einer nach oder hoͤchſtens 10 Tage vor 
der Zahlungseinſtellung vom Gemeinſchuldner in der dem 
Gläubiger bekannten Abſicht, ihn zu begünſtigen, vorgenommenen 
Rechtshandlung deshalb auszuſchließen, weil ſechs Monate nach 
der Zahlungseinſtellung das Konkursverfahren noch nicht eröffnet 
war. Der Sengt verkennt nicht, daß dieſe Erwägungen nicht 
in allen Punkten mit der Begründung, die der VI. ZS. feinem 
Urteile vom 10. März 1890 VI. 324/89 (RG. 25, 86) gegeben, 
in Einklang ſtehen. Zur Anrufung der Ver S. beſteht jedoch 
kein Anlaß. Denn dort beruhte die Anfechtung auf der ver⸗ 
muteten Kenntnis der Zahlungseinſtellung. Dieſe kann auch 
vorliegendenfalls nicht als Anfechtungsgrund verwertet werden, 
darin iſt dem Berufungsgerichte beizutreten. Als rechtsirrig 
erachtet der Senat die Anſicht des Berufungsgerichts nur 
inſoweit, als es auch den Anfechtungsgrund der Kenntnis der 
Begünſtigungsabſicht ausſchließt, und dieſen Fall hat der 
VI. 85. ausdrücklich von der Erörterung ausgeſchieden. Konk. 
H. c. F., U. v. 2. Okt. 08, 549/07 VII. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. | 

28. 8 346 HGB. in Berbindung mit 88 133, 157 BGB. 
Handelsbrauch.] 

Der Satz, welchen der Berufungsrichter dahin aufſtellt, 
daß ein Handelsbrauch nicht bindend ſei, wenn eine Partei 
nach Abſchluß des Vertrags widerſpricht, iſt unrichtig. Ver⸗ 
träge find fo auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rüdficht 
auf die Verkehrsſitte es erfordern (8 157 BGB.). Zur Ver⸗ 
kehrsſitte gehört aber ein Handelsbrauch (8 346 HGB.). Auf 
dieſer Grundlage iſt der Wille zu erforſchen, den die Parteien 
bei Abſchluß des Vertrages gehabt haben (8 133 BGB.). 
Darauf kommt es aber nicht an, ob eine Partei nicht die Ab⸗ 
ſicht gehabt hatte, ſich einer Verkehrsſitte oder einem Handels⸗ 
brauch zu unterwerfen, wenn dieſe Abſicht nicht beim Vertrags⸗ 
ſchluß in einer dem Gegner erkennbaren Weiſe hervorgetreten 
iſt; denn es iſt die Verkehrsſitte und der Handelsbrauch dann 
zum Vertragsinhalt geworden (vgl. hierüber Staub (8) 8 346 
Anm. 9). Nachträgliche einſeitige Parteierklärungen können den 
Inhalt des Vertrages nicht ändern. G. e. V., U. v. 
6. Okt. 08, 129/08 IT. — Frankfurt. 
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Wechſelordnung. 

39. Art. 4, 7 WO. Ummöglicher Zahlungstag.] 

Da der Auftrag des Ausſtellers an den Bezogenen nur 
auf Zahlung nach der Ausſtellung gehen kann, fo kann die 
Zahlungszeit nicht vor der Zeit der Ausſtellung liegen. Ein 
Wechſel, der eine vor dieſer Zeit liegende Zahlungszeit angibt, 
enthält eine Unmöglichkeit im Willen des Ausſtellers. Die 
Angabe eines ſolchen nach dem Begriffe des Wechſels undenk⸗ 
baren Zahlungstages ſteht der gänzlichen Unterlaſſung der 
Angabe gleich und macht den Wechſel, weil ihm ein weſentliches 
Erfordernis fehlt, gemäß Art. 7 WO. nichtig. Hierbei find 
lediglich die aus dem Wechſel erſichtlichen Zeitangaben maß⸗ 
gebend. Es kommt nicht darauf an, ob ſie auf einem Irrtum 
oder Schreibfehler beruhen oder dem wahren Willen desjenigen, 
der ſie auf den Wechſel ſetzte, entſprechen. Auch in dieſem 
Falle enthält der Wechſel einen wechſelrechtlich unmöglichen 
Zahlungstag. O. c. B., U. v. 19. Sept. 08, 400/08 I. — 
Hamburg. 

Seerecht. 

30. 8 749 HGB. verb. mit Strandungsordnung vom 
17. Mai 1874. Anwendung des Geſetzes auch auf Kriegs⸗ 
ſchiffe! 

Der Fiſchdampfer „Georg Siebs“ hat in der Weſer⸗ 
mündung eine in der See treibende Pontonſcheibe angetroffen 


und fie unter Lebensgefahr feiner Beſatzung nach mühfeligen 


Arbeiten ans Tau genommen, um ſie in Sicherheit zu bringen. 
Die Scheibe war zu Schießübungen der deutſchen Marine be⸗ 
nutzt worden, hatte ſich aber infolge ſtürmiſchen Wetters von 
dem ſchleppenden Tender gelöſt und war ins Treiben gekommen. 
Als der Fiſchdampfer mit der Scheibe nach Geeſtemünde zurück⸗ 
fuhr, begegnete ihm beim Roteſand⸗Leuchtturm der Tender „Ulan“, 
deſſen Kommandant die Auslieferung verlangte. Das Strand⸗ 


amt zu G. billigte der Beklagten als Eigentümerin des Dampfers 


„Georg Siebs“ einen Bergelohn von 5 100 & zu. Der Fiskus 
hat den Beſcheid innerhalb der Ausſchlußfriſt des 8 39 Abſ. 2 
StrandO. durch Klage beim LG. zu V. angefochten. Durch 
Zwiſchenurteil hat das LG. erkannt, daß der Anſpruch der 
Beklagten gegen den Kläger auf Bergelohn dem Grunde nach 
gerechtfertigt ſei. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: In materiell⸗ rechtlicher Beziehung geht das OLG. 
mit Recht davon aus, daß der Reeder des Fiſchdampfers 


„Georg Siebs“ einen begründeten Anſpruch auf Gewährung 
eines angemeſſenen, nach 8 749 HGB. zu beſtimmenden Berge⸗ 


lohns hat. Es folgt dies aus 8 21 StrandO., der, wenn 


„ein verlaſſenes Schiff oder ſonſtige beſitzlos gewordene 
Gegenſtände in offener See treibend“ von einem Fahrzeuge 


geborgen werden, den Bergern Anſpruch auf Bergelohn nach 


den Vorſchriften des Allgem. Deutſch. HGB. Buch 5 Tit. 9 


gibt. Nach Art. 3 EG HGB. vom 10. Mai 1897 find inzwiſchen 
an die Stelle dieſes Titels die Vorſchriften des 8. Abſchnittes 
des 4. Buches des neuen HGB. getreten, alſo die 88 740 


bis 753, von denen 8 749 durch das Geſetz vom 2. Juni 1902 


(RGBl. S. 221) eine, im einzelnen hier nicht weiter inter⸗ 


eſſierende Abänderung erfahren hat. Die Aufſtellung, daß ſich 


8 4 Strand O. nicht auf Kriegsſchiffe und folglich § 21 nicht 
auf das Zubehör eines Kriegsſchiffes erſtrecke, iſt unrichtig. 
Das 4. Buch des HGB. handelt allerdings nur von Schiffen, 
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die zum Erwerbe durch die Seeſchiffahrt beſtimmt find (8 474). 
Die Strand. aber ſpricht ſchlechtweg von Schiffen, und das 
RG. hat ſchon 1896 ausgeſprochen, daß ihre Vorſchriften ſogar 
auf Schiffe, die nicht Seeſchiffe find, Anwendung finden (RG. 
38, 86). Es würde auch offenſichtlich den Zwecken, die die 
StrandD. insbeſondere mit den Beſtimmungen der 88 4 flg., 
20 und 21 verfolgt, zuwiderlaufen, wenn man den Schiffen 
der deuiſchen Wehrmacht oder ſonſtigen nicht zum Erwerbe bes 
ſtimmten Regierungsfahrzeugen eine Ausnahmeſtellung geben 
und ihnen bei Seeunfällen den erforderlichen allgemein rechtlichen 
Schutz vor Beraubung und Plünderung verſagen wollte. Da⸗ 
durch, daß der „Georg Siebs“ den Ponton ins Schlepptau 
nahm, wurde dieſer freilich noch nicht „geborgen“, d. h. „in 
Sicherheit gebracht“ (vgl. 8 740 HGB.). Wohl aber dadurch, 
daß der „Ulan“ den Ponton dem „Georg Siebs“ abnahm 
und ihn ſeinerſeits nach Wilhelmshaven brachte. Daß der 
„Georg Siebs“ die Arbeit des völligen Einſchleppens in einen 
Hafen, die er unternommen hatte, nicht ſelbſt zu Ende gebracht 
hat, iſt ein Umſtand, der auf die Bemeſſung des Bergelohns 
Einfluß haben mag, der aber den Anſpruch ſelbſt nicht beſeitigt, 
da die Arbeit nur deswegen unvollendet geblieben iſt, weil ſich 
ein Vertreter des Eigentümers ſchon vor dem Hafen zur Über 
nahme des Beſitzes bereit fand und ſie forderte. Marinefis kus 
c. S., U. v. 23. Sept. 08, 571/07 I. — Eelle. 

Verſicherungsrecht. 

31. 5 167 Geſetz über den Verſicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908. Zur Auslegung der Frage, wem die Ver⸗ 
ſicherungsſumme gebührt, wenn die Erben in der Police bes 
nannt find.] 

Der am 6. September 1905 verſtorbene Ehemann der 
Klägerin, über deſſen Nachlaß am 14. Oktober 1905 das 
Konkursverfahren eröffnet worden iſt, hatte bei der Beklagten 
Lebensverſicherung in der Art genommen, daß die Verſicherungs⸗ 
ſumme im Falle ſeines Todes an ſeine Erben ausgezahlt werden 
ſollte. Eine letztwillige Verfügung hat er nicht hinterlaſſen. 
Als geſetzliche Erbin war allein die Klägerin berufen, die aber 
am 10. September 1905 die Erbſchaft ausgeſchlagen hat. uber 
ihr Vermögen iſt ebenfalls, und zwar ſchon am 31. Auguſt 1905, 
das Konkursverfahren eröffnet worden. Sie nimmt die Ver⸗ 
ſicherungsſumme für ſich in Anſpruch. Die Beklagte, die zur 
Auszahlung der Verſicherungsſumme an ſich bereit iſt, die 
Empfangs berechtigung der Klägerin aber bezweifelt, hat der 
Klage widerſprochen. Beklagte wurde verurteilt, ihre Berufung 
und Reviſion wurde zurückgewieſen: Zwei Fragen find es, von 
deren Beantwortung die Entſcheidung des Rechtsſtreits abhängt, 
und die auch beide in den Vorinſtanzen zur Erörterung gelangt 
find. In erſter Reihe nämlich kann der Zweifel entſtehen, ob 
die in den Verſicherungsvertrag aufgenommene Beſtimmung des 
Verſicherungsnehmers P., daß die Verſicherungsſumme an feine 
Erben ausgezahlt werden ſolle, den Ausdruck des Willens 
bildet, daß die Verſicherungsſumme den Erben als ſolchen zus 
fließen, alſo ein Teil des Nachlaſſes ſein ſolle, oder ob das 
Wort „Erben“ nur zur Bezeichnung derjenigen Perſon oder 
Perſonen diente, welchen die Verſicherungsſumme nicht als 
Nachlaß des Verſicherungsnehmers, ſondern unmittelbar als 
bezugs berechtigten Dritten im Sinne des 8 330 BGB. ge 
bühren ſollte. Mit dieſer Frage hat ſich das RG. für einen 
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inſoweit gleichen Fall bereits in dem Urteile vom 5. Januar 
1906 (KG. 62, 259) beſchäftigt. Damals wie jetzt hatte das 
Berufungsgericht die Vertragsbeſtimmung in dem letztgedachten 
Sinne ausgelegt. Das NG. bezeichnete dieſe Auslegung als 
rechtlich möglich und mit der anderen gleichberechtigt. Davon 
iſt auch für den gegenwärtigen Streitfall auszugehen. Das 
Berufungsgericht hat für feine Auslegung eine ſchlüſſige, aus 
den Umſtänden des Falles entnommene, insbeſondere auch auf 
die Ergebniſſe des erhobenen Beweiſes geſtützte Begründung 
gegeben. Es war ſich, wie ſeine Ausführungen zeigen, der 
Möglichkeit der entgegengeſetzten Auslegung wohl bewußt, hat 
ſich aber aus Gründen, die dem Gebiete der Tatſachenwürdigung 
angehören, für die vorhin gedachte Auslegung entſchieden, die 
deshalb, als rein tatſächliche Feſtſtellung des Vertrags willens, 
der Nachprüfung durch das Nepiſionsgericht nicht zugänglich iſt. 
Steht hiernach feſt, daß die Verſicherungsſumme nicht in die 
Erbſchaft fiel, ſondern daß der Anſpruch auf ſie unmittelbar 
und kraft eigenen Rechtes derjenigen Perſon gebührt, auf die 
die Bezeichnung mit dem Worte „Erben“ zutrifft, ſo erhebt 
ſich die zweite Frage, ob mit dieſem Worte, wie das Be⸗ 
rufungsgericht annimmt, lediglich der gemeint iſt, der im Zeit⸗ 
punkte des Todes des Verſicherungsnehmers als deſſen Erbe 
berufen war, oder, wie die Beklagte meint, derjenige, welcher 
auch wirklich ſein Erbe geworden iſt. Wäre freilich auf den 
vorliegenden Fall bereits das noch nicht in Kraft getretene 
Geſetz über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 ans 
wendbar, ſo würde die Entſcheidung des Berufungsgerichts 
kaum einem Bedenken begegnen können. Der 5 167 Abſ. 1 
dieſes Geſetzes beſtimmt: Soll bei einer Kapitalverſicherung die 
Leiſtung des Verſicherers nach dem Tode des Verſicherungs⸗ 
nehmers erfolgen und iſt die Zahlung an die Erben ohne 
nähere Beſtimmung bedungen, fo find im Zweifel diejenigen, 
welche zur Zeit des Todes als Erben berufen ſind, nach dem 
Verhältnis ihrer Erbteile bezugsberechtigt. Eine Ausſchlagung 
der Erbſchaft hat auf die Berechtigung keinen Einfluß. Die 
Begründung hierzu (Reichstagsdruckſ. S. 214, zu 8 164 des 
Entw.) äußert ſich dahin, daß dieſe Regelung dem mutmaß⸗ 
lichen Willen des Verſicherungsnehmers (der der ent⸗ 
ſcheidende auch vom Standpunkte des Vertrags iſt, RG. 62, 
259) entſpreche. Iſt dies richtig, ſo kommt zu den Erwägungen, 
auf die das Berufungsgericht ſeine Auslegung gründet, noch 
eine bedeutungsvolle Stütze hinzu. Aber auch ohnedies gilt 
hier von der Auslegung alles das, was vorhin bezüglich der 
erſten Frage geſagt worden iſt. Das Berufungsgericht iſt, 
auch hier auf Grund tatſächlicher Erwägungen, zu der Feſt ⸗ 
ſtellung gelangt, daß nach dem mit dem Worte „Erben“ kund⸗ 
gegebenen Willen des Verſicherungsnehmers diejenige Perſon, 
welche als ſein Erbe im Zeitpunkte ſeines Todes berufen ſein 
würde, die Verſicherungsſumme erhalten ſollte, auch wenn fie 
die Erbſchaft ausſchlüge, und daß er hierbei gerade die 
Klägerin im Auge gehabt hat. Dieſe Auslegung, deren 
rechtliche Möglichkeit, zumal angeſichts der erwähnten Be⸗ 
ſtimmung des Geſetzes vom 30. Mai 1908, keinem Bedenken 
unterliegen kann, iſt für die Reviſionsinſtanz maßgebend. Ver⸗ 
gebens verſuchte die Reviſion den Nachweis einer rechtsirrigen 
Auffaſſung, auf der die Auslegung des Berufungsgerichts 
beruhe, indem ſie auf die in dem Urteile des RG. vom 
87 
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22. November 1904 (DIZ. 05, 123°) enthaltene Bemerkung 
über die Notwendigkeit gleichmäßiger (nicht von Fall zu Fall 
verſchiedener) Auslegung der „allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen“ der einzelnen Verſicherungsgeſellſchaften hinweiſt. 
Die Reviſion will aus dieſer Bemerkung folgern, daß auch 
eine in den Verficherungsvertrag aufgenommene Beſtimmung 
der hier in Rede ſtehenden Art nicht Gegenſtand einer in jedem 
Einzelfalle beſonders feſtzuſtellenden Auslegung ſein könne, 
ſondern als „typiſche“ Willenserklärung einen für alle Fälle 
gleichbleibenden Sinn haben müſſe. Allein was von der Aus⸗ 
legung der „allgemeinen Verſicherungsbedingungen“ gilt, kann 
nach der Natur der Sache nicht auf die gerade dem beſonderen 
Gebiete des einzelnen Falles angehörige Beſtimmung des Be⸗ 
zugs berechtigten übertragen werden. Soweit dieſe Beſtimmung 
das Gewollte zweifelhaft läßt, muß eine auf den Einzelfall 
gerichtete Auslegung Platz greifen. N. c. P., U. v. 9. Okt. 08, 
552/07 VII. — Berlin. 

Haftpflichtgeſetz. 

32. 8 1 HaftpflG. Betriebsunfall (Glätte der Tritt⸗ 
bretter der Perſonenwagen bei Schneewetter oder Glatteis⸗ 
bildung).] 

Es iſt rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht für die 
Annahme eines Betriebsunfalles im Sinne des § 1 Haftpfl®. 
das Erfordernis aufſtellt, daß der Eiſenbahnunfall durch aus⸗ 
ſchließlich dem Eiſenbahnbetriebe eigentümliche, mit anderen 
Beförderungsmitteln nicht verbundene Gefahren verurſacht fein 
müſſe, um den Schadenserſatzanſpruch des genannten Geſetzes 
zu begründen. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt vom RG. wiederholt 
abgelehnt worden (RG. 52, 92; JW. 01, 427; Warneyer, 
Ergänzung zum Jahrb. 1908 Nr. 444), ſie iſt im Geſetze nicht 
begründet, das nur einen inneren und äußeren Zuſammenhang 
mit den Betriebsvorgängen und den Betriebseinrichtungen vor⸗ 
ausſetzt (vgl. RG. 55, 231). Dem Berufungsgericht iſt auch 
darin nicht beizutreten, daß die Glätte der Trittbretter der 
Perſonenwagen bei Schneewetter oder Glatteisbildung keine be⸗ 
ſondere Gefahr der Eiſenbahnbetriebseinrichtungen bilde; denn 
die hohen, ſteilen und ſchmalen Stufen der Trittbretter erhöhen 
die durch die Glatteisbildung oder Schneeglätte an ſich er⸗ 
zeugten Gefahren; dieſe ihre Eigenſchaft iſt aber eine Be⸗ 
ſonderheit der Eiſenbahnbetriebsmittel. Insbeſondere iſt es 
aber rechtlich zu beanſtanden, wenn das Berufungsgericht das 
Aus ſteigen der Reiſenden aus den Wagen des ordnungsmäßig 
auf der Station haltenden Zuges nicht zu jenen Betriebs⸗ 
vorgängen gehörig erachtet, die die Beförderungstätigkeit der 
Eiſenbahn betreffen, ſo daß ein dabei ſich ereignender Unfall 
ohne weiteren Nachweis als mit dem Betriebe zuſammen⸗ 
hängend anzuſehen iſt und von dem Eiſenbahnunternehmer be⸗ 
ſondere Umſtände dargetan werden müſſen, um dieſen Zuſammen⸗ 
hang im Einzelfalle zu widerlegen, ſondern einen beſonderen 
Nachweis dieſes Zuſammenhanges vom Kläger verlangt. Es 
iſt bereits erörtert, daß, wenn der Kläger auf dem Trittbrette 
des Wagens, weil ſich auf dieſem Glätte gebildet hatte, aus⸗ 
gerutſcht iſt, damit der urſächliche Zuſammenhang des Unfalls 
mit den Betriebseinrichtungen der Eiſenbahn gegeben iſt. Aber 
es iſt vom RG. auch in widerholten neueren Entſcheidungen 
ausgeſprochen worden, daß die Beförderung des Reiſenden erſt 
für abgeſchloſſen zu erachten iſt, wenn er den Wagen verlaſſen 
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hat, und daß daher Unfälle, die beim Ausſteigen aus dieſem 
ſich ereignen, auch ohne weiteren Nachweis des urſächlichen 
Zuſammenhanges mit einer beſonderen Betriebsgefahr zu 
den „bei dem Betriebe“ der Eiſenbahn vorkommenden Un⸗ 
fällen zu rechnen find. (JW. 03, 40315; 04, 484°; 06, 57558; 
Warneyer, Ergänzungsbd. z. Jahrb. der Entſch. 1908 Nr. 20 
und Nr. 444; bei der einſchränkend gefaßten Entſcheidung 
IW. 07, 3151 handelte es ſich nicht um den Gegenſatz 
zwiſchen Beförderungstätigkeit und Ein⸗ und Ausſteigen, ſondern 
um denjenigen zwiſchen erſteren und den Vorgängen auf dem 
Bahnſteige nach dem Verlaſſen des Zuges.) Der erkennende 
Senat hält an dieſer Auffaſſung feſt. K. c. Preuß. E.⸗Fiskus, 
U. v. 24. Sept. 08, 601/07 VI. — Cöln. 

33. 8 1 HaftpflG. in Verb. mit 8 44 der Eiſenbahn⸗ 
verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899. Verletzung eines 
Reiſenden, der ſich bei der Beförderung lebender Tiere zu deren 
Beaufſichtigung im Tierwagen befand.] 

Der Kläger reiſte Ende September 1906 von Marſeille 
nach Aachen, wo er in einem Zirkus als Kunſtreiter auftreten 
ſollte. Zur Verwendung hierbei führte er zwei abgerichtete 
Pferde mit ſich und war von einem zu deren Pflege an⸗ 
genommenen Wärter T. begleitet. Zuſammen mit dieſem hielt 
ſich der Kläger während der Fahrt durch Frankreich und Belgien 
bis zur deutſchen Grenzſtation Herbesthal dauernd in dem 
Wagen auf, in dem die Pferde befördert wurden. Als dieſer 
am 2. Oktober 1906 zum Zweck der Einſtellung in einen nach 
Aachen fahrenden Zug in Herbesthal auf einem Rangiergleis 
fand, ftieß wider ihn mit großer Heftigkeit ein anderer Bahn 
wagen, der auf dem Gleis beim Rangieren in Bewegung geſetzt 
worden war. Hierdurch erlitt der Kläger, der ſich bei ſeinen 
Pferden befand, eine ſchwere Verletzung an der linken Hand, 
auch wurde das eine Pferd beſchädigt. Er fordert für die 
Folgen des Unfalls Schadenserſatz vom Beklagten. Die von 
dem Beklagten gegen das ihn verurteilende Erkenntnis des 
OLG. eingelegte Reviſion wurde zurückgewieſen: Der Beklagte 
hat nicht in Zweifel gezogen, daß der Vorgang, bei dem der 
Kläger körperlich verletzt worden iſt, als Betriebsunfall im 
Sinne von § 1 HaſtpflG. anzuſehen iſt; er beſtreitet aber 
das Recht des Klägers auf Schadenerſatz, weil durch deſſen 
eigene Schuld der Unfall verurſacht worden ſei. Inſoweit wird 
geltend gemacht, der Kläger ſei nicht befugt geweſen, ſich in 
dem Wagen, in dem ſeine Pferde befördert wurden, aufzuhalten, 
er hätte, wenn er die Tiere begleiten wollte, einen ihn dazu 
ermächtigenden Ausweis löſen müſſen, das habe er aber nicht 
getan, auch Fahrkarten habe er für ſich und T. erſt nach dem 
Unfall zur Reiſe von Herbesthal nach Aachen gelöſt. Danach 
habe er unrechtmäßigerweiſe ſich unter verbotswidriger Tiber- 
ſchreitung der Bahngleiſe in den Wagen, in dem ſich die Pferde 
befanden, begeben und dort aufgehalten. Dieſer Einwand iſt 
von der Vorinſtanz durchaus mit Recht als unbegründet an⸗ 
geſehen worden. Nach 8 44 Abſ. 4 Eiſenb VerkO. iſt die 
Eiſenbahnverwaltung berechtigt, bei der Beförderung lebender 
Tiere Begleitung durch von dem Verfrachter zu ſtellende 
Perſonen zu verlangen, die ihren Platz in dem zur Beförderung 
der Tiere dienenden Wagen zu nehmen und die Tiere während 
des Transports zu beaufſichtigen haben. Vgl. dazu noch 8 8 
der Bekanntmachung des RK. vom 13. Juli 1879 (3ůBl. für 
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das Deutſche Reich, 1879 S. 479 ff.) Es ift das, wie der 
Inhalt der angeführten Beſtimmungen ohne weiteres ergibt, 
eine Maßnahme, die mindeſtens auch dem Intereſſe der Bahn⸗ 
verwaltung dienen ſoll. Der Kläger hatte keinen Grund, daran 
zu zweifeln, daß ihm als dem Eigentümer der beſonders wert⸗ 
vollen Pferde von der Bahnverwaltung geſtattet werde, ſich 
während der Einrangierung des in Rede ſtehenden Wagens, 
ſei es allein oder zuſammen mit T., bei ſeinen Pferden auf⸗ 
zuhalten und die Aufficht über fie zu führen, es iſt auch von 
dem Beklagten gar nicht behauptet worden, daß dies dem 
Kläger verſagt worden ſein würde. In Frage kommt alſo nur 
der Umſtand, daß der Kläger unterlaſſen hat, von ſeiner Ab⸗ 
ſicht, während der Rangierung bei ſeinen Pferden zu bleiben, 
der Bahnverwaltung Mitteilung zu machen. Es muß aber 
ſchon bedenklich fallen, hierin ein Verſchulden zu erblicken. Der 
Kläger durfte, auch wenn ihm die einſchlagenden pofitiven Be⸗ 
ſtimmungen, die betreffs der Beförderung lebender Tiere in der 
Bekanntmachung des RK. vom 13. Juli 1879 getroffen ſind, 
nicht bekannt waren, ohne weiteres davon ausgehen, daß der 
ſeine Pferde enthaltende Wagen bei den Rangierungsarbeiten 
mit Vorſicht behandelt werden würde, ſo daß er, wenn er ſich 
in dem Wagen befinde, nicht gefährdet ſei, auch wenn er zu 
dieſem Aufenthalt keine beſondere Zuſtimmung der Bahn⸗ 
verwaltung einhole. Übrigens iſt aber nicht feſtgeſtellt, auch 
gar nicht behauptet, daß der Unfall ſich nicht oder nicht ſo wie 
geſchehen, zugetragen hätte, wenn der Kläger vor dem Betreten 
des Wagens dieſe Zuſtimmung eingeholt hätte, es kann das 
auch nicht angenommen werden, da davon ausgegangen werden 
muß, daß die Beamten und Arbeiter der Eiſenbahn auf die 
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Beobachtung der in $ 7 der angezogenen Bekanntmachung ge⸗ 


troffenen Beſtimmungen auch dann Bedacht nehmen, wenn ſie 
nicht wiſſen, daß in einem zu rangierenden mit Großvieh be⸗ 
ladenen Wagen ſich auch Menſchen zur Beauffichtigung der 
Tiere befinden, übrigens liegt auch nichts dafür vor, daß die 
mit den hier in Frage befangenen Rangierungsarbeiten befaßten 
Bahnbeamten von der Anweſenheit des Klägers bzw. des 
Wärters T. in dem Wagen keine Kenntnis gehabt haben und 
dadurch bezüglich ihres Verhaltens bei der Rangierungsarbeit 
irgendwie beeinflußt worden find. Der von dem Beklagten 
beſonders betonte. Umſtand, daß der Kläger, wenn er behufs 
perſönlicher Begleitung der Pferde in dem Viehwagen die Reiſe 
nach Aachen zurücklegen wollte, eines gegen Entgelt zu löſenden 
Ausweiſes bedurft hätte und ſich einen ſolchen nicht verſchafft 
habe, iſt für die Beurteilung des Rechts ſtreits ohne Bedeutung. 
Denn abgeſehen davon, daß ſich der Unfall während der Ein⸗ 
rangierung des Viehwagens in einen erſt zuſammenzuſtellenden 
Zug auf dem Bahnhofe Herbesthal ereignet hat, und es jeden⸗ 
falls zweifelhaft erſcheinen muß, ob der Kläger ſchon dafür, 
daß er zu dieſer Zeit behufs Überwachung der Pferde in dem 
Wagen Aufenthalt nahm, zu einer Bezahlung hätte angehalten 
werden können, iſt, wie ſich aus den vorſtehenden Darlegungen 
ohne weiteres ergibt, nicht anzunehmen, daß die dem Kläger 
ſchuldgegebene Unterlaſſung für den Verlauf des Unfalls oder 
den Umfang des Schadens urſächlich geworden ſei. Jener 
Umſtand könnte nur von Einfluß ſein, ſoweit die Klage auf 
einen die Beförderung der Perſon des Klägers betreffenden 
Vertrag geſtützt würde, nicht aber für die auf 8 1 HaftpflG. 
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geſtützten Anſprüche des Klägers. Diefer hat aber in feinen 
in der Berufungsinſtanz in erſter Reihe geſtellten Anträgen 
nur Anſprüche geltend gemacht, die durch die Vorſchriſten des 
Haftpfl G. begründet werden. Preuß. Eiſ.⸗Fiskus c. A., U. v. 
28. Sept. 08, 24/08 VI. — Cöln. 

Betriebsordnung für die Haupteiſenbahnen 
Deutſchlands vom 5. Juli 1872 und Eiſenbahn⸗Bau⸗ 
und Betriebsordnung vom 4. November 1904 in Ver⸗ 
bindung mit Art. 42 der Verfaſſung des Deutſchen 
Reichs. 

34. Verpflichtung zur Anlegung von Schutzwehren.] 

Nach Art. 42 RV. verpflichten ſich die Bundesregierungen, 
die deutſchen Eiſenbahnen im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs 
wie ein einheitliches Netz verwalten und zu dieſem Behuf auch 
die neu herzuſtellenden Bahnen nach einheitlichen Normen an⸗ 
legen und ausrüſten zu laſſen. Nach Art. 43 dieſer Verfaſſung 
ſollen demgemäß in tunlichſter Beſchleunigung übereinſtimmende 
Betriebseinrichtungen getroffen, ins beſondere gleiche Bahnpolizei⸗ 
reglements eingeführt werden und hat das Reich dafür Sorge 
zu tragen, daß die Eiſenbahnverwaltungen die Bahnen jederzeit 
in einem die nötige Sicherheit gewährenden baulichen Zuftande 
erhalten und dieſelben mit Betriebsmaterial ſo ausrüſten, wie 
das Verkehrsbedürfnis es erheiſcht. Demgemäß ſind, wie früher 
die Bahnpolizeireglements vom 29. Dezember 1871 (RGBl. von 
1872 S. 34) und 30. November 1885 (RGBl. S. 289), die 
Betriebsordnung für die Haupteiſenbahnen Deutſchlands vom 
5. Juli 1892 (RGBl. S. 691) und die Eiſenbahn⸗Bau⸗ und 
Betriebsordnung vom 4. November 1904 (RGBl. S. 387) 
erlaſſen worden. Wenn nach 8 4 Abſ. 2 BetrO. vom 
5. Juli 1892 zwiſchen der Eiſenbahn und Wegen, welche un⸗ 
mittelbar neben derſelben in gleicher Ebene oder höher liegen, 
Schutzwehren erforderlich ſind und wenn nach 8 18 Abſ. 2 
der Etſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904 
hinſichtlich der Hauptbahnen an Wegen, die unmittelbar neben 
der Bahn und gleich hoch oder höher liegen, Schutzwehren an⸗ 
zulegen find, ſo richten ſich dieſe Vorſchriften, wie der Zuſammen⸗ 
hang mit der Reichsverfaſſung und der Inhalt dieſer Be⸗ 
ſtimmungen ſelbſt, welche den Zuſtand der Bahn und die Bahn⸗ 
anlage betreffen, dartun, an die Eiſenbahnen ſelbſt und nicht 
etwa an die benachbarten Grundeigentümer. Der Umſtand, daß 
jene Ordnungen außerdem noch Beſtimmungen für das Publikum 
enthalten, iſt um ſo gleichgültiger, als aus dieſen letzteren Be⸗ 
ſtimmungen für die Auslegung jener Vorſchriften ſich überhaupt 
nichts ergibt. Preuß. Eiſ.⸗Fis. e. G., U. v. 2. Okt. 08, 
572/07 III. — Darmſtadt. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

35. 59 Abſ. 1 Ziff. 3 Waren ZG. Auslegung des $ 9. 
Eintragung des Wortes „Urquell“ als Warenzeichen für 
Siphons.] 

Die Entſcheidung der beiden Vorinſtanzen beruht auf An⸗ 
wendung des § 9 Abſ. 1 Ziff. 3 Waren G.; beide Vorder⸗ 
richter haben angenommen, das Warenzeichen der Beklagten 
„Urquell“ für Siphons ſei trügeriſch im Sinne dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift. Das OLG. hat als gerichtskundig feſtgeſtellt, das 
Bier trinkende und Bier vertreibende Publikum verſtehe unter 
Urquell nur das vom Bürgerlichen Bräuhauſe in Pilſen gebraute 
Bier und nehme an, daß, wenn auf Fäſſern, Flaſchen und dergl. 

87* 


a st 


692 

dieſes Wort angebracht ſei, das Gefäß Bier aus dem Bürger: 
lichen Bräuhauſe enthalte. Nun ſei, wie das OL. weiter 
ausgeführt hat, der Beklagten das Wort „Urquell“ ganz 
allgemein für Siphons als Warenzeichen eingetragen, Siphons 
würden aber nicht nur zur Aufnahme von Selterswaſſer, ſondern 
auch zur Aufbewahrung von Bier ſeit langer Zeit hergeſte llt 
und benutzt, die Beklagte ſelbſt habe in ihrer Reklamebroſchüre 
die von ihr hergeſtellten Bierſiphons empfohlen. Unausbleiblich 
werde das Publikum beim Erblicken der Siphons der Beklagten 
mit dem Zeichen Urquell meinen, ſie enthielten Bier aus dem 
Bürgerlichen Bräuhauſe, was aber nicht der Fall ſein müſſe, 
da ſie auch zur Aufnahme von anderem Bier verwendet werden 
könnten. Vergeblich greift die Beklagte die auf dieſer Begründung 
beruhende Entſcheidung als rechtsirrig an. Der 8 9 Abi. 1 
Ziff. 3 Waren 3G. ſtellt für feine Anwendung zwei Erforderniſſe 
auf, einmal muß der Inhalt des Zeichens den tatſächlichen 
Verhältniſſen nicht entſprechen und ſodann muß hierdurch die 
Gefahr einer Täuſchung begründet fein. Ob dieſe Erforderniſſe 
vorliegen, iſt, wie das Geſetz ſelbſt ſagt, nach den Umſtänden 
des Falles zu beantworten, und kommen, namentlich was den 
Inhalt des Zeichens betrifft, alle Momente in Betracht, die 
für die Beurteilung der Ware, für die das Zeichen eingetragen 
iſt, von Bedeutung ſein können, alſo nicht allein die Beſchaffenheit, 
ſondern auch die Zweckbeſtimmung der Ware und zwar ſo, 
wie ſie nach der Auffaſſung beteiligter Verkehrskreiſe durch den 
Inhalt des Zeichens erkennbar gemacht wird. Verſteht aber 
nun, wie feſtgeſtellt iſt, das beim Bierverbrauch in Betracht 
kommende Publikum unter „Urquell“ das aus dem Bürger⸗ 
lichen Bräuhauſe in Pilſen ſtammende Bier, und werden, wie 
ebenfalls feſtſteht, bereits ſeit längerer Zeit Siphons zum Auf: 
bewahren und Ausſchänken von Bier benutzt, ſo iſt, wenn weiter 
berückſichtigt wird, daß das Warenzeichen für Bier nicht auf 
dem Bier ſelbſt angebracht werden kann, vielmehr, abgeſehen 
von Geſchäftsbriefen und Reklameſchriften und dergl., regel- 
mäßig auf den das Bier enthaltenden Gefäßen angebracht wird, 
der Schluß unabweislich, daß das Bier trinkende Publikum in 
mit Urquell bezeichneten Siphons Siphons erblickt, die zur 
Aufnahme von Bier des Bürgerlichen Bräuhauſes dienen und 
ſolches Bier enthalten. Da aber die Siphons der Beklagten 
auch anderes Bier enthalten können, ſo entſpricht hiernach der 
Inhalt des auf ihnen angebrachten Zeichens Urquell nicht den 
tatfächlichen Verhältniſſen, und daß es die Gefahr einer Täuſchung 
begründet, ergibt ſich aus dem Vorgeſagten von ſelbſt. Der 
Einwand der Beklagten, fie beabſichtige die Bezeichnung Urquell 
nur für ſolche Siphons zu verwenden, die zur Aufnahme von 
Mineralwäſſern und kohlenſaurem Waſſer beſtimmt ſeien und 
eine von den zur Aufnahme von Bier dienenden Siphons ab- 
weichende innere Einrichtung hätten, iſt von dem OLG. zutreffend 
mit der tatſächlichen Erwägung ausgeräumt, die Beklagte ſei 
jederzeit in der Lage, auch Bierſiphons mit dem Zeichen Urquell 
zu verſehen, und habe durch die ſchlechthin für Siphons erfolgte 
Anmeldung ihres Warenzeichens nach außen hin zu erkennen 
gegeben, daß ſie das Zeichen nicht lediglich für Selterswaſſer⸗ 
ſiphons zu führen beabſichtige. Gegenüber der im öffentlichen 
Intereſſe gegebenen Löſchungsklage der Z ff. 3 kann endlich die 
Beklagte ſich nicht darauf berufen, daß der Händler, der einen 
mit Urquell bezeichneten Siphon mit nicht aus dem Bürger⸗ 
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lichen Bräuhauſe ſtammenden Bier füllen oder ſo verkaufen 
würde, gegebenenfalls das Zeichenrecht des Klägers verletzen 
würde, da hierdurch die Möglichkeit einer ſolchen trügeriichen 
Verwendung des Zeichens nicht aus geſchloſſen wird. R. & Co. 
c. B. B., U. v. 29. Sept. 08, 114/08 II. — Dresden. 

Geſetz betr. die Abzahlungsgeſchäfte vom 16. Mai 
1894. 

36. Natur des Abzahlungsgeſchäfts. Es iſt für die An 
wendung des Geſetzes nicht notwendig, daß das Abzahlungs⸗ 
geſchäft den ausſchließlichen Gegenſtand eines Vertrags blldet.] 

Die Reviſion der Klägerin iſt nicht gerechtfertigt. Gemäß 
Vertrag mit der Klägerin vom 10. April 1900, mietete Be⸗ 
Hagter bis zum 31. März 1908 das Wirstichaftslofal „J.“ 
und mehrere Wohnräume zum jährlichen Mietpreiſe von anfangs 
4 700, ſpäter 4 800 & ſowie das Reſtaurationsinventar zum 
monatlichen Mietpreiſe von 20 *. Zugleich übernahm er die 
Verpflichtung, in dem Mietlokale nur beſtimmte Bierſorten zu 
verſchenken und dieſe ausſchließlich von der Klägerin zu beziehen. 
Nach 8 9 des Vertrages war Klägerin zur ſofortigen Auf⸗ 
hebung des Vertrages berechtigt, wenn der Beklagte mit der 
Bezahlung der Lokalmiete und der Bierſchuld oder der Monats⸗ 
zahlung der Inventarmiete ganz oder teilweiſe mehr als 
10 Tage im Rückſtande blieb. Nach 8 11 des Vertrages 
zahlte Klägerin nach Maßgabe des Bierbezuges beſtimmte 
Bonifikationen. Nach Entnahme und Bezahlung voller 3 333 ¼ hi 
Bier ſollte Beklagter das Recht haben, an Stelle der Bar⸗ 
bonifikationen die unentgeltliche Uberlaſſung des Reſtaurations⸗ 
inventars zum Eigenbeſitze zu verlangen. Beklagter hat eine 
Kaution von 500 & beſtellt. Am 22. Auguſt 1905 war 


„Beklagter mit verſchiedenen Zahlungen im Rückſtande. Klägerin 


beamragte im Wege der Klage Räumung, Zahlung ihrer 
Forderung, die fie ſchließlich auf einen Reſtbetrag von 161,944 
berechnete, ſowie Feſtſtellung, daß dem Beklagten ein Anſpruch 
auf Eiſtattung von 7 500 & Amortiſation gegen fie nicht 
zuſtehe. Der Beklagte beantragte Klagabweiſung und erhob 
Widerklage, mit der er die Anſprüche auf Rückzahlung der 
Kaution von 500 / und weiter auf 8263,56 4 geltend 
machte, die er als Amortiſationsraten zum Zwecke der Er⸗ 
werbung des Inventars mittels Aufſchlages auf den Bierpreis 
gezahlt haben wollte. Das LG. hat ihm die beiden Beträge 
mit zuſammen 8 763,56 & zugebilligt, davon die unſtreitige 
Forderung der Klägerin mit 2 412,19 & abgezogen und die 
Klägerin für den Reſt von 6 351,37 & zur Zahlung an den 
Widerkläger beziehungsweiſe ſeine Gläubiger verurteilt, im 
übrigen aber Klage und Widerklage abgewieſen. Auf die 
Berufung der Klägerin hat das OLG. dem Beklagten (Wider⸗ 
Häger) 3170 & weniger zugeſprochen, im übrigen die Be 
rufung der Klägerin zurückgewieſen. Das Berufungsurteil iſt 
von der Klägerin lediglich mit der Begründung angefochten, zu 
Unrecht ſei auf den Vertrag bezüglich der Miete des Reſtaurations⸗ 
inventars das Geſetz betreffend die Abzahlungsgeſchäfte vom 
16. Mai 1894 angewandt worden. Dieſer Angriff kann als 
begründet nicht anerkannt werden. Der Vertrag der Parteien 
enthält drei wirtſchaftlich zuſammenhängende, aber rechtlich 
verſchiedene Verträge, nämlich den Mietvertrag über die Räume, 
den Mietvertrag über das Reſtaurationsinventar und den 
Bierabnahmevertrag. Die gemeinſame wirtſchaftliche Zweck⸗ 
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beftimmung der drei Verträge hindert ihre rechtliche Selb: 
ſtändigkeit und demgemäß ihre verſchiedene rechtliche Beurteilung 
je nach ihrer Eigenart nicht. Die Anwendung des Geſetzes 
betreffend die Abzahlungsgeſchäfte bedingt nicht, daß das Ab⸗ 
zahlungsgeſchäft den ausſchlie ßlichen Gegenſtand eines Vertrages 
bildet, ſondern es greift auch dann Platz, wenn es mit anderen 
Geſchäften zuſammenhängt, vorausgeſetzt, daß es rechtlich 
ſelbſtändig und von den übrigen Geſchäften trennbar iſt. Dies 
iſt aber hier der Fall, wie das Berufungsgericht zutreffend an⸗ 
genommen hat. Auch die Vorausſetzungen des bezogenen 
Geſetzes im Sinne des von dem Berufungsgerichte angewandten 
86 ſind rechtlich einwandfrei und mit hinreichender Begründung 
feſtgeſtellt. In Auslegung des Vertrages und in näherer 
tatſächlicher Würdigung der Umſtände des Falles hat das 
Berufungsgericht als erwieſen angeſehen, nach der Vertrags⸗ 
abſicht der Parteien habe dem Beklagten der Erwerb des 
Eigentums an dem mietweiſe übergebenen Inventar zum Preiſe 
von 10 000 & durch Teilzahlungen in Form des Aufſchlages 
von 3 & pro hl auf den Bierpreis ermöglicht werden ſollen. 
Dieſer Erwerb des Inventars ſei für den Beklagten auch kein 
Nebenpunkt, ſondern mit Rückſicht auf den Anſchaffungspreis 
des Inventars von 22 000 & von erheblicher wiriſchaftlicher 
Bedeutung geweſen. Mit Recht iſt es auch für unerheblich 
erachtet, daß die Auſſchläge auf den Bierpreis nicht ausdrücklich 
als Teil zahlungen auf den Kaufpreis bezeichnet ſeien; denn 
nach den 988 133 und 157 BGB. kommt es nicht auf den 
Wortlaut des Vertrages, ſondern auf die Vertragsabſicht der 
Vertragſchließenden an. Ebenſowenig ſchloß der Umſtand, daß 
dem Beklagten das Wahlrecht zwiſchen den ſogenannten Boni⸗ 
Nationen und dem Inventar zuſtand, die Natur eines Ab⸗ 
zahlungsgeſchäftes aus. Nach dem 86 a. a. O. iſt nicht 
einmal erforderlich, daß dem Empfänger der Sache ein Recht 
eingeräumt iſt, ſpäter deren Eigentum zu erwerben. Endlich iſt 
auch vom Berufungsgerichte feſtgeſtellt, die Klägerin habe in Aus⸗ 
übung des vertraglichen ausbedungenen Rücktrittsrechts wegen 
nichtpünktlicher Mietzahlung das Inventar wieder an ſich ge⸗ 
nommen und fie ſei damit vom Vertrage zurückgetreten. 8 5 a. a. O. 
AG. K. c. K., U. v. 25. Sept. 08, 77/08 II. — Naumburg. 

Brauſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 

37. 8 6 Brauſteuer. Begriff des „Rechnungs jahres“. 
Berechnung der geſetzlichen „10 Kilometerem fernung“. 

Es handelt fi im vorliegenden Rechts ſtreit um zwei, den 
9 6 des Brauſteuergeſetzes vom 3. Juni 1906 betreffende 
Streitfragen. Nach dem Geſetze wegen Erhebung der Brau⸗ 
ſteuer vom 31. Mai 1872 betrug die Steuer für den Doppel⸗ 
zentner Malz 4 4. Das neue Geſetz hat es bei dieſem Satze 
nur für die erſten 250 Doppelzentner des Geſamtgewichts der 
in einem Brauereibetrieb innerhalb eines Rechnungsjahres 
ſteuerpflichtig gewordenen Brauſtoffe belaſſen; dagegen beträgt 
die Steuer für die nächſten 250 Doppelzentner 4,50 4, 
für die folgenden 500 Doppelzentner 5 4, für die folgenden 
1000 Doppelzeniner 5,50 &, und ſteigt dam weiter in 
Staffeln von je 1 000 Doppelzentner bis zum Höchſibetrag 
von 10 & für jeden Doppelzentner. Die Klägerin hat im 
Juli 1906 in ihrem B.er Betriebe 842,50 Doppelzentner 
Brauſtoffe verwendet und hat dieſe unſtreitig nach Maßgabe 
des am 1. Juli 1906 in Kraft getretenen neuen Geſetzes zu 
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verſteuern. Im vorausgehenden Vierteljahre, 1. April bis 
1. Juli 1906, hatte fie 2 888 Doppelzentner verbraut. Es 
fragt ſich nun I., ob bei Feſtſtellung der Steuer für die im 
Juli 1906 verbrauten Stoffe die im vorausgehenden Viertel⸗ 
jahre ſteuerpflichtig gewordenen Stoffe einzurechnen ſind oder 
nicht. Den erſteren Standpunkt vertritt die Steuerbehörde, und 
beide Vorinſtanzen find ihr beigetreten. Die Reviſion muß 
inſoweit ohne Erfolg bleiben. Die Steuer iſt nach 8 6 Abſ. 1 
des Geſetzes vom 3. Juni 1906 von dem Gewichte der „inner⸗ 
halb eines Rechnungs jahres“ ſteuerpflichtig gewordenen Brau⸗ 
ſtoffe zu erheben. Daß hier unter dem Rechnungsjahr das 
Etatsjahr für den Reichshaus halt, das am 1. April beginnt, 
zu verſtehen iſt, hat das Berufungsgericht zutreffend angenommen. 
Wollte man unter dem Rechnungsjahr das Geſchäfts jahr jeder 
einzelnen Brauerei verſtehen, ſo würde ſich für das erſte, unter 
das neue Geſetz fallende Jahr das ganz unannehmbare Er⸗ 
gebnis herausſtellen, daß zwei Brauereien von gleichem Geſamt⸗ 
jahresverbrauch ganz verſchiedene Steuerbeträge zahlen müßten, 
wenn das Geſchäftsjahr der einen am 1. Januar, das der 
anderen am 1. Juli beginnt. Auch emſpricht es nicht dem 
Sprachgebrauche, daß das Geſchäftsjahr eines Brauereibetriebs 


als Rechnungsjahr bezeichnet wird, wohl aber iſt der Ausdruck 


in den Reichs geſetzen feſtſtehende Bezeichnung für ein Etats jahr 
des Reichs haushalts, in welchem Sinne er auch unzweifelhaft 
im 8 26 Brauſteuer B. gebraucht if. — Die bier fireitige 
Frage konnte nun nur für das Rechnungsjahr 1906 entſtehen, 
mit Rückſicht darauf, daß das Geſetz erſt am 1. Juli 1906 in 
Kraft getreten iſt. Dieſer Umſtand ſteht indeſſen der Ein⸗ 
rechnung der im vorausgehenden Vierteljahre verbrauchten Stoffe 
nicht im Wege, vielmehr entſpricht die Einrechnung ſchon dem 
Wortlaute des Geſetzes. Wollte man den Geſetzestext in An- 
wendung auf das Jahr 1906 formulieren, ſo würde er zu 


lauten haben: Vom 1. Juli an beträgt die Steuer für jeden 


Doppelzentner des Geſamtgewichts der innerhalb des laufenden 
Rechnungs jahres — alſo ſeit 1. April — ſteuerpflichtig ges 
wordenen Brauftoffe uſw. Dem kann nicht entgegengehalten 
werden, daß von einer Steuerpflicht im Sinne des neuen 
Geſetzes für die Zeit vor dem 1. Juli 1906 nicht geſprochen 
werden könne. Steuerpflichtig waren Malz und Zucker nach 
dem alten Geſetze ebenſogut wie nach dem neuen, geändert iſt 
nur der Steuerſatz in einer Weiſe, daß Brauereien mit größerem 
Verbrauch ſtärker herangezogen werden, als die kleinen Brauereien. 
Das Geſetz vom 3. Juni 1906 iſt auch nicht ein neues Geſetz, 
ſondern es iſt an dieſem Tage ein Geſetz wegen Anderung 
des Brauſteuergeſetzes ergangen (RGBl. S. 620, 622), durch 
deſſen Art. III der Reichskanzler ermächtigt wurde, das Geſetz 
vom 31. Mai 1872 in der Faſſung, die ſich aus den be⸗ 


ſchloſſenen Anderungen und bei Berückſichtigung der veränderten 


Währung und des veränderten Sprachgebrauchs ergab, als 
„Brauſteuergeſetz“ vom 3. Juni 1906 bekannt zu machen. 
Folgerungen, die vielleicht bei Neueinführung einer Steuer auf 
bisher ſteuerfreie Stoffe gerechtfertigt wären, laſſen ſich deshalb 
hier an das Inkrafttreten des Geſetzes erſt nach Beginn des 
Rechnungs jahres nicht knüpfen. Es kann auch nicht geſagt 
werden, daß durch die vom Berufungsgerichte gebilligte Be⸗ 
rechnung das Geſetz mit rückwirkender Kraft angewandt werde. 
Von nachträglicher Beſteuerung der vor dem 1. Juli 1906 ver⸗ 


694 
brauchten Stoffe ift keine Rede. Und wenn für die Berechnung 
des Steuerſatzes für die nach dem 1. Juli ſteuerpflichtig ge⸗ 
wordenen Stoffe in der Vergangenheit liegende Umſtände heran⸗ 
gezogen werden, ſo liegt hierin ebenſowenig eine Rückwirkung, 
wie etwa in der Berechnung nach dem Verbrauch des letzten 
oder dem Durchſchnittsverbrauch mehrerer verfloſſener Jahre. 
2. Nach § 6 Abſ. 2 des neuen Geſetzes find die beiden in der 
Hand der Klägerin befindlichen Brauereien im Sinne des Abſ. 1 
als ein Brauereibetrieb anzuſehen, wenn ſie ein wirtſchaftlich 
zuſammengehöriges Unternehmen bilden, oder wenn ſie nicht 
über 10 km voneinander entfernt liegen. Die Steuerbehörde 
betrachtet beide Betriebe als ein zuſammengehöriges Unter⸗ 
nehmen. Das Berufungsgericht hat dieſen Streitpunkt offen 
gelaſſen; es erachtet die Behandlung der beiden Brauereien als 
einen Betrieb ſchon deshalb für geboten, weil ſie unſtreitig in 
der Luftlinie nicht über 10 km voneinander entfernt ſind, 
während es auf die (unſtreitig über 10 km betragende) Ent⸗ 
fernung auf der nächſten Straße oder Eiſenbahn nicht ankomme. 
In dieſem Punkte vermochte der Senat der Entſcheidung des 
Berufungsgerichts nicht beizutreten. Der Wortlaut des Geſetzes 
iſt mit beiden Auffaſſungen gleich gut verträglich; die Abſicht 
des Geſetzes dagegen ſpricht nicht gegen, ſondern für den Stand⸗ 
punkt der Klägerin. Nach den Motiven liegt der geſetzgeberiſche 
Grund für die Beſtimmung in der Erwägung. daß eine gewiſſe 
gegenſeitige Abhängigkeit der mehreren Betriebe voneinander 
angenommen werden kann bei Brauereien, deren Entfernung 
voneinander fo kurz iſt, daß ein gegenſeitiger Verkehr, ins⸗ 
beſondere ein Verkehr mit Geſpann, ohne Schwierigkeit und 
ohne erheblichen Zeitaufwand möglich iſt. Ein Geſetz aber, das 
auf die Leichtigkeit des Verkehrs, insbeſondere mit Geſpann, 
Gewicht legt, kann bei Feſtſtellung der Entfernung, bei der 
ſolch leichter Verkehr noch anzunehmen ſei, ſchwerlich die Luft⸗ 
linie im Auge haben. Andererſeits läßt ſich nicht verkennen, 
daß die Entfernung in der Luftlinie ein für allemal feſtſteht, 
während die Verkehrswege Anderungen unterliegen können. Auch 
ſoll nicht unerwähnt bleiben, daß die Motive zu § 6 Brauſteuer G. 
auf eine ähnliche Beſtimmung des Württembergiſchen Bierſteuer⸗ 
geſetzes verweiſen, und daß die Vollzugsverfügung hierzu die 
Bemeſſung der Entfernung nach der Luftlinie vorſchreibt. Ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht iſt jedoch hierauf nicht zu legen. Denn 
einmal iſt nach dem Württembergiſchen Geſetz die Entfernung, 
bei welcher Einheit der Betriebe angenommen werden ſoll, nur 
auf 5 km feſtgeſetzt, es betrifft alſo auch bei Berechnung nach 
der Luftlinie nur Betriebe, die immerhin noch nahe beiein⸗ 
ander liegen; zum andern iſt nicht abzuſehen, warum der Bundesrat, 
wenn er die Beſtimmung in 8 6 Abi. 2 ebenſo verſtanden willen 
wollte, nicht auch eine entſprechende Vorſchrift erlaſſen hat. 
Nach alledem ſprechen überwiegende Gründe für die von der 
Klägerin vertretene Berechnungsweiſe der maßgebenden Ent⸗ 
fernung, und es war deshalb in dieſem Punkte die Reviſion 
für begründet anzuſehen. B. c. Hamburgiſcher Fiskus, U. v. 
29. Sept. 08, 532/07 VII. — Hamburg. 

II. Das Preußiſche Recht. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

38. Abſ. 6 der Tarifſtelle 73. n 
5 Eine Anzahl Grundbeſitzer räumten der Klägerin das aus⸗ 
ſchließliche Recht ein, auf ihren Grundſtücken zu ſchürfen und 
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die dabei zum Aufſchluß gelangenden Lager von Kali⸗, Steim⸗ 
und beibrechenden Salzen zu gewinnen und ſich anzueignen. 
Die zu zahlenden Entſchädigungen und Markgelder ſollten nach 
Maßgabe der Oberflächenbeteiligungen auf die jeweiligen Be⸗ 
ſitzer des betreffenden Bohrbezirks verteilt werden und die Aus⸗ 
zahlung ſollte nur an einen zu dieſem Zweck von den beteiligten 
Grundbeſitzern beſonders Bevollmächtigten erfolgen. Dann 
folgt eine Vollmachtserteilung für alle im 8 13 vorgeſehenen 
Fälle ſowie für die Eintragungen und Löſchungen des ding⸗ 
lichen Rechts im Grundbuch. Endlich hatte die Unternehmerin 
zur Sicherheit derjenigen Grundbeſitzer, mit denen die Unter⸗ 
nehmerin gleiche Verträge abgeſchloſſen hatte oder abſchließen 
würde, wegen der denſelben aus dieſen Verträgen erwachſenden 
Anſprüche eine fernere Sicherheit von 50 000 & zu hinterlegen. 
Auf dieſe Sicherheit, die nur einmal für alle Vertragſchließenden 
des Kreiſes, ſoweit fie zu den untenbezeichneten 52 Gemeinden 
gehören, belegt wird, ſollten die Beſtimmungen des $ 5 An- 
wendung finden. Die Grundbefitzer erteilten ſchließlich dem 
Landrat unwiderrufliche Vollmacht, die Rückzahlung der Kaution 
zu veranlaſſen. Die Stempelſteuerbehörde verlangte für die 
erſte Vollmacht der Grundbeſitzer 17 mal den Vollmachtsſtempel 
zu 1,50 & mit 25,50 & und für die zweite Vollmacht 19 mal 
den Vollmachtsſtempel zu 1,50 & mit 28,50 &. Die Klägerin 
zahlte, behauptet aber, in jedem der einzelnen Fälle nur einmal 
zur Zahlung verpflichtet zu fein. Klage, Berufung und Revifion 
wurden zurückgewieſen: 1. Mit Recht macht der Berufungs⸗ 
richter in Übereinſtimmung mit dem erſten Richter hinſichtlich 
der mehrfachen Erhebung des Vollmachtsſtempels für die im 
§ 14 des Vertrages erteilte Vollmacht geltend, daß, ſoweit die 
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lichen Rechts im Grundbuch Vollmacht erteilten, von einer 
Rechtsgemeinſchaft keine Rede fein könne, weil die Grundſtücke 
nicht in eine Geſellſchaft eingebracht ſeien, daß daher jeder 
Grundbefitzer jedenfalls inſoweit bei der Vollmachtserteilung 
völlig ſelbſtändig der Klägerin gegenüberſtehe. Die einzelnen 
Grundbeſitzer, jeder für ſich, haben jene Vollmacht erteilt, wie 
der Wortlaut des 8 14 unwiderleglich ergibt und wie auch 
nicht anders ſein kann, da für die Bildung einer Geſellſchaft, 
in welche die einzelnen beteiligten Grund beſitzer ihre Grund: 
ſtücke eingebracht hätten, ſo daß dieſe darüber verfügen könnte, 
nicht der geringſte Anhalt gegeben iſt. Aber auch der Gedanke, 
den die Reviſion andeutete, daß die beteiligten Grundbeſitzer 
infolge der Rechtsgemeinſchaft, in der ſie ſtänden, verpflichtet 
geweſen ſeien, in deren Intereſſe die betreffende Vollmacht be⸗ 
züglich ihrer Grundſtücke zu erteilen, kann ihrer Auffaſſung 
bezüglich der ſtreitigen Stempelpflicht nicht zur Stütze gereichen. 
2. Das Berufungsgericht erklärt ferner mit Recht, daß die 
Frage, ob für die im § 29 des Vertrages dem Landrat er⸗ 
teilte Vollmacht der Stempel mehrfach zu erheben ſei, zweifel⸗ 
hafter erſcheine; allein auch inſoweit ſchließt ſich der Senat 
dem Ergebniſſe der Ausführungen des Berufungsrichters, der 
zur Bejahung jener Frage gelangt iſt, an. Maßgeblich hierfür 
ſind zwei Erwägungen: erſtens, daß jeder einzelne Grundbeſitzer 
in voller Höhe ſeiner ſämtlichen Anſprüche ein Anrecht an der 
ganzen Kaution hat; zweitens, daß infolgedeſſen jeder einzelne 
Grundbeſitzer mit ſeinem Intereſſe den Intereſſen der anderen 
gegenüberſteht, ſoweit die Kaution zur Deckung aller An 
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ſprüche nicht ausreicht. Wenn jeder Grundbeſitzer dem Landrat 
Vollmacht erteilt, die Rückzahlung der Kaution zu veranlaſſen, 
ſo tut er dies alſo lediglich wegen ſeiner individuellen An⸗ 
ſprüche. Bezüglich der Kaution mag eine Pfandgemeinſchaft 
der beteiligten Grundbefitzer beſtehen und es mag, ſoweit es ſich 
um deren Betätigung handelt und eine Vollmachtserteilung 
ſich hierauf bezieht, gerechtfertigt ſein, daß der Vollmachts⸗ 
ſtempel nur einmal erhoben wird. Allein die Frage der Rück⸗ 
zahlung der Kaution berührt nicht ein gemeinſames 
Intereſſe der Beteiligten, ſondern nur die Sonderintereſſen 
jedes einzelnen Grundbeſitzers. J. c „Preuß. Fiskus, U. v. 
9. Okt. 08, 534/07 VII. — Celle. 

39. Tarifſtelle 74 PrStempft®. in Verb. mit 8 880 BGB. 
Verſteuerung einer Vorrechtseinräumungs⸗Erklärung.] 

Die Witwe N. hat am 9. Januar 1903 in einer gerichtlich 
beglaubigten Urkunde erklärt, daß ſie vor ihrem auf dem 
Grundbuchblatt Nr. 27 von P. in Abteilung II unter Nr. 7 
eingetragenen Ausgedinge der Schleſiſchen Landſchaft hinſichtlich 
eines für dieſe auf demſelben Grundbuchblatt einzutragenden 
Darlehns von 2500 & den Vorrang einräume und die Eins 
tragung dieſer Erklärung im Grundbuch bewillige. Unter 
Bezugnahme auf dieſe Urkunde hat der Eigentümer des Pfand⸗ 
grundſtücks am 15. Mai 1903 beim zuſtändigen AG. in R. 
beantragt, die Vorrechtseinräumung in das Grundbuch ein⸗ 
zutragen. Darauf iſt zunächſt am 16. Mai 1903 in der Ab⸗ 
teilung II bei Nr. 7 in der Spalte Veränderungen durch das 
Grundbuchamt der Vermerk eingetragen, daß vor dem Aus⸗ 
gedinge der Schleſiſchen Landſchaft hinſichtlich eines für ſie 
einzutragenden Darlehns von 2500 & nebſt Zinſen der Vor⸗ 
rang eingeräumt ſei. Am 27. Mai 1903 iſt dann in der 
Abteilung III unter Nr. 12 ein Darlehn von 2500 &/ nebft 
Zinſen für die Schleſiſche Landſchaft unter Bezugnahme auf 
die Eintragungsbewilligung vom 30. Dezember 1902 mit dem 
Vorrange vor der Laſt Abteilung II Nr. 7 eingtragen worden. 
Am gleichen Tage iſt in der Abteilung II bei Nr. 7 in der 
Spalte Veränderungen ein Vermerk dahin eingetragen worden, 
daß das Vorrecht für die Schleſiſche Landſchaft hinſichtlich des 
nunmehr in Abteilung III unter Nr. 12 eingetragenen Darlehns 
von 2500 & nebſt Zinſen und den landſchaftlichen Einziehungs⸗ 
koſten eingeräumt ſei. Zu der Urkunde vom 9. Januar 1903 
iſt ein Stempel von 1,50 / erfordert und von der Klägerin 
(der Landſchaft) zur Gerichtskaſſe gezahlt worden. Mit der 
Klage verlangt die Klägerin die Rückzahlung dieſer Abgabe. 
Gegen das die Klage abweiſende Urteil hat Klägerin Reviſion 
eingelegt. Dieſelbe wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Nach der Tarifſtelle 74 PrStempft. find „Vorrechts⸗ 
einräumungen (Prioritätszeſſionen)“ mit einer Abgabe von 
1,50 zu verſteuern. Zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes genügte zur Einräumung des Vorrechts einer im 
Grundbuch eingetragenen Poſt vor einer anderen eine darauf 
gerichtete Erklärung des Einräumenden (8 35 PréEigErwG. 
vom 5. Mai 1872 und § 86 Abſ. 1 PrGBO.). Das BGB. 
läßt im 8 880 eine „nachträgliche“ Anderung des Rang⸗ 
verhältniſſes unter den ein Grunbftüd. belaſtenden Rechten zu, 
erfordert aber hierfür die Einigung des zurücktretenden und des 
vortretenden Berechtigten ſowie die Eintragung der Anderung 
in das Grundbuch, überdies auch in dem hier nicht vorliegenden 
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Falle des Zurücktretens einer Hypothek, Grundſchuld oder 
Rentenſchuld die Zuſtimmung des Eigentümers. Hierdurch iſt 
aber daran nichts geändert, daß der Gegenſtand der Steuer⸗ 
pflicht die auf Rangänderrung gerichtete, in grundbuchmäßiger 
Form abgegebene Erklärung des Einräumenden iſt, hier alſo 
die gerichtlich beglaubigte Erklärung vom 9. Januar 1903. 
Des Nachweiſes der Beurkundung der Einigung, die rechts⸗ 
gültig auch hinterher und formlos erfolgen kann, und der 
geſchehenen Eintragung bedarf es nicht. Denn die Steuer⸗ 
pflicht iſt regelmäßig nicht durch die Beurkundung der Geſamt⸗ 
heit der Tatſachen bedingt, welche die beabſichtigte Nechts⸗ 
wirkung herbeiführen; vielmehr knüpft fich der Urkundenſtempel 
ſchon an die rechtsgeſchäftliche Erklärung, die zur Herbeiführung 
der Rechtsänderung erforderlich iſt, ohne daß es darauf an- 
kommt, ob ſie wie z. B. bei der Abtretung für ſich allein die 
beabſichtigte Rechtswirkung zur Folge hat, oder ob dazu noch 
weitere Tatſachen hinzutreten müſſen. Kommt es infolge Aus⸗ 
bleibens dieſer Tatſachen nicht zur Ausführung des Geſchäfts, 
fo iſt die Erſtattung der entrichteten Abgabe nach $ 2 Abſ. 2 
StempſtG. zuläſſig. Die Reviſion hält aber die Verſteuerung 
der Vorrechtseinräumungs⸗Erklärung vom 9. Januar 1903 
deshalb für nicht erforderlich, weil nach dem 8 880 BGB. 
von einer „nachträglichen“ Vorrechtseinräumung im Rechtsſinne 
jetzt nur dann geſprochen werden könne, wenn die beiden bei 
der Rangänderung beteiligten Rechte ſchon einen grundbuch⸗ 
mäßigen Rang hätten, alſo beide ſchon im Grundbuch ein⸗ 
getragen ſeien, während im vorliegenden Fall zur Zeit der 
Einräumungserklärung nur die zurücktretende Poſt eingetragen 
geweſen ſei, die im Vorrecht begünſtigte aber erſt habe ein⸗ 
getragen werden ſollen. Dieſer Rechtsanſicht der Reviſion iſt 
nicht beizutreten. (Wird ausgeführt.) G. F.⸗Landſchaft c. Preuß. 
Fiskus, U. v. 2. Okt. 08, 504/07 VII. — Breslau. 

40. Geſetz vom 16. September 1899 betr. die 
Dienſtſtellung des Kreisarztes uſw. in Verbindung mit 
dem Geſetz vom 9. März 1872 betr. die des Medizinal⸗ 
perſonen uſw. zu gewährenden Vergütungen und der 
Inſtruktion für die Polizeiphyſiker zu Berlin vom 
20. Auguſt 1859. Gebührenberechtigung der Kreisäͤrzte in 
Berlin für die im ortspolizeilichen Intereſſe ausgeführten Dienſt⸗ 
verrichtungen.] 

Der erkennende Senat hat in dem Urteile vom 23. Mai 
1905 (RG. 61, 18), das in einem gleichartigen Falle ergangen 
iſt, ſeine Entſcheidung, durch die dem klagenden Kreisarzte der 
ſtreitige Gebührenanſpruch zuerkannt wurde, mit der Ausführung 
begründet: Es könne dahingeſtellt bleiben, ob aus dem Geſetze 
vom 16. September 1899 ohne weiteres zu entnehmen ſei, daß 
die im § 17 der Inſtruktion vom 20. Auguſt 1859 getroffene 
Beſtimmung auf die Kreisärzte keine Anwendung finde; jeden⸗ 
falls werde eine ſolche durch dieſes Geſetz in ſeiner Verbindung 
mit der vom Miniſter der Medizinalangelegenheiten auf Grund 
des 8 17 Abſ. 2 des Geſetzes erlaſſenen Dienſtanweiſung vom 
23. März 1901 ausgeſchloſſen. Dieſe ordne die amtliche Stellung 
des Kreisarztes, ſeine Obliegenheiten und ſeine vertrauensärztliche 
Tätigkeit eingehend und für den ganzen Umfang des Staates 
gleichmäßig; ſie regle insbeſondere auch die Dienſteinkommens⸗ 
verhältniſſe der nicht vollbeſoldeten Kreisärzte ohne Rückſicht 
auf deren Amtsſitz in durchaus einheitlicher Weiſe. Das führe 
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zu. der Annabme, daß mit den unter Nr. 2 des 5 25 der An⸗ 
weiſung als Teil des Dienſteinkommens aufgeführten Gebühren 
die Gebühren gemeint ſeien, die auf Grund des Geſetzes vom 
9. März 1872 in Ermangelung beſonderer, zu unentgeltlicher 
Dienſtleiſtung verpflichtender Beſtmmmung liquidiert würden, und 
daß deshalb bis dahin geltende Normen, durch welche die Er- 
hebung der nach dieſem Geſetze zu liquidierenden Gebühren für 
einzelne Bezirke ausnahmsweise ausgeſchloſſen worden ſei, außer 
Anwendung geſetzt feien, eine Annahme, die nur abzulehnen 
wäre, wenn der ſonſtige Inhalt des Geſetzes vom 16. September 
1899 oder der Dienſtanweiſung ihr widerſprechende Beſtimmungen 
enthielte. Daß dies aber nicht der Fall ſei, wird im weiteren 
dargelegt. Mu Rückſicht darauf, daß in dem jetzt zur Ent⸗ 
ſcheidung geſtellten Falle der Beklagte eine Reihe von neuen 
rechtlichen Geſichtspunkten geltend gemacht, auch das Berufungs⸗ 
gericht fein Urteil unter anderem ausdrücklich darauf gegründet 
hat, es ſei ſchon aus dem Geſetze vom 16. September 1899 
ſelbſt zu entnehmen, daß 8 17 der Inſtruktion vom 20. Auguft 
1859 auf die Kreisärzte keine Anwendung finde, iſt der erkennende 
Senat in eine nochmalige Prüfung aller einſchlägigen Rechts⸗ 
fragen eingetreten. Sie führt im Ergebniſſe wiederum zu der 
Entſcheidung, daß auch die Kreisärzte in Berlin berechtigt ſind, 
für die im ortäpoligeilichen Intereſſe ausgeführten Dienſt⸗ 
verrichtungen Gebühren gemäß 8 1 Abf. 3 des Geſetzes vom 
9. März 1872 zu berechnen. (Wird näher ausgeführt.) Preuß. 
Fiskus c. K., U. v. 25. Sept. 08, 529/07 III. — Berlin. 
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IR der einer armen Partei beigeordnete Rechtsanwalt verpflichtet, 
auf feine Aoſten einen Dolmetſcher heranzuziehen 


Vor Kurzem bin ich einer Partei, die nur der polniſchen 
Sprache mächtig iſt, als Armenanwalt beigeordnet worden. 
In unſerm Amtsgerichts bezirk iſt zwar etwa ein Drittel der 
Bevölkerung polniſcher Nationalität, es find aber faft ſämtliche 
Emwohner in der Lage, ſich auch hinreichend deuiſch zu ver⸗ 
ſtändigen. Ich habe daher, obgleich ich ſelbſt nicht Polniſch 
verftebe, auch kein Büreauperſonal, das des Polniſchen mächtig 
iſt. Muß ich einmal polniſch verhandeln, ſo ziehe ich beſonders 
einen Dolmetſcher zu, den ich auf. Koſten der Partei beſonders 
bezahle. Der Fall iſt aber in den 1¼ Jahren, die ich hier 
bin, erſt einmal vorgekommen, zumal ſich die Beteiligten dann 
meiſtens eine des Polnischen mächtige Vertrauensperſon mubringen. 

Der Mandant, dem ich — wie Eingangs erwähnt — als 
Armenanwalt zugeordnet bin, tat das nicht. Ich ſtand vor 
der Frage, ob ich den Dolmetſcher auf meine Koſten beſchaffen 
müſſe. Ich hielt mich dazu nicht für verpflichtet; da mir 
ohnedies aber eine ſachgemäße Informationsaufnahme nicht 
möglich war, ſtellte ich beim Amtsgericht den Antrag, meine 
Beiordnung als Armenanwalt aufzuheben. Der Antrag wurde 
abgelehnt, meine Beſchwerde dagegen wurde vom Landgericht 
Schneidemühl gleichfalls zurückgewieſen mit der Begründung, 
daß dieſe Koſten von dem Armenanwalt ebenſo zu verauslagen 
ſeien wie die Portoausgaben. 

Ich kann mich dieſer Auffaſſung nicht recht anſchließen. 
Soviel mir bekannt iſt, ſieht man in Anwaltskreiſen gerade die 
Tatſache, daß der Armenanwalt über die Unentgeltlichkeit feiner 
Tätigkeit hinaus ſogar Auslagen für Porto zu machen hat, 
als eine gewiſſe Härte an. Man wird daher meines Erachtens 
in dieſer Beziehung nicht ohne zwingenden Grund über die 
bisherige Übung hinausgeben dürfen in der Belaſtung des 
Rechtsanwalts. Hätte der Mandant ſich ſelbſt vertreten, jo wäre 
vor Gericht der gerichtliche Dolmeiſcher zur Verfügung geweſen. 

Jedenfalls ſcheint mir die Frage von ſo grundſätzlicher 
Bedeutung für den Anwaltsſtand, daß eine Erörterung auf 
breiterer Baſis wohl am Platze ſein dürfte. 

| Rechtsanwalt Briten in Filehne. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Gewährleiſtung aus dem Werkvertrage wird in Entſch. 
Nr. 3 behandelt. 

Um die Rechtswirkungen aus 8 326 BGB. herbeizuführen, 
muß mit der Friſtſetzung die Androhung, die Leiſtung nach 
dem Ablaufe der Friſt abzulehnen, deutlich zum Ausdruck gebracht 
werden. Die Erklärung, Feine etwaigen Anſprüche rechtlich geltend 
machen zu wollen, kann nach Emiſch. Nr. 4 nicht genügen. 

Mi NG. 68, 335 ff. hält Entſch. Nr. 6 die Abtretung 
des Anſpruchs auf Auszahlung von Geld mit der Wirkung, 
daß der Abtretende Darlehnsſchuldner des Zahlenden werde, 
je rechtswirkſam und wendet ſich gegen die Ausführungen des 

rſtrichters, welcher die Zulaſſung der Abtretung eines ſolchen 
Anſpruchs für unvereinbar mit der Beſtimmung des 8 610 
BGB. erklärt hatte. Ä 

Mit der Frage, wann Kreditauftrag, Bürgſchaft oder ſog. 
kumulative Schuldübernahme vorliegt, beſchäftigt ſich Eniſch. Nr. 7. 

Die Gewährung von Darlehen zum Spiel wird von Entſch. 
Nr. 8 wegen der beſonderen Umſtände des Falles als 
Verſtoß gegen die guten Sitten betrachtet. — Die Beſtimmung 
in 8 817 Satz 2 BGB. iſt nicht nur in den Fällen anzuwenden, 
wo auf der Seite des Empfängers die im 8 817 Satz 1 be 
zeichnete Sachlage vorliegt und auf ſie der Bereicherunge anſpruch 

eſtützt wird; dieſe Vorſchrift iſt vielmehr als eine für alle 

ereicherungsanſprüche maßgebende Regel anzuſehen. Auf 
Forderungen aus anderen Rechtsverhältniſſen, insbeſondere auf 
ſolche aus unerlaubten Handlungen, kann $ 817 Satz 2 nicht 
angewendet werden. 

Wird ein Anſpruch aus argliſtiger Täuſchung nicht auf 
das Rechtsgeſchäft, zu welchem ein Vertreter bevollmächtigt war, 
ſondern auf das jelbftändige Tun der argliſtigen Täuſchung, 
auf die darin liegende unerlaubte Handlung im Sinne 
88 828 ff. geſtützt, fo iR nur der Bevollmächtigte nicht auch 
der Vollmachtgeber haftbar. Entſch. Nr. 10. 

Einen Beitrag zur Lehre vom Boykott bietet Entſch. Nr. 11. 

Die Einigung und Übergabe bilden nach 8 1205 BOB. 
zwei felbftändig nebeneinanderſtehende Erforderniſſe. Die 
Einigung kann vorhanden fein, und doch kann der Eigentümer 
übergabe und Beſitzübergang nicht wollen. In der bloßen 
Verpfändungserklärung iſt nach Entſch. Nr. 13 die Erklärung 
des Einverftändniffes mit der Beſitzergreifung durch den Pfand⸗ 
gläubiger nicht zu finden. Weiterhm führt Entſch. Nr. 13 
aus, daß der Verkäufer, der ſich bei der Übergabe der Kauf⸗ 
ſache an den Käufer das Eigentum an derſelben bis zur 
Tılgung des Kaufpreiſes vorbebalten hat, mittelbarer Beſitzer 
der Kaufſache geblieben ſei. — Als mittelbarer Beſitzer hat er 
durch 8 869 in Anſehung des Beſitzſchutzes die volle Rechts⸗ 
ſtellung aus 88 861, 862, alſo auch die Befugnis zu der 
Einwendung aus 8 861 Abſ. 2. 

Wenn auch die ein⸗ oder mehrmalige grundloſe Verweigerung 
der ehelichen Pflicht ſeitens eines Ehegatten zur Scheidung ſo 
lange nicht ausreicht, als es ſich nur um vereinzelte Vor⸗ 
kommniſſe handelt, fo iſt doch ein Scheidungsanſpruch jedenfalls 
dann begründet, wenn die Erfüllung der ehelichen Pflicht nicht nur 
grundlos, ſondern auch hartnäckig verweigert wird. Entſch. Nr. 15. 

Die Befreiung des Vorerben von allen in § 2136 auf⸗ 
A Beſchränkungen braucht nach Eniſch. Nr. 17 in dem 

eſtament nicht mit ausdrücklichen Worten angeordnet zu 
werden. — Die Beibringung einer Emwilligung des Nach⸗ 
erben zur Löſchung von Nachlaßbypotheken iſt nur dann er⸗ 
forderlich, wenn es eines Nachweiſes des Nichtvorhandenſeins 
der Vorausſetzungen des § 2113 Abſ. 2 überhaupt bedarf. 
Die Notwendigkeit fällt fort, wenn das Gegenteil beim Grund⸗ 
buchamte offenkundig iſt, oder wenn die Unentgeltlichkeit durch 
die Sachlage ausgeſchloſſen wird. 

Zur Auslegung der Frage, wem die Verſicherungsſumme 
gebührt, wenn die Erben in der Police benannt ſind, äußert 
ſich Entſch. Nr. 31. | N. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Zweibrücken hat der Hülfskaſſe abermals eine Beihilfe von 
100 & gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande iſt für 
die erfreuliche Zuwendung der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen 
worden. 


Buhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für dentſche Rechtsanwälte. 


Am 27. September d. J. hat die Hauptverſammlung der 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte beſchloſſen, unſerer Kaſſe 
aus ihrem Kapitalgrundſtock 500 000 4 zu überweiſen, ſobald 
unſer Vorſtand und Aufſichtsrat beſcheinigen, daß 700 deutſche 
Rechtsanwälte der Kaſſe beigetreten ſind. Dieſe Zahl iſt durch 
die vorläufigen Anmeldungen überſchritten, der Beitritt ſelbſt 
erfolgt aber erſt durch Einreichung der formellen Beitritts⸗ 
erklärung an den Vorſtand. Allen Kollegen, die ſich vorläufig 
gemeldet hatten, iſt Anfang September Formular einer Beitritts⸗ 
erklärung, ein Exemplar der Satzung und Formular einer 
Quittung über den Empfang der Satzung zugegangen. Wir 
bitten diejenigen, die mit Einſendung der ausgefüllten beiden 
Formulare noch im Rückſtand find, Beitrittserklärung und 
Empfangsbeſcheinigung baldigſt an den mitunterzeichneten 
Dr. Springer in Leipzig, Barfußgäßchen 13, einzuſchicken. 

Alle Herren Kollegen, die bisher noch zögern, der Kaſſe 
beizutreten, erſuchen wir hiermit nochmals dringend in ihrem 


eigenen Intereſſe, wie in dem des geſamten Standes der Ruhe⸗ 


gehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte, 

als Mitglied beizutreten. Die Mitgliedſchaft kann ſchon gegen 

einen jährlichen Beitrag von 50 / erworben werden; doch 

kann man höhere Leiſtungen der Kaſſe erwerben durch einen 

ordentlichen Jahresbeitrag von 100, 200, 300 und 400 &. 
Zu allen Auskünften und zur Überſendung von Satzungen 

und Antragsformularen ſind die Unterzeichneten gern erbötig. 
Halle a. S. und Leipzig, im November 1908. 


Der Auſſichtsrat Der Vorſtand 
Elze. Dr. Springer. 


— ——— —— 


Die wirtſchaftliche Beurteilung der Kompetenz⸗ 
erhöhung im Reichstag. 
Von Juſtizrat Zelter in Stettin. 


Bei der erſten Beratung der Prozeßnovelle im Reichstag 
iſt von ſeiten des Herrn Staatsſekretärs der Satz ausgeſprochen, 
daß ſolche Juriſten, die nach den wirtſchaftlichen Beziehungen 
des Prozeßrechts nicht gerade ihre Aufmerkſamkeit ausgebildet 
hätten, dem Reichstag grollen werden, wenn er die Vorlage 
der Regierung annehme, und es iſt als Motiv des Widerſtandes 
gegen die Vorlage nicht die Form der Novellengeſetzgebung, 
ſondern die Erhöhung der Kompetenz der Amtsgerichte gefunden 
worden. 

Der wirtſchaftliche Vorteil der Vorlage iſt damit begründet 
worden, daß in den Prozeſſen bis zu 1000 & 100 Millionen 
im Jahre feſtgelegt ſeien, die durch eine Beſchleunigung und 
Vereinfachung des Prozeß verfahrens ſchneller der national: 
ökonomiſchen Ausnutzung zurückgegeben werden. 

Die Vorlage hat im Reichstag verſchiedene Beurteilung 
erfahren, faſt in jeder Fraktion waren die Stimmen geteilt. 
Schwer iſt es daher, aus den Äußerungen der Redner die 
Auſpizien zu entnehmen. Klar nur, unverändert wird die 
Novelle nicht Geſetz werden; ganz beftimmte Härten, Inkon⸗ 
ſequenzen und Unbilligkeiten find von den Rednern erkannt und 
werden bei der Beratung verſchwinden, praktiſche Wohltaten 
werden auch dem Anwaltsprozeß zugeführt werden. Zweifelhaft 
bleibt, ob bei einer Annahme jene Kompetenzgrenze inne⸗ 
gehalten werden ſoll. 

Dem ſchweren Vorwurf gegenüber, daß die Juriſten als 
blaſſe Theoretiker bei ihrem Widerſtand die wirtſchaftlichen Vor⸗ 
teile außer acht geſetzt haben, möchte ich einige Verteidigungs⸗ 
worte entgegenſtellen. Gerade darauf, inwieweit die Parteien 
wirtſchaftliche Vorteile hatten, hat man von vorne herein 
geachtet, und auch deshalb die Vorlage abgelehnt, weil ſolche 
nicht zu erkennen waren. Die ſchnellere Entſcheidung des 
Prozeſſes, ſoweit ſie mit den Garantien einer richtigen und 
konſtanten Rechtſprechung möglich iſt, iſt Wunſch eines jeden 
Praktikers, nicht bloß Wunſch der Parteien. Daß die Vorlage 
nennenswerte wirtſchaftliche Vorteile in dieſer Richtung bringt, 
wage ich zu bezweifeln. Dabei ſehe ich von der Koſtenfrage 
und dem Einfluß für die Anwaltſchaft hier gänzlich ab. 
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I. Woher ſtammt die Unhaltbarkeit der jetzigen Zuſtände, 
die der Herr Juſtizminiſter berührte? 

Die Steigerung der Prozeßzahl, namentlich in den höheren 
Inſtanzen iſt zum großen Teil zurückzuführen auf das neue 
Recht, nicht nur auf die Kontroverſenfülle, die von Jahr zu 
Jahr abnimmt, ſondern auf die freiere Stellung des richter⸗ 
lichen Ermeſſens, die die Möglichkeit der Berufung erweitert. 
Für dieſen von mir an anderer Stelle ausgeſprochenen Satz 
fand ich ſtatiſtiſchen Beweis in den Anlagen zum Gutachten 
des Juſtizrats Syring für den letzten Juriſtentag. 

Während die Zahl der Reviſionen ſich darnach in den 
letzten acht Jahren im ganzen um 25 Prozent vermehrt hat, 
haben die Reichsgerichtsprozeſſe wegen der Anſprüche auf 
Schadenserſatz ſich allein auf das Dreifache erhöht. (Bd. III 
S. 164, 166, 167.) Welche Fülle von Entſcheidungen die 
88 254, 823, 826, 833 BGB. veranlaßt haben, iſt bekannt. In 
mindeſtens gleichem Umfange muß dies natürlich von den 
unteren Inſtanzen gelten. 

Wer die Vorteile des neuen Rechts haben will, muß auch 
die Nachteile der vermehrten Rechtſprechung tragen, das heißt, 
dieſer Vermehrung eine entſprechende Vergrößerung der Richter⸗ 
ſtellen folgen laſſen. Daß dies nicht annähernd geſchehen iſt, 
iſt ebenfalls jetzt bekannte Tatſache (JW. 07, Nr. 20 unter VI, 
Präſident Spahn 6. November). 

Die Belaſtung der Richter in höheren Stellen iſt unleugbar. 
Iſt die Entlaſtung durch Stellenvermehrung unmöglich? Die 
Antwort gibt der ſtatiſtiſche Bericht des IM Bl. 07, 540. 
Danach iſt der Nachwuchs der Aſſeſſoren nicht annähernd in 
dem Umfange zur Anſtellung verwendet worden, wie das früher 
der Fall war. Die Geſchäftsvermehrung von 1881 bis 1906 
betrug in Preußen bei den Amtsgerichten eine Steigerung von 
ungefähr auf das 1 fache,) bei den Landgerichten auf das 
Zweifache, bei den Oberlandesgerichten auf das Dreifache. Die 
Vermehrung der Aſſeſſorenprüfungen entſpricht ungefähr dieſem 
Verhältnis; 1881 wurden rund 600 geprüft, 1906 1100.) 

Die Richterſtellen find im ganzen in Preußen nur um 
38 Prozent vermehrt (vgl. IM Bl. 82, 235; 07, 432), in 
Deutſchland nach Herrn Präſident Spahn um 50 Prozent. 

Bei den Staatsanwaltſchaftsſtellen iſt der Prozentſatz 
allerdings höher, entſpricht der erheblichen Steigerung der 
Vorverfahren um 70 Prozent. Von dem Beſtand der 
Aſſeſſoren ſind im Jahre 1881 angeſtellt worden 31 Prozent, 
im Jahre 1906 16 Prozent. Der Beſtand hat ſich von 
1881 bis 1906 daher auch nicht nur etwa entſprechend dem 
jährlichen Zuwachs auf das Doppelte, ſondern auf das Vier⸗ 
fache vermehrt. Die allgemeine Verminderung der Aſſeſſoren 
durch Anſtellung, Abgang und Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft 
betrug im Jahre 1881 75 Prozent, im Jahre 1906 37 Prozent. 

Wenn daher verſchiedene Redner im Reichstag die größere 
Verwendung der Aſſeſſoren im Intereſſe der mangelnden Konſtanz 
der Rechtſprechung mit Recht als wirtſchaftlichen Nachteil an⸗ 
ſehen, weil der Wechſel der Hilfsrichter den Prozeß verlängert, 
ſo iſt eben leider zu konſtatieren, daß der Juſtizverwaltung 


) Ich rechne nicht das Zweifache, wie der Abgeordnete Spahn, 
da ich den Zuwachs an Kontumazialſachen nicht ſo hoch bewerten darf. 
2) Juſtizprüfungskommiſſion IM Bl. 81, 89, 07, 40. 
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offenbar nur nicht die nötigen pekuniären Mittel zu Gebote 
ſtanden, um dieſe Konſtanz durch Vermehrung der Richterſtellen 
zu ſtützen. An Perſonen hat es nicht gefehlt. 

II. Man wählt nun aber den andern Weg zur Ent⸗ 
laſtung, den der Kompetenzerweiterung des Einzelrichters. Die 
Erweiterung hat auch der Anwaltstag im Prinzip nicht ab⸗ 
gelehnt, nur die Erhöhung nach dem Objekt. Man will mur 
geeignete Materien für den Amtsrichter haben, nicht nur im 
Intereſſe der Rechtspflege, ſondern auch aus national⸗ 
ökonomiſchem Motiv. 

Man verkennt, ſo ſcheint mir, wohl zunächſt die Wirkung 
der Vorlage in bezug auf die Möglichkeit für das Publikum, 
von dem Vorteil der amtsgerichtlichen Kompetenz Gebrauch 
machen zu können. Richtig iſt, daß das Oberlandesgericht 
um ein Drittel entlaſtet wird. Wie viel oder wie wenig wächſt 
aber dem ländlichen Amtsgericht zu, das doch allein jene von 
den Freunden der Vorlage hervorgehobenen Vorteile bietet? 
Wie viele Prozeſſe der Gerichtseingeſeſſenen untereinander, die 
bisher nach der Anſicht der Vorlage den mühevollen Weg zum 
Landgericht machen mußten, gelangen nun in den Bereich des 
ihnen bequemeren Einzelrichters? 

a) Während nach der Mitteilung des Herrn Staats⸗ 
ſekretärs mindeſtens 100 Millionen in den kontradiktoriſchen 
Prozeſſen unter 1000 && feftliegen, werden durch die Vorlage 
an Objekten von 300 bis 800 & doch nur ungefähr 20 Mil⸗ 
lionen jenem angeblichen Vorteil des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens zugewieſen. “) | 

b) Durchſchnittlich kommen auf den Amtsrichter in Preußen 
460 Prozeßnummern. Die Amtsrichter an den kleineren Amts: 
gerichten, die mit einem Anwalt nicht beſetzt ſind, werden neben 
ihrer ſonſtigen Tätigkeit nur vielleicht 200 Prozeßnummern 
haben. Ich erinnere an die Ausführungen des Herrn 
Präſidenten Vierhaus. Der Zuwachs für ſolche Amtsgerichts⸗ 
bezirke beträgt höchſtens 15 bis 20 Prozeſſe für den Bezirk, 
da die Verhältniszahl der zuwandernden Prozeſſe zu den vor⸗ 
handenen Amtsgerichtsprozeſſen 7 Prozent im ganzen nicht 
überfteigt.*) Der Erfolg vielleicht 1 500 ſtreitige Prozeſſe für 
dieſe Amtsgerichte. 

Dies beweiſt zugleich, daß die gewünſchte Dezentraliſation 
(Abgeordnete Varenhorſt, Graef) durch Beſetzung ſolcher Amts⸗ 
gerichte mit Anwälten infolge der Novelle undenkbar ift.‘) 
Bei den großen Amtsgerichten dagegen fallen die Vorteile 
der engeren Beziehung des Amtsrichters zu den Gerichts⸗ 
eingeſeſſenen fort. 

III. Wirtſchaftlich ſchwerer fällt aber folgendes ins Gewicht: 

Nicht die Wirkung tritt ein, daß gerade Prozeſſe der 
Gerichtseingeſeſſenen vor den Amtsrichter gezogen werden. In 
meiner Praxis waren bei 87 Prozeſſen eines Jahres mit dem 
Objekt von 300 bis 800 &, die vom Oberlandesgericht ab⸗ 
wandern würden, in 44 Fällen Kläger und Beklagte nicht in 
demſelben Amtsgerichtsbezirk domiziliert, zum großen Teil nicht 


) Nach Anl. 1 97 000 Prozeſſe, davon kontradiktoriſch 30 000. 
Durchſchnittsobjekt 480. Für Preußen 14 Millionen. 

) Nach Anl. 1 97 000 zu 1 369 000. 

) Vgl. ZW. 08, 124. Der Amtsgerichtsanwalt kann ohne 
Notariat bei 360 Mandaten noch nicht beſtehen. 
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einmal in demſelben Landgerichtsbezirk, während in 43 Fällen 
es ſich um Bewohner desſelben Amtsgerichts handelte. Der 
erſte Prozentſatz verteilte ſich auf erbrechtliche, handelsrechtliche, 
ſeerechtliche Fälle, Grundſtücksverträge, Werkverträge uſw. Ich 
bitte um ſtatiſtiſche Nachprüfung. 

Noch im ſtärkeren Maße wird die Verſchiedenheit des 
Wohnſitzes bei den Verſäumnisurteilen vorhanden ſein (ungefähr 
70 Prozent der abwandernden Streitigkeiten), für deren wirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſen nur zwei Momente zu berückſichtigen ſind, 
daß der Kläger ſich leicht und bequem ſein Urteil holt, und 
daß unnötige richterliche Arbeitsbelaſtung vermieden wird. Ich 
darf hier auf meine Anführungen JW. 08, 511 verweiſen. 
Den größten Teil bringen die Kaufklagen des Handelsverkehrs. 
Für die Berliner Fabrik und den Frankfurter Weinhändler iſt 
es gleichgültig, ob das Landgericht Stettin oder das Amts⸗ 
gericht Greifenhagen das Verſäumnisurteil geben wird, nur die 
Vereinfachung des Verſäumnisurteils iſt geboten, die Aus⸗ 
fertigung durch drei Richter unnötig. 

IV. Was ergibt ſich alſo als Schlußeffekt des wirtſchaft⸗ 
lichen Vorteils? Für jedes anwaltfreie Amtsgericht vielleicht 
3, 4 kontradiktoriſche Prozeſſe zwiſchen Gerichtseingeſeſſenen ..., 
für jedes mit einem Anwalt beſetzte höchſtens 8! Kann dieſes 
Ergebnis wirklich die Freunde der Novelle befriedigen? Gerade 
zu dem behaupteten wirtſchaftlichen Ziel der Novelle, zu der 
Uberweiſung von Prozeſſen der Gerichtseingeſeſſenen kommt man 
nur auf dem Wege des Anwaltstages, wenn die Materien der⸗ 
art gewählt werden, daß der Rechtsſtreit ſeinem Charakter nach 
ſich zwiſchen ſolchen Parteien abzuſpielen pflegt. Die Wirkung 
einer ſolchen Erweiterung iſt nicht leicht zu ſchätzen. Wenn ich 
Dienſtvertrag, Arbeitsvertrag, Alimentation, Viehkaufgeſchäft, 
Maklervertrag, Überbau, Beſitz⸗ und Grenzſtreitigkeiten aus der 
Zuſtändigkeit des Landgerichts ausſcheide, gleichgültig, welches 
Objekt ſie haben, ſo können die Oberlandesgerichte doch wohl 
um 20 Prozent ihrer Tätigkeit entlaſtet werden, denn ich habe 
für ein Jahr bei mir den Prozentſatz dieſer Sachen auf 
15 Prozent feſtgeſtellt, aber dieſe Praxis mag noch 
nicht als Durchſchnitt gelten. Erwägt man nun, daß 
dieſe Sachen verhältnismäßig eher ſich in der erſten 
Inſtanz erledigen als die komplizierten anderen Prozeſſe, 
während doch 50 Prozent der landgerichtlichen ſtreitigen Urteile 
mit der Berufung angefochten werden, ſo werden auch die 
Landgerichte durch die Fortnahme dieſer Sachen um 35 bis 
40 Prozent ihrer ſtreitigen Prozeſſe erſter Inſtanz entlaſtet 
werden. Auch hier bitte ich um Nachprüfung. Dann tritt 
gerade nicht die Folge ein, daß die ſchwierigen Fragen des 
Erbrechts, der Anfechtung, des Grundſtücksverkehrs, des Sees 
rechts und des Handelsverkehrs den Oberlandesgerichten ent⸗ 
zogen werden, was auch das Juſtizminiſterium nicht wünſcht.“) 

Wirtſchaftlich vorteilhafter vom Standpunkt des Entwurfs 
erſcheint daher die materielle Erweiterung als die Erhöhung. 
Auch ſie führt zur Entlaſtung der höheren Inſtanzen, freilich 
nicht zur Entlaſtung von der formalen, aber nicht erheblichen 
Arbeit des Verſäumnisprozeſſes, deren weitere Vereinfachung ja 

) Meine Berufungsprozeſſe aus dem Jahr 1907 aus dieſen 
Materien betrugen, ſoweit fie mit einem Wert von 300 — 800 .# 


eingeleitet waren, 20 Prozent. 
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überhaupt anzuſtreben iſt. Aber auch dort könnte man durch 
Überweiſung der Wechſelprozeſſe nach dem Vorſchlag von Jaſtrow 
unter gewiſſen Kautelen, unter Erhaltung der Kontrolle des 
Reichsgerichts (vgl. JW. 8, 511) Rat ſchaffen. Es würden 
mit dieſer Uberweiſung an Zahl ungefähr weitere 5 Prozent 
der kontradiktoriſchen Tätigkeit und 40 Prozent der Verſäumnis⸗ 
prozeſſe der Landgerichte verſchwinden. 

Wenn die Kommiſſion eine Umarbeitung des Vorſchlages 
nach dieſer Richtung hin wählt, wird man ihr gerade das Lob 
nicht verſagen dürfen, daß fie den wirtſchaftlichen Intereſſen 
der Parteien mehr genützt hat als die Novelle, während ſie den 
Wunſch der Verwaltung auf Entlaſtung der höheren Stellen, 
die notwendig iſt, zugleich erfüllt. Die Entlaſtung wird etwa 
ſo hoch fein, als wenn man die Grenze auf 500 bis 600 4 
wählte, und da die in Frage kommenden Rechtsſtreitigkeiten in 
den ländlichen Amtsgerichten eine größere Verhältniszahl an⸗ 
nehmen werden, werden ihnen mehr Streitſachen der Ein⸗ 
geſeſſenen zugewieſen, und es iſt auch dafür geſorgt, daß hier 
eine Ausnutzung der richterlichen Kraft gewährleiſtet wird. 

V. Freilich der Hauptgrund unſeres Widerſtandes bleibt 
die Zurückſtellung der ganzen Reform. 


Beſſer als der verbeſſerte Torſo ein Appell an die Einzel⸗ 


landtage auf Vermehrung der Stellen und Einſetzung einer 
Kommiſſion zur Vorbereitung des Hauptwerks. Es ſoll un⸗ 
durchführbar ſein? Gerade jetzt, wo der Streit der Meinungen 
das Weſentliche vom Unweſentlichen geſichtet, wo alle wirklichen 
Mängel erkannt, wo unrichtige Beſchwerden widerlegt, wo das 
Intereſſe aller Theoretiker und Praktiker auf die Einzelheiten 
des Verfahrens gerichtet iſt, wo eine Summe von ſpeziellen 
und techniſchen Kenntniſſen ſich in den intereſſierten Kreiſen 
aufgeſpeichert hat, ſcheint der geeignete Moment zu ſein. 

Ich erinnere nur an die Fülle von Anregungen, die 
uns noch zuletzt die Gutachten von Jaſtrow und Dittenberger 
gegeben haben. Warum ſollte nicht innerhalb eines Jahres 
eine praktiſche ganze Arbeit vollendet werden können? Wenn 
die Reichstagskommiſſion hierzu die Anregung gibt, wird ſie 
noch weit mehr die wirtſchaftlichen Intereſſen des Volkes fördern. 

Nur eine wirtſchaftliche Parallele. 

Die Geſtaltung des Armenrechts iſt für den Gegner der 
armen Partei von ſchwerer nachteiliger Bedeutung in den vielen 
Fällen, in denen der Prozeß im Endergebnis für den Armen aus⸗ 
ſichtslos war. Der Richter kann nicht vorausſehen, ob die vom 
Antragſteller behaupteten Tatſachen erwieſen werden. Wird 
die Prüfung des Verfahrens in die Hände einzelner Anwälte 
gelegt (wie in England), ſo wird derſelbe tieferen Einblick in 
das ſachliche Material haben können als der Gerichtsſchreiber 
bei der Aufnahme und der Richter bei der Prüfung. Er wird 
z. B. niemals die Zulaſſung gewähren, falls der ganze Beweis 
auf Eideszuſchiebung beruht und die Partei ihm nicht erklärt, 
der Gegner werde nicht nur den Eid nicht leiſten dürfen 
ſondern auch nicht leiſten. Wenn nur ¼ der Armenrechts⸗ 
prozeſſe erſpart wird, fo wurde der wirtſchaftliche Vorteil für 
die Nation durch tatſächliche Erſparung nutzloſer Koſten und 
nutzloſer Arbeitskraft das Zehnfache von dem Vorteil bedeuten, 
daß Prozeſſe von 20 Millionen Mark einen Monat früher 


entſchieden werden. 
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Anſpruch auf Unterlaſſung des der Verpflichtung 
zu einem Tun zuwiderlaufenden Verhaltens. 
Von Rechtsanwalt E. Fuchs, Berlin. 


Steht dem Prinzipale für die Dauer des Dienſtverhältniſſes 
gegen den Handlungsgehilfen, der ihm die versprochenen Dienſte, 
insbeſondere infolge unbefugten Eintritts in den Dienſt eines 
andern nicht leiſtet, ein klagbarer Erfüllungsanſpruch aus dem 
Dienſtvertrage auch auf Unterlaſſung der Leiſtung von Dienſten 
für den andern Prinzipal zu? 

Dieſe Frage hat das Reichsgericht in einem, im 67. Bande 
der Entſcheidungen S. 3 flg. veröffentlichten Urteile bejaht. 

Nach dem dieſem Urteile zugrunde liegenden Tatbeſtand 
hat ein Konfektionär einer Damenmäntelfabrik, welcher mit 
vierteljährlicher Kündigungsfriſt zum Quartalserſten engagiert 
war, ohne Einhaltung der Friſt ſeine Stellung verlaſſen, und 
bei einer andern Firma Dienſt genommen. 

Der frühere Chef erhob Klage auf Unterlaſſung jeder 
geſchäftlichen Tätigkeit bei einer Konkurrenzfirma bis zum Ab⸗ 
lauf der einzuhaltenden Kündigungsfriſt. 

Die Klage war in erſter Inſtanz vom Landgericht I Berlin 


"abgewiefen. Auf die eingelegte Berufung hat das Kammer⸗ 


gericht, nachdem inzwiſchen die Kündigungsfriſt abgelaufen war, 
zugunſten des Klägers ein Urteil erlaſſen, durch welches feſt⸗ 
geſtellt worden iſt, daß Beklagter dem Kläger gegenüber ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, in der Zeit vom 1. Juli bis 30. Sep⸗ 
tember 1906 (das iſt während der Kündigungsfriſt) eine geſchäft⸗ 
liche Tätigkeit bei einer Konkurrenzfirma zu unterlaſſen. Die 
hiergegen eingelegte Reviſion iſt zurückgewieſen worden. Das 
Reichsgericht nimmt an, daß ſich der Erfüllungsanſpruch des 
Prinzipals gegen Handlungsgehilfen nicht auf das Verlangen 
beſchränkt, daß er ſeine Vertragspflichten poſitiv durch Leiſtung 
der verſprochenen Dienſte erfülle, ſondern er umfaſſe auch negativ 
die Forderung auf Unterlaſſung jeden Verhaltens, das dieſen 
Pflichten zuwiderläuft. Das Reichsgericht folgert dies aus 
8 611 BGB., weil darnach der Handlungsgehilfe während der 
Vertragsdauer zur Leiſtung der verſprochenen Dienſte ver⸗ 
pflichtet ſei. Hierin liege, daß der Gehilfe innerhalb der Ver⸗ 
tragsdauer verbunden ſei, ſeine Arbeitskraft während der Ge⸗ 
ſchäftszeit zur Verfügung des Prinzipals zu halten, alſo ſeine 
Dienſte, wenn er ſeine Stellung etwa unbefugt verlaſſe, nicht 
einem andern leiſten dürfe. Er verletze damit das dem Prin⸗ 
zipal zuſtehende ausſchließliche Recht auf ſeine, des Handlungs⸗ 
gehilfen, Arbeitskraft. Auf ein dieſer Pflicht entſprechendes 
Verhalten könne daher der Prinzipal Klage erheben. 

Die weiteren Gründe ergeben, daß das Reichsgericht die 
Vollſtreckung eines ſolchen Urteils aus § 890 ZPO. (alſo durch 
Verhängung von Geldſtrafe bis zu 1 500 & oder Haft bis zu 
6 Monaten) für zuläſſig erachtet. 

Das Urteil iſt von weittragender Bedeutung, nicht nur 
weil es auch auf andere Arbeits- und Dienſtverträge, die auf 
beſtimmte Zeit abgeſchloſſen werden, anwendbar iſt, ſondern 
auch deshalb, weil bei ſeiner konſequenten Durchführung für 
alle obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe, in denen der Schuldner 
zu einem poſitiven Tun verpflichtet iſt, auch die Klage auf 
Unterlaſſung eines dieſer Verpflichtung zuwiderlaufenden Ver⸗ 
haltens gegeben werden müßte. 
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Bleiben wir zunächſt bei dem Arbeitsvertrage ſtehen. 

Hier taucht ſofort die Frage auf, wie ſich die Anſicht des 
Reichsgerichts, daß der Unterlaſſungsanſpruch des Dienſtherrn 
aus 8 890 ZPO. vollſtreckbar ſei, mit der durch die Novelle 
zur Zivilprozeßordnung vom 17. Mai 1898 eingeführten Be⸗ 
ſtimmung des § 888 Abſ. 2 ZPO. verträgt, inhalts deren im 
Falle der Verurteilung zur Leiſtung von Dienſten aus einem 
Dienſtvertrage eine Vollſtreckung zur Vornahme der Handlung 
durch Geldſtrafe oder Haft ausgeſchloſſen iſt. 

Dieſe Vorſchrift iſt ſeinerzeit von der Kommiſſion zur Bes 
ratung der Juſtiznovelle eingeführt mit der Begründung, „daß 
es den heutigen freiheitlichen Anſchauungen kaum entſprechen 
dürfte, jemanden durch Geldſtrafe oder durch Haft zwangsweiſe 
in feinem Dienſte feſtzuhalten“. (cfr. Hahn⸗Mugdan Materialien 
8, 427.) 

Dieſer Zweck und damit die Vorſchrift des 8 888 Abſ. 2 
3PO. wird illuſoriſch gemacht, wenn die Anſicht des Reichs⸗ 
gerichts in der Praxis durchdringt. 

Denn was nützt dem Arbeiter dieſe zu ſeinem Schutze ge⸗ 
gebene Vorſchrift, wenn der Dienſtberechtigte befugt iſt, von 
ihm unter Androhung von Haft oder Geldſtrafe zu verlangen, 
daß er ſeine Dienſte keinem andern leiſte? Für den Arbeiter 
iſt der wirtſchaftliche Effekt einer ſolchen Zwangsmaßregel der 
gleiche, wie in dem Falle, wo er zur Leiſtung der Arbeiten 
durch Zwangsmittel von dem Dienſtherrn angehalten wird. 
Er muß arbeiten, um zu leben. Kann der Dienſtberechtigte 
ihn durch Zwangsmaßregeln hindern, bei einem andern ſein 
Brot zu verdienen, ſo muß der Arbeiter, wenn er nicht ver⸗ 
hungern will, ſeinen Dienſt bei dem Dienſtberechtigten antreten 
und vollenden. 

Es würde alſo durch die Hintertür der Unterlaſſungsklage 
mit der Vollſtreckung aus 8 890 ZPO. der Zuſtand wieder 
hergeſtellt, welcher durch die Zuſatzvorſchrift zu 8 888 380. 
beſeitigt werden ſollte. | 

Eine weitere Komplikation tritt im folgenden Falle ein: 

Der Dienſtverpflichtete hat ſeine erſte Stellung unbefugt 
verlaſſen und einen zweiten Vertrag mit einem andern Dienſt⸗ 
herrn abgeſchloſſen. Daß auch dieſer Vertrag unter den Kon⸗ 
trahenten bindend iſt, kann nicht zweifelhaft fein. Auch der 
zweite Dienſtherr hat trotz Fortbeſtehens des erſten Vertrages 
einen rechtlich klagbaren Anſpruch darauf, daß ihm die ver⸗ 
ſprochenen Dienſte geleiſtet werden, folgerichtig nach der Anſicht 
des Reichsgerichts alſo auch einen Anſpruch darauf, daß der 
Verpflichtete die Dienſte bei einem Dritten unterläßt. Dritter 
iſt ihm gegenüber auch der erſte Dienſtherr. 

Wir kommen damit zu dem eigenartigen Ergebnis, daß 
der erſte Dienſtherr auf Unterlaſſung der Dienſte bei dem 
zweiten, der zweite Dienſtherr auf Unterlaſſung der Dienſte bei 
dem erſten klagen kann. Der Dienſtpflichtige würde alſo, was 
er auch immer tut, Haft⸗ oder Geldſtrafe zu gewärtigen haben. 

Schon dieſe Konſequenzen ergeben, daß die Auffaſſung des 
Reichsgerichts nicht zutreffend ſein kann, und daß Staub, der 
in feinem Kommentar 8. Aufl. Anm. 15 zu 8 70 HGB. den 
Unterlaſſungsanſpruch verneint, doch wohl das Rechte ge⸗ 
troffen hat. 

In der Tat iſt es meines Erachtens nicht zuläſſig, aus 
jedem Anſpruch auf poſitive Vertragserfüllung ohne weiteres 


11 r SEE e ee a Be 2 


— ͤ w—j—ͤ— 


37. Jahrgang. En 


einen im Klagewege erzwingbaren Rechtsanſpruch auf Unter: 
laſſung eines dem Vertrage zuwiderlaufenden Verhaltens her⸗ 
zuleiten. 

Nehmen wir folgende Fälle: 

Ich habe eine Wohnung auf eine beſtimmte Zeit ge⸗ 
mietet. Der Vermieter iſt verpflichtet, mir den Gebrauch 
der vermieteten Sache während der Mietsdauer zu ge⸗ 
währen (8 535 BGB.). Logiſch folgt daraus, daß er 
die Räume während der Mietsdauer keinem andern 
uͤberlaſſen darf. Trotzdem dürfte es ſchwerlich jemandem 
einfallen, daraus neben dem Anſpruch auf Gewährung 
der Mietsräume und dem eventuellen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch noch einen klagbaren Rechtsanſpruch des Mieters 
gegen den Vermieter auf Unterlaſſung zu konſtruieren. 

Oder: 

Ich kaufe eine beſtimmte Sache. Nach § 433 BGB. 
wird der Verkäufer verpflichtet, mir die Sache zu über⸗ 
geben, und das Eigentum an der Sache zu verſchaffen. 
Folgerichtig darf er die Sache keinem andern übergeben 
und keinem andern das Eigentum übertragen. Trotz⸗ 
dem wird man nicht annehmen, daß ich gegen den Ver⸗ 
käufer eine dahingehende Klage auf Unterlaſſung habe. 

Bei einem Geſellſchaftsvertrage des bürgerlichen Rechts 
haben ſich die Geſellſchafter verpflichtet, auf eine beſtimmte 
Zeit ihre geſamte Tätigkeit dem gemeinſamen Unter⸗ 
nehmen zu widmen. Einer von ihnen tritt ohne Grund 
zurück, oder verläßt die Sozietät vorzeitig. Die übrigen 
Sozien haben zweifellos den Anſpruch auf Leiſtung der 
im Vertrage ſtipulierten Dienſte. Wird man ihnen 
darum auch einen klagbaren Anſpruch dahin gewähren, 
daß der zu Unrecht ausgetretene Geſellſchafter ſeine 
Dienſte keinem anderen Unternehmen widmet? 

In allen dieſen Fällen hat der Berechtigte ebenſo wie 
beim Dienſtvertrage gegen den Verpflichteten den Anſpruch auf 
ein poſitives Tun, welcher Anſpruch logiſch auch die Forderung 
enthält, alles zu unterlaſſen, was der poſitiven Leiſtungspflicht 
zuwiderläuft. Trotzdem halte ich einen derartigen Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch nicht für klagbar, und zwar folgere ich dies in erſter 
Linie aus 8 241 BGB. 

Der Paragraph lautet: „Kraft des Schuldverhältniſſes iſt 
der Gläubiger berechtigt, von dem Schuldner eine Leiſtung zu 
fordern. Die Leiſtung kann auch in einem Unterlaſſen beſtehen.“ 

Aus der Faſſung dieſes Paragraphen iſt zu entnehmen, 
daß, wenn in Satz 1 von einer Leiſtung geſprochen wird, die 
der Gläubiger kraft des Schuldverhältniſſes zu „fordern“ hat, 
darunter das poſitive Tun verſtanden wird, zu welchem ſich 
der Leiſtende verpflichtet hat. „Leiſtung“ iſt begrifflich und 
ſprachlich Entfaltung einer Tätigkeit. Wer leiſtet, muß handeln. 
Dieſe dem Schuldverhältnis entſprechende poſitive Handlung iſt 
die Leiſtung, welche der Gläubiger kraft des Schuldverhältniſſes 
„fordern“, das heißt im Klagewege verfolgen kann. 

Das Geſetz muß aber auch mit den Fällen rechnen, in 
denen nicht ein poſitives Tun, ſondern ein Unterlaſſen den 
unmittelbaren Gegenſtand der Verpflichtung bildet, und 
dieſen Fällen Rechnung tragend beſtimmt der Satz 2, „die 
Leiſtung kann auch in einem Unterlaſſen beſtehen“. Das will 
ſagen: in jenen ausnahmsweiſen Fällen, in denen der Gläubiger 
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nicht eine pofitive Tätigkeit, ſondern nur ein Nichttun von 
ſeinem Schuldner zu fordern berechtigt iſt, ſoll die dem 
Schuldner obliegende Leiſtung ſich auf dieſes Unterlaſſen 
konzentrieren und auch eine Klage auf Unterlaſſung gegeben 
ein. Der Satz 2 trifft alſo nur diejenigen Fälle, in denen 
ein Anſpruch auf ein poſitives Tun nach dem Inhalt des 
Schuldverhältniſſes nicht gegeben iſt. Hat der Gläubiger kraft 
des Schuldverhältniſſes ein Recht auf eine poſitive Leiſtung, 
ſo erſchöpft ſich ſein rechtlich geſchützter und klagbarer Anſpruch 
auf die Forderung dieſer Leiſtung. 

Allerdings gibt es Fälle, in denen das Geſetz neben der 
Berechtigung zur poſitiven Leiſtung einen Unterlaſſungsanſpruch 
ausdrücklich für gegeben erklärt. Eine ſolche geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung beſteht u. a. für Handlungsgehilfen im 8 60 HGB., 
für die Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft im § 112 


HGB. Dieſe Vorſchriften enthalten ein ausdrückliches Verbot 


beſtimmter Handlungen und gewähren demgemäß dem Be⸗ 
rechtigten auch einen klagbaren Anſpruch auf Unterlaſſung der⸗ 
ſelben. Dieſe Vorſchriften wären unnötig und überflüſſig ge⸗ 
weſen, wenn es in der Abſicht des Geſetzes gelegen hätte, ganz 
allgemein neben der Verpflichtung zu einer poſitiven Leiſtung 
noch einen klagbaren Anſpruch auf Unterlaſſung jedes dieſer 
Verpflichtung zuwiderlaufenden Handelns zu geben. 


Gerade der Umſtand, daß das Geſetz nur beſtimmte 


Handlungen verbietet, ſpricht dafür, daß darüber hinaus ein 
genereller klagbarer Unterlaſſungsanſpruch, wie ihn das Reichs⸗ 
gericht annimmt, nicht gegeben iſt. 

Die Intereſſen des Berechtigten ſind auch beim Fehlen 
eines ſolchen Anſpruchs genügend dadurch gewahrt, daß ihm 
für den Fall einer ſchuldhaften Verletzung der poſitiven 
Leiſtungspflicht der Anſpruch auf Erſatz des vollen ihm dadurch 
verurſachten Schadens gegeben iſt. 


- — — — 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Profeſſor Dr. jur. L. Kuhlenbeck. 


LXV. 


Der Auftrag. 

Der Auftrag, d. h. die vertragsmäßige Übernahme der 
unentgeltlichen Beſorgung eines Geſchäftes, einer Dienſt⸗ 
leiſtung, iſt ſeit dem Inkrafttreten des BGB. wieder ein reiner 
Gefälligkeits vertrag geworden, und hat daher als ſolcher 
ſtark an praktiſcher Bedeutung im Rechtsverkehr verloren. Im 
gemeinen Recht war dies anders, da ſich mit der Zeit der 
urſprünglich reine Gefälligkeitscharakter des Auftrags durch 
Ausdehnung ſeines Typus auf vorwiegend geiſtige Dienſt⸗ 
leiſtungen, ſogenannte opera liberales verwiſcht hatte. Vgl. 
darüber die geiſtvollen Bemerkungen v. Iherings im „Zweck im 
Recht“ 1, 105 ff. Nachdem nunmehr das BGB. keinen Anſtand 
genommen hat, auch letztere Dienſtleiſtungen unter den Geſichts⸗ 
punkt des Dienſtvertrages bzw. des Werkvertrages zu ſtellen, 
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ſpielt im eigentlichen Geſchäftsleben der Auftrag nicht mehr 
dieſelbe Rolle wie früher und nur indirekt, ſofern ein Dienſt⸗ 
vertrag oder Werkvertrag eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegen⸗ 
ſtande hat, bilden gewiſſe Grundſätze des Auftrags auf Grund 
der Verweiſung des 8 675 BGB. einen häufigen Gegenſtand 
prozeſſualer Erörterung. Hieraus erklärt ſich die verhältnis⸗ 
mäßige Sparſamkeit reichsgerichtlicher Entſcheidungen, die den 
Auftrag ſozuſagen ex professo behandeln. 

Bei allen reinen Gefälligkeitsverträgen, auch z. B. bei der 
Leihe, iſt es oft nicht leicht, die eigentlichen Verträge, d. h. den 
rechtlichen Verpflichtungswillen von rein tatſächlichen Gefällig⸗ 
keits⸗ oder bloß geſellſchaftlichen Leiſtungen zu unterſcheiden, die 
ſozuſagen unter der Schwelle des juriſtiſchen Bewußtſeins 
bleiben. An ſich kann nämlich das Geſchäft oder die Dienſt⸗ 
leiſtung, die den Gegenſtand des Auftrags bildet, rein tat⸗ 
ſächlicher Art ſein. Allein zweifellos würde es zu weit führen, 
überall, wenn jemand einen anderen um eine tatſächliche un⸗ 
entgeltliche Leiſtung erſucht, einen Auftrag im Sinne des BGB. 
und deſſen Rechtsfolgen zu konſtruieren, ſo z. B. wenn ich 
jemanden bei Tiſch erſuche, mir die Kompottſchüſſel zu reichen 
oder im Theater jemanden auffordere, mir Platz zu machen, 
damit ich auf meinen Sitz gelangen kann. In dieſer Richtung 
enthält die Entſcheidung RG. 65, 17 ff. einige zutreffende Be⸗ 
merkungen. Dem Fall lag die Tatſache zugrunde, daß jemand 
als Gaſt auf einem Automobil mitgefahren war und dabei 
einen Unfall erlitten hatte, wegen deſſen er nunmehr die Ent⸗ 
ſchädigungsklage gegen den Automobilbeſitzer anſtrengte. Es 
heißt hier: 

„Der Auftrag kann auch darin tatſächlicher Art ſein, 
aber immerhin muß es doch eine Handlung im engeren 
Sinne, wie bei den früheren preußiſch⸗rechtlichen „Ver⸗ 
trägen über Handlungen“ ſein; das bloße Gewähren⸗ 
laſſen aber, die Einräumung eines Platzes auf einem 
ohnehin fahrenden Wagen gehört ebenſowenig hierher, 
wie z. B. die Leihe oder die Verwahrung. 

Weiter iſt in der bloßen Geſtattung des 
Mitfahrens an ſich überhaupt noch nicht der 
Abſchluß eines obligatoriſchen Vertrages zu 
erblicken, ſondern ein bloß tatſächlicher Vor⸗ 
gang ohne rechtliche Bedeutung. 

Anders würde jedoch die Sache liegen, wenn das 
eventuelle Mitfahren des Klägers verabredet ſein ſollte, 
im Zuſammenhange von Vorbeſprechungen unter den 
Parteien über den möglichen Ankauf eines Automobils 
aus der Fabrik des Beklagten von ſeiten des Klägers. 
Dann würde ein beſtimmter rechtlicher Zweck und 
ein rechtliches Intereſſe, ſei es bloß auf ſeiten 
des Beklagten oder auch auf ſeiten des Klägers, vor⸗ 
gelegen haben, und daher würde ſich der Vorgang 
charakteriſieren als der Abſchluß eines den eventuell in 
Ausſicht genommenen Kaufvertrag vorbereitenden Ver⸗ 
trages.“ 

Nach dieſer ſehr verſtändigen Entſcheidung kann ich alſo 
auch fernerhin ohne Beſorgnis großer rechtlicher Verantwortlichkeit 
und Haftung für leichtes Verſchulden einen Freund auffordern, 
mit mir eine Spazierfahrt im Automobil zu machen; derſelbe 
trägt dann ebenſo, wie ich ſelber, ſozuſagen ſeine eigene Haut 
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zu Markte. Bedenklicher iſt es ſchon, angeſichts der bekannten 
buchſtäblichen Auslegung des Tierhalterparagraphen, ſofern mir 
hier nicht als berufsmäßigem Tierhalter die Novelle zuſtatten 
kommt, ihn zu einer Spazierfahrt mit einem eigenen Geſpann 
aufzufordern oder zu einem Spazierritt mit meinem Pferde, 
weil hier die Möglichkeit außerkontraktlicher Haftpflicht eine 
größere iſt, obwohl die Gefahr an ſich geringer ſein dürfte. 

Das Geſchäft, das den Gegenſtand des Auftrags bildet, 
darf ſelbſtwerſtändlich nicht gegen die guten Sitten oder ein 
Geſetz verſtoßen, wenn es ein actio mandati, ſei es directa oder 
contraria, erzeugen ſoll. 

Wie ſteht es hiernach mit einem Auftrag zum Spielen 
oder Wetten? Obwohl der Spielvertrag und Wettvertrag 
nach dem BGB. klaglos iſt, dürfen wir ihn darum noch keines⸗ 
wegs in abstracto als unſittlich oder gar als verbotenes 
Geſchäft bezeichnen. Es handelt ſich lediglich um ein obligatio 
naturalis, die erfüllbar, aber nicht erzwingbar iſt. Das Reichs⸗ 
gericht hat in Bd. 51 S. 156 ff. die Frage der Rechtsver⸗ 
bindlichkeit eines Spiel⸗ bzw. Wettauftrags meines Erachtens 
ſachgemäß und in Übereinſtimmung mit der früheren ge 
meinrechtlichen bzw. landrechtlichen Praxis folgendermaßen 
beantwortet: 

„Der jetzt erkennende Senat hat in einem Pra R. 
anwendenden Urteil, RG. 40, 256, ausgeſprochen, daß 
aus einem erteilten und angenommenen Auftrage zum 
Wetten am Totaliſator kein klagbarer Anſpruch 
auf Ausführung des Auftrags oder auf das 
Erfüllungsintereſſe wegen Nichtausführung 
des Auftrags entſtehe, wohl aber ein Klaganſpruch 
auf Herausgabe des vom Beauftragten ge⸗ 
machten und eingezogenen Gewinnes. 

Im gegenwärtigen Falle handelt es ſich darum, ob 
die Wette oder Spielauftrag an einen Kommiſſionär für 
dieſen einen klagbaren Anſpruch auf Erſtattung der 
Wette oder Spielaufwendungen und auf Pro⸗ 
viſion erzeugt, und das muß richtiger Anficht nach 
ebenſo verneint werden, wie unter der Herrſchaft des 
früheren Rechts die entſprechende Frage bezüglich der 
Differenzgeſchäfte verneint worden iſt. Vgl. RG. 34, 266. 

Anzunehmen iſt, daß die Vorſchriften des 8 762 
BGB. nicht nur auf dem Gedanken beruht, daß Spiel⸗ 
oder Wettverträge des Rechtsſchutzes nicht würdig find, 
ſondern daß fie auch der Rückſicht auf die fittlichen und 
wirtſchaftlichen Gefahren entſprungen find, die namentlich 
das Spielen und Wetten auf Borg mit ſich bringt. 
Dieſe Gefahren will das Geſetz dadurch vermindern, daß 
es jeden Zwang zur Berichtigung einer Spiel⸗ oder 
Wettſchuld ausſchließt. Wer für einen anderen ſpielen 
und wetten und die Spielverluſte oder Wettumſätze 
auslegen läßt, ſpielt oder wettet auch auf Borg. Die 
auf dieſe Weiſe entſtehende Schuld nebſt der etwaigen 
Proviſionsſchuld iſt für ihn ſachlich nichts anderes als 
eine Spiel⸗ oder Wettſchuld. Es würde alſo, wenn 
man ſie als rechtsverbindlich anerkennen wollte, der 
Zweck des Geſetzes zum großen Teil vereitelt 
werden; man würde einen Umweg für die Begründung 
einer Rechtslage eröffnen, welche der vom Geſetze 
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nach ſeinem Ausſpruche nicht gewollten gleich 
wäre.“ 

Nebenbei bemerkt, iſt dieſe Entſcheidung auch beachtenswert 
für die ſo oft ſtrittige allgemeine Frage der ſogenannten Um⸗ 
gehung eines Geſetzes bzw. des in fraudem legis agere, die 
ſich meines Erachtens ſtets in eine Frage der logiſchen (nicht 
analogiſchen) Auslegung des Geſetzes und ſeines juriſtiſchen 
Zweckgedankens auflöſt. 

Der Auftrag iſt ein formloſes Rechtsgeſchaͤft und bleibt es als 
ſolcher, auch wenn ſein Gegenſtand, die Geſchäftsbeſorgung, 
ein formelles Rechtsgeſchäft betrifft. Daher unterliegt der Auf⸗ 
trag nicht der Formvorſchrift des § 313, auch wenn er auf 
Erwerb von Grundeigentum gerichtet iſt. 

Vgl. RG. 54, 79 ff.: 

„Iſt ein Auftrag zur Geſchäftsbeſorgung gegeben und 
angenommen, ſo wird dadurch der Beauftragte von ſelbſt 
und nach dem Geſetz — 8 667 — verpflichtet, das, 
was er aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt, heraus⸗ 
zugeben, und iſt es dabei gleichgültig, ob der Beauftragte 
das Gefhäft im eigenen Namen oder ſogleich auf den 


Namen des Geſchäftsführers abſchließen ſollte und ab⸗ 


geſchloſſen hat.“ 

Der in der letzten Entſcheidung genannte $ 667 BGB. 
darf wohl als derjenige bezeichnet werden, der die Rechtſprechung 
insbeſondere auch auf Grund der mittelbaren Anwendung der 
Auftragsgrundſätze beim Dienſt⸗ und Werkvertrag, falls dieſe 
in einer Geſchäftsbeſorgung beſtehen, ſowie beim Geſellſchafts⸗ 
vertrag (§S 713) am häufigſten in Anſpruch nimmt. Zur Aus: 
legung dieſes Paragraphen bietet RG. 55, 91 ff. einen inter⸗ 
eſſanten Beitrag. Obwohl ich, wie ich am Schluß noch hervorheben 


werde, die Anwendung des Geſellſchaftsbegriffs und damit der 


Auftragsgrundſätze auf den dieſer Entſcheidung zugrunde liegenden 
Fall (Rückverſicherung) für verfehlt erachte, trage ich doch kein 
Bedenken, folgende Erwägungen der Begründung an ſich, d. h. 
theoretiſch als zutreffend und beachtenswert, herauszuheben: 

„Nach römiſchem Rechte hatte der Mandatar alles, 
was er infolge des Mandates erhielt, dem Mandanten 
herauszugeben, auch wenn letzterer an ſich kein Recht auf 
die Einnahme hatte. (Vgl. 1.20 pr. Dig. mandati 17, 1, 
1. 46 $ 4 Dig. de proc. 3, 3); Zuwendungen dagegen, 
die ihm zwar bei Erledigung des Geſchäfts, aber doch 
ausdrücklich nur für ſeine Perſon zuteil wurden, 
behielt er. (Vgl. J. 10 § 13, I. 12 pr. l. 1 8 1 Dig. 
mand. 17, 1.) Dieſe der Natur der Sache entſprechenden 
Rechtsſätze gelten auch jetzt: nach 8 667 BGB. hat der 
Beauftragte alles, was er aus der Geſchäfts⸗ 
beſorgung erlangt, herauszugeben, und hierdurch iſt 
ſchon zum Ausdruck gebracht, das er behalten darf, was 
ihm anläßlich der Geſchäftsbeſorgung zugewendet wird. 
Planck, BGB. II. Bd., Bem. 2 zu 8 667. 

Es ſind dies nur Anwendungen des allgemeinen Grund⸗ 
ſatzes, daß bei Abwicklung eines Geſchäfts, das (ganz 
oder zum Teil) für Rechnung eines Dritten geht, jeder 
Vorteil, der ſich dabei für ſeinen Beauftragten oder 
Vertreter ergibt, auch ihm ſelbſt zugute kommt, wenn 
derſelbe bei dem Verlauf, den die Abwicklung nimmt, 
eintritt, ohne daß anderweitige, mit dem Geſchäft 
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und deſſen Erledigung nicht zuſammenhängende 
Umſtände in der Perſon des Beauftragten 
oder Vertreters hierbei mitwirkten.“ 

Eigentümlich iſt nur die Anwendung dieſer an ſich zweifel⸗ 
loſer und unſere mehrfach, auch in Nr. LXIII beim Mäkler⸗ 
vertrag dargelegten Grundſätze vom adäquaten Kauſalzuſammen⸗ 
hang beſtätigenden Theorie auf die den Fall bildende Frage, 
ob ein Konkurs des Rückverſicherten ohne Einfluß 
auf die Leiſtungspflicht des Rückverſicherers iſt. 

Das Reichsgericht ſcheut ſich nämlich zu der Frage, ob die 
Rückverſicherung, die leider auch durch das neue Geſetz betr. 
den Verſicherungsvertrag (vgl. deſſen 8 186) nicht mitbetroffen 
wird, als eine Art Geſellſchaftsvertrag oder als ein Ver⸗ 
ſicherungsvertrag anzuſehen iſt, Stellung zu nehmen. Indem 
es dieſe Frage unentſchieden läßt, fährt es fort: 

„Es iſt richtig, daß wegen der Konkurseröffnung auch 
der Hauptverſicherte nunmehr, wie die anderen Gläubiger 
des Rückverſicherten, nicht mehr die volle Zahlung er⸗ 
halten kann; allein dies iſt lediglich eine Folge der 
perſönlichen Verhältniſſe des letzteren, die zur Eröffnung 
des Konkurſes geführt, aber mit dem Verſicherungs⸗ 
vertrag und deſſen Erledigung nichts zu tun haben. 

Überdies iſt auch nicht zuzugeben, daß dieſe Anſicht 
zu einem unbefriedigenden Ergebniſſe führe. (27) Muß 
der Rückverſicherer nach Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen des Rückverſicherten den vollen ges 
zeichneten Beitrag zu deſſen Maſſe einzahlen, ſo dient 
damit allerdings ſeine Zahlung dazu, die Dividende 
aller Konkursgläubiger zu verbeſſern. Allein dies 
ergibt ſich aus dem Grundſatze, daß die vorhandene 
Maſſe zu gleichmäßiger Befriedigung der Gläubiger des 
Gemeinſchuldners dienen ſoll, kann jedoch nicht dazu 
führen, einen Teil der ihm obliegenden Leiſtung für 
ſich zu behalten und ſo einen völlig unberechtigten 
Gewinn zu machen. Beklagte hat deshalb, mag man 
ſie als Verſicherer oder als Geſellſchafter betrachten, zu 
leiſten, wozu fie nach dem Vertrage verpflichtet iſt. 
Vgl. RG. 5, 115.“ 

Das Reichsgericht tritt ſodann in die Erörterung der 

actio contraria ein, um zu erwägen, ob der Rückverſicherer 
kraft derſelben berechtigt ſei, direkt an den Hauptverſicherten 
zu zahlen; zweifellos könne nach 88 670, 157 BGB. ein 
Beauftragter, der behufs Ausführung des Auftrags eine Ver⸗ 
bindlichkeit eingeht, Befreiung von derſelben verlangen; es 
fährt fort: 
„Dieſe Beſtimmung, die ſich im römiſchen Recht, in 
J. 45 pr. D. mandati 17, 1 findet, befagt nicht, daß 
die Beauftragte wegen einer übernommenen Verbindlich⸗ 
keit hierauf beſchränkt ſei. 

Der leitende Grundſatz geht vielmehr dahin, daß der 
Beauftragte Erſatz ſeiner Aufwendungen erhalten ſoll, 
und zwar ſo, daß er vor Schaden bewahrt bleibt. 
Welche Rechtsbehelfe aber ihm deshalb zu Gebote ſtehen, 
richtet ſich nach der Sachlage. Handelt es ſich um 
eine von dem Beauftragten übernommene Verbindlichkeit, 
ſo wird der Regel nach ſeine Befreiung von derſelben 
genügen, und dies, aber nicht mehr, iſt in den er⸗ 
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wähnten Geſetzesſtellen geſagt. Führt jedoch die Ent⸗ 
freiung“) des Beauftragten nicht zum Ziele, fo kann 
er Zahlung oder Vorſchuß verlangen, wie in 1. 48 
§ 4 D. mandati 17, 1, 1. 6 Cod. mandati 4, 39; 
1. 12 § 17 Dig. mandati 17, 1 für verſchiedene Fälle 
anerkannt iſt. 

Das nämliche hat zu gelten, wenn von einer Ent⸗ 
freiung des Beauftragten nicht die Rede ſein kann, 
dieſem jedoch ein Anſpruch gleichwohl zuſteht: iſt eine 
Schuld, für die ein Mandatar ſich verbürgt hatte, 
von einem Dritten bezahlt worden, um dem Mandatar 
ein Geſchenk zuzuwenden, ſo hat dieſer die actio 
mandati contraria (l. 12 $ 1 Dig. mandati 17, 1) 
und zwar ſelbſtverſtändlich auf Barzahlung.“ 

Gegen die theoretiſche Richtigkeit dieſer Sätze iſt vom 
Standpunkte der Mandatslehre gewiß nichts einzuwenden. Um 
ſo zweifelhafter erſcheint mir die Erheblichkeit derſelben für den 
der Entſcheidung zugrunde liegenden Fall. Wenngleich die Er⸗ 
örterung darüber als eine Abſchweifung von unſerem Thema 
erſcheinen kann, mag mir dennoch bei dem praktiſchen Intereſſe, das 
die Rückverſicherung beanſprucht, auch darüber eine kritiſche 
Bemerkung geſtattet werden. 

Zwecks Anwendung auf den Fall fährt nämlich das 
Urteil fort: 

„Nachdem über das Vermögen des Rückverſicherten der 
Konkurs eröffnet worden iſt, kann eine Entfreiung des⸗ 
ſelben durch Zahlung von ſeiten des Rückverſicherers an 
den Hauptverſicherten nicht mehr in Frage kommen. 
Dieſe beiden ſtehen in keinem Vertragsver⸗ 
hältnis, und deshalb iſt eine Beziehung zwiſchen ihnen, 
die dem Hauptverſicherten einen Anſpruch gegen den 
Rückverſicherer oder dieſem eine Befugnis zur Zahlung 
an erſteren geben würde, nicht vorhanden. Und ab⸗ 
geſehen davon würde ſich der Rückverſicherer durch ſolche 
Zahlung nicht von ſeiner Schuld an die Maſſe des 
Rückverſicherers befreien können. Denn er hat der 
Maſſe zu leiſten, was dem Rückverſicherungsvertrage ent⸗ 
ſpricht, während der Hauptverſicherte aus der Maſſe die 
Konkursdividende zu erhalten, eine beſſere Stellung als 
die anderen Konkursgläubiger aber nicht zu er⸗ 
langen hat.“ 

Obwohl das Urteil verſichert, daß dieſes Ergebnis nicht 
unbefriedigend ſei (ſiehe oben), iſt es meinem Rechtsgefühl 
unmöglich, ſich damit zu befreunden. Ich halte das Ergebnis 
für ein ſolches, in dem sub auctoritate juris scientiae, richtiger 
subitilitate juris perniciose erratur. Der A hat bei B ſich 
gegen einen Schaden X auf eine beſtimmte Summe V verſichert. 

*) Warum plötzlich dieſes neue, dem beſſeren Sprachgebrauch 
völlig fremde Wort eingeführt wird, iſt mir unverſtändlich. Wir haben 
meines Erachtens genug darauf zu achten, unſer mit Necht in keinem 
beſonderen Anſehen ſtehendes „Juriſtendeutſch“ von älteren ſchwer⸗ 
fälligen Beſtandteilen zu reinigen; gegen die Einführung völlig 
überflüſſiger, das Sprachgefühl beleidigender Wörter iſt mit um ſo 
größerer Entſchiedenheit einzutreten, als ſeltſamerweiſe gerade 
ſprachliche Abſonderlichkeiten innerhalb geſchloſſener Berufskreiſe 
— auch z. B. im ſog. Kaufmannsdeutſch — für viele Federn eine 
Anſteckungsgefahr bilden. 


M 21. 1908. 


B hat für den Fall, daß der Verluſt eintritt, für den Ver⸗ 
ſicherungsfall ſeinerſeits bei C Rückverſicherung auf die Teil: 
ſumme 2 genommen; der Anſchaulichkeit halber nehmen wir 
aber an, auf die ganze Summe I. Nach Eintritt des Ber: 
ſicherungsfalls ſoll nun A, da B in Konkurs geraten iſt, nur 
die Dividende, alſo beiſpielsweiſe 25 Prozent der Summe Y 
erhalten, während dieſe Summe ganz dem Vermögen des B 
zufällt und nunmehr die Gläubiger des B ganz unbilliger⸗ 
weiſe Gelder erlangen, die jedenfalls wirtſchaftlich in ihrem 
vollen Betrage zur Deckung des Verluſtes bei A beſtimmt 
waren. 

Ich kann mich nicht des Gedankens erwehren, daß hier 
eine unbillige Bereicherung der Gläubigerſchaft des B, mittelbar 
alſo des B ſelbſt, ein Erwerb, eine causa, auf Koſten des A 
eintritt. 

Sofern dieſer Erwerb in dem Urteil des RG. auf die An⸗ 
wendung der Grundſätze des Mandats, vermittelt durch eine 
Konſtruktion der Rückverſicherung als Geſellſchaftsvertrag, ge⸗ 
ſtützt wird, tritt meines Erachtens die Künſtlichkeit und Ge: 
zwungenheit der Argumente deutlich zutage. Dieſe Kon⸗ 
ſtruktion aber iſt auch unhaltbar. Die Rückverſicherung iſt 
keinenfalls ein Geſellſchaftsvertrag, ſondern ein ſel bſtändiger 
Verſicherungsvertrag. Vgl. Ehrenberg, Rückverſicherung 
S. 39. 

Nun meint freilich das Reichsgericht a. a. O. S. 94: 
„Ganz ebenſo wäre zu entſcheiden, wenn man das Ver⸗ 
hältnis der Parteien als Verſicherungsvertrag auf⸗ 
zufaſſen hätte. Mit dem Schadensfall, alſo vor der Er⸗ 
öffnung des Konkurſes, gelangte die Verbindlichkeit des Be⸗ 
Hagten zur Entſtehung, und an dieſer konnte durch die 
Eröffnung des Konkurſes nichts geändert werden. Sie 
hätte deshalb Zahlung zu leiſten, während es für ſie 
ohne Intereſſe iſt, welcher Betrag hiervon dem Haupt⸗ 
verſicherten zufließt.“ 

Demgegenüber meine ich, daß der Verſicherungsfall für 
die Rückverſicherung nicht vollkommen identiſch iſt mit dem⸗ 
jenigen der Hauptverſicherung. Der Rückverſicherer verſichert 
fein Riſiko (ganz oder teilweise), und dieſes beſteht in der 
Zahlung der Hauptverſicherungsſumme. Braucht er dieſe, ſei 
es auch infolge eines Konkurſes, nicht voll zu entrichten, ſo kann 
er billigerweiſe, falls er nicht ungerecht bereichert werden 
ſoll, auch vom Rückverſicherer nicht volle Entrichtung der Summe 
beanſpruchen. Die Grundſätze des aus Anlaß eines Mandats 
ermöglichten Vermögensvorteils des Beauftragten können hier 
nicht zur Anwendung kommen. 

Der nach ihrem beſonderen wirtſchaftlichen Zwecke zu be⸗ 
urteilenden bona fides des Rückverſicherungsvertrages würde 
es gewiß entſprechen, im Falle der Inſolvenz des Haupt⸗ 
verſicherers dem Verſicherer eine utilis actio gegen den Rück⸗ 
verſicherer zu gewähren, wie dies übrigens in amerikaniſchen 
Rückverſicherungsbedingungen auch regelmäßig vereinbart wird. 

Allein auch in Ermangelung einer ſolchen jedenfalls emp⸗ 
fehlenswerten Vertragsklauſel glaube ich dem Hauptverſicherer 
in einem ſolchen Falle den Anſpruch wegen ungerechtfertigter 
Bereicherung aus § 812 BGB. gegen die Konkursmaſſe nicht 
verſagen zu dürfen. Denn dieſe würde bei Vollzahlung des 
Rückverſicherers auf ſeine Koſten etwas ohne rechtlichen 
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Ob das Luftſchiff im Augenblicke des Abſturzes ſich in großer 


Grund erlangen. Alſo entweder hätte der Rückverſicherer nur iff i t 


die Dividende zu leiſten — was jedoch meines Erachtens der 
Vertragsgrundlage widerſpricht — oder er hat das Recht, die 
Verſicherungsſumme ganz an den Verſicherer abzuführen bzw. 
letzterer hat die condictio sine causa wegen dieſer Summe 
gegen die Konkursmaſſe. 


Zur Schadenserſatzpflicht des Luftſchiffers. 
Von Fr. Ludowieg, Rechtsanwalt in Halle a. S. 


In dem Aufſatze „Luftſchiffahrt und Grundeigentum“ 
(JW. 08, 643) ſucht Kipp die Anſicht zu begründen, daß der 
Luftſchiffer auch ohne Verſchulden für die Beſchädigungen hafte, 
die ein aus großer Höhe herabſtürzender Ballon oder einzelne 
Teile desſelben einem Grundſtücke zufügen. Dieſen Aus führungen 
kann aber nicht beigeſtimmt werden. 

Kipp beruft ſich auf den vom Reichsgericht mehrfach aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz, daß die beim Betriebe einer Eiſenbahn, 
einer Fabrik oder einer anderen gewerblichen Anlage entſtandenen 
Schäden ohne Rückſicht auf ein Verſchulden des Betriebsinhabers 
oder ſeiner Angeſtellten die Erſatzpflicht begründen, wenn die 
Unterſagungsklage nicht zuläffig iſt. Dieſer Ausſchluß des Vers 
bietungsrechts iſt die Grundlage für die Aufſtellung des Erſatz⸗ 
anſpruchs durch das Reichsgericht: weil der beſchädigte Sach⸗ 
eigentümer gezwungen iſt, ſich die Einwirkungen gefallen zu 
laſſen, und nicht das allgemein beſtehende Recht zur Abwehr 
beſitzt, ſoll er wenigſtens den Erſatz des ihm zugefügten Schadens 
verlangen können. 

Dieſe vom Reichsgericht betonte Vorausſetzung für den 
Schadenserſatzanſpruch beſteht aber bei der Luftſchiffahrt nicht. 
In jenen Fällen wird durch Sondervorſchriften zugunſten be⸗ 
ſtimmter Betriebe der allgemein gültige Rechtsſatz, daß der 
Berechtigte jede Einwirkung anderer zurüͤckweiſen könne, durch⸗ 
brochen. Die Luftſchiffahrt aber unterſteht den allgemeinen 
Vorſchriften und genießt keinerlei Sonderrechte. Darum iſt es 
auch nicht gerechtfertigt, ihr Verpflichtungen aufzuerlegen, die 
über das allgemein gültige Maß hinausgehen. Gehen von ihr 
Einwirkungen auf fremde Grundſtücke aus, fo find fie entweder 
vom Rechte geſtattet oder nicht. Im letzteren Falle iſt gegen 
ſie ohne Einſchränkung die Unterſagungsklage gegeben, während 
gegen die Einwirkungen der privilegierten Betriebe, obwohl fie 
als unzuläſſige Störungen aufgefaßt werden, jene Klage fort⸗ 
fällt. Liegt aber eine nach den allgemeinen Rechtsnormen ge⸗ 
ſtattete Einwirkung vor, die alſo die vom Rechte gezogenen 
Grenzen der Sachherrſchaft gar nicht überfchreitet, fo beſteht auch 
kein Grund, für dies durchaus rechtmäßige Verhalten eine 
Schadenserſatzpflicht feſtzuſetzen. 

Kipp will nun offenbar die den Eigentümer in der Ab⸗ 
wehr beſchränkende Sondervorſchrift in 8 905 Satz 2 BGB. 
finden. Aber ſeine Ausführungen über die Bedeutung dieſer 
Geſetzesvorſchrift ſind nicht zutreffend. Sie bezieht ſich lediglich 
auf die in großer Höhe oder Tiefe vor ſich gehenden Ein⸗ 
wirkungen. Wenn aber ein Ballon oder Sandſack auf ein 
Grundſtück herunterfällt, ſo wird damit auf dieſes ſelbſt eine 
Einwirkung ausgeübt, die ſein Eigentümer ſtets verbieten kann. 


oder geringer Höhe befand, iſt dabei vollkommen gleichgültig. 
Für das Unterſagungsrecht des Eigentümers kommt es nicht 
darauf an, ob die Einwirkung auf Verſchulden beruht oder 
nicht. Er kann daher, auch wenn das Luftſchiff ſich in größter 
Höhe befand, alſo nicht gegen 8 905 Satz 1 BGB. verſtieß, 
und dann infolge eines unverſchuldeten Zufalls abſtürzt, die 
Abwehrrechte des Eigentümers (mit der aus 8 904 BGB. fi 
ergebenden Einſchränkung) ausüben. Der 8 905 Satz 2 BG. 
greift daher nicht Platz. Es handelt ſich nicht um Ein⸗ 
wirkungen, die in großer Höhe auf den Luftraum vorgenommen 
werden, ſondern um ſolche, die an dem Gebäude oder Erdboden 
ſelbſt geſchehen. Wollte man aber auch lediglich das Verhalten 
des Luftſchiffers vor dem Abſturze berückſichtigen, ſo würde 
der Satz 2 des 8 905 BGB. doch nicht Anwendung finden, 
weil dann, wenn der Ballon abſtürzt, der Grundſtückseigen⸗ 
tümer ſicherlich ein Intereſſe an der Ausſchließung des Ballons 
aus ſeinem Luftraum hat. 

Eine den Grundſtückseigentümer zugunſten der Luftſchiff⸗ 
fahrt beſchränkende Vorſchrift beſteht ſomit nicht. Mögen ſeine 
Abwehrrechte auch praktiſch von geringer Bedeutung ſein, ſo 
genügt doch ihr Vorhandenſein, um den Verſuch, die Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Luftſchiffers ohne Rückſicht auf ein Verſchulden 
zu begründen, zum Scheitern zu bringen. 


Die Rechtswirkſamkeit der Kündigung eines von 
Eheleuten verſchuldeten Kapitals durch einen an fie 
gemeinſchaftlich adreſſierten Einſchreibebrief bei 
Verweigerung ſeiner Annahme durch die Ehefran 
und die Zuläſſigkeit einer gemeinſchaftlichen 
Zuſtellung. 
Von Landgerichtsdirektor Winkler in Erfurt. 


In einem Rechtsfalle hatte der Gläubiger ein von Ehe⸗ 
leuten verſchuldetes Kapital ihnen durch einen an ihre gemein⸗ 
ſchaftliche Adreſſe gerichteten Einſchreibebrief, deſſen Annahme 
die von dem Poſtboten allein angetroffene Ehefrau verweigerte, 
gekündigt. Dieſe Kündigung war meines Erachtens jedem der 
beiden Schuldner gegenüber nach den 88 425 Abſ. 2 und 
1141 BGB. rechtswirkſam. Wie unbedenklich mündlich, fo 
kann auch ſchriftlich gleichzeitig, d. h. in demſelben Schriſft⸗ 
ſtücke, eine Willenserklärung, z. B. ein Vertragsangebot, 
mehreren Perſonen gegenüber abgegeben werden. Da die 
Kündigung eine empfangsbedürftige Willenserklärung im Sinne 
des 8 130 BGB. iſt, kommt es darauf an, ob der Einſchreibe⸗ 
brief — rechtlich — beiden Eheleuten zugehen konnte. 
Dies iſt der Fall (vgl. Helwig in JW. 05, 356), wenn die 
Beförderung eines ſolchen Briefes nach den poſtaliſchen Be⸗ 
ſtimmungen zuläſſig iſt, und demgemäß der Brief in die Hände 
der beiden Adreſſaten gelangen kann. Erfahrungsmäßig be⸗ 


fördert die Poſt ſolche an eine gemeinſchaftliche Adreſſe ge⸗ 


richteten Briefe unbeanſtandet und dieſe Praxis findet ihre 
beſondere Stütze e 
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ordnung vom 20. März 1900.1) Durch die Beſtellung des 
Einſchreibebriefes an die Ehefrau als Mitadreſſatin und in 
Gemäßheit des 8 39 Nr. VII PoſtO. zugleich als Vertreterin 
ihres Ehemannes iſt die Kündigung beiden Eheleuten tatſächlich 
zugegangen. Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
(vgl. RGS g. 50, 191; 56, 262; 58, 406 u. 60, 336) genügt die 
poſtordnungsmäßige Beſtellung der Urkunde, insbeſondere bei 
Abweſenheit des Adreſſaten an ein erwachſenes Familien⸗ 
mitglied, ohne Rüdfiht darauf, ob die Annahme des Briefes 
erfolgt oder verweigert wird, und ob im erſten Falle der 
Adreſſat den Brief von dem Vertreter ausgehändigt erhält und 
von ſeinem Inhalte Kenntnis nimmt. Hierbei bedarf es keiner 
Erörterung, ob die Ehefrau berechtigt oder verpflichtet iſt, den 
Brief namens ihres Ehemannes anzunehmen (vgl. hierüber Helwig 
a. a. O. S. 357, 358) und ob ſich etwa aus dem 8 1357 BGB. 
eine ſolche Pflicht und Befugnis der Ehefrau herleiten läßt. 
Es kommt lediglich der tatſächliche Vorgang in Betracht, 
daß durch die Abgabe des Briefes an die Ehefrau, ihr und 
zugleich ihrem Ehemanne die Möglichkeit gewährt wird, von 
dem Inhalte des Briefes Kenntnis zu nehmen. Auch wenn 
man annimmt (dgl. die Ausführung von Goldmam zu 8 299 
RStGB. in DIZ. 04, 64 —66), daß die Ehefrau zur ſelb⸗ 
ſtändigen Eröffnung des für ihren Ehemann mitbeſtimmten 
Briefes nicht befugt iſt, ſo beſteht doch kein rechtliches Hindernis, 
daß die beiden Eheleute demnächſt gemeinſchaftlich den 
Brief in Beſitz nehmen, öffnen und ſich Kenntnis von ſeinem 
Inhalte verſchaffen. 

Im Zuſammenhange hiermit ſteht die Frage, ob eine 
gemeinſchaftliche Zuſtellung (vgl. 8 132 BGB.) an Ehe⸗ 
leute und in anderen Fällen zuläſſig iſt. Das Reichsgericht 
hat in dem Urteile vom 5. März 1887 (JW. 87, 111) mit 
Rückſicht auf die Formalnatur des Zuſtellungsaktes auf Grund 
der 88 155 und 156 (etzt 88 169 und 170) BRD. die 
gemeinſchaftliche Zuftellung einer für beide Eheleute beſtimmten 
Ausfertigung eines Verſäumnisurteils an dieſelben für rechts⸗ 
unwirkſam erklärt, da jedem von ihnen je eine Ausfertigung 
des Urteils hätte übergeben werden müſſen. Dagegen hat das 
Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung?) daran feſtgehalten, 
daß die Zuſtellung einer Urteilsausfertigung an zwei aſſoziierte, 
als Prozeßbevollmächtigte einer Partei beſtellte Rechtsanwälte 
zu Händen ihres gemeinſchaftlichen Gehilfen rechtlich wirkſam 
iſt. Abgeſehen von dem Urteile JW. 88, 394 werden dieſe 
Entſcheidungen damit begründet, daß nach dem 8 80 (jetzt § 84) 
ZPO. die Zuſtellung an einen der beiden Rechtsanwälte genügt 
hätte. Hierbei wird bemerkt, daß die Bezeichnung einer zweiten 
Perſon in der Zuſtellungsurkunde als Empfänger nicht einen 
die Zuſtellung ungültigmachenden Verſtoß gegen 8 174 Nr. 3 
(jetzt 8 191) ZPO. enthalte. Tatſächlich lagen jedoch in 
allen dieſen Fällen gemeinſchaftliche Zuſtellungen einer Urteils⸗ 


) Dieſe Beſtimmung lautet: 
„Briefe, die an Eheleute gemeinſchaftlich gerichtet ſind, 
werden zugeſtellt, als wenn ſie an den Ehemann gerichtet 
wären. Leben die Eheleute getrennt, ſo werden ſolche 
Briefe als unbeſtellbar behandelt.“ 
2) Vgl. die in der JW. 88, 394; 89, 478; 90, 46; 03, 397 
und 06, 566 und RGZ. 24, 416 veröffentlichten Urteile. 


M 21. 1908. 


ausfertigung an die beiden Rechtsanwälte vor und in dem 
Urteile vom 18. September 1888 (JW. 88, 394) iſt aus⸗ 
drücklich ausgeführt: aus 8 155 (jetzt 8 169) ZPO. folge 
nicht, daß nicht eine Urteilsausfertigung mehreren Perſonen 
zugeſtellt werden könne, dieſe Vorſchrift beziehe ſich nur auf 
die Fälle, in denen die Zuſtellung an mehrere Perſonen geſchehen 
müſſe, ein ſolcher Fall liege nicht vor bei der Beſtellung 
mehrerer die Partei ſelbſtändig vertretenden Prozeß bevoll⸗ 
mächtigten, es genüge die Zuſtellung einer Ausfertigung des 
Urteils, fie könnte an die beiden ein Geſchäftslokal haltenden 
Rechtsanwälte erfolgen, da es unerfindlich ſei, weshalb es 
rechtlich unmöglich ſein ſolle, eine Urteilsausfertigung mehreren 
Perſonen zuzuſtellen. Folgt man dieſer Auslegung der SS 191 
Nr. 3 und 169 und iſt der Gebrauch des Singulars auch in 
den Nummern 2 und 3 des § 191 ebenſo wie z. B. im § 183 
Abſ. 2 ZPO. rechtlich bedeutungslos, fo ſteht der 8 170 um 
ſo weniger der Zuläſſigkeit einer gemeinſchaftlichen Zuſtellung 
entgegen, als er an die Stelle des 8 166 Abſ. 3 des Ent- 
wurfes getreten iſt, welcher eine ſolche gemeinſchaftliche Zu⸗ 
ſtellung ausſchloß.?) Und wenn der Zuſtellungsakt in der 
Übergabe der Ausfertigung oder beglaubigten Abſchrift des 
zuzuſtellenden Schriftſtücks und in der Beurkundung dieſes 
Vorganges beſteht (vgl. das erwähnte Urteil des Reichsgerichts 
vom 5. März 1887), fo iſt die Übergabe e ines Schriftſtücks 
an mehrere Perſonen unbedenklich in gleicher Weiſe wie die 
Auszahlung einer Geldſumme an eine Mehrheit von Perſonen 
rechtlich möglich. Ebenſo kann zweifellos die Tatſache der 
Übergabe eines Schriftſtücks an mehrere Perſonen in einer 
Urkunde bezeugt werden.“) Da hiernach die Zivilprozeßordnung 
nichts Abweichendes beſtimmt und die gemeinſchaftliche Zuſtellung 
mit dem Weſen der Zuſtellung durchaus vereinbar iſt, muß 
ſie für zuläſſig und demgemäß auch für rechtswirkſam 
erachtet werden.) 

Die Zulaſſung der gemeinſchaftlichen ſchriftlichen Mitteilung 
im Falle des 8 130 BGB. und der gemeinſchaftlichen Zuſtellung, 
die ſelbſtverſtändlich zur Vorausſetzung haben, daß unter den 
mehreren Empfängern nicht widerſtreitende Intereſſen beſtehen, 
entſpricht auch dem praktiſchen Bedürfniſſe. Es handelt 
ſich hierbei darum, den Zeitpunkt des Zugehens einer empfangs⸗ 
bedürftigen Willenserklärung und der Zuſtellung gegenüber 


) Der 8 166 Abſ. 3, welcher beſtimmte: 

„Jeder Perſon, an welche eine Zuſtellung erfolgt, iſt be⸗ 

glaubigte Abſchrift des mitzuteilenden Schriftſtücks und 

der Zuſtellungsurkunde zu übergeben.“ 
iſt in der 2. Leſung der Kommiſſion aus dem $ 166 ($ 173 und 
jetzt S 190 des Geſetzes) ausgeſchieden und an jeiner Stelle der 
§ 149 a, wörtlich mit dem § 156 jetzigen 5 170 des Geſetzes über⸗ 
einſtimmend, eingefügt, ohne daß die Materialien etwas Näheres 
darüber ergeben (vgl. Hahns Materialien zur ZPO. 1. Abt. S. 23 
und 2. Abt. S. 1212 u. 1213). 

) Nach § 17 der AllgVerf. vom 10. Dezember 1899 
(JMBl. 99, 728) kann ſogar in den daſelbſt angegebenen Fällen die 
Zuſtellungsurkunde in tabellariſcher Form aufgenommen werden. 

) Durh den § 17 Nr. 4 der Geſchäftsanweiſung für die 
Gerichtsvollzieher vom 12. Dezember 1899 (IJMBl. 99, 627) iſt 
die Bewirkung einer gemeinſchaftlichen Zuſtellung durch den Gerichts⸗ 
vollzieher ausgeſchloſſen. 


37. Jahrgang. 


mehreren beteiligten Perſonen einheitlich feſtzuſtellen. Den 


rechtlichen Schwierigkeiten, die entſtehen würden, wenn in ſolchen 
Fällen die Einheitlichkeit dieſes Zeitpunktes nicht gewahrt wird, 
iſt der Geſetzgeber dadurch begegnet, daß er in einzelnen Fällen 
die Zuſtellung und das Zugehen der Willenserklärung an eine 
der beteiligten Perſonen für genügend) und in anderen Fällen 
zur Empfangnahme von derartigen für eine Mehrheit von 
Perſonen beſtimmten Erklärungen von Behörden, wie das Grund⸗ 
buchamt und das Nachlaßgericht für zuſtändig“) erklärt hat. 
Soweit ſolche Ausnahmebeſtimmungen nicht Platz greifen, 
muß jedem der Beteiligten die empfangsbedürftige 
Willenserklärung entweder formlos oder im Wege der Zus 
ſtellung übermittelt werden. Kann ein Rechtsverhältnis 
mehreren Perſonen gegenüber wie z. B. bei der Geſamt⸗ 
vertretung nur einheitlich feſtgeſtellt werden, fo gilt (vgl. 
RG. 34, 360) die Zuſtellung und der Eingang der Willens⸗ 
erklärung erſt in dem Zeitpunkte als erfolgt, in dem an die 
ſämtlichen Beteiligten die Zuſtellung oder der Eingang 
der Willenserklärung bewirkt iſt. Auch in dieſen Fällen können 
z. B. infolge des Widerrufs der Willenserklärung unangenehme 
Komplikationen entſtehen, wenn den ſämtlichen Beteiligten nicht 
in demſelben Zeitpunkte die Willenserklärung bzw. der 
Widerruf zugeht oder zugeſtellt wird. Bei den übrigen Rechts⸗ 
verhältniſſen mit einer Mehrheit von Gläubigern oder 
Schuldnern wird für und gegen den einzelnen Beteiligten ge⸗ 
ſondert und ſelbſtändig mit dem Zeitpunkt des Zugehens 
oder der Zuſtellung die Willenserklärung wirkſam. Wird zu 
ihrer Übermittlung die Poſt benutzt, fo bietet nur die Bes 
ſtellung eines gemeinſchaftlichen Briefes oder die gemeinſchaft⸗ 
liche Zustellung — ſoweit dieſe Art der Mitteilung überhaupt 
ausführbar iſt — abſolute Sicherheit dafür, daß den 
mehreren Beteiligten gleichzeitig in demſelben Zeitpunkte 
die Willenserklärung zugeht oder zugeſtellt wird. Dies iſt 
möglich bei den Mitgliedern eines gemeinſchaftlichen Haus⸗ 
baltes,2) den Eheleuten und den häufig als Miteigentümer 
oder Miterben in Betracht kommenden zuſammenlebenden Ver⸗ 
wandten, ſowie bei Perſonen, welche ein gemeinſames Geſchäfts⸗ 
lokal halten, Rechtsanwälten, Gewerbetreibenden, Vertretern 
nichtrechtsfähiger Vereine, ähnlichen Geſchäftsſtellen und 
Bureaus.“) In dieſen Fällen iſt die Beſtellung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Briefes und die gemeinſchaftliche Zuſtellung das 
praktiſche Hilfsmittel, durch welches mit größerer Sicherheit, 
als es ſonſt geſchehen kann, der gleichzeitige Eingang der 
Willenserklärung bei den verſchiedenen Beteiligten 
ermöglicht wird. 

Tritt man dieſen Ausführungen nicht bei, ſo wäre folge⸗ 
richtiger, mit dem Urteile des Reichsgerichts vom 5. März 1887 


©) Bol. SS 84 u. 171 Abſ. 3 8P O., SS 125 Abſ. 1, 161 Abſ. 2, 
232 Abſ. 2, 298 Abſ. 2 u. 3 und 320 Abſ. 2 HGB., § 35 Geſetz, 
betr. die G. m. b. H. (Abl. 98, 846) und 8 28 Abſ. 2 BGB.). 
Eine entſprechende Vorſchrift fehlt bei der Geſamtprokura ($ 48 HGB.). 

7) Vgl. 8$ 925 u. 928 und die 8$ 1945, 1993, 2003, 2061 
2081, 2146 u. 2202 BGB. 

8) Vgl. RG. 34, 897 u. 898. 

) Vgl. 88 180 Abſ. 2, 188 u. 184 ZPO. und § 39 Nr. II 
der Poſtordnung. Dies gilt auch, ſofern nicht eine Zuſtellung er⸗ 
folgt, von den Vorſtehern von Behörden, Gemeinden und Korporationen. 
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auch der gemeinſchaftlichen Zuſtellung an mehrere Prozeß. 
bevollmächtigte die Rechtswirkſamkeit zu verſagen. Angeſichts 
der dann gebotenen, unerwünſchten Anderung der Praxis dürfte 
bei der bevorſtehenden Reviſion der Zivilprozeß⸗ 
ordnung auch zu dieſer Frage Stellung zu nehmen ſein. 


Zur Zivilprozeßreform. 
I. 
Nochmals zum Vorſchlage der Nichtbeeidigung. 
Von Rechtsanwalt Armbruſter in Guhrau. 


Den vortrefflichen Ausführungen Striemers (JW. 08 
Nr. 12) über die Gefährlichkeit der grundſätzlichen Nichtbeeidigung 
von Zeugen und Sachverſtändigen “) ſei es geftattet wegen der 
enormen Wichtigkeit des Gegenſtandes, noch einige nicht ſowohl 
juridiſche als praktiſche Bemerkungen hinzuzufügen. 

Woher wiſſen die Verfaſſer des Entwurfes, daß die von 
ihnen zum Muſter genommenen Beſtimmungen des Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetzes ſich bei den Gewerbes und Kaufmannsgerichten 
bewährt haben? Kammergerichtsrat Viezens (Bureaukraten und 
Lords S. 66 flg.), der ſich offenbar recht eingehend mit der 
Rechtspflege dieſer Gerichte befaßt hat, iſt von ihnen durchaus nicht 
begeiftert. — Zwar alle Achtung vor den Urteilen der Gewerbes 
gerichte, die in der Zeitſchrift „Das Gewerbegericht“ veröffentlicht 
werden! Aber ihre Vorzüglichkeit beruht doch hauptſächlich auf 
der hohen juriſtiſchen Befähigung der Vorſitzenden, und die 
Herausarbeitung von neuen der Billigkeit entſprechenden Rechts⸗ 
ſätzen auf den betreffenden Spezialgebieten beweiſt doch nichts 
für die Vorzüge der prozeſſualen Beſtimmungen. — Und wie 
verhältnismäßig wenig Urteile werden von dieſen Sondergerichten 
gefällt! Das Verhältnis ihrer Urteile zu Vergleichen und 
anderweitigen Erledigungen der Streitſachen iſt nach Viezens 
(a. a. O. S. 70) wie 1:4. — Es iſt alſo nicht erfindlich, woher 
die Verfaſſer des Entwurfes ihr Wiſſen haben, daß die nicht⸗ 
beeibeten Zeugen vor den Sondergerichten zum mindeſten ebenſo 
häufig der Wahrheit gemäß ausſagen, als vor den ordentlichen 
Gerichten die beeideten, und daß alſo ohne Schaden die Nicht⸗ 
vereidigung auch bei den Amtsgerichten eingeführt werden 
könne 


Oder haben fie ſich von dem „durchſchnittlichen Bildungs⸗ 
zuſtande“ unſeres Volkes ſo günſtige Vorſtellungen gebildet? 
Wir Praktiker teilen ſolchen Optimismus durchaus nicht. Sehen 
wir ganz ab von den braven Oſtpreußen, bezüglich deren ihr 
Landsmann Striemer Bedenken trägt, vergeſſen wir auch an 
unſere polniſche und halbpolniſche Bevölkerung und an die aus 
den Witzblättern ſattſam bekannten bayeriſchen Bauern zu denken, 
— ſchon ein recht hübſcher Prozentſatz des deutſchen Volkes! — 
Gehen wir nach der „Metropole der Intelligenz“, nach Berlin! 


Wenn Bildung allein durch gute Volksſchulen hervorgebracht 


und gewährleiſtet wird, ſo müßten wir dort und in anderen 


) Der Bequemlichkeit halber wird nachſtehend immer nur von 
Zeugen geſprochen werden, aber die vorzubringenden Bedenken gelten 
natürlich alle ungefähr im gleichen Umfange und mit gleichem Gewichte 
auch bezüglich der Sachverſtändigen. 
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Großſtädten die am meiſten gebildeten Vollsmaſſen haben. 
Welchen Reſpekt vor dem Eide und feinem religiöfen Charakter 
haben aber dieſe meiſt ſozialdemokratiſcher Verhetzung unter⸗ 
legenen Volksſchichten? Bei wie vielen oder vielmehr bei wie 
wenigen beſteht ſoviel wahre Bildung, daß ſie ſich, wenn von 
allen religiöſen Bedenken frei, um ihrer ſelbſt willen, um ihrer 
Perſönlichkeit, um ihrer Ehre willen, aus Achtung vor Wahr⸗ 
heit und Gerechtigkeit verpflichtet halten, vor Gericht die Wahr⸗ 
zu jagen? 

Bei ſolchen Verhältniſſen, obgleich wir tagtäglich ſehen, wie 
frivol mit dem Eide umgegangen wird, wie höchſtens die 
Gefahr ſtrenger irdiſcher Strafe vor allzu dreiſten Meineiden 
zurückſchrecken läßt, ſoll nun grundſätzlich jeder Zwang die 
Wahrheit zu ſagen abgeſchafft werden.“) Noch fehlt ja das 
Strafgeſetz, das die uneidliche falſche Ausſage unter Strafe 
ſtellt. Werden wir ' 3 überhaupt je erhalten? 

Dieſe bekannten Bedenken ſollen nun vor allen durch die 
Beſtimmung des Entwurfs zerſtreut werden, daß die Parteien 
durch ihren Antrag die Zeugenvereidigung erzwingen können. 
Auf die ganz ungerechtfertigte Einſchränkung dieſes Antrags⸗ 
rechts hat Striemer aufmerkſam gemacht. Aber auch in den 
Fällen, wo davon Gebrauch gemacht werden kann, werden die 
neuen Beſtimmungen zu allerhand Mißhelligkeiten führen. 

Einen kleinen Vorgeſchmack von dem, was ſich in und 
nach den Gerichtsſitzungen abſpielen wird, haben wir ja ſchon 
jetzt dann und wann genoſſen, wenn ein liebenswürdiger 
Richter die Parteien erſucht, auf die Vereidigung eines Zeugen 
zu verzichten. Geht eine Partei auf den Vorſchlag nicht ein, 
ſo fühlt ſich der Zeuge ſehr begreiflicherweiſe beleidigt. Oder 
aber die Partei geht wider Willen darauf ein, eben weil ſie 
dem Zeugen, der in ſolchem Falle meiſt ein in hoher ſozialer 
Stellung befindlicher Mann iſt, nicht zu nahe treten will; 
natürlich aber iſt ſie dann im Innern über ſolches Prozeß⸗ 
verfahren empört. 

Nun aber ſoll gembſütlich überhaupt nicht mehr vereidigt 
werden. Die Vereidigung ſtellt ſich dann wegen ihrer Aus⸗ 
nahmenatur als ein beſondres ſchweres Mißtrauensvotum dar. 
Weder der Richter, wenn es ihm nicht unabwendliche Not⸗ 
wendigkeit erſcheint, wird von Amts wegen (8 509) dies Miß⸗ 
trauensvotum ausſprechen wollen noch auch gern die Partei. 
Vereidigt aber der Richter von Amts wegen nicht — und ganz 
naturgemäß und mit Recht wird er gerade bei gebildeten und 


*) Übrigens würden alle bisher laut gewordenen Stimmen über 
die Mißlichkeit der zu vielen und wegen Bagatellen vorgenommenen 
Beeidigungen ſchweigen, wenn man darin nicht mit Recht eine miß⸗ 
bräuchliche Anrufung des Namen Gottes erblicken müßte — d. h. 
alſo wenn die Eidesformel von der Beimiſchung religiöſer Elemente 
befreit würde. Solche Reform wäre in der Tat wünſchenswert. 
Statt deſſen aber, um den Kämpfen, die ſolcher Reformvorſchlag 
bringen würde, zu entgehen, möglichſte Vermeidung des Eides! — 
Ein ja ſoviel bequemerer Ausweg! Und ſo leicht zu begreifen! 
Keine Eide mehr, da gibt es auch keine „Eidesnot“ mehr und keine 
Meineide! Und welche Neigung beim Reichstage, darauf einzugehen! 
„Das deutſche Voll iſt ſo gebildet, es braucht die Feſſeln des Eides 
nicht mehr!“ Wie ſchön iſt es doch, dem König Demos zu ſchmeicheln! 
Seit der Reichstag uns mit der berühmten Anderung des 5 63 HG. 
hat beglücken wollen, iſt ihm in dieſer Richtung das Schlimmſte zu⸗ 
zutrauen. 
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höher ſtehenden Perſonen davon absehen —, fo wird die 
benachteiligte Partei den Richter parteiiſch ſchelten und auf die 
Klaſſenjuſtiz ſchimpfen. Alſo das Experiment iſt vorzüglich 
geeignet, das ſchon jetzt allerwärts beſtehende Mißtrauen gegen 
die Gerichte ins Ungemeſſene zu vermehren. Dazu wird 
dem Richter ſein ſchon ohnehin ſchweres Amt noch ſaurer 
gemacht und er in eine Menge peinlicher Situationen verſetzt 
werden; man denke mir an den Amtsrichter in der kleinen 
Stadt, der mit einer verhältnismäßig recht großen Anzahl von 
Gerichtseingeſeſſenen in mehr oder weniger nahem Verkehr 
ſteht. Und in gleiche peinliche Situationen werden fortwährend 
die Parteien und Anwälte kommen, wie ſchon oben angedeutet. 
Auf die Schwierigkeiten, vor die der Richter und die Parteien 
in jedem einzelnen Falle bei der Frage, ob Vereidigung oder 
Nichtvereidigung zweckmäßiger ſei, geſtellt werden, hat Ton 
Striemers Aufſatz hingewieſen. 

Schließlich iſt noch eins zu beachten. — Die Scheu des 
anſtändig geſinnten Publikums, vor Gericht als Zeuge zu 
erſcheinen, wird ſpäterhin nur zu ſehr begründet ſein. Denn 
erleben wir es heut ſchon in den wenigen Fällen, wo das 
Geſetz die Wahl zwiſchen Vereidigung und Nichtvereidigung 
zuläßt, daß von Beteiligten und Unbeteiligten aus der Ver⸗ 
eidigung oder Nichtvereidigung ungünftige Schlüſſe bezüglich der 
Glaubwürdigkeit von Zeugen gezogen und dieſe alſo vielfachen 
Verleumdungen ausgeſetzt werden, ſo wird künftig jeder Zeuge 
in der Gefahr fein, daß Unwiſſende und Bös willige erklären: 
er iſt dem Gericht nicht ohne weiteres glaubwürdig erſchienen, 
es hat ihn deshalb vereidigt; oder umgekehrt: er iſt dem 
Gericht ſo ſtark unglaubwürdig erſchtenen, daß es ihn nicht 
einmal vereidigt hat. 

Alſo weder der Wahrheit und Gerechtigkeit noch dem 
Gericht noch den Parteien oder den Zeugen wird mit der 
Reform ein Dienſt erwieſen. Wohl aber werden der Erforſchung 
der materiellen Wahrheit neue Schwierigkeiten bereitet, wird Miß⸗ 
trauen gegen Gericht und Zeugen geſät und ein nenes Element 
der Ungleichmäßigkeit in die Geſetzesanwendung hineingetragen. 


II. 


Vorſchläge zur Bivilprozeßreform. 
Von Rechtsanwalt O. Kleinrath in Hannover. 


Wenn wirklich die ZPO. in der geplanten Weiſe durch 
Einſchaltung und Veränderung einzelner Vorſchriften verbeſſert 
werden ſoll, ſo dürften die von dem Berliner Anwaltverein 
gemachten Vorſchläge ernſte Anregung bieten. 

Einer der Vorſchläge des Berliner Anwaltvereins zur 
Zivilprozeßnovelle bezieht ſich auf 8 524 ZPO. 

I. Die Vorſchrift dieſes Paragraphen, daß dem Berufungs⸗ 
beklagten das Recht zuſteht, bis zum Ablaufe der Berufungs⸗ 
friſt der Verhandlung der Sache in der Berufungsinſtanz zu 
widerſprechen, ſoll nach jenem Vorſchlage bei Wechſelſachen 
außer Kraft treten. 

Ein Fall, bei welchem es ebenſo notwendig wäre, eine 
Ausnahme in der Prozeßordnung aufzunehmen, iſt der mir in 
der Praxis vorgekommene: Gegen ein Urteil, durch welches 
eine einſtweilige Verfügung ausgeſprochen iſt, richtet ſich bie 
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Berufung des Arreſtbeklagten. Man wird ihm auch in dieſem 
Falle den Wunſch nachfühlen können, baldmöglichſt eine Ent⸗ 
ſcheidung der Berufungsinſtanz zu erhalten. 

Aber iſt es denn überhaupt in den meiſten Fällen zu 
rechtfertigen, daß der Beklagte die Hinausſchiebung der Vers 
handlung bis zum Ablauf der Berufungsfriſt verlangen kann? 
In vielen, ja wahrſcheinlich in den bei weitem meiſten Füllen 
wird der Berufungs beklagte gar nicht in der Lage fein, feiner 
ſeits Berufung zu erheben, weil er mit ſeinen Anſprüchen voll⸗ 
ſtändig durchgedrungen iſt. Um ihm die nötige Zeit zur Vor⸗ 
bereitung der Sache zu gewähren, reichen die übrigen Vorſchriſten 
der 8 PO. vollſtändig aus. In den wenigen Sachen aber, in 
denen etwa der Beklagte noch nach der Verhandlung ſeinerſeits 
Berufung einlegen und ſomit das Gericht in die Lage verſetzen 
könnte, über die Sache zum zweiten Male zu verhandeln, ſteht 
der Nachteil der geringen Mehrkoſten, welche dadurch entſtehen, 
in keinem Verhältnis zu dem Vorteil für die Allgemeinheit, 
wenn ſich die Prozeſſe um ſo ſchneller durchführen laſſen. Wäre 
das Berufungsgericht nicht mehr behindert, den Termin in der 
Berufungsinſtanz ſo ſchnell als möglich anzuſetzen, ſo würde 
in vielen Fällen ein fauler Schuldner Überhaupt von der Be⸗ 
rufung abſehen, die ihm jetzt bei nicht vorläufig vollſtreckbarem 
Urteil einen bequemen Ausſtand von mindeſtens 6 bis 8 Wochen 
gewährt. Allerdings müßte dann auch dafür geſorgt ſein, daß 
bei den Landgerichten und Oberlandesgerichten nicht etwa die 
Geſchäftslaſt einer derartigen Beſchleunigung hindernd im Wege 
ſtände 


II. Es iſt unzweifelhaft eine unangenehme Belaſtung 
für die Tagesordnung der Gerichte, wenn eine größere Anzahl 
von Entſcheidungen, vor allem Beweisabſchlüſſe zur Verkümdung 
kommen. Bezüglich der Urteile kann die Verkündung unter 
Umſtänden (3. B. bei bedingten Endurteilen) eine ziemliche 
Zeit in Anſpruch nehmen; meiſt aber iſt der Tenor des Urteils 
doch nur kurz. 

Anders bei Beweisbeſchlüſſen. Es braucht zwar, wie 
Gaupp⸗ Stein ZPO. Bd. I S. 710 Anm. II zu 8 311 a. E. 
mit Recht hervorhebt, die Verkündung nicht gerade durch Vor⸗ 
leſen zu geſchehen; immerhin muß aber der Inhalt des Beweis⸗ 
beſchluſſes zum Vortrag gebracht werden, ohne daß einer der 
meiſt bei der Verkündung abweſenden Parteivertreter an der 
Verkündung das mindeſte Intereſſe hat. Im Gegenteil, es iſt 
gerade infolge der üblichen Verkündung am Anfange der 
Sitzung außerordentlich ſchwierig, den Inhalt der verkündeten 
Entſcheidungen zu erfahren, ſelbſt wenn man auf den Wort⸗ 
laut derſelben keinen Wert legt, weil meiſt unmittelbar nach 
der Verkündung die Akten in die Gerichtsſchreiberei wandern. 

Wäre es nicht zur Erſparnis von Zeit und gleichzeitig 
zur Ermöglichung der bequemeren Einſicht der Entſcheidungen 
für die Anwälte von Vorteil zu beſtimmen, daß Beweis⸗ 
beſchlüſſe durch Auslegung während der Sitzung der betreffenden 
Kammer verkündet werden können? Nicht jeder Vorſitzende 
hält ſich mangels einer ausdrücklichen Beſtimmung darüber in 
der ZPO. für befugt, die Verkündung durch ganz kurze Inhalts⸗ 
angabe vorzunehmen. Meiſt wird der Beweisbeſchluß von An⸗ 
fang bis zu Ende vorgeleſen, wodurch die Erledigung der Tages⸗ 
ordnung häufig ernſtlich verzögert wird. 
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Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 2. bis 
14. November 1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 104, 105, 177, 178, 184, 892 BOB. Beſtellung 
einer Hypothek durch den Bevollmächtigten eines Geſchäfts⸗ 
unfähigen. Nachträgliche Genehmigung derſelben durch den 
Vormund. — Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. 

Die Anſicht des Berufungsrichters ift rechtsirrtümlich, daß 
die durch S. erklärte Übertragung der Hypothek der F. auf 
den Beklagten wegen der Geſchäftsunfähigteit der F. nichtig 
ſei und 8 177 BGB. darauf keine Anwendung finde. Iſt 
die F., wie der Berufungsrichter annimmt, zur Zeit der von 
ihr dem S. erteilten Generalvollmacht wegen Geiſtes krankheit 
gemäß 8 104 Nr. 2 BGB. geſchäftsunfähig geweſen, fo war 
nach 8 105 BGB. die Willenserklärung der Vollmachts⸗ 
erteilung allerdings nichtig. Jedoch hatte das von dem 
geſchäftsfähigen S. im Namen der F. vorgenommene Rechts⸗ 
geſchäft der Hypothekenübertragung bhinſichtlich der Rechts⸗ 
wirkſamkeit ſelbſtändige Bedeutung. Durch die Nichtigkeit der 
Vollmacht wurde die Hypothekübertragung nicht derart nichtig, 
wie wenn ſie gar nicht geſchehen wäre; vielmehr hatte die 
Nichtigkeit der Vollmacht auf die von S. erklärte Übertragung 
nur inſofern Einfluß, als die beabſichtigte Wirkung gegenüber 
der F. nicht eintrat. Die ſeitens der F. ausgeſtellte Voll⸗ 
machtsurkunde hatte dem S. wegen der Geſchäftsunfähigkeit 
der Vollmachtgeberin tatſächlich keine Befugnis zur Vertretung 
der F. gegeben. Demnach hatte S. trotz der formell erteilten 
Generalvollmacht rechtlich keine Vertretungsmacht bei der 
Abertragung der Hypothek der F. an den Beklagten. Daraus 
aber folgt, daß 8 177 Abſ. 1 BGB. hier Anwendung findet, 
wonach die Wirkſamkeit eines von jemandem ohne Vertretungs⸗ 
macht im Namen eines anderen geſchloſſenen Vertrages für 
und gegen den Vertretenen von deſſen Genehmigung abhängt. 
Die F. ſelbſt konnte allerdings wegen ihrer Geſchäftsunfähigkeit 
dieſe Genehmigung nicht erteilen. Auch konnte an ſie, ſolange 
ſie nicht einen geſetzlichen Vertreter hatte, ſeitens des Beklagten 
eine Aufforderung zur Erklärung über die Genehmigung gemäß 
5 177 Abſ. 2 BGB. nicht ergehen. Deshalb iſt aber nicht, 
wie der Kläger auszuführen verſucht hat, die Anwendung des 
9 177 Abſ. 1 BGB. auf den gegebenen Fall ausgeſchloſſen. 
Der Beklagte war nach 8 178 BGB. zum Widerrufe des 
Ubertragungsgeſchäftes berechtigt. Nur dann, wenn ihm der 
Mangel der Vertretungsmacht des S., alſo die Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit der F., beim Abſchluſſe des Ubertragungsgeſchäftes 
bekannt war, ſtand ihm das Recht zum Widerrufe nicht zu. 
Er mußte dann aber als Folge deſſen, daß er ſich wiſſentlich 
mit einem Bevollmächtigten eingelaſſen hatte, deſſen Vollmacht 
wegen Geſchäftsunfähigkeit der Vollmachtgeberin nichtig war, 
es hinnehmen, daß die Wirkſamkeit des Übertragungsgeſchäftes 


von der Genehmigung des etwa demnächſt für die Geſchäfts 
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unfähige beftellten geſetzlichen Vertreters abhängig blieb. Nach⸗ 
dem nun die F. wegen Geiſtesſchwäche entmündigt und ihr der 
Rechtsanwalt K. zum Vormunde beſtellt worden, hat dieſer den 
Kaufvertrag, worin S. zur teilweiſen Deckung des Kaufpreiſes 
für die vom Beklagten an die F. verkauften Grundſtücke in L. 
die fraglichen Hypotheken an den Beklagten abgetreten hat, am 
6./7. Auguſt 1906 unſtreitig in vormundſchafts gerichtlich ges 
nehmigter notarieller Urkunde und auch dem Beklagten gegen⸗ 
über genehmigt. Dadurch wurde die Abtretung gemäß 8 184 
Abſ. 1 BGB. rückwirkend bereits mit dem Zeitpunkte der Vor⸗ 
nahme der Abtretung der F. gegenüber rechtswirkſam. Auch 
der Kläger (der Eigentümer des verpfändeten Grundſtücks) muß 
nun die Abtretung als von dieſem Zeitpunkte als rechtswirkſam 
erfolgt gegen ſich gelten laſſen. Ferner galt gemäß § 892 
BGB. zugunſten des Beklagten die für die F. eingetragene, 
durch die Abtretung erworbene Hypothek als zu Recht beſtehend 
im Zeitpunkte der Übertragung der Hypothek, es ſei denn, daß 
der Beklagte damals von den nach der Behauptung des Klägers 
die Nichtigkeit der Hypothekbeſtellung begründenden Tatjachen, 
insbeſondere der Geiſteskrankheit der F. oder der argliſtigen 
Täuſchung oder der Bewucherung des Klägers durch S., 
Kenntnis hatte. Zwar konnte der Beklagte, ſolange die vor⸗ 
mundſchaftliche Genehmigung nicht erfolgt war, ſich für die 
Rechtsgültigkeit der Abertragung der Hypothek nicht auf den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen. Denn der 
Schutz des Glaubens an die Richtigkeit des Grundbuches erſtreckt 
ſich nicht auf Mängel des zum Erwerbe der Hypothek erforder⸗ 
lichen Ubertragungsgeſchäftes, insbeſondere nicht auf die Ges 
ſchäftsunfähigkeit der eingetragenen Hypothekengläubigerin. 
Wohl aber umfaßt der öffentliche Glaube die Rechtsbeſtändigkeit 
der Hypothekeintragung, ſo daß der gutgläubige Erwerber 
die Hypothek auch dann als eine rechtsgültig begründete er⸗ 
wirbt, wenn die Hypothek auch von vornherein nicht rechts⸗ 
wirkſam beſtellt worden iſt (Staudinger Anm. IV zu 8 892 
BGB.). Der Berufungsrichter erachtet jedoch dieſe Wirkung 
der nachträglichen Genehmigung des Vormundes vorliegend 
gemäß 8 184 Abi. 2 BGB. deswegen für ausgeſchloſſen, 
weil vor der Genehmigung zugunſten des Klägers in Voll⸗ 


ziehung einer einſtweiligen Verfügung ein Widerſpruch gegen 


die Richtigkeit des Grundbuchs in bezug auf die Hypothek ein⸗ 
getragen worden iſt. Das iſt, wie die Reviſion zutreffend aus⸗ 
führt, rechtsirrtümlich. Wenn 8 184 Abſ. 2 BGB. vorſchreibt, 
daß durch die Rückwirkung der Genehmigung Verfügungen 
nicht unwirkſam werden ſollen, die vor der Genehmigung 
über den Gegenſtand des Rechtsgeſchäftes von dem Ge⸗ 
nehmigenden getroffen werden oder im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkurs⸗ 
verwalter erfolgt ſind, ſo ſind nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauche des BGB. unter den genannten Verfügungen nur 
ſolche Rechtsakte zu verſtehen, die entweder von dem Ge⸗ 
nehmigenden ſelbſt oder mit ſeinem im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkurs⸗ 
verwalter nach Geſetzesvorſchrift erſetzten Willen in der Zwiſchen⸗ 
zeit vorgenommen worden ſind, und wodurch zugunſten eines 
Dritten an dem Gegenſtande des der Genehmigung bedürfenden 
Rechtsgeſchäftes unmittelbar eine Rechtsänderung, wie beiſpiels⸗ 
weiſe eine Belaſtung, eine Übertragung auf einen anderen, 
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herbeigeführt worden iſt. Eine ſolche Verfügung tft die in der 
Zwiſchenzeit erfolgte Eintragung des Widerſpruchs gegen die 
Richtigkeit des Grundbuches nicht. (Wird ausgeführt.) Der 
Kläger hat allerdings noch geltend gemacht, die im 8 184 
Abſ. 1 BB. vom Geſetze aufgeſtellte Fiktion, daß die Ge 
nehmigung auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäftes 
zurückwirke, könne nicht die Bedeutung haben, daß nach der im 
8 892 BGB. vom Geſetze aufgeſtellten anderen Fiktion der 
Inhalt des Grundbuches zugunſten des Beklagten auch dann 
noch als richtig zu gelten habe, wenn dem Beklagten die Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuches in der Zwiſchenzeit bekanntgeworden 
ſei; tatſächlich habe der Beklagte die fragliche Hypothek erſt in 
dem Zeitpunkte der Genehmigung rechtswirkſam erworben und 
daher könne er ſich auf den Schutz des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuches nicht berufen, wenn er in dieſem Zeitpunkte 
von den die Nichtigkeit der Hypothek ergebenden Tatſachen 
Kenntnis gehabt habe. Dies iſt jedoch nicht zutreffend. Das 
Abertragungsrechtsgeſchäft war zur Zeit ſeiner Vornahme durch 
S. einerſeits und den Beklagten andererſeits an ſich bereits 
völlig abgeſchloſſen, insbeſondere hatte der Beklagte alles von 
ſeiner Seite Erforderliche damals ſchon getan, um die Hypothek 
zu erwerben. Dem Rechtsgeſchäfte haftete nur der Mangel an, 
daß dem die Übertragung der Hypothek im Namen der 
Hypothekengläubigerin erklärenden S. eine rechtswirkſame Voll⸗ 
macht nicht erteilt war. Dieſer Mangel iſt durch die Ge⸗ 
nehmigung des der Hypothekengläubigerin beſtellten Vormundes 
gemäß § 184 Abſ. 1 BGB. mit der Rechtsfolge behoben, daß 
er als zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäftes überhaupt 
nicht vorhanden geweſen anzuſehen iſt. Dem Beklagten iſt alſo 
nach dem Geſetze in allen rechtlichen Beziehungen die Rechts⸗ 
ſtellung zuzuweiſen, die er eingenommen hätte, wenn der Über⸗ 
tragungsakt von vornherein rechtswirkſam geweſen wäre. Daraus 
aber folgt, daß es auch hinſichtlich der Frage, ob der Erwerb 
der Hypothek im guten Glauben an die Richtigkeit des Grund⸗ 
buches ſeitens des Beklagten erfolgt iſt, auf den Zeitpunkt der 
Vornahme des Übertragungsaktes ankommt. Aus der vom 
Kläger in Bezug genommenen Entſcheidung des erkennenden 


Senates in RG. 65, 245 ergibt ſich eine abweichende Rechts⸗ 


auffaſſung nicht. Vielmehr iſt auch dort ausgeſprochen, daß 
zufolge der Rückwirkung der Genehmigung das Rechtsgeſchäft 
ſo zu behandeln ſei, als wenn es ſchon zur Zeit ſeiner Vor⸗ 
nahme rechtswirkſam abgeſchloſſen wäre. Es iſt dort lediglich 
die Erſtreckung der Rückwirkung auf den Beginn der Ver⸗ 
jährungsfriſt für Gewährleiſtungsanſprüche aus dem Grunde 
abgelehnt, weil eine rechtliche Fiktion nicht die Kraft habe, 
tatſächliche Unmöglichkeiten zu überwinden und die Zeitrechnung 
umzuſtoßen. T. c. W., U. v. 14. Okt. 08, 548/07 V. — Celle. 

2. 88 138 Abſ. 1, 123 BGB. Verſtoß gegen die guten 
Sitten. Anwendbarkeit des 8 138 Abſ. 1, auch wenn das 
Geſchäft durch widerrechtliche Drohung zuſtande kam.] 

1. Allerdings kann das Abkommen nicht ſchon um des⸗ 
willen als ſittenwidrig bezeichnet werden, weil ſich der Kläger 
als Angeſtellter der Beklagten die ihm ſchon nach dem Dienft⸗ 
vertrage obliegenden Leiſtungen noch beſonders habe vergüten 
laſſen. Wenn ein Angeſtellter ſeinem Prinzipale beſonders 
wertvolle und erfolgreiche Dienſte leitet und dafür eine Sonder⸗ 
vergütung bewilligt erhält, fo liegt darin nach der Verkehrs- 
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auffaſſung nichts anſtößiges, auch wenn der Angeſtellte ſchon 
nach dem Dienſtvertrage und für das darin zugeſagte Gehalt 
zur Leiſtung jener Dienſte verpflichtet war. Etwas anderes 
iſt es aber, wenn der Angeſtellte die Leiſtung der Dienſte, die 
Erfüllung ſeiner im Dienſtvertrage übernommenen Pflichten von 
der Zahlung einer Sondervergütung abhängig macht, die 
Pflichterfüllung verweigert, bis ihm ein beſonderer 
Vermögensvorteil verſprochen wird. Hierin wird, wenn 
vielleicht auch nicht ausnahmslos, ſo doch meiſt ein Verhalten 
liegen, das mit der im Dienſtvertrage übernommenen Pflicht, 
die Intereſſen des Prinzipals wahrzunehmen, im ſchroffſten 
Widerſpruche ſteht und von der allgemeinen Anſchauung als 
eines redlichen und anſtändigen Mannes unwürdig und als 
verwerflich angeſehen wird. Dabei iſt nicht nur der objektive 
Inhalt des Geſchäfts, ſondern die Geſamtheit der im Zeitpunkte 
des Vertragsſchluſſes obwaltenden Verhältniſſe vom Stand⸗ 
punkte der Vertragſchließenden aus unter Berückſichtigung ihrer 
gegenſeitigen Intereſſen, Motive und Zwecke in Betracht zu 
ziehen (RG. 63, 391). Daher kommt es im vorliegenden Falle 
entſcheidend darauf an, unter welchen Umſtänden das Verſprechen 
der Sondervergütung verlangt, gegeben und angenommen wurde 
2. Auf die Anfechtbarkeit des Geſchäfts wegen Drohung iſt die 
Verteidigung der Beklagten nicht gegründet worden. Die 
Rechtssätze des 8 123 BGB. kommen alſo hier nur inſoweit 
in Betracht, als die Frage aufgeworfen werden kann, ob nicht 
etwa durch fie die Anwendung des § 138 Abſ. 1 BEB. im 
vorliegenden Falle ausgeſchloſſen würde, weil das Geſchäft durch 
rechtswidrige Drohung zuſtande gebracht ſei und für ſolche Fälle 
nur der Rechtsbehelf der Anfechtung zu Gebote ſtände (Dern⸗ 
burg, Bürgerliches Recht, Bd. IS 147 Anm. 14; OLG. Jena 
im „Recht“ 1907 S. 535). Liegt die Fehlerhaftigkeit des 
Rechtsgeſchäfts ausſchließlich in der unzuläſſigen Willens 
beeinfluſſung durch Drohung, fo wird $ 123 und nicht 8 188 
Abſ. 1 BGB. anzuwenden fein, auch wenn die Willens beein⸗ 
fluſſung unſittlich war. Enthält dagegen das Geſchäft nach 
Inhalt und Zweck auch noch objektive Momente, die mit den 
guten Sitten unvereinbar find, fo greift $ 138 Abſ. 1 BGB. 
Platz, auch wenn es durch widerrechtliche Drohung zuſtande 
kam (Planck, BB. 8 138 Anm. 12; Staudinger ⸗Riezler, 
BGB. $ 123 Anm. III 2a). L. c. S., U. v. 23. Okt. 08, 
30/08 III. — Berlin. 

3. 5 139 BGB. „Offenbar unbillig“. 

Unter offenbarer Unbilligkeit im Sinne des 8 319 BGB. 
iſt eine ſich dem Blicke eines ſachkundigen und unbefangenen 
Beurteilers ſofort aufdrängende Unrichtigkeit der Beſtimmung 
zu verſtehen. Es mag fein, daß die Undilligkeit nicht ohne 
weitere Beweisführung aus der Beſtimmung ſelbſt erhellen muß 
(vgl. Planck zu 8 319); immer aber muß, geeignetenfalls nach 
emſprechender Beweiserhebung, die Unrichtigkeit der Beſtimmung, 
und zwar auf deren Zeitpunkt geſehen, eine ſogleich klar in die 
Augen ſpringende fein. K. und Gen. c. N. H.⸗Verſ.⸗Geſ., 
U. v. 20. Okt. 08, 33/08 VII. — Berlin. 

4. § 157 BGB. Rücktritt eines Gläubigers von einem 
Moratorium.] 

Obgleich das Geſetz die clausula rebus sic stantibus 
als allgemeinen Rechtsſatz nicht kennt, wird häufig die Aus⸗ 
legung des Vertrages nach 8 157 BGB. dahin führen, daß 
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eine Partei infolge veränderter Umſtände an ihr Verſprechen 
nicht mehr gebunden iſt (RG. 50, 257 f.). Dies gilt auch 
namentlich in dem Falle, wenn Gläubiger, um ihrem Schuldner 
entgegenzukommen und den drohenden Konkurs abzuwenden, 
ſich zu einer Stundung der Forderungen entſchließen. Es ge 
ſchieht das in dem Vertrauen, daß ſich ihre Ausſichten auf 
Befriedigung, ſo wie ſie zur Zeit der Stundung beſchaffen ſind, 
nicht weſentlich verſchlechtern. Tritt ſolche Verſchlechterung ein, 
ſo würde es gegen Treu und Glauben verſtoßen, wollte der 
Schuldner ſie an dem Stundungsverſprechen feſthalten. Daher 
hat das RG. in einem Falle, in dem der Schuldner flüchtig 
geworden, ſein Mobiliar auf Antrag ſeines Bruders verſteigert 
war, den Gläubiger, der geſtundet hatte, gleichwohl für berechtigt 
erklärt, die Zwangsvollſtreckung zu betreiben (JW. 05, 1685). 
Dieſelbe Erwägung wird in der Regel eine Stundung dann 
als erledigt erſcheinen laſſen, wenn eine neue Schuld von er⸗ 
heblichem Betrage zu den alten hinzugetreten iſt. Natürlich 
darf dieſer Geſichtspunkt nicht formaliſtiſch überſpannt werden. 
Würde die Aufnahme einer neuen Schuld auch Vorteile im 
Gefolge haben, kraft deren im Geſamtergebnis die Lage der 
Gläubiger nicht oder doch nicht weſentlich verſchlechtert wäre, 
ſo könnte von einem Rücktritt von der Stundung keine Rede 
ſein. Allein das angefochtene Urteil hat dies nicht verkannt. 
Der Vorwurf der Übertreibung, den die Reviſion erhebt, iſt 
unbegründet. Mit Recht hat das OLG. entſchieden, daß der 
Beklagte an das Moratorium vom Februar 1903 ſeit der An⸗ 
leihe der 60 000 & nicht mehr gebunden war. H. c. R., U. 
v. 24. Okt. 08, 681/07 I. — Hamburg. 

5. 88 158 ff. BGB. Poteſtativbedingung.] 

Für die Beklagte war die Verpflichtung zur Beteiligung 
an den Tabakeinkäufen des Klägers ausdrücklich von einer 
Poteſtativbedingung abhängig gemacht, welche niemals ein⸗ 
getreten iſt. Die Frage der Rechtsgültigkeit derartiger Ver⸗ 
träge iſt in dem BGB. nicht ausdrücklich entſchieden. Der 
I. Entw. zum BGB. hatte in 8 138 Satz 2 über die ſog. 
condicio si voluerim der gemeinrechtlichen Theorie die Be⸗ 
ſtimmung aufgenommen: „Beſteht die aufſchiebende Bedingung 
in dem bloßen Wollen des Verpflichteten, ſo iſt die Verpflichtung 
unwirkſam“. Dagegen wurde die Bedingung „ei volueris“ bei 
gegenſeitigen Verträgen für zuläſſig und rechtswirkſam erachtet. 
Dementſprechend beſtimmte § 79 des Entw.: „Ein gegenſeitiger 
Vertrag, welcher mit der Beſtimmung geſchloſſen wird, daß der 
Vertragſchließende an denſelben nur dann gebunden ſei, wenn 
er wolle, iſt für den anderen Vertragſchließenden bindend“. Vgl. 
hierzu Mot. z. BGB. 1, 164. In der Kommiſſion für die 
II. Leſung des Entw. wurde zunächſt 8 79 geſtrichen, weil er 
eine weſentlich theoretiſche Konſtruktionsfrage entſcheide, ſodann 
aber auch $ 138 des Entw., weil die Vorſchrift ihres doktrinären 
Charakters wegen ſich zur Aufnahme in das BGB. nicht eigne 
(vgl. Prot. der Kommiſſion 1 S. 75, 185). Die Streichung 
erfolgte ſonach weſentlich aus geſetzestechniſchen Gründen. 
Prinzipielle Einwendungen gegen die Richtigkeit der in jenen 
Beſtimmungen zum Ausdruck gelangenden Auffaſſung wurden 
nicht erhoben, und die geſetzgeberiſche Behandlung des Kaufs 
zur Probe (vgl. § 495) bietet einen Beleg, daß der Geſetzgeber 
es für zuläſſig erachtet, die Wirkſamkeit des Kaufs auf den 
Willen des Käufers abzuſtellen. Notwendig iſt dabei nur, daß 
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dieſer Wille erkennbar zum Ausdruck gelange, da er ſonſt als 
ein interner Vorgang für den Rechtsverkehr nicht in Betracht 
kommen kann. Vgl. hierzu Leonhard in IheringsJ. 39, 144; 
Düringer⸗ Hachenburg, Kommentar zum HGB. 2, 29 ff.; 
Muskat in Gruchots Beitr. 49, 472 ff.; Staudinger, Kom⸗ 
mentar zum BOB. 3/4. Aufl. 1, 495. B. c. S., U. v. 
7. Okt. 08, 637/07 I. — Hamburg. 

6. 8 249 BGB. Ermittlung des Schadens beim Bes 
rufswechſel des Beſchädigten.] 

Das Berufungsgericht hat in bedenkenfreier Weiſe tat⸗ 
ſächlich feſtgeſtellt, daß die Erwerbsfähigkeit des Beklagten in⸗ 
folge des erlittenen, vom Kläger zu verantwortenden Unfalles 
noch immer ſoweit vermindert iſt, daß er im Vergleiche zu dem 
Erwerbe, den er jetzt gehabt haben würde, wenn der Unfall 
ſich nicht ereignet hätte, eine Einbuße von mindeſtens 1000 4 
jqährlich dadurch erleidet. Der Kläger beſtreitet dies aus dem 
Grunde, weil der Beklagte zur Zeit des Unfalles kaufmänniſcher 
Angeſtellter geweſen ſei und, wenn er dies geblieben und nicht 
Hotelbeſitzer geworden wäre, ſeine jetzige Erwerbseinbuße ſich 
auf einen geringeren Jahresbetrag geſtellt haben würde. Hierzu 
iſt zunächſt zu bemerken, daß der Beklagte zur Zeit des Unfalles 
nicht bloß kaufmänniſcher Angeſtellter, ſondern ebenſowohl Gaſt⸗ 
wirt war. Sodann aber und hauptſächlich iſt gar nicht ab⸗ 
zuſehen, weshalb der Schadenserſatz, ſtatt nach den wirklich 
vorliegenden Verhältniſſen, auf einer fiktiven Grundlage ermittelt 
werden ſollte. Das würde der Vorſchrift in $ 249 Satz 1 BB. 
nicht, wie der Kläger gemeint hat, entſprechen, ſondern direkt 
widerſprechen. Der Schadenserſatzpflichtige hat nicht etwa ein 
Recht darauf, daß der Beſchädigte ſeinen Beruf nicht wechſle. 
Bei der Feſtſetzung der Jahresrente für die Zukunft wird frei⸗ 
lich ſehr gewöhnlich einfach der gegenwärtige Berufsſtand des 
Verletzten zugrunde gelegt, aber nur deshalb, weil man in der 
Regel keinen Anlaß hat, eine künftige Anderung im voraus 
zu unterſtellen. Allerdings würde eine ſolche Anderung dann 
nicht in Betracht kommen, wenn feſtzuſtellen wäre, daß fie ohne 
die in Rede ſtehende Schadenszufügung nicht erfolgt ſein würde, 
ſei es weil der Beſchädigte den Berufswechſel eigens zu dem 
Zwecke vornähme, um einen höheren Schadenserſatz zu erzielen, 
ei es aus einem andern Grunde. Im vorliegenden Falle kann 
nun aber von einer ſolchen Sachlage gar nicht die Rede ſein. 
Das Berufungsgericht hat nichts dergleichen feſtgeſtellt, noch 
auch nur der Kläger eine hier einſchlagende Behauptung vor⸗ 
gebracht; vielmehr iſt ſogar poſitiv feſtgeſtellt, daß der Kläger, 
wenn er jenen Unfall nicht erlitten hätte, ſich jetzt in ſeinem 
Erwerbe um 1000 & jährlich beſſer ſtehen würde. Sch. c. St., 
U. v. 8. Okt. 08, 521/07 VI. — Düſſeldorf. 

7. 88 275 Abſ. 2, 325, 326, 434, 892 BGB. Rechts⸗ 
mangel, Sachmangel. — Dauerndes Unvermögen des Schuldners, 
zu leiſten.] | 

Der Kläger kaufte durch Vertrag vom 14. Auguſt 1903 
vom Beklagten ein dem Landgerichtsgebäude zu D. gegen⸗ 
überliegendes Grundſtück. Vor der am 31. März 1904 er⸗ 
folgten Auflaſſung wurde ihm mitgeteilt, daß das Grundftüd 
nur in einer beſtimmten Entfernung vom Landgerichtsgebäude 
bebaut werden dürfe. Dieſer Beſchränkung habe ſich nämlich 
die Stadt D. als frühere Eigentümerin dem Juſtizfiskus gegen⸗ 
über unterworfen, um dem Landgerichtsgebäude Luft und Licht 
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zu ſichern. Der Kläger nahm die Auflaſſung nur unter Vor⸗ 
behalt ſeiner Erſatzanſprüche entgegen und klagte dann in erſter 
Linie auf Erſatz allen nach richterlichem Ermeſſen feſtzuſetzen⸗ 
den Minderwerts, in zweiter Linie auf Erſatz allen durch richter⸗ 
liches Ermeſſen feſtzuſtellenden Schadens. Das Berufungs⸗ 
gericht erachtete den Anſpruch auf Erſatz des Minderwerts über⸗ 
haupt nicht, und den Anſpruch auf Schadenserſatz nur dann 
für begründet, wenn der Beklagte den Mangel argliſtig vers 
ſchwiegen habe. Demgemäß wurde dahin erkannt, daß die 
Klage abgewieſen werden ſolle, falls der Beklagte ſchwöre, daß 
er bei Abſchluß des Vertrags die Baubeſchränkung nicht ge⸗ 
kannt habe. — Für den Fall der Verweigerung dieſes Eides 
wurde dem Kläger der Eid darüber auferlegt, daß er 
damals die Beſchränkung nicht gekannt habe, und es 
würde im Falle der Verweigerung dieſes Eides die Klage 
abgewieſen, im Falle der Leiſtung des Eides dagegen der 
Schadenanſpruch, ſoweit er auf Betrug geſtützt, dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das LG. zurückverwieſen. Das 
RG. hob auf: Geklagt iſt auf Verurteilung des „nach richterlichem 
Ermeſſen feſtzuſetzenden“ Minderwerts oder Schadens. Ob auf 
dieſen Antrag vorab nur über den Grund des Anſpruchs entſchieden 
werden durfte — JW. 06, 313 —, muß unerörtert bleiben, 
da in dieſer Hinſicht eine Rüge nur für den — nicht ein⸗ 
getretenen — Fall erhoben worden iſt, daß die Reviſion nicht 
in der Sache ſelbſt für begründet erachtet werden ſollte Iſt 
die Annahme des Berufungsgerichts, daß die Grundgerechtigleit 
rechtswirkſam beſtellt worden, nicht zu beanſtanden, ſo folgt, 
daß dem Kläger das Grundſtück nicht frei von Rechten Dritter 
verſchafft worden iſt — 8 434 BGB. —. Das Berufungs⸗ 
gericht hat gleichwohl den Klageanſpruch nicht für begründet 
erachtet. Dem iſt inſoweit beizupflichten, als angenommen iſt, 
daß lediglich ein „Mangel im Recht“, nicht ein Sachmangel 
vorliege, und daß der Kläger deshalb nicht auf Erſatz von 
Minderwert Anſpruch erheben könne. Mit Unrecht glaubt 
die Reviſion, daß nach den Umſtänden des vorliegenden Falls 
der Mangel zugleich auch als Sachmangel ſich darſtelle, 
weil die Bebaubarkeit des Grundſtücks, das als Bauland 
gekauft ſei, durch das Beſtehen der Grundgerechtigkeit eine 
Einſchränkung erleide. — Richtig iſt, daß, wie der erkennende 
Senat bereits häufig (Urteil in Sachen V. 50/05, V. 226/05, 
V. 487/06) ausgeſprochen hat, im „öffentlichen“ Rechte beruhende 
Baubeſchränkungen unter den Begriff des Sachmangels fallen; 
richtig & auch, daß im vorliegenden Falle die Grundgerechtigkeit 
in gleicher oder ähnlicher Weiſe wie eine öffentl ichrrechtliche 
Baubeſchränkung wirkt; allein ſie iſt eine privatrechtliche Laſt 
und daher nach 8 439 als Rechtsmangel zu vertreten, fo daß 
der Anſpruch auf Erſatz von Minderwert mit Recht für 
unbegründet erachtet iſt. — Anders aber verhält es ſich mit 
dem Anſpruche auf Schadenserſatz. — Nach dem unſtreitigen 
Sachverhalte iſt die Grundgerechtigkeit beſtellt worden, um eine 
Schmälerung in der Zuführung von Licht und Luft für das 
Landgerichtsgebäude zu verhindern. Es iſt auch nicht ſtreitig, 
daß dieſer Zweck zu der Zeit, als der Kläger das Grundſtück 
erwarb, fortbeſtand und daß er für die Dauer des Beſtehens 
des Landgerichtsgebäudes als ſolchen fortbeſtehen wird. Mit 
daß gleichwohl der Juſtizfiskus auf die 


37. Jahrgang. 


Gerechtigkeit verzichten könnte, iſt und war hiernach für 
abſehbare Zeit nicht zu rechnen. Aus dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalte ergibt ſich hiernach ohne weiteres, daß der Beklagte, 
wie bereits zur Zeit des Vertragsabſchluſſes, ſo auch zukünftig 
die Laſt wegzuſchaffen außerſtande iſt. Im Sinne des BG. 
bedeutet dies nicht eine „Unmöglichkeit“ der Leiſtung, ſondern 
nur ein „Unvermögen“ des Schuldners zur Leiſtung. War 
aber dies „Unvermögen“ bereits zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
vorhanden, ſo folgt, daß nicht, wie die Reviſion glaubt, die 
Vorſchrift des § 325 auf den vorliegenden Fall Anwendung 
finden kann. Dieſe Vorſchrift behandelt den Fall, daß die 
Unmöglichkeit der Leiſtung oder — 8 275 Abi. 2 — das 
Unvermögen nachträglich eintritt. Unanwendbar iſt auch die 
von der Reviſion ebenfalls als verletzt bezeichnete Beſtimmung 
des 8 326; fie regelt nur den Fall des Leiſtungsverzugs. 
Für den Fall, daß, wie vorliegend, der Schuldner nicht leiſten 
kann und hierzu auch bereits zur Zeit der Begründung des 
Schuldverhältniſſes unvermögend war, enthält das BGB. 
beſondere Vorſchriften überhaupt nicht. Indeſſen bedurfte es 
deſſen auch nicht, da ſich die Vertretungspflicht des Schuldners 
unmittelbar aus dem Vertrage ergibt; denn mit der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung übernimmt der Schuldner (vgl. Planck, 
Anm. 3 zu 8 440, Dernburg, B. R. C. II 1 — S. 142 II, 
Urt. d. RG. vom 13. Oktober 1903 — III. 145/03 — in 
der DIZ. 03, 549) zugleich auch die Haftung für feine Leiſtungs⸗ 
fähigkeit; er hat für dieſe einzuſtehen und kann ſich deshalb 
auf das — ſubjektive — Unvermögen zur Leiſtung nicht berufen. 
Das dauernde Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung 
berechtigt den Gläubiger, Schadenserſatz zu fordern, und zwar 
ohne daß er gehalten iſt, zuvor den Anſpruch auf die Leiſtung 
ſelbſt geltend zu machen (vgl. Dernburg a. a. O., Planck, 
3. Aufl., Bd. II, Anm. 3 zu 8 306). Daß der Geſetzgeber eine 
für den Rechtsverkehr völlig zweckloſe und überflüſſige Handlung 
gewollt haben ſollte, iſt nicht anzunehmen. Hiernach iſt der 
Anſpruch auf Schadenserſatz nicht abhängig von dem Nachweise 
eines dem Beklagten etwa zur Laſt fallenden argliſtigen Ver⸗ 
haltens, und es war deshalb die Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils geboten. G. c. H., U. v. 21. Okt. 08, 598/07 V. — 
Berlin. 

8. 8 326 BGB. Aufrechnung des Schadens durch einen 
dem Beſchädigten durch dasſelbe Ereignis entſtandenen Vorteil.] 

Die auf Schadenserſatz gerichtete Klage iſt unter anderem 
auf 8 326 BGB. geſtützt. — Die allgemeinen Vorausſetzungen 
des 8 326 liegen nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen vor. 
Der Berufungsrichter hat — im Gegenſatz zum erſten Richter — 
die Klage aus dieſem Paragraphen dennoch abgewieſen und zwar 
auf Grund folgender Erwägungen: durch die Bierlieferungen 
an den Beklagten (alſo bei beiderſeitiger Vertrags erfüllung) 
würde die Klägerin einerſeits, bei Zugrundelegung ihrer Be⸗ 
hauptungen, den als ihr jetzt entgangen eingeklagten Gewinn 
(von 4000 4) erzielt, andererſeits zufolge eines mit anderen 
Brauereien geſchloſſenen Verbands vertrages wegen des in den 
Bierlieferungen an den Beklagten als den Kunden einer Brauerei 
Binding liegenden Bruchs dieſes Vertrages Nachteile (Vertrags⸗ 
ſtrafen, Schäden) gehabt haben, die dem entgangenen Gewinn 
der Höhe nach gleichgeſtanden hätten. Infolgedeſſen würde ihr 
nach den Grundſätzen über Aufrechnung von Vorteil und Nachteil 
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der hier eingellagte Schaden überhaupt nicht erwachſen fein. 
Bei der dem Reviſionsgericht obliegenden Prüfung, ob das 
Geſetz in materiell⸗ rechtlicher Beziehung verletzt ſei, — bei 
welcher Prüfung das Gericht an die von den Parteien geltend 
gemachten Reviſionsgründe nicht gebunden iſt ($ 559 Satz 2 
3 PDO.) — ergab ſich, daß die Abweiſung der Vertragsklage, 
der Klage auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung aus 
8 326 BGB., auf Rechtsirrtum beruht, nämlich auf ungerecht⸗ 
fertigter Aufrechnung von Vorteil und Nachteil. Die Voraus⸗ 
ſetzung einer ſolchen „Aufrechnung“ bildet (wie gerade auch in 
dem vom Berufungsrichter angerufenen Urteil des RG. — RE. 
65, 60 — ausgeführt iſt), daß durch dasſelbe Ereignis 
ſoviel Nachteil wie Vorteil für den Betroffenen entſteht, für 
den Nachteil wie für den Vorteil dasſelbe Ereignis kauſal 
iſt. Daran mangelt es hier. Einmal hat die Klägerin einen 
Gewinn überhaupt nicht gemacht; es iſt nur ein Schaden 
nicht eingetreten. Sodann aber iſt der Schaden, der der Klägerin 
aus der Verletzung des Verbands vertrages erwachſen wäre, 
nicht durch die Nichtbeſtellung des Bieres ſeitens des 
Beklagten, ſondern durch die Nichtlieferung ſeitens der Klägerin 
verhütet worden, alſo nicht durch dasſelbe Ereignis, durch 
welches die Klägerin von dem Beklagten beſchädigt wurde; die 
Nichtbeſtellung war nur das Motiv der Nichtlieferung. — 
Indem der Beklagte geltend macht: weil er kein Bier beſtellt 
habe, ſei die Klägerin nicht in die Lage gekommen, das Bier 
zu liefern und fi durch dieſe Lieferung ſchadenserſatzpflichtig 
zu machen; fie müfle ſich daher den erſparten Schaden auf den 
durch ſeine Vertragsverletzung ihr entgangenen Gewinn anrechnen 
laſſen, erhebt der Beklagte eine Einrede aus dem Rechte 
eines Dritten, nämlich desjenigen, deſſen Rechte durch den 
Bruch des Verbands vertrages ſeitens der Klägerin verletzt und 
dem deshalb Anſprüche gegen die Klägerin erwachſen ſein mögen; 
der Beklagte aber hat mit dieſen Rechten und Anſprüchen 
nichts zu tun, er kann daher die Klägerin auch nicht zum Aus⸗ 
gleich des Nachteils, den dieſe aus ſeiner Bertragsverletzung 
hat, auf den „Vorteil“ verweiſen, der ihr aus andern 
Gründen — durch die Schadenserſparung — zugefloſſen ſein 
fol. St. c. B., U. v. 2. Okt. 08, 105/08 II. — Frankfurt a. M. 

9. 88 415, 416 BEB. Begriff der „rechtzeitigen Bes 
friedigung“; Abſ. 3 des 8 415 nur „Auslegungsregel“.] 

Die Übernahme einer Hypothekenſchuld ſeitens des Erwerbers 
des belaſteten Grundſtücks durch Vertrag mit dem Veräußerer 
iſt im 8 416 BGB. im Anſchluß an die im 8 415 behandelte 
Vereinbarung einer Schuldübernahme zwiſchen dem Schuldner 
und dem Übernehmer geregelt. Sie ſtellt ſich auch ihrem Weſen 
nach als ein beſonderer Fall einer ſolchen Vereinbarung dar, 
und auf fie finden die im 8 415 gegebenen Vorſchriften inſoweit 
Anwendung, als dieſe nicht durch die beſonderen Beſtimmungen 
des 8 416 ausgeſchloſſen werden. Für ſie gilt deshalb auch 
die die perſönliche Verpflichtung des Übernehmers gegenüber 
dem Schuldner beſtimmende Vorſchrift des 3. Abſatzes des S 415: 
daß jener dieſem gegenüber im Zweifel verpflichtet ſei, den 
Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. Unter der „rechtzeitigen 
Befriedigung“ des Gläubigers, zu der der Ubernehmer nach dem 
3. Abſatze des 8 415 „im Zweifel“ verpflichtet ſein ſoll, iſt 
eine ſo rechtzeitige Befriedigung zu verſtehen, daß der alte 
Schuldner vom Gläubiger nicht mit Erfolg in Anſpruch ge⸗ 
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nommen werden kann. Der Übernehmer braucht den Gläubiger 
deshalb jedenfalls nicht zu befriedigen, bevor dieſer Befriedigung 
beanſpruchen oder, wie das Berufungsgericht ſagt, die Forderung 
einziehen kann, alſo auch nicht vor der Fälligkeit und nicht ſchon 
dann, wenn dieſe durch Kündigung hätte herbeigeführt werden 
können. Nach dem für die in Rede ſtehende Beſtimmung maß⸗ 
gebend geweſenen geſetzgeberiſchen Grunde wird mit Turnau⸗ 
Förſter (Liegenſchaftsrecht Bd. 1 Anm. III auf S. 1120) ſogar 
anzunehmen ſein, daß eine vom Schuldner ohne oder gegen den 
Willen des Ubernehmers herbeigeführte Fälligkeit den letzteren 
zur Befriedigung des Gläubigers erſterem gegenüber nicht ver⸗ 
pflichtet. Allein der 3. Abſatz des § 415 enthält, wie er durch 
die Worte „im Zweifel“ anzeigt, nur eine Auslegungsregel. 
Das Geſagte gilt nur, wenn und ſoweit ſich nicht aus den be⸗ 
ſonderen Umſtänden des Falles ein abweichender mit der Tiber- 
nahme verbundener Vertragswille ergibt. Ein ſolcher Umſtand 
kann aber — von der durch die Bekundungen der vernommenen 
Zeugen nach der bedenkenfreien Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
nicht bewieſenen und in dem dem Beklagten auferlegten Eide 
bezeichneten Vereinbarung abgeſehen —, worauf die Reviſion 
mit Recht hindeutet, ſehr wohl namentlich in der vom OLG. 
gar nicht gewürdigten Tatſache gefunden werden, daß an den 
Beklagten nur Teile des belaſteten Grundſtücks veräußert und 
die übernommenen Poſten auf dem Reſtbeſitz des Klägers ſtehen 
geblieben ſind. Nicht ohne Grund hat der Kläger ſchon in der 
Vorinſtanz darauf hingewieſen, daß, wenn der Beklagte durch 
die Übernahme nicht wenigſtens zu der mit der Klage allein 
beanſpruchten Beſchaffung der Einwilligung der Gläubiger in 
die Löſchung der übernommenen Poſten auf feinem Reftbefit 
verpflichtet worden iſt, dieſer Beſitz für unabſehbare Zeiten damit 
belaſtet und dadurch unbeleihbar und unverkäuflich ſein würde. 
Im Zuſammenhange mit jener Tatſache gewinnen auch andere 
vom Kläger für ſeine Auffaſſung der Übernahme geltend ge⸗ 
machte Umſtände an Bedeutung, ſo die angebliche Tatſache, daß 
der Kläger, wie dem Beklagten bekannt geweſen, ſeinen 
Reſtbeſitz hat in Trennſtücken verkaufen wollen, und die unter 
das Zeugnis des Lehrers D. geſtellte angebliche Außerung des 
Beklagten. Hiernach unterlag das angefochtene Urteil der Auf⸗ 
hebung. In der Sache ſelbſt konnte der Senat nicht entſcheiden, 
weil es ſich bei der Beantwortung der Frage, inwieweit der 
hervorgehobene Umſtand allein oder in Verbindung mit den 
anderen berührten Tatſachen der Übernahme einen von der 
Regel des 3. Abſatzes des 8 415 abweichenden Sinn gibt, im 
weſentlichen um eine dem Tatrichter vorbehaltene Tatſachen⸗ 
würdigung handelt. Das ſeitens des Reviſionsbeklagten heran⸗ 
gezogene Urteil des Senats V. 37/07 vom 17. Juni 1907 
ſteht auf keinem von dem hier vertretenen abweichenden Stand⸗ 
punkt. Allerdings handelte es ſich auch dort um die Über⸗ 
nahme von Hypotheken durch den Käufer eines Teiles des 
damit belaſteten Grundſtücks und iſt der Senat dort der An⸗ 
nahme des Berufungsrichters, daß der Übernehmer die Fälligkeit 
der Hypothek durch Kündigung nicht herbeizuführen brauche, 
nicht entgegengetreten. Begründet iſt dieſe Stellungnahme aber 
mit der „unanfechtbaren Vertragsauslegung“ des Be⸗ 
rufungsrichters. Im gegenwärtigen Falle iſt die eine von den 
übernommenen Poſten übrigens eine Grundſchuld. Bei einer 
ſolchen iſt aber der Umſtand, daß es ſich um den Verkauf nur 
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eines Teiles des belaſteten Grundſtücks handelt und daß die 
Poſt auf dem nicht verkauften Teile mit haften geblieben if, 
für die Feſtſtellung der Bedeutung der Übernahme der Poſt 
durch den Käufer jedenfalls nicht von geringerem Belang. 
R. c. A., U. v. 10. Okt. 08, 578/07 V. — Poſen. 

10. 88 626, 627 BGB. in Verb. mit SI 84, 92, 383 
HGB. Anwendbarkeit des § 627 BB. auf den Kommiſſions⸗ 
vertrag. — Iſt die Vorſchrift des 8 627 dispoſitiver Natur? 
— Analoge Anwendbarkeit des $ 92 HGB. („wichtiger Grund“ 
zur Kündigung) auf den Kommiſſionsagenten.] 

Laut Vertrag vom 17. Mai 1904 war der Beklagte auf 
die Dauer von fünf Jahren von der Klägerin engagiert, um 
ihre Fabrikate für ihre Rechnung, aber im eigenen Namen, zu 
verkaufen. Am 27. September 1905 erklärte die Klägerin das 
Verhältnis für aufgelöſt. Sie behauptete, aus verſchiedenen, in 
der Perſon des Beklagten liegenden Gründen hierzu berechtigt 
zu ſein; der Beklagte beſtritt dies. Die auf Feſtſtellung der 
Berechtigung gerichtete Klage wurde abgewieſen, dagegen wurde 
die Klägerin auf erhobene Widerklage zum Erſatz alles Schadens, 
der dem Beklagten durch die vorzeitige Auflöſung des Vertrages 
entſtanden ſei, verurteilt. RG. beſtätigte. Aus den Gründen: 
Im Gegenſatz zum LG., das dem Beklagten nach dem Ver⸗ 
trage vom 17. Mai 1904 die Stellung eines Handlungs 
agenten zuerkennt, erklärt ihn der Berufungsrichter für einen 
Kommiſſionär. Das iſt inſofern richtig, als der Beklagte es 
gewerbsmäßig übernommen hat, Waren für Rechmung der 
Klägerin im eigenen Namen zu verlaufen, § 383 G8. 
Aber gerade von dieſem Ausgangspunkt aus wäre Veranlaſſung 
geweſen, zu prüfen, ob die Entlaſſung des Beklagten nicht auch 
ohne wichtigen Grund jederzeit zuläſſig war. In Überein⸗ 
ſtimmung mit der Denkſchrift zum neuen HGB. S. 232 hat 
das RG. in JW. 05, 20:7 allgemein ausgeſprochen, daß 
auf den Kommiſſionsvertrag die Vorſchrift des 8 627 BG. 
Anwendung finde. In dem bier zu entſcheidenden Fall, in dem 
das Verhältnis der Parteien auf längere Dauer berechnet war, 
iſt die erſte Vorausſetzung dieſer Vorſchrift, der Abſchluß eines 
Dienſtvertrages, einem Zweifel überhaupt nicht unterworfen. 
Aber auch die übrigen Vorausſetzungen find gegeben. Es 


handelt ſich um Dienſte höherer Art, die auf Grund beſonderen 


Vertrauens übertragen zu werden pflegen. Und das Entgelt 
für die Dienſte beſtand nicht in feſten Bezügen, ſondern in 
einer Provifion. Daran wird durch die Vertragsbeſtimmung, 
wonach der Beklagte auf fein Guthaben „monatlich 500 4 
à conto ausgezahlt und feſt zugeſichert“ erhielt, nichts geändert. 
Auch wenn dieſe Beſtimmung als Garantie eines Mindeſt⸗ 
einkommens — nicht nur, wie die Klägerin will, als Vor⸗ 
ſchußzuſage — aufzufaſſen ſein ſollte, würden feſte Bezüge 
nicht gegeben ſein. Nichtsdeſtoweniger muß der Standpunkt 
der Vorinſtanzen, die das Urteil auf das Vorhandenſein eines 
wichtigen Grundes der Kündigung abſtellen, gebilligt werden. 
Das LG. ging von zutreffenden Erwägungen aus, wenn es 
das interne Verhältnis des Beklagten zur Klägerin wie das 
eines Handlungsagenten anſah. Nach der Geſtaltung des 
modernen Handelsverkehrs ſind Kommiſſions⸗ und Agentur⸗ 
vertrag keine einander ausſchließende Typen. Es gibt Kauf⸗ 
leute, die ſtändig damit betraut ſind, im eigenen Namen für 
Rechnung eines andern Handelsgeſchäfte abzuſchließen. Dieſe 
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mitunter ſog. Kommiſſionsagenten unterſcheiden ſich, was die 
Stellung zum Prinzipal betrifft, in nichts von den Handlungs⸗ 
agenten der in 8 84 HGB. definierten Art. Für letztere hat 
das Geſetz aus Gründen ſozialer Fürſorge die Vorſchrift ge⸗ 
troffen, daß fie, abgeſehen von dem Fall eines wichtigen 
Grundes, mit ſechswöchiger Friſt zu kündigen find, § 92 HGB. 
Es wäre nicht zu verſtehen, wenn die Kommiſſionsagenten, nur 
deshalb, weil ſie Dritten gegenüber im eigenen Namen auf⸗ 
treten, jederzeit entlaſſen werden könnten. Für die Frage der 
Kündigung kommt das Verhältnis nach außen gar nicht in 
Betracht. Daher erſcheint es geboten, den § 92 HGB. analog 
auf den Kommiſſionsagenten anzuwenden. Eine analoge Ans 
wendung des Abf. 2 dieſes Paragraphen hat der Senat ſchon 
in dem in RG. 65, 37 abgedruckten Urteil vorgenommen, wo es ſich 
um einen ſog. Generalvertreter handelte, der die Waren des 
Lieferanten für eigene Rechnung, aber innerhalb eines be⸗ 
ſtimmten Bezirks vertragsmäßig als einziger abſetzte und daher 
zugleich das Intereſſe des Lieferanten wahrnahm. Der vor⸗ 
liegende Fall bietet noch einen andern Weg, dasſelbe Ergebnis 
zu gewinnen. Indem die Parteien eine fünfjährige Dauer des 
Vertrages verabredeten, brachten ſie zum Ausdruck, daß der 
Rechtsſatz des 8 627 BGB. für ihr Verhältnis nicht gelten 
ſollte. Freilich iſt die dispofitive Natur dieſer Vorſchrift nicht 
unbeſtritten. Lotmar, Arbeitsvertrag Bd. 1 S. 615, ſowie die 
Kommentare zum BGB. von Oertmann und Staudinger halten 
das Recht willkürlicher Kündigung beim Vertrauens dienſt⸗ 
verhältnis für ſo wichtig, daß ſie einer gegenteiligen Abrede 
die Wirkung verſagen. Aber dieſer Meinung kann im Hinblick 
auf § 626 nicht beigepflichtet werden. Die letztere Vorſchrift 
bleibt immer beſtehen. Auf das Recht, jedes unter das BGB. 
fallende Dienſtverhältnis friſtlos aus wichtigem Grunde zu 
kündigen, kann nicht im voraus verzichtet werden; der § 626 
muß abſolut ſein, wenn ihm überhaupt eine Bedeutung zu⸗ 
kommen ſoll. Gerade darum aber iſt für 8 627 die gleiche 
Unverzichtbarkeit nicht anzunehmen. B. c. S., U. v. 24. Okt. 08, 
53/08 I. — Düſſeldorf. 

II. 8 823 BGB. in Verb. mit 8 36712 StGB. Er⸗ 
öffnung des Verkehrs zum Bahnhof. Sicherung der Zugangs⸗ 
wege. 

Allerdings erſtreckt ſich, wenn ein Unternehmer zum Zwecke 
ſeines Gewerbebetriebs auf einem Grundſtück einen Verkehr 
eröffnet, ſeine Fürſorgepflicht auch auf die für dieſen Verkehr 

Wege und insbeſondere auf die Zugänge zu der 
gewerblichen Anlage, allein es kann dies nur gelten für Zu⸗ 
gangswege, die ſich als ein Teil dieſer Anlage darſtellen. Dies 
trifft im vorliegenden Falle zweifellos nicht zu bezüglich des 
Mühlweges, der gar nicht zum Bahnhofe ſelbſt führt, von dem 
vielmehr erſt ein anderer ſelbſtändiger Weg abzweigt, der den 
Zugang zu dem Platze vor dem Bahnhof vermittelt. Es 
würde daher der Umſtand, daß die von dem Dorfe H. nach 
dem Bahnhof St. gehenden Perſonen auch einen Teil des 
Mühlwegs benutzen müſſen, zur Begründung der Verpflichtung 
des Beklagten, eine Sicherung an der Grabenüberdeckung an⸗ 
zubringen, jedenfalls nicht geeignet ſein, es würde vielmehr, 
wenn die Grabenüberdeckung einen Teil des Mühlwegs bildet, 
dieſe Pflicht demjenigen obgelegen haben, der überhaupt für 
die Sicherheit des Fußgängerverkehrs auf dem Mühlwege zu 
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ſorgen hatte. Aber auch wenn die Grabenüberdeckung bezw. 
der Teil davon, auf dem ſich der Unfall ereignet hat, im 
Bereich des unmittelbar zum Perſonenbahnhof führenden Fuß⸗ 
wegs liegen oder doch allein dem Verkehr dorthin dienen ſollte, 
würden die bisher feſtſtehenden Umſtände nicht ausreichen, von 
dem der Entſcheidung der Vorinſtanz allein zugrunde liegenden 
rechtlichen Geſichtspunkte aus die Annahme zu rechtfertigen, 
daß es Pflicht des Beklagten geweſen ſei, den Verkehr an der 
Grabenüberdeckung zu ſichern; dies auch dann nicht, wenn man 
die Feſtſtellungen des Berufungsurteils dahin verſteht, daß der 
Fußweg allein für den Verkehr nach dem Bahnhofe beſtimmt 
iſt, nicht, wie von der Reviſion geltend gemacht worden iſt, 
auch ein Verbindungsweg für den Verkehr zwiſchen H. und 
dem Rittergute St. einer⸗ und anderen Ortſchaften andererſeits 
iſt. Denn auch bei Unterſtellung dieſes Sachverhalts kann der 


Fußweg nicht ohne weiteres als ein Teil oder Zubehör der 


Bahnhofsanlage angeſehen werden. Die Herſtellung von 
Wegen, durch die für einen gewiſſen Bezirk die Verbindung 
mit einem Bahnhof erleichtert, insbeſondere der Weg dahin 
verkürzt wird, iſt eine Maßnahme, die keineswegs allein oder 
auch nur überwiegend dem Vorteil des Bahnunternehmers dient, 
vielmehr vor allem den Bewohnern dieſes Bezirks zugute kommt, 
für ſie im allgemeinen Intereſſe liegt. Es werden dem⸗ 
entſprechend auch erfahrungsgemäß oft lediglich zur Erleichterung 
des Zugangs zu einem Bahnhof von denen, denen die Er⸗ 
leichterung zugute kommt, Wege neu angelegt oder bereits 
beſtehende Wege verändert. Es würde der Natur der Sache 
nicht entſprechen, wenn man ſolche Wege, auch wenn ſie aus⸗ 
ſchließlich oder doch im weſentlichen nur dem Verkehr zur Bahn 
dienen, als zu der Bahnanlage gehörig in dem Sinne anſehen 
wollte, daß der Bahnunternehmer für die Inſtandhaltung ſchon 
deshalb, weil ſie den Verkehr zu einer ſeiner Bahnſtationen 
vermittele, zu ſorgen habe. Eine Verpflichtung hierzu kann 
aber auch dann nicht anerkannt werden, wenn der Bahn⸗ 
unternehmer ſich im Intereſſe der auf die Benutzung eines 
gewiſſen Bahnhofs angewieſenen Kreiſe dazu verſteht, einen 
Weg ſelbſt herzuſtellen und dazu ihm gehöriges Areal herzu⸗ 
geben. Auch dann iſt vielmehr die Pflicht zur Erhaltung des 
Weges dem Bahnunternehmer nicht mehr anzufinnen, wenn in 
der für das betreffende Gebiet rechtsgültigen Weiſe der Weg 
die Natur eines öffentlichen erlangt hat, und dadurch die 
Unterhaltungspflicht einer öffentlich⸗rechtlichen Korporation be⸗ 
gründet worden iſt. Es iſt daher nicht zutreffend, wenn das 
OLG. es für unerheblich bezeichnet hat, ob der jetzt in Rede 
ſtehende Weg ein öffentlicher ſei, der von der Gemeinde St. 
unterhalten werden müſſe. Sächſ. Fiskus c. W., U. v. 
19. Okt. 08, 553/07 VI. — Dresden. 

12. SS 826, 254 BGB. Rechtswidrige Erwirkung rechts⸗ 
kräftiger Urteile fällt unter 8 826; Ausſchluß des § 254 bei 
konkurrierenden Verſehen gegenüber Argliſt.] N 

Für die Klägerin war auf dem Grundſtück Steglitz Bd. 33 
Bl. 1026 an erſter Stelle (Abt. III Nr. 3) eine Darlehns⸗ 
hypothek von 130 000 & nebſt 4½ Prozent Zinſen ein⸗ 
getragen, die ſie in Höhe eines nicht valutierten Teilbetrages 
von 10000 .% am 17. Juli 1902 unter Vorbehalt des Vorzugs⸗ 
rechts für den Mberreft der Konkursmaſſe ihres Zedenten D. 


abtrat. Von dieſen 10 000 & erwarb W. einen Teilbetrag 
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von 5000 &. Die Abtretung der 10000 und 5000 & wurden 
auf den Stamm⸗ und Teilhypothekenbriefen ſowie im Grundbuch, 
jedoch infolge eines Verſehens des Grundbuchrichters ohne Er⸗ 
wähnung des Nangverhältniſſes, vermerkt. Die Beklagte beſaß eine 
nachſtehende Hypothek von 24 000 & und eine Grundſchuld von 
30 000 , die fie in den Jahren 1902 bzw. 1904 erworben 
hatte. Von den vorerwähnten 5 000 & hatte fie im Jahre 
1904 einen Teilbetrag von 1 840 & abgetreten erhalten, dann 
aber an W. zurückübertragen. Durch Urkunde vom 7. April 
1905 trat ihr W. die ganzen 5 000 & nebſt den Zinſen ſeit 
dem 1. Oktober 1904 ohne Erwähnung des Rangverhältniſſes 
wieder ab und dieſe Abtretung wurde am 18. April 1905, wiederum 
ohne Angabe des Rangverhältniſſes, im Grundbuch und auf 
den Hypothekenbriefen vermerkt. Die Beklagte beantragte wegen 
dieſer 5 000 & die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks und 
erſuchte am 6. Mai 1905 die Klägerin „in Angelegenheit des 
von dieſer zur erſten Stelle mit 120 000 & beliehenen Hauſes 
in Steglitz, worauf ſie eine nachſtehende Eintragung beſitze, um 
eine Rückſprache“. Die Klägerin ſollte ſich verpflichten, für den 
Fall, daß die Beklagte das Grundſtück in der Zwangsverſteige⸗ 
rung erwerbe, ihre Hypothek von 120 000 & nicht fällig zu 
machen, ſondern zu einem geringeren Zinsfuß ſtehen zu laſſen. 
Infolge dieſer Rückſprache, die zwiſchen Sch., einem Vorſtands⸗ 
mitglied der Beklagten, und S., dem Vorſteher der Hypotheken⸗ 
abteilung der Klägerin, ſtattfand, erklärte ſich die Klägerin bereit, 
das Kapital zu 4 Prozent ſtehen zu laſſen. Nach ihrer Be⸗ 
hauptung ſoll die Beklagte dabei die Verpflichtung übernommen 
haben, die Hypothek der Klägerin „herauszubieten“. Im 
Bietungstermin ließ ſich die Klägerin, die keine unnötigen 
Koſten verurſachen wollte, nicht vertreten. Sie ging von der 
Annahme aus, daß ihre 120 000 & in das geringſte Gebot 
aufgenommen werden würden, weil der Notar Schn., den ſie 
nach Abzweigung der 10 000 & mit der Prüfung der Erſt⸗ 
ſtelligkeit beauftragt hatte, ihr dieſe am 31. Januar 1903 nach 
Einſicht der Hypothekenbrieſe beftätigt hatte. Der Vollſtreckungs⸗ 
richter ließ aber, weil der Grundbuchauszug von dem Vorrecht 
der Klägerin nichts enthielt, deren Hypothek in das geringſte 
Gebot nicht aufnehmen und blieb dabei, obwohl der im Termin 
anweſende W. auf den Vorrechtsanſpruch aufmerkſam machte. 
Die Beklagte gab ein Gebot von 1 000 & ab und erhielt 
dafür das Grundſtück, das einen Wert von mehr als 200 000 & 
hatte, am 3. Oktober 1905 zugeſchlagen. Die Beſchwerde 
gegen den Zuſchlagsbeſchluß und die weitere Beſchwerde blieben 
ohne Erfolg. Die Klägerin fiel aus, ihre Hypothek und ein 
Widerſpruch zur Erhaltung des Vorrangs, den der Grundbuch⸗ 
richter am 9. Februar 1906 hatte eintragen laſſen, wurden auf 
Erſuchen des Vollſtreckungsrichters am 19. Juni 1906 gelöſcht. 
Die Klägerin macht geltend, daß der Zuſchlag nichtig und daß 
der frühere Zuſtand auch deshalb wiederherzuſtellen ſei, weil 
die Beklagte wegen Verletzung einer vertragsmäßigen Ver⸗ 
einbarung und wegen argliſtiger, gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßender Schädigung der Klägerin zum Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtet, auch ungerechtfertigt bereichert ſei. Die Klägerin hat 
mit dem Antrage geklagt, es ſolle das Fortbeſtehen ihrer zu 
Unrecht gelöſchten Hypothek feſtgeſtellt, eventuell die Beklagte 
verurteilt werden, an erſter Stelle 120 000 & nebſt 4 / Prozent 
Zinſen ſeit dem 3. Oktober 1905 wieder eintragen zu laſſen 
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oder dieſen Betrag nebſt Zinſen zu zahlen. Das LG. hat die 
Klage abgewieſen, das KG. hat den Schadenserſatzanſpruch aus 
8 826 BGB. für begründet erachtet, aber wegen Mit⸗ 
verſchuldens der Klägerin die Beklagte nur zur Wiedereintragung 
einer erſtſtelligen Hypothek von 60 000 & nebft 4 / Prozent 
Zinſen ſeit dem 3. Oktober 1905 verurteilt, mit der Mehr⸗ 
forderung die Klägerin abgewieſen. In der Berufungsinſtanz 
war der Juſtizfiskus, dem die Klägerin den Streit verkündet 
hatte, als Nebenintervenient der Klägerin beigetreten. Dieſer 
ſowie die Klägerin ſelbſt, aber auch die Beklagte haben gegen 
das Berufungsurteil Reviſion eingelegt. RG. verurteilte Be 
klagte ganz nach dem Klageantrag: Nur der Delikts anſpruch 
aus 8 826 BGB., den der Berufungsrichter zum Teil für 
begründet erachtet hat, iſt rechtlich begründet, aber im vollen 
Umfange der Klage. Dieſem Schadenserſatzanſpruch ſteht der 
rechtskräftige Zuſchlagsbeſchluß nicht entgegen, denn es iſt in 
der Rechiſprechung des RG. anerkannt, daß auch der durch 
rechtswidrige Einwirkung formell rechtskräftiger Urteile ver⸗ 
urſachte Schaden beim Vorhandenſein der ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen des 8826 BGB. erſetzt werden muß. Der Schaden, 
der der Klägerin erwachſen iſt, könnte im vorliegenden Falle 
ſchon in der Nichtberückſichtigung ihres Vorzugsrechts gefunden 
werden, und es würde dabei nicht einmal darauf ankommen, ob 
die Klägerin ein dinglich wirkſames Vorrecht oder nur einen 
perſönlichen Anſpruch darauf beſaß, dann auch in dem letzten 
von dem Berufungsrichter angenommenen Falle durfte nach 
der ſtändigen Rechtſprechung des RG. (RG. 62, 137; 
Gruchots Beitr. 50, 971; 51, 987) die Beklagte ſich nicht in 
einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe darüber hinweg⸗ 
ſetzen. Man kann aber mit dem Berufungsrichter den Schaden 
auch darin finden, daß die Klägerin von ihrem Bietungsrechte 
keinen Gebrauch gemacht und ihre Hypothek von 120 000 4 
herausgeboten hat. Den Verſtoß gegen die guten Sitten hat 
der Berufungsrichter als vorhanden angenommen und wie folgt 
begründet: Es ſeien beide Teile bis zum Bietungstermine ſtets 
der Überzeugung geweſen, daß der Klägerin für ihre 120 000 4 
das Vorrecht zuſtehe, die Beklagte habe gewußt, daß die Klägerin 
von dieſer Annahme ausgehe und habe ſie bei den Verhand⸗ 
lungen, die dem Bietungstermin vorangingen, noch darin bes 
ſtärkt. Als ſie dann im Bietungstermin erfahren, daß der 
Vollſtreckungsrichter dieſe Annahme als irrtümlich behandle, 
habe ſie ſich den Irrtum in bewußter Weiſe zunutze gemacht, 
anftatt die Klägerin, wie es nach den vorangegangenen Vertrags⸗ 
verhandlungen das Anſtandsgefühl jedes billig und gerecht 
denkenden Menſchen mit ſich gebracht hätte, durch den Fernſprecher 
zu benachrichtigen. Zieht man noch in Betracht, daß jene Ver⸗ 
handlungen vor dem Bietungstermin, wie der Berufungsrichter 
feſtſtellt, zu dem Verſprechen der Klägerin an die Beklagte ge⸗ 
führt hatte, dieſer, wenn ſie das Grundſtück erſtehe, die Hypo⸗ 
thek von 120 000 & zu 4% Prozent ſtehen zu laſſen, fo kann 
in den Ausführungen des Berufungsgerichtes, die mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG. durchaus im Einklang ſtehen (vgl. auch 
JW. 06, 1615), ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. 
Daraus ergibt ſich aber, da die Klägerin im Fall ihrer de 
nachrichtigung nach der Annahme des Berufungsrichters ſofort 
für die Ausbietung ihrer Forderung Sorge getragen hätte, die 
Verurteilung der Beklagten, und zwar, wie die Reviſionen der 
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Klägerin und des Nebenintervenienten mit Recht rügen, im 
vollen Umfang. Der Berufungsrichter will der Klägerin die 
Hälfte des Schadens nach 8 254 BGB. auferlegen, weil den 
von ihr mit der Prüfung des Hypothekenbriefes beauftragten 
Notar Schn. (8 278 BGB.) und fie ſelbſt mangels eigener 
Nachprüfung des Hypothekenbriefs ein Mitverſchulden treffe, 
indeſſen kann es dahingeſtellt bleiben, ob, was die erwähnten 
Reviſionen in Abrede ſtellen, Schn. als Hilfsperſon bei Ab⸗ 
wendung des Schadens anzuſehen iſt, und ob man unter den 
obwaltenden Umſtänden von einem Verſchulden der Klägerin 
überhaupt ſprechen kann, weil die von dem Berufungsrichter 
angenommenen Verſehen auf ſeiten der Klägerin gegenüber 
der Argliſt der Beklagten jedenfalls nicht ins Gewicht fallen 
(vgl. die Urteile des RG. II. 466/07 und I. 118/07 — 
JW. 08, 910, auch VI. 16/05 — JW. 05, 7170. V. u. J.⸗F. 
c. G. B., U. v. 17. Okt. 08, 582/07 v. — Berlin. 

13. 8 883 BGB. Wie beim Vorkaufs⸗, jo auch beim 
Wiederkaufsrecht darf Sicherungsvormerkung und Erklärung über 
Ausübung des Rechts eingetragen werden.] 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits in gegenwärtiger Inſtanz 
hängt ausſchließlich von der Beantwortung der Frage ab, ob 
die Eintragung einer Vormerkung gemäß 8 883 BGB. zur 
Sicherung des aus einem Wiederkaufsrecht hergeleiteten Anſpruchs 
auf Rückauflaſſung eines veräußerten Grundſtücks erfolgen darf, 
bevor der Berechtigte die Erklärung, daß er das Wiederkaufs⸗ 
recht ausübe, abgegeben hat. Mit dem Berufungsrichter war 
die Frage zu bejahen. Nach 8 497 Abſ. 1 BBB. hat die 
Ausübung des Wiederkaufsrecht nicht etwa die Bedeutung, daß 
dadurch derjenige, gegen den ſich das Recht richtet, verpflichtet 
wird, mit dem Berechtigten einen Rückkaufsvertrag über die den 
Gegenſtand des Wiederkaufs bildende Sache abzuſchließen; viel⸗ 
mehr entſteht ſchon durch die Einräumung des Wiederkaufsrecht 
ſelbſt ein auf Rückübertragung des Eigentums gerichtetes be⸗ 
dingtes Rechtsverhältnis zwiſchen den Vertragſchließenden, kraft 
deſſen der Berechtigte bei Eintritt der Bedingung — Erklärung, 
das Wiederkaufsrecht auszuüben — die Eigentumsrückgewähr 
verlangen darf. Allerdings iſt die Bedingung, da es lediglich 
vom Belieben des Wiederkäufers abhängt, ob er von feinem 
Recht Gebrauch machen will oder nicht, eine reine Poteſtativ⸗ 
bedingung. Ihre Zuläſſigkeit kann indeſſen mit Rückſicht darauf, 
daß bei ihr ein Recht, nicht eine Verpflichtung in Abhängigkeit 
von dem reinen Wollen geſetzt iſt, einem Bedenken nicht unter⸗ 
liegen (vgl. RG. 67, 45). Bedarf es aber nicht erſt eines 
neuen Vertrages, um dem Wiederkaufs berechtigten den An⸗ 
ſpruch auf Wiedereinräumung des Eigentums an der Sache zu 
verſchaffen, ſo ſteht der Umſtand, daß der Berechtigte ſein Recht 
noch nicht ausgeübt hat, beim Wiederkauf der grund buchmäßigen 
Sicherung des Rechts ebenſowenig entgegen, wie dies beim 
Vorkauf der Fall iſt. Hinſichtlich des letzteren hat der erkennende 
Senat bereits in dem zitierten Urteil ausgeſprochen, daß der 
Vorkaufsberechtigte ſein Recht als ein doppelt — durch Verkauf 
der Sache ſeitens des Verpflichteten an einen Dritten und 
durch die Abgabe der Vorkaufsausübungserklärung ſeitens des 
Berechtigten — bedingtes Recht auf Eigentumserwerb un⸗ 
mittelbar mit dem Abſchluß des Vorkaufsvertrages erwirbt. 
Hieraus rechtfertigt fich gleichmäßig für das Wiederkaufsrecht 
wie für das Vorkaufsrecht die Zulaſſung der Sicherungs⸗ 
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vormerkung des 8 883 BB. und auf dieſe Notwendigkeit 
einer gleichen Behandlung beider Rechtsinſtitute hat ſchon das 
mehrerwähnte Reichsgerichtsurteil hingewieſen. Völlig belanglos 
iſt dabei, daß, weil das Vorkaufsrecht — anders wie das 
Wiederkaufsrecht — zugleich als dingliches Recht begründet 
werden kann, bei ihm auch aus dieſem Geſichtspunkt die An⸗ 
wendbarkeit des 8 883 BB. ſich herleiten läßt. Von dem 
vorſtehend dargelegten Standpunkt aus iſt der Klageanſpruch 
mit Recht von den Vorinſtanzen zuerkannt worden. R. & J. 
c. v. A., U. v. 17. Okt. 08, 194/08 V. — Naumburg. 

14. 8 934 BEB. Die Beſitzübertragung im Sinne des 
8 934 beſchränkt ſich nicht auf die Übertragung des unmittel⸗ 
baren Beſitzes.] 

Die Ausdrucksweiſe des Berufungsgerichts legt die Ver⸗ 
mutung nahe, daß es unter der nach 8 934 BGB. erforder⸗ 
lichen „Beſitzübertragung“ nur die Übertragung des unmittel⸗ 
baren Beſitzes, die Übergabe, verſteht, die Erſatzübergabe dagegen 
durch Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes, vermöge deſſen 
der Erwerber den mittelbaren Beſitz erlangt, nicht für aus⸗ 
reichend erachtet. Dieſe Meinung wäre rechtsirrtümlich, denn 
der 8 934 BGB. ſpricht ganz allgemein von Erlangung des 
Beſitzes, ohne Unterſcheidung zwiſchen unmittelbarem und 
mittelbarem Beſitze, und es iſt deshalb nicht gerechtfertigt, die 
Beſchränkung auf die Übertragung des unmittelbaren Beſitzes 
in das Geſetz hineinzulegen. Hätte das Geſetz dieſe Be⸗ 
ſchränkung gewollt, fo würde es ebenſo wie im § 933 vor⸗ 
geſchrieben haben, daß der Erwerber erſt Eigentümer wird, 
wenn ihm die Sache von dem Drittbeſitzer übergeben wird. 
H. c. B., U. v. 30. Okt. 08, 301/08 VII. — Naumburg. 

15. 8 2262 BGB. enthält eine Erkundigungspflicht des 
Nachlaßrichters nach dem unbekannten Aufenthalt der Be⸗ 
teiligten. 

Mit Recht bekämpft die Revision die Annahme des Bes 
rufungsgerichts, daß der §8 2262 BGB., welcher lediglich 
davon ſpreche, daß die Beteiligten in Kenntnis zu ſetzen ſeien, 
in ſeiner Ausdrucksweiſe begrifflich nichts weiter bedeute, als 
eine Benachrichtigung Beteiligter, deren genaue urkundliche 
Kennzeichnung vorausgeſetzt ſei, und daß die Bekanntgabepflicht 
aus 8 2262 BGB. eine Nachforſchungspflicht nach dem 
Aufenthalt unbekannter Beteiligter, welche bei Eröffnung des 
Teſtamentes nicht zugegen geweſen, nicht in ſich ſchließe. Dieſer 
Annahme ſteht in gleicher Weiſe Wortlaut wie Zweck der 
in 8 2262 BGB. getroffenen Beſtimmung entgegen. Der 
Wortlaut beſchränkt des Nachlaßrichters Pflicht zur Inkenntnis⸗ 
ſetzung der Beteiligten nicht auf den Kreis, die urkundlich ſo 
genau gekennzeichnet find, daß er feine Pflicht ohne jede weitere 
Erkundigung nach ihrem derzeitigen Aufenthalt ausführen kann; 
der Wortlaut ſtellt die Pflicht ohne Ausnahme auf gegenüber 
jedem Beteiligten, der als ſolcher erkennbar iſt, unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß er bei Eröffnung des Teſtaments nicht zugegen 
geweſen iſt. Der Zweck der Beſtimmung, der auf den Schutz 
der Intereſſen der Beteiligten geht, wird offenſichtlich nur in 
unvollkommenem Maße erreicht, wenn die Inkenntnisſetzungs⸗ 
pflicht ſich auf den Kreis der Beteiligten beſchränkt, deren 
Aufenthalt ohne weitere Erkundigung dem Nachlaßrichter be⸗ 
kannt iſt. Die Pflicht des Nachlaßrichters, welche der 8 2262 
BGB. ihm auferlegt, ſchließt daher für den Fall, daß der 
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Aufenthaltsort der in Kenntnis zu ſetzenden Beteiligten weder 
urkundlich gekennzeichnet noch ohnehin ihm bekannt iſt, die 
Erkundigungspflicht nach denſelben, ohne daß es dieſerhalb 
einer ausdrücklichen Vorſchrift bedarf, als Selbſtfolge in ſich. 
Beſteht aber ſolche Rechtsfolge, dann iſt es auch ohne Belang, 
daß das Vermächtnis, welches der Ehefrau des Klägers aus⸗ 
geſetzt iſt, weder den Familiennamen ihres Ehemannes noch 
ihren Wohnort benennt, dann enthebt der Umſtand, daß die 
Erblaſſerin, wie das Berufungsgericht ausführt, ſelbſt ſich nicht 
veranlaßt geſehen hat, Nachforſchungen nach der Bedachten 
anzuſtellen, den Nachlaßrichter nicht der Erkundigungs pflicht. 
In welcher Weiſe die Erkundigungspflicht im gegebenen Fall 
auszuüben iſt, unterliegt dem ſachverſtändigen Ermeſſen des 
Nachlaßrichters. In Zweifel wird nach erfolgloſer Anfrage 
bei den ihrem Aufenthalt nach bekannten und unſchwer erreich⸗ 
baren letztwillig Bedachten, von denen eine Auskunft den Um⸗ 
ſtänden nach zu erwarten war, mit einer Nachfrage bei der 
Polizeibehörde am Ort des letzten Domizils des Erblaſſers, 
bzw. am Ort des letztbekannten Aufenthalts des Beteiligten, 
eventuell mit einer Bekanntmachung durch die Zeitung, falls 
der Wert der Kenntnisnahme für den Beteiligten entſprechend 
iſt und die Koſten den Nachlaß nicht unverhältnismäßig belaſten, 
der Erkundigungspflicht Genüge geſchehen. K. c. H., U. v. 
16. Okt. 08, 583/08 III. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

16. 8 268 3PO. Abweiſung einer Klage aus prozeſſualem 
(Klageänderung) und materiellem Grunde.] 

Der Kläger behauptet in erſter Linie, am 15. Juni 1900 
von der Beklagten grundlos entlaſſen zu fein. Der Berufungs- 
richter verneint dies. Eventuell, macht der Kläger weiter geltend, 
ſei er am 15. Juni 1900 wegen wichtiger Vertragswidrigkeit 
der Beklagten aus deren Dienſt ausgeſchieden. Dies, meint 
der Berufungsrichter, ſei ein neuer, erſt in II. Inſtanz geltend 
gemachter Klagegrund, eine Klageänderung, welcher die Beklagte 
widerſprochen hat. Bereits hierdurch ſei dieſer neue Klagegrund 
erledigt. Abrigens ſei dieſer neue Klagegrund auch aus drei, 
näher ausgeführten Gründen ungerechtfertigt. Dieſe materielle 
Würdigung des „neuen“ und darum ſchon durch den Widerſpruch 
der Beklagten „erledigten“ Klagegrundes verſtößt gegen den 
Grundſatz, welchen dieſer Senat in dem Urteil vom 4. Mai 1906, 
IW. 06, 3941, ausgeſprochen hat. Schon wegen dieſes Ver⸗ 
ſtoßes iſt das angefochtene Urteil aufzuheben. Es bleibt ungewiß, 
ob der Anſpruch des Klägers wegen Mangels einer prozeſſualen 
Vorausſetzung oder als materiell hinfällig abgewieſen iſt. Ein 
neuer Klagegrund, eine Klageänderung liegt aber auch gar nicht 
vor. Schon in I. Inſtanz hat der Kläger auf den Einwand 
der Beklagten, er ſei nicht entlaſſen, ſondern freiwillig aus⸗ 
geſchieden, das Weſentliche des Vorganges vom 15. Juni 1900 
dahin vorgetragen, „er beſtreite, freiwillig ausgeſchieden zu ſein; 
er habe allerdings erklärt, wenn man ihm die Prokura entziehe, 
die ihm vertragsmäßig zuſtehe, müſſe er das als ſeine Ent⸗ 
laſſung auffaſſen; der Aufſichtsrat habe ihm aber darauf durch 
das Aufſichtsratsmitglied K. ſagen laſſen, er ſei einverſtanden, 
wenn der Kläger gehe, werde aber ſeine Anſprüche nicht 
befriedigen, ſondern ſich vielmehr Anſprüche gegen den Kläger 
vorbehalten.“ Der Kläger hat ſogar in dem bezogenen Schriftſatz 
vom 1. Januar 1901 ausdrücklich bemerkt „Im übrigen würde 
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die Entziehung der Prokura, die ohne jeden berechtigten Grund 
erfolgte, nach Lage der Sache und der Stellung des Klägers 
als Leiter der Fabrik einen ausreichenden Grund zum ſofortigen 
Austritt“ darſtellen. Dieſen eventuellen Geſichtspunkt hat die 
Beklagte in I. Inſtanz die Einrede der Klageänderung nicht 
entgegengeſetzt, und der erſte Richter hat über denſelben ausdrücklich 
entſchieden. Schon darum kann von einem in die Berufungs⸗ 
inſtanz neu eingeführten Klagegrund keine Rede ſein. Abgeſehen 
von dieſem erſtinſtanzlichen Streitſtand wird die Klage durch 
den Geſichtspunkt, der Kläger ſei wegen wichtiger Vertrags⸗ 
widrigkeit der Beklagten ausgetreten, überhaupt nicht geändert. 
Der Klagegrund iſt der tatſächliche Vorgang vom 15. Juni 1900. 
Die juriſtiſche Prüfung und Charakteriſierung dieſes tatſächlichen 
Vorganges war Recht und Pflicht des Richters von Amts 
wegen (RG. 63, 269; 65, 127). S. c. A.-G. K. B., U. v. 
27. Okt. 08, 11/08 III. — Cöln. 

17. SS 290, 464 Abi. 2 ZPO. in Verb. mit § 119 
BGB. Prozeſſuale Erklärungen — z. B. über Eidesweigerung — 
find nicht gemäß $ 119 BGB. anfechtbar, unterliegen beſonderen 
Regeln; Widerruf einer Eidesweigerung wegen Irrtums zuläſſig.] 

Klägerin Hagt im Wechſelprozeſſe aus einer Urkunde, welche 
nach amerikaniſchem Rechte einen von ihr an eigene Order auf 
die Beklagte gezogenen von dieſer akzeptierten Wechſel darſtellen 
würde, auf Zahlung der Reſtwechſelſumme von 1 296,88 8 nebſt 
Zinſen und 14,90 Wechſelunkoſten. Die Beklagte hat unter 
anderem eingewandt, die Urkunde ſei nicht, ihrer Datierung: 
Akron, O. Dez. 31, 1904 entſprechend, in Amerika, ſondern 
in Hamburg ausgeſtellt, daher nach deutſchem Rechte zu be⸗ 
urteilen und nach dieſem in Ermanglung der Bezeichnung als 
Wechſel ungültig. Klägerin hat dies beſtritten und Ausſtellung 
in Akron, Ohio, behauptet. In I. Inſtanz iſt die Beklagte 
verurteilt. In der II. Inſtanz hat das Berufungsgericht durch 
Beweisbeſchluß dem Ira M. M. als Ausſteller der Urkunde und 
Schatzmeiſter der Klägerin folgenden Eid auferlegt: „Es if 
nicht wahr, daß ich den Klagewechſel in Hamburg ausgeſtellt 
habe.“ Laut Protokoll des zum Kommiſſioner ernannten 
Notars H. zu Akron vom 18. November 1907 hat M. vor 
ihm erklärt: er ſei niemals in Deutſchland bzw. in Hamburg 
geweſen und verweigere aus dieſem Grunde den Eid. Es 
erging darauf am 20. Januar 1908 gegen die Klägerin ein 
Verſäumnisurteil des Berufungsgerichts auf koſtenpflichtige Ab⸗ 
weiſung der Klage. Hiergegen legte die Klägerin Einſpruch 
ein, indem ſie geltend machte, die Erklärung des M. beruhe 
auf Irrtum, er habe gemeint, der Rechtsſtreit betreffe nicht die 
Klägerin, ſondern eine andere Firma A., M. & Co.; ſie beantrage 
daher, den Eid nochmals zu erfordern. Hierauf ging indeſſen 
das Berufungsgericht nicht ein, ſondern hielt in dem Endurteile 
vom 23. März 1908 das Verſäumnisurteil auf Abweisung der 
Klage aufrecht. Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen: Es 
iſt nicht zu beanſtanden, daß das KG. den relevanten Eid als 
geweigert angeſehen hat. Das Protokoll vom 18. November 
1907 ſtellt an fich die Weigerung unzweideutig feft, und es iſt 
deshalb unerheblich, daß M. einen nichtſtichhaltigen Grund 
hinzugefügt hat. Wenn dies auch dafür ſprechen mag, daß M. 
den Eid leiſten konnte, ſo kommt es darauf nicht allein an, 
vielmehr handelt es ſich vor allem darum, ob er ihn leiſten 
wollte, und die jetzigen Angaben der Klägerin, wonach M. 
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irrtümlich angenommen haben ſoll, daß der Beweis beſchluß die 
Firma A., M. & Co., die zu jener Zeit keine ihn intereſſierende 
Sache in Deutſchland hatte, betreffe, ſpreche eher dafür, daß 
dies nicht der Fall war. Damit erledigt ſich der erſte Angriff 
der Reviſion. Dieſe macht ferner geltend, daß die Eides⸗ 
weigerung nach 8 119 BGB anfechtbar ſei und daß Klägerin 
ſie mit genügender Begründung angefochten habe. In dieſer 
Beziehung iſt dem KG. darin beizutreten, daß ein Widerruf der 
einmal erklärten Eidesweigerung, insbeſondere aus dem Grunde, 
weil der Eidespflichtige ſich nachträglich davon überzeugt hat, 
daß er den Eid mit gutem Gewiſſen leiſten könne, unzuläſſig 
it (RG. 18, 403; 23, 388). Prozeſſuale Erklärungen find 
überhaupt nicht nach Maßgabe des 8 119. BGB. anfechtbar, 
ſondern unterliegen in dieſer Beziehung, wie die Beſtimmung 
des 8 290 ZPO. zeigt, beſonderen Regeln. Bezüglich der 
Eidesweigerung fehlt es an einer dem 8 290 entſprechenden 
Beſtimmung, und auch dies ſpricht dafür, daß ſie nicht auf 
Grund des Nachweiſes, daß der Eid geleiſtet werden könne und 
daß die Weigerung durch Irrtum veranlaßt ſei, widerrufen 
werden kann. Dagegen kann dem KG. in der Annahme, daß 
eine gemäß der Erklärungstheorie an ſich vorliegende Eides⸗ 
weigerung unter keinen Umſtänden angefochten werden könne, 
nicht beigetreten werden, weil dieſe Auffaſſung zu kraſſen Ver⸗ 
letzungen des materiellen Rechts führen müßte und daher nicht 
als dem Geiſte der Prozeßordnung entſprechend erachtet werden 
kann. Wenn nachgewieſen wird, daß der Eidespflichtige über 
den Inhalt der erklärten Weigerung im Irrtum war oder dieſe 
Weigerung in Wirklichkeit nicht erklären wollte, ſo kann eine 
Eidesweigerung im Sinne der ZPO. überhaupt nicht als vor⸗ 
liegend angeſehen werden. Mit Unrecht hat daher das Be⸗ 
rufungsgericht den Umſtand für unerheblich erklärt, daß der 
Vertreter der Klägerin bei der erklärten Weigerung der Meinung 
war, daß es ſich dabei um eine andere, ſeine Geſellſchaft gar nicht 
angehende Rechtsſache handle. Vielmehr würde, wenn dies be⸗ 
wieſen wäre, diejenige Eidesweigerung, mit der die Abweiſung 
der Klage begründet iſt, nicht gegeben ſein. Indeſſen wird die 
Entſcheidung dadurch getragen, daß das Berufungsgericht in 
zweiter Linie in rein tatſächlicher Erwägung, gegen welche 
diesſeits nichts zu erinnern iſt, ausführt, der behauptete Irrtum 
des M. ſei nicht bewieſen. Danach muß es bei der durch das 
Protokoll vom 18. November 1907 an ſich dargetanen Eides⸗ 
weigerung ſein Bewenden behalten. A. & M. B. c. R., U. v. 
10. Okt. 08, 245/08 I. — Berlin. 

18. 88 304, 538 Nr. 3 ZPO. Unzuläſſigkeit der Vorab» 
entſcheidungen und Zurückweiſungen in die I. Inſtanz ohne Er: 
ledigung über Aufrechnungseinreden ſowie bei Feſtſtellungs⸗ 
klagen.] 

Das Berufungsgericht hat über den Klageanſpruch dem 
Grunde nach durch Urteil gemäß 8 304 3P O. entſchieden 
und den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt, ohne auch die Gegenforderung der Beklagten zu prüfen. 
Das war unzuläſſig, da die in der Geltendmachung derſelben 
liegende Beſtreitung ſich gegen den ganzen Beſtand des 
Klageanſpruchs richtete, dieſer alſo zufolge der Aufrechnungs⸗ 
einrede der Beklagten nicht nur der Höhe, ſondern vor allem 
auch dem Grunde nach als ſtreitig anzuſehen war. Wenn 
nämlich die Gegenforderung der Beklagten in der von ihr be⸗ 
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haupteten Höhe beſtehen ſollte, würde ſchon aus dieſem Grunde 
der ganze Klageanſpruch als hinfällig erſcheinen. Deshalb 
durfte das Berufungsgericht vor Prüfung dieſer Gegenforde⸗ 
rung nicht durch Vorabentſcheidung gemäß 8 304 ZPO. den 
Klageanſpruch für dem Grunde nach gerechtfertigt erklären 
(vgl. RG. 52, 28 und die daſelbſt angeführten Urteile, ferner 
die Urteile des erkennenden Senats vom 29. April 1904 
II. 394/03, vom 9. November 1906 II. 149/06, vom 21. Fe⸗ 
bruar 1908 II. 465/07). Der Anwendung dieſer Grundſätze 
im vorliegenden Falle ſteht auch nicht der Umſtand entgegen, 
daß die Beklagte in den Vorinſtanzen dieſe Gegenforderung, 
die ihr angeblich durch Beſchädigung zurückgeſandter Waren 
infolge mangelhafter Verpackung derſelben ſeitens der Klägerin 
entſtanden iſt, nicht näher, namentlich nicht bezüglich der ein⸗ 
zelnen beſchädigten Sendungen und Warenmengen ſowie der 
einzelnen Schadensbeträge ſubſtantiiert und beziffert hat; denn 
das Berufungsgericht hätte, um eine nähere Prüfung dieſer 
Forderung zu ermöglichen, die Beklagte durch Ausübung des 
Fragerechts (§S 139 ZPO.) zu einer ſolchen näheren Dar⸗ 
legung ihrer bezüglichen einzelnen Forderungen veranlaſſen 
ſollen, wie dies ja auch hinſichtlich ſolcher nicht genügend ſub⸗ 
ſtantiierten Forderungen, die klageweiſe geltend gemacht 
werden, anerkannt Rechtens iſt. Bezüglich des zweiten Teils 
des Klageanſpruchs — feſtzuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ſei, die Klägerin wegen aller Anſprüche ihrer Abnehmer ſchadlos 
zu halten — war überdies, ſolange dieſer Klageanſpruch im 
Rechtsſtreite nicht beziffert war — was bis jetzt nicht geſchehen 
iſt —, zum Erlaß einer ſolchen Vorabentſcheidung gemäß 
8 304 ZPO. deshalb kein Raum, weil es ſich hierbei nicht 
um einen nach Grund und Betrag ſtreitigen Anſpruch im 
Sinne des 8 304 handelte; denn nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. (vgl. RG. 60, 368; 58, 232) fett 8 304 
einen Anſpruch voraus, der auch ſeinem Betrage nach ſtreitig 
ſein kann, der alſo auf Leiſtung eines quantitativ be⸗ 
ſtimmten Betrags in Geld oder andern vertretbaren Sachen 
gerichtet iſt, was aber bei einem nicht bezifferten Feſtſtellungs⸗ 
anſpruche nicht zutrifft. Selbſt wenn — wie im gegebenen 
Falle — eine Feſtſtellungsklage mit einer Leiſtungsklage ver⸗ 
bunden iſt, ſo kann trotz dieſer Verbindung ein Zwiſchenurteil 
gemäß 8 304, auch wenn dieſes bezüglich der Leiſtungsklage 
zuläſſig ſein ſollte, doch aus dem angegebenen Grunde jeden⸗ 
falls nicht auch bezüglich der Feſtſtellungsklage erlaſſen, viel⸗ 
mehr kann über letztere nur durch Endurteil entſchieden werden, 
wie bereits der VI. 3S. des RG. durch Urteil vom 9. April 
1906 VI. 298/05, dem der erkennende Senat beitritt, aus⸗ 
geſprochen hat. Ferner hat das Berufungsgericht durch ſeine 
Zurückverweiſung der Sache an das Gericht I. Inſtanz auch 
gegen § 538 Nr. 3 ZPO. verſtoßen und zwar zunächſt infofern, 
als nach vorſtehenden Ausführungen eine Vorabentſcheidung 
über den Grund des ganzen Anſpruchs und ſomit auch eine 
Zurückverweiſung der Sache in die I. Inſtanz vor Entſcheidung 
über die erörterte Gegenforderung der Beklagten nicht zuläſſig 
war; denn nur wenn die Entſcheidung über den Grund des 
Anſpruchs ſeitens des Berufungsgerichts mit Recht erfolgt, iſt 
die geſetzliche Vorausſetzung für eine ſolche Zurückbverweiſung 
der Sache gegeben. Bezüglich des zweiten Klageanſpruchs war 
die Zurückverweiſung überdies deshalb unzuläſſig, weil dieſer 
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als bloßer, nicht bezifferter Feſtſtellungsanſpruch nicht als ein 
nach Grund und Betrag ſtreitiger Anſpruch im Sinne des 
8 538 Nr. 3 anzuſehen iſt, auf ihn daher dieſe Vorſchrift über⸗ 
haupt keine Anwendung findet. St. K. c. F., U. v. 9. Okt. 08, 
106/08 II. — Colmar. , 

19. 8 546 ZPO. Berechnung der Reviſionsſumme 
Ginſen). ] 

Die Reviſion war als unzuläſſig zu verwerfen, da der 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes der Reviſion den in 8 546 
Abſ. 1 ZPO. vorgeſchriebenen Betrag nicht erreicht. Der 
Klageantrag, der auch für die Berufungsinſtanz maßgebend 
geblieben und ſomit auch der Berechnung der Reviſionsſumme 
zugrunde zu legen iſt, iſt zwar auf Zahlung von 2 544,18 4, 
alſo einer den Betrag von 2 500 & überſteigenden Summe 
gerichtet. Allein in dieſer Klageſumme find, wie der Klage⸗ 
vortrag ergibt, 228,80 0 an Zinſen der den Gegenſtand der 
Klage bildenden Darlehen enthalten; an Kapitalſchuld werden 
nur 2 315,38 4 gefordert, alfo ein hinter der Reviſionsſumme 
des 8 546 ZPO. zurückbleibender Betrag. Für die Werts 
berechnung bleiben aber gemäß 8 4 EBD. Zinſen unberüdfichtigt, 
wenn fie als Nebenforderungen geltend gemacht werden. Durch 
die rein äußerliche Zuſammenfaſſung von Hauptforderung und 
Zinſen kann dieſer Charakter nicht verändert werden (RG. 32, 377); 
eine Zinſenforderung, die nicht Nebenforderung iſt, das iſt die 
nicht in einem Abhängigkeitsverhältnis zu dem geltend ge⸗ 
machten Hauptanſpruche ſteht (RG. 55, 80), liegt nur vor, 
wenn entweder allein Zinſen eingeklagt oder noch im Streit 
find (RG. 9, 414), oder wenn mit einem Kapital die Zinſen 
einer anderen Kapitalforderung zuſammen eingeklagt werden, 
oder wenn vertragsmäßig die Zinſen zum Kapital geſchlagen 
wurden (RG. 32, 377), wie dies durch einen Umwandlungs- 
vertrag geſchehen kann und beim Kontokorrentverhältnis des 
8 355 HGB. der Fall iſt. Nun ſtehen zwar im gegebenen 
Falle die Parteien in einem laufenden Rechnungsverhältnis, 
wie der Klagevortrag ergibt, und dieſer Umſtand iſt zweifellos 
die äußere Veranlaſſung zu der im Klageantrage vorgenommenen 
Zuſammenfaſſung von Kapital und Zinſen geweſen. Aber 
dieſes iſt nicht das gegenfeitige Rechnungsverhältnis des 8 355, 
ſondern das ſogenannte uneigentliche Kontokorrent des 8 357 
HGB., das den einzelnen Schuldpoſten ihre Selbſtändigkeit 
beläßt, wie denn auch beim Vorliegen eines eigentlichen Konto⸗ 
korrentverhältniſſes gemäß 8 355 HGB. nicht wie im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreite geſchehen iſt, auf Zahlung einzelner 
Schuldpoſten, ſondern nur aus dem anerkannten Saldo oder 
auf Anerkennung des Saldo geklagt werden könnte. Die 
Zinſenforderung von 228,80 & iſt deshalb im gegebenen Falle 
als Nebenforderung zu erachten und behufs Berechnung des 
Wertes des Beſchwerdegegenſtandes der Reviſion von der Klage⸗ 
ſumme abzuziehen; dann verbleiben jedoch, wie oben berechnet, 
nur 2 315,38 , die die Reviſionsſumme des 5 546 ZPO. 
nicht erreichen. B. c. G., U. v. 22. Okt. 08, 574/07 VI. — Stettin. 

20. 8 794 Ziff. 1, 8162 ZPO. Abſchluß eines gericht 
lichen Vergleichs durch Übergabe des Vergleichs zu gerichtlichem 
Protokoll und alleinige Vorleſung des Protokolls 
(nicht auch des Vergleichs) ?] 

In einem Prozeſſe wurde vor dem beauftragten Richter 
in folgender Form ein Vergleich geſchloſſen: Die Parteien 
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überreichten ein von ihnen unterſchriebenes Schriftſtück, das 
als Anlage zum Protokoll genommen wurde, und erklärten 
nach deſſen Vortrag durch den Anwalt des jetzigen Beklagten, 
den aus der Anlage erſichtlichen Vergleich ſchließen zu wollen. 
Dieſes letztere iſt in dem Protokoll feſtgeſtellt, und dieſe Feſt⸗ 
ſtellung, nicht aber die Anlage, iſt gerichtsſeitig verleſen 
worden. Aus den Gründen: Dem Berufungs richter if 
darin beizutreten, daß in dem vor dem beauftragten Richter 
abgeſchloſſenen Vergleich ein gerichtlicher Vergleich im Sinne 
des 8 794 Ziff. 1 ZPO. zu erblicken iſt. Dahingeſtellt kann 
bleiben, ob, wie die Vorinſtanzen annehmen, das Verleſen durch 
einen Prozeß bevollmächtigten der Vorſchrift des 8 162 300. 
entſpricht und weiter, ob etwa die Parteien insbeſondere bei 
einem vor einem beauftragten Richter abgeſchloſſenen Vergleich 
ohne Nachteil für deſſen Vollſtreckbarkeit auf das Vorleſen des 
zu Protokoll oder zu einer Protokollanlage feſtgeſtellten Ver⸗ 
gleichs verzichten können, denn vorliegend iſt der Vorſchrift des 
8 162 inſofern genügt, als der zur Protokollanlage feſtgeſtellte 
Vergleich als den Parteien „zur Durchſicht vorgelegt“ anzuſehen 
iſt. Der 8 162 ſtellt dem Vorleſen das Vorlegen zur Durch⸗ 
ſicht gleich. Danach kann das Gericht ſich darauf beſchränken, 
das Protokoll oder deſſen Anlage den Beteiligten vorzulegen 
mit dem Anheimgeben, ſich durch eigene Einſicht von der 
Richtigkeit des ſchriftlich Feſtgelegten zu überzeugen. Vorliegend 
iſt nun auf Grund des feſtgelegten Sachverhalts davon aus⸗ 
zugehen, daß beide Teile gemeinſchaftlich die den Vergleich 
enthaltende Urkunde dem Richter mit der Erklärung, dieſen 
Vergleich ſchließen zu wollen, überreicht haben. In einem 
ſolchen Fall muß es als ein übertriebener Formalismus be⸗ 
zeichnet werden, wenn man den Richter durch die Vorſchrift 
des 8 162 3P D. für genötigt erachten wollte, die von beiden 
Teilen unterzeichnete, von einem Parteivertreter ohne Wider⸗ 
ſpruch der übrigen anweſenden Beteiligten wortgetren verleſene 
Urkunde den Beteiligten nochmals zur Durchſicht vorzulegen. 
Der Richter war zu der Annahme berechtigt, daß beide Teile 
bereits von dem Inhalt des von ihnen überreichten Vergleichs 
Kenntnis genommen hatten, und deshalb kann das Unterbleiben 
einer nochmaligen Vorlage nicht dahin führen, dem im übrigen 
ſormgerecht zu Protokoll bez. deſſen Anlage feſtgeſtellten Vers 
gleich die volle Rechtswirkſamkeit eines gerichtlich geſchloſſenen 
Vergleichs zu verſagen. B. c. St., U. v. 30. Okt. 08, 
328/08 VII. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

21. 5 56 568. Iſt der „Stand“ in der Ausſtellungs⸗ 
halle einer Automobilausſtellung als „Laden oder offenes 
Warenlager“ anzuſehen 7] 

Es handelte ſich um den Verkauf eines Automobils auf 
der Automobilausſtellung in Frankfurt a. M. Der Verkauf 
erfolgte ſeitens eines Angeſtellten der Beklagten auf dem mit 
ihrem Firmenſchild verſehenen Stande in der Ausſtellungshalle. 
Aus den Gründen: Das Berufungsgericht hat angenommen, 
Z., der von der Beklagten an dem Stande angeſtellt geweſen 
und von dem Kläger als deren Vertreter angeſehen worden ſei, 
müſſe auf Grund des 8 56 HGB. zu dem Abſchluſſe des Kauf⸗ 
vertrages auch als ermächtigt gelten. Denn der Automobil⸗ 
ſtand der Beklagten auf der Ausſtellung in Frankfurt a. M. ſei 
als Laden oder offenes Warenlager im Sinne des § 56 a. a. O. 
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anzuſehen d. h. als ein geſchloſſener Raum, der zum freien 
Eintritt für das Publikum und zum Abſchluſſe der Geſchäfte 
beſtimmt ſei. Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Ein Laden oder offenes Warenlager im Sinne 
des 8 56 ſetzt nicht eine Verkaufsſtätte in feſter Nieder⸗ 
laſſung und ebenſowenig eine Einrichtung voraus, die das 
Dauerhafte des Geſchäftsbetriebes erkennen läßt. Vielmehr 
iſt hierunter ein jedes dem Publikum zugängliche, wenn auch 
nur vorübergehend benutzte Verkaufslokal zu verſtehen, gleich⸗ 
viel, ob der betreffende Geſchäftsraum hierzu beſonders aus⸗ 
geſtattet iſt oder nicht. (Wird näher ausgeführt.) Daher konnte 
das Berufungsgericht den von der Beklagten in der Ausſtellungs⸗ 
halle für die Aufſtellung ihrer Automobile benutzten Stand 
ohne Rechtsirrtum als einen Laden oder offenes Warenlager 
im Sinne des § 56 a. a. O. anſehen, vorausgeſetzt nur, daß 
dieſer Stand zugleich als Verkaufslokal diente. Nun iſt 
zwar der Reviſionsklägerin zuzugeben, daß Ausſtellungen im 
allgemeinen nicht zu Verkaufszwecken, ſondern zu Zwecken der 
Reklame ſtattfinden. Die ausgeſtellten Waren ſollen als 
Muſter und als Beweis für die Leiſtungsfähigkeit des Aus⸗ 
ſtellers dienen. Auch ſoll nicht verkannt werden, daß bei Aus⸗ 
ſtellungen wertvoller Gegenſtände, namentlich von Waren 
techniſcher Art, die Angeſtellten der Ausſteller gewöhnlich nur 
die Aufgabe haben, Aufſicht zu üben, Auskunft zu erteilen und 
allenfalls Beſtellungen entgegenzunehmen. Dies alles ſchließt 
aber nicht aus, daß Ausſteller die Ausſtellung zugleich als 
eine günſtige Verkaufsgelegenheit betrachten und ihren Stand 
innerhalb des Ausſtellungsgebäudes als eine offene Verkaufs⸗ 
ſtätte, als einen Laden, benutzen. Mit Recht hat daher das 
Berufungsgericht angenommen, es hänge von den Umſtänden des 
einzelnen Falles ab, ob ein Stand auf einer Ausſtellung als ein 
Laden oder offenes Warenlager im Sinne des § 56 anzuſehen 
ſei oder nicht. Von dieſem grundſätzlich richtigen Standpunkte 
ausgehend, hat es den Stand der Beklagten als einen Geſchäfts⸗ 
raum im Sinne des 8 56 angeſehen und dieſe Auffaſſung tat 
ſächlich begründet. Z.⸗F. AG. c. G., U. v. 20. Okt. 08, 
289/08 II. — Cöln. 

22. 8 851 HGB. Bedeutung der Klauſel „frei von 
Beſchädigung außer im Strandungsfall“ nach deutſchem und 
engliſchem Recht.] 

Auszugehen iſt davon, daß nach dem gedruckten Policen⸗ 
formular der Beklagten, das nach dem Beſtätigungsſchreiben 
maßgebend iſt, die Gefahr des ÜUberbordſpülens an und für ſich 
zu den von der Beklagten übernommenen Seegefahren gehört, 
wie dies auch das Konſulargericht darlegt und die Beklagte 
ſelbſt nicht in Abrede nimmt. Die nach den Hamburger 
Allg Seeverſ Bed. von 1867 ($ 107) bei Deckladungen regel⸗ 
mäßig eintretende Befreiung „von Werfen und Aberbordſpülen“ 
greift daher nach dem vorliegenden Vertrage nicht Platz. 
Demnach fragt ſich bloß, ob der Beklagten darin beigetreten 
werden muß, daß ſie kraft der Klauſel „Free of particular 
average etc.” — weil unſtreitig ein Strandungsfall oder was 
dem gleich ſteht nicht vorliegt — für das Überborbipülen nur 
haften würde, wenn ſämtliche 812 Fäſſer hierdurch in Verluſt 
geraten wären, alſo ein Totalverluſt des ganzen verſicherten 
Gutes vorliegen würde. Nach deutſcher Rechtsauffaſſung zielt 
die Klauſel „frei von Beſchädigung außer im Strandungsfalle“ 
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(S 851 HGB., 8 103 Allg Seeverſ Bed.) auf eine Unterſcheidung 
nach der ſchadenſtiftenden Urſache ab. Liegt ein Ereignis vor, 
das ſeiner Natur nach bloß geeignet iſt, die Güter in ihrer 
Beſchaffenheit anzygreifen, ſo iſt dies im Sinne des Verſicherungs⸗ 
rechts immer „Beſchädigung“ und wird auch dadurch nicht zum 
„Verluſt“, daß die Einwirkung ſo nachhaltig auftritt, daß die 
Güter in ihrer urſprünglichen Beſchaffenheit zerſtört oder gänzlich 
entwertet werden. „Verluſt“ aber, und nicht „Beſchädigung“, 
liegt vor, wenn die Güter von einem Ereigniſſe betroffen 
werden, das ihre Exiſtenz im wirtſchaftlichen Sinne unmittelbar 
bedroht. (Vgl. Voigt, SeeverſR. S. 599; RG. 56, 400.) Daß 
das Aberbordſpülen von Fäſſern mit Ol in dieſem Sinne nicht 
Beſchädigung, ſondern Verluſt iſt, kann einem Zweifel nicht 
unterliegen. Nach deutſchem Rechte würde ſonach die Frei⸗ 
zeichnung von Beſchädigung den Verſicherer nicht befreien, den 
hier eingetretenen Schaden, der ſich als Totalverluſt eines 
Teiles der verſicherten Güter darſtellt (88 854, 876 HGB.) 
zu erſetzen. Es iſt jedoch der Beklagten zuzugeben, daß für 
den vorliegenden Fall nicht das deutſche, ſondern das engliſche 
Recht zur Anwendung zu kommen hat. Grundſätzlich hat aber 
die engliſche Klauſel „Free of particular average unless the 
vessel be stranded“ keine andere Bedeutung, als die deutſche 
Klauſel „frei von Beſchädigung außer im Strandungsfalle“. 
(Wird ausgeführt.) Nach dieſen Grundſätzen aber muß an⸗ 
erkannt werden, daß bei der Verſicherung einer beſtimmten 
Anzahl von Behältern mit flüffiger Ware, von denen für jeden 
einzelnen Behälter Marke und Nummer dem Verſicherer auf⸗ 
gegeben find, die vollſtändige Zerſtörung mehrerer einzelner Be⸗ 
hälter als total loss of a part anzuſehen iſt, alſo ein Total: 
verluſt vorliegt, der dem Verſicherer zur Laſt fällt. Es würde 
ein geradezu widerſinniges Ergebnis ſein, in einem ſolchen Falle 
den Verſicherer zwar haften zu laſſen, wenn ſämtliche Behälter 
über Bord gegangen ſind, ihn aber frei zu ſprechen, wenn auch 
nur ein einziger Behälter von dem Unfalle nicht betroffen und 
geſund angekommen iſt. Allg. V.⸗G. c. T., U. v. 30. Sept. 08, 
205/07 I. — Konſulargericht zu Shanghai. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

23. 8 1 Haftpfl. Betriebsunfall (Mord in einem 
Wagenabteil).] 

Am 9. November 1906 wurde Cl., als er nachmittags 
zwiſchen drei und vier Uhr auf der Eiſenbahn von A. nach B. 
fuhr, von R. ermordet. Der von ihm benutzte Zug führte nur 
Wagen mit Abteilen, die vollſtändig voneinander abgeſchloſſen 
waren und keine Ausgänge nach einem die verſchiedenen Abteile 
verbindenden Gange hatten. Er vermittelt den Verkehr nach 
Vororten von H. und A. und hält bei der geringen Entfernung 
der einzelnen Stationen voneinander jeweils nach einer Fahrt 
von nur wenig Minuten an. R. hatte von vornherein die 
Abſicht, einen Fahrgaſt, der allein in einem Abteil fahre, zu 
berauben. Die Witwe C. verlangt von dem preuß. Eiſenbahn⸗ 
fiskus Schadenerſatz. Ihre Klage iſt von beiden Vorinſtanzen 
abgewieſen worden. RG. beſtätigte. Aus den Gründen: 
Allerdings haben die Verhältniſſe, die der Eiſenbahnbetrieb im 
allgemeinen mit ſich bringt, und die Art, wie er ſich im vor⸗ 
liegenden Falle vollzog, darauf, daß der Mord begangen worden 
iſt, mübeſtimmend eingewirkt. Die ganze Einrichtung der für 
die Maſſenbeförderung eingerichteten Bahnzüge, bei denen die 
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Zahl der Perſonen, die der einzelne Zug aufzunehmen haben 
wird, im voraus nur in beſchränktem Maße überſehen werden 
kann, die Gliederung der Wagen in einzelne Abteile, die nach 
der Art der Ausſtattung und der Höhe des Fahrpreiſes wieder 
in mehrere Klaſſen zerfallen, bringt es mit ſich, daß namentlich 
in den teureren Klaſſen oft einzelne Abteile von nur wenig 
Perſonen beſetzt ſind und auch das Zuſammenſein von nur zwei 
Fahrgäſten in einem Abteil nichts ſeltenes iſt. Unternimmt 
dann einer von dieſen während der Fahrt einen Angriff auf 
den anderen, ſo iſt deſſen Lage zweifellos beſonders gefährdet, 
wenn er ſich in einem Abteil befindet, der völlig von den an⸗ 
grenzenden abgeſchloſſen iſt und Ausgänge nur ins Freie, nicht 
auch nach einem für mehrere Abteile gemeinſamen Vorraum hat. 
Es liegt daher in der Natur der Sache, daß Menſchen, die 
einen Eiſenbahnraubanfall planen, zu deſſen Ausführung ſolche 
Abteile wählen und, wenn ſich keine Gelegenheit bietet, in 
einem derartigen Abteil mit nur einem anderen Fahrgaſt zu⸗ 
ſammen zu ſein, von beſonders gearteten, ſeltener vorkommenden 
Verhältniſſen abgeſehen, von der Ausführung des beabſichtigten 
Verbrechens Abſtand nehmen werden. Auch im vorliegenden 
Falle hat, wie feſtſteht, R. ſeinen Plan gerade darauf gebaut, 
daß es ihm unter Ausnutzung der Verhältniſſe, die bei Abteilen 
der bezeichneten Art beſtehen, gelingen werde, den C., bei dem 
er auf lohnende Beute rechnen zu können meinte, zu überfallen 
und dann, ehe die Tat entdeckt werde, zu entkommen. Der 
Eiſenbahnbetrieb und ſeine beſondere Geſtaltung im vorliegenden 
Falle iſt daher ein Umſtand geweſen, ohne den der Mord nicht 
geſchehen wäre. Schon nach allgemeinen Grundſätzen müßte 
es indes bedenklich fallen, das Bedingungsverhältnis, das ſonach 
zwiſchen dem Bahnbetriebe und dem Ereignis beſtand, durch 
das die Klägerin geſchädigt worden iſt, auch als einen Kauſal⸗ 
zuſammenhang im Rechtsfinne anzuſehen. Jedenfalls aber iſt 
der Vorinſtanz darin beizutreten, daß die Ermordung C.s nicht 
zu denjenigen Ereigniſſen zu rechnen iſt, für die dem Bahn⸗ 
unternehmer durch 8 1 Haftpfl®. eine von feinem Verſchulden 
unabhängige Haftung auferlegt worden iſt. Die angezogene 
Beſtimmung iſt ein Ausnahmegeſetz, ſie hat die Haftung des 


Bahnunternehmers für bei ſeinem Betriebe vorkommende 


Ereigniſſe über das Maß hinaus ausgedehnt, in dem ſie ihn 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen treffen würde, und es iſt 
das geſchehen, weil erfahrungsgemäß der Eiſenbahnbetrieb in 
beſonderer Weiſe Gefahr für das Leben und die Geſundheit 
von Menſchen mit ſich bringt. Das Berufungsgericht geht nun 
davon aus, der Geſetzgeber habe bei der erhöhten Gefährlichkeit, 
die dem Bahnbetriebe eigen ſei, und der durch eine geſteigerte 
zivilrechtliche Verantwortlichkeit des Unternehmers Rechnung zu 
tragen ſei, nur ſolche Gefahren im Auge gehabt, die durch die 
techniſche Seite dieſes Betriebes insbeſondere durch die Schwere 
der Transportmittel und deren Bewegungsart ſowie durch die 
dem Betrieb eigene außerordentliche Eile begründet würden. 
Danach liege im vorliegenden Falle, in dem der Bahnbetrieb 
ſelbſt auf die Geſundheit C.s in keiner Weiſe ſchädlich ein⸗ 
gewirkt habe, ein Betriebsunfall, der durch 8 1 HaftpflG. habe 
getroffen werden ſollen, nicht vor. Die Auffaſſung der Vor⸗ 
inſtanz ſteht im Einklang mit dem, was aus der Begründung 
des Geſetzentwurfs und den Reichstagsverhandlungen über die 
Anſchauungen zu entnehmen iſt, von denen die geſetzgebenden 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 21. 1908. 


Faktoren geleitet worden ſind. Sie erſcheint aber auch berechtigt, 
wenn man bei der Auslegung des Geſetzes nur deſſen Grund⸗ 


gedanken, daß der erhöhten Gefährlichkeit des Eiſenbahnbetriebes 


eine entſprechend geſteigerte Haftung des Unternehmers gegen⸗ 
überſtehen müſſe, zur Richtſchnur nimmt und bei der Würdigung 
dieſer Gefährlichkeit auch die Erfahrungen der ſpäteren Zeit 
berückſichtigt. (Wird näher ausgeführt.) C. c. Preuß. Eiſ.⸗ 
Fiskus, U. v. 22. Okt. 08, 108/08. VI. — Kiel. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879 in Verbindung 
mit Konkursord nung. 

24. 5 3 AnfG., § 14 Abſ. 1 KO. Befriedigung eines 
Gläubigers aus Vermögen, das der Gemeinſchuldner während 
des Konkurſes erwarb. — Erfüllungsgeſchäft. Vorzeitige Er: 
füllung. ] 

Am 5. Februar 1906, zu welcher Zeit ein Konkursverfahren 
über das Vermögen des Beklagten zu 2 anhängig war, ſtarb 
deſſen Vater. Im März 1906 zahlte der Teſtamentsvollſtrecker 
dem Beklagten 2 ſein Erbteil mit 17 500 & aus und dieſer 
gab am gleichen Tage den Betrag an ſeine Ehefrau, die Be⸗ 
klagte 1, weiter und zwar auf ihre, im Konkursverfahren in 
Höhe von 21 229 & feſtgeſtellte Darlehns forderung. Kläger, 
der im Konkurs auf feine feſtgeſtellte Forderung von 3 364,65 
nur 12,47 Prozent erhalten hat, hat nach deſſen Beendigung 
wegen feiner Reſtforderung von 2 945,07 & vergeblich die 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des Beklagten 2 ver⸗ 
ſucht und nunmehr auf Grund des 8 3 Ziff. 1 und 2 Anf®. 
am 15. März 1907 Klage erhoben gegen die Beklagte 1 auf 
Zahlung dieſes Betrages, gegen den Beklagten 2 auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Vermögen feiner 
Frau. Die Vorinſtanzen verurteilten. RG. hob auf: Der 
Berufungsrichter erblickt in der angefochtenen Zahlung des 
Beklagten 2 auf das ſeiner Ehefrau geſchuldete Darlehn ein 
Erfüllungsgeſchäft, erachtet dieſes aber für anfechtbar, weil der 
Beklagte 2, wie ſeiner Frau bekannt geweſen ſei, weniger durch 
die Abſicht, ſeine Verpflichtung ihr gegenüber zu erfüllen, als 
durch die Abſicht, ſeine übrigen Gläubiger zu benachteiligen 
geleitet geweſen ſei. Der Berufungsrichter geht davon aus, 
daß ein Rechtsgeſchäft durch feine Eigenſchaft als Erfüllungs⸗ 
geſchäft nicht unbedingt der Anfechtung entzogen iſt, ſondern 
ihr unterliegt, ſofern nach den beſonderen Umſtänden des Falles 
feſtzuſtellen iſt, daß der Schuldner mit der angefochtenen Rechts⸗ 
handlung nicht ſowohl die Befriedigung des betreffenden 
Gläubigers als vielmehr die Benachteiligung der übrigen 
Gläubiger bezweckte. Dieſer Auffaſſung iſt rechtsgrundſätzlich 
nicht entgegenzutreten. Dennoch konnte der Nebifion der 
Erfolg nicht verſagt werden, weil der Berufungsrichter bei 
ſeinen Erwägungen, aus denen heraus er die Benachteiligungs⸗ 
abſicht des Beklagten 2 und deren Kenntnis auf ſeiten der 
Beklagten 1 feſtgeſtellt hat, ſich von rechtsirrigen Auffaflungen 
hat beeinfluſſen laſſen. Der Berufungsrichter unterſtellt die 
Richtigkeit der unter Zeugenbeweis geftellten beklagtiſchen Bes 
hauptung, daß der Beklagten 1 ſchon bei Hingabe des Darlehns 
ausdrücklich von dem Beklagten 2 zugeſichert worden ſei, daß, 
ſobald er ſeinen Vater beerben würde, die Zurückzahlung des 
Darlehns aus den Mitteln dieſer Erbſchaft erfolgen ſolle. Der 
Berufungsrichter ſpricht aber dieſer bei Begründung der Schuld 
bereits übernommenen Verpflichtung, ein beſtimmtes, denmächſt 
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37. Jahrgang. 
anfallendes Vermögen zur Befriedigung des Gläubigers zu ver⸗ 
wenden, jede gegen das Vorhandenſein einer fraudulöſen Abficht 
ſprechende Bedeutung ab, weil die Beklagte 1 trotz einer ſolchen 
Abrede nach 8 14 Abſ. 1 KO. einen Anſpruch auf Befriedigung 
während der Dauer des Konkursverfahrens nicht gehabt habe 
und deshalb in der Zahlung der 17 500 & „eine vorzeitige 
Befriedigung“ und „eine durch nichts gerechtfertigte Be⸗ 
günſtigung“ der Beklagten 1 zu finden ſei. Dieſe Auffaſſung 
beruht auf einer Verkennung der Tragweite der im angezogenen 
8 14 gegebenen Vorſchrift. Um dem Gemeinſchuldner die 
Möglichkeit einer Erneuerung ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz zu 
gewähren, verbietet dieſe geſetzliche Beſtimmung, daß einzelne 
Konkursgläubiger mit Zwangsvollſtreckungen vorgehen, 
auch wenn es ſich um Vermögens beſtandteile handelt, die der 
Gemeinſchuldner erſt nach der Konkurseröffnung erworben hat 
und die deshalb nicht zur Konkurs maſſe gehören, ſondern feiner 
freien Verfügung unterſtehen. Vorliegend war der Beklagten 1 
die Möglichkeit genommen, gegen den Willen des Beklagten 2 
im Wege der Zwangsvollſtreckung die ihr zugeſagte Befriedigung 
aus der ihrem Schuldner anerfallenen väterlichen Erbſchaft zu 
erlangen, dagegen kann aus § 14 KO. nicht gefolgert werden, 
daß dem der Beklagten 1 etwa auf Grund der behaupteten 
Abrede erwachſenen Anſpruch auf Zurückzahlung des Darlehns 
aus dem väterlichen Nachlaß überhaupt jede rechtliche Bedeutung 
fehle. Hatte der Beklagte 2 durch ſeine bei Entgegennahme 
des Darlehns abgegebene Erklärung vertragsmäßig die Ver⸗ 
pflichtung übernommen, das Darlehn bei Beerbung ſeines 
Vaters aus deſſen Nachlaß zurückzuzahlen, ſo verlor dieſe Ver⸗ 
pflichtung durch die Konkurseröffnung auf Grund des an⸗ 
gezogenen 8 14 keineswegs ihre Rechts beſtändigkeit, wenn auch 
ihre Erzwingbarkeit teilweiſe aufgehoben wurde. Es iſt rechts⸗ 
irrig, wenn der Berufungsrichter darin eine vorzeitige Er⸗ 
füllung und eine durch nichts begründete Begünſtigung der 
Beklagten 1 erblickt, daß der Beklagte 2 die zu ſeiner freien 
Verfügung ſtehende Erbſchaft, ſtatt ſie für die Angriffe der 
Gläubiger nach Beendigung des Konkursverfahrens aufzubewahren, 
zur Befriedigung derjenigen Gläubigerin verwendete, der er bei 
Begründung der Schuld die Befriedigung aus dieſer Erbſchaft 
zugeſichert hatte. Trotz der Konkurseröffnung blieb die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten 2, die Erbſchaft zur Zurückzahlung 
des Darlehns zu verwenden, beſtehen und dieſer Verpflichtung 
entſprach ein Recht der Beklagten 1 auf dieſe Verwendung. 
L. c. B., U. v. 27. Okt. 08, 579/07 VII. — Berlin. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni 
1900. 

25. 8 136 Gew BG. Vorausſetzung des Regreßanſpruchs 
der Berufsgenoſſenſchaften nach § 136 Abſ. 1 Satz 1 und 2. 
Anwendung ſtrafrechtlicher Normen für die Feſtſtellung des 
kauſalen Verſchuldens.] 

I. Das Berufungsgericht verneint zunächſt, daß der Klag⸗ 
anſpruch, wie es die Klägerin in erſter Linie wollte, auf Satz 1 
im erſten Abſatze des 8 136 Gewu VG. (vgl. $ 46 Baull VG.) 
geſtützt werden könne. Der Unfall, auf Grund deſſen die 
Klägerin die Aufwendungen zugunſten der Hinterbliebenen des 
verunglückten T. gemacht habe und weiter machen müſſe und 
deren Erſtattung ſie jetzt von dem Beklagten erſetzt verlange, 
ſei der Tod, nicht eine bloße Körperverletzung des T. Von 
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dieſem Unfall müßte nach 8 136 Satz 1 a. a. O. feſtgeſtellt 
ſein, daß er vom Beklagten vorſätzlich oder durch Fahrläſſigkeit 
im Sinne von 8 230 Abſ. 2 (5 222 Abſ. 2) StGB. ver⸗ 
urſacht ſei. Da aber die Strafkammer nur fahrläſſige Körper⸗ 
verletzung, nicht fahrläſſige Tötung dem Beklagten zur Laſt 
gelegt habe, ſo greife der Satz 1 a. a. O. nicht Platz. Der 
Auffaſſung des Berufungsgerichts iſt beizupflichten. Die dem 
8 96 UVG. vom 6. Juli 1884 entſprechende Beſtimmung im 
erſten Satze des 8 136 Gew VG. ſtellt die dort bezeichnete 
ſtrafgerichtliche Feſtſtellung, von den Fällen des § 139 des 
Geſetzes abgeſehen, als einzige Vorausſetzung für die Erſatz⸗ 
pflicht der Betriebsunternehmer und der ihnen gleichgeſtellten 
Perſonen gegenüber den Gemeinden, Armenverbänden, Kranken⸗ 
kaſſen und ſonſtigen Unterſtützungskaſſen auf. Nach dem früheren 
Geſetze galt das gleiche auch für den Erſtattungsanſpruch der 
Berufsgenoſſenſchaften (RG. 33, 88 f.). Für die letzteren iſt 
durch das Geſetz vom 30. Juni 1900 der Erſatzanſpruch, wie 
noch weiterhin zu erörtern ſein wird, von der ſtrafgerichtlichen 
Verurteilung des Unternehmers uſw. unabhängig gemacht. Auch 
die Berufsgenoſſenſchaft kann ihren Anſpruch gegebenenfalls 
auf 8 136 Satz 1 des Geſetzes ſtützen, aber ſelbſtverſtändlich 
nur unter der Vorausſetzung eines für dieſe Vorſchrift genügenden 
ſtrafgerichtlichen Urteils. (Folgt weitere Ausführung.) Es 
müßte alſo, um den Klageanſpruch im vorliegenden Falle aus 
8 136 Abſ. 1 Satz 1 Gew. zu rechtfertigen, eine ſtraf⸗ 
gerichtliches Urteil ergangen ſein, in welchem der Tatbeſtand 
einer von dem Beklagten durch Fahrläſſigkeit verurſachten 
Tötung des T. feſtgeſtellt wäre, aus dem ſich alſo unmittelbar 
und ohne weiteres die Regreßpflicht des Unternehmers für die 
infolge der Tötung von der Klägerin gemachten und zu 
machenden Aufwendungen ergäbe. Die Strafkammer hat aber 
nicht nur keine derartige Feſtſtellung getroffen, ſondern im 
Gegenteil angenommen, daß die Angeklagten den Tod des T., 
bei dem Mangel der Vorherſehbarkeit, nicht zu verantworten 
haben. Ob dies, wie die Zivilkammer es angeſehen hat, der 
Sache nach einer Freiſprechung von der Anklage der fahr: 
läſſigen Tötung gleichkommt, kann als hier belanglos (vgl. 
RG. 62, 340 f.) dahinſtehen. Keinenfalls wäre es zuläſſig, 
für den Zivilprozeß die poſitive Entſcheidung des Strafrichters 
— Verurteilung wegen fahrläſſiger Körperverletzung — unter 
Beiſeitelaſſen des verneinenden Teils der Entſcheidung als 
ſtrafgerichtliche Feſtſtellung auch bezüglich des weiter reichenden 
Tatbeſtandes zu behandeln, durch den im konkreten Falle das 
Rückgriffsrecht der Berufsgenoſſenſchaft bedingt wird. II. Im 
Anſchluſſe an die Urteile in RG. 62 cit. und JW. 07, 11518 
geht das Berufungsgericht weiter davon aus, daß auch im 
Falle des Satzes 2 des erſten Abſatzes von 8 136 Gew VG. 
hinſichtlich des die Erſatzpflicht begründenden Tatbeſtandes die 
ſtrafrechtlichen Grundſätze für den Zivilrichter geltend fein 
mußten, daß alſo von neuem zu unterſuchen ſei, ob der Be⸗ 
klagte den Tod des T. verurſacht und ob er ihn im Sinne 
des 8 230 Abſ. 2 (richtig 222 Abſ. ) StGB. verſchuldet 
habe. Die Reviſion will die Frage, ob 8 136 Gewu VG. die 
Anwendung ſtrafrechtlicher Normen für die Feſtſtellung eines 
kauſalen Verſchuldens erfordere, einer erneuten Prüfung des 
NG. unterbreiten. Nach ihrer Meinung würde die in dem 
Urteile in RG. 62 cit. wiedergegebene Entſtehungsgeſchichte 
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des § 136 eine verneinende Antwort rechtfertigen. Denn fie 
laſſe erkennen, daß mit der Faſſung des Paragraphen beabſichtigt 
worden ſei, den Regreßanſpruch der Berufsgenoſſenſchaft von 
der ſtrafrechtlichen Verfolgung des Unternehmens unabhängig 
zu machen. Dann aber habe folgerichtig nicht dem Zivilgerichte 
die Aufgabe zugeteilt werden können, an Stelle des Strafrichters 
eine nach ſtrafrechtlichen Grundſätzen zu fällende Entſcheidung 
abzugeben. Auch der Wortlaut des § 136 nötige nicht zu der 
Annahme, daß der Unternehmer von der Berufsgenoſſenſchaft 
nur ſoweit er kriminell haftet auch zivilrechtlich verantwortlich 
gemacht werden könne. Die Bedeutung der Frage komme im 
vorliegenden Falle charakteriſtiſch zum Ausdruck: — bei An⸗ 
wendung der Grundſätze des 8 823 BGB. müßte der Unter 
nehmer auch für die vermögensrechtlichen Folgen des Todes 
des Verletzten einſtehen. Das letztere kann der Reviſion ohne 
weiteres zugegeben werden. Zum Begriffe der Tötung im 
Sinne von 8 823, 8 844 BGB. iſt nicht erforderlich, daß 
der Erſatzpflichtige den tötlichen Erfolg der Handlung (Körper⸗ 
verletzung) hat vorausſehen können. Und hier, für die zivil⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit nach 8 276 BGB. hat ſich das 
Verſchulden, Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, nur auf die unerlaubte 
Handlung, nicht auch — zumal nicht bei Verſtoß gegen ein 
Schutzgeſetz im Sinne von 5 823 Abſ. 2 BGB. — auf die 
entfernteren Schadenswirkungen zu beziehen. (Vgl. RG. 66, 
251 ff., Oertmann, Recht der Schuldverhältniſſe 8844 Anm. 3 
S. 994). In dem feiner Aufgabe nach mehr das ſubjektive 
Moment berückſichtigenden Strafrechte dagegen iſt für den Be⸗ 
griff der Fahrläſſigkeit die Vorausſehbarkeit des beſtimmten 
deliktiſchen Erfolges, wenn auch nicht der Einzelheiten des 
konkreten kauſalen Verlaufes erforderlich, insbeſondere alſo für 
die fahrläſſige Tötung die Vorausſehbarkeit des tötlichen Er⸗ 
folges. RGSt. 28, 272 ff.; 29, 218 ff.; 34, 91 ff.; Ols⸗ 
hauſen Komm. § 222 Nr. 4, 8 59 Nr. 17; Franck StGB. 
zu §8 59 VII. 5. Aufl. S. 138. Die Frage aber, ob der 
Vorſatz und die Fahrläſſigkeit des Betriebsunternehmers uſw., 
von denen 8 136 Gew VG. handelt, ſich nach ſtrafrechtlichen 
oder nach zivilrechtlichen Grundſätzen beſtimme, iſt nicht nur 
von dem erkennenden Senate (vgl. auch noch RG. 66, 248), 
ſondern auch von dem IV. ZS. des RG. (JW. 06, 403) 
in dem erſteren Sinne entſchieden worden. Die vorſtehenden 
Ausführungen der Reviſion geben keinen Anlaß, von dieſem 
Standpunkte abzugehen. (Wird ausgeführt.) Schl.⸗Poſ. Bau⸗ 
gewerksberufsgen. o. W., U. v. 12. Okt. 08, 541/07 VI. — 
Breslau. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

26. SS 74, 75 Einl. z. ALR. in Verb. mit dem Ent⸗ 
eignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. Baubeſchränkung vor Be⸗ 
ginn der Herrſchaft des Fluchtliniengeſetzes und demnächſtige 
Enteignung des Grundſtücks. Subſtantiierung des Anſpruchs 
der durch die Baubeſchränkung herbeigeführten Wertverminde⸗ 
rung. Wertdifferenz zwiſchen Bauland und Nichtbauland.] 

Es iſt, wie dies im Urteile des erkennenden Senats vom 
5. Juni 1903 (RG. 55, 70) zum klaren Ausdruck gelangt iſt, 
daran feſtzuhalten, daß, wenn eine Fluchtlinienfeſtſetzung unter 
der Herrſchaft des älteren, vor dem Fluchtliniengeſetze vom 
2. Juli 1875 geltenden Rechts erfolgt iſt, und ſodann nach 
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dem Geſetze vom 11. Juni 1874 enteignet wird, ein einheit⸗ 
liches Verfahren nicht vorliegt. Es find dann zwei Anſprüche 
gegeben. Wegen der Entwertung, die das Grundſtück durch 
das mit der bekanntgegebenen Fluchtlinienfeſtſetzung eingetretene 
Bauverbot erlitt, ſteht dem zeitigen Eigentümer ein perſönlicher, 
aus 88 74, 75 Einl. z. ALR. hergeleiteter Anſpruch zu. Den 
zweiten Anſpruch bildet die Enteignungsentſchädigung, die Ent⸗ 
ſchädigung für die Entziehung des Grundſtücks. Die frühere 
Fluchtlinienfeſtſetzung kommt dabei inſoweit in Betracht, als 
das Grundſtück ohne Rückſicht darauf, ob für die Bau⸗ 
beſchränkung tatſächlich bereits Erſatz gewährt iſt oder nicht, 
ſchon wegen des Vorhandenſeins der Erſatzpflicht als bau⸗ 
beſchränkt zu behandeln iſt. So iſt hier auch im Prinzip ver⸗ 
fahren und die Ausführung der Reviſion, es ſei gegen das 
Geſetz verſtoßen, weil für die enteignete Parzelle zweimal Ent⸗ 
ſchädigung zugeſprochen ſei, trifft nicht zu. Das Berufungs⸗ 
gericht hat auch nicht verkannt, daß die Entſchädigungs forderung 
als ein perſönlicher, durch Zeſſion auf den Kläger K. über⸗ 
gegangener Schadenserſatzanſpruch geltend gemacht wird. Bei 
der Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme iſt indeſſen der Ge⸗ 
ſichtspunkt, daß eine Schadensforderung in Frage ſteht, und 
daß dieſelbe der Individualiſierung bedarf durch Feſtſtellung 
der Richtung, in welcher die Unbebaubarkeit ſchädigend gewirkt 
hat, nicht ausreichend beachtet. Allein die Feſtſtellung der 
Wertdifferenz zwiſchen Bauland und Nichtbauland trägt, wie 
in der gleichzeitig verhandelten Sache D. c. C. ebenfalls an⸗ 
genommen iſt, dem nicht genügend Rechnung. Sie läßt außer 
acht, daß der perſönliche Anſpruch auf Schadenserſatz, der bei 
dem Übergange des Grundſtücks in eine andere Hand mit dem⸗ 
ſelben in keiner rechtlichen Verbindung bleibt, nur ſoweit exiſtent 
geworden iſt, als der zeitige Eigentümer durch die Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung auch tatſächlich perſönlich geſchädigt worden iſt. Hat 
er bauen wollen und iſt an der Ausführung eines beabſichtigten 
Baues durch die Fluchtlinienfeſtſetzung gehindert, ſo iſt er für 
diejenigen Vorteile zu entjchäbigen, die er dabei durch Beachtung 
der Baufluchtlinie aufzugeben genötigt war. Hat er überhaupt 
nicht bauen wollen oder ernſtlich nicht beabſichtigt, anders zu 
bauen, als er tatſächlich unter Beachtung der Baufluchtlinie 
gebaut hat, ſo kommt Entſchädigung für die Vereitlung eines 
Baues nicht in Frage. Damit iſt dann aber noch nicht, wie 
das Berufungsgericht in der Sache D. c. C. angenommen hat, 
der Fluchtlinienfeſtſetzung ihre ſchädigende Bedeutung gänzlich 
entzogen. Es kommt vielmehr dann noch in Betracht, ob der 
Eigentümer durch den zwingenden Einfluß des bekanntgegebenen 
Bebauungsplanes an einer künftigen Bebauung gehindert iſt 
und ihm hierdurch ein Vorteil entzogen iſt, den er ohne den 
Bebauungsplan haben würde. Damit iſt dann allerdings dem 
Entſchädigungsanſpruche eine andere Grundlage gegeben, aber 
auch eine hieraus herzuleitende Forderung fällt unter den von 
den Klägern erhobenen Anſpruch auf Erſatz der durch die Bau⸗ 
beſchränkung herbeigeführten Wertverminderung. So ſubſtantiierte 
Schadenserſatzanſprüche können ihrem Betrage nach zuſammen⸗ 
fallen mit der objektiven Wertdifferenz zwiſchen Bauland und 
Nichtbauland, ſie können aber auch zu weſentlich anderen Er⸗ 
gebniſſen führen. Es iſt denkbar, daß einem Eigentümer, weil 
er baubeſchränktes Land nicht anders, als er es nutzen durfte, 
hat nutzen wollen, wenn er das Grundſtück bis zur Enteignung 
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beſeſſen hat, oder wenn er es, ohne daß die Baubeſchränkung auf 
den Preis eingewirkt oder die Entſtehung eines Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruchs herbeigeführt hat, veräußert, überhaupt kein in Geld 
umzuſetzender Vorteil entzogen iſt. Stadtgemeinde C. c. K., 
U. v. 29. Sept. 08, 495/07 VII. — Berlin. 

Erbſchaftsſteuergeſetz vom 30. Mai 1873 / 19. Mai 
1891. 

27. 88 5 und 29 Erbſchaftsſtß. Maßgebend für die 
Steuerpflicht iſt der von den Nachlaß beteiligten abgeſchloſſene 
Vergleich; Unzuläſſigkeit der Anfechtung dieſes Vergleichs durch 
die Steuerbehörde wegen rechtlich unrichtiger Grundlage des 
Vergleichs] 

Nach den SS 5 und 29 PreErbſchaftsſt s. vom 30. Mai 
1873 / 19. Mai 1891 in der Faſſung des Geſetzes vom 31. Juli 
1895 wird die Erbſchaftsſteuer von dem Ertrage entrichtet, um 
den diejenigen, denen der Anfall zukommt, durch dieſen reicher 
werden; die Erbſchaftsſteuer trifft die Erwerber des ſteuer⸗ 
pflichtigen Anfalls. Hiernach wäre, falls das hier maßgebende 
Teſtament vom 27. September 1904 unbeſtritten geblieben ſein 
und für ſich allein der Entſcheidung zugrunde gelegt würde, 
der in dieſem Teſtament eingeſetzte Alleinerbe Dr. H., der die 
Erbſchaft angenommen hat, zur Entrichtung der Erbſchaftsſteuer 
für die geſamte Erbmaſſe, alſo auch für die inhalts des 
nachhererwähnten Vergleichs vom 18. Februar 1905 aus dieſer 
Erbmaſſe entnommenen und den Klägern überwieſenen Beträge 
verpflichtet. Der Berufungsrichter gelangt deshalb auch zu 
dem Ergebnis, daß die Kläger dieſe Beträge nicht zu verſteuern 
hätten. Er führt aus: das Teſtament ſei zwar von den Klägern 
durch Klage angefochten, aber nicht durch rechtskräftiges Urteil 
beſeitigt worden; vielmehr hätten die Kläger den Rechtsſtreit 
durch den mit Dr. H. geſchloſſenen Vergleich beendet, indem ſie 
dieſen als Alleinerben anerkannt hätten. Hiernach ſtehe feſt, 
daß Dr. H. Alleinerbe geblieben ſei. Der Erwerb der im 
Vergleich den Klägern ausgewieſenen Beträge ſtelle daher, da 
er weder auf dem Teſtament noch auf geſetzlichen Beſtimmungen 
beruhe, einen erbrechtlichen „Anfall“ nicht dar, ſondern einen 
auf obligatoriſchem Titel beruhenden Erwerb, der nicht der 
Erbſchaftsſteuer unterliege. Dieſen Ausführungen kann in dem 
eniſcheidenden Punkt nicht beigepflichtet werden. Soviel iſt 
richtig, daß, wenn der Anfall oder deſſen Betrag unter den 
Beteiligten ſtreitig iſt und der Streit im ordentlichen Rechts⸗ 
wege durch Urteil entſchieden wird, dies Urteil, obwohl es die 
Streitfrage nur unter den Beteiligten entſcheidet, regelmäßig 
auch bei der Steuererhebung zugrunde zu legen iſt. Das kann 
freilich in dem Falle nicht gelten, daß der Rechtsſtreit von den 
Beteiligten nur zum Schein geführt iſt, ein Streit unter ihnen 
in Wirklichkeit nicht obgewaltet hat und ſie das ergangene 
Urteil durch argliſtiges Zuſammenwirken zum Zweck der 
Täuſchung erſchlichen haben. Anders liegt die Sache aber 
auch dann nicht, wenn der Streit oder die Ungewißheit der 
über das Erbrecht oder ſeinen Umfang uneinigen Parteien durch 
einen ernſtgemeinten Vergleich beendet wird. Nach anfänglichem 
Schwanken der Rechtſprechung hat der erkennende Senat in 
feſter Praxis die Meinung vertreten, daß die Steuerbehörde 
nicht befugt ſei, eine von den Nachlaß beteiligten in legaler 
Weiſe getroffene Vereinbarung über die Anerkennung und Aus⸗ 
führung einer letztwilligen Verfügung aus dem Grunde an⸗ 
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zufechten, weil die Beteiligten von unrichtiger Rechtsauffaſſung 
ausgegangen ſeien und bei richtiger Auffaſſung zu einer anderen 
Regelung der Auseinanderſetzung hätte gelangen ſollen (Urteil 
vom 16. Oktober 1900 Rep. VII. 156/00 und Urteil vom 
15. Februar 1901 Rep. VII. 356/00, RG. 48, 301). An 
dieſer Anſicht iſt feſtzuhalten. Selbſtverſtändlich iſt nicht jedes 
Abkommen zwiſchen den Erbbeteiligten auf die Steuer von 
Einfluß. Wenn der Teſtamentserbe freiwillig, aus Freigebigkeit 
oder aus Gründen der Billigkeit einem der Beteiligten einſeitig 
eine von dieſem angenommene Zuwendung aus der Erbmaſſe 
gemacht, z. B. ein Vermächtnis aus freien Stücken erhöht hat, 
ſo iſt dies gewiß für die Steuerpflicht bedeutungslos. Deshalb 
hat auch der II. ZS. des RG., der ſich im übrigen ebenfalls 
auf den vom erkennenden Senat eingenommenen Standpunkt 
geſtellt hat, einem unter Erbbeteiligten geſchloſſenen Vergleich 
einen Einfluß auf die Steuerpflicht deshalb verſagt, weil nach 
den Feſtſtellungen des Berufungsrichters die im ſchriftlichen 
„Vergleich“ den im Teſtament nicht eingeſetzten geſetzlichen 
Erben zugewendeten Geldbeträge nicht vergleichsweiſe zur Bei⸗ 
legung eines Streits über die Rechtswirkſamkeit und Aus⸗ 
führung der letztwilligen Verfügung, ſondern nur ſcheinbar in 
der Form des Vergleichs, in Wirklichkeit aber in freigebiger 
Abſicht von den Teſtamentserben aus dem ihnen ungeſchmälert 
angefallenen Nachlaß bewilligt worden waren. Haben aber 
die von einem Erbfall betroffenen Perſonen in ernſter Abſicht 
das unter ihnen beſtehende Verhältnis durch einen Vergleich, 
alſo in einer einem rechtskräftigen Urteil der Wirkung nach im 
weſentlichen gleichkommenden Weiſe geordnet, ſo liegt kein 
Grund vor, dieſe Ordnung nicht auch der Beſteuerung zugrunde 
zu legen. Dabei iſt es ſelbſtverſtändlich, daß der Fiskus, ebenſo 
wie ihm die Beſtimmungen eines ſolchen Vergleichs mit Erfolg 
entgegengehalten werden können, ſich auch zu ſeinen Gunſten 
auf dieſe Beſtimmungen berufen darf. Der Vergleich hat die⸗ 
ſelbe Rechtswirkung, mag er zu einer Verminderung oder Ver⸗ 
mehrung der Steuerabgabe führen, die ohne ſein Dazwiſchen⸗ 
treten zu entrichten geweſen wäre. Beide Fälle werden ſich in 
ihrer ſteuerlichen Wirkung für den Fiskus durchſchnittlich im 
weſentlichen ausgleichen. Die Gefahr, daß durch vergleichs⸗ 
mweife Anerkennung gänzlich haltloſer Erbanſprüche Dritter, die 
nur zu einem geringeren Steuerſatz als der eigentlich Bedachte 
herangezogen werden könnten, der Steuerfiskus Nachteile erleiden 
könnte, iſt überdies eine geringe, da Scheinvergleichen die 
Wirkung zu verſagen iſt und gänzlich unbegründete Erbanfprüche 
Dritter regelmäßig von den wirklichen Erben nicht werden an⸗ 
erkannt werden. In dem dem oben erwähnten Reichsgerichts⸗ 
urteil (RG. 48, 301) zugrunde liegenden Fall war zwar der 
für die Steuerpflicht maßgebende Vergleich von Erbbeteiligten 
geſchloſſen worden, deren Erbeseigenſchaft unmittelbar aus dem 
Teſtament hervorging und unſtreitig war, und es wurde nur 
um den Umfang der durch das Teſtament begründeten Ver⸗ 
mögensrechte geſtritten, während im vorliegenden Fall die aus 
dem Teſtament nicht erſichtliche Eigenſchaft der Kläger als 
Erben der Witwe V. beſtritten war. Dieſe tatſächliche Ver⸗ 
ſchiedenheit begründet aber keinen grundſätzlichen rechtlichen 
Unterſchied. Iſt der Vergleich geeignet, entgegen den Be⸗ 
ſtimmungen des Teſtaments den Umfang von Erbrechten mit 
Rechtswirkung, auch für den Fiskus zu regeln, ſo iſt kein 
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Grund erſichtlich, weshalb er eine ſolche Rechtswirkung nicht 
auch für die Entſcheidung der Frage haben ſollte, ob jemand 
zu den Erben gehört und ob er deshalb einen beſtimmten Teil 
der Erbmaſſe zu beanſpruchen befugt iſt. Ebenſo macht es 
keinen Unterſchied, daß, worauf der Berufungsrichter beſonderes 
Gewicht legt, in jenem Fall der Teſtamentserbe vom Fiskus 
zur ſtreitigen Steuer herangezogen war, während im jetzigen 
Fall die Steuer von den nur aus dem Vergleich berechtigten 
Erbbeteiligten erfordert worden iſt. Die Frage, welcher von 
beiden Teilen zur Entrichtung der Abgabe verbunden iſt, beruht 
in beiden Fällen auf denſelben rechtlichen Erwägungen. Ein 
derartiger Vergleich hat entweder volle Rechtswirkung oder er 
entbehrt der Rechtswirkung gänzlich. Der Vergleich vom 
18. Februar 1905, deſſen Ernſtlichkeit nicht angefochten iſt, muß 
hiernach der Steuererhebung zugrunde gelegt werden, ohne daß 
hier zu erörtern wäre, ob die Erbanſprüche der Kläger ſachlich 
begründet waren. Im Ergebnis iſt daher die durch den Ver⸗ 
gleich geordnete Wirkung der letztwilligen Verfügung ſo an⸗ 
zuſehen, als ob Dr. H. zwar als Alleinerbe eingeſetzt, den 
geſetzlichen Erben aber ein ſteuerpflichtiges Vermächtnis von 
einer Million Mark ausgeſetzt worden wäre. Wenn demgegen⸗ 
über die Kläger hervorheben, ſie ſelbſt hätten im Vergleich den 
Dr. H. als Alleinerben aus dem Teſtament ohne Ein⸗ 
ſchränkung anerkannt, er allein ſei alſo durch den Anfall 
reicher geworden und ſteuerpflichtig, ſo iſt dem entgegenzuhalten, 
daß dies Anerkenntnis keineswegs ſchlechthin und ohne Rückſicht 
auf die Vergleichsnatur der geſchloſſenen Vereinbarung ab⸗ 
gegeben worden iſt, daß es vielmehr einen Beſtandteil des 
Vergleichs bildet, dem als Gegenleiſtung die Verpflichtung des 
Dr. H. gegenüberſteht, den Klägern aus der Er bmaſſe eine 
Million Mark zu überlaſſen. Die Vergleichsnatur des Ver⸗ 
trages, der ſich ſelbſt als „Vergleich“ bezeichnet und die 
materielle Regelung des Erbverhältniſſes bezweckt, ergibt ſich 
aus feinem Inhalt, insbeſondere aus dem $ 7, wonach Dr. H. 
den Klägern das Vergleichsanerbieten gemacht hat, „um Prozefle 
bezüglich des Nachlaſſes der Frau V. zu vermeiden“. Wenn 
Dr. H. nebenher noch angibt, er handele in Würdigung der 
Tatſache, daß ihm das Teſtament gegenüber den geſetzlichen 
Erben als hart und unbillig erſcheine, ſo wird damit ſeine 
Abſicht, ſich zu vergleichen, nicht beſeitigt. Die Annahme, 
daß die geſetzlichen Erben die Million Mark durch Freigebigkeit 
des Dr. H., als eine Zuwendung unter Lebenden durch 
Schenkungsvertrag erworben haben, entbehrt ſchon deshalb der 
Grundlage, weil nichts dafür vorliegt, daß die geſetzlichen Erben 
dieſen Geldbetrag anders wie als eine Vergleichsſumme, ins⸗ 
beſondere als freiwillige Zuwendung des Dr. H. haben an⸗ 
nehmen wollen. Sie haben deshalb die ihnen zuteil gewordene 
vergleichsweiſe Erbabfindung mit der vom Beklagten erforderten, 
ihrer Höhe nach unbeſtrittenen Abgabe zu verſteuern. Es mag 
übrigens noch darauf hingewieſen werden, daß auch das neue 
Reichserbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906 inhalts der Be⸗ 
gründung (S. 22 oben) zu dem ſteuerpflichtigen Erwerbe von 
Todes wegen dasjenige rechnet, „was vergleichsweiſe zur Be⸗ 
friedigung eines zweifelhaften oder beſtrittenen Anſpruchs auf 
einen Erwerb von Todes wegen gewährt wird“. Dafür, daß 
hierdurch für Preußen in dieſem Punkt eine Anderung gegen 
den früheren Rechtszuſtand hat herbeigeführt werden ſollen, iſt 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M21. 1908. 


aus der Entſtehungsgeſchichte des neuen Geſetzes nichts zu ent⸗ 
nehmen. Pr. F. c. H. u. Gen., U. v. 25. Sept. 08, 515/07 VII. 
— Caſſel. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

28. SS 16, 42 Enteignungs G. Maßgebender Zeitpunkt 
für die Wertermittlung. 

Zum Bau einer Eiſenbahn von St. nach S. hatte der 
Beklagte aus dem dem Kläger gehörigen Gute Flächenteile in 
der Größe von zuſammen 4,9122 ha in Anſpruch genommen. 
Auf Grund einer zwiſchen den Parteien erfolgten Einigung ſind 
dieſe Flächenteile im Jahre 1901 dem Beklagten übergeben 
worden; die Entſchädigung wurde der Feſtſtellung nach den 
Vorſchriften des Enteignungsgeſetzes vorbehalten. Der Bezirks⸗ 
ausſchuß hatte durch Beſchluß vom 25. Juni 1904 die Ent⸗ 
ſchädigungsſumme feſtgeſtellt. Es fragte ſich, welcher Zeitpunkt 
als der für die Wertermittlung maßgebende anzuſehen ſei. Aus 
den Gründen: In der Rechtſprechung des RG. ſteht aller⸗ 
dings ſeit langer Zeit der Grundſatz feſt, daß bei Enteignungen 
der Regel nach für die Wertbeſtimmung der Zeitpunkt des im 
Verwaltungsverfahren ergebenden Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes der maßgebende iſt. Dieſer Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes iſt im vorliegenden Falle im Juni 1904 erlaſſen 
worden, und es iſt ſicherlich, zumal in dem hier in Betracht 
kommenden Gebiete der Anſiedelungskommiſſion, mit der 
Möglichkeit zu rechnen, daß in der Zeit von 1901 bis 1904 
der Bodenwert erheblich geſtiegen iſt. Allein der erwähnte 
Grundſatz, der hauptſächlich auf der Erwägung beruht, daß 
durch den Entſchädigungsfeſtſtellungs beſchluß die obligatoriſche 
Bindung zwiſchen Unternehmer und Eigentümer eintritt (5 42 
Abi. 1 und 2 EnteignungsG., RG. 27, 263 ff.), kann nicht 
Platz greifen, wenn, wie im gegenwärtigen Falle, zwiſchen den 
Beteiligten ſchon vor Erlaß jenes Beſchluſſes eine Einigung 
gemäß § 16 a. a. O. erfolgt iſt. Dies hat das RG. bereits 
ausgeſprochen für den Fall, daß die Beteiligten ſich über 
ſofortige Abtretung des Eigentums geeinigt haben (Urteil des 
jetzt erkennenden Senats vom 4. Februar 1908, VII. 356/07); 
in einem ſolchen Falle iſt nach dieſem Urteile der Zeitpunkt 
der Abtretung der maßgebende. Das Berufungsgericht ſcheint 
in ſeinen Entſcheidungsgründen davon auszugehen, daß ein 
ſolcher Fall auch hier gegeben ſei, wobei es freilich doch nur 
von erfolgter Übergabe, nicht von Auflaſſung ſpricht. Die 
Reviſion macht demgegenüber geltend, daß die im Jahre 1901 
erfolgte Einigung der Parteien nur die Überlaſſung des Beſitzes 
zum Gegenſtande gehabt habe. Hiervon muß nach den Tat⸗ 
beſtänden der Inſtanzurteile auch ausgegangen werden. Dies 
bedarf nicht näherer Darlegung. Denn auch in einem ſolchen 
Falle iſt die in dem Urteile vom 17. März 1891 (RG. 27, 
263) hervorgehobene gegenſeitige Bindung der Regel nach als 
bereits vorhanden anzunehmen. (Wird weiter ausgeführt.) 
G. c. Preuß. Fiskus, U. v. 13. Okt. 08, 566/07 VII. — 
Marienwerder. 

29. 5 25 EnteignungsG. Antrag auf Übernahme eines 
teilweiſe in Anſpruch genommenen Grundſtücks „im Termine“. 

Das Berufungsgericht hält — und darin iſt ihm gegen 
die Anſicht Koffkas — Enteignungsgeſetz S. 175 Nr. 12 — 
beizutreten, zunächſt die formelle Vorſchrift des §S 25 Abf. 7 
des Geſetzes für gewahrt, wenn die Übernahme auch nicht im 
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erſten Termine, ſondern überhaupt nur in dem Verfahren vor 
dem Kommiſſar beantragt wird, wie dies hier geſchehen iſt. 
Das Geſetz geht davon aus, das Verfahren vor dem Kommiſſar 
werde in einem Termine beendet werden, darum ſpricht es von 
dem Termine. Nachträgliche Anträge ſind unzuläſſig. Nach⸗ 
träglich iſt ein Antrag aber nicht, wenn er in einem ſich auf mehrere 
Termine erſtreckenden Verfahren innerhalb desſelben geſtellt iſt. 
L. c. Stadtgem. C., U. v. 29. Sept. 08, 497/07 VII. — Berlin. 

Unfallfürſorgegeſetz vom 11. Juni 1901. 

„Nach 8 12 Abſ. 2 UFürſG. find alle weitergehenden 
Anſprüche des Verletzten gegen das Reich und einen Bundes⸗ 
ſtaat, nicht bloß die auf Grund des § 1 Haftpfl®. ausgeſchloſſen. 
Fallenlaſſen der entgegenſtehenden Anſicht im Urteil vom 
11. Febr. O7 — JW. S. 287 —.] 

Die Parteien ſtreiten über die Auslegung des 8 1 2 UFürſch. 
Nach § 12 Abſ. 1 gehen die dem Verletzten auf Grund des 8 1 
Hafıpfl®. gegen Eiſenbahnbetriebsunternehmer zuſtehenden Ans 
ſprüche auf die Betriebsverwaltung, die dem Verletzten auf 
Grund des UFürſG. oder anderweiter reichsgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften, Penſionen, Koſten des Heilverfahrens, Renten oder 
Sterbegelder zu zahlen hat, in Höhe dieſer Bezüge über. Abſ. 2 
lautet: „Weitergehende Auſprüche als auf dieſe Bezüge ſtehen 
dem Verletzten — — gegen das Reich und die Bundesſtaaten 
nicht zu.“ Gemäß Abſ. 3 beſtimmt ſich die Haftung anderer, 
in § 10 nicht bezeichneter Perſonen (d. f. die Betriebs verwaltung, 
in deren Dienſt der Unfall ſich ereignet hat, und ihre Betriebs⸗ 
beamten) nach den ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriften. Jedoch 
fol die Entſchädigungsforderung gegen den Dritten auf die 
Betriebsverwaltung inſoweit übergehen, als ſie zu den in Abſ. 1 
gedachten Zahlungen auf Grund des UFürſG. verpflichtet iſt. 
Es handelt ſich hier um die Frage, ob eine im Reichs dienſt 
ſtehende Perſon, wie fie in § 1 Abſ. 1 UFürſ. näher be 
zeichnet iſt, die im Dienſte, aber außerhalb der Betriebs- 
verwaltung, bei der ſie beſchäftigt war, einen Betriebs⸗ 
unfall erluten hat und hierwegen nach 8 1 UFürſG. oder nach 
ſonſtigen reichsgeſetzlichen Vorſchriften Penſion (Heilungskoſten, 
Renten oder Sterbegelder) erhält, gegen den Urheber des 
Unfalls einen Anſpruch auf Erſatz ihres weitergehenden 
Schadens dann hat, wenn dieſer Urheber eine Betriebsverwaltung 
des Reichs oder eines Bundesſtaats iſt. Der erkennende Senat 
hat in dem Urteil vom 11. Februar 1907 Rep. VI. 232/06 
(JW. 07, 287) der Auffaſſung zugeneigt, daß der weiter⸗ 
gehende Erſatzanſpruch des Verletzten gegen das Reich oder 
einen Bundesftaat nur dann ausgeſchloſſen ſei, wenn er ſich 
auf 8 1 Haftpfl G. gründe. Dieſe Auffaſſung findet ihre 
Stütze in der Stellung des Abſ. 2 in $ 12, in der Begründung 
und in den Reichstagsverhandlungen zu dem UFürſG. vom 
15. März 1886, das in dem Geſetz vom 18. Juni 1901 nur 
eine neue, an die abgeänderten Unfallverſicherungsgeſetze ſich 
anſchließende Faſſung erhalten hat. Dort iſt vornehmlich davon 
die Rede, daß die Schadenserſatzpflicht auf Grund des 8 1 
Haftpfl®., ſoweit fie das Maß der in dem vorgeſchlagenen 
Geſetz zu gewährenden Fürſorge überſteige, zugunſten des Reichs 
oder der Bundesſtaaten beſeitigt werden ſolle. Die Begründung 
zu 88 7 bis 9 des Entwurfs (88 10 bis 12 des jetzigen Ge⸗ 
ſetzes) ſagt ſogar ausdrücklich, daß dritte Perſonen einſchließ⸗ 
lich anderer bei dem Unfall konkurrierender Be⸗ 
triebsverwaltungen des Reichs, in deren Dienſt der 
Verletzte nicht geſtanden hat, nach Maßgabe der beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen regreßpflichtig bleiben. Nach noch⸗ 
maliger Prüfung trägt der Senat indes kein Bedenken, jene 
Meinung, die auch Vertretung in der Literatur gefunden hat 
(Das Recht 05, 665 und wohl auch Landmann in den Er⸗ 
läuterungen zu 88 8 bis 10 des Geſetzes vom 15. März 1886), 
aufzugeben und der Anſicht des Berufungsgerichts beizutreten: 
daß nach § 12 Abſ. 2 alle weitergehenden Anſprüche des 
Verletzten gegen das Reich oder einen Bundesſtaat, nicht bloß 
die auf Grund des § 1 Haftpfl®. erhobenen, ausgeſchloſſen 
ſein ſollen. Die Richtung der Reichsgeſetzgebung in der Unfall⸗ 
verſicherung geht dahin, den außerhalb des Beſchäftigungs⸗ 
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betriebs durch einen Betriebsunfall Verletzten auf die durch die 
Unfallverſicherungsgeſetze gewährte Entſchädigung dann zu be⸗ 
ſchränken und ihm weitergehende Erſatzanſprüche zu verſagen, 
wenn der Urheber des Unfalls dieſelbe phyſiſche oder juriſtiſche 
Perſon iſt wie der Unternehmer des Beſchäftigungsbetriebs 
(vgl. 8 140 GewuVG.; 8 151 Lwu G.; $ 46 Abſ. 2 
Baull BG.; $ 1383 2 SeellVG.; RG. 65, 205). Es liegt 
nahe, daß dieſer Gedanke auf Entſchädigungsanſprüche der Be⸗ 
amten übertragen werden ſollte, die in einem verſicherungs⸗ 
pflichtigen Betriebe des Reichs oder eines Bundesſtaats be⸗ 
ſchäftigt ſind und außerhalb dieſes Betriebs eine Dienſt⸗ 
beſchädigung erleiden, für die das Reich oder ein Bundesſtaat 
. c Ein Reich Grund nun, sn die weiter⸗ 
gehende Erſatzpflicht des Reichs oder eines Bundesſtaats gegen 
den Beamten, wenn fie auf 8 1 HaftpflGG. beruht, wegfallen, 
dagegen eintreten ſoll, wenn ſie auf einer ſonſtigen geſetzlichen 
Vorſchrift beruht, iſt nicht einzuſehen. Die Meinung, der 
Geſetzgeber habe das Reich und die Bundesſtaaten bei der 
Gefährdungshaftung günſtiger ſtellen wollen als bei der Haftung 
aus Verſchulden, und deshalb nur bei der letzteren die weiter⸗ 
gehende Erſatzpflicht zugelaſſen, findet in dem Geſetz oder in 
den Vorarbeiten dazu nicht den mindeſten Anhalt, wie denn 
auch 8 1 Haftpfl®. nicht den einzigen Fall einer Gefährdungs⸗ 
haftung bildet. Der Revifion ſteht die Stellung des Abſ. 2 
in $ 12 zur Seite, die auf eine innere Beziehung zu Abf. 1 
hinzuweiſen ſcheint, und es iſt zuzugeben, daß, wenn man den 
Zuſammenhang zwiſchen Abf. 1 und 2 löſt, der Zweck des Abſ. I, der 
lediglich für 8 1 HaftpflG. vorwegnimmt, was in Abf. 3 allgemein 
beſtimmt iſt, nämlich, daß die Anſprüche des Verletzten in Höhe 
der ihm geſchuldeten Bezüge auf die zu ihrer Leiſtung ver⸗ 
pflichtete Betriebsverwaltung übergehen, aus dem Geſetz nicht 
wohl erkennbar iſt. Hierüber gibt indes die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 5 12 Abſ. 1 deutlichen Aufſchluß. (Wird näher 
dargelegt.) Hieraus erhellt, daß Abſ. 1 des 8 12 keinen 
inneren Zuſammenhang mit Abſ. 2 hat. Fehlt aber ein ſolcher, 
jo iſt die Beſtimmung des Abſ. 2 nicht anders anzuſehen, als 
ftünde fie in einem geſonderten Paragraphen. Nach ihrem 
klaren Wortlaut werden hierdurch weitergehende Anſprüche als 
auf die in Abſ. I bezeichnete Eniſchädigung gegen das Reich 
und die Bundesſtaaten dem Verletzten ganz allgemein verfagt. 
Dem Wortlaut der Geſetzesbeſtimmung gegenüber können weder 
ihre Einfügung vor ſtatt richtiger nach Abſ. 3 noch die Sätze 
in der Begründung, die für die Reviſion ſprechen, in Betracht 
kommen. Übrigens hat ſchon das Berufungsgericht auf eine 
andere Stelle in der Begründung (abgedruckt bei Landmann 
„Die Unfallverſicherungsgeſetze“ S. 305) verwieſen, die nur im 
Sinn der angefochtenen Entſcheidung verſtanden werden kann. 
Die landesgeſetzlichen Fürſorgegeſetze haben denn auch, ſoweit 
ſie die Haftung Dritter behandeln, übereinſtimmend weiter⸗ 
gehende Anſprüche der Verletzten aus den Landesgeſetzen gegen 
das Reich ohne jede Einſchränkung ausgeſchloſſen. (Wird dar⸗ 
gelegt.) Wenn es auch wünſchenswert geweſen wäre, daß man 
bei der neuen Faſſung des Geſetzes im Jahre 1901 für die 
85 10 und 12 eine Ausdrucksweiſe und Anordnung gewählt 
hätte, die Mißverſtändniſſe verhütet haben würde, ſo kann doch 
aus dem Unterbleiben dieſer Anderungen kein Schluß zugunſten 
der Reviſion gezogen werden. Ob endlich das Geſetz, indem 
es den Beamten die Schadenserſatzanſprüche aus dem gemeinen 
Recht gegen die ihnen fremde Betriebsverwaltung des Reichs 
oder eines Bundesſtaats abſchneidet, namentlich im Hinblick 
auf die gewaltige Ausdehnung der gewerblichen Betätigung 
von Reich und Bundesſtaaten ungeteilte Billigung verdient und 
nicht vielfach zu Härten führt, iſt hier nicht zu erörtern. 
L. c. Pr. Eis. F., U. v. 15. Okt. 08, 584/07 VI. — Berlin. 


III. Das Rheiniſche Recht. 

31. Art. 1116, 1117, 1304, 1382 c. e. Reſziſſions⸗ 
klage wegen Betrugs. Gegen wen zu richten? — Maßgebendes 
Recht für Klagen aus unerlaubter Handlung.] 

1. Ein nach den Art. 1116, 1117. 1304 c. c. wegen 
Betruges mit der Reiſziſſionsklage mit Erfolg angefochtenes 
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Rechtsgeſchäft gilt freilich als von Anfang an nichtig; die 
5 das Rechtsgeſchäft eingetretenen Wirkungen werden durch 

Anfechtung mit rückwirkender Kraft hinfällig. Daraus 
ergibt ſich 7 daß das Geſchehene — ſoweit dieſes möglich 
iſt — ungeſchehen zu machen iſt, und die Leiſtungen und Gegen⸗ 
leiſtungen zurückzugeben ſind. Im vorliegenden Falle ſind nun 
aber die von den en zurückgeforderten Beträge feinerzeit 
en an den Beklagten L. noch an den Beklagten 

„ ſondern (zu Händen der Beklagten F. u. S.) an ein 
1 eine Geſellſchaft, die eine ewerkſchaft bilden 
wollte, alſo zur geſamten Hand dieſer Geſellſchaft gezahlt worden. 
Bei biefer Sachlage wird von den Reviſionsklägern mit Recht 
ausgeführt, daß die von den Klägern aus der Nichtigkeit 
ihrer Beteiligung an der Geſellſchaft herzuleitenden Anſprüche 
auf Rückleiſtung oder a Herausgabe von Be: 
reicherung gegen die einzelnen Geſellſchafter nur er 
hoben werden könnten, wenn dargetan würde, daß und in 
welchem Umfange den einzelnen, in Anſpruch genommenen 
Geſellſchaftern die Leiſtungen der einzelnen Kläger zugefloſſen 
ſind. Bloß um deswegen aber, weil die Kläger Geſellſchafts⸗ 
ehrüg⸗ Gee haben, können ſie, auch wenn ihre Beteiligung 
an der Geſellſchaft nichtig war, nunmehr nicht die von ihnen 
gezahlten Beiträge ohne weiteres von jedem der anderen 
Geſellſchafter zurückfordern, wie dieſes der Berufungsrichter an⸗ 
zunehmen ſcheint. 2. Das „ ſtützte ſich auf 
Art. 1382 c. c., deſſen Anwendbarkeit, wenngleich die Käufe 
erſt 1900 ſtattgehabt haben, nicht zweifelhaft ſein kann, da 
für die Frage nach der Erſätzpflicht aus einer unerlaubten 
Handlun Bun icht der Zeitpunkt 5 Entente des aus der Handlung 
ſich ergebenden ſchädigenden 8 ſondern der Zeitpunkt 
der Handlung 1 iſt (Gruchot 50, 141; im Recht 06 
S. 754 Nr. 1810 u. a.). St. c. L., U. v. 13. Ott. 08, 
92/08 II. — Cöln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

Der Schutz des Glaubens an die Richtigkeit des Grund⸗ 
buches erſtreckt ſich nach Entſch. Nr. 1 nicht auf Mängel des 
zum Erwerbe einer Hypothek erforderlichen Abertragungsg Bäne, 
Fnöbefonbere nicht auf die Geſchäftsunfähigkeit des eingetragen 
Hypothekengläubigers. Wohl aber umfaßt der affentlihe Glan G be 
die ng a der Hypothekeintragung, fo daß der 
gutgläubige Erwerber die Hypothek auch dann als eine rechts⸗ 
gültig begründete erwirbt, wenn die Hypothek auch von vorn⸗ 
herein ni t rechtswirkſam beſtellt worden iſt. — Dieſelbe Ent⸗ 
ſcheidung führt aus, daß § 184 Abſ. 2 ſich nur auf ſolche 
Rechtsakte beziehe, die entweder von dem Genehmigenden ſelbſt 
oder mit feinem im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter nach n fu, p 
vorſchrift erſetzten Willen in der Zwiſchenzeit vorgenommen 
und wodurch zugunſten eines Dritten an dem Gegenſtande des 
der Genehmigung bebürfenden Rechtsgeſchäfts unmittelbar eine 
Rechtsänderung, wie beiſpielsweiſe eine Belaſtung, eine Über: 
tragung auf einen on herbeigeführt ſei. Eine ſolche Ver⸗ 
fügung ſei die g eines Widerſpruchs gegen die 
Werz des Grundbuchs nicht 

1 die Fe lechef taken eines Re tsgeſchäfts aus: 
ſchließlich in der unzuläſſigen Willens beeinfluſſung durch 
Drohung, ſo iſt nach Ent, Nr. 2 nicht 8 138 BGB., fondern 
123 anzuwenden, auch wenn die Willensbeeinflufſung un⸗ 
fittlich iſt. Enthält dagegen das Geſchäft nach Inhalt und 
Zweck Ar noch objektive Momente, die mit den guten Sitten 
unvereinbar find, fo greift § 138 Abſ. 1 Platz, auch wenn es 
durch widerrechtliche Drohung zuſtande kam. 

Ein gegenſeitiger Vertrag, welcher mit der Beſtimmung 
geſchloſſen wird, daß der eine der . nur dann 
gebunden ſei, wenn er wolle, iſt nach Entſch. Nr. 5 für den 
anderen Vertragſchließenden bindend. 

Der Schadenserſatzpflichtige hat nach Entſch. Nr. 6 kein 
Recht darauf, daß der Beſchädigte ſeinen Beruf nicht wechſle. 


Für die Redaktion e Juſtizrat Dr. Hugo Neumann in Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118. 
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Eine Berufsänderung würde nur dann nicht in Betracht kommen, 

wenn feſtzuſtellen wäre, daß ſie ohne die Schadenszufügung 

nicht erfolgt fein würde, jet es, weil der Beſchädigte den 

Berufswechſel eigens zu dem Zwecke vornähme, um einen 

un Schadenserſatz zu erzielen, ſei es aus einem anderen 
runde 

Eine private Baubeſchränkung iſt, wie Entſch. Nr. 7 aus⸗ 

führt, kein Sachmangel, ſondern ein Mangel im Recht. Deshalb 
kommt nur Schadenserſatz, nicht Minderungsklage in Betracht. 

Kläger war infolge der Nichtlieferung der vom Beklagten nicht 

erufenen Ware von einem einem Kartell zu leiſtenden Schaden 
bee geblieben. Beklagter wollte den vom Kläger erſparten 
Schadensbetrag auf den von ihm dem Kläger zu erſetzenden 
en wegen Nichterfüllung angerechnet wiſſen. Ertſch. 
5 8 un diefe Anrechnung aus nicht voll überzeugenden 

ründen 

Unter = „rechtzeitigen Befriedigung“ des Gläubigers, zu 
der der Übernehmer einer Schuld nach 8 415 Abſ. 3 „im 
Zweifel“ verpflichtet fein ſoll, iſt eine fo rechtzeitige Befriedigung 
zu verſtehen, daß der alte Schuldner vom Gläubiger nicht mit 
Erfolg in Anſpruch genommen werden kann. Der Übernehmer 
braucht den Gläubiger deshalb 1 nicht zu befriedigen, 
bevor dieſer Befriedigung beanſpruchen oder die Forderung ein⸗ 
ziehen kann, alſo auch nicht vor der Fälligkeit und nicht ſchon 
dann, wenn dieſe durch Kündigung hätte herbeigeführt werden 
können. Es wird ſogar anzunehmen ſein, daß eine vom Schuldner 
ohne oder gegen den Willen des Ubernehmers herbeigeführte 
Fälligkeit den letzteren zur Befriedigung des Gläubigers erſterem 
gegenüber nicht verpflichtet. — Entſch. Nr. 9 

Entſch. Nr. 10 erklärt den Rechtsſatz vi 8 627 BGB., 
der das Recht willkürlicher Kündigung beim Vertrauensdienſt⸗ 
verhältnis gewährt, als dispoſitiven, den Satz des 8 626 BGB., 
wonach das Dienſtverhältnis friſtlos aus einem wichtigen Grunde 
lehrte werden kann, indes für einen abſoluten Nechtsſatz. 

Auch der durch rechtswidrige Einwirkung formell rechts⸗ 
kräftiger Urteile verurſachte Schaden beim Vorhandenſein 
Euch. Nr. 12 Vorausſetzungen des §S 826 BGB. erſetzt werden. — 

Daß > Wiederkaufsberechtigte die 5 einer Vor⸗ 
en, bfne ſein Recht eintragen laſſen kann, bevor er das 
Wieder 0 auszuüben erklärt hat, führt Entſch. Nr. 13 aus. 

Die Beſitzübertragung im Sinne des § 934 BGB. be 
ſchränkt fr 0 Nr. 14 nicht auf die Übertragung des 
unmittelbaren B 

Die Pflicht 5 Nachlaßrichters aus S 2262 zur Be⸗ 

g der bei der Teſtamentseröffnung nicht anweſenden 
Beteiligten ſchließt für den Fall, daß der Aufenthaltsort der zu 
Benachrichtigenden weder 10 1 noch Aan 
bekannt iſt, wie Entſch. Nr. 15 ausführt, die Erkundigungs⸗ 
pflicht nach demſelben, ohne daß es dieſerhalb einer ausdrück⸗ 
uche . bedarf, als Selbſtfolge in ſich. 
un e Erklärungen find nicht nach der Vorſchrift des 
BGB. über Willensmängel anzufechten, ſondern unterliegen der 
beſonderen Vorſchrift des Prozeßrechts. Nicht 5 
iſt, nach Entſch. Nr. 17, eine . nicht vor⸗ 
handen anzuſehen, wenn der Erklärende ſolche 8 
a! gar nicht abgeben wollte. 
ch. Nr. 21 behandelt die in der heutigen 1 
dere en Hei beſonders wichtige Frage, ob der „Stand“ 
einer Ausſtellungshalle als Laden oder offenes Warenlager im 
ſchen der Vorſchrift über die Handlungsvollmacht anzu⸗ 
e 

Daß der Eiſenbahnraubmord, ſelbſt wenn er durch das 
Alleinſein des Mörders mit ſeinem Opfer in einem abgeſchloſſenen 
Wagenabteil ermöglicht wird, nicht als Betriebsunfall unter 
das Haftpflc. falt, ſtellt Entſch. Nr. 23 klar. 

Zur Auslegung des Euch. N.. 30 t vom 11. Juni 
1901 hat das RG., wie Entſch. Nr. 30 eic ſeine Meinung 
über die Ansprüche des Verletzten gegen Reich oder Bundes⸗ 
ſtaat geändert. N. 


— 


ck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammern im Bezirke des Kammergerichts 
zu Berlin und des Oberlandesgerichts zu Karlsruhe haben 
dem Unterſtützuugsfonds der Hülfskaſſe abermals Beihilfen 
und zwar Berlin 5000 & und Karlsruhe 1200 & gewährt. 
Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen 
Beihilfen der anfrichtigſte Dank ansgeſprochen worden. 


Die Inkaſſovollmacht des Bureauvorſtehers. 
Von Rechtsanwalt Dr. Carl Albrecht in Hamburg. 


In der erſten Morgenausgabe der „Kölniſchen Zeitung“ 
vom 14. Juli 1908 (Nr. 745) wird unter der Überſchrift 
„Geſetz und Verkehrsanſchauung“ über eine von dem OLG. 
Düſſeldorf hinſichtlich der Rechtswirkſamkeit von Zahlungen an 
den Bureauvorſteher eines Rechtsanwalts getroffene Entſcheidung 
berichtet und dieſelbe, wenn auch vielleicht mit dem „Geſetz“, 
ſo doch als mit der „Verkehrsanſchauung“ nicht in Einklang 
ſtehend bezeichnet. 

Die Frage nach der „Inkaſſovollmacht des Bureauvorſtehers“ 
iſt zweifellos für die geſamte Anwaltſchaft wie das Publikum 
von ſo einſchneidender Bedeutung, daß es ſich wohl verlohnt, 
ſie einmal eingehend zu behandeln. 

Der gedachte Rechtsfall lag kurz wie folgt: 

Ein Schuldner war verurteilt, eine größere Summe von 
einigen tauſend Mark zu zahlen. Der klägeriſche Anwalt ſchrieb 
dem Gegner, er ſollte die Zahlung entweder durch die Bank, 
oder, was ihm weniger erwünſcht ſei, auf ſeinem Bureau 
leiſten. Der Schuldner wählte den letzteren Weg, vereinbarte 
telephoniſch einen Tag und ſchickte an dieſem einen Boten mit 
dem Gelde zu dem Anwalt. Dieſer war nicht anweſend. Sein 
Bureauvorſteher erklärte auf Befragen, er dürfe Gelder an⸗ 
nehmen und erhielt die Urteilsſumme gegen von ihm erteilte 
Quittung ausgezahlt. Der Bureauvorſteher, der ausdrückliche 
Inkaſſovollmacht nicht hatte, verſchwand mit dem Gelbe, wurde 
jedoch bald ergriffen. Der größte Teil des Geldes konnte ihm ab⸗ 
genommen werden; wegen des Reſtes hat das Düſſeldorfer OLG. 
den Schuldner zur abermaligen Zahlung für verpflichtet erachtet. 

* * 


* 


4, Stallſchreiberſtr. 34. 85 
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I. Es iſt zunächſt davon auszugehen, daß an ſich nur 
zwiſchen dem Anwalt und ſeinem Auftraggeber, nicht zwiſchen 
dem Anwalt und dem Dritten, dem Prozeßgegner, vertrag⸗ 
liche Beziehungen irgendwelcher Art beſtehen. 

Der Vertrag zwiſchen Anwalt und Mandant gehört zu den 
durch 8 675 BGB. geregelten Dienſt⸗ oder Werkverträgen, 
die eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtand haben (vgl. auch 
Bloch I, München, auf dem XVIII. Deutſchen Anwaltstag zu 
Mannheim, JW. 07, 649). Tritt — wie nur allzu häufig der 
Fall — die andere Prozeßpartei an den Anwalt heran und 
erſucht ihn um Übermittlung von Willenserklärungen, z. B. Ver⸗ 
gleichsvorſchlägen oder von Stundungsgeſuchen, Korreſpondenzen, 
Wechſeln und endlich Zahlungen, ſo handelt der Anwalt doch 
ſtets auch hierbei lediglich als Beauftragter ſeines Klienten. 
Dies erleidet allerdings dann eine wichtige Einſchränkung, 
wenn, ſoweit dies geſtattet iſt, ſich zwei oder mehrere Perſonen 
an einen gemeinſamen Anwalt wenden. Man denke an die 
Beratung zwecks ſachgemäßer Abfaſſung von Verträgen, ſpeziell 
Geſellſchaftsverträgen. Hier wird, wenn nicht der Anwalt nach 
Sachlage pflichtgemäß zum Ausdruck bringt, daß er lediglich 
die Intereſſen der einen Vertragspartei wahrnähme, die Mög⸗ 
lichkeit beſtehen, daß der Anwalt zu beiden (oder den mehreren) 
Kontrahenten in einem Vertragsverhältnis nach §8 675 BGB. 
ſteht. Von einem ſolchen Fall mag hier abgeſehen werden. 
Leiſtet alſo eine Partei Zahlung an den gegneriſchen Anwalt, 
ſo geſchieht dies lediglich an den Bevollmächtigten des Gläubigers. 
Auch an den Anwalt wird übrigens nur dann mit voller 
Liberationswirkung ($ 362 BGB.) gezahlt werden dürfen, wenn 
dieſer im Beſitz einer Prozeßvollmacht iſt, welche die ſogenannte 
„Geldklauſel“ enthält. 

II. Aus dem zu I Geſagten ergibt ſich, daß im Verhältnis 
zu dem Dritten das Anwaltsperſonal und ſomit auch der Bureau⸗ 
vorſteher nicht „Erfüllungsgehilfen“ des Rechtsanwalts ſind. 

Wenn ſie das wären, was ſie zweifellos gegenüber der 
eigenen Partei des Anwalts find, fo würde dieſer nach 5 278 
BGB. 1) für ihr Verſchulden ebenſo wie für das eigene haften. 


) Die Haftung des „mit einer Geſchäftsbeſorgung Beauftragten“ 
für feine Erfüllungsgehilfen bemißt ſich ſtets nach 5 278 BGB. und 
nicht, wie Staub (ſowohl VI. / VII. Aufl. als VIII. Aufl.) in Anm. 31 
im Exkurs zu § 58 HGB. (S. 232 bzw. 258/259) irrigerweiſe ans 
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III. Wer alſo an den Bureauvorſteher des Anwalts zahlt, 
müßte ſich vorſichtigerweiſe die Prozeßvollmacht zwecks 
Prüfung des Vorhandenſeins der „Geldklauſel“ vorlegen und 
ferner nachweiſen laſſen, daß der Zahlungsempfänger Vollmacht 
zur Erhebung des Geldbetrages hat. Die wenigſten Anwalts⸗ 
bureauvorſteher werden eine allgemeine ſchriftliche Inkaſſo⸗ 
vollmacht beſitzen. Gemäß 8 370 BGB. würde auch eine von 
der Partei oder dem empfangs berechtigten Anwalt ſel bſt aus⸗ 
geſtellte Quittung genügen. 

Dagegen würde es nicht ohne weiteres genügen, wenn der 
Bureauvorſteher dem Schuldner etwa neben der Prozeßvollmacht 
eine von dem Anwalt unterzeichnete auf ihn lautende ſogenannte 
„Subſtitutionsvollmacht“ vorlegen würde, ſelbſt wenn darin die 
Befugnis zur Erhebung des ſtreitigen Betrages ausdrücklich auf⸗ 
geführt wäre. Es iſt eine bekannte Tatſache, daß derartige Unter⸗ 
vollmachten, von dem Anwalt in blanco unterſchrieben, in zahl⸗ 
reichen Exemplaren in den für jeden vom Perſonal offenen 
Formularſchränken liegen. 8 172 BGB. ſchreibt aber vor, daß 
„der beſonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung durch den Voll⸗ 
machtgeber es gleichſteht, wenn dieſer dem Vertreter eine Voll⸗ 
machtsurkunde ausgehändigt hat, und der Vertreter ſie dem 
Dritten vorlegt“. Eine „Aushändigung“ dürfte kaum darin 
gefunden werden, daß der Anwalt eine große Anzahl dieſer 
meiſt zu ganz anderen Zwecken (Terminsvertretungen) dienenden 
Urkunden in blanco unterſchreibt und deren Auslegung im 
Schrank duldet. Soll die Urkunde zum Zwecke der Gelderhe bung 
dienen, ſo muß ſie mit Wiſſen und Willen des Anwalts aus⸗ 
gefüllt und ſo in die Hände ſeines Angeſtellten gelangen. Da 
aber der Dritte die Entſtehungsgeſchichte der Untervollmacht 
nicht kennen wird, ſo wird er vorſichtigerweiſe en gegen 
Vorlage einer ſolchen Zahlung nicht leiſten. 

Dieſelben Geſichtspunkte ſind übrigens für die Auszablung 
der bei den öffentlichen Hinterlegungsſtellen hinterlegten 
Gelder maßgeblich. 

Die Hinterlegungsſtelle wird auch an den Anwalt der 
empfangsberechtigten Partei nur gegen Vorlage oder Nachweis 
einer Prozeßvollmacht mit der Geldklauſel und an einen An⸗ 
geſtellten des Anwalts nur gegen Vorlage einer dem 8 172 
BGB. entſprechenden Vollmacht auszahlen dürfen. Hierzu 
genügt die Ausfüllung einer ſogenannten formularmäßigen 
„Vertretungsvollmacht“ nicht. Daß eine ſolche Urkunde auch 
nicht etwa der durch § 167 Abſ. 1 Halbſatz 2 bzw. 8 171 
Abſ. 1 Halbſatz 1 geregelten Bevollmächtigung durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Dritten, dem gegenüber die Ver⸗ 
tretung ſtattfinden ſoll, entſpricht, ergibt ſich ſchon daraus, daß 
eine ſolche Vollmacht der Adreſſe entbehrt. Sie iſt keine 


— 


nimmt, nach dem angeblich „milderen“ § 674 8683. — Staub über: 
ſieht, daß 8 664 BGB. laut $ 675 BGB. auf „Geſchäftsbeſorgungs⸗ 
verträge keine Anwendung findet und daß auch nach § 664 Abſ. 1 
Satz 2 BGB., ſofern derjenige, dem der Auftrag übertragen wird, 
ein Gehilfe iſt, die Haftung nach § 278 BGB. eintritt (vgl. 
Albrecht und Tentler, Recht der Agenten, Anm. 5 S. 35/36). Auch 
in der Entſcheidung des RG. vom 15. Oktober 1907, die die Haftung 
des Notars für das Verſehen ſeines Bureauvorſtehers behandelt 
(JW. 07, 7417), wird mit § 664 BGB. operiert, ſchließlich aber 
mit Recht die Haftung des Notars aus 5 278 BGB. ausgeſprochen. 
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„Erklärung gegenüber einem Dritten“, ſondern eine für 
den Bevollmächtigten beſtimmte Vollmachtsurkunde (5172 BGB.). 

In völlig zutreffender Würdigung dieſes Rechts zuſtandes 
händigt die Poſt Einſchreib⸗, Wertbriefe und durch Poſt⸗ 
anweiſung eingezahlte Beträge auch dem Perſonal des 
Empfängers nur gegen zu beglaubigende ſogenannte „Poſt⸗ 
vollmacht“ aus. Soll alſo der Bureauvorſteher die durch die 
Poſt eingehenden Beträge erheben dürfen, ſo muß ihm der 
Rechtsanwalt Poſtvollmacht erteilen.“ 

IV. Die Vollmacht kann nach 8 171 BGB. auch „durch 
öffentliche Bekanntmachung kundgegeben werden“. Der ſo 
Bevollmächtigte iſt jedem Dritten gegenüber ſo lange zur Ver⸗ 
tretung befugt, bis die Kundgebung, in derſelben Weiſe wie 
fie erfolgt iſt, widerrufen wird ($ 171 Abſ. 2 BGB.) Die 
Bevollmächtigung eines Bureauvorſtehers in der „Zeitung“ 
wird wohl kaum vorkommen. Iſt aber auch ein Anſchlag in 
den dem Publikum zugängigen allgemeinen Bureauräumen des 
Anwalts: 

„Zahlungen beliebe man gefl. nur an den Bureau⸗ 

vorſteher zu leiſten“ 
oder wie in manchen kaufmänniſchen Großbetrieben üblich 
iſt und ſchließlich auch beim Anwalt denkbar wäre, über einem 
Pult eines Schreibers oder einem Abteil der Räume das 
Wort: „Kaſſe“ angebracht, wäre dies eine „Kundgabe durch 
öffentliche Bekanntmachung“? Die Bedeutung dieſer Frage für 
kaufmänniſche Betriebe, z. B. große Banken, Fracht⸗ und 
Speditionsgeſchäfte, bei denen es ſich nicht um einen „Laden“ 
oder „offenes Warenlager“ (8 56 HGB.!) handelt,) liegt auf 
der Hand. Beide Fälle ſind indes nicht gleich zu beurteilen. 

Zwar liegt ſowohl in dem einen wie dem anderen Falle 
eine „Kundgabe durch Bekanntmachung“ vor und auch das 
Erfordernis der „Offentlichkeit“ erſcheint gegeben. 

Allein S 171 BGB. erfordert, daß die öffentliche Bekannt⸗ 
machung zum Inhalt habe, daß der Kundgeber einen anderen 
bevollmächtigt habe. Es iſt alſo die Bezeichnung, wenn 
auch vielleicht nicht Namhaftmachung „eines Anderen“ nötig. 
Dem genügt das Plakat: 

„Zahlungen beliebe man gefl. nur an den l 
vorſteher zu leiſten“, 
nicht aber das Wort: „Kaſſe“. Hier fehlt es an der Be⸗ 
zeichnung einer beſtimmten Perſon, welche zu der Entgegen⸗ 
nahme der Zahlung bevollmächtigt ſein ſoll. 

Im erſteren Falle wird alſo der Dritte getroſt an den 
Bureauvorſteher, aber auch nur an dieſen und wenn er wirklich 
der Bureauvorſteher iſt, wirkſam Zahlung leiſten dürfen. Im 
zweiten Fall iſt derjenige, der an dem Pult oder Bureauabteil 
„Kaſſe“ ſitzt, nicht als auf Grund § 171 BGB. zum Zahlungs- 
empfang bevollmächtigt zu erachten. 


) Das in den großen Städten beſtehende ſogenannte „Giro: 
überweiſungsſyſtem“, demzufolge alle durch die Poſt eingehenden 
Beträge dem Anwalt per Bank zugeſchrleben werden, wie er auch 
ſtatt barer Einzahlung der ausgehenden Beträge dieſelben der Poſt 
durch die Bank vergüten kann, iſt für die Führung der Kaſſe an 
einem Anwaltsbureau eine unendliche Erleichterung. 

) Die Vorſchrift des 5 56 HGB. (Art. 50 a. HGB.) darf 
nicht extenſiv auf andere, dem Publikum zugängliche Geſchäftsräume 
interpretiert werden. Vgl. Denkſchrift S. 51. ROG. 12, 38. 
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Ob und inwieweit hierin eine ſtillſchweigende Voll: 
machtserteilung zu erblicken iſt, wird unter V. zu erörtern ſein. 
V. Eine Vollmacht — und ſomit auch eine Inkaſſo⸗ 
vollmacht — braucht nicht ausdrücklich, ſie kann auch ſtill⸗ 
ſchweigend erteilt werden. 
Treffend ſagt Staub, daß eine ſtillſchweigende Vollmacht 
dann vorliegen wird: 
„wenn jemand ſich einem Dritten gegenüber als Bevoll⸗ 
mächtigter geriert und der Prinzipal dies in einer Weiſe 
geſchehen läßt, die im redlichen Rechtsverkehr nur als 
Bevollmächtigung aufgefaßt werden kann“ 
(vgl. Staub VIII. Aufl. Anm. 5 zu § 54 HGB. S. 242). 
Die Anwendung des Grundſatzes von „Treu und Glauben“ 
und des „Nichtwiderſpruchs“ gegen vereinzelte Zahlungen in 
der älteren Judikatur des ehemaligen ROßHG. iſt, wie an 
anderer Stelle (vgl. Albrecht und Tentler, Recht der Agenten, 


S. 91, 92) gezeigt, nicht ganz einheitlich geweſen. Der in 


dem jüngſten Erkenntnis des ROHG. (11. Dezember 1875, 
Bd. 19 S. 123 bis 130, beſonders S. 127 bis 128) eingenommene 
abweichende Standpunkt beruht indes auf der ſchon zu I. dieſer 
Ausführungen widerlegten Anſicht, als ob der die Zahlung 
Annehmende Beauftragter des zahlenden Schuldners ſei. 

Das Ergebnis iſt vielmehr, daß eine ſtillſchweigende 
Inkafſovollmacht des Bureauvorſtehers dann vorliegt, wenn 
er ſich unter Duldung des Anwalts ſo geriert, als habe er 
allgemeine Inkaſſovollmacht und wenn der Anwalt gegen 
einzelne, von demſelben Schuldner vorher geleiſtete Zahlungen 
keinen Widerſpruch erhebt. 

Der Anwalt kann nicht die geſamte Tätigkeit, die ſein 
Beruf erfordert, ſelbſt ausüben. Er bedarf daher des Hilfs⸗ 
perſonals. Es iſt jedoch feine unabweisliche Pflicht, dieſes 
dauernd zu kontrollieren und ebenſo ſeine Buch⸗ und Kaſſen⸗ 
führung fländig im Auge zu haben. 

Sieht er alſo, daß der Bureauvorſteher, wie das an 
Bureaus, denen viele ſogenannte „Einziehungsſachen“ übertragen 
find, zur Entlaſtung des Anwalts unumgänglich iſt, mit den 
Schuldnern, die das Bureau aufſuchen, über Zahlungen vers 
handelt und dieſelben entgegennimmt und verhält der Anwalt 
ſich hierzu ſchweigend, ſo würde es „wider Treu und 
Glauben“ verſtoßen, wenn er in einem Einzelfalle die an den 
Bureauvorſteher geleiſtete Zahlung nicht gelten laſſen wollte. 

Aber auch dann, wenn eine ſolche allgemeine ſtill⸗ 
ſchweigende Inkaſſovollmacht nicht vorliegt, derſelbe 
Schuldner aber, der etwa ſeine Schuld in Raten abträgt, 
bereits früher Zahlungen, wie zur Kenntnis des Anwalts 
gelangt iſt oder doch hätte gelangen müſſen, an den Bureau⸗ 
vorſteher geleiſtet hat und der Anwalt verftändigt den Dritten 
nicht davon, daß ihm dieſe Einkaſſierung nicht genehm ſei, ver⸗ 
ſtieße es gegen die Grundſätze der „bona fides“, wenn er die 
ſpätere Zahlung nicht anerkennen wollte. (Anderer Meinung freilich 
das bereits zitierte Reichsoberhandelsgerichts⸗Erkenntnis im 
19. Bande.) Der vom ROG. 11, 33/34 erörterte Fall der 
ſtillſchweigenden Inkaſſovollmacht auf Grund des Beſitzes von 
Blankoquittungen dürfte im Anwaltsbureau wohl undenkbar 
ſein. Dagegen dürfte die Unterſcheidung, welche Joſef in 
Gruchots Beitr. 44, 551 Anm. macht, unbegründet fein. Joſef 
nimmt eine ſtillſchweigende Inkaſſovollmacht jedes Bureau⸗ 
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vorſtehers für die „Gebühren“ des Anwalts, nicht dagegen 
für Kapital und Zinſen, die der Anwalt einziehen ſoll, an. 

In dieſem Zuſammenhang iſt noch die oben (unter IV am 
Schluß) ſchon erörterte Frage erneut zu prüfen, wie weit etwa 
für den Angeſtellten, der an einem Pult oder Bureauabteil mit 
der Aufſchrift „Kaſſe“ ſitzt, eine ſtillſchweigende Inkaſſo⸗ 
vollmacht begründet iſt. 


Es liegt auf der Hand, daß der Dritte keinerlei Gewähr 


hat, daß die Perſon, welche an der bezeichneten Stelle ſitzt, 
diejenige iſt, die der Prinzipal dort zur Empfangnahme von 
Zahlungen hinbeordert hat. 

Allein, wer, um den Verkehr mit dem abzufertigenden 
Publikum zu erleichtern, wie bei großen Banken, Spediteuren uſw. 
zweifellos nötig, eine ſolche Einrichtung trifft, der übernimmt 
damit die Verpflichtung, Vorkehrungen daflür zu treffen, daß 
— während der ordnungsmäßigen Geſchäftsſtunden — zu der 
mit „Kaſſe“ bezeichneten Räumlichkeit auch nur die Perſonen 
Zutritt haben, welche dort nach Wunſch des Geſchäftsherrn ein⸗ 
kaſſieren ſollen. Es würde in höchſtem Maße gegen „Treu und 
Glauben“, die den ganzen Rechtsverkehr beherrſchen (vgl. Os. 
Karlsruhe 26. Mai 1905 in DLERIpr. 11, 27/28) verſtoßen, 
wenn der Prinzipal nicht alle Zahlungen, die dort, wo er 
ſelbſt „Kaſſe“ anſchlägt, geleiſtet werden, als rechtswirkſam an⸗ 
erkennen wollte. 

Sollte alſo in einem Anwaltsbureau — und es gibt wohl 
ſicher ſolche „Großbetriebe“ — ein Teil des Bureaus als 
„Kaſſe“ bezeichnet ſein, ſo wird hierin eine ſtillſchweigende 
Inkaſſovollmacht für den Bureauvorſteher oder Schreiber, der 
an der „Kaſſe“ ſitzt, zu erblicken fein. 

VI. Man könnte verſucht ſein, die über die ſtill⸗ 
ſchweigende Vollmacht unter V. entwickelten Grundſätze nur 
auf die Erhebung kleinerer Beträge anzuwenden. Allein das 
iſt natürlich ganz irrig. Wo wäre auch die Grenze zu ziehen? 
Muß ſtillſchweigende Vollmacht angenommen werden, ſo iſt der 
Bureauvorſteher auch zur Vereinnahmung ſo großer Summen, 
wie in dem Düſſeldorfer Fall, der den Ausgangspunkt dieſer 
Unterſuchungen bildete, berechtigt. 

Zweifellos beſteht aber ein Bedürfnis für den Anwalt, zu 
eigener Entlaſtung einen Unterſchied in der Erhebung kleinerer 
Summen in den ſogenannten „Einziehungsſachen“ und der 
Vereinnahmung größerer Urteilsſummen zu machen. Mit 
anderen Worten, gibt es eine Möglichkeit, die — ſei es aus⸗ 
drücklich, ſei es ſtillſchweigend — erteilte Inkaſſovollmacht des 
Bureauvorſtehers zu beſchränken? 

Der von der „Vertretung“ und „Vollmacht“ handelnde 
fünfte Titel des III. Abſchnitts des I. Buchs des BGB. 
(88 164 — 181) enthält keine Vorſchriften über die Möglichkeit 
der Beſchränkung einer erteilten Vollmacht, wie dies hin⸗ 
ſichtlich der Handlungsvollmacht in § 54 Abſ. 3 HGB. 
der Fall iſt. 

Bezüglich der rechtsgeſchäftlich erteilten Vollmacht 
gilt der vom Reichsgericht (RG. 50, 76) formulierte Grund⸗ 
ſatz, daß die Vollmacht ſo gilt, wie ſie „in die äußere Er⸗ 
ſcheinung tritt“. Nur da, wo der Geſetzgeber der Vollmacht 
einen geſetzlich präſumtiven Inhalt gibt, hat er ausdrückliche 
Regeln über „Beſchränkungen“ der Vollmacht hinzugeſetzt. (Bei 
der Handlungsvollmacht: § 54 Abſ. 3, Vollmacht des Agenten, 
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vgl. dazu Albrecht und Tentler S. 65—66, jetzt auch 8 47 
Reichsgeſ. über den Verſicherungs vertrag). 

Dieſe Regeln gehen dahin, daß der Dritte die Beſchränkungen 
der Vollmacht nur dann gegen ſich gelten zu laſſen braucht, 
„wenn er ſie kannte oder kennen mußte“. 

Dieſer Grundſatz galt jedoch ſchon im römiſchen Recht 
(vgl. 1. 11 8 5 D. de inst. act. 14, 3) und wird durch zahl⸗ 
reiche Erkenntniſſe des ROHG. und des RG. als gemeines 
Recht bezeugt (vgl. ROG. 20, 122/123 und die übrige 
Judikatur bei Albrecht und Tentler, Recht der Agenten, Anm. 2 
auf S. 65). Es kann daher keinem begründeten Bedenken unter⸗ 
liegen, die Rechtsregel des 8 54 Abſ. 3 per analogiam auf 
nichthandelsrechtliche Vollmachtsverhältniſſe, mithin auch auf die 
Inkaſſovollmacht des Bureauvorſtehers, anzuwenden. 

Beſteht alſo eine Inkaſſovollmacht und will der Anwalt 
ſie begrenzen, ſo muß er dafür ſorgen, daß die Beſchränkung 
— ebenſo wie die Vollmacht — „in die äußere Erſcheinung tritt“. 

Er muß im Einzelfall alſo den Dritten davon verſtändigen, 
daß nicht an den Bureauvorſteher gezahlt werden ſoll, oder 
will er eine allgemeine Beſchränkung vornehmen, dies hin⸗ 
reichend deutlich kundgeben. 

Ein Anſchlag im Bureau — an ſichtbarer Stelle — des 
Inhalts: 

„Wegen Zahlungen bis zum Betrage von &... (oder: 

in Amtsgerichtsſachen) beliebe man ſich lediglich an den 

Bureauvorſteher zu wenden“, 
wäre wohl eine ausreichend klare Beſchränkung der Vollmacht. 
Hat jemand ein derartiges Plakat, das ſichtbar angebracht iſt, 
nicht beachtet, ſo iſt im Einzelfall zu prüfen, ob die Nicht⸗ 
kenntnis auf Fahrläſſigkeit“) beruht. Nicht jedes Über⸗ 
ſehen derartiger üblicherweiſe kundgegebener Tatſachen iſt ohne 
weiteres eine Fahrläſſigkeit (anderer Meinung, freilich für 
die Handlungsvollmacht auf Grund angeblichen Handelsgebrauchs: 
Staub [VIII. Aufl.] Anm. 22 zu § 54 S. 56; gegen ihn mit 
Recht: Goldmann, Kommentar zum HGB. 1, 253) 5). Auch 
aus anderen Umſtänden mag ſich die Beſchränkung der Er⸗ 
hebungsbefugnis des Bureauvorſtehers ergeben. Die „Kenntnis“ 
oder das „Kennenmüſſen“ ſolcher Tatbeſtände wird freilich der 
Anwalt beweiſen müſſen, während die Beweislaſt für die im 
Einzelfall entſchuldbare Nichtkenntnis in üblicher unzweideutiger 
Form kundgegebener Beſchränkungen dem Dritten obliegt (vgl. 
Albrecht und Tentler, Anm. 2 auf S. 66). 

VII. Die dem Referat über den Düſſeldorfer Fall ſich 
anſchließende Kritik in der „Kölniſchen Zeitung“ gelangt zu dem 
Ergebnis, daß der Grundſatz, der Bureauvorſteher ſei nur bei 
Vorliegen ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Vollmacht 
zur Empfangnahme von „Parteigeldern“ befugt, vielleicht dem 


) Nicht „grobe Fahrläſſigkeit“. Anders bezüglich der Ver⸗ 
ſicherungsagenten jetzt: §47 RG. über Verſicherungsvertrag. („— wenn 
er die Beſchränkung bei der Vornahme des Geſchäfts kannte oder 
infolge grober Fahrläſſigkeit nicht kannte.“) 

) In gewiſſer Weiſe gegen Staub ſpricht auch die Vorſchrift 
des 8 367 Abſ. 2 HGB., derzufolge der gute Glaube des Erwerbers 
geſtohlener, verlorener oder ſonſt abhandengekommener Wertpapiere 
durch die Veröffentlichung des Verluſtes im „RNeichsanzeiger“ nicht 
ausgeſchloſſen wird: „wenn der Erwerber die Veröffentlichung in⸗ 
folge beſonderer Umſtände weder kannte noch kennen mußte“. 
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Geſetz, nicht aber der Rechtsanſchauung der Geſchäftswelt 
entſpräche. 

Die Beſtimmung des 8 56 HGB., die dem Kaufmann in 
„Fleiſch und Blut“ ſitze, laſſe ihn zwiſchen einem Laden und 
einem Anwaltsbureau keinen Unterſchied machen; die Bedürfniſſe 
des Lebens müßten dazu führen, eine Inkaſſovollmacht des 
Bureauvorſtehers zu vermuten. Dem Anwalt bleibe es un⸗ 
benommen, ſolche Vermutung durch Plakate oder durch briefliche 
Mitteilung an den Dritten auszuſchließen. 

Dieſe Ausführungen beruhen auf einer Verkennung der 
Bedeutung des 8 56 HGB. 

Ganz abgeſehen davon, daß die Vermutung der Abſchluß⸗ 
und Inkaſſovollmacht für das Perſonal in einem Laden oder 
offenen Warenlager ſich nur auf die dort vorgenommenen 
Verkäufe oder Zahlungen bezieht, fo daß der „Angeſtellte“ 
keine generelle Inkaſſovollmacht hat, mithin, wenn er die 
Ware dem Kunden überbringt, nicht erhebungsberechtigt iſt, ſo 
will uns doch die Gleichſtellung des „Ladens“ oder „Waren⸗ 
lagers“ mit dem Anwaltsbureau nicht einleuchten. 

Die Sonderbeſtimmung des S 56 hat ihren Grund in 
den Bedürfniſſen des Detailhandels, bei dem ſich meiſt 
Lieferung und Zahlung Zug um Zug vollzieht. Auf andere 
kaufmänniſche Betriebe, z. B. eine Bank, eine Sparkaſſe, die 
Geſchäftsräume eines Spediteurs, Verſicherers, Frachtführers, 
Kommiſſionärs, Lagerhalters, Druckers, Fabrikanten uſw. findet 
§ 56 (Art. 50 a HGB.) keine Anwendung, (vgl. ROHG. 12, 
38 unten, vgl. auch KG. 10. Dezember 1900 in DIEB. 01 
©. 215 Nr. 16; abweichend dagegen Rieſenfeld im PrVerwBl., 
Jahrg. 21 S. 373). In allen derartigen und ungezählten 
anderen kaufmänniſchen und gewerblichen Betrieben verkehrt 
das Publikum geradeſo und hat Zahlungen zu leiſten, wie in 
Läden und in offenen Warenlägern, ohne daß ihm die 
— unrichtige — Auffaſſung in „Fleiſch und Blut“ übergegangen 
iſt, man könne an jeden der dort anweſenden Angeſtellten 
rechtswirkſam Zahlung leiſten. Ebenſowenig haben die „Be⸗ 
dürfniſſe des Lebens“ bislang die Gleichſtellung aller dieſer 
gedachten Betriebe mit den „Läden“ und offenen „Warenlagern“ 
und ihre Unterſtellung unter 8 56 HGB. erheiſcht. Das 
gleiche iſt in erhöhtem Maße vom Anwaltsbureau zu ſagen. 
Aus der „Vertrauensſtellung“ des Anwalts ergibt ſich das 
zwar unerreichbare Ideal, daß der Anwalt alle und jede 
Tätigkeit ſelbſt erledigt. Da dies nicht möglich, muß er ſich 
für gewiſſe Dinge entlaſten und ſich des Hilfsperſonals, ſpeziell 
ſeines Bureauvorſtehers, bedienen. Aber nun den Verkehr im 
Anwaltsbureau mit dem Ein und Aus im Laden — wo das 
Tuch meterweiſe verkauft wird — gleichſtellen wollen, heißt 
den Anwaltsberuf auf eine Stufe herabdrücken, deren Niedrig⸗ 
ſtand bislang wohl noch in keinem Kulturſtaat erreicht iſt. 

Die Vermukung für eine Inkaſſovollmacht des 
Bureauvorſtehers beſteht ſomit nicht. Auch iſt deren 
geſetzliche Einführung — als den praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen des Verkehrs entſprechend — nicht zu 
erſtreben. 

VIII. Hat der Bureauvorſteher auf irgendeinem der vor⸗ 
ſtehend erörterten Wege Inkaſſovollmacht erlangt, ſo wirken 
ſeine Rechtshandlungen für und gegen den Vollmachtgeber, 
d. h. den Anwalt (5 164 Abſ. 1 Satz 1 BGB.). 


— 


37. Jahrgang. 


Erfordernis hierbei iſt aber, daß die von dem Bureau⸗ 
vorſteher abgegebenen Willenserklärungen „innerhalb ſeiner 
Vertretungsmacht“ liegen. Daraus folgt ſchon, daß die 
„Inkaſſovollmacht“ den Bureauvorſteher nicht berechtigt: 

a) ſtatt der Barzahlung Schecks oder Wechſel oder 
ſonſtige „Leiſtungen an Erfüllungsſtatt“ (8 364 


Abſ. 1 BGB.) anzunehmen (vgl. Staub VIII. Aufl.] 


Anm. 5 sub a zu 8 55 S. 248); 

b) zur Stundung der Schuld oder eines Reſtbetrages 
derſelben. Hierbei darf natürlich nicht überſehen 
werden, daß neben der allgemeinen Inkaſſo⸗ 
Vollmacht des Bureauvorſtehers auch eine aus⸗ 
drückliche oder ſtillſchweigend erteilte Stundungs⸗ 
vollmacht laufen kann. Sie iſt im Verkehr mit den 
„ratenweiſe“ abzahlenden Schuldnern neben der 
Erhebungsbefugnis geradezu ein Bedürfnis für das 
mit vielen „Einziehungsſachen“ betraute Anwalts⸗ 
bureau; 

c) zu Nachläſſen auf Kapital, Zinſen und Koſten; 

d) zur Abgabe und Entgegennahme von Aufrechnungs⸗ 
erklärungen (8 388 BGB.); 

e) zum Abſchluß eines Vertrages über eine Schuld⸗ 
übernahme ($ 414 BGB.) oder zur „Genehmigung“ 
der Schuldübernahme (8 415 BGB.); 

f) zum Abſchluß eines Vertrages, der einen „Vergleich“ 
(8 779 BGB.) oder ein „Schulbverſprechen“ bzw. 
„Schuldanerkenntnis“ (88 780 bis 782 BGB.) zum 
Inhalt hat. Doch gilt auch hier das unter b über 
die Stundungsvollmacht Geſagte; 

g) zur Annahme verſpäteter Zahlungen, falls an 

den Verzug Rechtsnachteile (Verwirkungsklaufeln!) 
geknüpft find. 

Solche Fälle ſind denkbar, wenn dem Schuldner nach 
9 288 BB. (fremde Geldſorten, Effekten!) oder 8 326 BGB. 
eine Friſt geſetzt if. Der Bureauvorſteher iſt nicht berechtigt, 
nach Ablauf der Friſt „die Leiſtung anzunehmen“. Ebenſo 
dürfte er nicht berechtigt ſein, den rückſtändigen Mietzins an⸗ 
zunehmen, wenn dieſer gezahlt werden ſoll, nachdem eine 
Kündigung gemäß 8 554 BGB. oder laut entſprechender Vor⸗ 
schrift des Mietvertrages ausgeſprochen, aber dem Schuldner 
noch nicht zugegangen iſt (vgl. § 554 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). 
Ein ähnlicher Fall wie der letzte kann ſich auf dem Gebiet 
des neuen Verſicherungsrechts ereignen. Der Verſicherer läßt 
gemäß 8 39 Abſ. 1 Satz 1 VVG. dem Verſicherungsnehmer 
eine „Zahlungsfriſt“ durch einen Anwalt beſtimmen. Nach 
dem Ablauf der Friſt kann der Verſicherer das Verſicherungs⸗ 
verhältnis friſtlos kündigen (8 39 Abſ. 1 Satz 3 VVG.) 
Nach Ablauf der Friſt iſt der Bureauvorſteher nicht mehr 
befugt, die Zahlung mit der Rechtswirkung der Heilung des 
Verzuges des Verſicherungsnehmers anzunehmen.“) Die 


9) Auch der Anwakt felbſt nicht, da feine Vollmacht kaum ſo⸗ 
weit gehen wird. Die über dieſelbe Frage bezüglich des Ver⸗ 
ſicherungsagenten ergangenen früheren Entſcheidungen (vgl. Bolze 
Bd. 2 Nr. 1076, Bd. 16 Nr. 467; Baumgartner, Gerichtspraxis 
in Verſicherungsſachen S. 86) ſind nicht verwertbar, weder für die 
im Text behandelte Frage, noch für das neue Verſicherungsrecht 
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Inkaſſovollmacht, ob ſie nun ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
erteilt iſt, muß überall da verſagen, wo durch Annahme einer 
verſpäteten Zahlung Rechtswirkungen für den Machtgeber ein⸗ 


treten, die mit der normalen Erhebung des ſtrittigen Betrages 


nicht verknüpft ſind. Der Bevollmächtigte handelt ſolchen 
Falles eben nicht: „innerhalb der Vertretungsmacht“. Da⸗ 
gegen begreift die Inkaſſovollmacht ohne weiteres in ſich die 
Befugnis: 

Zur Aushändigung und Ausſtellung von Quittungen, zur 
Auslieferung von Wechſeln, Proteſturkunden, Schuldſcheinen, 
vollſtreckbaren Urteilen und Beſchlüſſen, Abtretungsurkunden, 
indoſſablen Papieren, Konnoſſementen, Lagerſcheinen, Fracht⸗ 
briefen, Policen uff., kurz aller ſolcher Papiere, gegen welche 
„Zug um Zug“ Zahlung geleiſtet wird, weil die Verpflichtung 
zur Leiſtung nur „gegen Aushändigung“ der Urkunde beſteht 
(vgl. z. B. 88 368, 371, 410 BGB., 8 448 5 ., Art. 39 
MD. und § 4 Ab. 2 VVG. u. a. m.) | 

Es findet ferner die Rechtsregel des 8 166 Abf. 1 BB. 
Anwendung. 

Willensmängel, Kenntnis oder das Kennenmüſſen gewiſſer 
Umſtände ſind in der Perſon des Bureauvorſtehers, nicht des 
Anwalts erheblich. 

Hat ſich der Bureauvorſteher geirrt, iſt ihm z. B. zu wenig 
oder falſches Geld zugezählt, ſo wirkt das gegen den Anwalt 
und der Rechtsbehelf der Anfechtung ſteht dieſem zu, mag auch 


der Willensmangel in der Perſon ſeines „Vertreters“ liegen. 


Ebenſo iſt für die Frage des „guten Glaubens“, ſofern es ſich 
um einen Eigentumserwerb handelt, z. B. die Vereinnahmung 
fremder Inhaberpapiere (vgl. 88 932, 935 Abf. 2 BGB.), die 
Kenntnis oder das „Kennenmüſſen“ in der Perſon des Bureau⸗ 
vorſtehers erheblich. 

Das gleiche gilt für die Fälle der Anfechtung im Konkurſe 
und außerhalb desſelben. (58 29 ff. KO., §8 3 AnfG.) 

Die „Kenntnis“ des Bureauvorſtehers von den die „Ans 
fechtung“ begründenden Tatſachen, wie Zahlungseinſtellung, 
Eröffnungsantrag, wirken gegen den mit dieſen Tatſachen un⸗ 
bekannten Auftraggeber des Anwalts (vgl. hierzu Jäger, KO. 
2. Aufl. Anm. 20 und 21 zu 8 30 KO. S. 264). 

IX. Das Erloͤſchen der Vollmacht des Bureauvorſtehers 
regelt ſich nach dem der Erteilung der Vollmacht zugrunde lie⸗ 
genden Rechtsverhältnis (8 168 BGB.). Das Rechtsverhältnis 
zwiſchen dem Anwalt und Bureauvorſteher iſt zweifellos ein 
Dienſtvertrag (58 611 ff. BGB.) und zwar ein reiner Dienſt⸗ 
vertrag, kein nach 8 875 BGB. zu beurteilender Geſchäfts⸗ 
beſorgungs vertrag. Alle Möglichkeiten, das Dienſtverhältnis 
zu beendigen, (Zeitablauf, Kündigung) führen auch das Erlöſchen 
der Inkaſſovollmacht mit ſich. Dagegen erliſcht — wie bei 
jedem Dienſtvertrag — durch den Tod des Anwalts die In⸗ 
kaſſovollmacht nicht, obwohl das Ableben des Anwalts den 
Erben das Recht geben kann, den Dienſtvertrag nach 8 626 BGB. 


(vgl. $ 48 Ziff. 4 DIE.), da fie auf dem Handelsgebrauch beruhen, 
wonach der Verſicherungsagent nicht nur präſumtiv inkaſſo⸗ berechtigt 
iſt, ſondern auch den Verſicherer „durch ſolche Handlungen und 
Unterlaſſungen verpflichtet, die mit der Erhebung der Prämien 
in unmittelbarem Zuſammenhang ſtehen.“ Vgl. Albrecht u. Tentler 
S. 98 bei und in Anm. 3 und dort Zitierte. 


| 
| 
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auf fofort zu kündigen (vgl. die analog zu verwendenden Ent⸗ 
ſcheidungen für den Handlungsgehilfen in JW. 01 S. 209 Nr. 9 
und für einen Gewerbegehilfen in JW. 04 S. 421 Nr. 41). 
Andererſeits bringt der Konkurs des Anwalts gemäß 8 23 
Ab. 2 KO. die Vollmacht ſofort zum Erlöſchen. Ä 

Auch der Verluſt der Gefhäftsfähigkeit führt nicht 
das Aufhören der Inkaſſovollmacht herbei, ebenſo nicht Ver⸗ 


zicht auf die Zulaſſung zur Anwaltſchaft oder Aus⸗ 


ſchließung aus derſelben. 

Hierbei iſt zu beachten, daß die Frage des Erlöſchens der 
Prozeßvollmacht (8 86 ZPO.) des Anwalts nichts mit der 
Frage der Inkaſſovollmacht des Bureauvorſtehers zu tun hat, 
da letztere nicht durch erſtere bedingt if. Auch 8 672 
Satz 1 BGB. iſt unanwendbar, da ein reiner Dienſt⸗, kein 
Geſchäftsbeſorgungsvertrag zwiſchen Anwalt und Bureauvorſteher 
beſteht. Daß endlich der „Widerruf“ (8 168 Satz 2 BGB.) 
die Vollmacht aufhebt, ſei nur der Vollſtändigkeit halber 
Fimugefügt. R 

* 

Ob und inwieweit die aus den vorſtehenden Ausführungen 
gewonnenen Ergebniſſe den „Bedürfniſſen des praltiſchen 
Lebens“ entſprechen, mag unerörtert bleiben. Die Darlegungen 
ſollten nur den Zweck haben, die auf die Inkaſſovollmacht 
des Bureauvorſtehers bezüglichen Sätze des geltenden 
Rechts zuſammenzuſtellen und ſo vielleicht Kritik und Erörterung 
darüber, ob neben der auf dem Mannheimer Anwaltstage er⸗ 
örterten Regelung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen Anwalt und 
Klient, neben der geforderten Ordnung der Arbeitsverhältniſſe 
der Bureauangeſtellten der Rechtsanwaltſchaft auch die geſetzliche 
Normierung der Befugniffe des Bureauvorſtehers geboten 
erſcheint, hervorzurufen. 


Eine Bilanz. 
Von Rechtsanwalt Mosler in Lüchow i. Hann. 


Die folgenden Zahlen ſollen einen ziffermäßigen Nachweis 
für die aus Anwaltskreiſen zum Überfluß vorgetragene, vom 
Laienpublikum und Fiskus aber nie recht geglaubte Behauptung 
erbringen, daß das Anwaltsbureau „ſich nicht ſelber ernährt“, 
mit anderen Worten, daß der „Erſatz der Auslagen“ des 
Anwalts, der ihm aus Schreibgebühren, Erſtattung von ver⸗ 
legten Gerichtskoſten, Reiſekoſten und Tagegeldern zufließt, in 
Wirklichkeit kein Erſatz der tatſächlichen Unkoſten des Bureaus iſt. 

Vorauszuſchicken iſt, daß es ſich um eine Amtsgerichts⸗ 
praxis mit einem Reineinkommen aus Notariat und Anwaltſchaft 
von 7 000 bis 8 000 & in einer hannoverſchen Kreisſtadt 
handelt, die mit einem Notariat von zirka 200 Nummern (alſo 
einem ſehr kleinen Notariat) verbunden iſt. 

Das Gericht iſt mit 3 Richtern beſetzt. 

Der Bezirk umfaßt etwa 29 000 Gerichtseingeſeſſene von 
verhältnismäßigem Wohlſtande, hat einen faſt rein ländlichen 
Charakter und wird von 2 Anwälten, die beide Notare find, 
bedient. | 

Der Berechnung liegt eine ſehr ſorgfältige und überſicht⸗ 
liche Buchführung nach dem ſogenannten amerikaniſchen Syſtem 
zugrunde. Die Einnahmen ſind, ſoweit ſie überhaupt auf die 
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Praxis Bezug haben, ihrer Herkunft nach zerlegt in Gebühren 
(aus Notariat und Anwaltſchaft), Vorſchüſſe, wiedererſtattete 
Auslagen und fremde Gelder, die Ausgänge in der gleichen 
Beſchränkung in Bureauunkoſten und fremde Gelder. 

Es ſei bei jenen noch ausdrücklich bemerkt, daß Vorſchüſſe 
regelmäßig nur in teilweiſer Höhe der ſicher zu erwartenden 
Gebühren erhoben und bei endgültiger Erledigung des Kontos 
auch ſtets nur auf Gebühren verrechnet worden ſind. Die Ein⸗ 
gänge an Bureauauslagen werden alſo durch die Vorſchuß⸗ 
buchungen nicht berührt. 

Demnach erzielen wir ein ſchlüſſiges Urteil über die 
Bure au einnahmen und ⸗ausgaben durch Gegenüberſtellung 
der beiden Zahlenkolumnen „Erſtattung von Bureauunkoſten“ 
und „Bureauauslagen“ auf der Soll⸗ und Habenſeite. 

Zugrunde gelegt iſt das Kalenderjahr 1907. 

Es ſetzen ſich nun zuſammen im weſentlichen: 

a) die Einnahmeſeite aus 
1. Stempelgeldern (im Notariat), 
2. Erſatz von Gerichts⸗ und Zuſtellungskoſten und 
Portoauslagen, 
3. Erſtattung von Schreibgebühren, 
4. Sonſtigem (Reiſekoſten und Tagegelder), 
b) die Ausgangsſeite aus 
1. Stempelkoſten (im Notariat), 
2. Gerichts⸗ und Zuſtellungskoſten, 
3. Gehältern, 
4. Sachausgaben (Papier, Formulare, Porti, Miete, 
Telephon, Feuerung, Bedienung und Licht). 

Unter der zum Nachteile des Anwalts leider nicht immer 
zutreffenden Vorausſetzung, daß keine Ausfälle durch Zahlungs⸗ 
unfähigkeit von Schuldnern und Auftraggebern eintreten, iſt es 
ohne weiteres klar, daß ſich ausgleichen: 

a) die Stempelkoſten, weil die eingehenden Beträge als⸗ 
bald wieder für Stempelmarken verausgabt werden, 

b) die Gerichts⸗ und Zuſtellungskoſten und die Porto⸗ 
auslagen, 

c) die (im orliegenden Falle ſeltenen und unerheblichen) 
Reiſekoſten und Tagegelder. 

Der Vergleich läuft alſo im weſentlichen Ergebnis hinaus 
auf eine Gegenüberſtellung der erſtatteten Schreibgebühren und 
der Auslagen für Gehälter und für Miete uſw. (wie oben zu 3 
und 4 mit Ausnahme der Porti). 

Es ſchloſſen nun mit dem 31. Dezember 1907 die beiden 
erwähnten Zahlenreihen ab im Eingange mit 7 516,89 K, im 
Ausgange mit 9 562,52 1. 

Die Ausgaben für das Bureau überſtiegen alſo die Ein⸗ 
nahme aus dem Bureau um 2 045,63 V. 

Beide Kolumnen enthalten nach Maßgabe des Vorgeſagten 
a) an Stempelbeträgen . 4 666,204 

b) an Gerichts⸗ und Zuſtellungskoſten und 
Portoauslagen, wovon 600 „ auf 

Porti entfallen e 

e) an Reiſekoſten uſw. la. 150,00 ⸗ 
Summa . 6033,97 4 


Setzt man dieſe Summen auf beiden Seiten ab, ſo er⸗ 
geben ſich als Reſteinnahme des Bureaus 1 482,92 4, als 


1 217,77 = 


37. Jahrgang. 


Reſtausgabe 3 528,55 &, als Differenz beider natürlich e 
die oben angegebene Summe von 2 045,68 &. 

Wie wir feſtſtellten, ſind dieſe Reſteinnahmen die Schreib⸗ 
gebühren, die Reſtausgabe ſtellt ie e der Gehälter und 
Sachausgaben uſw. dar. 

Damit keine Zweifel über die Nichtigkeit und Angemeſſen⸗ 
heit dieſer letzten Anſätze entſtehen, ſeien ſie im A =. 
näher angegeben: 

a) Gehälter: 

Es war im Anfang etwa 3 Monate lang nur ein Bureau 
vorſteher vorhanden, da ein Schreiber entlaſſen, ein anderer 
aber noch nicht gemietet werden konnte. Erſt vom April ab 
kommen alſo 2 Bureaukräfte in Betracht. Dieſe erhielten im 
ganzen Jahre zuſammen 1 347 & an Gehalt. Es iſt offenbar, 
daß dies außerordentlich wenig iſt. Das Gehalt des jugend⸗ 
lichen Vorſtehers, der neu angeſtellt war, iſt inzwiſchen erheblich 
geſteigert worden, ebenſo das des zweiten Schreibers. 

Dadurch wird das Ergebnis demnächſt alſo noch beträcht⸗ 
lich zuungunſten der Bureau einnahmen verändert. 

b) Sachausgaben: 

Darin befindet ſich die Telephonmiete mit 80 , die 
Haftpflichtprämie mit zirka 200 , Koſten fachwiſſenſchaftlicher 
Bücher und Zeitſchriften. 

An Miete iſt ein Drittel der ganzen Miete für Wohnung 
und Bureau angeſetzt, jedenfalls ſehr wenig, wenn man bedenkt, 
daß dort, wo ein von der Wohnung getrenntes Bureau not⸗ 
wendig iſt, erheblich größere Beträge in Betracht kommen. 

Da die ganze Miete 680 & beträgt, fo entfallen auf das 
Bureau 226,66 &. 

Der Reſt iſt für Papier, Formulare, Feuerung und der⸗ 
gleichen ſächliche Ausgaben verwendet. 

Das Ergebnis iſt alſo, daß das Bureau 2045,63 4 mehr 
gekoſtet als eingebracht hat. 

Da die eigentliche, wirkliche und bleibende Einnahme aus 
dem Bureau (Schreibgebühren) nur 1 482,92 & beträgt, die 
Mehrkoſten aber 2 045,63 & betragen, jo würde das Gleich⸗ 
gewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben des Bureaus nur 
durch eine Erhöhung der Schreibgebühren im Verhältnis von 
1 482,92: 3 528,55, alſo von 10 auf 28,8 & erreicht 
werden. 

So ft. das Bild der Bilanz beim gegenwärtigen Zuſtande. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß bei einem ſehr großen 
Bruchteil der Kollegen mit etwa gleich hohem Reineinkommen 
das Mißverhältnis zwiſchen den Koſten des Bureaus und deſſen 
eigenem Ertrage ſich noch weit ungünſtiger geſtaltet. Man 
braucht nur an die nicht ſeltenen Fälle zu denken, in denen der 
Kleinſtadtanwalt ſchlechterdings gezwungen iſt, ſich bei der 
Niederlaſſung ein Haus zu kaufen, weil Wohnungen mit Bureau, 
wie er ſie braucht, nicht zu mieten ſind, oder an den noch 
häufigeren Fall, daß er 2 Wohnungen mieten muß, die eine 
als Familienwohnung, die andere als Bureau, die letztere be⸗ 
ſtimmt „an der Lage“ d. h. verhältnismäßig teuer. 

Schon in dieſen zahlreichen Fällen ſteigt die Unterbilanz des 
Bureaus gegenüber unſerm Beiſpiel. Sie wird ferner in den 
meiſten Fällen noch ungünſtiger ſein, weil die perſönlichen Aus⸗ 
gaben an Gehältern für die Angeſtellten gerade in unſerem 
Bilanzjahre beſonders niedrig geweſen find. Als Durchschnitt 
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wird man für Gehälter nicht 1 300,00 &&, ſondern vielleicht 
1800,00 & einſetzen müſſen. Das wird die Unterbilanz noch 
weſentlich ſteigern. 

Verbeſſert kann ſie bei dem jetzigen Satze der Schreib⸗ 
gebühren nur werden, wenn der Umfang der ganzen Praxis 
ſtark wächſt. Alsdann werden die Unkoſten verhältnismäßig 
ſinken, aber auch nur bis zu ſehr unſicheren Grenzen. Denn 
dann wird das Perſonal meiſt bald vermehrt werden müſſen, 
die Unkoſten ſchwellen alſo dadurch bald und ſehr fühlbar an. 

Wie muß die Bilanz aber bei einer Praxis von noch ge⸗ 
ringerem Umfange ausſehen! Eine Praxis von 7000 bis 8 000 & 
ſtellt doch wohl einen günſtigen Durchſchnitt dar. 

Eine intereſſante Aufgabe iſt es nun, feſtzuſtellen, wie dieſe 
Jahresbilanz ſchätzungsweiſe nach der geplanten Reform aus⸗ 
ſehen würde unter Zugrundelegung der von amtlicher Seite 
durchſchnittlich angenommenen Pauſchſätze. 

Zum Zwecke dieſes Vergleichs iſt zunächſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß beim alten Stande Schreibgebühren und Porti 
ohne weiteres zu trennen waren als ſelbſtändig zu berechnende 
Auslagen, während nach dem Entwurf die Pauſchſätze für die 
Zivilprozeſſe Schreibgebühren und Porti umfaſſen, alſo an 
deren Stelle einzuſetzen ſind. Ferner iſt eine Scheidung vor⸗ 
zunehmen zwiſchen den amtsgerichtlichen Zivilprozeſſen, für die 
der durchſchnittliche Pauſchſatz zu berechnen iſt einerſeits, und 
der ganzen übrigen Praxis einſchließlich des Notariats andererſeits. 

Dieſe letztere ſoll zuerſt vorgenommen werden. 

Nach obigem brachte die ganze Praxis 1 482,92 % Schreib⸗ 
gebühren ein, wozu im ganzen 600 & Porti traten. Die 
Summe beider Poſten betrug alſo 2 082,92 &. 

Die übrige Praxis im obigen Sinne beſtand nun in der 
weſentlichen Hauptſache aus folgenden Teilen mit den ſchätzungs⸗ 
weiſe feſtgeſtellten Spezialeingängen an Schreibgebühren und 

ori: © | 
’ a) Notariat (207 Nummern), genau 
b) Privatklageſachen (50 Nummern), je mit 

1,50 „ im Durchſchnitt angenommen, 

meines Erachtens ſehr reichlich 
c) übrige Strafſachen (40 Nummern), je mit 

0,30 & angenommen. In der Mehrzahl 

wohl weniger, weil oft nur der Haupt⸗ 

verhandlungstermin gegen Vorſchuß wahr⸗ 
genommen wird, dann aber Schreib⸗ 
gebühren und Porti überhaupt nicht er⸗ 

wachſen. a 3 
d) Korreſpondenzprozeſſe von höherem Streit: 

wert (15 Nummern), je mit 4 & ans 

genommen 
e) ſonſtige Praxis Mahnſachen, Roful- 
tationen uſw., etwa 200 er je 

mit ,5 04...» 


113,00 4 


75,00 » 


100,00 s 
in 8 .. 360,00 4. 
Zieht man die Endſumme von der Geſamtſumme von 
2082,92 & ab, ſo erhält man als Eingang die Schreib⸗ 
gebühren mit Porti aus der (übrigen) amtsgerichtlichen 
Zivilprozeßpraxis und die Summe von 1422,92 K. 
Mit dieſer Summe iſt die auf Grund 8 
berechnende Sunnne zu vergleichen. 
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Dieſer Teil der Praxis ſetzt ſich aus 360 Zivilprozeſſen 
mit der ſachlichen Zuſtändigkeit des Amtsgerichts zuſammen. 
Hiervon ſollen, obgleich es in Wirklichkeit mehr ſind, nur 10 
als Armenſachen abgeſetzt werden, bei denen die Auslagen 
nicht wieder eingehen (von den Gebühren ganz zu ſchweigen). 
Dann verbleiben alſo 350 Nummern, für die der Pauſchſatz 
zu berechnen iſt. | 

Wenn wir den amtlicherſeits angenommenen Durchſchnitts⸗ 
ſatz von 3,54 4 für jede Sache zugrunde legen und an⸗ 
nehmen, daß jede zweite Sache zur Vollſtreckung gelangt und 
dieſen Teil mit je 0,50 & berückſichtigen, fo würden 850 Sachen 
ergeben: 

N a) im Prozeß 350 & 3,54% = . 1 239,00 , 
b) in der Vollſtreckung 175 x 0,50 & = 77,50 =, 
in Summa. . 1 326,50 &. 

Daraus ergibt ſich: aus der übrigen Praxis kommen für 
Schreibgebühren und Porti ein 360 &, aus der unter die 
Reform fallenden Praxis 1 326,50 &, ins geſamt alſo 
1 686,50 M. 

Ohne die Reform kamen für Schreibgebühren und Porti 
ein 2082,92 *, mit der Reform beträgt die Summe der 
vereinnahmten Schreibgebühren und Porti nur noch 1 686,50 * 
die Reform koſtet alſo dem Bureau weitere 396,43 %; um 
dieſen Betrag würde die oben nachgewieſene, ohne die Reform 
ſchon vorhandene Unterbilanz alſo ſteigen von 2 045,63 4 auf 
2442,05 . | 

Dieſe Verſchlechterung der Bilanz würde allerdings wenigſtens 
zu einem Bruchteil wohl ausgeglichen werden durch die Vermehrung 
der Mandate, die die geplante Erhöhung der Zuſtändigkeits⸗ 
ſumme dem Amtsgerichtsanwalte bringen wird. Daß ſie da⸗ 
durch ganz ausgeglichen würde, wird auch der Optimiſt nicht 
glauben. 

Aber ſei dem wie es wolle, die große, ſchon ohne die Re⸗ 
form vorhandene Unterbilanz des Bureaus wird durch die 
Reform, wie ſie geplant iſt, ganz ſicher nicht befeitigt werden. 

Der jetzt herrſchende, durch die Reform nach den vorſtehen⸗ 
den Berechnungen nicht gebeſſerte, ſondern mit allergrößter 
Wahrſcheinlichkeit noch verſchlechterte Zuſtand iſt höchſt beklagens⸗ 
wert. Nach der Zweiteilung der Bezüge des Anwalts in Ge⸗ 
bühren und Auslagen zu ſchließen, ſteht das Geſetz an ſich auf 
dem Standpunkt, daß die Gebühren der reine Verdienſt des 
Anwalts, die Auslagen für vas Bureau aber durch die wieder⸗ 
einkommenden „Auslagen“ gedeckt ſein ſollen. 

Mit anderen Worten wie ſchon oben geſagt: das Bureau 
des Anwalts ſoll ſich ſelbſt ernähren. Die ſoeben aufgemachte 
Bilanz beweiſt aber unwiderleglich an einem in allen weſentlichen 
Zügen für eine ſehr große Anzahl von Fällen typiſchem Falle, 
daß das Bureau ſich nicht ernährt, daß der Anwalt vielmehr 
von ſeinen Gebühren die verhältnißmäßig ungeheure Summe 
von 2 045,63 & oder noch mehr an die Erhaltung feines 
Bureaus verwenden muß. Das iſt ein Mißſtand, den die 
Gebührengeſetze von vornherein offenbar nicht gewollt haben und 
vielleicht von vornherein auch nicht notwendig ſchaffen mußten, 
den aber jedenfalls die große Verſchiebung aller wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe im Laufe der letzten Jahrzehnte namentlich in der 
Richtung des Sinkens des Geldwertes ſchließlich notwendig er⸗ 
zeugen mußte. Eine ſolche Summe von den verdienten Gebühren 
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bloß zur Deckung der beruflichen Unkoſten abgeben zu müſſen, 
iſt eine ſchlechte Belohnung für die aufreibende, verantwortungs⸗ 
volle Arbeit des Rechtsanwalts in jedem Falle. Beſonders un⸗ 
billig aber wirkt fie gegenüber dem Amtsgerichtsanwalte, der 
ſich mit einer großen Anzahl von Mandaten in umfangreicher 
und vielfach ermüdender Kleinarbeit ſeine ſo überaus beſcheidenen 
Gebühren verdienen muß. Aber den Anwalt liebt keiner, ob⸗ 
gleich ihn jeder braucht. Die Not des Anwalts iſt dem Laien 
Hecuba. Dann mag man ſich aber die Tatſache vor Augen 
halten, daß die große Maſſe der Bureauangeſtellten des Anwalt⸗ 
ſtandes den Anſpruch auf eine auskömmliche und angemeſſene 
Bezahlung hat, daß dieſem Anſpruche aber nur ein Anwaltſtand 
gerecht werden kann, der ſelbſt angemeſſen bezahlt wird. 

Und zum Schluß: es iſt ſchließlich nicht zu verſtehen, 
warum der Fiskus, wenn er einſieht, daß er ſelbſt bei den 
veränderten Zeitläufen mit dem bisherigen Satz ſeine Bureau⸗ 
unkoſten nicht mehr decken kann, dieſelbe Einſicht nicht gegenüber 
den Anwälten walten läßt. Justitia fundamentum regnorum? 


— — — 


Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Geheimen Juſtizrat Dr. Seelig, Juſtizrat Scheele und 
Geheimen Juſtizrat Hacke zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. bis 28. November 
1908 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. ö 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

1. Art. 52, 53, 67 Abſ. 2 EGBGB. in Verb. mit 
8 1128 BGB. und den 88 20, 55, 90 Abſ. 2 8G. Er⸗ 
ſtreckung der Hypothek auf die Entſchädigungsanſprüche für den 
Bergbaubetrieb, Übergang auf den Erſteher.] 

In dem Vorprozeſſe des Klägers gegen den Fürſten H.⸗O. 
wurde der letztere, weil durch ſeinen Bergbau das Grundſtück 
Kl.⸗D. Nr. 254, das der Kläger damals beſaß, beſchädigt 
worden war, durch Urteil vom 18. Februar 1905 verurteilt, 
den früheren Zuſtand der Gebäude wiederherzuſtellen, die Miets⸗ 
ausfälle zu erſetzen und an Kläger 4706 & zu zahlen. In 
dem Urteile wurde bemerkt, daß die etwa nach Wiederherſtellung 
der Gebäude noch weiter eintretenden Beſchädigungen bei der 
gegenwärtigen Schadensberechnung unberüdfichtigt blieben. 
Nachdem auf Betreiben der Sparkaſſe in K. wegen der für 
dieſe an erſter Stelle eingetragenen Hypothek das Grundftüd 
zur Zwangsverſteigerung gebracht und von der Beklagten, die 
jetzt den Bergbau als Rechtsnachfolgerin des Fürſten H. be⸗ 
treibt, für das Meiſtgebot von 22 100 & erſtanden worden 
war, machte der Kläger einen weiteren Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Beſchädigung des Grundſtückes durch den Bergbau 
gegen die Beklagte geltend. Er bemaß dieſen Schaden auf 
7 994 4, weil im Vorprozeſſe der Wert des Grundſtückes im 
beſchädigten Zuſtande auf 30 094 & angenommen worden ſei, 
nach dem Ergebniſſe der Zwangsverſteigerung aber der Wert 
nur noch 22 100 „ betrage. Mit der Klage verlangte er 
Zahlung des Teilbetrages von 1000 & nebſt Zinſen. Der 
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erſte Richter erachtete den von der Beklagten in erſter Linie 
erhobenen Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache für 
durchgreifend und wies die Klage ab. In II. Inſtanz erhöhte 
der Kläger ſeinen Klaganſpruch auf 2600 & nebſt Zinſen. 
Der zweite Richter wies die Berufung des Klägers zurück; er 
erklärte den von der Beklagten erhobenen Einwand der 
mangelnden Altivlegitimation des Klägers für begründet. 
Reviſion iſt zurückgewieſen: Der Berufungsrichter erachtet den 
Kläger zur Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruches wegen 
angeblicher Beſchädigung des früher dem Kläger gehörigen 
Grundſtückes durch den Bergbaubetrieb der Beklagten für nicht 
legitimiert, weil nach Art. 52, 53, 67 Abſ. 2 EGBGB., 
8 1128 BGB. ſich die Hypothek der die Zwangsverſteigerung 
des Grundſtückes betreibenden Sparkaſſe auch auf den an⸗ 
geblichen Schadenserſatzanſpruch erſtrecke und daher gemäß 
88 20, 55, 90 Abi. 2 3G. der Anſpruch auf die Beklagte 
ſelbſt als Erſteherin des Grundſtückes mitübergegangen ſei. Die 
Reviſion macht hiergegen geltend, die Art. 52, 53 EGBGB. 
enthielten keine Vorſchrift, durch die der Kreis der in den 
88 1120 ff. BGB. aufgeführten Gegenſtände, auf die ſich die 
Hypothek erſtrecke, erweitert werde, dieſe Beſtimmungen des 
BGB. ſeien nur teilweiſe für entſprechend anwendbar erklärt 
auf das durch jene Geſetzesvorſchriften geordnete Teilungsver⸗ 
fahren. Es iſt jedoch dem Berufungsrichter beizutreten. Nach 
Art. 52, 58 Abſ. 1 Satz 1 EGBGB. hat im Falle der Ent 
eignung einer Sache auf Grund Reichsgeſetzes ein Dritter, dem 
an der Sache ein Recht zuſteht, wofür eine beſondere Ent⸗ 
ſchädigung nicht gewährt wird, nach dem Maße der Beein⸗ 
trächtigung ſeines Rechtes an dem Entſchädigungsanſpruche die⸗ 
ſelben Rechte, die ihm im Falle des Erlöſchens ſeines Rechtes 
durch Zwangsverſteigerung an dem Erlöſe zuſtehen, und finden, 
wenn die Entſchädigung dem Eigentümer eines Grundſtückes zu 
gewähren iſt, auf den Entſchädigungsanſpruch die Vorſchriften 
des 8 1128 BGB. entſprechende Anwendung. Da nach dem 
durch Art. 37 Pra. dem 8 148 Allg Berg. vom 
24. Juni 1865 hinzugefügten Abſ. 2 den Hypotheken-, Grund⸗ 
ſchuld⸗ und Rentenſchuldgläubigern für Beſchädigung des Grund⸗ 
eigentums durch den Betrieb eines Bergwerkes eine beſondere 
Entſchädigung nicht gewährt wird, haben die Gläubiger von 
Hypotheken, die auf einem durch Bergbau beſchädigten Grund⸗ 
ſtücke eingetragen find, hinſichtlich des dem Grundſtückseigen⸗ 
tümer zuſtehenden Entſchädigungsanſpruches die vorgenannten 
Rechte. Der 8 1128 BGB. aber bezeichnet erſchöpfend die 
Rechtswirkungen, die damit verbunden ſein ſollen, daß gemäß 
8 1127 Abſ. 1 BGB. die Hypothek ſich auf die Forderung 
gegen den Verſicherer aus einer Gebäudeverſicherung erſtreckt. 
Insbeſondere find nach Abſ. 2 des 8 1128 hinſichtlich der 
Rechte der Hypothekengläubiger auf die Forderung aus der 
Verſicherung die für eine verpfändete Forderung geltenden Vor⸗ 
ſchriften zur Anwendung zu bringen, ſoweit nicht Abſ. 1 Abs 
weichendes beſtimmt. Danach kann die im Art. 53 Abſ. 1 
EGBGB. über die entſprechende Anwendung des 8 1128 BGB. 
gegebene Vorſchrift in Verbindung mit Art. 67 Abſ. 2 EGBGB. 
nicht anders aufgefaßt werden, als daß die Hypothek auf den 
Entſchädigungsanſpruch, der dem Eigentümer wegen Enteignung 
des belaſteten Grundſtückes oder wegen Beſchädigung durch 
Bergbau zuſteht, ſich ebenſo „erſtreckt“ wie auf die Forderung 
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aus der Gebäudeverſicherung. Dies findet eine weſentliche 
Beſtätigung in den Beſtimmungen des Art. 5 3 Abſ. 2 EGBGB. 
Im Satze 1 des Abſ. 2 iſt ausdrücklich von einer „Haftung“ 
des Entſchädigungsanſpruches die Rede, die unter gewiſſen 
Vorausſetzungen bezüglich einer Reallaſt oder eines hypo⸗ 
thekariſchen Rechtes erlöſchen fol, und dieſe Vorausſetzungen 
ſind die gleichen, unter denen hinſichtlich der Forderung aus 
einer Verſicherung, auf die nach 8 1127 Abſ. 1 BGB. die 
Hypothek fi „erſtreckt“, gemäß 5 1127 Abſ. 2 BGB. die 
„Haftung“ erliſcht. Ferner beſtimmt Art. 53 Abſ. 2 Satz 2 
EG BGB., daß, wenn die Entſchädigung wegen Benutzung des 
Grundſtückes oder wegen Entziehung oder Beſchädigung von 
Früchten oder von Zubehörſtücken zu gewähren iſt, die Vor⸗ 
ſchriften des 8 1123 Abſ. 2 Satz 1 und des § 1124 Abſ. 1, 3 
BGB. entſprechende Anwendung finden; dieſe Vorſchriften bes 
treffen aber ebenfalls das Freiwerden von Forderungen, auf 
die ſich die Hypothek „erſtreckt“, nämlich der Miets⸗ und 
Pachtzins forderungen, von der „Haftung“ für die Hypothek. 
Daraus iſt zu entnehmen, daß die den Hypothekengläubigern 
durch die Art. 52, 53, 67 Ab. 2 EGBGB. Art. 37 
Prag BGB. hinſichtlich der fraglichen Entſchädigungsanſprüche 
gewährten Rechte den Inhalt haben, daß die Hypothek ſich auf 
die Entſchädigungsanſprüche als Gegenſtände der Haftung 
„erſtreckt.“ (Wird noch näher begründet.) Hiernach hat der 
Berufungsrichter mit Recht angenommen, daß der fragliche 
Entſchädigungsanſpruch durch den Zuſchlag des in Rede ſtehenden 
durch den Bergbau beſchädigten Grundſtückes auf die Beklagte 
als Erſteherin übergegangen und daher der Kläger als früherer 
Eigentümer des Grundſtückes nicht mehr zur Geltendmachung 
des Entſchädigungsanſpruches legitimiert if. M. c. H.⸗W., 
U. v. 7. Nov. 08, 550/07 V. — Breslau. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

2. 8 12 BGB. verb. mit 8 39 HGB., 88 14, 15 
Waren G., 88 1 und 4 Unl WG.] 

A. L. Liberty hat im Jahre 1875 in London unter einer 
mit ſeinem Namen übereinſtimmenden Firma ein Geſchäft zur 
Fabrikation und zum Verkauf von Seiden und Manufaktur⸗ 
waren gegründet, welches im Jahre 1894 unter der Firma 
Liberty & Co. Limited in eine Aktiengeſellſchaft umgewandelt 
wurde. Dieſe hat beantragt, die Beklagten, nämlich die offene 
Handelsgeſellſchaft Buſſe's Liberty⸗Haus in Berlin zu ver⸗ 
urteilen, ſich der Benutzung des Namens „Liberty“ im geſchäft⸗ 
lichen Verkehr, auf ihrem Firmenſchild und ihren Druckſachen 
zu enthalten, ſowie das Wort „Liberty“ aus ihrer im Handels⸗ 
regiſter des AG. I Berlin eingetragenen Firma „Buſſe's 
Liberty⸗Haus“ zu entfernen oder die Firma löſchen zu laſſen. 
Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion blieb erfolglos: 
Das KG. iſt zu dem Ergebniſſe gelangt, daß das Wort 
„Liberty“ wie in anderen Ländern, ſo auch in Deutſchland ſich 
als „Bezeichnung eines gewiſſen Gewebes von Stoffen ohne 
Rückſicht auf deren Herkunft“, als eine „bloße Beſchaffenheits⸗ 
angabe für leichte, weiche, glänzende Gewebeſtoffe“ allgemein 
eingebürgert hat, wobei nicht mehr an den urſprünglichen Her⸗ 
ſteller dieſer Stoffe oder ſeinen Geſchäftsbetrieb gedacht wird. 
Ein Rechtsirrtum iſt bei dieſer Feſtſtellung, welche weſentlich 
auf tatſächlichen Erwägungen beruht, nicht erkennbar. Mit 
Recht hat das KG. insbeſondere entſcheidendes Gewicht auf 
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die Auffaſſung des konſumierenden Publikums gelegt und 
es für unerheblich erklärt, wenn wirklich einzelne Händler ſich 
des urſprünglichen Zuſammenhangs des Wortes Liberty mit 
dem Geſchäfts betriebe des Gründers der Klägerin noch bewußt 
fein ſollten. L. c. B., U. v. 21. Okt. 08, 641/07 I. — Berlin. 

3. 893 BGB. Iſt eine Motoranlage durch Einbringung 
in einen Mühlenanbau Beſtandteil geworden ?] 

Es fragt ſich, ob die Sauggasmotoranlage als weſentlicher 
Beſtandteil einer „Sache“, die ihrerſeits weſentlicher Beſtand⸗ 
teil des in Rede ſtehenden Grundſtückes iſt, nach Maßgabe des 
8 93 BGB. zu gelten hat. Der Berufungsrichter verneint 
dieſes. Er erklärt zwar ohne weitere Begründung die Anlage 
als Beſtandteil des „Gebäudes“, in dem ſie ſich befindet, führt 
aber dann eingehend aus, dieſer Beſtandteil ſei kein weſentlicher, 
weil die Motoranlage aus dem fraglichen Gebäude ohne Schaden 
entfernt werden könne und das Elektrizitätswerk ebenſowenig 
wie das Mühlenwerk durch die Entfernung der Gasmotor⸗ 
anlage in ihrem Weſen verändert werden würde. Ob letzteres zus 
treffend wäre, wenn das „Elektrizitätswerk“ oder das „Mühlen⸗ 
werk“ als eine „Sache“ und die Motoranlage als Beſtandteil 
einer ſolchen Sache anzuſehen wäre, kann dahingeſtellt bleiben. 
Zunächſt iſt zu prüfen, ob die Motoranlage durch die Ein⸗ 
bringung in den Mühlenanbau Beſtandteil geworden iſt. Dies aber 
iſt entgegen dem Berufungsrichter auf Grund ſeiner eigenen tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen zu verneinen. Als Beſtandteile einer 
Sache find, wie der erkennende Senat wiederholt (RG. 63 
S. 173, 418; 67, 32) und auch der VII. ZS. in dem zum Ab⸗ 
drucke beſtimmten Urteile vom 29. Mai 1908 VII. 411/075) 
ausgeſprochen hat, diejenigen körperlichen Gegenſtände anzuſehen, 
die entweder von Natur eine Einheit bilden, oder durch Ver⸗ 
bindung miteinander ihre Selbſtändigkeit dergeſtalt ver⸗ 
loren haben, daß ſie fortan, ſolange die Verbindung dauert, 
als eine einzige Sache erſcheinen. Vorliegend aber hat die 
Sauggasmotoranlage durch die Einbringung in den Mühlen⸗ 
anbau ihre körperliche Selbſtändigkeit nicht verloren. Der Gas⸗ 
motor iſt an dem im Innern des Anbaus auf dem Fußboden 
errichteten Beton⸗Fundamente nur durch Schrauben befeſtigt und 
kann ohne Schwierigkeit losgelöſt werden. Das gleiche gilt von 
der nach dem Generator führenden Rohrleitung. Der Generator 
iſt ohne jede Verbindung mit dem Fußboden oder den Wänden 
des Anbaus aufgeſtellt. Die ganze Anlage iſt eine katalog⸗ 
mäßig gehandelte Ware und nicht etwa für das Mühlenwerk 
individuell hergeſtellt. Sie kann auch jederzeit, ohne daß die 
Geſtaltung, die ſie hatte, eine weſentliche Veränderung erleidet, 
aus dem Anbau wieder entfernt werden. Zwar iſt zur Ent⸗ 
fernung des großen Schwungrades ein ſeiner Größe entſprechender 
Ausbruch am Fenſter und vielleicht auch zur Herausſchaffung 
des Generators aus dem Nebenraum des Anbaus eine Ver⸗ 
größerung der Türöffnung erforderlich. Jedoch handelt es ſich 
dabei, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, nur um geringfügige 
bauliche Veränderungen, und der frühere Zuſtand kann in kurzer 
Zeit und ohne erhebliche Koſten wiederhergeſtellt werden. Aus 
alledem folgt, daß die Sauggasmotoranlage in allen ihren 
Teilen die körperliche Selbſtändigkeit, die ſie vor der Ein⸗ 
bringung in den Mühlenanbau hatte, auch weiter behalten hat. 
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Demnach fehlt für die Annahme der Beſtandsteilseigenſchaft der 
Anlage die weſentlichſte Vorausſetzung, daß die Anlage durch 
Verbindung mit anderen Sachteilen die körperliche Selbſtändig⸗ 
keit verloren hat. H. c. G., U. v. 24. Okt. 08, 620/07 V. 
— München. 

4. 8 93 BGB. Lokomobile nicht weſentlicher Beſtandteil 
des Gebäudes, wenn ſie ihre körperliche Selbſtändigkeit nicht 
verloren hat.] 

Der Berufungsrichter hat im Beginne ſeiner rechtlichen 
Beurteilung des von ihm feſtgeſtellten Sachverhalts den Begriff 
eines Beſtandteils zutreffend und im Einklange mit der Recht⸗ 
ſprechung des erkennenden Senates (RG. 63 S. 173, 418; 
67, 32) und auch mit dem Urteile des VII. 3 S. vom 29. Mai 
1908 VII. 411/07 beſtimmt. Demnächſt aber hat er bei der 
Anwendung dieſer Begriffsbeſtimmung auf den vorliegenden 
Fall doch das weſentlichſte Erfordernis für die Beſtandteils⸗ 
eigenſchaft außer acht gelaſſen: daß nämlich der betreffende 
Gegenſtand durch die Verbindung mit anderen Sachteilen die 
körperliche Selbſtändigkeit verloren haben muß. Die 
ſtreitige Lokomobile, die eine katalogmäßig gehandelte, nach 
einem allgemeinen Typus gearbeitete Ware iſt, hat, wie der 
Berufungsrichter ſelbſt feſtſtellt, ihre Eigenſchaft als „Lokomobile“, 
das iſt als vom Platze bewegbarer Gegenſtand behalten; ſie 
iſt mit dem Fundamente, auf dem ſie ruht, überhaupt nicht 
verbunden und die Verbindungen mit dem Blechſchornſtein und 
den Kondens⸗ und Keſſelwaſſerabflußleitungen, die ihrerſeits mit 
dem Keſſelhauſe in Verbindung ſtehen, ſind leicht lösbar. Auch 
kann die Lokomobile ohne jede Beſchädigung des Mauerwerks 
aus dem Keſſelhauſe entfernt werden. Danach iſt die Lokomobile 
auch nach ihrer Einbringung in das Keſſelhaus ein ſelbſtändiger 
körperlicher Gegenſtand geblieben. Daher iſt ſie nicht zum 
Sachteile ſei es des Keſſelhauſes ſei es der ganzen Dampf⸗ 
mahlmühle oder einer etwa das Grundſtück mit den Gebäuden 
umfaſſenden Sache geworden. Die Momente, die dem Be⸗ 
rufungsrichter für die Annahme der Beſtandteilseigenſchaft der 
Lokomobile maßgebend find, ergeben nicht, daß das vorbezeichnete 
Erfordernis für die Beſtandteilseigenſchaft vorliegt. Aus dem 
Umſtande zunächſt, daß die Lokomobile die einzige treibende 
Kraft der Dampfmahlmühle iſt, folgt nicht, daß die Lokomobile 
ihre körperliche Selbſtändigkeit verloren hat. Nach 8 97 Abſ. 1, 
8 98 Nr. 1 BGB. find bei einer Mühle Maſchinen, die, ohne 
Beſtandteil zu fein, zu dem Betriebe beſtimmt find, Zubehör, 
wenn ſie zu der Mühle in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden 
räumlichen Verhältniſſe ſtehen. Daraus folgt, daß die bei einer 
Mühle die treibende Kraft bildenden Maſchinen, die in dem 
genannten räumlichen Verhältniſſe zu der Mühle ſtehen, Zubehör 
ſind, ſofern ſie ſich nicht als Beſtandteile der Mühle darſtellen. 
Beſtandteile aber ſind ſolche Maſchinen eben nur dann, wenn 
ſie durch die Einbringung in die Mühle ihre körperliche Selb⸗ 
ſtändigkeit verloren haben. Ferner wird auch durch den vom 
Berufungsrichter zur Begründung feiner Anſicht weiter heran⸗ 
gezogenen Umſtand, daß das Fundament ſpeziell für die Loko⸗ 
mobile hergeſtellt und das Keſſelhaus durch Herausrücken der 
Vorderwand und Errichtung einer Querwand den Größen⸗ 
verhältniſſen der Lokomobile angepaßt worden iſt, das vor⸗ 
bezeichnete Erfordernis für die Beſtandteilseigenſchaft der Loko⸗ 
mobile nicht geboten. Die Herſtellung des Fundaments und 
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die baulichen Veränderungen am Kıflelkaufe erfolgten nur, um 
die Lokomobile am zweckmäßigſten für den Betrieb der Mühle 
verwenden zu können. Die körperliche Selbſtändigkeit wurde 
der Lokomobile dadurch nicht genommen. Ebenſowenig aber iſt 
dies endlich dadurch geſchehen, daß die Einbringung der Loko⸗ 
mobile in das Keſſelhaus in der Weiſe erfolgt iſt, daß, wie 
der Berufungsrichter erklärt, die Lokomobile dem Beſchauer 
vollſtändig in das Gebäude eingelagert erſcheint; denn die 
Lokomobile kann jederzeit von dem Fundamente, auf dem fie 
ſteht, abgehoben und, wie ſie als ſelbſtändiger körperlicher 
Gegenſtand in das Gebäude hineingebracht worden iſt, ſo durch 
das vorhandene Tor auch wieder hinausgeſchafft werden. Hiernach 
ergibt ſich aus dem vom Berufungsrichter hinſichtlich der Ein⸗ 
bringung und Aufſtellung der Lokomobile feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalte, wenn deſſen rechtlicher Beurteilung die für die Beſtand⸗ 
teilseigenſchaft aufzuſtellenden Erforderniſſe zugrunde gelegt 
werden, nach keiner Nichtung, daß die Lokomobile weſentlicher 
Beſtandteil des in Rede ſtehenden Grundſtücks iſt. Deshalb 
iſt das Eigentum, das die Klägerin bei dem Verkaufe der 
Lokomobile ſich vorbehalten hat, durch die Einbringung der 
Lokomobile in das Keſſelhaus nicht gemäß 8 946 BGB. unter: 
gegangen. Mit Recht verlangt daher die Klägerin Verurteilung 
der Beklagten zur Anerkennung des Eigentums und Bewilligung 
der Freigabe der Lokomobile von der auf ihren Antrag ein⸗ 
geleiteten Zwangsverſteigerung des fraglichen Grundſtücks. 
W. c. R, U. v. 24. Okt. 08, 328/08 V. — Königsberg. 

5. 8 154 BGB. Zeitpunkt für die Seen ber 
Schriftlichkeit eines Vertrages.] 

Rechtsirrig iſt der Ausſpruch des Berufungsrichters, daß 
die Vereinbarung einer beſonderen Beurkundung die Gultigkeit 
eines Vertrages nur dann beeinträchtige, wenn die Beurkundungs⸗ 
abrede der vollſtändigen Willenseinigung vorhergegangen iſt. 
Mit Unrecht beruft er ſich hierfür auf die Entſcheidung des 
RG. 62, 78. Dieſe ſchließt für den Fall der erſt nach voll 
kommener Willenseinigung erfolgten Formvereinbarung nur die 
Vermutung des Abſ. 2 des 8 154 BGB. aus, ſpricht ihr aber 
nicht jede Bedeutung ab und verlangt, daß die Tragweite einer 
ſolchen nachträglichen Abrede nach Lage des Falles beurteilt 
werde. Hieran iſt feſtzuhalten. A. c. G., U. v. 4. Nov. 08, 
33/08 V. — Stettin. 

6. § 196 BGB. Die Forderung aus einem e 
Bauentrepriſevertrag unterliegt der kurzen Verjährung des § 196.] 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt davon ab, ob 
der von der Klägerin erhobene Anſpruch der kurzen Ver⸗ 
jährung des 8 196 BGB. unterliegt. Dieſe Frage iſt mit 
den Vorinſtanzen zu bejahen. Nach der genannten Vorſchrift 
unter Ziff. 1 verjähren in zwei Jahren die Anſprüche der 
Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, die ein 
Kunſtgewerbe betreiben, für Lieferung von Waren, Ausführung 
von Arbeiten und Beſorgung fremder Geſchäfte, mit Einſchluß 
der Auslagen, es ſei denn, daß die Leiſtung für den Gewerbe⸗ 
betrieb des Schuldners erfolgt iſt. Trifft die letztere Ausnahme 
zu, ſo verjährt nach der Vorſchrift des Abſ. 2 daſelbſt der 
Anſpruch in vier Jahren. Es kommt aber auf dieſen Unter⸗ 
ſchied im vorliegenden Fall nicht an. Denn nach der von 
Rechtsirrtum freien Auslegung, die der Berufungsrichter dem 
Bauvertrage gegeben hat, war die für die Herſtellung der 
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Bauten vereinbarte Vergütung ſpäteſtens mit dem Ablaufe des 
Garantiejahres, alſo zum 1. Januar 1902, zu zahlen. Der 
Lauf der Verjährungsfriſt begann daher nach 8 198 daſ. an 
dieſem Tage, und ſowohl die zweijährige als auch die vier⸗ 
jährige Verjährung würde vor der im Mai 1906 erfolgten 
Klagezuſtellung vollendet ſein. Im übrigen liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anwendung des 8 196 Ziff. 1 vor. Gegen⸗ 
ſtand des mit der Einrede der Verjährung bekämpften Anſpruchs 
iſt nach der nicht angefochtenen Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
richters die Forderung eines Kaufmannes der Firma G. & N. 
Dieſe Forderung iſt für die Lieferung von Waren und Aus⸗ 
führung von Atbeiten, mit Einſchluß der Auslagen, entſtanden. 
Durch die Abtretung der Forderung an die Klägerin iſt ihre 
Natur ſachlich nicht geändert. Deſſenungeachtet will die 
Reviſion den Einwand der Verjährung aus dem 8 196 hier 
deshalb ausſchließen, weil die eingeklagte Forderung aus einem 
fogenannten Bauentrepriſevertrag entſtanden ſei. Eine 
Aausnahmebeſtimmung iſt aber im 8 196 für derartige Forde⸗ 
rungen nicht getroffen. Zwar hatte das preußiſche Oberkribunal 
für das Gebiet des ALR. in ſtändiger Rechtſprechung den 
Standpunkt vertreten, daß Forderungen aus Bauunternehmer⸗ 
verträgen der zweijährigen Verjährung aus der Vorſchrift des 
§ 1 Ziff. 1 des preußiſchen Geſetzes vom 31. März 1838, die 
dem § 196 Ziff. 1 BGB. zum Muſter gedient hat, nicht 
unterliegen. Der Rechtszuſtand hat ſich aber durch das BGB. 
geändert. Die Rechtſprechung des ALR. hatte den Bau⸗ 
entrepriſevertrag als einen eigenartigen, von der Werk⸗ 
verdingung zu ſondernden Vertragsbegriff aufgeſtellt und aus⸗ 
gebildet, weil die landrechtlichen Vorſchriſften über Werk⸗ 
verdingung auf der Vorausſetzung beruhten, daß es ſich um 
ein von einem Werkverſtändigen auszuführendes Werk 
handele, und nicht anwendbar waren, wenn der Bauunternehmer 
den Bau durch fremde Handwerker herſtellen ließ, für deren 
Gewerbebetrieb er nicht ſachverſtändig war. Man unterſchied 
daher zwiſchen Unternehmerlohn und Handwerkerlohn und ließ 
nur für die Anſprüche auf den letzteren die kurze Verjährung 
zu. Nach dem Rechte des BGB. beſteht aber der Vertrag über 
die Übernahme der Herſtellung eines Baues als rechtlich eigen⸗ 
artiger Vertrag neben dem Werkvertrage nicht mehr und er 
unterliegt deshalb der allgemeinen Regel des 8 196 Ziff. 1 
BGB. Dies iſt des näheren für einen Rechtsfall, in dem ein 
Handwerker die Herſtellung eines Baues übernommen hatte, 
in dem Urteil des VI. 3S. des RG. (RG. 66, 4 ff.) aus⸗ 
geführt, dem auch das Urteil desſelben Senats vom 17. Februar 
1908 (VI. 190/07) gefolgt iſt. Der VI. Senat hat die An⸗ 
wendung des § 196 damals davon abhängig gemacht, daß der 
Handwerker, der den Bau herſtellen ſollte, die Herſtellung als 
Handwerker übernommen hatte, daß alſo die übernommenen 
Arbeiten in ſeinen Handwerksbetrieb fielen. Dieſer Unterſchied 
iſt für den vorliegenden Fall ohne Bedeutung, da hier der Bau⸗ 
unternehmer eine eingetragene Firma war, die Übernahme des 
Baues alſo nach den 88 2, 5 und 344 HGB. als zum Betrieb 
ſeines Handelsgewerbes gehörig anzuſehen iſt. Daran, ſich der 
Rechtſprechung des VI. 35. anzuſchließen, wird der erlennende 
Senat nicht dadurch gehindert, daß der IV. 3S. des RG. im 
Urteil vom 2. Januar 1905 (IV. 463/04) und der erkennende 
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auch für das jetzige Recht die kurze Verjährung des 8 196 
bei Anſprüchen aus einem Bauentrepriſevertrag als ausgeſchloſſen 
anſieht. Denn in beiden Fällen beruhte die in dem Urteil ge⸗ 
troffene Entſcheidung nicht auf jener abweichenden Rechtsanſicht. 
Insbeſondere iſt in dem letztgenannten Urteil des erkennenden 
Senats nur nebenher unter Bezugnahme auf ein für das frühere 
preußiſche Recht ergangenes Urteil des RG. (RG. 28, 232) 
ausgeführt, daß der „Entrepriſevertrag“ nicht unter die kurze 
Verjährung falle. Auch die Entſtehungsgeſchichte des 8 196 
ergibt nichts dafür, daß von der kurzen Verjährung des ganz 
allgemein gefaßten 8 196 Ziff. 1 die Anſprüche aus Entrepriſe⸗ 
verträgen hätten ausgeſchloſſen ſein ſollen. (Wird dargelegt.) 
B. c. B., U. v. 3. Non. 08, 577/07 VII. — Hamm. 

7. 8214 Abſ. 2 BGB. Nichterlöſchen der Unterbrechung 
der Verjährung bei Rücknahme der Anmeldung im Konkurſe auf 
Grund eines beſonders gearteten Abkommens.] 

Der Kläger iſt am 15. Mai 1904 von einem durch den 
Schlachtermeiſter W. in Hamburg gelenkten Geſchäftswagen 
überfahren und verletzt worden. Für den ihm daraus er⸗ 
wachſenen Schaden machte er den Lenker des Fuhrwerks, W., 
verantwortlich und meldete eine entſprechende Forderung in Höhe 
von 5 000 & zu dem inzwiſchen ausgebrochenen Konkurs über 
das Vermögen des W. an. Dieſer war laut Police vom 
4. Dezember 1903 bei der Beklagten gegen Haftpflicht vers 
ſichert und zwar bis zum Betrage von 20 000 & für eine bes 
ſchädigte Perſon. Der Konkursverwalter beſtritt gemäß der 
ihm durch § 7 der Verſicherungsbedingungen auferlegten Ver⸗ 


pflichtung die angemeldete Forderung, einigte ſich aber dem⸗ 


nächſt mit dem Kläger dahin, daß er ihm die Rechte aus dem 
Perſicherungsvertrage abtrat, worauf dieſer feine Anmeldung 
zurückzog. Der Kläger erhob nunmehr gegen die Beklagte 
Klage mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß ſie verpflichtet ſei, 
W. bzw. deſſen Konkursmaſſe von allen Anſprüchen aus dem 
Unfall vom 15. Mai 1904 freizuhalten, eventuell, ihm — dem 
Kläger — für die Forderungen aus jenem Unfall nach Maß⸗ 
gabe der Verſicherungsbedingungen aufzukommen. Nach 8 11 
dieſer Bedingungen find alle Anſprüche, die nicht binnen zwei 
Jahren nach dem Schadensereignis oder die nicht binnen ſechs 
Monaten nach Erhalt eines ablehnenden Beſcheids ſeitens der 
Geſellſchaft vom Verſicherungsnehmer vor dem zuſtändigen Ge⸗ 
richt geltend gemacht und bis zur rechtskräftigen Entſcheidung 
verfolgt werden, erloſchen. Die Beklagte begehrte Abweiſung 
der Klage. Das LG. erkannte nach dem Eventualantrage des 
Klägers. In der Berufungsinſtanz machte die Beklagte geltend, 
daß die Anſprüche des Klägers gegen W. inzwiſchen verjährt 
ſeien. Dies nahm auch das OLG. an und wies in Abänderung 
des landgerichtlichen Urteils die Klage ab. RG. hob auf und 
wies die Sache in die Inſtanz zurück: Der Berufungsrichter 
weiſt die Klage nur deshalb ab, weil die Erſatzanſprüche des 
Klägers gegen den Gemeinſchuldner W. verjährt ſeien und 
damit auch der Anſpruch aus der Verſicherung gegen die Be⸗ 
klagte erledigt ſei. Zwar ſei — ſo führt der Berufungsrichter 
aus — die Verjährung durch die Anmeldung der Forderung im 
Konkurſe des W. unterbrochen, aber die Unterbrechung gelte 
als nicht erfolgt, weil die Anmeldung zurückgenommen worden ſei 
(8 214 Abſ. 2 BGB.). Mit Recht macht die Reviſion geltend, 
daß der Berufungsrichter die Umſtände, unter denen dieſe Zurück⸗ 
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nahme geſchehen iſt, nicht ausreichend in Betracht gezogen habe. 
Die Anmeldung iſt nicht ſchlechthin zurückgenommen, ſondern 
infolge eines Abkommens des Klägers mit dem Konkurs⸗ 
verwalter, wonach dieſer ihm die Forderung des Gemein⸗ 
ſchuldners aus dem Verſicherungsvertrag abtrat und ihm damit 
eine ähnliche Rechtsſtellung einräumte, wie ſie künftig der 
8 157 des Reichsgeſetzes über den Verſicherungs vertrag vom 
30. Mai 1908 (RGBl. S. 263) dem Dritten im Konkurſe des 
Verſicherungsnehmers bei der Haftpflichtverſicherung gewährt. 
Die Beſonderheit des Falles liegt darin, daß das Abkommen 
vor Feſtſtellung des Schadenserſatzanſpruchs geſchloſſen iſt. 
Man wird deshalb nicht, wie die Reviſion will, in der Er⸗ 
klärung des Konkursverwalters eine Anerkennung jenes An⸗ 
ſpruchs im Sinne des 8 208 BGB. finden können, weil der 
Verwalter dadurch vorausſichtlich dem abgetretenen Anſpruch 
aus dem Verſicherungs vertrage den Boden entzogen haben 
würde (8 7 der Verſicherungsbedingungen). Der Verwalter 
wollte erſichtlich nur ſagen, daß der Kläger, wenn eine 
Schadenserſatzforderung gegen W. beſtände, ſich dieſerhalb an 
die dem W. regreßpflichtige Verſicherungsgeſellſchaft halten und 
mit ihr den Streit ausfechten möchte; zu dieſem Zwecke werde 
ihm der Verſicherungsanſpruch übereignet. Aber auch bei ſolcher 
Auffaſſung des die Zurücknahme der Anmeldung bedingenden 
Vorgangs iſt die Vollendung der Verjährung des Anſpruchs 
aus dem Unfall gegenüber W. ausgeſchloſſen. Eine doppelte 
Betrachtung iſt möglich. Die Abtretung des Verſicherungs⸗ 
anſpruchs läßt ſich unter den Geſichtspunkt der Befriedigung 
des Klägers (durch Hingabe an Erfüllungsſtatt) bringen, der 
dadurch nicht beſeitigt wird, daß es an der regelmäßig mit der 
Befriedigung verbundenen Schuldanerkennung fehlt (die Streit⸗ 
frage, ob der Gläubiger eine ſolche Erfüllung anzunehmen ver⸗ 
pflichtet iſt, kann hier auf ſich beruhen). Dafür ſpricht, daß 
nach dem Tatbeſtande des Berufungsurteils der Kläger bei 
Zurückziehung ſeiner Anmeldung beſtätigt hat, daß er keinerlei 
Forderung mehr gegen die Konkursmaſſe oder gegen W. habe. 
Mit dem Erlöſchen der Forderung hörte aber von ſelbſt der 
Lauf der Verjährung auf; die Beklagte kann nicht mehr ein⸗ 
wenden, daß der Anſpruch des Klägers gegen W. verjährt ſei. 
Aber auch wenn man dem Vertrage zwiſchen dem Kläger und 
dem Konkursverwalter nur die Bedeutung beimißt, daß der 
Kläger zunächſt in erſter Reihe ſeine Befriedigung aus dem 
Verſicherungsanſpruch habe ſuchen ſollen, fo konnte doch W. 
bzw. der Verwalter bis zur Erledigung der Sache mit der 
Beklagten die Leiſtung des Schadenserſatzes verweigern. Es 
erwuchs ihnen eine verzögerliche Einrede und dieſe bewirkte, daß 
während ihrer Dauer die Verjährung gehemmt war (88 202, 
205 BGB.). Die Beklagte kann ſich daher auch in dieſem 
Falle nicht auf die Verjährung berufen. D. c. F.⸗V. R., U. 
v. 10. Nov. 08, 555/07 VII. — Hamburg. 

8. 5243 Abſ. 2 BGB. Die Beſchränkung des Schuld⸗ 
verhältniſſes auf die gelieferte Sache tritt nur ein, wenn die 
fragliche Sache den geſetzlichen und vertraglichen Erforderniſſen 
entſpricht.] 

Die Klägerin behauptete, der Beklagte habe von ihr im 
Dezember 1905 (an Stelle einer urſprünglich beſtellten Maſchine) 
eine Dampfdreſchmaſchine (Marke R 54“ Trommellänge uſw.) 
nebft einer dazu paſſenden 7 pferdigen Lokomobile zum Preiſe 
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von 8 100 &, unter Vorbehalt des Eigentums bis zur völligen 
Zahlung des Kaufpreiſes, unter den, aus dem Koſtenanſchlag 
nebſt Beſtellſchein vom 11. Dezember 1905 erfichtlichen Be⸗ 
dingungen gekauft. Unſtreitig iſt eine Maſchine der bezeichneten 
Art nebſt Lokomobile unter Vermittlung der Fabrik Garret S. 
& Co. in Magdeburg⸗Buckau auf das Gut des Beklagten ge⸗ 
liefert und hier von einem Monteur der genannten Fabrik im 
Dezember 1905 in Betrieb geſetzt; bei einem Brande auf dem 
Gut des Beklagten am 4. Januar 1906 iſt durch das Feuer 
die Dreſchmaſchine (der Dreſchkaſten) zerſtört, die Lokomobile 
erheblich beſchädigt. Die Klägerin machte nun mit der Klage 
geltend: Wenngleich die Maſchine bei der Abreiſe des Monteurs 
noch einige geringe Mängel aufgewieſen habe und der Beklagte 
vielleicht auf Grund der vertraglichen Garantiebedingungen zu 
der Übernahme nicht verpflichtet geweſen ſei, ſo habe er ſie 
doch abgenommen; es ſeien die Maſchinen ihm übergeben und 
ſie ſeien von ihm angenommen, wie er denn auch nach der 
Abreiſe des Monteurs ſie in Gebrauch genommen und noch 
nach dem Brande ſelbſt durch eine Reihe (näher bezeichneter) 
Handlungen habe erkennen laſſen, daß er zur Zahlung des 
Kaufpreiſes an die Klägerin verpflichtet ſei. — Der Beklagte 
beſtritt ſowohl den Abſchluß eines Kaufgeſchäfts mit der 
Klägerin als die Übergabe oder Abnahme der auf ſein Gut 
gelieferten Maſchinen, und machte geltend: Er habe die Ab⸗ 
nahme der Maſchinen ausdrücklich abgelehnt gehabt. Der 
Dreſchſatz ſei mit weſentlichen Materials und Montageſehlern 
behaftet, namentlich der Funkenfänger vorſchriftswidrig und 
feuergefährlich geweſen; die Maſchinen ſeien von ihm erſt ab⸗ 
zunehmen geweſen, wenn ſie tadellos arbeiteten. Nach dem 
Brande habe er ſie der Klägerin ſofort zur Verfügung geſtellt. 
Durch die unrichtige Konſtruktion des Funkenfängers, der das 
Hinausfliegen der Funken aus dem Schornſtein ermöglicht habe, 
ſei der Brand am 4. Januar 1906 verurſacht; die Klägerin 
hafte ihm daher, wenn ſie Verkäuferin der Maſchinen ſei, für 
den ihm durch den Brand entſtandenen Schaden, der ſich auf 
3 938,60 & beziffere; dieſen Betrag ſtelle er (eventuell) zur 
Abrechnung. Die Klägerin machte geltend, daß dem Beklagten 
ein Recht zur Wandelung nicht zuſtehe, weil er den Untergang, 
bzw. eine weſentliche Verſchlechterung der Maſchinen verſchuldet 
habe; der Brand ſei durch von dem Beklagten ſelbſt zu ver⸗ 
tretende Umſtände entſtanden. Die Vorderrichter verurteilten 
nach dem auf Zahlung eines Reſtkaufpreiſes geſtellten Klage⸗ 
antrage. RG. hob auf und wies die Sache in die Inſtanz 
zurück: Der Berufungsrichter ſtellt unangefochten feſt, daß ein 
Kaufabſchluß zwiſchen den Parteien vorliege; das Vorbringen 
des Beklagten, die Klägerin habe nicht erfüllt und könne daher 
auch den Kaufpreis nicht verlangen, verwirft der Berufungs⸗ 
richter mit folgenden Erwägungen: Die Klägerin habe bei dem 
eine Gattungsſache betreffenden Kaufgeſchäft durch Lieferung 
der Kaufſache das zur Leiſtung ihrerſeits Erforder⸗ 
liche getan gehabt; dadurch habe ſich das Schuldverhältnis 
nach $ 243 BGB. auf die gelieferten Sachen beſchränkt. 
Wenn es nun auch zu einer vollſtändigen Vertragserfüllung 
bezüglich der gelieferten Sachen von ſeiten der Klägerin noch 
nicht gekommen ſei und dieſe Erfüllung infolge des Brandes 
(der die Maſchinen teils vernichtet, teils erheblich beſchädigt hat) 
unmöglich geworden ſei, ſo habe die Klägerin trotzdem nach 
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§ 324 BGB. den Anſpruch auf den Kaufpreis behalten, ſo⸗ 
fern die Unmöglichkeit infolge eines von dem Beklagten zu 
vertretenden Umſtandes eingetreten ſei. Das ſei hier der Fall. 
Der Brand ſei durch Fahrläſſigkeit des Sohnes des Beklagten, 
Auguſt K., entſtanden; das Verſchulden ſeines Sohnes habe 
der Beklagte nach 8 278 BGB. zu vertreten, ein von der 
Klägerin zu vertretendes Verſchulden als Urſache des Brandes 
könne daneben nicht für vorliegend angeſehen werden. Dieſe 
Ausführungen ſind nicht geeignet, das Berufungsurteil zu 
tragen; ſie beruhen, wie der Reviſionskläger mit Recht rügt, 
auf einer Verkennung des 8 243 BGB. Der Berufungs⸗ 
richter, der zutreffend von dem Vorliegen des Kaufs einer 
„nur der Gattung nach beſtimmten Sache“ ausgeht, nimmt an, 
daß die Klägerin ſchon dadurch, daß ſie Maſchinen von der 
im Vertrage vorgeſehenen Gattung dem Beklagten tatſächlich 
geliefert hat, das zur Leiſtung ihrerſeits Erforderliche getan 
und ſo das Schuldverhältnis auf die von ihr gelieferte Sache 
beſchränkt habe. Das iſt, in dieſer Ausdehnung und All⸗ 
gemeinheit, nicht zutreffend. Wer eine nur der Gattung nach 
beſtimmte Sache ſchuldet, hat ſeinerſeits die Sache, die er 
liefern will, aus der Gattung zu entnehmen; er kann deshalb 
aber nicht irgendeine beliebige Sache ausſuchen, ſondern er 
muß, wenn über die Beſchaffenheit der Gattung ſonſt nichts 
beſtimmt iſt, doch eine brauchbare Sache und zwar eine 
ſolche von mittlerer Art und Güte, und, wenn für die 
obwohl nur der Gattung nach beſtimmte Sache noch beſondere 
Eigenſchaften innerhalb der Gattung vereinbart ſind, eine 
Sache mit dieſen Eigenſchaften auswählen. Das zur 
Leiſtung ſeinerſeits Erforderliche hat er nur dann getan, 
wenn die von ihm ausgewählte (und gelieferte) Sache den 
geſetzlichen und vertraglichen Erforderniſſen entſpricht; nur unter 
dieſer Vorausſetzung beſchränkt ſich das Schuldverhältnis auf 
die ſpezielle, von ihm individuell beſtimmte Sa che. Wo 
aber eine den Geſetzen oder dem Vertrage entſprechende 
Gattungsſache nicht ausgewählt war, hat der Schuldner das 
ſeinerſeits Erforderliche nicht getan; das Schuldverhältnis hat 
ſich auf eine beſtimmte Sache, die Spezies, noch nicht beſchränkt 
(noch nicht konzentriert) und der Schuldner kann daher auf die 
Gegenleiſtung noch keinen Anſpruch erheben, wenn auch die 
Sache, durch deren Lieferung er den Vertrag erfüllen wollte, 
die aber dazu nicht geeignet war, infolge eines von dem 
Gläubiger zu vertretenden Umſtandes untergeht. Mit dem 
Geleiſteten hatte der Schuldner das Erforderliche noch nicht 
getan; durch den Untergang des Geleiſteten iſt die ihm ob⸗ 
liegende Leiſtung, nämlich die (vertragsmäßige) Leiſtung einer 
Gattungsſache, nicht unmöglich geworden. Im vorliegenden 
Falle hatte der Beklagte ausdrücklich beſtritten, daß ihm eine 
den Vertragsbedingungen entſprechende und überhaupt eine 
brauchbare Sache geliefert worden ſei, und der Berufungsrichter 
hat Gegenteiliges nicht feſtgeſtellt. Er führt im Ver⸗ 
laufe der von ihm für ſeine Entſcheidung gegebenen Gründe 
ſelbſt aus, daß die Klägerin für die von dem Beklagten be⸗ 
haupteten Mängel nach den geſetzlichen Beſtimmungen (§§ 459 ff. 
BGB.) und nach Maßgabe der in dem Vertrage zugeſicherten 
Eigenſchaften zu haften gehabt habe (bei deren Fehlen der 
Beklagte die Abernahme der Maſchinen abzulehnen 
berechtigt geweſen ſei); er hat ſich aber, obwohl er auch 
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die übernahme als Erfüllung durch den Beklagten dahin⸗ 
geſtellt läßt, jeder weiteren Prüfung der Sache — ins⸗ 
beſondere auch nach der Richtung hin, ob die Klägerin ver⸗ 
tragsmäßig angeboten hatte und der Beklagte durch Ablehnung 
der Annahme in Gläubigerverzug gekommen wäre ($ 300 
Abſ. 2 BGB.) — für überhoben erachtet, und dieſes lediglich 
um deswillen, weil das Schuldverhältnis ſich durch Lieferung 
von Maſchinen der vereinbarten Gattung auf die tatſächlich 
gelieferten Maſchinen beſchränkt gehabt und die Klägerin trotz 
deren Untergangs den Anſpruch auf die Gegenleiſtung nach 
§ 324 BGB. behalten habe. Das iſt nach dem Vor⸗ 
bemerkten rechtsirrtümlich. K. c. L., U. v. 10. Nov. 08, 
169/08 II. — Königsberg. 

9. § 254 BGB. Verſchulden des Verletzten, der ſich 
über das Herannahen eines elektriſchen Wagens auf einem 
anderen Gleiſe nicht vergewiſſert.] 

Wie feſtgeſtellt iſt, iſt der Kläger, der einen Bekannten 
bis zu deſſen Einſteigen in einen Straßenbahnwagen begleitet 
hatte, beim Weggehen, hinter dem Perron dieſes Wagens über 
das Gleis gehend, auf das dort liegende zweite Gleis getreten. 
Dabei hat er unterlaſſen, ſich zu vergewiſſern, ob auch auf 
dieſem zweiten Gleiſe aus der entgegengeſetzten Richtung ein 
Motorwagen herankomme. Es kam nun in dieſem Augenblick 
auf dem zweiten Gleiſe ein Wagen heran, der langſam fuhr 
und deſſen Führer hinreichend läutete. Der Kläger, der ſich 
nicht umſah, iſt von dieſem Wagen getroffen. Das Berufungs⸗ 
gericht verkennt nun nicht, daß das eigene grobe Verſchulden 
des Klägers die Urſache des Unfalls geweſen iſt, hat aber 
dennoch dieſem einen Teil des beanſpruchten Erſatzes zuerkannt, 
weil eine geſteigerte Betriebsgefahr vorliege, wo beim Begegnen 
zweier Straßenbahnzüge auf zwei Gleiſen der eine Zug durch 
den anderen verdeckt werde. Die Beſchwerde der Revifion über 
dieſe Beurteilung des Verhältniſſes der Betriebsgefahr zu dem 
Verſchulden des Klägers iſt begründet. Für den Kläger, der 
das Vorhandenſein des zweiten Gleiſes kannte und deſſen Auf⸗ 
merkſamkeit in keiner Weiſe abgelenkt war, hat eine Gefahr 
nur darum vorgelegen, weil er ſich nicht umſah und auf die 
ihm bekannte Möglichkeit, daß dort ein Wagen herankomme, 
nicht achtete. Die Teilung der Erſatzpflicht ſtellt ſich darum 
als rechtsirrige Anwendung des 8 254 BGB. dar. Straßen⸗ 
bahngeſellſchaft o. D., U. v. 22. Okt. 08, 217/08 VI. — 
Hamburg. 

10. SS 459, 460, 464 BGB. Vorhandenſein von 
Schwammkeimen in Verbindung mit Feuchtigkeit bei mangel⸗ 
hafter Rohbau⸗Ausführung als Gewährsmangel.] 

Durch ſchriftlichen Vertrag verkaufte der Beklagte dem 
Kläger ſein Grundſtück in R. mit dem darauf ſtehenden erſt im 
Rohbau vollendeten Wohnhauſe unter Übernahme der Ber: 
pflichtung, dieſes noch fertigzuſtellen, für 19500 &. Auf 
den Preis zahlte der Kläger bei der Auflaſſung im Mai 1904 
6 500 & an. Geſtützt auf die Behauptung: daß das Haus 
infolge mangelhafter Ausführung des Rohbaues übermäßig feucht 
und unbewohnbar, daß es entgegen der Zuficherung des Beklagten 
beim Vertragsſchluß auch nicht aus gutem Material erbaut ſei, 
hat der Kläger Wandlung verlangt und Rückerſtattung der an⸗ 
gezahlten 6500 & ſowie der von ihm zur Fertigſtellung des 
Hauſes angeblich aufgewandten 1 476,36 & nebſt Zinſen 
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gegen Rückauflaſſung des Grundſtücks beanſprucht. Das LG. 
hat ſeine Klage abgewieſen. In der Berufungsinſtanz hat 
der Kläger fein Wandlungsverlangen noch auf die weitere Bes 
hauptung geftüßt: daß infolge der mangelhaften Bauausführung 
und der Feuchtigkeit ſtarke Pilzbildungen hervorgetreten ſeien, 
die ſich als Hausſchwamm erwieſen hätten. Seine Berufung iſt 
trotzdem zurückgewieſen. Das RG. hob auf: Dem Berufungs⸗ 
gericht fällt eine Geſetzes verletzung, und zwar ein Verſtoß gegen 
den S 459 Abſ. 1 BGB. zur Laſt. Kann ihm mit Rückſicht 
namentlich darauf, daß in Gegenden, wo der Hausſchwamm 
überhaupt vorkommt, mikroſkopiſche Keime oder Anfangsſtadien 
dieſes Schwammes in jedem Neubau vorhanden ſind, auch 
darin beigepflichtet werden, daß das Vorhandenſein ſolcher 
Keime in dem im Rohbau verkauften Hauſe für ſich allein als 
Fehler im Sinne des 8 459 Abſ. 1 nicht anzuſehen ſei, fo 
war bei Lage der Sache doch auch die Prüfung geboten, ob 
nicht in der vom Kläger gerügten und feſtgeſtellten mangel⸗ 
haften Rohbau⸗Ausführung und der darauf zurückzuführenden 
feſtgeſtellten Feuchtigkeit zugleich der Faktor gegeben war, der 
jene Keime leicht zur Entwicklung kommen laſſen konnte und 
zur Entwicklung gebracht hat. Denn trifft dies zu, ſo würde 
der Umſtand, daß die Feuchtigkeit ebenſowenig, wie das Vor⸗ 
handenſein der Keime, für ſich allein als Gewährsmangel an- 
zuſehen iſt, keineswegs ausſchließen, in der Vereinigung 
dieſer beiden zur maßgebenden Zeit im Hauſe vorhandenen 
Urſachen der nachher aufgetretenen Schwammentwicklung einen 
insbeſondere auch die Wandlung begründenden Fehler im Sinne 
des 8 459 Abſ. 1 zu erkennen. Dies ift vom Berufungs⸗ 
gericht überſehen, und darauf beruht auch die angefochtene 
Entſcheidung. Die Bemerkung des Sachverſtändigen, die 
Mängel ſeien ſo offenſichtlich, daß ſie weder dem Verkäufer 
noch dem Käufer unbekannt geweſen ſein könnten, bezieht ſich 
nur auf die — von ihm im einzelnen bezeichneten — Mängel 
der Bauausführung; ſie trifft auch die Feuchtigkeit, aber 
ſicherlich nicht das Vorhandenſein der Schwammkeime und des⸗ 
halb auch nicht den in der Vereinigung von beiden zu findenden 
Fehler. Überdies wird durch dieſe Bemerkung nicht die Prüfung 
und Würdigung des berührten Umſtandes auf Grund der 
88 460, 464 BGB. durch den Tatrichter entbehrlich. H. c. P., 
U. v. 17. Okt. 08, 601/07 v. — 

11. 8 463 BB. Anzeigepflicht 
verdachtes.] 

Das Berufungsgericht erachtet es auf S. 21 des Urteils 
als feſtſtehend, daß das Fabrikgebäude auf dem an den Be⸗ 
klagten verkauften Grundſtück mit Schwamm behaftet war und 
daß dies dem Beklagten vor Abſchluß des Kaufvertrags nicht 
mitgeteilt worden iſt. Es hält aber für nicht erwieſen, daß das 
Vorhandenſein von Schwamm von den Geſellſchaftern der 
Klägerin oder deren Vertretern in Täuſchungsabſicht dem Be⸗ 
klagten argliſtig verſchwiegen worden ſei. Als Grund hierfür 
wird nach einer eingehenden Schilderung des verwahrloſten Zu⸗ 
ſtandes, in welchem das Wohngebäude, ganz beſonders aber das 
leerſtehende Fabrikgebäude, bei der Beſichtigung durch den Be⸗ 
klagten ſich zeigte, angegeben, es ſtehe nicht feſt, ob der tatſächlich 
vorhandene Schwamm der echte Hausſchwamm geweſen iſt. 
Deshalb iſt auch der der Klägerin zugeſchobene Eid als unerheblich 
erachtet worden, und im Verlauf der weiteren Ausführungen 


bezüglich Schwamm⸗ 


1 = DEEP ZU = Ze e 5 Zu Z Be 


7 1% .,% 


37. Jahrgang. 
wird wiederholt darauf Gewicht gelegt, ob der zur Zeit des 


Kaufs im Fabrikgebäude vorhandene Schwamm der echte Haus⸗ 
ſchwamm merulius lacrimans oder der holzzerſtörende Pilz 
polyporus vaporarius geweſen iſt. Dieſer Unterſcheidung liegt 
ein Irrtum des Berufungsgerichts in der rechtlichen Auffaſſung 
zugrunde. Die Rechtſprechung des RG., wie fie in zahlreichen 
Entſcheidungen bezeugt iſt, geht davon aus, Treue und Glauben 
im Verkehr erfordern nicht allein, daß ein tatſächlich vorhandener 
Schwamm im Gebäude nicht verſchwiegen, ſondern auch, daß 
ein Schwammverdacht dem Käufer mitgeteilt werde. Ob die 
Schwammbildung dem merulius lacrimans oder dem polyporus 
vaporarius zuzuſchreiben iſt, iſt hierbei nicht von Belang; denn 
beide Pilze zeigen — wie auch im vorliegenden Falle der ver⸗ 
nommene gerichtliche Bauſachverſtändige begutachtet hat — die 
gleichen holzzerſtörenden Eigenſchaften, während ſie, mit bloßem 
Auge geſehen, große Ahnlichkeit miteinander haben. Mit Rück⸗ 
ſicht hierauf hat auch der V. ZS. des RG. in dem Urteil vom 
6. April 1907 in Sachen Konetzke wider Ramm V. 392/06 es 
gebilligt, daß das Königl. KG. in dem Vorhandenſein des 
polyporus vaporarius einen ebenſo erheblichen Sachmangel 
erblickte als in dem merulius lacrimans. An dieſer Auffaſſung 
iſt feſtzuhalten, in rechtlicher Beziehung iſt ein Unterſchied 
zwiſchen beiden Pilzarten nicht zu machen. Hiernach konnte der 
Eid, welcher von dem Beklagten der Klägerin darüber zu⸗ 
geſchoben war, daß ihr vor dem Abſchluß des Kaufvertrags 
das Vorhandenſein von Schwamm mitgeteilt worden ſei, nicht 
aus dem Grunde für unerheblich erachtet werden, daß nicht feſt⸗ 
geſtellt ſei, ob der vorhandene Schwamm der echte Hausſchwamm 
geweſen ſei. M. c. A., U. v. 4. Nov. 08, 563/07 I. — 
Berlin. 
12. SS 634 Abſ. 4, 465 BGB. Wodurch vollzieht ſich 
die Wandlung bei einem Werkvertrage? Verjährung der 
Wandlungseinrede.] 

Durch Vertrag vom 11. September 1900 übernahm der 
Beklagte den Bau eines Wohnhauſes für den Kläger. Er hat 
von ihm auf den Werklohn 5045 & gezahlt erhalten. Nach 
Vollendung des Baues berechnete er ſeine Geſamtforderung auf 
7318,92 K und erhob im Jahre 1902 auf Zahlung des Reſtes 
Klage. Der Kläger machte die Wandlungseinrede geltend, indem 
er verſchiedene Mängel des Hauſes rügte, insbeſondere daß der 
Keller nicht die vertragsmäßig zugeſicherte Höhe habe. Er 
erſtritt in der Berufungsinſtanz ein obſiegendes Urteil: die 
Klage wurde am 7. November 1906 auf Grund der Wandlungs⸗ 
einrede abgewieſen. Das Urteil wurde rechtskräftig. Mit der 
gegenwärtigen, im Februar 1907 erhobenen Klage verlangt der 
Kläger vom Beklagten die Rückzahlung der auf den Werklohn 
geleiſteten Anzahlung in Höhe von 5 000 & nebſt Zinſen, indem 
er ſich in erſter Linie darauf beruft, daß in dem Urteile des 
Vorprozeſſes fein Recht, Wandlung zu verlangen, rechtskräftig 
feſtgeſtellt, die Wandlung vollzogen ſei, hilfsweiſe von neuem 
ſolche geltend macht. Der Beklagte hat der Klage die Einrede 
der Verjährung des Wandlungsanſpruchs entgegengeſetzt, da 
das Haus bereits im Jahre 1901 abgenommen, die Klage aber 
erſt im Februar 1907 erhoben ſei. Die Vorinſtanzen haben 
die Klage auf Grund der Verjährungseinrede abgewieſen. Das 
Berufungsgericht geht davon aus, daß die Wandlung eines 
Werkvertrags nach 8 634 Abſ. 4 und 8 465 BGB. dann 
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vollzogen fei, wenn ſich der Unternehmer auf Verlangen des 
Beſtellers mit ihr einverſtanden erklärt habe oder zu dieſer 
Erklärung rechtskräftig verurteilt ſei. Ein Einverſtändnis der 
Parteien über die Wandlung des Vertrags vom 11. September 
1900 komme nicht in Frage, und das Urteil im Vorprozeſſe 
habe rechtskräftig nur über die Klage, nicht aber über die 
Wandlungseinrede entſchieden, weil es nach 8 322 ZPO. der 
Rechtskraft hinſichtlich dieſer Einrede nicht fähig ſei; eine Ver⸗ 
urteilung des damaligen Klägers zur Wandlung enthalte es 
nicht. Danach könne der Kläger jetzt ſeinen Anſpruch nicht auf 
eine vollzogene Wandlung ſtützen, der mit der Klage erneut 
geltend gemachte Wandlungsanſpruch fei aber nach 8 638 BGB. 
verjährt, da zwiſchen der Abnahme des Hauſes und der Klag⸗ 
erhebung ein längerer Zeitraum als 5 Jahre liege. Dieſe 
Ausführungen bekämpft die Reviſion mit der Darlegung, daß 
die Wandlung dadurch vollzogen ſei, daß der Kläger im Vor⸗ 
prozeſſe das Recht auf Wandlung gerichtlich geltend gemacht 
habe und der Beklagte (damalige Kläger) auf Grund dieſer 
Einrede mit ſeinem Anſpruche rechtskräftig abgewieſen ſei. Das 
im Vorprozeſſe ergangene bedingte Urteil ſpreche in den Gründen 
ausdrücklich aus, daß der damalige Kläger im Falle der Eides⸗ 
leiſtung „zu der begehrten Wandlung zu verurteilen ſein werde“. 
Wolle man in ſolchen Fällen die Wandlung nicht als vollzogen 
anſehen, ſo würden ſich unabſehbare Schwierigkeiten, namentlich 
auch in bezug auf die Rechte des Verkäufers (Unternehmers) 
ergeben. Das Berufungsurteil verſtoße alſo gegen die SS 638, 
639, 634, 465 BGB. Der Angriff der Reviſion iſt nicht 
begründet. Wenn in der Rechtslehre vielfach die Meinung ver⸗ 
treten wird, daß die kurze Verjährung nur für den Anſpruch 
auf Wandlung, nicht aber für die Anſprüche aus der voll⸗ 
zogenen Wandlung Platz greife, ſo wird dabei notwendig 
vorausgeſetzt, daß die hier gemeinte „Vollziehung“ der Wandlung 
einen Rechtsvorgang darſtellt, der den Anſprüchen der Vertrags⸗ 
teile eine neue, von der Berechtigung zur Wandlung und ihrer 
Feſtſtellung unabhängige Grundlage gibt. Denn ſolange der 
Käufer (oder der Beſteller eines Werks) einen Anſpruch verfolgt, 
deſſen Grundlage die Mangelhaftigkeit der Sache (des Werks) 
bildet, zu deſſen Begründung alſo die Darlegung der Mängel 
gehört, ſolange macht er einen Anſpruch auf Wandlung 
geltend, der nach den Zwecken, die das Geſetz mit der kurzen 
Verjährung erreichen will, dieſer unterworfen ſein muß. Denn 
die kurze Verjährung beruht auf dem Gedanken, daß es nach 
Verlauf längerer Zeit erfahrungsmäßig kaum ausführbar iſt, 
Mängel zu ermitteln und zuverläſſig feſtzuſtellen, und für den 
Verkehr eine kaum erträgliche Hemmung bedeutet, wenn nach 
längerer Zeit der Beſtand derartiger Verträge durch Zurück⸗ 
greifen auf ſolche Mängel in Frage geſtellt werden kann. 
Sollen alſo „Anſprüche aus der vollzogenen Wandlung“ nicht 
dieſer kurzen, ſondern der regelmäßigen Verjährung unterliegen, 
ſo können nur Anſprüche gemeint ſein, die von der Berechtigung 
zur Wandlung und ihrer Darlegung im Prozeſſe unabhängig 
ſind. Durch welche rechtlichen Vorgänge eine Wandlungs⸗ 
vollziehung mit dieſer Wirkung herbeigeführt wird, iſt Gegen⸗ 
ſtand lebhaften Streits. Einigkeit herrſcht nur darüber, daß 
dieſe Wirkung durch einen beſonderen darauf gerichteten Vertrag 
über die Wandlung herbeigeführt werden kann. Schon das 
wird nicht allgemein zugegeben, daß auch die in 8 465 BGB. 
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bezeichnete Einigung zwiſchen Verkäufer und Käufer über die 
Wandlung dieſe Wirkung enthalte und den Anſpruch des Käufers 
auf Rückzahlung des Kaufpreiſes der kurzen Verjährung entrücke 
(Eccius in Gruchots Beitr. 51, 529 ff.). Vollends zerſplittert 
ſind die Meinungen darüber, ob und mit welcher Tragweite 
durch das auf die Wandlungsklage oder auf die Wandlungs⸗ 
einrede ergehende, dem Käufer günftige Urteil die Wandlung 
„vollzogen“ wird. Der Meinung, daß dem auf Grund der 
Wandlungseinrede die Kaufpreisklage abweiſenden Urteile die 
vollziehende Wirkung überhaupt abgehe, weil durch die Ent⸗ 
ſcheidung über die Wandlungs ein rede Rechtskraft über den 
Wandlungs anſpruch nicht erzeugt werde, iſt das Berufungs⸗ 
gericht gefolgt. Auf der anderen Seite ſucht man die Voll⸗ 
ziehung der Wandlung durch ein ſolches Urteil in verſchiedener 
Weiſe zu begründen. Soweit dabei jedoch der Begriff der 
Vollziehung in einem engeren Sinne verſtanden und mit ihr 
nur die Wirkung verbunden wird, daß der Käufer das Wahl⸗ 
recht zwiſchen Wandlung und Minderung verliere und daß aus 
der in der Klagabweiſung liegenden tatſächlichen Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtands zu ſeinen Gunſten ohne weiteres auch 
zu feinen Laſten die Pflicht der Wiederherſtellung erwachſe, find 
dieſe Verſuche für den vorliegenden Fall nicht zu verwerten. 
Denn hier handelt es ſich nicht um die Frage, ob der Käufer 


( Beſteller) das Wahlrecht zwiſchen Wandlung und Minderung 


verloren hat, und auch nicht darum, ob er auch ſeinerſeits zur 
Rückgabe der ihm gemachten Leiſtung verpflichtet iſt, ſondern 
um die Frage, ob durch die Abweiſung eines Teils der 
Kaufpreis⸗(Werklohns⸗) forderung, die mit der Wandlungseinrede 
erzielt wurde, dem Käufer (Beſteller) ſelbſtändig und un⸗ 
abhängig von der Berechtigung zur Wandlung der 
Anſpruch auf Rückzahlung ſeiner Anzahlung erwachſen iſt. Dieſe 
Wirkung könnte man vielleicht dem bezeichneten Urteile dann, 
aber auch nur dann beilegen, wenn man in ihm nicht nur die 
Aberkennung des Klaganſpruches, ſondern zugleich — wie es 
in der Tat gelehrt wird — die Verurteilung des Klägers aus⸗ 
geſprochen findet, daß er ſich mit dem Wandlungsverlangen 
einverſtanden erklären müſſe. Für die Möglichkeit und 
Zuläſſigkeit einer ſolchen ſtillſchweigenden Verurteilung zur 
Abgabe einer Willenserklärung fehlt es aber an jeder Grund⸗ 
lage im Rechte. Zur Abgabe einer Willenserklärung kann der 
Schuldner nur ausdrücklich verurteilt werden. Aus den Regeln 
über die Rechtskraft des Urteils ergibt ſich ſonach, daß der 
Käufer (Beſteller), will er nach Abweiſung eines Teils des 
Kaufpreis: (Merklohns) anſpruchs einen anderen Teil mit der Eins 
rede der Wandlung aus dem Felde ſchlagen oder will er ſelbſt 
Hagend eine Anzahlung zurückverlangen, zur Begründung immer 
wieder auf die Mangelhaftigkeit der Sache (des Werks) zurück⸗ 
kommen und die Berechtigung ſeines Wandlungsverlangens 
dartun muß, da deſſen Anerkennung im Vorprozeſſe nur als 
Entſcheidungsgrund vorkommt und als ſolcher nicht in Rechts⸗ 
kraft erwächſt. Demnach handelt es ſich auch im vorliegenden 
Falle bei der Klage des Klägers auf Rückzahlung der Anzahlung 
noch immer um einen Anſpruch auf Wandlung (vgl. NE. 
58, 423 ff.), der nach den 88 638, 639, 634, 477, 462 
BGB. der kurzen Verjährung unterliegt. Die von der Reviſion 
hervorgehobenen Schwierigkeiten in bezug auf die endgültige 
Auseinanderſetzung der Vertragsteile haben, wenn ſie beſtehen, 
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ihren Grund nicht in der kurzen Verjährung, ſondern in der 
Verjährung überhaupt, beweiſen alſo nichts gegen jene. 
B. c. Sch., U. v. 30. Okt. 08, 594/07 III. — Dresden. 

18. 5 828 BGB. verb. mit $ 3671 StGB. Beſteht 
eine Beleuchtungspflicht bez. eines Weges, den das Publikum 
nicht zu betreten pflegt und den jemand auf eigene Gefahr 
betritt ] 

Der Kläger iſt am 19. November 1903 abends 6 Uhr 
zu Oberlahnſtein, wo er ſich von der Boothalteſtelle an den 
Hafen begeben wollte, nach Erſteigung des Hafenmauerkopfs 
auf einem Lagerplatz des Beklagten in der Dunkelheit vom 
Wege abgekommen und in einen offenen Ladeſchacht geſtürzt. 
Er erlitt einen Bruch des linken Unterſchenkels und verklagte 
den Beklagten auf Schadenserſatz, wurde aber von beiden Vor⸗ 
inſtanzen mit feiner Klage abgewieſen. Die Rebifion blieb 
ohne Erfolg: Das Berufungsgericht hat ein Verſchulden des 
Beklagten an dem ſtreitigen Unfall angenommen, weil er nicht 
Sorge getragen habe, daß der von ihm dem Verkehr frei⸗ 
gegebene Weg ungefährdet vom Publikum benutzt werden 
konnte, insbeſondere, weil er wider die Vorſchrift des 8 3671 
Sts. die Ladeſchächte ſeitlich des Weges nicht verwahrt habe. 
Das Berufungsgericht hat dem Kläger trotzdem jeden Erſatz⸗ 
anſpruch verſagt, weil er in der Dunkelheit ungeachtet ſeiner 
völligen Unkenntnis der Ortlichkeiten den als gefährlich erkenn⸗ 
baren Weg über die halsbrecheriſche Treppe zum Hafenmauer⸗ 
kopf eingeſchlagen und ſich auf dem Mauerkopf ſelbſt nicht mit 
der gebotenen Vorſicht bewegt habe. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob, wenn der Beklagte zur Sicherung des Wegs, 
worunter füglich nur die Beleuchtung verſtanden werden kann, 
und zur Verwahrung der Schächte verpflichtet geweſen wäre, 
das Verſchulden des Klägers das des Beklagten dergeſtalt 
überwogen haben würde, daß ihm — was die Reviſion ver⸗ 
neint — jede Entſchädigung abgeſprochen werden durfte. Denn 
die Feſtſtellungen des Berufungsgerichts tragen die rechtliche 
Folgerung nicht, daß dem Beklagten jene Pflicht oblag. Der 
Hafenmauerkopf, über den der Kläger ſeinen Weg nahm, ſteht 
im Privateigentum des Beklagten. Der Weg führte von der 
Mündung der erwähnten Treppe ab quer über einen Grasplatz 
zwiſchen den Schächten, Ladegerüſten und Gleiſen zum Hafen. 
Der Beklagte hat behauptet, daß Treppe und Pfad für die 
Eiſenbahn⸗ und Hafenarbeiter ſowie für die ſonſt dort be⸗ 
ſchäftigten Perſonen beſtimmt und nur mißbräuchlich auch von 
andern Leuten ſtatt der ordnungsmäßigen, um ein geringes 
weiteren Wege vom Rhein zum Hafen oder in die Stadt 
benutzt worden ſeien. Auf Grund der Beweisaufnahme hat 
das Berufungsgericht ausgeführt, daß zur Zeit des Unfalls 
dieſer Weg allgemein und uneingeſchränkt dem öffentlichen 
Verkehr gedient habe. Die Erwägungen des Berufungsgericht 
reichen nicht aus, den von ihm gezogenen Schluß zu recht⸗ 
fertigen. Aus der Feſtſtellung, daß der Weg dem allgemeinen 
Verkehr tatſächlich gedient hat, folgt keineswegs, daß der Be 
klagte einen allgemeinen Verkehr dort eröffnet, den Weg 
alſo dem Gemeingebrauch gewidmet und deshalb dem 
geſamten Publikum gegenüber für eine ungefährdete Benutzung 
des Wegs zu ſorgen hatte. Sondern es ergibt ſich höchſten 
daraus, daß der allgemeine Verkehr von dem Beklagten 
geduldet worden if. Soweit der Durchgang aber mut 


37. Jahrgang. 


geduldet war, hatte das Publikum den Weg zu nehmen, wie 
er ſich bot, insbeſondere mit den Gefahren, die aus feiner 
Lage zwiſchen den Gleiſen, Ladegerüſten und Schächten er⸗ 
wuchſen. Schutz gegen dieſe, vornehmlich wenn nicht aus⸗ 
ſchließlich in der Dunkelheit drohenden Gefahren hätte die 
Beleuchtung des Wegs und ſeiner Umgebung gewährt. Das 
LG. ſtellt indes in ſeinen, von dem Berufungsgericht in 
Bezug genommenen Gründen feſt, daß eine Beleuchtung der 


Wege im Hafengebiet nicht üblich war. Daraus iſt zu’ 


ſchließen, daß dort die Arbeit und damit der Verkehr, den der 
Beklagte für die Bahnbedienſteten und die mit dem Ladegeſchäft 
befaßten Perſonen eröffnet hatte, mit Eintritt der Dunkelheit 
endigte. Nach Schluß der Arbeitszeit beſtand daher für den 
Beklagten keine Pflicht mehr zur Beleuchtung, und das übrige 
Publikum hatte keinerlei Anſpruch darauf. Was die Erſatzpflicht 
des Beklagten aus 8 823 Abſ. II BGB. in Verbindung mit 
8 36712 StGB. betrifft, jo hat das Berufungsgericht nicht 
feſtgeſtellt, daß auch während der Dunkelheit ein Verkehr 
auf dem Weg ſtattgefunden habe. Der Satz, daß der Weg 
allgemein und uneingeſchränkt dem Verkehr gedient habe, hat 
nach dem Zuſammenhang mit der vorausgegangenen Beweis⸗ 
würdigung offenbar nur die Bedeutung, daß nicht bloß die 
Perſonengruppen, denen der Beklagte den Weg eingeräumt 
haben will, ſondern jedermann ohne Einſchränkung den Weg 
benutzt habe. Es bedarf nun keiner Erörterung, ob, wenn mit 
Beginn der Nacht der regelmäßige Verkehr auf dem Weg auf⸗ 
hörte und der Weg mrr vereinzelt betreten wurde, der ſeitlich 
des Weges gelegene Platz, wo die Schächte ſich befanden, zur 
Nachtzeit als ein Ort anzuſehen war, wo Menſchen zu verkehren 
pflegten. Jedenfalls fehlt es an der Vorausſetzung der Erſatz⸗ 
pflicht aus S 823 Abſ. II B., daß der Beklagte ſchuld⸗ 
haft wider das Schutzgeſetz verſtoßen hat. Der Beklagte 
brauchte mur Vorſorge für den Verkehr zu treffen, den er 
veranlaßt hatte. Eine Sorgfaltspflicht gegen die Perſonen, 
die ſich duldungsweiſe außerhalb dieſes Verkehrs in dem Hafen⸗ 
gebiet bewegten, lag ihm nicht ob. Sie taten es auf eigene 
Gefahr. Wenn ſohin der Beklagte, der damit rechnen durfte, 
daß Perſonen ohne Kenntnis der Ortlichkeiten in der Finſternis 
dem zu dieſer Zeit ſelbſt für Ortskundige gefährlichen Gebiet 
fernbleiben würden, die Schächte nächtlicherweile unverwahrt 
ließ, ſo hat er weder die erforderliche Sorgfalt noch auch nur 
die billige Rückfichtnahme auf fremde Intereſſen außer acht 
gelaſſen. Eine Fahrläſſigkeit fällt ihm daher nicht zur Laſt. 
G. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 26. Okt. 08, 558/07 VI. 
— Darmſtadt. 

14. 8 823 BGB. Über die Notwendigkeit der Ans 
bringung von Schutzvorrichtungen.] 

Der fünf Jahre alte Kläger A. P. iſt in der Panierſtraße 
zu N. dadurch verunglückt, daß er, um einen Stock aus der 
Trommel eines der beklagten Stadtgemeinde R. gehörigen Spreng⸗ 
wagens herauszuziehen, mit dem linken Arm in die Trommel 
griff und hierbei von dem Getriebe des in dieſem Momente in 
Bewegung geſetzten Wagens erfaßt wurde, wobei durch die 
„Turbine“ der Arm zerſchmettert worden iſt. Der Verletzte 
und deſſen Vater haben Schadenserſatzanſprüche gegen die Be⸗ 
klagte geltend gemacht. Die Klage wurde abgewieſen, die 
Reviſion blieb erfolglos: Nach dem feſtſtehenden Sachverhalte 
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kann der beklagten Stadtgemeinde wegen des Fehlens einer 
Schutzvorrichtung ein Verſchulden überhaupt nicht zur Laſt ges 
legt werden. Die Gefahr, daß durch das Getriebe des Spreng⸗ 
wagens ein Kind zu Schaden kommen würde, war bei der 
Einrichtung und Gebrauchsweiſe dieſer Sprengwagen, wenn auch 
nicht abſolut ausgeſchloſſen, doch ſo ſehr entfernt liegend, daß 
eine Verpflichtung, Schutzmaßregeln hiergegen zu treffen, nach 
vernünftiger Verkehrsanſchauung keinenfalls von vornherein als 
gegeben anzunehmen wäre. Tatſächlich iſt auch der Unfall des 
Knaben P. einer unglücklichen Verkettung der Umſtände zu⸗ 
zuſchreiben, die kaum noch im Bereiche der verſtändigerweiſe zu 
erwägenden Möglichkeiten liegen mochte. Inſolange wenigſtens, 
als noch keine Erfahrungen über die Gefährlichkeit der 
Sprengvorrichtung für damit in Berührung kommende Kinder 
gemacht waren, lag für die Beklagte keine Veranlaſſung vor, 
eine Schutzvorrichtung anzubringen. Daß aber vor dem Un⸗ 
falle des Klägers eine Schädigung von Kindern durch einen 
derartigen Sprengwagen bekannt geworden oder überhaupt vor⸗ 
gekommen war, können die Kläger ſelbſt nicht behaupten. Auch 
der Umſtand, daß in einzelnen Städten dieſe Wagen mit Schutz⸗ 
vorrichtungen verſehen waren (ſei es von der Fabrik aus mit 
ſolcher Vorrichtung geliefert, wie in den vier von dem Zeugen 
S. bezeichneten Städten, ſei es nachträglich ſo eingerichtet, wie 
das nach dem Vorbringen der Kläger in den erwähnten größeren 
Städten geſchehen ſein ſoll), rechtfertigt noch nicht die Annahme, 
daß die Beklagte durch Unterlaſſung einer Schutzvorkehrung die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht gelaſſen habe. Es 
würde daraus nicht folgen, daß die Schutzvorrichtung allgemein 
üblich geweſen und anderwärts, namentlich wegen einer Ge⸗ 
fährdung von Kindern für erforderlich gehalten worden ſei; 
und es iſt auch nicht erſichtlich, daß die in jenen anderen 
Stadtgemeinden getroffene Maßregel den Vertretern der Be⸗ 
klagten bekannt war oder ſein mußte. Wenn man ſodann ſelbſt 
die von den Klägern aufgeſtellte Behauptung, in dem der Be⸗ 
klagten überſandten Proſpekte ſei auch ein Sprengwagen mit 
Sicherheits vorrichtung abgebildet geweſen, als richtig unterſtellt, 
ſo iſt doch nicht zuzugeben, daß dies die Vertreter der Beklagten 
zur Anſchaffung eines Wagens mit ſolcher Vorrichtung hätte 
veranlaſſen müſſen; zumal da die Vorrichtung (Netz oder Gitter 
um die Turbine), wie das Berufungsgericht feſtſtellt, dem mit 
dem Wagen angeſtrebten beſonderen Zwecke immerhin hinderlich 
geweſen wäre. Die Tatſache, daß die Beklagte nach dem Un⸗ 
falle des Klägers den Wagen mit einer Schutzvorrichtung hat 
verſehen laſſen, kann nicht zu einem Rückſchluſſe dahin verwertet 
werden, ſie hätte dieſe Maßregel von vornherein als notwendig 
erkennen müſſen. — Die Reviſion weiſt darauf hin, daß er⸗ 
fahrungsgemäß, wie auch von den Sachverſtändigen beſtätigt 
worden ſei, gerade die Sprengwagen auf die Kinder eine ganz 
beſondere Anziehungskraft auszuüben pflegten. Das mag zu⸗ 
treffen — ob zwar gewöhnlich das, was die Kinder anzieht, nicht 
ſowohl der Mechanismus der Sprengvorrichtung, als die Aus⸗ 
ſtrahlung des Waſſers ſein wird, die im vorliegenden Falle 
nicht als gefährdendes Moment, ſondern eher nach der Be⸗ 
deutung einer Abwehr der Annäherung in Betracht kam. Indes 
hat ſchon das Berufungsgericht nicht mit Unrecht erwogen, daß 
die Neugierde eines kleineren Kindes und deſſen Sucht, jede 
ſich ihm darbietende Gelegenheit zur Beſchäftigung oder zum 
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Spiele zu benutzen, fo unberechenbar feien, daß ein wirkſamer 
Schutz nur durch eine entſprechende Beauffichtigung des Kindes 


zu erzielen ſei. Freilich iſt im Verkehrsleben namentlich bei 


dem Betriebe maſchineller Vorrichtungen, welche Kindern zu⸗ 
gänglich find, auf deren Sicherheit tunlich Rückſicht zu nehmen; 
aber daß gegen jede denkbare, wenn auch entfernt liegende 
Möglichkeit einer Gefährdung von Kindern Vorſorge getroffen 
werde, tft nicht zu verlangen, wäre auch tatſächlich unausführbar. 
Für den gegenwärtigen Fall würde es eine unſtatthafte Über 
ſpannung der Anforderungen hinſichtlich der im Verkehr an⸗ 
zuwendenden Sorgfalt bedeuten, wenn man die beklagte Stadt⸗ 
gemeinde für den Unfall des Klägers A. P. verantwortlich 
machen wollte. P. c. R., U. v. 29. Okt. O8, 545/07 VI. — Berlin. 

15. $ 833 BGB. Nichtanwendung bei Verletzung durch 
Hufſchläge eines mit Gewalt niedergeworfenen und feſtgehaltenen 
Pferdes.] 

Als der Beklagte am 14. Februar 1906 durch den Vieh⸗ 
ſchneider M. einen ihm gehörigen Hengſt verſchneiden ließ, war 
der Ehemann der Klägerin mit anderen Männern beim Nieder⸗ 
werfen des Tieres behilflich. Er kam dabei zu Fall und wurde, 
als gleichzeitig der niedergeworfene Hengſt um ſich ſchlug, von 
einem Hufſchlage getroffen. Die erlittene Verletzung hatte am 
17. Februar 1906 ſeinen Tod zur Folge. Klägerin verlangt, 
daß der Beklagte ihr für den Unterhalt, den der Getötete, 
wenn er am Leben geblieben wäre, ihr zu gewähren verpflichtet 
geweſen ſein würde, durch Entrichtung einer Geldrente Erſatz 
leiſte. Sie behauptet, der Beklagte ſei ſowohl als der Tier⸗ 
halter wie auch wegen einer ihm beim Legen des Hengſtes zur 
Laſt fallenden Fahrläſſigkeit hierzu verpflichtet. Der erſte 
Richter hat die Klage inſoweit abgewieſen, als der Klägerin 
von der Berufsgenoſſenſchaft unter der Annahme, daß ihr Ehe⸗ 
mann in feinem eigenen landwirtſchaftlichen Betriebe verunglückt 
ſei, eine Unfallverſicherungsrente zuerkannt worden iſt. Wegen 
des darüber hinausgehenden Anſpruches hat er vorab über den 
Grund erkannt und die Erſatzpflicht des Beklagten zwar nicht, 
wie beantragt, für die Lebensdauer der Klägerin, wohl aber 
für die der mutmaßlichen Lebensdauer des Getöteten ent⸗ 
ſprechende Zeit als beſtehend feſtgeſtellt. Die Berufung des 
Beklagten hat nur den Erfolg gehabt, daß das OLG. die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten zur Entrichtung der Rente auf die 
Zeit, bis der Verunglückte das ſiebzigſte Lebensjahr vollendet 
haben würde, eingeſchränkt hat. RG. hob auf und wies die 
Sache in die Inſtanz zurück: Das Berufungsurteil beruht, wie 
von der Reviſion mit Recht gerügt wird, auf einer fehlſamen 
Anwendung des 8 833 BGB. Zwar handelt es ſich nicht um 
bloße Paſſivbewegungen des Pferdes, insbeſondere nicht um ein 
mechaniſches Zurückſchnellen der Hufe ohne tieriſche Kraft⸗ 
entfaltung. Der Berufungsrichter ſtellt vielmehr feſt, daß die 
tödlichen Kopfverletzungen nach dem Niederwerfen des Hengſtes 
durch ſeine, im Zuſtande „einer gewiſſen Bewegungsfreiheit“ 
geführten Hufſchläge „geſetzt“ worden ſeien. Ebenſowenig trifft 
der von der Reviſion aufgeſtellte Vergleich mit ſolchen Rechts⸗ 
fällen zu, in denen ſich das Pferd unter der Zügel⸗ und Zaum⸗ 
gewalt eines Lenkers befand, als es durch ſein Verhalten einen 
Schaden anrichtete (RG. 50, 180 ff. und 221). Denn die 
Bewegung des gelenkten Pferdes ſteht unter dem Einfluß des 
Willens ſeines Lenkers, während es hier im Plane der Ver⸗ 
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anſtaltung lag, die tieriſchen Bewegungen nicht hervorzurufen, 
ſondern ſie zu verhindern. Allein das Tier vollführte die Huf⸗ 
ſchläge, wie weiterhin von der Reviſion zutreffend bemerkt wird, 
unter der unwiderſtehlichen Einwirkung ihm angetaner Gewalt. 
Seine Bewegungen waren die unmittelbare und unausbleibliche 
Folge des Niederwerfens, wobei durch das Nachlaſſen der 
Feſſelung dem Tiere zwar für ein Umſichſchlagen äußerer 
Raum gegeben, ihm aber damit nicht auch die innere 
Freiheit gelaſſen war, mit einer derartigen Kraftbetätigung 
zurückzuhalten. Jedes andere Pferd in gleicher Lage hätte in 
gleicher Art ſich der Gewalt erwehren und verſuchen müſſen, 
vermöge ſeiner Bewegungen in die natürliche aufrechte Stellung 
zurückzugelangen. Wurde dabei ein Menſch getroffen, ſo war 
dies lediglich eine Folge des an dem Tiere vorgenommenen 
Gewaltaktes. Im Rechtsſinne wurde der Getroffene nicht 
durch das Tier verletzt; ebenſowenig wie bei einer Operation 
jemand durch den Operierten, ſei es ein Menſch oder ein Tier, 
verletzt wird, wenn dieſer unter der Einwirkung des Schmerzes 
krampfhafte Bewegungen ausführt oder wie eine während des 
Schlachtens von dem Schlachttiere ausgehende Verletzung auf 
das Verhalten des Tieres als auf ihre Urſache zurückgeführt 
werden darf. Die Zurückverweiſung in die Inſtanz erfolgte, 
weil der Berufungsrichter über den Klagegrund der 88 823, 
831 BGB. noch nicht entſchieden hat. G. c. F., U. v. 
5. Nov. 08, 74/08 IV. — Zweibrücken. 

16. 8 1128 BGB. Dieſe Vorſchrift hat zur Voraus⸗ 
ſetzung einen Verſicherungsvertrag über Gebäude, findet aber 
auf verſicherte Maſchinen nur dann Anwendung, wenn ſie in 
einen Gebäudeverſicherungsvertrag einbezogen, nicht aber, mögen 
ſie Beſtandteile eines Gebäudes ſein oder nicht, wenn ſie als 
bewegliche Gegenſtände verſichert find.] 

Das RG. hat den 8 1128 BGB., wie in der Überſchrift 
angegeben, ausgelegt und folgendes hierzu ausgeführt: Bei 
erſter Betrachtung dieſer Geſetzesſtelle ſcheint die diesſeitige 
Auslegung ihr allerdings zu widerſprechen. Denn wenn ſie 
von Verſicherung eines „Gebäudes“ ſpricht, fo muß man 
zunächſt an den geſetzlichen Begriff des Gebäudes denken und 
annehmen, daß ſie dieſen und insbeſondere den von weſentlichen 
Beſtandteilen des Gebäudes handelnden S 94 Abſ. 2 BGB. 
im Auge hat und dem Gebäude auch alle Gebäudeteile gleich⸗ 
viel welcher Art gleichſetzt. In der Tat iſt der § 1128 fo 
aufgefaßt worden, neuerdings insbeſondere auch auf S. 161 
der Begründung zum Entwurf des Reichsgeſetzes über den 
Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908. Indeſſen hat in 
dieſem Geſetze ſelbſt jene Meinung keinen Ausdruck gefunden, 
ſie ſteht auch, wie zu zeigen, nicht im Einklang mit der Be⸗ 
gründung zum BGB. und es muß daher ohne Rückſicht auf 
fie der Sinn des § 1128 erforſcht werden. Erwägt man 
hierbei zunächſt, daß dieſe Geſetzesſtelle, wenn ſie alle Beſtand⸗ 
teile von Gebäuden dieſen hinſichtlich der Verſicherung und der 
Haftung des Verſicherungsbetrages zugunſten der Hypothek⸗ 
gläubiger vollſtändig hätte gleichſtellen wollen, dies kurz und 
deutlich, etwa mit den Eingangsworten: „Sind Gebäude oder 
Beſtandteile von ſolchen verſichert“, hätte ausdrücken können, 
daß man ferner die wirklichen Eingangsworte des Geſetzes: 
„Iſt ein Gebäude verſichert“ immerhin auch dahin verſtehen 
kann, daß eine Gebäudeverſicherung im Sinne der Verkehrsſitte 
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vorliegen muß, ſo gibt der Wortlaut allein keinesfalls ſicheren 
Aufſchluß über den Willen des Geſetzgebers. Die Vorſchrift 
iſt zugunſten der Hypothekgläubiger gegeben, will aber vor 
allem auch dem Verſicherer ſagen, wie er ſich bei Eintritt des 
verſicherten Gebäudeſchadens zu verhalten hat. Schon hienach 
mußte ſie in Anbetracht der heutigen ungemein großen Aus⸗ 
dehnung des Verſicherungsweſens und der Geſchäftsmenge der 
Verſicherungsanſtalten möglichſt deutlich und einfach fein. Sie 
durfte dieſe Anſtalten nicht in Ungewißheit ſetzen und zu 
umſtändlichen und ſchließlich doch unſicheren Unterſuchungen 
zwingen, was der Fall wäre, wenn ſie etwa bei allen Anträgen 
auf Verſicherung von Bauſtoffen, Maſchinen u. dergl. oder bei 
ſpäterem Schadenseintritt an ſolchen prüfen müßten, ob dieſe 
Gegenſtände Beſtandteile eines Gebäudes werden ſollen oder 
geworden find. Daß man dieſer auf den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
kehr Rückſicht nehmenden Meinung bei Abfaſſung des BGB. 
geweſen iſt, dafür iſt in den Vorarbeiten zu dieſem Geſetzbuch 
genügender Anhalt zu finden. (Wird dargelegt.) Aus dieſen 
Stellen in ihrem Zuſammenhalte geht mit Gewißheit hervor, 
daß der S 1070 des erſten Entwurfs zum BGB., nun der 
81128, ſich nicht in Gegenſatz zu dem geſchichtlich gewordenen 
weit verbreiteten Verſicherungsweſen und deſſen durch Einzel: 
geſetze und Verkehrsfitte geordneten Geſtaltung ſetzen, vielmehr 
von dieſer Geſtaltung ausgehen, in ſie nicht mehr als nötig 
ſtörend eingreifen, ſondern fie tunlichſt ſchonen und berück- 
ſichtigen wollte. Hierzu beſtand um ſo mehr Anlaß, als damals 
die dem Verficherungsrecht angehörigen landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften im allgemeinen unberührt gelaſſen werden ſollten. 
Art. 75 EGBGB. Nun war und iſt es allgemein bekannt, 
daß zur Zeit der Entſtehung des BGB. ſchon und bereits 
lange zuvor ſich ein Hauptzweig des Feuerverſicherungsweſens 
auf Gebäude, der andre auf bewegliche Sachen erſtreckte, daß 
jedoch die Immobiliar⸗ von der Mobiliar⸗Feuerverſicherung 
nicht überall fireng geſchieden war und daß insbeſondere Fabrik⸗ 
einrichtungen, Maſchinen u. dergl. häufig als bewegliche Sachen 
der Mobiliarverſicherung, mitunter aber, ſogar bei Anſtalten, 
die ſich im allgemeinen nur mit Gebäudeverſicherung befaßten, 
als Gebäudebeſtandteile auch der Immo biliarverſicherung eins 
verleibt werden konnten und einverleibt wurden, wie dies ja 
auch laut des obigen Tatbeſtandes zum Teil geſchehen iſt. So 
haben z. B. auch Preußiſche Provinzialfeuerverſicherungen zwar 
die Doppelverſicherung verboten, aber der Verſicherung von 
ſolchen Maſchinen entweder bei ihnen oder bei andern (Mobiliar-) 
Verſicherungsanſtalten ſtanden ſie wohl nicht im Wege. Vgl. 
den Nachtrag zum Reglement der Schleſiſchen Feuerſozietät 
88 Nr. I und II mit SS 10 und 11 (PrG⸗S. 1871, 441), 
und revidiertes Reglement der Städte⸗Feuerſozietät für Kur⸗ 
und Neumark 87 (PrG. S. 1871, 41). Das bayeriſche Geſetz, 
die Feuerverſicherungsanſtalt betreffend, vom 28. Mai 1852 
(Bay Bl. 1851/52, 642) geftattet in ſeinem 8 7 die Mobiliar- 
verſicherung von Maſchinen, die, wenn Gebäudebeſtandteile, 
auch in die ſtaatliche Landesverſicherungsanſtalt aufgenommen 
werden konnten, ſogar ausdrücklich. Dieſe Entwicklung des 
Feuerverſicherungsweſens hat der Geſetzgeber unzweifelhaft wohl 
berückſichtigt und er kann daher den 8 1128 BOB. nur in 
dem Sinne gemeint haben, daß ſeine Anwendung auf ver⸗ 
ſicherte Maſchinen von der Art der Verſicherung der Maſchinen, 
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das iſt davon abhängen ſoll, ob ſie in die Gebäudeverſicherung 
mit aufgenommen oder als bewegliche Sachen verſichert ſind. 
Eine derartige Ordnung des Rechtsverhältniſſes, wonach im 
letzteren Fall der 8 1129 BGB. Platz greift, entſpricht auch 
allein den Anforderungen des täglichen Lebens und der Volks⸗ 
wirtſchaft. Wenn auch zuzugeben iſt, daß ſie in manchen 
Fällen zum Nachteil der Hypothekgläubiger ausſchlagen kann, 
ſo ſind dieſe doch meiſt imſtande, bei Beleihung des Grund⸗ 
ſtückes nach der Art der Verſicherung zu forſchen, und wenn 
ſie dies nicht können oder verſäumt haben, ſo wird es ihnen 
jedenfalls bei zweckwidriger Verwendung der Verſicherungs⸗ 
ſumme möglich fein, gemäß 88 1183 ff. BGB. vorzugehen. 
In keinem Falle kann die durch die nunmehrige Auslegung 
des 81128 hervorgerufene Gefährdung der Hypothekengläubiger 
für gewichtiger erachtet werden, als die große und ſchwer⸗ 
wiegende Beläſtigung, die für die Verſicherungsanſtalten und 
die Verficherten aus entgegengeſetztem Sinne des Geſetzes ers 
wachſen würde. Sch. & Co. c. F.⸗V.-⸗G. C. u. M., U. v. 
21. Okt. 08, 183/08 V. — Cöln. 

17. 88 2325, 2327 BGB. Hinzurechnungspflicht je nach 
der Zeit der Zuwendung.] 

Von den Beklagten fordert die Klägerin den Pflichtteil 
und die Ergänzung ihres Pflichtteils. Die Beklagten verlangten, 
daß ſie ſich einen Vorempfang anrechnen laſſe, den der Erb⸗ 
laſſer nach der Behauptung des Beklagten unter 2 in den 
Jahren 1854 bis 1859 für den damals als Offizier dienenden 
Vater der Klägerin an Schulden bezahlt hat. Nachdem Klägerin 
ſich mit dem Beklagten zu 1 verglichen und ihre Forderung 
gegen den Beklagten zu 2 auf die Hälfte ermäßigt hatte, hat 
das Os G. dem Beklagten zu 2 einen richterlichen Eid ans 
vertraut. Das RG. hob auf: Die Faſſung des 8 2327 
Abs. 1, wonach ein dem Plflichtteilsberechtigten ſelbſt (ober 
feinem parens) gemachtes Geſchenk „in gleicher Weile” wie 
das dem Dritten gemachte Geſchenk dem Nachlaſſe hinzu⸗ 
zurechnen iſt, gibt dem Zweifel Raum, ob mit der unverkenn⸗ 
baren Bezugnahme auf die Regel des 8 2325 auch die in 
Abf. 3 derſelben Geſetzesſtelle getroffene Ausnahmebeſtimmung 
für die Fälle des 8 2327 übernommen ſei. Es iſt ferner zu⸗ 
zugeben, daß 8 2325 unter den mit einer Schenkung bedachten 
Dritten auch Pflichtteilsberechtigte verſteht, wie namentlich die 
Erwähnung des Ehegatten am Schluſſe des 5 2325 außer 
Zweifel ſtellt. Endlich kann es, wie mehrfach in der Literatur 
hervorgehoben worden iſt, in der Tat befremden, daß von zwei 
zu verſchiedenen Zeiten beſchenkten Pflichtteilsberechtigten der 
eine abgewieſen werden muß, wenn er vom andern Einwerfung 
einer weiter als zehn Jahre zurückliegenden Schenkung fordert, 
daß ſich dagegen der andere Teil die Hinzurechnung und An⸗ 
rechnung eben dieſer alten Schenkung gefallen zu laſſen hat, 
wenn er ſeinerſeits den Pflichtteilsergänzungsanſpruch gegen 
denjenigen Teil erhebt, der erſt innerhalb der letzten zehn Jahre 
vom Erblaſſer beſchenkt worden iſt. Allein der Wortlaut des 
8 2327 Abf. 1 Spricht jedenfalls für die Annahme, der Geſetz⸗ 
geber habe den Pflichtteilsergänzungskläger auch dann, wenn 
er feinen Anſpruch gegen einen anderen Pflichtteils berechtigten 
richtet, grundſätzlich für verpflichtet erklären wollen, alle, 
gleichviel wann ihm ſelbſt (oder ſeinem parens) gemachte Ge⸗ 
ſchenke dem Nachlaß hinzurechnen zu laſſen. Wenn es dort 
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weiter heißt, dieſe Hinzurechnung habe „in gleicher Weiſe“ zu 
geſchehen, wie wenn es ſich um das einem Dritten gemachte 
Geſchenk handle, ſo iſt nicht darüber, ob, ſondern wie die 
Hinzurechnung zu geſchehen habe, Beſtimmung getroffen. Offen⸗ 
ſichtlich nimmt das Geſetz dabei nur auf diejenigen Voxſchriften 
Bezug, die an anderer Stelle von der Art und Weiſe dieſer 
Hinzurechnung handeln. Solche Vorſchriften ſind aber lediglich 
im zweiten Abſatz des §S 2325 bezüglich des für den Werts 
anſatz verbrauchbarer Sachen maßgebenden Zeitpunktes erteilt. 
Dagegen iſt nicht erkennbar, daß auch die Hinzurechnungspflicht 
ſelbſt hätte eingeſchränkt und, wie im Falle des dritten Abſatzes, 
ganz verneint werden ſollen, wenn der die Ergänzung ver⸗ 
langende Pflichtteils berechtigte ſelbſt vor länger als zehn Jahren 
beſchenkt worden iſt. Nimmt man hinzu, daß bei den Be⸗ 
ratungen der zweiten Kommiſſion (Prot. 6, 104/105) ein 
Antrag, den Pflichtteilsergänzungskläger bezüglich der ſelbſt⸗ 
empfangenen, weit zurückliegenden Schenkungen ebenſo günſtig 
zu ſtellen wie den Dritten, unter Hinweis auf die außerordent⸗ 
liche Natur des Rechtsmittels abgelehnt worden iſt, ſo kann 
eine ausdehnende, auch den Abſ. 3 des 8 2325 mit herüber⸗ 
nehmende Auslegung des 8 2327 nicht als dem Willen des 
Geſetzgebers entſprechend erachtet werden, vielmehr iſt mit dem 
Berufungsrichter anzunehmen, daß bei Anwendung des 8 2327 
die in § 2325 geſetzte zeitliche Schranke außer Betracht zu 
bleiben hat. K. c. v. T., U. v. 2. Nov. 08, 143/08 IV. — 
Naumburg. 

Zivilprozeßord nung. 

18. 58 286, 415 ZPO. Benutzung des Protokolles 
über die Ausſage eines unzuläſſigen Zeugen (Kommanditiſten) 
als Beweismoment.] | 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß P. als Kom⸗ 
manditiſt der beklagten Geſellſchaft nicht Zeuge in dem Prozeſſe 
der letzteren ſein könne, entſpricht der Rechtſprechung des RG. 
(RG. 32, 398; 49, 425), an der nach der Natur der Kom⸗ 
manditgeſellſchaft, die nicht ein von den Perſonen der Kom⸗ 
manditiſten und Komplementäre verſchiedenes Rechtsſubjekt dar⸗ 
ſtellt, ſondern aus dieſen Perſonen beſteht, feſtzuhalten iſt. 
Daß aber ein gerichtliches Protokoll über eine Zeugenvernehmung 
eine Urkunde im Sinne der SS 415 ff. ZPO. iſt, und alſo 
Gegenſtand des Urkundenbeweiſes ſein kann, bedarf keiner 
näheren Ausführung. Nun war für das Berufungsgericht 
zwar die in dem gerichtlichen Protokoll niedergelegte Zeugen⸗ 
Ausſage des Kommanditiſten P. als ſolche ohne prozeſſualen 
Wert; aber ſie enthält doch zugleich eine Erläuterung der 
ſtreitigen Vorgänge durch die Partei ſelbſt in der Perſon eines 
ihrer Geſellſchafter, und es kommt ihr alſo die Bedeutung einer 
außergerichtlichen Außerung über die tatſächlichen Hergänge zu, 
die durch das Protokoll urkundlich bewieſen wird. Die Aus⸗ 
ſage des P. ſtellt in dieſer Eigenſchaft zwar nicht ein Beweis⸗ 
mittel, wohl aber ein Beweismoment, ein Indiz, für die Wahr⸗ 
heit oder Unwahrheit der darin behandelten Tatſachen dar 
(RG. 6, 190; 15, 342, 49, 374; JW. 03, 2387). In dieſem 
Werte, den die P.ſche Ausſage und das von ihm überreichte 
Schriftſtück eines Entwurfes der Fixierung der Abmachung vom 
30. November 1904 haben, durften und mußten ſie, wenn ſie 
vorgetragen und von der beweisführenden Partei im Prozeſſe 
in Bezug genommen worden ſind, als ein Beſtandteil der Ver⸗ 
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handlungen nach 8 286 ZRO. berückſichtigt und gewürdigt 
werden. L. c. D., U. v. 26. Okt. 08, 563/07 VI. — Cöln. 

19. 588 289, 454 ZPO. Auslegung des Widerrufs eines 
geleifteten Eides ſeitens des Schwörenden.] 

Auf dem Gute des Beklagten ſteht für den Kläger eine 
Hypothek von 5 843,28 eingetragen. Der Kläger hat mit 
der Behauptung, daß der Beklagte auf die rechtzeitig gekündigte 
und fällige Hypothek bis zum 28. Februar 1905 mur ſoviel 
abgezahlt habe, daß noch ein Reſtbetrag von 3 697 & ver⸗ 
blieben ſei, die dingliche Klage auf Zahlung der 3 697 & aus 
dem Gute erhoben. Der Beklagte wendete ein, er habe nach 
dem 28. Februar 1905 noch weitere Zahlungen auf die Hypothek 
von insgeſamt 3 697 & an den Kläger geleiſtet. Hierüber 
leiſtete der Kläger vor dem erſuchten Richter folgenden ihm zu⸗ 
geſchobenen, durch Beſchluß normierten Eid: „Der Beklagte 
hat auf die Klageforderung an mich nicht 2000 & am 
3. Oktober 1905, am 31. März und 14. April 1905 nicht je 
300 &, am 29. März 1905 nicht 800 & und endlich vor Zu⸗ 
ſtellung der Klage vom 22. Juli 1905 nicht 297 & bezahlt.“ 
Vor der Eidesleiſtung erklärte der Kläger, der Beklagte habe 
einmal 2 000 A, zweimal je 300 & und einmal 800 l tats 
ſächlich gezahlt, aber nicht auf die Klageforderung; es ſei auch 
möglich, daß er einmal 297 , gezahlt habe, aber jedenfalls 
auch nicht auf die Klageforderung. Nach der Eidesleiſtung 
reichte der Beklagte Abſchrift einer mit dem Namen des Klägers 
unterzeichneten Quittung vom 3. Oktober 1905 ein, nach welcher 
der Kläger vom Beklagten „auf die in Köslin eingeklagte 
Forderung“ 2000 & gezahlt erhalten haben ſollte. In einer 
Eingabe vom 21. September 1906 erklärte Kläger, wegen der 
ihm entſtandenen Zweifel über die Richtigkeit des Eides ſehe er 
ſich veranlaßt, für alle Fälle von der Vergünſtigung des 
8 163 Abf. 2 StGB. Gebrauch zu machen, und widerrufe er 
den geleiſteten Eid. Auf Veranlaſſung des Prozeßgerichts wurde 
darauf der Kläger vom erſuchten Richter über ſeinen Widerruf 
vernommen. Er erklärte nunmehr zum Protokoll vom 
8. Oktober 1906 folgendes: „Ich widerrufe hiermit den von 
mir am 2. Auguſt 1906 geleiſteten Eid, da nach der mir vom 
Beklagten vorgelegten Quittung, welche ich unterm 3. Oktober 1905 
ausgeſtellt haben ſoll, auf die Klageforderung am 3. Oktober 1905 
2000 & gezahlt fein ſollen, was ich jedoch nach wie vor in 
Abrede ſtelle. Ich könnte jedoch hinſichtlich der Zahlung dieſer 
2000 & den Eid nur in der Überzeugungsform leiſten.“ In 
der mündlichen Verhandlung der erſten Inſtanz erkannte dem⸗ 
nächſt der Kläger die Quittung an, behauptete aber, daß er ſie 
nur in Erwartung der Zahlung, die tatſächlich nachher nicht 
erfolgt ſei, ausgeſtellt habe. Der zweite Richter erklärte auf 
die Berufung des Beklagten zunächſt durch Zwiſchenurteil, daß 
mit Rückſicht auf den Widerruf des Klägers der ihm aufgelegte 
Eid als verweigert anzuſehen und danach die vom Beklagten 
behaupteten Zahlungen für erwieſen zu erachten ſeien, und 
erkannte dann durch Endurteil, nachdem der Kläger noch den 
ihm vom Beklagten über fernere Zahlungen von 300 & und 
975 A zugeſchobenen Eid geleiſtet hatte, unter Abänderung 
des erſten Urteils dahin, daß er den Beklagten nur zur Zahlung 
von 5 Prozent Zinſen von den jeweiligen Reſtbeträgen der 
Hypothek verurteilte, im übrigen aber, alſo bezüglich des Kapital⸗ 
reſtes von 3 697 &, die Klage abwies. Das RG. hob auf. 
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Aus den Entſcheidungsgründen: Auf dem Gebiete des Straf⸗ 
rechts hat der Widerruf einer geſchehenen Eidesleiſtung nach 
88 158, 163 Abſ. 2 StGB. unter gewiſſen Vorausſetzungen 
die Wirkung, daß, je nachdem der Eid wiſſentlich oder aus 
Fahrläſſigkeit falſch geleiſtet iſt, Strafermäßigung oder Strafloſig⸗ 
keit eintritt. Erforderlich iſt, daß der Widerruf bei derjenigen 
Behörde erfolgt, vor der die Eidesleiſtung ſtattgefunden hat. 
Eine beſtimmte Form iſt nicht vorgeſchrieben. Es genügt jede 
Erklärung, durch die der Inhalt der abgegebenen eidlichen 
Erklärung als unrichtig anerkannt wird (RG St. 24, 260). 
Wird ein in einem Zivilprozeſſe geleiſteter Parteieid bei dem⸗ 
jenigen Gerichte, vor dem die Leiſtung des Eides erfolgt iſt, 
widerrufen, ſo wird regelmäßig als nächſtliegender Zweck des 
Widerrufs anzuſehen ſein, daß der Widerrufende hinſichtlich der 
Strafverfolgung die ihm günſtige Wirkung des Widerrufs 
herbeizuführen ſucht. Da jedoch der Widerrufende durch ſeine 
Widerrufserklärung ſich mit der früheren eidlichen Erklärung in 
Widerſpruch ſetzt, muß er unter allen Umſtänden es als not⸗ 
wendige Folge ſeiner Widerrufserklärung hinnehmen, wenn nach 
Maßgabe der prozeßrechtlichen Vorſchriften die Widerrufs⸗ 
erklärung bei der Entſcheidung des Rechtsſtreites zu ſeinen 
Ungunſten verwertet wird. Die ZPO. enthält keinerlei Bes 
ſtimmungen über die Bedeutung und die rechtlichen Folgen einer 
ſolchen Widerrufserklärung für den Prozeß. Ob eine privat⸗ 
ſchriftliche Widerrufserklärung, wie die des Klägers in der Ein⸗ 
gabe vom 21. September 1906, für das Zivilprozeß verfahren 
von Bedeutung iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Der Kläger hat 
demnächſt am 8. Oktober 1906 zu Protokoll des erſuchten 
Richters, vor dem die Eidesleiſtung ſtattgefunden hat, die 
Widerrufserklärung wiederholt und dieſe Erklärung vor dem 
Gerichte der Eidesleiſtung iſt für das Zivilprozeß verfahren 
als die maßgebende zu erachten. Eine ſolche Erklärung, die in 
einer Form abgegeben worden iſt, in der nach § 464 
Abſ. 2 ZPO. die Verweigerung der Leiſtung eines Eides in 
dem Termine zur Eidesleiſtung rechtswirkſam erfolgt und in 
der auch ein gerichtliches Geſtändnis mit der Wirkung des 
5 288 ZRO. abgegeben werden kann, ſchließt mit Rechts⸗ 
notwendigkeit zunächſt die Erklärung in ſich, daß der Wider⸗ 
rufende darauf verzichtet, daß an ſeine Eidesleiſtung die Rechts⸗ 
wirkung geknüpft wird, die das Geſetz zu ſeinen Gunſten damit 
verbindet; denn, indem der Widerrufende ſeine eidliche Erklärung 
widerruft, gibt er zugleich ſeinen Willen kund, daß die ihm 
günſtigen Rechtsfolgen ſeiner eidlichen Erklärung nicht eintreten 
ſollen. Es verzichtet alſo der Widerrufende darauf, daß durch 
feine Eidesleiſtung gemäß 8 463 ZRD. voller Beweis der von 
ihm beſchworenen Tatſache begründet wird. Da aber der 
Widerrufende die Tatſache, daß von ihm das Prozeßgericht einen 
Eid erfordert hat, durch ſeine Widerrufserklärung, die auch nur 
ſeine eidliche Erklärung betrifft, nicht zu beſeitigen vermag, 
dieſe der Parteiwillkür entzogene Eidesauflage vielmehr beſtehen 
bleibt, und da ferner die Eidesauflage, abgeſehen von der Er⸗ 
laſſung des Eides ſeitens des Prozeßgegners nur durch Leiſtung 
oder Verweigerung des Eides erledigt werden kann, jo enthält 
der Widerruf der Eidesleiſtung vor dem Gerichte, vor dem die 
Eidesauflage erledigt werden ſollte, weiter mit Rechtsnotwendig⸗ 
keit die Erklärung, daß der Widerrufende es rechtlich ſo an⸗ 
geſehen wiſſen wolle, als ob er in dem früheren Termine zur 


— — — 


749 


Jurxiſtiſche Wochenſchrift. 


Eidesleiſtung den Eid nicht geleiſtet, ſondern verweigert hätte 
(vgl. RGSt. 16, 81). Inſoweit iſt alſo dem Berufungsrichter 
beizutreten. Jedoch läßt der Berufungsrichter außer acht, daß 
die vorbezeichneten, in dem Widerruf enthaltenen Erklärungen, 
die allein für die Entſcheidung des Rechtsſtreites in Betracht 
kommen, rechtsgeſchäftliche Willenserklärungen find, wodurch 
der Widerrufende Rechte, die ihm auf dem Gebiete des Prozeß⸗ 
rechtes erwachſen ſind, aufgibt und ferner Rechtsnachteile auf 
ſich nimmt. Solche Erklärungen aber unterliegen wie Willens⸗ 
erklärungen überhaupt der Auslegung, wenn an die Widerrufs⸗ 
erklärung ſich zuſätzliche Erklärungen anſchließen. Dann darf 
nicht der Widerruf für ſich allein und losgelöſt von den anderen 
Erklärungen in Betracht gezogen werden, ſondern iſt, wie 
8289 Abſ. 2 ZPO. hinſichtlich der Hinzufügungen zu gericht⸗ 
lichen Geſtändniſſen vorſchreibt, das Erklärte in ſeiner Geſamtheit 
auf ſeine Bedeutung zu prüfen und iſt in Erwägung zu nehmen, 
ob ungeachtet der zuſätzlichen Erklärungen ein Widerruf vorliegt, 
ob alſo dem nach dem Wortlaute geäußerten Widerrufe mit 
Rückſicht auf die ſich anſchließenden Erklärungen in Wahrheit 
noch die Bedeutung eines Widerrufs der Eidesleiſtung, ins⸗ 
beſondere eines ſolchen Widerrufs, mit dem die vorgenannte 
Erklärung des Verzichts auf die Rechte aus der Eidesleiſtung 
und die der nachträglichen Eidesverweigerung verbunden ſind, 
beizumeſſen iſt. Es mag ſein, daß dann, wenn dies zu ver⸗ 
neinen ſein ſollte, das Erklärte auch nicht die Wirkung haben 
würde, dem Widerrufenden die Anwendbarkeit der 88 158, 
163 StGB. zu ſichern. Darauf kommt es aber für den Zivil⸗ 
prozeß nicht an. Vorliegend hat der Kläger zunächſt erklärt, 
er widerrufe den von ihm geleiſteten Eid. Demnächſt aber hat 
er als Grund für den Widerruf angegeben, er ſolle nach der 
ihm vom Beklagten vorgelegten Quittung, die er ausgeſtellt 
haben ſolle, auf die Klageforderung 2 000 & gezahlt erhalten 
haben, was er jedoch nach wie vor in Abrede ſtelle. 
Während der Kläger alſo mit den Eingangs worten ſeine eidliche 
Erklärung widerruſt, enthält das Nachfolgende eine Beſtätigung 
der Richtigkeit desjenigen, was vom Kläger beſchworen worden 
iſt. Danach mußte der Berufungsrichter in die Erwägung 
darüber eintreten, ob und wie die beiden Erklärungen mitein⸗ 
ander zu vereinigen find und ob ein Widerruf mit den vor⸗ 
bezeichneten Folgen wirklich erklärt werden ſollte und nach dem 
Geſamtinhalte des Erklärten tatſächlich zum Ausdrucke gebracht 
worden iſt. Ferner war vom Berufungsrichter bei der Aus⸗ 
legung zu berückſichtigen, daß der Kläger noch weiter bemerkt 
hat, er könnte jedoch hinſichtlich der Zahlung der 2000 & den 
Eid nur in der Überzeugungsform leiſten. Der Berufungs⸗ 
richter aber hat lediglich aus den Eingangsworten des Erklärten 
den Widerruf der Eidesleiſtung entnommen, ohne ſich einer 
Auslegung des Erklärten in ſeiner Geſamtheit zu unterziehen. 
Ferner iſt das Berufungsurteil auch für den Fall, daß ein 
Widerruf als wirklich erklärt anzunehmen wäre, deswegen zu 
beanſtanden, weil der Berufungsrichter die Widerrufserklärung 
auf den geſamten, außer den genannten 2 000 & noch vier 
weitere Zahlungen umfaſſenden Eidesinhalt erſtreckt hat, ohne 
auch in dieſer Hinficht für die Auslegung in Betracht zu nehmen, 
daß der Kläger zwar zunächſt allgemeinhin „den am 2. Auguſt 1906 
geleiſteten Eid“ widerrufen, dann aber als Grund für den Wider⸗ 
ruf nur die Vorlegung der Quittung über 2 000 & erwähnt, 
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die Ableugnung des Empfanges derſelben 2 000 / wiederholt 
und hinſichtlich der Zahlung dieſer 2 000 & ſich nur zur 
Leiſtung eines Eides in der Überzeugungsform erboten hat. 
Danach war in den der Widerruſserklärung nachfolgenden 
Erklärungen des Klägers ein weſentlicher Anhalt für die 
Möglichkeit der Annahme geboten, daß, wenn der Kläger mit 
den Eingangsworten „den“ Eid widerrief, er damit nicht den 
ganzen Eid, ſondern nur den Teil des Eides meinte, der ſich 
auf die 2000 % bezog. Denn von den anderen vom Kläger 
abgeſchworenen Zahlungen von zweimal 300 %, 800 & und 
297 , war weder in der Erklärung des Klägers irgendwie 
die Rede, noch war vom Beklagten dafür nach der Eidesleiſtung 
ein Beweis beigebracht worden. Der Berufungsrichter meint 
dieſe Einſchränkung der Widerrufserklärung deshalb ablehnen 
zu müſſen, weil der Eid einheitlich auferlegt und einheitlich 
abgeleiſtet ſei. Dies iſt unzutreffend. Wenn auch die ver⸗ 
ſchiedenen vom Beklagten behaupteten Zahlungen in eine einzige 
Eides formel zuſammengebracht waren, fo behielt doch jede der 
zu verſchiedenen Zeiten angeblich geleiſteten Zahlungen auch für 
die Eidesleiſtung ihre ſelbſtändige Bedeutung, und die Eidesformel 
zerfiel tatſächlich in ſo viele einzelne Eide, als Zahlungen 
behauptet waren. Auch konnte der Kläger hinſichtlich der einen 
Zahlung den Eid leiſten, hinſichtlich einer andern ihn verweigern. 
Aus der Einheitlichkeit der Eidesformel und der Eidesleiſtung 
war alſo nicht ein irgendwie ſicherer Anhalt dafür zu entnehmen, 
daß der Widerruf ſich auf ſämtliche Zahlungen erſtrecken ſollte. 
Jedenfalls durfte der Berufungsrichter mit Rückſicht auf den 
geſamten Inhalt der protokollariſchen Erklärung des Klägers 
dem Widerruf nicht die alle Eidestatſachen umfaſſende Bedeutung 
geben, ohne zuvor die vom Kläger als Zeugen benannten 
Gerichtsperſonen über die Behauptung des Klägers zu vernehmen, 
daß durch die zu Protokoll genommene Erklärung nur der Eid 
hinſichtlich der Zahlung von 2000 / widerrufen werden ſollte. 
S. c. v. S., U. v. 21. Okt. 08, 612/07 v. — Stettin. 

20. 88 344, 345 ZPO. Bedeutung der kollegialen Ges 
ſchäftsgewohnheit der Anwälte, nicht ohne Anfrage beim Gegen⸗ 
anwalt ein Verſäumnisurteil zu beantragen.] 

Der angeblich unter den Berliner Anwälten beſtehende 
Brauch, ein Verſäumnisurteil nicht zu erwirken ohne vorherige 
Anfrage beim Gegenanwalt, kann keineswegs zu dem Schluſſe 
führen, daß die das zweite Verſäumnisurteil vom 7. November 
1900 ermöglichende Verſäumung des Beklagten eine verſchuldete 
nicht geweſen ſei. Derartige kollegiale Gewohnheiten haben 
nicht die Kraft und, wie ohne weiteres anzunehmen iſt, auch 
nicht die Abſicht, die dem Anwalt ſeiner Partei gegenüber ob⸗ 
liegenden Pflichten irgend abzuändern oder einzuſchränken. Die 
Pflicht, im Verhandlungstermin zu erſcheinen bzw. gegen den 
nicht erſchienenen Gegner ein Verſäumnisurteil zu erwirken, be⸗ 
mißt ſich ausſchließlich nach den geſetzlichen Beſtimmungen und 
nach dem Intereſſe der Partei. Die ſich für Fälle der Ver⸗ 
ſäumung etwa ausbildenden kollegialen Geſchäftsgewohnheiten 
der Anwälte ſtehen außerhalb der Sphäre des Rechts. Völlig 
zutreffend alſo führt der Berufungsrichter aus, daß jener an⸗ 
gebliche Brauch dem Gegenanwalt keinerlei zwingende Ver⸗ 
pflichtung auferlegt hat, nicht zu kontumazieren, und daß der 
Beklagte der Klägerin, ſeiner Mandantin, gegenüber auf ſeine 
Gefahr handelte, wenn er ſich auf jenen Brauch verließ. Die 
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N22. 1908. 
von der Reviſionsbeklagten betonte Tatſache, daß der Gegen⸗ 
anwalt den Beklagten ſchriftlich erſucht hatte, im Termin vom 
7. November 1900 pünktlich zu erſcheinen, begründet nicht 
erſt, ſondern erhöht nur das Verſchulden des Beklagten. 
M. c. B., U. v. 3. Nov. 08, 44/08 III. — Berlin. 

21. 5 603 ZPO. Bedeutung der Vereinbarung, einen 
Wechſelſchuldner „materiell“ nicht in Anſpruch zu nehmen.] 

Die Klage ſtützt ſich auf einen Wechſel über Fr. 187 500, 
zahlbar am 15. April 1904, den der Beklagte auf den Prinzen 
von S. zu Paris gezogen hat. Der Wechſel iſt an eigene 
Order ausgeſtellt und nach Verfall im Juli 1906 vom Beklagten 
auf den Kläger indoſſiert. Im Januar 1907 hat der Kläger 
den Prinzen von S. und den Beklagten beim LG. zu Frank⸗ 
furt a. M. auf Bezahlung im Wechſelprozeſſe verklagt, zunächſt 
aber nur gegen den Prinzen Anträge geſtellt. Dieſe führten 
dahin, daß die Klage gegen den Prinzen vom LG. wegen ört⸗ 
licher Unzuſtändigkeit abgewieſen wurde, während das OLG. 
den Prinzen nach dem Klagantrage verurteilte. Der Kläger, 
der inzwiſchen am 8. Juli 1907 den Wechſel in Paris gegen 
den Prinzen hatte proteſtieren laſſen, nahm nunmehr 
auch die Klage gegen den Beklagten unter Vorlegung 
dieſes Proteſtes wieder auf und erwirkte beim LG. ein 
Vorbehaltsurteil, das den Beklagten zur Zahlung verurteilte, 
nachdem der Kläger einen ihm vom Beklagten zugeſchobenen 
Eid, deſſen Leiſtung durch Beweisbeſchluß angeordnet war, aus⸗ 
geſchworen hatte. Der Eid lautet wie folgt: „Es iſt nicht wahr, 
daß ich dem Beklagten verſprochen habe, ich würde ihn aus 
ſeiner Wechſelunterſchrift materiell nicht in Anſpruch nehmen.“ 
Auf Berufung des Beklagten hat das OLG. abändernd erkannt 
und die Klage abgewieſen. Das RG. hob auf: Das OLG. 
hat die Wechſelklage abgewieſen, weil es aus dem vorgelegten 
Briefwechſel der Parteien die Vereinbarung entnimmt, es ſolle 
gegen den Beklagten ein Urteil nicht erwirkt werden. Der vom 
Kläger in der I. Inſtanz ausgeſchworene Eid widerſpreche dem 
nicht. Denn das Verſprechen, den Beklagten aus ſeiner Wechſel⸗ 
unterſchrift „materiell“ nicht in Anſpruch zu nehmen, könne nur 
heißen, daß ein etwaiges Urteil gegen den Beklagten nicht voll⸗ 
ſtreckt werden ſolle. Wenn daher auf Grund des Eides auch 
feſtſtehe, daß ein ſolches Verſprechen nicht gegeben ſei, ſo ſei 
das durch den Briefwechſel bewieſene Verſprechen, kein Urteil 
zu erwirken, etwas anderes. Mit Recht rügt die Reviſion, daß 
dieſe Begründung widerſpruchsvoll iſt. Das Berufungsgericht 
ſtellt eine künſtliche Unterſcheidung auf, die in dem Vorbringen 
der Parteien keine Stütze findet. Der Beklagte hatte den 
Briefwechſel, aus dem das OLG. den Beweis ſchöpft, bereits 
in der I. Inſtanz vorgelegt und daraus die Tatſache hergeleitet, 
die er nötigenfalls auch zum Eide ſchob, daß der Kläger ihm 
verſprochen habe, ihn aus ſeiner Wechſelunterſchrift materiell 
nicht in Anſpruch zu nehmen. Der Verlauf des Verfahrens 
und der Zuſammenhang des Parteivorbringens läßt keinen 
Zweifel darüber, was mit dem Worte „materiell“ gemeint ſein 
ſollte. Die Parteien hatten darüber verhandelt, der Kläger 
möge den Beklagten zuſammen mit dem Prinzen v. S. in Frank⸗ 
furt a. M. belangen, damit auf dieſe Weiſe auch gegen den 
Prinzen dort ein Gerichtsſtand geſchaffen werde (vgl. § 603 
Abſ. 2 ZPO.). Im Sinne feiner Einredebehauptung und ſeiner 
Eideszuſchiebung ſollte der Gegenſatz zu einem derartigen bloß 
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„formellen“ Sin = Anfprudy » Nehmen bezeichnet werden: der 
Gegenſatz zwiſchen einem Mitverklagen bloß zum Scheine und 
einem ernſtlichen In⸗Anſpruch⸗Nehmen. Das ernſtliche In⸗ 
Anſpruch⸗Nehmen aber begreift ſowohl die Zwangs vollſtreckung, 
wie die Erwirkung eines Urteils gegen den Beklagten. Da nun nach 
8 463 Abſ. 1 ZPO. durch die Eidesleiſtung des Klägers feſtſteht, 
daß er dem Beklagten das Verſprechen, ihn nicht in Anſpruch 
zu nehmen, nicht gegeben hat, und da dieſe Eidesleiſtung nach 
5 533 Abſ. 2 ZPO. auch für die Berufungsinſtanz ihre 
Wirkſamkeit behält, weil das Berufungsgericht die Anordnung 
der Eidesleiſtung nicht für ungerechtfertigt erklärt hat, ſo ergibt 
ſich die rechtliche Unhaltbarkeit des Urteils. N. c. B., U. v. 
26. Okt. 08, 307/08 I. — Frankfurt. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

22. 88 159, 165 Abſ. 2 G8. verb. mit 88 391—397, 
402, 410, 411 8900.] 

Das LG. in Gotha beſchloß, die Vernehmung des Sach⸗ 
verſtändigen D. in Erfurt „durch das zuſtändige Amtsgericht 
erfolgen“ zu laſſen. Das AG. in Erfurt lehnte das geſtellte 
Erſuchen wegen nicht genügender Begründung ab und es hat 
dem LG. in Gotha anheimgeſtellt, ein ſchriftliches Gutachten 
unmittelbar von dem Sachverſtändigen einzufordern und das 
Erſuchen an das AG. ſelbſt darauf zu beſchränken, den Sach⸗ 
verſtändigen lediglich über ſeine perſönlichen Verhältniſſe zu 
vernehmen und ihn als Sachverſtändigen zu beeidigen. Es 
verwies dabei auf die Allgemeinen Verfügungen des preußiſchen 
Juſtizminiſters vom 10. Juli 1884 und vom 27. September 1904 
(JMBl. S. 161 und 655). Der von dem erſuchenden Gerichte 
in der Form der Beſchwerde geſtellte Antrag auf Abhilfe iſt 
vom OLG. in Naumburg zurückgewieſen worden. Das RG. 
erachtete die von dem LB. erhobene Beſchwerde für begründet: 
Nach 8 159 GVG. darf das Erſuchen eines nicht im Inſtanzen⸗ 
zuge vorgeſetzten Gerichts um Rechtshilfe nur abgelehnt werden, 
wenn dem erſuchten Gerichte die örtliche Zuständigkeit mangelt 
oder die vorzunehmende Handlung nach dem Rechte des erfuchten 
Gerichts verboten iſt. Da das Vorliegen des erſten Ausnahme⸗ 
falls hier weder behauptet noch ſonſt erfichtlich iſt, kann die 
Verweigerung der Rechtshilfe durch das AG. in Erfurt nur 
darauf geſtützt werden, daß die Vernehmung des Taxators D. 
als Sachverſtändigen, um die das Prozeßgericht das AG. er⸗ 
ſucht hatte, nach dem Rechte dieſes Gerichts verboten 
ſei, wie dies denn auch das OLG. ausdrücklich ausgeſprochen 
hat. Dieſe Annahme verſtößt gegen den 8 159 GVG. Die 
Allgemeine Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters vom 
10. Juli 1884, betreffend das Verfahren bei der Zuziehung 
von Sachverſtändigen, welche in einem andern Bundesſtaate 
wohnhaft find, geht davon aus, daß nach 8 165 Abſ. 2 GG. 
die durch Leiſtung der Rechtshilfe unter Behörden verſchiedener 
Bundesſtaaten entſtehenden Koſten von der erſuchenden Behörde 
der erſuchten nicht erſtattet würden. Sie bemerkt dann: der 
Umſtand, daß gewiſſe Arten von Sachverſtändigen nicht in 
allen Landesteilen gleichmäßig vorhanden ſeien, bringe es mit 
ſich, daß an die an ſolchen Orten befindlichen AG. eine außer⸗ 
gewöhnlich große Zahl von Erſuchen um Vernehmung von 
Sachverſtändigen gerichtet werde; die hieraus entſtehende Mehr⸗ 
belaſtung einzelner Gerichtskaſſen mit Koſten der Rechtshilfe 
finde aber in dem zwiſchen den Behörden der Bundesſtaaten 
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beſtehenden Rechtshilfeverkehre nicht diejenige Ausgleichung, 
welche bei der Aufſtellung des 8 165 Abſ. 2 GBG. voraus: 
geſetzt worden ſei. Zur Beſeitigung dieſes in einigen Bundes⸗ 
ſtaaten als erheblicher ÜUbelſtand empfundenen Zuſtandes böten 
der 8 82 SIPD. und der $ 376 (älterer Faſſung) ZPO. 
das geeignete Mittel, da ſie es dem Richter überließen, von 
dem Sachverſtändigen die ſchriftliche Erſtattung des Gut⸗ 
achtens zu erfordern, und, wenn dies geſchehe, die mit der 
Sache befaßte Behörde ſich mit dem Sachverſtändigen 
unmittelbar in Verbindung ſetzen könne, ohne die Mit⸗ 
wirkung des AG. ſeines Wohnorts in Anſpruch nehmen zu 
müſſen. Es wird wörtlich fortgefahren: „Die Gerichte und 
Staatsanwaltſchaften werden daher veranlaßt, in denjenigen 
Fällen, in denen in Strafſachen außerhalb der Hauptverhandlung 
von einem in einem anderen Bundesſtaate wohnhaften 
Sachverſtändigen ein Gutachten erfordert werden ſoll, ſich mit 
dieſen ſelbſt unmittelbar in Verbindung zu ſetzen und ein auf 
Vernehmung desſelben gerichtetes Erſuchen an das betreffende 
AG. nur da zu erlaſſen, wo beſondere Umſtände die mündliche 
Abgabe oder eine mündliche Erläuterung des Gutachtens er⸗ 
heiſchen.“ „Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf 
Zivilprozeßſachen Anwendung, ſofern nicht im einzelnen 
Falle der Koſtenbetrag durch Vorſchuß gedeckt oder als zweifels⸗ 
frei anzunehmen iſt, daß demnächſt die Einziehung der Koſten 
von der zahlungspflichtigen Partei (Abſ. 3 des § 165 cit.) 
erfolgen werde.“ Mit der Allgemeinen Verfügung vom 
27. September 1904 find ſodann die zwiſchen den Regierungen 
ſämtlicher Bundesſtaaten vereinbarten Grundsätze über die 
Koſten der Rechtshilfe unter den Behörden verſchiedener 
Bundesſtaaten bekanntgemacht worden, und die Verfügung 
beſtimmt dazu: „Da nach dieſen Grundſätzen eine Erſtattung 
der durch die Vernehmung von Sachverſtändigen entſtehenden 
Auslagen nicht mehr ſtattfindet, ſind in Zukunft die Be⸗ 
ſtimmungen der Allgemeinen Verfügung vom 10. Juli 1884 
über das Verfahren bei der Zuziehung von Sachverſtändigen, 
welche in einem anderen Bundesſtaate wohnhaft ſind, in 
Zivilprozeßſachen und in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, welche durch Reichsgeſetz den Gerichten über- 
tragen ſind (Allgemeine Verfügung vom 16. Juli 1900), auch 
dann anzuwenden, wenn der Koſtenbetrag durch Vor— 
ſchuß gedeckt iſt oder die Annahme zweifelsfrei er⸗ 
ſcheint, daß demnächſt die Einziehung der Koſten 
von dem Zahlungspflichtigen erfolgen werde.“ In 
den als Anlage bekanntgemachten Grundſätzen, ſoweit fie hier 
in Betracht kommen, wird zunächſt beſtimmt, daß für die Er⸗ 
ledigung der Erſuchen um Rechtshilfe Gebühren nicht erhoben 
werden, und es folgt dann eine mit dem Abſ. 1 des § 165 
GVG. übereinſtimmende Vorſchrift, daß die baren Auslagen, 
die durch eine Ablieferung oder Strafvollitredung entſtehen, 
der erſuchten Behörde von der erſuchenden erſtattet werden. 
Hieran ſchließt ſich folgende Beſtimmung: „Im übrigen 
werden die durch die Erledigung der Erſuchen um Rechtshilfe 
erwachſenden Auslagen nicht erſtattet. Der Betrag dieſer 
Auslagen wird der erſuchenden Behörde mitgeteilt. Das Recht 
der erfuchenden Behörde, die Auslagen von der zahlungs⸗ 
pflichtigen Partei einzuziehen, bleibt unberührt.“ Es kann 
nun dahingeſtellt bleiben, wie dieſe Verwaltungsanordnungen 


152 


im übrigen auszulegen find. Denn in keinem Falle kommt 
ihnen die Bedeutung einer Rechtsnorm zu, durch die ein 
Verbot für ein AG. begründet würde, dem Erſuchen eines 
Prozeßgerichts um mündliche Vernehmung eines in ſeinem 
Bezirke wohnhaften Sachverſtändigen zu entſprechen. Nach 
§ 402 ZPO. finden auf den Beweis durch Sachverſtändige 
die Vorſchriften über den Beweis durch Zeugen entſprechende 
Anwendung, inſoweit nicht in dem nachfolgenden Paragraphen 
abweichende Beſtimmungen enthalten ſind. Der 8 375 aber 
ſchreibt vor, daß „die Aufnahme des Zeugenbeweiſes“, alſo die 
Geſamtheit der hierzu erforderlichen Handlungen, in den dort 
näher bezeichneten Fällen einem Mitgliede des Prozeßgerichts 
oder einem andern Gerichte übertragen werden könne, und die 
88 391 — 397 regeln dann das Verfahren bei der Auf⸗ 
nahme des Zeugenbeweiſes dergeſtalt, daß zunächſt der Regel 
nach die Beeidigung des Zeugen, dann ſeine Vernehmung über 
ſeine perſönlichen Verhältniſſe und endlich ſeine Vernehmung 
zur Sache ſelbſt erfolgt. Abweichungen von dieſen Be⸗ 
ſtimmungen über die Erhebung des Zeugenbeweiſes enthalten 
für den Sachverſtändigenbeweis nur die 88 410 und 411, 
jener inſofern, als er für die Sachverſtändigen, wenn nicht 
beide Parteien auf ſeine Beeidigung verzichten, die vorgängige 
Leiſtung des Eides ſchlechthin anordnet, dieſer inſofern, als 
er vorſchreibt, daß, wenn ſchriftliche Begutachtung angeordnet 
werde, der Sachverſtändige das von ihm unterſchriebene Gut⸗ 
achten auf der Gerichtsſchreiberei niederzulegen habe, daß das 
Gericht aber das Erſcheinen des Sachverſtändigen anordnen 
könne, damit er das ſchriftliche Gutachten erläutere. Hieraus 
ergibt ſich, daß zur Aufnahme des Sachverſtändigenbeweiſes 
wie zu der des Zeugenbeweiſes zunächſt, wenn nicht auf die 
Beeidigung des Sachverſtändigen verzichtet wird, die Leiſtung 
des Eides durch dieſen, ſodann ſeine Vernehmung über ſeine 
perſönlichen Verhältniſſe und ſchließlich die Erſtattung des Gut⸗ 
achtens ſelbſt gehört, und daß nur in letzterer Hinſicht neben 
der mündlichen Erklärung vor Gericht die Einreichung eines 
ſchriftlichen Gutachtens für zuläſſig erklärt iſt. Ob aber 
die Begutachtung in der einen oder in der andern Form 
erfolgen ſoll, iſt, wie die Faſſung des Geſetzes erkennen läßt 
und wie auch die Begründung zu dem Entwurfe der ZPO. 
(vgl. Hahn, Materialien zur ZPO., 2. Aufl. 1, 319) beftätigt, 
zunächſt lediglich in das pflichtmäßige Ermeſſen des Prozeß⸗ 
gerichts geſtellt. Deshalb kann die Vernehmung eines Sach⸗ 
verſtändigen durch den erſuchten Richter in mündlicher Form 
auch über das von ihm in der Sache zu erſtattende Gutachten 
ſelbſt lediglich deswegen, weil die mündliche Form der Er⸗ 
ſtattung des Gutachtens gewählt ſei, niemals eine durch eine 
Rechtsnorm nach dem Rechte des erſuchten Gerichts verbotene 
Handlung im Sinne des 8159 GG. fein; denn fie iſt von 
einem Reichsgeſetze ſelbſt ausdrücklich für zuläſſig er⸗ 
klärt und von keiner andern Vorausſetzung als dem Ermeſſen 
des Prozeßgerichts abhängig gemacht. N. c. G., Beſchl. v. 27. Okt. 08, 
B 256/08 III. — Beſchwerde des LG. Gotha betr. e 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

23. Die Eintragung eines Zeichens in einer beſtimmten Farbe 
beſchränkt im Zweifel den Inhaber nicht auf dieſe beſtimmte Farbe.] 

Das OLG. hat die Verwechſelungsgefahr zwiſchen dem 
Zeichen 25609 der Klägerin und der Ausſtattung der Be⸗ 
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klagten verneint, weil das klägeriſche Zeichen, entſprechend der 
mit der Anmeldung verbundenen Darſtellung, mit rotem Um⸗ 
bandſtreifen auf blauer Etikette in die Zeichenrolle eingetragen 
ſei, und nicht nur zwiſchen den beiderſeitigen Etiketten keine 
VBerwechſelungsgefahr beſtehe, ſondern namentlich auch die 
Farben der Umbandſtreifen, rot, gelb, die das Charakteriſtiſche 
in dem Zeichen der Klägerin und der Ausſtattung der Beklagten 
ſeien und den ſich den Konſumenten einprägenden Geſamt⸗ 
eindruck darſtellten, ſo verſchieden ſeien, daß die Käufer nicht in 
Gefahr kämen, fie zu verwechſeln. Dieſe Ausführung gibt, wie 
die Klägerin zutreffend hervorgehoben hat, zu rechtlichen Be⸗ 
denken Anlaß. Anerkannten Rechtens ſteht dem Inhaber eines 
Zeichens in Schwarzdruck die ausſchließliche Befugnis zu, es 
in jeder beliebigen Farbe zu gebrauchen, und wenn er es in 
einer beſtimmten Färbung gebraucht, die Nachahmung in einer 
anderen Farbe noch nicht die Bedeutung einer Abänderung des 
Zeichens oder der Benutzung eines anderen Zeichens hat. 
Hieraus folgt, daß, wenn jemand ein Zeichen ſich koloriert ein⸗ 
tragen läßt und ſo das Zeichen eingetragen wird, er hierdurch 
an ſich des Rechtes nicht verluſtig wird, das Zeichen als durch 
die Eintragung ihm geſchütztes Zeichen auch in anderer Kolorierung 
zu gebrauchen und Rechte daraus herzuleiten, anderenfalls würde 
er durch die farbige Eintragung das ihm ohne ſolche zuſtehende 
Recht vermindern; regelmäßig wird aber anzunehmen ſein, daß 
er durch die Farbe ſeine ihm gemäß der Schwarzdruckeintragung 
zuſtehenden Zeichenrechte erweitern, nämlich dahin erweitern 
will, daß ihm auch das durch die Farbe vielleicht erheblich 
beeinflußte Zeichenbild geſchützt werde. Anders würde die 
Sache liegen, wenn ſich aus der Anmeldung und der Dar⸗ 
ſtellung, eventuell in Verbindung mit der Beſchreibung 
ergeben ſollte, daß der Anmelder das Zeichen nur der Dar⸗ 
ſtellung entſprechend, alſo im vorliegenden Falle nur mit dem 
roten Umbandftreifen verſehen geſchützt haben will. Das 
OLG. hat dieſes angenommen, aber lediglich auf Grund der 
mit der Anmeldung verbundenen Darſtellung des klägeriſchen 
Zeichens und der gleichen Eintragung; denn hinſichtlich der 
Beſchreibung hat es ausgeführt, ihr Wortlaut ſtehe der An⸗ 
meldung nicht entgegen, die Beſchreibung laſſe die Farbe des 
Umbandſtreifens überhaupt dahingeſtellt, fie erwähne nur, daß 
er andersfarbig ſei, d. h. durch ſeine Färbung ſich von dem 
Untergrunde abheben ſolle; daß aber in der Anmeldung 
geſagt iſt, das Zeichen ſolle nur mit dem roten Umbandſtreiſen 
geſchützt ſein, iſt nicht feſtgeſtellt. Die Entſcheidung des Bes 
rufungsrichters beruht daher auf der rechtsirrigen Anſicht, daß 
die Klägerin ſchon allein durch die Darſtellung und Eintragung 
des Zeichens mit dem roten Umbandſtreifen gehindert ſei, das 
Zeichen mit einem anders farbigen, ſpeziell gelben Umband⸗ 
ſtreifen mit zeichenrechtlicher Wirkung zu gebrauchen. Hierzu 
kommt noch, daß in der Beſchreibung ausdrücklich hervorgehoben 
iſt, daß ſich über die Geſamtfläche des Zeichens ein oder mehrere 
bandartige, bunt farbige, die Rechtecke kreuzende Streifen 


ziehen, alſo hier eine beſtimmte, namentlich die rote Farbe nicht 


angegeben if. Da nach 8 2 WZSG., ſoweit erforderlich, eine 
Beſchreibung des Zeichens der Anmeldung beigefügt werden 
ſoll, im vorliegenden Falle aber Anmeldung und Eintragung 
nicht zweifellos erkennen laſſen, daß für das Zeichen nur mit 
dem roten Umbandſtreifen Schutz beanſprucht und gewährt 
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worden iſt, ſo war zur Klarſtellung auch der Inhalt der 
Beſchreibung eingehend zu würdigen. Daß die Klägerin 
im Verkehr gerade auf die rote Farbe des Umbandſtreifens 
bisher Gewicht gelegt hat, zwingt für ſich allein nicht zu dem 
Schluſſe, daß ihr das Zeichen 25609 auch nur ſo koloriert 
geſchützt ſein ſollte und geſchützt iſt. L. & Co. c. E., U. v. 
30. Okt. 08, 160/08 II. — Cöln. 

Stempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

24. Tarifnummer 4 RStemp®. Den Gegenſtand der 
Verſteuerung bildet nicht die Schlußnote, ſondern das ihr zu⸗ 
grunde liegende Anſchaffungsgeſchäft.] 

Am 11. Dezember 1905 erhöhte die Aktiengeſellſchaft in 
Firma „Allgemeine Elektrizitätsgeſellſchaft“ in Berlin ihr 
Kapital um 14 Millionen Mark. Die jungen Aktien wurden 
zu einem Kurſe von 194 ¼ v. H. von einem Bankkonſortium 
übernommen, zu dem auch die Klägerin gehörte. Zu dem 


gleichen Kurſe wurden die Aktien von dem Konſortium dem 


Publikum angeboten. Das Geſchäft zwiſchen der Aktien⸗ 
geſellſchaft und dem Konſortium hat die Klägerin, entſprechend 
der Anweiſung des Bundesrats vom 25. September 1885 
Ziff. 6 lit. B, nach dem ganzen Emiſſionspreiſe zum vollen 
Kurſe von 194 ¼ v. H. verſteuert. Die über das Ankaufs⸗ 
geſchäft zwiſchen dem Konſortium und den Abnehmern aus⸗ 
geſtellten Schlußſcheine verſteuerte dagegen die Klägerin nur 
mit 25 v. H. des Nennbetrages, die ſofort einzuzahlen geweſen 
waren, ſowie mit dem vollen Betrage des gleichfalls ſofort zu 
zahlenden Agios mit 94 ¼ v. 5. Gegen dieſe Berechnung der 
Abgabe hat der beklagte Fiskus Erinnerung erhoben; er forderte 
auch die Verſteuerung des noch nicht eingezahlten Betrages von 
75 v. H. des Nennbetrages der Aktien, der erſt zu einem be 
ſtimmten ſpäteren Termin einzuzahlen war. Als die Klägerin 
dieſer Feſtſetzung der Steuer widerſprach, hat im Einverſtändnis 
mit ihr der Beklagte aus den Verkäufen der jungen Aktien einen 
einzelnen Fall herausgegriffen, indem er zu dem mittels der 
Schlußnote vom 7. Februar 1906 mit 78,60 & verſteuerten 
Geſchäft über Aktien der bezeichneten Art im Nennbetrage von 
219 000 & den Fehlbetrag von 49,20 „ nachforderte. Dieſen 
Betrag hat die Klägerin an den Beklagten gezahlt und fordert 
ihn zurück. Beide Vorinſtanzen verurteilten, RG. hob auf und 
wies die Sache in die Inſtanz zurück: Der Berufungsrichter 
gründet ſeine den Rückforderungsanſpruch der Klägerin als 
gerechtfertigt anerkennende Entſcheidung in erſter Reihe auf die 
Erwägung, daß der vom Beklagten erforderte Stempel ein auf 
der Schlußnote ruhender Urkundenſtempel ſei, daß in der 
Schlußnote vom 7. Februar 1906 der Preis der erworbenen 
Aktie auf 25 v. H. des Nennbetrages und 94 ¼ v. H. Agio 
angegeben ſei, und daß deshalb nach der Tarifnummer 4 des 
maßgebenden RNStemp®. vom 14. Juni 1900 nur dieſer Preis, 
ohne Hinzuziehung der noch einzuzahlenden weiteren 75 v. H. 
des Nennbetrages, der Stempelberechnung zugrunde gelegt 
werden dürfe. Der Ausgangspunkt dieſer Ausführung iſt ein 
unrichtiger. Der erforderliche Reichsſtempel iſt zwar zur 
Schlußnote zu verwenden, den Gegenſtand der Verſteuerung 
bildet aber nicht die Schlußnote, ſondern das ihrer Ausſtellung 
zugrunde liegende Kauf⸗ oder ſonſtige Anſchaffungsgeſchäft. 
Das ergibt ſich unmittelbar aus den Überſchriften zu Abſchnitt II 
des Geſetzes und zur Tarifnummer 4 und aus dem Wortlaut 
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der darin enthaltenen Beſtimmungen. Nach der Vorſchrift der 
Spalte 4 der Tarifnummer 4 iſt daher, ſobald Streit über die 
Höhe des Stempels entſteht, dieſer nicht nach dem in der 
Schlußnote verzeichneten, ſondern nach dem wirklich vereinbarten 
Kauf⸗ oder Lieferungspreiſe zu berechnen. Daran ändert auch 
nichts der Umſtand, daß in den 88 9 und 10 des Geſetzes 
der Kürze halber von „unverſteuerten“ und „zu niedrig ver⸗ 
fteuerten” Schlußnoten die Rede iſt, ſowie daß regelmäßig die 
Preisangabe der Schlußnote mit dem wirklich vereinbarten 
Preiſe übereinftimmen wird und deshalb, ſolange kein Streit 
beſteht, der Inhalt der Schlußnote der Verſteuerung zugrunde 
gelegt zu werden pflegt. Hiernach bedurfte es der Feſtſtellung 
des vereinbarten Preiſes. Dieſe iſt auch aus den übrigen 
Ausführungen des Berufungsurteils nicht zu entnehmen. (Wird 
dargelegt.) Deshalb iſt die Zurückweiſung in die Inſtanz not⸗ 
wendig. P. F. c. B. H., U. v. 6. Okt. 08, 567/07 VII. — 
Berlin. 

Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der 
Literatur vom 19. Juni 1901. 

25. 88 4, 9, 11 LiturhG. in Verb. mit § 826 BGB. 
Das Einheften von Annoncen in die vom Einhefter käuflich 
bezogenen und in einen Journalleſezirkel gebrachten Exemplare 
einer Zeitſchrift (Daheim) verletzt nicht ein Recht der Heraus⸗ 
geberin der Beitfchrift.] 

Die Beklagte betreibt einen Journalleſezirkel und heftet 
den darin umlaufenden Exemplaren der Zeitſchrift Daheim, die 
ſie nach ihrer Behauptung käuflich von der Firma F. & L. in C. 
bezieht, Anzeigen von Dresdener und auswärtigen Firmen teils 
im redaktionellen Text, teils unter den Annoncen bei. Mit 
der Behauptung, daß die Beklagte durch dieſes Reklamezwecken 
dienende Verfahren gegen den zwiſchen den Parteien beſtehenden 
Vertrag verſtoße, das Anſehen der Zeitſchrift Daheim, deren 
Herausgeberin die Klägerin ſei, ſchädige und ihr, die auch An⸗ 
zeigen in das Daheim aufnehme, unerlaubte Konkurrenz mache, 
klagte die Klägerin bei dem LG. in Dresden gegen die Beklagte 
auf Üinterlaffung. Die Beklagte beantragte die Abweiſung der 
Klage. Sie beſtritt, daß die Klägerin die Herausgeberin der 
Zeitſchrift Daheim ſei, und daß ein Vertrag zwiſchen den 
Parteien in betreff der mit dem Journalleſezirkel umlaufenden 
Exemplare dieſer Zeitſchrift abgeſchloſſen ſei, und machte geltend: 
Die Klägerin ſelbſt unterbreche den redaktionellen Text des 
Daheims durch Anzeigen. Die Beklagte ſchädige durch ihr 
Verfahren nicht das Anſehen der Zeitſchrift, ſondern vermehre 
durch den Umlauf im Leſezirkel die Anzahl der Leſer und damit 
das Anſehen der Zeitſchrift. Die eingehefteten Anzeigen ſtellten 
ſich nach ihrem Außern als nicht von der Klägerin herrührend 
dar; die Einſender wollten nur in dem Journalleſezirkel geleſen 
fein, wobei ihnen die Zeitſchriften, denen die Anzeigen beigeheftet 
würden, gleichgültig wären. Die Beklagte mache daher durch 
die Aufnahme der Anzeigen der Klägerin überhaupt keine Kon⸗ 
kurrenz, geſchweige eine unerlaubte Konkurrenz. Das LG. 
unterſagte durch Urteil vom 20. März 1907 der Beklagten 
unter Androhung von 300 & Geldſtrafe, im Nichteinbringungs⸗ 
falle einer Haftſtrafe von einer Woche, der Zeitſchrift Daheim 
Annoncen und Inſerate beizuheften, die ihr von der Klägerin 
nicht beigeheftet wären. Das OLG. hob auf und wies die 
Klage ab. Reviſion iſt zurückgewieſen: 1. Das OLG. ver⸗ 
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neint, daß die Klage auf das Geſetz, betreffend das Urheber: 
recht an Werken der Literatur vom 19. Juni 1901 geftüßt 
werden könne, weil weder die Beklagte in die der Klägerin als 
Verlegerin der Zeitſchrift Daheim nach den 88 4 und 11 des 
Geſetzes zuſtehende ausſchließliche Befugnis, das Werk zu ver⸗ 
vielfältigen und gewerbsmäßig zu verbreiten, eingegriffen habe, 
noch der Klägerin der ſich auf die Übertragung des Urheber 
rechts beziehende 8 9 zur Seite ſtehe, außerdem die Beklagte 
die Zeitſchrift nur durch Verleihen gewerbsmäßig verbreite, 
worauf ſich nach S 11 der Einfluß des Urhebers nicht erſtrecke. 
Ein außerhalb der Vorſchriften dieſes Geſetzes ſtehendes 
Perſönlichkeitsrecht des Urhebers, das durch jede Veränderung 
der Geſtalt des Schriftwerks verletzt werde, erkennt das OLG. 
nicht an. Die Reviſion vertritt die Anſicht, daß der Urheber 
durch die Veräußerung eines Exemplars ſeines Werks dem 
Erwerber ſtillſchweigend das Recht gebe, es zu verbreiten, 
inſofern in der Mbertragung des Eigentums am Exemplar auch 
bie Ubertragung des Urheberrechts liege, der Klägerin daher 
gegen die Beklagte das dem Urheber im § 9 LitUrhG. ge 
gebene Recht zuſtehe, Verkümmerungen der Individualität ſeines 
Werkes nicht dulden zu brauchen. Allein die dem Urheber im 
§ 11 dieſes Geſetzes erteilte aus ſchließliche Befugnis, ſein Werk 
gewerbsmäßig zu verbreiten, iſt in betreff des einzelnen Exem⸗ 
plars erſchöpft, ſobald es von ihm in den Verkehr gebracht 
und Eigentum eines anderen geworden iſt (vgl. RG. 63, 398). 
Ein Verbreitungsrecht, was ihm ſelbſt nicht zuſteht, kann der 
Urheber auf den Erwerber des Exemplars nicht übertragen. 
Damit iſt hier die Anwendung des 8 9, der die Übertragung 
des Urheberrechts vorausſetzt, ausgeſchloſſen. Seine Be⸗ 
ſtimmung: „Im Falle der Übertragung des Urheberrechts hat 
der Erwerber ... nicht das Recht, an dem Werke ſelbſt 
Zuſätze, Kürzungen oder ſonſtige Anderungen vorzunehmen“, 
ergibt aber, daß die im § 11 aufgezählten Befugniſſe des 
Urhebers den Begriff des Urheberrechts nicht abſchließend um⸗ 
grenzen. Es entſpricht dies inſofern dem früheren Recht, als 
auch das Reichsgeſetz vom 11. Juni 1870, betr. das Urheber⸗ 
recht an Schriftwerken, nicht bloß das Vermögensintereſſe, 
ſondern auch das geiſtige Intereſſe des Schriftſtellers, welches 
er daran hat, daß ſein Werk nur ſo, wie es verfaßt ſei, ver⸗ 
öffentlicht werde, ſchützen wollte (vgl. RG. 12, 51; 41, 47). 
Jene Vorſchrift des § 9 ſoll nach der Begründung des Geſetzes 
(S. 18) nur den Zweifel heben, ob das perſönliche Intereſſe 
des Verfaſſers an der unveränderten Wiedergabe ſeines Werks 
auch dann noch einen Rechtsſchutz genieße, wenn er das Urheber⸗ 
recht ſelbſt übertragen habe. Die im 8 9 zum Ausdruck ge⸗ 
kommene Bejahung der Frage fett daher die ausſchließliche 
Befugnis des Urhebers, über den Beſtand und die Form des 
Werks zu verfügen, als ſelbſwerſtändlich voraus. Dieſe Be⸗ 
fugnis verbleibt ihm, auch wenn er das Werk in den Verkehr 
gebracht hat. Er kann zwar nicht mehr die gewerbsmäßige 
Verbreitung der abgeſetzten Exemplare des Werks unterſagen, 
wohl aber fordern, daß ſie unter Wahrung der urſprünglichen 
Geſtalt geſchieht, und die Verbreitung des abgeänderten Werks 
verbieten. Auch das nach 8 11 LiturhG. der ausſchließlichen 
Befugnis des Urhebers entzogene Verleihen trifft wir das Werk 
in der ihm vom Urheber gegebenen Geſtalt. Im vorliegenden 
Falle find von der Beklagten an den ihrem Journalleſezirkel 
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einverleibten Nummern der Zeitſchrift „Daheim“ weder nach 
Inhalt noch Form Anderungen vorgenommen, die ſich als 
Anderungen des Sammelwerks eignen, das die einzelne Nummer 
darſtellt. Sie hat lediglich den einzelnen Nummern Annoncen 
als Beiblätter einbeften laſſen, deren Färbung und Format, 
wie das OLG. tatſächlich feſtſtellt, ſie als fremde Zutaten ohne 
weiteres kenntlich machen. Der in beſtimmter Form in die 
äußere Erſcheinung tretende Gedankeninhalt des Sammelwerks 
wird hierdurch nicht geändert. Da die Beklagte das Urheber⸗ 
recht nicht verletzt hat, ſo kann dahingeſtellt bleiben, ob die 
Klägerin im Sinne des 8 4 Liturhq. als Herausgeber gelten 
und Urheberrechte verfolgen kann, obwohl andere Perſonen als 
Herausgeber der Zeitſchrift Daheim in deren Nummern genannt 
find. 2. Das DRG. lehnt die Begründung der Klage aus 
8 826 BEB. mit folgenden Erwägungen ab: Das Verhalten 
der Beklagten, die die ihr eigentümlich gehörigen Exemplare 
des Daheims zum Vertrieb von Reklameblättern verwende, 
verſtoße nicht gegen die guten Sitten. Auch wenn ihr bekannt 
geweſen ſei, daß die Einnahmen aus dem Inſertionsgeſchäft 
der Klägerin zur Deckung der Herſtellungskoſten der Zeitſchrift 
unentbehrlich wären, könne in dem Kaufe einzelner Nummern, 
um damit im Leſezirkel neben dem Erwerb durch Verleihung 
die für Reklame gümſtigen Bedingungen auszunutzen und in 
der Art der Reklame kein Verhalten der Beklagten gefunden 
werden, das mit dem Anſtandsgefühl aller gerecht und billig 
denkenden Menſchen in Widerspruch trete. Selbſt wenn die 
Beklagte hierdurch in den Kundenkreis der Klägerin eingreifen 
würde, was aber (wie näher dargelegt wird) kaum zu befürchten 
ſei, gelte das gleiche. Dieſe Erwägungen verletzen nicht das 
Geſetz, befinden ſich vielmehr, ſoweit der Begriff der guten 
Sitten im Sinne des 5 826 BGB. in Betracht kommt, im 
Einklange mit den in der Rechtſprechung des RG. anerkannten 
Grundſätzen, vgl. RG. 55, 373; 58, 217. 3. Endlich ver⸗ 
neint das OL G., daß der Klägerin ein Klagerecht wegen Ver⸗ 
tragsverletzung zuſtehe. (Es wird dargelegt, daß die Verneinung 
ohne Rechtsirrtum erfolgt fi.) V. & K. c. F. & L., U. v. 
16. Sept. 08, 499/07 I. — Dresden. 

Erbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906. 

26. 88 12, 55, 56 Erbſchaftsſteuer . verbunden mit 
8 516 308. Begriff der Schenkung im Sinne des 
Neichserbſchaftsſteuergeſetzes. Selbſtändigkeit eines beſchenkten 
Vereins. Ausſchlum der Befreiungsvorſchriften. Sittliche 
Pflicht ] 

Die Beamten der Mecklenburgiſchen Hypotheken⸗ und 
Wechſelbank, die am 29. September 1905 verheiratet und über 
25 Jahre alt waren, ſind damals zu dem klagenden Verein 
zuſammengetreten, der am 17. Oktober 1905 in das Vereins⸗ 
regiſter des AG. eingetragen worden iſt. Zweck des Vereins 
iſt, den Witwen und Waiſen der verſtorbenen Mitglieder des 
Vereins ſowie bereits vor deſſen Gründung verſtorbener Be⸗ 
amten der Bank nach Maßgabe der im 8 8 der Satzungen 
enthaltenen Grundſätze Unterſtützungen zu gewähren. Ein 
KRechtsanſpruch auf ſolche Gewährung oder auf Fortzahlung 
bereits bewilligter Unterſtützungen beſteht weder für die Mit⸗ 
glieder des Vereins noch für ihre Hinterbliebenen noch für die 
mit einer Zuwendung Bedachten oder für ſonſt jemanden. 
Zur Verwirklichung ſeines Zwecks iſt dem Verein von der 
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Bank die Zuwendung eines entſprechenden Kapitals in Ausſicht 
geſtellt (8 2 Abſ. 3 der Satzungen). Beiträge werden von 
den Mitgliedern des Vereins nicht erhoben. Seitens der Bank 
iſt dem Verein im März 1907 zunächſt ein Betrag von 
25 000 „ für die Zwecke des Vereins überwieſen worden. 
Das Mecklenburgiſche Erbſchaftsſteueramt in Roſtock hat dieſe 
Zuwendung als eine Schenkung angeſehen und für ſie nach 
8 10 Abf. 1 und 8 12 Abſ. 1 Ziff. 4 RErbſchaftsſt GG. eine 
Steuer von 5 v. H. mit 1 250 & erfordert, die vom Kläger 
gezahlt worden ſind. Dieſer verlangt mit der Klage die Rück⸗ 
zahlung. Die Klage wurde abgewieſen. Berufung und Re⸗ 
bifion blieben ohne Erfolg: Nach dem 8 55 Abſ. 1 des hier 
anzuwendenden NErbſchaftsſtGG. unterliegen Schenkungen unter 
Lebenden der gleichen Steuer wie der Erwerb von Todes wegen 
mit der Maßgabe, daß an Stelle der Verhältniſſe des Erblaſſers 
und des Erwerbers die Verhältniſſe des Schenkers und des 
Beſchenkten berückſichtigt werden. Den Begriff der ſteuer⸗ 
pflichtigen „Schenkung unter Lebenden“ beſtimmt der Berufungs⸗ 
richter zutreffend nach Maßgabe der Vorſchriften des BGB. 
(S 516). Das Erbſchaftsſt . enthält keine allgemeine Ber 
ſtimmung dieſes Begriffs, während in den in Deutſchland 
geltenden, hinſichtlich der Beſteuerung der Schenkungen jetzt 
außer Kraft getretenen Landesſtempelgeſetzen mehrfach eine be⸗ 
ſondere Beſtimmung darüber getroffen iſt, welche Art von 
Schriftſtücken als Beurkundungen von Schenkungen im Sinne 
des Stempelrechts angeſehen werden follten (vgl. z. B. Tarifft. 56 
Abſ. 2 PrStempelſtc S. vom 31. Juli 1895). In Ermangelung 
einer beſonderen ſteuerrechtlichen Begriffsbeſtimmung iſt daher 
nicht zu bezweifeln, daß in der reichsrechtlichen die Beſteuerung 
von Schenkungen anordnenden Vorſchrift eine ſtillſchweigende 
Bezugnahme auf den Begriff der Schenkung zu finden iſt, der 
durch das für das ganze Reich geltende bürgerliche Recht 
beſtimmt iſt. Für die Frage, ob im vorliegenden Falle jemand 
aus dem Vermögen eines anderen objektiv bereichert iſt, hält 
der Berufungsrichter zutreffend die rechtliche Geſtaltung der 
Sachlage für maßgebend. Dieſe ergibt, daß derjenige Teil, 
an den die Zuwendung der 25 000 & erfolgte, ein eingetragener 
Verein, alſo ſchon zur Zeit der Zuwendung eine gegenüber der 
zuwendenden Bank ſelbſtändige Rechtsperſon war. Durch die 
Zuwendung hat ſich ihr Vermögen um 25 000 & vermehrt, 
das der Bank um den gleich hohen Betrag vermindert; fie iſt 
alſo um dieſen Betrag aus dem Vermögen der Bank bereichert. 
Dabei macht der Umſtand keinen Unterſchied, daß nach 8 7 der 
Satzungen des Vereins alle weſentlichen Verwaltungshandlungen, 
insbeſondere die Wahl von Vorſtandsmitgliedern, die Belegung 
des Vereinsvermögens und die Gewährung, Herabſetzung oder 
Ablehnung von Unterftügungen, auf die niemand einen Rechts⸗ 
anſpruch hat, der Genehmigung des Verwaltungsrats, der un⸗ 
widerruflich durch die Mitglieder der Direktion der Bank ge⸗ 
bildet wird, bedürfen und daß bei Auflöſung des Vereins oder 
Verluſt ſeiner Rechtsfähigkeit das geſamte Vermögen des Vereins 
an die Bank fällt. Hieraus iſt zwar zu entnehmen, daß wirt⸗ 
ſchaftlich der Verein nur ein unſelbſtändiges Organ der Bank 
und ſein Vermögen nur ein nach wie vor der alleinigen Ver⸗ 
fügungsgewalt der Bank unterſtehender, lediglich äußerlich ab⸗ 
gezweigter Teil des Vermögens der Bank iſt. Die rechtliche 
Selbſtändigkeit des Vereins wird aber dadurch nicht beſeitigt. 
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Auch die geſchehene Einigung beider Teile, daß die Zu⸗ 
wendung unentgeltlich erfolgte, ſtellt der Berufungsrichter ohne 
Rechtsirrtum feſt. Eine rechtliche Verpflichtung zur Hergabe 
der 25 000 % beſtand für die Bank nicht. Iſt hiernach die 
Steuerpflicht hier an ſich begründet, ſo fragt es ſich weiter, ob 
die von dem klagenden Verein aus § 56 Abſ. 2 RErbſchaftsſtG. 
in Anſpruch genommene Befreiung von der Steuer gerechtfertigt 
iſt. Das iſt mit dem Berufungsrichter zu verneinen. Die An⸗ 
wendung dieſer Befreiungsvorſchrift iſt nicht, wie der Beklagte 
meint, durch die Beſtimmung des $ 12 Abſ. 1 Ziff. 4 Satz 2 
RerbſchaftsſtG. ausgeſchloſſen. Nach dieſer ermäßigt ſich die 
Erbſchaftsſteuer auf 5 v. H. für einen Erwerb, der Kaſſen 
oder Anſtalten anfällt, welche die Unterſtützung von Perſonen 
ſowie deren Familienangehörigen bezwecken, die zu einem wirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmen, bei dem der Zuwendende beteiligt 
war, in einem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſe ſtehen. Um 
einen derartigen Erwerb handelt es ſich hier. Der 8 12 Abſ. 1 
Ziff. 4 regelt aber die Beſtimmung dieſer Erwerbe nicht derart 
erſchöpfend, daß die für Schenkungen unter Lebenden im 8 56 
Abſ. 2 gegebenen Befreiungsvorſchriften auch dann aus⸗ 
geſchloſſen wären, wenn deren geſetzliche Vorausſetzungen zu⸗ 
treffen. Zeigt hiernach z. B. bei einer Schenkung die im 812 
Abſ. 1 Ziff. 4 bezeichnete Zuwendung die Beſonderheit, daß 
ſie an Bedürftige zum Zweck ihres Unterhalts oder ihrer Aus⸗ 
bildung oder derart erfolgt, daß durch fie „einer ſittlichen 
Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht 
entſprochen wird“, ſo wird nicht die auf 5 v. H. ermäßigte 
Steuer erhoben, ſondern die Steuerpflicht fällt gänzlich fort. 
Die Vorausſetzungen für eine ſolche Befreiung liegen aber hier 
nicht vor. Daß die dem Verein gewährte Zuwendung an 
einen Bedürftigen zum Zwecke des Unterhalts erfolgt ſei, be⸗ 
hauptet der Kläger ſelbſt nicht. Auch einer „ſi ttlichen 
Pflicht“ im Sinne des Geſetzes iſt durch ſie nicht entſprochen. 
Im Sprachgebrauche des gewöhnlichen Lebens pflegt man unter 
der „Erfüllung einer ſittlichen Pflicht“ auch die Fälle zu be⸗ 
greifen, in denen es ſich lediglich um Betätigung der all⸗ 
gemeinen Nächſtenliebe handelt. Der dem Geſetz zugrunde 
liegende Begriff iſt ein engerer. Er erfordert das Vorliegen 
einer beſonderen, aus den konkreten Umſtänden des Falls er⸗ 
wachſenen, in den Geboten der Sittlichkeit wurzelnden Ver⸗ 
pflichtung. Ob dieſe vorliegt, läßt ſich nur von Fall zu Fall 
unter Berückſichtigung des Vermögens und der Lebensſtellung 
der Beteiligten ſowie der unter ihnen beſtehenden perſönlichen 
Beziehungen entſcheiden. Eine ſolche beſondere Pflicht zur 
Vornahme der gemachten Zuwendung kann hier nicht anerkannt 
werden, ſo ſehr auch die Zuwendung ſelbſt zu billigen ſein mag. 
Die Verbindlichkeiten des Arbeitgebers zur Unterſtützung der 
bei ihm beſchäftigten Arbeitnehmer ſind durch die neuere ſoziale 
Geſetzgebung geregelt. Daneben mag für den Arbeitgeber die 
allgemeine Pflicht beſtehen, ſeinen Angeſtellten oder Arbeitern 
im Fall der Bedürftigkeit nach Kräften beizuſtehen. Eine be⸗ 
ſondere ſittliche Pflicht des vermögenden Arbeitgebers zur 
Gründung und Ausſtattung von Unterſtützungskaſſen für die 
Witwen und Waiſen der Angeſtellten beſteht aber nach der 
heute geltenden Anſchauung des praktiſchen Lebens nicht. 
W. c. Staatsfiskus in Mecklenbg.⸗Schw., U. v. 16. Okt. 08, 
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II. Das Gemeine Recht. 

27. Verletzung des gemeinen proteſtantiſchen Kirchenrechts 
als Reviſionsgrund. Erfordernis der Genehmigung der Kirchen⸗ 
behörde für die renuntiatio.] 

Der Kläger war als Paſtor der St. G.⸗Gemeinde in 
Hamburg angeſtellt. Am 10. März 1904 richtete er an ſeine 
vorgeſetzte Kirchenbehörde ein Schreiben, worin er erklärt, daß 
er ſein Amt niederlege, und der Kirchenrat hat dann auf 
Grund des § 30 Abſ. 3 der Hamburger Kirchenverfaſſung nach 
Anhörung des Kirchenvorſtandes die Entlaſſung gewährt, 
ſpäter die Stelle auch neu beſetzt. Es behauptet nun der 
Kläger, daß er ſich zur Zeit der Niederlegung ſeines Amtes 
in einem ſeine freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zu⸗ 
ſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befunden, außer⸗ 
dem auch unter Einwirkung unzuläſſigen Druckes von dritter 
Seite „oppressio“ gehandelt habe. Seine Erklärung auf Amts⸗ 
niederlegung ſei daher nichtig und unwirkſam und damit dann 
auch die Entlaſſungsentſcheidung des Kirchenrats. Das LG. 
verurteilte dem Grunde nach. Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Vorauszuſchicken iſt, daß ſoweit Ham⸗ 
burger Recht in Frage kommt, die bezüglichen Ausführungen 
irreviſibel ſind. Daraus folgt aber nicht, wie der Reviſions⸗ 
beklagte geltend machte, daß danach das ganze Urteil, weil auf 
Hamburger Recht beruhend, der Reviſion überhaupt entzogen 
ſei. Denn das Berufungsgericht ſtellt feſt, daß das gemeine 
proteſtantiſche Kirchenrecht in Hamburg ſubſidiär anwendbar iſt, 
und daß insbeſondere auch die in ihm hinſichtlich der frei⸗ 
willigen Amtsniederlegung geltenden Rechtsgrundſätze auch in 
Hamburg gelten, daß der 8 30 der Hamburger Kirchenverfaſſung 
die Rechtsgrundſätze des gemeinen proteſtantiſchen Kirchenrechts 
über die renuntiatio oder resignatio als geltend vorausſetzt 
und nur das Verfahren regelt. Die Entſcheidung des Be⸗ 
rufungsgerichts ſtützt ſich aber eben auf die im gemeinen 
proteſtantiſchen Kirchenrecht geltenden Grundſätze über resignatio 
oder renuntiatio, und eben gegen deren Anwendung iſt die 
Reviſion gerichtet. Da das gemeine proteſtantiſche Kirchenrecht 
unzweifelhaft der Reviſion nicht entzogen iſt, ſo kann keine Rede 
davon ſein, daß ihr der Rechtsſtreit überhaupt entzogen ſei; es 
handelt ſich vielmehr nur darum, ob eine Verletzung des ge: 
meinen proteſtantiſchen Kirchenrechts vorliegt. Das aber iſt 
nicht der Fall. Denn zutreffend und in Übereinſtimmung mit 
der geſamten kirchenrechtlichen Literatur führt das Berufungs⸗ 
gericht aus, daß nach gemeinem proteſtantiſchen Kirchenrecht, 
wie übrigens auch nach dem katholiſchen, die renuntiatio, der 
Verzicht, die freiwillige Amtsniederlegung dasjenige iſt, was 
die Beendigung des Amtes bewirkt, die jedoch zu ihrer 
Wirkſamkeit, damit durch unzeitige Niederlegung nicht kirchliche 
Intereſſen verletzt werden, der Genehmigung der Kirchenbehörde 
bedarf. Danach iſt nicht der Genehmigungsbeſchluß das, was 
einſeitig das Amt beendigt, ſondern die genehmigte Nieder⸗ 
legung. Liegt eine Niederlegung, eine gültige Niederlegung 
nicht vor, dann iſt auch eine wirkſame Genehmigung gar nicht 
denkbar und daher das Amt, das zu ſeinem Aufhören der 
Niederlegung und Genehmigung dieſer Niederlegung bedarf, 
mangels einer gültigen Niederlegung auch noch nicht beendet. 
Wenn die Reviſion zunächſt ausführt, daß das Berufungsgericht 
eine undenkbare Scheidung der Wirkungen der Entlaſſung dahin 
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vornehme, daß damit das Amt mit feinen öffentlich ⸗ rechtlichen 
Befugniſſen und Pflichten beendigt, in privatrechtlicher Be⸗ 
ziehung aber die Anſprüche beſtehen blieben, obwohl doch dieſe 
in dem öffentlichen Amt ihre Quelle und Vorausſetzung hätten, 
ſo wird dieſe Ausführung dem Berufungsgericht nicht gerecht. 
Das Berufungsgericht nimmt an, daß mangels eines gültigen 
Endigungsgrundes das Amt des Klägers noch beſteht, 
daß ihm daher die privatrechtlichen Bezüge, um die es ſich vor⸗ 
liegend allein handelt, noch zuſtehen. Wenn es dagegen weiter 
bemerkt, daß er aller öffentlichen Funktionen des Amtes ent⸗ 
kleidet und aus dem Gemeindedienſt ausgeſchieden ſei, ſo ſteht 
in dieſer Beziehung rechtlich feſt, daß ein Privatrecht auf Aus⸗ 
übung der amtlichen Funktionen nicht beſteht, daß jedenfalls 
eine Klage bei den ordentlichen Gerichten darauf nicht gegeben 
iſt und daß daher tatſächlich, da das Kirchenregiment ihm dieſe 
Funktionen entzogen, er ſie nicht ausüben kann. Mehr hat das 
Berufungsgericht auch nicht geſagt, und rechtlich undenkbar iſt 
dieſe Auffaſſung keineswegs. Die weitere Ausführung der 
Reviſion, daß wenn auch die Handlungs fähigkeit des die Ent⸗ 
laſſung Nachſuchenden Vorausſetzung der Entlaffung ſein möge, 
doch nur die Kirchenbehörde endgültig hierüber entſcheiden könne, 
und von den Gerichten keine Anſprüche zugeſprochen werden 
könnten unter Ignorierung der mit kirchlicher Wirkung aus⸗ 
geſtatteten Entlaſſung unter Fiktion des Fortbeſtandes des 
Amtes, das tatſächlich nicht mehr ausgeübt werden könne, ſo 
wird auch dieſe Ausführung dem Berufungsurteil nicht gerecht. 
Das Berufungsurteil beruht darauf, daß das Amt des Klägers 
noch beſtehe, und zwar deshalb, weil die Entlaſſungserklärung 
des Kirchenrats dem kirchlichen Recht entſprechend das Amt 
nicht habe beendigen, ſondern nur die Niederlegung habe ge⸗ 
nehmigen können und wollen, dieſe Niederlegung aber in rechts⸗ 
gültiger Weiſe nicht vorgelegen habe. Gem. St. G. c. G., 
U. v. 3. Nov. 08, 19/08 III. — Hamburg. 

III. Das Preußiſche Recht. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

28. 81 Abſ. 4, § 13 Abſ. 2 FluchtlG. Verhältnis des 
Geſetzes zum Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. Ent⸗ 
ſchädigung für einen Nachteil, der auch andere Beteiligte trifft.] 

Es fragt ſich, ob die Kläger für die auf der Anordnung 
von Vorgärten beruhende Wertminderung ihres Grundſtücks 
Entſchädigung verlangen können. Dieſe Frage hat das Be⸗ 
rufungsgericht mit Recht verneint. Zutreffend führt es aus, 
daß hier nicht ohne weiteres die Grundſätze des Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 11. Juni 1874 Anwendung finden können, weil 
das Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875 beſondere Beſtimmungen 
enthält, die inſoweit denen des Enteignungsgeſetzes vorgehen. 
Soweit es ſich nicht um die Entziehung, ſondern um die Be⸗ 
ſchränkung des Grundeigentums infolge der Feſtſetzung einer 
von der Straßenflucht verſchiedenen Baufluchtlinie handelt, gilt 
nach dem Fluchtliniengeſetze — im Gegenſatze zu § 12 Ent⸗ 
eignungsG. — als Regel der Grundſatz, daß für dieſe Be⸗ 
ſchränkung Entſchädigung nicht zu leiſten iſt, die Grundeigen⸗ 
tümer ſie ſich vielmehr ohne jede Entſchädigung gefallen laſſen 
müſſen. Ausgenommen iſt nach § 13 Abſ. 2 FluchtlG. nur 
der Fall, daß die Fluchtlinie vorhandene Gebäude trifft und 
das Grundſtück bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden frei⸗ 
gelegt wird. Und auch da wird nur wegen der Beſchränkung 
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des bebaut geweſenen Grundſtücksteils Entſchädigung ge⸗ 
leiſtet, nicht auch wegen der übrigen zu Vorgärten beſtimmten 
Flächen. Dem Berufungsgerichte iſt auch darin beizutreten, 
daß es keinen Unterſchied machen kann, ob mit der Beſchränkung 
durch die Anordnung von Vorgärten zugleich die Entziehung 
eines zum Straßenkörper beſtimmten, wenn auch noch ſo kleinen 
Grundſtücksteils, verbunden iſt oder nicht. Es wäre in der 
Tat ein eigentümliches Ergebnis, wenn der Eigentümer, dem 
ein kleiner Grundſtücksſplitter enteignet wird, zugleich wegen 
der Anordnung von Vorgärten Entſchädigung fordern könnte, 
während der von ſolcher Anordnung in gleichem oder noch 
höherem Maße betroffene benachbarte Eigentümer, dem zufällig 
nichts enteignet zu werden braucht, die Beſchränkung ohne Ent⸗ 
ſchädigung dulden müßte. Daß aber letzteres zutrifft, iſt 
zweifellos. Denkt man ſich ein ſchmales, langgeſtrecktes Grund⸗ 
ſtück von der Form des klägeriſchen von den Fluchtlinien einer 
neuen Straße derart getroffen, daß die Straßenflucht genau 
mit der Längsgrenze des Grundſtücks zuſammenfällt, während 
die Baufluchtlinie das ganze Grundſtück der Länge nach ſchneidet 
und hierdurch vielleicht der größere Teil des Grundſtücks un⸗ 
bebaubar wird, ſo läßt ſich, ein bisher unbebautes Grundſtück 
vorausgeſetzt, eine Entſchädigungsforderung für die Beſchränkung 
unter keinem Geſichtspunkte begründen. Sie iſt durch den 
Abf. 2 des § 13 Fluchtl G. ausgeſchloſſen. Daß dieſe geſetzliche 
Regelung unter Umſtänden zu großen Härten führen kann, ſoll 


nicht verkannt werden; fie entſpricht aber dem ausgeſprochenen 


Sinn und Zweck des Geſetzes. Zur Verhütung einer über⸗ 
mäßigen Belaſtung der Anlieger dient der 8 1 Abſ. 4 FluchtlG., 
wonach eine von der Straßenflucht verſchiedene Baufluchtlinie 
nur aus beſonderen Gründen feſtgeſetzt werden kann und in der 
Regel höchſtens 3 m von der Straßenflucht zurückweichen ſoll. 
Wollte man nun die Frage der Entſchädigungspflicht der Ge⸗ 
meinden für die Beſchränkung verſchieden beantworten, je nach⸗ 
dem zugleich ein Grundſtücksteil enteignet wird oder nicht, ſo 
würde damit der Zweck des Geſetzes, den Gemeinden die An⸗ 
legung oder Veränderung von Straßen möglichſt zu erleichtern, 
in weitaus den meiſten Fällen vereitelt werden, und das kann 
nicht der Wille des Geſetzgebers geweſen ſein. O. c. Stadt⸗ 
gemeinde C., U. v. 13. Okt. 08, 529/07 VII. — Cöln. 

29. 5 13 FluchtlG. Zeitpunkt der Entſtehung des Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruchs.] 

Die B.⸗Straße, an der das Grundſtück abedea mit 
einer Front lag, bildete unſtreitig zu der Zeit, als der Beklagte 
dieſes damals unbebaute Grundſtück erwarb, eine bereits für 
den Anbau fertiggeſtellte und dem öffentlichen Verkehr er⸗ 
ſchloſſene ſtädtiſche Straße. Der Beklagte hat im Jahre 1889 
auf dem Grundſtück an dieſer Straße einen Eckbau begonnen, 
der mit der anderen Front in die für die neue Querſtraße neu 
feſtgeſtellte Fluchtlinie zu ſtehen kam. Vor Vollendung des 
Baues verkaufte er das Grundſtück an die Firma L. & O., 
jedoch mit Ausſchluß des durch jene neue Fluchtlinie ab⸗ 
geschnittenen Stückes fbgf, deſſen Eigentümer er bis zur Auf: 
laſſung an die Klägerin geblieben iſt. Mit dem vorhin an⸗ 
gegebenen, durch die Vorinſtanzen feſtgeſtellten Tatbeſtande 
waren die Vorausſetzungen für den nach 8. 13 Abſ. 1 Nr. 3 


FluchtlG. dem Grundeigentümer für die Eigentumsentziehung 


zuſtehenden Entſchädigungsanſpruch erfüllt. Das LG. hatte 


Juriſtiſche Wochenſchrift. j 
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nun angenommen, daß bei Bemeſſung der dem Beklagten ges 
bührenden Entſchädigung die ihm entzogene Parzelle f b g f als 
ſelbſtändiges Grundſtück, und nicht gemäß § 8 Abſ. 2 Ent⸗ 
eignungsG. als Teil des Grundſtücks abe dea, zu ſchätzen 
fei, weil der Beklagte am 11. Dezember 1889, als er an die 
Klägerin das auf Herbeiführung des Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
verfahrens gerichtete Verlangen ſtellte, nicht mehr Eigentümer 
des Reſtgrundſtücks geweſen ſei. Mit Recht hat der Berufungs⸗ 


richter dieſe Auffaſſung verworfen und als entſcheidend die 


Tatſache angeſehen, daß der Beklagte im Zeitpunkte des Bau⸗ 
beginnes, gleichviel ob dieſer in die vom 31. Mai bis zum 
25. Juni 1889 ausgeführten Ausſchachtungsarbeiten oder in 
die Mitte Auguſt 1889 angefangenen eigentlichen Maurer⸗ 
arbeiten gelegt wird, noch Eigentümer des ganzen Grundſtücks 
war. Es iſt nicht richtig, wenn die Reviſion hiergegen aus⸗ 
zuführen ſucht, der Entſchädigungsanſpruch ſei erſt in dem 
Zeitpunkt entſtanden, als der Beklagte durch jene an die 


Klägerin gerichtete Willenserklärung die Entziehung des in die 


Straße fallenden Landes forderte. Entſtanden war der Anſpruch 
mit der Erfüllung der ihn nach §8 13 Abf. 1 Nr. 3 Fluchtl. 
bedingenden Vorausſetzungen. Die erſt ſpäter (am 11. De⸗ 
zember 1889) geſchehene Aufforderung, den Antrag auf Ein⸗ 
leitung des Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahrens zu ſtellen, 
brachte den Anſpruch nicht zur Entſtehung, weil ſie vielmehr 


berechtigterweiſe nur erfolgen konnte, wenn er bereits beſtand. 
Stadtgem. B. c. S., U. v. 16. Okt. 08, 573/07 VII. — Berlin. 


Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 


30. Tarifſtelle 48 b Stempelft®. in Verb. mit $ 581 BGB. 
Die Überlaſſung des Betriebes eines ee gegen 


Entgelt auf eine gewiſſe Zeit iſt Pacht. 

Die Klägerin hat unter dem 6. November 1905 mit der 
Firma „Süddeutſcher Zeitſchriften⸗Verlag G. m. b. H.“, welche 
Verlegerin der Münchener Bürger⸗ und Haus beſitzerzeitung in 


München iſt, einen ſchriftlichen Vertrag geſchloſſen, inhalts deſſen 
letztere der erſteren den ausſchließlichen Betrieb ſämtlicher 


Annoncen (mit gewiſſen Ausnahmen) der erwähnten Zeitung 
einſchließlich der Beilage „Süddeutſcher Submiſſionsanzeiger“ 
für die Zeit vom 1. Januar 1906 bis zum 31. Dezember 1907 
einſchließlich übertrug und ihr den für Inſerate erforderlichen 
Raum zur Verfügung ſtellte. Für jede Seite hatte die Klägerin 
55 & zu zahlen, ohne die Garantie für eine beſtimmte Seitens 
zahl zu übernehmen. In § 4 des Vertrages wurden beſtimmte, 
nur mit Zuſtimmung beider Teile abänderbare Zeilenpreiſe 
feſtgeſetzt, wobei die Bewilligung von Rabatten an die 
Inſerenten der Klägerin vorbehalten blieb. Die noch laufenden 
Aufträge wurden der Klägerin zur Erledigung für eigene 
Rechnung überwieſen. Der 8 8 des Vertrages lautet: „Die 
Firma Haaſenſtein & Vogler, Aktiengeſellſchaft, iſt für den 
Inſeratenteil der Münchener Bürger⸗ und Hausbeſitzerzeitung 
in jeder Beziehung verantwortlich; es müſſen demnach alle 
Inſerate vor Aufnahme die Kontrolle der Firma Haaſen⸗ 
ſtein & Vogler, Aktiengeſellſchaft, paſſieren. Am Kopfe des 
Inſeratenteils iſt in jeder Nummer der Münchener Bürger⸗ 


und Haus beſitzerzeitung folgender Zuſatz anzubringen: Alleinige 
Inſeraten⸗ und Beilagenannahme durch ſämtliche Filialen und 


Agenturen der Firma Haaſenſtein & Vogler, Aktiengeſellſchaft.“ 
In 5 10 iſt die Vergütung für etwaige Beilagen feſtgeſetzt 


758 
und in 8 11 näheres über die Abrechnung vereinbart. Der 
8 12 legte der Firma Süddeutſcher Zeitſchriften⸗Verlag die 
Verpflichtung auf, die von der Klägerin eingelieferten Annoncen 
korrekt auszuführen, für die techniſche Zuſammenſtellung des 
Inſeratenteils ſowie für fehlerloſe Wiedergabe der Annoncen 
beſorgt zu ſein, gewiſſe Freiexemplare und Inſertionsbeläge zu 
liefern. In 8 14 werden Abreden für den Fall „etwaiger 
Aufhebung dieſes Pachtverhältniſſes“ getroffen und in § 15 
wird der Klägerin ein Vorzugsrecht „für die Fortſetzung oder 
eventuelle ſpätere Wiederaufnahme der Pacht des Inſeratenteils“ 
zugeſichert. In 8 16 endlich iſt beſtimmt, daß, wenn kein 
Teil ſechs Monate vor Ablauf des Vertrages gekündigt habe, 
dieſer zwei weitere Jahre beſtehen bleibe. Der Vertrag wurde 
mit 1,50 4 verſtempelt. Der beklagte Fiskus erachtete ihn 
als Pachtvertrag nach Tarifſtelle 48 b zum Stempelfi®. für 
ſtempelpflichtig und forderte noch weitere 8,50 *, deren Wieder⸗ 
erftatiung demnächſt die Klägerin im Rechtswege begehrte. Das 
LG. verurteilte den Beklagten nach dem Klageantrage, während 
das KG. auf erhobene Berufung die Klage abgewieſen hat. 
Reviſion iſt zurückgewieſen: Daß der Vertrag zwiſchen der 
Klägerin und der Firma Süddeutſcher Zeitſchriften⸗Verlag, 
wenn er als Pachtvertrag zu kennzeichnen iſt, unter die 
Stempelvorſchrift der Tarifſtelle 48 b zum StempelfiG. fällt, 
wird von der Reviſion nicht beanſtandet und es erheben ſich 
dagegen auch keine Bedenken. Die Revifion macht nur geltend, 
daß der Berufungsrichter den Vertrag zu Unrecht als Pacht 
angeſehen habe; er habe ihn nicht als Ganzes ausgelegt, 
ſondern ſeine rechtliche Bedeutung nach den einzelnen Beſtand⸗ 
teilen bemeſſen. Der Vorwurf iſt nicht begründet. Der Bes 
rufungsrichter wägt die einzelnen Beſtimmungen des Vertrages 
gegeneinander ab und kommt zu dem Ergebnis, daß das 
Weſentliche die Uberlaſſung des Betriebes des Annoncengeſchäfts 
gegen Entgelt auf eine gewiſſe Zeit ſei und daß dadurch das 
Verhältnis der Beteiligten das rechtliche Gepräge eines Pacht⸗ 
verhältniſſes erhalten habe. Dieſe Auffaſſung läßt einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. (Wird näher ausgeführt.) H. & V. 
c. Pr. F., U. v. 30. Okt. 08, 600/07 VII. — Berlin. 
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Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Eniſcheidungen aus der Beit vom Juni bis zum 5. November 1908.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von 
Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, 
| Dresden⸗Blaſewitz. 


A. Zum Strafgeſetz buch. 

1. S 110 StB. Ungehorſam gegen ein nicht für ein⸗ 
ſchlagend gehaltenes Geſetz.] Eine Aufforderung zum Un⸗ 
gehorſam gegen Geſetze oder rechtsgültige Verordnungen 
kommt nicht in Frage, insbeſondere nicht eine Aufforde⸗ 
zung zum Ungehorſam gegen die Regierungspolizeiverordnung 
vom 4. September 1897. Vom Vorderrichter iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt, daß Sch., indem er das Publikum zum Bleiben auf⸗ 
forderte, die Polizeiverordnung für unverbindlich erklären und 
die Veranſtaltung von öffentlichen Tanzluſtbarkeiten als einer 
polizeilichen Erlaubnis nicht bebürfend hinſtellen wollte; nach 


oriſiſge Bogenfärift, 


N 22. 1908. 
dem ganzen Zuſammenhange wollte er vielmehr nur zum Aus⸗ 
druck bringen, daß nach ſeiner Meinung im vorliegenden Falle 
die tatſächlichen Vorausſetzungen für die Anwendung der Ver⸗ 
ordnung nicht gegeben ſeien und daß deshalb die Verfügung 
der Polizeiverwaltung in Schr. nicht befolgt zu werden brauche. 
Der 8 110 muß hiernach ausſcheiden. Es bleibt zu erörtern, 
ob etwa auf Grund der Polizeiverordnung vom 4. September 
1897 eine Beſtrafung zu erfolgen hat. Urt. d. III. Sen. v. 
24. Sept. 1908 (385/08). j 

2. 8117 StG. Bayeriſche Waldaufſeher.] Laut 8 18 
Abf. 1 der am 8. Juli 1886 durch das Königliche Staats⸗ 
miniſterium der Finanzen im Einverſtändnis mit dem König⸗ 
lichen Staatsminiſterium des Innern erlaſſenen Dienſtes⸗ 
inſtruktion für den Königlich bayeriſchen Waldwärter (Finanz⸗ 
MBl. 86, 236) hat der Waldwärter, wo Staatsjagden in 
Regie verwaltet werden, „die ſpezielle Aufſicht und den Schutz 
derſelben innerhalb ſeines Bezirks auszuüben und die entdeckten 
Jagdfrevel nach Maßgabe der einſchlägigen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zur Anzeige zu bringen“, in gleicher Weiſe aber 
auch „die in anderen Schutzbezirken etwa wahrgenommenen 
Jagdfrevel zu behandeln“, und 8 18 Abſ. 5 überträgt ihm 
die Obliegenheit, „nach Maßgabe der jagdgeſetzlichen Be: 
ſtimmungen und der bezüglichen Vollzugsvorſchriften zur Ber: 
hinderung, Entdeckung und Beſtrafung aller Jagdfrevel und 
ſonſtiger Jagdexzeſſe möglichſt mitzuwirken“. Da im Abſ. 1 
dem eigenen Schutzbezirk des Waldwärters ausdrücklich die 
andern Schutzbezirke gegenübergeſtellt find, läßt ſich die Vor⸗ 
ſchrift im Abſ. 5 nur im weiteſten Sinne, d. h. dahin ver⸗ 
ſtehen, daß ſie außer den ſtaatlichen Schutzbezirken auch die 
nicht dazugehörenden Teile des Bezirks mitumfaßt. Eine Be⸗ 
ſtätigung hierfür liegt in der Faſſung des 8 41 der Geſchäfts⸗ 
anweiſung für die Königlich bayeriſchen Forſtämter, vom 
25. Mai 1885 (FinanzMBl. 85, 338), woſelbſt in Abſ. 1 
„die Behandlung, Verwaltung und Beſchützung der Staats⸗ 
jagden erwähnt und in Abſ. 2 unter c und d das Forſtamt 
angewieſen wird, „Sorge zu tragen, daß das Königliche Forſt⸗ 
perſonal zur Entdeckung und geſetzlichen Beſtrafung aller Jagd⸗ 
exzeſſe nach Möglichkeit mitwirke“, ſowie „daß bei Ausübung 
der Jagd die forſt⸗ und jagdpolizeilichen Vorſchriften eingehalten 
werden“; damit iſt in unzweideutiger Weiſe die ſtaatliche Jagd⸗ 
und Jagdpolizei⸗Aufſicht für den ganzen Forſtamtsbezirk, alſo 
auch für ſeine außerhalb der Staatsjagdgebiete gelegenen Teile, 
dem Forſtamt und ſeinen Beamten und Bedienſteten anheim⸗ 
gegeben. Ob der angezogene 8 18 Abſ. 5 den Ausdruck 
„Jagdfrevel“ gleichbedeutend mit Jagdvergehen nach 88 292 ff. 
StGB. gebraucht, mag unerörtert bleiben; jedenfalls lautet 
die Verbindung „Jagdfrevel und ſonſtige Jagdexzeſſe“ ſo all⸗ 
gemein wie nur möglich und ſchließt deshalb die ſtraſbare 
Übertretung jagdpolizeilicher Gebote oder Verbote ohne die 
geringſte Ausnahme in ſich. Im rechtsrheiniſchen Bayern iſt 
nach der Königlichen Allerhöchſten Verordnung vom 5. Oktober 
1863, polizeiliche Vorſchriften über Ausübung und Behandlung 
der Jagden betreffend (RegBl. für Bayern 63, 1657) 8 4 Abſ. 1, 
das Schießen von Rehgeißen zu keiner Zeit geſtattet und Zu⸗ 
widerhandlungen ſind gemäß Art. 23 Abſ. 1 Ziffer 5 des 
Geſetzes vom 30. März 1850, die Ausübung der Jagd be⸗ 
treffend (Geſetzblatt 50, 127), vgl. mit S 1 Abſ. 3 StGB. 
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als Übertretung firaffar. Demzufolge war der Königliche 
Waldaufſeher K. ſchon kraft feiner Stellung als Jagdbeamter, 
ohne einen einſchlägigen Auftrag eines Vorgeſetzten, nicht nur 
berechtigt, ſondern ſogar verpflichtet, dem in ihm wach gewordenen 
Verdacht, daß auf der an den Staatswald angrenzenden Wieſe 
eine Rehgeiß geſchoſſen worden ſei, unverzüglich nachzugehen 
und zu dieſem Zwecke nach Spuren der Tat und des Täters 
am Tatort ſelbſt zu forſchen. Das Gegenteil, nämlich daß in 
Bayern der Waldwärter zu derartigen Nachforſchungen außer⸗ 
halb der Grenzen des ihm beſonders zugewieſenen Schutzbezirks 
nur im Falle und im Umfange eines ausdrücklichen Auftrags 
ſeiner Vorgeſetzten zuſtändig ſei, findet ſich in der dafür von 
den Urteilsgründen angezogenen Entſcheidung des Königlichen 
OLG. München vom 21. Oktober 1887 (Sammlung uſw. in 
Gegenſtänden des Strafrechts und Strafprozeſſes Bd. 4 S. 519) 
nicht ausgeſprochen. Dort handelte es ſich, wie ſchon die Uber⸗ 
ſchrift erkennen läßt, im weſentlichen darum, ob ein Wald⸗ 
wärter (Waldauffeher) nur innerhalb des Bezirks, für welchen 
er aufgeſtellt iſt, berechtigt ſei, die Vorzeigung oder Abgabe 
der Jagdkarte zu verlangen. Dies wird allerdings verneint 
unter Verweiſung auf „die am 3. Februar 1857 zum Voll⸗ 
zug des Jagdgeſetzes vom Staatsminiſterium des Innern er⸗ 
laſſenen und in den Kreisamtsblättern veröffentlichten revidierten 
Vorſchriften“ 8 12 Nr. 9 Abſ. 1, eine Sonderbeſtimmung, 
deren fortdauernde Geltung durch die ſpäter ergangenen Geſetze 
und Verordnungen keinen Abbruch erlitten habe. Indeſſen 
hängt die Befugnis zum Verlangen des Vorzeigens oder 
Abgebens der Jagdkarte mit dem Recht oder der Pflicht zur 
Verfolgung von Jagdfreveln und ſonſtigen Jagdexzeſſen nicht 
innerlich zuſammen; jene oberlandesgerichtliche Entſcheidung er⸗ 
weiſt ſich mithin als unanwendbar auf den gegenwärtigen, ganz 
anders liegenden Fall. Ergibt ſich aus dem Vorausgeſchickten 
ohne weiteres die ſachliche und örtliche Zuſtändigkeit des Wald⸗ 
aufſehers K., dem Verdachte, daß innerhalb ſeines Forſtamts⸗, 
wenngleich nicht innerhalb ſeines Schutzbezirks, eine Rehgeiß 
geſchoſſen worden ſei, ohne beſonderen Auftrag ſeiner Vor⸗ 
geſetzten nachzuſpüren, fo gebührt ihm auch für die Dauer 
dieſes ſeines dienſtlichen Vorgehens der im Vergleiche zu § 113 
erhöhte Schutz des § 117 StGB. Hier wird neben ber 
Rechtmäßigkeit der Amtsausübung nicht noch eine beſtimmte 
Art ihrer Veranlaſſunz verlangt, und vom Standpunkt des 
Geſetzgebers aus iſt ſo wenig wie im Hinblick auf allgemeine 


Rechtsgrundſätze abzuſehen, warum der einem Forſt⸗ oder Jagd⸗ 


beamten geleiſtete Widerſtand mehr oder weniger ſtrafwürdig 
ſein ſollte, je nachdem die rechtmäßige Amtshandlung auf Ver⸗ 
folgung eines Vergehens oder einer Übertretung abzielt oder 
je nachdem die fragliche Übertretung von einem Wilderer oder 
von dem Jagdberechtigten begangen worden iſt. Wenn ſich die 
Urteilsgründe für ihre gegenteilige Auffaſſung auf ein älteres 
reichsgerichtliches Erkenntnis (RGSt. 2, 170) berufen, fo übers 
ſehen fie, daß dieſes zur Anwendbarkeit von 8 117 StGB. 
nicht Widerſtand gegen Abwehr oder Verfolgung eines Jagd⸗ 
vergehens fordert, ſondern der bloßen Betätigung einer 
bürgerlich⸗vechtlichen Jagdbefugnis den Sonderſchutz des § 117 
verſagt, zugleich aber als unter die Strafvorſchrift fallend 
denjenigen Widerſtand erachtet, „welcher den Beamten und Be⸗ 
rechtigten bei Ausübung des Forſt⸗ und Jagdſchutzes, ſowie 
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bei Handhabung der Forſt⸗ und Jagdpolizei von Forſt⸗ und 
Jagdfrevlern geleiſtet“ wird. Ein Unterſchied, wie ihn die 
Urteilsgründe andeuten, iſt der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
nicht bekannt. (RGSt. 2 S. 167 [168 u.], 306 [307]; 7, 272 
274]; 10, 106 [107]; 23, 357; 37, 32 [34].) Insbeſondere 
hat der jetzt erkennende Senat bereits die Anwendung von 
8 117 StGB. auf Grund der Feſtſtellung gebilligt, daß einem 
(„ſtatusmäßigen“) Königlich bayeriſchen Forſtaufſeher außer: 
halb ſeines Schutzbezirks aus Anlaß ſeiner Nachforſchungen 
wegen des Abſchuſſes einer Rehgeiß Widerſtand geleiſtet worden 
ſei. Urteil des -I. StS. vom 3. Juli 1905 gegen Straßer, 
D 5598/04. Urt. d. I. Sen. v. 5. Okt. 1908 (654/08). 

3. 8 132 StGB. Anmaßung eines gar nicht exiſtierenden 
Amtes.] Die Strafkammer ſpricht frei, weil der Angeklagte, 
indem er ſich als Geheimer Polizeiagent ausgab, ein Amt vor⸗ 
geſchützt habe, das es gar nicht gebe, und mit deſſen Aus⸗ 
übung er ſich infolgedeſſen auch nicht habe befaſſen können. 
Dieſer Erwägungsgrund iſt rechtsirrig. Gegenüber dem erſten 
Tatbeſtande des 8 132 StGB. kommt es nur auf die Frage 
an, ob der Täter als Privatperſon handelte oder ob er ſich 
bei der Vornahme der Handlung irgendeine amtliche Eigen⸗ 
ſchaft zuſchrieb d. h. die Handlung vermöge einer angemaßten 
Beamteneigenſchaft vornahm, ſowie ferner, ob — wenn dieſes 
letztere zurraf — die Handlung zu denjenigen gehört, die in 
den Zuſtändigkeits bereich irgendeines im Lande beſtehenden 
Amts fallen. Es iſt dagegen nicht erforderlich, daß der Täter 
dieſes Amt überhaupt bezeichnet und ebenſowenig, daß er es 
richtig bezeichnet. Die Amtsausübung im Sinne des $ 132 
daſelbſt wird deshalb auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß er 
ſich eine Amtsbezeichnung beilegt, die es nach der Amter⸗ 
verfaſſung des Landes nicht gibt. Urt. d. V. Sen. v. 13. Okt. 
1908 (528/08). | 

4. 5 184 StGB. Wann iſt die Unzüchtigkeit nackter 
Darſtellungen durch künſtleriſchen Charakter ausgeſchloſſen?! 
In dem angefochtenen Urteil iſt zwar ausgeſprochen, daß dieſe 
Photographien das allgemeine Scham» und Sittlichkeitsgefühl 
in geſchlechtlicher Beziehung nicht verletzten. Allein zu dieſer 
Annahme iſt die Strafkammer auf Grund von Erwägungen 
gelangt, die keine Gewähr dafür bieten, daß ſie von den maß⸗ 
gebenden rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen iſt. Wenn 
geſagt wird, daß die Photographien zwar nackte Frauenkörper 
darſtellten, das Geſchlechtliche aber nirgends in irgendwelcher 
Beziehung dabei betont ſei, ſo iſt nicht erſichtlich, was hierbei 
unter dem „Geſchlechtlichen“ verſtanden iſt. Sollten damit die 
„geſchlechtlichen Teile“ gemeint ſein, ſo würde entgegenzuhalten 
ſein, daß die geſchlechtliche Beziehung einer Darſtellung des 
nackten menſchlichen Körpers nicht notwendig dadurch bedingt 
iſt, daß die Geſchlechtsteile ſichtbar ſind, ſondern auch in anderer 
Art, beiſpielsweiſe durch die Stellung der nackten Körper 
und dergl. zur Erſcheinung gebracht werden kann. Da in dem 
Urteil auf den Inhalt der Photographien, auf dasjenige, was 
ſie im einzelnen darſtellen, überhaupt nicht eingegangen iſt, 
ſondern nur im allgemeinen von der Darſtellung nackter Frauen⸗ 
körper die Rede iſt, fehlt es bezüglich der Annahme, daß das 
„Geſchlechtliche“ nirgends betont ſei, an der erforderlichen Grund⸗ 
lage für die Nachprüfung dieſes Ausſpruchs in rechtlicher Be⸗ 
ziehung. Auch die weiteren Erwägungen über dasjenige, was 
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„die Photographien als ihren Sinn erkennbar zum Ausdruck 
bringen“, geben zu Bedenken Anlaß. An den — in keiner 
Weiſe bezüglich der Bilder im einzelnen näher erläuterten — 
Ausſpruch, daß ſich „aus den Photographien nirgendswo eine 
geſchlechtliche Lüſternheit der photographierten Frauen ergebe, 
ebenſowenig eine auf normalen oder perverſen Geſchlechts verkehr 
oder auf Verübung von Unzucht gerichtete Abſicht jener Frauen 
oder das Zurſchauſtellen geſchlechtlicher Reize ſeitens jener Frauen“, 
iſt die Schlußfolgerung geknüpft, daß die Photographien lediglich 
eine künſtleriſche Darſtellung nackter Frauenkörper enthielten. 
Hierbei iſt verkannt, daß aus dem Mangel der von der Straf⸗ 
kammer angeführten Beziehungen keineswegs folgt, daß die 
Photographien künſtleriſche Darſtellungen ſind, hierfür vielmehr 
andere Geſichtspunkte als maßgebend in Betracht kommen müſſen. 
Namentlich kommt es in dieſer Richtung darauf an, ob eine 
künſtleriſche Idee zur Verkörperung gebracht iſt, ob überhaupt 
ein künſtleriſcher Zweck bei den Bildern verfolgt worden, ob die 
Form eine künſtleriſche iſt. Und wenn von dieſen Geſichts⸗ 
punkten aus feſtgeſtellt werden kann, daß Werke der Kunſt vor⸗ 
liegen, dann iſt weiter zu prüfen, ob in ihnen die künſtleriſchen 
Ziele und Zwecke überwiegen oder derart zurückgedrängt ſind, 
daß das normale Scham: und Sittlichkeitsgefühl des Be⸗ 
ſchauers in geſchlechtlicher Beziehung verletzt wird (vgl. RGSt. 
37, 315). Eine Prüfung der Bilder von dieſen Geſichtspunkten 
aus läßt das Urteil völlig vermiſſen. Es iſt nicht einmal dar⸗ 
gelegt, daß es überhaupt Werke der Kunſt als Originale gibt, 
welche die Photographien wiedergeben, oder daß den Photo⸗ 
graphien ſelbſt als ſolchen die Bedeutung von Werken der Kunft 
nach Maßgabe der an ſolche zu ſtellenden Anforderungen beis 
zumeſſen iſt. Mit Recht wird von der Staatsanwaltſchaft ferner 
auch darauf hingewieſen, daß die näheren Umſtände, unter denen 
Bilder dem Publikum dargeboten werden, von Bedeutung ſein 
können, ein Eingehen hierauf aber das Urteil gleichfalls ver⸗ 
miſſen laſſe. Wie das RG. wiederholt dargetan hat, find für 
die Frage, ob eine Abbildung als eine unzüchtige im Sinne des 
Geſetzes anzuſehen ſei, nicht bloß Form und Inhalt der Dar⸗ 
ſtellung, ſondern ebenſo auch der Ort und Zweck der Ausſtellung, 
die Art der Verwendung ſowie der Kreis der Perſonen, denen 
die Abbildungen zugänglich gemacht werden, entſcheidend (vgl. 
NESt. 21, 306; 24, 365; 30, 878; 33, 17 [19)). Darüber, 
daß von dieſen Geſichtspunkten aus eine Prüfung erfolgt iſt, 
enthält das Urteil nichts; zu einer ſolchen war im vorliegenden 
Falle um ſo mehr Veranlaſſung vorhanden, als die Angeklagte 


Bilder ausdrücklich als „freie Karten“, womit nach der Feſt⸗ 


ſtellung der Vorinſtanz pikante Photographien gemeint geweſen 
ſind, bezeichnet hat. Urt. d. IV. Sen. v. 2. Okt. 1908 
(574/08). 

5. 8 184 StB. Verpflichtung des Sortimentsbuch⸗ 
händlers, von dem Inhalte der vertriebenen Schriften Kenntnis 
zu nehmen.] Soweit der Inſtanzrichter tat ſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen trifft, ſind dieſelben auch für die Reviſionsinſtanz 
maßgebend. Er hat aber tatſächlich feſtgeſtellt, daß der frag⸗ 
liche Roman, ſelbſt wenn man zugeben wolle, daß er einen 
ernſten und politiſchen Zweck verfolge, ſo wie er in deutſcher 
Aberſetzung vorliege und dem deutſchen Leſepublikum dargeboten 
ſei, das normale im Volke herrſchende Scham⸗ und Sittlichkeits⸗ 
gefühl verletze und daß die Angeklagten, indem ſie den Roman 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


NE 22. 1908. 


feilhielten und verkauften, wenn fie wirklich feinen Inhalt nicht 
gekannt haben ſollten, es mindeſtens für möglich, ja ſogar für 
wahrſcheinlich angeſehen haben, daß er unzüchtigen Inhalts ſei, 
aber auch unter dieſer Vorausſetzung ſeine Verbreitung gewollt 
haben. Alle dieſe tatſächlichen Feſtſtellungen find in der Res 
viſionsinſtanz nicht anfechtbar, und ebenſowenig iſt die Beweis⸗ 
würdigung anfechtbar, auf Grund deren der Vorderrichter zu 
dieſen Feſtſtellungen gelangt iſt. Was die Reviſion in dieſer 
Hinſicht ausführt, kann deshalb nicht beachtet werden. Die 
rechtlichen Erwägungen aber, die zur Verurteilung der An⸗ 
gellagten geführt haben, ſind frei von Rechtsirrtum. Nicht 
deshalb find die Angeklagten beſtraft worden, weil ſie ihrer 
Verpflichtung, vom Inhalt des Buches Kenntnis zu nehmen, 
nicht nachgekommen ſind, ſondern deshalb, weil ſie, obwohl ſie 
mit der Wahrſcheinlichkeit rechneten, daß das Buch unzüchtig 
fei, es auf die Gefahr hin, daß es unzüchtig ſei, verbreiteten, 
anſtatt durch Kenntnisnahme vom Inhalt ſich Gewißheit in 
dieſer Richtung zu verſchaffen. Ihrer Verpflichtung erwähnt 
das Urteil nur deshalb, weil es die ihnen gegebene Möglich⸗ 
keit, ſich vom Inhalt Kenntnis zu verſchaffen, feſtſtellen will 
gegenüber ihrem Einwande, es ſei dem Sortimentsbuchhändler 
nicht möglich, die vom Verlage angebotenen Werke zu leſen 
und zu prüfen. Indem der Richter die Pflicht der An⸗ 
geklagten feſtſtellt, ſich hier die Kenntnis vom Inhalt des 
Werkes zu verſchaffen, geht er offenſichtlich von der Annahme 
der Möglichkeit ſolcher Pflichterfüllung im hier gegebenen 
Falle aus. Ob aber eine derartige Pflicht und die Möglichkeit, 
ihr nachzukommen, hier vorlag, war nicht eine rechtliche, ſondern 
eine Frage tatſächlicher Entſcheidung. Urt. d. II. Sen. v. 
27. Okt. 1908 (771/08). 

6. 8 185 StGB. Beleidigung in Erfüllung einer Amts⸗ 
pflicht] Die Durchführung der Rheinregulierung gehört zu 
den Aufgaben der Landesverwaltung von Elſaß⸗Lothringen. 
Werden der Landesregierung in der Erfüllung dieſer Aufgabe 
durch grundloſe Angriffe und Verdächtigungen Hinderniſſe be⸗ 
reitet, ſo iſt ſie berechtigt und verpflichtet, dagegen vorzugehen. 
Über die Vorausſetzungen und die erforderlichen Maßregeln 
hat ſie nach ihrem Ermeſſen zu befinden. Wenn aus der 
gebotenen Abwehr nach der Natur der Sache eine Ehrenkränkung 
der Angreifer ſich ergibt, ſo iſt dieſe als Erfolg der Erfüllung 
einer Amtspflicht und einer dieſer entſprechenden Nechtsausübung 
nicht rechtswidrig (RGSt. 15 S. 15, 16/17). Der Beſchuldigte 
hat, als er am 19. März 1908 im Landesausſchuſſe auf die 
Rede des Abgeordneten P. erwiderte, als Vertreter der Landes⸗ 
regierung von Elſaß⸗Lothringen gehandelt. Daß er von der 
Richtigkeit der Ausführungen des Abgeordneten überzeugt war, 
wird von ihm glaubhaft behauptet; jedenfalls iſt der Beweis 
des Gegenteils dieſer inneren Tatſache nach Lage der Sache 
als ausgeſchloſſen zu erachten, und zwar ſelbſt dann, wenn es 
ſich, wie der Privatkläger geltend machen will, um ein plan⸗ 
mäßiges Vorgehen gehandelt haben ſollte. In dieſer Übers 
zeugung hat der Beſchuldigte zur Abwehr der nach ſeinem 
Wiſſen haltloſen und von ihm unwiderleglich auch für böswillig 
gehaltenen Angriffe die den Gegenſtand der Privatklage bildenden 
Außerungen gemacht. Dabei hat er in Ausübung ſeiner Amts⸗ 
befugniſſe gehandelt, mochte feine Überzeugung völlig richtig 
fein oder nicht. Für die Annahme einer ÜUberſchreitung der 


37. Jahrgang. 


Amtsbefugniſſe beſteht kein Anhalt. Vorentſcheidung gemäß 
S 11 C86. des I. Sen. v. 5. Nov. 1908 (1441/08). 

7. 8 193. Mangel des Willens, berechtigte Intereſſen 
wahrzunehmen.] Die Berfagung des Schutzes des 8 193 
StB. unterliegt aber in dieſem Falle weſentlichen recht⸗ 
lichen Bedenken. Allerdings ſagt das Urteil, daß der 
Angeklagte weder ſein noch eines Dritten Intereſſe habe 
wahrnehmen wollen. Allein dieſe Feſtſtellung iſt ſichtlich 
beeinflußt von den nachfolgenden Erwägungen, daß der An⸗ 
geklagte aus Rachſucht gehandelt habe und er dem Dr. J. 
habe einen Nachteil zufügen wollen. Dieſe Erwägungen ſind 
jedoch nicht genügend, um in einem Falle, wie dem vorliegenden, 
die Annahme auszuſchließen, daß der Angeklagte zur Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen gehandelt habe. Der An⸗ 
geklagte hatte, wie das LG. feftftellt, die Anzeige in gutem 
Glauben an die Wahrheit der darin erhobenen Beſchuldigungen 
verfaßt. Er war daher berechtigt, dieſe Anzeige zu erſtatten, 
auch wenn RNachſucht fein Motiv war und feine Abſicht darauf 
gerichtet war, dem Bezichtigten Nachteile zu bereiten. Solche 
Nachteile ſind für den Bezichtigten mit der Einleitung einer 
ſtrafgerichtlichen oder ehrengerichtlichen Unterſuchung regelmäßig 
verbunden. Vorausſetzung des Schutzes des 8 193 für den 
gutgläubigen Urheber einer ſolchen Anzeige iſt nur, daß er das 
Recht zur Erſtattung einer ſolchen Anzeige wahrnehmen 
wollte, daß er nicht ausſchließlich aus Rachſucht oder 
ſonſtigen unlauteren Motiven handelte und nicht Form und 
Mittel der Anzeige nur zur Verhüllung nicht gerechtfertigter 
Zwecke wählte, deren Erreichung das einzige Ziel ſeines 
Handelns bildete. Vgl. RGRſpr. 8, 524; RGSt. 20, 164; 
34, 216. Urt. d. V. Sen. v. 27. Okt. 1908 (550/08). 

8. 8 218 SGB. Erzielung des gewollten Erfolgs durch 
eine unbekannte Wirkung des angewandten Mittels.] Feſt⸗ 
geſtelltermaßen hat der Angeklagte G. — wie die Mitangeklagte 
B. — den Abgang der Leibesfrucht gewollt, durch Benutzung 
einer heißen Lyſolausſpülung und einer mit langrohriger Glas⸗ 
ſpritze erfolgenden Oleinſpritzung zu bewirken bezweckt und in 
der Tat auch bewirkt. Ob der Abgang durch das Eindringen 
von Lyſollöſung oder Ol zwiſchen Eihaut und Mutterwandung 
oder infolge Verletzung des Muttermundes durch das Spritzen⸗ 
rohr veranlaßt worden iſt, konnten die Urteilsgründe als un⸗ 
erheblich dahingeſtellt laſſen. Wer vorſätzlich einen beſtimmten 
Erfolg durch den Gebrauch beſtimmter Mittel herbeiführen will 
und herbeiführt, haftet rechtlich, insbeſondere ſtrafrechtlich, für 
den Erfolg ohne Rückſicht auf die beſondere Art, wie ſie ihre 
Wirkung im einzelnen entfalteten, und ohne Rückſicht auf ſeine 
Kenntnis oder Unkenntnis von der näheren Beſchaffenheit, dem 
Wirkungsgebiete und der Wirkungsweiſe jener Mittel. Nur 
wenn die benutzten Mittel einen vom Täter nicht gewollten 
Erfolg herbeiführen, iſt ihm dieſer nicht zur vorſätzlichen, ſondern 
höchſtens unter Umſtänden zur fahrläffigen Schuld anzurechnen; 
ſoweit der gewollte und der erreichte Erfolg ſich decken, kann 
— entgegen den Ausführungen in der Reviſionsſchrift — von 
einer „Unterbrechung des urſachlichen Zuſammenhangs“ (richtiger: 


von Unerheblichkeit der Handlung für den Erfolg) weder an 


ſich noch für die innere Seite der Tat die Rede ſein. An⸗ 
ſcheinend geht der Verteidiger davon aus, daß in 8 218 Abſ. 3 
StGB. mit den Ausdrücken „anwenden“ und „beibringen“ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


761 


zwei zueinander gegenſätzliche, unvereinbare Tatbeſtandsmerkmale 
an die Hand gegeben würden. Allein nach dem Zweck und 
dem Sinn des Geſetzes ſollen fie nur die Geſamtheit der über: 
haupt denkbaren körperlichen Eingriffe umfaſſen, indem bei 
„Anwenden“ mehr an den Gebrauch äußerer, das heißt nicht 
in die körperlichen Gewebe gelangender, bei „Beibringen“ mehr 
an den Gebrauch innerer, das heißt unmittelbar oder mittelbar 
in die Gewebe eindringender Mittel gedacht ſein mag. Folge⸗ 
richtig erſcheint als Grenzgebiet, für das die beiden Ausdrücke 
mehr oder weniger zutreffen, die Einführung von Mitteln in 
eine nach außen offene Koͤrperhöhle. Namentlich laſſen ſich 
die gegebenenfalls geſchehene Lyſolausſpülung und Oleinſpritzung 
unbedenklich als der Mitangeklagten B. „beigebracht“ anſehen 
und da die Verletzung eines inneren Körperteils der Mit⸗ 
angeklagten bei jener Einführung und durch ſie entſtanden iſt, 
ſo durfte auch für den Fall, daß die Fehlgeburt ausſchließlich 
auf der Verletzung beruht, ohne Rechtsirrtum der Angeklagte 
wegen „Beibringung“ des Mittels zur Abtreibung ſchuldig ge⸗ 
ſprochen werden. Urt. d. I. Sen. v. 28. Sept. 1908 (580/08). 

9. 8 263 StGB. Zechprellerei.] Der Betrug wird ge 
funden in dem Einlogieren in einem Gaſthof, bei dem eine 
ſofortige Begleichung der gewährten Leiſtungen keineswegs 
gebräuchlich iſt, vielmehr Kredit gegeben zu werden pflegt. Wo⸗ 
durch der Angeklagte, der noch dazu, wie die Strafkammer 
anführt, nicht ohne alle Mittel war, hier ein poſitives täuſchendes 
Verhalten an den Tag gelegt haben ſoll, iſt bei dem gänzlichen 
Schweigen der Urteilsgründe in dieſer Beziehung nicht erfindlich. 
Insbeſondere iſt den äußerſt dürftigen Feſtſtellungen auch nicht 
zu entnehmen, daß der Angeklagte etwa die bei ihm von vorn⸗ 
herein nicht vorhandene Abſicht, die gewirkte Zeche zu bezahlen, 
fälſchlicherweiſe als vorhanden vorgeſpiegelt hätte. Das bloße, 
von einem weiteren aktiven auf Täuſchung berechneten Verhalten 
nicht begleitete Verſchweigen des Mangels von Zahlungs⸗ 
mitteln enthält, beim Mangel einer Offenbarungspflicht in dieſer 
Hinſicht, keine für den Tatbeſtand des Betrugs verwertbare 
Täuſchungshandlung. Urt. d. IV. Sen. v. 2. Okt. 1908 
(839/08). 

10. 8 268 StGB. Vermögens vorteil des Ehemanns bei 
Hinausſchiebung der Verſteigerung gepfändeter eheweiblicher 
Sachen.] Der Begriff des Vermoͤgensvorteils iſt nicht verkannt. 
Die bei dem Angeklagten gepfändeten Möbelſtücke ſollten, wie 
feſtgeſtellt iſt, am 13. Juli 1906 durch den Gerichtsvollzieher 
verſteigert werden. Vermochte der Angeklagte durch das auf 
den Namen des betreibenden Gläubigers gefälſchte und am 
12. Juli 1906 an den Gerichtsvollzieher abgeſandte Telegramm 
zu erreichen, daß der Verſteigerungstermin auf 14 Tage hinaus⸗ 
geſchoben wurde, ſo bedeutete das für ihn eine Verbeſſerung 
feiner Geſamtdermögenslage. Er wandte die ihm infolge der 
Zwangsverſteigerung unmittelbar drohende Gefahr des Verlufts 
der Möbel, mindeſtens zeitweilig, von ſich ab und erlangte fo 
die tatſächliche Möglichkeit, ſich inzwiſchen um die Verſchaffung 
von Geldmitteln zur Befriedigung des Gläubigers zu bemühen 
und, wenn ihm dies gelang, die Verſteigerung ſelbſt hinfällig 
zu machen. Im letzteren Falle würde der Aufſchub der Ver⸗ 
ſteigerung dem Gläubiger allerdings keinen Schaden bereitet 
haben. Allein die Anwendung des 8 268 Nr. 1 StGB. if 
nicht dadurch bedingt, im vorliegenden Falle auch nicht darauf 
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geſtützt, daß Angeklagter von der Abſicht geleitet war, einem 
anderen Schaden zuzufügen. Auch braucht der Vermögensvorteil, 
den der Täter erſtrebt, ſich nicht notwendig mit dem Schaden 
des andern Teils zu decken. Ob die gepfändeten Möbel dem 
Angeklagten oder ſeiner Ehefrau gehörten, die nachmals Inter⸗ 
ventionsklage gegen die Gläubiger erhoben hat, über deren 
Eigentumsanſprüche ſich das Urteil aber nicht ausſpricht, iſt 
ohne Belang. Standen die Sachen im Eigentum der Frau, ſo 
würde ein Aufſchub der Zwangsverſteigerung naturgemäß auch 
ihr mit zugute gekommen ſein, wennſchon der ihr auf ſolche 
Weiſe verſchaffte Vermögensvorteil kein rechtswidriger war. Dies 
iſt aber auch nicht Vorausſetzung des 8 268 Nr. 1 StGB. 
Und andererſeits würde dadurch die Annahme eines Vermögens⸗ 
vorteils des Angeklagten nicht ausgeſchloſſen, da dieſer kraft 
ſeines ehemännlichen Nutznießungsrechts Anſpruch auf den 
Beſitz der Möbel hatte (SS 1363, 1373 BGB.) und durch die 
Abhaltung des Verſteigerungstermins dieſes Beſitzes verluſtig 
gegangen wäre. Ohne Grund bemängelt die Reviſion ſchließlich 
noch die Feſtſtellung, daß der Angeklagte in rechtswidriger Ab⸗ 
ſicht gehandelt habe. Zur Erfüllung des Tatbeſtandsmerkmals 
der „rechtswidrigen Abſicht“ in 8 267 StGB. genügt die Ab⸗ 
ſicht des Täters, mittels der falſchen oder verfälſchten Urkunde 
durch Täuſchung anderer im Rechtsleben Beweis zu erbringen, 
ohne daß darauf etwas ankommt, ob der Endzweck ſeines Tuns 
auf einen vom Recht mißbilligten materiellen Erfolg gerichtet 
war. Demnach erſcheint es unerheblich, ob der Angeklagte 


durch Abſendung des fälſchlich angefertigten Telegramms an den 


Gerichtsvollzieher einen rechtswidrigen oder von ihm doch für 
rechtswidrig gehaltenen Eingriff des Gläubigers in das Ver⸗ 
mögen ſeiner Frau zu verhindern geglaubt hat. Maßgebend 
iſt lediglich, daß er bei Abfaſſung und Abſendung des Tele: 
gramms den Namen des Gläubigers St. mißbraucht hat und 
daß der Gerichtsvollzieher über die Echtheit der Namensunter⸗ 
ſchrift des Ausſtellers des Telegramms getäuſcht werden ſollte. 
Urt. d. II. Sen. v. 6. Okt. 1908 (605/08). 

11. 5 286 StGB.] Nach der Auslegung, die die Straf⸗ 
kammer der in Rede ſtehenden Ankündigung erkennbar hat 
zuteil werden laſſen, war das „Gratis⸗Paar“ Stiefel nicht jedem 
beliebigen erſten, zehnten uſw. Beſucher des Geſchäfts an⸗ 
geboten worden, ſondern nur dem je ſovielſten Kunden 
d. h. Käufer im Geſchäft. Vorausſetzung war danach alſo, 
daß die Beſucher im Geſchäfte kauften, d. h. einen Kaufpreis 
zahlten: ohne ſolche Preiserlegung war dieſe Erwerbsausſicht 
nicht eröffnet. Da es für den Begriff der Ausſpielung nicht 
erforderlich iſt, daß ſich der mit einer anderen Leiſtung gleich⸗ 
zeitig verbundene Einſatz äußerlich von dieſer unterſcheiden und 
ziffernmäßig beſtimmen läßt, wäre unter den gegebenen Umſtänden 
zu prüfen geweſen, ob nicht in den als zu zahlen vorausgeſetzten 
Kaufpreiſen für Waren, die in dem Geſchäfte des Angeklagten 
feilgehalten wurden, der Einſatz für das in Ausſicht geſtellte 
Gratis⸗Paar lag. (Vgl. RGSt. 1, 53; 2, 390; 16, 83; 
17, 379; 34, 447.) Es bedurfte danach der Erwägung, ob 
und welche geſchäftliche Zwecke der Angeklagte mit ſeinem An⸗ 
gebote verfolgte. Waren Anlockung und Feſthalten von Kunden 
ſein Ziel, alſo erfolgreiche Einführung und geſchäftliche Förderung 
ſeines Unternehmens, ſo wird der Schluß nicht abzulehnen ſein, 
daß ſich die angebotenen Gratis⸗Paare als ein Geſchäftsauf⸗ 
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wand darſtellten, den der Angeklagte für dieſe Zwecke ſeines 
Unternehmens zur Förderung und Sicherung des Warenabſatzes 
machen wollte. Da das kaufmänmiſche Unternehmen begrifflich 
auf Erzielung von Geſchäftsgewinn berechnet iſt, würde das 
Angebot des Angeklagten vernünftigerweiſe die kaufmänniſche 
Rechnung zur Grundlage und Vorausſetzung haben, daß die 
für das Unternehmen in Ausſicht genommenen und feſtgeſetzten 
Ladenpreiſe in ihrer Geſamtheit die bezeichnete Geſchäftslaſt 
vorausſichtlich zu tragen vermögen d. h. daß der Warenabſatz 
trotz der Gratis⸗Paare gewinnbringend ſein und bleiben werde, 
ſei es noch unmittelbar in der Gegenwart, ſei es bei der 
erhofften Weiterentwicklung des Geſchäfts. Alsdann ſteht 
rechtlich nichts entgegen, in den Kaufpreiſen, die von den 
einzelnen Kunden im Geſchäfte während der Geltungsdauer des 
Angebots zu zahlen waren, zugleich ein Entgelt für die vom 
Angeklagten in Ausſicht geſtellte Gewährung von Gratis⸗Paaren 
zu finden. Das wäre aber rechtlich nichts anderes als der 
Einſatz für die vom Angeklagten gebotene Gewinnhoffnung. 
Ob jeder kaufende Kunde tatſächlich auf ſolchen Gewinn rechnen 
mag, oder ob Kunden auch ohne Rückſicht darauf kaufen, die 


Waren aber gleichwohl ebenſo billig oder teuer erhalten, wie 


die andern, auf den Gewinn rechnenden Kunden, iſt ohne ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung. Weſentlich iſt allein, daß die Eröffnung 
beſonderer Gewinnausſichten geeignet ſein kann, Käufer anzu⸗ 
locken, zu vielleicht unwirtſchaftlichen Ankäufen zu verleiten und 
ſo die Spielleidenſchaft anzuregen. Darüber, ob dies im Einzel⸗ 
falle zutrifft und ob daraus der Allgemeinheit Gefahren er⸗ 
wachſen, ſoll nicht der einzelne private Unternehmer befinden, 
ſondern die zuſtändige Obrigkeit. (RGSt. 17, 379 [383]; 
2, 390 [391]). Urt. d. V. Sen. p. 3. Nov. 1908 (554/08). 
12. 8 303 StGB. Art. 95 Bay Forſtc§.] Der Art. 95 
ForſtG. regelt die Beſtrafung der Beſchädigung von forſtlichen 
Erzeugniſſen und ordnet an, daß anſtatt mit Geldſtrafe durch 
Haft geſtraft werden ſoll, wer Holz, um dieſes für ſeine Be⸗ 
ſtimmung ganz oder teilweiſe untauglich zu machen, aus Mut⸗ 
willen oder Bosheit beſchädigt. In der Begründung zum Geſetz⸗ 
entwurfe iſt hierzu bemerkt, daß Beſchädigungen aus Mutwillen 
oder Bosheit ihres Beweggrundes wegen mit der eindring⸗ 
licheren Strafe des Arreſtes zu belegen ſeien (Verh. der K. d. 
Abg. 1851, Beil. Bd. 1 S. 633 zu Art. 86 des Entw.). Hier⸗ 
nach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß nach der Abſicht 
des Bayeriſchen Forſtgeſetzes die von ihm beſprochenen Holz⸗ 
beſchädigungen nicht nur ohne Rückſicht auf die Höhe des 
Schadens, ſondern auch ohne Rückſicht auf den Beweggrund 
als Forſtfrevel behandelt und beſtraft werden ſollen. Die von 
dem Angeklagten verübte Beſchädigung iſt eine der in Art. 95 
ForſtGG. angeführten und es iſt daher nicht zu billigen, daß die 
Strafkammer die Handlung des Angeklagten deshalb nicht als 
Forſtfrevel, ſondern als Sachbeſchädigung aus 8 303 StGB. 
erachtet hat, weil fie „der Rachſucht“ entſprungen ſei. Zum 
Beweggrund der Bosheit im Sinne des Art. 95 muß auch die 
Rachſucht gerechnet werden und es geht nicht an, aus dem 
von der Strafkammer für ihre Anſicht angezogenen Art. 114 


Bay polizei StGB. in das daneben ſelbſtändig beſtehende Forſt⸗ 


geſetz einen Unterſchied hineinzutragen, den das Forſtgeſetz nicht 
kennt und nicht machen will. Urt. d. I. Sen. v. 1. Okt. 1908 
(702/08). 


37. Jahrgang. 

13. S 347 SGB. Unbefugte Beurlaubung eines an 
Flucht nicht denkenden Gefangenen.] In den Gründen zu dem 
angefochtenen Urteile wird für bewieſen erklärt, daß der als 
Gefangenaufſeher angeſtellte Angeklagte wiederholt einen 
Strafgefangenen ſeine (des Angeklagten) Ehefrau bei Ge⸗ 
ſchäftsgängen in die Stadt begleiten ließ und 1907 einmal 
einen andern Strafgefangenen allein zum Einkaufen von Erdöl 
für das Gefängnis in die Stadt ſchickte, daß aber in beiden 
Fällen die Gefangenen, ohne die Flucht ergriffen zu haben, in 
das Gefängnis zurückgekehrt ſind. Gleichwohl iſt der Ange⸗ 
klagte von der Anklage zweier Vergehen aus § 347 StGB. 
freigeſprochen worden, weil beide Gefangene je nur die Möglich⸗ 
keit zur Entweichung erlangt, aber ſie nicht benützt hätten, und 
weil der Angeklagte den Willen, daß ſie die Gelegenheit zur 
Flucht ausnutzen möchten, nicht gehabt, folglich nicht vorſätzlich 
im Sinne von 8 347 Abſ. 1 StGB. gehandelt habe; feine 
Beſtrafung wegen fahrläſſiger Gefangenbefreiung wird mit 
Rückſicht auf das Fehlen des äußeren Tatbeſtandes abgelehnt. 
Jene Erwägungen laſſen eine unrichtige Auffaſſung der Tat⸗ 
beſtands merkmale des Entweichenlaſſens und der Vorſätzlichkeit 
erkennen und ſind nicht geeignet, die verfügte Freiſprechung zu 
tragen. Wie in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung ſtets feſt⸗ 
gehalten wurde, (RGSt. 5, 324 [326]; 9, 40 [41]; 26, 53 
154), verſteht das Geſetz unter Befreiung eines Gefangenen 
nichts anderes, als die für den Gefangenen erkennbare Beſeiti⸗ 
gung des tatſächlichen Zuſtandes der Unfreiheit oder Gefangen⸗ 
ſchaft, und daß das Verhalten des Angeklagten einen ſolchen 
Erfolg in Wirklichkeit herbeigeführt hat, kann vom Boden der 
getroffenen Einzelfeſtſtellungen aus kaum zweifelhaft fein. Für 
beide Gefangene beſtand nicht etwa bloß die Möglichkeit der 
Entweichung, was vielleicht der Fall geweſen wäre, wenn der 
Angeklagte die zur Verhütung einer Flucht erforderliche Be⸗ 
wachung nur auf kurze Zeit verabſäumt hätte, (RGSt. 26, 
334 [335]), vielmehr hörte der tatſächliche Zuſtand der Ges 
fangenſchaft von ſelbſt auf, ſobald ſie ohne jede unmittelbare 
oder zwar aus der Entfernung betätigte aber doch vollwirkſame 
Bewachung durch einen Beamten oder durch eine mit der Be⸗ 
wachung betraute andere Perſon das Gefängnis verlaſſen und 
die ſo geſchaffene Sachlage erkannt hatten. Sie haben die 
Rückkehr in das Gefängnis nicht unter dem Druck beſtehender 
Freiheitsentziehung, nicht als Gefangene, ſondern als tatſächlich 
in der Selbſtbeſtimmung ungehindert, kraft eigener, von fremdem 
Zwang unabhängiger Willensentſchließung ausgeführt. Darauf, 
daß ſie ſich, ohne flüchtig zu gehen, freiwillig aus dem Zuſtande 
der Freiheit in den der Gefangenſchaft zurückbegaben, kommt 
mithin für den Begriff der Befreiung im oben gekennzeichneten 
Sinne nichts an, weil hinſichtlich ſeiner nur die äußere Sach⸗ 
lage, nicht der Willensrichtung des Gefangenen den Ausſchlag 
gibt. Eine beſondere Abſicht, eine auf das Entweichen von 
Gefangenen gerichtete Zweckvorſtellung des Täters wird nach 
dem klaren Wortlaut des § 347 Abs. 1 StGB. für den inneren 
Tatbeſtand nicht verlangt. Es genügt, unbeſchadet der ſtraf⸗ 
ausſchließenden Wirkung eines etwaigen tatſächlichen Irrtums, 
insbeſondere über die Befugnis zu dem einge⸗ 
ſchlagenen Verfahren oder über die Beurteilung der Sach⸗ 
lage durch den Gefangenen, die Vorſätzlichkeit der äußeren 
Handlung, wenn weiterhin dem Täter diejenigen Tatſachen, in 
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welchen das Merkmal der Gefangenbefreiung erblickt werden 
muß, entweder als vorhanden bekannt oder doch als möglich 
zum Bewußtſein gekommen waren. Deshalb haftet den Urteils⸗ 
gründen auch inſoweit ein Rechtsirrtum an, als ſie darauf 
Nachdruck legen, der Angeklagte habe, „den beiden Gefangenen 
Vertrauen ſchenken zu können geglaubt und ſich auch in ſeinem 
Vertrauen nicht getäuſcht geſehen“, ferner „in dieſem Vertrauen 
nicht weiter überlegt“, daß im Entſenden der Gefangenen zur 
Stadt ein zeitweiliges Freiſein derſelben gefunden werden könnte. 
Nicht die Willensrichtung der Gefangenen, ſondern die Erkenn⸗ 
barkeit der Sachlage für ſie iſt in Richtung auf den äußeren 
Tatbeſtand des 8 347 Abſ. 1 StGB. entſcheidend; folglich 
kommt auch dem Bewußtſein oder der Meinung des Angeklagten 
nur im gleichen Umfang Erheblichkeit zu. Hätte ſich der An⸗ 
geklagte aus pflichtwidriger Sorgloſigkeit unrichtige Gedanken 
gemacht, könnte es ſich unter allen Umſtänden höchſtens um 
eine fahrläſſige Vergehung handeln. Urt. d. I. Sen. v. 29. Juni 
1908 (410/08). 


B. Zur Strafprozeßordnung. 

14. Zeugenvernehmung des amtierenden Staatsanwalts. 
Das RG. hat allerdings in dem auch von der Reviſion an⸗ 
gezogenen Urteil (RGSt. 29, 236) den Grundſatz ausgeſprochen, 
daß es nicht bloß unangemeſſen, ſondern geradezu ungeſetzlich 
ſei, wenn der Staatsanwalt, der in der Hauptverhandlung als 
Zeuge vernommen werde, nach ſeiner Vernehmung die Tätigkeit 


eines Vertreters der Staatsanwaltſchaft für die weitere Ver⸗ 


handlung wieder übernehme und fortführe: das widerſpreche 
den Aufgaben und der Stellung, die das Geſetz dem Staats⸗ 
anwalte zuweiſe und könne auf ſeiten des Staatsanwalts eine 
Befangenheit begründen, die ihn an der ordnungsmäßigen 
Wahrnehmung ſeiner Obliegenheiten verhindere. Dieſer Geſichts⸗ 
punkt kann aber der hier erhobenen Reviſionsbeſchwerde nicht 
zum Erfolge verhelfen. Es ließen ſich ſchon gegen die Rechts⸗ 
ausführungen des Urteils ſelbſt Bedenken erheben. Die StPO. 
hat abweichend von der Behandlung, die ſie den Gerichts⸗ 
perſonen — den Richtern und dem Gerichtsſchreiber — zuteil 
werden läßt, hinſichtlich des Staatsanwalts keine Vorſchriften 
über Ausſchließung oder Ablehnung getroffen. Wie die Motive 
ergeben, beruht dies nicht auf einem Überſehen, ſondern auf 
Abſicht, auf der Erwägung nämlich, die Organiſation der 


Staatsanwaltſchaft geſtatte, daß die Erſetzung eines ſtaats⸗ 


anwaltſchaftlichen Beamten durch einen anderen in Fällen, in 
denen ſie geboten und wünſchenswert erſcheinen, auf Antrag 
des Angeklagten, des Beamten ſelbſt oder auch von Amts wegen 
durch die vorgeſetzte Behörde bewirkt werden könne. Das legt 
an ſich die Frage nahe, ob die Belaſſung eines befangenen 
Staatsanwalts in der Stellung als Vertreter ſeiner Behörde 
nach der Auffaſſung des Geſetzes etwa nur für ein unangemeſſenes 
und gegebenenfalls dienſtwidriges Verhalten der Staatsanwaltſchaft 
als Behörde zu erachten wäre, zumal dem Gericht ein maß⸗ 
gebender Einfluß auf die Beſeitigung des befangenen Staats⸗ 
anwalts nicht eingeräumt iſt, und ob daher auch bei Vorliegen 
eines Verhältniſſes, das bei einem Richter die Ausſchließung 
oder Ablehnung begründen würde, aus der Perſon des Beamten 
der Staatsanwaltſchaft in der Tat ein Grund zur Anfechtung 
des gerichtlichen Urteils entnommen werden könnte. Allein 
960 
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nach Lage des gegebenen Falles braucht zu dieſer Frage nicht 
Stellung genommen zu werden. Denn auch die erörterte Ent⸗ 
ſcheidung erkennt an, daß der in ihr bezeichnete Reviſions grund 
kein im Sinne des § 377 StPO. unbedingter ſei, daß hinſichtlich 
feiner vielmehr ebenſo, wie bei allen anderen Revifionsgründen 
geprüft werden müſſe, ob das angefochtene Urteil auf dem 
behaupteten Prozeßverſtoße beruhe. Dieſe Prüfung führt hier 
aber, ſelbſt wenn man ſich überall auf den Boden der in Rede 
ſtehenden Entſcheidung ſtellt, zur Verneinung ſolchen Beruhens. 
Entſcheidend muß danach ſein, ob ſich unter den gegebenen 
Verhältniſſen annehmen läßt, daß Tatſache und Inhalt der 
Vernehmung des Staatsanwaltſchaftsrats S. als Zeugen in 
dieſem ein ſolches Maß von Befangenheit begründet habe, daß 
die dadurch bedingte Beeinfluſſung ſeiner Tätigkeit als Vertreter 
der Staatsanwaltſchaft von möglichem Einfluß auf die Ent⸗ 
ſchließungen des Gerichts und auf deſſen Urteilsfindung war. 
Das Reviſionsgericht hat dieſe Frage verneint. Die unter das 
Zeugnis des S. geſtellte tatſächliche Behauptung der Verteidigung 
bezweckte den Nachweis, daß der Zeuge G. bei perſönlichen 
Rückſprachen in der hier ſonſt nicht intereſſierenden Sache gegen 
den Redakteur R. die im Beweisantrage näher bezeichneten 
Erklärungen abgegeben und damit zugeſtanden habe, die Geſchäfts⸗ 
gebahrung des Angeklagten von vornherein und vollſtändig 
gekannt und gebilligt zu haben. Die Verteidigung wollte da⸗ 
durch die Bekundungen G.8, der dies mit dem im Urteil ein⸗ 
gehend dargelegten Inhalte leugnete, widerlegen und erſchülttern. 
S. hat aber nach den Urteilsfeſtſtellungen als Zeuge ausgeſagt, 
daß er vor dem hier in Betracht kommenden Zeitpunkte, nämlich 
vor der im Urteil näher bezeichneten Verfügung der Staats⸗ 
anwaltſchaft in der gedachten Sache gegen R. vom 18. April 1907, 
nie mit G. geſprochen habe, daß dieſer vielmehr nur mit dem 
Erſten Staatsanwalt N. Rückſprache genommen und dabei, 
ſoweit er, Zeuge, aus den Mitteilungen N.s wiſſe, niemals das 
in dem Beweisantrage behauptete Zugeſtändnis gemacht, ſondern 
ſtets betont habe, daß er vor dem Zuſammenbruche von dem 
Treiben des Angeklagten nichts gewußt habe. Von dieſen 
Bekundungen erklärt ſodann die Strafkammer ausdrücklich, daß 
ſie auf ihre Entſcheidung ohne jeden Einfluß waren, daß ſie, 
die Strafkammer, ſchon ganz unabhängig von ihnen deren 
Inhalt auf Grund des übrigen — dargelegten — Sachverhaltes, 
insbeſondere alſo der Bekundungen G.s und der ſchon gedachten 
Verfügung vom 18. April 1907, für voll erwieſen erachtet habe. 
Sachlich war daher der Inhalt der S.ſchen Zeugenausſage für 
das Urteil bedeutungslos. Auch prozeſſual war die ihr von 
der Strafkammer zuteil gewordene Behandlung nicht zu 
beanſtanden. Da die einmal aufgeſtellte Beweis behauptung 
der Verteidigung für erheblich zu erachten war und erachtet iſt, 
war die Erhebung des Beweiſes allerdings nicht zu umgehen; 
fie konnte insbeſondere gegenüber § 243 StPO. nicht mit der 
Begründung abgelehnt werden, daß das Gericht bereits vom 
Gegenteile des Behaupteten Überzeugt ſei. Allein ob und welcher 
Wert dem demnächſt erhobenen Beweiſe für die Sachbeurteilung 
beizulegen war, blieb ganz dem pflichtmäßigen Ermeſſen des 
Gerichts anheimgegeben (8 260 StPO.). Lediglich im Rahmen 
dieſes Ermeſſens hat ſich die Strafkammer gehalten. Wie der 
Urteilsinhalt ferner ergibt, war in den Bekundungen des S. 
ein Widerſpruch mit der von der Verteidigung allein zum 
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Gegenſtande des Angriffs gemachten G.ſchen Ausſage nicht 
hervorgetreten. Anträge auf Vorhalte oder Gegenüberſtellungen 
konnten daher auf ſeiten der Staatsanwaltſchaft aus Anlaß der 
Zeugenvernehmung des S. füglich nicht in Frage kommen. Es 
iſt deshalb auch nicht erſichtlich, inwiefern S. als Vertreter der 
Staatsanwaltſchaft durch Tatſache und Inhalt ſeiner eigenen 
Zeugenausſage zu einer Befangenheit in Beurteilung der Glaub⸗ 
würdigkeit von Zeugen, ins beſondere G.s, hätte gelangen können. 
Auch mit perſönlichen Angaben des Angeklagten ſtand der Inhalt 
ſeiner Zeugenausſage nicht in Widerſtreit. Denn der Beweis⸗ 
antrag verdankte, wie im Urteile klargelegt iſt, der eigenen 
Entſchließung der Verteidiger ſeine Entſtehung und beruhte aus⸗ 
ſchließlich auf einer Auslegung, die die Verteidiger der erwähnten 
Verfügung vom 18. April 1907 dahin gaben, daß in ihr Zu⸗ 
geſtändniſſe der behaupteten Art erwähnt würden. Wenn die 
Strafkammer dieſer Auslegung nicht gefolgt iſt, unter deren 
Zurückweiſung vielmehr ſchon die gedachte Beweiswürdigung 
hat eintreten laſſen, ſo erhellt auch inſoweit aus dem Urteile, 
daß ſie dabei nicht etwa unter der Einwirkung des infolge 
ſeiner Zeugenausſage befangenen Staatsanwalts geſtanden hat. 
Denn es iſt in den Urteilsgründen beſonders zum Ausdrucke 
gebracht, daß ſie ſchon zur Zeit der Antragſtellung d. h. ſchon 
vor der Vernehmung des Staatsanwalts die Auslegung, die 
die Verteidigung der Verfügung gab, für unrichtig erachtete. 
Ob, wie die Reviſion noch bemerkt, die Ausſage des S. ſowohl 
ſeitens der Staatsanwaltſchaft wie ſeitens der Verteidigung in 
ausführlicher Weiſe auf breiteſter Grundlage erörtert ſein mag, 
kann andererſeits ganz auf ſich beruhen bleiben. Nach der 
geſchilderten Sachlage erſcheint es jedenfalls ausgeſchloſſen, daß 
die etwaige Befangenheit des Staatsanwalts auf die Entſcheidung 
des Gerichts von Einfluß war. Urt. d. V. Sen. v. 9. Okt. 1908 
(470/08). 

15. 58 244, 248, 260 StPO. Berückſichtigung eines 
nicht verleſenen Augenſcheinsprotokolls.] Ausweislich der 
Protokolle über die Hauptverhandlungen und des ſonſtigen 
Akteninhalts hat das Gericht in der alsdann vertagten Haupt⸗ 
verhandlung vom 17. Oktober 1907 Einnahme des Augenſcheins 
beſchloſſen und dieſer Beſchluß iſt unter Aufnahme des vor⸗ 
geſchriebenen Protokolls vom beauftragten Richter ausgeführt 
worden; in der Hauptverhandlung vom 22. November 1907 
iſt das Protokoll über die Augenſcheinseinnahme nicht verleſen 
worden. Damit iſt zunächſt § 244 StPO. verletzt. Denn 
das Protokoll über die in der Hauptverhandlung, alſo nicht 
etwa bloß zur Vorbereitung der Hauptverhandlung für den 
Fall des ſpäteren Bedürfniſſes, ſondern zur Ergänzung der 
Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung beſchloſſene, dem⸗ 
nächſt vorgenommene Einnahme des Augenſcheins war zu den 
Akten gebracht, hierdurch und durch den Gerichts beſchluß des 
erkennenden Gerichts als Beweismittel herbeigeſchafft und 
mußte daher nach 88 244, 248 StPO. in der Hauptverhandlung 
unbedingt und von Amts wegen zur Verleſung gebracht werden. 
Die Urteilsgründe laſſen aber auch annehmen, daß gewiſſe 
Feſtſtellungen, nämlich die über die Ortlichkeit uſw. und das 
bei der Augenſcheinseinnahme ermittelte Ubereinſtimmen der bei 
den Akten befindlichen Handzeichnung mit der Wirklichkeit, auf 
jenem Protokolle beruhen, ohne daß dieſes Beweisergebnis 
Gegenſtand der mündlichen Verhandlung geweſen wäre, ſich 
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mithin auf eine außerhalb der letzteren liegende Erkenntnis⸗ 
quelle ſtützen, und damit iſt auch gegen 8 260 StPO. vers 
ſtoßen. Die Möglichkeit, daß das Urteil hierauf beruht, liegt 
auf der Hand (vgl. RGSt. 24, 76). Urt. d. V. Sen. v. 
22. Sept. 1908 (489/08). 

16. S 245 StPO. Ablehnung eines mangelhaft fub- 
ftantiierten Beweisantrages.] Wenn auch für die Haupt⸗ 
verhandlung im Strafverfahren eine Regelung der Fragepflicht, 
wie fie in 8 130 bzw. § 464 ZPO. zur Geltung gebracht 
iſt, nicht Platz gegriffen hat, ſo bringt es doch die Pflicht des 
Gerichts, in ſelbſtändiger Tätigkeit die Wahrheit zu ermitteln, 
mit ſich, durch Fragen dem Angeklagten Gelegenheit zur Er⸗ 
gänzung abgegebener Erklärungen zu gewähren. Im vor⸗ 
liegenden Falle wurde der Angeklagte in dem erkennbar irrigen 
Glauben belaſſen, daß ſein Antrag, wie er geſtellt war, genüge, 
weil das Gericht die Zeugen und die Beweistatſachen bereits 
kenne oder, ſofern es nicht zur Freiſprechung gelange, durch 
Wiederaufnahme der Verhandlung feſtſtellen werde. Durch 
dieſes Verfahren iſt die Verteidigung des Angeklagten in einem 
weſentlichen Punkte beſchränkt worden, ſo daß das Urteil gemäß 
5 377 Ziff. 8 StPO. der Aufhebung unterliegt (vgl. RGSt. 
13, 316). Urt. d. IV. Sen. v. 13. Okt. 1808 (647/08). 

17. 8 745 StPO. Ablehnung eines Beweisantrags 
wegen Verſchleppungsabſicht.] Der Reviſionsbeſchwerde des 
Angeklagten über Ablehnung ſeines Antrages auf Ladung der 
Zeugen B. und Simon P. muß Erfolg zuteil werden. Die 
Ablehnung des Beweisantrags iſt ausweislich des Sitzungs⸗ 
protokolles darauf geſtützt, daß es dem Angeklagten mit ſeinen 
Beweisanträgen lediglich um eine Verſchleppung der Sache zu 
tun ſei. Zur Begründung dieſer Annahme iſt auf folgendes 
hingewieſen. Angeklagter ſei „als vielfach vorbeſtrafter Menſch“ 
in den Vorſchriften über den Strafprozeß ziemlich bewandert. 
Er habe bereits die Hauptverhandlung vom 25. April 1908 
mit einem Beweisantrage über ſein Alibi zur Vertagung zu 
bringen gewußt, obwohl „die Erfolgloſigkeit desſelben im voraus 
anzunehmen geweſen“ ſei und dieſe Annahme ſich in der neuen 
Hauptverhandlung beſtätigt habe. Auch in dieſer habe er gleich 
anfangs ohne Angabe von Gründen wegen Nichterſcheinens 
des Zeugen B. Vertagung verlangt. Erſt nach der Vernehmung 
ſämtlicher Zeugen ſei er mit der Behauptung hervorgetreten, 
B. wiſſe, daß er, Angeklagter, jener Mann nicht geweſen ſei, 
der am Vormittage des 1. Oktober 1907 mit einem roten 
Bündel über den B.ſchen Hof gegangen ſei. Er habe auf der 
Vorladung des Zeugen B. auch trotz des Vorhalts beharrt, 
daß B. im Ermittlungsverfahren zu ſeinen Ungunſten aus⸗ 
geſagt habe. Wenn auch „nicht ausgeſchloſſen“ ſei, daß ein 
Zeuge zuweilen unter Eid anders ausſage als unbeeidigt, ſo 
liege doch hier kein Anhalt dafür vor, daß dies bei dem Zeugen 
B. der Fall ſein werde; auch der Angeklagte ſelbſt habe keinen 
Umſtand erwähnt, der dafür ſprechen könnte, daß der Zeuge 
jetzt ſeine frühere Ausſage ändern würde. Auch die Behauptung, 
daß ein anderer Zeuge ihn nicht erkannt habe, habe er ohne 
jede Motivierung aufgeſtellt. Dieſe Begründung des den Be⸗ 
weisantrag ablehnenden Gerichtsbeſchluſſes vermag die Ent⸗ 
ſcheidung nicht zu tragen. Zunächſt widerſpricht die Beurkundung 
des Sitzungsprotokolles, daß Angeklagter die Ladung des B. 
beantragt habe, „der einer der Hauptzeugen ſei“, der Annahme 
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des Gerichts, daß Angeklagter im Anfange der neuen Haupt⸗ 
verhandlung deſſen Ladung ohne Angabe von Gründen 
beantragt habe. Der Grund traf ſogar nach der Prozeßlage 
zu und es iſt unverſtändlich, wie die Staatsanwaltſchaft dem 
Antrage mit der Begründung widerſprechen konnte, der An⸗ 
geklagte habe auf Vorladung eines „Anklagezeugen“ keinen 
Anſpruch. Weiterhin bietet die Begründung des Ablehnungs⸗ 
beſchluſſes aber auch keine Gewähr, daß die Vorinſtanz ſich der 
maßgebenden rechtlichen Geſichtspunkte bewußt geweſen iſt. 
Wie in den reichsgerichtlichen Urteilen, RGSt. 12, 335; 
13, 151; 20, 206, mit eingehender Begründung ausgeführt 
worden iſt, kann eine Verſchleppungsabſicht nur dann als vor⸗ 
liegend angenommen werden, wenn nach Überzeugung des Ge⸗ 
richts überhaupt kein ernſthaft gemeinter Beweisantrag geſtellt 
iſt, das heißt wenn der Antragſteller gar nicht der Meinung 
ſein kann, die unter Beweis geſtellten Tatſachen beweiſen zu 
können, ſie alſo gar nicht beweiſen will, die beantragte Ver⸗ 
tagung vielmehr lediglich bezweckt, ohne den Verſuch einer 
Beeinfluſſung des bereits vorliegenden Beweisergebniſſes die 
Urteilsfällung hinauszuſchieben. Daß das Gericht bei dem An⸗ 
geklagten dieſe Anſicht und Abſicht als vorliegend erachtet hat, 
iſt aus ſeinem Ausſpruche, die Vertagung ſei nur zum Zwecke 
der Verſchleppung beantragt und aus den für dieſen Ausſpruch 
geltend gemachten Gründen keineswegs zu entnehmen. Die 
Strafkammer geht nach dieſen Gründen davon aus, daß An⸗ 
geklagter dem Gerichte die Wahrſcheinlichkeit des Gelingens 
eines Beweiſes nachzuweiſen habe. Eine ſolche Verpflichtung 
legt das Geſetz dem Angeklagten nicht auf und kann es ihm 
nicht auferlegen. Und es beſteht nicht die geringſte Unterlage 
für die vom Gerichte aufgeſtellte Vermutung, daß ein poli⸗ 
zeilich uneidlich befragter Zeuge in der Hauptverhandlung nichts 
anderes ausſagen werde als vorher. Urt. d. IV. Sen. v. 16. Okt. 
1908 (730/08). 

18. 5 260 StPO. (f. a. 15). Benutzung von Akten, 
die nicht Gegenſtand der Hauptverhandlung waren.] Der Um⸗ 
ſtand, daß das Urteil auf eine Auskunft der K. K. Berg⸗ 
hauptmannſchaft in Krakau vom 15. Mai 1907 und deren 
Inhalt Bezug nimmt, obwohl das Sitzungsprotokoll nicht be⸗ 
kundet, in welcher Weiſe ſie zum Gegenſtande der Verhandlung 
gemacht worden iſt, beweiſt nicht, daß letzteres nicht der Fall 
geweſen. Die fragliche Auskunft iſt, wie die Akten ergeben 
auf eine Anfrage des Zeugen B. an dieſen erteilt worden und 
dies rechtfertigt die Annahme, daß ſowohl ihre Exiſtenz als 
ihr Inhalt entweder durch Vorhalte des Vorſitzenden bei Ver⸗ 
nehmung des Angeklagten oder durch die Ausſagen des Zeugen 
B. zur Kenntnis des Gerichts gelangt iſt, worüber das Protokoll 
eine Bekundung nicht zu enthalten brauchte, da es ſich diesfalls 
nur um den Inhalt der Vernehmlaſſungen des Angeklagten 
oder des Zeugen handelte. Es kann daher davon, daß das 
Gericht ſeine Überzeugung aus andern Quellen, als den Er⸗ 
gebniſſen der Hauptverhandlung geſchöpft habe, nicht die Rede 
fein. Urt. d. IV. Sen. v. 13. Okt. 1908 (602/08). 

19. 88 264, 274 StPO. Einſeitige Korrektur des 
Sitzungsprotokolls. Erforderniſſe eines ausreichenden Hin⸗ 
weiſes auf die Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes.] 
Was die Anderungen und Zuſätze im Protokoll betrifft, ſo 
muß als nachgewieſen angeſehen werden, daß ſolche an den in 


＋ 1 ——— — 2 


166 


der Reviſionsbegründung angegebenen Stellen von dem Vor⸗ 
ſitzenden gemacht ſind; dies geht nicht nur aus der Handſchrift 
hervor, ſondern wird auch durch die amtlichen Erklärungen des 
Vorſitzenden und des Protokollführers beſtätigt. Über den 
Zeitpunkt, wann dieſe Zuſätze und Anderungen vorgenommen 
ſind, iſt in den Erklärungen nichts geſagt. Nach der Be⸗ 
hauptung des Verteidigers ſind ſie am 26. Juni 1908, an 
welchem Tage der Verteidiger das bei den Akten befindliche 
und bereits gemäß § 271 StPO. unterſchriftlich vollzogene 
Sitzungsprotokoll durchgeſehen hat, noch nicht vorhanden ge⸗ 
weſen. Dieſe Behauptung iſt nicht zu widerlegen; das Proto⸗ 
koll trägt den anſcheinend von der Hand des Gerichtsſchreibers 
herrührenden Eingangsvermerk: „pr. 26./6. 08”, iſt alſo an 
dieſem Tage, wie anzunehmen, zu den Akten gelangt. Es 
handelt ſich hiernach um Berichtigungen und Ergänzungen, die 
der Vorſitzende an einem von ihm ſelbſt und dem Protokoll⸗ 
führer bereits vollzogenen, alſo fertigen und zu den Akten 
gebrachten Sitzungsprotokoll nachträglich vorgenommen hat, 
und zwar, wie weiter von der Reviſion behauptet wird, ohne 
Zuſtimmung und Kenntnis des Protokollführers. Daß letzteres 
zutrifft, folgt ohne weiteres aus den Eingangsworten der amt⸗ 
lichen Erklärung des Protokollführers vom 22. Juli 1908, die 
dahin lauten: „Die ſämtlichen Zuſätze von der Hand des 
Vorſitzenden entſprechen der Sachlage, find richtig und werden 
von mir genehmigt.“ Dafür, daß der Vorſitzende ſich des 
Einverſländniſſes des Protokollführers verſichert hätte, bevor 
er die Zuſätze gemacht hat, bietet ſich kein Anhalt. Die nach⸗ 
trägliche Genehmigung, welche erſt abgegeben iſt, nachdem die 
Reviſionsanträge bereits zwei Tage vorher — am 20. Juli 1908 
— angebracht waren, iſt nicht geeignet, bezüglich der einſeitig von 
dem Vorſitzenden hergeſtellten Zuſätze dem Protokoll Beweis⸗ 
kraft zu verleihen. Mit Recht wird von der Reviſion hervor⸗ 
gehoben, daß die ohne Kenntnis und Zuſtimmung des Gerichts⸗ 
ſchreibers ausgeführten Anderungen durch die Unterſchrift des 
Protokolls nicht gedeckt ſeien und daß das Protokoll inſoweit 
der Beweiskraft entbehre. Dieſe Auffaſſung ſteht im Einklang 
mit den Grundſätzen, die das RG. in feſtſtehender Recht⸗ 
ſprechung über die Zuläſſigkeit von Anderungen und Er⸗ 
sänzungen bei abgeſchloſſenen Protokollen aufgeſtellt hat, 
(Bol. z. B. NESt. 8, 141 [143]; 20, 425; 22, 243 [247]; 
24, 215; 27, 169). Es wird zutreffend in der Reviſion 
hervorgehoben, daß die Verurteilung wegen Begünſtigung nicht 
erfolgen durfte, ohne daß der Angeklagte zuvor auf die Ver⸗ 
änderung des rechtlichen Geſichtspunktes beſonders hingewieſen 
und ihm Gelegenheit zur Verteidigung gegeben war (§ 264 
Abſ. 1 StPO.); denn die Anklage lautete auf wiſſentliche 
Hilfeleiſtung nach 8 49 StGB. und es ſtellte mithin eine Ab: 
weichung von dem ſtrafrechtlichen Charakter ſeiner Tat dar, 
wenn fie als Begünſtigung nach 8 257 StGB. beurteilt 
werden ſollte. Der Vorderrichter hat dies auch nicht verkannt 
und es iſt von der Reviſion nicht beſtritten, daß ein Hinweis 
auf eventuelle Beſtrafung wegen Begünſtigung erfolgt ſei. 
Das Sitzungsprotokoll enthält über den Hinweis folgenden 
Vermerk: „Es wurde darauf dem Angeklagten bekanntgegeben, 
daß er wegen Begünſtigung beſtraft werden könne und ihm 
und ſeinem Verteidiger Gelegenheit gegeben, ſich dieſerhalb auch 
zu verteidigen.“ Bei dieſem Vermerke iſt hinter dem Worte 
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Begümſtigung die von der Hand des Vorſitzenden herrührende 
Einſchaltung gemacht: „im Sinne des 8 257 Abſ. 3 StGB. 
und 88 49, 243 Nr. 2 StGB.“ und am Schluſſe hinzugefügt: 
„8 264 StPO.“ Dieſer Zuſatz und dieſe Einſchaltung müſſen, 
wie aus dem zu Anfang Geſagten hervorgeht, bei Beurteilung 
deſſen, was durch das Sitzungsprotokoll gemäß 8 274 SPD. 
bewieſen wird, ausgeſchieden werden. Die Meinung der 
Reviſion, daß dann nur ein nicht genügender Hinweis übrig⸗ 
bleibe, der die Verurteilung aus 8 257 Abſ. 3 StGB. zu 
ermöglichen nicht geeignet war, mußte für begründet erachtet 
werden. Eine Form iſt für den Hinweis im Geſetze freilich 
nicht vorgeſchrieben; der Hinweis muß aber geeignet ſein, dem 
Angeklagten mit aller Deutlichkeit klarzumachen, um welchen 
anderen Geſichte punkt es ſich handelt, und es muß ihm Gelegen⸗ 
heit zur Verteidigung gegeben werden. (Vgl. RGSt. 21, 372; 
25, 340). Dieſen Anforderungen iſt bei der hier gegebenen 
Sachlage nicht genügt. Der Angeklagte ſtand unter der Anklage 
einer nach 88 242, 243 Nr. 2, 49 StGB. ſtrafbaren Beihilfe 
und das Ergebnis der Beweisaufnahme hatte Anlaß zu der 
Annahme geboten, daß er dem Haupttäter zwar nicht durch 
Rat und Tat zur Begehung des geplanten Einbruchdiebſtahls 
wiſſentlich Hilſe geleiſtet, ihm aber nach Begehung dieſer 
Tat wiſſentlich Beiſtand geleiſtet habe, um ihn der Beſtrafung 
zu entziehen, und zwar, indem die Begünſtigung vor Be⸗ 
gehung des beregten Diebſtahls zugeſagt war. Wenn 
unter dieſen Umſtänden der Hinweis erfolgte, die Verurteilung 
könne auch wegen Begünſtigung erfolgen, ſo war nicht ohne 
weiteres klar und konnte beſonders dem jugendlichen Angeklagten 
nicht zum Bewußtſein gelangen, daß es ſich um eine vor der 
Tat zugeſagte Begünftigung nach 8 257 Abſ. 3 StGB. handle. 
Hieran wird auch nichts durch den Umſtand geändert, daß 
unmittelbar vor dem Hinweis ein Zeuge über diejenigen Vor⸗ 
gänge vernommen war, auf die das Gericht ſeine Annahme 
geſtützt hat, daß nicht Beihilfe im Sinne des 8 49 StGB., 
ſondern Begünſtigung im Sinne des S 257 Abſ. 3 StGB. 
in Frage komme. Daß bei dieſer Zeugenvernehmung die 
rechtlichen Geſichtspunkte beſprochen ſeien, iſt nicht anzunehmen, 
auch würde dies den vom Geſetz vorgeſchriebenen Hinweis nicht 
erſetzen können. Dafür, daß der in Wirklichkeit erfolgte Hin⸗ 
weis der erforderlichen Deutlichkeit ermangelt hat, ſpricht auch 
die Tatſache, daß ſeitens der Staatsanwaltſchaft und der Ver⸗ 
teidigung gegen den Beſchwerdeführer die Strafe des Verweiſes 
beantragt worden iſt, welche bei Anwendung des 8 257 
Abſ. 3 SIEB. nach 8 57 Nr. 3 StGB. nicht verhängt 
werden konnte. Urt. d. V. Sen. v. 30. Okt. 1908 (582/08). 

20. 8 398 StPO. Verfahren bei wiederholter Haupt⸗ 
verhandlung nach Zurückverweiſung aus der Revifionsinſtanz.] 
Durch Urteil des LG. vom 11. März 1908 war der Angeklagte 
wegen zweier realkonkurrierender Straftaten, wegen einer gegen 
K. begangenen Körperverletzung aus 5 223 a und wegen einer 
gegen G. begangenen Körperverletzung aus 8 224 StGB. ver⸗ 
urteilt worden. Dieſes Urteil wurde mit prozeſſualen Beſchwerden 
ſeinem ganzen Umfange nach, mit materieller Beſchwerde, unter 
der Behauptung, daß § 224 StGB. verletzt ſei, nur in bezug 
auf die Verurteilung wegen der gegen G. begangenen Körper⸗ 
verletzung mit der Reviſion angefochten. Das RG. hat die 
Prozeßbeſchwerden als unbegründet erachtet und des halb die 


N Reviſion, ſoweit fie die Verurteilung des Angeklagten wegen 
8 der gegen K. begangenen Körperverletzung betraf, verworfen. 
+ Dagegen wurde wegen des Verdachts rechtsirriger Anwendung 
des 8 224 StGB. das Urteil aufgehoben. Dieſe lea 
1 erfolgte ohne Einſchränkung, betraf alſo die ganze dieſerhalb 
1 ausgeſprochene Verurteilung und die ſämtlichen dieſer Ver⸗ 
urteilung zugrunde liegenden Feſtſtellungen und mußte dieſe 
1 betreffen, weil die Schuldfrage bezüglich einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung nur einheitlicher Beurteilung unterliegen kann und es 
undenkbar iſt, daß bezüglich dieſer Tat eine rechtliche 
Qualifikation rechtskräftig werden könne, während die 
andere durch das Reviſionsurteil zu beſeitigen wäre. Es kann 
daher nicht die Rede davon ſein, daß die in dem Urteil vom 
11. März 1908 getroffene Feſtſtellung, daß der Angeklagte dem 
G. müteld eines gefährlichen Werkzeugs eine Verletzung am 
linken Auge beigebracht habe, aufrechterhalten und deshalb bei 
der Hauptverhandlung vom 22. Juli 1908 für das Gericht 
bindend geweſen wäre. Hieran kann daduich nichts geändert 
werden, daß die Aufhebung des Urteils vom 11. März um 
deswillen erfolgte, weil die den Eintritt des Verluſtes des Seh⸗ 
vermögens betreffenden Ausführungen als unzureichend befunden, 
die anderen Feſtſtellungen aber nicht beanſtandet worden waren. 
Daraus folgt keineswegs, daß die in den Gründen des reichs⸗ 
gerichtlichen Urteils nicht beanſtandeten tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen in Rechtskraft übergingen und daß die neue Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung ſich auf den bei der früheren 
Verhandlung mangelhaft aufgeklärten Punkt zu beſchränken 
gehabt hätte. Die Schuldfrage war vielmehr in ihrem ganzen 
Umfange neu zu prüfen und zu entfcheiden. Die Emnahme des 
entgegengeſetzen, unrichtigen Standpunktes, welche auch die un⸗ 
gerechtfertigte Ablehnung eines Beweisantrags zur Folge gehabt 
hat, muß zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen, ſo 
daß es eines Eingehens auf die weiter geltend gemachten 
Reviſionsgründe nicht bedarf. Urt. d. IV. Sen. v. 23. Okt. 
1908 (759/08). 

21. 8 398 StPO. Dasſelbe.] Zu Ausſtellungen gibt 
die Formel des angefochtenen Urteils Anlaß, inſofern darin die 
Aufrechterhaltung des Urteils vom 18. Dezember 1907 aus⸗ 
geſprochen worden iſt. Dieſes frühere Urteil iſt durch die Ent⸗ 
ſcheidung des Reviſionsgerichts vom 6. März 1908 aufgehoben 
worden, eine Aufrechterhaltung desſelben konnte mithin nicht 
mehr in Frage kommen. Wenn im Wiederaufnahmeverfahren 
unter Umſtänden eine ſolche Aufrechterhaltung des urſprünglichen 
Urteils nachgelaſſen iſt (§ 413 StPO.), jo beruht dies auf 
i beſonderer, auf das anders geartete Verfahren der vorliegenden 
8 Art nicht übertragbarer Geſetzesbeſtimmung. Vielmehr hatte 
ö die Strafkammer, nachdem unter Aufhebung des älteren Urteils 
f nebſt deſſen Feſtſtellungen die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Emiſcheidung zurückverwieſen worden war, unter Berück⸗ 
ſichtigung der Beltimmungen des $ 398 StPO., im übrigen 
aber ganz unabhängig von dem Ergebniſſe des früheren Ver⸗ 
fahrens, eine völlig neue Verhandlung und Entſcheidung der 
Sache eintreten zu laſſen, und die Entſcheidung hatte, wenn 
die Vorausſetzungen einer Verurteilung der Angeklagten vor⸗ 
lagen, gemäß § 289 StPO. auf die Verurteilung derſelben zu 
a bel vom „ bl 5 f gebe? en 1 
„aufrechtzuerhalten“ liegt nicht inner er Befugniſſe des 
erſtinſtanzlichen Gerichts. Die Formel des angefochtenen Urteils 
iſt überdies aber auch ihrem Wortlaute nach ſachlich unzutreffend. 
Wie ſchon die ganze Sachlage ergibt und aus den Urteils⸗ 
gründen auch zweifelsfrei hervorgeht, hat es keineswegs in der 
Abſicht der Strafkammer gelegen, das Urteil vom 18. Dezember 
1907 ſchlechthin, in ſeinem ganzen Umfang aufrechtzuerhalten, 
da ja die Feſtſtellungen desſelben von denjenigen des angefochtenen 
Urteils in weſentlichen Punkten abweichen und ihnen teilweiſe 
geradezu widerſprechen. Vielmehr ſollte nur die in der Formel 
des früheren Urteils getroffene Entſcheidung aufrechterhalten 
werden, und es iſt unrichtig, wenn dies mit den Worten zum 
Ausdruck gebracht worden il, daß das frühere Urteil aufrecht⸗ 
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erhalten werde. Der gerügte Mangel vermag jedoch den Be: 
ſtand des angefochtenen Urteils nicht zu gefährden. Denn in 
welchem Sinne die Urteilsformel gemeint iſt, wird durch den 
übrigen Urteilsinhalt völlig klargeſtellt, namentlich iſt auch die 
Formel des Urteils vom 18. Dezember 1907 im angefochtenen 
Urteil ſo wiedergegeben, daß daraus ohne weiteres und ohne 
ein Zurückgehen auf jenes frühere Urteil ſelbſt der in Wirklichkeit 
gemeinte Urteilsausſpruch entnommen werden kann. Das Re⸗ 
viſionsgericht iſt danach in der Lage, aus Anlaß des Rechts⸗ 
mittels den Sinn der vorinſtanzlichen Entſcheidung durch eine 
entſprechende Abänderung der Urteils formel klarzuſtellen. Dies 
bedeutet jedoch nur einen nebenſächlichen Erfolg des Rechts⸗ 
mittels, da es bei der angeſochtenen Entſcheidung bewendet. 
Vielmehr war die Reviſion unter gleichzeitiger Richtigſtellung 
des hervorgehobenen Mangels der Urteilsformel als unbegründet 
zu verwerfen. Urt. d. IV. Sen. v. 18. Sept. 1908 (507/08). 
22. 9 478 StPO. Beteiligte im Einziehungs verfahren.] 
Die Ladung zur Hauptverhandlung für ſich allein vermochte 
der Beſchwerdefübrerin nicht, wie der Verteidiger meint, die 
Stellung einer Einziehungsbeteiligten zu verleihen, gleichviel, 
ob die Ladung von dem Staatsanwalt ausging oder vom 
Gericht angeordnet war. Nach dem Geſetz hängt die Berechtigung 
pur Teilnahme am gerichtlichen Verfahren mit der Wirkung, 
aß ſachliche Entſcheidungen nur nach Anhörung des Berechtigten 
ergehen dürfen und von dieſem angefochten werden können, davon 
ab, daß ein rechtlicher Anſpruch auf den Gegenſtand der Ein⸗ 
iehung beſteht. Ob das der Fall iſt, kann endgültig erſt die 
erhandlung lehren, deshalb vermögen Ladungen vermeintlich 
Berechtigter und ſonſtige prozeßleitende Verfügungen nicht die 
Befugnis zu begründen, die das Geſetz von beſtimmten 
Beziehungen einer Perſon zu der einzuziehenden Sache und 
damit von dem ſchlüſſigen Nachweis dieſer Beziehungen abhängig 
macht. Das erkennende Gericht iſt nicht an die Auffaſſung 
gebunden, die der Anordnung der Beiladung einer Perſon zu⸗ 
grunde liegt, hat vielmehr ſelbſaändig darüber zu entſcheiden, 
ob ein Anſpruch auf die Sache beſteht oder nicht. Wird der 
Anſpruch verneint, ſo iſt die geladene Perſon oder derjenige, 
der ſich ohne Ladung am Verfahren beteiligen will, als nicht 
zur Sache berechtigt zurückzuweiſen und hat aus dem Prozeß 
auszuſcheiden vorbehaltlich der Anfechtung der über ſeine 
Berechtigung getroffenen Entſcheidung durch dasjenige Rechts⸗ 
mittel, das je nach der Form, in der die Entſcheidung erging, 
gegeben iſt. Nur um eine ſolche Zurückweiſung der Beſchwerde⸗ 
führerin aus dem Einziehungsverfahren handelt es ſich in dem 
angefochtenen Urteil. Ob der Begründung des Urteils dahin 
beizutreten iſt, daß alle Perſonen zurückzuweiſen ſind, die weder 
dingliche Rechte an der Sache haben noch in deren Beſitz find, 
und daß Forderungsrechte auf Auslieferung der Sache kein 
Anrecht auf Beteiligung am Einziehungsprozeß verleihen, kann 
nach Lage der Sache unentſchieden bleiben. Urt. d. I. Sen. 
v. 28. Sept. 1908 (317/08). 


C. Andere Geſetze. 


23. 8 44 Gew. Begriff der „Bildwerke “.] Indem 
das Urteil das „Detailreiſen“ des R. mit den eingerahmten 
Bildern trotz der von der GewO. zugunſten der „Preß⸗ 
erzeugniſſe“ gemachten Ausnahme nicht für ſteuer⸗ und ſtraffrei 

ärt, geht es von keiner unrichtigen Auffaſſung des Begriffs 
„Bildwerke“ in 5 44 Abſ. 3 daſelbſt aus. Zutreffend weiſt es 
darauf hin, daß ein eingerahmtes Oldruckbild von der feſt⸗ 
geſtellten Beſchaffenheit, und wie ſie R. vertrieben hat, eine zu⸗ 
ſammengeſetzte bewegliche Sache iſt, deren Beſtandteile ſich nicht 
als „weſentliche“ im Sinne des 8 93 BGB. darſtellen. Die 
Trennung des Bildes zum mindeſten von Glas und Rahmen 
konnte für keinen dieſer Beſtandteile die Wirkung haben, daß 
ſie in ihrer ſachlichen oder wirtſchaftlichen Bedeutung zerſtört 
oder in ihrem Weſen verändert worden wären. Bilder, en 
und Glas blieben zu anderweitiger Verwendung zweifellos taug⸗ 


lich und jedes von ihnen konnte durch andere gleiche Sachen 
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erſetzt werden. Sind aber unweſentliche Beſtandteile einer 
Sache, was aus 8 93 BGB. geſchloſſen werden muß, fähig, 
Gegenſtände eigener Rechte zu fein, fo ergibt ſich, daß eine 
Geſamtſache wie die eingerahmten Bilder rechtlich in Wirklichkeit 
nur eine Mehrheit von einzelnen Sachen iſt, die miteinander 
körperlich zuſammenhängen. Hierbei konnte hier unberückſichtigt 
bleiben, daß die Bilderrahmen ihrerſeits wieder zuſammengeſetzte 
Sachen waren. Die Grundſätze des bürgerlichen Rechts bilden 
iernach kein Hindernis, die Zutaten des Bildes, Glas und 

ahmen, und das Bild ſelbſt geſonderter rechtlichen Beurteilung 
zu unterziehen. Zu demſelben Ergebnis führt auch die rein 
wirtſchaftliche Betrachtung, die hier bei Anwendung und Aus⸗ 
legung von Vorſchriften der GewO. und mittelbar eines Steuer⸗ 
geſetzes von überwiegender Bedeutung iſt. Da der Rahmen 
das Dreifache, das Glas das Doppelte des Oldruckes Wert 
war, und da letztere auf irgendwelchen künſtleriſchen Wert 
nicht wird Anſpruch machen können, ſo erſcheint auch für die 
Frage der Beſteuerung ein Auseinanderhalten der Beſtandteile 
und ihre verſchiedene Behandlung grundſätzlich durchaus nicht 
undenkbar. Das Urteil ſtellt aber rein tatſächlich, alſo unan⸗ 
fechtbar feſt, daß der Angeklagte durch den Mitvertrieb von 
Glas und Rahmen in der Hauptſache ſein Geſchäft gemacht 
hat. Bildeten ſomit dieſe Zutaten den eigentlichen Verkaufs⸗ 
gegenſtand, dann iſt es nicht falſch, wenn auf ſie für die Heran⸗ 
ziehung zur Steuer entſcheidendes Gewicht gelegt wird. Dagegen 
ſpricht auch nicht, daß in 8 44 Abi. 3 GewO. von „Bildwerken“ 
ſchlechthin die Rede iſt. Allerdings mußte bei Berechnung des 
dem Steueranſatz und der Strafbemeſſung zugrunde zu legenden 
Geſchäftsumſatzes des R. der Erlös aus den Oldruckbildern für 
ſich ohne Glas und Rahmen außer Betracht bleiben. Daß dies 
nicht geſchehen iſt, dafür bieten die Urteilsgründe keinen Anhalt. 
Urt. d. I. Sen. v. 21. Sept. 1908 (513/08). 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 


Die Erſtreckung von Hypotheken auf die Enteignungs⸗ 
ſumme und bergrechtlichen Entſchädigungen wird in Entſch. 
Nr. 1 erörtert. 

Die namenrechtliche Unterſagungsklage wird in Entſch. 
Nr. 2 abgewieſen, weil der Name (Liberty) nach der Auffaſſung 
des Publikums nicht mehr als Namens⸗ vielmehr nur als 
Sachbezeichnung (Liberty⸗Seide) verſtanden wird. 

Die beiden Entſch. Nr. 3 und 4 behandeln die Frage der 
weſentlichen Beſtandteile. Weil Sauggasmotoranlage und Loko⸗ 
mobile durch die Einbringung in das Gebäude ihre körperliche 
Selbſtändigkeit nicht verloren haben, ſind ſie nicht zu Beſtand⸗ 
teilen des Grundſtücks und deshalb auch ſchon nicht zu weſent⸗ 
lichen Beſtandteilen geworden. 

Die Forderungen aus dem Bauentrepriſevertrag werden 
in Entſch. Nr. 6 der kurzen Verjährung unterſtellt. Abweichende 
Entſcheidungen anderer Senate werden nach dem Prinzip des 
en pleni als dieſen Ausſprüchen nicht entgegenſtehend 
ezeichnet. 

Der Einfluß der Zurücknahme einer (Schadenserſatz⸗) 
Konkursforderungsanmeldung auf den Lauf der Verjährung wird 
in Entſch. Nr. 7 für den Fall erörtert, daß der Zurücknahme 
ein Vergleich zugrunde lag, inhalts deſſen der Konkursverwalter 
dem Gläubiger den Anſpruch des Gemeinſchuldners aus der 
Haftpflichtverficherung abtrat. 

Wer eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache zu 
liefern hat, hat nach Entſch. Nr. 8 das zur Leiſtung ſeinerſeits 
Erforderliche nur dann getan, wenn die von ihm . 
und gelieferte Sache den geſetzlichen und vertraglichen Erforder⸗ 
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niſſen entſpricht; nur unter dieſen Vorausſetzungen beſchränkt 
ſich das Schuldverhältnis auf die von ihm individuell be⸗ 
ſtimmte Sache. 

In Gegenden, wo Hausſchwamm regelmäßig vorkommt, 
iſt nach Entſch. Nr. 10 das Vorhandenſein von mikroſkopiſchen 
Keimen oder Anfangs ſtadien dieſes Schwammes, weil in jedem 
Neubau vorhanden, für ſich allein kein Gewährsmangel eines 
im Rohbau verkauften Hauſes. In der Vereinigung mit 
mangelhafter Rohbauaus führung und darauf zurückzuführender 
Feuchtigkeit kann jedoch ein die Wandlung begründender Fehler 
gefunden werden. 

Treu und Glauben im Verkehr erfordern nach Entſch. Nr. 11 
nicht allein, daß tatsächlich vorhandener Schwamm im Gebäude 
nicht verſchwiegen, 11 auch, daß ein Schwammverdacht 
dem Käufer mitgeteilt werde. 

Mit der Frage, wodurch ſich die Wandlung beim Kauf⸗ 
und Werkvertrage vollzieht und wie mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
jährung die Grenze zwiſchen den Anſprüchen aus der vollzogenen 
Wandlung und den Anſprüchen auf Wandlung zu ziehen iſt, 
beſchäftigt ſich Entſch. Nr. 12. N 

Die Notwendigkeit der Anbringung von Schutzvorrichtungen 
an den ſtädtiſchen Sprengwagen verneint Entſch. Nr. 14. 

Ein zwecks Verſchneidung, Schlachtung uſw. mit Gewalt 
niedergeworfenes und feſtgehaltenes Tier, das ſich der Gewalt 
erwehrt und dabei einen Menſchen verletzt, handelt nach Entſch. 
Nr. 15 unter der unwiderſtehlichen Einwirkung ihm angetaner 
Gewalt. Urſache der Verletzung iſt nicht das Tier, ſondern 
die gewaltſame Einwirkung auf dasſelbe, ſo daß hier die An⸗ 
wendung des 8 833 BGB. ausgeſchloſſen iſt. 

Erſtreckung des Hypothekenrechts auf die Verfi 
Maſchinen gemäß § 1128 BGB. hängt nach Entſch. Nr. 16 
von der Art der Verſicherung der Maſchinen, nämlich davon 
ab, ob ſie in die Gebäudeverſicherung mit aufgenommen oder 
als bewegliche Sachen verſichert ſind. 

Nach Entſch. Nr. 17 hat der Geſetzgeber den Pflichtteils⸗ 
ergänzungskläger auch dann, wenn er ſeinen Anſpruch gegen 
einen anderen Pflichtteils berechtigten richtet, grundſätzlich für 
verpflichtet erklären wollen, alle, gleichviel wann, ihm ſelbſt 
(oder ſeinem parens) gemachten Geſchenke dem Nachlaß hinzu⸗ 
rechnen zu laſſen. — Von zwei zu verſchiedenen Zeiten beſchenkten 
Pflichtteilsberechtigten kann demnach der eine von dem anderen nicht 
Berückſichtigung einer weiter als zehn Jahre zurückliegenden 
Schenkung beanſpruchen, der andere Teil muß ſich dagegen die 
Hinzurechnung und Anrechnung eben dieſer alten Schenkung 


gefallen laſſen, wenn er ſeinerſeits den Pflichtteilsergänzungs⸗ 


anſpruch gegen denjenigen erhebt, der erſt innerhalb der letzten 
zehn Jahre vom Erblaſſer beſchenkt worden iſt. 

Entſch. Nr. 19 läßt ſich über die prozeßrechtliche Be⸗ 
handlung der Erklärung einer Partei aus, daß ſie den von 


Die Nichtberückſichtigung eines kollegialen Geſchäfts⸗ 
gebrauchs der Anwälte, ſich gegenſeitig ohne vorherige Benach⸗ 
richtigung nicht zu kontumazieren, hat, dies iſt der Entſch. 
Nr. 20 ohne weiteres zuzugeben, keine prozeß rechtliche Be⸗ 
deutung. Anders iſt die Frage aber von dem kollegialen und 
diſziplinaren Standpunkt aus zu beurteilen. Gewiß iſt es an 
ſich richtig, daß das Parteiintereſſe entſcheidend iſt, ob ein Ver⸗ 
ſäumnisurteil zu erwirken iſt oder nicht, indes doch mit der 
Einſchränkung, daß die Partei kein Recht darauf hat, daß 
hierbei von ihrem Vertreter die berechtigten kollegialen 
Rückſichten außer acht gelaſſen werden. Entſcheidend iſt auch hier 
die Rückſicht auf die Verwirklichung der Rechtsordnung. Ohne 
kollegiale Rückſicht würde ſich an großen Gerichten ein dellum 
omnium contra omnes ausbilden, der nicht im Sinne einer 
gerechten Rechtsordnung liegen kann. N. 
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über die 


erite Beratung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend „Anderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichts fioſten⸗ 
geſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälle“. 


(Reichstag. — 154. Sitzung.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Wir kommen zum zweiten 
Gegenſtande der Tagesordnung: 
erſte Beratung des Entwurfs eines Geſetzes 
betreffend Anderungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes und der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte (Nr. 735 und Zu Nr. 735 der 
Druckſachen). 
Das Verzeichnis der angemeldeten Herren Kom⸗ 
miſſare bitte ich den Herrn Schriftführer zu verleſen. 


Schriftführer Abgeordneter Freiherr v. Thünefeld: 
Kaiſerlicher Geheimer Ober⸗ Regierungsrat Herr 


Grzywacz, 
Kaiſerlicher Geheimer Ober⸗Regierungsrat Herr 
Delbrück, 
Königlich Preußiſcher Geheimer Ober⸗Juſtizrat 
Herr Mügel, 
Königlich Preußiſcher Geheimer Ober⸗Juſtizrat 
err Ule, 
Königlich Preußiſcher Geheimer Ober⸗Finanzrat 
Herr Halle. 


N Vizepräſtdent Dr. Paaſche: Ich eröffne die erſte Be⸗ 
ratung. 

Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum Bundes⸗ 
rat, Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts, Wirkliche Geheime 
Rat Dr. Nieberding. | 


Dr. Nieberding. Wirklicher Geheimer Rat, Staats⸗ 
ſekretär des Reichsjuſtizamts, Bevollmächtigter zum Bundes⸗ 
rat: Meine Herren, die gegenwärtige Vorlage wünſcht 
den vielfach hier im Hause laut gewordenen und immer 
dringlicher geäußerten Anregungen entgegenzukommen, die 
auf eine Reform der Zivilprozeßordnung hinweiſen. Meine 
Herren, ich erinnere Sie daran: als im Jahre 1904 der 


Geſetzentwurf über die Kaufmannsgerichte beraten wurde, 
war es hier im Hauſe von ſeiten der verſchiedenſten Par⸗ 
teien, der Linken, der Nationalliberalen und des Zentrums, 
daß der lebhafte Wunſch ausgeſprochen wurde, baldmöglichſt 
an die Reviſion der Zivilprozeßordnung und vor allem 
an die Reviſion des amtsgerichtlichen Verfahrens heran⸗ 
zutreten. Damals erklärte auf dieſe Anregungen der da⸗ 
malige Herr Staatsſekretär des Innern, daß die Regierung 
mit dem Gedanken einer ſolchen Reviſion vollſtändig ein⸗ 
verſtanden ſei, und daß man zunächſt die Reviſion des 
amtsgerichtlichen Prozeſſes ins Auge gefaßt habe. Und 
aus dem Schweigen, das dieſen Worten folgte, durfte 
man auf den Regierungsbänken ſchließen, daß auch das 
Haus mit dieſem von dem Herrn Staatsſekretär des 
Innern verkündeten Programm einverſtanden ſei. Im 
Winter desſelben Jahres (im Hauſe im Dezember 1904) 
kam hier nochmals die Frage der Zivilprozeßordnung zur 
Sprache, und ein hervorragendes Mitglied des Zentrums 
nahm das Wort und befürwortete eine Erhöhung der 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte ſchon deshalb, um die 
Stellung der kleineren Leute in ihren Prozeſſen durch die 
Befreiung vom Anwaltszwange zu verbeſſern. Im Jahre 
1905 wurde hier im Hauſe eine Petition beraten, die 
vorher Gegenſtand ausführlicher Behandlung in der 
Petitionskommiſſton geweſen war. Die Petitionskommiſſion 
hatte einſtimmig das Bedürfnis anerkannt, die Zuſtändig⸗ 
keit der Amtsgerichte zu erhöhen. In dieſem Sinne kam 
die Petition hier im Plenum zur Verhandlung, und von 
ſeiten des Hauſes wurde ein Widerſpruch gegen den Ge⸗ 
danken nicht erhoben. Das Haus ſtimmte dem Vorſchlage 
der Kommiſſion bei, die Petition zur Erwägung einer 
Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit der Regierung 
zu überweiſen. 

Im Mai desſelben Jahres, vielleicht bei Gelegenheit 
der N über den Antrag der Petitions⸗ 
kommiſſion — ich erinnere mich aber deſſen nicht genau 
— wurde von den Freiſinnigen nochmals darauf hin⸗ 

1 


gewieſen, daß überhaupt eine Reviſion der Zivilprozeß⸗ 
ordnung ein dringendes Bedürfnis ſei 

(ſehr richtig! links), 
daß es ſich aber namentlich darum handelt, das amts⸗ 
gerichtliche Verfahren e Ich habe damals 
erklärt, daß von ſeiten der Regierung das Bedürfnis einer 
ſolchen Reviſion durchaus anerkannt werde, daß die Re⸗ 
gierung mit den Vorarbeiten für eine ſolche befaßt ſei, 
daß aber zunächſt nur an eine Reviſion des amtsgericht⸗ 
lichen Teiles der Zivilprozeßordnung gedacht werden dürfe, 
wenn man nicht die vom Hauſe als dringlich anerkannte 
Reviſionsfrage noch in weite Ferne hinausſchieben wolle. 
Im Hauſe erhob ſich gegen dieſe Auffaſſung kein Wider⸗ 
ſpruch; ich war berechtigt, anzunehmen, daß man auch hier 
mit einer teilweiſen Reviſton der Zivilprozeßordnung ein⸗ 
verſtanden ſei, vor allem mit einer Reviſion derjenigen 
Beſtimmungen, die den amtsgerichtlichen Prozeß betreffen, 
. Bedenken gegen eine Erhöhung der Zuſtändigkeit 
zu hegen. 

Und nochmals, meine Herren, im Jahre 1905 nahm 
der Führer der nationalliberalen Partet das Wort und 
brachte die Reviſion der Ziwilprozeßordnung zur Sprache 
und wies namentlich darauf hin, daß eine erhebliche 
Erhöhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte dem Rechts⸗ 
gange nützlich ſein würde und im übrigen unbedenklich 
erſcheine. 

Meine Herren, dieſen Anregungen und Wünſchen aus 
der Mitte des Hauſes will die gegenwärtige Vorlage ent⸗ 
ſprechen. Sie will zunächſt das Verfahren vereinfachen 
und damit den vielbeklagten langſamen Gang des 
Prozeſſes beſchleunigen; ſie will Formalitäten, die durch 
die Sache nicht geboten find, beſeitigen und damit im 
Intereſſe der ärmeren Kreiſe die Koſten des Prozeſſes 
verringern. Sie will an dieſem Vorteil nicht nur die⸗ 
jenigen teilnehmen laſſen, die an Prozeſſen bis zu 
300 Mark, alſo in der Höhe der jetzigen amtsgerichtlichen 
Kompetenz, beteiligt ſind, ſondern es ſollen alle diejenigen 
an dieſen Vorzügen Anteil haben, die mit Prozeſſen 
befaßt ſind, die bis zur Höhe von 800 Mark reichen. Zu 
dieſem Behufe ſollen die Prozeſſe bis zu 800 Mark den 
Amtsgerichten überwieſen werden und die Zuſtändigkeit 
der Landgerichte bis zu dieſer Höhe auf die Amtsgerichte 
übergehen. Das wird die Folge haben, daß der Anwalts⸗ 
zwang in dieſen Prozeſſen wegfällt, daß die Parteien 
alſo in der Lage find, nach eigenem Ermeſſen nur dann 
einen Anwalt zu nehmen, wenn fie das im Intereſſe 
ihrer Sache für erforderlich halten; im anderen Falle 
ſollen ſie nicht verpflichtet ſein, ſich eines Anwalts zu 
bedienen. 

Meine Herren, dieſe Vorlage hat bereits eine Ge⸗ 
ſchichte. Sie wiſſen wohl alle, daß die Vorſchläge der 
verbündeten Regierungen gleich, nachdem ſie veröffentlicht 
worden waren, einem ſehr weitgehenden, heftigen und 
zum Teil leidenſchaftlichem Widerſtand begegnet ſind. 
Die verbündeten Regierungen haben das lebhaft bedauert. 
Der Widerſtand trifft nach ihrer Anſicht nicht nur die 
verbündeten Regierungen, ſondern auch diejenigen 
Fraktionen, die hier im Hauſe durch ihre Anregungen, der 
Regierung bei dieſem ſchwierigen Unternehmen eine Stüge 
gegeben haben. 

eiterkett. Sehr richtig! rechts.) 
Nun, meine Herren, die verbündeten ze halten 
trog aller Angriffe, die gegen fie aus Anlaß dieſer Vor⸗ 


lage geäußert worden find, an ihren Vorſchlägen feſt. 
Sie ſind der Meinung, daß eine Reform im Sinne der 
Vorlage unvermeidlich und dringlich iſt, und ſie wollen 
ihrerſeiis nicht die Verantwortlichkeit dafür tragen, daß 
die jetzt herrſchenden Zuſtände in unſerem Rechtsgange 
weiter beſtehen. 

Meine Herren, wenn ich nun frage, worin die haupt⸗ 
ſächlichen Gründe des lebhaften Widerſtandes gegen die 
Vorſchläge des Entwurfs, wie er hier vor Ihnen liegt, 
beſtanden haben, fo bin ich dabei in einiger Verlegenheit. 
Es iſt ſchwer, die Gründe klar zu erkennen. Die Vorlage 
hat zunächſt eine Menge einzelner prozeßtechniſcher Details 
neu zu regeln vorgeſchlagen. Ich glaube nicht, meine 
Herren, daß dieſe prozeßtechniſchen Einzelheiten, die an ſich 
fo wenig Tragweite bifigen, daß ſie hier einer Würdigung 
im Plenum des Hauſes kaum unterworfen werden können, 
Anlaß zu der Oppoſition gegeben haben; ich glaube, wir 
werden uns, wenn die Sache hier weiter verfolgt wird, 
über dieſen Teil der Vorlage ſehr leicht einigen. Es ſind 
vielfach Zweckmäßigkeitsfragen, in denen man verſchiedener 
Anſicht ſein kann. Es iſt kaum zu bezweifeln, daß wir in 
einer Kommiſſton ſehr bald zu einer Verſtändigung 
gelangen würden. Ich kann auch nicht glauben, meine 
Herren, daß der prinzipielle Vorſchlag des Entwurfs, in 
dem amtsgerichtlichen Verfahren die Leitung des Prozeſſes 
den Parteien und ihren Anwälten zu nehmen, die Leitung 
des Prozeſſes wieder, wie es früher war, dem Richter zu 
übertragen, der Grund iſt für den Widerſtand, den die 
Vorlage gefunden hat. Denn darüber, meine Herren, find 
die verbündeten Regierungen ſich klar, daß ein großer Zug 
in der Anffaſſung weiter Volkskreiſe dahin geht, den 
gegenwärtigen Zuſtand zu beſeitigen und den Amtsbetrieb 
an die Stelle des Parteibetriebes zu ſetzen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ich bin der Meinung, daß jeder Widerſtand gegen dieſen 
Gedanken ſo vergeblich iſt, daß ich mir daraus die Heftig⸗ 
keit der Oppoſition gegen unſere Vorſchläge nicht er⸗ 
klären kann. 

Auch darin, meine Herren, finde ich keinen Grund, 
die Regierung heftig anzufeinden, daß die Vorſchläge, die 
wir Ihnen machen, in die Form einer Novelle gekleidet 
ſind, die ſich in der Hauptſache auf den amtsgerichtlichen 
Prozeß beſchränkt. Denn daß der amtsgerichtliche Prozeß 
derjenige Teil unſerer Zivilprozeßordnung tft, der in der 
Hauptſache der Reform bedarf, darüber ſind wohl alle 
einig, und das iſt hier im Haufe wiederholt zum Aus⸗ 
druck gekommen. Wenn uns zugemutet wird, die Vorlage 
in der gegenwärtigen Novellenform fallen zu laſſen und 
dafür an die Reform der Prozeßordnung im ganzen zu 
gehen, ſo glaube ich, meine Herren, daß Sie ſich hier 
im hohen Hauſe mit uns keine Illuſton darüber machen, 
welchen praktiſchen Erfolg eine ſolche Entſchließung haben 
wird. Sie würde nach unſerer Überzeugung dahin 
führen, daß die Reviſion der Zivilprozeßordnung 
bis auf weiteres vollſtändig vertagt wid. Denn in der 
jetzigen Zeit, meine Herren, wo große Aufgaben unmittel⸗ 
bar vor dem Reichstag ſtehen, wo vorausſichtlich die 
Reform der Strafprozeßordnung bald an das Haus ge⸗ 
langen wird, wo wir genötigt ſein werden, ſchon um den 
Wünſchen des Reichstags zu entſprechen, an die reichs⸗ 
geſetzliche Geſtaltung des Strafvollzugs zu gi, wo 
dann in nächſter Nähe ſich die Reviſton des Strafgeſetz⸗ 
duchs zeigt, — in folder Zeit der Regierung noch zuzu⸗ 


| 


muten, daß fie mit der vollſtändigen Umgeſtaltung der 
Zivilprozeßordnung ſich befaſſen ſoll, das heißt Unmög⸗ 


liches von ihr verlangen, Unmögliches nicht nur von ihr, 


ſondern auch von dieſem hohen Haufe; denn das Haus 
könnte angeſichts ſeiner übrigen Aufgaben auch nicht an 
eine ſo große Reform herantreten, ſondern würde die 
Sache vorausſichtlich vollſtändig ruhen laſſen müſſen. 

Alſo, meine Herren, ich glaube, jeder Sachkundige, 
jeder einigermaßen mit den polttiſchen Verhältniſſen Ver⸗ 
traute, jeder, der die Entwicklung der legislatoriſchen 
7 auf dem Gebiete der Juſtiz einigermaßen be⸗ 
urteilen kann, muß ſich darüber klar ſein, daß wir auf 
abſehbare Zeit an die Reviſion der Zivilprozeßordnung 
im ganzen nicht gehen können 

(o! links), 
und daß, wenn an uns das Verlangen geſtellt wird, an die 
Stelle dieſer Vorlage eine neue Zivilprozeßordnung zu 
ſetzen, das ungefähr heißt, es ſoll bis auf weiteres gar 
nichts geſchehen. | 

Ich bin überzeugt, meine Herren, daß die juriſtiſchen 
Kreiſe im Lande das einſehen, und kann deshalb anch 
nicht annehmen, daß der Widerſtand gegen unſere Vor⸗ 
lage auf dem ernſtlichen Wunſch nach einer neuen 
Kodifikation der Zivilprozeßordnung beruht. Iſt der Weg 
nach einer ſolchen Kodifikation nicht gangbar, dann, meine 
Herren, bleibt aber nichts anderes übrig, als den Weg 
zu gehen, der früher ſchon hier im Hanſe bezeichnet wurde, 
den wir für den einzig möglichen halten, den Weg einer 
Novellenform. Daß man in dieſe Novelle das eine oder 
andere hineinnehmen kann, was von unſerer Seite nicht 
hineingenommen worden iſt, das gebe ich ohne weiteres 
zu, und wenn nach dieſer Richtung hin die Wünſche des 
Hauſes ſich bewegen, ich bin überzeugt, die Regierungen 
werden gern zu einem Entgegenkommen bereit ſein. 

Nun, meine Herren, liegen die Dinge aber fo: dann 
kann ſich der Widerſtand, der ſich gegen unſere Vorſchläge 
geäußert hat, bloß dahin richten, daß die Erweiterung 
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte unterbleibt, und das 
iſt ja allerdings ein Kardinalpunkt der bisherigen 
Agitation geweſen, und, ich gebe zu, es iſt auch ein 
Kardinalpunkt der Vorlage der verbündeten Regierungen. 

Zu dieſem Punkt, meine Herren, möchte ich zunächſt 
doch hervorheben, daß, als in den ſiebziger Jahren die 
Zivilprozeßordnung zuſtande kam, keineswegs hier im 
Reichstage man beſonders erbaut darüber war, daß bie 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte beſchränkt werden ſollte auf 
die Summe von 300 Mark. Im Gegenteil, hier im 
Reichstage beſtand damals eine ſehr lebhafte Neigung, die 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte höher zu ſetzen in dem 
Wunſche, den Amtsgerichten mehr Rückgrat und Rückhalt 
fie geben und die Entwicklung zu einer kraftvollen gericht⸗ 
ichen Organiſation im Gebiete des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens zu ſtützen. Damals, als die Frage der Begrenzung 
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte hier zur Sprache 
kam, intereſſierten ſich große Parteien des Hanſes ent⸗ 
ſchieden für eine ſolche Echöhung der Zuſtändigkeit. 
Meine Herren, von ſeiten der nationalliberalen Partei 
wurde damals die Feſtſetzung der Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte bis auf 500 Mark lebhaft befürwortet, lebhaft 
efürwortet von dem Abgeordneten v. Puttkamer, einem 
hervorragenden Juriſten der Partei, von dem Abge⸗ 
ordneten Baehr, dem ſpäteren Reichsgerichtsrat, einem der 
hervorragendſten Juriſten, die Deutichland ſeit einem 
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Menſchenalter geſehen hat. Damals wurde der Vorſchlag, 
die Zuſtändigkeit anf 500 Mark feſtzuſetzen, anch aus der 
Mitte des Zentrums befürwortet von dem Abgeordneten 
Pfafferott, einem ſehr erfahrenen Richter in der unteren 
Inſtanz, der gerade dieſe Verhältniſſe beſonders genau 
aus eigener Anſchauung beurteilen durfte, von dem Ab⸗ 
geordneten Reichensperger, deſſen Autorität ich hier nicht 
weiter zu betonen brauche, und dieſe Wünſche des Zentrums 
wurden gedeckt von dem Abgeordneten Windthorſt. Ja, 
meine Herren, es gab damals Abgeordnete von Autorität, 
die noch weiter AR oe wollten als bis zu dieſer Summe. 
Der Abgeordnete Miquel ſprach ſich dahin aus, daß es 
für ihn unbedenklich ſein würde, die Summe bis auf 
600 Mark zu erhöhen. Sechshundert Mark damals vor 
30 Jahren, meine Herren! Auch die Abgeordneten Gneiſt 
und Lasker hatten gegen eine Kompetenzerhöhung eigentlich 
keine Bedenken, ſprachen ſich aber dahin aus, daß, wenn 
ſich die Einrichtung der Amtsgerichte bewährt habe, 
ſpäterhin die Zuſtändigkeit erweitert werden könne. Daß 
man damit ein Menſchenalter werde warten wollen und 
müſſen, daran haben die Herren gewiß nicht gedacht. 
Nun, meine Herren, die Regierung iſt ſchuld daran, 
daß damals die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auf 
300 Mark beſtimmt wurde, und zwar lag die Schuld — 
ich will das offen ausſprechen — es iſt kein Tadel, denn 
in ſpäteren Jahren kann man die Dinge natürlich beſſer 
würdigen — hauptſächlich bei der preußiſchen Regierun 
Die preußiſche au war diejenige, die am leb⸗ 
hafteſten für die Beſchränkung der Zuſtändigkeit eintrat, 
nicht etwa weil ſie an der Befähigung der Richter ge⸗ 
zweifelt hätte, ſondern weil fie glaubte, daß bei einer 
Organiſation, wie fie gedacht war, die Landgerichte im 
Oſten des Landes vielfach nicht würden gehalten werden 
können, wenn man in der ee der Zuſtändigkeit 
der Amtsgerichte weitergehe. Wäre die preußiſche Re⸗ 
gierung damals für die Erhöhung der Zuſtändigkeit bis 
auf Mark eingetreten — ich habe keinen Zweifel 
darüber, das Hans hätte dieſem Vorſchlag die Zuſtimmung 
egeben. Das iſt nun nicht geſchehen; die Amtsgerichte 
haben ſich auf der engeren Grundlage entwickeln müſſen, 
und man kann nicht ſagen, daß dabei alles aus den 
Amtsgerichten herausgekommen iſt, was man von ihnen 
hätte erwarten können, wenn man ihre Zuſtändigkeit auf 
dem Gebiete des F von vornherein weiter bemeſſen 
hätte. Ihre Zuſtändigkeit in anderen als Prozeßfragen 
war ja von vornherein nicht in ſolcher Weiſe e 
Wenn damals die Abgeordneten Lasker und Gneiſt 
meinten, man könne mit einer Erhöhung der Zuſtändigkeit 
warten, bis ſich die Amtsgerichte bewährt haben würden 
— wird heute einer hier im Hauſe bereit ſein zu ſagen: 
die Amtsgerichte haben ſich nicht bewährt? Nachdem die 
Amtsgerichte bei der Überführung unſeres Rechts aus 
den alten Rechtszuſtänden zum Bürgerlichen Geſetzbu 
hin in glänzender Weiſe ihre Aufgabe gelöſt haben, w 
da jemand noch einen Zweifel ausdrücken, daß die Amts⸗ 
151777 zur Beurteilung auch etwas größerer Prozeßſachen 
efähigt find? Draußen im Lande find ja ſolche Zweifel 
angeregt worden, zum Teil von Leuten, die ich nicht für 
kompetent halte, über dieſe Frage zu urteilen. Die Juſtiz⸗ 
verwaltungen in den einzelnen Bundesſtaaten find der 
Anficht, daß die Amtsrichter durchaus qualifiziert fein 
werden, die Aufgaben zu löſen, die zufolge einer Er⸗ 
höhung ihrer Zuſtändigkeit an ſie kommen. 
1 * 
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Man könnte aber den Einwand erheben, daß die Nun, meine Herren, will ich eines ee man 
Erfahrungen, die in anderen Ländern mit einer hohen könnte einen ſachlichen Einwand gegen unſere Vorſchläge 
Zuſtändigkeit der Einzelrichter gemacht worden ſeien, nicht in dieſem Punkte ja trotzdem erheben, wenn ſich die Be⸗ 
angetan wären, uns zu dem in Vorſchlag gebrachten hauptung aufſtellen ließe, daß die Sachen zwiſchen 3» und 
Schritt zu beftimmen. Wir haben ja Nachbarſtaaten, die 800 Mark, die wir den Landgerichten abnehmen und den 
unter denſelben Kulturbedingungen und denſelben wirt⸗ Amtsgerichten zuweiſen wollen, in ihrem Weſen, in ihrer 
ſchaftlichen Verhältniſſen leben wie wir, und mit denen anzen Anlage ſo ſchwierig, in ihrer rechtlichen Natur und 
ein Vergleich wohl zuläſſig iſt. Wenn die Erfahrungen in ihren tatſächlichen Vorausſetzungen ſo kompliziert ſeien, 
in dieſen Ländern zu der Meinung führen ſollten, daß der daß man ſie dem Einzelrichter nicht wohl zuteilen könne. 
Schritt nicht ratſam ſei, ſo würden wir das für einen Meine Herren, ich glaube, kein Mann bon praktiſcher 
beachtenswerten Einwand halten. Aber in Oſterreich Erfahrung wird dieſes behaupten wollen. Im großen 
haben wir eine Kompetenz des Einzelrichters, die gerade und ganzen find bei den Sachen bis 800 Mark die tat⸗ 
ſo weit geht, wie die Vorlage ſie jetzt beantragt — fe geht ſächlichen Verhältniſſe und die Rechtsbeziehungen nicht 
bis zu 1000 Kronen —, und in Frankreich haben wir für erheblich komplizierter oder ſchwieriger als bei den Sachen, 
den Friedensrichter eine Kompetenz, die erſt vor einigen die bis zu 300 Mark gehen. Aber es kommt noch ein 
Jahren bis auf 600 Franken erhöht worden iſt, alſo im anderes in Betracht. Sind denn dieſe Sachen in ihrer 
allgemeinen zwar nicht ſo hoch, wie in unſerer Novelle, regelmäßigen Prozeßlage ſo, daß der Richter wirklich 
dafür aber für gewiſſe Sachen ſogar in unbeſchränkter nötig hat, ſich mit ihrer ſachlichen und rechtlichen Natur 
Höhe und für einen Teil der Sachen, ohne daß irgend überhaupt zu befaſſen? Nun, meine Herren, da erlauben 
eine weitere Inſtanz gegen das Urteil des Richters Sie mir, um Ihnen das Urteil über dieſe Verhältniſſe zu 
gegeben wäre. erleichtern, einige Zahlen mitzuteilen, die trotz der bis⸗ 
Nun iſt es nicht bekannt, daß in Oſterreich und in herigen ſehr eingehenden Diskuſſton der Frage im Lande 
Frankreich ſchlechte Erfahrungen mit dieſer Einrichtung bis jetzt nicht hervergehoben worden find, die nach meiner 
gemacht worden ſind. Ich weiß, daß die Einführung Meinung aber doch eine wichtige Unterlage für eine ſachliche 
einer ſolchen Kompetenz ſowohl in Frankreich wie in Beurteilung abgeben. 
Osterreich lebhaften Bedenken begegnet iſt, und daß Meine Herren, ich habe hier eine Überſicht über die 
mancher Widerſtand überwunden werden mußte, ſie durch⸗ ordentlichen Prozeſſe, über die Urkunden⸗ und über die 
zuſetzen. Jetzt beſteht in Oſterreich die Kompetenz des Wechſelprozeſſe, die in dem Jahre 1905 vor den deutſchen 
Einzelrichters 10 Jahre, und man iſt allgemein befriedigt; Kammern, Zivilkammern und Kammern für Handels ſachen 
man hat die zehnjährige Wiederkehr des Tages gefeiert, geführt worden find. Es handelt ſich bei dieſen Prozeſſen 
an dem die Prozeßordnung in Oſterreich ins Leben trat, keineswegs überall, wie der Laie vielleicht geneigt i 
ohne irgend welche Oppoſition gegen die geltenden Kom⸗ anzunehmen, um eine ſchwierige Entſcheidung des Gerichts 
petenzunormen. In Frankreich aber, wo früher, als man auf Grund einer kontradiktoriſchen Verhandlung der 
zu einer Erhöhung der Kompetenz für den Einzelrichter Parteien, in welcher die Sach⸗ und Rechtsverhältniſſe 
übergehen wollte, der Widerſtand beſonders lebhaft war, eingehend haben diskutiert werden müſſen, über die nun⸗ 
iſt er verſtummt, und es iſt Tatſache, daß man ſich mit mehr das Gericht berufen ſein ſoll zu entſcheiden. Nein, 
den neuen Beſtimmungen befreundet hat. Was dieſe meine Herren, es handelt ſich in der Hauptſache darum, 
Länder können, können wir das nicht auch? Iſt etwa auf Grund der tatſächlichen prozeſſualen Lage, auf Grund 
die Vorbildung unſerer Amtsrichter eine geringere als die vor allem der Tatſache, daß die eine Partei ausgeblieben 
Vorbildung des Einzelrichters in Osterreich oder des iſt, oder daß die eine Partei die Berechtigung des An⸗ 
Friedensrichter? in Frankreich? Kann man ſagen, daß die ſpruchs anerkennt, daß es alſo deshalb eines weiteren 
finanzielle Unabhängigkeit unſerer Richter geringer jet als Eingehen? in die rechtlichen und tatſächlichen Verhältniſſe 
die der franzöſiſchen oder öſterreichiſchen! Oder iſt etwa nicht bedarf, den Prozeß zum Abſchluß zu bringen. Da 
die Charakterfeſtigkeit unſerer Richter eine geringere? iſt es die Aufgabe des Gerichts, einfach den prozeſſualen 
Ich glaube, nach dieſer Richtung wird man unſere Richter Tatbeſtand zu konſtatieren und darauf ein im ganzen 
an erſte Stelle ſetzen dürfen. Dann aber kaun man formularmäßig herzuſtellendes Urteil zu fällen. In welchem 
wohl fragen: worin ſollen Bedenken gegen die Vor⸗ Umfang das der Fall iſt, meine Herren, und wie das die 
ſchläge der Regierung beſtehen? Es iſt doch in der Tat Tätigkeit der Gerichte charakteriſiert, das erlauben Sie 
ein merkwürdiges Schauſpiel, daß ein Einzelrichter in mir Ihnen mit einigen Zahlen darzulegen. 
Reichenberg in Böhmen, einer hochbetriebſamen Stadt, Alſo im Jahre 1905 ſind bei den Zwiltammern der 
berechtigt iſt, Prozeſſe bis zu 800 Mark zu entſcheiden, deutſchen Landgerichte verhandelt worden an ordentlichen 
und daß die Bevölkerung ſich in der angenehmen Lage Prozeſſen ſowie an Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſen, in 
weiß, ſich an dieſen Einzelrichter zu wenden, daß dagegen denen es zu einer ſachlichen Entſcheidung kam, 59 000; 
der Einzelrichter in Görlitz oder in Zittau, ebenfalls 84 000 dagegen, in denen das Gericht in der Lage war, 
gewerbfleißigen Orten, nicht befähigt ſein ſoll, die auf Grund von Verſäumnis oder Anerkennung einfach ein 
gleichen Sachen zu erledigen. Übertragen Sie dann das⸗ formularmäßiges Urteil abzugeben. Bei den Kammern 
ſelbe auf die franzöſiſche Grenze und auf die bayeriſche für Handelsſachen, meine Herren, handelte es ſich in 
Grenze nach Oſterreich hin! Der Ausländer wird es in dieſem Jahre 1905 um 16 000 Sachen, in denen es 
nicht verſtehen, daß, wenn er ſich von drüben jenſeits der einer materiellen Entſcheidung von ſeiten der Richter 
Grenze an den deutſchen Richter wenden will, der deutſche bedurfte, dagegen um 60 000, in denen die Kammer nichts 
Amtsrichter nicht in gleicher Weiſe mit einer Zuſtändig⸗ anderes zu tun hatte, als formularmäßig feſtzuſtellen, zu 
keit ausgeſtattet iſt, wie fie fein eigener Einzelrichter welchem Ergebnis die tatſächliche Prozeßlage geführt hat. 
genießt. Und noch prägnanter tritt das hervor, wenn wir den Wechſel⸗ 


und Urkundenprozeß für ſich allein nehmen, wenn wir den 
übrigen ordentlichen Prozeß ausſchalten. Bei den Zivil⸗ 
kammern der Landgerichte in Deutſchland ſind in dem 
Jahre 1905 zur materiellen Entſcheidung gekommen 
1100 Sachen; dagegen find durch einen weſentlich formalen 
Urteilsſpruch erledigt worden 11000 Sachen. Bei den 
Kammern für Handelsſachen ſind in jenem Jahre ver⸗ 
handelt worden im Wechſel⸗ und Urkundenprozeß 
4000 Sachen, in denen es materieller Entſcheidung 
bedurfte, 46 000 Fälle, in denen es einfacher Feſtſtellung 
bedurfte, daß eine Partei nicht erſchienen ſei oder ber: 
siöhtet habe, kurz ein formularmäßiges Urteil abgegeben 
wurde. 

Meine Herren, ich frage Sie: iſt es für eine Kammer 
mit drei gelehrten Richtern würdig, ſich in ſolchem Um⸗ 
fange mit Dingen zu beſchäftigen, die ſchließlich auch ein 
zuverläſiges Bureau erledigen könnte? Iſt das nicht eine 
wirtſchaftliche Verſchwendung von Kräften 

(ſehr richtig!), 
wenn man eine Mehrzahl hervorragender Richter mit 
ſolchen Sachen befaßt? Ich muß ſagen: in unſerer Zeit, 
in der alles im wirtſchaftlichen Leben nach jeder Richtung 
hin auf ſchnelle Arbeitsmethoden und einfache Arbeits⸗ 
formen hindrängt, ſcheint es mir doch ein Zopf zu ſein, 
den man baldmöglichſt abſchneiden ſollte, wenn in dieſer 
Weiſe unſere Richter mit ſolchen einfachen Sachen befaßt 


werden. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, das dient dazu, die tatſächlichen Ver⸗ 
bältniſſe zu beleuchten, und, ich meine, man müßte dieſe 
Dinge mit würdigen, wenn man zu einer richtigen 
Würdigung der Vorſchläge der Regierung kommen will. 
Ich bedaure lebhaft, daß bei uns in der Beurteilung von 
Prozeßgeſetzen ſo ſehr der prozeßtechniſche Standpunkt über⸗ 
wiegt und auf den wirtſchaftlichen Effekt der Geſetze viel 
weniger Wert gelegt wird, als eigentlich geſchehen ſollte. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Das, glaube ich, haben wir auch verfolgen können in der 
Bewegung, die in der letzten Zeit ſich gegen die Vorlage 
erichtet hat. Wir haben viel gehört über die Einzel⸗ 
eiten des Entwurfs; aber welche Bedeutung es hat, ob 
ein Prozeß länger dauert oder weniger lange, ob man 
Richter, die man mit anderen Sachen erfolgreicher be⸗ 
ſchäftigen könnte, mit formalen Kleinigkeiten befaßt werden, 
das, meine Herren, wird nicht hervorgehoben. In dieſer 
Hinſicht, muß ich ſagen, haben wir den wirtſchaftlichen 
Wert der Funktionen, die unſere Richter zu vollziehen 
haben, nur wenig erkannt, und zur Beleuchtung deſſen, 
meine Herren, erlauben Sie mir noch einige Zahlen 
anzuführen. 

„Ich habe verſucht, in ſehr vorſichtigen Grenzen eine 
Schätzung vorzunehmen über diejenigen Summen, die 
jährlich von deutſchen Gerichten Objekt eines vermögens⸗ 
rechtlichen Prozeſſes werden und die dadurch, daß ſie 
eben Objekt eines ſolchen Prozeſſes werden, für das wirt⸗ 
ſchaftliche Leben mehr oder weniger tot gelegt ſind; denn 
ökonomiſch kann über ſie nicht frei disponiert werden, ſo 
lange der Prozeß ſchwebt. Meine Herren, da bin ich zu 
dem Reſultat gekommen, daß bei uns durchſchnittlich im 
Jahre über 200 Millionen Mark in Prozeſſen befangen 
ſind. Wirſchaftlich, meine Herren, heißt das: über 
200 Millionen des Nationalvermögens des deutſchen 
Volkes liegen jährlich in Prozeſſen feſt, und es kann 


über ſie nicht in der Weiſe verfügt werden, wie es eine 
rationelle Wirtſchaft bedingt, und von dieſer Summe, 
meine Herren, fallen über 100 Millionen auf die Prozeſſe, 
die ſich in der Höhe bis zu 1000 Mark bewegen, alſo 
auf Prozeſſe, bei denen hauptſächlich Leute beteiligt find, 
die dem Durchſchnitt nach nicht über ſo erhebliche Betriebs⸗ 
kapitalien verfügen, daß ſie ſich einen unnötigen Prozeß⸗ 
luxus erlauben können. 

Meine Herren, iſt es ein geſunder Zuſtand, daß der⸗ 
artige Kapitalien mehr oder weniger dem wirtſchaftlichen 
Leben der Nation auf einige Zeit entzogen werden!? 
Sollten wir nicht dahin wirken, durch eine Vereinfachung 
unſeres Prozeßverfahrens, wie wir es jetzt anſtreben, es 
zu Wege zu bringen, daß die Prozeſſe gerade für die 
kleineren Werte, aus denen ſich die Kapitalien der National⸗ 
wirtſchaft zuſammenſetzen, raſcher erledigt werden, iſt es 
nicht geradezu eine Schwächung der werbenden Kraft 
unſeres Nationalvermögens, wenn wir in dieſer Richtung 
nicht alles tun, was wir können? 

In Frankreich iſt man nach dieſer Richtung hin ſtets 
viel aufmerkſamer geweſen; in Frankreich iſt die wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung des Prozeßweſens viel früher er⸗ 
kannt und wirkſamer geweſen als bei uns. Auch die 
jetzige öſterreichiſche Geſetzgebung, ſo wenig ſie in ihren 
Einzelheiten für uns paßt, hat doch den Gedanken zur 
Grundlage, daß es im Intereſſe der Nationalwirtſchaft 
liege, möglichſt dahin zu wirken, daß die Prozeſſe raſcher 
ſich erledigen. Ich glaube nicht, daß jemand wird be⸗ 
haupten wollen, daß nach dieſer Richtung in Oſterreich 
oder in Frankreich Unzufriedenheit mit den jetzigen Zu⸗ 
ſtänden herrſche; nein, man kann die Frage aufwerfen, ob 
nicht die Kapitalkraft unſerer deutſchen Nationalwirtſchaft 
im Vergleich mit der unſerer Nachbarn größer wäre, wenn 
man ihren Anſchauungen auf dieſem Gebiete folgte. 

Das iſt die Aufgabe dieſer Vorlage; das iſt die An⸗ 
ſchauung der Regierung, die in der Diskuſſion außerhalb 
dieſes Hauſes nicht ſo zur Erkenntnis gekommen iſt, auf 
die ich Sie aber bitte Ihre Aufmerkſamkeit zu richten. 
Meine Herren, wenn wir einen Schritt tun, den unſere 
Nachbarländer mit Erfolg getan haben, der Ihnen in der 
Vorlage empfohlen wird, ſo wird unſere Rechtspflege 
dabei gewinnen, und unſere Nationalwirtſchaft wird eben⸗ 
falls ihren Vorteil davon haben. Es iſt möglich, daß, 
wenn Sie uns zuſtimmen, Juriſten, die nach den wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen des Prozeßrechts nicht gerade 
ihre Aufmerkſamkeit ausgebildet haben, Ihnen nach 
einiger Zeit grollen werden; ich bin aber überzeugt: das 
deutſche Volk wird, ſobald es die Vorteile dieſer neuen 
Einrichtungen erkannt hat, Ihnen dankbar ſein, daß Sie 
ſich über alle Bedenken und Anſtände hinweggeſetzt haben, 
die Ihnen entgegengetreten ſind. 

(Bravol) 


Vizepräſtdent Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Heinze. 


Dr. Heinze, Abgeordneter: Meine Herren, in dem 
erſten Abſatz der Begründung, die dem vorliegenden 
Geſetzentwurfe beigegeben iſt, iſt zu leſen, daß die Not⸗ 
wendigkeit einer durch das ganze Gebiet des Zivil⸗ 
prozeſſes ſich erſtreckenden Reviſion naheliege. Es wird 
aber ausgeführt, daß die Zeit für eine durchgreifende 
Reform noch nicht gekommen ſei. Die Zeit ſei lediglich 
gekommen für eine Reviſion des Amtsgerichtsprozeſſes, 


und dieſe Reviſion des Amtsgerichtsprozeſſes wird denn gehen kann, iſt eine andere Frage. Darüber wird man 
auch vorgeſchlagen. ſich in der Kommiſſion zu unterhalten haben. Ich will 
Sie ſteht im Mittelpunkt der vier Geſetzes⸗Novellen, mich in dieſer Beziehung nicht feſtlegen. Es ſind ja eine 
die uns vorliegen. Auf das Landgericht greifen die Menge Gründe gegen die Kompetenzerhöhung vorgebracht 
Novellen nur inſoweit über, als die Anderungen des worden. Ausſchlaggebend ſcheinen uns aber die Gründe 
amtsgerichtlichen Verfahrens ohne weiteres eine Anderung dafür zu ſein: einmal die leichtere Erreichbarkeit des 
der diesbezüglichen landgerichtlichen Vorſchriften in⸗ Amtsgerichts gegenüber dem Landgericht, dann die Un⸗ 
volvieren. möglichkeit, die Landgerichte immer weiter anwachſen zu 
Was das Gerichtskoſtengeſetz und die Gebühren⸗ laſſen. Der Einwand, die Amtsgerichte ſeien nicht ge⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte angeht, ſo beſchränkt ſich die eignet, über höhere Summen als 300 Mark abzuurteilen, 
Borlage auf wenige ſcharf umgrenzte Anderungen. iſt nicht berechtigt. Auch wir meinen mit der Vorlage, 
Eine Reviſton des Amtsgerichtsprozeſſes hält die daß der deutſche Amtsrichter erweiterten Aufgaben ge⸗ 
a für ſpruchreif. Sie hält ſie auch aus wirt⸗ wachſen ſein wird. 
ſchaftlichen und juſtizpolitiſchen Gründen für beſonders Gegen die zweite Maßnahme, die Anderung des 
dringlich, und verfolgt den Zweck, weiteren Forderungen Amtsgerichts prozeſſes, erheben ſich jedoch weſentliche Be⸗ 
auf Sondergerichte Kb gere denken. Dieſe Bedenken richten ſich zunächſt überhaupt 
Die Regierung meint, daß gerade infolge der Mängel, gegen eine Novellengeſetzgebung auf dem Gebiet unſerer 
die unſer Amtsgerichts prozeß gezeigt habe, der Wunſch eigentlichen Jurisprudenz, insbeſondere auf dem Gebiet 
nach Sondergerichten entſtanden ſei, und daß man beim der Zivilprozeßordnung. Ich weiß ſehr wohl, daß der 
Amtsgericht anfangen müſſe, um weiteren Abſplitterungen Reichstag auch nach dieſer Richtung hin Reſolutionen 
von der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu begegnen. gefaßt hat — der Herr Staats ſekretär hat ja heute ſehr klar 
Schließlich ſoll mit der Reform des Amtsgerichts⸗ auf dieſe Reſolutionen hingewieſen —; ich muß aber doch 
prozeſſes ein Verſuch gemacht werden, wie einmal künftig auf die Nachteile, die eine derartige Novellengeſetzgebung 
der geſamte rozeß zu ändern ſei. Wenn ſich die Vor⸗ mit ſich bringt, hinweiſen. Wir haben ſeit Entſtehung 
ſchläge, die die Novellen machen, als nützlich erweiſen, ſo der Zivilprozeßordnung bereits vier Novellen zur Zivil⸗ 
ſollen fie den Weg für eine künftige Reform des land. prozeßordnung gehabt. Dies iſt die fünfte Novelle. In 
gerichtlichen Prozeſſes und damit des geſamten Zivil⸗ Ausſicht geſtellt iſt eine Novelle über die Erhöhung der 
prozeſſes angeben. RNeviſionsſumme, das wäre die ſechste. Und dann ſteht 
Gewiß, wenn unſer Amtsgerichts prozeß durch die überhaupt die Anderung des ganzen Zivilprozeßverfahrens 
Novellen verbilligt und beſchleunigt werden kann, ſo iſt bevor. Auf dieſe Weiſe kommt unſer Zivilprozeß nie zur 
das hoch erfreulich; wenn eine weitere Abſplitterung auf Ruhe, und doch iſt es wünſchenswert, daß ein derartiges 
Sondergerichte vermieden werden kann, ſo iſt das nicht Geſetz wie die Zivilprozeßordnung der ganzen deutſchen 
weniger wünſchenswert. Richterſchaft in Fleiſch und Blut übergeht, daß ſie ſich 
Um aber die Beſchleunigung und Verbilligung des bemüht, es zu beleben und in ſtetiger fortſchreitender 
Prozeſſes und eine Entlaſtung der Richter zu erreichen, Übung derartig anzuwenden, damit es ein brauchbares 
gehen die Novellen in wirklich einſchneidender Weiſe nicht Werkzeug für die Rechtsverwirklichung wird. Dies Ziel 
vor. Die Vorſchläge, die im einzelnen bezüglich des erreicht man aber bei fortwährenden Anderungen nicht. 
Prozeßverfahrens gemacht werden, und auf die ich dann Wozu dieſe Novellengeſetzgebung führt, dafür ein Beiſpiel! 
kurz zu ſprechen kommen werde, berühren doch nur Neben⸗ Künftighin, wenn die Novelle hier Geſetz wird, werden 
punkte. Eine durchgreifende Anderung des Zivilverfahrens Rechtsmittel und Einſpruch in folgender Weiſe eingelegt 
vor den Amtsgerichten wird nicht vorgeſchlagen. Eine werden. Der Einſpruch wird eingelegt beim Verſäumnis⸗ 
ſolche durchgre fende Anderung würde u. a. in einer urteil des Amtsgerichts durch Einreichung der Einſpruchs⸗ 
Anderung unſeres amtsgerichtlichen Verſäumnisverfahrens ſchrift beim Gericht, beim Berſäumnisurteil des Land⸗ 
zu erblicken ſein. Derjenige, der weiß, wie die großen gerichts durch Zuſtellung des Einſpruchſchriftſatzes an den 
Amtsgerichte durch die jetzige Behandlung des Ver⸗ Gegner. Die Beſchwerde wird eingelegt durch Einreichung 
ſäumnisverfahrens belaſtet werden, wird geneigt ſein, hier des Beſchwerdeſchriftſatzes bei Gericht, die Berufung durch 
einzuſetzen, um die Amtsrichter wirkungsvoll zu entlaſten. Zuſtellung des Berufungsſchriftſatzes an den Gegner. Die 
Ein Amtsrichter, der an einem Vormittage, wie es in Reviſion wird eingelegt durch Einreichung des Reviſions⸗ 
großen Städten vorkommt, 30 Verſäumnisurteile fällt, ſchriftſatzes bei Gericht, der Einſpruch im Reviſions⸗ 
ein Referendar, der ſich dann den ganzen Nachmittag verfahren durch Zuſtellung des Einſpruchſchriftſatzes an 
damit abgeben muß, dieſe Verſäumnisurteile auszuarbeiten, den Gegner. Und da ſpricht man dann noch von dem 
ein Amtsrichter, der dann dieſe Urteile durchkorrigieren Syſtem des Zivilprozeſſes! 
muß, der iſt überlaſtet und könnte entlaſtet werden durch Was die einzelnen orſchläge der Entwürfe angeht, 
eine durchgreifende Reform des Verfahrens, wie ſie viel⸗ ſo ſind eine ganze Anzahl darunter, die man als eine 
fach vorgeſchlagen worden, aber in den vorliegenden Verbeſſerung des heutigen Verfahrens anſehen muß. Bei⸗ 
Novellen nicht zu finden iſt. ſpielsweiſe die Gerichtsſchreiber werden in Zukunft be⸗ 
Ihr von mir angegebene Ziel ſucht die Vorlage fähigt ſein, die Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe ſelbſt zu erlaſſen. 
im weſentlichen durch zwei Maßnahmen zu erreichen. Die Nach § 496 Abſatz 3 wird, falls durch die Zu⸗ 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte ſoll von 300 auf 800 Mark ſtellung einer Schrift eine Friſt gewahrt oder die Ver⸗ 
erhöht, der Amtsgerichtsprozeß in Einzelheiten geändert jährung unterbrochen werden ſoll, dieſe Wirkung, ſofern 
werden. Wenn ich dazu übergehe, dieſe beiden Punkte zu be⸗ die Zuſtellung demnächſt erfolgt, — was mir überflüſſig 
ſprechen, ſo können wir einer Erhöhung der amtsgericht⸗ erſcheint — bereits mit der Einreichung oder Anbringung 
chen Kompetenz zuſtimmen. Ob man bis 800 Mark des Antrags oder der Erklärung eintreten. Nach 8 505 


hat das unzuſtändige Amtsgericht, bei dem eine Klage ein: 


gereicht wird, nicht mehr wie bisher die Klage abzuweiſen, 
ſondern durch Beſchluß dem zuſtändigen Gericht zu über⸗ 
weiſen. Für die Beratung dieſer wohltätigen Be⸗ 
ſtimmungen möchte ich aber doch auf gewiſſe Schwierig⸗ 
keiten aufmerkſam machen. Hier braucht man nicht zu 
prüfen, ob ſich die neuen Grundſätze bewähren oder nicht. 
Ihr Gutes ſteht feſt. Da wird der Wunſch auftauchen, 
ſte auch auf das Landgerichtsverfahren zu übertragen. 
Warum fol die Verjährung durch Einxeichung eines 
Schriftſatzes beim Amtsgericht, nicht aber beim Land⸗ 
gericht unterbrochen werden? Der Grund, der die 
Reichsregierung bei der Beſchränkung auf den Amts⸗ 
gerichtsprozeß wohl geleitet hat, iſt folgender. Wenn 
man einmal damit beginnt, das Landgerichts verfahren 
zu ändern, ſo wird man nicht bei einzelnen Ande⸗ 
rungen ſtehen bleiben, ſondern es werden Anderungen 
über Anderungen beantragt werden, und ſo wird man 
ſchließlich in eine Anderung des ganzen Zivilprozeß⸗ 
verfahrens hineinkommen und eine neue Zivilprozeßordnung 
machen müſſen. Der Grund läßt ſich ja hören. Aber es 
iſt doch die Frage, ob ſich die Beſchränkung praktiſch wird 
durchführen laſſen, ob auch der Reichstag zweifelloſe Ver: 
beſſerungen des Landgerichtsverfahrens ablehnen wird, 
lediglich aus dem Grunde, daß an dem Landgerichtsver⸗ 
fahren nichts geändert werden dürfe. 

Sind ſomit einerſeits gewiſſe Vorſchläge Verbeſſe⸗ 
rungen, ſo ſind andererſeits gewiſſe andere Vorſchläge 
ebenſo ſicher Verſchlechterungen. Ich weiſe da — ich 
kann heute ja nicht alle Einzelheiten durchſprechen — auf 
die Beſtimmungen des § 697 hin, wonach es bei Ein⸗ 
reichung eines Zahlungsbefehls weſentlich in dem Ermeſſen 
desjenigen, der den Zahlungsbefehl beantragt, liegen wird, 
ob er den Prozeß — gleichgültig, über welche Höhe es 
ſei — vor dem Amtsgericht oder vor dem Landgericht 
ſpielen laſſen will. Denn wenn der Kläger ſich an das 
Amtsgericht wendet mit dem Antrag auf Erlaß eines 
Zahlungsbefehls, der die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts 
überſteigt, ſo hat beim Widerſpruche das Amtsgericht ſeine 
Unzuſtändigkeit nur auszuſprechen und den Rechtsſtreit 
an das Landgericht nur dann zu verweiſen, wenn eine 
Partei vor der Verhandlung zur Hauptſache darauf an⸗ 
trägt; das wird der Beklagte oft unterlaſſen. Der Richter 
braucht ihn nicht, wie bis jetzt, auf die Unzuſtändigkeit 
des Gerichts aufmerkſam zu machen. 

Bedenklich iſt aber vor allem die Beſtimmung des 
8 48 des Gerichtskoſtengeſetzes, die dafür beſtimmt iſt, den 
Prozeß ſtraffer anzuziehen, die aber zu den unangenehmſten 
Weiterungen Anlaß geben wird. Dieſe Beſtimmung beſagt, 
daß, wenn in einem Rechtsſtreit mehr als 4 Termine angeſetzt 
ſind, dann für den fünften und jeden folgenden Termin 
eine beſondere Gebühr in Höhe von fünf Zehnteln der 
vollen Gebühr zu erheben iſt. Bisweilen kann ein Prozeß 
durch eine weitere Vertagung nur gewinnen. Solche 
Vertagungen werden erſchwert. Dazu enthält der 8 48 
ſo viel Klauſeln und ſtellt ſo viel in das Belieben der 
Richter, daß er bei vielen Richtern ganz unwirkſam 
ſein wird. Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
das Gericht von Amts wegen vertagt, und das Gericht 
kann beſtimmen, daß ein Termin nicht mitgerechnet wird, 
wenn offenkundig iſt oder glaubhaft gemacht wird, daß 
dieſer Termin durch Verſchulden der Parteien nicht ver⸗ 
anlaßt iſt. Es werden ſich alſo an die Vertagungen, 


namentlich, wenn ſie zweckmäßig waren, alle möglichen 


unliebſamen Beſprechungen und Händel knüpfen. Ich 

fürchte, der Paragraph würde verurſachen eine Entfremdung 

zwiſchen Gericht und Parteien, zwiſchen den Anwälten unter⸗ 

einander und zwiſchen den Anwälten und ihren Klienten. 
(Sehr richtig! bei den Nationalltiberalen.) 

Was die Hauptſache anlangt, ſo ſoll ja die Novelle 
den Amtsgerichtsprozeß konzentrieren. Dabei ergibt ſich 
der Eindruck, daß die Vorſchläge zu ſehr auf den Ver⸗ 
hältniſſen der kleinen Amtsgerichte beruhen und den Ver⸗ 
hältniſſen der großen Amtsgerichte nicht gerecht werden. 
Es waren aber zum Beiſpiel von 185 000 Prozeſſen, die im 
Jahre 1906 bei den ſächſiſchen Amtsgerichten ſpielten, nicht 
weniger als 128 000 bei den 5 größten Amtsgerichten an⸗ 
hängig. So ſehr überwiegen in Sachſen die vor den großen 
Amtsgerichten geführten Prozeſſe. Die Novelle macht ver⸗ 
ſchiedene Vorſchläge für die Konzentrierung des Prozeſſes, 
von denen ich vier kurz beſprechen will. 

Erſtens, der Amtsbetrieb ſoll, wie ja auch der 
Herr Staatsſekretär heute beſonders betonte, verſtärkt 
werden. Der Amtsbetrieb, wie ihn die Novelle vor⸗ 
ſchlägt, ändert aber nicht weſentlich an unſeren heutigen 
Verhältniſſen. Es ſollen Zuſtellungen von Amts wegen 
erfolgen, Ladungen durch das Gericht ergehen, die 
Termine von Amts wegen beſtimmt werden. Ja, auch 
heute ſtellt doch der Gerichtsſchreiber amtsgerichtliche 
Klagen ohne weiteres zu, und ob er das, wie jetzt, als 
Bevollmächtigter der Partei oder, wie ſpäter, von Amts 
wegen tut, darauf kommt doch nicht viel an. Zeugen 
und Sachverſtändige werden auch heute bereits durch die 
Gerichte geladen. Die Termine werden auch heute durch 
das Gericht beſtimmt, und auch in Zukunft wird es im 
Belieben der Parteien ſtehen, den Prozeß ruhen zu laſſen, 
alſo zu verzögern. Daran ſoll auch in Zukunft das 
Gericht nichts ändern können. 

Schließlich bringt dieſer Betrieb „von Amts wegen“ 
den Wegfall einer recht ſegensreichen Beſtimmung mit ſich, 
der Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt, und das iſt bedauerlich. 

Zuzweit tft die Beſtimmung des $ 500 zu erwähnen, 
wonach Klagen, die an ordentlichen Gerichtstagen vor den 
Amtsgerichten erhoben werden, zu Protokoll zu nehmen 
ſind, falls die Sache ſtreitig bleibt. Das ſoll zur Be⸗ 
ſchleunigung des Prozeſſes dienen. Ich fürchte, wenn 
von dieſer Beſtimmung Gebrauch gemacht wird, ſo wird 
das bei den großen Amtsgerichten oft eine Verzögerung 
des Prozeſſes bedeuten. 8 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Man denke, ein Richter vor einem großen Amtsgericht 
hat etwa 80 Termine, und beim dritten Termin geraten 
die Parteien an einander und verlangen, daß ihre Klage 
zu Protokoll genommen wird, dann gehen unter Umſtänden 
20 Minuten mit Protokollierung dieſer Klage dahin, und 
die übrigen Parteien haben zu warten, die beim jetzigen 
Betriebe abgefertigt worden wären. 

Drittens wird in 8 501 beſtimmt, daß die Gerichte 
gewiſſe Beweisaufnahmen ſchon vor dem Termin an⸗ 
ordnen können. Ja, meine Herren, „können“! Manche 
dieſer Beweisaufnahmen, z. B. die Herbeiziehung von 
Urkunden, wird auch jetzt ſchon von gewiſſenhaften Richtern 
vor dem erſten Termin ſo vorbereitet, daß ſie ohne weiteres 
im Termin erhoben wird. 

Beſtimmung in § 509, 


Schließlich viertens die 
wonach eine Beweisaufnahme, ſoweit möglich, ſofort im 


Verhandlungstermin vor ſich gehen ſoll, alſo Zeugen, die 
den Amtsgerichten vorgeführt werden, ſogleich vernommen 
werden ſollen; das is chte kaum durch⸗ 
Man denke ſi 
führte: unter 80 Terminen erſcheint im dritten der Kläger 
mit fünf Zeugen und verlangt, daß dieſe fünf Zeugen 

Das dauert dann anderthalb 
Stunden. 


vernehmen, und kann die übrigen 77 Termine nicht er⸗ 
ledigen. Auf andere Unzuträglichkeiten der Beſtimmung 
will ich nicht eingehen. Meine Herren, das ſind Be⸗ 
ſtimmungen, die ſich gedruckt gut ausnehmen, die aber in 
der Praxis der großen Gerichte nicht wirken. 

Es fragt ſich nun — und das iſt eine Erwägung, 
die wohl anzuſtellen iſt —, ob wirklich der durchaus 
lobenswerte Zweck, dem Ruf nach Sondergerichten zu 
begegnen, durch dieſe Konzentrationsmittel erfüllt werden 

Ich fürchte: nein. Die Vorliebe für Sonder⸗ 
gerichte entſpringt überhaupt weniger poſttiven Vor⸗ 
ſchriften der Sondergerichtsgeſetze als gewiſſen Strömungen, 
die wir jetzt in Deutſchland haben, und gegen die die 
ordentlichen Gerichte ſehr ſchwer ankommen können. Die 
Sondergerichte ſind deswegen ſo beliebt, weil ſie Schieds⸗ 
in ihnen nicht die ſcharfe Logik ent⸗ 
ſcheidet. Man hat in unſerem öffentlichen Leben eine 
gewiſſe Scheu davor, die unerbittliche Logik in das 
lebendige Leben eingreifen zu laſſen. Man hört ſehr 
Vorwurf: ja, das 
die Verhältniſſe 
Dieſen Lebens verhältniſſen meint 
man durch die Schiedsgerichtsbarkeit näher zu kommen 
als durch die Jurisprudenz. fürchte alſo, die 
Novellen machen, werden ver⸗ 
wird die Offentlichkeit Tagen: 
den Gewerbegerichten 
und den Kaufmanns gerichten gewährt; jetzt hat man ihnen 
ein Verfahren gegeben, das tatſächlich auf ihre Verhältniſſe 
zugeſchnitten iſt, und dennoch verſagen fie. Alſo ſind die 
ordentlichen Gerichte überhaupt nicht mehr befähigt, in 
unſerem Rechtsleben die entſcheidende Rolle zu ſpielen, 
alſo bedürfen wir erſt recht der Sondergerichte“. 

Meine Herren, nun zum Schluß noch eine Bemerkung 
bezüglich der Behandlung der Anwälte. Wir find der 
Anſicht, daß ein blühender Anwaltſtand mit geſicherten 
Einkommensverhältniſſen mit eine Grundlage unſeres 
Rechtslebens bildet. 

(Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Wir wiſſen auch, daß die Geſetzgebung in Deutſchland im 
letzten Jahrzehnt vielfach zum Schaden des Anwaltſtandes 
ausgeſchlagen iſt. Ich brauche ja auf die einzelnen Phaſen 
nicht einzugehen. Zweifellos wird auch die jetzige Novelle 
auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Anwaltsſtandes 
einwirken. Es werden wirtſchaftliche Verſchiebungen ſtatt⸗ 
finden. Der Anwalt wird alles in allem weniger in An⸗ 
ſpruch genommen werden als jetzt, das muß man bedenken, 
auch wenn man auf dem Standpunkt ſteht, daß der einzelne 
Stand der Allgemeinheit gegenüber zurückzutreten hat. 

Die Novelle beſeitigt den Anwaltszwang für Sachen 

Sie ändert an der Gebühren⸗ 

Warum ändert ſie in ſpruchreifen 
Warum erhöht ſie nicht die Gebühren 
für den Arreſtprozeß und den Urkundenprozeß? Auf eine 
des 8 76 der Gebührenordnung, 
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wonach die Schreibgebühren der Anwälte pauſchaliert 
werden ſollen, iſt beſonders hinzuweiſen. Ich kann mich 
mit einer derartigen Pauſchalierung einverſtanden erklären, 
und es haben ſich mit ihr auch viele Anwälte einver⸗ 
ſtanden erklärt; aber Vorausfetzung iſt, daß durch eine 
Pauſchalierung die Anwälte nicht ſchlechter geſtellt werden. 

Nun ſucht die Novelle nachzuweiſen, daß die 
bisherigen 
zurückſtehen werden. Ja, das 
niederen Wert⸗ 
Verſchlechterung 
gegenüber dem heutigen Zuſtande eintreten. Dann aber 
ſind die Vergleichungen, auf 


unſerem heutigen Zuſtande nicht mehr entſpreche, daß für 
Gerichts⸗ 
kaſſe erhoben werden mußten. 
treffend 
bei den Gerichtskoſten nicht mehr auskommt; andererſeits 
aber wird die Berechnung für die Anwaltsſchreibgebühren 
auf den Zehnpfennigſatz für die Seite zugeſch 
Dieſen Widerſpruch wird die Kommiſſion löſen müſſen. 

Meine Herren, ich bin am Ende. Um kurz zu wieder⸗ 
holen: wir billigen eine Erhöhung der amtsgerichtlichen 
Zuſtändigkeit — Grenze vorbehalten —, wir billigen die 
auf Beſchleunigung und Verbilligung des amtsgerichtlichen 
Prozeſſes gerichtete Tendenz der Vorlage und das Be⸗ 
ſtreben, den Sondergerichten entgegenzuarbeiten; wir 
haben aber Bedenken, ob die vorgeſchlagenen Bellimmungen 
zu dieſem Zwecke führen werden, und wir werden in der 
Kommiſſion dieſe Fragen eingehend prüfen. 

Ich beantrage namens meiner Fraktion, die Vorlage 
einer Kommiſſion von 28 Mitgliedern zu überweiſen, und 
ich hoffe, daß wir dann auch in derſelben Kommiſſton die 
Strafprozeßordnung, deren baldiges Erſcheinen der Herr 
Staatsſekretär ſoeben zugeſichert hat, werden ver⸗ 
handeln können. 3 wird das deswegen wünſchens⸗ 
wert ſein, weil die Beſtimmungen des Strafprozeſſes 
und die Beſtimmungen dieſer Novellen ſich in den 
Beſtimmungen bezüglich der Gerichts verfaſſung weſentlich 
kreuzen, und es wünſchenswert iſt, daß das Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz einheitlich behandelt wird. — Ich be⸗ 
antrage alſo, die Vorlage einer Kommiſſion von 28 Mit⸗ 
gliedern zu überweiſen. 

(Lebhafter Beifall bei den Nationalliberalen.) 
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(Reichstag. — 155. Sitzung.) 


Präſident: Wir kommen zum zweiten Gegenſtand 
der Tagesordnung: 
Fortſetzung der erſten Beratung des Entwurfs 
eines Geſetzes betreffend Anderungen des Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, 
des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte (Nr. 735 und Zu 
Nr. 735 der Druckſachen). 
Die Diskuſſion iſt wieder eröffnet. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Gieſe. 


Dr. Gieſe, Abgeordneter: Meine Herren, gleich nach 
Bekanntwerden der Novelle ſetzte eine wahre Hochflut von 
Beſprechungen, Erörterungen und Kritiken ein, die jetzt 
kaum mehr überſehbar iſt. Auch meine politiſchen Freunde 
nehmen der Novelle gegenüber eine geteilte Stellung ein; 
aber die Majorität iſt zu der Überzeugung gelangt, daß 
die Novelle einen entſchiedenen Fortſchritt gegen den bis⸗ 
herigen Rechtszuſtand bedeutet und geeignet iſt, das Ver⸗ 
fahren zu vereinfachen, beweglicher zu machen, zu be⸗ 
ſchleunigen und wohl auch zu verbilligen. Und das iſt 
das ausgeſprochene Ziel der Vorlage. 

Der Entwurf beſchränkt ſich auf die Reform des 
amts gerichtlichen Verfahrens und die Erhöhung der amts⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit. Über dieſen Rahmen geht er 
nur in wenigen nkten hinaus. Gerade dieſe Be⸗ 
ſchränkung aber, die ſich die Novelle auferlegt, hat den 
hauptſächlichſten Widerſpruch hervorgerufen. Man ver⸗ 
langt eine Reform des geſamten Zivilprozeſſes und 
keine Teilreform; dieſe letztere ſei Stückarbeit und 
Flickarbeit. Gewiß wäre uns eine Geſamtreform 
ebenfalls erfreulicher. Indes bedenken Sie, daß, 
wenn wir auf eine derartige Reform des ganzen 
Zivilprozeſſes warten wollten, wir eine koſtbare Zeit ver⸗ 
ſtreichen laſſen müßten, ehe an dem Punkte eine Reform 
erfolgt, wo es am nötigſten iſt, nämlich beim amts⸗ 
gerichtlichen Verfahren; denn es gehen die Meinungen 
über grundlegende Prinzipien des Prozeßrechts zurzeit 
noch ſo weit auseinander, daß kaum in abſehbarer Zeit 
eine Einigung zu erwarten iſt, und deshalb halten wir 
es für richtig, zuzugreifen, das Erreichbare zu erfaſſen 
und nicht auf eine ungewiſſe Zukunft zu harren. Die 
jetzige Reform kann im übrigen zum Ausgangspunkt für 
die Geſamtreform werden. Zudem hat der Reichstag 
ſelber im Jahre 1904 bei Verabſchiedung des Geſetzes 
über die Kaufmannsgerichte an die verbündeten Re⸗ 
gierungen die Bitte gerichtet, insbeſondere am amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren aus dem Geſichtspunkte der Verbilligung 
und Vereinfachung Anderungen vorzunehmen. Der Reichs⸗ 
tag wird alſo ſeine tätige Mithilfe an der uns vorgelegten 
Novelle nicht verſagen dürfen. 

Es haben ſich beim amtsgerichtlichen Verfahren Fehler 
und Mängel herausgeſtellt, Auswüchſe, die darauf zurück⸗ 
zuführen ſind, daß allzu ſehr an an ſich guten Prinzipien 
des Prozeßrechts feſtgehalten wurde, die nicht durchgängig 
für das amtsgerichtliche Verfahren paſſen und dieſes 
ſchwerfällig, nicht beweglich genug machen. Daraus iſt 
es hauptſächlich zu erklären, daß ſich Sondergerichte, die 
Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte, bereits abge⸗ 
ſplittert haben, und daß die Neigung und das Beſtreben 
zur Errichtung weiterer Sondergerichte beſteht. Es iſt 
ſchon der Ruf nach Dienſtbotengerichten, Handwerker⸗ 
gerichten, Arbeitergerichten, laut geworden. Dieſer Zuſtand 
iſt kein geſunder. Wenn wir für alle möglichen Stände 
und Bevölkerungsſchichten derartige Sondergerichte bilden, 
ſo leidet die Rechtseinheit, und wir werden ſchließlich in 
Zuſtände längſt vergangener Jahrhunderte zurückgeführt. 
Wir müſſen alſo dazutun, dies zu verhindern, und wir 
hoffen, daß die Novelle, die uns vorliegt, hierzu die ge⸗ 
eigneten Mittel bietet. 

Wenn auch die Reform ſich bloß auf das amts⸗ 
gerichtliche Verfahren und auf die Kompetenzerweiterung 
erſtreckt, ſo iſt doch die Bedeutung der Novelle eine ganz 
erhebliche. Denn nach der Begründung wurden bereits 


im Jahre 1905 vor den Amtsgerichten über zwei Millionen 
Prozeſſe anhängig gemacht, während die Zahl der bei den 
Landgerichten angebrachten Prozeſſe nur etwas über 
300 000 betrug. Die Bedeutung der Novelle wird ſich 
aber ganz beſonders zeigen, wenn die Zuſtändigkeitsgrenze 
in 15 N erhöht wird, wie die Regierungs vorlage es 
vorſteht. 

Ich will zunächſt die Stellung meiner politiſchen 
Freunde zu den Neuerungen kennzeichnen, die die Novelle 
am amtsgerichtlichen Verfahren einzuführen beabſichtigt, 
und mich dann zu der anderen Frage, zu der Erhöhung 
der Kompetenz, wenden. Die Novelle bricht mit dem 
Prinzip des Parteibetriebs und ſetzt an deſſen Stelle den 
Amtsbetrieb. Es ſollen alſo die Zuſtellungen nicht mehr 
durch die Parteien erfolgen, das Gericht bewirkt die Zu⸗ 
ſtellung; Ladungen finden nicht durch die Parteien ſtatt. 
Es bedarf nur der Einreichung der Klage oder eines 
ſonſtigen zuſtellungsbedürftigen Schriftſtücks. Das Gericht 
bewirkt die Zuſtellung, das Gericht ſetzt die Termine an. 
Hierin liegt eine ganz bedeutende Erſparnis an Zeit und 
Geld für das rechtſuchende Publikum, und wer das Ver⸗ 
fahren an den Amtsgerichten kennt, wird den Vorzug 
dieſer Beſtimmung ermeſſen können. Kein Mann aus 
dem gewöhnlichen Leben, der auf dem Gericht verkehrt, 
wird wiſſen, daß er die Klage oder den Schriftſatz ſelbſt 
zuzuſtellen hat, wird ſich ſagen, daß er ſelbſt zu laden 
hat; er gibt ſeine Sache in die Hände des Gerichts und 
geht davon aus, daß dieſes das weitere ſchon beſorgen 
werde. Dieſer Amtsbetrieb muß aber eine Grenze haben 
am Urteil, und die Novelle fteht daher ausdrücklich vor, 
daß die Urteile nicht durch das Gericht, ſondern durch die 
Parteien zugeſtellt werden. Es würde ſonſt eine unend⸗ 
liche Maſſe unnützen Schreibwerks entſtehen. 

Natürlich kann es den Parteien trotz des Amtsbetriebs 
nicht verſagt ſein, den Prozeß ruhen zu laſſen. Das 
wird in der Novelle ausdrücklich vorgeſehen. Eine ſehr 
praktiſche Beſtimmung iſt es, daß, wenn Friſten gewahrt 
werden oder die Unterbrechung der Verjährung erfolgen ſoll, 
das Einreichen oder Anbringen der betreffenden Anträge und 
Schriften bei Gericht genügen ſoll. Allerdings verlangt 
die Novelle, daß dieſe Anträge und Erklärungen demnächſt 
zugeſtellt werden. Das halten wir eigentlich nicht für 
nötig; nach unſerer Anſicht ſollte die Einreichung der 
betreffenden Erklärungen bei Gericht vollſtändig genügend 
ſein. Des weiteren ſoll die Ausfertigung der Urteile jetzt 
ohne Tatbeſtand und Gründe erfolgen können. Auch 
hierdurch wird unter Umſtänden ein erhebliches Maß von 
Schreibarbeit erſpart und der obſiegenden Partei die Ein⸗ 
leitung der Zwangsvollſtreckung erleichtert. 

Die Novelle fteht ferner vor, daß das Gericht bereits 
vor der mündlichen Verhandlung unter Umſtänden An⸗ 
ordnungen treffen kann, die zur Aufklärung des Sachver⸗ 
hältniſſes dienlich erſcheinen. Ob von dieſer Lizenz bei 
vielbeſchäftigten Amtsgerichten Gebrauch gemacht werden 
kann, ſteht dahin. Ihre Anwendung iſt in das ver⸗ 
nünftige Ermeſſen des Richters geſtellt. Es wird daher 
bei nicht allzu ſehr beſchäftigten Amtsgerichten von dieſer 
a ſehr zweckdienlicher Gebrauch gemacht werden 
önnen. 

Weiter: bereits jetzt hatte das Gericht dahin zu 
wirken, daß die Parteien ſich über alle Tatſachen voll⸗ 
ſtändig zu erklären und ſachdienliche Anträge zu ſtellen 
haben. Jetzt erklärt unter Beibehaltung dieſer Vorſchrift 

2 


9 


die Novelle es für die Pflicht des Richters, das Sach⸗ falls das Gericht das perſönliche Erſcheinen einer Partei 
und Streitverhältnis mit den Parteien zu erörtern. So anordnet, die Zuſtellung der Ladung an die Partei ſelbſt 
einfach die Sache auöfteht, fo legen wir doch dieſer Be⸗ zu erfolgen hat, auch wenn ſie einen Prozeß bevollmächtigten 
ſtimmung ganz erhebliches Gewicht bei. Bis jetzt mußte beſitzt. 
die Partei bei ftrikter Anwendung der Prozeßordnung das Wir begrüßen ferner die Beſtimmung der Novelle, 
Sachverhältuis in freier Rede dem Gericht vortragen. die darauf hinausgeht, der Winkeladvokatur und dem 
Der gewöhnliche Mann verſteht das in keiner Weiſe; er Prozeßagententum in ſeinen modernen Machinationen mehr 
verlangt, daß das Gericht ihn fragt und Aufklärung von entgegentreten zu können, als es bisher der Fall war. 
ihm erheiſcht. Dieſe Beſtimmung iſt daher meiner Anſicht Die Novelle enthält endlich auch Beſtimmungen, die 
nach ſehr gerechtfertigt. Sie iſt als ein Rückgriff in die die Koſtengeſetze abändern. Meine politiſchen Freunde 
Inquiſitlonsmaxime bezeichnet worden. Wir ſind dieſer ſind bezüglich der Mehrzahl der Vorſchriften getrennter 
Meinung nicht. Aber im Anſchluß an dieſe Beſtimmung Anſicht. Es wird ſich jedenfalls in der Kommiſſion Ge⸗ 
wird ſich in der Kommiſſion noch Verſchiedenes beſprechen legenheit finden, über dieſe Punkte Einigkeit zu erzielen. 
laſſen. Es entſpricht jedenfalls für den Zivilprozeß dem Ich komme nun zur Hauptfrage, zur Erhöhung der 
Volksempfinden nicht, daß es geſtattet iſt, Behauptungen amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit von 300 bis auf 800 Mark. 
abſichtlich der Wahrheit zuwider in Abrede zu ſtellen, mit Man hat dieſe Erweiterung der Zuſtändigkeit als eine 
anderen Worten: ein Recht auf Lüge zu konſtruieren. Vor Verſchlechterung der Rechtſprechung, ja als eine Gefahr 
kurzem hat in der „Woche“ der Geheime Juſlizrat für die Rechtspflege bezeichnet. Auch meine Fraktions⸗ 
Dr. Hellwig über dieſe Frage einen ſehr leſenswerten und freunde find geteilter Meinung. Der Erhöhung bis zu 
intereſſanten Artikel geſchrieben, den ich zur Lektüre nur 500 Mark ſtimmen wohl alle bei. Sie entſpricht etwa 
empfehlen kann. der Veränderung des Geldwerts zwiſchen dem Jahre 1879 
Für das amtsgerichtliche Verfahren kommt ferner in und heute. Der größere Teil meiner Fraktionsgenoſſen 
Betracht, daß in Zukunft alle amts gerichtlichen Sachen auf aber tritt für eine Erhöhung bis auf 800 Mark ein. Ich 
Antrag als Ferienſachen erklärt werden ſollen, daß aber ſelbſt darf mich zu den letzteren zählen. Mit vollem Recht 
dann, wenn ſich bei der mündlichen Verhandlung heraus⸗ hat geſtern der Herr Staatsſekretär hervorgehoben: warum 
ſtellt, daß ſie ſtreitig werden, das Gericht Wiederauf⸗ ſoll der deutſche Amtsrichter das nicht leiſten können, was 
hebung dieſer Verfügung anordnen kann, ſofern nicht ausländiſche Einzelrichter zu leiſten imſtande find? In 
beſondere Schleunigkeit geboten erſcheint. Dieſe Vorſchrift Frankreich, haben wir gehört, iſt der Richter zuſtändig 
entſpricht vielfachen Wünſchen, die aus den Kreiſen der bis zu 600 Franken; und das ift kein Juriſt, ſondern ein 
Kaufmannſchaft geäußert worden ſind. Friedensrichter. In Oſterreich entſcheidet der Bezirks⸗ 
Auch die Beſtimmungen, die über das Verſäumnis⸗ richter bis zu 1000 Kronen: In England, mit dem wir 
verfahren, über das Mahnverfahren uſw. gegeben ſind, uns allerdings nicht vergleichen können, entſcheidet der 
finden unſere Billigung. Nur haben wir den Wunſch, daß Grafſchaftsrichter bis zu 2000 Mark. Und, meine Herren, 
das Mahnverfahren noch weiter praktiſch ausgeſtattet ich darf für meine Heimat Sachſen noch etwas vermelden: 
werden möchte, daß von ihm ein größerer Gebrauch ge⸗ der frühere ſächſtſche Gerichtsamtmann war in ſeinen 


macht wird, als es bisher geſchieht. Entſcheidungen unbeſchränkt bis zu den höchſten Summen, 
ch beſchränke mich bei der Fülle des Stoffs, und da und dieſer Gerichtsamtmann war Einzelrichter. 
die Einzelheiten in der Kommiſſion zu beraten ſein werden, Ich darf ferner daran erinnern, daß jetzt ſchon der 


auf dieſe Bemerkungen über die Anderungen im amts⸗ Amtsrichter in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, alſo in 
gerichtlichen Verfahren und will nur in kurzen Worten Nachlaß⸗, in Vormundſchafts⸗, in Grundbuchſachen, dann 
noch einige neue Beſtimmungen der Novelle ſtreifen, die aber auch im Zwangsvollſtreckungs⸗ und Konkursverfahren 
über den Amtsgerichts prozeß hinausgehen. Entſcheidungen von der weittragendſten Bedeutung zu 

Daß in Zukunft für Berufungen und Beſchwerden in fällen hat. Und dieſe Entſcheidungen ſetzen meiner Anſicht 
Handelsſachen die Handelskammern und nicht die Zivil⸗ nach ganz dieſelbe Denk⸗ und Urteilskraft voraus, wie ſie 
kammern der Landgerichte die entſcheidende Behörde ſein ein normal geſührter Prozeß erfordert. 
ſollen, ſcheint uns ſehr verſtändig; dieſe Beſtimmung ent⸗ Es hat dazu geſtern der Herr Staatsſekretär in er⸗ 
ſpricht einem aus kaufmänniſchen Kreiſen geäußerten Wunſche. freulicher Weiſe den Amtsrichtern ein Vertrauensvotum 
N Wertvoll erſcheint uns ferner die Beſtimmung, daß die dargebracht und keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß er 
Koſtenfeſtſetzung in Zukunft durch die Gerichtsſchreiber zu nach den bisherigen Erfahrungen im Reiche ſie für durch⸗ 
erfolgen hat, und daß in gleicher Weiſe die Erlaſſung des aus geeignet und befähigt erachte, über Objekte bis zur 
Vollſtreckungsbefehls in die Hand des Gerichtsſchreibers Grenze von 800 Mark zu entſcheiden. Nichtsdeſtoweniger 
gelegt wird. Es wird dadurch dem Richter manche Zeit müſſen wir prüfen: ſind durchſchlagende Gründe dafür 
erſpart, und dieſe Dinge können ruhig der richterlichen vorhanden, daß etwa 50 Prozent der geſamten Prozeſſe 
Tätigkeit entzogen werden. Nach dieſer Richtung hin den Landgerichten entzogen und den Amtsgerichten zugeteilt 
möchte ſich die Geſetzgebung überhaupt noch weiter be⸗ werden? Denn zweifellos iſt die Rechtſprechung der Land⸗ 
wegen; denn meiner Anſicht nach iſt der Richter immer gerichte eine ganz vorzügliche, und ſechs Richteraugen ſehen 
noch mit viel zu viel Dingen belaſtet, die abſolut keine mehr als zwei. Erhebliche Gründe aber liegen vor. E 
beſonderen juriſtiſchen Kenntniſſe zu ihrer Erledigung er⸗ läßt ſich tatſächlich ein Rechtsſtreit vor dem Amtsgericht 
fordern. Ich erinnere unter anderem an den Erlaß der einfacher abwickeln und ſchneller durchführen. Die Gründe, 
Verſäumnisurteile, der Urteile auf Anerkenntnis, der die die Novelle hierfür anführt, ſind nicht ſo von der 
Urteile auf Verzicht. H ; 

Eine weitere Beſtimmung, die dem größten Teil Amtsrichter iſt dem Publikum leichter erreichbar; es können 
meiner politiſchen Freunde praktiſch erſcheint, iſt die, daß, die Beweismittel ſchneller zur Stelle geſchafft, es können 
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die Beweiſe leichter erhoben werden. Der Amtsrichter, 
namentlich wenn er längere Zeit an demſelben Ort amtiert 
hat, ſteht dem Publikum, den Parteien viel näher, kann 
Perſonen und Verhältniſſe leichter überſehen und beurteilen 
und iſt infolgedeſſen auch in der Lage, die Sache ſchneller 
zu beenden. Der Amtsrichter wird vermöge des 
perſönlichen Einfluſſes, den er hat, häufig Frieden ſtiften, 
häufig ſchlichtend einwirken können, wie es am Land⸗ 
gericht nicht in der gleichen Weiſe der Fall ſein kann. 
Die Begründung des Entwurfs ſagt uns ja auch, 
daß weit mehr Vergleiche bei den Amtsgerichten als bei 
den Landgerichten abgeſchloſſen werden. Selbſtverſtändlich 
treffen dieſe Erwägungen auf die Rieſenamtsgerichte der 
Großſtädte nicht zu; aber für die Amtsgerichte auf dem 
platten Lande find fie entſchieden richtig. Es wird mir 
übrigens ganz müßig ſein, in eine Erörterung darüber 
einzutreten, ob Kollegialſyſtem oder Einzelrichtertum vor⸗ 
zuziehen iſt. Ich lege die Frage vor: ſind Sachen bis 
zu der Grenze von 800 Mark wirklich von einer ſo hohen 
wirtſchaftlichen Bedeutung, und iſt die Rechts findung bei 
ihnen wirklich eine ſo ſchwierige, daß ſie dem Amtsrichter 
nicht anvertraut werden können? Wollte man die Fähig⸗ 
keit, über ſolche Objekte richtig zu entſcheiden, dem Amts⸗ 
richter abſprechen, ſo müßte man von Rechts wegen 
auch alle Sachen bis zu 300 Mark ſeiner Entſcheidung 
entziehen. Unſeres Erachtens erfordert die wirtſchaftliche 
Bedeutung von Sachen bis zu 800 Mark nicht einen 
folchen Kräfteverbrauch, wie er bisher ftatifindet. Wie 
ſteht es denn? Wie viel Juriſten ſind bei ſolchen 
Prozeſſen nötig? Beim Landgericht drei Richter, — dazu 
kommen noch zwei Rechtsanwälte, die den Streit führen; 
beim Oberlandesgericht fünf Richter, dazu wieder zwei 
Rechtsanwälte. Meiner Anſicht ſteht die wirtſchaftliche 
Bedeutung der Sachen bis zu 800 Mark nicht im Ver⸗ 
hältnis zu ſo viel Verbrauch an Intelligenz und Kraft. 
Zu berückſichtigen iſt doch auch, daß die Kollegialgerichte 
vielfach auch über einfach gelagerte Prozeſſe zu ent⸗ 
ſche iden haben. 

Nun, meine Herren, wird, wenn der Amtsrichter die 
Sachen bis zu 800 Mark zu entſcheiden hat, auch der 
Anwaltszwang für dieſe nicht mehr beſtehen. Daher wird 
von der Rechtsanwaltſchaft befürchtet, daß ſich hieraus 
eine Schädigung ihrer wirtſchaftlichen Lage ergibt. Hoffen 
wir, daß dies nicht der Fall iſt, denn wir ſchätzen ſelbſt 
die Rechtsanwaltſchaft ſehr hoch ein; wir wiſſen, was für 
ein bedeutungsvolles Glied in der Kette der Rechtspflege 
fie if. Aber ich glaube, die Befürchtungen, die in dieſer 
Beziehung gehegt worden ſind, gehen zu weit; denn auch 
in Zukunft wird ſich in größeren Prozeſſen jedesmal die 
Partei des Rechtsanwalts bedienen. J doch feſtgeſtellt, 
— ich ſpreche hier von meinem engeren Vaterland 
Sachſen —, daß allein in Prozeſſen in der Grenze von 
200 bis 300 Mark in mehr den 80 Prozent der Sachen 
von den Parteien bereits jetzt Rechtsanwälte angenommen 
worden ſind. Wird die Novelle Geſetz, ſo wird der 
Prozentſatz noch ein weit höherer ſein, ganz abgeſehen 
davon, daß bei der Erweiterung der amtsgerichtlichen 
Kompetenz die Zahl der Berufungen erheblich wachſen wird. 
Meine Herren, nun möchte ich noch eins hier be⸗ 
rühren. Es können die Verhältniſſe, wie fie jetzt in bezug 
auf die Vermehrung der Stellen an den Obergerichten 
Platz gegriffen haben, in derſelben Weiſe nicht weiter 
fortſchreiten. Wenn ich auf das Königreich Sachſen, wo 


ich die Verhältniſſe kenne, Bezug nehmen darf, ſo muß 
ich feſtſtellen, daß die Kammern bei den großen Land⸗ 
esc immer vermehrt, und bei dem Oberlandesgerichte 
eſtändig neue Senate errichtet werden mußten. Dieſe 
Gerichte ſind in einer Weiſe gewachſen, daß kaum eine 
weitere Vermehrung möglich iſt. Und nichtsdeſtoweniger 
ſind dieſe Gerichte ſelbſt mit Arbeit überlaſtet. Dieſe 
Überlaſtung aber hat die Gefahr im Gefolge, daß das 
Prozeßprinzip der Unmittelbarkeit nur ſchwer gewahrt 
und durchgeführt werden kann. Die Zeugenvernehmungen 
ſpielen ſich ſelten vor den entſcheidenden Gerichtshöfen 
ab; meiſtens müſſen ſie durch den erſuchten, im günſtigſten 
Falle durch den beauftragten Richter erfolgen. 

Meine Herren, das iſt ein großer Mißſtand, denn 
eine Hauptſache gerade im Verfahren iſt es doch, daß ſich 
die Zeugen⸗ und Sachverſtändigenvernehmung vor dem 
Richterkollegium abſpielt, das abzuurteilen hat; denn nur 
wenn die Beweiserhebung vor dem Gerichte ſelbſt erfolgt, 
kann dieſes die Sachlage richtig erkennen und würdigen. 

Nun würde man ſagen können: wenn eine ſolche 
Überlaſtung vorliegt, dann müſſen eben die Kammern 
immer weiter vermehrt, es müſſen immer neue Senate 
geſchaffen werden. Meine Herren, das geht nicht an. Die 
Gerichte verlieren ihre Geſchloſſenheit, ihre Einheit, und 
das iſt der Rechtſprechung nachteilig. Der ſächſiſche 
Juſtizminiſter Dr. v. Otto hat über dieſe Frage in der 
ſächſiſchen Kammer ſehr intereſſante und beachtenswerte 
Ausführungen gemacht. Auch dieſe Gründe ſprechen für 
eine Entlaſtung der Kollegialgerichte und Ableitung eines 
Teils der Sachen auf die Amtsgerichte. Wenn aber die 
Entſcheidung von Prozeſſen bis zu 800 Mark in die 
Hände der Amtsrichter gelegt wird, ſo wird es Sache der 
Juſtizverwaltungen ſein, dafür zu ſorgen, daß die Amts⸗ 
gerichte nur mit tüchtigen, bereits erfahrenen Amtsrichtern 
beſetzt werden, daß eine gewiſſe Seßhaftigkeit eintritt, und 
bei den Amtsgerichten nicht ein zu häufiger Wechſel ſtatt⸗ 
findet. Namentlich aber wird mit dem Hilfsrichtertum 
möglichſt gebrochen werden müſſen. Sind die Amtsgerichte 
mit ſolchen erfahrenen und mit den Verhältniſſen ihres 
Bezirks vertrauten Richtern beſetzt, ſo wird es ſich zeigen, 
daß ſie der Aufgabe, auch über höhere Objekte zu ent⸗ 
ſcheiden, voll gewachſen ſind. 

Meine Herren, ich komme zum Schluß. Wenn auch 
die Majorität meiner politiſchen Freunde die Zuſtimmung 
zur Novelle gibt, ſo iſt es doch bei der Differenz der Auf⸗ 
faſſungen eines Teils meiner politiſchen Freunde nötig, 
daß in eine Kommiſſtonsberatung eingetreten wird. Ich 
ſchließe mich daher dem geſtern geſtellten Antrage, die 
Novelle in eine Kommiſſion von der vorgeſchlagenen Mit⸗ 
gliederzahl zu verweiſen, an, möchte aber nicht ſchließen, 
ohne das hohe Haus zu bitten: wolle es Vertrauen haben 
zu dem deutſchen Amtsrichter, — der Amtsrichter wird 
dieſes Vertrauen zu rechtfertigen wiſſen. 

(Lebhaſter Beifall rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Dr. Spahn. 


Dr. Spahn, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr 
Staatsſekretär hat geſtern die Bemerkung gemacht, daß 
bei der Beratung unſerer beſtehenden Zibilprozeßordnung 
Abgeordnete auch meiner Fraktion ſich für die Zuſtändigkeits⸗ 
grenze der Amtsgerichte mit 500 Mark ausgeſprochen 
haben, und er hat ſpeziell zwei Hannoveraner genannt. 
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Hannover hatte damals bereits eine ähnliche Zuſtändigkeits⸗ 
grenze für die Amtsgerichte, und wenn Hannoveraner 
für dieſe Zuſtändigkeitsgrenze eingetreten ſind, ſo liegt 
das mit in dem Umſtande, daß die Ausbildung der Juriſten 
in Hannover beſonders gut geweſen iſt, und das lag nicht 
bloß in der Qualifikation der Beamten, ſondern es lag 
auch in der Einrichtung, die Hannover für ſeine Amts⸗ 
gerichte hatte. Hannover hatte nämlich ſo zahlreiche 
Amtsgerichte, daß die Amtsrichter nicht überlaſtet waren 
der hannoverſche Juriſt ſowohl bei den Amts⸗ wie bel 
den Landgerichten war in der Lage, durch die reiche Aus⸗ 
ſtattung der, Gerichte mit Perſonal jeden Prozeß gewiſſer⸗ 
maßen als ein ſelbſtändiges Kunſtwerk zu behandeln. Er 
hatte die Muße, in ſeine Urteilsbegründung auch ſeine 
äſthetiſche, ſeine künſtleriſche Ader in der abgerundeten 
Formulierung und Ausgeſtaltung der Gründe hinein⸗ 
zulegen. Das iſt uns in Preußen unmöglich geweſen, 
infolge unſerer überbürdung mit Dienſtgeſchäften, und 
wenn wir in den Motiven leſen, daß das Beſtreben nach 
Sondergerichten bekämpft werden ſolle durch dieſe Vorlage, 
indem man das Verfahren verbillige, vereinfache, bequemer 
mache, — ja, meine Herren, einen Grund hat man bei 
dieſer Begründung mit überſehen dafür, daß überhaupt 
dieſes Beſtreben nach Sondergerichten ſo lebhaft werden 
konnte. Dieſer Grund beſtand darin, daß man dem 
Bedürfnis nach Richtern, die in der Lage geweſen wären, 
raſcher die Sachen zu erledigen, nicht rechtzeitig entgegen⸗ 


gekommen iſt. 
(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die Motive bringen uns eine Statiſtik über die Zahl der 
Vermehrung der Prozeſſe bei den Amtsgerichten und bei 
den Landgerichten; leider bringen ſie uns nicht eine 
Statiſtik über das Anwachſen der Richterkräfte bei den 
Amtsgerichten und bei den Landgerichten in derſelben 
Periode. Wenn Sie ſich aber dieſe Statiſtik aufmachen, 
ſo werden Sie finden, daß gegenüber der Vermehrung 
der Prozeſſe bei den Landgerichten um 104,9 Prozent, 
bei den Oberlandesgerichten um 149,1 Prozent und bei 
den Amtsgerichten um 99,4 Prozent eine Vermehrung der 
Zahl der Richter nur um etwas über 50 Prozent ſtatt⸗ 
gefunden hat. Und das iſt nicht allein das Ausſchlag⸗ 
gebende. Das Drängen nach Sondergerichten erſtreckt ſich 
nicht auf das platte Land, ſondern beſchränkt ſich auf die 
Stellen, wo infolge der Entwicklung der Induſtrie und 
des Verkehrs Bedürfniſſe der Bevölkerung nach einer 
ſpeziellen Behandlung der ihnen eigenen Rechtsfragen 
hervorgetreten ſind. Wenn Sie der Statiſtik nachgehen, ſo 
werden Sie finden, daß gerade in dieſen Zentren, auf die 
es für dieſe Frage beſonders ankommt, in den früheren 
Perioden den Bedürfniſſen nach Richtern nicht genügend 
Rechnung getragen BL ift. 


(Sehr richtig!) 

Nach“? den Muſtern Oſterreich und Frankreich, die uns 
der Herr Staatsſekretär entgegengehalten hat, müßten wir 
um die Hälfte Richter mehr haben, als wir haben. Wenn 
wir den Beſtrebungen nach Sondergerichten entgegentreten 
wollen, fo gehört dazu mit die Vermehrung des Nichter: 
perſonals in den Verkehrszentren, damit den Bedürfniſſen 
der Bevölkerung dort entſprechend entgegengekommen wird. 

Ich mache dieſe Bemerkungen nur, um aus der Be— 
zugnahme auf die hannoverſchen Abgeordneten, die da= 
mals für die höhere Summe eingetreten ſind, zu folgern, 
daß wir dieſes Argument bei unſeren jetzigen Verhält⸗ 
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niſſen nicht gegen uns verwerten laſſen können, womit ich 
aber nicht geſagt haben will, daß ich Stellung nehme 
gegen die Erhöhung der Summe für die Zuſtändigkeit 
der Amtsgerichte. 

Meine Herren, ich muß bei der Richterbelaſtung noch 
auf einen anderen Umſtand hinweiſen, der neben der Ver⸗ 
mehrung aller Sachen, insbeſondere der Prozeßſachen 
einherläuft. Für die Amtsrichter hat ſich ſeit Erlaß der 
Zivilprozeßordnung eine bedeutende Vermehrung ihrer 
Arbeitslaſt ergeben aus den Sachen, die nicht prozeſſualer 
Natur ſind. Unſere ſozialen Anſchauungen haben ſich ſeit 
der Zeit geändert. Wir ſind allmählich dazu gekommen, 
daß uns der Menſch als Objekt der Juſtiz mehr wert 
geworden iſt als ſein Hab und Gut, das früher den 
Hauptanſpruch auf Berückſichtigung erhoben hat. Unſere 
Amtsrichter werden durch die Entwicklung unſerer ſozialen 
Anſchauungen mehr und mehr dazu gedrängt, den Auf⸗ 
gaben, die ihnen die Vormundſchaften ſtellen, intenſiver 
Rechnung zu tragen, als das früher der Fall war. Das 
Mündel ſpielt heute in der Tätigkeit des Amtsrichters 
eine erheblich größere Rolle als noch vor fünfzehn Jahren. 
Die Einführung des Verkehrs der Richter mit unſeren 
Waiſenräten, die Zwangs⸗ und Fürſorgeerziehung der 
Minderjährigen, der immerwährende Druck, der durch dieſe 
Geſetze auf die Amtsrichter dahin ausgeübt wird, darauf 
hinzuwirken, daß nichts verſäumt wird in bezug auf das 
leibliche und geiſtige Wohl der Mündel, die unter ihrer 
Aufſicht ſtehen, — dieſe Umſtände haben die Tätigkeit der 
Amtsgerichte bedeutend geſteigert, nehmen ihre Zeit viel 
mehr in Anſpruch, als in den Geſchäftszahlen nach außen 
hin zum Ausdruck kommt. Dieſe Tätigkeit wird bei der Frage 
der Erhöhung der Summe für die Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte in Zivilſachen und dann, da ja auch eine neue 
Strafprozeßordnung in Ausſicht ſteht, auch der Erweiterung 
ihrer Zuſtändigkeit in Strafprozeßſachen — mit geprüſt 
werden müſſen, und wenn wir Anderungen in der Zivil⸗ 
prozeßordnung und in der Strafprozeßordnung beſchließen, 
die zu einer höheren Arbeitsbelaſtung der Amtsgerichte 
führen, dann werden wir auch auf eine entſprechende Ver⸗ 
mehrung der Amtsrichter hinwirken müſſen. 

(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 

Aus der Mehrbelaſtung der Amtsrichter mit An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nunmehr zu 
folgern, daß die Rechtſprechung der Amtsgerichte minder⸗ 
wertiger geworden und den Aufgaben nicht gewachſen ſei, 
wäre falſch; die geiſtigen Kräfte der Richter werden nur 
ſtärker angeſpannt als früher. Und dabei laſſen Sie mich 
auf den Einwand gegen die Vorlage eingehen, die Amts⸗ 
gerichte als ſolche gefährdeten die Einheitlichkeit der Recht⸗ 
ſprechung, weil ihre Zahl zu groß ſei. Meine Herren, 
dieſe Erwägung trifft nicht den Kernpunkt der Frage. 
Soweit die Amtsgerichte über Rechtsſätze zu entſcheiden 
haben, ſo weit ſind ſie genau in derſelben Lage, ſich zu 
informieren, wie jeder andere Richter beim Landgericht 
und jeder Richter einer höheren Inſtanz; denn für die 
Auslegung der Geſetzgebung iſt maßgebend das Reichs⸗ 
gericht, das ſeine Entſcheidungen publiziert. Das aber 
iſt zuzugeben, daß: Irrtümer unterlaufen können in der 
Frage der Würdigung des tatſächlichen Vorbringens und 
in der Frage der Beweiswürdigung. Da kann die 
Kleinheit des Bezirks zu einer Vermehrung von Irrtümern 
führen, weil der Richter ſeine Auffaſſung nur in einem 
engeren Bezirke zur Geltung bringt, während er ſie nicht 


zur Geltung bringen kann in anderen Bezirken, in denen 
Richter mit anderer Beurteilung zu entſcheiden haben. 
Aber das iſt eine Frage, die mit der Frage, die hier zur 
Diskuſſion geſtellt iſt, an ſich wenig zu tun hat. 

Nun iſt gegen die Vorlage der Geſichtspunkt ins Feld 
geführt worden, es handle ſich um eine Novellengeſetzgebung, 
man wolle auf die Zivilprozeßordnung einen Flicken ſetzen, 
und der Herr Staatsſekretär hat ausgeſprochen, daß er 
für die Ausbeſſerung des Gewandes der Zivilprozeß⸗ 
ordnung durch Aufſetzen eines Flickens ſei. Ich ſtehe auf 
dem Standpunkt meines Herrn Vorredners, daß es für 
ein Reich wie das Deutſche Reich, wenn es ſich auch in 
Finanzkalamität befindet, nicht wohl anſtändig ſei, einen 
mit Flicken beſetzten Rock zu tragen. Nun hat uns aber 
der Herr Staatsſekretär gleichzeitig geſagt, ob und bis 
wann wir dazu kommen könnten, dem Zivilprozeß ein 
neues einheitliches Gewand zu geben, könne er 
noch nicht ſagen. Die Meinungen über die Frage 
der Reform der Zivilprozeßordnung ſchwanken. Das iſt 
richtig; der Reichstag wird dieſes Schwanken durch 
Stimmenmehrheit aus der Welt ſchaffen müſſen. Wir 
find, ſagt er weiter, noch nicht in der Lage, vor den 
Reichstag eine Vorlage zu bringen, die Reform iſt in 
abſehbarer Zeit nicht zu erwarten. Ich habe keinen 
Anlaß, Zweifel in ſeine Angaben zu ſetzen, und ſo bin 
ich der Anſicht, daß wir Stellung zu dieſer Vorlage zu 
nehmen haben. Wäre Ausſicht auf eine Reform des 
Aae ſo wäre ich für die Ablehnung dieſer 

obelle 


Der Kernpunkt der Vorlage iſt die Erhöhung der 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte. Wenn die Vorlage allein 
auf dieſen Punkt ſich beſchränkte, ſo würde man ihr den 
Vorwurf des Flickwerkes und der Novellengeſetzgebung 
nicht machen können; denn die Frage der Zuſtändigkeit 
hat an ſich mit den Streitfragen der Zivilprozeßordnung, 
abgeſehen von der Frage der Kollegialität oder des 
Einzelrichtertums, nichts zu tun. Ich werde mich zunächſt 
auf die Frage beſchränken, wie es mit der Erhöhung der 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte werden ſolle. Wer ſich 
mit den praktiſchen Verhältniſſen draußen befaßt, wird 
mir zugeſtehen müſſen, daß die gegenwärtige Zuſtändig⸗ 
keit der Amtsgerichte von 300 Mark den tatſächlichen 
Bedürfniſſen unſeres gewerblichen und wirtſchaftlichen 
Lebens nicht mehr entſpricht. 

(Sehr wahr!) 

Als ſeinerzeit die Zivilprozeßordnung und das Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz beraten wurde, war der leitende Geſichts⸗ 
punkt der, daß man die Geſchäfte des Alltagslebens im 
kaufmänniſchen Betriebe, im gewerblichen Leben und in 
der Landwirtſchaft vor den Amtsrichter brachte, und daß 
ſie dort durch die Parteien ihre Erledigung finden ſollten. 
Es war damals noch ſo — ich will ein Beiſpiel aus 
meinem eigenen Bezirk erwähnen —, daß man nicht bloß 
die Viehmängel vor dem Amtsgerichte erledigen, ſondern 
auch den Kaufpreis einer Kuh, eines Ochſens einklagen konnte, 
was heute nicht mehr allgemein möglich iſt. Die Erhöhung 
der Preiſe iſt eine ſo erhebliche geworden, daß dieſe 
urſprünglich amts gerichtlichen Sachen vor das Landgericht 
gebracht werden müſſen, weil die Kompetenz der Amtsgerichte 
bei der zu niedrigen Summe von 300 Mark aufhört. 

Nun beruht die Preisveränderung nicht nur auf 
dem Sinken des Geldwerts, ſondern auch auf unſerer 
wirtſchaftlichen Geſetzgebung. Ich erinnere an die Vieh⸗ 


ſperrenfrage und an die Preisſteigerung einzelner Artikel durch 
die Handels verträge. Sie beruht weiter auf der Entwicklung 
unſeres Verkehrsſyſtems, insbeſondere dem Ausbau unſerer 
Eiſenbahnen. Deshalb würde es auch falſch fein, wenn 
man ſich der Vorlage gegenüber auf den Boden ſtellte, 
nur eine Erhöhung vornehmen zu wollen, die dem Sinken 
des Geldwerts entſpricht. Abgeſehen davon, daß ſchwierig 
ſein wird, das Sinken genau zu ermitteln, bleiben die 
anderen genannten Faktoren außer Betracht, die bei dieſer 
Frage unbedingt berückſichtigt werden müſſen. Deshalb 
glaube ich, der Reichstag hat in der Frage der Erhöhung 
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte, die ich für außer⸗ 
ordentlich wichtig für das wirtſchaftliche und für das 
Rechtsleben unſerer Bevölkerung erachte, auf den Stand⸗ 


punkt zurückzugehen, den die Zivilprozeßordnung für 1879 


eingenommen hat. Wir müſſen wollen, daß das, was die 
Zivilprozeßordnung durch die Zuſtändigkeitsregelung unter 
den damaligen Verhältniſſen dem einzelnen Staatsbürger 
gewährte, auch jetzt wieder unſerer Bevölkerung zuteil 
wird. Das kann nur durch Erhöhung der Zuſtändigkeits⸗ 
ſumme geſchehen. Für die Bemeſſung der Summe hat 
uns der Herr Staatsſekretär auf unſere Nachbarländer 
verwieſen. Dieſem Beiſpiele werde ich nicht folgen. Wir 
müſſen die Summe aus unſeren eigenen Verhältniſſen ent⸗ 
nehmen. Ich meine, wir werden uns in der Kommiſſion von 
dieſem Geſichtspunkt leiten laſſen, und wir werden durch 
Prüfung unſerer Verhältniſſe ermitteln, welche Summe 
nunmehr die richtige iſt. Ich gebe bereitwillig zu, genau 
wie es die anderen Herren getan haben, in allen Parteien 
wird man über die Höhe der Zuſtändigkeitsgrenze ſchwanken. 
Wir haben Mitglieder, die es bei den 300 Mark belaſſen 
wollen, einer Summe, an die man gewöhnt iſt, durch die 
mancherlei in der wirtſchaftlichen Entwicklung einzelner 
Orte und einzelner Perſonen beſtimmt worden iſt; andere 
Mitglieder wollen bis zu 600 Mark gehen, andere bis zu 
800 Mark. 

Soweit die Frage der Fähigkeit der Richter in Frage 
kommt, darf ich ſagen, ſelbſt einer Grenze, die über 800 
hinausginge, wären ſie gewachſen. 

(Sehr richtig!) 
Man muß den Richtern nur die Zeit ſchaffen, ihre Auf⸗ 
gabe zu löſen. Dieſes Bedenken braucht uns nicht zu 
beeinfluſſen. n 

Meine Herren, laſſen Sie mich noch einmal hervor⸗ 
heben: die Frage der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte iſt 
von beſonderer Bedeutung für unſere Land wirtſchaft. 
Mit dem Moment, in dem wir die Zuſtändigkeitsgrenze 
unter die Bedeutung haben herunterſinken laſſen, die ſie 
im Jahre 1877 bezw. 1881 hatte, iſt es dazu gekommen, 
daß eine ganze Anzahl von Perſonen aus der Landwirt⸗ 
ſchaft, die bis dahin mit geringen Koſten in unmittelbarer 
Nähe ihres Wohnſitzes ihre Streitfragen erledigen konnten, 
nunmehr weite Reiſen an den Sitz des Landgerichtes 
unternehmen mußten, um dort den Anwalt inbezug auf 
die Streitfrage zu informieren. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Es iſt gar nicht ſo entſcheidend, daß ſie auch noch An⸗ 
waltsgebühren zahlen müſſen; nein, meine Herren, der 
Umſtand, daß eine Partei 30, 40 Kilometer weite Reiſen 
machen muß, die ſie vielleicht je nach den Verkehrsver⸗ 
hältniſſen nicht an einem Tage erledigen kann, ſodaß ſie 
mit Übernachten verbunden ſind, daß ſie dieſe Reiſen nicht 
bloß einmal, ſondern mehreremal, vielleicht vier⸗ bis fünf⸗ 


— 


mal machen muß, dieſer Umſtand iſt für die Parteien viel 
läſtiger als die Summe der Anwaltskoſten, und des halb 
ſollen wir aus dem Geſichtspunkte unſerer Bevölkerung 
heraus, nicht aus dem Geſichtspunkte der juriſtiſchen 
Technik dieſe Frage zu beurteilen ſuchen. 

(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 


Meine Herren, von meinem Freunde Schmidt iſt in 
einer gut und lebhaft geſchriebenen Broſchüre der Vor⸗ 
ſchlag vertreten, mit der Erhöhung der Zuſtändigkeit 
eventuell auf 500 Mark zu gehen. Ich glaube nicht, daß 
die Summe von 500 Mark dem Bedürfnis ausreichend 
Rechnung trägt, das in der Bevölkerung vorhanden iſt. 
Es ſcheint mir faſt nach den Worten des Herrn Kollegen 
Dr. Gieſe, als ob auch er glaubte, daß mit dieſer Grenze 
die Frage gelöſt werden könne. Ich will ja auch nicht 
definitiv Stellung zu ihr nehmen, dazu iſt die Kommiſſions⸗ 
beratung da. Nach Hegel iſt das Geſetz der Zahlen ein 
Geſetz der Willkür, und ſo wird auch der Reichstag in 
der Feſtſetzung der Zahl einen Beſchluß der Willtur faſſen 
müſſen. Die reine Logik wird nicht entſcheiden können. 
Aber ich wiederhole: laſſen wir uns die Bedürfniſſe 
der Bevölkerung vor allen Dingen warm am Herzen 
gelegen ſein! 

Nun ſind gegen die Vorlage eine Reihe ernſter und 
gewichtiger Bedenken erhoben worden. Laſſen Sie mich 
gegenüber dem Bedenken, daß die Richter der Aufgabe 
nicht gewachſen ſeien, noch folgendes bemerken. Die Aus⸗ 
bildung unſerer Studenten in den juriſtiſchen Fakulläten 
hat durch die Entwicklung der Lehrmethode gegenüber 
der Zeit, in der ich ſelbſt Student geweſen bin, entſchiedene 
Fortſchritte gemacht. Die Anſprüche an die Prüfung der 
Studenten für das Referendariat ſind erheblich geſteigert. 
Während der Ausbildung der Referendare geſchicht heute 
bedeutend mehr als früher für die Ausbildung. Wir ſind 
beftrebt, in allen Stationen der Dulchbildung des 
Referendars dieſem durch eigene richterliche Beihilfe zu 
Hilfe zu kommen, damit er Verſtändnis bekommt für die 
Aufgaben, die er ſeinerzeit erfüllen ſoll. 

Die Anſprüche an den Aſſeſſor ſind in den Prüfungen 
gewachſen, und die Dauer der Zeit, in der ſich ein Aſſeſſor 
kommiſſariſch beſchäftigen laſſen muß, bis er zur etats⸗ 
mäßigen Anſtellung gelangt, iſt jetzt ſo lang, daß ein 
Aſſeſſor während dieſer kommiſſariſchen Beſchäftigung, 
wenn er irgendwie für das Amt qualifiziert iſt, in prak⸗ 
tiſcher Betätigung ſeine Qualifikation ſo zu vervollkommnen 
vermag, daß er eine etatsmäßige Richterſtelle verwalten 
kann. Ich meine deshalb, man ſoll bei der Frage der 
er der Richter dieſe Geſichtspunkte mit in Betracht 
ziehen. 

Meine Herren, es iſt von Exzellenz Löwenſtein, dem 
Senatspräſidenten des Reichsgerichts, in ſeinem Aufſatz 
in der „Deutſchen Juriſten⸗Zeitung“ vom 1. September 
1908 geltend gemacht worden — und ich kann dieſer Auf⸗ 
faſſung aus eigener Erfahrung nur beitreten —, daß die 
Urteile, die von den Amtsgerichten erlaſſen werden, ſoweit 
ſie in die Berufungsinſtanz kommen, nicht ſchlechter ſeien 
als die Uiteile der Landgerichte, die in die Berufungs⸗ 
inſtanz beim Oberlandesgericht kommen. 


(Zuſtimmung.) 
Wenn Sie Urteile der Amtsgerichte nachleſen, werden Sie 
unter ihnen eine ganze Anzahl finden, in denen das 
juriſtiſche Material, das das Reichsgericht in ſeinen Er⸗ 
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wägungen geſammelt hat, von den Amtsrichtern mit Vor⸗ 
liebe und Sorgfalt behandelt iſt. 

Nun gebe ich gegenüber dem weiteren Einwande, daß 
durch die Erhöhung der Zuſtändigkeit das Verfahren ver⸗ 
ſchlechtert wird für die Sachen, die zwiſchen 300 Mark 
und der Zuſtändigkeitsgrenze liegen, bereitwillig zu, daß 
die Beſetzung der Landgerichte und die kollegiale Ab⸗ 
urtellung der Sachen an ſich eine erhöhte Garantie der 
Richtigkeit bietet. 

Der Herr Abgeordnete Heinze meinte, die Parteien 
legten nicht mehr den früheren Wert auf die logiſche 
Durchdringung des Streitſtoffs, ſie erſtrebten Sonder⸗ 
gerichte wegen deren ſchiedsrichterlicher Eatſcheidungen. 
Dem möchte ich nicht beitreten. Wäre die logiſche Talig⸗ 
keit bei den Juriſten das allein Entſcheidende, dann wäre 
die einzelrichterliche Entſcheidung das richtige; denn logiſch 
denkt der einzelne als ſolcher, als einzelne Perſon, nicht 


ein Kollegium. 
(Sehr richtig!) 

Das Bürgerliche Geſetzbuch ſagt nicht ohne Grund in 
vielen feiner Beſtimmungen, daß nach dem Ermeſſen des 
Gerichts zu entſcheiden ſei. Alſo nicht die Logik allein 
iſt es, ſondern neben den logiſchen Erwägungen, die ſich 
in der Auslegung von Geſetzen und Vereinbarungen aller: 
dings geltend machen, treten Ermeſſenserwägungen, wie 
fie der tatſächliche Fall bietet. Für dieſe Ermeſſens⸗ 
erwägungen iſt nun das Kollegialuätsprinzip von bes 
ſonderer Bedeutung, weil hier durch die gegenſeitige 
Erörterung der verſchiedenen Auffaſſungen das Richtige ge⸗ 
funden wird. Dieſe Ausſprache fallt beim Einzelrichter 
weg. Nun fragt ſich, ob die Zahl der Fälle, in denen 
die Ermeſſenserwägungen von ausſchlaggevender Be⸗ 
deutung find, im praktiſchen Leben fo groß und bedeutfam 
iſt, daß wir die ſeitherige Belaſtung der Landgerichte mit 
Sachen auch von geringerem Werte müſſen fortbeſtehen 
laſſen; und das verneine ich. 

Wir werden überdies der Aufgabe der Ausgleichung 
von Fehlentſcheidungen der Amtsgerichte dadurch gerecht, 
daß gegen die Eutſcheidung des Amtsrichters Berufung 
an das Landgericht zuläſſig ift, und daß in der Be⸗ 
rufungsinnunz das Landgerichtskollegium in der Lage iſt, 
das vom Einzelrichter nicht oder umichtig geübte Er⸗ 
meſſen richtig zu üben. Ich weiſe darauf hin, daß die 
Berufung ein Rechtsmittel iſt, bet dem eine Wiederholung 
des ſeuherigen Verfahrens ſtatifindet, daß nicht nur eine 
Überprüfung des amtsgerichtlichen Urteils, ſondern ein 
vollſtändig neues Verfahren erfolgt. 

(Sehr richtig!) 

Gegenüber dem Geſichtspunkt, daß die erhöhte Garantie 
in der Rechtſprechung in der Kollegtalität liegt, wird man 
auch dieſen Geſichtspunkt beachten muſſen, wovet noch zu 
erwägen ift, daß die Zahl der kontradiktoriſchen Ent⸗ 
ſcheidungen in amtsgerichtlichen Sachen gering iſt, daß 
die Zahl dieſer Sachen alſo nicht die Bedeutung hat, daß 
man ihretwegen die dret Männer immer in Bewegung 
ſetzt. Überſchätzen wir nicht die Tragweite des Satzes 
von der höheren Garantie der kollegialen Entſcheidung. 
Eine abſolute Wahrheit gibt es in den menſchlichen 
Dingen überhaupt nicht, ſie wird auch durch kollegiale 
Gerichtsverfaſſungen nicht verbürgt. Deshalb dürfen wir 
uns mit einer relativen Güte unſerer Gerichtsorganiſation 
begnügen, daß aus praktiſchen Bedürfniſſen des Lebens 
heraus die Geſchäfte des Alltagslebens im Gewerbe, der 
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Kaufmannſchaft, der Landwirtſchaft vor dem Amtsgericht 
erledigt werden. Zum Belege dafür, wie man in der 
Bevölkerung darüber denkt, möchte ich auf einen praktiſchen 
Geſichtspunkt hinweiſen: in jedem Bankgeſchäft vermag 
jeder höhere Bankbeamte durch einen einfachen Federzug, 
durch eine einfache Notiz im Buch ohne alle Gründe un⸗ 
widerruflich über höhere Summen zu verfügen, als ein 
Amtsrichter es trotz langer Vorbildung und trotz der Be⸗ 
rufung nach dieſer Vorlage können ſoll. Die kauf⸗ 
männiſchen Geſchäfte, ihre Direktoren und Aufſichtsräte 
tragen kein Bedenken, ihren Angeſtellten, alſo Einzel⸗ 
perſonen ſolche Vollmacht zu erteilen. Und da frage ich, 
ob im Volke dem Staate nicht ſo viel kaufmänniſcher Sinn 
zugebilligt werden ſollte, daß er Beamten, die er ſich ſo 
lange und mühſam herangebildet hat, die Befugnis gibt, 
die einem jungen Kaufmann in jedem Geſchäft zuteil wird? 

Nun ſagt man, das Vertrauen der Bevölkerung in 
die Zuverläſſigkeit der Rechtſprechung der Amtsgerichte 
fehle, und dieſes Mißtrauen erhalte Verſtärkung, wenn 
die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte erweitert werde. Man 
ſagt, die Gewerbegerichte, die Kaufmannsgerichte litten 
nicht unter dem Mißtrauen, das den Amtsgerichten ent⸗ 
gegengebracht werde. Ob das richtig iſt, will ich dahin⸗ 
geſtellt ſein laſſen; ich bezweifle es. Aber wenn es wahr 
wäre, dann haben wir eine Möglichkeit, ihm zu begegnen, 
die ernſter Erwägung wert iſt, nämlich daß wir uns, wie 
es im Reichstag ſchon zur Sprache gekommen iſt, mit dem 
Gedanken befreunden, ſo, wie wir Schöffen für die Straf⸗ 
juſtiz haben, Laiengerichte für die Ziviljuſtiz unter dem 
Vor ſitz des Richters einführen. Ich gebe die Schwierig⸗ 
keiten der Ausführung vollauf zu und will daher auch zu 
der Frage keine Stellung nehmen. Ich verkenne nicht die 
Unterſchiede, die zwiſchen dem Zivilprozeß⸗ und Straf⸗ 
prozeß verfahren beſtehen; aber der Umſtand, der den 
Einzelrichter zwingt, ſeine Auffaſſung den Laien darzu⸗ 
legen und ſie von ſeiner Auffaſſung zu überzeugen, hat 
bet beiden Verfahren zur Folge, daß der Einzelrichter ſich 
über die Streitfragen klar wird, und dieſer Umſtand 
würde meines Erachtens geeignet ſein, in der Bevölkerung 
das Mißtrauen gegen die Einzelrichter fallen zu laſſen. 
Ich gebe aber bereitwillig zu, daß Schwierigkeiten vor⸗ 
liegen; die Frage bedarf der Prüfung in der Kommiſſion. 
Im übrigen, meine Herren, iſt die Frage des Vertrauens 
auch eine Frage der Perſon. 

Meine Herren, ich habe bereits in anderem Zuſammen⸗ 
hange von der Abſchwächung der Einheitlichkeit der Recht⸗ 
ſprechung geſprochen, ich möchte in der Reihenfolge der 
Einwände noch auf einen Umſtand hinweiſen, der gegen den 
vorgebrachten Einwand ſpricht. Ich habe bemerkt, daß 
die Verſchiedenheiten in der Rechtſprechung nicht ſo ſehr 
auf dem Rechtsgebiet als auf dem Gebiete der tatſächlichen 
Verhältniſſe liegt, insbeſondere dem der Beweiswürdigung, 
und daß deshalb Unſtimmigkeiten zwiſchen den einzelnen 
Amtsgerichten eintreten werden bei den Objekten, die 
bisher den Landgerichten zugehört haben, weil nun nicht 
mehr nur ein Landgericht, ſondern auf ſeinem Sprengel 
mehr Köpfe über die Fragen entſcheiden. Aber das 
Hauptgebiet, auf dem dieſe Disparität ſich zeigt, find die 
Unterhaltsanſprüche, nicht die Fragen des Verkehrs. 
Auf dieſem Gebiete hat das Amtsgericht ſeither ſchon die 
Zuſtändigkeit, ſodaß der Vermehrung der Divergenzen der 
Auffaſſungen in der Beweiswürdigung bei der Erhöhung 
der Zuſtändigkeit des Amtsgerichts eine allzu große Trag⸗ 


behauptet worden iſt, daß 
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weite nicht zugemeſſen werden darf. Und dazu kommt, 
wie ſchon geſagt, daß die Berufung eintritt, in der das 
Landgericht die Möglichkeit hat, die Einheitlichkeit der 
Beurteilung für ſein ganzes Gebiet herbeizuführen. 

Ferner hat man gegen die Erhöhung der Zuſtändig⸗ 
keitsgrenze geltend gemacht — es iſt das jüngſt noch in 
einem Aufſatz von Seuffert geſchehen —, daß dann, wenn 
bei den Objekten über 300 Mark das Armenrecht bewilligt 
wird, nicht ein Rechtsanwalt als Vertreter beſtellt werden 
muß. Es darf ja geſchehen, und es wird auch in 
weiterem Umfange geſchehen, wenn die Zuſtändigkeit er⸗ 
höht wird. Allerdings wird dann eine Schwierigkeit ent⸗ 
ſtehen, wenn an dem Gerichtsſitze nicht mehrere Anwälte 
wohnen und ein Anwalt beſtellt werden muß, der ſich an 
einem andern Amtsgericht niedergelaſſen hat. In dieſen 
Fällen würde ich es für unrecht halten, wenn die Aus⸗ 
lagen, die der Anwalt hat, und ſeine Verſäumnis ihm 
nicht eventuell aus der Staatskaſſe erſtattet würden. 

(Sehr richtig!) 

Nun bin ich aber nicht des Glaubens, daß der 
letztere Fall häufiger praktiſch wird. Mit dem Moment, 
wo wir die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte erhöhen, 
werden ſich mehr Anwälte an Amtsgerichten niederlaſſen; 
es werden ſich jedenfalls an den benachbarten Amts⸗ 
gerichten Anwälte finden, ſodaß in leichter Weiſe bei 
unſeren verbeſſerten Verbindungen eine Reiſe des Anwalts 
au Amtsgerichte ſtattfinden kann. Wer einer Sitzung 
ei einem Amtsgericht mit einer größeren Anzahl von 
Prozeßſachen beiwohnt, wird die Beobachtung machen, 
daß auch jetzt bei Objekten bis zu 300 Mark Anwälte in 
ausreichender Zahl erſcheinen. Und die Amtsrichter 
nehmen Rückſicht auf die Anwälte, indem fte die mehreren 
Sachen, in denen ein Anwalt auftritt, auf einen Termin 
legen, ſodaß die Koſten, ſoweit es ſich um Reiſekoſten 
handelt, ſich auf die mehreren Sachen verteilen und von 
der einzelnen Partei nicht beſonders empfunden werden. 
Das wird ſich auch weiterhin ſo entwickeln, ſodaß auch 
6 ein beſonderes Gewicht nicht beizu⸗ 
egen iſt. 

Dann möchte ich noch darauf aufmerkſam machen: 
die Fälle, in denen das Armenrecht bewilligt wird, ſpielen 
auch bei der 300 Mark⸗Grenze ſchon eine Rolle; denn 
gerade die geringen Objekte ſind vielfach Objekte armer 
Parteien, bei den größeren Objekten wird es ſich häufiger 
um zahlungs fähige Parteien handeln. 

Dann hat man gegen die Erhöhung der Zuſtändig⸗ 
keit die Intereſſen des Anwaltsſtandes angeführt. Ich 
unterſchätze dieſe Intereſſen nicht. Zwar bin ich der 
Anſicht, daß, wenn allgemeine Intereſſen dazu nötigen, 
die Zuſtändigkeitsgrenze der Amtsgerichte zu erhöhen, 
dann das Intereſſe des Anwaltſtandes zurücktreten muß. 
Aber ich verkenne nicht, daß dieſe Frage der ernſteſten 
Erwägung bedarf, weil wir im Intereſſe der Rechts⸗ 
pflege alles daran ſetzen müſſen, uns einen geſunden 
Anwalts ſtand zu erhalten. Die Gefährdung der ſozialen 
Stellung des Anwalts ſtandes könnte zur Ablehnung der 
Vorlage führen. Deshalb wird die Kommiſſion be⸗ 
ſonderen Anlaß haben, dieſe Frage zu prüfen, zumal, da 

die uns gegebenen Be⸗ 
rechnungen über die künftigen Einnahmen und die 
Stellung der Anwälte nicht zwingend ſeien. Ich nehme 
bis jetzt die Gefährdung nicht an. In Zukunft wird eine 
größere Zahl von Anwälten Beſchäftigung bei den Auts⸗ 
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gerichten finden. Von den Anwälten, die ihren Sitz am 
Landgericht behalten, wird an ſeinen Einnahmen keiner 
deshalb etwas einbüßen dadurch, daß Sachen vom Land⸗ 
gericht an das Amtsgericht übergehen, weil, wie jetzt ſo 
auch in Zukunft, in der Mehrzahl der Fälle die Parteien, 
die Sachen vor den Amtsgerichten zu führen haben, — ſo 
klug ſind unſere Leute durchweg — ihren Anwalt beihehalten, 
weil ſie ſich der Vertretung nicht gewachſen fühlen. Es 
wird dann ferner der Anwalt am Sitze des Landgerichts 
zuerſt die Partei am Amtsgericht vertreten und, wenn die 
Partei ſich zur Berufung an das Landgericht entſchließt, 
ſie auch in der Berufungsinſtanz vertreten; ſeine Ein⸗ 
nahmen werden dadurch einen Ausgleich finden gegenüber 
dem Ausfall, der dadurch entſteht, daß für einzelne Sachen 
am Amtsgericht ein Anwalt nicht genommen wird. Ich 
bin alſo der Anſicht, daß die Novelle zu gewiſſen Ver⸗ 
ſchiebungen in dem Wohnſitze der Anwälte und ihrer 
Tätigkeit, nicht aber zu einer Schädigung in ihren Ein⸗ 
nahmen und ihrer ſozialen Stellung führen wird. Die 
Beſorgnis war bezüglich der Anwälte bei den Ober⸗ 
landesgerichten begründet, ſolange nicht eine Erhöhung 
der Gebühren für die Anwälte der Oberlandesgerichte 
vorgeſehen war. Da dieſe nunmehr vorgeſchlagen iſt und, wie 
b 1 IE Geſetz wird, iſt dieſe Gefahr der Schädigung 
eſeitigt. 

Die Vorlage wird nun allerdings in bezug auf die 
Anwälte in den einzelnen Landesteilen verſchieden wirken. 
Mir iſt aus Elſaß⸗Lothringen die Mitteilung zugegangen, 
daß dort relativ wenig Amtsgerichte mit mehreren Amts⸗ 
richtern ſeien, daß namentlich in den ländlichen Bezirken 
die Amtsgerichte nur mit einem Amtsrichter beſetzt ſeien, 
weshalb unwahrſcheinlich ſei, daß dort Anwälte auch nach 
Erhöhung der Zuſtändigkeitsſumme ſich niederlaſſen werden. 
Der Vorſchlag, der zur Behebung des übelſtandes mir 
gemacht wurde, ging dahin, man möge die Zuſtändigkeits⸗ 
grenze erhöhen, aber man möge die Amtsgerichte, die 
nicht am Sitze des Landgerichts ſeien, nur urteilen laſſen 
bis 300 Mark und die anderen Sachen alle aburteilen 
laſſen von Amtsgerichten am Sitze der Landgerichte und 
zwar, weil dort mehrere Richter und beſſere Hilfsmittel 
für die Fortbildung der Richter ſowie Verkehr mit den 
Richtern am Landgerichte und vor allen Dingen eine aus⸗ 
reichende Zahl von Anwälten ſeien. Ich kann mir aller⸗ 
dings dieſen Gedanken nicht zu eigen machen ſchon aus 
dem Grunde, weil damit der Hauptwert der Novelle, daß 
den Bedürfniſſen der ländlichen Bevölkerung entgegen⸗ 
gekommen würde, in Wegfall käme, da dann doch der 
einzelne Landmann von ſeinem ländlichen Wohnorte über 
feinen Amtsgerichtsbezirk hinaus an den Sitz des Land⸗ 
gerichts reiſen müßte. 

Nun iſt endlich die Befürchtung ausgeſprochen worden, 
daß eine Einziehung einzelner Landgerichte eintreten 
würde. Es iſt ja ſchwer, das für alle Landesteile 
im Deutſchen Reich nachzuprüfen; aber wenn Sie ſich 
gegenwärtig halten, daß durch die Vermehrung unſerer 
Bevölkerung, durch die Entwickelung unſeres wirtſchaftlichen 
Lebens die Zahl der Prozeſſe, die an das Landgericht 
gekommen ſind, erheblicher gewachſen iſt als die der Prozeſſe, 
die an das Amtsgericht kommen, und wenn Sie ſich gegen⸗ 
wärtig halten, daß dieſe Entwicklung noch in der Dauer 
befindlich iſt, und wir nicht abſehen können, daß ſie je 
zurücktreten wird, ſo, meine ich, werden wir, auch wenn 
wir die Zuſtändigkeitsgrenze der Amtsgerichte erhöhen, 
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doch nicht zu einer geringeren Beſchäftigung der Land⸗ 
gerichte lommen, als ſie 1881 geweſen iſt, und das, was 
wir 1881 für richtig hielten bei der Organiſation und 
Audm.Hl der Orte für die Landgerichte, wird in Zukunft 
auch für alle Landgerichte richtig bleiben, die an einzelnen 
Oiten eingerichtet ſind, und zu dieſem Ergebniſſe müſſen 
wir erſt recht kommen, wenn die Vorlage, die für die 
Strafprozeßreform in Ausſicht ſteht, die Berufung an das 
Landgericht einführt. Nun wird dieſe auch wohl eine 
Entlaſtung der Landgerichte zur Folge haben, indem 
Sachen, die ſeither von den Strafkammern erledigt 
wurden, an die Schöffengerichte verwieſen werden; aber 
das wird, wenn die Berufungen in allen Strafſachen an 
das Lindgericht gehen, keinen Ausgleich bilden für die 
Mehrbelaſtung, die für die Landgerichte durch die Be⸗ 
rufungen eintritt, und dieſe Mehrbelaſtung kommt der 
Erhaltung der Landgerichte an allen einzelnen Orten zu 
ſtatten. Bei dieſem Punkte wird deshalb zu erwägen 
ſein, ob wir das vorliegende Geſetz im Reichstag ver⸗ 
abſchieden können, ehe Beſchluß gefaßt iſt im Strafrechts⸗ 
prozeß über die Leitung der Berufung an die Landgerichte 
bezw. an die Oberlandesgerichte. Der Erhaltung aller 
Landgerichte dient auch der Vorſchlag, Mitglieder des 
Amtsgerichts am Sitze des Landgerichts Mitglieder des 
Landgerichts werden zu laſſen. 

Wenn ich damit die Zuſtändigkeitsfrage, die mir wie 
geſagt der Kernpunkt der Vorlage zu ſein ſcheint, ver⸗ 
laſſe und mich zu der anderen Frage wende, die in der 
Novelle behandelt iſt, der Anderung des Verfahrens vor den 
i ſo möchte ich vorweg betonen, daß zwar 
die Einzelheiten, die uns hier geboten find, mancherlei 
enthalten in bezug auf Vereinfachung des Verfahrens, 
in bezug auf ſeine Verbilligung und ſeine Beſchleunigung, 
daß ich ſie aber von beſonders erheblicher Bedeutung nicht 
erachte, daß ich fie ins beſondere nicht als dringlich anſehe. 
Man kann erhebliche formelle Bedenken gegen die Art 
erheben, wie das amtsgerichtliche Verfahren unter Bezug⸗ 
nahme auf die Vorſchriften des landgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens in der Zivilprozeßordnung geregelt iſt; der ſach⸗ 
lichen Geſtaltung des amtsgerichtlichen Verfahrens läßt 
ſich nichts Allzuſchlimmes nachſagen. Das Verfahren vor 
den Amtsgerichten iſt in der Zivilprozeßordnung ſo 
elaſtiſch geſtaltet, daß ein tüchtiger Richter, der ſich die 
Prozeßleitung angelegen ſein läßt, damit vorankommen 
kann. Wenn wir jetzt dazu kommen ſollten, die vor⸗ 
geſchlagenen Anderungen des amtsgerichtlichen Verfahrens zu 
beſchließen und damit die Prozeßleitung in die Hand des 
Amtsrichters zu legen, ſie dem Parteibetriebe zu entziehen, 
ſo braucht darin nicht das Zugeſtändnis zu liegen, daß 
die Prozeßordnung in ihrer Geſtaltung des amtsgerichtlichen 
Verfahrens die Urſache für die Verſchleppungen ſei, die 
vorgekommen ſein mögen. Legen wir die Prozeßleitung 
bei den Amtsgerichten in die Hand des Richters, ſo ſpricht 
dafür der Umſtand, daß der Betrieb vor dem Amtsgericht 
kein Betrieb durch juriſtiſch gebildete Perſonen iſt. Da⸗ 
durch unterſcheidet ſich die Prozeßführung bei den Amts⸗ 
gerichten weſentlich von der bei den Landgerichten, daß 
dort die Partei ſelbſt auftretend gedacht iſt, während bei 
den Landgerichten die Regelung des Verfahren in juriſtiſch 
gebildeten Händen liegt. Deshalb folgere ich auch aus 
der Annahme der Vorlage nicht eine Anerkennung des 
Bedürfniſſes für eine Anderung des landgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens in der Weiſe, daß auch dort der Prozeßbetrieb 
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den Parteien entzogen und in die Hand des Vorſitzenden 
gelegt wird. Die Verhältniſſe ſind nicht die gleichen. 

Ich möchte auf die Einzelheiten nicht weiter eingehen, 

nachdem die beiden Herrn Vorredner fie beſprochen haben. 
Der letzte Herr Vorredner hat ſich dafür ausgeſprochen, 
daß die Berufung in Handelsſachen, die vom Amtsgericht 
infolge ſeiner erweiterten Zuſtändigkeit entſchieden worden 
find, an die Kammer für Handelsſachen geleitet werden 
ſolle. Ich will dem Vorſchlag nicht direkt widerſprechen, 
weil die Handelskammern Wert auf ihn legen im Intereſſe 
der Erhaltung des Anſehens der Kammern für Handels⸗ 
ſachen; aber es laſſen ſich ſchwere Bedenken dagegen 
erheben. In der Beruſungsinſtanz treten die Rechtsfragen 
viel ſtärker hervor als in der erſten Inſtanz. In der 
erſten Inſtanz entſcheidet nur ein Richter. Kommt die 
Sache vor die Berufungsinſtanz, ſo halten ſich in Rechts⸗ 
fragen die Handelsrichter nicht für kompetent, ſo großen 
Wert ſie und wir auf ihr Sachverſtändnis in Tatfragen 
legen. In Rechtsfragen fügen ſie ſich der Belehrung des 
Richters, und die Folge iſt, daß nur ein Richter, wenn 
auch formell gedeckt durch die beiden Beiſttzer, in zweiter 
Inſtanz über die Rechtsauffafſung feines Kollegen in der 
erſten Inſtanz zu entſcheiden hat. Das ſcheint mir aller⸗ 
1 5 der Bedeutung der Rechtsfragen nicht voll zu ent⸗ 
prechen. 
Bei der Vorlage tritt die Frage des Voreides und 
Nacheides in die Debatte. Über ſte iſt ſchon viel hin und 
her geredet und geſchrieben worden, wir haben fie entſchieden, 
indem wir in der Miltitärprozeßordnung zum Nacheide 
übergegangen find. Deshalb wird es auch hier fo kommen. 
Aber die Sache bleibt problematiſch, Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen werden entſcheiden. Dem einen läßt ſich nicht 
unbedingt der Vorzug vor dem andern geben. Meine 
Beobachtungen in bezug auf den Voreid ſind nicht derart, 
daß ſie mir zwingenden Anlaß geben würden, zum Nacheid 
überzugehen. Für nicht unbedenklich erachte ich die gemein⸗ 
ſame Vereidigung der Zeugen. Die vorgeſchlagene Formel 
entſpricht ſachlich der Vereidigung bei den Geſchworenen. 
Ob das bei den Zeugen einen genügenden Eindruck machen 
wird, und ob es nicht richtiger ſein wird, an die Einzel⸗ 
vernehmung, eventuell nach Gegenüberſtellungen, die Einzel⸗ 
vereidigung folgen zu laſſen, ſodaß ſie ſich unmittelbar 
anſchließen wird an die Vernehmung, das ſcheint mir er⸗ 
wägenswert zu ſein. 

Die übrigen Einzelheiten kommen praktiſchen Bedürf⸗ 
niffen entgegen; über fie wird man ſich verſtändigen, wenn 
der grundſätzlichen Frage der Umgeſtaltung der Prozeß⸗ 
bolt.“ beim amtsgerichtlichen Verfahren zugeſtimmt werden 
ollte 


Meine Herren, bereits erwähnt iſt auch der § 48 des 
Gerichtskoſtengeſetzes mit der Anderung, die einen Zwan 
auf die Anwälte zur Abhaltung der Termine ausüben ſoll. 
Wenn vier Termine nicht zur Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits geführt haben, ſo ſoll vom fünften ab für jeden 
weiteren Termin eine beſondere Strafgebühr erhoben 
werden. Ich nehme an, daß über dieſe Vorſchrift, über 
deren praktiſche Tragweite ich Bedenken habe — ich ver⸗ 
ſpreche mir nämlich keine beſondere Wirkung von ihr —, 
ein Anwalt aus dem Hauſe und vielleicht auch aus meiner 
Partei ſprechen wird. Vom Standpunkte des Richters 
laſſen Sie mich kurz bemerken, der Richter wird in Zu⸗ 
kunft, wenn er vor der Frage ſteht — wenn er den vierten 
Termin anberaumen ſoll —, erwägen müſſen, ob er nicht 
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den Parteien in der Weiſe entgegenkommen müſſe, daß er 
bereits für dieſen Termin einen weiteren Zeitraum offen 
läßt, als unter normalen Verhältniſſen zu geſchehen hätte, 
damit die Parteien Zeit haben zu ihrer vollſtändigen Vor⸗ 
bereitung. Wenn aber das geſchieht, dann iſt in betreff 
der Beſchleunigung des Verfahrens nichts gewonnen. 
Denn dieſe Verzögerung tritt nun bei allen zu wieder⸗ 
holten Malen anberaumten Sachen, nicht bloß bei den 
kliniſch zu behandelnden ein. Wie die anderen, ſo beruht 
auch dieſe Frage weſentlich auf der Art, wie das 
Richterkollegium ſich mit ſeinen Anwälten verſtändigt. 
In einem ſo großen Betrieb wie in Berlin mögen ſolche 
Vorſchriften notwendig ſein und Erfolg haben; in dem 
Betrieb der kleinen Bezirke rollen ſich die Sachen ohne 
ſolchen Zwang auf Giund ruhiger Verſtändigung zwifchen 
Vorſitzenden und Anwälten ab. Deshalb meine ich auch, 
die Frage der Annahme der vorgeſchlagenen Vorſchrift 
wird einer ernſten Prüfung bedürfen. Wie wird es 
kommen, wenn ſolche Koſten der Partei auferlegt werden, 
die aus der Abhaltung der weiteren Termine entſtehen? 
Regelmäßig wird das zu Mißtrauen zwiſchen der Partei 
und dem Anwalt, eventuell auch zu Rechtsanſprüchen 
zwiſchen Parteien und Anwälten führen. Ich meine, die 
Bedeutung der Anwälte iſt für unſere Rechtspflege ſo 
wichtig, daß wir verſuchen ſollten, auf dem Wege der Ver⸗ 
ſtändigung mit ihnen in den Einzelfällen zurechtzukommen 
und zu vermeiden, gewiſſermaßen Strafgebühren auf 
die Parteien zu legen. Dabei will ich zugeben, daß es 
Fälle gibt, in denen die Parteien oder die Anwälte zu 
Terminsverlegungen Anlaß geben, wodurch die richterliche 
Arbeit erſchwert wird, ſodaß man ſelbſt in der höchſten 
Inſtanz ſich vor die Frage geſtellt geſehen hat, zu er⸗ 
wägen, ob von der Beſtimmung des § 48, der die Mög⸗ 
lichkeit offen läßt, eine Strafgebühr feſtzuſetzen, Gebrauch 
gemacht werden ſoll. Die Kollegien haben ſich aber bis 
wach faſt immer entſchloſſen, von ihr keinen Gebrauch zu 
machen. 
Meine Herren, wir ſchließen uns dem Antrage an, 
die Vorlage an eine Kommiſſton von 28 Mitgliedern zu 
verweiſen. Wir hegen die Hoffnung, daß ſie dort zu 
einem gedeihlichen Ende geführt wird. 
(Beifall in der Mitte.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Ablaß. 

Dr. Ablaß. Abgeordneter: Meine Herren, die Rede, 
die geſtern der Herr Staats ſekretär zur Einführung dieſer 
Vorlage gehalten hat, war im ganzen großen auf einen 
ſehr elegiſchen Ton geſtimmt. Eine große Hoffnungs⸗ 
freudigkeit trat darin nicht zutage. Ich bin der Meinung, 
daß er darin eigentlich auch ganz recht hatte, daß es be⸗ 
greiflich iſt, daß ihn eine gewiſſe Mißſtimmung befallen 
hat. Denn das eine hat die bisherige öffentliche Dis⸗ 
kuſſton über die Novelle ergeben, daß die beſten Männer 
der Praxis und die angeſehenſten Gelehrten der Zivil⸗ 
prozeßwiſſenſchaft im weſentlichen einmütig in der Ab⸗ 
lehnung dieſer Novelle ſind, ſo wie ſie uns vorliegt. Es 
hat deshalb auch der Herr Staats ſekretär, um gewiſſer⸗ 
maßen mehrere Getroffene zu ſchaffen, erklärt, daß ſich 
der Widerſtand gegen dieſe Novelle nicht allein gegen die 
Reichsregierung richte, ſondern ebenſo ſehr gegen den 
Deutſchen Reichstag, den er nunmehr gern als Bundes⸗ 


genoſſen hätte. Dieſes Argument des Herrn Staats⸗ 
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ſekretärs iſt aber meines Erachteus nicht ganz richtig. 
Es iſt gewiß richtig, daß das Haus Anregungen geben 
kann, daß es eine gewiſſe Richtlinie vorzeichnen kann, in 
der es will, daß ſich die Geſetzgebung bewegen ſoll. Aber 
man wird nicht behaupten wollen, daß, wenn in dieſer 
Richtlinie ein Geſetzentwurf herauskommt, das Haus 
durch die Wünſche, die es geäußert hat, nunmehr gebunden 
ſei, das, was ihm vorgelegt ſei, auch unbedingt anzu⸗ 
nehmen. Meine Herren, es wird ſchon notwendig ſein, 
daß wir die Geſetze, die, auf Grund einer theoretiſchen 
Anregung veranlaßt, aus dem Reichsjuſtizamt heraus⸗ 
kommen, ſeitens des Reichstags in der Art der Aus⸗ 
führung ſehr forgfältig prüfen müſſen. Ich glaube, der 
Reichstag tut gut daran, wenn er ſich durch ſeine all⸗ 
gemeine Richtlinie nicht beſchränken läßt; denn wir würden 
ſonſt wohl die Katze im Sack kaufen. 

Meine Herren, es iſt gewiß richtig, wenn der Herr 
Staatsſekretär geſtern ausgeführt hat, daß ſeitens der 
Zentrumspartei, der Petitionskommiſſion, des Herrn 
Führers der Nationalliberalen und ebenſo von meiner 
Partei in den Jahren 1904 und 1905 Anregungen gegeben 
worden find in dem Sinne, daß man eine Reviſion der 
Zivilprozeßordnung wünſche und ſte als ein dringendes 
Bedürfnis empfinde; weiterhin, daß man die Abſicht habe, 
die Stellung der kleinen Leute im Prozeß zu beſſern, ja 
ſogar, wie ich auch ohne weiteres zugebe, daß die An⸗ 
regungen dahin gegangen find, die Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte im Prozeß zu erweitern. Meine Herren, ſoll aber 
etwa damit behauptet werden, daß der Reichstag ſich be⸗ 
züglich des „Wie“ nunmehr auch in der Frage der Er⸗ 
weiterung der Zuſtändigkeit feſtzulegen hätte? Über dieſe 
Frage werden wir uns doch wohl noch ſehr ernſthaft 
unterhalten müſſen. Ich bin der Anſicht, daß bei dieſem 
Entwurf alles auf die Art und Weiſe ankommt, wie er 
verfaßt iſt. Und da iſt es freilich ſo, wie ich ſchon ein⸗ 
leitend bemerkte, daß die öffentliche Kritik für den Entwurf 
eine teilweiſe vernichtende geweſen iſt. 

Meine Herren, in einem Punkte hat der Herr Staats⸗ 
ſekretär meines Erachtens nicht ganz richtig zitiert, wenn 
er meinte, er dürfe ſich auf die Reſolution berufen, die 
der Reichstag am 10. Juni 1904 gefaßt hat. Damals, 
als es ſich um die Annahme des Geſetzes über die Kauf⸗ 
mannsgerichte handelte, hat der Reichstag nicht ſo 
befchloſſen, wie der Herr Staatsſekretär dem Sinne nach 
„ hat, ſondern die Reſolution lautete folgender⸗ 
maßen: 

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, unverzüglich 
eine Reform des Zivilprozeß verfahrens in die 
Wege zu leiten, durch welche allgemein, ins⸗ 
beſondere aber für die zur Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte gehörenden Rechtsſtreitigkeiten ein 
dem Geſichtspunkt der Beſchleunigung und Ver⸗ 
billigung der Rechtspflege entſprechendes Verfahren 
eingeführt wird. 
Dieſe Reſolution beſagt alfo ſehr unzweideutig, daß man 
eine Sondergeſetzgebung für die Amtsgerichte nicht gewünſcht 
hat, ſondern eine allgemeine Regelung, die zwei beſtimmte 
Tendenzen berückſichtigen ſollte, und daß man das ſchon 
mit Rückſicht darauf wünſcht, daß insbeſondere für die 
Amtsgerichte dieſe Regelung erwünſcht ſei. Die allgemeine 
Ausgeſtaltung aber war es, die im Prinzip ſeitens des 
Reichstags gefordert worden war. Ich bin der Über⸗ 
zeugung, daß der Reichstag die eine Forderung, die 


jetzt zur Tat werden ſoll, wenn der Geſetzentwurf 
Annahme findet, nicht dahin verſtanden hat, daß wir 
etwa die Gerichte bezüglich des Verfahrens vollſtändig 
einander gegenüberſtellen und ihr Verfahren verſchieden⸗ 
artig ausbauen ſollen. Dieſen Nachweis wird der Herr 
Staatsſekretär nicht führen. 

Meine Herren, warum wir damals im Reichstage 
dieſe Reſolution gefaßt haben, war ſehr klar. Es beſtand 
der Wunſch, in der Zukunft es vielleicht doch wieder zu 
erreichen, daß die Sondergerichte aufhörten und wiederum 
ſolten. allgemeine Gerichts verfahren angeſchloſſen werden 
ollten. 

Meine Herren, es iſt hier nicht am Platze, die Wirk⸗ 
ſamkeit der Sondergerichte, der Kaufmannsgerichte und 
der Gewerbegerichte, einer beſonders eingehenden Kritik zu 
unterziehen. Nur das eine glaube ich hervorheben zu 
ſollen, daß der Gedanke einer weiteren Ausdehnung der 
Sondergerichte in dieſem Hauſe vermutlich nicht auf große 
Gegenliebe ſtoßen wird. 

(Sehr richtig! links. — Widerſpruch rechts.) 
Meine Herren, wir haben, als wir die Einheitlichkeit der 
Gerichtsverfaſſung und des Gerichtsver fahrens bekamen, 
uns darüber gefreut, daß einem jahrzehntelangen Sehnen 
der deutſchen Nation Rechnung getragen war, und es iſt 
ſicherlich kein Fortſchritt, wenn die Entwicklung dazu ge⸗ 
führt hat, daß nach nicht allzu langem Beſtehen dieſes 
einheitlichen Rechtes ein Bruch in dem Sinne herbei⸗ 
geführt worden iſt, daß man große Glieder von dieſer 
Einheitlichkeit des Verfahrens wieder abgetrennt hat. 


Es wird in der Begründung der Novelle wiederholt 
Bezug genommen auf die Erfahrungen, die man bei den 
Sondergerichten gemacht hat. Ich glaube, das iſt ver⸗ 
früht. Wir ſollen dieſe Erfahrungen vorläufig deshalb 
noch nicht wirken laſſen, weil ſie meines Erachtens einen 
vollſtändig zutreffenden Schluß darauf, ob ſie günſtig 
oder ungünſtig ſind, noch nicht zulaſſen. Meine Herren, 
das eine iſt mir jedenfalls klar, daß ſich an dieſe Sonder⸗ 
gerichtsgeſetzgebung mancherlei Erörterungen geknüpft 
haben, die nicht im Intereſſe einer unparteilichen Rechts⸗ 
pflege liegen. Ich erinnere dabei beſonders an die Frage, 
ob man mit den Kaufmannsgerichten zufrieden ſein ſolle 
oder nicht, und da iſt das Bedauerliche hervorgetreten, 
daß der eine Teil der davon Betroffenen ſie ins unge⸗ 
meffene rühmt, der andere ſie vielleicht mit nicht zu 
billigender Schärfe tadelt. Die Arbeitnehmer verweiſen 
mit Stolz darauf, daß, nachdem dieſe Kaufmannsgerichte 
geſchaffen worden find, die Prozeſſe der Angeſtellten ſich 
ins ungemeſſene vermehrt haben; man ſagt, daraus müſſe 
man den Schluß ziehen, daß die früheren Gerichte das 
Vertrauen der Angeſtellten nicht beſeſſen hätten. Dem⸗ 
gegenüber meinen die Arbeitgeber, daß in dem früheren 
Verfahren, wo die Arbeitnehmer zumeiſt einer Organiſation 
angehörten, die ihnen den Rechtsſchutz gewährleiſtete, ſie 
vor der Anſtrengung erſt prüfen laſſen mußten, ob ein 
derartiger Prozeß eine Ausſicht auf Erfolg böte, und daß 
in dem Falle, wo es verneint wurde, von einem nicht ganz 
ſicheren Prozeß Abſtand genommen wurde. Jetzt, be⸗ 
hauptet man, wird jeder, auch der frivolſte Prozeß er⸗ 
hoben in der Erwartung: wenn ich viel fordere, etwas 
bekomme ich doch; — denn bei den Kaufmannsgerichten 
endet eigentlich mit Naturnotwendigkeit jeder zweite Prozeß 
mit einem Vergleich. 
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ſcheint. 


Meine Herren, daraus ergibt ſich, daß dasjenige ein⸗ 
getreten iſt, was bei einem ordentlichen Gerichts verfahren 
niemals der Fall ſein darf, daß man das Verfahren be⸗ 


trachtet unter dem Sondergeſichtspunkte einer beſonderen 


Klaſſe. Man fragt ſich, ob das Gericht gebilligt wird 
vom Standpunkt des Arbeitgebers oder vom Standpunkt 
des Arbeitnehmers. Und dieſe Betrachtungen berechtigen 
mich zu der Anſicht, daß es nicht das richtige wäre, 
wenn wir die ordentliche Gerichtsbarkeit auch auf den 
Plan brächten, daß fie derartigen Erörterungen unter: 
worfen werden müßte, daß insbeſondere der Kreis der 
Richter aus öffentlichen Wahlen hervorginge, die von be⸗ 
ſtimmten politiſchen Gruppen gemacht werden. So liegt, 
meine Herren, die Frage jetzt, und ich bekenne Ihnen, 
daß ich Ihnen ohne weiteres erkläre: wo Recht oder Un⸗ 
recht liegt, iſt abſolut noch nicht ſpruchreif. Wir werden 
eine viel längere Zeit abwarten müſſen, um zu erkennen, 
ob dort Mißſtände vorhanden ſind, ob die Vorteile die 
Nachteile überwiegen, und ich kann es deshalb nicht 
billigen, daß gerade darauf ein weſentlicher Teil der Be⸗ 
gründung dieſer Novelle ſich erſtreckt. 

Meine Herren, damit komme ich auf dieſe Novelle 
zu ſprechen, und ich ſtelle dabei an die Spitze, daß wir 
den Wunſch haben, daß erhalten möge werden ein durch 
und durch unparteilicher Richterſtand. Wir verlangen 
dies, weil wir darin das höchſte Palladium des Rechts⸗ 
ſtaates erblicken. Wir müſſen fordern, daß die Richter 
allen Strömungen des Tages gewachſen find, daß ſie ſie 
kennen und ſtudieren, daß fie fie beherrſchen, aber daß fie 
fich von dieſen Strömungen nicht treiben laſſen. 

| (Sehr richtig! links.) 
Wir müſſen deshalb auch fordern, daß die höchſte Befähigung, 
die möglich ift, für das Richteramt angeftrebt wird, und wir 
müſſen endlich fordern, daß ein Gerichtsverfahren geſchaffen 
wird, das für eine vorurteilsfreie, durch und durch richtige 
Rechtſprechung die beſten Rechtsgarantien gibt. 

Meine Herren, unter dieſem Geſichtspunkte betrachtet 
die linksliberale Fraktion sgemeinſchaft, für die ich hier 
ſpreche, den Entwurf in den aller weſentlichſten Punkten 
als ſehr ſtark anfechtbar oder verbeſſerungsfähig. Ich 
perſönlich bin der Überzeugung, die in der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kritik niedergelegt iſt, daß die Mangelhaftigkeit des 
Entwurfs vor allem darin zu erblicken iſt, daß er an 
einer unheilbaren Halbheit leidet 

(ſehr richtig! links), 
und daß dieſer Entwurf, ſo diskutabel er in Einzelfragen 
ſein mag, in ſeiner Grundtendenz mir verfehlt zu ſein 
Ich befinde mich in dieſer Auffaſſung in ſehr 
guter Geſellſchaft. Es haben im September und 
November 1907 zwei Anwaltstage, in Mannheim und in 
Leipzig, getagt, und es hat im September 1908 in Karls⸗ 
ruhe der Deutſche Juriſtentag ſich ebenfalls mit der Frage 
dieſer Zivilprozeßordnungsnovelle befaßt. Mit einer an 
Einſtimmigkeit grenzenden Einmütigkeit haben dieſe drei 
ſicherlich in ihrem Votum hoch zu achtenden Korporationen 
erklärt, daß der Entwurf in ſeinen generellen Unterlagen 
nicht als eine geeignete Grundlage für die weitere Reform 
des Verfahrens anzuſehen ſei. Das muß uns fſtutzig 
machen. Das Reichs juſtizamt wird ja vielleicht den Voten 
dieſer Körperſchaften nicht dieſelbe Bedeutung beimeſſen, 
wie ich persönlich es tue. Ich glaube zu dieſem Schluß 
ſchon deshalb berechtigt zu ſein, weil es z. B. das Reichs⸗ 
juſtizamt unterlaſſen hat, die Anwaltstage überhaupt auch 


19 


nur zu berückſichtigen und zu beſchicken. Das iſt tief 
bedauerlich. Es wird dadurch eine engere Stellungnahme 
derjenigen verhindert, welche bei der Schaffung neuer, 
organiſcher großer Geſetze doch mit Naturnotwendigkeit 
aufeinander angewieſen ſind. Man erblickt darin mit 
Recht ein Mißtrauensvotum; man verweiſt darauf, daß, 
wenn die berufene Vertretung beiſpielsweiſe der Land⸗ 
wirtſchaft zuſammentritt, der deutſche Reichskanzler in 
höchſteigener Perſon erſcheint und dort ſogar die Inſchrift 
für ſein Grabdenkmal beſtimmt 
(Heiterkeit), 


daß er gewiſſermaßen ſein politiſches Glaubensbekenntnis 
niederlegt. Man verweiſt darauf, daß, wenn der 
Kaufmannsſtand in ſeiner geſetzlichen Vertretung ſich 
zuſammenfindet, der preußiſche Herr Handelsminiſter er⸗ 
ſcheint und mit ihm Angehörige der Reichsregierung, um 
zu hören, wie man über die Intereſſen des Standes denkt. 
Meine Herren, bei den Anwaltstagen war davon nichts 
zu bemerken, ſie gingen an dem mit einer ſo gewaltigen 
Aufgabe beauftragten Reichsjuſtizamt ſpurlos vorüber. 
Der Herr Staatsſekretär hat erklärt, er ſei nicht in der 
Lage geweſen, hinzugehen, weil er durch die Vertretung 
des Maßeſtätsbeleidigungsparagraphen im Reichstage 
anderweitig beſchäftigt ſei. Das wollen wir anerkennen. 
Aber, meine Herren, man darf doch wohl darauf hin⸗ 
weiſen, daß das Reichsjuſtizamt nicht allein aus dem 
Herrn Staatsſekretär beſteht, ſondern daß es eine ganze 
Menge von Perſönlichkeiten umfaßt, von denen vielleicht 
eine abkömmlich geweſen wäre. Und darum wird man 
wohl mit Fug ſagen können, es hätte vielleicht manches 
anders kommen können, wenn man rechtzeitig die Stellung⸗ 
nahme aller derjenigen, welche bei der Ausarbeitung eines 
derartigen Entwurfes in Betracht kommen, ordnungsmäßig 


gehört hätte. 
(Sehr richtig! links.) 


Der Herr Staatsſekretär hat geſtern darauf hinge⸗ 
wieſen, daß der Widerſpruch, der gegen ſeine Vorlage 
erhoben worden ſei, ſo ungemein bedeutend und lebhaft 
geweſen ſei. Ganz recht, meine Herren! Er hat auch 
hervorgehoben, gegen die Einzelheiten des Entwurfs 
prozeſſual⸗techniſcher Natur werde ſich wohl dieſer Wider⸗ 
ſtand nicht allein gerichtet haben, denn das ſeien Zweck⸗ 
mäßigkeits fragen. Wiederum richtig. Und gerade daraus 
folgt, daß ſich der Widerſtand doch gerichtet haben muß 
negen den Kern der Sache; und daß das gerade das 
Reichsjuſtizamt beſonders hoffnungsfreudig ſtimmen ſoll, 
das glaube ich freilich mit ihm nicht. 

Nun, meine Herren, laſſen Sie mich damit kommen 
zur Beſprechung der Struktur dieſer Novelle, auf die doch 
alles ankommt, und auf die Beſprechung der maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkte, die darin niedergelegt find, damit 
wir wiſſen, ob wir vor einer guten, brauchbaren oder vor 
einer minderwertigen Aufgabe ſtehen. Da kommt in der 
Tat in erſter Linie in Betracht die Frage der Kompetenz⸗ 
erhöhung für die Amtsgerichte. Der Herr Staats⸗ 
ſekretär hatte geſtern ganz richtig a daß, 
als man damals dieſe Wertgrenze auf 300 Mark 
feſtſetzte, eine ganze Anzahl bedeutender Parla⸗ 
mentarier der Überzeugung geweſen iſt, daß das nicht 
ausreiche, man ſolle die Wertgrenze hinaufſchrauben. 
Worauf das bei den hannoverſchen Abgeordneten zurück⸗ 


zuführen iſt, hat mein Herr Vorredner, der Herr Kollege 
8 * 


m. 


Spahn, ſoeben dargelegt. Was die anderen anbetrifft, 
ſo wird man mit dieſem Hinweis auf eine vergangene 
Zeit nicht allzu viel anfangen können. Denn, meine 
Herren, die Sache liegt doch ſo. Als man damals dieſe 
300 Mark fixierte, handelte es ſich in der Tat doch um 
eine allgemeine Zweckmäßigkeitsfrage; es konnte doch mit 
Fug kein Menſch behaupten: die Gründe der Logik 
zwingen dazu, daß man nicht 300 Mark, ſondern 
800 Mark nimmt. Es waren keine Erwägungen, von 
denen man ſagen kann: nur der eine hat recht, der 
andere nicht; ſondern man mußte die Summe aus 
praktiſchen Erwägungen heraus wählen, und man kam 
deshalb zu dem Ergebnis: die 300 Mark find für den 
gegebenen Moment das Richtige, man kann das ändern, 
man braucht es vielleicht nicht zu ändern, das wird die 
Erfahrung lehren. Jetzt haben wir uns zu fragen, ob 
die Erfahrungen des Rechtslebens, die wir in einem 
längeren als zwanzigjährigen Zeitraum gemacht haben, 
geeignet ſind, uns zu dem Schluſſe zu zwingen, man 
müſſe zurückgreifen auf den Wunſch, der damals ſchon 
teilweiſe geäußert worden iſt, die 300 Mark zu beſeitigen 
und auf 800 Mark hinaufgehen. Meine Herren, da hört 
die Frage freilich nunmehr auf, eine reine Zweckmäßig⸗ 
keitsfrage zu ſein. Jetzt ſollen die Erfahrungen eines 
langen Zeitraums berückſichtigt werden. Jetzt iſt man in 
der Lage, ein Material zur Verfügung zu haben, das in 
dem Umfange damals, als man arbitrierte, noch nicht 
vorhanden war, und da meine ich, daß wir nunmehr die 
Frage der Notwendigkeit doch ſehr eingehend prüfen ſollen. 
Ich gebe zunächſt, wie die Herren Vorredner wohl 

alle bereits übereinſtimmend getan haben, namens meiner 
politiſchen Freunde die Erklärung ab, daß unſere Anſichten 
über die Frage, welche Summe man für die Kompetenz 
der Amtsgerichte feſtzuſetzen habe, geteilt find. Ein Teil 
meiner politiſchen Freunde iſt der Meinung, daß es wohl 
angängig ſei, bis zu 800 Mark hinaufzugehen; ein anderer 
Teil meint, daß dieſe Kompetenzerhöhung zu weit greift, 
und daß man ſich mit einer niedrigeren Summe, die aber 
über 300 Mark zu liegen kommen müſſe, beſcheiden müſſe. 
Die Erwägungen, die von dieſem Teil meiner Freunde 
angeſtellt werden, ſind im weſentlichen die, daß das 
Sinken der Kaufkraft des Geldes dazu geführt hat, daß 
man jetzt nicht mehr 300 Mark ſo bewerten kann, als 
man ſie bewertet hat, als man damals dieſe Beſtimmungen 
ſchuf, und daß infolge der ſinkenden Kaufkraft des Geldes 
nunmehr man mit Notwendigkeit denjenigen Satz an⸗ 
nehmen müſſe, der aus dieſen Erwägungen heraus dem 
damaligen Werte entſpreche. Sie gehen weiter von der 
Erwägung aus, daß damals die Grenze doch im weſent⸗ 
lichen willkürlich arbitriert worden ſei und man die 
Möglichkeit haben müſſe, nunmehr aus den Bedürfniſſen 
des wirtſchaftlichen Verkehrs heraus ohne weiteres eine 
Anderung eintreten laſſen zu können, und es erſcheint 
dieſem Teil meiner politiſchen Freunde vor allen Dingen 
bedenklich, daß durch die Zunahme der Bevölkerung der 
Kreis des Beamtenheeres fortwährend weiter gezogen 
werden müſſe. Man erachtet es für wünſchens wert, in 
dieſer Hinſicht eine Beſchränkung eintreten zu laſſen. Ein 
anderer Teil meiner polltiſchen Freunde ſteht dieſer Auf: 
faſſung diametral gegenüber, und zu denen zähle ich per⸗ 
ſönlich auch mich. Ich bin der Anſicht, man hat vor 
allem im Rechtsleben das eine zu vermeiden, und zwar 
mit aller Schärfe, daß man niemals in den Verdacht 


kommen darf, daß man die Rechtſprechung zuſchneidet nach 
plutokratiſchen Geſichtspunkten. 
(Sehr richtig! links.) 

Es mag ja ſein, daß 300 Mark jetzt nicht mehr ſoviel 
Geld bedeuten wie früher; aber das eine weiß ich, daß 
300 Mark nicht allein für den kleinen Mann, ſondern 
auch für den Mittelſtand zurzeit immer noch eine ganz 
reſpektable Summe bedeuten. Und wenn es richtig iſt, 
daß das Verfahren vor den Landgerichten eine größere 
Garantie der Richtigkeit bietet, wie das vor den Amts⸗ 
gerichten, ſo kann ich den Schritt nicht mitmachen, daß 
ich nur aus dem Grunde, weil es ſich um ein Objekt von 
300 Mark handelt, ihm nunmehr ein Verfahren zuweiſe, 
das mangelhafter als dasjenige iſt, das für höhere 
Anſprüche gegeben iſt. Ich will hierbei mich anſchließen 
an ein recht anſchauliches Bild, das kein anderer als der 
gewiß hochbedeutſame Leipziger Univerſitätsprofeſſor Wacht 
auf dem Anwaltstag in Leipzig ausgeſprochen hat. Er 
hat gemeint, einer Maus iſt ihr Fell gerade ſo lieb wie 
einem Elefanten das ſeinige. 


(Heiterkeit.) 

Beide Tiere ſind gleichmäßig unglücklich darüber, wenn 
man ihnen das Fell über die Ohren zieht. Das iſt 
richtig. Wenn wir aber dieſes Bild noch weiter aus⸗ 
geſtalten ar gerade auf den vorliegenden Fall, fo 
werden Sie mir zuſtimmen, daß es ſchließlich der Elefant 
leichter vertragen kann, wenn man ihm einen Quadratzoll 
Haut herausſchneidet, daß aber die Maus das unter 
keinen Umſtänden aushält, und das, meine Herren, 
glaube ich, hat uns dieſes recht anſchauliche Bild ſehr 
wohl zum Bewußtſein gebracht, daß man mit allgemeinen 
Redensarten über dieſe Frage nicht hinweggleiten darf. 

Es iſt heute ein neuer Geſichtspunkt hervorgetreten, 
der in der gewiß bedeutſamen Rede meines Herrn Vor⸗ 
redners, des Herrn Abgeordneten Spahn, ausgeſprochen 
worden iſt, den ich aber nicht unwiderſprochen laſſen darf. 
Der Herr Kollege Spahn meinte: warum will man dem 
Amtsrichter die m bis zu 800 Mark nicht zu: 
trauen? — jeder kaufmänniſche Angeſtellte kann ja über 
Summen bis 800 Mark und noch viel weiter dis ponieren. 
Meine Herren, ich habe manches Beiſpiel gehört, das 
hinkt, aber noch keines gehört, das ſo gehinkt hat; denn, 
meine Herren, darüber beſteht denn doch wohl kein 
Zweifel, daß ein Richter nicht dazu da iſt, über das Gut 
der Parteien, die vor ihn treten, zu disponieren. Meine 
Herren, der Richter iſt dazu da, zu entſcheiden: wo liegt 
das Recht? wo liegt das Unrecht? Und wenn er es 
wagen ſollte, zu Gunſten oder Ungunſten irgend einer 
Partei auch nur fahrläſſigerweiſe zu disponieren, ſo hätte 
er den Boden verlaſſen, auf dem allein er eine gedeihliche 
Tätigkeit ausüben kann. Und, meine Herren, eine zweite 
Erwägung: der kaufmänniſche Angeſtellte, der unrichtig 
über 800 Mark disponiert, der wird zum Teufel gejagt; 
aber der Richter, der unrichtig disponiert, tft unabſetzbar 
in ſeinem Amte, und deshalb müſſen wir doch andere 
Garantien fordern wie beim kaufmänniſchen Angeſtellten. 

Meine Herren, dieſe Punkte bringen mich nun auf 
die Kernfrage der ganzen Novelle. Man hat es gerade 
von wiſſenſchaftlicher Seite aus als den größten Mangel 
der Begründung empfunden, daß ſich die Motive nicht mit 
der Frage befaſſen, welches Verfahren das richtigere I: 
das vor dem Einzelrichter oder das vor dem Kollegial⸗ 
gerichte; und das, meine Herren, iſt und bleibt der Kern⸗ 
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punkt der Frage. Wer etwas anderes ſagt, der will 
dieſes Bild verſchieben, der will ſich eben vor dieſe Frage 
nicht geſtellt ſehen, und da, meine Herren, wollen wir 
denn doch einmal durchgehen, ob die Rechtſprechung der 
Amtsgerichte und der Kollegialgerichte eine durchaus gleich⸗ 
wertige überhaupt nur ſein kann. Man hat es zumeiſt 
in dieſem Hauſe bejaht; ich aber bin entgegengeſetzter 
Anſicht. Der Herr Staatsſekretär meinte, im Lande würde 
das ja öfter ausgeſprochen, daß die Tätigkeit des Einzel⸗ 
richters nicht fo hoch bewertet werde wie die des Kollegial⸗ 
richters, daß ſie größere Mängel aufwieſe; im Hauſe 
würde dieſe Anſicht nicht vertreten werden. Meine Herren, 
er hat auch geſtern mit Emphaſe hinzugefügt, er ſei der 
Überzeugung, niemand in dieſem Hauſe würde behaupten, 
daß ſich das Amtsgericht nicht bewährt habe. Meine Herren, 
das heißt den Geſichtspunkt verſchieben. Kein Menſch be⸗ 
hauptet, das ſich das Amtsgericht generell nicht bewährt 
hat. Die Frage iſt nur die: kann an Stelle eines guten 
Verfahrens ein anderes geſetzt werden, das noch beſſer tft? 
Und das iſt es, was zu entſcheiden iſt: iſt etwa das 
Verfahren vor dem Kollegtalgerichte das beſſere gegenüber 
dem vor dem Einzelgerichte? Da liegt denn doch von 
meinem Standpunkte aus die Sachlage ſo, daß das 
Inſtitut des Amtsrichters naturgemäß in keiner Weiſe 
entbehrt werden kann, daß es auch ein durch und durch 
geſundes iſt, daß es aber in der Mehrzahl der Fälle und 
beſonders dann, wenn fie anfangen, juriſtiſch intrikat zu 
werden, richtiger iſt, wenn man die Prüfung durch einen 
größeren Kreis von Perſonen vornehmen läßt. Daß die 
Tätigkeit der Amtsrichter wiederholt der Anfechtung unter⸗ 
liegen kann, das will ich Ihnen an einem Beiſpiele klar 
machen, das ſoeben erſt in der Preſſe veröffentlicht worden 
iſt. Es iſt ein Fall, der in der „Frankfurter Zeitung“ 
aktenmäßig feſtgeſtellt iſt. Sie können ſich denken, daß 
ich mich nur auf dieſe Mitteilung verlaſſen kann, wie ſie 
bisher in der Preſſe erſchienen iſt. Sie lautet folgender⸗ 


maßen: 
Wenn in der nächſten Zeit, wie beabſichtigt iſt, 
die Akten des ehemaligen Düſſeldorfer Heine⸗ 
denkmalkomitees der Stadt⸗ und Landesbibliothek 
überwieſen und dem Heineforſcher zugänglich ge⸗ 
macht werden, wird beſonders ein Aktenſtück ſein 
Intereſſe erregen, das bisher nur wenigen zur 
Kenntnis gekommen iſt. 
Es wird nun geſchildert, daß bis vor wenigen Jahren 
an der Spitze des Denkmalkomitees der inzwiſchen ver⸗ 
ſtorbene Geheime Juſtizrat Emil Blum geſtanden hat, 
daß er, nachdem ein anſehnlicher Fonds aufgelaufen war, 
daran ging, zu verſuchen, auf Grund der Beſtimmung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs dafür einen geſetzlichen Pfleger 
in der Perſon ſeines Sekretärs beſtellen zu laſſen, und 
daß er in dieſem Sinne eine Eingabe an das Amtsgericht 
gerichtet hat. Der Amtsrichter aber hat ihm einen 
Beſchluß des Amtsgerichts zuſtellen laſſen, in dem die 
Beſtellung des Pflegers abgelehnt wurde mit der Be⸗ 
gründung, man könne einen Pfleger nicht beſtellen, weil 
das Geld zu einem unmoraliſchen Zwecke geſammelt 
ſei. Daraufhin hat ſich naturgemäß der Geheimrat Blum 
beſchwerdeführend an die Kammer des Landgerichts ge⸗ 
wandt. Der Beſchluß iſt unter dem Vorſitz des Land⸗ 
gerichtspräſidenten Witte aufgehoben worden. Man kann 
ſagen: das iſt ein einzelner Fall. Ganz recht, meine 
Herren, man fol auch Einzelfälle nicht generalifieren. 


Aber ich bin der Überzeugung, daß ein derartiger Fall 
in dieſer Weiſe vor einem Landgericht niemals hätte zur 
Entſcheidung gebracht werden können. Die Möglichkeit, 
einen Spruch herauszubekommen, der der Überzeugung 
Aus druck gegeben hat, daß eine Unzahl der beiten Männer 
des Volks, die ſich zuſammengetan haben zu einem 
hochkünſtleriſchen Zweck, eine unmoraliſche Tätigkeit ent» 
wickelt haben, iſt nur zu erklären durch einen Abweg, 
und, meine Herren, drei Richter gehen einen Abweg 
ſchwerer als ein Richter. 
Sehr richtig! links.) 

Da komme ich zu dem Schluſſe, daß wir der Gefahr 
beim Einzelrichter eher ausgeſetzt find als bei dem 
Kollegialgericht, daß ein Fehlſpruch zuſtande kommt. Das 
tft fein Vorwurf gegen das Inſtitut. Das iſt die Folge 
der allgemeinen menſchlichen Unzulänglichkeit. Aber, meine 
Herren, arbeiten wir nicht darauf hin, gerade im richter⸗ 
lichen Verfahren die Unzulänglichkeit ſo viel wie möglich 
zu beſeitigen? Iſt es nicht unſer Wunſch, Rechtsgarantien 
zu ſchaffen, durch welche derartige Unzulänglichkeiten ſo 
viel wie möglich in den Bereich der Unmöglichkeit ver⸗ 
wieſen werden? Und deshalb, meine ich, hätte man ſich 
doch mit der Frage, ob das Kollegialgericht in dieſem 
ſtarken Umfange beſprochen werden ſoll, etwas eingehender 
beſchäftigen ſollen. 

Meine Herren, der Entwurf ſagt dem Amtsrichter 
nach, daß er das Vertrauen der Bevölkerung beſonders 
deshalb beſäße, weil er gewiſſermaßen der bodenſtändige 
Mann ſei, der zuſammengewachſen iſt mit ſeiner Be⸗ 
völkerung mit den Eingeſeſſenen ſeines Gertchtsſprengels. 
Meine Herren, das war der Gedanke, wie er früher bei 
der Schaffung des Inſtituts zur Durchführung gebracht 
werden ſollte. Ich aber behaupte, daß das nur in den 
ſeltenſten Fällen wirklich erreicht wird; denn, meine 
Herren, wir können uns darüber wohl nicht ſtreiten, daß 
in einer nur ſehr kleinen Zahl von Fällen der Amts⸗ 
richter dauernd auf dem Fleck bleibt, auf den er einmal 
durch die erſte Beſetzung berufen worden iſt. Und darin 


liegt nichts, woraus man dem Amtsrichter einen Vorwurf 


machen kann. Er kommt in ſeine Stellung gewöhnlich in 
jungen Jahren. Er hat die Abſicht, ſich ſelbſt geiſtig 
vorwärts zu bringen; er arbeitet an ſeiner geiſtigen 
Durchringung, er will ſeine Familie fördern. Daraus 
folgt mit Naturnotwendigkeit, daß er einen Ort 
aufſucht, wo er ſeinen Kindern eine beſſere Erziehung 
eben kann; er ſucht ſich ſelbſt aus dieſem engen Kreiſe 
N aus völlig moraliſchen, geiſtig hoch zu 
reſpektierenden Erwägungen heraus, und ſo behaupte ich, 
daß der Wechſel bei den Amtsgerichten kein geringerer iſt 
als bei den Landgerichten, daß die Idee des Zuſammen⸗ 
wachſens des Richters mit den Eingeſeſſenen ſeines Be⸗ 
zirks nicht zur Wahrheit geworden iſt. 

Wenn wir uns dann fragen, ob nicht ganz allgemeine 
Erwägungen ſchon darauf hinführen, daß das Kollegial⸗ 
gericht beſſer ſein muß, ſo werden wir wohl ohne weiteres 
dem zuſtimmen können, daß ſechs Augen immer mehr ſehen 
als zwei. In jedem Kollegium gibt es Richter, die einen 
beſtimmten Kreis von Rechtsmaterien beſonders gut be⸗ 
herrſchen; ſie haben eine beſondere Ausbildung in dieſem 
oder jenem Zweig erhalten, ſie können das Kollegium 
davor bewahren, Rechtsgrundſätze zu überſehen oder nicht 
ganz zutreffend anzuwenden. Sie können gegenſeitig 
darauf hinarbeiten, daß fie ſich ergänzen, und fo kommt 
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eine Rechtſprechung des Kollegialgerichts heraus, die im 
weſentlichen eine gleichbleibende, vor allem aber eine ſolche 
iſt, die den maßgebenden geſetzlichen Geſichtspunkten 
beſſer Rechnung trägt als die des Einzelrichters. Und 
das iſt auch ganz klar: wenn man ſich überleat, daß die 
Hilfsmittel des Kollegiums unendlich viel beſſer und be⸗ 
deutender ſind als die des Amtsrichters, ganz abgeſehen 
davon, daß die Bibliothek ſich in einem ganz anderen 
Zuſtande befindet, iſt auch die Möglichkeit des ſtändigen 
Verkehrs mit Angehörigen desſelben Standes, die auf 
einer beſtimmten geiſtigen Höhe ſtehen und den innerlichen 
Antrieb haben, ſich fortwährend ſelber durch geiſtigen 
Meinunasaustauſch zu vervollkommnen, und da möchte ich 
doch wiſſen, ob man nicht ohne weiteres den Schluß mit 
mir wird mitmachen wollen: die Rechtsgarantie, daß in den 
Kollegialgerichten beſſer geurteilt wird als bei den Amts⸗ 
gerichten, iſt eigentlich eine der Natur der Sache ent⸗ 
ſprechende. Deshalb hat auch der Deutſche Juriſtentag 
das mit Recht nachgeholt, was das Reichsjuſtizamt unter⸗ 
laſſen hat; er hat zur Grundlage der Abſtimmung über 
die Novelle die Frage 1 iſt in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten das Kollegialprinzip zu Gunſten des Einzel⸗ 
richters einzuſchränken? — und der Deutſche Juriſtentag 
iſt zu der Antwort gekommen: nein, wir dürfen das im 
Intereſſe der Güte der Rechtſprechung nicht tun, — und 
er hat hinzugefügt: es iſt deshalb eine Ausdehnung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit nach Maßgabe des dem 
Reichstage vorliegenden Entwurfs nicht empfehlenswert. 

Meine Herren, ich habe Ihnen auseinandergeſetzt, 
welchen perſönlichen Standpunkt ich in der Frage ein⸗ 
nehme, von der ich behaupte, daß ſie die Kernfrage der 
ganzen Novelle iſt. 

Ich habe noch bezüglich des Standpunkts meiner 
politiſchen Freunde folgendes hinzuzufügen. Wir ſind 
einig in der Auffaſſung, daß der Entwurf nicht behandelt 
werden darf weſentlich aus fiskaliſchen Geſichtspunkten 
heraus, wir ſind der Anſicht, daß wir ein Anrecht darauf 
haben, daß wir die beſte Juſtiz gewährleiſtet bekommen, 
die überhaupt möglich iſt, und daß dabei der Koſtenpunkt 
nur von untergeordneter Bedeutung iſt. 

(Sehr richtig! links.) 
Wir ſind der Anſicht, daß, wenn immer beim Militäretat 
darauf hingewieſen wird, daß man das Heer ſchlagfertig 
erhalten müſſe in jeder Art und deshalb Aufwendungen, 
die man als notwendig erkenne, nicht zurückſtellen dürfe, 
die Juſtiz genau dasſelbe Recht darauf hat, daß nicht aus 
Erſparnisgründen irgendwelche Maßregel der Rechtspflege 
behandelt werden darf. 
(Sehr richtig!) 

Ich habe noch einen zweiten Punkt hervorzuheben, auf 
den geſtern der Herr Staatsſekretär beſonders ausführlich 
eingegangen iſt. Er meinte, wir ſollten doch unſeren Stand⸗ 
punkt auch einigermaßen beeinfluſſen laſſen durch den 
Hinblick auf unſere Nachbarländer, insbeſondere Oſterreich 
und Frankreich; Oſterreich habe eine Kompetenz des 
Einzelrichters, die erſt ihre Grenze bei dem Betrage 
von 1000 Kronen finde, und der franzöſiſche Einzel⸗ 
richter entſcheidet bis zu einer Höhe von 600 Francs, 
was erheblich über das hinausgehe, was uns die Reichs⸗ 
regierung vorſchläat. 

Ich bin der Anſicht: man kann ganz ruhig dann und 
wann ins Ausland hinüberblicken — es iſt z. B. in der 
gegenwärtigen politiſchen Lage recht nützlich, wenn man 


die Außerungen des Auslandes einmal ſehr ſorgfältig auf 
ſich wirken läßt —; aber in den Fragen einer großen 
Organiſation der Rechtspflege möchte ich denn doch davor 
warnen, mit einem einzigen Hinweis auf die Inſtitute 
eines Nachbarſtaates uns einen Vorgang im innerpolitiſchen 
Leben ſchmackhaft machen zu wollen. Meine Herren, eins 
wird inſtruktiv für den Herrn Staatsſekretär ſein: als 
Oſterreich an die Erhöhung der Kompetenz bis 
1000 Kronen heranging, da hat es wenigſtens den Mut 
gehabt, freimütig auszuſprechen, daß der maßgebende 
Geſichtspunkt für Oſterreich darin gelegen hat, die Koſten 
der Juſtiz für ſich zu verbilligen, — ein Geſichtspunkt, 
von dem ich hoffe, daß er im Deutſchen Reichstage nicht 
geteilt werden wird. 

Wenn der Herr Staatsſekretär meinte, es ſei ein 
unnatürlicher Zuſtand, wenn der öſterreichiſche Einzel⸗ 
richter in Reichenberg bis 800 Mark — das entſpricht 
ungefähr der Summe von 1000 Kronen — Recht ſprechen 
darf, während der Görlitzer Amtsrichter bei 300 Mark 
plötzlich aufhören müſſe, zu richten. Ich weiß nicht, ob 
der Herr Staatsſekretär die Abſicht hat, nunmehr an der 
ruſſiſchen, ſchweizeriſchen und franzöſiſchen Grenze auch 
derartige Erwägungen anzuſtellen. Ich glaube, daß wir 
dann auf das gefährliche Gebiet kommen möchten, die 
Einheit unſeres beſonderen Rechtslebens, die uns wichtig 
zu ſein ſcheint, irgend zu gefährden dadurch, daß wir all⸗ 
zu viel auf die Einrichtungen des Auslandes blicken; einer 
unſerer beſten Köpfe in der Doktrin, der Leipziger Pro⸗ 
feſſor Stein, hat ſich auf dem deutſchen Juriſtentag ſehr 
eingehend damit befaßt, und ich mache mir ſeine Worte 
zu eigen, daß er gewarnt hat vor der Hyypnoſe des 
Auſtriazismus. Ich möchte auch vor der Hypnoſe des 
Gallizismus in dieſem Punkte warnen. Richten wir nach 
anderen Erwägungen unſere Entſchließungen ein, ob wir 
unſer Rechtsleben umgeſtalten wollen oder nicht. . 

Früher hatte das Reichsjuſtizamt eine andere Autorität, 
die es zur Begründung ſeines Standpunkts heranzog. Es 
machte geltend, daß es ſich auf die hochbedeutſamen Aus⸗ 
führungen des Oberbürgermeiſters Adickes ſtützen dürfe. 
Aber die Säule, auf die ſich das Reichs juſtizamt ſtützte, 
iſt geborſten: Herr Adickes hat es abgelehnt, daß ſich 
ſeine Grundſätze auch nur annähernd mit denjenigen 
decken, die in dem Entwurf der Reichsregierung enthalten 
ſind. Deshalb kann ich mit meinem Freunde Traeger, 
der neben mir ſitzt, bezüglich des Herrn Adickes, wenn er 
an die Bezugnahme des Reichsjuſtizamts auf feine Aus⸗ 
führungen denkt, nur eines ſagen: daß er das Wort aus⸗ 
ſprechen kann: ich bin nur von einem verſtanden worden, 
der aber hat mich mißverſtanden. Man hat in der öffent⸗ 
lichen Diskuſſion hervorgehoben, daß der Vater des 
Gedankens dieſer Novelle zur Zivilprozeßordnung nicht 
ſowohl das Reichsjuſtizamt, als vielmehr das preußiſche 
Juſtizminiſterium ſei. 

(Zuruf aus der Mitte: Finanzminiſterium!) 
— Das Finanzminiſterium ſpricht bei dem preußiſchen Juſtlz⸗ 
miniſterium immer ſehr ſcharf mit. Einen gewiſſen An 
haltspunkt gibt vielleicht die Tatſache, daß ſicherlich zu 
unſerer allſeitigen Freude, der preußiſche Herr Juſtiz⸗ 
miniſter fett geſtern das Haus mit feiner Anweſenheit 
beehrt. Ich möchte mir aber darum geſtatten, ihn 
perſönlich darauf hinzuweiſen, daß wenn ihm etwas daran 
gelegen iſt, daß dieſe Juſtizreform doch noch zur Annahme 
gelangt, er unter allen Umſtänden dafür wird Sorge 
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tragen müſſen, daß ex anden der K 
preußischen Hilfsrichterums ausgerottet 0 * 


(Sehr richtig! links.) 


Ehe dort nicht Wandel geſchaffen iſt habe ich 
die Über⸗ 
zeugung, daß die ganze Reform nirgend Gegenliebe finden 
wird. Wir erleben in einer großen Zahl von Fällen, daß 
in erſter Instanz ein Afſeſſor als Hilfsrichter entſcheidet; 
die Sache gelangt an die zweite Inſtanz und dort ent⸗ 
ſcheidet der Vorſitzende mit zwei Beiſitzern, die Aſſeſſoren 
nd. Nun habe ich, wie ſchon bei dem Amtarichter, 
ſelbſtverſtändlich nicht die Abſicht, zu behaupten, daß 
Aſſeſſoren Juriſten niederen Grades ſind, daß es Leute 
find, die geiſtig nicht auf der Höhe ſtehen, um dort mit⸗ 
arbeiten zu können, aber die Stetigkeit in der Gerichts⸗ 
berfafjung fehlt doch. Wir verlangen eben, daß Richter 
nur bei der Entſcheidung mitwirken, die ſchon durch ihre 
lange Erfahrung eine große Garantie dafür geben, daß 
ſie nicht als Lernende, ſondern als Herrſcher über ein 
Gebiet an die Frage herantreten. Wir wiſſen, daß ein 
Aſſeſſor, der heute in der Kammer mitſitzt, vielleicht in 
14 Tagen längſt den Platz verlaſſen hat, daß er an der 
Frage, wie das Urteil fällt, kein inneres Intereſſe haben 
kann, weil er nicht berufen iſt, den weiteren Gang der 
Sache zu verfolgen; wir wiſſen, daß ein Aſſeſſor viel zu 
leicht geneigt ſein kann, ſich mit ſeinem Vorgeſetzten nicht 
in Differenzen zu begeben. Das find alles Fragen, die 
aus der Unzulänglichkeit des Weſens des Menſchen her⸗ 
vorgehen, und daher meine ich, ehe wir nicht dafür Rechts⸗ 
garantien haben, daß dieſes Hilfsrichtertum dauernd be⸗ 
ſeitigt wird, daß wir einen Richterſtand haben, der in 
einer beſtimmten Stellung ſo viel als möglich feſt verbleibt, 
und dem weſentlich allein, abgeſehen von wenigen Ver⸗ 
tretungsfällen, die Entſcheidung aller wichtigen Fragen in 
die Hand gegeben wird, dieſe Novelle auf Zuſtimmung 

in dieſem hohen Hauſe nicht zu rechnen haben wird. 

Meine Herren, es gibt eine Fülle von Einzelheiten 
in dieſem Entwurf, auf die ich nicht mehr eingehen will, 
als unbedingt notwendig iſt. Ich meine, in dem Rahmen 
einer Generaldebatte kann man ſich die Details im 
weſentlichen ſparen, nur in allgemeinen Grundzügen, 
ſoweit ſie in dieſen Details einen greifbaren Ausdruck 
gefunden haben, geſtatten Sie mir, ein wenig zu kritiſteren. 
Der Entwurf gibt an, ſein Beſtreben bei dem Vorſchlag 
der Abänderung der Prozeßordnung laufe hinaus auf 
eine größere Billigkeit, Schnelligkeit und Einfachheit des 

amtsgerichtlichen Verfahrens. | 
Meine Herren, das wäre eine Aufgabe, des Schweißes 
der Edlen wert; ich kann nur ſagen, die Botſchaft hör' 
ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. Ich kann mir 
nicht denken, daß das preußiſche Finanzminiſterium es 
zugeben wird, daß allzu ſehr in ſeine angeblich wohl⸗ 
berechtigten Intereſſen eingegriffen wird. Aber, meine 
Herren, laſſen wir das; nehmen wir an, die Möglichkeit 
iſt gegeben. Dann in aller Welt frage ich Sie: warum 
ſoll das, was nunmehr als ein großer Fortſchritt in alle 
Welt hinausgerufen wird, unter allen Umſtänden nur dem 
amtsgerichtlichen Verfahren vorbehalten bleiben? Warum 
will man das, was nunmehr einen Schaden der Juſtiz 
ausrotten ſoll, nicht auch dem landgerichtlichen Verfahren 
zu gute kommen laſſen? Ich ſehe in der Organiſation 
keinen Grund, der uns dazu bringen müßte, die geplanten 
Verbeſſerungen nur einem Teil unſerer Gerichte zu⸗ 


zubilligen; denn wir würden ja 
un 11 1 3 ana 
as die Frage der Schnelligkeit 

bei den berfchiedenen Gruppen bon Geric ben t 
ſo hat früher einmal der preußiſche Juſtizminiſter Leah 
hardt, von dem ich wünſche, daß er auf dem preußischen 
Miniſterſeſſel immer nur Nachfolger von der geradezu 
ausgezeichneten Schärfe des Verſtandes und dem Unfange 
eines tief durchgebildeten Wiſſens fände, aufgeführt, daß 
die Prozeſſe bei den Amtsgerichten im weſentlichen nicht 
ſchneller entſchieden würden, als die bei den Landgerichten. 
Das zur Begründung dieſer Anſicht notwendige Material 
liegt mir nicht vor, und ich will deshalb auf dieſen Satz 
nicht weiter eingehen; ich will ihn nur verwerten zur 
Widerlegung der Anſicht, die geſtern der Herr Staats⸗ 
ſekretär ausgeſprochen hat, daß nach der Statiſtit, die er 
aufgemacht hat, durch langwierige Prozeſſe in einem Jahr 
rund 100 Millionen Kapital feſtgelegt und dem deutſchen 
Nattonalwohlſtand auf längere Zeit entzogen würden. Iſt 
es richtig, daß das Prozeßverfahren vor den Amtsgerichten 
im weſentlichen denſelben Schnelligkeitsgang nimmt, wie 
das vor den Landgerichten, dann, verſichere ich Ihnen, 
iſt es dem Nationalwohlſtande ſehr gleichgültig, ob die 
100 Millionen aufgehalten werden durch das Verfahren 
bei den Amtsgerichten oder das bei den Landgerichten. 

Der Herr Staatsſekretär meinte geſtern auch — und 
hat uns dafür eine ſehr umfangreiche Statiſtik gegeben —, 
daß es eine überwiegende Zahl von Rechtsſachen gäbe, 
die nur bis zu dem Verſäumnisverfahren gediehen oder 
mit Anerkenntnisurteil endeten, bei denen eine kontra⸗ 
diktoriſche, das Wiſſen des Gerichts ſtark in Anſpruch 
nehmende Tätigkeit gar nicht hervorträte, und er meinte, 
es genüge doch, wenn man einen tüchtig durchgebildeten 
Stand von Gerichtsſchreibern hätte, der würde die Arbeit 
des Abſetzens der Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile 
genau ſo gut machen wie der Richter. Ob das richtig 
iſt, laſſe ich dahingeſtellt. Aber warum will man die an⸗ 
geblich ſo unendlich undankbare Aufgabe ablenken von 
dem Referenten des Kollegialgerichts, der im weſentlichen 
der einzige iſt, der ſich mit ſolchen Dingen befaßt, und 
warum will man ſte abwälzen auf den doch nach Anſicht 
des Reichsjuſtizamts genau ſo gelehrten und überbürdeten 
Amtsrichter? Dieſer würde ja dadurch eine durch und 
durch nutzloſe Arbeit neu aufgepackt bekommen! Das 
einzige, was man tun könnte, wäre doch nunmehr, die 
Abſetzung der Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteile dem 
Gerichtsſchreiber zu überlaſſen — immer borausgeſetzt, 
daß das richtig iſt, was der Herr Staatsſekretär geſagt 
schie ich habe aber vergeblich in der Novelle einen Vor⸗ 
chlag geſucht, wodurch er dieſe ſeine Anſicht etwa in die 
Tat umgeſetzt hätte. Ich glaube alſo, daß man mit 
dieſer Erwägung nicht weiter kommt. 

Meine Herren, es ſagt der Entwurf endlich, daß der 
Prozeßbetrieb der Parteien Mängel aufgewieſen habe, 
und daß deshalb Wandel geſchaffen werden müſſe durch 
teilweiſe Einführung des Offtizialbetriebes in das amts⸗ 
gerichtliche Verfahren. An großen, vollſtändig wohl 
durchdachten Rechtsgrundſätzen ſoll man nicht herum⸗ 
doktern. Wenn es richtig iſt, daß das Offizialberfahren 
das beſſere iſt — eine Frage, die auch der Herr Kollege 
Spahn ganz mit Recht noch in den Bereich des Zweifels 
verwieſen hat —, dann ſoll man dieſe Frage etwas ein⸗ 
gehender ſtudieren, als ſie in dem Entwurf durchgearbeitet 
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iſt. Und kommt man nach den Erfahrungen der Praxis 
in Übereinſtimmung mit der Überzeugung der Theoretiker 
dazu, daß die Abänderung notwendig iſt, dann gehe man 
vor und nehme ſie gleichmäßig für alle Rechtsgebiete, für 
die Geſamtheit unſerer deutſchen Gerichte vor. So kann 
man allein vorgehen, wenn man wiſſenſchaftlich Schritt 
für Schritt voranſchreitet. 

Damit kommen wir zu dem, worüber ſich der Herr 
Staatsſekretär fo geärgert hat, nämlich, daß die öffent⸗ 
liche Diskuſſion mit dem einen Satz geendet hat: das⸗ 
jenige, was uns vorgeſchlagen wird, iſt nichts als ein 
Flick⸗ und Stückwerk. Und gerade in der Juſtiz und 
und gerade bei großen organiſchen Geſetzen iſt es — 
was ebenfalls Herr Kollege Spahn ganz richtig hervor⸗ 
gehoben hat — unendlich bedenklich, auf den Rock einen 
einzelnen Flicken zu ſetzen. Nicht allein die Schönheit, 
ſondern die Tragfähigkeit des Gewandes leidet darunter. 

ch erkenne nun von meinem Standpunkte aus an, 
daß die Zivilprozeßordnung verbeſſerungs fähig und ver: 
beſſerungsbedürftig if. Wir hätten deshalb gewünſcht, 
daß der Herr Staatsſekretär uns die Zuſage gemacht 
hätte, eine derartige Verbeſſerung vorzunehmen. Aber 
wenn wir dieſe Novelle nicht annehmen, dann gibt er uns 
die feierliche Verſicherung, daß auf ganz lange Zeit hinaus 
nicht an eine Abänderung der Zivilprozeßordnung nach 
großen, neuen, organiſchen Geſichtspunkten zu denken ſei. 
Auf Herrn Kollegen Spahn hat dieſe Drohung dahin ge⸗ 
wirkt, daß er meinte: dann müſſen wir uns ſchon hier mit 
dieſer Abſchlagszahlung begnügen. Ich würde das für 
einen großen und fundamentalen Fehler anſehen. Ich 
ſtelle mich auf den Standpunkt: dieſe Novelle bedeutet gar 
keine Abſchlagszahlung, ſie iſt ja kein kleiner Schritt etwa 
vorwärts. Nein, wenn wir dieſe Novelle, obgleich wir 
ihre Mängel anerkennen, annehmen, dann, meine Herren, 
ſetzen wir uns ſelbſt ein Bollwerk, das uns das Weiter⸗ 
ſchreiten in fortſchrittlicher Richtung auf dieſem Wege für 
lange Zeit vollſtändig verbarrikadiert. 

(Sehr richtig! links.) 

Da meine ich, warten wir lieber ruhig weiter. Die Zu⸗ 
ſage des Reichsjuſtizamts, uns mit einer Strafprozeß— 
reform zu beglücken, iſt ja weniger ablehnend erteilt 
worden; aber lange genug haben wir dort auch warten 
müſſen. Ich weiß nicht, ob es überhaupt richtig iſt, die 
ganze Zivilprozeßreform erſt in dem Moment vorzunehmen, 
wo man mit der Straſprozeßreform vorgegangen iſt, und 
nunmehr die Erfahrung machen kann, inwieweit man das 
geſamte Gerichtsweſen einheitlich geſtalten kann. Aller 
dieſer Vorteile, meine Herren, entſchlagen Sie ſich, wenn 
Sie etwa hier Entgegenkommen beweiſen wollen. 

Was bezüglich der Einzelheiten des Entwurfs geſtern 
der Herr Kollege Dr. Heinze ausgeführt hat, unterſchreibe 
ich im weſentlichen wörtlich. Ich werde Sie deshalb mit 
einer Wiederholung ſeiner Gründe nicht aufhalten. Ich 
bin mit ihm der Überzeugung, daß es bedenklich iſt — 
wie es der Entwurf vorſchlägt —, dem Richter ſchon vor 
der mündlichen Verhandlung das Recht zu geben, Beweis— 
mittel auf einſeitigen Antrag der Parteien heranzuziehen, 
daß ich es weiter für unendlich bedenklich erachte, wie 
vorgeſchlagen wird, daß eine Beweisaufnahme, die ſofort 
vorgenommen werden kann, nunmehr auch ſofort erledigt 
werden muß. 

Meine Herren, das bringt mich ebenfalls auf den 
§ 48 des Gerichtskoſtengeſetzes zu ſprechen. Man klagt 


viel über die Vertagungen, die eintreten. Aber ich möchte 
die Richter dieſes hohen Hauſes doch bitten, auch einmal 
an ihre Bruſt zu ſchlagen und ſich zu fragen, ob nicht in 
einer Reihe von Fällen eine Vertagung auch zurückzuführen 
iſt auf die Konnivenz der Anwälte, die einem richterlichen 
Wunſche dabei Rechnung tragen. Meine Herren, ich möchte 
Sie bitten, zu erwägen, ob die Anſetzung der Termine 
auch in allen Fällen die Möglichkeit gewährleiſtet, daß 
auch die willfährigſten, nicht überbürdeten Anwälte die 
Möglichkeit haben, dieſe Termine wahrzunehmen. Aber wenn 
das eintritt, was der § 48 des Gerichtskoſtengeſetzes uns 
zumutet, daß man nunmehr eine Strafe dafür einſetzt, daß, 
wenn der fünfte Termin vorbei iſt, die Parteien beſtraft 
werden, — dann wird das eintreten, was Herr Kollege Heinze 
vorhergeſagt hat: es wird eingeführt werden etwas, was 
im weſentlichen bisher gottlob in der Juſtiz noch nicht 
beſtand: Mißtrauen zwiſchen Gericht und Anwälten; es wird 
künſtlich geſchaffen werden eine Fundgrube für Parteien, 
ſich mit dem Anwalt nachträglich über angebliche Pflicht⸗ 
vergeſſenheit auseinanderzuſetzen. Und, meine Herren, 
nehmen Sie den Fall, daß die Partei mit ſechs Zeugen 
erſcheint und von dem Richter verlangt, daß er in dem 
Prozeß, für den er fünf Minuten gerechnet hat, nunmehr 
die ſechs Zeugen vernimmt. Was geſchieht denn nach⸗ 
her, wenn dieſer Prozeß ſtatt fünf Minuten zwei Stunden 
dauert? Wird man dann ein Verfehlen der Partei und 
des Anwalts darin erblicken, wenn ſie geglaubt haben, in 
einer beſtimmten Stunde dran zu kommen, und nun⸗ 
mehr zwei Stunden ihrer Zeit nutzlos auf dem Gericht 
vertrödeln müſſen! Meine Herren, das iſt eine erux, die 
hier geſchaffen iſt; es iſt nichts, als eine fortwährende 
Quelle der Unzufriedenheit, und deshalb glaube ich mit 
Herrn Kollegen Heinze, dieſe Beſtimmung ohne weiteres 
ablehnen zu ſollen. 

Meine Herren, ich danke auch dem Herrn Kollegen 
Heinze ebenſo wie dem Herrn Vorredner Dr. Spahn für 
die Auffaſſung, die ſie in ihrem richterlichen Beruf dem 
Anwaltsberufe gegenüber zur Grundlage ihrer Anſchaunngen 
gewonnen haben. Ich will mich deshalb nicht wiederholen 
und auf das nicht weiter zurückkommen. Nur das eine 
will mir ſcheinen, iſt auch als eine ganz beſonders wichtige 
Frage dieſer ganzen Novelle nicht eingehend genug be⸗ 
handelt worden: iſt es richtig, den Anwaltszwang 
in dem Umfange einzuſchränken, wie jetzt die Novelle vor⸗ 
ſchlägt? Man hat den Anwaltszwang nicht der Anwälte 
wegen eingeführt, nicht aus Vorliebe für ſie, ebenſo wenig 
wie man den Impfzwang aus Vorliebe für die Arzte ge⸗ 
ſchaffen hat. Man hat ſich geſagt, daß der Anwalt das⸗ 
jenige Material, das dem Gericht unterbreitet werden 
muß, vorher ſichten ſoll. Ich bin der Anſicht, daß der 
Gang, den die Novelle geht, ein recht bedenklicher iſt, 
wenn dem Richter zugemutet werden ſoll, in erhöhtem 
Maße gegen den bisherigen Zuſtand für dieſe Sammlung 
des Materials durch Befragen der Parteien ſelbſt Sorge 
zu tragen. Die Tätigkeit des Anwalts iſt eine grund⸗ 
verſchiedene von der des Richters. Der Richter ſoll ſo 
viel wie möglich davor bewahrt werden, daß er auch nur 
in den Verdacht gerät, einer Partei behilflich zu ſein. 
Wenn man ihm in dem Umfange, wie ihm das in der 
Novelle zugedacht iſt, die Aufgabe zumutet, daß er einer 
Partei in der Beſchaffung des Materials behilflich ſein 
ſoll, ſo wird in den Augen der anderen Partei ſeine 
Autorität gefährdet, man glaubt, daß er Gehilfe einer 


Partei fein wolle. Das find die Erwägungen, die damals 
dazu geführt haben, den Anwaltszwang einzuführen, und 
die Erwägung, daß der Richter weder Zeit noch Luſt noch 
Fähigkeit beſitzt, den Prozeßſtoff von der Stelle aus, an 
der er momentan wirkt, in der überſichtlichen und wohl⸗ 
durchdachten Weiſe vorzutragen, wie es bei einem wohl⸗ 
organiſterten Anwaltsbetrieb möglich iſt. Und deshalb, 
meine Herren, ſcheint mir die Frage, ob man in den 
Anwaltsbetrieb in dieſer Weiſe durch Beſeitignng des 
Anwaltszwanges eingreifen ſolle, doch der allerernſteſten 
Erwägung noch bedürftig. 

Der Herr Kollege Spahn hat die Frage des Armen⸗ 
rechts beſonders erwogen, und deshalb will ich darauf 
nicht eingehen. Ich will nur hervorheben, daß es in der 
Tat ein merkwürdiger Zuſtand iſt, daß man von Staats 
wegen einem Stande zumutet, eine Fülle von Arbeit zu 
leiſten und ſich eine Menge von Ausgaben zu machen, für 
die er ſeitens des Staates keine Bezahlung bekommt. 
Das iſt es, was bei der Frage des Armenrechts einmal 
hervorgehoben werden ſoll. Ich will mich aber mit dieſer 
Anregung begnügen und nicht weiter darauf eingehen; das 
1121 den Verhandlungen der Kommiſſton vorbehalten 

eiben. 

Meine Herren, wir haben vorgeſtern über die Petition 
der Anwaltsgehilfen verhandelt und haben anerkannt, daß 
es richtig ſei, dort helfend einzugreifen. Wir wiſſen, daß 
der Anwalts ſtand ſich aus eigener Iniative entſchloſſen 
hat, für eine weſentlich größere und beſſere Sicherſtellung 
der Exiſtenzbedingungen der Gehilfen des Anwaltſtandes 
einzutreten. Aber alles das hat ſeine Grenzen, und ich 
bin deshalb mit den richterlichen Vorrednern einverſtanden, 
daß auch die ſozialen Aufgaben der Anwaltſchaft nur 
erfüllt werden können, wenn man einen nach dieſer 
Richtung hin leiſtungsfähigen Anwaltsſtand ſchafft. 
Und da möchte ich mir geftatten, darauf hinzuweiſen, daß 
im Laufe der Jahre ſämtliche Anſprüche der Beamten als 
berechtigt anerkannt worden find, die auf eine Erhöhung 
ihrer Bezüge hinausliefen, und daß die deutſche Gebühren⸗ 
ordnung der Rechtsanwälte noch dieſelbe iſt wie die, die 
im Jahre 1879 erlaſſen wurde. Nur das preußiſche 
Parlament hat ſich bemüßigt gefunden, durch eine preußiſche 
Gebührenordnung weſentlich einzugreifen und dieſe Bezüge 
in einer Weiſe herabzuſetzen, daß es manchmal nicht an⸗ 
genehm iſt, eine derartige Liquidation zu zeichnen, aus 
Selbſtachtung. Dieſen Punkt, meine Herren, mögen wir 
bei der Frage der Reorganiſation der Rechtsanwaltsordnung 
im Auge behalten. | 

Und damit, meine Herren, bin ich am Schluß. Ich 
habe die Anſicht, daß manches in dieſem Geſetze der Er⸗ 
wägung fähtg iſt, daß aber die großen Grundzüge, auf 
denen die Reform beruht, verfehlt ſind. Ich habe kein 
Bedenken, daß, wenn es nach mir perſönlich ginge, wir 
uns nicht allzu lange bei dieſem Entwurf aufhalten ſollten, 
weil ich darin ein totgeborenes Kind ſehe. Aber, meine 
Herren, meine politiſchen Freunde, unter denen zum Teil 
andere Anſichten vertreten find, find einverſtanden darin, 
daß dieſe Vorlage an eine Kommiſſion von 28 Mitgliedern 
verwieſen werde. Die Geſichtspunkte, von denen wir aus⸗ 
gehen werden, glaube ich in kurzem dahin präziſieren zu 
ſollen, daß eine Reform des Zivilprozeſſes, der Gerichts⸗ 
verfaſſung, des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte allerdings dringend er⸗ 
wünſcht iſt. Ich glaube aber, daß es richtiger iſt, 


wenn wir fie einheitlich und organiſch für die 
ganze Materie vornehmen. Die neue Bearbeitung 
allein des amtsgerichtlichen Verfahrens erachte ich perſönlich 
für einen Fehler. Auch, meine Herren, eine Reform des 
Koſtenweſens erachte ich für gerecht, und ich bin auch der 
Meinung, daß erwogen werden ſoll, ob man nicht eine 
Abſtufung der Koſten herbeiführen kann nach dem Gegen⸗ 
ſtande des Prozeſſes, wobei ich vor allem denke an Klagen 
aus dem Arbeits vertrage. Es bleibt weiter zu erwägen, 
ob man im Anſchluß an die Grundſätze der Strafprozeß⸗ 
ordnung nicht auch das Laienelement in Zivilſachen 
vielleicht an der Rechtspflege ſtärker beteiligt, als es jetzt 
der Fall iſt, eine Erwägung, der wir uns nicht werden 
entziehen können, und ich bin weiter der Anſtcht, daß es 
fehlerhaft iſt, lediglich nach dem Grundſatze: 300 Mark 
oder 800 Mark oder eine Zwiſchenſtufe — zu entſcheiden. 
Eine Ausdehnung der Kompetenz der Amtsgerichte iſt 
erwünſcht; ſie ſoll aber eine ſolche nach Materien ſein, die 
für dieſen Betrieb beſonders geeignet erſcheinen. 

So, meine Herren, reſumiere ich mich, und ſo komme 
ich denn zu dem Ergebnis, daß die linksliberale Fraktions⸗ 
gemeinſchaft mit allem Eifer und allem Ernſt beſtrebt ſein 
wird, in der Kommiſſion daran mitzuarbeiten, daß im 
Intereſſe einer volkstümlichen Rechtspflege Grundſätze 
geſchaffen werden, die den berechtigten Intereſſen des 
Volkes entſprechen und eine Gewähr dafür leiſten, daß 
unſere Rechtspflege auf der Höhe ſteht und erhalten bleibt, 
auf die das deutſche Volk ſeiner geſamten Kultur nach 


einen wohlberechtigten Anſpruch hat. 
(Lebhafter Beifall links.) 


Vizepräſident Dr. Paaſche: Das Wort hat der Herr 
Bevollmächtigte zum Bundesrat, Königlich Preußiſche 
Staats⸗ und Juſtiſtminiſter Dr. Beſeler. 


Dr. Bejeler, Staats⸗ und Juſtizminiſter, Bevoll⸗ 
mächtigter zum Bundesrat für das Königreich Preußen: 
Meine Herren, nachdem der Herr Staatsſekretär des 
Reichsjuſtizamts die Grundſätze entwickelt und die Motive 
dargelegt hat, welche zu der gegenwärtigen Vorlage 
geführt haben, kann ich mich darauf beſchränken, mehr auf 
einzelne Geſichtspunkte einzugehen als auf das allgemeine 
Aber meinen Erörterungen möchte ich doch eine kurze 
allgemeine Bemerkung vorausſchicken. | 

Alle die Herren, welche bisher zu der Vorlage das 
Wort genommen haben, auch der letzte der Herren, ſind 
darüber einig, daß unſer Zivilprozeßverfahren der Beſſerung 
bedarf. Schon bald nachdem das jetzt geltende Geſetz in 
Kraft getreten war, hat ſich gezeigt, daß die Hoffnungen, 
die man darauf geſetzt hatte, nicht in vollem Maße in 
Erſüllung gehen würden. Alle diejenigen, welche berufen 
waren, ſich mit den einzelnen Fragen beſonders ein⸗ 
gehend zu beſchäftigen, merkten bald, daß hier und da 
Anderungen ſich als erwünſcht herausſtellen würden. 
Die Erwägungen hierüber haben nicht geruht. Sie 
haben aus dem Munde des Herrn Staatsſekretärs 
vernommen, daß es auch an Anregungen für 
die Regierungen, mit Anderungen auf dieſem Gebiet vor⸗ 
zugehen, nicht gefehlt hat. Im Laufe der Zeit hat ſich 
mehr und mehr die Überzeugung befeſtigt, daß das neue 
Verfahren des Jahres 1879 zu langſam, zu ſchwerfällig 
ſei. Die Klagen wegen dieſes Übelſtandes betrafen nicht 
nur das Kollegialverfahren, ſondern gerade auch das 
Einzelrichterrum. Das ganze Geſetz war mit viel Sad: 
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kunde, großer Sorgfalt und Konſequenz ausgearbeitet und 
aufgebaut; aber es paßte nicht für alle Zeiten. Unſere 
Verkehrs verhältniſſe haben eine Anderung und Ausdehnung 
erfahren, an welche damals niemand denken konnte. Es 
iſt infolgedeſſen eine Fülle auch von Rechtsſtoff zu be⸗ 
arbeiten, die das weit überragt, was damals erwartet 
werden konnte. 

Da erhebt ſich natürlich die Frage: wie ſoll da ab⸗ 
geholfen werden, wenn das Geſetz nicht mehr ausreicht? 
Der Herr Staatsſekretär hat bereits darauf hingewieſen, 


daß die Frage in vollem Umfange heute noch nicht 


beantwortet werden könne. Meine Herren, das iſt ganz 
unwiderleglich richtig. Es wogen die Anſichten darüber, 
welches das beſſere Verfahren ſei, noch hin und her, es 
läßt ſich in keiner Weiſe ſagen, welche dieſer Anſichten 
wohl mit Erfolg vor dem Reichstag vertreten werden 
könnte. Die verbündeten Regierungen müſſen ſich's 
deshalb verſagen, eine allgemeine Regelung der 
Ziwilprozeßordnung vorzuſchlagen. Ich glaube auch 
aus den Reden der Herren aus dem Hauſe entnommen 
zu haben, daß ſie dieſen Standpunkt doch als 
den richtigeren anerkennen. Was werden alles für Fragen 
aufgeworfen werdend Einmal: können wir überhaupt das 
mündliche Verfahren in dem Umfange, wie es jetzt geltend 
iſt, aufrechterhalten? Können wir die Stellung der 
Anwalltſchaft, wie fie jetzt iſt, fernerhin wahren? Werden 
wir wieder auf die Eventualmaxime zurückkommen muſſen? 
Auch das iſt ſchon von bedeutſamer Seite angeregt 
worden. Das iſt nur ein kleiner Teil der noch ungelöſten 
Probleme. Nehmen wir alles zuſammen, ſo iſt der Wunſch, 
allgemein die Prozeßordnung zu regeln, zurzeit und auf 
lange Zeit hinaus unerfüllbar, weil es noch lange dauern 
wird, ehe die nötige Klärung eingetreten ſein wird. 

Anders, meine Herren, liegt es hinſichtlich des Einzel⸗ 
richterrums. Hier kann der Verſuch gemacht werden, 
Beſſerung zu ſchaffen, und es iſt hohe Zeit, daß es ge⸗ 
ſchieht. Es iſt unverkennbar, daß gerade auch das Ver⸗ 
fahren vor dem Einzelrichter nicht den Bedürfniſſen des 
rechtſuchenden Publikums entſpricht. Wir haben die 
Schwächen des Verfahrens genugſam kennen gelernt. Alle 
diejenigen, welche länger mit dem Amtsgerichtsprozeß 
befaßt ſind, kennen ſie und wiſſen ſie; wir können ihnen 
abhelfen, und dazu ſoll die jetzige Novelle dienen. Mich 
dünkt, das iſt ein legislatoriſch durchaus richtiger Stand⸗ 
punkt. Von dieſem Standpunkte aus ſind die Juſtiz⸗ 
verwaltungen an die Bearbeitung des vorliegenden Ent⸗ 
wurfs herangetreten. 

Ich bemerke, daß die grundlegenden Vorarbeiten 
allein in dem Schoße der Juſtizverwaltungen ſtattgefunden 
haben. Ich ſage das im Hinblick auf die Bemerkung des 
Herrn Vorredners, man müſſe alle fiskaliſchen Intereſſen 
ausſcheiden, wenn man für die Rechtspflege ein Geſetz 
ſchaffen wolle. Meine Herren, ich glaube, daß die Juſtiz⸗ 
verwaltungen in dieſer Hinſicht ein ſehr gutes Gewiſſen 
haben, indem fie bei den Vorlagen, die aus ihrer Mitte 
gemacht werden, nicht danach fragen: werden dadurch 
einige Beträge für den Staat geſpart? ſondern lediglich, 
wie es das einzig richtige iſt: dienen ſie dem Wohle der 
Bevölkerung? Von dieſem Geſichtspunkte aus tft natürlich 
auch dieſer Entwurf in den Juſtizverwaltungen aus⸗ 
gearbeitet worden. Erſt nachher ſind überhaupt andere 
Stellen der Staatsregierung damit befaßt worden, ſodaß 
der Gedanke, der Entwurf ſei unter dem Einfluß der 


Finanzbehörden entſtanden, um einen Vorteil für den 
Fiskus heraus zubringen, ganz und gar hinfällig und von 
mir entſchieden zurückzuweiſen iſt. 

Wenn ich nun frage: wie ſoll das amtsgerichtliche 
Verfahren verbeſſert werden in ſeinem jetzigen Be⸗ 
ſtande? — ſo iſt die Beantwortung gegeben durch 
die Formulierung der Zivilprozeßordnungsnovelle. Das 
ſind aber juriſtiſche Einzelheiten, und ich glaube, das 
hohe Haus wird nicht geneigt ſein, auf dieſelben noch 
weiter hier im Plenum einzugehen. Ich darf ja an⸗ 
nehmen, daß in der Kommiſſion Beratungen ſtattfinden 
werden. Sicherlich werden dort alle die höchſt 
erwägens⸗ und beachtenswerten Gedanken, die von den 
Herren Vorrednern geäußert worden ſind, die eingehendſte 
Erörterung finden, und ganz ohne Zweifel find die ver⸗ 
bündeten Regierungen bereit, auf Anregungen einzugehen 
und ihnen, ſoweit ſie es für richtig halten, entgegen⸗ 
zukommen, um ein Geſetz zu ſchaffen, welches allen be⸗ 
rechtigten Anforderungen genügen kann. 

Nun komme ich auf eine andere Frage, die die Ge⸗ 
richts verfaſſung berührt und die, ſoweit ich überſehe, am 
meiſten den Widerſpruch hervorgerufen hat, das iſt die 
Höhe der Kompetenz. Wir wiſſen ja und haben von 
den Herren, die darüber geſprochen haben, gehört, wie im 
Jahre 1879 die Kompetenzbeſtimmungen zuſtande ge⸗ 
kommen ſind. Man hat ſich damals geſagt, eine Er⸗ 
höhung der Kompetenz ſei notwendig, aber man hat ſie 
in großer Vorſicht nur niedrig gewählt. Die Gründe, die 
damals geltend gemacht worden ſind, ſind ja vorgetragen 
worden. Die verbündeten Regierungen find der Anſicht, 
daß es erwünſcht geweſen wäre, wenn ſchon dazumal in 
den fiebziger Jahren die Beratungen dahin geführt hätten, 
daß man etwas weiter gegangen wäre, als es geſchehen 
iſt; das jetzt in gewiſſer Weiſe nachzuholen, erachten ſie 
dringend für geboten. Es handelt ſich da nicht bloß 
darum, daß die Gegenſtände ausgeſchieden werden, welche 
ſich für die amtsrichterliche Tätigkeit eignen, ſondern daß 
man auch das richtige Maß findet für den Umfang, für 
die Höhe der Objekte, die von den Amtsgerichten abge⸗ 


urteilt werden. Sehr zutreffend hat heute der 
Herr Abgeordnete Dr. Spahn die Grundſätze dar⸗ 
gelegt, welche maßgebend ſein müſſen. Vor den Amts⸗ 


richter gehören die wirtſchaftlichen Dinge des täglichen 
Lebens. Das ein großer Teil der Sachen, 
die überhaupt zur gerichtlichen Kognition gelangen. 
Denken Sie an die Warenkaufklagen, an die Miets⸗ 
klagen, an die Darlehnsklagen, an die kleinen Wechſel. 
Alle dieſe Sachen kommen überall in großer Fülle vor. 
Es find meiſt Sachen, die im einzelnen gar nichts Neues 
enthalten, ſondern untereinander eine große Ahnlichkeit 
haben, die ſich immer wiederholen. Es ſind dieſelben 
Einwände, dieſelben Erinnerungen, dieſelben Gegenerklä⸗ 
rungen; kurz, vor den Richter wird durch dieſe Dinge 
nichts Neues gebracht, er kann ſchon von vornherein über⸗ 
ſehen, worauf es in dem Prozeß ankommen wird. 

Nun kann man fragen: wo hören denn die Verhält⸗ 
niſſe des gewöhnlichen Lebens auf, und wo beginnen die 
komplizierteren, die ſelteneren? Was die Begrenzung des 
Objekts anlangt, ſo beruht das natürlich mehr oder 
weniger auf Schätzung. Die verbündeten Regierungen 
haben geglaubt, bei den heutigen Verkehrs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsverhältniſſen noch ſehr niedrig in ihrer Schätzung 
geblieben zu ſein, wenn ſie 800 Mark als Grenze angeben. 


Das hohe Haus wird ja zu entſcheiden haben, ob dieſer 
Anſicht beigetreten werden kann. Objekte über dieſen Be⸗ 
trag hinaus können als diejenigen angeſehen werden, 
welche die eigentlichen Schwierigkeiten für den Richter in 
ſich tragen. Je größer das Objekt wird, deſto größer 
ſind die Rechtsbehelfe, die geſucht werden, um im Streite 
zu obſiegen, deſto verwickelter wird das Streitmaterial. 
Es gibt aber auch große Gruppen von Rechtsſtreitigkeiten, 
die faſt ausnahmslos große Sachen betreffen; denken Sie 
an den gewerblichen Rechtsſchutz, die Patentſachen, 
denken Sie an die Bergſachen, denken Sie an 
den großen Grundſtucksverkehr, denken Sie an das 
große Gebiet des Handels⸗ und Seerechts. Das 
ſind alles Dinge, die in der Regel ſchon durch ihren 
Gegenſtund der Tätigkeit eines Gerichts, welches nur 
bis 800 Mark zu entſcheiden hat, entrückt find. 
Dieſe großen Prozeſſe ſollen nach dem Vorſchlage der 
Regierungen den Kollegialgerichten vorbehalten bleiben, 
wie es bisher war, weil fie eben ein großes Material in 
ſich faſſen und Rechtsfragen in ſich bergen, die ſeltener 
hervortreten und deshalb den Gerichten größere 
Schwierigkeiten bieten müſſen. Und wenn man nun 
fragt: iſt nicht ein Kollegium für ſolche Sachen beſſer als 
ein Einzelrichter? — ſo läßt ſich in der Tat ſagen, daß 
hier mehrere Augen von Nutzen ſein müſſen, und daß die 
Vorteile, welche ſonſt das Einzelrichtertum bietet, bei 
dieſen großen Objekten zurücktreten müſſen. Die Vorzüge 
des Einzelrichters ſind heute von den Herren ſchon klar 
und überzeugend dargelegt worden. Er iſt der Richter, 
der der Partei näher ſteht, der leichter erreichbare. Es 
iſt deshalb für die Parteien ein Gewinn, wenn ſie 
ihr Recht bei ihm ſuchen können und nicht weitab 
gehen müſſen. Meine Herren, ſoweit es möglich 
iſt, muß den Parteien der Zutritt zu dem Amtsgericht 
eröffnet und erleichtert werden; denn es iſt für ſie eine 
gewaltige Erſchwerung, wenn das nicht der Fall iſt. Will 
jemand, deſſen Wohnort nicht der Sitz eines Landgerichts 
iſt, eine Klage über 300 Mark anbringen, ſo muß er ſich 
erſt an einen Anwalt beim Landgericht wenden. Iſt das 
Amtsgericht zuſtändig, ſo kann er aufs Gericht gehen und 
dort zu Protokoll geben, was er will. Wenn er einiger⸗ 
maßen geſchäſtsgewandt iſt, kauft er ſich ein Formular, 
das für einfache immer wiederkehrende Klagen leicht 
erhältlich tft, füllt das aus und reicht es bei dem Amts⸗ 
gericht ein. Braucht er aber eine Hilfe, dann kann 
er zu dem ihm bekannten Rechtsanwalt gehen, der in 
ſeiner Stadt wohnt, und ſich von ihm die Hilfe erbitten, 
die er ſonſt erſt von einem Fremden einholen muß. Die 
Reiſe zum Landgericht fällt fort; er kann alles in ein⸗ 
facher und ſachlicher Weiſe erledigen. Das iſt ein ent⸗ 
ſchiedener Gewinn, und es fragt ſich alſo, ob es der 
ganzen Rechtsentwickelung in unſerem Staate entſpricht, 
die erwünſchte Ausdehnung der Zuſtändigkeit einzuführen. 

Ich will da einen ganz kurzen hiſtoriſchen Exkurs 
geben, und zwar ſpeziell fur Preußen, wo die Verhältniſſe 
ja ähnlich liegen wie in allen anderen Staaten, wenn auch 
natürlich hier und da Abweichungen vorhanden find. Bei 
der Organiſation des Jahres 1849 beſtand noch die 
Meinung, das Kollegialgericht ſei dasjenige Gericht, vor 
welches in der Regel alles gehöre. Der Einzelrichter 
wurde ſehr ſtiefmütterlich behandelt, er trat nur als 
Bagatellrichter in die Erſcheinung. Als ſolcher konnte er 
nur in Sachen bis 150 Mark, alſo 50 Taler, urteilen; 
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daneben hatte er noch als Polizeirichter zu wirken, ferner 
in kleinen Vormundſchaftsſachen, einfacheren Hypotheken⸗ 
ſachen und vornehmlich als Vernehmungsrichter. Meine 
Herren, es war das eine höchſt unerfreuliche Stellung für 
einen Richter; immer mit kleinen Dingen beſchäftigt zu 
ſein, genügt auf die Dauer niemandem. Es hat ſich 
alsbald gezeigt, daß dieſe Organiſation doch nicht das 
Richtige war. Man hat die Zuſtändigkeit des Einzel⸗ 
richters immer mehr erweitert, zunächſt im Jahre 1867, 
als für neue Provinzen einige neue Prozeßnovellen zu 
machen waren. Für Schleswig⸗Holſtein z. B. wurde ein 
ſelbſtändiges Amtsgericht eingefuhrt mit einer Kompetenz 
von 100 Talern, alſo eine Verdopplung der Wertgrenze. 
Daneben war das hannoverſche Land dazugetreten mit 
einer Kompetenz des Amtsgerichts von 150 Talern. 

Dann wurde eingeführt, daß die Subhaſtationen, die 
früher vom Kollegium bearbeitet wurden, vom Einzel⸗ 
richter geleitet werden ſollten. Noch viel weiter wurde 
ſeine Wirkſamkeit, als im Jahre 1872 das ganze Grund⸗ 
buchverfahren, früher eine mühſame kollegialiſche Arbeit, 
dem Einzelrichter übertragen wurde; dann folgte die 
Vormundſchaftsordnung, auf die heute ja auch ganz be⸗ 
ſonders hingewieſen worden iſt, mit ihrer bedeutenden, 
verantwortungsvollen Tätigkeit. Alles das übertrug man 
dem Einzelrichter, und als nun die Organiſationen der 
70er Jahre kamen, die im Jahre 1879 in Kraft traten, 
da iſt auch für den Einzelrichter die Stimmung ent⸗ 
ſchieden geweſen. Man hat ihm auf allen Rechtsgebieten 
die weiteſten Kompetenzen gegeben, nur in einem nicht, 
im Prozeß. Es iſt das eine ſehr auffallende Er⸗ 
ſcheinung, daß man damals gerade in dieſem Punkt ſo 
zaghaft geweſen iſt; denn die Vorbildung des Juriſten 
geht namentlich auf die Entſcheidung von Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, darauf gerade iſt in erſter Linie ſeine ganze Aus⸗ 
bildung auf der Univerſität und im Vorbereitungsdienſt 
gerichtet, darin wird er recht eigentlich geſchult und geübt. 
Gleichwohl ſoll er als Einzelrichter nur befähigt und 
befugt ſein, über kleine Beträge zu entſcheiden. Dieſer 
Standpunkt war verkehrt. Wenn die preußiſche Staats⸗ 
regierung ihn damals vertreten hat, iſt ſie jetzt entſchieden 
anderer Anſicht. Es iſt der heutige Amtsrichter nach 
Kenntniſſen und Befähigung ſehr wohl berufen, auch im 
Prozeſſe eine höhere Kompetenz zu erhalten, und ſehr 
wohl imſtande, eine ſolche Aufgabe zu erfüllen. 

Sie ſehen aus dem, was ich geſagt habe, meine 
Herren, daß es gewiſſermaßen eine hiſtoriſche Entwicklung 
iſt, welche immer mehr auf die Einrichtung des Einzel⸗ 
richtertums hingeführt hat. Dieſe hiſtoriſche Fortbildung 
unſeres Rechtsweſens, ſie iſt geſtützt durch die Überzeugung 
der Bevölkerung. Und das iſt die Hauptſache bei einer 
hiſtoriſchen Entwicklung, daß ſie getragen iſt von der Über⸗ 
zeugung des Landes ſelbſt. Dieſe Überzeugung iſt da, 
und ſie iſt ſchon damals, vor 1879, von vielen Seiten 
betont worden. Der Schwerpunkt der Rechtspflege liegt 
heutzutage in mehr als einer Hinſicht recht eigentlich bei 
den Amtsgerichten; wer überhaupt beim Gericht zu tun 
hat, hat am meiſten mit dem Amtsgericht zu tun und nur 
in einzelnen Ausnahmen hei anderen. Alle Verhältniſſe 
des Rechtslebens führen den einzelnen zunächſt zum Amts⸗ 
gericht hin, und der Richter, der über alle dieſe Ver⸗ 
hältniſſe in wichtigen Fragen zu befinden hat, dabei zu 
raten hat, die durchgreifendſten Maßregeln zu treffen hat, 


der ſoll nicht entſcheiden können, ſobald ein Streit über 
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eine Summe von 300 Mark hinausgeht? Meine Herren, 
mich dünkt eigentlich, die Vernunft ſpricht von ſelbſt dafür, 
daß es anders gemacht werden muß, daß das nicht ſo 


bleiben kann. 
(Sehr richtig!) 


Die großen Vorteile, die erreicht werden ſollen, ſie be⸗ 
ſtehen hauptſächlich in der außerordentlichen Vereinfachung 
des Verfahrens. 

Meine Herren, wenn das hohe Haus dem Geſetz, 
wie ich zuverſichtlich hoffe, ſeine Zuſtimmung geben wird, 
ſo werden ſich aber noch weitere Folgeerſcheinungen zeigen, 
die ich kurz berühren will. | 

Es tft von dem Herrn Vorredner ſchon gejagt und 
auch von den anderen Herren, das Hilfsrichtertum ſei 
ein arger Übelſtand, dem abzuhelfen ſei die erſte Aufgabe 
der preußiſchen Juſtizverwaltung; namentlich für Preußen 
hat er es gelagt, und zwar wohl im Hinblick darauf, daß 
ich heute hier anweſend bin. | 

Daß das Hilfsrichtertum eine unerfreuliche Er⸗ 
ſcheinung, ein Übel iſt, dies erkennt die Verwaltung nicht 
nur in Preußen, ſondern in allen Staaten unbedingt an, 
und daß die Zahl der Hilfsrichter auf eine möglichſt 
niedrige beſchränkt werde, erſtreben die Verwaltungen. 
Tritt dieſes Geſetz in Kraft, ſo werden von ſelbſt ohne 
weiteres wahrſcheinlich ſämtliche Hilfsrichter an Ober⸗ 
landesgerichten ausſcheiden, und ſchon das iſt ein großer 
Gewinn; denn bei dem rapiden Steigen der Geſchäfte 
können wir nicht mit etatsmäßigen Stellen pari passu vor- 
gehen. Wir werden alſo das Hilfsrichtertum niemals 
ganz entbehren können, wenn wir nicht wenigſtens einmal 
verſuchen, hier einen Einſchnitt zu machen. Nehmen Sie 
alſo das Geſetz an, und ich meine vorausſagen zu können, 
daß die Hilfsrichter bald von den Oberlandesgerichten 
verſchwinden werden. 

Bei den Landgerichten 

(Zuruf: bei den Amtsgerichten!) 


— darauf komme ich ſpäter — bei den Landgerichten iſt 
es ähnlich. Dort haben wir Hilfsrichter auch nötig; mit 
der Entlaſtung dieſer Gerichte werden ſie mehr und mehr 
verſchwinden können. Daß bei den Amtsgerichten Hilfs⸗ 
richter nötig ſind, iſt ebenſo ein Übelſtand wie bei den 
anderen Gerichten. Hier handelt es ſich alſo darum, daß 
man die nötige Zahl von für das verantwortungsvolle 
Amt geeigneten, etatsmäßigen Richtern ſchafft. Daß die 
etatsmäßigen Stellen vermehrt werden müſſen, ergibt ſich 
von ſelber, wenn der Entwurf Geſetz wird. Daß das in 
möglichſt großem Umfange geſchieht, wird ſtets das Be⸗ 
ſtreben der Juſtizverwaltung fein müſſen. So ſchlimm, 
wie es bisweilen aufgefaßt und auch geſchildert wird, iſt 
aber die Sache nicht. Die Aſſeſſoren, die ja nach unſerem 
Geſetz bei den Amtsgerichten beſchäftigt werden müſſen, 
ſind doch auch Leute, die anfangs der Dreißiger ſtehen, 
Männer, die eine langjährige, ſorgfältige Vorbildung 
erhalten haben, die auch Erfahrungen ſammeln und mit 
den Dingen vertraut werden müſſen. Daß ſie nicht die 
Unabhängigkeit haben ſollten, die der etatsmäßige Richter 
hat, wird öfter hervorgehoben, und ich kann auch das 
Richtige an dieſer Erwägung nicht in Abrede ſtellen. 
Aber, wie geſagt, eine möglichſte Vermehrung der Amts⸗ 
richterſtellen und eine Verminderung der Hilfsrichter auch 
bei dieſen Gerichten iſt ebenfalls das Beſtreben der Juſtiz⸗ 
verwaltung. 


Nun iſt weiter geſagt worden, einige Gerichte wären 
in ihrem Beſtande gefährdet, namentlich kleinere Städte 
mit Landgerichten befürchteten dies. Wir haben nach 
dieſer Richtung genaue Ermittlungen anſtellen laſſen, 
und danach erſcheinen dieſe Befürchtungen nicht begründet. 
Ich glaube, daß kein einziges Gericht gefährdet ſein wird; 
ſelbſt die kleinſten in Hechingen und Brieg werden be⸗ 
ſtehen bleiben und die anderen erſt recht. Sollte an 
einem Gerichte eine allzu große Geſchäftsverminderung 
eintreten, ſo iſt durch den Vorſchlag des Geſetzes Vor⸗ 
ſorge getroffen, wonach ein Landrichter gleichzeitig als 
Amtsrichter beſchäftigt werden kann. Ich glaube auch 
ſagen zu können, daß in Bayern Erwägungen dieſer Art 
gemacht worden ſind und daß man dort zu demſelben 
Ergebnis gekommen iſt. Alſo in dieſer Beziehung iſt 
nichts zu befürchten. 

Und nun zu einem Punkt, den der Herr Vorredner 
in ſeinen Erörterungen hauptſächlich betont hat, das iſt 
die Stellung der Anwaltſchaft. Was die Obergerichts⸗ 
anwälte angeht, ſo wird für die wohl unter keinen Um⸗ 
ſtänden ein Nachteil entſtehen. Denn durch die Be⸗ 
ſtimmung des Entwurfs, daß die Gebühren für die 
Berufungsinſtanz erhöht werden ſollen, ergibt ſich nach 
Berechnungen, die neuerdings gemacht worden find, daß 
ſte noch beſſere Einnahmen haben werden als bisher, 
trotzdem ihre Sachen ſich vermindern. Die Amtsgerichts⸗ 
anwälte werden ſelbſtverſtändlich einen großen Zuwachs 
an Einnahmen zu erwarten haben; bei den Amtsgerichten 
wird daher ſpäter viel mehr als jetzt Platz für Nieder⸗ 
laſſung weiterer Anwälte ſein. Bei den Landgerichts⸗ 
anwälten, bei denen wohl die Abneigung — ſo kann ich es 
nennen — gegen dieſen Entwurf am ſtärkſten hervorgetreten 
iſt, wird nach unſerer Berechnung ein Ausfall gegen jetzt 
von 2) Prozent der Geſammteinnahmen entſtehen. Das 
würde bedeuten, daß 2/ Prozent der Anwälte nicht mehr 
dort wie bisher ihr Auskommen finden. Dieſe werden 
daher vielleicht vorziehen, ihren Wohnſitz zu ändern und 
an Amtsgerichte zu gehen, wo ſich dann die Verhältniſſe 
für ſie beſſer geſtalten werden. Nehmen Sie z. B. eine 
Stadt wie Berlin, wo etwa tauſend Anwälte tätig ſein 
werden, ſo würden 20 etwa ihr Domizil zu ändern haben. 
Ich glaube, daß das aber keine Erwägungen ſind, die für 
die Geſetzgebung entſcheidend ſein können; das ſind eben 
verhältnismäßig untergeordnete, unvermeidliche Folgen, 
wenn bei den großen Organismen hier und da einer ſeine 
äußere Lebensſtellung etwas anders geſtalten muß. Ich 
glaube, wir haben doch nicht darauf zu ſehen, ſondern nur 
darauf, was für die Bevölkerung nützlich und notwendig iſt. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Nun ſind ja harte Vorwürfe und Angriffe gegen das 
Geſetz erhoben worden. Der Herr Vorredner hat geſagt, 
es ſei in der Offentlichkeit und in der Kritik vernichtend 
behandelt worden. Ich möchte darauf bemerken: dieſe 
Kritik iſt ziemlich einſeitig geweſen. Soweit ſie mir 
bekannt geworden iſt, iſt ſie aus Kreiſen der Anwalt⸗ 
ſchaft und einigen Gelehrtenkreiſen hervorgegangen. 

(Zuruf: Auch von Richtern!) 
— Ja, aber doch verhältnismäßig wenig. — Was den 
Widerſpruch Gelehrter anbelangt, ſo iſt dieſer zunächſt 
namentlich ſcharf geweſen, als im erſten Entwurf die 
Beſtimmung ſtand, daß das Rechtsmittel der Berufung 
nicht ſtattfinden ſolle. Das hat einen ſtarken Widerſpruch 
gefunden; das iſt ja aber beſeitigt worden. Darin aber, 


daß die Kompetenz erweitert werden könnte, find eigentlich 
alle maßgeblichen Teile einig geweſen. Es hat ſich da 
nur um die Höhe gehandelt. Der Widerſpruch richtet ſich 
auch mehr gegen den Aufbau, den das amtsgerichtliche 
Verfahren durch die neue Ordnung erfahren ſoll. Darüber 
wird, wie geſagt, die Kommiſſton der richtige Ort ſein 
ſich auszusprechen. 

Es iſt ja begreiflich, daß bei einem ſo ſyſtematiſch und 
konſequent aufgebauten Geſetz wie die Zivilprozeßordnung 
für den, der an ihrem Zuſtandekommen mitgewirkt hat, 
und der fie vom theoretiſchen Standpunkt aus anblickt, 
es ein Schönheitsfehler iſt, wenn dieſe Konſequenz hier 
und da durchbrochen wird. Solche Betrachtungen dürfen 
aber für uns hier, wo es ſich um Praktiſches handelt, 
nicht maßgebend ſein. Wir haben nur zu fragen: welche 
Beſtimmungen find für die Bevölkerung die beſſeren? 
Und ich glaube, daß das eine Erwägung iſt, die dieſes 
hohe Haus beſtimmen wird, ſich für die Novelle aus⸗ 
zuſprechen. Ä 

Meine Herren, jedesmal, wenn eine neue Organiſation 
ins Leben treten ſoll, begegnet man den Einwendungen, 
das ſei unmöglich, das gebe ungeheure Schwierigkeiten; 
es werden Bedenken von allen Seiten geäußert. Ich habe 


das ſelbſt oft miterlebt. Iſt die Orgniſation erſt da, 


dann find die Bedenken vergeſſen; man wundert ſich, daß 
man ſie gehabt hat. Dann habe ich nicht ſelten gefunden, 
daß ſchließlich allgemeine Zufriedenheit geherrſcht hat. 
urufe: Na, na!) 
Meine Herren, ich habe die Zubverſicht, daß auch hier die 
Bedenken in Zukunft verſtummen werden und daß, wenn 
das hohe Haus dem Geſetze zuſtimmt, damit ein großer 
Fortſchritt in der hiſtoriſchen Entwicklung gemacht wird, 
daß das Geſetz zur Befriedigung der Bevölkerung aus⸗ 
fallen und ein nützliches und gutes Ding ſein wird. 
(Beifall rechts.) 


Vizepräſtdent Kaempf: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Frank (Mannheim). 


Dr. Frank (Mannheim), Abgeordneter: Mit einer 
Kommiſſtonsberatung ſind auch meine Freunde ein⸗ 
verſtanden; aber ich widerſtehe nur ſchwer der Verſuchung, 
Ihnen vorzuſchlagen, daß Sie die Novelle an die Kom⸗ 
miſſton für die Vorbereitung der Reichsfinanzreform ver⸗ 
weiſen. Neben dem preußiſchen Herrn Juſtizminiſter, den 
vorhin der Herr Kollege Dr. Ablaß ſo warm begrüßt hat, 
ſind noch ein paar Stühle frei, und da ſollten die Herren 
Finanzminiſter der Einzelſtaaten Platz nehmen; denn nach 
meiner Anſicht iſt die Vorlage von dem Geiſt der Fis⸗ 
kalität durchweht. Die einzige Idee, die in dem Entwurf 
wirklich konſequent durchgeführt iſt, iſt der Gedanke, daß in 
die Kaſſen der Einzelſtaaten recht viele und rechthohe Gerichts⸗ 
gebühren fließen ſollen, und daß recht viel Geld geſpart werden 
ſoll gegenüber der Notwendigkeit, neue Richter anzuſtellen. 
In den Motiven hat man dieſe Idee in der Form aus⸗ 
gedrückt, daß man geſagt hat, die Juſtizpflege ſoll „ver⸗ 
billigt“ werden; gleichzeitig hat man dann beigefügt, nicht 
bloß billig, ſondern auch ſchnell und einfach ſolle die 
Juſtiz arbeiten. Das wäre ja ein Ideal, das auch wir 
gern akzeptieren würden; aber wir wiſſen, daß das Ver⸗ 
fahren vor den Landgerichten und Oberlandesgerichten 
von dieſem Ziele genau ſo weit entfernt iſt wie der 
Amtsgerichtsprozeß, und deshalb wundern wir uns, daß 
dieſer Reformverſuch von vornherein Halt macht vor den 
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Pforten der Kollegialgerichte. Es wird das Volk nicht 
verſtehen, warum es in der erſten Inſtanz bor den Amts⸗ 
gerichten billig und ſchnell, in der zweiten Inſtanz vor 
den Landgerichten teuer und langſam ſein Recht finden 
ſoll. Weil wir das nicht verſtehen, deshalb halten wir 
den Vorwurf der Halbheit, der gegen die Vorlage erhoben 
worden iſt, für durchaus begründet. Es iſt ein Stückwerk, 
das uns geboten wird. Erinnern Sie ſich daran, wie 
bei der vorigen Beratung des Juſtizetats von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten verlangt wurde, es ſolle ein Notgeſetz 
vorgelegt werden zur Regelung des Strafverfahrens gegen 


die Jugendlichen. Damals iſt der gleiche Herr Staats⸗ 


ſekretär vor Sie hingetreten und hat Sie verwieſen auf 
den großen Tag der allgemeinen Strafprozeßreform. 
Damals hat er geſagt, man könne aus dieſem Gebäude 
nicht einen einzelnen Stein herausgreifen, und heute 
kommt man im Namen einer Dringlichkeit, die ich be⸗ 
fireite, und will aus dem Gebiete der großen Zivilprozeß⸗ 
reform, deren Notwendigkeit von allen Seiten betont wird, 
einen kleinen Teil herausnehmen, angeblich um wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſen zu fördern. Ich habe vergeblich auf den 
Nachweis dafür gewartet. Wirtſchaftliche Erwägungen 
mögen maßgebend geweſen ſein, bei der Ausarbeitung 
dieſes Geſetzentwurfes, aber nicht wirtſchaftliche Er⸗ 
wägungen des rechtsſuchenden Publikums, ſondern in erſter 
Linie wirtſchaftliche Erwägungen des Fiskus der Einzel⸗ 


ſtaaten. 
Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 

Nun, meine Herren, wenn es wenigſtens wahr wäre, 
daß für das Amtsgerichts verfahren die Vorteile durch dieſe 
Vorlage gefichert würden, die uns verſprochen find; aber 
auch das trifft nicht zu. Man will den Biſſen uns ſchmack⸗ 
haft machen durch die Verſicherung, daß das Verfahren 
vor den Amtsgerichten dem der Gewerbe⸗ und Kaufmanns⸗ 
gerichte angenähert werden ſoll. Das mag für einzelne 
prozeßtechniſche Dinge zutreffen: der Amtsbetrieb wird 
etwas erweitert, die Ladungen werden nicht ausſchließlich 
auf Antrag der Parteien, ſondern von Amts wegen zu⸗ 
geſtellt werden; aber die Hauptſache fehlt. Das, was den 
Sondergerichten das Vertrauen des Volkes bringt, ſind 
nicht Prozeßformen, ſondern die Tatſache, daß die Mehr⸗ 
heit der dort funktionierenden Richter aus der Wahl der 
Maſſen hervorgeht. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
An dieſem Punkte wird nichts geändert, dieſe weſentliche 
Eigenſchaft des Verfahrens vor den Gewerbegerichten 
wird nicht übertragen auf das Amtsgericht. Nach wie 
vor werden bei den Amtsgerichten z. B. über Miets⸗ 
prozeſſe gelehrte Richter urteilen, die in ihrer Mehrzahl 
in ihrem ganzen Leben noch niemals in eine Arbeiter⸗ 
wohnung hineingeſchaut haben. 
(Lebhafte Zuſtimmung bei den Sozialdemokraten.) 

Nun ſagt man, daß wenigſtens das Verfahren vor 
den Amtsgerichten billiger wird. Auch das iſt nicht richtig. 
Die Verbilligung beſteht darin, daß man zunächſt für die 
auf Antrag der Parteien angefertigten Abſchriften und 
Ausfertigungen ſtatt 10 Pfennig pro Seite künftig 
20 Pfennig pro Seite berechnet. Das ſoll nach der Auf⸗ 
ſtellung eines bekannten Rechtsanwalts eine Mehrausgabe 
von etwa drei Millionen pro Jahr für das rechtſuchende 


Publikum ausmachen. 
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
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Gleichzeitig hat man den § 48 des Gerichtskoſtengeſetzes 
in der Vorlage in der Weiſe geändert, daß künftig nach 
dem vierten Termin Strafgebühren angeſetzt werden 
müſſen. Das würde eine Mehrbelaſtung von etwa einer 
Million pro Jahr ausmachen. 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Alſo die Verbilligung beſteht darin, daß vom Publikum 
pro Salt etwa 4 Millionen neuer Gerichtsgebühren erhoben 
werden 

(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) 

Nun ſucht man dieſe Pille etwas zu verzuckern. Man 
hat in die Vorlage die Beſtimmung F daß 
die Kompetenz der Amtsgerichte über die bisherige Grenze 
von 300 Mark erweitert werde. Das hätte zur Folge, 
daß künftig für mehr als die Hälfte der bisher landgericht⸗ 
lichen Prozeſſe kein Anwaltszwang mehr beſtünde. Nun 
ſind wir Sozialdemokraten immer — und auch heute noch — 


u 


eingetreten für die Beſeitigung des Anwaltszwangs. Wir 


glauben, daß in einem Reiche, in dem die allgemeine 
Schulpflicht beſteht, keine Berechtigung gegeben iſt, den 
Bürger zu zwingen, auch die einfachſten Sachen, wenn ſie 
einen gewiſſen Streitwert erreicht haben, durch einen An⸗ 
walt führen zu laſſen. Ich will nebenbei bemerken, daß 
die Abſchaffung des Anwaltszwanges für die arbeitende 
Bevölkerung gewiſſe Nachteile mit ſich bringt. Wenn jetzt 
einem Arbeiter das Armenrecht bewilligt wird, ſo muß 
ihm das Gericht einen Rechtsanwalt beiordnen. Künftig 
würde für die Prozeſſe über 300 Mark bis 800 Mark 
dieſer Anſpruch des rechtſuchenden Armen nicht mehr 
beſtehen. Nun ſind aber gerade die Lohnarbeiter nur 


ganz ſelten in der Lage, ihre Prozeſſe ſelbſt zu führen. 


Wenn mehr als ein Termin notwendig wird, werden ſie 
nur unter der Gefahr, ihre Arbeitsſtelle zu verlieren, 
ſelber die Termine wahrnehmen können. Deshalb iſt es 
notwendig, daß diejenige Vertretung, die von den Arbeitern 
aus eigener Kraft geſchaffen worden iſt, nämlich die 
Arbeiterſekretariate, im Geſetz anerkannt werde. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Es muß dafür geſorgt werden, daß die Arbeiterſekretäre 
unter keinen Umſtänden mehr von den Richtern bei der 
Verhandlung zurückgewieſen werden dürfen. So not⸗ 
wendig es iſt, daß der Richter gegenüber dem recht⸗ 
ſuchenden Publikum unabhängig iſt, genau ſo notwendig 
iſt es, daß der Prozeßvertreter gegenäber dem Hs 
Richter unabhängig daſteht. Es iſt ganz ausgeſchloſſen, 
daß ein Parteivertreter in der Verhandlung gegen den 
Richter mit der nötigen Entſchiedenheit und vielleicht 
Rückſichtsloſigkeit vorgehen kann, wenn er riskieren muß, 
daß er von dem amtierenden Richter nach Willkür wie 
ein Schuljunge weggejagt werden kann! . 

Nun, wenn wir Sozialdemokraten alſo für jede 
Maßregel eintreten, die den Anwaltszwang beſeitigt, ſo 
iſt damit nicht geſagt, daß wir ohne weiteres es billigen, 
wenn der größte Teil der Prozeſſe, die bisher am Land⸗ 
gericht geführt wurden, an das Amtsgericht überwieſen 
wird. Wir geben zu, daß durch das Sinken des Geld⸗ 
wertes eine mäßige Erhöhung der Streitwertgrenze für 
die Amtsgerichte notwendig geworden iſt. In dieſer 
Richtung wären wir bereit, der Vorlage entgegen⸗ 
zukommen, aber durchaus nicht bis zu derjenigen Grenze, 
die in dem Entwurf genannt iſt. Warum man die 
Prozeſſe in ſo weitem Maße vom Landgericht an das 
Amtsgericht hinüberſchieben ſoll, iſt bisher nicht be⸗ 


wieſen worden. Der Herr Staatsſekretär hat ſich im 
weſentlichen darauf beſchränkt, an Sie ein paar rhetoriſche 
Fragen zu richten. Er hat Sie gefragt, ob ſich die 
Amtsgerichte nicht bewährt hätten, ob jemand da jet, der 
zu beſtreiten wage, daß wir gute Amtsgerichte hätten, die 
namentlich die Überleitung in das neue Recht gut voll⸗ 
zogen haben. Ich glaube, daß mit derartigen allgemein 
gehaltenen Lobſprüchen nicht viel anzufangen iſt. Ich 
glaube, es iſt früher einmal in den erſten zwei Jahr⸗ 
zehnten des Reichs üblich geweſen, daß in dieſer 
Allgemeinheit mit der Güte unſerer Einrichtungen ge⸗ 
prunkt wird; damals war es guter Ton, zu ſagen: den 
deutſchen Amtsrichter, den deutſchen Leutnant, den 
deutſchen Geheimrat macht uns niemand nach. Heute 
trifft das nicht mehr zu, heute gibt es ganz andere Dinge, 
die uns niemand mehr nachmacht. 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 

Nachdem der Herr Staatsſekretär Ihnen einige 
Fragen vorgelegt hat mit einer rhetoriſchen Leldenſchaf, 
die man bei ihm ſonſt gar nicht gewohnt iſt, will ich ihm 
gegenüber ein paar ganz nüchterne Fragen ſtellen, die von 
meinen Herren Vorrednern auch ſchon angedeutet worden 
fehr Ich will ihn fragen, ob es nicht wahr iſt, daß ein 
ehr großer Teil der deutſchen Amtsgerichte verwaltet 
wird durch junge, unerfahrene Aſſeſſoren, ob es nicht 
wahr iſt, daß ein ſehr großer Teil der deutſchen Amts⸗ 
gerichte verwaltet wird durch Hilfsrichter, die alle paar 
Wochen wechſeln, ob es nicht wahr iſt, daß dieſe Hilfs⸗ 
richter gerade mit dem Bezirk, in dem ſie i amtieren 
haben, vielfach keine Fühlung haben. Ich will ihn aber 
weiter fragen, ob es nicht wahr iſt, daß durch die Ver⸗ 
weiſung ſo vieler Prozeſſe an das Amtsgericht die Rechts⸗ 
einheit in ganz erheblicher Weiſe gefährdet wird. Es 
werden künftig 175 ſouveräne Landgerichte urteilen, es 
wird die Einheit, die in materieller Beziehung durch das 
bürgerliche Recht geſchaffen wurde, durch prozeſſuale Ve: 
ſtimmungen wieder in Frage geſtellt werden. 

Nun, dieſe ſchweren Nachteile, von denen ich geredet 
habe, liegen ganz offen zu Tage; die Vorteile dagegen, 
welche die Überlaſtung der Amtsgerichte bringen ſoll, ſind 
das Geheimnis des Herrn Staatsſekretärs und des 
preußiſchen Herrn Juſtizminiſters. 

Wenn wir uns nun zu erklären verſuchen, warum 
trotzdem dieſe Reform in dieſer merkwürdigen Geſtalt uns 
vorgelegt wird, ſo kommen wir eben, ſo leid es uns tut, 
zu keinem andern Schluß, als zu ſagen: man will Geld 
ſparen. Und wenn der preußiſche Herr Juſtizminiſter uns 
auch noch ſo feierlich erklärt, daß ſein Gewiſſen, das Ge⸗ 
wiſſen der preußiſchen Juſtizverwaltung, in dem Punkte 
gut ſei — ja, wir haben in den letzten Wochen erfahren, 
daß manchmal Dinge geſchehen bei beſtem Gewiſſen, 
babe daß die Leute die wichtigſten Dokumente geleſen 

aben. 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) 
Wir ſind der Meinung: maßgebend war das Beſtreben, 
Geld zu ſparen; um es deutlich und kurz auszuſprechen: 
Amtsrichter ſind billiger als Landgerichts⸗ und Ober⸗ 
landesgerichtsräte, vor allem dann billiger, wenn man 
einen großen Teil der Stellen mit Aſſeſſoren und halb 
oder ſchlecht bezahlten Hilfsrichtern beſetzt. 

Nun ſucht man ja den Bedenken dadurch zu begegnen, 
daß man darauf verweiſt, es würde das Publikum eine 
weſentliche Verbilligung dadurch haben, daß die Anwalts⸗ 
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gebühren wegfallen oder etwas ermäßigt werden. Aber 
auch da beſtehen gewiſſe ſchwerwiegende Bedenken. Man 
hat die Schreibgebühren der Anwälte pauſchaliert, herab⸗ 
geſetzt. Nach unſerer Meinung beſteht nun die große 
Gefahr, daß die Herabſetzung dieſer Schreibgebühren die 


Entlaſſung von Schreibgehilfen zur Folge haben wird 


oder, wenn nicht die Entlaſſung, ſo doch die noch ſchlechtere 
Entlohnung. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) 
Sie haben vor wenigen Tagen bei der Beratung der 
Petitionen gehört, wie ſchlecht es um dieſe ſogenannten 
Proletarier der Schreibſtube beſtellt iſt. Wenn nun heute 
in der Zeit der Kriſis, der Arbeitsloſigkeit uns zugemutet 
wird, dieſe Gruppe von Angeſtellten in die ſchwerſte Not 
zu bringen, ſo haben wir hier wirtſchaftliche Bedenken, 
die mindeſtens ſo ſchwer wiegen wie die wirtſchaftlichen 
Bedenken, von denen der Fiskus ausgegangen iſt. 

Wir werden in der Kommiſſion Gelegenheit haben, 
über dieſe Frage zu ſprechen. Wir ſind bereit, in der 
Kommiſſion an der Geſtaltung der Vorlage mitzuarbeiten. 
Wie die Vorlage heute vor uns liegt, können wir nur 
ſagen: im weſentlichen bringt ſie eine Verteurung und 
Verſchlechterung der deutſchen Rechtſprechung. 

(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 


Vizepräſident Kaempf: Das Wort hat der Herr Ab⸗ 
geordnete Dr. Varenhorſt. 


Dr. Varenhorſt, Abgeordneter: Meine Herren, es iſt 
wohl kaum ein Entwurf an dieſes hohe Haus gelangt, 
der ſo ſehr der Anfechtung und der Kritik ausgeſetzt 
geweſen iſt, wie gerade dieſe Novelle zur Zivilprozeß⸗ 
ordnung. Man hat in Verſammlungen, man hat in 
Zeitungen und Fachzeitſchriſten den Stab über dieſen 
Entwurf gebrochen, und Sie haben gehört, daß der Herr 
Vorredner wie auch der Herr Kollege Ablaß an dem 
Entwurf nicht viel Gutes gelaſſen haben. Man hat ihn 
bezeichnet als Flickwerk, als Stückwerk. Wenn wir aber 
der Sache näher auf den Grund gehen, werden wir ſehen, 
daß der Entwurf tatſächlich beſſer iſt als ſein Ruf, daß 
er eine gute und feſte Grundlage hat, auf der wir auf⸗ 
bauen und zu einem guten, feſten Ziele gelangen können. 
Wir müſſen vor allen Dingen uns bemühen, den Entwurf 
in rein ſachlicher Weiſe zu betrachten. Das iſt leider in 
der Kritik desſelben nicht immer geſchehen. 

(Oho! links.) 
Wir haben z. B. erlebt, daß eine Anwaltverſammlung zu 
Leipzig nach nicht widerlegten Zeitungs berichten einen 
Agitationsfonds von 30 000 Mark geſtiftet hat, um gegen 
den Entwurf vorzugehen. Da kann man nur behaupten, 
daß das Maß der Sachlichkeit erheblich überſchritten iſt. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Es kommt nach meiner Anſicht bei der Frage 
lediglich darauf hinaus, daß wir uns entſcheiden: wo 
liegen die Intereſſen des rechtſuchenden Publikums? Das 
rechtſuchende Publikum legt Wert darauf, in einfacher, 
billiger und ſchneller Weiſe ſeine Rechtsverfolgung zu 
erzielen. Meine Herren, der Entwurf enthält in dieſer 
Hinſicht beſondere Vorzüge, die auch von den ver⸗ 
ſchiedenſten Seiten, von den Handelskammern in 
Magdeburg, Berlin und Harburg, vom Deutſchen Land⸗ 
wirtſchaftsrat, vom geſchäfts führenden Ausſchuß des Hand⸗ 
werker⸗ und Gewerbekammertages anerkannt ſind. Der 
Entwurf entſpricht in erheblichem Maße den Forderungen 


des kleinen Mannes, des Mittelſtandes und der land⸗ 
wirtſchaftlichen bäuerlichen Bevölkerung. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Es ſind beſonders zwei Kardinalpunkte, die man 

hervorheben muß: in erſter Linie die Erweiterung der 
amtsrichterlichen Zuſtändigkeit und zweitens die Ver⸗ 
7 und Beſchleunigung des amtsrichterlichen Ver⸗ 
ahrens. 
Was die Ausdehnung der amtsrichterlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit betrifft, fo iſt ſchon des näheren ausgeführt 
worden, in welcher Weiſe dem rechtſuchenden Publikum 
Erleichterungen verſchafft werden. Es liegt auf der 
Hand, daß die Amtsgerichte billiger arbeiten. Da iſt ein 
Anwaltszwang nicht geboten; die Zeugen können leichter 
zur Stelle geſchafft und vernommen werden; wenn ein 
Kläger das Gericht aufſuchen will, kann er ſein Amts⸗ 
gericht leichter erreichen, braucht nicht erſt weite Wege zu 
machen und ſpart Fuhr⸗ und Zehrkoſten. Es kommt 
ferner hinzu, daß die Amtsrichter mit den lokalen Ver⸗ 
hältniſſen mehr vertraut ſind und infolgedeſſen den Streit 
ſchneller zur Entſcheidung bringen können, was den 
Intereſſen der Parteien in erheblichem Maße entſpricht. 
Es kommt ferner in Betracht, daß der Amtsrichter — 
das gilt namentlich von den kleinen Amtsgerichten — 
in der Lage iſt, unmittelbar die Verhältniſſe zu 
beurteilen und anzufaſſen. Es hat ſich bei den Land⸗ 
gerichten in erheblichem Maße der Mißſtand eingeſchlichen, 
daß die Landgerichte nicht mehr die Zeugen ſelbſt ver⸗ 
nehmen, ſodaß wir bei dieſen eine eigentliche mündliche 
Verhandlung nicht haben, ſondern es hat ſich das Syſtem 
der Aktenverſendung breit gemacht, infolgedeſſen die 
Zeugen bei den einzelnen i vernommen 
werden, ſodaß nachher die protokollierte Ausſage wieder 
an das Richterkollegium des Landgerichts gelangt und 
hier der Entſcheidung zu Grunde gelegt wird. Der Amts⸗ 
richter in ſeinem Bezirk urteilt dagegen auf Grund des 
eigenen Eindrucks und der eigenen Wahrnehmung, den 
er bei der Vernehmung des Zeugen gewonnen hat; er 
kennt die Parteien, kennt, wenn er mit der Bevölkerung 
verwachſen iſt, die Zeugen und kann daher viel beſſer eine 
Zeugenausſage und das Vorbringen der Parteien 
beurteilen, als ſolches beim Kollegium des Landgerichts 
der Fall iſt. Dieſe Gründe müſſen dahin führen — das 
iſt auch die Auffaſſung meiner Partei —, die Zuſtändig⸗ 
keit der Amtsgerichte zu erweitern. 

Es kommt weiter hinzu, daß der Amtsrichter, 
namentlich wenn er länger in ſeinem Bezirk anſäſſig iſt, 
in erheblichem Maße geeignet iſt, einen Vergleich zwiſchen 
den Parteien herbeizuführen. Das Landgerichtskollegium 
eignet ſich nicht ſo ſehr als Vergleichsgericht, ſchon deshalb 
nicht, weil dort der Anwaltszwang herrſcht und die 
Parteien ſo gut wie gar nicht auftreten. Der Amtsrichter 
aber, der mit der Bevölkerung Fühlung hat, wird hervor⸗ 
ragend dazu beitragen, zwiſchen den Parteien eine Aus⸗ 
ſprache und Verſtändigung herbeizuführen, damit nicht 
zum Schaden der Allgemeinheit dauernde Zwiſtigkeiten 
und Streit unter den Dorf» oder den Stadtgenoſſen 
oder den Verwandten, die im Prozeß ſich gegenüber⸗ 
geſtanden haben, beſtehen bleiben. 

Der Vorredner Herr Kollege Frank hat darauf hin⸗ 
gewieſen, daß der Aſſeſſorismus und vor allem das Hilfs⸗ 
richtertum beſeitigt werden müſſe. Auch wir halten das 


Hilfsrichtertum für einen Krebsſchaden der Juſtiz. Wenn 
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Sie aber hier den Hebel anſetzen, indem Sie die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Amtsgerichte in Zivil⸗ wie demnächſt auch 
in Strafſachen erweitern, wird man dem Hilfsrichtertum 
und Aſſeſſorismus mehr das Grab graben, denn dann 
wird die Arbeitsfreudigkeit des Amtsrichters infolge ſeiner 
erhöhten Zuſtändigkeit ſich heben. Es erſchließt ſich ihm ein 
Feld größerer und bedeutſamerer Tätigkeit, er wird daher 
mehr an ſeiner Scholle haften, ſodaß ein Wechſel in der 
Perſon der Richter ſeltener eintritt, naturgemäß aber ein 
Bedürfnis zum Hilfsrichterrum und zum Aſſeſſorismus 
weniger gegeben iſt. Alſo gerade die Herren, die dem 
Hilfsrichtertum entgegentreten, ſollten in dieſem Punkte 
die Vorlage befürworten. Sie ſchaffen damit boden⸗ 
ſtändige Richter, die mit der Bevölkerung verwachſen 
und deren Bedürfniſſe und Anſchauungen von Grund aus 
kennen lernen. 

Dieſe Vorlage wird ferner, wenn fie Geſetz wird, 
dahin führen, daß ſich bei den Amtsgerichten eine größere 
Zahl von Anwälten niederlaſſen wird, als zurzeit der 
Fall iſt. Die Kalamität iſt jetzt derartig, daß eine große 
Anzahl Amtsgerichte von Anwälten völlig entblößt ſind. 

(Hört! hört! links.) 
Unter 1120 Amtsgerichten allein des preußiſchen Staates 
ſind deren 900, welche keinen Anwalt haben, und 450 
Amtsgerichte haben nur einen Anwalt. Wenn aber die 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte erweitert wird, wird ſich 
in Zukunft eine größere Zahl von Anwälten auch den 
kleinen Amtsgerichten zuwenden. 

Es kann allerdings ein Bedenken vorliegen gegen die 
zu weite Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte, 
nämlich das, daß einzelne Landgerichte in ihrem Beſtande 
gefährdet werden könnten. In meiner Partei haben wir 
dieſe Bedenken in hervorragendem Maße erwogen, ſowohl 
mit Rückſicht auf die Kleinſtaaten, z. B. Bückeburg, 
wie auch mit Rückſicht auf die Landgerichte 
anderer Bundes ſtaaten, bei denen einzelne erheblich 
gefährdet ſein können, wie z. aus einer Ein⸗ 
gabe der ſtädtiſchen Behörden in Verden hervorgeht. 
Die Motive haben auch dieſe Bedenken nicht vollſtändig 
beſeitigt, denn ſie drücken ſich ſehr vorſichtig aus, indem 
ſte ſagen, daß die Lebensfähigkeit der einzelnen Land⸗ 
gerichte kaum in Frage geſtellt werden könnte. Sie ſagen 
alſo nicht, daß jede Gefährdung der Exiſtenzfähigkeit der 
Landgerichte von Grund aus abzuweiſen wäre. Der 
preußiſche Herr Juſtizminiſter hat allerdings eben die 
Erklärung abgegeben, daß nach ſeinen Feſtſtellungen auch 
die kleinſten Landgerichte innerhalb des preußiſchen Staats⸗ 
gebiets, wie das in Hechingen, trotz der hier vorgeſehenen 
Erweiterung auf 800 Mark erhalten bleiben würden! 
Wir werden deshalb in Erwägung ziehen, wie weit wir 
in der Kompetenzerhöhung gehen können, und behalten 
uns hierüber eine nähere Entſcheidung in der Kommiſſion 
vor, da auch in meiner Partei keine Einigkeit darüber 
herrſcht, ob man bis 500, 600 oder 800 Mark gehen ſoll. 

Hervorheben möchte ich noch, daß die Erhaltung der 
Landgerichte durch die neue Vorſchrift in 8 58 des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes erleichtert wird, woſelbſt in Abſatz 2 
beſtimmt iſt, daß die Mitglieder des Landgerichts gleich— 
zeitig Amtsrichter am Sitz des Landgerichts ſein können. 
Hierbei würde zu erwägen ſein, ob dieſe Beſtimmung nicht 
dahin erweitert werden könnte, daß nicht allein Amtsrichter 
am Sitze des Landgerichts, ſondern auch ſolche an benach— 
barten Gerichten zu den Landgerichten herangezogen werden 
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und hier als Kollegialrichter tätig fein können. Dies 
würde entſchieden im Intereſſe der Amtsrichter liegen, 
denen dadurch die Möglichkeit gegeben wird, in den Land⸗ 
gerichtskollegien zu ſitzen und mitzuwirken, wodurch ſie 
neue Anregungen erhalten. Andererſeits würden davon 
auch die Landgerichte und die Landrichterkollegien einen 


Vorteil haben, weil ihnen dadurch die Mitwirkung von 


Männern zuteil wird, die mit dem praktiſchen Leben in 
engerer Fühlung ſtehen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ich möchte dieſen Punkt in Anregung bringen und gerade 
dem preußiſchen Herrn Juſtizminiſter empfehlen, die Sache 
in Erwägung zu ziehen. 

Was den zweiten Punkt betrifft, auf den das Schwer⸗ 
gewicht bei der Novelle zu legen iſt, ſo iſt dies die 
Umwandlung des amtsrichterlichen Verfahrens. Hier geht 
der Entwurf darauf hinaus, das amts richterliche Ver⸗ 
fahren derart zu vereinfachen, daß es im weſentlichen 
den Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichten angegliedert 
wird. Es ſoll vor allem der Parteibetrieb umgewandelt 
werden in einen Betrieb von Amts wegen, ſodaß in 
Zukunft die Zuſtellungen und Ladungen ſämtlich von 
Amts wegen erfolgen. Hierdurch werden den Parteien 
erhebliche Koſten erſpart; vor allem wird ihnen aber Zeit 
erſpart und die Verantwortung abgenommen. Für diefe 
Neuerung haben ſich neben dem Deutſchen Land wirtſchaftsrat 
auch viele Vertreter des Handelsſtandes ausgeſprochen. 
So hat z. B. die Handelskammer in Magdeburg gerade 
bezüglich dieſes Punktes dem Ausdruck gegeben, daß die 
Neuordnung des amts richterlichen Verfahrens als ein weit 
ausgreifender Schritt zur Vervollkommnung des amts⸗ 
richterlichen Verfahrens angeſehen werden müſſe. Meine 
Partei ſteht gleichfalls nicht an, anzuerkennen, daß dieſe 
Neuregelung einen weſentlichen Fortſchritt darſtellt. Wir 
werden deshalb gern unſere Hand dazu bieten, daß in 
dieſem Punkte der Entwurf Geſetzeskraft erlangt. 

Es würde zu weit führen, wenn ich mich über alle 
Einzelheiten auslaſſen wollte, die hier geſtreift find, und 
über alle Spezialbeſtimmungen, die in der Novelle noch 
angeregt ſind. Es wird Gelegenheit ſein, hierüber uns in 
der Kommiſſion des näheren auszuſprechen. Wir be⸗ 
grüßen es unter anderem mit Freuden, daß das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren dadurch erheblich erleichtert wird, daß 
die Entſcheidung jetzt in die Hand des Gerichtsſchreibers 
gelegt wird, und daß gleichermaßen die Tätigkeit des Ge⸗ 
richtsſchreibers dadurch erweitert wird, daß ihm jetzt die 
Möglichkeit gegeben wird, die Vollſtreckungsbefehle zu er⸗ 
laſſen. Dies wird das Gefühl der Selbſtändigkeit und die 
Arbeits freudigkeit der Gerichtsſekretäre nur ſtärken, weil 
fie dann das Bewußtſein haben, daß fie ſelbſt an ſich 
richterliche Entſcheidungen mit vollſtreckbarer Wirkſamkeit 
erlaſſen können. 

Mit Freuden begrüßen wir auch die Erweiterung der 
Ferienſachen. Dieſe wird beſonders Bedeutung haben für 
Verſäumnis⸗ und Anerkenntnis ſachen, die ja den größten 
Teil aller Prozeßſachen darſtellen. 

Zweifelhaft ſcheint mir, ob es angebracht iſt, den 
Voreid in Zukunft durch den Nacheid zu erſetzen. Hier 
hat die Geſetzgebung der früheren Jahrzehnte und Jahr⸗ 
hunderte erheblich geſchwankt. Im gemeinen Recht war 
allgemein der Voreid gegeben. Die allgemeine preußiſche 
Gerichtsordnung aus dem Jahre 1793 führte dagegen den 
Nacheid ein. Der hannoverſche Entwurf wie auch die 


deutſche Zivilprozeßordnung haben den Voreid aufrecht 
erhalten, und nach meinem perſönlichen Empfinden ſcheint 
dieſer auch erhebliche Vorzüge gegenüber dem Nacheid zu 
haben. Beim Voreid wird dem Zeugen mehr zum Bewußt⸗ 
ſein geführt, daß er unter dem Eid ſteht, der Zeuge muß 
ſich klar machen, daß er ſich jetzt geiſtig ſammeln muß, 
und daß jede Ausſage, die er macht, und jedes Wort, das 
er ſpricht, unter ſeinem Eid fällt, daß er alſo nicht leicht⸗ 
ſinnig oder leichtfertig etwas in den Tag hineinreden darf, 
was er vielleicht nicht verantworten kann. Ich glaube 
daher, trotzdem ſich der Reichstag früher mehr für den 
Nacheid ausgeſprochen hat, daß die Vorzüge des Voreides 
im allgemeinen überwiegen. 

Die Pauſchalierung der Schreib: und Poſtgebühren, 
die in dem Entwurf vorgeſehen wird, entſpricht einem 
dringenden Bedürfnis und iſt geeignet, das Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren erheblich zu erleichtern. Das liegt auch 
im Intereſſe der Parteien, weil ſie auf dieſe Weiſe beſſer 
überſehen können, wie weit die Koſten eines Prozeſſes auf⸗ 
laufen werden, wofür ſonſt nicht die gleiche Handhabe 
gegeben iſt. 

Aufgefallen iſt es mir, daß das armenrechtliche Ver⸗ 
fahren in dem Entwurf und der heutigen Debatte gar 
nicht bedacht worden iſt. Ich bin der Anſicht, daß das 
armenrechtliche Verfahren einer erheblichen Anderung be⸗ 
dürftig iſt, daß vor allem der Beklagte einen größeren 
Schutz haben muß, als ſolches jetzt der Fall iſt. Nach 
den jetzigen Vorſchriften kann jeder, der ſich in den Beſitz 
eines Armenſcheins zu ſetzen in der Lage iſt — und einen 
Armenſchein ſich zu verſchaffen, iſt ja tatſächlich nicht 
ſchwer —, auf leichte Weiſe einem anderen einen Prozeß 
anhängen, indem er Behauptungen aufſtellt, die er nicht 
zu beweiſen und nicht einmal glaubhaft zu machen braucht. 
Es liegt tatſächlich die Gefahr vor, daß man mit gänzlich 
aus der Luft gegriffenen, unſtichhaltigen Klagen beläſtigt 
wird. Hier müßte nach meiner Anſicht eine Anderung 
vorgeſehen werden etwa dahin, daß der Gegner zuerſt 
gehört werden muß, und daß ohne ſein Anhören reſp. 
vor Ablauf einer Friſt zur Gegenerklärung das Armen⸗ 
recht nicht erteilt werden darf. Man ſtelle ſich einmal die 
Schwierigkeiten und Beläſtigungen vor, wenn jemandem 
ein ſolcher Armenprozeß angehängt wird beſonders beim 
Landgericht. Dann wird der Gegner gezwungen, ſich 
einen Anwalt zu nehmen, er muß ſofort einen Vorſchuß 
leiſten, es erwachſen ſofort Gebühren bei ſeinem Anwalt, 
und nachher, wenn er obſtegt in dem Prozeß, oder wenn 
in dem erſten Termin die Sache in ganz einfacher Weiſe 
aufgeklärt wird, muß er dennoch wenigſtens ſeinen Rechts⸗ 
anwalt bezahlen. Alſo hier iſt es dringend erforderlich, 
daß gegenüber dem Anſpruch auf Armenrecht auf der 
anderen Seite der Schutz ſteht gegen unberechtigte Armen⸗ 


rechts anſprüche. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Ich will mich über weitere Einzelheiten hier im 
Plenum nicht auslaſſen, es iſt ja auch ſchon das eine 
oder andere in die Debatte gezogen worden. Ich will 
aber nochmals hervorheben, daß wir den Entwurf als 
einen Fortſchritt betrachten und ihm ſympathiſch gegen⸗ 
überſtehen. 

Was die Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte betrifft, ſo begrüße ich dieſelbe um ſo mehr, als 
in Hannover eine erhöhte Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
bereits früher in bung war. Im Jahre 1860 wurde in 
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dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz für Hannover die Zuſtändig⸗ 
keit für die Amtsgerichte allerdings nur auf 100 Taler 
vorgeſehen. Man hat aber bereits im Jahre 1869 durch 
eine beſondere Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz für 
das damalige Königreich Hannover die Zuſtändigkeit auf 
150 Taler erhöht, und dieſe Zuſtändigkeit von 450 Mark, 
die jetzt doch einer Summe von 600 bis 700 Mark 
gleichkommt, hat zwanzig Jahre lang, nämlich von 1869 
bis 1879 beſtanden, ohne daß ſie zu irgend welchen Be⸗ 
denken Anlaß gegeben hätte. 

Nach allen dieſen Erwägungen kommen wir dazu, 
uns dem Antrag der Herren Vorredner anzuſchließen, den 
Entwurf an eine Kommiſſion zu verweiſen. Wir hoffen, 
daß er, wenn er in dieſer oder jener Form Geſetz wird, 
in erheblicher Weiſe dazu beitragen wird, der Be⸗ 
völkerung die Rechtsverfolgung zu erleichtern und das 
Vertrauen zu den Gerichten zu heben und zu ſtärken. 

(Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Kaempf: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Graef (Weimar). 


Graef (Weimar), Abgeordneter: Meine Herren, einer 
der Herren Vorredner hat gemeint, der Herr Staats⸗ 
ſekretär des Reichsjuſtizamts habe bei der Einführung dieſer 
Vorlage etwas elegiſche Töne angeſchlagen, und das laſſe 
darauf ſchließen, daß er vor dem Hauſe bei der Ein⸗ 
bringung dieſes Geſetzes kein gutes Gewiſſen gehabt habe. 
Nun habe ich zwar keine elegiſchen Untertöne gehört; wenn 
es aber der Fall geweſen wäre, ſo wäre das ſchließlich 
kein Wunder, denn die Vorlage hat eine geradezu 
beiſpielloſe Verdächtigung erfahren, und es iſt gegen ſie 
von allen Seiten heftig agitiert worden, teilweiſe ſogar 
mit erheblichen Geldmitteln. Um ſo mehr freue ich mich, 
daß die Wortführer der größeren Parteien es befürwortet 
haben, dieſe Vorlage einer Kommiſſionsberatung zu 
unterziehen; ich glaube, daß mit dieſem Antrage dem 
Herrn Staatsſekretär ein großer Stein vom Herzen 
gefallen iſt. Ich kann dasſelbe von meinen politiſchen 
Freunden ſagen, da wir dieſer Vorlage ſehr ſympathiſch 
gegenüberſtehen. 

Der Herr Abgeordnete Ablaß hat bemängelt: 
die Reichsberwaltung habe, ehe ſie dieſen Geſetz⸗ 
entwurf veröffentlicht habe, ſich nicht genug in 
Fühlung geſetzt mit den Männern der Praxis und 
der Wiſſenſchaft. Was die Männer der Praxis betrifft, 
ſo iſt dem bereits von verſchiedenen Seiten widerſprochen 
und darauf hingewieſen worden, daß bverſchiedene 
bedeutende Praktiker ſich für den Grundgedanken der Vor⸗ 
lage ausgeſprochen haben, und was den Vorwurf betrifft, 
daß das Votum des Deutſchen Juriſtentages nicht genügend 
berückſichtigt worden ſei, ſo habe ich zwar die allergrößte 
Hochachtung vor der auf dem Deutſchen Juriſtentage ver⸗ 
einigten Gelehrſamkeit, kann aber doch nicht umhin, aus⸗ 


zuſprechen, daß der Juriſtentag nicht immer die rechte 


Fühlung mit der Volksſeele behalten hat. Das hat ſich 
beſonders in Fragen, die landwirtſchaftliche und gewerb⸗ 
liche Kreiſe betreffen, gezeigt, daß der Juriſtentag doch nicht ſo 
recht verſteht das zu erfaſſen, was die Volksſeele bewegt. 
Ich erinnere nur an die Frage des Tierhalters. Hier 
hat die Reichsverwaltung ſehr wohl daran getan, das 
ablehnende Votum des Juriſtentages nicht zu berück⸗ 
ſichtigen, und ſie hat ja dabei auch im Reichstag Erfolg 
gehabt. Weiter bin ich der Meinung, daß auch im vor⸗ 
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liegenden Falle das Votum des Juriſtentages für die 
Reichsverwaltung ſchon deshalb nicht ausſchlaggebend ſein 
durfte, weil der Juriſtentag in einer ſo einſeitigen Weiſe 
zuſammengeſetzt war — die Hälfte ſeiner Vertreter beſtand 
allein aus Vertretern der Anwaltſchaft —, daß keineswegs 
die Objektivität ſeines Spruches verbürgt war. 

Meine politiſchen Freunde haben ſich auch die Frage 
vorgelegt, ob wir dieſe Teilreform hinnehmen ſollten, oder 
ob wir von der Reichsverwaltung verlangen ſollten, daß 
ſte eine Reform des geſamten Zivilprozeßverfahrens mög— 
lichſt ſchleunigſt in die Wege leiten möchte. Wir haben 
uns keineswegs die Bedenken, die die Novellengeſetzgebung 
involviert, verhehlt. Wir ſind davon durchdrungen, daß 
unter Umſtänden, wenn wir nicht ganz genau in der Kom⸗ 
miſſion auſpaſſen, der logiſche Zuſammenhang der einzelnen 
Beſtimmungen, namentlich zwiſchen dem landgerichtlichen 
und amtsgerichtlichen Verfahren, zerriſſen werden kann; 
wir meinen aber, daß dieſer Möglichkeit durch vorſichtige 
Arbeit wird begegnet werden können. Auf der anderen 
Seite haben wir uns geſagt, daß bei den ſchwerwiegenden, 
umfangreichen Vorlagen, die namentlich das Reichsjuſtiz⸗ 
amt in den letzten Jahren zu bearbeiten gehabt hat, und 
die ihm noch bevorſtehen, die Reviſion des Zivilprozeſſes 
unter Umſtänden ad calendas graecas vertagt werden 
müßte, wenn wir diefe Vorlage zurückwieſen. Wir wollen 
nach dem Grundſatz des Mannes verfahren, der da ſagte: 
daß der Sperling in der Hand beſſer iſt als die Taube 
auf dem Dache, und werden uns von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus zunächſt mit der Teilreform begnügen können. 

Was die Kardinalfrage betrifft, die Erhöhung der 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte, ſo ſtehen wir auf dem 
Standpunkte, daß das im weſentlichen eine Zweck⸗ 
mäßigkeitsfrage iſt. Wir wollen uns bei dieſer Frage 
nicht der Verſuchung hingeben, den Kollegialrichter gegen 
den Einzelrichter auszuſpielen oder umgekehrt. Wir ſind 
der Meinung, daß wir lediglich den veränderten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen Rechnung tragen, wenn wir eine 
angemeſſene Erhöhung der amtsgerichtlichen Kompetenz 
befürworten. Wie weit wir in der Kommiſſion auf dieſem 
Wege gehen werden, ſteht noch nicht definitiv feſt. Es 
wird unſer Standpunkt unter Umſtänden davon abhängig 
ſein, daß uns wegen der Lebensfähigkeit kleiner Land⸗ 

erichte die nötigen Garantien gegeben werden. Jeden⸗ 
alls iſt das mindeſte, was wir befürworten, 5: bis 
600 Mark. 

Ich meine, daß die Vorwürfe, die namentlich gegen 
den deutſchen Amtsrichter aus den Kreiſen der Anwalt⸗ 
ſchaft an den Landgerichten und Oberlandesgerichten 
erhoben worden ſind, doch zum großen Teil unberechtigt 
ſind. Ich will hier nicht, da ich ſelber Einzelrichter bin, 
ein großes Loblied auf den deutſchen Amtsrichter ſingen. 
Ich freue mich nur, daß ein jo hervorragender Kollegtal⸗ 
richter wie der Herr Kollege Dr. Spahn und auch der 
preußiſche Herr Juſtizminiſter die Vorzüge des Amts⸗ 
richters in das rechte Licht gerückt haben. Man hat 
damit operiert — und mit dieſem Argument iſt nament⸗ 
lich die Erhöhung der Zuſtändigkeit bekämpft worden —, 
daß der Richter zu weltfremd ſei uſw. und die Verhält⸗ 
niſſe des praktiſchen Lebens nicht genügend berückſichtige. 
Ja, meine Herren, ſoweit ich unterrichtet bin, richten ſich die 
Vorwürfe der Weltfremdheit aus dem Volke in keiner 
Weiſe gegen die Amtsrichter 

(oho! und ſehr richtig!) 
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oder wenigſtens nicht in erſter Linie gegen die Amts⸗ 
richter. Wenn über Weltfremdheit geklagt wird, ſo ſind 
dabei in erſter Linie die Kollegialrichter und namentlich 
die an den höheren Gerichten gemeint. 

Es iſt weiter auch damit argumentiert worden, daß 
die Rechtſprechung der Amtsrichter nicht dazu ermutige, 
ihnen größere Aufgaben zu übertragen. Es hat nament⸗ 
lich der Rechtsanwalt Dr. Dittenberger ein Buch darüber 
geſchrieben, in dem er gegen die Amtsrichter zu Felde 
gezogen iſt. Ich meine aber, Herrn Dittenberger mit 
ſeinen eigenen Waffen ſchlagen zu können, nämlich 
bei der Frage der Berufung. Er hat da ausgeführt, 
daß die Häufiakeit der Berufung im allgemeinen doch 
einen ſicheren Maßſtab dafür gebe, wie gut oder wie 
ſchlecht die Rechtſprechung der betreffenden Gerichte 
fet, und da möchte ich darauf hinweiſen, daß nach feinen 
eigenen Ausführungen die Berufung gegen die land⸗ 
gerichtlichen Urteile bedeutend häufiger eingelegt wird, 
als die Berufung gegen die amtsgerichtlichen Urteile. 
Daraus geht wohl ohne weiteres hervor, daß die Recht⸗ 
ſprechung der Amtsgerichte eher als die beſſere, jedenfalls 
nicht als ſchlechter anzuſehen iſt. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Frank hat ferner gemeint, 
man könne den Amtsrichtern kein großes Vertrauen in 
Arbeiterkceiſen entgegenbringen, weil ein großer Teil 
deutſcher Amtsrichter gar nicht in der Lage wäre, die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Arbeiters beurteilen zu 
können. Ja, er verſtieg ſich ſogar zu der Behauptung, 
viele von den Amtsrichtern ſeien noch nicht einmal in 
eine Arbeiterwohnung hineingekommen. Ja, ich weiß 
nicht, wie das in Baden iſt. Bei uns in Mitteldeutſch⸗ 
land kommt Derartiges überhaupt nicht vor. Ich bin in 
langjähriger Praxis als Amtsrichter ſehr viel gerade auch 
in Arbeiterwohnungen geweſen und weiß ſehr genau, wo 
den Arbeiter der Schuh drückt. Alſo auch nach der 
Richtung dürften die Vorwürfe des Herrn Abgeordneten 
Dr. Frank zurückzuweiſen ſein. 

Wenn wir für die Echöhung der Zuſtändigkeit ein⸗ 
treten, ſo tun wir das, um es kurz zu ſagen, aus vier 
Gründen: erſtens, weil das Ausland dem Amtsrichter 
erheblich größere Werte anvertraut, und wir nicht einſehen 
können, warum der deutſche Amtsrichter weniger hierzu 
befähigt ſein ſollte; zweitens, weil, wie das bereits 
wiederholt hervorgehoben iſt, der Geldwert geſunken iſt, 
und wir lediglich dafür einen Ausgleich ſchaffen wollen 

(ſehr richtig! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung); 
drittens deswegen, weil dem Amtsrichter auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, auf dem Gebiete der 
Zwangsverſteigerung, des Konkursweſens, viel weit⸗ 
tragendere Entſcheidungen anvertraut ſind, und man 
niemals gehört hat, daß er dieſer Aufgabe nicht gewachſen 
ſei; und viertens deswegen, weil wir uns von der Milderung 
des Anwaltszwanges etwas Gutes im Intereſſe des 
Mittelſtandes und des kleinen Mannes verſprechen. 

(Bravo! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung.) 
Wenn ich dazu einen fünften Grund hinzufügen ſoll, ſo 
iſt das der, daß wir auf dem Standpunkt ſtehen: die 
Rechtspflege muß im Intereſſe des Publikums nicht 
zentraliſiert, ſondern möglichſt dezentraliſiert ſein. 

(Sehr richtig! bei der Wirtſchaftlichen Vereinigung.) 
Wenn man dieſem Geſichtspunkt ſchon dadurch Ausdruck 
gibt, daß man möglichſt viele kleine Amtsgerichte ſchafft, 
ſo muß man die Konſequenzen ziehen und muß darauf 
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hinwirken, daß auch die Rechtsanwaltſchaft ſich dezen⸗ 
tralifiert; denn mit der Dezentraliſation der Gerichte allein 
iſt nichts getan, ſondern man muß weiter gehen und 
fordern, daß das Publikum möglichſt billig und möglichſt 
ſchnell auch zu ſeinem Rechtsbeiſtand gelangen kann. 


Die Vorſchriften der Vorlage, die darauf hinzielen, 
den Richter von Schreibwerk zu entlaſten, verdienen unſere 
Billigung, wie ich mir im einzelnen aufzuführen erſparen 
kann. Alle die Vorſchriften, die bezwecken, einen Teil der 
richterlichen Schreibarbeit auf die Gerichtsſchreiber zu 
übertragen, werden von uns mit großer Freude begrüßt. 
Ich freue mich darüber, daß der Herr Staatsſekretär dem 
geſtern Ausdruck gegeben hat, daß der Gerichtsſchreiber 
heute wohl allgemein als befähigt angeſehen werden 
könnte, derartige Arbeiten dem Richter abzunehmen. 


Ich unterſchreibe das vollſtändig. Ich möchte nur 
bei dieſer Gelegenheit den Herrn Staatsſekretär bitten, 
auch hieraus die Konſequenz zu ziehen, und einen Wunſch 
der Gerichtsſchreiber zu erfüllen, der dahin geht, daß ſtie 
endlich auch einen Titel, einen Namen bekommen, der 
äußerlich zeigt, daß ſie nicht nur einfache Lohnſchreiber 
ſind, ſondern tatſächlich Eatſcheidungen von großer Wichtig⸗ 
keit und Bedeutung ſelbſtändig treffen können. 

Wir haben es mit einer Petition der Gerichtsſchreiber 
zu tun, die zu 8 154 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes geſtellt 
iſt. Dle Gerichtsſchreiber wünſchen nach meinem Dafür⸗ 
halten mit vollem Recht, daß nun endlich dieſer ihnen 
läſtige und ſie in der Offentlichkeit herabſetzende Titel des 
Gerichtsſchreibers genommen werde. Wie bei allen 
preußiſchen und ſonſtigen landesgeſetzlichen Behörden die 
Sekretäre der inneren Verwaltung den Titel „Sekretär“ 
oder einen ähnlichen Titel führen, ſo können die Gerichts⸗ 
ſchreiber bei den Gerichten mit demſelben Recht verlangen, 
daß ihnen das privilegium odiosum ihrer Amtsbezeichnung 
ſchleunigſt genommen werde. Ich möchte dieſe Petition 
der Gerichtsſchreiber ſchon bei dieſer Gelegenheit befür⸗ 
worten, da ich es für möglich halte, in den Rahmen der 
gegenwärtigen Novelle einen entſprechenden Abänderungs⸗ 
antrag hineinzubringen. 

Der Herr Staatsſekretär hat weiter ſehr richtig darauf 
hingewieſen, daß das Publikum eine Reform des amts⸗ 
gerichtlichen Verfahrens von Grund aus wünſchte, und 
zwar in der Richtung, daß das Verfahren beſchleunigt, 
vereinfacht und verbilligt werden müßte. Wenn das be⸗ 
ſtritten wird, ſo muß das zurückgewieſen werden. Wer 
das Leben kennt, der weiß, daß tatſächlich ein großer 
Zug im Volke beſteht, der dahin geht, daß die Dispoſttion 
über den Prozeß aus den Händen der Parteien heraus 
in die Hände des Gerichts gelegt werde. Meine Herren, 
für jede Vertagung, für eine Verſchleppung eines Prozeſſes 
werden auch im Volke mit wenigen Ausnahmen die Ge⸗ 
richte verantwortlich gemacht. Ob die Parteien daran 
ſchuld ſind, ob die Anwälte daran ſchuld ſind, ob die 
Zeugen daran ſchuld ſind, ob die Sachverſtändigen daran 
ſchuld find, das iſt dem Publikum ganz gleichgültig. 
Wenn ein Gerichtsverfahren langſam funktioniert, dann 
iſt das Publikum nicht in der Lage, die Gründe zu be⸗ 
urteilen, ſondern man hält ſich an das Ergebnis. Dem 
kann man nur dadurch begegnen, daß man den Amts⸗ 
richtern einen gewiſſen Einfluß auf den Prozeß überträgt. 
Alle Vorſchriften, die hierauf abzielen, werden von uns 
unterſtützt werden. 


Eine Beſtimmung möchte ich im Gegenſatz zu meiner 
bisherigen Stellungnahme, die im weſentlichen freundlich 
war, als anfechtbar bezeichnen. Das iſt die Beſtimmung, 
die darauf hinausgeht, eine Beſchleunigung des Verfahrens 
dadurch herbeizuführen, daß man dem Richter eine gewiſſe 
Strafbefugnis in die Hand gibt. Schon von anderer 
Seite iſt dieſe Regelung als ſehr anfechtbar bezeichnet 
worden, und ſchon die einfache Erwägung, daß nach 
der Vorlage jemand vom Richter mit Strafgebühren 
belegt werden kann, der an der Verſchleppung des 
Verfahrens in keiner Weiſe ſchuld zu ſein braucht, 
ſondern daß die Strafgebühren von dem zu entrichten 
ſind, der im Prozeß unterliegt und die Koſten zu zahlen 
hat, — ſchon dieſe eine Erwägung macht uns dieſe Regelung 
unannehmbar. Wenn man ſich überhaupt dazu entſchließen 
ſollte, Strafgebühren wieder einzuführen, dann können es 


nur ſolche ſein, die den wirklich Schuldigen treffen, den⸗ 


jenigen, der an der Verſchleppung ſchuld hat, und nicht 
den, der in dem Prozeſſe unterliegt. 

Zuletzt möchte ich die Beſtinmungen noch einer 
kurzen Beſprechung unterziehen, die namentlich für 
die Anwälte von beſonderer Bedeutung ſind. Es 
iſt fraglos, daß dieſer Entwurf auf die Intereſſen der 
Anwaltſchaft nach einer gewiſſen Richtung einen Einfluß 
ausüben wird, daß ein Teil der Anwaltſchaft eine 
Einbuße an ihrer Praxis erleiden wird. Der preußiſche 
Herr Juſtizminiſter hat uns allerdings vorhin vor⸗ 
gerechnet, daß dies ein Irrtum wäre; er hat ſogar 
auszuführen verſucht, daß die Anwälte an den Land⸗ 
gerichten von der Einrichtung der Pauſchalgebühren uſw. 
eine nicht geringe Verbeſſerung ihrer Einnahmen zu ver⸗ 
zeichnen haben würden. Nun, ich glaube, dieſe Aus⸗ 
führungen ſind doch etwas zu optimiſtiſch; denn wenn der 
Herr Juſtizminiſter recht hätte, müßten ſich eigentlich alle 
Anwälte bei ihm für dieſe Vorlage bedanken. Ich glaube, 
dazu liegt aber in den Kreiſen der Anwälte keine Ver⸗ 
anlaſſung vor. Denn es wird nicht zu leugnen ſein, daß 
einige Anwälte eine Einbuße zu erleiden haben werden; 
und da wir von der Überzeugung durchdrungen ſind, daß 
eine gute und gut ſttuierte Anwaltſchaft im Intereſſe der 
Rechtspflege unbedingt erforderlich iſt, ſo werden wir in 
der Kommiſſton dahin trachten, ihnen einen gewiſſen Aus⸗ 
gleich zu verſchaffen für die Einbuße, die ſie höchſtwahr⸗ 
ſcheinlich erleiden werden. 

Es ſind ja auch in der Vorlage einige Vorſchriften 
für dieſen Fall ins Auge gefaßt. Es iſt ins Auge gefaßt, 
die Berufungs⸗ und Reviſionsgebühr um drei Zehntel zu 
erhöhen. Dagegen wird nichts einzuwenden ſein. Wenn 
die Vorlage aber ins Auge faßt, daß die Schreibgebühren 
bei den Gerichten infolge der Teurung, infolge der Steige⸗ 
rung der Schreiblöhne zu erhöhen wären, ſo wollen wir 
hieraus die Konſequenz ziehen auch im Intereſſe der An⸗ 
waltſchaft. Denn es geht nicht an, dieſes Argument für 
die Erhöhung der Gerichtskoſten ins Feld zu führen und 
dasſelbe Argument dem Anwaltſtande zu verſagen. Wir 
wollen die Pauſchalgebühren und Schreibgebühren ſo regeln, 
daß die Anwälte in der Lage ſind, ihren geſteigerten 
Bureauaufwand und ihren geſteigerten ſonſtigen Koſten 
beſſer als bisher gerecht zu werden. Wir wollen das 
nicht nur tun im Intereſſe der Anwaltſchaft, ſondern, wie 
ich ſchon erwähnte, auch im Intereſſe der Bureaubeamten, 
die ſich in großer wirtſchaftlicher Not befinden. Es wird 
ohne weiteres zuzugeben ſein, daß, wenn die Anwälte 
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hierbei nicht auf ihre Koſten kommen, ſie dazu übergehen 
werden müſſen, im Intereſſe der Selbſterhaltung ihre 
Bureaubeamten ſchlechter zu ſtellen oder ſie teilweiſe zu 
entlaſſen, — und wer die wirtſchaftliche Not der Bureau⸗ 
beamten namentlich in Mitteldeutſchland in Thüringen 
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kennt, wird die Hand nicht dazu bieten können, ſondern 


verlangen müſſen, daß wir im Intereſſe der Bureaubeamten 
Rückſicht walten laſſen. 

Das find im großen und ganzen die Geſichtspunkte, 
aus denen heraus meine Freunde an die Vorlage heran⸗ 
treten. Wir beantragen ebenfalls Kommiſſionsberatung 
und werden nach beſten Kräften an der Ausarbeitung 
dieſes Geſetzentwurfs mitarbeiten. 

(Bravo!) 


Vizepräſident Kaempf: Der Herr Abgeordnete Werner 
hat das Wort. 


Werner, Abgeordneter: Meine Herren, es iſt von 
verſchiedenen Rednern hervorgehoben worden, daß der 
Entwurf bei ſeinem Erſcheinen vielſeitig bekämpft und 
abfällig kritiſiert worden ſei. Dieſe Bekämpfung iſt vor: 
wiegend ausgegangen aus den Kreiſen der Juriſten, 
namentlich aus denen der Rechtsanwälte. Die Anwalts⸗ 
tage haben ſich einſtimmig gegen die Vorlage erklärt. 
Der Deutſche Reichstag hat aber keine Geſetze für den 
Geldbeutel der Juriſten zu machen, ſondern für das 


deutſche Volk! 
| (Sehr richtig! rechts.) 
Es kann darüber kein Zweifel beſtehen, daß in weiten 
Kreiſen des deutſchen Volkes der Wunſch vorhanden iſt, 
daß endlich eine Anderung in der Geſetzgebung herbei⸗ 
geführt werde. Jahrelang hat man ſeitens der ver⸗ 
ſchiedenſten Parteien im Reichstage betont, daß dringend 
eine Reform der Zivilprozeßordnung anzuſtreben ſei. Ich 
habe heute den Ausführungen des ſozialdemokratiſchen 
Redners, des Herrn Abgeordneten Dr. Frank gelauſcht. 
Ich habe gefunden, daß er weniger die Intereſſen der 
ſchaffenden Bevölkerung als die des Rechtsanwaltſtandes 
zu vertreten bemüht geweſen iſt. Gerade die kleinen 
Leute, der Mittelſtand in Stadt und Land und die 
arbeitenden Klaſſen der Bevölkerung haben ein großes 
Intereſſe daran, daß die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
von 300 auf 800 Mark erhöht wird, und daß dieſe Summe 
ohne Rechtsanwalt eingeklagt werden kann. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Die Herren Rechtsgelehrten — und vor mir haben ja nur 
Juriſten in dieſem hohen Hauſe geſprochen — glauben 
Bedenken haben zu müſſen gegen die Erhöhung der Summe 
auf 800 Mark bei den Amtsgerichten; ſie meinen, daß 
in der Kommiſſton die Summe herabgeſetzt werden müſſe 
auf 500 bis 600 Mark. Bei der heutigen wirtſchaftlichen 
Lage iſt die Summe von 800 Mark für die Amtsgerichte 
durchaus angemeſſen und richtig. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Ich möchte daher bitten, daß es dabei auch in der Kom⸗ 
miſſion bleibt. 

Der Herr Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts hat in 
ſeinen geſtrigen Ausführungen darauf hingewieſen, daß 
man ſich in Oſterreich, als die Erhöhung der bezirks⸗ 
gerichtlichen Kompetenz auf 1000 Kronen erhöht wurde, 
anfänglich dagegen geſträubt habe. Aber eine zehnjährige 
Praxis — es ſind 10 Jahre her, daß dieſe Feſtſetzung 
ſtattgefunden hat — hat gelehrt, daß man mit dieſer Er⸗ 


höhung durchaus gute Erfahrungen gemacht hat. Genau 
ſo wird es bei uns ſein. 

Daß die Erhöhung der Summe für die Amtsgerichte 
eine Bequemlichkeit gegenüber dem jetzigen Zuſtande bildet, 
iſt nicht zu leugnen. Wie unangenehm iſt es, wenn man 
heute bei Forderungen über 300 Mark vor das Forum 
des Landgerichts muß, welches häufig weit vom Wohn⸗ 
ſitze entfernt iſt, eine große Reiſe erfordert, und nun ge⸗ 
zwungen iſt, einen Rechtsanwalt zu nehmen, um die Forde⸗ 
rung einzuklagen! Gerade die Erhöhung der Grenze von 
300 auf 800 Mark ohne Rechtsanwaltszwang vereinfacht 
das Prozeßverfahren. Mit dieſer Erhöhung wird erfüllt, 
was längſt im deutſchen Volk und im Reichstage angeſtrebt 


worden iſt. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Es iſt von verſchiedenen Seiten ausgeführt worden, 
daß die Vorlage auch fiskaliſche Intereſſen verfolge. 
Das mag richtig ſein. Es muß daher Aufgabe der 
Kommtifton fein, in dieſer Beziehung die Vorlage noch 
einmal gründlich unter die Lupe zu nehmen. Es d 
nicht Aufgabe des Staates ſein, möglichſt viele Gerichts⸗ 
koſten herauszuſchlagen, ſondern es kommt darauf an, 
dem Volke eine billige, gerechte und pünktliche Recht⸗ 
ſprechung zu ſichern. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Mich hat es in Erſtaunen geſetzt, daß geſtern der 
Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts Herr Dr. Nieberding 
erklärte, daß man von einer allgemeinen Herabſetzung der 
Gerichtskoſten habe Abſtand nehmen müſſen, weil dadurch die 
Einnahmen der Einzelſtaaten weſentlich beeinflußt würden. 

(Zuruf vom Bundesratstiſch.) 
— Verzeihung, Herr Staats ſekretär! Dann iſt Ihre Rede 
falſch in den Zeitungen wiedergegeben. Ich konnte mir 
auch nicht denken, daß ein Mann, durchdrungen von 
einem Gerechtigkeitsgefühl, wie der Herr Staatsfekretär, 
einen derartigen Ausſpruch getan haben konnte. Ich 
freue mich, daß, wie es auch der preußiſche Herr Juſtiz⸗ 
miniſter betont hat, daß fiskaliſche Rückſichten für die 
Juſtizverwaltung vollkommen ausgeſchaltet werden ſollen. 

Die Vorlage hat auch den großen Vorzug, daß der 
Nacheid in derſelben gefordert wird. Nun hat einer der 
Abgeordneten — es war der Herr Kollege von der national⸗ 
liberalen Partei, Herr Dr. Heinze — geſtern in ſeinen 
Ausführungen auch des Anwaltſtandes gedacht. Er hat 
ausgeführt: der Anwalt wird in Zukunft durch die neue 
Geſetzgebung zweifellos weniger in Anſpruch genommen 
werden als jetzt. Ich bin der Meinung, daß das nicht 
zutreffend iſt. Im Gegenteil: dadurch, daß bei den Amts⸗ 
gerichten die Kompetenz von 300 Mark auf 800 Mark 
erhöht werden ſoll, werden mehr Anwälte bei den Amts⸗ 
gerichten Beſchäftigung finden als heute. Allerdings 
braucht man zur Einklagung einer Summe bei den 
Amtsgerichten keinen Anwalt; aber es wird trotzdem 
viele Leute geben, die ſich nicht ſelbſt vertreten können 
oder wollen, die dennoch einen Rechtsanwalt nehmen. 
Der Herr Juſtizminiſter hat ausgeführt, daß die in großen 
Städten überſchüſſigen Rechtsanwälte in Zukunft bei 
Amtsgerichten eine lohnende Beſchäftigung finden könnten. 
Nun muß man allerdings zugeben, daß in großen Städten 
die Rechtsanwälte, die bei den Landgerichten und Ober⸗ 
landesgerichten zugelaſſen ſind, etwas weniger Einnahmen 
haben werden als früher. Die Rechtsanwälte ſind ebenſo 
der freien Konkurrenz unterworfen, wie jeder andere Stand. 


yore 


In Berlin haben wir, wie wir aus den Ausführungen 
des Herrn Juſtizminiſters gehört haben, etwa 2000 Rechts⸗ 
anwälte. Das iſt ſelbſt für Berlin etwas viel! Auch ich 
lege Wert darauf, wie Herr Dr. Heinze es getan hat, 
daß wir einen geſunden Anwaltsſtand uns erhalten, der 
von großer Bedeutung für das deutſche Volk iſt. Wir 
wünſchen, daß der Anwaltsſtand aus guten, tüchtigen und 
ehrenwerten Elementen beſteht. Wir gönnen auch einem 
achtbaren Rechtsanwaltſtande auskömmliche Einnahmen; 
wir ſind aber der Anſicht, daß er dieſe auch bei der neuen 
Geſetzgebung haben wird. Eine Inkonſequenz muß ich 
allerdings darin erblicken, daß die Schreibgebühren der Amts⸗ 
gerichte auf 20 Pfennig feſtgeſetzt werden, während die der 
Rechtsanwälte nur 10 Pfennig betragen ſollen. Man ſollte 
da Gleichheit einführen und auch die Schreibgebühren der 
Amtsgerichte auf 10 Pfennig feſtſetzen. 

Der Herr Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts hat 
geſtern geſagt, die Zeit für eine umfaſſende Reviſion und 
Neugeſtaltung der Zivilprozeßordnung ſei noch nicht 
gekommen. Er erkennt wohl an, daß eine gründliche 
Reform ſpäter kommen muß. Wir müſſen uns alſo vor⸗ 
erſt mit Novellen begnügen. Dieſe haben aber das Un⸗ 
angenehme, daß fie eine Flickarbeit darſtellen. Man wird 
doch in abſehbarer Zeit dazu kommen müſſen, eine grund⸗ 
ſätzliche Anderung der Zivilprozeßordnung vorzunehmen. 

d (Sehr richtig!) 

Wir ſind damit einverſtanden, daß die Materie einer 
28 gliedrigen Kommiſſion überwieſen wird. Einige Fehler, 
die in der Vorlage enthalten ſind, müſſen in der Kommiſſion 
aus derſelben beſeitigt werden. Man muß den verbündeten 
Regierungen dafür Dank zollen, daß ſie mit einer der⸗ 
artigen Geſetzesvorlage gekommen ſind, die wenigſtens 
a der Hauptwünſche des rechtſuchenden Volkes berück⸗ 
ſichtigt. Es freut mich, daß wir in den Ausführungen 
des Herrn Juſtizminiſters und des Herrn Staatsſekretärs 
des Reichsjuſtizamts den Grundſatz haben aufſtellen und 
verfechten ſehen, daß in erſter Linie ein Geſetz geſchaffen 
werden muß, welches dem rechtſuchenden Volk raſche und 
billige Hilfe bringen ſoll. Man wird die neue Vorlage 
begrüßen im Intereſſe des Mittelſtandes und der 
arbeitenden Bevölkerung. Ich kann mich den Worten an⸗ 
ſchließen, mit denen geſtern der Herr Staatsſekretär 
Dr. Nieberding ſeine erſchöpfenden Ausführungen ge⸗ 
ſchloſſen hat: 

Die Juriſten mögen ſtreiten über die Vorlage 
und ihre prozeſſuale Technik, das deutſche Volk 
wird die Vorteile der neuen Prozeßeinrichtung 
voll empfinden. 

(Bravo! rechts.) 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Thaler. 

Dr. Thaler, Abgeordneter: Meine Herren, in anbe⸗ 
tracht der vorgerückten Zeit und der Gründlichkeit, mit 
der die Debatte gepflogen worden iſt, werde ich Sie nicht 
mit Details behelligen. Ich bemerke ergänzend, daß auch 
im Schoße unſerer Fraktion die Meinungen geteilt find, 
daß Herr Kollege Spahn die Anſchauungen eines großen 
Teils der Fraktion zum Ausdruck gebracht hat, daß aber 
im Kreiſe unſerer Freunde auch das Verlangen dahin 
laut geworden iſt, die ganze Vorlage prinzipiell abzu⸗ 
lehnen, deshalb, weil es wünſchenswert erſcheint, die 
Reform der Prozeßgeſetzgebung nicht auf die Zivilprozeß⸗ 


ordnung allein zu beſchränken, jedenfalls nicht auf den 


heute hauptſächlich erörterten Teil des amtsgerichtlichen 
Verfahrens. Bei aller Berechtigung des Wunſches nach 
Vereinfachung, Beſchleunigung und Verbilligung des Ver⸗ 
fahrens halte ich doch die uns vorgeſchlagene Reform des 
amtsgerichtlichen Verfahrens nicht für erforderlich, 
wie es der Entwurf darſtellt. Die Zukunft 
wird lehren, ob wirklich der Effekt ſo groß iſt 
wie die Hoffnung, die man hegt. Ich glaube, 
daß die vielfach ventilierte Frage im Verhältnis zu 
unſerem geſamten Prozeßverfahren doch eigentlich eine 
untergeordnete iſt, weil der Entwurf viele kleine formale 
Details behandelt, wie z. B. das, durch wen und in 
welcher Form die Zuſtellung erfolgen ſolle, ob fie vom 
Amtsrichter oder vom Sekretär aus zufertigen iſt u. dgl. 
Es wurde vom Herrn Vorredner auf die Berufsfreudigkeit 
der Sekretäre hingewieſen und bemerkt, dieſe würde da⸗ 
durch geweckt, daß ſie die Zuſtellungen zu machen hätten. 
An der Berufsfreudigkeit dieſer Beamten zweifeln wir 
ohnehin nicht, glauben aber, daß ſie durch Übertragung 
2 Vermehrung folder Formalaufgaben nicht beeinflußt 
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d. 

Die Beſchleunigung und Vereinfachung des Prozeß⸗ 
verfahrens hängt vielfach nicht davon ab, welche Gattung 
von Gerichten, ob Kollegialgericht oder Einzelgericht, ent⸗ 
ſcheidet, ſondern vielmehr davon, wie perſönlich tüchtig, 
geſchäftsgewandt und erfahren der entſcheidende Richter 

Das iſt ſo nicht bloß beim gerichtlichen Ver⸗ 
fahren, ſondern überall in der Welt, wo per⸗ 
ſönliche Kraft eingeſetzt werden muß. Der eine iſt 
ängſtlich, ſkrupulös, umſtändlich und unentſchieden, er be⸗ 
darf längerer Zeit und Überlegung, um zum Schluß zu 
kommen; der andere iſt ein klarer Denker, ein praktiſcher 
Kopf, er überwindet Schwierigkeiten beſſer, leichter und 
ſchneller als ſelbſt gelehrtere Kollegen. Die Zukunft muß 
demnach lehren, wer recht hat: Diejenigen, die das Amts⸗ 
gericht angerufen wiſſen wollen, oder diejenigen, welche 
das Urteil des Landgerichts vorziehen. Ich halte die 
Frage keineswegs für ſo bedeutungsvoll, daß man um 
ihretwillen allein eine förmliche Geſetzesnovelle veranlaßt. 
Ich und meine Freunde find vielmehr der Anſicht, man 
ſollte das ganze Prozeßverfahren prinzipiell und nach 
großzügigen Geſichtspunkten und im vollen Zuſammen⸗ 
hang revidieren und reformieren; denn das Verfahren 
vor den Amtsgerichten ſteht ja doch in einem innigen 
Zuſammenhang mit der übrigen Prozedur, an ſich und 
auch wegen der Rechtsmittel, welche gegen amtsgericht⸗ 
liche Entſcheidungen zugelaſſen find. Um der Durchführung 
einer großzügigen Reform willen find auch Opfer gerecht⸗ 
fertigt, und wir halten es für ſelbſtverſtändlich, daß um 
ſo hoher Vorteile willen das Intereſſe einzelner und ſogar 
einzelner Berufe zurückzuſtellen iſt, um der Not und 
den Intereſſen der rechtſuchenden Bevölkerung gerecht zu 
werden. Von dieſem Standpunkte aus würde gewiß auch 
die Anwaltſchaft gerne ein Opfer bringen, die Anwalt⸗ 
ſchaft, welche in den letzten Dezennien wiederholt den 
Beweis geliefert hat, daß fie uneigennützig und opferbereit 
iſt. Die Prozeßgeſetze der letzten Dezennien, das Geſetz 
über die Gewerbegerichte, über Kaufmannsgerichte, über 
Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung, die Militär⸗ 
gerichtsordnung haben dies durch vielfache Aus⸗ 
ſchaltung der anwaltſchaftlichen Tätigkeit gezeigt. 
Die Anwälte haben Entſagung gelernt und geübt 
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und den Beweis geliefert, daß fie das Gemeinwohl höher 
ſtellen als das Intereſſe des einzelnen Standes. Allein 
weitere Opfer können billigerweiſe dann nicht verlangt 
werden, wenn die ſie bedingenden Maßnahmen eine 
Beſſerung der Verhältniſſe nicht verſprechen, und dies 
müſſen wir von der vorliegenden Prozeßnovelle leider an⸗ 
nehmen. Wir lehnen alſo den Entwurf ab aus der prinzi⸗ 
piellen Erwägung, daß er nicht eine Reform des e 
Prozeßverfahrens umfaßt, und weil wir uns überdies 
nicht davon überzeugen können, daß die auf die amts⸗ 
gerichtliche Zuſtändigkeit bezüglichen Vorſchläge eine Beſſe⸗ 
rung des bisherigen Zuſtandes herbeizuführen geeignet find. 

Abgeſehen hiervon erlaube ich mir eine Detail⸗ 
beſtimmung des Entwurfs au ſtreifen, welche ich entſchieden 
für bedenklich halte. Es iſt dies die Ziffer 3 des 8 48 
zum Gerichtskoſtengeſetz. Sie ſtatuiert die Gebühr, von 
der man meines Erachtens mit Recht teilweiſe ſagt, ſie 
liefere einen Beweis dafür, daß der Geſetzentwurf 
fiskaliſche Intereſſen verfolgte. Ich bitte den Herrn 
Staatsſekretär, auf eine Streichung dieſes § 48 hinzu⸗ 
wirken. Die Gebühr ſoll angeblich Verſchleppungen des 
Verfahrens hintanhalten und für den fünften und jeden 
folgenden Termin erhoben werden; dieſe Gebühr iſt tatſächlich 
nicht gerechtfertigt und ſogar geeignet, eine ſachgemäße 
Vorbereitung der Entſcheidung zu gefährden und die 
korrekte Behandlung des Prozeßlaufes nachteilig zu beein⸗ 
fluſſen. Die Beſtimmung geht von der Annahme aus, 
daß in der praktiſchen Durchführung der Rechtsſtreite 
häufig nicht mit der notwendigen Sorgfalt zu Werke ge⸗ 
gangen, und die Verhandlung zu häufig vertagt werde, 
daß es daher eines gewiſſen Stimulus bedürfe, um zu 
ſchneller Arbeit anzueifern. Ich laſſe dahingeſtellt, ob in 
manchen Fällen ohne Grund vertagt wird. Jedenfalls 
gilt dies nicht als Regel. Es gibt Mittel, um unnötige 
Vertagungen abzuſchneiden, z. B. Widerſpruch des 
Gegners, ablehnende Verfügung des Gerichts, Straf⸗ 
beſcheid, den ſchon die bisherige Geſetzgebung zuläßt. 
Jedenfalls iſt es unrichtig, anzunehmen, daß Vertagungen 
ewöhnlich auf Bequemlichkeit, Verſchleppungsluſt oder 
chlechte Vorbereitung zurückzuführen ſeien. Intereſſe an 
einer Verlangſamung des Verfahrens beſteht in den 
ſeltenſten Fällen. Im Gegenteil liegt die raſche Be⸗ 
handlung und die baldige Erledigung im Intereſſe der 
Beteiligten, nicht zum mindeſten auch der Parteivertreter. 
Haben dieſe etwa einen Vorteil an Mehrgebühren und 
Vertagungen? Durchaus nicht! Es kommen tatſächlich 
höchſtenfalls nur drei Gebühren in Frage. Dieſe ſind mit 
der Verhandlung und Beweiserhebung erſchöpft. Mehr 
wird nicht gereicht. Ein Anwalt wäre daher nicht bloß 
pflichtvergeſſen, ſondern im höchſten Maße ungeſchickt, 
wenn er grundlos Vertagung der Verhandlung be⸗ 
antragen würde. Die Verlangſamung des Pro⸗ 
zeſſes bietet ihm keinen Gewinn, er mag noch 
ſo lange dauern; an den Schreibgebühren wird 
er nicht reich, er würde ſich nur unnötige neue 
Mühe und wiederholte zweckloſe Arbeit machen, wenn 
er den Prozeß hinauszieht. Der Mann hat kein 
Intereſſe daran, den Prozeß zu verlängern; es be⸗ 
darf alſo keineswegs einer neuen Strafbeſtimmung, 
die ihn zwingt, energiſcher und ſchneller zu arbeiten. 
Vertagungen ſind oft bedingt durch die Lage der Sache, 
die Schwierigkeit der Rechtsfrage, die Erhebung des 
Beweiſematerials, die Prüfung und Sichtung der Urkunden, 


Ausfindigmachung der Zeugen, nicht ſelten auch dadurch, 
daß der Gläubiger dem Schuldner nach Anhängigmachung 
der Sache Zeit und Gelegenheit gewähren will, ſeine 
Schuld ohne gerichtliche Zwangsmittel zu tilgen, alſo im 
ausgeſprochenen Intereſſe des rechtſuchenden Publikums. 
Es laſſen ſich auch eine Menge von Fällen denken: 
elementare Ereigniſſe, Verhinderung von Zeugen und 
Sachverſtändigen, Erkrankung und Abweſenheit von Per⸗ 
ſonen, anderweitige dienſtliche Inanſpruchnahme der 
Parteien oder Vertreter, Unbekanntheit oder Verwechſlung 
von Perſonalien bei der Ladung, ja auch Unabkömmlich⸗ 
keit oder Verſetzung der referierenden Richter, Abkomman⸗ 
dierungen, Kontrollverſammlungen, Trauerfälle und ähnliche 
Ereigniſſe, welche Verlegung eines Termins notwendig 
machen, ohne daß irgend jemanden eine Schuld trifft. 
In allen dieſen Fällen wäre es eine Unbilligkeit, wenn 
der Staat eine Strafgebühr erheben würde. Sie wäre 
ein neuer Beweis für die fiskaliſche Tendenz des vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurfs. Die Androhung einer Straf⸗ 
gebühr halten wir für eine Peitſche, für einen Polizeiſtock 
der rechtſuchenden Bevölkerung gegenüber. Ich mache 
insbeſondere darauf aufmerkſam, daß dieſe Strafgebühr 
ſicherlich eine Zahl von Regreßprozeſſen zwiſchen der 
hiervon betroffenen Prozeßpartei und ihren Bevollmächtigten, 
ſohin eine Menge von Widerwärtigkeiten und erneuten 
Koſten zur Folge haben würde, und hoffe daher mit 
meinen Freunden, daß der 8 48 der Vorlage unter allen 
Umſtänden geſtrichen werde. 

Endlich darf ich zum Schluſſe einem allgemeinen 
Gedanken Ausdruck geben, welcher für jeden Fortſchritt 
zum Beſſeren auch auf dem Gebiet des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens von Weſenheit iſt. Zur Verwirklichung einer zeit⸗ 
gemäßen muſtergültigen Rechtspflege genügen formale 
Prozeßvorſchriften, auch wenn fie noch fo prompt find, 
noch nicht. Der Schwerpunkt liegt in ihrer Handhabung 
durch befähigte Richter. Iſt der Richter ein wiſſenſchaſt⸗ 
lich gebildeter, erfahrener und edler Mann, wie wir den 
deutſchen Richter kennen, ſo findet er die Mittel, das 
Richtige zu treffen, Recht vom Unrecht zu ſcheiden und 
dem bedrängten Bürger ein Helfer zu ſein. Darum iſt es 
vornehmſte Aufgabe der Regierungen, der Ausbildung und 
Auswahl des Richterſtandes die größte Sorge zuzuwenden. 
Nicht bloße Fachwiſſenſchaft ſei ihm eigen, ſondern auch 
ſolides a Wiſſen, das große Gebiet der 
Geſchichte, der Literatur und Kunſt, der Elemente von 
Technik und Naturkunde, des ſozialen und Erwerbslebens, 
die Kenntnis der Eigenart des Volkes, dem er angehört 
und dem er Recht ſpricht. An ihn wendet ſich dann das 
Volk in der Stunde der Not und Gefahr hilfeſuchend, 
vertrauensvoll und dankerfüllt als den Träger der vor⸗ 
nehmſten Aufgabe des Staats: der Pflege des Rechts 
und der Wohlfahrt des Volkes. 

(Bravo! in der Mitte.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dove. 


Dove, Abgeordneter: Meine Herren, wie in der 
Zentrums fraktion, fo iſt auch in der freifinnigen Fraktions⸗ 
gemeinſchaft der Wunſch vorhanden, daß nicht nur die eine 
in der Fraktionsgemeinſchaft vertretene Anſicht hier zum 
Ausdruck kommt, ſondern auch die andere, bei uns die 
mehr pofittve, und ich bitte Sie daher, mir zu geſtatten, 
noch einige kurze Ausführungen namens desjenigen Teils 
meiner Freunde zu ſprechen, die in der Vorlage eine 
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geeignete Grundlage ſehen, um in einer Kommiſſions⸗ 
beratung das Werk einer Reviſion unſerer Zivilprozeß⸗ 
ordnung, beſonders unſeres Amtsgerichtsverfahrens, in 


Angriff zu nehmen. | 
ich dabei genötigt ſehen, in einzelnen 


Ich werde m 
Punkten meinem Freunde Ablaß zu widerſprechen. In 
anderen bin ich durchaus ſeiner Anſicht; zunächſt darin, 
daß, wenn der Herr Staatsſekretär in ſehr geſchickter 
Weiſe uns die Aufſchrift eines Goetheſchen Stückes hat 
geben wollen, „die Mitſchuldigen“, um uns als Schirm 
zu benutzen gegen die Angriffe, die in der Offentlichkeit 
dem Entwurfe geworden find, das doch nicht ganz zutrifft. 
Denn mit Recht hat der Herr Kollege Ablaß hervor⸗ 
gehoben, daß die Frage, ob es ſich nicht empfohlen 
hätte, eine gründliche Reform der geſamten Zivilproß⸗ 
ordnung vorzunehmen und nicht beim Amtsgerichts⸗ 
verfahren ſtehen zu bleiben, jedenfalls durch die vom 
Reichstage gefaßte Reſolutioun nicht in dem Sinne ent⸗ 
ſchieden worden iſt, daß zeitlich zunächſt mit der Reform 
des Amtsgerichtsverfahrens vorangegangen und das 
übrige zurückgeſtellt werden ſolle. Dieſe Reſolution bringt 
nur zum Ausdruck, daß das Amtsgerichts verfahren be⸗ 
ſonders reformbedürftig ſei, daß hier beſonders ſchreiende 
Notſtände vorhanden ſeien. Gerade dazu hatte uns ja 
das Streben nach Sondergerichten, dem wir wenigſtens 
für die Zukunft entgegentreten wollen, gebracht. 

Ich glaube daher, daß es ſich auch in der Kommiſſion 
nicht umgehen laſſen wird, zu prüfen, ob nicht einzelne 
der für das Amtsgerichtsverfahren gemachten Vorſchläge 
unſchwer auch auf das Landgerich1sverfahren übertragen 
werden können; denn es iſt vollkommen richtig, daß es 
wunderbar iſt, wenn das eine Prinzip beim Amtsgericht 
gilt, das andere beim Landgericht. Es muß dadurch noch 
mehr Verwirrung entſtehen, als bisher ſchon beſteht, und 
es iſt das beſonders in die Augen fallend, wenn man 
daran denkt, daß dieſe Vorlage ein neues sujet mixte 
ſchafft, nämlich den Land⸗ und Amtsrichter, der 
nun vielleicht Montags und Donnerstags das Offizial⸗ 
verfahren handhabt und Dienstags und Freitags das 
Parteiverfahren vor ſich abſpielen ſieht. Ich glaube alſo, 
daß es wohl der Mühe wert ſein wird, jede einzelne Be⸗ 
ſtimmung daraufhin zu prüfen und die Grenze der 
Reform in der Kommiſſton, wenn es möglich iſt, zu 
erweitern. 

Nun bin ich nicht der Anſicht, daß man die Novelle 
von dem Standpunkt aus betrachten darf: „fiat experi- 
mentum in corpore vili“; denn ich betrachte das Amts⸗ 
gericht nicht als das corpus vile. Aber gerade die 
abſoluten Gegner gehen von dem ihnen feſtſtehenden Satze 
aus: der Amtsrichter als ſolcher iſt minderwertig —, und 
das iſt meines Erachtens der fundamentale Irrtum, in 
dem fie ſich befinden. 
(Sehr richtig! links.) 
Meines Erachtens hat der Herr Kollege Ablaß zu viel 
bewieſen. Wäre es richtig, was er vorausſetzt, daß der 
einzelne ſtets die Sache weniger gut erledigt als ein 
Kollegium, dann müßte man einen Schritt weiter tun, 
dann müßte man das Kollegialverfahren überhaupt für 
alle Geſchäfte einführen. Er hat uns einen horrenden 
Fall erwähnt, den ich als eine abſolute Dummheit und 
als etwas Schlimmeres charakteriſteren möchte, nämli 
als eine tendenziöſe Entſcheidung. Dieſe Entſcheidung! 
gefällt durch einen Vormundſchaftsrichter; man müßte alſo 
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dahin kommen, auch die Vormundſchaftsſachen kollegialiſch 
erledigen zu laſſen, um ſolche Sachen zu beſeitigen. Aber, 
meine Herren, das haben wir früher in Preußen gehabt, 
und wir ſind gründlich davon abgekommen. 

Man kann auch auf einem anderen Standpunkt 
ſtehen. Ich kannte einen alten Amtsrichter, der, wenn 
eine Partei, die mit ſeiner Entſcheidun t zufrieden 
war, drohte: ich lege Berufung ein, fa : „Tun Sie 
das nicht; am Landgericht entſcheiden drei Richter und 
drei können dreimal ſo viel irren wie einer“. 


Heiterkeit.) 
Man kann nun vielleicht zweifelhaft ſein, ob das richtig 
iſt. Aber es brauchen nur zwei ſolcher Richter zu ſein 
wie jener Vormundſchaftsrichter, dann kann der dritte 
ein Salomo ſein — ſeine Meinung kommt nicht zur 
Geltung; die beiden anderen werden ihn immer über⸗ 
ſtimmen. Darum glaube ich in der Tat, es liegt 
nicht an der Frage: Kollegitalrichter oder der Einzel⸗ 
richter, — ſondern es liegt an der Qualität der 
Richter, und da bin ich allerdings nicht der Anſtcht 
des preußiſchen Juſtizminiſters, daß es ſo harmlos mit 
dem Hilfsrichtertum ausſehe, wie er es uns geſchildert hat. 
(Sehr richtig! links.) 
Er hat geſagt: die Aſſeſſoren find doch ſchließlich auch 
gar nicht ſo junge Leute. Das gebe ich zu: nicht jeder 


Aſſeſſor iſt grün. 


(Heiterkeit.) 
Aber da liegt ja auch nicht das ſchlimmſte; das übelſte 
am Hilfsrichtertum iſt vor allem der ſtändige Wechſel, 
und die Sachen müßten ſich ſehr geändert haben, wenn 
es anders geworden iſt als in der Zeit, da ich Richter 
war, aber nicht etwa nur beim Amtsgericht, ſondern auch 
beim Landgericht. Ich habe als Beiſttzer einer Zivil⸗ 
kammer mal eine Liſte geführt, in der ich die Zuſammen⸗ 
ſetzung der behandelnden Kammer in denſelben Sachen 
von einer Sitzung bis zur anderen, vom Beginn des 
Prozeſſes bis zu Ende geführt habe. Ich habe dabei 
Fälle ermittelt, in denen der Wechſel faſt in jeder Sitzung 


eintrat. 
(Hört! hört! links.) 
Nun denke man ſich, was allein für eine Verſchwendung 
von Menſchenkraft damit eintritt: die neuen Referenten, 
die ſich immer wieder einarbeiten müſſen, die anderen 
Mitglieder der Kammer, die immer wieder die Sache ſi 
müſſen vortragen laſſen; und man wird bald finden, da 
in der Tat der Fiskalismus doch der Urgrund iſt, an dem 
die Mängel unſerer Juſtiz zu faſſen ſind. 
(Sehr richtig! links.) 

Wenn die gewichtige Perſönlichkeit des preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters uns das Verſprechen gibt — er mag ſchon auf 
dieſem Gebiete gewirkt haben —, das immer noch kräftiger 
tun zu wollen, ſo, glaube ich, wird das auf allen Seiten 
des Hauſes mit der größten Freude begrüßt werden. 

Nun ſagt der Herr Kollege Ablaß: jede Erhöhung 
der Ae ge des Amtsgerichts — und das iſt ja 
dort der Kernpunkt der Sache — wirkt pluto⸗ 
kratiſch. Wir haben dasſelbe Moment gehört, als es ſich 
um die Erhöhung der Reviſtonsſumme am Reichsgericht 
handelte. Heutzutage hört man bezüglich unſeres damaligen 
Beſchluſſes wohl nur den einen Entwurf: es hat nicht viel 

die Zuſtände am Reichsgericht ſind ungefähr 


eholfen 
ieder ſo, wie ſte waren, ehe wir die Rebiſtonsſumme 
heraufſetzten. Nun, meine Herren, tft das auch meines 


Erachtens zu viel bewieſen. Wenn tatſächlich die Garantie 
der Kollegialentſcheidung notwendig iſt für die ſachgemäße 
us fo fängt die Plutokratie nicht bei 500 oder 
800 Mark an, ſondern dann fängt ſie auch bei 300 Mark 
an. Wenn der Kollege Ablaß hier das Bild zitiert hat: 
„der Mans iſt ihr Fell eben ſo lieb, wie dem Elefanten 
das feine“ ſo gehe ich weiter und ſage: dem Floh 
iſt ſein Fell ſo lieb wie der Maus das ihrige und dem 
Elefanten das ſeinige. Kurzum, es würde dann die 
Konſequenz ſein, daß man von vornherein und für jedes 
Gericht kollegialiſche Entſcheidung herbeiführen müßte. 
Ich glaube aber, daß man da eben die tatſächlich in der 
Kollegialität gegebene Gewähr bedeutend überſchätzt. 

Nun iſt ſchon darauf hingewieſen, daß der Geldwert 
ſich doch erheblich vermindert hat, und damit tritt nicht 
nur ein Entſchuldigungsmoment ein; ſondern wenn eine 
Folge der jetzigen Konſtruktion die iſt, daß es vielen 
Leuten in kleineren Orten ſchwer wird, die Juſtiz ſich 
überhaupt zugänglich zu machen, ſo verſchärft ſich mit 
dem Sinken des Geldwertes natürlich dieſer Nachteil für 
fie. Um fo mehr iſt es alſo erforderlich, der Anderung 
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und des Geldwertes Rech⸗ 
nung zu tragen, wenn nicht eine geringere Zugänglichkeit 
der Juſtiz für weite Kreiſe der Bevölkerung eintreten ſoll. 

Was dann die Intereſſen des Anwaltſtandes betrifft, 
ſo bin ich der letzte, irgendwie ihren berechtigten Inter⸗ 
eſſen entgegentreten zu wollen. Ich bin der Anſicht, daß 
unſer Anwaltſtand allerdings darunter zu leiden hat, daß 
alle Lebens verhältniſſe ſich verteuert haben, und daß ſte 
auf ihren Sätzen ſtehen geblieben find, ja daß man ihnen 
daneben Laſten auferlegt, die meines Erachtens abſolut 
unbegründet ſind. Es iſt ja auch das Armenrecht wieder⸗ 
holt erwähnt worden. Meines Erachtens iſt es eine 
Unbilligkeit, daß man von den Anwälten verlangt, daß 
ſie die Armenſachen aus ihrer Taſche bezahlen. Es iſt 
vollkommen richtig, daß man dem armen Klienten von 
Staats wegen einen Anwalt ſtellt, es iſt aber 
falſch, daß man nun die häufig mit Auslagen und 
meiſt noch mit Arger verbundene Tätigkeit — denn der 
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Armenklient iſt ſehr häufig der allerunangenehmſte und 
anſpruchsvollſte von allen Klienten — umſonſt verlangt 
Und da die Herren nun einmal nicht fiskaliſch ſein wollen, 
ſo gebe ich der Erwägung anheim, ob es nicht richtig iſt, 
daß hier der Fiskus eintritt und die Gebühren bezahlt. 
Dann würde auch die Anregung miterledigt ſein, die der 
Herr Kollege Varenhorſt gegeben hat; denn vielleicht 
würden dann die Gerichte bei der Prüfung der Aus ſichts⸗ 
loſigkeit etwas rigoroſer verfahren als bisher. 
(Sehr richtig! links.) 

Wenn dann der Herr Kollege Ablaß uns geſagt hat, 
er ſei dafür, die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts zu er⸗ 
weitern, aber nicht in plutokratiſchem Sinne durch Er⸗ 
höhung der Summe, über die es richten ſoll, ſondern durch 
Zuweiſung anderer Materien, ſo meine ich: wenn ſein 
Vorderſatz richtig iſt, daß die kollegialiſche Entſcheidung 
unter allen Umſtänden mehr wert iſt, ſo iſt auch dieſer 
Weg ungangbar; denn ich weiß nicht, warum er dann 
ganze Kategorien von Rechtsentſcheidungen dieſer „unvoll⸗ 
kommeneren“ Juſtiz anheimgeben will. 

Ich habe dieſe Ausführungen gemacht, ohne mich 
nach irgend welcher Richtung hin zu binden. Ich gebe 
vollſtändig zu, jede Grenze iſt willkürlich, und, wie der 
Herr Kollege Spahn mit Recht zitiert hat: die Zahl iſt 
das Geſetz der Willkür. Aber ich habe zum Ausdruck 
bringen wollen: auch in der freiſinnigen Fraktionsgemein⸗ 
ſchaft iſt eine Strömung vorhanden, die bereit iſt, allen 
Ernſtes in der Kommiſſion dieſen Entwurf in Angriff zu 
nehmen und zu verſuchen, ein brauchbares Werk für die 
Erleichterung und die Verbeſſerung der Rechtspflege aus 


ihm zu machen. 
(Bravo! links.) 


Präſident: Ich ſchließe die Diskuſſion. 

Meine Herren, es iſt beantragt worden, den Geſetz⸗ 
entwurf an eine Kommiſſion von 28 Mitgliedern zu ver⸗ 
weiſen. — Da kein Widerſpruch erfolgt, konſtatiere ich, 
daß das Haus dies beſchloſſen hat. 
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Aberſicht 


über 


die Jahresberichte der Vorſtände der Anwaltskammern. 


Januar 1908. 


Die nachſtehende Geſamtüberſicht verbreitet ſich über die 
Zeit vom 16. September 1905 bis 31. Auguſt 1907. Inner— 


halb dieſer Grenze umfaſſen jedoch die Angaben für den einzelnen 


Bezirk immer nur den Zeitraum eines Jahres und zwar: des; 


Kalenderjahrs 1906 für die Bezirke Augsburg, Bamberg, Berlin, 
Braunſchweig, Caſſel, Cöln, Colmar, Hamburg, Hamm, Karls— 


ruhe, Königsberg, Marienwerder, Naumburg, Oldenburg, Poſen, 
Roſtock, Stettin, Stuttgart und das Reichsgericht; des Zeitraums 
von Mitte September 1905 bis dahin 1906 für München, 


I. Oktober 1905/1906 für Celle, Darmſtadt, Dresden, Frank— 
furt und Zweibrücken, 1. Dezember 1905/1906 für Breslau 


Beſtand an Anwälten 


Anſpaltskammer— zu 


bezirk Anfang Ende 


9 E hme 
Zunahme | Abnahme laſſungen 


und Nürnberg, 1. Mai 1906/1907 für Kiel, ſowie vom 1. Sep⸗ 
tember 1906 bis 31. Auguſt 1907 für Jena. 

Das erſte Geſchäftsjahr des im September 1906 ins 
Leben getretenen neuen Bezirks Düſſeldorf endet erſt am 
31. Dezember 1907; ein Jahresbericht liegt deshalb noch 


nicht vor. 


I. Verſonalbeſtand der Anwaltskammern. 


J. Der Perſonalbeſtand der Anwaltskammern und die Be: 
wegung innerhalb derſelben iſt aus nachſtehender tabellariſcher 


Zuſammenſtellung erſichtlich. 
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| ſiedlung ſonſtigen | Summa 


Todes ra in einen | 
Gemeinde- anderen Gründen 
dienſt Bezirk | 


des Berichtsjahres | 
a | f | | 
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Darmſtade 
Didem 1", 
Düſſeldorrme . 
Frankfurt a. M.. 
Hamburg 
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Beſtand an Anwälten 


In der Lifte find gelöſcht 


a 157 zu Neue infolge 
nwa N ammer⸗ gu⸗ e Aber⸗ aus 
bezirk Anfang Ende Zunahme Abnahme laſſungen Todes Staats- ſiedlung ſonſtigen Summa 
9 oder m emen 5 
an Gemeinde: | anderen | Grin 
. | 

Übertrag. . 4780 | 5078 44 19 7 102 172 
Ham 455 429 4 — | — 7 11 
Jena 8 175 | 184 2 — — 3 5 
Karlsruhe 304 323 4 — — 3 7 
Nenn. 178 191 — — — 4 4 
Königsberg 199 205 2 — — 6 8 
Marienwerder 149 151 — 2 3 2 7 
München 459 464 9 = — 25 34 
Naumburg.. 345 356 2 = = 7 9 
Nürnberg 170 180 = _ — 13 13 
Oldenburg 16 16 1 = = == 1 
Poſen 204 209 3 — 4 2 9 
Roſtoceck 158 163 |) = = 2 3 
Stettin 168 170 8 = 5 8 
Stuttgart 292 328 92 8 8 10 
Zweibrücken „101 111 1 . = 4 5 
Reichsgericht. 25 25 — — — — — 
8 178 | 78 306 


| 8 583 


Dem Bezirke des im September 1906 neuerrichteten Ober⸗ 
landesgerichts Düſſeldorf find vom Bezirke Cöln 232 und vom 
Bezirke Hamm 59, zuſammen 291 Anwälte zugefallen. 

Die Geſuche um neue Zulaſſung ſind — abgeſehen 
von den ſpäter zu erwähnenden Doppelzulaſſungen — bis auf 
wenige Ausnahmen durchweg von den Vorſtänden befürwortet 
und von den Landesjuſtizverwaltungen genehmigt worden. 
Abgelehnt wurden ſolche Geſuche in den Bezirken Augsburg 
und Pofen in je einem Falle, in den Bezirken Colmar, Naum⸗ 
burg und Stuttgart in je zwei Fällen und in den Be⸗ 
zirken Berlin und Dresden in je drei Fällen, in Berlin 


von 121 dem Vorſtande zur Außerung zugegangenen Zulaſſungs⸗ 


geſuchen. 

Auf das Geſuch eines Rechtsanwalts eines andern Kammer: 
bezirks um Zulaſſung bei einem Amtsgerichte des Bezirkes 
Augsburg wurde zunächſt die Einleitung des ehrengerichtlichen 
Ermittelungsverfahrens verfügt, worauf der . ſeinen 
Zulaſſungsantrag zurückzog. 

Die Abgewieſenen haben zum Teile das chrengerichtliche 
Verfahren beſchritten, deſſen Erfolg unter VII näher dargelegt iſt. 


Der Zugang zur Rechtsanwaltſchaft hat, wie eine Ver⸗ 


gleichung dieſer Aufſtellung mit der vorigen Überſicht ergibt, 
eine nicht unerhebliche Steigerung erfahren. Während die Ge⸗ 
ſamtzahl der neuen Zulaſſungen im vorigen Berichtsjahre 
642 betrug, ſtellt ſie ſich gegenwärtig auf 711, alſo um 
69 höher. 


Die vorſtehende Zahl der neuen Zulaſſungen macht 
8,7 Prozent der Geſamtzahl der in den betreffenden Bezirken 
am Beginne des Berichtsjahres vorhanden geweſenen Rechts⸗ 
anwälte aus, während ſich dieſes Verhältnis in den voran⸗ 
gegangenen Berichtsjahren auf 8,3, 8,3 und 8,2 Prozent ftellte. 

Nach dieſen prozentualen Verhältniszahlen rückſichtlich der 
neuen Zulaſſungen geordnet, gruppieren ſich die Kammerbezirke 
in nachſtehender Reihenfolge: 


Augsburg 16 pCt. (11 im Vorjahre) 
Stuttgart. . 2.2... 16 (1 
Zweibrücken ‚ —ͤ̃ er BE ee 15 = (12) 
Nürnberg ‚— 14 s (8) 
Caſſel 13 = (6) 
Bamberg 10 s (12) 
DDAR: © 010: 4:5 Gender 10 = (8 
Hamm 10 (7) 
Colmar 9 = (9) 
Dresden 9 (9) 
Kiel 9 (6) 
Hamburg 9 = (8) 
Darmſtade 9 (8) 
Frankfurt a. M. 9 s (5) 
Karlsruhe 9 = (10) 
München 8 = (10) 
Baln .... 22220. 8 ⸗ (6) 
Jena.. 8. 09 


IE 


Königsberg.. 7 pt. (6 im Vorjahre) 
Poſ en 7 (9) 
Celle "wre. cin (6) 
Marienwerder 46 2 (65) 
Naumburg 6 07 
Olden bung . 6 „ 00) 
Stettin 6. % (N) 
Breslau q 5 (5) 
Roſtoc k.. . 5 „ (10) 
* Braunſchweig ı. . oo u. 4 = (4) 
Reichsgericht G. =: (13) 


| Haupfſächlic ſind es immer noch ſüddeutſche Bezirke, welche 
hinſichtlich des Zugangs hervortreten. u 

Der Geſamtabgang an Rechtaanwälten in Höhe von 

306 ſtellt 3,74 Prozent der am Beginne des Berichtsjahrs vor⸗ 


handen geweſenen Rechtsanwälte dar, alſo wiederum etwas 


weniger als im Vorjahre. ee. 

Soweit ſich aus den Berichten erkennen läßt, ſind 
etwa 31 Prozent der Löſchungen durch den Tod veranlaßt und 
4 Löſchungen eine Folge der ehrengerjchtlichen Ausſchließung 
von der Rechtsanwaltſchaft. * 


Infolge Todes iſt von der Geſamtheit der Anwälte in Hamm 
den betreffenden Bezirken im Laufe des Jahres überhaupft 


1 Prozent (gegen 1,2 Prozent im Vorjahre) ausgeſchieden; 
dieſe Zahl finkt danach allmählich. N 
„Die Zunahme des geſamten Anwaltsperſonals im Deutſchen 
Reiche beläuft ſich auf 405 oder 5 Prozent gegen 4,1 Prozent 
im Vorjahre. Es tritt alſo wieder ein kräftiges Anwachſen 
zutage, das die Zunahme der Bevölkerung um ein Mehr⸗ 
faches übertrifft. 92 e 
Von den 29 Kammerbezirken einſchließlich Reichsgericht) 
weiſen 2 (4) eine Verminderung, 25 (23) eine Vermehrung 
und nur 2 (2) einen unveränderten Beſtand auf. Ein verhältnis⸗ 
mäßig ſtarker Zuwachs hat beſonders in den Bezirken Stuttgart, 
Caſſel, Zweibrücken, Darmſtadt und Augsburg ſtattgefunden. 
Verſchiedene Berichte heben den immer mehr anwachſenden 


Zugang zur Rechtsanwaltſchaft hervor. Nach dem Augsburger Augabu 


Bericht bewirken offenbar der in den letzten Jahren geſteigerte 
Zudrang zu ben juriſtiſchen Prüfungen und die dadurch herbei⸗ 
geführte Stockung raſcher Anſtellung im Staatsdienſt mit den 
vermehrten Eintritt in die Rechtsanwaltſchaft. Der Bericht 
aus Nürnberg konſtatiert eine bei den allgemeinen ungünftigen 


Verhältniſſen des Standes ſchwer erklärliche, verhältnismäßig 


beträchtliche Erhöhung der Zahl der Rechtsanwälte. 

Der Vorſtand des Bezirks Dresden ſtellt feſt, daß der 
Zudrang zur Anwaltſchaft auch in Sachſen trotz aller War⸗ 
nungen in übermäßiger Weiſe fortdauert, ſo daß ſich dort 
ungeſunde und gefahrbringende Verhältniſſe zu entwirkeln drohen. 
Der Vorſtand iſt in ernſtlicher Beratung begriffen, wie Mittel 
und Wege zu finden find, um dieſem Abelſtande Abhilfe zu 
ſchaffen, ohne eine Anderung der Rechtsanwalsordnung ins 
Auge zu faſſen. 80 8 

Über den früheren Stand der neu zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte ergeben die Berichte, daß ſolche zn der Hauptſache 
unmittelbar aus den Kreiſen der geprüften Rechtskundigen 
(Aſſeſſoren, Referendare u. dgl.) hervorgingen. Daneben traten 


Rechtsanwälze aus anderen Bezirken hinzu: ſe einer in den 
Bezirken Kiel, München und Stettin, 2 in Hamm und Poſen, 


8 im. Bezirke Königsberg und 12 im Bezirke Berlin. Ferner 


Lebensſtellungen in Berlin 4, in Dresden ein Bürgermeiſter, 


in Hamburg ein früherer Rechtsanwalt, in Marienwerder ein 


Augsburg — 14 4 
244544 — ver ze m 

Belmı......., 7 81 16 
Braunſchweig — 3 1 
Sf 7 4 
Celle. 1 1.8 10 
Colmar. e f 1 11 — 
Darm . 5 11 
Frankfurt a. Mm. 5 14. 3 
1. 97 6 322 „„ 4 17 23 
Jena 1 10: 3 
Karlsruhe 0 * 20 6 
Kiel . 7 9 
Marienwerder — 2 7 
N chen — 22 24 9 6 
Naumburg — 14 6 
Nünn berg .— 18. 5 
Poſen . 4 2323 N 10 4 
Roſtocck k — 6 2 
Zweibrücken — 10 5 


Doppelzulaſſungen beim Landgericht und einem aus⸗ 


wärtigen Amtsgerichte fanden nur ſelten ſtat: 9 im Bezirke 


Karlsruhe, 3 im Bezirke Colmar. 
Abgelehnt wurde ſolches Gefuch in einem Falle im Bezirk 
vg. N go 0 

Im Zweibrücker Bezirke wurden nach Errichtung der 
Kammer für Handelsſachen in Ludwigshafen bei dieſer die 
dortigen Amtsgerichtsanwälte, ſowie die am Amts⸗ und Land⸗ 
gericht Frankenthal zugelaſſenen Anwälte gleichzeitig zugelaſſen. 
Dagegen iſt die von einem Teile der Ludwigshafener und einem 
Neuſtädter Anwalt beantragte gleichzeitige Zulaſſung am Lands 


gericht Frankenthal 


Geſuche von Amtsgerichtsanwälten um gleichzeitige Zu⸗ 
laſſung beim Landgerichte wurden in den Bezirken Augsburg, 
Kiel. und Oldenburg in je einem Falle, in den Bezirken München 
und Nürnberg in je 3 Fällen und in Poſen in 5 Fällen ab⸗ 
gelehnt; genehmigt dagegen wurden. ſolche Geſuche: 4 im Bes 
zirke Frankfurt a. M, 3 im Bezirke Naumburg (und zwar 
entgegen dem Gutachten des Vorſtandes), desgleichen ein Geſuch 


im Bezirke Stuttgart. 


Im Bezirke München wurden 24 Anwälte zugleich beim 
Oberlandesgericht und den Landgerichten München I und II 
neu zugelaſſen. Landgerichtsanwälte erhielten die gleichzeitige 
Zulaſſung beim Oberlandesgerichte 6 im Bezirke Nürnberg und 


3 im Bezirte Augsburg, während andererzeits in Augsburg 2, in 
Bamberg und Roſtock je ein derartiges Geſuch abgelehnt wurden. 
In. Hamburg erſtreckte ſich die Zulaſſung — mit Aus⸗ 
nahme einer einzigen, welche ſich auf das Land und Amts⸗ 
„gericht beſchränkte — zugleich auf das Oberlandesgericht, Land⸗ 
gericht und Amtsgericht des Wohnfitzes, die in Bremen gleichzeitig 
auch auf, die Kammer für Handelsſachen in Bremerhaven. 

. 2. Sonſtige Anderungen in der Zulaſſung und ein 
Wechſel des Wohnſitzes innerhalb des Oberlandesgerichts⸗ 
bezirs find zu vermerken: aus Augsburg 1, Bamberg 3, 
Berlin 24, Celle 3, Colmar 0, Darmſtadt 1, Dresden 16, 
Frankfurt 2, Hamm 5, Karlsruhe 16, Kiel 3, Königsberg 1, 
München 6, Naumburg 3, Poſen 2. 

3. Über die Verteilung der Rechtsanwälte auf die 
verſchiedenen Arten von Gerichten liegen nur folgende Mitteilungen 
vor, welche zu einer gleichartigen und . Auſſielang 
nicht genügen. 

Von den Anwälten waren zugelaſſen im Beyirt: 

Berlin: 102 beim Kammergerichte, 782 zugleich bei 
den Landgerichten Berlin I, II, III, 253 bei den 

5 Landgerichten Berlin J oder II oder III und 177 in 

ö den übrigen Landgerichtsbezirken; 


Braunſchweig: 50 in Braunſchweig (davon 17 beim 


Oberlandesgerichte) und 31 an den anderen Orten; 


Caſſel: 5 beim Oberlandesgerichte, 58 beim Land⸗ 


gerichte, davon 7 zugleich bei Amtsgerichten und 
24 nur bei Amtsgerichten; 
Cöln: 39 beim Oberlandesgerichte, 293 beim and. 
gerichte, 93 nur beim Amtsgerichte; | 
Colmar: 10 beim Oberlandesgerichte, 111 beim Land⸗ 
gericht und 22 zugleich beim e und 
Amtsgerichte; 
Darmſtadt: 107 an Landgerichtsorten und 89 an 
Anumtsgerichtsorten; 
Dresden: 44 beim Oberlandesgerichte, 595 an den 
Landgerichtsſitzen, 221 nicht am Landgerichtsſize, 
8 mur beim Amtsgericht; 
Frankfurt a. M.: 47 beim Oberlandesgerichte 
187 beim Landgericht, 35 beim Landgericht und 
„ einem auswärtigen Amtsgericht und 3 nur bei 
Amtsgerichten; 155 
Hamburg: 331 bei dem Dberlanbeögerichte, Land⸗ 
a gericht und Amtsgerichte, 8 beim Land und 
Amtsgerichte, 4. bei Amtsgerichten; 
Hamm: 27 beim Oberlandesgerichte, 220 bei den 
Landgerichten, 182 bei den Amtsgerichten; 
Jena: 17 am Sitze des Oberlandesgerichts, 130 
bei Landgerichten, davon 29 an Amtsgerichts⸗ 
orten wohnhaft, 36 an den N und 
1 in Naumburg; 
Karlsruhe: 
den Landgerichten, davon 72 an Amtsgerichts⸗ 
orten, 15 bei Amtsgerichten; von vorſtehenden find 
600 auch bei der neuerrichteten Rammer für Handels⸗ 
ſchen in Pforzheim zugelaſſen :: 
München: 23 bei ſämtlichen Kollegialgerichten in 
München, 5 nur beim Oberſten Landesgerichte, 


17 bein Oberlandesgerchte, 291 be· 


282 ıbei dem Oberlandesgericht und den Land⸗ 
gerichten München I und II, 5 wur beim Über: 
landesgerichte, 1 bei dieſem und dem Landgerichte 
München II, 6 nur beim Landgerichte München I, 
8. nur beim Landgerichte München II, 62 bei den 
übrigen Landgerichten und 72 nur bei Amts⸗ 
gerichten; 

Nürnberg: 77 in Nürnberg, von denen 1 nur beim 
Oberlandesgericht, 51 beim Oberlandesgericht und 
Landgericht Nürnberg, ferner 25 mur beim Land⸗ 
gericht Nüwnberg zugelaſſen waren, außerdem 63 bei 
den übrigen Landgerichten, 40 bei Amtsgerichten, 

wovon 4 zugleich beim Landgerichte zugelaſſen waren; 

Oldenburg: 11 am Oberlandesgerichtsſitze, 2 am 

Landgerichtsſitze und 3 an Amtsgerichtsorten; 

Roſtock: einer allein beim Oberlanvesgetichte, 22 

2: zugleich bei dieſem und einem Landgtrichte, 112 bei 
Landgerichten und 28 bei Amtsgerichten; 

Stettin: 11 beim Oberlandesgerichte, 90 beim Land⸗ 

Me gerichte, wovon 7 zugleich bei einem auswärtigen 

Amtsgerichte, 5 bei einer auswärtigen Kammer 

für Handelsſachen und 64 mit bei Amtsgerichten; 

Stuttgart: 40 beim Oberlandesgerichte, 278 bei 

den Landgerichten, davon 106 gleichzeitig bei Amts⸗ 

gerichten zugelaſſen, und 10 nur bei Amtsgerichten; 

Zweibrücken: 9 beim Oberlandesgericht und Land⸗ 

gerichte, 60 bei den ä und 42 nur 

Ä bei Amtsgerichten. j 

4. Zugliich Notare waren im Bezirk 

Betlin 385 von den 1 314 Anwälten, 
N Braunſchweig 312 81 ⸗ 
„Dresden 226/ ũ 860 
Naumburg 195 356 = 
8 Zu erwähnen bleibt endlich noch, daß nach den Be⸗ 
richten fünfzigjährige Jubiläen im Bezirke Dresden in 4 Fällen, 
in Frankfurt in 3 Fällen, in Berlin in 2 Fällen und in 
Fe in einem Falle gefeiert worden find. u 
II. Verſtände der Anwaliskaumern. 
Soweit die Berichte äber die Zufammenfegung der 


r [X 


a der . Aufschluß geben, beſtehen 
2 N davon nicht am Sitze 
| “ webe Digi af 
Augsburg 107 ee 4 
Berlin e 15 3 | „. 3 
Braunſchweig 10 a en 
„Breslau 15% 8 
Cafe.. 10 ; 4 
Celle 1 12 
Cöln 15 nei er. 
Colmar 11 „ 
Darmſtadt f a Zu * 6 
‘ Dresden ‚15 = ‚4 
Frankfurt a. M, 9 4 


davon nicht am Sitze 


im Bezirke: aus des Oberlandesgerichts 
3 wee „wohnhaft 
Hamburg J 
Hamm 15 — 10 
Jaena 10 9 
Kiel * | a 9 6 
* Königsberg? 123 er 
Marienwerder 12 10 
München I ET 35 
Naumburg S 12 
Nürnberg 111 e 5 
„ Oldenburg e ee 
Poſen 15 8 
Noſtock 9 „ 6 
Stettin 15 ws 
Stuttgatt 15 | T 
Zweibrücken 11 8 
Reichsgericht 9 nz 


Das bisherige Verhältnis, wonach burchſchnielich etwas 
mehr als die Hälfte der Vorſtandsmitglieder ihren Wohnort 


außerhalb des Sibes des Derlanbesgeriäg hat, waltet auf: 


jetzt noch ob. 


lber den Getöpftasgtich der Vorflänbe geben 5 


ſtehende . Auskipift: J | 


ei Zahl der 5 8 
Pal Eingänge i 
Augsburg 3 
Berlin 5161 N nit Selötuhfofung in 
645 Sachen) 
Braunſchweig — ö 5 
Breslau 1472 3 (in welchen 19 Gegen- 
. erledi 
Caſſel 166 1 g e m 
Celle. 920 10 1 
Cöln „ — . 15 (worin auch 348 Beſchwer⸗ 
| ' Ä den a wurden) 
Colmar — 6 (davon 5 in Straßburg 
l mund eine in Colmar — mit 
u: W „ 34 Beſchlüſſen 
Darmſtadt — 7 (4 in Darmfabt und 3 
i in Mainz) a 
Dresden 2665 11:0 5 (dadon kine in 8 
Frankfurt a, M. — 11 | ! 
Hamburg _ 11, 
Hamm 656 9 re 
Jena = 388 7 5 I | | 
Karlsrugne — 1 1 „ 
Kiel E 2 8 
Königsberg — 8 e 
Marienwerder 781 1 „Gelegentl der Kammer⸗ 
„ 
Munchen 10 * 
Naumburg -— 2 ie, in Halle ung eine 


| 
1 
| | Nordhauſen 


5 andere im Anſchluß an die 
| Kamm ammlung in 


5 


Zahl der 


Bezirk Eingänge, Sitzungen 
Nürnberg 334 Be 
Oldenburg — 32 
Poſen 740 5 
Roſtock 743 F 
Stettin 882 4 (in welchen über 121 Sachen 
e e Beſchluß gofaßt wurde) 
Stuttgart — 55 
Wager — 5 n 


Der Abena img i in die gal der abgehaltenen Vor⸗ 
ſtandsfitzungen zeigen eine der Vermehrung der Zahl der Rechts⸗ 
anwälte entſprechende zugang; die Siemgsjaht ſchwankt 
zwiſchen 1 und 16. 

Die Erledigung der Sachen erfolgte teils durch Beſchluß⸗ 
faſſung in den Sitzungen, teils durch Umlaufſchreiben, teils auch 


allein durch die Vorſitzenden. 


III. Vorſtekungen und Anträge der Kammer- 

ö = vorflände. 

Bon den in den Berichten mitgeteilten Vorſtellungen und 
Anträgen, welche im Intereſſe der Rechtspflege und der Rechts⸗ 


anwaltſchaft an die Landesjuſtizverwaltungen und an Gerichte 


gerichtet worden, ſind hier nur zu erwähnen: 

vom Vorſtande in Braunſchweig eine Äußerung 
an den Landgerichtspräſidenten über die Ein⸗ 
richtung beftänmter A in ar 
Stabt Braunſchweigz; : 

vom Vorſtande in Dresden eine Vorſtelung unt 

g Berückſichtigung der Rechtsanwälte bei Beſtellung 

f von Konkursverwaltern, bei Zwangsverwaltungen 


U 


von Grundſtücken, Nachlappflegſchaften und Vor⸗ 


mundſchaften, worauf eine entsprechende Verord⸗ 

mung an die. Amisgerichte ſeitens des N 

miniſteriums ergangen ift; 

N vom Vorſtande in Jena eine Vorstellung an die 
zum Bezirke gehörigen Staaten wegen Abhilfe 
gegen die Zunahme der Armenrechtsbewilligungen; 

vom Vorſtande in München eine Vorſtellung betreffs 
der Anderung der bisherigen bung wegen An⸗ 
ſtellung von e Marsa mi be ſowie behufs 


er — — — 


Vereinigung des Nötariats mit der ä 
5 ſchaft in e | 

| 8 
IV. erlegte. der Vorſtände. 
Auf Grund des 8 49 Nr. 4 der Redtsanwaltsorbnung, 
find von ber Landesverwaltung nur ſehr ſelten Gutachten er⸗ 

fordert worden. Es ſind ſolche Gutachten erſtattet: f 
vom Vorſtande in Braun] chweig über den Entwurf 


einer Anderung der Wechſelordumg; 1 
von den Vorſtänden in Dresden, Hamburg, 


„ 


„ 


. 


Ro ſtock und. Stuttgart über die Frage der 12 


ſetzlichen Regelung der Rechtsverhältniſſe den 5 


ee Anwaltsgehilfen; 
vom Vorſtande in Kiel über die Brojehnobell; 


! eo De 


6 


— 


vom Vorſtande in Stuttgart über einen Geſetzentwurf, Über die Höhe von Gebührenforderungen find auf 
betreffend die landesrechtlichen Vorschriften über die Erfordern von Gerichten und anderen Behörden gutachtliche 
Gebühren der Rechtsanwälte, ſowie über die Frage Außerungen abgegeben worden: 


der Zuziehung eines Rechtsanwalts in die Juſtiz⸗ vom Vorſtande der Bezirke Celle, Dresden und 
prüfungskommiſſion; in letzterer Hinſicht gab der „Naumburg in je einem Falle, vom Vorſtande in 
Vorſtand die Außerung ab, daß er zwar zur Übers Augsburg, Bamberg und Zweibrücken in 2 Fällen, 

. nahme der Funktion eines Examinators, insbeſondere von Berlin in 4 Fällen, vom Vorſtande in 
im Zivilrecht, befähigte Anwälte bezeichnen könnte, Hamburg in 5 Fällen, von Nürnberg in mehreren 
zur Zeit aber aus den im Gutachten näher aus⸗ Fällen. 


geführten Gründen glaube, in Verhandlungen mit Geſuche der Parteien um Prüfung von Koſtenforderungen 

einem Anwalt über feine Bereitwilligkeit zur Aber⸗ der von ihnen beauftragten Anwälte oder um Begutachtung 

nahme jener Funktion nicht eintreten zu können. der Art ihrer Prozeßführung werden grundſätzlich abgelehnt. 
Lom Vorſtande in Augsburg wurde ferner einem 


Stadtmagiſtrate gegenüber die Frage begutachtet, V. Reſchwerden und Vermittelungsſacßen. 
ob die Vertretung einer Partei durch einen Über die eingegangenen Beſchwerden und Vermittelungs⸗ 
Rechtsanwalt bei dem gemeindeamtlichen Sühne⸗ anträge und deren Erledigung gibt an der Hand der vorliegenden 
verſuch in Beleidigungsſachen zuläſſig ſei. Mitteilungen nachſtehende Uberſicht Auſſchluß. 
Zahl der Brſchwerden [es ſeldigt 
= und I uu die unbegründet urch Ber 
| Vermittelungsanträge Auf den] Für | Staat Umiſterdig⸗ mittelung, 
Bezirk — Rechtsweg begründet anwalt⸗ keit u. d. m. 8 Unerlebigt 
Baba, we. 99m |verwiten| auger ſoeſ use ober auf 
Augsburg. . 6 6 19 14 9 
Bamberg — - — — — 9 
Berlin. ; — 24 43 644 46 38 
Braunſchweing — 3 2 8 1 — 
Breslau — — 6 202 46 11 
Caſſe l 26 12 14 1 19 10 5 
C6777. re RE — — 1 — — 14 
Cöln . — 59 — 359 78 34 
Colmar — 2 2 47 38 19 
Darmſt ade. — — — — — 28 
Dresden. — 70 14 266 76 37 
Frankfurt a. M. 90 11 9 100 26 12 
Hamburg = 8 2 108 18 3 
Hamm = 18. 6 183 57 45 
SER a ĩͤK — 113 [ 6 51 11 15 
Karlsruhe 9 ie „4010 53 61 18 
ff — 2 1 34 12 6 
Königsberg = 10 3 = = 26 
Marienwerder 73 5 4 49 44 6 
München n 162 29 53 237 16 5 
Naumburg — 14 4 145 24 11 
Nürnberg 57 6 19 33 4 7 
Oldenburg.. . 2 3 1 4 4 
Pbſen = 14 111 48 37 4 
Roftod .... cr eee. — * 2 5 18 7 2 
Stettin — 9 — 42 26 22 
Stuttgart = 17 4 18 37 36 28 
Zweibrücken ul — . — 4 
— e 2a’ 7 Bun Ben 
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Vorſtehende Tabelle ſchließt auch die Fälle ein, in welchen 
die Vermittelung von Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältnis 
zwiſchen Rechtsanwälten und deren Auftraggebern von letzteren 
beantragt worden iſt. 

Die Zahl der Beſchwerden hält ſich im großen und ganzen 
in der des Vorjahres. In den einzelnen Bezirken zeigt ſich 
teils eine geringe Zunahme (wie in München, Kiel, Augsburg, 
Dresden, Hamm und Jena), entſprechend der Vermehrung der 
Mitgliederzahl, teils ein Zurückgehen (wie in Braunſchweig und 
Frankfurt a. M.). Auffällige oder bemerkenswerte Abweichungen 
treten aber nicht hervor. 

Den Beſchwerden liegen zumeiſt wieder Klagen über Ver⸗ 
zögerungen und Verſchleppungen, ordnungswidrige oder fehler⸗ 
hafte Prozeßführung, Mandatsablehnung, unterlaſſene Bericht⸗ 
erſtattung, Erteilung falſchen Rates, unberechtigte Gebühren⸗ 
forderungen, Vorenthaltung von Urkunden und Handakten, Ver⸗ 
weigerung der Abrechnung oder der Auszahlung vereinnahmter 
Gelder oder ſonſtiges unftatthaftes oder ungebührliches Verhalten 
zugrunde. 

Aus Anlaß von Beſchwerden ſind einigen Rechtsanwälten 
Rügen in Form von Miß billigungen oder Mahnungen 
erteilt worden, und zwar in Augsburg 6, in Berlin 1, in 
Braunſchweig 3, in Caſſel 2, in Celle 5, in Cöln 43, in 
Colmar 2, in Dresden 34 (daneben 26 Vorhaltungen), Frank⸗ 
furt a. M. 8, Hamburg 7, Hamm 15, Jena 13, Karlsruhe 40, 
Kiel 2, Königsberg 10, Marienwerder 5, München 25, Naum⸗ 
burg 2, Nürnberg 6, Oldenburg 2, Poſen 9, Roſtock 2, Stettin 2, 
Stuttgart 8, Zweibrücken 3. | 
Streitigkeiten zwiſchen Rechtsanwälten, zu deren 
Vermittelung der Vorſtand angegangen iſt, werden aus folgenden 
Bezirken mitgeteilt: | 

aus Augsburg 1 erfolgreich vermittelter Fall, 

aus Bamberg 2 friedlich beigelegte Fälle, 

aus Berlin 87 Geſuche (worunter 2 vorjährige); 
von dieſen ſind 17 zurückgezogen, 35 zurückgewieſen, 
21 durch Einſchreiten des Vorſtandes erledigt (da⸗ 

von veranlaßten 2 die Einleitung des ehrengericht⸗ 
lichen Verfahrens und 2 den Ausſpruch der Miß⸗ 
billigung), 10 durch Vermittelung erledigt und 4 
unerledigt, | 

aus Celle 4 Fälle, welche ſämtlich Anlaß zur Miß⸗ 
billigung des Verhaltens der betr. Mitglieder gaben, 

aus Hamburg 7 Fälle, wovon 3 vermittelt find, 
1 zum Ausſpruch der Mißbilligung führte und 
1 dem Oberſtaatsanwalt überwieſen wurde, 

aus Marienwerder 2 beigelegte Fälle, 

aus München 1 unerledigter Fall, 

aus Naumburg 1 vermittelter Fall, 

aus Nürnberg 6 Fälle, wovon 2 vermittelt, 1 durch 
Zurückweiſung, 1 durch Abgabe an den Oberſtaats⸗ 
anwalt und 2 durch Mahnungen an die Anwälte 
erledigt wurden, 5 

aus Stuttgart 1 erledigter Fall, 

aus Zweibrücken 1 vermittelter Fall. 


Der Dresdner Bericht macht hierüber folgende Be⸗ 
merkung: 
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Dem Vorſtande der Kammer ſind auch im letzten Jahre 
wieder zahlreiche Fälle von Zwiſtigkeiten ernſterer und leichterer 
Art zwiſchen Kammermitgliedern im Beſchwerdewege zugegangen. 
Gerade dieſe Sachen pflegen eine ſehr erhebliche Vermehrung 
der Arbeitslaſt, die auf den Mitgliedern des Vorſtandes ſowieſo 
ſchon ruht, mit ſich zu bringen, da die beiderſeititzen Anſichten 
meiſt mit beſonderer Hartnäckigkeit verfochten werden. Oft 
find auch die Grenzen des Zuläſſigen von beiden Teilen leider 
in gegen die kollegiale Sitte verſtoßender Weiſe üherſchritten 
worden, fo daß beide Teile Tadel ernteten. Der Vorſtand 
wünſcht dringend, daß alle Kollegen ſtrengſtens diejenigen 
Rückſichten im ſchriftlichen und persönlichen Verkehre miteinander 
einhalten, welche durch geſellſchaftliche Sitte und durch das 
Verhältnis der Kollegialität geboten find, damit die Erörte⸗ 
rungen ſolcher unliebſamer Vorgänge von den Tagesordnungen 
des Vorſtandes möglichſt bald ganz berſchwinden möchten. 

Der Vorſtand in Stettin wurde von zwei einer anderen 
Kammer angehörigen Anwälten als Schiedsgericht in einem 
Gebührenſtreit angerufen. Es handelte ſich um die Frage: 
„Haftet der Prozeß bevollmächtigte, der einen andern Rechts⸗ 
anwalt beauftragt hat, einen nicht vor dem Prozeßgericht und 
nicht am Orte des Sitzes des Prozeßgerichts ſtattfindenden 
Beweistermin für feinen Mandanten wahrzunehmen, dem von 
ihm beauftragten Rechtsanwalt gegenüber für beffen Gebühren 
für die Wahrnehmung des Beweistermins oder kann fi ber 
beauftragte Rechtsanwalt nur an die Prozeßpartei ſelbſt halten?“ 

Der Vorſtand gab feinen Schiedsſpruch dahin ab: „daß 
der Prozeß bevollmächtigte dem brauftragten Rechtsanwalt aus 
der Übertragung der Vertretung nicht hafte, der beauftragte 
Rechtsanwalt ſich vielmehr nur an die Partei ſelbſt, den 
Mandanten des Ptozeß bevollmächtigten, halten könne. 

Gegen die Entſcheidungen des Vorſtandes find in den Bes 
zirken Celle dreimal und in München einmal, in Stuttgart 
mehreremal erfolglos Beſchwerden beim Oberlanbesgericht ein⸗ 
gelegt. „„ TE Zu 2 
Beſchwerden und Anzeigen von Gerichten und 
anderen Behörden über Rechtsanwälte werden erwähnt: 
aus Hamburg 5, aus Naumburg und Nürnberg je 2 Fälle. 
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VI. Sonflige Wirkſamteit der Aamimervorftände. 
Über die ſonſtige Wirkſamkeit der Kammervorſtände, ins: 
beſondere als Aufſichtsbehörde, verdient folgendes erwähnt zu 
werden: N e | Lan lei 
1. Ord nungsſtrafen find gegen Kammermitglieder auf 
Grund des § 58 der Rechtsanwaltsordnung feſtgeſetzt worden: 
im Bezirk Berlin: insgeſamt 1200 M ,. 
s Breslau: 160 M, „„ 
Cöln: 30 Strafen gegen 6 Anwälte, 
Ham burg: 800 MM 
Marienwerder: gegen 2 Anwälte je 160 M, 
München: gegen mehrere Kammermitglieder, 
Naumburg: 6 Strafen von 30. bis, 100 M, 
zuſammen 560 M | 
Poſen: 20 M gegen einen Anwalt, 1 
„Stuttgart: 100 M, bezw. 60, 80 und 20 M 
gegen vier Anwülte. | l 
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Im Bezirk Augsburg wurden in * Br 
Ordnungsſtrafen angedroht. 

2. Die vom Vorſtande des Bezirkes Celle e 
Miß billigungen richten ſich gegen ein Mitglied, welches in einem 
an das Gericht gerichteten Antrage die Grenzen! der zuläfligen 
Kritik einer Utteilsbegrümbung in einet Strafſache überſchritten 
und kränkende Außerungen über Mitglieder des Gerichts em⸗ 
geflochten hatte; gegen ein anderes Mitglied, welches ſich erheb⸗ 
licher Verzögerungen in der Ausführung eines Mandats und 
der Beantwortung von Anfragen ſeines Mandanten ſchuldig 
gemacht hatte; gegen ein ferneres Mitglied, das ehrverletzende 
Außerungen über ſeinen Prozeßgegner gemacht hatte, Außerungen, 
die zudem nicht aufrechterhalten werden konnten; gegen: ein 
Mitglied, welches in der Ausbedingung eines Extrahonorars 
für die Abernahme des Mandats die Grenzen der Mäßigung 
überſchritten und nach erfolgter Mandatskündiguntz nicht einen 
entſprechenden Teil des Honorars zurückgezahlt haue; endlich 
gegen ein Mitglied, welches als heigeordutter Armenanmalt 
von feinem Mandanten die Erſtattung der en 
lagen unter Rlageanbrohung gefordert hatte. 

3. Ein von einem, Kammermitgliede des gleichen; Boris 
gegen ſich ſeſbſt brantragtes! ehrengerichtliches Verfahren, wegen 
ehrenrühriger Außerungen eines. feiner, Bureauangeftchten. über 
den Geſchäftsbetrieb dez Mitgliedes iſt nicht eingeleitet, nach: 
dem der betreffende Burkauangeſtellte en ſemer Außerungen 
im Strafpexfahren verurteilt worden iſt. e 

4. Aber erhebliche Ranjehuenägerungen- bei einem Amts: 
gerichte desselben Bezirka, infolge vielfacher Vertagungsanträge 
der bei dem betweffenden Amtsgerichte zugelaſſenen Nochts⸗ 
anwälte iſt dem Vorſtande durch den Oberlandesgerichtspräß⸗ 
denten Mitteilung gemgcht. Nach erfelgter! Berichterſtattung 
der in Frage kommenden Rechtsanwälte, hat der Vorſtand zu 
einem Vorgehen im Aufſſichtswege oben im ehrengerichtlichen 
Verfahren keinen Anlaß gefunden, den betreffenden Mitgliedern 
aber anheim gegeben, Terminsvertagungen tunlichſt zu; ver⸗ 
meiden. Andererſeits hat der Borftand den Oberlandssgerichts⸗ 
präsidenten gebeten, den in Betracht kommenden Gerichten an⸗ 
heimzugeben, den Wünſchen der Rammermitglieber wegen der 
Terminsanberaumungen und Terminstage uſw. tunlichſt ent⸗ 
gegerzukammen, welcher Bitter der., Oberlandesgenchtsräſident 
entfprochen hat. 

5. Der Oberlandesgetichtsßräfident und der Obetſtaats⸗ 
anwalt haben dem Vorſtande Kenntnis gegeben von einem 
Miniſterialreſkript betreffend Beſchleunigung in der Erledigung 
der ehrengerichtlichen Sachen uſw. Es iſt berichtet, daß bei der 
Zuſammenſetzung des Vorſtandes ein al Geſchäfts⸗ 
gang nicht zu ermöglichen fl. i. 

6. Der Vorſtand in Dresden hat ſich anläßlich von 
Beſchwerden dahin ausgeſprochen, daß es das Anſehen des 
Anwaltsſtandes erfordere, gegenüber wirtſchaftlich Schwachen, 
wenn fie durch die Tat denn guten Willen zur Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen zeigen, billige Rückſicht zu nehmen; daß der 
Anwalt die Koſten dem Geſetze gemäß, alſo in der Regel auch 
nicht unter der geſetzlichen Taxe zu betechnen habe, ein hier⸗ 
gegen verſtoßendes, den Anſchein eines unzulliſſigen Werbens 
um Praxis hervorrufendes Verfahren als pflichtwidrig anzu⸗ 
ſehen, auch bereits ehrengerichtlich geahndet worden ſei und 


Ausnahmen nur zuläſſig ſeien, wenn der Anwalt im gegebenen 
einzelnen Falle wegen Bedinftigkeit der Auftraggeber oder 
ſonſtiger beſonderer Umſtände den Erlaß oder die Ermäßigung 
von Gebühren als geboten anzuſehen habe; daß der Vorſtand 
es. nicht für angemeſſen halte, wenn der Anwalt, abgeſehen 
von dringenden Fällen, Vertretungsvollmachten von Prozeß⸗ 
ggenten annehme, vielmehr nur durch unmittelbares Vernehmen mit 
dem Auftraggeber „tine „erdnungsmäßige Führung der Rechts⸗ 
ſachen geſichert werde, ein Untervollmachtsverhältnis zum Pro⸗ 
zeßagenten auch der Stellung des Anwalts nicht entſpreche; 
daß es gegen die Standesehre verſtoße, durch Ankündigungen 
und Rundſchreiben feine Dienſte anzubiefen und daß ſelbſt an 
ſich Ratthafte Kundgebungen anſtößig werden können, wenn ſie 
durch Form und Inhalt oder die Zahl ihrer Wiederholung als 
Reklame erſcheinen; daß die Einrichtung einer auswärtigen 
bloßen Sprechſtelle nicht. als Errichtung einer Zweiggeſchäſts 
Belle angekündigt werden dürfe; daß der einem Schuldner, der 
einen Zwangavergleich angeſtrebt und deſſen förmliche Zahlungs⸗ 
einſtellung unmittelbar bevorſtand, erteilte Rat, er könne die 
beſtellten und an ihn gelangenden Waren noch annehmen, jeden⸗ 
falls nicht unbedenklich geweſen ſei; daß die Pflicht zu gewiſſen⸗ 
hafter Berufsausübung in erſter Linie es erfordere, daß der 
Anwalt bevor er ein Gutachten abgebe, ſich genau über die 

inſchlagenden geſetzlichen Beflimimungen, wenn fie ihm nicht 

ohne weiteres geläufig ſind, informiere, um den Ratſuchenden 
nicht durch eine fahrläſſige irrige Beſcheidung Vermögensnach⸗ 
teilen oder gar der Gefahr ſtrafrechtlicher Verfolgung auszu⸗ 
ſetzen; daß der Vorſtand es für unzuläffig halte, in die Voll⸗ 
machten eine Erklärung aufzunehmen, inhalts deren der Unter⸗ 
keichner im Voraus bern Anwalte feine Anſprüche auf Erſtattung 
der Gebühren und Auslagen zur Einziehung auf eigene Rech⸗ 
nung abtrete und daß der Anwalt bei fernerer Beibehaltung 
dieſer Alban die Eindeitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zu gewärtigen babe; daß bei Vereinbarung beſonderer Gebühren 
die Parteien über die Höhe der geſetzlichen Gebühren und die 
Nichterſtattungsfähigkeit des dieſt übetſteigenden Betrages hin⸗ 
zuweiſen ſeien; daß es gegen dle tollegialen Pflichten verſtoße, 
wenn der Anwalt den Vormund eines durch einen Anwalt ver⸗ 
tretenen minderjährigen Klägers unter Umgehung des Gegen⸗ 
anwalts zu beſtimmen geſucht, die ſchon vorliegende Prozeß⸗ 
führung nicht zu genehmigen; daß es nicht richtig geweſen ſei, 
in Abweſenheit bes Gegenarwalte den Aufruf einer Sache zu 
veranlaſſen, nacbdenr der Gegenanwalt eine Vertagung aus⸗ 
drücklich abgelehnt gehabt; daß man im kollegialen Verkehre 
nicht allzu empfindlich fen ‚biitfe, im Intereſſe eines kollegialen 
Zuſammenwirkens und des Anſehens des Anwaltsſtandes aber 
im ſchriftlichen wie mündlichen Verkehre ſtreng ſachlich zu ver⸗ 
fahren und alle unnötigen Schärfen und Spitzen zu vermeiden 
habe; daß — wie bereits den Kammermitgliedern und den 
Vorſtänden der übrigen dentfchen Anwaltskammern durch be⸗ 
ſonderes 5 zur Kenntnis gebracht wurde — regel: 
mäßige Vereinbarungen über Gebührenteilung zwiſchen An⸗ 
wälten, welche bei verſchiedenen Kollegialgerichten zugelaſſen 
ſind, gegen den Grundſatz ves Anwaltszwanges und der Lokali⸗ 
ſierung der Anwaltſchaft verſtoßen und daher zu unterlaſſen ſeien. 

„7. Eine Beſchwerde, welche übrigens als unbegründet 
zurückgewieſen wurde, gab dem Vorſtande in Frankfurt a. M. 
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Veranlaſſung, dem Anwalt zu eröffnen, daß der von ihm dem 
Mandanten zur Unterſchrift vorgelegte Honorarſchein als nicht 
der Stellung des Anwalts und ſeiner Anwaltspflicht entſprechend 
angeſehen werden könne. Es müſſe als durchaus ungehörig bes 
zeichnet werden, daß der Anwalt bei einem an ſich zuläffigen 
Honorarverſprechen derartige Bedingungen beifügt, welche den 
Anwalt berechtigen ein ſolches Honorar auch im Falle der 
Kündigung des Mandats oder un e 
zu fordern. u 

Der Vorſtand fühlte ſich perpflite, biefen Beſchluß ben 

Kollegen mitzuteilen, weil es den Anſchein habe, als ob derartige 
Honorarſcheine öfters zur Verwendung gelungen. 
8. Dem Vorſtande in Hamburg gab ein beſtimmter Fall 
Peranbaſſung, ſich mit der Frage zu befaſſen, ob ein Anwalt, 
der ſich hat löſchen laſſen, dann mit feinem Antrage auf 
Wiederzulaſſung auf Grund § 55 NAD. abgewieſen, ſpäter 
jedoch, nachdem in dem ſeinerſeits beantragten ehrengerichtlichen 
Verfahren der Verſagungsgrund nicht anerkannt war, zugelaflen 
iſt, ehrengerichtlich zur Verantwortung gezogen werden kann 
wegen derjenigen Handlungen, welche er als Anwalt begangen, 
bevor er ſich hatte Köthen laſſen⸗ ze 
Bei Beurteilung dieſer Frage kam die Auslegung des 
8 64 der RA., ſowie die Anwendbarkeit des Grundſatzes 
ne bis in idem in Betracht. Wenngleich in beidetlei Be⸗ 
ziehung beachtliche Gründe gegen die Zuläſſigkeit eines weiteren 
Verfahrens ſich geltend machen laſſen, 1105 der En doch 
zur gegenteiligen Auffaſſung. 

Zu einer praktiſchen Ausieägung 1 Frage iſt es licht 
gekommen, weil der Vorſtand im Hinblick auf die re 
Umſtände des vorliegenden Falles von einem ee 
den; Anwalt abſehen zu: ſollen glaubte. 55 

9. In einer Prozeßſache zwiſchen einem 8 un. 
walt und einem Kammermitgliede wurde vom Hamburtiſchen⸗ 
Amtsgericht eine Auskunft desselben Vorſtandes darüber erbeten, 
ob les in Anwaltskreiſen allgemein üblich ſei, daß, wenn der 
prozeßbevolkmächtigte Anwalt. dem ſubſtituierten Anwalt dei 
Weitergabe des Mandats mitteile, „er werde für die Berichtigung 
der Koſtenliquidation desſelden Sorge tragen“, der fubfitiuierte: 
Anwalt daraufhin, weil er in der Erklärung des Prozeß⸗ 
bevolbmächtigten die Übernahme einer perfönluchen Koſtenthaftung 
erblicke / die rn Anek ee vom mean 
ne E Eier 8 

Der Vorband hat die . Bahn tet, daß Eine 
ab n Übung gedachter Art ſich im nn e 
en, gebildet habe. 

Hinzugefügt ift, daß in Hinblick auf den Inhalt des in 
jenem Prozeſſe vom Prozeß bevollmächtigten dem ſubſtituterten 
Antvalte gegenüber gebrauchten Auſtragsformars der Votſtand 
allerdings den erſten Anwalt als füt die Koſten und Auslagen 
des anderen Kollegen perſönlich haftbar unſehen würde! 

10. Ein auswärtiger Richter hatte ſuh über ein Kammer⸗ 
mitglied beſchwert, weil die fer gelegentlich der Einreichung feiner 
Akten zwecks Koſtenfeſtſetzung einen von ihm an vie ihn ver⸗ 
tretenden anz wärtigen Anwälte gerichteten Brief, welcher eine 
ungehörige, unſachliche Kritik eines Urteils des ſich beſchwerenden 
Richters enthalte, zur ee des Dom der Kritik betroffenen‘ 
Gerichts gebracht habe " e e e ee 
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Der Beſchwerde iſt keine Folge gegeben. 

Der Vorſtand konnte einesteils die vom Anwalt geübte 
Kritik als eine ſachlich oder formell unzuläſſige nicht erachten, 
wobei berüdfichtigt wurde, daß der Brief von Anwalt zu Anwalt 
geſchrieben war, und der Anwalt, während er ſich dem Kollegen 
gegenüber freier und rückhaltskos austelaſſen, der Partei ſelbſt 
in durchaus . Weiſe . den gleichen Samen be 
richtet hatte. 5 

Anbernteils halte der 8 en ein Anwalt 
die zum Zweck der Koſtenfeſtſetzung dem Gericht einzureichende 
Korreſpondenz nicht vorher einer Sichtung daraufhin zu unter⸗ 
ziehen vermöge, ob vielleicht der eine oder andere Brief nach 
Inhalt oder Form den Richter unangenehm berühren könnte, 
der Anwalt auch davon habe ausgehen dürfen, daß das Gericht 
vom Inhalt der einzelnen Briefe nur inſoweit Kenntnis nehme, 
als es für die ihm obliegende Feſtſtellung, daß der a auf 
die Prozeßſache Bezug habe, erforderlich ſei. 

11. Vom Präfidenten des Hanſeatiſchen Oberlandesgerichts 
war der Vorſtand erſucht, die der Kammer angehörigen 
Hambutgiſchen Rechtsanwälte darauf aufmerkſam zu machen, 
daß durch mehrfach in neuerer Zeit vorgekommene Vertagung 
von Verhandlungsterminen im Oberlandesgerichte dem Gericht 
erhebliche Unbequemlichkeiten erwüchſen, auch die pünktliche Er: 
ledigung der Gefchäfte darunter leide. Es wäre erwünſcht, 
wenn die Anwälte, ſöweit irgend möglich, zeitige Mitteilungen 
von dem bevorſtehenden Ausfall von Terminen an das Gericht 
gelangen ließen, damit! über die m werdende Seit anbertoeitig 
verfügt werden könne. 

Dieſes Schreiben iſt den Handb. Anwälten durch Aus⸗ 
legung in den Anwaltszimmern und durch Mitteilung an den 
Anwaltsvrrem in Hamburg zur Kenntnis gebracht. 

Von mehreren Kollegen iſt daraufhin dem Vorſtande eine 
Eingabe zugegangen, in welcher aulsgeführt wird, daß plötzliche 
Vertagungen vor dem Oberlandesgericht ſehr oft dadurch herbei⸗ 
geführt würden, daß die Anwälte im Landgericht infolge un⸗ 
zweckmäßiger Verfügung bei Anſetzung von Terminen über 
Erwarten aufgehalten würden. Der Vorſtand hat von biefer‘ 
Eingabe ſowohl dem Präſtdenten des Hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
gerichts ls auch m en 5 Landgerichts 9 
gegeben. . 

12. Das Staliſiſche Bureau in Hamburg teilte an 

Vorſtande mit, daß es, um über den Umfang und das gegen: 
ſeitige Verhärinis der einzelnen Lebens bedürfniſſe und Gerüfie 
zuberläffige Angaben zu gewinnen und damit in die Lebens⸗ 
haltung Einblicke zu gewähren, aus den verſchiedenen Wohl⸗ 
ſtandsſchichten det Hamburgiſchen e Jahres- und 
Haushaltungsbetechnungen ſammlee. 
Der Vorſtand wurde gebeten, dies 8 dadurch 
zu förden, daß er geeignete Haushaltungsvorſtände aus ſeinem 
Wirkungskreiſe veranlaſſe, für das Jahr 1907 alle perſönlichen 
und Haushaltungsausgaben einzeln anzuſchreiben und die darüber 
geführten Bücher ſpäter einzureichen. Der Vorſtand hat es 
abgelehnt, dieſer Anregung näher zu treten, weil es ſich um eine 
rein hamburgiſche, im übrigen auch den Anwaltsſtand als 
ſolchen nicht berührende Angelegenheit handle. * 

18. Die vom Vorſtand in Jena gefaßten Beſchlüſſe von 
allgemeinerem Intereſſe bauten dahin, daß die Mberlaffung von 
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Namensſtempeln an Bureauangeſtellte zu beliebigem Gebrauch 
für unſtatthaft erklärt wurde, ebenſo die bloße Namensunter⸗ 
ſtempelung von Koſtenrechnungen, daß weiter die Vorenthaltung 
der Handakten, bloß deshalb, weil eine Entlaſtungserklärung 
nicht erteilt worden, als unzuläſſig bezeichnet wurde und daß 
es endlich nicht gebilligt werden konnte, wenn ohne angemeſſene 
Friſt aus Koſtenfeſtſetzungs beſchlüſſen ſofort die Zwangs voll⸗ 
ſtreckung betrieben wird, obwohl der Zahlungspflichtige zweifellos 
zahlungsfähig und auch ſonſt anzunehmen iſt, daß er reg 
zahlen wird. 

14. Über die Frage der Mitwirkung von Anwälten an 
gemeinnützigen unentgeltlichen Rechtsauskunftsſtellen hat derſelbe 
Vorſtand ſich dahin ausgeſprochen, daß grundſätzlich gegen eine 
ſolche Beteiligung keineswegs etwas einzuwenden fei, ſofern die 
Auskunftsſtelle allein Unbemittelten dient, daß die Sachlage 
ſich aber dann anders geſtalten würde, wenn ein Mißbrauch 
der Auskunftsſtelle durch zahlungsfähige Rechtsſuchende ein⸗ 
treten und Abhilfe dagegen nicht möglich ſein ſollte. 

15. Dem Vorſtand in Jena iſt ferner zur Kenntnis ge⸗ 
kommen, daß ſeitens der Kammermitglieder noch vielfach 
gegen den durch Rundſchreiben mitgeteilten Vorſtandsbeſchluß, 
das Reklameweſen betreffend, dadurch verſtoßen werde, daß 
insbeſondere behufs Aufnahme einzelner Anwälte in Regenhardts 
Kalender im voraus eine Abonnements verpflichtung eingegangen 
oder ein feſter Betrag für die Aufnahme gezahlt werde. Es 
iſt hiervor dringend gewarnt und auf dieſen Vorſtandsbeſchluß, 
welcher ein ſolches Verfahren als unzuläffige Reklame e 
hatte, wiederholt hingewieſen. 

16. Einem Kammermitgliede des Bezirks Kiel iſt 10 
ſeine Anfrage bemerkt, daß die regelmäßige Verzichtleiſtung auf 
die Reiſekoſten für die Wahrnehmung der Termine bei einem 
benachbarten Amtsgerichte nach Anſicht des Vorſtandes bedenklich 
ſei, weil eine ſolche in Hinſicht auf die Kollegen, welche Reiſe⸗ 
koſten liquidieren, als ein Akt unzuläffiger Konkurrenz ange⸗ 
ſehen werden könnte. 

17. Dem Vorſtand in Marienwerder gab der Ober. 
ſtaatsanwalt im Auftrage des Oberreichsanwalts Nachricht von 
der Entſcheidung des Ehrengerichtshofs, daß ein Anwalt, der 
ſeine Berufspflicht verletzt, ſich dann jedoch löſchen und dem⸗ 
nächſt wieder als Anwalt eintragen läßt, durch den 8 64 
Rechtsanwaltsordnung keineswegs der Verantwortung wegen 
ſeines pflichtwidrigen Verhaltens vor der Löſchung und Wieder⸗ 
zulaſſung entzogen iſt. Bei einer anderen Auffaſſung wäre es 
allerdings nicht ſchwierig, einer diſziplinaren Beſtrafung zu 
entgehen. 

18. Im Bezirke Nürnberg wurde die Anfrage. eines 
Rechtsanwalts, ob er unbedenklich allwöchentlich an einem 
anderen, nicht einmal zu ſeinem Landgerichtsſprengel gehörigen 
Amtsgerichtsſitz eine Sprechſtelle l dürfe, verneinend 
beſchieden. 

19. Der Vorſtand desſelben Bezirks teilt die Schluß⸗ 
bemerkung einer — infolge einer Vorſtellung, daß behufs 
Beſſerung der mißlichen Lage des Anwaltsſtandes die Praxis 
hinſichtlich der Anſtellung der Staatsdienſtaſpiranten geändert 
und die Vereinigung des Notariats mit der Rechtsanwaltſchaft 
eingeleitet werde — ergangenen Juſtizminiſterialentſchließung 
mit, wörtlich lautend: „Das Staatsminiſterium der Juſtiz kann 
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dieſe Ausführungen nicht ohne die Verſicherung ſchließen, daß 
es über die Unmöglichkeit, den Anträgen in der Eingabe vom 
20. v. M. eine Folge zu geben, von lebhaftem Bedauern erfüllt 
iſt. Denn die Juſtizverwaltung muß ein ſehr großes Intereſſe 
daran haben, daß die Rechtsauwaltſchaft wiſſenſchaftlich, 
praktiſch und wirtſchaftlich hochſtehe. Sie kann nur wünſchen, 
daß der Anwaltsſtand großes Anſehen bei der Bevölkerung 
genieße, und ſie hat daher auch die Pflicht, zur Erreichung 
dieſer Ziele nach Möglichkeit beizutragen. Die in der Eingabe 
beklagten Mißſtände beobachtet das Staatsminiſterium der Juſtiz 
mit Beſorgnis, vermag aber zuverläſſig wirkende Abhilfemittel 
nicht zu finden, es ſei denn, daß die Anderung der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung als ein ſolches in Betracht gezogen würde. Gerade 
in dieſer Beziehung aber herrſcht unter den Rechtsanwälten ſelbſt 
keineswegs Einigkeit. Die Mißſtände find nach der Meinung 
des Staatsminiſteriums der JuſtizZ zum größten Teil auf den 
übermäßigen Andrang zu den gelehrten Berufen und dann auf 
den weniger günſtigen Stand der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
zurückzuführen. Beides ſind Allgemeinerſcheinungen unſerer Zeit, 
deren Folgen zu bekämpfen außerordentliche Schwierigkeiten 
bietet. Sollte der Vorſtand der Anwaltskammer die Abhilfe 
in anderer Richtung oder durch geänderte Vorſchläge fuchen 
wollen, fo erklärt das Staatsminiſterium der Juſtiz feine Bereit⸗ 
willigkeit, nach Kräften mitzuwirken.“ 

20. Der Vorſtand in Oldenburg ſchloß ſich im weſentlichen 
den Ausführungen des Vorſtandes der Kammer im Königreich 
Sachſen an, „daß es beim Betriebe landgerichtlicher Zivilrechts 
ſachen in der Regel nicht für zuläſſig erachtet werden kann, daß 
der Prozeß bevollmächtigte einem anderen bei dem zuſtändigen 
Landgerichte nicht zugelaſſenen Anwalte, durch deſſen Ber 
mittlung die betreffende Rechtsſache an ihn gelangt iſt, die ihm 
zuſtehenden Gebühren — ſei es auf Grund vorgängiger Verein⸗ 
barungen oder auch nur zufolge ſtillſchweigenden Einverſtänd⸗ 
niſſes — ganz oder teilweiſe überläßt und daß ſolche Über 
laſſung von letzterem beanſprucht oder angenommen wird; dies 
auch dann nicht, wenn der die Übertragung der Sache an den 
Prozeßbevollmächtigten vermittelnde Anwalt durch die Ver⸗ 
handlung mit dem Auftraggeber, Führung der Korreſpondenz, 
Vorbereitung der Schriſtſätze und dergleichen in größerem oder 
geringerem Umfange tätig geworden iſt. Die Vergütung für 
dieſe letztere Tätigkeit hat lediglich durch die im 5 24 der 


Gebührenordnung vorgeſehene beſondere Gebühr ſtattzufinden, 


welche, ſoweit ſie nicht mit den Prozeßkoſten zur Erſtattung 
gelangt, dem Auftraggeber zur Laſt fällt.“ 

Für vollends unzuläſſig hält der Vorſtand ein Paktieren 
über Gebühren mit Prozeßagenten, Rechnungsſtellern oder 
ſonſtigen Laienvertretern. 

21. Der Vorſtand in Poſen hat die Vereinbarung einer 
früheren als nach 8 32 NAD. vorgeſehenen Aktenvernichtung 
für zuläſſig erklärt, dagegen es für unzuläſſig erachtet, daß 
ſolche Vereinbarungen formularmäßig ohne beſonderen Hinweis 
auf die Abweichung von den geſetzlichen Beſtimmungen ge⸗ 
troffen werden. 


22. Von demſelben Vorſtand wurde eine Anfrage des 


Vorſtandes der Anwaltskammer in Breslau betreffend die 
Auslegung des 8 43 NAGEbO. dahin beantwortet, daß 
dieſe Vorſchrift auch dann zur Anwendung kommt, wenn ein 


N. 


1 1 8 8 
und daß dies im Kammerbezirke allgemeine Übung fei. 

23. Ein Mitglied der Kammer in Zweibrücken legte 
die Kopie eines Schriftſtückes, welche unter Benützung von 
Pauspapiet hergeſtellt, jedoch von einem Richter zurückgewieſen 
war, zur Begutachtung dem Vorſtande vor. Der Vorſtand 
ſprach ſeine Anſicht dahin aus, daß die Frage nicht allgemein 
entſchieden werden und an und für ſich die Art der Herſtellung 
nicht beanfandet werden könne, im gegebenen Falle jedoch die 
vorgelegte Kopie nicht einwandfrei ſei. 

24. Der Anregung der Kammerverſammlung vom 
7. Oktober 1905 entſprechend wurde dem Verlag des Stahlſchen 
Kalenders in Würzburg der Beſchluß der Kammer mitgeteilt, 
wonach, falls nicht alle, ſondern nur einzelne der an den be⸗ 
treffenden Gerichten zugelaſſenen Anwälte im Kalender ein⸗ 
getragen würden, von einem weiteren Bezuge des Kalenders 
durch die Mitglieder abgeſehen würde. 

25. Eine Zuſchrift des Rechtsanwalts⸗Gehilfen⸗Ver⸗ 
bandes e. B. mit dem Sitze in Augsburg an denſelben Vor⸗ 
ſtand vom 15. Oktober 1905, worin dieſer Verband Mitteilung 
von der Errichtung einer Stellenvermittlung Kenntnis gab und 
nahelegte, der Vorſtand möge ſeinen Einfluß zum Beitritt der 
pfälziſchen Anwaltsgehilfen zu dem Verbande geltend machen, 
beantwortete der Vorſtand in dem Sinne, daß der Verband 
den einzelnen Kammermitgliedern direkt Kenntnis von der Ein⸗ 
richtung der Stellenvermittlung geben wolle, daß es aber ber 
Vorſtand nicht für zuläſſig erachte, den Beitritt der Rechts⸗ 
anwaltsgehilfen zum Verbande zu beeinfluſſen und daß es 


als Prozeßbebollmächligter Texnünsvollmacht erteilt 


den Rechtsanwaltsgehilfen der Pfalz überlaſſen bleiben müſſe, 
falls ſie eine allgemeine Regelung ihrer Dienſtverhältniſſe 
wünſchen, ſich mit dem Vorſtande der Kammer ins Benehmen 
zu ſetzen. 

26. „Von einem Teile der Ludwigshafener Anwälte 
wurden Mißſtände behauptet, die ſich dadurch ergeben haben, 


daß mehrere Kollegen in Dienſten einzelner Handelsgeſell⸗ 


für 


ſchaften ſeien, ohne Vertretung bei Gericht zu übernehmen, 
dieſe vielmehr ausſchließlich einzelnen Kollegen zuweiſen. Der 
Vorſtand erachtete ſich nach Kenntnisnahme der Sachlage nicht 
Entſcheidung zu treffen, bot nur feine Vermittlung 
an und machte auch Vorſchläge, die jedoch zu keinem Er⸗ 
gebniſſe führten. 

27. Im Vollzuge des Beſchluſſes der vorjährigen Kammer⸗ 
verſammlung hat der Vorſtand Erhebungen wegen etwaiger 
Mißſtände, die ſich bei den Amtsgerichten infolge der Zulaſſung 
von Prpzeßagenten ergeben haben, gepflogen und das Reſultat 
in einet unterm 3. Mai 1906 an den Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten und das Juſtizminiſterium gerichteten Eingabe zu⸗ 
ſammengeſtellt und um Abhilfe erſucht. Unterm 29. Auguſt 1906 
erfolgte die Entſchließung des Juſtizminiſteriums, die vom Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten dem Vorſtande mitgeteilt wurde. 


VII. Eßrengerigte. | 
1m. Die Geſchäftstätigkeit der Ehrengerichte und die bei 
ihnen anhängig geweſenen ehrengerichtlichen Unterſuchungen 
werden auf Grund der vorliegenden Materialien in nachſtehender 
tabellarſſcher ÜUberſicht zur Anſchauung gebracht. 


| Zahl der beim Ehrengericht Beendet ſind | Bon ben ergangenen 
anhängig geweſenen . Urteilen 
8 chungen | Elaf Un» lauten auf ! Find Zahl. 
B ezirk daru nter davon er | durch erledigt Dur 0 der | 
55 übers un in gu | Ein⸗ | Urteil | blieben Fr Frei⸗ Berufung Sitzungen 
haupt , laffungs⸗ ſtellunaa. afe fe aung Ange 
line ſachen ua) en gage 
Augsburg 4 — 1 — 3 1 2 — 1 — 
Bamberg 5 — — Su 5 = 5 Br 2 2. 
Berlin 18 — — 2 7 4 6 11 5 11 
— >. ati ieiatetete 
Breslann 4 — - — 4 — 10 27 1 — 
Caſe ll 1.8 — — — — 1 — — — — 
Celle 2 | — 1— — 2 — 2 — 1 — 
Cöln nn 8 | — 1 — 7 — 7 — 2 — 
Colmar 6 — 2 — 3 3 3 — — — 
Darmſtadte 2 — 1 —. 2 — 1 — 1 — 
Dresden 15 — — — 6 9 6 — 4 — 
Frankfurt a. M. en = 1 4 1 4 . 2 En 
Hamburg. „ — 2 1 2 u 1 — 
e es m Zr \ 
Seite, . * | * | 5 — 45 — 38 1 | 20 
„ N 
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Zahl der beim Ehrengericht 
anhängig geweſenen 


Beendet ſind 


— 


dd 0 = 


N Unterfuchungen | Erlaß | 

MR e u 

= ser | N darunter davon h 
“Aber: 1 u: in⸗ 

| „ vor⸗ f 

j haupt ben N taffüngs- ſtellung, 

l ! ſachen u. a.) 
Abertrag Br | — | 5 — 
Ham 3 u N 1 — 
Jena.. 11 5 = —., 
Karlsruge „„ = 
a 9 1 > 
Königsberg. „ — 
Marienwerder 6 — — 1 
München 1 4 
Naumburg — — — = 
Nümberg ....... 1.6 - — . — 1 
Olden bung 3 — — I — 
Pen u — — 
Roſt ock 66 — — 4 
Stettin 4 — — — 
Stuttgart 10 a „ 28 
Zweibrücken — „ — — — 


2. Die Zahl der ehrengerichtlichen Unterſuchungen und 
Urteile entſpricht, ſoweit die Berichte darüber Aufſchluß geben, 
der des Vorjahres. Im vorliegenden Berichtsjahre kommen 
auf 100 Rechtsanwälte durchſchnittlich 1,15 Urteile, während 
dicſes Verhältnis im Vorjahre ſich auf 1,27 ſtellte. 

Von den ergangenen Urteilen — abgeſehen von denjenigen 
in Zulaſſungsſachen — lauten 92 Prozent (im Vorjahr 87) 
auf Beſtrafung und 8 Prozent auf Freiſprechung. Durch 
Berufung ſind 43 Prozent (im * 42) der ergangenen 
Urteile angefochten worden. 

Mit der Verſagung der Zulaſſung haben es 8 Unter⸗ 
ſuchungen zu tun, die nur teilweiſe zum Urteile gelangten. 


3. Die erkannten Strafen und die Gegenſtände der be⸗ 
treffenden Unterſuchungen ſind, ſoweit die Berichte darüber Aus⸗ 
kunft geben, nachſtehend in Kürze dargeſtellt: f 

(über den Ausfall der eingelegten Berufungen vgl. 
noch den nächſten Abſchnitt VIII) 
im Bezirk Augsburg: 
1. 50 M, 
2. Verweis, f 
Bamberg: 
1. Warnung, . 
2. 200 M, 
3. Verweis und 200 M, 


m 0 — — neee teen 0 


wen ·̃ͤ ͥ —ꝛ—ͤ —— — 
2 * 


Bon ben ergangenen 


| Urteilen 
Un⸗ lauten auf Zahl 
20 ei j —— — | find 
erledigt | | u der 
blieben Frei- Berufung Sage 
* f Strafe ö ſp ch angr⸗ 
* 
1 s | fochten 
| 
18 N 
. 38 1 | 20 
5 15 * 
e e — 
13863 — 5 ER 
— 1 „ 1 — — 
| 1 „„ — 
| zu ır 5 | m | = 2 — 
E 2 7 1 ee er 2 — 
ar Aut 8 
| Eu 3 en e 2 1 = 
55 ; D „g rtr, 1 — 
} ] * 1 1. = u zu rs 
1. . 3 : 4 1. N — 1 5 
ii. Se a 3 A N 2 a 
1 5 2 m == | — == 
e a ee BE 8 
| 
| 


Verweis und 300 AI, 
Verweis und 2 000 M, 


E zu 2 und 5 tft Berufung eingelegt. — 

Die Anklagen betrafen taktloſes Benehmen im 
ſozialen Verkehr, geſetzwidriges Verhalten und unzu⸗ 
läſſige Vergleichsabſchließung in einer Strafſache, 
dann Verzögerung eines aufgetragenen Mandats und 
ungenügende, vielfach fehlerhafte und verſpätete Rech⸗ 
nungslegung über Einnahmen und Ausgaben von 


un. 


Geldern, dann leichtfertige Geſchäftsführung, Ver⸗ 
zögerung der Mandatserledigung in einer Reihe von 


Fällen, Nichtaufklärung der Partei trotz Verlangens 
je über den Stand der Rechtsangelegenheit, Vernach⸗ 


läſſigung der Anwaltspflichten in einer Mehrzahl von, 
Fallen; endlich dieſelben ſoehen geſchilderten Verfeh⸗ 
lungen in noch ſtärkerem Maße mit rechtswidriger Zurück⸗ 


Berlin: 


1. 
2 


haltung eingenommener Parteigelder zu öfterem Male. 


Verweis wegen Beleidigung von Kollegen, 
Verweis und 300 M wegen abſichtlicher Verdunkelung 
des Tatbeſtandes eines Anſpruchs gegen eine Ver⸗ 


ſicherüngsgeſellſchaft durch Verleitung feines des 


Diebſtahls verdächtigen Dienſtmädchens zu einer eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung u. a. m., 


3. Warnung wegen eigenmächtiger Benutzung fremder 
Handakten und eines Briefes, Entnahme einer Ab: 
ſchrift und photographiſcher Abbildungen, 

4. 150 M wegen unwürdigen nn behufs Ver⸗ 

einbarung bes Gerichtsſtandes, 

5. Ausſchließung von der Nechtsanwaltſchaft wegen wieder⸗ 
holter und zahlreicher Verzögerungen und Säunmniſſe, 
Untätigkeit in Armenſachen, Nichtbenachrichtigung der 
Parteien, Nichtzurückzahlung von Vorſchüſſen, Nicht- 
beantwortung der Aufforderungen des Gerichts und 
Kammervorſtandes, Beleidigung von Behörden in 
Schriftſätzen, 

6. Verweis und 300 M wegen ungebührlicher Verzöge 
rung in der Erledigung eines Auftrags und der 
Rückzahlung von Vorſchuß und Koſten, 

— zu 1, 3, 4, 5 iſt. Berufung eingelegt. — 
Breslau: „ 
Verweis und 300 M wegen verzögerter Geldabliefe⸗ 
rung, Unterlaſſung der Auskunfterteilung an Parteien, 
wahrheitswidriger Berichterſtatrung an den 8 


een 


6 ie: fi 
1. Verweis 12 Buchstvertoeifung. der Sache durch den 
Ehrengerichtshof, nachdem das vorjährige Urteil durch 


Berufung angefochten war, 
2. Verweis und 300 M wegen erheblicher Verfehlungen 
als Notar, und Rechtsanwalt und umichtiger Bericht⸗ 


erſtattung,, 
Eöln: 


— durch Berufung angefochten. = 


— zu 1 iſt opus . — 

1. Warnung, ene, e Zn 

2. Warnung, e 

3. Verweis, * 

4. Verweis, 

5. Verweis und 150 M, | 

6.: Verweis und 3000. M wegen e der 
Schreiben der Auftraggeber und der Aufforderungen 
des Kammervorſtandes in zahlreichen Fällen, 

7. Verweis und 600 M wegen lägen Merbung 


um Praxis, 
— zu 6 und 7 iſt Berufung eingelegt — 


Colmar: 

1. Warnung wegen Verſuchs als Verteidiger, die Ver⸗ 
letzten durch Hingabe ihm zur Verfügung geſtellter 
Geldbeträge zur Rücknahme des Strafantrags zu be⸗ 
1 ſtimmen, 

2. Warnung wegen beletdigender Außerungen an den 
Mandanten über die angebliche Geringfügigkeit des 
freiwillig bezahlten Honorars, 

3. Verweis und 100 M wegen Vernachläſſigung der 
»Berufspflichten, Verkehrs mit einer anrüchigen Per⸗ 
5 ſönlichkeit und wegen fonftigen unwürdigen Senehmenz 

und Teidhtfinhiger OHR | 
Darmſtadt: = ee 
1. Ausſchließung wegen eigennützigen und verwerflichen 
Verhaltens gegenüber einem reichen aber beſchränkten 


Mandanten; Zulaſſung der Abgabe einer unrichtigen 
eidesſtattlichen Verſicherung durch den Mandanten, 
— durch Berufung nr — 


Dresden: 


2. 


1. Warnung wegen taktloſen Verhaltens in Wirtſchaften, 


Warnung wegen Verſchleierung der Verhältniſſe einer 
Aktiengeſellſchaft gegenüber den Attionären als Mit⸗ 


glied des Aufſichtsrats, 


400 M wegen anſtandswidrigen Werbens um Praxis, 


wegen Verſuchs der Herbeiführung eines Vergleichs 
mit einer Bordellwirtin und Beſchimpfung des Gegen⸗ 
anwalts, ſowie wegen wahrheitswidrigen Vorgehens 
bei Weiterverkauf eines Wechſels, 


Verweis und 150 M wegen ordnungswidrigen Ver⸗ 


haltens in gewinnſüchtiger Abſicht als Aufſichts⸗ 
ratsmitglied einer Geſellſchaft mit beſchränkter 


Haftung, ä 
Berweis und 600 M wegen Wahrnehmung entgegen⸗ 


geſetzter Intereſſen und Vertrauensbruch bei Beſorgung 


von Hppothekengeſchäften, 


Frankfurt a. M.: 


6. Ausſchließung wegen anftößigen Verhaltens in ſitt⸗ 
licher Beziehung, eigenſüchtigen Vorgehens im Berufe, 


rückſichtsloſer Einforderung unverhältnismäßiger be⸗ 
ſonderer Vergütungen, Verzögerung und Unterlaſſung 
der Rechnungslegung u. a. m., 

— zu 3 bis g iſt Berufung eingelegt. — 


1. Verweis und 500 M wegen vielfacher Säumigkeiten 


im Verkehr mit Klienten, Nichtbeantwortung von An⸗ 
fragen und verzögerter ‚Ablieferung von Geldern, 


Verweis und 600 M wegen langjährigen Verkehrs mit 
ſog. Rechtskonſulenten, 
Verweis und 500 M wegen Annahme der Stellung 


eines Verwaltungsrats einer ausländiſchen Geſellſchaft 
ohne Prüfung deren Solidität, Antrag auf Entziehung 
des Geſchäftsbetriebs im Inlande nach Eintritt von 


Differenzen mit der Geſellſchaft u. a. m., 
Verweis und 300 M wegen anſtandswidriger Be: 


dingung bei Abſchluß eines Honorarvertrags 
— zu 3 und 4 durch Berufung angefochten. — 


Ham burg: 
1. Verweis und 600 M wegen offenkundigen Konkubinats 


und anſtandswidrigen Verhaltens gegenüber einem 


Arzt, welcher die Konkubine und die 5 ihr erzeugten 


Kinder behandelt hat, 
Verweis und Geldſtrafe, Rt 


— 77 1 . aue . — 


. En a 100 M, 

Verweis und 200 M, 

Verweis und 300 M, 

Warnung wegen r wude in Schreiben 
an Behörden, 
Verweis und 200 . 
| Berweis, | 


us 


nk m Been eingelegt. — 
4 
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Jena: 
1. Warnung, 
2. Warnung, 
3. 100 M, 
4—8. Geldſtrafe, 
— zu 1 und 3 bis 6 iſt Berufung dinadegi: — 
Karlsruhe: 
1. Verweis und 1 000 M. 
Königsberg: 
1. Warnung, 
2. Verweis, 
3. Verweis und 2 000 M, 
— zu 2 und 3 ift Berufung eingelegt. — 
Marienwerder: 
1. Verweis wegen unangemeſſenen Verhaltens bei einem 
Streit mit dem Auftraggeber wegen Gebühren, 
2. Verweis wegen Vertretung widerſtreitender Intereſſen, 
3. Verweis und 500 M wegen wiederholter gröblicher 
Säumniſſe, 
4. Ausſchließung wegen unwürdigen Verhaltens außer⸗ 
halb des Berufs, 
5. Verweis wegen Vertretung widerſtreitender Intereſſen, 
— zu 1 und 4 iſt Berufung eingelegt. — 
München: 


1—3. Geldſtrafe, 

4. Verweis und 250 M wegen Säumniffe im Berufe 
und geringſchätziger Außerungen gegen Kollegen, 

5—6. Verweis und Geldſtrafe, 

7. Ausſchließung wegen anſtößigen Verhaltens in öffent⸗ 
lichen Lokalen, leichtfinnigen Schuldenmachens, Nicht⸗ 
ablieferung vereinnahmter Gelder, 

— zu 4 und 7 iſt Berufung eingelegt. — 

Naumburg: | 

1. Verweis gegen einen Anwalt und 
2. Verweis und 1 000 M gegen einen anderen Anwalt wegen 
wechſelſeitiger, in Tätigkeit ausartender Beleidigung, 
3. Verweis wegen anſtandswidrigen Werbens um Praxis, 
4. 100 M wegen nicht gewiſſenhafter Ausübung ſeines 
Berufs, ö 
— zu 1 bis 4 iſt Berufung eingelegt. — 
Nürnberg: 


1. Verweis und 3 000 M wegen einer größeten Reihe 


von Prozeßverzögerungen, Friſtverſäumniſſen und 
anderer Verfehlungen gegen einen aus gleichen Anläſſen 
bereits mehrfach beſtraften Rechtsanwalt, 

2. Warnung wegen ſaumſeligen Betriebs einer Wechſel⸗ 
ſache und Nichtbeantwortung der Mahnungen des 
Mandanten und des Vorſtandes, 

3. Warnung wegen Erlaſſes eines Mahnbriefs hinſichtlich 
einer Heiratsvermittlung unter Klagandrohung und unter 
grobfahrläſſiger Nichtbeachtung der Unklagbarkeit, 

4. Verweis und 200 M wegen ſchriftlicher Beleidigung 
eines Kollegen, 

5. Verweis und 500 M wegen einer das Maß zuläſſiger 
Kritik überſchreitender, Mißachtung bekundender Schreib⸗ 
weiſe an den Oberſtaatsanwalt beim Juſtizminiſterium, 

— zu 4 und ö iſt Berufung eingelegt. — 


Oldenburg: 


1. Warnung wegen Vergleichsabſchließung in einer Zivil⸗ 
prozeßſache mit der Gegenpartei unter Ubergehung des 
Gegenanwalts, = 

2. Warnung wegen kränkender Vorwürfe gegen einen 
Amtsrichter in einer über denſelben erhobenen Be⸗ 
ſchwerde, 

3. Ausſchließung wegen ſchwerwiegender Verfehlungen in 
Ausübung des Berufs, 

— zu 2 und 8 tft Berufung eingelegt. — 
Poſen: 
1. Verweis, 
2. Verweis, 
3. Verweis, 

4. Verweis und 200 M, 

5. Verweis und 1 000 M, 

— zu 5 iſt Berufung eingelegt. — 
Roſtock: 
1. 100 M wegen Beleidigung eines Kollegen. 


Stettin: 
— Verweis und 300 M wegen unberechtigt verfrühten 
Vorgehens in Prozeßſachen und Unterlaſſung einer 
verſprochenen Anzeige an den Kammervorſtand, 
— durch Berufung angefochten. — 
Stuttgart: f 
1. Verweis und 600 M wegen Aufforderung eines 
Pfändungsgläubigers zur Freigabe gepfändeter Gegen⸗ 
ſtände bei Verſchweigung bezüglicher Tatſachen ſowie 
wegen Beleidigung des Vertreters des Prozeßgegners, 
2. 40 M wegen Beleidigung, 
3. 50 M wegen Einforderung eines Auslagenvorſchuſſes 
von der armen Partei, 
— zu 1 und 2 iſt Berufung eingelegt. — 
Zweibrücken: 
1. Warnung wegen unberechtigter Koſtenborſchußerhebung 
in einer Armenſache, Ä 
2. Warnung wegen Verzögerung der Ausführung eines 
Auftrags und unrichtiger Angaben zur Rechtfertigung 
der Verzögerung. 

4. Soweit aus vorſtehenden Angaben zu entnehmen iſt, 
ſind von den Ehrengerichten in erſter Inſtanz verhängt 
worden: 

18 Warnungen (20 Prozent der Strafurteile), 15 Ver⸗ 
weiſe (16 Prozent), 17 Geldſtrafen (18 Prozent) und zwar in 
Höhe von 40 bis 400 M, 36 Verweiſe nebſt Geldſtrafe im 
Betrage bis 3 000 M (39 in und 6 Ausſchließungen 
(7 Prozent). 

Aber die Fälle, in welchen gegen die Versagung der Zu⸗ 
laſſung die Ehrengerichte angerufen ſind, wird nur berichtet, 
daß in Darmſtadt, Hamm und Karlsruhe in je einem Falle 
zugunſten des Antragſtellers entſchieden wurde. 

Bei den Fällen, in denen Freiſprechung erfolgte, handelte 
es ſich im Bezirke Naumburg um verletzende Kritiſierung 
eines richterlichen Beſchluſſes. 
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VIII. Der Ehrengerichtspof. 

Bei dem Ehrengerichtshofe ſind während des Kalender⸗ 
jahres 1906 im ganzen 41 Berufungen — gegen 55 im Vor⸗ 
jahre — anhängig geworden. 3 Berufungen erledigten ſich 
alsbald durch Zurücknahme der Berufung, eine durch den Tod 


des Angeklagten; bei einer fünften wurde das Verfahren aus - 


geſetzt. Die übrigen 36 Sachen, von denen 2 je zwei Rechts⸗ 
anwälte betrafen, haben ſämtlich durch Urteil ihre Erledigung 
gefunden. Dabei waren 29 Berufungen ſeitens der Angeklagten, 
2 durch die Staatsanwaltſchaft und 5 von beiden Seiten vor 
den Ehrengerichtshof gebracht. Die lediglich von der Staats⸗ 
anwaltſchaft eingelegten 2 Berufungen find erfolglos geweſen. 


Nachteile gereichte keine der Berufungen. 


milderung, davon führten 2 zur Freiſprechung. Die Berufung 


wegen Verſagung der Zulaſſung hatte nicht den erwünſchten 
Erfolg für die Antragſteller. Von den beiderſeitig eingelegten 
Berufungen führten 3 eine Strafmilderung herbei (2 ſogar die 
Freiſprechung); die übrigen 2 Berufungen wurden verworfen. 
Das Schickſal der Berufungen war überhaupt folgendes: 
Verworfen wurden ſolche in 69 Prozent der Fälle (nach der 
vorigen Überſicht in 55 Prozent), zugunſten der Angeklagten 
fielen 31 Prozent (im Vorjahre 40) aus, dem Angeklagten zum 
Die Berufungen 
hatten alſo einen weniger günſtigen Erfolg für die Angeklagten 
als im Vorjahre. 
Von den 29 Kammerbezirken waren 20 durch Berufungen 


vertreten. 


Von den Berufungen der Angeklagten erzielten 8 eine Straf⸗ 


Die Berufung iſt 


Nummer Das Urteil I. Inſtan 
der Ab⸗ N i eingelegt von . 
ſchnitt VII 3 Das Urteil des . 
Bezirk der war Een der Ehrengerichtshofs lautet 1 
Uberſicht | gegen Staats- | ngen 
: au 
aufgeführten | wiediel ERWERBEN 5 e anwalt⸗ 
Straffälle Anwälte agen ſchaft 
| 
Augsburg... vorjährig 1 250 M 1 — Warnung 
— 1 Verſagung der Zulaſſung 1 — Verwerfung 
Bamberg 5 1 Verweis und 2000 M — 1 — Berufung 
iſt zurück⸗ 
| | genommen 
2 1 200 M 11 — = Desgl. 
Berlin. 1 1 Verweis 11 Verwerfung 
3 1 Warnung „111 Berperfung 
4 1 150 M 1 — | Berwerfung 
| 5 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
Breslau 1 1 Verweis und 300 M 1 1 Verweis 
Celle 1 1 Verweis | v2 ı 1 Freisprechung 
Cölln‚n 7 1 Verweis und 600 M 1 — [Verwerfung 
6 1 Verweis und 3 000 M 1 — VPVerweis und 1000 M 
Darmſtadt 1 1 Ausſchließung 1 — Verwerfung 
Dresden 3 1 400 M 2 1 | — PVererfung 
5 1 Verweis und 600 M 1“ — u — Das Ver⸗ 
| | | fahren ift 
8 bis zur Be⸗ 
endigung 
eines Zivil⸗ 
prozeſſes 
ausgeſetzt 
4 1 Verweis und 150 M 1 | — Verwerfung 
Frankfurt a. M 3 1 Verweis und 500 M 1 —— Verwerfung 
4 1 Verweis und 300 M 1 — Verwerfung 
Hamburg 1 1 Verweis und 600 M 1 =. Verweis 
Ham vorjährig | 1 Verweis und 600 M 1 — Verweis 
vorjährig 2 Verweis bzw. Warnung 2 — Verwerfung 
4 1 Warnung 1 — Verwerfung 


3 15 1 N . 
Nummer Das Urteil 1. Inſtanz 


* * 
der Ab⸗ | 
ſchnitt vIkt + 
Bezirk! der war nn 
Aberſicht a 
erben were, te n 
| Straffälle Awälle e — | 
Jena — =, Verweis und 400 M 
= 1 Fteipprechung 
1 Warnung 
Karlsruhe vorjährig 1 | SE N 
vorjährig 1. Verweis und 300 M 
Marienwerder 1 1 Verweis 
München 4 1 Ausſchließung | 
a“ a. 1 Ausſchließung 
Naumburg 4 1 Verweis und 250 M 
i 4 1 100 M i 
| 1,2 2 j Verweis und 1000 M 
3 1 Verweis 
= 1 Verweis 
1 0 
Nürnberg = 1 Warnung ja 
Poſen 4 1 Verweis und 200 M 
Stettin g — 1 Warnung g 
Stuttgart 1. 1 Verweis und 200 M 
| 1 1 Verweis und 600 M 
2 1 400 M 


IX. Strafterichtliche Auterfuchungenn 

Über ſtrafgerichtliche Unterſuchungen gegen Rechtsanwälte 
wird folgendes mitgeteilt: Dem Vorſtande in Celle ſind 
3 Mitteilungen über die Einleitung drs Strafverfahrens gegen 
Kammermitglieder zugegangen., Strafrechtliche Verurteilungen 
von Kammermitgliedern find dem Vorſtande in Dres de 0 in 
M 

es 


zwei Fällen gemeldet worden; ein Mitglied erhielt 5 

Geldſtrafe wegen Begünſtigung nach 9 257 BGB., ein an 

2 Wochen Feſtung wegen Herausforderung zum Zweikampf. 
= | | 


X. Armenſachen. f 

über die Zahl der, Vertretungen in Armenſachen bringt 
wiederum nur der Darmſtädter Bericht nähere Angaben. 
Danach ſind in dieſem Bezirke beim Oberlandesgericht in 64 
und bei den Landgerichten in 680 Fällen Rechtsanwälte zur 
Vertretung armer Parteien beſtellt worden. 

Die Verſammlung des Bezirkes Jena hat folgenden Beſchluß 
gefaßt: Der Kammervorſtand wird beauftragt, in einer an die 
Juſtizverwaltungen der zum Oberlandesgerichtsbezirk Jena ge: 


Die Berufung ift 


eingelegt von . 
„ Das Urteil des N 
3 we Ehrengerichtshofs lautet ve 
dem a N kungen 
Auge Staats⸗ auf 9 
anwalt⸗ . 
Hagten 
ſchaft 
1 | — | Verwerfung | 
5 Ta u: Verwerfung 
Fl | | — Freiſprechung 
1 — 1 — Berufung 
| genommen 
e l | — Verwerfung 
111 Freiſprechung 
R 4. = Verwerfung 
3 == Verwerfung 
1 — Verwerfung 
| 2 — Verwerfung 
E oo Warnung 
1 — — Angellag- 
| ter iſt ver⸗ 
f ſtorben 
1 — Freiſprechung | 
1 | — Verwerfung 
— | 1 Verwerfung 
E Warnung 
E? 2 Verwerfung 
1 — Verwerfung 


hörigen Staaten zu richtenden Eingabe auf die in den letzten 
Jahren erfolgte auffällige Zunahme der Armenrechts⸗ 
bewilligungen hinzuweiſen und zu empfehlen, es möge durch 
beſtimmte Inſtruktionen an die Behörden, welche mit Be⸗ 
ſchaffung der Unterlagen zu den in $ 118 al. 2 ZPO. vor⸗ 
geſchriebenen Zeugniſſen betraut find, Vorſorge getroffen werden, 
daß bei Bewerbungen um das Armenrecht die Vermögenslage 
der Nachſuchenden in möglichſt genauer und zuverläſſiger Weiſe 
ermittelt wird, und daß für ſolche Fälle, in denen verheiratete 
Frauen das Armenrecht nachſuchen wollen, die Beachtung der in 
8 1387 BGB. enthaltenen Rechtsvorſchriften eingeſchärft werden 
möge. Die Kammerverſammlung erachtet angeſichts der Tatſache 
der außerordentlichen Häufung der „Armenſachen“ und in 
„Erwägung und Würdigung der Gründe für dieſe Häufung, in 
welcher ſie einen Mißſtand zum Nachteile des Anwaltsſtandes 
erblickt, Abhilfe im Wege der Geſetzgebung im Intereſſez des 
Standes für unabweisbar notwendig und bittet den Kammer⸗ 
vorſtand, alsbald in Erwägung zu ziehen, ob und in welcher 
Richtung eine Anderung der beſtehenden Geſetzgebung hinſichtlich 
der Verpflichtung des Anwaltes zur unentgeltlichen Vertretung 
anzuſtreben ſei. 
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„XI. Gilfskaſſen und Auterſlützungsſachen. 

Der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, deren ſegens⸗ 
reiche Wirkſamkeit fortdauernd allgemeine Anerkennung findet, 
ſind, ſoweit die Berichte darüber Auskunft geben, überwieſen 
worden: von Augsburg 700 M, Bamberg 1 500 M, Berlin 
5 000 M, Breslau 2000 M, Caſſel 1 000 M, Celle 2 000 M, 
Cöln 2 000 M, Darmſtadt 1000 M, Dresden 4 000 M, 
Frankfurt. 1 500 M, Hamm 4 000 M, Jena 1 000 M, Karls⸗ 
ruhe 1 500 M, Kiel 2.000 M, Königsberg 1 500 M, Marien⸗ 
werder 1 500 M, München 2000 M, Naumburg 1 500 M, 
Nurnberg 2 000 M (außerdem 2 400 M Strafgelder), Poſen 
2 000 M, Roſtock 500 M, Stettin 1000 M, Stuttgart 1 200 M. 

Die Vorſtände haben zumeiſt Veranlaſſung genommen, 
denjenigen Kammermitgliedern, welche der Hülfskaſſe noch 
nicht angehören, den Beitritt zu derſelben ans Herz zu legen. 
Daneben hat es nicht an tätiger Fürſorge für die Kammer⸗ 
mitglieder und deren Hinterbliebenen gefehlt. 

Im Bezirke Bamberg erhielt eine Anwaltswitwe 100 M 
Unterſtützung. Aus den Mitteln der Breslauer Kammer 
find an hilfsbedürftige Angehörige verſtorbener Rechtsanwälte 
4 100 M gezahlt. Im Bezirke Celle iſt dem Anwqaltsunter⸗ 
ſtützungsverein in Hannover eine Beihilfe von 750 M zuge: 
floſſen. Im Bezirke Darmſtadt wurden 900 M Unter: 
ſtützungen gewährt. Im Bezirke Dresden hatte die Damm⸗ 
Ulrich⸗Stiftung, welcher von 2 Kammermitgliedern aus be⸗ 
ſonderen Anläſſen 3000 M zufloſſen, einen Beſtand von 4060 M, 
die Stiftung des vormaligen Advokatenvereins einen ſolchen von 
1179 M. Der Vorſtand in Frankfurt a. M. bewilligte aus 
den Erträgniſſen des Vermögens des Collegii graduatorum, 
welches ein Vermögen von 13 744 M beſitzt, der Witwe 
eines Anwalts eine Unterſtützung von 300 M. Aus dem 
Unterſtützungsfonds des Hanſeatiſchen Bezirks mit einem 
Kapitalbeſtande von 62 039 M find 2700 M zu Unter: 
ſtützungen an ſechs Anwaltswitwen verwendet worden. Aus 
der Kammerkaſſe zu Karlsruhe wurden zur Unterſtützung 
von Kammermitgliedern bzw. deren Angehörigen 1 200 M 
ausgeſetzt. Im Marienwerder Bezirke ſind zur Unterſtützung 
eines aus dem Amte geſchiedenen Anwalts und von Anwalts⸗ 
hinterbliebenen 1325 M bewilligt worden. Das rentierliche 
Vermögen des Münchener Fonds zur Unterſtützung in Not 
geratener bayeriſcher Anwälte belief ſich auf 115 888 M. 
Demſelben floſſen außer 890 M Strafgeldern an freiwilligen 
Beiträgen der Mitglieder des Münchener Bezirks 2 381 M, 
aus dem Bezirke Augsburg 601 M, und aus dem Bezirke 
Nürnberg 1000 M (nebſt 1 330 M Strafgeldern) zu; aus dem 
Fonds wurden 1 500 M Unterſtützungen an Kammermitglieder 
gewährt. Aus der Kaſſe des Penſionsvereins im Naumburger 
Bezirke, welche 211 Mitglieder zählt und ein Stammvermögen 
von 220 988 M beſitzt, erhielten 7 Penſionäre zuſammen 
8300 M und 55 Witwen 22 000 M Unterſtützung. Im 
Bezirke Poſen ſind an Angehörige von Kammermitgliedern 
zuſammen 950 M laufende und 550 M einmalige Unterſtützung 
gezahlt worden. Aus der Hilfskaſſe für mecklenburgiſche 
Rechtsanwälte, deren Vermögen auf 97 945 M angewachſen iſt, 
find zuſammen 2322 M Unterſtützungen gewährt. Von der 
Kammer find ihr 300 M zugefloſſen. Im Bezirke Stettin 


bezogen Anwaltshinterbliebene 2175 M Unterſtützungen. Im 
Bezirke Stuttgart wurden aus der Kammerkaſſe 200 M 
Unterſtützung bewilligt. 

Ferner erhielt der Bayeriſche Anwaltsgehilſen⸗Verband 
zu Augsburg aus der dortigen Kammerkaſſe eine Unterſtützung 
von 100 M, vom Bezirke Bamberg ebenfalls 100 M, von 
München 300 M und von Nürnberg 200 M; die Kranken⸗ und 
Sterbekaſſe der Bureaubeamten der Rechtsanwälte und Notare 
des Bezirkes Celle in Hannover 250 M und die Hilfskaſſe für 
Bureauangeſtellte im Bezirke Poſen 2000 M; letztere Kaſſe 
gewährte 1475 M Unterſtützungen. 


XII. Kaſſen verwaltung. 


Eine gleichmäßige Überficht der Einnahmen und Ausgaben 
herzuſtellen, iſt aus den früher bereits dargelegten Gründen 
fortdauernd nicht möglich. Der Vermögensbeſtand der Anwalts⸗ 
kammern betrug bis 5000 M in Augsburg, Braunſchweig, 
Darmſtadt, Frankfurt a. M., Jena, Oldenburg, Poſen und Zwei⸗ 
brüden, zwiſchen 5000 und 50 000 M in Colmar, Dresden, 
Hamm, Kiel, Marienwerder, München, Naumburg, Roſtock, 
Stettin und Stuttgart, über 100 000 M in Berlin. 

Die Höhe der Beiträge belief ſich im Berichtsjahre für die 
Reichsgerichtskammer auf 75 M, für Poſen auf 30 M, 
für Breslau auf 22 M, für Marienwerder, Naumburg 
und Nürnberg auf 20 M, für Celle, Darmſtadt, Dresden, Jena, 
Karlsruhe, Kiel, München, Roſtock und Stuttgart auf 15 M, 
für Frankfurt a. M. auf 12 M, für Augsburg, Colmar auf 
10 M, für Zweibrücken auf 7 M. Im Naumburger Bezirk wird 
von jedem neuzugelaſſenen Anwalt 10 M Eintrittsgeld erhoben. 


XIII. Kammerverſammlungen. 


Während des Berichtsjahres haben in den Bezirken Augs⸗ 
burg, Cöln, Oldenburg und beim Reichsgerichte je zwei Ver⸗ 
ſammlungen ſtattgefunden. Im übrigen haben ſich die Kammer⸗ 
mitglieder nur einmal verſammelt. Die Verſammlung des Be⸗ 
zirks Colmar fand in Straßburg ſtatt, die von Darmſtadt in 
Mainz, von Marienwerder in Graudenz, von Naumburg in 
Nordhauſen und die von Zweibrücken in Frankenthal. 

Die Zahl der teilnehmenden Mitglieder betrug bei der 
Verſammlung des Bezirks Berlin 187, Breslau 140, Colmar 59, 
Darmſtadt 41, Frankfurt a. M. 90, Hamm 28, Jena 28, 
Kiel 38, Marienwerder 42, Nürnberg 58, Poſen 71, Stettin 63, 
Stuttgart 72. 

Die Verſammlung in Augsburg ſetzte eine Kommiſſion ein 
zur Beratung einer Eingabe des bayeriſchen Rechtsanwalts⸗ 
gehilfen⸗Verbandes wegen Förderung ſeiner Intereſſen. Die 
Verſammlung in Braunſchweig beſchäftigte ſich auch mit der 
Frage der Errichtung einer Penſionskaſſe für Rechtsanwälte. 

In der Verſammlung des Bezirks Colmar wurde die 
Zahl der Vorſtandsmitglieder auf 12 feſtgeſetzt. Die von 
Darmſtadt bewilligte einen Beitrag von 500 M zu dem ans 
läßlich der 300 jährigen Jubelfeier der Landesuniverſität (1907) 
zu begründenden Jubiläumsfonds. 

Von dem Cölner Kammerbezirk wurden mit der Errichtung 
des Oberlandesgerichts Düſſeldorf die Landgerichtsbezirke Cleve, 
Düfjelderf und Elberfeld und die Amtsgerichtsbezirke Erkelenz, 
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und Wegberg abgetrennt. Zur Beratung über bie dadurch. 


erforderlich gewordenen Maßnahmen, insbeſondere in bezug auf 
Abänderungen der Geſchäftsordnung für Kammer und Vorſtand 
und in bezug auf eine Teilung des Kammervermögens zwiſchen 
der neuen Düſſeldorfer und der Cölner Kammer, fand am 
6. Oktober 1906 eine außerordentliche Kammerverſammlung 
ſtatt. In derſelben wurden die Grundſätze für eine neue Ge⸗ 
ſchäftsordnung und für die Vermögensteilung feſtgeſtellt. Es 
wurde unter anderm beſchloſſen, daß in Zukunft ſolche Kammer⸗ 
mitglieder, welche in zwei aufeinanderfolgenden Wahlperioden 
dem Vorſtand angehört hätten, für die nächſtfolgende Wahl⸗ 
periode nicht wählbar ſein ſollten. Dieſer Beſchluß wurde durch 
Beſchluß des Oberlandesgerichts als mit den Vorſchriften der 
Rechtsanwaltsordnung nicht vereinbar aufgehoben. 

In einer ferneren Verſammlung desſelben Bezirkes wurde 
eine neue Geſchäftsordnung für die Kammer und für den Vor⸗ 
ſtand feſtgeſtellt und ein Teilungsvertrag mit der Düſſeldorfer 
Kammer über das Kammervermögen genehmigt. Zufolge dieſes 
Vertrages verbleibt das Pheiferſche Vermächtnis zur ſtiftungs⸗ 
mäßigen Verwaltung der Cölner Kammer. Von dem ſonſtigen 
Vermögen erhält die Düſſeldorfer Kammer , entſprechend 
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dem Verhältnis der Zahl der am 16. September 1906 zu ihr 
übergetretenen zu der Zahl der bei der Cölner Kammer ver⸗ 
bliebenen Kammermitglieder, Der Teilungsvyertrag iſt ſeither 
zur Ausführung gelangt. 

Die Verſammlung in Hamm erklärte ſich mit dem Karls⸗ 
ruher Beſchluß vom 14. Januar 1905, betreffend den Abſchluß 
von Verträgen mit Intereſſenvereinen, einverſtanden. 

Die Karlsruher Verſammlung faßte folgenden Beſchluß: 
„Es empfiehlt ſich die Organiſierung unentgelilicher Rechts⸗ 
aus künfte für Unbemittelte durch die Rechtsanwaltſchaft. Die 
Kammerverſammlung empfiehlt den örtlichen Anwaltsvereinen 
die Errichtung von Rechtsauskunftsſtellen für Unhemittelte, 
in denen die ſich dazu freiwillig meldenden Vereinsmitglieder 
unentgeltlich tätig werden.“ 

In der Königsberger Versammlung wurde folgende Re⸗ 
folution., angenommen: „Die Verſammlung ſpricht ſich dahin 
aus, daß die früher wiederholt gerügten Mißſtände der neuen 
Gerichtsvollzieherorganiſation fortbeſtehen und eine Neuregelung 
des Gerichtsvollzieherweſens dringend erforderlich ſei.“ 

Die Verſammlung des Bezirks Zweibrücken erhöhte die 
Zahl der Vorſtandsmitglieder auf 11. 
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